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11. März 1907 161 
Vorſchläge zur Organiſation des Deutſchen A. 
499 (Roſenthal) 685 (Erythropel) 
687 (Delenheinz) 688 (Neumann) 
Wahl der Organiſationskommiſſion 645 818 
Vorſtand des Deutſchen A. 638 (Rechnungslegung) 644 
(Neuwahl) 
Herabſetzung der Mitgliedsbeiträge 646 
Berliner A. 
Schluß der Strafprozeßkommiſſion 160 


Sammelſtelle für Beobachtung der Wirkung geſetzlicher 


Beſtimmungen 344 
Petitionen von A. bei Oberlandesgerichten 93 721 
Anwaltszwang |. a. Juſtizreform 
Lokaliſierter Ka. Von Boehm 122° 


A. im Verfahren über Ablehnung eines Schiedsrichters. 


Von Kleineidam 123 


4 „„ 


Fri 2 1 


4 21 


Siikegifer 


Arbeiterverſicherung I. Kranken-, . Unfallver⸗ 
ſicherung 6 
Arbeitgeberverbände 
Klage gegen A. auf Widerruf der Ausſperrung 36413 
Argliſt ſ. Gewährleiſtung, Anfechtung der eigenen Willens⸗ 
erklärung 
Anwendung des Grundſatzes dolo facit qui petit quod 
statim redditurus est 100? 
Armeurecht 
Abſchriften aus den Gerichtzalten i in Armenſachen. Von 
Böckel 41 
Kann einem Nachlaßverwalter A. erteilt werden? 2625 23 
Kann dem Berufungsbeklagten das A. entzogen werden, weil 
ſeine Rechtsverfolgung im Verlaufe der Inſtanz ausſichtslos 
geworden iſt? 2634 
Arreſt und Einſtweilige Verfügung 
Zuläſſigkeit des A. gegen einen Vormund, der einer gericht⸗ 
lichen Sicherheitsauflage nicht nachkommt 203° 
Schadenserſatz wegen ungerechtfertigten A. 

14537 (iſt es ein Schaden, zur Erfüllung einer Schuld 
gezwungen zu werden?) 

20816 Wirkung des Vergleichs im Widerſpruchsverfahren. 
In welchen Fällen hat der Schadenklagerichter über die 
Berechtigung des A. zu befinden?) 

48525 (Einwand, daß der Schaden nicht auf der Vollziehung 
ſondern auf der bloßen Anordnung des A. beruht) 

E. V. (darf das ſtreitige Recht durch e. V. zur tatſächlichen 

Verwirklichung gebracht werden?) 485*° 

E. V. zum Schutz gegen die Bezichtigung einer Patentver⸗ 

letzung 750 25 

Arreſtgrund, Zuſtellung des A. an einen Generalbevoll⸗ 
mächtigten 839 18 
E. V. zum Schutz einer Anfechtung 83311 
Arzte (Zahnärzte ſ. d.) 
Unzuläſſigkeit des Verkaufs der Praxis 4733 des Wett⸗ 
bewerbsverbots 475 
Wann ſtellt ſich die Tätigkeit des Arztes als Gewerbe 
dar? 491% 
Unterbliebene Einholung der Zuſtimmung zu einer Operation 506 ? 
Auflaſſung 
Irrtümliche Erkärung der A. des ganzen Grundſtücks, von 
dem nur ein Teil veräußert werden ur 3275 5411 
Aufrechnung 
A. im Konkurſe f. d 
A. des ausgefallenen Hypothekengläubigers, der das Gnu 
ſtück erſtanden hat, gegen die Verbindlichkeit aus der Eigen⸗ 

tümergrundſchuld 12 

A. im deutſchen Prozeſſe über ausländiſche ahd. 
niſſe 47° 

Kann der Erlös eines Selbſthilfeverkaufs zur A. 3 
werden? 75“ 

replica compensationis 171! 

A. gegen die Gefindedienſtlohnforderung. Von Cordes 383 

A. gegen den Ausſtattungsanſpruch 510 10 

A. gegen den Anſpruch auf Rückzahlung des zur ä 
der Zwangsvollſtreckung Geleiſteten 5212 

A. gegen eine abgetretene Forderung 7423 


Auftrag 

Begründet die Einräumung eines Platzes auf einem ohnehin 
fahrenden Automobil eine Haftung aus A.? 99 

Ausland 
Vollſtreckungsurteil ſ. d. 

Priorität des ausländiſchen Warenzeichens (Frankreich) 202 
Aufrechnung gegen einen Ausländer im deutſchen Prozeß 47° 
Verſtempelung ausländiſcher Vollmacht zu inländiſchem Ge⸗ 

brauch 61° 
Zuſtändigkeit zur Scheidung ausländiſcher Ehen 127 7011 
Auslegung franzöſiſchen Wechſelrechts 29537 
Preisminderungsklage eines Deutſchen gegen einen Ausländer 
3597 

Auslegung 

Heranziehung mündlicher Beſprechungen zur A. einer Urkunde 
269 3 | 
A. des § 14 p Kommunalabgabengeſetz 683 

Auskunft | 

Klage auf Unterlaſſung falſcher A. (Verſtoß gegen die gute 
Sitte) 477 
A. innerhalb beſtehender Geſchäftsverbindung 36311 

Ausſetzung des Verfahrens; Unterbrechung ſ. d. 

A. bis zur Erledigung eines zwiſchen anderen Parteien 
ſchwebenden Rechtsſtreits 1457 67616 
Ungewißheit des Todes einer Partei 180 70 

Ausſtattung 
Verfügung des Vaters über eine Ausſteuerverſicherung 1516 
Leibrentenverſprechen zu Ausſtattungszwecken 3328 
Aufrechnung gegen den Anſpruch auf A. 51010 

Ausſperrung 
Klage gegen einen Arbeitgeberverband auf Zurückziehung der 

A. 36413 

Automobil 
Haftung für den Unfall eines Gaſtes 991 
Haftung für den Schaden, den ein Lehrling mit dem Motor⸗ 

rad anrichtet 1613 
Gewährleiſtung beim Verkauf eines gebrauchten A. 1731 
Vertragsmäßige Verpflichtung zur Inſtandhaltung einer 
Automobildroſchke gegen Anteil am Reingewinn 670“ 
Pflichten der Fußgänger im Straßenverkehr 7057 

Bankdepots 
Verzicht auf das Nummernverzeichnis 278“ 

Bankguthaben 
Überweiſung zugunſten eines Dritten 73° 

Bauentrepriſevertrag 
Beurteilung eines preußiſchen B. nach Inkrafttreten des 

Reichsrechts (Verjährung) 3251 3598. 

Baumſchulen 
Sind B. Beſtandteil oder Zubehör des Grundſtücks? 356 

Baupolizei 
Genehmigung fiskaliſcher Bauten. OVG. 584 
Rückſicht auf Erhaltung des Städtebildes, Verſchiedenheit der 

Rechtsgebiete. OVG. 724 

Bauunternehmer 
Verjährung der Forderungen der B. Von Freymuth 659 

Bauvertrag 
Wandlung eines B. 47918 

1 * 


4 Bivilvegiiter 


Banwerk 
Beweislaſt für gehörige Unterhaltung des B. 19 
Anforderungen an die Sorgfalt (Herabſtürzen eines vor einem 
halben Jahr erſt angebrachten Dachfenſters) 45“ 
Beamte 
Rechtsweg für das Dienſteinkommen preußiſcher Lehrer 215°: 
Reiſekoſten der B. (Recht auf Ruhepauſe vor Antritt der 
Rückreiſe) 6827 
Haftung des Staats für B. 
3747 (Rechtsſätze für die Rheinprovinz) 
39517 (Fälſchung begangen von einem Grundbuchrichter) 
Mittelbare Staats beamte 753 
Beſonderes Verfahren bei Klagen wegen Amtsüberſchreitung 
(Mecklenburg, Elſaß) 6228 842 
Beamtenfürforge 
Zuſammentreffen ſtaatlicher Haftpflicht mit B. 287 50 
Geldrente wegen Vermehrung der Bedürfniſſe 373 
Rechtsweg (Unterſchied von Dienſt⸗ und Erwerbsunfähigkeit) 
495 
Betriebsunfall 6838 851 (Wurmkrankheit) 
Bedingung 
Verkauf zu Börſenpreiſen — iſt die Fortdauer der Börſen⸗ 
notierungen Vertragsbedingungd 5° 
Hinderung des Eintritts der B. 357° 506“ (Bitte um 
Nichtannahme einer verbindlichen Offerte) 
Bereicherung 
Rückforderung der Gegenleiſtung für eine wegen Form⸗ 
mangels nichtige „feſte Verkaufsanſtellung“. Von Trau⸗ 
mann 217 
Unbefugte Darlehnsaufnahme durch einen Angeſtellten 249 11 
Rückforderung der Anzahlung nach Ausübung des Eigentums⸗ 
vorbehalts 31518 
Gegenſeitiges Zurückbehaltungsrecht bei Rückforderung der 
Leiſtungen aus einem nichtigen Geſchäft 4777 670 
Bergban 
Wie weit reicht die Haftung für Bergbauſchäden 9 (Erſatz 
für das im beſchädigten Haufe betriebene Gewerbe) 6025 
„Eigentumserwerbsſteuer“ für Begründung eines Rechts 
auf B.? 9225 
Pfandrecht an Kuren, Zurückbehaltungsrecht an Kuxſcheinen, 
abgeſonderte Befriedigung im Konkurſe p 156 
Zubußen 
285 (Stempelpflicht) 
7182 (Verfall des Bergwerksanteils wegen verſäumter Z.) 
Bergwerk 
Schloſſerei und Schmiede als Zubehör des B. 1285 
Berufungsinſtanz 
Unzuläſſige Klagänderung |. d. 
Ablehnung des ſchon in I. Inſtanz vernommenen Sach⸗ 
verſtändigen in der B. 266 *˙ 
Klagerweiterung in der B., welche auf den in I. Juftanz 
feſtgeſtellten Grund des Anſpruchs beſchränkt iſt 482° 
Iſt es zuläſſig, in der B. von Amts wegen das Klag⸗ 
fundament zu prüfen, wenn das Rechtsmittel ſich auf die 
Schuldfrage beſchränkt? 775 
Behandlung eines in erſter Inſtanz des Eheprozeſſes er⸗ 
gangenen, unzuläſſigerweiſe die Klage ohne Erledigung der 


Widerklage abweiſenden Verſäumnisurteils in B. und 
Reviſionsinſtanz 521% 
Muß das Urteil der B. eine ſelbſtändige gedrängte Streit⸗ 
ſtandsdarſtellung enthalten? 81 20511 
Bezugnahme auf Schriftſätze I. Inſtanz im Urteil der B. 
Aufhebung des Urteils der B., weil nicht klargeſtellt, ob 
das in der B. nicht wiederholte Verteidigungsmittel fallen 
gelaſſen werden ſollte 199 
Form des Urteils der B., das die erſtinſtanzliche Entſcheidung 
teils bedingt, teils unbedingt abändert. Unterbliebene Rüge 
im Läuterungsverfahren 19 
Abweiſung der ſtillſchweigend zurückgenommenen Klage oder 
Erledigung der Hauptſache? 108 
Muß der Eid wiederholt werden, der in der B. durch End⸗ 
urteil aufzuerlegen wäre, aber infolge unzuläſſigen Be⸗ 
weisbeſchluſſes ſchon in I. Inſtanz geleiſtet iſt? 6777 
Schadenserſatzanſpruch infolge Aufhebung des Vollſtreckungs⸗ 
titels 
519% (genügt Erſetzung der unbedingten durch bedingte 
Verurteilung zur unbedingten Rückzahlungsverurteilung ?) 
521 (Aufrechnung gegen den Rückzahlungsanſpruch) 
reformatio in pejus (Verwandlung des bedingten in un⸗ 
bedingtes Urteil) 7470 
Anſchlußberufung wegen eines in I. Inſtanz nicht ſtreitigen 
Betrags 838 
Beſcholtenheit ſ. Unbeſcholtenheit 
Beſchwerde 
Zuläſſigkeit der B. 
311“ (B. gegen Verweigerung einer Terminsbeſtimmung) 
678 0 21 (B. gegen Wertsfeſtſetzung des Oberlandes⸗ 
gerichts) 
Wahrung der Friſt (Erklärung der B. gegen den Beſchluß eines 
Obergerichts beim Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts) 26751 
B. der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Zurückverweiſung in die 
I. Inſtanz) 529 41 
Beſitz ſ. a. Eigenmacht 
Erwerb des B. (Abtretung des zukünftigen Beſitzanſpruchs 
1214 74718 
Schadenserſatz wegen Entziehung oder Vorenthaltung des B. 
40 (Vorenthaltung von Quittungskarten. Von Hilſe) 
443 (Beſchädigung beim Kampf um den Beſitz) 
Beſitzwechſelabgabe 
Keine B. bei Neubegründung eines Bergbaurechts 922 
Beſtandteil und Zubehör 
Weſentlicher Beſtandteil und Eigentumsvorbehalt 97 197 
(Neumann) 193 (Niſſen) 194 (Zelter) 
Eigentums vorbehalt an Maſchinen 12867 1295 242“ (fungible 
Kraftmaſchine) 
Verkauf von Zubehörſtücken durch den Pfandſchuldner 332 10 
Sind Baumſchulen B. oder Z. 356! 
Übernahme einer teilweiſe amortiſierten Hypothek beim Kauf 
eines Grundſtückes (iſt der Amortiſationsfonds Z.?) 702 
Sit der Fuhrpark 3. einer Glashütte? 703° 
Betrug |. Anfechtung, Gewährleiſtung 
Beweisauträge 
Wirkung zuläſſiger Ablehnung von B. für die Eideszuſchiebung 
1091? 


Bivilvegifter | 5 


Angriff gegen die Anwendung freien richterlichen Ermeſſens 
wegen Ablehnung geſtellter B. 310 
Ablehnung des Antrags auf Herbeiziehung von Ermittlungs⸗ 
alten 714% 
Beweisaufnahme 
B. außerhalb der Gerichtsſtelle zu anderer als feſtgeſetzter 
Zeit (wie lange muß der Anwalt auf den Richter warten?) 
392 18 
Bewelslaſt 
B. für die Urkundenfälſchung bei Echtheit der Unterſchrift 531° 
B. für Ausſchluß der Widerrechtlichkeit bei einer Tötung oder 
Körperverletzung 138° 
Nblichleit oder Vereinbarung der Gegenleiſtung 17513 
B. für Verſchulden des Frachtführers bei unermittelter Schaden⸗ 
urſache 368 
B. für das Verſchulden bei Lieferung giftigen Futters 541 
Umkehrung der B. hinfichtlich zugeſicherter Eigenſchaften durch 
Annahme als Erfüllung 5099 » 
B. für eigenes Verſchulden des Verletzten (Entſchädigung 
eines Kutſchers bei Wartung des Pferdes) 71017 
Wer hat bei Feſtſetzung einer lebenslänglichen Rente zu be⸗ 
weiſen, wann das höhere Lebensalter der Erwerbstätigkeit 
ein Ziel ſetzt? 440 
B. für Kenntnis der Vermittlertätigkeit des Mäklers 7441 
Schädigung durch widerrechtliche Zwangsvollſtreckung 841°: 
Biblisgraphiſche Überſicht 
B. U. von Waldſchütz über die Zeit vom 1. Dezember 1906 
bis 20. Mai 1907 423 
Bieterkolluſion 
B. bei einer Grundſtücksverſteigerung als Verſtoß gegen gute 
Sitten 201° 
Binn enſchiffahrt 
Haftet der Schiffseigner für Verſchulden des Schleppers? 
342 


Beiderſeitiges Verſchulden bei Schiffszuſammenſtoß 844 
Borſentermingeſchäft 
B. in Form des Kaſſageſchäfts 341 
Einfeitiger Differenzgeſchäftswille 744 
Botzkott 
Schädigung eines Gewerbes durch Flugblätter 3331 
Brandverficherung |. Verſicherungs vertrag 
vũrgſchaft 
B. und kumulative Schuldübernahme 477 
Übernahme der Haftung für eine Hypothek 105° 
8 1166 BEB. 1762 
Diligenzpflicht des Gläubigers nach e Recht und 
Bürgerlichem Geſetzbuch 2371 
B. eines noch im Handelsregiſter e früheren 
Kaufmanns 313 10 
Einwand der B. gegen einen Wechſelregreßanſpruch 339 
Geltendmachung der Gewährleiſtungsanſprüche durch den 
Bürgen 70815 
Eintritt des Bürgen in die e des Gläubigers 745 16 
831°? 
Civilyrozeß |. Juſtizreform 
Darlehn 
Rückwirkende Kraft des 5 247 des BGB. 739. 


Darlehnsvorvertrag 
Iſt der D. neben dem Darlehn ſtempelpflichtig? 581“ 
Abtretbarkeit des Anſpruchs aus dem D. 7081 
Delikt |. Schadenserſatz 1 d 
Dienſtbarkeiten 
Lichtrecht, pr. (Schutz eines Fenſters, durch das man aufrecht 
ſtehend überhaupt nicht ſehen kann) 291 
Beſtellung einer beſchränkten persönlichen D. zur Ermüög⸗ 
lichung eines wirkſamen Eigentums vorbehalts an Maſchinen 
(Neumannſcher Vorſchlag) 97 196 (Neumann) 193 (Niſſen) 
195 (Zelter) 
Übertragung einer persönlichen D. nach gemeinem Recht, 
Fortbeſtand einer nicht eingetragenen perſönlichen D. nach 
der Rechtsänderung 326 
Verletzung einer D. durch Schließung eines Eiſenbahnüber⸗ 
ganges 5467 
Dienſteinkommen 
Rechtsweg für das D. preußiſcher Lehrer 215 
Dienſtvertrag 
Verpflichtung zur Rechnungslegung aus dem D. 47911 
Differeuzgeſchaft 
D. und Kaſſageſchäft 278 
Doppelbeſteuerung 
Beſteuerung des außerdeutſchen Einkommens eines in 
Hamburg wohnhaften Preußen 187 21018 
Verteilung eines Betriebs auf mehrere Gemeinden 567 
(Oberverwaltungsgericht) 
Drohung ſ. Anfechtung 
Ebeanfechtungsklage 
Ehebruch der Frau in der erſten che Anfechtungsgrund 
für die zweite 31 
Unſchickliches Benehmen vor der Ehe 25717 
Ehegatten ſ. a. Entmündigung 
Streit zwiſchen Ehegatten über Herausgabe eines Kindes 
6° (Ausſetzung des Prozeſſes bis zur Entſcheidung des 
Vormundſchaftsgerichts, Einwand der Schikane) 
52941 (Vormundſchaftsgerichtliche Entſcheidung während 
des Eheprozeſſes) 
Schadenserſatzanſprüche: 
der Witwe wegen Verluſt des Ehemanns 2328 (Güter: 
gemeinſchaft), 18019 (Einwand, daß der Wegfall des 
Unterhaltsanſpruchs durch Beendigung der ehemännlichen 
Nutznießung aufgehoben wird), 3885 (mittelbarer 
Schaden der Laſt des Unterhalts der Kinder) 
des Mannes wegen Verletzung der bisher in ſeinem Ge⸗ 
werbe helfenden Ehefrau 101 
Abſchluß eines Vertrages, durch den der Mann die Frau 
verſichert, durch die Frau als Vertreterin des Mannes 
525 35 
Bolfiredungsborzug des Unterhaltsanſpruchs (Zuläſſigkeit der 
Abtretung des Kompetenzanſpruchs eines in Zwangs⸗ 
verwaltung verfallenen Fideikommiſſars zu dem Zweck 
ſeiner ehemännlichen Unterhaltspflicht zu genügen) 200“ 
Rechte des überlebenden Ehegatten am Nachlaſſe des ver⸗ 
ſtorbenen nach märkiſchem Provinzialrecht 238% 
Folgen des Widerrufs eines gegenſeitigen Teſtaments 242° 
Schenkung unter Ehegatten 7553 


Unterhaltsanſpruch der Frau, die nach Auflöſung der Ehe 
wieder als Haustochter lebt 835 18 
Ehegũterſtand 
Erſtattungsanſpruch der Frau wegen unbefugter Verfügungen 
17919 
Liegt in der Entgegennahme eines verpfändeten Sparkaſſen⸗ 
buchs eine genehmigungsbedürftige Verfügung des Mannes 
über den Rückgabeanſpruch? 2027 
Wird das der Frau als Vorbehaltsgut letztwillig Zugewandte 
auch dann Vorbehaltsgut, wenn der Erwerb ſchon vor der 
Eheſchließung eingetreten iſt? 25818 
Reviſibilität des weſtfäliſchen Provinzialrechts über Güter: 
gemeinſchaſt 373 
Verpflichtung der getrennt lebenden Frau zu Beiträgen für 
den ehelichen Aufwand 481185 
Eheherſtellung 
Bedarf es ausdrücklicher Feſtſtellung der Ernſtlichkeit des 
Herſtellungswillens? 107° 
Verträgt ſich die Ernſtlichkeit des Herſtellungsverlangens und 
feine Eventualverbindung mit der Scheidungsklage? 1415 
Mißbrauch des Rechts auf E. (Geſchlechtskrankheit) 48° 17812 
Ehemäklerlohn 
Mberblid über die Rechtſprechung des Me von 
Kuhlenbeck 35 
Eheſcheidung 
Zuſtändiges Gericht für die E. zwiſchen Ausländer 127“ 701! 
Einheitlichkeit des Urteils (Behandlung eines im Widerſpruch 
mit dieſem Grundſatze ergangenen Verſäumnisurteils) 52129 
Beſchränkung der Berufungsinſtanz auf die Schuldfrage in⸗ 
folge Beſchränkung des Rechtsmittels 775 
Ehebruch eines Geiſtesſchwachen 472 
Zerrüttung 
48° (Vorwurf der Unterſchlagung) 
4919 (Entſchuldigung einer erwieſenen Beſchimpfung mit 
der Vermutung vorausgegangener Reizung) 
1079 (Ergänzende Heranziehung der in einem früheren 
Prozeſſe vergeblich geltend gemachten Verfehlungen) 
1420 711 Unentſchuldbarkeit einer Züchtigung der Ehe: 
frau, in gebildeten und ungebildeten Ständen, trotz 
vorausgegangener Reizung 
259 1 Kann die Erhebung der Scheidungsklage als Beweis 
für das Vorliegen einer Zerrüttung dienen? 
67410 Ehewidriges Verhalten nach der Trennung nach 
Ehebruch des anderen Teils 
7011 (bösliche Verlaſſung §S 1568) 
Verluſt des Scheidungsrechts 
durch Verzeihung (Geſchlechtsverkehr, protestatio facto 
contraria, irrige Meinung der Frau, bis zu Erlaß des 
Scheidungsurteils zur Hingabe verpflichtet zu fein) 79° 
durch Verſäumung der Widerklage 107“ 391° 
Ehrengerichtliches Verfahren 
Wiederaufnahme des e. V. Von Syring 658 
Eidesbeweis 
Eideszuſchiebung für den Fall der Erfolgloſigkeit eines Be⸗ 
weisantrags (Wirkung der Ablehnung) 10912 
Eideszuſchiebung an den Fiskus über die Zahlung an eine 
nicht näher bezeichnete Verwaltungsſtelle 484 22 


Zivilregiſter 


Nichtbeachtung der Eideszuſchiebung wegen Erweis des Gegen⸗ 
teils unter gleichzeitiger Ablehnung angebotenen Zeugen⸗ 


beweiſes 520 715% 0 


Folgen unterbliebener Rüge eines unzuläſſigen Beweis⸗ 
beſchluſſes 518 
Leiſtung des Eides zufolge unzuläffigen Beweisbeſchluſſes. 
Muß in zweiter Inſtanz durch Urteil auf nochmalige 
Leiſtung desſelben Eides erkannt werden? 67717 
reformatio in pejus 747? 
Eigenmacht 
Berechtigte E. (Mitnahme eines Überführungsſtückes zur 
Polizeiwache) 44° 
Eigentumserwerb ſ. a. Auflaſſung 
E. am Flußbett 294586 
Nichtigkeit des E. wegen Irrtums 7572 
Gutgläubiger E. von einem Teil der Erben 83412 
Anfechtung einer Veräußerung unter E. 842“ 
Eigentumserwerbsſteuer 
Keine E. bei Begründung eines Bergbaurechts 9223 
Eigentumsvorbehalt 
E. an Veſtandteilen ſ. d. 
Rückforderung der Anzahlung nach Geltendmachung des E. 
31518 
Verzicht auf den E. durch Pfändung 74319 
Einwirkungen (Immiſſionen) 
Ortsüblichkeit (Umwandlung einer Fabritgegend in ein Villen⸗ 
viertel) 1720 
Beſchwerde des Nachbars, der das Grundſtück zum Bau der 
Fabrik verkauft hat 387“ 
Eiſenbahn ſ. Haftpflicht 
Eiſenbahnbauten 
Wer iſt Unternehmer bei E., Eiſenbahn⸗ oder Baugeſellſchaft? 
11739 
Eiſenbahnfracht 
Rechtliche Natur und Verjährung der Frachtzuſchläge 5621 
Eltern und Kinder 
Beſtellung der Mutter zum Vormund des außerehelichen 
Kindes 283° 
Einfluß der Verlegung des Wohnſitzes in ein anderes Rechts⸗ 
gebiet innerhalb desſelben Staates 711 
Erbrechtliche Folgen der Annahme an Kindesſtatt 1275 
Verfügungsrecht des Vaters über eine Ausſteuerverſicherung 
15185 
Ausſtattung ſ. d. 
Eheliche Geburt (Keine rückwirkende Kraft des BGB.) 51517 
Vormundſchaftliche Regelung des Verhältniſſes zwiſchen E. und 
K. während des Eheſtreits 529 #1 
Leiſtungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen, Aufbrauch des 
Kapitalvermögens 674 
Schadenserſatzanſpruch 
a) der Kinder bei Verluſt des Vaters 
28 16 130% (Anrechnung der wegfallenden Ver⸗ 
pflichtung zu unentgeltlichen Dienſten) 
711 (großjähriger Kinder) 
b) verletzter Hauskinder 
1685 (Einwand des Haftpflichtigen, daß die Ver⸗ 
unglückte ihren Unterhalt vom Vater empfangen habe) 
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340 (Feſtſtellung der Erwerbsfähigkeit einer unentgelt⸗ 
lich arbeitenden Haustochter) 
e) des Vaters wegen Verluſt des Sohnes 43013 
Enteignung 
Berechnung der Friſt für die Rechtsverfolgung 
8818 (altes oder neues Recht? p) 
2647 (nachträgliche Berichtigung des Feſtſetzungsbeſchluſſes) 
Verjährung des Zinſenanſpruchs 19232 
Wertsermittlung 
3033 (maßgebender Zeitpunkt (Erweiterung eines Truppen⸗ 
übungsplatzes, neue Anlage?) 
11920 (Erheblichkeit eines Beweisantrags über den Wert 
von Nichtbauland bei Enteignung von Bauland) 
7204 35 (Taxationsgrundſätze [Verkaufswert, Bauwert, Er⸗ 
tragsamt, Ziehung des Durchſchnitts]) 
61 (Anrechnung allgemeiner Vorteile, die auch den nicht⸗ 
enteigneten Nachbarn zugute kommen) 
Mieter: und Pächterſchaden 290 52 720 55 
S. a. Bergbau, Anlieger 
Entmündigung 
Gehör des Vaters bei E. eines Volljährigen 3987 
Anfechtungsklage des auf Antrag der Ehefrau Entmündigten 
gegen die inzwiſchen geſchiedene Ehefrau 74821 
Erbſchaft 
Geſamthandsverhältnis an Nachlaßaußenſtänden 78° 
Schenkungen eines Fiduziarerben 126° 
Beerbung angenommener Kinder 1275 
Erbeseinſetzung eines Ungeborenen 240° 
Eintrag einer fideikommiſſariſchen Subſtitution 29153 
Zuwendung unter Lebenden und in Anrechnung auf das Erb⸗ 
teil (Schenkung ?) OVG. 583 
Verfügungsrecht des befreiten Vorerben. Von Kempner 68 
Gutgläubiger Pfanderwerb von Bevollmächtigten eines Teils 
der Erben 834% 
Erbſchaftsſtener 
Berechnung der mutmaßlichen Dauer eines Rentenbezugs 
157 #3 
Erbvertrag 
Form des Widerrufs eines E. 2425 
Verträge über künftige Erbrechte, hypothekariſche Sicher⸗ 
ſtellung 244 
Erbverzicht 
Anfechtung des E. wegen Wuchers, Verſtoß gegen die guten 
Sitten 167“ 
Erfüllung 
Leiſtung E. halber oder an E. Statt (Verſchiedenheit der 
Gewährleiſtung) 13718 
Vorübergehende Unmöglichkeit der E. (Brand einer Mühle) 
159 #5 
Erfüllungsübernahmevertrag 170° 
Umkehrung der Beweislaſt wegen zugeſicherter Eigenfchaften 
durch Annahme als E. 5095 
Anrechnung mehrerer Leiſtungen ſ. Anrechnung 
Erfüllungsort 
E. bei der Preisminderungsklage 3597 
E. für die Zahlung bei Geſchäften mit Ausländern 386 1 
Ermeſſen ſ. Richter 


Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ſ. Ge 
noſſenſchaften 
Jabrik 
Weſentlicher Beſtandteil einer Fabrik, die ohne Veränderung 
zu verſchiedenen Fabrikationszweigen benutzt werden kann 
1286 7 
Fenſterreinigen 
Haftung des Dienſtherrn für einen Unfall des Dienſtboten 
beim F. 24910 
Ferienſachen 
Wechſelſachen im gewöhnlichen Prozeß 31316 
Feſtſtellungsklage ſ. a. Streitwert 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit des Feſtſtellungsurteils 80° 
F. wegen Schwierigkeit der Ermittelung des Schadenbetrages 
84 14 
F. gegen die Steuerveranlagung (Hamburg) 187° 
Negative F. 
gegen den urſprünglichen Gläubiger nach Abtretung der 
Forderung 478° 
ohne Berühmung 48217 
wegen einſtiger Folgen eines Unfalls 832° 
FJFideikommiß 
Abtretung des Kompetenzanſpruchs eines in Zwangsverwal⸗ 
tung geratenen Fideikommißinhabers an ſeine Ehefrau zur 
Deckung ihres Unterhaltsanſpruchs 2004 
Eintrag einer fideikommiſſariſchen Subſtitution 29152 
Widerſpruchsklage des Fideikommißinhabers gegen eine unzu⸗ 
läſſige Pfändung ins Fideikommißgut 52250 
Firma 
Verkauf einer nicht eingetragenen F.; Löſchung der über⸗ 
tragenen aber noch nicht umgeſchriebenen F. auf Antrag 
des früheren Geſchäftsinhabers; Schadenserſatz durch Wieder⸗ 
eintrag der vertragswidrig gelöſchten F. 8212 
Vertragswidrige Weiterübertragung der F. 5231 7158 
Ausſchluß des Übergangs von Geſchäftsſchulden einer Zweig⸗ 
niederlaſſung 679 
Einträge im Handelsregiſter eines Konſuls 681 
Übertragung einer F. infolge nichtigen Geſchäfts 843% 
Verhältnis des Bürgen, der den Geſchäftsgläubiger befriedigt 
hat, zu dem Übernehmer der F. 831° 
Fiskus 
Baupolizeiliche Genehmigung fiskaliſcher Bauten OVG. 584 
Vertretung des F. 83817 
Flugblätter 
Schädigung des Gewerbebetriebs durch Vertrieb von F. 
33311 
Fluchtlinien 
Entſchädigung eines Anliegers, der mit Rückſicht auf geplante 
Tieferlegung der Straße ſeinen Neubau eingerichtet hat, 
wegen Unterbleibens derſelben. 721 
Fortdauer franzöſiſchen Rechts unter dem ee 
723 OVG. 
Flußbett 
Eigentumserwerb am F. 294 
Fragerecht 
Unterbliebene Klarſtellung, ob erſtinſtanzliches Vorbringen 
fallen gelaſſen iſt 1997 


8 Zivilregiſter 


Frachtgeſchaft 
Eiſenbahnfracht |. d. 
Haftung des Frachtführers bei unermittelter Schadensurſache 
368 17 
Verjährung des Schadenanſpruchs wegen poſitiver Vertrags⸗ 
verletzung 3309 
Friſtberechuung 
Anwendung des Bürgerlichen Geſetzbuches auf Ausſchlußfriſten 
im Enteignungs verfahren 8815 
Jorderungen 
Anrechnung bei Mehrheit der F. 328“ 
Form 
Verträge einer Landgemeinde p 8919 
Leibrentenverſprechen zu Ausſtattungszwecken 33218 
Geſellſchaften m. b. H. 
Heilung der Formloſigkeit des Gegenleiſtungsverſprechens 
für Abtretung eines Geſchäftsanteils durch Vollziehung 
15318 
Übertragung von Geſchäftsanteilen der Geſellſchaft ſelbſt 
37021 
Vorvertrag zur G. m. b. H. 394 
Bedingte Auflöſung der G. m. b. H. 317 
Grundſtücksveräußerungen 
Wirkung des Formmangels bei teilweiſer Beurkundung 
13413 
Mehrjähriger Mietsvertrag in Verbindung mit Kauf eines 
Grundſtücks 166 
Rückforderung der Gegenleiſtung für einſeitige Bindung, 
wenn ſie wegen Formmangels nichtig war. Von Trau⸗ 
mann 217 
Formloſe Annahme formrichtiger Offerte 246° 
Mündliche Auseinanderſetzung einer Geſellſchaft, zu deren 
Vermögen Grundſtücke gehören 303° 
Beurkundung in deutſcher Sprache, wenn einer der Ver⸗ 
tragſchließenden ihrer nicht mächtig iſt 506° 
Beurkundung eines Tauſches als Kauf 508° 
Beurkundung durch den Gemeindebeamten (bloße Unter⸗ 
ſchriftsbeglaubigung) 5087 
Anſpruch der Geſellſchaft auf Übereignung von Grund⸗ 
ſtücken gegen einen Geſellſchafter, der ſie für die Geſell⸗ 
ſchaft in eigenem Namen erworben hat 8305 
Gebrauchs muſter 
Schutzfähigkeit von Maſchinenbeſtandteilen 68025 71831 
Gebühren der Rechtsanwälte ſ. d. 
Gehalt 
Erſtreckt ſich die Pfändung des G. auf ſpätere Zulagen 
und Penſion 338% 
Geiſteskrankheit |. Geſchäftsunfähigkeit 
Geiſtesſchwäche 
Entſchuldigung des Ehebruchs mit G. 472 
Gemeinde 
Gültigkeit der Verträge einer Landgemeinde 8919 
Rechtsweg über Kreisbeihilfen zum Wegebau einer G. 
143% 
Verpachtung der Gemeindejagd an den Gemeindevorſteher 
oder deſſen Verwandte 532“ 
Beamte der G. (mittelbare Staatsbeamte) 754 50 


Gemeindeſtener ſ. a. Doppelbeſteuerung 
Keine Eigentumserwerbsſteuer bei Begründung eines Berg⸗ 
baurechts 9222 
Begriff der nachträglichen Veranlagung OVG. 120 683 
89 14, 69 pr. Kommunalabgabengeſetz (Prinzipfragen) 683 
f 


Generalvertretung ſ. Alleinverkau 


Genoſſenſchaft 
Verpflichtung einer G. durch unbefugte Darlehnsaufnahme 
eines ſchlecht beaufſichtigten Beamten 249 11 
Bildung eines Geſchäftsanteils aus einer Sacheinlage 276% 
Beſtimmung der Höhe des Nachſchuſſes durch den Konkurs⸗ 
verwalter 37050 


Beginn der Anfechtungsfrift für einen in der General- 


verſammlung nicht erſchienen Genoſſen 490 
Ausſcheiden eines Genoſſen während des Anfechtungsprozeſſes 
490 38 
Kündigungsrecht des Gläubigers eines Genoſſen. Von 
Marcus 539 
Gerichtsorganiſation 
Berliner G. von Neumann 3 
Gerichtsvollzieher ſ. a. Wechſelproteſt 
Haftet der G. für Erteilung des Zuſchlags zu einem unver: 
hältnismäßig niedrigen Gebot? 19258 
Zum Gerichtsvollzieherweſen. Auſſatz von Meyer 466 
Geſamtſchuldverhältuis 
Geſamtſtandsverhältnis der Erben am Nachlaßaußenſtand 78. 
G. unter offenen Handelsgeſellſchaften, nachdem der eine ohne 
Liquidation ausgeſchieden iſt 1357. 
Annahme ſtillſchweigenden Ausſchluſſes eines G. bei Ver⸗ 
pflichtung eines nicht rechtsfähigen Vereins 136 16 
Geſchäftsausſchuß 
G. des Anwaltvereins zufolge des Leipziger Beſchluſſes 824 
Geſchäfts unfähigkeit 
Vorausſetzung der Anordnung und Aufhebung einer Ge⸗ 
brechlichkeitspflegſchaft über einen Geiſtesgeſtörten (Antrag 
des Pfleglings, vorübergehende Natur der Störung) 
1981 
Feſtſtellung voller G. eines wegen beſchränkter G. Ent⸗ 
mündigten 7371 
Geſchäftsgeheimnis 
Ausniltzung eines G. durch frühere Angeſtellte 25214 
Geſchmacksmuſter 
Neuheit und Eigentümlichkeit 189 20 
Geſellſchaft 
G. oder Kauf? (Einräumung eines Alleinverkaufsrechts gegen 
Gewinnanteil) 1035 
Mündliche Auseinanderſetzung einer G. zu deren Vermögen 
Grundſtücke gehören 303° 
Stillſchweigender Ausſchluß der Geſamtſchuldhaftung (Ge⸗ 
ſchäfte eines nicht rechtsfähigen Vereins) 13615 
Anſpruch der Geſellſchaft auf Übereignung von Grunbftüden 
gegen einen Geſellſchafter, der ſie zunächſt in eigenem 
Namen für die Geſellſchaft erworben hat 830° 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Form des Geſellſchaftsvorvertrags, der Übertragung von Ges 
ſchäftsanteilen u. a. m. ſ. Form 
Bedingte Auflöſung des Geſellſchaftsvertrags 3172 
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Ungleichmäßige Heranziehung der Geſellſchafter zur Ein⸗ 
zahlung auf Stammeinlagen 371 
Rechte des ſtillen Geſellſchafters eines in G. m. b. H. umge⸗ 
wandelten (als Sacheinlage eingebrachten) Geſchäfts 4878 
Strafhaftung des Geſchäftsführers für Stempelvergehen einer 
G. m. b. H. 3962 
Gewährung der Einlage durch Bezahlung von Schulden 
8457 
Geſtändnis 
Tatſache (Üblichkeit einer Proviſion) 264 
G. des „Klaganſpruchs als ſolchen“ 67615 
Geſetzwidrigkeit eines Vertrags |. Sittenwidrigkeit 
Vertrieb eines eingezogenen Werks im Auslande 116 15 
Geſindelohn 
Aufrechnung und Zurückhaltung. Von Cordes 383 
Geſtundung |. Stundung 
Gewährleiftung 
Allgemeines 
Abtretung einer Forderung a an Erfüllungsſtatt 137 
Erheblichkeit der Mängel 17311 
Rechte des Bürgen 70812 
Zufiherung einer Sacheigenſchaft (Einkaufspreis) 4 
Argliſtiges Verſchweigen (Verjährung nach 8 852 BGB.) 
3585 
Mängelrüge und Rücktrittserklärung bei Teillieferungen 
14985 
Nechtsmängel 
Polizeiver bote 478° 
Übernahme aller Laſten im Klub (gehören dazu auch 
unbekannte Dienſtbarkeiten 7) 669 
Beweislaft 
Umkehrung der Beweislaſt durch Annahme als Erfüllung 
509 8 9 
Beweislaſt für Verſchulden bei Lieferung giftigen Futters 
541 
Wandlung ſ. a. Viehmängel 
Wandlungsanſpruch im Konkurſe 182 
Erbieten zur Beſeitigung des Fehlers 300 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der Wandlungsver⸗ 
pflichtung 361“ 
Mangelhaftigkeit einer von mehreren zuſammengehörigen 
Sachen 478 0 
Wandlung des Bauvertrags wegen Verwendung vertrags⸗ 
widriger Baumaterialien 47912 
Minderung 
Anderung der zwiſchen Minderung und Wandlung ge⸗ 
troffenen Wahl in der Berufungsinſtanz (Klagände⸗ 
zung?) 465 
Minderung eines teilweiſe geſtundeten Kaufpreiſes. Von 
Kiefe 355 
Erfüllungsort für die Minderung (Inland oder Ausland 
3597 
Minderung nach Verbrauch der Kaufſache 367 
Minderung vor Abnahme des Werks 3317 
Schadenserſatz 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der Wandlungs⸗ 
verpflichtung 361. 


Schadenserſatz wegen Lieferung giftigen Viehfutters 541°" 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 670° 
Verjährung 
Verjährung des landrechtlichen Anſpruchs auf Erſatz nach⸗ 
träglich erhobener Straßenbaukoſten 44 
Verjährung trotz Wahrung der Anzeigefriſt 1385 
Garantiefriſt 174 
Beginn der Verjährung (Übergabe, vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung) 248° 
Verjährung beim Werkvertrag (Bauvertrag, Transport⸗ 
vertrag) 3251 330° 359 
Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs wegen argliſtigen 
Verſchweigens (8 852 BGB.) 3585 
Vie hmängel 
Wandlung bei Verweiſung des Fleiſches auf die Freibank. 
Von Schumacher 220 
Werkvertrag 
Entbehrlichkeit der Friſtſetzung bei unbeſtrittenen Mängeln 1617 
Erbieten zur Beſeitigung des Fehlers 300“ 
Verjährung 3251 330° 359 
Wandlung des Bauvertrags wegen Verwendung vertrags⸗ 
widriger Baumaterialien 4791 
Erhebung des eee, vor Abnahme des 
Werkes 3317 


Gewerbe 


Störung des G. 
25118 (Vereitelung geſchäftlicher Ausſichten) 
33311 (Verbreitung von Flugblättern) 
5051 (Erweiterte Negatorienklage) 
Leiſtung für den Betrieb des G. (kurze Verjährung) 359“ 
Wodurch wird der ärztliche Beruf zum G. 4914 
Gewerbebetrieb im Umherziehen innerhalb des Wohnorts 
OVG. 495 
Verſteuerung eines in . Gemeinden betriebenen G. 
OVG. 567 


Gewerbsgeheimnis 


Ausnutzung von G. durch frühere Angeſtellte 25214 
Verſuch der Geheimhaltung eines patentirten Verfahrens 147 


Grundbuch 


Verfügungsrecht des befreiten Vorerben. Von Kempner 68 

Eintrag eines Widerſpruchs von Amtswegen. (Liegt noch 
eine Unrichtigkeit des G. vor, wenn gegen den unrichtig 
eingetragenen Eigentümer verſteigert und der Erſteher 
zum Eintrag gelangt iſt ?) 15237 

Löſchungsbewilligung eines Vorerben 21219 

Eintrag der fideikommiſſariſchen Subſtitution 29155 

Eintrag eines Ungebornen 240° 

Fortbeſtand einer nicht eingetragenen Dienſtbarkeit g. Rechts 326 

Verpflichtung des Notars zur Einſicht des G. 514 

Vormerkung wegen eines Anfechtungsanſpruchs 8331 


Grundbuchrichter 


Haftung des G. für die Koſten des Prozeſſes zur Beſeitigung 
eines unzuläſſig eingetragenen Widerſpruchs 15237 
Haftung des Staats für den G. 39517 


Grunddienſtbarkeit |. Dienſtbarkeit 
Grundſtücksveräußerung 


Formbedürftigkeit der G. ſ. Form 
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Rückforderung der Gegenleiſtung für die auf Zeit über⸗ 
nommene Verpflichtung zur G. wegen Formmangels 217 
(Aufſatz von Traumann) 

Mündliche Auseinanderſetzung einer Geſellſchaft, zu deren 
Vermögen Grundſtücke gehören; vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung 303° 

Auflaſſung des ganzen Grundſtücks, von dem nur ein Teil 
veräußert werden ſoll 397° 

G. unter Übernahme einer teilweiſen amortiſierten Hypothek 
(hat der Verkäufer bei Fehlen einer Vertragsbeſtimmung 
den Amortiſationsbetrag herauszuzahlen?) 7022 

Anſpruch der Geſellſchaft auf Übereignung von Grundſtücken, 
die ein Geſellſchafter im eignen Namen für die Geſellſchaft 
erworben hat 830° 

Grundſtückswert 

Grundſätze für die Wertsermittlung (Gebäudewert, Extrags⸗ 
wert, Verkauſswert, Ziehung des Durchſchnitts aus ab⸗ 
weichenden Ergebniſſen) 71935 720 

Gutgläubigkeit 

Erwerb eines abredewidrig ausgefüllten Blankowechſels ohne 

Ausſtellerunterſchrift 339 28 
Haftpflicht |. a. Schadenserſatz 2 

H. des Tierhalters ſ. d. 

Betriebsunfall 26 27610 31519 340% 39415 8446 

Höhere Gewalt 5823 27611 

Anwendung des § 254 BGB. in Fällen der H. 199% 

Sachſchaden bei Eiſenbahnen 1321 2991 7551 

H. und Beamtenfürſorge 287 50 

Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte und Notare. 

Bemerkungen zur H. Von Direktor Georgi 577 

Handelsgeſellſchaften 

Offene H. 

Aktienzeichnung einer offene H. Wirkung ihrer Auflöſung 
auf das Bezugsrecht der Emiſſion neuer Aktien 11215 

Rückwirkung des §8 142 HGB. auf ältere H. 314 

Recht des nicht geſchäftsführenden Geſellſchafters auf 
Auskunftserteilung 52352 

Klage gegen die offene H. und eines ihrer Geſellſchafter 
(kann dieſer allein verurteilt werden?) 71223 

Auseinanderſetzung der Geſellſchaft ohne Liquidation (ſchadet 
die Erfüllungsweigerung des Geſellſchafters, der das 
Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernommen hat, 
dem Ausgeſchiedenen?) 135“ 

Auflöſung der offenen H. während eines Prozeſſes 3131 
51518 

Stille Geſellſchaft 
Rechte des ſtillen Geſellſchafters bei Umwandlung des 

Geſchäfts in eine G. m. b. H. 48728 

Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 

Vertretung der Kommanditgeſellſchaſt im Prozeſſe über 
Aufhebung von Generalverſammlungsbeſchlüſſen. Un⸗ 
zuläſſigkeit eines namens der Kommanditgeſellſchaft und 
im Auftrage des Aufſichtsrats, ohne Mitwirkung eines 
Komplementars, eingelegten Reviſion 486 

Prozeß des einzigen Komplementars gegen die Kommandit⸗ 
geſellſchaft (wird ſie in dieſem Falle durch den Auf⸗ 
ſichtsrat vertreten?) 51619 


Handelsregiſter 
Wirkung der unterbliebenen Löſchung eines früheren Kauf⸗ 
manns (Gültigkeit mündlicher Bürgſchaft) 31316 
Wiedereintrag einer mitübertragenen, vertragswidrig gelöfchten 
Firma 8213 
Handelsſitte 
Unkenntnis der H. (Minderkaufmann) 1493“ 
Handlungsagent 
H. oder Handlungsgehilfe? 165“ 
Handlungsgehilfe 
Selbſtändiger Kaufmann oder H. 111“ 1653 
Kündigung aus Gründen, die vor der Anſtellung liegen 543“ 
Klage auf Unterlaſſung von Nebendienſten 672° 
Hausbeſitzer 
Verantwortlichkeit des H. für den Zuſtand des Gebäudes 
454 6737 7055 (Maß der anzuwendenden Sorgfalt bei 
Aberwachung des baulichen Zuſtandes ) 
1697 (Gleitender Teppichbelag) 
7058 (Sturz eines Gaſtes über die niedrige Fenſter⸗ 
brüſtung) | 
109 10 332 3641? (Streupflicht im Haufe, auf öffent: 
lichen und Privatwegen) 


332 (Übertragung der Verantwortlichkeit auf den Mieter 


einer Gaſtwirtſchaft) 
Heiratsvermittlung 
Klagbarkeit der Vermittlungsproviſion (Kuhlenbeck) 35 
Höhere Gewalt ſ. Haftpflicht 
Hilfskaſſe 
Beihilfe der Anwaltskammern 34 65 217 345 466 569 
653 685 824 
Tagesordnung der außerordentlichen Generalverſammlung 
vom 20. Januar 1907 1 33 
Bericht über dieſelbe 65 
Statutenänderung laut Beſchluſſes derſelben 193 
Verwendung des Kapitalgrundſtocks. Von Roſenthal 352 
Mannheimer Tagesordnung 378 465 
Geſchäftsbericht 653 
Mannheimer Beſchluß 575 
Hypothek und Grundſchuld 
Allgemeines 
Hat der perſönliche Schuldner des Hypothekengläubigers 
und der Bürge einen Anſpruch auf Benachrichtigung von 
der Zwangsverſteigerung? 3033 17716 
Übernahme der Haftung für eine H. (Bürgſchaft?) 1057 
Eintrag einer H. zugunſten eines Ungeborenen 240° 
Übergang der H. auf den perſönlichen Schuldner oder Mit: 
ſchuldner, der den Gläubiger befriedigt hat 3057 
Verkauf von Zubehörſtücken durch den Pfandſchuldner 33210 
Ungenügende Bezeichnung der geſicherten Forderung im 
Eintrag und in der Eintragsbewilligung 5131 
Übernahme einer teilweiſe amortiſierten H. in Anrechnung 
auf den Kaufpreis 7022 
Übernahme der H. ohne Beobachtung des § 416 BGB. 742° 
Briefhypothek 
Abergabe des Briefes durch Abtretung des Anſpruchs auf 
Herausgabe, insbeſondere vor Entſtehung des Briefes 
1214 3562 5141“ 
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Konkurseröffnung vor Briefübergabe 1057 
Verpfändung des Briefs unter Zuſtimmung des Miteigen⸗ 
tümers 33414 N 
Fälſchung des Briefs durch den Grundbuchrichter (Haftung 
des Staats) 39517 
Zurückhaltung des wegen Nichtigkeit der Verpfändung 
herauszugebenden Briefs bis zur Rückgabe der Gegen⸗ 
leiſtung 4777 
Eigentümerhypothek (Grundſchuld) 
Eigentümerhypothek des Hypothekenſchuldners, Aufrechnung 
ausgefallenen Hypothekars, der das Grundſtück erſtanden 
hat 12 
Vormerkung 256 1° 
Abtretung 711 
Teumiffionen |. Einwirkungen 
Internationales Privatrecht 
Erfüllungsort der Zahlung 3861, der Preisminderung 3597 
Schenkung unter Ehegatten 755 52 
Invalidenverſicherung |. Quittungskarte 
Irrtum ſ. Anfechtung, Nichtigkeit 
Jagd 
Vertragsmäßiger Verzicht auf Schonzeit (Verſtoß gegen gute 
Sitten, Geſetzwidrigkeit) 7045 
Verpachtung der Gemeindejagd an den Gemeindevorſtand oder 
deſſen Verwandte 5324 
Inſtizre form 
Verhandlungen des Mannheimer Anwaltstages 
Bericht von Fiſcher I., Cöln 569 
Stenographiſches Protokoll: Hachenburg 600, Wannow 620, 
Beſchluß 637 
Verhandlungen des Leipziger Anwaltstages 
Protokoll 767, Beſchluß 815 
Bildung des S. 815 beſchloſſenen Ausſchuſſes 824 
Eingaben und Beſchlüſſe der Anwaltskammern und Anwalts⸗ 
vereine 
Nürnberger Eingabe 93, 121, (Boehm), 469 (Geiers⸗ 
höfer) 
Karlsruher Eingabe 721 
Frankfurter Beſchlüſſe 723 
Aufſätze 
Zur Kompetenzerweiterung im allgemeinen: Schulze 65, 
Stern 223, Jaſtrow 229, Jacobſohn 321, Krückmann 
380, Weſtrum 468, Spohr 500, Koffka 533, Leviſon 661, 
Zelter 690 
Zur Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens: Jaſtrow 229, 
Striemer 729 
Zur geplanten Pauſchalierung: Goldfeld 663, Frank, Bloch, 
Fürſt, Wolff, Zelter 690 700 
Einfluß der Novelle auf die Anwälte der Oberlandes⸗ 
gerichte: Friedeberg 163, Zelter 503, Koffka 297, 533, 
Lots 471 
Zur Strafprozeßreform von Jordan 69 
Literaturbeſprechung 215 
Juriſtiſche Perſon ſ. Rechtsfähigkeit 
Kartelle 
Vertretungskartelle der Anwälte in Amtsgerichtsſachen. Von 
Schmale 537 


Kauf 

Gewährleiſtung ſ. d. 

Form des Grundſtückskaufs ſ. Form 

Beſtimmung des Preiſes nach Börſennotierungen, die gar 
nicht vorgenommen werden 55 

K. oder Geſellſchaft? (Einräumung des Alleinverkaufs gegen 
Gewinnanteil) 1035 

Stempelpflichtigkeit des K,. von Baumaterialien 531“ 

Übernahme einer teilweiſe amortiſierten Hypothek beim K. 
eines Grundſtücks 702° 

Kaufmann 

Bürgſchaft eines früheren, im Handelsregiſter noch nicht ge⸗ 
löſchten Kaufmanns 313 10 

Firma ſ. d. 

Kinder Annahme an Kindesſtatt ſ. Eltern 
Kirche 

Inkorporation einer K. in ein Kloſter 371° 

Verwendung eines patentierten Glockenantriebs (gewerbs⸗ 
mäßig?) 49250 

Kirchendotation 

Preußiſche Kabinettsorder vom 25. September 1834 für die 

rechtsrheiniſchen Gebiete 2925. 
Kirchenpatron 

Privatrechtliche Natur der Verpflichtung, die der K. in ſeiner 
Eigenſchaft als Unternehmer einer Neuſiedlung übernommen 
hat 8717 

Kirchliche Steuerfreiheit 
Grundſteuerfreiheit der Konviktsgebäude 232 OVG. 
Klage 

Feſtſtellungsklage ſ. d. 

K. auf Abänderung des Urteils auf zukünftige Leiſtungen 
(S 323 ZPO). Kann das Klagerecht einredeweiſe verfolgt 
werden? 5206 

Klagänderung 

Uebergang von der Minderung zur Wandlung in der Be⸗ 
rufungsinſtanz 465 

Wechſel für die Bezeichnung der Klagpartei (Gemeinde ſtatt 
Sparkaſſe) 81m 

Nachträgliche Geltendmachung einer Abtretung 871° 

Stillſchweigende Genehmigung der K. 3919 

Vollſtreckungsgegenklage gegen abgetretenen Schuldtitel 181“ 

Erklärung des Komplementars, der die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien verklagt hat, daß er die Klage gegen die Ge⸗ 
ſamtheit der Kommanditiſten richte 51610 

Keine Reviſion gegen Zulaſſung der K. 518 

Erſtreckung der Klage gegen die offene Handelsgeſellſchaft 
auf die Geſellſchafter 71223 

Klagerweiterung 

K. in zweiter Inſtanz, nachdem die erſte den Anſpruch dem 

Grunde nach feſtgeſtellt hat 48219 
Klagzurücknahme 

K. durch Unterlaſſung eines Antrags zur Hauptſache in der 

Berufungsinſtanz 10811 
Konkurs 

Patentverletzung durch den Konkursverwalter 58 22 

Ausbruch des K. vor Übergabe des Hypothekenbriefs 1057 

Kann der Konkursverwalter die Aufnahme eines Prozeſſes 
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ablehnen, in dem der Gemeinſchuldner zur Löſchung des Letztwillige Berfũ gung 


Warenzeichens bereits verurteilt war? 1080 
Wandlungsanſpruch im K. 182 
Aufrechnung bedingter und im K. nicht verfolgter Anſprüche 
gegen eine Maſſeforderung 275 
Feſtſtellung der Dividende, die auf eine Maſſeſchuld entfällt, 
im Urteil 679% 
Rangvorbehalt 703. 
Ausſonderungsrecht 
Wirkung des Eigentums vorbehalts (Rückforderung der An⸗ 
zahlung) 31518 
Abſonderungsrecht 
Stillſchweigende Aufgabe des Abſonderungsrechts 1091? 
Annahme der für den Ausfall berechneten Zwangs⸗ 
vergleichsdividende 2371 
Pfandrecht an Kuren, Zurückbehaltungsrecht an Kuxſcheinen 
156 42 
Entſteht ein Abſonderungsrecht im Nachlaßkonkurſe durch 
einen vor dem Erbfall erlaſſenen, aber nach demſelben 
zugeſtellten Pfändungsbeſchluß? 207“ 
Konſulargerichtsbarkeit 
Firmenregiſter 6812 
Konvikt 
Grundſteuerfreiheit der Konviktsgebäude 232 OVG. 
Körperverletzung 
Beweislaſt für den Notwehreinwand 13819 
Vorausſehbarkeit des tödlichen Erfolges 514 
Krankeunverſicherung 
Rückforderung zu Unrecht erhobener Beiträge 389 
Krankenverſicherungspflichtigkeit ärztlicher Angeſtellter (Sana⸗ 
torium) 491 
Herberge zur Heimat (Gewerbe?) 422 OVG. 
Kredit 
Kündigung eines (ſog. revolvirenden) Wechſelkredits 27035 
Kriegsinvalidität infolge Schiffbruchs 848 50 
Kündigung |. a. Mietvertrag 
Kündigungsrecht des Gläubigers eines Geſellſchafters oder 
Genoſſenſchafters. Von Marcus 539 
Kunſtſchutz 
Bühnenbild 489 51 
Ladung 
L. nach Vergleichsſchluß. Beſchwerde über verweigerte Termins⸗ 
beſtimmung 311 
Landgemeinde 
Vertragsabſchluß einer L. 8919 
Laſten 
Vertragsmäßige Übernahme aller L. eines Grundſtücks. Ge⸗ 
hören dazu unbekannte Dienſtbarkeiten? 669? 
Lebensverſicherung ſ. Verſicherungsvertrag 
Lehrer 
Rechtsweg für das Dienſteinkommen preußiſcher L. 215° 
Haftung des L. für Körperverletzungen unter Schülern 255 16 
Leibrentenverſprechen 
L. bei Schenkungsabſicht p 90 50 
L. zu Ausſtattungszwecken (Form) 3322 
Leihe 
Welche Verwendungen hat der Entleiher zu tragen? 2445 


Errichtung 

Eigenhändiges Teſtament | 
4911 (offenbarer Schreibfehler im Datum) 
1435 (Briefform, abgekürzte Ortsangabe) 
36615 (Angabe falſchen Datums bei Wiederholung eines 

richtig datierten Teſtaments) 

Fehlende Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben 
könne 260 

Gegenſeitige Erbeinſetzung unter Nichtehegatten 836 1* 

Sonſtiges 
Pflichtteil ſ. d. 

Nichtigkeit der l. V. wegen Übergehung eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten 203° 
Erbeinſetzung Ungeborener 240° 
Lichtrecht ſ. Dienſtbarkeit 
Literatur 

Bibliographiſche ÜUberſicht von Waldſchütz 423 

Anzeigen und Beſprechungen 64 215 232 321 348 466 
685 

Lizenzvertrag 

Kauf oder Pacht? (Überlaifung einer territorial begrenzten 

ausſchließlichen Lizenz) 13617 
Mäklervertrag 

Rechtſprechung des Reichsgerichts. Von Kuhlenbeck 34 

Herabſetzung der Mäklergebühr nach Zahlung eines Teils 
(ft nun auch der Reſt verhältnismäßig herabzuſetzen ?) 
512 

Beweislaſt für Kenntnis der Vermittlertätigkeit 74414 

Maſchinen 
Eigentums vorbehalt an M. ſ. Beſtandteil 
Mietsvertrag 

Kündigung 
1415 (verweigerte Aftermiete) 

1510 (Bemeſſung des Zinſes nach monatlichen Zeit⸗ 
abſchnitten und monatlicher Zahlung) 

705° (vertragsmäßige Halbjahresfriſt. Kündigung vor 
dem Einzuge) 

Haftung des Vermieters für Schadhaftigkeit der Mietſache 
73? 

Aberlaſſung des Beſitzes von der verſprochenen Vermietung 
gegen Verpflichtung zur Tragung der Laſten des Grund⸗ 
ſtückes 100 

Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen neben der Kün⸗ 
digung 102 N 

Mieter und Untermieter bei Zwangsverſteigerung 101° 

Mehrjähriger Mietsvertrag ohne Schriftform 166“ 

Verteilung der Streupflicht bei Glatteis zwiſchen Mieter und 
Vermieter 33239 | 

Keine Rückwirkung des § 567 BGB. auf unkündbare Miets⸗ 
verhältniſſe preußiſchen Rechts 511 

Verletzung des Vermieterpfandrechts durch Verkauf (Prüfungs⸗ 
pflicht des Käufers) 6725 

Kurze Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen 709“ 

Mietzinspfändung 

Aufleben der M. nach Beendigung der Zwangsverwaltung 

59% 
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Minderkaufleute | 
Ungenügende Urteilsbegründung, beschränkt auf das Merkmal 
des Umfangs des Geſchäftsbetriebes 551? 
Miteigentum 
Teilung des M. nach Art. 883 c. o. 99% 
Monopol |. Alleinverkauf 
Mündlichkeit des Verfahrens 
Praktiſche Aufhebung der M. durch Vertretungskartelle der 
Anwälte. Von Schmale 587 
Nachdruck 
N. von Theaterzetteln 530% 
Nacherbſchaft |. Erbſchaft 
Verfügungsrecht des befreiten Vorerben. Von Kempner 68 
Verpflichtung des Vorerben zur Einreichung eines Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes wegen des Nacherbrechts eines Un⸗ 
mündigen 1993 
Löſchungsbewilligung eines Vorerben 212 
Erben des vorverſtorbenen Nacherben 259 0 
Nachfriſt |. Rücktritt 
Nachlaßpfleger |. Pfändung 
Nachlaßverwalter 
Unzuläſſigkeit der Erteilung des Armenrechts an den N. 
262 *˙ 
Nameurecht 
Vertragswidrige Uberlaſſung einer Firma an Fremde 71525 
Negatorienklage 
Exweiterte N. auf Unterlaſſung von Eingriffen in ein geſetzlich 
geſchütztes Recht 477 5061 5075 
Nichterfüllung |. Rücktritt 
Nichtigkeit ſ. a. Form, Sittenwidrigkeit 
Teilweiſe N. eines Rechtsgeſchäfts 5“ 
Lückenhafte Beurkundung eines Grundſtückskaufs 13418 
Auflaſſung des ganzen Grundſtücks, während nur die Ver⸗ 
äußerung eines Teils gewollt iſt 3273 5411 
Beiden Teilen erkennbar zweideutiger Wortlaut des Ver⸗ 
trages 386 
Zurückhaltung des wegen Nichtigkeit der Pfändung heraus⸗ 
zugebenden Hypothekenbriefs bis zur Rückgewähr der 
Gegenleiſtung 4777 
Aufhebung eines Urteils, das den nur anfechtbaren Vertrag 
als nichtig behandelt 506 
N. des obligatoriſchen wie dinglichen Vertrags wegen 
Irrtums über die Kreditwürdigkeit des andern 737° 
Schreibfehler in einer Vertragsurkunde 8251 
N. der Übertragung einer Firma 843% 
Norm 
Bedeutung einſeitiger Gebührennormierung eines Architekten⸗ 
vereins 175° 
Notar 
Ausſtellung einer amtlichen Bescheinigung ohne Prüfung des 
Sachverhalts 871 
Wertermittlungspflicht des Notars zum Zweck der Stempel⸗ 
berechnung 176“ 
Verpflichtung des N. zur Einſicht des Grundbuchs 51415 
Haftpflichtverſicherung der Notare. Von Dr. Georgi 577 
Haftung des N. für feinen Bureauvorſteher 741” 
Notfriſt |. Wiedereinſetzung 


Notwehr 
Beweislaſt 13819 
Offene Handelsgeſellſchaft |. H. 343*° 
Offerte |. Vertragsſchluß 
Ofſiziere 
Rechtsweg. Sind O. „Staatsdiener“? 
Partei 
P. und Anwalt 5012 
Parteibezeichnung 
Wechſel der Parteibezeichnung (Klagänderung . 81u 31310 
Patent 
Patentverletzung des Konkursverwalters 58 * 
Kann ein Verfahrenspatent durch Verkauf der ihm dienenden 
Maſchine verletzt werden? 18525 
Vernichtung eines P. während der Reviſionsinſtanz des 
Patentprozeſſes 278 . 
Unbefugte Anwendung eines geſchützten Glockenantriebs in 
einer Kirche (gewerbsmäßig?) 49255 
Anmeldung einer fremden Erfindung mit Einwilligung des 
Erfinders. Widerruf derſelben 5277 
Einſtweilige Verfügung zum Schutz gegen die Bezichtigung 
einer Patentverletzung 750 
Patentgerichte 
Von Magnus 665 
Patentſtreitverfahren vor dem Reichsgericht 
Stellung der Rechtsanwälte im P. Von Iſay 222 
Penfion 
Erſtreckt ſich die Gehaltspfändung auf die an die Stelle 
tretende P.? 33850 
Pfandrecht ſ. Verpfändung 
Pfändung 
Aufleben der Mietzinspfändung nach Beendigung der Zwangs⸗ 
verwaltung 59 
Zuſtellung der bei Lebzeiten des Erblaſſers angekündigten 
Pfändung ohne Umſchreibung der R an 
den Nachlaßpfleger 207. 
Ergreift die Pf. des Gehalts auch Zulage und Penſion? 
338 20 
Pfändung eines Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsanteils. 
Von Marcus 539, 540 
Pflegſchaft 
Vorausſetzungen der Pflegſchaft für einen Geiſtesgeſtörten 
1981 
Pflichtteil 
Abergehung eines unbekannten Pflichtteilsberechtigten 203° 
Berechnung des P. (Märkiſches Provinzialrecht) 2383 
Verjährungsbeginn (Verkündung des Erbvertrags) 335 15 
Poſtanweiſung 
Wer hat bei Fälſchung einer P. den Schaden zu tragen? 
1641 
Proteſt |. Wechſelproteſt 
Protokoll 
Beweiskraft von Prototolanlagen 14628 
Abweichender Wortlaut des Tenors im P. und Urteil 147 50 
Prozeßagent 
Scheinzeſſion zur Umgehung verſagter Zulaffung. 
Küfter 161 


Von 
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Prozeßkoſten 
P. in Verwaltungsgerichtsſachen 583 (OVG.) 
Prozeßreform ſ. Juſtizreform 
Quittungskarte 
Schadenserſatzanſpruch wegen Vorenthaltung der Q. Von 
Hilfe 40, Leonhard 824 
Naufhandel 
Tod des Verſicherten infolge Beteiligung an einem R. 5268 
Rechnungslegung 
Verpflichtung zur R. aus Dienſtvertrag (Teil der Vor⸗ 
leiſtung) 47911 
Rechtsanwälte |. a. Juſtizreform 
Wahl der Richter aus den Anwälten, Einfluß der Anwalt 
ſchaft bei Beſetzung der Richterſtellen. Von Neumann 2 
Erteilung von Abſchriften in Armenſachen. Von Böckel 41 
Obliegenheiten des R., dem eine Quittungskarte von einem 
andern als dem Verſicherten in Verwahrung gegeben iſt. 
Von Hilſe 40, Leonhard 824. 
Kann der Partei das Wort entzogen werden, weil ſie Aus⸗ 
führungen machen will, die der Anwalt abgelehnt hat 5012 
Haftung des Anwalts für Verjährung einer ihm rechtzeitig 
übertragenen Klage (Feſtſtellung des vorausſichtlichen Aus⸗ 
gangs des unterbliebenen Prozeſſes) 1241 
Aſſoziation von R. mit Quotenverteilung 130° 
R. im Reichstage 232 534 808 
R. im Patentſtreitverfahren vor dem Reichsgericht. Von 
Iſay 222 
Haftpflichtverſicherung der R. Von Direktor Georgii 577 
Vertretungskartelle der R. im Amtsgerichtsprozeß. Von 
Schmale 537 
Geſetzliche Regelung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen R. und 
Klient. Bericht von Bloch auf dem Mannheimer Anwalts⸗ 
tage 647 
Wiederaufnahme des ehrengerichtlichen Verfahrens. Von 
Syring 658 
Rechtsfähigkeit 
R. der Sparkaſſen (rheiniſche Städteordnung, Wechſel der 
Parteibezeichnung) 811 
Rechtsgebiet 
Verlegung des Wohnſitzes in ein anderes R. desſelben 
Staates 1711 
Oeffentlich rechtliches R. in Preußen 373° 
Nechtsgeſchäft ſ. Vertragsſchluß, Anfechtung uſw. 
Rechtskraft 
R. vermöge Zurücknahme des Rechtsmittels infolge Vergleichs 
31010 39213 521 
Abänderung rechtskräftiger Urteile S 323 ZPO (nur Klage 
oder auch Einrede?) 55055 
R. eines Verſäumnisurteils, durch welches im Eheprozeß 
unzuläſſigerweiſe nur die Klage ohne die Widerklage er⸗ 
ledigt iſt 52128 
Rechtsmittel |. Berufung, Beſchwerde, Reviſion 
Rechtſprechung 
R. des Reichsgerichts von Kuhlenbeck LXIII. Mäkler⸗ 
vertrag 34 
Rechtsweg 
Kreisbeihilfen zum Wegebau der Gemeinden 143?* 


Hamburgiſche Steuerſachen 187° 
Dienſteinkommen preußiſcher Lehrer 2152 
Beſchädigung von Grundſtücken durch Zuſchauertribünen bei 
einer Kaiſerparade 28045 5 
Ausgaben der örtlichen Polizeiverwaltung 2895 
Sind Offiziere „Staatsdiener“? 34328 
Rückforderung von Krankenkaſſenbeiträgen 389° 
Rechts verhältniſſe der Knappſchaften OVG. 496 
Schließung eines Bahnübergangs trotz beſtehender Dienſtbar⸗ 
keit 5467 
Reviſion wegen der Zuläſſigkeit des R. (keine neuen Tat⸗ 
ſachen) 937 10 
Rechtswidrigkeit |. Negatorienklage, Schadenserſatz, Sitten⸗ 
widrigkeit 
Reform des Zivilprozeſſes ſ. Juſtizreform 
Reichsgericht 
Zur Entlaſtung des R. Von u 688 
Reichstag 
Rechtsanwälte im R. 232 634 808 
Reiſekoſten 
R. der Staatsbeamten (Recht auf Ruhepauſen) 68227 
Rente ſ. Leibrente, Schadenserſatz 5 
Meſtitutionsklage 


R. auf Grund einer Urkunde, die ſich in erſt herbeizuziehen⸗ 
den Akten befindet, und in me vorgelegt werden 
kann? 28613 


Reviſible Rechtsnormen 


Weſtfäliſches Provinzialrecht (Gütergemeinſchaft) 3732“ 

Franzöſiſches Recht im Bezirke des Oberlandesgerichts Frank⸗ 
furt 3111 

8 13b des VI. Badiſchen Konſtitutionsedikts 755 32 


Reviſion 


R. wegen unterbliebener Ermäßigung einer Vertragsſtrafe 1213 
Einfluß des Konkursverfahrens auf den Prozeß 

15 (Aufhebung des nach Eröffnung erlaſſenen Urteils 
auch ohne Rüge) 

1082 (Kann der Konkursverwalter die Aufnahme ablehnen, 
wenn ſchon eine Verurteilung des Gemeinſchuldners zur 
Löſchung eines Warenzeichens vorliegt?) 

713“ (R. vor Aufnahme des Verfahrens) 

Reviſionsbeſchwerde verſagten rechtlichen Gehörs (Abſchneidung 
von Ausführungen, die das Gericht für unerheblich hält 
und der Anwalt nicht vorbringen will) 50°? 

Zweifelhaftigkeit der Entſcheidungsgründe, Möglichkeit tat⸗ 
beſtandswidriger Auffaſſung 146 

Verſchiedener Wortlaut des Tenors in Urteil und Protokoll 
147 30 

Anſchließung ohne ſelbſtändige Beſchwerdeſumme (macht es 
einen Unterſchied, ob ſie vor oder nach Beginn der Be⸗ 

gründungsfriſt eingelegt wird?) 14933 

Vollſtreckbarerklärung des Berufungsurteils, ſoweit es nicht 
angefochten, in Abweſenheit des Reviſionsklägers 267 30 
Vernichtung eines Patents nach eingelegter Reviſion im 

Patentverletzungsprozeß 278“ 


Reviſionseinlegung 


R. namens der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien im Auftrage 
des Aufſichtsrats 4862 
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R. ohne Angabe des Urteilsdatums 6781 
R. vor Aufnahme des ausgeſetzten Verfahrens 713“ 83919 
Neviſionsbegründung 
Unterſchrift des Rechtsanwalts beim Reichsgericht unter die 
von einem anderen verfaßte R. 14732 39314 
Unzureichende Prozeßrüge 1812 
Bezugnahme auf Anlagen 181: 
Wahrung der Friſt durch die R. eines bayriſchen Anwalts 
20615 
Lauf der Friſt während der Ferien in Wechſelſachen 31316 
Mangel der Bezeichnung des verletzten Geſetzes 48218 
Unterbliebene Rüge der Unvollſtändigkeit des Zwiſchenurteils 
über den Grund des Anſpruchs 48220 
Erläuterung mangelhafter Prozeßrüge in der mündlichen 
Verhandlung 484 
R. zu einem Teil der Reviſion, der für ſich allein nicht die 
Reviſionsſumme ergibt 484% 
Reviſionsſumme | 
Mangelnde Glaubhaftmachung der R. für eine negative 
Feſtſtellungsklage gegen einen nicht bezifferten Anſpruch 547 
Wertsminderung gebrauchter Maſchinen 5418 
Schätzung des noch nicht endgültig bezifferten Schadens 80° 
837 ¹⁰ 
Anſpüche, für die keine Begründung gegeben iſt, werden nicht 
mitgerechnet 484“ 67718 
Glaubhaftmachung im Warenzeichenſtreit (Parteieinver⸗ 
ſtändnis in der Vorinſtanz) 521 
Vertragsſtrafe und Schadenerſatz als Nebenforderungen 
675 13 14 
Richter 
Wahl der R. aus Anwälten, Einfluß der Anwälte auf Be⸗ 
ſetzung von Richterſtellen (von Neumann) 2 
K. als Sittenrichter. Von Armbruſter 353 
Nichterliches Ermeſſen 
Ablehnung von Beweisanträgen in den Fällen r. E. 310 11 
Einſtellung einer Zwangsvollſtreckung 840 20 
Nücktritt vom Vertrage 
K. und Mängelrüge wegen Teillieferungen 14953 
R. neben Anfechtung 165° 
R. vom Verlöbnis 17817 
R. vom Werkvertrag 362° 
R. von der Wandlung 36310 
R. wegen Nichterfüllung (Auslegung des Wortes R.) 386° 
Beiderſeitiger R., gegenſeitige Zurückhaltung 670“ 
RN. wegen pofitiver Vertragsverletzung 706° 
Nachfriſt (vertragsmäßig beſtimmte) 70619 
R. ohne Nachfriſt (Ablehnung oder Weigerung der Erfüllung?) 
8307 
Setzung der Nachfriſt durch nicht bevollmächtigten Vertreter, 
nachträgliche Genehmigung 826 
Nüge ſ. a. Reviſionsbegründung 
Unterbliebene R. eines unzuläſſigen Eides beweis beſchluſſes 
5182? 
Hubegebaltstafie 


Außerordentliche Generalverſammlung vom 20. Januar 1907: 


Tagesordnung 1 
Bericht von Harnier 346, Weißler 348 


Mannheimer Generalverſammlung 575 
Genehmigung 725 
Aufruf von Elze 824 


Sammelſtelle 


S. des Berliner Anwaltvereins für Beobachtungen über die 
Wirkung der Geſetze 344 


Schadenserſatz 


1. Verpflichtungsgründe (Verſchulden ſ. d.) 
a) Haftpflicht ſ. d. 
b) Haftung des Tierhalters ſ. d. 
c) Vertragshaftung 
Poſitives und negatives Vertragsintereſſe. 
39 
Beſchädigung eines Automobilgaſtes 991 
Verantwortlichkeit des Schiedsrichters 176 15 
Verantwortlichkeit des Dienſtherrn für den Unfall eines 
Dienſtmädchens beim Fenſterputzen 249 10 
Lieferung giftigen Futters, Beweislaſt für das Ver⸗ 
ſchulden 541 
Anſpruch auf S. ſtatt der Vertragsanfechtung 6703 
Verantwortlichkeit des Gaſtwirts für den Sturz des 
Gaſtes über die niedrige Fenſterbrüſtung 705 
S. wegen Nichterfüllung ſ. Rücktritt 
Auskunft ſ. d. 
Anwendung des § 847 BGB. in Fällen der Vertrags⸗ 
haftung 829 
d) Vertragloſe Haftung 
Streupflicht bei Glatteis 10 10 25102 3322 36415 
Vorenthaltung einer Quittungskarte. Von Hilſe 40, 
Leonhard 824 
Hebungskoſten im Hafen geſunkener Schiffe 421 
Ausgabe einer Anleihe mit aufgedruckter falſcher Zu⸗ 
ſicherung, daß dieſe Anleihe einen Vorrang vor 
ſpäteren genieße 8313 
Anſpruch auf S. wegen Aberbaus 125 
Sachſchaden bei Eiſenbahnen 13211 2991 75531 
Fortſetzung einer vor 1900 begonnenen unerlaubten 
Handlung (Vorenthaltung des rechtswidrig in Beſitz 
Genommenen) 49538 
Arztliche Operation ohne Zuſtimmung 506 
e) Verletzung des Eigentums und gewerblicher Schutzrechte 
Überbau 125 
f) Gewerbstätigkeit 
Bergbauſchäden ſ. Bergbau 
Immiſſionen ſ. Einwirkungen 
g) Störung fremder Gewerbstätigkeit 
Beeinträchtigung von Geſchäftsausſichten 25113 
Boykott 3331 74617 
Nachdruck eines abgeänderten . 53012 
h) Verſtoß gegen Schutzgeſetze: vac. 
i) Prozeſſuales Verhalten 
Arreſtſchlag 1457 20815 
Aufhebung des erſtinſtanzlichen Vollſtreckungstitels 519 
521°? 
Widerrechtliche Zwangsvollſtreckung 8412 
k) Beſchädigung durch Sachen 
Bauwerk (Herabſtürzen eines Dachfenſters) 45 * 
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Beſchädigung durch vom Baugerüft herabfallende Steine 
10 11 


1) Behördliche Maßnahmen 


Enteignung ſ. d. 
Nachteile der Anlieger öffentlicher Straßen ſ. An⸗ 
lieger. 


m) Verantwortlichkeit der Beamten, Richter, Notare, Rechts⸗ 


anwälte |. d. 

Haftung des Grundbuchrichters für Prozeßkoſten, die zur 
Beſeitigung eines unzuläſſig eingetragenen Wider⸗ 
ſpruchs aufzuwenden find 15237 

Haftung des Gerichtsvollziehers wegen Zuſchlages zu 
einem überaus niedrigen Gebot 1923 verſäumten 
Wechſelproteſtes 92 21 

Verpflichtung des Notars zur Einſicht des Grundbuchs 
51415 

Haftung des Notars für feinen Bureauvorſtand 7417 

Haftung des Zwangsverſteigerungsrichters und feines 
Gerichtsſchreibers für Verſtöße gegen das Verfahren 
828. 


2. Verſchulden, Entlaſſungsgründe (höhere Gewalt ſ. Haft⸗ 


pflicht) 
a) Fahrläſſigkeit des Verpflichteten 


Streupflicht bei Glatteis 10° 0 251 332 36412 

Sorgfalt bei Überwachung des baulichen Zuſtandes 
454 737 

Falſche Zuficherung des Vorrangs der Anleihe einer 
Aktiengeſellſchaft durch Aufdruck auf den Anleihe⸗ 
ſcheinen 8318 

Gleitender Teppichbelag 1697 

Pflichten der Dienſtherrſchaft zur Vermeidung von Un⸗ 
glücksfällen der Dienſtboten 249 10 8295 

Vorausſehbarkeit des tödlichen Erfolges einer Körper⸗ 
verletzung 51414 

Beweislaſt für Verſchulden bei Vertragserfüllung 541 
(Lieferung giftigen Futters) 


Vorausſehbarkeit (Verſtoß des Zwangsverſteigerungs⸗ 


richters) 828“ 


b) Eigenes Verſchulden des Verletzten 


Aufſpringen auf einen fahrenden Straßenbahnwagen 
98 7405 

Herausſpringen aus durchgehendem Geſchirr 307 

Einwand eigenen Verſchuldens des Getöteten gegen die 
Anſprüche der Erben 308° 

Benutzung der unter der Eiſenbahn hinführenden Straße 
mit einem zum Scheuen geneigten Pferde 36919 

Freiwilliger Eintritt in eine Gefahr zur Erfüllung einer 
ſittlichen Pflicht (Verſuch der Lebensrettung) 6733 

Pflichten der Fußgänger im Automobilverkehr 7057 

Beweislaſt (Verletzung eines Kutſchers beim Anſchirren 
des Pferdes) 71017 

Unterbliebene Heilungsmaßnahmen 740° 


e) Beiderſeitiges Verſchulden 


Franzöſiſches Recht 119° 

Anwendung des 5 254 BGB. in Haftpflichtfällen 199° 
7405 6 

Unfall eines Dienſtmädchens beim Fenſterreinigen 249 10 


Verſchulden des Verletzten und gemeinſchaftliches Ver⸗ 
ſchulden zweier Beklagter 477° 

Schiffszuſammenſtoß 844 

d) Verſchulden Minderjähriger und Geiſtesſchwacher: vac. 
e) Ausſchluß der Haftung für verſicherungspflichtige Betriebs⸗ 
unfälle 

Verluſt des Anſpruchs trotz rechtskräftiger Abweiſung 
des Rentenantrags 396 16 

f) Befugte Verletzung 

Notwehr 77 138 

Einwilligung zur Operation 506° 

Einwilligung zur Tötung 709 10 

8) Verjährung 

Beginn und Unterbrechung 302° 

Verjährung nach § 852 BGB. Fortdauer der ſchädi⸗ 
genden Wirkung 83210 

3. Berechtigte und Verpflichtete 
a) Haftung für Dritte 

Verſchulden des Chauffeurs 
161° (Sachſchaden) 

991 (Verletzung des Automobilgaſtes) 

Schädigung des Poſtfiskus durch Auszahlung einer 
Poſtanweiſung infolge betrügeriſchen Verhaltens eines 
Angeſtellten 164 

Verantwortlichkeit des Lehrers für Verletzungen der 
Schüler untereinander 255 15 

Haftung des Binnenſchiffseigners für Verſchulden des 
Schlepperführers 342% . 

Haftung des Notars für ſeinen Bureauvorſtand 7417 

b) Entlaſtungsbeweis 

Nachweis ſorgfältiger Auswahl des Angeſtellten 669 
674° 

Einwand, daß der Schaden auch bei forgfältiger Aus⸗ 
wahl eingetreten wäre 333 13 

Verſchulden bei der Auswahl eines Sachverſtändigen 
8305 

c) Anſpruch Dritter 

Entſchädigungsanſpruch der Witwe 

236 1301 (Anrechnung des Vorteils durch Auf 
hebung der Gütergemeinſchaft oder des Nutz⸗ 
nießungsrechts beim Tode des Ehemanns, Witwen⸗ 
penfion, freie Verwertung der Arbeitskraft) 

3885 Entſchädigung der Witwe für die auf fie treffende 
Unterhaltslaſt) 
Entſchädigungsanſpruch des Ehemanns für entgehenden 
Dienſt der verunglückten Ehefrau 1011 
Entſchädigungsanſprüche der Kinder 
1300 340 (Wegfall der Verpflichtung zu unent- 
geltlichen Dienſtleiſtungen) 

168° (Einwand gegen die Klage einer Haustochter, 
daß ſie den Unterhalt nach wie vor vom Vater 
empfange) 

308% (Einwand eigenen Verſchuldens des Ge⸗ 
töteten) 

71119 (Anfprüche einer großjährigen Tochter) 

Entſchädigungsanſpruch des Vaters wegen Verluſt des 
Sohnes 48018 
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d) Kauſalzuſammenhang 
Vorenthaltung einer Quittundskarte. 
Leonhard 824 
Anſpruch auf S. gegen einen Rchtsanwalt wegen Ver⸗ 
jährung einer Klage 1241 . 
Tod in der Narkoſe bei der Operation 750 
4. Inhalt, Umfang, Bemeſſung des S. | 
Schadenserſatz in Natur (Wiedereintrag einer gelöſchten 
Firma) 821% 
Unterſchied vertraglicher Haftung und Anſpruchs aus un⸗ 
erlaubter Handlung; Nichtanwendung des § 847 BGB. 
bei Vertragshaftung 991 
S. wegen Nichterfüllung (ift die geringſte zuläſſige oder 
die wahrſcheinliche Vertragserfüllung maßgebend?) 169° 
compensatio lueri cum damno 2338 61 13010 
133u 340% i 
Berückſichtigung des zunehmenden aa 340% 
5. Prozeſſuale Behandlung des S. 
Beweislaſt 77 161 1380 8411 
Feſtſtellungs⸗ oder Leiſtungsklage 84“ 7111 
Zwiſchenurteil über den Grund des S. f. Urteil 
Feſtſtellungsklage wegen künftiger N eines Unfalls 
832? 
Checdfäbigteit 
Zur Frage der paffiven S. Von Breit 731 
Schenkung 
Sofortige Vollziehung der S. durch Anweiſung oder Ab⸗ 
netung 732 3295 
S. einer Leibrente 90% 
Emnbanwung des Beſitzes vor der S. 1005 j 
Anfechtung einer belohnenden S, durch Fibugiarerben 126° 
Stillſchweigende Annahme 3295 | 
S. eines Blankoakzepts mit Ausfüllungsbefußnis 5436 
Vorausnahme der Erbteilung durch Zuwendung eines Grund⸗ 
ſtlicks unter Lebenden OVG. 583 a 
Schenkungswiderruf 744 
S. unter ausländiſchen Ehegatten 755 
Schiedsgericht 
Anwaltszwang im Verfahren über Ablehnung eines Schieds⸗ 
richters. Von Kleineidam 123 
Haftung des Schiedsrichters 17615 . 

Novation des dem Schiedsvertrage unterliegenden u 
niſſes 3632 | 
Echiffbruch „ 
Kriegsinvalidität infolge S. 8480 

Schit ane | 
S. im Familienrecht 6° 
Schiffe ſ. Binnenſchiffahrt, Seerecht 
Schriftfäge 
Bezugnahme auf S. I. Inſtanz im 8 
3111 
ſ. a. Urteil (Tatbeſtand) 


Von Hilſe 40 
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Schriftwert 


Erliſcht das Urheberrecht durch Einziehung? 16 | 
Nachdruck eines Theaterzettels 530 9 N 


Einſeitiges S. 70915 


* F * 1 


Schuldübernahme SE N 


Sogn. kumulative S. 477 
Erfüllungsübernahme 170° 
Übernahme der Hypotheken ohne Beobachtung des 8 416 
BGB. 742° 
Schuldverſchreibung |. Stempelſteuer 
Seerecht 
Haftung des Reeders für Hebungskoſten 241 
Selbſthilfeverkauf 
Aufrechnung mit dem Erlöſe eines S. 754 
Sittenwidrigkeit (Verſtoß gegen die gute Sitte) 
. Heiratsvermittlung 35 
Erteilung ungünſtiger Auskunft unter Ablehnung angebotener 
Richtigſtellung 47 
Aſſoziation unter Rechtsanwälten mit Quoteuberteilung 
130 
Wucher Erbverzicht) 167. | 
Bieterkolluſion in der Zwangsverſteigerung 2015 
Ausnutzung fremder Betriebsgeheimniſſe 2521 
Boykott 33311 74617 
Ausſperrung 36418 
Verkauf einer ärztlichen Praxis 473° 
Vertragsmäßige Hinausſchiebung des Zinſenlaufs bis zur 
ie Feſtſtellung der Verſicherungsentſchädigung 


EN 4751 49497 
Ausnutzung eines obſiegenden Urteils im Wettbewerbe 
527 50 
Verzicht auf Schonzeit bei Jagdverpachtung 704 
Sondergerichte 
Prorogation auf den Geheimen Juſtizrat 530 
Patentgerichte. Von Magnus 685 
Sparkaſſe 
Rechtsfähigkeit einer ſtädtiſchen S. 8111 
Spiel (Hydra ſ. Stempel) 
Börſenſpiel in Form des Kaſſageſchäfts 341 
Staat | 
Haftung des S. für Beamte 374 97 395 17 
Staatsbeamte 
„Mittelbare“ S. p. 754 
Statutenkolliſion 
Verlegung des Wohnſitzes in ein anderes . des⸗ 
ſelben Staates 711 
Schenkung unter ausländiſchen Ehegatten 755 
Städte 
Rechtsfähigkeit der ſtädtiſchen Sparkaſſe 8111 
Rechtsweg wegen Ausgaben der örtlichen Polizeiverordnung 
289 51 
Vermutung für das * an . 754” 5 
Baupolizei ſ. d. 
Stempelſtener 
Reichsſtempelgeſetz 
8 49 Anwendung landesrechtlicher Borſchriften 215 0 
8 43 Tarifſtelle 16 Zubußen 2854 
Tarifſtelle 6 masters’ receipts 283“ 
88 22, 27 Hydrabetrieb einer G. m. b. H., Haftung des 
Geſchäftsführers für die Stempelſtrafe 39619 
N 3 
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Preußiſches Stempelgeſetz 
Tarifſtelle 32 Veräußerung (Abtretung) 293 88 
Veräußerung an den Sohn des Gemeinſchuldners durch 
den Konkursverwalter 373 
Herſtellung im Betriebe 547° 
Tarifſtelle 32, 75 Lieferungen für Bauten 319 396 
530 43 
Tarifſtelle 56 Schenkung (Leibrentenvertrag) 9050 
Tarifſtelle 58 Schuldverſchreibungen 
Darlehnsvorverträge 531“ 
Anleiheſcheine 318 
Tarifſtelle 59, 73 Sicherheitsleiſtungen, Vollmachten 
(Bankiervertrag) 849 31 
88 2, 16 Verſtempelung einer ausländiſchen Vollmacht 61 %7 
8 4 Kaufverträge über Grundſtücke, die zur Uebereignung 
an den Eiſenbahnfiskus beſtimmt find 158, 
8 15 Wertsermittelungspflicht des Notars 176 
8 27 Abſ. 3. Anwendung der Beſtimmung auf die Ein 
ziehung von Reichsſtempelabgaben 215 50 
Steuer 
Doppel beſteuerung ſ. d. 
Rechtsweg gegen die Steuerveranlagung (Hamburg) 187% 
Steuerfreiheit 
S. der katholiſchen Konvikte OVG 231 
Strafurteil 
Widerſpruch zwiſchen Zivil⸗ und S. 11619 
Strandung |. Seerecht 
Straße ſ. Anlieger 
Vermutung für das Eigentum der Gemeinde 75450 
Straßen baukoſten beiträge 
Errichtung eines Neubaus (Anbau einer Wafchlüche) OVG. 31 
Landrechtlicher Anſpruch auf Erſatz nachträglich erhobener 
S. 44° 
Verjährung der S. OVG. 64 
Streitgenoſſenſchaft 
Notwendige S. 181 486 * 
Streitwert ſ. a. Reviſionsſumme 
Abnutzung 33815 
Negative Feſtſtellung eines ziffermäßig nicht beſtimmten An⸗ 
ſpruchs 803 83715 
Nichtigkeit eines Kaufvertrags 67418 
Vertragsſtrafe und Schadenserſatz als Nebenforderungen 
675 11 14 
Beſchwerde gegen die Feſtſetzung des Oberlandesgerichts 
67820 21 
Stundung 
Minderung und Stundung. Von Kiefe 355 
Tatbeſtand ſ. Urteil 
Tanzunterricht 
T. und Tanzbeluſtigung OVG 567 
Täuſchung |. Anfechtung, Gewährleiſtung 
Telegraphenwege 
Nachträgliche Entſtehung der Unterhaltungspflicht 281“ 
Termin 
Verſäumung eines Beweisaufnahmetermins durch den Richter, 
Beginn der Amtshandlung zu ſpäterer Stunde, nach Ent ⸗ 
fernung der Anwälte 392 


Termiusbeſtimmung 
Beſchwerde über verſagte T. (Ladung nach Abſchluß eines 
Vergleichs 31114 
Teſtament |. letztwillige Verfügung 
Teſtamentsvollſtrecker 
Teſtamentariſche Ermächtigung des T. zur Auslegung des 
Teſtaments 3908 
Tierhalter 
Schaden, den das Tier mit Willen des Lenkers anrichtet 
139 ˙¹ 
Zur geplanten Novelle. Von Schumacher 233 
Tierhalter (Schlachtviehvertrieb der Landwirtſchaftskammern) 
33313 
Verletzung eines aus Gefälligkeit mitgenommenen Fahrgaſtes 
308 
Eigenes Verſchulden des Verletzten 
199? (Reizung des Tieres) 
3075 (Herausſpringen aus dem durchgehenden Geſchirr) 
308 (Einwand eigenen Verſchuldens gegen Anſprüche der 
Witwe und Kinder) 
Tõtung 
Beweislaſt für den Notwehreinwand 13819 
Einwilligung des Getöteten 709 10 
Trausportvertrag 
Vertragshaftung bei Mitnahme aus Gefälligkeit 991 308 
Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs wegen poſitiver Ver⸗ 
tragsverletzung 330° 
Überbau 
Anwendung des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf älteren A. 125 
U. durch den Eigentümer beider Nachbargrundſtücke. Rechts⸗ 
lage nach der Trennung 301 
Übergangs beſtimmungen 
Verjährung 1241 325 
Aberbau 125 
Schenkung 126° 
Rückwirkung des 8 142 HGB. 31417 
Bauentrepriſevertrag 3251 
Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten 326 
Unkündbare Mietverhältniſſe (8 567 BGB.) 511 
Anfechtung der ehelichen Geburt 5157 
Darlehnskündigung 739“ 
Nblichkeit 
A. der Gegenleiſtung 1751 (Beweislaſt, einfeitige Aufſtellung 
von Normen eines Architektenvereins) 
Umfrage über BGB. und Lebensgewohnheiten 
Von Neumann 3 
Unbeſcholten heit 
Heimlicher Geſchlechtsverkehr 480 
Unebeliche Kinder |. Vormundſchaft 
Unentgeltlichkeit 
Schadenhaftung bei U. des Vertrags 991 
Unerlaubte Handlung |. Schadenserſatz 1 d. 
Unfallverſicherung |. a. Verſicherungsvertrag 


Haftung des freigeſprochenen Unternehmers gegenüber der 


Berufsgenoſſenſchaft 115186 1241 286 753 25 
Betriebsunfall 155% 851 (Wurmkrankheit) 
Zuſammenwirken von Krankheit und Unfall 21017 
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Befreiung des Unternehmers vom Schadenserſatz, wenn die 
Anſprüche an die Berufsgenoſſenſchaft zu Unrecht aberkannt 
find 396 15 

Auslegung 8 28 GUDG. und 8 33 Ldwu BG. Von Bitta 582 

Betriebsunternehmer beim Eiſenbahnbau 717% 

Unmöglichkeit der Erfüllung 

Vorübergehende U. (Mühlenbrand) 1594 

Unterbrechung 

U. durch Konkurs, Neviſion mit nachgebrachter Genehmigung 

des Verwalters 51“ 713% 

Uuterlaſſung 

Ange auf U. auf Grund 8 826 BGB. 477 5051 507° 

Kage gegen einen Handlungsgehilfen auf U. von Neben⸗ 
dienſten 672° 

Unterhalt ſ. a. Eltern und Kinder, Ehegatten 

Verjährung. Von Wolff 67 

Macht das Zwangsvollſtreckungsprivileg der Unterhalts⸗ 
anſprüche eine Abtretung zu Erfüllungszwecken gültig? 
200. 

Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten (Aufbrauch des Kapitals) 
67411 

Notdürftiger U. 712 

Unterhaltsanſpruch der Frau nach Nichtigerklärung der Ehe, 
Bemeſſung der Verpflichtung des wiederverheirateten Mannes 
nach Billigkeit 83518 

Unterſchlagung 
Rechtswidrige Darlehnsaufnahme durch einen Angeſtellten 

9 11 

Uuterſuchun gshaft 
iäitigung 189 

Urbeberrecht |. Schriftwerk, Patente uſw. 

Urkundenbeweis | 
Eidesauflage darüber, ob der Text vor der Unterſchrift ges 
ſchrieben it 5310 

Berugnahme auf Ermittlungsakten 714 20 

Urkundenſtempel |. Stempelfteuer 
Urteil 


Tenor 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit eines Feſtſtellungsurteils 80° 
Abweiſung der ſtillſchweigend zurückgenommenen Klage 
oder Erledigung der Hauptſache? 1081 
Verſchiedener Wortlaut des Tenors im U. und im 
Protokoll 1470 
Tatbeſtand 
Muß das Berufungsurteil eine ſelbſtändige „gedrängte 
Darſtellung“ enthalten? 811° 205 11 
Widerlegung des Tatbeſtandes durch das Protokoll 146 * 
Bezugnahme des Berufungsurteils auf Schriftſätze I. Inſtanz 
3112 
Bezugnahme auf Beiakten 39211 
Bezugnahme auf „ſämtliche“ Schriftſätze, die teilweiſe 
erſt nach der letzten Verhandlung eingereicht find 48322 
Gründe 
Aufhebung eines Berufungsurteils, weil die Gründe die 
Möglichkeit tatbeſtandswidriger Auffaſſung offen laſſen 
146 0 
Mangel der Gründe 180 21 


Anerkenntnisurteil 
Mangelnde Bezeichnung des Klaggrundes, Anſpruch (Feſt⸗ 
ſtellung der Offentlichkeit eines Weges) 261 
Verſäumnisurteil 
Verſäumnisurteil des Reichsgerichts im Verfahren nach 
der Mecklenburg⸗Schwerinſchen Verordnung vom 5. Mai 
1879 6238 
Fall der Verſäumnis (mangelnder Ladungsnachweis) 481 
Verſäumnisurteil in Eheſachen 521 
Verſäumnisurteil gegen eine nicht richtig vertretene Kom⸗ 
manditgeſellſchaft 486 * 
Teilurteil 
Teilurteil über die Widerklage, die denſelben Streitgegen⸗ 
ſtand betrifft wie die Klage 714° 74719 
Zwiſchenurteil 
Selbſtändige Anfechtbarkeit des Zwiſchenurteils 83718 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs 991 202 
3664 48220 5181 
Strafurteil 
Widerſpruch zwiſchen Zivil⸗ und Str. 11618 


Veränßerungsverbot 


Vertragsmäßiges V. 7034 


Verein ohne Rechtsfähigkeit 


Haftung der Mitglieder als Geſamtſchuldner 13610 


Vergleich 


Ladung nach Abſchluß eines Prozeßvergleichs 311 
Rechtsmittelzurücknahme zufolge V. Geltendmachung des V. 
gegen die Rechtskraft 310 10 392 ı 521% 


Verjährung 


Straßenbaukoſtenbeiträge 44 

Eiſenbahnfrachtzuſchläge 561 

Unterhaltsanſprüche. Von Wolff 67 

Anſpruch der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Unternehmer 1241 

Garantiefriſt 17412 

Zinſen der Enteignungsentſchädigung 19218 

Anſpruch auf Rückgewähr wegen Doppelbeſteuerung 21018 

Neubeginn der unterbrochenen V. 244° 

Friſtbeginn bei einem unter Vorbehalt vormundſchaftsgericht⸗ 
licher Genehmigung abgeſchloſſenen Vertrage 248° 

Unterbrechung durch Erweiterung der Teilklage 302° 739 

Bauforderungen 3251 359° 659 (Von Freymuth) 

Schadenserſatzanſpruch wegen poſitiver Vertragsverletzung des 
Transportunternehmens 330° 

Pflichtteil (Friſtbeginn) 335 16 

Argliſt bei Vertragsſchluß (8 852 BGB.) 3585 

Gewerbebetrieb (Erbengemeinſchaft) 359° 

Schadenserſatzanſpruch des Vermieters 709 1 

Siſtierung des Beweisſicherungsantrags (mangelnde Ernſtlich⸗ 
keit) 74311 

Beginn der V. nach 8 852 BGB. Fortdauer der ſchädigenden 
Wirkungen 83210 


Verlagsvertrag 


Wirkung der Einziehung des verlegten Schriftwerks auf den 
Abſatz im Auslande 116 


Berlöbnis 


Rücktritt 1787 
Unbeſcholtenheit (heimlicher Geſchlechtsverkehr) 48014 
3 * 
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VBermieterpfandrecht 
Prüfungspflicht des Käufers 672° 
Vermittler Ä 
Hat der Verkäufer Erklärungen des V. 5 vertreten? 134 18 
„Verpfändung 
Beſtellung eines Fauſtpfandes ohne Entfernung aus den 
Räumen des Schuldners durch . 140 
8 von Kuren 156 
V. eines Hypothekenbriefes 33414 
Verſammlung 
Verbot einer V. wegen Kleinheit des Raumes. OVG. 376 
Verſäumnisurteil f. Urteil 
Verſchulden ſ. Schadenserſatz 2. 
Verſicherungs vertrag 
Brandverſicherung 
Vorſätzliche Brandſtiftung des Direktors einer verficherten 
Aktiengeſellſchaft. Vertragsmäßige Hinausſchiebung des 
Zinſenlaufs bis zur Rechtskraft 488 50 
Lebens verſicherung 
Fahrläſſige Selbſttötung (Verneinung des Verſchuldens) 
1147 
Todesfall infolge geſetzwidriger Handlung 
209 16 (tätliche Erwiderung einer Beleidigung) 
52636 (Beteiligung am Raufhandel) 
Abtretung der Verſicherungsſumme, Anfechtung des Kon⸗ 
kursverwalters 524 | 
Abſchluß der Verſicherung zugunſten der Frau durch die 
Frau als Vertreterin des Mannes 52575 
Unfallverſicherung 
Verpflichtung des Verletzten, Heilung zu verſuchen 21 
Entſchuldbare Ungenauigkeit im Antrage, Verantwortlich⸗ 
keit der Geſellſchaft für ihren Agenten, Zuſammenwirken 
von Krankheit und Unfall 183“ 27230 2739788 749 
Iſt ein Motorrad Veloziped? 33821 
Urſächlicher Zuſammenhang (Tod in der Operationsnarkoſe) 
7504 
Ausſtattungsverſicherung 
Verfügungsrecht des Vaters 151 
Haftpflichtverſicherung 
Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte und Notare. 
Von Direktor Georgii 577 
Haftpflichtverſicherung für Förſter und Jagdauſſeher 487 
Vertretung 
Geſetzliche V. der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in Pro⸗ 
zeſſen mit dem einzigen Komplementar 51610 
Geſetzliche V. des Landesfiskus 83817 
Geſchäfte eines Vertreters (Vormund) mit ſich ſelbſt 828 
Vertragsſchluß | 
Unterbliebene Erklärung auf ein Beſtätigungsſchreiben 149 
Stillſchweigende Annahme 3295 
Argliſt beim V. (Verjährung nach S 852 BGB.) 358° 
V. in einer Sprache, deren ein Beteiligter nicht mächtig iſt 
5063 
Schreibfehler (Quadratrute ſtatt Fuß) 825 
Vertragsſtrafe 
Reviſion wegen Nichtherabſetzung der V. 1112 1213 
Sind die Eiſenbahnfrachtzuſchläge V.? 5621 


Zivilregiſter 


Vorbehalt der V. 171° 
V. als Nebenforderung bei ee des Streitwerts 
675 1 
Verwaltungsrecht 
Beſchluß des Juriſtentags, Gründung einer Zeitſchrift Be⸗ 
richterſtattung in der JW. Von Neumann 3 
Prozeßkoſten im Verwaltungsſtreitverfahren. OVG. 583 
Vollſtreckbarkeit 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit des Feſtſtellungsurteils 80 
Beſchluß auf vorläufige V. des nicht angefochtenen Teils der 
Entſcheidung in der Reviſionsinſtanz 2670 
Vollſtreckungsgegenklage 
Geltendmachung eines vor Zurückziehung des Rechtsmittels 
geſchloſſenen Vergleichs gegen die Rechtskraft des Urteils 
310 39218 521% 
Vollſtreckungsurteil N 
Unzuſtändigkeit des Auslandgerichts 265 


Vormerkung 


Eigentümergrundſchuld bei Wegfall der V.? 25616 
V. einer Anfechtung 83311 
Vormunbſchaft (Pflegſchaft ſ. d.) 
V. der unehelichen Mutter 2820 | 
Erzwingbarkeit der Sicherheitsauflage 203° 
Genehmigung zu einem Grundſtücksverkauf 303° 
Geſchäfte eines Vormundes mit ſich ſelbſt 826° 
Vorvertrag | 
V. zum Darlehn (Schuldverſchreibung?) 531“ 
Formbedürftigkeit des V. zum Geſellſchaftsvertrage einer 
G. m. b. H. 3941 | 
Abtretbarkeit des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrag 
70818 
Warenzeichen 
Priorität des ausländiſchen W. (Frankreich) 20 
Keine rückwirkende Kraft des Löſchungsurteils 26 * 
Kein Klagrecht des Alleinverkäufers der mit dem W. ver⸗ 
ſehenen Ware 8416 5 
Kann der Konkursverwalter die Aufnahme des Rechtsſtreits 
ablehnen, nachdem der Gemeinſchuldner zur Löſchung des W. 
bereits verurteilt iſt? 10810 
Löſchungsklage eines Dritten wegen Einſtellung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs bei fortdauernder Abſicht der Wieder⸗ 
eröffnung 154 
Klage aus § 826 wegen Verletzung eines W. 5075 
Reviſionsſumme (Parteieinverſtändnis) 5217 
Tragweite des Rechts zum Weitergebrauch der Firma trotz 
beſtehenden W. (kann auch ein neues W. mit der Firma 
eingetragen werden?) 52940 
Verwechſlungsgefahr 750 
Begriff der gleichartigen Ware 845 28 
Wechſel 
Franzöſiſches Wechſelrecht 29557 
Einwand der Bürgſchaft gegen den Regreßanſpruch 339 22 
Gutgläubiger Erwerb eines Wechſels ohne Ausſtellerunter⸗ 
ſchrift, deſſen Text abredewidrig ausgefüllt iſt 339 53 
5 „Zahlen Sie mir“ bei Mehrheit von Ausſtellern 


W von Indoſſamenten außer der Reihe 52388 


Zivilregifter- | 21 


Schenkung eines Blankoakzepts, Abtretung des Ausfüllungs⸗ 
rechts, Einreden aus der Perſon des Zedenten gegen den 
Zeſſionar 543° | 

Indoſſament an den Akzeptanten 181% 

Nachindoſſament, Abtretung des proteſtierten W. 745 16 

Wechſelkredit 
Kündigung eines W. 27036 
Wechſelſachen 
Alle W. Ferienſachen 31315 
Wechſelproteſt | | 

Auftrag zum W. der Poſt an den Gerichtsvollzieher. Hat 
der unzuſtändige Gerichtsvollzieher den Auftrag weiter⸗ 
oder auf Gefahr der Friſtverſäumung zurückzugeben? 9221 

Vereinbarung über den Proteſtort 8 91 WO. 545° 

Der Poſtproteſt. Von Koffka 580 

Waſſerrecht 
Beſtimmung der Waſſerſtandshöhe 1205 
Wegebau 


Rechtsweg über Kreisbeihilfen zum W. der Gemeinden 143% 


Gewohnheitsrechtliche Verpflichtung zur Herſtellung des 
Bürgerſteigs. Erhöhung der Anforderungen. OVG. 376 
Werkvertrag ſ. a. Transportvertrag, Bauentrepriſe, Ges 
währleiſtung 
Entbehrlichkeit der Friſtſetzung bei unbeſtrittenen Mängeln 167 
Garantiefriſt 17412 
Erbieten zur Beſeitigung des n 300 
Rücktritt vom W. 362° ö 
Wandlung eines Bauvertrags 47918 
Verjährung 3251 330° 35989 
Erhebung des Minderungsanſpruchs vor Abnahme des Werks 
331° 
Unbedeutende Mängel 744? 
Wettbewerb 
Anſchein beſonders günſtigen Angebots 
2728 (Alleinverkaufsrecht) Ä 
493% (Anpreifung ungemälzter Ware als Malzlaffee) 
Herkunftsbezeichnung 27 
Geprüfter Zahntechniker, amerikaniſcher Zahnarzt 8616 84625 
Beeinträchtigung von Geſchäftsausſichten (Rechtsgut) 25113 
Berühmung mit Winkelausſtellungspreiſen 3170 
actio quasi negatoria 5051 
Angabe tatfächlicher Art oder Anpreiſung 5278 
Veröffentlichungsbefugnis 527 50 
Unlauterer W. durch Ausnutzung einer Verurteilung wegen 
unlauteren W. 52739 
Wettbewerbsverbot 
„Beteiligung“ an fremder Ankerneh neun (unentgeltliche 
Tätigkeit, gelegentliche Empfehlung) 202 
Verluſt des Rechts auf das W. 111! 
Uebertragbarkeit des Unterlaſſungsanſpruchs aus dem W. 
13615 
Begrenzung („in der Nähe der angrenzenden Straße“) 269 34 
W. unter Aerzten 475 
Grenzen des erlaubten W. (völliger e vom gelernten 
Berufe) 49457 
Widerklage =. 
Rechtlicher Zuſammenhang 3170 


Teilurteil wegen einer W., deren Gegenſtand mit dem der 
Klage identiſch iſt 7148 74719 
Widerſprechende Urteile 
W. der Civil⸗ und Strafgerichte 11618 
Vermeidung w. U. 1821 
Widerſpruch 
Eintragung eines unzuläſſigen W. im Grundbuche, ehe 
erſatzanſpruch gegen den Richter 15237 
W. zur Sicherung eines Anfechtungsanſpruchs 833 11 
Widerſpruchsklage ſ. Bwangs vollſtreckung 
Wiederaufnahme 
W. des ehrengerichtlichen Verfahrens. Von Syring 658 
Entſchädigung unſchuldig Verurteilter 189 51 
Wiedereinſetzung 
Ablehnung der W. wegen Verſchuldens der Partei (ſie hat 
von einer früheren Urteilszuſtellung nur dem Gericht, nicht 
ihrem Anwalt Mitteilung gemacht) 51˙ 
Friſtbeginn (Hebung des Hinderniſſes, oder Eintritt der 
Möglichkeit ſeiner Hebung — Verzögerung der Beſchwerde 
gegen Ablehnung des Armenrechts) 20519 
Ob Verſpätung des Armenrechtsbeſchluſſes ein abwendbarer 
Zufall, wird je nach Ausfall des Beſchluſſes verſchieden 
beurteilt 517 
Willenserklärung |. Anfechtung, Nichtigkeit, eee 
Wurmkrankheit 
Betriebsunfall 8513 
Zahnarzt 
„Geprüfter Zahntechniker“, aner dancer Zahnarzt“. An⸗ 
wendung der Beſtimmungen über unlauteren Wettbewerb 
8615 846% 
Wettbewerbsverbot, Verkauf der beate * Arzte 
Zahlungsſtatt ſ. Erfüllung 
Zeugen 
Berechtigung zur Verweigerung der Ausſage 147°! 
Ausſage eines Zeugen, der inzwiſchen Partei geworden 26325 
Zinſenlauf 
Vereinbarung daß der Z. erſt mit Rechtskraft beginnt 488 0 
Zubehör |. Beſtandteil 
Zugeſtändnis ſ. Geſtändnis 
Zurückbehaltungsrecht | 
dolo facit qui petit, quod statim redditurus 100? 
3. am Hypothekenbrief anſtatt beabſichtigter Verpfändung 
334 14 
Einwand des Z. gegenüber der Verpflichtung des Hypotheken⸗ 
ſchuldners zur Herausgabe des Briefs an den Gläubiger 3562 
3. gegen Geſindelohnforderungen. Von Cordes 383 
Z. eines Hypothekenbriefs, der wegen. Nichtigkeit der Ver⸗ 
pfändung herausgegeben werden muß, ne zur Rückgewähr 
der Gegenleiſtung 4777 
Z. bei beiderſeitigem Rücktritt vom dane 670% 
Zuſtändigkeit 
Z. zur Scheidung ausländiſcher Ehen 1974 701! 
Z. für die Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung 26733 
Rechtskräftige . des ausſchließlich zu⸗ 
ſtändigen Gerichts 33616 
Unzuſtändigkeit des Verltungsgeißts in Knappſchaftsſachen. 
OVG. 496 
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Zuſtellung 
8. des Arreſtbeſchluſſes an den Generalbevollmächtigten 
839 18 2 


Zwangsetatiſierung 

Keine Nachprüfung der Zweckmäßigkeit. OVG. 422 

Zwangsverſteigerung 

Aufrechnung der Schuld des Subhaſtaten aus der ausge⸗ 
fallenen Hypothek gegen ſeinen Anſpruch auf Auszahlung 
der Eigentümergrundſchuld 121“ 

Iſt der Hypothekengläubiger nach preußiſchem Recht vers 
pflichtet, den perſönlichen Schuldner von der bevorſtehenden 
Z. in Kenntnis zu ſetzen? 3035 

Aufrechnung des Gewinns bei der Z. gegen den erlittenen 
Ausfall 133 1 

Z. gegen den zu Unrecht eingetragenen Eigentümer, nach⸗ 
träglicher Eintrag eines Widerſpruchs 152 

Bieterkolluſion bei der Z. (Verſtoß gegen die gute Sitte) 
2015 

Anwendung der 88 63, 112 3G. bei Ausbietung einzelner 
Grundſtücksgruppen 751 

Zwangsverwaltung 

Aufleben der Mietzinspfändung bei Beendigung der Z. 59% 


Zivilregiſter 
Zwangsvollſtreckung 


Widerſpruchsklage (zuſtändiges Gericht) 267 82 

Widerſpruchsklage eines Fideikommißinhabers gegen die von 
ſeinen Gläubigern vorgenommene Pfändung ins Fidei⸗ 
kommiß 52250 

Schadenserſatzklage gegen einen Gerichtsvollzieher wegen Zu⸗ 
ſchlags zu einem unverhältnismäßig niedrigen Gebote 1922 

Schadenserſatzanſpruch wegen vorläufiger Z. nach Aufhebung 
des Schuldtitels 519“ 521 

Kann der Drittſchuldner den Einwand der Unpfändbarkeit 
erheben? 542 

Vollſtreckungsgegenklage gegen abgetretenen Schuldtitel 181 

Vollſtreckungsgegenklage aus dem Vergleich gegen das Urteil, 
das zufolge desſelben Vergleichs durch Zurücknahme des 
Rechtsmittels Rechtskraft erlangt hat. 31010 39218 5212 

Einſtellung der Z. (richterliches Ermeſſen) 840 0 

Widerrechtliche Betreibung einer Z. Beweislaſt für den 
entſtandenen Schaden 8411 


Zweigniederlaſſung 


Übernahme einer Firma ohne die Paſſiven der 8. Genügt 
Eintrag im Handelsregiſter der Hauptnieberlafiung?) 679** 


Zwiſchenurteil |. Urteil. 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Feil. Aeichsrecht. 
I. Reichs juſtingeſetze. 
1. Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 28. Januar 1877. 
8 13: 14320 
8 23: 661 
8 70: 544 
8 202 Abf. 2 Ziff. 5: 31316 


Einführungsgeſetz zum Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
88 11 Abſ. 2, 13, 39: 849% 


2. Zivilprozeßordnung. 

8 3: 675 83716 

8 4: 67518 67614 71228 
8 6: 675 


8 11 

8 33 

8 44 

8 45 

8 46: 

8 51: 5158 51619 
8 57: 516? 

§ 62: 181 31310 
8 63: 18%. 

8 78: 147% 

§ 85: 50% 

§ 91: 1081 261% 
8 98: 261 ˙ 

§ 97: 1081 

8 99: 261 

8 114: 262% 


§ 119: 263% 

8 121: 263% 

§ 127: 44 

§ 129: 147 

8 137 Abſ. 4: 502 

§ 138: 67618 

8 139: 6° 4910 189 1 2015 33717 53245 
8 141: 694 

§ 148: 6° 14597 15540 67618 
8 157 Abſ. 2: 161 

§ 160: 146 

S 164: 146 

88 171, 172: 83817 

§ 173: 83817 8396 

S 214: 481 

8 223: 3 
8 230: 511 

8 233: 5112 517% 

8 234: 20510 

8 239: 180 50 

§ 240: 51“ 1080 713% 

8 246: 180% 

8 249: 713% 83919 

& 250: 83919 

8 252: 145 

§ 253: 80? 518° 

§ 256: 47° 80% 8414 340“ 527 832° 
§ 258: 25515 

§ 263: 391° 

8 264: 871° 

§ 265: 33717 

8 268 Nr. 2: 83817 


8 269: 


§ 270: 


Otwilreziſter 


39110 5161 
518* 8434 


9 271 Abſ. 1: 108 u 


8 275: 


eo eo eo co 2 
do > 0 0 
S S 5 8 8 


gs 
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b — 
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9 0 d 


2 
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8 367: 


264 87 


: 31010 
: 3038 
21 2628 109 1 146 25 1801 18128 


182 * 263 8 3995 482 15 82 46 840% 


: 80° 18981 310 10 
284 676 18 

: 264% 

: 5437 840% 

: 51893 83910 

: 14688 

: 71485 74710 

: 519% 

1 33718 


77 17 5671 808 18818 1995 20818 
33718 36614 4821 20 51821 832° 


261 
: 1938 
181% 146 205 11 31 115 392 15 48321 


83513 


: 14628 
: 14730 26497 
: 501% 
: 1594 
: 52028 
: 265 28 
: 84171 
: 10810 
: 26328 
: 693% 
: 39215 
: 518% 


39212 


9 884 Ziff. 3: 14771 
88 397, 398: 39215 


8 406: 
8 420: 
8 432: 
8 440: 
8 446: 
8 451: 
8 453: 
8 457: 
8 460: 
8 461: 
8 462: 
8 463: 
8 469: 
8 488: 
8 495: 
8 515: 
8 517: 
8 520: 
8 521: 


526 11820 266 25 
206 13 

71480 

53 16 

17518 52025 
484 12 

10912 715 
17513 

67117 

51823 67717 
1192 518% 
677 17 

518 

7393 74811 

62% 

31010 39318 48627 
264.97 

835 18 

482319 


8 523: 
8 527: 
8 529: 
8 530: 
8 532: 
8 533: 
8 536: 
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8 4 Abſ. 3: 342 
8 92: 844 
Oktober. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
§ 61 Abſ. 5: 56˙ 
. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
8 1: 27 8615 25118 317 49326 49487 
52738 846% 
: 25118 317 529788 
29739 
252 14 
8 5 5273 
Juni. Börſengeſetz. 
88 29 ff.: 35 
| 8 50 Abſ. 2: 341% 
5. Juli. Depotgeſetz. 
gg 3—5: 278 


1895. 15. 


5 


22. 


* 


1898. 


1899. 


1900. 


1900. 


191. 31. Mai. Geſetz betreffend die Verſorgung der Kriegs⸗ 


1902. 
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20. Mai. Geſetz betreffend die Entſchädigung der 
= Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Pers 
onen. 

8 2: 189 

20. Mai. Reichsgeſetz über die Naturalleiſtungen 

für die bewaffnete Macht im Frieden. 
8 14: 2804 

277. März. Kaiſerliche Verordnung vom 
8 2: 22J 

13. Juli. Invalidenverſicherungsgeſetz. 
S 130: 40 
8 139: 40 829 
8 181 Ziff. 4: 40 829 

18. Dezember. Telegraphenwegegeſetz. 
8 6: 281 

7. April. Geſetz betreffend die Konſulargerichts⸗ 
barkeit. 


8 2 Abſ. 1: 681 
8 7: 681 
3. Juni. Fleiſchbeſchaugeſetz. 
88 8, 9, 10, 24: 221 
26. Juli. Gewerbeordnung. 
86: 475“ 
8 25: 120 
8 29: 846° 
§ 30: 491% 
§ 83b: 495 
§ 113 Abf. 1—3, $ 146 Ziff. 3: 36415 
88 135, 136: 39618 
8 147: 846 


inbaliden und der Hinterbliebenen. 
8 22 Nr. 1: 848% 


18. Juni. Reichsgeſetz betreffend die Unfallfürſorge 


für die Beamten uſw. 
88 10, 11, 12, 14: 287% 

19. Juni. Geſetz über das Verlagsrecht. 
8 28: 116% 

19. Juni. Literatur⸗Urhebergeſetz. 
3 5804 

12. Juni. Haager Abkommen. 
Art. 1: 701 


Zweiter Feil. Preußiſches Recht. 


I. Preufiſches Allgemeines Landrecht. 
Teil Titel 
1 4 8 77, 81: 737 


1765. 
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1 

11 8 393: 1564 
11 8 1169: 126 
13 85: 61” 
17 8 1: 3351 

5 0: 3351 
s 5: 33514 
⸗ 2: 33514 
s 3: 33514 
17 8 115: 335% 
21 8 401: 53245 
21 8 407: 5396 
21 88 309—312: 1415 
II 1 8 214: 25818 
28 233: 51010 
28 240: 5100 

2 28 483: 167. 
28 484: 167 

28 485: 167. 
28 556: 701 

28 596: 701 

8 8 2026: 2735 
10 88 68, 69: 754 

s 10: 3438 

„ 10 88 88f[.: 871° 

s 17 8 10: 376, 724 
20 88 91—218: 37528 
20 8$ 323—508: 375% 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. 
Teil Titel 

II 2 88 23, 526: 701 1275 


II. Souſtige prenßiſche Tandesgeſetze. 


30. April. Erbſchaftsedikt. 
98: 240° 


86: 120 


Preußiſche Gewerbeordnung. 
5 


1834. 


1838. 


1850. 


1853. 


1856. 


1860. 


25. September. Kabinettsorder für die rechtsrheiniſchen 
Gebiete des preußiſchen Staates: 292 
3. November. Preußiſches Geſetz über Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen: 2991 
8 25: 132 75521 
12. März. Geſetz über die Polizeiverwaltung. 
8 3: 376 
8 6: 5487 
30. Mai. Städteordnung. 
8 62: 376 
15. Mai. Rheiniſche Städteordnung. 
8 54: 81m 
16. April. Weſtfäliſches Gütergemeinſchaftsgeſetz vom: 
373% 
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1865. 24. Juni. Allgemeines Berggeſetz. 
88 103, 105: 156% 
8 108: 1564 
8 130: 718 
§ 133: 718% 
8 148: 60% 
1. Juli. Geſetz betreffend die Enichung gewerblicher 
Anlagen. 
8 10: 120 
5. Mai. a ui und Preußische Grund⸗ 
buchordnung. e 
88 11, 19: 29158 
8 30: 291° 
8 41: 309 | 
11. Juni. Enteignungsgeſetz. 
8 8: 61 290 72025 
5 10: 619° Abſ. 2: 30 118% 
8 11: 290 72035 
8 15: 30 
8 30: 8818 26477 
8 36 Abſ. 2: 1926 
2. Juli. Fluchtliniengeſetz. 
88 11, 12: 724 | 
8 15: 311 14490 79136 
25. Auguſt. Preußiſches Geſetz über die Gründung 
neuer Anſiedlungen. 
88 18, 19: 87 
7. September. Geſetz betreffend Zwangsverwaltungs⸗ 
verfahren. 
8 20: 5467 


13. Juli. Preußiſches Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
88 40, 77, 97: 152 

Ausführungsgeſetz zum Preußiſchen Zwangs verſteigerungsgeſetz 

Art. 1, Ziffer 2: 871 

„ 2, ⸗ 1: 8717 


Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung: 


1861. 


1872. 


1874. 


1875. 


1876. 


1879. 


1883. 


1883. 30. Juli. 
28951 
8 6: 5467 
8 58: 496 
2 1. Auguft. Bunte 
8 18: 28957 
8 56 Abs. 1,4: 143% 
88 150 ff.: 2657 
. 20. Auguſt. Preußiſches Strombauverwaltungsgeſetz. 
8 12: 29456 
30. Mai. Rheiniſche Kreisordnung. 
§ 1: 682*8 
81: 311 851% 
24. Mai. Erbſchaftsſteuergeſetz. 
88 15, 16, 18: 157 
1887. 18. Juni. 
1902. 2. 


1887. 


1891. 


2. Jun Beamten-⸗Unfallfürſorgegeſetz. 
8 1, Abſ. 4: 37328 495 5 


3. Juli. Landgemeindeordnung. 
8 74: 53245 


1891. 


1899. 


21. Juni. 


9 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2: 897° 53240 
88 102, 113: 89 


; 28. Juli. Kleinbahngeſetz: 2991 


8 6: 281 
14. Juli. annere . 
31. Juli. einern 1 * 
8 2: 619. 1 Re 
83: 319% > 
8 4e: 1584 
8 10: 31925 
8 10 Abf. 3. u. 3: 84951 
8 12: 90⁰ see 
8 15: 1764 
8 16: 6197 3198 . 
8 25: 84931 
8 27: 21420 
Tarifſtelle 2: 29386 & 
32: 29856 31955 
530% 5476 
56: 900 — 
58: 318% 531!4 
59 Abſ. 3: 84921 
71,73: 849 1 
75: 319 3970 
14. Februar. Dienſtvorſchrift. 
Nr. 7, 9: 1761 
3. März. Geſetz vom 
§ 25: 2151 
Ausführungsvorſchriften des 
miniſteriums zum Geſetz vom Zu 
8 1 Abſ. 1: 682% 
84 Abf. II: 6822 


37328 39720 


n u u un u 


Staats⸗ 


26. September. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 


Geſetzbuch. 
Art. 45 Abſ. 1, 1: 48115 
71 8 1: 701 
88 3, 4: 524% 
8 548: 373% 

1. Dezember. Geſchäftsanweiſung für oaacunolnehe 
88 50, 53: 1922 

31. März. Gerichtsvollzieherordnung. 
88 17, 30, 49: 922 

15. Februar. Baupoligeiverorbmung 
88 57, 69: 584 = 


4. Juli. Geſetz betreffend die dare, gemein⸗ 


ſchaftlicher Jagdbezirke. 
8 1: 5322 


Dritter Feil. Andere Sandesgefehe 


Code eivil. 


Art. 3 Abſ. 3: 701 755% 
331, 334: 701, _ 
= 883: II 


n Lenk u 
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Art. 1184: 1598 Oldenburg. 
s 1384: 374 Oldenburgiſche Geſindeordnung. 
1599: 92° 8 73: 383 
„2032: 2753 
2040, 2065: 2940 Sachſen. 
8 20: 143 Sächſiſches Bürgerliches Geſetzbuch. 
88 1017 Nr. 3 1018: 561 
Elſaß-Tothringen. 1902. 1. Juli. Beamtenfürſorgegeſetz. 
1899. 17. April. Elſaß⸗Lothringiſches Ausführungsgeſetz zum 287 50 
3 württemberg. 
a 1879. 24. Januar. Württembergiſches Ausführungsgeſetz. 
KMKecklenburg. Art. 8 Nr. 3: 544 
Mecklenburgiſches Recht. 
1879. 5. Mai. Mecklenburg⸗Schwerinſche Verordnung zur Bremen. 
Ausführung des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 1901. 30. Dezember. Hafenordnung für den Freibezirk 
lichen Geſetzbuch. Bremen. 
88 16, 25: 421 


88 11, 2, 3: 6228 
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Strafregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Ablehnung von Richtern 
A. des Berichterftatterd wegen feiner Aktenkenntnis 558 65 
Ablehnung von Beweisanträgen |. d. 
Abzahlungsgeſchäfte 
Abſchlus der in § 7 verbotenen Geſchäfte im Auslande 
416° 
Alternative Feſtſtellungen 
Grenzen ihrer Zuläſſigkeit 560 56 
Angeklagte 
Vorübergehende Entfernung des A. aus der Hauptverhand⸗ 
ung 55874 
Anrechnung 
A. vetbüßter Strafe in den Fällen der 88 397, 413 StPO. 
361% 


Anreijung 
Vertvehflmg von Aufforderung und A. 3983 
Anſchuldigung 
A bei einer Behörde (Schutzmann innerhalb der Dienſt⸗ 
räume) 55110 
Anſtiftung 
4 um Diebſtahl durch Verſprechen der Hehlerei 554“ 
Arbeiter |. Koalitionsrecht 
Angenſcheins eiuna hme 
a. Wahrnehmungen des Richters ohne förmliche A. 
Schriftvergleichung 413 5608 
Aufforderung zum Ungehorſam 
Verwechſelung von A. und Anreizung 3982 
A. zur Schulverſäumnis | 
399° (aus religiöſen Beweggründen) 
549 v n cpolniſcher Schulſtreil) 
A. zu Handlungen, die nicht „im Sinne“ einer behördlichen 
Verfügung liegen 5498 
er mag (politischer Verein, Arbeiterſchaft einer Fabrik) 


A. ohne genügend beſtimmte Angabe der zu begehenden 
Handlung 550. 
Bankunſt 
Verftoß wider die Regel der Begriff des „Baus“ (Gerüſt⸗ 
leiter) 5576 
Beamtennötigung 
Drohung mit einer Beſchwerde 3990 


Begünſtigung 
Verſprechen der Entſchädigung des Diebes, zum Zweck, die 
geſtohlene Sache zurückzuerlangen 554“ 
Beleidigung 
8 185. B. einer Perſonenmehrheit (der chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaſten ohne Unterſchied der Konfeſſion) 40116 
§ 193. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 

40217 (Kritik behördlicher Maßnahmen) 

4028 19 (Wahrnehmung berechtigter Intereſſen politiſcher 
Parteien, insbeſondere bei Wahlen) 

402? (Umſtände — innere Tatſachen, Kenntniſſe, Motive 
des Täters) 

402 (Form — Feſtſtellung ihres beleidigenden Charakters 
genügt noch nicht zur Ausſchließung der Straf⸗ 
freiheit) 

402°? (Anſtiftung zur B. — der Täter nimmt berechtigte 
Intereſſen des Anſtifters wahr, während es dem An⸗ 
ſtifter lediglich auf Rache ankommt) 

40633 4 55231 (Ausſchreiben einer faulen Schuld) 

S 196. Beleidigung eines Kirchenvorſtandes 403 25 

Beziehung des dem Beamten gemachten Vorwurfs auf 
ſeinen Beruf 55228 

Berichterſtatter | 
Ablehnung des B. wegen feiner Aktenkenntnis 558 68 
Beſchlagnahme 
B. als Akt der Präventivppolizei ohne Stütze des 8 161 
StPO. 3995 
B. als ſchonender Erſatz der vorläufigen Feſtnahme eines 
unbekannten Täters 41256 
Beſchwerde 
Drohung mit B. gegen einen Beamten 3995 
Betrug 6 
Vorſpiegelung (Mißbrauch von Rabattmarken) 408 + 
Unterzeichnung eines fremden Namens, um ein Rechts⸗ 
geſchäft zu ſchließen, das bei Anwendung des richtigen 
Namens abgelehnt werden würde 409? 
Vermögensbeſchädigung | 

55446 (eine wertloſe Forderung wird wider Erwarten 
bezahlt) 

55547 (Nichtgewähr verſprochener Sicherheit) 

Vermögensvorteil (Verſtärkung der fog. vorhandenen Sicher: 

heit) 5558 

5 * 
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Vertragsabſchluß im Namen eines andern ohne Vollmacht 555“ 
Täuſchung des Richters 55550 61 
Beweisantrag 
Unzuläſſige Vorwegnahme des Beweisergebniſſes unter Ver⸗ 
wertung von Vermutungen des Angeklagten über den 
wahrſcheinlichen Erfolg 55875 
Ablehnung eines B. über Glaubwürdigkeit einer Perſon 
558 76 77 
Ablehnung des Antrags auf Zeugenprüfung durch einen Sach⸗ 
verſtändigen 55978 
Ablehnung eines auf Erklärung von. Widerſprüchen ge⸗ 
richteten B. 55980 
Beweismittel 
Unterbliebener Aufruf eines geladenen Zeugen 5597 
Handelsbücher (Notwendigkeit der Bezeichnung einzelner Be⸗ 
weisſtellen) 55951 
Boykott 
Wann iſt der B. nach S 153 Gewd. ſtrafbar? 4140 
Brief ſ. Poſtzwang 
C. ſ. K. Z. 
Diebſtahl (Unterſchlagung ſ. d.) 
Zueignung 
5525 (Entwendung von Biermarken, um fie dem Eigen⸗ 
tümer gegen Bier zurückzugeben) 
55393 (Zueignung des Benzins bei rechtswidriger Be⸗ 
nutzung eines Automobils) 
553% (iſt Diebſtahl an jagdbaren Tieren möglich?) 
Qualifikationen 
Erbrechen eines Behältniſſes 405 30 21 55336 36 
Nachſchlüſſel 405 20 21 553 
Einſteigen (Benutzung eines Unzurechnungsfähigen als 
Werkzeug) 404 
Hausdiebſtahl 
D. unter Dienſtboten 554 
D. des Dienſtboten an Sachen der Hausfrau 55441 
Forſtdiebſtahl u. Felddiebſtahl |. d. 
Drohung 
D. mit einer Beſchwerde 399 
Bloße Ankündigung eventuellen Widerſtandes 4007 
D. mit einer nach § 193 ſtrafloſen Beleidigung 55231 
Drucker |. Preßdelikte 
Druckſache ſ. Poſtzwang 
Durchſuchung 
D. als Aktion der Präventivpoligei außerhalb der Fälle 
des § 161 StPO. 3995 
Befugnis des Förſters zur D. unter dem Geſichtspunkte 
einer Verteidigungsmaßnahme nach §S 227 BGB. 7007 
Eid 
Fahrläſfiger Entſcheid (Oberflächlichkeit bei Anfertigung des 
Offenbarungseidsverzeichniſſes) 40112 
Ungenügende Feſtſtellung der Fahrläſſigkeit 55018 
Verleitung zum Falſcheid 4011 
Die Strafermäßigung des 8 157 StGB. beſchränkt ſich nicht 
auf die Fälle vorgeſchriebener Belehrung 550 
Eidesſtattliche Verſicherung 
Annahme der zivilrechtlichen Erlaubtheit wiſſentlich falſcher 
e. V. 400 10 


Einziehung 
E. der vom Täter an einen Nichtteilnehmer verkauften Be⸗ 
ſchlagnahmeſtücke 548 
Elektrizitãt 
Erweiterte Anwendung des Nachſchlüſſelbegriffs 566 1% 
Entführung 
E. aus der Zwangserziehung 5520 
Erpreſſung 
Drohung mit Ausſchreiben einer Schuld (Inkaſſobureau) 
405 3 40653 84 55231 
Eventualverſuch 
Ueberſpannung des Begriffs (genereller E.) 418% 
Jalſcheid |. Eid 
Jelddiebſtahl 
Wertsberechnung unreif entwendeter Früchte uſw. 567125 
Jeſtuahme 
Befreiung eines unrechtmäßig Feſtgenommenen 3995 
F. durch Förſter, Jagdberechtigte und deren Aufſeher 400“ 
55016 
Beſchlagnahme von Ueberführungsſtücken als ſchonender Erſatz 
der vorläufigen F. 412 56 
F. zur Nachtzeit (Maßregel der Präventivpolizei) 56719 
Fleiſchbeſchau 
Beſtrafung nach § 184 Vereinszollgeſetz trotz Verjährung der 
Strafe nach dem Fleiſchbeſchaugeſetz 562 
Forſtdiebſtahl 
Grenze von F. und gemeinen Diebſtahl nach bayr. Geſ. 421° 
Freiheiheitsberaubung 
F. als Mittel berechtigter Selbſthilfe 407 
Geburt 
Beginn der G. (erſter Eintritt der Wehen) 404 
Gefangenenbefreiung 
Befreiuung unrechtmäßig feſtgenommener Gefangenen 399° 
Gerichtsferien | 
Ergänzung mangelnder Richter in den G. 561 
Gerichtsſtelle 
Zuläſſigkeit von Verhandlungen außerhalb der G. 412° 
Geſamtſtrafe 
Richtige Feſtſetzung der G. auf falſchem Wege 398 
Geſchworene ſ. Schwurgericht 
Geſtänduis 
Einräumung von Indiztatſachen 4135 
Gottesläſterung 
Öffentlichkeit (innerhalb eines Vereins) 55150 
Maßgeblichkeit des Landesrechts für die Feſtſtellung, daß 
eine Religionsgeſellſchaft im Staate beſteht 551 
Grundentlaſtung 
Begriff der Zertrümmerung nach dem bayriſchen Geſetz über 
Fortſetzung der G. 422% 
Handelsbücher 
Notwendigkeit der Bezeichnung einzelner Beweisſtellen in 
den H. 55961 
Hausfriedeusbruch 
H. ohne Eindringen des ganzen Körpers 550 
Hehlerei 
H. an einer durch Begünſtigung oder H. erlangten Sache 
408 37 38 
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Verheimlichen (Mahnung zum Schweigen an den Haupttäter) 
408 30 
Mitwirken des Ehegatten des Hehlers 408 % 55445 
Mitwirken am Abſatz ohne Wiſſen des Beſitzers 554“ 
Anſtiftung zum Diebstahl unter Verſprechen der H. 554“ 
Jagdvergehen 
Aneignung des bereits widerrechtlich aus dem Jagd bezirk 
entfernten Wildes 553% 
Jagd zwecks Erlangung des Geweihs 557% 
Verbotswidrige Aneignung von Vogeleiern 557 
Jukaſſoburean 
Drohung mit Ausſchreiben der Forderung 4055 40658 84 
55231 
Juvaliditätsverficherung 
„Unterſchied der Ausbedingung eines Rechts zum Abziehen 
von Lohnbeträgen und dem wirklich vollzogenen Abzug 
566 119 
Irrtum 
Rechtsirrtum und tatſächlicher J. 399° 400 10 403 25 
Koalitionsrecht 
Beeinträchtigung des K. durch Boykott 414 
Das K. kann auch zugunſten anderer Berufsklaſſen ausgeübt 
werden 563101 103 
Körperverletzung 
§ 224. Entſtellung eines Häßlichen 552° 
5 230. Irrige Schätzung der Leiſtungsfähigkeit eines Verlade⸗ 
krahns 403% 
Unnödtiges Ausziehen eines Zahns 403 26 
Tötung einer Leibesfrucht im Mutterleib nach Eintritt der 
Wehen 403 
§ 340. Jächtigungsrecht des Lehrers 4112 
Folporteur 
Prüfungspflicht der K. hinſichtlich der unzüchtigen Beſchaffen⸗ 
heit der vertriebenen Druckſchriften 40115 
Konkursvergehen 
Konkurs einer zahlungsunfähigen Genoſſenſchaft, die nur einen 
Gläubiger hat 41652 
Mangel der Benachteiligung bei Befriedigung eines Maſſe⸗ 
gläubigers 563106 
Materiell falſche Wertangaben in formell richtigen Büchern 
41688 
Nachholung verfäumter Buchführung 417 85 
Konſuln 
Befugnis der K. zur Vernehmung von Ausländern 414° 
Krank enverſicherung |. a. Invalidenverſicherung 
Unfähigkeit zur Lohnzahlung, Teilzahlung auf den Lohn 
41571 566123 
Berufung auf die Verpflichtung eines Dritten zur Bezahlung 
der Beiträge 4157? 
Idealkonkurrenz der Verletzung des Kranken⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes 4157 
Überſchreitung der nach 8 53 zuläffigen Lohnabzüge, Ver⸗ 
letzung des Verbots der Abzüge in $ 52a 566121 
Iſt es Kürzung der Beiträge vom Lohn, wenn der Arbeit⸗ 
geber, der ſich verpflichtet hat, die Beiträge allein zu zahlen, 
den vollen Lohn auszahlt? 566122 
Kuuft ſ. Urheberrecht 


Kurpfuſcherei 
Gültigkeit der Verordnung des Regierungspräſidenten von 
Trier vom 12. Dezember 1902 567150 
Landfriedensbruch 
Qualifizierter L. (bloß teilweiſe gerſthrung einer Sache) 
400° 
Leibes frucht 
Mit dem Beginn der Wehen wird die L. ſtrafrechtlich zur 
ſelbſtändig geſchützten Perſon 404 
Lehrer 
Züchtigungsrecht des L. in Preußen 411° 
Lotterie 
S 3 des Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 betrifft auch Verur⸗ 
teilungen auf Grund des früheren Lotteriegeſetzes 567 191 
Margarinegeſetz 
Anwendbarkeit des Geſetzes auf alle Butterimitationen, auch 
ſolche, bei denen gar keine Milch verwandt iſt 565 118 
Meineid |. Eid 
Mündlichkeit 
Verſtößt die Beſtellung eines Referenten gegen den Grund⸗ 
ſatz der M.? 5588 
Notwendigkeit der Verleſung einer unzüchtigen Schrift, auch 
wenn fie den Richtern ſchon bekannt iſt 56054 
Muſterſchutz |. Urheberrecht 
Nahrungsmittelfälſchung 
Aufklärung beim Einzelverkauf 564107 
„Herſtellung“ der Milch (Melken, Seihen) 564 108 
Tragweite des Margarinegeſetzes 565 118 
Salizylverwendung 56620 
Namensangabe 
Falſche N. (Geſetzeskonkurrenz zwiſchen SS 108, 360° BGB.) 
5497 
Notwehr 
N. bei Möglichkeit der Flucht 548 
Uberſchreitung der N. (Zuläſſigkeit angriffsweiſer Gegenwehr) 
5483 
Nötigung 
Drohung mit Beſchwerde 399 
Drohung mit öffentlicher Ausſchreibung einer faulen Schuld 
405°? 40633 34 55231 
Abbruch des Hauſes zwecks Herausſetzung des Mieters 
40735 
Freiheitsberaubung als Mittel berechtigter Selbfthilfe 407 3° 
Offentlichkeit 
Außerungen innerhalb eines Vereins 551 
Offenbarungseid 
Oberflächliche Anfertigung des Verzeichniſſes an Gerichtsſtelle 
401% 
Perſonenſtand N 
Unterdrückung eines bereits unterdrückten P. 40113 
Haftung des Standesbeamten für Handlungen ſeines Stell⸗ 
vertreters 563103 
Polizeibeamte 
Rechtmäßige Befolgung unrechtmäßigen Befehls 3994 
Befugnis zu Beſchlagnahmen und Durchſuchungen zu Prä⸗ 
ventivzwecken außerhalb der Fälle des § 161 StPO. 
3995 
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Feſtnahme als Vorbeugungsmaßregel (S 6 des preußiſchen 
Geſetzes vom 12. Februar 1850) insbeſondere zur Nacht⸗ 
zeit 567128 
Portodefraudation 
Konkurrenz von P. und Urkundenfälſchung 5628 
Poſtzwang 
Unterſcheidung von Briefen und Druckſachen 562 
Preßdelikte 
Verantwortlichkeit des Druckers für Angabe des Verlages 4148 
Freiſprechung des Verfaſſers infolge Nachweis des verant⸗ 
wortlichen Redakteurs, trotzdem auch dieſer freigeſprochen 
iſt 563 100 
Rechtmäßigkeit der Amtsausübung ſ. Widerſtand, Gefan⸗ 
genenbefreiung. 
Rechtsirrtum |. Irrtum. 
Redakteur ſ. Preßdelikte 
Referent 
Ablehnung des R. wegen feiner Aktenkenntnis 55868 
Rennwettenvermittlung 
Keine Verpflichtung zur Anmeldung des auf verbotenen 
R. gerichteten Betriebs 42191 
Die Vermittlung umfaßt nicht nur den Abſchluß ſondern 
auch die Abwicklung der Geſchäfte 42192 
Reviſionsbegründung und ⸗zurücknahme 
Unvollſtändige Prozeßrüge 414 °5 
Zurücknahme der R. durch eingeſchränkte R., Unzuläſſigkeit 
ſpäterer Erweiterung trotz Einhaltung der Friſt 56087 
Genügt die Unterſchrift eines Rechtsanwalts unter die von 
ihm nicht verfaßte R.? 56159 
Verwerfung der R. als unzuläſſig, weil keine einzelne 
materielle Geſetzesverletzung angegeben und eine ſolche auch 
gänzlich ausgeſchloſſen iſt 56150 
Reviſionsurteil 
Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen im R. (läßt ſie Prüfung 
der Strafmündigkeit bei der wiederholten Hauptverhandlung⸗ 
zu?) 561° 
Wirkung des R. zugunſten rechtskräftig verurteilter Mitange 
klagter (Anrechnung der verbüßten Strafe) 561% 
Sachbeſchädigung 
Waſſerleitung (bloße Entziehung des Waſſerzufluſſes 41150 
Trigonometriſche Markſteine 41151 
Sitzungsprotokoll 
Offenbarer Schreibfehler im S. 413% 
Schriftvergleichung durch das Gericht 
Bedarf es der Beobachtung der Vorſchriften über Einnahme 
des Augenſcheins? 413 56082 
Schwurgericht 
Strafantrag bei Beleidigung des S. 549“ 
Undeutlichkeit des Spruchs 560 86 
Iſt die Geſchworenenbank ordnungsmäßig beſetzt, wenn ein 
Geſchworener einen Vorgang in der Hauptverhandlung 
nicht wahrgenommen hat? 56188 
Schulſtreik, polniſcher 54910 11 
Aufforderung zum S. aus religiöſen Beweggründen 399 
Selbſthilfe 
Durchſuchungshandlungen des Förſters 4003 
S. durch Freiheitsberaubung 4073° 


Standesbeamter 
Verantwortlichkeit des St. für feinen Stellvertreter 563 103 
Stempeldelikte 
Undeutlicher Aufdruck des Spielkartenſtempels 564106 
8 27 RStempG. (Vermittlung ausländiſcher Rennwetten) 
565 107 
Ss 53 NStemp®. (Probefahrten mit Kraftfahrzeugen) 564 108 
8 25. Keine Stempelpflicht für verbotene Geſchäfte 42151 
Sprengſtoffgeſetz 
Beſitzdienſt 414“ 564 111 
Verſendung auf Eiſenbahnen (Kleinbahnen) 41575 
Strafantrag 
8 61. 548% (S. eines Vereins) 
5495 (S. des Univerſitätsrektors) 
§ 196. 40323 (S. für einen Kirchen vorſtand) 
5498 (S. für ein Schwurgericht) 
55223 (S. wegen außerdienſtlicher Handlungen eines Be: 
amten) 
§ 247. ©. bei Diebſtahl unter Dienſtboten desſelben Haus⸗ 
ſtandes 55440 
Strafbefehl 
Reformvorſchläge von Jordan 69 
Strafe Geſamtſtrafe ſ. d. 
Anrechnung verbüßter Strafe bei Aufhebung rechtskräftiger 
Urteile 88 397, 413 StPO. 561% 
Strafprozeßreform 
Zur S. (Aufſatz v. Jordan) 69 
Schluß der Kommiſſion des Berliner Anwaltvereins 160 
Strafverfügung 
Reformvorſchläge von Jordan 69 
Tötung 
T. einer Leibesfrucht im Mutterleibe nach Eintritt der Wehen 
(fahrläſſige T. oder Verletzung des Körpers der Mutter?) 
40426 
Fahrläſſig falſche Schätzung der Leiſtungsfähigkeit eines 
Verladekrahns 4032“ 
Unternehmer 
U. im $ 10 UnlWG. 4168 
Unterſchlagung 
Anvertraute Sachen (vom Dieb dem Hehler) 553388 
Kann der Gemeinſchuldner U. gegen die Konkursmaſſe be⸗ 
gehen? 553° 
Unterſuchungs haft 
Entſchädigungsfeſtſetzung bei Freiſprechung in der Reviſions⸗ 
inſtanz 418% 
Untreue 
U. des Gemeinſchuldners gegen die Konkursmaſſe 553 
U. eines Gläubigerausſchußmitgliedes 556 52 
Vermögensſchaden, Möglichkeit der Aufrechnung 409“ 
Ablieferung vereinnahmter Gelder unter falſchem Titel 
409 
Unzucht 
S 176 Nr. 3. Irrige Meinung des Täters, das Mädchen 
ſei unter 14 Jahren alt (Verſuch!) 401!“ 
8 181. Duldung der U. großjähriger Kinder 551% 
Können mehrere Einzelhandlungen zum Kollektivdelikt zu⸗ 
ſammengefaßt werden? 55125 
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s 184. Prufungspflicht des Kolporteurs hinſichtlich des un⸗ 
züchtigen Inhalts der von ihm vertriebenen Druckſchriften 
401!5 

Ankündigung durch die bekannte Eigenart der Umhüllung 
55124 
Offentliche Verbreitung (Nachnahmeſendungen) 5518 
Annahme des Täters, daß die angeprieſenen Gegenſtände 
ausſchließlich unter Eheleuten verwandt würden 55225 
urheberrecht 

Bildende Kunſt | 

Offentlicher Platz im Sinne des § 6 des Geſetzes vom 
9. Januar 1876 563104 

Nuſter und Modelle 
Mangelhafte Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtandes 414 

Schriftwerke 
Theaterzettel 41888 
Genereller Eventualdolus des Redakteurs bei ungenügender 

Beaufſichtigung der Zuſammenſtellungen aus verſchiedenen 
Zeitſchriften 41859 
Urkunden fälſchung 

Offentliche oder Privaturkunde (falſche Namensunterſchrift im 
Protokoll) 40945 

Täuſchung über Perſonidentität oder Perſonenſtand (An⸗ 
maßung des Ehefrauenſtandes ſeitens einer Konkubine) 
41048 : 

Verfälſchung, nachträgliche Anderungen eines Kaſſenbuchs 
durch den Buchführer ſelbſt 4104, durch den Urkunds⸗ 
beamten 557 66 

Diweiserheblichkeit 4111s (Strafanzeige wegen Mordes an 
den Kreisarzt), 55653 (Fahrradnummerſchilder), 556“ 

(Gontrollapparate), 556% (Schriftſtücke ohne Unterſckrift), 
55596 (privatſchriftliche Zeugniſſe), 55657 (Pauskopien), 
556 5s (Unterſchrift: Familie X.), 5565 (Einſendung von 
Zeitungsanzeigen ohne Begleitſchreiben), 557 ˙ (Entwertung 
von Stempelmarken) 

Abtrennung der Unterſchrift vom Text, um einen neuen Text 
darüber zu ſetzen 557% 

Abſicht, ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen 409? 
411 

Konkurrenz von U. und Portodefraudation 56295 

Urknuden unterdrückung 
Wer iſt als Verletzter anzuſehen? 557% 
Verſchiedene Mittel der U. 55755 
Urkundenverleſung 

Benutzung von Urkunden ohne vorherige Mitteilung an den 

Angeklagten 41357 

Zuläſſige Verleſung der früheren Ausſage eines im Felde 

ſtehenden Soldaten 41350 

Zuläſſige Verleſung ärztlicher Zeugniſſe (Grenzen der „ſchweren“ 

Körperverletzung) 413° 

Notwendigkeit der Bezeichnung einzelner Beweisſtellen in 

Handelsbüchern 559 

Notwendigkeit der Verleſung einer unzüchtigen Schrift, auch 
wenn fie den Richtern ſchon bekannt iſt 5603“ 
Verjährung 
Die V. der Übertretung des Fleiſchbeſchaugeſetzes hindert nicht 
die Beſtrafung nach § 134 des Vereinszollgeſetzes 5628 


Verleger ſ. Preßdelikte 
Verleſung ſ. Urkunden 
Verrufserkläarung 
V. zur Beeinträchtigung des Koalitionsrechts 414 6 
Verſuch 
Unzucht mit einem älteren Mädchen in der Annahme, es ſei 
noch nicht 14 Jahre alt 401!“ 
Verteidiger 
Iſt das Verſchulden des V. 
(Offizialverteidiger!) 558% 
Fortdauer des Verteidigeramts nach Zurückverweiſung der 
Sache durch das Reichsgericht 55872 
Verteidigungsbeſchränkung (Beweisanträge ſ. d.) 
Verbot beleidigender Ausdrücke 413% 
Viehſeuchen 
Vorausſetzung der Gültigkeit von Schutzmaßregeln nach 
83 8, 18 des Geſetzes. 
Vogeleier 
Verbotswidrige Aneignung von V. durch den Jagdberechtigten 
55767 
Wahlfälſchung 
W. durch Angabe falſchen Namens (Geſetzes konkurrenz 
zwiſchen 88 108, 3608s StGB.) 5497 
Warenzeichen 
Beſchaffenheits⸗ und Herkunftsangaben im W. 41578 41677 
Überſchreitung des vertraglich eingeräumten Warenzeichen⸗ 
benutzungsrechts 4168 
8 13 W336. 565113 
Verwechſelungsgefahr (Farbenwahl) 565114 
JVeinfälſchung 
Zuckerwaſſerzuſatz 41786 566 125 
Treſterwein 41786 
Salizylzuſatz zu Moſt und Wein 566178 
Wettbewerb 
Begriff des „Unternehmens“ in § 10 des Geſetzes 416 
Herkunftsbezeichnungen, die zu Beſchaffenheitsbezeichnungen 
geworden ſind und durch Zuſätze wieder zu Herkunfts⸗ 
bezeichnungen werden 56515 
Abbildung als Form der Mitteilung 8 4 Unl WG. 56511 
Entſcheidet für die Herkunftsbezeichnung der Ort, wo die 
Rohſtoffe erzeugt, oder wo ſie verarbeitet werden 
565 117 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt 
Rechtmäßigkeit der Amtshandlung: 
3994 (rechtmäßige Befolgung unrechtmäßigen Befehls) 
550 (unrechtmäßige Befehlsausführung) 
55015 (Erfordernis objektiver Rechtmäßigkeit im Falle 
§ 117 StGB.) 
Drohung mit einer Beſchwerde als Nötigungsmittel 399° 
Drohung (bloße Ankündigung eventuellen W.) 400° 
W. gegen eine Amtshandlung, die nicht im Zwang beſteht, 
ſondern auf Erzielung einer freiwilligen Leiſtung gerichtet 
iſt 4007 
Durchſuchungsbefugnis 
der Polizeibeamten zu Präventivzwecken außerhalb § 161 
StPO. 3995 
des Förſters nach S 227 BGB. 400° 


unabwendbarer Zufall? 


40 Strafregiſter 


Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
Verſchiedene Beurteilung eines Verteidigerverſchuldens, je 
nachdem der Verteidiger gewählt oder beſtellt war 
55860 
Zertrümmerung 
Bayriſches Geſetz zur Fortſetzung der Grundentlaſtung 42254 
Zeugen 
Kommiſſariſche Vernehmung innerhalb des Gerichtsbezirks 
(was iſt „große Entfernung“?) 413°8 
Verleſung der Ausſage eines im Felde ſtehenden Soldaten 
413% 
Befugnis der Reichskonſuln zur Vernehmung von Ausländern 
414 
Verluſt der Eidesfähigkeit zufolge der früheren Landesgeſetz⸗ 
gebung 55870 
Unterbliebene Frageſtellung hinſichtlich der Glaubwürdigkeit 
des Z. 55871 
Vernehmung von Z. im Auslande (Untunlichkeit einer Zu⸗ 
ziehung der Prozeßbeteiligten) 5587 
Zeugenprüfung in der Hauptverhandlung 55978 


Unterbliebener Aufruf eines geladenen Zeugen 559° 
Benutzung früherer Außerungen des Z., der berechtigterweiſe 
die Ausſage verweigert 56053 
Zeugnis 
Verleſung ärztlicher Zeugniſſe (Grenzen der „ſchweren“ Körper⸗ 
verletzung) 41361 
Zolldelikte | 
Beſtrafung nach § 134 VZG. trotz Eintritt der Verjährung 
nach dem Fleiſchbeſchaugeſetze 562 56 
Konkurrenz der 88 136 und 152 BZG. 562 
Züchtigungsrecht 
Z. der Lehrer in Preußen 4112 
Zuſtändigkeit 
Unzuſtändigkeit des Reichsgerichts bei unſubſtantiirter Rüge 
der Verletzung von Prozeßnormen 562% 
Verteilung der Z. zwiſchen Zivil⸗ und Miilitärgerichten 
5625 
Z. für die Feſtſetzung der Entſchädigung für die Unter⸗ 
ſuchungshaft bei Freiſprechung in der Reviſionsinſtanz 
419% 


B. Geſetzesregiſter. 


1. Strafgeſetzbuch: 
8 14: 
8 40: 
§ 44: 
§ 48: 
§ 53: 
§ 59: 
8 61: 
§ 74: 


3981 
5481 
3981 
554 + 
5488 
3993 
5484 549° 6 
5515 


8 230: 
8 235: 55230 

8 240: 55231 

8 242 Nr. 3: 40531 55282 55338 84 554% 
8 243: 3981 4048 8 405 90 81 

§ 243 Ziff. 2: 55335 88 

8 243 Ziff. 3: 55356 37 

§ 246: 553388 89 


40325 404.56 


§ 108: 
§ 110: 
§ 111: 
S 113: 
S 114: 
8 117: 
8 120: 
§ 123: 
8 125: 
§ 156: 
8 157: 
8 160: 
8 163: 
S 164: 


8 166: 


§ 167: 
§ 169: 
§ 176: 
8 181: 
§ 184: 
§ 185: 
§ 193: 
§ 196: 
8 222: 
8 224; 


5497 


398 5498-10 5502 18 
398 399° 549 550 15 
3994550 11 


3990 


4007 8 55016 


399° 

55018 
400° 

40019 
55017 
40111 
401 13 
5511? 
5510 
55121 
401 13 
4014 


550 18 


55125 23 


4015 
4011 


551%4 25 55220 


40217 2 40734 5527 


403˙*⁸ 


55227 


40348 404 26 


55229 


8 247: 
§ 253: 


8 257: 


8 259: 


8 263: 


S 264: 


8 266: 
S 267: 


8 268: 
§ 269: 
& 274: 


8 292: 
§ 304: 
§ 330: 
8 348: 


S 3608: 


§ 368: 


55440 41 

405 32 40638 84 40735 36 

554 42 

40837-40 55443 44 46 

40841 40942 554 46, 555 47-51 

557 83 

40943 44 553 5 55658 

40945 410 46 47 411 556 5-5 
557 80 61 

41942 4114 

557 90 

557 5 63 

5576 

411 50-52 

55766 

557 61 66 67 

5497 

5578 


2. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 52: 41258 
8 62: 561° 
8 63: 561% 
8 98: 4125 


8 123: 
§ 136: 


562 
5625 


3. Strafprogeßordnung. 
S 4: 420% 
88 22—24: 558% 
§ 45: 558% 
8 56: 5587 
8 67: 55871 
8 86: 41256 


8 127: 
8 141: 
$ 145: 
8 221: 
: 55873 

: 55878 

ı 558 

. 55875 76 55977 78 
: 55979 80 

: 55981 5602 

: 4139 

: 5609 

: 4135 

: 4139 

: 55930 560% 56188 
: 40531 

: 56085 

: 56088 

: 413% 68 

: 560 8% 

: 560897 

: 398° 

: 413% 55874 56188 
: 56185 

: 56087 56190 

: 414% 420% 

: 5611 

: 561% 


412 5° 
5587 
55872 
41357 se 


4 Bürgerliches Geſetzbuch. 


§ 762: 
5. Gewerbeordnung. 
§ 153: 


41651 


414 66 563 101 102 


6. Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 
8 134: 562% 
8 136%: 56997 
8 152: 5629 
7. Konkursordnung vom 10. Februar 1877. 
88 192 ff.: 41663 


§ 240: 
8 241: 


41658 4174 85 
563 108 


8. Andere Reichsgeſetze nach der Zeitfolge geordnet. 
1867. 8. November. Geſetz betreffend die Organisation der 
Bundestonfulate. 
8 20: 414 


1871. 28. Oktober. Poſtgeſetz. 


9 1: 56258 5 


1874. 


1875. 


1876. 


. 23. Juni. 


1901. 
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7. Mai. Preßgeſetz. 
8 6: 4148 
8 21: 563100 
6. Februar. Perſonenſtandsgeſetz. 
8 69: 563108 
9. Januar. Urhebergeſetz von Werken bildender Künſte. 
8 6: 563104 
11. Januar. Reichsgeſetz. Urheberrecht an Muſtern 
und Modellen. 
8 1 Abſ. 2: 4145 
3. Juli. Spielkartenſtempelgeſetz. 
8 10: 564 106 | 
14. Mai. Nahrungsmittelgeſetz. 
S 10: 564107 566 126 
8 12: 564108 


1. Mai. Viehſeuchengeſetz. 
88 8, 18: 41570 
9. Juni. Sprengſtoffgeſetz. 
8 9 Abſ. 1: 415 78 564111 
10. April. Krankenverſicherungsgeſetz. 
5 522: 5661212 
8 82b: 415 m 7 7 56617115 
20. April. Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
8 82 Ziff. 1: 564118 
12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 13: 41578 4167 565 118 
8 14: 41678 565115 
8 15: 565114 
16. Mai. Geſetz über Abzahlungsgeſchäfte. 
§ 7: 416˙ 
27. Mai. Unlauterer Wettbewerbgeſetz. 
8 4: 565 116 116 117 
8 10: 41680 
15. Juni. Geſetz über den Verkehr mit Butter. 
8 565118 
1. Dezember. Militärſtrafgerichtsordnung. 
8 10 Abſ. 2: 569% 
13. Juli. Invaliden⸗Verſicherungsgeſetz. 
8 182 Abſ. 2: 4157 556 
9. April. Geſetz betreffend die Beſtrafung der Ent⸗ 
ziehung elektriſcher Kraft. 
8 1: 5661 
30. Januar / 5. Juli. Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz. 
8 104: 566120 
12. Juni. Verordnung vom 
88 3, 4: 3998 
14. Juni. Reichsſtempelgeſetz. 
88 25 Abſ. 2, 27: 42151 
8 27: 564 109 
8 53: 564110 
24. Mai. Weingeſetz. 
§ 2 Nr. 4: 41786 
§ 3 Abſ. 1: 4179 
8 4: 56618 
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8 7 2 566 128 
8 13: 566 155 

1901. 19. Juni. Urheberrecht an Schriftwerken. 
8 38: 41858 65 

1902. 7. Juli. Süßſtoffgeſetz. 
8 2b: 566127 

1904. 14. Juli. Geſetz betreffend Entſchädigung erlittener 

Unterſuchungshaft. 

8 4: 419% 

1905. 4. Juli. Reichsgeſetz über Rennwetten. 
88 3, 6: 421 v1 m 


9. Landesgeſetze. 
Preußen. 
1830. 12. Februar. Preußiſches Geſetz betreffend den Schutz 
perſönlicher Freiheit. 
8 6: 567128 


1880. 


1902. 


1904. 


1. April. Preußiſches Feld- und Forſtpolizeigeſetz. 
88 6, 18: 567 125 

12. Dezember. Preußiſche Regierungsverordnung. 
567 130 

29. Auguſt. Lotteriegeſetz. 
8 3: 567181 


Baden. 


Badiſches Landrecht. 
Satz 3 Abſ. 3: 755% 


Bayern. 
Bayriſches Forſtgeſetz. 
Art. 87: 4218 
Bayriſches Geſetz betreffend die Fortſetzung der Grund⸗ 
entlaftung. 
8 4929 


20. Okt.: 


23. . 
30. ⸗ 


5. 
7. 


9. 


16. 


d 
* 
N 


$ 5 
* * 


1. Nov.: 
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Perzeichnis 


der abgedruckten 


Reichsgerichtsentſcheidbungen nach dem Datum georoͤnet. 


Zivilſachen 
25. Nov.: V 120/06. Cöln: 1750 


1906 


I 112/06. Hamburg: 44 

VII 625/05. Berlin: 6228 

V. 9/06. Berlin: 90 20 

VI 14/06. M: 64*8 

VI 109/06. Zweibrücken: 
Hamm: 23226 

I 44/06. Königsberg: 562° 

VI 84/06. Hamburg: 98 — VI 157/06. Cöln: 46* 

II 173/06. Hamm: 4? — V 105/06: Hamm: 53° — 
III 79/06. Cöln: 5 — II 177/06. Bam⸗ 
berg: 65 — III 127/06. München: 151° — 
II 148/06. Cöln: 3033 

Y 410/06. Berlin: 5513 

VI 68/06. Hamm: 1618s — VI 66/06. Naum⸗ 


97 — VI 603/05. 


burg: 1111 
III 117/06. Jena: 10° — III 184/06. Berlin: 
1218 — II 155/06. Berlin: 2628 — 
II 222/06. Bamberg: 27% 
I 167/06. Braunſchweig: 19 — I 165/06. 


Dresden: 5821 — V 97/415/06. Breslau: 6125 

IV 357/06. Hamburg: 41 — IV 166/06. Naum⸗ 
burg: 6° — VI 116/06. Dresden: 101 — 
VI 111/06. Darmſtadt: 5214 — IV 316/06. 
München: 2830 

VII 77/06. Cöln: 1112 — III 115/06. Dresden: 
1410 — VII 49/06. Poſen: 167 — VII 152/06. 
Berlin: 2125 

V70/06. Marienwerder: 29 1 — V 146/06. Naum⸗ 
burg: 303% — I 170/06: Kiel: 58% 

I 144/06. Breslau: 20% — I 118/06. Col⸗ 
mar: 26% 

II 168/06. Hamburg: 20 — VII 46/06. Hamm: 
6126 

V 117/06. Celle: 13 — IV 191/06. Berlin: 161° 

II 100/06. Berlin: 473 

V 91/06. Berlin: 1821 — V 120/06. Cöln: 1820 
— V 105/06. Hamm: 53 I 117/06. 
Dresden: 8318 


26. 


27. 


29. 


30. 


— 
- 


- 
- 


* * 


* * * 


IV 288/06. Berlin: 49 10 — VI 101/06. Poſen: 5417 

II 232/06. Celle: 47° — VII 639/05. Berlin: 47° 
— VII 59/06. Stettin: 8818 

VI 141/06. Berlin: 45° — VI 126/06. Dresden: 
488 — IV 201/06. Kiel: 48% — IV 407/06. 
Stuttgart: 50% 

II 174/06. Cöln: 721 — II 180/06. Marien⸗ 
werder: 851“ 


: V 122/06. Berlin: 442 — V 530/06. Naumburg: 


5118 — V 103/06. Cöln: 811 — V 248/06. 
Berlin: 8717 i 

VI 175/06. Berlin: 5416 — VI 112/06. Dresden: 
5923 — V 152/06. Dresden: 602 

II 207/06. Cöln: 5512 — II 223/06. Naumburg: 
891% — VII 36/06. Cöln: 11820 

I 208/00. Bamberg: 80° 

IV 214/06. Dresden: 5011 


II B 60/06. Berlin: 521 — III 163/06. Cöln: 


8110 — VII 91/06. Dresden: 11013 

IV 94/06. Cöln: 78° — IV 206/06. Hamburg: 
797 — VI 124/06. Cöln: 803 

III 200/06. Berlin: 73° — III 202/06. Berlin: 
871° — III 180/06. Cöln: 9221 — VII 90/06. 
Berlin: 103° — VII 119/06. Berlin: 1147 

I 218/06. Berlin: 8212 — VI 130/06. Frankfurt: 
1009 — I 122/06. Jena: 111 

IV 218/06. Berlin: 73° — IV 178/06. Roftod: 
755 — VI 130/06. Frankfurt: 991 

II 219/06. Cöln: 92% — II 220/06. Hamburg: 
154 3° 

1 241/06. Berlin: 112“ 

VI 178/05. Darmſtadt: 13010 — 257/06. Berlin: 
107? 

II 240/06: 8615 

VI 211/06. Hamm: 11518 

III 157/06. Frankfurt: 101° — III 123/06. Berlin: 
102 — II 73/06. Reichsgericht: 1070 — 
II 241/06. Darmſtadt: 119 ˙ 

6 * 


21. 


VII 80/06. Jena: 1518 — VII 20/06. Berlin: 
1564 — V 168/06. Marienwerder: 10811 — 
V 419/06. Berlin: 10918 I 281/06. 
Berlin: 11215 

V 213/06. Dresden: 105° — I 521/05. Braun⸗ 
ſchweig: 1179 


1907 


.: V 111/06. Cöln: 1298 — V 199/06. Naumburg: 


13473 — VII 112/06. 
II 267/06. Celle: 15026 


Dresden: 140% — 


IV 247/06: 1068 

III 217/06. Caſſel: 133 — II 286/06. Karls⸗ 
ruhe: 13718 

I 308/06. Berlin: 13615 — I 253/06. Cöln: 
13617 — VB 2/07. Breslau: 1457 — 
I 308/06. Berlin: 1462s — V 177/06. 
Berlin: 1057 

IV 318/06. Darmſtadt: 127! — VI 194/06. 
Hamm: 13211 


II 301/06. Zweibrücken: 159“ 

V 517/06. Berlin: 125? — V 327/06. Celle: 
128° — V 253/06. Nürnberg: 1287 
I 582/05. Hamburg: 149°? — I 263/06. 
Berlin: 149 


VI 155/06. Berlin: 13616 — IV 267/06. Frank⸗ 
furt: 155% 

II 359/06. Cöln: 13716 — II 357/06. Reiche 
gericht: 147 25 


V 181/06. Hamm: 15541 — I 254/06. Karls⸗ 
ruhe: 165% — 1 542/06. Celle: 18326 

IV 256/06. Berlin: 126° — IV 439/06. Marien⸗ 
werder: 1275 — IV 251/06. Berlin: 143 
— IV 246/06. Poſen: 1438 — IV 179/06. 
Breslau: 179˙ 

VII 182/06. Naumburg: 158“ 

V 230/06. Marienwerder: 1527 — I 251/06. 
Cöln: 166° 

IV 284/06. Naumburg: 
Breslau: 143 

III 252/06. Karlsruhe: 1231 — III 128/06. 
Roſtock: 1380 — B 4/07. Cöln: 1479 — 
VII 186/06. Berlin: 1574 — III 225/06. 
Dresden: 1697 

V 216/06. Hamm: 147% 

II 204/06. Poſen: 1357 — IV 270/06. Berlin: 
141 

VII 194/06. Berlin: 17513 

VI 175/06. Cöln: 183% 

VI 260/06. Berlin: 130” — VI 226/06. Berlin: 
1641 — IV 264/06. Berlin: 17817 

VII 99/06. Kiel: 1710 — II 265/06. Hamburg: 
17418 

I 335/06. Roſtock: 169° — II 363/06. Karls⸗ 
ruhe: 181% — 1335/06. Roftod: 181% — 
I 250/06. Berlin: 189 20 


1391 — VI 269/06. 


28. Jan.: 
29. 
30. 
31. 
1. Febr 
2. 
4. 
5. 
7. 
8. 
1 = 
12. 
13. 
15. 
16. 
18. 
19. = 
20. 
21. 
22. 
23. 
25. 
26. 
28. = 
1. März: 
2. 
4. 
5. ⸗ 
6. 


: III 34206. Berlin: 


VI 212/06. Berlin: 1462 — IV 276/06. Berlin: 
167“ I 538/06. Stuttgart: 182 
I 304/06. Cöln: 276. 

II 335/06. Cöln: 1712 — VII 223/06. Breslau: 
2015 

V 153/06. Königsberg: 
München: 2061? 

VI 246/06. Stuttgart: 17716 — IV B 385/06. 
Darmſtadt: 200 


182 I 294/06. 


17614 — VII 360/06. 
Hamburg: 187° — VII 143/06. Hamburg: 
21118 — VII 213/06. Berlin: 214 

II 289/06. Cöln: 185° 

IV 338/06. Berlin: 17813 — VI 234/06. Berlin: 
1891 | 

II 368/06. Hamburg: 173" III 355/06. 
Cöln: 19232? — VII 183/06. Hamm: 242“ 

IV 309/06. Breslau: 168° — VI 266/06. Kiel: 
1708 — VI 438/06. Münden: 180% 

III 363/06. Hamm: 17615 VI 191/06. 
Dresden: 17919 

VI 232/06. Dresden: 28750 

VII 201/06. Stuttgart: 2091“ — VII 198/06. 
Cöln: 27236 

I 348, 444/06. Cöln: 278 

III 296/06. Dresden: 2027 VII 230/06. 
Kiel: 2074 — VII 185/06. Celle: 29052 

V 548/06. Dresden: 20510 — I 343/06. Cöln: 
20511 — I 486/05. Hamburg: 206 — 
I 300/06. Hamburg: 27238 

IV 483/06. Berlin: 203° — IV 292/06. Naum⸗ 
burg: 203° 

II 375/06. Dresden: 20815 — VII 200/06. 
Stettin: 21017 — III 354/06. Poſen: 2141 

V 281/06. Berlin: 200. 

IV B 51/07. München: 1981 — VI 271/06. 
Berlin: 202° — III 327/06. Hamburg: 
24910 — VI 306/06. Cöln: 286 


II 294/06. Dresden: 25113 

VB 14/07. Königl. Bayr. Obs G.: 2123 — 
I 318/06. Hamm: 268% — I 404/06. 
Cöln: 303° 

IV 410/06. Augsburg: 1992 — VII 253/06. 
Hamm: 273°° 

II 373/06. Cöln: 2755» — VII 233/06. Ham⸗ 
burg: 283*7 


IV 158/06. Berlin: 238% — V 282/06. Bres⸗ 
lau: 248° — V 377/06. Königsberg: 261 
— VI 314/06. Cöln: 276 

VII 179/06. München: 265%2° — VII 199/06. 
Hamm: 28716 

V 341/06. Kiel: 29158 

VI 269/06. Berlin: 2511* — VI 321/06. Berlin: 
276 

VII 214/06. Königsberg: 27237 

V 291/06. Dresden: 25616 — 1 319/06. Ham⸗ 
burg: 317˙ 


7. März: VI 422/06. Darmſtadt: 280 (6 


8. 


S BEBSSSe 


90 P ge 


10. 


2 * “ 


III 308/06. München: 244° — VII 543/06. 
Stettin: 265? — VII B 23/07. Berlin: 
265% — II 369/06. Cöln: 2928. 

VB 227/07. Hamburg: 240° — V 329/06. 
Hamm: 2425 — V 826/06. Cöln: 294. 
VI B 530/06. Berlin: 26720 — VI 264/06. 

Naumburg: 269 

VII B 30/07. Dresden: 26212 — III B 41/07. 
Dresden: 263. 

VI 284/06. Hamm: 25011 — VI 425/06. Cöln: 
2524 — VI 349/06. Stettin: 25518 — 
IV38/06. Frankfurt: 25717 — IV 375/06. 
Naumburg: 2590 — VI 382/06. München: 
3151? 

VII 288/06. Cöln: 26426 — VII 240/06. Bres⸗ 
lau: 2647 — II 397/06. Berlin: 316% 

I 421/06. Celle: 2784 

VI 307/06. Cöln: 2814 — IV 358/06. Berlin: 
308° 

II B 21/07. Dresden: 267% — VII 166/06. 
Berlin: 2985 — II 406/06. Cöln: 295 
— VI 132/00. Caſſel: 319 

V 397/06. Caſſel: 2447 — V 684/06. Cöln: 300° 

IV 294/370 / 06. Berlin: 258 1s — IV 577/06. 
Berlin: 259 — IV B 58/07. München: 
2601 — IV 319/06. Königsberg: 389% — 
VI 405/06. Cöln: 2991 

VIIB! 36/07. Marienwerder: 2673? — VII280/06. 
Cöln: 31010 — VII 246/06. Poſen: 31518 — 
VII 255/06. Berlin: 318 

V 546/06. Kiel: 3371 — V 544/585 / 6. Hamm: 
246° — IJ 377/06. Hamm: 3147 

VI 276/06. Dresden: 302° — IV 314/06. Hamm: 
307 

II 467/06. Frankfurt: 301! — III 309/06. 
Colmar: 31018 

VI 319/06. Colmar: 3101 — I 393/06. Karls⸗ 
ruhe: 31315 — VI 45/06. Hamm: 313 1° 


V 423/06. Breslau: 3057 — VB 54/07. Naum⸗ 


burg: 3111 

III 393/06. Frankfurt: 3111 

VII 285/06. Caſſel: 3921 

VII 256/06. Berlin: 3961? 

I 416/06. Berlin: 486 

III 412/06. Dresden: 39616 

VII 278/06. Hamm: 3931 

UI 410/06. Berlin: 3861 — VII 292/06. Caſſel: 
389° 

IV 506/06. Hamburg: 890° 


i: 1428/06. Frankfurt: 386° — V 537/06. Roſtock: 


895 16 

VII 428/06. Caſſel: 397% 

237/06. Jena: 3941 | 

V 340/06. Berlin: 386° — IV 477/06. Cöln: 
3907 — IV 80/07. Berlin: 39117 

VII 867/06. Cöln: 39313 


29. 


31. 


. 


* u a 1 


* * 
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V 483/06. Berlin: I 387 520/06. Cöln: 482 18 

IV 516/06. Hamburg: 3921 — VI 364/06. 
Berlin: 39415 — IV 514/06. Caſſel: 480 
— VI 270/06. Berlin: 4831 — I 432/06. 
Marienwerder: 49022 — I 35/06. Berlin: 
490 38 

III 499/06. Celle: 39110 — II 31/07. Dresden: 
49497 

VI 380/06. Bamberg: 388° 

II 22/07. Dresden: 4733 — VII 424/06. Berlin: 
489 — VII 310/06. Celle: 491 

IV 501/06. Breslau 4731 — IV 489/06. Berlin: 
48015 — IV 499/06. Dresden: 48525 — 
VI 443/06. Berlin: 49538 


VII 454/06. Stettin: 4777 — VII 267/06. 
Hamburg: 487? — III 443/06. Berlin: 
4785 


V 521/06. Hamburg: 4827 — I 361/06. Berlin: 
4898: — I 367/06. Frankfurt: 49225 

IV 513/06: 484 

III 483/06. Colmar: 47912 — II 34/07. Celle: 
49328 


: 1 475/06. Poſen: 521° — V 487/06. Naum⸗ 


burg: 478° 

IV 525/06. Berlin: 4811° — VI 408/06. Cöln: 
4820 — VI 418/06. Dresden: 484% 

VII 379/06. Stuttgart: 488% 

V 369/06. Naumburg: 473 

VI 449/06. Marienwerder: 4821? | 

II 63/07. Cöln: 509° — III 474/06. Hamm: 
495°° — VII 357/06. Berlin: 5324 

I 46/07. Berlin: 52322 — I 322/06. Breslau: 
52332 — I 366/06. Berlin: 487 

VI 504/06. Cöln: 48013 

III 21/07. Nürnberg: 475“ — III 477/06. 
Poſen: 4791 

V 492/06. Berlin: 514“˙* — V 557/06. Poſen: 
5062 

VI 466/06. Noſtock: 5182 — VI 456/06. 
Hamm: 476° — IV 511/06. Breslau: 485 8 

III 12/07. Königsberg: 5111 — III 102/07. 
Berlin: 51212 — VII 402/06. Colmar: 
52535 

I 495/06. Hamburg: 506 

J 403/06. Geh. Juſtizrat. 580% — I 453/06. 
Berlin: 5277 — V 590/06. Berlin: 518 ˙ 

IV B 211/07. Roftod: 5294 — VI 463/06. 
Cöln: 518%: — VI 499/06. Berlin: 520 

II 58/07. Frankfurt: 5217 — II 79/07. Zwei⸗ 
brücken: 5075 — III 31/07. Berlin: 517% 
III 39/07. Berlin: 520% — III 465/06. 
Darmſtadt: 505 

I 40/07. Berlin: 51617 — V 558/06. Braun- 
ſchweig: 5131 — V 633/06. Breslau: 508° 

VI 444/06. Darmſtadt: 51518 

II 64/07. Cöln: 529 % 

VI 464/06. Stettin: 527° 


21. 


an * * 


: II 171/07. Celle: 


II 75/07. Berlin: 52726 — III 25/07. Naum⸗ 
burg: 51415 — III 476/06. Stettin: 51517 
— VII 451/06. Cöln: 523 20 

VI 488/06. Karlsruhe: 514 

II 126/07. Hamm: 509% — VII 458/06. Berlin: 
530“ — IV 574/06. Breslau: 5218 

IV 578/06. Berlin: 519 

II 127/07. Jena: 5087 — III 36/07. Poſen: 532 +5 

II 116/07. Berlin: 5051 — VII 482/06. Karls⸗ 
ruhe: 52686 — VII 487/06. Berlin: 5100 

VII B 91/07: 678% 


: VII F 284/07. Berlin: 670. 


I B 41/07: 6812 | 

IV (F) 315/07. Marienwerder: 678° 

VI B 145/07. Breslau: 678% — VI 465/06. 
Hamm: 673° — VI 20/07. Berlin: 709 16 

III 69/07. Hamburg: 679*3 

I 567/07. Roſtock: 6751s — I 572/06. Hamm: 

71952 — V B 125/07. Berlin: 6780 

541/07. Berlin: 67419 VI 475/06. 
Hamm: 674° — 477/06. Berlin: 6691 
II 124/07. Breslau: 67615 — II 272/07. Celle: 
675 18 III 43/07. Cöln: 672° 
VII 224/07. Breslau: 67717 — VII 540/06. 
Breslau: 7203“ 
I 502/06. Frankfurt: 715% I 574/06. 
Breslau: 680% — VB 128/07. Augsburg: 
67616 — V 601/06. Dresden: 6692 
II 166/07. Dresden: 67718 III 59/07: 
672° — III 85/07. Poſen: 68227 
V 636/06. Naumburg: 679 
IV 74/07. Berlin: 71017 
II 159/07: 674 VII 324/06. Frankfurt: 
71222 — VII 516/06: 72035 
V 5/07. Hamm: 70813 
706° — III 66/07. Poſen: 
6822s — VII 515/06. Berlin: 71932 
VII 512/06. Naumburg: 7045 — VII 524/06. 
Jena: 70711 
I 589/06. Dresden: 718° 69/07. Berlin: 
7122 — V 8/07. Berlin: 670° 

VI 519/06. Hamburg: 715 

II 143/07. Cöln: 72156 — 170/07. Hamburg: 
7144 — II 138/07. Breslau: 74310 

1 583/06. Stettin: 714 — V 13/07. Königsberg: 
7034 — V 67/07. Dresden: 7033 — 1 597/06. 
Hamm: 845% 

IV 260/07. Berlin: 71121 — VI 12,07. Braun: 
ſchweig: 70812 

III 86/07. Hamm: 709“ — 355/07. Hamburg: 
705° — VII 545/06. Naumburg: 706 1⸗ 

V 629/06. Poſen: 71119 

VI 501/06. Berlin: 714% — VI 16/07. Hamm: 
7398 


IV 


— 


30. 


9. 


Nov: 


VII 150/07. Frankfurt a. M.: 74718 

I 605/07. Düſſeldorf: 8318 Ä 

IV 68/07. Stettin: 709 1 — IV 98/07. Roſtock: 
711% — VI 508/06. Hamburg: 74617 — 
VI 523/06. Hamm: 7170 

II 149/07. Darmſtadt: 75086 — II 133/07. Karls: 
ruhe: 75552 

V 34/07. Poſen: 7021 — I 5/07. Hamburg: 
74516 — V 567/06. Poſen: 74770 

IV 106/07. Karlsruhe: 7011 — VI 5/07. Poſen: 
71013 

III 101/07. Celle: 705° — II 194/07. Colmar: 
137? 

I 578/07. Berlin: 750% — V 44/07. Hamm: 
751? 

IV 88/07. Frankfurt: 7371 — VII 275/07. Jena: 
749%? 

II 200/07. Düſſeldorf: 747 VII 24/07. 
Darmſtadt: 749%3 — III 74/07. Naumburg: 
8284 II 225/7. Darmſtadt: 839 — 
VII 6/07. Berlin: 84951 

VI 23/07. Hamm: 740 — v 70/07. Berlin: 
7428 — 14/07. Naumburg: 7441° 

1V 529/06. Berlin: 742° — VI 62/07. Cöln: 75323 
VI 531/06. Stettin: 75431 . 

VII 26/07. Naumburg: 7502 VII 35/07. 
Cöln: 84121 — II 146/07. Dresden: 8472“ 

V 26/07. Hamm: 739“ — V 58/07. Breslau: 74311 

VI 38/07. Cöln: 7405 

III 81/07. Berlin: 7444 — III 107/07. Poſen: 
754% III 151/07. Berlin: 8251 
II 187/07. Cöln: 8320 — VII 44/07. Celle: 
842 23 

I 604/06. Roſtock: 843“ — IV 90/07. Breslau: 
744 IV 303/07. Stettin: 74821 
V 64/07. Breslau: 7542 — 1 7/07: Cöln: 
830° — VI 27/07. Naumburg: 8322 — 
VI 81/07. Breslau: 83818 

VII 42/07. Berlin: 74473 — III 96/07, München: 
8295 — II 173/07. Naumburg: 8307 — VII 
68/07. München: 8341 

V 6/07. Königsberg: 8262 

II 398/07. Darmſtadt: 8375 

VII 149/07. Berlin: 83311 — 111 121/07. Breslau: 
83710 — II 235/07. Berlin: 845 

1 12/07. Breslau: 8442 — V 86/07. Hamm: 
85132 

1V 116/07. Hamm: 83513 — VI B 216/07. 
Berlin: 8402° — VI 48/07. Cöln: 8458 

V 154/07. Münden: 8263 — V 73/07. Naum⸗ 
burg: 83714 

VII 69/07. Dresden: 83817 — II T. B. 58/07. 
Reichsgericht 842% — III 177/07. Berlin: 
84830 


———— 


— — 


14. 


17. 
18. 


* 


Strafſachen 
1906 20. Dez.: 
III 517/06: 3995 . 
IV 375/06: 41576 21. 
III 774/06: 414% — III 705/06: 41575 
III 386/06: 4094 22. 
II 779/06: 40497 28. 
III 420/06: 403% — III 382/06: 4112? 29. 
III 448/06: 421% 
I 419/06: 40736 
V 550/06: 40521 — III 593/06: 41570 3. Jan 
III 467/06: 408°° — I 1264/06: 41258 
V 578/06: 40010 4. 
I 732/06: 42158 8. 
V 474/06: 416°” — IV 337/06; 4168s — 10. 
II 436/06: 4178. il. %& 
III 406/06: 400° — 1 363/06: 4048 — 
I 1091/06: 41786 — JI 287/06: 41888 12. 
III 1043/06: 3981 — I 1134/05: 4013 — 14. 
III 511/06: 4063 — III 339/06: 41456 15. 
V 478/06: 40222 — IV 514/06: 4087 — 17. 
II 531/06: 411% — V 477/06: 41152 ?—:'w 18. 
II 692/06: 41682 21. 
: III 818/06: 40838 22. 
IV 473/06: 40532 
IV 391/06: 403°? — II 1032/06: 4132 — 24. 
IV 1111/06: 41678 28. 
V 494/06: 40736 29. 
III 848/06: 40219 
Y 602/06: 41686 — ]I 471/06: 418% 31... = 
I 774/06: 3996 1. Febr.: 
V 642/06: 413% — II 449/06: 4219 4. 
II 611/06: 4007 5. 
III 556/06: 41578 — III 563/06: 4157 
V 517/06: 4131 7. 
II 692/06: 4168 8. 
III 573/06: 41258 11. 
II 663/06: 41255 — 1 1569/06: 421% 14. 
I 794/06; 401% 18. 
II 691/06: 3982 — V 713/06: 408 — 19. 
V 710/06: 410% — IV 671/06: 4137 — 21. 
V 473/06: 41681 22. 
III 735/06: 40116 — I 651/06: 404 — 25. 
III 715/06: 410% — III 783/06: 41678 26. 
IV 711/06: 400° — II 790/06: 40520 — 
V 711/06: 41150 4. März: 
III 707/06: 399 — 1675/06: 4020 — 5. 
1 977/06: 40840 — 1 1376/06: 413% — 
III 922/06: 4178 7. 
701/06: 4011 — II 863/06: 4097 — 
V 705/06: 403% — IV 966/06: 404 — 8. 
V 727/06: 409% — II 804/06: 4149 12. 
III 725/06: 401% 
V 731/06: 40221 — II 783/06: Alle — 14. 
IV 905/06: 413568 — IV 1328/06: 413 15. 


: I 661/06: 553 — III 1104/06: 55761 
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III 947/06: 3983 I 870/06: 41496 
1 686/06: 41787 — 1 449/06: 422% 
IV 803/06: 40218 IV 773/06: 40685 
IV 991/06: 414% — II 706/06: 4157 
III 990/06: 4094 — III 1201/06: 412% 
V 760/06: 4094 — IV 757/06: 415”? 
IV 1382/06: 413% 


1907 


III 624/06: 562 v5 

V 590/06: 555 45 

V 797/06: 55119 

III 979/06: 55870 

II 1241/06: 552 — IV 824/06: 557% 
II 787/06: 563 201 

I 113/06: 55015 

I 967/06: 5587° 

V 836/06: 554% 

III 816/06: 55652 — I 682/06: 56615 

IV 1086/06: 548° — IV 854/06: 55015 

I 1097/06: 548% — III 839/06: 567181 

IV 1245/06: 5511 — IV 824/06: 557% 
v 865/06: 561886 — II 21/07: 56710 

I 773/06: 564108 

I 1502/06: 5544 — III 1197/06: 5641 

IV 933/06: 5544 II 49/07: 555% 
II 977/06: 563 10 — V 871/06: 565.5 

I 661/06: 553 — III 765/06: 557° 

II 56/07: 552% — V 954/06: 555% 

III 16/07: 567188 

IV 920/06: 551% — IV 799/06: 
IV 1094/06: 560% 


553 % 


III 51/07: 55875 

II 909/06: 566119 

1 826/06: 555 5⁰ 

I 1389/06: 557° — I 682/06: 566 

III 16/07: 567128 

II 890/06: 55016 — V 859/06: 552332 

J 1130/06: 5520 — I 1436/06: 55358 

V 971/06: 554 

III 996/06: 566122 

IV 32/07: 55011 — V 993/06: 55872 — 
II 127/07: 55978 — 11 127/07: 56188 

III 1166/06: 566120 

II 134/07: 55017 — II 1136/06: 557% — 
II 1123/06: 560% 

I 1136/06: 562° — 1 1020/06: 5661 — 


1 1175/06: 566 126 


II 978/06: 


II 1112/06: 549° 


551% 
— IV 41/07: 550. 


V 1045/06: 55659 
I 108/07: 55977 
IV 1355/07: 5625 
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19. März: V 1200/06: 5481 — I 1199/06: 551% — 


21. 
22. 
3. 


* * * * u * 


* 


* 


* * * N * 


II 1127/06: 5535 31. 
I 216/07: 561% 
IV 1128/06: 561% — II 48/07: 56518 4. 
V 1160/06: 563 105 7. 
II 1220/06: 557% — V 1073/06: 56085 10. 
I 151/07: 5527 — I 1274/06: 552 — 

III 1337/06: 566 121 13. 
V 239/07: 5586 
III 202/07: 556 88 14. 
V 1140/06: 563 10 — V 1140/06: 565 116 17. 
III 133/07: 5629 18. 
V 30/07: 5597 
III 1242/06: 562 8 
72/07: 55015 — II 17/07: 55658 20. 
III 186/07: 552 — III 192/07: 56517 21. 


IV 104/07: 5501 
V 342/07: 560389 


III 1318/06: 56410 — III 1318/06: 565118 24. 
V 33/07: 5538 — IV 75/07: 55868 25. 


II 104/07: 55871 


IV 101/07: 54910 — IV 190/07: 550% 28. 


III 23/07: 551 
I 1275/06: 566197 
V 108/07: 55980 
V 99/07: 5567 

V 1025/06: 554 
II 144/07: 553®° 


V 8/07: 55656 — 


* * 


* * 


* 


* * * 


* * * * 


30. Mai: I 161/07: 548 


IV 209, 214, 381, 390/07: 5501 — II 293/07: 


55441 — V 241/07: 55879 


i: II 150/07: 5565 — IV 166/07: 564 


IV 117/07: 5504 

III 386/07: 5497 — III 134/07: 550 
I 330/07: 56055 

III 189/07: 5565° — III 218/07: 5640 
I 1275/06: 566 19 


V 218/07 
III 198/07: 562% 
V 157/07: 5499 — V 352/07: 5501 


II 308/07: 553: ®® — IV 26/07: 563105 
V 164/07: 567120 

III 254/07: 55874 

II 286/07: 5495 — IV 413/07: 549® 


IV 265, 297, 427/07: 55011 — V 384/07: 


566128 

I 198/07: 55797 

V 125/07: 5651 

III 290/07: 551 — III 233/07: 56410 
IV 295, 370, 442, 444/07: 55011 


I 249/07: 557 6° — I 223/07: 5631 — 1465/07: 


564110 

IV 328/07: 5551 
IV 419/07: 5544 
V 356/07: 5619 
III 496/07: 56886 
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Pochgeehrte Berren Kollegen! 


Laſſen wir den Streit, ob Swangs⸗ oder freiwillige Kaſſe, ruhen! Der Deutſche Anwaltstag 


hat ſich in Hannover einſtimmig für die freiwillige Kaſſe entſchieden. 


Das muß uns genügen. 


Treten wir möglichſt vollzählig der neu zu begründenden Kafje bei und betätigen wir 
damit, daß wir ſelber für unſer Alter, ſowie für unſere Witwen und Waiſen ſorgen wollen. Je 
mehr wir ſelber tun, um fo eher wird die Neichsgefeßgebung ein Bedürfnis anerkennen und die 


Säumigen durch Geſetz zwingen. 
Halle a. S., Weihnachten 1906. 


Bülfskefle für deutſche Rechtsanwälte. 
Eine außerordentliche Generalverſamulung wird 
= Pen den 20. Jaunar 1907, Vormittag 11 uhr 
Neichsgerichtsgebände, t der Nedts- 
aiif be ben Nelgögerig Versen. . Der Died 
Gegenſtände der Tagesordunng find: 
1. Der Antrag des Nechtsauwalts, Juſtizrat Dr. Schmidt 
Gera und von 69 anderen Anwälten aus dem 
ge des Oberlandesgerichts zu Jena. 
eee e ee folgenden Zuſatz 


. welche anderen f 
3. der e Vollmacht erteilt haben. 
— des art auf Ergänzung des 8 7 

2 Hinzufügung eines Schlußz⸗ 

e 9 N e durch Be⸗ 

— findet nicht ft . a 
tr 
nn Ki, Vorſtande — ntrag des Jnſtiz⸗ 


Halle a. S 
a See Witwen⸗ und lan 

di Bm echtsauwälte, welche auf Grund 

be vom Denen Anwaltstage in Hannover ge- 


daſſeligen . durch 3 gen e 
Reifer vatverſicherun 
in Berlin feſtgeſte En egrändet e 


Elze, Juſtizrat. 


12 nt zwar = ganz der Kaffe, welche der 


bſatz a der S Pr h ri Hülfskaſſe für 
deutſche —— im 


ſie erſtrebt aber 
das gleiche Z Ziel 1 . Reue Di Suhegeheltstefi, 
e um ce en der dentſ 
ihrer Witwen der an 8 5 nn 
wenn ſich etwa 700 Aumwälte daran beteiligen. 
Es werden deshalb dieſer Rafe, fofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500000 Mark zur Hälfte 
in 3½ prozentigen, zur anderen Hälfte in 3 pro- 
zentigen ger aus dem angeſammelten 
Kay ock der Hülfskaſſe überwieſen. Dieſe 
Hülfskaſſe 150 daun aber nicht au f ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf den 
in 8 2b beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach 
der anliegenden veränderten Satzung. Namentlich 
kaun fie die Zinſen anch von dem ihr verbleibenden 
5 zu Unterſtützungszwecken ver ⸗ 


Die vor Pa 5 Satzungsänderungen lauten: 
a) 8 2 wird 
Der Zoe des Sereins iſt, dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene deutſche Rechtsanwälte, ſowie 
deren Pinterlaſſene durch Geldbeihülfen zu unter- 
en.“ 


b) Im 8 3 wird der Abſatz 2 geſtrichen. 
ec) Im 817 5 der erſte Aufet ganz und im zweiten 
Abſatz die W 
aus eder a Gründen 
geſtrichen. 
Leipzig, den 24. November 1906. 


Dülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, VBorſitzender. z 
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Auf die Tagesordnung der außerordentlichen General- 
verſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte vom 
20. Jaunar 1907, Vormittags 11 Uhr, wird ferner geſetzt: 

5. Autrag des Juſtizrats Hermann Beckh zu 

Nürnberg: 

Die Generalverſammlung wolle beſchließen, die 
Beſchlußfaſſung über die auf die Tagesordnung 
geſetzteu Auträge auszuſetzen uud ſolche der 
nächſten ordentlichen Generalverſammlung im 
Herbſte 1907, die mit dem Anwaltstage ver- 
bunden wird, zu überweiſen. 

Leipzig, den 20. Dezember 1906. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlaudesgerichte 
zu Zweibrücken, Frankfurt a. Main und Cöln a. Rhein 
haben der Kaſſe abermals Beihülfen und zwar Zweibrücken 
200 Mark, Frankfurt 1500 Mark und Cöln 2000 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Zum Jahres wechſel. 


Von Neumann. 


Der diesmalige Jahreswechſel ſteht unter dem Zeichen der 
Reichstagsauflöſung. In dem Organ eines Vereins von Berufs⸗ 
genoſſen, der, wie der Deutſche Anwaltsverein, Mitglieder aller 
politiſchen Parteirichtungen umfaßt, verbietet ſich die Vertretung 
eines einſeitigen poluiſchen Standpunktes von ſelbſt. Hier iſt 
nur Raum für das, was uns in der Zugehörigkeit und der Liebe 
zu unſerem Berufe eint, nicht für das, was uns in ſonſtigen 
Fragen der Politik trennt, für die Achtung vor jeder den 
Anforderungen von Sittlichkeit und Rechtlichkeit entſprechenden 
ehrlichen Überzeugung. Die Achtung vor der Perſon eines ehr⸗ 
lichen Gegners zieht in dem Kampfe der Geiſter die Grenzen, 
die wir als Anwälte und Gegner innezuhalten gewohnt und 
verpflichtet find. Mag die Anwaltſchaft, die ſich als die 
Führerin des Volkes auf den Gebieten des Rechtes und der 
öffentlichen Rechte ſo gern bezeichnet, nach ihren Kräften dazu 
beitragen, daß dieſe Grenzen auch in dem Wahlkampfe nach 
Möglichkeit gewahrt bleiben. 

Blicken wir zurück auf die Ergebniſſe des nunmehr ab⸗ 
geſchloſſenen Jahres, ſo hebt ſich, im Mittelpunkt der 
juriſtiſchen Erörterungen ſtehend, die Frage der Organiſation 
des Richteramts ab. Großzügige Geſichtspunkte programmatiſchen 
Charakters ſind entwickelt worden zur Hebung des Anſehens 
unſerer Gerichte und ihrer Entſcheidungen. „Weniger, aber 
ſorgſamer ausgewählte Richter“ heißt die Loſung der einen, 
„beſſere, richtigere und gerechtere Berichterſtattung in der Preſſe“ 
das Heilmittel anderer. Es wird auf England verwieſen mit 
ſeinem ausſchließlich aus der Rechtsanwaltſchaft, den Barriſters, 
hervorgegangenen, in höchſtem Anſehen ſtehenden Richtertum. 

Für eine grundſtürzende Anderung unſerer Gerichts⸗ 
verfaſſung ſcheint mir die Zeit noch nicht gekommen, trotz der 


Richter bei 


M 1. 1907. 


Aufſehen erregenden Erörterungen von angeſehenen, der Juſtiz⸗ 
verwaltung naheſtehenden Seiten, die indes keinen Zweifel 
darüber gelaſſen haben, daß ſie nur von dem Rechte freier 
Außerung ihrer perſönlichen Meinung Gebrauch gemacht haben. 
Ich würde in dieſer großen Frage nicht wagen, die faſt wie 
ein Gemeinplatz klingende, ſowohl dem Einzelrichter⸗ wie 
der Kollegialprinzipe gegenüber geltende Wahrheit zu be⸗ 
tonen, daß für die Güte, das Anſehen, den Wert 
der Richter und ihrer Sprüche es viel mehr auf die 
Perſonen als auf die Gerichtsverfaſſung ankommt, wenn ſich 
hieran nicht die Frage knüpfte, ob ihr nicht unter der 
Herrſchaft der heutigen Gerichtsverfaſſung mehr als bisher 
Rechnung getragen werden könnte. Man verlangt unter Hin⸗ 
weis auf England, daß die Richter ausſchließlich aus der 
Rechtsanwaltſchaft entnommen werden. Wenn auch die Aus⸗ 
übung der Rechtsanwaltſchaft als ein vorzügliches Mittel zur 
Gewinnung und Vertiefung der für einen Richter erforderlichen 
Qualitäten wirken kann und vielfach wirkt und deshalb eine 
Ergänzung des Richterperſonals aus den Reihen der Rechts⸗ 
anwälte in größerem Umfange durchaus zu erſtreben iſt, ſo 
hieße es dennoch ungerecht ſein gegen die Männer, die ohne 
der Anwaltſchaft jemals angehört zu haben, ihr Amt in 
nahezu idealer Weiſe ausgeübt haben und noch ausüben, 
wollte man behaupten, daß die Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft die notwendige Vorausſetzung für die Fähigkeit 
zum Richteramt ſein müſſe. Und andererſeits garantiert die 
Ausübung der Rechtsanwaltſchaft nicht die Qualitäten zum 
Richteramt. Auch hier iſt die Auswahl der Perſonen die 
Hauptſache. In England, ſo erklärte mir der angeſehene 
Londoner Kollege, der mich durch die Säle der Law courts 
führte, wird zum Richter nicht irgend einer aus dem Kreiſe der 
Barriſter ernannt, ſondern nur einer derjenigen, die von der 
communis opinio der Barriſter hierfür als geeignet bezeichnet 
würden. Der Lord Chancellor ernennt die Richter; er würde 
es nicht wagen, dieſe communis opinio außer acht zu laſſen. 
Das ließe die Macht der öffentlichen Meinung in England 
nicht zu! Man wird nicht fehlgehen, wenn man als den 
Hauptgrund für das Anſehen des engliſchen Richters dieſe 
Rückſichrnahme auf die Meinung der Anwaltſchaft bei der Aus⸗ 
wahl der Richter erachtet. Das Anſehen der Richter beim 
Publikum, d. h. im Volke, wird naturgemäß durch die Rechts⸗ 
anwälte vermittelt und begründet. Die Anwälte ſehen den 
der Arbeit, ſie ſehen ihn im Verkehr mit 
Parteien und Zeugen, ſie ſehen, wie er das Recht, die 
Sachen, das Leben und vor allem die Menſchen verſteht. 
Und die Richter ſelbſt wiſſen die Hochſchätzung, die ihnen 
von der Rechtsanwaltſchaft zuteil wird, zu würdigen. „Das 
Bedauern, das mir angeſehene Anwälte darüber ausſprachen, 
daß ich nicht als Direktor bei dem Landgericht bliebe, 
ſondern als Rat an das Kammergericht berufen ſei, erfüllte 
mich mit beſonderem Stolze; denn keine andere Stelle 
kann den Wert oder Unwert eines Richters ſo beurteilen, wie 
die Anwälte“, ſo äußerte ſich ein angeſehener Juriſt, der einſt 
dem Kammergerichte zur Zierde gereichte. Würde man ſich über 
die Schätzung, der ſich ein Richter in der Anwaltſchaft erfreut, 
in geeigneter Weiſe unterrichten, — und einem taktvollen 
Präfidenten würde das nicht ſchwer fallen —, fo würde mancher 
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Fehlgriff in der Beſetzung höherer Stellen vermieden werden. 
Dem übereinſtimmenden Urteile der Anwaltſchaft über den 
einzelnen Richter wohnt dasſelbe Gewicht inne, wie dem über⸗ 
einſtimmenden Urteile der verſchiedenen Richter über einen vor 
ihnen auftretenden Anwalt, und die Richter oder wenigſtens die 
Vorſitzenden befragt man über die Beurteilung, die ein 
Rechtsanwalt bei ihnen findet, wenn es ſich auch nur um die 
Verleihung des Juſtizratstitels oder des Notariats handelt. 

Aber einſtweilen find wir noch nicht daran gewöhnt, in 
Fragen der Juſtizverwaltung ein entſcheidendes Gewicht auf die 
communis opinio der Anwaltſchaft gelegt zu ſehen. Leider! denn 
den Schaden erleidet am Ende das Publikum, und die ſchädlichen 
Folgen der Mißgriffe der Verwaltung werden ſchließlich wieder 
den Gerichten zur Laſt gelegt. Und dann wundert man ſich 
über das Sinken ihres Anſehens. Die Berliner Gerichts⸗ 
organiſation iſt ein warnendes Beiſpiel. Alle die Mißſtände 
die die Rechtsanwaltſchaft in Beſchlüſſen und Eingaben warnend 
vorausgeſagt hat, find eingetreten und von den Tatſachen noch 
übertroffen. Richter und Anwälte fragen ſich, wie lange dieſe 
Dinge dauern ſollen, und die Hoffnung darauf, daß ohne 
Anderung eine Beſſerung der Verhältniſſe eintreten werde, iſt 
ſo gering, daß man ſchon jetzt jedes Gerücht über eine Rückgängig⸗ 
machung der verfehlten Einrichtung ernſt nimmt. Die Verhältniſſe 
würden aber noch unhaltbarer werden, wenn die geplante Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit die Zahl der an 
jedem der weit voneinander entfernt liegenden Amtsgerichte 
anhängigen Sachen erheblich vermehrt. Das Subſtitutions⸗ 
unweſen wird dann zu einer noch volleren Blüte kommen, 
ſchikanöſe Parteien werden die nicht zu vermeidende Verſäumnis 
der angeſetzten Terminsſtunde zu Verſäumnisanträgen miß⸗ 
brauchen, die ſchließlich nur zur Verſchleppung und Verteuerung 
der Prozeſſe führen müſſen. 

Der geſetzgeberiſchen Tätigkeit des abgelaufenen Jahres iſt 
durch die Auflöſung des Reichstags ein vorzeitiges Ende bereitet 
worden. Das Photographie⸗ und Kunſtſchutzgeſetz hat noch 
gerade die dritte Leſung paſſiert, dagegen iſt das Geſetz über 
den Verſicherungsvertrag, das Automobilgeſetz, das Geſetz über 
die gewerblichen Berufsvereine, das Geſetz über die Sicherung 
der Bauforderungen und vor allem das Geſetz zur Abänderung 
des 8 833 BGB. von der Auflöſung betroffen, und es erſcheint 
zweifelhaft, welche Stellung der neue Reichstag ihnen 
gegenüber einnehmen wird. In der Tierſchadenfrage hatte der 
Deutſche Juriſtentag durch die Wucht ſeines faſt einſtimmigen 
den bereits durch zwei Leſungen gegangenen Geſetzentwurf miß⸗ 
billigenden Beſchluſſes den Reichstag beſtimmt, die dritte Leſung 
bis nach dem Erſcheinen der Juriſtentagsverhandlungen zu 
verſchieben; hoffen wir, daß hierdurch dieſer faſt ſchon als 
mabwendbar erachtete, der Gerechtigkeit nicht entſprechende 
Eingriff von unſerem bürgerlichen Rechte ferngehalten werde. 

Das Intereſſe der Juriſten für das Verwaltungsrecht hat 
ſich erfreulich und beachtenswert gehoben. Dies zeigt der 
Beſchluß des Juriſtentags, durch den er fein Arbeitsgebiet 
ſatzungsgemäß auf dieſe Materie erſtreckte, und das Erſcheinen 
eines Jahrbuchs des Verwaltungsrechts, das ähnlich wie das 
Jahrbuch des Deutſchen Rechts für die Gebiete des Zivilrechts 
einen umfaſſenden Überblick über die einſchlägigen Erſcheinungen 
gibt. So wird denn auch der Mangel einer ſtändigen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 3 


Berührung mit dem öffentlichen Rechte, insbeſondere mit der 
Rechtſprechung der Verwaltungsgerichte, in weiten Kreiſen der 
Rechtsanwaltſchaft als Nachteil empfunden; ihm abzuhelfen 
bezweckt die ſchon in dieſer Nummer neu eingerichtete Rubrik „Vom 
Oberverwaltungsgericht“, in der Herr Kollege Dr. Karl Görres 
zu Berlin in geeigneten Zwiſchenräumen über die Rechtſprechung 


dieſes Gerichtshofs unſern Leſern berichten wird. 


Im Laufe des vorigen Jahres brachte die JW. auf 
S. 697 ff. unter der Überſchrift „Das Bürgerliche Geſetzbuch 
und die deutſchen Lebensgewohnheiten“ eine Umfrage, deren 
Beantwortung in allen oder wenigſtens einzelnen Teilen ohne 
allzugroße Mühewaltung von einer großen Anzahl unſerer 
Leſer hätte bewirkt werden können und ſollen. Leider hat 
ſich auch hier wieder gezeigt, daß der Gemeinſinn ſehr oft auch 
in unſerem Stande vergeblich angerufen wird. Es find einige, 
übrigens recht zweckentſprechende Antworten eingegangen, die 
indes wegen ihrer zu geringen Anzahl allgemeinere Schluß⸗ 
folgerungen nicht zulaſſen. Solche Umfragen können zu einem 
Erfolge nur führen, wenn die Antworten maſſenhaft eingehen. 
Ich bitte deshalb unſere Leſer, einen jeden einzelnen, hiermit, 
die Nummer vom 15. November 1906 nochmals zur Hand zu 
nehmen und die Beantwortung der Umfrage möglichſt während 
des erſten Monats des neuen Jahres zu bewirken. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 25. November bis 


8. Dezember 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Reichsrecht. N 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 198 EGBGB, 8 1333 BGB. Nach welchem 
Recht iſt die Gültigkeit einer vor dem 1. Januar 1900 ab⸗ 
geſchloſſenen Ehe zu beurteilen? Ehebruch in einer früheren 
Ehe berechtigt den zweiten Ehegatten zur Anfechtung der Ehe.] 

Die am 14. März 1890 geſchloſſene Ehe der Parteien iſt 
von beiden Vorinſtanzen, dem LG. und dem OLG. Hamburg 
gemäß $ 1333 BGB. auf Anfechtung des Klägers für nichtig 
erklärt worden, weil die Beklagte in ihrer früheren bereits 1888 
geſchiedenen Ehe mit W. ſich des Ehebruchs mit einem gewiſſen 
C. ſchuldig gemacht habe. Auf Reviſion der Beklagten hob 
das RG. auf und verwies zurück: Die Tatſache, daß die 
Beklagte während ihrer früheren Ehe die eheliche Treue gebrochen 
und daß Kläger hiervon erſt im September 1904 erfahren habe, 
iſt einwandfrei feſtgeſtellt. Es iſt ferner lediglich Sache tat⸗ 
ſächlicher Beurteilung, wenn die vorigen Richter hieraus über⸗ 
einſtimmend die Schlußfolgerung gezogen haben, die Beklagte 
ſei zur Zeit der Eingehung der zweiten Ehe mit dem Kläger 
mit einem Makel belaſtet geweſen, ſie habe der Zuverläſſigkeit 
und fittlichen Feſtigkeit in bezug auf das Halten ehelicher Treue 
ermangelt. Daß das Vorhandenſein eines ſolchen Makels und 
eine derartige Charakterſchwäche als „perſönliche Eigenſchaften“ 


— 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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im Sinne des Geſetzes aufgefaßt werden können, hat das RG. 
in beſtändiger Rechtſprechung, zuletzt in der Hamburger Sache 
D. c. D. IV 351/1903 mit Urteil vom 14. März 1904 ans 
erkannt. Da weiter feſtgeſtellt iſt, daß der Kläger bei Ein⸗ 
gehung der Ehe hierüber geirrt hat und ſich bei Kenntnis der 
Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe 
von deren Eingehung hätte abhalten laſſen, ſo iſt die Anwendung 
des 8 1333 BGB. nicht zu beanſtanden. Allein die Bor: 
inſtanzen haben, wie die Reviſion mit Recht zur Beſchwerde 
zieht, völlig überſehen, daß gemäß Art. 198 EGBGB. die 
Gültigkeit der hier in Frage kommenden, bereits vor Inkraft⸗ 
treten des BGB. geſchloſſene Ehe ſich grundſätzlich nach den 
bisherigen Geſetzen beſtimmt und daß das neue Recht hierneben 
nur im Rahmen des Abſ. 2 des angezogenen Geſetzes zur 
Anwendung zu bringen iſt. Dieſem Mangel in der Reviſions⸗ 
inſtanz abzuhelfen war das RG. ſchon deshalb nicht in der 
Lage, weil gar nicht feſtgeſtellt iſt, ob in der Tat, wie der 
Reviſionsbeklagte behauptet, das in Hamburg geltende gemeine 
proteſtantiſche Eherecht für die Ehe der Streitparteien maßgebend 
iſt. A. c. A., U. v. 15. Nov. 06, 357/06 IV. — Hamburg. 

2. 88 119, 463 BGB. Zum Begriffe der „Eigenſchaft“ 
einer Sache, Irrtum bezüglich der Kalkulation einer Sache 2] 

Kläger, der Konkursverwalter über das Vermögen des R., 
verkaufte dem Beklagten ohne Gewähr für Güte und Beſchaffen⸗ 
heit die zur Konkursmaſſe gehörenden Waren uſw. zum Preiſe 
von 6 300 Mark. Der Preis war vom Käufer acht Tage 
nach Aufforderung von ſeiten des Konkursverwalters zu zahlen. 
Der Beklagte weigerte trotz mehrfacher Aufforderung den 
Kaufpreis zu zahlen. Durch die im September 1908 erhobene 
Klage war beantragt, den Beklagten zur Zahlung von 
6 300 Mark und 21 Mark für Vorlage des Vertragsſtempels 
zu verurteilen. Der Klage auf Zahlung gegenüber macht 
Beklagter geltend: Bei den Verkaufsverhandlungen habe ſowohl 
der Konkursverwalter als der Taxator D. im Auftrage des 
letzteren erklärt, die Sachen ſeien weit unter dem Einkaufspreiſe 
taxiert. Die Taxen ſeien aber bei verſchiedenen Sachen nicht 
nur nicht weit unter dem Einkaufspreiſe angeſetzt, ſondern 
überſtiegen ihn zum Teil. Hätte der Beklagte dieſe Tatſache 
gekannt, fo würde er ſich niemals zum Abſchluſſe des Vertrags 
haben bereit finden laſſen. Er fechte daher den Vertrag wegen 
Irrtums an. Das OLG. wies ab, das RG. hob auf: Die 
Annahme eines Irrtums über den Inhalt der Erklärung nach 
8 119 Abſ. 1 BGB. iſt nicht haltbar. Die Erklärung des 
Beklagten bei Abſchluß des Kaufvertrags ging auf Zahlung 
eines Kaufpreiſes von 6 300 Mark. Wortlaut und Inhalt 
der Erklärung fallen äußerlich zuſammen. Ferner iſt daran 
feſtzuhalten, daß Kalkulationsfehler des Verkäufers bei 
Berechnung des Kaufpreiſes für den Käufer bei ſeiner Prüfung 
des Kaufpreiſes grundſätzlich nur Irrtum im Beweggrund 
ſind und für ſich allein nicht die Annahme eines Irrtums 
über den Inhalt des Preisangebotes rechtfertigen (RG. 55, 369). 
Nur dann iſt dies anders, wenn dieſe Kalkulationen zum 
Gegenſtande der für den Vertragsſchluß entſcheidenden Ver⸗ 
handlungen gemacht wurden, wenn bei den für den Vertrags⸗ 
ſchluß entſcheidenden Verhandlungen dem anderen Teile erkennbar 
der verlangte oder angebotene Kaufpreis als ein durch näher 
bezeichnete Kalkulationen zuſtande gekommener bezeichnet iſt. 
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Dann umfaßt der Inhalt der Erklärung bei dem Ver⸗ 
tragsſchluſſe auch dieſe Kalkulation und ein Irrtum in dieſer 
Kalkulation iſt im Zweifel — er kann unter Umſtänden auch 
nur zu einer Richtigſtellung des Kaufpreiſes führen — ein 
Irrtum über den Inhalt der Erklärung, der die Anfechtung 
aus 8 119 Abſ. 1 rechtfertigt. Die Erwägungen des Bes 
rufungsgerichts reichen indes nicht zu, um die hier verlangten 
Erforderniſſe zu erfüllen; insbeſondere genügt es nicht, daß 
ein mit Wiſſen und Willen des Verkäufers, aber lediglich als 
„Vermittler“, Handelnder bei Gelegenheit der Verhandlungen 
Mitteilungen über die Preiskalkulation gemacht oder Kenntnis 
von der Preiskalkulation des Käufers genommen hat. Eine 
andere Beurteilung wäre denkbar, wenn D. als Vertreter des 
Konkursverwalters gehandelt hätte und dem Konkursverwalter 
oder ſeinem Vertreter erkennbar der bei dem Kaufabſchluſſe 
beſtimmte Kaufpreis lediglich das rechneriſche Ergebnis der 
beiderſeits zugrunde gelegten Inventarpreiſe mit einem ent⸗ 
ſprechenden Zuſchlage geweſen wäre. Eine Feſtſtellung dieſes 
Inhaltes kann in den Ausführungen des Berufungsgerichts 
nicht gefunden werden. Nicht haltbar iſt ferner die zweite, 
fürſorgliche Erwägung, durch die das Urteil gleichfalls getragen 
würde, daß nämlich auch ein Irrtum über eine Eigenſchaft 
der Sache im Sinne des § 119 Abſ. 2 vorliege. Zwar fallen 
unter den Begriff der Eigenſchaften der Sache im Sinne des 
§ 119 Abſ. 2 nicht nur die natürlichen (körperlichen) Eigen⸗ 
ſchaften, ſondern auch ſolche tatſächliche und rechtliche Verhältniſſe 
der Sache, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer nach den Verkehrsanſchauungen einen Einfluß auf die 
Wertſchätzung der Sache auszuüben pflegen. Allerdings 
werden Verhältniſſe ſolcher Art beim Kauf individuell be⸗ 
ſtimmter Sachen, um die es ſich hier allein handelt, als 
Eigenſchaften der Sache im Sinne des § 119 Abſ. 2 grundſätz⸗ 
lich nur dann beachtlich ſein, wenn ſie für den anderen Teil 
erkennbar dem Vertragsſchluſſe zugrunde gelegt wurden, ohne 
daß ſich die Verhandlungen zu einer Zuſicherung nach 
8 463 BGB. verdichtet hätten. Für die Annahme einer 
Eigenſchaft bei ſolchen tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſen 
der Sache iſt indes weſentliches Erfordernis, daß letztere ſich 
unmittelbar auf die Sache beziehen und für deren Wertbildung 
maßgebend ſind. Verkehrswert, Marktpreis, Einkaufspreis 
ſind grundſätzlich lediglich das Ergebnis der Schätzung aller 
für die Wertbildung maßgebenden Eigenſchaften der Sache auf 
der Grundlage der allgemeinen Konjunktur oder der beſonderen 
Umſtände des einzelnen Kaufgeſchäftes. Sie ſind aber nicht 
ein tatſächliches oder rechtliches Verhältnis der Sache, das für 
deren Wertbildung maßgebend iſt; ſie ſind keine der Sache 
innewohnende Eigenſchaft (vgl. Urteil des I. 38S. vom 
18. April 1906, I. 491/05; JW. 06, 3785). Gleiches gilt 
übrigens auch von einer Wertstaxe, es ſei denn daß ſie, was 
ſehr häufig zutreffen wird, eine zuſammenfaſſende Darſtellung, 
der für die Wertſchätzung maßgebenden Eigenſchaften gibt und 
mit dieſem Inhalt dem anderen Teil erkennbar der Preis⸗ 
feſtſetzung beim Kaufabſchluſſe zugrunde gelegt iſt. Darnach 
rechtfertigt eine irrtümliche Annahme des Käufers, die gekauften 
Gegenſtände hätten ſolche Einkaufspreiſe gehabt, daß ſich nach 
entſprechender, bei Konkursmaſſen üblicher Reduzierung dieſer 
Einkaufspreiſe die Inventarpreiſe ergeben hätten, für ſich allein 
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noch nicht die Annahme eines Irrtums über eine Eigenſchaft 
der gekauften Sachen im Sinne des 8 119 Abſ. 2 BB. 
RsKonk. c. V., U. v. 9. Nov. 06, 173/06 II. — Hamm. 

3. 8 123 Abſ. 1 BGB. erfordert widerrechtliche Abſicht 
des Anfechtungsgegners.] 

Das Berufungsgericht ſtellt tatſächlich feſt, daß die Ein⸗ 
willigung des Klägers in die Herabſetzung des Kaufpreiſes für 
den der Beklagten verkauften Grundbeſitz lediglich durch die 
Drohung des Bevollmächtigten der Beklagten, er nehme die 
Auflaſſung nicht entgegen, werde die Anzahlung nicht leiſten 
und den Reſtkaufpreis nicht eintragen laſſen, erzwungen iſt. 
Es ſtellt ferner feſt, daß die Drohung objektiv widerrechtlich 
geweſen iſt, da die Beklagte den vollen bedungenen Kaufpreis 
habe zahlen müſſen und wegen der fehlenden Morgen keinen 
Abzug habe machen dürfen. Inſoweit unterliegt das Berufungs⸗ 
urteil der Anfechtung nicht und iſt es auch nicht angegriffen. 
Wenn aber das Berufungsgericht ausſpricht: „Darauf, ob 
der Bevollmächtigte der Beklagten ſelbſt das Bewußtſein von 
der objektiven Rechtswidrigkeit ſeiner Androhung des Vertrags⸗ 
bruchs und der verlangten Herabſetzung des Kaufpreiſes hatte, 
kommt es nicht weiter an“ — und es in dieſer Richtung an 
jeder Würdigung des Sachverhalts fehlen läßt und keine Feſt⸗ 
ſtellung trifft, ſo verletzt es den 8 123 Abſ. 1 BGB., worin 
die Anfechtung einer Erklärung davon abhängig gemacht iſt, 
daß der Erklärende zu der Erklärung widerrechtlich durch Drohung 
beſtinunt iſt, indem es die feſtſtehende Nechtſprechung des RG. 
überſieht, wonach nicht genügt, daß das Drohungsmittel und 
der Zweck der Drohung widerrechtlich find, vielmehr zur 
Anfechtbarkeit eines Geſchäfts wegen Drohung auch eine 
widerrechtliche Abſicht des Anfechtungsgegners erforderlich iſt 
NG. 59, 351; JW. 1906, S. 82 Nr. 1). D. K. c. U., U. v. 
24. Nov. 06, 105/06 V. — Hamm. 

4. 8139 BGB. Der von der Nichtigkeit nicht betroffene 
Teil des Rechtsgeſchäfts muß für ſich allein gewollt ſein, 
wenn er beſtehen bleiben ſoll.] 

Der zur Klagebegründung vorgetragene Vertrag vom 
16. Dezember 1904, auf Grund deſſen der Kläger Zahlung 
einer Mäklergebühr fordert, enthält einen Vertrag im Sinne 
des 8 313 BGB. (vgl. RG. 50, 169), welcher der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung und wegen der zwei minder⸗ 
jährigen Erben nach 8 1821 Ziff. 3 BGB. der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedurfte und mangels dieſer Form 
und dieſer Genehmigung nichtig iſt. Da bei einem Preiſe unter 
250 000 Mark der Kläger nach Ziff. 1 ſeines Beſtätigungs⸗ 
ſchreibens nur mit Zuſtimmung der Erben verkaufen durfte, 
meint der Berufungsrichter, es liege inſoweit ein Vertrag im 
Sinne des § 313 BGB. keinesfalls vor, auch für dieſen 
Fall ſei der Vertrag gewollt, derſelbe ſei alſo inſoweit gemäß 
§ 139 BGB. nicht ungültig. Dies iſt rechtsirrig. Nach 
5 139 BGB. iſt entſcheidend, nicht, daß das Rechtsgeſchäft, 
wie ſelbſtverſtändlich, in allen ſeinen Teilen gewollt war, 
ſondern ob der von der Nichtigkeit nicht betroffene Teil des 
Rechtsgeſchäfts für ſich allein gewollt wäre. Wer dieſe 
Ausnahme von der Einheitlichkeit des Vertrages behauptet, iſt 
dafür darlegungs⸗ und beweispflichtig, wie der Wortlaut des 
5139 BGB. („wenn nicht“) anzeigt, vgl. RG. 57, 165; das 
Recht 1905 S. 616 Nr. 2526. Der Kläger hat aber in 


beiden Vorinſtanzen nie behauptet, daß der Vertrag auch allein 
für einen Kaufpreis unter 250 000 Mark gewollt iſt. Das 
Gegenteil ergibt ſich aus dem Wortlaut des Vertrages und 
aus der Sachlage: beide Teile hatten das dringendſte Intereſſe, 
mehr als 250 000 Mark zu erzielen, die Hoffnung auf einen 
höheren Preis war gerade das treibende Vertragsmotiv. Da 
die Sache hiernach zur Endentſcheidung reif iſt, bedarf es keiner 
Erörterung mehr, ob der klare Sinn des Vertrages, wie der 
Berufungsrichter meint, dahin geht, es ſolle der Kläger die 
Proviſion bei jedem Verkaufe, auch bei einem von ihm nicht 
vermittelten, erhalten. Das Gegenteil ergäbe ſich, wenn die 
Vertragsworte „durch einen Dritten“ dritte vom Kläger unter⸗ 
beauftragte Perſonen, alſo „indirekte Perſonen“ im Sinne der 
Ziff. 5 des Beſtätigungsſchreibens bezeichnen. Dann würde 
Ziff. 6 des Beſtätigungsſchreibens einen vom Kläger vermittelten, 
jedoch von den Erben abgeſchloſſenen Verkauf im Auge haben. 
B. c. B., U. v. 9. Nov. 06, 79/06 III. — Cöln. 

5. 88 154, 158, 242 B63. Bedeutung von Treu und 
Glauben und der Verkehrsſitte für Erfüllung eines Kauf: 
vertrages, deſſen Preisfeſtſetzung wegen nachmals eingeſtellter 
Börſennotierungen nach letzteren nicht mehr zu ermitteln ift.] 

Die Kläger hatten dem Beklagten auf eine Reihe von 
Jahren ihr Brennprodukt an per Jahr 300 hl reinen Alkohol, 
zu 1% Mark über den Berliner Durchſchnittspreis 
verkauft. Im November 1903 wurden an den Beklagten 
inhaltlich der Klage 47,283 hl geliefert. Schon gegen Ende 
der Kampagne 1902/03 wurde infolge des Beſtehens des 
Spiritusringes und ſeiner Zentrale in Berlin der Spirituspreis 
an der Berliner Börſe nur noch ſelten notiert, ſeit November 
1903 hörten die Notierungen an der Börſe auf. Die Kläger 
ſtellten jetzt ihre Lieferungen ein, ſie nahmen den Standpunkt 
ein, daß der Lieferungsvertrag gegenſtandslos und damit 
ungültig geworden ſei, weil die für die Beſtimmung des Kauf⸗ 
preiſes vertraglich vorgeſehene Preisnotierung an der Börſe nicht 
mehr erfolgt ſei und vorausſichtlich auch während der für die 
Vertragsdauer vorgeſehenen Zeit nicht mehr erfolgen werde. 
Da der Beklagte auf Lieferung beharrte, und eine Einigung 
über den Preis nicht zu erzielen war, erhoben die Kläger 
Klage und beantragten: feſtzuſtellen, daß der zwiſchen den 
Parteien getroffene Spiritusabſchluß aufgehoben ſei, daneben 
verlangten ſie Zahlung des gelieferten Sprits nach. Hinſichtlich 
des Antrages auf Verurteilung, der ſich auf die Bezahlung der 
Novemberlieferungen bezieht, ſuchten ſie auszuführen, daß der 
Beklagte einen als angemeſſen bezeichneten Preis leiſten müſſe. 
Der Beklagte beantragte, die Klage abzuweiſen, und erhob 
Widerklage mit dem Antrage, auszuſprechen, daß der Vertrag 
noch zu Recht beſtehe. Das OLG. verurteilte zu Zahlung von 
2300 Mark 13 Pf. und ſtellte unter Abweiſung der Widerklage 
feſt, daß der Rechtsbeſtand des zwiſchen den Streitteilen am 
19. Dezember 1902 geſchloſſenen Vertrages von Ende der 
Spirituskampagne 1902/03 an aufgehört habe. Das RG. hob 
inſoweit auf, als der Vertrag für erloſchen erklärt wurde: 
Wenn in den Gründen des Berufungsurteils geſagt iſt: Auch 
auf die 88 157 und 242 BGB. könne der Beklagte ſich nicht 
berufen, weil vertraglich der an der Berliner Börſe notierte 
Durchſchnittspreis vereinbart ſei, und es nicht angehe, daß der 
Beklagte jetzt nach Wegfall der Börſennotierungen eine gan 
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andere, als die vereinbarte Preisbeſtimmung, die einen un⸗ 
anfechtbaren Börſenpreis würde ergeben haben, den Klägern 
aufzwingen wolle, zumal die Parteien auch darüber uneins 
ſeien, ob der Einkaufs⸗ oder der Verkaufspreis der Berliner 
Spirituszentrale Maß zu geben habe —, und wenn ferner für 
das Aufhören des Rechtsbeſtandes des Vertrages auf die 
588 154 und 158 Abſ. 2 BGB. Bezug genommen iſt, fo 
erſcheint die diesbezügliche Ausführung nicht als bedenkenfrei. 
Nach ihrem eigenen Vorbringen hatten die Parteien ſich über 
alle Punkte des Vertrages geeinigt, über welche eine Verein⸗ 
barung getroffen werden ſollte, und es iſt nicht feſtgeſtellt, daß 
eine Vereinbarung auch für den Fall des Aufhörens der Preis⸗ 
notierungen an der Berliner Börſe beabſichtigt war; die Schluß⸗ 
folgerung des OLG. aus dem Umſtande, daß der Beklagte ſelbſt 
unter Beweis geſtellt habe, daß davon keine Rede geweſen ſei, 
wie es im Falle der Einſtellung der Börſennotierungen gehalten 
werden ſolle, nämlich die Annahme, die Börſennotierung habe 
die ſtillſchweigende Bedingung für den Rechtsbeſtand des Ver⸗ 
trages gebildet, entbehrt um fo mehr der erforderlichen Be⸗ 
gründung, als das OLG. ſelbſt ausgeſprochen hat, daß, wenn 
ein Mehreres und Weiteres, als im Vertrage angegeben, hätte 
vereinbart werden wollen, ſolches hätte geſchehen und in den 
Vertrag aufgenommen werden ſollen. Was aber den § 242 
BGB. betrifft, ſo ſtellt er eine allgemeine Regel für die Be⸗ 
antwortung der Frage auf, wie das Geſchuldete zu leiſten, wie 
zu erfüllen iſt, er will der ſtarren Anwendung der Rechtsſätze 
entgegentreten und den Mißbrauch des Rechts verhüten, es ſoll 
nicht als Recht durchgeſetzt werden, was nach Treu und Glauben 
im Verkehr nicht gutes Recht iſt. Es handelt ſich um einen 
auf längere Zeit gültig abgeſchloſſenen Vertrag, worin man 
über die zu liefernde Ware und den zu zahlenden beſtimmbaren 
Preis einig war, als letzterer war der Berliner Börſenpreis 
zugrunde gelegt, alſo der Berliner Marktpreis des Spiritus 
d. h. derjenige Preis, der in Berlin an der den Markt dar⸗ 
ſtellenden Börſe für den von den Klägern verkauften Spiritus 
durchſchnittlicher Güte bezahlt wird. Infolge der Bildung des 
Ringes für den Spiritushandel und der Einrichtung der 
Zentrale in Berlin für den Verkehr zwiſchen Brenner und Ab⸗ 
nehmer hat der betreffende Handel an der Berliner Börſe auf⸗ 
gehört. Bei dieſer Sachlage durfte die Berufung des Beklagten 
auf $ 242 BGB. nicht mit dem Hinweiſe auf die vertragliche 
Vereinbarung zurückgewieſen werden, ſondern war zu erörtern, 
ob nicht nach Treu und Glauben im Verkehr die Preis⸗ 
feſtſetzungen der Berliner Spirituszentrale als ein Erſatz der 
früher beſtandenen Börſennotierungen zu gelten haben. In 
dieſer Richtung fehlt aber in dem Berufungsurteil jede Er⸗ 
örterung. Seine Entſcheidung war daher inſoweit, als ſie das 
Nichtbeſtehen des zwiſchen den Parteien am 19. Dezember 1902 
geſchloſſenen Vertrages von Ende der Spirituskampagne 1902/03 
an feſtgeſtellt, die Widerklage abgewieſen wegen Verletzung der 
85 242 und 154 BGB. und des §8 551 Z. 7 ZROD. auf 
zuheben und in dieſem Umfange die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. K. c. K., U. v. 9. Nov. 06, 177/06 II. — 
Bamberg. 

6. 88 226, 1354, 1632, 1634, 1666 BG. 88 139, 
148 ZBD. Der Einwand der Schikane hat auch für das 
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Familienrecht Geltung. Unterbringung des Kindes während des 
Getrenntlebens der Eltern. Fragerecht. Ausſetzungsantrag der 
Beklagten vor der Entſcheidung des Prozeßgerichts bis zu der 
des Vormundſchaftsgerichts.] 

Die Beklagte blieb, als ihr Ehemann im Jahre 1878 
von B. nach H. verſetzt wurde und ſeinen Wohnſitz in A. bei 
H. nahm, in F. bei B. wohnen und behielt den in der Ehe 
am 1. Januar 1898 geborenen Sohn bei ſich. Seit dieſer 
Zeit leben die Parteien voneinander getrennt. Im Januar 1904 
erhob der Ehemann Klage auf Herausgabe des Kindes. Gegen 
die Klage wandte die Beklagte ein, daß ihr Sohn bei ihr die 
beſte Erziehung genieße, während bei Auslieferung an den 
Kläger ſein Wohl gefährdet ſein würde. Auch beantragte ſie, 
den Rechtsſtreit bis zur Entſcheidung des von ihr auf Grund 
des 8 1666 BGB. angerufenen Vormundſchaftsgerichts aus: 
zuſetzen. Beklagte wurde verurteilt, Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Auch wenn im übrigen die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 148 ZPO. als vorliegend erachtet werden 
dürfen, kann nicht angenommen werden, daß der Berufungsrichter 
bei Ablehnung des Ausſetzungsantrags von dem ihm nach 
§ 148 ZPO. zuſtehenden freien Ermeſſen einen unrichtigen 
Gebrauch gemacht habe. Der vor dem Prozeßgericht über den 
Anſpruch des Klägers auf Herausgabe des Kindes geführte 
Rechtsſtreit und der bei dem Vormundſchaftsgericht anhängig 
gemachte Erziehungsſtreit ſind dem Verfahren und dem Ziele 
nach weſentlich voneinander verſchieden. Das Prozeßgericht 
entſcheidet darüber, ob dem Vater nach dem Rechte der elterlichen 
Gewalt der Anſpruch auf Herausgabe des Kindes zuſteht, 
während der Vormundſchaftsrichter darüber zu befinden hat, ob 
im Intereſſe des Kindes beſondere Anordnungen zu treffen 
ſind, durch welche ein von der geſetzlichen Regel abweichender 
Rechtszuſtand begründet wird. Bis eine ſolche Anordnung 
ergeht, hat das Prozeßgericht das beſtehende Recht des Klägers 
zur Anerkennung zu bringen und es kann daher nicht gemiß⸗ 
billigt werden, wenn das OLG., um den Kläger für die 
Zwiſchenzeit nicht ſchutzlos zu laſſen — zumal eine abweichende 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts kaum zu erwarten 
war — in Betätigung des dem Prozeßgericht eingeräumten 
freien Ermeſſens den Antrag auf Ausſetzung abgelehnt hat. 
Eine Rechtsnormverletzung iſt hierin nicht zu finden. Die 
Anführungen der Beklagten laufen darauf hinaus, daß das 
Kind (infolge ſeiner rachitiſchen Anlage) beſſer bei der Mutter 
als bei dem Vater aufgehoben ſei. Hierüber hat aber, wie der 
Senat bereits in dem Urteil vom 7. Mai 1903 IV. 16. 03 
(JW. 03 Beilage S. 82 Nr. 190) ausgeſprochen hat, an 
welcher Entſcheidung grundſätzlich feſtzuhalten iſt, nicht das 
Prozeßgericht, ſondern das Vormundſchaſtsgericht zu befinden. 
Nach 8 1666 BGB. ift das Vormundſchaftsgericht zum Ein⸗ 
ſchreiten berufen, wenn der Vater das geiſtige oder leibliche 
Wohl des Kindes dadurch gefährdet, daß er das Recht der 
Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht. Ein ſolcher 
Mißbrauch kann auch darin gefunden werden, daß der Vater 
den Anſpruch auf Herausgabe des Kindes gegen die Mutter 
geltend macht, obſchon das Kind bei dieſer die beſte Pflege 
erhält und es bei anderer Unterbringung einer ernftlichen 
Gefährdung ausgeſetzt fein würde (Staudinger zu § 1666 BGB. 
unter II B., vergl. auch das Urteil des Senats vom 12. Juli 1906 
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in JW. 06 ©. 599 Nr. 2 am Schluſſe). Nach dem in 
Bd. 55 S. 419 ff. der reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
veröffentlichten Urteil des Senats vom 26. Oktober 1903 iſt 
allerdings der Ehefrau gegenüber dem die Herausgabe des 
Kindes verlangenden Ehemann unter Heranziehung des 8 1354 
Abſ. 2 BGB. der Einwand im Prozeſſe geſtattet, daß die 
Entſcheidung das Mannes ſich als Mißbrauch ſeines Rechts 
darſtelle und deshalb für ſie unverbindlich ſei. Dieſer Einwand 
iſt jedoch nur zugelaſſen für den Fall, daß der Ehemann die 
Anordnung in bezug auf das gemeinſchaftliche Kind trifft, nicht 
um für das Kind zu ſorgen, ſondern um einen unberechtigten 
Zwang auf die Frau, die die Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft mit Grund verweigert, auszuüben. Es handelt ſich hier 
alſo um einen dem Rechtsverhältnis der Ehegatten entnommenen 
Einwand. Für einen ſolchen Fall iſt die Herausgabeweigerung 
der Ehefrau berechtigt, auch wenn ſtatt des §S 1354 Abſ. 2 
nur der 8 1634 BGB. zur Anwendung gebracht wird, da 
der Ehemann dann bei der von ihm getroffenen Anordnung 
gar nicht in Ausübung des Rechts der Sorge für die Perſon 
des Kindes handelt, mithin durch 8 1634 bei dem aus 
9 1632 erhobenen Heraus gabeverlangen nicht gedeckt wird. 
Dagegen kann die Ehefrau im Prozeſſe den Einwand des 
Mißbrauchs nicht auf Gründe ſtützen, die dem Gebiete der 
Fürſorge für die Perſon des Kindes angehören. Hierzu gibt 
ihr der 8 1634, welcher die maßgebende Norm für die Aus⸗ 
übung des elterlichen Erziehungsrechts enthält und welcher bei 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Eltern die Meinung 
des Vaters vorgehen läßt, kein Recht. Hält die Ehefrau das 
Wohl des Kindes, wenn es ſtatt bei ihr bei dem die Heraus⸗ 
gabe fordernden Ehemann untergebracht wird, für gefährdet, ſo 
iſt ſie darauf angewieſen, die Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts nach S 1666 BGB. anzurufen. In dem wegen der 
Herausgabe des Kindes anhängigen Prozeßverfahren iſt für 
einen derartigen Einwand kein Raum. Verfehlt iſt endlich die 
Rüge, daß der Fall des 8 226 BGB — welcher Paragraph 
die Ausübung eines Rechts für unzuläſſig erklärt. wenn fie 
nur den Zweck haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen 
— hier gegeben ſei und daß deshalb dieſer Paragraph durch 
Nichtanwendung verletzt ſei. Der Reviſion mag zuzugeben ſein, 
daß die Vorſchrift des 8 226, wie auch von dem Berufungs⸗ 
gericht angenommen wird, nicht bloß auf dem Gebiete des 
Vermögensrechts, ſondern ebenſo für das Familienrecht Geltung 
hat und demgemäß die auf Herausgabe des Kindes belangte 
Ehefrau im Prozeſſe den Einwand der ſchikanöſen Rechts⸗ 
ausübung erheben kann. Das Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 226 iſt indes von dem Berufungsrichter unter Hinweis 
darauf, daß das Verlangen des Vaters, ſein Kind bei ſich zu 
haben und ſich nicht dauernd entfremden zu laſſen, ein durchaus 
begreifliches und natürliches ſei, bedenkenfrei verneint. Wenn 
hierbei in dem Berufungsurteil hinzugefügt iſt, es könne nach 
Lage der Sache, ſelbſt wenn für das Herausgabeverlangen 
auch unlautere Motive beſtehen ſollten, was nicht genügend 
dargelegt ſei, nicht angenommen werden, daß dieſes Verlangen 
nur den Zweck hätte haben können, der Beklagten Schaden 
zuzufügen oder Schmerz zu bereiten, ſo kann hieraus die Reviſion 
nicht einen Grund zu der Beſchwerde entnehmen, daß über die 
unlauteren Motive durch Ausübung des. Fragerechts gemäß 
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8 139 ZPO. Aufklärung hätte geſchaffen werden müſſen. 
Da der Kläger das größte Intereſſe daran hat, die Entfremdung 
ſeines jetzt im achten Lebensjahre ſtehenden Sohnes, den er 
ſeit 1900 während ſeiner Kinderjahre bei der Beklagten belaſſen 
hat, nicht weiter greifen zu laſſen, ſo iſt es ausgeſchloſſen, daß 
die Abforderung des Kindes einzig und allein zur Schädigung 
und Kränkung der Beklagten geſchehen ſein kann. Der 
Berufungsrichter konnte deshalb ſehr wohl es dahingeſtellt 
ſein laſſen, ob für die Entſchließung des Klägers etwa noch 
andere Motive mitbeſtimmend geweſen ſein mögen. Zu einer 
Ausübung des Fragerechts nach der Richtung, ob etwa auch 
unlautere Motive beſtanden haben und wie dieſelben bewieſen 
werden ſollen, lag für ihn keine Veranlaſſung vor. P. c. P., 
U. v. 15. Nov. 06, 166/06 IV. — Naumburg. 

7. 88 227, 254 BGB. § 304 ZPO. Begriff der Not⸗ 
wehr. Mitwirkung des Verſchuldens des Beſchädigten. Faſſung 
und Inhalt des Zwiſchenurteils.] 

Der Kläger, Sohn einer Schweſter der verſtorbenen Frau 
des Beklagten, ſchuldete dieſem im Jahre 1904 aus Darlehnen 
eine größere Summe; da er ſeinen Verpflichtungen nicht nachkam, 
verklagte ihn der Beklagte und ließ auf Grund des erlangten 
Urteils eine Quantität Tabak pfänden. Am 14. Oktober 1904 
verſuchte der Kläger dieſen Tabak, der in ſeinem Gewahrſam 
verblieben war, unter Verheimlichung des daran beſtehenden 
Pfandrechts einem Dritten zu verkaufen, der Beklagte aber, der 
hiervon rechtzeitig Kenntnis erlangt hatte, hinderte durch ſeinen 
Widerſpruch die Auszahlung des Kaufpreiſes ſeitens des Käufers 
an den Kläger. Erbittert hierüber begab ſich dieſer in die Be⸗ 
hauſung des Beklagten und machte dieſem heftige Vorwürfe. 
Der dabei entſtandene Streit hat ſchließlich damit geendet, daß 
der Beklagte durch einen Säbelhieb den Kläger am Kopfe verletzt 
hat. Dieſer fordert Schadenerſatz, und zwar 278 Mark 50 Pf. 
Kurkoſten, 2500 Mark „Verdienſtentgang pro Jahr“, 3000 Mark 
für Geſchäftsſtillſtand und Rückgang, ſowie 6000 Mark 
Schmerzensgeld, eventuell eine einmalige Entſchädigung von 
15000 Mark. Der Beklagte hat vorageſchützt, daß er in Not⸗ 
wehr gehandelt habe, und Klagabweiſung beantragt. Dieſem 
Antrage gemäß hat das LG. erkannt, das OLG. entſchied auf 
die Berufung des Klägers unter deren Zurückweiſung im übrigen 
dahin, der Beklagte werde verurteilt, dem Kläger den aus der 
Körperverletzung vom 14. Oktober 1904 erwachſenen Schaden 
zu zwei Dritteilen zu erſetzen, und die Sache zur weiteren Ver⸗ 
handlung an das LG. zurückverwieſen. Das RG. hob auf: 
Das angefochtene Urteil iſt ſchon aus prozeſſualen Gründen zu 
beanſtanden. Es iſt, wie keinem Zweifel unterliegen kann, 
gemeint als eine Vorabentſcheidung im Sinne von S 304 
ZPO. Dem emiſpricht aber die gewählte Urteilsformel nicht, 
inſofern darin nicht der Klaganſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, ſondern bereits eine Verurteilung des Be⸗ 
klagten ausgeſprochen iſt. Dabei iſt dieſe Verurteilung all⸗ 
gemein dahin gefaßt worden, daß der Beklagte dem Kläger den 
aus der Körperverletzung vom 14. Oktober 1904 erwachſenen 
Schaden zu zwei Dritteln zu erſetzen habe, während, wie ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, auch ein Zwiſchenurteil nach S 304 ZPO. 
immer nur über den vom Kläger erhobenen Anſpruch in ſeiner 
durch den Klagantrag gegebenen Begrenzung entſcheiden darf. 
(Vgl. RG. 60, 314.) Weiter hat der Kläger eine Reihe 
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einzelner Anſprüche erhoben, es mußte deshalb ſchon in dem 
Verfahren über den Grund des Klaganſpruchs für jede der 
einzelnen von ihm umfaßten ſelbſtändigen Forderungen geprüft 
werden, ob ſie als dem Grunde nach berechtigt erſcheine. Einer 
beſonderen Erörterung nach dieſer Richtung bedurfte es jeden⸗ 
falls bezüglich des Anſpruchs unter Nr. 4 des Klagantrags. 
Der Kläger verlangt außer Heilungskoſten und Schmerzensgeld 
eine Entſchädigung wegen Geſchäftsſtillſtand und Rückgang in 
Höhe von 3000 Mark ſowie „den jährlichen Verdienſt⸗ 
entgang“ im landwirtſchaftlichen Betriebe mit 2 500 Mark. 
Dieſer letztere Antrag muß nach ſeiner Faſſung und im Hinblick 
auf die Behaupttng des Klägers, daß er „zum Krüppel ge 
worden ſei“, dahin verſtanden werden, daß er wegen des 
Verluſts, den er in ſeinem landwirtſchaftlichen Betriebe erleide, 
eine Rente von 2500 Mark jährlich fordere. Ein ſolcher 
Anſpruch würde vorausſetzen, daß der Kläger, auch nach Be⸗ 
endigung des Heilungsprozeſſes, für immer oder wenigſtens für 
längere Zeit in ſeiner Erwerbsfähigkeit als Landwirt beſchränkt 
ſei. Daß dies der Fall ſei, iſt nicht feſtgeſtellt, es fehlt alſo 
für dieſen Teil des Klaganſpruchs an einem Anhalt, daß in⸗ 
ſoweit dem Kläger überhaupt ein Schaden entſtanden ſei. Aber 
auch in der Sache ſelbſt ſind die Ausführungen der Vorinſtanz 
nicht einwandfrei. Das, was der Beklagte über den Verlauf 
des in Frage ſtehenden Vorfalls angeführt hat, ergibt ſich aus 
den Tatbeſtänden I. und II. Inſtanz in Verbindung mit dem 
Beweisbeſchluſſe vom 9. März 1905, ſowie aus dem Protokoll 
vom 4. November 1904, das in dem wider den Beklagten ein⸗ 
geleiteten Strafverfahren aufgenommen und in der Berufungs⸗ 
verhandlung zum Vortrag gebracht worden iſt. Das Vor⸗ 
bringen des Beklagten ging dahin: Zunächſt ſeien ihm in dem 
Vorderzimmer ſeines Hauſes von dem Kläger in ehrverletzender 
Weiſe Vorwürfe gemacht worden; deshalb und weil der Kläger 
der mehrfach an ihn gerichteten Aufforderung, ſich zu entfernen, 
keine Folge geleiſtet habe, ſei der Beklagte, um ſich weiteren 
Inſulten zu entziehen, über den Hausflur nach einem an der 
Hinterſeite des Hauſes gelegenen Zimmer gegangen, an das ein 
ihm als Schlafraum dienender Alkoven anſtoße, wobei er den 
Kläger, der ihm den Weg zu vertreten geſucht habe, beiſeite 
geſchoben habe. Obgleich er auch in dem Hausflur den Befehl, 
daß der Kläger ſofort das Haus verlaſſen ſolle, mehrfach und 
in der beſtimmteſten Weiſe wiederholt habe, ſei ihm dieſer in 
das Hinterzimmer nachgefolgt und habe ihm dort fortgeſetzt 
durch Schmähreden zugeſetzt und bis an den nur durch einen 
Vorhang abgeſchloſſenen Alkoven zurückgedrängt, auch die 
weiteren Aufforderungen, ſich zu entfernen, unbeachtet gelaſſen. 
Infolgedeſſen habe Beklagter den in dem Alkoven ſtehenden 
Säbel ergriffen und dem Kläger gedroht, er werde dieſen, wenn 
er ihm nicht vom Leibe bleibe und weggehe, durch und durch 
ſtechen. Natürlich habe er gar nicht die Abſicht gehabt, das 
zu tun, ſondern den Kläger nur in Angſt verſetzen und dadurch 
beſtimmen wollen, wegzugehen. Das habe der Kläger aber 
nicht getan, ſondern nur mehrmals gerufen: ſtech einmal und 
nach dem Beklagten „gelangt“, auch eine Bewegung nach ſeiner 
Hoſentaſche gemacht, als wolle er nach ſeinem Meſſer greifen. 
Da ſei die in dem Zimmer anweſende G. dazwiſchen geſprungen 
mit dem Rufe: ach Gott, er hats Meſſer. Dieſen Ruf habe 
er allerdings nicht gehört, dagegen ſeien ihm die verdächtigen 
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Handbewegungen des Klägers nach ſeiner Hoſentaſche nicht ent⸗ 
gangen. Mit Unrecht hat das Berufungsgericht eine nähere 
Feſtſtellung der Vorgänge in dem Hinterzimmer, insbeſondere 
eine Ausſprache darüber, ob den inſoweit von der Zeugin G. 
eidlich erſtatteten Ausſagen Glauben beizumeſſen ſei, für ent⸗ 
behrlich erachtet. Der dafür angegebene Grund: der Beklagte 
ſei nicht in der Lage geweſen, ein Tun ſeines Gegners zu be⸗ 
zeichnen, aus welchem er den Beginn oder das Bevorſtehen 
eines Angriffs auf ſeine Perſon hätte ſchließen dürfen, iſt gegen⸗ 
über dem vorſtehend wiedergegebenen Vorbringen des Beklagten 
nicht zutreffend, und die Bemerkung, der Beklagte habe nach 
ſeiner eigenen Darſtellung davon, daß der Kläger eine 
verdächtige Bewegung nach ſeiner Hoſentaſche mache, nichts 
wahrgenommen, ſteht mit dem Inhalte des zweitinſtanzlichen 
Tatbeſtandes in direktem Widerſpruche. Bei der Würdigung 
des Vorbringens kommt es aber auch darauf allein, ob der 
Beklagte wegen eines ihm drohenden perſönlichen Angriffs oder 
gegenüber der offenbaren Verletzung ſeines Hausrechts von dem 
Säbel ſo, wie geſchehen nach 8 227 BGB., hat Gebrauch 
machen dürfen, nicht an, die Entſcheidung der Vorinſtanz würde 
vielmehr auch abgeſehen von der Frage der Notwehr dann, 
wenn die Ausſage der G. der Wahrheit entſpricht, nicht gebilligt 
werden können, weil dann dem Kläger ein ſo großes eigenes 
Verſchulden beizumeſſen wäre, daß ihn, wenn überhaupt irgend 
ein Anſpruch auf Schadenerſatz, keinesfalls ein ſolcher nach der 
vom Berufungsgericht gewählten Quote zugeſprochen werden 
könnte. Schon nach den bisher vorliegenden Feſtſtellungen des 
OLG. hat, wie von dieſem auch nicht verkannt wird, der Kläger 
in weitgehendem Maße durch eigenes rechtswidriges Verhalten 
den Vorgang, aus dem er ſeinen Schadenerſatzanſpruch herleitet, 
mit herbeigeführt. Er war aus ihm gewährten Darlehnen der 
Schuldner des Beklagten und hatte verſucht, die für dieſen ge⸗ 
pfändeten Tabakvorräte durch Verkauf zu verwerten und den 
Erlös für ſich zu verwenden, alſo eine gegenüber dem Be⸗ 
klagten unredliche, im Strafgeſetz mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre bedrohte Handlung zu begehen. Wenn er nun, nachdem 
er hieran durch den Beklagten gehindert worden war, ſich 
herausnahm, dieſem auch noch in ſeinem eigenen Hauſe heftige 
Vorwürfe zu machen und ihn zu beſchimpfen, und deſſen wieder⸗ 
holten Befehlen, das Haus zu verlaſſen, nicht nur nicht nach⸗ 
kam, ſondern ſich erdreiſtete dem hochbetagten Beklagten, als er 
ſich weiteren Auseinanderſetzungen zu entziehen verſuchte, über 
den Hausgang hinweg in ein weiteres Zimmer zu verfolgen, 
und dort ſeine Vorwürfe und Schmähungen fortzuſetzen, ſo war 
dieſes durchaus rechtswidrige Verhalten in hohem Grade ge⸗ 
eignet, den berechtigten Zorn des Beklagten zu erregen und ihn 
in hochgradige Aufregung zu verſetzen, und es erfcheint nach 
dieſen Vorgängen menſchlich nicht unverſtändlich, daß der Be⸗ 
klagte nach dem Eindringen des Klägers in das Hinterzimmer 
zu einer Waffe griff, um ſeinen die Wahrung ſeines Hausrechts 
bezweckenden Befehlen Nachdruck zu geben. Daß ihm dabei 
eine mindergefährliche Waffe als der Kavallerieſäbel zu Gebote 
geſtanden hätte, iſt nicht feſtgeſtellt, auch gar nicht behauptet. 
Würde nun weiter auch nur feſtgeſtellt, daß der Beklagte nicht, 
wie in dem ſtrafgerichtlichen Urteil vom 24. Januar 1905 an» 
genommen iſt, ſofort, nachdem er den Säbel herzugeholt hatte, 
damit auf den Kläger losgeſchlagen, ſondern, wie die G. bezeugt 
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hat, zunächſt unter der Androhung der Anwendung der Waffe 
den Kläger von neuem zum ſofortigen Verlaſſen des Zimmers 
und des Hauſes aufgefordert hat, daß aber der Kläger dem 
nicht gehorcht, ſondern den Beklagten durch den mehrmaligen 
Zuruf: ſtech einmal! verhöhnt und weiter gereizt hat, ſo würde 
der ſchließliche Ausgang des Streites vornehmlich auf das eigene 
ſchuldhafte Verhalten des Klägers zurückzuführen und fein Ver⸗ 
ſchulden das des Beklagten, auch wenn deſſen Verhalten nicht 
als ein nach 8 227 BGB. erlaubtes anzuſehen wäre, erheblich 
überſteigen. Wie das NG. bereits öfter ausgeſprochen hat, 
legt ein zur Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
des Beſchädigten im Sinne von 8 254 BGB. auch dann vor, 
wenn er ſchuldhafter Weiſe den Beſchädiger zu der ſchaden⸗ 
bringenden Handlung gereizt hat. Die Vorinſtanz iſt an ſich 
von der gleichen Meinung ausgegangen, ſie hat aber bei der 
Verteilung des Schadens maßgebendes Gewicht zuungunſten 
des Bellagten darauf legen zu müſſen geglaubt, daß die Vers 
letzung, welche der Kläger erlitten, unmittelbar nur durch 
eine Handlung des Beklagten verurſacht worden ſei. Zu einer 
ſolchen Unterſcheidung zwiſchen mittelbarer und unmittelbarer 
Verurſachung des erwachſenen Schadens bietet aber das Geſetz 
leinen Anhalt. Nach 8 254 BGB. fol die Verpflichtung zum 
krſaze ſowie der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den 
Umſtänden, insbeſondere davon abhängen, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht 
worden iſt. Weder aus dem Wortlaut des Geſetzes noch aus 
allgemeinen Grundſätzen kann aber der Satz abgeleitet werden, 
daß immer diejenige Handlung, welche zuletzt und unmittel bar 
den ſchädlichen Erfolg herbeigeführt hat, verglichen mit den ihr 
vorhergegangenen Handlungen als die im Sinne des Geſetzes 
vorwiegende Urſache des Schadens anzuſehen ſei, es würde das 
auch namentlich bei Körperverletzungen mit dem allgemeinen 
Rechte und Billigkeitsgefühl dann nicht im Einklang ftehen, 
penn die den Schaden unmittelbar verurſachende Handlung des 
Beſchädigers durch grobes Unrecht, das ihm vorher von dem 
Beſchädigten zugefügt worden war, veranlaßt war. In ſolchen 
Fällen muß deshalb auf die ſonſtigen Umſtände des Falles 
Gewicht gelegt und dabei beſonders die Schwere des Vers 
ſculdens, das dem einen oder anderen Teile zur Laſt fällt, 
berückſichtigt werden. Vgl. Oertmann, das Recht der Schuld⸗ 
berhälmiſſe, II. Aufl. Anm. 2 a, y zu 8 254 BGB. Von 
dieſem Standpunkte aus muß es zweifelhaft erſcheinen, ob nicht 
ſcon nach dem, was bisher feſtgeſtellt ift, die dem Kläger von 
der Vorinſtanz zugebilligte Quote zu hoch gegriffen iſt, un⸗ 
bedingt aber würde dies dann der Fall fein, wenn die Angabe 
der Zeugin G. nach der oben hervorgehobenen Richtung der 
Dahrheit entſprechen ſollte, und es würde dann ſogar die Frage 
mifteben, ob nicht dem Kläger ſchon aus 8 254 BGB. jeder 
Schadenerſatzanſpruch abzusprechen ſei. Unter dieſen Umftänden 
lum es jetzt dahingeſtellt bleiben, ob die rechtlichen Erwägungen, 
bon denen die Vorinſtanz bei Beurteilung der Einrede der Not⸗ 
ehr geleitet worden iſt, überall gebilligt werden könnten, ins⸗ 
leſondere bezüglich der Annahme, daß der Beklagte, ehe er von 
ſiner Waffe überhaupt Gebrauch machen durfte, hätte verſuchen 
müflen, durch Hilferufe den Beiſtand von Straßenpaſſanten oder 
Nachbarn zu erlangen oder auch den Kläger ohne Anwendung 
der Waffe aus der Wohnung gewaltsam zu entfernen, daß er 
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es alſo inſoweit auf einen Ringkampf mit dieſem hätte an⸗ 
kommen laſſen ſollen. In der letzteren Beziehung mag indes 
auf folgendes hingewieſen werden. In dem Berufungsurteil 
iſt bemerkt: nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ſchienen 
trotz dem großen Altersunterſchiede die Körperkräfte der Be⸗ 
teiligten ziemlich gleich geweſen zu ſein, insbeſondere mache das 
Verhalten des achtzigjährigen Beklagten, der im Verlaufe des 
Wortſtreits einmal den ihm den Weg vertretenden Kläger durch 
einen Fauſtſtoß auf die Seite geſchleudert habe, den Eindruck, 
daß ein noch rüſtiger und temperamentvoller Mann in der 
Wahrung ſeines Hausrechts begriffen geweſen ſei. Dieſer Satz 
enthält ſchon an ſich keine tatſächliche Feſtſtellung, aus welcher 
rechtliche Folgerungen zuungunſten des Beklagten hätten ab⸗ 
geleitet werden dürfen, der Ausſpruch über die annähernde 
Gleichheit der Körperkräfte der Parteien ſtellt ſich vielmehr nach 
der gewählten Wortfaſſung als eine bloße Vermutung des 
Berufungsgerichts dar. Sie wird geſtützt auf ein in den Straf⸗ 
alten befindliches Schriftftüd, eine Gendarmerieanzeige, die über 
den Vorfall erſtattet worden iſt und auch Mitteilungen über 
Außerungen enthält, die der jetzige Beklagte gegenüber dem 
Gendarmen gemacht haben ſoll. Dieſes Schrifiſtück iſt aber 
nach dem Protokoll vom 19. Dezember 1905, das allein Aus 
kunft über die dem Berufungsgerichte vorgetragenen Schrifiſtücke 
gibt, nicht Gegenſtand der Verhandlung geweſen, es dürfte alſo 
bei der Entſcheidung nicht berückſichtigt werden; übrigens hat 
der Kläger ſelbſt eine Behauptung, daß ihn der Beklagte im 
Verlaufe des Streits durch einen Stoß beiſeite geſchleudert 
habe, gar nicht aufgeſtellt, und, was ſeine eigenen Kräfte an⸗ 
langt, nach dem erſtinſtanzlichen Tatbeſtande angegeben, er ſei 
bis zu der ihm vom Beklagten zugefügten Verletzung ein 
geſunder und robuſter Mann geweſen. K. c. G., U. v. 
5. Nov. 06, 109/06 VI. — Zweibrücken. 

8. 5 254 BGB. verb. mit § 1 Haftpfl®. Verſchulden 
beim Aufſpringen auf einen Straßeneiſenbahnzug.] 

Der Kläger kam an einen in Bewegung befindlichen 
Straßeneiſenbahnzug heran und verſuchte auf den Hinterperron 
des Motorwagens aufzuſpringen, es gelang ihm aber nicht, 
auf dem Trittbrett feſten Fuß zu faſſen, er fiel zu Boden und 
geriet unter das Trittbrett des Anhängewagens. Sein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wurde abgewieſen und die Reviſion blieb erfolglos: 


» Zujugeben ift, daß für den vom Kläger erlittenen Unfall, für 


ſeine Entſtehung und für die Schwere der Verletzung, die mit 
dem Straßeneiſenbahnbetriebe verbundene Gefährlichkeit mit 
Urſache geweſen iſt. Auf der andern Seite erſcheint es ebenſo 
zweifellos, daß der Kläger durch eigenes Verſchulden den Unfall 
herbeigeführt hat. Allerdings muß nach der ganzen Sachlage 
angenommen werden, daß der Bahnzug, auf den der Kläger 
aufzuſpringen verſucht hat, in nur langſamer Vorwärtsbewegung 
begriffen war. Iſt dieſer Umſtand an ſich geeignet, ſein Ver⸗ 
halten in milderem Lichte erſcheinen zu laſſen, ſo kommt auf 
der andern Seite in Betracht, daß der Kläger bei ſeinem Alter 
von 66 Jahren und ſeiner Korpulenz, wie ihm bei vernünftiger 
Überlegung nicht entgehen konnte, beſonders wenig befähigt war, 
beim Aufſpringen auf das Trittbrett eines fahrenden Straßen⸗ 
bahnwagens alsbald feſten Halt zu gewinnen, und dies dadurch, 
daß der Perron, zu dem er gelangen wollte, durch eine Tür 
abgeſchloſſen war, noch weſentlich erſchwert war. Dem Berufungs⸗ 
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gericht kann daher nur beigetreten werden, wenn es in ſeinem 
Verſuche eine grobe Außerachtlaſſung der erforderlichen Vorſicht 
erblickt hat. Der Umſtand, daß dem Wagen, auf den er zu 
ſpringen unternahm, ein Anhängewagen angeſchloſſen war, kann 
ihm nicht zuſtatten kommen, da er wußte, daß dies der Fall 
ſei, alſo ſich ſagen mußte, daß ein Mißlingen ſeines Unternehmens 
für ihn beſonders verhängnisvoll werden könne. Bei dieſer 
Sachlage kann es nicht als rechtsirrtümlich angeſehen werden, 
wenn die Vorinſtanz bei Anwendung der Vorſchriften in 
8 254 BGB. und in § 1 HaftpflG. dazu gelangt iſt, dem Kläger 
jeden Schadenerſatzanſpruch abzuſprechen. G. c. Akt.⸗Geſ. St., 
U. v. 8. Nov. 06, 84/06 VI. — Hamburg. 

9. 8 254 BGB. Verteilung des Schadens ſeitens des 
RG. bei Berückſichtigung des Verſchuldens des Verletzten.] 

Der Kläger iſt bei geringfügigem Schneefall am Abend 
des 18. Januar 1904 auf einer Treppe geſtürzt, bezüglich deren 
feftfteht, daß deren Gefährlichkeit durch zuſammengetretene und 
dadurch glatt gewordene Schneeauflagerung dem Beklagten 
nicht entgangen ſein kann, daß durch einmalige Säuberung der 
Treppe vom Schnee ſeitens des dazu verpflichteten Beklagten 
die Gefahr beſeitigt worden wäre, und daß dieſe Säuberung 
ohne erhebliche Schwierigkeiten möglich war. Während in 
II. Inſtanz eine Verurteilung in weiterem Umfange aus⸗ 
geſprochen war, hat das RG. den Beklagten nur zu / des 
dem Kläger erwachſenen Schadens verurteilt. Begründet er⸗ 
ſcheint der Reviſionsangriff in betreff des S 254 BGB. Der 
Unfall iſt zum größeren Teile durch die Unvorſichtigkeit des 
Klägers verurſacht. Der Kläger paſſierte die, wie er wußte, 
dem gelinden Schneefall und dem gelinden Froſt ausgeſetzte 
Treppe Nachts zwiſchen 11 und 12 Uhr, alſo zu einer Zeit, 
zu welcher fortgeſetzte Säuberung der Treppe nicht mehr zu 
erwarten war. Er mußte demnach beſonders aufmerken und 
beim Licht der in der Nähe hell brennenden Gaslaterne die 
Schneeauflagerung und deren Glätte in acht nehmen und mit be⸗ 
ſonderer Vorſicht paſſieren. Er hat jedoch keinerlei Vorſicht 
angewendet. Es erſcheint angemeſſen, dem Kläger /¼ des ent⸗ 
ſtandenen Schadens aufzubürden, alſo die ihm zugeſprochenen 
Beträge um die Hälfte zu kürzen. B. c. A., U. v. 13. Nov. 06, 
117/06 III. — Jena. 
10. 58 254 BGB. Vorausſetzung und Umfang des 
Mitverſchuldens.] 


Das OLG. hat die Frage, ob es dem Beklagten nach den 


konkreten Umſtänden des Falls zum Verſchulden anzurechnen 
ſei, daß er nicht für Beſeitigung der durch Glatteis erzeugten 
Glätte im Hofe, in welchem die Klägerin gefallen war, geſorgt 
habe, unerörtert gelaſſen, da bei der Entſtehung des Schadens 
ein Verſchulden der Klägerin mitgewirkt habe und die urſächliche 
Wirkung dieſes Verſchuldens ſo erheblich ſei, daß das Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten daneben nicht in Betracht kommen könne. 
Die Reviſion der Klägerin macht geltend, eine Abwägung des 
ſchuldvollen Verhaltens beider Teile ſei prinzipiell zu miß⸗ 
billigen, bevor die Art und der Umfang des Verſchuldens des 
Beklagten und deſſen urſächliche Bedeutung für den Unfall 
feſtgeſtellt worden ſei. Dieſer Auffaſſung kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Es iſt nicht unzuläſſig, mit nicht erwieſenen 
und als wahr unterſtellten Tatſachen zu rechnen, wenn ſich 
dieſe wegen anderer, feſtgeſtellter Tatſachen als unerheblich 
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herausstellen, und fo kann es auch nicht als prinzipiell un⸗ 
zuläſſig bezeichnet werden, bei der Vergleichung und Abwägung 
der Wirkung zweier Urſachen nach ihrer Tragweite und dem 
Verſchulden ihrer Urheber als wahr zu unterſtellen, daß dem 
einen Teil eine beſtimmte ſchuldhafte, für den Unfall urſächliche 
Unterlaſſung zur Laſt falle, wenn dies auch nach Lage des 
Einzelfalles nicht empfehlenswert ſein kann. Vorausſetzung 
hierfür iſt allerdings, daß der Sachverhalt im übrigen eine 
vollſtändige Aufklärung erfahren hat; dieſe Vorausſetzung, an 
der es in dem Falle, der dem von der Reviſion angezogenen 
Urteile des erkennenden Senats vom 28. November 1904 
Rep. VI 43/04 (abgedruckt in der JW. 05, 44°) zugrunde 
lag, fehlte, iſt aber im vorliegenden Falle gegeben. Dagegen 
iſt der Reviſion darin beizutreten, daß das Berufungsgericht 
zu weit geht, wenn es dem von ihm angenommenen ſchuldvollen 
Verhalten der Klägerin die Bedeutung beimißt, daß der Be⸗ 
klagte von jeder Schadenerſatzpflicht auch dann frei ſein ſoll, 
wenn er die durch Glatteis erzeugte Glätte im Hofe zu 
beſeitigen verpflichtet geweſen ſein und die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung ſchuldhaft unterlaſſen haben ſollte; hiervon könnte 
umſoweniger die Rede ſein, wenn die von der Klägerin auf⸗ 
geſtellten Behauptungen, die dazu dienen ſollen, das Verſchulden 
des Beklagten als ein beſonders ſchweres erſcheinen zu laſſen, 
in Wahrheit beruhen ſollten. Andererſeits würde zugunſten 
des Beklagten in Betracht zu kommen haben, nicht nur, daß 
die Mieter in ſeinem Hausgrundſtück, beſonders deren Dienſt⸗ 
boten ſelbſt zu ſtreuen pflegten, ſondern auch, daß dies — wie 
er behauptet — in S. überhaupt üblich geweſen ſei. Nach 
dieſen Richtungen find Erörterungen und Feſtſtellungen noch 
erforderlich, auf Grund deren eine anderweite Abwägung gemäß 
8 254 BGB. zu erfolgen haben wird. J. c. K., U. v. 
15. Nov. 06, 116/06 VI. — Dresden. 
11. 88 276, 823, 845 BGB. Haftung des Bauunter⸗ 
nehmers für gefahrloſes Paſſieren der Straße während des 
Baues. Anſpruch des Ehemannes für Verletzung der Ehefrau 
wegen Schaden in feinem Gewerbebetrieb. 

Die beklagte Geſellſchaft führte einen Bau aus. Während 
dies geſchah, wurde die Ehefrau des Klägers, als ſie an dem 
nach der Straße zu angebrachten Gerüſt vorüber ging, von 
einem Brandſtein verletzt, der einem bei dem Bau beſchäftigten 
Maurerlehrling beim Tragen von Steinen entfallen war. Der 
Ehemann will die Beklagte für den hierdurch enſtandenen 
Schaden verantwortlich machen, weil ſie ſchuldhaft unterlaſſen 
habe, die zum Schutze des Straßenverkehrs erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen zu treffen. Das LG. hat den Klageanſpruch für 
dem Grunde nach berechtigt erklärt. Das OLG. wies die Klage 
ab, das RG. hob auf: Der Vorinſtanz kann in der Annahme 
nicht beigepflichtet werden, daß die Beklagte die beſonderen 
durch die gegebenen Verhältniſſe gebotenen Vorkehrungen in 
ausreichender Weiſe getroffen habe, bezw. daß, ſoweit dies 
etwa verneint werden könnte, der Unfall durch die Unterlaſſung 
nicht verurſacht worden ſei. Die Straße, in welcher der Bau 
ſtattfand, hat eine Breite von nur 4,28 m und iſt, wie als 
unſtreitig angeſehen werden darf, auf beiden Seiten mit be⸗ 
wohnten Gebäuden beſtanden. Die Enge der Straße, die in 
der Ausdehnung des Bauplatzes ungefähr bis zur Hälfte von 
dem Baugerüft überdeckt wurde, hatte es unmöglich gemacht, 
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längs des Gerüſtes, wie ſonſt zu geſchehen pflegt, einen Bau⸗ 
zaun zu errichten. Bei dieſer Sachlage war entlang dem 
Gerüſte außer dem von dieſem ſelbſt überdeckten Landſtreifen 
überhaupt kein Raum vorhanden, für den nicht ohne beſondere 
Vorkehrungen die naheliegende Gefahr beſtanden hätte, daß von 
höheren Teilen des Gerüſts herabfallende ſchwere Gegenſtände 
dahin gelangen und dort befindliche Perſonen verletzen könnten; 
dem die an den beiden unterſten Bretterlagen des Gerüſts ans 
gebrachten Schutzdächer und die darauf befeſtigten aufwärts 
gerichteten Schutzbretter boten gegen dieſe Gefahr keinen aus: 
reichenden Schutz, weil bei der Höhe des über das oberſte 
Schutzdach hmausragenden Gerüſtteiles die Möglichkeit keines⸗ 
wegs fern lag, daß ein von dort herabfallender Gegenſtand 
auf einen in der Fallinie liegenden Gerüftteil auffchlagen und 
dadurch über den Bereich der Schutzdächer hinaus bis an die 
andere Straßenſeite geſchleudert werden konnte. Dies aber 
mußte verhindert werden, auch wenn der Weg unter dem 
Schutzdach ſelbſt ſtets in gangbarem Zuſtande erhalten wurde, 
da ein gefahrloſer Zugang zu den gegenüberliegenden Häuſern 
vorhanden ſein mußte. Unter dieſen Umſtänden kann der erſten 
Juſtanz nur beigetreten werden, wenn fie ausgeſprochen hat, 
es hätten bei dem Baue ungewöhnliche Verhältniſſe vorgelegen, 
die ungewöhnliche Sicherungsmaßregeln erfordert hätten, näm⸗ 
lich ſolche, durch welche ein Herabfallen ſchwerer Gegenſtände 
auf den Raum längs des Gerüſtes überhaupt ausgeſchloſſen 
wurde. Daß ſolche Maßregeln möglich geweſen wären, wird 
von der Vorinſtanz nicht in Zweifel gezogen und iſt auch ganz 
unbeſtreitbar. Die dabei in Betracht kommende Anbringung 
eined Bretter⸗ oder Lattenverſchlags längs des ganzen Gerüſts 
M übrigens keineswegs eine ganz ungewöhnliche Maßnahme, 
ſie wird vielmehr, wie die tägliche Erfahrung lehrt, nicht ſelten 
angewendet. Nun ſind ja im vorliegenden Falle an einem Teil 
des Gerüſts höhere Brüſtungen angebracht worden, die geeignet 
waren, zu verhindern, daß Gegenſtände, welche von den dort 
beihäftigten Arbeitern verwendet wurden, nach der Straße 
herabfielen. Allein der Teil des Gerüſts, wo ſich der vom 
zweiten Stockwerk des Gerüſts aufwärts führende Leitergang 
befand, iſt völlig unverwahrt geblieben, ſo daß Gegenſtände, 
die einem den Leitergang benutzenden Arbeiter entfielen, lediglich 
durch das Gerüft ſelbſt und die darin befindlichen Schutzdächer 
aufgefangen werden konnten. Das aber war, wie oben erwähnt, 
bei der Höhe des Leitergangs ungenügend. Darin, daß das 
Gerüft dort, wo ſich der Leitergang befand, nicht beſſer vers 
wahrt worden iſt, muß ein Verſchulden deſſen, der für eine den 
Verhältniſſen entſprechende Geſtaltung des Gerüſts einzuſtehen 
hatte, und ein Verſtoß gegen die Schutzvorſchrift des 8 86714 
SGB. erblickt werden. Hierbei iſt es ohne jede Bedeutung, 
ob von den inſoweit verantwortlichen Perſonen vorausgeſehen 
werden konnte, daß ſich vielleicht einer der beim Bau be⸗ 
Ihäftigten Lehrlinge ohne beſondern Auftrag damit befaſſen 
werde, unter Benutzung des Leitergangs Steine hinauf oder 
binab zu tragen. Denn mit der Möglichkeit, daß beim Trans» 
port von Baumaterialien oder Gerätſchaften auf einer Gerüſt⸗ 
kiter einmal, ohne oder mit Verſchulden des Tragenden, dieſem 
ein Gegenſtand entfallen werde, muß immer als mit einer ſehr 
naheliegenden gerechnet werden, auch wenn zu dem Transport 
nur geübte und kräftige Perſonen verwendet werden. Die hier⸗ 
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nach vorliegende Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt und der Verſtoß gegen das erwähnte Schutzgeſetz iſt 
aber den Inhabern der beklagten Geſellſchaft zur Laſt zu legen, 
auch wenn der von ihnen mit der Leitung des Baues beauf⸗ 
tragte Maurerpolier ein an ſich tüchtiger und zuverläſſiger 
Polier ſein ſollte. Denn es handelte ſich, wie oben dargelegt 
iſt, um außergewöhnliche Verhältniſſe, die beſondere Schutz⸗ 
maßregeln erforderten, und dies mußte den Teilhabern der 
Geſellſchaft bekannt ſein und war ihnen, wie ſie nicht in Abrede 
geſtellt haben, bekannt. Mit Rückſicht hierauf hätten ſie dem 
Polier beſondere, der ungewöhnlichen Sachlage entſprechende 
Anordnungen erteilen müſſen, ſie haben aber ſelbſt gar nicht 
behauptet, dies getan zu haben. Danach erſcheint die Haftung 
der Beklagten für den durch den Unfall erwachſenen Schaden 
an ſich begründet. Eine Wiederherſtellung der erſtinſtanzlichen 
Entſcheidung erſchien indes für das Reviſionsgericht untunlich. 
Denn einmal hat die Vorinſtanz die Frage, ob der Ehefrau des 
Klägers eigenes Verſchulden zur Laſt zu legen ſei oder nicht, 
bisher nicht entſchieden, und für die Beurteilung dieſer Frage 
kann es von Bedeutung ſein, ob, wie der Kläger behauptet, 
der Landſtreifen unter dem Gerüſt und dem Schutzdach wegen 
dort befindlicher Baumaterialien und Gerätſchaften ungangbar 
geweſen iſt, oder ob die gegenteilige Behauptung der Beklagten 
der Wahrheit entſpricht, worüber es an einer Feſtſtellung ſehlt. 
Das gleiche gilt, inſoweit es ſich darum handelt, ob dem 
Kläger durch die Verletzung, welche ſeine Frau erlitten hat, ein 
Schaden in ſeinem Gewerbebetrieb überhaupt erwachſen iſt und 
annehmbar in Zukunft entſtehen wird. BGB. 8 845. Die 
Sache mußte deshalb an die Vorinſtanz zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung zurückverwieſen werden, wobei ihr 
auch die Beurteilung der Frage, ob der Kläger zur Geltend⸗ 
machung des ſeiner Frau angeblich zuſtehenden Anſpruchs auf 
Schmerzensgeld befugt erſcheine, zu überlaſſen war. R. c. B., 
U. v. 12. Nov. O6, 66/06 VI. — Naumburg. 

12. 88 340 343 BGB. Freie richterliche Würdigung 
für Herabſetzung einer Vertragsſtrafe.] 

Das OLG. hat die Frage geprüft, ob Anlaß zur Herab⸗ 
ſetzung der eingeklagten Vertragsſtrafe vorliege, und fie in Über 
einftimmung mit dem LG. bejaht. Es erwägt: Nach § 343 
BGB. finde eine Herabſetzung der Vertragsſtrafe ſtatt, wenn 
ſie unverhältnismäßig hoch ſei. Da hierbei jedes Intereſſe des 
Gläubigers in Betracht zu ziehen ſei, habe das LG. zutreffend 
berückſichtigt, inwieweit der Klägerin durch den Vertragsbruch 
ein Schaden erwachſen ſei. Denn wenn die Strafe auch nicht 
lediglich Schadenserſatz bilde, ſo diene ſie doch auch als Aus⸗ 
gleichung von erlittenem Schaden (8 340 Abſ. 2 BGB.). Hier 
müfle das Intereſſe, das die Klägerin an der Erfüllung des 
Vertrages hätte, in Betracht kommen. Für die Bemeſſung des 
entgangenen Gewinns, worauf dieſes Intereſſe gehe, ſei aber 
nicht der Bierverbrauch in den früheren Jahren, ſondern der 
mutmaßliche Bierverbrauch in der Zeit bis zum 1. Januar 1907 
maßgebend. Hiergegen wendet ſich die Reviſion der Klägerin 
mit der Rüge der Verletzung der 88 340 und 343 BGB., 
indem ſie geltend macht: Da das OLG. der Klägerin lediglich 
den ihr durch den Vertragsbruch des Beklagten entſtandenen 
Schaden zuſpreche, deſſen Erſatz ſie auch ohne die Klauſel der 
Vertragsſtrafe hätte beanſpruchen können, ſo werde die rechtliche 
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Natur dieſer Strafe verkannt, die nicht bloß den Gläubiger des 
Beweiſes des Schadens entheben, ſondern auch den Schuldner 
zur redlichen Erfüllung des Vertrages antreiben ſolle. Es wäre 
zu entſcheiden geweſen, ob unter dieſen Geſichtspunkten die Ver⸗ 
tragsſtrafe nach den Verhältniſſen zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
als unverhältnismäßig hoch anzuſehen ſei. Allein es fehlt jeder 
Anhalt für den Vorwurf, daß das OLG. die rechtliche Natur 
der Vertragsſtrafe verkannt habe. Es nimmt nicht an, daß 
bei der Beurteilung der Angemeſſenheit der Strafe nur der 
Betrag des dem Gläubiger erwachſenen Schadens zu berüd: 
ſichtigen ſei, ſondern es erkennt im Einklang mit dem 8 343 
BGB. die Zuläſſigkeit der Verwertung jedes (berechtigten) 
Intereſſes des Gläubigers an. Es durfte daher auch den ent⸗ 
gangenen Gewinn als Maßſtab im vorliegenden Fall in Betracht 
ziehen. Die von der Klägerin vertretene Anſicht — die An⸗ 
gemeſſenheit der Strafe richte ſich nach den Verhältniſſen zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes — findet in dem Wortlaut jenes 
Paragraphen keine Stütze. Gegen ſie ſpricht die Entſtehungs⸗ 
geſchichte desſelben. Bei den Beratungen der Kommiſſion für 
die zweite Leſung des Entwurfs des BGB. wurden Anträge 
geſtellt, die bezweckten, den Zeitpunkt, der für die Beurteilung 
der Angemeſſenheit der Strafe maßgebend ſein ſolle, im Geſetze 
feſtzulegen. Dabei war auch der Zeitpunkt der Vereinbarung 
der Strafe vorgeſchlagen. Die Kommiſſion beſchloß unter Ab⸗ 
lehnung der abweichenden Anträge, ein richterliches Ermäßigungs⸗ 
recht zuzulaſſen und es an die alleinige geſetzliche Voraus⸗ 
ſetzung zu knüpfen, daß die Strafe eine unverhältnismäßig hohe 
ſei. Die Kommiſſion überließ es dem Richter, auf Grund der 
Würdigung des Einzelfalls den richtigen Weg zu finden (vgl. 
Protokolle der Kommiſſion Bd. I S. 782 - 785). Dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen iſt hiernach bei der Beurteilung der Ange⸗ 
meſſenheit der Strafe der weiteſte Spielraum für die Würdi⸗ 
gung der in Betracht zu ziehenden Umſtände eingeräumt. Es 
iſt insbeſondere nicht an die Verhältniſſe zur Zeit der Verein⸗ 
barung der Strafe gebunden, ſondern es kann ebenſowohl — 
nach Lage des Falls ſogar ausſchließlich — die Verhältniſſe 
der Folgezeit berückſichtigen. Das OLG. hat daher nicht das 
Geſetz verletzt, wenn es bei Schätzung des der Klägerin ent⸗ 
gangenen Gewinns nicht den Bierverbrauch in den früheren 
Jahren, ſondern den Bierverbrauch, den der Beklagte mutmaßlich 
in der Zeit bis zum 1. Januar 1907 gehabt haben würde, in 
Betracht gezogen und nach dem Ergebnis die Vertragsſtrafe 
entſprechend herabgeſetzt hat. Die Berechnung des entgangenen 
Gewinns liegt im übrigen auf tatſächlichem, dem Angriffe der 
Reviſion entzogenem Gebiete. Das Berufungsurteil erſcheint 
hiernach begründet. A. Rh. B. c. Sch., U. v. 16. Nov. 06, 
77/06 VII. — Cöln. | | 

13. 5 343 BGB. Ob eine verwirkte Vertragsſtrafe 
zu ermäßigen ſei, iſt Tatfrage.] 

Die Reviſion des Beklagten richtet ſich dagegen, daß 
ſeinem Antrage auf Ermäßigung der verwirkten Vertragsſtrafe 
nicht ſtattgegeben iſt. Die Frage, ob eine Vertragsſtrafe zu 
ermäßigen, iſt nach den konkreten tatſächlichen Verhältniſſen zu 
entſcheiden und daher der Reviſion entzogen, ſoweit nicht 
erſichtlich von falſchen Rechtsgrundſätzen ausgegangen iſt. 
Letzteres iſt aber im vorliegenden Falle in keiner Weiſe 
erkennbar. Das Berufungsgericht berückſichtigt die geſamte 
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Sachlage unter Abwägung der gegenſeitigen Intereſſen des 
Gläubigers und des Schuldners und legt dabei namentlich 
Gewicht auf das außerordentliche Intereſſe der Klägerin an 
der Innehaltung des Vertrages, auf die hohen dem Beklagten 
gewährten Bezüge und darauf, daß der Beklagte lediglich aus 
Eigennutz den Vertrag gebrochen hat. F. c. J., U. v. 
13. Nov. 06, 184/06 III. — Berlin. 

14. 88 387, 1117 Abſ. 2, 1152, 1154 BGB. in Verb. 
mit 8 118 3G. Keine Aufrechnung von Anſprüchen des 
Erſtehers gegen Anſprüche des Realgläubigers; die Vereinbarung 
des Abſ. 2 § 1117 fordert zur Gültigkeit eine wenn nicht tat- 
ſächliche Aushändigung des Briefes an den neuen Gläubiger, 
ſo doch Einreichung des Hypothekenbriefes beim Grundbuchamt. 

Als die Grundſtücke des F. G. in Kohlſtädt am 23. De⸗ 
zember 1904 zur notwendigen Zwangsverſteigerung kamen, 
worin ſie der Paderborner Bank zugeſchlagen wurden, waren 
von der erſtſtelligen Hypothek 4999,50 Mark zurückgezahlt und 
Eigentümergrundſchuld des G. geworden. Sie ſollten bar zur 
Hebung kommen. Im Verteilungstermine am 20. Januar 1905 
beanſpruchte der beteiligte Gläubiger A. P., daß ihm davon 
4 900 Mark überwieſen würden, auf Grund eines Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluſſes des LG. Detmold vom 7. Januar 
1905, der als gepfändet und überwieſen bezeichnete den An⸗ 
ſpruch des G. aus der Eigentümergrundſchuld auf Auszahlung 
des Betrages von 4 900 Mark aus dem Verſteigerungserlöſe. 
Dem widerſprach die Paderborner Bank, Erſteherin und zugleich 
beträchtlich ausfallende, zweitſtellige Hypothekengläubigerin. Sie 
legte eine notariell beglaubigte Urkunde vom 28. April 1904 
vor, worin G. erklärt hat, daß er die von der erſten Hypothel 
zurückgezahlten und künftig zurückzuzahlenden Beträge der 
Paderborner Bank abtrete, die Eintragung deſſen im Grundbuch, 
und ferner die Bildung eines Zweigdokuments und die Aus⸗ 
händigung an die Paderborner Bank bewillige und beantrage. 
Sie nahm auf Grund dieſer Zeſſion den Anſpruch G.s auf 
Auszahlung der Eigemümergrundſchuld in voller Höhe in An⸗ 
ſpruch und erklärte ferner, ſie rechne mit dieſem ihr abgetretenen 
Betrage gegen den Anſpruch G.s auf Zahlung des Verſteige⸗ 
rungserlöſes auf. — Die 4999,50 Mark wurden nun als 
Streitmaſſe hinterlegt und im vorliegenden Rechtsſtreit klagt 
die Paderborner Bank gegen P. auf Einwilligung in die Aus⸗ 
zahlung der Streitmaſſe an ſie. Die Klägerin wiederholt zur 
Begründung der Klage die ſchon im Verteilungstermin ab- 
gegebene Aufrechnungserklärung, die ſie jetzt auch auf die 
Forderungen erſtreckt, mit denen ſie ausgefallen iſt (in einem 
Betrage von 45 369,66 Mark). Außerdem beruft ſie ſich auf 
die Abtretung der G.ſchen Grundſchuld vom 28. April 1904 
(88 1154, 1117 Abſ. 2 BGB.), die ſich auch auf das 
etwaige Recht G.s auf den Erlös in einer Zwangsverſteigerung 
bezogen haben ſoll — was der Beklagte beſtreitet. Sie be⸗ 
hauptet, bei Auszahlung der Verſteigerungsſumme den Vorbehalt 
gemacht zu haben, daß der ſtreitige Betrag ihr ſelbſt zurück⸗ 
zuzahlen ſei. Daß der Hypothekenbrief nicht zwecks Bildung 
eines Teilbriefs beim Grundbuchamt eingereicht und die Bildung 
eines Teilbriefs nicht beantragt worden iſt, gibt ſie zu, macht 
aber geltend, daß die Abtretung den G. jedenfalls obligatoriſch 
verpflichtet habe und der Beklagte ſich eben ſo wenig wie G. 
dieſen Verpflichtungen entziehen könne, ohne argliſtig zu handeln. 


36. Jahrgang. 


Der Beklagte beſtreitet, daß die Abtretung vom 28. April 1904 
rechtswirkſam und eine Aufrechnung überhaupt ſtatthaft ſei: die 
jedenfalls erforderliche Ausfertigung eines Teilhypothekenbriefs 
ſei nicht erfolgt und gegen perſönliche Anſprüche der Klägerin 
ſei Beklagter durch 8 892 BGB. geichügt, eine Aufrechnung 
ſei aber nur möglich zwiſchen Gläubiger und Schuldner, und 
der Schuldner G. ſei nicht Gläubiger der Verſteigerungsſumme. 
Klage, Berufung und Reviſion iſt zurückgewieſen: Die Klägerin 
hat den von ihr erhobenen Anſpruch auf den Teil des — von 
ihr ſelbſt als Erſteherin erlegten — Verſteigerungserlöſes, der 
auf die Eigentümergrundſchuld des Verſteigerungsſchuldners G. 
entfallen iſt, in doppelter Weiſe zu begründen verſucht: einmal 
durch eine Aufrechnung, die ſie mit dieſem Teilbetrage ihrer 
Erſteherſchuld gegen ihrerſeitige Forderungen an G. vornehmen 
will, und zweitens durch Berufung auf die in der Urkunde vom 
28. April 1904 von G. erklärte Abtretung der von ihm auf 
die erſtſtellige Hypothek zurückgezahlten Beträge an ſie. Der 
Berufungsrichter hat in Ubereinſtimmung mit dem I. Richter 
beide Klagebegründungen verworfen. Für die Aufrechnung 
wollte die Klägerin zwei Forderungen an G. verwerten: erſtens 
die erwähnten ihr in der Urkunde vom 28. April 1904 von G. 
abgetretenen Beträge, und zweitens einen entſprechenden Teil 
der Forderungen, mit denen ſie in der Zwangsverſteigerung 
ausge fallen iſt. Die erſte Aufrechnung hält der Berufungs⸗ 
richter ſchon deshalb für hinfällig, weil die Abtretung vom 
W. April 1904 unwirkſam geblieben ſei, und wenn dies richtig 
iſt — worauf ſpäter zurückzukommen ſein wird —, iſt damit 
in der Tat die erſte Aufrechnung erledigt. Die zweite Auf⸗ 
nuchnung iſt mit der Begründung vom Berufungsrichter für 
unſtatthaft erklärt worden — die übrigens auch auf die erſte 
Aufrechnung gepaßt haben würde —, daß G. gar keinen An⸗ 
ſruch gegen die Klägerin auf Zahlung der Schuld, welche dieſe 
aufrechnen will, gehabt habe, ſomit die Vorausſetzung für eine 
Aufrechnung fehle, daß zwei Perſonen einander dem Gegen⸗ 
ſunde nach gleichartige Leiſtungen ſchulden müſſen (8 387 
808.). Der Berufungsrichter führt aus: G. ſei mit den auf 
die erſte Hypothek zurückgezahlten Beträgen, denen ſeitdem keine 
persönliche Forderung mehr zugrunde gelegen habe, Grundſchuld⸗ 
kläubiger an feinem eigenen Grundſtück geworden und als 
ſolcher, als Realgläubiger, an der Zwangsverſteigerung des 
Enmdſtücks mit dem Anſpruch auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück oder dem Erlöſe, beteiligt geweſen. Aber weder in 
dieſer noch in ſeiner Eigenſchaft als Eigentümer des Grund⸗ 
Rüds habe er gegen den Erſteher einen Anſpruch auf Zahlung 
gehabt. Zwiſchen dem Realgläubiger als ſolchem und dem 
Erſteher beſtehe überhaupt kein Schuldverhältnis — ſolange 
nicht etwa nach 8 118 3G. dem Realgläubiger ein Anſpruch 
gegen den Erſteher gerichtsſeitig überwieſen werde. — Und der 
Eigentümer des Grundſtücks, der Verſteigerungsſchuldner, ſei 
zwar nach wie vor Inhaber des in der Verſteigerung be⸗ 
griffenen Vermögens, aber infolge der Beſchlagnahme nicht vers 
fügungs berechtigt. Dieſen Ausführungen mußte beigetreten 
werden. Darüber kann kein Zweifel beſtehen, daß die an der 
Zwangsverſteigerung beteiligten Gläubiger, von dem erwähnten 
Fall des 8 118 abgeſehen, keinen Anſpruch auf Zahlung gegen 
den Erſteher, mit dem ſie in gar keinem Vertragsverhältniſſe 
ſtehen, ſondern nur ein Recht darauf haben, nach den für das 
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Zwangsverfahren gegebenen Vorſchriften wegen ihrer Forde⸗ 
rungen befriedigt zu werden. (Vgl. Jaeckel, ZVG. 2. Aufl. 
S. 384, Anm. 2 zu 8 107; RG. 5, 310.) Es könnte 


höchſtens in Frage kommen, ob dadurch etwas geändert werde, 


daß G. nicht bloß beteiligter Gläubiger, ſondern auch Ver⸗ 
ſteigerungsſchuldner und Eigentümer des verſteigerten Grund⸗ 
ſtücks war; aber auch das muß mit dem Berufungsrichter ver⸗ 
neint werden. Zwar war die Verſteigerungsmaſſe im Vermögen 
des G. geblieben und er mag daher als Gläubiger der durch 
Meiſtgebot und Zuſchlag für den Erſteher entſtandenen Schuld 
bezeichnet werden (vgl. Jaeckel a. a. O.), aber feiner Verfügung 
war dieſe Forderung entzogen, er konnte ſie nicht durch Ein⸗ 
ziehung oder Aufrechnung oder ſonſtwie zum Erlöſchen bringen, 
ſie konnte daher auch nicht ihm gegenüber aufgerechnet werden. 
Er konnte vielmehr nur verlangen, daß mit dem Erlöſe nach 
Vorſchrift des ZVG. verfahren werde. Zu feiner eigenen Ver⸗ 
fügung zurückerhielt er nur den auf ſeine Eigentümergrundſchuld 
entfallenen Betrag, dies alſo auch nur in ſeiner Eigenſchaft als 
beteiligter Gläubiger, nicht als Inhaber der Verſteigerungs⸗ 
maſſe, und erſt durch die Zuteilung im Verteilungstermin, auch 
nur als ein Stück der Verſteigerungsmaſſe, nicht als eine Teil⸗ 
ſchuld der Erſteherin. Damals war überdies bereits der Betrag 
von dem Beklagten gültig, wie der Berufungsrichter weiter zu⸗ 
treffend dargelegt hat, gepfändet und ihm überwieſen werden, 
wodurch alſo der Anſpruch des G. auf dieſe Hebung einer 
Aufrechnung durch den Erſteher ſelbſt dann entrückt worden 
wäre, wenn man nach der erwähnten Verteilung ein unmittel⸗ 
bares Schuldverhältnis zwiſchen der Klägerin als Erſteherin 
und G. bezüglich dieſes Poſtens annehmen könnte. Die zweite 
Klagebegründung ſtützte die Klägerin darauf, daß G. ihr die 
ihm infolge der Abzahlungen auf die erſte Hypothek zuſtehenden 
Beträge durch die notariell beglaubigte Urkunde vom 28. April 
1904, alſo vor Einleitung der Zwangsverſteigerung und vor 
der vom Beklagten erwirkten Pfändung und Überweiſung, a b⸗ 
getreten habe. Durch die Abzahlungen war die Hypothek in 
dem abgezahlten Betrage von 4 999,50 Mark auf G. als 
Eigentümergrundſchuld übergegangen und zwar, da eine Brief⸗ 
hypothek in Frage ſtand, als Briefgrundſchuld, deren Abtretung 
nach 8 1154 BGB., neben der ſchriftlichen Abtretungs⸗ 
erklärung, die in jener Urkunde vorliegt, noch die Übergabe 
des Hypothekenbriefs (8 1192) oder eines Teilbrief3 (5 1152), 
oder doch als Erſatz dafür, die Vereinbarung erforderte, daß 
Klägerin berechtigt ſein ſolle, ſich den Brief vom Grundbuchamt 
aushändigen zu laſſen (88 1154, 1117 Abſ. 2. Nun hat 
zwar G. in der mehrerwähnten Urkunde erklärt, daß er die 


Bildung eines Zweigdokuments und deſſen Aushändigung an 


die Klägerin bewillige und beantrage, aber unſtreitig iſt weder 
der Klägerin der Hypothekenbrief oder ein Teilgrundſchuldbrief 
übergeben noch auch nur der Hypothekenbrief beim Grundbuchamt 
zur Bildung eines Teilbriefs eingereicht worden. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat aus dieſem Grunde der Abtretung die Wirk⸗ 
ſamkeit abgeſprochen und vergebens wird dieſe Entſcheidung von 
der Reviſion angegriffen. Der Berufungsrichter faßt die Be⸗ 
ſtimmung in 88 1154, 1117 Abſ. 2 dahin auf, daß zum 
Übergang einer Briefhypothek nicht die bloße dort bezeichnete 
Vereinbarung genüge, ſondern eine tatſächliche Aushändigung 
des Briefes an den neuen Gläubiger hinzukommen — oder 
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wenn man nicht ſo weit, mit Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht 
3. Aufl. Bd. 1 S. 758 Anm. zu 81117, S. 888 Anm. II 6 
zu 81154, gehen wolle, doch zum mindeſten, mit Planck BGB. 
2. Aufl. Bd. 3 S. 539 Anm. 3 zu 8 1117 und S. 612 
Anm. 3a Abſ. 2 zu 8 1154, eine Einreichung des Briefes 
beim Grundbuchamt gefordert werden müſſe. Er begründet 
dieſe Auffaſſung damit, daß auch im Fall einer ſolchen Verein⸗ 
barung das geſchehen müſſe, was erforderlich ſei, um den Über: 
gang des Rechts nach außen erkennbar zu machen, nämlich die 
Übergabe des Hypothekenbriefs, und daß dann nur eine Zurüd- 
beziehung des Übergangs auf den Zeitpunkt der erwähnten 
Vereinbarung ſtattfinden ſolle. Das muß für richtig erachtet 
werden. Wollte man die in Frage ſtehenden Vorſchriften ſo 
verſtehen, wie es die Klägerin will: daß neben jener Verein⸗ 
barung nichts weiter erforderlich ſei, um den Übergang der 
Hypothek zu bewirken, ſo ſtänden ſie in vollem Widerſpruch mit 
der erklärten Abſicht des Geſetzgebers, die Schwierigkeiten zu 
beſeitigen, die in dem früheren preußiſchen Recht daraus ent⸗ 
ſtanden waren, daß eine Aushändigung des Hypothekenbriefs 
damals nicht zum Erwerb der Hypothek durch Abtretung er⸗ 
forderlich war. Aus dieſem Grunde iſt jetzt vorgeſchrieben 
worden, daß zur Abtretung oder Verpfändung einer Brief⸗ 
hypothek die Übergabe des Hypothekenbriefs erforderlich iſt 
SS 1154, 1274, 1291 BGB., 8 130 ZPO). Wenn 
nun aber daneben ſchon die bloße Vereinbarung, daß der 
Gläubiger berechtigt ſein ſolle, ſich den Brief vom Grundbuchamt 
aushändigen zu laſſen, zum Erwerb der Hypothek ausreichte, ſo 
wäre damit wieder die Möglichkeit einer mehrmaligen Abtretung 
der Hypothek mit und ohne Übergabe des Hypothekenbriefs ges 
ſchaffen, die gerade verhütet werden ſollte. So kann darum 
der 8 1117 Abſ. 2 nicht verſtanden werden. Dieſe Beſtim⸗ 
mung bezweckte, dem Abelſtand zu begegnen, daß durch eine 
Verzögerung der Ausfertigung des Hypothekenbriefs der Erwerb 
der Hypothek verzögert werden könnte, und wurde juriſtiſch 
damit gerechtfertigt, daß durch Erteilung der Befugnis, ſich 
vom Grundbuchamt den Brief aushändigen zu laſſen, der 
mittelbare Beſitz des Briefes im voraus auf den Gläubiger 
übertragen werde (Prot. 3, 729). Daraus ergibt ſich klar, 
daß die Exiſtenz eines Hypothekenbriefs oder Teilbriefs, jetzige 
oder künftige, vorausgeſetzt wurde, weil an einer nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangenden Sache ein Beſitz überhaupt nicht denkbar 
iſt, daß alſo mindeſtens das Grundbuchamt den unmittelbaren 
Beſitz an dem Brief erlangen muß, an welchem jene Verein⸗ 
barung den mittelbaren Beſitz verſchaffen ſoll. Da es vor⸗ 
liegendenfalls ſelbſt an dieſer Vorausſetzung gebricht, braucht 
nicht entſchieden zu werden, ob mit der oben erwähnten weiter⸗ 
gehenden Meinung auch noch eine nachfolgende tatſächliche 
Aushändigung des Briefs an den neuen Gläubiger als Er- 
fordernis für den Übergang der Hypothek verlangt werden 
müſſe. Die Eigentümergrundſchuld des G. iſt demnach von 
Klägerin durch die Abtretung vom 28. April 1904 nicht er⸗ 
worben worden. Endlich erwägt noch der Berufungsrichter, 
ob dem Beklagten, wie die Klägerin behauptet hatte, ein arg⸗ 
liſtiges Verhalten um deswillen vorgeworfen werden könne, 
weil er nur ein durch Pfändung und Überweiſung erworbenes 
Recht des G. geltend mache, G. aber, wie der Berufungs⸗ 
richter auch zugibt, argliſtig gehandelt haben würde, wenn er 


einem Verlangen der Klägerin, die zur Ausführung der ver⸗ 
einbarten Abtretung der Grundſchuld erforderlichen Schritte zu 
tun, entgegengetreten wäre, oder wenn er, nachdem ſolche 
Schritte inzwiſchen durch Erlöſchen der Grundſchuld unmöglich 
geworden ſind, der Klägerin den Zugriff auf den an die Stelle 
getretenen Erlös ſtreitig machen wollte. Mit Recht gelangt 
aber der Berufungsrichter zu einer Verneinung dieſer Frage. 
Der Beklagte verfolgt ein Recht, das er gutgläubig durch eine 
gültige Pfändung und Überweiſung erworben hat und das er 
deshalb zwar nur in dem Beſtande, aber doch auch in dem 
vollen Beſtande ausüben darf, den es zur Zeit ſeines Erwerbes 
hatte. Durch die bloße obligatoriſche, jedoch noch nicht 
erfüllte Verpflichtung des G., über dieſes Recht zugunſten eines 
anderen zu verfügen, hatte das Recht an ſich keinen Abbruch 
erlitten. P. B. c. P., U. v. 22. Nov. 06, 117/06 V. — 
Celle. | 

15. 8 549 Abi. 1 Satz 2 BGB. Auslegung dieſer 
Kündigungsvorſchrift.] 

Die Klägerin — Ortskrankenkaſſe zu L. — hat durch 
Vertrag vom 20. Februar 1904 von der Beklagten das dieſer 
gehörige, in Leipzig belegene Hausgrundſtück auf die Zeit vom 
1. April 1904 bis zum 31. März 1907 gemietet. Im 8 4 
des Vertrages verpflichtete ſie ſich, ohne Zuſtimmung der Ver⸗ 
mieterin die ermieteten Lokalitäten weder ganz noch teilweiſe 
unterzuvermieten, noch auch den Mietsvertrag an andere zu zedieren. 
Aber das bei Verweigerung der Zuſtimmung dem Mieter nach 
8 549 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zuſtehende Kündigungsrecht iſt im 
Vertrage nichts beſtimmt worden. Es entſteht daher die Frage, 
ob dieſes Kündigungsrecht durch den Vertrag ausgeſchloſſen iſt 
oder nicht. Die Klägerin iſt der letzteren Anſicht, hat den 
Mietvertrag, nachdem die Beklagte ihre Zuſtimmung zur Unter⸗ 
vermietung verweigert hatte, am 15. Juni 1905 für den 
30. September 1905 gekündigt und auf Feſtſtellung geklagt, 
daß der Vertrag mit dem 30. September 1905 erliſcht. Die 
Beklagte iſt dagegen der erſteren Anſicht und hat Abweiſung 
der Klage beantragt. Das LG. erkannte nach dem Klage⸗ 
antrag. Das Berufungsgericht hat das erſte Urteil ab⸗ 
geändert und die Klage abgewieſen. Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen. Das Berufungsurteil iſt zunächſt in folgender Weiſe 
begründet: Durch die Aufnahme beſonderer Beſtimmungen 
wegen des Untervermietens in den Mietvertrag ſei im Zweifel 
als Wille der Vertragsteile erklärt worden, daß dieſe Beſtim⸗ 
mungen für das Mietsverhältnis der Parteien ausſchließlich 
gelten und an Stelle der Vorſchriften treten ſollten, die ohne⸗ 
dem nach dem Geſetz Platz zu greiſen haben würden, daß alſo 
die Anwendung dieſer letzteren dispoſitiven Vorſchriften im 
vollen Umfange ausgeſchloſſen ſein ſolle. Die hier⸗ 
gegen gerichtete Reviſionsbeſchwerde iſt begründet. Der 8 549 
Abſ. 1 BGB. enthält eine dispofitive Vorſchrift, welche durch 
Vereinbarung der Parteien abgeändert werden kann. Ob und 
inwieweit die Parteien eine Abänderung gewollt haben, kann 
nur unter Berückſichtigung aller Umſtände des einzelnen Falles 
feſtgeſtellt werden. Eine Auslegungsregel, wie ſie in an⸗ 
deren Beſtimmungen des BGB. durch die Worte „im Zweifel“ 
aufgeſtellt wird (vgl. 88 125, 154, 262, 270, 271, 315 
bis 317 u. a.) iſt im 8 549 BGB. nicht vorgeſehen. Es iſt 
deshalb rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht im Zweifel 
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als Willen der Parteien annimmt, daß der § 549 Abſ. 1 
BOB. im vollen Umfange ausgeſchloſſen fein ſolle. Für 
dieſe Anſicht läßt ſich auch nicht geltend machen, daß fie dem 
nach allgemeiner Erfahrung zu vermutenden Willen der beim 
Vertrags ſchluß Beteiligten entſpreche; denn erfahrungsmäßig 
werden häufig in die Mietsverträge Beſtimmungen des Geſetzes 
aufgenommen, ohne daß die Parteien beabſichtigen, hierdurch 
eine vom Geſetz abweichende Vereinbarung zu treffen. Es läßt 
ſich daher in Fällen der vorliegenden Art mit dem gleichen 
Rechte ſagen, daß es bei den geſetzlichen Beſtimmungen ver⸗ 
bleibt, ſofern nicht aus dem Inhalt des Vertrages oder den 
ſonſtigen Umſtänden des Falles eine andere Abſicht der Kontra⸗ 
henten zu entnehmen iſt, wie umgekehrt das Berufungsgericht 
erwägt, daß der Ausſchluß der geſetzlichen Beſtimmung, auch 
wenn er im Vertrag nicht ausgeſprochen werde, als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zu betrachten ſei. — Der Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts ſteht auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 549 BGB. 
entgegen. Der erſte Entwurf ſtand auf dem Standpunkt des 
gemeinen Rechts, daß dem Mieter das Recht der Untervermie⸗ 
tung zuſtehe, ſofern nicht ein anderes vereinbart ſei (vgl. 8 516 
des I. Entw. und Mot. 2, 395 ff.). Später wurde dieſer 
Standpunkt verlaſſen und im Anſchluß an die Beſtimmungen 
des PrALR. (Tl. I Tit. 21 88 309 bis 312) die jetzige 
Faſſung — 8 549 — beſchloſſen (vgl. Prot. der II. Komm. 
Euttentagſche Ausg.) Bd II S. 178 bis 185). Das Ober⸗ 
tibunal hat in einem dem vorliegenden ganz gleichen Falle, 
in welchem der Vertrag beſtimmte, daß der Mieter ſeine Rechte 
aus dem Vertrag nur mit Einwilligung des Vermieters über⸗ 
tagen dürfe, ausgeſprochen: dieſe Abrede ſetze noch ausdrücklich 
dasjenige feft, was ſchon im Geſetz vorgeſchrieben ſei. Der 
Vertrag habe aber in der Beſtimmung des Geſetzes, welche dem 
Mieter bei einer unmotivierten Verſagung des Konſenſes die 
Befugnis zur Kündigung einräume, nicht geändert. Es könne 
nicht vermutet werden, daß der Verklagte ſich dieſes Rechtes 
habe begeben wollen (vgl. Entſch. des OTr. 34 S. 161 ff., 
165, 166; Striethorft A. 24, 18 ff.). Der von Koch (ALR. 
UI Tit. 21 8 312 Anm. 13) gegen dieſe Entſcheidung er⸗ 
hobene Widerſpruch war nicht begründet (vgl. Dernburg, Preuß. 
Prwatrecht 5. Aufl. Bd. II 8 171 Anm. 16; Rehbein, die 
Entſch. des OTr. 3, S. 838). Auch der 8 549 BGB. läßt 
eine andere Auffaſſung nicht zu. Eine Auslegungsregel 
und im Zuſammenhang hiermit eine für die Beweislaſt er 
hebliche Vermutung kann weder nach der einen noch nach 
der anderen Seite aufgeſtellt werden. Das Berufungsgericht 
hat aber für ſeine Entſcheidung noch eine weitere Begründung 
gegeben. Es führt aus, daß ein auf den Ausſchluß der Kün⸗ 
digungsbefugnis gerichteter Wille der Vertragsteile auch nach 
der beſonderen Lage des Falles anzunehmen ſei. Hierfür 
ſpreche die Beſtimmung des Mietsvertrages, daß das ganze 
Haus auf einen langjährigen Zeitraum an die Klägerin ver⸗ 
mietet werde und die Klägerin es zu einem ganz beſtimmten 
Zwecke — als ärztliche Beratungsanſtalt für die kranken An⸗ 
gehörigen der Ortskrankenkaſſe — benutzen wollte. Dieſe Aus⸗ 
führung enthält eine rechtlich nicht zu beanſtandende Auslegung 
des Vertrages. Die prozeſſualen Angriffe der Reviſion, daß 
es an einer konkreten Begründung fehle, und daß, ſoweit 
erſichtlich, über die Frage der Auslegung des Vertrages nicht 
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verhandelt ſei, ſind unbegründet. O. K. K. c. G., U. v. 
16. Nov. 06, 115/06 III. — Dresden. 

16. SS 564, 565, 622 BGB. Unterſchied zwiſchen 
monatlicher Mietzinszahlung und Bemeſſung des Mietzinſes 
nach Monaten in Anſehung der Kündigung.] 

Am 4. September 1901 wurde zwiſchen dem Kläger und 
dem ſpäter, am 2. Juli 1905, verſtorbenen Ehemann und Erb⸗ 
laſſer der Beklagten mündlich etn Mietvertrag dahin ab⸗ 
geſchloſſen, daß letzterer in ſeinem Hauſe dem erſteren eine 
Wohnung mit Geſchäftslokal vermietete, der Mietzins auf 
1300 Mark jährlich, in Vierteljahrsraten vorauszahlbar, feſt⸗ 
geſetzt wurde, die Mietzeit zunächſt vom 1. Januar 1902 bis 
zum 31. Dezember 1904 laufen, von da ab aber ſtillſchweigend 
bis zum 1. Januar 1907 ſich um je 1 Jahr weiter erſtrecken 
ſollte, wenn nicht ein halbes Jahr vorher von einem der 
beiden Kontrahenten die Kündigung für den Schluß des 
laufenden Jahres erfolgen würde und daß der dieſem Vertrag 
zuwiderhandelnde Kontrahent dem anderen eine Vertragsſtrafe 
von 3000 Mark zu bezahlen haben ſollte. Bald nach dieſem 
Vertragsabſchluß wurde von den Parteien anſtatt der viertel⸗ 
jährlichen eine monatliche Vorauszahlung des Mietzinſes ver⸗ 
einbart. Dieſes Vertragsverhältnis wurde von ſeiten des 
Ehemannes der Beklagten am 10. Mai 1903 für den 1. Juni 
1903 gekündigt und am 4. Juni 1903 die Räumung des Miet⸗ 
lokales gegenüber dem Kläger im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung erzwungen. Die wegen Verletzung des Vertrages 
vom 4. September 1901 erhobene Klage auf Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe von 3000 Mark wurde von beiden Vorinſtanzen 
abgewieſen und dabei insbeſondere vom Berufungsgericht die 
vom urſprünglichen Beklagten am 10. Mai für den 1. Juni 
1903 ausgeſprochene Kündigung für ordnungsmäßig erklärt. 
Die Reviſion hat geltend gemacht, daß durch die nachträgliche 
Veränderung des Mietzahlungstermins — monatliche, anſtatt 
vierteljährlicher Vorauszahlung — nicht ohne weiteres auch die 
Kündigungsfriſt habe verkürzt werden können. Dieſer An⸗ 
griff findet aber dadurch ſeine Erledigung, daß, wie die 
Reviſion zutreffend weiter geltend macht, die vom Berufungs⸗ 
gericht für maßgebend erachtete monatliche Zahlung des Miet⸗ 
zinſes im vorliegenden Falle die kurze Kündigungs friſt — 
am fünfzehnten für den Schluß des Kalendermonats — über⸗ 
haupt nicht begründen kann. Denn nach § 565 Abſ. 1 S. 2 
BGB. iſt dieſe Kündigung — entſprechend der Vorſchrift in 8 622 
Abſ. 3 BGB. — nur dann zuläſſig, wenn der Mietzins nach 
Monaten bemeſſen, alſo die Wohnung „monatweiſe“, wie die 
bekannte Preußiſche Verordnung vom 9. Januar 1812 betr. die 
Aufkündigungsfriſt bei monatweiſe gemieteten Wohnungen ſich 
ausdrückt (z. B. für 50 Mark monatlich) gemietet iſt. In 
ſolchen Fällen, wo es ſich regelmäßig um kleinere, für mäßigen 
Mietzins vermietete Räume handelt, ſoll auch die Aufhebung 
des Vertragsverhältniſſes binnen kürzerer Friſt erfolgen können. 
Dagegen iſt es nach dem angeführten $ 565 in dem Falle, 
wenn der Mietzins nach anderen Zeiträumen, namentlich 
Jahren, bemeſſen iſt, auf die Dauer der Kündigungsfriſt ohne 
Einfluß, daß dieſer Mietzins in monatlichen Raten zu entrichten 
iſt. Dieſe monatliche Zahlung ſteht der Bemeſſung des 
Mietzinſes nach Monaten nicht gleich; es ergibt ſich im Gegen⸗ 
teil aus 8 551 Abſ. 2 BGB., daß das Geſetz zwiſchen der 
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Bemeſſung und der Entrichtung nach Monaten wohl unter⸗ 
ſcheidet. Nach dieſer Auffaſſung, für welche ſich z. B. auch 
Neumann, Handausgabe des BGB. 4. Aufl. I 8 564 
Bem. 2, 8 565 Bem. 1 und Niendorff, Mietrecht 7. Aufl. 
842 S. 278 Z. 5 ausſprechen, kann im vorliegenden Falle von 
der in 8 565 Abſ. 1 S. 2 zugelaſſenen Kündigung — 
ſpäteſtens am fünfzehnten für den Schluß des Kalendermonats 
(Mai 1903) — keine Rede ſein. Denn nach der oben 
erwähnten Feſtſtellung des Berufungsgerichts war der Mietzins 
für die in Frage ſtehenden Räumlichkeiten nicht nach Monaten, 
ſondern auf 1300 Mark jährlich bemeſſen, ſomit aber 
gemäß 8 565 Abſ. 1 S. 1 BGB. die Kündigung nur für den 
Schluß eines Kalendervierteljahres zuläſſig. P. c. B., U. v. 
9. Nov. 06, 127/06 III. — München. 

17. 8 634 BGB. Friſtſetzung kann beim Beſtreiten der 
behaupteten Mängel unnötig fein.] 

Der Berufungsrichter verwirft die auf die Mängel des 
Werkes geſtützte Einrede der Preisminderung, weil der Beklagte 
dem Kläger keine Friſt gemäß 8 634 BGB. zur Beſeitigung 
der Mängel geſetzt habe. Es iſt richtig, daß in Abſ. 1 des 
8 634 BGB. der Preisminderungsanſpruch von dem frucht⸗ 
loſen Ablauf einer von dem Beſteller dem Unternehmer zur 
Beſeitigung des Mangels zu ſetzenden angemeſſenen Friſt ab⸗ 
hängig gemacht worden iſt. Allein der Abf. 2 läßt Ausnahmen 
zu; insbeſondere bedarf es der Beſtimmung einer Friſt nicht, 
wenn die Beſeitigung des Mangels von dem Unternehmer ver⸗ 
weigert wird. Läßt deſſen ablehnendes Verhalten gegenüber 
dem Begehren des Beſtellers, das fehlerhafte Werk auszubeſſern, 
zweifelsfrei erkennen, daß die Setzung einer Friſt doch erfolglos 
bleiben würde, ſo erſcheint dieſe als nutzloſe Formalität und 
erübrigt ſich deshalb. Nun weiſt die Reviſion mit Recht darauf 
hin, daß der Kläger, wie der Berufungsrichter ſelbſt anführt, 
das Vorhandenſein der Mängel beſtritten habe und daß hier⸗ 
nach zu prüfen geweſen ſei, ob nicht der §S 634 Abi. 2 BGB. 
zur Anwendung komme. Daß in dem Beſtreiten der die Nach⸗ 
beſſerungspflicht begründenden Tatſachen die Erklärung des 
Beſtellers gefunden werden kann, er lehne unter allen Um⸗ 
ſtänden eine nähere Prüfung der Sache und die weitere Ent⸗ 
wickelung einer das Werk betreffenden Tätigkeit ab, er laſſe ſich 
auf nichts ein, iſt unbedenklich. Ob die verneinende Einlaſſung 
des Klägers in dieſem Sinne ausgelegt werden darf, iſt jedoch 
Tatfrage und daher in dieſer Inſtanz nicht zu erörtern. Daß 
anſcheinend erſt im Laufe des Prozeſſes der Beklagte mit 
dem Verlangen der Preisminderung unter Berufung auf das 
Gutachten des Ingenieurs P. hervorgetreten iſt, hat auf die 
materielle Beurteilung der Sache keinen Einfluß. Es genügt, 
wenn der Kläger die Beſeitigung der Mängel auch erſt während 
des Rechtsſtreits verweigert hat. v. B. c. G., U. v. 
16. Nov. 06, 49/06 VII. — Poſen. 

18. S 831 BGB. Haftung des Eigentümers eines 
Motorrades für den durch einen Lehrling bei der Benutzung 
verurſachten Schaden. Nachweis für die Entſchuldigung des 
Geſchäftsherrn.] 

Der Beklagte hat ſeinem Lehrling T. den Auftrag erteilt, 
für ihn eine Geſchäftsreiſe auszuführen, und ihn ermächtigt, 
ſich dabei eines der Motorfahrräder des Geſchäfts zu bedienen. 
Auf dieſer Reiſe hat T. fahrläſſig den Kläger überfahren und 
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verletzt. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Beklagte 
für den dadurch verurſachten Schaden dem Kläger nach 8 831 
BOB. erſatzpflichtig ſei, ſofern er ſich nicht entlaſte, iſt zus 
treffend. Die Reviſion erhebt nur darüber Beſchwerde, daß 
der vom Beklagten verſuchte Beweis, daß er T. für die er⸗ 
wähnte Verrichtung mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
ausgewählt habe, als mißlungen angeſehen iſt. Die Beſchwerde 
konnte Erfolg nicht haben. Das Berufungsgericht gibt für 
ſeine Entſcheidung zwei ſelbſtändige Gründe, die beide zutreffend 
ſind. Einmal wird dargelegt, daß der Beklagte nach den be⸗ 
ſtehenden örtlichen Polizeivorſchriften dem noch nicht achtzehn 
Jahre alten T. gar nicht den Auftrag habe geben dürfen, auf 
der Landſtraße mit einem Motorfahrrad zu fahren, und es 
wird feſtgeſtellt, daß dem Beklagten dieſes Verbot bekannt 
geweſen ſei. Die Reviſion wendet hiergegen ein, daß der Bes 
klagte dem ungeachtet wegen des von D. ausgeſtellten Zeugniſſes 
den T. für befähigt zur Führung eines Motorfahrrades habe 
halten dürfen. Allein abgeſehen davon, ob letzteres nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts tatſächlich zutrifft, ſo kann 
doch die Vermutung des 8 831 vom Beklagten nicht durch 
den Beweis widerlegt werden, daß er ſich für berechtigt hielt, 
das Verbot der Verwendung jugendlicher Perſonen für die 
Führung von Motorrädern nicht zu beachten. Es kommt hinzu, 
was das Berufungsgericht als zweiten Grund hinſtellt, daß 
nämlich die techniſche Ausbildung T.s noch nicht beweiſt, daß 
er eine für die Führung eines Motorrades geeignete Perſon 
war, ſobald es ſich um die Fahrt auf einer belebten Landſtraße 
handelte. Dazu bedarf es der Umſicht und Vorſicht, die zumal 
bei jugendlichen Perſonen nicht ohne weiteres vorauszuſetzen 
iſt. Nach dieſer Richtung hat der Beklagte einen Beweis über⸗ 
haupt nicht angetreten, es iſt alſo mit Recht angenommen, daß 
es ihm nicht gelungen iſt, ſich nach Maßgabe des 8 831 zu 
entlaſten. L. c. T., U. v. 12. Nov. 06, 68/06 VI. — Hamm. 

19. 8 836 Abſ. 1 Satz 1 BGB. Der Beſtimmung liegt 
das Prinzip der Verſchuldung zugrunde, aber Beweislaſt abs 
weichend von den allgemeinen Grundſätzen geregelt.] 

Die Beklagten ſind Eigentümer und Beſitzer eines zu Ch. 
gelegenen Hausgrundſtücks. Wie die Kläger behaupten, hat 
ſich am 2. September 1902 von dem Gebäude ein Stück Putz 
losgelöſt und iſt der Klägerin, Ehefrau U., auf den Kopf ge⸗ 
fallen. Die Kläger verlangen Erſatz des der Verletzten ent⸗ 
ſtandenen Schadens. Das LG. erklärte den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt. Das KG. wies auf Berufung 
der Beklagten die Klage ab. RG. hob auf. — Mit Recht 
rügt die Reviſion Verletzung der Beſtimmung des 8836 BGB. 
Das Berufungsgericht hat im Eingang ſeiner Begründung an⸗ 
geführt, eine Mangelhaftigkeit der Unterhaltung des Gebäudes 
könne darin gefunden werden, daß das Stück Putz offenbar 
ſchon lange vor dem Unfall loſe geweſen und der Fehler nicht 
rechtzeitig beſeitigt worden ſei, es treffe aber die Beklagten 
kein Verſchulden. Am Schluſſe der Begründung iſt geſagt, 
die Kläger hätten den Beweis, daß die Ablöfung des Stückes 
Putz die Folge mangelhafter Unterhaltung des Gebäudes 
geweſen fei, nicht geführt. Der Berufungsrichter ſcheint dem⸗ 
nach angenommen zu haben, der Beſchädigte habe nicht allein 
nachzuweiſen, daß die Ablöſung die Folge objektiv mangelhafter 
Unterhaltung ſei, ſondern auch, daß den Grundſtücks beſitzer 
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binfichtlich der mangelhaften Unterhaltung ein Verſchulden treffe. 
8 836 regelt aber die Beweislaſt anders. Wohl liegt der 
Befimmung des 8 836 das Prinzip der Verſchuldung zugrunde; 
die bloße Tatſache, daß jemand ein Bauwerk hält, genügt nicht, 
ihn für entſtehenden Schaden haftbar zu machen, auch iſt ein 
objektiver Mangel des Werks dem Beſitzer, der den Mangel 
nicht gekannt hat und bei Anwendung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt nicht hat erkennen können, nicht zuzurechnen. 
Aber in Anſehung des Verſchuldens iſt die Beweislaſt ab⸗ 
weichend von den allgemeinen Grundſätzen geſtaltet, und zwar 
fo, daß der Beſitzer des Grundſtücks haften muß, wene er nicht 
die Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nach⸗ 
weiſt (vgl. Kom.⸗Prot. 2 S. 655). Nach 8 886 Abſ. 1 Satz 1 
iſt Vorausſetzung der Erſatzpflicht, daß der Einſturz oder die Abs 
löͤſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter 
Unterhaltung iſt. Darauf, ob die fehlerhafte Errichtung oder 
die mangelhafte Unterhaltung von jemand verſchuldet iſt, kommt 
es dabei nicht an; der Beſchädigte hat nur nachzuweiſen, daß 
Emfur oder Ablöſung die Folge einer objektiv fehlerhaften 
Errichtung oder einer objektiv mangelhaften Unterhaltung des 
Gebäudes iſt. Iſt dieſer Beweis erbracht, ſo iſt es Sache des 
Beſitzers, darzutun, daß er zum Zwecke der Abwendung der 
Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe 
S 836 Abf. 1 Satz Y). War, wie das Berufungsgericht ans 
genommen hat, an dem Gebäude in der Zinkabdeckung ein Riß, 
duch den das Waſſer eindringen konnte, fo erforderte die 
oronungsmäßige Unterhaltung des Gebäudes die Beſeitigung 
des Niſſes. Wurde durch das eindringende Waſſer das Mauer: 
werk feucht und löſte ſich der Putz ab, ſo war die Ablöſung 
die Folge mangelhafter Unterhaltung des Gebäudes. Die 
age durfte danach nicht aus dem Grunde abgewieſen werden, 
weil die Kläger einen ihnen obliegenden Beweis nicht geführt 
haͤtten, vielmehr wäre zu prüfen geweſen, ob die Beklagten 
den von ihnen zu führenden Beweis, daß ſie zum Zwecke der 
Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachteten, zu erbringen vermöchten. Dieſe Frage kann ver⸗ 
neint werden, ſollte auch eine allgemeine Reviſion und Erneue⸗ 
mung des Putzes vor dem 2. September 1902 nicht veranlaßt 
geweſen fein. Wenn der Putz auch nur an einzelnen Stellen 
ſchadhaft war, die Stücke aber, die herabzufallen drohten, Bes 
ſchädigungen verurſachen konnten, die Grundſtücks beſitzer auch 
bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt dies 
erkennen konnten, ſo wird der den Beklagten obliegende Be⸗ 
weis wohl nicht erbringbar ſein. U. c. B. und Gen., U. v. 
22. Nov. 06, 191/06 IV. — Berlin. 

20. 88 906, 1084 BEB. in Verbindung mit 8 304 IPOD. 
Ortsüblichleit läſtiger Zuführungen muß zur Zeit der Klage: 
erhebung und Prozeßführung vorhanden fein, Unanwendbarkeit 
des 8 304 ZPO. bei Anſpruch eines durch Sachverſtändige zu 
ermittelnden Schadens betrages.] 

Auf die Klage hin hat der erſte Richter die Beklagte trotz 
ihres Widerſpruches verurteilt, die Zuführung von Rauch und 
Ruß auf das in C. gelegene klägeriſche Grundſtück inſoweit, 
als die Einwirkung die Benutzung des klägeriſchen Grundſtücks 
nicht unweſentlich beeinträchtigt, zu unterlaſſen und inſoweit die 
ur Vermeidung der Zuführung erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. Der Beklagten wurde eine Strafe von 300 Mark für 
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den Zuwiderhandlungsfall auferlegt. Im übrigen (ſoweit auf 
Schadenserſatz gerichtet) wurde die Klage abgewieſen, die Be⸗ 
klagte aber in alle Streitskoſten verurteilt. Sie legte Berufung 
ein, der ſich der Kläger wegen Abweiſung ſeines Schadenserſatz⸗ 
anſpruches anſchloß. Durch Urteil des I. ZS. des Kgl. OLG. zu 
Cöln vom 10. Januar 1906 wurde einerſeits aus dem land⸗ 
gerichtlichen Urteil die Verurteilung zum Treffen von Maß⸗ 
nahmen geſtrichen, andererſeits der Schadenserſatzanſpruch des 
Klägers als dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die 
Sache wegen des bis dahin aber ziffermäßig nie geltend ge⸗ 
machten Schadensbetrages und wegen der Koſten der Berufungs⸗ 
inſtanz an das LG. zurückverwieſen. Gegen dieſes Urteil iſt 
von der Beklagten Reviſion eingelegt. Das RG. erkannte 
dahin: Das Urteil des I. ZS. des Königl. Preuß. OLG. zu 
Cöln vom 10. Januar 1906 wird, inſoweit es den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers dem Grunde nach feſtſtellt und die 
Verhandlung über den Betrag des Schadens und die Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten an das Königl. LG. zu Cöln zurück⸗ 
verweiſt, aufgehoben und die Sache in dieſem Umfange an das 
Berufungsgericht zurückverwieſen. Im übrigen wird die Reviſion 
zurückgewieſen. Von den Koſten der Reviſionsinſtanz hat die 
Reviſionsklägerin / zu tragen; die Entſcheidung über das 
weitere Drittel bleibt dem künftigen Endurteil vorbehalten: Die 
Reviſion bekämpft an ſich nicht die Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
richters, daß der fragliche Stadtteil von C. reines Villenviertel 
ſei und daß dort eine Benutzungsart und Zuführungen, wie ſie 
Beklagte betätige, nicht ortsüblich ſeien. Iſt aber jene Feſt⸗ 
ſtellung unangefochten und daher nach 8 561 8PO. maß⸗ 
gebend, ſo ergibt ſich daraus, daß dadurch die Einrede der Orts⸗ 
üblichkeit aus 8 906 BGB. widerlegt wird. Zugleich wird 
aber damit auch der Reviſionsangriff befeitigt, der dahin geht, 
daß, weil die Gegend erſt ſeit 3 Jahren Villenviertel, früher 
aber Fabrikgegend nach der Beklagten Behauſung geweſen ſei, 
aus Billigkeitsgründen und nach richtiger Auslegung des § 906 
die Beklagte das Recht auf ungeſtörten Fortbetrieb ihrer 
Brauerei, der Kläger kein Recht zur Klage nach 88 1004, 906 
habe. Dem kann, wenn man auch die erwähnten Tatſachen 
der Veränderung der Gegend aus einem Fabrik⸗ in ein Villen: 
viertel unterſtellt, nicht beigepflichtet werden. Allerdings iſt der 
Reviſion ſoviel zuzugeben, daß die bisher von der Rechtſprechung 
behandelten Fälle, in denen ein älteres Recht auf übermäßige 
Zuführungen (nach der ſogenannten Präventionstheorie) be⸗ 
hauptet wurde, ſich mit der gegenwärtigen Sachlage nicht 
decken. In jenen Fällen beſtand der die Zuführungen aus⸗ 
ſendende Betrieb, ohne ſich auf Ortsüblichkeit ſtützen zu können, 
früher, als das Gebäude oder die Anlage, deren Eigentümer 
ſpäter aus 88 1004 und 906 BGB. klagte. Im vor⸗ 
liegenden Falle dagegen ſoll die Brauerei zu einer Zeit angelegt 
worden ſein, da wegen Ortsüblichkeit ſolcher Betriebe ihre Er⸗ 
richtung und Benützung durchaus berechtigt und unanfechtbar 
war. Erſt fpäter — angeblich erſt ſeit 3 Jahren — ſoll ſich 
die Gegend allmählich in ein Villenviertel umgewandelt haben 
und es wird nun von dem Neuerwerber oder Errichter einer 
dortigen Villa wegen übermäßiger und nicht ortsüblicher Zu⸗ 
führungen geklagt. Es kann der Reviſionsklägerin auch das 
zugeſtanden werden, daß in Fällen der letzteren Art Billigkeits⸗ 
rückſichten auf ein wohlerworbenes Recht des alten Betriebes 
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auf läſtige Zuführungen hinweiſen könnten, allein gleichwohl 
muß nach Wortlaut und Sinn des Geſetzes auch bei ſolcher 
Sachlage ganz das Gleiche gelten, wie für Fälle des Zuvor⸗ 
kommens mit einer Anlage (der Prävention) überhaupt. Wenn 
der 8 906 BGB. von Zuläſſigkeit jener Zuführungen ſpricht, 
die durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt 
werden, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken 
dieſer Lage gewöhnlich iſt, ſo kann er keine andere Zeit im 
Auge haben, als die der Klageerhebung, nicht etwa eine frühere 
Zeit, z. B. die der Errichtung des die Zuführungen ausſendenden 
Betriebs. Es hätte dies letzte beſonders ausgedrückt werden 
müſſen und unſchwer ausgedrückt werden können. Indem aber 
der Geſetzgeber — wie ſich auch aus Mot. III S. 267 
Prot. 3530 ff. ergibt — abſichtlich das Zeitwort der Gegenwart 
ſtatt der Vergangenheitsform gewählt hat, zog er zugleich nur 
eine richtige Folgerung aus ſeinen Grundſätzen über den Inhalt 
des Eigentumsrechtes überhaupt. Leitſatz ift der des 8903 BGB., 
wonach der Eigentümer einen anderen von jeder Einwirkung 
auf die Sache ausſchließen kann. Nur aus Rückſichten auf das 
wirtſchaftliche Zuſammenleben der Menſchen und zum Aus⸗ 
gleiche der ſich dabei widerſtreitenden Intereſſen ſind die Aus⸗ 
nahmen des § 906 zu erwähntem Grundſatze gemacht. Sie 
beruhen, was die Gemeinüblichkeit der Zuführungen und deren 
Zulaſſung betrifft, auf der Billigkeitserwägung, daß die An⸗ 
ſchauung und der zu vermutende Wille der Mehrheit der Be⸗ 
wohner und Grundeigentümer einer beſtimmten Gegend dafür 
entſcheidend ſein ſoll, ob und inwieweit auch läſtigere Zu⸗ 
führungen zu ertragen ſind. Auf dieſen zu vermutenden 
Mehrheitswillen kommt alles an, er kann ſich, wie das Reichs⸗ 
gericht ebenfalls ſchon ausgeſprochen hat, im Laufe der Zeit, 
ſei es im milderen, ſei es im ſtrengeren Sinne, ändern und er 
bleibt nicht für eine beſtimmte Normalzeit feſtgelegt. Jeder 
wegen läſtiger Zuführungen Verklagte muß daher beweiſen, daß 
gerade zur Zeit der Klageerhebung und Prozeßführung ſolche 
Zuführungen ortsüblich ſeien, dieſen Einredebeweis hat die Be⸗ 
klagte aber nicht nur nicht erbracht, ſondern, wie angegeben, 
hat der Vorderrichter die Einrede ſogar für widerlegt erklärt. 
Allerdings konnten nach altem Rechte und können nach neuem 
Rechte durch Verträge Dienſtbarkeiten auf Ertragung läſtigerer 
Zuführungen begründet werden, nach altem Rechte war unter 
Umſtänden auch die Erſitzung einer ſolchen Dienſtbarkeit möglich. 
Daß aber eine ſolche Dienſtbarkeit ihr dem Kläger gegenüber 
zuſtehe, behauptete die Reviſionsklägerin ſelbſt niemals. Wenn 
ſie ſich aber auf ein „ſervitutähnliches“ wohlerworbenes Recht, 
etwa ähnlich dem der preußiſchen Straßenanlieger gegen die 
Stadtgemeinde ſtützt, fo fehlt es hierfür an jedem geſetzlichen 
Anhalt. Es könnte hierbei nur entweder eine nachbarrechtliche 
Beſtimmung des BGB. oder eine ſolche des früheren franzöſiſchen 
Rechtes in Frage kommen. Aber in erſter Richtung iſt eben 
nur der 8 906 BGB. der Sitz dieſes nachbarrechtlichen Stoffes 
und können andere Beſtimmungen zugunſten der Beklagten nicht 
angeführt werden, und dies iſt ebenſo wenig nach franzöſiſchem 
Rechte möglich, von der Reviſion übrigens auch gar nicht ver⸗ 
ſucht. Vgl. RG. 11, 342. Muß nach alledem der erſte 
Reviſionsangriff verſagen, fo iſt doch der zweite auf 8 304 3 PO. 
geſtützte wohl berechtigt. Im erſten und zweiten Rechtszug hat 
der Kläger auch auf Erſatz des aus den Zuführungen ent⸗ 
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ſtandenen und noch entſtehenden Schadens ohne Angabe eines 
Betrages geklagt, und vor dem OLG. hat er ſogar ausdrücklich 
beigefügt, daß dieſer Schadensbetrag nach Sachverſtändigen⸗ 
gutachten feſtzuſetzen ſei. Daß unter dieſen Umſtänden, da eben 
über den nicht angegebenen Betrag kein Streit beſtehen konnte, 
der 8 304 nicht anwenbar war, verſteht ſich von ſelbſt und iſt 
vom RG. wiederholt ausgeſprochen worden. Vgl. JW. 06, 
S. 813/21, 204/26 ff. Da ſchon hiernach die im Berufungs⸗ 
urteil enthaltene Feſtſtellung des Schadenserſatzanſpruches dem 
Grunde nach, als gegen $ 304 ZPO. verſtoßend, zur Auf⸗ 
hebung des Berufungsurteils und zur Zurückverweiſung der - 
Sache in dieſem beſchränkten Umfange führen muß, ſo kommt 
es auf die weiteren ſachlichen Reviſionsangriffe gegen den 
Schadenserſatzanſpruch des Klägers nicht mehr an. Rh. B. G. 
c. O., U. v. 24. Nov. 06, 120/06 V. — Cöln. 

Zivilprozeßord nung. 

21. SS 62, 63 ZPO. Annahme einer notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft bei ſonſt widerſprechenden Urteilen.] 

Aus dem Grundſtücksverkaufe vom 8. Mai 1901 hatte der 
Beklagte zu 1. von dem Mitverklagten zu 3., Bäckermeiſter W., 
Kaufgelder zu fordern. Nach Vereinbarung der Gütertrennung 
mit ſeiner Frau, der Beklagten zu 2, übertrug er an dieſe 
mittels notariell beglaubigter Urkunde vom 7. Juni 1901 jene 
Kaufgelder im Betrag von 17 600 Mark unter Hinweis auf 
künftigen hypothekariſchen Eintrag eines Teilbetrags davon, 
deſſen Einſchreibung für feine Ehefrau im Grundbuch er im 
voraus bewilligte und beantragte. Erſt am 22. Juli 1901 
erfolgte die Auflaſſung an W. und wurden dabei 2 Kaufpreis⸗ 
teilbeträge zu 6 000 Mark und 7 100 Mark auf den Grundbuch⸗ 
blättern Granſee III 156 und XXI 907 eingetragen. Die 
Hypothekenbriefe darüber erhielt der Beklagte zu 1., für den 
auch die Hypothekeinträge erſolgt waren, ausgehändigt. Durch 
notariell beglaubigte Urkunde vom 11. September 1901 be⸗ 
kannte ſodann der Beklagte zu 1., dem Vorſchußverein zu 8. 
ein Darlehn zu 4 500 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen von dieſem 
Tage an zu ſchulden, und verpfändete ihm dafür die beiden 
vorbezeichneten Hypotheken unter Übergabe der beiden 
Hypothekenbriefe. Die Beklagten zu 1. und 2. haben dann 
unter andern die 6 000 Mark nebſt 3 000 Mark von den 
7 100 M. gegen W. eingeklagt. Während des Laufes dieſes 
Prozeſſes, im Juni 1904, erhob der Vorſchußverein zu 3. 
die jetzige, als „Hauptintervention“ bezeichnete Klage gegen die 
Beklagten zu 1. und 2. und W. mit dem Antrag, die drei Be: 
klagten zur Anerkennung ſeiner Pfandrechte an fraglichen Kauf⸗ 
geldforderungen, und den Beklagten zu 3. zu verurteilen, die in 
dem einen Prozeſſe 3090/02 des LG. Neu⸗Ruppin eingeklagten 
9 000 Mark nebſt Zinſen an den Kläger und die Beklagten zu 
1. und 2. gemeinſam zu zahlen oder doch in zweiter Reihe 
6 000 Mark zur Deckung zu hinterlegen. Dieſe Klage war auf 
8 1281 BGB. und darauf geſtützt, daß die Zeſſion an die 
Beklagte zu 2. ungültig ſei. Auch wurden Argliſt der Be⸗ 
klagten Frau K. und Anfechtung der Übertragung an ſie geltend 
gemacht und behauptet, daß die Verpfändung an die Klägerin 
mit Wiſſen und Willen der Beklagten zu 2. erfolgt ſei. Obſchon 
die Beklagten zu 1. und 2. — der Beklagte W. wurde nicht 
vertreten — der Klage widerſprachen, ſind ſie vom erſten 
Richter nebſt W. zur Anerkennung des Pfandrechtes des 
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klagenden Vereins und iſt W. zur Zahlung der 9 000 Mark 
nebſt Zinſen gemeinſam an Beklagten zu 1. und Kläger (nicht 
auch an die Beklagte zu 2) verurteilt worden. Die Beklagten 
zu 1. und 2. legten Berufung ein mit dem Erfolge, daß durch 
Urteil des II. ZS. des KG. vom 28. November 1905 die 
Klage gegen fie abgewieſen und der Kläger in ¼ der gericht⸗ 
lichen Koſten und in ſämtliche außergerichtliche Koſten der Be⸗ 
klagten zu 1. und 2. veurteilt wurde. RG. hob auf: Das 
Berufungsgericht irrt darin, daß es die notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft zwiſchen den Beklagten zu 1. und 2. einerſeits 
und dem Beklagten zu 3. andererſeits verneint. Der erſte 
Richter hat ſie ohne weiteres angenommen, wie daraus hervor⸗ 
geht, daß er gegen den vor ihm nicht vertreten geweſenen Be⸗ 
klagten zu 3. kein Verſäumnisurteil erlaſſen hat. Es liegt 
Hauptintervention vor und es mag ja zugegeben werden, daß 
nicht in jedem Falle einer ſolchen notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft zwiſchen den betreffenden Parteien gegeben fein muß. 
Vgl. RG. 17, 339. Aber in einer Sache, wie fie nunmehr 
vorliegt, läßt ſich nicht denken, daß die Frage, ob die 9 000 Mark 
dem Kläger gültig verpfändet ſind, dem Schuldner K. und 
keiner Ehe frau gegenüber anders entſchieden werden kann als 
gegenüber dem Drittſchuldner W., und daß dieſer durch das 
eine Urteil verurteilt wird, die 9 000 Mark an die Eheleute K. 
zu zahlen, durch das andere ebenſo gültige Urteil dagegen, die 
9000 Mark nur an Ehemann K. und den Vorſchußverein 
gemeinſchaftlich zu zahlen. So läge aber die Sache, wenn das 
jezt angegriffene Berufungsurteil aufrecht erhalten bliebe. Das 
erſtinſtanzliche Urteil in gegenwärtiger Sache verurteilt den 
Beklagten zu 3. zur Anerkennung der Gültigkeit der fraglichen 
Verpfändung, das Berufungsurteil ſpricht die Beklagten zu 1. 
und 2. von dieſer Anerkennungspflicht frei. In dem Vor⸗ 
prozeſſe iſt W. von den K.ſchen Eheleuten auf Zahlung von 
9000 Mark an fie ohne Einſchränkung verklagt und ſoll er 
fo auch ſchon rechtskräftig verurteilt fein. Hierzu würde zwar 
das jetzt angefochtene Berufungsurteil ſtimmen, nicht aber das 
landgerichtliche Urteil vom 10. Februar 1905, das den W. 
verurteilt, nur an Ehemann K. und den jetzigen Klägern 
gemtinſchaftlich zu zahlen. Derartige kaum lösbare Wider⸗ 
ſprüche kann das Geſetz unmöglich gewollt haben, vielmehr 
liegt hier unzweifelhaft der Fall des 8 62 ZPO. vor, wonach 
das Rechtsverhältnis allen Streitgenoſſen — hier den drei Be- 
klagten — gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann. 
Dadurch, daß das Berufungsgericht dies nicht berückſichtigt, den 
Beklagten zu 3., ſoviel erſichtlich, zum Verfahren des zweiten 
Kechtszuges nicht beigezogen und nicht als vertreten angeſehen 
und daß es nicht, einheitlich entſcheidend, entweder die ganze 
Berufung zurückgewieſen oder die Klage gegen alle drei Streit⸗ 
zenoſſen abgewieſen hat, find von ihm die SS 62, 63 ZPO. verletzt 
worden, was beiden jetzigen Parteien zur Beſchwerde gereicht. 
V. Z. c. K. und Gen., U. v. 24. Nov. 06, 91/06 V. — Berlin. 

22. 88 308, 462 Abſ. 1, 537, 717 ZPO. in Verb. mit 
5249 BEB. Form der Trennung eines Berufungsurteils 
bei Erſatz des bedingungsloſen Urteils I. Inſtanz durch bedingtes 
Endurteil; eine blos formelle Aufhebung des vollſtreckbaren 
I. Urteils bedingt die Anwendung des 8 717 Abſ. 2.] 

Wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat (RG. 
4, 421; 12, 358), folgt aus 8 537 (früher 8 499) 30. 
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daß das Berufungsgericht, wenn es die bedingungslos auf 
Zuſprechung oder Abweiſung der Klage gerichtete Entſcheidung 
der I. Inſtanz durch ein von einem Eide bedingtes Endurteil 
erſetzen will, das Urteil der I. Inſtanz bedingungslos aufheben 
und die Eidesfolgen (8 462 Abſ. 1 ZPO.) auf die Zuſprechung 
oder Abweiſung der Klage ſtellen muß, nicht aber auf den 
Erfolg oder Nichterfolg der Berufung. Gegen dieſen Rechtsſatz 
verſtößt die Formel des hier angefochtenen Berufungsurteils. 
Zwar wird unter 1 dieſes Urteils ſchlechthin die Aufhebung 
des landgerichtlichen Urteils ausgeſprochen, für den Schwörungs⸗ 
fall aber wird unter III nicht etwa die Verurteilung des Be⸗ 
klagten nach dem Klagantrag — oder, was wegen der bereits 
erfolgten Zahlung der Urteilsſumme vielleicht im Sinne des 
Berufungsgerichts gelegen haben könnte, der Ausſpruch, daß 
der Klaganſpruch erledigt ſei — angekündigt, ſondern es wird 
nur geſagt, daß der Beklagte mit ſeinem Berufungsantrage 
zurückgewieſen werden ſolle. Dies iſt an ſich ſchon eine 
unrichtige Formulierung. Sie wird aber doppelt fehlerhaft 
durch den weiteren Zuſatz: „ſoweit ihm (nämlich dem Be⸗ 
rufungsantrage) nicht zu 1 ſtattgegeben iſt.“ Der Berufungs⸗ 
antrag des Beklagten enthielt dreierlei: Aufhebung des Urteils 
der I. Inſtanz, Abweiſung der Klage und Verurteilung des 
Klägers zur Rückzahlung der Urteilsſumme. Demnach ergibt 
ſich, daß das Berufungsgericht im Schwörungsfalle zwar den 
Antrag des Beklagten auf Abweiſung der Klage und den auf 
Rückzahlung abweiſen will; wie es aber über die Klage ſelbſt 
erkennen will, ergibt ſich aus der Formel überhaupt nicht. 
Das Urteil der I. Inſtanz bleibt aufgehoben, und die Ent⸗ 
ſcheidung über die Klage ſchwebt im Schwörungsfalle in der 
Luft. Dieſer Fehler würde jedoch noch nicht zur Aufhebung 
des Urteils führen können, weil es in der ſchriftlichen Reviſions⸗ 
begründung nicht gerügt iſt (8 559 ZPO.) Trotzdem war 
darauf einzugehen, weil der Fehler die weiteren von der 
Reviſion gerügten Verſtöße veranlaßt hat und mit ihnen in 
Zuſammenhang ſteht. Aus dem Geſagten folgt, daß, wenn 
das bedingungsloſe Urteil der I. Inſtanz, daß der Berufungs⸗ 
richter durch ein eidbedingtes Endurteil erſetzen will, für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt, ſchon mit der Verkündung 
dieſes bedingten Endurteils der Fall des § 717 (früher § 655) 
gegeben iſt: Das für vorläufig vollſtreckbar erklärte Urteil iſt 
aufgehoben oder abgeändert. Wenn auch noch nicht entgültig 
über den Klagantrag erkannt wird und es möglich bleibt, daß 
er ſchließlich wieder zuerkannt wird, ſo genügt doch die formale 
Aufhebung oder Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils, um 
die Zwangsvollſtreckung mindeſtens als verfrüht erſcheinen zu 
laſſen. Es iſt daher, wenn ein entſprechender Antrag geftellt 
war, bereits mit dem Erlaß des bedingten Endurteils auf 
Erſtattung des auf Grund des aufgehobenen Urteils Beigetriebenen 
oder Gezahlten zu erkennen, und es darf dies nicht auf das 
Läuterungsurteil ($ 462 Abſ. 2 380.) verſchoben werden. 
Dies iſt für den früheren § 655 Abſ. 2 vom RG. in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen worden (RG. 12, 359; 25, 426; 
Bolze, Bd. 12 Nr. 761 b, Bd. 22 Nr. 817; JW. 96 S. 249 
Nr. 15; 98 S. 48 Nr. 15, S. 603 Nr. 24). Der jetzt 
geltende durch die Novelle von 1898 eingeführte 5 717 hat 
den bloßen Erſtattungsanſpruch des 5 655 erſetzt durch einen 
Schadenserſatzanſpruch, der nicht nur das beigetriebene Judikat 
3 * 


— 


„„ —xöͤö—ẽ —— . —— M —˙•—ʃ——r“ m „ „ 


20 Eu Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſelbſt, ſondern auch Zinſen davon und etwaige ſonſtige Schäden, 
die durch die Zwangsvollſtreckung herbeigeführt ſind, umfaßt. 
Damit iſt aber in dem ſoeben erörterten Punkte nichts geändert, 
und es iſt daher auch ſür das Recht der Novelle daran feſt⸗ 
zuhalten, daß ſchon eine bloß formale Aufhebung des vorläufig 
vollſtreckbaren Urteils genügt, um den in $ 717 Abſ. 2 bes 
zeichneten Anſpruch des Vollſtreckungsſchuldners auszulöſen. 
Augenſcheinlich ift dies auch die Meinung des V. ZS. des RG., 
wie aus deſſen Urteile JW. 05 S. 295 Nr. 26 — wo die 
Frage freilich nicht näher unterſucht iſt — hervorgeht. Un⸗ 
beſtritten iſt es nicht. Einige Schrifiſteller (Seuffert, Struckmann⸗ 
Koch, Peterſon⸗Anger) wollen jetzt zwiſchen dem Abſ. 1 und 
dem Abſ. 2 des 8 717 einen Unterſchied aufſtellen. Die 
Regel des Abſ. 1 vom Außerkrafttreten der vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckbarkeit wollen ſie zwar nach wie vor anwenden, wenn 
auch nur eine formelle Aufhebung des erſten Urteils vorliegt: 
alſo in dem hier vorliegenden Falle oder wenn etwa aufgehoben 
und in die Vorinſtanz zurückverwieſen iſt. Anders aber wollen 
ſie die Regel des Abſ. 2 beurteilt wiſſen: der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſoll erſt bei einem materiell den Klaganſpruch ab⸗ 
erkennenden Urteile eintreten. Geſtützt wird dieſe Anſicht 
darauf, daß in den Materialien zur Novelle von 1898, ins⸗ 
beſondere im Berichte der Reichstagskommiſſion, bei den 
Erörterungen über den Erſatz des Erſtattungsanſpruchs durch 
den Schadenserſatzanſpruch einige Male Redewendungen gebraucht 
werden, die die Vermutung nahe legen, der Verfaſſer habe 
nur Entſcheidungen im Auge gehabt, die eine materielle und 
wenigſtens für die Inſtanz endgültige Abänderung enthielten. 
Vgl. Hahn⸗Mugdan, Materialien 8, 393. Gegenüber dem 
einfachen und klaren Texte des Geſetzes im Beihalte mit der 
konſtanten älteren Rechtſprechung kann hierauf indes kein Ge⸗ 
wicht gelegt werden. Die aufgeſtellte Unterſcheidung iſt daher 
— im Einklange mit Gaupp⸗Stein, Falkmann und dem OLG. 
zu Marienwerder (OL GRſpr. 6, 411) — zurückzuweiſen. Da 
die Tatſache nicht ſtreitig iſt, daß der Beklagte die Urteilsſumme 
am 5. Januar 1906 zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung 
bezahlt hat, iſt demnach nunmehr auszuſprechen, was das OLG. 
bei richtiger prozeſſualer Behandlung der Sache ſchon im 
angefochtenen Urteile hätte ausſprechen ſollen: Der Kläger iſt 
unbedingt zur Rückzahlung des beigetriebenen Geldbetrages 
nebſt Zinſen zu verurteilen. N. e. K., U. v. 14. Nov. 06, 
167/06 I. — Braunſchweig. 

Handelsrecht. 

23. Sinn des Begriffes „Beteiligung an dem Geſchäfte 
eines andern“ in Konkurrenzklauſeln.] 

Das RG. hat wiederholt Gelegenheit gehabt, ſich über 
den in Konkurrenzklauſeln häufig verwerteten Begriff der Be⸗ 
teiligung an dem Geſchäfte eines andern auszu prechen: ſo in 
der Sache I 241/97 (SächſA. 1898 S. 117) und in der 
Sache I 392/97 (RG. 40, 97). Gegenüber den Grundſätzen, 
die in dieſen Entſcheidungen aufgeſtellt ſind, hätte es im vor⸗ 
liegenden Falle einer näheren, aus der konkreten Sachlage ge⸗ 
ſchöpften Begründung ſeitens des Berufungsrichters bedurft, 
wenn die Forderung auf die Vertragsſtrafe lediglich deshalb 
abgelehnt werden ſollte, weil der Kläger für die von ihm ent⸗ 
faltete Tätigkeit ein Entgelt nicht bezogen habe. Gleichwohl 
kann dies Bedenken nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
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Wie ſich aus den angeführten Urteilen ergibt, ift man davon 
ausgegangen und hieran iſt auch jetzt feſtzuhalten, daß der 
Begriff der Beteiligung an einem Geſchäfte zwar auch eine per⸗ 
ſönliche, ſelbſt unentgeltliche Tätigkeit mitumfaßt, aber doch nur 
eine fortgeſetzte, auf die Dauer berechnete Tätigkeit. Davon 
aber kann in der vorliegenden Sache keine Rede ſein. Aus 
den vom Beklagten aufgeſtellten Behauptungen erhellt, daß es 
ſich nur um einzelne Fälle handelt, in denen der Kläger bei 
perſönlichen Bekannten oder bei Geſchäftsfreunden gelegentlich 
das Geſchäft ſeines Bruders empfohlen hat. Das iſt keine 
„Beteiligung“ im Sinne des Vertrages. Sch. c. D., U. v. 
19. Nov. 06, 144/06 I. — Breslau. 

Handelsvertrag zwiſchen den Staaten des deut⸗ 

en Bolls und Handelsvereins und Frankreich vom 

2. Auguſt 1862. 

24. Fortdauernde Gültigkeit des Art. 28.] 

Für die Firma Les fils de Cartier- Bresson in Paris, 
die Rechtsvorgängerin der Beklagten, find am 18. Juli 1896 
in die Zeichenrolle des Pat A. für Stickbaumwolle drei Waren⸗ 
zeichen unter Nr. 18051 C. 922 Klaſſe 14 eingetragen worden. 
Das Weſentliche an dem Zeichen der Beklagten, daß auf allen 
Etiketten wiederkehrt, iſt ein Kreuz mit allerlei Beiwerk. Der 
Kläger hat am 4. Juli 1895 in die Zeichenrolle des Pat. 
ebenfalls ein ein Kreuz darſtellendes Zeichen für baumwollene 
Häckelgarne, Stick⸗ und Stopfgarne unter Nr. 7959 H. 888 
Klaſſe 14 eintragen laſſen. Durch rechtskräftiges Urteil des LG. 
Hamburg am 21. September 1901 iſt auf Verlangen des 
Klägers der Beklagten die Löſchung ihres Eintrags wegen 
Täuſchungsgefahr gemäß 8 9 Abf. 1 Nr. 3 Waren. auf 
gegeben worden. Die Löſchung hat am 19. Januar 1904 
ſtattgefunden. Trotzdem verſieht Beklagte ihre Waren nach wie 
vor mit dieſem Zeichen und zwar, wie ſie behauptet, mit Recht. 
Das Zeichen des Klägers war nämlich bereits am 29. Sep⸗ 
tember 1884 in das Zeichenregiſter des AG. Elberfeld ein 
getragen und iſt am 4. Juli 1895 nur in die Zeichenrolle des 
Pat A. übertragen worden. Die Beklagte ſtützt ihr Recht nun 
auf die Behauptung, daß ſie das Kreuzzeichen bereits vor dem 
29. September 1884 in Frankreich geführt habe; deshalb ſei 
ſie durch Art. 28 des Handelsvertrages geſchützt, der zwiſchen 
den Staaten des deutſchen Zoll⸗ und Handelsvereins und Frank⸗ 
reich am 2. Auguſt 1862 abgeſchloſſen, durch Art. 11 der zus 
ſätzlichen Abereinkunft zu dem Friedens vertrage zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich vom 12. Oktober 1871 wieder in Kraft 
geſetzt und durch die Deklaration dieſes Art. 11 vom 8. Oktober 
1873 authentiſch interpretiert worden iſt. Abſ. 2 des gedachten 
Art. 23 lautet: „Wegen des Gebrauchs der Fabrikzeichen des 
einen Landes in dem anderen ſoll eine Verfolgung nicht ſtatt⸗ 
finden, wenn die erſte Anwendung dieſer Fabrikzeichen in dem 
Lande, aus welchem die Ausſuhr der Erzeugniſſe erfolgt, in 
eine frühere Zeit fällt, als die durch Niederlegung oder auf 
andere Weiſe bewirkte Aneignung dieſer Zeichen in dem Lande 
der Einfuhr.“ Der Kläger hat, weil die Verwechſelungsfähig⸗ 
keit beider Zeichen feſtſtehe, beim LG. Hamburg, Kammer 7 
für Handelsſachen, die Beklagte verklagt, ſie habe es zu unter⸗ 
laſſen, baumwollene Häckelgarne, Stickgarne und Stopfgarne 
mit dem früher eingetragenen Warenzeichen Nr 18051 C. 922 
Klaſſe 14 zu verſehen. In II. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen. 
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Die Neviſion iſt zurückgewieſen. Es iſt von Amts wegen zu 
prüfen, ob der gedachte Handelsvertrag noch ſortdauernd be 
ſteht. Art. 28 des Handelsvertrages vom 2. Auguſt 1862 
(Preuß. Geſetzſamml. 1865 S. 333) iſt durch Art. 11 der zu 
ſätzlichen Ubereinkunft zu dem Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 
wieder in Kraft geſetzt worden (RGB. 1871 S. 363). Dieſer 
Art. 11 iſt durch Deklaration beider Staaten vom 8. Oktober 
1873 (RGBl. 1873 S. 365) dahin erläutert worden, daß alle 
Beſtimmungen, welche in den vor dem Kriege zwiſchen einem 
oder mehreren deutſchen Staaten einerſeits und Frankreich an⸗ 
dererſeits abgeſchloſſenen Verträgen über den Schutz der Fabrik⸗ 
und Handelszeichen getroffen ſind, durch Art. 11 wieder in 
Kraft geſetzt worden find. Dieſe Staatsverträge ſind weder 
in dem Markenſchutzgeſetz von 1874 noch in dem Geſetz 
zun Schutz der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
aufgehoben, noch auch ſind ſie etwa durch andere Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Geſetze hinfällig geworden. Der Umſtand, 
daß dieſe Staatsverträge ihre Entſtehung dem Fehlen einer 
dentſchen Markenſchutzgeſetzgebung zu verdanken haben, be⸗ 
nimmt denſelben ihre Bedeutung nicht ſchon dadurch, daß in 
der Folge eine deutſche Markenſchutzgeſetzgebung zu ſtande ge 
kommen iſt. Mit dieſer Geſetzgebung ſteht der Art. 28 des 
gedachten Handelsvertrages auch nicht im Widerſpruch. Der 
§ 23 Waren g3G. verſagt dem Ausländer allerdings die Ein⸗ 
tragung und deren Schutz, wenn das Zeichen den Anforderungen 
des Waren. 3G. nicht entſpricht. Deshalb wurde auch das Kreuz: 
zeichen der Verklagten wegen Verwechſelungsfähigkeit mit dem 
früher eingetragenen Kreuzzeichen des Klägers gemäß 8 9 des 
Geſetzes infolge rechtskräftigen Urteils des LG. Hamburg vom 
21. September 1901 gelöſcht; vgl. RG. 3, 75. Hier handelt 
es ſich aber nicht um Rechte, welche die Beklagte aus dem 
Warenzeichenrecht oder einer Eintragung herleiten könnte oder 
wollte, ſondern nur noch darum, daß eine Verfolgung 
gegen ſie nicht ſtattfinde, weil ſie ihr Zeichen nach 
Art. 28 gedachten Vertrages früher in Frankreich führte, als 
der Kläger ſein Zeichen in Deutſchland. Die fortdauernde Gel⸗ 
tung dieſes Art. 28 unterſtellt auch das Urteil des erkennenden 
Senats vom 15. März 1898 II. 369/97 i. S. der Firma 
K. M. c. W. H. S. In der Literatur wird dieſelbe Anſicht 
vertreten von Kohler, das Recht des Markenſchutzes, S. 474, 
und von Kant, das Reichsgeſetz zum Schutze der Warenbezeich⸗ 
nungen vom 12. Mai 1894 Nr. 940. Die Beklagte darf alſo 
ihr Kreuzzeichen trotz der Löſchung ihrer Eintragung weiter⸗ 
führen, wenn fie dasſelbe als Fabrikzeichen im Sinne des 
Att. 28 des Handelsvertrages vor dem 29. September 1884 
in Frankreich für ihre Stickbaumwolle geführt hat. Dieſe Tat⸗ 
ſache ſtellt das Berufungsgericht aber einwandsfrei feſt. (Wird 
dargelegt.) H. e. 8. F. de C., U. v. 20. Nov. 06, 168/06 II. 
— Hamburg. 

Verſicherungsrecht. a 

25. Bedeutung der falſchen Angaben im Verſicherungs⸗ 
antrage und ſchon vorhandenen Krankheitszuſtandes. Kann die 
* im Prozeſſe eine Anſtaltsbehandlung 

des Verletzten verlangen? Verhältnis der Rente zur ſog. 
Zwiſchenrente.] 

Die Klägerin war bei der Beklagten mit täglich 10 Mark 
für vorübergehende Arbeitsunfähigkeit und mit einer Verſicherungs⸗ 
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ſumme in Höhe bis 25 000 Mark für den Fall bleibender 
Invalidität gegen Unfall verſichert. Sie behauptet, in ihrem 
Laden von einer Leiter geſtürzt und durch dieſen Unfall dauernd 
völlig erwerbsunfähig geworden zu ſein. Die Beklagte hat ihr 
für vorübergehende Arbeitsunfähigkeit und als ſogenannte 
Zwiſchenrente im ganzen 1 937 Mark 86 Pf. bezahlt, verweigert 
aber weitere Leiſtungen. Mit der Ende Oktober 1902 erhobenen 
Klage fordert die Klägerin die ihr nach der Police zuſtehenden 
Rente für gänzliche Invalidität vom 1. Januar 1903 an, 
außerdem an bis dahin verfallenen Beträgen einen Reſt von 
674 Mark 19 Pf. Dieſem Antrage entſpricht das Urteil des 
LG. Die Beklagte legte Berufung ein. Die Klägerin erweiterte 
den Klagantrag dahin, daß ſie nunmehr forderte: vom 
10. Februar 1906 ab eine Jahresrente von 1 487 Mark 50 Pf., 
ferner an Rückſtänden 314 Mark 64 Pf. und die vier Jahres⸗ 
renten vom Tage des Unfalls (10. Februar 1902) bis zum 
10. Februar 1906. Durch das Urteil des KG. in Berlin vom 
2. März 1906 wurde die Beklagte verurteilt, an die Klägerin 
6012 Mark 14 Pf. abzüglich der beigetriebenen 950 Mark zu 
zahlen, und ihr vom 11. Februar 1906 ab eine in Viertel⸗ 
jahresraten vorauszahlbare Jahresrente von 1 487 Mark 50 Pf. 
zu entrichten. Mit der Mehrforderung (von 252 Mark 50 Pf.) 
wurde die Klägerin abgewieſen. Das RG. hob zum Teil auf, 
wies die Klägerin auf 815 Mark 7 Pf. ab und wies im 
übrigen die Reviſion zurück: Die Beklagte beſtreitet ſowohl 
ihre Entſchädigungspflicht überhaupt als auch die von der 
Klägerin behaupteten Folgen des Unfalls, nach denen ſich die 
Höhe der Entſchädigung richtet. In erſterer Beziehung macht 
die Beklagte die in 8 24 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen feſtgeſetzte Vertragsbeſtimmung geltend, daß „falfche 
Angaben im Antrage“ den Vertrag ungültig machen. Die 
Klägerin hat im Verſicherungsantrage die unter 4 geſtellten 
Fragen: a, ob ſie an irgend einer Krankheit, b, ob ſie 
insbeſondere an .. Schwindel⸗ und Ohnmachtsanfällen leide 
oder gelitten habe? verneint. Nach dem Zeugniſſe ihres 
Hausarztes hat ſie an leichter Hyſterie und Blutarmut gelitten 
und öfter über Neigung zu Schwindel⸗ und Ohnmachtsanfällen 
geklagt. Daß die Antwort auf die Frage 4 objektiv unrichtig 
war, nimmt das Berufungsgericht an, legt aber den § 24 der 
Bedingungen dahin aus, daß nicht ſchon dies, ſondern nur eine 
dem Antragſteller bewußte Unwahrheit die Ungültigkeit des 
Vertrags bewirke. Gegen dieſe Vertragsauslegung iſt rechtlich 
nichts zu erinnern. Wenn das Berufungsurteil dann an 
anderer Stelle noch ausführt, daß eine Abſicht zur Täuſchung 
auf ſeiten der Klägerin für ausgeſchloſſen gelten müſſe, ſo 
bedarf es keiner Erörterung, ob der Begriff der „falſchen 
Angaben“ nicht zu eng begrenzt werde, wenn man die Abſicht 
der Täuſchung verlange; denn das Berufungsgericht ſtellt 
erſichtlich dieſes Erfordernis gar nicht auf, ſondern führt die 
mangelnde Täuſchungsabſicht nur als Beweisgrund dafür an, 
daß der Klägerin die objektive Unrichtigkeit ihrer Angaben 
nicht zum Bewußtſein gekommen iſt. Zur näheren Begründung 
dieſer letzteren Annahme führt das Berufungsgericht aus: Die 
früher zeitweilig auftretende, geringfügige Hyſterie der Klägerin 
ſei als wirkliche Krankheit nicht anzuſehen, zumal ihre Erwerbs⸗ 
tätigkeit dadurch nicht beeinträchtigt worden ſei. Auch die 
Blutarmut habe fie als Krankheit anzuſehen keine Veraulaſſung 
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gehabt, weil ſie von ärztlicher Seite belehrt worden war, daß 
es ſich dabei um keine irgendwie erhebliche Geſundheitsſtörung 
handle. Vereinzelte Schwindel⸗ und Ohnmachtsanfälle möge 
die Klägerin gehabt haben; da aber derartige Erſcheinungen, 
ſofern ſie nicht öfters wiederkehren, insbeſondere für Frauen 
nichts Überraſchendes und Angſtliches an ſich haben, ſo habe 
ſich die Klägerin in gutem Glauben für geſund halten und von 
der Annahme aus, daß auch nach dieſer Richtung ein krankhafter 
Zuſtand bei ihr nicht vorliege, die Frage 4 verneinen können. — 
Einen Rechtsirrtum vermag der Senat in dieſen Ausführungen 
nicht zu finden; auch iſt ein Verſtoß gegen $ 286 30. nicht 
zu erkennen. Es kommt hier weſentlich auf das Verſtändnis 
der Frage 4 an. Die Reviſion geht davon aus, die Frage 
verlange die Angabe eines jeden Schwindel⸗ oder Ohnmachts⸗ 
anfalls, den der Antragſteller gehabt habe; das Berufungs⸗ 
gericht legt das Gewicht darauf, ob die Anfälle Ausfluß eines 
krankhaften Zuſtandes und als ſolcher dem Antragſteller bekannt 
waren. Wenn die Faſſung der Frage 4 erwogen wird, in der 
unter a zunächſt nach Krankheiten im allgemeinen gefragt iſt, 
während unter b als wiſſens⸗ und beachtenswerte Krankheiten 
insbeſondere genannt werden: Gicht, Gelenk⸗ oder Muskel⸗ 
rheumatismus, Epilepſie, Schlag⸗, Schwindel⸗ und Ohnmachts⸗ 
anfälle, Nierenkrankheit uſw., ſo läßt ſich der Auffaſſung des 
Berufungsgerichts nicht entgegentreten. Dabei mag immerhin 
zuzugeben ſein, daß auch von dieſer Auffaſſung aus der vor⸗ 
liegende Fall auf der Grenze liegt, und daß das mit der Feſt⸗ 
ſtellung der Tatſachen befaßte Gericht vielleicht auch ohne 
Rechtsirrtum den guten Glauben der Klägerin hätte verneinen 
können; da aber das Berufungsgericht in dieſem Punkte zu 
der entgegengeſetzten Anſicht gelangt iſt, ohne daß ihm Nicht⸗ 
berückſichtigung des Verhandlungs⸗ und Beweisergebniſſes 
($ 286 ZPO.) vorgeworfen werden könnte, fo iſt dieſe tat⸗ 
ſächliche Annahme für das Reviſionsgericht maßgebend. Einen 
weiteren Beſchwerdepunkt findet die Reviſion in der angeblichen 
Nichtberückſichtigung der 88 2 und 3 der Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen. Die Geſellſchäft entſchädigt nach 
8 2 für die unmittelbar und ohne Mitwirkung anderer Urſachen 
durch den Unfall allein herbeigeführten Folgen; nach 8 3 auch 
in Fällen, in denen die Beſchränkung der Arbeitsfähigkeit nicht 
die unmittelbare und alleinige Folge des Unfalls iſt, jedoch 
nur für den Schaden, welcher nach ärztlichem Ermeſſen ohne 
Komplikation mit anderen Urſachen eingetreten ſein würde. 
Dieſer Angriff erledigt ſich durch die auf das Gutachten der 
Sachverſtändigen gegründete Feſtſtellung, daß für den jetzigen 
Zuſtand der Klägerin allein der Unfall verantwortlich zu 
machen iſt, da ohne deſſen Dazwiſchentreten die vorhandene 
Veranlagung der Klägerin zu dem jetzt beſtehenden Krankheits⸗ 
bilde ſich in abſehbarer Zeit nicht zum gegenwärtigen Zuſtand 
entwickelt haben würde. Die Klägerin war vor dem Unfall 
vollkommen arbeitsfähig, jetzt iſt ſie vollkommen arbeits⸗ 
unfähig. Es handelt ſich alſo nicht bloß um eine Ver⸗ 
ſchlimmerung einer ſchon vorhandenen Erwerbsbeſchränkung. 
Zugegeben iſt von den Sachverſtändigen, daß eine blutarme 
und nervöſe Perſon nach einem Unfall in höherem Grade zu 
ſchweren Nervenerkrankungen geneigt iſt, als jemand mit ganz 
intaktem Nervenſyſtem; ſie ſetzen aber bei, daß auch bei ganz 
gefunden Perſonen ein Unfall derartige Folgen verurſachen 
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kann. Ohne den erlittenen Sturz konnte die Klägerin zeitlebens 
in ihrem früheren Zuſtande verbleiben, der ſie in ihrer Gewerbe⸗ 
ausübung nicht behinderte. Hiervon ausgehend konnte das 
Berufungsgericht den Unfall als die alleinige Urſache der jetzt 
vorhandenen Folgen erklären. Die Beklagte hat im Laufe des 
Verfahrens verlangt, daß die Klägerin, die ſchon mehrere 
Wochen in der Heilanſtalt des Dr. W. erfolglos behandelt 
worden war, ſich nochmals in die Anſtaltsbehandlung der 
Profeſſoren Fl. oder St. begebe und hat, da die Klägerin dies 
ablehnte, den Entſchädigungsanſpruch nach § 12 Abſ. 2 der 
Allgemeinen Bedingungen für verwirkt erklärt. Nach dem 
Gutachten der Sachverſtändigen Dr. L. und Dr. St., denen 
das Berufungsgericht folgt, würde die Unterbringung in einer 
Anſtalt der Klägerin nicht nur keine Beſſerung bringen, ſondern 
vorausſichtlich ihren Zuſtand verſchlimmern. Die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß unter dieſen Umſtänden das ablehnende 
Verhalten der Klägerin gerechtfertigt ſei, iſt nicht zu beanſtanden. 
Hiervon abgeſehen läßt die erwähnte Beſtimmung erkennen, 
daß ſie ſich nur auf den Heilungsprozeß und auf die Zeit, 
bevor ſich die endgültigen Folgen des Unfalls erkennen laſſen, 
bezieht, nicht auch auf die Zeit nach Ablehnung der Entſchädigung 
ſeitens der Geſellſchaft. Zum Zwecke der Beweiserhebung im 
Prozeſſe kann von der Beſtimmung des 8 12 kein Gebrauch 
gemacht werden. Begründet iſt die Reviſionsbeſchwerde darüber, 
daß das Berufungsgericht der Klägerin die Entſchädigung für 
vorübergehende Arbeitsunfähigkeit auf 200 Tage mit 
2000 Mark, und zugleich für dieſelben 200 Tage die Rente 
für dauernde Arbeitsunfähigkeit zugeſprochen hat. Eine 
derartige, allen verſtändigen Verficherungsgrundſätzen wider⸗ 
ſprechende Auslegung des 8 20 der Verſicherungsbedingungen, 
auf die übrigens die Klägerin ſelbſt erſt in II. Inſtanz ver⸗ 
fallen iſt, wäre nur zuläſſig, wenn die doppelte Entschädigung 
daſelbſt klar und unzweideutig zugeſichert wäre. Das nimmt 
aber das Berufungsgericht ſelbſt nicht an; es meint nur, die 
Beſtimmung ſei unklar gefaßt, es ſei die Auslegung im einen 
wie im anderen Sinne möglich, und ein Zweifel ſei zugunſten 
des Verſicherten zu entſcheiden. Das mag richtig fein, wenn 
es ſich um ein nicht unbilliges Verlangen handelt, duldet aber 
keine Anwendung auf die Forderung gleichzeitiger Ent 
ſchädigung für vorübergehende und dauernde Erwerbsunfähigkeit. 
übrigens legt der Wortlaut der betreffenden Beſtimmung die 
Auffaſſung des Berufungsgerichts nicht einmal nahe. Der 
Titel des 8 20 „Kumulierung der Entſchädigungen“, auf den 
das Berufungsgericht entſcheidendes Gewicht legt, trifft zu für 
den Todesfall und den Verluſt von Gliedmaßen, in welchen 
Fällen nach 8 16 und 8 17a der Bedingungen als Ent 
ſchädigung ein Kapital gezahlt wird. Er trifft in gewiſſem 
So berechnet das 
Berufungsgericht vorliegend den Jahresbetrag der Rente auf 
1487 Mark 50 Pf., die 2 000 Mark für vorübergehende 
Arbeitsunfähigkeit würden alſo, wenn auf die Rente an“ 
gerechnet, dieſe für etwa 16 Monate decken. Solche An 
rechnung ſoll nicht ſtattfinden, ſondern die Rente von Ablauf 
der Tagesentſchädigung an bezahlt werden. Der Sinn des 
8 20 Lit. b iſt demnach der, daß die für vorübergehende 


Arbeitsunfähigkeit bezahlte höhere Entſchädigung dem Verletzten 


auch verbleiben ſoll, wenn ſich nachträglich eine dauernde 
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Arbeitsunfähigkeit, die dann natürlich vom Tage des Unfalls 
an vorhanden geweſen ſein wird, herausſtellt, eine Entſchädigung 
für vorübergehende Arbeitsunfähigkeit alſo an ſich nicht verlangt 
werden könnte. Inſoweit das Berufungsurteil beide Ent⸗ 
ſchädigungen für den gleichen Zeitraum gewährt, unterliegt es 
demnach der Aufhebung. Da der Klägerin nur der auf 
200 Tage treffende Teil der Jahresrente von 1 487 Mark 50 Pf. 
zuviel zugeſprochen iſt, und die Berechnung dieſes Teiles, die 
den Betrag von 815 Mark 7 Pf. ergibt, vom Revifſionsgerichte 
ſelbſt vorgenommen werden kann, ſo war zugleich in der Sache 
ſelbſt auf Abweiſung der Klägerin mit dem ihr vom Berufungs⸗ 
gerichte zuviel zugeſprochenen Betrage von 815 Mark 7 Pf. 
zu erkennen. S. c. K., U. v. 16. Nov. 06, 152è06 VII. — 
Berlin. 
Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

26. 88 1, 3, 4 verb. mit 85 843, 844, 1389, 1418, 
1468, 1495 BGB. Sind Penſionsanſprüche und Einnahmen 
aus dem gittergemeinſchaftlichen Vermögen der Ehegatten auf 
den Anſpruch der Witwe aus dem Haffpflichtgeſetze wegen 
Tötung des Ehemannes anzurechnen? Anſprüche der Kinder 
des Getödteten.] | 

2 Der Hauptlehrer V. iſt am 9. April 1902 auf einer 
Fahrt in einem elektriſchen Straßenbahnwagen der beklagten 
Stadtgemeinde verunglückt und am 19. April 1902 infolge der 
erlittenen Verletzungen geſtorben; er war zur Zeit des Unfalls 
57 Jahre alt, hat als Hauptlehrer ein Dienſteinkommen von 
4057 Mark jährlich bezogen und beſaß mit ſeiner Ehefrau 
ein gütergemeinſchaftliches Vermögen von gegen 100 000 Mark. 
Dieſe Gütergemeinſchaft wird von dem Vertreter mit den 
Kindern fortgeſetzt und die Klägerin bezieht als Witwe 
Penſionen 990 Mark und 700 Mark. Die Witwe (Klägerin 
zu 1) und feine Kinder (Kläger zu 2— 7) haben auf Grund 
des Haftpflichtgeſetzes Schadenserſatz gefordert. Das RG. hat 
infolge einer Reviſion der Beklagten ſich über die einſchlagenden 
Fragen in den Entſcheidungsgründen in folgender Weiſe aus⸗ 
geſprochen. 1. Das HaftpflG. hat in § 4 eine beſondere Bes 
fimmung über Einrechnung gewiſſer Verſicherungsleiſtungen auf 
die Entſchädigung getroffen, die aber eine analoge Anwendung 
über die dort geregelten Fälle hinaus nicht zuläßt. Das BGB. 
hat von einer Entſcheidung der Frage, ob und inwieweit auf 
die Entſchädigung aus § 843 bezw. § 844 BGB. Vermögens⸗ 
vorteile, welche infolge der Verletzung oder Tötung dem Ver⸗ 
letzten bezw. Erſatzberechtigten zukommen, anzurechnen ſeien, 
Umgang genommen, da es für untunlich erachtet wurde, die 
allgemeine Frage der Vorteilsausgleichung nur für dieſe Fälle 
zu entſcheiden (vergl. Motive zum BGB. Bd. II S. 783). 
Bei den Verhandlungen der II. Kommiſſion (Prot. S. 1817, 
2825 flg., Mugdan, Materialien II S. 1108, 1110 flg.) war 
ein Zuſatz zu $ 724, jetzt 8 844 BGB. beantragt, wonach 
dann, wenn infolge der widerrechtlichen Tötung einem Unter⸗ 
haltsberechtigten Vermögen zugekommen iſt, dieſes Vermögen 
auf den zu leiſtenden Erſatz inſoweit angerechnet werden ſollte, 
als der Getötete es, wenn er am Leben geblieben wäre, zur 
Erfüllung der Unterhaltspflicht verwendet haben würde. Die 
Mehrheit beſchloß jedoch, von Aufnahme einer ſolchen Vorſchrift 
Abſtand zu nehmen und die Entſcheidung der Frage der Recht⸗ 
ſprechung zu überlaſſen. Es handle ſich bei dem beantragten 
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Zuſatze nicht darum, inwieweit Vorteile, die dem Unterhalts⸗ 
berechtigten als Folge der Tötung zugekommen ſeien, auf die 
Rente anzurechnen ſeien, vielmehr um eine poſitive Beſtimmung 
über die Ermittelung des Schadens; die hierbei in Betracht 
kommenden Fälle ſeien aber verſchiedenartig geſtaltet und ließen 
eine gleichmäßige Entſcheidung nicht zu. In Ermangelung 
einer geſetzlichen Regelung iſt daher die Frage aus den all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen über Schadenserſatz, BGB. 88 249 ff. 
und über Kauſalzuſammenhang zu beurteilen, ſoweit nicht 
poſitive Vorſchriften wie 8 843 Abſ. 4 in Verbindung mit 
5 844 Abſ. 2 BGB. eingreifen. — Was nun insbeſondere 
die Penſionen betrifft, ſo iſt in der bisherigen Rechtſprechung 
des RG. unterſchieden worden zwiſchen Bezügen, welche dem 
Verletzten oder den Hinterbliebenen des Getöteten auf Grund 
eines privaten Vertrages, Verſicherungsvertrages, zukommen 
und geſetzlichen Penſionen, geſetzlichen Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
geldern. Bei den erſteren wurde die Anrechnung (der Witwen⸗ 
penfion) auf die Haftpflichtrente für unzuläſſig erklärt: es ſei 
hier zwiſchen der Entſtehung des Vorteils und dem ſchädigenden 
Ereigniſſe nur im natürlichen, nicht im rechtlichen Sinne ein 
Kauſalzuſammenhang vorhanden, da das Recht auf ſolche 
Penſion in erſter Linie durch den Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrages und durch Zahlung der Verſicherungsprämie, alſo 
durch ſelbſtändige Entſtehungsurſachen mitbedingt geweſen ſei 
(Urteil des V. ZS. vom 11. Juli 1883, RG. Bd. 10 Nr. 13 
S. 50 f. — Urteil des VI. ZS. vom 18. Oktober 1886. 
Seuff A. Bd. 42 Nr. 120 S. 172). Dagegen ſollen geſetz⸗ 
liche Penſionen, Witwen⸗ und Waiſengelder der Anrechnung 
unterliegen, weil der Anſpruch hierwegen nicht auf einem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage, ſondern lediglich auf Geſetz beruhe, der 
penſionierte Beamte nicht um ſeine volle Beſoldung, vielmehr 
nur um ſein Gehalt abzüglich der Penſion geſchädigt ſei, be⸗ 
ziehungsweiſe weil das Geſetz durch Gewährung von Penſionen 
an die Hinterbliebenen des Beamten für deren Unterhalt Für⸗ 
ſorge treffe und ihr Anſpruch nicht ein neben dem Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch erworbenes ſelbſtändiges Vermögensobjekt 
bilde. Urteil des II. 38S. vom 19. Januar 1886. RG. 
Bd. 15 Nr. 24 S. 114, Urteil des III. 3 S. vom 14. Des 
zember 1886 Bd. 17 Nr. 11 S. 45 ff. Die Rechtslehre ſteht 
vorwiegend auf demſelben Standpunkte. Zu vergl. Laß & Maier, 
Haftpflichtrecht 2. Aufl. S. 106 Not. 49; Reindl, Haftpfl®. 
8 3 S. 151; Crome, Syſtem des B. Rechts Bd. II. 1. 8 151 
S. 77, S. 78 Not. 57, 62; Staudinger, Kommentar zum 
BGB. Bd. II 2. Aufl. Vorbemerk zu 8 249 S. 28 f.; 
Walsmann, compensatio lucri cum domno 8 5 S. 93 ff., 
98 ff., und namentlich Oertmann, die Vorteilsausgleichung 
beim Schadenserſatzanſpruch 8 14 S. 111 ff., $ 15 S. 123 ff. 
Andere allerdings verwerfen die Unterſcheidung zwiſchen Ver⸗ 
mögenserwerb aus Verſicherungsvertrag und geſetzlicher Penſion 
als unbegründet oder irrelevant. v. Weinrich, die Haftpflicht 
wegen Körperverletzung und Tötung eines Menſchen 2. Aufl. 
8 21 S. 69 ff.; auch Linckelmann, die Schadenserſatzpflicht 
aus unerlaubten Handlungen S. 65; und insbeſondere Eger, 
Reichshaftpflichtgeſetz, 6. Aufl. S. 453 f., 458 f. S. 423. 
Allein die von den letzteren erhobenen Einwände geben keinen 
Anlaß, von der ſeitherigen Rechtſprechung abzugehen; vielmehr 
iſt an dieſer auch für das jetzt geltende Recht feſtzuhalten. Die 
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Nichtanrechnung der Verſicherungsgelder, der auf Grund 
privaten Verſicherungsvertrages bezahlten Renten p. rechtfertigt 
ſich daraus, daß es hier für eine Vorteilsausgleichung an der 
Identität der rechtserzeugenden Tatſache fehlt, ſofern das die 
Haftpflicht begründende Ereignis, die Verletzung, zwar die Be⸗ 
dingung für den Anſpruch des Beſchädigten auf die Ver⸗ 
ſicherungsgelder auslöſt, aber hierfür nicht im Rechtsſinne den 
Entſtehungsgrund bildet, und aus der weiteren Erwägung, daß 
der Beſchädigte das fragliche luerum nicht unentgeltlich ge⸗ 
winnt, ſondern durch erhebliche Gegenleiſtungen in Geſtalt der 
bezahlten Prämien oder Beiträge hat erkaufen müſſen. Dieſe 
Geſichtspunkte treffen nicht ebenſo zu auf die Penſion, welche 
der Beamte zufolge geſetzlicher oder ſtatutariſcher Regelung vom 
Staat beziehungsweiſe der Gemeinde p. erhält. Solche Bezüge 
wurzeln nicht in einem beſonderen, außerhalb der Amtsſtellung 
des Geſchädigten gelegenen Rechtsgrund, vielmehr gleichermaßen 
wie der Gehaltsanſpruch unmittelbar in den geſetzlichen oder 
organiſatoriſchen Anſtellungsbedingungen. Die Amtspenſion iſt 
nicht das Erwerbsergebnis einer Erſparungstätigkeit des Be⸗ 
amten, ſondern nur eine Form des Dienſtgehaltes, welches 
kraft Geſetzes oder auch Anſtellungs vertrages in geminderten 
Betrag dem dienſtunfähig gewordenen Beamten fortgewährt 
wird. Und ſelbſt in dem Falle, wenn der Beamte beſtimmte 
Beiträge zu der Penſionskaſſe zu leiſten hat oder ihm ſolche 
Beiträge von vornherein am Gehalte gekürzt werden, beruht 
der Penſionsanſpruch nicht auf einem Verſicherungsverhältniſſe, 
ſondern auf der entſprechenden Normierung der Amts⸗ und 
Gehaltsverhältniſſe. Mag man mit Laband, d. Staatsrecht 
des D. Reichs Bd. I § 49, 4. Aufl. ©. 469 ff. der Be 
ſoldung und Penſion des Beamten die Bedeutung einer dem 
Staat auf Grund der Anſtellung geſetzlich obliegenden ſtandes⸗ 
gemäßen Alimentierung des Beamten beilegen oder in Ge⸗ 
halt und Penſion die Vergütung für die von dem Beamten 
geleiſteten Dienſte erblicken (vergl. aber RG. Bd. 38 Nr. 86 
S. 322 f.), ſo ſtellt doch die Penſion nicht ein Aquivalent für 
Leiſtungen dar, die nach Art von Verſicherungsprämien oder 
Beiträgen zu Privatpenſionskaſſen einen ſelbſtändigen Vermögens⸗ 
erwerb begründen. Die Einbuße für den Beſchädigten, geſetzlich 
penſionsberechtigten Beamten beſteht alſo nicht in völliger Ent⸗ 
ziehung, ſondern nur einer Verringerung (wie Oertmann 
a. a. O. S. 142 es ausdrückt einer „Verkümmerung“) des 
Amtseinkommens. Und es handelt ſich hierbei nicht eigentlich 
um eine Vorteilsausgleichung, compensatio lucri, vielmehr iſt 
eben die Schadensfolge von vornherein eine (um den Betrag 
der Penſion) geringere. Dieſer Geſichtspunkt trifft nun zwar 
bei den geſetzlichen Witwen⸗ und Waiſenpenſionen vielleicht nicht 
unmittelbar zu, iſt doch aber wenigſtens analog auch auf 
dieſe anwendbar. Auch die Witwen⸗ und Waiſengelder bilden 
einen Beſtandteil der dem Beamten auf Grund des öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſtellungsverhältniſſes für ſein Amt ausgeſetzten 
Rente, ſofern der Staat oder die Gemeinde hierdurch in dem 
geſetzlich beſtimmten Umfange auch für den Unterhalt der 
Hinterbliebenen des Beamten Fürſorge trifft. (Vergl. RG. 15, 
115; 38, 323). Soweit alſo den Hinterbliebenen des Be⸗ 
amten derartige Penſionsanſprüche zuſtehen, iſt ihnen der bisher 
in dem Amtseinkommen des Ernährers gewährleiſtete Unterhalt 
nicht im ganzen Umfang entzogen, ſondern nur geſchmälert, ihr 
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Schaden daher ein entſprechend geringerer. Inſoweit ſteht 
einer Anrechnung der Witwen⸗ und Waiſengelder auf die Ent⸗ 
ſchädigung auch die Vorſchrift in 8 843 Abſ. 4 (S 844 
Abſ. 2 BGB.) nicht im Wege, da der Unterhalts anſpruch der 
Angehörigen gegenüber dem Getöteten bis zum Betrage der 
fortdauernden Bezüge nicht beſeitigt, ſondern gedeckt iſt (l. auch 
Oertmann a. a. O. S. 145 Anm. 1). Das Urteil des RG., 
IV. 3 S. vom 14. Juni 1906 IV. 554/05 JW. 06, 4820 
ſteht der vorſtehenden Beurteilung nicht entgegen, da dasſelbe 
nur einen Fall der reichsgeſetzlichen Beamtenfürſorge (8 10 des 
Geſetzes vom 15. März 1886, 8 12 des Geſetzes vom 
18. Juni 1901) entſcheidet. Der in dem Urteile des er⸗ 
kennenden Senats vom 25. September 1905, RG. 61, 295 f. 
ausgeſprochene Satz iſt in dieſer Allgemeinheit nicht aufrecht 
zu halten. 2. Anlangend die Einkünfte aus dem güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögen, ſo iſt darüber wohl kein 
Streit, daß der Getötete neben ſeinem Amtseinkommen auch 
die Einkünfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens zum 
Unterhalte ſeiner Familie mitverwendet hatte. Es entfiel von 
dem Geſamteinkommen, wie zu unterſtellen iſt, je eine gewiſſe 
Quote auf den Unterhalt auch von Frau und Kindern. In⸗ 
ſoweit als die Mittel zum Unterhalt aus dem Kapitalvermögen 
der Eheleute geſchöpft wurden, iſt dieſe Quelle infolge des 
Todes des Ehemanns tatſächlich nicht verſiegt, da der Ver⸗ 
mögensſtand im weſentlichen derſelbe geblieben iſt. Aber auch 
rechtlich liegt hier die Sache nicht ſo, daß geſagt werden könnte, 
es werde die Unterhaltspflicht und der Erſatz für das Unter 
haltsrecht von dem Vermögensbeſitze der Erſatz berechtigten gar 
nicht berührt. Den Hinterbliebenen iſt von dem Haftpflichtigen 
nach § 3 Abſ. 2 Haftpfl®. und §S 844 BGB. inſoweit 
Schadenserſatz zu leiſten, als der Getötete während der 
mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des Unter 
halts verpflichtet geweſen wäre. Gegenſtand des zu leiſtenden 
Erſatzes iſt nicht ein abſtraktes Unterhaltsrecht, ſondern der 
Unterhalt, welchen unter den konkreten Verhältniſſen der 
Getötete nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften aus ſeinen 
Mitteln dem Berechtigten zu leiſten hatte und der dem 
letzteren nunmehr abgeht. a) der Ehefrau iſt von dem 
Manne nach $ 1360 Abſ. 1 BGB. nach Maßgabe ſeiner 
Lebensſtellung, ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit 
Unterhalt zu gewähren; dieſe Verpflichtung iſt darnach un⸗ 
abhängig von der Bedürftigkeit der Frau; vergl. Planck Kom. 
zu 8 1360 Anm. 1, Dernburg, D. bürgerl. Recht Bd. IV 
§ 35 8. I und II. Aber bei beſtehender allgemeiner Güter: 
gemeinſchaft umfaßt während der Dauer der Ehe der eheliche 
Aufwand ſachlich auch den Unterhalt der Frau und fällt dieſer 
inſofern zunächſt dem den beiden Eheleuten gemeinſchaftlich ges 
hörigen Geſamtgute zur Laſt (BEB, 8 1458, 8 1389), 
obwohl auch bei dieſem Güterftande der eheliche Aufwand von 
dem Ehemann zu tragen iſt (vergl. Planck, Vorbemerkungen zu 
Buch IV Tit. V Nr. 1. 2. Aufl. S. 80). Die Ehefrau hat 
dem Manne zur Tragung des ehelichen Aufwandes ihren 
Beitrag in der Form geleiſtet, daß ihr Vermögen Geſamtgut 
wurde, welches dem Manne zur freien Verfügung überlaſſen 
war. Die inſofern auch aus dem eigenen Vermögen der Ehe 
frau entnommenen Mittel zu ihrem Unterhalt können, wenn es 
ſich um Schadenserſatz für das ihr entzogene Unterhaltsrecht 
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handelt, nicht ſchlechthin als Leiſtungen gelten, die der Ehe- 
mann für den Unterhalt der Frau zu machen hatte und welche 
jetzt zu erſetzen wären. Bei Auflöſung der Ehe durch den Tod 
des Ehemannes hat die Klägerin zu 1 das geſamte gemein⸗ 
ſchaftliche Vermögen in Beſitz und Nießbrauch erhalten, — 
nach 8 7 des Geſetzes, betreffend das eheliche Güterrecht in 
Weſtfalen p. vom 16. April 1860 „behielt ſie die eine Hälfte 
des gemeinſchaftlichen Vermögens als ihr Eigentum,“ — und 
es ſtehen ihr bei der mit den Kindern fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft in den Erträgniſſen des Geſamtvermögens auch 
diejenigen Mittel nach wie vor für ihren Unterhalt zu Gebot, 
welche zu dieſem Zwecke bei Lebzeiten des Ehemannes von 
beiden Ehegatten zuſammen aufgebracht worden ſind. Wenn⸗ 


gleich es alſo für den Unterhaltsanſpruch der Witwe auf die 


tatſächlich beſtehende Bedürftigkeit an ſich nicht ankommt, ſo 
wird doch bei Bemeſſung des Umfanges der Schädigung zu 
beachten ſein, daß hier diejenige Quote der Einkünfte des 
gütergemeinſchaftlichen Vermögens, welche zu Lebzeiten des 
Ehemannes etwa (neben dem entſprechenden Teile des Amts⸗ 
einlommens) zum Unterhalte der Ehefrau mitzuverwenden war, 
keinenfalls im ganzen Betrag in Rechnung zu ſtellen wäre. 
b) Bezüglich der Anſprüche der Kinder kommt in Betracht, 
daß das gütergemeinſchaftliche Vermögen, deſſen Einkünfte bei 
Lebzeiten des Vaters zweifellos teilweiſe auch zum Unterhalte 
der Kinder gedient haben, dieſer Beſtimmung dadurch, daß 
jezt an demſelben Nießbrauch, Verwaltung und Verfügung der 
überlebenden Ehegattin zukommen, noch nicht entzogen iſt. Und 
der Subſtanz nach iſt dieſes Vermögen zum Anteil des ver⸗ 
ſtorbenen Vaters auch den Kindern angefallen, ſei es gemäß 
57 des Geſetzes vom 16. April 1860 im Wege des Erb⸗ 
ganges, ſei es ohne ſolchen vermöge Eintrittes der Abkömmlinge 
in die Stelle des Verſtorbenen (BGB. $ 1483 Abſ. 1 Satz 2). 
Allerdings hat das BGB. ebenſowenig wie das Geſetz über 
die weſtfäliſche Gütergemeinſchaft eine beſondere Beſtimmung 
dahin getroffen, daß bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft der über⸗ 
lebende Ehegatte die Kinder aus dem Geſamtgute zu unter⸗ 
halten habe, und es iſt daher anzunehmen, daß der Unterhalt 
der Abkömmlinge (formell rechtlich) keine Laſt des Geſamtgutes 
bildet, daß es vielmehr in Anſehung der Unterhaltspflicht bei 
den Vorſchriften der 88 160 1 ff. BGB. bewenden ſoll (wie 
vom Berufungsrichter binfichtli jenes Provinzialgeſetzes bes 
ſonders betont wird). Motive zu 8 1487 (1391) BEL. 
Bd. IV S. 461 f. — Prot. II Bd. IV S. 317, 328 ff. 
Vergl. Planck Kom. zu 8 1487 Anm. 3; Dernburg, bürgerl. 
R. IV 8 61 S. 201; Schröder, das eheliche Güterrecht 8 4 
S. 71 Not. 1. Allein immerhin beſteht auch rechtlich eine 
Beziehung des Unterhaltsanſpruches der Abkömmlinge zu dem 
Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Nach 8 1495 
Nr. 3 BGB. und § 14 Nr. 7 des Geſetzes vom 16. April 
1860 in der Faſſung des Art. 48 8 6 Pra BGB. kann ein 
anteilsberechtigter Abkömmling gegen den überlebenden Ehe⸗ 
gatten auf Schichtung klagen, wenn der überlebende Ehegatte 
ſeine Verpflichtung, dem Abkömmling Unterhalt zu ge⸗ 
währen, verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt (entſprechend 
dem in 8 1468 Nr. 3 vgl. 8 1418 Abf. 1 Nr. 2 BGB. 
der Ehefrau eingeräumten Klagerecht auf Aufhebung der 
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Giltergemeinſchaft —). Die unterhaltsberechtigten Abkömmlinge 
ſind alſo unter der angeführten Vorausſetzung, die freilich im 
gegenwärtigen Falle bisher nicht eingetreten iſt, in die Lage 
geſetzt, ihren Anteil an dem Geſamtgut zum Zwecke ihres 
Unterhalts frei zu machen. Wirtſchaftlich betrachtet iſt entweder 
das Unterhaltsrecht der Kinder inſoweit, als zu deſſen Er⸗ 
füllung das gütergemeinſchaftliche Vermögen zu dienen hat, 
ihnen durch den Tod des Vaters nicht entzogen, oder aber 
es trifft inſoweit die Vorausſetzung des Unterhaltsbedürf⸗ 
niſſes nicht zu, indem die Kinder aus den Einkünften ihres 
eigenen Vermögens unterhalten werden. Die Vorſchrift in 
8 843 Abſ. 4, wonach der Erſatzanſpruch nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß ein „anderer“ dem Verletzten Unterhalt 
zu gewähren hat, würde ſeinem Wortlaute nach auf einen Fall 
der vorliegenden Art zutreffen, wenn man nur auf die nunmehr 
der Mutter obliegende Unterhaltspflicht zu ſehen hätte. Allein 
nach Sinn und Zweck des Geſetzes (Mot. II S. 782) kann jene 
Vorſchrift nicht dazu führen, daß für den Schadenserſatzanſpruch 
der Kinder des Getöteten die zu ihrem Unterhalt nach wie vor 
verwendbaren Einkünfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens 
ganz außer Betracht bleiben und auf dieſe Weiſe dem nur 
ſchadenserſatzberechtigten Kind tatfächlich eine Bereicherung 
zuteil würde. Es iſt hier eben ſachlich nicht ein „anderer“, der 
dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat. 

Bezüglich einer Anſchlußreviſion der Klägerin zu Ziffer 1 hat 
dieſe zur Begründung folgendes ausgeführt: Wenn entgegen der 
Rechtsanſicht des Berufungsrichters und mit dem erſten Richter für 
die Kinder ein Unterhaltsanſpruch gegen den verſtorbenen 
Vater und damit ein Rentenanſpruch gegen die Beklagte ver⸗ 
neint werden ſollte, jo würde der durch den Tod des Ehe 
mannes der Witwe entſtandene Schaden inſofern ein größerer, 
von dem Berufungsgericht nicht berüdfichtigter geworden ſein, 
als der Mutter durch den Unfall der ſonſt dem Vater ob⸗ 
liegende Unterhaltsanſpruch zugewälzt und ihr deſſen Be⸗ 
friedigung aus ihrem Vermögen auferlegt wäre. In dieſem 
Falle ſei bei richtiger Anwendung des 8 844 BGB. und der 
88 286, 287 3PO. die Rente auch für den jo vergrößerten 
Schaden zu gewähren. Dieſer Standpunkt kann nicht als richtig 
angeſehen werden. Die Witwe hat nach 8 3 Abi. 2 HaftpflG. 
und 8 844 BGB. aus eigenem Recht nur Erſatz wegen des 
ihr durch den Tod des Mannes entzogenen Unterhalts, nicht 
wegen aller ihr aus Anlaß des Unfalles erwachſenen Ver⸗ 
mögensnachteile zu beanſpruchen. Im allgemeinen ſteht ein 
Schadenserſatzanſpruch nur dem Verletzten ſelbſt und nach 
Maßgabe der erwähnten Geſetzes beſtimmungen den Unterhalts⸗ 
berechtigten zu. Der Grundſatz des 8 844 BGB. aber läßt 
ſich nicht dahin anwenden, daß in dem Falle, wenn durch die 
Tötung die Unterhaltspflicht eines Angehörigen gegen Dritte 
zur Aktualität gebracht wird, hierfür dem Unterhaltspflichtigen 
Erſatz zu leiſten wäre. (Vgl. Oertmann, Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe 8 844 Anm. 8, 2. Aufl. S. 996. Die dort er: 
örterte Entſcheidung des RG. I. 38S. vom 12. Februar 1902, 
Seuff A. Bd. 57 Nr 217 S. 406 betrifft einen Fall der Haf⸗ 
tung eines Reeders nach 8 451, § 452 Nr. 3 Art. 777 
HGB. ä. F. aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900.) 
Übrigens würde der von der Anſchlußreviſion geltend gemachte 
Geſichtspunkt weder inſoweit, als den Klägern zu Ziff. 3 und 6 
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ein Erſatzanſpruch gegen die Beklagte zuerkannt wird, zutreffen, 
noch inſofern als den Söhnen etwa aus dem gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Samtgut Unterſtützungen zu gewähren ſind, eine Er⸗ 
höhung des Erſatzanſpruches der Klägerin zu Ziff. 1 recht⸗ 
fertigen. Stadtgemeinde M. c. V., U. v. 5. Nov. 06, 
603/05 VI. — Hamm. 

27. 5 1. Alle Unfälle, die ſich unmittelbar beim Be: 
triebe ereignen, fallen unter das Haftpflichtgeſetz.] 

Das Berufungsgericht hat in bedenkenfreier Weiſe tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt, daß der Kläger nicht beim Aufſteigen auf 
den Wagen der Straßenbahn zu Fall gekommen iſt, ſondern 
ſchon, ehe er den letzteren erreicht hatte, beim Hineilen zu dem⸗ 
ſelben auf der Straße. Es kann ſich alſo nur noch darum 
handeln, ob dieſer Unfall ſich im Sinne des 8 1 Haftpfl®. 
beim Betriebe der Straßenbahn ereignet hat, ſo daß die Be⸗ 
klagte aus dieſem Grunde haften würde. Das Berufungs⸗ 
gericht hat dies mit Recht verneint, wenn auch unter Anführung 
eines nicht ganz zutreffenden Grundes. Es iſt nämlich nicht 
richtig, daß unter jenen S 1 überhaupt nur ſolche Unfälle 
fallen, die in den dem Eiſenbahnbetrieb eigentümlichen Gefahren 
ihren Grund haben. Vielmehr fallen, wie das RG. ſchon 
öfters ausgeſprochen hat (vgl. z. B. RG. 50, 93), alle Unfälle, 
die ſich unmittelbar beim Betriebe im natürlichen Sinne des 
Wortes, d. h. bei der Fortbewegung der Menſchen und Güter 
befördernden Fahrzeuge auf der Bahn zutragen, ohne weiteres 
unter das Geſetz; jene Beſchränkung iſt in der Rechtſprechung 
des ROHG. und des RG. nur aufgeſtellt worden als Merkmal 
für die Abgrenzung von Haftpflichtfällen, die ſchon außerhalb 
jenes engſten Kreiſes liegen, wo der Unfall nur in mittelbarem 
Zuſammenhange mit dem Betriebe ſteht. Nun ſind übrigens 
freilich bisweilen in Anſehung der großen, einen eignen Bahn⸗ 
körper benutzenden Eiſenbahnen dem vorliegenden ähnliche Fälle 
unter dem § 1 gebracht worden, wenn etwa ein Fahrgaſt infolge 
der dem Eiſenbahnbetriebe eigentümlichen Eile, ehe er den Zug 
erreicht hatte, zu Fall gekommen war; aber dann handelte es 
ſich doch immer um Vorfälle, die ſich innerhalb des beſonderen 
Bereiches der Eiſenbahnbetriebseinrichtungen, namentlich auf 
einem Bahnhofe, ereignet hatten. Hier, wo der Kläger auf 
der öffentlichen Straße verunglückt iſt, ehe er überhaupt mit 
den Betriebsmitteln der Bahn in Berührung gekommen war, 
kann von einer Anwendung des 8 1 Haftpfl®. gar nicht die 
Rede fein. K. c. St. St., U. v. 19. Nov. 04, 118/06 VI. — 
Colmar. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

28. 88 1, 9, 12, 14, 20 Waren ZG. Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Inhaber eines zu Unrecht eingetragenen 
Inhabers eines Warenzeichens ſeitens des Berechtigten beginnt 
erſt mit der Löſchung, nicht ſchon mit dem Vorhandenſein eines 
Rechtsgrundes für die Löfchung.] 

Der Klägerin, Inhaberin eines in der Zeichenrolle des 
Pat A. eingetragenen Warenzeichens, klagte auf Löſchung 
des für die beklagte Firma in der Zeichenrolle eingetragenen 
Zeichens wegen Verwechſelung und Gleichheit ſowie auf Zahlung 
von 1000 Mark. Das LG. verurteilte, das KG. wies die 
Berufung wegen der verordneten Löſchung ſowie wegen der 
weitergehenden Schadenserſatzanſprüche ab und verurteilte nur 
zu 200 Mark Schadenserſatz. Das RG. wies die Re 
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viſion der Beklagten zurück, änderte aber inſoweit ab, 
daß der Schadenserſatzanſpruch vollſtändig abgewieſen wurde: 
Es iſt feſtgeſtellt, daß die Abweichungen in dem Zeichen der 
Beklagten von dem Zeichen der Klägerin als unweſentliche im 
Sinne des § 20 anzuſehen, die beiden Zeichen alſo einander 
ſo ähnlich ſind, daß im Verkehr die Möglichkeit der Ver⸗ 
wechſelung beſteht. Die aus den SS 20 Waren 3G. und 
551 Ziff. 7 und 8 286 ZPO. entnommenen Reviſionsangriffe 
gegen die auf die Löſchung ſich beziehende Entſcheidung des 
KG. ſind ſonach unbegründet. Was den von der Klägerin 
erhobenen Schadenserſatzanſpruch betrifft, ſo iſt der Be⸗ 
rufungsrichter davon ausgegangen, daß der Inhaber eines 
Warenzeichenrechts fi) auf das für ihn in der Zeichenrolle 
eingetragene Recht gegenüber dem Inbaber eines kollidierenden, 
früher angemeldeten Zeichenrechts, wenn dieſer aus § 14 Abſ. 1 
Waren ZG. Schadenserſatz verlange, nicht berufen könne, falls 
ihm bei feiner fpäteren Anmeldung das kollidierende Zeichen 
bekannt und das Vorhandenſein der Kolliſion bewußt geweſen 
ſei. In dieſem Falle ſei ihm nach den im Handel und Wandel 
allgemein herrſchenden Rechtsanſchauungen von vornherein 
bekannt geweſen, daß gegenüber dem Inhaber des früher an⸗ 
gemeldeten Zeichens ein Rechtsgrund für die Löſchung ſeines 
ſpäter angemeldeten Zeichens vorliege. Wenn er dennoch das 
für ihn formell eingetragene Zeichen benutze, ſo mache er 
wiſſentlich von einem ihm gegenüber dem Inhaber des älteren 
Zeichens nicht zuſtehenden Rechte Gebrauch, verletzte dieſes 
Recht und ſei nach § 14 ſchadenserſatzpflichtig. Der Berufungs⸗ 
richter hat dann ausgeführt, der Inhaber der beklagten Firma 
habe zur Zeit ſeiner Zeichenanmeldung das früher für gleich⸗ 
artige Waren angemeldete Warenzeichen der Klägerin gekannt, 
ihm ſei die Kolliſion zwiſchen beiden Zeichen ſowie ferner 
bewußt geweſen, daß er gegenüber dem früher angemeldeten 
Zeichenrechte widerrechtlich handele, er habe daher gegen 8 14 
gefehlt, wenn er gleichwohl ſeine Waren mit dem zwar formell 
für ihn eingetragenen, aber mit dem früheren Zeichenrechte der 
Klägerin kollidierenden Zeichen verſehen habe. Dieſer Be⸗ 
gründung kann nicht beigetreten werden, ſie verletzt die SS 1, 
12 und 14 Waren 3G. Nach § 1 kann derjenige, welcher 
in ſeinem Geſchäftsbetriebe zur Unterſcheidung ſeiner Waren 
von den gleichartigen Waren anderer ſich eines Warenzeichens 
bedienen will, dieſes Zeichen zur Eintragung in die Zeichenrolle 
des Pat A. anmelden. Das Pat A. hat nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Geſetzes darüber zu befinden, ob das Zeichen 
einzutragen iſt. Iſt letzteres geſchehen, ſo hat der als Inhaber 
des Zeichens Eingetragener die ausſchließliche Befugnis, das 
Zeichen nach Maßgabe des § 12 Abſ. 1 zu gebrauchen. Die 
Eintragung erzeugt dieſes Recht auf das Zeichen und aus dem 
Zeichen. So lange ſie beſteht, gewährt ſie das Recht dem 
Eingetragenen, es erliſcht erſt mit der erfolgten Löſchung des 
Zeichens und nicht ſchon mit dem Vorhandenſein eines Rechts⸗ 
grundes für die Löſchung. Mit der Anmeldung zur Ein⸗ 
tragung greift der Anmeldende noch nicht in das Rechtsgut 
des früher Eingetragenen ein, und die Eintragung ſelbſt erfolgt 
kraft der Entſcheidung der zuſtändigen Behörde, das Pat A., 
das zu ermeſſen hat, ob die Eintragung geſetzlich zuläſſig iſt, 
und nicht eine Kolliſion mit einem bereits früher für einen 
anderen zur Bezeichnung gleichartiger Waren eingetragenen 
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Zeichen beſteht. Wer alſo auf Grund der beſtehenden Eins 
tragung ſein Zeichen benutzt, übt nur das Recht aus, das 
ihm das Geſetz gewährt und handelt nicht widerrechtlich; 
ob er bei der Anmeldung ſich bewußt war oder bei der Be⸗ 
nutzung des Zeichens ſich bewußt ſein mußte, daß Ver⸗ 
wechſelungen mit einem beſſer berechtigten Zeichen entſtehen 
können, iſt für die Frage der Widerrechtlichkeit der Benutzung 
des Zeichens nicht entſcheidend, da das Pat. ſelbſtändig, 
eventuell im Widerſpruchsverfahren prüft und geprüft hat, ob 
eine Kolliſionsgefahr mit einem früher eingetragenen Zeichen 
vorhanden iſt. Nach der ganzen Konſtruktion des Waren 3G. 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß mit einander verwechſelbare Zeichen 
für verſchiedene Perſonen zur Bezeichnung gleichartiger Waren 
zur Eintragung gelangen und neben einander zu Recht beſtehen, 
Abhilfe gewährt hier das Löſchungsverfahren. Nun hat aller⸗ 
dings nach 8 12 Abſ. 2 Waren G., die Löſchung eine gewiſſe 
rückwirkende Kraft hinſichtlich der Wirkſamkeit des Zeichens für 
die Zeit, in welcher ein Rechtsgrund für die Löſchung bereits 
früher vorgelegen hat, indem beſtimmt iſt, daß dann für dieſe 
Zeit Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht 
werden können. Daraus folgt aber nicht, daß das gelöſchte 
Zeichen auch rückwärts als nicht eingetragen anzuſehen wäre, 
ſondern es wird nur dem bisherigen Zeicheninhaber für die 
Zukunft die Geltendmachung des Zeichenrechts mit rück⸗ 
wirkender Kraft für die Zeit des Vorhandenſeins des Löſchungs⸗ 
grundes verſagt, dadurch wird aber die zur Zeit des Vorliegens 
des Löſchungsgrundes, jedoch vor der Löſchung ſchon ge⸗ 
ſchehene Ausübung des Zeichenrechts durch die nachfolgende 
Löſchung nicht zu einer widerrechtlichen Benutzung des Zeichens. 
Vgl. die Entſch. des erkennenden Senats II. 14/99 und 
RGSt. 30, 211; 34, 275. Hiernach hat die Beklagte durch 
die Benutzung ihres Warenzeichens gemäß 8 12 Waren. 
— das Zeichen iſt bis jetzt noch nicht gelöſcht —, nicht 
widerrechtlich gehandelt, wenn ihr auch die Kolliſionsgefahr 
mit dem beſſer berechtigten Zeichen der Klägerin bewußt war, 
als ſie das Zeichen zur Anmeldung brachte und nach der Ein⸗ 
tragung benußte, fie iſt alſo auch nicht aus 8 14 Waren 3G. 
ſchadenserſatzpflichtig. Ebenſowenig kann mangels wider⸗ 
rechtlicher Rechtsverletzung eine Schadenserſatzpflicht aus 
5 823 BGB. hergeleitet werden. Die Frage der Ans 
wendbarkeit des 8 826 BGB. kommt für die Reviſion nicht 
in Betracht, da die Klägerin in den Vorinſtanzen nicht be⸗ 
hauptet und nichts dafür vorgebracht hat, daß die Beklagte in 
einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe die Eintragung 
ihres Zeichens erlangt oder deſſen Benutzung vorgenommen 
habe. B. c. S., U. v. 13. Nov. 06, 155/06 II. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

29. SS 1 und 8. Für die Annahme der unrichtigen Ans 
gabe ift auch die irrtümliche Auffaſſung des Publikums ent⸗ 
ſcheidend. Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots.] 

Die Firma der Klägerin lautet „C. L.“; ſie hat ihren 
Sitz zu L.; ihr Geſchäftsbetrieb iſt die Fabrikation von Falz⸗ 
ziegeln. Sie hat zu J. eine Zweigniederlaſſung. Bis zum 
Jahre 1895 ſtellte ſie auch in L. Falzziegel her. Seit 1895 
erfolgt die Fabrikation der Falzziegel ausſchließlich in J. Im 
Jahre 1897 entſtand zu L. eine größere Ziegelei unter der 
Firma „Ler Ziegelwerke H. H.“ Generalagent der letzteren 
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Firma im rechtsrheiniſchen Bayern ift die Beklagte. Die 
Klägerin macht geltend: ihre Fabrikate würden allgemein im 
Geſchäftsverkehr als „L. er Falzziegel“ bezeichnet. Die Beklagte 
bezeichne ſich im Geſchäftsverkehr, ohne die volle Firma ihrer 
Auftraggeberin zu gebrauchen, als „Alleinvertreter der L. er Ziegel⸗ 
werke“ und als „Alleinverkäufer der L. er Falzziegel“ und er⸗ 
wecke dadurch beim Publikum den Anſchein, als verkaufe ſie die 
Fabrikate der Klägerin. Durch die Klage war beantragt, die 
Beklagte zu verurteilen, die Bezeichnung der von ihr als Agent 
vertretenen Firma „L. er Ziegelwerke H. H.“ mit lediglich 
„L.er Ziegelwerke“ zu unterlaſſen. In der Berufungsinſtanz 
wurde der auch auf die SS 1 und 8 Unl WG. geſtützte Antrag 
geſtellt, die Beklagte zu verurteilen, die Angabe zu unterlaſſen, 
daß ſie „Alleinvertreter der L.er Ziegelwerke“ und „Allein⸗ 
verkäufer der L.er Falzziegel“ ſei. Die Klage wurde abgewieſen, 
ebenſo die Berufung und die Reviſion: Nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats iſt für die Annahme, ob eine 
unrichtige Angabe vorliege, nicht die objektive Sachlage ent⸗ 
ſcheidend, ſondern die Auffaſſung des Publikums, gleichgültig, 
ob dieſe Auffaſſung des Publikums objektiv gerechtfertigt iſt 
und ob ſie auf vernünftigen Erwägungen beruht. Auch eine 
irrtümliche Auffaſſung des Publikums iſt zu berückſichtigen. 
Wird aber in den beteiligten Verkehrskreiſen die Klägerin 
noch als „L.er Ziegelwerke“ benannt und werden ihre 
Fabrikate in dieſen Kreiſen noch als „L.er Falzziegel“ 
bezeichnet, ſo enthält die Bezeichnung „Alleinvertreter 
der L. er Ziegelwerke“ und „Alleinverkäufer von L.er Falz⸗ 
ziegeln“ eine unrichtige Angabe im Sinne von § 1 UnlWG. 
Das Berufungsgericht hat indes mit rechtlich einwandfreier 
Begründung verneint, daß dieſe Angaben geeignet ſeien, 
den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen. Das trägt ſeine Entſcheidung und führt zur Zurück⸗ 
weiſung der Reviſion. — Nach Darſtellung der Klägerin ſoll 
der Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes in jenen An⸗ 
gaben um deswillen liegen, weil es ſich nach Auffaſſung der 
beteiligten Verkehrskreiſe um ein Angebot handle, deſſen Ur⸗ 
heber einen großartigen Abſatz, nämlich den Abſatz der ge⸗ 
ſamten L.er Ziegelwerke ſowie aller L.er Falzziegel in der Hand 
hat und das um deswillen ganz beſonders beachtenswert er⸗ 
ſcheine. Das Berufungsgericht führt aus: Nach der eigenen 
Darſtellung der Klägerin enthalte die Anpreiſung der Beklagten 
für das Publikum weder hinſichtlich der Wohlfeilheit noch der 
Güte und Beſchaffenheit der Ware ein beſonders günſtiges An⸗ 
gebot. Wenn man das Angebot von L.er Ziegeln an ſich als 
ein beſonders günſtiges in der Richtung der Güte und Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware erkläre, ſo habe die Beklagte das 
Publikum nicht getäuſcht; denn fie liefern ja wirklich L.er Falz⸗ 
ziegel. Die unrichtige Angabe läge nur in der Behauptung, 
daß dieſe Ziegel bloß bei ihr zu beziehen ſeien, was für ſich 
allein das Erfordernis eines beſonders günſtigen Angebots dem 
Publikum gegenüber nicht darſtelle. Der III. StS. des RG. 
hat in feinem Urteil vom 5./ 12. Mai 1902 — RGSt. 35, 235 — 
ausgeführt, der weſentliche Zweck des Wettbewerbsgeſetzes gehe 
in feinem § 1 nicht ſowohl auf Schutz des Publikums gegen 
Abervorteilung, als vielmehr auf Schutz der redlichen Mit⸗ 
bewerber gegen die Nachteile, die ihnen durch unlautere Reklame 
zugefügt werden können. Solche Nachteile könnten ihnen 
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dadurch, daß für die Abnehmer der Anſchein der beſonderen 
Vorteilhaftigkeit eines Angebotes erweckt werde und ſie ſich 
infolgedeſſen an den Anbietenden, nicht aber an deſſen 
Konkurrenten wenden, felbft dann entſtehen, wenn der An⸗ 
bietende den Abnehmern tatſächlich die in Ausſicht geſtellten 
Vorteile biete. — Anknüpfend an dieſe Entſcheidung führt das 
Berufungsgericht weiter aus: Wollte man aber annehmen, daß 
das Wettbewerbgeſetz nicht bloß zum Schutze des Publikums, 
ſondern auch der Mitbewerber beſtimmt ſei und es genüge, 
wenn nur das Publikum durch unwahre Mittel angelockt werde, 
fo läge freilich in der unwahren Angabe der Beklagten, Allein⸗ 
lieferant der L. er Falzziegel zu fein, eine Täuſchung des 
Publikums zum Nachteil anderer Konkurrenten und der Verſtoß 
gegen $ 1 wäre gegeben, wenn es nicht an dem Erforderniſſe 
der unrichtigen Angabe fehlte. Nach Lage des gegebenen 
Falles ſind die zuletzt erwähnten Bedenken, die das Berufungs⸗ 
gericht der auch vom erkennenden Senat — RG. 58, 285 — 
grundſätzlich gebilligten Entſcheidung des III. StS. entnommen 
hat, nicht gerechtfertigt. In den vorausgegangenen Aus⸗ 
führungen hatte das Berufungsgericht bereits rechtlich einwandfrei 
angenommen, die Angaben, Beklagte ſei Allein vertreter der 
L. er Ziegelwerke und Allein verkäufer der L. er Falzzie gel, ſeien 
nicht geeignet, bei dem in Frage ſtehenden Publikum den An⸗ 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervorzurufen. 
Dieſe Ausführungen beruhen nicht, wie die Reviſion ausführt, 
auf einer zu engen Auffaſſung des gedachten geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſes. Sie ſtehen auch im Einklang mit der Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats. Deshalb waren die weiteren 
Ausführungen des Berufungsgerichts überflüſſig. Die Ent⸗ 
ſcheidung — RGSt. 35, 235 — ſetzt voraus, daß die Angabe 
geeignet ſei, bei dem Publikum den Anſchein eines beſonders 
günftigen Angebots hervorzurufen. Dieſe Vorausſetzung war 
bereits rechtlich einwandfrei verneint. L. c. O., U. v. 13. Nov. 06, 
222/06 II. — Bamberg. 

Geſetz, betr. die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

30. 88 28 und 27 verb. mit 8 1779 BGB. Beſteht 
ein Recht der Mutter zum Vormund ihres unehelichen Kindes 
ernannt zu werden? Beſchwerde wegen Ernennung eines 
anderen Vormundes ?] 

Das AG. hat es abgelehnt, für den am 12. März 1906 
unehelich geborenen Auguſt S. ſeine vom Gemeindewaiſenrat 
vorgeſchlagene Mutter, die 23 jährige Kontoriſtin S., als Vor⸗ 
mund zu beſtellen, es hat vielmehr auf anderweiten Vorſchlag 
des Gemeindewaiſenrats den M. als Vormund in Pflicht 
genommen. Die hiergegen von der Kindesmutter erhobene 
Beſchwerde iſt vom LG. als unzuläſſig verworfen worden. 
Auf weitere Beſchwerde erachtet das Königl. Obs G. zu 
München die landgerichtliche Entſcheidung zwar inſofern für 
unzutreffend, als es die Zuläſſigkeit der Beſchwerde aus 857 
Nr. 9 FGG. anerkennt. Es will indeſſen die Beſchwerde 
zurückweiſen, da die einmal erfolgte Beſtellung des Vormundes 
durch das Rechtsmittel nicht angefochten werden könne. Hieran 
ſieht es ſich durch Entſcheidungen des KG. zu Berlin vom 
13. Mai 1901 (KGJ. 2, 113 ff.) und des OLG. Jena vom 
28. Mai 1903 (OL GRſpr. 7, 205 ff.) verhindert und hat 
deshalb die weitere Beſchwerde gemäß 8 28 FGG. dem RG. 
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vorgelegt. Das RG. iſt — abweichend von dem Königl. 
BayObe G. — der Anſicht, daß die Beſchwerde der unverehelichten 
S. gegen die Beſtellung des M. zum Vormund ihres un⸗ 
ehelichen Sohnes vom LG. mit Recht als unzuläſſig verworfen 
worden iſt. Die Beſchwerde ſtützt ſich auf die Vorſchriften des 
8 1779 Abſ. 2 BGB. und des $ 57 Abſ. 1 Nr. 9 JGG. 
und verfolgt den Zweck, daß unter Aufhebung der Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts vom 19. Juli 1906 die Mutter 
zum Vormunde ihres Kindes beſtellt werde. Das BGB. 
bezeichnet in den 88 1776 bis 1778 diejenigen Perſonen, 
welche ein Recht darauf haben, zum Vormunde beſtellt zu 
werden. Dazu gehört die uneheliche Mutter des zu bevor⸗ 
mundenden Kindes nicht. Iſt eine der geſetzlich zur Vormund⸗ 
ſchaft berufenen Perſonen übergangen, ſo gewährt ihr der 
8 60 Nr. 1 FGG. das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde. 
Nach 8 18 Abſ. 2 desſelben Geſetzes iſt das Gericht zu der 
Anderung einer Verfügung, die der ſofortigen Beſchwerde 
unterliegt, nicht befugt. Im Hinblick auf dieſe Lage der Geſetz⸗ 
gebung iſt es von vornherein nicht anzunehmen, daß anderen 
Perſonen, die einen geſetzlichen Anſpruch auf die Übertragung 
der Vormundſchaft nicht haben, das Recht eingeräumt ſein 
ſollte, eine Vormundsbeſtellung wegen eines eigenen angeblichen 
Vorranges vor dem gewählten Vormunde mit der gewöhnlichen 
Beſchwerde anzufechten und damit zunächſt das Gericht zu der 
Prüfung zu veranlaſſen, ob etwa eine Anderung der von ihm 
verfügten Vormundsbeſtellung angezeigt ſei (8 18 Abſ. 1 6.) 
Dies würde mit der Erwägung unvereinbar ſein, die den Geſetz⸗ 
geber bei der Vorſchrift des 8 60 geleitet hat, daß nämlich 
Verfügungen, die die Grundlage für die geſamte vormund⸗ 
ſchaftliche Verwaltung oder doch für die Tätigkeit des einzelnen 
Vormundes bilden, nicht zeitlich unbeſchränkten Beſchwerden 
ausgeſetzt werden ſollen (Denkſchrift S. 51 — S. 85 der 
Heymannſchen Ausgabe —). Die jetzt zur Erörterung ſtehende 
Beſchwerde will im Gegenſatze hierzu die Befugnis der S., die 
erfolgte Vormundsbeſtellung anzufechten, mit der ausgeſprochenen 
Abficht, ſelbſt zum Vormunde beſtellt zu werden, aus der 
Vorſchrift des 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 a. a. O. herleiten. Es mag 
nun dahingeſtellt ſein, ob die Beſtellung des Vormunds über⸗ 
haupt als eine „Verfügung, die eine Entſcheidung über eine 
die Sorge für die Perſon des Kindes oder des Mündels 
betreffende Angelegenheit enthält,“ im Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift angeſehen werden kann. Die Entſtehungsgeſchichte 
der von der Reichstagskommiſſion in den $ 57 eingeſchalteten 
Nr. 9 ſpricht dagegen; denn man hat in der Kommiſſion 
lediglich an das Anwendungsgebiet der 88 1631 bis 1633 BOB. 
gedacht (Wellſtein Kom. z. FGG. Note 8 zu Nr. 9 des $ 57). 
Aber ſelbſt wenn man den Kreis der fraglichen Entſcheidungen 
weiter faſſen und auf die Beſtellung von Vormündern erſtrecken 
dürfte, ſo geht ebenſo aus dem Wortlaute wie aus der von 
der Reichstagskommiſſion unverkennbar beabſichtigten Zweck⸗ 
beſtimmung der Vorſchrift hervor, daß es ſich dabei nur um 
Wahrnehmung von Angelegenheiten des Kindes handeln kann, 
daß alſo eine Beſchwerde nur demjenigen gegeben werden ſoll, 
welcher im Intereſſe des Kindes eine angeblich dieſes Intereſſe 
verletzende Verfügung angreifen will und zur Erhebung der 
Beſchwerde zugleich durch ein eigenes berechtigtes Intereſſe 
legitimiert iſt. Eine ſolche Beſchwerde liegt hier nicht vor. 
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Die Beſchwerdeführerin behauptet nicht, daß der beſtellte Vor⸗ 
mund ungeeignet oder aus irgend einem Grunde außerſtande 
ſei, ſeine Pflichten gegenüber dem Mündel vollauf zu erfüllen. 
Sie ſtellt auch nicht einmal die Behauptung auf, daß ſie ſelbſt 
die Intereſſen des Kindes beſſer zu vertreten imſtande ſein 
würde. Sie macht lediglich ein eigenes Recht — wie es in 
der weiteren Beſchwerde heißt: „eine als Anſpruch aufzufaſſende 
Anwartſchaft auf die Berückſichtigung bei der Auswahl des 
Vormunds“ — geltend. Zur Wahrung eines angeblichen 
Anſpruchs dieſer Art iſt die Beſchwerde aus § 57 Abſ. 1 
Nr. 9 a. a. O. keinesfalls gegeben. Sie iſt deshalb mit Recht 
von dem LG. München I als unzuläſſig verworfen worden. 
Die weitere Beſchwerde war demnach, ohne daß auf die vom 
BayᷣObe G. gegen die fachliche Begründung der Beſchwerde 
erhobenen Bedenken näher einzugehen wäre, auf Grund des 
5 28 Abſ. 3 FGG. zurückzuweiſen. Vormundſchaftsſache der 
minder jährigen S. betr. Beſchl. v. 15. Nov. 06, B. 316/06 IV. 
— Münden. 

II. Preußiſches Necht. 

Allgemeines Landrecht. 

31. 58 142, 143 I, 8. Analoge Anwendung des Licht⸗ 
ſchutzes in einem Falle, wo das Fenſter unterhalb der Augen⸗ 
höhe eines mittelgroßen Menſchen liegt.] 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß der Anſpruch 
der Klägerin nach den SS 142 f. ALR. I 8 zu beurteilen ſei. 
Es nimmt mit dem erſten Richter an, daß der Klägerin das 
Lichtrecht nach dieſen Beſtimmungen zuſtehe, weil das Fenſter, 
vor dem der Beklagte bauen wolle, ſeit 10 Jahren oder länger 
vorhanden ſei. Es tritt ihm auch darin bei, daß der Klägerin 
nur der geringere Schutz des 8 143 a. a. D. gebühre. Hiernach 
müſſe der Neubau des Beklagten ſoweit zurücktreten, daß die 
Klägerin aus den ungeöffneten Fenſtern des zweiten Stockwerks 
noch den Himmel erblicken könne. Da das untere Stockwerk 
des Schuppens der Klägerin fenſterlos ſei, komme als erſtes 
Stockwerk hier das Drempelgeſchoß in Betracht, und es müſſe 
ein zweites Stockwerk fingiert werden, das dem darunter vor⸗ 
handenen gleichartig und mit den nämlichen Fenſtern wie dieſes 
verſehen ſei. Der Neubau müſſe dann ſoweit zurücktreten, daß 
aus dem fingierten ungeöffneten Fenſter des fingierten Stock⸗ 
werks ein vor ihm ſtehender mittelgroßer Mann in aufrechter 
ungezwungener Haltung mit aufwärts gerichtetem Blick in der 
ganzen Breite des Fenſters noch den Himmel ſehen könne. 
Inſoweit beſtehen keine Bedenken gegen die Ausführungen des 
Berufungsgerichts, die ſich überall den Entſcheidungen des RG. 
anſchließen (vgl. die Zuſammenſtellung im Turnau⸗Försters 
Lieg. R. 3. Aufl. Bd. 1 S. 356 ff.). Auch der Beklagte hat 
keine Angriffe dagegen erhoben. Im vorliegenden Falle tritt 
aber die Frage hervor, wie es zu halten ſei, wenn der mittel⸗ 
große Mann in aufrechter ungezwungener Haltung durch das 
fingierte Fenſter den Himmel überhaupt nicht erblicken könnte. 
Die Oberkante des vom Beklagten verbauten Fenſters liegt 
nämlich nur etwas mehr als 80 + 50cm, beſtenfalls alſo 140 cm 
über dem Fußboden der Kammer. Da die Augen eines mittel⸗ 
großen Mannes ſich mindeſtens 160 em über dem Fußboden 
befinden, ſo trifft der nach vorwärts oder gar nach aufwärts 
gerichtete Blick eines vor dem ſtreitigen Fenſter ſtehenden mittel⸗ 
großen Mannes nicht mehr das Fenſter, ſondern die darüber 
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befindliche Hauswand und der Himmel iſt demzufolge dem 
Manne nicht ſichtbar. Nach der Rechtſprechung des vormaligen 
Obertribunals (RG. 5, 166; Arch. 80, 200) ſollte es genügen, 
daß der Mann in irgend einer Weiſe und in irgend einer 
Stellung den Himmel erblicken könne. Dieſe Anſicht hat das 
RG. verlaſſen und ausgeſprochen, daß bei Anwendung der 
88 142, 143 eine aufrechte Haltung eines mittelgroßen 
Menſchen vorauszuſetzen iſt (Gruchots Beitr. 31, 928; 36, 964; 
RG. 32, 194 ff., JW. 97 S. 585 Nr. 67). Dabei hat es 
bemerkt, daß dies nur für Regelfälle, wo alſo die Bauart des 
Zimmers und der Fenſter es geſtatten, anzuwenden ſei, und 
zugegeben, daß die Berechnung des für den Neubau vorzu⸗ 
ſchreibenden Abſtandes nicht in allen denkbaren Fällen, namentlich 
dann, wenn das Zimmer ſehr niedrig und das Fenſter ſehr klein 
ſei, ſodaß der obere Fenſterrand unter der Augenhöhe eines 
aufrechtſtehenden Menſchen liegt, ohne weiteres unter Zugrunde⸗ 
legung der Augenhöhe einer aufrechtſtehenden Perſon angeſtellt 
werden kann. Vorkommendenfalls ſeien Schwierigkeiten, meint 
es, im Wege der Analogie zu beſeitigen (RG. 32, 200). Dieſen 
Weg hat das Berufungsgericht eingeſchlagen, weil die Unſicher⸗ 
heit, die durch eine analoge Rechtsanwendung in die Judikatur 
hineingetragen werde, immer noch weit erträglicher erſcheine, als 
die Auffaſſung, daß der Lichtſchutz in einem Falle, wie er hier 
vorliege, gänzlich verſagt werden müſſe. Es meint, die richtige 
Analogie ſei durch Übertragung der Augenhöhe des durch das 
Fenſter blickenden Mannes von dem Normalfalle auf den Aus⸗ 
nahmefall herzuſtellen. Wenn ein mittelgroßer Mann in auf⸗ 
rechter ungezwungener Haltung aus einem normal großen und 
normal angebrachten Fenſter mit vorwärts gerichtetem Blick 
hinausſchaue, ſo treffe ſein Auge die Scheiben des Fenſters in 
einer Linie, die zur Ober⸗ und Unterkante des Fenſters parallel 
laufe und deren Entfernung von der Unterkante ſich zur Ent⸗ 
fernung von der Oberkante wie 1: 2 verhalte. Hiernach müſſe 
im vorliegenden Falle der nach vorwärts gerichtete Blick des 
vor dem fingierten Giebelfenſter ſtehenden Mannes die Scheiben 
des Fenſters in einer Linie treffen, die in einem Abſtande von 
50/3 = 16 ½ cm parallel zur Unterkante des Fenſters verlaufe; 
dabei müſſe man ſich den Standort des Mannes unter dem 
Fußboden der fingierten Kammer verlegt vorſtellen. Hiernach 
müſſe ſo erkannt werden, wie es in der mitgeteilten Entſcheidung 
ausgeſprochen iſt. Der Beklagte wird verurteilt, mit dem an 
dem Giebel des Schuppens der Klägerin errichteten Neubau 
von dem im Giebel des vorbezeichneten Schuppens befindlichen 
Fenſter, und zwar von dem unteren Rande dieſes Fenſters an, 
ſoweit zurückzutreten, daß aus einem über dem vorhandenen 
Giebelfenſter angebrachten gleichartigen ungeöffneten Giebel⸗ 
fenſter eines über dem vorhandenen zweiten Stockwerke des 
Schuppens als errichtet gedachten gleichartigen dritten Stock⸗ 
werks ein mittelgroßer Mann in aufrechter ungezwungener 
Haltung, deſſen Standpunkt vor dem Fenſter fo ge⸗ 
wählt wäre, daß ſein nach vorwärts gerichteter Blick 
die Scheiben des Fenſters 16% cm über deſſen Unter: 
kante träfe, mit aufwärts gerichtetem Blick in der 
ganzen Breite des Fenſters noch den Himmel ſehen 
könnte. Das RG. tritt ohne Bedenken dem Berufungsgerichte 
darin bei, daß nicht, wie Beklagter meint, der Lichtſchutz einem 
Fenſter verſagt ſei, das unterhalb der Augenhöhe eines mittel⸗ 
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großen Menſchen liege, daß vielmehr die in ſolchem Falle ent⸗ 
ſtehenden Schwierigkeiten, wie ſchon vom RG. in dem er⸗ 
wähnten Urteile ausgeſprochen iſt, durch die analoge Anwen⸗ 
dung der für die Regelfälle maßgebenden Rechtsgrundſätze zu 
beſeitigen ſind. Es läßt ſich nicht verkennen, daß die analoge 
Anwendung in verſchiedener Weiſe ausgeführt werden kann, da 
ſie in jedem einzelnen Falle dem gerade vorliegenden Sach⸗ 
verhalte anzupaſſen iſt. Es darf auch nicht auffallen, daß in 
den verſchiedenen Fällen, wo die Analogie aushelfen muß, In⸗ 
konſequenzen und Ungleichheiten hervortreten können; denn in 
den 88 142, 143 ALR. I 8 handelt es ſich um Beſtim⸗ 
mungen, die ſich in ihrem Wortlaut allein kaum praktiſch ver⸗ 
werten laſſen, die vielmehr einer jahrelangen Rechtſprechung 
bedurften, damit ihre wahre Bedeutung ermittelt und feſtgeſtellt 
und damit die in ihnen vorhandenen Lücken, ohne deren Aus⸗ 
füllung ſie in vielen Fällen praktiſch nicht verwendbar wären, 
ergänzt wurden. Wenn auch die Analogie, wie ſie das Be⸗ 
rufungsgericht angewendet hat, vielleicht nicht darauf Anſpruch 
machen kann, als die einzig zuläſſige zu gelten, ſo kann ihr 
doch weder vorgeworfen werden, daß ſie auf Rechtsirrtum 
beruhe, noch daß ſie der Sachlage nicht angemeſſen ſei. Das 
Berufungsgericht geht nämlich davon aus, daß die Augen eines 
mittelgroßen Menſchen ſich in einer Höhe von 1,60 em über 
dem Fußboden befinden, alſo bei einem normalen Raum mit 
einem normalen Fenſter in der Linie, die das untere Drittel 
des Fenſters abſchließt. Dies ergibt für einen Fall, wie der 
vorliegende, wo die Höhe des ganzen Fenſters 50 em, das 
untere Drittel desſelben alſo 16% cm beträgt, daß der vor dem 
Fenſter ſtehende Mann eine Stellung annehmen muß, die ſeinen 
Augen den Ausblick auf den Himmel in einer Höhe von 16 ½ cm 
über der Unterkante des Fenſters geſtattet. Die Reviſion war 
zurückzuweiſen. F. c. E., U. v. 17. Nov. 06, 70/06 V. — 
Marienwerder. 

Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 

32. 8 41 in Verb. mit $ 1166 BGB. Nach preußiſchem 
Recht beſteht keine Verpflichtung des der Zwangsverſteigerung 
betreibenden Hypothekengläubigers zur Benachrichtigung des 
perſönlichen Schuldners von Einleitung der Zwangsverſteigerung.] 

Im bisherigen preußiſchen Rechte beſtand keine Vorſchrift, 
die den die Zwangsverſteigerung betreibenden Hypothekengläubiger 
verpflichtete, dem perſönlichen Schuldner von der Einleitung 
der Zwangsverſteigerung Mitteilung zu machen, wenn er ihn 
für den etwaigen Ausfall mit der perſönlichen Klage in An⸗ 
ſpruch nehmen wollte. Obgleich Dernburg (Preuß. Hypotheken⸗ 
recht S. 66 f.) zugibt, daß eine poſitive Geſetzesvorſchrift für 
ſeine Anſicht nicht anzuführen ſei, hat er doch, lediglich weil 
Treue und Glauben es verlangten, den Hypothekar zur Anzeige 
der Zwangsverſteigerung an den perſönlichen Schuldner für 
verpflichtet erklärt und bei unterlaſſener Anzeige den Schuldner 
für befugt erachtet, die Abweiſung der perſönlichen Forderung 
zu verlangen. Dagegen hat Cccius (Theorie und Praxis 
Bd. III 8 194 a Anm. 23; Gruchots Beitr. 36, 656) jene 
Verpflichtung verneint, weil es eine Überfpannung der Pflichten 
aus Treue und Glauben wäre, wenn man zu den Dernburgſchen 
Sätzen gelangen wollte. Soviel bekannt, hat die Dernburgſche 
Anſicht in der Praxis keine Anhänger gefunden. Auch das RG. 
ſchließt ſich ihr nicht an. Der Hypothekengläubiger ift nach 
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preußiſchem Rechte berechtigt, den perſönlichen Schuldner wegen 
ſeiner Forderung zu belangen, ſolange er nicht befriedigt iſt, 
mag eine Zwangsverſteigerung ſtattgefunden haben oder nicht; 
der Schuldner iſt verpflichtet, ſeine Schuldverbindlichkeit zu 
erfüllen. Aus allgemeinen Beſtimmungen des preußiſchen 
Rechtes, welche Treu und Glauben im Verkehre zur Voraus⸗ 
ſetzung haben, läßt ſich eine Verpflichtung des Gläubigers zur 
Benachrichtigung des perſönlichen Schuldners von der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Pfandgrundſtücks nicht herleiten. Bei Auf⸗ 
nahme der Vorſchrift des S 1166 BGB. iſt man davon 
ausgegangen, daß aus Billigkeitsrückſichten die Aufnahme 
einer Beſtimmung geboten ſei, wonach der Schuldner, wenn 
der Gläubiger es verſäumt hat, ihn von der betriebenen 
Zwangsverſteigerung zu benachrichtigen, dem Gläubiger die 
Befriedigung wegen eines Ausfalls inſoweit verweigern kann, 
als er infolge der Unterlaſſung Schaden erleidet. Man hat 
aber die Einſtellung einer dieſes ausdrücklich anordnenden 
Vorſchrift für erforderlich, alſo ihre Herleitung aus den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen über Treu und Glauben nicht für 
angängig gehalten (vgl. Prot. der zweiten Leſung 3, 612, 
Denkſchrift S. 222). Selbſtverſtändlich iſt die Anwendung des 
erſt am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen $ 1166 BGB. 
im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen, deſſen Tatbeſtand in die 
frühere Zeit fällt. St. c. W., U. v. 17. Nov. 06, 146/06 V. 
— Naumburg. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

33. 8 10 Abſ. 2 und $ 15. Begriff der „neuen Anlage“.] 

Durch Königliche Verordnung vom 30. März 1895 wurde 
dem beklagten Reichsmilitärfiskus behufs Anlegung eines Truppen⸗ 
übungsplatzes für das VIII. Armeekorps bei E. das Recht zur 
Entziehung von Grundeigentum verliehen. Von dieſem Rechte 
hat der Beklagte Gebrauch gemacht und bei E. einen Truppen⸗ 
uͤbungsplatz angelegt. Auf ſpäteren Antrag der Militär: 
verwaltung iſt durch Planfeſtſetzungsbeſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes eine der klagenden Gemeinde gehörige, bis dahin 
als Wald benutzte Parzelle für die Erweiterung des Truppen⸗ 
übungsplatzes der Enteignung unterworfen. Die Klägerin ver⸗ 
langte Erhöhung der ihr zugebilligten Entſchädigung für Grund 
und Boden um mindeſtens 4 500 Mark, indem ſie geltend 
machte, das Militärlager auf dem Übungsplatze ſei ſchon im 
Herbſte 1895 bezogen geweſen. Infolge der Anlegung des 
Abungsplatzes ſei das jetzt fragliche Terrain zur Zeit feiner 
Enteignung durch die Verwandlung aus bloßem Wald in Bau⸗ 
terrain oder doch wenigſtens in Acker⸗ und Gartenland im 
Werte erheblich geſtiegen und dieſe Werterhöhung ſei bei der 
Bemeſſung der Entſchädigung mit in Anſchlag zu bringen, da 
es ſich bei der gegenwärtigen Anlage nicht um dieſel be 
Anlage im Sinne des § 10 Abſ. 2 Enteignungsgeſetz handle, 
wie bei der Anlegung des ÜUbungsplatzes. Das OLG. verurteilte 
den Beklagten zur Zahlung einer weiteren Entſchädigung von 
3 550,29 Mark. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Zwar iſt die Enteignung der fraglichen Parzelle auf Grund der 
nämlichen Königlichen Verordnung erfolgt, zufolge deren auch 
die Enteignung der Grundſtücke für die Anlage des Truppen⸗ 
übungsplatzes ſtattgefunden hat. Auch iſt zuzugeben, daß die 
Königliche Verordnung weder eine räumliche noch eine zeitliche 
Beſchränkung des dem Beklagten verliehenen Enteignungsrechtes 
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enthielt und daß die zu den Zwecken des Übungsplatzes aus 
ſanitären und diſziplinaren Gründen erfolgte Enteignung der 
Waldparzelle nach der Verkehrsauffaſſung ſich als einen Teil 
der Anlage des Abungsplatzes darſtellt. Dies alles aber iſt 
nicht entſcheidend. Maßgebend iſt allein, was das Enteignungs⸗ 
geſetz unter dem Begriffe der neuen Anlage im Sinne des 
9 10 Abſ. 2 verſteht. Nun geht zunächſt aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes hervor, daß für die Begriffsbeſtimmung 
die Feſtſtellung des Planes maßgebend ſein ſollte. In dem 813 
Abſ. 2 des dem Herrenhaufe in der Sitzungsperiode 1868/69 
vorgelegten Entwurfs war ausdrücklich beſtimmt: „Der Plan 
und, wo es eines ſolchen nicht bedarf, die Enteignungsorder 
oder der Beſchluß der Regierung über die von derſelben für 
zuläſſig erachtete zeitweiſe Beſchränkung bildet die Grundlage 
für die Feſtſtellung des Objekts und der Entſchädigung.“ 
Der Plan ſollte alſo auch die Grundlage für die Entſchädigung 
bilden, die gemäß dem mit dem jetzigen § 10 Abſ. 2 des 
Geſetzes inhaltlich übereinſtimmenden 8 7 Abſ. 2 des Entwurfs 
feſtzuſetzen war. Dieſer Standpunkt des Entwurfs iſt in den 
ſpäteren Stadien des Geſetzes nicht verlaſſen worden, vgl. 8 14 
des 1869/70 dem Herrenhauſe vorgelegten Entwurfs. Hat die 
Beſtimmung des 8 13 Abſ. 3 des Entwurfs auch keine aus⸗ 
drückliche Aufnahme in das Geſetz gefunden, ſo läßt ſich doch 
die Anerkennung des darin enthaltenen Grundſatzes aus dem 
Inhalte und Zuſammenhange des Geſetzes mit Sicherheit folgern. 
Das Enteignungsgeſetz beſtimmt im I. Titel die Bedingungen 
der Zuläſſigkeit der Enteignung; insbeſondere ſoll nach 8 2 
die Königliche Verordnung den Unternehmer und das Unter⸗ 
nehmen d. h. den Zweck, zu dem das Grundeigentum in 
Anſpruch genommen wird, bezeichnen. Der II. Titel enthält 
die für die Entſchädigung maßgebenden Grundſätze. Der 
III. Titel regelt das Enteignungsverfahren und zwar unter 
Ziff. 1 die Feſtſtellung des Planes, für welche die SS 15 
und folgende genaue Vorſchriften enthalten, und unter Ziff. 2 
die Feſtſtellung der Entſchädigung. Nach den SS 15 und 
folgenden ſoll vor Ausführung des Unternehmens die Feſtſtellung 
des Planes auf Antrag des Unternehmers erfolgen, der zu dem 
Behufe die zu enteignenden Grundſtücke genau zu bezeichnen 
hat. Sache des Unternehmers iſt es daher, vor dem Antrage 
auf Feſtſtellung des Planes darüber ſich klar zu werden, welcher 
Grundſtücke er zur Ausführung des Unternehmens bedarf. Nur 
aus den in dem feſtgeſtellten Plane bezeichneten Grundſtücken 
ſetzt ſich die neue Anlage zuſammen. Der feſtgeſtellte Plan 
bildet den Rahmen für ihre Umgrenzung. Nach dem Zuſammen⸗ 
hange der Beſtimmungen kann es nicht zweifelhaft ſein, daß 
unter der neuen Anlage im Sinne des § 10 Abſ. 2 die 
Anlage zu verſtehen iſt, wie ſie ſich jedesmal nach dem feſt⸗ 
geſtellten Plane als Grundlage des Unternehmens darſtellt. 
Abgeſehen von der Feſtſtellung des Planes würde es im Geſetz 
an einem feſten und ſicheren Anhaltspunkte für die Begrenzung 
der neuen Anlage fehlen. Hiernach iſt die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß jede nachträgliche in dem urſprünglichen und feſt⸗ 
geſtellten Plane nicht vorgeſehene Erweiterung des Unternehmens, 
die eine wiederholte Enteignung nötig macht, nicht noch als ein 
Teil der die erſte Enteignung bedingenden Anlage, ſondern 
vielmehr als neue Anlage im Sinne des § 10 Abſ. 2 anzuſehen 
iſt, auch wenn die wiederholte Enteignung noch auf Grund der 
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unbeſchränkten Königlichen Verordnung erfolgen kann. Dieſe 
Rechtsauffaſſung ſteht mit der bisherigen Rechtſprechung des RG. 
im Einklang. Vgl. Urteil des erkennenden Senats in Sachen 
L. c. E. vom 12. Februar 1895 und Urteil des VI. Senats; 
Eger, Enteignungsgeſetz Bd. I S. 347. R.⸗Mil.⸗Fiskus c. 
Gem. N., U. v. 9. Nov. 06, 148/06 II. — Cöln. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres zu Berlin. 


1. Fluchtliniengeſetz. Begriff der Straße. Ausbau 

der Straße nach der ſelbſt mehrere Jahre zurück⸗ 

liegenden Fluchtlinienfeſtſetzung bildet mit letzterer 

einen einheitlichen Akt. Was iſt unter „Anbau“ 
zu verſtehen? 

Der Rentner N. hat auf ſeinem zu T. Martinſtraße 
belegenen Grundſtücke nach dem Jahre 1887 eine Waſchküche 
als Anbau an ſeine daſelbſt bereits frühere erbaute Villa 
errichtet. Die Martinſtraße gehört zu dem Gebiete der durch 
8 1 der Rheiniſchen Kreisordnung vom 30. Mai 1887 am 
1. April 1888 mit dem Bezirke der Stadtgemeinde T. vereinigten 
Gemeinde Z. Mit Rückſicht auf die Errichtung der Waſchküche 
zog der Gemeindevorſtand zu T. den N. gemäß 8 15 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 zu den Koſten des im Jahre 1902/03 
ausgeführten Ausbaues der Martinſtraße zwiſchen der Linden⸗ 
ſtraße und der Nordallee mit einem Beitrage von 2 065,44 Mark 
heran und wies den hiergegen erhobenen Einſpruch zurück. 
Der hierauf mit dem Antrag auf Freiſtellung erhobenen Klage 
verſagte der Bezirksausſchuß zu Trier durch Urteil den Erfolg. 
Die gegen dieſe Entſcheidung eingelegte Reviſion iſt nicht 
begründet. 

Die Angriffe der Reviſion richten ſich zunächſt gegen die 
Feſtſtellung des Vorderrichters, daß die Martinſtraße in dem 
maßgebenden Jahre 1883 als Ortsſtraße des Vororts Z. noch 
nicht vorhanden geweſen ſei. Sie entſprechen jedoch nicht den 
Anforderungen des § 94 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 
30. Juli 1883. | 

Die Vorentſcheidung ſtellt feſt, daß die Straße im 
Jahre 1883 keinen befeſtigten Fahrdamm, keine Bürgerſteige, 
keine Entwäſſerungsanlage und nur eine unzureichende Beleuchtung 
gehabt, mithin ſämtlicher Einrichtungen entbehrt habe, die im 
allgemeinen als Merkmale einer Straße angeſehen würden. 
Wenn der Vorderrichter hieraus ableitet, daß die Straße im 
Jahre 1883 noch nicht im Sinne des Geſetzes vorhanden 
geweſen ſei, und daß die Arbeiten im Jahre 1902/03 nicht 
etwa lediglich eine weitere Regulierung, ſondern den völlig 
neuen Ausbau der Straße darſtellten, ſo läßt das weder einen 
Rechtsirrtum noch einen weſentlichen Verfahrensmangel erkennen. 
Die Ausführungen der Reviſionsſchrift gehen auch im weſentlichen 
nur dahin, daß die tatſächlichen Verhältniſſe anders zu bes 
urteilen ſeien, als der Bezirksausſchuß getan habe; damit läßt 
ſich aber die Reviſion nicht rechtfertigen. Hervorgehoben mag 
noch werden, daß der Hinweis auf die Veröffentlichung 
eines Fluchtlinienplans verfehlt iſt. Einerſeits kann aus dieſer 
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Maßregel nur geſchloſſen werden, daß mit der Anlegung 
einer Straße begonnen wurde, nicht, daß ſie ſchon vor⸗ 
handen war, anderſeits fällt ſie erſt in das Jahr 1887, 
iſt alſo für die Verhältniſſe des maßgebenden Jahres 1883 
bedeutungslos. 

Für den Fall, daß die Martinſtraße nicht als „vorhandene“ 
Straße zu erachten ſein ſollte, macht der Kläger ferner geltend, 
daß dann auch der Zuſammenhang zwiſchen dem angeblichen 
Beginn der Anlegung der Straße im Jahre 1887 durch die 
damalige Fluchtlinienfeſtſetzung und dem tatſächlichen Ausbau 
im Jahre 1902/03 fehle. Durch die Eingemeindung von Z. 
in die Stadt T. im Jahre 1888 ſei nicht nur der Ausbau der 
Martinſtraße verſchoben, ſondern er ſei auch damals „vorder⸗ 
hand“ aufgegeben und durch einen neuen Willensakt im Jahre 
1902 ins Werk geſetzt worden, was aus dem Wechſel des 
Subjekts des Straßenbaues und aus dem Umſtande folge, daß 
die Stadt T. abweichende Pläne gehabt habe und darum erſt 
14 Jahre nach der Eingemeindung an den Ausbau der Straße 
gegangen ſei. 

Damit ſoll offenbar behauptet werden, daß die Baulich⸗ 
keiten, auf deren Errichtung ſich die Heranziehung ſtützt, bereits 
vor dem Beginne der Anlegung der Straße vorhanden geweſen 
ſeien. Ob dies zutreffen würde, wenn mit der Anlegung der 
Straße in der Tat erſt im Jahre 1902 begonnen worden 
wäre, — der Beklagte behauptet, die Waſchküche ſtamme aus 
dem Jahre 1891 — kann dahingeſtellt bleiben. Der Vorder⸗ 
richter führt aus, die Anlegung einer Straße ſei unter Umſtänden 
ein ſich durch einen längeren Zeitraum hinziehender Vorgang, 
deſſen Dauer durch die verſchiedenſten Verhältniſſe beeinflußt 
werden könne. Im vorliegenden Falle habe die Eingemeindung 
von Z. in T. den für das Jahr 1888 in Z. ins Auge ge⸗ 
faßten Ausbau der Martinſtraße hinausgeſchoben. Da aber 
die damalige Fluchtlinienfeſtſetzung bei dem ſpäteren Ausbau 
der Straße zugrunde gelegt worden, alſo der damalige Wille 
der Gemeinde auch ſpäterhin maßgebend geblieben ſei, ſo ſtelle 
ſich die damalige Fluchtlinienfeſtſetzung mit dem ſpäteren Aus⸗ 
bau als ein einheitlicher Akt dar; und es ſei berechtigt, in 
der Fluchtlinienfeſtſetzung von 1887 den Beginn der Anlegun 
der Straße zu ſehen, der Bau der Waſchküche liege aber na 
dieſem Zeitpunkte. 

Das iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Endlich wiederholt der Kläger ſeine Behauptung, daß die 
aus ſanitären Gründen vorgenommene Verlegung der Waſch⸗ 
küche außerhalb des älteren Gebäudes die Errichtung von 
Gebäuden im Sinne des 8 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
nicht darſtelle, zumal jene Baulichkeiten nicht mit der Abſicht 
hergeſtellt worden ſeien, ſie dauernd ſo zu belaſſen, wie ſie 
errichtet waren. 

Allein die Feſtſtellung des Bezirksausſchuſſes, daß ein 
Anbau dann als Gebäude anzuſehen ſei, wenn eine 
bisher unbebaute Grundfläche bebaut werde, möge 
auch der Anbau mit dem Hauptgebäude eine gemeinſame Wand 
haben, von geringen Abmeſſungen ſein und weder die Straße 
berühren noch von ihr ſichtbar ſein, entſpricht der in den an⸗ 
gezogenen Stellen bei Friedrichs — von Strauß und Torney, 
das Geſetz vom 2. Juli 1875, Bem. 7 zu §§ 13, 14, Bem. 
7b zu 8 15, 5. Aufl. S. 146, 192 wiedergegebenen Recht⸗ 
ſprechung des Gerichtshofs. Daß hier beſondere Umſtände 
vorlägen, die geeignet wären, eine abweichende Beurteilung zu 
rechtfertigen,) hat der Kläger weder in der Vorinſtanz noch 
jetzt behauptet. 


) Vgl. Urteile vom 3. März 1902 und vom 5. Juni 1905, 
OVG. 41, S. 128, 181 und 47, 94. 
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Daß ein ſpäterer Abbruch eines Gebäudes die einmal 
entſtandene Verpflichtung zur Zahlung eines Anliegerbeitrags 
beſtehen läßt, hat der Vorderrichter zutreffend hervorgehoben. 
Erſt recht iſt es unerheblich, daß der Kläger nach der Reviſions⸗ 
ſchrift nicht die Abſicht gehabt haben ſoll, die Baulichkeiten ſo, 
wie ſie errichtet ſind, zu belaſſen, daß ſie vielmehr jederzeit 
wieder, wenn erforderlich, beſeitigt werden ſollten. Darauf, ob 
die Verlegung aus ſanitären Gründen vorgenommen worden 
iſt kommt es gleichfalls nicht an. v. N. c. Stadt T., U. v. 
18. Okt. 06., Nr. IV 1613. Rep. Nr. IV. C. 66/06. — Trier. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 2 erörtert die Vorausſetzungen, unter denen 
der Kalkulationsfehler nicht bloß einen Irrtum im Beweggrunde, 
ſondern einen Irrtum über den Inhalt der Erklärung hervor⸗ 
zurufen vermag, und die Umſtände, unter denen ein Irrtum 
über den Wert, insbeſondere den Taxwert, ſich als Irrtum 
über eine Eigenſchaft der Sache darſtellt. 

Daß die Anfechtung wegen Drohung ſubjektiv die wider⸗ 
rechtliche Abſicht des Drohenden erfordert, betont Entſch. Nr. 3. 

Das Verhältnis des Anſpruchs eines Elternteils gegen 
den andern auf Herausgabe des Kindes zu dem im Intereſſe 
des Kindes gegebenen Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts 
behandelt Entſch. Nr. 6. 

In ſolchen Fällen, in denen zwar eine Körperverletzung 
nicht gerade auf Notwehr zurückzuführen iſt, kann dennoch die 
Verletzung auf das Verhalten des Verletzten ſelbſt derart 
zurückzuführen ſein, daß ſein Schadenserſatzanſpruch dadurch ganz 
oder doch wenigſtens zum größten Teile gemäß § 254 BGB. in 
Wegfall kommt. Ein Beiſpiel hierfür bietet Entſch. Nr. 7. 

Für das Recht zur Ermäßigung einer Vertragsſtrafe wird 
in Entſch. Nr. 12 dem Richter der freieſte Spielraum gewährt 
und er auch nicht auf die Berückſichtigung der Verhältniſſe zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes beſchränkt, ſondern ihm auch die 
Möglichkeit, die ſpätere Entwicklung der Verhältniſſe in Betracht 
zu ziehen, offen gehalten. 

Die Entſch. Nr. 15 behandelt die Frage, ob der Mieter 
zur Ausübung des ihm nach § 549 BGB. wegen grundlos ver: 
weigerter Erlaubnis zur Untervermietung zuſtehenden Kündigungs⸗ 
rechts auch befugt ſei, wenn in dem Mietvertrage die Unter⸗ 
vermietung ohne Erlaubnis des Vermieters noch ausdrücklich 
ausgeſchloſſen iſt. 

In der ebenfalls das Mietrecht betreffenden Entſch. Nr. 16 
wird für die Fälle, in denen ſich die Kündigungsfriſt nach dem 
Zeitraum richtet, nach dem der Mietpreis bemeſſen iſt, unterſchieden 
zwiſchen Bemeſſung und Zahlung des Mietzinſes. Wird alſo 
die nach dem Jahresbetrage bemeſſene Miete in Monatsraten 
bezahlt, ſo wird dadurch noch nicht die für Monatsmiete 


beſtimmte Kündigungsfriſt maßgebend. 


Der Beſteller eines Werkes kann Gewährleiſtungsanſprüche 
ausnahmsweiſe geltend machen, ohne eine Nachbeſſerungsfriſt 
geſetzt zu haben, z. B. wenn der Unternehmer die Nachbeſſerung 
verweigert. Nach Entſch. Nr. 17 kann eine ſolche Weigerung unter 
Umſtänden auch in dem Beſtreiten des Vorliegens der Mängel 
geſehen werden. 

In der Entſch. Nr. 20 wird der negatoriſche Unterſagungs⸗ 
anſpruch aus SS 906, 1004 BGB. auch gegeben, wenn der 
ſtörende Betrieb zur Zeit ſeiner Einrichtung den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen entſprach, inzwiſchen, d. h. bis zur Klageerhebung, ſich 
aber eine Anderung der örtlichen Verhältniſſe vollzogen a 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Mitglieder der Hülfskaſſe werden dringend erſucht, 


au der aufßersrdentlihen Generalverſammlung in Leipzig 


um 20. Jaunar 1907, Vormittags 11 Uhr, teilzunehmen. 


Der Inhalt der Tagesordnung, welcher noch der Antrag des 


Juſtizrats Beckh zu Nürnberg auf Verweiſung der Ent- 
ſcheidung an die mit dem nächſten Anwaltstage zu Maun- 
heim zu verbindende ordentliche Generalverſammlung der 
Hälfskaſſe hinzugetreten iſt, ergibt, daß es ſich um wichtige 
Lebensintereſſen der Kaſſe handelt, und daß jedes Miiglied zu 
den geſtellten Fragen Stellung nehmen muß. Durch die eut- 
gegenſtehenden Anträge und durch die geräumige Bemeſſung 
der Friſt iſt allen Nichtungen Gelegenheit gegeben, ſich in 
aubgiebiger Weiſe geltend zu machen. 

Die Generalverſammlung wird zunächſt im Hanptzimmer 
der Rechtsauwaltſchaft bei dem Reichsgericht eröffnet werden, 
es iſt aber Nückſprache genommen, daß, wenn der dortige 
Raum nicht ausreichen ſollte, größere Räumlichkeiten zur 
Verfügung geſtellt werden. Ebenſe wird Beranſtaltung 
getroffen werden, daß die Mitglieder, welche nach Schluß 
der Berſammlung ein gemeinſames Mittagseſſen einzunehmen 
winſchen, hierzu in den Nänmlichkeiten des Natskellers 
Gelegenheit finden. 


Die ordentliche Generalverſammlung vom 7. Oktober 


1906 hat mit allen gegen eine Stimme beſchloſſen, daß ein 


Stimmrecht durch Bevollmächtigte von Mitgliedern für dieſe 


nicht ansgeübt werden kann. Sollte dieſe Frage wiederholt 
zur Entſcheidung geſtellt werden, fo empfiehlt es ſich, daß 
diejenigen Mitglieder, welche Vollmachten abweſender 
Kollegen vorlegen wollen, ein nach Landgerichtsbezirken 
geordnetes Verzeichnis behufs ö der Mitgliedſchaft 
mitbringen. 


Eine außerordentliche Se wird 
auf den 20. Jaunar 1907, Vormittag 11 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
auwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung find: 
1. Der Antrag des Rechtsanwalts, Juſtizrat Dr. Schmidt 
zu Gera und von 69 anderen Auwälten aus dem 
Bezirke des Oberlandesgerichts zu Jeua. 


Die Generalverſammlung wolle folgenden Zuſatz 
zu 5 8 der Satzungen beſchließen: 
„Das Stimmrecht kann durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten ausgeübt werden, der aber Mitglied 
der Kaſſe ſein muß. Für die Vollmacht iſt die 
ſchriftliche Form erforderlich und genügend.“ 


2. Der Antrag des Rechtsanwalts Kolſen zu Berlin: 


8 8 der Satzungen erhält folgenden Zuſatz: 
„Als erſchienen ſind auch diejenigen Mitglieder 
anzuſehen, welche anderen Mitgliedern ſchrift⸗ 
liche Vollmacht erteilt haben.“ 


3. Der Antrag des Vorſtandes auf Ergänzung des 3 7 
der Satzungen durch Hinzufügung eines Schluß⸗ 
abſatzes dahin: 


„Eine Vertretung abweſender Mitglieder durch Be⸗ 
vollmächtigte findet uicht ſtatt.“ 


4. Der vom Vorſtande angenommene Antrag des Inſtiz⸗ 
rats Elze zu Halle a. S. dahin: 


„Die RNuhegehalts, Witwen und Waiſenkaſſe 
für dentſche Rechtsanwälte, welche anf Grund 
der vom dentſchen Anwaltstage in Hannover ge- 
nehmigten und durch Verhandlungen mit dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverſicherung 
in Berlin feſtgeſtellten Satzung begründet werden 
ſoll, entſpricht zwar nicht ganz der Kaffe, welche der 
5 2 Abſatz a der Satzungen der Hülfskaſſe für 
dentſche Rechtsanwälte im Ange hat, fie erſtrebt aber 
das gleiche Ziel und iſt zur Zeit die Nuhe⸗ 
gehaltskaſſe, welche zum Segen der deutſchen Rechts⸗ 
auwälte und ihrer Witwen und Waiſen begründet 
werden kann, wenn ſich etwa 700 Anwälte daran 
beteiligen. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 


in 3½ yrozentigen, zur anderen Hälfte in 3 pro- 


. zentigen Staats papieren aus dem angeſammelten 


Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe überwieſen. Dieſe 
Hülfskaſſe wird daun aber nicht aufgelöſt, ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf den 
in 8 2» beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach 


der auliegenden veränderten Satzung. Namentlich 
5 
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kaun fie die Zinfen auch von dem ihr verbleibenden 
Kapitalgrundſtock zu Unterſtätzungszwecken ver- 
wenden.“ | 
Die vorgeſchlagenen weiteren Saungsänderungen lauten: 
a) 5 2 wird dahin gefaßt: 
„Der Zweck des Vereins iſt, dienft- und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene dentſche Rechtsanwälte, ſowie 
deren Hinterlaſſene durch Geldbeihülfen zu uuter⸗ 
ſtützen.“ 
b) Im 5 3 wird der Abſatz 2 geſtrichen. 
e) Im 5 17 werden der erſte Abſatz ganz und im zweiten 
Abſatz die Worte: 
„ans anderen Gründen“ 
geſtrichen. 
Leipzig, den 24. November 1906. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorfitzender. 


Anf die Tagesordnung der außerordentlichen General- 
verſammlung der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte vom 
20. Januar 1907, Vormittags 11 Uhr, wird ferner geſetzt: 

5. Antrag des Juſtizrats Hermann Beckh zu 

Nüruberg: 

Die Generalverſammlung wolle beſchließen, die 
Beſchlußfaſſung über die auf die Tagesordunng 
geſetzten Anträge auszuſetzen und ſolche der 
nächſten ordentlichen Generalverſammlung im 
Herbſte 1907, die mit dem Auwaltstage ver- 
bunden wird, zu überweiſen. 


Leipzig, den 20. Dezember 1906. 
Dülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Stettin, Kaſſel, Bamberg, Nürnberg und München haben 
der Kaſſe abermals Beihülfen und zwar Stettin 1000 Mark, 
Kaſſel 1000 Mark, Bamberg 1500 Mark, Nürnberg 
2000 Mark und München 2500 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei- 
hülfen der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Druckfehlerberichtigung. 
Seite 703 des vorigen Jahrgangs dieſer Zeitſchrift erſte 
Spalte Zeile 14 von oben lies „fraus“ ſtatt „Frau“. 
Statt „Fährnisgemeinſchaft“ lies in dieſer Abhandlung 
(die Gläubigeranfechtung von Eheverträgen) überall „Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft“. 


M 2. 1907 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute des 
Zivilrechts 


in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. 


LXIII. 
Der Mänklervertrag. 


Dem zuletzt behandelten Werkvertrag ſteht der Mäkler⸗ 
vertrag begrifflich ſehr nahe; Crome, Syſtem des Bürgerlichen 
Rechts 2, 707 bezeichnet ihn daher als eine Abart des Werk⸗ 
vertrages mit eigenartigen Grundſätzen. Zweck des Mäkler⸗ 
vertrages iſt nämlich entweder „der Nachweis der Gelegenheit 
zum Abſchluß eines Vertrags oder die Vermittelung eines 
Vertrags“ (BGB. § 652); alſo ein immaterieller Erfolg. Er 
unterſcheidet ſich jedoch vom Werkvertrage dadurch, daß der 
Mäkler Entrichtung des Aquivalents, das vom Geſetz als 
(Mäkler⸗ Lohn bezeichnet wird, erſt fordern kann, wenn der 
Vertrag infolge des Nachweiſes oder infolge der Vermittlung 
des Mäklers zu ſtande gekommen iſt. Andererſeits hat der 
Mäklervertrag eine gewiſſe Ahnlichkeit mit dem Auftrag, wie 
denn auch der andere Vertragsteil, für den die Tätigkeit des 
Mäklers in Frage kommt, im Rechtsverkehr, auch in der Recht⸗ 
ſprechung als Auftraggeber bezeichnet wird; das unterſcheidende 
Kriterium bildet die Unentgeltlichkeit des Auftrags, der Ausdruck 
„Auftrag“ im Rechtsverkehr mit dem Mäkler hat alſo einen 
weiteren Sinn, als denjenigen des BGB. (ähnlich wie in 
manchen Dienſtvertragsverhältniſſen, z. B. im Anwalts mandat). 
Die Beſtimmung, daß der Anſpruch des Mäklers gegen den 
Auftraggeber erſt entſteht, wenn der Vertrag zuſtande kommt, 
macht es nun theoretiſch zweifelhaft, ob der Mäklervertrag zu den 
gegenſeitigen oder zu den einſeitigen Verträgen gehört, ob alſo auf 
ihn die 88 320 ff. bis 327 BGB. Anwendung finden oder 
nicht. Soviel ich ſehe, hat das RG. zu dieſer Frage noch 
keine Stellung genommen. Gegenüber Reuling, Die Pro 
viſionsanſprüche des Grundſtücksvermittlers, Gruchot 40, 193; 
Eccius, Preuß. Privatr. 7. Aufl., II. 8 138; Burchard in Verh. 
des XXIV. Deutſchen Juriſtentages glaube ich mich der von 
Dernburg, Bürgerliches Recht 2, 484, Crome, Syſtem des 
Bürgerlichen Rechts 2, 709, ausführlicher in Partiar. Rechts 
geſchäfte S. 413— 420, dargelegten Anſicht anſchließen zu 
müſſen, wonach, wenngleich eine Verpflichtung des Mällers 
vertraglich (auch ſtillſchweigend) ausgeſchloſſen werden kann und 
auch abgeſehen davon eine Klage auf Vornahme der Mäller⸗ 
tätigkeit in den feltenften Fällen Erfolg verſpricht, doch jedenfalls 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz gegen den Mäller be⸗ 
gründet iſt, wenn er die zugeſagte Vermittelung vertragswidrig 
unterlaſſen hat. Der Vertrag gehört alſo zu den gegen“ 
ſeitigen Vertragstypen. . 

Das Gebiet des Mäklervertrags geht grundsätzlich fo weit 
wie das Gebiet der Verträge überhaupt, fo daß grundſätlich 
zunächſt nur die gegen Geſetz oder gute Sitten verſtoßenden 
Rechtsgeſchäfte (SS 134, 138) ſich der Mäklergebühr entziehen, 
da es ſelbſtverſtändlich iſt, daß mit der Unſittlichkeit und Geſetz⸗ 
widrigkeit des Geſchäfts ſelber auch ſeine Vermittlung für unſittlich 
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erkannt werden muß. Aber auch, wenn der Vertrag als 
ſolcher nicht unſittlich oder geſetzwidrig iſt, ſo kann doch der 
Nachweis der Gelegenheit zu ſeinem Abſchluß oder ſeiner Ver⸗ 
mittlung unſittlich erſcheinen, ſofern ſie gegen Entgelt 
geſchieht. Dies hat das BGB. nach früherem Schwanken der 
reichsgerichtlichen Praxis und entgegen lokal⸗ und ſtandesmäßig 
verbreiteten Verkehrsanſchauungen (vgl. Rſpr. des RG. J S. 241, 
JW. 1896, 224) nunmehr ausdrücklich ſanktioniert hinſichtlich 
des Ehemakellohns. 

Freilich geht dies nicht aus dem Wortlaut, ſondern nur 
aus den Motiven des 8 656 hervor. Der 8 656 ſelbſt ſagt 
nur, daß der Ehemakellohn nicht einklagbar iſt, daß auch 
(Abſ. 2) eine Vereinbarung, durch die der andere Teil zum 
Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem Mäkler gegenüber 
eine Verbindlichkeit eingeht (alſo eine akzeſſoriſche Verbindlichkeit 
zur Erreichung desſelben wirtſchaftlichen Zweckes bzw. eine 
Novation), eine Verbindlichkeit nicht begründet. Dagegen iſt 
nach Abſ. 1 Satz 2 das auf Grund des Verſprechens Geleiſtete 
nicht kondizierbar mit der condictio indebiti bzw. sine causa. 
Man hat aus letzterer Beſtimmung ſchließen wollen, daß 
immerhin darum Ehemakelvertrag nicht umfittlich ſei, ſondern 
nur eine Naturalobligation begründe. Insbeſondere ſteht auf 
dieſem Standpunkte das RG. in der JW. 1900, 638: 

„Im Geſetze ſelbſt hat indes die Auffaſſung, 
daß die Heirats vermittlung gegen Entgelt 
unſittlich ſei, einen Ausdruck nicht gefunden. 
Das Geſetz hat das Verſprechen eines Ehemakellohns 
nicht, wie es im Hinblick auf 8 138 Abſ. 1 bei einem 
Verſtoße gegen die guten Sitten der Fall ſein müßte, 
für nichtig erklärt, ſondern für ein zwar nicht klag⸗ 
bares, aber doch erfüllbares Rechtsgeſchäft, ähnlich wie 
es nach 8 736 mit Spiel und Wette geſchehen iſt.“ 

Derſelben Anſicht iſt auch Dernburg, Bürgerliches 
Recht II S. 488, und noch in meinem Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, Staudinger II 2. Aufl. S. 6, habe ich ſelbſt 
aus dieſem Grunde den Ehemakellohn zu den ſogenannten echten 
Naturalobligationen (erfüllbaren, nicht erzwingbaren) gerechnet. 
Bei genauerer Erwägung der Motive jedoch, in denen die 
Geſetzgeber ſich der auch in der franzöſiſchen und engliſchen 
Nechtſprechung längſt vertreten geweſenen ſittlichen Auffaſſung 
anſchließen, ſehe ich mich veranlaßt, Kohler, Arch BürgR. 12,317 
in ſeiner Auffaſſung zu folgen, wonach das Ehemakellohn⸗ 
verſprechen durchaus als unſittlich reprobiert worden iſt, und 
der Ausſchluß der condictio des Geleiſteten lediglich aus dem 
Grundſatze des § 817 folgt, weil dem Leiſtenden gleich falls 
ein Berftoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt (in pari 
turpitudine conditio possidentis melior est). Dernburg 
a. a. O. meint dagegen, daß die Leiſtung einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht — 8 814 — entſpreche. Allein es gilt 
für die feinere ſittliche Auffaſſung der Eheſchließung, zu der eben 
das Geſetz das Publikum erziehen will, für ebenſo unanſtändig, 
für deren Vermittlung ſich einen Entgelt zu bedingen, bzw. zu 
verſprechen, als den Entgelt zu gewähren, und der Fall ſteht 
keineswegs auf der gleichen Stufe mit den ſittlich nicht un⸗ 
bedingt reprobierten Spiel⸗ und Wettverträgen, denen das 
Geſetz lediglich nicht die juriſtiſche Erzwingbarkeit hat gewähren 
wollen. 
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Bei dieſer vom RG. abweichenden Anſchauung ergibt ſich 
auch von ſelbſt, daß wir die oben zitierte Entſch. derſelben, die 
der Beſtimmung des $ 656 die rückwirkende Kraft abſpricht, 
für unrichtig erachten, ebenſo wie die auf demſelben Stand⸗ 
punkte ſtehende Entſch. des RG. 57, 21 ff., ebenſo wie wir in 
dieſer Hinſicht bei Anwendung des 8 343 (Herabfegung zu 
hoher Vertragsſtrafe) mit der Entſch. des RG. vom 11. Juli 1900 
nicht einverſtanden ſein können. (Vgl. auch meinen Kommentar 
II. Aufl. Note 4 zu $ 343.) | 

Der 8 656 bietet uns alfo einen Spezialfall des 8 138, 
bzw. 8175); ebenſo ungültig iſt demnach beiſpielsweiſe ein Makler 
vertrag für Vermittlung eines Geſchäfts auf Annahme an 
Kindesſtatt, ferner für Beſchaffung von Anſtellungen im Staats⸗ 
oder Kommunaldienſt, für Beſchaffung von Titeln, Orden, 
Doktor⸗ und Adelsdiplomen uſw. 

Einer ſonderrechtlichen Regelung unterliegt das 
Geſchäft der Handels mäkler, d. h. die gewerbsmäßige Ver⸗ 
mittlung von Verträgen über Anſchaffung oder Veräußerung 
von Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, Güter 
beförderungen, Bodmerei, Schiffsmiete oder ſonſtige Gegenſtände 
des Handelsverkehrs nach dem HGB. SS 93 — 104; ferner der 
der Kursmäkler nach dem Börſengeſetz 88 29 ff. Auch der 
ſog. Agenturvertrag, durch den jemand „ſtändig“ damit 
betraut wird, für das Handelsgewerbe eines anderen Geſchäfte 
zu vermitteln oder im Namen eines anderen abzuſchließen, 
fällt nicht unter den Begriff des Mäklervertrags im Sinne 
der SS 652 ff.; ihn regeln die SS 84 ff. HGB. Schon die 
gemeinrechtliche Entſch. des RG. 31, 60 ff. hatte dieſe Sonder⸗ 
ſtellung des Agenturvertrages betont. 

Praktiſch kommen als Gegenſtände des Mäklervertrags im 
Sinne des BGB. vor allem die Vermittlung von Grundſtücks⸗ 
ankäufen, Hypothekenbeſchaffung, ſodann auch die Geſchäfte der 
Geſindemäkler in Frage. Gleichgültig iſt für die juriftifche 
Qualifikation der Name, den ſich die mit dem Mäklergeſchäft 
betrauten Perſonen beilegen. Oft namentlich nennen ſich Mäkler 
Agenten, nicht ſelten auch Kommiſſionäre. Vgl. Dernburg, 
Bürgerliches Recht II., 485 ff. RG. vom 30. Oktober 1900, 
SW. 1900, 804; RG. vom 21. Februar 1899, JW. 1899, 
181 Nr 20. | 

Die wichtigſte Beſtimmung über den Mällervertrag iſt 
zweifellos diejenige des 8 652 Abſ. 1, wonach der Auftrag⸗ 
geber zur Entrichtung des Lohnes erſt verpflichtet iſt, wenn der 
Vertrag infolge des Nachweiſes oder infolge der Ver⸗ 
mittlung des Mäklers zuſtande kommt. Die Entſcheidung hängt 
hier von der Feſtſtellung eines juriſtiſchen Kauſalzuſammen⸗ 


*) Daraus folgt vor allem, wie Kohler a. a. O. S. 335 richtig 
hervorhebt, daß eine Rüdforderung des Geleiſteten in jedem Falle 
geſtattet iſt, wenn die Leiſtung von einem Geſchäftsunfähigen 
gemacht worden iſt, dem man eine richtige Idee der unſittlichen 
Qualität nicht zuſchreiben kann, ſo daß auf ſeiner Seite eine 
turpitudo nicht anzunehmen iſt. 

Ferner wäre hiernach die Rückforderung (Kohler a. a. O.) in 
dem nicht ſeltenen Falle gegeben, wo die Zahlung durch Drohung 
erpreßt worden iſt: Die Drohung wird in ſolchen Verhältniſſen 
namentlich eine Drohung mit Veröffentlichung, Anzeige, öffentlicher 
Blamage fein (vgl. $ 123 BGB.). f 

b* 


— 
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hanges ab und führt uns ſomit auf eins der wenigſtens in 30. September 1902, welche bereits auf der Grundlage des 


der Theorie ſtrittigſten Gebiete unſerer juriſtiſchen Grund⸗ 
begriffe. 

Auf dem Gebiete des Mäklervertrages ſelbſt ſcheint jedoch 
die Frage des Kauſalzuſammenhanges, die eine ſo große Rolle 
in Schadenserſatzprozeſſen ſpielt, dem höchſten Gerichtshof bis⸗ 
lang verhältnismäßig ſelten zur Erörterung Anlaß geboten zu 
haben. Aus der offiziellen Sammlung der Entſcheidungen 
glauben wir hier zunächſt die verhältnismäßig weit zurück⸗ 
liegende aus Bd. 6 S. 188 anführen zu müſſen, der noch das 
Gemeine Recht zugrunde lag. I. ZS., Urt. vom 22. Februar 
1882. LG. Frankfurt a. M., OLG. daſelbſt: 

„Wenngleich der Anſpruch des Maklers auf Gebühr 
nicht davon abhängt, daß der Abſchluß des Geſchäftes 
von ihm vermittelt wird, vielmehr dieſer Anſpruch auch 
dann begründet erſcheint, wenn der durch die Kontra⸗ 
henten unmittelbar bewirkte Abſchluß durch die Tätigkeit 
des Maklers herbeigeführt worden iſt, und in dieſer 
Beziehung ſchon die Zuführung oder Zuweiſung 
des anderen Kontrahenten unter Umſtänden genügen 
kann, ſo iſt dies doch dann nicht der Fall, wenn 
der Makler ſeinem Auftraggeber eine Perſon 
zuführt oder zuweiſt, welche demſelben ohnehin 
als zum Abſchluſſe des fraglichen Geſchäftes 
bereit oder als im allgemeinen zum Abſchluſſe der⸗ 
artiger Geſchäfte unter beſtimmten Bedingungen geneigt 
bereits bekannt iſt. 

Daher könnte Kläger nicht ſchon wegen Anbahnung 
des Geſchäftes mit der Frankfurter Hypothekenbank oder 
wegen Überbringung ihrer Offerte an den Beklagten, 
ſondern nur dann die Mäklergebühr fordern, wenn er 
das Geſchäft mit derſelben zuſtande gebracht hätte · 
Gerade dies aber iſt nicht geſchehen. Die von ihm 
durch Einreichung des Antrags vom 28. September 1878 
bei der Hypothekenbank und durch Überbringung der 
darauf erfolgten Offerte der letzteren an den Beklagten 
eingeleiteten Unterhandlung war von ſeiten der Hypotheken⸗ 
bank durch das Schreiben vom 1. November 1878 ab⸗ 
gebrochen. An der nachher vom Vorſtand des be⸗ 
klagten Vereins vom 8. November 1878 wieder auf⸗ 
genommenen Unterhandlung, welche zum Abſchluß des 
Geſchäftes führte, hat Kläger nicht teilgenommen. In 
einem ſolchen Falle kann Proviſion nicht gefordert 
werden, wie auch von anderen Gerichtshöfen in ähnlichen 
Fällen anerkannt worden iſt. 

Vgl. Erkenntnis des Oberappellationsgerichts Roſtock 
von 1855 in der Sammlung der Roſtocker Rechtsfälle 
Heft 3 S. 192; Erkenntnis des Oberappellationsgerichts 
Wolfenbüttel von 1878 in Seufferts Arch. Bd. 33 
Nr. 298. 

Die Behauptung, daß Beklagter das Geſchäft 
möglicherweiſe, um dem Kläger die Proviſion zu ent⸗ 
ziehen, mit Umgehung des Klägers abgeſchloſſen habe, 
iſt in dem angefochtenen Erkenntnis aus zutreffenden 
Gründen für unbeachtlich erklärt worden.“ 

Aus neuerer Zeit dagegen verdient Beachtung die 
Entſch. in der Beil. der ZW. 1902, 283 Nr 236 vom 


8 653 BGB. ergangen ift: 


„Die Reviſion erblickt eine Verletzung des 5 652 BGB. 
in der Ausführung des Berufungsgerichts: Der hiernach 
erforderliche urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Nachweiſe einer Gelegenheit zum Vertragsabſchluſſe und 
dieſem ſelbſt werde ohne das Erfordernis einer weiteren 
den Vertragsabſchluß bezweckenden Tätigkeit des Mäklers 
als an und für ſich gegeben angenommen, wenn 
nur nicht eine andere Tatſache als die Nachweiſung 
der Gelegenheit für den Vertragsſchluß urſächlich ge⸗ 
worden ſei. Zunächſt geht aus dieſer Darlegung des 
Berufungsgerichts hervor, daß es den der Klage zu 
Grunde liegenden Vertrag, obwohl er ausdrücklich feſt⸗ 
ſtellt, daß die von dem Beklagten danach übernommene 
Leiſtung nur in der Nennung des Namens der ihm 
bekannten Kaufluſtigen beſtanden habe, dennoch als 
Mäklervertrag im Sinne des § 652 BGB. auffaßt, 
den Anſpruch des Klägers alſo auch nur dann für begründet 
erachtet, wenn der Vertrag „infolge des Nachweiſes“ 
zuſtande gekommen ſei. Es entſteht nun allerdings 
das Bedenken, ob jene Ausführung des Berufungs⸗ 
gerichts, die dazu führt, daß der vom Geſetz erforderte 
urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Nachweiſe 
einer Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrages und 
dem letzeren ſelbſt ſchon dann an ſich als dargetan 
anzuſehen iſt, wenn dem Nachweiſe der Vertragsſchluß 
tatſächlich gefolgt iſt, in der Tat dem Sinne des 
§ 652 BGB. entſpricht. Dieſe Auffaſſung hat dann 
nämlich allerdings zur Folge, daß gegenüber dem dem 
Mäkler nur obliegenden Beweiſe der Auftragserteilung 
und des Zuſtandekommens des beabſichtigten Vertrages, 
dem anderen Teile nur der Gegenbeweis freibleibt, 
daß eine andere Tatſache als der Nachweis des Mäklers 
für den Vertragsſchluß urſächlich geweſen ſei. Es wird 
danach alſo nicht gefordert, daß der Mäkler außer 
jenen beiden Tatſachen noch Umſtände darlegt, aus 
denen ſich anderweit ergibt, daß der Vertragsſchluß 
in der Tat „infolge des Nachweiſes“ zuſtande ge 
kommen ſei. 

Eine ſolche Auslegung des 8 652 BGB. iſt 
jedoch nicht zu beanſtanden. Steht feſt, daß die 
Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrages, wie ihn 
der Auftraggeber zu ſchließen beabſichtigte, dieſem durch 
den Mäkler wirklich mitgeteilt worden iſt, und kommt 
andrerſeits ein ſolcher Vertrag nachher zuſtande, 
ſo ergibt ſich beim Mangel ſonſtiger für die Frage des 
urſächlichen Zuſammenhangs erheblicher Umſtände von 
ſelbſt der Schluß, daß der Vertragsabſchluß auf den 
Nachweis mindeſtens als eine ihrer Urſachen zurück⸗ 
zuführen iſt. Mehr iſt aber zur Annahme eines urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhanges zwiſchen zwei Tatſachen nicht 
zu fordern. Weder iſt in dieſer Hinſicht notwendig, daß 
die vorangegangene Tatſache die alleinige, noch daß 
ſie die hauptſächliche Urſache der nachfolgenden 
geweſen ſei. Vgl. Entſch. des RG. 23, 158; 26, 313; 
28, 166. Nur in dieſem Sinne können daher die 
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Worte „wenn der Vertrag infolge des Nachweiſes“ 

— des Mäklers zuſtande kommt“ in 8 652 Abſ. 1 

BGB. verſtanden werden.“ 

Beide Entſcheidungen bieten für die Theorie des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs ein beſonderes Intereſſe, weil wir hier ein von 
der bei den Schadenserſatzprozeſſen ſich regelmäßig mit der Kauſal⸗ 
frage verquickenden Schuldfrage völlig losgelöſtes reines 
Kauſalproblem vor uns haben. Die Analyſe der beiden Ent: 
ſcheidungen nun ergibt m. E. folgendes: 

a) Das NG. ſtellt ſich zunächſt auf den Standpunkt 
der Conditio sine qua non d. h. es läßt als Urſache 
eines Erfolges jegliche Bedingung gelten, ohne die 
der Erfolg nicht eingetreten ſein würde; es fordert 
— unſeres Erachtens mit Recht — nicht noch den 
Nachweis einer beſonderen Qualifikation der Bedingung 
oder eines beſonderen geheimnisvollen Bandes zwiſchen 
der ſog. Urſache und ihrem Erfolge. 

b) Eine Conditio sine qua non iſt nur gegeben, wenn 
die Bedingung tatſächlich zum Erfolge mitgewirkt 
hat, d. h. wenn der Erfolg ausgeblieben wäre, 
wenn die Bedingung nicht eingetreten wäre. 
Die rechtserhebliche Tatſache, die zur Urſache im 
juriſtiſchen Sinne geſtempelt werden ſoll, braucht nicht 
die einzige Bedingung, muß aber eine wirkliche Be⸗ 
dingung, eine Conditio sine qua non des Vertrag⸗ 
ſchluſſes bilden. 

Inſofern ſtimmen die in den Entſcheidungen aufgeſtellten 
Grundfäge überein mit den von mir auch bei Staudinger 
(2 Aufl.) Komm. II S. 25 ff. aufgeſtellten. 

Fraglich aber iſt es, ob auch das dort freilich zunächſt nur 
für den Fall einer auf fahrläſſigem Verſchulden beruhenden 
Schadenserſatzklage geforderte Requifit des adäquaten Kauſal⸗ 
zuſammenhangs, das bislang freilich nicht unbeſtritten iſt, in 
dieſem von jedem Verſchuldungsbeſtandteil losgelöſten Zuſammen⸗ 
hange wiederkehrt. Ich bin der Anſicht, daß es allerdings 
auch in den hier zitierten Entſcheidungen wiederzuerkennen iſt und 
daß gerade von dieſem Geſichtspunkte aus die mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidungen beſonderes Intereſſe für die allgemeine Lehre vom 
juriſtiſchen Kauſalzuſammenhang beanſpruchen. Träger in 
ſeiner bedeutenden Monographie vom Kauſalbegriff definiert 
S. 159 die adäquate Bedingung folgendermaßen: „Eine ſich 
als Conditio sine qua non eines beſtimmten Erfolges erweiſende 
Handlung oder ſonſtige Begebenheit iſt dann adäquate Be⸗ 
dingung des Erfolges, wenn fie generell begünſtigender Umſtand 
eines Erfolges von der Art des eingetretenen iſt d. h. wenn 
ſie die objektive Möglichkeit eines Erfolges von der 
Art des eingetretenen generell in nicht unerheblicher Weiſe 
erhöht.“ In der letzten Entſcheidung finden wir nun dieſe 
beſondere Qualifikation der Bedingung wieder in der Funktion 
einer praesumptio facti, d. h. wenn der Mäkler nachweiſt, daß 
er eine Tätigkeit entwickelt hat, die die objektive Möglichkeit 
des Vertragſchluſſes generell in nicht unerheblicher Weiſe erhöht 
urch Nachweis einer beſtimmten dazu bereiten Perſon), fo 
erläßt ihm das RG. den weiteren Beweis des Kauſalzuſammen⸗ 
hangs, hält vielmehr „beim Mangel ſonſtiger für den urſächlichen 
Zusammenhang erheblicher Umſtände“, d. h. vorbehaltlich des 
Gegenbeweiſes, den Kauſalzuſammenhang zwiſchen Nachweis 
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und Abſchluß für erwieſen. Allerdings hat hier der Begriff der 
ſogenannten Adäquaten (der nichts anderes iſt als der einer durch 
regelmäßige Erfahrung berechtigten Erwartung, einer allerdings 
erſt nachträglich angeſtellten Prognoſe) eine durchaus verſchiedene 
Funktion von derjenigen, die er gewöhnlich in Schadenserſatz⸗ 
prozeſſen ſpielt; in letzteren dient er dazu, die an ſich unbegrenzte 
Zahl der Bedingungen auf eine gewiſſe Anzahl zu begrenzen 
(der Beklagte haftet nur für adäquate Verurſachung). Hier 
dagegen — wieder ein eklatanter Fall der Unmöglichkeit, Beweis⸗ 
und Rechtsfragen definitiv auseinanderzuhalten — beeinflußt er 
das Beweisthema. 

Die Richtigkeit dieſes reichsgerichtlichen Erlenntniſſes ſteht 
und fällt alſo mit der Lehre von der ſogenannten adäquaten 
Verurſachung, und letztere wieder ſteht und fällt mit derjenigen 
Kauſaltheorie, die man als Bedingungstheorie (als Vater derſelben 
gilt wohl der Philoſoph Stuart Mill) bezeichnet. Es würde 
hier zu weit führen, dieſe Theorie, der ich mich a. a. O. ſelbſt unter 
genauerer Begründung angeſchloſſen habe (vgl. Staudinger Komm., 
Schuldverh. S. 25) hier eingehender zu rechtfertigen. Um fo mehr 
iſt aber die Frage berechtigt, ob auch das RG. in ſeinem erſten 
Urteil auf demſelben Standpunkte ſteht oder nicht. Augenſcheinlich 
hätte die reine Bedingungstheorie rein objektiv in dem Falle, 
der der erſten Entſcheidung zugrunde liegt, zu einer entgegen⸗ 
geſetzten Entſcheidung, nämlich zur Verurteilung führen müſſen. 
Der Fall liegt ja nach dem Tatbeſtande ſo, daß A. zunächſt 
dem B. die Hypothekenbank als geneigten Kontrahenten nach⸗ 
gewieſen hat, daß dann aber die Verhandlungen einſtweilig 
ſcheiterten, bis ſpäterhin eine neue Anknüpfung, diesmal freilich 
ohne Vermittlung des A. erfolgte, die zum Abſchluß führte. 
Das NG. erachtet hier den Kauſalzuſammenhang für unter: 
brochen. Allein vom Standpunkte einer ſtreng objektiven 
Bedingungstheorie iſt er dies offenbar nicht. Denn immer 
bleibt auch hier die Tatſache beſtehen, daß doch durch die Bekannt⸗ 
machung der Hypothekenbank als eventueller Kontrahentin erſt 
die Möglichkeit geſchaffen worden iſt (oonditio sine qua non) 
für den Vertragſchluß. 

Dennoch löſt ſich der Widerſpruch zwiſchen der erſten und 
zweiten Entſcheidung wohl dadurch, daß das RG., unbewußt, 
wenigſtens ohne es zu erklären, bei der erſteren Entſcheidung auf 
dem Standpunkte ſtand, den es in einer dritten, ſehr beachtens⸗ 
werten Entſcheidung, nämlich RG. Bd. 31 S. 290 ff. (ſie iſt noch 
auf Grundlage des PrALR. ergangen) vertritt, wonach die 
bloße objektive Kauſalität nicht zur Begründung des 
Mäkleranſpruchs genügt, vielmehr überdies nach Kenntnis 
des Auftraggebers von der voraufgegangenen Vermittler⸗ 
tätigkeit gefordert wird (vgl. S. 241 a. a. O.): 

„Der Anſpruch auf Mäklerlohn ſetzt nicht bloß die Ver⸗ 
mittlungstätigkeit des Mäklers, ſondern noch außerdem 
einen vom Willen des Mäklers unabhängigen Umſtand, 
das Zuſtandekommen des zu vermittelnden Geſchäftes, 
voraus. Dem Ermeſſen des Auftraggebers bleibt es alſo 
überlaſſen, ob er die vom Mäkler geleiſteten Dienſte an⸗ 
nehmen will oder nicht. Erſt wenn er ſich für die An⸗ 
nahme entſchieden und auf Grund der Vermittlerdienſte 
das Geſchäft abgeſchloſſen hat, wird er zur Zahlung der 
Vermittlungsgebühr verpflichtet. Von einer Annahme 
der Dienſte wird aber nur da die Rede ſein können, wo 
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der Auftraggeber bei dem Geſchäftsabſchluſſe von der 
vorausgegangenen Vermittlungstätigkeit Kenntnis ge⸗ 
habt hat. Daß ſolche Kenntnis und das damit erlangte 
Bewußtſein von der Verpflichtung zur Zahlung der 
Mälklergebühr auf die Entſchließungen des Auftraggebers 
in Anſehung des Geſchäftsabſchluſſes ſelbſt, der Preis⸗ 
beſtimmung ſowie der Gewährung anderweiter Proviſionen 
von weſentlichem Einfluſſe ſein kann, liegt auf der Hand, 
wie denn auch im vorliegenden Falle der Beklagte nach 
der Feſtſtellung des Vorderrichters der Frau K. eine 
Vermittlungsgebühr bezüglich des Verkaufes an F. hat 
zukommen laſſen. Die Reviſion weiſt freilich darauf hin, 
daß es dem Beklagten ſreigeſtanden habe, ſich vor dem 
Geſchäftsabſchluſſe durch Befragung der Klägerin über 
deren Vermittlertätigkeit Gewißheit zu ſchaffen. Zu 
ſolcher Befragung lag aber für den Beklagten kein Anlaß 
vor, wenn er nach der Sachlage annehmen durfte, daß 
Frau K. ohne eine vorherige Vermittlertätigkeit der 
Klägerin und F. infolge der Vermittlertätigkeit der 
Frau K. als Kaufluſtige zu ihm gekommen ſeien. 
Wollte die Klägerin ſich ihren Proviſions— 
anſpruch ſichern, ſo war es, wie das Berufungs⸗ 
gericht mit Recht hervorhebt, ihre Sache, dafür Sorge 
zu tragen, daß Beklagte von ihrer Vermittler⸗ 
tätigkeit rechtzeitig Kenntnis erlangte. Dies 
folgt ſchon aus dem Inhalte des ihr erteilten Auftrages. 
Sie ſollte dem Beklagten Kaufluſtige „zuführen“ und 
hatte danach, ſofern ſie das Zuführen nicht perſönlich 
bewirkte, doch jedenfalls ihre Tätigkeit ſo einzurichten, 
daß dem Beklagten vor dem Geſchäftsabſchluſſe ihre 
Mitwirkung zu dem Auftreten der Kaufluſtigen als eine 
„Zuführende“ zum Bewußtſein kam. Hatte der Beklagte 
von ſolcher Mitwirkung weder durch direkte Mitteilungen 
der Klägerin noch in anderer Weiſe Kenntnis erhalten, 
ſo können die von der Klägerin geleiſteten Dienſte 
als dem Beklagten geleiſtet nicht angeſehen 
werden. 
Vgl. hierzu Urteil des RG. vom 18. Juni 1885, 
Reg. IV 73/85, auszugsweiſe in Bolze Praxis Bd. 1 
Nr. 974. Dernburg, Preuß. Privatrecht Bd. 2 8 190 
zu Anm. 16 S. 556, 557; Neubauer in Kohler und 
Ring, Arch BürgR. 6, 18; Rieſenfeld in Gruchots Beitr. 
37, 268; Seuff A. Bd. 30 Nr. 22 S. 27.“ 

Ob letztere Entſcheidung auch heute noch auf Grundlage 
des 5 652 präjudizielle Bedeutung beanſpruchen darf, kann 
zwar auf den erſten Blick, da der 8 652 von einer ſolchen 
Kenntnisnahme nichts enthält, fraglich erſcheinen. Gleichwohl 
glaube ich die Frage bejahen zu ſollen. Das Erfordernis der 
Kenntnisnahme liegt hier in dem Worte „Nachweis“; der 
Nachweis muß dem Auftraggeber geleiſtet ſein; nur wenn 
wir hieran, ſowie an dem richtigen Begriff der „Vermittlung“ 
als eines dem Kontrahenten ſubjektiv bewußt gewordenen 
Dienſtes feſthalten, kann die Kauſaltheorie des RG. bei 
Mällerprozeſſen zu richtigen Ergebniſſen führen; wollte man 
davon abſtrahieren, ſo würden ihre Reſultate bedenklich werden, 
da die Bedingungstheorie, ſelbſt wenn fie adäquat begrenzt wird, 
die Kauſalbeziehungen allzuſehr verflüchtigen würde. 


Abrigens läßt ſich dieſe Auslegung mit der von mir ver⸗ 
tretenen Kauſaltheorie, wonach ſich „in der Praxis (juriſtiſch) 
als Urſache jegliche, ſei es poſitive, ſei es negative Vor⸗ 
bedingung irgend eines ſelbſt weder poſitiv oder negativ ge⸗ 
faßten Urteils bezeichnen läßt“ (Staudinger a. a. O. S. 35), 
ſehr wohl vereinigen; denn die Kenntnis des Auftraggebers iſt, 
wie RG. richtig und in praktiſchem Inſtinkte hervorhebt, mit 
Rückſicht auf die durch die Vermittlungstätigkeit entſtehende 
Proviſionsgebühr (oft ſehr erhebliche Summen) unter Umſtänden 
eine negative, d. h. den Abſchluß hindernde Tatſache. Legt man 
freilich den ſtreng philoſophiſchen Kauſalbegriff, wie ihn z. B. 
Traeger a. a. O. vertritt, zugrunde, ſo ſtößt man hier auf 
eine bedenkliche Frage. So bietet uns auch der Mäklervertrag 
ein wichtiges Argument gegen die zur Zeit in zahlreichen Ab⸗ 
handlungen zutage tretende Verwechſelung des rein philoſophiſchen 
und andererſeits des juriſtiſchen Begriffs der Verurſachung. 

Durchaus im Einklang mit dieſer Rechtſprechung ſteht auch, 
quia ratihabitio mandato comparatur, die Entſch. des RG. 
vom 9. Januar 1901, JW. 1901, 144 Nr. 14: 

„Wenngleich der Regel nach der Mäklervertrag ſo zu⸗ 
ſtande kommt, daß jemand dem Mäkler die Vermittlung 
eines Geſchäfts überträgt und ihm für den Fall des 
Zuſtandekommens desſelben eine Proviſion verſpricht, 
fo find doch die Fälle nicht ſelten, daß der Mälkler, 
wenn er weiß, daß jemand ein Geſchäft zum Abſchluß 
zu bringen wünſcht, ſich ohne Auftrag in der Abſicht, 
die Proviſion zu verdienen, um das Zuſtandebringen 
des Geſchäftes bemüht. Hat in einem ſolchen Falle die 
Vermittler⸗Tätigkeit des Mäklers den Abſchluß des Ge⸗ 
ſchäfts herbeigeführt und hat derjenige Kontrahent, in 
deſſen Intereſſe der Mäkler tätig geweſen iſt, das Ge⸗ 
ſchäft abgeſchloſſen, nachdem er von der Tätigkeit des 
Mäklers und deſſen Anſpruch auf eine Proviſion 
Kenntnis erhalten hat, ſo kann darin eine nach⸗ 
trägliche Genehmigung der Hilfstätigkeit des Mäklers 
gefunden werden, welche den Kontrahenten zur Ge⸗ 
währung einer Proviſion in gleicher Weiſe verpflichtet, 
wie ein vorher erteilter Auftrag. Eine ſolche Ge⸗ 
nehmigung wird namentlich dann anzunehmen ſein, 
wenn der Kontrahent, der von dem Mäller ſelbſt die 
Mitteilung erhält, daß und wie er ſich um das zuſtaude 
kommen des Geſchäftes bemüht habe, die Einmiſchung 
des Mäklers nicht alsbald zurückweiſt und die Zahlung 
einer Proviſion von ſich ablehnt, ſondern den Mäkler 
weiter gewähren läßt und mit der von dieſem für das 
Geſchäft intereſſierten Perſon in dem Bewußtſein 
abſchließt, daß der Mäkler eine Proviſion fordern werde. 
Das gleiche wird dann gelten müſſen, wenn der Kon⸗ 
trahent die Mitteilung von der Tätigkeit des Mäklers 
nicht von dieſem ſelbſt, ſondern von einem Vertreter 
desſelben erhält.“ 

Die letztere Entſcheidung ſchließt freilich den Verſuch eines 
Mißbrauchs durch aufdringliche Mäkler nicht aus; um dieſem 
Mißbrauch vorzubeugen, iſt daran feſtzuhalten, daß ſie augen⸗ 
ſcheinlich in letztem Grunde auf der nachträglichen Annahme 
eines Antrags auf Abſchluß eines Mäklervertrags beruht, alſo 
auf 8 151, daß demnach ein ausdrücklicher Proteſt gegen dieſe 
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Amahme nur erklärt zu werden braucht, wenn eine Erklärung 
der Annahme nach der Verkehrsſitte nicht zu erwarten war 
oder der Antragende auf ſie verzichtet hat. Jedenfalls iſt klar, 
daß nach dem Zuſtandekommen des Vertrags der Mäkler 
mit ſeiner Mitteilung zu ſpät kommen würde. Eine Ver⸗ 
pflichtung des Kontrahenten, ſich ablehnend zu äußern, kann 
nach dieſem Zeitpunkte nicht mehr angenommen werden. 
Fortſetzung folgt.) 


fiber die Rechtslage bei argliſtiger Täuſchung. 


Von Juſtizrat A. Weſtrum, Rechtsanwalt am Oberlandes⸗ 
gericht in Celle. 


Wenn ich zu der Entſcheidung, des RG. vom 17. No⸗ 
vember 1904, abgedruckt JW. 05, 42, obwohl ſie bereits von 
Herrn Kollegen Linckelmann zu Hannover in dieſer Zeitſchrift 
Jahrgang 1905, 226 beſprochen, nochmals das Wort ergreife, 
ſo geſchieht es, weil einmal die darin behandelte Frage höchſt 
wichtig, andererſeits aber mir die gedachte Entſcheidung ge⸗ 
eignet erſcheint, eine ſehr bedenkliche Begriffsverwirrung herbei⸗ 
zuführen, und ich die einſchlägige Frage auch durch die Linckel⸗ 
mann'ſche Beſprechung für nicht genügend geklärt erachten kann. 

Der Fall — wiedergegeben mit den Worten Linckel⸗ 
manns — iſt folgender: 

„A. verkauft dem B. einen Kiesberg, welchen C. im 
Beſitz hat. Und zwar hat C. ein Recht zum Beſitze, 
A. verſichert aber dem B., daß C. ein ſolches Recht 
nicht habe, und er gibt dieſe Verſicherung wider beſſeres 
Wiſſen“. 

Das Berufungsgericht hat den Schadenserſatzanſpruch des 
Getäuſchten abgewieſen, weil er nur das Recht habe, den Ver⸗ 
trag anzufechten und dieſerhalb das negative Vertragsintereſſe 
3. B. Erſatz der unnütz aufgewendeten Koſten und Stempel 
des Vertrages) zu fordern. 

Demgegenüber führt das RG. wörtlich aus: 

„Der argliſtig Getäuſchte kann den Vertrag an⸗ 
fechten. Dringt er mit der Anfechtung durch, dann 
muß ein Zuſtand hergeſtellt werden, als wenn der Ver⸗ 
trag nicht geſchloſſen wäre, d. h. jeder Beteiligte hat 
das vom anderen Empfangene zurückzugewähren. Wählt 
der Getäuſchte dieſen Weg, dann kann er, da der Ver⸗ 
trag nach ſeinem Willen als nicht geſchloſſen gilt, nicht 
das Vertragserfüllungsintereſſe verlangen, ſondern nur 
das ſogenannte negative Vertragsintereſſe, alſo den 
Schaden den er durch das Abſchließen des Vertrags er⸗ 
litten hat (z. B. Erſatz der unnütz aufgewendeten Koſten 
und Stempel des Vertrags). Er braucht aber den 
Vertrag nicht anzufechten, ſondern kann, was der Be⸗ 
rufungsrichter überſieht, dabei ſtehen bleiben und den 
ihm durch die argliſtige Täuſchung zugefügten Schaden 
erſetzt verlangen (vgl. das JW. 1904, 140 Nr. 6 
abgedruckte Urteil des erkennenden Senats). Der 
Schadenserſatz beſteht dann in der Herſtellung des Zu: 
ſtandes, der beſtehen würde, wenn das ſchädigende Er⸗ 
eignis, nämlich die Täuſchung, nicht eingetreten wäre. 
Handelt es ſich um eine argliſtige Zuficherung, fo muß 
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der Getäuſchte ſo geſtellt werden, wie er ſtehen würde, 
wenn die zugeſicherte Tatſache wahr wäre. Hat alſo 
der Beklagte, wie der Kläger in casu behauptet, wider 
beſſeres Wiſſen zugeſichert, daß der in Wirklichkeit das 
Beſitzrecht habende H. kein Recht auf den Beſitz des 
dem Kläger vom Beklagten verkauften Kiesberges und 
auf die Kiesgewinnung habe, ſo muß er das der Er⸗ 
füllung des Vertrags entgegenſtehende Recht des H., 
ſei es durch Ablöſung, ſei es auf irgend eine andere 
Weiſe beſeitigen. Denn unter dem Zuſtande, der nach 
8 249 Satz 1 BGB. herzuſtellen iſt, muß der Zuſtand 
verſtanden werden, der durch den Vertrag bezweckt iſt 
und deſſen Folge geweſen ſein würde, wenn die Er⸗ 
klärungen der Vertragsteile auf Wahrheit beruht hätten. 
Demnach beſteht der Schadenserſatz hier in der Er⸗ 
füllung des Vertrags, in der Herſtellung der zugeſicherten 
Tatſache oder des zugeſicherten Rechtszuſtandes. Kann 
der Vertrag ſo nicht erfüllt werden, ſo tritt an die 
Stelle der Erfüllung die Geldentſchädigung“. 

Linckelmann erkennt die reichsgerichtliche Entſcheidung im 
Endreſultat als zutreffend an, meint aber, nicht alternativ, 
wie das RG. wolle, ſondern kumulativ könne der Getäuſchte 
den Vertrag wegen Täuſchung anfechten, mit der Folge der 
Nichtigkeit desſelben und daneben Schadenserſatz fordern, — 
unter Einſchluß des entgangenen Gewinns. 

Auch ich bin mit dem Reſultate einverſtanden, aber mir 
ſcheint hier eine Verwechſelung der Folgen des Kontraktſchluſſes 
und der Folgen der Täuſchung vorzuliegen. 

Wer einen Kiesberg verkauft, muß ihn und die Möglichkeit 
ihn auszubeuten gewähren, mag er dabei wiſſentlich täuſchen 
oder nicht. Das iſt Kontraktsfolge und die Täuſchung ſpielt 
dabei höchſtens die Rolle, daß der Verkäufer nicht durch Be⸗ 
rufung auf Irrtum uſw. ſich möglicher Weiſe von dem 
Kontrakte oder unangenehmen Konſequenzen desſelben los⸗ 
machen kann. 

Verleitet aber von dem richtigen Gefühle, daß der Ver⸗ 
äufer des Kiesbergs auch den entgangenen Gewinn erſetzen, 
müſſe, haben ſowohl das zitierte Urteil als auch Linckelmann 
als eine Konſequenz der Täuſchung aufgefaßt, was ſolche nicht 
iſt und nicht ſein kann, wenn man eben nicht die Begriffe 
poſitives und negatives Vertragsintereſſe in bedenklicher 
Weiſe konfundieren will. 

Linckelmann ſagt, dem RG. ſoweit beipflichtend: 

„Der Schadenserſatzanſpruch iſt nach 8 249 BGB. auf 
Herſtellung des Zuſtandes gerichtet, welcher beſtehen 
würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand — 
die Täuſchung — nicht eingetreten wäre. Dieſer Zuſtand 
iſt die Vermögenslage des Getäuſchten in der durch das 
Rechtsgeſchäft gegebenen Geſtaltung. Nun iſt dieſe 
Vermögenslage infolge der Täuſchung nicht eine ſolche 
geworden, wie ſie nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts 
beanſprucht werden konnte, der Getäuſchte kann daher 
die Aufhebung des Rechtsgeſchäfts verlangen, und er 
muß nunmehr für diejenigen Vorteile in Geld entſchädigt 
werden, welche inhaltlich des Rechtsgeſchäfts ihm 
zugefallen wären. Der Schaden umfaßt den entgangenen 
Gewinn.“ 
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Das RG. ſagt, um die entſcheidenden Worte hier nochmals 
wiederzugeben: 
| „Der Schadenserſatz beſteht dann in der Herftellung des 

Zuſtandes, der beſtehen würde, wenn das ſchädigende 
Ereignis, nämlich die Täuſchung, nicht eingetreten wäre. 
Handelt es ſich um eine argliſtige Zuſicherung, ſo muß 
der Getäuſchte ſo geſtellt werden, wie er ſtehen würde, 
wenn die zugeſicherte Tatſache wahr wäre.“ 

Das iſt unlogiſch. 

Wie Linckelmann und das RG. beide zutreffend bemerken, 
iſt — wenn ich nach den Konſequenzen der Täuſchung frage — 
die ſchädigende Tatſache die Täuſchung. Der Täuſchende muß 
den anderen Teil alſo ſo ſtellen, wie wenn die Täuſchung nicht 
erfolgt wäre. Wäre die Täuſchung nicht erfolgt, hätte der 
Täuſchende ſeinen Mund gehalten, wäre dann die vorgeſpiegelte 
Tatſache wahr geweſen bzw. geworden? 

Wenn nicht im Jahre 1870 einige Pariſer Zeitungen 
zunächſt falſche Gerüchte über franzöſiſche Siege ausgeſprengt 
hätten, und einige ruſſiſche Zeitungen im Jahre 1905 ſolche 
über einen großen Sieg der ruſſiſchen Flotte, würde dann 
Deutſchland unterlegen und Japan von Rußland beſiegt ſein? 
Die Lüge wäre dann mächtiger als die Wahrheit! Wäre die 
Täuſchung nicht erfolgt, ſo wäre — mit anderen Worten — 
das Geſchäft überhaupt nicht geſchloſſen und der Getäuſchte 
kann verlangen, ſo geſtellt zu werden, wie wenn es nicht ge⸗ 
ſchloſſen wäre, d. h. er kann das negative Vertragsintereſſe 
fordern, aber auch nur dieſes. 

Man könnte mir erwidern: Du nimmſt mit der einen 
Hand, um mit der anderen zu geben. Du erkennſt ja doch 
einen Anſpruch auf entgangenen Gewinn als Kontraktsfolge 
an, alſo praktiſch fehlt jeder Unterſchied zwiſchen Deiner und 
der bekämpften Auffaſſung. 

Wäre das richtig, ſo würde doch immerhin eine richtige 
Begründung des — gleichen — Reſultats von Intereſſe ſein. 

Aber das Reſultat iſt auch keineswegs oder — genauer 
geſagt — keineswegs im mer das gleiche. 

Der praktiſche Unterſchied zeigt ſich, wenn wir einmal eine 
Täuſchung unterſtellen, welche nicht mit einer entſprechenden ver⸗ 
tragsmäßigen Zuſicherung verbunden war bezw. ſolche involvierte. 

Vertragsmäßige Verſprechungen und Verpflichtungen können 
nur die Gegenwart oder Zukunft betreffen, niemals die Ver⸗ 
gangenheit; denn die Vergangenheit iſt jeder menſchlichen Ein⸗ 
wirkung entzogen. 

Gebe ich alſo bewußt unwahre Erklärungen betreffs der 
Vergangenheit ab, — die nicht etwa zugleich ſtillſchweigend 
Verſprechungen betreffs der Zukunft enthalten — z. B. der 
Verkäufer ſagt dem Käufer ſeines Hotels, ſein Vorbeſitzer habe 
jährlich 10 000 Mark Reinverdienſt gehabt und ſetzt vielleicht 
noch ausdrücklich hinzu, er wiſſe aber nicht, ob der Käufer auch 
ſo viel verdienen werde, ſo kann der Käufer niemals behaupten, 
es ſeien ihm vertragsmäßige Zuſicherungen gemacht, er verlange 
daher ſo geſtellt zu werden, wie wenn die Zuſicherung wahr 
geweſen wäre, und da unter ihm — dem Käufer — das Hotel 
gerade ſo gut gehe, wie unter dem Vorbeſitzer, ſo verlange er 
anſtatt der faktiſch verdienten 5000 Mark jährlich 10 000 Mark. 
Er kann vielmehr nur das negative Vertragsintereſſe fordern, 
welches dann möglicherweiſe auch einen entgangenen Gewinn 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


—— rn • —6UZR—ñä an 


— ne nn nn 
— EEE, 


mitumfaßt, nämlich den Gewinn, den man hätte bermöge feiner 
Arbeitskraft anderweit erzielen können, wenn man nicht in⸗ 
folge der Täuſchung Zeit und Geld an ein ungünſtiges Unter⸗ 
nehmen verſchwendet hätte. 
Das iſt aber dann ein ganz anderer Gewinn, als der, 
welchen das RG. und Juſtizrat Linckelmann im Auge haben. 
Richtig iſt nur ſo viel, und das hat vielleicht dem RG. 
vorgeſchwebt, daß ich auch für Erklärungen, welche vergangene 
Dinge betreffen, die Garantie der Richtigkeit übernehmen kann. 
Das hat den praktiſchen Wert, daß, wenn ich ſonſt vielleicht 
nur bei abſichtlicher Täuſchung haften würde und mich 
mit Irrtum würde entſchuldigen können, auch die gutgläubige 
Angabe gegen mich verwertet werden kann. Aber, wenn eben 
aus ihr nach Lage des Falles kein Verſprechen für die Zukunft 
herausinterpretiert werden kann, — etwa weil die Konſequenzen 
der zugeſicherten Tatſache ſich auch nicht annähernd genau ab⸗ 
ſehen laſſen —, ſo kann die Verwertung der unrichtigen An⸗ 
gabe immer nur darin beſtehen, daß man ſagt, ohne ſolche 
unrichtige Angabe würde das Geſchäft nicht geſchloſſen ſein, und 
daß man alſo daraufhin begehrt, ſo geſtellt zu werden, wie 
wenn das Geſchäft überhaupt nicht zuſtande gekommen wäre, 
d. h. alſo, man kann auch dann nur das negative, nicht das 
poſitive Vertragsintereſſe fordern. 


Darf der Rechtsanwalt eine ihm von ſeinem Macht⸗ 
geber anvertraute, auf den Namen eines Dritten 
ausgeſtellte Quittungskarte dem Karteninhaber 
vorenthalten? 
Von Kreisgerichtsrat Dr. B. Hilſe, Berlin. 


Dieſe Frage, welche ſich auf einen in der Praxis vor⸗ 
gekommenen Streitfall bezieht, iſt zu verneinen. Einem Rechts⸗ 
anwalte in Gr. war in einer Rechtsſtreitſache die Quittungs⸗ 
karte einer Arbeiterin von deren Ehemann übergeben worden. 
Die Eigentümerin hatte deren Aushändigung an ſie gefordert 
und, weil ſolche ihr verweigert wurde, die Hilfe der Polizei zum 
Erlangen derſelben in Anſpruch genommen, ohne bisher damit 
einen Erfolg zu erzielen. Inzwiſchen hat wegen Ablaufs der 
Gultigkeitsfriſt die Quittungskarte ihre Gultigkeit verloren, und 
ift gleichzeitig auch die aus der Verſicherungspflicht ſich er⸗ 
gebende Anwartſchaft erloſchen. Bei dieſem Tatbeſtande kommt 
rechtlich in Frage, ob den Rechtsanwalt irgend welche Straf⸗ 
folgen oder Entſchädigungsverpflichtungen aus ſeinem Vorgehen 
treffen konnen. | Ä 

Die Entrichtung der Beiträge zur Invalidenverſicherung 
erfolgt ($ 131 Inv VG.) durch Einkleben eines entſprechenden 
Betrages von Marken in die Quittungskarte, welche der Ver⸗ 
ſicherte verpflichtet iſt, ſich ausſtellen zu laſſen, und behufs Ein 
klebens der Marken bzw. deren Entwertens dem Arbeitgeber zu 
den hierfür vorgeſehenen Zeiten vorzulegen. Dem Arbeitgeber 
ſowie Dritten ift ($ 139 Inv G.) unterſagt, die Quittungs⸗ 
karte wider den Willen des Inhabers qzurüdzubehalten- 
Quittungskarten, welche im Widerſpruche mit dieſer Vorſchrift 
zurückbehalten werden, find (8 139 Abf. 3 Inv VG.) durch die 
Ortspolizeibehörde dem Zuwiderhandelnden abzunehmen und dem 


36. Jahrgang. 


Berechtigten auszuhändigen; auch bleibt der erſtere dem letzteren 
für alle Nachteile, welche dieſem aus der Zuwiderhandlung 
erwachſen, verantwortlich. Überdies trifft Geldſtrafe bis 
300 Mark oder Haft (8 181 Ziffer 4 Inv BG.) Perſonen, 
welche dem Berechtigten eine Quittungskarte widerrechtlich vor⸗ 
enthalten. Gegen dieſe klar und beſtimmt gehaltenen Rechts⸗ 
regeln hat der Nechtsanwalt gefehlt, als er die Herausgabe der 
ihm von einer anderen Perſon, als der Karteninhaberin über: 
gebenen Quittungskarte an die letztere ablehnte. Er hat hierbei 
aber auch widerrechtlich gehandelt und mindeſtens die im Ver⸗ 
kehre erforderliche Sorgfalt (5 276 BB.) außer acht gelaſſen, 
weshalb er die vermögendrechtlichen Folgen deſſen aus 3 833 
BGB. zu vertreten haben würde, wenn ſelbſt die Erſagzpflicht 
aus 8 139 Abſ. 3 Inv VG. gegen ihn als bindend nicht ers 
achtet werden ſollte. Denn ihm mußte oder konnte bei einem 
auch nur geringen Grade von Aufmerkſamkeit bekannt ſein, daß 
ſeinem Machtgeber ein Verfügungsrecht über die auf den Namen 
ſeiner Ehefrau ausgeſtellte Quittungskarte nicht zuſtand, dieſer 
ſolche mithin ohne Einwilligung derſelben ihm nicht in Ders 
wahrung geben konnte, jo daß ein formgerechter Verwahrungs⸗ 
vertrag garnicht zuſtande kam. Überdies würde er als Ver⸗ 
wahrer verpflichtet geweſen fein (8 691 BGB.), die vereinbarte 
Art der Aufbewahrung zu ändern, d. h. die hinterlegte 
Axituntzskarte bei der Polizei zu hinterlegen, falls er ſich nicht 
entſchließen wollte, oder glaubte nicht befugt zu fein, ſolche 
deren Inhaberin, welche doch allein als deren Hinterlegerin 
gelten kann, auf deren Antrag (8 695 BGB.) auszuhändigen. 
Aeinesfalls dürſte er ſich aber der Anordnung der Polizei auf 


widerſetzen. 
Weil auf Grund 8 139 Abi. 3 Jus. Quittungs karten, 


mmen zu fein in der richtsirrtümlichen Voraus⸗ 
ſezung, a allgemein eine Strafe für Übertretung 
angedroht iſt, wie hier im 8 131 JIuvVG., Exekutiwſtrafen nicht 
mein zuläffig ſeien, was jedoch mit der ftändigen neueren Spruch⸗ 
übung des Oberverwaltungsgerichts nicht im Einklange ſteht. 


Infien. 
ea vechiert un (& 135 Inv.) ihre 
Gültigkeit, wenn fie nicht innerhalb zweier Jahre nach dem auf 
der Karte verzeichneten Nuſtellungstag zum Umtaufch eingereicht 
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iſt, und erliſcht (5 46 Inv.) die aus der Verſicherungspflicht 
ſich ergebende Anwartſchaſt, wenn während zweier Jahre nach 
dem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausſteltungstag ein 
die Verſicherungspflicht begründendes Arbeits- oder Dienſt⸗ 
verhältnis, auf Grund deſſen Beiträge entrichtet find in weniger 
als insgeſamt 20 Beitragswochen beſtanden hat. Aberdies 
werden die Renten nach den Lohnklafien und der Anzahl der 
eingeklebten Beitragsmarken (8 35 BG.) berechnet. Eine 
nachträgliche Entrichtung von Beiträgen läßt zwar 8 146 
Inv BG. zu, doch bürſen folche nach eingetretener Erwerbs⸗ 
unfähigkeit nicht mehr entrichtet werden. Auf Grund dieſer 
zwingenden Rechtsregeln kann durch den widerrechtlichen Ein⸗ 
behalt der Quittungskarte der Anſpruch des Verſicherten auf 
Invaliden⸗ oder Altersrente verloren gehen oder doch minbeſtens 
verkümmert werden. Für dieſen zu erleidenden Vermögens⸗ 
ſchaden hat der ungerechtfertigte Verwahrer aud 8 823 BGB. 
mit 8 139 InvBG. im Umfange des 8 249 BGB. einzuſtehen. 
Aus dieſer Eintrittsverbindlichkeit befreit ihn auch wit das 
Urteil des RE. vom 3. Mai 1904 (NG. 58, 102), welches 
blos verneint, daß der Dienſtberechtigte feinen Dienſtverpflichteten 
nach den Rechtsregeln des gemeinen Rechtes für den ans 
Verſtoß gegen die Klebepflicht entſtandenen Schaden aufzukommen 
habe, während das Urteil des OLG. in Stuttgart vom 
24. November 1905 (A. u. J. i. d. N. 06, 52) aus 8 823 BGB. 
die Erſatzpflicht ableitet und hierbei ſich auf die Nechtsüberzeugung 
des RG. in dem Urteil vom 4. Oktober 1904 bzw. vom 
1. Dezember 1904 (RG. 59 S. 49, 286) ftüht, die feitens 
des höchſten Gerichtshofes in dem Urteil vom 26. Februar 1906 
(JW. 1906, 238) für das Ned des B08. allgemein beſtätigt 
wurde, auch aus der Anleitung des Reichsverſicherengsamtes 
vom 19. Dezember 1899 bet. den Kreis der nach dem Inv BG. 
verficherten Perſenen unter Ziffer 29 ſich ergibt. 


Zu dem Anſpruch des Armenauwalts auf koſten⸗ 
Von Rechtsanwalt Dr. Fritz Böckel, Jena. 


In einer Entmündigungsſache war ich dem Berufungs⸗ 
beklagten, der in I. Jaſtanz mit dem Nutrag auf Wiederauf⸗ 
hebung der Entmündigung ein obſiegendes Urteil erſtritten 
hatte, als Armenemwwalt beigeordeet worden. Die Berufungs⸗ 
begründung verwies lediglich auf „das erſtinſtanzliche Material 
und den Inhalt des Armenrechtageſuches“. Der erſtinſtanzliche 
Aemenmmalt meiner Partei hatte ſich vom Prozeßgericht nur 
Abſcheiften der Protokoſte über die Bennehmumgen eines Heinen 
Teils der Zeugen erteilen laſſen. Ich beantragte darum beim 
Berufungsgericht koſtenſreie Abſchriſten der Protokolle über die 
Vernehmen aller Zeugen, ſowie loſtenfreie Abſchrift des 
Armenrechtsgeſuchs. Der ZS. des OLG. verfügte daraufhin, 
daß die Aten „zur Einſicht bezw. Anfertigung don Abſchriften 
oder Notizen für Fünf Tage zur Verfügung zu ſtellen“ feien. 

Nunmehr reichte ich entſprechend dem vom NG. (Bd. 7 
S. 341) vorgezeichneten Verfahren die Akten zurück mit dem 
Bemerken, daß ich die Anfertigung von Notizen nicht für aus⸗ 
reichend hielte; andernfalls müßten die Notizen fo umfangreich 
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werden, daß ſie Abſchriften gleichkommen würden; eine derartige 
Belaſtung des Armenanwalts mit Abſchriften, die dem Bureau⸗ 
perſonal obliegen, ſei nicht anzuerkennen. Ich ſtellte den An⸗ 
trag, mir von den einzeln aufgeführten Zeugenausſagen ſowie 
von der Begründung des Armenrechtsgeſuchs der Berufungs⸗ 
Klägerin koſtenfrei Abſchriften zu erteilen oder mir die Akten 
zur Entnahme von Abſchriften nochmals vorzulegen unter An⸗ 
erkennung meines Anſpruchs auf Erſatz der aufzuwendenden 
Schreibgebühren aus der Staatskaſſe. | 

Der ZS. beſchloß, koſtenfrei Abſchriſten der Ausſagen 
dreier Zeugen zu erteilen, im übrigen wies er den Antrag ab. 
Die Gründe des Beſchluſſes gingen davon aus: Der Senat 
ſei der Anſicht, daß der Antragſteller den relevanten Inhalt 
der Abſchriften der erbetenen Zeugenausſagen — ausgenommen 
die drei — ſowie des gegneriſchen Armenrechtsgeſuchs für die 
Berufungsinſtanz bei Durchſicht der Gerichtsakten durch ganz 
kurze Notizen oder Auszüge ſich aneignen könne; einen Anſpruch 
des Antragſtellers auf Erſatz von ihm felbft aufzuwendender 
Schreibgebühren anzuerkennen, liege kein Anlaß voc. 

Gegen den ablehnenden Teil des Beſchluſſes legte ich Be⸗ 
ſchwerde ein. In der Begründung hob ich u. a. folgende 
prinzipiellen Geſichtspunkte heraus: 

Sobald es ſich bei einer Zeugenausſage nicht um durch⸗ 
gängig unerhebliche Bekundungen handelt, werden Notizen und 
kurze Auszüge dem, der fie fich anzufertigen hat, in der Regel 
nur für kurze Zeit ein lebendiges Bild der geſamten Ausſage 
in die Erinnerung rufen. Je größer der Zeitaum zwiſchen der 
Anfertigung der Notizen oder Auszüge und dem Termin der 
Verhandlung, um ſo größer die Gefahr, daß von dem übrigen 
Inhalt der Zeugenausſage mancherlei in Vergeſſenheit gerät. 
Das muß aber wieder eine Rückwirkung auf den Wert der 
Notizen ausüben, inſofern, als ihre Brauchbarkeit als Bauſteine 
für die Begründung des Parteibegehrens dadurch leicht ver⸗ 
mindert wird. 

Gerade bei der der mündlichen Verhandlung zeitlich möglichſt 
nahe vorangehenden letzten Vorbereitung des Anwalts iſt die 
nochmalige Durchſicht der irgendwie bedeutſamen Ausſagen in 
ihrem vollen Umfange wünſchenswert. | 

Es läßt ſich nie mit Sicherheit vorausſehen, was der 
Gegner aus einer Zeugenausſage im Zuſammenhang mit neuem 
Parteivorbringen herauszuholen ſich bemühen wird. Der Beſitz 
der geſamten Zeugenausſagen iſt zur Kontrolle der gegneriſchen 
Behauptungen während der mündlichen Verhandlung erforderlich. 

Auch zur Befragung der eigenen Partei iſt erforderlich, die 
geſamte Darſtellung der Zeugen oder die Begründung des 
Armenrechtsgeſuchs, wenn es, wie hier, zur Bedeutung eines 
vorbereitenden Schriftſatzes erhoben worden iſt, auf längere 
Zeit in den Händen zu haben, als die Gerichtsakten in der 
Regel dem Rechtsanwalt vorgelegt werden können. 

Das RE. gab der Beſchwerde in vollem Umfange ſtatt, 
mit der Begründung: 

„Nach § 299 ZPO. können die Parteien aus den Prozeß⸗ 
akten durch den Gerichtsſchreiber Ausfertigungen, Auszüge und 
Abſchriften ſich erteilen laſſen. Daß dieſes Recht nicht in der 
Art mißbraucht werden darf, daß eine Partei unnötiger Weiſe 
die Hilfe der Gerichtsſchreiberei in Anſpruch nimmt, ſteht außer 
Zweifel. Der Beſchwerdeführer hat angegeben, daß er die 
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Abſchriften der Ausſagen der genannten Zeugen und des als 
Berufungsbegründung dienenden Armenrechtsgeſuchs zur ord⸗ 
nungsmäßigen Führung des Rechtsſtreits brauche. Nach Lage 
des Falles beſteht kein Bedenken, dieſer Angabe Glauben zu 
ſchenken. Selbſt ſich die Abſchriften anzufertigen oder durch 
das eigene Burrauperſonal anfertigen zu laſſen, iſt dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht zuzumuten (vgl. Beſchluß des RG. vom 
23. Januar 1899, JW. 1899 S. 92 Nr. 16). Daß die Ge⸗ 


richtsſchreiberei die Abſchriften zu erteilen hat, ohne ſofort die 


Berichtigung der baren Auslagen verlangen zu dürfen, ergibt 
ſich aus den Beſtimmungen der ZPO. über das Armenrecht“ 


Geſchluß des IV. 38. vom 2. April 1906 4. B. 102/06). 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 9. bis 

20. Dezember 1906 ausgefertigten eee | 
I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 

und Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. Art. 55 EGBGB., 8 903 ff. BGB., 9 887 350. 
Se vom 30. Dezember 1901, Hafenordnung 
für den Freibezirk Bremen vom 14. Oktober 1888, 8 16, Ver⸗ 
ſtoß des § 16 gegen Reichsrecht.] 

Im Dezember 1904 find 2 beladene Schlepplähne der 
Beklagten im Hafen I des Zollausſchlußgebietes in Bremen ge 
funken. Da die Beklagte, obwohl ſie von der klagenden Be⸗ 
hörde hierzu aufgefordert worden, die Wracke, die die Schiff⸗ 
fahrt im Hafen behinderten, nicht entfernen ließ, hat die Be⸗ 
hörde ſelbſt ſie beſeitigen laſſen und für die Hebungskoſten 
10 500 Mark verausgabt. Die gehobenen Kähne waren wertlos. 
Geſtützt auf 8 16 der Hafenordnung für den Freibezirk Bremen 
vom 14. Oktober 1888: „Im Hafen umhertreibende Gegen 
ſtände, wie Hölzer, geſunkene Fahrzeuge und dergleichen, nicht 
minder auch ohne Erlaubnis am Hafen herumliegende Sachen, 
werden auf Koſten des Eigentümers entfernt und in Ver⸗ 
wahrung genommen“ fordert der Bremiſche Fiskus Erſatz dieſes 
Betrages von der Beklagten. Klage, Berufung und Reviſton 
wurden zurückgewieſen: Beide Inſtanzen gehen davon auz, daß 
der Anſpruch des Bremiſchen Fiskus auf vollen Erſatz der 
Hebungskoſten gegen die Beklagte als Eigentümerin der beiden 
Schleppkähne an ſich durch 8 16 der Bremiſchen Hafenordnung 
vom 14. Oktober 1888 gerechtfertigt werde. Trotzdem verſagen 
ſie der Beſtimmung die Kraft, den eingeklagten Anſpruch zu 
erzeugen, weil der Inhalt des Reichsrechts ihm entgegenſtehe. 
Das 26. nimmt an, daß der 8 25 StranbD. in der Faſſung 
des Geſetzes vom 30. Dezember 1901 (RGBl. 1902, 1) mit 
der Bremischen Vorſchrift in Wiederſpruch ſtehe, weil er Die 
Behörde für die Deckung der bei Beſeitigung eines Schiffahrts⸗ 
hinderniſſes erwachſenen Koſten ausſchließlich auf den Verkauf 
der beſeitigten Gegenſtände verweiſe und damit eine perſönliche 
Haftung des Eigentümers ausſchließe. Das OLG. em 
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dies, gelangt aber zu dem gleichen Ergebniſſe, weil es ans 
nimmt, daß die durch 8 16 der Hafenordnung geregelte Erſatz⸗ 
pflicht eine privatrechtliche Vorſchrift fei, die nach Art. 55 EGBGB. 
mit dem Inkrafttreten des BGB. als beſeitigt zu gelten habe. 
Die letztere Anſicht iſt zunächſt zu prüfen. Die Vorſchrift, daß 
die Hafenbehörde geſunkene Fahrzeuge auf Koſten des Eigen⸗ 
tümerd entfernen und in Verwahrung nehmen dürfe, iſt, wie 
das OLG. ſelbſt annimmt, an ſich öffentlich⸗ rechtlicher Natur. 
Sie bezweckt die Wahrung des allgemeinen, öffentlichen Intereſſes 
an der Freihaltung der Häfen von Hinderniſſen, die die Schiff⸗ 
fahrt und die mit ihr in Zuſammenhang ſtehende Benutzung 
der Hafenanlagen ſtören und gefährden. Das OLG. meint 
aber, daß die Vorſchrift inſofern privatrechtlichen Charakter 
habe, als fie die Entfernung eines Schiffahrtshinderniſſes auf 
Koſten des Eigentümers zulaſſe. Damit ſei ein vermögens⸗ 
rechtlicher Anſpruch gegeben, der ſich als Schadensanſpruch dar⸗ 
ſtelle, dem Gebiete des bürgerlichen Verkehrs angehöre und der 
Regelung durch das Privatrecht unterliege. Das iſt fehlſam. 
Daß ein Rechtsſatz vermögensrechtliche Folgen hat, iſt für ſeine 
Emordnung unter das öffentliche oder das bürgerliche Recht 
ohne Bedeutung. Ebenſo iſt die Vorſtellung zurückzuweiſen, 
daß ein Anſpruch ſchon deswegen als privatrechtlicher anzuſehen 
ſei, weil er auf den Erſatz eines Schadens abziele. Dieſe Tat⸗ 
ſache iſt für die Einordnung an ſich ohne Bedeutung: Es kommt 
darauf an, ob das Rechtsverhältnis, aus dem die Schadens⸗ 
erſatzpflicht erwächſt, dem öffentlichen oder dem bürgerlichen 
Nechte angehört. Hier handelt es ſich um einen Rechtsſatz, 
durch den die zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes be⸗ 
rufene Behörde zu gewiſſen Eingriffen in das Privateigentum 
ermächtigt wird. Die Behörde ſoll Sachen, die im Privat⸗ 
eigentum ſtehen, unter gewiſſen Vorausſetzungen auf Koſten des 
Eigentümers entfernen dürfen. Eigentumsbeſchränkungen aber, 
die im öffentlichen Intereſſe auferlegt find, gehören in das 
Gebiet des öffentlichen Rechts und nicht in das Gebiet des 
Privatrechts. Das iſt auch der Standpunkt des BGB., das 
in den ſachenrechtlichen Vorſchriften über den Inhalt des 
Eigentums (§ 903 flg.) zwar eine Reihe von Eigentums⸗ 
beſchränkungen zugunſten des Eigentums anderer, insbeſondere 
beim Grundeigentume zugunſten der Nachbarn enthält, das 
Gebiet der Eigentums beſchränkungen im öffentlichen Intereſſe 
aber nicht regelt. Im Zuſammenhange hiermit ſteht es, wenn 
Art. 109 EG. — um etwaige Zweifel abzuſchneiden — aus⸗ 
drücklich verfügt, daß die landesgeſetzlichen Vorſchriften „über 
die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung 
oder Benutzung einer Sache, Beſchruͤnkung des Eigentums und 
Entziehung oder Beſchränkung von Rechten“ unberührt bleiben. 
Will man aber auch annehmen, daß die Auferlegung der Fort⸗ 
ſchaffungskoſten über den Rahmen einer bloßen Eigentums⸗ 
beſchränkung hinausgeht, fo darf die Vorſchrift doch auch infos 
weit nicht als eine privatrechtliche gelten. Es handelt ſich 
hierbei um eine Art von polizeilicher Zwangsvollſtreckung. Die 
zunächſt dem Eigentümer ſelbſt obliegende Handlung wird von 
der Behörde bewirkt, ähnlich wie im Falle des 8 887 ZPO. 
von dem Gläubiger, und wie in dieſem Falle iſt der Pflichtige 
auch hier ſchuldig, den durch die Erſatzvornahme erwachſenen 
Aufwand zu erſtatten. Das iſt kein zivilrechtlicher Anſpruch, 
ſondern nur das letzte Stück in der Reihe der polizeilichen 
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Zwangsmaßnahmen zur Durchführung des Erfolges, den das 
Geſetz im öffentlichen Intereſſe anſtrebt. Eine ähnliche Be⸗ 


ſtimmung, die für die Schiffahrt auf der Oder ergangen war, 


hat das NG. denn auch bereits in dieſem Sinne aufgefaßt: 
RG. 43, 293. Daß es ſich damals um eine preußiſche, jetzt 
um eine bremiſche Verordnung handelt, iſt unerheblich. Wie 


das Berufungsgericht feſtſtellt, enthält das Bremiſche Recht leine 
Beſtimmungen über die Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom 


privaten. Es kommen daher lediglich die allgemeinen, in 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung anerkannten Grundſätze in 
Betracht. Nur dieſe aber — und nicht beſondere Beſtimmungen 
des Preußiſchen Rechts — waren auch bei jener Entſcheidung 
für die Auffaſſung der Vorſchrift als einer polizeilichen maß⸗ 
gebend. Hiernach erſcheint es nicht angängig, die erwähnte 
Vorſchrift der Hafenordnung mit dem OLG. in eine dem öffent⸗ 
lichen und eine dem bürgerlichen Rechte angehörige zu zerreißen. 
Sie iſt einheitlicher Natur und ganz dem öffentlichen Rechte 
einzuordnen. Und daher wird ſie durch Art. 55 EGBGB. 
nicht berührt. Da hiernach der Grund, aus dem das OLG. 


zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, nicht haltbar erſcheint, ſo 


bleibt zu prüfen, wie es ſich mit dem von beiden Inſtanzen 
verſchieden beurteilten Verhältnis des 8 25 Strand O. zu der 
Vorſchrift der Hafenordnung verhält. Daß die Vorſchriften der 
Strand O. auf die Häfen des Zollausſchlußgebietes in Bremen, 
weil Seeſchiffe in ihnen verkehren, an ſich Anwendung finden, 
wird von den Inſtanzen unterſtellt und kann einem Zweifel 
nicht unterliegen. Ebenſo unzweifelhaft iſt, daß ein Fall vor⸗ 
liegt, der unter § 25 fällt: in einem Hafen war ein Schiff fo 
geſunken, daß die Schiffahrt dadurch beeinträchtigt wurde. Ein 
Seeſchiff — was nicht feſtgeſtellt iſt — braucht das geſunkene 
Schiff nicht zu fein. Vgl. RG. 38, 86. Nach § 25 kann ſich 
die Behörde zur Deckung der Räumungskoſten nur an die be⸗ 
ſeitigten Gegenſtände halten; ein Recht, den Eigentümer perſön⸗ 
lich in Anſpruch zu nehmen — insbeſondere für den Fall, daß 
die Koſten durch den Erlös der beſeitigten Gegenſtände nicht 
gedeckt werden — ſteht ihr nach dieſer Geſetzesſtelle nicht zu. 
Der Inhalt des 8 16 der Hafenordnung aber iſt nach der 
Auslegung der Vorinſtanzen gerade der, daß für die von 
beiden Beſtimmungen gleichmäßig umfaßten Fälle dem 
Fiskus ein vom Werte der beſeitigten Gegenſtände unab⸗ 
hängiger Erſatzanſpruch gegen den Eigentümer gewährt wird. 
Es fragt ſich, ob dieſer landesrechtliche Rechtsſatz gegenüber 
der reichsrechtlichen Vorſchrift Beſtand hat, oder ob er nach 
der Regel des Art. 2 RV., wonach „die Reichsgeſetze den 
Landesgeſetzen vorgehen“, als beſeitigt zu gelten hat. Bei 
Prüfung dieſer Frage iſt davon auszugehen, daß, wenn das 
Reichsgeſetz eine Materie vollſtändig regeln wollte, Landesgeſetze 
zur Ergänzung des Reichsgeſetzes unzuläſſig ſind. Indem das 
Reich eine beſtimmte Rechtsmaterie normiert, entrückt es dieſe 
Materie der einzelſtaatlichen Autonomie. Demnach iſt zu 
fragen: Wollte die Strandungsordnung die Strandungs⸗ 
angelegenheiten, und insbeſondere durch § 25 die behördlichen 
Befugniſſe in bezug auf die Beſeitigung von Schiffahrts⸗ 
hinderniſſen, namentlich auch gegenüber den Eigentümern, voll⸗ 
ſtändig und abſchließend regeln? Dieſe Frage muß bejaht 
werden. (Wird nach Wortlaut, Sinn und Entſtehungsgeſchichte 
der Strandungsordnung weiter ausgeführt.) Nach alle dem 
6* 
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kann es kleinem Zweifel unterliegen, daß in den Fällen des 
8 25 StrandO. die Landesgeſetzgebung nach Reichsrecht nicht 
in der Lage iſt, die durch das Reichsgeſetz abgelehnte Aus⸗ 
dehnung der Haftung der beteiligten Eigentümer auf deren ge⸗ 
ſamtes Bermögen ihrerſeits einzuführen, und daß Landesgeſetze, 
en on alſo nach der Auslegung der Borinflangen der 
8 16 der bremiſchen Hafenordnung, weil fie mit dem Reichs⸗ 
ade m Widerſpruch ſtehen, keine Gültigleit beanſpruchen 
können. Bremiſcher Staat c. E., U. v. 20. Okt. 06, 112/06 J. 
— Hamburg. 
2. Art. 169 C888, 88 194 ff, 486 BEB. verb. mit 
8 180 ALR. Tl. I Tit. 11. Welches Recht gilt über die 
Verjährung von Anſprüchen, die nach den früheren Geſetzen, 
nicht nach dem B88. begründet find, nach dem 1. Januar 19017 
Der Kläger hat von den beiden Beklagten 1894 ein damals 
bereits bebautes Grundſtück mit Laſten und Nutzungen vom 
1. Juli 1894 ab gekauft und aufgelaſſen erhalten. Die Straße 
war ſchon un November 1892 vollſtändig hergeſtellt, gepflaſtert 
und entwäſſert. Am 31. Dezember 1899 erhielt Kläger ein 
Schreiben der ſtädtiſchen Baudeputation, in welchem er als 
Eigentümer des fraglichen Grundſtücks zur Zahlung von 
6 386,47 Mark Beitrag zu den Koſten der erſten Einrichtung, 
Pflaſterung und Entwäſſerung der Straße aufgefordert wurde; 
er verlangt mittelſt der im Jahre 1905 zugeſtellten Klage Er⸗ 
ſtattung. Die Beklagten ſchützen die Ginrede der Verjährung 
vor. Das LG. wies die Klage ab, das OLG. verurteilte, das 
NE. hob auf: Der Anſpruch des Klägers findet feine Stütze 
in der Vorſchrift des 8 180 ALR. Tl. I Tit. 11, die hier 
zur analogen Anwendung gelangt (RG. 30, 236; Gruchots⸗ 
Beitr. 46, 1174). Dieſer Gewährleiſtungsanſpruch verjährt 
nach 8 344 AL N. Tl. I Tit. 5 innerhalb 6 Monate nach dem 
Zeitpunkt, in dem der Kläger von dem Mangel Kenntnis er⸗ 
halten hat. Der Berufungsrichter hat feſtgeſtellt, es ſei nichts 
dafür erbracht, daß der Kläger vor der Heranziehung zu den 
Abgaben durch das ihm im Dezember 1899 zugegangene 
Schreiben der ſtädtiſchen Baudeputation von dem Beſtehen der 
Laſt Kenntnis gehabt habe. Die Verjährung des Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruchs war alſo beim Inkrafttreten des BGB. noch 
nicht vollendet. Die Anwendung des Art. 169 EGBGB. ſetzt 
voraus, daß ein nach dem bisherigen Necht begründeter, am 
1. Januar 1900 noch nicht verjährter Anſpruch bei dem 
konkreten Tatbeſtande auch nach den Vorſchriften des BGB. 
begründet ſein würde (NG. 56, 254). Der Art. 169 a. a. O. 
ſchreibt nämlich vor, daß die Vorſchriften des BGB. über die 
Verjährung auf die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen, 
noch nicht verjährten Anſprüche Anwendung finden. Daraus iſt 
nicht zu entnehmen, daß die gedachten Ansprüche, wenn fie nach 
dem BGB. nicht begründet wären, in Anwendung des § 195 
BGB. einer 30 jährigen Verjährung unterliegen würden. Denn 
das BGB. enthält in den 88 194 ff. Vorſchriften über die 
Verjährung nur ſolcher Anſprüche, die nach feinen, nicht die 
nach den Vorſchriften früherer Geſetze begründet find. Der 
Gewährleiſtungsanſpruch des Klägers würde bei dem konkreten 
Tatbeſtand nach dem BGB. nicht begründet fein. Die Beitrags⸗ 
pflicht der Anlieger iſt eine öffentliche Laſt im Sinne des $ 436 
BEB., die der Kläger als der Käufer zu tragen hat. Es 
findet alſo Art. 169 EGBGB. nicht Anwendung. Der nach 
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8 180 ALR. Tl. I Tit. 11 begründete Anſpruch des Klägers 
verjährt mithin auch nach dem Inktafttreten des BB. nach 
Beſtimmungen des AL R. Er war ſomit bereits im Juli 1900 
nach 8 344 ALR. TI. I Tit. 5 verjährt. Indem der Bes 
rufungsrichter die gegen dieſen Anſpruch erhobene Einrede der 
Verjährung verwarf, verletzte er die angeführten Geſetzes⸗ 
beſtimmungen. B. o. B., U. v. 1. Dez. 06, 122/06 V. — 
Berlin. 

3. 85 227 — 229 BB. verbunden mit StPO. 8 127 
und StGB. 8 360 Nr. 1. Berechtigung zur Beſitzentziehung 
wegen einer ſtrafbaren Handlung. Schadenserſatzanſpruch wegen 
eines infolge dieſer Beſitzentziehung dem dazu Berechtigten zu⸗ 
gefügten Nachteils.] 

Der Kläger wurde auf der Straße von einem Gummiball, 
mit welchem der neunjährige Sohn des Beklagten gefpielt 
hatte, an den Kopf getroffen. Er nahm den Ball an ſich, 
wurde aber von dem Beklagten, den deſſen Sohn herbeigerufen 
hatte, zu Herausgabe des Balles aufgefordert. Kläger lehnte 
das mit der Begründung ab, er wolle den Ball auf die nächte 
Polizeiwache bringen und ſich dort über den Unfug beſchweren, 
Beklagter möge ihm dorthin folgen. Während des nım folgenden 
Wortwechſels nahmen zwei Schankgäſte des Beklagten gegen 
den Kläger Partei, und im Verein mit dieſen hat demnächſt 
der Beklagte dem Kläger den Ball mit Gewalt weggenommen. 
Hierbei erlitt der Kläger Verletzungen im Gelenk und den 
Fingern der rechten Hand, infolge deren nach ſeiner Behauptung 
eine dauernde Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit eingetreten 
iſt. Auch iſt ihm dabei der Nock zerriſſen worden. Der 
Schadenserſatzanſpruch des Klägers wurde vom LG. dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, Berufung und Reviſion 
des Beklagten wurden zurückgewieſen: Der Kläger, der mit 
Wegnahme des Balles dem Beſitzer desſelben ohne deſſen 
Willen den Beſitz entzogen hatte, muß allerdings, um 
die Annahme der Widerrechtlichleit zu beſeitigen, darlegen, 
daß das Geſetz ihm die Beſitzentzehung geftattete (8 8 58 
Abſ. 1 WEB). Einer verbotenen Eigenmacht ſeitens des 
Klägers gegenüber hätte der Beklagte, wie zu ſeinen gunſten 
vom Berufungsrichter zutreffend angenommen iſt, jedenfalls 
vermöge feiner Beſugniſſe als geſetzlicher Vertreter feines 
Sohnes (888. SS 1627, 16301) nach Maßgabe von 
8 859 BGB. den Beſitzſchutz ausüben dürfen. — Es kaum 
nun dahingeſtellt bleiben, ob auf Seiten des Klägers die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen eines Selbſthilferechtes nach 8 229 
BGB. vorlagen, ob ihm insbeſondere ein privatrechtlicher 
Anſpruch, deſſen Befriedigung im Wege der Selbſthilfe 
geſichert werden konnte, zugeſtanden hat. Denn eine Be⸗ 
vechtigung des Klägers, den Ball, der ihn getroffen hate, zu 
dem Zwecke wegzunehmen, um ihn der Polizeibehörde zu über⸗ 


geben, muß als begründet anerkannt werden. Dem Kläger 


war unverſehens ein Ball an den Kopf gepflogen, wie er be⸗ 
hauptet und auch in dem Urteile der Strafkammer vom 
16. September 1903 feſtgeſtellt if, jo heftig, daß er 
Schmerzen empfand. Die Annahme des Berufungsgerichts, 
der Kläger habe nicht gewußt, wer der Täter ſei, iſt progeß⸗ 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Der Kläger wollte fish wegen 
der ihm widerfahrenen Unbill bei der Polizei beſchweren und 
zu dieſem Behufe den Ball auf die nächſte Polizeiwache bringen. 
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licher Straße ein Gegenſtand an den Kopf geworfen wurde, 
für befugt gelten müſſe, dieſen Gegenſtand an fi zu nehmen 
und der Polizeibehörde zu übergeben, erſcheint gewiß als eine 
natürliche Forderung des Nechtsſchuzes. Und dieſe Befugnis 
läßt ſich denn auch nach der beſtehenden Rechts ordnung, wenn 
nicht aus den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes (88 227 
bis 229 BEB,, vgl. RG St. 34, 184 ff.; 35, 403 ff.), fo 
doch im Wege der entſprechenden Anwendung des 8 127 
SO. für den gegebenen Fall als eine geſetzmäßige bes 
gründen. Es if, wie im Berufungsurteil richtig angefnhet 
wird, von der Rechtslehre und Rechtſprechung angenommen, 
daß die Befugnis zur vorläufigen Feſtnahme einer Perſon 
nach 8 127 SPD. auch das Recht (als das Mindere) mit: 
umfaßt, dem Feſtgenommenen, bzw. Feſtzunehmenden die in 
ſeinem Gewahrſam befindlichen, zu der ſtrafbaren Tat in Bes 
ziehung ſtehenden Sachen, namentlich Uberführungsſtücke, ab- 
zunehmen, zu beſchlagnahmen; und es wird ein ſolches 
Beſchlagnahmerecht auch für den Fall anerkannt, wo von der 
Feſtnahme Abſtand genommen wird, weil der Betreffende ſich 
der Feſtnahme nicht freiwillig unterwirft, oder ſich der Sahe 
zu emäußern fucht. Bel. Holtzenderf, Handbuch des Deutſchen 
Straſprozeßrochts Bd. 1 8 50 S. 319 Z. 2; Urteil des R. 
II. StS. vom 20. Märg 1888; RGSt. Bd. 8 Nr. 83 S. 228 ff.; 
Swe Hellweg, Kommentar zur St. 8 98 Anm. 2b, 
11. Aufl. S. 376; Stenziein, StPO. 8 127 Anm. 6. 
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4. 88 276, 836 BGB. Verpflichtung des Hans beſitzers 
nu Aufſicht über mangelhaft gewordene Beſchaffenheit von 
Dachfenſtern 5. 

Das am 11. Dezember 1902 zu Cöln von dem Hauſe 
des Beklagten herabgeſtürzte Dachfenſter, welches den Kläger 
getroffen hat, war ein ſogenanntes Cölner Zinkfenſter. Dasſelbe 
befand ſich im Dache des der Benutzung zahlreicher Mieter 
dienenden Trockenſpeichers. Das zum Auf⸗ und Zuklappen 
eingerichtete Fenſter war in der Weiße befeſtigt, daß je zwei 
Oſen auf der Zinkbekleidung des Unterrahmens und derjenigen 
des Feuſterrahmens durch Anlöten befeſtigt waren und eine 
eiſerne Stange durch die vier Oſen geführt wurde. Die Bes 
feſtigung an den Lötſtellen der Oſen hatte fi) gelöſt, und zwar, 
wie das Berufungsgericht auf Grund der Beweisaufnahme ans 
nimmt, nicht etwa infolge einer orkanartigen Witterung, ſondern 
bereits kürzere oder längere Zeit vor dem Abſturz infolge einer 
anderen äußeren Einwirkung, wahrſcheinlich dadurch, daß jemand 
beim Aufklappen das Fenſter ganz zurückgeſchlagen hatte. Bei 
Anwendung des 8 836 BEB. nimmt das Berufungsgericht 
auf Grund des Beweisergebniſſes an, daß die Ablöſung des 
Fenſters zwar nicht eine Folge fehlerhafter Errichtung, wohl 
aber mangelhafter Unterhaltung geweſen ſei. Demgemäß fordert 
das Berufungsgericht von bem Beklagten den Nachweis, daß 
er zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verlehr etw 
forderliche Sorgfalt beobachtet habe und ſieht ihn nicht als 
erbracht an, indem es aus führt: Der Beklagte beruft ſich mit 
Untecht darauf, daß zwischen der Anbringung der Dachfenſter 
und dem Unfall nur etwa ein halbes Jahr gelegen habe. Beklagter 
durſte die Dachfenster ſeines höheren, dem Wind und Wetter 
ſtark ausgeſetzten von ſeinem Mieter C. an zahlreiche Familien 
mit feinem Wiſſen untervermieteten Hauſes bei der häufigen 
Benutzung der Fenſter nicht im Vertrauen auf ihre Neuheit ein 
halbes Jahr lang völlig unbeaufſichtigt laſſen. Beſonders 
aber habe es bei der hier vorliegenden nur eben als ausreichend 
zu bezeichnenden Befeſtigungsart in Anſehung der rechtzeitigen 
Unterſuchung und Inſtandſetzung der fortgeſetzten Aufmerkſam⸗ 
leit des Beklagten bedurft. Es genüge nicht, daß der Bellagte 
feinem Mieter C. die Verpflichtung auferlegt habe, das Haus 
in Stand zu halten, der Beklagte habe ſich Kenntnis davon 
verſchaffen müſſen, wie die Befeſuigungsart beſchaffen und welche 
beſondere Vorſicht durch fie geboten geweſen ſei. Zur Abs 
wendung der mit der Beſeſtigungsart der Dachfenſter verknüpften 


beſonderen Gefahr hätte der Beklagte dem C. eine umſtänd⸗ 


lichere eingehende Prüfung des verkehrsſicheren Bauzuſtandes 
des Haufes, namentlich des Daches und des Fenſters, nötigen 
falls die Zuziehung eines Sachverständigen einſchärfen müſſen; 
C habe nach feiner Ausſage bei Einziehung der Mieten zwar 
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eine gründliche Unterſuchung der Dachfenſter nicht vorgenommen: 
Dieſen Ausführungen gegenüber rügt die Reviſion mit Recht, 
daß das Berufungsgericht den Begriff der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt durch Überſpannung der zu ſtellenden Anforde⸗ 


rungen verkannt und hierdurch gegen 88 836, 276 BGB. 
verſtoßen hat. Die Frage, ob in feſtgeſtellten Vorgängen ein 


Verſchulden im Sinne des § 276 BGB. zu finden iſt, iſt nicht rein 
tatſächlicher Natur, ſie ſtellt ſich zugleich als eine der Nach⸗ 
prüfung durch das Reviſionsgericht unterliegende Rechtsfrage 
dar. (RG. 60, 33.) Die Vorſchrift des 8 836 BGB. ſtellt 
unter der Vorausſetzung, daß eine fehlerhafte Einrichtung oder 
mangelhafte Unterhaltung die ſchadenbringende Ablöſung eines 
Teils eines Gebäudes zur Folge gehabt hat, eine Schuld⸗ 
vermutung zu ungunſten des Beſitzers auf, die durch den Nach⸗ 
weis der Schulblofigteit beſeitigt werden kann. In der Regel 
iſt davon auszugehen, daß der Beſitzer den ihm obliegenden 
Nachweis geführt hat, wenn er dartut, daß er im allgemeinen 
während ſeiner Beſitzzeit die zur Verhütung von Gefahren im 
Verkehr üblichen Maßnahmen getroffen und von Zeit zu Zeit 
ſolche Reviſionen vorgenommen hat, die regelmäßig vorgenommen 


werden können. Urteil des RG. vom 13. Juli 1904 VI. 528/03. 


(JW. 04, 4871.) Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hatte im vorliegenden Falle der Beklagte mit dem in Cöln 
wohnhaften Zeugen C. als Mieter des Hauſes das Abkommen 
getroffen, daß letzterer ſich dem Beklagten gegenüber verpflichtete, 
das Haus inſtand zu halten. C., gegen deſſen Zuverläſſigkeit 
im allgemeinen nach der Annahme des Berufungsgerichts keine 
Bedenken beſtehen, pflegte beim Abholen der Miete im Hauſe 
nachzuſehen, ob Reparaturen nötig ſeien, er hat insbeſondere 
auch öfters das Dach daraufhin beſehen, ob es in Ordnung 
ſei. Das Berufungsgericht hält die vom Beklagten ergriffenen 
Maßnahmen nicht für ausreichend, weil er auf die mit der 
Befeſtigungsart der Dachfenſter verbundene beſondere Gefahr 
nicht die gebotene Rückſicht genommen und es unterlaſſen habe, 
eine ausdrückliche ſich gerade auf die Dachfenſter beziehende 
Anweiſung dem C. zu erteilen. Hierbei wird überſehen, daß 
das Berufungsgericht bei Prüfung der Vorausſetzungen des 
5 836 BGB. mit dem LG. eine fehlerhafte Errichtung in 
bezug auf die Befeſtigungsart der Dachfenſter durch Anlöten 
der Oſen nach dem Beweisergebnis nicht für erwieſen erachtet 
hat. Das Berufungsgericht hat der abweichenden Anſicht des 
Dachdeckers V. gegenüber Gewicht darauf gelegt, daß der 
Unternehmer D. und der ſich auf eine zwanzigjährige Erfahrung 
ſtützende Dachdecker B. die hier zur Anwendung gebrachte An⸗ 
lötung der Oſen für vollkommen ausreichend erklärt haben, und 
daß auch der mit der Nachprüfung der Dacharbeiten nach ihrer 
Fertigſtellung betraute Dachdecker W. dieſelben als ordnungs⸗ 
mäßig erklärt hat. Unter dieſen Umſtänden lag für den Be⸗ 
klagten keine Veranlaſſung vor, ſolche beſondere Maßnahmen 
zu ergreifen, die auf der Unterſtellung beruhten, daß die Be⸗ 
feſtigungsart der Dachfenſter von vornherein fehlerhaft geweſen 
ſei, es war vielmehr genügend, wenn er im allgemeinen — 
ohne ausdrückliche Hervorhebung der Dachfenſter — einer zu⸗ 
verläſſigen in Cöln wohnhaften Perſon die Pflicht zur Inſtand⸗ 
haltung des Hauſes auferlegte. Innerhalb der kurzen Friſt 
von einem halben Jahre ſeit Fertigſtellung des hier in Rede 
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ſtehenden Neubaues war an ſich eine gründliche Reviſion des 
Hauſes durch einen Sachverſtändigen noch nicht geboten. Hier⸗ 
nach war das Urteil des Berufungsgerichts aufzuheben und 
aus dem feſtgeſtellten Sachverhältnis zu entnehmen, daß ber 
Beklagte als Beſitzer des Hauſes zum Zweck der Abwendung 
von Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. K. c. B., U. v. 8. Nov. 06, 157/06 IV. — Cöln. 

5. 88 351, 459 Abſ. 2, 462, 467 BOB. Anſpruch auf 
Minderung in der Berufungsinſtanz ſtatt der in I. Inſtanz 
beantragten Wandelung enthält eine Klageänderung. Begriff 
der Verſchlechterung, wegen deren die Wandelung nicht ſtatthaft 
fein ſoll. 3 

Mitte Oktober 1903 kauften die Inhaber der klagenden 
Geſellſchaft vom Beklagten ein Automobil Nr. 1513 aus der 
Fabrik de D. in Niederbronn zum Preiſe von 4 900 Mark. 
Der Kaufpreis wurde am 16. Oktober 1903 entrichtet. Am 
ſelben Tage wurde auch ein Garantieſchein vom Beklagten aus⸗ 
geſtellt, der dahin lautet, daß für gutes, fehlerloſes Material 
des Automobils garantiert werde, daß in den erſten 6 Monaten 
die erforderlichen Reparaturen koſtenlos beſorgt würden. Der 
Wagen war von der Firma de D. in L. im Jahre 1901 ge⸗ 
baut worden. Die Klägerin erachtete ſich zur Wandelung des 
Vertrages für befugt; ſie hat den Beklagten verſchiedentlich 
aufgefordert, den Wagen zurückzunehmen. Der Beklagte 
weigerte ſich jedoch, den Kaufpreis, trotz Nachlaſſens von 
300 Mark vom urſprünglichen Kaufpreis, zurückzuzahlen und 
Klägerin erhob daher Klage mit dem Antrage: Königl. LG. 
wolle den Beklagten verurteilen, der Klägerin 4 600 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen ſeit dem 13. November 1903 zu zahlen und 
das Urteil gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären. Die Klägerin verlangte Wandelung, weil der Be 
klagte ihr Automobil als neu verkauft habe, dasſelbe aber 
dieſe Eigenſchaft nicht habe, vielmehr ein gebrauchtes Automobil 
ſei. Das LG. wies die Klage ab. In der Berufungsinstanz 
hat die Klägerin dahin angetragen, den Beklagten unter Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils für ſchuldig zu erklären, der 
Klägerin 2 400 Mark zu zahlen, eventuell nach dem Klage 
antrage I. Inſtanz zu erkennen. Sie hat dabei erklärt, zur 
Vermeidung weiterer Beweiserhebungen über die Unfälle des 
Wagens an dem in I. Inſtanz allein geſtellten Anſpruch auf 
Wandelung erſt in zweiter Linie feſtzuhalten, dagegen in erſter 
Linie Minderung des Kaufpreiſes wegen der Mangelhaftigkeit 
des ihr verkauften und gelieferten Automobils in der angegebenen 
Höhe von 2400 Mark zu beanſpruchen. Der Beklagte hat 
dem Minderungsanſpruch wegen unzuläſſiger Klageänderung 
widerſprochen. Das RG. hob auf Reviſion der Klägerin auf: Der 
Anſpruch auf Minderung (Herabſetzung des Kaufpreiſes) iſt feinem 
Inhalte nachvon dem mit der Klage erhobenen und in I. Inſtanz 
allein verhandelten Anſpruch auf Wandelung (Rückgängig⸗ 
machung des Kaufes) verſchieden. Danach liegt objektiv eine Klage 
änderung vor, die nur dann gemäß 8 268 Ziff. 3 als ſolche 
nicht zu betrachten ſein würde, wenn wegen einer ſpäter ein⸗ 
getretenen Veränderung ein anderer Gegenſtand gefordert worden 
wäre. Letzteres iſt aber unbeſtritten und unbeſtreitbar nicht der 
Fall. Dagegen mußte der gegen die ſachliche Beurteilung des 
OLG. gerichtete Angriff für begründet erachtet werden. Das⸗ 
ſelbe hat über die Frage, ob der von der Klägerin erhobene 
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Wandelungsanſpruch wegen Mangels der zugeficherten Eigen» 


ſchaft der Neuheit des Wagens gemäß 88 462 und 459 


Abſ. 2 BGB. an ſich begründet ſei, was das LG. in erſter 
Linie verneint hatte, eine Entſcheidung nicht getroffen. Es 
hat vielmehr die Abweiſung des Wandlungsanſpruchs durch 


das LG. mit der Begrümdung gemäß 88 467 und 351 308. 


aufrecht erhalten, daß das Automobil, während dasſelbe im 
Beſitze der Klägerin geweſen ſei, infolge eines von dieſer ver⸗ 
ſchuldeten Unfalls eine weſentliche Verſchlechterung erlitten habe, 
wegen deren der Beklagte nach den vorbezogenen Beſtimmungen 
berechtigt fei, den Wandelungsanſpruch, ſelbft wenn derſelbe an 
ſich begründet ſein ſollte, zu beſtreiten. Dieſe weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung wird num aber nicht ſowohl in einer objektiven 
Minderwertigkeit des Automobils infolge des Unfalls gegen 
früher, ſei es wegen ungenügender Reparatur der eingetretenen 
Beſchädigunzen, ſei es, weil es ſich um eine überhaupt repa⸗ 
terte, nicht mehr urſprünglich unverſehrte Maſchine handele, 
als vielmehr lediglich darin gefunden, daß bei dem Gebrauch 
des Automobils überhaupt einmal ein Unfall ſich ereignet habe. 
Schon hierdurch allein ergebe ſich die Minderwertigkeit, ins⸗ 
befondere für den Beklagten als Händler in Autos 
mobilen; Treu und Glauben geböten es ihm, etwaigen 
Refickanten den Umſtand des mit dem Automobil eingetretenen 
Unfalls nicht zu verſchweigen; daraus ergebe ſich aber eine 
ſehr erhebliche Minderung der Verkäuflichkeit, die als weſent⸗ 
liche Verſchlechterung; im Sinne des 8 351. BGB. aufgefaßt 
werden müſſe. Nach dieſer Begründung iſt für die rechtliche 
Beurteilung in der Reviſionsinſtanz zu unterſtellen, daß objektiv 
eine Verſchlechterung der Kaufſache, bezüglich deren die Wande⸗ 
lung beanſprucht wird, überhaupt nicht eingetreten ist. Für 
einen ſolchen Fall muß aber, entgegen der Annahme des O., 

die Vorausſetzung des 8 351 eit. als rechtlich ausgeſchloſſen 
erachtet werden. Mag auch bei. der Beurteilung, ob dieſelbe 
gegeben iſt; die individuelle Brauchbarkeit der zurückzugebenden 
Sache für den anderen Teil, und deſſen Intereſſe mit in Rück⸗ 
ſicht gezogen werden, ſo kann das doch nicht auschließlich 
maßgebend ſein; es muß immer eine wirkliche Verſchlechterung 
der Sache ſelbſt vorliegen, die die Brauchbarkeit für den anderen 
beeinträchtigt. Eine andere Auslegung, wonach eine durch ein 
Kreiſe über den Wert und die Brauchbarkeit ohne nachteilige 
Anderung der Sache ſelbſt genügen würde, um die Wandelung 
abzulehnen, iſt mit dem Wortlaut des 8 351 oit, nicht ver 
einbar; und es kann auch nach dem Zwecke des Geſetzes nicht 
angenommen werden, daß dasſelbe auch in derartigen Fällen 
den Wandelungsanſpruch ſchon aus einem ſolchen Grunde hat 
muſchtießen wollen. O. e. W., U. v. 27. Nov. 04, 282/06 IL, 
— Celle. 

6. 8 889 GB. verb. mit internationalem Privatrecht 
Nach welchem Recht iſt die im Prozeſſe vor einem deutſchen 
Gerichte erklärte Aufeechaung e Folgen der Auf⸗ 
mung] 

In Frage iſt, welche Wirkungen die erst im Laufe des 
Prozeſſes gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten der italieniſchen 
Klägerin von der Beklagten, einer deutſchen Firma, erklärte 
Aufrechnung. hat. Die Anwendung ausländiſchen Rechtes er⸗ 
cen bei dieſer Sachlage ausgefchloffen, ſei es, daß das zeiliche 


Recht des Aufrechmmgsgeſchäfts als maßgebend erachtet wird, 
oder daß man, der neueren Nechtsentwicklung folgend (vgl. 
NG. 61, 348; 62, 379), das Perſonalſtatut der Beklagten, 
anwendet. Nach deutſchem Recht (8 389 BGB.), wie auch 
ſchon nach gemeinem Recht und dem preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht (vgl. Förſter⸗Eccius, preußiſches Privatrecht 7. Aufl. 
Bd. 1 S. 603; 88 301, 361 N. I Tit. 16 AL R.), bewirkt 
aber die Aufrechnung, daß die Forderungen, ſoweit ſie ſich 
decken, als in dem Zeitpunkte erloſchen gelten, in welchem ſie 
zur Aufrechnung geeignet, einander gegenüber getreten find. 
Im vorliegenden Falle ſtanden ſich Kaufpreis, den die Klägerin 
fordert und Strafanſpruch, den Beklagter geltend macht, ſchon 
am 14. November 1899 aufrechenbar gegenüber. Von einer 
Verzinſung der Forderung der Klägerin für die Zeit vom 
1. Dezember 1899 bis zum 1. Januar 1901 kann ſonach keine 
ä A. c. F., U. v. 27. Nov. 06, 689/05 VII. — Berlin. 

. 88 414, 421, 765 BEB. Nicht jede kumulative 
8 iſt eine Verbürgung] 

Die Klägerin behauptete, es habe der Bellagte im Juli 
1904 ſich ihr zur Zahlung des rückſtändigen Kaufpreiſes 
für einen von ihr dem Vater des Beklagten gelieferten Gas⸗ 
motor verpflichtet. Beklagter wendete ein, daß ſein Verſprechen 
der Schriftform entbehre. Das LG. verurteilte, Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen. Die reichsgerichtliche Recht: 
ſprechung (RG. 51, 120; 59, 283) anerkennt die Möglichkeit, 
daß neben dem Schuldner ein dritter durch das Verſprechen, 
für die Verbindlichkeit des urſprünglichen Schuldners, gleich wie 
dieſer ſelbſt, einzuſtehen, eintreten kann, ohne daß der Gläubiger 
infolge des ihm abgegebenen Verſprechens des Eintretenden 
feinen Anſpruch gegen feinen urſprünglichen Schuldner aufgibt; 
vgl. 8 414 B83. Die Rechtſprechung betont für die ſog. 
kumulative me auch, daß ‚fie im Zweifel und 
regelmäßig Bürgſchaftscharakter habe, weil durch ein ſolches 
Verſprechen regelmäßig inhaltlich eine Verbürgung d. h. das 
Einſtehen für die Erfüllung der Verbindlichkeit des urſprüng⸗ 
lichen Schuldner, alſo einer fremden Schuld gewollt ſei, 8 7.65 
BOB. Aber nicht jede Begründung eines Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſes, bei der neben den bisherigen Schuldner ein neuer 
Schuldners tritt, enthält eine Verbürgung; nämlich dann nicht, 
wenn der eintretende Schuldner nicht beabſichtigt, derart für 
die Verbindlichkeit des Schuldners einzuſtehen, daß ſeine Ver⸗ 
binblichleit von vornherein und fortdauernd von der Verbindlich⸗ 
keit des bisherigen Schuldners abhängig ſein ſoll; wenn alſo 
der neue Schuldner eine eigene ſelbſtändige Verbindlichkeit 
übernehmen will, deren Fortbeſtand von der Verbindlichkeit des 
urſprünglichen Schuldners unabhängig ſein ſoll. In dieſem 
Falle fehlt. es an dem Willen, für eine fremde Schuld auf: 
zukommen. Es wird eine ſelbſtändige Verbindlichkeit nach 
8 421 BEB. begründet. Um aber auf einen ſolchen Willen 
ſchließen zu können, bedarf es ganz beſonderer Umſtände. 
Solche Umſtände ſtellt der Berufungsrichter feſt. G. o. G., U. v. 
23. Nov. 06, 100/06 II. — Berlin. ' 

S8. 8 826 BGB. verb. mit 8 256 BRD. Anſprüche 
wegen unrichtiger Auskunftserteilung gegen einen z nn 
von n Auskünften beſtehenden Verein.] 

Der verklagte Verein erteilt feinen Mitgliedern Auskunſt 
uber. die Krebik und Geſchäftsverhältniſſe dritter Perſonen. 
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zu berichtigen, und i 
in Zukunſt in bezug auf die Firma des Klägers misahre, den 
tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſprochende Auskünfte an 
Dritte zu geben, eventuell ihn zu verurteilen, 

daß die in der Auskunft enthaltenen, in bezug auf die von der 
Frau des Klägers auf die Druckerei geleiſtete Anzahlung und 


Kluger 

Os G. aber 1. feſtgeſtellt, daß die auf den Neubau des Klägers 
bezügliche Außerung unrechtmüßig geweſen if, 2. den Bellagten 
verurteilt, in Zuknuft dieſe Außerung zu Vermeidung einer 


Beklagten im Prozeß auch weitere 
Kredits des Klägers zu befürchten find; es findet endlich darin, 
von 


erteilen können. Die Richeigleit jener von der 

beanſtandeten Nudfühnung des Berufungsgerichts kaun 
geſtellt bleiben. Wie der erlennende Senat wiederholt 
geſprochen hat (RG. 60, 6 ff.; 61, 366 ff.) berechtigt jeder 
auch nur objeltis widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſez 
geſchütztes Recht zu einer Klage auf Unterlaſſung, wenn weitere 
Eingriffe zu befürchten find, das Schuldmement kommet bei 
einer ſolchen Klage ebenſoweniz in Betracht, wie die Wahrnahmung 
berechtigter Intereſſen. Jene Borausſetzungen hat das Berufungs- 
gericht im vorliegenden Fall einwandfrei ſeſigsſtelll, die Neviſian 
hat hiergegen auch keine Angriffe erhoben. Dies allein ſchon 
trägt die Verurteilung des Bellagten zur Unterlafſung 
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einer Auskunft gleichen Inhalts. Inſeweid mußte 
daher die Nrviſion zurückgewieſen werden. Dagegen war im 
übrigen der Neviſion der Erfolg micht zu verſagen. Nach den 
Gründen bes Urteils enthält die in Punkt 1 der 
Urteilsformel getroffene Feſtſtellung nicht bloß einen (en dieſe 
Stelle nicht gehörenden) Entſcheidungs grund, ſondern es kommt 
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Rechtsverhältniſſes betreffen. 
Feſtſtellung if aber weder Gegenfianb des Klagantrags, noch 
des Berufungsurteil, vielmehr handelt es ſich inſoweit nur um 
die Feftfiellung. einer Tatſache, der Voraus ſetzung einen Schaden⸗ 
erſahanſpruchs; eine ſolche Feſtpdellung durch Urteil iſt umzuläſſig; 


2 
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weggenommen und verbraucht.“ Daß hierin, namentlich in 
der behaupteten Heimlichkeit, der Vorwurf bewußt rechtswidriger 
Wegnahme des Geldes nicht enthalten ſei, kann nicht ohne 
weiteres angenommen werden. Hat aber der Beklagte dieſen 
Vorwurf wirkich dritten Perſonen gegenüber und zwar wider 
beſſeres Wiſſen gegen feine Frau erhoben, jo würde hierin 
eine ſo ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten und ein ſo ehrloſes Verhalten zu befinden ſein, daß 
der Berufungsrichter den Tatbeſtand des 8 1568 BEB mr 
unter beſonderen Umſtänden hätte verneinen dürfen. Namentlich 
könnte den Beklagten in keiner Weiſe entlaſten, daß er den 
Verdacht der Unterſchlagung mir um deswillen auf feine 
ſchuldloſe Frau gelenkt habe, um ſich felbft zu entlaſten und 
damit feine Stellung zu erhalten.“ Die Reviſion rügt übrigens 
mit Recht, daß für dieſe Annahme jede Grundlage fehlt, ſo 
lange nicht aufgeklärt iſt, gegen wen und unter welchen näheren 
Umſtänden der Beklagte die fragliche Außerung getan hat. 
Die Neviſion zieht aber mit Recht auch ferner zur Beſchwerde, 
daß der Beruſungsrichter die Klagebehauptung: Der Beklagte 
ſei ſeit Auguſt 1903 geſchlechtskrank und habe die Klägerin 
angeſteckt, jo daß fie 9 Wochen krank geweſen ſei“ nur unter 
dem Geſichtspunkt gewürdigt hat, ob damit der dem Beklagten 
ferner vorgeworfene ehebrecheriſche Geſchlechtaverkehr bewieſen 
ſei. Dabei iſt überſehen, daß es — wie das NG. wiederholt 
anerkannt hat — einen groben Mißbrauch des ehemännlichen 
Rechts im Sinne von 8 1353 Abſ. 2 BGB. enthält, wenn 
ber geſchlechtskranke und zwar durch fein Verſchulden geſchlechts⸗ 
krank gewordene Mann der Frau die Fortſetzung der ehelichen 
Lebenogemeinſchaft, wohl gar die fernere Geſchlechtsgemeinſchaft 
yamıden will. W. c. W., U. v. 29. Nov. 06, 201/06 IV. — Kid. 

10. 8 1568 BEP. 8 189 ZPO. Bollfländige Dar 


gagrund 

Eine Klage der Ehefrau wegen Beſchimpfungen ſeitens des 
Chemannes war vom Kammergericht abgewieſen worden. Die 
Neviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Verfehlt iſt die 
Rüge, die vom Berufungsrichter angeſtellte Erwägung, daß die 
Schimpfworte „Lügenmaul“ und „Beſtie“ nicht ohne ſtarke 
Neizung ſeitens der Klägerin gefallen fein könnten, fei ohne den 
geringſten Anhalt und deshalb prozeſſual unzuläfſig. Die 
Zeugin S. hat jene Worte bei der zwiſchen der Klägerin und 
dem Beklagten eines Abends ſtattgehabten Auseinanderſetzung 
heraus gehört. Mit Recht bemerkt deshalb der Berufungsrichter, 
es dune dem Beklagten wegen dieſer Worte eine ſchwere 
eheliche Verfehlung nicht zur Laſt gelegt werden, da unauf⸗ 
tellärt geblieben ſei, in welchem Zuſammenhange fie gefallen 
ſeien. Es entſpricht dies dem von dem RG. bereits wiederholt 
ausgeſprochenen Grundſatz, daß die den Eheſcheidungsgrund 
lehauptende Partei den Vorfall in vollem Umfange klarzulegen 
hat, um dem Richter die Beurteilung zu ermöglichen, ob eine 
ſahmere Verfehlung anzunehmen iſt (vgl. Urteil des Senats 
vom 8. Mai 1905 und 1. November 1906 IV 603/04 und 
163/96). Zur Ausübung des Fragerechts aber hatte der 
Berufungsrichter keine Veranlaſſung, da die von der Klägerin 
benannte Zeugin, von den zwiſchen den Parteien ſtattgehabten 
Steeite etwas weiteres außer jenen Worten nicht gehört hat. 
G. c. G., M. v. 26. Nov. 06, 288/06 IV. — Berlin. 
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11. 5 2231 Nr. 2 8868. Die Angabe des Ortes und 
Tages der Errichtung eines Privatteſtamentes iſt ein Zeugnis, 
ſie muß wahr ſein; trotzdem rechtsgiltig, wenn ein Schreibfehler 
bei der Jahrhundertziffer (1800 ſtatt 1900) vorliegt.] 

Die am 12. Juni 1904 in einem Alter von etwa 67 
Jahren verſtorbene Mutter und Erblaſſerin der Parteien hat 
ein eigenhändiges Teſtament errichtet, das mit dem Datum: 
„Dresden, den 18. April 1804“ verſehen iſt. Danach ſollen 
dem Beklagten „zunächſt 20 000 Mark gegeben werden als 
Rückerſtattung all der Summen, die er . . . in all den langen 
Jahren ... gegeben.“ Klägerin beantragt die Nichtigkeit des 
Teſtaments feſtzuſtellen, ſowohl wegen Formmangels, als weil 
die Erblaſſerin zu der darin ausgeſprochenen Bevorzugung ihres 
Bruders, des Beklagten durch Irrtum beſtimmt worden ſei. 
Weder treffe zu, daß Klägerin, wie die Erblaſſerin angenommen 
habe, gegen fie unkindlich geſinnt geweſen ſei, noch habe der 
Beklagte ſeiner Mutter auch nur annähernd den ihm „rückzu⸗ 
erſtattenden Betrag von 20 000 Mark gezahlt gehabt. Das 
S8. Dresden hat die Klage nach dem Antrage des Beklagten 
abgewieſen und auf die Widerklage feſtgeſtellt, daß dem Be⸗ 
klagten nach dem am 18. April 1904 errichteten letzten Willen 
ſeiner Mutter 20 000 Mark als Vermächtnis deſſen, was die 
Erblaſſerin in dieſem Betrage als ihre Schuld an ihn be⸗ 
zeichnet, im voraus gebühren. Berufung und Reviſion iſt 
zurückgewieſen. Das RG. hält daran feſt, daß der gemäß 
8 2231 Nr. 2 BGB. zur Gültigkeit des Privatteſtamentes 
erforderlichen Angabe des Ortes und Tages der Errichtung die 
rechtliche Bedeutung nicht einer Willenserklärung, ſondern eines 
Zeugniſſes zukommt. Daraus folgt einmal, daß die Datierung 
keine willkürliche ſein kann, ſondern bei Strafe der Nichtigkeit 
des Teſtaments der Wahrheit entſprechen muß (RG. 51, 166). 
Zum andern ergibt ſich als Wille des Geſetzgebers, daß dieſem 
Zeugniſſe, obwohl es vom Ausfteller der Privaturkunde ſelbſt 
herrührt, als einem weſentlichen Beſtandteile des geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Formalaktes auf ſo lange Beweiskraft innewohnt, 
als der Beweis des Gegenteils nicht erbracht iſt (RG 12, 315). 
Dies ſetzt freilich voraus, daß der Datierungsvermerk wenigſtens 
auf einen möglichen Ort und einen möglichen Tag der Teſta⸗ 
mentserrichtung hinweiſt. Im Streitfalle iſt ohne weiteres klar, 
daß die im Jahre 1904 verſtorbene Erblaſſerin an dem als 
Zeitpunkt der Teſtamenterrichtung angegebenen 18. April 1804 
unmöglich gelebt und, wie der Inhalt des Teſtaments beſagt, 
bereits einen Major zum Sohn, ferner eine erwachſene Tochter 
und Enkel gehabt haben kann. Wenn jedoch die Erblaſſerin, 
wie der Berufungsrichter tatſächlich feſtſtellt, bei Errichtung des 
Teſtaments das Datum des 18. April 1904 niederzuſchreiben 
beabſichtigt und nur vermöge eines Schreibfehlers eine falſche 
Jahrhundertziffer eingeſtellt hat, ſo beſteht rechtsgrundſätzlich 
lein Hindernis, trotz des äußerlichen Mangels das geſetzliche 
Erfordernis der Angabe des wahren Ortes und Tages der Er⸗ 
richtung als erfüllt anzuſehen. Allerdings iſt dabei Voraus⸗ 
ſetzung, daß es ohne weiteres gelingt, die offenbar falſche 
Datierung durch die gewollte, bis zum Beweiſe des Gegenteils 
nunmehr als richtig anzunehmende Datierung zu erſetzen. Auch 
bei dem verſehentlich falſchen Datum handelt es ſich äußerlich 
um einen Formmangel, und dieſem Mangel kann nicht dadurch 
abgeholfen werden, daß demnächſt im Prozeſſe * mit Hilfe 
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der gewöhnlichen Beweismittel die wirklich gewollte Datierung 
ermittelt wird. Dies würde mit dem Weſen der aufgeſtellten 
Formvorſchrift, die ein urkundliches Zeugnis über Ort und Tag 
der Teſtamentserrichtung erheiſcht, unverträglich fein. Dagegen 
beſteht kein Bedenken, die Form als gewahrt zu achten, wenn 
das gewollte und nur weſentlich falſch beurkundete Datum aus 
dem ſonſtigen Inhalte des Teſtaments erkannt werden kann und 
auch die Verwertung offenkundiger Tatſachen iſt hierbei nicht 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Im Streitfalle ergibt der bereits 
oben hervorgehobene Inhalt des Teſtaments in Verbindung mit 
der bekannten Erſcheinung, daß gerade in den erſten Jahren 
nach der Jahrhundertwende zahlreichen Perſonen ganz das gleiche 
Verſehen untergelaufen iſt, daß auch die Erblaſſerin, ohne dieſes 
Irrtums gewahr zu werden, ſich lediglich in der Niederſchrift 
der Jahrhundertziffer vergriffen und in Wahrheit 1904 ſtatt 
1804 hat ſchreiben wollen. Zu dieſer Feſtſtellung iſt, da es ſich 
um die Prüfung, ob die geſetzliche Form des Rechtsgeſchäfts 
gewahrt iſt, ſomit um eine Rechtsfrage handelt, auch das 
Reviſionsgericht ermächtigt.. Damit erledigt ſich aber die 
Frage, ob der Berufungsrichter auch dem von ihm in den 
Vordergrund geſtellten Umſtand ausſchlaggebende Bedeutung 
beilegen durfte, daß die Klägerin im Prozeſſe eingeräumt hat, 
das ſtreitige Teſtament möge „um den 18. April 1904 herum“ 
errichtet ſein. Immerhin iſt nicht ohne Gewicht, daß auch die 
Klägerin nichts geltend zu machen gewußt hat, was der nächſt⸗ 
liegenden Annahme widerſprechen könnte, das untergelaufene Ver⸗ 
ſehen habe nur die Jahrhundertziffer betroffen. Unter dieſen 
Umſtänden iſt es nicht rechtsirrtümlich, wenn ſich der Berufungs⸗ 
richter, ähnlich wie im Falle des von ihm angezogenen 8 319 
ZPO. für ermächtigt angeſehen hat, die verſehentlich falſche 
Jahreszahl 1804 ohne weiteres in 1904 zu berichtigen. Da 
Klägerin ausdrücklich abgelehnt hat, Beweis dafür anzutreten, 
daß die Teſtamentserrichtung an einem beſtimmten andern Tage 
als am 18. April 1904 ſtattgefunden habe, ſo erweiſen ſich 
ihre Einwendungen gegen die Gültigkeit des Teſtaments, ſoweit 
ſie auf Formmangel geſtützt ſind, als hinfällig. Ebenſowenig 
ſind die ferneren Reviſionsangriffe begründet. Der Berufungs⸗ 
richter ſtellt tatſächlich feſt, daß zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung in der Tat keine irgend erhebliche kindliche Ge: 
ſinnung der Klägerin gegen ihre Mutter vorhanden war, daß 
die Erblaſſerin mithin keineswegs im Irrtum war, wenn ſie 
eine ſolche Geſinnung vermißte und ſich dadurch beſtimmt fühlte, 
die Klägerin bei ihren letztwilligen Verfügungen hintanzuſetzen. 
Demgegenüber kann nicht nicht in Betracht kommen, was der 
Beklagte der Erblaſſerin über die Geſinnung der Klägerin mit⸗ 
geteilt hat. Selbſt wenn er, wie behauptet, die Verſtimmung 
der Mutter zu ſteigern gewußt hätte, ſo hätte er doch damit 
keinen Irrtum über den Grund dieſer Verſtimmung hervor⸗ 
gerufen, wie denn auch die Erblaſſerin ſelbſt über den Grad 
ihrer Verſtimmung unmöglich im Irrtum befangen ſein konnte. 
Wenn der Berufungsrichter aus einer gelegentlichen, verſöhnlich 
klingenden Bemerkung der Erblaſſerin nicht darauf ſchließen 
mag, daß zur Zeit der Teſtamentserrichtung wieder freundliche 
Beziehungen zwiſchen Mutter und Tochter geherrſcht hätten, ſo 
gehört dies lediglich in den Bereich tatſächlicher Beurteilung. 
Der Berufungsrichter ſtellt endlich feſt: die Dankbarkeit dafür, 
daß ſie von ihrem Sohn jahrelang viele Geldbeträge als Unter⸗ 
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ſtützung empfangen hatte, habe die Erblaſſerin zu dem Boraus⸗ 
vermächtnis beſtimmt. Sie würde dem Beklagten die vollen 
20 000 Mark auch dann zugewendet haben, wenn die empfan⸗ 
genen Unterſtützungen dieſen Betrag oder eine annähernd ähnliche 
Höhe nicht erreicht haben ſollten. Hiernach hatte es die Erb⸗ 
laſſerin überhaupt nicht auf Rückerſtattung gerade des Emp⸗ 
fangenen, ſondern ſchlechthin auf Zuwendung des Geldes ab⸗ 
geſehen; ein Irrtum über die Höhe der gewährten Unter⸗ 
ſtützungen konnte deshalb als Beſtimmungsgrund überhaupt 
nicht in Frage kommen. Ebenſo iſt gegenüber dem Inhalte des 
Teſtaments bedeutungslos, ob die Erblaſſerin vorher gegen ihren 
Berater geäußert hatte, daß ſie den Beklagten nicht gerade mit 
einem „Vorausvermächtniſſe“ zu bedenken wünſche. F. o F. 7 
U. v. 6. Dez. 06, 214/06 IV. — Dresden. 
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12. 88 85, 137 Abſ. 4, 320, 548, 567 35. Be⸗ 
gründet die Nichtverſtattung der Partei zum Worte über materiell 
ungerechtfertigte Tatſachen einen rechtlichen Verſtoß, wenn der 
Anwalt in der mündlichen e von e dee 
Abſtand genommen hat?? 

Nach 8137 Abſ. 4 30. iſt in Anwaltsprozeſſen ben 
bein Anwalt auch der Partei ſelbſt auf Antrag das Wort zu 
geſtatten, und es gehen nach 8 85 daſelbſt Geſtändniſſe und 
andere tatſächliche Erklärungen der Partei den etwa abweichenden 
Erklärungen des Anwalts vor. Es iſt auch unbedenklich, daß 
nach Maßgabe des 8 548 3PO. eine Verletzung der Verfahrens⸗ 
vorſchrift des 8 137 mittels der Revifion gerügt werden kann, 
da der bezügliche Gerichtsbeſchluß die mündliche Verhandlung 
vorausſetzt und im Geſetze nicht für unanfechtbar erklärt iſt 
(8 567 ZPO.). Allein eine Verletzung der Parteirechte des 
Beklagten hat überhaupt nicht ſtattgefunden. Für die nach 
8 137 3PO. gebotene Verſtattung der Partei zum Worte iſt 
Erfordernis, daß die Partei zur Sache ſelbſt das Wort nimmt: 
Zur Sache gar nicht gehörige Anführungen können vom Gericht 
zurückgewieſen werden. Der Beſchluß vom 3. Juli 1906 ließ 
aus dieſem Grunde Ausführungen des Beklagten über die Vor⸗ 
geſchichte und die Gründe der Anfechtung der Ehe nicht zu. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Reviſionsrichter formell 
an dieſe Auffaſſung des Berufungsgerichts gebunden bleibt. 
Jedenfalls iſt der bezügliche Gerichtsbeſchluß auch materiell 
gerechtfertigt. Es ſtand in Frage, ob es in Gemäßheit der 
88 627, 940 ZPO. geboten erſcheine, für die Dauer des 
Anfechtungs⸗ und Scheidungsprozeſſes einſtweilig das Getrennt⸗ 
leben der Ehegatten und in Verbindung damit die Unterhalts- 
pflicht des Beklagten gegenüber der Klägerin zu ordnen. Dafür 
kamen ſelbſtändig und entſcheidend die derzeitigen ehelichen 
Beziehungen der Ehegatten zueinander, nicht aber an und für 
ſich die Vorgeſchichte der. The und die Begründung der 
Anfechtungsklage in Betracht. Soweit es ſich ferner um 
Ausführungen über prozeſſuale Mängel und Beſchwerden 
wegen Nichtberichtigung des erſtinſtanzlichen Tatbeſtandes 
handelte, durfte das Berufungsgericht dem Beklagten das 
Wort verweigern, nachdem der Anwalt des Beklagten erklärt 
hatte, daß er ſelbſt in dieſer Beziehung nichts vortragen wolle. 
Mögen auch die Geſtändniſſe und tatſächlichen Erklärungen der 
Partei von maßgebender Bedeutung ſelbſt gegenüber ihrem 
Prozeß bevollmächtigten fein, fo ſteht es doch lediglich im pflicht⸗ 


36. Jahrgang. 


mäßigen Exmeflen des letzteren, inwieweit er Anträge ftellen 
und Beſchwerden erheben will. Sollen die tatſächlichen Er⸗ 


klärungen der Partei lediglich zur näheren Begründung ſolcher 


Anträge und Beſchwerden dienen, ſo kommt ihnen daher inſoweit 
gegenüber abweichenden Erklärungen ihres Anwalts eine 
ſelbſtändige Bedeutung überhaupt nicht zu. Für die nur zur 
tatfächlichen Erwägung erhobener Prozeßrügen ſich eignenden 


Ausführungen des Beklagten ſelbſt war hiernach kein Raum 
mehr, nachdem der Anwalt des Beklagten von Prozeßrügen in 


dieſer Hinſicht überhaupt Abſtand genommen hatte. Eine 
Beſchwerde wegen Nichtberichtigung des Tatbeſtandes war 
übrigens gar nicht zuläffig. Sie wäre nur ſtatthaft geweſen, 
wenn aus prozeſſualen Gründen eine Entſcheidung über den 
Berichtigungsantrag ohne ſachliche Prüfung abgelehnt worden 
wäre. (8 320 ZPO., RG. 47, 398). Inhalts des Beſchluſſes 
des LG. wurde aber der geſtellte Berichtigungsantrag als 


ſachlich unbegründet abgewieſen. v. M. c. v. M., u. v. 


29. Nov. 06, 407/06 IV. — Stuttgart. 

13. S 230 ff. ZPO. Ablehnung eines Wiedereinſetzungs⸗ 
zefuchs wegen Verſchulden.] 

Das erſte Urteil, durch das der Beklagte nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilt und mit der Widerklage abgewieſen iſt, iſt 
von der einen Partei am 9., von der anderen am 13. Juni 
1906 zugeſtellt worden. Der dem Beklagten für die Berufungs⸗ 
inſtanz beſtellte Armenanwalt hat die Berufung durch einen 
am 11. Juli 1906 eingereichten und am 13. Juli zugeſtellten 
Schriftſatz, alſo verſpätet, eingelegt. Der Beklagte hat um 
Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt ge⸗ 
beten, und diefes Verlangen mit folgenden Tatſachen und Be⸗ 
hauptungen gerechtfertigt. Am 26. Juni 1906 ging beim Be⸗ 
ruſungsgericht ein Armenrechtsgeſuch des Beklagten ein, auf 
dem ſich der rot unterſtrichene Vermerk befand: „Eilt. Ablauf 
der Berufungsfriſt am 9. Juli 1906.“ Dem Geſuche lag das 
Urteil I. Inſtanz oder (nach der Behauptung des Beklagten) 
mur ein Stück dieſes Urteils bei, auf dem ſich der Vermerk be⸗ 
fand, daß die Zuſtellung am 13. Juni bewirkt ſei. Das Armen⸗ 
recht wurde bewilligt und der Beſchluß dem Armenanwalt unter 
Mitſendung des erſten Urteils am 4. Juli zugeſtellt. Eine Ab⸗ 
ſchrift des Armenrechtsgeſuchs war dem Gerichte nicht eingereicht 
und eine Mitteilung über den rot unterſtrichenen Vermerk auf 
dem Armenrechtsgeſuch iſt dem Armenanwalt ſeitens der Ges 
richtsſchreiberei nicht gemacht worden. Nach der Behauptung 
des Beklagten hat er dem Armenanwalt auf deſſen Aufforderung 
am 7. Juli eine Prozeßvollmacht überſandt und verſprochen, 
für ſofortige Einſendung der Handakten des Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten I. Inſtanz zu ſorgen; die Handakten ſeien aber erſt am 
11. Juli eingegangen, und nun erſt habe der für die Berufungs⸗ 
inſtanz beſtellte Armenanwalt von der Zuſtellung vom 9. Juni 
Kenntnis erlangt. Früher als am 11. Juli habe dieſer An⸗ 
walt die Berufungsſchrift nicht einreichen können, weil der Be⸗ 
klagte gebeten habe, einen möglichſt nahen Verhandlungstermin 
herbeizuführen. Dieſem Verlangen habe der Armenanwalt vor 
Einſicht der Handakten nicht entſprechen können. Die Berufung 
iſt als unzuläſſig verworfen und die Reviſion zurückgewieſen 
worden: Es kann dahin geſtellt bleiben, ob der für die Be⸗ 
rufungsinſtanz beſtellte Armenanwalt das Armenrechtsgeſuch — 


wie der Berufungsrichter zu unterſtellen ſcheint — eingeſehen 
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hat, ob er zu einer ſolchen Einſicht verpflichtet war und ob er 


mit der Möglichkeit einer früheren Zuſtellung rechnen mußte, 
ob ihn alſo ein Verſchulden trifft; denn jedenfalls hat der 
Beklagte nicht die naheliegenden Maßnahmen getroffen, um die 
Verſäumung der Berufungsfriſt abzuwenden. Für den Gerichts⸗ 
ſchreiber beſteht, wie dem bei Nachſuchung des Armenrechts 
durch einen Rechtsanwalt vertretenen Beklagten bekannt ſein 
mußte, keinerlei Verpflichtung, dem Armenanwalt irgend welche 
Mitteilungen zu machen. Da die Urteilsausfertigung, die mit 


dem Armenkechtsgeſuche eingereicht und zur Aushändigung an 


den Armenanwalt beſtimmt war, eine Zuſtellungsurkunde vom 
13. Juli enthielt, erforderte es die allergewöhnlichſte Vorſicht, 
daß der Beklagte die ihm bekannte — für den Beginn der Not⸗ 
friſt nach 8 221 ZPO. — maßgebende Zuſtellung vom 9. Juli 
dem Armenanwalt mitteilte. Da der Beklagte auch durch Bei⸗ 


fügung einer Abſchrift des Armenrechtsgeſuchs für den Armen⸗ 


anwalt die Verſäumung der Berufungsfriſt hätte abwenden können, 


liegt die von der Reviſion gerügte Verletzung des $ 233 ZPO. 


nicht vor. C. c. D., U. v. 1. Dez. 06, 530/06 V. — Naumburg. 

14. 58 240, 559 ZPO. Ein Verſtoß gegen den Grund⸗ 
ſatz von der Unterbrechung des Verfahrens im Fall einer 
Konkurseröffnung iſt von Amtswegen — auch ohne Rüge in 
der Reviſionsbegründung — zu berüdfichtigen.] 

Der Konkurs über das Vermögen des Beklagten iſt laut 
der vorgelegten gerichtlichen Beſcheinigung, deren Inhalt die 
Klägerin nicht beſtreitet, am 18. Januar 1906 eröffnet worden, 
alſo vor dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung vom 
5. Februar 1906, auf Grund welcher die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen iſt. Aus der Bemerkung in der Beſcheinigung, 
daß Rechtsanwalt R. in Mainz Konkursverwalter „iſt“, geht 
auch hervor, daß das Konkursverfahren bis dahin nicht wieder 
aufgehoben worden war. Nach 8 240 ZPO. wird im Falle 
des Konkurſes über das Vermögen einer Partei das Verfahren 
unterbrochen, wenn es die Konkursmaſſe betrifft. Hier ſteht ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch in Frage, der im Regelfalle als 
Paſſivum zur Konkursmaſſe gehört 8 1 KO. Die Klägerin 
hat auch keine Erklärung abgegeben, daß ſie den Beklagten nur 
perſönlich in Anſpruch nehme und aus der Konkursmaſſe keine 
Befriedigung ſuche. Ihr jetziger Antrag bringt im Gegenteil 
zum Ausdruck, daß fie ſelbſt das Verfahren als durch den 
Konkurs unterbrochen erachtet, daß ſie alſo davon ausgeht, das 
Verfahren habe die Konkursmaſſe betroffen. Die mündliche 
Verhandlung vom 5. Februar 1906 iſt ſonach ohne rechtliche 
Wirkung 8 249 Abſ. 2 ZPO. Diefe Unwirkſamkeit teilt ſich 
notwendig der auf Grund der Verhandlung ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung mit, wenn auch dieſe als richterliches Urteil nicht ſchon wie 
die Prozeßhandlungen der Parteien von Geſetzeswegen wirkungs⸗ 
los iſt, ſondern erſt durch die gegebenen Rechtsmittel beſeitigt 
werden muß. Vergl. das Urteil des erkennenden Senats vom 
5. Oktober 1899 RG. 45, S. 327. Der Beklagte hat zwar 
wegen des von dem Berufungsgericht — das keine Kenntnis 
von der Konkurseröffnung hatte — nur objektiv begangenen 
prozeſſualen Verſtoßes in der Reviſionsbegründung keine Rüge 
erhoben. Allein das Reviſionsgericht iſt hier an die Reviſions⸗ 
gründe der Partei nicht gebunden. Die Wirkungen der Konkurs⸗ 
eröffnung auf ein Verfahren, das die Konkursmaſſe betrifft, 
treten unabhängig von dem Willen der Parteien kraft Geſetzes 
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ein 8 240 ZPO. Der Prozeß als Ganzes wird davon er⸗ 
griffen und zum Stillſtand gebracht. Es handelt ſich um einen 
Mangel, der in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu 
berückſichtigen iſt. In einem ſolchen Fall kann 8 559 38. 
keine Anwendung finden. Wenn nun trotz der durch die 
Konkurseröffnung geſchaffenen Rechtslage gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner perſönlich ein Urteil ergangen iſt, ſo muß ihm die 
Befugnis eingeräumt werden, dieſe, ſeine Rechtsſtellung verletzende 
Entſcheidung mit Hilfe des geſetzlichen Rechtsmittels, im vor⸗ 
liegenden Fall der Reviſion, zu beſeitigen und ſo den geſetzmäßigen 
Zuſtand wieder herzuſtellen. Demgemäß war das Berufungs⸗ 
urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
K. c. W., U. v. 15. Nov. 06, 111/06 VI. — Darmſtadt. 

15. 8 406 ZPO. Der Verluſt des Ablehnungsrechts 
tritt ſchon dann ein, wenn der Ablehnende durch Anwendung 
gehöriger Sorgfalt den Ablehnungsgrund vor Erſtattung des 
Gutachtens hätte kennen können.] 

Das KG. hatte durch Beweis beſchluß vom 7. Mai 1906 
die Erhebung eines Gutachtens angeordnet. Mit der Beweis⸗ 
aufnahme war ein Mitglied des Gerichts beauftragt und dieſes 
zugleich zur Ernennung des Sachverſtändigen ermächtigt worden. 
Der beauftragte Richter ernannte durch Verfügung vom 
25. Mai 1906 den von der Berliner Handelskammer be⸗ 
bezeichneten Kaufmann Koop als Sachverſtändigen und beſtimmte 
den Termin zu feiner Vernehmung auf den 9. Juni. Bes 
glaubigte Abschrift dieſer Verfügung ging am 28. Mai dem 
Prozeß bevollmächtigten der Klägerin in der Berufungsinſtanz 
zu. Der Sachverſtändige K. wurde in dem Termine vom 
9. Juni beeidigt und aufgefordert, fein Gutachten ſchriftlich 
zu erſtatten. Abſchrift dieſes Protokolles ging am 11. Juni 
dem Prozeßbevollmächtigten der Klägerin zu. Das von K. er⸗ 
ſtattete ſchriftliche Gutachten vom 18. Juni ging am 20. Juni 
1906 bei dem KG. ein. Es war zuungunſten der Klägerin 
ausgefallen. Nach Erhebung noch anderer Beweiſe ſtand 
Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte 
auf den 19. November 1906 an. Durch Schriftſatz vom 
10. November 1906, der am 12. November bei dem be⸗ 
auftragten Richter eingereicht wurde, lehnte die Klägerin den 
gedachten Sachverſtändigen wegen Beſorgnis der Befangenheit 
ab. Der Ablehnungsgrund wurde damit zu rechtfertigen ge⸗ 
fucht, daß der Sachverſtändige bereits zur Zeit der Erſtattung 
des Gutachtens ftändiger Lieferant von Konkurrenzware an die 
Beklagte geweſen ſei. Zur Glaubhaftmachung, daß der ge⸗ 
dachte Ablehnungsgrund vor Einreichung des ſchriſtlichen Gut⸗ 
achtens, nicht geltend gemacht werden konnte und darnach die 
Ablehnung noch zuläſſig ſei — 8 406 Abſ. 2 Satz 2 88D. —, 
wurde geltend gemacht, in der dem Prozeß bevollmächtigten der 
Klägerin zugekommenen beglaubigten Abſchrift der Verfügung 
vom 25. Mai 1906 ſei der Name Koop fo wenig deutlich ges 
ſchrieben geweſen, daß er auf deſſen Schreibſtube als „Kogs“ 
geleſen wurde. Deshalb ſei der Korreſpondenzanwalt der 
Klägerin durch das weiter vorgelegte Schreiben jenes Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vom 29. Mai benachrichtigt worden, ein Kauf⸗ 
mam „Kogs“ ſei als Sachverſtändiger ernannt, und diefe 
Nachricht an die Klägerin weitergegeben worden. Klägerin 
habe erſt aus dem ſchriftlichen Gutachten den richtigen Namen 


gewieſen“. 
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des Sachwerſtändigen erfahren und auf ihre Ermiltelungen bauch 
eine Zuſchrift vom 8. September 1901 davon Kenntnis ex 
halten, daß K. bereits zur Zeit der Erſtattung ſeines Gut⸗ 
achtens Lieferant von Konkurrenzware an die Beklagte war. 
Der beauftragte Richter hat durch Beſchluß vom 12. No⸗ 
vember 1906 das Ablehnungsgeſuch als umzuläſſig „zurück 
Gegen dieſen Beſchluß wurde für die Klägerin mit 
dem am 15. November 1906 beim KG. eingereichten Schrift 
ſatz vom 14. November die Entſcheidung des Prozeßgerichts 
nach 88 577 Abſ. 4, 577 Abſ. 1 30. nachgeſucht. Das 
KG. hat durch Beſchluß vom 19. November 1906 abgelehnt, 
die Entſcheidung des beauftragten Richters abzuändern, und die 
Akten, da jenes Geſuch — 8 576 Abſ. 4 — zugleich als 
eventuelle ſofortige Beſchwerde gegen die Entscheidung des 
Prozeßgerichts gilt, dem Reichsgericht vorgelegt. Die hiernach 
zuläſſige ſofortige Beſchwerde war als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. Vor dem KG. hatte, augenſcheinlich nach Erlaſſung 
ſeines Beſchluſſes vom 19. November, die auf dieſen Tag be⸗ 
ſtimmte mündliche Verhandlung zur Hauptſache ſtattgefunden. 
In dieſer erging, nachdem ein Vertagungsantrag des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Klägerin zurückgewieſen worden war und 
dieſer daraufhin ſich entfernt hatte, auf Antrag des Progzeß⸗ 
bevollmächtigten der Beklagten nach 8 542 Abſ. 2 380. 
ein Verſäumnisurteil, wonach unter Abänderung des lanb- 
gerichtlichen Urteils die Klägerin mit der Klage abgewieſen 
wurde. Nach den Ausführungen in den Entſcheidungen des 
V. 38S. vom 30. Oktober 1895 — V. B. 114/95, JW. 95, 
5391 — und des erkennenden Senats vom 7. Februar 1905 
— RG. 60, 109 — iſt eine ſofortige Beſchwerde gegen den ein 
Ablehmungsgeſuch zurückweiſenden Beſchluß dann als zweck⸗ und 
gegenſtandslos geworden zurückzuweiſen, wenn nach dem das 
Ablehnungsgeſuch zurückweiſenden Beſchluſſe in der Sache weiter 
verhandelt und durch ein nur mit der Revifion anfechtbares 
Urteil entſchieden worden iſt. Für dieſe Annahme iſt die Er⸗ 
wägung entſcheidend, daß, ſelbſt wenn die ſofortige Beſchwerde, 
die keine aufſchiebende Kraft hat, Erfolg hätte, daraus ein 
Rechtsbehelf in der Neviſionsinſtanz nicht abgeleitet werden 
könnte. Dieſe entſcheidende Erwägung trifft aber auf ein mit dem 
Einſpruch anfechtbares Verſäumnisurteil nicht zu. Wenn 
auf ſofortige Beſchwerde einem Ablehmengsgeſuche ſtattgegeben 
wurde, kann dies in der auf Einlegung des Einſpruchs ſtatt⸗ 
ſindenden mündlichen Verhandlung unbeſchränkt geltend gemacht 
werden. Die ſofortige Beſchwerde iſt daher durch das Ver⸗ 
ſäumnisurteil vom 19. November nicht zweck⸗ und gegenſtands⸗ 
los geworden. Mit Recht wurde indes angenommen, die 
Klägerin habe nicht glaubhaft gemacht, daß der Ablehnungs⸗ 
grund von ihr vor Einreichung des ſchriftlichen Gutachtens 
nicht geltend gemacht werden konnte, und aus dieſem Grunde 
— 8 406 Abſ. 2 S. 2 ZPO. — ihre Ablehnung als un 
zuläſſig verworfen. Nach dem Wortlaute der gedachten 
Geſetzesbeſtimmung iſt nach Einreichung des ſchriftlichen Gut⸗ 
achtens die Ablehnung des Sachverſtändigen nur zuläſſig, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß der Ablehnungsgrund vorher nicht 
geltend gemacht werden konnte. Die Klägerin vertritt die 
Auslegung dieſer Vorſchrift, es ſei ihr ſchon dann genügt, 
wenn glaubhaft gemacht iſt, daß der Ablehnungsgrund dem 
Ablehnenden vor jenem Zeitpunkte nicht bekannt war, möge 
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auch dieſe Unkenntnis auf Nachläffigleit beruhen. Der Wort⸗ 
laut der gedachten Beſtimmung legt indes die andere Aus⸗ 
legung näher, ſie erfordere die Glaubhaftmachung, daß dem 
Ablehnenden, auch wenn er mit der gebotenen Sorgfalt 
Erkundigungen über die Perſon des Sachverſtändigen und deſſen 
geſchäftliche Beziehungen eingezogen habe, der Ablehnungsgrund 
vor Einreichung des ſchriftlichen Gutachtens nicht bekannt ſein 
und in dieſem Sinne von ihm nicht geltend gemacht werden 
konnte. Der Senat tritt letzterer Auffaſſung bei. Auf das 
bereits erſtattete Gutachten eines demnächſt mit Erfolg ab⸗ 
gelehnten Sachverſtändigen darf die Entſcheidung nicht geſtützt 
werden, die Abgabe des Gutachtens ſtellt ſich daher als völlig 
überflüffig heraus, wenn einem Ablehnungsgeſuche ſpäter ſtatt⸗ 
gegeben iſt. Die hier in Betracht kommende Vorſchrift des 
8 406 Abſ. 2 Satz 2 bezweckt derartigen unnötigen Beweis⸗ 
aufnahmen möglichſt vorzubeugen. Dieſer Zweck wird jedoch 
mur dadurch vollſtändig erreicht, daß der Verluſt des Rechts 
der Ablehnung ſchon dann eintritt, wenn der Ablehnende durch 
Anwendung gehöriger Sorgfalt beim Einziehen von Er⸗ 
kundigungen über den Sachverſtändigen den Ablehnungsgrund 
ſchon vor Erſtattung des Gutachtens hätte kennen können, nicht 
bloß dann, wenn er den ihm vor Erſtattung des Gutachtens 
bereits bekannten Ablehnungsgrund vor jenem Zeitpunkte 
geltend zu machen unterlaſſen hatte. Eine andere Auffaſſung 
würde im Endergebniſſe darauf hinauslaufen, daß die am 
wenigſten ſorgfältige Partei am längſten in der Lage bliebe, 
tin ihr unbequemes Gutachten durch Ablehnung des Sach⸗ 
verſtändigen zu beſeitigen. — Dieſer aus der prozeßtechniſchen 
Bedeutung jener Vorſchrift abgeleiteten Auslegung, die, wie 
bereits hervorgehoben, auch dem Wortlaute des Geſetzes ent⸗ 
ſpricht, ſtehen, wie nicht vorkaunt werden ſoll, recht beachtens⸗ 
werte Bedenken aus der Entſtehungsgeſchichte jener Beſtimmung 
entgegen. (Werden dargelegt). Die hervorgehobenen Bedenken 
aus der Eniſtehungsgeſchichte der Vorſchrift in 5 40 6 Abſ. 2 Satz 2 
find indes nicht ſtark genug, die oben dargelegten Erwägungen aus 
dem geſetzgeberiſchen Zwecke jener Vorſchrift und aus deren Wortlaute 
zu entkräften. Der gedachten Auslegung ſteht auch der Hin⸗ 
weis darauf nicht entgegen, daß nach der Technik der 8PO., 
wenn an Fahrläſſigkeit oder grobe Fahrläfſigkeit in der Progeß⸗ 
führung ein Nachteil der hier vorliegenden Art geknüpft iſt, 
das in der Regel ausdrücklich ausgeſprochen ſei. Übrigens hat 
der Verluſt des Rechts auf Ablehnung eines Sachverſtändigen 
nicht die gleiche durchgreifende Wirkung wie der Verluſt des 
Rechts auf Ablehnung eines Richters. (Wird dargelegt.) Die 
Klägerin hat aber nicht glaubhaft gemacht, daß fie, auch wenn 
ſie mit gehöriger Sorgfalt nach Bekanntgabe der Ernennung 
des Sachverſtändigen K. Erkundigungen über die Perſon des 
Sachverſtändigen und deſſen geſchäftliche Beziehung eingezogen 
hätte, nicht vor Einreichung feines ſchriſtlichen Gutachtens er⸗ 
fahren hätte, daß er Vertreter einer Konkurrenzware für Deutſch⸗ 
land ſei und in dieſer Eigenſchaft geſchäftliche Beziehungen zur 
Beklagten habe. (Wird ausgeführt.) A. G. N. c. S. M., 
Beſchl. v. 7. Dez. 06, B 60/06 II. — Berlin. 

16. 5 440 ZPO. Bedeutung des am Schluß des Abſ. 2 
Behenden Woctes „Echtheit“ 

Durch Urteil der I. Inſtanz war dem Bellagten 
der Eid auferlegt worden, daß er nicht die Unterſchriſt 
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unter dem der Klage zugrunde liegenden Schuldſcheine 


vom 17. März 1904 gefertigt habe; im Schwörungs⸗ 


falle ſollte der Kläger mit der Klage koſtenpflichtig abgewieſen, 
im entgegengeſetzten Falle der Beklagte verurteilt werden, dem 
Kläger 3 000 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. April 1903 
zu zahlen. Dieſes Urteil iſt in II. Inſtanz, unter Zurückweiſung 
der Berufung des Klägers, auf die Anſchlußberufung des Be⸗ 
klagten dahin abgeändert worden, daß der vom Beklagten zu 
leiftende Eid dahin gefaßt iſt, daß er nicht in Landsberg a. W. 
bei dem Gaſtwirt E. am 17. März 1904 unter den zu den 
Akten überreichten und ihm vorgelegten Schuldſchein ſeine Unter⸗ 
ſchrift geſetzt habe. Auf Reviſion des Klägers hob RG. auf 
und wies die Sache in die Inſtanz zurück. Der Berufungs⸗ 
richter hat einerſeits den vom LG. dem Beklagten auferlegten 
zugeſchobenen Eid über die Echtheit der Unterſchrift als ent⸗ 
behrlich angeſehen, weil er dieſe Echtheit ſchon ohnehin tat⸗ 
ſächlich feſtſtellte, dagegen andererſeits den oben im Tatbeſtande 
wiedergegebenen Eid, mittels deſſen der Beklagte ablehnen ſoll, 
daß er ſeine Unterſchrift wiſſentlich unter das ſchon fertige 
Schrifiſtück — das das Berufungsgericht inſoweit für vom 
Kläger geſchrieben hält — geſetzt habe, als richterlichen Eid 
dem Beklagten nachgelaſſen. Hiermit hat es gegen 8 439 
Abſ. 2 und 5 440 Abſ. 2 ZPO. verſtoßen. Erheblich für 
die Beweiskraft einer Privaturkunde iſt nach dieſen Beſtim⸗ 
mungen zunächſt nur die Echtheit der Unterſchrift, welche 
eine Vermutung für die „Echtheit“ — wie § 440 Abi. 2 ſich 
ausdrückt — der über der Unterſchrift ſtehenden Schrift mit 
ſich bringt. Wenn man freilich dieſes Wort „Echtheit“ dicht 
vor dem Ende des 8 440 im engſten, wörtlichen Sinne nehmen 
dürfte, ſo wäre die Entſcheidung des KG. in dieſem Punkte 
haltbar; denn durch die Feſtſtellung, daß die über der Unter⸗ 
ſchrift ſtehende Schrift vom Kläger herrühre, wäre die „Ver⸗ 
mutung der Echtheit“ widerlegt. Aber dieſe Bedeutung ſollen 
die hervorgehobenen Worte zweifellos hier nicht haben, wie ſich 
aus der geſchichtlichen Entwicklung des Urkundenbeweiſes ergibt, 
und wie auch übereinſtimmend von allen Rechtslehrern und 
Schriftſtellern angenommen wird. Nach jedem vor der BO. 
in Deutſchland geltenden Rechte knüpfte ſich an die Echtheit 
der Unterſchrift einer Privaturkunde die Vermutung, daß die 
darüber ſtehende Schrift mit dem Willen des Ausſtellers 
dort ſtehe, und das iſt auch unter dem Worte „Echtheit“ gegen 
Ende des 8 440 verſtanden. Mit Recht ſagt daher Fitting 
Reichszivilprozeß [Aufl. 10], 3 61 Anm. 7, S. 277), die 
„Echtheit der Schrift“ dürfe im §S 440 Abſ. 2 nicht in dem 
gleichen Sinn verſtanden werden, wie die „Echtheit der Namens⸗ 
unterſchrift“. Es iſt alſo die „Echtheit“ der über der Unter⸗ 
ſchrift ſtehenden Schrift auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
etwa feſtſteht, daß die letztere erſt nachträglich von einem 
anderen hinzugefügt iſt, oder daß der Ausſteller bei der Leiſtung 


der Unterſchrift nicht wußte, was er unterſchrieb, ſondern es 


muß nachgewieſen ſein, daß dieſe Art der Herſtellung der Ur⸗ 
kunde nicht mit ſeinem Willen erfolgt ſei. Dazu ſind aber 
vor allem ganz beſtimmte Behauptungen des Ausſtellers in 
dieſer Richtung erforderlich, deren Beweis im Beſtreitungsfall 
e r zu erbringen hat. Dies hat das Berufungsgericht verkannt, indem 
es irrigerweiſe hier dem Kläger die betreffende Beweislaſt zu⸗ 
geſchrieben und, weil dieſer feiner Beweispflicht nicht Genüge 
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getan habe, nach Aufſtellung verſchiedener Möglichkeiten auf 
den richterlichen Eid für den Beklagten erkannt hat. Nach dem 
Tatbeſtande hatte das KG. ſogar überhaupt keinen Anlaß, auf 
dieſe ganze Frage zu kommen; denn danach hatte der Beklagte 
ſich darauf beſchränkt, die Echtheit der Unterſchrift zu 
leugnen, in dem Sinne aber, daß die darüber ſtehende Schrift 
ohne ſeinen Willen dort ſtehe, nicht einmal eventuell irgend eine 
Behauptung aufgeſtellt. Wenn trotzdem, und obgleich das KG. 
die Echtheit der Unterſchrift feſtgeſtellt hat, das RG. bei Auf⸗ 
hebung des Berufungsurteils noch nicht ſofort in der Sache 
ſelbſt erkannt und auf die Berufung des Klägers den Beklagten nach 
dem Klagantrage verurteilt, ſondern die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurückverwieſen hat, fo iſt das hauptſächlich deshalb ge⸗ 
ſchehen, weil der Umſtand, daß der Kläger in der Berufungs⸗ 
verhandlung dem Beklagten auch darüber, daß dieſer erſt nach 
Niederſchrift des Textes feine Unterſchrift unter den Schein ges 
ſetzt habe, den Eid zugeſchoben, auch ſich dafür, daß Text und 
Unterſchriſt mit derſelben Tinte geſchrieben ſeien, auf das Gut⸗ 
achten eines Sachverſtändigen berufen hat, darauf hindeutet, 
daß die Parteibehauptungen in dieſer Beziehung vielleicht im 
Tatbeſtande nicht vollſtändig wiedergegeben ſein möchten. 
A. c. G., U. v. 3. Dez. 06, 175/06 VI. — Berlin. 

17. 8 546 verb. mit $ 294 ZPO. Glaubhaftmachung 
des mittelſt Widerklage verfolgten negativen Feſtſtellungs⸗ 
anſpruchs ſeiner Höhe nach, wenn ſich darüber aus den Ver⸗ 
handlungen nichts ergibt.] 

Der Kläger iſt am 6. Mai 1904 auf der Kellertreppe im 
Hauſe des Beklagten, als er für einen im Hauſe wohnenden 
Kaufmann Kohlen nach dem Keller trug, gefallen und hat ſich 
eine Verletzung der Fußgelenke zugezogen. Er nimmt für den 
ihm entſtandenen Schaden den Beklagten in Anſpruch, gegen 
den er zunächſt 753,20 Mark einklagt. Der Beklagte hat 
Widerklage auf negative Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht 
erhoben. Das LG. hat den Klageanſpruch im vollen Umfange 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Widerklage 
abgewieſen. Das Berufungsgericht hat auf die Berufung des 
Beklagten das Urteil der I. Inſtanz dahin abgeändert, daß der 
Klageanſpruch nur zur Hälfte dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt wird, im übrigen die Berufung zurückgewieſen. 
Die Reviſion des Beklagten wurde als unzuläſſig verworfen: 
Der Kläger hat nur einen Schaden in Höhe von 753,20 Mark 
eingeklagt; ſein Anſpruch iſt zur Hälfte dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, zur Hälfte abgewieſen worden. Der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſion, beträgt hiernach, was 
die Klage betrifft, nur 376,60 Mark. Für die Höhe des 
Widerklageanſpruches auf negative Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Beklagten für allen weiteren Schaden des 
Klägers aus dem Unfalle fehlt es an jedem Anhalt. Die 
Klageſchrift, in der der Kläger ſich „ſeine Anſprüche auf Er⸗ 
ſtattung weiterer ihm erwachſener oder noch entſtehender Aus⸗ 
lagen und auf Gewährung einer weiteren Rente“ vorbehält, 
ſpricht nur von einer — zur Zeit der Klageerhebung — noch 
andauernden verminderten Erwerbsfähigkeit, die Klage iſt im 
November 1904 erhoben, die Klageſumme umfaßt allen dem 
Kläger bis zum 1. Oktober 1904 erwachſenen Schaden. Bis 
zum 30. Juni 1904 wird volle Erwerbsunfähigkeit, vom 
1. Juli bis 31. Auguſt 1904 Minderung der Erwerbsfähigkeit 
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um 70 Prozent, vom 1. September 1904 an „bis auf 
weiteres“ um 50 Prozent behauptet. Auf einen wie großen 
Zeitraum dieſes „bis auf weiteres“ ſich erſtrecken könne, iſt in 
der Klage wie in den Tatbeſtänden der Urteile auch nicht an⸗ 
nähernd angegeben. Bei einem durchſchnittlichen täglichen 
Arbeitsverdienſt von 6 Mark, wie er vom Kläger behauptet iſt, 
würde die Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers um 
50 Prozent, das Jahr zu 300 Arbeitstagen gerechnet, noch 
über zwei Jahre andauern müſſen, wenn unter Hinzurechnung 
der 376,60 Mark der Klage und etwaiger weiterer Auslagen 
für Kurkoſten durch ſie der Wert von über 2 500 Mark nach 
§ 546 ZPO. erreicht werden fol. Die Verletzung, die der 
Kläger nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils erlitten hat, 
beſteht in einer Verletzung des linken Sprunggelenkes, beider 
Knochengelenke und einer ſtarken Kontufion des linken Unter: 
ſchenkels; fie laſſen dauernde ſchwere Folgen für die Geſund⸗ 
heit und Erwerbsfähigkeit des Klägers von vornherein nicht 
wahrſcheinlich erſcheinen. Sache des Widerbeklagten und Re⸗ 
viſionsklägers war es nach §8 546 Abi. 3 ZPO. das Vor⸗ 
handenſein der Reviſionsſumme glaubhaft zu machen; eine ſolche 
Glaubhaftmachung iſt nicht erfolgt, die von ihm beantragte 
Anhörung eines Sachverſtändigen war, da der Reviſionskläger 
dieſen nicht zur ſofortigen Vernehmung geſtellt hatte, nach 
8 294 Abſ. 2 ZPO. unzuläffig. H. c. K., U. v. 26. Nov. 06, 
101/06 VI. — Poſen. 

18. 5 546 3PO. Unzuläſſigkeit der Reviſion wegen 
Abnutzung bzw. Abſchreibung von Maſchinen, wonach ein Be⸗ 
ſchwerdegegenſtand von nicht über 2 500 Mark in Frage iſt.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft G. & Co., über deren Ver⸗ 
mögen inzwiſchen der Konkurs eröffnet worden iſt, hatte im 
Jahre 1903 von M. ein Grundſtück, wo bis dahin die 
Molkerei betrieben worden war, erworben und darin nach Vor⸗ 
nahme baulicher Anderungen, die 12— 13 000 Mark erfordert 
haben ſollen, eine Schuhfabrik eingerichtet. Zu dieſem Zwecke 
war im Kellerraume ein Sauggasmotor aufgeſtellt, der die Be⸗ 
triebskraft lieferte und durch Transmiſſionen auf die im Erd⸗ 
geſchoß (Schuhbodenfabrik und Zwickerei) und Obergeſchoß 
(Schäftefabrik) aufgeftellten Arbeitsmaſchinen übertrug. Die 
Arbeitsmaſchinen (Oberteile) waren durch Zapfen oder 
Schrauben auf Geſtellen mit Sitzböcken (Kraftbetriebsvor⸗ 
richtungen) befeſtigt, die ihrerſeits durch Verbindungsplanken 
und Transmiſſionsvorrichtungen (Wellen uſw.) miteinander ber 
bunden und auf dem Fußboden feſtgeſchraubt waren. Von der 
im Obergeſchoß beſindlichen Maſchineneinrichtung hatte die 
Klägerin 13 in der Klage und den Vorderurteilen näher 
bezeichnete Nähmaſchinen (Oberteile) und zwei Kraftbetriebs⸗ 
vorrichtungen (Geſtelle und Sitzböcke) für je 4, zuſammen 
8 Maſchinen geliefert, auf den Preis jedoch außer der An⸗ 
zahlung nichts erhalten. In den Verkaufsverträgen hatte ſie 
ſich bis zur vollen Bezahlung des Preiſes das Eigentum vor⸗ 
behalten. Der Beklagte F. iſt Hypothekengläubiger des Grund⸗ 
ſtücks. Er iſt der von andern Hypothekengläubigern beantragten 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beigetreten. Die Klägerin 
hat, nachdem ſie die einſtweilige Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung in Anſehung der vorbezeichneten Maſchinen erwirkt⸗ 
mit dem Antrage geklagt, der Beklagte ſolle die fraglichen 
Maſchinen als der Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungs⸗ 
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verfahren nicht unterliegend anerkennen und bezüglich ihrer die 
Aufhebung des Verfahrens bewilligen. Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen und die Reviſion als unzuläſſig verworfen: Die 
Reviſionsſumme des 8 546 ZROD. konnte nicht als vorhanden 
angenommen werden. Die ſtreitigen Maſchinen waren von der 
Firma G. & Co. in der Zeit vom 2. April bis zum 
24. September 1904 angeſchafft und bis zur Konkurseröffnung, 
die am 20. Februar 1905 erfolgte, gebraucht worden. Seitdem 
haben ſie unbenutzt geſtanden. Wenn nun auch über die Art 
der Verwahrung und Behandlung während des letzten Zeit⸗ 
raums nichts feſtſteht, ſo haben die Maſchinen doch zweifellos 
durch den Gebrauch eine Wertminderung erfahren, ſo daß nicht 
der volle Kaufpreis als Streitwert in Betracht kommen kann. 
Der Geſamtkaufpreis wird in einer von der Klägerrin über⸗ 
reichten Aufſtellung (eidesſtattlichen Verſicherung) ihres Geſchäfts⸗ 
führers M. vom 15. Oktober 1906 auf 2 974 Mark 25 Pf. 
berechnet, ein Betrag, der der Wertfeſtſetzung des LG. vom 
10. März 1906 entſpricht. Der Beklagte hatte ihn bei Ein⸗ 
legung der Reviſion auf 3 028 Mark angegeben und berechnet 
dann den Streitwert auf rund 2 800 Mark; er beruft ſich auf 
zwei überreichte Gutachten des Kaufmanns G., der früher bei 
der Firma G. & Co. in Stellung war. Das Gutachten G. s, 
der bereits in der I. Inſtanz als Sachverſtändiger benannt war 
und mit Erfolg abgelehnt worden iſt, iſt indeſſen zur Glaubhaft⸗ 
machung nicht geeignet und es fehlt darnach von vornherein an 
der dem Reviſionskläger obliegenden Glaubhaftmachung der 
Revifionsfumme. Dazu kommt aber noch, daß für die Be⸗ 
rechnung der Wertminderung im vorliegenden Falle die Ab⸗ 
ſchreibungsquote, wie ſie in Schuhfabriken üblich iſt, überhaupt 
nicht in Betracht kommen kann. Nach der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des RG. (vgl. RG. 47, 420; Gruchots Beitr. 46, 
1044, JW. 03 S. 26 Nr. 19; 06 S. 476 Nr. 39) iſt für die 
RNeviſionsſumme das Intereſſe des Beklagten, der Reviſion eins 
legt, nur inſoweit maßgebend, als es das für die Berechnung 
des Streitwerts maßgebende Intereſſe der klagenden Partei 
nicht überſteigt. Für die Klägerin aber handelt es ſich nur 
um den Wert, den die Maſchinen nach ihrer Ablöſung von dem 
Fabrikgrundſtück bei ihrer Wiederverwertung haben. Die Ent⸗ 
wertung, die gebrauchte Maſchinen im Fall ihrer Wieder⸗ 
beräußerung erleiden, aber iſt nach den von der Reviſions⸗ 
beklagten eingereichten Gutachten auf mindeſtens 20 Prozent, 
nach dem Gutachten des gerichtlichen Sachverſtändigen ſogar 
auf 30—35 Prozent des Anſchaffungswerts zu bemeſſen. 
Zieht man auch nur 20 Prozent ab, ſo ſinkt der Wert der 
Reviſionsbeſchwerde unter den Betrag von 2 500 Mark. Die 
Neviſion war hiernach wie geſchehen zu verwerfen. F. c. S., 
U. v. 10. Nov. 06, 410/06 V. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

19. 8 4. Vorausſetzung der Anwendbarkeit. ] 

Die Gründe ſind rechtlich unhaltbar, aus denen das Be⸗ 
rufungsgericht die Prüfung der Frage abgelehnt hat, ob die in 
Frage ſtehende Vertragsſtrafe un verhältnismäßig hoch ſei und da⸗ 
her der Herabſetzung nach 8 343 BGB. unterliege; zunächſt 
hat dasſelbe bei ſeiner erſten Erwägung, daß die Beſtimmung 
des 8 348 HGB. über die Vertragsſtrafe nicht zu den Vor⸗ 
ſchriften gehöre, die auf Minderkaufleute (8 4 HGB,) keine An⸗ 
wendung fänden, die Beſtimmung des 8351 HGB. überſehen, 
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wonach die Vorſchrift des 8 348 cit. allerdings auf die im 
§ 4 bezeichneten Gewerbetreibenden keine Anwendung findet, 
woraus folgt, daß für dieſe die Beſtimmung des 8 343 BGB. 
maßgebend iſt. Durch den erwähnten Grund konnte alſo, da 
die Beklagte ſich für die Nichtanwendung des $ 348 HGB. 


auf § 4 und ſomit auch auf § 351 daſelbſt berufen hatte, die 


Anwendbarkeit des § 348 cit. nicht gerechtfertigt werden. Das 
Berufungsgericht hat aber auch die Frage verneint, ob die Be⸗ 
klagte und ihr Geſchäftsvorgänger H. zu den Minderkauf⸗ 
leuten im Sinne des $ 4 HGB. gehörten. Es hat aber hier⸗ 
bei lediglich den Umfang ihres Geſchäftsbetriebs in Betracht 
gezogen. In der Rechtſprechung der Zivil⸗ und Straffenate 
des RG. iſt aber allgemein anerkannt, daß es für die Frage 
der Anwendbarkeit des § 4 cit. darauf ankommt, ob ein nach 
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vorliegt, daß alſo bei der Beantwortung dieſer Frage nicht nur 
der Geſchäftsumſatz, ſondern auch die ganze Art des Gewerbe⸗ 
betriebs, alſo die Art der Herſtellung der Arbeitsprodukte, die 
Arbeitsteilung und überhaupt die ganze Einrichtung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs mit in Betracht zu ziehen iſt (vgl. RGSt. 24 
S. 81 und 357; 34, 103; 35, 289, DIS. 04, 1187; 
JW. 03 S. 140, Nr. 27; 06 S. 205, Nr. 28, S. 691, Nr. 15. 
Da das Berufungsgericht aber bei ſeiner Verneinung der be⸗ 
treffenden Frage lediglich den Umfang, nicht aber auch die Art 
des Geſchäftsbetriebs der Beklagten und des H. berückſichtigt 
hat, ſo iſt dieſe Verneinung als auf Rechtsirrtum beruhend und 
ſomit als unhaltbar anzuſehen. (Das Berufungsurteil wird 
aus anderem Grunde aufrecht erhalten.) H. c. G. u. L., U. 
v. 4. Dez. 06, 207/06 II. — Cöln. 

20. 55 271 ff. HGB. Einfluß eines ſpäteren General: 
verſammlungsbeſchluſſes nach Anfechtung eines früheren. Das 
Gericht hat nicht nur auf Aufhebung eines ſolchen Beſchluſſes 
zu erkennen, ſondern an Stelle der unrichtigen die richtige Bilanz 
zu ſetzen.] | 

Kläger haben gegen die beklagte Geſellſchaft Klage mit 
dem Antrage erhoben, die Beſchlüſſe ihrer VI. General⸗ 
verſammlung vom 13. Dezember 1902, durch welche die Bilanz 
genehmigt und der Vorſtand und Aufſichtsrat entlaſtet find, für 
nichtig zu erklären. In der mündlichen Verhandlung I. Inſtanz 
wurde der Klagantrag dahin erweitert, die Beklagte habe an⸗ 
zuerkennen, daß die von dem beeidigten Bücherreviſor D. unterm 
28. Oktober 1903 für das Geſchäftsjahr 1901/1902 aufgeſtellte 
Bilanz für ſie maßgebend iſt, und daß der Vorſtand und der 
Auffichtsrat nicht zu entlaften waren. Das LG. hat nur einen 
der geltend gemachten Anfechtungsgründe, nämlich die Verletzung 
des 5 261 HGB. für durchſchlagend erachtet. Es hat durch 
Teilurteil vom 10. Dezember 1903 den Beſchluß der General⸗ 
verſammlung, durch welche die Bilanz für das ſechste Betriebs⸗ 
jahr 1901/1902 genehmigt wird, für nichtig erklärt, auch die 
Beklagte verurteilt, anzuerkennen, daß die von dem vereidigten 
Bücherreviſor D. unter dem 28. Oktober 1903 für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1901/1902 aufgeſtellte Bilanz für ſie maßgebend iſt. Berufung 
und Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Kläger, 
welche den Beſchluß der Generalverſammlung der beklagten Aktien⸗ 
geſellſchaft vom 13. Dezember 1902 und die mit demſelben 
ausgeſprochene Genehmigung der Bilanz für das Geſchäftsjahr 
1901/1902 nebſt Entlaſtung des Vorſtandes und Aufſichtsrats 
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anfechten, find in der Generalverſammlung des folgenden Jahres 
vom 28. November 1903 nicht erſchienen und haben die in dieſer 
beſchloſſene Genehmigung der Bilanz von 1902/1903 nicht an⸗ 
gefochten. Das OLG. hat ohne erkennbaren Rechtsirrtum dar⸗ 
gelegt, daß gerade das Fernbleiben der Kläger von der General⸗ 
verſammlung vom November 1903 in Verbindung mit der im 
vorliegenden Prozeß betätigten Rechtsverfolgung es als völlig 
ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, einen Verzicht der Kläger auf ihr 
Anfechtungsrecht anzunehmen. Nirgends beſtimmt das Geſetz, 
daß der Aktionär, welcher einen Beſchluß der Generalverſammlung 
mit Klage anficht, nun auch genötigt wäre, alle folgenden Be⸗ 
ſchlüſſe, welche die Gültigkeit jenes zur Vorausſetzung haben, 
mit Klage anzufechten. Anfechtungsprozeſſe währen, falls ſie 
durch die Inſtanzen verfolgt werden, erfahrungsgemäß nicht 
ſelten mehrere Jahre. Der Anfechtungskläger würde faſt regel⸗ 
mäßig genötigt, ſeiner urſprünglichen Klage eine Reihe weiterer 
folgen zu laſſen. Ganz abgeſehen von dieſer unpraktiſchen und 
bedenklichen Konſequenz, welche das Anfechtungsrecht des 
Aktionärs außerordentlich erſchweren und verteuern würde, iſt 
jedenfalls die Annahme der Reviſionsklägerin unrichtig, daß 
durch die ſpäteren Bilanzgenehmigungsbeſchlüſſe die Anfechtungs⸗ 
klage gegenſtandslos geworden ſei. Hat die Anfechtungsklage 
Erfolg, ſo iſt in Ermangelung gegenteiliger Anhaltspunkte davon 
auszugehen, daß dies auf die Geſtaltung der demnächſt im Ein⸗ 
klange mit der rechtskräftigen Entſcheidung aufzuſtellenden Bilanz 
notwendig von Einfluß fein muß. Das L. hat ſich dem An⸗ 
trage der Kläger entſprechend nicht darauf beſchränkt, den die 
Genehmigung der Bilanz pro 1901/1902 ausſprechenden 
Generalverſammlungsbeſchluß für nichtig zu erklären. Es hat 
die Beklagte zugleich verurteilt, anzuerkennen, daß die von dem 
vereidigten Bücherreviſor D. unterm 28. Oktober 1903 auf⸗ 
geſtellte Bilanz pro 1901/1902 für ſie maßgebend ſei. Und in 
dieſem Umfange iſt die Entſcheidung des LG. vom OLG. ges 
billigt. In der Literatur iſt neuerdings mehrfach die Anſicht 
vertreten worden, daß das Gericht im Falle der erfolgreichen 
Anfechtung eines Generalverſammlungs beſchluſſes, welcher eine 
geſetzwidrige Bilanz genehmigte, ſich darauf zu beſchränken habe, 
dieſen Beſchluß aufzuheben; dagegen ſei das Gericht nicht be⸗ 
rufen und auch nicht befugt, die nach ſeiner Auffaſſung richtige 
an Stelle der geſetzwidrigen Bilanz zu ſetzen. Vgl. Staub, 
VIII. Aufl. (im Gegenſatz zu den vorausgehenden) 8 260 
Anm. 2 8 273 Anm. 2, Makower, XIII. Aufl. 8 271 III, 
Rehm, Bilanzen S. 801 Fußnote 2; vgl. auch OLG. Naum⸗ 
burg, Urteil vom 30. Mai 1902, mitgeteilt in Holdheims 
MSchr. Bd. XI S. 247 ff. Obwohl die Reviſion in dieſer 
Richtung einen Angriff nicht erhoben hat, war der Senat nach 
8 559 Satz 2 ZPO. veranlaßt, die Richtigkeit des Stand⸗ 
punktes der Vorentſcheidungen nachzuprüfen. Das RG. hat 
bisher zu der beregten Frage ausdrücklich noch nicht Stellung 
genommen. Wohl aber ergibt die Entſcheidung des Senats in 
feinem Urteil vom 6. Juli 1895 (Rep. I 137/05), daß derſelbe 
damals grundſätzlich davon ausging, es ſei Sache des Richters, 
nicht nur die Nichtigkeit des angefochtenen Beſchluſſes auszu⸗ 
ſprechen, ſondern den Parteianträgen gemäß das dem Geſetz 
Entſprechende an ſeine Stelle zu ſetzen, ſoweit der Richter hierzu 
nach den Umſtänden des Falles in der Lage iſt. Dieſe Auf⸗ 
jaſſung entſpricht den leitenden Geſichtspunkten, welche das 


Juriſtiſche Wochenſchrift. . 


M 2. 1907. 


ROHG. in der Entſcheidung vom 20. Oktober 1877 (O5. 
23, 273 ff.) hinſichtlich des damals noch nicht näher normierten 
Anfechtungsrechts des Aktionärs in dieſer Hinſicht aufftellt. 
„Uber die Forderungen, die infolge dieſes Rechts geſtellt werden 
können, laſſen ſich allgemeine Grundſätze nicht aufſtellen, während 
doch in jedem einzelnen Falle zur Vermeidung von Erkenmtniſſen 
unbeſtimmten und deshalb in feinen Folgen unüberſehbaren 
Inhalts ein klares und der konkreten Lage der Geſellſchaft (wie 
ſie infolge der geſetz⸗ oder ſtatutenwidrigen Handlungen ge⸗ 
ſchaffen) entſprechendes Klagebegehren gefordert werden muß.“ 
Das HGB. hat es dementſprechend unterlaſſen, Grundſätze für 
den Inhalt des Klagebegehrens bei der Anfechtungsklage aufs 
zuſtellen. Indem es aber in § 273 ausſpricht, „daß das 
Urteil auch für und gegen die Aktionäre wirke, die nicht Partei 
ſind, ſoweit der Beſchluß durch rechtskräftiges Urteil für nichtig 
erklärt iſt“, gibt es damit einen Fingerzeig, daß der Richter 
ſich nicht auf die rein negative Tätigkeit der Aufhebung des 
geſetzwidrigen Beſchluſſes zu beſchränken, ſondern poſitiv die 
Grenzlinien zu bezeichnen hat, innerhalb deren der Beſchluß 
aufrecht erhalten werden kann. Vgl. hierzu Staub, HGB. 
VI. und VII. Aufl. 8 260 Anm. 2, Staub⸗ Hachenburg, 
Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
8 45 Anm. 29, wo insbeſondere auf die erwähnte Entſcheidung 
des ROG. Bezug genommen iſt, Merzbacher, Aktiengeſetz 
8271 Anm. 5. AG. V. c. P., U. v. 7. Nov. 06, 44/06 I. — 
Königsberg. 

21. 5 470 in Verb. mit 5 61 Abſ. 5 Eiſenbahnverlehrs⸗ 
ordnung vom 18. Oktober 1895, § 1017 Nr. 3 SAHIBGB., 196 
Nr. 3 BGB., Art. 169 Abſ. 2 EGBEB.; SS 304, 557, 559 
ZPO. — Rechtliche Natur und Verjährung der Frachtzuſchläge 
der Verkehrsordnung. Verletzung des § 304 ZPO. iſt nur auf 
erhobene Rüge zu berückſichtigen.] 

Der Hagende Eiſenbahnfiskus behauptet, daß der Beklagte 
M. bei feinen Güterverſendungen aus den Jahren 1897 — 1900 
vorſätzlich oder fahrläffig in den Frachtbrieſen unrichtige Angaben 
gemacht habe, indem er a) bei Normalgut das Gewicht zu 
niedrig angegeben habe, bzw. Ladungen als ausſchließlich aus 
Gütern der Spezialtarife beſtehend angegeben habe, während ſie 
teilweife aus Gütern der allgemeinen Wagenklaſſe beſtanden. 
Deshalb habe er zu wenig Fracht bezahlt. Kläger beanſprucht 
mit der Klage von M. a) die hinterzogene Fracht mit 17 759 
Mark 50 Pf., b) das Doppelte als Frachtzuſchlag nach § 53 
Abſ. 3 der Verkehrsordnung mit 35 589 Mark 80 Pf., zuſammen 
53 349 Mark 30 Pf. nebſt Zinſen. Die Klage iſt am 
23. Dezember 1901 erhoben. Der I. Richter hat durch Teil⸗ 
urteil die Klage in Höhe von 35 587 Mark 80 Pf. gegen den 
Beklagten M. abgewieſen. Der Berufungsrichter hat auf Be⸗ 
rufung des Klägers den Klageanſpruch in Höhe von 35 587 Mark 
80 Pf. gegen den Beklagten M. dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Auf Reviſion des Beklagten M. hat das RG. 
den Klageanſpruch auf Frachtzuſchläge aus dem Jahre 1897 
wegen Verjährung abgewieſen, im übrigen aber die Reviſton 
zurückgewieſen. I. Das OLG. unterſucht die rechtliche Natur des 
Frachtzuſchlags und kommt zu dem Ergebniſſe, daß er eine 
Vertragsſtrafe fei, welche nicht mit der Fracht verjähre (vgl. 
§ 1017 Nr. 3 Sächſ BGB., 8 196 Nr. 3 BGB., ſondern der 
dreißigjährigen Verjährung unterliege. Auf Grund des Zus 
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geſtändniſſes des Beklagten M., daß wohl in einzelnen Fällen 
das Gewicht oder die Beſchaffenheit der Güter zum Nachteil 
des Klägers objektiv unrichtig angegeben ſein könne, in Ver⸗ 
bindung mit den vom Kläger für ſeinen Anſpruch vorgelegten 
Unterlagen hat es für erwieſen erachtet, daß derſelbe wenigſtens 
zum Teil beſteht und hiernach Zwiſchenurteil über den Grund 
des Anſpruchs erlaſſen. Den rechtlichen Ausführungen des 
OLG. konnte nicht in allen Beziehungen beigetreten werden. 
Darin iſt dem OLG. zuzuſtimmen, daß die Verjährung des 
561 Abſ. 4 der älteren, § 61 Abſ. 5 der geltenden EiſenbVerkO. 
und des 8 470 HGB. auf die eingeklagten Anſprüche keine 
Anwendung finden kann. Die hier vorgeſehene einjährige Ver⸗ 
jährung beſchränkt ſich auf Anſprüche auf Nachzahlung zu wenig 
erhobener oder Rückerſatz zu viel erhobener Fracht oder Gebühren 
und hat zur Vorausſetzung, daß der Anſpruch auf einer 
unrichtigen Anwendung der Tarife oder auf Fehler bei der 
Berechnung geſtützt wird. Der Tarif muß alſo mit einem Satz 
zur Anwendung gelangt ſein, welcher auf die ſeine Unterlagen 
bildenden Beſörderungsanlagen nicht paßt, oder es muß bei der 
Berechnung des an ſich richtig angewendeten Tarifſatzes ein 
Fehler unterlaufen ſein. Solche Fälle des Mißgriffs in An⸗ 
wendung oder Berechnung des Tarifs ſtehen hier aber nicht in Frage. 
Hier wurde der Tarif an und für ſich richtig angewendet und 
auch richtig berechnet; nur die Unterlagen, welche der Abſender 
für die Anwendung und Berechnung des Tarifs gegeben hatte, 
waren falſch. Nicht ein Fehler bei der Tarifierung iſt der 
Grund der erhobenen Anſprüche, ſondern die vorſätzliche oder 
fahrläſſige falſche Deklarierung des Frachtgutes. Auf dieſe 
Fälle iſt die Spezialbeſtimmung des $ 470 HGB., 8 61 der 
Verkehrsordnung nicht auszudehnen. Vgl. Urteile des Senats 
vom 10. Oktober 1900 Rep. I 201/00, RG. 47, 33 ff., und 
vom 3. Juni 1905 Rep. I 28/05, mitgeteilt in Egers eiſen⸗ 
bahnrechtlichen Entſcheidungen Bd. 22 S. 16; vgl. ferner 
Düringer u. Hachenburg, Kommentar zum HGB. 3, 691, 
abweichend Eger im Sächſ Arch. 15, 17. Was die rechtliche 
Natur der Frachtzuſchläge betrifft, fo hat das OLG. zutreffend 
darauf hingewieſen, daß die Verkehrsordnung ſolche „Zuſchläge“ 
zur normalen Fracht in einem doppelten Sinne vorſieht. Einmal 
erſcheinen fie als Extravergütungen für beſondere Leiſtungen der 
Eiſenbahn, ſo in § 34 Abſ. 2 verbunden mit 88 84 ff. der 
Verkehrsordnung für die Übernahme einer beſonderen Haftung für 
Reiſegepäck im Falle der Deklarierung des Intereſſes oder in 857 
a. a. O. für Beförderung der Güter in gedeckten Wagen auf 
Verlangen des Abſenders (vgl. auch S 48 a. a. O.). In 
anderen Fällen werden Frachtzuſchläge erhoben wegen unrichtiger 
Angabe des Inhalts einer Sendung oder bei zu niedriger An⸗ 
gabe des Gewichts einer Wagenladung oder bei Überlaftung 
eines vom Abſender ſelbſt beladenen Wagens, vgl. 8 53 
Abſ. 7 bis 12 der Verkehrsordnung. In dieſen letzteren hier allein 
in Frage ſtehenden Fällen hat der Frachtzuſchlag den Charakter 
einer Konventionalſtrafe. Es ſoll damit ein der Verkehrs⸗ 
ordnung und dem Eiſenbahnbetriebsreglement entſprechendes 
Verhalten des Abſenders erzwungen werden. Vgl. Urteile des 
Senats vom 29. Januar 1887 Rep. I 401/86, und vom 
10. Oktober 1900 Rep. I 201/00, RG. 20, 33, 47, 37. 
Mit Unrecht wird aber vom OLG. aus dieſer Natur des Fracht⸗ 
zuſchlags nach § 53 der Verkehrsordnung die Folgerung gezogen, 
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daß er überhaupt keine Fracht, daß er auch kein Akceſſorium 
der Hauptverbindlichkeit aus dem Frachtvertrage ſei, daß er 
deshalb auch nicht der für Frachtforderungen geltenden kurzen 
Verjährung des 8 1017 Nr. 3 Sächſ BGB., 8 196 Nr. 3 
BGB. unterliege, ſondern lediglich nach 8 150 Sächſ BGB. 
und 8 195 BGB. den allgemeinen Verjährungsvorſchriften. 
Gegenüber dieſer, auch von Reindl in der DSB. 1903, 100 
vertretenen Auffaſſung hat ſchon Eger ebenda S. 123 zu⸗ 
treffend darauf hingewieſen, daß ſie der im deutſchen wie im 
internationalen Eiſenbahntransportverkehr zum Ausdruck ge⸗ 
langenden Tendenz, eine glatte und raſche Erledigung der Fracht⸗ 
geſchäfte im Verkehrsintereſſe herbeizuführen, direkt widerſpreche. 
Aber ganz abgeſehen von dieſer Erwägung iſt die Auffaſſung, 
welche den Frachtzuſchlag nicht als Fracht im Sinne der Ver⸗ 
jährungsvorſchriften gelten laſſen will, juriſtiſch unhaltbar. 
Allerdings ſteht der „Frachtzuſchlag“ in einem Gegenſatz zu den 
gewöhnlichen Frachtgeldern und auch zu den Auslagen (Koſten), 
welche in § 60 der Verkehrsordnung genannt werden. Aber 
er hört dadurch nicht auf, „Fracht“ zu ſein, daß er als Kon⸗ 
ventionalſtrafe gefordert wird, fo wenig das Porto aufhört, 
Porto zu ſein, weil es als Strafporto geſchuldet wird. Daß 
der Frachtzuſchlag mit der Frachtforderung verjähre, iſt nicht 
notwendig; es ſind Fälle denkbar, in welchen ein Anſpruch auf 
Frachtzuſchlag, aber kein Anſpruch auf Fracht entſteht (vgl. 
Reindl a. a. O.). Aber ſicher iſt, daß er als Fracht ver⸗ 
jährt. Dafür ſpricht nicht nur die ſeinem Weſen entſprechende 
Bezeichnung als Frachtzuſchlag, dafür ſpricht auch eine unge⸗ 
zwungene Auslegung des Wortlautes des 8 196 Nr. 3 und 
der Zweck der kurzen Verjährungsfriſten überhaupt. Eger will 
zwar a. a. O. den Frachtzuſchlag nach S 470 HGB. ſchon nach 
einem Jahre verjähren laſſen. Daß dies nicht dem Geſetz ent⸗ 
ſpricht, wurde oben dargelegt. Er führt jedoch weiter aus, daß 
wenn nicht die einjährige Verjährung des 8 470 HGB., jeden⸗ 
falls die zweijährige nach 8 196 BGB. eingreife. Dieſer 
letzteren Anſicht iſt beizutreten. Vgl. Düringer⸗ Hachenburg, 
Bd. III S. 691 Note II Nr. 4; Hertzer in der Zeitung des 
Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 1902 Nr. 34 S. 553. 
Das OLG. hat hiernach rechtlich geirrt, wenn es annahm, daß 
der auf Grund des Frachtvertrags als Konventionalſtrafe ge⸗ 
forderte Frachtzuſchlag nicht auch eine Fracht ſei. Auf dieſem 
Irrtum beruht aber die ergangene Entſcheidung, wenigſtens 
teilweiſe. Nach 8 1017 Nr. 3 SächſBGB. verjährt die 
Forderung für Fracht in drei Jahren. Dieſe im Vergleich zu 
der Friſt des 8 196 Nr. 3 BGB. längere Verjährungsfriſt, 
welche für die Frachtzuſchläge aus dem Jahre 1897 nach 
8 1018 des Sächſ BGB. mit dem Schluß des Jahres 1897 
begann, lief früher ab, als die im BGB. beſtimmte Friſt und 
war daher nach Art. 169 Abſ. 2 Satz 2 EGBGB. im vor⸗ 
liegenden Falle für die Anſprüche auf Frachtzuſchlag aus dem 
Jahre 1897 maßgebend. Sie waren bei Erhebung der Klage 
(Dezember 1901) bereits verjährt. Soweit Kläger ſie noch im 
vorliegenden Prozeſſe verfolgt, war ſeine Klage abzuweiſen. 
Bezüglich der Frachtzuſchläge aus den Jahren 1898, 1899, 1900 
war aber zur Zeit der Erhebung der Klage Verjährung weder 
nach dem Sächſiſchen, noch nach dem Recht des BGB. ein⸗ 
getreten. II. Es konnte bei Beurteilung der angefochtenen 
Entſcheidung noch in Frage kommen, ob das DUO. da es 
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keinen der einzelnen mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſprüche für ſich allein, ſondern nur im allgemeinen einen Anſpruch 
des Klägers für Frachtzuſchläge dem Grunde nach als feſtgeſtellt 
annahm, zu einem Urteil nach $ 304 ZPO. überhaupt gelangen 
durfte, und ob die Entſcheidung in dieſer Hinſicht hinlänglich 
mit Gründen verſehen iſt. In der ſchriftlichen Reviſions⸗ 
begründung iſt denn auch ungenügende Feſtſtellung der tat⸗ 
ſächlichen Grundlagen gerügt. Nachdem jedoch der Vertreter 
des Reviſionsklägers in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Reviſionsgericht ausdrücklich erklärt hat, er wolle keine Bean⸗ 
ſtandung dagegen erheben, daß hinſichtlich der einzelnen in der 
Klageanlage ſpezialiſierten Anſprüche auf Frachtzuſchlag keine 
Feſtſtellung getroffen iſt, ſondern das OLG. über den eingeklagten 
Anſpruch im ganzen dem Grunde nach entſchieden habe, war 
der Senat im Hinblick auf 8 559 verb. mit 8 557 3PO. 
nicht in der Lage, in eine Prüfung des Verfahrens des OLG. 
in dieſer Richtung einzutreten. M. c. E. F., U. v. 14. Nov. 06, 
165/06 I. — Dresden. 

Konkursordnung. 

22. 8 59 Ziff. 1 KO. Über die Haftung des Konkurs⸗ 
verwalters wegen wiſſentlichen oder grob fahrläſſigen Eingriffs 
in das beſtehende Patent eines anderen im Verhältnis zu ſolchen 
vorherigen Eingriffen des Gemeinſchuldners.] 

Vom OLG. iſt auf die Berufung der Beklagten die Klage 
inſoweit abgewieſen worden, als ſie die Feſtſtellung verlangt, 
daß die Beklagte verpflichtet ſei, der Klägerin auch denjenigen 
Schaden zu erſetzen, welcher ihr dadurch entſtanden iſt, daß ſeit 
der Konkurseröffnung, 10. Januar 1903, bis zum 14. Juli 1903 
von dem Konkursverwalter Milchzentrifugen hergeſtellt, in Ver⸗ 
kehr gebracht, feilgeboten und gebraucht ſind, welche mit 
koniſchen Tellereinſätzen verſehen waren. Die Reviſion der 
Klägerin wurde zurückgewieſen: Mit dem OLG. iſt anzu⸗ 
erkennen, daß für einen durch wiſſentliche oder grob fahrläſſige 
Patentverletzung des Verwalters im Konkurſe der Beklagten 
verurſachten Schaden die Beklagte der Klägerin haften würde. 
Dies folgt aus § 59 Ziff. 1 KO. ſowie daraus, daß Träger 
der Maſſeſchulden der Gemeinſchuldner iſt. Unrichtig dagegen 
und auch mit dem Reviſionsurteil vom 27. Februar 1905 in 
Widerſpruch ſtehend iſt die von der Reviſion vertretene 

Meinung, daß, nachdem die Beklagte vor der Konkurseröffnung 
die der Klägerin geſchützte Erfindung einmal wiſſentlich oder 
doch grob fahrläſſig in Benutzung genommen habe, und damit 
die Schadenserſatzpflicht bereits entſtanden geweſen ſei, es nicht 
darauf ankomme, ob der Konkursverwalter, der den vor⸗ 
gefundenen Betrieb nur fortgeſetzt, für ſeine Perſon mit Be⸗ 
ziehung auf die Patentverletzung wiſſentlich oder grob fahr⸗ 
läſſig gehandelt habe. Wenn nur wiſſentliche oder grob 
fahrläſſige Patentverletzung eine Schadenserſatzpflicht begründet, 
ſo kann eine Schadenserſatzpflicht nur ſo lange entſtehen, als 
das Patent wiſſentlich oder grob fahrläſſig verletzt wird. Nach 
der Konkurseröffnung hatte der Konkursverwalter unabhängig 
von Wunſch und Willen der Gemeinſchuldnerin nicht nur da⸗ 
rüber, ob überhaupt das Geſchäft der Gemeinſchuldnerin für 
Rechnung der Konkursmaſſe weiter betrieben werden ſollte, 
ſondern auch darüber zu befinden, ob es angehe, im Falle der 
Fortſetzung des Geſchäftsbetriebes dieſen auch auf die Herſtellung 
und den Vertrieb von Zentrifugen nach dem Patent Nr. 119 092 
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zu erſtrecken. Entſchied er ſich dafür, ſo handelte lediglich er, 
und deshalb lag ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Handeln 
nur vor, wenn er wußte oder aus grober Fahrläſſigkeit nicht 
wußte, daß durch dieſes Handeln das Patent der Klägerin ver⸗ 
letzt wurde. Zuzugeben iſt nur, daß ein die Schadenserſatz⸗ 
pflicht weiter begründendes Verſchulden des Konkursverwalters 
darin hätte gefunden werden können, wenn er, ohne die Frage 
der Patentverletzung in Erwägung zu ziehen, den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Gemeinſchuldnerin unverändert fortgeſetzt hätte. Das 
Berufungsgericht hat ohne Geſetzes verletzung ein haftbar 
machendes Verhalten des Konkursverwalters nicht für dargetan 
erachtet. S. c. F., U. v. 17. Nov. 06, 170/06 I. — Kiel. 

Reichs haftpflichtgeſetz. 

23. 8 1. Annahme „höherer Gewalt“ beim Zuſammen⸗ 
ſtoß eines führerloſen Laſtwagens mit einem Straßenbahn⸗ 
wagen.] 

Die Klägerin fuhr im Juli 1904 in einem Wagen der 
von der Beklagten betriebenen Straßenbahn, als mit dieſem, aus 
einer Seitenſtraße kommend ein führerloſer Laſtwagen zuſammen⸗ 
traf, deſſen Pferde ſcheu geworden waren und in vollem Laufe 
daherraſten. Die Deichſel des Laſtwagens durchſtieß die eine 
Längsſeite des Motorwagens und zerſchmetterte der Klägerin 
den rechten Unterſchenkel. Die Klägerin hat Schadenerſatz auf 
Grund des RHaftpflG. gefordert. Das LG. hat unter Verwerfung 
der Einrede der höheren Gewalt dem Klageantrag entſprochen, 
das OLG. die Berufung der Beklagten zurückgewieſen. RG. hob 
auf und wies die Klage ab. Das Berufungsgericht ſtellt feſt, 
daß der Lenker des Motorwagens den Zuſammenſtoß nicht hat 
vermeiden können, und führt aus, die Möglichkeit eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes mit entgegenkommenden Fahrzeugen gehöre zu den 
Gefahren, denen der Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn bei 
der Größe und Schwere ihrer in Schienen gehenden und an ſie 
gebundenen Wagen in verkehrsreichen Straßen notwendig aus⸗ 
geſetzt ſei. Mit dieſer Gefahr müſſe der Unternehmer der 
Straßenbahn von vornherein rechnen. Solche Zuſammenſtöße 
fielen in den mit dem Betriebe verbundenen Gefahrenkreis 
und ſeien von ihm, auch wenn er ſie im einzelnen Falle nicht 
habe vermeiden können, zu vertreten, weil er eben die Gefahr 
für die Unfälle trage, die ihren Grund in der gefährdenden 
Natur des Bahnbetriebs an ſich haben. Der Begriff der 
höheren Gewalt ſetze erſt dann ein, wenn der Unfall in einem 
äußern unabwendbaren, mit den dem Betriebe eigentümlichen 
Gefahren außer Zuſammenhang ſtehenden Ereignis ſeinen Grund 
habe. Dieſer Ausführung kann für den vorliegenden Fall nicht 
beigetreten werden. Der erkennende Senat hat zwar wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, daß Zuſammenſtöße zwiſchen Straßenbahn⸗ 
wagen und anderen Fuhrwerken zu den Ereigniſſen zu zählen 
ſeien, die im Straßenverkehr einer verkehrsreichen Stadt mit 
einer gewiſſen Häufigkeit vorzukommen pflegen, die daher als 
mit dem Straßenbahnbetrieb und ſeinen Gefahren in innerem 
Zuſammenhang ſtehend der Betriebsunternehmer nach dem 
Haftpfl®. zu vertreten habe. Allein der Unfall, der zu einer 
Verletzung der Klägerin geführt hat, trägt, wie die Reviſion 
mit Recht hervorhebt, eine Beſonderheit an ſich: der Zuſammen⸗ 
ſtoß erfolgte mit einem Wagen, der von führerloſen, ſcheu ge⸗ 
wordenen und in vollem Laufe dahinraſenden Pferden gezogen 
wurde, ohne jedes menſchliche Zutun und mit ſo ſtarker Gewalt, 
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daß ein Betriebsmittel, der Straßenbahnwagen, in feiner Längs⸗ 
ſeite, durchbohrt wurde, was erſt die Verletzung der Klägerin 
ermöglichte. Ein ſolcher, in ſeiner Urſache und ſeiner Wirkung 
einem elementaren Ereignis gleichkommender, auf den Betrieb 
der Straßenbahn von außen einwirkender Vorgang muß als 
ein ungewöhnliches, mit dieſem Betrieb nicht ſchon ſeiner Natur 
nach verknüpftes Ereignis angeſehen werden, und es hat daher 
als höhere Gewalt zu gelten, wenn die ſchädigende Einwirkung 
auch durch die äußerſte, nach den gegebenen Umſtänden gebotene 
Vorſicht, durch alle vernünftigerweiſe dem Betriebsunternehmer 
zuzumutenden Vorkehrungen nicht abzuwenden und auch in ſeinen 
Folgen nicht unſchädlich zu machen war. Daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorliegendenfalls vorhanden iſt, ergibt der Sachverhalt 
ohne weiteres. D. St. B. c. K., U. v. 3. Dez. 06, 112/06 VI. 
— Dresden. 
Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwal⸗ 
uungsgeſetz vom 24. März 1897. 
24. 68 28, 57, 148, 161 in Verb. mit 8 573 Satz 1, 
— 1124 Abſ. 2 BGB. Recht des Hypothekengläubigers auf 
ö die beſchlagnahmten Mietszinſen hört im Fall der Beendigung 
es Zwangsverwaltungsverfahrens vor Fälligkeit der Miets⸗ 
zinſen auf; nur relative Unwirkſamkeit der Verfügung nach 
8 1124 Abſ. 2 BGB.] 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß, da die im Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren gemäß 5148 Abſ. 1 3G. für den Kläger 
ö 2 fan Beſchlagnahme der Mietzinſen noch im letzten Quartal 

2 1904 ſtattgefunden hat, der Kläger an und für ſich auf Grund 
des 8 1124 Abſ. 2 BGB. die von dem Beklagten erwirkte 
> — eine „Verfügung“ im Sinne der zitierten Geſetzesvorſchrift 
Kan darſtellende — Pfändung und Überweifung derſelben Mietzinſen 
Sur noch für das erſte Quartal 1905, nicht auch darüber hin⸗ 
Is as gegen ſich gelten zu laſſen verbunden wäre. Allein das 
— ganze Zwangsverſteigerungsverſahren und damit auch die in 
ihm erfolgte Beſchlagnahme habe dadurch, daß das Grundſtück 
im März 1905 dem Kläger im Zwangsverſteigerungsverfahren 
zugeſchlagen worden ſei, noch vor dem 1. April 1905 ihr Ende 
erreicht. Dadurch ſei der für den Beklagten ergangene Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß, der durch die widerſtreitende, im 
Zwangsverwaltungsverfahren zugunſten des Klägers erfolgte 
Beſchlagnahme nur in ſeiner Wirkſamkeit gehemmt, nicht aber 
aufgehoben worden ſei, wiederaufgelebt, und er ſtehe nunmehr 
N dem Rechte des Klägers, das dieſer nur noch auf den mit der 
Zuſchlagserteilung verbundenen Eigentumserwerb ſtützen könne, 
entgegen. Daß formell die Aufhebung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
| verfahrens erſt am 29. April 1905 — nachdem inzwiſchen die 
für das zweite Quartal 1905 im voraus zu entrichtenden 
Mietzinſen fällig geworden ſeien — ſtattgefunden habe, ver⸗ 

ſchlage nichts, da der Beſchluß nur deklaratoriſche Bedeutung 

habe; das Verfahren hätte nach 8 161 Abſ. 4 ZUG. in Ver: 
bindung mit 8 28 ebenda ſogleich, nachdem] das Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren durch die Zuſchlagserteilung beendigt 

worden war, von Amts wegen aufgehoben werden müſſen. 

Denn der Zuſchlag habe die Rechtsfolge gehabt, daß ſowohl 

die Hypothek des Klägers wie das Zwangsverwaltungs verfahren 
erloſchen ſei und letzteres von da ab die in ihm zugunſten 

des Klägers beſchlagnahmten Mietzins forderungen des Architekten 

S. nicht mehr umfaßt habe. In dieſen Ausführungen 
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iſt allerdings die Heranziehung des $ 28 ZG. verfehlt. 
Wenn der letztere Paragraph in 8 161 Abſ. 4 ebenda für ent⸗ 
ſprechend anwendbar erklärt wird, ſo hat das nur den Sinn, 
daß wenn das Vollſtreckungsgericht aus der ihm mitzuteilenden 


beglaubigten Grundbuchabſchrift von dem Beſtehen eines die 


Zwangsverwaltung hindernden Rechts erfährt, es dem be⸗ 
treibenden Gläubiger die Beſeitigung des Hinderniſſes auf⸗ 
zugeben, und falls er der Auflage nicht nachkommt, wegen 
des Hinderniſſes das eingeleitete Verfahren wieder auf⸗ 
zuheben hat. Dagegen kann die mit der Zuſchlagserteilung ver⸗ 
bundene Beendigung des Zwangsverwaltungszwecks nicht als 
ein der Fortſetzung des Verfahrens entgegenſtehendes Hindernis 
im Sinne der angeführten Geſetzesbeſtimmung angeſehen werden. 
Dies erſcheint um ſo weniger zuläſſig, als das die Fortſetzung 
der Zwangsverwaltung hindernde Recht — das von dem Er⸗ 
ſteher durch den Zuſchlagsbeſchluß erworbene Eigentum an dem 
verſteigerten Grundſtück — zur Zeit feiner Entſtehung kein 
grundbuchmäßiges iſt, die Berichtigung des Grundbuchs viel⸗ 
mehr erſt nach Abhaltung des Verteilungstermins, alſo geraume 
Zeit ſpäter, erfolgt. Der im vorſtehenden gekennzeichnete Rechts⸗ 
irrtum des Berufungsrichters konnte jedoch nicht zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils führen, da er auf die Entſcheidung 
ſelbſt ohne Einfluß geblieben iſt, dieſe vielmehr als richtig an⸗ 
geſehen werden muß. Zunächſt leuchtet ohne weiteres ein, daß 
dem Kläger, ſoweit er ſeinen Anſpruch auf die Rechte des Er⸗ 
ſtehers gründet, die geſetzlichen Beſtimmungen nicht zur Seite 
ſtehen. Da er am 13. März 1905 — dem Tage des Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes — Eigentümer des erſteigerten Grundſtücks 
geworden iſt, fo muß er nach 8 57 3G. in Verbindung mit 
8 573 Satz 1 BGB. Verfügungen, die über die Mietzinſen 
der beiden erſten Quartale des Jahres 1905 getroffen ſind, 
gegen ſich gelten laſſen. Daß, wenngleich §S 573 Satz 1 BGB. 
nur von (rechtsgeſchäftlichen) Verfügungen des Vermieters 
ſpricht, ihnen doch nach dem Willen des Geſetzgebers diejenigen 
Verfügungen gleichzuſtellen ſind, die gegen den Vermieter von 
einem Gläubiger des letzteren im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vorzenommen werden, hat das RG. bereits wieder⸗ 
holt ausgeſprochen (vgl. die Urteile vom 28. Mai und 20. Sep⸗ 
tember 1904, RG. 58, 181; 59, 177). Gegen die An⸗ 
nahme des Berufungsrichters, daß auch die Eigenſchaft als 
Hypothekengläubiger dem Kläger kein Recht auf die Mietzinſen 
des zweiten Quartals des Jahres 1905 gewähre, weil vor 
Eintritt der Fälligkeit der Mietzinſen das Zwangsverwaltungs⸗ 
verfahren, in dem die letzteren beſchlagnahmt ſeien, zufolge der 
Zuſchlagserteilung ſein Ende gefunden habe, macht die Reviſion 
zunächſt geltend, es hänge danach Umfang und Dauer des 
Rechts aus der Beſchlagnahme von reinem Zufall ab; würde 
das Vollſtreckungsgericht den Verſteigerungstermin nicht auf einen 
Tag vor dem 1. April 1905, ſondern auf einen ſpäteren Tag 
anberaumt haben, ſo wäre eine „Verkürzung“ der Rechte des 
Klägers nicht eingetreten. Die Reviſion ihrerſeits will den 
Zeitpunkt, in dem der Aufhebungsbeſchluß nach 8 161 3G. 
erlaſſen wird, als maßgebend für das Aufhören der Zwangs⸗ 
verwaltung betrachtet wiſſen. Dabei überſieht ſie indeſſen, daß 
der Aufhebungsbeſchluß hinſichtlich des Zeitpunktes ſeines Er⸗ 
laſſes denſelben Zufälligkeiten unterliegt, wie die Anberaumung 
des Verſteigerungstermins. Der erwähnte Angriff entbehrt da⸗ 
8 * 
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her der Schlüſſigkeit. Auch der von der Reviſion hervor⸗ 
gehobene Geſichtspunkt einer durch die vermeintliche Zufälligkeit 
herbeigeführten Rechtsverkürzung trifft nicht zu. Da der Er⸗ 
ſteher mit der Zuſchlagserteilung Eigentümer des Grundſtücks 
wird, ſo gebühren ihm von dem Tage des Zuſchlags ab, 
unbeſchadet eines etwaigen Eingreifens der Vorſchrift des 8 573 
Satz 1 BGB., die Grundſtückseinkünfte, insbeſondere die Miet⸗ 
zinſen und hört mit demſelben Zeitpunkte das Recht des 
Schuldners oder bisherigen Eigentümers auf den Bezug der 
letzteren auf. Die Rechte des Hypothekengläubigers aber können 
ihrer Natur nach nicht weiter reichen als die aus dem Eigen⸗ 
tum, das durch ſie eingeſchränkt wird, ſich begrifflich er⸗ 
gebenden Befugniſſe. Danach beruht es nicht auf äußerem Zu⸗ 
falle, ſondern auf rechtsbegrifflicher innerer Notwendigkeit, wenn 
der Hypothekengläubiger kraft ſeines Hypothekenrechts nur die⸗ 
jenigen Mietzinſen beanſpruchen darf, die vor dem Übergang 
des Eigentums an dem belaſteten Grundſtück auf den Erſteher 
fällig geworden ſind. Schon nach dem Geſagten erweiſt ſich 
der Klageanſpruch, ſoweit er aus der vom Kläger innegehabten 
Stellung eines Hypothekengläubigers hergeleitet wird, als hin⸗ 
fällig, und kann danach die Rechtmäßigkeit der von dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht am 14. März 1905 verfügten Aufhebung des 
an die Mieter erlaſſenen Zahlungsverbots einem Bedenken nicht 
unterliegen. Aber auch die weitere, von dem Berufungsrichter 
noch angeſtellte Erwägung, daß auf die ſtreitigen Mietzinſen 
nicht bloß der Kläger (als Hypothekengläubiger und Erſteher) 
kein Recht, ſondern auch der Beklagte ſeinerſeits zufolge des 
Pfändungs⸗ und Aberweiſungsbeſchluſſes vom 7. November 1904 
ein poſitives Recht habe, weil der bezeichnete Beſchluß mit dem 
Wegfall der im Zwangsverwaltungs verfahren für den Kläger 
erfolgten widerſtreitenden Beſchlagnahme „wieder aufgelebt“ ſei, 
iſt zutreffend, und wird von der Reviſion mit Unrecht bekämpft. 
Nach 8 1124 Abſ. 2 BGB. iſt eine Verfügung über den Miet- 
zins, die ſich auf weitere Quartalsbeträge als diejenigen des 
Quartals der Beſchlagnahme und des nächſtfolgenden Quartals 
erſtreckt, dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam. 
Die Unwirkſamkeit iſt keine abſolute (Nichtigkeit), ſondern 
ebenſo wie diejenige Unwirkſamkeit, die eintritt, wenn einem 
zugunſten einer beſtimmten Perſon beſtehenden Veräußerungs⸗ 
verbot zuwidergehandelt wird, SS 135, 136 BGB., nur eine 
relative. Sie hört daher, abgeſehen von ihrer Heilung durch 
nachträgliche Genehmigung der Verfügung von ſeiten des 
Hypothekengläubiger auch dann auf, wenn der Hypotheken⸗ 
gläubiger wegen des Anſpruchs, um deſſen willen die 
Beſchlagnahme ſtatigefunden hat, anderweit befriedigt wird oder 
wenn er auf die Hypothek verzichtet, und dieſen Fällen muß 
nach der Zweckbeſtimmung der zitierten Geſetzesvorſchrift der 
weitere Fall gleichſtehen, daß die Beſchlagnahme wegfällt, weil 
dem Zwangsverwaltungsverfahren, mit dem ſie verbunden iſt 
und deſſen Rechtsſchickſale ſie teilt, die Mietzinſen, über die ver⸗ 
fügt worden iſt, infolge des eingetretenen Eigentumswechſels 
nicht mehr unterliegen. Noch weniger läßt ſich die Ungültig⸗ 
keit (Nichtigkeit) des Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes 
vom 7. November 1904 daraus herleiten, daß zur Zeit, wo der 
letztere erging, für den Beklagten ein Nießbrauchsrecht an dem 
belaſteten Grundſtück eingetragen war. Kläger meint, der Nieß⸗ 
brauch habe dadurch, daß er die Mietzinſen mitergriff, dieſen 
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die Fähigkeit genommen, den Gegenſtand einer Pfändung und 
Überweifung zu bilden. Demgegenüber hat indeſſen bereits der 
Berufungsrichter zutreffend ausgeführt, durch den erwähnten 
Umſtand werde die Rechtslage des Beklagten nicht geſchwächt, 


ſondern verſtärkt. Sich auf ſein Nießbrauchsrecht zu berufen, 


ſei er nur berechtigt, nicht verpflichtet geweſen. Gleichwie ein 
Rechtsgeſchäft in ſeiner Gültigkeit nicht dadurch beeinträchtigt 
werde, daß dieſelben Perſonen es unter ſich nochmals vor⸗ 
nehmen, ſo müſſe es auch in einem Falle vorliegender Art dem 
Berechtigten unbenommen ſeien, auf den erwirkten Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß einen Anſpruch zu ſtützen, den er 
auch kraft ſeines Nießbrauchsrechts hätte geltend machen können. 
Der von der Reviſion zur Bekämpfung dieſer Auffaſſung heran⸗ 
gezogene Satz, daß der Eigentümer nicht ein Recht an ſeiner 
eigenen Sache erwerben könne, beweiſt nichts dagegen, da es 
ſich bei ihm um weſentlich anders liegende Verhältniſſe handelt. 
ubrigens muß der erwähnte Angriff auch deshalb verſagen, 
weil von dem vertretenen Standpunkt aus zwar nicht die 
Pfändung und ÜUberweiſung, wohl aber der Nießbrauch des 
Beklagten der klägeriſchen Rechtsverfolgung entgegenſtehen, die 
Klage alſo auch in dieſem Falle abzuweiſen ſein würde. 
V. G. c. H., U. v. 3. Dez. 06, 152/06 V. — Dresden. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

25. 8 148 ſchützt nicht ein Gewerbe, das von dem 
Eigentümer eines durch den Bergbau beſchädigten Gebäudes 
in einem anderen von der Einwirkung des Bergbaues nicht 
betroffenen Gebäude betrieben wird.] 

In dem angefochtenen Berufungsurteil handelt es ſich 
hauptſächlich um den Geſchäftsverluſt, den die Kläger als Teil 
des erlittenen Bergſchadens in Höhe von 5 496 Mark erſetzt 
verlangen. Der Erblaſſer der Kläger betrieb und dieſe ſelbſt 
betreiben in einem der Witwe K. gehörigen Hauſe, welches 
durch den Bergbau nicht beſchädigt worden iſt, ein Waren⸗ 
geſchäft, an welchem ſie den gedachten Ausfall dadurch erlitten 
haben wollen, daß die in den beſchädigten Häuſern zur Miete 
wohnenden Leute, die aus dem gedachten Geſchäft ihren Bedarf 
bezogen, infolge polizeilicher Sperrung dieſer Häuſer genötigt 
wurden, auszuziehen, und dadurch das Geſchäfſt der Kläger die 
Kundſchaft der Bewohner der beſchädigten Häuſer für die 
Dauer deren Unbewohnbarkeit verlor. Das Berufungsgericht 
verwirft den hierauf gegründeten Schadensanſpruch der Kläger, 
weil das Erwerbsgeſchäft der Kläger mit dem Grundeigentum 
an den beſchädigten Häuſern oder ſeinen Zubehörungen weder 
rechtlich noch wirtſchaftlich im Zuſammenhange ſtehe, auch nicht 
dem wirtſchaftlichen Zweck dieſer Grundſtücke diene, ſondern ein 
ſelbſtändiges Unternehmen, der Bergbautreibende aber für 
Schäden, die weder dem Grundeigentum noch ſeinen Zu⸗ 
behörungen entſtehen, nicht haftbar ſei. Der hiergegen erhobene 
Angriff einer Verletzung des 8 148 Allgemeines Berggeſetz iſt 
nicht begründet. Ein von dem Eigentümer eines durch den 
Bergbau beſchädigten Gebäudes in einem anderen von der 
Einwirkung des Bergbaues nicht betroffenen Gebäude betriebenes 
Gewerbe wird durch den § 148 Allgemeines Berggeſetz nicht 
geſchützt, umſoweniger, wenn, wie hier, die betreffenden Gebäude 
nicht einmal denſelben Eigentümer haben. Hieran würde auch 
nichts ändern, wenn etwa — wie in dem Gutachten des Bau⸗ 
rats W. unterſtellt iſt, übrigens von den Klägern gar nicht 


36. Jahrgang. 


behauptet war, — die Kläger ihre Mieter kontraktlich ver⸗ 
pflichtet hätten, bei ihnen zu kaufen. Das dadurch entſtandene 
obligatoriſche Recht der Kläger bildet kein Zubehör des 
beſchädigten Grundſtücks und ſtellt auch keine den Nutzungs⸗ 
wert desſelben erhöhende Eigenſchaft dar. Der Ertrag des in 
einem anderen Grundſtück als dem beſchädigten betriebenen 
Erwerbsgeſchäfts iſt kein ſolcher, der dem Eigentümer aus dem 
beſchädigten Grundſtück zufließt, und es kann alſo auch der 
an dieſem Ertrage eingetretene Ausfall hier nicht als entgangener 
Gewinn in Betracht kommen, weil nur derjenige entgangene 
Gewinn zu der nach $ 148 zu gewährenden vollſtändigen 
Entſchädigung gerechnet werden kann, den der Eigentümer aus 
dem beſchädigten Grundſtück hätte ziehen können und 
durch die eingetretene Beſchädigung zu ziehen verhindert worden 
iſt. Ebenſo muß auch der mittelbare Schade, (8 3 Tl. I 
Tit. 6 AL R.), wenn er von den Bergbautreibenden erſetzt 
werden ſoll, an dem Grundeigentum entſtanden ſein beziehungs⸗ 
weiſe deſſen Nutzbarkeit beeinträchtigt haben. Es geht daher 
auch der von der Reviſion wegen Verletzung der 88 3 bis 7 
Tl. I Tit. 6 ALR. erhobene Angriff fehl. Daß etwa der 
Mietzins für die in den beſchädigten Grundſtücken befindlichen 
Wohnungen mit Rückſicht auf die angeblich den Mietern auf⸗ 
erlegte Pflicht, ihren Bedarf aus dem Geſchäft der Kläger zu 
entnehmen, niedriger, als es ſonſt geſchehen wäre, bemeſſen 
worden, die Kläger daher durch den Erſatz der Mietsausfälle 
nicht voll für den ihnen am Grundeigentum zugefügten 
Schaden entſchädigt ſeien, dafür fehlt es an jedem Anhalt. 
Die Reviſion der Kläger war daher zurückzuweiſen. K. e. G. M., 
U. v. 14. Nov. 06, 97/415 06 V. — Breslau. 

II. Preußiſches Necht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

26. 88 8 und 10. Über die ſtreitige Frage der Ans 
rechnung allgemeiner Vorteile.] 

Die Tatſache, daß das Gut L. durch den Bahnbau auf⸗ 
geſchloſſen worden iſt, daß insbeſondere deſſen Entfernung von 
der nächſten Eiſenbahnſtation von etwa 2 Stunden auf / Stunde 
ſich verringert hat, und daß die Möglichkeit herbeigeführt 
worden iſt, das Gut durch ein Anſchlußgleiſe mit der Eiſen⸗ 
bahn zu verbinden, begründet nicht, wie die Reviſion in Be⸗ 
kämpfung der Anſicht des Berufungsrichters darzulegen verſucht 
hat, beſondere Vorteile für das Gut L. Es handelt ſich hierbei 
vielmehr, wie der Berufungsrichter zutreffend angenommen hat, 
um allgemeine Vorteile, die jedem Bewohner einer Gegend, 
durch die eine neue Bahnanlage geführt wird, und jedem be: 
nachbarten Grundbeſitzer einer ſolchen neuen Bahnanlage aus 
dieſer erwachſen. Der Umſtand, daß die Entfernung des Gutes 
von der nächſten Bahnſtation ſich auf / Stunde, alſo um 
zirka 1¼ Stunden, verkürzt hat, während bei anderen be 
nachbarten Beſitzern die Entfernung fi nur auf / oder 
1 Stunde verringern mag, alſo auch der gewonnene Vorteil 
nur fo viel weniger beträgt, rechtfertigt ebenſowenig, wie die 
Tatſache, daß die Koſten eines Gleisanſchluſſes infolge der 
verſchiedenen Lage der Grundſtücke zur Bahn einen ver⸗ 
ſchiedenen Betrag erfordern werden, die Annahme, daß hier be⸗ 
ſondere Vorteile in Frage ſtänden. In den hervorgehobenen 
Verſchiedenheiten verkörpert ſich vielmehr nur das ver⸗ 
ſchiedene Maß, in welchem die allgemeinen Vorteile den 
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einzelnen Anliegern und Nachbarn der neuen Bahnanlage zu- 
fließen. Die Frage, ob die allgemeinen Vorteile, die bei der 
Teilenteignung für das Reſtgrundſtück aus dem Unternehmen 
erwachſen, zu deſſen Zwecken die Enteignung erfolgt iſt, mit 
den daraus für das Reſtgrundſtück erwachſenden Nachteilen 
aufzurechnen find, iſt von dem Berufungsrichter verneint 
worden. Die Reviſion hält dieſe Anſicht für unrichtig; allein 
es kann ihr in dieſer Auffaſſung nicht beigetreten werden. 
Allerdings hat der erkennende Senat in dem in RG. 57, 242 
veröffentlichten Urteil die aufgeworfene Frage nur in der Be⸗ 
ſchränkung auf die Enteignung zu Straßenanlagen entſchieden. 
Es iſt dort gezeigt worden, daß nach dem bei den Verhand⸗ 
lungen über das Enteignungsgeſetz und in dem Inhalt des 
Fluchtliniengeſetzes zum Ausdruck gebrachten übereinftimmenden 
Willen der geſetzgebenden Faktoren jedenfalls bei einer zu 
ſolchem Zwecke erfolgenden Enteignung eine Ausgleichung der 
Vorteile und Nachteile hinſichtlich des Reſtgrundſtücks nicht ein⸗ 
treten fol. Eine weitere Entſcheidung iſt über die ftreitige 
Frage in jenem Urteil vom erkennenden Senat nicht getroffen 
worden, ſondern nur auf die Zweifel hingewieſen, die ſich, ab⸗ 
geſehen von dem hervorgehobenen Einzelfall, gegen die Ab⸗ 
lehnung der Ausgleichung geltend machen laſſen. Der Senat 
verkennt auch jetzt nicht das Gewicht der Gründe, die in dieſer 
in der Rechtslehre ſehr beſtrittenen Frage zugunſten der von 
der Reviſion vertretenen Anſchauung ſprechen; allein er findet 
in ihnen doch noch keinen ausreichenden Anlaß, um der bereits 
von drei anderen Senaten des RG. (nämlich dem II., V. und 
VI. 38S.) geübten anderweitigen Rechtſprechung (ſ. die Aus⸗ 
führungen in RG. 57, 246) entgegenzutreten, zum mindeſten 
bei der gegenwärtigen Sachlage, bei der Ausgleichung der be⸗ 
ſonderen, dem Reſtgrundſtück durch die Durchſchneidung ver⸗ 
urſachten Nachteile mit den ganz allgemeinen, jedem Anlieger 
und Nachbarn zugute kommenden Vorteilen begehrt wird. Wie 
der Fall zu beurteilen iſt, wenn es ſich um die einheitlich Vor⸗ 
teile und Nachteile begreifende Geſamtwirkung des Unternehmens 
auf eine einzelne, ganz beſtimmte Wertseigenſchaft des Reſt⸗ 
grundſtücks handelt, bedarf gegenwärtig keiner Unterſuchung. 
E. F. c. W. Gn., U. v. 20. Nov. 06, 64/06 VII. — 
Hamm. 

Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

27. 88 2 und 16 verb. mit § 5 ff. Tl. 1 Tit. 13 ALR. 
und 8 167 BGB. Verpflichtung eine im Ausland ausgeſtellte, 


im Inland gebrauchte Vollmacht zu verſteuern.] 


Zu ihrer Vertretung in den Generalverſammlungen der 
klagenden A.⸗G. hatten in Hamburg wohnende Aktionäre in 
den Jahren 1902, 1903 und 1904, bzw. in den Jahren 1903 
und 1904 je einen in Berlin wohnenden Bevollmächtigten auf⸗ 
geſtellt. Die in Hamburg ausgeſtellten 5 Vollmachten wurden, 
als ſie gelegentlich einer Stempelreviſion bei der Klägerin in 
Berlin vorgefunden wurden, mit je 1,50 Mark Stempel belegt, 
und der geforderte Betrag zu 7,50 Mark von der Klägerin 


bezahlt. Ihre auf Rückzahlung gerichtete Klage wurde ebenſo 


wie die Berufung und die Reviſion zurückgewieſen. Daß die 
Urkunden, um deren Verſteuerung es ſich handelt, Vollmachten 
im Sinne der Tarifſtelle 73 Stempelſteuergeſetzes ſind, iſt un⸗ 
beftritten und unbeſtreitbar. Von den Vollmachten iſt auch im 
Inlande, in Berlin, Gebrauch gemacht, ausgeſtellt ſind ſie aber 
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in Hamburg, alſo im Stempelauslande. Die Frage, ob bei 
dieſer Sachlage die Verſteuerung der Urkunden geboten war, 
iſt zu bejahen. Nach § 2 Stempelſteuergeſetzes, ſoweit er hier 
in Betracht kommt, unterliegen der Stempelſteuer „die im Aus⸗ 
lande errichteten Urkunden über Geſchäfte, welche im Inlande 
zu erfüllen find.” Nach 8 16 Lit. f muß die Verſteuerung 
„der im Auslande errichteten Urkunden, von denen im Inlande 
Gebrauch gemacht werden ſoll“, vor dem Gebrauch bewirkt 
werden. Die Vorinſtanzen haben ihre, die Stempelpflicht be⸗ 
jahenden Entſcheidungen im weſentlichen im Anſchluß an das 
Urteil des RG. vom 15. November 1898 (Preuß. JIMBl. 
1899 S. 1190) begründet, in welchem ausgeführt ift, daß bei 
Anwendung des § 2 auf das Geſchäft, hinſichtlich deſſen die 
Vollmacht erteilt werde, geſehen werden müſſe, die Stempel⸗ 
pflichtigkeit der Vollmachtsurkunde alſo dann gegeben ſei, wenn 
dieſes Geſchäft im Inlande zu erfüllen ſei. Die Reviſion be⸗ 
kämpft dieſe Auffaſſung in Anlehnung an Heinitz, Kommentar 
zum Stempelſteuergeſetz, S 2 IV 2 Lit. e, woſelbſt ausgeführt 
wird: Nach dem BGB. ſei die Vollmacht ein einſeitiges, ſelb⸗ 
ſtändiges Rechtsgeſchäft, bei dem der Begriff des Erfüllungs⸗ 
ortes nicht anwendbar ſei. Die Vollmacht erzeuge weder für 
den Bevollmächtigten noch für den Vollmachtgeber den Anſpruch 
auf eine Leiſtung. Sie werde zwar meiſt auf einem Vertrage 
beruhen (Auftrag, Dienſt⸗ oder Werkvertrag, Geſellſchaft), müſſe 
aber ſowohl von dieſem ihr zu Grunde liegenden Kauſalgeſchäfte, 
wie von dem auf Grund der erteilten Vertretungsmacht vom 
Bevollmächtigten ausgeführten Geſchäfte ſcharf unterſchieden 
werden. — Es mag nun zuzugeben fein, daß, wie das PrALR., 
auf deſſen Grundlage das Stempelſteuergeſetz aufgebaut iſt, 
Auftrag und Vollmacht als einheitliches Geſchäft auffaßt — 
vgl. 88 5 ff. Tl. I Tit. 13 — ſo auch die bisherige Recht⸗ 
ſprechung von dieſer Auffaſſung beeinflußt war, während nach 
dem BGB. die Vollmacht als „abſtraktes Geſchäft“ (Planck, 
BGB. 8 167 Anm. 1 und 4) von dem ihr zu Grunde 
liegenden materiellen Rechtsverhältniſſe zu ſcheiden iſt. Beur⸗ 
kundet iſt in den hier fraglichen 5 Urkunden nur die Voll⸗ 
macht anderer Perſonen zur Vertretung der Ausſteller in einer 
Generalverſammlung, nicht ein Auftrag oder ein ſonſtiges Rechts⸗ 
geſchäft. Dies zeigt ſich beſonders klar bei den von einem der 
Kläger ausgeſtellten Vollmachten, die nicht dem Bevollmächtigten, 
ſondern der Klägerin gegenüber erklärt worden ſind. Noch 
weniger kann natürlich davon die Rede ſein, daß etwa das 
von dem Bevollmächtigten wahrzunehmende Geſchäft das 
beurkundete Geſchäft ſei. Allein dieſe Erwägungen nötigen 
keineswegs zum Verlaſſen der herrſchenden Rechtſprechung. Der 
Rechtsirrtum, von dem die Reviſion beherrſcht wird, liegt in 
der zu engen Auffaſſung des Begriffes der Erfüllung eines 
Geſchäftes. Wenn bei Heinitz a. a. O. Lit. d geſagt wird, einen 
Erfüllungsort haben nur ſolche Geſchäfte, welche ein Schuld⸗ 
verhältnis begründen, d. h. den Gläubiger berechtigen, von dem 
Schuldner eine Leiſtung zu fordern, ſo iſt allerdings zuzugeben, 
daß in dieſem Sinne die Vollmacht nicht erfüllt werden kann. 
Wohl aber begründet auch die Vollmachtserteilung ein Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Vollmachtgeber und dem Bevoll⸗ 
mächtigten. Kraft dieſes Verhältniſſes iſt der Bevollmächtigte 
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zwar nicht verpflichtet, wohl aber berechtigt, im Namen und 
mit unmittelbarer Wirkung für den Vertretenen zu handeln. 
Dieſes Recht kann ausgeübt, es kann davon Gebrauch gemacht, 
das in der Vollmachtserteilung liegende Rechtsgeſchäft kann 
ausgeführt werden. Der Bevollmächtigte, der als ſolcher das 
wahrzunehmende Geſchäft erfüllt, übt damit mit begrifflicher 
Notwendigkeit zugleich die ihm erteilte Vertretungsmacht aus, 
er führt dieſes Rechtsverhältnis aus, er macht davon Gebrauch. 
Es liegt kein Grund vor, der es ausſchlöſſe, die Ausübung 
einer durch Rechtsgeſchäft erteilten Vertretungsmacht als „Er⸗ 
füllung eines Geſchäftes“ im Sinne des § 2 Stempelſteuer⸗ 
geſetzes aufzufaſſen. Erfüllung eines Geſchäftes liegt auch vor, 
wenn der Erfüllende zur Vornahme nicht verpflichtet, ſondern 
nur berechtigt iſt. Der Begriff der Erfüllung trägt keineswegs 
das Moment der Verpflichtung notwendig in ſich; der Sprach⸗ 
gebrauch kennt auch Erfüllung von Bedingungen, von Hoffnungen 
und Erwartungen. Daß der Begriff im Stempelſteuergeſetze 
in dem weiteren Sinne zu verſtehen iſt, folgt daraus, daß das 
Geſetz eben auch Geſchäfte für ſteuerpflichtig erklärt, die nur in 
dem erwähnten weiteren Sinn „erfüllbar“ ſind, wie gerade in 
Tarifſtelle 73 die Vollmachten. Für die gegenteilige Meinung 
kann auch nicht die Faſſung der Worte: „Geſchäfte, welche zu 
erfüllen ſind,“ ins Feld geführt werden. Der Nachdruck 
iſt auf die Wortverbindung „im Inlande zu erfüllen“ zu legen. 
Es iſt damit geſagt, daß der § 2 ſolche Geſchäfte treffen ſoll, 
welche, wenn ſie überhaupt erfüllt werden, im Inlande erfüllt 
werden müſſen, nicht aber, daß eine Erfüllungspflicht beſtehen 
muß. Daß aber von den hier fraglichen Vollmachten, wenn 
überhaupt davon Gebrauch gemacht wurde, im Inlande Ge⸗ 
brauch zu machen war, ergibt ſich ohne weiteres aus ihrem 
Inhalt. Inſofern iſt in dem Urteil des RG. vom 
15. November 1898 mit Recht geſagt, es müſſe auf das vom 
Bevollmächtigten wahrzunehmende Geſchäft geſehen werden. 
S. c. K. Preuß. Fiskus, U. v. 23. Okt. 06, 625/05 VII. — 
Berlin. 

III. Mecklenburgiſches Recht. 

28. Mecklenburg⸗Schwerinſche Verordnung zur Ausführung 
des 8 11 EGGVG. vom 5. Mai 1879. 88 2 und 3. Ver⸗ 
fahren bei Vorentſcheidung des RG. über Überſchreitung von 
Amtsbefugniſſen.] 

Der Kläger hat am 2. Januar 1906 den Beklagten zu 
1 und 2 eine an das Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche 
Landgericht zu Schwerin gerichtete Klageſchrift zuſtellen laſſen, 
die ſich außerdem noch gegen die unter 3 bezeichnete Be⸗ 
klagte richtete, und in welcher folgende Anträge enthalten 
waren: 1. die Beklagten zu 1 und 2 als Geſamtſchuldner zu 
verurteilen, an den Kläger 200 Mark zu zahlen und die Sohle 
des Flußbettes der Schilde von der Brücke im Zuge des 
Karft⸗Teſſiner Weges bis zur flußabwärts ſſollte vermutlich 
eigentlich „flußaufwärts“ heißen] liegenden Grenze der Hufe 
Nr. 8 zu Karft wieder auf den früheren Zuſtand (nämlich 
um 30 cm) zu erhöhen; 2. die Beklagte zu 3 zu verurteilen, 
zu geſtatten, daß die Beklagten zu 1 und 2, ſowie der Kläger 
die Sohle des Flußbettes der Schilde wieder auf den Zuſtand, 
auf dem ſie ſich vor der Vertiefung befand, erhöhe. Da gegen 
die Beklagten zu 1 und 2 auf Erſatz von Schaden geklagt 
war, den ſie dem Kläger durch gewiſſe in Ausübung oder in 


36. Jahrgang. 


Veranlaſſung der Ausübung ihres Amtes vorgenommene Hand» 
lungen zugefügt haben ſollten, ſo erließ das Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſche Staatsminiſterium unter dem 14. Februar 
1906 an das LG. zu Schwerin eine Verfügung, wodurch letzteres 
angewieſen wurde, nach 88 2 und 3 der Mecklenburg⸗Schwerin⸗ 
ſchen Verordnung zur Ausführung von 8 11 EGGVG. vom 
5. Mai 1879 eine Vorentſcheidung des RG. darüber herbei⸗ 
zuführen, ob jene beiden Beklagten ſich einer Überſchreitung 
ihrer Amtsbefugniſſe ſchuldig gemacht haben (vgl. 8 11 Abſ. 2 
EGG VG.). Das LG. hat daher die Akten, unter Anſchluß 
einer nach Maßgabe des S 5 der angeführten Verordnung recht⸗ 
zeitig eingereichten Erklärung des Klägers, dem RG. überſandt. 
Der jetzt erkennende Senat hat durch Beſchluß vom 3. Mai 1906 
Termin zur mündlichen Verhandlung über die zu ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung ſtehende Frage auf den 1. November 1906 beſtimmt, 
und dieſer Beſchluß iſt dem Kläger und den Beklagten zu 1 und 2 
in der Perſon ihrer zur Vertretung vor dem LG. zu Schwerin 
beſtellten Prozeßbevollmächtigten von Amts wegen am 10. Mai 
1906 zugeſtellt worden. Zur mündlichen Verhandlung find die 
Beklagten zu 1 und 2 nicht erſchienen. Der Kläger hat aus 
der Klageſchrift den obigen Antrag unter 1 verleſen und bean⸗ 
tragt, über die zur Entſcheidung des RG. verſtellte Frage ein 
Verſäumnisurteil gegen die genannten Beklagten zu erlaſſen. 
Er hat ſodann den Inhalt der Klageſchrift vorgetragen. Das 
RG. hat durch Verſäumnisurteil dahin erkannt: die Beklagten 
1 und 2 haben durch die in der Klageſchrift bezeichneten Hand⸗ 
lungen ſich einer Überſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe ſchuldig 
gemacht. I. Über das in einem Falle der vorliegenden Art 
vom RG. zu beobachtende Verfahren finden ſich in den Ge⸗ 
ſetzen keine beſonderen Vorſchriften. Mit Recht hat in dieſer 
Beziehung der I. StS. des RG. laut RGSt. 16, 200 ſich 
dahin ausgeſprochen, daß dafür kein anderes Verfahren als 
dasjenige der Prozeßordnungen in Frage kommen kann. Während 
auch kein Grund vorliegt, vom Standpunkte der Strafprozeß⸗ 
ordnung aus die Richtigkeit der weiteren Ausführungen des 
I. StS. in jener Sache, wonach in einem Falle des 5 11 
Ab. 2 EGGVG. von einer Entſcheidung durch Urteil nach 
vorgängiger mündlicher Verhandlung nicht die Rede ſein kann, 
zu bezweifeln, geſtaltet ſich die Sache in dieſer Hinſicht bei 
einem bürgerlichen Rechtsſtreit anders. Die ZPO. kennt auch 
mündliche Verhandlungen und Urteile über Zwiſchenfragen. 
Freilich kennt ſie auch gewiſſe Fälle, wo es zum Zwecke der 
Entſcheidung über weniger wichtige Nebenpunkte einer münd⸗ 
lichen Verhandlung und eines Urteils nicht bedarf; aber deren 
Analogie trifft hier nicht zu, wo es ſich einfach darum handelt, 
daß über einen der wichtigſten Punkte des Streitſtoffes I. Inſtanz 
nicht durch das gewöhnliche Gericht I. Inſtanz, ſondern durch 
das RG. entſchieden werden ſoll. Es ſind hier alſo, ſoweit 
nicht die Beſonderheit des Falles zwingend zu Abweichungen 
nötigt, vor allem die allgemeinen Vorſchriften des erſten Titels 
des dritten Abſchnittes des erſten Buches der ZPO. über das 
mündliche Verfahren zu befolgen, dann aber auch die Be⸗ 
ſtimmungen des erſten Abſchnittes des zweiten Buches, betreffend 
das Verfahren vor den Landgerichten, ähnlich wie das in 8 495 
ZPO. für das Verfahren vor den Amtsgerichten vorgeſchrieben 
iſt, auch beim RG. entſprechend anzuwenden. Unter anderem 
ergibt ſich hieraus, daß im Falle des Ausbleibens einer Partei 
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der 8 347 ZPO. zu entſprechender Anwendung zu bringen iſt. 
Es findet alſo Verſäumnisverfahren ſtatt, jedoch unter Be⸗ 
ſchränkung auf die Frage, ob der in Betracht kommende Be⸗ 
klagte ſich einer Überfchreitung feiner Amtsbefugniſſe ſchuldig 
gemacht habe. II. Aus dem Vorigen folgt, daß beim Aus⸗ 
bleiben der Beklagten zu 1 und 2 die vom Kläger vorgetragenen 
Tatſachen nach § 331 Abſ. 1 vgl. mit $ 335 Abf. 1 Nr. 3 ZPO. 
als zugeſtanden zu gelten haben. Es liegt indeſſen Anlaß vor, 
die Frage zu berühren, ob dies auch inſoweit zutrifft, als dieſe 
Tatſachen in Widerſpruch ſtehen ſollten mit den tatſächlichen 
Annahmen, die den nach § 21 Abſ. 3 der Revidierten Gemeinde⸗ 
ordnung für die Domanialortſchaften von 1869 ergangenen 
Entſcheidungen des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
vom 25. Juli und 13. Auguſt 1904 zugrunde gelegt ſind, durch 
welche Beſchwerden der Gemeinde Karft über das hier in Rede 
ſtehende Vorgehen jener beiden Beklagten zurückgewieſen wurden. 
Denn das Großherzogliche Staatsminiſterium hat in ſeiner 
Verfügung vom 14. Februar 1906 Seite 12 f. ausgeführt, daß 
den ordentlichen Gerichten die Nachprüfung, ob die tatſächlichen 
Vorausſetzungen jener Miniſterialentſcheidungen richtig oder un⸗ 
richtig geweſen ſeien, entzogen ſei. Dem kann nun aber nicht 
beigetreten werden. Freilich unterliegen unzweifelhaft die frag⸗ 
lichen Verwaltungsentſcheidungen als ſolche nicht der gericht⸗ 
lichen Nachprüfung; aber für die Annahme, daß deswegen die 
tatſächlichen Feſtſtellungen des Miniſteriums für den jetzigen 
Privatrechtsſtreit der Parteien maßgebend wären, fehlt es an 
einer geſetzlichen Grundlage. Höchſtens könnten dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen für den Prozeß die Bedeutung von Beweisgründen 
haben. Indeſſen der Beweis ſteht im gegenwärtigen Stadium 
des Verfahrens nicht in Frage, da vielmehr die Anwendung 
des § 331 Abſ. 1 ZPO. geboten iſt. III. Hiernach gilt als 
feſtſtehend, daß die Beklagten zu 1 und 2 im Sommer 1904 
vom 4. Juli an die zirka 150 — 200 m lange Strecke der Schilde 
zwiſchen der im Zuge der Landſtraße Wittenburg⸗Teſſin über 
den Fluß führenden Brücke und der Grenze der klägeriſchen 
Hufe durch Arbeiter nicht bloß haben auskrauten und reinigen, 
ſondern das Flußbett auf dieſer Strecke um zirka 30 em tiefer 
legen laſſen, daß infolgedeſſen der Waſſerſpiegel der Schilde 
ſich beim Gebiete des Klägers ſo weit geſenkt hat, daß dieſe 
im Winter, ſtatt, wie früher, zirka 1000 Quadratruten von 
ſeiner Wieſe zu überſchwemmen, kaum noch aus den Ufern tritt, 
daß der Wieſe dadurch die erforderliche Feuchtigkeit entzogen 
iſt, und daß dadurch wiederum der Kläger in ſeinem Vermögen 
beſchädigt iſt. Wenn der Kläger darin Recht hat, daß die 
beiden Beklagten hierdurch eine unerlaubte Handlung im Sinne 
des BGB. begangen haben, ſo würde damit ohne weiteres 
feſtſtehen, daß ſie ihre Amtsbefugniſſe überſchritten hätten; denn 
kein Amt ermächtigt den Beamten zu unerlaubten Handlungen. 
Zunächſt könnte man nun vielleicht meinen, eine unerlaubte 
Handlung (nach $ 823 Abſ. 1 vgl. mit $ 903 BGB.) liege 
ſchon darin, daß die Beklagten durch ihr Vorgehen die im 
Eigentume des Klägers ſtehende Wieſe verſchlechtert hätten. 
Dagegen würde jedoch in Betracht kommen, daß § 823 Abſ. 1 
eine widerrechtliche Verletzung des Eigentums vorausſetzt, 
und daß deshalb, da die Beklagten die Verſchlechterung der 
Wieſe nur mittelbar, durch Tieferlegung des Bettes der Schilde, 
ohne unmittelbare Einwirkung auf die Wieſe ſelbſt, bewirkt 
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haben, es noch darauf ankommt, ob die Beklagten nicht zu der 
von ihnen veranlaßten Veränderung des Flußbettes be⸗ 
rechtigt waren; ſollte es z. B. nach dem dort geltenden Recht 
in den Befugniſſen des Domanialamtes Wittenburg gelegen 
haben, das Bett der Schilde, als eines öffentlichen Fluſſes, 
innerhalb des Amtsbezirks ſoweit zu ändern, wie es ihm im 
öffentlichen Intereſſe als nützlich erſchien, ſo müßte der Kläger 
ſich die Verſchlechterung ſeiner Wieſe als eine natürliche, un⸗ 
vermeidliche Folge gefallen laſſen. Aber von einer mecklen⸗ 
burgiſchen Partikularrechtsnorm ſolchen Inhalts liegt nichts vor, 
und das gemeine Recht, das nach Art. 65 EGBGB. für das 
Waſſerrecht der früheren gemeinrechtlichen Gebiete noch immer 
maßgebend iſt, führt zu einem entgegengeſetzten Ergebniſſe. 
(Wird näher ausgeführt.) Daß die Beklagten ſich einer Über⸗ 
ſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe „ſchuldig gemacht“ hätten, wäre 
ohne ein Verſchulden von ihrer Seite nicht denkbar. Ein 
ſolches iſt auch vom Kläger behauptet, freilich nur in ſehr all⸗ 
gemeiner Faſſung. Hierin iſt indeſſen kein Mangel der Klage⸗ 
begründung zu finden; denn da es ſich bei dieſem Punkte zu 
einem großen Teil um rechtliche Beurteilung handelt, ſo iſt zu 
ſagen, daß aus den als feſtſtehend anzunehmenden Tatſachen 
ein ſchuldhaftes Verhalten der beiden Beklagten ſich an ſich 
ergibt, ſo lange nicht beſondere Exkulpationsgründe geltend ge⸗ 
macht ſind, und letzteres iſt eben nicht geſchehen. In ähnlichem 
Sinne iſt auch noch zu erwähnen, daß nach 1. un. SS 6, 7 
D. 43, 13 (womit noch zu vergleichen iſt 1. 1 C. de adluv. 7, 41) 
ausnahmsweiſe aus beſonders wichtigen Gründen nach richter⸗ 
lichem Ermeſſen eine ſonſt unter das Verbot fallende Anderung 
des Flußlaufes als erlaubt angeſehen werden kann, daß aber 
dergleichen Gründe hier eben nicht angeführt worden find. 
V. c. Sch. und Gen., U. v. 1. Nov. 06, 14/06 M. VI. — 
Reichsgericht. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres zu Berlin. 


2. Fluchtliniengeſetz. Entſtehung der Beitragspflicht. 
Beginn des Laufes der Verjährungsfriſt. 


Auf die Reviſion des Klägers war die Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes aufzuheben und die Sache zurückzuverweiſen. 
Wenn die Straße bereits vor der Errichtung des Gebäudes 
fertiggeſtellt war, entſteht die Beitragsforderung der Gemeinde⸗ 
behörde mit der Errichtung des Gebäudes. Da ſich dieſe nicht 
in einem Zeitpunkt vollzieht, ſondern ſich notwendig über einen 
gewiſſen längeren Zeitpunkt erſtrecken muß, ſo iſt zwiſchen der 
Zeit des Beginns und der Vollendung des Baues zu unter⸗ 
ſcheiden. Bereits der Beginn des Baues macht den 
Eigentümer des Grundſtücks pflichtig, dergeſtalt, daß 
er nicht befreit wird, wenn er nachher den Bau wieder auf⸗ 
gibt. Dagegen kann erſt in dem Zeitpunkte, wo die Er⸗ 
richtung vollendet iſt, überſehen werden, welchen Umfang das 
mit dem Gebäude beſetzte Grundſtück auch bezüglich der Front⸗ 
länge an der Straße hat. Nach dem Zeitpunkte der Voll⸗ 
endung des Baues richtet ſich alſo in einem derartigen Falle 
die Höhe des Beitrages.“) Aus der Erwägung, daß die 
Möglichkeit der Berechwung des Beitrages und damit der 
Heranziehung vielfach erſt mit der Vollendung des Baues ge⸗ 
geben ſei, hat der Gerichtshof weiter entſchieden, daß, wenn 
ein Gebäude nach Fertigſtellung der Straße errichtet wird, die 
Verjährungsfriſt erſt mit dem Ablaufe des Rechnungs- 
jahres beginnt, in welchem der Bau vollendet worden 
iſt. — D. c. Stadt Altona, U. v. 22. Febr. 06. Bezirks⸗ 
ausſchuß Schleswig. 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
**) Vol Urt. v. 5. Febr. 1900, OVG. 37, 33. — Vgl. Urt. 
des OVG. v. 2. Dez. 1901, Bd. 40, S. 102. 
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Literaturbeſprechung. 


Dr. W. Turnau und Dr. K. Förſter. Das Liegenſchafts⸗ 
recht nach den deutſchen Reichsgeſetzen und den preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen. Bd. 1: Das Sachenrecht des 

GB., Bd. 2: Die Grundbuchordnung. 3. Aufl. 1906. 
Ferd. Kretzſchmar. Das Sachenrecht des BGB. 1906. 
Karl Maenner. Das Sachenrecht nach dem BGB. und 

der GBO. für das Deutſche Reich. 2. neubearbeitete Auflage 
des „Rechts der Grundſtücke“ 1906. 

Vor uns liegen in neuen Auflagen — das Werk von Kretzſchmar 
ſtellt ſich als eine kommentatoriſche Neubearbeitung ſeiner früher er⸗ 
ſchienenen „Einführung in das Grundbuchrecht“ dar — drei Werke, 
welche, auf dem Boden des Heimatsrechts erwachſen, dazu beſtimmt 
ſind, der Praxis bei der Anwendung des neuen deutſchen Grundbuch⸗ 
rechts zu dienen. Das rühmlichſt bekannte Werk der preußiſchen 
Verfaſſer iſt das bei weitem umfaſſendſte und vereinigt auch in 
ſeiner neuen Auflage alle Vorzüge, welche es ſchon in den eren 
Auflagen zu dem unentbehrlichen Ratgeber für die preußiſche Praxis 
gemacht haben. Vielleicht entſchließen ſich die Herren Verfaſſer dazu, 
in einer neuen Auflage auch die Ausführungsbeſtimmungen der 
übrigen, wenigſtens der größeren deutſchen Bundesſtaaten zu berück⸗ 
ſichtigen, wie dies in dem oben genannten zweiten Werke des 
ſächſiſchen Herrn Verfaſſers geſchehen iſt. Dieſes Werk behandelt 
das geſamte Sachenrecht in Geſtalt eines Kommentars zu dem 
dritten Buche des BGB. und wird dank ſeiner klaren und überſicht⸗ 
lichen Darſtellung für die Praxis nicht nur der ſächſiſchen Gerichte 
von großem Nutzen ſein, bedeutet aber ebenſo dank der wiſſenſchaftlichen 
Durchdringung des ſchwierigen Rechtsſtoffs eine wertvolle Bereicherung 
und Förderung der Wiſſenſchaft. Auch das an letzter Stelle genannte 
Werk des bayeriſchen Herrn Verfaſſers behandelt das geſamte 
Sachenrecht des BGB., aber in Form einer ſyſtematiſchen Darftellung 
und unter eingehender Berückſichtigung des formellen Grundbuchrechts. 
Auch hier iſt die klare Sprache und die wiſſenſchaftliche Behandlung 
der grundlegenden Fragen rühmend hervorzuheben, ſo daß die ver⸗ 
dienſtliche Arbeit ſowohl für das Studium als auch zur Einführung 
in das Grundbuchrecht vortreffliche Dienſte leiſten wird. B. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 gibt wichtige Fingerzeige zur Abgrenzung 
der öffentlich⸗rechtlichen und der privatrechtlichen Vorſchriften 

Einen lehrreichen Fall der erlaubten und verbotenen 
Selbſthilfe behandelt Entſch. Nr. 3: Der Kläger war auf der 
Straße von dem Balle eines ſpielenden Knaben getroffen, hatte 
den Ball zur Feſtſtellung des Täters zur Polizei mitnehmen 
wollen, und wurde durch den Vater des Knaben, der ihm den 
Ball mit Gewalt wegnahm, verletzt. Der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Klägers wurde für begründet erachtet. 

In Entſch. Nr. 5 wird der Übergang von der 
Wandelungs⸗ zur Minderungsklage als unzuläſſige Klage⸗ 
änderung erachtet und eine die Wandelung ausſchließende Ver⸗ 
ſchlechterung der Sache nur angenommen, wenn die Sache 
ſelbſt körperlich verſchlechtert iſt, nicht aber nur durch ein 
äußeres Ereignis eine ungünſtige Auffaſſung beteiligter Kreiſe 
über den Wert oder die Brauchbarkeit e iſt. 

In Entſch. Nr. 8 wird die Klage auf Anerkennung, daß 
eine über den Kläger erteilte Kreditauskunft des Beklagten un⸗ 
richtig ſei, für unzuläſſig erachtet. Aus dem Geſichtspunkte 
der Schadenerſatzklage würde nur mit Zurücknahme der wider⸗ 
rechtlichen Behauptung, ſoweit ſich deren Folgen n jetzt 
7 machen, geklagt werden können. Eine Feſtſtellungs⸗ 
lage aber ſei nur zuläſſig, wenn es ſich nicht um Feſtſtellung 
einer Tatſache, ſondern um Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes handele. 

In dem Datum eines holographiſchen Teſtaments war un⸗ 
richtig ſtatt 1904 die Jahreszahl 1804 geſchrieben. Nach 
Entſch. Nr. 11 wird die Gültigkeit durch einen ſolchen, die 
Erkennung der richtigen Datierung unmittelbar zulaſſenden Irr⸗ 
tum nicht beeinträchtigt. N. 
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Hülf⸗ kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Inſtizrat Dr. Herman Veit Simon zu Berlin 
hat aus Anlaß feiner filbernen Hochzeit der Hülfskaſſe den 
Betrag von 1500 Mark überwieſen, wofür wir unſeren 
verbindlichſten Dank ausgeſprochen haben. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Breslau hat dem Unterſtützungsfonds der Hülfskaſſe eine 
fernere Zuwendung von 2000 Mark gewährt. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


— — 


Die außerordentliche Generalverſammlung am 20. Januar 
d. J., welche infolge Raummangels in den großen Sitzungs⸗ 
ſaal des Reichsgerichts überſiedelte, war von Mitgliedern 
aus allen Teilen Deutſchlands gut beſucht. Die unterzeichnete 
Liſte der Anweſenden wies 131 Mitglieder auf, während 
eine Anzahl weiterer Mitglieder ſich gar nicht e 
hatte. 

Es gelangten zunächſt die Außerungen die Anzahl 
Anwaltskammern, Anwaltsvereine und einzelner Mitglieder zum 
Vortrage, welche ſich zu dem Inhalte der Tagesordnung 
äußerten. In betreff der Gegenſtände 1, 2 und 3 der Tages⸗ 
ordnung wurde der Antrag 3 des Vorſtandes, nach dem eine 
Vertretung abweſender Mitglieder durch Bevollmächtigte nicht 
ſtattfinden ſollte, zwar mit einfacher Mehrheit angenommen, 
war aber als abgelehnt zu behandeln, da die nach § 8 der 
Satzungen erforderliche Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der 
in der Verſammlung Erſchienenen fehlte. Dagegen wurde zu 
1 und 2 der Tagesordnung ein Ausgleichs antrag der Mitglieder 
Sinn⸗Nendsburg, Suſemihl⸗Kiel, Elze⸗Halle und Kolſen⸗ 
Berlin dahin angenommen: 

das Stimmrecht in den Generalverſammlungen darf 
durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden, der 
Mitglied der Hülfskaſſe fein muß. Ein Bevollmächtigter 
darf nicht mehr als 20 Mitglieder vertreten. Die Ver⸗ 
tretenen dürfen keinem andern Anwaltskammerbezirk ans 
gehören als der Bevollmächtigte. 


uber den Gegenſtand 4 der Tagesordnung, an die zu 
de und formell am 20. Januar d. J. gegründete 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte 500 000 Mark aus dem Kapitalgrundſtock der Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte zu überweiſen, fand eine 
eingehende Verhandlung ſtatt, in deren Verfolg der Juſtizrat 
Elze im Anſchluſſe an den Antrag Beckh zu 5 der Tages⸗ 
ordnung und mit Rückſicht auf die erhobenen Bedenken bat, 
die Beſchlußfaſſung zu vertagen. Es wurde beſchloſſen, die 
Abſtimmung zum Antrage 4 der Tagesordnung auszuſetzen 
und ſolche der nächſten ordentlichen Generalverſammlung im 
Herbſte 1907 zu überweiſen; die Entſcheidung wird daher der 
mit dem Anwaltstage zu Mannheim zu verbindenden ordentlichen 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
obliegen. 

Es kann übrigens mit Befriedigung feſtgeſtellt werden, 
daß die hervorgetretenen Gegenſätze im Laufe der Verhandlung 
ſich weſentlich ausgeglichen haben und die gefaßten Beſchlüſſe 
in weſentlicher Abereinſtimmung der anweſenden Mitglieder 
ergangen ſind. f 


Die Reform des Amtsgerichtsprozeſſes und ihre 
Bedeutung für die Anwaltſchaft. 


Von Rechtsanwalt Dr. Schulze in Delitzſch. 


I. 


Das Verlangen nach einem einfacheren, ſchnelleren und 
billigeren Verfahren, als es die Zivilprozeßordnung bietet, war 
die Urſache zur Einführung der Gewerbegerichte und ſpäter der 
Kauſmannsgerichte. So bedenklich dieſe Schaffung von Sonder⸗ 
gerichten an ſich war, glaubten ſich doch die geſetzgebenden 
Faktoren den Wünſchen der beteiligten Kreiſe nicht verſchließen 
zu dürfen. Daß bei dieſen Gerichten auf die Mitwirkung der 
berufmäßigen Vertreter rechtlicher Intereſſen verzichtet wurde, 
dafür lag allerdings kein zwingender Grund vor. Nicht nur 
von der Anwaltſchaft iſt ihre Ausſchließung als unbillig 
empfunden, ſie hat ſich auch als ein Nachteil für die Parteien 
mehr und mehr herausgeſtellt. 
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Es war nur folgerichtig, wenn der Reichstag nach Vers 
abſchiedung dieſer Spezialgeſetze die Regierungen erjuchte, 
baldigſt eine Vorlage einzubringen, welche das geſamte amts⸗ 
gerichtliche Prozeßverfahren nach den Eingangs erwähnten 
Geſichtspunkten umändern ſollte. Dieſe Vorlage, im Reichs⸗ 
juſtizamt ausgearbeitet, iſt im November 1906 daſelbſt unter 
Zuziehung von Vertretern der verbündeten Regierungen eingehend 
beraten worden. Sie erſtrebt, nach den darüber in der Tages⸗ 
preſſe gemachten Mitteilungen, einmal eine Vereinfachung und 
Beſchleunigung des Verfahrens nach Art des gewerbegerichtlichen. 


Zweitens ſieht fie den Ausſchluß der Berufung bei Prozeſſen 


mit geringerem Streitwerte vor. Sodann ſoll das Zuſtellungs⸗ 
und Koſtenweſen vereinfacht werden. Es ſoll namentlich eine 
einfachere Gebührenberechnung ſtattfinden. Schließlich ſoll die 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf 1 000 Mark erhöht 
werden. 

Über die drei erſten Vorſchläge fol unter den Regierungen 
eine völlige Einigung erzielt worden ſein. In der Tat würden 
die angegebenen Anderungen des allgemeinen Beifalls ſicher 
ſein. Sie laufen ſämtlich auf Vereinfachung und Verbilligung 
des Prozeſſes hinaus. Es iſt entſchieden zum Vorteil aller 
Rechtſuchenden, wenn das Verfahren vor dem Amtsgericht des 
Formalismus entkleidet wird, welcher für den dem Anwalts⸗ 
zwang unterliegenden Landgerichtsprozeß vorgeſchrieben iſt. Iſt 
es doch für den Laien jetzt ſchwer, ſelbſt einen Prozeß zu 
führen, ohne in einen der Fallſtricke zu geraten, welche die 
Zivilprozeßordnung enthält. Dafür nur ein Beiſpiel! Der 
Beklagte verſäumt den Termin. Er legt gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil rechtzeitig Einſpruch ein. Im neuen Termin erſcheint 
er denn auch. Aber ſein Prozeß iſt, wie er alsbald zu ſeinem 
Erſtaunen hören muß, von vornherein verloren. Denn ſein 
Gegner hatte einen Anwalt, und nicht dieſem hatte er, wie das 
Geſetz verlangt, den Einſpruch zugeſtellt. Ein Sieg des 
Formalismus über das Recht! Wie häufig kommt er in der 
Praxis vor und wie iſt er geeignet, das Rechtsbewußtſein des 
Volkes zu verletzen! 

Die gleiche Zuſtimmung, wie die Vereinfachung des 
Verfahrens dürfte im Volke auch die Erweiterung der amts⸗ 
gerichtlichen Kompetenz finden. Mehr liegt im allgemeinen dem 
Publikum daran, daß ein Anſpruch ſchnell und billig verwirklicht 
wird, als daran, daß in II. Inſtanz fünf ſtatt dreier Richter 
das Urteil ſprechen. Darum bevorzugt z. B. der Kaufmann 
den Anwalt am Wohnſitze des Schulders vor dem am zuſtändigen 
Landgericht, weil er ſich ſagt, daß erſterer die Verhältniſſe und 
Praktiken ſeines Schuldners wohl kennt und ihm am eheſten 
zu ſeinem Gelde verhelfen kann. Wie oft wird der über die 
Unpfändbarkeit des Beklagten unterrichtete Amtsgerichtsanwalt 
von einem Prozeſſe ſofort abraten und dem Mandanten Koſten 
ſparen, wozu häufig der den Schuldner nicht kennende Anwalt 
am höheren Gericht nicht in der Lage iſt. Auch der künftig 
häufige Wegfall der Korreſpondenzgebühr wird zur Verbilligung 
der Prozeſſe weſentlich beitragen, ebenſo der Wegfall der 
Berufung bei ganz kleinen Objekten. 

Iſt das amtsgerichtliche Verfahren in ſeinen Grundzügen 
erſt dem gewerbegerichtlichen angepaßt, dann dürfte auch die 
Angliederung der Sondergerichte an die ordentlichen zu 
erwägen ſein. 
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Zu erheblichen Bedenken gegen die Reform hat jedoch die 
Frage Anlaß gegeben, welchen Einfluß die durch Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Kompetenz zu erwartende Verſchiebung der 
Prozeſſe vom Landgericht an das Amtsgericht auf die kleineren 
Landgerichte, ſowie auf die Landgerichtsanwälte ausübt. Da 
über 50 Prozent aller erſtinſtanzlichen Landgerichtsprozeſſe 
den Amtsgerichten zufallen würden, ſo befürchtet man einmal, 
daß kleine Landgerichte, welche ſchon jetzt nicht ausreichend be⸗ 
ſchäftigt ſind, dann nicht mehr beſtehen bleiben könnten. 
Hierdurch würde das wirtſchaftliche und geſellige Leben der 
dabei in Betracht kommenden kleineren Städte leiden. Zu⸗ 
gegeben. Aber iſt dieſer Grund ſo erheblich, daß daran eine 
als nötig erkannte Reform ſcheitern ſoll? Mußten bei der 
Juſtizreorganiſation von 1879 nicht auch Opfer gebracht werden? 
Hat man z. B. die Sitze preußiſcher Kreisgerichte gefragt, ob 
ihre materiellen und ideellen Intereſſen Schaden nähmen? Im 
übrigen hat es ja, wenn eine oder die andere Stadt ihr 
Landgericht verlieren ſollte, der Staat in der Hand, ihr dafür 
auf andere Weiſe eine Entſchädigung zu geben. 

Das zweite und uns Anwälte am meiſten angehende 
Bedenken gegen die Erweiterung der unteren Gerichte reſultiert 
aus der Befürchtung, daß ſich die Praxis der Landgerichts⸗ 
anwälte erheblich zugunſten der Amtsgerichtsanwälte verſchieben 
wird. Dieſe Befürchtung erſcheint übertrieben. Einmal werden 
die Landgerichtsanwälte nicht alle Prozeſſe in den Wertſtufen 
von 300 bis 1 000 Mark verlieren, fie werden vielmehr alle 
diejenigen behalten, welche vor das Amtsgericht ihres eigenen 
Wohnſitzes gehören. Sie werden aber dann auch in der Lage 
fein, alle die Sachen bis 1 000 Mark ſelbſt zu führen, welche 
ſie bisher abgeben mußten, weil ſie vor ein auswärtiges 
Landgericht gehörten. Und dazu bekommen ſie die Vertretung 
in allen den Sachen, für welche fortab das Landgericht als 
Berufungsinſtanz an Stelle des Oberlandesgerichts tritt. 

Sehr erheblich dürfte alſo die Verſchiebung nicht werden. 
Den Amtsgerichtsanwälten wird die Reform ja zweifellos 
einen Vorteil bringen. Ob er aber ſo groß ſein wird, wie hie 
und da angenommen wird, bleibt erſt einmal abzuwarten. 
Jedenfalls iſt es eine gerechte Forderung, wie es ja auch der 
letzte Anwaltstag in Hannover anerkannt hat, wenn die Stellung 
der Amtsgerichtsanwälte, die namentlich dort, wo fie das 
Notariat nicht bekommen, keine beneidenswerte iſt, in etwas 
geſtärkt wird. Es wäre ferner, wenn die Praxis an den 
Amtsgerichten eine gewinnbringendere werden ſollte, zu hoffen, 
daß ſich mehr als bisher Anwälte den kleineren Gerichten 
zuwenden, an denen die Rechtsvertretung jetzt entweder unzu⸗ 
länglich oder aber (der Reiſekoſten halber für die auswärtigen 
Anwälte) ſehr teuer iſt. 

Eine Verletzung vitaler Intereſſen der Anwaltſchaft dürfte 
ſonach die Reform nicht enthalten. Es liegt daher wohl kein 
Grund vor, daß die Anwälte ihr widerſtreben, dagegen wird 
die Forderung immer wieder von neuem erhoben werden 
müſſen, daß die Anwälte auch bei den Kaufmanns⸗ und Ge: 
werbegerichten auftreten können. 
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36. Jahrgang. = 


Verjährung von Alimenten.*) 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Wolff:Liffa. 


Der $ 197 BGB. beſtimmt: 
„In 4 Jahren verjähren ... die Anſprüche auf Rück⸗ 
ſtände von Renten, Auszugsleiſtungen, Beſoldungen, 
Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhalts beiträgen 
und allen anderen regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen.“ 

Ahnlich beſtimmte früher 8 2 Ziffer 5 des breußiſchen 
Geſetzes vom 31. Mai 1838: 

„Mit dem Ablaufe von 4 Jahren verjähren die 

Forderungen 

5. wegen der Rückſtände an vorbedungenen Zinſen, an 
Miets⸗ und Pachtgeldern, Penſionen, Beſoldungen, 
Alimenten, Renten und allen anderen zu beſtimmten 
Zeiten wiederkehrenden Abgaben und Leiſtungen.“ 

Zu dieſem Geſetz von 1838 iſt vom Obertribunal das 
Präjudiz Nr. 2039 ergangen (Rechtsfälle A, 250; OTr. 16, 512; 
Rehbein, Entſch. des OTr. 1, 1015), welches wie folgt lautet: 

„Die hier vorgeſchriebene kurze Verjährung von 
Alimenten in Zeit von 4 Jahren ſetzt voraus, daß die 
Alimente, um deren Einklagung es ſich handelt, bereits 
bei der Einklagung in quali et quanto feſtſtehen; die 
obige Vorſchrift findet daher auf Alimente keine An⸗ 
wendung, die erſt mit der Schwängerungsklage nach 
Ablauf von mehr als 4 Jahren ſeit der Geburt des 
Kindes eingeklagt wer 

Dieſes Präjudiz, welches die Beſtimmung des Geſetzes im 
weſentlichen außer Kraft ſetzt, hat die preußiſche Praxis bis 
zum Inkrafttreten des BGB. beherrſcht; gelegentliche Verſuche, 
dagegen anzukämpfen, ſcheiterten an der Autorität des Ober⸗ 
tribunals, deſſen Meinung die Gerichte reſpektierten, obwohl 
(oder vielleicht gerade weil) das Bräjudiz ohne jede Begründung 
publiziert worden iſt. Es darf wohl angenommen werden, 
daß dieſes ſehr bedenkliche Präjudiz ſchwerlich die Billigung 
des RG. gefunden haben würde, das RG. iſt aber infolge 
der Zuständigkeit der Amtsgerichte für Alimentenklagen (8 23 
Ziffer 2 GVG.) niemals in die Lage gekommen, das Präjudiz 
des Obertribunals einer Nachprüfung zu unterziehen.) 

Es fragt ſich nun, ob der in jenem Präjudiz aufgeſtellte 
Rechtsgrundſatz für den $ 197 BGB. noch als richtig angeſehen 
werden kann. Dieſe Frage iſt nicht nur für die ſeit dem 
1. Januar 1900 rückſtändigen Alimente von Bedeutung, ſondern 
auch für Alimentenrückſtände aus der Zeit vor 1900, weil 
nach Art. 169 Abſ. 2 EGBGB. die kürzere Verjährungsfriſt 
des BGB. von deſſen Inkrafttreten an maßgebend iſt. 

Die Kommentare zum BGB. ſchweigen, ſoviel mir bekannt, 
über die Frage. 
330 unter Vo b: 


9) Die nachfolgenden Ausführungen beſchäftigen ſich nur mit 
der Verjährung der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder, die 
nach § 1711 8868. auch für die Vergangenheit Unterhalt 
fordern können. Für eheliche Kinder gilt nach § 1613 die Regel 
in praeteritum non vivitur, hier wird alſo eine Verjährung ſelten 
in Frage kommen. 

1) Die Entſcheidung bei Gruchot 24, 1086 betrifft ein eheliches 
Kind und einen Anſpruch aus nüglicher Verwendung. 


Nur Rehbein ſagt in ſeinem Kommentar 1, 
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„Von Rückſtänden an Unterhaltsrenten, Alimenten, wo 
ſolche überhaupt zu fordern ſind, 88 1613 und 1711, 
kann wie nach früherem Recht, O Tr. 44, 65, Erk. c. RE. 1 
Nr. 180, nur die Rede ſein, wenn die Verpflichtung zu 
deren Zahlung in quali et quanto feſtſteht.“ 

Rehbein wendet alſo, ohne dies näher zu begründen, das 
Präjudiz des Obertribunals auf den 8 197 BGB. ohne weiteres 
ebenfalls an. Dies kann jedoch nicht gebilligt werden; es ſoll 
im folgenden der Nachweis geführt werden, daß jenes Prä⸗ 
judiz für das Recht des BGB. keine Geltung be— 
anſpruchen kann. 

Das Obertribunal kommt, ebenſo wie Rehbein, zu ſeiner 
Anſicht durch eine eigentümliche Auslegung des Wortes „rück⸗ 
ſtändig“, indem es annimmt, Alimente ſeien nicht ſchon dann 
„rückſtändig“ wenn fie für die Vergangenheit geſchuldet werden, 
ſondern nur, wenn fie auch in quali et quanto „feſtſtehen“. 
Für dieſe Wortauslegung bietet 8 197 BGB. keinen Anhalt. 
Wenn 3 197 von „Rückſtänden“ von Unterhaltsbeiträgen ſpricht, 
ſo geſchieht dies in demſelben Sinne, in welchem von „Rück⸗ 
ſtänden“ von Zinſen, Mieten, Renten uſw. geſprochen wird. 
„Rückſtände“ bedeutet einfach den Gegenſatz zu den noch nicht 
fälligen Leiſtungen. Das Geſetz gebraucht das Wort „Rück⸗ 
ſtände“, um zum Ausdruck zu bringen, daß nur der Anſpruch 
auf die einzelnen, bereits fällig geweſenen, alſo „rückſtändigen“ 
Leiſtungen der kurzen Verjährung unterliegt, nicht dagegen das 
Recht auf die wiederkehrenden Leiſtungen als ſolches. Das 
Recht als ſolches, oder, (wie der ſpäter geſtrichene 8 160 des 
erſten Entwurfs es ausdrückte,) „der Anſpruch im ganzen“ unter⸗ 
liegt der gewöhnlichen Verjährung, die einzelnen Leiſtungen, die 
„Rückſtände“, unterliegen der kurzen Verjährung. Speziell für 
Anſprüche aus familienrechtlichen Verhältniſſen, wozu auch der 
Alimentenanſpruch des unehelichen Kindes gehört, bringt das 
Geſetz den Gegenſatz zwiſchen dem Recht im ganzen und den 
Einzelleiſtungen in bezug auf die Verjährung noch ſchärfer zum 
Ausdruck. 8 194 Abſ. 2 BGB. beſtimmt: 

„Der Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältnis 
unterliegt der Verjährung nicht, ſoweit er auf 
Herſtellung des dem Verhältnis entſprechenden Zuſtandes 
für die Zukunft gerichtet iſt.“ 

Den Gegenſatz zu dieſem Anſpruch auf Leiſtungen „für die 
Zukunft“ bilden im 8 197 die Anſprüche auf „Rückſtände“ von 
Leiſtungen. Irgend ein anderes Geheimnis verbirgt ſich hinter 
dem Worte „Rückſtände“ nicht. 

Daß dieſes der richtig verſtandene Sinn des Geſetzes iſt, er⸗ 
geben auch die Motive. Dort heißt es (S. 711, Mugdan 4, 377): 

„Uber die Verjährung des Unterhaltsanſpruches find 
beſondere Beſtimmungen nicht aufgenommen. Aus ſeiner 
juriſtiſchen Natur und aus § 154 [Geſetz § 194] Abſ. 2 
ergibt ſich, daß die SS 160, 184 Abſ. 2 [beide von 
der Kommiſſion geftrichen] keine Anwendung finden, daß 
vielmehr die künftige Alimentation durch Verjährung 
nicht ausgeſchloſſen werden kann. Andererſeits 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der 
dem Berechtigten auf Grund des § 1492 (Geſetz § 1613] 
zuſtehende Anſpruch auf Nachzahlung oder Entſchädigung 
für die Vergangenheit der kurzen Verjährung 
nach § 157 [Geſetz § 197] unterliegt. 
9 * 
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Dieſe Ausführungen beziehen ſich zwar auf die Unterhalts⸗ 
pflicht gegenüber ehelichen Kindern, betreffen aber auch die 
Alimentation unehelicher Kinder, wie aus einer anderen Stelle 
der Motive deutlich hervorgeht (S. 904, 905, Mugdan 4, 480): 

„Da nach dem Entwurf der Unterhaltsanſpruch des 
unehelichen Kindes als ein familienrechtlicher Anſpruch 
geſtaltet iſt, ſo unterliegt er in Ermangelung einer 
beſonderen entgegenſtehenden Vorſchrift, ebenſowenig wie 
der geſetzliche Unterhaltsanſpruch der Verwandten, nach 
8 154 [Geſetz 8 194] Abſ. 2 der Verjährung, (vgl. 
Motive S. 711). Die praktiſchen Gründe, die dafür 
geltend gemacht werden können, hier eine beſondere 
Beſtimmung über die Verjährung oder präkluſive Bes 
friſtung des Unterhaltsanſpruches im ganzen auf⸗ 
zunehmen .. . verlieren durch die Zulaſſung der exc. 
plurium erheblich an Gewicht, während andererſeits 
durch Einführung einer kurzen Verjährung oder 
präkluſiven Befriſtung für den Anſpruch im ganzen 
die Alimentationsprozeſſe vermehrt zu werden drohen.“ 

„Die Verjährung der einzelnen Alimentenleiſtungen 
richtet ſich nach §S 157“ [Geſetz § 197]. 

Nirgends iſt hier eine Rechtsauffaſſung, wie ſie dem 
Präjudiz des Obertribunals entſprechen würde, auch nur an⸗ 
gedeutet. Völlig unhaltbar iſt die hier bekämpfte Anſicht aber 
im Hinblick auf 8 218 Abſ. 2 BGB. Darnach unterliegen 
ſelbſt rechtskräftig zuerkannte oder in einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde feſtgeſtellte Alimentenenanſprüche 
der kurzen Verjährung! Die Anſicht Rehbeins und des 
Obertribunals würde alſo darauf hinauslaufen, daß das 
uneheliche Kind ſeinen Unterhaltsanſpruch nur dadurch gegen 
Verjährung ſchützen könnte, daß es ihn weder einklagt noch 
ſonſtwie feſtſtellen läßt, — ein geradezu widerſinniges Er⸗ 
gebnis! 

Nach alledem iſt es durchaus unangängig, in den § 197 
einen Rechtsſatz von der Art des Obertribunal⸗Präjudizes 
hineinzutrragen. Maßgebend für die Frage des Verjährungs⸗ 
beginns iſt lediglich 8 198 Abſ. 1 BGB.: 

„Die Verjährung beginnt mit der Entſtehung des 
Anſpruchs.“ 

Der Anſpruch auf die Alimentation im ganzen entſteht 
mit der Geburt des Kindes (Motive S. 893, Mugdan 4, 474). 
Der Anſpruch auf die einzelnen Leiſtungen entſteht, da ſie 
bedingt und betagt ſind, mit ihrer Fälligkeit (Planck, Anm. 1 
Abſ. 2 zu § 198). Mit der Fälligkeit jeder einzelnen 
Alimentenleiſtung beginnt ſonach deren vierjährige Verjährung, 
natürlich mit der Maßgabe des $ 201 BGB. 


Verfügungsrecht des befreiten Vorerben. 
Von Juſtizrat Alfons Kempner in Berlin. 


Das Reichsgericht hat am 12. Juli 1905 in Überein⸗ 
ſtimmung mit Beſchlüſſen des Königlichen Kammergerichts 
ausgeführt: 

a) es ſei nicht zuläſſig, daß auf Grund einer Verfügung 
des befreiten Vorerben, ohne Rückſicht auf das Recht 
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des Nacherben, eine Rechtsänderung in das Grundbuch 
eingetragen werde, 

b) vielmehr bedürfe es dazu, ſo oft der Nacherbe in die 
Verfügung nicht eingewilligt hat, der vorherigen Ein⸗ 
tragung des Vorerben, des Rechts des Nacherben, 
und der Befreiung des Vorerben von den Be⸗ 
ſchränkungen ſeines Verfügungsrechts. 

(RG. 61, 234.) 

Aus dem Satze b folgt: . 

1. daß es der dort genannten Eintragungen nicht 
bedarf, wenn der Nacherbe in die Verfügung des 
Vorerben eingewilligt hat, 

2. daß es dieſer Einwilligung nicht bedarf, wenn 
die Eintragungen zu b ſtattgefunden haben. 

Das Reſultat zu 2 iſt aber für den Vorerben und deſſen 
Kontrahenten nur ſcheinbar günſtiger, als das Reſultat zu 1. 
Denn durch die Eintragung der Rechtsänderung ohne gleichzeitige 
Löſchung des Nacherbenrechts wird letzteres nicht aufgehoben. 
Dieſe Löſchung kann aber nur auf Bewilligung des Nacherben 
erfolgen. Denn nur er, nicht der Grundbuchrichter, ſoll nach 
den Ausführungen des Reichsgerichts prüfen, ob nicht eine 
verdeckte, nach § 2113 Abſ. 2 und § 2136 BGB. auch dem 
befreiten Erben verbotene Schenkung vorliegt, ob alſo das 
Grundſtück oder die Hypothek auch nach der Veräußerung einen 
Beſtandteil der Nacherbſchaft bildet. 

Der Rechtsnachfolger des Vorerben erwirbt alſo ein mit 
der Nacherbfolge beſchwertes Recht, und er oder der Vorerbe 
iſt genötigt, gegen den Nacherben auf Anerkennung der vom 
Vorerben getroffenen Verfügung und auf Löſchung des Nach⸗ 
erbfolgerechts zu klagen. 

Dieſe Folge ſteht meines Erachtens mit dem Willen des 
Geſetzgebers nicht in Einklang. Nach § 1826 Abſ. 1 des 
I. Entwurfs des BGB. war das Recht des Nacherben von 
Amts wegen in das Grundbuch einzutragen, ſobald das Recht 
des Vorerben eingetragen wurde. Dieſe Vorſchrift wurde 
ſpäter nicht in das BGB., als § 52 aber in die GBO. aufs 
genommen. 

Für fie haben die Motive zu 8 1826 ihre Bedeutung 
behalten. 

Danach iſt der Eintragungszwang auch für den Fall der 
Befreiung des Vorerben vorgeſchrieben, aber nur um des willen, 
weil der betreffende Gegenſtand (Grundſtück oder Recht am 
Grundſtücke) ein Beſtandteil der Nacherbſchaft bleibt, fo lange 
der Vorerbe darüber nicht verfügt hat. 

Motive: amtliche Ausgabe Bd. 5 S. 112; Mugdan, 

Materialien Bd. 5 S. 60. 

Durch ſolche Verfügung aber ſcheidet das Grundſtück oder 
die Hypothek aus dem Nachlaſſe, folglich auch aus der Nach⸗ 
erbſchaft aus, ohne daß es dazu eines Anerkenntniſſes des 
Nacherben bedürfte. | 

Verboten ift dem befreiten Vorerben nur die unentgeltliche 
Verfügung. 

Ein Kaufvertrag, eine Abtretung, in welcher der Empfang 
des Entgelts anerkannt iſt, fällt darunter nicht. 

Das Reichsgericht führt (a. a. O. S. 233) aus: 

ob eine Verfügung des Vorerben eine entgeltliche oder 

unentgeltliche iſt, laſſe ſich mit den im Grund buch⸗ 
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verfahren zuläſſigen Beweismitteln, abgeſehen von einer 
beglaubigten Erklärung des Nacherben, nicht mit Sicherheit 
feſtſtellen. Denn wenn auch eine Verfügung ſich äußer⸗ 
lich als eine entgeltliche darſtelle (Verkauf, Abtretung 
gegen Gegenleiſtung), ſo ſei keineswegs ausgeſchloſſen, 
daß dadurch eine in Wirklichkeit unentgeltliche Verfügung 
verdeckt werde. 

Solche Verdeckung wäre aber ein Betrug, welcher nicht 
zu vermuten iſt, folglich auch nicht durch Mitwirkung des Nach⸗ 
erben widerlegt zu werden braucht. 

Schenkungen find nicht nur dem befreiten Vorerben, ſondern 
auch dem Teſtamentsvollſtrecker verboten (8 2205 BGB.). Beiden 
dagegen ſteht die entgeltliche Verfügung über den Nachlaß zu. 

Auf Grund ſolcher Verfügung des Teſtamentsvollſtreckers 
erfolgt jede Eintragung in das Grundbuch ohne Prüfung, ob 
nicht darunter eine unentgeltliche Verfügung verſteckt iſt, alſo 
ohne Mitwirkung des Erben (8 2205 BGB., $ 36 Abſ. 2 GB.). 

Bei der Gütergemeinſchaft darf der Ehemann über das Ge⸗ 
ſamtgut verfügen, bedarf aber der Einwilligung der Frau zur 
Verfügung über ein Grundſtück und zu jeder Schenkung 
(88 1443, 1445, 1446 BGB.). Zur Verfügung über eine 
zum Geſamtgute gehörige Hypothek bedarf er dieſer Ein⸗ 
willigung nicht. 

Ferner bedarf der Vater der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht zur Verfügung über eine Hypothek des in 
ſeiner elterlichen Gewalt befindlichen Kindes (88 1643, 1821 
Abſ. 2 BGB.), wiewohl auch ihm Schenkungen aus des Kindes 
Vermögen verboten ſind (8 1641). 

Ebenſo ſind Schenkungen aus dem Vermögen des Mündels 
jedem, auch dem befreiten Vormunde, verboten (8 1804). 
Der befreite Vormund aber darf über Forderungen und 
Hypotheken des Mündels ohne Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes oder des Vormundſchaftsgerichts verfügen (§ 1852). 

In allen dieſen Fällen könnte die Abtretung zur Ver⸗ 
deckung einer Schenkung mißbraucht werden. Gleichwohl aber 
wird in keinem dieſer Fälle die Zuſtimmung irgend welcher 
Perſon oder Behörde zur Eintragung der Abtretung oder 
Löſchung verlangt. 

Der befreite Vorerbe kann nicht ſchlechter geſtellt ſein als 
der Teſtamentsvollſtrecker, Ehemann, Vater und befreite Vor⸗ 
mund. 

Nur dieſes Reſultat ſtimmt mit dem Willen des Erblaſſers 
überein, wenn er den Vorerben von den geſetzlichen Beſchränkungen 
befreit, oder den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt hat, was 
von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge Übrig 
ſein wird (88 2136, 2137 BGB.). 

Der Erblaſſer tut damit dar, daß er dem Vorerben ver⸗ 
traut, und es erſcheint nicht ſtatthaft, daß die Gerichte dem 
Vorerben dies Vertrauen entziehen. | 

Eine Befugnis, den Willen des Erblaſſers zu korrigieren, 
iſt nur dem Vormundſchaftsrichter im Falle des 8 1857 gegen 
den Vormund und dem Nachlaßgerichte im Falle des § 2227 
BB. gegen den Teſtamentsvollſtrecker gewährt. Eine gleiche 
Maßregel gegen den Vorerben iſt im BGB. nicht vorgeſehen, 
und wäre in Ermangelung eines Verſchuldens auch zweckwidrig. 

Sollte der Vorerbe argliſtig handeln, ſollte er die Form 
des Kaufvertrags, der Abtretung oder Quittung miß brauchen, 


um eine Schenkung zu verdecken, ſo iſt dem benachteiligten 
Nacherben die Anfechtungsklage auf Grund des 8 117 Abſ. 2 
BGB. und der Weg der einſtweiligen Verfügung gegen künftigen 
Mißbrauch gegeben. 

Das Reichsgericht hat mehrfach ausgeführt, daß bei der 
Geſetzesauslegung deren praktiſche Folge mit zu berückſichtigen 
iſt. Führt die eine Auslegung zu unerträglichen Verkehrs⸗ 
ſchwierigkeiten, ſo wird eine andere Auslegung am Platze ſein. 
Denn jedes Geſetz will nur den unredlichen Geſchäftsverkehr 
hindern, den redlichen aber befördern. 

In der vorliegenden Frage wird der redliche Geſchäfts⸗ 
verkehr durch die Auslegung des Reichsgerichts gehemmt. 

Wird gleichwohl an dieſer Auslegung feſtgehalten, ſo wird 
der Willen des Erblaſſers durch Anwendung der 88 2222 und 
181 BGB. zu erreichen fein. 

Jeder Erblaſſer füge der Befreiung des Vorerben und der Be⸗ 
ſchränkung des Nacherben auf den Überreſt die Beſtimmung hinzu, 

daß er den Vorerben zum Vollſtrecker des Teſtaments 
zu dem Zwecke ernennt, daß nur dieſer bis zum Eintritt 
der Nacherbfolge die Rechte des Nacherben ausüben und 
deſſen Pflichten erfüllen ſoll, und daß er als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker auch befugt ſein ſoll, mit ſich ſelbſt in eigenem 
Namen oder als Vertreter eines Dritten Rechtsgeſchäfte 
vorzunehmen. 


Zur Strafprozeßreform. 
Von Referendär Dr. K. Jordan, Mosbach i. Baden. 

Die Kommiffion zur Reform der StPO. hat in ihrer 
Sitzung vom 9. März 1904 einen Antrag mit 11 gegen 
8 Stimmen abgelehnt, der die Aufnahme einer Beſtimmung 
folgenden Wortlauts in die StPO. bezweckte:“) 

„Iſt der Einſpruch gegen einen Strafbefehl auch oder 
nur gegen das Strafmaß oder die Strafart gerichtet, 
ſo können, wenn der Einſpruch Erfolg hat, die Koſten 
ganz oder teilweiſe der Staatskaſſe auferlegt werden.“ 

Ein Unterantrag, das Wort „können“ durch „müſſen“ zu 
erſetzen, war vor der Abſtimmung zurückgezogen worden. 

In der gleichen Sitzung wurde auch die Aufnahme einer 
entſprechenden Beſtimmung für das Verfahren nach dem Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung gegen eine polizeiliche Straf⸗ 
verfügung mit 10 gegen 8 Stimmen verworfen.“) 

Nur gegen dieſen letzten Beſchluß möge hier ein Bedenken 
laut werden. Die Gründe, welche zur Ablehnung des erſt⸗ 
genannten Antrags führten, mögen anfechtbar ſein; ſie ſind 
jedenfalls unzulänglich, inſofern ſie auch auf das Verfahren 
nach polizeilicher Strafverfügung übertragen wurden. 

Der Angelpunkt der Mehrheitsbegründung iſt der: der 
Angeklagte habe kein Recht auf Erledigung ſeines Reats durch 
Strafbefehl; es beſtehe kein Grund, ihn im Verfahren auf 
erhobenen Einſpruch günſtiger zu ſtellen als er ſtehen würde, 
wenn Amtsrichter und Staatsanwalt ſich über Höhe und Art 
der Strafe nicht einigen könnten und deshalb eine Hauptver⸗ 
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handlung ſtattfinden müſſe. Es liege deshalb keine Veranlaſſung 
vor, das Syſtem der StPO., daß ein zu Strafe verurteilter 
Angeklagter die Koſten des Verfahrens zu tragen habe, hier 
zu durchbrechen, insbeſondere da dieſes Syſtem ja auch ſonſt 
zu gewiſſen Unbilligkeiten führen könne. Bei dem Verfahren 
auf polizeiliche Strafverfügung komme dann noch hinzu, daß 
die Staatskaſſe nicht darunter leiden dürfe, wenn die Kommunen 
zu hohe Polizeiſtrafen verhängten. | 
Daß dieſer letzte Grund da nicht zutrifft, wo die Polizei⸗ 
ſtrafgewalt zum überwiegenden Teil in den Händen ſtaatlicher 
Behörden ruht (Verfaſſer geht von badiſchen Zuſtänden aus), 
bedarf keiner Betonung. Aber ſchon der Ausgangspunkt der 
Mehrheits begründung paßt nicht für das Verfahren nach polizei⸗ 
licher Strafverfügung. Es iſt ja richtig, daß auch niemand ein 
Recht darauf hat, durch polizeiliche Strafverfügung abgeurteilt 
zu werden; aber das kann, geht man von praktiſchen Geſichts⸗ 
punkten aus, doch nur ſolange als Argument in der an⸗ 
gegebenen Richtung verwertet werden, als die Aburteilung durch 
das Gericht die Regel, die durch Strafverfügung die Aus⸗ 
nahme bildet. Genau das Umgekehrte iſt aber bezüglich der ÜUber⸗ 
tretungen der Fall, wo das Polizeiſtrafverfahren eingeführt iſt! 
Durchaus regelmäßig werden Meldungen ſolcher Übertretungen 
dem Bezirks⸗ oder Bürgermeiſteramt, nicht dem Amtsanwalt 
vorgelegt; durchaus regelmäßig gibt der Amtsanwalt Sachen, 
die ſich nachträglich als Übertretungen charakteriſieren, an das 
Bezirksamt ab. Das Publikum hat ſich infolgedeſſen daran 
gewöhnt, bei Übertretungsſtrafen nur die geringen Koſten der 
Strafverfügung, nicht die erheblicheren einer Schöffenſitzung als 
übliche Folge der Beſtrafung zu betrachten; hierdurch iſt dann 
ein Zuſtand geſchaffen, der einem Recht auf Erledigung durch 
Strafverfügung ſehr nahe kommt und das Argument der Kom⸗ 
miſſion mindeſtens zu einem nur theoretiſch richtigen macht. 
Es kommt aber noch folgendes hinzu: Beim Erlaß eines 
Strafbefehls iſt allerdings Vorausſetzung das Einverſtändnis 
von Amtsanwalt und Amtsrichter; dieſelben Perſonen alſo, die 
bei einer Hauptverhandlung mitwirken müßten, ſind auch hier 
in Tätigkeit; das Ganze iſt nur ein abgekürztes Verfahren ohne 
Hauptverhandlung, bei dem die zuſtändigen Behörden im weſent⸗ 
lichen dieſelben bleiben; findet dann ein Einſpruch ſtatt, ſo 
bringt er lediglich die Ergänzung zum ordentlichen Verfahren, 
die Hauptverhandlung. Inſofern mag hier das Ganze als 
Einheit erſcheinen und die Entſcheidung der Kommiſſion mag 
eine gewiſſe Berechtigung haben. Nicht ſo beim Verfahren auf 
polizeiliche Strafverfügung. Wo dieſes eingeführt iſt, liegt die 
richterliche Gewalt zunächſt in den Händen einer ganz anderen 
Behörde und die Mitwirkung des Amtsanwalts unterbleibt 
überhaupt. Wird dann auf gerichtliche Entſcheidung angetragen, 
ſo hebt ein ganz anderes Verfahren vor ganz anderen Behörden 
an; die Verhandlung vor dem Schöffengericht bildet in praxi 
tatſächlich eine Inſtanz über der Polizeibehörde und wird vom 
Publikum als ſolche betrachtet, mag man nun theoretiſch den 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung als „Rechtsmittel“ be⸗ 
trachten oder nicht;?) dies kommt um ſo deutlicher zum 
Bewußtſein, wenn (wie in Baden) der Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung wahlweiſe neben der Beſchwerde an die höhere 
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Polizeibehörde gegeben iſt, welch letztere doch ein zweifelloſes 
Rechtsmittel iſt. 

Und nun iſt es allerdings in der Praxis als ein ſehr er⸗ 
heblicher Mißſtand empfunden worden, daß die jetzige StPO. 
keine Möglichkeit gewährt, einen Verurteilten, deſſen zunächſt 
durch Strafverfügung ausgeſprochene Strafe das Schöffengericht 
erheblich gemildert hat, von der Tragung eines Teiles der 
Koſten zu entbinden. Der gemeine Mann empfindet es ganz 
naturgemäß als eine Unbilligkeit, wenn er mit ſeinem Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung eine Ermäßigung ſeiner Strafe 
von 10 auf 1 Mark erzielt hat, dann aber Koſten bezahlen 
muß, die die Höhe der urſprünglichen Strafe unter Umſtänden weit 
überſteigen. Man mache ihm dann klar, daß der Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung kein Rechtsmittel, das Schöffengericht 
keine Inſtanz über dem Bezirksamt iſt und daß er kein Recht 
darauf hat, durch Strafverfügung abgeurteilt zu werden!! Die 
Strafverfügung bietet weniger Garantien wie der Strafbefehl, 
da dort nicht wie bei dieſem Einverſtändnis zweier Behörden 
Vorausſetzung iſt; auch hat die Verwaltungs behörde bei ihrer 
Strafausmeſſung oft andere Geſichtspunkte zu berückſichtigen 
wie der Richter. Und doch kann man unter jetzigem Recht 
einem mit einer exorbitant hohen Strafe Belegten in vielen 
Fällen nur abraten, auf gerichtliche Entſcheidung anzutragen; 
denn die ſicher in Ausſicht ſtehende Strafmilderung könnte nur 
zu leicht ein Pyrrhusſieg für ihn ſein! 

Freilich würde ja der von der Kommiſſion angenommene 
allgemeine Zuſatz (Nr. 288) zu $ 497 StPO.“), wonach das 
Gericht unter Umſtänden den verurteilten Angeklagten von der 
Tragung eines Teils der Auslagen entbinden kann, auch hier 
in manchen Fällen Abhilfe ſchaffen. Aber abgeſehen davon, 
daß dieſe Abhilfe vielfach unzulänglich ſein würde, ſo könnte 
doch auch gerade ein gewiſſenhafter Richter zu einer Anwendung 
der neuen Beſtimmung im Verfahren auf polizeiliche Straf⸗ 
verfügung deshalb ungern greifen, weil ſpeziell hier die Kom⸗ 
miſſion eine durchgreifende Abhilfe verſagt hat. 

Hoffentlich entſchließt man ſich deshalb in dieſem Punkte 
noch zu der Anderung, die die Praxis dringend erheiſcht, ohne 
ſich dabei von allzu theoretiſchen Bedenken beirren zu laſſen. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 21. Dezember 1906 
bis 5. Januar 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

JI. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen e 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 27 und 229 EGBGB. Art. 71 8 1 PrAGBGB. 
Art. 3 Abſ. 3, 331, 334 c. c. Einl. zum ALR. $ 23, 8 526 
Tl. II Tit. 2 ALR. Art. 1 des Haager Abkommens vom 
12. Juni 1902. Internationales Privatrecht. Begriff der 
Staatsangehörigkeit verſchieden nach den verſchiedenen Rechts⸗ 


9 Prot. 2, 593 und dort zitiert. 
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gebieten Preußens? Verweiſung des Landrechts auf das aus⸗ 
ländiſche Recht. Erbberechtigung unehelicher Kinder eines Rhein⸗ 
länders oder Altpreußen, die in Rußland vor dem 1. Januar 1900 
geboren aber nicht vor dieſem Tage legitimiert worden find.] 

Am 8. Mai 1899 ſtarb zu M. (preußiſche Rheinprovinz) 
der Ackerer H. B. Der mit der Teilung befaßte Notar ging 
davon aus, es ſeien zum Nachlaß als nächſte geſetzliche Erben 
allein die Nachkommen der vor dem Erblaſſer verſtorbenen 
Halbſchweſter B. aus deren Ehe mit M., das ſind die acht 
jetzt noch Beklagten und zwei weitere Nachkommen, P. und 
J. W. M., berufen. Unter dieſe 10 Erben verteilte der Notar 
am 21. Juni 1900 den geſamten Nachlaß entſprechend der ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge. Der Erblaſſer hatte aber noch eine zweite 
gleichfalls vor ihm verſtorbene, mit A. S. verheiratet geweſene 
Halbſchweſter A. B. Aus dieſer Ehe ſtammte ein Sohn J. S., 
der im Jahre 1858 nach Rußland aus wanderte, im Jahre 1878 
dort eine Ruſſin heiratete. Die Kinder aus dieſer Ehe, die 
Kläger, ſind ſämtlich unehelich geboren; ſie behaupten, der 
Vater habe die deutſche Staatsangehörigkeit verloren; ob er die 
ruſſiſche Staatsangehörigkeit erworben, wiſſen Kläger nicht; als 
uneheliche Kinder einer Ruſſin ſeien ſie daher als ruſſiſche 
Staatsangehörige hinſichtlich ihres Perſonalſtatuts nach ruſſiſchem 
Recht zu behandeln. Nun habe das ruſſiſche Gericht in 
Wladimir durch Entſcheidung vom 16. Februar 1901 auf An⸗ 
trag der Kläger ausgeſprochen, daß ſie als durch nachfolgende 
Ehe legitimierte Kinder des S. anzuerkennen und demgemäß 
die Geburtsregiſter zu berichtigen ſeien. Somit ſeien ſie in 
gleicher Weiſe wie die Beklagten geſetzliche Erben. Wolle man 
dagegen nicht ihre Staatsangehörigkeit, ſondern die ihres Vaters 
für ausſchlaggebend anſehen, fo müſſe das PrALR. zur An⸗ 
wendung kommen, weil ihr Vater ein Jahr vor ſeiner Aus⸗ 
wanderung ſeinen Wohnfitz nach Lengenkamp in das Gebiet des 
Pr ALR. verlegt habe. Nach Tl. II Tit. 2 § 596 des PrAL R. 
habe nachfolgende Eheſchließung ohne weiteres die Folge der 


Legitimation der vorehelichen Kinder der Ehegatten ohne jede 


Erklärung derſelben. Das LR. wolle aber das Perſonalſtatut 
nach dem Wohnſitz beurteilt wiſſen, ſo daß auch hier ruſſiſches 
Recht zur Anwendung gelange, und entſpreche die Legitimation 
außerdem den Beſtimmungen des Landrechts. Das OLG. wies 
die Klage ab, die Reviſion wurde zurückgwieſen: Die gehörig 
eingelegte Reviſion hatte keinen Erfolg. Das Berufungsgericht 
geht davon aus, nach Art. 3 Abſ. 3 o. c. hafte das rheiniſche 
Recht dem Rheinpreußen gleich einer Eigenſchaft an. Der im 
Jahre 1895 in Rußland geſtorbene S., deſſen legitimierte Kinder 
die Kläger zufolge Entſcheidung des ruſſiſchen Bezirksgerichts 
vom 16. Februar 1901 zu ſein behaupten, ſei von rheiniſchen 
Eltern geboren, habe auch bis ein Jahr vor ſeiner im Jahre 
1858 erfolgten Auswanderung nach Rußland ſeinen Wohnſitz 
im Gebiet des rheiniſchen Rechts gehabt. Hieraus folgert das 
Berufungsgericht, nach Art. 3 Abſ. 3 c. c. ſei auf die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des S. das rheiniſche Recht anzuwenden, 
weil er als Rheinländer das Recht ſeines Heimatsſtaates auch 
im Ausland beibehalten habe, und der vorübergehende Wohnſitz 
im Gebiet des PrAL R., wenn dieſer Wohnſitz auch feſtzuſtellen 
wäre, gegenüber ſeiner Eigenſchaft als der eines in den Rhein⸗ 
landen geborenen und erzogenen preußiſchen Staatsangehörigen 
nicht weiter für S. in Betracht kommen könne. Von dieſer 
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Grundlage ausgehend, führt das Berufungsgericht weiter aus, 
zu den perſönlichen Verhältniſſen, welche der Art. 3 Abſ. 3 c.c. 
nach dem Recht des Heimatsſtaates, alſo nach rheiniſchem Recht 
beurteilt wiſſen wolle, gehöre die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe. Nach dem rheiniſchen Recht entſcheide darüber, ob die 
Kläger als uneheliche Kinder durch die nachfolgende, im Jahre 
1878 in Rußland geſchloſſene Ehe ihrer Erzeuger als legitimiert 
und damit als erbberechtigt anzuſehen ſeien, das Heimatsrecht 
ihres im Jahre 1895 in Rußland geſtorbenen Vaters S., der 
wie oben dargelegt, nie aufgehört habe, als Rheinpreuße in 
der hier fraglichen Beziehung rheiniſchem Recht zu unterſtehen. 
Auf dieſem Wege gelangt das Berufungsgericht zur Anwendung 
des rheiniſchen Rechts auch auf die Kläger, und verſagt der 
ausgeſprochenen Legitimation der Kläger jede Wirkung, weil 
nach Art. 331, 334 des maßgebenden code civil zur Legiti⸗ 
mation durch nachfolgende Ehe eine Anerkennung ſeitens der 
Eltern vor der Eheſchließung erfordert wird, dieſem Erfordernis 
hier aber nicht genügt iſt. So kommt das Berufungsgericht 
zu ſeiner auf Abweiſung der Klage lautenden Entſcheidung. 
Die Ausführungen des Berufungsrichters beruhen auf der An⸗ 
ſicht, Geburt und Erziehung in dem rheiniſchen Rechtsgebiet 
erzeuge eine beſondere rheinländiſche Staatsangehörigkeit, welche 
dieſem Staatsangehörigen überall hin folge und ihn rheiniſchem 
Recht ſelbſt dann unterwerfe, wenn er feinen Wohnſitz in ein 
anderes Rechtsgebiet desſelben preußiſchen Staates verlege, der 
auch die Rheinprovinz umfaßt. Das Berufungsgericht über⸗ 
ſieht, daß der franzöſiſche Geſetzgeber ein einheitliches Rechts⸗ 
gebiet vor ſich hatte, und daher durch die Verweiſung des 
Art. 3 Abſ. 3 c. c. ein einheitliches Recht der Heimat in An⸗ 
wendung zu bringen iſt. Der preußiſche Staat hatte dagegen 
vor dem 1. Januar 1900 mehrere Rechtsgebiete, kannte aber 
nur eine Staatsangehörigkeit. Nun kommt aber hier das bis 
1. Januar 1900 geltende Recht zur Anwendung; denn Art. 209 
EGBGB. ſchreibt vor, es beſtimme ſich nach den bisherigen 
Geſetzen, inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des BGB. legi⸗ 
timiertes Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
hat. Nun hat der Richter allerdings nach ſeinem Recht und 
zwar nach deſſen Kolliſionsnormen darüber zu entſcheiden, 
welches Recht zur Anwendung zu bringen iſt. Hier handelt es 
ſich um eine Frage des Familienſtandes; denn die Kläger leiten 
ihre Erbeigenſchaft aus ihrer ehlichen Abſtammung von S., 
dem verſtorbenen geſetzlichen Erben her. Art. 3 Abſ. 3 c. c. 
ſtellt ſür dieſen Fall eine Kolliſionsnorm auf. Dieſelbe ver⸗ 
weiſt auf die preußiſchr Staatsangehörigkeit, die eine einheitliche 
iſt. Es giebt kein Vorrecht eines rheiniſchen Staatsangehörigen 
in dem Sinn, daß dem im Gebiet desſelben geborenen Preußen 


das rheiniſche Recht auch dann folge, wenn er feinen Wohnſtitz 


in ein anderes Rechtsgebiet des preußiſchen Staates verlegt. 
Die Verweiſung des Art. 3 Abſ. 3 c. c. auf das Recht des 
preußiſchen Staates, eines damals nicht einheitlichen Rechts⸗ 
gebiets kann daher zu keiner Löſung in einem Falle, wie hier, 
führen, in welchem zur Entſcheidung ſteht, welches der ver⸗ 
ſchiedenen Rechte des preußiſchen Staates — ob das rheiniſche 
Recht oder das PrALR. — das maßgebende iſt. Für das 
interlokale Recht, d. h. für den Fall, daß eine Kolliſion 
zwiſchen den Rechten eines und desſelben Staates ſtattfindet, 
iſt das Recht des Wohnſitz als das maßgebende ſowohl in der 
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Rechtſprechung (Reichsgerichtsentſcheidung vom 7. Juli 1903) 
Rep. 23/03, rheiniſches Archiv Bd. 100 Abteilung II S. 52) 
als auch in der Literatur (vgl. Zitelmann, internationales 
Privatrecht 1, 405) anerkannt. Dieſelbe Auffaſſung wird 
gerade auch dann von Laband, das Staatsrecht des Deutſchen 
Reichs, 4. Aufl., Bd. I S. 152 vertreten, wenn die interlokale 
Geſetzeskolliſion die Legitimation unehelicher Kinder betrifft. 
In der Tat entſpricht dem Weſen der Sache allein die An⸗ 
nahme, daß durch die Begründung des Wohnſitzes in einem 
der mehreren Rechtsgebiete eines Staates der Wille des An⸗ 
gehörigen dieſes Staates deutlich zum Ausdruck gebracht wird, 
ſich den an dieſem Ort geltenden Geſetzen zu unterwerfen. Iſt 
dies aber richtig, ſo hatte der zur Entſcheidung berufene Richter 
gerade fo zu entſcheiden, wie der Richter des Wohnfitzes hätte 
entſcheiden müſſen. Der letzte Wohnſitz — und dieſer allein 
ſteht hier in Frage — befand ſich nach der Klagebehauptung, 
deren Richtigkeit der Berufungsrichter nicht geprüft, im Gebiet 
des PrAL R.; folglich iſt dieſes preußiſche Recht anzuwenden, 
wenn man die über den letzten Wohnſitz aufgeſtellte Klage⸗ 
behauptung als richtig unterſtellt. Der 8 556 Tl. II Tit. 2 
PrAL R. beſtimmt, daß die Legitimation unehelicher Kinder 
allein ſchon durch die nachfolgende Ehe der Erzeuger bewirkt 
werde, wenn die Kinder die Abſtammung von dieſen nachzu⸗ 
weiſen vermögen. Der Beweis für dieſe Abſtammung iſt von 
den Klägern angeboten. Die Kläger rügen die Nichterhebung 
dieſes Beweiſes mit Unrecht. Kommt nämlich das Recht des 
Wohnſitzes zur Anwendung, d. h. iſt die Sachlage gerade ſo zu 
beurteilen, wie fie von dem an jenem Wohnfig beſtehenden 
Gericht beurteilt werden mußte, fo iſt das PrAL R. in feiner 
Totalität d. h. einſchließlich ſeiner Kolliſionsnormen 
anzuwenden. Die hierher gehörige Kolliſionsnorm iſt in 
§ 23 der Einleitung des PrAL R. enthalten. Dieſer $ 23 
ſchreibt vor, daß die persönlichen Eigenſchaften und Befugniffe 
einer Perſon ſich nach dem Wohnſitz beſtimmen. Ob es ſich 
dabei um einen Inländer oder um einen Ausländer handelt, 
macht keinen Unterſchied. Dieſer Grundſatz des ſoeben gedachten 
§ 23 wird von Rechtſprechung und Literatur auch auf die 
Legitimation unehelicher Kinder durch nachfolgende Ehe und 
zwar in dem Sinn angewendet, daß der Wohnſitz des Vaters 
zur Zeit der Eheſchließung und das dort geltende Recht für 
die Legitimation der Kinder als maßgebend angenommen wird. 
(Förſter⸗Eccius, 7. Aufl. IS 11 S. 57 und 65; IV 8 219 
Anm. 45, S. 135. Rehbein, Entſcheidungen des PrOTr. 1, 77.) 
Hiernach iſt zufolge der Verweiſung des gedachten § 23 auf 
das Recht des Wohnfitzes die Legitimation der Kläger nach 
ruſſiſchem Recht zu beurteilen; denn zur Zeit der Eheſchließung 
des Vaters der Kläger im Jahre 1878 hatte dieſer ſeinen 
Wohnſitz in Rußland. In der ſoeben erörterten Verweiſung 
des gedachten § 23 liegt ſomit eine Weiterverweiſung von 
preußiſchem Landrecht auf das ruſſiſche Recht. Dieſes Recht 
iſt nun in ſeinen materiellrechtlichen Vorſchriften anzuwenden. 
Eine etwaige Weiter⸗ oder Rückverweiſung des ruſſiſchen Rechts 
käme nicht in Betracht. Die Frage, ob eine Weiterverweiſung 
überhaupt ſtatthaft iſt, war bereits für das vor dem 
1. Januar 1900 geltende Recht eine vielbeſtrittene. Sie iſt 
auch vom BGB. nicht allgemein entſchieden; vgl. die von 
Planck zu Art. 27 EGBGB. Bent. 1 angegebenen Literatur; 


23. 1907. 
die Ausführungen v. Staudingers zu Art. 27 EGBGB. und 
JW. 06, 6195; ferner den Aufſatz von Klein im Archiv für 
bürgerliches Recht 27, 252 ff. und die dort S. 260 ff. gegebene 
Zuſammenſtellung der bedeutendſten Vertreter der beiden Rich⸗ 
tungen. Art. 1 des Haager Abkommens zur Regelung des 
Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung 
vom 12. Juni 1902 (RGBl. 04, 221) verfügt, daß das Recht 
zur Eingehung der Ehe ſich nach dem Geſetz des Heimatsſtaats 
beſtimmt, daß aber an Stelle dieſes Geſetzes ein anderes Geſetz 
tritt, wenn das Heimatsgeſetz ausdrücklich auf dieſes Geſetz 
verweiſt. In der dazu gehörigen Denkſchrift (Nr. 15 der 
Druckſachen des Reichstages, 9. Legislaturperiode V. Seſſion 
1897/98) wird dieſe Rückverweiſung beſonders begründet und 
mit der Rückverweiſung des Art. 27 EGBGB. verglichen. Alſo 
auch noch nach dem 1. Januar 1900 ſind die Meinungen hin⸗ 
ſichtlich der Weiter⸗ und Rückverweiſung geteilt. Einer Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 
bedarf es hier nicht. Vom Standpunkt des PrAL R. aus ift 
jedenfalls eine Weiterverweiſung anzunehmen, vgl. RG. 20, 353; 
36, 205; 41, 309. Hiermit ſtehen nicht im Widerſpruch die 
RG. 24, 330 und 36, 284. Iſt darnach ruſſiſches Recht 
anzuwenden, ſo iſt der Anſpruch der Kläger nicht gerecht⸗ 
fertigt; denn das Berufungsgericht hat fürſorglich auch das 
Ergebnis für den Fall geprüft, daß ruſſiſches Recht zur 
Anwendung zu kommen hätte, und iſt bei dieſer Prüfung 
zu dem Ergebnis gelangt, daß ruſſiſches Recht den Klage⸗ 
anſpruch nicht zu ſtützen vermag. Dieſer Ausſpruch des 
Berufungsrichters iſt der Reviſion nach 8 562 ZPO. entzogen. 
Das bisher Erörterte führt noch nicht zur Klageabweiſung, 
weil der Berufungsrichter unentſchieden läßt, ob S. zur Zeit 
ſeiner Auswanderung nach Rußland ſeinen Wohnſitz im Gebiet 
des PrAL R. oder des rheiniſchen Rechts hatte. Es iſt deshalb 
auch dieſe letztere Möglichkeit zu unterſtellen. Hätte S. ſeinen 
letzten Wohnſitz im Gebiet des rheiniſchen Rechts gehabt, ſo 
würden allerdings die Art. 331 und 334 c. c. zur Anwendung 
kommen, weil die Verweiſung des Art. 3 Abſ. 3 c. c. auf das 
Heimatsrecht ſo lange für den Inländer gilt, als dieſer keine 
andere Staatsangehörigkeit erworben hat. Und die Frage der 
Legitimation iſt eine Frage des Familienſtandes. Die Beant⸗ 
wortung ſolcher Fragen macht Art. 3 Abſ. 3 c. c. aber von 
dem Heimatsrecht abhängig; RG. 24, 329. Auch hier, wie 
nach PrAL R. entſcheidet das Perſonalſtatut des Vaters und 
nicht dasjenige des legitimierten Kindes; RG. 29, 291. Daß 
das rheiniſche Recht die Klage nicht ſtützt, hat das Berufungs⸗ 
gericht zutreffend dargelegt. Ganz unzweifelhaft geht dies auch 
aus PrAG BGB. Art. 7 1 8 1 hervor. Nach dieſer Beſtimmung 
muß das Kind vor dem 1. Januar 1900 in einer öffentlichen 
Urkunde anerkannt ſein, wenn der Vater die Mutter geheiratet 
hat. Die Kläger ſind nicht vor dem 1. Januar 1900 legitimiert; 
folglich können ſie ſich auf dieſen Art. 71 nicht berufen. Könnten 
ſie es, ſo träfe ſie der 8 2 des gedachten Artikels, der der 
nach 8 1 möglichen Legitimation die Rückwirkung auf inzwiſchen 
ſtattgehabte Erbfälle ausdrücklich verſagt. Der Berufungs⸗ 
richter hat auch fürſorglich erwogen, daß das Recht des BGB. 
den Klageanſpruch nicht hält, falls man das nach 1. Januar 
1900 geltende Recht anwenden wollte. Gegen dieſe Aus⸗ 
führungen haben die Kläger nichts zu erinnern. Es wäre 


36. Jahrgang. 


So erweiſt fi die Reviſion als unbegründet — mag man 
davon ausgehen, der Vater der Kläger habe ſeinen letzten 
Wohnſitz im Gebiet des PrALR gehabt, oder unterſtellen, fein 
letter Wohnſitz habe ſich im Gebiet des rheiniſchen Rechts bes 
funden, als er nach Rußland auswanderte. S. c. M., U. v. 
30. Nov. 06, 174/06 II. — Cöln. 

2. SS 276, 278, 823 BGB. Haftpflicht des Gaſtwirtes 
gegenüber ſeinen Gäſten bei Auswahl feiner mit Geſchäfts⸗ 
führung beauftragten Gehilfen. 

Der Unfall des Klägers iſt dadurch veranlaßt, daß eine 
im Wirtſchaftslokal des Beklagten an der Wand angebrachte, 
mit Hutſteifen verſehene Leiſte beim Abnehmen eines an einer 
Hutſteife angehängten Mantels herabgefallen iſt und den 
Kläger, der daſelbſt als Gaſt verweilte, am Kopfe getroffen 
hat. Dieſe Feſtſtellung des Berufungsgerichts ergibt unab⸗ 
weisbar die Folgerung, daß die Leiſte des Halts ermangelt 
hat, der zur Sicherung der im Lokal verkehrenden Gäſte gegen 
die Gefahr durch Herabfallen derſelben beſchädigt zu werden, 
erforderlich war. Nicht nur der Umſtand, daß die Leiſte zum 
Behängen mit Mänteln tatſächlich von den Gäſten benutzt 
ward, ſondern ſchon die bloße Möglichkeit einer derartigen Be 
nutzung bedingte die Befeſtigung der Leiſte in einer Stärke, daß 
ſie ihren Halt durch ſolchen Gebrauch nicht verlor. Das BGB. 
enthält bezüglich der Haftung der Schank⸗ und Speiſewirte für 
Unfälle, die aus mangelnder Verkehrsſicherheit der Gaſträume 
eintreten, keine beſonderen Vorſchriften. Inſonderheit findet die 
im 8 538 BGB. getroffene Beſtimmung, nach welcher der 
Mieter im Fall, daß ein Mangel der im 8 537 bezeichneten 
Art bei dem Abſchluß des Vertrages vorhanden iſt, Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen kann, ohne daß der 
Mangel dem Vermieter zur Verſchuldung anzurechnen iſt, auf 
das Vertragsverhältnis, in das der Schank⸗ und Speiſewirt 
durch Aufnahme des einkehrenden Gaſtes tritt, keine Anwendung. 
Mag es auch richtig ſein, daß der Wirt, der die Preiſe für 
die Speifen und Getränke, die er verabreicht, mit Rückſicht 
darauf, daß er die Benutzung der dem Gaſtverkehr freigehaltenen 
Räume und der zur Unterhaltung der Gäſte beſtimmten Sachen 
gewährt, wie den Gebrauch des zum Genuß von Speiſen und 
Getränken erforderlichen Geräts überläßt, in entſprechender 
Weiſe erhöht, in der Zahlung der. Preiſe von feiten des Gaſtes 
zugleich für dieſe Gewährung und Überlaflung ein Entgelt ers 
hält, fo iſt doch die Auffaflung, daß der Wirt zum Gaſt, deſſen 
Beſtellung auf Speiſen oder Getränke er entgegennimmt, in An⸗ 
ſehung der Gebrauchsüberlaſſung in das Rechtsverhältnis der 
Sachmiete tritt, abzulehnen. Die Gebrauchsüberlaſſung bildet 
keine Vertragsleiſtung ſelbſtändiger Art, wie ſolches der Fall 
iR bezüglich der Überlaſſung der Wohnung, welche der Gaſt⸗ 
wirt gewährt, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung 
aufnimmt; die Leiſtung des Schank⸗ und Speiſewirts iſt ein⸗ 
heitlicher Natur in dem Sinn, daß der Gaſt zur Annahme der 
Nahrungs- und Genußmittel nicht verbunden iſt, wenn ſich die 
Gebrauchsüberlaſſung nicht anſchließt, und daß der Wirt für 
den Gebrauch, den der Gaſt gemacht hat durch Aufenthalt in 
den Räumen und Beſchäftigung mit den zur Unterhaltung frei⸗ 
geſtellten Sachen, nichts fordern kann, wenn die Verabreichung 
der Nahrungs- und Genußmittel unterbleibt, weil er fie nicht 
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zu beſchaffen vermag oder der Gaſt ſie berechtigterweiſe zurück⸗ 
weiſt. Das iſt keine entgeltliche Gebrauchsüberlaſſung einer 
Sache, die das Weſen des Mietvertrages ausmacht, bezw. kein 
Rechtsverhältnis, das die analoge Anwendung des oben⸗ 
genannten Geſetzes zuläßt. Die Haftpflicht der Schank⸗ und 
Speiſewirte für Unfälle, die durch ordnungswidrigen Zuſtand 
ihrer Gaſträume den Gäſten verurſacht find, regelt ſich daher 
allein nach den allgemeinen Grundſätzen über Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung obliegender Vertragspflicht. Nach dieſen 
hat der Schuldner, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, Vorſatz 
und Fahrläſſigkeit zu vertreten, alſo Erſatz zu leiſten, wenn die 
Verletzung ſeiner Vertragspflicht, die den Gläubiger in Schaden 
gebracht hat, ihm bezw. ſeinem Gehilfen, deſſen er ſich zur Er⸗ 
füllung ſeiner Verbindlichkeit bedient hat, zur Schuld gereicht, 
88 276, 278 BEB. Hieraus ergibt ſich, daß der Beklagte 
zwecks Abwendung des vom Kläger wegen der erlittenen Ver⸗ 
letzung erhobenen Schadenserſatzanſpruchs zu erweiſen hat, daß 
die Sorgfalt, die in Anſehung der Verkehrsſicherheit der Gafte 
räume zu betätigen war, trotz des mangelnden Halts der Leiſte 
von ihm nicht außer acht gelaſſen iſt. Denn einmal zählt die 
Pflicht, für die Verkehrsſicherheit der Gaſträume Sorge zu 
tragen, dieſelben namentlich ſo einzurichten und zu erhalten, daß 
die Gäſte ohne Gefahr für Leben und Geſundheit ſich in den⸗ 
ſelben bewegen können, unbeſtreitbar zu der Vertragsverbind⸗ 
lichkeit, die der Wirt durch Aufnahme des einkehrenden Gaſtes 
eingeht, und zweitens ſpricht das Daſein des Mangels in der 
Befeſtigung der Leiſte gegen geübte Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt ſo lange, bis ihre Betätigung nachgewieſen iſt. Kann 
danach dem Berufungsgericht in ſeiner Ausführung, daß Be⸗ 
klagter ſeiner Beweispflicht durch den Nachweis genügt, daß er 
bei Auswahl ſeiner beiden mit der Geſchäftsführung betrauten 
Gehilfen, wie bei der Leitung ihrer Verrichtungen die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, den Kläger aber der 
Beweis des Verſchuldens der Geſchäftsführer trifft, auch nicht 
beigetreten werden, ſo iſt doch die klagabweiſende Entſcheidung 
deshalb zu billigen, weil das feſtgeſtellte Beweisergebnis zum 
Nachweis der Nichtſchuld des Beklagten oder ſeiner Gehilfen 
an dem Unfall ausreicht. Die Fürſorgepflicht des Beklagten 
bedingt nicht von vornherein die Anſtellung beſonderer Nach⸗ 
prüfung der Feſtigkeit der Leiſte von ſeiner Seite. Iſt ein 
Mangel der Feſtigkeit trotz dauernder Kontrolle über den ver⸗ 
kehrsſicheren Zuſtand des Lokals in ſeiner Allgemeinheit nicht 
zum Vorſchein gekommen, ſo durfte Beklagter den dauernden 
Halt der Leiſte, ohne ſich dem Vorwurf fahrläſſigen Verhaltens 
auszuſetzen, jedenfalls dann unterſtellen, wenn im vorauf⸗ 
gegangenen Zeitraum von zehn Jahren kein Unfall, der auf 
einen mangelhaften Zuſtand der Räume und Vorrichtungen 
hatte ſchließen laſſen, ſich ereignet hatte. Nach der Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts hat ſolche dauernde Kontrolle ſtatt⸗ 
gefunden, ohne daß an dem Halt der Leiſte ein Mangel dabei 
entdeckt iſt, und ein Unfall während des genannten Zeitraums 
nicht Platz gegriffen. Die Feſtſtellung iſt ohne Prozeßverſtoß 
getroffen, die Vernehmung des Zeugen M. inſonderheit mit 
bedenkfreier Begründung abgelehnt K. c. E., U. v. 11. Dez. 06, 
200/06 III. — Berlin. 

3. 8 328, 398, 403, 410, 516 BGB. Bedeutung der 
Einzahlung an eine Bank zugunſten eines Dritten. Ab⸗ 
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tretung einer geſchenkten Forderung iſt eine ſofort vollzogene 
Schenkung. 

Im Jahre 1897 ließ der Beklagte auf den Namen ſeiner 
Tochter, der Klägerin, bei einer Bank ein Konto anlegen, auf 
das er Einzahlungen leiſtete. Das dadurch entſtandene Gut⸗ 
haben will Klägerin vom Beklagten geſchenkt erhalten haben 
und hat, da es vom Beklagten abgehoben worden iſt, auf Er⸗ 
ſtattung des abgehobenen Betrages Klage erhoben. Der Be⸗ 
klagte beſtreitet die behauptete Schenkung. Er verweiſt auf die 
zwiſchen ihm und der Bank bei der Anlegung des Kontos aus⸗ 
getauſchten ſchriftlichen Erklärungen; er ſelbſt hat nämlich unterm 
9. Auguſt 1897 an die Bank geſchrieben: „Die Verfügung über 
das gedachte Konto, welches zur Regelung von Erbſchafts⸗ 
verhältniſſen dienen ſoll, verbleibt bis auf weiteres mir, was 
Sie mir gütigſt beſtätigen wollen“ und in dem Antwortſchreiben 
der Bank vom 10. Auguſt 1897 erklärte dieſe ihm: „Wir be⸗ 
ſtätigen Ihnen noch wunſchgemäß, daß Sie ſich die Verfügung 
dieſes Kontos vorbehalten haben.“ Klägerin bringt jedoch ein 
von der Hand des Beklagten herrührendes Schreiben vom 
10. Oktober 1898 folgenden Inhalts an die Bank bei: Unter 
Bezugnahme auf unſere Korreſpondenz vom 9. und 10. Auguſt 
v. J. betreffend das Konto meiner Tochter C. R., ermächtige 
ich dieſelbe hierdurch, das in bar oder Werten vorhandene Gut⸗ 
haben ihres Kontos — zur Zeit 4605 Mark — nach ihrem 
Belieben ganz oder teilweile jederzeit abzuheben. Die Parteien 
ſtreiten darüber, wie Klägerin in den Beſitz dieſes Schreibens ge- 
kommen iſt. Klägerin behauptet, der Beklagte habe es ihr im 
Januar 1901 übergeben und ihr geſagt, er habe das Geld für 
ſie bei der Bank als Notgroſchen hinterlegt, ſie könne ſich 
jederzeit davon etwas holen. Beklagter behauptet dagegen, daß 
Klägerin ihm das Schreiben widerrechtlich aus ſeinem Schreib⸗ 
tiſch entwendet habe. Das KG. hat die Entſcheidung von einem 
Eide der Klägerin abhängig gemacht. Klägerin ſoll ſchwören, 
daß ihr der Beklagte im Januar 1901 den Brief vom 10. Ok⸗ 
tober 1898 mit der Erklärung übergeben habe, er habe für 
ſie auf der Bank Geld als Notgroſchen hinterlegt, ſie könne 
ſich jederzeit etwas davon holen. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Dadurch allein, daß der Beklagte ein 
Konto auf den Namen der Klägerin bei der Bank anlegen ließ 
und daß auf dem Konto Gutſchreibungen ſtattfanden, wurde die 
Klägerin noch nicht die Gläubigerin des Kontoguthabens und 
zwar gleichviel, ob das Übereinkommen zwiſchen dem Beklagten 
und der Bank ſo zu verſtehen war, daß der eigentliche und 
wirkliche Kontoinhaber der Beklagte ſelbſt fein ſollte ($ 117 
Abſ. 2 BGB.) oder ob der Beklagte ſich damit Leiſtungen an 
die Klägerin als an einem Dritten verſprechen ließ und dabei 
durch ausdrückliche Vereinbarung mit dem anderen Teile den 
unmittelbaren Rechtserwerb durch die Klägerin ausſchloß. 
(S 328 BGB.). Daß ſpäter die Forderung des Beklagten an 
die Bank in anderer Weiſe als durch Abtretung auf die 
Klägerin übergegangen ſei, verneint der Berufungsrichter, indem 
er das Vorbringen der Klägerin im einzelnen daraufhin 
würdigt. Seine Entſcheidung gereicht dem Beklagten inſoweit 
nicht zur Beſchwerde und bedarf nicht der Nachprüfung. Was 
aber die Frage der Abtretung anlangt, ſo muß zunächſt von 
der behaupteten Schenkung als ihrem Rechtsgrunde abgeſehen 
und die Übertragung in abſtrakter Bedeutung in Betracht ge 
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zogen werden. Sie konnte nach 8 398 BGB. nur durch Ver⸗ 


trag zuſtande kommen. Von der Einhaltung einer beſtimmten 
Form hing, da die Übertragung nach dem 31. Dezember 1899 
ſtattgefunden haben ſoll, die Rechtswirkſamkeit des Abtretungs⸗ 
vertrages nicht ab. Es genügte, wenn mündlich unter den 
Parteien der Wille zum Ausdruck kam, auf der einen Seite 
die Forderung unmittelbar zu übertragen, auf der anderen Seite 
dieſe unmittelbare Übertragung anzunehmen. War das der 
Fall, ſo zog die damit vorgenommene Abtretung nur als eine 
Folge die Verpflichtung nach ſich, der Klägerin als der Er⸗ 
werberin der Forderung eine Urkunde auszuſtellen. Ohne eine 
ſolche befand ſich die Klägerin nicht in der Lage, die Forderung 
nach außen hin vollwirkſam als Gläubigerin geltend zu 
machen (88 403, 410, Abſ. 1 BGB.). Da aber für das 
Zuſtandekommen der Abtretung die Ausſtellung einer Abtretungs⸗ 
urkunde nicht weſentlich war, ſo beſtanden auch keine rechtlichen 
Bedenken dagegen, die Kundgebung des Abertragungswillens 
und die Annahme der Übertragung darin zu erblicken, daß — wie 
die Klägerin behauptete — der Beklagte ihr das Schriftſtück 
vom 10. Oktober 1898 mit den in den Urteilseid aufge⸗ 
nommenen mündlichen Erklärungen übergab, auch wenn dieſes 
Schriftſtück ſeinem Inhalte nach den an eine Abtretungsurkunde 
zu ſtellenden Anforderungen nicht entſprach. Am allerwenigſten 
beſtand in dieſer Beziehung ein Anlaß zu rechtlichen Bedenken 
in dem Falle, wenn das Schriftſtück die ihm vom Berufungs⸗ 
richter beigelegte Bedeutung hatte, Beklagter nämlich darin der 
Schuldnerin von der geſchehenen Abtretung Mitteilung machte 
(S 410 Abſ. 2 BGB.) und wenn es unter Aushändigung des 
Schriftſtücks der Klägerin überließ, die Anzeige der Schuldnerin 
ſelbſt zu überbringen. Nun iſt freilich der Reviſion zuzugeben, 
daß der Berufungsrichter das Schreiben vom 10. Oktober 1898 
im Widerſpruch mit deſſen klarem Inhalt ausgelegt und eine 
genügende Begründung für dieſe Auslegung nicht gegeben hat. 
Das Schreiben enthält nichts mehr und nichts anderes, als eine 
der Bank erteilte Anweiſung, an die Klägerin zu zahlen in 
Verbindung mit einer der Klägerin erteilten ausdrücklichen Er⸗ 
mächtigung, das Guthaben abzuheben. Es fällt alſo ſeinem 
Wortlaute nach durchaus unter die Geſetzvorſchrift des S 783 
BGB. Allein die getroffenen Vereinbarungen können deſſen⸗ 
ungeachtet die Abtretung der Forderung zum Inhalte gehabt, die 
Parteien es aber für zweckmäßig und genügend gehalten haben, 
wenn Klägerin der Schulderin nicht als Abtretungs⸗, ſondern 
als Anweiſungsempfängerin gegenübertrat. Daß es tatſächlich 
zu einer unmittelbaren Übertragung der Forderung gekommen 
iſt, hat der Berufungsrichter unter der Vorausſetzung der Ab⸗ 
leiſtung des Urteilseides als feſtſtehend angenommen und hat 
feine Überzeugung hiervon insbeſondere auf die Erklärungen 
geſtützt, mit denen der Beklagte die Übergabe des Schreibens 
begleitet haben ſoll, die Bemerkung nämlich, das Geld ſolle ein 
Notgroſchen für die Klägerin ſein und ſie könne ſich jederzeit 
davon etwas holen. Die hieraus und aus den übrigen be⸗ 
gleitenden Umſtänden gezogene Folgerung, „daß unzweifelhaft 
nichts anderes als der Eintritt der Klägerin in das kanuſale 
Schuldverhältnis bezweckt wurde“, liegt ausſchließlich auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet. Durch die fehlſame Auslegung des Schreibens 
vom 10. Oktober 1898 wird ſie nicht in erſichtlicher Weiſe be⸗ 
einflußt, Rechtliche Bedenken anderer Art können gegen das 
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Berufungsurteil nicht aufkommen. Iſt daran feſtzuhalten, daß 
unter der Vorausſetzung der Ableiſtung des Urteilseides Bes 
klagter feine Forderung an die Bank der Klägerin abgetreten 
hat, jo hat es auch an einem Rechtsgrunde der Abtretung nicht 
geſehlt. Denn die Annahme des Berufungsrichters, daß unter 
dieſer Vorausſetzung eine Schenkung der Forderung an die 
Klägerin erwieſen ſei, iſt frei von Geſetzesverletzung und ent⸗ 
ſpricht auch dem im 8 516 BGB. enthaltenen Rechtsbegriffe 
der Schenkung. Dabei handelt es ſich nicht um ein bloßes 
Schenkungsverſprechen, ſondern um eine durch Abtretung der 
geſchenkten Forderung ſofort vollzogene Schenkung. Darüber, 
daß die mündliche Abtretung zur wirkſamen Vollziehung der 
Schenkung nach heutigem Rechte ausreicht, beſteht in der Rechts⸗ 
lehre und in der Rechtſprechung kein Zweifel. (Vgl. 
v. Staudinger⸗Kober Anm. II, 1e zu 8518, Dertmann Anm. 3 b 
zu $ 518 und die Urteile des Senats in Sachen Roſt c. Brach⸗ 
vogel IV 469/03 vom 21. April 1904, in Sachen Sepp c. 
Schild IV 280/04 vom 12. Dezember 1904, in Sachen Wehr: 
hahn c. Engelke IV 313/05 vom 21. Dezember 1905 und in 
Sachen Schleyer e. Wagner IV 167/06 vom 2. Juli 1906 
— ferner Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung des 
BEL. Bd. 2 S. 19 und RG. 53, 295 flg.) R c. K., U. v. 
13. Dez. 06, 218/06 IV. — Berlin. 

4. 88 383 ff. 457 BOB. Beſteht eine Pflicht des 
Schuldners, den Erlös der geſchuldeten Sache gerichtlich zu 
hinterlegen? Oder kann er dieſen Erlös auf ſeine Gegen⸗ 
forderung annehmen und ſich dadurch von feiner Schuld bes 
ſteien Tf nn 

In dem Pachtvertrag über ein Rittergut hatte fich für den 
Fall der Beendigung der Verpächter verpflichtet, das Guts⸗ 
inventar zu übernehmen. Als er dies verweigerte, ließ der 
llagende Pächter das Inventar verſteigern und klagte den 
Unterſchied zwiſchen dem nicht hinterlegten Erlös und einer 
vertragsmäßig ermittelten Taxe ein. Beklagter wurde ver⸗ 
urteilt und feine Reviſton wurde zurückgewieſen: Der Beklagte 
rügt, das Berufungsurteil verſtoße gegen 8 383 BGB., indem 
es annehme, dem Klaganſpruche ſtehe der Umſtand nicht ent⸗ 
gegen, daß der Kläger den bei der Verſteigerung des Inventars 
erzielten Erlös nicht bei der hierfür zuſtändigen öffentlichen 
Stelle hinterlegt hat. Dieſer Angriff hat nicht als begründet 
anerkannt werden können. Allerdings wird in der Literatur 
überwiegend angenommen, durch einen nach den Beſtimmungen 
in 85 383 — 38 5 BB. vorgenommenen Verkauf der ge⸗ 
ſchuldeten Sache werde das Rechtsverhältnis nicht dahin ge⸗ 
ändert, daß nun der erzielte Erlös den Schuldgegenſtand bilde. 
Der Verkauf ſolle dem Schuldner einen Weg bieten, zur 
Hinterlegung zu gelangen, er ſei nur eine dieſe vorbereitende 
Maßregel, ein Inzidentpunkt im Hinterlegungsverfahren, und 
könne deshalb zur Befreiung des Schuldners von ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Verpflichtung nur führen, wenn ihm die Hinter⸗ 
legung des Erlöſes nachfolge. Insbeſondere könne der 
Schuldner dieſe Befreiung nicht dadurch erreichen, daß er gegen 
den Exlös eine ihm an den Gläubiger zuſtehende Geldforderung 
aufrechne. (Rehbein, das BGB. Bd. II S. 321; Crome, 
Syſtem des bürg: Rechts Bd. II 8 189 unter III, 3; Dern⸗ 
burg, das Recht der Schuldverhältniſſe, III. Aufl. 877 Anm. 7 
und 8 121 unter IV; Endemann, Lehrbuch des bürg. Rechts, 
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VIII. Aufl. 8 143 Anm. 15; Schollmeyer, Recht der Schuld» 
verhältniſſe, Anm. 1 zu § 383; Planck, Komm. z. BGB. 
I./ II. Aufl. Anm. 1 zu $ 383; Beer, die Hinterlegung zum 
Zwecke der Befreiung uſw. S. 15 flg. und andere.) Dieſe von 
anderer Seite bekämpfte Auffaſſung (vgl. insbeſondere Oertmann, 
Recht der Schuldverhältniſſe, II. Aufl. Anm. 2 zu 8 383; 
Kohler, zwölf Studien zum BGB. Nr. III S. 199 flg.) wird 
auf den Wortlaut des Geſetzes, auf Bemerkungen in den 
Motiven zu §8 278 des Entw. z. BGB. (Bd. II S. 102 flg.) 
ſowie in der Denkſchrift zum Entwurf des HGB. (S. 215 der 
Guttentagſchen Ausgabe) und darauf geſtützt, daß in Beſtim⸗ 
mungen des BGB., welche ſich auf den Verkauf von gefundenen 
und verpfändeten Sachen beziehen (88 966, 979, 1219), 
ausdrücklich beſtimmt ſei, daß der Erlös an die Stelle der ver⸗ 
kauften Gegenſtände trete, eine entſprechende Vorſchrift aber in 
§ 383 fehle, und in einem früheren Stadium der Vorarbeiten 
zum BGB. ein Antrag, eine ſolche Beſtimmung auch für den 
in den jetzt in den 88 383 — 386 geregelten Selbſthilfe⸗ 
verkauf des Schuldners zu treffen, geſtellt, aber abgelehnt und 
ſpäter nicht wiederholt worden ſei. Es bedarf indes nach Lage 
der Sache keiner Entſcheidung darüber, ob durch den Selbſt⸗ 
hilfeverkauf eine Anderung des Schuldverhältniſſes dahin eintritt, 
daß dann an die Stelle der urſprünglich geſchuldeten Sache der 
Erlös tritt. Denn wenn dies auch zu verneinen, alſo anzu⸗ 
nehmen wäre, daß auch nach dem Verkaufe der Schuldner, 
ſofern er dazu imſtande iſt, den urſprünglichen Schuldgegenſtand 
leiſten dürfe, und der Gläubiger nur einen Anſpruch auf dieſe 
Leiſtung habe, jo ergibt ſich doch aus 88 383 flg. mit Not: 
wendigkeit, daß der Schuldner nach dem berechtigterweiſe und 
formgerecht vorgenommenen Selbſthilfeverkaufe an ſich berechtigt 
iſt, ſtatt des urſprünglichen Schuldgegenſtandes den Erlös zu 
leiſten, denn ſonſt könnte auch die Hinterlegung des Erlöſes 
niemals eine ſchuldtilgende Wirkung haben. In Frage kann 
daher nur kommen, ob anzunehmen iſt, daß der Schuldner von 
der Befugnis, ſeine Schuld durch Leiſtung des Erlöſes zu 
tilgen, ausſchließlich auf dem Wege der Hinterlegung des Er⸗ 
löſes ſoll Gebrauch machen dürfen. Aus dem Wortlaut des 
8 383 allein kann das nicht gefolgert werden. Allerdings iſt 
dort geſagt, der Schuldner könne die geſchuldete Sache ver⸗ 
ſteigern laſſen und den Erlös hinterlegen. Indes handelt der 
ganze Titel, zu dem 8 383 gehört, überhaupt nur von der 
Hinterlegung und regelt überall nur, unter welchen Umſtänden 
und in welcher Weiſe der Schuldner hinterlegen darf, und 
welche rechtlichen Wirkungen ſich an die Hinterlegung knüpfen. 
Mit der Frage, ob und wie ſich der Schuldner mit oder ohne 
Mitwirkung des Gläubigers auf andere Weiſe als durch Hinter⸗ 
legung von ſeiner Schuld befreien kann, hat der ganze Abſchnitt 
nichts zu tun. Die Bejahung der vorſtehend bezeichneten Frage 
könnte alſo nur darauf geſtützt werden, daß die Beſtimmungen, 
durch welche dem Schuldner unter gewiſſen Umſtänden der 
Verkauf der geſchuldeten Sache mit Rechtswirkung gegenüber 
dem ſäumigen Gläubiger geſtattet worden iſt, in den von der 
Hinterlegung handelnden Abſchnitt des Geſetzes aufgenommen 
und mit der Vorſchrift, daß der Schuldner den Erlös hinter⸗ 
legen dürfe, in unmittelbaren engen Zuſammenhang gebracht 
worden ſind. Wie mit Recht geltend gemacht worden iſt 
(Müller in Iherings J. 41, 461 flg.), hätte es, wenn dem 
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Schuldner unter den in § 383 bezeichneten Vorausſetzungen 
ſchlechthin das Recht zum Selbſthilfeverkauf mit der Wirkung 
eingeräumt werden ſollte, daß dadurch an die Stelle der ur⸗ 
ſprünglichen Schuld eine Geldſchuld trete, oder doch der 
Schuldner das Recht erlange, ſtatt des urſprünglichen Gegen⸗ 
ſtandes den Erlös zu leiſten, nahe gelegen, die dahingehenden 
Beſtimmungen nicht in dem Titel von der Hinterlegung zu 
treffen, ſondern ihnen eine andere Stelle, etwa in dem vom 
Verzuge des Gläubigers handelnden Abſchnitte, anzuweiſen. 
Es muß indes Bedenken getragen werden, dieſer Erwägung 
eine ausſchlaggebende Bedeutung beizulegen, da der Auslegung, 
die darauf geſtützt werden ſoll, gewichtige innere Gründe ent⸗ 
gegenſtehen. Der Verkauf, zu dem der Schuldner unter den 
in 8 383 beſtimmten Vorausſetzungen vorſchreiten darf, der 
alſo eine an ſich rechtmäßige Handlung iſt, geſchieht für 
Rechnung des ſäumigen Gläubigers. Zwar iſt dies in 8 383 — 
abweichend von 8 373 508. — nicht ausgeſprochen, es 
iſt das aber nicht bloß in den Motiven zu 8 278 ausdrücklich 
hervorgehoben, ſondern hat auch in 8 457 BGB. pofitiven 
geſetzlichen Ausdruck gefunden, inſofern dort unter den Fällen, 
in denen jemand durch geſetzliche Vorſchrift ermächtigt iſt, eine 
Sache für Rechnung eines anderen zu verkaufen, den 
Verkauf, den der Schuldner auf Grund der Beſtimmungen in 
85 383, 385 vornimmt, ausdrücklich mit aufgeführt if. Nun 
fol aber die vom Geſetz in 8 383 erwähnte Gebarung, 
welche der Schuldner mit dem für Rechnung des Gläubigers 
vereinnahmten Verkaufserlöſe vornehmen darf, und welche die 
in 88 378, 379 beſtimmten Rechtswirkungen hat, doch nur 
dazu dienen, den Gläubiger in die Lage zu bringen, den für 
ihn hinterlegten Erlös bei der betreffenden öffentlichen Stelle 
in Empfang zu nehmen und darüber zu verfügen. Die Hinter⸗ 
legung iſt nicht Selbſtzweck, ſie iſt nur ein Mittel, durch das 
die Aberführung des Erlöſes in das Vermögen des Gläubigers 
angebahnt und ſichergeſtellt werden ſoll. Die Annahme, daß 
der Schuldner ſich ausſchließlich durch die Hinterlegung des 
Verkaufserlöſes liberieren könne, würde alſo zu dem Ergebnis 
führen, daß nach dem Willen des Geſetzgebers dem Schuldner 
zwar eine Maßnahme, welche die ihr Ziel bildende Überführung 
des Erlöſes in das Vermögen des Gläubigers nur vorbereiten 
kann, geſtattet ſein und ſeine Befreiung von der Schuld herbei⸗ 
führen ſoll, daß aber Handlungen des Schuldners, welche dieſe 
Überführung unmittelbar bewirken würden, unſtatthaft und 
wirkungslos ſein ſollen. Das wäre eine Rechtsgeſtaltung, die 
nach allgemeinen Grundſätzen gewiß befremdlich genannt werden 
müßte und nur beim Vorliegen ſchlechthin zwingender Gründe 
als vom Geſetz gewollt angeſehen werden könnte, zumal auch 
Zweckmäßigkeitsgründe, welche für eine ſolche Regelung des 
Rechtsverhältniſſes ſprechen könnten, wohl kaum erfindlich ſind. 
Ein ſolcher zwingender Grund iſt nach der Anſicht des er⸗ 
kennenden Senats in der den Vorſchriften über den Selbſthilfe⸗ 
verkauf angewieſenen Stellung im BGB. nicht zu finden. 
Die oben erwähnten Bemerkungen in der Denkſchrift zum Ent⸗ 
wurf des HGB. und in den Motiven zu § 278 des Entwurfs 
zum BGB. ſprechen zwar aus, daß zu der Verſteigerung der 
urſprünglich geſchuldeten Sache die Hinterlegung des Erlöſes 
hinzutreten müſſe, wenn die urſprüngliche Schuld getilgt werden 
ſolle, es liegt aber kein zureichender Grund zu der Annahme 
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vor, daß die Verfaſſer jener geſetzgeberiſchen Vorarbeiten dabei 
die Frage, ob die Hinterlegung durch eine andere Maßnahme, 
durch welche der Gläubiger den Erlös oder deſſen Vermögens⸗ 
wert erhalte, erſetzt werden könne, im Auge gehabt und ſie zu 
verneinen beabſichtigt haben. Auch von Schriftſtellern, welche 
grundſätzlich als Befreiungsmittel für den Schuldner nur die 
Hinterlegung anerkennen, insbeſondere die Aufrechnung aus⸗ 
ſchließen wollen, wird nicht in Zweifel gezogen, daß die Hinter⸗ 
legung des Erlöſes dadurch erſetzt werden kann, daß der 
Schuldner den Erlös an den Gläubiger zahlt und dieſer ihn 
annimmt (vgl. die angeführten Stellen in den Kommentaren 
von Rehbein und Planck). In dem letzterwähnten Werke wird 
ſogar angenommen, der Gläubiger könne, wenn er ſich zur An⸗ 
nahme des Erlöſes erbiete, verlangen, daß ihm der Schuldner 
dieſen überantworte, ſtatt zur Hinterlegung zu ſchreiten. Es 
mag, wenn die Zahlung als Erſatz der Hinterlegung anerkannt 
worden iſt, zunächſt an den Fall gedacht ſein, wo der Erlös 
gegeben und genommen wird mit dem übereinſtimmenden Willen, 
daß dadurch die urſprüngliche Schuld getilgt werden ſolle. 
Zahlung kann aber ſehr wohl auch erfolgen, ohne daß eine 
ſolche Ubereinſtimmung vorliegt. Der Gläubiger wird ſich, 
namentlich wenn durch den Selbſthilfeverkauf die Natural 
erfüllung der urſprünglichen Verpflichtung unmöglich geworden 
iſt, ſehr wohl dazu veranlaßt ſehen können, den Verkaufserlös 
anzunehmen, obwohl er die Berechtigung des Schuldners zum 
Selbſthilfeverkauf oder deſſen Formrichtigkeit beſtreitet und ſich 
ſeiner vermeintlichen über den Erlös hinausgehenden Anſprüche 
auf Entſchädigung (BEB. 8 280 Abſ. 1) ausdrücklich vor⸗ 
behält. Gleichwohl wird auch in ſolchen Fällen kein Zweifel 
beſtehen können, daß die Zahlung des Erlöſes feine Hinter 
legung erſetzt; und aus den Vorſchriften in 8 383 BGB. 
ſelbſt iſt nach dem vorſtehenden auch nicht zu entnehmen, daß 
das gleiche nicht durch andere Maßregeln des Schuldners, 
durch welche der Gläubiger den Vermögenswert des Erlöſes 
gewährt erhält, ebeufalls geſchehen könnte. Das Berufungs⸗ 
gericht nimmt an, es ſei dies wirkſam dadurch geſchehen, daß 
der Kläger die Forderung auf den von den Sachverſtändigen 
beſtimmten Preis des Inventars gegen den von ihm an den 
Beklagten auszuantwortenden Verſteigerungserlös aufgerechnet 
habe, da einer ſolchen Aufrechnung auch die allgemeinen Regeln 
über die Zuläſſigkeit der Kompenſation nicht entgegenſtänden. 
In der Literatur hat mehrfach die gegenteilige Meinung Ver⸗ 
tretung gefunden (vgl. Müller a. a. O.; Sohm in Gold⸗ 
ſchmidts Z. 53, 112; Roſenberg in Iherings J. 43, 238 flg.). 
In der Tat laſſen ſich, wie auch dem OL. nicht entgangen 
iſt, dann, wenn man annimmt, daß durch den Selbſthilfe⸗ 
verkauf des Schuldners ſich deſſen urſprüngliche Schuld noch 
nicht ſchlechthin in eine Geldſchuld umwandelt, er vielmehr nur 
berechtigt iſt, ſtatt den geſchuldeten Gegenſtand zu leiſten, ſich 
durch Zahlung des Erlöſes zu befreien (facultas alternativa 
des Schuldners), Zweifel erheben, ob die in §8S 387 BGB. 
beſtimmten Vorausſetzungen für die Aufrechnung einer Geld⸗ 
forderung des Schuldners gegen den Erlös der verkauften 
Sache vorliegen, weil eben der Schuldner nicht verpflichtet iſt, 
den Erlös zu zahlen, alſo ſtreng genommen nicht geſagt werden 
kann, daß beide Teile einander Geld ſchulden. Es kann indes 
dahingeſtellt bleiben, ob man auf eine ſolche Argumentation die 
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Annahme fügen dürfe, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers 
in allen den Fällen, wo dem Schuldner kraft Vertrages oder 


Geſetzes (vgl. die Zuſammenſtellung in der Schrift von Peskatom 


in Fiſchers Abhandlungen zum BEB. 13, 288 flg.) das Recht 
zuſteht, ſtatt des eigentlichen Schuldgegenſtandes eine Geld⸗ 
ſumme zu leiſten, der Gläubiger alſo das Geld als Erfüllung 
gelten laſſen muß, dem Schuldner, der die Geldabfindung 
wählt, das Recht, dieſe durch Aufrechnung einer Gegen⸗ 
forderung zu gewähren, deshalb verſagt ſein ſolle, 
weil er durch Geld zwar erfüllen darf, aber nicht muß. 
Denn wenn dies auch grundſätzlich anzuerkennen wäre, ſo 
würde doch im vorliegenden Falle dem Beklagten das Recht 
nicht zuzugeſtehen ſein, die Bezahlung des Gutsinventars des⸗ 
halb zu verweigern, weil der Kläger den Verſteigerungserlös 
nicht hinterlegt hat. Der Kläger hat, nachdem er das In⸗ 
ventar unter Wahrung der geſetzlichen Formen zur Verſteigerung 
gebracht hatte, den dabei für Rechnung des Beklagten verein⸗ 
nahmten Erlös innebehalten und auf den Kaufpreis, den er 
vom Beklagten zu beanſpruchen hatte, verrechnet. Das Be⸗ 
rufungsgericht fieht dies als eine Aufrechnung an, wie dies 
auch der Beklagte ſelbſt getan hatte. Näher liegt eine andere 
Auffaffung, nämlich die, daß der Kläger das Geld, welches er 
für Rechnung des Beklagten eingenommen hatte, dazu ver⸗ 
wendet hat, damit, ſoweit der Erlös reichte, die Kaufpreisſchuld 
des Beklagten im Wege der Zahlung an ſich ſelbſt zu tilgen. 
Dies muß der Beklagte gegen ſich gelten laſſen. Die Vor⸗ 
ſchrift in 3 181 BGB. ſteht dem nicht entgegen. Zwar hatte 
der Beklagte dem Kläger eine ſolche Gebarung mit dem Er⸗ 
löſe nicht geſtattet, es iſt vielmehr nach der ganzen Sachlage 
zweifellos, daß fie feinem Willen zuwiderlief, allein es kann 
darauf nicht ankommen, denn der Beklagte, der ebenſo wie als 
Gläubiger, fo auch als Schuldner vertragswidrig handelte und 
in Verzug war, durfte nach Treu und Glauben dem Kläger 
die Zuſtimmung zu einer ſolchen Verwendung des Erlöſes nicht 
verſagen, und es ſteht ihm, wenn er ſich darauf berufen wollte, 
er habe das gleichwohl getan, der Einwand der Argliſt ent⸗ 
gegen. Dies würde in gleicher Weiſe gelten, mag man hier 
das ältere ſächſiſche Recht (Sächſ BSB. 8 858) oder das 
jetzt geltende (BB. 8 242) für maßgebend anſehen. Die 
Rückſichtnahme auf Treu und Glauben würde übrigens zur 
Zurückweiſung des in Rebe ſtehenden Einwands auch dann 
führen, wenn man Aufrechnung anzunehmen hätte. Der 
Käufer einer beweglichen Sache, der ſich in Annahmeverzug und 
gleich eitig bezüglich des Zug um Zug zahlbaren Raufpreifes 
in Erfüllungsverzug befindet, muß, wenn die in § 383 bes 
ſtimmten Vorausſetzungen vorliegen und der Verkäufer unter 
Wahrung der geſetzlichen Formen zum Selbſthilfeverkauf ver⸗ 
ſchreitet, als nach Treu und Glauben verpflichtet angeſehen 
werden, geſchehen zu laſſen, daß der Verkäufer den Erlös auf 
feine Kaufpreisforde rung behält und damit auf feiner Seite, 
ſoweit der Erlös hierzu ausreicht, den Zuſtand herſtellt, der 
beſtehen würde, wenn der Käufer ſeinen Vertragspflichten ge⸗ 
rägt hätte; dieſer darf mit dem Einwande, daß er die Ein⸗ 
willigung tatſächlich nicht gegeben habe, nicht gehört werden. 
v. F. e. G., U. v. 26. Nov. 06, 418/05 VI. — Dresden. 

5. 88 525, 536, 587 BGB. Wenn der im Scheidungs⸗ 
prozeſſe als ſchuldig erklärte Ehegatte nur wegen der Schuld⸗ 
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frage Berufung eingelegt, nicht inſoweit die Scheidung aus⸗ 
geſprochen iſt, ſo erwächſt nur die Schuldfrage in die Berufungs⸗ 
inftanz.] | 

Das LG. hatte auf Klage der Ehefrau die Ehe der Parteien 
geſchieden und den beklagten Ehemann als den allein ſchuldigen 
Teil erklärt. Den Antrag des Beklagten, die Klägerin für mit⸗ 
ſchuldig zu erklären, erachtete es für unbegründet. Der Beklagte 
legte Berufung ein und beantragte, das angefochtene Urteil, 
ſoweit es ihn für den allein ſchuldigen Teil erklärte, aufzuheben 
und ſtatt deſſen auszusprechen, daß beide Parteien die Schuld 
an der Scheidung tragen. Berufung und Reviſion des Be⸗ 
klagten wurden zurückgewieſen: Da der Beklagte das auf 
Scheidung und Schuldigerklärung des Ehemannes lautende 
Urteil des LG. nur deshalb anfocht, weil ſeinem bereits im 
erſten Rechtszuge geſtellten Antrage, beide Teile für ſchuldig 
zu erklären, nicht ſtattgegeben worden war, ſo wurde das Be⸗ 
rufungsgericht nur mit Entſcheidung der Frage befaßt, ob neben 
der Scheidung und Schuldigerklärung des Ehemannes auch eine 
Schuldigerklärung der Ehefrau gerechtfertigt ſei (8 1574 
Abſ. 3 BGB.). Der Beklagte beruhigt ſich bei dem Ausſpruche 
des LG., daß die Ehefrau der Parteien auf die Klage der 
Frau geſchieden werde. Mit dem Ausſpruche der Scheidung 
auf die Klage war aber notwendig die Schuldigerklärung des 
Beklagten zu verbinden (8 1574 Abſ. 1 BGB.). Die Ent⸗ 
ſcheidung des LG. über die Klage war mangels eines ent⸗ 
ſprechenden Berufungsantrags der Nachprüfung durch das 
Berufungsgericht entzogen, denn auch im Eheſcheidungsverfahren 
gilt die Vorſchrift des 8 525 ZPO., wonach vor dem Berufungs⸗ 
gerichte der Rechtsſtreit in den durch die Anträge be⸗ 
ſtimmten Grenzen von neuem verhandelt wird. Vgl. 88 536, 
537 ZPO. („in Gemäßheit der Anträge“). Mit Recht 
hat daher das Berufungsgericht eine Nachprüfung derjenigen 
Gründe abgelehnt, welche nach dem Urteile des LG. den Aus⸗ 
ſpruch der Scheidung auf die Klage und ſomit die Schuldig⸗ 
erklärung des Beklagten rechtfertigen. Wenn dem gegenüber 
die Reviſion unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des RG. 
in Bd. 58 S. 311 und 319 meint, das Berufungsgericht habe 
den Grundſatz verletzt, daß die Entſcheidung über den Beſtand 
der Ehe und die Schuldfrage voneinander nicht getrennt werden 
können, ſo geht dieſe Rüge fehl. Wie ſchon in dem angezogenen 
Urteile des RG. Bd. 58 S. 312 und 313 ausgeführt, ſteht 
es mit dem bezeichneten Grundſatze keineswegs im Widerſpruche, 
wenn in dem Falle, daß das LG. auf Scheidung erkannt und 
nur die eine Partei für den ſchuldigen Teil erklärt hat, die 
letztere Partei in der Berufungsinſtanz lediglich zur Schuldfrage 
Anträge ſtellt, ſo daß nur dieſe den Gegenſtand der 
Erörterung und Entſcheidung des Berufungsgerichts 
bilden. Im vorliegenden Falle wurde durch die Einlegung 
der Berufung ſeitens des Beklagten die Rechtskraft des land⸗ 
gerichtlichen Urteils in ſeinem ganzen Umfange gehemmt. Der 
Beklagte hatte es nun bis zum Schluſſe der mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Hand, das Berufungsgericht durch Stellung 
entſprechender Anträge zu einer Nachprüfung der landgerichtlichen 
Eniſcheidung über die Frage zu nötigen. Da er dies unterließ, 
ſo wurde die erſtrichterliche Entſcheidung über die Klage zwar 
nicht rechtskräftig, aber auch nicht dem Berufungsgerichte zur 
Nachprüfung unterbreitet. Dieſe Nachprüfung von Amts⸗ 
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wegen vorzunehmen, war das Berufungsgericht nicht ver⸗ 
pflichtet. Selbſt wenn es anderer Anſicht als das LG. 
geweſen ſein ſollte, ſo war ihm doch die Möglichkeit einer Ab⸗ 
änderung des landgerichtlichen Urteils in bezug auf die Klage 
und Schuldigerklärung des Beklagten nicht gegeben. (Es folgt 
die Begründung dafür, daß die Schuldfrage richtig beurteilt 
fi) J. c. J., U. v. 13. Dez. 06, 178/06 IV. — Noſtock. 
6. 88 752 — 754, 756, 1233 ff. 2038 — 2040, 2042 
Abſ. 2, 2046 BGB. Bei einer Nachlaßforderung geht unter 
Miterben die Teilung in Natur, der Einziehung und dem Ver⸗ 
kaufe, die Einziehung dem Verkaufe vor. Beurteilung der 
Sachlage, wenn ein Miterbe der Schuldner iſt. Bedeutung 
der geſamten Hand für die Frage ob einer der Miterben ohne 
Mitwirkung der anderen vorgehen kann.] 

Zum Nachlaſſe des Erblaſſers gehörte eine Darlehns⸗ 
forderung gegen einen Miterben; gegen ihn und die anderen 
Miterben klagte eine Miterbin mit dem Antrag: 1. zum Nach⸗ 
laſſe die Darlehnsſchuld von 26 950 Mark zu zahlen, und 
zwar zwecks Durchführung der Auseinanderſetzung zu hinter⸗ 
legen, 2. ſich wegen der eingeklagten Schuld die Zwangs⸗ 
vollſtreckung des verpfändeten Grundſtücks gefallen zu laſſen. 
Die Beklagten find der Anſicht, daß 8 2039 BGB. auf das 
Verhältnis der Miterben zueinander überhaupt nicht anwendbar 
ſei. Die Klage ſei auch deshalb unbegründet, weil der Be⸗ 
klagte zu 1, als Miterbe mit etwa 16 666 Mark am Nachlaſſe 
beteiligt ſei. Das LG. wies die Klage, das OLG. die Bes 
rufung zurück, das RG. hob auf und verwies zurück: Nach 
8 2042 Abſ. 2 BGB. finden auf die Auseinanderſetzung der 
Miterben gewiſſe, für die Aufhebung der Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen gegebene Vorſchriften, insbeſondere die 88 752— 754, 
756 BGB. Anwendung. Nach 8 752 erfolgt die Aufhebung 
der Gemeinſchaft durch Teilung in Natur, wenn der gemein⸗ 
ſchaftliche Gegenſtand ſich ohne Verminderung des Wertes in 
gleichartige, den Anteilen der Teilhaber entſprechende Teile zer⸗ 
legen läßt. Iſt die Teilung in Natur ausgeſchloſſen, ſo er⸗ 
folgt, wie § 753 beſtimmt, die Aufhebung der Gemeinſchaft 
durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nach den 
Vorſchriften über den Pfandverkauf (88 1233 und f.). Der 
Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung iſt jedoch nach 
8 754 nur zuläſſig, wenn fie noch nicht eingezogen werden 
kann. Iſt dagegen die Einziehung möglich, ſo kann jeder Teil⸗ 
haber gemeinſchaftliche Einziehung verlangen. Hiernach geht 
bei einer Nachlaß forderung der Miterben die Teilung in Natur 
der Einziehung und dem Verkaufe, ferner die Einziehung dem 
Verkaufe vor. Daß ſich die ſtreitigen Darlehnshypotheken ohne 
Verminderung des Wertes in gleichartige, den Anteilen der Teil⸗ 
haber entſprechende Teile zerlegen laſſen, hat das Berufungs⸗ 
gericht mit Recht angenommen. Jeder Miterbe kann den ſeinem 
Erbanteil entſprechenden Teilbetrag der Nachlaßforderung zu 
gleichem Range mit den Teilbeträgen der übrigen Miterben 
üͤberwieſen erhalten. Eine Ungleichheit iſt es insbeſondere 
nicht, wenn unter Umſtänden der Erfolg eintritt, daß der 
Schuldner⸗Miterbe ſeinen Erbanteil durch Anrechnung ſeiner 
Schuld auf den Erbteil empfängt, die übrigen Miterben aber 
wegen Unſicherheit der Hypothek oder Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners Befriedigung nicht erlangen, denn auch in ſolchem 
Falle haben alle Miterben gleich artige und gleich wertige 
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Teile einer Nachlaßforderung erhalten. Ein Schuldner⸗Miterbe, 
der ſich eine wertloſe Forderung (an ihn ſelbſt) auf ſeinen 


Erbteil anrechnen laſſen muß, ſteht eben nicht beſſer und nicht 


ſchlechter da, als ein mit feiner Erbteilsforderung ausfallender 
Miterbe. Iſt ſonach die Teilung der Darlehnshypothelen in 
Natur nicht ausgeſchloſſen, ſo hat jeder Miterbe gegen die 
anderen Miterben einen Rechtsanſpruch darauf, daß Teilung 
in Natur erfolgt und Einziehung, bezw. Verkauf unterbleiben. 
Allerdings iſt nach 8 2046 BGB. der Nachlaß in Geld um⸗ 
zuſetzen, ſoweit dies zur Berichtigung von Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten erforderlich iſt, allein nach den Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts fehlt es an dieſer Vorausſetzung, da die 
Nachlaßverbindlichkeiten bereits berichtigt find. 8 2046 Abf. 3 
BGB. kann mithin für die Klage nicht in Betracht kommen. 
Mit vorſtehenden Ausführungen ſteht das Berufungsurteil im 
Einklange. Das Berufungsgericht hätte aber auch die rechtliche 
Tragweite des §S 2039 Satz 2 BGB. unterſuchen ſollen. 
Während die 88 2042 bis 2049 die Zeit und Art der Aus⸗ 
einanderſetzung behandeln, enthalten die 88 2038 bis 2040 
Regeln über die Verwaltung des Nachlaſſes. Dieſe müſſen 
ebenfalls zur Beurteilung der Klage herangezogen werden. Der 
8 2039 handelt von dem Falle, wenn ein Anſpruch zum 
Nachlaſſe gehört. Das trifft hier zu. Zwar iſt der zum Nach⸗ 
laſſe gehörende Anſpruch nicht gegen einen Dritten, ſondern 
gegen einen Miterben gerichtet, das Geſetz macht aber in 
Anſehung des Verpflichteten keinen Unterſchied. Der 8 2039 
iſt daher auch dann anwendbar, wenn der Miterbe der Ver⸗ 
pflichtete iſt. Nach 8 2039 Satz 2 könnte die Klägerin 
— wenn die Hypotheken fällig wären — die Hinterlegung der 
entiprechenden Beträge zur Erbmaſſe verlangen. Es fragt ſich, 
ob einem ſolchen Verlangen der oben dargelegte Rechtsanſpruch 
des Miterben, daß Teilung in Natur erfolgt und die Ein⸗ 
ziehung der Forderung unterbleibt, entgegenſteht. Das muß 
nach Grund und Zweck der Vorſchrift verneint werden. Dem 
Grundſatze der geſamten Hand hat das BGB. nicht die Folge 
gegeben, daß auch die Geltendmachung der Anſprüche nur von 
den Miterben gemeinſchaftlich betrieben werden darf, denn eine 
ſolche Regelung hätte, wie die Erfahrungen im Gebiete des 
Preußiſchen Rechts gezeigt haben, erhebliche Unzuträglichkeiten 
mit ſich gebracht, indem ſie namentlich die Auseinanderſetzung 
unter den Miterben, von denen vielleicht einer aus Gleich⸗ 
gültigkeit oder Eigenfinn feine Mitwirkung zur Geltendmachung 
des gemeinſchaftlichen Anſpruchs verſagt, ſehr erſchwert hätte. 
Im Anſchluß an die preußiſche Rechtſprechung iſt daher dem 
einzelnen Miterben, ein ſelbſtändiges Klagerecht im Rahmen 
des 8 2039 eingeräumt worden. Protok. Bd. 5 S. 864, 865. 
Dieſes Recht iſt dem einzelnen Miterben im Geſetz ohne Unter 
ſchied ob es ſich um einen in Natur teilbaren oder nicht 
teilbaren Anſpruch handelt, eingeräumt worden. Die Be⸗ 
rechtigung der Klägerin, die Hinterlegung zu verlangen, iſt 
ferner nicht von dem Nachweiſe abhängig, daß das Hinter⸗ 
legungsverlangen einer ordnungsmäßigen Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes entſpricht. Eine derartige Einſchränkung iſt im Geſetze 
nicht begründet, entbehrt auch der Rechtfertigung durch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte, die im Gegenteil ergibt, daß man die Hinter⸗ 
legung einer bereits fälligen Schuld als eine den Miterben 
nützliche, dem Schuldner regelmäßig unſchädliche Maßregel 
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anſah. Ebenſowenig würde, wenn noch unberichtigte Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten vorhanden wären, zur Begründung des Hinter⸗ 
legungsverlangens der Nachweis erforderlich ſein, daß der Nach⸗ 
laß inſoweit zur Berichtigung in Geld umgeſetzt werden müßte. 
8 2046 Abſ. 3 BEB. Hiernach iſt das Hinterlegungs⸗ 
verlangen zwar an ſich begründet, allein der Beklagte zu 1, hat 
eingewendet, er würde unbilligerweiſe beſchwert werden, 
wenn er gezwungen würde, den Schuldbetrag vor der Teilung 
zu zahlen oder zu hinterlegen. Er würde, da er den ge⸗ 
ſamten Schuldbetrag von 26 950 Mark nicht zahlen könne, 
und infolgedeſſen die Zwangsvollſtreckung ſeines dafür ver⸗ 
pfändeten Grundſtücks über ſich ergehen laſſen müßte, wirt⸗ 
ſchaftlich zugrunde gerichtet werden, während, wenn ihm die 
Möglichkeit der teilweiſen Aufrechnung ſeiner Schuld mit feiner 
16 666 Mark betragenden Erbteilsforderung offen gelaſſen und 
er nur den nicht gedeckten ÜUberſchuß von 10 284 Mark zu 
hinterlegen brauchte, er die Zwangs vollſtreckung ſeines Grund» 
ſtücks durch Aufnahme einer Hypothek abwenden könnte. Dieſes 
Vorbringen iſt zu beachten. Die Erbengemeinſchaft unterſteht 
wie jedes andere Rechtsverhältnis den allgemeinen Grundſätzen 
von Treu und Glauben. Dieſe dürfen auch bei der Aufhebung 
der Erbengemeinſchaft durch Teilung nicht außer acht gelaſſen 
werden. Dementſprechend wird es bei der Erbteilung in der 
Regel darauf ankommen, daß ein jeder Miterbe nicht mehr 
und nicht weniger erhält, als ihm unter Mitberückſichtigung 
ſeiner an die Gemeinſchaft geſchuldeten Leiſtungen aus der 
Gemeinſchaft gebührt. Läßt ſich die Erbteilung auf dieſer 
Grundlage ohne Verletzung der Rechte der übrigen Teilhaber 
durchführen, fo muß der Schuldner ⸗Miterbe, wennn er trotzdem 
zur vorzeitigen Hinterlegung ſeiner Schuld angehalten werden 
ſoll, zu dem Nachweiſe zugelaſſen werden, das Vorgehen ſei 
unbillig, verſtoße gegen Treu und Glauben, könne nur den 
Zweck haben, ihm Schaden zuzufügen (8 226 BGB.), oder 
beruhe gar auf Argliſt. Die darin liegende Beſchwerung des 
Schuldner⸗Miterben würde freilich nur ſoweit reichen, als in 
ſeinem Erbanteile Deckung für ſeine Schuld vorhanden wäre, 
denn darüber hinaus nimmt der Schuldner⸗Miterbe den übrigen 
Miterben gegenüber keine andere Stellung als ein dritter ein. 
Sache des Miterben iſt es, die Grundlagen ſeines Einwandes 
darzutun, und dazu gehört auch der Nachweis der Größe ſeines 
Erbteils. Eine genaue und zuverläſſige Berechnung der Größe 
des Erbteils iſt zwar in der Negel erſt bei der Erbteilung 
tunlich und läßt ſich in einem Rechtsſtreite, an dem, wie hier, 
nicht alle Erben teilnehmen, ſchwerlich bewirken, allein dies 
Hindernis kann nicht zur gänzlichen Ausſchließung des Ein⸗ 
wandes führen. Zu der Klägerin ſtehen im Verhältnis eines 
Miterben mir der Beklagte zu 1, nicht auch die übrigen Be⸗ 
klagten. Deſſen ungeachtet iſt die rechtliche Beurteilung des 
Klageanſpruchs dieſen Beklagten gegenüber die gleiche wie dem 
Bellagten zu 1 gegenüber, denn die allein weſentliche Tatſache, 
nämlich die Vereinigung der Eigenſchaften als Miterbe und 
Schuldner in der Perſon des Beklagten zu 1, iſt unverändert 
geblieben. K. c. E., U. v. 10. Dez 06, 94/06 IV. — Cöln. 
7. 8 1570 BGB. Zum Begriffe der Verzeihung. 
Das Os G. hat auf Klage der Ehefrau die Ehe der 
Parteien geſchieden, den Beklagten für den ſchuldigen Teil 
erklärt. Der Berufungsrichter hat die Umſtände, unter denen 
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die Parteien noch im September 1904 miteinander geſchlecht⸗ 
lich verkehrt haben, nachdem Beklagter der Klägerin eingeſtanden 
hatte, Ehebruch getrieben zu haben, näher feſtgeſtellt. Er ver⸗ 
neint, daß nach Lage der Sache in dieſem Verkehr eine Ver⸗ 
zeihnung zu erblicken ſei. Der hiergegen erhobene Neviſions⸗ 
angriff kann keinen Erfolg haben: Für die Frage, ob eine 
Verzeihung ſtattgefunden hat, kann allerdings auf die Er⸗ 
klärung des Ehegatten, daß er nicht verzeihen wolle, vielmehr 
auf Scheidung beſtehe, kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden. 
Die bloße Erklärung iſt bedeutungslos, wenn ſie mit dem tat⸗ 
ſächlichen Verhalten des Ehegatten in Widerſpruch ſteht (vgl. 
das Urteil des Senats vom 25. Juni 1906 in Sachen Dehning 


wider Dehning Nr. 6/06). Das geſamte Verhalten des Ehe⸗ 


gatten iſt daher daraufhin zu prüfen, ob eine verſöhnliche 
Stimmung des Ehegatten Platz gegriffen hat und deshalb eine 
Verzeihung anzunehmen iſt. Dies hat auch der Berufungs⸗ 
richter getan. Er hat zur Aufklärung des Sachverhalts eine 
eingehende Befragung der Parteien vorgenommen, deren Aus⸗ 
ſagen in dem Tatbeſtande des Berufungsurteils ausführlich 
mitgeteilt werden. Die Klägerin hat hierbei angegeben, daß ſie 
auf einen geſchlechtlichen Verkehr mit ihrem Manne ſich nicht 
habe einlaſſen wollen, daß dieſer ſie aber fortwährend, z. B. 
durch Vorhalten eines Revolvers, durch die Drohung, daß er 
ſie, und zu anderen Malen, daß er ſich totſchießen wolle, in 
Aufregung gehalten habe, daß er ihr auch erklärt habe, daß ſie, 
ſolange ſie noch nicht geſchieden ſeien, ihm zur Verfügung 
ſtände, was ihr auch eingeleuchtet habe. Zur Vermeidung von 
Streit und Aufregung, was ſie nicht habe ertragen können, 
habe ſie ſchließlich den geſchlechtlichen Verkehr geduldet. Der 
Unfrieden zwiſchen ihnen ſei aber weitergegangen und ſie ſei 
nur deshalb noch bei ihrem Manne geblieben, weil ſie damals 


eine Freundin aus New Pork erwartet habe, und weil fie vor 


ihrem Fortgange die Wohnung, welche ihr Mädchen habe ver⸗ 
ſchmutzen laſſen, erſt habe wieder rein machen müſſen. Daß 
Unfrieden zwiſchen ihm und ſeiner Frau beſtanden hat, hat der 
Beklagte zugegeben, wenn ſchon er dies auf einen anderen 
Grund zurückführt. Er erklärt, daß er ſich Mühe gegeben habe, 
ſeine Frau zu verſöhnen, daß er aber nicht vermocht habe, ſie 
in dem Entſchluſſe, ſich ſcheiden zu laſſen, umzuſtimmen. Das 
Berufungsgericht hat hiernach die Sachlage dahin gewürdigt, 
daß es zu einer Verzeihung nicht gekommen ſei, daß die Klägerin 
nicht mit einem ſolchen Willen und in einer Gemütsſtimmung 
gehandelt habe, auch nicht, als ſie kurz vor ihrem Fortgang 
am 26. September ihm noch einmal den Beiſchlaf geſtattete. 
In dieſer Würdigung, die weſentlich dem tatſächlichen Gebiet 
angehört, kann dem Berufungsrichter nicht entgegengetreten 
werden. Eine Rechtsnormverletzung laſſen ſeine Ausführungen 
nicht erkennen. In Betracht kommt auch, daß die Verfehlungen 
des Beklagten, der während der aus Geſundheitsrückſichten 
jedesmal im Sommer von ſeiner Frau ausgeführten Reiſen mit 
anderen Frauensperſonen, auch mit Kontrolldirnen, geſchlechtlichen 
Umgang unterhalten hat, ſo ſchwere waren, daß er überhaupt 
kaum auf Verzeihung rechnen konnte. Es erſcheint nicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn unter den ganz beſondersartigen Umſtänden 
dieſes Falles eine Verzeihung trotz des zwiſchen den Ehegatten 
fortgeſetzten Geſchlechtsverkehrs nicht für vorliegend erachtet iſt. 
B. c. B., U. v. 10. Dez. 06, 206/06 IV. — Hamburg. 
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Zivilprozeßordnung. 

8. 88 9, 546 ZPO. verb. mit 8 9a GKG. 88 253, 
287, 304 ZPO. Zur Reviſionsſumme. Über Beſtimmtheit 
von Klageanträgen bei Schadenserſatzanſprüchen.] 

Der ſechsjährige Kläger iſt dadurch verletzt worden, daß 
bei einem vom Beklagten ausgeführten Bau das Tor des Bau⸗ 
zauns, das ausgehoben und an der Straßenſeite an den Zaun 
gelehnt war, ihm das Bein zerſchlug. Er hat von dem Be⸗ 
klagten klagend Entſchädigung gefordert. Nach Aufhebung 
eines zuerſt ergangenen Berufungsurteils hat er in der erneuten 
Verhandlung folgenden Antrag geſtellt: 1. den Beklagten zu 
verurteilen, dem Kläger den nach richterlichem Ermeſſen feſtzu⸗ 
ſtellenden Schaden zu erſetzen, den er durch das Umfallen des 
Tores erlitten hat, mindeſtens aber 2000 Mark nebſt 4 Pro⸗ 
zent Zinſen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung zu zahlen; 
2. feſtzuſtellen, daß Beklagter verpflichtet iſt, dem Kläger den⸗ 
jenigen Schaden zu erſetzen, der ihm aus dem Unfall noch 
entſtehen wird. Das Berufungsgericht hat erkannt: 1. der 
auf Leiſtung von Schadenserſatz nach richterlichem Ermeſſen, 
mindeſtens aber in Höhe von 2000 Mark gerichtete Klage⸗ 
anſpruch wird dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und 
2. feſtgeſtellt, daß der Beklagte verpflichtet iſt, den dem Kläger 
aus dem Unfalle in Zukunft noch entſtehenden Schaden zu er⸗ 
ſetzen. 3. Die Sache wird zur weiteren Verhandlung über die 
Höhe des unter 1 bezeichneten Schadens an das Gericht erſter 
Inſtanz zurückverwieſen. Der Beklagte hat Reviſion eingelegt 
und das RG. wies ſie mit der Maßgabe zurück, daß der ent⸗ 
ſcheidende Teil des Berufungsurteils zu 1 und 2 folgende 
genauere Faſſung erhielt: 1. Der Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz in Höhe von 2000 Mark für die Zeit bis zur Klage⸗ 
erhebung wird dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
2. Es wird feſtgeſtellt, daß der Beklagte den dem Kläger nach 
jenem Zeitpunkte entſtandenen und noch entſtehenden Schaden 
zu erſetzen hat. — Der Reviſionsbeklagte hat die Zuläſſigkeit der 
Reviſion in Zweifel gezogen, weil die geſetzliche Reviſions⸗ 
ſumme fehle. Er hat dabei Bezug genommen auf die Tatſache, 
daß für die Reviſionsverhandlung vom 11. Mai 1904, wo 
es ſich um die gleichen Anſprüche gehandelt habe, der Streit⸗ 
wert auf 1600 — 2100 Mark feſtgeſetzt ſei. Daneben hat er 
geltend gemacht, bei der Leiſtungsklage betrage der Streit⸗ 
gegenſtand nur 2000 Mark, bei dem Feſtſtellungsanſpruch ſei 
ein Wert überhaupt nicht erſichtlich. Mit letzterem eignet er 
ſich eine Ausführung des Reviſionsklägers an, der gegen die 
Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage den Einwand erhoben hat, 
es ſei bisher vom Berufungsgericht noch gar nicht feſtgeſtellt 
worden, daß für den Kläger künftig irgend welcher Schaden 
aus dem Unfall entſtehen werde, folglich fehle es an dem recht⸗ 
lichen Intereſſe des Klägers an der Feſtſtellung der Erſatzpflicht 
des Beklagten. Bezüglich der Feſtſtellungsklage liegt aber die 
Sache doch anders. Nach dem Tatbeſtande des Urteils erſter 
Inſtanz, auf den das Berufungsgericht verweiſt, hat der Kläger 
behauptet, das verletzte Bein ſei noch nicht vollſtändig geheilt, 
es ſei noch nicht ordnungsmäßig zu gebrauchen und werde vor⸗ 
ausſichtlich krumm bleiben. Dieſe Tatſachen ſind vom Be⸗ 
klagten nicht beſtritten worden; aus ihnen hat das Berufungs⸗ 
gericht die Wahrſcheinlichkeit künftigen Schadens ableiten können 
und ſie gehen zugleich eine ausreichende Grundlage für die 


3. 1907. 


Annahme, daß das Vorhandenſein der Reviſionsſumme glaub- 
haft gemacht iſt. Bei dem Hinweis auf die frühere Feſtſetzung 
des Streitwertes wird vom Reviſionsbeklagten überſehen, daß 
dieſe für die Gebührenerhebung erfolgte Feſtſetzung auf § 9a 
GKG. ſich gründet, während die Zuläſſigkeit der Reviſion nach 
8 9 ZPO. zu beurteilen iſt. Die Reviſion beanſtandet ferner 
die Zuläſſigkeit des unter Nr. 1 des Berufungsurteils er 
laſſenen Zwiſchenurteils über den Leiſtungsanſpruch des Klägers; 
denn dieſer fordere nach ſeinem Antrage einen beſtimmten Be⸗ 
trag überhaupt nicht und ſo, wie das Urteil gefaßt ſei, werde 
jeder irgend wie erhöhte Anſpruch dadurch gedeckt. Das be⸗ 
ſchwerte den Beklagten. Die Rüge würde begründet ſein, 
wenn der Anſpruch lediglich auf die Zuerkennung einer richter⸗ 
lich zu beſtimmenden Entſchädigung ſich richtete. Denn da nach 
8 287 3] O. ſelbſtwerſtändlich iſt, daß das Ermeſſen des 
Richters über die Höhe des Schadens entſcheidet, würde der 
Antrag lediglich bedeuten, daß Entſchädigung gefordert werde, 
alſo der durch 8 253 Nr. 2 ZPO. geforderten Beſtimmtheit 
entbehren. In ſolchem Falle würde der Erlaß eines Zwiſchen⸗ 
urteils nach 8 304 3 O. unzuläſſig fein. Vgl. RG. 60, 
313; 61, 20 (22). Es läßt ſich auch nicht verkennen, daß 
ähnliche rechtliche Bedenken ſich auch gegen Anträge erheben 
laſſen, die die vom Kläger jetzt gewählte Faſſung erhalten. 
Denn ſie läßt der Auslegung Raum, daß der Kläger außer 
den 2000 Mark Mindeſtbetrag noch weitere Leiſtungsanſprüche 
erhebt, deren Betrag er nicht angiebt, über die alſo nach § 304 
nicht dem Grunde nach vorab entſchieden werden kann. Allein 
es iſt der anderen Auslegung der Vorzug gegeben, daß der 
Kläger mit dem Leiſtungsanſpruch den Erſatz des bis zur Klage⸗ 
erhebung entſtandenen Schadens verfolgt und dieſen vorbehalt⸗ 
lich des richterlichen Ermeſſens auf 2000 Mark beziffert. 
Darauf deutet auch der Anſpruch auf Prozeßzinſen hin. Die 
2000 Mark ſind alſo der Schaden, über deſſen Grund allein 
durch das Zwiſchenurteil erkannt werden konnte und erkannt 
worden iſt. Die Faſſung des letzteren iſt mißverſtändlich, weil 
ſie die Abgrenzung des dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärten Anſpruchs nicht hinreichend deutlich zum Ausdruck 
bringt. Dieſer Zweifel wird durch die obige genauere Faſſung 
beſeitigt, die zugleich die Scheidung zwiſchen Leiſtungs⸗ und 
Feſtſtellungsanſpruch ſtärker hervortreten läßt. Das Bedenken 
der Reviſion, daß keine Angaben darüber gemacht ſeien, worin 
denn der Schaden abgeſehen von den Heilungskoſten beſtanden 
habe, iſt nicht durchgreifend. Denn da es ſich um die Folgen 
der Verletzung des ſechsjährigen Klägers während der erſten 
Monate des Jahres 1902 handelt, ſtehen andere Schäden als 
Heilungskoſten und ein etwaiger Aufwand für vermehrte Be⸗ 
dürfniſſe nicht in Frage. Z. c. M., U. v. 10. Dez. 06, 
124/06 VI. — Cöln. 

9. 88 256, 704 ZPO. Vorläufige Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung eines Feſtſtellungsurteils ] 

Als prozeſſualen Fehler bezeichnet es die Reviſion, daß 
das erlaſſene Feſtſtellungsurteil für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärt worden ſei. Ob die Reviſion mit dieſer Rüge an ſich 
Recht haben würde, kann dahin geſtellt bleiben. Denn der 
Angriff muß ſchon daran ſcheitern, daß der Beklagte durch die 
Vollſtreckbarkeitserklärung nicht beſchwert wird. Die Einwen⸗ 
dungen gegen den materiellen Inhalt des Berufungsurteils 
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find nicht begründet; inſoweit muß daher die Revifion jeden⸗ 
falls zurückgewieſen werden. Dadurch aber erhält die Ver⸗ 
urteilung ſofort Rechtskraft und die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
wird bedeutungslos. W. c. M., U. v. 5. Dez. 06, 208/00 J. 
— Bamberg. 

10. 8 313 Abſ. 1 Ziff. 3, Abſ. 2 380. 
Tatbeſtandes.] 

Die Rüge der Verletzung des 8 313 Abſ. 1 Ziff. 3, Abf. 2 
ZU. iſt begründet. Der Tatbeſtand des Berufungsrichters 
enthält die Parteianträge und die Schlußbemerkung: „Die 
Kläger haben auf richterliches Befragen ausdrücklich erklärt, daß 
fie von den Beklagten nur Schadenserſatz wegen argliftiger 
Täuſchung auf Grund der 88 823 ff. BGB. verlangen“, 
außerdem nur noch die Feſtſtellung, daß die Parteien das Vor⸗ 
bringen erſter Inſtanz, deren Urteil mündlich vorgetragen ſei 
und in Bezug genommen werde, wiederholt und die Schriſtſätze 
vom 24. Januar, 22. Februar, 17. und 20. Februar 1906 vor⸗ 
getragen haben. Eine gedrängte Darſtellung des Sach⸗ und 
Streitſtandes, welche nur ausnahmsweiſe bezüglich beſtimmter 
Punkte durch Bezugnahme auf Schriftſätze ergänzt werden darf, 
vgl. RG. 2, 406, hat der Berufungsrichter alſo entgegen der 
Vorſchrift des 8 313 ZPO. nicht gegeben. Der Tatbeſtand 
erſter Inſtanz nimmt ſeinerſeits Bezug auf die klägerischen 
Schriftſätze vom 4. und 11. Januar 1906 (Blatt 15 und 27) 
und auf den Schriftſatz der Beklagten vom 18. Dezember 1905 
(Blatt 9). In Blatt 15 heißt es: „Ich nehme auch Bezug 
auf die Ans führungen in der Klagſchrift.“ Der klägeriſche 
Schriftſatz vom 24. Januar 1906 Blatt 41 fagt Blatt 43: 
„Ich wiederhole die ſämtlichen Schriftſätze der erſten Instanz“, 
alſo auch die Klagſchrift, welche außer der Zeugenbenennung 
Blatt 5 und außer der Berechnung Blatt 7 im erſtinſtanzlichen 
Urteil nicht in Bezug genommen iſt. Der Schriftſatz der Be⸗ 
klagten vom 17. Februar 1906, Blatt 46, erklärt, es werden die 
Ausführungen und Beweisanerbieten erſter Inſtanz wiederholt; 
ob damit auch der im erſten Urteil außer der Zeugenbenennung 
Blatt 25 nicht in Bezug genommene Schriftſatz der Beklagten 
vom 9. Januar 1906, Blatt 22, mitgemeint iſt, ſteht dahin. 
Endlich ift der vom Berufungsrichter als vorgetragen bezeichnete 
Schriftſatz der Beklagten vom 20. Februar 1906 nicht bei den 
bringens liegt alfo nicht vor. Um ſo weniger, als die kläge⸗ 
riſche Erklärung in der mümdlichen Verhandlung zweiter Inſtanz, 
es werde nur Schadenserſatz wegen argliſtiger Täuſchung ver⸗ 
langt, die bis dahin von den Klägern feſtgehaltenen Geſichts⸗ 
punkte einer Zuficherung und einer Fahrläſſigkeit der Beklagten 
ausſchaltete. Wie ſich für den nunmehr alleinigen Klagegrund 
einer argliſtigen Täuſchung der Inhalt der mündlichen Verhand⸗ 
lung, welche in Berlefung der Schriftfäge nicht beſtanden haben 
darf, 8 137 Abſ. 2 3PO., JW. S. 474 Nr. 34 und S. 572 
Nr. 43, geſtaltet hat, iſt nicht erſichtlich. Der Berufungsrichter 
hat mehrere, möͤglicherweiſe erhebliche Behauptungen und Bes 
weisanerbieten der Kläger in ſeinen Entſcheidungsgründen gar 
nicht erwähnt. Ob dieſelben als für den Klagegrund einer 
argliſtigen Täuſchung ohne weiteres unerheblich oder als für 
dieſen AMagegrund nicht vorgebracht abgelehnt werden ſollten, 
bleibt zweifelhaft. Ein ſichere Grundlage für eine Nachprüfung 
des Reviſionsrichters, ob nicht die Feſtſtellungen und Schlüffe 


Mangel des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 81 


des Berufungsrichters auf Rechtsverſtößen, ins beſondere auf 
den von der Reviſion geltend gemachten Rechtsverſtößen, bes 
ruhen, iſt alſo nicht gegeben. Aus dieſem Grunde entzieht ſich 
der Nachprüfung auch der von der Reviſion als jedenfalls 
rechtsirrig bekämpfte Satz des Berufungsrichters: Die Angaben 
des B. können ſchon darum als weſentliche Zuſicherungen nicht 
angeſehen werden, weil der ſchriftliche Mietvertrag nichts hierüber 
enthält. Das angefochtene Urteil iſt hiernach aufzuheben und 
die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. S. o. B., U. v. 
7. Dez. 06, 163/06 III. — Cöln. 

11. 88 527, 549, 565 ZPO. verbunden mit 5 54 der 
Rhein. Städteordnung (gleich §S 59 der Städteordnung für 
die ſechs öͤſtlichen Provinzen). Haben Sparkaſſen eigene 
Rechtsperſönlichkeit? Vertretung der Sparkaſſen. Erhält 
die fpätere Inanſpruchnahme der Stadtgemeinde eine Klage⸗ 
änderung? Vertretung der Stadtgemeinde durch die Spar⸗ 
kaſſenverwaltung. Anwendung des nicht reviſiblen Rechts durch 
das RG.] 

Die Klägerin hat gegen „die ſtädtiſche Sparkaſſe in Mett⸗ 
mann, vertreten durch die Sparkaſſenverwaltung“ Klage 
erhoben auf Übereignung einer Parzelle eventuell Schadenerſatz. 
Die Klage iſt gegründet auf einen notariellen Vertrag, durch 
welchen der Beigeordnete der Stadt Mettmann und der Spars 
kaſſenrendant als „die geſetzlichen Vertreter“ der Sparkaſſe 
einige für die Sparkaſſe als Gläubigerin in der Zwangs⸗ 
verſteigerung erworbene Parzellen an die Klägerin verkauft 
hatten, — und auf die Behauptung, daß die von der Klägerin 
in Anſpruch genommene Parzelle mitverkauft worden iſt. Das 
LG. wies aus ſachlichen Gründen ab. In der Berufungs⸗ 
inſtanz wurde auf Aufforderung des Gerichts auch über die 
Parteifähigkeit der Beklagten auf der Grundlage des vom 
Oberpräſidenten beſtätigten Statuts verhandelt, und im An⸗ 
ſchluß hieran von der Klägerin erklärt, daß ſie eventuell die 
Klage gegen die Stadtgemeinde richte. Seitens der Beklagten 
wurde dem widerſprochen. Das OLG. wies die Berufung 
zurück. Es nahm an, daß die beklagte Sparkaſſe juriſtiſche 
Perſönlichkeit nicht beſitzt, und erachtete die von der Klägerin 
eventuell verſuchte Heranziehung der Stadtgemeinde als Gegen⸗ 
partei für eine unzuläſſige Klageänderung. Das RG. hob auf: 
Zwar iſt dem Berufungsrichter darin beizutreten, daß — worüber 
auch in der Nechtſprechung Zweifel nicht beſtehen, — den nach 
Maßgabe des Reglements vom 12. Dezember 1888 errichteten 
Sparkaſſen der Stadtgemeinden eine eigne Rechtöperfönlichteit 
nicht beiwohnt, daß dieſelben vielmehr nichts weiter ſind als 
Einrichtungen, Anſtalten der Gemeinden und ihr Vermögen 
nur ein getrennt zu verwaltender Fonds des Gemeinde⸗ 
vermögens überhaupt. Daraus folgt aber nur, daß wenn unter 
dem Namen einer ſtädtiſchen oder andern Kommunalſparkaſſe 
eine Klage erhoben oder gegen eine ſolche Kaſſe geklagt wird, 
die Klage als von der betreffenden Gemeinde erhoben oder 
gegen ſie gerichtet angeſehen werden muß. Die unrichtige oder 
ungenaue Bezeichnung der klagenden oder verklagten Partei 
kann in einem ſolchen Fall nicht zur Abweiſung der Klage 
wegen Mangels der Parteifähigkeit führen, wie denn auch der⸗ 
gleichen Klagen bisher vom Reichsgericht, welches die Partei⸗ 
fähigkeit von Amts wegen zu prüfen hat, nicht beanſtandet 
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worden find. Es iſt daher rechtsirrtümlich und verletzt das 
Reglement vom 12. Dezember 1838 (Geſ. S. v. 1839 S. 5), 
wenn der Berufungsrichter die gegen die ſtädtiſche Sparkaſſe zu 
Mettmann erhobene Klage aus dem Grunde der mangelnden 
Parteifähigkeit der Beklagten abgewieſen hat. Ebenſo iſt es 
rechtsirrtümlich, daß der Berufungsrichter die Erklärung der 
Klägerin, daß anſtatt der Sparkaſſe die Gemeinde verklagt ſein 
ſolle, aus dem Geſichtspunkt einer Klageänderung (8 527 
ZPO.) beurteilt. Die Unterſchiebung einer andern Partei 
liegt nicht vor. Für den Fall, daß in Wirklichkeit die Stadt⸗ 
gemeinde Mettmann als verklagt anzuſehen ſei, vermeint der 
Berufungsrichter, daß die in der Klage als Vertreterin der 
Beklagten benannte „Sparkaſſen verwaltung“ als geſetzliche 
Vertreterin der Stadtgemeinde angeſehen werden könne, er 
gründet alſo ſeine abweiſende Entſcheidung eventuell auf den 
Mangel der geſetzlichen Vertretung. Auch dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund wird von der Reviſion mit Recht angegriffen. Nachdem 
der Berufungsrichter den ſchon oben als auf Rechtsirrtum be⸗ 
ruhend bezeichneten Satz: eine Klage gegen die Sparkaſſe könne 
nicht als eine ſolche gegen die Stadtgemeinde bezeichnet werden, 
ausgeſprochen, fährt er fort: „Die Stadtgemeinde wird ferner 
in ihren Prozeſſen geſetzlich vertreten durch ihren Bürgermeiſter, 
die Sparkaſſe iſt aber verklagt, vertreten durch die Sparkaſſen⸗ 
verwaltung, ein ſtädtiſches, dem Bürgermeiſter unterſtelltes 
Organ der Gemeinde.“ Aus den anſchließenden Erwägungen 
ergibt ſich dann, daß der Berufungsrichter den Bürgermeiſter 
als den allein möglichen geſetzlichen Vertreter der Gemeinde 
erachtet. Dieſe Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Sie 
verkennt den Rechtsbegriff der geſetzlichen Vertretung, indem 
ſie ihn zu eng nimmt. Es iſt nicht richtig, — was der Be⸗ 
rufungsrichter offenbar annimmt, — daß die geſetzliche Ver⸗ 
tretung einer prozeßunfähigen Perſon, insbeſondere einer Körper⸗ 
ſchaft, allemal in einer Hand liegen müſſe, daß alſo begrifflich 
neben dem Bürgermeiſter oder Magiſtrat einer Stadtgemeinde 
nicht noch andere Organe mit Vertretungsmacht für beſondere 
Angelegenheiten kraft Geſetzes oder Statuts beſtehen können. 
Dieſe rechtsirrtümliche Auffaſſung des Berufungsrichters, auf 
welcher die angefochtene Entſcheidung weſentlich mit beruht, 
führt zur Aufhebung des Berufungsurteils. Der Zurück⸗ 
verweiſung der Sache an das Berufungsgericht bedurfte es 
inſoweit nicht, als zunächſt noch über die Frage der geſetzlichen 
Vertretung der Beklagten zu entſcheiden iſt. Für dieſe Ent⸗ 
ſcheidung kommt in erſter Linie ein Geſetz, auf deſſen Ver⸗ 
letzung die Reviſion nach 8 549 30. nicht geſtützt werden 
könnte und auch nicht geſtützt iſt, nämlich die rheiniſche Städte⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1856 in Betracht. Es ſchließt das 
aber, da die angefochtene Entſcheidung nicht auf Anwendung 
dieſes Geſetzes beruht, nicht aus, den fraglichen Streitpunkt 
unter Anwendung dieſes Geſetzes in der Reviſionsinſtanz zu 
entſcheiden. (8 565 Abſ. 4 ZPO.) Dieſe Entſcheidung 
mußte aber zugunſten der Reviſionsklägerin nämlich dahin er⸗ 
folgen, daß im vorliegenden Fall die Sparkaſſenverwaltung die 
geſetzliche Vertreterin der Stadtgemeinde iſt. (Wird auf Grund 
von § 54 der rheiniſchen Städteordnung — übereinſtimmend 
mit 8 59 der Städteordnung für die öſtlichen 6 Provinzen 
vom 30. Mai 1853 — dargelegt.) A. c. M., U. v. 1. Dez. 06, 
103/06 V. — Eöln. 
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Handelsgeſetzbuch. 

12. 8 22 HGB. Die es der Taufmännifchen 
Firma iſt nicht die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit dieſer 
Vorſchrift; die Löſchung der eingetragenen Firma nach Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts mit Firma durch den Veräußerer bes 
ſeitigt nicht die Anwendbarkeit des 8 22. 

Der Beklagte betrieb in ſeinem Hauſe in B. ein Fleiſcher⸗ 
geſchäft unter der handelsgerichtlich eingetragenen Firma 
„Fritz Z.“ Im Jahre 1901 hat der Kläger dem Beklagten 
durch mündlichen Vertrag dieſes Geſchäft mit Inventar ab⸗ 
gekauft und betreibt es ſeither an der alten Stelle weiter. 
Eine Eintragung des Klägers in das Handelsregiſter hat nicht 
ſtattgefunden. Am 15. November 1904 hat der Beklagte die 
Löſchung ſeiner Firma im Handelsregiſter erwirkt. Der Kläger 
behauptet, daß er beim Erwerbe des Geſchäfts nach ausdrück⸗ 
licher Verabredung auch die Befugnis zur Weiterführung der 
Firma des Beklagten erhalten habe. Er ſchätzt den auf dieſe 
Befugnis entfallenden Teil des Kaufpreiſes auf 3000 Mark 
und hat mit der erhobenen Klage beantragt: den Beklagten zur 
Zahlung von 3 000 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit Klage⸗ 
zuſtellung zu verurteilen und das Urteil für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar zu erklären. Der Beklagte hat um Klageabweiſung ge⸗ 
beten. Er hat beſtritten, daß bei der Veräußerung des 
Geſchäfts die Firma mit übertragen worden fei. Eventuell hat 
er geltend gemacht, daß der Kläger auf die Fortführung der 
Firma verzichtet und ihn genötigt habe, die Löſchung ſeiner 
Eintragung im Firmenregiſter zu veranlaſſen. Hierfür gibt er 


an: dadurch, daß der Kläger das Geſchäft unter der alten 


Firma weiter betrieben habe, der Übergang des Geſchäfts 
aber im Handelsregiſter nicht vermerkt geweſen, ſei er, der 
Kläger, in die Gefahr geraten, für die Geſchäftsverbindlichkeiten 
des Klägers in Anſpruch genommen zu werden. Daher habe 
er durch ſeine Ehefrau am 1. Oktober 1904 den Kläger auf⸗ 
fordern laſſen, nunmehr bei dem Regiſterrichter die Eintragung 
des Firmenüberganges herbeizuführen. Der Kläger ſei dazu 
bereit geweſen; da er aber etwa 14 Tage lang keine Schritte 
getan, ſo habe ſeine, des Beklagten, Ehefrau in ſeinem Auftrag 
ihre Aufforderung wiederholt. Bei dieſer Gelegenheit habe ihr 
der Kläger in unwirſchem Tone geantwortet, er lehne es über⸗ 
haupt ab, ſich als Inhaber der Firma eintragen zu laſſen, er 
brauche die Firma überhaupt nicht, er mache nicht das Geſchäft, 
das der Beklagte gemacht habe, er denke nicht daran, noch mehr 
Steuern zu zahlen, er habe ſich längſt darüber befragt und 
brauche das überhaupt nicht. Endlich beſtreitet der Beklagte, 
daß durch die Löſchung der Firma dem Kläger ein Schaden 
entſtanden ſei. Der I. Richter wies die Klage ab. In 
II. Inſtanz wurde der Klageanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. RG. hob auf und verwarf die Berufung 
des Klägers gegen das erſte Urteil: Die Angriffe der Reviſion 
ſind zwar nicht als durchſchlagend anerkannt worden, dagegen iſt 
das Berufungsurteil aus folgendem materiellen und daher vom Re« 
viſionsgericht nach 8559 3PO. auch von Amts wegen zu be⸗ 
rückſichtigenden Grunde unrichtig. Nach der unbedenklichen 
Feſtſtellung des KG. hat der Beklagte bei der Veräußerung ſeines 
Fleiſchergeſchäftes an den Kläger ausdrücklich in die Fortführung 
der — im Handelsregiſter eingetragenen — Firma eingewilligt. 
Dadurch hat nach 8 22 Abſ. 1 HGB. der Kläger das Recht 
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erworben, für das ihm übertragene Geſchäft die Firma 
„Fritz Z.“ mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolge⸗ 
verhältnis andeutenden Zuſatzes fortzuführen. Für die An⸗ 
wendbarkeit des § 22 iſt es nicht Vorausſetzung, daß die Firma 
eingetragen ſei, wenn es nur eine kaufmänniſche Firma iſt, 
vgl. Staub Kommentar Anm. 1 zu S 22, Düringer u. Hachen⸗ 
burg, HGB. Anm. II zu 8 22 (S. 109). Weder die Wirk⸗ 
ſamkeit der Einwilligung noch das Recht zur Fortführung der 
Firma iſt von der Eintragung abhängig. Der Erwerber des 
Geſchäfts kann von dem Veräußerer, der zugleich in die Fort⸗ 
führung der Firma eingewilligt hat, deſſen Mitwirkung in An⸗ 
ſpruch nehmen, wenn noch keine Eintragung beſtand, zur Erſt⸗ 
eintragung auf ihn, den Erwerber, als Firmeninhaber, wenn 
die Firma bisher für den Veräußerer eingetragen war, zur Um⸗ 
ſchreibung. Aber zur Begründung oder Erhaltung ſeines Rechts 
notwendig iſt dies nicht. Im Streitfalle ſtand demnach, trotz 
mangelnder Eintragung des Firmenübergangs, die Firma 
„Fritz Z.“ nunmehr dem Kläger zu, der auch das Geſchäft 
unter dieſer Firma weitergeführt hat. Es fragt ſich, ob darin 
eine Anderung durch die Tatſache eingetreten ſei, daß der Be⸗ 
Hagte im November 1904 die Löſchung der Firma im Handels⸗ 
regiſter erwirkt hat. Dies iſt zu verneinen. Wenn es ſich nicht 
um Kaufleute handelt, die dies nach 88 2, 3 HGB. erſt durch 
die Eintragung der Firma werden, ſondern, wie hier, um Kauf⸗ 
leute nach S 1 daſelbſt, fo iſt ebenſowenig wie für den Er⸗ 
werb der Firma ſo auch für deren Fortbeſtand das Fehlen der 
Regiſtereintragung von entſcheidender Bedeutung. Aber auch 
der Umſtand, daß die einmal eingetragene Firma ſpäter gelöſcht 
worden iſt, kann, da die Eintragung zum Handelsregiſter nur 
in beſonderen Fällen, die hier nicht in Frage ſtehen, konſtitutive, 
ſonſt bloß deklarative Bedeutung hat — Düringer und Hachen⸗ 
burg a. a. O. zu §8 15 sub I — für ſich allein nicht maß⸗ 
gebend ſein. Dem Fortbeſtande der Firma entgegenſtehen 
könnte die Löſchung nur, wenn und infofern darin der Wille, 
die Firma aufzugeben, ſeinen Ausdruck gefunden hat und 
dieſe Aufgabe zuläſſig war. Eine ſolche wirkſame Auf⸗ 
gabeerklärung kann aber derjenige, welcher ſein Geſchäft mit 
der Firma bereits früher veräußert hat, gar nicht mehr 
abgeben: er iſt nicht mehr befugt, über die ihm jetzt fremde 
Firma zu verfügen. Der Erwerber des Geſchäfts mit Firmen⸗ 
recht kann trotzdem die Firma nach wie vor als ihm zuſtändig 
benutzen, und er kann auch die Wiedereintragung der Firma 
in das Handelsregiſter verlangen und die hierzu erforderliche 
Mitwirkung des Veräußerers in Anſpruch nehmen. Rechts 
irrtümlich iſt daher die Anſicht des KG., daß dem Kläger das 
Recht zur Fortführung der Firma durch die Löſchung entzogen 
worden ſei. Darauf beruht aber die ganze Entſcheidung. Denn 
nur deshalb, weil die Firma ein Wertobjelt ſei und der Bes 
klagte für den durch den Wegfall dieſes Wertobjektes ent⸗ 
ſtandenen Schaden zu haften habe, gelangt das KG. zur Be⸗ 
jahung des Grundes des erhobenen Erſatzanſpruchs. Dies 
ſührt zur Aufhebung des Berufungsurteils. Nach Lage der 
Sache bedarf es auch nicht der Zurückverweiſung, ſondern es 
kann gleich durcherkannt werden. Nicht zu bezweifeln iſt zwar, 
daß die Löſchung der Firma, wenn ſie auch nicht den Unter⸗ 
gang der Firma zur Folge hatte, doch dem Kläger nach anderer 
Richtung Nachteile hat bringen können. Es beſteht z. B. die 
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Möglichleit eines Schadens, der ſchon dadurch entſtanden wäre, 
daß die Firma durch den Eingriff des Beklagten bis zur 
Wiedereintragung zu einer nicht eingetragenen geworden iſt. 
Es kann ſich auch bei dem Verſuche, die Wiedereintragung der 
Firma, nunmehr für den Kläger, herbeizuführen, die Notwendig⸗ 
keit einer Anderung im Sinne des §8 30 HGB. herausſtellen, 
wenn inzwiſchen die Firma „Fritz Z.“ für einen anderen ſollte 
eingetragen worden ſein. Aber auf den Erſatz für derartige 
Nachteile iſt die Klage nicht gerichtet, ſie werden durch die 
Entſcheidung über den Anſpruch nicht berührt. In den Streit 
gezogen iſt nur derjenige Erſatzanſpruch, über welchen das KG. 
erkannt hat, nämlich der Erſatzanſpruch für den Schaden, der 
dem Kläger dadurch entſtanden ſein ſoll, daß ihm durch die 
widerrechtliche Löſchung der Gebrauch der über⸗ 
laſſenen Firma entzogen worden ſei. Dieſer Anſpruch iſt 
nach dem Ausgeführten nicht begründet. Demgemäß iſt die 
auf Klageabweiſung lautende Entſcheidung des LG. durch 
Zurückweiſung der klägeriſchen Berufung wieder herzuſtellen. 
Z. c. H., U. v. 12. Dez. 06, 218/06 I. — Berlin. 

13. Art. 278 HGB. Auslegung von Handelsgeſchäften.] 

Am 24. Januar 1898 wurde zu W. die Aktiengeſellſchaft 
Waggonfabrik W. mit einem Aktienkapital von 500 000 Mark 
gegründet. Dieſe bedurfte ſchon bald nach ihrer Gründung 
weiterer Mittel. Um ſolche zu beſchaffen, beſchloß die General⸗ 
verſammlung vom 10. Oktober 1898 die Aufnahme einer 
Prioritätsanleihe von 500 000 Mark, für welche auf den In⸗ 
haber lautende Schuldverſchreibungen ausgeſtellt und durch die 
Firma A. C. begeben werden ſollten. Durch Dekret vom 
26. November 1898 wurde dieſem Anlehen und der Ausgabe 
der Schuldverſchreibungen die nach § 1 des Großherzoglich 
Sächſiſchen Geſetzes vom 4. Januar 1888 erforderliche landes⸗ 
fürſtliche Genehmigung erteilt. Die Firma A. C. erklärte ſich 
zur Übernahme der Anleihe unter gewiſſen Bedingungen bereit; 
insbeſondere verlangte ſie, daß auf den Inhaberſchuldſcheinen der 
Vermerk ſtehe: „Dieſe Anleihe genießt mit Kapital und Zinſen 
den Vorrang vor allen ſpäteren Anleihen.“ In einer Sitzung 
des Aufſichtsrats wurden die von A. C. geſtellten Bedingungen 
gutgeheißen. Die Schuldverſchreibungen wurden hierauf ſo 
hergeſtellt, daß die erſte Seite den Abdruck des mit Dekret vom 
26. November 1898 genehmigten Schemas, außerdem aber am 
Fuße den in rotem Druck ausgeführten Vermerk enthielt: 
„Dieſe Anleihe genießt mit Kapital und Zinſen den Vorrang 
vor allen ſpäteren Anleihen. Im Falle einer verſtärkten 
Tilgung erfolgt dieſe durch Ausloſung.“ Die Veröffentlichungen, 
durch welche das Bankhaus A. C. die Schuldverſchreibungen 
dem Publikum empfahl, enthielten die durch fetten Druck her⸗ 
vorgehobenen Sätze: „Als Sicherheit für die Anleihe haftet das 
geſamte Vermögen der Atktiengeſellſchaft Waggonfabrik W. 
Die Anleihe genießt mit Kapital und Zinſen den Vorrang vor 
allen ſpäter aufzunehmenden Anleihen.“ Nachdem die durch 
die Anleihe erlangten Mittel erſchöpft waren, beſtellte die 
Aktiengeſellſchaft, um weitere Mittel zu beſchaffen, zwei 
Sicherheitshypotheken für 250 000 Mark und 100 000 Mark 
und erhielt hierauf von dieſer Bank entſprechende Kredits be⸗ 
willigt. Mitte Mai 1900 ſtellte die Firma A. C. ihre 
Zahlungen ein und am 29. Januar 1901 wurde über das 
Vermögen der Aktiengeſellſchaft Waggonfabrik W. das Konkurs⸗ 
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verfahren eröffnet. Dasſelbe war im März 1904 beendigt und 
ergab für die nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger, zu welchen 
auch die Inhaber der Schuldverſchreibungen gehörten, eine 
Dividende von 9,66 Prozent. Die Bank wurde für ihre An⸗ 
ſprüche durch die Sicherungshypotheken gedeckt. Kläger als 
Beſitzer von Schuldverſchreibungen erhoben gegen die Beklagten 
in ihrer Eigenſchaft als frühere Mitglieder des Auffſichtsrats 
oder Vorſtands der Atktiengeſellſchaft Waggonfabrik W. 
Schadenserſatzanſprüche, weil der oben erwähnte rote Aufdruck 
ohne landesfürſtliche Genehmigung, alſo rechtswidrig angebracht 
ſei, die Kläger getäuſcht und zum Erwerb der Schuldver⸗ 
ſchreibungen veranlaßt habe, ſowie darauf, daß Vorſtand und 
Aufſichtsrat der Geſellſchaft durch Aufnahme der beiden Hypo⸗ 
thekendarlehen dem Inhalte jenes Aufdrucks zuwidergehandelt 
hätten. Das OLG. hat die Klage für begründet erkannt und 
über die Anſprüche der genannten Kläger dem Grunde nach 
entſchieden, dieſe Entſcheidung aber von richterlichen Eiden der 
Kläger abhängig gemacht. Das RG. hob auf und wies die 
Klage ab: Das OLG. erachtet die Beklagten nach. den Grund⸗ 
ſätzen der gemeinrechtlichen actio doli deshalb für verant⸗ 
wortlich, weil der rote Aufdruck eine Angabe enthalte, welche 
wiſſentlich unwahrerweiſe gemacht ſei. Er beſage, es ſeien 
von der Waggonfabrik Maßnahmen getroffen, zufolge deren der 
Anleihe der Vorrang vor allen ſpäteren Anleihen zuſtehe, d. h. 
die Eigenſchaft zukomme, daß ſie im Falle der Aufnahme 
weiterer Anleihen vor dieſen aus dem Geſellſchaftsvermögen 
zurückbezahlt werden müſſen. Da ſolche Maßnahmen nicht ge⸗ 
troffen waren, ſei ſein Inhalt unwahr. Dabei legt das OLG. 
Gewicht darauf, daß geſagt iſt, die Anleihe „genießt“ den 
Vorrang; damit ſei ein ſchon gegenwärtig beſtehender Vorrang 
behauptet. C. habe den Aufdruck verlangt, um das Publikum 
zu täuſchen und dadurch zum Ankauf der Schuldverſchreibungen 
zu beſtimmen. Dieſe Täuſchungsabſicht des C. ſei auch den 
Beklagten bekannt geweſen. Das RG. vermag ſich dieſer Auf⸗ 
faſſung nicht anzuſchließen, hielt dieſelbe vielmehr für rechts⸗ 
irrig, weil auf einer Verletzung des Art. 278 HGB. beruhend. 
Bei Beurteilung und Auslegung der Handelsgeſchäfte hat der 
Richter den Willen der Kontrahenten zu erforſchen und nicht 
an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften. Der 
Senat erachtet es als eine Buchſtabeninterpretation, wenn das 
OLG. aus den Worten „genießt den Vorrang“ die Folgerung 
zieht, es werde damit zum Ausdruck gebracht, daß ſchon gegen⸗ 
wärtig ein Vorrang für die Anleihe beſtehe. Vielmehr konnte 
der Ausdruck, gerade weil er nur von einem Vorrang gegen⸗ 
über ſpäteren Anlehen ſpricht, nach Anſicht des Senats nur in 
dem Sinne gemeint ſein, daß dem in Frage ſtehenden Anlehen 
damit für den Fall der Aufnahme ſpäterer Anlehen der Vor⸗ 
rang zugeſichert werde. Erwägt man, daß die Ausgabe der 


Obligationen zu einer Zeit erfolgt iſt, in welcher die Verhältniſſe 


der Geſellſchaft noch zu keinerlei Bedenken oder Beſorgniſſen 
hinſichtlich ihrer Solidität oder Zahlungsfähigkeit Anlaß gaben, 
ſo iſt nicht einzuſehen, inwieferne den Beklagten bei einer 
derartigen ernſt gemeinten Zuſicherung eine abſichtliche Täuſchung 
zur Laſt fällt. In der Folge ſind denn auch ſpätere Anlehen 
überhaupt nicht aufgenommen worden; für dieſelben würde auch 
wohl die Genehmigung der Staatsregierung nicht zu erlangen 
geweſen ſein. Daß die beiden Hypothekenbeſtellungen nicht als 
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Anlehen aufzufaſſen find, hat das OLG. ohne Rechtsirrtum 
angenommen. Ob dieſe Darlehnsaufnahmen gegen Verpfändung 
des ganzen Grundbeſitzes der Geſellſchaft mit Nüdficht auf die 
den Obligationären gemachte Zuſicherung nicht gleichwohl gegen 
die Grundſätze von Treu und Glauben verſtieß, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn ein hierauf geſtützter Anſpruch der Obli⸗ 
gationäre hätte als Anſpruch aus dem obligatoriſchen Verhältnis 
jedenfalls nur gegen die Geſellſchaft ſelbſt geltend gemacht 
werden können. Nach dem Ausgeführten iſt die auf den Klage⸗ 
grund der argliſtigen Täuſchung geſtützte Verurteilung der Bes 
klagten durch Rechtsirrtum beeinflußt; der rote Aufdruck enthielt 
nur eine Zuſicherung in bezug auf etwaige ſpätere Anlehen, 
welche ernſt gemeint war, und keine Täuſchung bezweckte. 
P. c. J., U. v. 24. Nov. 06, 117/06 I. — Dresden. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

14. 58 7, 12, 14 Waren G., § 256 ZPO. Gehört 
der Monopoliſt zu den Schutzberechtigten? Eine Feſtſtellungs⸗ 
klage, weil Kläger um ſeinen Schadenserſatzanſpruch zu be⸗ 
gründen, erſt eine Klage auf Vorlegung von Geſchäftsbüchern 
des Gegners anſtellen müſſe, iſt unzuläſſig.] 

Graf M. in Rußland und die Firma B. in Berlin hatten 
eine Klage aus dem Warenbezeichnungsgeſetz erhoben gegen die 
Firma E. in Danzig. Die Klage des erſteren wurde ab⸗ 
gewieſen, weil er eine Niederlaſſung nicht im Deutſchen Reich 
beſitze und einen Vertreter im Inlande nicht beſtellt habe; auch 
die Klage der Firma B. wurde zurückgewieſen. Die von den 
Klägern eingeleitete Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den 
Entſcheidungsgründen des RG. über die Reviſion der Firma B.: 
Die Anträge auch dieſer Kläger gehen (wie diejenigen des 
Grafen M.) dahin: 1. der Beklagten den Gebrauch der Worte 
„Stockmannshof“ oder „Stockmannshöfer“ für den von ihr 
hergeſtellten Pommeranzenlikör zu unterſagen; 2. die Beklagte 
zum Erſatz des den Klägern durch den Gebrauch der Be⸗ 
zeichnung erwachſenen Schadens zu verurteilen. Was nun zu⸗ 
nächſt dieſen zweiten Antrag anlangt, ſo haben die Kläger in 
der erneuten Verhandlung vor dem Berufungsgericht ausdrück⸗ 
lich erklärt, daß der Schadenserſatzanſpruch als Feſtſtellungs⸗ 
klage geltend gemacht werde, und ſie haben zur Begründung 
einer ſolchen nur anzuführen vermocht, daß ſie ihren Schaden vor⸗ 
läufig nicht beziffern könnten, da ſie dazu erſt die Beklagte auf 
Vorlegung ihrer Geſchäftsbücher verklagen müßten, um aus 
dieſen die Höhe des Umſatzes der Beklagten in Stockmanns⸗ 
hofer Pommeranzen feſtzuſtellen. Ohne Rechtsirrtum hat der 
Berufungsrichter bei dieſer Begründung der Feſtſtellungsklage 
angenommen, daß die Vorausſetzungen einer ſolchen nicht vor⸗ 
liegen (5 256 ZRD.), da den Klägern ein Anſpruch auf Vor⸗ 
legung der Bücher der Beklagten nicht zuſteht (RG. 47, 
100 ff.; 58, 324 ff.) und der Umſtand, daß der Schaden für 
die Kläger ſchwer zu ermitteln iſt, die Feſtſtellungsklage nicht 
rechtfertigt. Der vorſtehend bezeichnete Antrag der Firma B. 
zu 2 war demgemäß als unzuläſſig abzuweiſen und war in 
eine materielle Prüfung darüber, ob er begründet erſcheine 
— wie dieſes von dem Berufungsrichter geſchehen iſt — über⸗ 
haupt nicht einzutreten. Anlangend den vorſtehend bezeichneten 
Antrag zu 1 ſo hat das Berufungsgericht dieſe Firma zwar 
als Verletzte im Sinne des 8 14 Waren ZG. angeſehen, weil 
Graf M. ihr den alleinigen Vertrieb ſeines durch das Zeichen 
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geſchützten Branntweins übertragen hat, und die Prüfung, ob 
„Stockmannshöfer“ Beſchaffenheitsangabe geworden ſei, unter⸗ 
laſſen, gleichwohl aber den erhobenen Anſpruch deswegen ab⸗ 
gewieſen, weil die Gefahr einer Verwechſelung des von dem 
Beklagten gebrauchten Zeichens mit dem für den Grafen M. 
eingetragenen nicht beſtehe. Gegen dieſen Entſcheidungsgrund 
beſtehen Bedenken, bezüglich deren jedoch eine nähere Be⸗ 
wachtung unterbleiben kann, da die Annahme des Berufungs- 
gerichts, daß die Firma B. als Verletzte im Sinne des er⸗ 
wähnten 8 14 angeſehen werden konne, auf Rechtsirrtum 
beruht. Die offene Handelsgeſellſchaft B. hat, wie in dem 
jetzt mit der Reviſion angefochtenen Berufungsurteil feſtgeſtellt 
iſt, von Graf M. mittels der Urkunde vom 17. Mai 1901 den 
ausſchließlichen Vertrieb ſeiner Liköre für Deutſchland über⸗ 
tragen erhalten. Sie iſt alſo ein ſogenannter Monopoliſt, und 
es entſteht die Frage, ob einem ſolchen der Schutz aus dem 
Waren 3G. und zwar, da andere Paragraphen dieſes Geſetzes 
nach den rechtsirrtumfreien, in dieſer Beziehung von der Re⸗ 
viſion auch nicht angefochtenen Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
richters (ſowie nach dem Urteil des RG. in dieſer Sache vom 
26. September 1905) vorliegend nicht in Betracht kommen, 
der Schutz aus den 88 12 und 14 (20) WarengG. zuſteht. 
Der 8 14 kommt dabei, wenngleich es ſich hier lediglich 
noch um den Antrag zu 1 der Klägerin B. auf Unter⸗ 
ſuchung des Gebrauchs der beſtimmten Worte (und nicht mehr 
um die Entſchädigungsklage) handelt, inſofern in Betracht, als 
wenn der Monopoliſt als der „Verletzte im Sinne des 8 14 
an ſich zur Entſchädigungsklage für befugt erachtet werden 
könnte, ihm dann (aus dem Grunde des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs heraus) auch eine Klage auf Unterſagung (Unter 
laſſung), behufs Verhinderung weiterer Schadenszufügung, zu 
geben wäre. Der Senat hat die oben aufgeworfene Frage 
verneint. Das Waren 8G. will grundſätzlich nicht einen Schutz 
des Publikums, ſondern einen Schutz der in demſelben als Be⸗ 
rechtigten bezeichneten Perſonen herſtellen. Es gilt dieſes ins⸗ 
beſondere auch von denjenigen Beſtimmungen des Geſetzes, die 
ſpeziell über die Warenzeichen getroffen find, und das Geſetz 
geht in betreff dieſer ſogar ſoweit, daß es nur demjenigen 
einen Klageſchutz gewährt, deſſen Rechte in die Zeichenrolle ein⸗ 
getragen find und aus dieſer Rolle unmittelbar hervorgehen. 
Wie das Warenzeichen erſt mit der Eintragung entſteht, ſo 
kamm auch der Rechtsnachfolger des erſten Inhabers bei einem 
übergange des durch das Zeichen begründeten Rechts (durch 
Erbſchaft, Vertrag oder Verfügung von Todes wegen) fein Recht 
aus der Eintragung immer erſt dann geltend machen, wenn der 
Übergang in der Zeichenrolle vermerkt iſt (8 7 Abſ. 2 des Ge 
ſetzes). Der Übergang des Rechts mag ſich früher vollzogen 
haben, der aus dem Waren 3G. entfließende Schutz gegen 
Übergriffe anderer auf Unterſagung (8 12) wie a Ent» 
ſchädigung (8 14) erwächſt erſt mit der Eintragung. Es iſt 
nicht abzuſehen, wie bei dieſem Standpunkte des Geſetzes einem 
Monopoliſten, demjenigen, dem nur für einen beſtimmten Be⸗ 
zit der Vertrieb der durch das Zeichen geſchützten Ware über 
laſſen wird und der die Eintragung ſeiner daraus entfließenden 
Vf̃. ein Klagerecht aus dem 
Geſetz ſollte zugeſtanden werden können. Es kommt hinzu, daß 
das Recht aus der e des Warenzeichens immer wur 
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mit dem Gejchäftöbetriebe, zu welchem das Zeichen gehört, 
übergehen kann (8 7 Abſ. 1 S. 2 und eine teilweiſe Über⸗ 
tragung des für den Geſchäftsbetrieb eingetragenen Waren⸗ 
zeichens nach dem deutſchen Warenzeichenrecht nicht angängig 
iſt (RG. 51, 263; Seligſohn, Waren G., Note 3, zu 8 7, 
2. Aufl. S. 112). Kann aber eine ſolche teilweiſe Übertragung 
insbeſondere auch örtlicher Art — mit Schutz aus dem Ge⸗ 
ſetze — nicht ſtatthaben, ſo kann aus dem Geſetz auch nicht 
derjenige geſchützt fein, dem der Vertrieb der geſchützten Waren 
für einen beſtimmt begrenzten Bezirk von dem Zeicheninhaber 
übertragen iſt und dem von dem Warenzeicheninhaber nur be⸗ 
ſtimmt umgrenzte Vertragsrechte eingeräumt find. Es mag 
hierbei ferner auch darauf hingewieſen werden, daß das Recht 
aus der Eintragung des Warenzeichens in die Zeichenrolle 
— wie der Name und die Firma — ein Individualrecht iſt; 
durch den dem Warenzeichen gewährten Schutz ſoll, genau wie 
bei dem Namen und der Firma, das Recht der Perſönlichkeit 
geſchützt werden. Es handelt ſich demgemäß bei dem Zeichen⸗ 
recht um ein abſolutes Recht. Sollen aber dergleichen Rechte 
verletzt fein, fo if der Streit darüber, ob dieſes geſchehen iſt, 
mi zwiſchen dem Inhaber des abſoluten Rechts und dem 
dieſes Recht Verletzenden, nicht aber zwiſchen dem Verletzer und 
demjenigen auszumachen, der von dem abſolut Berechtigten nur 
vertragsmäßige, obligatoriſche Rechte eingeräumt erhalten hat. 
Dieſes obligatoriſche Rechtsverhältnis bewirkt Rechte und 
Pflichten nur zwiſchen den beiden Vertragskontrahenten, nicht 
einem Dritten gegenüber. Der Dritte kann nur das abſolute 
Recht des Namen⸗, Firmen-, Zeichen⸗Inhabers, nicht das 
obligatoriſche Recht, das dieſer einem anderen eingeräumt hat, 
verletzen, der Verletzer und dieſer andere ſtehen in leinerlei Be⸗ 
ziehungen zueinander. Nun iſt zwar der Monopoliſt als „Nieß⸗ 
braucher“ bezeichnet und es wird ihm als ſolchem, als 
einem, dem ein ab ſolutes, dingliches Nutzungsrecht am 
Warenzeichen zuſtehe, in der Literatur die Klage (auf Ent⸗ 
ſchädigung, nicht auf die Unterftühungsllage) aus dem 
Waren G. zugeſprochen (vgl. Finger, WarengG., 2. Aufl. 
1906, Anm. 6 zu 8 14 S. 287). Demgegenüber genügt es 
darauf hinzuweiſen, daß es ſich bei der Untrennbarkeit von 
Warenzeichen und Geſchäftsbetrieb (5 7 Abs. 1 Satz Y immer 
um die Beſtellung eines Nießbrauchs auch an dem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe des Warenzeicheninhabers handeln 
müßte — wovon gegenüber dem ſein eigenes Geſchäft be⸗ 
treibenden Monopoliſten doch nicht die Rede ſein kann —, und 
daß ferner auch das Warenzeichenrecht nicht teilbar iſt, nicht 
teilweiſe übertragen werden kann, ein Nießbrauch aber an 
einem Recht, das nicht übertragbar iſt, nicht beſtellt werden 
kann ($ 1069 Abſ. 2 B B.). In der Literatur herrſcht denn 
auch faſt Einhelligkeit darüber, daß dem Monopoliſten die 
Unterſagungsklage aus 8 1 2 Waren Z., der ausdrücklich von dem 
ausſchließlichen Recht des Eingetragenen aus der Ein⸗ 
tragung eines Warenzeichens ſpricht, nicht zuſteht (a. M. Kohler, 
Das Recht des Markenſchutzes, 1884 S. 332/83). Es iſt aber viel⸗ 
fach die Meinung vertreten, daß die Entſchädigungsklage dem 
Monopoliſten aus 8 14 des Geſetzes auf Grund des hier ge⸗ 
brauchten Wortes „der Verletzte“ zu geben ſei. Der 8 14 
beſagt: „Wer wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit Waren 
oder deren Verpackung oder Umhüllung. . .. mit dem Namen 
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oder der Firma eines andern oder mit einem nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes geſchützten Warenzeichen widerrechtlich ver⸗ 
ſieht ..., iſt dem Verletzten zur Entſchädigung ver 
pflichtet.“ Der Verletzte iſt danach derjenige, deſſen in S 14 
aufgezählte Rechtsgüter verletzt ſind: derjenige, deſſen 
Name, deſſen Firma, deſſen Warenzeichen ohne Berechtigung 
benutzt iſt. Dieſes entſpricht der allgemeinen Tendenz des Ge⸗ 
ſetzes, beſtimmte, individuelle Nechtsgüter gegen Verletzungen 
vonſeiten Dritter zu ſchützen. Ein individuelles Recht des 
Monopoliſten wird durch die Benutzung des Warenzeichens 
feitend eines dazu Unbefugten nicht verletzt; der Schutz obliga⸗ 
toriſcher Rechte liegt nicht in dem Rahmen des Waren 3G. 
Würden aber dennoch wirklich in betreff der Auslegung des 
Wortes „dem Verletzten“ im 8 14 Zweifel aufkommen können, 
ſo würden dieſe durch die erörterten allgemeinen Geſichtspunkte 
vollauf behoben werden: daß das Geſetz dem (nicht ein⸗ 
getragenen) Monopoliſten nicht mehr Rechte eingeräumt haben 
wird, wie dem nicht eingetragenen Eigentümer des Waren⸗ 
zeichens, dem jedes Klagerecht, auch das auf Entſchädigung, 
ausdrücklich verſagt iſt; daß das Recht aus dem Warenzeichen 
nicht teilbar iſt und ein örtlich beſtimmter Teil des Rechts aus 
dem Warenzeichen vom Geſetz nicht geſchützt wird, dem Mono⸗ 
poliſten aber höchſtens ein derartiges Teilrecht zuſteht; daß der 
Monopoliſt endlich nur in einem ihm, dem Warenzeicheninhaber, 
gegenüber zuſtehenden Recht, nicht in einem ihm zukommenden 
Individual⸗ oder ſonſtigem abſoluten Recht verletzt wird. In 
weiterer Auffaſſung des Begriffs des Verletzten als der hier 
vertretenen hat der III. StS. des RG. in ſeinem Urteil vom 
1. Mai 1905 gegen P. Rep. 5710/04 (RGSt. 38, 39 ff.) 
den Monopoliſten als Strafantrags:Berechtigten aus 8 15 und 
auch aus S 14 (Abſ. 2) Waren 3G. erachtet (vgl. dagegen 


Urteil des I. StS. des RG. vom 2. Juli 1885 gegen S. Rep. 


1516/85, RGSt. 12, 328). Es bedarf aber deshalb für den 
jetzt vorliegenden Fall nicht der Einholung einer Entſcheidung 
des Plenums des RG., da die Entſcheidung des III. StS. auf 
Grund der allgemeinen Beſtimmungen der 88 61 ff. StGB. und 
zudem zu 8 15 Waren G. ergangen iſt, es ſich hier aber um 
§ 14 handelt und der Kreis der „Verletzten“ in beiden Para⸗ 
graphen ein verſchiedener iſt. M. u. B. c. E., U. v. 30. Nov. 06, 
180/06 II. — Marienwerder. | 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

15. 5 1. Bezeichnung „geprüfter Zahntechniker“ iſt un⸗ 
zuläſſig, obwohl der Zahntechniker eine Prüfung vor der Zahn⸗ 
technikerinnung beſtanden hat.] 

Der Beklagte F., der in V. das Gewerbe eines Zahn⸗ 
technikers betreibt, hat ſich auf Wohnungsſchildern und in 
hierauf bezüglichen Anzeigen in der V. Zeitung mehrfach als 
„geprüfter“ Zahntechniker bezeichnet. Für die Berechtigung zu 
dieſer Bezeichnung beruft er ſich auf eine von ihm von der 


Prüfungskommiſſion der „Zahntechniker⸗Innung für Rheinland“ 


abgelegte und beſtandene Prüfung, auf Grund deren ihm vom 
Obermeiſter dieſer Innung und der erwähnten Prüfungs⸗ 
kommiſſion unterm 2. Juli 1899 ein „Meiſterbrief“ ausgeſtellt 
worden iſt. Die Statuten der Innung ſind von der Ver⸗ 
waltungsbehörde genehmigt worden. Der Kläger, Zahnarzt H. 
zu Cöln, als Vorfitzender des Vereins deutſcher Zahnärzte für 
Rheinland und Weſtfalen, hat, davon ausgehend, daß die in 
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Frage ſtehende Prüfung vor der Innungskommiſſion die Bes 
zeichnung als geprüfter Zahntechniker nicht rechtfertigen könne, 
daß eine ſolche Bezeichnung vielmehr nach Lage der obwaltenden 
Umſtände gegen S 1 Unl WG. verſtoße, Klage erhoben mit dem 
Antrag, den Beklagten zu verurteilen, in ſeinen Annoncen und 
auf ſeinen Schildern die Bezeichnung „geprüfter“ Zahntechniker 
bei Vermeidung einer fiskaliſchen Strafe von 150 Mark zu 
unterlaſſen. Der I. Richter hat die Klage abgewieſen, der 
Berufungsrichter aber derſelben entſprochen. Die Reviſion iſt 
zurückgewieſen: Gegenüber der Entſcheidung des OL G., durch 
welche dem Beklagten auf Grund des § 1 Unl WG. unterſagt 
worden iſt, in Zeitungsanzeigen und auf ſeinen Schildern ſich 
als „geprüfter“ Zahntechniker zu bezeichnen, hat derſelbe zur 
Begründung ſeines Nevifionsantrags in erſter Linie geltend ge 
macht, das OLG. gehe ſelbſt davon aus, daß die fragliche Be⸗ 
zeichnung zu Verwechſelungen nicht ſowohl zwiſchen Zahn⸗ 
technikern und Zahnärzten, als vielmehr zwiſchen geprüften 
Zahntechnikern und anderen Zahntechnikern Anlaß geben 
könne, und daß danach der Kläger als Zahnarzt, und auch 
der von ihm vertretene zahnärztliche Verein durch die 
inkriminierte Bezeichnung nicht verletzt würden, daher nach dem 
Unl WG. kein Klagerecht hätten. Dieſer Angriff iſt indeſſen 
nicht zutreffend. Für die Aktivlegitimation zur Klage aus 
8 1 des bezogenen Geſetzes genügt, daß ein Konkurrenz⸗ 
gewerbe (Leiſtungen gleicher oder verwandter Art) in Frage 
ſteht, und das iſt im Verhältnis der Zahnärzte und der Zahn⸗ 
techniker der Fall, da auch die erſteren bei Ausübung ihres 
Berufes ſich mit Funktionen befaſſen und befaſſen müffen, die 
gemeinhin als Zahntechnik bezeichnet werden. Zur Sache hat 
das OL G. die zwiſchen den Parteien in den Vorinſtanzen um⸗ 
ſtrittene Frage, ob Zahntechniker als Handwerker im Sinne 
der GewO. anzuſehen und danach berechtigt ſeien, ſich zu 
Innungen zuſammenzuſchließen, und gemäß 8 87 Abſ. 2 
1. o. Prüfungen für die Aufnahme in die Innung abzuhalten, 
wie eine ſolche vom Beklagten nach dem ihm von den Ober⸗ 
meiſtern und der Prüfungskommiſſion der „Zahntechniker⸗Innung 
für Rheinland“ unterm 2. Juli 1899 ausgeſtellten Zeugnis ab⸗ 
gelegt worden iſt, nicht entſchieden. Es nimmt vielmehr an, 
daß, ſelbſt wenn das der Fall ſein ſollte, die Zahntechniker 
alſo als Handwerker und nicht als Gewerbetreibende, die ſich 
mit der Ausübung der niederen Heilkunde befaſſen, anzuſehen 
ſein ſollten, der Klageanſpruch auf Unterlaſſung der Bezeichnung 
als „geprüfter Zahntechniker“ doch begründet ſein würde. Es 
geht in dieſer Hinſicht davon aus, daß dasjenige Publikum, 
das von dem Beſtande der Innung nichts weiß, unter einer 
Prüfung als Zahntechniker, welche den Anlaß zu der Be⸗ 
zeichnung als geprüfter Zahntechniker bieten könne, eine ſolche 
Prüfung verſtehe, welche vor einer ſtaatlich eingeſetzten 
Prüfungskommiſſion von Medizinalperſonen oder ſonſtigen 
Sachverſtändigen abgelegt werde, wonach eine Gewähr dafür 
gegeben ſei, daß man dem ſo „geprüften“ Zahntechniker be⸗ 
ſonders vertrauen könne; daß aber derjenige Teil des Publikums, 
dem das Beſtehen der Zahntechniker⸗Innung bekannt iſt, not⸗ 
wendig zu der unrichtigen Annahme kommen müſſe, als habe 
der Beklagte die in §8 133 GewO. vorgeſehene Meiſter⸗ 
prüfung vor einer durch die obere Verwaltungsbehörde be⸗ 
rufenen Prüfungskommiſſion beſtanden. Nach diefer in tat 
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ſächlicher Hinſicht für das Reviſionsgericht bindenden Be⸗ 
urteilung enthält die Bezeichnung des Beklagten als „geprüfter 
Zahntechniker“ in der Auffaſſung der beteiligten Kreiſe des 
Publikums auf alle Fälle eine unrichtige Angabe tatſächlicher 
Art, von der weiterhin unbedenklich zutreffend angenommen 
worden iſt, daß fie die geſchäftlichen Verhältiſſe des Beklagten 
betrifft und geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Die Ausführungen der Reviſions⸗ 
begründung find der ſich hiernach ergebenden Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage gegenüber nicht geeignet, die rechtliche Begründetheit des 
Klageanſpruchs, ſoweit demſelben entſprochen worden iſt, in 
Frage zu ſtellen. F. c. H., U. v. 18. Dez. 06, 240/06 II. — 
Cöln. | 

Allgemeines Landrecht 

16. SS 88 ff. Tl. II Tit. 10 ALR. verb. mit 8 264 
ZPO. Haftung des Notars wegen Verſehens. Bezugnahme auf 
eine Abtretung im Lauf des Prozeſſes enthält Klage⸗ 
änderung. 

Der Beklagte hat als Notar am 27. Juli 1896 eine 
Bürgſchaftsurkunde einer uuverehelichten W., laut welcher dieſe 
für eine Schuld ihres Bruders an M. in Höhe von 4000 Mark 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt, mit dem Bemerken 
beglaubigt, daß die W. großjährig ſei und nicht unter väter⸗ 
licher Gewalt ſtehe. Letzteres iſt lediglich auf eine bezügliche 
Erklärung der W. erfolgt, war aber tatſächlich unrichtig. M. 
hat alle Rechte aus dieſer Bürgſchaft der Klägerin abgetreten, 
und dieſe wurde mit der Klage aus der Bürgſchaft gegen die 
W. abgewieſen, weil die W. zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme 
noch unter väterlicher Gewalt geſtanden habe, die Bürgſchaft 
daher ungültig ſei. In dieſem Rechtsſtreit hatte Klägerin nach 
Erlaß des erſtinſtanzlichen Urteils dem Beklagten den Streit 
verkündet. Die Klägerin erhob im März 1904 die Klage 
gegen den Notar mit der Behauptung, daß der Beklagte fahr⸗ 
läſſig ſeine Amtspflicht verletzt habe, und daß im Vertrauen 
auf die Gültigkeit der von dem Beklagten beglaubigten Bürg⸗ 
ſchaft ſowohl M. dem Bruder der W., als auch ſie, Klägerin, 
dem M. einen Kredit von 4 000 Mark gewährt hätten, daß 
der Bruder der W. und auch M. zahlungsunfähig, die W. 
ſelbſt aber zahlungsfähig geweſen ſei, der Beklagte daher den 
Schaden des Verluſtes der 4 000 Mark verſchuldet habe. Das 
Berufungsgericht hat, ſoweit die Klägerin den Anſpruch auf den 
ihr abgetretenen Anſpruch des M. ſtützt, die Klage wegen 
fehlender Aktivlegitimation abgewieſen, weil nach Inhalt der 
Zeſſionsurkunde vom 31. Juli 1896 der hier fragliche Regreß⸗ 
anſpruch der Klägerin nicht abgetreten ſei, auch nach dem Er⸗ 
gebnis der Beweisaufnahme eine ſolche Abtretung vor Erhebung 
der jetzigen Klage nicht ſtattgefunden habe, die im Laufe des 
Nechtsſtreits erfolgte Abtretung aber bei dem von dem Be⸗ 
klagten erhobenen Einwand der Klageänderung nicht berück⸗ 
ſichtigt werden könne. Dagegen hat es, ſoweit die Klage auf 
das eigene Recht der Klägerin geſtützt iſt, indem fie im Der» 
trauen auf die Gültigkeit der Bürgſchaft dem M. den Kredit 
von 4 000 Mark gewährt habe, den Klageanſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Die gegen dieſe Entſcheidung 
von beiden Seiten eingelegten Reviſionen find unbegründet: 
Der Beklagte rügt zunächſt, daß er nur aus dem Vollmachts⸗ 

auftrage ſeinem Auftraggeber, nicht aber Dritten, daher nicht 
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der Klägerin hafte. Der Angriff iſt unbegründet, da der Be: 
klagte als Notar, ſomit als Beamter in Anſpruch genommen iſt, 
und als ſolcher nach der klaren Vorſchrift der 88 88 ff. Tl. II 
Tit. 10 ALR. jedem, der durch ſein Verſchulden zu Schaden ge⸗ 
kommen iſt, haftet. Es iſt unrichtig, daß in der preußiſchen 
Praxis eine andere Auffaſſung geherrſcht habe; auch das OTr. 
(vgl. Striethorſt Arch. 84, 336) hat, wie das RG., die 
89 88 ff. cit. auf den Notar für anwendbar erachtet. Wenn 
ſodann die Reviſion ein Verſchulden des Beklagten überhaupt 
verneinen will, ſo iſt in dieſer Beziehung dem Berufungsgericht 
durchaus beizutreten. Wenn ein Notar lediglich auf die Angabe 
einer rechtsunkundigen Frauensperſon hin ohne jede Prüfung, 
ja⸗ oßme nur zu fragen, auf welcher Tatſache ihre Angabe 
beruht, amtlich beſcheinigt, daß ſie nicht unter väterlicher 
Gewalt ſteht, ſo iſt das unbedenklich ſogar als grobes Ver⸗ 
ſehen anzuſehen, um ſo mehr, als der Satz des preußiſchen 
Rechts, daß eine unverheiratete Frauensperſon nicht durch 
ſelbſtändige Wirtſchaft, ſondern nur durch ausdrückliche 
Erklärung aus der väterlichen Gewalt tritt, keineswegs 
allgemein bekannt iſt, und der Beklagte mit der Möglichkeit 
eines Irrtums der W. daher rechnen mußte. Rechtsirrtümlich 
iſt der Angriff, daß, ſelbſt wenn die Abtretung erſt im Laufe 
des Prozeſſes erfolge, eine unzuläſſige Klageänderung nicht 
vorliege, weil zum Klaggrunde auch gehört, daß der Anſpruch 
der Perſon des Klägers zuſtehen muß. Das hat auch das 
RG. bereits vielfach ausgeſprochen; vgl. JW. 93, 199; 
95, 504; 97, 552; 98, 388. V. c. A., U. v. 11. Der 06, 
202/06 II. — Berlin. 

17. 8 175 ALR. I, 11. Art. 1 Ziff. 2, Art. 2 Ziff. 1 
PrAG3 VG. verb. mit Art. 55 EGBEB., 85 436, 446 BGB. 
Unterſchied zwiſchen Verpflichtungen aus dem Patronat und 
ſolchen Verpflichtungen, die von dem Inhaber desſelben als 
Unternehmer einer neuen Anſiedlung eingegangen werden. 

Der Gemeinſchuldner K. hatte von ſeinem Landgut, mit 
dem das Patronat über die Kirche in R. verbunden war, an 
eine fpäter in eine Aktiengeſellſchaft übergegangene Ge: 
noſſenſchaft etwa 30 Morgen zur Anlegung einer Kolonie 
verkauft. In einer Urkunde vom 22. April 1894 ver⸗ 
pflichteten ſich K. und die Käuferin der Behörde und den be⸗ 
treffenden Verbänden gegenüber ſolidariſch, für den Fall, daß 
der Hinzutritt der Einwohner den Bau einer neuen Kirche nötig 
mache, in Ermangelung einer anderweitigen Einigung mit der 
Kirchengemeinde oder auf Erfordern der kirchlichen Organe und 
Behörden einen Bauplatz für die neue Kirche koſten⸗ und laſten⸗ 
frei herzugeben und die Baukoſten zu tragen. In einer Ver⸗ 
handlung vom 23. Februar 1893 wurde dieſe Verpflichtung 
behufs weiterer Befriedigung des kirchlichen Bedürfniſſes auf 
die Anlegung und Unterhaltung eines beſonderen Kirchhofes 
und einer zur Abhaltung von Gottesdienſten geeigneten Leichen⸗ 
kapelle ausgedehnt. Unter der Bedingung dieſer Verpflichtungen 
wurde die Genehmigung zur Anlegung der Kolonie (588 18, 19 
des Preuß. Gef. über die Gründung neuer Anſieblungen vom 
25. Auguft 1876) erteilt. Am 11. April 1901 wurde durch 
notariellen Vertrag die beklagte Aktiengeſellſchaft gegründet. 
In dieſe Geſellſchaft brachte K. in Anrechnung auf den von 
ihm übernommenen Betrag des Grundkapitals ſein Landgut 
und mehrere andere Grundſtücke mit der Beſtimmung ein, daß 
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der für die neue Kirchengemeinde beſtimmte Kirchhof von 
2 Morgen Größe aufgenommen werden und daß die Nutzungen 
und Laſten der eingebrachten Grundſtücke vom 1. April 1901 
ab auf die Beklagte übergehen ſollten. Die Auflaſſung des 
Kirchhofs an die Kirchengemeinde iſt erfolgt. Der Bau einer 
neuen Kirche in W. wurde durch Beſchluß der Königlichen 
Regierung für notwendig erklärt, auch wurde beſtimmt, daß K. 
und die Genoſſenſchaft als ſolidariſch Verpflichtete einen ge⸗ 
eigneten Bauplatz zur Verfügung zu ſtellen und zur Deckung 
der Baukoſten an die Kirchengemeinde zugunſten der neu zu 
bildenden Kirchengemeinde W. 70 000 Mark zu zahlen hätten. 
K. war inzwiſchen in Konkurs verfallen. Zu dieſem Konkurſe 
meldete als bevorrechtigte Konkursforderung die Kirchengemeinde 
in R. 83 000 Mark an, nämlich außer den erwähnten 
70 000 Mark noch 8 000 Mark zur Erbauung der Leichen⸗ 
kapelle und 5 000 Mark zur Einfriedigung des Kirchhofs. Der 
Konkursverwalter iſt der Anſicht, daß die von K. übernommene 
Verpflichtung eine öffentliche (gemeine, Patronats⸗) Laſt des 
Landgutes bilde und als ſolche ohne weiteres durch die Ein⸗ 
bringung des Gutes auf die Beklagte übergegangen ſei; er be 
hauptet aber auch, daß dies beim Abſchluß des Gründungs⸗ 
vertrages noch beſonders zum Ausdruck gebracht worden jei. 
Er hat mit dem Antrage auf Befreiung der Konkursmaſſe von 
der Verpflichtung zur Hergabe des Bauplatzes und zur Zahlung 
der Baukoſten für Kirche und Friedhof gegen die Beklagte ge⸗ 
klagt, iſt aber von dem LG. mit der Klage abgewieſen worden. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das Berufungs⸗ 
gericht hat ausgeführt, es liege keine öffentliche Laſt des Gutes, 
insbeſondere keine Patronatslaſt, ſondern nur eine perſönliche 
privatrechtliche Verpflichtung K. und der Genoſſenſchaft vor, die 
durch den Gründungsvertrag auf die Beklagte nicht übertragen 
worden ſei. Selbſt wenn die Abſicht dahin gegangen ſei, der 
Verpflichtung dingliche Wirkſamkeit beizumeſſen, ſo ſei doch 
dieſe Wirkung nicht eingetreten, weil die Eintragung unter⸗ 
blieben ſei; die Eintragung aber ſei erforderlich geweſen, weil 
jedenfalls keine gemeine Laſt, ſondern nur eine auf beſonderem 
Rechtstitel beruhende Verpflichtung vorliege. Die Reviſion 
konnte keinen Erfolg haben: Wäre anzunehmen, daß K. die 
Verpflichtung in ſeiner Eigenſchaft als Patron von R. über⸗ 
nommen habe, ſo könnte man vielleicht zu der Annahme ge⸗ 
langen, daß es ſich um eine öffentliche (gemeine) Laſt handelt, 
die nach 88 446, 436 BEB. und nach der Beſtimmung des 
Geſellſchaftsvertrages auf die Beklagte übergegangen iſt, und 
die Klage würde dann als Vertragsklage an ſich begründet 
ſein. Denn wenn auch der Patron nach geſetzlicher Vorſchrift 
zum Bau einer zweiten Kirche nicht verpflichtet iſt (RG. 43, 
332, auch abgedruckt bei Gruchot 43, 1048 und im 
Pr. JMBl. 99, 174; RG. 15, 168), fo ſteht doch nichts 
im Wege, daß er eine ſolche weitergehende Verpflichtung über⸗ 
nimmt oder daß ſie ihm mit ſeinem Einverſtändnis auferlegt 
wird. Das Patronat iſt eine öffentliche gemeine Laſt im Sinne 
der 88 446, 436 BGB. und der nach Art. 55 EG. für die 
Begriffs beſtimmung maßgebend gebliebenen landesgeſetzlichen 
Vorſchriften (vgl. RG. 59, 402; bei Gruchot 47, S. 835, 
396), insbeſondere der 88 175 ff. ALR. I, 11, Art. 1 Ziff. 2, 
Art. 2 Ziff. 1 Pra, da es zweifellos öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur iſt und in der Kirchenverfaſſung ſeinen Grund hat (Entſch. 
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des OTr. 74, 71; 75, 59; Urt. des RG. bei Gruchot 86, 
1112; Jäckel, 38G. 2. Aufl. S. 650/1 Anm. o zu Art. 1 cit.). 
Die Kirchenverfaſſung ſelbſt iſt nichts Unveränderliches, ſie kann 
durch Rechtsakte, auch durch Verträge eine Anderung erfahren 
(8 710 AR. II, 11, Entſch. des OTr. 75, 59), denn der Vertrag 
iſt nichts dem Privatrecht Eigentümliches, er kommt auch auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes vor und kann dort privatrechtliche, 
aber auch öffentlich⸗rechtliche Wirkungen haben (Gruchot 47, 836; 
42, 1022; 36, 1184; 34, 1124/56, RG. 40, 297). Auch 
würde der Umſtand, daß es ſich im weſentlichen um eine ein⸗ 
malige Leiſtung handelt, der Annahme einer öffentlichen ge⸗ 
meinen Laſt nicht entgegenſtehen (Jäckel a. a. O., Gruchot 36, 
1112; 24, 1017). Doch hat der Berufungsrichter einwands⸗ 
frei feſtgeſtellt, daß K. die Verpflichtung nicht in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Patron, ſondern ebenſo wie die Genoſſenſchaft in 
ſeiner Eigenſchaft als Unternehmer der neuen Anſiedlung 
übernommen hat und daß ſie ihm in dieſer Eigenſchaft in der 
Anſiedlungsgenehmigung auferlegt worden iſt. Der Unter⸗ 
nehmer aber ſteht nicht im Kirchenverbande und deſſen Leiſtungen 
können, auch wenn ſie im öffentlichen Intereſſe erfolgen und 
durch einen öffentlichen Rechtsakt auferlegt ſind, nicht als kirch⸗ 
liche Abgaben oder Leiſtungen bezeichnet werden (vgl. RG. 22, 
290). Die Annahme des Berufungsrichters, daß es ſich um 
Leiſtungen privatrechtlicher Natur handle, iſt daher nicht zu be⸗ 
anſtanden. Wären ſie aber auch öffentlich⸗ rechtlicher Natur, ſo 
würde jedenfalls die weitere Annahme des Berufungsrichters 
durchgreifen, daß fie mit dem Grundbeſitz des Unternehmers, 
zumal mit demjenigen, der nicht zur Anſiedlung beſtimmt war, 
nichts zu tun hatten. Der Umſtand, daß der Unternehmer zu⸗ 
fällig mit Grundbeſitz angeſeſſen iſt, kann, wie der Berufungs⸗ 
richter mit Recht hervorhebt, feine Verpflichtungen, mögen fie 
auch öffentlich⸗rechtlicher Natur ſein, nicht zu dinglichen machen. 
Perſönliche Verpflichtungen, die mit dem Grundbeſitz nichts zu 
tun hatten, aber ſind auf die Beklagte weder kraft geſetzlicher 
Vorſchrift übergegangen, noch auch — wie der Berufungsrichter 
ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt hat — durch vertragsmäßige Ver⸗ 
einbarung übertragen worden. K. c. N. A.⸗G., U. v. 1. Dez. 06, 
248/06 V. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

18. 8 30. Berechnung der Friſt für die Anſtellung der 
Klage im Rechtswege.] 

Der Berufungsrichter berechnet die im 8 30 des Ent: 
eignungsgeſetzes für die Beſchreitung des Rechtsweges beſtimmte 
ſechsmonatige Friſt nach Kalendermonaten. Mit Hinblick 
darauf, daß der Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluß dem Ent⸗ 
eigneten am 19. Oktober 1900 zugeſtellt iſt, und in der Er⸗ 
wägung, daß die Klage desſelben für den damaligen Vorſtand 
der Kleinbahngeſellſchaft am 17. April zugeſtellt ſei, betrachtet 
er die Zuſtellung als vor dem 20. April 1901 bewirkt. Von 
der Reviſion der Kleinbahngeſellſchaft wird dagegen ein⸗ 
gewendet, die Friſt hätte unter Anwendung des die preußiſche 
Praxis beherrſchenden 8 550 Tl. I Tit. 9 ALR., nach welchem, 
wenn die Verjährungsfriſt auf Monate eingeſchränkt iſt, ſoviel 
mal 80 Tage als Monate find, gerechnet werden ſollen, 
bemeſſen werden müſſen. Die Nüge ermangelt der Begründung. 
In dem Urteil des R. vom 28. September 1882 (RG. 7, 277) 
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iſt bereits näher dargelegt, daß die Friſt nach Kalendermonaten 
berechnet werden muß. Von dieſer Entſcheidung abzugehen 
liegt kein Anlaß vor, und es bedarf deshalb auch keiner 
Prüfung der Frage, ob, wenn die Friſt in der Zeit bis zum 
31. Dezember 1899 in der von der Kleinbahngeſellſchaft ge⸗ 
wollten Art zu berechnen geweſen wäre, ſeit Geltung des BGB. 
nunmehr deſſen Vorſchriften über die Berechnung von Friſten 
auch hier in Anwendung kommen. K. c. E., U. v. 27. Nov. 06, 
59/06 VII. — Stettin. 

Landgemeindeordnung vom 8. Juli 1891. 

19. 8 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2. Zwingende Formvor⸗ 
ſchrift für alle dort bezeichneten Rechtsgeſchäfte, nicht nur für 
ſolche Fälle, in denen eine Urkunde tatſächlich errichtet iſt. 
Fortdauernde Geltung auch unter dem BGB.] 

Die Klägerin verlangt von der beklagten Gemeinde Zahlung 
von 11 750 Mark nebſt Zinſen. Sie ſtützte dieſen Anſpruch 
auf den zwiſchen ihr und dem Bauunternehmer P., „beziehentlich 
der Gemeinde D.“ (der Beklagten) geſchloſſenen, im Tatbeſtand 
des erſtinſtanzlichen Urteils (des LG. Torgau) vom 16. Dezember 
1904 inhaltlich wiedergegebenen Vertrag vom 2./3. September 
1902, indem ſie noch behauptete, daß ſie die nach dem Ver⸗ 
mage von der Beklagten gekauften, von P. nur für die Be 
klagten beſtellten Steine dem Vertrage gemäß an den 
Gemeindevorſteher der Beklagten abgeſandt und daß ſie ſomit 
den Vertrag erfüllt habe, die Fälligkeit der 11 750 Mark auch 
bereits eingetreten ſei. Der I. Richter hat auf Grund des 
Einwandes der Beklagten, daß der Vertrag vom 2./3. Sep: 
tember 1902 den Erforderniſſen des 8 88 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2 
der Landgemeindeordnung für die fieben öſtlichen Provinzen der 
preußiſchen Monarchie vom 3. Juli 1891 nicht entſpräche und 
deshalb für die Beklagte unverbindlich ſei, die Klage abgewieſen. 
Berufung und Reviſion find zurückgewieſen. In betreff der 
Frage, wie — in welcher Form — Verbindlichkeiten der hier 
fraglichen Art für die Landgemeinden der ſieben öſtlichen preußi⸗ 
ſchen Provinzen durch Rechtsgeſchäft übernommen werden 
können, hat bereits der III. ZS. des RG. in feinem von dem 
Berufungsrichter angezogenen Urteil vom 2. Juni 1905 (in 
Sachen des Kreiſes K. gegen die Landgemeinde L. III 530/04, 
mitgeteilt in JW. 05, 446°) dahin entſchieden, daß Rechts⸗ 
geſchäfte der bezeichneten Art mit verbindlicher Kraft für die 
Gemeinden nur in der in 888 Abſ. 4 Nr. 7 Abſ. 2 der Land» 
gemeindeordnung angegebenen Form errichtet werden können 
und daß die Formvorſchrift des 8 88 nicht nur für ſolche Fälle 
gegeben iſt, in denen eine Urkunde tatſächlich errichtet wird. 
Der 8 88 lautet an der fraglichen Stelle: „Urkunden über 
Nechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte verbinden 
ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des be⸗ 
treffenden Gemeindebeſchluſſes und der dazu etwa erforderlichen 
Genehmigung oder Entſchließung der zuſtändigen Auffichts⸗ 
behörde im Namen der Gemeinde von dem Gemeindevorſteher 
und einem der Schöffen unterſchrieben und mit dem Gemeinde⸗ 
ſiegel verſehen ſein.“ Der III. Senat hat bei der vorſtehend 
mitgeteilten Auslegung dieſes Paragraphen hervorgehoben, daß 
ſein Wortlaut zwar auch die Deutung zulaſſe, daß nur, 
wenn über ein Nechtsgeſchäft der bezeichneten Art eine Urkunde 
errichtet werde, dieſe dann jenen Formvorſchriften entſprechen 
müſſe; der III. Senat iſt aber der Meinung, daß eine ſolche 
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Auslegung dem Zweck der Beſtimmung und ſomit dem Willen 
des Geſetzes nicht entſpreche. Es iſt dabei ausgeführt, daß an 
ſich der Gemeindevorſteher allein die Gemeinde nach außen 
vertrete — ohne Rückſicht darauf, ob er dabei den Beſchlüſſen 
der Gemeindeverſammlung (oder Gemeindevertretung) gemäß 
handele —, daß aber zur Vorbeugung gegen die hieraus für 
die Gemeinde erwachſenden Gefahren für Rechtsgeſchäfte, durch 
welche die Gemeinde einem Dritten verpflichtet werden ſoll, 
ſchützende Formen eingeführt ſeien, die verhindern ſollten, daß 
der Gemeindevorſteher bei Ausübung der ihm verliehenen 
Befugnis zur Vertretung der Gemeinde nach außen ſich nicht 
innerhalb derjenigen Grenzen halte, die ihm durch die nach 
innen maßgebenden Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung oder 
Gemeindevertretung gezogen ſeien. Zugleich iſt auf die, auf 
demſelben Boden ſtehende Vorſchrift des 8 56 Nr. 8 der 
Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen der preußiſchen 
Monarchie vom 30. Mai 1853 hingewieſen, wonach bei Über⸗ 
nahme von Verpflichtungen der Stadtgemeinden zu der, für 
Urkundenausfertigungen der Regel nach ausreichenden Unter⸗ 
ſchrift des Bürgermeiſters (oder ſeines Stellvertreters) noch die 
Unterſchrift eines Magiſtratsmitgliedes hinzukommen und in 
Fällen, in denen die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erfor⸗ 
derlich iſt, dieſe in beglaubigter Form der Ausfertigung bei⸗ 
gefügt werden muß, die Beobachtung dieſer Förmlichkeiten aber 
auch zur rechtswirkſamen Verpflichtung der Stadtgemeinde ge⸗ 
nügt, ohne Rückſicht darauf, ob die nach innen notwendige 
Beſchlußfaſſung oder Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung vorliegt oder nicht. Der jetzt erkennende Senat hat kein 
Bedenken getragen, ſich der vorgedachten Entſcheidung anzu⸗ 
ſchließen. Aus dem Zweck der Beſtimmung in $ 88 a. a. O. 
iſt, wenn auch ihr Wortlaut zu Zweifeln Anlaß bieten mag, 
in der Tat die ihr von dem III. Senat gegebene Tragweite zu 
entnehmen. Es kann nicht der Wille des Geſetzgebers ſein, daß 
der Gemeindevorſteher mündlich die Gemeinde Dritten gegen⸗ 
über unbeſchränkt ſoll haftbar machen können, ohne Zuziehung 
einer zweiten Perſon und ohne alle ſonſtigen Förmlichkeiten, 
losgelöſt von jeder Sicherung der Gemeinde, und dieſes ſogar 
in ſolchen Fällen, in denen es nach innen nicht nur des Be⸗ 
ſchluſſes der Gemeindeverſammlung (SS 102, 113 Landgemeinde: 
ordnung), ſondern auch nach der zu dieſem Gemeinde: 
beſchluß (nicht zu dem Auftreten des Gemeindevorſtehers) er⸗ 
forderlichen Genehmigung oder Entſchließung der zuſtändigen 
Aufſichts behörde bedarf (88 88 a. a. O., SS 114, 115); daß 
der Gemeindevorſteher aber zu einer ſolchen Haftbarmachung in 
ſchriftlicher Form nicht oder doch nur dann berufen ſei, 
wenn er noch einen Schöffen zuzieht, der ſeinen Erklärungen 
ſchriftlich beitritt, wenn dabei das Gemeindeſiegel beigedrückt 
und der Beſchluß der Gemeinde — auf dem die Erklärungen 
des Gemeindevorſtehers und des Schöffen beruhen, und in dem 
ſie ihren inneren Grund haben — ſowie endlich gegebenenfalls 
auch noch die zu dieſem Beſchluß erforderliche Genehmigung 
oder Entſchließung der zuſtändigen Aufſichtsbehörde ſchriftlich 
ausdrücklich angeführt ſind. Er iſt nicht abzuſehen, 
wie der Geſetzgeber dazu gekommen ſein ſollte, den 
Gemeindevorſteher bei Abſchließung mündlicher Verträge der 
bezeichneten Art ſo gänzlich uneingeſchränkt, bei ſchriftlichen 
Verträgen aber nur unter ſehr erheblichen Kautelen und Schutz⸗ 
12 
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maßregeln mit für die Gemeinde verbindlicher Kraft wirken zu 
laſſen. Hiergegen kann auch nicht geltend gemacht werden, daß 
nach dem PrALR. ohnehin die Gültigkeit mündlicher Vertrags⸗ 
ſchlüſſe eine ſehr begrenzte geweſen ſei und der Geſetzgeber des⸗ 
halb ſehr wohl 8 88 a. a. O. nur für die Fälle habe geben 
wollen, in denen es ſich um einen urkundlichen Vertragsabſchluß 
handele; der Geltungsbereich der Landgemeindeordnung deckt ſich 
nicht mit demjenigen des ALR. In Neuvorpommern und Rügen 
ſowie in Schleswig⸗Holſtein, für welche Provinz die Land⸗ 
gemeindeordnung durch Geſetz vom 4. Juli 1892 (G.⸗S. S. 147) 
— ohne eine Anderung des 8 88 Abſ. 4 Nr. 7 in der hier 
in Betracht kommenden Beziehung — in Kraft geſetzt iſt, hatten 
das ALR. und die ihm eigene weitgehende Einſchränkung der 
Gültigkeit mündlicher Verträge keine Geltung. — Von der 
Reviſionsklägerin iſt dann ferner unter Bezugnahme auf die 
Entſcheidung des I. ZS. des RG. vom 30. November 1901 
(RG. 50, 23) noch geltend gemacht, daß die erörterte Form⸗ 
vorſchrift der Preußiſchen Landgemeindeordnung jetzt, gegenüber 
den Beſtimmungen des BGB. nicht mehr maßgebend ſei, daß 
vielmehr jetzt bei Abſchluß von Rechtsgeſchäften nur die von 
dem BGB. erforderten Formen zu beobachten ſeien und in 
dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle die ſchriftliche Form 
des 8 126 BGB. ſicherer gewahrt ſei. Es erſcheint dieſes 
verfehlt. Die Beſtimmungen des BGB. über „Juriſtiſche 
Perſonen“ (I. Buch II. Titel) haben grundſätzlich auf die 
Körperſchaften öffentlich⸗rechtlicher Art keine Anwendung. Es 
find vielmehr in 8 89 nur einzelne ganz beſtimmte Vorſchriften 
des bezeichneten Titels als auch für die juriſtiſchen Perſonen 
des öffentlichen Rechts geltend bezeichnet. Die Art der Orga⸗ 
niſationen dieſer juriſtiſchen Perſonen iſt als nicht dem Privats, 
ſondern dem öffentlichen Recht angehörig den Landesgeſetzen über⸗ 
laſſen. Dieſe haben daher auch zu beſtimmen, in welcher Weiſe 
die öffentlich⸗ rechtlichen juriſtiſchen Perſonen durch Willensorgane 
zu vertreten ſind, und in welcher Weiſe dieſe Organe mit ver⸗ 
bindlicher Kraft für die von ihnen vertretene Körperſchaft ihre 
Erklärungen abzugeben haben. Die darüber gegebenen landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften bilden den Rahmen der Vertretungsmacht. 
Erklärungen, die von geſetzlichen Vertretern in anderer Form 
abgegeben werden, als das Geſetz vorſchreibt, liegen, weil 
außerhalb des Geſetzes, außerhalb der dem Vertreter nur zu⸗ 
ſtehenden Vertretungsmacht ($ 164 BGB.). Wie im Privat⸗ 
recht der Vollmachtgeber mehreren Perſonen derart Vollmacht 
erteilen kann, daß ſie nur gemeinſchaftlich und nur unter Ein⸗ 
haltung beſtimmter Formen, z. B. nicht mündlich, ſondern nur 
unter Ausſtellung von — privaten oder öffentlichen — Urkunden 
Willenserklärungen für ihn abgeben dürfen, ſo kann naturgemäß 
auch der Geſetzgeber bezüglich der geſetzlichen Vertretung be⸗ 
ſtimmte, dabei inne zu haltende Formen verordnen. Es kommen 
dabei die von dem BGB. darüber gegebenen Vorſchriften, in 
welchen Formen Rechtsgeſchäfte vorzunehmen ſind und Verträge 
abgeſchloſſen werden können, in keiner Weiſe in Frage. In 
Frage ſteht vielmehr allein der Rahmen der Vertretungsmacht 
und ob innerhalb desſelben gehandelt iſt oder nicht. Demgemäß 
können die Vorſchriften in 8 88 a. a. O. der Landgemeinde⸗ 
ordnung von den Vorſchriften des BGB. und ſpeziell des 8 126 
desſelben nicht berührt ſein. — Es hat nun allerdings der 
I. 8S. in feinem von der Reviſionsklägerin für ſich angerufenen 
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Urteil vom 30. November 1901 (RG. 50, 23 ff.) ausgeſprochen, 
daß die Vorſchrift in 8 88 auf ein namens der Gemeinde ge⸗ 
gebenes Wechſelindoſſament nicht anwendbar ſei. Aber dieſe 
Entſcheidung iſt, wie ſchon der Berufungsrichter hervorgehoben 
hat, auf Grund der Wechſelordnung ergangen, und ſie 
macht, als aus dem Wechſelrecht ergangen, die Einholung einer 
Entſcheidung der Ver ZS. des RG. in dem jetzt hier vorliegenden 
Falle nicht erforderlich. — Der Vertrag vom 2./ 3. September 
1902 entſpricht der Formvorſchrift des § 88 nicht; es iſt in 
ihm „der betreffende Gemeindebeſchluß“ nicht angeführt. Dieſe 
Anführung iſt aber, wie aus dem „muß“ des § 88 und dem 
offenſichtlichen Zwecke der Beſtimmung erhellt, weſentlich. Durch 
die Anführung des Beſchluſſes ſoll kenntlich gemacht werden, 
daß ein ſolcher vorliege; wird ein Beſchluß angeführt, ſo iſt 
eine hohe Wahrſcheinlichkeit dafür vorhanden, daß der Beſchluß 
ergangen iſt und der Gemeindevorſteher und der Schöffe das 
Rechtsgeſchäft in der Tat auf Grund eines Beſchluſſes der 
Gemeinde eingehen. A. u. P. W. c. D., U. v. 4. Dez. 06, 
223/06 II. — Naumburg. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

20. Tarifſtelle 56 verb. mit 88 130, 146, 151, 330, 
331, 1973 BGB. Bedeutung des Leibrentenvertrages nach 
dem Tode des Antragſtellers, wonach einem Dritten der Renten⸗ 
anſpruch zuſtehen ſoll. Annahme des Antrages. Feſtſtellung 
der Bereicherungsabſicht ſchließt die Annahme einer belohnenden 
Schenkung aus.] 

Der am 13. Juni 1900 verſtorbene B. in Berlin ging 
kurz vor ſeinem Tode eine Rentenverſicherung bei einer Ver⸗ 
ſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft gegen Hingabe eines Kapitals von 
13 625 Mark 15 Pf. ein. Die Verſicherung erfolgte auf 
Grund ſeiner Beitrittserklärung, in der er beſtimmte: „Nach 
meinem Ableben wird die Rente an meine Schwägerin Frau 
H. bezahlt.“ Dieſe Annahme des in dieſer Beitrittserklärung 
liegenden Verſicherungsantrages erfolgte ſeitens der Geſellſchaft 
erſt nach dem Tode des B., die Police wurde von der Geſell⸗ 
ſchaft unmittelbar an Frau H. ausgehändigt. Kläger als 
Verwalter des B.ſchen Nachlaſſes hat im Jahre 1902 das 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger beantragt und das Ausſchluß⸗ 
urteil vom 18. Oktober 1902 erwirkt, in welchem dem be⸗ 
klagten Fiskus Rechte nicht vorbehalten worden ſind. Im 
Jahre 1904 hat der Beklagte mit der Begründung, durch die 
Beitrittserklärung ſei eine belohnende Schenkung zugunſten der 
Frau H. beurkundet, durch die der letzteren eine lebenslängliche 
Rente von jährlich 1124 Mark 68 Pf. zugewendet fei, vom 
Kläger den auf eine derartige Schenkung entfallenden Urkunden⸗ 
ſtempel nach der Tarifſtelle 56 des Preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetzes vom 31. Juli 1895 erfordert und vom Kläger gezahlt 
erhalten. Der Kläger verlangt mit der Klage die Rückzahlung 
dieſes Betrages. Das LG. verurteilte, das KG. wies ab, das 
RG. hob auf und verwies zurück: Nach der Tarifſtelle 56 des 
obengenannten Stempelſteuergeſetzes ſind ſtempelpflichtig „alle 
Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte, bei denen die Abſicht auf 
die Bereicherung des einen Teils gerichtet war, auch wenn das 
Geſchäft in der Form eines läſtigen Vertrages abgeſchloſſen iſt.“ 
Es iſt für die Stempelpflicht nicht erforderlich, daß dieſe Abſicht 
aus der Urkunde ſelbſt hervorgeht und ebenſowenig, daß die in 
der Urkunde enthaltene Erklärung an den zu Bereichernden ge⸗ 
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richtet if. Dem Schenkungsſtempel unterliegt vielmehr auch 
ein Schriftſtück, in dem einem Dritten gegenüber ein Forde⸗ 
rungsrecht für den zu Bereichernden als den Gläubiger be⸗ 
gründet wird. Auch die hier in Frage ſtehende Beitritts⸗ 
erklärung iſt hiernach ſtempelpflichtig, wenn durch ſie ein ſolches 
Forderungsrecht, ſei es auch nur als betagtes oder bedingtes 
S 3 Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes), in der Abſicht be⸗ 
gründet iſt, die Frau H. zu bereichern. Die Erklärung, daß 
die Rente nach dem Ableben des B. an Frau H. fallen ſollte, 
war ein Beſtandteil des von B. an die Verſicherungsgeſellſchaft 
mittels der Beitrittserklärung gerichteten Verſicherungsantrages 
und konnte rechtsverbindliche Kraft nur inſoweit erlangen, als 
der Verſicherungsantrag ſelbſt rechtswirkſam, der angebotene 
Verſicherungs vertrag alſo gültig abgeſchloſſen wurde. Die 
Annahme des Berufungsrichters, daß durch dieſen Verſicherungs⸗ 
vertrag zugunſten der Frau H. der Rentenanſpruch für die 
Zeit nach dem inzwiſchen erfolgten Tode des B. begründet 
wurde, entſpricht den 88 330, 331 BGB., wonach, wenn 
inhalts eines Leibrentenvertrages die Zahlung der Leibrente 
nach dem Tode desjenigen, dem die Rente verſprochen wird, 
an einen Dritten erfolgen ſoll, der Dritte das Recht im 
Zweifel mit dem Tode des Verſprechensempfängers erwirbt. 
Der Erwerb erfolgte aber nur dann, wenn der Leibrenten⸗ 
vertrag ſelbſt zuſtande gekommen iſt. Dazu war die recht⸗ 
zeitige Annahme des Verſicherungsantrages erforderlich, die 
nach 8 146 BGB. gegenüber dem Antragenden ers 
folgen mußte, widrigenfalls der Antrag erloſch; daß einer der 
Ausnahmefälle des 8 151 daſelbſt vorliege, in denen die An⸗ 
nahme dem Antragenden gegenüber nicht erklärt zu werden 
braucht, iſt bisher vom Beklagten nicht dargetan. Die An⸗ 
nahme konnte auch ſtillſchweigend dadurch erklärt werden, daß 
die Verſicherungsgeſellſchaft die von ihr vollzogene Ver⸗ 
ſicherungspolice dem Antragenden B. oder in ſeinem Auf⸗ 
trage einem Dritten überjendete. Die Zuſendung iſt aber an 
B. oder nach deſſen Tode an ſeine allgemeinen Rechtsnachfolger 
nicht erfolgt und das Beſtehen eines ſolchen Auftrags nicht 
behauptet. Die auftragslos erfolgte Zuſendung an eine andere 
Perſon als den Antragenden, hier an Frau H., konnte aber 
den Vertrag gegenüber dem anderen Vertragsteile nicht zum 
Abſchluß bringen. Daran änderte auch nichts der Umſtand, 
daß inhalts des Vertrages nach dem Tode des B. die Frau 
H. die zum Rentenempfang berechtigte Perſon fein ſollte. Dieſe 
Vertrags beſtimmung trat erſt in Kraft, nachdem der Abſchluß 
des Vertrages gültig erfolgt war. Die Ausführung des Be⸗ 
tufungsrichters, das Zuſtandekommen des Vertrages ergebe ſich 
aus dem 8 130 BGB., beruht auf einer mißverſtändlichen 
Auffaſſung dieſer Vorſchrift. Sie beſtimmt im Abf. 2, es fei 
auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung ohne Einfluß, wenn 
der Erklärende nach der Abgabe ſtirbt. Hieraus folgt aber 
nur, daß der Verſicherungs antrag des B. auch nach deſſen 
Tode ſeine Kraft als Vertragsantrag behielt, nicht aber, daß 
durch den Tod die Annahme des Antrages überflüſſig wurde. 
Schon aus dieſem Grunde iſt das Berufungsurteil aufzuheben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen zur Prüfung, 
ob etwa die Aberſendung der Police an Frau H. einem Auf- 
trage des B. entſprach oder ob Frau H. etwa als Alleinerbin 
oder bevollmächtigte Miterbin des B. zur Empfangnahme der 
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Police befugt war. Ob die in der Beitrittserklärung ent⸗ 
haltene Verfügung als eine Schenkung unter Lebenden oder 
als eine ſolche von Todes wegen anzuſehen ſei, erklärt der Be⸗ 
rufungsrichter mit Recht als gleichgültig. Die Höhe der Ab⸗ 
gabe iſt in beiden Fällen die gleiche. Iſt die Schenkung eine 
ſolche unter Lebenden, ſo haftet B. als Ausſteller und nach 
feinem Tode fein Nachlaß für den Urkundenſtempel der Tarif: 
ſtelle 56 nach 8 12 zu b des Stempelſteuergeſetzes. Hält man 
die Schenkung für eine ſolche von Todes wegen, ſo haften die 
Erben bis auf die Höhe des aus der Erbſchaft Empfangenen 
für die von allen den Nachlaß betreffenden Anfällen zu ent⸗ 
richtende Steuer ſolidariſch als Selbſtſchuldner neben den 
Erwerbern der Anfälle (S 29 Abſ. 1 und 2 und 8 1 Abſ. 1 
des preußiſchen Erbſchaftsſtempelgeſetzes vom 30. Mai 1873 / 
81. Juli 1895 ſowie das Urteil des RG. vom 9. Dezember 
1881, IMBl. 82, 377). Es kann jedoch die vom Be⸗ 
rufungsrichter ohne Rechtsirrtum getroffene, von der Reviſion 
nicht angefochtene Feſtſtellung, es handle ſich im vorliegenden 
Fall um eine Schenkung unter Lebenden, der Entſcheidung zu⸗ 
grunde gelegt werden. Der Hinweis des Beklagten darauf, 
daß B. die Zuwendung der Rente noch hätte widerrufen oder 
an Stelle der Frau H. nachträglich eine andere Perſon als 
dieſe hätte als die Bezugsberechtigte bezeichnen können, erledigt 
ſich dadurch, daß in dieſem Falle die an Frau H. erfolgte 
Schenkung als eine bedingte ebenfalls dem Schenkungs⸗ 
ſtempel unterliegt. Mit Recht aber führt die Reviſion aus, 
daß die durch den Berufungsrichter erfolgte Feſtſtellung der 
Abſicht des B., Frau H. zu bereichern, ſich gegenüber den Aus⸗ 
führungen des Klägers zur Zeit nicht aufrecht erhalten laſſe. 
Inhalts des Tatbeſtandes des Berufungsurteils hatte der 
Kläger behauptet, Frau H. habe mit dem Erblaſſer einen ge⸗ 
meinſamen Hausſtand geführt, lange Zeit deſſen Koſten ge⸗ 
tragen, auch B. verpflegt und zur Abgeltung der hierdurch 
für ſie entſtandenen Forderung habe ihr B. die Rente zu⸗ 
gewendet. Sind dieſe Tatſachen, die nach Abſ. 3 der Tarif⸗ 
ſtelle 56 für die Feſtſtellung der Bereicherungsabſicht von Be⸗ 
deutung waren, obſchon ſie ſich aus der Urkunde vom 25. April 
1900 nicht ergeben, richtig, ſo ſind ſie geeignet, das Vorhanden⸗ 
ſein einer Schenkung, auch einer „belohnenden“, auszuſchließen. 
Der Berufungsrichter hätte daher den angetretenen Beweis 
erheben und prüfen müſſen, ob eine, wenn auch nur ſtill⸗ 
ſchweigende Willenseinigung zwiſchen B. und Frau H. hinſicht⸗ 
lich einer Vergütung für ihre Leiſtungen erfolgt oder ſonſt ein 
Rechtsanſpruch wegen nützlicher Verwendung für ſie erwachſen 
war, oder ob fie zwar in der Hoffnung auf künftige Belohnung, 
aber doch unentgeltlich geleiſtet hat. Eine weitere Verhandlung 
in tatſächlicher Beziehung iſt endlich noch hinſichtlich der Frage 
erforderlich, inwieweit das ſtattgehabte Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger und das ergangene Ausſchlußurteil von Einfluß auf 
den Stempelanſpruch des Beklagten geweſen ſind. Wenn der 
Berufungsrichter einen ſolchen Einfluß von vornherein verneint, 
ſo verletzt er damit die Vorſchrift des 8 1973 BGB., nach 
welcher der Erbe die Befriedigung eines im Aufgebotsverfahren 
ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern kann, 
als der Nachlaß durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen 
Gläubiger erſchöpft wird. B.s Nachl. c. Fiskus, U. v. 30. Okt. 06, 
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Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900. 

21. SS 17, 30, 49. Wer iſt der Auftraggeber des von 
der Poſt zur Proteſterhebung beauftragten Gerichtsvollziehers? 
Verſchulden des letzteren?! 

Der am 1. Mai 1901 zahlbare, von B. zu L. angenommene 
Wechſel war von der Klägerin der Poſt mit dem Auftrag zur 
Einziehung und Proteſterhebung überſandt worden und wurde 
am 1. Mai 1901 Nachmittags 5 / Uhr von dem Poſtamt in 
Barmen⸗Rittershauſen dem Beklagten übermittelt. Am 2. Mai 
1901 begab ſich der beklagte Gerichtsvollzieher zur Erledigung 
des Auftrags in die Rauentalerſtraße, unterließ aber die 
Proteſtaufnahme, als er dort erfuhr, daß der Akzeptant 
nicht in dem zum AG. Barmen, ſondern in dem zum AG. 
Schwelm gehörigen Teile der Straße gewohnt habe. Am 
3. Mai 1901 ſandte er den Wechſel der Klägerin nach ihrem 
Wohnort Spremberg zurück. Das OLG. verurteilte den Be⸗ 
klagten, der Klägerin den entſtandenen Schaden zu erſetzen. 
Das RG. hob auf und wies die Klage ab: Durch die Rück⸗ 
ſendung des Wechſels an die Auftraggeberin hat der Beklagte 
den beſtehenden Vorſchriften entſprechend verfahren. Die ent⸗ 
gegenſtehende Annahme des Berufungsgerichts, daß er den 
Wechſel der Poſtanſtalt in Barmen⸗Rittershauſen oder der 
Verteilungsſtelle hätte übergeben müſſen, iſt nicht zutreffend. 
Der Beklagte als Gerichtsvollzieher bei dem AG. zu Barmen 
war zur Erhebung des Proteſtes in dem Bezirk des AG. zu 
Schwelm nicht zuſtändig und hatte daher nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen wie nach 8 30 Abſ. 3 der Gerichtsvollzieherordnung vom 
31. März 1900 den Auftrag dem Auftraggeber zurückzuſenden. 
Unter dem Auftraggeber kann nach § 30 nicht die Poſtanſtalt, 
welche den Auftrag vermittelt hat, ſondern nur die Partei, die den 
Auftrag erteilt hat, verſtanden werden. Eine Weitergabe des 
Auftrages an die Verteilungsſtelle des AG. zu Barmen konnte 
aber nicht in Frage kommen; denn für eine Tätigkeit der Ver⸗ 
teilungsſtelle war kein Raum, weil die Ausführung des Auf⸗ 
trags an die Geſchäftsverteilung nicht gebunden, und weil zur 
Erhebung des Proteſtes keiner der beim AG. zu Barmen an⸗ 
geſtellten Gerichtsvollzieher zuſtändig war (88 17, 30, 49 der 
Gerichtsvollzieherorduing). Ebenſowenig kann dem Beklagten 
ein Vorwurf daraus gemacht werden, daß er den Auftrag nicht 
dem Poſtamt in Schwelm oder dem Gerichtsvollzieher oder dem 
AG. in Schwelm überſandt habe. Ein ſolches Vorgehen, für 
deſſen Mißerfolg der Beklagte verantwortlich gemacht werden 
konnte, findet weder in den geſetzlichen Vorſchriften noch in den 
Beſtimmungen der Gerichtsvollzieherordnung oder Geſchäfts⸗ 
anweiſung irgend eine Stütze. Der Beklagte würde hiernach 
der Klägerin zum Schadenserſatz nur dann verpflichtet ſein, 
wenn der Schaden auf eine ſchuldhafte Verzögerung der Rück⸗ 
ſendung des Auftrages zurückzuführen wäre. Das iſt aber 
nicht der Fall. Der Beklagte konnte am 1. Mai 1901 wegen 
vorgerückter Tageszeit das ihm aufgetragene Geſchäft nicht 
mehr beſorgen. Am 2. Mai Vormittags hat er den Auftrag 
erledigt. Nun hat er zwar nach dem feſtſtehenden Sachverhalt 
erſt am 3. Mai den Auftrag an die Klägerin zurückgeſandt; 
aber das Berufungsgericht ſtellt einwandfrei feſt, daß der 
Wechſel, auch wenn der Beklagte ihn am 2. Mai Mittags nach 
Spremberg geſandt hätte, nicht ſo rechtzeitig angekommen wäre, 
daß noch eine Proteſterhebung in Halle oder in Langerfeld 
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möglich geweſen wäre. Z. c. W., U. v. 11. Dez. 06, 180/06 III. 
— Cöln. 

III. Das Nheiniſche Recht. 

22. Art. 883. c. c. Sinn dieſer Geſetzesvorſchrift; ent⸗ 
gegenſtehende Auffaſſung des franzöſiſchen Kaſſationshofes.] 

Der Sinn des Art. 883 c. c. iſt der, daß nur durch die 
Teilung das ungeteilte Recht des einzelnen Miteigentümers ſich 
in individuell beſtimmtes Eigentum verwandelt. Die Teilung 
hat deklaratoriſche Natur mit der Wirkung, daß der einzelne 
Miteigentümer ſo angeſehen wird, als habe er die ihm bei der 
Teilung zugefallenen Gegenſtände allein und unmittelbar er⸗ 
halten, an den übrigen Sachen der Gemeinſchaft aber niemals 
Eigentum gehabt. Nur Forderungen und Schulden fallen nicht 
unter dieſe Regel (Art. 1220 c. c.). Hieraus folgt, daß ein 
einzelner Miteigentümer, ſolange die Gemeinſchaft beſteht, weder 
einen einzelnen Gegenſtand, noch einen beſtimmten Teil des⸗ 
ſelben als ſein Alleineigentum beanſpruchen, alſo auch nicht 
deſſen Herausgabe von einem Dritten verlangen kann. Hat 
ein Miteigentümer eigenmächtig Gegenſtände der Gemeinſchaft 
veräußert (oder verſchenkt), ſo ſind die übrigen Miteigentümer 
vor der Teilung zu einer Vindikation nicht befugt. Denn die 
Veräußerung iſt nicht, wie die Veräußerung einer fremden 
Sache (Art. 1599 c. c.) ungültig, ſondern bedingt gültig — 
nämlich bedingt dadurch, daß die veräußerte Sache dem Ver⸗ 
äußerer durch die Teilung eigentümlich zufällt. Das RG. hat 
dieſe Grundſätze immer befolgt; ſie ſind insbeſondere in RG. 12, 
339 entwickelt und bilden auch den Inhalt anderer Ent⸗ 
ſcheidungen; vgl. RG. 43 S. 242 und 376; 50, 331 ff. In 
letzterer Entſcheidung wie in RG. 12, 339 findet ſich die 
Literatur für die hier vertretene Anſicht zuſammengeſtellt. 
Dieſer Zuſammenſtellung laſſen ſich noch hinzufügen: Zachariä 
in allen Ausgaben, insbeſondere Zachariä⸗Crome Bd I S. 533 
Note 8; Laurent X Nr. 408. Gouillard, traité de la vente 
et de l’echange I Note 191; Baudry-Lacantinerie et Wahl, 
traité theoretique et pratique de droit civil III Nr. 4394; 
Fuzier-Herman, art. 1599 Note 48 und 49. Sirey 51 I 
445. Allerdings iſt dieſe Anſicht nicht unbeſtritten; vgl. z. B. 
Aubry et Rau 8 351 Note 57 und 58, der dem Mit⸗ 
eigentümer eine Klage zu ſeinem ideellen Anteil geben will. 
Der franzöſiſche Kaſſationshof (in Sirey, recueil 96 I 209) 
hat ſich neuerdings (1894) für Anwendung des art. 1599 c. c., 
alſo für unbedingte Ungültigkeit der durch einen Miteigentümer 
allein vorgenommenen Veräußerung ausgeſprochen. Allein der 
erkennende Senat hat nach erneuter Prüfung keine Veranlaſſung 
gefunden, von ſeiner früheren Anſicht abzugehen. W. c. O., 
U. v. 14. Dez. 06, 219/06 II. — Cöln. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres zu Berlin. 


3. Berggeſetz. Fällt Begründung von Bergwerks⸗ 
eigentum unter den Begriff „Eigentumserwerb“? 

Dem Vorderrichter iſt darin beizutreten, daß diejenigen 
Fälle, in denen ein bisher noch nicht vorhandenes Grund⸗ 
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eigentum oder Bergwerkseigentum neu zur Entſtehung gelangt, 
von der Ordnung betr. die Erhebung einer Gemeindeſteuer beim 
Erwerbe von Grund⸗ und Bergwerkseigentum in der Ge⸗ 
meinde K. vom 26. März 1900 nicht betroffen werden. 

Allerdings widerſpricht es nicht geradezu dem Sprach⸗ 
gebrauche, die Neubegründung eines Eigentums als Eigentums⸗ 
erwerb und denjenigen, in deſſen Perſon es begründet wird, 
als Eigentumserwerber zu bezeichnen. Immerhin liegt es näher, 
unter Eigentumserwerb nur diejenigen Fälle zu verſtehen, in 
denen jemand ein Eigentum erwirbt, das ſchon vorher vor⸗ 
handen war, mag der Erwerb nun ein ſogenannter derivativer 
oder — wie z. B. bei der Zwangsverſteigerung — ein originärer 
ſein. Richtig iſt ferner zwar, daß die hier in Betracht ſtehende 
Steuerordnung zweifellos weitergeht als die ſogenannte Muſter⸗ 
ſteuerordnung, die, abgeſehen von der Zwangsverſteigerung, nur 
die Fälle der ſogenannten freiwilligen Veräußerung trifft. Indes 
iſt aus dieſem Umſtande, der auch bei den Steuerordnungen 
mehrerer anderer Gemeinden zutrifft, noch nicht zu entnehmen, 
daß die hier fragliche Ordnung auch diejenigen Fälle habe treffen 
wollen, in denen ein Eigentum erſt neu begründet wird, und 
daß die Vorſchrift im 8 1, wonach jeder nicht unmittelbar auf 
Grund einer Erbſchaft erfolgende Erwerb von Grundeigentum 
und Bergwerkseigentum der Beſteuerung unterliegt, nicht auf 
die Fälle der Erwerbung eines ſchon vorhandenen Eigentums 
zu beſchränken ſei. Vielmehr ſpricht der Umſtand, daß die 
Ordnung vom 26. März 1900 jener ſogenannten Muſterſteuer⸗ 
ordnung, die allgemein als Umſatzſteuerordnung bezeichnet 
wird, in vielfachen Beſtimmungen nachgebildet iſt und daß ſie 
ſelbſt bei den auf ihren Erlaß bezüglichen Verhandlungen die⸗ 
ſelbe Bezeichnung erfahren hat, für die Annahme, daß auch ſie 
nur diejenigen Fälle hat treffen wollen, in denen von einem 
Umſatz die Rede ſein kann, alſo nur diejenigen Fälle, in 
denen bezüglich eines ſchon vorhandenen Eigentums lediglich 
ein Wechſel in Anſehung der Perſon des Eigentümers ſtatt⸗ 
findet. Dieſe Annahme erhält eine Beſtätigung durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 7 der Ordnung, nach der die Wertermittelung in 
denjenigen Fällen, in denen die Steuer von dem Werte des 
Eigentums zu berechnen iſt, auf den gemeinen Wert zur Zeit 
des Eigentumswechſels gerichtet werden ſoll. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift paßt zweifellos nicht auf die Fälle, in denen das Eigen⸗ 
tum in der Perſon des Berechtigten erſt neu begründet iſt und 
in denen, wenn ſie eine Verpflichtung zur Steuer begründeten, 
gleichfalls die Steuer von dem Werte des Eigentums zu bes 
rechnen wäre. — Wollte die Steuerordnung auch dieſe Fälle 
der Steuerpflicht unterwerfen, ſo hätte ſie ſolches in einer un⸗ 
zweideutigen, insbeſondere auch den Aufſichts behörden erkenn⸗ 
baren Weiſe zum Ausdrucke bringen müſſen.“) 

Es kann demnach auf ſich beruhen bleiben, ob es den Ge⸗ 
meinden möglich iſt, Fälle der hier fraglichen Art zum Gegen⸗ 
ſtande der Beſteuerung zu machen. K. c. B., U. v. 5. Jan. 06, 
II 34. Rep. Nr. II C. 220/05. Bezirksausſchuß Münſter. 
Ba er nn 1 


*) Für die Rechtsberater folder Gemeinden, welche die Neu⸗ 
begründung von Bergwerkseigentum der Umſaßzſteuer unterwerfen 
wollen, von der größten Wichtigkeit. 
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Zur Frage der Erweiterung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit. 


Eingabe des Vorſtandes der Anwaltskammer Nürnberg an das 
Aönigliche gayeriſche Juſtizminiſterium. 


I. Die Anwaltskammer des Oberlandesgerichtsbezirks Nürnberg 
hat in ihrer Plenarverſammlung vom 16. Dezember 1906 ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen, bei dem Königl. Juſtizminiſterium Vorſtellungen 
und Anträge bezüglich der vorbezeichneten Anderungspläne des 
Reichsjuſtizamts einzureichen. Nach unwidersprochen gebliebenen 
Mitteilungen der Tages⸗ wie Fachpreſſe fanden Ende November 1906 
im Reichsjuſtizamt Verhandlungen mit den Vertretern der Juſtiz⸗ 
verwaltungen der größeren Deutſchen Bundesſtaaten ſtatt, welche 
inſoweit zu einer Verſtändigung führten, als die Heraufſetzung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeitsgrenze auf 1000 Mark 
Wertſumme und die Beſchleunigung des amtsgericht⸗ 
lichen Verfahrens alsbald durch eine dem Bundesrat und Reiche: 
tag vorzulegende Novelle in die Wege geleitet werden ſoll. 

Nach den in die Offentlichkeit gedrungenen Mitteilungen 
wünſchten einzelne Regierungen bei den Verhandlungen im Neid: 
juſtizamt die amtsgerichtliche Zuſtändigkeitsgrenze ſogar auf 
2000 Mark zu erhöhen. 

II. Die Nachrichten über dieſe die deutſche Rechtspflege und ins⸗ 
beſondere die deutſche Anwaltſchaft erheblichſt berührenden Maß⸗ 
nahmen mußten für die Allgemeinheit nicht weniger wie für den 
Anwaltſtand völlig unerwartet kommen, da die Frage der Ne: 
form des Zivilverfahrens in den letzten Jahren nicht beſonders 
urgiert worden war. Erſt die vor nicht langer Zeit von Adickes 
vorgeſchlagenen „Grundlinien durchgreifender Juſtizreform“ brachten 
dieſelbe dem öffentlichen Intereſſe näher; doch vermochte in Berück⸗ 
ſichtigung der noch nicht erfolgten Klärung der Meinungen und der 
Wichtigkeit der Materie an die baldige Verwirklichung dieſer Reform⸗ 
pläne ernſtlich niemand zu glauben. Nicht als Zufall kann es nun 
erachtet werden, daß von der preußiſchen Juſtizverwaltung nahe⸗ 
ſtehender Seite faſt zur gleichen Zeit, zu welcher im Keichsjuſtizamt 
beraten wurde, das nämliche Thema in der rechtswiſſenſchaftlichen 
Preſſe erörtert wurde; die detaillierten Vorſchläge in der DIZ. 06 
Nr. 20 von Mügel, vortragender Nat im preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium, und im „Recht“ 06 Nr. 22 von Dr. Holtgreven, Ober⸗ 
landesgerichtspräſident in Hamm, laſſen keinen Zweifel, daß maß⸗ 
gebende Stellen ſich mit der Reform des geſamten Zivilprozeſſes wie 
der Gerichtsverfaſſung beſchäftigen, das Ziel dieſer Vorſchläge iſt die 
Herrſchaft des Einzelrichters in allen erſtinſtanziellen Streitſachen 
unter faſt völliger Ausſchaltung der Anwaltſchaft. Es kann nicht 
bezweifelt werden, daß dieſem Ziel auch die Grundſätze dienen, über 
welche im Keichsjuſtizamt gelegentlich der beſprochenen Verhand⸗ 
lungen Einigung erfolgt zu ſein ſcheint; dieſelben ſtellen die erſte 
Etappe in der Richtung der Adickesſchen, Mügelſchen und Holt⸗ 
grevenſchen Reformvorſchläge dar, aber auch fie rütteln bereits ber: 
artig an den Grundlagen des deutſchen Zivilprozeßverfahrens, daß 
ſie zufolge ihrer einſchneidenden praktiſchen Wirkung ſich im Prinzip 
von letztgenannten Reformen nicht unterſcheiden, nur dem Umfang 
nach hinter ihnen zurücktreten. Gegen die von Adickes vertretenen 
kühnen Reformprinzipien wendet ſich mit beachtenswerten Gründen 
auch Hamm, Oberlandesgerichtspräſident a. D., in der DIZ. 06 
Nr. 19. 

III. Die Bedeutung der zunächſt — bei den offiziellen Ver⸗ 
handlungen im RNeichsjuſtizamt — geplanten Anderungen zwingt zu 
der Frage, aus welchen Gründen die plötzliche Inangriffnahme der 
Zivilprozeßreform betätigt wurde; denn davon, daß die Leitſätze 
dieſer Reformpläne allgemeine oder ſogar nur vielfache Billigung ge⸗ 
ſunden hätten, kann keine Rede ſein. Es läßt ſich nicht wohl be⸗ 
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ſtreiten, daß die Reform vornehmlich finanziellen Er⸗ 
wägungen ihre Entſtehung verdankt; das läßt insbeſondere 
der Mügel’fche oben zitierte Aufſatz deutlich erkennen; wie denn auch 
in der Tagespreſſe von offenbar kundiger Seite auf dieſen Haupt⸗ 
grund der Reformprojekte aufmerkſam gemacht wurde. Nötigt daher 
ſchon dieſes Reformmotiv zu vermehrter Sorgfalt in der Prüfung 
der zur Debatte ſtehenden Fragen — fiskaliſche Erwägungen er⸗ 
ſchweren in der Regel die ſachliche Prüfung! —, ſo halten wir eine 
wiederholte eingehende Würdigung vor allem deshalb geboten, weil 
die Reformfragen — wie oben angedeutet wurde — keinesfalls 
als ſpruchreif betrachtet werden können. Während es bisher be⸗ 
züglich wichtiger Geſetzgebungsmaterien für ſelbſtverſtändlich galt, der 
Bevölkerung und den beteiligten Berufskreiſen zuvor Gelegenheit zur 
Kritik wie zur Teilnahme an den Vorbereitungen und Vorarbeiten 
zu gewähren iſt dergleichen hier völlig unterblieben; die Anwaltſchaft 
insbeſondere, die unbeſtrittenermaßen die intimſte Fühlung mit dem 
rechtſuchenden Publikum beſitzt und deshalb ſicherlich zur Teilnahme 
an den Geſetzesvorarbeiten zu dem in Rede ſtehenden Gegenſtand zu 
beruſen war, iſt nicht einmal gehört worden, obwohl dieſelbe auch 
wegen der beſonderen Intereſſen des Anwaltsſtandes weſentlich in 
Mitleidenſchaft gezogen wird. 

Aus all dieſen Gründen konnte in der Preſſe die Meinung er⸗ 
wachſen, daß die Reformvorſchläge auf ihre Folgen nicht in der er⸗ 
wünſchten Schärfe durchgeprüft wurden. Es ſei geſtattet, ohne voll⸗ 
ſtändig ſein zu wollen, nur auf einzelne erhebliche e 
hinzuweiſen. 

IV. Zur Frage der Zuſtändigkeitsverſchiebung. 

1. Die Zahl der Streitſachen, welche Streitwerte zwiſchen 
300 Mark und 1 000 Mark betreffen, ift die weitüberwiegende Mehr⸗ 
heit aller landgerichtlichen Vermögensprozeſſe, eine Schätzung der⸗ 
ſelben auf 75 Prozent dürfte nicht zu hoch greifen; der größte Teil 
der Landgerichtsſtreitigkeiten würde demnach für dieſe Gerichte in 
Wegfall kommen; die Folge wäre, daß die meiſten LG. und die 
OLG. — von letzteren vor allem diejenigen mit kleineren Bezirken, 
wie ſie in Bayern beſtehen (zunächſt Augsburg, dann Nürnberg, ſo⸗ 
dann Bamberg und Zweibrücken, weniger der faſt dreimal häufiger 
als die anderen bayeriſchen OLG. angegangene Bezirk München); 
vgl. Ergebniſſe der Zivil⸗ und Strafrechtspflege in Bayern pro 1904, 
herausgegeben vom Königl. bayeriſchen Juſtizminiſterium, S. 48 — 
faſt beſchäftigungslos würden. Die Aufhebung von Kollegial⸗ 
gerichten erzeugt eine, in ihrer Tragweite nicht zu unterſchätzende, 
nicht unberechtigte Mißſtimmung bei der unter dieſer — bei Ausführung 
des Projekts unausbleiblichen — Maßregel leidenden Bevölkerung an 
den auf den Ausſterbeetat tretenden Gerichtsſitzen. Einer Ver⸗ 
größerung der Land⸗ und Oberlandesgerichtsbezirke aber ſtehen auch 
die Intereſſen des rechtſuchenden Publikums überhaupt entgegen, be⸗ 
ſonders des ländlichen, welchem — ebenſo wie den Zeugen und 
Sachverſtändigen — dadurch der Weg zum Gericht verteuert und 
erſchwert würde. Im Prinzip gleicher Anſicht iſt Stranz DIZ. 06, 
S. 1356. Natürlich müßten dann auch Kammern für Handelsſachen 
ihre Lebens fähigkeit verlieren; dadurch würde die Wirkſamkeit einer 
bewährten Einrichtung zum Nachteil der Rechtspflege eingeſchränkt 
werden. 

Die vorhandenen Räume der AG. könnten für das einer erheb⸗ 
lichen Vermehrung bedürftige Perſonal an Richtern, Gerichtsſchreibern 
uſw. nicht genügen. 

2. Die größte Zahl der Streitwerte zwiſchen 300 Mark und 
1000 Mark ſowie der Umſtand, daß ſolche Streitſachen häufig die 
hauptſächliche oder alleinige Vermögensmaſſe der geringer bemittelten 
Klaſſen betreffen, erheiſcht die gewiſſenhafteſte Würdigung der Frage, 
ob die Amtsrichter im Durchſchnitt den erhöhten Anforderungen an 
Kenntnis und Erfahrungen genügen, welche an ſie geſtellt werden 
müſſen; beſonders die ländlichen Amtsrichter werden hinſicht⸗ 
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lich dieſer Qualifikation geprüft werden müſſen. Die 
gleiche Frage erhebt ſich hinſichtlich der amtsgericht⸗ 
lichen Rechtsanwälte. Der ländliche Richter wie Anwalt beſitzt 
nicht den innigen Konnex mit einer Mehrzahl anderer Juriſten, 
welcher vielleicht am ſtärkſten das juriſtiſche Denken, die wiſſenſchaft⸗ 
liche Sachbehandlung, die Verbreitung und Vertiefung praktiſcher 
Rechtskenntnis zu fördern geeignet iſt. Es darf nicht verſchwiegen 
werden, daß die geplanten Reformen eine bedenkliche Verſchlechterung 
der Rechtspflege nach ſich ziehen müßten, zumal weite Gebiete des 
Rechtslebens, z. B. das Handelsrecht mit den vielen einſchlägigen 
Nebengeſetzen über geiſtiges und gewerbliches Eigentum, die Begriffe 
des unlauteren Wettbewerbs uſw. ländlichen Juriſten vollkommen 
fernzuliegen pflegen. Die Vorſitzenden der Kammern für Handels⸗ 
ſachen haben in derartigen Fragen eine gewiſſe Übung und erfreuen 
ſich des ſachkundigen Beirats erfahrener Handelsrichter, welche ihnen 
namentlich bei der Faſſung der Beweisſchlüſſe, der Auswahl der 
Sachverſtändigen uſw. geeignet an die Hand gehen. Gerade die 
Sachverſtändigen wohnen aber nicht an den Sitzen der auswärtigen 
AG. Es würde daher eine Verteuerung und Verzögerung ſolcher 
Prozeſſe eintreten, wenn die Sachverſtändigen ſich an den Sitz des 
Prozeßgerichts begeben oder durch einen erſuchten Richter vernommen 
werden müßten. Richter, welche Zeit ihres Lebens den hier ein⸗ 
ſchlägigen, rechtlich und tatſächlich verwickelten, eine eingehende Kennt⸗ 
nis der vielgeſtaltigen Verhältniſſe unſeres wirtſchaftlichen Lebens 
erheiſchenden Fragen fremd gegenüberſtehen, werden ſich aber noch 
viel häufiger der Hilfe von Sachverſtändigen bedienen müſſen, als 
die in ſolchen Dingen geſchulten Richter der Kollegialgerichte. 5 

3. Die (ſ. Mügel) gewollte Befreiung des Publikums vom 
Anwaltszwang begegnet nach mehr als einer Richtung den aller⸗ 
erheblichſten Bedenken. 

a) Der Anwaltszwang iſt nicht der Anwälte wegen eingeführt, 

ſondern hauptſächlich, um die Informationsſammlung von den Ge⸗ 
richten abzuwälzen. Kein kundiger Richter wird beſtreiten, daß die 
vom Anwalt vorgenommene Sichtung und Vorbereitung des Streit⸗ 
ſtoffs dem Prozeßgericht allein die Möglichkeit gewährt, die rechtliche 
Seite raſch und ſicher zu erfaſſen. Ohne dieſe präparatoriſche 
und materialſammelnde wie ſichtende Tätigkeit müßte 
man die Zahl der Richter mehr als verdoppeln; nur wer 
aus Erfahrung dieſe Tätigkeit des Anwalts kennt, hat hier ein zu: 
treffendes Urteil. Der Gerichtsſchreiber iſt ſeiner Vorbildung und 
Erfahrung nach hier nicht geeignet, den Anwalt zu erſetzen. Das 
rechtſuchende Publikum bringt auch erfahrungsgemäß fein Vertrauen 
in viel höherem Maße dem privaten Berater entgegen als dem be⸗ 
amteten Richter oder Gerichtsſchreiber, von denen der erſtere ſogar 
durch ſeinen Eid, der letztere durch ſeine Stellung an Beratung der 
Partei behindert iſt. Es iſt hervorzuheben, daß die Zahl der 
Prozeſſe wachſen müßte, weil in vielen Fällen ſolche, die der 
obligatoriſche Anwalt als ausſichtslos zu führen unterlaſſen hätte, 
den Richter beſchäftigen werden; das lehrt die Erfahrung bei Klagen, 
welche ohne Anwaltsbeiziehung im Amtsgerichtsverfahren heute ge: 
ſtellt werden. Das Ziel der Richtererſparung wurde alſo bei Auf⸗ 
hebung des Anwaltszwangs zum Teil illuſoriſch gemacht. 
b) Der mangelnde Anwaltszwang treibt das Publikum gewiſſen⸗ 
loſen Winkeladvokaten zu, denen Rechtskenntnis und Ber: 
antwortlichkeitsgefühl zumeiſt völlig abgeht, die ferner in den 
ſeltenſten Fällen wirtſchaftlich mit Erfolg zur Verantwortung ge⸗ 
zogen werden können. Die erfolgte Zulaſſung der Rechtsagenten hat 
den Anwaltsſtand ohnedies geſchädigt. 

c) Der mangelnde Anwaltszwang ſchafft einen nicht 
mehr lebensfähigen Anwaltsſtand. Ahnliche Anſicht vertritt 
Stranz DIZ. Nr. 1356. Schon heute iſt die vielfach gehegte An⸗ 
ſicht über die Höhe der anwaltſchaftlichen Einnahme unzutreffend; 
der Anwaltsſtand beſitzt längſt nicht mehr die wirtſchaftliche Stärke 
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wie vor Jahrzehnten; die Abſchaffung des numerus clausus hat die 
Zahl der Anwälte zu ſehr erhöht, der Anwalt erlangt erſt nach Auf⸗ 
wendung bedeutender Ausgaben für ſeine Ausbildung, nach obli⸗ 
gatoriſchen Staatsexaminas, nach unentgeltlicher Dienſtleiſtung bei 
den Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden die Möglichkeit der Nieder⸗ 
laſſung; beſtenfalls vergehen Jahre, bis der Anwalt — dem auch 
ſachliche Ausgaben (Bureau, Perſonal, Bibliothek) uſw. zur Laſt 
fallen — auch nur ſo viel verdient, um ſeine Lebensbedürfniſſe zu 
beſtreiten; es vergehen Jahre, bis der im Intereſſe würdiger Berufs⸗ 
ausübung vielfach (mit Recht) gebundene Anwalt die Höhe feiner 
wirtſchaftlichen Einnahmen erreicht, von welcher er mit zunehmendem 
Alter vielfach wieder herabſteigt; dabei iſt er mangels Penſion ge⸗ 
nötigt, für ſich und ſeine Angehörigen für den Fall der Arbeits⸗ 
unfähigkeit uſw. zurückzulegen. Daß — vornehmlich in Nord⸗ und 
Weſtdeutſchland — einzelne Anwälte beſonders hohe Einnahmen er⸗ 
zielen und die Streitwerte zwiſchen 300 und 1000 Mark noch als 
bagatellmäßig betrachten, kann an dem Durchſchnittsverhältnis nichts 
ändern. Schon heute ſcheint die Annahme eines Durchſchnitts⸗ 
verdienſtes von jährlich 5000 Mark faſt zu hoch gegriffen (ſ. die Be⸗ 
richte der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte mit ihren bedauerlich 
vielen und hohen Unterſtützungsziffern); demgegenüber vergleiche man 
die von Mügel und Holtgreven trotz der Penſtonsfähigkeit für 
Richter geforderten höheren Sätze! Durch die Zuſtändigkeits⸗ 
verſchiebung wird der Anwaltſchaft ihre wirtſchaftliche Grundlage 
genommen; daß die Amtsgerichtsanwälte teilweiſe — ſoweit das 
Publikum ſich der Anwälte überhaupt bedient — von der Ver⸗ 
ſchiebung Vorteil haben, kommt nur wenig in Betracht; gerade die 
amtsgerichtlichen Rechtsanwälte bedürfen aber im allgemeinen der 
wirtſchaftlichen Verbeſſerung am wenigſten; denn dieſelben beſitzen 
bei ganz geringen ſachlichen Ausgaben zumeiſt ein tatſächliches 
Monopol, zumal der Amtsgerichtsanwalt durch vielfache Vertretungen 
bei benachbarten AG. und Strafkammern aus den RNeiſe⸗ 
entſchädigungen nicht unweſentliche wirtſchaftliche Vorteile gewinnt. 

An einem ökonomiſch gut geſtellten Anwaltſtande hat aber nicht 
nur die Anwaltſchaft ſelbſt, ſondern vor allem Staat wie All: 
gemeinheit das dringlichſte Intereſſe; wenn der Anwalt 
nicht pekuniär ſorgenfrei geſtellt iſt, ſo iſt auch ſeine wiſſenſchaftliche 
und gewiſſenhafte Berufsausübung gefährdet; das Publikum bedarf 
aber eines zuverläſſigen Rechtsberaters, dem es unbedenklich ſeine 
Sorgen, ſeine Vertretung, ſeine Vermögenswerte anvertrauen kann. 
Denn der Anwalt iſt der einzige rechtskundige Berater, welcher die 
Fähigkeit befigt, dem Schutzbedürftigen und Ratfuchenden unabhängig 
und entſchieden gegenüber Gegenpartei, Strafrichter, Zivilgericht, 
Verwaltungsbehörden uſw. zur Seite zu ſtehen; das Vertrauen zu 
den Behörden wird nicht unweſentlich geſtärkt durch die Kontrolle, 
welche der Anwalt mit und neben ſeiner Partei für dieſe tatſächlich 
ausübt. Die Richtigkeit vorſtehender Sätze lehrt ein Blick auf die 
anderen Kulturländer, in denen mit den Einnahmen auch das An⸗ 
ſehen des Anwaltſtandes gewachſen iſt. 

Der Wunſch der Bevölkerung geht nicht nach Beſeitigung und 
Unterdrückung der Anwaltſchaft, ſondern noch größerer Berück⸗ 
ſichtigung der erfahrenen Juriſten — das ſind zum guten Teil die 
Anwälte — bei der Beſetzung von Richterſtellen. Dieſen in den 
meiſten Kulturſtaaten herrſchenden Standpunkt vertreten mit guter 
Begründung Adickes, Mügel, Holtgreven und andere. 

d) Die Ausſchaltung der Anwälte bei den neuge⸗ 
ſchaffenen Sondergerichten (Gewerbegericht, Kaufmannsgericht) 
wird von der Bevölkerung bereits jetzt als Mißſtand gefühlt. Ab⸗ 
geſehen davon liegt darin eine unverdiente Kränkung und Bloß⸗ 
ſtellung des Anwaltſtandes. Wenn man nun — das iſt die 
Richtung der zunächſt und ſpäter beabſichtigten Anderung (ſ. Mügel 
und Holtgreven) — den Anwalt faſt völlig ausſchaltet, ſo ſchwächt 
man auch ſeine ſoziale Stellung, was nicht ohne Rückwirkung auf 
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ſeine Tätigkeit gegenüber dem Publikum bleiben kann. Nach den 
Mügel und Holtgrevenſchen Vorſchlägen iſt der Anwalt im weſent⸗ 
lichen nur obligatoriſch, ſoweit es der Richter für angemeſſen hält. 
Darnach würden ihm wohl hauptſächlich die umfangreichen, tatſäch⸗ 
lich ſchwierigen Sachen zufallen. Es iſt klar, daß dadurch die ſoziale, 
prozeſſuale und wiſſenſchaftliche Stellung des Anwaltes herabgedrückt 
würde. 

e) Die Folge der im weiteſten Maße erfolgten Ausſchaltung 
der Anwälte in der Mehrzahl der landgerichtlichen Sachen wäre, 
daß die Anwälte auf weſentliche Gebührenerhöhung in allen 
Sachen, insbeſondere den kleineren Sachen durch künftiges 
Geſetz und durch Vereinbarung dringen müßten; die kärglichen, an 
ſich des rechtskundigen Beraters und Vertreters unwürdigen Sätze 
in den erſten 4 Gebührenklaſſen der Amtsgerichtsſachen könnten nicht 
aufrecht erhalten werden; denn fie waren als Vergütung nur denk⸗ 
bar, ſolange der Anwalt aus größeren Streitwerten größere Ein⸗ 
nahmen bezog. Das Syſtem der Geb., wonach der Streitwert 
maßgebend ſein ſoll für die Gebührenberechnung, läßt ſich — obwohl 
es im Intereſſe der unbemittelten Klaſſen ſozial erwünſcht wäre und 
völlig moderner Auffaſſung entſpricht — nicht länger halten, da dem 
Anwalt das Aquivalent für die niederen Gebühren bei geringen 
Streitwerten — der Anwaltszwang — entzogen wird. Gebühren⸗ 
erhöhung müßte daher in allen Sachen die Folge ſein. Man ver⸗ 
gleiche doch, wenn ſchon ausländiſche Juſtizverhältniſſe als Vorbild 
dienen, auch die hohen Advokatenhonorare des Auslandes mit den 
Sätzen der deutſchen Anwaltsgebührenordnungen. 

f) Daß ein im Kampf um kärgliche Einnahmen aufgeriebener 
Anwaltſtand nicht in der Lage wäre, wie das bisher und beſonders 
bei Schaffung, Auslegung und Anwendung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches der Fall war, zu feinem Teil an der Rechts entwicklung und 
Rechtsauslegung befruchtend mitzuarbeiten, hätte die All⸗ 
gemeinheit am meiſten zu bedauern. Auch die politiſche und ſoziale 
Betätigung, zu welcher ſich der Anwalt zufolge ſeiner unabhängigen 
Stellung, ſeiner Kenntniſſe und Erfahrungen vornehmlich eignet und 
welcher auch vielfach Anwälte in politiſchen wie unpolitiſchen Kor⸗ 
porationen obliegen, müßte eine wirtſchaftlich notleidende Anwalt⸗ 
ſchaft zum Schaden des Gemeinwohls ſich verſagen. 

g) Schon gegenwärtig belaſten die Armenſachen die 
Anwaltſchaft zufolge der Verſchlechterung ihrer wirtſchaftlichen 
Lage (Abtrennung der gewerbe⸗ und kaufmannsgerichtlichen Prozeſſe, 
Minderung der Gebühren in Miet⸗ und Alimentenſachen, erhöhte 
Anwaltzahl, Schaffung von öffentlichen Auskunftſtellen, weſentliche 
Verteuerung der Lebenshaltung ſeit Inkrafttreten der ZPO., Er: 
höhung der Steuer⸗ und Umlagelaſten, beſſere Bezahlung des 
Kanzleiperſonals, Laſten für das letztere aus der ſozialpolitiſchen 
Geſetzgebung uſw.) derartig erheblich, daß den Anwälten die unent⸗ 
geltliche Übernahme der Armenſachen eine mehr und mehr drückende 
Bürde wird. Die Zahl dieſer Offizialſachen iſt auf etwa /.— ½ 
aller Mandatsfälle im Laufe der letzten 3 Jahrzehnte geſtiegen. 

Die Laſten, welche der deutſchen Anwaltſchaft jährlich durch die 
Übernahme der Ar menmandate erwachſen, dürften ziffernmäßig unter 
Zugrundelegung der geſetzlichen Gebühren auf wenigſtens 8 Millionen 
Mark geſchätzt werden. Konnte man bisher auch hier wieder den 
Vorteil des Anwaltszwangs gegenüber der Forderung auf Hono⸗ 
rierung der Offizialvertretungen ausſpielen, jo verſagt dieſer Ein⸗ 
wand, wenn die geplanten Neformen Geſetz und dadurch den 
anwaltſchaftlichen Einnahmen einen bedeutenden Ausfall verurſachen 
würden. 

V. Zur Frage der Beſchleunigung des Amtsgerichts⸗ 
verfahrens. 

1. Die Abſchneidung der Berufung für Sachen bis zu 
100 Mark Streitwert dürfte zweckmäßig ſein (ſo auch Adickes, 
Hamm, Mügel, Holtgreven, Niedner), wobei in einer Reihe von 
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Fällen auch das Erfordernis der Protokollierung der Beweis⸗ 
ergebniſſe in Wegfall kommen könnte. 

2. Daß eine Beſchleunigung des amtsgerichtlichen 
Verfahrens erforderlich ſei, wäre erſt zu erweiſen; 
ſoweit ſolche für erforderlich erachtet werden ſollte, bedürfte es dazu 
keiner — jedenfalls keiner eingreifenden Anderung der 
Geſetzgebung. Es ſcheint die Abſicht zu beſtehen, gewiſſe Grund⸗ 
ſätze des gewerbegerichtlichen Verfahrens einzuführen. Andererſeits 
wird vermutet, daß Beſtimmungen der öſterreichiſchen Prozeßordnung 
als Muſter dienen ſollen. (gl. Schneider im „Recht“ 06 S. 1357). 

a) Aus dem Gewerbegerichtsgeſetz könnte die Streichung 
der Gerichtskoſten (Gebühren und Kopialien) übernommen werden. 
Bedenklicher erſcheint ſchon die Abkürzung der Einſpruchsfriſt auf 
3 Tage, da letztere Friſt zu kurz iſt. Das Ermeſſen des Gerichts 
bezüglich Eidesauferlegung durch bedingtes Urteil oder Beſchluß 
könnte gleichfalls, zumal die Zahl der amtsgerichtlichen bedingten 
Urteile verhältnismäßig nicht groß iſt, ſtatuiert werden; § 50 des 
Gewerbegerichtsgeſetzes (Zwiſchenurteil über Grund des Anſpruchs) 
dürfte nicht ohne weiteres übernommen werden, wohl aber § 51 
(Entſchädigungsverurteilung, falls Beklagter die laut Urteil ge⸗ 
ſchilderte Handlung nicht binnen beſtimmter Friſt vornimmt). An 
die Ausſchließung der Anwälte wird im Ernſte wohl noch nicht 
gedacht worden ſein; andernfalls wäre hierher in erhöhtem Maße 
anzuführen, was oben unter IV 3 geſagt iſt. Man verkenne aber 
nicht, daß die gewerbe⸗ und kaufmannsgerichtliche Tätigkeit über⸗ 
wiegend keine Nechtſprechung iſt; das dort rechtnehmende Publikum 
leidet ausgeſprochenermaßen unter dem auf Vergleichserzielung 
gerichteten Druck, weil Kläger wie Beklagte in praxi ſich ſehr häufig 
zur Nachgiebigkeit gegen ihren Willen gezwungen ſehen. Weite 
beteiligte Kreiſe ſind, entgegen ihrer früheren Stellungnahme, der 
bezeichneten Art der Rechtſprechung, insbeſondere ber Kaufmanns: 
gerichte, durchaus abhold. Die Gewerbegerichte ſind ihrer 
Zuſammenſetzung und Zweckbeſtimmung nach Schiedsgerichte; das 
zeigt deutlich die Zuſammenſetzung aus den zwei für den Arbeits⸗ 
vertrag in Betracht kommenden Parteien unter dem Vorſitz eines 
dritten Unparteiiſchen, der nicht Juriſt zu ſein braucht; mit dieſen 
Gerichten hatte man von vornherein raſche billige Streitſchlichtung 
im Auge, nicht etwa juriftifch hervorragende Urteilsbegründung; 
man wollte eigentlich Schiedsämter, nicht Gerichte. (Vgl. Silber: 
ſchmidt im Beilagenheft zu Bd. 55 der Zeitſchrift für das geſamte 
Handelsrecht, die deutſche Sondergerichtsbarkeit in Handels⸗ und 
Gewerbeſachen, S. 267). Für die AG. find daher andere Garantien 
nötig, als für die GewG. Es wäre bedenklich, zumal bei Streit⸗ 
werten bis zu 1000 Mark, die Beeidigung der Zeugen nnd Sach⸗ 
verſtändigen in das Ermeſſen eines Einzelrichters zu ſtellen. (8 44.) 

b) Der öſterreichiſchen Prozeßordnung ohne weiteres zu 
folgen und dadurch das Prinzip der Parteiherrſchaft im Zivilprozeß 
zu durchbrechen, erſcheint zunächſt gewagt. 

c) Die bereits zitierten Ergebniſſe der Zivil⸗ uſw. Rechtspflege 
in Bayern 1904 laſſen auf S. 16 und 17 erſehen, daß eine 
Beſchleunigung des amtsgerichtlichen Prozeſſes nicht 
erforderlich iſt; es wurden — die Wechſelſachen ſind ihrer 
Beſonderheit wegen ohnedies beſchleunigt genug — im Jahre 1904 
hinſichtlich 14 409 kontradiktoriſcher amtsgerichtlicher Streitſachen 
Erhebungen gepflogen, davon waren ab Klageeinreichungen 9 089 
= 68,1 Prozent in weniger als 3 Monaten, 3 130 = 21,8 Prozent 
in 8 bis 6 Monaten, 1661 = 11,5 Prozent in 6 bis 12 Monaten, 
454 = 8,1 Prozent in 1 bis 2 Jahren durch kontradiktoriſches 
Endurteil erledigt. Dieſe Zahlen an erkennen, daß für Bes 
ſchleunigung der Amtsgerichtsprozeſſe kein Bedürfnis beſteht, wenn 
man bedenkt, daß in den meiſten Fällen Beweiserhebungen, Eides⸗ 
leiſtungen, Prüfung von Streitfragen uſw. dazwiſchenliegen. Inwie⸗ 
weit die Gerichtsferien die Ergebniſſe der Statiſtik beeinflußten, 
konnte nicht erſehen werden. 

Die rechtſuchende Bevölkerung hat ſich auch kaum über die 
Länge der Amtsgerichtsprozeſſe beklagt; ganz läßt ſich eine gewiſſe 
Verzögerung der Prozeſſe mit Rückſicht auf die nötige ſachliche wie 
rechtliche Prüfung und dazu erforderliche Beweisſammlung — oft 
durch auswärtige Gerichte — unmöglich vermeiden. Bei allzugroßer 
Beſchleunigung muß die Qualität der Nechtſprechung leiden; höchſtes 
Ziel derſelben iſt nicht raſcheſte, ſondern richtigſte Erledigung. 

d) Auch ohne geſetzliche Anderung kann die amts⸗ 
gerichtliche Judikatur beſchleunigt werden. Der ländliche 
Streitrichter, der gewöhnlich alle Woche eine Sitzung hält, kann von 
7 zu 7 Tagen vertagen, das iſt eine genügend raſche Terminsfolge. 
Viel beſchäftigte AG., an denen jeder Streitrichter zweimal 
wöchentlich Sitzung abhält, können die Termine noch viel raſcher 
folgen laſſen; Vorausſetzung iſt hier nur, daß die nötige Zahl von 
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Richtern angeſtellt wird; zur Zeit ſind an beſonders beſchäftigten 
AG. Tagesordnungen mit 50—150 Fällen und mehr nicht ſelten; 
natürlich kann der derartig überlaſtete Amtsrichter nicht die Termine 
von einer Sitzung in die nächſte verlegen; immerhin geſchieht das in 
dringendſten Sachen trotz alledem; es iſt auch anzuerkennen, daß die 
Prozeßrichter in der Regel trotz ihrer Überlaſtung Termins⸗ 
vertagungen auf nicht mehr als 2—38 Wochen erſtrecken. 

VI. Es will noch darauf hingewieſen werden, daß der Zeit⸗ 
punkt für eine Zivilprozeßreform nicht glücklich gewählt 
iſt. Noch iſt das Bürgerliche Geſetzbuch nicht vollſtändig in Deutſch⸗ 
land in Wirkſamkeit getreten, Gerichte und Anwälte, wie vor allem 
die Bevölkerung haben ſich mit der Einführung des Grundbuchrechts 
in großen Teilen des Reichs erſt noch abzufinden. 

Wichtigere Probleme auf dem Gebiete der Juſtizreform bedürſen 
weit dringlicher der Regelung; die Anderung der StPO., insbeſondere 
die als unaufſchiebbar faſt allſeitig erkannte Forderung der Berufung 
gegen Strafkammerurteile und Stärkung der Verteidigung beſchäftigt 
die denkende Juriſtenſchaft in unvergleichlich höherem Maße als es 
bezüglich der noch lange nicht ſpruchreifen Frage der Reform des 
Zivilverfahrens der Fall i 

VII. Aus all den vorgebrachten — bei dem Umfang des 
Materials nur flizzierten — Erwägungen darf die deutſche 
Anwaltſchaft die Berückſichtigung der gefährdeten 
Intereſſen der Allgemeinheit wie ihrer ſelbſt dringend 
begehren. Es wird daher das Königlich bayeriſche Miniſterium der 
Juſtiz gebeten, der vorwiegend aus fiskaliſchen Gründen geplanten Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ſowie einer zu weit⸗ 
gehenden Anderung des amtsgerichtlichen Verfahrens ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zu verſagen, die gegenwärtigen Vorſtellungen zu berück⸗ 
ſichtigen und deren Inhalt dem Keichsjuſtizamt gegenüber ſowie im 
Bundes rate zur Vertretung zu verhelfen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 ſpricht zwei wichtige Grundſätz e des inter⸗ 
nationalen Privatrechts aus, nämlich daß für das interlokale 
Recht, d. h. für den Fall einer Kolliſion zwiſchen Rechten 
desſelben Staates das maßgebende perſönliche Recht einer Perſon 
ſich nach ihrem Wohnſitze in dem Staate beſtimmt; ferner, daß, 
wenn das Recht eines Ortes zur Anwendung komme, es ſo 
anzuwenden ſei, wie der Richter dieſes Ortes es anzuwenden habe, 
d. h. einſchließlich der zu dieſem Rechte gehörenden Kolliſions⸗ 
normen. f 

Die Verpflichtung des Gaſtwirts zur Gewährung von 
Verkehrsſicherheit als Teil des Gaſtaufnahmevertrags iſt Gegen⸗ 
ſtand der Entſch. Nr. 2. 

Entſch. Nr. 4 beantwortet eine wichtige Streitfrage im 
Sinne der Anforderungen der Praxis. Trotz des Wortlauts des 
5 383 BGB., der den Schuldner bei Annahmeverzug des Gläu⸗ 

igers zur Vornahme des Selbſthülfeverkaufs und Hinterlegung des 

Erlöſes ermächtigt, wird angenommen, daß die Hinterlegung des 
Erlöſes nicht notwendigerweiſe hinzukommen müſſe, damit der 
Schuldner ſich auf die Tatſache des im Übrigen materiell und 
formell rechtmäßigen Selbſthülfeverkaufs berufen könne. Es 
genügt, daß der Schuldner den Erlös dem Gläubiger zuführt, 
ſei es durch Hinterlegung, ſei es durch Zahlung oder auch durch 
Verrechnung auf eine dem Gläubiger dem Schuldner gegenüber 
obliegende Leiſtung. 

Entſch. Nr. 5 ſtellt klar, daß gegen ein Eheſcheidungsurteil, 
das außer der Scheidung nur die Schuld einer Partei aus⸗ 
ſpricht, der ſo für ſchuldig Erklärte das Rechtsmittel nur wegen 
der Schuldfrage einlegen kann. 

Entſch. Nr. 6 erörtert eingehend und unter billiger Ab⸗ 
meſſung der Intereſſen die bei der Miterbengemeinſchaft ob⸗ 
waltenden Rechtsverhältniſſe, wenn ein Miterbe, der zugleich 
Nachlaßſchuldner iſt, ſich gegenüber der Klage eines Miterben 
auf Hinterlegung des geſchuldeten Betrags zur Erbmaſſe ſich 
vor der Erbteilung darauf beruft, daß er vorausſichtlich eine 
gewiſſe Summe aus dem Nachlaſſe herausbekommen werde, die 
er von der zu hinterlegenden Summe in Abzug bringen wolle. 
1 .. intereſſanten firmenrechtlichen Fall behandelt N 

r. 12. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Augsburg und Marienwerder haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen und zwar Augsburg 800 Mark und Marien⸗ 
werder 1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren 
Borſtänden iſt für die reichen Beihülfen der anfrichtigſte 
Dank ausgeſprochen worden. 


— —— — 


Weſentlicher Beſtandteil und Eigentums vorbehalt. 


Von Neumann. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts über Maſchinen 
oder ſonſtige Anlagen als weſentliche Beſtandteile von Fabrik⸗ 
oder anderen Zweckgrundſtücken und die daraus ſich ergebende 
Unwirkſamkeit des Eigentumsvorbehalts hat in weiten Kreiſen 
der deutſchen Induſtrie eine tiefgehende Beumuhigung hervor⸗ 
gerufen. Dieſe Tatſache iſt dem Reichsgerichte bei feinen letzten, 
die bisherige Rechtſprechung aufrechterhaltenden Entſcheidungen 
bekannt geweſen. Es hat aber in RG. 63, 416 ff. = JW. 06, 
541 ff. erklärt, ſeine Auffaſſung entſpreche dem Geſetze, 
und wenn dieſes mit dem Verkehrsbedürfnis etwa nicht im 
Einklange ſtehen ſollte, ſo könne nicht der Richter, ſondern nur 
der Geſetzgeber Abhilfe Schaffen. 

Die nachſtehenden Zeilen wollen nicht gegen die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts ankämpfen, ſondern verſuchen, der 
Induſtrie einen Weg zu zeigen, der auf der Grundlage des 


geltenden Rechtes und der herrſchenden Meinung in vielen 


Fällen einen rechtswirkſamen Vorbehalt des Eigentums ermög⸗ 
lichen würde. 

Nach den geſetzlichen Vorſchriften wird die Eigenſchaft 
eines weſentlichen Beſtandteils entweder begründet auf Grund 
des § 93 oder auf Grund des 8 94 BGB. Vorausſetzung 
für alle weſentlichen Beſtandteile iſt, daß ſie ſich zunächſt als 
Beſtandteile darſtellen, d. h. daß ſie, wie RG. 63, 171 es 
ausdrückt, überhaupt in einer phyſiſchen oder mechaniſchen Ver⸗ 
bindung mit der Sache ſtehen, die die verbundenen Sachen als 
ein Ganzes, einer Einheit erſcheinen läßt. Iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung für verbundene Sachen gegeben, fo iſt ein fo vor 


handener Beſtandteil ein weſentlicher, wenn entweder die 
Vorausſetzungen des §8 93 (Weſensveränderung des einen 
oder anderen Teiles durch Trennung) oder die Vorausſetzungen 
des § 94 (feſte Verbindung mit dem Grund und Boden oder 
Einfügung zur Herſtellung eines Gebäudes) vorliegen. 

Dieſe Vorſchriften erleiden eine Einſchränkung in 8 95 BGB. 
Danach gehören nicht zu den Beſtandteilen eines Grundſtücks 
oder eines Gebäudes ſolche Sachen, die nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden oder 
in ein Gebäude eingefügt ſind, und ferner nicht ein Gebäude 
oder ein anderes Werk, das in Ausübung eines Rechtes an 
einem fremden Grundſtücke von dem Berechtigten mit dem 
Grundſtücke verbunden iſt. 

Die Vorſchrift des § 93 iſt entſprungen dem volkswirt⸗ 


| ſchaftlichen Intereſſe der Erhaltung eines beſtehenden Ganzen, 


deſſen Zerſtörung einen volkswirtſchaftlich zu vermeidenden 
Wertverluſt bewirken würde, die Vorſchrift des § 94 iſt 
daneben noch von dem Intereſſe des Rechtsverkehrs beeinflußt, 
daß der Erwerber eines Grundſtücks oder eines Rechtes an 
einem ſolchen ſich möglichſt auf eine Prüfung des Rechtes 
ſeines Gewährsmanns ſoll beſchränken und davon ſoll aus⸗ 
gehen können, daß, was mit dem Grundſtück im Sinne der 
88 93, 94 BGB. verbunden iſt, auch zu dem Grunditüde ge: 
höre. § 95 macht Ausnahmen von § 93 und $ 94 zur Be⸗ 
friedigung eines entgegengeſetzten Verkehrsbedürfniſſes, das die 
Möglichkeit fordert, mit einem Grundſtücke verbundene Sachen, 
Gebäude oder Werke, die an ſich nach 85 93, 94 BGB. 
weſentliche Beſtandteile werden würden, rechtlich außerhalb der 


Beſtandteilseigenſchaft zu ſtellen. Auch dieſe Vorſchrift dient 


dem allgemeinen Wohle und befördert in volkswirtſchaftlich 
durchaus gerechtfertigter Weiſe die Ausnützung der wirtſchaft⸗ 
lichen Krafte. Ohne die Ausnahmevorſchriften des § 95 
würden Verbindungen der in ihm bezeichneten Art (zu vorüber⸗ 
gehenden Zwecken und in Ausübung eines Rechts) zum Nach⸗ 
teil voller wirtſchafilicher Entfaltung unterbleiben, wenn der 
Intereſſent wegen einer ſachgemäßen und vollſtändigen Amor⸗ 
tiſation oder Bezahlung der Anlage ſich nicht geſichert weiß. 
Die für die Induſtrie beunruhigende Rechtſprechung beruht 
einerſeits auf der dem 8 93 BGB. gegebenen Auslegung, die 
annimmt, daß jedwede wenn auch noch ſo leicht wieder lösbare 


mechaniſche Verbindung einer Anlage mit einem Grundſtücke, 
13 


Arc ˙ A TT | 


— — na 


98 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


z. B. das Aufſchrauben einer Maſchine auf ein gemauertes mit 
einer Eiſenplatte verſehenes Fundament, die Beſtandteilseigen⸗ 
ſchaft begründe und daß alſo, wenn (was im weiteſten Umfang 
angenommen wird) die Wegnahme der Anlage das für einen 
beſtimmten Zweck eingerichtete Grundſtück in ſeinem Weſen be⸗ 
rühren und verändern würde, die Anlage zu einem weſentlichen 
Beſtandteile des Grundſtückes geworden ſei. 

Zum Schutz gegen die ſchädlichen Folgen dieſer Beurteilung 
hat man in einzelnen Fällen den einen der im § 95 vor⸗ 
geſehenen Ausnahmetatbeſtände, nämlich das Vorliegen einer 
Verbindung zu vorübergehendem Zwecke, behauptet. Der vor⸗ 
übergehende Zweck der Verbindung wurde daraus abzuleiten 
verſucht, daß der Lieferant ſich das Eigentum an der Anlage 
vorbehalten habe oder daß die Anlage zum Gegenſtand eines 
Mietsverhältniſſes gemacht worden ſei, bei dem die vereinbarten 
Mietsraten wirtſchaftlich die Bedeutung von Kaufpreisraten 
hatten. Dieſer Verſuch mußte erfolglos fein. In RG. 62, 
410 = JW. 06, 180 und in RG. 63, 416 = JW. 06, 
541 wird es mit Recht abgelehnt, eine in Wirklichkeit als 
dauernd gewollte und tatſächlich ſich ſo darſtellende Verbindung 
durch eine juriſtiſche Konſtruktion zu einer Verbindung vorüber⸗ 
gehenden Zweckes ummodeln zu laſſen. Abgeſehen davon, 
daß ſelbſtverſtändlich nur der wirkliche Zweck der Verbindung, 
wie er ſich nach den geſamten Umſtänden des Falles ergibt, 
entſcheidend ſein kann, würde eine andere Auffaſſung die 
Sicherheit des Immobiliarverkehrs weſentlich gefährden. 
Denn wenn nach der dem Geſetze zugrunde liegenden Idee 
der Erwerber eines Grundſtücks oder eines an einem 
ſolchen beſtehenden Rechtes ſich darauf ſoll verlaſſen können, 
daß die mit dem Grundſtücke gemäß 88 93, 94 verbundenen 
Sachen Beſtandteile des Grundſtücks ſind, ſo wird man für die 
Ausnahme des § 95 den Begriff des vorübergehenden Zweckes 
der Verbindung nicht über das gebotene Maß und die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe hinaus ausdehnen dürfen, zumal auch ſchon 
in dieſer Beſchränkung eine gewiſſe Unſicherheit des Verkehrs 
nicht zu vermeiden iſt. Vgl. hierzu Planck Note 5 zu 5 95 
BGB. 

Der zweite der in § 95 geregelten Ausnahmeetatbeſtände, 
Verbindung eines Gebäudes oder eines anderen Werkes mit 
mit dem Grundſtück in Ausübung eines an dem Grundftüde 
beſtehenden Rechtes, iſt noch nicht zum Zwecke der Schaffung 
eines wirkſamen Eigentums vorbehalts des Lieferanten des Werkes 
verwendet worden, wenigſtens ſind Mitteilungen hiervon noch 
nicht in die Offentlichkeit gelangt. Und dennoch ſcheint gerade 
dieſer Tatbeſtand zu einer wertvollen Verbeſſerung der Rechts⸗ 
lage des Lieferanten geeignet zu fein. 

Ein für den in Rede ſtehenden Zweck verwendbares Recht 
an einem Grundſtücke iſt für einzelne Fälle das Erbbaurecht, 
allgemeiner aber die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit des 
8 1090 BGB., inhalts deren dem Berechtigten das Recht 
zuſteht, das Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen. 
Dieſes Recht kann einen ſo verſchieden geſtalteten Inhalt 
haben, wie die einzelnen Beziehungen mannigfach ſind, in denen 
ein Grundſtück benutzt werden kann. Und wie die Benutzung 
eines Grundſtückes auch darin beſtehen kann, auf ihm allerhand 
Werke, wie Maſchinen, Blockhäuſer, Beleuchtungsanlagen auf⸗ 
uſtellen und zu halten etwa zu dem Zwecke, dieſe Gegenſtände 
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auszuſtellen oder ſie gegen oder ohne Entgelt einem größeren 
oder kleineren Perſonenkreiſe zur Benutzung zu eröffnen, ſo 
kann ſich auch ein Unternehmer das Recht zu einer derartigen 
Benutzung des Grundſtücks in Form der beſchränkt perſönlichen 
Dienſtbarkeit beſtellen laſſen, etwa das Recht, eine Fahrſtuhl⸗ 
anlage — ich denke an die auf Helgoland — oder eine Draht⸗ 
ſeilbahn auf dem belaſteten Grundſtücke zu halten, vielleicht um 
das Publikum gegen Entgelt auf dieſer Anlage zu befördern, 
aber dem Inhalte des Rechts würde es auch nicht widerſprechen, 
wenn die Beförderung des Publikums durch den Eigentümer 
geſchehen und dieſer ſich mit dem Lieferanten der Anlage in 
anderer Weiſe abfinden würde oder wenn die obligatoriſche 
Verbindlichkeit des Unternehmers hinzutreten würde, nach 
einer beſtimmten Zeit oder unter ſonſtwie feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen, etwa nach beſtimmten Zahlungen das Werk dem 
Grundſtückseigentümer zu Eigentum zu überlaſſen und auf die 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit zu verzichten, oder wenn der 
Grundſtückseigentümer die obligatoriſche Verbindlichkeit ein⸗ 
ginge, die Anlage in einer beſtimmten Zeit zu übernehmen, in 
gewiſſen Zeiten Zahlungen für dieſelbe zum Zwecke des Er⸗ 
worbes zu leiften, inzwiſchen den Betrieb der Anlage ſei es im 
Intereſſe des Unternehmers ſei es im eigenen Intereſſe zu beſorgen. 

Der Zweck, der mit einem beſtellten Rechte verfolgt wird 
und die obligatoriſche Regelung des Verhaltens der Parteien 
ſtehen dem dinglichen Rechte der perſönlichen beſchränkten Dienſt⸗ 
barkeit ebenſowenig entgegen, wie einem anderen dinglichen 
Rechte der Zweck, der mit der Beſtellung des Rechts erſtrebt 
wird, oder die beſonderen obligatoriſchen Abreden der Parteien. 
So wird die im übrigen wirkſam beſtellte Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld nicht dadurch in ihrer Rechtsbeſtändigkeit berührt, daß der 
Gläubiger obligatoriſch verpflichtet iſt, ſie jederzeit zur Ver⸗ 
fügung des Grundſtückseigentümers zu halten; und das ding⸗ 
liche Vorkaufsrecht verliert ſeine Wirkſamkeit nicht dadurch, daß 
der Berechtigte ſich verpflichtet, es nur im Intereſſe eines 
anderen, z. B. des Beſtellers auszuüben. Bei der beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit iſt eine Aberlaſſung der körperlichen 
Benutzung des Grundſtücks um ſo weniger bedenklich, als ſie 
in $ 1092 BGB. von dem Geſetze ausdrücklich als zuläffig 
vorausgeſetzt iſt; es ſteht auch nichts im Wege, dieſe Benutzung 
dem Eigentümer ſelbſt zu überlaſſen. Der Beſtand des Rechts 
wird hierdurch nicht berührt. 

In dem Falle, daß der Lieferant einer Maſchine oder 
ſonſtigen Anlage dieſe auf Grund der ihm vorher beſtellten 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit mit dem Grundſtücke ver⸗ 
bindet, benutzt er übrigens auch das Grundſtück tatſächlich 
dadurch, daß er auf ihm die ihm eigentümlich gehörende Anlage 
hält, und er verfolgt mit dieſer ſo gearteten Benutzung den 
wirtſchaftlich durchaus berechtigten und vom Geſetz nirgends 
gemißbilligten Zweck, ſein Geſchäft in einer ſein Riſiko nach 
Möglichkeit ausſchließenden Weiſe zu betreiben. 

Der Einwand, daß dieſe Benutzung des Rechtsinſtituts 
der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit dem Geſetze wider⸗ 
ſtrebe und daß in ihr eine fraus legis liege, wird jedenfalls 
derjenige (VII.) Senat des Reichsgerichts nicht für ſtichhaltig 
erachten können, der die Sicherungsübereignung von beweglichen 
Sachen mittels constitutum possessorium gegen die gleiche 
mißgünſtige Beurteilung mit Erfolg in Schutz genommen hat 
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und dieſer Senat iſt derjengie, von dem die Entſcheidungen über 
den Eigentumsvorbehalt herrühren! 

Dabei kann wohl mit Fug behauptet werden, daß ſich 
gegen die Sicherheitsübereignung mittels constitutum eher 
Gründe aus der ratio des das Erfordernis körperlicher Ubergabe 
des Pfandes aufſtellenden Geſetzes ableiten ließen als gegen die 
Verwendung der beſchränkt perſönlichen Dienſtbarkeit zum 
Zwecke wirkſamer Geſtaltung des Eigentumsvorbehalts. Hier⸗ 
durch wird kein einziges berechtigtes Intereſſe verletzt: der 
Erwerber des Grundſtücks oder eines Rechts an demſelben, 
insbeſondere einer Hypothek, deſſen Recht älter iſt als die 
Dienſtbarkeit und die auf Grund desſelben erfolgte Verbindung 
hat kein Recht auf die Hinzuſchlagung des neuen Beſtandteils. 
Iſt ſein Recht jünger, ſo kann er aus dem Grundbuche den 
Rechtsſtand entnehmen und kann ſich nicht beklagen, wenn er 
durch Unterlaſſung der Grundbucheinſicht zu Schaden kommt. 

2 Gerade dieſer Umſtand erſcheint mir, ganz abgeſehen von ber 
Terminologie des BGB., entſcheidend dafür, daß das Recht, in 
e deſſen Ausübung die Verbindung geſchaffen fein muß, um unter 
EL 5 95 Abſ. 1 Satz 2 zu fallen, nur ein dem Eintragungszwang 
Da unterliegendes Sachenrecht, nicht aber auch Miete und Pacht 
— ſein kann. Andererſeits ſind die allgemeinen wirtſchaftlichen 
mund Sefichtöpunfte, die zu den Regeln der SS 93 und 94 geführt 
2 haben, wie oben erwähnt, aus gleichwertigen Rückſichten eben 

durch die Ausnahmen des S 95 durchbrochen. Die hier für die 
Verbindung in Ausübung eines Rechtes gegebene Ausnahme 

m bezieht ſich — man vergleiche Satz 1 mit Satz 2 des 8 95 — 
2 nur auf Gebäude oder andere Werke, d. h. auf die einem 
— Gebäude vergleichbaren, in ſich geſchloſſenen einheitlichen 
— bedeutſameren Gegenſtände, nicht aber auf einzelne Teile eines 

Gebäudes, wie Fenſter, Türen, Schlöſſer uſw. Hier die richtige 
Grenze zu finden, dürfte der Praxis nicht ſchwer fallen. Es 

„ it ſomit die Gefahr nicht zu befürchten, daß der hier vorgeſchlagene 
2 Wg zu einer Atomiſierung eines Gebäudes führen könne. 
5 Ein Bedenken gegen die Zweckmäßigkeit des vorgeſchlagenen 

Weges könnte in der die Übertragbarkeit der perſönlichen 
beſchränkten Dienſtbarkeit ausſchließenden Vorſchrift des 
§ 1092 BGB. geſehen werden, weil etwa mit dem Tode des 
Berechtigten die Wirkung dieſes Rechtsverhältniſſes fortfiele. 
Aber mit Unrecht! Man braucht nicht etwa zu dem Auswege 
zu greifen, das Recht für mehrere Einzelperſonen oder für eine 
als Treuhänderin fungierende juriſtiſche Perſon begründen zu 
laſſen, um es von den Zufälligkeiten des Lebens und 
Sterbens des Berechtigten unabhängig zu machen. Entſcheidend 
iſt, daß das Werk in Ausübung des Rechtes mit dem Grund⸗ 
ſtück verbunden worden iſt. Dieſe Tatſache an ſich ſchon 
ſchließt nach 8 95 BGB. die Beſtandteilwerdung aus. Über 
die Umwandelung eines nach $ 95 BGB. der Beſtandteils⸗ 
eigenſchaft entbehrenden Werkes zu einem Beſtandteil enthält 
das BGB. keine Vorſchriften. Es wird zu verlangen ſein, daß 
der Grundſtückseigentümer das Recht, über die Anlage zu ver⸗ 
fügen erlangt und ſie dem Grundſtück ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend als Beſtandteil zuſchlägt. 

Auch der Einwand, daß der Eigentumsvorbehalt den der 
beſchränkt perſönlichen Dienſtbarkeit im Range vorgehenden 
Rechten gegenüber verſagen müſſe, iſt unzutreffend: die in Aus⸗ 
übung des Rechtes an der Sache mit dem Grundſtücke ver⸗ 
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bundene Sache wird überhaupt nicht Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks und deshalb auch dann nicht von der Beſchlagnahme des 
Grundſtücks ergriffen, wenn auf Grund eines vorgehenden 
Rechtes die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück betrieben wird. 


— 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis 
19. Januar 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. SS 253, 275, 276, 278, 521, 599, 662, 823, 
831 BGB. Unentgeltliche Mitnahme einer Perſon auf einer 
Automobilfahrt, Haftung des Eigentümers des Automobils für 
das Verſchulden des Leiters desſelben, für immateriellen 
Schaden 11 

Der Kläger fordert in dieſem Prozeß Erſatz des Schadens, 
den er, als Gaſt auf einem der Beklagten gehörenden Automobil 
mitfahrend, durch einen Unfall erlitten hat. Das Berufungs⸗ 
gericht hat tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Unglücksfall von dem 
von der Beklagten mit der Führung des Automobils betraut 
geweſenen T. verſchuldet worden ſei, hat ferner jede Haftung 
der Beklagten aus 8 823 oder 8 831 BGB. verneint, hat 
aber andrerſeits angenommen, daß die letztere nach S 278 BGB. 
für das Verſchulden des T. aufkommen müſſe, weil dieſer hier 
als ihr Gehilfe bei einer Vertragserfüllung in Betracht komme. 
Das Berufungsgericht will den von ihm unterſtellten Vertrag 
der Parteien entweder als einen „Vertrag eigener Art“, oder 
als einen Auftrag anſehen und bezeichnet als die von der 
Beklagten übernommene Leiſtung die Ausführung der Fahrt, 
den Transport des Klägers. In Wirklichkeit liegt aber nur 
vor, daß die Beklagte am 11. Oktober 1903 eins ihrer 
Automobile an der vom Frankfurter Automobilklub veranſtalteten 
„Zuverläſſigkeitsfahrt“ auf den Feldberg im Taunus hat teil⸗ 
nehmen laſſen, und daß ein geſetzlicher Vertreter der Beklagten 
dem Kläger geſtattet hatte, dieſe Fahrt, falls ſie vom Automobil 
ausgeführt werden ſollte, auf demſelben mitzumachen. Keines⸗ 
falls alſo hatte die Beklagte ſich verpflichtet, den Kläger auf 
den Feldberg zu transportieren — wohin zu gelangen er auch 
kein erſichtliches Intereſſe halte — oder auch nur ihm das 
Vergnügen einer größeren Automobilfahrt zu gewähren, ſondern 
höchſtens dazu, ihm im Falle der Teilnahme ihres Automobils 
an der Zuverläſſigkeitsfahrt während dieſer einen Platz auf 
demſelben einzuräumen. Hieraus folgt vor allem, daß an ein 
Auſtragsverhältnis im Sinne der 88 662 ff. BGB. hier 
keinenfalls zu denken iſt. Freilich bemerkt das OLG. mit Recht, 
daß auch jede rein tatſächliche Handlung den Gegenſtand eines 
Auftrages bilden kann; aber immer muß es doch eben eine 
Handlung und zwar im engern Sinne — wie bei den 
früheren preußiſch⸗rechtlichen „Verträgen über Handlungen“ —, 
ſein; das bloße Gewährenlaſſen aber, die bloße Einräumung 
eines Platzes auf einem ohnehin fahrenden Wagen gehört eben 
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fo wenig hierher, wie z. B. die Leihe oder die Verwahrung. 
Weiter aber iſt in der bloßen Geſtattung des Mitfahrens an 
ſich überhaupt noch nicht der Abſchluß eines obligatoriſchen 
Vertrages zu erblicken, ſondern ein bloß tatfächlicher Vorgang 
ohne rechtliche Bedeutung. Anders würde jedoch die Sache 
liegen, wenn das eventuelle Mitfahren des Klägers verabredet 
ſein ſollte im Zuſammenhange von Vorbeſprechungen unter den 
Parteien über den möglichen Ankauf eines Automobils aus der 
Fabrik der Beklagten von ſeiten des Klägers. Dann würde 
ein beſtimmter rechtlicher Zweck und ein rechtliches Intereſſe, 
ſei es bloß auf der Seite der Beklagten, oder auch auf der des 
Klägers, vorgelegen haben, und daher würde ſich der Vorgang 
charakteriſieren als der Abſchluß eines den eventuell in Aus icht 
genommenen Kaufvertrag vorbereitenden Vertrages. Der 
Kläger hat nun einen ſolchen Sachverhalt behauptet, die Be⸗ 
klagte freilich ihn beſtritten. Das Berufungsgericht hat nur 
feſtgeſtellt, beide Teile ſeien davon ausgegangen, daß die 
Mitfahrt im Falle ihres günſtigen Ausganges den Kläger 
vielleicht zum endgültigen Ankauf eines Kraftwagens bei der 
Beklagten beſtimmen werde, läßt jedoch die Frage offen, ob es 
zwiſchen den Parteien zu einer Ausſprache hierüber gekommen 
ſei. Hierauf würde es aber gerade ankommen; denn den 
bloßen innerlichen, der anderen Partei nicht erkennbar gemachten 
Gedanken würde keine rechtliche Folge beigelegt werden können. 
Deshalb konnte die angefochtene Entſcheidung keinenfalls bei 
Beſtand bleiben; mindeſtens mußte das OLG. noch erſt eine 
tatſächliche Feſtſtellung über den erwähnten ſtreitigen Punkt 
treffen. Im übrigen könnte zunächſt noch die Frage entſtehen, 
ob T. auch von dem Standpunkte aus, daß die Beklagte nicht 
den Transport des Klägers übernommen, ſondern dieſem nur 
einen Platz zur Mitfahrt eingeräumt hatte, als ihr Erfüllungs⸗ 
gehilfe im Sinne des 8 278 BGB. gelten dürfte. Dies iſt 
jedoch unbedenklich anzunehmen, da T. während der Ausführung 
der Fahrt das Automobil unter ſich hatte, und er es daher 
war, der tatſächlich den Kläger mitfahren ließ. Nun bezog ſich 
das dem T. zur Laſt fallende Verſchulden zwar nicht unmittelbar 
auf dieſes Mitfahrenlaſſen, ſondern auf anderweitiges ſchädliches 
Verhalten; es ſtellte eine nebenhergehende pofitive Vertrags⸗ 
verletzung dar; aber wie es außer Zweifel ſteht, daß 8 276 BGB., 
mag er auch vielleicht wegen ſeiner inneren Beziehung auf 
8 275 Abſ. 1 feinem Wortſinne nach nicht mit auf jede 
poſitive Vertragsverletzung gehen, doch aus dem einen oder dem 
anderen Grunde auch auf jede ſolche anzuwenden iſt, ſo muß 
Entſprechendes auch von 8 278 gelten. Die Beklagte hat nun 
aber nachgerügt, daß die Unentgeltlichkeit ihrer Leiſtung 
nicht berückſichtigt ſei; dieſerwegen hätten die 88 521, 
599 BGB. entſprechend angewandt, und deshalb, da dem T. 
keinenfalls ein grobes Verſchulden vorzuwerfen ſei, die Klage 
doch abgewieſen werden müſſen. Ob das Verſchulden des T. 
als ein grobes anzuſehen ſein würde, kann dahingeſtellt bleiben. 
Allerdings unterliegt es kaum einem Zweifel, daß in denjenigen 
Fällen, wo der Schuldner für feine eigene nur leichte Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht einzuſtehen haben würde, er nach 5 278 BGB. 
auch in Anſehung von Verfehlungen eines Erfüllungsgehilfen 
außer dem Vorſatze nur grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat. 
Auch läßt ſich über die Frage ſtreiten, ob, trotz der Wort⸗ 
faſſung des 8 276 Abſ. 1 BGB. eine einſchränkende Be⸗ 
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ſtimmung wie die des von der Leihe handelnden § 599 nicht 
entſprechende Anwendung ſinden müſſe auf ähnliche Fälle 
unentgeltlich und ohne eigenes Intereſſe übernommener Ver⸗ 
bindlichkeiten; wie über dieſe Frage auch in der Literatur, 
ſoweit dieſe bisher darauf zu ſprechen gekommen iſt, keine volle 
Abereinſtimmung zu herrſchen ſcheint. Allein hier kommt es 
darauf deshalb nicht an, weil bei dem vom Kläger behaupteten 
Tatbeſtande, ſoweit er oben als für die Annahme eines Ver⸗ 
trages erheblich bezeichnet iſt, die Beklagte ſich in ihrem 
eigenen Intereſſe verbindlich gemacht haben würde. Zur 
Analogie kann aus dem Römiſchen Rechte die 1. 17 8 2 
D. de praescr. v. 19, 5 herangezogen werden. Es muß zu 
einem gewiſſen Teile das angefochtene Urteil auch noch aus 
einem anderen Grunde aufgehoben werden. Der „eingeklagte 
Anſpruch“, welcher dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
worden iſt, ſetzt ſich in Wirklichkeit aus verſchiedenen An⸗ 
ſprüchen zuſammen. Es wird Erſatz gefordert für Heilungs⸗ 
koſten, für vermehrte Bedürfniſſe (an Droſchkenfahrten), für 
entgangenen Erwerb, für Sachſchaden, und endlich 3 000 Mark 
für immateriellen Schaden nach 8 847 BGB. Dieſer letzte 
Anſpruch iſt dem Grunde nach nicht gerechtfertigt, wenn die 
Beklagte, wie das Berufungsgericht angenommen hat, nicht aus 
einer unerlaubten Handlung haſtet, weder nach 8 823, noch 
nach 8831 BGB. Denn nach 8 253 BGB. kann wegen 
eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, Entſchädigung 
in Geld nur in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen ge 
fordert werden. Nun ordnet aber der S 847 Abſ. 1 BGB. 
eine ſolche Entſchädigung für Körper⸗ oder Geſundheitsverletzung 
nur im Falle einer unerlaubten Handlung an, wie ſich daraus 
ergibt, daß 8 847 nur im Zuſammenhange des Titels von 
den „unerlaubten Handlungen“ eine der näheren Beſtimmungen 
über die Art des für ſolche zu leiſtenden Schadenserſatzes trifft. 
Wer daher nur vertraglich für eine Körper⸗ oder 
Geſundheitsſchädigung einzuſtehen hat, der braucht für den 
durch dieſe bewirkten immateriellen Schaden keinen Erſatz in 
Geld zu leiſten, obwohl ein innerer Grund für dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit der Haftung aus Verträgen und aus unerlaubten 
Handlungen vielleicht nicht aufzufinden iſt. A. F.⸗W. c. M., 
U. v. 13. Dez. 06, 130/06 VI. — Frankfurt. 

2. 88 273, 536, 556, 1000 B68. Der Grundſatz: 
Argliſtig handelt, wer verlangt, was er wieder herauszugeben 
hat, gilt auch nach dem BGB.; Zurückbehaltungsrecht, Leihe 
oder Miete ?] 

Der Kläger klagt in der im November 1904 zugeſtellten 
Klage auf Grund ſeines Eigentums auf Räumung eines 
Hauſes mit Garten, das der Beklagte ſeit dem 1. April 1903 
in Beſitz und Nutzung hat, ohne darauf ein Recht zu haben. 
Der Beklagte beruft ſich dagegen auf Schenkung für geleiſtete 
Dienſte. Er behauptet zunächſt, daß ihm der Kläger ſchon 1899 
den ſtreitigen Platz zu einem Hausbau geſchenkt habe, der 
damals allerdings nicht zur Ausführung gelangt ſei; und 
weiter, daß ſchließlich 1902 vereinbart ſei: Kläger ſolle dort 
ein Haus bauen und dem Beklagten geſtatten, Haus und 
Garten ſo lange ohne Mietzahlung zu nutzen, bis ihm das 
Eigentum ſeitens der Miterben des Klägers Übertragen werden 
könne, er ſolle nur die auf dem Grundſtück ruhenden Laſten 
tragen und für eine Hypothek von 8 000 Mark, die Kläger für 
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den Hausbau aufnehmen wolle, die Zinſen zahlen. Dies ſei 
ausgeführt worden. Die Schenkung von 1899 beſtreitet der 
Kläger. Daß er 1902 dem Beklagten verſprochen habe, ihm 
dieſen Platz zu einem Hausbau zu ſchenken, ſobald die Ein⸗ 
willigung der Miterben nicht mehr nötig ſei, gibt er zu, ebenſo 
daß er ſelber dann das Haus habe bauen laſſen und dazu eine 
hypothekariſche Anleihe von 8 000 Mark aufgenommen habe, 
auch, daß er dann den Beklagten das Haus habe beziehen laſſen. 
Er beſtreitet aber, damit Verpflichtungen übernommen zu haben 
und beruft ſich auf die Formungültigkeit der bloß mündlichen 
Abmachungen. Eventuell macht der Beklagte ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen Verwendungen auf Haus und Garten 
im Betrage von 1133,56 Mark geltend, von denen der Kläger 
nur 123 Mark anerkennt. Das Berufungsgericht hat den Be⸗ 
Hagten zur Räumung verurteilt, das RG. hob auf: Der Bes 
rufungsrichter hat keine Feſtſtellung darüber getroffen, ob ſchon 
im Jahre 1899, unter der Herrſchaft des damaligen Gemeinen 
Rechts, ein rechtsgültiger Schenkungsvertrag über das ſtreitige 
Landſtück zwiſchen den Parteien zuſtandegekommen iſt. Er hält 
dies für unerheblich, weil der Beklagte den Beſitz nicht auf 
Grund dieſes von ihm behaupteten Vertrages, ſondern auf 
Grund anderer, damit nicht in Verbindung ſtehender Ab⸗ 
machungen erlangt habe und deshalb nicht berechtigt ſein würde, 
aus jenem Vertrage eine Zurückbehaltungseinrede gegen die 
vorliegende Eigentumsklage auf Räumung abzuleiten. Schon 
dies iſt rechtsirrtümlich. Auch nach dem Recht des BGB., das 
grundſätzlich die Beobachtung von Treu und Glauben im Rechts⸗ 
verkehr fordert, gilt über die beſondere Beſtimmung in § 273 
BGB. hinaus der alte, ſelbſtverſtändliche Satz (RG. 14, 23), 
daß argliſtig handelt, wer etwas verlangt, das er rechtlich ver⸗ 
pflichtet iſt, dem Gegner wieder herauszugeben. Die be⸗ 
hauptete Schenkung von 1899 behält alſo auch neben den 
ſpäteren Abmachungen noch ihre Bedeutung, wenn nicht etwa 
feſtgeſtellt werden kann, was bisher nicht geſchehen iſt, daß fie 
durch dieſe beſeitigt worden ſei. Was ſodann die ſpäteren Ab⸗ 
machungen anlangt, die zu der Beſitzeinräumung des Klägers 
an den Beklagten geführt haben, ſo iſt dem Berufungsrichter 
darin beizutreten, daß ſie nicht als Leihe aufgefaßt werden 
können, weil deren Begriffsmerkmal der unentgeltlichen Ge⸗ 
brauchsgeſtattung fehlt. Auch darin hat der Berufungsrichter 
recht, daß dieſe Abmachungen, auch wenn ſie der Darſtellung 
des Beklagten entſprachen, nicht zwei geſonderte Verträge ent- 
hielten, einen über die Gebrauchsüberlaſſung bis 1908 und 
einen über die Verſchaffung eines Baudarlehns von 8000 Mark, 
ſondern daß ſie ein einheitliches Rechtsgeſchäft darſtellen des 
Inhalts, daß dem Beklagten bis zur demnächſtigen Übertragung 
des Eigentums der Gebrauch des Grundſtücks gegen Übers 
nahme der Laſten und Abgaben ſowie gegen Verzinſung einer 
Hypothek von 8000 Mark gewährt wurde. Darin findet nun 
der Berufungsrichter einen Mietvertrag, der aber, weil nur 
mündlich abgeſchloſſen, nur für 1 Jahr Gültigkeit erlangt habe 
und als durch die Klageerhebung vom November 1904 
ſpäteſtens zum 1. April 1905 gekündigt gelten müſſe, woraus 
weiter gefolgert wird, daß der Beklagte jetzt das Grundſtück 
räumen müſſe und zwar, da er nur Mieterrechte beſitzen würde, 
ohne wegen etwaiger Verwendungen ein Zurückbehaltungsrecht 
ausüben zu dürſen ($ 556 Abſ. 2 BGB.). Jedenfalls dieſe 
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letzte Meinung iſt wieder rechtsirrtümlich. Es iſt nicht an dem 
Beklagten, wie der Berufungsrichter meint, ſich die rechtlichen 
Folgen eines von ihm behaupteten Rechtsverhältniſſes, das der 
Berufungsrichter als Miete auffaßt, gefallen zu laſſen, ſondern 
der Beklagte genießt alle Zuſtändigkeiten der Beklagtenrolle und 
hat demzufolge ein Recht darauf, der Klage alle Einreden ent⸗ 
gegenzuſetzen, die das Recht dieſer, der angeſtellten, Klage zu⸗ 
läßt. Es iſt daher umgekehrt an dem Kläger, der nicht aus 
einem Mietvertrage, ſondern aus ſeinem Eigentum klagt, ſich 
alle Einreden gefallen zu laſſen, die das Recht der Eigentums⸗ 
klage gegenüber geſtattet, und dazu gehört nach 8 1000 BGB. 
die Zurückbehaltungseinrede wegen zu erſetzender Verwendungen. 
Es hätte demnach jedenfalls nicht ungeprüft gelaſſen werden 
dürfen, ob und inwieweit der Beklagte noch über den vom 
Kläger zugeſtandenen Betrag von 123 Mark hinaus einen An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der von ihm behaupteten Verwendungen hatte. 
Aber auch die Auffaſſung der Vereinbarungen der Parteien als 
Mietvertrag iſt von der Reviſion mit Grund bemängelt worden. 
Von den Parteien ſelbſt und deren Vertretern im Prozeß ſcheint 
niemand an die Möglichkeit einer ſolchen Auffaſſung gedacht zu 
haben, der Kläger hat ja auch gar nicht aus einem Miet⸗ 
vertrage geklagt. Nun iſt zwar trotzdem das Rechtsverhältnis 
der Parteien nach den dafür im Recht aufgeſtellten Regeln zu 
beurteilen, aber wenn der Berufungsrichter ſich nach einer An⸗ 
führung des oben wiedergegebenen Inhalts des vereinbarten 
Rechtsgeſchäfts auf die Bemerkung beſchränkt: das rechtliche 
Verhältnis der Parteien habe daher durchaus den geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen eines Mietvertrages entſprochen, ſo fehlt 
es dieſem Ausſpruch an der nötigen Begründung. Die Ver⸗ 
abredung eines Mietpreiſes mag allenfalls in der Übernahme 
von Ausgaben gefunden werden können, die ſonſt dem Kläger 
obgelegen haben würden; aber dafür, daß dieſer dabei die Ver⸗ 
pflichtungen eines Vermieters, wie fie in den §§ 5 36 ff. BGB. 
beſtimmt werden, übernehmen wollte und ſollte, fehlt es an 
allem und jedem Anhalt. Der Kläger will freilich gar keine 
Verpflichtungen gegen den Beklagten übernommen und offenbar 
die Dauer des dem Beklagten tatſächlich eingeräumten Beſitzes 
und Gebrauchs ſeinem Belieben vorbehalten haben. Aber es 
iſt keine Frage, daß die in tatſächlicher Beziehung noch nicht 
erſchöpfend feſtgeſtellten Abmachungen der Parteien, auch wenn 
ſie weder als eine Leihe noch als eine Miete aufgefaßt werden 
können, dennoch, ſei es als eine vollzogene Schenkung der 
Nutzung unter beſtimmten Auflagen, ſei es als ein anderer, 
ungenannter, Vertrag, dem Kläger eine der Klage entgegen⸗ 
ſtehende Verpflichtung hinſichtlich der Dauer des vereinbarten 
und bereits ins Werk geſetzten Verhältniſſes auferlegt haben 
können. K. c. K., U. v. 15. Dez. 06, 352/06 V. — Kiel. 

3. 88 275, 276, 537 bis 541 BGB. verb. mit 8 57 
3G. Beſteht eine Verpflichtung des Untervermieters gegen⸗ 
über dem Untermieter zum Schadenserſatze, wenn er wegen 
ohne ſein Zutun erfolgter Verſteigerung des vermieteten Grund⸗ 
ſtücks die Mieträume nicht mehr gewähren kann?] 

Die Beklagte hatte von D. die in deſſen Hauſe belegenen 
Wirtſchaftsräume und eine Wohnung zum jährlichen Mietspreiſe 
von 6 500 Mark gemietet und ſie vermietete dieſe Räume an 
die Kläger weiter. Dabei wurde jeder Partei das Recht vor⸗ 
behalten, nach Ablauf des dritten Jahres vom Vertrage zurück⸗ 
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zutreten. Im November 1904 kam das Grundftüd zur Zwangs⸗ 
verſteigerung und wurde einem Dritten zugeſchlagen. Dieſer 
hat das Mietsverhältnis zum 1. April 1905 gekündigt und 
ſowohl von den Klägern wie von der Beklagten Räumung ver⸗ 
langt. Die Kläger haben demgemäß die Räume verlaſſen und 
der Beklagten eine Friſt zur Erfüllung ihrer Verpflichtung, 
ihnen die Mietsräume wieder zu gewähren, mit der Erklärung 
geſetzt, daß ſie nach deren fruchtloſem Ablaufe die Annahme 
der Leiſtung verweigerten. Sie verlangen nunmehr von der 
Beklagten Schadenerſatz. Das LG. hat die Beklagte verurteilt. 
Das OLG. hat die Klage abgewieſen. Die Reviſion der Kläger 
wurde zurückgewieſen: Die Reviſion beſtreitet zuvörderſt die 
Richtigkeit des Satzes, auf den das Berufungsgericht an erſter 
Stelle ſeine Entſcheidung geſtützt habe, daß bei Untermiet⸗ 
verträgen die Verbindlichkeit des Untervermieters nicht über die 
Dauer des eigenen Mietvertrages hinausgehe. Einen ſolchen 
Satz hat aber das Gericht gar nicht aufgeſtellt. Es hat nur 
ausgeführt, daß bei ſolchen Verträgen, von beſonderen Aus- 
nahmefällen abgeſehen, den Untervermieter keine Haftung dafür 
treffe, daß ſein Vermieter die Zwangsverſteigerung nicht ver⸗ 
hindert habe, und daß deshalb die eingetretene Unmöglichkeit 
der weiteren Gewährung des Gebrauchs der Mietsſache an den 
Untermieter von ihm nicht zu vertreten ſei. Dies iſt aber 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Es braucht nicht näher auf die 
Frage, die das Berufungsgericht in der Begründung ſeiner 
Eniſcheidung miterdrtert hat, eingegangen zu werden, ob der 
Grundſtücks eigentümer, der infolge der Zwangsverſteigerung 
ſeines Grundſtücks außerſtande geſetzt iſt, den Hauptmietvertrag 
zwiſchen ihm und ſeinem Mieter durch Weitergewährung des 
Gebrauchs der Mietsſache an dieſen zu erfüllen, dem Mieter 
deswegen zum Schadenerſatze verpflichtet iſt. Für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Hauptvermieter, der nicht Eigentümer, 
ſondern Nieß braucher des Grundſtücks iſt, hat der erkennende 
Senat die Frage in dem Urteile vom 16. März 1906 
(RG. 63, 66) bejaht. Bemerkt möge nur werden: Von dem 
Grundſtückseigentümer als Vermieter darf gefordert werden, 
daß er ſeine eigenen Vermögensverhältniſſe und deren voraus⸗ 
ſichtliche Geſtaltung bei der Vermietung eines Grundſtücks oder 
von Räumen in ſolchen ſoweit überblickt, daß er ſich darüber 
klar iſt, er werde dem Mieter während der bedungenen Miets⸗ 
zeit den Gebrauch des Mietsgegenſtandes ungeſtört gewähren 
können und es werde insbeſondere das Mietsverhältnis nicht 
durch eine Zwangsverſteigerung des Grundſtücks Schulden 
halber gemäß §8 57 3G. eine Beeinträchtigung erfahren. 
Denn über ſeine eigenen Vermögensverhältniſſe muß jeder, 
ſoweit von ihrer Kenntnis ſein Entſchluß, ein beſtimmtes Rechts⸗ 
geſchäft überhaupt oder in einer beſtimmten Art abzuſchließen, 
abhängt, unterrichtet ſein; das verlangt die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt (BGB. § 276). Anders verhält es ſich 
dagegen mit dem Mieter als Untervermieter. Zwar 
läßt ſich deſſen Befreiung von der Haftung für den dem Unter⸗ 
mieter aus der Nichtgewährung des Gebrauchs der Mietsſache 
entſtehenden Schaden nicht, wie es Mittelſtein, die Miete, 
§ 21 Nr. 8 S. 91 und 92 tut, daraus ableiten, daß nach 
§ 541 BGB., wenn durch das Recht eines Dritten dem 
Mieter der vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache 
ganz oder teilweiſe entzogen wird, die Vorſchriften der 88 587, 
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538, 539 Satz 1 und des 8 540 für entſprechend anwendbar 
erklärt find, und daß nach 8 539, wenn der Mieter bei dem 
Abſchluſſe des Vertrages den Mangel der gemieteten Sache 
kennt, ihm die in den 88 537, 538 beſtimmten Rechte, ins⸗ 
beſondere alſo das Recht auf Schadenerſatz nicht zuſtehen. 
Denn der § 541 bezieht ſich, wie ſchon das Berufungsgericht 
in anderem Zuſammenhange mit Recht ausgeführt hat, nicht 
auf ſolche Rechtsmängel, die erſt nach der Überlaſſung der 
Mietsſache an den Mieter entſtehen. Vgl. auch Planck, 
Anm. 2 zu 8 541. Wohl aber hat der Untervermieter den 
nachträglich eintretenden Mangel im Rechte des Grundſtückseigen⸗ 
tümers deshalb nicht zu vertreten, weil es ſich dabei um die 
Kenntnis fremder Vermögensverhältniſſe handelt. Er hat der 
Regel nach mit für die Unmangelhaftigkeit ſeines eigenen 
Rechts, d. h. ſeines Mietsrechts, einzuſtehen. Dagegen 
überſchreitet es das Maß der im Verkehre erforderlichen Sorg⸗ 
falt, wenn, von beſonderen Umſtänden abgeſehen, von ihm ver⸗ 
langt wird, daß er bei der Untervermietung ſich auch noch 
darüber vergewiſſere, ob nicht dem Untermieter möglicherweiſe 
der zugeſicherte Gebrauch der Mietsſache infolge von Umſtänden 
entzogen werden könnte, die lediglich die Vermögensverhältniſſe 
des Hauptvermieters betreffen. Wenn die Reviſion ſodann 
die Annahme des Berufungsgerichts bemängelt, die Erfüllung 
des Mietsvertrages ſei objektiv oder ſubjektiv unmöglich ge⸗ 
worden, ſo iſt dem gegenüber zu betonen, daß das Gericht in 
Wirklichkeit gar nicht angenommen hat, die Erfüllung des 
Untermietvertrags ſei unmöglich geworden. Es hat dies im 
Gegenteile verneint, eine ſolche Feſtſtellung aber auch gemäß 
§ 275 Abſ. 2 BGB. für nicht erforderlich erklärt, weil hier⸗ 
nach das nachträgliche Unvermögen des Schuldners der nach 
der Entſtehung des Schuldverhältniſſes eingetretenen Unmöglichkeit 
gleichſtehe. Der mit bezug hierauf erhobene Angriff aber, es 
ſei nicht den Anforderungen des Urteils des RG., RG. 57, 116, 
gemäß feſtgeſtellt, daß die Schwierigkeiten in der Wieder⸗ 
vermietung der Wohnung ſo groß geweſen ſeien, daß ſie nach 
der Auffaſſung des Verkehrs der Unmöglichkeit der Leiſtung 
gleichgeachtet werden müßten, erſcheint zwar nach dem bloßen 
Wortlaute der Entſcheidungsgründe berechtigt. Denn es fehlt 
in dieſen in der Tat an einer ausdrücklichen hierauf be⸗ 
züglichen Darlegung. Nach dem ganzen Zuſammenhange des 
Urteils jedoch, insbeſondere der Bemerkung, das nachträgliche 
Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung im Sinne des 8 275 
Abſ. 2 BGB. müſſe hier als gegeben angeſehen werden, in 
Verbindung mit den im Tatbeſtande als nicht beſtritten vor⸗ 
getragenen einſchlägigen Behauptungen der Beklagten hat das 
Gericht jene vermißte Feſtſtellung erſichtlich treffen wollen. 
T. c. B., U. v. 21. Dez. 06, 157/06 III. — Frankfurt. 

4. SS 537, 538, 542 BGB. Schadenserſatzanſprüche 
aus den 88 537, 538 werden durch Ausübung des Kündigungs⸗ 
rechts nach S 542 nicht ausgeſchloſſen, auch wenn die den Um⸗ 
fang und Betrag des Schadens beſtimmenden Tatſachen erſt nach 
Endigung des Mietverhältniſſes entſtehen.] 

Nach S 542 BGB. kann der Mieter, wenn ihm der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder zum 
Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wiederentzogen wird, ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Mietverhältnis kündigen. 
Dieſe Kündigung iſt gleichbedeutend mit Rücktritt von dem 
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Vertrage für die Zukunft. Mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Kündigung in Wirkſamkeit tritt, alſo bei Setzung einer Kündigungs⸗ 
friſt mit Ablauf der Friſt, hört die Verpflichtung des Vermieters 
zur Gewährung des Gebrauchs der Mietſache, des Mieters zur 
Entrichtung des Mietzinſes auf. Von dieſem Zeitpunkt an 
kann der Mieter, falls er nicht etwa trotz der Kündigung im 
Beſitz der Sache bleibt, überhaupt keinen Gebrauch und folglich 
auch keinen vertragswidrigen Gebrauch der Sache mehr aus⸗ 


üben, und eine mangelhafte oder nicht rechtzeitige Leiſtung des 


Vermieters kann von da an nicht mehr eintreten. Sind daher 
von da an Vertragsverletzungen nicht mehr möglich, ſo ſind 
auch Schadenserſatzanſprüche, die auf ſolchen beruhen, aus⸗ 
geſchloſſen. Andererſeits iſt es nicht zweifelhaft, daß Schadens⸗ 
erſatzanſprüche wegen eines Mangels der im 8 537 BGB. 
bezeichneten Art oder wegen Verzuges des Vermieters ($ 538 
BGB.), die zur Zeit der durch die Kündigung herbeigeführten 
Endigung des Mietverhältniſſes nach Grund und Betrag ab⸗ 
geſchloſſen vorliegen, durch die Ausübung des Kündigungsrechts 
nicht beeinträchtigt werden. Es fragt ſich aber, ob ſolche 
Schadenserſatzanſprüche auch dann mit Erfolg geltend gemacht 
werden können, wenn zwar die ſie begründenden Ereigniſſe im 
Sinne des 5 538 BGB. in die Zeit des beſtehenden Ver⸗ 
trages fallen, die den Betrag und Umfang des Schadens be⸗ 
ſtimmenden Tatſachen aber erſt in der Zeit nach der durch 
Kündigung herbeigeführten Endigung des Mietverhältniſſes 
hervortreten. Dieſe Frage iſt zu bejahen; der Mieter hat in 
ſolchem Falle Anſpruch auf Erſatz des Schadens, der mit der 
Vertragsverletzung des Vermieters, die zur Kündigung berechtigten 
Anlaß gegeben hat, in urſächlichem Zuſammenhang ſteht. Daß 
dieſer Schadenserſatzanſpruch durch Ausübung des Kündigungs⸗ 
rechts nach 8 542 BGB. ausgeſchloſſen werde, geht weder 
aus dem Geſetz noch aus der Entſtehungsgeſchichte hervor; denn 
wenn zu 8 529 des erſten Entwurfs der Zuſatz beantragt 
wurde: „Neben dem Rücktritt bleibt dem Mieter das Recht 
auf Nachlaß am Mietzins und auf Schadenserſatz für die 
Vergangenheit vorbehalten,“ und wenn die zweite Kommiſſion 
dieſen Zuſatz genehmigt, und die Redaktionskommiſſion ihn 
lediglich deshalb, weil er ſelbſtverſtändlich ſei, weggelaſſen hat 
(ogl. Prot. der II. Komm. Bd. II S. 229, 513 und Anm. 1 
S. 514 und Anm. 1), ſo iſt hiermit vereinbar, daß ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, der auf einer in der Vergangenheit vorgekommenen 
Vertragsverletzung beruht, ſeinem Betrage nach aber erſt ſpäter 
entſteht, durch die Kündigung nicht beſeitigt wird. Für die 
Annahme, daß das Geſetz einen ſolchen Ausſchluß nicht beab⸗ 
ſichtigt hat, ſpricht auch die gleichartige Regelung in den 
88 383— 385 ALR. I, 21 (vgl. 8 273 ALR. I, 21; Entſch. 
des OTr. 75, 74 (StriethorſtArch. 94, 29 und 74, 117). Der 
entgegenſtehenden Anſicht des Berufungsgerichts kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Der Erwägung, daß die dem Mieter im 
8 542 BGB. eingeräumte Kündigung dieſelbe Wirkung habe, 
wie eine freiwillige Einigung der Vertragsteile dahin, den Ver⸗ 
trag aufzuheben, iſt keine Bedeutung beizumeſſen. Abgeſehen 
davon, daß auch bei freiwilliger Einigung zukünftige nachteilige 
Folgen bereits begangener Vertragsverletzungen in Frage kommen 
und berückſichtigt werden können, handelt es ſich hier um die 
Frage, ob das Geſetz dem durch die Vertragsverletzung des 
Vermieters zur Kündigung genötigten Mieter den aus der 
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Vertragsverletzung entſpringenden Entſchädigungsanſpruch ent⸗ 
ziehen will. Auch die weitere Erwägung des Berufungsgerichts 
iſt nicht zutreffend, daß mit der Aufhebung des Vertrags der 
Rechtsgrund wegfalle, auf den Anſprüche wegen Verletzung des 
Vertrages geſtützt werden könnten. Von dieſem Entſcheidungs⸗ 
grund werden Entſchädigungsanſprüche, die auf der zur 
Kündigung Anlaß gebenden Vertragsverletzung beruhen, 
nicht betroffen. Das Berufungsgericht weiſt ferner auf die 
88 325, 326 BGB. hin, in denen der allgemeine Rechtsſatz 
anerkannt ſei, daß wer vom Vertrag zurücktrete, keinen Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen könne. Auch dieſe Be⸗ 
gründung geht fehl. Die SS 325, 326 BGB. geben dem 
Gläubiger ein Wahlrecht, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen oder von dem Vertrage zurückzutreten, und dieſer 
Rücktritt hebt den ganzen Vertrag von Anbeginn auf. In 
dem $ 542 BGB. iſt dagegen von einem Wahlrecht zwiſchen 
dem Entſchädigungsanſpruch nach 8 538 BGB. und dem 
Kündigungsrecht des 8 542 BGB. keine Rede, und die 
Kündigung hebt nicht den ganzen Vertrag auf, ſondern beendet 
ihn nur für die Zukunft. Es iſt auch nicht richtig, daß in den 
598 325, 326 BGB. allgemein gültige Rechtsgrundſätze aus⸗ 
geſprochen ſeien. Das BGB. enthält nicht nur im 8 542, 
ſondern auch in den 88 628 Abſ. 2, 1298, 1299 Regelungen, 
die von den 88 325, 326 abweichen, im 8 628 Abi. 2 
namentlich die Beſtimmung, daß, wenn die Kündigung durch 
vertragswidriges Verhalten des anderes Teils veranlaßt wird, 
dieſer zum Erſatze des durch die Aufhebung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes entſtehenden Schadens verpflichtet iſt (vgl. auch 8 70 
Abſ. 2 HGB.), und die Motive zu 8 566 Abſ. 1 Satz 2 des 
erſten Entwurfs (8 628 Abſ. 2 BB.) — Bd. 2 S. 470 — 
rechtfertigen dieſe Beſtimmung gerade mit der Erwägung, daß 
die allgemeinen Rechtsgrundſätze es erheiſchen, dem⸗ 
jenigen Teile, welcher durch ſein vertragswidriges Verhalten 
den Grund zur Auflöſung des Dienſtvertrages herbeigeführt 
hat, die Pflicht zum Schadenserſatze aufzuerlegen; darin liege 
kein Widerſpruch mit der Beſtimmung des S 369 (8 325 
BGB.), da die letztere auf einen beſonderen, eine ab⸗ 
weichende Beurteilung zulaſſenden Fall ſich beziehe. Aus den 
85 325, 326 BGB. können hiernach Schlußfolgerungen auf 
das ganz anders geartete Kündigungsrecht des 8S 542 BGB. 
(vgl. auch Motive zum I. Entwurf Bd. 2 S. 418, 419 zu 
8 529) nicht hergeleitet werden. Eine weſentliche Bedeutung 
der Kündigung nach 8 542 BGB. beſteht darin, den Streit 
des Mieters und Vermieters zu vereinfachen und die Ent⸗ 
ſtehung eines größeren Schadens zu verhüten. — Die 88 463 
und 635 BGB., auf welche das Berufungsgericht Bezug 
nimmt, können nicht in Betracht kommen, weil ſie nur Sonder⸗ 
vorſchriften für die Wandelung beim Kauf und beim Werk⸗ 
vertrag enthalten. Auch die Beſtimmungen in SS 543 Abſ. 2 
und 555 ſind für den vom Berufungsgericht vertretenen Aus⸗ 
ſchluß des Schadenserſatzanſpruches nicht beweiſend. M. c. F., 
U. v. 21. Dez. 06, 123/06 III. — Berlin. 

5. SS 705, 723 BGB. Kauf oder Geſellſchaftsvertrag ?] 

Die Parteien ſchloſſen unter dem 1. März 1898 einen 
Vertrag, zufolge deſſen Kläger ſich verpflichtet, das Präparat 
Bartbindenwaſſer „Es iſt erreicht“ an den Beklagten zu einem 
beſtimmten Preiſe zu liefern; er ſollte an niemand die Kom⸗ 
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pofition des Präparats mitteilen, auch an niemand ohne Aufs 
trag des Beklagten von desſelben Warenlager liefern, auch für 
niemand ein Konkurrenzfabrikat fertigen, reſp. in den Handel 
bringen, wogegen Beklagter ſich verpflichtete, ſeinen Bedarf von 
niemand fabrizieren zu laſſen, auch von niemand ein Konkurrenz⸗ 
fabrikat zu beziehen. Für den Fall, daß der eine oder andere 
der Vertragſchließenden dieſen Vereinbarungen zuwiderhandeln 


würde, ſollte er zum Schadenserſatz verpflichtet fein und außer⸗ 


dem eine Konventionalſtrafe von 1000 Mark zu bezahlen haben. 
So lange der vorerwähnte Artikel noch im Handel befindlich 
ſei, ſollte es keinem der Vertragſchließenden freiſtehen, den auf 
10 Jahre unkündbar geſchloſſenen Vertrag aufzulöſen. Als ein 
Gläubiger des Klägers die Forderung des Klägers aus dem 
Vertrage für deſſen ganze Dauer im Wege des Arreſtes 
pfändete und Kläger den Beklagten beleidigte, erklärte dieſer, 
daß er den Vertrag als aufgelöſt betrachte und rief keine Ware 
mehr ab. Der Kläger erhob gegen den Beklagten eine Klage 
mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Vertrag vom 1. März 
1898 zu Recht beſtehe. Das OLG. wies die Klage ab, das 
RG. hob auf und verwies zurück: Der Berufungsrichter ge⸗ 
langt zur Abweiſung der Klage durch die Erwägung, daß der 
zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag ſich als Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag oder doch als ein geſellſchaftsähnliches 
Rechtsverhältnis darſtelle, daß auf ihn, trotzdem er unter der 
Herrſchaft des alten Rechtes abgeſchloſſen worden ſei, der 
8 723 BGB. Anwendung finde und daß der Beklagte wichtige 
Gründe gehabt habe, um das Vertrags verhältnis vorzeitig zu 
löſen. Mit Recht rügt die Reviſion, daß der Berufungsrichter 
feiner Entſcheidung die Normen des Geſellſchaftsrechts zugrunde 
gelegt habe. Das Weſen der Geſellſchaft erfordert nach altem 
wie nach neuem Rechte die Erreichung eines gemeinſamen 
Zweckes, der im vorliegenden Falle nur auf dem Gebiete ge⸗ 
meinſchaftlich zu erreichender Vermögensvorteile geſucht werden 
kann (vgl. 8 169 J. 17, ALR. Art. 1832, 1833 Code civil, 
8705 BGB.). Daran fehlt es nach dem klaren und inſoweit 
der Auslegung weder fähigen noch bedürftigen Wortlaute des 
Vertrages, wie er im Tatbeſtande mitgeteilt worden iſt. Der 
Beklagte verpflichtet ſich zur Entnahme des vom Kläger her⸗ 
geſtellten Bartbindenwaſſers für ſeinen Bedarf und zur Zahlung 
eines beſtimmten Preiſes für das Gros Flaſchen. Damit ſind 
die geſetzlichen Merkmale des Kaufvertrages gegeben. Daß 
die Menge der verkauften Ware nicht beſtimmt, ſondern nur 
(durch den Bedarf des Käufers) beſtimmbar iſt, ändert an der 
rechtlichen Beurteilung nichts, es fehlt auch in ſolchen Fällen 
nicht an einem genügend bezeichneten Gegenſtande des Kauf⸗ 
geſchäfts (vgl. Eniſch. des ROHG. 14, 291, Bolze 6 Nr. 552; 
8 Nr. 317). Von einem gemeinſchaftlich zu erreichenden 
Zweck iſt nirgends die Rede. Jeder der Vertragſchließenden 
verfolgt ſeinen eigenen Vorteil; der Kläger behält den Gewinn, 
der ihm durch den Verkauf ſeines Erzeugniſſes zufließt, und 
entſprechend verhält es ſich mit dem Beklagten. An eine ge⸗ 
meinſchaftliche Ausbeutung des vom Kläger hergeſtellten Bart⸗ 
bindenwaſſers iſt nicht zu denken. Daß der Vorteil der Par⸗ 
teien, wie bei jeder Geſchäftsverbindung zwiſchen dem Produ⸗ 
zenten und ſeinem Kunden, Hand in Hand geht, begründet keine 
Geſellſchaft, auch kein ihr ähnliches Rechtsgebilde. Die Be⸗ 
ſonderheiten des Vertrages liegen einmal in den Abmachungen, 
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durch die dem Kläger die Mitteilung der Herſtellungsweiſe des 
Waſſers und deſſen Lieferung an andere ſowie andererſeits dem 
Beklagten der Bezug des Waſſers von anderen unterſagt iſt, 
ferner in der Feſtſetzung, daß der Vertrag mindeſtens 10 Jahre 
in Kraft bleiben ſoll. Derartige Vereinbarungen vermögen dem 
Vertrage den rechtlichen Charakter des Kaufs nicht zu nehmen. 
Konkurrenzklauſeln bei Kaufverträgen, die auf eine gewiſſe Dauer 
geſchloſſen find, und langfriſtige Sukzeſſivlieferungs verträge find 
nichts Ungewöhnliches. Daß die erwähnten Beſonderheiten des 
Geſchäfts in erhöhtem Maße Vertragstreue vorausſetzen und 
in dieſem Punkte eine andere rechtliche Behandlung verdienen 
mögen, als es bei Verträgen geboten iſt, die ſich in einmaliger 
Leiſtung und Gegenleiſtung erſchöpfen, kann dem Berufungs⸗ 
richter zugegeben werden. Aber ſie reichen nicht aus, um das 
Umſatzgeſchäft des Kaufes in das Gemeinſchaftsverhältnis der 
Geſellſchaft zu verwandeln und die Anwendung des § 723 
BGB. zu rechtfertigen. Deshalb entbehrt das Berufungsurteil 
der erforderlichen rechtlichen Grundlage und es mußte, weil es 
das Rücktritts⸗ (richtiger: Kündigungs⸗) Recht des Beklagten 
lediglich vom Standpunkte des Geſellſchaftsverhältniſſes aus 
prüft, aufgehoben werden. Bei der hiernach gebotenen ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung der Sache wird zu unter⸗ 
ſuchen ſein, ob von dem richtigen Ausgangspunkt aus, daß es 
ſich um einen für eine längere Dauer berechneten Kaufvertrag 
mit den gekennzeichneten Klauſeln handelt, die Löſung des Ver⸗ 
hältniſſes durch den Beklagten zu rechtfertigen iſt. Dabei ſcheiden 
die Gründe, die dem Berufungsrichter für die Zuer kennung der 
in 8 723 BGB. gegebenen Kündigungsbefugnis genügt haben, 
aus. Beſteht zwiſchen den Parteien keine Geſellſchaft und findet 
ein perſönliches Zuſammenarbeiten unter ihnen nicht ſtatt, ſon⸗ 
dern wickeln ſich ihre vertragsmäßigen Beziehungen dergeſtalt 
ab, daß der Kläger das vom Beklagten abgerufene Waſſer von 
Cöln nach Berlin befördert und dafür den bedungenen Preis 
erhält, ſo läßt ſich nicht ſagen, daß eine Fortdauer dieſer Be⸗ 
ziehungen durch das beleidigende Verhalten des Klägers, das 
zudem ſeine Sühne vor dem Strafrichter gefunden hat, un⸗ 
möglich gemacht worden ſei. Die Pfändung wäre vielleicht 
erheblich, wenn es ſich um eine Kreditzuſage des Beklagten 
handelte. Dies iſt aber nicht der Fall. Vielmehr fragt es ſich, 
ob und inwiefern der Umſtand, daß die Forderung des Liefe⸗ 
ranten auf Zahlung des Preiſes für künftige Lieferungen ge⸗ 
pfändet iſt, dem Beſteller ein Löſungsrecht gibt. Die bloße 
Möglichkeit, daß der Lieferant, der nur in die Taſche ſeines 
Gläubigers arbeite, minderwertige Ware liefern werde, vermag 
ein ſolches Recht nicht zu begründen. Jener Erwägung ſteht die 
andere als gleichberechtigt gegenüber, daß der Lieferant an der 
Befreiung von ſeiner Schuld auch ein weſentliches Intereſſe hat, 
das er nur durch gute Bedienung des Kunden befriedigen kann. 
Daß im vorliegenden Fall etwas anderes oder gar anzunehmen 
geweſen wäre, der Kläger ſei zur Weiterlieferung nicht willens 
oder außerſtande, dafür fehlt es an dem ausreichenden Anhalt. 
Der Berufungsrichter ſpricht zwar von einer erheblichen Stö⸗ 
rung oder Unterbrechung der Sendungen, aber er erörtert ſelbſt, 
daß Kläger das unter dem 23. April 1903 abgerufene, ſehr 
beträchtliche Quantum von 40 Gros bis zum 1. Mai nahezu 
vollſtändig (es fehlten noch 45 Dutzend Flaſchen) geliefert habe. 
Daß dies in minderwertiger Beſchaffenheit geſchehen ſei, dar⸗ 
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über erhellt nichts, und wenn der Kläger in ſeinem Schreiben 
vom 22. April 1903 erklärt hat, er werde aufhören, zu fabri⸗ 
zieren, ſo hat er dieſe Außerung durch die Tat widerlegt. Es 
bleibt mithin nichts, als die durch die Pfändung hervorgetretene 
mißliche Vermögenslage des Klägers, welche allein dem da⸗ 
durch, ſoweit erkennbar, in keiner Weiſe gefährdeten Beklagten 
kein Recht verleiht, den Vertrag vorzeitig aufzuheben. M. c. H., 
U. v. 11. Dez. 06, 90/06 VII. — Berlin. 

6. 85 765 ff. BGB. Abernahme der Haftung für eine 
in Zahlung gegebene Hypothek keine Bürgichaft.] 

Der Beklagte ſchuldete im Jahre 1900 der Klägerin 
6000 Mark, konnte das Geld bar nicht beſchaffen und übertrug 
ihr daher mittels Protokolls des Grundbuchamtes vom 25. Ok⸗ 
tober 1900 eine für ihn auf dem W.ſchen Grundſtück Bl. 1353 
des Grundbuchs B für Dresden⸗Antonſtadt eingetragene, bei 
pünkrlicher Zinszahlung vor 1. April 1902 nicht kündbare 
Hypothekforderung von 8000 Mark. Die Klägerin mußte ihm 
dafür 1 500 Mark bar herauszahlen. Die bezeichnete Hypothek, 
der 52 000 Mark andre Hypothekkapitalien im Range vorgingen, 
fiel bei der Zwangsverſteigerung vom 21. Februar 1905 voll⸗ 
ſtändig aus, und nunmehr verlangt die Klägerin, daß ihr der 
Beklagte, weil er für die Hypothek gutgeſagt habe, zwar nicht 
8000 Mark, aber den erhaltenen Gegenwert von 7 500 Mark 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Januar 1904 bezahle. Be⸗ 
klagter wurde in allen Inſtanzen verurteilt: Mit Unrecht will 
der Reviſionskläger die beſtrittene Haftungsübernahme für Güte 
der Hypothek als Bürgſchaft und daher ohne ſchriftliche Be⸗ 
urkundung als nichtig gemäß § 766 BGB. erachtet wiſſen. 
Sie war vielmehr nur die Nebenabrede über Gewährleiſtung 
zu einem Vertrag, der ſich aus Hingabe an Zahlungsſtatt und 
Kauf zuſammenſetzte, für den aber, wie der Vorderrichter mit 
Recht annimmt, Kaufsgrundſätze zur Anwendung kamen. 
85 365, 437, 438 BGB. Dieſe Nebenabrede bedurfte daher 
der Niederſchrift nicht, und es iſt rechtsirrtümlich, ſie überhaupt 
als Bürgſchaft aufzufaſſen. Die 88 765 flg. BGB. haben 
nur die freiwillige und beſonders gefährliche Haftungsübernahme 
für rein fremde Schulden im Auge und wollen dieſe durch An⸗ 
ordnung der Schriftform einſchränken oder doch mit gewiſſen 
Sicherheitsvorſchriften umgeben, ſie denken aber nicht an Fälle, 
da jemand ſeine eigene, wenn auch vielleicht nur moraliſche 
Verkäufer⸗ oder Zahler⸗ Verbindlichkeit dem Geſetz gegen⸗ 
über vertragsmäßig verſchärft. Zu der Zeit, da dies ge⸗ 
ſchieht, iſt übrigens der Zeſſionar noch gar nicht Gläubiger 
eines Dritten, wie dies der 8 765 BGB. vorausſetzt, ſondern 
ſoll es erſt werden. Vgl. RG. 61, 157, U. V. 457/05 vom 
2. Mai 06. Richtig iſt, daß 8 365 BGB. nicht einſchlägt, 
inſofern, als er den Abtretenden nur zur Haftung wegen eines 
Mangels im Rechte hinſichtlich der übertragenen Forderung, 
ebenſo wie $ 437 eod. verpflichtet. Aber zutreffend führt der 
Berufungsrichter aus, daß dies ebenſowenig wie die Vermutung 
des § 438 hindert, daß der Empfänger einer Forderung ver⸗ 
tragsmäßig ſich Haftung des Abtretenden für deren Güte und 
zwar nicht nur für die Zeit der Abtretung, ſondern auch für 
weiter hinaus ausbedingt. Daß aber dies wirklich im vor⸗ 
liegenden Falle geſchehen ſei, ſtellt der Berufungsrichter ein⸗ 
wandfrei und ohne Rechtsirrtum tatſächlich feſt. L. c. G., 
U. v. 29. Dez. 06, 213/06 V. — Dresden. 
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7. 89 1117 Abſ. 2, 931 BGB. in Verb. mit 88 6, 146 
KD. und § 115 3830. Zu der Vereinbarung in 8 1117 
Abſ. 2 muß die tatſächliche Einreichung des Hypothekenbriefes 
beim Grundbuchamt hinzutreten, um die dingliche Berechtigung 
des Zeſſionars herbeizuführen, Zedent bleibt aber jedenfalls 
obligatoriſch für die Einreichung haftbar; Gebundenheit des 
Konkursverwalters des Zedenten ?! 

Bei der Zwangsverſteigerung des dem jetzigen Gemein⸗ 
ſchuldner W. gehörig geweſenen Grundſtücks Charlottenburg 
Bd. 189 Bl. Nr. 6493 des Grundbuchs entfiel auf die erſt⸗ 
ſtellige, für die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Bodenkreditbank in C. 
eingetragene Brief⸗Hypothek von 170 000 Mark der volle Be⸗ 
trag. Letzterer gelangte jedoch, da die Hypothek nur in Höhe 
von 48 074 Mark 30 Pf. valutiert war, nur in Höhe dieſer 
Summe zur Auszahlung an die Hypothekengläubigerin, während 
auf den Reit von 121925 Mark 70 Pf. vier nacheingetragene 
Hypothekengläubiger mit einem Geſamtbetrage von 52593 Mark 
29 Pf., darunter der Reviſionsbeklagte O. mit einem Betrage 
von 4614 Mark 3 Pf., angewieſen wurden. Da W. gegen 
dieſe Zuteilung mit der Behauptung Widerſpruch erhob, daß 
der erwähnte Reſtbetrag der erſtſtelligen Hypothek ihm als 
Eigentümergrundſchuld gebühre, ſo wurde ein Betrag von 
50 943 Mark 30 Pf. als Streitmaſſe hinterlegt und von W. 
der erhobene Widerſpruch rechtzeitig im Klagewege mit dem, 
ſoweit der Rechtsſtreit noch für die gegenwärtige Inſtanz inter⸗ 
eſſiert, gegen den Reviſionsbeklagten O. gerichteten Antrage 
verfolgt, ihn zu verurteilen, anzuerkennen, daß ihm an der 
hinterlegten Streitmaſſe der liquidierte Betrag von 4614 Mark 
3 Pf. nicht zuſtehe. Der Beklagte hat Abweiſung der Klage 
und ferner widerklagend beantragt, den Kläger zu verurteilen, 
an ihn, Beklagten, 4613 Mark 40 Pf. nebſt Zinſen zu zahlen. 
Für die Reviſionsinſtanz kommt dieſe Widerklage überhaupt 
nicht und von den zur Abwehr des klägeriſchen Widerſpruchs 
geltend gemachten Verteidigungsmitteln nur die eine unbe⸗ 
ſtrittene Behauptung in Betracht, daß W. mittels notariell be⸗ 
glaubigter Urkunde vom 23. September 1904 von der ihm zu⸗ 
gefallenen Eigentümergrundſchuld von 121925 Mark 70 Pf. 
einen Teilbetrag von 5000 Mark nebſt Zinſen an den Be⸗ 
klagten abgetreten hat, und zwar unter Mitzeſſion des ihm 
gegen die Hypothekengläubigerin zuſtehenden Anſpruchs auf Her⸗ 
ausgabe des Hypothekenbriefs zwecks Umſchreibung und Bildung 
eines Zweigdokuments ſowie unter Erklärung des Einverſtänd⸗ 
niſſes, daß dem Zeſſionar das Zweigdokument vom Grundbuch⸗ 
amt ausgehändigt werde. Der I. Richter hat die gegen O. 
gerichtete Klage abgewieſen. Während des Laufes der Be⸗ 
rufungsfriſt iſt am 20. April 1905 über das Vermögen des 
Klägers der Konkurs eröffnet worden. Der Konkursverwalter 
hat das unterbrochene Verfahren aufgenommen und in materieller 
Hinſicht repliziert, ein Übergang der abgetretenen Teilpoſt auf 
den Beklagten habe nicht ſtattgefunden, da der (demnächſt vom 
Vollſtreckungsgericht kaſſierte) Hypothekenbrief nicht übergeben 
worden, ſondern im Beſitz der Hypothekengläubigerin verblieben 
ſei und da ferner der in der Urkunde als mitabgetreten be⸗ 
zeichnete Anſpruch auf Her ausgabe des Briefes gar nicht be⸗ 
ſtanden habe, alſo auch keine gültige Erſatzübergabe vorliege. 
Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter ſtellt zunächſt durch Auslegung der Abtretungsurkunde 
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vom 23. September 1904 feſt, daß W. alle Erforderniſſe er⸗ 
füllen wollte, die nötig waren, um den Übergang der ihm ab⸗ 
getretenen Teilpoſt auf den Beklagten zu verwirklichen und daß 
daher, entgegen dem ungenauen Wortausdruck in der Urkunde, 
ſein Wille dahin gegangen ſei, dem Beklagten den Anſpruch an 
die Hypothekengläubigerin auf Herausgabe des Hypothekenbriefs 
an das Grundbuchamt zwecks Umſchreibung der Teilpoſt und 
Bildung des Zweigdokuments, $ 1145 BGB., mitabzutreten. 
In rechtlicher Hinſicht hält der Berufungsrichter auf Grund der 
88 1117, 931 BGB. dieſe Abtretung für genügend, um den 
Hypothekenübergang herbeizuführen. Angeſichts der zitierten 
Geſetzesbeſtimmungen ſei es ohne Belang, daß die Bildung 
eines Zweigdokuments infolge der dazwiſchengetretenen Zwangs⸗ 
verſteigerung und Briefkaſſierung nicht mehr habe erfolgen 
können und dadurch der Aushändigungsanſpruch an das Grund⸗ 
buchamt gegenſtandslos geworden ſei. Die Reviſion bekämpft 
dieſe Annahme als rechtsirrig und es iſt richtig, daß der er⸗ 
kennende Senat aus Anlaß eines gleichliegenden Falles ſich 
bereits in dem zum Abdruck in der amtlichen Sammlung be⸗ 
ſtimmten Urteil vom 22. November 1906, V 117/06, dahin 
ausgeſprochen hat, die in $ 1117 Abſ. 2 BGB. erwähnte Ver⸗ 
einbarung genüge bei einer Teilabtretung keinenfalls für ſich 
allein, den Abergang der abgetretenen Teilhypothek auf den 
Erwerber zu bewirken, ſondern es müſſe zum mindeſten noch 
die tatſächliche Einreichung des über die ganze Poſt gebildeten 
Hypothekenbriefes beim Grundbuchamt hinzukommen. Indeſſen 
kann, ſelbſt wenn man darnach annehmen wollte, daß das Be⸗ 
rufungsurteil auf einer Geſetzesverletzung beruht, dies der Re⸗ 
viſion nicht zum Erfolge verhelfen, da die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung ſich aus einem anderen Grunde als richtig darſtellt. 
Der Mangel der Bildung und Übergabe eines Teilhypotheken⸗ 
briefs oder der Übergabe des die ganze Hypothek betreffenden 
Briefs hinderte nur, daß der Zeſſionar in bezug auf den ab⸗ 
getretenen Teilbetrag dinglich berechtigt wurde. Demgemäß 
verſagte ſein Recht, wenn der Zedent denſelben Teilbetrag der 
Hypothek nochmals an einen Dritten, und zwar an dieſen unter 
Beobachtung der angegebenen Vollzugsform, abtrat oder wenn 
es einem Gläubiger des Zedenten gelang, eine mit der Weg⸗ 
nahme des Hypothekenbriefs verbundene und daher ebenfalls 
dinglich wirkſame Pfändung der fraglichen Teilpoſt gegen den 
Zedenten auszubringen. Solange dagegen die Teilpoſt im Ver⸗ 
mögen des Zedenten verblieb, äußerte der Abtretungsvertrag, 
der inſoweit nach dem Geſichtspunkt eines pactum de cedendo 
zu beurteilen war, vgl. RG. 55, 146, ſeine volle Wirkſamkeit 
zwiſchen den Vertragſchließenden. Der Zedent war kraft der 
Abtretung verpflichtet, dem Erwerber den zur Erlangung des 
dinglichen Gläubigerrechts erſorderlichen Beſitz des Hypotheken⸗ 
briefs oder eines Teilbriefes zu verſchaffen, und war dies des⸗ 
halb nicht ausführbar, weil infolge der Zwangsverſteigerung 
des belaſteten Grundſtücks die Hypothek als dingliches Recht 
erloſch und der Hypothekenbrief kraftlos wurde, ſo hatte der 
Zedent nunmehr denjenigen Betrag des Verſteigerungserlöſes, 
der auf den abgetretenen Hypothekenteil entfiel, dem Zeſſionar 
zu übereignen oder zu dulden, daß dieſer an ſeiner Stelle im 
Verteilungstermine als Liquidant auftrat. Hierbei blieb der 
Umſtand, daß der Zeſſionar aus der Abtretung kein dingliches, 
ſondern nur ein perſönliches Recht erlangt hatte, völlig außer 
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Betracht; einer etwaigen Berufung des Zedenten auf den der 
Abtretung anhaftenden Mangel der Vollzugsform konnte der 
Zeſſionar wirkſam mit der Einrede der Argliſt begegnen. Nach 
dem Bemerkten würde die gegenwärtig im Prozeß befangene 
Streitmaſſe zweifellos dem Beklagten O. zuzuſprechen ſein, wenn 
es nicht zur Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
W. gekommen wäre, ſondern der letztere als Prozeßpartei den 
anhängigen Rechtsſtreit bis zur rechtskräftigen Endentſcheidung 
durchgeführt hätte. Es fragt ſich daher nur noch, ob an dieſer 
Rechtslage durch die im Laufe des Prozeſſes erfolgte Konkurs⸗ 
eröffnung und den damit zuſammenhängenden Eintritt des 
Konkursverwalters in den von ihm aufgenommenen Rechtäftreit 
etwas geändert worden if. Das iſt zu verneinen. Nach S 6 
KO. hat die Konkurseröffnung die Wirkung, daß für die Aus⸗ 
übung des die Konkursmaſſe betreffenden Verwaltungs⸗ und 
Verfügungsrechts der Konkursverwalter an die Stelle des Ge⸗ 
meinſchuldners tritt. Er iſt alſo inſoweit, mag man im 
übrigen ſeine rechtliche Stellung im Sinne der einen oder 
anderen der darüber aufgeſtellten verſchiedenen juriſtiſchen Theorien 
auffaſſen, dem Gemeinſchuldner gegenüber kein Dritter. Das 
RG. hat dieſen Satz bisher nur nach einzelnen Richtungen hin 
zur Geltung gebracht, insbeſondere für die Fälle, in denen der 
Gemeinſchuldner als Hypothekengläubiger vor der Konkurs⸗ 
eröffnung ſich einem anderen gegenüber zur Vorrechtseinräumung 
oder zur Bewilligung der Löſchung der Hypothek verpflichtet 
hatte, ausgeſprochen, daß die Konkursmaſſe ein ſolches Ab⸗ 
kommen gegen ſich gelten laſſen müſſe (vgl. die Urteile vom 
3. November 1886 in Gruchots Beitr. 31, 404; vom 5. März 
1887, RG. 19, 59; vom 25. Mai 1900, JW. S. 525 Ziff. 17). 
Ob darüber hinaus der Grundſatz der Perſonenidentität zwiſchen 
Gemeinſchuldner und Konkursverwalter ganz allgemein anzuer⸗ 
kennen iſt und demgemäß auch im vorliegenden Falle dem 
Konkursverwalter die Einrede der Argliſt aus der Perſon des 
Gemeinſchuldners entgegengeſetzt werden kann, braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden, da jedenfalls ein anderer Geſichtspunkt 
durchgreift, der zu demſelben Ergebnis führt. Gegenſtand und 
Zweck der Klage, die auf Grund des $ 115 3G. in Ber 
bindung mit 8 878 ZPO. erhoben wird, iſt ähnlich wie bei 
der Feſtſtellungsklage aus 8 146 KO. eng begrenzt. Wie die 
konkursrechtliche Klage den feſtzuſtellenden Anſpruch nur in der 
Geſtalt in den Prozeß einführen darf, in der ihn der Gläubiger 
im Prüfungstermine angemeldet hat, ſo ſoll auch durch die 
Widerſpruchsklage des 8 115 ZUG. eine Entſcheidung des 
Richters lediglich darüber herbeigeführt werden, ob der von 
dem Kläger in dem Verteilungstermine erhobene Widerſpruch 
gerechtfertigt iſt oder nicht. Maßgebend für die Beurteilung 
im Prozeß bleibt alſo die Sachlage, wie fie zur Zeit des Ver⸗ 
teilungstermins beſtand. Wird der Widerſpruch für unbegründet 
erklärt, ſo geſchieht dies, da das Urteil deklaratoriſche Bedeutung 
hat, mit rückwirkender Kraft dahin, daß der Widerſpruch als 
nicht erhoben angeſehen wird und demzufolge der Teilungsplan 
ſo zu behandeln iſt, als ſei er bereits im Verteilungstermine 
infolge allſeitigen Einverſtändniſſes zur Ausführung gelangt. 
Daraus folgt, daß durch Ereigniſſe, die nach dem Termine 
eintreten, das aus dem Teilungsplane bedingt erworbene Recht 
der Realintereſſenten nicht mehr vereitelt werden kann und es 
insbeſondere ohne Einfluß bleiben muß, wenn der Widerſprechende, 
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während er den Widerſpruch im Prozeßwege verfolgt, in Kon⸗ 
kurs gerät. Der Eintritt des Konkursverwalters in den an⸗ 
hängigen Rechtsſtreit vermag den Streitgegenſtand des letzteren 
nicht zu ändern. Nach wie vor iſt lediglich darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Gemeinſchuldner den Widerſpruch erheben 
durfte, und das in betreff dieſer Frage ergehende Urteil iſt 
gegenüber der durch den Konkursverwalter vertretenen Konkurs⸗ 
maſſe als der nunmehrigen Prozeßpartei ohne weiteres wirkſam. 
Konk. W. c. O., U. v. 5. Jan. 07, 177/06 V. — Berlin. 

8. 5 1353 Abſ. 2 Satz 1 BGB. Die Fragen nach der 
Ernſtlichkeit des Rückkehrverlangens und nach dem Vorliegen 
eines Rechtsmißbrauchs ſind von Amts wegen zu prüfen.] 

Richtig iſt, daß, wie die Reviſion hervorhebt, die Fragen 
nach der Ernſtlichkeit des Rückkehrverlangens und nach dem 
Vorliegen eines Rechtsmiß brauchs des Ehemannes von 
Amts wegen zu prüfen ſind. RG. IV 28. Februar 1901 
JW. 01, 293 (auch in Gruchots Beitr. 45, 638); RG. III 
4. Dezember 1900 JW. 00, 891; RG. IV 6. Oktober 1902 
JW. 02 Beil. S. 272; RG. IV 22. Dezember 1904 in 
Sachen Aſcher c. Aſcher IV 305/04; RG. IV 5. April 1906 
JW. 06, 336; allein der Vorwurf der Reviſion, das Be⸗ 
rufungsgericht habe dieſe vom RG. beſtändig feſtgehaltenen 
Rechtsgrundſätze in vorliegender Sache verletzt, kann nicht für 
begründet erachtet werden. Das Berufungsgericht hat ſich der 
ihm hiernach obliegenden Prüfung unterzogen, indem es die 
nach dieſen Richtungen hin vorgebrachten Einzelheiten einer 
Erörterung unterwarf. Das Ergebnis fiel zuungunſten der 
Beklagten aus. Daß die Gründe keinen ausdrücklichen 
Ausſpruch dahin, dem Kläger ſei es um die Wiedervereinigung 
mit ſeiner Ehefrau Ernſt, ein Rechtsmißbrauch liege auf ſeiner 
Seite nicht vor, vermiſſen laſſen, vermag die Reviſionsrüge 
nicht zu fügen. B. c. B., U. v. 3. Jan. 07, 247/06 IV. — 
Berlin. 

9. 88 1568, 1573 BGB. Berückſichtigung von Ver⸗ 
ſehlungen, die in früheren Scheidungsprozeſſen nicht für erheblich 
erachtet wurden, in Verbindung mit nicht völlig bedeutungsloſen 
Verfehlungen in einem neuen Prozeſſe. Begriff der Verzeihung 
bezüglich der Verfehlungen der früheren Zeit.] 

Die klagende Ehefrau hat den Beklagten Oſtern 1901 ver⸗ 
laſſen. Seit dieſer Zeit iſt es zu verſchiedenen Prozeſſen zwiſchen 
den Parteien gekommen. Eine Klage des Ehemanns auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens iſt durch rechtskräftiges Urteil vom 
19. November 1904 abgewieſen worden. In einem früheren 
Scheidungsprozeß der Parteien war die Klage der Ehefrau 
ſowie die Widerklage des Ehemanns durch Urteil vom 11. No⸗ 
vember 1903 abgewieſen worden. Auf die im Dezember 1904 
von neuem erhobene Scheidungsklage der Ehefrau erkannte das 
LG. durch Urteil vom 8. März 1905 auf Scheidung der Ehe 
wegen Ehebruchs des Beklagten. Die Klägerin legte mit der 
Erklärung, daß ſie dieſen Ehebruch verziehen habe, Berufung 
ein und nahm die Klage zurück. Der Beklagte widerſprach 
der Zurücknahme, legte Anſchlußberufung ein und beantragte 
im Wege der Widerklage, die Ehe der Parteien zu ſcheiden. 
Die Klägerin beantragte, die Anſchlußberufung zu verwerfen, 
eventuell auch den Widerkläger für ſchuldig an der Scheidung 
zu erklären. Die Widerklage hatte der Beklagte auf die Be⸗ 
hauptung geſtützt, die Klägerin habe ihn wiederholt grob be⸗ 
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ſchimpft, ſie verſuche auch unausgeſetzt ihn durch frivol an⸗ 
geſtrengte Prozeſſe ſyſtematiſch zu ruinieren, was die Klägerin 
beſtritt. Das KG. wies Klage und Widerklage ab, das RG. 
hob auf: Die Reviſion erhebt mit Recht in erſter Linie die 
Rüge, daß die auf die Widerklage des Beklagten ergangene 
Entſcheidung des Berufungsgerichts auf einer Verletzung des 
8 1573 BGB. beruhe. Das Berufungsgericht geht bei Prüfung 
der Verfehlungen der Klägerin, auf die der Beklagte gemäß 
§ 1568 BGB. den Scheidungsantrag der Widerklage geſtützt 
hat, davon aus, daß von verſchiedenen Zeugen Beſchimpfungen 
des Beklagten durch ſeine Ehefrau bekundet worden ſind. Dieſe 
Beſchimpfungen fallen nach der Ausführung des Berufungs⸗ 
gerichts in zwei Gruppen, in die gegen die Klägerin aus rechts⸗ 
erheblicher Zeit feſtgeſtellten, nach der Rechtskraft des Urteils 
vom 19. November 1904 liegenden und in die früheren Auße⸗ 
rungen. Das Berufungsgericht erkennt zwar an, daß die 
Außerungen der Klägerin aus rechtserheblicher Zeit ſich objektiv 
als Beſchimpfungen und Beleidigungen darſtellen, es erblickt 
in ihnen jedoch keine ſchweren Eheverfehlungen im Sinne des 
8 1568 BGB., weil dieſe Außerungen lediglich die Rück⸗ 
wirkung und Folge des ſeit Jahren fortgeſetzten unſittlichen und 
geradezu ehebrecheriſchen Treibens des Beklagten ſeien. Die 
vor der Rechtskraft des bezeichneten Urteils liegenden, dem Be⸗ 
klagten bekannten Verfehlungen der Klägerin ſieht das Berufungs⸗ 
gericht als verziehen an, es läßt ſie daher als ſelbſtändige 
Scheidungsgründe nicht gelten. Im Anſchluß daran wird aus⸗ 
geführt, die früheren Verfehlungen dürften ganz abgeſehen 
davon, daß auch ſie im Hinblick auf das unſittliche Verhalten 
des Beklagten nur als leichte anzuſehen wären, nur gemäß 
8 1573 BGB. zur Unterſtützung anderer rechtlich anerkannter 
Scheidungsgründe Verwendung finden, die nicht gegeben ſeien, 
ſie ſeien deshalb nicht von entſcheidender Bedeutung, es bedürfe 
daher keines weiteren Eingehens auf die von den Parteien im 
einzelnen einander gemachten Vorwürfe. Das Berufungsgericht 
geht hiernach bei Anwendung des 8 1573 BGB. von der 
Annahme aus, daß die nicht durch Verzeihung, Zeitablauf oder 
aus einem ſonſtigen Grunde ausgeſchloſſenen Tatſachen ſchon 
für ſich allein betrachtet eine ſchwere, den Tatbeſtand des 
8 1568 BGB. erfüllende Verletzung der durch die Ehe bes 
gründeten Pflichten enthalten müßten. Dieſe Annahme iſt 
rechtsirrig. Die Vorſchrift des 8 1573 BGB. iſt für den 
Fall gegeben, daß die nicht völlig bedeutungsloſen Verfehlungen 
aus neuerer Zeit nicht ausreichen, den Tatbeſtand eines Scheidungs⸗ 
grundes zu erfüllen; ſie können aber einen Scheidungsgrund 
abgeben, wenn ſie in Verbindung mit den früheren, zur ſelb⸗ 
ſtändigen Begründung der Scheidungsklage nicht mehr geeigneten 
Verfehlungen gewürdigt werden. Abgeſehen von früheren Ent⸗ 
ſcheidungen (JW. 1900 S. 602; 1903 Beilage S. 48 Nr. 108, 
S. 88 Nr. 203) iſt das RG. der Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts in dem Urteile vom 15. März 1906 IV 297/05 ent⸗ 
gegengetreten, durch welches das Urteil des Berufungsgericht? vom 
6. Mai 1905 in Sachen Schindler c. Schindler 12 U. 5741/04 
aufgehoben wurde. Sonach mußte das geſamte Verhalten der 
Klägerin aus neuerer und älterer Zeit in Betracht gezogen 
werden, auch wenn das Berufungsgericht die früheren Ver⸗ 
fehlungen, auf die es nicht näher eingegangen iſt, für ſich allein 
betrachtet, als leichte anſah. Die Reviſion hat ſodann weiter 
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mit Recht gerügt, daß die Annahme des Berufungsgerichts, der 
Beklagte habe ſeiner Ehefrau die vor dem Tage der Rechts⸗ 
kraft des Urteils vom 19. November 1904 liegenden, ihm 
damals bekannten Verfehlungen verziehen, der erforderlichen 
Begründung entbehrt. Die Reviſion macht geltend, die Klage 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens habe der Beklagte zu dem 
Zweck angeſtellt, die Scheidung wegen böswilliger Verlaſſung 
vorzubereiten. Die Parteien leben unbeſtritten bereits ſeit 
Oſtern 1901 getrennt; der Beklagte hat zur Begründung ſeiner 
Widerklage unter anderem geltend gemacht, die Klägerin ſei 
unausgeſetzt beſtrebt, durch die verſchiedenen — zum Teil ſchon 
vor dem 19. November 1904 anhängig gemachten — Prozeſſe 
den Beklagten wirtſchaftlich zu vernichten. Bei ſolcher Sachlage 
genügt der Hinweis des Berufungsgerichts darauf, daß der im 
Jahre 1904 die Herſtellungsklage erhebende Ehemann die 
früheren Verfehlungen ſeiner Ehefrau nicht ehezerrüttend 
empfunden haben könne, keineswegs um die Annahme zu be⸗ 
gründen, daß er ihr alle Verfehlungen verziehen habe, die vor 
dem, dem Zeitpunkt nach nicht feſtgeſtellten Tage der Rechts⸗ 
kraft des die Herſtellungsklage abweiſenden Urteils vom 19. No⸗ 
vember 1904 liegen. L. c. L., U. v. 17. Dez. 06, 257/06 IV. 
— Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

10. SS 240, 330, 557, 97 Abſ. 1, 708 Nr. 3 ZPO. 
in Verb. mit $ 11 KD. Verpflichtung des Konkursverwalters 
zur Klaglosſtellung des Klägers hinſichtlich eines von ihm für 
begründet erachteten Klageanſpruchs.] 

Nachdem über das Vermögen der Reviſionsklägerin der 
Konkurs eröffnet worden, hat die Reviſionsbeklagte ſowohl den 
Konkursverwalter als auch die Gemeinſchuldnerin unter gleich⸗ 
zeitiger Zuſtellung der Anzeige, daß ſie das durch die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes unterbrochene Verfahren wieder auf⸗ 
nehme, zu dem Termine vom 21. Dez. 06 zur mündlichen Ver⸗ 
handlung laden laſſen. Sie hat beantragt, die Reviſion koſten⸗ 
pflichtig zurückzuweiſen. In der mündlichen Verhandlung war 
weder der Konkursverwalter noch die Gemeinſchuldnerin ver⸗ 
treten. Dem Antrag der Reviſionsbeklagten war in Anwendung 
der 88 240, 330, 557, 97 Abſ. 1, 708 Nr. 3 ZPO. und 
8 11 KO. ſtattzugeben. Denn die Klage gegen die jetzige 
Gemeinſchuldnerin bezweckte die Einwilligung in die Löſchung 
eines zu ihren, der Beklagten, Gunſten eingetragenen Waren⸗ 
zeichens und ſtützte ſich auf die Behauptung, daß dies das für 
die Klägerin ſchon früher eingetragene Warenzeichen verletze. 
Daß die Klage auf Löſchung des Warenzeichens, das ein Zu⸗ 
behör des zur Konkursmaſſe gehörigen Geſchäftes der Beklagten 
und mit dieſem veräußerlich iſt, die Konkursmaſſe betrifft und 
daß daher durch die Konkurseröffnung das Verfahren gemäß 
§ 240 ZPO. unterbrochen worden iſt, kann einem begründeten 
Bedenken nicht unterliegen. Es handelt ſich hierbei um einen 
jedenfalls als Ausſonderungsanſpruch im Sinne des § 11 der 
KO. zu behandelnden Anſpruch auf Ausſonderung eines tat⸗ 
ſächlich zur Konkursmaſſe gehörigen Immaterialguts vermöge 
des Warenzeichenrechts der Klägerin (vgl. RG. 45, 171). 
Dieſem Anſpruche gegenüber iſt der Klägerin mit einer bloßen 
Ablehnung der Aufnahme des Verfahrens ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters nicht gedient; vielmehr hatte der Konkursverwalter, 
wenn er den Anſpruch der klagenden Partei für begründet 
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erachtet, die Verpflichtung, ihn auch zu erfüllen und damit die 
Klägerin klaglos zu ſtellen. Es wäre alſo ſeine Sache geweſen, 
die Löſchung des Warenzeichens der Gemeinſchuldnerin zu ver⸗ 
anlaſſen oder durch Zurücknahme der Reviſion ſein Einver⸗ 
ſtändnis mit den Inſtanzurteilen, wodurch die Beklagte zur Ein⸗ 
willigung in die Löſchung verurteilt worden, zu erklären. Da 
er dies unterlaſſen, ſo hat die Klägerin, wie aus den Kommiſſions⸗ 
verhandlungen (Hahn, Materialien zur KO. S. 595) mit Be⸗ 
ſtimmtheit ſich ergibt, das Recht, ſich einen vollſtreckbaren Titel 
zur Bewirkung der Einwilligung in die Löſchung des Waren⸗ 
zeichens zu verſchaffen und zwar mit der aus § 97 ZPO. ſich 
ergebenden Folge, daß der Konkursverwalter, der den Klage⸗ 
anſpruch nicht anerkennt und nicht befriedigt hat, die Koſten der 
Reviſionsinſtanz zu tragen hat. Für die Anwendung des 811 
Abf. 2 KO., wonach dem Konkursverwalter, der den Anſpruch 
ſofort anerkennt, die Koſten nicht zur Laſt fallen, iſt nach Lage 
des Falles kein Raum. (Vgl. 8 93 ZPO.) Mit dieſer Ent⸗ 
ſcheidung erledigt ſich der gegen die Gemeinſchuldnerin nur 
eventuell, d. h. für den Fall geſtellte Antrag, daß dem gegen 
den Konkursverwalter geſtellten Antrage nicht ſtattgegeben würde. 
E. c. H., U. v. 21. Dez. 06, 73/06 II. — Reichsgericht. 

11. 5 271 Abſ. 1 in Verb. mit § 91 3PO. Koſten⸗ 
pflichtige Abweiſung einer unzuläſſig zurückgenommenen ding⸗ 
lichen Klage.] 

Die Klägerin hatte gegen ihren Sohn F. T. eine durch 
Hypothek auf deſſen Grundſtück Bielsk Bl. 66 geſicherte, nach 
halbjähriger Kündigung rückzahlbare Forderung von 3600 Mark 
nebſt Zinſen. F. T. hat das Grundſtück vor der am 26. Sep⸗ 
tember 1904 erfolgten Zuſtellung der vorliegenden Klage an 
die beklagte Ehefrau veräußert. Die Klägerin behauptet die 
Fälligkeit der Forderung und Übernahme der perſönlichen Schuld 
durch die beklagte Ehefrau und klagt gegen dieſe mit der per⸗ 
ſönlichen und der dinglichen Klage auf Zahlung gegen den be⸗ 
klagten Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
Vermögen ſeiner Frau. Die Beklagten behaupten, daß die 
Klägerin im Sommer 1904 weitere Stundung gewährt habe, 
leugnen die Schuldübernahme und beantragen Abweiſung der Klage. 
Der erſte Richter hat am 16. Januar 1905 dem Klageantrage 
gemäß erkannt. Als der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz 
anhängig war, hat die Klägerin von ihrer Forderung am 
5. September 1905 2 500 Mark nebſt Zinſen an einen Rentier 
N. und am 4. Dezember 1905 den Reſt von 1 100 Mark nebſt 
Zinſen an einen Kaufmann B. abgetreten und die Beklagte 
ihr Grundſtück an J. B. veräußert. Die Auflaſſung iſt am 
10. Auguſt 1905, die Eintragung am 21. Auguſt 1905 erfolgt. 
In der Berufungsinſtanz beantragen die Beklagten, die Klage 
abzuweiſen, und ſtellt die Klägerin den Antrag, den Beklagten 
die Koſten aufzuerlegen. Der Berufungsrichter weiſt 1. die 
Klägerin mit der perſönlichen Klage ab, erklärt 2. im übrigen 
den Rechtsſtreit für erledigt und hebt 3. die Koſten gegen⸗ 
einander auf. Die Beklagten haben Reviſion eingelegt. Sie 
beantragen, das Urteil zu 2 und 3 aufzuheben und ganz nach 
ihrem Berufungsantrage zu erkennen, wogegen die Klägerin um 
Zurückweiſung der Reviſion bittet. Die Reviſion iſt begründet: 
Indem die Klägerin in der Berufungsinſtanz keinen Antrag in 
der Hauptſache ſtellte, nahm ſie inſoweit die Klage zurück (RG. 
15, 426). Hierzu war fie nach 8 271 Abſ. 1 ZPO. nicht 
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befugt. Die Beklagten konnten alſo die Abweiſung der ding⸗ 
lichen Klage verlangen. Indem der Berufungsrichter ihrem 
dahin gehenden Antrage nicht entſprach, verletzte er das Geſetz. 
Das Urteil zu 2 war daher aufzuheben und es war in der Sache 
ſelbſt auf die Berufung der Beklagten das Urteil I. Inſtanz dahin 
abzuändern, daß auch die dingliche Klage abzuweiſen ſei. Die 
Prozeßkoſten anlangend, ſo iſt die Klägerin im Endergebnis 
ganz, ſowohl mit der perſönlichen als mit der dinglichen Klage 
abgewieſen. Ihr fallen daher die Prozeßkoſten gemäß § 91 
ZPO. zur Laſt. Wäre auch ihr dinglicher Anſpruch, wie der 
Berufungsrichter annimmt, eine Zeitlang während des Pro⸗ 
zeſſes, nämlich vom 26. März 1905, dem Tage des Ablaufs 
der Kündigungsfriſt ſeit der Zuſtellung der Klage, bis zum 
5. September 1905, dem Tage der Abtretung eines Teiles 
des Anſpruchs an den Rentier N., begründet geweſen, ſo würde 
dieſer Umſtand ihrer Verurteilung in die Koſten doch nicht ent⸗ 
gegenſtehen. Die Abweiſung der Klage iſt die Folge des eigenen 
Verhaltens der Klägerin, die nicht gehindert war, von der Ab⸗ 
tretung ihres Anſpruchs Abſtand zu nehmen oder nach deſſen 
Abtretung den der veränderten Sachlage entſprechenden Antrag zu 
ſtellen. T. c. T., U. v. 22. Dez. 06, 168/06 V. — Marienwerder. 

12. 88 453 Abſ. 2, 286 ZPO. Erfolgloſigkeit neuer 
Beweiſe, wenn der Richter ſelbige zur Beweisführung nicht 
geeignet hält; ein Fall der zuläſſigen Ablehnung der beantragten 
Reexamination eines Zeugen.] 

Beklagter rügt Verletzung der 88 453, 286 3PO. Er 
meint, da er in II. Inſtanz neuen Beweis angetreten habe, 
gelte der Eid nur für den Fall als zugeſchoben, daß der 
Beweisantritt erfolglos bleibe. Es hätte deshalb der neue 
Beweis erhoben werden oder das Gericht hätte zu einem richter⸗ 
lichen Eide kommen müſſen. Das Berufungsgericht hat die 
Erhebung des Beweiſes als zwecklos unterlaſſen, weil es zu 
der Überzeugung von der Stundung der Hypothek ſeitens des 
Klägers auch dann nicht gelangen würde, wenn die Zeugen 
bekunden möchten, was ſie bekunden ſollten; beſtenfalls würde 
das Beweisergebnis nur zu einem richterlichen Eide führen 
können, den es aber nach Lage der Sache keinesfalls dem Be⸗ 
klagten anvertrauen würde. Es nimmt alſo an, daß die Er⸗ 
hebung des Beweiſes erfolglos bleiben werde und daß deshalb 
der Fall vorliege, wo der dem Kläger auferlegte Eid nach 
5 453 Abſ. 2 ZPO. als zugeſchoben gelte. Hierin iſt ein 
Rechtsirrtum nicht enthalten. Beklagter iſt dadurch nicht be⸗ 
ſchwert, daß es beim Eide des Klägers belaſſen iſt. Es ent⸗ 
ſpricht der Praxis des RG., daß von der nochmaligen Ver⸗ 
nehmung eines Zeugen dann abgeſehen werden kann, wenn der 
Zeuge über eine Tatſache vorgeſchlagen iſt, die er bei ſeiner 
früheren Vernehmung hätte bekunden müſſen, und wenn das 
Gericht erklärt, es werde dem Zeugen nicht glauben, wenn er 
bei der wiederholten Vernehmung die Tatſache bekunden, alſo 
ſeine frühere Ausſage ändern ſollte. Aus dem vom Beklagten 
in Bezug genommenen Urteile des RG. vom 4. Februar 1904 
(Puchelts Z. 35, 335) ergibt ſich nichts dafür, daß das RG. 
ſeine Praxis verlaſſen hätte. R. c. Sch., U. v. 22. Dez. 06, 
419/06 V. — Berlin. 

Konkursordnung. 


13. 858 64, 153, 193 KO. Verzicht auf das Ab⸗ 


ſonderungsrecht durch Annahme der für den Ausfall berechneten 
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Forderung und des weiter geltend gemachten Reſtbetrages, ohne 
daß es zu einer Veräußerung des Pfandes gekommen iſt. 
Bedeutung des Zwangsvergleichs.] 

T. beſaß eine Darlehnsforderung gegen den Kläger von 
15 000 Mark, für welche ihm vom Schuldner eine dieſem ge⸗ 
hörige Lebensverſicherungspolice verpfändet war. Er zedierte 
dieſe Forderung nebſt dem Pfandrecht der gegenwärtigen Bes 
klagten. Als über das Vermögen des Klägers das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet wurde, meldete die Beklagte die Darlehns⸗ 
forderung nebſt einem Zinsbetrage von 200 Mark mit dem 
Bemerken an, daß abgeſonderte Befriedigung aus der ver⸗ 
pfändeten Lebensverſicherungspolice gefordert werde. Eine Ver⸗ 
wertung der Police hat bisher nicht ſtattgefunden. Der Konkurs⸗ 
verwalter erkannte die Forderung „nach Höhe des Ausfalls“, 
d. h. nach Abzug des zeitigen Wertes der Police an, den er 
auf etwa 10 000 Mark bezifferte, während die Beklagte ihn 
nur auf 5 960 Mark annahm. Am 29. März 1904 wurde 
ein Zwangsvergleich geſchloſſen, laut deſſen die nicht bevor⸗ 
rechtigten Gläubiger unter Verzicht auf den Mehrbetrag mit 
25 Prozent ihrer Forderungen abgefunden werden ſollten. Der 
Zwangsvergleich wurde beſtätigt und das Konkursverfahren 
aufgehoben. Inzwiſchen erhob die gegenwärtige Beklagte gegen 
den Konkursverwalter eine Klage, mittels deren ſie verlangte, 
daß die von ihr angemeldete, bisher in Höhe von 5 500 Mark 
anerkannte Ausfallforderung weiter in Höhe von 3633,70 Mark 
feſtgeſtellt werde. Zur Rechtfertigung des Verlangens bemerkte 
ſie, die Verſicherungsgeſellſchaft wolle die Police, auf welche ſie 
bereits 93,70 Mark Prämie bezahlt habe, nur für 5960 Mark 
zurückkaufen, ſie würde alſo nur 5 866,30 Mark erlöſen, der 
Ausfall betrage mithin 15 000 Mark nach Abzug der zuletzt 
genannten Summe, alſo 9 133,70 Mark, und da nur 5500 Mark 
anerkannt ſeien, ſo ergebe ſich die Differenz von 3633,70 Mark. 
Nach Aufhebung des Konkursverfahrens wurde der Prozeß gegen 
den gegenwärtigen Kläger als Beklagten fortgeſetzt und zwar 
ging der Antrag dahin, dieſen zur Zahlung von 908,42 Mark 
nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 4. Mai 1904 zu verurteilen. 
Der Beklagte (jetzt Kläger) wendete mit dem Antrage auf Klage⸗ 
abweiſung ein, der Konkursverwalter habe die Klägerin auf⸗ 
gefordert, ihm die Police zum Zwecke ihrer Verwertung behufs 
Feſtſtellung des Ausfalls herauszugeben, aber ohne Erfolg; 
dem Konkursverwalter ſeien von dritter Seite 10 000 Mark für 
die Police geboten worden, ſo daß im Fall der Herausgabe 
derſelben ein Ausfall nicht entſtanden wäre. Durch rechtskräftig 
gewordenes Urteil der erſten Inſtanz wurde der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Die Beklagte (damalige Klägerin) hat von der 
5 500 Mark betragenden Zwangsvergleichsrate 25 Prozent 
ſowie die Summe von 908,42 Mark nebſt Zinſen ausgezahlt 
erhalten und ohne Vorbehalt angenommen. Im gegenwärtigen 
Prozeſſe beantragt Kläger, die Beklagte zur Herausgabe der 
Lebensverſicherungspolice gegen Zahlung von 6 066,32 Mark 
nebſt Zinſen zu verurteilen. Er begründet dies damit, daß die 
Beklagte durch ihre Beteiligung an dem Zwangsvergleiche in 
Höhe von 9 133,70 Mark wegen ihrer Forderung abgefunden 
ſei und inſoweit auf abgeſonderte Befriedigung verzichtet habe. 
Die Beklagte beſtritt jeden Verzicht auf das Abſonderungsrecht. 
Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: Von ents 
ſcheidender Bedeutung und zwar von unmittelbar entſcheidender 
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Bedeutung ſind die den Zahlungen vorhergegangenen Ver⸗ 
handlungen. Die Beklagte verlangte als Konkursgläubigerin 
Befriedigung in Höhe des „Ausfalls“, welchen ſie hinſichtlich 
der ihr verpfändeten Lebens verſicherungspolice erleide. Ein ſolcher 
Ausfall lag nicht vor; denn eine Veräußerung des Pfandes 
hatte nicht ſtattgefunden, auch waren irgend welche Schritte zu 
ihrer Herbeiführung ($ 153 KO.) nicht vorgenommen. Durch 
den Beweis aber, daß der Wert des Pfandgegenſtandes eine 
gewiſſe Höhe nicht überſchreite, kann die Tatſache eines wirk⸗ 
lichen Ausfalles nicht erſetzt werden. Indeſſen ging der Konkurs⸗ 
verwalter auf den Standpunkt der Beklagten ein, nur mit der 
Einſchränkung, daß, während die Beklagte den Wert der Police 
auf nur 5960 Mark angab und demgemäß unter Kürzung einer 
von ihr geleiſteten Prämienzahlung von 93,70 Mark den Ausfall 
auf 9 133,70 Mark berechnete, der Konkursverwalter einen 
höheren Wert der Police und demgemäß eine geringere Ausfall⸗ 
ſumme annahm. Nur infolge hiervon entſtand der Prozeß, in 
welchem die gegenwärtige Beklagte die Feſtſtellung der Ausfall⸗ 
forderung in Höhe weiterer 3 633,70 Mark begehrte und den ſie, 
nachdem der Konkurs aufgehoben war, wegen der Zwangs⸗ 
vergleichsrate von dieſer Summe gegen den gegenwärtigen Kläger 
ſelbſt fortſetzte. Von den angegebenen rechtlichen Geſichtspunkten 
aus ließ ſich nun zwar, da ein wirklicher Ausfall im Sinne 
des 8 64 KO. überhaupt nicht vorlag, der Anſpruch der Klägerin 
auf Befriedigung aus der Maſſe überhaupt nicht rechtſertigen, 
wohl aber fand er darin ſeine Begründung, daß nach der eben 
gedachten Geſetzesvorſchrift ein Gläubiger, dem ein Abſonderungs⸗ 
recht zuſteht, ſelbſt darüber zu beſtimmen befugt iſt, zu welchem 
Teile ſeiner Forderung er aus dem Gegenſtande des Abſonderungs⸗ 
rechts und zu welchem er als Konkursgläubiger Befriedigung 
ſuchen will. In dem Verhalten der gegenwärtigen Beklagten 
verkörperte ſich nun der Wille, in Höhe von jedenfalls nicht 
mehr als 5960 Mark als dem von ihr anerkannten Werte der 
Police aus eben dieſer Befriedigung zu ſuchen und dafür wegen 
des in dieſer Weiſe nicht gedeckten Betrages als Konkurs⸗ 
gläubigerin zugelaſſen zu werden. Sie erſtrebte Befriedigung 
aus der Maſſe nicht in dem Sinne, daß ihr daneben ihr Pfand⸗ 
recht unbeſchränkt bleiben und ſie ohne irgend welche Entſagung 
auf dasſelbe Zahlung als Konkursgläubigerin ſollte entgegen⸗ 
nehmen können, ſondern die in der Ausübung ihres Wahlrechts 
liegende Anweiſung nur eines Teils ihrer Forderungen auf das 
Pfandrecht an der Police ſollte ihr als Mittel dazu dienen, 
wegen des Reſtes als Konkursgläubigerin Befriedigung zu er⸗ 
halten. Gerade dieſer Charakter der die Zahlung auf die 
Konkursforderung vorbereitenden, den Grund zu ihr legenden 
Handlung der Beklagten iſt vom Berufungsrichter überſehen und 
damit der Kern der Sache verkannt. Beklagte konnte aber, 
nachdem ihre Konkursforderung zum Teil in der von ihr geltend 
gemachten Höhe vom Konkursverwalter anerkannt, zum Teil im 
Rechtswege von ihr erſtritten war, nachdem ſie alſo den von 
ihr geſuchten Erfolg erreicht hatte, von der getroffenen Wahl 
nicht wieder abgehen, fie konnte das in bezug auf das Pfand» 
recht gebrachte Opfer, welches ihr als Mittel für ihre Zulaſſung 
als Konkursgläubigerin in gewollter Höhe gedient hatte, nicht 
nachträglich wieder beſeitigen. Dadurch, daß die Beklagte nicht 
nach regelmäßiger Erledigung des Konkursverfahrens die Konkurs⸗ 
dividende, ſondern daß fie infolge des Zwangsvergleichs die 
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Vergleichsrate erhalten hat, wird nichts geändert. Nach 8193 W. 
werden die Rechte des Gläubigers aus einem für ſeine Forderung 
beſtehenden Pfandrecht durch den Zwangsvergleich nicht berührt, 
aber im gegenwärtigen Falle handelt es ſich nicht darum, daß 
dem Vergleich als ſolchem ein mindernder Einfluß auf den 
Umfang der Haftung des Pfandes zuzugeſtehen wäre, ſondern 
dieſe beruht auf dem dargelegten Verhalten der Gläubigerin 
ſelbſt, während der Zwangsvergleich nur bewirkt, daß ſie als 
Konkursgläubigerin von demjenigen Teile ihrer Konkursforderung, 
für den ſie Befriedigung aus der Maſſe geſucht hatte, dieſe 
nicht in Höhe der Konkursdividende, ſondern nur der Akkord⸗ 
quote erhält. Die Frage könnte entſtehen, ob nicht gerade der 
Abſchluß des Zwangsvergleichs für die Beklagte das Recht 
geſchaffen haben würde, die Ausübung des Wahlrechts rück⸗ 
gängig zu machen, aber es bedarf eines Eingehens auf dieſelbe 
nicht, weil die Beklagte, auch nachdem der Zwangsvergleich ab⸗ 
geſchloſſen war, den von vornherein von ihr beſchrittenen Weg 
nicht verlaſſen, ſondern die unter Zugrundelegung des Teils 
ihrer Forderung, mit welchem ſie ihre Zulaſſung als Konkurs⸗ 
gläubigerin erreicht hatte, berechnete Akkordrate verlangt und 


erhalten hat. Inſofern erlangt auch die vorbehaltloſe Empfang⸗ 


nahme dieſer Rate ihre Bedeutung. Überdies hätte die Beklagte 
keinesfalls mehr erreichen können, als daß ſie unter Verzicht⸗ 
leiſtung auf die Akkordrate die Haftung des Pfandes für ihre 
Forderung in voller Höhe wieder herſtellte, nie aber, daß ſie 
trotz Annahme der Rate wegen des durch dieſe nicht gedeckten 
Teiles ihrer Forderung und zugleich wegen desjenigen Teils 
derſelben, den ſie urſprünglich allein auf das Pfand angewieſen 
hatte, Befriedigung aus dieſem erzielte, was ſie gerade gegen⸗ 
wärtig erſtrebt. Vgl. RG. 5, 397. V. c. R., U. v. 7. Dez. 06 
91/06 VII. — Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

14. SS 60, 70, 71, 75, 84 HGB. Rechtsverhältnis eines 
ſelbſtändigen Kaufmanns zu einem Dritten, der ihn auch zu 
ſeinem Handlungsgehilfen beſtellt hat. Anſpruch auf Kon⸗ 
ventionalſtrafe iſt hinfällig, wenn der Prinzipal die Auflöſung 
des Dienſtverhältniſſes verſchuldet.] 

Beklagter hatte mit D. und L. einen Vertrag abgeſchloſſen, 
inhaltlich deſſen ſich dieſe verpflichteten, unter ihrer handels⸗ 
gerichtlich noch einzutragenden Firma D. & L. in dem dem 
Kläger gehörigen Geſchäftshauſe in S. den Verkauf der von 
dieſer Firma bezogenen Waren in Mohair, Wolle, Gummi uſw. 
zu betreiben. Kläger überließ zu dem erwähnten Zweck den 
beiden Herren das in ſeinem Geſchäftshaus in S. befindliche 
Warenlager nebſt den zugehörigen Geſchäftsutenſilien und dem 
Mobiliar, ohne daß hierfür eine Vergütung feſtgeſetzt wurde. 
Sie ſollten verpflichtet ſein, über alle gemachten Verkäufe und 
vereinnahmten Gelder gewiſſenhaft Buch zu führen und dem 
Kläger, welcher das Recht hatte, jederzeit die Bücher einzuſehen 
und das Warenlager zu kontrollieren, monatlich Kontoauszüge 
zugehen zu laſſen und über die empfangenen und abgelieferten 
Waren halbjährlich eine Aufſtellung zu geben. Alle zur Leitung 
des Geſchäfts erforderlichen Unkoſten, Reiſeſpeſen, Saläre, 
Geſchenke ſollten zu Laſten des Klägers gehen, welcher auch für 
Verluſte einzutreten hatte, die von D. & L. nicht verſchuldet 
waren. D. ſollte für ſeine Tätigkeit ein Jahresgehalt von 
2400 Mark, L. von 1500 Mark erhalten, zu welchem bei 
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beiden noch eine Proviſion von je / Prozent aus den ab⸗ 
geſchloſſenen Verkäufen hinzukam, ſoweit von den Abnehmern 
das Kaufgeld bezahlt wurde. Beide Herren ſollten das Recht 
haben, außer Mohair, Wolle und Gummi Artikel auf eigene 
Rechnung einzukaufen und zu verkaufen, jedoch nur mit eigenem 
Kapital und unter Führung beſonderer Bücher für dieſe Ge⸗ 
ſchäfte. Innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren von der 
Auflöſung dieſes Vertrags an ſollte es den Herren D. und L. 
unterſagt ſein, ein Konkurrenzgeſchäft in den Artikeln Mohair, 
Wolle und Gummi in S. oder der Umgebung von 50 deutſchen 
Meilen zu gründen oder ſich an einem ſolchen in irgend einer 
Weiſe zu beteiligen; wer dieſer Beſtimmung zuwiderhandelt, ſoll 
dem Kläger eine Konventionalſtrafe von 5000 Mark zu be⸗ 
zahlen verbunden ſein. Endlich iſt beſtimmt, daß, falls D. oder 
L. ausſcheiden, Kläger „das Kommiſſionsgeſchäft unter der 
Firma D. & L. weiter betreiben“ könne, und in § 14 iſt bei⸗ 
gefügt, daß der Firma St. & Co. das Recht zuſtehe, „das 
Kommiſſionsgeſchäft zu veräußern, wobei den Herren D. und L. 
gegenüber die einjährige Kündigungsfriſt einzuhalten“ ſei; in 
dieſem Fall trete das Konkurrenzverbot des 8 7 außer Kraft. 
Unſtreitig hat nun der Beklagte L., nachdem der Kläger in 
Zeitungen annonciert hatte, daß er einen Verkäufer für ſein 
Mohairgeſchäft ſuche, an den Kläger einen Brief geſchrieben, in 
welchem er eine Vereinbarung geltend macht, daß von D. und L. 
keine weiteren Akzepte an den Kläger gegeben werden dürften. 
Kläger hat darauf dem Beklagten vorgeſchlagen, er möge ſeinen 
bedingungsloſen Austritt aus der Firma D. & L. erklären, 
wogegen er von ſeinen Verpflichtungen entbunden werden ſolle. 
Unſtreitig hat dann zwiſchen L., der die Auflöſung des Vertrags 
verlangte, und dem Kläger eine Korreſpondenz ſtattgefunden, 
welche damit endete, daß L. tatſächlich alle Beziehungen zu 
dem Kläger abbrach und vor dem AG. erklärt, daß er aus 
der Firma D. & L. ausgeſchieden ſei. Die Auflöſung dieſer 
Firma wurde im Handelsregiſter eingetragen; der Beklagte 
eröffnete darauf in S. ein Geſchäft in Mohair, Wolle und 
Gummi und betreibt es ſeitdem. Unter der Behauptung, daß 
der Beklagte durch dieſe Geſchäftseröffnung den Vertrag verletzt 
und die dort feſtgeſetzte Konventionalſtrafe von 5000 Mark 
verwirkt habe, hat Kläger Klage auf Zahlung von 5000 Mark 
erhoben. Der Beklagte behauptete, daß die Vertragsſtrafe nicht 
gefordert werden könne, da Kläger ihm durch ſein Verhalten 
einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes gegeben habe. Kläger beſtritt, daß er vertrags⸗ 
widrig Wechſelakzepte von der Firma D. & L. gefordert und 
dem Beklagten gerechten Grund zur Löſung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes gegeben habe. Dieſer ſei übrigens keineswegs 
nur Handlungsgehilfe des Klägers, ſondern ſelbſtändiger Teil⸗ 
haber der Firma D. & L. geweſen. Das LG. verurteilte, 
das DRG. wies die Berufung des Beklagten zurück. Das 
RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf: Die Reviſion des 
Beklagten erweiſt ſich als begründet. Er beſchwert ſich zunächſt 
darüber, daß das Berufungsgericht den vom Beklagten an⸗ 
gebotenen Beweis, es ſeien die Handelsbücher Eigentum des 
Klägers geweſen, von D. auf deſſen Namen geführt, auch alle 
Geſchäfte in ſeinem Namen abgeſchloſſen und die Fakturen auf 
den Kläger ausgeſtellt, ſowie die Außenſtände von ihm ſelbſt 
eingezogen worden, aus dem Grunde nicht erhoben habe, weil 
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auch bei Lieferung dieſes Beweiſes der Beklagte immer noch 
ſelbſtändiger Kaufmann, zwar nicht Kommiſſionär, aber Handels⸗ 
agent, geweſen ſei. Dieſe Beſchwerde iſt inſofern gerechtfertigt, 
als nach 8 84 die Vorausſetzung für die Stellung des Handels⸗ 
agenten die iſt, daß er, ohne als Handlungsgehilfe tätig zu 
ſein, ſtändig damit betraut iſt, für das Handelsgewerbe eines 
anderen Geſchäfte zu vermitteln oder im Namen eines anderen 
abzuſchließen. Das Berufungsgericht hat es nun aber gänzlich 
unterlaſſen, eine tatſächliche Begründung für die Annahme zu 
geben, daß es nach dem Vertrage zwiſchen dem Kläger und D. 
und L. die verabredete Aufgabe dieſer beiden geweſen ſei, für 
das Handelsgewerbe des Klägers Geſchäfte zu vermitteln oder 
in ſeinem Namen abzuſchließen. Der Vertrag ſelbſt enthält 
hierüber kein Wort, und eine andere tatſächliche Grundlage für 
ſeine Annahme hat das Berufungsgericht nicht feſtgeſtellt. Das 
verſtößt aber gegen 8 551 Nr. 7 ZPO. und würde zur Auf⸗ 
hebung des Urteils führen müſſen, wenn auf die vom Beklagten 
unter Beweis geſtellten Tatſachen noch etwas ankäme. Das 
iſt aber nicht der Fall, weil bei richtiger Würdigung des Ver⸗ 
trages ſchon jetzt feſtſteht, daß der Beklagte L. von dem Kläger 
in Wahrheit als Handlungsgehilfe angeſtellt war, ſo daß ſchon 
aus dieſem Grunde die Anwendung des §S 84 HGB. aus⸗ 
geſchloſſen iſt, dagegen aber im Hinblick auf 8 75 HGB. der 
Einwand des Beklagten der Würdigung bedarf, ob Kläger 
durch vertragswidriges Verhalten dem Beklagten als Handlungs⸗ 
gehilfen Grund gegeben hat, das Dienſtverhältnis gemäß den 
Vorſchriften der 88 70, 71 HGB. zu löſen. Das Berufungs⸗ 
gericht hält es für entſcheidend, daß der Beklagte als Mit⸗ 
inhaber der Firma D. & L. ſelbſtändiger Handelsgewerbe⸗ 
treibender geweſen ſei und es nicht angehe, die Stellung eines 
Firmeninhabers in der Weiſe zu zerlegen, daß er im allgemeinen 
zwar als ſelbſtändiger Kaufmann, im Verhältnis zu einem be⸗ 
ſtimmten andern Handelsgewerbetreibenden aber als deſſen ab⸗ 
hängiger Angeſtellter angeſehen werden könne. Dieſe Auf⸗ 
ſaſſung des Berufungsgerichts iſt rechtsirrtümlich. Denn es iſt 
nach dem geltenden Handelsrecht nicht ausgeſchloſſen, daß ein 
Kaufmann, welcher Inhaber eines eigenen Handelsgeſchäfts iſt 
und für dasſelbe eine beſtimmte Firma führt, gleichzeitig ſich 
von einem anderen Kaufmann, der unter ſeiner eigenen Firma 
Handelsgeſchäfte betreibt, als deſſen Handlungsgehilfe anſtellen 
läßt, wenn ihm zur Annahme einer ſolchen Stellung noch Zeit 
übrig bleibt, und der Kaufmann, der ihn anſtellt, ſich mit der 
dem an ſich ſelbſtändigen Kaufmann noch möglichen anderweiten 
Dienſtleiſtung begnügt. Die Möglichkeit einer ſolchen Doppel⸗ 
ſtellung, als ſelbſtändiger Kaufmann nach außen, als Handlungs⸗ 
gehilfe gegenüber einem beſtimmten Dritten, ergibt ſich ſchon 
aus 8 60 HGB., wonach der Handlungsgehilfe mit Ein⸗ 
willigung des Prinzipals ein Handelsgewerbe betreiben und 
demgemäß für dasſelbe auch eine Firma führen darf. Es iſt 
demnach rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht aus dem Um⸗ 
ſtand, daß der Beklagte und ſein Geſellſchafter D. die Firma 
D. & L. für ſich eintragen ließen und unter dieſer Firma auf 
eigene Rechnung Geſchäfte machen konnten, den Schluß zieht, 
D. und L. könnten nicht Handlungsgehilfen des Klägers ge⸗ 
weſen ſein. Nach der ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung ſtand 
den beiden das Recht zu, außer Mohair, Wolle und Gummi 
andere Artikel auf eigene Rechnung einzukauſen und zu ver⸗ 
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kaufen, jedoch nur mit eigenem Kapital und unter Führung 
beſonderer Bücher für dieſe Geſchäfte. Der Umſtand, daß D. 
und der Beklagte als Teilhaber der Firma D. & L. eingetragen 
und als ſolche ſelbſtändige Kaufleute waren, berechtigt demnach 
noch nicht zur Verneinung der Frage, ob ſie nicht dem Kläger 
gegenüber nur deſſen Handlungsgehilfen geweſen ſind. Der 
Beklagte hat dies unter Bezugnahme auf die Stellung, welche 
ihm und D. nach dem Vertrage eingeräumt war, behauptet 
und es iſt deshalb lediglich nach der inneren Geſtaltung des 
Vertragsverhältniſſes gegenüber dem Kläger zu entſcheiden, ob 
die beiden dieſer Firma gegenüber deren Handlungsgehilfen 
waren. Dieſe Frage iſt aber zu bejahen. Die Stellung, 
welche dem Beklagten dem Kläger gegenüber durch den Vertrag 
eingeräumt war, war keine andere als die eines Handlungsgehilfen, 
und daran kann der Umſtand nichts ändern, daß nach dem 
Vertrage D. und der Beklagte die für den Kläger zu beſorgenden 
Geſchäfte unter ihrer eigenen Firma vornehmen ſollten. Der 
Beklagte war deshalb, wenn die Konventionalſtrafe von ihm 
gefordert wurde, befugt, ſich darauf zu berufen, daß er gemäß 
83 74, 75 HGB. von der Verpflichtung, die Konventionalſtrafe 
zu bezahlen, frei geworden ſei, weil Kläger ihm durch vertrags⸗ 
widriges Verhalten Grund gegeben habe, das Vertragsverhältnis 
zu löſen. L. c. S., U. v. 12. Dez. 06, 122/06 I. — 
Jena. 

15. 88 92, 133 HGB. in Verb. mit § 723 BGB. 
Aufhebung einer Generalvertretung im Bierkauf, auch beim 
Bezug und Vertrieb auf Rechnung des Vertreters, wegen eines 
„wichtigen Grundes“. Analoge Anwendung obiger Rechts⸗ 
vorſchriften.] 

Durch Vertrag vom 1. Dezember 1900 übertrug die 
Klägerin der Geſellſchaft K. & B. auf näher beſtimmte Zeit 
die „Generalvertretung“ im Bierkauf für einen geographiſch 
abgegrenzten Bezirk. Die Geſellſchaft K. & B. hatte das Bier 
für eigene Rechnung zu beziehen und zu vertreiben, aber ſo 
ihr eigenes Intereſſe wahrnehmend zugleich für den ihr zu⸗ 
gewieſenen Bezirk, in welchem die Klägerin Bier an Dritte 
nicht abſetzen durfte, das Intereſſe der Klägerin zu vertreten. 
Das Vertragsverhältnis zeigt daher eine auf längere Zeitdauer 
berechnete Intereſſenverknüpfung, wie ſie ſich ähnlich auch bei 
den Vertragsverhältniſſen der Handlungsagentur und der Ge⸗ 
ſellſchaft findet. Bei jenem wie bei dieſem Rechtsverhältnis iſt 
jeder Teil befugt, es alsbald zur Auflöſung zu bringen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt (8 92 HGB., $ 723 BGB., 
§ 133 HGB.). Es erſcheint daher als gerechtfertigt, die 
nämliche Befugnis jedem Teil auch bei einem Rechtsverhältnis, 
wie es hier in Frage ſteht, einzuräumen. Die Grenzen zuläſſiger 
analoger Rechtsanwendung werden damit nicht überſchritten. 
Der von der Klägerin in ihrem Schreiben an K. & B. vom 
6. Juli 1901 abgegebenen Erklärung, daß ſie ſich unter den 
obwaltenden Umſtänden an den geſchloſſenen Vertrag nicht 
länger für gebunden halten könne, war nun aber, wie feſtſteht, 
vorhergegangen, daß der Beklagte B. (am 12. Juni 1901) der 
Klägerin geſchrieben hatte, K. habe „ſein Vertrauen ſchändlich 
mißbraucht,“ mehrere Beträge „unterſchlagen“ und ſich außerdem 
„als völlig unfähig erwieſen“; andererſeits hatte K. ein Schreiben 
an die Klägerin gerichtet, worin er ſich über B. beſchwerte; 
nach der eigenen Behauptung des Beklagten ferner war am 
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18. Juni 1901 der Direktor der Klägerin bei perſönlicher An 
weſenheit in Berlin von B. durch Vorlegung der Bücher der 
Geſellſchaft davon überzeugt worden, daß K. Gelder „unter⸗ 
ſchlagen“ habe; hinzukommt endlich, daß bis dahin der erwartete 
Umfang des Bierumſatzes bei weitem nicht erzielt worden war, 
und der Beklagte B. ſelbſt der Klägerin die Vermögenslage 
der Geſellſchaft als ſehr ungünſtig dargeſtellt hatte. Angeſichts 
alles deſſen hatte die Klägerin die triftigſten Gründe zu der 
Annahme, daß ein gedeihliches Zuſammenwirken der beiden 
Geſellſchafter nicht mehr möglich, der Vertragszweck nicht mehr 
erreichbar ſein werde, und es konnte ihr darum nicht zugemutet 
werden, das Vertragsverhältnis fortzuſetzen. War alſo der 
von ihr in dem erwähnten Schreiben vom 6. Juli 1901 ein⸗ 
genommene Standpunkt berechtigt, ſo war ein wichtiger Grund 
zur Löſung des Vertragsverhältniſſes gegeben. H. B. A. 
c. K. & B., U. v. 22. Dez. 06, 281/06 I. — Berlin. 

16. Bei einer Primordialzeichnung für eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft ſind die Teilhaber derſelben „urſprüngliche Aktien⸗ 
zeichner“ und bleiben auch bei Auflöſung der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ununterbrochen Aktionäre und Bezugsberechtigte bei 
neuer Emiſſion von Aktien.] 

Die klagende Aktiengeſellſchaft iſt im Jahre 1872 mit 
einem Grundkapital von 9 000 000 Mark gegründet. Der 8 4 
des Statuts vom 13. Februar 1872 beſtimmt, daß die Aktien⸗ 
zeichner bei jeder Erhöhung des Grundkapitals, falls ſie über⸗ 
haupt noch Aktionäre ſind, nach Verhältnis ihrer Zeichnungen 
die eine Hälfte der neu zu emittierenden Aktien zum Emiſſions⸗ 
kurſe zu übernehmen berechtigt ſind. Unter den Aktienzeichnern 
ſind, wie unter den Parteien nicht beſtritten, die urſprünglichen 
(erſten) Aktienzeichner zu verſtehen. Unter den erſten Aktien⸗ 
zeichnern befand ſich die Firma B. & F., eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft, deren perſönlich haftende Teilhaber S. B. und 
A. F. waren, während H. Fr. als ſtiller Geſellſchafter beteiligt 
war. In der konſtituierenden Generalverſammlung der Klägerin 
vom 13. Februar 1872 wurde von S. B. erklärt, daß von 
den von ſeinem Teilhaber A. F. namens der offenen Geſell⸗ 
ſchaft B. & F. gezeichneten 520 000 Talern für das Bankhaus 
L. S.⸗E. 200 000 Taler beſtimmt ſeien. Dementſprechend 
wurde die Firma B. & F. mit 320 000 Talern, L. S.⸗E. mit 
200 000 Talern in das Verzeichnis der erſten Aktienzeichner 
aufgenommen. Zur Zeit der konſtituierenden Generalverſamm⸗ 
lung (13. Februar 1872) der am 7. Juni 1872 in das 
Handelsregiſter eingetragenen klagenden Aktiengeſellſchaft befand 
ſich die Firma B. & F. bereits in Liquidation. Sie hat in 
Verfolg der Liquidation am 1. Juni 1872 ihr Hauptaktivum, 
eine Olmühle, verkauft. Im Dezember 1872 wurde die Firma 
gelöſcht. Mit Schreiben vom 3. Juli 1872 zeigte ſie der 


Klägerin an, daß ſie von ihrem Aktienbetrage von 320 000 Talern 


an S. B. 100 000 Taler, an H. Fr. 75 000 Taler, an A. F. 
75 000 Taler, an die Berliner Produkten⸗ und Handelsbank 
50 000 Taler, an Dr. J. C. in B. 20 000 Taler abgetreten 
habe. F. erhielt hiernach auf die ihm zugeteilten 75 000 Taler 
von der Klägerin Interimsſcheine und in der Folge die Aktien 
Nr. 11329 — 11338 ausgefolgt; dieſe Aktien blieben jedoch bei 
der Klägerin hinterlegt und zwar als Kaution für F. in ſeiner 
Eigenſchaft als Aufſichtsrat der Klägerin, wozu er in der 
konſtituierenden Generalverſammlung vom 13. Februar 1872 
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gewählt wurde. In weiterem Vollzug der Liquidation der 
Firma B. & F. wurde zwiſchen den Beteiligten durch Ver⸗ 
einbarung, vom 28. Februar 1873 beſtimmt, daß, wenn die 
Gründerrechte aus der Zeichnung der Aktien der Deutſchen 
Hypothekenbank zur Ausübung gelangen ſollten, S. B. mit /o, 
Fr. und F. mit je /, alſo pro rata ihrer Sozietäts⸗ 
beteiligung daran Anrecht haben und behalten ſollten. Im 
Jahre 1903 hat Klägerin die Erhöhung ihres Grundkapitals 
von 9 000 000 Mark auf 12 000 000 Mark beſchloſſen. Mit 
Schreiben vom 13. Februar 1904 erklärte F. die Ausübung 
des Bezugsrechts für einen Aktienbeſitz von 75 000 Talern. 
Klägerin hat dasſelbe beſtritten und Feſtſtellungsklage dahin 
erhoben, daß F. nicht zu den Zeichnern ihres urſprünglichen 
Grundkapitals gehöre und deshalb weder hinſichtlich der im 
Jahre 1903 beſchloſſenen Grundkapitalserhöhungen, noch hin⸗ 
ſichtlich etwaiger ſpäter zu beſchließender ein Recht auf den 
Bezug neuer Aktien habe. Klägerin ſteht hierbei im weſent⸗ 
lichen auf dem Standpunkt, daß F. erſt durch die am 3. Juli 
1872 angezeigte Zeſſion Aktionär geworden, und daß eine 
Übertragung des Bezugsrechts des erſten Zeichners ausgeſchloſſen 
ſei. Der Beklagte A. F. hat Abweiſung der Klage beantragt 
und widerklagend die Feſtſtellung begehrt, daß er zu den erſten 
Zeichnern des Grundkapitals gehöre und ihm als ſolchem das 
durch die Klage beſtrittene Bezugsrecht zuſtehe. Das LG. I 
zu Berlin hat durch Urteil vom 30. Mai 1905 nach den An⸗ 
trägen der Klägerin erkannt. Der Beklagte F. hat hiergegen 
Berufung eingelegt. Nach ſeinem am 17. Juli 1905 erfolgten 
Tode haben ſeine im Rubrum bezeichneten Erben den Rechts⸗ 
ſtreit aufgenommen. Das KG. Berlin hat durch Urteil vom 
21. Februar 1906 die Klage abgewieſen und auf die Wider⸗ 
klage feſtgeſtellt, daß die Beklagten als Erben des Geheimen 
Kommerzienrats Adolf Emil F. ſowohl hinſichtlich der durch 
die außerordentliche Generalverſammlung vom 16. Juli 1903 
als hinſichtlich eiwa ſpäter zu beſchließender Grundkapitals⸗ 
erhöhungen zu den Zeichnern des urſprünglichen Grundkapitals 
der Klägerin von 3 Millionen Talern in Höhe von 75 000 Talern 
gehören, und daß demgemäß die Beklagten hinſichtlich der am 
16. Juli 1903 beſchloſſenen Grundkapitalserhöhung ein Recht 
auf den Bezug neuer Aktien als erſte Zeichner für 75 000 Taler 
haben. Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. Daß 
das Bezugsrecht des Aktionärs, ins beſondere des ſogenannten 
Primordialzeichners, ſofern es nicht vertragsmäßig auf die 
Perſon des urſprünglich Berechtigten beſchränkt iſt, an und für 
ſich ein vererbliches und veräußerliches Recht iſt, hat der er⸗ 
kennende Senat bereits in ſeinem Urteile vom 11. Mai 1901 
Rep. I 102/01 (auszugsweiſe mitgeteilt in JW. 01, 484 
Nr. 7) anerkannt. Geht man davon aus, daß Adolf Emil F. 
ein erſter Zeichner geweſen iſt, ſo ſteht hier nur die Frage der 
Vererblichkeit zur Entſcheidung. Gegen dieſelbe kann aus 8 4 
des Statuts nichts entnommen werden. Die beklagten Erben 
haben kraft Geſetzes das Vermögen des A. E. F. als Ganzes 
erworben (8 1922 BGB.). Zu dieſem Vermögen gehörte 
auch das Bezugsrecht. F. hatte dasſelbe überdies hinſichtlich 
der im Jahre 1903 beſchloſſenen Kapitalserhöhung bereits in 
Anſpruch genommen. Es iſt ein Aktivum ſeines Nachlaſſes. 
Es iſt nach dem Statut an die fortdauernde Eigenſchaft als 
Aktionär geknüpft, welche bei A. E. F. vorlag und von ſeinen 
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Rechtsnachfolgern fortgeſetzt wird. Daß A. E. F. erſter 
Zeichner, „urſprünglicher Aktienzeichner“ im Sinne des Statuts 
der klagenden Geſellſchaft geweſen iſt, kann nicht bezweifelt 
werden. Es ergibt ſich dies unmittelbar aus dem Weſen der 
offenen Handelsgeſellſchaft, wie es der Senat in zahlreichen 
Entſcheidungen anerkannt hat. A. E. F. hat als Teilhaber der 
offenen Handelsgeſellſchaft B. & F. in Berlin am 13. Februar 
1872 durch eigenhändige Namenszeichnung für. die genannte 
Firma 520 000 Taler gezeichnet, wovon nach der ſpäteren Er⸗ 
klärung des anderen Teilhabers jener Geſellſchaft B. vom 
2. Juni 1872 200 000 Taler für das Bankhaus L. S.⸗E. ge⸗ 
zeichnet waren. Hiernach iſt die offene Handelsgeſellſchaft 
B. & F. jedenfalls mit einem Aktienkapital von 320 000 Talern 
Primordialzeichnerin geweſen und hat das an dieſe Eigenſchaft 
geknüpfte Bezugsrecht erworben. Die offene Handelsgeſellſchaft 
iſt aber kein neben ihren Teilhabern ſelbſtändig beſtehendes 
Rechtsſubjekt. Träger der im Geſellſchaftsvermögen vereinigten 
Rechte ſind die einzelnen perſönlich haftenden Geſellſchafter. 
„Urſprüngliche Aktienzeichner“ im Sinne des Statuts können 
daher nur die Geſellſchafter F. und B. geweſen ſein. Daß 
das Geſetz das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft im 
Intereſſe des Rechtsverkehrs mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit 
ausſtattet, welche ſie der „juriſtiſchen Perſon“ nähert, kann an 
dieſer grundſätzlichen Auffaſſung nichts ändern. Ebenſowenig 
können die Folgerungen, welche aus der Auffaſſung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens als eines Eigentums zur geſamten Hand 
für den Eigentumserwerb und für die ſteuerliche Behandlung 
des Übergangs von Wertobjekten aus der geſamten Hand an 
den einzelnen Geſellſchafter oder umgekehrt, gezogen werden — 
RG. 56, 206 ff., 432 ff. — für die vorliegende Frage zu einem 
anderen Ergebniſſe führen. Fragt man, welche Perſon „ur⸗ 
ſprünglicher Aktienzeichner“ im Sinne des § 4 des Statuts 
geweſen iſt, ſo kann, da die Handelsgeſellſchaft keine Perſon 
(auch keine juriſtiſche Perſon) iſt, die Antwort darauf nur 
lauten, daß es die unter deren Firma vereinigten perſönlich 
haftenden Geſellſchafter ſind. Iſt hiernach davon auszugehen, 
daß A. E. F. „urſprünglicher Aktienzeichner“ geweſen iſt, fo 
iſt auch die weitere ſtatutariſche Vorausſetzung erfüllt, daß 
nämlich der urſprüngliche Aktienzeichner ununterbrochen Aktionär 
der Geſellſchaft geblieben iſt. Das Bezugsrecht erſcheint im 
Sinne des § 4 des Statuts als eine Bevorzugung desjenigen, 
welcher der Geſellſchaft im Stadium ihrer Errichtung, als die 
Beteiligung an ihr noch mit dem Riſiko ihres Zuſtande⸗ 
kommens und ihrer Entwicklung belaſtet war, ſein Vertrauen 
geſchenkt und ſeither bewahrt hat. Als offene Handelsgeſell⸗ 
ſchafter der bereits in Liquidation befindlichen Firma B. & F. 
war F. von vornherein an der klagenden Geſellſchaft beteiligt 
und iſt es geblieben, auch nachdem die offene Geſellſchaft in 
Firma B. & F. aufgelöſt und das Geſellſchaftsvermögen auf⸗ 
geteilt wurde. Wie im Tatbeſtand dargeſtellt, wurden von 
dem Aktienbeſitz der Geſellſchaft für nominal 70 000 Taler 
Aktien an Dritte veräußert, während der Geſellſchafter B. für 
100 000 Taler Aktien, F. und der ſtille Teilhaber Fr. je für 
75 000 Taler Aktien zugeteilt erhielten. Entſprechend dieſer 
Verteilung der Aktien iſt auch das an ſie geknüpfte Bezugs⸗ 
recht verteilt worden, indem B. ½0, F. und Fr. je 0 gemäß 
Vereinbarung vom 28. Februar 1873 zugewieſen erhielten. 
15 
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Hinſichtlich des hier allein in Frage ſtehenden Bezugsrechts 
des A. E. F. ergab ſich hieraus, daß dasſelbe einem Aktien⸗ 
beſitz von 75 000 Talern entſprach. In Höhe dieſes Nominal⸗ 
betrags hat A. E. F. auch Aktien von der klagenden Geſell⸗ 
ſchaft erhalten, und dieſe ſelbſt hat ſeine Eigenſchaft als erſter 
Aktienzeichner durch Schreiben ihres Vorſtandes vom 11. De⸗ 
zember 1873 anerkannt. Dieſe Anerkennung war weder eine 
dem Statut widerſprechende, wie Klägerin nunmehr geltend 
macht, noch kann aus dem Zwecke, zu welchem ſie erfolgte, 
geſchloſſen werden, daß ſie zwar für die Befreiung von der 
Verhaftung für weitere Einzahlungen, nicht aber für das Be⸗ 
zugsrecht Bedeutung haben ſollte. D. H. B. c. F., U. v. 
15. Dez. 06, 241/06 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

17. Feſtſtellung, daß Selbſtmord oder Fahrläſſigkeit bei 
Benutzung eines Revolvers nicht vorliegt, obſchon der Schießende 
ſich ſelbſt getötet hat.] 

Der bei der Beklagten für den Todesfall mit 10000 Mark 
verſicherte T. kam dadurch ums Leben, daß ihn ein Schuß aus 
einem Revolver, den er unmittelbar vorher zur Beſichtigung 
aus der Hand des Eigentümers, nämlich ſeines Freundes S., 
erhalten hatte, ins Herz traf. Die Kläger nahmen als Erben 
des T. die Beklagte mit der erhobenen Klage wegen der Ver⸗ 
ſicherungsſumme in Anſpruch; die Beklagte beſtritt ihre Ver⸗ 
pflichtung, indem ſie geltend machte, daß entweder Selbſtmord 
vorliege oder ein auf grobe Fahrläſſigkeit zurückzuführender Unfall; 
in beiden Fällen ſei der Verſicherungsanſpruch ausgeſchloſſen. Der 
erſte Richter wies die Klage ab, der Berufungsrichter erkannte 
nach dem Klagantrage. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Der Hergang, bei welchem T. ſeinen Tod fand, 
ſpielte ſich folgendermaßen ab. T., der mit dem mit ihm be⸗ 
freundeten S., jedoch in getrennten Zimmern, wohnte, äußerte, 
als S. ſein Mittagsmahl einnahm, daß er ſich einen Revolver 
anſchaffen wolle. S. erwiderte darauf, daß er einen Revolver 
beſäße und ihn dem T. geben könne. Nachdem S. ſein Mahl 
beendet hatte, gingen beide in das Wohnzimmer des letzteren. 
Dieſer entnahm den Revolver, den er vor 5 Jahren angeſchafft 
hatte, der Schublade eines Wäſcheſchrankes, und drückte ihn, 
wie der Berufungsrichter auf Grund des von ihm für glaub⸗ 
würdig erachteten Zeugniſſes des S. feſtſtellt, 5 bis 6 mal ab, 
um ſich davon zu überzeugen, daß der Revolver, wie er an⸗ 
nahm, nicht geladen ſei. Es war dies ein Zentralfeuer⸗Revolver 
mit ſechs Patronenlagern. S. legte dann den Revolver mit 
einigen Patronen auf den Sofatiſch, vor dem T. auf dem Sofa 
ſaß. S. wandte ſich darauf wieder der Schrankſchublade zu, 
um dieſe in Ordnung zu bringen. Er ſah hierbei nicht, was 
T. tat, hörte aber, daß dieſer den Revolver mehrere Male ab⸗ 
knipſte; plötzlich krachte ein Schuß und als S. ſich nun um⸗ 
drehte, ſah er, daß T. mit verzerrten Lippen auf dem Sofa 
ſaß. Der Tod des T. war dadurch herbeigeführt worden, daß 
eine Revolverkugel in die Vorderwand der linken Herzkammer 
5 em über der Herzſpitze eingedrungen war und das Herz der⸗ 
geſtalt wagerecht durchquert hatte, daß ſie auf der hinteren 
Fläche der rechten Herzkammer ebenfalls 5 em über der Herz⸗ 
ſpitze das Herz wieder verlaſſen hatte. Was zunächſt die Frage 
des Selbſtmordes angeht, ſo erklärt der Berufungsrichter, be⸗ 
ſondere Umſtände, aus denen der Schluß auf einen Selbſtmord 
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des T. hergeleitet werden könne, der nach der Schilderung 
ſeines Freundes S. ein lebensfroher Menſch ohne Sorgen oder 
Kummer geweſen ſei, ſeien weder nachgewieſen noch wahr⸗ 
ſcheinlich gemacht. Ferner ſagt der Berufungsrichter, die Be⸗ 
weisaufnahme habe Material dafür, daß T. eine von den auf 
dem Tiſche liegenden Patronen in den Revolver eingelegt habe, 
nicht ergeben. Der Berufungsrichter nimmt hiernach an, daß 
der Revolver, als S. ihn auf den Tiſch legte, doch noch von 
früher her mit einem Schuſſe geladen war. Er verneint aber, 
daß T. bei der Handhabung des Revolvers eine grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit ſich habe zuſchulden kommen laſſen, indem er feft- 
ſtellt, 1., daß T. zum mindeſten nicht grob fahrläſſig gehandelt 
habe, wenn er, nachdem S. mindeſtens 6 mal und er ſelbſt 
auch noch mehrere Male den Revolver abgeknipſt habe, ſich 
nunmehr davon überzeugt gehalten habe, daß der Revolver 
nicht geladen ſei; 2., daß es deshalb auch mindeſtens nicht 
grob fahrläſſig geweſen ſei, wenn T. hiernach darauf nicht 
achtete, daß der Revolver ferner mit der Mündung von ſeinem 
Körper abgewendet blieb. Der Berufungsrichter erwägt hierbei 
noch, daß ſelbſt der erfahrene S., der Soldat geweſen ſei, von 


der Entladung des Revolvers überzeugt geweſen ſei, und daß, 


wenn ſich demnächſt das Gegenteil ergeben habe, die Urſache 
des Irrtums in der beſonderen Konſtruktion des Zentralfeuer⸗ 
Revolvers gelegen habe, bei der, wie der gehörte Sachverſtändige 
bekundet habe, auch ein ſehr häufiges Abdrücken noch nicht eine 
unbedingte Sicherheit bezüglich der gehörigen Entladung ſchaffen 
könne, eine Tatſache, die dem ſachunkundigen T. nicht bekannt 
geweſen ſei und nicht habe bekannt ſein können. Von allen 
dieſen Ausführungen greift die Reviſion allein die vorſtehend 
unter Nr. 2 hervorgehobenen an. Sie meint, unter allen 
Umſtänden habe es eine grobe Außerachtlaſſung der gewöhnlichen 
Vorſicht enthalten, daß T. den Revolver nach ſeinem Körper 
hingehalten habe; das Berufungsgericht habe ſich in dieſer 
Beziehung nicht auf die Erwägung beſchränken dürfen, daß T. 
ohne grobe Fahrläſſigkeit ſich davon habe überzeugt halten 
dürfen, daß der Revolver nicht geladen und die Möglichkeit 
eines Unfalles ausgeſchloſſen ſei; das Berufungsurteil leide 
daher an ungenügender Begründung. Dieſe Beſchwerde iſt 
unbegründet. Der gegenwärtige Fall iſt nicht mit den häufig 
vorkommenden Fällen in Vergleich zu ſtellen, in denen Perſonen 
eine vermeintlich nicht geladene Schußwaffe auf eine andere 
Perſon richten und abdrücken, ohne ſich vorher ordnungsmäßig 
über das Nichtgeladenſein der Waffe vergewiſſert zu haben. 
S., der im Militärdienſt geſtanden hatte und mit Schußwaffen 
umzugehen wußte, hatte das an ſich Erforderliche getan, 
um ſich von der Entladung zu überzeugen, indem er den 
Revolver 6 mal abdrückte; auch T. tat dies noch mehrere Male. 
T. durfte ſich demnach mit gutem Grunde überzeugt halten, 
daß der Revolver nicht geladen ſei. Unter dieſen Umſtänden 
kann dem Berufungsrichter eine ungenügende Begründung, d. h. 
hier ein ungerechtfertigter Schluß, nicht zur Laſt gelegt werden, 
wenn er der Anſicht iſt, daß es mindeſtens nicht grob fahr⸗ 
läſſig geweſen ſei, daß T. eben, weil er mit gutem Grunde 
den Revolver für ungeladen halten durfte, nicht mehr darauf 
achtete, ob fortdauernd die Mündung von ſeinem Körper ab⸗ 
gewendet blieb. V. c. T., U. v. 11. Dez. 06, 119/06 VII. 
— Berlin. 


36. Jahrgang. 


Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900. 
18. 88 135, 136, 140 Gewu VG. Verpflichtung des Be⸗ 
triebsunternehmers auch ohne ſtrafgerichtliche Verurteilung oder 
bei Freiſprechung in dem gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren. 

Bei den Arbeiten an einem Neubau, welchen der Beklagte 
als Bauunternehmer im Frühjahr 1904 zu Bochum ausführte, 
iſt am 1. Februar 1904 der im Gewerbebetriebe des Beklagten 
beſchäftigte Maurerpolier Wilhelm B. tödlich verunglückt. Die 
klagende Berufsgenoſſenſchaft behauptet, der Beklagte habe den 
Unfall verſchuldet. In dem auf ihre Veranlaſſung gegen den 
Beklagten wegen fahrläſſiger Tötung eingeleiteten Strafverfahren 
iſt dieſer rechtskräftig freigeſprochen worden. Die Klägerin, 
bei der der Verunglückte verſichert war, hat auf Grund des 
Gewu G. an die Hinterbliebenen Zahlungen geleiſtet und hat 
ferner vom 1. Dezember 1904 ab bis auf weiteres Zahlungen 
an die Witwe und die beiden Kinder zu entrichten. Nachdem 
am 15. März 1904 der Vorſtand der Klägerin beſchloſſen hat, 
den Beklagten haftbar zu machen und auf die Berufung des 
Beklagten an die Genoſſenſchaftsverſammlung dieſe am 
7. Juli 1904 beſchloſſen hat, den Regreß gegen den Beklagten 
nicht niederzuſchlagen, hat die Klägerin mit der nunmehr 
erhobenen Klage den Antrag geſtellt, den Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, an die Klägerin 763,30 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen 
ſeit Klagezuſtellung zu zahlen und der Klägerin alle ferneren 
Aufwendungen zu erſetzen, welche ſie infolge des Unfalles an 
die Witwe und die Kinder nach dem 1. Dezember 1904 noch 
zu zahlen hat. Das LG. wies ab, das OLG. wies die 
Berufung zurück, das RG. hob auf: Die Klage iſt auf 8136 
Gew VG. vom 30. Juni 1900 geſtützt; und es handelt ſich 
zunächſt darum, ob nach dieſer Geſetzesvorſchrift die Frei⸗ 
ſprechung des Beklagten in dem wegen des Unfalles gegen ihn 
anhängig geweſenen Strafverfahren ſeine zivilrechtliche Haftung 
ausſchließt. Das Berufungsgericht hat in Abereinſtimmung 
mit dem I. Richter dieſe Frage bejaht. Die Reviſion hält das 
für rech tsirrig und beruft ſich auf das Urteil des RG. vom 
29. Januar 1906 — VI 177/05 in Sachen Iſenmann gegen 
Ziegeleiberufsgenoſſenſchaft, RG. 62, Nr. 82 S. 340 ff.“) —. 
Der Senat hat auch bei Nachprüfung derſelben gegenüber den 
Rechtsausführungen des Berufungsgerichts keinen Anlaß 
gefunden, von ſeiner Anſicht abzugehen. Der Wortlaut des 
Geſetzes ſteht der gegenteiligen Auffaſſung keinenfalls zur Seite; 
namentlich nicht das vom Berufungsgericht beſonders betonte 
Wort „auch“. Das bedeute (wird im Berufungsurteile aus⸗ 
geführt), daß außer dem neuen Verfahren ohne ſtrafgerichtliches 
Urteil das alte mit der Feſtſtellung durch Strafurteil beſtehen 
geblieben ſei; die Berufsgenoſſenſchaft habe alſo die Wahl 
zwiſchen beiden Wegen; dafür aber, daß beide Verfahren neben⸗ 
einander gegeben ſein ſollen, biete der Wortlaut des Geſetzes 
keinen Anhalt. Indes als zwiefaches Verfahren im rechtlichen 
Sinne, welches die Berufsgenoſſenſchaft zur Verfolgung ihres 
Erſatzanſpruches wahlweiſe einſchlagen könnte, ift das, was das 
Geſetz vom 30. Juni 1900 eingeführt hat, nicht wohl zu 


bezeichnen. Die Einleitung oder Durchführung eines Straf⸗ 


verfahrens hängt nicht lediglich von der Wahl der Berufs⸗ 
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genoſſenſchaft ab. Die Frage iſt die, in welcher Weiſe die 
geſetzlichen Vorausſetzungen und Grundlagen für den Erſatz⸗ 
anſpruch der Genoſſenſchaften nunmehr geregelt ſind. Der 
Wortlaut des Geſetzes aber läßt, wenn der zweite Satz von 
8 136 Abſ. 1 im Zuſammenhang mit dem erſten Satz betrachtet 
wird, die Deutung als die nächſtliegende erſcheinen, daß zwar 
die Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urteil, wie ſie in Satz 1 
für die Erſatzanſprüche der Gemeinden, Armenverbände, Kranken⸗ 
kaſſen und ſonſtigen Unterſtützungskaſſen als ausſchließliche 
Grundlage beibehalten iſt, für die Genoſſenſchaft gleichfalls 
noch ein Klagfundament bilden, die Genoſſenſchaft aber auch 
ohne ſolche ſtrafgerichtliche Feſtſtellung zur Erhebung des 
Erſatzanſpruches berechtigt ſein ſolle. Und ein Fall, in welchem 
eine ſtrafrichterliche Feſtſtellung, daß der Betriebsunternehmer uſw. 
den Unfall vorſätzlich oder durch qualifizierte Fahrläſſigkeit 
herbeigeführt habe, nicht ergangen iſt, liegt eben auch dann 
vor, wenn der Unternehmer in dem Strafverfahren freigeſprochen 
worden iſt. — Auch von einer Bindung des Zivilrichters durch 
ein freiſprechendes Urteil des Strafrichters enthält das Geſetz 
nichts. Daß aus der Entſtehungsgeſchichte der fraglichen 
Geſetzesbeſtimmung ein Anhalt für die gegenteilige Auslegung 
nicht entnommen werden kann, iſt in dem Urteile des RG. 
vom 29. Januar 1906 bereits dargelegt. Der daraus erkenn⸗ 
bare Zweck der veränderten Vorſchrift läßt gleichfalls dieſe 
Auslegung nicht als gerechtfertigt erſcheinen. Es ſollten die 
Berufsgenoſſenſchaften der, von ihrer Seite äußerſt unangenehm 
empfundenen Notwendigkeit, behufs Erlangung eines Erſatzes 
zuvor die ſtrafrechtliche Verfolgung des Genoſſenſchaftsmitgliedes 
herbeizuführen, enthoben, die nach Anſicht dieſer Kreiſe bisher 
beſtehende gehäſſige „Denunziationspflicht“ den Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtänden abgenommen und der Genoſſenſchaft ein gütliches 
Abkommen mit dem erſatzpflichtigen Betriebsunternehmer uſw. 
erleichtert werden. Inſofern lag die Abänderung des Geſetzes 
freilich auch in dem Intereſſe der haftpflichtigen Betriebs⸗ 
unternehmer. Aber man darf deshalb nicht mit dem Berufungs⸗ 
gericht folgern, der Sinn der Vorſchrift ſei der, der Genoſſen⸗ 
ſchaft den Gebrauch eines für den Unternehmer milderen 
Verfahrens zu geſtatten, und es würde dieſem Sinne wider⸗ 
ſprechen, wenn man der Genoſſenſchaft zugeſtehen wollte, nun⸗ 
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mehr „beide Verfahren“ nebeneinander gegen den Unternehmer 


anzuwenden. Daß durch die neue Geſetzesvorſchrift der 
Unternehmer nach der anderen Richtung hin ungünſtiger 
als bisher geſtellt werden, das Regreßrecht der Genoſſenſchaft 
eine Erweiterung erfahren würde, iſt von ſeiten der geſetzgebenden 
Faktoren nicht verkannt worden. Auch noch bei der Beratung 
im Plenum des Reichstags über den 5 187 des Geſetzes hat 
der Regierungsvertreter v. Woedtke nachträglich zum § 136 
(früher 8 96) ſein Bedauern darüber ausgeſprochen, „daß der 
Schutz, der den Mitgliedern einer Berufsgenoſſenſchaft dadurch 
zur Seite geſtanden habe, daß ſie, ehe ſie wegen Erſatzes an⸗ 
gefaßt werden konnten, zunächſt ſtrafrechtlich verurteilt ſein 
mußten, ihnen fortan verloren gehen werde uſw.“ (Stenogr. 
Berichte des Reichstags, Sitzung vom 25. Mai 1900 S. 5780; 
Vgl. auch Woedtke⸗Caspar GewuVG. 5. Aufl. zu 8 136 
Not. 7 S. 511; Laß und Maier Haftpflichtrecht 2. Aufl. 
S. 206). — Einen weiteren Grund für ſeine Anſicht findet 
das Berufungsgericht darin, daß auch für das zivilrechtliche 
15* 
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Verfahren über den Erſatzanſpruch aus §8 136 des Geſetzes, 
wenn ein Strafurteil nicht vorliegt, in Anſehung der Haftpflicht 
die ſtrafrechtlichen Grundſätze maßgebend ſeien. Es wäre, 
meint der Berufungsrichter, widerſinnig, wollte man, auch wenn 
der Strafrichter die Schuldfrage verneint hat, dieſelbe Frage 
nochmals durch den, auf dieſelben Quellen und Grundſätze der 
Beurteilung angewieſenen Zivilrichter entſcheiden laſſen, und es 
würde darin eine Herabſetzung des Anſehens des Strafrichters 
enthalten fein, welche der Geſetzgeber ſicher nicht gewollt habe. 
Dieſe Argumentation geht fehl. Allerdings muß dem Berufungs⸗ 
gericht darin beigepflichtet werden, daß für das zivilgerichtliche 
Verfahren über den Erſatzanſpruch hinſichtlich des die Erſatz⸗ 
pflicht begründenden Tatbeſtandes die ſtrafrechtlichen Grund⸗ 
ſätze maßgebend ſind, wonach ſich die Vorausſetzung in § 136 
Abſ. 1 Satz 1 Gew VG. beſtimmt: Herbeiführung des Unfalles 
ſeitens der Betriebsunternehmer uſw. durch Vorſatz oder durch 
Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, 
zu der ſie vermöge ihres Amtes, Berufes oder Gewerbes 
beſonders verpflichtet find, — im Sinne von 88 222, 230 
StGB. Der erkennende Senat tritt inſoweit der angeführten 
Entſcheidung des IV. 3S. bei. Es iſt darnach eine ab⸗ 
weichende Ausführung in dem Urteile des VI. Senats vom 
9. Juli 1906 — VI 580/05 — in Sachen Stadtgemeinde 
Mannheim und Gen. gegen Südweſtliche Baugewerksberufs⸗ 
genoſſenſchaft richtigzuſtellen; die Frage einer Anwendbarkeit 
des 8 31 oder des §8 831 BGB. kann hier beiſeite 
bleiben. — Indes wenn durch die jetzige geſetzliche Regelung 
die Möglichkeit geſchaffen iſt, daß die zivilrichterliche Entſcheidung 
mit derjenigen des Strafgerichts in Widerſpruch tritt, ſo iſt, 
wie in den vorerwähnten Urteilen dieſes Senates bereits aus⸗ 
geführt, damit nur diejenige Geſtaltung hergeſtellt, welche nach 
der Beſtimmung in § 14 Abſ. 2 Ziff. 1 EGO. überhaupt 
die Regel bildet. Der Fall, daß der Zivilrichter über einen 
beſtimmten Tatbeſtand nach den Grundſätzen des materiellen 
Strafrechts zu kognoszieren hat und daß er hierbei zu einer 
anderen Entſcheidung wie im vorangegangenen Strafverfahren 
der Strafrichter gelangen kann, kommt bei der jetzt beſtehenden 
Geſetzgebung auch ſonſt öfters vor; das bringt ſchon die 
Verſchiedenheit des Verfahrens im Zivil⸗ und im Strafprozeſſe, 
namentlich in Anſehung der Beweisgrundſätze, auf welche 
Verſchiedenheit auch im Berufungsurteile hingewieſen wird, 
mit ſich. Von einer Beeinträchtigung des Anſehens der Straf⸗ 
gerichte durch die Möglichkeit widerſprechender Urteile in ſolchen 
Fällen kann nicht die Rede fein. Endlich wird vom Berufungs⸗ 
gericht erwogen, daß die Befugnis der Genoſſenſchaft, trotz 
freiſprechender Entſcheidung des Strafrichters die Entſcheidung 
des Zivilgerichts anzugehen, eine ungleiche rechtliche Be⸗ 
handlung der Genoſſenſchaft und des Unternehmers in ſich 
ſchließen würde, welche nicht die Abſicht des Geſetzgebers ſein 
könne. Denn falle das Urteil des Strafrichters für den 
Unternehmer ungünſtig aus, ſo ſei ihm gegen dieſes, zugleich 
über ſeine Haftpflicht entſcheidende Erkenntnis die Anrufung 
des Zivilgerichts verſagt; falle das Urteil dagegen für die 
Genoſſenſchaft ungünſtig aus, d. h. werde der Unternehmer 
freigeſprochen, ſo würde ihr gegen dieſes Erkenntnis die An⸗ 
rufung des Zivilgerichts geſtattet ſein. Daß eine ſolche 
Ungleichheit bei der hier angenommenen Auslegung tatſächlich 
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beſteht, iſt allerdings nicht zu leugnen; aber dieſer Umſtand 
bietet, wie ſchon in dem Urteile vom 29. Januar 1906 geſagt 
iſt, keinen zureichenden Grund zu einer, aus dem Wortlaute 
nicht zu entnehmenden Auslegung. Der Geſetzgeber hätte, 
wenn der Regreßanſpruch der Berufsgenoſſenſchaft von dem 
Ergebniſſe des Strafverfahrens völlig unabhängig geſtellt 
werden ſollte, nach beiden Richtungen die Entſcheidung des 
Strafrichters, auch die verurteilende, als für den Ziṽilrichter 
unverbindlich erklären müſſen. Daß aber eine ſo weitgehende 
Abänderung des früheren Rechtszuſtandes beabſichtigt war, iſt 
weder aus dem Geſetze ſelbſt noch aus den darüber gepflogenen 
Beratungen erkennbar. — Es iſt möglich, daß man die Trag⸗ 
weite der neu aufgenommenen Beſtimmung nicht nach allen 
Seiten hin überlegt hat, denkbar übrigens auch, daß man die 
ungleiche Geſtaltung der Rechtslage des einen und des anderen 
Teiles als eine Folge der Anderung erkannte, aber ein hin⸗ 
reichendes Gegengewicht zum Schutze der Unternehmer uſw. in 
den Garantien erblickt hat, welche gegen unbegründete oder 
unbillige Regreßanſprüche durch die Vorſchriften in $ 136 Abſ. 1 
Satz 2 bis 4 und $ 137 des Geſetzes gegeben find. R. Berufs⸗ 
genoſſenſchaft c. K., U. v. 20. Dez. 06, 211/06 VI. — Hamm. 

Geſetz über das Verlagsrecht vom 19. Juni 1901. 

19. 5 28 VerlG. in Verb. mit 8$ 138, 817 BGB. 
und Übereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oſterreich⸗ 
Ungarn vom 30. Dezember 1899. — Betrifft Streit zwiſchen 
Verfaſſer und Verleger des Bilſe⸗Romans „Aus einer kleinen 
Garniſon“ über den Umfang der beiderſeitigen Rechte. Zuläſſigkeit 
des Schutzes hinſichtlich eines eingezogenen und vernichteten 
Werkes, ſowie Auslegung des 8 28 1. c.] 

Durch Vertrag vom 17. Juli 1903 übernahm der Beklagte 
für den Kläger den kommiſſionsweiſen Verlag eines unter 
einem Pſeudonym herauszugebenden Romans des Klägers 
„Aus einer kleinen Garniſon“, der in 2000 Exemplaren gedruckt 
werden ſollte. Der Kläger hatte die Druckkoſten und die Einbände zu 
bezahlen, die Geſamteinnahme fiel ihm zu. Er iſt dem Beklagten 
unſtreitig 1820 Mark und 214 Mark ſchuldig geworden und 
hatte nach dem Buchhändlerpreiſe von 1,80 Mark für das 
Exemplar bei Abſatz der ganzen Auflage 1500 Mark vom 
Reingewinn zu fordern. Der Druck und Vertrieb des Romans 
erfolgte und hatte zur Folge, daß der Kläger am 6. Oktober 1903 
verhaftet und am 10. November 1903 durch das Kriegsgericht 
zu Metz wegen des Inhalts und der Veröffentlichung des 
Romans ohne Genehmigung zu 6 Monaten Gefängnis und 
Dienſtentlaſſung verurteilt wurde. Gleichzeitig ordnete das 
Urteil die Einziehung des Werks und die Vernichtung der zum 
Vertriebe beſtimmten Exemplare, der benutzten Formen und 
Platten an. Dies Urteil wurde rechtskräftig. Schon vorher 
wurde das Buch an verſchiedenen Orten polizeilich mit Beſchlag 
belegt. Gläubiger des verſchuldeten Klägers brachten auf deſſen 
mutmaßliche Forderungen aus dem Verlagsvertrage mit dem 
Beklagten Beſchlagnahmen in Höhe von etwa 2634 Mark aus. 
Nach der Verhaftung des Klägers und nach dieſen Beſchlag⸗ 
nahmen kam es im Oktober 1903 auf Veranlaſſung des 
Beklagten und des mit dem Kläger befreundeten Rittmeiſters 
B. zu Verhandlungen zwiſchen dem Beklagten B. und dem 
Verteidiger des Klägers, Rechtsanwalt D. in Metz, um die 
Gläubiger des Klägers zu befriedigen und das Verlagsrecht 
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von dem Roman für die Zukunft zu regeln. Nachdem der 
Beklagte am 26. Oktober 1903 dem B. in Forbach ſeine 
Offerte auf Erwerb des Verlagsrechts für weitere Auflagen 
gegen eine Pauſchalſumme gemacht, wurde in Metz mit D. 
darüber verhandelt, die Offerte des Beklagten von D. dem 
damals im Lazarett in Metz befindlichen Kläger mitgeteilt, von 
dieſem akzeptiert und die Erklärung dem Beklagten überbracht. 
Die Parteien ſtreiten über den Inhalt des zuſtande gekommenen 
Vertrages. Unſtreitig iſt, daß dem Beklagten das Verlags⸗ 
recht gegen eine an den Kläger zu zahlende Pauſchalſumme 
von 3300 Mark, in welcher die für die erſte Auflage dem 
Kläger zukommenden 1 500 Mark inbegriffen, übertragen 
worden iſt, dem Kläger aber das Aberſetzungsrecht vom 
1. Juni 1904 ab, das Recht des Abdrucks in Zeitungen vom 
1 Januar 1905 ab vorbehalten blieb. Streitig iſt, ob das 
Verlagsrecht ſich unbeſchränkt auf alle ſpäteren Auflagen, oder 
nur auf im ganzen drei Auflagen zu je 2000 Exemplaren 
erſtrecken ſollte, und nur auf im Inlande herausgegebene Auf⸗ 
lagen. Der Beklagte hat nach Abſchluß des Vertrages bis 
zum 15. November 1903 außer der erſten Auflage (in 
Kommiſſion) von 2000 Exemplaren nach ſeinem Zugeſtändnis 
noch in vier Auflagen 1000, 1000, 6 000 und 10 000, alles 
in allem 20 000 Exemplare, drucken laſſen, nach der Behauptung 
des Klägers 60 000 Eremplare in drei Auflagen von je 
20 000 Exemplaren. Sodann iſt der Roman ohne Genehmigung 
des Klägers in Wien erſchienen und von dort aus vertrieben, 
nach der Behauptung des Klägers in 200 000 Exemplaren und 
zwar nachdem der Beklagte, wie der Kläger behauptet, das 
Verlagsrecht vertrags⸗ und geſetzwidrig an den Verlagsbuchhändler 
F. in Wien übertragen hat. Mit Klage vom 2. April 1904 
iſt der Kläger gegen den Beklagten deshalb klagbar geworden. 
Der Antrag iſt ſchließlich dahin geſtellt 1. feſtzuſtellen, daß der 
Beklagte nicht berechtigt war, mehr als insgeſamt drei Auflagen 
des Romans, eine jede zu 2000 Exemplaren, zu verlegen und 
verpflichtet iſt, dem Kläger den durch die Herausgabe von 
mehr Exemplaren entſtandenen Schaden zu erſetzen, zu dieſem 
Zweck dem Kläger darüber Rechnung zu legen, was er aus 
dem Verlage des Werks für die Exemplare über 6000 Stück 
an Einnahmen gehabt hat, die Rechnung eidlich zu erhärten 
und die Einnahmen abzüglich der darauf ruhenden Ausgaben 
mit den darausgezogenen Zinſen, evtl. mit 4 Prozent Vorzugszinſen 
an den Kläger zu zahlen; event. 2. den zwiſchen den Parteien 
abgeſchloſſenen Vertrag bezüglich der über die erſte Auflage 
binausgehenden weiteren Auflagen für nichtig zu erklären und 
den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger den entſtandenen 
Schaden zu erſetzen, insbeſondere dem Kläger darüber Rechnung 
zu legen, was er aus dem Verlage des Romans für die 
weiteren Auflagen an Einnahmen gehabt hat, die Rechnung 
eidlich zu erhärten und die Reineinnahme abzüglich der 
gezahlten 3 300 Mark an den Kläger mit Zinſen zu zahlen, — 
oder doch 3. feſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht berechtigt war, 
auf Grund des mit dem Kläger geſchloſſenen Vertrages Auflagen 
des Romans in Oſter reich erſcheinen zu laſſen, und den Beklagten 
zum Erſatz des dadurch entſtandenen Schadens, Rechnungslegung bei 
eidlicher Erhärtung und Zahlung der Reineinnahme wie zu 1. zu 
verurteilen. Klage, Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen. 
1. In der mündlichen Verhandlung iſt ſeitens des Vertreters 
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des Reviſionsbeklagten geltend gemacht, daß die ganze Klage 
von vornherein unzuläſſig, weil vor dem deutſchen Richter 
Rechte aus einem Vertrage über ein durch richterliches Urteil 
im Deutſchen Reiche eingezogenes und vernichtetes literariſches 
Werk nicht geltend gemacht werden könnten. Wäre dem beizu⸗ 
treten, ſo wäre die Reviſion ohne weiteres zurückzuweiſen, ohne 
daß es des Eingehens auf das angefochtene Urteil, ſeine Be⸗ 
gründung und die dagegen erhobenen Angriffe bedurfte. Richtig 
iſt auch, daß über ein Werk, das durch rechtskräftiges Urteil 
eingezogen und deſſen Vernichtung durch den zuftändigen Richter 
ausgeſprochen iſt, ein Vertrag, der den Verleger zur Verviel⸗ 
fältigung und gewerbsmäßiger Verbreitung verpflichtet und be⸗ 
rechtigt, mit rechtlicher Wirkſamkeit für das Inland nicht 
abgeſchloſſen werden, weder Rechte noch Pflichten begründen 
kann, die notwendig zum Verſtoß gegen das in der Einziehung 
und Vernichtung enthaltene Verbot führen müßten. Der Ver⸗ 
leger würde nach ſolcher Einziehung und Vernichtung ſich 
immer darauf berufen können, daß ihm dadurch die Vervielfältigung 
und gewerbsmäßige Verbreitung unmöglich geworden. Aber 
darum handelt es ſich hier nicht. Der Vertrag vom 
26. Oktober 1903 iſt vor der Rechtskraft des Strafurteils ge⸗ 
ſchloſſen und die Vervielfältigung und Verbreitung hat im 
Inlande unſtreitig bis zum 15. November 1903 ſtattgefunden. 
Nach der Sachlage iſt anzunehmen, daß erſt an dieſem Tage 
das Strafurteil gegen den Kläger rechtskräftig geworden und 
erſt mit dieſem Tage die Einziehung und Vernichtung wirkſam 
geworden iſt. Es darf nicht angenommen werden, daß di⸗ 
Rechte, welche der Kläger aus dem Vertrage vom Oktober 1903 
oder deſſen Verletzung aus der vor der Einziehung und Ver⸗ 
nichtung erfolgten Vervielfältigung und Verbreitung gegen den 
Beklagten erworben hat, durch die nachträgliche Einziehung und 
Vernichtung des Werks befeitigt find. Denn daß der dem Bes 
klagten in Verlag gegebene Roman des Klägers wegen unſitt⸗ 
lichen oder ſonſt gegen das Geſetz verſtoßenden Inhalts ein⸗ 
gezogen, in welchem Falle dem Kläger allerdings jeder Anſpruch 
zu verſagen wäre, § 138 Abſ. 1, 8817 BGB, erhellt nicht. 
In den Inſtanzen iſt über den Inhalt des Romans nichts vor⸗ 
gebracht, der hier erörterte rechtliche Geſichtspunkt überhaupt 
erſt in dieſer Inſtanz angeregt. Die Wirkung der Einziehung 


und Vernichtung des Werks durch das Strafurteil erſtreckt ſich 


nur auf das Inland, nicht auf Oſterreich⸗ Ungarn. Die Ber: 
vielfältigung und gewerbsmäßige Verbreitung in Oſterreich⸗ 
Ungarn wurde durch das Urteil des deutſchen Strafrichters 
nicht zu einer Handlung gegen geſetzliches Verbot. Der Art. 1 
Abſ. 2 des Übereinkommens betr. den Schutz der Urheberrechte 
an Werken der Literatur uſw. zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und Oſterreich⸗Ungarn vom 30. Dezember 1899 (RGBl. 01, 131), 
ſagt zwar, daß der vertragsmäßige Schutz, den der 
Abſ. 1 jedem Werke, das im Deutſchen Reich einheimiſch, auch 
im öſterreichiſch⸗ungariſchen Staatsgebiete gewährt, nicht gewährt 
wird für ein Werk, das dort, wo es einheimiſch, überhaupt 
keinen geſetzlichen Schutz genießt, oder dieſen geſetz⸗ 
lichen Schutz nicht mehr genießt. Aber ſo liegt die 
Sache hier nicht. Das Werk des Klägers hatte im Deutſchen 
Reich geſetzlichen Schutz und dieſer Schutz dauert nach den 
88 29 f. Verl.,. RGBl. S. 227, noch jetzt fort; er könnte 
von dem Kläger und ſeinen Rechtsnachfolgern gegen jeden 
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unberechtigten Dritten in Anſpruch genommen werden, zweifel⸗ 
los in Oſterreich⸗Ungarn, wo die Einziehung und Vernichtung 
durch das deutſche Strafurteil nicht wirkſam iſt. Vgl. Art. 6 
des Übereinkommens vom 30. Dezember 1899. Hiernach ſteht 
auch dem Klageantrage zu 3. kein rechtlicher Grund entgegen, 
der ihn von vornherein ausſchließen könnte. 2. Es iſt deshalb 
auf die von der Reviſion gegen das Berufungsurteil erhobenen 
Angriffe einzugehen. Der Berufungsrichter ſtellt auf Grund 
der Korreſpondenz des Beklagten mit den Zeugen B. und D. 
und dem Kläger ſelbſt in Verbindung mit den eidlichen Aus⸗ 
ſagen beider Zeugen feſt, daß durch das Übereinkommen vom 
26. Oktober 1903 der Kläger dem Beklagten das Recht auf Ver⸗ 
vielfältigung und Verbreitung des Romans in vollem Umfange, 
räumlich und zeitlich unbeſchränkt, nicht bloß für die zweite und 
dritte Auflage, ſondern für alle Auflagen, für das Inland 
und das Ausland, gegen eine Summe von 3 300 Mark 
übertragen, der Kläger ſich nur das Überſetzungsrecht vom 
1. Januar 1904 ab und das Recht zum Abdruck in Zeitungen 
vom 1. Januar 1905 ab vorbehalten hat. Die Reviſion läßt 
dieſe Feſtſtellung, ſoweit fie die Übertragung des Verlagsrechts 
ohne Beſchränkung auf die Zahl der Auflagen betrifft, 
unangefochten. Sie rügt nur, daß der Berufungsrichter die 
Übertragung des Verlagsrechts ohne die räumliche Be: 
ſchränkung auf das Inland feſtgeſtellt habe, ohne Gewicht 
darauf zu legen, daß nach der Bekundung des Zeugen D. von 
ſolcher räumlichen Beſchränkung bei dem Vertragsſchluſſe zwar 
nicht geſprochen ſei, es aber, wie der Zeuge ſagt, nicht in 
unſerem Intereſſe gelegen habe, dem Beklagten das Recht 
einzuräumen, den Roman auch im Auslande erſcheinen zu 
laſſen. Der Berufungsrichter erwägt aber ganz richtig, in der 
Übertragung des Verlagsrechts ſei an ſich das Recht der 
Vervielfältigung und Verbreitung auch im Auslande inbegriffen, 
mußte deshalb, wenn es ausgeſchloſſen fein ſollte, vertrags⸗ 
mäßig ausgeſchloſſen werden, was nicht geſchehen iſt. Der 
Zeuge D. hat eidlich bekundet, er und der Kläger hätten an 
die geſetzliche Folge der unbeſchränkten Übertragung des Ber: 
lagsrechts für alle Auflagen nicht gedacht. Daraus folgt 
aber weder, daß die geſetzliche Folge nicht eintrat, noch daß 
ſie nach dem übereinſtimmenden Willen der beiden Parteien 


nicht eintreten ſollte, noch daß, wie die Reviſion meint, ein 


Diſſens der Parteien vorliegt, wenn ſie eintritt. Das iſt hier 
ſo wenig der Fall, wie da, wo der Eigentümer ein Grundſtück 
verkauft und nicht daran denkt, daß ſeine Verpflichtung ſich im 
Zweifel auch auf das Zubehör erſtreckt. 88 314, 926 BGB. 
3. Hiernach iſt die Entſcheidung über den Klageantrag 1 und 3 
gerechtfertigt, ſoweit der letztere die Feſtſtellung verlangt, daß 
der Beklagte nicht berechtigt war, Auflagen des Romans in 
Oſterreich erſcheinen zu laſſen. Schon in I. Inſtanz iſt der 
Antrag auch auf die Behauptung geſtützt, daß der Beklagte 
ſein Verlagsrecht nach der Rechtskraft des Strafurteils gegen 
den Kläger an den Buchhändler F. in Wien ohne ſeine, des 
Klägers, Zuſtimmung abgetreten, dadurch gegen den §S 28 VerlG. 
verſtoßen, und deshalb dem Kläger den daraus erwachſenen 
Schaden zu erſetzen, jedenfalls die von F. bezogenen 200 000 Mark 
für durch dieſen vertriebenen 200 000 Exemplare herauszugeben 
habe. In der Berufungsinſtanz hat der Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers nach dem berichtigten Tatbeſtande des Berufungs⸗ 
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urteils erklärt, daß in dem Antrage, wie er in der Klage 
geſtellt, der Antrag mitenthalten ſei, feſtzuſte len, daß der Ver⸗ 
kauf des Verlagsrechts an F. unzuläſſig ſei (wäre). Der 
Berufungsrichter geht davon aus, daß der Beklagte nach 8 28 
a. a. O. zu der Abtretung an F. ohne Zuſtimmung des Klägers 
nicht berechtigt geweſen ſei, daß, da er unftreitig die Zu: 
ſtimmung des Klägers nicht eingeholt habe, die Ab⸗ 
tretung gegen den § 28 verftoße und unwirkſam ſei, möge 
der Kläger einen wichtigen Grund zur Verweigerung 
ſeiner Zuſtimmung gehabt haben oder nicht, daß die 
Unwirkſamkeit der Abtretung beim Mangel eines entſprechenden 
Antrages im Urteil nicht feſtgeſtellt werden könne, daß der 
Kläger zwar ſchadenserſatzberechtigt ſei, den Schaden und einen 
Betrag desſelben aber durch ſein tatſächliches Vorbringen nicht 
erkennbar gemacht habe, Bereicherungsanſprüche und einen 
Anſpruch auf Rechnungslegung aber nicht geltend machen 
könne. Darin iſt dem Berufungsrichter beizutreten, daß nach 
828 a. a. O. dem Verfaſſer ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
gegen den Verleger erwächſt, der ſeine Rechte an einem einzelnen 
Werk ohne ſeine, des Verfaſſers, Zuſtimmung überträgt. Dem 
Berufungsrichter kann aber darin nicht beigetreten werden, daß, 
wenn die Übertragung des Verlagsrechts ohne die nach 8 28 
VerlG. erforderliche Zuſtimmung des Verfaſſers erfolgt iſt, 
darauf nichts ankomme, ob der Verfaſſer einen 
wichtigen Grund zur Verweigerung ſeiner Zuſtimmung 
gehabt hätte oder nicht. Der § 28 Abſ. 1 fordert im 
Satz 2 die Zuſtimmung des Verfaſſers, beſtimmt aber im 
Satz 3 in unmittelbarem Anſchluß daran, daß der Verfaſſer 
die Zuſtimmung nur verweigern kann, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Formell iſt danach die Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung des Verfaſſers erforderlich, materiell iſt die Zuſtimmung 
nicht immer erforderlich d. h. der Verfaſſer muß zuſtimmen, 
wenn ein wichtiger Grund, ſie zu verweigern, nicht vorliegt. 
Muß aber der Verfaſſer beim Mangel eines wichtigen Grundes 
für die Verweigerung der Zuſtimmung der Ubertragung zuſtimmen, 
ſo kann der Verleger auch verlangen, daß der Verfaſſer nach⸗ 
träglich zuſtimme (genehmige) oder ſich ſo behandeln laſſen 
müſſe, als ob er zugeſtimmt habe, und der Ausſpruch des 
Richters, daß ein wichtiger Grund für die Verweigerung der 
Zuſtimmung nicht vorgelegen habe, erſetzt die Zuſtimmung 
(Genehmigung) mit der Wirkung, daß die Übertragung als 
genehmigt zu gelten hat, 8 184 Abſ. 1 BGB. Ein beachtens⸗ 
werter gewichtiger Grund für Verweigerung ſteht dem Kläger 
nicht zur Seite. (Wird dargelegt). Danach iſt der Klageantrag 
zu 3 unbegründet, auch in der Geſtaltung, die er in der Be⸗ 
rufungsinſtanz erhalten hat. 4. Es bleibt hiernach nur noch 
der Klageantrag zu 2 übrig, der auf der Anfechtung des 
Vertrages vom Oktober 1903 wegen Betrugs, Irrtums und 
Wuchers beruht. Die Anfechtung iſt unbegründet. (Wird im 
einzelnen ausgeführt; die Anwendung des § 138 BGB. wird 
verneint, weil es ſich nach der Sachlage um ein gewagtes 
Geſchäft handle). Darnach iſt die ganze Klage unbegründet. 
B. c. S., U. v. 29. Dez. 06, 521/05 I. — Braunſchweig. 

II. Preuffiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

20. 8 10 Abſ. 2 Enteignungs GG. verb. mit § 406 Abſ. 5, 
8 548 ZPO. Gegen die Ablehnung von Sachverſtändigen, die 
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durch Beſchluß für unbegründet erachtet worden iſt, kann nur 
ſofortige Beſchwerde, nicht Reviſion eingelegt werden. 
Mangelnde Begründung des Sachverſtändigengutachtens und 
des darauf beruhenden Urteils. Berückſichtigung der Qualität 
von Nichtbauland bei Ermittelung des Wertes von Bauland. 

Die Beklagten ſind Eigentümer eines 458 qm großen be⸗ 
bauten Grundſtücks Nr. 28a am Loospfad in C., das nach 
einer Fluchtlinienfeſtſetzung (Bebauungsplan) vom 10. Juli 1884 
zu einem öffentlichen Platze beſtimmt iſt. Zur Durchführung 
der neuen Fluchtlinie wurde gegen die Beklagten im Jahre 1902 
das Enteignungsverfahren eingeleitet. Der Bezirksausſchuß 
ſetzte durch Beſchluß vom 13. Juni 1902 die Entſchädigung auf 
23 500 Mark feſt. Hiergegen beſchritten ſowohl die Stadt⸗ 
gemeinde wie die Beklagten den Rechtsweg. Die Stadt ver⸗ 
langte Herabſetzung der Entſchädigung auf 12 600 Mark, die 
Beklagten Erhöhung auf 28 600 Mark. Das LG. ſprach den 
Bellagten eine Entſchädigung von 25 500 Mark zu. Das OLG. 
ſetzte die Entſchädigung auf 17 670 Mark herab. Das RG. 
hob auf: Bei der Feſtſetzung der den Beklagten zukommenden 
Entſchädigung haben der Bezirksausſchuß und das LG. den 
Grund und Boden — ohne die darauf ſtehenden Gebäude — 
mit 35 Mark für das Quadratmeter bewertet, was für die 
geſamte zu enteignende Grundfläche von 458 qm einen Betrag 
von 16 030 Mark ergibt. Das OLG. hat dieſen Entſchädigungs⸗ 
poſten auf 8 200 Mark herabgeſetzt. Hierauf allein beruht der ziffer⸗ 
mäßige Unterſchied in den Entſcheidungen der I. und II. Inſtanz. 
Das Berufungsurteil beruht auf dem Gutachten der ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen, die die Beklagten in der letzten 
mündlichen Verhandlung wegen Befangenheit abgelehnt haben. 
Auf die Nichtbeachtung dieſer Ablehnung kann ein Reviſions⸗ 
angriff mit Erfolg nicht geſtützt werden, da das Ablehnungs⸗ 
geſuch vom Berufungsgerichte in einem beſonderen Beſchluſſe 
für unbegründet erklärt worden iſt und die Beklagten den Be⸗ 
ſchluß mit dem allein zuläſſigen Rechtsmittel der ſofortigen 
Beſchwerde (S8 406 Abſ. 5, 548 ZPO.) nicht angefochten 
haben. Beachtung verdienen dagegen die von den Beklagten 
erhobenen materiellrechtlichen und prozeſſualen Einwendungen 


gegen die Richtigkeit des Gutachtens. Den Sachverſtändigen 


war durch Beweisbeſchluß aufgegeben worden, ein Gutachten 
darüber zu erſtatten, welchen Wert die enteigneten Flächen im 
Juni 1902 haben würden, wenn der Bebauungsplan vom 
1. Juli 1884 nicht exiſtiert hätte, wobei ſie davon ausgehen 
ſollten, daß die enteigneten Flächen zur Zeit der Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung Bauland waren. Sie haben darauf den Grund und 
Boden auf 17,50 Mark pro Quadratmeter, die ganze Fläche 
alſo auf nur 8 015 Mark geſchätzt. Die Bewertung auf 
8200 Mark im Berufungsurteile beruht darauf, daß die 
Klägerin ſelbſt dieſen Wert gelten läßt; im übrigen folgt das 
Urteil dem Gutachten der Sachverſtändigen. Es iſt nun zu⸗ 
zugeben, daß der Beweisbeſchluß von einer ganz zu⸗ 
treffenden Auffaſſung des 8 10 Abſ. 2 Enteignungs G. ausgeht; 
zweifelhaft iſt aber, ob dies auch von dem Gutachten gilt. 
Das Berufungsurteil erklärt, das übereinſtimmende Gutachten 
der Sachverſtändigen geht dahin, daß bei Streichung der 
durch den neuen Bebauungsplan eingetretenen Wert⸗ 
ſteigerung der Wert für Juni 1902 auf nur 17,50 Mark 
für das Quadratmeter zu bemeſſen ſei. Da die Sachverſtändigen 
als Wert für 1884 15 Mark pro Quadratmeter annehmen, ſo 
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ergibt ſich, daß faſt die ganze, in dem Zeitraum von 1884 bis 
1902 eingetretene Wertſteigerung nach ihrer Anſicht dem Be⸗ 
bauungsplan zuzuſchreiben iſt. Die Beklagten hatten nun be⸗ 
hauptet und zu beweiſen ſich erboten, daß den am Loospfad 
gelegenen Grundſtücken, und dem ihrigen ins beſondere, der neue 
Fluchtlinienplan nicht nur keinen Vorteil, ſondern eher Nachteil 
gebracht habe, daß ohne dieſen Plan der Wert ihres Grund⸗ 
ſtücks zufolge ſeiner Lage und der naturgemäßen Verkehrs⸗ 
entwicklung ebenſo hoch, wenn nicht noch höher, ſein würde, 
als er jetzt tatſächlich iſt. An ſich iſt dies ſehr wohl denkbar. 
Es iſt aber kaum anzunehmen, daß die Sachverſtändigen dieſe 
Behauptung geprüft und für unbegründet befunden haben; ihr 
Gutachten gewährt hierfür keinen Anhaltspunkt. Schon das 
Ergebnis, zu dem ſie gelangt ſind, muß Bedenken erregen. Sie 
nehmen für das Jahr 1902 einen Wert von 17,50 Mark pro 
Quadratmeter an, während die Klägerin ſelbſt davon ausgeht, 
daß der Grund und Boden ſchon im Jahre 1884 einen 
Wert von 17,90 Mark pro Quadratmeter gehabt habe. — Zu 
dieſer Erwägung von mehr allgemeiner Art geſellen ſich zwei 
beſondere, mit Beweis vertretene Behauptungen der Beklagten, 
denen das Berufungsgericht zu Unrecht die Erheblichkeit ab⸗ 
geſprochen hat. Die Beklagten behaupten, es ſei ihnen ſchon 
im Jahre 1883 für ihr Grundſtück ein Kaufpreis von 33000 Mark 
geboten worden. Das Berufungsgericht hält dies für unerheblich, 
weil der Kaufliebhaber beſondere Gründe für ſein hohes Preis⸗ 
gebot gehabt haben könne. Dies mag richtig ſein, erſchöpft 
aber den Beweisgehalt der behaupteten Tatſache nicht. Wenn 
auch die Annahme nahe liegt, daß der Preis von 33000 Mark, 
der den von den Beklagten im jetzigen Verfahren geforderten 
noch erheblich überfteigt, ein außer ordentlicher war, fo kann 
doch recht wohl dieſer hohe Preis gerade nur deshalb geboten 
worden ſein, weil der damalige Kaufliebhaber ſchon den ordent⸗ 
lichen Wert des Grundſtücks auf mindeſtens 25 000 Mark oder 
noch höher angeſchlagen hat. Der Schluß von jenem hohen 
Preisangebot auf einen Grundwert für das Jahr 1884, der 
den von den Sachverſtändigen angenommenen (von 15 Mark 
pro Quadratmeter) bedeutend überſteigt, iſt demnach naheliegend. 
Ferner haben die Beklagten behauptet, ſelbſt Nichtbauland 
ſei in der fraglichen Gegend ſchon 1884 mit 15 Mark und 1902 
mit 30 Mark pro Quadratmeter bezahlt worden. Das Be⸗ 
rufungsurteil bemerkt hierzu: dieſe Ausführung ſei nicht er⸗ 
heblich; wie es ſich mit den Wertverhältniſſen von Nichtbauland 
verhalte, könne vollſtändig dahingeſtellt bleiben, da vorliegend 
nur Bauland in Betracht komme. Allein der Beweiswert der 
behaupteten Tatſache liegt in ihrer Verbindung mit dem Er⸗ 
fahrungsſatze, daß Bauland regelmäßig ſehr viel teurer bezahlt 
wird als Nichtbauland. Wenn es wahr iſt, daß im Jahre 1884 
in der fraglichen Gegend Nichtbauland 15 Mark pro Quadrat⸗ 
meter koſtete, ſo werden ſich die Sachverſtändigen mit dieſer 
Tatſache, mit der ihr Gutachten nicht wohl vereinbar iſt, aus⸗ 
einanderſetzen müſſen. R. c. Stadtgemeinde C., U. v. 4. Dez. 06, 
36/06 VII. — Cöln. 

III. Das Rheiniſche Recht. 

21. Nach franzöſiſchem Recht tritt im Fall eines kon⸗ 
kurrierenden Verſchuldens eine Teilung der Schadenstragung 
nicht ein; cfr. dagegen JW. 06, 297. 

Das OLG. hat angenommen, daß in dem von dem Be: 
klagten als Notar aufgenommenen Akte vom 1. Auguſt 1893 
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die Eheleute Sch. ihrem Gläubiger, dem heutigen Kläger und 
Reviſions beklagten, eine Kredithypothek bis zur Höhe von 
2000 Mark beſtellt hatten. In dem Umſtande, daß der Be 
klagte in dem von ihm dem Hypothekenamte eingereichten 
Bordereau die Einſchreibung nicht für dieſen ganzen Kredit, 
ſondern nur für einen ſolchen in Höhe von 226,56 Mark be⸗ 
antragt hatte, findet es ein Verſchulden des Beklagten, welches 
denſelben dem Kläger für u Schaden verantwortlich 
mache, den dieſer durch den Ausfall ſeiner Hypothek bei der 
Verteilung des Zwangsverſteigerungserlöſes über den Betrag 
von 226,56 Mark hinaus erlitten hat. Der Beklagte hat zur 
Begründung ſeines Reviſionsantrags mit Rückſicht darauf, daß 
das LG. ein eigenes Verſchulden des Klägers, dem das 
Bordereau und die Einſchreibung mitgeteilt worden war, an⸗ 
genommen hatte, unter Verweiſung auf eine Entſcheidung des 
VI. 3S., mitgeteilt in JW. 06, 297, geltend gemacht, es 
habe vom OLG. mindeſtens geprüft und erörtert werden müſſen, 
ob nicht ein konkurrierendes Verſchulden des Beklagten und 
des Klägers anzunehmen ſei, und danach eine Teilung der 
Haftbarkeit in der Art, wie ſie 8 254 BGB. vorſehe, ein⸗ 
treten müſſe. Demgegenüber hält der Senat an feiner bis⸗ 
herigen Rechtſprechung dahin feſt, daß nach franzöſiſchem Recht 
im Falle eines konkurrierenden Verſchuldens eine Teilung der 
Schadenstragung nicht eintritt, daß vielmehr in ſolchen Fällen 
zu entſcheiden iſt, auf welcher Seite die eigentliche Urſache der 
Schadenszufügung alſo das Hauptverſchulden liegt, und daß 
dieſe Seite den ganzen Schaden zu tragen hat. Um bei dieſer 
rechtlichen Annahme zu bleiben, bedarf es der Herbeiführung 
einer Plenarentſcheidung der Zwilſenate nicht, da das Urteil 
des VI. Senats für das in einem ausländiſchen Gebiete, dem 
neutralen Gebiete von Moresnet, geltende, übrigens nicht 
revifibele, Recht ergangen if. W. c. St., U. v. 21. Dez. 06, 
241/06 II. — Darmſtadt. 
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Vom Oberverwaltungsgericht.“ 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres zu Berlin. 


4. Kommunalabgabengeſetz. Begriff der nachträg⸗ 
lichen Veranlagung. 

Es fragt ſich, ob den Gemeinden nach dem Kommunal⸗ 
abgabengeſetz ſchlechthin eine nachträgliche Veranlagung — ab⸗ 
geſehen von den Fällen der Übergehung oder ſteuerfreien 
Veranlagung — unterſagt iſt, oder ob eine ſolche Nach⸗ 
veranlagung nur bei unveränderten Verhältniſſen unzuläſſig iſt, 
alſo erfolgen kann, wenn nach der erſten Veranlagung im Laufe 
des Steuerjahres Umſtände eingetreten ſind, die eine ſubjektive 
Steuerpflicht des Zenſiten neu begründen; ob insbeſondere in 
dem Falle, wo jemand bei der erſten Veranlagung nur forenſal⸗ 
ſteuerpflichtig war, dann aber in der Gemeinde einen Wohnſitz 
oder ein die Steuerpflicht begründendes Aufenthaltsverhältnis 
begründet hat, nachträgliche Veranlagung zuläſſig oder un⸗ 
zuläſſig iſt. 

Die Frage iſt im Sinne der erſten Alternative zu beant⸗ 
worten. Von einer eigentlichen Nach forderung, insbeſondere 
von einer Nachforderung wegen zu geringer Veranlagung, kann 
nicht die Rede ſein, wenn die erſte Veranlagung richtig war 
und erft hinterher Umſtände eingetreten find, die die ſubjektive 
Steuerpflicht des Zenſiten aus einem anderen Geſichtspunkte 
begründen. Es iſt nicht abzuſehen, weshalb in dieſem Falle 
die Gemeinde ihres Steuerrechts verluſtig gehen ſollte. Der 
8 84 des Kommunalabgabengeſetzes, auf deſſen Inhalt die Uns 
zuläſſigkeit der nachträglichen Veranlagung wegen zu geringer 
Veranlagung geſtützt wird, hat, wie der Wortlaut ausweiſt, 
nur ſolche Fälle im Auge, wo „entgegen den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes“ gehandelt iſt, wo alſo entgegen den Vorſchriften des 
Kommunalabgabengeſetzes der Steuerpflichtige übergangen oder 
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ſteuerfrei geblieben oder zu gering veranlagt iſt; in den beiden 
erſten Fällen ſoll eine nachträgliche Veranlagung ſtattfinden, 
im dritten Falle nicht. Magiſtrat zu P. 6. W., U. v. 3. Juli 06, 
II 1438. Rep. Nr. II C. 198/06. Bezirksausſchuß Danzig. 
5. Vorflutgeſetz. 
Das Merkpfahlſetzungsverfahren ſindet nach dem Vorflut⸗ 
eſetz vom 15. November 1811 nur noch bei ſolchen Anlagen 

tt. die vor dem Erlaß der preußiſchen GewO. errichtet und 
ſeitdem ohne eine weſentliche 1 der Betriebsſtätte im 
Sinne des § 36 der preußiſchen GewO. und des S 10 des 
Geſetzes vom 1. Juli 1861, betr. die Errichtung gewerblicher 
Anlagen, oder des S 25 RGewdo. geblieben find. So auch 
das Urteil vom 18. Mai 1903 (OVG. 43, 263). Wenn 
aber das Merkpfahlſetzungsverfahren nicht gegeben wäre, ſo 
würde daraus zugleich die Unzuläſſigkeit der von den Parteien 
geſtellten Anträge folgen. Denn Streitigkeiten darüber, ob die 
Höhe des Waſſerſtandes in rechtsverbindlicher und deutlicher 
Weiſe beſtimmt ſei, unterliegen der Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren nur dann, wenn ſie im Laufe eines zur 
Feſtſtellung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken ein⸗ 
geleiteten adminiſtrativen Verfahrens entſtanden ſind (ſiehe das 
Urteil des Gerichtshofs vom 6. Mai 1895, Entſch. Bd. 28 
S. 275 und die Entſch. des RG. vom 26. Oktober 1898, 
PrVerwBl. 20, 150). 

Hiernach hätte der Vorderrichter die in den Alten er: 
wähnte, für die Entſcheidung maßgebende Tatſache, ob bei dem 
Neubau der Mühle eine Turbine angebracht iſt oder nicht, be: 
rückſichtigen müſſen. Da er dies nicht getan hat, ſo muß das 
Vorderurteil der Aufhebung unterliegen ($ 94 des Landes: 
. Fürſt S. c. W. und Gen., U. v. 27. Sept. 06, 
III 1871. Rep. Nr. III C 197/05. Bezirksausſchuß Münſter. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 behandelt unter Behandlung und Anregung 
intereſſanter Rechtsfragen den Schadenserſatzanſpruch eines ver⸗ 
unglückten Automobilfahrgaſtes, dem die Mufahrt bei einer 
von einem Automobilklub veranſtalteten „Zuverläſſigkeitsfahrt“ 
von dem beklagten Automobilwerke unentgeltlich in der Annahme 
geſtattet worden war, daß er vielleicht einen Kraftwagen kaufen 
würde. 

Entſch. Nr. 2 erkennt die cxceptio doli generalis auch 
für das Recht des BGB. an. 

Entſch. Nr. 3 läßt den Untervermieter nur für die Un⸗ 
mangelhaftigkeit (sic!) ſeines Mietrechts, nicht aber, von be⸗ 
ſonderen Umſtänden abgeſehen, dafür haften, daß die Unter⸗ 
miete infolge einer ſchuldenhalber erfolgenden Zwangsvollſtreckung 
des Grundſtücks ein vorzeitiges Ende findet. 

Der Mieter verliert, wie in Entſch. Nr. 4 dargelegt wird, 
dadurch, daß er von feinem Kündigungsrechte aus §S 542 BGB. 
wegen nicht rechtzeitiger Gewährung oder Entziehung des 
vertragsmäßigen Gebrauchs der Mietſache Gebrauch macht, 
ſeine Schadenserſatzanſprüche, die ihm vor der Kündigung er⸗ 
wachſen ſind, ſelbſt dann nicht, wenn die den Umfang und 
Betrag des Schadens beſtimmenden Tatſachen ſich erſt nach der 
Kündigung verwirklichen. 

niſch. Nr. 7 behandelt die obligations⸗ und ſachenrechtliche 
Bedeutung der Abtretung einer Teilhypothek in Verbindung 
mit der Abtretung des Anſpruchs gegen den bisherigen 
Hypothekengläubiger auf Herausgabe des Hypothekenbriefs 
zwecks Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs und der Einigung 
über Aushändigung des zu bildenden Teilhypothekenbriefs an 
den neuen Gläubiger, wenn es zu einer Einreichung des in⸗ 
zwiſchen kaſſierten Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt nicht 
gekommen iſt. Der entſchiedene Fall gab ferner Anlaß zur Er⸗ 
örterung des Rechtsverhältniſſes, das durch die inzwiſchen erfolgte 
Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Zedenten und 
den Eintritt des Konkurs verwalters geſchaffen wurde. N. 
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Zur Eingabe des Kammervorſtandes zu Nürnberg. 
Von Juſtizrat Boehm, Sagan. 


Auf S. 93 d. Z. iſt eine Eingabe des Vorſtandes der 
Anwaltskammer zu Nürnberg an das Königliche Bayeriſche 
Juſtizminiſterium abgedruckt, welche ſich mit Erweiterung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit beſchäftigt. Wenngleich dabei in 
erſter Reihe eine Einwirkung auf Bayern bezweckt wird, ſo ſoll 
doch durch Vermittelung des Bayeriſchen Miniſteriums darauf 
hingewirkt werden, daß die beabſichtigte Erweiterung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit unterbleibt. Inſofern hat die Ein⸗ 
gabe allgemeine Bedeutung und verdient auch Beachtung außer⸗ 
halb Bayerns. Dieſe Eingabe enthält mehrfache Behaaptungen, 
die mit Stillſchweigen nicht übergangen werden können, weil 
ſonſt der Anſchein erweckt werden würde, als ob die Anwalt⸗ 
ſchaft in ihrer Allgemeinheit mit den in der Eingabe gemachten 
Aus führungen übereinſtimmte. Eine nach allen Richtungen er⸗ 
ſchöpfende Erörterung der in Betracht kommenden Fragen wird 
nicht beabſichtigt. Nur einzelne Punkte ſollen hervorgehoben 
werden. 

1. Die Behauptung zu IV 2 der Eingabe, die Anwälte 
an den AG. würden im Durchſchnitt den erhöhten Anforderungen 
an Kenntnis und Erfahrung namentlich bezüglich der Anwendun ing 
des HGB. und feiner Nebengeſetze nicht genügen muß höchſt 
eigentümlich berühren. Schließlich hängt doch die Tüchtigkeit 
eines Anwalts nicht davon ab, ob er beim LG. oder beim AG. 
zugelaſſen iſt. Alle Anwälte, gleichviel welchen Wohnſitz ſie 
haben, beſitzen dieſelbe Vorbildung, müſſen alſo von Hauſe aus 
in der Lage ſein, in der gleichen Weiſe alle Rechtsgebiete zu 
beherrſchen. Nun verkenne ich nicht, daß eine eingehende und 
ſtetige Beſchäftigung mit gewiſſen Spezialfragen dem damit be⸗ 
faßten Anwalt eine größere Erfahrung verſchafft und ihm des⸗ 
halb die Beantwortung der auf dieſes Gebiet bezüglichen Fragen 
erleichtert. Das wird aber immer nur für einige wenige in 
den großen Handelszentren anſäſſigen Anwälte oder für ſolche 
Anwälte gelten, die ſich mit ganz ſpeziellen Gebieten z. B. dem 
Patentrecht befaſſen. Abgeſehen hiervon glaube ich für mich 
und die überwiegende Mehrzahl der Kollegen an den AG. ohne 
Uberhebung die Behauptung aufſtellen zu können, daß wir über 
die landläufigen Fragen des Handelsrechts, des Geſetzes über 
unlauteren Wettbewerb, des Urheberrechts uſw. ebenſo gut 


Beſcheid geben können, wie jeder am LG. zugelaſſene Anwalt. 
Die Eingabe überſieht, daß der geſchäftliche Verkehr und die 
Induſtrie ſich nicht darum kümmert, ob an den betreffenden Orten 
ein LG. oder AG. iſt, und daß es deshalb außerordentlich zahl⸗ 
reiche AG. gibt, in welchen der dort anſäſſige Anwalt mit 
Rückſicht auf die induſtrielle Entwicklung des Ortes mit dem 
HGB. und ſeinen Nebengeſetzen öfter befaßt wird, als der 
Anwalt in einem Landgerichtsort, zu welchem eine überwiegend 
landwirtſchaftliche Bevölkerung gehört. Ein Vergleich zwiſchen 
dem induſtriell hoch entwickelten Königreich Sachſen und der 
Provinz Poſen dürfte die Richtigkeit meiner Behauptung ohne 
weiteres beſtätigen. Dazu kommt in den Ländern, in welchen 
Anwaltſchaft und Notariat verbunden ſind, die Tatſache, daß 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit insbeſondere 
bei der Bearbeitung der Grundbuchſachen, Familien⸗ und Nach⸗ 
laßſachen außerordentlich zahlreiche Streitfragen vorkommen, 
welche ſich auf alle Rechtsgebiete erſtrecken und dem Rechts⸗ 
anwalt und Notar Veranlaſſung geben, ſich mit dem Inhalt 
der verſchiedenſten Geſetze eingehend vertraut zu machen. Da⸗ 
bei ſind die Objekte bei dieſen Sachen und die damit verbundene 
Verantwortung erheblich größer, als bei den Prozeſſen, welche 
jetzt den AG. übertragen werden ſollen. Oder glaubt der Ver⸗ 
faſſer der Eingabe, daß es ſchwerer ſei, eine Kauf⸗ oder Dar⸗ 
lehnsklage oder eine Wechſelklage über 900 Mark anzuſtellen 
als das Protokoll in einer Generalverſammlung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft zu führen, einen Vertrag über Gründung einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu entwerfen, ein Teſtament 
anzufertigen uſw.? Man ſieht, daß die Eingabe an einer ſehr 
bedenklichen Verallgemeinerung leidet. Wenn im einzelnen 
Falle der Anwalt ſich mit einer Rechtsmaterie weniger befaßt 
hat, gibt es glücklicherweiſe über alle Geſetze genügend Kommen⸗ 
tare. Jeder Anwalt iſt daher auf Grund der vorhandenen 
Literatur ohne weiteres in der Lage, ſich über Fragen, die ihm 
ſeltener in der Praxis vorkommen, eingehend informieren zu 
können. Wäre das Urteil der Anwaltskammer Nürnberg zu⸗ 
treffend, ſo müßte daraus der entgegengeſetzte Schluß gezogen 
werden; es müßte darauf hingewirkt werden, jede Einſeitigkeit 
bei den Anwälten zu verhindern und die Anwälte deshalb auch 
mit ſolchen Materien vertraut zu machen, die ihnen ſeltener 
vorkommen. Denn nur der Anwalt wird ſeine Aufgabe voll 
und ganz erfüllen, der ſtets auf der Höhe bleibt und die 
16 


122 


— — lo — —— — — 


Parteien über alle Fragen, welche an ihn geſtellt werden, be⸗ 
raten kann. Stillſtand bedeutet auch hier Rückgang. Schließ⸗ 
lich überſieht die Eingabe, daß die von ihr erwähnten Sachen 
doch nur einen verſchwindend geringen Bruchteil der Progeſſe 
ausmachen. Es genügt, die Preußiſche Juſtizſtatiſtik (vgl. z. B. 
IM Bl. 05, 195) zur Hand zu nehmen, aus der ſich ergibt, 
daß mehr als zwei Fünftel aller Sachen durch Verſäumnis und 
Anerkenntnis erledigt werden. 

Unter dieſem Geſichtspunkt wird auch ſeitens der Anwalts⸗ 
kammer hervorgehoben, daß die Kammern für Handelsſachen 
eine gewiſſe Abung beſitzen und ſtets Sachverſtändige an der 
Hand haben. Demgegenüber genügt es darauf hinzuweiſen, 
daß die Zahl der Kammern für Handelsſachen im Verhältnis 
zu den LG. eine ſehr geringe iſt. So zähle ich beiſpielsweiſe 
im Bezirk des KG. 10 LG. und nur bei 3 davon Kammern 
für Handelsſachen, im Bezirk des OLG. Breslau bei 14 LG. 
nur an 3 derſelben Kammern für Handelssachen, während im 
Bezirk des OLG. Nürnberg von 6 LG. 2 Kammern für Handels⸗ 
ſachen nicht beſitzen. 

2. Die Anwälte am AG. ſollen nach Inhalt der Eingabe 
ein tatſächliches Monopol haben. Worin beſteht denn dieſes 
Monopol? Etwa darin, daß jeder im Deutſchen Reiche an⸗ 
ſäſſige Anwalt, jeder Rechtskonſulent, ja ſogar jede Partei 
Klagen bei dem AG. anhängig machen kann? Oder etwa darin, 
daß um den Anwalt am AG. eine große chineſiſche Mauer 
gezogen iſt, an der überall die Aufſchrift ſteht: „Nicht über 
300 Mark“. Anſcheinend ſoll das Monopol darin gefunden 
werden, daß die Zahl der Anwälte am AG. geringer iſt. Das 
wird aber wohl ſeinen natürlichen Grund haben. Wie im 
ganzen wirtſchaftlichen Leben, ſo regelt ſich auch bei den An⸗ 
wälten an den AG. die Niederlaſſung nach dem Bedürfnis. 
Es iſt charakteriſtiſch, daß gerade im Bezirk des OLG. Nürn⸗ 
berg zahlreiche AG. mit 2 und ſelbſt 3 Amtsrichtern keinen 
Anwalt haben. Das iſt wohl der beſte Beweis dafür, daß es 
mit dem ſogenannten Monopol nichts iſt und daß niemand 
wagt, ſich an dieſen Gerichten, obwohl er dort Konkurrenz nicht 
zu befürchten hätte, niederzulaſſen, offenbar, weil er auf ein 
genügendes Einkommen nicht zu rechnen hat. Hierzu trägt die 
Tatſache bei, daß bei einem ſehr erheblichen Prozentſatz der bei 
den AG. anhängig gemachten Sachen die Klagen von aus⸗ 
wärtigen Anwälten eingereicht werden. Viele derſelben erledigen 
ſich vor dem Termine, bei den anderen hat der Anwalt am 
AG. nur den Termin wahrzunehmen und verdient deshalb von 
den an ſich geringen Gebühren nur einen Bruchteil. Aberall 
dort, wo den Anwälten am AG. durch Verteilung des Notariats 
eine Exiſtenzmöglichkeit gegeben iſt, liegen die Verhältniſſe 
günſtiger. 

3. Der Anwalt am AG. ſoll ganz geringe fachliche Aus⸗ 
gaben haben. Auch hier enthält die Eingabe eine bedenkliche 
Verallgemeinerung. Gewiß beſtehen Verſchiedenheiten in den 
Mietspreiſen, in den Gehältern der Bureaubeamten. Dieſe 
Verſchiedenheiten werden aber ebenſo bei den Anwälten an den LG. 
z. B. bei den Anwälten in München, Köln, Berlin, Meſeritz, 
Oſtrowo, Konitz ſich geltend machen. Sie ſind alſo unabhängig 
davon, ob ein Anwalt am AG. oder LG. zugelaſſen iſt. Zahl⸗ 
reiche AG. ſind in Orten mit größerer Bevölkerungszahl als 
Landgerichtsſitze. Hunderte von Anwälten an den AG. werden 
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feſtſtellen können, daß ihre Bureaukoſten um nichts hinter den 
der benachbarten Landgerichtskollegen zurückſtehen. Dabei iſt 
zu beachten, daß ein Anwalt am AG., der annähernd dasſelbe 
Einkommen haben will, wie ſein Kollege am LG., eine erheblich 
größere Zahl von Sachen bearbeiten muß, ſodaß hiermit not⸗ 
wendig größere Schreibarbeit, ein größeres Perſonal und des⸗ 
halb größere Koſten verbunden find. 

4. Der Amtsgerichtsanwalt ſoll aus den Reiſeſpeſen nicht 
unweſentliche wirtſchaftliche Vorteile haben. Es muß wirklich 
ſchon ein ganz junger und ſehr wenig beſchäftigter Anwalt ſein, der 
auf die Reiſetätigkeit beſonderen Wert legt. Die 12 Mark 
Tagegelder können nicht verlockend wirken, denn ſie decken bei 
der überwiegenden Mehrzahl der Anwälte nicht die täglichen 
Bureaukoſten. Es iſt ausgeſchloſſen, daß ſich der Anwalt von 
ſeinem Wohnſitz häufiger entfernt. Denn das Publikum, welches 
einen Anwalt öfter nicht antrifft, wendet ſich ſehr bald einem 
andern Anwalt zu. Bei den Amtsgerichtsanwälten verbietet 
ſich die häuſigere Abweſenheit durch den Mangel an Vertretung 
und dadurch, daß das Publikum häufig den Terminen beiwohnt 
und auf dieſe Weiſe eine wirkſame Kontrolle über den Anwalt 
ausübt. Anders liegt es nach dieſer Richtung bei den Anwälten 
an den LG. 

5. Die Eingabe ſelbſt bringt die Meinung zum Ausdruck, 
daß die Gebühren in den erſten vier Gebührenklaſſen der Amts⸗ 
gerichtsſachen „kärglich und unwürdig“ find. Trotzdem wird 
daraus der Schluß gezogen, daß abes beim alten bleiben, den 
Anwälten am AG. alſo nicht die Möglichkeit gegeben werden 
ſoll, eine Entſchädigung für die unwürdige und kärgliche Be⸗ 
zahlung durch die Einnahmen aus den größeren Streitwerten 
zu erlangen. In Verbindung hiermit darf noch darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die Anwälte an den AG. bei den Beweis⸗ 
aufnahmen in weit erheblicherem Umfange mitwirken, als die 
Kollegen an den LG.; denn bei dieſen findet die Beweis⸗ 
aufnahme meiſt durch Erſuchen der zuſtändigen AG. ſtatt. Ich 
kann aus 25 jähriger Praxis beſtätigen, daß in zahlreichen 
Sachen die auf die Beweisaufnahme verwendete Zeit nicht ſo 
bezahlt wird, als einem Dienſtmann ſeine Zeit entſchädigt wird. 

6. Schon die hier hervorgehobenen Geſichtspunkte ergeben, 
daß es weſentlich verſchiedene Intereſſenſphären zwiſchen den 
Anwälten an den LG. und AG. gibt. Dieſe Verſchiedenheit 
hat auch zur Gründung eines beſonderen Vereins der Amts⸗ 
gerichtsanwälte geführt. Ein Vertuſchen dieſer Tatſache hat 
keinen Zweck. Es iſt im Gegenteil gut, dies offen auszuſprechen, 
weil dadurch vielleicht weitere Kreiſe der Kollegen zu der Über⸗ 
zeugung kommen werden, daß eine wirkliche Beſſerung und eine 
vollſtändige Beſeitigung der Gegenſätze nur erreicht werden 
kann, wenn das Lokaliſierungsprinzip aufgegeben wird. 
Aber die Ungerechtigkeit dieſes Lokaliſierungsprinzips habe ich 
mich ſchon früher (vgl. die DIZ. 97, 235) ausgeſprochen. Wenn 
auch nach meiner Auffaſſung eine Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der AG. mit Rückſicht auf den geſunkenen Geldwert, mit Rück⸗ 
ſicht auf die guten Erfahrungen, welche mit dem Einzelrichter 
auf dem großen Gebiete der freiwilligen Gerichtsharkeit ge⸗ 
macht find und mit Rückſicht auf die Verhältniſſe anderer 
Länder geboten iſt, ſo werden unabhängig davon die an den 
AG. zugelaſſenen Anwälte aus ideellen Gründen die Gleich⸗ 
ſtellung mit den Kollegen an den LG., d. h. alſo die Zulaſſung 
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an dieſen Gerichten erſtreben müſſen. Ich perſönlich würde 
noch viel radikaler fein und vorſchlagen, in dem 8 78 ZRO. 
die Worte 
„bei dem Prozeßgerichte“ 

ganz zu ſtreichen. Es würde genügen, wenn der Anwaltzwang 
als ſolcher beſteht, ſodaß jeder deutſche Anwalt bei jedem 
deutſchen Gericht Klagen, Beſchwerden uſw. einreichen könnte. 
Wie jetzt bei den AG. würde ſich dann auch bei den LG. ſehr bald 
die Sache regeln. Das Publikum würde davon nur Vorteil 
haben; denn es würde erheblich an Koſten ſparen. Eine weſent⸗ 
liche Verſchiebung der Einkünfte der Anwälte würde durch ſolche 
Anderung kaum eintreten. 

7. Zum Schluß noch folgende Bemerkung: Wie ich ſehe, 
ſind in den Vorſtänden der Anwaltskammern die nur bei den 
AG. zugelaſſenen Anwälte gar nicht vertreten. Mit Rückſicht 
auf die große Zahl ſolcher Anwälte erſcheint dies befremdlich. 
Wäre ſolche Vertretung vorhanden, dann würden meines Er⸗ 
achtens derartige tatſächlich unzutreffende Verallgemeinerungen, 
wie ſie die Eingabe enthält, nicht vorkommen. Sache der 
Kollegen an den AG. wird es ſein, dafür zu ſorgen, daß ſie 
eine ihrer Zahl entſprechende Vertretung in den Vorſtänden 
der Anwaltskammern finden. Durch ſolche Vertretung werden 
die vor handenen Gegenſätze nicht verſchärft, ſondern eher ge⸗ 
mildert. 


— — — 


Beſteht für das vor ein Landgericht gehörende 
Ablehnungsgeſuch gegen einen Schiedsrichter 
Anwaltszwang? 

Von Landrichter Profeſſor Dr. Kleineidam, Poſen. 


Dieſe Frage iſt, ſoweit ich ſehen kann, von den Kommen⸗ 
tatoren der ZPO. auch für das gegenwärtige Recht bejaht, jo 
z B. Gaupp⸗Stein zu 8 1045 mit direkten Worten gerade 
für das Ablehnungsgeſuch, von Peterſen⸗Anger wenigſtens im⸗ 
plicite, indem für das ganze Verfahren der Anwaltszwang als 
beſtehend bezeichnet wird. Und dies alles, trotzdem der 5 44 
Abſ. 1 ZPO. hinſichtlich des Ablehnungsgeſuchs gegen einen 
(beamteten) Richter Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
und mithin gemäß 8 78 Abſ. 2 ZPO. Freiheit vom Anwalts⸗ 
zwange zuläßt. 

Die Grundlage dieſer allgemein vertretenen Auffaſſung iſt 
die bekannte Entſcheidung des RG. vom 7. Februar 1885 
(RG. 13, 349 ff.), welche ausdrücklich erklärt, daß die all⸗ 
gemeinen Verfahrens- und Entſcheidungsnormen für die Ab: 
lehnung eines Richters, wie ſie in den 88 44 Abſ. 1, 2, 3; 
45, 46 ZPO. gegeben find, auf den Fall der Ablehnung eines 
Schiedsrichters gar nicht, auch nicht entſprechend, anwendbar 
ſeien „und zwar ſelbſtverſtändlich nicht, weil das Schiedsgericht 
über die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit, der ſchiedsrichterlichen 
Funktionen gar nicht zu entſcheiden hat“. Gemäß dieſem all⸗ 
gemeinen Grundſatze wird dann in dem ſpeziellen Falle ins⸗ 
beſondere die Anwendbarkeit der im 8 44 Abſ. 3 vorgeſchriebenen 
dienſtlichen Außerung des abgelehnten Richters über den Ab⸗ 
lehnungsgrund und deren Bedeutung für die ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidungen des beamteten Gerichts verneint. 
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Genau betrachtet ſcheint mir dieſer vom RG. gegebene 
Grund die Beſtimmung des Abſ. 1 von 8 44 ZPO. gar nicht 
mit zu treffen. Die Form des Ablehnungsgeſuches hat doch 
mit der materiellen Entſcheidung über die Vorausſetzungen 
der Zuläſſigkeit der ſchieds richterlichen Funktionen nichts zu tum. 
Trotzdem iſt allerdings die Anſicht des RG., daß auch Abſ. 1 
des 8 44 3 PO. für das Ablehnungsgeſuch eines Schiedsrichters 
unanwendbar ſei, für das Recht vor 1900 ſicher richtig. Nur 
wird dieſe Richtigkeit meines Erachtens nicht durch den an⸗ 
gegebenen Grund geſtützt, ſondern vielmehr dadurch, daß vor 
1900 das ganze ſchiedsrichterliche Ablehnungsgeſuch und Ber: 
fahren durch den 8 871 ZPO. über die einfachen Formen des 
bloßen Ablehnungsgeſuches hinausgehoben und in die um⸗ 
ſtändlicheren Formen der ordnungsmäßigen Klage nebſt an⸗ 
ſchließendem regulären Rechts ſtreit gezwängt worden war. Das 
durch war von ſelbſt eine Anwendung der nur für das einſache 
Geſuchs⸗ und Beſchlußverfahren berechneten Vorſchrift des § 44 
Abſ. 1 ausgeſchloſſen. Das RG. ſelbſt betont auch in den 
weiteren Ausführungen der zitierten Entſcheidung ſtets dieſe 
damalige Form des Verfahrens. Wie aber ſteht es jetzt, nach⸗ 
dem die Novelle das Ablehnungsverfahren und ⸗geſuch auch 
gegen den Schiedsrichter von der ſchweren Form der Klage 
befreit und in das einfache Beſchlußverfahren umgeformt hat? 
Da iſt dieſer Grund für eine beſondere Behandlung des ſchieds⸗ 
richterlichen Ablehnungsverfahrens auch in dieſer Hinſicht weg⸗ 
gefallen. Es iſt deshalb meines Erachtens jetzt ſchlechterdings 
nicht mehr einzuſehen, warum die Beſtimmung des § 44 Abſ. 1 
3PO. nicht wenigſtens analog für die Ablehnung eines Schieds⸗ 
richters Geltung haben ſoll und kann. Praktiſch iſt es doch 
jedenfalls nicht, daß die Parteien, welche vor dem Schieds⸗ 
gericht perſönlich oder wenigſtens ohne Rechtsanwalt verhandeln, 
lediglich zur Durchſührung eines Ablehnungsgeſuches gezwungen 
werden einen Rechtsanwalt bei dem zuſtändigen LG. zu nehmen. 
Ein weſentlicher Teil der durch die Novelle erſtrebten Ver⸗ 
einfachung des Ablehnungsverfahrens geht dadurch verloren. 
Der abnorme Zuſtand, daß für das Ablehnungsgeſuch bei jedem, 
auch dem höchſten, beamteten Gerichte der Anwaltszwang 
nicht beſteht, bei dem Schiedsgerichte aber in landgerichtlichen 
Sachen unter allen Umſtänden gelten ſoll, wird durch die 
herrſchende Anſicht dauernd forterhalten, ohne daß das die 
Eigenart des Ablehnungsverfahrens noch, wie früher, recht⸗ 
fertigte. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 21. Januar bis 
9. Februar 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

1. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 169, 170 EGBEB., 8 852 BGB. verb. mit 
88 96, 97 UVG. von 1884 und $ 138 Abſ. 1 des neuen 
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VG. vom 1. Oktober 1900. Haftung des Rechtsanwalts 
wegen Verſchulden. Die Beſtimmungen des EGBGB. hin⸗ 
ſichtlich der Verjährung betreffen nicht nur das BGB., 
ſondern alle von Verjährung handelnden Geſetze. Ver⸗ 
jährung der Negreßanſprüche der Berufsgenoſſenſchaften gegen 
die bei ihr Verficherten.] 

Am 19. September 1900 ſind durch den Einſturz eines 
Neubaus mehrere Arbeiter verunglückt, von welchen vier bei 
der klagenden Baugewerksberufsgenoſſenſchaft verſichert waren, 
der infolgedeſſen erhebliche Aufwendungen erwachſen find. 
Wegen des Unfalles wurde alsbald gegen den Maurermeiſter 
K. ein Strafverfahren eingeleitet, aber wegen deſſen am 
18. Januar 1901 erfolgten Todes eingeſtellt. Darauf erhob die 
Klägerin, vertreten durch den jetzt Beklagten Rechtsanwalt N., 
gegen die Erben K. Klage auf Erſatz ihrer Aufwendungen, 
welcher die Erben K., da die Klage erſt am 18. Februar 1903 
zugeſtellt war, vor allem den Einwand der Verjährung ent⸗ 
gegenſtellten. Das Berufungsgericht erachtete an ſich den An⸗ 
ſpruch für begründet, wies aber die Klage wegen Verjährung 
ab. Das NG. verwarf die Reviſion der Klägerin. Es führte 
aus, daß die Anwendung der Art. 169, 170 EGBGB. auf 
Fälle vorliegender Art gerechtfertigt ſei, und daß, wenn man auch 
Bedenken tragen ſollte, die neuen Verjährungsvorſchriften vom 
1. Oktober 1900 ab zu berechnen, doch jedenfalls der Beginn 
der Verjährung vom Todestage des K. ab, von welchem Zeit⸗ 
punkt auch nach früherem Recht der Regreßanſpruch der Ge⸗ 
noſſenſchaft hätte geltend gemacht werden können, als eingetreten 
angenommen werden könne, ſpäteſtens alſo vom 19. Januar 1901 
ab die Verjährungsirift gegen die Klägerin gelaufen habe, und 
daher, möge man die achtzehnmonatige Friſt des § 96 Abſ. 4 
des alten oder die zweijährige des 8 138 Abſ. 1 des neuen 
UVG. als die maßgebende anſehen, jedenfalls die Klage vor 
der erſt am 18. Februar 1903 erfolgten Zuſtellung derſelben 
verjährt geweſen ſei. Nunmehr erhob Klägerin die jetzt vor⸗ 
liegende Klage gegen ihren früheren Prozeßbevollmächtigten auf 
Erſatz alles ihres durch den Verluſt des Progzeſſes erwachſenen 
Schadens, weil dieſer Verluſt durch die von ihm verzögerte Zu⸗ 
ſtellung der Klage verurſacht ſei. Das Berufungsgericht hat 
die Klage abgewieſen, weil ſich dem Beklagten ein kauſales 
Verſchulden nicht nachweiſen laſſe. Das RG. habe keineswegs 
ausgeſprochen, daß die Verjährung am 19. Januar 1903 ab⸗ 
gelaufen ſei, ſondern nur, daß dies ſpäteſtens an dieſem Tage 
der Fall geweſen ſei, und ausdrücklich offen gelaſſen, ob dies 
nicht bereits 18 Monate vor dem Inkrafttreten des neuen Ge⸗ 
ſctzes vom 1. Oktober 1900, alſo am 1. April 1902, oder 
18 Monate nach dem am 18. Januar 1901 erfolgten Todes K., 
alſo am 19. Juli 1902, oder 2 Jahre nach dem Inkrafttreten 
des neuen Geſetzes, alſo am 1. Oktober 1902 geſchehen ſei. 
Nehme man aber den erſten Fall als richtig an, ſo ſei ein 
kauſales Verſchulden ausgeſchloſſen, weil dann Beklagter, der 
erſt im Mai 1902 Prozeßvollmacht erhalten habe, die bereits 
eingetretene Verjährung unmöglich verſchuldet habe. Aber auch 
im zweiten Falle laſſe ſich mit Rückſicht auf die ihm zunächſt 
aufgetragenen Vergleichsverhandlungen und die Kürze der Zeit 
ein Verſchulden nicht annehmen. Da es ſich nun im vor⸗ 
liegenden Falle um den ungünſtigen Ausgang eines konkreten 
Rechtsſtreils, für den Beklagter verantwortlich gemacht werde, 
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handle, ſei für den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen etwaigem 
Verſchulden und eingetretenem Erfolg maßgebend nicht ſowohl, 
welche Beurteilung der damals ſtreitig geweſenen Rechtsfrage 
jetzt als die richtige anzuſehen ſei, als vielmehr, welche Stellung 
damals das den Prozeß endgültig erledigende RG. zu der 
Rechtsfrage eingenommen habe. Denn nur davon und nicht 
von irgend welchen nachfolgenden Erwägungen könne der tat⸗ 
ſächliche Ausgang des Rechtsſtreits beurteilt werden. Nach der 
Beurteilung des RG. bleibe aber die Möglichkeit offen, daß die 
Verjährung ſo früh eingetreten ſei, daß das Verſchulden des 
Beklagten nicht kauſal geweſen ſei. Das RG. hob auf Reviſion 
der Klägerin auf und verwies zurück: Das Berufungsgericht kann 
für die Begründung des Urteils nicht von der Möglichkeit eines 
Rechtsirrtums des RG. ausgehen und daraufhin feine Ent⸗ 
ſcheidung ſtützen. Wäre dieſe Anſicht zutreffend, dann wäre 
z. B. niemals ein Rechtsanwalt, der ſahrläſſig die Einlegung 
eines Rechtsmittels verſäumt, für den Schaden verantwortlich 
zu machen, weil trotz klarliegender Irrtümlichkeit des Vorurteils 
geſagt werden könnte, das Obergericht habe ja rechtsirrtümlich 
entſcheiden können. Im vorliegenden Falle hat auch das RG. 
die jetzt die Entſcheidung gebende Rechtsfrage gar nicht ent⸗ 
ſchieden, und hatte ſie auch nicht zu entſcheiden, da es ſich da⸗ 
mals lediglich darum handelte, ob vor dem 18. Februar 1903 
die Verjährung abgelaufen, im übrigen aber die Zeit des Ab⸗ 
laufs gleichgültig war. Im gegenwärtigen Rechtsſtreit ſteht 
aber für die Frage des kauſalen Verſchuldens die Rechtsfrage 
zur Entſcheidung, in welchem Zeitpunkt die Verjährung abge⸗ 
laufen iſt. Dieſe Frage hat aber das in dieſem Prozeß er⸗ 
kennende Gericht, hatte alſo das Berufungsgericht, eventuell 
unter Berichtigung durch das RG., zu entſcheiden. Bei dieſer 
Sachlage kann nicht, wovon das Berufungsgericht aus⸗ 
geht, allein entſcheidend ſein, wie im Vorprozeß das RG. 
ſich zu der Frage, über welche es damals gar nicht zu 
entſcheiden hatte, geſtellt haben würde, und insbeſondere 
nicht davon ausgegangen werden, daß dasſelbe rechte: 
irrtümlich erkannt haben könnte. Nach alledem kann das 
Berufungsurteil mit der gegebenen Begründung nicht auf⸗ 
recht erhalten werden. Bei der Frage, ob die Verjährung 
bereits am 1. April 1902, alſo vor Bevollmächtigung des Be: 
klagten, abgelaufen war, kommt es darauf an, in welchem Zeit— 
punkt tatſächlich die Verjährung eingetreten iſt. Zunächſt tritt 
der jetzt erkennende Senat dem im Vorprozeß ergangenen 
reichsgerichtlichen Urteil darin nur bei, daß die Art. 169, 170 
EGBGB. nicht eine auf die Einführung des BGB. beſchränkte, 
ſondern eine allgemeine, auch den vorliegenden Fall betreffende 
Bedeutung haben. Im übrigen handelt es ſich bei der Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Rechtsfrage um zwei Punkte: einmal um den 
Zeitpunkt des Beginns der Verjährung und ſodann um die 
Frage, welche Friſt die maßgebende iſt. Hinſichtlich des erſten 
Punktes kann der Tag des Unfalls, zu welcher Zeit noch das 
alte Recht des Geſetzes vom 6. Juli 1884 in Kraft war, ſonach 
vor ſtrafgerichtlicher Verurteilung oder eingetretenem Tode des 
K. überhaupt nicht actio natu war, gar nicht in Frage kommen. 
Aber auch vom 1. Oktober 1900, dem Tage des Inkrafttretens 
des neuen Geſetzes, ab konnte die Verjährung nicht beginnen. 
Denn nach Art. 170 EGS BGB. unterlag der in Frage ſtehende 
Regreßanſpruch der Klägerin dem alten Geſetz von 1881; 
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danach war er aber kein unbedingter, ſondern war an die Be⸗ 
dingung oder Vorausfetzung geknüpft, daß durch ſtrafgerichtliches 
Urteil die Fahrläſſigkeit des Haftpflichtigen feſtgeſtellt oder ein 
ſolches ſtrafgerichtliches Urteil wegen eines in der Perſon des⸗ 
ſelben liegenden Grundes, insbeſondere wegen deſſen Todes 
unmöglich war. Ein bedingter oder ein an eine Vorausſetzung 
geknüpfter Anſpruch hat aber materiell eine andere Bedeutung, 
als ein unbedingter. Wenn nun das neue Gew VG. den Be: 
rufsgenoſſenſchaften einen unbedingten Anſpruch an den 
Schuldigen gibt, ſo kann dies nach Art. 170 EGBGB. nur 
für die unter ſeiner Herrſchaft entſtandenen Anſprüche gelten; 
der unter altem Recht entſtandene Anſpruch blieb unbedingt wie 
bisher, und war daher actio nata erſt mit dem Eintritt der 
Bedingung, alſo mit dem Tode des K. am 18. Januar 1901 
gegeben. Dies zeigt auch die Erwägung, daß, wenn K. nicht 
geſtorben, ſondern im Strafverfahren freigeſprochen wäre, un⸗ 
möglich nach dem 1. Okrober 1900 noch eine Regreßklage nach 
altem Recht, wie jetzt nach neuem Recht gegen ihn hätte er⸗ 
hoben werden können. Der Beginn des Laufs der Verjährung 
tat daher mit dem 19. Januar 1901 ein. Was ſodann die 
Verjährungs friſt anlangt, fo kann, da nach Eintritt 
der Bedingung ein bedingter Anſpruch einem unbedingten 
gleichſteht, nach dem Tode des K. alſo der Anſpruch 
des alten Rechts von dem des neuen Rechts ſich 
nicht mehr unterſchied, nach dem hiernach anzuwendenden 
Art. 169 EGBGB. nicht zweifelhaft ſein, daß nur 
die zweijährige Friſt des 8 138 des neuen Gewu VG. zur 
Anwendung kommen kann. Denn zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des neuen Geſetzes war der Anſpruch noch nicht verjährt; 
nach Art. 169 EGBGB. gelten alsdann aber auch für die 
ſchon entſtandenen Anſprüche die Friſten des neuen Rechts 
mit der nur für den Fall, daß die Friſten des neuen 
Rechts kürzer ſind, in Abſ. 2 getroffenen Modifikation. 
Will man nun für den in Frage ſtehenden Anſpruch 
aus 8 97 des alten UVG., für welchen eine beſondere 
Verjährungsvorſchrift im Geſetz nicht enthalten iſt, die 
18 monatige Friſt des 8 96 daſelbſt ſinngemäß Anwendung 
finden laſſen, ſo iſt nach der allgemeinen Vorſchrift des 
Abſ. 1 des zitierten Art. 169 ſeit dem neuen Geſetz die 
längere zweijährige Friſt dieſes Geſetzes an deren Stelle getreten. 
Nimmt man aber an, daß, weil der § 97 eit. eine beſondere 
Verjährungsvorſchrift nicht enthält, die dreijährige Friſt des 
§ 852 BGB. anwendbar ſei, fo müßte gemäß Abſ. 2 des 
Art. 169 wieder die — in dieſem Falle kürzere — zweijährige 
Friſt von dem oben feſtgeſtellten Zeitpunkt ab maßgebend ſein, 
weil die Ausnahme hiervon in Satz 2 Abſ. 2, daß die bisherige 
dreijährige Friſt früher abläuft, nicht zutrifft. Nach alledem 
war der Regreßanſpruch der Klägerin mit dem Ablauf des 
18. Januar 1903, alſo am 19. Januar 1903 verjährt. Da 
aber unter Berückſichtigung dieſes Umſtandes die Schuldfrage 
vom Berufungsgericht noch nicht geprüft iſt, ſo war die Sache, 
wie geſchehen, zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. B. c. N., U. v. 18. Jan. 07, 
252/06 III. — Karlsruhe. 

2. Art. 181 Abſ. 1 ECGSBGB.; SS 908, 912 ff. BGB. 
Schadenserſatzanſpruch wegen Grenzüberſchreitung insbeſondere 
Entziehung der Eigentums befugniſſe an dem überbauten Grund: 
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ſtücksteil. — Entſchädigungsrente. Anwendung des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs auch auf ſchon anhängige Rechtsſtreitig⸗ 
keiten.] 

Der Beklagte hat im Jahre 1893 beim Neubau ſeines 
Wohnhauſes in Schwiebus die weſtliche Giebelwand unmittel⸗ 
bar an die öſtliche Wand des Nachbarhauſes der Kläger 
herangebaut, unter Aberbauung eines früheren zum Grundſtück 
der Kläger gehörigen Zwiſchenraums von 30 em und unter 
Benutzung der in dieſen Zwiſchenraum einſpringenden 
Fundamentſteine des klägeriſchen Hauſes. Im Dachgeſchoß des 
klägeriſchen Hauſes ſind dabei drei Fenſter verbaut worden. 
Die Kläger beantragen, daß der Beklagte verurteilt werde, 
1. ſeine Giebelwand von den Fundamenten ihres Hauſes fort⸗ 
zunehmen; 2. eventuell die Wand ſoweit zurückzuziehen, daß 
aus ihren Dachfenſtern in näher beſchriebener Weiſe der Himmel 
erblickt werden könne; 3. eventuell ihnen eine jährliche Über: 
baurente von 1100 Mark ſeit dem 1. Oktober 1893 ſofort zu 
zahlen; zugleich richterlich feſtzuſtellen, daß dieſe Verpflichtung 
fortan ihm und ſeinen Beſitznachfolgern gegen ſie und ihre 
Beſitznachfolger obliege. Es hat ſich ergeben, daß die weſt⸗ 
liche Giebelmauer des Beklagten auf den Fundamenten des 
klägeriſchen Hauſes ruht und bei weiterer Fortſetzung der Ab⸗ 
bruchsarbeiten einzuſtürzen droht. Der Berufungsrichter hat 
dahin erkannt, daß der Beklagte zur Zahlung einer Mberbau- 
rente, deren Betrag noch in der I. Inſtanz feſtgeſetzt werden 
ſoll, vom 1. Oktober 1893 an bis zur Beſeitigung des Über⸗ 
baus verurteilt und feſtgeſtellt wird, daß dieſe Verpflichtung 
auch ſeinen Beſitznachfolgern obliege. Das RG. hob auf Re⸗ 
viſion der Kläger auf: Die Begründung iſt unrichtig, mit 
welcher der Berufungsrichter die beantragte Verurteilung des 
Beklagten zur Entfernung ſeiner weſtlichen Giebelmauer von 
den Fundamenten des klägeriſchen Hauſes abgelehnt hat. Der 
Berufungsrichter läßt dahingeſtellt, ob durch dieſe Bauweiſe 
eine Beſchädigung des Hauſes der Kläger und die Gefahr her⸗ 
beigeführt worden ſei, daß bei einem Neubau der Kläger die 
weſtliche Giebelwand des Beklagten einſtürzen und in weiterer 
Folge davon ein Neubau der Kläger auf der alten Grenze ver⸗ 
hindert werde. Er hält dieſen Antrag der Kläger dadurch für 
erledigt, daß die Fortnahme der Mauer nicht das einzige 
Mittel ſei, die von den Klägern behaupteten und noch be⸗ 
fürchteten Schäden zu beſeitigen oder auszuſchließen, wofür er 
ſich auf das Gutachten des vernommenen Sachverſtändigen 
H. beruft. Dabei iſt aber zunächſt nicht beachtet worden, 
daß dieſer Sachverſtändige in dem Schlußgutachten vom 
10. September 1905 ſeine frühere Anſicht dahin geändert 
hat, daß keine andere Möglichkeit zur Beſeitigung der ein⸗ 
getretenen Üibelftände gegeben ſei, als eine gleichzeitige Nieder⸗ 
legung beider Giebelwände und ihre getrennte Wiederaufrichtung 
unter Einhaltung der Grenze. Dies war möglicherweiſe auch 
von dem Sachverſtändigen K. bei der ihm aufgetragenen Nach⸗ 
prüfung des H.ſchen Gutachtens überſehen worden, da er nur 
die Vorſchläge erwähnt und billigt, die H. in ſeinem früheren 
Gutachten vom 18. September 1903 zur Beſeitigung der Nach⸗ 
teile gemacht hatte. Jedenfalls ruht aber hiernach der er⸗ 
wähnte Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters auf einer 
unzureichenden prozeſſualen Grundlage. Es kann aber über⸗ 
haupt nicht als richtig anerkannt werden, daß eine Wegnahme 
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des Giebels des Beklagten nur dann verlangt werden dürfte, 
wenn ſie das einzige Mittel wäre, die eingetretenen Schäden 
zu beſeitigen. Wenn der Beklagte, wie behauptet iſt, ſchuld⸗ 
haft durch eine Benutzung der Fundamente des klägeriſchen 
Hauſes Schaden geſtiftet hat, ſo hat er dieſen zu erſetzen, und 
wenn auch der Umfang des Schadenerſatzes nach den hier maß⸗ 
gebenden Vorſchriften des PrALR. I. 6 SS 10 ff. je nach dem 
Grade des Verſchuldens verſchieden zu bemeſſen iſt, ſo hat er 
doch auch nach den Grundſätzen des ALR. mindeſtens in 
Wiederherſtellung des früheren tatſächlichen Zuſtandes und Be⸗ 
ſeitigung der fortwirkenden Schadensurſache zu beſtehen. Mit 
der Frage des Verſchuldens hat ſich der Berufungsrichter bis⸗ 
her nicht weiter beſchäftigt, als daß er bei Erörterung der von 
ihm angewandten Vorſchriften des BGB. über den Aberbau 
(SS 912 ff.) eine vorſätzliche oder grobfahrläſſige Grenz⸗ 
überſchreitung durch den Beklagten verneint hat. Hier 
handelt es ſich aber um die davon unabhängige Frage, ob 
nicht eine Fahrläſſigkeit des Beklagten darin gefunden werden 
muß, daß er ſeine Giebelwand auf Fundamenten aufbaute, 
die — mochten ſie gehören wem ſie wollten — jedenfalls tat⸗ 
ſächlich in erkennbarer Weiſe auch das klägeriſche Haus 
trugen. Wäre dieſe Frage zu bejahen, wozu dem Reviſions⸗ 
gericht die tatſächlichen Unterlagen fehlen, dann würde eine 
Verpflichtung des Beklagten zur Wegnahme ſeiner Mauer ſchon 
dadurch begründet worden ſein, daß das alte Haus der Kläger 
infolge dieſer unvorſichtigen Bauweiſe durch eingetretene Riſſe 
und Senkungen beſchädigt worden war und weiter beſchädigt 
werden mußte, wie behauptet worden iſt. Daß dieſe Ver⸗ 
pflichtung etwa durch den inzwiſchen erfolgten Abbruch des 
klägeriſchen Hauſes in Wegfall gekommen wäre, iſt wenigſtens 
bisher nicht vom Berufungsrichter angenommen worden und 
würde ſich auch mangels dafür geltend gemachter Tatumſtände 
nicht ohne weiteres annehmen laſſen. Bei Bejahung eines 
Verſchuldens würde weiter aber von dem Beklagten auch die 


Beſeitigung des Hinderniſſes verlangt werden können, das 


daraus für den Wiederaufbau des klägeriſchen Hauſes im 
früheren Umfange entſtanden ſein ſoll, was wiederum zu einer 
Fortnahme der Mauer des Beklagten führen müßte. Selbſt 
wenn in dieſem Punkte der von den Klägern vorſorglich an⸗ 
gerufene S 908 BGB. auf den vorliegenden Fall anwendbar 
ſein ſollte, — was der Berufungsrichter dahingeſtellt läßt und 
was mangels tatſächlicher Anhaltspunkte von hier aus nicht 
geprüft werden kann —, würde ſich die Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsrichters nicht halten laſſen. Solchenfalls wäre der 
Beklagte zwar nur zu der Vorkehrung verpflichtet, die zur Ab⸗ 
wendung der Gefahr des Einſturzes erforderlich iſt, alſo nicht 
unbedingt zum Abbruch ſeiner Mauer; aber daß dieſe nicht 
dennoch unter den vorliegenden Umſtänden erforderlich ſei, hat 
der Berufungsrichter, wie ſchon erörtert, bisher nicht einwand⸗ 
frei feſtgeſtellt, und immerhin hätte dann der Beklagte zu der 
erforderlichen Vorkehrung verurteilt werden müſſen, in deren 
Auswahl ihm die Kläger nicht behilflich zu ſein brauchten, die 
Kläger würden dann mit der Forderung des Abbruchs nur 
einen zu weitgehenden Antrag geſtellt haben. Daß der An⸗ 
ſpruch der Kläger auf Schadenerſatz für die aus einer ſchuld⸗ 
haften Benutzung ihrer Hausfundamente entſtandenen Nachteile 
für ihr Reſtgrundſtück mit abgegolten werde durch die ihnen zu⸗ 
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geſprochene Überbaurente, hat der Berufungsrichter ſelbſt nicht 
angenommen und davon kann auch keine Rede ſein. Die Geld⸗ 
rente, durch die nach 8 912 BGB. der Nachbar zu entſchädigen 
iſt, wird ihm dafür gewährt, daß er den Überbau dulden, 
nämlich ſich die Entziehung des Gebrauchs und der Nutzung 
an dem überbauten Teil ſeines Grundſtücks gefallen laſſen muß. 
Dieſe Entſchädigung mag, was hier nicht zu erörtern iſt, das 
volle Intereſſe, das mittelbare wie das unmittelbare zu um⸗ 
faſſen haben, das durch die dem Nachbar auferlegte Duldungs⸗ 
pflicht berührt wird, kann ſich aber nicht weiter erſtrecken als 
dieſe Duldungspflicht reicht und dieſe beſchränkt ſich auf die 
Entziehung der Eigentumsbefugniſſe an dem überbauten Grund⸗ 
ſtücksteil. Der Uberbauende iſt kraft der beſonderen Beſtimmung 
in 8 912 BGB. von einer neben der Entſchädigungsrente her⸗ 
gehenden Vertretung einer weniger als groben Fahrläſſigkeit 
nur inſoweit entbunden, als fahrläſſig die Grenze überſchritten 
worden iſt, im übrigen aber den allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen unterworfen, hat daher nach dieſer für ſchuldhafte 
Eingriffe in ſonſtige Rechte des Nachbarn aufzukommen. Die 


dem Grunde nach im jetzigen Berufungsurteil ausgeſprochene 


Verurteilung des Beklagten zur Zahlung einer -Überbaurente 
kommt durch die Aufhebung des Berufungsurteils in Fortfall 
und damit erledigen ſich die zu dieſem Punkte erhobenen Rügen 
der Reviſion. Es mag jedoch für den Fall, daß die neue Be⸗ 
rufungsverhandlung nicht zu einer Verurteilung des Beklagten 
zur Entfernung ſeiner Mauer führen ſollte, bemerkt werden, daß 
der Beklagte dann nicht grundſätzlich, wie ſeitens der Reviſion 
geſchehen, einer Anwendung der Vorſchriften des BGB. über 
den Überbau um deswillen, weil der Überbau vorliegendenfalls 
ſchon vor 1900 erfolgt und auch ſchon vor 1900 die vorliegende 
Klage erhoben ſei, würde widerſprechen können. Es iſt von 
dem erkennenden Senat ſchon wiederholt angenommen und be⸗ 
ſonders in RG. Bd. 46 Nr. 36 S. 143 ff. ausgeführt 
worden, daß die in Art. 181 Abſ. 1 EGBGB. verfügte Unter⸗ 
werfung des beim Inkrafttreten des BGB. beſtehenden Eigen⸗ 
tums unter die Vorſchriften dieſes Geſetzbuchs auch eine An⸗ 
wendung der Vorſchriften des BGB. über den Überbau auf 
das ſchon beſtehende Eigentum zur Folge haben muß, auch 
wenn darüber ſchon ein Rechtsſtreit anhängig war. Daß 
daraus, wie jetzt die Reviſion wieder geltend macht, Schwierig⸗ 
keiten und Härten entſtehen können, iſt nicht überſehen worden, 
ſie entſtehen aber bei Einführung neuen Rechts allemal und 
können an den einmal getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen 
nichts ändern. J. c. G., U. v. 9. Jan. 07, 517/06 V. — 
Berlin. 

3. Art. 213 EGBGB. 5 534 BGB. verbunden mit 
8 1169 Allgemeines Landrecht Tl. I Tit. 11. Belohnende 
Schenkung? Anwendung des älteren Rechtes, wenn es 
ſich um die Befugnis des Schenkers handelt, der die 
geſchenkte Sache als Fiduziarerbe vor dem 1. Januar 1900 
erhalten hat.] 

Die Eheleute M. hatten im Jahre 1882 ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament errichtet, in dem ſie ſich gegenſeitig zu Vor⸗ 
erben unter der weiteren Beſtimmung einſetzten, daß nach dem 
Tode des Letztlebenden der ÜUberreſt des beiderſeitigen Nach: 
laſſes mehreren Halbgeſchwiſtern und Halbgeſchwiſterkindern der 
Ehefrau zufallen ſolle. Der Ehemann ſtarb am 23. Januar 
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1894, die Ehefrau, die die Erbſchaft aus dem Teſtament an- 
genommen hatte, am 11. Juli 1901. Nach ihrem Tode 
fochten die Nacherben eine Schenkung der Ehefrau an die Be⸗ 
klagte an, durch die letzterer ein Grundſtück übereignet worden 
war. Die Klage wurde inſoweit abgewieſen die Reviſion blieb 
erfolglos. Die Reviſion hat mit Rückſicht darauf, daß der 
Verkauf und die Auflaſſung des Grundbeſitzes nach dem In⸗ 
krafttreten des BGB. ſtattgefunden haben, gerügt, daß das 
Berufungsgericht zur Begründung feiner Entſcheidung den Be⸗ 
griff einer belohnenden Schenkung im Sinne der 88 1169 ff. 
ALR. Tl. I Tit. 11 verwertet habe. Sie meint, die Frage der 
Schenkung hätte nach dem BGB. beurteilt werden müſſen, 
dieſes kenne eine belohnende Schenkung nicht mehr, deshalb 
hätte das ganze den Grundbeſitz betreffende Geſchäft als nichtig 
angeſehen werden müſſen. Die Rüge iſt nicht begründet. Das 
BGB. enthält zwar keine beſonderen Vorſchriften über belohnende 
Schenkungen, es beſtimmt vielmehr lediglich im $ 534, daß 
Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf 
den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, weder 
der Rückforderung noch dem Widerrufe unterliegen. In dem 
vorliegenden Falle iſt aber für die Frage des anzuwendenden 
Rechts der Zeitpunkt der Schenkung nicht ausſchlaggebend. 
Der Klaganſpruch iſt darauf geſtützt, daß die Witwe M., die 
die Erbſchaft ihres im Jahre 1894 zu Prenzlau, an dem 
damaligen Wohnſitz der Eheleute M., verſtorbenen Ehemanns 
aus dem Teſtament vom 6. September 1882 angenommen 
habe, der Beklagten Schenkungen zugewendet habe, zu denen 
fie als Fiduziarerbin den klagenden fideikommiſſariſchen 
Subſtituten gegenüber nicht berechtigt geweſen ſei. Das 
Rechtsverhältnis des Fiduziars zu dem Fideikommiſſar beſtimmt 
ſich als erbrechtliches Verhältnis im Sinne des Art. 213 
EG BGB., ſofern der Erblaſſer, wie in dem vorliegenden Falle, 
vor 1900 verſtorben iſt, nach dem bisherigen Rechte, auch 
dann, wenn der Fall der Subſtitution erſt nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. eingetreten iſt. Planck EGBGB. Art. 213c. 
Daraus ergibt ſich aber, daß die Frage, ob und in welchem 
Umfange der Fiduziar zur Vornahme von Schenkungen be: 
rechtigt iſt, nach dem bisherigen am letzten Wohnſitz des 
Erblaſſers geltenden Rechte zu beurteilen war, auch ſoweit es 
ſich um Schenkungen handelte, die nach dem Inkrafttreten des 
BGB. vorgenommen find. G. c. G., U. v. 14. Jan. 07, 
256/06 IV. — Berlin. 

Internationales Privatrecht. 

4. § 606 ZPO. Zuſtändigkeit des inländiſchen Gerichts 
bei Scheidungsklagen, wenn beide Teile Ausländer find.] 

Die Parteien haben am 24. Auguſt 1893 vor dem Standes⸗ 
beamten zu Darmſtadt die Ehe geſchloſſen. Der Ehemann iſt 
unterm 19. Juni 1893 in London als britiſcher Untertan auf⸗ 
genommen worden. Im Dezember 1903 verließen die Parteien 
London und kehrten nach Deutſchland zurück. Die Frau leitete 
im Oktober 1905 Scheidungsklage bei dem LG. Mainz ein. 
Der Beklagte erhob die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
Gerichts, weil gegen ihn als Engländer eine Scheidungsklage 
nur vor einem engliſchen Gericht erhoben werden könne. Das LG. 
verwarf die Einrede. Die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Das LG. hatte unter Hinweis auf die Entſcheidung des KG. vom 
20. September 1901 (OL GRſpr. 3, 360 angenommen, gemäß 
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Art. 17 EGBGB. ſeien für die Scheidung der Ehe die Ge⸗ 
ſetze des Staates maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der 
Erhebung der Klage angehöre, der Beklagte ſei Engländer, in 
England komme auf dem Gebiete des internationalen Privat⸗ 
rechts, insbeſondere aber in Eheſachen, das Domizilprinzip zur 
Anwendung, es entſcheide alſo die lex domicilii, demnach 
komme deutſches Recht zur Anwendung, da die Parteien unbe⸗ 
ſtritten zur Zeit der Klageerhebung ihren Wohnſitz in Mainz 
gehabt hätten. Das OLG. billigte die Auffaſſung des LG. 
und führte weiter aus: Es ſei ein feſtſtehender Satz des inter⸗ 
nationalen Rechts, daß nach engliſcher Rechtsauffaſſung und 
Rechtsübung für die Frage des Perſonen⸗ und Familienrechts, 
insbeſondere auch die Eheſcheidung, das Domizil und nicht die 
Staatsangehörigkeit entſcheide. Dieſer Anſicht ſei auch das 
KG. in dem angeführten Urteile gefolgt. Da nun der Beklagte 
ſeinen Wohnſitz in Deutſchland habe, verweiſe das engliſche 
Recht auf das deutſche Recht und ſei nach Art. 27 EG. „das 
Gericht des Wohnſitzes des Ehemannes und das Recht 
dieſes Gerichts anwendbar.“ Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Richtig iſt, daß, wie die Reviſion geltend macht, 
die Entſcheidung über die Zuſtändigkeit des Gerichts nach § 606 
ZPO. zu treffen war. Nach § 606 Abſ. 1 iſt für die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche die Scheidung einer Ehe zum Gegenſtande 
haben, das LG., bei welchem der Ehemann ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, ausſchließlich zuſtändig; ſind aber beide Ehe⸗ 
gatten Ausländer, jo kann nach Abſ. 4 des S 606 die 
Scheidungsklage im Inlande nur erhoben werden, wenn das 
inländiſche Gericht auch nach den Geſetzen des Staates zuſtändig 
iſt, dem der Ehemann angehört. Ausdrücklich hat das OLG. 
nicht feſtgeſtellt, daß nach den engliſchen Geſetzen das inländiſche 
Gericht zuſtändig iſt, allein mittelbar iſt dieſe Feſtſtellung ge⸗ 
troffen worden, indem das Berufungsgericht ebenſo wie das 
LG. zur Begründung ſeiner Entſcheidung auf die Ausführungen 
in dem Urteile des KG. vom 20. September 1901 hingewieſen 
hat. Dort iſt hervorgehoben, „daß das forum domicilii 
auch nach engliſchem Recht für den Scheidungs— 
prozeß begründet iſt.“ Dieſe Feſtſtellung genügt, die zum 
LG. Mainz erhobene Scheidungsklage gemäß S 606 Abſ. 4 
3PO. als zuläſſig erſcheinen zu laſſen. Einer Nachprüfung 
durch das Reviſionsgericht unterliegt die Anwendung des aus⸗ 
ländiſchen Rechtes nicht. K. c. K., U. v. 7. Jan. 07, 
318/06 IV. — Darmſtadt. 

5. Adoption, Beerbung nach dem Recht der Staats⸗ 
angehörigkeit, nach dem Recht des Wohnſitzes. — Revi⸗ 
ſibilität.] 

Grundſätzlich kann die Reviſion darauf geſtützt werden, 
daß die Prinzipien des internationalen Privatrechts verletzt 
feien, indem ſtatt des inländiſchen ausländiſches Recht zur An⸗ 
wendung gebracht ſei, (RG. 6, 395). Allein in der Sache 
ſelbſt iſt die Ausführung des Berufungsgerichts, daß in bezug 
auf die in Frage ſtehenden Rechtsverhältniſſe überall das Recht 
des Staates New Pork entſcheidend ſei, zutreffend. Das Recht 
der Staatsangehörigkeit iſt erſt mit dem 1. Januar 1900 be⸗ 
ſtimmend geworden. Nacht altpreußiſchem Recht entſcheidet über 
die materiellen Rechtswirkungen der Adoption und über die 
Frage der Beerbung das Recht des Wohnſitzes, über die Form 
eines Rechtsgeſchäfts das Recht des Ortes, wo der Akt getätigt 
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ift; vgl. S 23 Einl. zum ALR., Entſcheidungen des RG. vom 
9. März 1891 in Gruchots Veitr. 35, 890 flg. Die Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts über das Beſtehen und den Inhalt des 
ausländiſchen Rechts ſelbſt unterliegt überhaupt nicht der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts (RG. 6, 412; 10, 172). Daß 
vom Standpunkte des ausländiſchen Rechts aus vom Berufungs⸗ 
gericht nicht entſchieden ſei, ob nicht neben den Adoptiveltern 
auch den leiblichen Verwandten des Adoptivkindes ein geſetz⸗ 
liches Erbrecht zukomme, iſt nicht zutreffend. Vielmehr laſſen 
die Ausführungen des Berufungsgerichts mit Sicherheit deſſen 
Annahme erkennen, daß nach dem Rechte des Staates New 
York den Adoptiveltern im vorliegenden Falle ausſchließlich das 
Inteſtaterbrecht zuſtehe. R. c. T., U. v. 14. Jan. 07, 
439/06 IV. — Marienwerder. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

6. 58 93, 94 BGB. Beſtandteilseigenſchaft von Ma⸗ 
ſchinen, an denen ſich der Verkäufer das Eigentumsrecht vor⸗ 
behalten hat.] 

Die Klägerin hat im Jahre 1903 einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft, einer Steindruckereifabrik, zwei Steindruckpreſſen, 
eine Gummier⸗ und Lackiermaſchine und eine Steinſchleifmaſchine 
geliefert und übergeben, ſich jedoch bis zur völligen Bezahlung 
des Kaufpreiſes das Eigentum an den verkauften Gegenſtänden 
vorbehalten. Nachdem die genannte Geſellſchaft in Konkurs 
verfallen iſt, hat die Klägerin, da der Kaufpreis noch in Höhe 
von 9693 Mark 60 Pf. rückſtändig iſt, gegen die Konkursmaſſe 
ſowie gegen drei Hypothekengläubiger der Fabrik mit dem An⸗ 
trage geklagt, die Beklagten zu verurteilen, das klägeriſche 
Eigentum und Ausſonderungsrecht an den erwähnten Maſchinen 
zwecks Befriedigung der Klägerin wegen ihres Reſtguthabens 
anzuerkennen und demgemäß die Maſchinen herauszugeben oder 
deren Wegnahme zu geſtatten. Das OLG. verurteilte, die 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Berufungsrichter ſtellt 
auf Grund der Beweisaufnahme tatſächlich feſt, daß das jetzt 
zur Konkursmaſſe gehörige Fabrikgebäude nach Bau und Ein⸗ 
richtung nicht dem ſpeziellen bisher darin betriebenen Fabrik⸗ 
zweig — Steindruckerei — angepaßt, ſondern mindeſtens ebenſo⸗ 
gut für den Betrieb einer Schuhfabrik oder einer Weberei⸗, 
Zigarren⸗, Tabaksfabrik geeignet iſt und daß die darin aufge: 
ſtellten Maſchinen zwar mit den Fundamenten der Fabrik ver⸗ 
bunden, jedoch von ihnen leicht zu löſen ſind. Darnach gelangt 
der Berufungsrichter zu der Schlußfolgerung, daß das Fabrik⸗ 
gebäude ſeinen allgemeinen Charakter als Fabrik durch die 
Entfernung der Maſchinen nicht verliere, 8 93 BGB. alſo 
unanwendbar ſei. Ebenſowenig aber lägen die Vorausſetzungen 
des 8 94 Abſ. 2 BGB. vor, da beim Mangel eines ſpezifiſchen 
Charakters der Fabrik man nicht ſagen könne, daß das Fabrik⸗ 
gebäude erſt durch die Einfügung der Maſchinen zu dem ge⸗ 
worden ſei, was es werden ſollte. Endlich ſei es auch belang⸗ 
los, daß zwecks Hinausſchaffung der Steindruckpreſſe die Tür 
des betreffenden Fabrikraumes durch teilweiſes Einreißen einer 
Seitenmauer erweitert werden müßte. Denn dieſe Beſchä⸗ 
digungen ließen ſich leicht wieder beſeitigen und hätten nicht 
den Charakter einer Zerſtörung des Fabrikgebäudes. Die 
letztere Annahme iſt völlig bedenkenfrei. Aber auch im übrigen 
konnte der Reviſion ein Erfolg nicht gewährt werden. Bereits 
in feinen früheren, die Auslegung der 88 93, 94 BGB. be: 
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treffenden Entſcheidungen hat das RG. wiederholt ausgeſprochen, 
daß ſowohl die Frage, ob eine Sacheinheit ohne Zerſtörung 
oder Veränderung ihrer Weſenheit in einzelne Teile zerlegt 
werden kann, wie auch die weitere Frage, ob ein Gebäude erſt 
durch Einfügung einer beſtimmten Sache zu dem wird, was es 
ſeiner Zweckbeſtimmung nach ſein ſoll, keine reinen Rechtsfragen 
ſind, ihre Entſcheidung vielmehr zum großen Teil von der 
Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe abhängt (vgl. die Urteile 
vom 7. Februar 1903 in Sachen M. wider Aktiengeſellſchaft 
K. & Co., V 447/02, und vom 15. Februar 1905 in Sachen F. 
wider Gebr. G. Konkursmaſſe V 369/04, ſowie das zum Ab: 
druck in der amtlichen Sammlung beſtimmte Urteil vom 
23. Juni 1906 V 584/05). Die im vorliegenden Falle vom 
Berufungsrichter getroffenen, oben wiedergegebenen Feſtſtellungen 
hat die Reviſion nicht bemängelt. Die Folgerungen aber, die 
der Berufungsrichter aus ihnen dahin gezogen hat, daß den 
ſtreitigen Maſchinen Beſtandteilseigenſchaft nicht zukomme, laſſen 
einen Verſtoß gegen die in dieſer Hinſicht von der Recht⸗ 
ſprechung des RG. entwickelten Grundſätze nicht erkennen. 
Konkursmaſſe L. c. St., U. v. 9. Jan. 07, 327/06 V. — Celle. 
7. S5 93 bis 95 BGB. Vorbehalt des Eigentums an 
einer in einem Fabrikgrundſtück aufgeſtellten Steindruckſchnell⸗ 
gangpreſſe. Charakter des Gebäudes bezüglich der Frage, ob 
die Preſſe Beſtandteil des Fabrikgebäudes geworden ift.] 
Klägerin verkaufte im Jahre 1900 an E. & L., die ihr 
Geſchäft — eine Bilderbücherfabrik — in den gemieteten Fabrik⸗ 
räumen eines dem Geſellſchafter L. gehörigen Grundſtücks 
betrieb, eine Steindruckſchnellgangpreſſe nebſt Zubehör für einen 
in Teilzahlungen zu entrichtenden Kaufpreis von 7500 Mark 
unter Vorbehalt des Eigentums bis zur völligen Kaufpreis: 
tilgung. Nach erfolgter Übergabe und Auſſtellung der Maſchine 
gingen ſowohl das von der genannten Handelsgeſellſchaft be⸗ 
triebene Druckereigeſchäft wie das Fabrikgrundſtück in das 
Alleineigentum des anderen Geſellſchafters, E., über. Später 
wurde das Grundſtück bei der Zwangsverſteigerung von den 
beiden Beklagten erſtanden. Da der Kaufpreis für die Maſchine 
noch in Höhe von 2254 Mark rückſtändig iſt, hat die Klägerin 
auf Grund des Eigentumsvorbehalts gegen die Beklagten mit 
dem Antrage geklagt, ſie zur Herausgabe der Maſchine zu 
verurteilen. Beklagte wurden verurteilt. Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen. Der Berufungsrichter faßt den Begriff 
der Beſtandteilseigenſchaft im Sinne der SS 93 bis 95 BGB., 
ſoweit das Verhältnis von Maſchine und Fabrikgebäude in 
Frage kommt, dahin auf, daß durch die Trennung weder der 
eine noch der andere Gegenſtand eine Veränderung in ſeinem 
durch ſeine wirtſchaftliche Bedeutung gegebenen Weſen erleiden 
dürfe. Er verneint ſolches zunächſt bezüglich der vorliegend 
den Streitgegenſtand bildenden Steindruckpreſſe, weil ſie zerleg⸗ 
bar und jederzeit wieder zuſammenſetzbar ſei; weiterhin aber 
auch bezüglich des zugehörigen Fabrikgebäudes, indem er feſt⸗ 
ſtellt, daß letzteres nicht, wie die Beklagten behaupten, ein 
ſpezifiſches Druckereigebäude ſei, ſondern nur den allgemeinen 
Charakter einer dem Fabrikbetriebe überhaupt gewidmeten 
Baulichkeit habe. Dieſe Feſtſtellung iſt tatſächlicher Natur und 
wenn der Berufungsrichter aus ihr und aus der weiteren, eben⸗ 
falls auf Tatſachenwürdigung beruhenden Feſtſtellung eines nur 
loſen Zuſammenhangs zwiſchen Maſchine und Gebäude die 
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Folgerung zieht, daß die fragliche Steindruckpreſſe durch ihre 
Einfügung in die Fabrik nicht Beſtandteil geworden fei, fo 
befindet er ſich dabei, was die Reviſion mit Unrecht beſtreitet, 
in Einklang mit der bezüglichen reichsgerichtlichen Rechtſprechung. 
Den bloßen Umſtand, daß das Herausſchaffen der Maſchine 
aus dem Fabrikraum die Wiedereröffnung eines Loches in der 
Umfaſſungsmauer, das beim Hineinbringen der Maſchine 
dort offengehalten werden mußte, notwendig machen würde, 
erachtet der Berufungsrichter deshalb für belanglos, weil es 
ſich hierbei ebenſo wie bei der außerdem erforderlichen Weg⸗ 
hebung von Fußbodenbrettern nur um Maßnahmen vorüber⸗ 
gehender Natur handle. Auch das iſt rechtlich bedenkenfrei. 
Da ſchon durch dieſe Feſtſtellungen und Erwägungen das 
Berufungsurteil getragen wird, kommt es nicht darauf an, ob 
der weitere Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters, wonach 
auch der $ 95 Abſ. 2 BGB. mit Rückſicht auf das zur Zeit 
der Einfügung der Maſchinen vorhanden geweſene bloße Miets⸗ 
verhältnis der Annahme der Beſtandteilseigenſchaft entgegenſtehen 
ſoll, ebenfalls zutreffend iſt. H. c. S., U. v. 9. Jan. 07, 253/06 V. 
— Nürnberg. 

8. § 97 BGB. Zubehöreigenſchaft von Sachen bezw. 
Gebäuden zu einem Bergwerk.] 

Eine in Konkurs verfallene Gewerkſchaft beſaß mehrere 
Grundftüde, von denen vier (Gruppe I) während des über das 
Bergwerk eingeleiteten Zwangsverſteigerungsverfahrens dem 
Bergwerk „als Zubehör“ zugeſchrieben wurden und mit dieſem 
verſteigert worden ſind, während der andere Teil (Gruppe II) 
geſondert zur Verſteigerung kam und einem Bäckermeiſter W. 
zugeſchlagen worden iſt. Auf dieſen letzteren nicht mit dem 
Bergwerk vereinigten Grundſtücken ſtanden Gebäude, die als 
Schmiede, Schloſſerei und Akkumulatorenraum eingerichtet 
waren. Die in dieſen Gebäuden befindlichen Maſchinen, Werk⸗ 
zeuge und Vorräte — in dem Klageverzeichnis unter 
W Nummern aufgeführt — bilden den Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits. Die Beklagte, die das Bergwerk nebſt Zubehör von 
dem Erſteher gekauft hat, nimmt die gedachten Gegenſtände als 
Zubehör des Bergwerks in Anſpruch und hat davon Beſitz er⸗ 
griffen, wogegen der Konkursverwalter die Eigenſchaft derſelben 
als Zubehörſtücke des — nicht mehr betriebsfähigen — Berg⸗ 
werks beſtreitend auf Herausgabe derſelben in gutem Zuſtand, 
im Fall der Unmöglichkeit Werterſatz geklagt hat, und zwar 
teils aus eigenem Eigentumsrecht der Konkursmaſſe, teils, ſo⸗ 
weit dieſe Stücke als weſentliche Beſtandteile oder Zubehör der 
betreffenden Gebäude anzuſehen ſeien, auf Grund einer Rechts⸗ 
abtretung des Erſtehers W. Das Berufungsgericht hat ein 
Teilurteil erlaſſen, in welchem es die Entſcheidung bezüglich der 
unter Nr. 25 des Klageverzeichniſſes aufgeführten Akkumulatoren⸗ 
batterie vorbehält bezüglich eines Teils der Sachen, nämlich ſoweit 
dieſelben als (Beſtandteile oder) Zubehör der Gebäude (Schloſſerei 
und Schmiede), in denen fie ſich befanden, anzuſchen ſeien, die 
Beklagte zur Herausgabe verurteilt, im übrigen — ſoweit er 
die Sachen als Zubehör des Bergwerks erachtet, und bezüglich 
des eventuell verlangten Werterſatzes — die Berufung der 
Klägerin gegen die Klagabweiſung zurückweiſt. Die Revifion 
beider Teile wurde zurückgewieſen: Die Entſcheidung des vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreits hängt davon ab, inwieweit die von der 
Klägerin teils aus eigenem Recht, teils aus dem Recht ihres 
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Zedenten vindizierten Maſchinen, Werkzeuge uſw. Zubehör des 
verſteigerten Bergwerks waren. Inſoweit dies der Fall, iſt 
durch den Zuſchlag das Eigentum derſelben auf den Erſteher 
übergegangen, inſoweit alſo das bisherige Eigentum der 
Konkursmaſſe erloſchen und zugleich das Band mit den nicht 
mit dem Bergwerk verſteigerten Grundſtücken gelöſt. Der 
Berufungsrichter ſtellt nun hinſichtlich derjenigen Sachen, be⸗ 
züglich deren er die Klage abweiſt, tatfächlich feſt, daß dieſelben 
ihrer Natur nach beſtimmt waren, dem wirtſchaftlichen Zweck 
des Bergwerks zu dienen, und auch bis zuletzt im Betrieb des 
Bergwerks benutzt worden ſind. Er nimmt ferner an, daß die 
die Zubehöreigenſchaft bedingende räumliche Beziehung dieſer 
Sachen zum Bergwerk dadurch, daß dieſelben vor der Beſchlag⸗ 
nahme in die unmittelbar benachbarte Schloſſerei und Schmiede⸗ 
gebäude gebracht wurden, nicht aufgehoben worden ſei. Ebenſo⸗ 
wenig ſei die Zubehöreigenſchaft jener Sachen zur Zeit der Ver⸗ 
ſteigerung dadurch weggefallen geweſen, daß nach der Be⸗ 
hauptung des Klägers die Grube B. vollſtändig „erſoffen“ ge⸗ 
weſen ſei und nicht mehr habe in Betrieb geſetzt werden können. 
Der Berufungsrichter konſtatiert hiergegen, daß man noch bei 
dem Ankauf des Bergwerks durch die Beklagte und H. am 
23. November 1903 mit der möglichen Wiederaufnahme des 
Betriebes gerechnet habe. Die Erwägungen des Berufungs⸗ 
richters ſind frei von Rechtsirrtum; die gerügte Verletzung des 
5 97 BGB. liegt nicht vor. Durch eine Veränderung, die ſich 
in der Benutzungsfähigkeit der Hauptſache vollzieht, geht die 
Eigenſchaft des ihr gewidmeten Zubehörs nicht ohne weiteres 
unter. Die Feſtſtellung. daß die fraglichen Sachen dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zweck des Bergwerks zu dienen ihrer Natur nach beſtimmt 
waren und auch — wie nicht beſtritten ſei — tatſächlich im 
Betriebe des Bergwerks benutzt worden ſind, bedurfte nach 
Lage der Sache einer näheren Begründung nicht. Das gilt 
auch von dem alten elektriſchen Kabel und den vorhandenen 
Metallvorräten. Auch der Reviſion der Beklagten konnte Er⸗ 
folg nicht gewährt werden. Zweifellos würde die Vindikation 
(aus dem Recht des Erſtehers W.) hinſichtlich derjenigen Stücke 
begründet ſein, bei denen hätte feſtgeſtellt werden können, daß 
ſie Beſtandteile des betreffenden Gebäudes ſeien. Denn 
damit wäre ohne weiteres ausgeſchloſſen, ſie als Zubehör des 
Bergwerks anzuſehen, da nur bewegliche Sachen Zubehör im 
rechtlichen Sinne (8 97 BGB.) fein können. Hierbei würden 
außer der Akkumulatorenbatterie, hinſichtlich deren die Sache 
noch in der Berufungsinſtanz anhängig iſt, noch die Dampf⸗ 
maſchinen und der Schmiedeherd in Betracht kommen. Der 
Berufungsrichter läßt das aber dahingeſtellt, weil er annimmt, 
daß dieſe gleich den übrigen dem Schloſſerei⸗ und Schmiede⸗ 
betrieb dienenden Gerätſchaften jedenfalls als Zubehör der 
betreffenden Gebäude gelten müßten, da alle dieſe Sachen dem 
wirtſchaftlichen Zweck der Gebäude zu dienen beſtimmt und zu 
dieſem Zweck dort untergebracht waren. Dieſe Zubehöreigen⸗ 
ſchaft ſei auch nicht dadurch ausgeſchloſſen worden, daß die 
Schloſſerei und die Schmiede ſelbſt wieder nur dem Zwecke des 
Bergwerks gedient haben. Denn trotz dieſes Endzwecks habe 
jedes der genannten Gebäude ſeine eigene wirtſchaftliche Be⸗ 
ſtimmung gehabt, indem ſowohl die Schmiede wie die Schloſſerei 
den Zwecken des Bergwerks nur in einer beſtimmten, ihrer 
eigenen wirtſchaftlichen Zweckbeſtimmung und Beſchaffenheit ent⸗ 
17 
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ſprechenden Weiſe gedient haben. Dieſe Begründung fteht im 
Einklang mit dem RG. 41, 319 ff. abgedruckten Urteil und 
rechtfertigt die Schlußfolgerung, daß die fraglichen Gegenſtände, 
ſoweit ſie nicht als Beſtandteile der Gebäude anzuſehen waren, 
nur als Zubehör dieſer Gebäude und nicht als Zubehör des 
Bergwerks gelten konnten. Eine Inanſpruchnahme der Gebäude 
auf Gruppe II als Zubehör des Bergwerks iſt ausgeſchloſſen, 
da es ſich nicht um auf fremdem Grund und Boden zu vorüber⸗ 
gehendem Zwecke errichtete Gebäude handelt. W. c. B., U. v. 
2. Jan. 07, II/06 V. — Cöln. 

9. 8 138 BGB. Vertrag zwiſchen Anwälten, nach 
welchem der eine einen beſtimmten Anteil am Gewinn aus der 
Praxis beziehen foll.] 

Die Parteien führten eine Zeitlang ein gemeinſchaftliches 
Anwaltsbureau auf Grund einer mündlichen Abrede, wonach 
Beklagter vom Kläger ein feſtes Einkommen bezogen hat und 
bei einer einen gewiſſen Betrag überſteigenden Reineinnahme 
aus der gemeinſchaftlichen Praxis einen Prozentſatz vom Über: 
ſchuß erhalten ſollte. Nach der Trennung der Parteien ver⸗ 
klagte der Kläger den Beklagten wegen Bezahlung einer un⸗ 
beſtrittenen Forderung. Der Beklagte machte aufrechnungs⸗ 
weiſe Gegenforderungen geltend mit folgender Begründung: 
Alle Einnahmen aus der Praxis bei dem LG. II zu 
Berlin gebührten ihm allein, weil nur er bei dieſem 
Gericht zugelaſſen geweſen ſei; es habe wider das Standes⸗ 
ehrenrecht und damit wider die guten Sitten verſtoßen, 
daß Kläger die Gebühren aus Prozeſſen bezog, zu deren 
Führung er nicht berechtigt geweſen ſei, und daß er den Geſell⸗ 
ſchafter, der allein die Prozeſſe habe führen können, mit einer 
feſten Beſoldung abgefunden habe. Das LG. verurteilte, Be⸗ 
rufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das Berufungs⸗ 
gericht hat ausgeführt, daß das die feſte Beſoldung und den 
Gewinnanteil des Beklagten regelnde Abkommen zwiſchen den 
Parteien, einem Anwalt mit langjähriger erfolgreicher Tätigkeit 
und einem jungen Anfänger, einer Jahrzehnte alten Übung, der 
Billigkeit und den guten Sitten entſpreche, alſo nicht wider 
dieſe verſtoße. Dieſe Erwägungen laſſen nirgends einen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. H. c. A., U. v. 24. Jan. 07, 260/06 VI. 
— Berlin. 

10. 88 249, 843845, 1356, 1360 Abſ. 1, 1617 BGB. 
Berückſichtigung der Vermögens: und Erwerbsverhältniſſe der 
Witwe und der Tochter bei Schadenserſatzanſprüchen wegen 
Todes des Ehemannes und Vaters.] 

Wegen eines Unfalls, den ihr Ehemann bezw. Vater 
erlitten hat, verlangt die Klägerin zu 1 eine Rente von 
monatlich 70 Mark, die Klägerin zu 2 eine ſolche von monatlich 
30 Mark, beide auf die Zeit vom 26. Januar 1902 an. Die 
Klägerin zu 1 will angenommen wiſſen, daß ihr Mann, wenn 
der Unfall nicht eingetreten wäre, mindeſtens bis zum 
3. Auguſt 1921, d. i. bis zu ſeinem vollendeten 65. Lebens⸗ 
jahre, gelebt haben und in der Lage geweſen ſein würde, ihr 
ſtandesgemäßen Unterhalt zu gewähren. Die Klägerin zu 2 
fordert die Rente bis zu ihrer Verheiratung, da ſie ſolange im 
Hauſe ihres Vaters geblieben ſein und von ihm Unterhalt 
empfangen haben würde. Das Berufungsgericht nimmt an, 
daß K. ohne den Unfall in der Tat wenigſtens bis zu der von 
der Klägerin zu 1 angegebenen Zeit gelebt hätte und erwerbs⸗ 
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fähig geweſen wäre, und hat dahin erkannt, es ſtehe den 
Klägerinnen für die von ihnen angegebene Zeit an den Be⸗ 
klagten ein Anſpruch auf Erſatz der Hälfte des ihnen durch den 
Tod des K. entgangenen Unterhalts, den ſie von dieſem zu be⸗ 
anſpruchen gehabt hätten, dergeſtalt zu, daß ihnen der Beklagte 
für die bezeichneten Zeiträume eine entſprechende Rente zu ge⸗ 
währen habe. Zur Feſtſetzung der Höhe des ihnen danach zu⸗ 
kommenden Schadenerſatzes iſt die Sache in die erſte Inſtanz 
zurückverwieſen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der von den Klägerinnen erhobene Anſpruch, der 
ſich auf 8 844 BGB. ſtützt — der von der Vorinſtanz be 
züglich der Klägerin zu 2 angezogene 8 845 kommt hier nicht 
in Betracht —, iſt ſeiner rechtlichen Natur nach ein Schaden⸗ 
erſatzanſpruch, nicht ein Unterhaltsanſpruch (vgl. die Motive 
zum BGB. Bd. II S. 781). Sein Gegenſtand iſt alſo nicht 
ein abſtraktes Unterhaltsrecht, er iſt vielmehr gerichtet auf das⸗ 
jenige, was K. während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens 
nach ſeinen Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſen aus ſeinen 
Mitteln den Klägerinnen nach den Vorſchriften im 5 1360 
Abſ. 1 und SS 1601, 1602 zu ihrem Unterhalt zu gewähren 
verpflichtet geweſen wäre, ſoweit dieſe Bezüge den 
Klägerinnen infolge des Todes des K. entgangen 
ſind. Nach der letztgedachten Richtung muß alſo unterſucht 
werden, wieweit die Einkünfte K.s, aus denen er den Unterhalt 
für ſich und die Klägerinnen beſtritt, durch ſeinen Tod weg⸗ 
gefallen ſind oder doch eine Minderung erfahren haben. Dieſe 
Einkünfte beſtanden nun einmal in demjenigen, was K. bei dem 
Betriebe der Landwirtſchaft, der Gaſtwirtſchaft und ſeines Lohn⸗ 
fuhrgeſchäfts, ſowie als Holzarbeiter durch ſeine perſönliche 
Tätigkeit erwarb; weiter aber auch in den Erträgniſſen der⸗ 
jenigen Arbeiten, durch welche ihn die beiden Klägerinnen beim 
Betrieb der Land⸗ und Gaſtwirtſchaft unterſtützten; endlich aber 
waren ſeine Einkünfte zum Teil auch Nutzungen ihm gehörigen 
oder ſeinem Nießbrauchsrechte unterſtehenden Vermögens. Nach 
den Angaben des Beklagten, die inſoweit jetzt als wahr unter⸗ 
ſtellt werden müſſen, beſtand dieſes Vermögen hauptſächlich aus 
Grundſtücken, die zum Teil dem K. perſönlich gehörten, zum 
Teil Errungenſchaftsgut aus der Ehe mit der Klägerin zu 1, 
zum Teil endlich von dieſer in die Ehe eingebracht waren. 
Die an erſter Stelle aufgeführte Einnahmequelle iſt durch den 
Tod des K. verſiegt, und die Klägerinnen ſind, ſoweit ſie ihren 
Unterhalt aus dieſen Einnahmen empfingen und darauf ein 
Recht hatten, gegenüber dem Beklagten ſchadenerſatzberechtigt. 
Anders liegt die Sache bezüglich der beiden anderen Einnahme⸗ 
quellen. Was zunächſt die Vermögensnutzungen, die K. bezog, 
anlangt, ſo ſind ſie den Klägerinnen zur Beſtreitung ihres 
Unterhalts durch den Tod K.s inſoweit nicht entzogen worden, 
als ihnen Vermögen, das K. beſaß, als Erben zugefallen iſt. 
Dasſelbe gilt aber bezüglich der Klägerin zu 1 auch inſoweit, 
als Vermögen, das ſie in die Ehe eingebracht hatte, und ihr 
Anteil an dem Errungenſchaftsvermögen durch den Tod ihres 
Mannes von deſſen Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrechte frei 
geworden ift, fie alſo die Nutzungen dieſes Vermögens nunmehr 
ſelbſt bezieht und zu ihrem Unterhalt zu verwenden in der Lage 
iſt. Wie die Verhältniſſe nach der vorſtehend bezeichneten 
Richtung liegen, iſt zur Zeit nicht zu überſehen; es beſteht 
nicht bloß Streit bezüglich der Größe und Art des Vermögens, 
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das bei Lebzeiten des K. vorhanden war, ſondern es fehlt auch 
an einer Feſtſtellung darüber, unter welchem Güterrecht die 
K.ſchen Eheleute gelebt haben, und wie die Verlaſſenſchaft des 
K. vererbt worden iſt, ob auf Grund letztwilliger Verfügung 
oder kraft geſetzlicher Erbfolge. Einzelne Bemerkungen beider 
Parteien deuten nur darauf hin, daß für die Ehe zunächſt 
eines der früher in Oberheſſen gültig geweſenen Güterrechte, 
nach welchem zwiſchen den Ehegatten Errungenſchaftsgemeinſchaft 
beſtand, maßgebend geweſen iſt, und daher für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1900 der Güterſtand nach den Vorſchriften des 
BGB. mit den durch die Art. 186 flg. des Heſſiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes vom 17. Juli 1899 beſtimmten Modifikationen 
zu beurteilen iſt. Bei dieſer Sachlage muß ſich das Reviſions⸗ 
gericht für jetzt auf die obigen Bemerkungen beſchränken, aus 
denen ſich ergibt, daß bei der Feſtſtellung der den Klägerinnen 
zuzuſprechenden Renten die Nutzungen desjenigen Vermögens, 
das ſie aus dem Nachlaſſe des K. ererbt haben, oder das durch 
den Tod desſelben für die Klägerin zu 1 von den Be⸗ 
ſchränkungen, denen es während der Ehe unterlag, frei geworden 
iſt, berückſichtigt werden müſſen. Dabei wird in Betracht ge 
zogen werden müſſen, daß bei dieſer Anrechnung diejenigen 
Einnahmen, welche ſich als Erträgnis der auf die Grundſtücke 
verwendeten Arbeit darſtellen, nicht als Nutzungen des in den 
Grundſtücken verkörperten Vermögens angeſehen werden dürfen, 
ſondern nur derjenige Teil der aus ihnen gewonnenen Ein⸗ 
künfte, der als Rente des in ihnen angelegten Kapitals 
erſcheint. Was ſchließlich denjenigen Teil der Einkünfte des K. 
betrifft, der durch die Tätigkeit der beiden Klägerinnen ge⸗ 
wonnen wurde, ſo kann auch er nicht als durch den Tod K.s 
den Klägerinnen entzogen angeſehen werden. Nach dem bis⸗ 
herigen Vorbringen der Parteien muß davon ausgegangen 
werden, daß die Klägerinnen in der Zeit bis zum Tode des K. 
in deſſen Hausweſen und Geſchäfte in einer Weiſe tätig ge⸗ 
weſen find, die den ihnen nach SS 1356, 1617 BGB. 
obliegenden Pflichten entſprach, und daß dies für die Zeit, für 
welche ſie eine Rente fordern, auch fernerhin geſchehen ſein 
würde, wenn der Unfall vom 25. Juni 1902 nicht eingetreten 
wäre. Dieſer Unfall, durch den die Klägerin zu 1 das Recht, 
daß ihr Mann ihr nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung. ſeines 
Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt gewähre 
(BGB. 8 1360 Abſ. 1), verlor, machte fie zugleich von den 
ihr nach 8 1356 obliegenden Pflichten frei, fo daß fie ſeitdem 
in der Lage war, ihre Arbeitskraft uneingeſchränkt für ſich und 
zum Erwerb ihres Unterhalts zu verwerten. Sie hat daher in 
vermögens rechtlicher Beziehung neben Nachteilen auch Vorteile 
gehabt, und das muß nach allgemeinen Grundſätzen bei der 
Frage, ob und in welchem Umfange ihr Schadenerſatz zu leiſten 
jet, berückſichtigt werden. Die Vorinſtanz hat unter Berufung 
auf das im RG. 5, 108 flg. veröffentlichte, auf der An⸗ 
wendung des früheren gemeinen Rechts beruhende Urteil aus⸗ 
geſprochen, der Umſtand, daß die Dienſte, die eine Frau 
während der Ehe im Haushalte zu leiſten gehabt habe, durch 
den Tod ihres Mannes zum Teil weggefallen ſeien, könne nicht 
dazu führen, ihr gleichſam zur Ausgleichung hierfür auf⸗ 
werlegen, daß fie nun ihre frei gewordene Arbeitskraft zum 
Erwerb ihres Unterhalts in einer Weiſe betätigen müſſe, zu 
der fie während der Ehe nicht verpflichtet geweſen wäre. 
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Dieſe Erwägung wird dem hier vorliegenden Sachſtande nicht 
gerecht. Der Beklagte ſinnt der Klägerin zu 1 nicht an, daß 
ſie Lohnarbeit für Dritte verrichten oder überhaupt eine Tätig⸗ 
keit ausüben ſolle, die den Verhältniſſen nicht entſpricht, in 
denen ſie während ihrer Ehe gelebt hat und bei deren Fort⸗ 
dauer annehmbar weiter gelebt haben würde. Behauptet ift 
vielmehr, ſie betreibe in denſelben Grundſtücken, die früher ihr 
Mann bewirtſchaftet habe, nun für ihre Rechnung Land⸗ und 
Gaſtwirtſchaft und ſei dabei in der nämlichen Weiſe tätig, wie 
ſie es bei Lebzeiten ihres Mannes als deſſen Gehilfin geweſen 
ſei. Beruht dies in Wahrheit, ſo kommen die in dem an⸗ 
gezogenen reichsgerichtlichen Urteile ausſchlaggebend geweſenen 
Erwägungen überhaupt nicht in Betracht, und es iſt dann auch 
ſonſt kein Grund erſichtlich, weshalb bei der Beſtimmung des 
der Klägerin zu 1 zu leiſtenden Schadenerſatzes das, was ſie 
durch dieſe Tätigkeit verdient, nicht inſoweit anzurechnen wäre, 
als dieſe auch dem Maß nach die Leiſtungen, zu denen ſie bei 
Fortdauer der Ehe ihrem Manne gegenüber verpflichtet geweſen 
wäre, nicht überſteigt. Wenn das nicht geſchähe, fie alſo — 
innerhalb der ihr zugeſprochenen Erſatzquote — von dem Be⸗ 
klagten alles das empfinge, was ſie von ihrem Manne zum 
Unterhalte hätte fordern können, und daneben voll das be⸗ 
hielte, was ſie durch Fortſetzung ihrer früheren Tätigkeit er⸗ 
wirbt, ſo würde das, verglichen mit dem Zuſtande, der ohne 
den Unfall beſtanden haben würde, eine Verbeſſerung ihrer 
Vermögenslage bedeuten, es würde alſo über das, was nach 
8 249 BGB. geſchehen ſoll, hinausgegangen werden. Im all⸗ 
gemeinen die gleichen Erwägungen müſſen auch für die Klägerin 
zu 2 gelten. Allerdings war ihre Lage inſofern eine andere, 
wie die ihrer Mutter, als ſie durch den Tod ihres Vaters 
zwar der Dienſtleiſtungspflicht, die ihr dieſem gegenüber ob⸗ 
gelegen hatte, enthoben wurde, jedoch zu gleichen Dienſten wie 
bisher nun gegenüber ihrer Mutter, deren Hausſtand ſie ſeit⸗ 
dem angehörte, verpflichtet war. Indes kann dem für die jetzt 
zur Entſcheidung ſtehende Frage keine Bedeutung beigemeſſen 
werden. Der Klägerin zu 2 erwuchs beim Tode ihres Vaters 
mit dem Wegfall des Unterhaltsanſpruchs, den ſie gegen 
dieſen gehabt hatte, ohne weiteres ein ſolcher gegenüber ihrer 
Mutter, und ſie hat auch, wie unſtreitig iſt, in der ganzen 
Zeit, für welche ſie jetzt Schadenerſatz von dem Beklagten 
fordert, ſtandesgemäßen Unterhalt durch ihre Mutter gewährt 
erhalten; ihre Lage iſt alſo in dieſer Beziehung durch den Tod 
ihres Vaters tatſächlich nicht verſchlechtert worden. Wenn ſie 
nun trotzdem nach den Beſtimmungen in § 844 Abſ. 2 und 
8 843 Abſ. 4 BGB. wegen des Verluſts des ihr an ihren 
Vater zuſtehenden Unterhaltsrechts Schadenerſatz von dem Be⸗ 
klagten fordern darf, alſo das Unterhaltsrecht, das ſie gegen 
ihre Mutter erwarb, unberückſichtigt zu bleiben hat, ſo muß 
daraus die Konſequenz abgeleitet werden, daß auf der anderen 
Seite bezüglich ihres Schadenserſatzanſpruchs auch die Dienſt⸗ 
leiſtungspflicht außer Betracht zu laſſen iſt, die ſie nun gegen⸗ 
über ihrer Mutter hatte. Denn wenn auch die in § 1617 
BGB. geregelte Dienſtpflicht des Kindes nicht, wie die 
Reviſion angenommen wiſſen will, zu dem Anſpruch des Kindes 
auf Unterhalt in dem Verhältnis ſteht, wie die Leiſtung und 
Gegenleiſtung bei einem zweiſeitigen Vertrage, und der Unter⸗ 
halt, den das Kind empfängt, im Rechtsſinne nicht als Be⸗ 
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zahlung feiner Dienſte, dieſe alfo nicht als gegen Entgelt ge 
leiſtete anzuſehen ſind, ſo ſtehen doch die beiderſeitigen Pflichten 
in engſtem innerlichen Zuſammenhange; das Geſetz hat die 
Dienſtpflicht des Kindes geradezu davon abhängig gemacht, daß 
dieſes nicht bloß dem elterlichen Hausſtande angehört, ſondern 
auch von den Eltern erzogen oder unterhalten wird. Danach 
iſt auch bei dem Schadenerſatzanſpruche der Klägerin zu 2 
zu berückſichtigen, daß durch den Tod ihres Vaters ihre 
Arbeitskraft für anderen Erwerb ihres Unterhalts frei⸗ 
geworden iſt. F. c. K., U. v. 17. Dez. 06, 178/05 VI. — 
Darmſtadt. | 

11. 88 254, 823, 831 BGB. verb. mit § 25 des Preuß. 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. Nichtanwendung von 
8 254 BGB. auf 5 25 des Preuß. Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838. Unterſchied zwiſchen Sachſchaden und 
Perſonenbeſchädigung.] 

Am 3. Oktober 1904 iſt auf dem Kreuzungspunkt einer 
Provinzialſtraße in Marxloh mit den Gleiſen der Anſchlußbahn 
der beklagten Gewerkſchaft ein Eiſenbahnzug mit einem, von 
dem Fuhrknecht T. gelenkten Holzfuhrwerke der Klägerin zu⸗ 
ſammengeſtoßen, wodurch Geſpann und Wagen beſchädigt 
wurden. Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Erſatz des ent⸗ 
ſtandenen Sachſchadens in Anſpruch. Das OLG. wies die 
Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen: 8 254 BGB. 
iſt, wie der erkennende Senat in dem Urteile vom 3. Mai 1906 
VI. 295/06 in Sachen des Preuß. Eiſenbahnfiskus gegen St., 
nunmehr abgedruckt in RG. Bd. 63 Nr. 67 S. 270 ff. aus⸗ 
geſprochen und näher begründet hat, auf die nach $ 25 des 
Preuß. Eiſenbahngeſetzes zu beurteilenden Fälle überhaupt nicht 
anwendbar, und es kommt nach dieſem Spezialgeſetze lediglich 
das eigene Verſchulden des Beſchädigten ſelbſt, nicht auch ein 
Verſchulden ſeines Beauftragten oder Angeſtellten als ein in die 
Haftpflicht des Unternehmers ausſchließendes Moment in Be⸗ 
tracht. Vgl. RG. 5, 232. Damit würde die Frage der An⸗ 
wendbarkeit des 8278 auf die Fälle des S 254 Abſ. 1 BGB. 
(für das außerkontraktliche Gebiet vgl. RG. Bd. 62 Nr. 83 
S. 346 ff.) ſich im vorliegenden Falle als gegenſtandslos er⸗ 
weiſen. Allein es fragt ſich erſter Linie, ob denn wegen des 
hier eingeklagten Sachſchadens die beklagte Gewerkſchaft über⸗ 
haupt der Haftpflicht nach §8 25 des Preuß. Eiſenbahngeſetzes 
zu unterſtellen ſei. Dies iſt von den Vorinſtanzen zu Unrecht 
bejaht worden. Zweifellos würde die Zechenbahn der Be⸗ 
klagten als eine Eiſenbahn im Sinne des § 1 Haftpfl®. zu 
betrachten ſein, wenn die Haftung wegen Tötung oder Ver⸗ 
letzung eines Menſchen in Frage ſtände (RG. 1, 249; 2, 38; 
7, 40 ff.). Aber hier handelt es ſich lediglich um die Haftung 
für Sachſchaden nach 8 25 Preuß. Eiſenbahngeſetzes und 
das letztere Geſetz geht von einem engeren Begriff der Eiſen⸗ 
bahnunternehmung aus wie das Haftpfl®. Das erſtgenannte 
Geſetz bezieht ſich nur auf Eiſenbahnunternehmungen, welche 
landes herrlich genehmigt und für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr beſtimmt find, nicht auch auf Bahnen, welche der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung nicht bedürfen, und von einer Einzel⸗ 
perſon oder Geſellſchaft nur für private, nicht für öffentliche 
Zwecke betrieben werden. Der Umſtand allein, daß der Betrieb 
einer derartigen Bahn gleiche oder nahezu gleiche Gefahren mit 
ſich bringt, wie der Betrieb von Bahnen für öffentliche Zwecke, 
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kann hier nicht ausſchlaggebend ſein. Bei der, eine verſchärfte 
Haftpflicht der Eiſenbahnunternehmungen ſtatuierenden Vorſchrift 
des § 25 des Geſetzes vom 3. November 1838 war für den 
Geſetzgeber neben der Gefährlichkeit dieſer Betriebe auch wohl 
die Rückſicht darauf mit beſtimmend, daß den Geſellſchaften 
durch das Geſetz weitgehende Rechte und Befugniſſe eingeräumt 
find. So liegt namentlich die Annahme nahe, daß die Über: 
laſſung der Bahnpolizei an die Geſellſchaften (§S 23 des Ges 
ſetzes) das Korrelat der denſelben in § 25 auferlegten Ver⸗ 
pflichtung bilde. Vgl. Entſch. des ROHGG. 12, 11; RG. Bd. 28 
Nr. 47 S. 208. Von dieſen Geſichtspunkten aus hat das RG. 
die Anwendbarkeit des 8 25 cit. auf eine, nicht der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung bedürfende Straßeneiſenbahn und auf 
eine, unter Benutzung der Dampfkraft betriebene, private 
Arbeitsbahn verneint. Vgl. die angeführte Entſcheidung in 
Bd. 28: Urteil des VI. ZS. vom 15. Oktober 1891, Gruchots 
Beitr. 36, 1073 ff. Seit der Geſetzgebung von 1838 ſind mit 
der Entwicklung des Verkehrs auf dem Gebiete des Eiſenbahn⸗ 
weſens mannigfache Unternehmungen entſtanden, welche nicht in 
den Rahmen der von dem Eiſenbahngeſetze allein behandelten, dem 
allgemeinen öffentlichen Verkehre des Landes dienenden Bahnen 
fielen. Für den hauptſächlichſten Teil dieſer neueren wirtſchaft⸗ 
lichen Gebilde iſt nun eine bis dahin fehlende, geſetzliche 
Regelung getroffen worden durch das Geſetz über Kleinbahnen 
und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892. Kleinbahnen 
find nach S 1 dieſes Geſetzes die dem öffentlichen Verkehre 
dienenden Eiſenbahnen, welche wegen ihrer geringen Bedeutung 
für den allgemeinen Eiſenbahnverkehr dem Geſetze über die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 nicht unter⸗ 
liegen, und nach Abſ. 3 entſcheidet darüber, ob die Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendbarkeit des genannten Geſetzes vorliegt, 
auf Anrufen der Beteiligten das Staatsminiſterium. Eine Be⸗ 
ſtimmung wie die letztere iſt freilich für die im II. Abſchnitt 
des Geſetzes geregelten Privatanſchlußbahnen — § 43 — nicht 
getroffen; daraus darf man jedoch nicht, wie das Berufungs⸗ 
gericht will, den Schluß ziehen, daß dieſe Bahnen anders als 
die Kleinbahnen, dem Geſetze vom 3. November 1838 unter⸗ 
ſtellt ſeien. Die Privatanſchlußbahnen dienen eben nicht 
dem öffentlichen Verkehr, fallen alſo ſchon wegen Mangels 
dieſes Merkmales nicht unter das Eiſenbahngeſetz. Vielmehr 
bilden die Privatanſchlußbahnen zuſammen mit den Kleinbahnen 
in der nunmehrigen Gliederung des Eiſenbahnweſens diejenige 
Klaſſe von Bahnen, die im Gegenſatz zu den unter das Geſetz 
vom 3. November 1838 fallenden Haupt⸗ und Nebeneiſenbahnen, 
nicht dieſem Geſetze, ſondern dem Geſetze vom 28. Juli 1892 
unterſteht, und es erſcheint auch eine teilweiſe Anwendung 
des Eiſenbahngeſetzes auf dieſe Kategorie von Bahnen nicht als 
zuläffig. — Vgl. hierzu: Gleim, das Geſetz über Kleinbahnen uſw. 
Einleitung S. 27 (d. 2. Aufl. Eger, das Geſetz über Klein⸗ 
bahnen uſw. 2. Aufl. zu 81 S. 8 f.; S. 20; zu § 43 S. 408 f., 
S. 421 f.; Jeruſalem, das Geſetz über Kleinbahnen uſw. zu 
81S. 14 A. 2; Gleim, das Recht der Eiſenbahnen in Preußen 
J S. 418 f. S. noch RG. 58, 134 f. Das Geſetz vom 
28. Juli 1892 hat allerdings nur die öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der von ihm behandelten Bahnen regeln wollen, während 
es in privatrechtlicher Beziehung für dieſe Bahnen bei dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtande verblieben iſt. Aber eine privatrechtliche 
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Regelung der Eifenbahnhaftpflicht beſteht nun eben mangels 
einer anderweitigen geſetzlichen Beſtimmung nach wie vor hin⸗ 
ſichtlich der Haftung für Sachſchäden nur inſoweit, als die Vor⸗ 
ſchrift des 8 25 des Eiſenbahngeſetzes reicht. Die Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf die Privatanſchlußbahnen kann man auch 
nicht mit dem Berufungsgericht daraus ableiten, daß eine ſolche 
Bahn — nach der im § 43 des Geſetzes von 1892 aufgeftellten 
Begriffsbeſtimmung — mit einer dem Eiſenbahngeſetze vom 
3. November 1838 unterliegenden Eiſenbahn oder mit einer 
Kleinbahn derart in unmittelbarer Gleisverbindung ſteht, daß 
ein Übergang der Betriebsmittel ſtattfinden kann. Dieſer Um⸗ 
ſtand hätte vielleicht dem Geſetz Anlaß geben könnnen, die Vor⸗ 
ſchrift des 8 25 des Eiſenbahngeſetzes auf die Privatanſchluß⸗ 
bahnen wenigſtens für den Fall zu erſtrecken, wo wie vorliegend 
eine unmittelbare Gleisverbindung mit einer Hauptbahn be⸗ 
ſteht; aber eine derartige Ausdehnung des Geſetzes iſt bisher 
nicht erfolgt. Für die Unterſtellung der Anſchlußbahn der Be⸗ 
klagten unter den § 25 des Eiſenbahngeſetzes fehlen die vor⸗ 
ſtehend angegebenen Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift. Daß 
die Bahn dem öffentlichen Verkehr diene, iſt von keiner 
Seite behauptet. Das Berufungsgericht bezeichnet ſie als 
Zechenanſchlußbahn; es handelt ſich alſo ohne Zweifel um eine 
ſolche Privatanſchlußbahn, welche Zubehör eines Bergwerkes im 
Sinne des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 iſt, 
welche daher den Vorſchriften in 88 51, 50 des Geſetzes vom 
28. Juli 1892 unterliegt. Daß zum Bau und Betriebe dieſer 
Bahn eine landesherrliche Konzeſſion im Sinne des Eiſenbahn⸗ 
geſetzes erforderlich geweſen bezw. erteilt worden ſei, iſt nicht 
erſichtlich. Die für Privatanſchlußbahnen in 88 43 ff. des 
Geſetzes vom 28. Juli 1892 erforderte behördliche Genehmigung 
iſt von lediglich polizeilicher Natur (Eger, Geſetz über 
Kleinbahnen S. 411, I; Gleim, Geſetz über Kleinbahnen 8 43 
Anm. 5 S. 128). Einer ſolchen beſonderen Genehmigung 
bedurfte es für eine Bergwerksbahn nach § 51 des Geſetzes 
von 1892 nicht Aber auch die nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 zu erteilende 
Rechtsverleihung oder Genehmigung hat nicht die Bedeutung 
eines für den Betrieb auf der Zechenanſchlußbahn erworbenen 
Privilegs, eines mit beſonderen Vorrechten ausgeſtatteten Bau⸗ 
und Betriebsrechtes, wie es im Sinne des Eiſenbahngeſetzes 
von 1838 liegt, und die dem öffentlichen Verkehre an ſich nicht 
dienende Grubeneiſenbahn unterliegt daher dieſem Geſetze nicht. 
Vgl. Jeruſalem a. a. O. Nr. 1 zu 8 51 S. 81, Eger, Geſetz über 
Kleinbahnen S. 420 3.1 S. 450 f. Wenn damit der erſte 
Klagegrund hinfällig wird, ſo konnte es ſich nun fragen, ob 
eine Haftung der beklagten Gewerkſchaft für den der Klägerin 
entſtandenen Schaden nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, 
nämlich aus 8 823 mit 8 276 BGB. oder etwa aus 5 831 
BGB. begründet ſei. Das iſt aber nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsurteils nicht der Fall. Da endlich die 
Bahnbedienſteten der Beklagten, namentlich auch der Loko⸗ 
motivführer, bei dem fraglichen Zuſammenſtoße durchaus 
vorſchriftsgemäß und ſachgemäß gehandelt haben, ſo könnte 
die Beklagte weder aus 8 823 noch aus 8 831 des 
BGB. für den Unfall verantwortlich gemacht werden. 
E. c. Gewerkſchaft D. K., U. v. 7. Jan. 07, 194/06 VI. — 
Hamm. 
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12. Vorausſetzung der ſog. lucri cum damno com- 
pensatio nach BGB.] 

Gerechtfertigt iſt an ſich die Rüge der Verletzung des 
S 304 ZPO., infofern fie darauf geſtützt wird, das Be⸗ 
rufungsgericht habe es im Widerſpruche mit dieſer Vorſchrift 
unterlaſſen, ſchon jetzt im Verfahren über den Grund des An⸗ 
ſpruchs zu prüfen, ob der Einwand des Beklagten durchgreife, 
der Klägerin ſei deshalb kein Schaden entſtanden, weil ſie durch 
den Erwerb des O.ſchen Hauſes in der Zwangsverſteigerung 
unter dem wahren Werte einen Gewinn erzielt habe. Denn 
da der Beklagte nach dem vom Berufungsgerichte in Bezug 
genommenen Tatbeſtande des Urteils des LG. behauptet hatte, 
jenes Haus ſei mindeſtens 18 000 Mark mehr wert, als die 
Klägerin dafür in der Zwangsverſteigerung bezahlt habe, der 
geſamte von dieſer gegen den Beklagten eingeklagte Schaden 
aber nur 16 971 Mark 98 Pf. beträgt, ſo würde, wenn jener 
Einwand durchgriffe, alſo anzunehmen wäre, daß der der 
Klägerin nach ihrer eigenen Angabe erwachſene Schaden durch 
den Gewinn bei der Zwangsverſteigerung wettgemacht werde, 
die Klage ohne weiteres abzuweiſen geweſen ſein, weil, i m 
ganzen betrachtet, der Klägerin aus dem angeblich ſie 
ſchädigenden Vorgange in Wirklichkeit überhaupt kein Schaden, 
ſondern noch ein Gewinn erwachſen ſei. Der erhobene Angriff 
kann aber gleichwohl nicht zur Aufhebung des Urteils führen, 
weil dieſes inſoweit dieſer Punkt in Betracht kommt, aus einem 
andern Grunde aufrecht zu erhalten wäre (ZPO. 8 563). 
Denn der erhobene Einwand erweiſt ſich ohne weiteres als 
ſachlich unbegründet. Richtig iſt allerdings, daß, wenn 
durch das ſelbe Ereignis ſowohl Nachteil wie Vorteil für den 
Betroffenen entſteht, nur der Überſchuß des Nachteils als 
Schaden erſcheint. Aber dies trifft nur zu, wenn der Vorteil 
eben aus demſelben Ereigniſſe erwächſt, aus dem auch der 
Schaden entſteht. Der bloß tatſächliche Zuſammenhang 
zweier verſchiedener Ereigniſſe, aus deren einem der 
Schaden, und aus deren anderem der Vorteil erwächſt, ge⸗ 
nügt hierzu nicht. Dies iſt ſchon in dem Urteile des RG. 
(V. 8 S.) vom 11. Juli 1883 (RG. 10, 50 ff.) dargelegt und 
iſt ſpäter für einen dem hier vorliegenden ganz ähnlichen Fall 
in dem Urteile vom 10. Mai 1897 wiederum anerkannt worden 
UV. 38S. in Sachen A. wider C., IV. 381/96). Und gerade 
auf das Urteil vom 11. Juli 1883 beziehen ſich auch die 
Motive zum erſten Entwurfe des BGB., das abſichtlich keine 
Vorſchriften über die fogen. lueri cum damno compensatio 
aufgenommen hat, bei ihrer Ausführung, ſolche Beſtimmungen 
würden zu einer weitgehenden Kaſuiſtik führen, von der doch 
kein befriedigendes Ergebnis zu erwarten wäre, die Recht⸗ 
ſprechung werde, uneingeengt durch eine geſetzliche Vorſchrift, auch 
fernerhin im Einzelfalle ſich zurechtfinden (Mot. 2, 19). Nun 
iſt aber nach dem Vorbringen der Klägerin anzunehmen, daß 
die Entſtehung des Schadens zunächſt dadurch ermöglicht 
iſt, daß ſie dem Kaufmann O. auf die zweite Sicherungs⸗ 
hypothek von 10 000 Mark hin einen weiteren Kredit gewährt 
hat, ohne eine wirkliche Sicherheit für die gewährten 
Darlehen in der Hypothek zu erlangen, ſowie dadurch, daß ſie 
es infolge ihres Vertrauens auf die Güte ihrer Hypotheken 
unterlaſſen hat, ihre älteren Forderungen von dem damals 
noch zahlungsfähigen Schuldner beizutreiben. Wirklich ent⸗ 
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ſtanden aber ift der Schaden nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhältniſſe für die Klägerin dadurch, daß die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Schuldners O. ſich in den folgenden Jahren 
immer mehr verſchlechterten, und zwar wuchs er in dem Maße, 
immer mehr an, als einerſeits das Grundſtück, wie die dem⸗ 
nächſt notwendig gewordene Zwangsverſteigerung ihrem 
Zwecke gemäß in hierfür maßgebender Weiſe erkennen 
ließ, keine Deckung für die Hypotheken der Klägerin gewährte, 
und andererſeits auch das bewegliche Vermögen des 
Schuldners zur Begleichung ſeiner Verbindlichkeiten immer 
weniger ausreichte, was ſchließlich durch die Eröffnung des 
Konkurſes auch äußerlich hervortrat. Jedenfalls war hiernach 
der von der Klägerin behauptete Schaden ſchon entſtanden, 
als die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks eingeleitet 
wurde. Andererſeits iſt der Vorteil, den die Klägerin nach 
der Behauptung des Beklagten in dem angeblichen Mehrwerte 
des Grundſtücks erlangt hat, dadurch entſtanden, daß jene in 
dem Verſteigerungstermin das einzige Gebot auf das Grund⸗ 
ſtück abgegeben und darauf hin den Zuſchlag erhalten hat, alſo 
durch einen ſelbſtändigen Entſchluß der Klägerin, durch 
eine Handlung, zu deren Vornahme ſie rechtlich nicht ver⸗ 
pflichtet war, mochte ſie auch, wenn ſie der Meinung war, das 
Grundſtück in irgend einer Weiſe günſtig verwerten zu können, 
ihres eigenen Vorteils wegen, um ſich tunlichſt einen Ausgleich 
des ihr erwachſenen Schadens zu ſichern, beſtrebt ſein müſſen, 
das Grundſtück für das zuläſſige geringſte Gebot zu erwerben. 
Insbeſondere konnte nicht etwa von einer Verpflichtung der 
Klägerin die Rede ſein, den Schaden durch Erſtehen des 
O. ſchen Grundſtücks abzuwenden oder zu mindern, fo daß auch 
eine Anwendung des 8 254 Abſ. 2 BGB. nicht in Frage 
kommen kann. Denn indem die Klägerin auf das Grundſtück 
bei der Zwangsverſteigerung ein Gebot abgab, ſtand ſie recht⸗ 
lich nicht anders wie jeder Dritte, dem es freiſtand, auf das 
Grundſtück zu bieten und es durch ſein Gebot zu erwerben. 
Sollte demnach das Grundſtück wirklich einen höheren Wert 
beſitzen, als der Preis beträgt, für den die Klägerin das 
Grundſtück erſtanden hat, ſo wäre dies ein Vorteil, den die 
Klägerin durch eine beſondere, ſelbſtändige Handlung als 
Frucht ihrer Umſicht, alſo ihrer ſpekulativen Tätigkeit, erlangt 
härte. Der angebliche Vorteil wäre ihr daher durch ein 
anderes Ereignis als durch dasjenige, aus dem ihr angeblicher 
Schaden erwachſen iſt, entſtanden, wie denn auch beide Er⸗ 
eigniſſe zeitlich voneinander getrennt ſind. Der erhobene 
Einwand hätte demnach, wenn das Berufungsgericht darüber 
entſchieden hätte, verworfen werden müſſen. U. c. B., 
U. v. 4. Jan. 07, 217,06 III. — Caſſel. 

13. SS 313, 476 BGB. Bedeutung einer in einem 
notariellen Kaufvertrag über ein Grundſtück nicht aufgenommenen 
Bedingung. Vertretung von Erklärungen eines Vermittlers. 

Die Klägerin hat ein Grundſtück, das ſie im Sommer 1904 
durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erworben hatte, 
dem Beklagten unter Ausſchluß der Gewährleiſtung verkauft. 
Sie hat deshalb auf Entgegennahme der Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung von 5000 Mark Kaufgeld Klage erhoben, der Beklagte 
hat widerklagend Nichtigerklärung oder Wandlung des Kauf⸗ 
vertrages und Rückzahlung gezahlter Beträge verlangt. Der 
Beklagte macht geltend, es ſei bei den Kaufunterhandlungen 
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M 5. 1907. 
mit dem Agenten G., an den ihn die Klägerin mit dem Be⸗ 
merken gewieſen, daß er von ihr bevollmächtigt ſei, ausdrücklich 
zur Sprache gekommen, daß das Grundſtück zum Betriebe der 
Gaſt⸗ und Schankwiriſchaft und nur unter der Bedingung der 
Erteilung der Schankerlaubnis gekauft werde. G. habe ver: 
ſichert, daß das Grundſtück ſich ganz vorzüglich dazu eigne und 
daß beſtimmt angenommen werden könne, die Erlaubnis werde 
erteilt werden, denn er ſei auf dem Landratsamte geweſen und 
habe dort erfahren, daß die Konzeſſion eventuell erteilt werden 
könne. Die Erlaubnis ſei dann aber verſagt worden, weil die 
Bedürfnisfrage verneint worden ſei und weil das Gebäude nicht 
die erforderlichen Eigenſchaften gehabt habe. Außerdem aber 
ſeien die Gebäude mit einer ganzen Reihe von Fehlern behaftet 
geweſen, die der Beklagte bei der vor dem Kaufe vorgenommenen 
Beſichtigung nur zum kleinen Teil wahrgenommen habe. Ins⸗ 
beſondere habe er erſt ſpäter erfahren, daß die Gebäude polizei⸗ 
lich nicht abgenommen, daß das Dach und der Boden unfertig 
ſeien, daß Schnee und Regen in großen Mengen eindringe, 
Feuchtigkeit und Schwamm im Hauſe herrſchten und daß die 
Wohnungen geradezu geſundheitsgefährlich ſeien. Alles dies 
ſei der Klägerin, die das Haus, um zu täuſchen, oberflächlich 
habe auffriſchen laſſen, ebenſo wie dem Agenten G. bekannt 
geweſen. Beklagter wurde verurteilt, Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Der Berufungsrichter verneint zunächſt, 
daß eine Bedingung des von dem Beklagten behaupteten Inhalts 
in rechts verbindlicher Weiſe vereinbart worden ſei, indem er 
hervorhebt, daß die angebliche Bedingung in den notariellen 
Kaufvertrag nicht aufgenommen worden und deshalb wegen 
Formmangels nichtig ſei. Dieſe Erwägung iſt nun allerdings 
nicht durchgreifend, denn wäre tatſächlich der Wille der Vertrag⸗ 
ſchließenden bei Abſchluß des notariellen Kaufvertrages dahin 
gegangen, daß die angebliche Bedingung als Vertragsinhalt 
neben dem Kaufvertrag gelten ſolle, ſo würde nicht bloß ſie, 
ſondern der ganze Kaufvertrag, auf den die Klägerin ihren 
Anſpruch gründet, nichtig ſein. (RG. 52, 4, JW. 06 S. 538 
Nr. 1, S. 349 Nr 5.) Der Berufungsrichter geht aber des 
weiteren, wenn er dies auch nicht ausdrücklich hervorhebt, von 
der Annahme aus, daß die fragliche Bedingung, die überhaupt 
nur in den Vorverhandlungen mit dem Agenten G. zur Sprache 
gekommen iſt, gar nicht Vertragsinhalt geworden iſt. Denn er 
ſtellt feſt, daß die Klägerin, die den Kaufvertrag perſönlich ge⸗ 
ſchloſſen hat, von den Zuſicherungen und Anpreiſungen G.s 
keine Kenntnis gehabt hat, und führt weiter aus, daß die An⸗ 
gaben G.s, da er nach feinem Zeugnis und feinen Briefen nur 
Vermittler, nicht Bevollmächtigter der Klägerin geweſen ſei, 
dieſer nicht entgegenſtünden. Dieſe Ausführung iſt zutreffend, 
ſie entſpricht der Rechtſprechung des erkennenden Senats über 
die Rechtsſtellung der Vermittler (Agenten) im Grundſtücks⸗ 
verkehr (vgl. das Urteil vom 11. Mai 1904 V 495/03, vom 
24. November 1906 V 144/06). Was die Anfechtung wegen 
Irrtums anlangt, ſo handelt es ſich, ſoweit der Irrtum die 
Erteilung der Schankerlaubnis betroffen haben ſoll, um einen 
nicht beachtlichen Irrtum im Beweggrunde, und ſoweit die 
Mängel des Grundſtücks in Betracht kommen, wird die An⸗ 
fechtung durch die Vorſchriften über die Gewährleiſtung aus⸗ 
geſchloſſen (RG. 61, 171). Was die Anfechtung wegen Be⸗ 
truges und die Wandlung wegen argliſtigen Verſchweigens von 
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Mängeln nach §S 476 BGB. betrifft, ſo hat der Berufungs⸗ 
richter feſtgeſtellt, daß die Klägerin von den Angaben und An⸗ 
preiſungen G.s in Beziehung auf die Schankerlaubnis und die 
Beſchaffenheit des Grundſtücks keine Kenntnis gehabt, aber auch 
ſelbſt die Mängel des Grundſtücks, ſoweit ſie dem Beklagten 
bei der Beſichtigung entgangen (8 460 BGB.), nicht gekannt 
habe. Er verneint deshalb zutreffend jedwede Argliſt auf ſeiten 
der Klägerin. Die etwaige Argliſt G.s hat der Berufungs⸗ 
richter nicht nachgeprüft, er brauchte dies aber auch nicht, weil 
argliſtige Handlungen und Unterlaſſungen des Vermittlers der 
Partei nicht entgegenſtehen. K. c. H., U. v. 2. Jan. 07, 
199/06 V. — Naumburg. 

14. 55 326, 425 BGB. Rechtsverhältnis des Gläubigers 
eines früheren Handelsgeſellſchafters bei Nichteintritt der 
Liquidation. Erfüllungsweigerung des Ausgeſchiedenen iſt er⸗ 
forderlich und ihm iſt eine Nachfriſt zu fegen.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft L. & S. in Poſen hatte dem 
Kläger 1 000 Ballen Roggenmehl verkauft, aber nur zum Teil 
geliefert. Am 13. September 1905 ſchied der Beklagte L. aus, 
der Beklagte S. führte, wovon auch dem Kläger Mitteilung 
gemacht wurde, das Geſchäft unter der Firma „Karlsbrunner 
Walzenmühle G. S.“ weiter, er übernahm die Aktiva und 
Paſſiva der Geſellſchaft und trat in die ſchwebenden Lieferungs⸗ 
abſchlüſſe ein. Als Lieferung nicht erfolgte, erhob Kläger eine 
Schadenserſatzklage wegen Nichterfüllung der den Beklagten 
obliegenden Lieferung der noch reſtierenden 750 Ballen Mehl. 
Das OLG. verurteilte beide Beklagte, das RG. hob auf Reviſion 
des Beklagten L. auf und wies die Klage gegen ihn ab: Was 
den Zweitbeklagten L. betrifft, ſo iſt er durch ſeinen am 
13. September 1905 erfolgten, durch Zirkular vom 15. dieſes 
Monats dem Kläger kundgegebenen Austritt aus der Geſellſchaft 
von ſeiner Haftpflicht aus dem zwiſchen dem Kläger und der 
Geſellſchaft abgeſchloſſenen Lieferungsvertrag nicht befreit worden, 
er blieb nach ſeinem Ausſcheiden noch verpflichtet, obwohl nach 
dem zwiſchen ihm und S. getätigten Auseinanderſetzungsvertrage 
letzterer die Aktiven und Paſſiven der bisherigen Geſellſchaft 
übernommen hat und in deren ſchwebende Verbindlichkeiten allein 
eingetreten iſt; denn dieſes innere Verhältnis zwiſchen den beiden 
geweſenen Geſellſchaftern berührt den Kläger als Dritten nicht, 
88 128, 159 HGB. In dieſer Beziehung iſt der Ausführung 
des OLG. beizutreten, wie denn auch die weitere Annahme, in 
dem Schweigen des Klägers auf das Zirkular vom 15. Sep⸗ 
tember 1905 ſei eine Genehmigung der Schuldübernahme nicht 
zu finden, rechtlich nicht zu beanſtanden iſt, ſodann ſteht, wie 
bereits erwähnt, feſt, daß wie S., ſo auch L. ſich in Lieferungs⸗ 
verzug befindet. Wenn aber das OLG. fernerhin angenommen 
hat, die Erfüllungsweigerung des S. gelte auch als eigene 
Weigerung des L., und durch die vom Kläger gegenüber 
dem S. getroffenen Wahl ſei entſchieden, daß er die nach⸗ 
trägliche Leiſtung ſeitens des L. ablehnen könne, da letzterer 
dem S. nach Auflöſung der Geſellſchaft die Liquidation der 
zur Zeit der Auflöſung noch nicht abgewickelten Geſchäfte über⸗ 
laſſen habe, ſo greift mit Recht L. dieſe Begründung als auf 
Verletzung der 88 326 und 425 BGB. beruhend an. Für 
die Annahme eines Liquidationsverhältniſſes nach SS 145 ff. 
fehlt jede Unterlage. Nach Ausweis des zwiſchen den geweſenen 
Geſellſchaftern am 13. September 1905 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
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gleiches hat damals zwiſchen ihnen eine genaue Auseinander⸗ 
ſetzung ſtattgefunden, S. iſt in die noch beſtehenden Lieferungs⸗ 
abſchlüſſe eingetreten und hat die Aktiven und Paſſiven der 
Geſellſchaft übernommen, S. hatte nur die Ausſtände bei gewiſſen 
Kunden einzuziehen und die eingegangenen Beträge unter ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſcher Bürgſchaft für prompten Eingang aller Beträge 
an L. zur Tilgung der Geſellſchaftsſchulden abzuführen. Die 
ehemaligen Geſellſchafter haben alſo ſtatt der Liquidation eine 
andere Art der Auseinanderſetzung gewählt, der eine Geſell⸗ 
ſchafter hat das Geſchäft mit den Aktiven und Paſſiven über⸗ 
nommen, ungeteiltes Geſellſchaftsvermögen iſt nicht mehr vor⸗ 
handen, die für die Liquidation geltenden geſetzlichen Vorſchriften 
finden alſo keine Anwendung, $ 158 HGB., und der Berufungs⸗ 
richter durfte ſeine Entſcheidung nicht darauf gründen, daß L. 
dem S. die Liquidation der noch nicht abgewickelten Geſchäfte 
überlaſſen habe. Ferner kommt in Betracht, daß abgeſehen von 
den nicht in Frage ſtehenden 88 159 und 160 HGB. hin⸗ 
ſichtlich der in $ 128 daſelbſt vorgeſchriebenen Solidarhaft der 
Geſellſchafter gegenüber Dritten das HGB. keine beſondere 
Beſtimmungen für den ausgeſchiedenen Geſellſchafter enthält, 
nach Art. 2 Abſ. 1 EG HGB. alſo die Vorſchriften des BGB. 
über Mehrheit von Schuldnern, SS 421 ff., Platz greifen. Nach 
§ 425 ff. Abſ. 1 BGB. wirken aber andere als die in den 
vorausgegangenen 88 422 und 424 bezeichneten Tatſachen, 
ſoweit ſich nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, 
nur für und gegen den Geſamtſchuldner, in deſſen Perſon ſie 
eintreten. Zu den in jenen Paragraphen aufgezählten Tatſachen 
gehören die den Schadenserſatzanſpruch aus 8 326 Abſ. 1 
BGB. begründenden Vorausſetzungen nicht, der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſteht im Gegenſatze zu dem Anſpruche auf Erfüllung, 
die, wenn ſeitens eines Geſamtſchuldners geſchehen, für die 
übrigen Geſamtſchuldner befreiend wirkt; denn er bedingt, daß 
der Gläubiger die Erfüllung abgelehnt hat und nicht mehr auf 
fie zurückkommen kann. Der in Anwendung des § 326 ge⸗ 
ſchaffene Rechtsanſpruch auf Schadenserſatz beruht auf einem 
Rechtsverhältniſſe, welches in ſeiner Beſonderheit erſt im Augen⸗ 
blicke des Vorhandenſeins der erforderlichen Vorausſetzungen 
entſtanden iſt, in dieſem Augenblicke war aber das durch das 
frühere Geſellſchaftsverhältnis zwiſchen den beiden Beklagten 
beſtandene rechtliche Band infolge des dem Kläger kundgegebenen 
Ausſcheidens des L. aus der Geſellſchaft und deren Auflöſung 
beſeitigt. Es liegt ein ähnliches Verhältnis vor, wie bei dem 
Verzuge eines Geſamtſchuldners, der nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des 8 425 Abſ. 2 BGB. nur gegen den im Verzug 
befindlichen, nicht auch gegen die übrigen Geſamtſchuldner wirkt, 
und in welchem Falle der Gläubiger auch nur gegen den in 
Verzug befindlichen Schuldner von dem im § 286 Abſ. 2 
BGB. vorgeſehenen Rechte Gebrauch machen kann. Ferner 
ergibt ſich aus dem in Frage ſtehenden Schuldverhältniſſe nicht, 
daß die nach Auflöſung der Geſellſchaft geſchehene Erfüllungs⸗ 
weigerung des einen geweſenen Geſellſchafters und die ſich 
anknüpfende ihm gegenüber abgegebene Erklärung des Klägers, 
er lehne Erfüllung ab und begehre Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, auch gegenüber dem anderen geweſenen Geſellſchafter 
wirken ſoll, weder weiſt der Vertrag vom 27. März 1905, noch 
die die Solidarhaft der Geſellſchaft beſtimmende Vorſchrift des 
§ 128 HGB. darauf hin. Sonach ermangelt der vom Kläge 
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gegenüber L. erhobene Schadenserſatzanſpruch der geſetzlichen 
Erforderniſſe, der Kläger hat dieſem Verklagten weder eine 
Nachfriſt mit der Erklärung geſetzt, daß er die Vertragserfüllung 
nach dem Ablaufe der Friſt ablehne, noch iſt eine ernſthafte 
Erfüllungsweigerung des L. feſtgeſtellt. S. u. L. c. T., 
U. v. 21. Dez. 06, 204/06 II. — Poſen. 

15. 8 339 BGB. Abergang des Rechtes, Unterlaſſung 
eines Konkurrenzgeſchäfts fordern zu können, beim Weiterverkauf 
des Geſchäftes auf den neuen Erwerber.] 

Der Beklagte verkaufte fein Gefindevermietungsgeſchäft in 
der F.⸗Straße an K. In 8 3 wurde beſtimmt: „Verkäufer nebſt 
Ehefrau machen ſich verbindlich, Käufer innerhalb 30 Jahren 
keine Konkurrenz zu machen, weder in einem ſolchen Geſchäfte 
Stellung anzunehmen oder ſich indirekt oder direkt als Teil⸗ 
haber zu betätigen oder auch nur der Konkurrenz Vorſchub zu 
leiſten zuungunſten des verkauften Geſchäfts.“ Durch eine 
Nachſchrift vom 9. Februar 1904 übernahm die beklagte Ehe⸗ 
frau die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für die von ihrem 
Manne in dem Vertrage übernommenen Verpflichtungen. Am 
4. Juli 1904 verkaufte K. das Geſchäft weiter an die Klägerin. 
Da der Klägerin 2000 Mark zur Berichtigung des Kaufpreiſes 
fehlten, verkaufte fie zwei Tage ſpäter das Geſchäft für dieſe 
Summe an den Beklagten, indem ſie ſich den Rückkauf binnen 
einer beſtimmten Friſt vorbehielt. Der Rückkauf iſt denn auch 
bereits im Auguſt 1904 erfolgt. Im September 1904 hat 
der Beklagte in der Nähe der F.⸗Straße ein neues Geſinde⸗ 
vermietungsgeſchäft eröffnet. Bald darauf hat er dies bei der 
Polizei wieder abgemeldet, und es iſt alsdann ſeine Ehefrau 
als Inhaberin des Geſchäfts angemeldet. Die Klägerin ſieht 
in dieſem Betriebe eine Verletzung des Verſprechens der Kon⸗ 
kurrenzenthaltung, das die Beklagten in dem Vertrage mit K. 
abgegeben, und das auch ihr gegenüber als der Erwerberin 
des Geſchäfts einzuhalten ſei. Sie beanſprucht daher Ver⸗ 
urteilung der Beklagten zur Einſtellung des Geſchäftsbetriebes. 
Das KG. verurteilt die Beklagten, das in der L.⸗Straße 81 zu 
Berlin betriebene Geſindevermietungsgeſchäft einzuſtellen und 
ein derartiges Geſchäft bis zum 3. Februar 1934 in einem 
Umkreiſe von 1000 Meter um das in der F.⸗Straße 100 
belegene Geſindevermietungsgeſchäft der Klägerin herum nicht 
wieder zu eröffnen. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Unbedenklich iſt die Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts, daß das Verſprechen der Konkurrenzenthaltung, das, 
wie der Vertrag ſelbſt ſagt, „zugunſten des verkauften Ge⸗ 
ſchäfts“ wirken ſollte, als ein zu dieſem Geſchäfte gehöriger 
Vermögensbeſtandteil zu betrachten ſei, der von dem erſten 
Käufer mit dem Geſchäfte auf die Klägerin Übertragen werden 
konnte und auch übertragen worden iſt. G. c. K., 
U. v. 5. Jan. 07, 308/06 I. — Berlin. 

16. 58 427, 714 BGB. Geſamtſchuldneriſche Haftung 
gilt nur im Zweifel.] 

Die geſamtſchuldneriſche Haftung aus 88 427, 714 BGB. 
gilt nur im Zweifel; ſie iſt ausgeſchloſſen, wenn in dem ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage ausdrücklich oder auch nur ſtillſchweigend 
ein anderes verabredet iſt. Das letztere iſt insbeſondere dann 
der Fall, wenn aus den Satzungen eines nicht rechtsfähigen 
Vereins eine Beſchränkung der Mitgliederhaftung auf das Ver⸗ 
einsvermögen und den Anteil der Geſellſchafter an dieſem her⸗ 
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vorgeht, und die Satzungen dem anderen Vertragsteile bekannt 
geweſen find. Dieſe Rechtsanſicht, die der Auffaſſung ent⸗ 
ſpringt, daß der nicht rechtsfähige Verein, wenngleich er nach 
den Regeln der Geſellſchaften für ſeine äußeren Rechts⸗ 
beziehungen behandelt werde, dennoch keine Geſellſchaft nach 
den SS 705 ff. BGB. ſei, wird von der überwiegenden Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller des neuen deutſchen Rechts vertreten, und 
auch das RG. (Urteil des II. ZS. vom 16. März 1906, 
RG. 63, 62) iſt ihr gefolgt. Regelmäßig wird es nach dieſer 
Auffaſſung einer ausdrücklichen, die Haftung der Mitglieder ein⸗ 
ſchränkenden Beſtimmung der Statuten gar nicht bedürfen, viel⸗ 
mehr anzunehmen ſein, daß die Vollmacht des Vorſtandes nach 
dem Willen der Mitglieder auf deren Verpflichtung mit ihren 
Anteilen am Vereinsvermögen beſchränkt ſein ſoll; das einem 
ſolchen Verein beitretende Mitglied will ſich in der Regel nur 
zu den ſatzungsmäßigen Beiträgen verpflichten, und der dritte, 
der mit dem Verein Verträge ſchließt, rechnet mit dieſem Willen 
der ihm als Geſellſchaft gegenübertretenden Vereinsmitglieder. 
Zutreffend wird aus der Vorſchrift des Satz 2 in 8 54 BGB. 
entnommen, daß auch das neue Geſetz dieſe Einſchränkung der 
Haftung der Vereinsmitglieder als ſolcher als den Regelfall 
vorausſetzt (ſ. Goldmann u. Lilienthal, Bürgerl. Recht 2. Aufl. 
Bd. I S. 100 Anm. 30). H. c. N. T. G., U. v. 10. Jan. 07, 
155/06 VI. — Berlin. 

17. 88 433, 437, 449, 459 BGB. Rechtlicher Charakter 
eines die Ausbeutung eines Patentes für einen beſtimmten Be⸗ 
zirk mit dem Recht zur Erteilung von Unterlizenzen übertragenden 
Vertrages; es liegt Kauf vor.] 

Zweifelhaft iſt die Frage, ob Beklagte wegen der von den 
Vertretern der Kridarin abgegebenen Erklärungen, daß ſich das 
patentierte Verfahren für Sammet, Seide und feine Tuche eigne, 
ſofern dies der Wirklichkeit nicht entſpricht, Preisminderung oder 
Schadloshaltung verlangen können. Zunächſt kommt es darauf 
an, welcher Art der hier vorliegende Vertrag iſt. Der Kern 
desſelben iſt in den SS 1 und 2 enthalten, wonach die Kridarin 
der Beklagten 1 für 150 000 Mark das Recht der alleinigen 
Ausbeute des durch die Patente geſchützten Millerainverfahrens 
für die Rheinprovinz mit der Befugnis, dort Unterlizenzen zu 
erteilen, überträgt. Danach war Gegenſtand des Vertrages 
eine territorial begrenzte ausſchließliche Lizenz, alſo ein poſitives 
oder abſolutes, quaſidingliches Recht, vgl. RG. 57, 38, für das 
als Gegenleiſtung ein feſter Preis beſtimmt wurde. Das 
Geſchäft iſt daher als Kauf aufzufaſſen. Ebenſo ſind gleich⸗ 
artige Verträge in RG. 31, 295 behandelt worden. Zwar 
war das von der Verkäuferin zu gewährende Recht vor Abſchluß 
des Vertrages noch nicht vorhanden, ſondern erſt von ihr durch 
den Vertragsſchluß zu begründen; dieſer Umſtand hindert aber 
die Annahme eines Kaufes nicht. BGB. 9 449. Wenn Iſay, 
PatG. S. 198, dahin unterſcheiden will, daß der (entgeltliche) 
Vertrag auf unbeſchränkte Übertragung des Patentrechts als 
Kauf, der auf Übertragung des Benutzungsrechts als Pacht 
anzuſehen ſei, ſo kann dem in dieſer Allgemeinheit nicht bei⸗ 
getreten werden. Es kommt vielmehr darauf an, ob bei Über 
tragung eines Benutzungsrechtes, ebenſo wie bei der Über⸗ 
tragung des ganzen Patentes der Vertrag auf einmalige, end⸗ 
gültige Begründung eines abſoluten Rechts in der Perſon des 
Erwerbers, oder auf die periodiſche Benutzung der Erfindung 


36. Jahrgang. 


gerichtet war (ebenſo Kent PatG. S. 597 Note 36). Daß 
hier die erſte Alternative zutrifft, iſt nicht zweifelhaft. Bei 
dieſer Sachlage könnte rechtlich in Frage kommen, ob die Vers 
käuferin für die Erklärungen ihrer Vertreter und dem damit im 
Widerſpruche ſtehenden Sachverhalte, ſei es nach den Be⸗ 
ſtimmungen über die Rechtsgewährleiſtung, BGB. 88 433 
437, ſei es in analoger Anwendung der 88 459 ff. BGB., 
ſei es nach allgemeineren Rechtsgrundſätzen wegen Nichterfüllung 
einer vertraglichen Zuſage, einzuſtehen hätte. Das RG. hält 
es jedoch nicht für erforderlich, zu dieſer Rechtsfrage Stellung 
zu nehmen, da, wie ſie auch zu entſcheiden iſt, die notwendige 
Vorausſetzung einer Haftung der Verkäuferin bliebe, daß die 
Erklärungen, auf welche die Beklagten ſich berufen, abgegeben 
find in der Abſicht, damit eine Verpflichtung für die Verkäuferin 
einzugehen, und es hieran nach der tatſächlichen Feſtſtellung des 
OLG. fehlt. Das OLG. würdigt die feſtgeſtellten Erklärungen 
an Hand des von den Zeugen bekundeten Sachverhaltes unter 
Berückſichtigung der ſpäteren Korreſpondenz und des Umſtandes, 
daß der ſchriftliche Vertrag irgend eine Zuſage in dieſer 
Richtung nicht enthält, und kommt danach zu dem Ergebniſſe, 
daß die Verkäuferin eine vertragliche Gewähr nicht über⸗ 
nommen habe. Dies iſt für die Reviſionsinſtanz maßgebend. 
Ein logiſcher Widerſpruch mit der ferneren Annahme des OL G., 
daß daneben erklärt ſei, Sammet und Seide dürften bei dem 
Millerainierungsverfahren nicht appretiert ſein, beſteht nicht, 
denn an der tatſächlichen Meinungsäußerung der Vertreter der 
Verkäuferin, daß das Verfahren ſich auch für Sammet und 
Seide eigne, iſt ja nach der Auffaſſung des OLG. kein Zweifel. 
Rh. M. G. c. M., U. v. 5. Jan. 07, 253/06 I. — Cöln. 

18. 88 437, 445 BGB. Es beſteht kein Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch im Fall der Abtretung einer Forderung erfüllungs⸗ 
halber: 

Durch notariellen Akt vom 8. Januar 1904 ſtellten die 
Beklagten ihr Grundſtück der Preußiſchen Pfandbriefbank in 
Berlin für ein Darlehn von 95 000 Mark zur Hypothek. Ehe 
das Darlehn ausgezahlt wurde, übertrugen die Beklagten einen 
Teil ihrer Forderung aus dem Darlehnsverſprechen in Höhe 
von 22 000 Mark durch notariellen Akt vom 4. März 1904 
dem Architekten G. in Cöln, zur Gutſchrift auf die von uns 
(Beklagten) demſelben bereits verſchuldeten oder noch ſchuldig 
werdenden Baukoſten für die Errichtung des Neubaues auf dem 
zur Hypothek geſtellten Grundflüde”. Die Beklagten hatten 
nämlich am 25. Auguſt 1903 dem Architekten G. die Aus⸗ 
führung eines Neubaues auf dem gedachten Grundſtücke für 
einen Geſamtpreis von 67 500 Mark übertragen, der in näher 
beſtimmter Weiſe zahlbar war. Am 6. Juni 1904 übertrug 
min G., nachdem er 3 000 Mark von der Preußiſchen Pfand⸗ 
briefbank eingezogen hatte, den Reſtbetrag von 19 000 Mark 
durch notariellen Vertrag dem Kläger. Dieſem aber bezahlte 
die Bank nur 12 745,40 Mark und verweigerte die Auszahlung 
eines Betrages von 5 000 Mark wegen angeblich nicht tags 
mäßiger Fertigſtellung des gedachten Hauſes, ſowie eines Des 
trages von 1 254,60 Mark Zinſen aus dem Darlehn von 
95 000 Mark. Für den Ausfall hat nun der Kläger die Bes 
YHagten in Anſpruch genommen, nachdem ihm der Architekt G. 
durch Akt vom 10. November 1904 ſeinen Anſpruch auf Ge⸗ 
währleiſtung gegen die Beklagten abgetreten hatte. Mit der 
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Klage hat er beantragt, die Beklagten zu verurteilen, an ihn 
6 254,60 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Klage⸗ 
zuſtellungstage zu zahlen. In I. Inſtanz nach dem Klage⸗ 
antrage verurteilt, haben die Beklagten mit der Berufung nach 
wie vor Klagabweiſung beantragt und neben anderen Ein⸗ 
wendungen geltend gemacht, von einer Gewährleiſtung für den 
Beſtand der an G. abgetretenen Forderung von 22 000 Mark 
könne keine Rede ſein, da dieſe Forderung nicht an G. ver⸗ 
kauft, ihm auch nicht an Erfüllungs Statt, ſondern lediglich er⸗ 
füllungs halber abgetreten ſei. In der II. Inſtanz iſt die 
Klage abgewieſen. Reviſion iſt zurückgewieſen: Das Berufungs⸗ 
gericht hat den Vertrag vom 4. März 1904, durch den die 
Beklagten dem Architekten G. von ihrer Forderung aus dem 
Darlehnsverſprechen einen Betrag von 22 000 Mark „zur Gut⸗ 
ſchrift auf die dem G. von ihnen bereits geſchuldeten oder noch 
ſchuldig werdenden Baukoſten“ abgetreten haben, mit Rückſicht 
auf den Wortlaut der Urkunde und auf die regelmäßig bei der 
Abtretung einer Forderung zu Befriedigungszwecken vorhandene 
Willensmeinung der Vertragſchließenden ſowie unter Würdigung 
der Umſtände des Falles in dem Sinne ausgelegt, daß die 
Abtretung der Forderung nicht an Erfüllungs Statt, ſondern 
lediglich erfüllungshalber erfolgt ſei. Inſoweit laſſen die 
Erwägungen des Berufungsgerichts einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Hauptſächlich bekämpft der Reviſionskläger die Auf⸗ 
faſſung des Berufungsgerichts, daß im Falle der Abtretung 
einer Forderung erfüllungshalber ein Gewährleiſtungsanſpruch 
ausgeſchloſſen ſei, als rechtsirrig zufolge der 88 437 und 445 
BGB. Dieſer Angriff entbehrt der Begründung. Zutreffend 
hat das Berufungsgericht erwogen, der $ 437 BGB., auf den 
der Kläger ſich ftüße, ſei nicht anwendbar, weil von dem Vers 
kauf der Forderung zu einem beſt immten Kaufpreiſe keine 
Rede ſei. Im Falle des Verkaufes einer Forderung tritt ein 
vollſtändig neues Rechtsverhältnis zwiſchen den Kontrahenten 
ein. Der Käufer übernimmt die Forderung für einen be⸗ 
ſtimmten Preis, mag die Forderung noch ſo viel mehr oder 
weniger wert ſein, mag ſie eingehen oder nicht eingehen. Der 
Verkäufer haftet für den Beſtand der Forderung, für die er 
als Gegenleiſtung den Preis erhält, und von dem Falle des 
8 438 BGB. abgeſehen, nur für den Beſtand. Der 5 445 
BGB. dehnt die Haftung aus 8 437 auf andere Verträge 
aus, die auf Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes 
gegen Entgelt gerichtet ſind. Er hat, da die Fälle der 
Hingabe an Erfüllungs Statt, des Tauſches und der Zuteilung 
eines gemeinſchaftlichen Gegenſtandes an einen Teilhaber bei 
der Aufhebung einer Gemeinſchaft in den 88 365, 515, 757 
und 2042 Abſ. 2 BGB. beſondere, fachlich freilich übers 
einſtimmende Regelung erfahren haben, namentlich den Ver⸗ 
gleich und ſolche Verträge im Auge, bei denen das Entgelt in 
Handlungen beſteht. Hierbei iſt offenbar nur an kaufähn⸗ 
liche Verträge gedacht, durch die nach Art des Kaufes für die 
Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes ein be⸗ 
ſtimmtes Entgelt endgültig als Gegenleiſtung gewährt 
wird. Von allen dieſen Fällen verſchieden iſt der Fall der 
Abtretung einer Forderung erfüllungshalber. Schon der 
Aare Wortlaut des 8 365 BGB. beweiſt, daß eine Gewähr⸗ 
leiſtung des Schuldners nur ſtattfindet, wenn er eine Sache, 
eine Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes Recht an 
18 
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Erfüllungs Statt gegeben hat. In den Motiven zu 8 265 
des Entwurfs, der dem §S 365 BGB. entſpricht, iſt aus: 
drücklich auf den Unterſchied zwiſchen der Hingabe an Zahlungs 
Statt (datio in solutum) und der Hingabe eines Gegenſtandes 
zahlungshalber hingewieſen. (Motive 2, 82.) Der Unter⸗ 
ſchied iſt in der Natur der Sache begründet. Im Falle der 
Hingabe an Erfüllungs Statt gibt der Gläubiger ſein bis⸗ 
heriges Recht endgültig auf; die bisherige Schuld erliſcht; 
als Erſatz hierfür erhält der Gläubiger die Gegenleiſtung in 
dem an Erfüllungs Statt hingegebenen Gegenſtande und wegen 
eines Mangels im Rechte oder wegen Mangels der Sache den 
Gewährleiſtungsanſpruch. Die Hingabe erfüllungshalber 
hat ein Erlöſchen der Schuld des Zedenten nicht ohne weiteres 
zur Folge. Durch ſie erhält der Zeſſionar nur ein Mittel, aus 
der abgetretenen Forderung ſich Befriedigung zu verſchaffen. 
Eine Anderung des zwiſchen dem Zedenten und dem Zeſſionar 
beſtehenden Schuldverhältniſſes tritt nur inſofern ein, als letzterer 
verpflichet iſt, zunächſt aus der abgetretenen Forderung mit 
verkehrsüblicher Sorgfalt ſeine Befriedigung zu ſuchen und den 
eingegangenen Betrag dem Zedenten gutzuſchreiben. Erſt im 
Falle des Eingangs der abgetretenen Forderung oder ſonſtiger 
Befriedigung des Zeſſionars erliſcht das bisherige Schuld⸗ 
verhältnis. Deshalb bleibt es dem Zeſſionar unbenommen, im 
Falle die abgetretene Forderung aus irgend einem Grunde nicht 
einziehbar iſt, die Forderung aus dem urſprünglichen Schuld⸗ 
verhältnis geltend zu machen. Für einen Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch im Falle der Abtretung einer Forderung erfüllungs⸗ 
halber liegt daher weder ein geſetzlicher Grund noch ein praktiſches 
Bedürfnis vor. Folglich hat das Berufungsgericht die lediglich 
auf Gewährleiſtung geſtützte Klage mit Recht abgewieſen. 
F. c. Sch., U. v. 11. Jan. 07, 359/06 II. — Cöln. 

19. 8 477 BGB. Die Wahrung der Friſt für die 
Mängelanzeige ſchließt die Verjährungsfriſt für die Klag⸗ 
anſtellung nicht aus.] 

Die Klägerin hat Wandlung eines Kaufs und Verurteilung 
der Beklagten zur Zurücknahme der Ware gefordert. Die Be⸗ 
klagte beantragte die Abweiſung der Klage. Sie wendete u. a. 
ein, die Klage ſei verjährt. Das OLG. verurteilte, das RG. 
hob auf und wies die Klage ab: Beſondere Umſtände, welche 
für eine vertragliche Verlängerung der Verjährungsfriſt 
ſprechen, liegen nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
nicht vor. Es iſt daher unzutreffend und beruht auf einer 
Verletzung des S 477 BGB., wenn das Berufungsgericht in 
ſeiner Entſcheidung davon ausgeht, daß, wenn die Friſt für die 
Mängelanzeige gewährt ſei, auch die Klage rechtzeitig angeſtellt 
ſei. Vielmehr war die Klage zur Zeit ihrer Erhebung bereits 
verjährt, da die Ablieferung der Ware bereits am 5. Dezember 
1903 ſtattgefunden hatte. A. c. M., U. v. 4. Jan. 07, 
286/06 II. — Karlsruhe. 

20. 58 826 ff. BGB. Rechtsgundſätze über die Beweis⸗ 
laſt. Den die Widerrechtlichkeit ausſchließenden Tatbeſtand bei vor⸗ 
ſätzlicher Tötung oder Körperverletzung hat der Beklagte zu 
beweiſen.] 

Der von der Reviſion erhobene Angriff geht dahin, daß 
die Behauptung, auf die ſich ein wegen vorſätzlicher Tötung 
oder Körperverletzung auf Schadenerſatz in Anſpruch genommener 
Peklagter zur Abwehr des Klageanſpruchs ſtütze, er habe in 


Notwehr gehandelt, als ſogenanntes ſubſtantiiertes oder 


motiviertes Leugnen des zur Klagebegründung gehörigen 
klägerigen Vorbringens zu betrachten ſei, daß die Tötung oder 
Körperverletzung widerrechtlich erfolgt ſei, nicht aber als 
ein wirklicher Einwand, für den die Beweislaſt den Be⸗ 
klagten treffe. Die Reviſion rügt deshalb Verkennung der 
Grundſätze über die Beweislaſt, weil das Berufungsurteil von 
der letzteren Auffaſſung ausgehe. Die Rüge iſt nicht be⸗ 
gründet: Der erſte Entwurf des BGB. hatte in feinen SS 193 
bis 198 allgemeine Regeln über die Beweislaſt aufgeſtellt, 
daneben an verſchiedenen Stellen ausdrücklich Einzelvorſchriften 
darüber gegeben und im übrigen bei der Faſſung der Be⸗ 
ſtimmungen ſich beſtrebt, in Anſehung der einzelnen rechts⸗ 
erzeugenden Tatbeſtände den Umfang der Darlegungs⸗ und 
mittelbar damit auch der Beweispflicht tunlichſt erkennbar zu 
machen. Vgl. Motive zum erſten Entwurf des BGB. Bd. 1 
S. 382. Die 88 193 bis 195 des erſten Entwurfs gaben 
nun die nach dem damaligen Stande der Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung anerkannten Sätze über die Beweislaſt wieder. 
Danach hat „wer einen Anſpruch geltend macht“, „die zur 
Begründung desſelben erforderlichen Tatſachen zu beweiſen“ 
(S 193), d. h. diejenigen Tatſachen, die der Regel nach 
geeignet ſind, den Schluß auf die Entſtehung des erhobenen 
Anſpruchs zu rechtfertigen (vgl. Motive Bd. I S. 382 zu den 
88 193 bis 195). Es liegt ihm nicht ob, die Abweſen⸗ 
heit beſonderer Tatſachen zu beweiſen, die, wenn ſie vor⸗ 
handen wären, die dem Tatbeſtande an und für ſich 
zukommende Wirkung ausſchließen würden. Dieſe be⸗ 
ſonderen Umſtände hat vielmehr derjenige zu beweiſen, der 
auf Grund ihrer die rechtliche Wirkung des Tatbeſtands ver⸗ 
neint (5 194 Abſ. 1 des erſten Entwurfs und Motive zu den 
88 193 bis 195). Nun beſtimmte der 8 186 Abſ. 1 des 
erſten Entwurfs: „Eine unerlaubte Handlung iſt nicht vor⸗ 
handen, wenn die Handlung durch Notwehr geboten war.“ 
Wäre dieſe Vorſchrift an den 8 704 desſelben Entwurfs, der 
in der hier in Betracht kommenden Beziehung dem $ 823 
BGB. ſelbſt entſpricht, angereiht, ſo könnte kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß ſie eine Ausnahme von der im vorhergehenden 
ausgeſprochenen Regel enthalte und demgemäß nicht nur eine 
durch Notwehr gebotene Handlung für erlaubt erkläre, ſondern 
daß fie auch die Beweislaſt regele. Hieran wird aber 
dadurch nichts geändert, daß die Beſtimmung in den allgemeinen 
Teil geſtellt worden iſt; denn dies beruht nur darauf, daß die 
Vorſchriften über die Selbſtverteidigung und die Selbſthilfe auch 
außerhalb des Gebiets der Anſprüche aus unerlaubten 
Handlungen zur Anwendung kommen und überhaupt eine all⸗ 
gemeinere Tragweite haben. (Vgl. Motive zum erſten Ent⸗ 
wurf des BGB. S. 348.) Sind nun auch die allgemeinen 
Regeln über die Beweislaſt, wie ſie der erſte Entwurf des 
BGB. enthielt, in dieſes ſelbſt nicht aufgenommen worden, weil 
die Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs von der 
Auffaſſung ausging, daß die Aufſtellung ſolcher Regeln der 
Wiſſenſchaft zu überlaſſen ſei (vgl. Protokolle dieſer Kommiſſion 
Bd. 1 S. 259), und es ſich andererſeits empfehle, durch eine 
entſprechende Faſſung der einzelnen Rechtsſätze hervortreten zu 
laſſen, wie ſich die Beweislaſt verteile, insbeſondere, was als 
der regelmäßige Tatbeſtand, den die Anwendung eines be⸗ 
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ſtimmten Rechtsſatzes vorausſetze, und was als Ausnahme 
davon zu betrachten ſei, ſo hat doch gerade das Geſetz, wie es 
vorliegt, durch die Faſſung der 88 226 bis 229 deutlich her⸗ 
vortreten laſſen, daß damit Ausnahmen von einer Regel, 
nämlich der an ſich gegebenen Widerrechtlichkeit der be⸗ 
treffenden Handlung, haben anerkannt werden ſollen. Der 8 227 
Abf. 1 BGB. ſtimmt zwar ſeinem Wortlaute nach mit dem 
8 186 Abſ. 1 des erſten Entwurfs nicht völlig überein; denn 
dieſer lautete im offenbaren Anſchluſſe an den 8 53 StGB.: 
„Eine unerlaubte Handlung iſt nicht vorhanden, wenn die 
Handlung durch Notwehr geboten war.“ Der Inhalt aber iſt, 
ſoweit es ſich nm die hier zu erörternde Frage handelt, der 
nämliche; denn unter der Handlung im 8 227 Abſ. 1 kann 
nur eine an ſich widerrechtliche Handlung verſtanden werden. 
Der Sinn geht alſo dahin: Eine an ſich widerrechtliche 
Handlung iſt nicht widerrechtlich, wenn ſie durch Notwehr 
geboten iſt. Übereinſtimmend mit dem früheren Rechte iſt hier⸗ 
nach auch für das Recht des BGB. anzunehmen, daß zur Be⸗ 
gründung eines auf vorſätzliche Tötung oder Körperverletzung 
gegründeten Schadenerſatzanſpruchs die Behauptung, daß die 
Tötung oder Körperverletzung widerrechtlich erfolgt ſei, neben 
der Darlegung, daß die Handlung vorſätzlich geſchehen ſei, 
vom Kläger nicht beſonders aufgeſtellt zu werden braucht, daß 
es vielmehr die Aufgabe eines ſogenannten entſtehungs⸗ oder 
rechtshindernden Einwandes des Beklagten bildet, darzulegen, 
daß ein die Widerrechtllchkeit, die an ſich jeder Tötung oder 
Körperverletzung anhaftet, ausſchließender beſonderer Umſtand, 
wie Notwehr, die Handlung geboten habe. Daraus folgt dann, 
daß nicht der Kläger die Widerrechtlichkeit der Handlung, ſondern 
lediglich der Beklagte die Vorausſetzungen des die Widerrechtlich⸗ 
keit ausſchließenden Tatbeſtandes, insbeſondere die der Not⸗ 
wehr zu beweiſen hat. Die gleiche Anſicht wird für das Recht 
des BGB. vertreten von Beckh, die Beweislaſt, S. 212; 
Betzinger, die Beweislaſt im Zivilprozeß, 2. Aufl., S. 172; 
Wach, die Beweislaſt nach dem BGB., S. 44; Roſenberg, 
die Beweislaſt, S. 42; Planck, Erläuterung zum BGB., 
3. Aufl., Anm. 3 Abſ. 2 zu 8 227; Staudinger, Erläuterung 
zum BGB., 2. Aufl., $ 823 II B 2 f. S. 862; Goldmann 
und Lilienthal, Erläuterung zum BGB., S. 188. Anderer 
Meinung nur Leonhardt, die Beweislaſt, S. 408. Auch der 
IV. und der VI. 3S. des RG. find bereits in den Urteilen 
vom 12. März 1903 (JW. 03 Beil. S. 54 Nr. 125) und 
vom 27. Oktober 1904 für das Recht des BGB. von der 
gleichen Auffaſſung ausgegangen, die auch ſchon dem nach dem 
früheren — franzöſiſch rheiniſchen — Rechte ergangenen Urteile 
des II. 38S. vom 8. Mai 1894 (RG. 33, 352) zugrunde lag. 
Der jetzt erkennende Senat ſchließt ſich, abweichend von der in 
dem Urteile vom 16. Oktober 1906, III. 77/07 (JW. 06 
S. 745 Nr. 15) zur Geltung gebrachten Anſicht, dieſer Recht⸗ 
ſprechung nunmehr an. K. c. M., U. v. 18. Jan. 07, 
182/06 III. — Roſtock. 

21. 8 833 BGB. Wann iſt die Tätigkeit des Tieres 
eine gewollte Handlung des Führers 2] 

Die Klägerin iſt von einem Fuhrwerk des Beklagten 
überfahren worden. Sie ſtützte ihren Schadenserſatzanſpruch 
auf die Beſtimmungen des 8833 BGB. Das OLG. erklärte 
den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das 
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RG. hob auf und wies die Berufung der Klägerin gegen das 
Hageabweifende Urteil des LG. zurück. Wohl im Hinblick auf 
die Entſcheidung des RG. VI. ZS. vom 6. Februar 1902 
(RG. 50, 180) hat das Berufungsgericht die Anwendung der 
Beſtimmung des 8 833 von der Prüfung der Frage ab: 
hängig gemacht, ob die vor den Wagen geſpannten Pferde 
dem Willen des Kutſchers folgten. Aber bei dieſer Unter⸗ 
ſuchung kam es nicht darauf an, welchen Willen K. als ver- 
ſtändiger und erfahrener Kutſcher hätte haben müſſen, wenn er 
die Sachlage überſchaut, wenn er die Klägerin geſehen und 
ihren Zuruf gehört hätte; maßgebend iſt bei der Beurteilung 
des Falles nur der Wille, den der Kutſcher K. tatſächlich hatte. 
Dieſer Wille ging, wie aus den tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts ſich ergibt, dahin, daß die Pferde in dem 
dem durch die hartgefrorenen Gleiſe ihren vorgezeichneten Weg 
in ruhigem Schritte weitergehen ſollten. Dieſem Willen folgten 
die Tiere; ſie wichen weder rechts noch links ab, behielten auch 
ihre Gangart bei. Das Berufungsgericht hebt zwar hervor, 
daß K. die Zügel nicht in der Hand hielt, daß er ſie an den 
Wagen angebunden hatte. Darauf kommt es aber nicht an. 
Um zu bewirken, daß die Pferde in dem Gleiſe ruhig weiter⸗ 
gingen, war eine Lenkung mit den Zügeln nicht erforderlich. 
Sich ſelbſt überlaſſen waren die Tiere nicht, wenn auch der 
Führer die Zügel nicht in der Hand hielt. Die Pferde konnten 
mit einem Zuruf geleitet werden, die Anweſenheit des 
Kutſchers, der neben dem Wagen herging, konnte genügen, ſie 
zu beſtimmen, ruhigen Schritts ihren Weg fortzuſetzen. Wenn 
bei dem Weitergehen der Tiere die Klägerin verletzt worden 
iſt, fo iſt ihr die Verletzung nicht — im Sinne des § 833 
BGB. — durch die Tiere, ſondern durch den Kutſcher zu⸗ 
gefügt worden. Rein äußerlich betrachtet iſt allerdings, wie 
es in dem Urteil des RG. 54, 74 heißt, auch der Schaden, 
den ein in der Hand des Menſchen ſich bewegendes Tier an⸗ 
richtet, durch das Tier verurſacht, allein die Verpflichtung zum 
Erſatze des in ſolcher Weiſe entſtandenen Schadens ergibt ſich 
nicht aus der Beſtimmung des 8 833. Wie in den Motiven 
zu 8 734 des erſten Entwurfs (Mot. 2, 811) dargelegt iſt, 


wurden beſondere Beſtimmungen darüber für erforderlich ge⸗ 


halten, inwiefern derjenige, der ein Tier hält, zum Erſatze 
des durch das Tier verurſachten Schadens verpflichtet ſei; dem 
Tierhalter ſollte die Pflicht zur gehörigen Verwahrung 
und Beaufſichtigung auferlegt werden. Auch nach der 
Auffaſſung der Kommiſſion für die zweite Leſung (Komm. 
Prot. 2, 647) ſollte Schutz gewährt werden gegen die von 
den Tieren drohenden Gefahren. In demſelben Sinne 
ſpricht ſich die Denkſchrift (S. 650) aus. In der Reichstags⸗ 
kommiſſion (S. 1988) wurde darauf hingewieſen, daß die 
gleiche Beſtimmung des franzöſiſchen Rechts ſich bewährt habe, 
und betont, daß auch, wer zu gewerblichen Zwecken gefähr⸗ 
liche Tiere zu halten gezwungen ſei, die damit für andere 
verbundenen Gefahren übernehmen müſſe. Unter § 833 
fallen danach nur Verletzungen und Beſchädigungen, die auf 
die Tiergefahr zurückzuführen ſind. Derjenige Schaden iſt 
nach $ 833 zu erſetzen, den das Tier aus eigenem Antriebe 
verurſacht. Aus eigenem Antriebe ſchädigt das Tier nicht, 
wenn es lediglich dem Willen des Menſchen folgt. Schon für 
das franzöſiſche Recht hatte das RG., II. 3S., in einem 
18* 
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Urteile vom 11. Januar 1889, II Nr. 271/1888, ausgeführt: 
„Der Art. 1385 c. c. ſetzt eine eigene, aus der Selbſt⸗ 
beſtimmung des lebenden Weſens hervorgegangene Tätigkeit 
voraus. .. Im vorliegenden Falle find nach der tatſächlichen 
Feſtſtellung die Pferde der Lenkung des Wagenführers gefolgt, 
ſie waren alſo nur Werkzeug in deſſen Hand, und ihre 
Tätigkeit war nichts anderes als die gewollte 
Handlung des Führers ſelbſt.“ In dem gleichen Sinne 
hat ſich für das neue Recht das RG., VI. S., in mehreren 
Erkenntniſſen ausgeſprochen, ſo in den erwähnten Urteilen vom 
6. Februar 1902 und 26. Februar 1903 RG. 50, 180 und 
54, 74, ferner in den Urteilen vom 20. Februar 1902 
RG. 50, 221, 14. Mai 1903 Gruchots Beitr. 03, 948, 
30. Januar 1905 RG. 60, 69, 30. März 1905 JW. S. 318 
Nr. 5, 8. Mai 1905 JW. S. 392 Nr. 10, 2. Oktober 1905 
RG. 61, 317. Von dieſen Grundſätzen abzugeben, beſteht kein 
Anlaß. Da der der Klägerin verurſachte Schaden mit der 
Tiergefahr, gegen die 8 833 Schutz gewährt, nicht im 
Zuſammenhang ſteht, vielmehr lediglich auf die Handlung des 
Wagenführers zurückzuführen iſt, ſo ſteht der Klägerin gegen 
den Beklagten kein Anſpruch nach 8 833 zu. M. c. S., 
U. v. 17. Jan. 07, 284/06 IV. — Naumburg. 

22. 88 1205, 1206 BGB. Verpfändung von Waren 
im verſchloſſenen Geſchäftslokale des Verpfänders, deſſen An⸗ 
geſtellte den üblichen Zutritt haben, indem ihnen von dem Ver⸗ 
wahrer der Schlüſſel dieſe zugänglich gemacht werden.] 

Die Klägerin ließ ſich von der Aktiengeſellſchaft V. zur 
Sicherſtellung eines ihr in Höhe von 100000 Mark gewährten 
Kredits Waren im Werte von 118532 Mark 25 Pf. vers 
pfänden. Die Übergabe der Waren ſoll nach dem ſchriftlichen 
Vertrag in den Pfandbeſitz der Klägerin dadurch erfolgt ſein, 
daß ſie in die aus einer anderen Anlage des Vertrages erſicht⸗ 
lichen, im Fabrikgebäude der Aktiengeſellſchaft gelegenen, der 
Klägerin von dieſer zur ausſchließlichen Verfügung überlaſſenen 
Räume eingelagert worden ſeien und noch eingelagert werden 
ſollten, ſowie daß der Schlüſſel zu dieſen Lagerräumen der 
Klägerin übergeben wurde, es ſollte auch die Aktiengeſellſchaft 
der Klägerin alle weiteren Waren, die künftig in die be⸗ 
zeichneten Pfandläger eingeliefert würden, verpfändet ſein und 
die Übergabe dieſer Waren in den Pfandbeſitz der Klägerin an 
einen zu dieſem Zweck beſtellten Pfandhalter erfolgen. Un⸗ 
mittelbar vor Vollziehung der Vertragsurkunde hatte der 
Rechtsanwalt P. ſich im Auftrag und in Vollmacht der 
Klägerin ſowie der Direktor der Aktiengeſellſchaft beide in die 
ſchon vorher zur Verpackung und Verwahrung der Erzeugniſſe 
der Aktiengeſellſchaft benutzten, in deren Fabrikgebäude befind⸗ 
lichen Räumlichkeiten begeben. Der Rechtsanwalt P. erhielt 
bei der die Beſitzübergabe bezielenden Verhandlung von dem 
Direktor L. die Schlüſſel zur Tür. Es wurde ſodann von der 
Klägerin mit Einverſtändnis der Aktiengeſellſchaft der Buch⸗ 
halter der letzteren, K., zum Pfandhalter beſtellt und es wurden 
ihm die dem Rechtsanwalt P. übergebenen Schlüſſel aus⸗ 
gehändigt. Er verfuhr mit ihnen ſo, daß er ſie wieder in den 
Schlüſſelkaſten der Aktiengeſellſchaft legte, in dem fie ſich auch 
bisher befunden hatten. Aus dem Schlüfiellaften entnahmen 
die Angeſtellten der Aktiengeſellſchaft die Schlüſſel, wie bisher 
und arbeiteten, wie bisher, weiter in den Pfandräumen. Als 
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am Abend des 3. Juni 1904 der zum Verwalter im Konkurſe 
der Aktiengeſellſchaft beſtellte Beklagte in der Fabrik erſchien 
und erklärte, daß er von der Konkursmaſſe Beſitz ergreife, be⸗ 
fand ſich der Schlüffellaften, wie gewöhnlich im Lagerkontor. 
Am Tage darauf erſchien der Rechtsanwalt P. und verlangte 
die Schlüſſel von K. Dieſer holte ſie und lieferte ſie dem 
Rechtsanwalt P. aus. Nach den Verhandlungen, die die Ver⸗ 
pfändung des Warenlagers zum Gegenſtand hatten, bis zur 
Konkurseröffnung fand in dem Lager ein ununterbrochener Ab⸗ 
und Zugang ſtatt. Der Konkursverwalter nahm an, daß eine 
wirkſame Verpfändung nicht zuſtande gekommen ſei, und beftritt 
das von der Klägerin für ihre Kontokorrentforderung beanſpruchte 
Abſonderungsrecht bezüglich des oben bezeichneten Warenlagers. 
Die Klägerin ſtellte darauf Klage dahin an, feſtzuſtellen, daß ihr ein 
Recht auf abgeſonderte Befriedigung aus dem Erlöſe der im 
beiderſeitigen Einverſtändniſſe verkauften Waren zuſtehe. Das 
LG. verurteilte, das DRG. wies die Klage ab, die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Die Entſcheidung des RNechtsſtreits 
hängt allein von der Beantwortung der Frage ab, ob die 
Klägerin wirklich den Beſitz der betreffenden Räume und damit 
den Pfandbeſitz der zu verpfändenden Waren erlangt hat und, 
falls ſie ihn erlangt hat, ob ſie ihn auch fortgeſetzt hat. Den 
nachfolgenden Erörterungen iſt vorauszuſchicken, daß K. kein 
Pfandhalter oder Treuhänder (Drittbeſitzer) im Sinne des 
8 1206 BGB. war, d. h. daß er nicht als Dritter die zu 
verpfändenden Waren mit der Verpflichtung in Beſitz erhielt, 
ſie nur gemeinſchaftlich an den Verpfänder und Pfandgläubiger 
herauszugeben. Planck Sachenrecht (3. Auflage) S. 753 Note 16 
zu 8 1206, Kober Sachenrecht (2. Auflage) S. 552 1b. Be⸗ 
ſitzerin ſollte hier vielmehr nach dem Willen der Parteien die 
Klägerin ſein und K. ſollte nicht eigenen Beſitz haben, ſondern 
nur den Beſitz der Klägerin für dieſe ausüben; er war 
alſo mit anderen Worten nur deren beauftragter Beſitzdiener 
($ 855 BGB.). Was die entſcheidende Frage anlangt, fo iſt 
von dem Zweckgedanken des 8 1205 BGB. auszugehen. 
Dieſer beſtimmt, daß zur rechtsgeſchäftlichen Beſtellung des 
Fahrnispfandrechts bei unmittelbarem Beſitz des Verpfänders, 
— wie es hier vorlag, — neben der Einigung der Parteien 
über die Entſtehung des Pfandrechts die Übergabe der Sache 
an den Pfandgläubiger erforderlich iſt, Es fol alfo, in Feſt⸗ 
haltung der geſchichtlichen, deutſch⸗rechtlichen Auffaſſung (Gierke, 
Sachenrecht S. 965) das rechtsgeſchäftliche Fahrnispfandrecht 
durch den Beſitz und in dem Beſitz des Gläubigers äußerlich 
kundbar in die Erſcheinung treten. Die Inbeſitznahme und das 
Inbeſitzbehalten der Pfandſache durch den Gläubiger ſind das 
Zeichen des Pfandrechts, ſeiner Erkennbarkeit nach außen. 
Freilich iſt dies nicht in dem Sinne zu verſtehen, daß die 
Wirkſamkeit des Pfandrechts davon abhinge, ob Dritte bei dem 
Akte der Befitzüberlaſſung zugegen geweſen ſind. Auch wenn 
ohne Beiſein ſolcher die Sache dem Pfandnehmer übergeben 
wird, entſteht das Pfandrecht, und ebenſo iſt die Fortdauer des 
entſtandenen Pfandrechts nicht dadurch bedingt, daß Dritte von 
dem Vorhandenſein der Pfandſache in dem Beſitz des Pfand⸗ 
gläubigers Kenntnis haben. Wohl aber muß, wenn Dritte von 
dem Vorhandenſein der Pfandſache Kenntnis nehmen, ſeien es 
rechtlich Beteiligte oder Unbeteiligte, das Verhältnis des Pfand⸗ 
nehmers zur Pfandſache tatſächlich ſo geſtaltet ſein, daß es für 
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jeden Dritten als ein Beſitzverhältnis des Pfand» 
gläubigers erkennbar iſt. Es darf das Verhältnis nicht ſo 
geartet ſein, daß es jedem unbeteiligten Dritten noch als ein 
Beſitzverhältnis des Verpfänders erſcheint. Mit Recht 
ſagt Endemann Sachenrecht (8. und 9. Auflage) S. 909: „Die 
verpfändete Fahrnis muß kennbar aus dem Machtbereiche des 
Schuldners abgeſchichtet ſein. Denn nur ſo tritt, wie es zur 
Sicherung des Vertrauens im Verkehr erforderlich iſt, Dritten 
gegenüber und darum mit dinglicher Wirkung kundbar hervor, 
daß eine Belaſtung der Fahrnis und eine Abſonderung ihres 
Wertes aus dem Vermögen des Schuldners vorliegt. Wer 
ſeine fahrende Habe verpfändet hat, ſoll ſich nicht mit dieſer 
noch umgeben und damit den trügeriſchen Schein eines kredit⸗ 
würdigen Mannes erregen dürfen.“ Wendet man dieſe Grund⸗ 
ſätze auf den vorliegenden Fall an, — wobei darauf hin⸗ 
gewieſen wird, daß es ſich hier, wie bereits oben bemerkt, zu⸗ 
nächſt um den Beſitz der Pfandräume und erſt durch dieſen 
vermittelt, um den Beſitz der Pfandſachen ſelbſt handelt, — ſo 
ergibt ſich bei Betrachtung der geſamten Umſtände, daß ein 
Verhältnis, wonach die Klägerin erkennbar für Dritte in den 
Beſitz der Pfandräume getreten iſt, nicht geſchaffen worden 
iſt. Alleinbefitz iſt ausſchließlicher Beſitz in dem Sinne, 
daß er begrifflich den Mitbeſitz anderer ausſchließt, 
dagegen iſt die Ausſchließlichkeit des Alleinbeſitzes keines 
wegs in dem Sinne zu verſtehen, daß die Möglich» 
keit des beliebigen freien Zutritts anderer zu dem im Allein⸗ 
beſitz befindlichen Raume oder Gegenſtand ausgeſchloſſen ſein 
muß. Wäre dies wirklich als ein Erfordernis des Alleinbeſitzes 
anzunehmen, ſo würde ein ſolcher z. B. bei uneingefriedigten 
Grundſtücken, zu denen jedermann freien Zutritt nehmen kann, 
oder bei vermieteten einzelnen Zimmern, zu denen ſehr Häufig, 
wenigſtens in Abweſenheit des Mieters, der Vermieter freien 
Zutritt hat, nicht möglich fein. Nur wenn die Möglichkeit des 
freien Zutritts tatſächlich benutzt und derart ausgeübt wird, 
daß ein Beſitzverhältnis desjenigen, der den Zutritt hat, an 
dem betreffenden Raume oder dem betreffenden Gegenſtande 
entſteht, erſt dann kann in Frage kommen, ob entweder der 
Beſitz des anderen dadurch ganz aufgehoben iſt oder ob er 
wenigſtens aufgehört hat, Alleinbeſitz zu ſein, ob alſo Mitbeſitz 
eingetreten iſt. Im gegenwärtigen Falle hat die Verpfänderin 
die gedachte Möglichkeit nicht in dieſer Weiſe ausgenutzt. Der 
Beſitz der Klägerin an den Pfandräumen würde alſo, wenn er 
beſtanden hätte, von dem erwähnten Umſtande nicht berührt ſein. 
Die Verpfänderin behielt freilich durch das Behalten eines 
zweiten Schlüſſels die Möglichkeit des freien Zutritts zu den 
Pfandräumen. Sie hat aber von dieſer Möglichkeit keinen 
Gebrauch gemacht; ſie hat auf Grund des Beſitzes des zweiten 
Schlüſſels und in feiner Anwendung keine Beſitz⸗ 
handlungen an und in den Pfandräumen vorgenommen. 
Wäre die Klägerin im Beſitz dieſer Räume geweſen, ſo würde 
dieſer Beſitz und zwar ihr Alleinbeſitz daher lediglich durch die 
nackte Tatſache des Vorhandenſeins eines in den Händen der 
Verpfänderin verbliebenen zweiten Schlüſſels nicht aufgehoben 
oder gar in ſeiner Entſtehung gehindert ſein. Ausſchlaggebend 
für die Entſcheidung find allein die folgenden Erwägungen. 
Die Verpfänderin erklärte allerdings in der Verhandlung und 
dem Pfandvertrage, daß ſie der Klägerin die Pfandräume zur 
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„ausſchließlichen Verfügung“ überlaſſe, womit nach der Be⸗ 
kundung des Rechtsanwalts, P., der dieſe Verhandlung aufs 
genommen oder wenigſtens vollzogen hat, die ausſchließliche 
„Benutzung“ gemeint geweſen iſt. Allein gleichzeitig hat die 
Klägerin durch den Rechtsanwalt P. eben dieſelben Räume der 
Verpfänderin wieder zur weiteren Benutzung als Pack⸗ und 
Expeditionsräume für ihre Zwecke überlaſſen. Der Be⸗ 
rufungsrichter erklärt deshalb, die Übergabe der Räume zur 
ausſchließlichen Benutzung an die Klägerin ſei von dem 
Direktor L. im Einverſtändnis des Rechtsanwalts P. nur zum 
Schein abgegeben. Die Reviſion bekämpft dieſe Auffaſſung, 
indem ſie ausführt, es fehle jeder Anhalt dafür, daß die Be⸗ 
nutzung der Räume durch die Verpfänderin eine dauernde und 
unwiderrufliche habe ſein ſollen, es habe der Klägerin auf 
Grund des Pfandvertrages vielmehr jederzeit freigeſtanden, 
der Verpfänderin die Benutzung zu verbieten. Es mag nun 
der Reviſion zuzugeben ſein, daß der Berufungsrichter zu weit 
geht, wenn er annimmt, daß Rechtsanwalt P. und der 
Direktor L. bewußt einen Scheinvertrag geſchloſſen hätten. 
Sicherlich war beider Wille darauf gerichtet, eine wirkſame 
Verpfändung zuſtande zu bringen, und es liegt daher der Ge⸗ 
danke fern, daß der Rechtsanwalt P. eine Scheinabmachung 
hätte treffen wollen, von der er ſich als Rechtskundiger ohne 
weiteres ſagen mußte, daß ſie das ernſt erſtrebte Ziel zunichte 
machen werde. An Schein iſt dabei nicht gedacht. Die Klägerin 
konnte und durfte ſich indeſſen nicht verhehlen, daß, wenn ſie der 
Verpfänderin deren eigene, in ihrer eigenen Fabrik belegene Räume 
zur genau in der bisherigen Weiſe erfolgenden Weiterbenutzung 
ſofort wieder überlaſſe, fie damit einen Zuſtand ſchaffe, der für 
Dritte dem vor der Verpfändung vorhandenen völlig gleiche 
und der äußerlich nicht erkennen laſſe, daß in dem Beſitz⸗ 
verhältnis eine Anderung eingetreten ſei. Auf ihr Recht zur 
Verfügung und zum Beſitz kam es nicht an: entſcheidend war 
allein der tatſächliche Zuſtand, der ſich als fortdauernder Beſitz 
der Verpfänderin darſtellte. Wollte die Klägerin mit ihrem 
angenommenen Beſitz wirklich Ernſt machen, ſo mußte ſie ihn 
auch äußerlich hervortreten laſſen. Sie mußte dann Fürſorge 
treffen, daß ihr Pfandbeſitz den Angeſtellten bekannt wurde 
und nähere Anordnungen dahin erlaſſen, daß ihr Beſitzdiener K. 
auch äußerlich als ſolcher hervortrat, daß er wirklich die 
Schluſſel verwahrte, daß fie ihm gebracht, und von ihm ge⸗ 
holt wurden uſw. Von dem allen iſt nicht nur nichts ge⸗ 
ſchehen, ſondern es iſt alles getan worden, um die Ver⸗ 
pfändung, d. h. alſo das angenommene Beſitzverhältnis der 
Klägerin nach außen zu verheimlichen. Die Tatſache, daß die 
Klägerin die Pfandräume und damit tatſächlich auch die Pfand⸗ 
waren der Verpfänderin ſofort wieder zur früheren Benutzung 
überlaſſen hat, rechtfertigt hiernach zuſammen mit dem Vers 
halten des K. die Annahme des Berufungsrichters, daß die 
Klägerin an den Pfandräumen und damit an den verpfändeten 
Waren einen Bett überhaupt nicht erlangt hat. A. c. Konk. V., 
U. v. 2. Jan. 07, 112/06 VII. — Dresden. 

23. 8 1353 BGB. Abweiſung der Klage der Ehefrau 
wegen Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft wegen Mißbrauchs 
ihres Rechts.] 

Die Parteien haben mit Klage und Widerklage beider⸗ 
ſeits auf Eheſcheidung angetragen. In I. Inſtanz ſtützten beide 
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ihr Klagebegehren auf 8 1568 BGB. Die Klage und bie 
Widerklage wurden inſoweit durch das landgerichtliche Urteil 
abgewieſen. Das LG. entſprach jedoch dem bedingten Unter⸗ 
antrage der klagenden Ehefrau und verurteilte den beklagten 
Ehemann, die von ihm am 26. April 1904 aufgegebene häus⸗ 
liche Gemeinſchaft herzuſtellen. Beide Teile legten Berufung 
ein. Jeder beantragte, unter Abänderung des landgerichtlichen 
Urteils ſeinem Scheidungsbegehren ſtattzugeben. Der Ehemann 
verlangte dabei, daß die Klage vollſtändig abgewieſen, alſo auch 
der auf Herſtellung der Ehegemeinſchaft gerichtete bedingte An⸗ 
trag der Klägerin zurückgewieſen werde. Er ſtützte den 
Scheidungsantrag nun zugleich auf Ehebruch. Das KG. hat 
auf die Berufung beider Parteien das Urteil der I. Inſtanz 
abgeändert und die Entſcheidung von einem Eide der Klägerin 
bezüglich des Ehebruchs abhängig gemacht: „Ich ſchwöre uſw., 
ich habe während meiner Ehe mit dem Beklagten weder mit 
Paul J., noch mit Rudolf H., noch mit Paul D. geſchlechtlich 
verkehrt.“ Leiſtet die Klägerin den Eid, ſo ſoll die Klage und 
die Widerklage (die erſtere auch ſoweit ſie die Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft betrifft) abgewieſen, andernfalls ſoll 
unter Abweiſung der Klage die Ehe geſchieden und die Klägerin 
für ſchuldig an der Scheidung erklärt werden. Von der 
Reviſion der Klägerin wird das Berufungsurteil nicht allein 
wegen der Abweiſung der bedingten Herſtellungsklage, ſondern 
auch deshalb angefochten, weil der ihr auferlegte Eid ſich auf 
die ganze Dauer der Ehe erſtrecke. Die Herſtellungsklage be⸗ 
treffend wird behauptet, daß die 88 1353 und 1567 Nr. 2 
BGB. ſowie 8 615 ZPO. verletzt ſeien. Unter dem Hinweis 
auf die unſtreitige Tatſache, daß der Beklagte am 26. April 
1904 aus der Ehewohnung unter Zurücklaſſung von Frau und 
Kindern fortgezogen ſei, wird geltend gemacht, es beruhe auf 
Rechtsirrtum, wenn der Berufungsrichter angenommen habe, 
die böswillige Fernhaltung des Beklagten von der Familie ſei 
nicht gegen den Willen der Klägerin erfolgt. Die bei Gericht ab⸗ 
gegebene Erklärung der Klägerin, es ſei ausgeſchloſſen, daß ſie die 
eheliche Gemeinſchaft wieder aufnehmen könnte, habe nur die Be⸗ 
deutung, daß ſie zwar lieber geſchieden ſein wolle; dagegen beab⸗ 
ſichtige ſie, im Nichtſcheidungsfalle das eheliche Leben herzuſtellen. 
Als ein Mißbrauch des Rechts auf Wiederherſtellung dürfe eine 
ſolche Erklärung nicht angeſehen werden. Die Verbindung der 
Scheidungsklage mit der Herſtellungsklage ſei, wie ſich aus 
8 615 ZPO. ergebe, rechtlich zuläſſig. Die Rüge geht fehl: 
Daß die Scheidungsklage mit der Herſtellungsklage verbunden 
werden darf, hat der Berufungsrichter nicht verkannt, er hat 
aber auch nicht aus dem von der Klägerin an die erſte Stelle 
teſetzten Scheidungsbegehren den unrichtigen Schluß gezogen, 
daß ſie für den Fall ihres Unterliegens mit der Scheidungs⸗ 
klage den eruſten Willen, die Ehegenieinſchaft fortzuſetzen, über⸗ 
haupt nicht beſeſſen haben könne (vgl. die Urteile des Senats 
in der JW. 05, 6937 und von 06, 220. Er hat vielmehr 
unter Würdigung der konkreten Umſtände für den beſonderen 
Fall die Aberzeugung gewonnen, daß zur Zeit auch das be⸗ 
dingte Verlangen der Klägerin nach Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft der Ernſtlichkeit entbehre und hat von dieſem 
Standpunkt aus das Herſtellungsbegehren mit Recht ab⸗ 
gewieſen, weil darin ein Mißbrauch des der Klägerin gemäß 
§ 1353 Abſ. 1 BGB. an ſich zuſtehenden Rechts erblickt 
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werden mußte. (Es folgt die Erörterung wegen des der 
Klägerin auferlegten Eides.) J. c. J., U. v. 21. Jan. 07, 
270/06 IV. — Berlin. 

24. 8 1568 BGB. Berückſichtigung von vorherigen 
Beſchimpfungen bei Mißhandlungen. Bedeutung von Miß⸗ 
handlungen bei Eheleuten gebildeter Stände.] 

In einer Eheſcheidungsklage der Ehefrau und Widerklage 
des Ehemannes erkannte das OLG.: Die Ehe der Parteien 
wird auf die Klage und Widerklage geſchieden, beide Ehegatten 
werden für ſchuldig erklärt. Reviſion des Beklagten und An⸗ 
ſchlußreviſion der Klägerin wurden zurückgewieſen: Zur Klage 
der Ehefrau iſt angenommen worden, der Beklagte habe ſchon 
vor Ende Oktober 1903 in einer ganzen Reihe von Fällen der 
Klägerin im näheren nicht feſtſtellbaren, allerdings verziehene, 
aber gemäß 8 1573 BGB. zur Unterſtützung des ſelbſtändigen 
Klaggrundes heranzuziehende Mißhandlungen zugefügt. Dieſen 
Grund erblickt das Berufungsgericht darin, daß der Beklagte 
am 12. November 1903 im Verlauf eines Wortwechſels der 
Parteien über die von der Klägerin geſtattete Beurlaubung des 
Kindermädchens der Klägerin eine oder zwei Ohrfeigen und 
einen Schlag oder Stoß gegen den rechten Unterarm verſetzt 
habe. Der Tätlichkeit war nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts die Außerung der Klägerin vorausgegangen: „Auf die 
Kinder, die ich von einem ſolchen Mann habe, verzichte ich; ich 
will frei ſein, und ſo einen Grafen wie Dich bekomme ich noch 
jeden Tag, ich brauche nur auf mein Portemonnaie zu klopfen, 
da habe ich an jedem Finger einen Grafen; Eure Sorte iſt ja 
käuflich“: Mit Unrecht rügt der Beklagte, das Berufungs⸗ 
gericht habe mit rechtsirrtümlicher und unzureichender Be⸗ 
gründung verneint, daß die Außerung der Klägerin vom 12. No⸗ 
vember 1903 der nachfolgenden Mißhandlung den Charakter 
der Verſchuldung entziehe. Das Berufungsgericht verkennt 
nicht, daß unter Umſtänden die Mißhandlung ſeitens eines 
Ehegatten mit Rückſicht auf die in einer vorausgegangenen 
ſchweren Kränkung ſeitens des anderen Ehegatten enthaltene 
Reizung ſoweit als entſchuldigt gelten kann, daß in der Miß⸗ 
handlung nicht mehr eine Verſchuldung im Sinne des 8 1568 
BGB. zu finden iſt. In Anſehung des Vorfalls vom 12. No⸗ 
vember 1903 hat jedoch das Berufungsgericht den an ſich mög⸗ 
lichen Entſchuldigungsgrund aus tatſächlichen, den Umſtänden 
des vorliegenden Falls entnommenen Gründen dem Beklagten 
verſagt. Es hat darauf hingewieſen, vom Standpunkt der 
Klägerin aus ſei die Außerung allerdings unentſchuldbar ge⸗ 
weſen, der Beklagte habe aber ſchon früher ähnliche Außerungen 
aus dem Munde ſeiner Gattin vernommen, er habe auch gewußt, 
daß ſie in Wirklichkeit auf den Stand ihres Gatten ſtolz ge⸗ 
weſen ſei. Unter dieſen Umſtänden ſei es, wie das Berufungs⸗ 
gericht weiter ausführt, nicht einzuſehen, wie der Beklagte in 
einen ſolchen Grad von Wut geraten konnte, daß er mit einer 
ſo groben Mißhandlung antwortete, wie ſie feſtgeſtellt worden 
iſt. Auch kommt die weitere Erwägung des Berufungsgerichts, 
betreffend die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes in Betracht, 
daß in gebildeten Ständen Mißhandlungen der Frau durch den 
Mann regelmäßig als nicht wieder gut zu machende Kränkungen 
angeſehen werden und daß der Beklagte aus dem früheren 
Verhalten der Klägerin, namentlich vom Juni 1901, wußte, 
wie ſchwer ſie ihre von ihrem Ehemann zugefügte Mißhandlungen 
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empfand. Hieraus ergibt ſich zugleich, daß die Frage der 
Zerrüttung nicht ausſchließlich von dem ſubjektiven Standpunkte 
der Klägerin aus, ſondern auch von dem objektiven, in ge⸗ 
bildeten Kreiſen herrſchenden, Standpunkte geprüft worden iſt. 
P. c. P., U. v. 17. Jan. 07, 269/06 IV. — Breslau. 

25. 5 2231 Nr. 2 BGB. Eigenhändiges Teſtament in 
einem Brief des Teſtators an ſeinen Sachwalter. Ortsangabe: 
Bln als Berlin genügend.] 

Beide Vorderrichter gehen davon aus, daß der von dem 
Erblaſſer an ſeinem Todestage an ſeinen Sachwalter geſchriebene 
Brief, welcher lautet: „Von meiner Hinterlaſſenſchaft ſoll 
Fräulein Elifabetb Weiße 20 000 Mark bekommen. Alles 
übrige meinen rechtmäßigen Erben. Für Frau L.s Be⸗ 
mühungen ſind ihr 5000 Mark zu geben. Als 
Vertreter der Erben wollen Sie fungieren. Es wäre das in 
kurzen Worten alles, was ich zu ſagen habe . .”, ein gültiges 
eigenhändiges Teſtament darſtellen würde, wenn die darin ge⸗ 
brauchte Bezeichnung „Bln“ als eine dem $ 2231 Nr. 2 
BGB. entſprechende „Angabe des Ortes“ anzuſehen wäre. 
Gegen dieſen Ausgangspunkt iſt rechtlich nichts einzuwenden. 
Insbeſondere ſteht der Umſtand, daß der Erblaſſer die letzt⸗ 
willige Verfügung inhaltlich einem an einen anderen geſchriebenen 
Briefe einverleibt hat, der Wirkſamkeit des Teſtaments nicht 
entgegen. Beide Vorderrichter halten aber die Bezeichnung Blu 
für nicht genügend, obwohl ſie unterſtellen, daß der Erblaſſer 
mit dieſer Abkürzung den Ort Berlin habe bezeichnen wollen 
und daß dieſe Abkürzung vielfach üblich ſei. Die Anficht der 
Vorderrichter kann jedoch nicht für richtig erachtet werden. 
Allerdings ſind die wenigen Formvorſchriften, an die das Geſetz 
das eigenhändige Teſtament knüpft, ſtreng zu beobachten, ins⸗ 
beſondere auch in Anſehung der Angabe des Ortes und 
Tages, wie dies das RG. wiederholt betont hat. Vgl. 
RG. IV 3. März 02 JW. 02, Beil. S. 232 Nr. 103; RG. IV 
20. Februar 02 RG. 50, 217; RG. IV 7. April 02 RG. 51, 
167; RG. IV 5. März 06, 470/05 (zum Abdrucke beſtimmt); 
ferner für das ältere franzöſiſche Recht, dem dieſe Teſtaments⸗ 
form entſtammt: RG. II 16. Juni 82 RG. 7, 294, RG. II 
20. Januar 99 RG. 43, 379. Die Angabe des Ortes iſt 
nach dem Geſetz ein notwendiger Beſtandteil des eigen⸗ 
händigen Teſtaments. Würde die Ortsangabe fehlen, ſo 
würde dieſer Mangel die Unwirkſamkeit des Teſtaments zur 
Folge haben. Das Geſetz enthält ſich aber jeder Vorſchrift 
darüber, wie die Ortsangabe zum Ausdrucke zu bringen 
ſei. Daß etwa, wie das LG. — anſcheinend unter Billigung 
des KG. — annimmt, ein Ausdruck zu wählen ſei, der jeden 
Zweifel über die Frage ausſchließt, welcher Ort unter dem 
angegebenen zu verſtehen ſei, verlangt das Geſetz nicht. Sonſt 
würden z. B. Ortsbezeichnungen wie Frankfurt, Freiburg, 
Königsberg, Neuſtadt wegen der fehlenden Unterſcheidungsmerk⸗ 
male von gleichnamigen Orten im Deutſchen Reiche (a. M., 
a. O., i. B., i. Pr., i. Heſſ. u. dgl.) als ungenau gelten und 
die Unwirkſamkeit des Teſtaments nach ſich ziehen müſſen. 
Auch würde die Errichtung eines eigenhändigen Teſtaments auf 
einer Eiſenbahnfahrt, einer Seereiſe, einer Gebirgswanderung 
wegen der Schwierigkeit einer zweifelsfreien Ortsangabe auf 
das äußerſte erſchwert werden. Eine derartige Überſpannung 
dieſes Formerforderniſſes hat dem Geſetzgeber offenbar gänzlich 
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ferngelegen. Andererſeits iſt freilich durch eine unverſtänd⸗ 
liche Ortsangabe dem geſetzlichen Erforderniſſe nicht genügt. 
Dazu kann aber eine gebräuchliche Abkürzung eines Ortsnamens 
nicht gerechnet werden. Wenn, wie im vorliegenden Falle, die 
im Teſtamente gebrauchte Abkürzung des Ortsnamens auch 
ſonſt (im Poſt⸗ und Geſchäftsverkehre) vielfach in Übung iſt 
und überdies kein Zweifel beſteht, daß ſich der Erblaſſer dieſer 
Abkürzung in ebendemſelben Sinne bedient hat, ſo enthält das 
Teſtament die im Geſetze vorgeſchriebene „Angabe des 
Ortes“. In einem Falle, wie dem vorliegenden, darf und 
muß der Richter, um zu dem richtigen Verſtändniſſe zu ge⸗ 
langen, offenkundige Umſtände, wie z. B. die Verkehrsüblichkeit, 
mit berückſichtigen. Durch eine ſolche Auslegung wird das 
Formerfordernis der Ortsangabe, das grundſätzlich gleich der 
Zeitangabe als weſentlich zu betrachten iſt, noch keineswegs der 
Willkür preisgegeben. Hiernach liegt ein gültiges eigen⸗ 
händiges Teſtament vor und daraus folgt, daß die Klägerin die 
5 000 Mark als ein ihr von Wilhelm H. ausgeſetztes Ver⸗ 
mächtnis von den Beklagten als deſſen Erben ausgezahlt ver⸗ 
langen kann. H. c. L., U. v. 14. Jan. 07, 251/06 IV. — 
Berlin. 

Gerichts verfaſſungsgeſetz. 

26. 8 13 GBG. Zuläſſigkeit des Rechtswegs über Bei: 
hilfe des Kreiſes an Gemeinden zum Wegebau; eine öffentliche 
Verpflichtung der Kreiſe zu dieſen Beihilfen beſteht nicht.] 

Der Kreisausſchuß des beklagten Kreiſes beſchloß auf An⸗ 
rufen der klagenden Gemeinde am 28. Mai 1902, dieſer zur 
Pflaſterung ihrer Dorfſtraße eine Beihilfe von einem Viertel 
der veranſchlagten Pflaſterungskoſten oder doch, falls die wirk⸗ 
lichen Koſten geringer, einem Viertel dieſer Koſten. unter be⸗ 
ſtimmten Bedingungen zu bewilligen. Als Bedingung wurde 
insbeſondere vorgeſchrieben, daß Klägerin ſich verpflichte, die 
Dorfſtraße in dem nach dem Koſtenanſchlage herzuſtellenden 
Zuſtande dauernd zu unterhalten, die Verpflichtung hierzu als 
eine dauernde öffentliche Laſt anerkenne und ſich hinſichtlich der 
Erfüllung dieſer Pflicht dem adminiſtrativen Zwange unter⸗ 
werfe. Die vorbezeichneten Bedingungen wurden von der 
klagenden Gemeinde, welcher der Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
von dem Vorſitzenden mittels Schreibens vom 11. Juni 1902 
mitgeteilt wurde, durch Faſſung eines dementſprechenden Ge⸗ 
meinde beſchluſſes vom 26. September 1902 erfüllt. Da der 
Kreisausſchuß ſpäter von der Beihilfe den Reſtbetrag von 
2000 Mark nicht gewährte, ſo wurde die Klägerin, welche die 
Pflaſterung der Dorfſtraße bewirkt hat, gegen ihn auf Zahlung 
von 2000 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 22. März 
1905, als dem Tage der Zahlungsweigerung, klagbar. Der 
Beklagte erhob vor der Verhandlung zur Hauptſache die prozeß⸗ 
hindernde Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, indem er 
ſich darauf berief, daß nur eine öffentlich⸗ rechtliche Der: 
pflichtung vorliege. Beide Vorderrichter hielten dieſe Einrede 
für begründet, das RG. verwarf die Einrede und erklärte den 
Rechtsweg für zuläſſig: Nach 8 56 Abſ. 1 und 4 des Bus 
ſtändigkeitgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 findet gegenüber den 
Anordnungen der Wegepolizeibehörde, welche den Bau und die 
Unterhaltung der öffentlichen Wege oder die Aufbringung und 
Verteilung der dazu erforderlichen Koſten betreffen, der Rechtsweg 
nicht ſtatt. In Wegebauſachen iſt aber der Rechtsweg in noch 
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weiterem Umfange ausgeſchloſſen. Unabhängig von dem Bor: 
handenſein einer polizeilichen Verfügung ſind Streitigkeiten 
zwiſchen den Beteiligten darüber, welchem von ihnen die öffent⸗ 
lich⸗ rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung 
eines öffentlichen Weges obliegt, durch 8 56 Abſ. 5 des Zus 
ſtändigkeitsgeſetzes den Verwaltungsgerichten unter Ausſchluß 
des Rechtswegs zugewieſen. Und die ausſchließliche Zuſtändig⸗ 
keit der Verwaltungsgerichte iſt auch dann begründet, wenn 
nicht die Verpflichtung ſelbſt den Gegenſtand des Streites 
bildet, ſondern der Anſpruch auf Erſtattung des Geleiſteten 
gegen einen auf Grund des öffentlichen Rechts verpflichteten 
Dritten erhoben wird (8 56 Abſ. 6 letzter Satz). Es frägt 
ſich, ob dieſe Beſtimmungen, wie der Beklagte vermeint, auf 
den vorliegenden Fall Anwendung finden können, in welchem 
die von dem beklagten Kreiſe der klagenden Gemeinde be⸗ 
willigte Beihilfe zum Wegebau eingeklagt wird. Der Be⸗ 
rufungsrichter gelangt zur Bejahung dieſer Frage. Er geht 
davon aus, daß nach 8 7 des für Weſtpreußen und die Netz⸗ 
diſtrikte erlaſſenen Wegereglements vom 4. Mai 1796 (ab⸗ 
gedruckt in Germershauſen, Das Wegerecht, zweite Auflage 
Bd. 2 S. 176 ff.) — welches Wegereglement auch nach Erlaß der 
Wegeordnung für die Provinz Weſtpreußen vom 27. September 
1905 in den in der Provinz Poſen befindlichen Netzdiſtrikten 
Geltung behalten hat —, die öffentlich rechtliche Verpflichtung 
zur Unterhaltung der fraglichen Dorſſtraße der Klägerin 
obgelegen habe. Über den Inhalt des 8 7 des Wege⸗ 
reglements, welches, weil nicht für den ganzen Umfang zweier 
Provinzen geltend, nach 8 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879 nicht reviſibel iſt, hat allerdings der 
Berufungsrichter eine ausreichende Feſtſtellung nicht getroffen, 
ſo daß ſeine Auffaſſung nicht zur Grundlage der Entſcheidung 
würde gemacht werden können. Es kann jedoch dahingeſtellt 
bleiben, ob nach dem Wegereglement die Gemeinden oder, wie 
die Reviſion auf Grund des Wortlauts der 88 7, 5 be⸗ 
hauptet, die Grundbeſitzer der Gemeinde wegebaupflichtig ſind. 
Denn auch im erſten Falle kann nicht angenommen werden, 
daß eine Streitigkeit zwiſchen den Beteiligten darüber vorliegt, 
wer von ihnen die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zur An⸗ 
legung oder Unterhaltung der Dorfſtraße hat. Das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen Streites würde vorausſetzen, daß dem 
beklagten Kreiſe die öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung zur Ans 
legung oder Unterhaltung des Weges angeſonnen wird. Dies 
verkennt auch der Berufungsrichter nicht. Er meint indes, daß 
es ſich in dem vorliegenden Rechtsſtreit um eine ſolche öffentlich 
rechtliche Verpflichtung des Kreiſes handle. Seiner Anficht nach hatte 
die Klägerin, ſoweit ſie ſelbſt zur Aufbringung der Wegebaukoſten 
nicht imſtande war, Anſpruch darauf, daß ihr aus öffentlichen 
Mitteln, und zwar in erſter Linie von dem Kreiſe, in zweiter 
Linie von der Provinz, eine Beihilfe gewährt werde. Richtig 
iſt, daß die Provinzen, denen zu dieſem Zwecke beſtimmte 
Jahresrenten von dem Staate zur Verfügung geſtellt find (8 4 
Nr. 1 des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875), und die Kreiſe 
dazu berufen ſind, den Gemeindewegebau durch Gewährung von 
Beihilfen zu fördern, wobei auf die Wichtigkeit der Wege und 
auf die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden Rückſicht zu nehmen 
iſt. Durch die Bewilligung ſolcher Beiträge wird indes eine 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unter⸗ 
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haltung des Weges nicht übernommen. Von der Wegebaulaſt 
ſind zu unterſcheiden die Beihilfen zum Wegebau, welche von 
den Kreiſen oder Provinzen nach freiem Ermeſſen in dem ihnen 
angemeſſen erſcheinenden Betrage der Gemeinde zur Erleichterung 
ihrer finanziellen Laſten bewilligt werden. Die genannten Ver⸗ 
bände handeln zwar, indem ſie den Gemeinden die benötigte 
Unterſtützung zukommen laſſen, in Erfüllung der ihnen zu⸗ 
gewieſenen öffentlichen Aufgabe. Nicht aber kann man ſagen, 
daß damit eine Verpflichtung von ihnen erfüllt wird. Eine 
ſolche Verpflichtung wird von dem Berufungsrichter auch nicht 
aus 8 7 des mehrgedachten Wegereglements hergeleitet, in 
welchem nur davon die Rede iſt, daß bei Unvermögen der 
wegebaupflichtigen Grundbeſitzer die Nachbarn „gutwillig“ helfen 
ſollen und der Landrat zu dieſem Zwecke ſeine Vermittelung 
eintreten laſſen ſoll. Wenn der Berufungsrichter erklärt, daß 
die klagende Gemeinde, ſoweit ſie ſelbſt außerſtande ſei, die die 
öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung zur Unterhaltung der Dorfftraße 
zu erfüllen, einen Anſpruch auf Beihilfe aus öffentlichen 
Mitteln habe und daß hierfür in erſter Linie der Kreis, in 
zweiter Linie die Provinz in Frage komme, ſo iſt dieſe Aus⸗ 
führung nicht in dem Sinne gemeint, daß damit beſonders⸗ 
artige Beſtimmungen des provinziellen Rechts, insbeſondere 
des Wegereglements vom 4. Mai 1796 zur Anwendung ge⸗ 
bracht werden. Der Berufungsrichter ſtützt ſich vielmehr hierbei 
auf die in Preußen allgemein beſtehenden ſtaatsrechtlichen Ein⸗ 
richtungen, wonach die Kreiſe und Provinzen die Aufgabe 
haben, die ihnen zur Verfügung ſtehenden öffentlichen Mittel 
auch zur Förderung des Gemeindewegebaues zu verwenden. 
Er verkennt aber hierbei, daß die nach freier Entſchließung des 
Kreiſes (oder der Provinz) gewährten Beiträge in ihrer recht⸗ 
lichen Natur weſentlich verſchieden ſind von der Wegebaulaſt, 
deren Erfüllung erzwungen werden kann, und ebenſo verſchieden 
von den Beiträgen, zu denen die Straßenanlieger nach 8 15 des 
Fluchtliniengeſetzes verpflichtet find, und von den Voraus⸗ 
leiſtungen zum Wegebau, die nach dem Preuß. Geſetze vom 
18. Auguſt 1902 den den Weg in erheblichem Maße ab⸗ 
nutzenden Betriebsunternehmern auferlegt werden können. Auch 
bei dieſen Anliegerbeiträgen und Vorausleiſtungen handelt es 
ſich um eine erzwingbare öffentliche Laſt, betreffs deren daher 
— falls nicht über die Vorausſetzungen mit dem Betriebs⸗ 
unternehmer eine Vereinbarung getroffen iſt (OVG. 45, 281) — 
der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. Dagegen iſt die Bewilligung 
von Beihilfen des Kreiſes von der Entſchließung dieſer Körper⸗ 
ſchaft abhängig. Nur ſie hat darüber zu beſtimmen, ob und 
inwieweit der einzelnen Gemeinde eine Unterſtützung zu be⸗ 
willigen iſt und ob nicht die Mittel für andere dringendere 
Aufgaben gebraucht werden, ohne daß in dieſes Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht von der ſtaatlichen Behörde eingegriffen 
werden darf. In § 39 des Entwurfs der Wegeordnung vom 
Jahre 1865 (vgl. Germershauſen, Wegerecht 1, 280 ff.) 
war zwar beabſichtigt, eine Verpflichtung der Kreiſe zur Ge⸗ 
währung einer Wegebauhilfe an die Gemeinden einzuführen. 
Die Regierungen ſollten nach Vernehmung der Kreisftände über 
die Notwendigkeit, die Dauer und das Maß einer ſolchen Hilfe 
leiſtung zu entſcheiden haben. Dieſer Entwurf iſt jedoch ebenſo 
wie die ſpäteren Entwürfe nicht Geſetz geworden. Der letzte 
Entwurf von 1877/78 iſt übrigens von der Kommiſſion dahin 
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abgeändert, daß die endgültige Feſtſetzung der Hilfeleiſtung der 
Kreisvertretung ohne Zulaſſung einer Beſchwerde übertragen 
werden ſollte. Eine Verpflichtung der Kreiſe zur Gewährung 
von Beihilfen für Gemeindewege beſteht hiernach (abgeſehen 
von der in 8 20 der Wegeordnung vom 11. Juli 1901 für 
die Provinz Sachſen getroffenen beſonderen Beſtimmung, ſiehe 
auch das Geſetz, betreffend die anderweite Regelung der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Hand⸗ und Spanndienſten für die 
Unterhaltung der Land⸗ und Heerſtraßen in der Provinz 
Poſen vom 21. Juni 1875) nicht. Dadurch, daß der Kreis 
die Bewilligung eines Beitrages an die Gemeinde für einen 
von dieſer zu unterhaltenden öffentlichen Weg beſchließt, wird 
er nicht ſelbſt wegebaupflichtig. Die Wegebaulaſt verbleibt der 
Gemeinde (vgl. Germershauſen, Wegerecht 1, 159 ff., 
namentlich S. 269 ff.). In dem vorliegenden Rechtsſtreit wird 
dann auch die Klage gar nicht darauf geſtützt, daß der bes 
klagte Kreis die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung habe, einen 
Beitrag zur Pflaſterung der Dorfſtraße zu gewähren (Wege⸗ 
baulaſt) oder vermöge dieſer öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung 
zur Erſtattung des von der Klägerin Geleiſteten verbunden ſei, 
ſondern darauf, daß ein Vertrag zwiſchen der klagenden Ge⸗ 
meinde und dem beklagten Kreiſe zuſtande gekommen ſei, wo⸗ 
durch der letztere (freiwillig) es übernommen habe, der Ges 
meinde einen Beitrag von 25 Prozent der Pflaſterungskoſten 
zu geben und daß auf dieſe Zuſage hin die Pflaſterung aus⸗ 
geführt ſei. Zu entſcheiden iſt nur darüber, ob der Anſpruch 
aus dem Vertrage begründet iſt. Wenn der Berufungsrichter 
meint, ein neuer ſelbſtändiger Rechtsgrund ſei der Klägerin aus 
den Verhandlungen und Vereinbarungen mit dem beklagten 
Kreiſe nicht erwachſen, die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung habe 
hierdurch weder beſeitigt noch abgeändert, ſondern nur näher 
geregelt werden ſollen, ſo tritt hierin die rechtsirrtümliche Auf⸗ 
faſſung des Vorderrichters zutage, daß die Klägerin einen im 
Rechtswege oder Verwaltungswege verfolgbaren Anſpruch auf 
Gewährung eines Beitrags gehabt habe. Ein ſolcher Anſpruch 
findet in den beſtehenden Geſetzen keine Stütze. Die Ver⸗ 
pflichtung des Kreiſes iſt vielmehr erſt durch den Vertrag mit 
der Klägerin entſtanden und auf dieſen Rechtstitel des Ver⸗ 
trages — wobei an einen Geſellſchaftsvertrag nicht gedacht 
zu werden braucht — iſt die Klage gegründet. Es liegt ſomit 
eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit im Sinne des § 13 GVG. 
vor, welche vor die ordentlichen Gerichte gehört. Der Begriff 
der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten darf nicht auf Anſprüche be⸗ 
ſchränkt werden, die in Rechtsverhältniſſen des Privatrechts 
ihre Grundlage haben. Der zur individuellen Rechtsſphäre 
einer einzelnen, ſei es phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon ge⸗ 
hörende vermögensrechtliche Anſpruch ſtellt ſich vielmehr auch 
dann als eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit dar, wenn er in 
Normen des öffentlichen Rechts wurzelt (vgl. RG. 57, 350 ff.). 
Gemäß $ 13 GVG. vom 27. Januar 1877 waren vor Erlaß 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 auch die ver⸗ 
mögensrechtlichen Streitigkeiten der Beteiligten über ihre im 
öffentlichen Recht begründeten Verpflichtungen, insbeſondere 
über die Wegebaulaſt, im Rechtswege verfolgbar (vgl. RG. 25, 
331; 27, 207 ff.). Erſt das Zuſtändigkeitsgeſetz hat damit 
begonnen, eine Reihe von Streitigkeiten über derartige Ver⸗ 
pflichtungen den Verwaltungsgerichten oder Verwaltungs⸗ 
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behörden zuzuweiſen, womit indes die Zuſtändigkeit der Ge⸗ 
richte, ſoweit nicht ſpeziell eine ſolche Zuweiſung ſtattgefunden 
hat, nicht ausgeſchloſſen iſt. Das RG. hat denn auch in der 
bereits angeführten Entſcheidung Bd. 57 S. 350 ff. für die 
Klage der Stadtgemeinde auf Zahlung des geſetzlich ge⸗ 
ſchuldeten Staatsbeitrags zu den Koſten der öffentlichen Volks⸗ 
ſchule den Rechtsweg für zuläffig erklärt. Desgleichen iſt der 
Rechtsſtreit zugelaſſen in RG. 41, 336 ff. für den Erſtattungs⸗ 
anſpruch des Kreiſes gegen den Ortsarmenverband und in dem 
Urteil des erkennenden Senats vom 13. Februar 1902 IV 361/01 
für den Anſpruch des Provinzialverbandes auf Zahlung des 
Staatszuſchuſſes zu den durch die Unterbringung der Zwangs⸗ 
zöglinge entſtehenden Koſten nach 8 12 des Preuß. Geſetzes 
vom 13. März 1878. Ahnlich liegt der gegenwärtig zu ent⸗ 
ſcheidende Fall. Bei dem Streit darüber, ob der Kreis nach 
dem geſchloſſenen Vertrage der Klägerin den Beitrag zu den 
Koſten der von ihr ausgeführten Pflaſterung der Dorfſtraße zu 
zahlen hat, verfolgt die Klägerin ihr individuelles Vermögens⸗ 
intereſſe, ohne daß das öffentliche Wegeintereſſe hierbei ent⸗ 
ſcheidend in Betracht kommt. Der Rechtsweg mußte deshalb 
entgegen der Auffaſſung der Vorinſtanzen für zuläſſig erachtet 
werden. J. c. H., U. v. 14. Jan. 07, 246/06 IV. — 
Poſen. 


Zivilprozeßordnung. 

27. 89 148, 252, 945 ZPO. Ausſetzung des Ber: 
fahrens. Schadenserſatz wegen Aufhebung eines Arreſtes oder 
einer einſtweiligen Verfügung erfordert kein Verſchulden des 
Antragſtellers. Die Feſtſtellung der Nichtberechtigung iſt für 
den Schadenserſatzprozeß bindend. Wirkung in bezug auf bei 
dem früheren Verfahren nicht beteiligte Dritte.] 

Graf O. erhob gegen die Eheleute L. und die Eheleute W. 
eine Klage; die Beklagten beantragten Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens bis nach Erledigung eines anderen zwiſchen dem Kläger 
und den Eheleuten L. anhängigen Rechtsſtreits. Das OLG. gab 
dem Ausſetzungsantrag ſtatt. Die Beſchwerde des Klägers wurde 
zurückgewieſen: Die Beſchwerde iſt nach 8 252 ZPO. zuläſſig, 
jedoch nicht begründet. Die beſondere Bedeutung des durch die 
Zivilprozeßnovelle neu eingefügten 8 945 ZPO. liegt in einem 
Doppelten: einmal darin, daß die Schadenserſatzpflicht der Partei 
zu deren Gunſten die aufgehobene Maßregel angeordnet worden war, 
unabhängig davon beſteht, ob der Partei ein Verſchulden bei 
Erwirkung der Maßregel zur Laſt fällt oder nicht; ſodann 
darin, daß die Feſtſtellung, die in dem den Arreſt oder die 
einſtweilige Verfügung betreffenden Verfahren über die Nicht⸗ 
berechtigung des Arreſtes oder der einſtweiligen Verfügung ge⸗ 
troffen wird, für den demnächſtigen Schadenserſatzprozeß bindend 
iſt. Dagegen iſt die Frage, ob und in welcher Höhe dem 
Gegner durch den Vollzug der ungerechtfertigten Maßregel ein 
Schaden erwachſen iſt, nach den hiefür geltenden allgemeinen 
Vorſchriften zu entſcheiden. Daß hiernach die bloße Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtehens des Anſpruchs, zu deſſen Schutz die 
Maßregel angeordnet wurde, nicht ausreicht, um die Partei 
vor der Schadenserſatzpflicht zu bewahren, wird vom OLG. 
nicht verkannt. Mit Recht aber bemerkt das OLG. weiterhin, 
die Möglichkeit eines durch den Vollzug der Maßregel er⸗ 
wachſenen Schadens ſei nur da gegeben, wo der Inhalt der 
Maßregel über das hinausgreift, was der Schadenserſatz⸗ 
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pflichtige kraft des ihm zuſtehenden Rechts beanſpruchen darf. 
Geht dagegen der Anſpruch auf ein Unterlaſſen und war dem 
Gegner durch die demmächſt aufgehobene einſtweilige Verfügung 
nichts weiter aufgegeben, als ſich einer Zuwiderhandlung gegen 
die ihm obliegende Unterlaſſungspflicht zu enthalten, ſo iſt für 
die Konſtruierung eines Schadens, der dem Unterlaſſungs⸗ 
pflichtigen durch die Reſpektierung des gerichtlichen Verbots 
erwachſen ſein könnte, begrifflich überhaupt kein Raum. Im 
Gegenteil, die Befolgung des Verbots bringt ſogar für ihn 
inſofern einen Vorteil mit ſich, als er, wenn er ſeiner Unter⸗ 
laſſungspflicht zuwiderhandelt und die letztere demnächſt durch 
gerichtliches Urteil zugunſten des Gegners feſtgeſtellt wird, 
dieſem unter Umſtänden ſeinerſeits für die vor Erlaß des 
Urteils begangenen Zuwiderhandlungen ſchadenserſatzpflichtig 
werden kann. Mit Recht hat daher das OLG. angenommen, 
daß mit der Entſcheidung über das Beſtehen des im Haupt⸗ 
prozeß von den Beklagten in Anſpruch genommenen Unter⸗ 
ſagungsrechts ſich auch der gegenwärtige Schadensprozeß ohne 
weiteres erledigt, alſo zwiſchen beiden Rechtsſtreitigkeiten das 
in 8 148 ZPO. vorausgeſetzte Verhältnis der Präjudizialität 
vorhanden iſt. Belanglos iſt endlich auch der von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer hervorgehobene Umſtand, daß die im Schadens⸗ 
prozeß mitbeklagten Eheleute W., auf die ſich die angeordnete 
Ausſetzung gleichfalls erſtreckt, bei dem Hauptprozeß als Prozeß⸗ 
partei nicht beteiligt find. Das OLG. nimmt an, daß die 
Abweiſung der im gegenwärtigen Prozeß gegen L. erhobenen 
Schadenserſatzklage ohne weiteres zugleich dazu führen muß, 
die Klage auch gegenüber den Eheleuten W. abzuweiſen. Ein 
Anlaß, dieſer Annahme entgegenzutreten, iſt nicht gegeben. 
Beſteht aber ein ſolcher Zuſammenhang zwiſchen den beiden im 
gegenwärtigen Prozeß verbundenen Klagen, ſo folgt daraus, 
daß zwiſchen dem L. ſchen Hauptprozeß und der Schadenserſatz⸗ 
klage gegen die Eheleute W. ebenfalls ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis beſteht, wie es 8 148 ZPO. als Vorausſetzung für 
die Zuläſſigkeit der Ausſetzung erfordert. L. c. v. O., B. v. 
5. Jan. 07, B 2/07 V. — Breslau. 

28. SS 160 Abi. 3, 164, 298, 313 Abſ. 3, 314 3PO. 
Bedeutung einer Protokollanlage.] 

Die Reviſion beſchwert ſich darüber, daß das Berufungs⸗ 
gericht die Behauptung der Beklagten übergangen habe, ſie 
hätten ſich bei Gelegenheit der Hergabe der 2000 Mark von der 
Klägerin zuſagen laſſen, daß ſie dafür von einem Konkurrenz⸗ 
verbote frei werden ſollten. Richtig iſt, daß dieſe Behauptung 
in den Gründen nicht erörtert wird. Sie findet ſich auch nicht 
im Tatbeſtande des Berufungsurteils, ſondern lediglich in einer 
Protokollanlage, die der Anwalt der Beklagten in der letzten 
mündlichen Verhandlung der II. Inſtanz überreicht hat. Es 
fragt ſich daher zunächſt, ob die Behauptung als in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorgetragen zu gelten hat. Die Reviſion 
will dies aus dem letzten Satze des Tatbeſtandes ableiten. 
Hier wird aber bloß „wegen der Beweismittel“ auf die 
Schrifiſätze verwieſen, was nur dahin verſtanden werden kann, 
daß die Beweismittel für die im Tatbeſtande ſelbſt wieder⸗ 
gegebenen Behauptungen gemeint ſind. Außerdem können 
unter Schriftſätzen nur vorbereitende Schriftſätze im Sinne der 
98 129 bis 132 ZPO. verſtanden werden. Hier aber handelt 
es ſich nicht um einen vorbereitenden Schriftſatz, ſondern um 
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eine Anlage zum Sitzungsprotokoll im Sinne der 88 160 
Abſ. 3, 298 ZPO. Vgl. auch 8 313 Abſ. 3. Indes ergibt 
ſich aus dem Sitzungsprotokolle vom 18. April 1906, daß der 
Anwalt der Beklagten die „Protokollanlage“ „überreicht“ hat. 
Damit iſt die Vorſchrift des §8 160 Abſ. 3 erfüllt. Die 
Schrift iſt, wie die Akten ergeben, dem Protokoll tatſächlich als 
Anlage beigefügt, und ſie iſt im Protokoll als ſolche, nämlich 
als Anlage bezeichnet. Mehr iſt nicht zu verlangen. Danach 
ſteht die Aufnahme der Erklärung in die überreichte Schrift 
der Aufnahme in das Protokoll gleich, und es wird ſomit 
durch das Protokoll ſelbſt bewieſen (88 164, 314 ZPO.), 
daß die fragliche Behauptung in der mündlichen Verhandlung 
vom Anwalte der Beklagten in der Tat vorgebracht worden 
iſt. G. c. K., U. v. 5. Jan. 07, 308/06 I. — Berlin. 

29. 35 286, 551 Ziff. 7 ZPO. Schon die Möglichkeit, 
daß ein Urteil auf einer nicht zweifelfreien Grundlage beruht, 
erfordert deſſen Aufhebung. Mangel der Begründung ] 

Der Klageantrag iſt gerichtet auf die Verurteilung der 
Beklagten, die Wiederholung und Verbreitung von Angaben 
wie: „Pomril ſei ein billiges, aber gehaltarmes Backobſtwaſſer“ 
bei Vermeidung einer ſiskaliſchen Strafe zu unterlaſſen. Das 
Berufungsgericht hat die Klage mit folgender Begründung ab⸗ 
gewieſen. Die Beklagte habe nur ein einzigesmal eine 
Annonce jenes Inhalts veröffentlicht, dann aber der Klägerin, 
die ſich dadurch beſchwert gefühlt habe, die Zuſicherung gegeben, 
daß ſie in Zukunft von ſolchen Veröffentlichungen abſehen 
werde; dieſer Zuſicherung zu mißtrauen, habe kein Grund vor⸗ 
gelegen, und es liege auch jetzt ein ſolcher nicht vor; ins⸗ 
beſondere könne er daraus nicht entnommen werden, daß die 
Beklagte jetzt im Prozeſſe ausführe, daß der Inhalt der 
Annonce ſachlich berechtigt ſei und einen Verſtoß gegen 
8 826 BGB. nicht enthalte. Bei dieſer Sachlage ſei ſchon 
vor Anſtrengung der Klage die Beſorgnis vor weiteren an⸗ 
geblichen Störungen nicht begründet geweſen. Die Reviſion 
macht geltend, das Berufungsgericht gehe davon aus, daß die 
Beklagte jene Zuſicherung ſchon vor der Klageerhebung ab⸗ 
gegeben habe, und rügt, daß dies tatbeſtandswidrig ſei, da die 
Klägerin ausdrücklich das Gegenteil behauptet, die Beklagte 
dem auch nicht widerſprochen habe: Sollte das Berufungs⸗ 
gericht von jener Annahme ausgegangen ſein, ſo wäre dies 
allerdings tatbeſtandswidrig. Eine ausdrückliche Feſtſtellung 
hat es in dieſer Beziehung nicht getroffen und man könnte 
ſeine Ausführungen vielleicht auch dahin auffaſſen, daß die 
Zuſicherung, ſelbſt wenn ſie erſt nach der Klageerhebung ab⸗ 
gegeben worden, in Verbindung damit, daß die Annonce nur 
einmal veröffentlicht worden, den Rückſchluß zulaſſe, daß ſchon 
vor der Klageerhebung die Gefahr einer Wiederholung nicht 
vorhanden geweſen ſei. Allein die Möglichkeit einer ſolchen 
Auffaſſung iſt eine ſehr entfernte; näher liegt jedenfalls die 
Annahme, daß das Berufungsgericht davon ausgegangen iſt, 
die Zusicherung ſei bereits vor der Klageerhebung abgegeben 
worden. Schon die Möglichkeit aber, daß das angefochtene 
Urteil auf einer ſolchen tatbeſtandswidrigen Grundlage beruht, 
muß zu ſeiner Aufhebung und zur Zurückverweiſung der Sache 
an das Berufungsgericht führen, damit es entweder feſtſtellt, 
daß die Zuſicherung vor der Klageerhebung gegeben worden, 
oder prüft, ob der Wegfall der Beſorgnis weiterer Störungen 
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auch dann anzunehmen ift, wenn die Zuſicherung erſt während 
des Prozeſſes gegeben worden ſein ſollte. Hierbei mag noch 
darauf hingewieſen werden, daß, was jedoch von der Reviſion 
nicht gerügt worden, die Annahme, die Beſorgnis weiterer 
Störungen ſei nicht gerechtfertigt, der genügenden tatſächlichen 
Begründung entbehrt, und daß das Berufungsgericht die in 
dieſer Beziehung in Betracht kommenden Umſtände, namentlich 
den Zweck und den Inhalt der Annonce nicht erſchöpfend ge⸗ 
würdigt hat. Dies wird bei der anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung nachzuholen ſein (vgl. hierzu RG. 60 
S. 154, 155). B. c. L., U. v. 28. Jan. 07, 212/06 VI. — 
Berlin. 

30. 58 319, 559 ZPO. Abweichung der Formel in 
dem Sitzungsprotokoll und der Urteilsausfertigung.] 

Allerdings zeigen die dem Reviſionsgerichte vorliegende 
und die von der Revifſionsklägerin vorgetragene Abſchrift des 
Berufungsurteils im Urteilsſatze verſchiedene Abweichungen von 
dem im Sitzungsprotokolle des OLG. angegebenen Urteilsſatz. 
Indeſſen ſind in dieſer Richtung Angriffe nicht erhoben und iſt 
daher eine Urteilsaufhebung deswegen ſchon nach 8 559 8PO. 
ausgeſchloſſen. Jedoch empfahl es ſich immerhin in An⸗ 
wendung des § 319 3P0O., die finnftörende Auslaſſung der 
Worte: „gehörigen Brunnen“ von Amts wegen, wie geſchehen, 
im Urteilsſatze zu berichtigen. N. e. S., U. v. 19. Jan. 07, 
216/06 V. — Hamm. 

31. 8 384 Ziff. 3 ZPO. Begriff des eee 
niſſes.] 

Das OLG. hat die Zeugnisverweigerung der beiden Zeugen 
für unberechtigt erklärt, weil dasjenige, worüber ſie bekunden 
ſollen, aber ihr Zeugnis verweigert haben, in der Patentrolle, 
einem öffentlichen, jedermann zugänglichen Regiſter, eingetragen 
und in öffentlichen Bekanntmachungen, die nach der Abſicht 
des Geſetzes der breiteſten Offentlichkeit zugänglich ſein ſollen, 
enthalten ſei, daher von einem Gewerbegeheimnis nach 8 384 
Ziff. 3 ZPO. keine Rede fein könne, übrigens auch die 
Zeugnisverweigerung mit dem Weſen des Patentſchutzes und 
den hieraus zu ziehenden Folgerungen im Widerſpruch ſtehe. 
Die hiergegen in zuläſſiger Weiſe eingelegte ſofortige Beſchwerde 
iſt unbegründet: Zwar würde, wenn ein Geheimnis vorläge, 
unbedenklich ein Gewerbegeheimnis anzunehmen ſein, allein 
erſteres iſt mit dem Berufungsrichter zu verneinen. Die Frage, 
ob es ſich um ein Geheimnis handelt, kann nur nach den 
Umſtänden des betreffenden Falles beantwortet werden, wenn 
nicht, was hier nicht zutrifft, das Geſetz ſelbſt es beſagt. In 
der Regel wird man eine Tatſache dann als Geheimnis an⸗ 
ſehen, wenn ſie nur beſtimmten Perſonen bekannt ſein ſoll und 
bekannt iſt. Nun handelt es ſich aber im vorliegenden Falle 
um die Nummer und Eintragung eines in dem anhängigen 
Rechtsſtreite beſtrittenen Patents, alſo um die Angabe von 
Tatſachen, die nach der ausdrücklichen Vorſchrift des PatG. 
öffentlich kundgegeben werden müſſen, alſo nicht für gewiſſe 
Perſonen, ſondern für die Allgemeinheit beſtimmt find, und 
deren Geheimhaltung, wie der Berufungsrichter zutreffend her⸗ 
vorgehoben hat, mit dem Weſen des Patentſchutzes im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen würde. Demgegenüber können die Zeugen ſich 
nicht darauf berufen, daß in der Tat infolge der Unachtſamkeit 
des Publikums das angeblich patentierte Herſtellungsverfahren 
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des Ultraterpentinöls Geheimnis ihrer Firma geworden ſei, und 
daß, wenn infolge ihrer Ausſage über die fraglichen Punkte 
das Herſtellungsverfahren bekannt würde, ihre Firma erheblich 
geſchädigt werden würde; denn das Geſetz will gerade in 
dieſer Beziehung die Offentlichkeit. Demnach können die beiden 
Zeugen zur Rechtfertigung ihrer Zeugnisverweigerung ſich nicht 
auf 88 383 Ziff. 5, 384 Ziff. 3 ZPO. berufen. Der § 226 
BGB. iſt nicht anwendbar, da die Pflicht, Zeugnis abzulegen 
auf Anordnung des Gerichts beruht. Die Beſchwerde iſt daher 
koſtenfällig zurückzuweiſen. Sch. c. K., B. v. 18. Jan. 06, 
B 4/07 II. — Cöln. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

32. Eine vom Rechtsanwalt beim RG. bei letzterem 
eingereichte mit ſeinem Namen, zugleich aber mit dem Zuſatz: 
Verfaſſer Rechtsanwalt F. zu M. (Name eines nicht beim RG. 
zugelaſſenen Anwalts) unterſchriebene Reviſionsbegründung iſt 
unwirkſam.] 

Was die Reviſion der Klägerin betrifft, ſo konnte 
dieſelbe nicht für zuläſſig erachtet werden, weil, obgleich fie 
an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt ein⸗ 
gelegt iſt, doch eine den geſetzlichen Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Revifionsbegründung nicht vorliegt, insbeſondere 
die erwähnte, am 22. Oktober 1906 bei dem RG. eingereichte 
Reviſionsbegründung der Klägerin wegen des der Unterſchrift 
des Rechtsanwalts beim RG. beigefügten Vermerks: „Verfaſſer 
Rechtsanwalt Dr. F., München“ nicht als in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe unterzeichnet anzuſehen iſt. Daß nämlich eine Reviſions⸗ 
begründung, die in einem bei dem RG. anhängigen Reviſions⸗ 
verfahren eingereicht wird, — was bezüglich der hier in Rede 
ſtehenden Reviſionsbegründung zutrifft —, von einem bei dem 
RG. zugelaſſenen Rechtsanwalte unterſchrieben ſein muß, 
ergibt ſich zunächſt aus 88 554 Abſ. 5 und 553 Abſ. 2 ZPO. 
n. F., wonach die allgemeinen Beſtimmungen über die vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze auch auf die Reviſions begründung An: 
wendung finden; denn zu dieſen Beſtimmungen gehören auch 
die Vorſchriften der 88 130 Nr. 6 und 78 Abſ. 1 3P0., 
wonach in Anwaltsprozeſſen die Schriftfäge einer Partei, durch 
den dieſelbe in der betreffenden Inſtanz vertretenden Rechts⸗ 
anwalt zu unterzeichnen ſind. Dieſe Unterſchrift des Anwalts 
iſt namentlich im Hinblick auf den Grundſatz des 8 78 cit., 
wonach ſich die Parteien vor dem RG. durch einen bei dem⸗ 


ſelben zugelaſſenen Rechtsanwalt vertreten laſſen müſſen, in 


dem Sinne für weſentlich zu erachten, daß ſie als äußeres 
Zeichen dafür zu gelten hat, daß der Schriftſatz von einem bei 
dem RG. zugelaſſenen Rechtsanwalte ausgegangen iſt (vgl. 
RG. 1, 432; 27, 406; Seufferts Arch. 48, 454). Hierbei 
kommt beſonders der allgemeine Grund des Anwaltzwangs in 
Betracht, daß mit Rückſicht auf die Regelung des Verfahrens 
bei den höheren Gerichten die Vorbereitung und Führung des 
Prozeſſes durch rechtskundige Vertreter für unentbehrlich 
gehalten wurde (Mot. zur ZPO. S. 429/430). Die Be⸗ 
obachtung der in 8 78 Abſ. 1 ZPO. getroffenen, der öffent⸗ 
lichen Ordnung dienenden Vorſchrift iſt daher von den Ge⸗ 
richten von Amts wegen zu überwachen, namentlich auch nach 
der Richtung hin, ob eine Perſon bezüglich einer in ihrem 
Namen vorgenommenen Prozeßhandlung in einer den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechenden Form vertreten geweſen iſt, 
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widrigenfalls eine ſolche Prozeßhandlung als ungültig anzuſehen 
if. Die Bedeutung der Vorſchrift des 8 130 Nr. 6 ZPO., 
wonach in Anwaltsprozeſſen die vorbereitenden Schriftſätze durch 
die Anwälte zu unterſchreiben ſind, beſteht hiernach im weſent⸗ 
lichen darin, daß der die Partei vertretende rechtskundige An⸗ 
walt durch ſeine Unterſchrift die Verantwortung für den 
Inhalt des Schriftſatzes übernimmt. Im Reviſions verfahren, 
namentlich für die Reviſionsbegründung iſt dieſe Bedeutung der 
Unterſchrift des Anwalts aber noch von beſonderer Wichtigkeit. 
Für die Einführung des Reviſionsbegründungszwangs (§ 554 
des Geſetzes, betreffend Anderungen der ZPO. vom 5. Juni 1905) 
waren nämlich ausweislich des Berichts der Reichstags⸗ 
kommiſſion S. 59 hauptſächlich folgende Geſichtspunkte maß⸗ 
gebend: die Notwendigkeit binnen beſtimmter Friſt die Reviſion 
ſchriftlich zu rechtfertigen, werde mehr als bisher davon ab- 
halten, ohne genauere Prüfung Reviſion einzulegen, und dazu 
führen, daß ausfichtsloſe Reviſionen früher zurückgezogen würden. 
Dem Gerichte werde dadurch unnötiges Aktenſtudium erſpart. 
Da das geſamte Vorbringen des Reviſionsklägers in ſeinen 
weſentlichen Punkten rechtzeitig ſchriftlich vorliege, werde die 
Vorbereitung des Referenten einerſeits erheblich erleichtert, 
andererſeits könne ſie eine viel gründlichere ſein. Die 
Folgerungen, welche ſich aus dieſem allgemeinen Zweck des 
Reviſionsbegründungszwangs für die Anfertigung und Unter⸗ 
zeichnung des betreffenden Schriftſatzes im einzelnen Fall er⸗ 
geben, ſind aber namentlich von dem Abgeordneten Dr. Spahn 
in der Sitzung des Reichstags vom 23. Mai 1905 (Sten. 
S. 6090) hervorgehoben worden. Dieſer hat nämlich, ohne 
daß ihm von irgend einer Seite widerſprochen worden wäre, 
als Begriff deſſen, was die Reichstagskommiſſion mit dem 
Begründungszwang gewollt habe, bezeichnet, daß die Be⸗ 
gründungsſchrift von einem bei dem Reichsgerichte zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt auf Grund ſeines perſönlichen 
Studiums der Akten ſelbſtändig und perſönlich zu be⸗ 
arbeiten, bezw. von ihm ſelbſt anzufertigen ſei. Obgleich 
nun das letztere nicht im Geſetze ſelbſt vorgeſchrieben, ſomit 
nicht als ein unumgängliches Erfordernis für die Gültigkeit 
der Reviſionsbegründung anzuſehen iſt, ſo weiſen doch die 
hervorgehobenen Geſichtspunkte darauf hin, daß die nach obiger 
Darlegung im Geſetze ſelbſt enthaltene Vorſchrift, wonach die 
bei dem RG. einzureichende Reviſionsbegründung durch einen 
bei dieſem Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt zu unterſchreiben 
iſt, nicht als bloße Formalität ohne Rückſicht auf den ges 
ſamten Zweck der Vorſchriften über die Reviſionsbegründung 
auſzufaſſen ift, ſondern daß es gerade hier weſentlich darauf 
ankommt, ob der die Reviſions begründung unterzeichnende Ans 
walt auf Grund der von ihm ſelbſt vorgenommenen 
Prüfung durch ſeine Unterſchrift die volle Verantwortung für 
den geſamten Inhalt des Schriftſatzes, der ja als Vorbereitung 
für die mündliche Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte dienen 
ſoll (88 554 Abſ. 5, 553 Abſ. 2, 129 3 P.), in dem Sinne 
übernehmen will, daß er die darin enthaltenen Reviſions⸗ 
beſchwerden bei der mündlichen Verhandlung vertreten will. 
Wenn ſich ein gegenteiliger Wille des unterzeichneten Anwalts 
aus dem Schriftſatze ſelbſt ergibt, ſo iſt dieſer nicht als im 
geſetzlichen Sinne unterſchrieben anzuſehen. Hiernach 
können namentlich Zuſätze, welche der die Reviſions begründung 
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unterzeichnende Anwalt ſeiner Unterſchrift beifügt, geeignet ſein, 
der letzteren die ihr an ſich zukommende Bedeutung, daß damit 
der Anwalt die volle perſönliche Verantwortung für den Inhalt 
des Schriftſatzes in dem dargelegten Sinne übernehmen will, 
zu entziehen. Wenn ein ſolcher Zuſatz als eine Ablehnung der 
perſönlichen Verantwortung des unterzeichnenden Anwalts auf⸗ 
zufaſſen iſt, ſo liegt keine dem Geſetz entſprechende Unter⸗ 
ſchrift der Reviſionsbegründung vor und muß daher die letztere 
ihrem ganzen Umfang nach als ungültig angeſehen werden. 
Hiermit ſteht auch die Rechtſprechung der Strafſenate des RG. 
(vgl. RGSt. 14, 348; 18, 104; 19, 95; 21, 160) bei An⸗ 
wendung der die Form der Reviſionsbegründung in Straf⸗ 
ſachen betreffenden Vorſchrift des 8 385 StPO. im Einklang, 
welche Vorſchrift ihrem Inhalte und Zwecke nach in dem frag 
lichen Punkte den erörterten Beſtimmungen der ZPO. in ihrem 
Zuſammenhang entſpricht. Es iſt auch kein innerer Grund 
erfindlich, aus dem bei der gegenwärtigen Lage der Geſetz⸗ 
gebung, nach der die Reviſionsbegründung in Zivil⸗ und Straf: 
ſachen im weſentlichen dieſelbe Bedeutung hat, die betreffende 
Formvorſchrift (Unterzeichnung der Reviſionsbegründung durch 
einen Rechtsanwalt bezw. den Verteidiger) für Zivilſachen 
anders zu beurteilen fein ſollte, als für Straffadhen. Im 
gegebenen Falle hat aber der Rechtsanwalt dem RG. durch 
die von ihm eigenhändig neben feine Unterſchrift der Reviſions⸗ 
begründung geſetzten Worte: „Verfaſſer Rechtsanwalt Dr. F., 
München“ urkundlich zu erkennen gegeben, daß er ſelbſt die 
Verantwortlichkeit für den Inhalt des Schriftſatzes ablehne 
und ſie dem von ihm angegebenen Verfaſſer desſelben zuſchiebe, 
eine Annahme, welche durch die von dem genannten Reviſions⸗ 
anwalt gegebene Darſtellung der Gründe, welche ihn zur Bes 
nennung des Verfaſſers beſtimmt haben, nur verſtärkt worden 
iſt. Ob derſelbe nachträglich, nach Ablauf der geſetzlichen 
Begründungsfriſt, die Verantwortlichkeit für den Inhalt 
des Schriftſatzes übernehmen will, iſt rechtlich gleichgültig, da 
durch eine ſolche mündlich nach Ablauf der Friſt abgegebene 
Erklärung der vorliegende formelle Mangel des Schriftſatzes 
nicht mehr beſeitigt werden kann. Ebenſo kann den erörterten, 
im öffentlichen Intereſſe erlaſſenen und daher für alle bei dem 
RG. anhängigen Reviſionsſachen maßgebenden Formvorſchriften 
gegenüber der zufällige Umſtand nicht entſcheidend ſein, daß 
die vorliegende Reviſion bei dem BayObèeG. eingelegt 
worden iſt und daher, ſo lange die Sache noch nicht bei dem 
RG. anhängig war, die Reviſionsbegründung mit der Unter⸗ 
ſchrift des als Verfaſſer bezeichneten Münchener Anwalts ver⸗ 
ſehen gültig bei dem Bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichte hätte eingereicht werden können (vgl. SS 7, 8 EG. 
zur ZPO. vom 30. November 1877, 5 554 Abſ. 2 ZPO. 
und der Beſchluß des erkennenden Senats vom 27. Oktober 1905 
II 458/05); denn da der genannte Münchener Anwalt die 
Reviſionsbegründung überhaupt nicht unterſchrieben hat und da 
er ſie, nachdem die Sache bei dem RG. anhängig geworden 
war, nach obigen Erörterungen auch nicht mehr in gültiger 
Weiſe hätte unterzeichnen können, fo kommt die erwähnte 
Möglichkeit gegenüber der dargelegten Bedeutung der die 
Unterzeichnung der Reviſionsbegründung betreffenden Form⸗ 
vorſchrift überhaupt nicht in Betracht. Hiernach war die Re⸗ 
vifion der Klägerin, da ihre Begründung nicht in der geſeſ⸗ 
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lichen Form erfolgt ift, nach S 554 a Abſ. 1 ZPO. als unzu⸗ 
läſſig mit der ſich aus 88 97 Abſ. 1 und 92 Abſ. 1 ZPO. 
ergebenden Koſtenfolge zu verwerfen. O. & K. c. M., U. v. 
11. Jan. 07, 357/06 II. — Reichsgericht. 

33. 8 552 a. F., 8 554, 8 556 Abſ. 2 ZPO. Unter- 
ſchied zwiſchen einer innerhalb der Reviſionsfriſt und einer 
innerhalb der Begründungsfriſt eingelegten Reviſion.] 

1. Die Beklagten haben ſich der Reviſion des Klägers 
innerhalb der Reviſionsfriſt angeſchloſſen. Nach dem durch 
$ 556 Abſ. 2 ZPO. (n. F.) aufrecht erhaltenen 
8 522 ZPO. (a. F.) Abſ. 2 gilt die Anſchlußreviſion als 
ſelbſtändig eingelegt. Wenn der Satz 3 des Abſ. 2 
8556 ZPO. die entſprechende Anwendung des § 522 ZROD. 
vorſchreibt, der für den Fall, daß der Berufungsbeklagte ſich 
innerhalb der Berufungsfriſt der erhobenen Berufung ange⸗ 
ſchloſſen hat, die Berufung als ſelbſtändig eingelegt 
anſieht, ſo bedeutet die entſprechende Anwendung, daß die 
innerhalb der Reviſionsfriſt erklärte Anſchließung des Reviſions⸗ 
beklagten an die eingelegte Reviſion als ſelbſtändig ein⸗ 
gelegte Reviſion anzuſehen iſt, wie im Falle des § 522 
Abſ. 2 die in der Berufungsfriſt erfolgte Anſchließung an die 
Berufung als ſelbſtändig eingelegte Berufung. Daraus folgt 
einmal, daß eine ſolche Anſchließung die Wirkung einer ſelb⸗ 
ſtändig eingelegten Reviſion nur haben kann, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des Rechtsmittels, namentlich die Reviſionsſumme 
vorhanden ſind, ſodann aber auch, daß ſie nicht wirkungslos 
wird, wenn die Reviſion des Gegners zurückgenommen oder als 
unzuläſſig verworfen wird, Abſ. 1 §8 522 (8 556 Abſ. 2 
Satz 3), und daß für fie die im Abſ. 2 Satz 2 8 556 ZPO. 
(n. F.) getroffene Beſtimmung für die Begründung der Anſchluß⸗ 
reviſion in der Anſchlußfriſt, d. h. in der Begründungsfriſt der 
Reviſion, Abſ. 1 des 8 556 (n. F.) nicht gilt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift war für die Anſchlußreviſion im Sinne des Abſ. 1 
des §S 556 (n. F.) erforderlich, die bis zum Ablaufe der Be⸗ 
gründungsfriſt für die Reviſion, 8 554 Abſ. 2 ZPO. (n. F.) 
zuläſſig iſt, ſollte nicht auf jede Begründung dieſer Anſchließung 
verzichtet, oder eine beſondere Friſt für ihre Begründung 
beſtimmt werden, was ſich nicht empfahl. Für die bei Ein⸗ 
legung in der Reviſionsfriſt als ſelbſtändiges Rechtsmittel zu 
behandelnde Anſchließung an die Reviſion des Gegners ver⸗ 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß fie der Vorſchrift des 8 554 
Abſ. 2 ZPO. (a. F.) gemäß in der Friſt von einem Monat 
nach dem Ablauf der Reviſionsfriſt begründet werden muß. 
B. c. L., U. v. 9. Jan. 07, 582/05 J. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

34. S 346 HGB. verb. mit $ 157 BGB. Bindung 
von Kaufleuten durch die Verkehrsfitte. Widerſpruch gegen den 
Inhalt eines Briefes durch Ablehnung der Unterzeichnung eines 
„Gegenbriefes“.] 

Es iſt zwar im allgemeinen durchaus zutreffend, wenn das 
KG. ausführt, Kaufleute hätten untereinander auf die im 
Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht 
zu nehmen (8 346 HGB.); im Handelsverkehr erfordere es 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (S 157 
BGB.), daß der Empfänger eines Beſtätigungsſchreibens, der 
aus dieſem erfieht, wie fein Gegenkontrahent den Inhalt des 
Vertrags auffaßt, prüft, ob dieſe Aufſtellung mit der ſeinigen 
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übereinſtimmt und im Falle eines Nichteinverſtändniſſes ſofort 
dieſes dem Gegner mitteilt (vgl. RG. 54, 180). Es iſt auch 
irrtümlich, wenn die Reviſion gegenüber dieſer Auffaſſung geltend 
macht, es komme weſentlich darauf an, ob beide Kontrahenten 
dieſen Handelsgebrauch gekannt haben. Die Verkehrsſitte bindet 
im allgemeinen auch denjenigen Kontrahenten, welcher ſich nicht 
ſpeziell mit ihr vertraut gemacht hat. Sie ergänzt das Geſetz 


und wirkt nicht nur als ſtillſchweigende Vereinbarung (vgl. 


Danz, Auslegung der Rechtsgeſchäfte II. Aufl. S. 110, 
Staub, Kommentar VIII. Aufl. 8 346 Anm. 6 und 9, 
Düringer⸗ Hachenburg, Kommentar Bd. III 8 346 Note III 
S. 211). Gleichwohl wird die Auffaſſung des KG. der konkreten 
Sachlage nicht gerecht. Es kommt hier zunächſt in Betracht, 
daß eine unter Vollkaufleuten geltende Handelsübung keines⸗ 
wegs in allen Fällen auch für den Verkehr zwiſchen einem Voll⸗ 
kaufmann und einem Kaufmann minderen Rechts ($ 4 HGB.) 
maßgebend iſt. Das KG. hat zwar feſtgeſtellt, daß der Beklagte 
als Reſtaurateur Kaufmann iſt; es hat jedoch nicht geprüft, 
ob ſein Gewerbebetrieb über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht, und hat weiter nicht unterſucht, ob die von ihm 
anerkannte Handelsübung auch im Verkehr mit Minderkaufleuten 
beſteht. Mit Unrecht hat das KG. ferner die Behauptung des 
Beklagten für unerheblich erklärt, daß er kurz nach Empfang 
des Schreibens vom 11. Januar 1905 den Kläger telephoniſch 
erſucht habe, zur Rückſprache über deſſen Inhalt zu ihm zu 
kommen. Dieſe Behauptung war namentlich deshalb von Er⸗ 
heblichkeit, weil Kläger mit ſeinem Schreiben vom 11. Januar 
einen „Gegenbrief“ dem Beklagten mit der Bitte überſandt 
hatte, ihn „unterzeichnet zurückgeben zu wollen.“ Wenn Beklagter, 
anſtatt dieſem Erſuchen zu willfahren, den Kläger telephoniſch 
auffordert, behufs Rückſprache über den Inhalt des Schreibens 
zu ihm zu kommen, ſo liegt hierin mit ziemlicher Deutlichkeit 
die Erklärung des Beklagten, daß er mit dem Inhalt des ihm 
zur Unterzeichnung eingeſandten Gegenbriefes nicht einverſtanden 
fi. V. c. L., U. v. 9. Jan. 07, 263/06 I. — Berlin. 

35. 8 377 HGB. Bei Sukzeſfivlieferungen müſſen 
Mängel bei jeder einzelnen Lieferung gerügt werden; es kann 
aber der Käufer ſein Rücktrittsrecht wegen Vertragsverletzungen 
auch für die Zukunft begründen, dafern nur eine Mängel⸗ 
anzeige nachfolgt. | 

Die Klägerin beanſprucht Schadenserſatz, weil Beklagte 
die Abnahme rückſtändiger Ladungen Zement verweigere und 
ſich im Zahlungsverzug bezüglich früherer Lieferungen befindet. 
Die Beklagte wurde verurteilt, die Berufung zurückgewieſen, 
das RG. hob auf: Der von der Beklagten durch Schreiben 
vom 18. September 1904 wegen der ſeitherigen mangelhaften 
Zementlieferungen der Klägerin erklärte Rücktritt von dem 
Sukzeſſiwlieferungsvertrag, ſoweit dieſer damals noch nicht 
erfüllt war, enthielt nämlich die Geltendmachung eines An⸗ 
ſpruchs, welcher der Beklagten aus der mangelhaften Be⸗ 
ſchaffenheit der ſeitherigen Lieferungen angeblich erwachſen war. 
Einen ſolchen Anſpruch kann aber die Beklagte, da der Kauf 
für beide Teile ein Handelsgeſchäft war, nach § 377 
Abſ. 2 cit. durch die Mängel der von ihr als vertragswidrig 
bezeichneten einzelnen Lieferungen nur unter der Vorausſetzung 
rechtfertigen, daß ſie dieſe Mängel bezüglich jeder dieſer 
Lieferungen in einer den Vorſchriften des 5 377 Abſ. 1 ent 
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ſprechenden Weiſe, namentlich rechtzeitig der Klägerin angezeigt 
hat, da andernfalls die nicht beanſtandeten Lieferungen als ge⸗ 
nehmigt zu gelten haben (vgl. RG. 3, 101). Denn aus der 
allgemeinen Faſſung und dem Zweck des S 377, wodurch der 
Verkäufer gegen verſpätete Beanſtandungen der von ihm ge⸗ 
lieferten Waren geſchützt werden ſoll, ergibt ſich, daß die im 
Falle der nicht rechtzeitigen Erſtattung einer Mängelrüge kraft 
Geſetzes anzunehmende Genehmigung der Ware jedem aus 
der nicht⸗geſetzmäßigen oder nicht⸗vertragsmäßigen Beſchaffenheit 
derſelben hergeleiteten Anſpruch entgegenſteht, wie dies bereits 
der I. ZS. des RG. in dem Urteil vom 18. Dezember 1889, 
RG. 25, 28, bezüglich des in dem fraglichen Punkte mit 
§ 377 des neuen HGB. übereinftimmenden Art. 347 alten 
HGB. ausgeſprochen hat. Bei einem Sukzeſſivlieferungs⸗ 
vertrag wird daher durch die Vorſchrift des §8 377 das in 
dem Urteil des erkennenden Senats vom 23. Februar 1904, 
RG. 57, 115, anerkannte Recht des Käufers, unter den 
daſelbſt bezeichneten Vorausetzungen, wegen mangelhafter 
Lieferungen des Verkäufers und der darin liegenden poſitiven 
Vertragsverletzungen vom Vertrag zurückzutreten, inſoweit ein⸗ 
geſchränkt, als dieſes Recht auf ſolche Lieferungen nicht geſtützt 
werden kann, die nach § 377 als genehmigt zu gelten haben. 
Es iſt auch nicht richtig, daß nach § 377 die mangelhafte 
Ware unter der Annahme einer in dem Unterlaſſen 
der Mängelanzeige zu erblickenden Willenserklärung 
als genehmigt gelte; denn das Präjudiz der Genehmigung 
tritt, wie ſchon der Wortlaut des S 377 ergibt, als geſetz⸗ 
liche Fiktion ohne Rückſicht auf den Parteiwillen in Kraft, 
weshalb auch ein Gegenbeweis, daß der Käufer nicht habe ge⸗ 
nehmigen wollen, unzuläſſig iſt. Obgleich ferner bei Ver⸗ 
ſäumung der rechtzeitigen Mängelanzeige dennoch die Tatſache 
der Mangelhaftigkeit der Ware vorliegen kann, ſo darf doch 
der Käufer wegen des erwähnten Präjudizes daraus keinerlei 
Rechte für ſich herleiten, namentlich nicht das hier in Rede 
ſtehende Rücktrittsrecht. Allerdings ſteht es dem Käufer frei, 
vertragswidrige Lieferungen trotz ihrer Mangelhaftigkeit an⸗ 
zunehmen und zu bezahlen, alsdann aber wegen der Mangel⸗ 
haftigkeit derſelben von dem Vertrag für die Zukunft zurück⸗ 
zutreten. Aber ein ſolches Rücktrittsrecht kann nicht auf die 
Mängel von Lieferungen gegründet werden, die wegen unter⸗ 
laſſener oder verſpäteter Mängelrüge als genehmigt gelten. 
Wenn bezüglich einer Lieferung eine rechtzeitige Mängelrüge 
vorliegt, — die ja auch vorſorglich im Hinblick auf die 
Möglichkeit erſtattet werden kann, daß der Käufer ſpäter 
vielleicht erſt durch weitere vertragswidrige Lieferungen zum 
Rücktritt vom Vertrag beſtimmt werden könnte, — ſo kann 
auch in der Regel in der Annahme und Bezahlung der erſteren 
Lieferung eine Genehmigung derſelben durch den Käufer 
wenigſtens inſoweit nicht gefunden werden, als deſſen 
Rücktrittsrecht in Frage ſteht (vgl. das zitierte Urteil vom 
23. Februar 1904 und das darin angeführte weitere Urteil 
des erkennenden Senats vom 14. Mai 1901 (II 67/01). 
Endlich iſt es rechtlich auch nicht ausgeſchloſſen, dann, wenn 
das Rücktrittsrecht des Käufers auf rechtzeitig gerügte mangel⸗ 
hafte Lieferungen geſtützt werden kann, unter Umſtänden auch 
die Mangelhaftigkeit anderer Lieferungen, deren Mängel als 
genehmigt gelten, ebenfalls zur Begründung der Annahme zu 
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verwerten, daß künftig vertragsmäßige Lieferungen überhaupt 
nicht zu erwarten ſeien, was ja eine Vorausſetzung für das 
fragliche Rücktrittsrecht iſt (vgl. die zitierten RG. 57, 115). 
Das Berufungsgericht hat mun aber dem Zeitpunkt der Mängel⸗ 
anzeige nicht nur für die Frage Bedeutung beigelegt, ob die Be⸗ 
klagte bezüglich der angeblich mangelhaften früheren Liefe⸗ 
rungen den Vorſchriften des 8 377 HGB. Genüge geleiſtet 
habe und ſomit dieſe Vorſchriften nicht der Geltendmachung 
des fraglichen Rückrrittsrechts auf Grund dieſer Lieferungen 
entgegenſtänden, — was nach vorſtehender Erörterung rechtlich 
nicht zu beanſtanden iſt, — ſondern es hat auch angenommen, 
daß Lieferungen der Klägerin, die ſchon vor der Rücktritts⸗ 
erklärung der Beklagten gemacht worden, damals aber von ihr 
noch nicht als mangelhaft beanſtandet geweſen ſeien, ſelbſt dann 
nicht zur Rechtfertigung dieſes Rücktritts dienen könnten, wenn 
ſie wirklich mangelhaft geweſen und deren Mängel noch nach⸗ 
träglich innerhalb der durch 8 377 HGB. beſtimmten Friſt 
gerügt worden fein ſollten. Hierin liegt aber eine Über⸗ 
ſpannung der Bedeutung der letzteren Borfchrift bei ihrer An⸗ 
wendung auf Sukkzeſſivlieferungsverträge. Zwar kann, wie 
bereits oben ausgeführt iſt, die Rücktrittserklärung des Käufers 
von einem ſolchen Vertrag nicht durch ſolche Lieferungen 
gerechtfertigt werden, deren angebliche Mängel überhaupt nicht 
in einer den Vorſchriften des 8 377 entſprechenden Weiſe, 
alſo namentlich nicht rechtzeitig gerügt worden ſind. Hieraus 


iſt aber nicht zu folgern, daß bezüglich jeder einzelnen mangel⸗ 


haften Lieferung, durch welche eine Rücktrittserklärung gerecht⸗ 
fertigt werden ſoll, ſchon zur Zeit dieſer Erklärung eine 
den Vorſchriften des 8 377 entſprechende Mängelanzeige vor⸗ 
gelegen haben müſſe, widrigenfalls die betreffende Lieferung 
überhaupt nicht für die Frage des Rücktritts in Betracht 
kommen könne. Vielmehr genügt es in dieſer Hinſicht, wenn 
zur Zeit der Rücktrittserklärung die betreffende mangelhafte 
Lieferung bereits erfolgt war und bezüglich ihrer vor Ablauf 
der in § 377 eit. beſtimmten Friſt, wenn auch erſt nach der 
Rücktrittserklärung, eine dieſer Vorſchrift entſprechende Mängel⸗ 
anzeige nicht unterlaſſen wird. Das hier in Rede ſtehende 
Rücktrittsrecht des Käufers bei Sukzeſſivlieferungsgeſchäften 
wird nämlich, wie in dem Urteile RG. 57, 115 näher dar⸗ 
gelegt iſt, lediglich als Folge einer poſitiven Vertragsverletzung 
gewährt. Sobald daher der Verkäufer durch mangelhafte 
Lieferungen die ihm obliegenden Vertragspflichten in ſolcher 
Weiſe verletzt hat, daß dadurch die Erreichung des Vertrags⸗ 
zwecks gefährdet wird, iſt ſofort das ſich aus dieſer Vertrags⸗ 
verletzung allein oder in Verbindung mit anderen Vertrags⸗ 
verletzungen ergebende Rücktrittsrecht des Käufers an ſich 
begründet, ohne daß es hierfür einer weiteren Rechtshandlung 
des letzteren bedürfte. Deshalb kann dieſes Recht auch ſofort 
durch eine dem Verkäufer gegenüber abzugebende Erklärung 
des Rücktritts ausgeübt werden. Falls dann der Verkäufer 
die Berechtigung dieſes Rücktritts beſtreitet, ſo iſt eventuell die 
Frage, ob bezüglich derjenigen Lieferungen, welche die 
Rücktrittserklärung des Käufers rechtfertigen ſollen, eine den 
geſetzlichen Vorſchriften entſprechende Mängelanzeige vorliegt, 
im Rechtsſtreit auszutragen. Wenigſtens iſt aus der recht⸗ 
lichen Natur und dem Inhalt der Rücktrittserklärung kein 
Grund gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen nachträglichen 
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Rechtfertigung derſelben herzuleiten, ebenſo nicht aus dem 
Inhalt und dem Zweck der Vorſchriften des 8 377; denn 
durch dieſe nur für Käufe, die Handelsgeſchäfte ſind, im 
Intereſſe des Verkäufers erlaſſenen Spezialvorſchriften des HGB. 
ſollte nicht ſo tief in die allgemeinen Rechtsgrundſätze des 
BGB. eingegriffen werden, daß eine mangelhafte Lieferung, die 
nach dieſen Grundſätzen ohne weiteres ſich als eine Vertrags⸗ 
verletzung darſtellt, gemäß 5 377 als ſolche erſt von dem 
Zeitpunkte an anzuſehen wäre, in dem bezüglich ihrer die vor⸗ 
geſchriebene Mängelanzeige erſtattet iſt. Abrigens tritt nach 
Abſ. 2 dieſes Paragraphen das Präjudiz der Genehmigung erſt 
nach fruchtlofem Ablauf der Friſt ein, innerhalb deren die 
Mängelanzeige hätte erſtattet werden können. Bis dahin 
beſteht die Befugnis des Käufers, feine Rechte aus einer 
mangelhaften Lieferung geltend zu machen, wenn auch mit dem 
fruchtloſen Ablauf dieſer Friſt die Unwirkſamkeit einer ſolchen 
Rechtsausübung wegen nicht erfolgter Mängelrüge eintreten 
kann. Hiernach hat das Berufungsgericht bei der Beurteilung 
der Frage, ob die Rücktrütserklärung der Beklagten berechtigt 
war, mit Unrecht die vorher erfolgten, aber erſt nachher ge⸗ 
rügten zwei Zementlieſerungen vom Auguſt 1904 und vom 
8. September 1904 aus dem Grunde als nicht zur Recht⸗ 
fertigung dieſes Rücktritts geeignet erklärt, weil die angeblichen 
Mängel derſelben damals noch nicht gerügt geweſen ſeien. 
Vielmehr hätte es weiter prüfen ſollen, ob die bezüglich dieſer 
Lieferungen nachträglich erſtatteten Mängelanzeigen als den 
Vorſchriften des 3 377 HGB. entſprechend anzuſehen find, 
und im Falle der Bejahung dieſer Frage, ob die behaupteten 
Mängel wirklich vorhanden und ob ſie geeignet waren, die 
Annahme zu rechtfertigen, daß auch künftig vertragsmäßige 
Lieferungen der Klägerin nicht zu erwarten, und ſomit für die 
Beklagte die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet geweſen 
fi. F. & Co. c. N. P.⸗Z., U. v. 2. Jan. 07, 267/06 II. 
— Celle. 

Verſicherungs recht. 

36. Verfügung des Vaters uber die von ihm far ſeine 
Kinder genommene Ausſtattungsverſicherung.] 

Der Vater der Kläger nahm für dieſe in den Jahren 1893 
und 1895 bei der B. er Lebensverſicherungsbank zu Bremen eine 
Ausſteuerverſicherung in Höhe von je 3 000 Mark, über welche 
die drei Policen Nr. 82 000, 82 001 und 90 771 ausgefertigt 
wurden. Die Policen lauten zugunſten der Kinder; die Ver⸗ 
ſicherungsſumme ſollte nach Vollendung des 20. Lebensjahres 
des betreffenden Kindes gezahlt werden. G. E. hat dieſes 
Alter bereits erreicht. Im Falle des Ablebens der Kinder 
vor dem feſtgeſetzten Verfalltage war dem Verſicherungsnehmer 
der Betrag der eingezahlten Prämien mit einem gewiſſen Abzug 
zurückzugewähren. Die Policen find ſpäter in ſog. beitrags⸗ 
freie Policen über 2 120 bzw. 1 960 bzw. 1 120 Mark um⸗ 
gewandelt worden. Unter dem 1. Oktober 1899 ſchloß der 
Vater der Kläger mit der Beklagten einen Vertrag, in dem er 
den Empfang eines Darlehens von 10 000 Mark bekannte, ſich 
zum Bezuge des zum Betriebe ſeiner Gaſtwirtſchaft benötigten 
Bieres in gewiſſen Grenzen verpflichtete und der Beklagten 
eine Reihe von Sicherheiten beſtellte. Unter anderem ver⸗ 
pfändete er ihr die drei bezeichneten Policen. Unter dem 
10. Oktober 1899 ſtellte er der Beklagten eine anderweite 
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Urkunde aus; inhalts deren er die Policen ihr zu Eigentum 
übertrug und ihr das Recht einräumte, über die Policen zu 
verfügen und ſich aus deren Erlös bezahlt zu machen. Die 
Beklagte iſt im Beſitze der Urkunden. Die Kläger forderten, 
da ihr Vater kein Recht zur Verfügung über die Policen gehabt 
habe, deren Rückgabe. Das Os. wies ab, das RG. hob auf: 


Die Ausführung des Berufungsrichters, daß der Vater der 


Kläger nicht als deren Vertreter die Verſicherungsverträge mit 
der B.er Lebensverſicherungsbank abgeſchloſſen habe, iſt 
freilich nicht zu beanſtanden und wird auch von der Reviſion 
nicht bemängelt. Im übrigen läßt aber der Berufungsrichter 
ununterſucht, ob die Kläger aus den zu ihren Gunſten ge⸗ 
nommenen Verſicherungen ein unmittelbares Recht auf Aus⸗ 
zahlung der Verſicherungsſummen erworben haben. Er meint, 
daß, auch wenn dies der Fall ſei, immer noch der Anſpruch 
des Vaters gegenüber der Bank beſtände, daß an ſeine Kinder 
geleiſtet oder bei deren Tode vor vollendetem 20. Lebensjahre 
ein Teil der gezahlten Prämien an ihn zurückgezahlt werde. 
Jedenfalls der letztere Anſpruch habe verpfändet werden können. 
Mit der Begründung eines eigenen Rechtes der Kinder auf die 
Verſicherungsſummen ſei nicht ohne weiteres das Recht auf 
Herausgabe der gültig verpfändeten Policen erwachſen. Dieſe 
Ausführungen werden von der Reviſion mit Grund als rechts⸗ 
irrtümlich bekämpft. Für die gegenwärtige Inſtanz iſt zu unter⸗ 
ſtellen, daß nach dem Willen der Kontrahenten des Verſiche⸗ 
rungs vertrages die Kläger unmittelbar ein Forderungsrecht 
auf Auszahlung der Verſicherungsſummen haben erwerben 
ſollen, wenn ſchon bedingt und betagt dadurch, daß die ver⸗ 
ſicherten Ausſteuerbeträge erſt mit der Vollendung des 20. Lebens⸗ 
jahres zahlbar werden ſollten. Die rechtliche Möglichkeit eines 
ſolchen Vertrages iſt nach dem vom Berufungsrichter angewen⸗ 
deten gemeinen Rechte nicht zu bezweifeln und wird auch nicht 
in Zweifel gezogen. Sind aber die Kinder Gläubiger der 
Verfſicherungsbank geworden, jo durfte ihre Klage nicht ohne 
weiteres, wie geſchehen, abgewieſen werden. Es iſt richtig, daß 
neben ihrem Gläubigerrecht das Gläubigerrecht ihres Vaters 
in dem oben bezeichneten doppelten Sinne beſtand. Es iſt auch 
richtig, daß dieſes Gläubigerrecht jedenfalls in Anſehung der 
Prämienbeträge, auf deren Erſtattung im Falle des früheren 
Ablebens der Kinder ein Anſpruch gegeben war, verpfändet 
und — nach Maßgabe der Urkunde vom 10. Oktober 1899 — 
zur Sicherheit übereignet werden konnte. Dadurch werden aber 
die Rechte der Kinder nicht berührt. Der Berufungsrichter hat 
nicht feſtgeſtellt, daß der Vater über die Forderungen der 
Kinder hat verfügen wollen. Dies wäre auch nur zuläſſig 
geweſen, wenn nach dem Inhalte des Verſicherungs⸗ 
vertrages der Vater ſich vorbehalten hätte, den Kindern die 
ihnen eingeräumten Rechte einſeitig wieder zu entziehen. Von 
ſelbſt verſteht ſich der Vorbehalt nicht. Nach dem vom 
Berufungsrichter angezogenen 5 90 der Verſicherungs bedingungen 
iſt die Bank berechtigt, die Verſicherungsſumme an die in der 
Police benannte Perſon auch ohne Vorlage der Police 
auszuzahlen. Es ſpricht mithin nichts dafür, daß die Bank 
verpflichtet wäre, ſich die Subſtitution eines anderen Empfangs⸗ 
berechtigten durch den Verſicherungsnehmer gefallen zu laſſen. 
Eher könnte an eine derartige Subſtitution unter Mit⸗ 
wirkung der Bank gedacht werden, worüber indeſſen gleich⸗ 
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falls nichts erhellt. Auch davon iſt nicht die Rede, daß der 
Vater etwa als geſetzlicher Vertreter der Kinder über deren 
Rechte habe verfügen wollen. Iſt hiernach davon auszugehen, 
daß durch die Verpfändung oder richtiger die Sicherheitsüber⸗ 
eignung das Gläubigerrecht der Kinder nicht betroffen wurde, 
ſo hat die Klägerin G. E., welche das 20. Lebensjahr bereits 
vollendet hat, nunmehr einen unbedingten Anſpruch auf Zahlung 
der Verſicherungsſumme gegen die Bank, zu deſſen wirkſamer 
Durchführung ſie der Police bedarf, weil die Bank nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, ohne Aushändigung der Police zu zahlen. Der 
Vater E. hat nur den von dem Beſitze der Police unabhängigen 
Anſpruch gegen die Bank auf Leiſtung an ſeine Tochter. Das 
Recht der Beklagten aus den Urkunden vom 1. und 10. Oktober 
1899 iſt gegenſtandslos geworden; es fehlt an der Möglichkeit, 
ſich aus dem übereigneten Rechte zu befriedigen, da ein ſolches 
verwertbares Recht nicht mehr beſteht, und die Beklagte wäre 
jedenfalls dem Vater gegenüber zur Herausgabe der Police 
verpflichtet. Dies erkennt auch der Berufungsrichter an. Er 
verneint aber ein Recht der Klägerin G. E. gegenüber der 
Beklagten und will ihr nur einen obligatoriſchen Anſpruch gegen 
ihren Vater auf Verſchaffung der Police zugeſtehen. Käme 
neues Recht in Frage, fo würde nach 8 952 BGB. G. E. 
ohne weiteres Eigentümerin der Police und als ſolche klag⸗ 
berechtigt ſein. Aber auch das gemeine Recht ſteht der Klage 
nicht entgegen. Anzuerkennen iſt, daß das Eigentum an einer 
Beweis⸗ oder Legitimationsurkunde nicht notwendig mit dem 
Gläubigerrecht zuſammenfällt. Aber die Regel wird eine ſolche 
Trennung der Rechte am Papier und an der Forderung nicht 
bilden. Das Papier ſteht in einem rechtlichen Zuſammenhange 
mit der Forderung; man kann zwar nicht von einem Zubehör 
im techniſchen Sinne, aber doch von einem Zugehörigkeits⸗ 
verhältnis reden. Darum wird regelmäßig die Abtretung einer 
Forderung ſtillſchweigend die Abtretung des Anſpruchs auf 
Herausgabe der über die Forderung ausgeſtellten Urkunde in 
ſich ſchließen, ſofern dieſe ſich in den Händen eincs Dritten 
befinden ſollte, und der Dritte kann die Herausgabe nicht ver⸗ 
weigern, wenn er ſie dem Zedenten ſchuldet. Das Gleiche muß 
aber auch gelten, wenn eine Forderung nicht abgetreten, ſondern 
unmittelbar durch einen Vertragsſchluß zugunſten eines Dritten 
für dieſen Dritten begründet wird. Wenn die Parteien nichts 
anderes verabredet haben, kann als ihre Abſicht angeſehen 
werden, daß der Dritte mit dem Forderungsrechte ſelbſt auch 
die für ſeine Geltendmachung unerläßlichen Nebenrechte, ins⸗ 
beſondere auf Aushändigung der Urkunden, erwerben ſolle. Der 
Wille, das Recht für den Dritten zu begründen, ſchließt von 
ſelbſt dieſen Willen in ſich. Es wäre ein kaum verſtändlicher 
Umweg, wenn der an ſich mit vollem Gläubigerrecht aus⸗ 
geſtattete Dritte zur Erlangung des Beſitzes der Beweisurkunde 
ſich zunächſt an den Verſprechensempfänger wenden und von 
ihm mit einer beſonderen Zeſſion des Herausgabeanſpruchs ver⸗ 
ſehen werden müßte. Von einem Miteigentum des Dritten und 
des Verſprechensempfängers kann keine Rede ſein. Nur das iſt 
richtig, daß, fo lange noch ein mit der Urkunde zuſammen⸗ 
hängendes Recht des letzteren beſteht, weder er noch ein anderer, 
dem er dieſes Recht mit der Urkunde übertragen oder ver⸗ 
pfändet hat, die Urkunde dem Dritten auszuhändigen braucht. 
Im vorliegenden Falle verhält es ſich aber — in Anſehung 
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der G. E. — ſo, daß nach dem Erlöſchen des Rechtes des 
Vaters auf die teilweiſe Rückgewähr der Prämien zum Beſitze 
der Police allein G. E. berechtigt iſt, wofern die bereits 
erörterten Vorausſetzungen zutreffen. Was die beiden anderen 
Geſchwiſter anlangt, ſo iſt es noch ungewiß, ob ſie ein 
unbedingtes Gläubigerrecht erwerben werden. Eben deshalb 
durfte aber ihr Anſpruch nur zur Zeit abgewieſen werden; 
vorläufig iſt es noch möglich, daß das der Beklagten ein⸗ 
geräumte Recht wirkſam wird, aber ſobald die Kinder das 
policenmäßige Alter erreichen, ſtehen ſie ihrer Schweſter G. 
gleich und können die Herausgabe der Policen von der Be⸗ 
klagten fordern. Aus den angegebenen Gründen iſt es erforderlich, 
daß die für die Kläger durch den Verſicherungsvertrag ins Leben 
gerufene Rechtsſtellung näher erörtert und beſtimmt wird. Zu 
dieſem Zwecke mußte die Sache unter Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung in die 
Vorinſtanz zurückverwieſen werden. E. c. ni U. v. 22. Dez. 06, 
80/06 VII. — Jena. 

Grundbuchordnung. 

37. 5 54 verb. mit 88 40, 77 Pr.3VG. vom 13. Juli 
1883. Fahrläſſigkeit des Grundbuchrichters, welcher nach er⸗ 
folgtem Zuſchlage eines verſteigerten Grundſtücks einen Wider⸗ 
ſpruch zugunſten eines men Eigentumsberechtigten ein: 
getragen hat.] 

Im Grundbuch von W., Bl. 10 ſind am 31. Oktober 1882 
die 10 Geſchwiſter T. als Eigentümer des Grundſtücks ein⸗ 
getragen. Am 14. Februar 1884 wurde als Eigentümer der 
beiden Anteile der Marie und der Laura T. der Gaſtwirt G. 
eingetragen, von dem ſie auf Grund einer Auflaſſung auf die 
Eheleute G. übergegangen ſind. Am 17. September 1895 hat 
der Grundbuchrichter, obwohl den Eheleuten G. nur /10 Mit⸗ 
eigentumsanteile zuſtanden, auf Grund einer Erbausein anderſetzung 
und Auflaſſung irrtümlich die Witwe G. als Alleineigentümerin 
des ganzen Grundſtücks eingetragen. Auf Grund von Auf⸗ 
laſſungen ſind ſpäter mehrere Perſonen als Eigentümer des 
ganzen Grundſtücks nacheinander eingetragen. Am. 3. Dezember 
1898 iſt die Zwangsverſteigerung des ganzen Grundſtücks ein⸗ 
geleitet und durch Urteil vom 24. März 1899 iſt das ganze 
Grundſtück der Witwe G. zugeſchlagen, die dann am 27. April 
1899 als Alleineigentümerin des Grundſtücks eingetragen wurde. 
Auf Grund von Auflaſſungen find dann zunächſt die Eheleute K. 
und endlich am 26. Januar 1901 die Kläger als Eigentümer 
des ganzen Grundſtücks eingetragen. Bald darauf hat der 
Grund buchrichter bemerkt, daß die Eintragung der Witwe G. 
als Alleineigentümerin am 17. September 1895 irrtümlicherweiſe 
erfolgt war, und am 24. Mai 1901 von Amts wegen einen 
Widerſpruch gegen das Alleineigentum der Kläger zugunſten der 
acht Geſchwiſter T. eingetragen. Die Kläger haben, nachdem ihre 
Beſchwerde gegen die Eintragung des Widerſpruchs vom LG. 
am 24. Juli 1901 als unzuläſſig verworfen war, gegen die 
acht Geſchwiſter T. Klage auf Bewilligung der Löſchung des 
Widerſpruchs erhoben. Die Geſchwiſter T. ſind demgemäß 
rechtskräftig verurteilt, weil ſie durch das Zuſchlagsurteil im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ihre Rechte auf ihre /10 Mit⸗ 
eigentumsanteile ein für allemal verloren hätten. Der Wider⸗ 
ſpruch iſt dann gelöſcht worden. Den Klägern ſind in dieſem 
Rechtsſtreite Koſten erwachſen, die ſie bezahlt haben und die ſie 
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von dem beklagten Fiskus erſtattet verlangen, weil die Ein⸗ 
tagung des Widerſpruchs unzuläſſig geweſen und nur durch 
Fahrläſſigkeit des Grundbuchrichters erfolgt ſei, die Löſchung 
des Widerſpruchs auch nur im Wege des Progzeſſes habe 
herbeigeführt werden können. Das LG. verurteilte, Be⸗ 
rufung und Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Reihe 
der freiwilligen Veräußerungen war bereits durch das 
rechtskräftige Urteil vom 24. März 1899 unterbrochen, wo⸗ 
durch das Alleineigentum des Grundſtücks Blatt 10 W. im 
Zwangsverſteigerungsverfahren der Erſteherin, Witwe G., zu: 
geſchlagen war, und dieſe war auf Grund des Urteils auf Er⸗ 
ſuchen des Vollſtreckungsgerichts als Alleineigentümerin in dem 
Grundbuch eingetragen. Durch das Zuſchlagsurteil hatte die 
Witwe G. nach § 97 des Preußiſchen Geſetzes vom 13. Juli 
1883 das Eigentum des verſteigerten Grundſtücks erworben 


ohne Rückſicht darauf, wer bis dahin deſſen Eigentümer geweſen 


war und ohne Rückſicht auf ihre und der übrigen Intereſſenten 
des Verfahrens Meinung. Durch den Zuſchlag waren demnach 
die Eigentumsanſprüche der acht Geſchwiſter T., da von ihnen 
die Einſtellung des Verfahrens nicht herbeigeführt war, erloſchen 
(vgl. 8 40 Nr. 9 des Geſetzes vom 13. Juli 1883); infolge: 
deſſen hatte die durch die geſetzverletzende Eintragung der 
Witwe G. vom 17. September 1895 bewirkte Unrichtigkeit des 
Grundbuchs ihre Bedeutung gänzlich verloren ohne Unterſchied, 
ob die Erſteherin Witwe G. von der früheren Unrichtigkeit 
Kenntnis hatte oder nicht. Der Eintragung des Widerſpruchs 
zu der Eigentumseintragung der Kläger fehlte alſo die Voraus⸗ 
ſetzung, daß eine Unrichtigkeit des Grundbuchs zur Zeit noch 
beſtand, und ſie war zwecklos, weil ausgeſchloſſen war, daß die 
Eintragung der Kläger und ihrer Rechtsnachfolger wegen ihrer 
Kenntnis von der früheren Unrichtigkeit des Grundbuchs der 
Anfechtung unterliegen könne. Der Grund buchrichter handelte 
fahrläſſig, indem er den Widerſpruch von Amts wegen eintrug, 
weil er aus dem Grundbuch erſehen konnte und wußte, daß die 
Eigentumseintragung der Witwe G. auf Grund des Zuſchlags⸗ 
urteils erfolgt und deshalb unanfechtbar war. Der Meinung 
des Beklagten kann nicht beigetreten werden, daß dem Grund⸗ 
buchrichter Fahrläſſigkeit bei Eintragung des Widerſpruchs nicht 
vorgeworfen werden dürfe, weil im Liegenſchaftsrecht von Turnau⸗ 
Förster (2. Aufl. Bd. II S. 296 Nr. 3) die Frage bejaht ſei, 


ob die Eintragung des Widerſpruchs auch dann noch erfolgen 


müſſe, wenn dadurch inzwiſchen eingetragene Rechte Dritter 
beeinträchtigt werden würden. Allerdings ſindet ſich dort der 
Satz: „Nach 8 54 GBO. kann kaum ein Zweifel darüber be⸗ 
ſtehen, daß die Eintragung des Widerſpruchs in allen Fällen 
zu erfolgen hat.“ Dabei iſt aber als ſelbſtverſtändlich voraus⸗ 
geſetzt, daß überhaupt der im § 54 Satz 1 vorgeſehene Fall 
gegeben iſt, daß alſo bei Eintragung des Widerſpruchs die durch 
die geſetzwidrige Eintragung herbeigeführte Unrichtigkeit des 
Grundbuchs noch beſteht oder wirkſam werden kann. Jener 
Satz bezieht ſich daher nicht und kann trotz ſeiner allgemeinen 
Faſſung nicht auf einen Fall bezogen werden, in dem durch 
eine Zwiſcheneintragung die frühere Unrichtigkeit des Grundbuchs 
aufgehoben und die Richtigkeit des Grundbuchs hergeſtellt iſt. 
Für einen Fall, wie den vorliegenden, der bei Turnau⸗Förster 
nicht ins Auge gefaßt und entſchieden iſt, kann daraus die 
Zuläſſigkeit der Eintragung des Widerſpruchs nicht hergeleitet 
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werden. Pr. Fuſtizfiskus o. S., U. v. 16. Jan. 07, 230/06 V. 
— Marienwerder 

Geſetz betr. die Geſellſchaf ten mit beigräntter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

38. 8 15 GmbHG. Formvorſchriſt für die Gegen⸗ 
leiſtung der Übertragung eines Geſchäftsanteils, Heilung durch 
den dinglichen Abtretungsvertrag.] 

Am 15. November 1900 kauften der jetzige Kläger, die 


Aktiengeſellſchaft „Verlag des Schwarzwälder Boten“ in 


Oberndorf a. N. und die graphiſche Kunſtanſtalt J. M. Richter 
in Würzburg die Papierfabrik „am Baum“ in Miesbach und 
errichteten am 26. November gleichen Jahres die Geſellſchaft 
„Papierfabrik am Baum in Miesbach G. m. b. H.“ Im 
Juli 1901 erhob Kaufmann B. in München gegen die drei 


Genannten Klage auf Zahlung einer Mäklergebühr im Betrage 


von 8 103 Mark für Vermittelung dieſes Kaufs. Im Mai 
1902 nahm B. ſeine Klage gegen die beiden zuletzt Genannten 
zurück, hielt nur die gegen den Kläger erhobene aufrecht und 
ermäßigte das Klagebegehren auf ein Drittel. In II. Inſtanz 
wurde durch bedingtes Endurteil des OLG. München vom 
18. Februar 1903 die Verurteilung des jetzigen Klägers von 
der Leiſtung zweier ihm auferlegten Eide abhängig gemacht. 
Der jetzige Kläger legte Reviſion ein, nahm ſie aber wieder 
zurück und verglich ſich mit B. dahin, daß er ſich verpflichtete, 
gegen Verzicht auf die Mehrforderung ihm 1700 Mark zu be⸗ 
zahlen und die Prozeßkoſten zu tragen. Dieſe im Betrag von 
1140 Mark ſowie die Vergleichsſumme hat er an B. bezahlt 
und beanſprucht ihren Erſatz mit 2840 Mark 02 Pf. nebſt 
Zinſen im vorliegenden Prozeſſe von dem Beklagten. An dieſen 
hat nämlich Kläger durch notariellen Vertrag vom 20. Sep⸗ 


tember 1901 ſeinen Geſchäftsanteil an der Geſellſchaft m. b. H., 


ſamt allen damit verbundenen Rechten und Pflichten abgetreten. 
Bei dieſem Vertragsabſchluß war der Beklagte durch B. als 
Bevollmächtigten vertreten. Kläger behauptet, es ſei hierbei 
ausdrücklich betont worden, daß zu den zu übernehmenden Ver⸗ 
pflichtungen auch die aus der damals im Prozeß befindlichen 
Forderung des B. auf Zahlung der Mäklergebühr herrührende 
gehöre. Der Beklagte, welcher Abweiſung der Klage beantragte, 
hat dies beſtritten. Er hat weiter geltend gemacht, daß, wenn 
ein dahingehendes Abkommen getroffen worden wäre, es, weil 
nicht in den notariellen Vertrag aufgenommen, nichtig wäre. 
Es ſei auch nach $ 181 BGB. unwirkſam, da B., welcher 
Gläubiger der Forderung ſei, ihn bei dem Vertragsabſchluß 
vom 20. September vertreten habe. Überdies habe Kläger 
den Prozeß mit B. unrichtig geführt; B. ſei von der Geſell⸗ 


ſchaft m. b. H. mit 1 000 Mark abgefunden worden; Kläger 


hätte der Klage des B. den Einwand des Vergleichs und den 
Einwand der mangelnden Paſſivlegitimation entgegenſetzen 
miüſſen, da feine (des Beklagten) Schuldübernahme eine privative 
geweſen ſei; endlich hätte ihm (Beklagten) eine Gegenforderung 
aus Darlehen in Höhe von 5000 Mark zugeſtanden, welche er 
gegen die Forderung des vermögenslofen B. hätte aufrechnen 
können; die in der Zahlung gelegene Geſchäftsführung ſei gegen 
den Willen. des Geſchäftsherrn erfolgt. Hätte Kläger den Be: 
klagten von dem Fortgang des Prozeſſes verſtändigt, ſo wäre 
er auch in der Lage geweſen, ihm dieſe Darlehns forderung ab⸗ 
zutreten und dadurch ſeinerſeits gegen den Anſpruch B. auf⸗ 
20 
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zurechnen. Kläger ſei ihm wegen dieſer Unterlaſſung ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig, und er rechne mit dieſer Gegenforderung auf. 
Beklagte iſt in allen drei Inſtanzen verurteilt: Reviſionskläger 
hat die Nachprüfung der Frage verlangt, ob nicht nach 8 15 
GmbHG. auch die für die Übertragung des Geſchäfts⸗ 
anteils des Klägers vereinbarte Gegenleiſtung des Beklagten 
der gerichtlichen oder notariellen Form bedurft hätte. Das 
OLG. iſt jedoch bei feiner Entſcheidung hierüber von durchaus 
zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen. Allerdings 
bedarf der obligatoriſche Vertrag, die Vereinbarung, durch 
welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur Abtretung 
eines Geſchäftsanteils begründet wird, nach 8 15 Abſ. 4 des 
Geſetzes der bezeichneten Form, und als Beſtandteil der Ver⸗ 
einbarung unterliegt auch die in ihr vorgeſehene Gegenleiſtung 
der Formvorſchrift. Nach dem Schlußſatz des 8 15 Abſ. 4 
wird aber die ohne dieſe Form getroffene Vereinbarung durch 
den in gehöriger Form geſchloſſenen Abtretungsvertrag, den 
Vertrag der Übertragung des Geſchäftsanteils von dem Ge⸗ 
ſellſchafter auf den Erwerber (8 15 Abſ. 3 des Geſetzes) 
gültig. Es iſt vielfach üblich geworden, daß die Kontra⸗ 
henten nur den dinglichen Abtretungsvertrag gerichtlich oder 
notariell beurkunden laſſen, wodurch dann die formlos ge: 
ſchloſſene und deshalb an ſich ungültige „Vereinbarung über 
die Abtretung“ ihrem ganzen Inhalte nach gültig wird. 
Vgl. Staub⸗Hachenburg, Kommentar zum Geſetz betreffend die 
Geſellſchaften m. b. H. 8 15 Anm. 36. So iſt auch im vor⸗ 
liegenden Falle verfahren worden. Die Gültigkeit und Nechts⸗ 
verbindlichkeit der zwiſchen den Parteien über die Abtretung 
getroffenen Vereinbarung, insbeſondere die Zuſage der Über⸗ 
nahme der damals im Streit befangenen Schuld des Klägers 
an den Makler B. kann hiernach mit Grund nicht bezweifelt 
werden. Auch der weitere Reviſionsangriff geht fehl. Ganz 
abgeſehen von der Frage, ob der Kläger nach dem zwiſchen 
ihm und dem Beklagten beſtehenden Vertragsverhältnis ver⸗ 
pflichtet war, den Beklagten von dem Stand ſeines Prozeſſes 
mit B. unaufgefordert auf dem laufenden zu halten, kann Be⸗ 
Hagter einen Schadenserſatz wegen der ihm entgangenen Mög⸗ 
lichkeit, die Forderung des B. mit einer an dieſen ihm angeb⸗ 
lich zuſtehenden Gegenforderung aufzurechnen, ſchon deshalb 
nicht geltend machen, weil es lediglich ſeine Sache war, den 
Kläger auf dieſe Möglichkeit aufmerkſam zu machen. Der 
Kläger wußte nichts davon, daß Beklagter eine Forderung 
gegen B. hatte. Der Beklagte hat es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, 
wenn er es unterließ, dem Kläger hiervon Mitteilung zu machen, 
und wenn dadurch die Gelegenheit zur Auftechnung, die durch 
eine entſprechende Vereinbarung zwiſchen den Parteien leicht 
hätte herbeigeführt werden können, dem Beklagten entging. 
Wie er für dieſen Schaden den Kläger ſollte verantwortlich 
machen können, iſt nicht einzuſehen, da er ſelbſt nicht behaupten 
kann, daß dem Kläger von dem Beſtehen einer Forderung des 
Beklagten an B. irgend etwas bekannt war. B. c. K., U. v. 
22. Dez. 06, 240/06 I. — München. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

39. 8 9 Abſ. 1 Nr. 2 Waren 3G. Löſchungsklage eines 
Dritten wegen Nichtfortſetzung des Geſchäftes ſeitens eines 
Warenzeichenberechtigten.] 

Für den Beklagten iſt unter Nr. 31465 der Zeichenrolle 
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des Kaiſerlichen Pat. das Wortzeichen „Weinſchmidt“ unter 
Angabe des Geſchäftsbetriebes: Weingroßhandlung, und der 
Warengattung: Weine und Schaumweine, auf Anmeldung vom 
18. März 1898 am 17. Juni 1898 eingetragen. Der Kläger 
behauptet, daß der Geſchäftsbetrieb, zu welchem das Waren⸗ 
zeichen gehört, von dem Beklagten, nachdem er im Jahre 1900 
in Konkurs geraten iſt, nicht mehr fortgeſetzt werde und hat 
auf Grund deſſen gegen den Beklagten auf Löſchung jenes 
Warenzeichens in der Zeichenrolle Klage erhoben. Das OLG. 
wies die Klage ab, das RG. hob auf und verurteilte: Gemäß 
8 9 Abſ. 1 Nr. 2 Waren ZG. kann ein Dritter die Löſchung 
eines Warenzeichens beantragen, „wenn der Geſchäftsbetrieb, 
zu welchem das Warenzeichen gehört, von dem eingetragenen 
Inhaber nicht mehr fortgeſetzt wird.“ Es iſt dem Vorder⸗ 
richter darin beizutreten, daß nicht ſchon dann, wenn eine 
Unterbrechung des Geſchäftsbetriebes des Warenzeichen⸗ 
inhabers — ſei es infolge Konkurſes, des Abbrennens der 
Fabrik, der zeitweiſen Nichtrentabilität des Geſchäfts oder aus 
ähnlichen Gründen — eingetreten iſt, davon die Rede ſein 
kann, daß der betreffende Geſchäftsbetrieb nicht mehr fortgeſetzt 
wird. Aber es muß ſich, um § 9 Abſ. 1 Nr. 2 unanwendbar 
erſcheinen zu laſſen, immer nur um eine Unterbrechung, 
ein einſtweiliges Ruhen, nicht jedoch um ein Erloſchenſein 
des Geſchäftsbetriebes handeln. Letzteres liegt hier nach den 
Feſtſtellungen der Vorderrichter vor. Nach dieſen Feſtſtellungen 
iſt anzunehmen, daß, wenn es dem Beklagten, der ſeit 1903 
eigene Geſchäfte irgend welcher Art nicht mehr gemacht und 
einen Weinhandel nicht betrieben hat, anch wirklich Ende 1906 
oder Anfang 1907 gelingen ſollte, nunmehr wieder ein eigenes 
Weingeſchäft zu gründen, nicht mehr von der Fortſetzung ſeines 
(alten) Geſchäftsbetriebes, ſondern nur von der Gründung, dem 
Beginn eines neuen Geſchäfts die Rede fein könnte. Das 
alte Geſchäft iſt ſchon ſeit 1903 erloſchen; es beſteht in 
keiner Beziehung mehr fort und kann in keiner Weiſe mehr in 
die Erſcheinung treten. Der Beklagte hat ſeit Jahren weder 
eine Weinſtube noch ein Lager; er hat beides bereits 
1903 aufgeben müſſen, er hat ſeitdem kein Geſchäft in 
eigenem Namen mehr gemacht; es kann daher auch keine Rede 
davon ſein, daß er noch irgend welche Kundſchaft hätte. Es 
iſt nichts mehr von einem Geſchäft und dem Geſchäftsbetriebe 
da. Der Beklagte hat ferner auch gar nicht mehr die Möglich⸗ 
keit, ſeinen Geſchäftsbetrieb als Weinhändler und damit ſein 
Warenzeichen auf einen anderen zu übertragen, da er kein 
Geſchäft mehr hat. Wenn der Berufungsrichter trotz alledem 
nur eine Unterbrechung, nicht eine endgültige Aufgabe des 
Geſchäftsbetriebes auf Seiten des Beklagten, insbeſondere auch 
um deswillen annimmt, weil der Beklagte ein neues Unter⸗ 
nehmen gründen will und Ausſicht vorhanden iſt, daß er in 
abſehbarer Zeit wieder einen Weinhandel eröffnen wird, ſo 
legt der Berufungsrichter bei der Frage, ob ein Geſchäfts betrieb 
„nicht mehr fortgeſetzt wird“ einen zu ſubjektiven Maßſtab an 
und überſieht das objektive Moment, ob eine Fortſetzung des 
Geſchäftsbetriebes, zu welchem das Warenzeichen gehört, nicht 
nur in dem Willen des Zeicheninhabers liegt, ſondern über⸗ 
haupt noch möglich iſt. Das iſt hier nicht der Fall. Etwas, 
was erloſchen iſt und nach keiner Richtung hin mehr irgend 
welchen Beſtand hat, kann nicht fortgeſetzt werden. (Vgl. 


36. Jahrgang. 


RG. 1, 261; 30, 1/2.) S. c. S., U. v. 14. Dez. 06, 
220/06 II. — Hamburg. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 
1900. 

40. S 1 GewuvVG. Begriff des „Betriebsunfalles“ 
des „im Betriebe beſchäftigten Arbeiters“ .] 

Am Sonntag, den 10. Juli 1904 kam der Kläger auf 
ſeinem Nachhauſewege bei der Brauerei der Beklagten vorbei. 
Zu derſelben Zeit kamen zwei in Dienſten der Beklagten 
ſtehende Knechte mit zwei dieſer gehörenden Pferden, die ſie in 
die Schwemme geritten hatten, dort an. Um zum Stalle zu 
gelangen, mußten ſie das Tor einer eingefriedigten Weide 
paſſieren. Das Tor war geſchloſſen. Einer der Knechte bat 
den Kläger, das Tor zu öffnen und nach ihrem Durchreiten 
wieder zu ſchließen. Der Kläger öffnete das Tor. In dem⸗ 
ſelben Augenblicke ſchlug das Pferd des Knechts aus und traf 
den Kläger am rechten Auge. Der Kläger behauptet, daß er 
das getroffene Auge nicht mehr gebrauchen könne und verlangt 
auf Grund 8833 BGB. Erſatz des ihm entſtandenen Schadens in 
Höhe von 47,60 Mark nebſt Zinſen und einer näher bezifferten 
Rente vom 31. Juli 1904 ab. Die Beklagte erkannte den 
Anſpruch auf Zahlung von 47,60 Mark völlig, den Renten⸗ 
anſpruch für die Zeit vom 31. Juli 1904 bis Schluß der 
13. Woche nach dem Vorfalle dem Grunde nach an. Soweit 
ſich der Rentenanſpruch auf die ſpätere Zeit erſtreckt, beſtritt 
ſie denſelben. Sie machte geltend, daß der Kläger ſich inſoweit 
an die Brauereiberufsgenoſſenſchaft halten müſſe, weil er beim 
Erleiden des Unfalls vorübergehend als Arbeiter in ihrem 
Brauereibetriebe tätig geweſen ſei. Die I. Inſtanz erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die hier⸗ 
gegen von der Beklagten eingelegte Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen, desgleichen die Reviſion. Das Berufungsgericht 
führt aus: Ein Fall, der die Anwendung des Gew. 
vom 5. Juli 1900 rechtfertige, liege nicht vor. Für den Be⸗ 
griff des „Unfalls beim Betriebe“ im Sinne des 5 1 dieſes 
Geſetzes ſei ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Unfall 
und dem Betriebe und weiter erforderlich, daß der Unfall bei 
Gelegenheit einer Betriebshandlung im Intereſſe des Betriebes 
erfolgt ſei. Wollte man jenes auch annehmen, ſo fehle doch 
die zweite Vorausſetzung. Es ſei nicht erſichtlich, daß das 
Offnen des Tores in Beziehung zum Betriebe der Brauerei 
und im Intereſſe des Betriebes erfolgt ſei. Dazu komme, 
daß ſich vorliegendenfalls auch nicht annehmen laſſe, daß der 
Kläger ein im Betriebe der Brauerei „beſchäftigter Arbeiter“ 
geweſen ſei, als er auf die Aufforderung des Knechtes das 
Tor öffnete und dabei den Unfall erlitt. Über die Frage, ob 
hier ein Unfall im Sinne des § 1 GewuVG. vom 5. Juli 
1900 vorliegt, iſt im ordentlichen Rechtswege ſelbſtändig die 
Entſcheidung zu treffen. Allerdings würde eine Entſcheidung 
bindend ſein, die in dem durch das Geſetz vom 30. Juni 1900 
geordneten Wege darüber bereits ergangen wäre (8 135 Abſ. 3 
dieſes Geſetzes; RG. 60, 36 ff.). Aber eine ſolche Entſcheidung 
iſt bisher nicht getroffen; das im Gew VG. geordnete Ver⸗ 
fahren iſt noch nicht einmal eingeleitet. Mit Rückſicht auf 
letzteren Umſtand war das Berufungsgericht auch nicht zu einer 
beſonderen Erörterung darüber veranlaßt, ob das hier ſchwebende 

Verfahren gemäß 8 148 ZPO. auszuſetzen ſei (vgl. RG. 54, 
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33 ff.). In der Sache ſelbſt iſt die Reviſion nicht begründet. 
Freilich kann der in Frage ſtehende Unfall objektio als ein 
ſolcher angeſehen werden, der ſich im Sinne des 8 1 des 
Geſetzes vom 30. Juni 1900 bei Gelegenheit einer im Intereſſe 
des Brauereibetriebes vorgenommenen Tätigkeit ereignet hat. 
Denn eine Betriebshandlung im Intereſſe der Brauerei iſt 
ſchon dann gegeben, wenn die Tätigkeit auch nur mittelbar in 
urſächlichem Zuſammenhange mit dem Brauereibetriebe und 
deſſen Gefahren ſtand. Dies wäre aber dann der Fall, wenn 
das Pferd, von dem der Kläger beim Offnen der zum Stalle 
führenden Tür verletzt ſein will, ſonſt zum Betriebe der 
Brauerei benutzt wurde und ſich damals auf dem Rückwege 
von der Schwemme befand, wohin es von dem Knechte geritten 
war, um es geſund und leiſtungsfähig zu erhalten. Dem⸗ 
entſprechend hat das Reichsverſicherungsamt mit Recht das 
Ertrinken eines Fabrikkutſchers beim Bewegen der Pferde als 
einen Unfall im Betriebe der Fabrik erachtet (vgl. Woedtike⸗ 
Caſpar, Kommentar zum Unfallverſicherungsgeſetz V. Aufl. 
S. 147, 148, 149). Zur Erfüllung des in $ 1 des Geſetzes 
vom 5. Juli 1900 vorgeſehenen Tatbeſtandes genügt jedoch 
nicht, daß die Tätigkeit des Verletzten dem verſicherten Betriebe 
objektiv förderlich ſein ſollte. Selbſtändiges Erfordernis daneben 
iſt, daß die ſchädigende Betriebshandlung von einem in dieſem 
Betriebe beſchäftigten Arbeiter ausging. Um ein ſolches mit 
dem Betriebsunternehmer eingegangenes Dienſtverhältnis an⸗ 
nehmen zu können, bedarf es nicht des Nachweiſes eines förm⸗ 
lichen auf längere Zeit geſchloſſenen entgeltlichen Vertrages. 
Es genügt an ſich eine auch nur vorübergehende Tätigkeit, die 
aus Gefälligkeit unentgeltlich geleiſtet iſt. Weſentlich aber iſt 
für alle Fälle, wovon das Berufungsgericht mit Recht aus⸗ 
geht, daß die Verrichtung, bei der der Unfall eingetreten iſt, 
gemäß dem ausgeſprochenen oder doch wenigſtens gemäß dem 
mutmaßlichen Willen des Betriebsunternehmers geleiſtet iſt 
(vgl. Entſcheidung des RG. vom 22. Juni 1905 in JW. 05 
Nr. 44; Woedtke⸗Caſpar a. a. O. S. 144). Letzteres iſt vom 
Berufungsgericht ohne Rechtsverſtoß verneint. B. u. W. 
c. H., U. v. 10. Jan. 07, 267/06 IV. — Frankfurt. 

II. Das Preußiſche Recht. 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

41. Umſang des Anliegerrechts an einer ſtädtiſchen öffent⸗ 
lichen Straße, keine Entſchädigung bei Anlage eines zweiten 
Gleiſes einer Straßenbahn.] 

Das RE. hat als leitenden Grundſatz für das Anlieger⸗ 
recht an einer ſtädtiſchen öffentlichen Straße im Geltungs⸗ 
gebiete des PrALR. aufgeſtellt, daß das ſervitutariſche Recht 
des Hausbeſitzers an der an ſeinem Grundſtücke vorüber⸗ 
führenden Straße begrenzt und bedingt iſt durch die Zweck⸗ 
beſtimmung der Straße ſelbſt, dergeſtalt, daß der Hausbeſitzer 
ſich alle Veränderungen gefallen laſſen muß, welche dazu 
dienen, die Straße in dem Zuſtande zu erhalten oder auch in 
den Zuſtand zu ſetzen, in dem ſie ihrer Beſtimmung am voll⸗ 
kommendſten genügen kann, ſofern nur die Straße auch ferner 
für ihn als Kommunikationsmittel erhalten bleibt (RG. 37, 252; 
Urteil vom 6. Mai 1896, V 352/95). Der ſtillſchweigende 
Vertrag, auf den das ſervitutariſche Recht des Straßen⸗ 
anliegers zurückgeführt wird, ſchließt den ſtillſchweigenden Vor⸗ 
behalt ein, daß der Eigentümer der Straßenanlage mit der 
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Straße ihrem Zwecke entſprechende Veränderungen vornehmen 
kann, ohne ſich eines Eingriffs in die Rechtsſphäre des An⸗ 
liegers ſchuldig zu machen. Ein Recht des Inhalts hat der 
Hauseigentümer nicht, daß an der vorüberführenden Straße 
überhaupt keine ihm in irgend einer Beziehung nachteilige Ver⸗ 
änderung vorgenommen werden dürfe (RG. in Gruchots Beitr. 3], 
932). Die Straße hat in erſter Linie dem öffentlichen Verkehr 
als notwendiges Kommunikationsmittel zu dienen, die Beſugniſſe 
der Anlieger der Straße bleiben ſtets dieſer Hauptbeſtimmung 
der Straße untergeordnet. Der Anlieger muß ſich daher Be⸗ 
läſtigungen gefallen laſſen, die ſich aus dem Zweck der Straße, 
dem öffentlichen Verkehre zu dienen, ergeben, mögen auch dieſe 
Erſchwerungen ſich mit der Entwicklung des öffentlichen Ver⸗ 
kehrs und die infolgedeſſen notwendig werdende Umgeſtaltung 
oder Erweiterung der bereits vorhandenen Verkehrsmittel ſich 
vergrößern oder vermehren (RG. in Gruchots Beitr. 45, 614). 
Insbeſondere kann der Anlieger eine Entſchädigung nicht ver⸗ 
langen, wenn in einer Straße, in der bisher nur ein Straßen⸗ 
bahngleis beſtand, an deſſen beiden Seiten anderen Fuhrwerken 
genügender Raum blieb, zu fahren oder vor den Häuſern zu 
halten, ein zweites Gleis zwiſchen dem erſten und der Straßen⸗ 
ſeite, an der das betreffende Haus des Anliegers liegt, derartig 
gelegt und in Betrieb genommen wird, daß Wagen vor dem 
Haufe des Anliegers nur auf dem Gleiſe halten, dort aber ſtets 
den in Zwiſchenräumen von wenigen Minuten ſich folgenden 
Straßenbahnwagen Platz machen müſſen (RG. in Gruchots Beitr. 
36, 682). Vgl. auch Dernburg Sachenrecht § 70. Von dieſer 
wohlbegründeten Rechtſprechung abzugehen, liegt genügende Ver⸗ 
anlaſſuug nicht vor, mögen auch in der Literatur abweichende 
Meinungen hervorgetreten ſein. Das vom Berufungsgericht 
angeführte Urteil des RG. (RG. 56, 101) betrifft einen Fall, 
in dem durch eine Veränderung der Straße der Anlieger tats 
ſächlich von dem Verkehr mit Wagen von ſeinem Hauſe nach 
der Stadt abgeſchnitten, die Straße für ihn als fahrbarer Weg 
ausgeſchaltet war. So liegt die Sache hier nicht. Nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts iſt allerdings die Viktoria⸗ 
ſtraße an der Stelle, wo der Kläger mit ſeinem Hauſe an ihr 
liegt, durch das neue zweite Gleis in dem Zwiſchenraume 
zwiſchen dieſem und der Bordſeite des Bürgerſteiges ſo verengt, 
daß Kläger in dem Betriebe ſeines Möbelgeſchäfts durch Auf⸗ 
und Abladen der Möbel beeinträchtigt wird. Die Straße bleibt 
ihm aber als Kommunikationsmittel erhalten, wenn er auch mit 
ſeinem Möbelwagen während des Vorüberführens eines Straßen⸗ 
bahnwagens auf der Straße dahin, wo ſie nicht durch zwei 
Gleiſe geſperrt iſt, vorrücken muß. Kann der Kläger unmittel⸗ 
bar vor ſeinem Hauſe ſeine Wagen mit Möbeln nicht beladen 
und entladen, ſo muß er dieſe Geſchäfte an einer Stelle vor⸗ 
nehmen, wo die freie Breite der Straße dies geſtattet. Eine 
Erſchwerung des Geſchäftsbetriebes des Klägers ſcheint durch 
das zweite Gleis eingetreten zu ſein. Aber dadurch iſt dem 
Kläger ein Enſchädigungsanſpruch nicht erwachſen. Die Klage 
muß daher auch inſoweit abgewieſen werden. A. L. u. St. G. 
c. H., U. v. 12. Jan. 07, 181/06 V. — Hamm. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

42. SS 105, 108 Allgemeines Berggeſetz in Verb. mit 
88 369, 371 HGB., SS 376, 393 Tit. 11 1 ALR. u. 88 126, 413, 
398 BGB. Unterſchied zwiſchen Kux und Kuxſcheine, letztere 
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Wertpapiere, Schriftform der Verpfändung unter Übergabe des 
Kurſcheines genügt, ſchriftliche Annahme nicht erforderlich.] 
Der Beklagte und Widerkläger beanſprucht abgeſonderte 
Befriedigung aus 15 dem Gemeinſchuldner gehörigen Kuren, 
wobei er zutreffend zwiſchen dem „Kux“ als dem gewerkſchaſt⸗ 
lichen Anteil, dem Inbegriff aller mit der Mitgliedſchaft an 
der Gewerkſchaft verbundenen Rechte und Pflichten (8 101 
Allgemeinen Berggeſetzes für Preußen), und dem „Kuxſchein“ 
als einer Urkunde über die Mitgliedſchaft, die dem Gewerken 
auf Grund des Gewerkenbuchs auf Verlangen auszuſtellen iſt 
($ 103 Allgemeinen Berggeſetzes), unterſcheidet. Er ſtlützt 
ſeinen Anſpruch in erſter Linie auf ein Pfandrecht an den 
Kuren, in zweiter Linie auf ein Zurückbehaltungsͤrecht an den 
in ſeinen Beſitz gelangten Kuxſcheinen. Das LG. hatte an⸗ 
genommen, daß dem Beklagten die Kuxe verpfändet ſeien; auf 
dieſer Grundlage konnte und mußte es zur Abweiſung der 
Klage und zur Zuſprechung der Widerklage gelangen. Das 
Berufungsgericht ſpricht dem Beklagten ein Pfandrecht an den 
Kuxen ab, ein kaufmänniſches Zurückbehaltungsrecht an den 
Kuxſcheinen zu, und hält auch vou diefem Standpunkte aus 
die vom LG. getroffene Entſcheidung für richtig. Der Reviſion 
des Konkursverwalters iſt zuzugeben, daß das Berufungsurteil 
auf die ihm beigegebene Begründung nicht geſtützt werden kann. 
Das Berufungsgericht erörtert zunächſt ausführlich, ob die Kur: 
ſcheine Wertpapiere im Sinne des $ 369 HGB. ſeien, und 
gelangt zur Bejahung dieſer Frage. Auf Grund der weiteren 
nicht zu beanſtandenden Annahme, daß die Scheine mit dem 
Willen des Schuldners auf Grund von Handelsgeſchäften in 
den Beſitz des Beklagten gelangt ſeien, ſpricht es ihm ein 
Zurückbehaltungsrecht daran zu. Den Einwand des Klägers, 
daß die Kuxſcheine als ſolche, ohne die Anteilsrechte ſelbſt, 
nicht verkäuflich ſeien und der Gläubiger ſich daher nicht gemäß 
§ 371 HGB. befriedigen könne, glaubt das Berufungsgericht 
mit der Erwägung beſeitigen zu können, daß das Zurück⸗ 
behaltungsrecht auch abgeſehen von der Verkaufsbefugnis ſeinen 
Wert behalte, da es indirekt den Schuldner zwinge, behufs 
Wiedererlangung der Sachen den Gläubiger zu befriedigen. 
Überdies ſei es keineswegs ausgemacht, daß der Zurückbehaltung 
eines Kuxſcheins das Recht der Befriedigung aus §S 371 HGB. 
verſchloſſen ſei. Ob dem Gläubiger das Recht zuſtehe, und 
mittels welchen Verfahrens es auszuüben ſei, ſei erſt in der 
Zwangsvollſtreckung zu erörtern. — Es iſt nicht zu verkennen, 
daß dieſe Begründung keine tragfähige Grundlage der getroffenen 
Entſcheidung bildet. Das Recht zur Zurückbehaltung, ohne 
Verkaufsbefugnis, könnte immer nur zur Verweigerung der 
Herausgabe, alſo nur zur Abweiſung des Klageanſpruchs auf 
Herausgabe führen, vorausgeſetzt, daß ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht als ſolches, ohne Verkaufsbefugnis, im Konkurſe überhaupt 
geltend gemacht werden kann, eine Frage, die nichts weniger 
als zweifellos iſt. Für die abgeſonderte Befriedigung dagegen 
iſt begrifflich notwendige Vorausſetzung, daß der Beſitz des 
Kuxſcheins dem Gläubiger das Recht auf Verwertung der 
Anteilsrechte ſelbſt, der Kuxe gewährt. Die Entſcheidung 
dieſer Frage kann nicht in die Zwangsvollſtreckung verwieſen 
werden, ſie wäre hier zu treffen. Ob nun das Verhältnis des 
Kuxſcheins zum Kur ein derartiges iſt, daß ähnlich wie bei der 
Aktie oder der Schuldverſchreibung auf den Inhaber der Beſitz 
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des Papiers die Verwertung des Rechtes ſelbſt ermöglicht, kann 
dahingeſtellt bleiben, denn der erkennende Senat nimmt in 
Übereinftimmung mit dem LG. an, daß der Gemeinſchuldner 
dem Beklagten ein gültiges Pfandrecht an den Kuxen beſtellt 
hat. Nach § 108 Allgemeinen Berggeſetzes geſchieht die Ver⸗ 
pfändung der Kuxe durch Übergabe des Kuxſcheins auf Grund 
eines ſchriftlichen Vertrags. Die Übergabe der Scheine iſt un⸗ 
ftreitig zugleich mit der ſchriftlichen Verpfändungserklärung des 
Schuldners im Briefe vom 12. April 1904 erfolgt. Das LG. 
nimmt an, daß der Gläubiger die Verpfändung ſtillſchweigend, 
durch Behalten der Scheine, erklärt, und ſein Einverſtändnis 
damit auch noch in ſeinem Briefe vom 2. Mai 1904 zu er⸗ 
kennen gegeben habe. Dieſer Anſicht iſt entgegen dem Be⸗ 
rufungsgericht beizutreten. (Wird näher begründet.) Eine 
andere Frage iſt es, ob der im 8 108 Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes für den Vertrag vorgeſchriebenen ſchriftlichen Form 
durch die nicht ſchriftliche Annahme der ſchriftlichen Ver⸗ 
pfändungserklärung genügt iſt. Das Bexufungsgericht hat dieſe 
Frage unentſchieden gelaſſen; der erkennende Senat hat ſie in 
Übereinſtimmung mit dem LG. bejaht. Die Rechtfertigung 
dieſer Entſcheidung ergibt ſich aus dem inneren Zuſammenhang 
des 8 108 mit dem § 105 Allgemeinen Berggeſetzes. Nach 
8 105 iſt zur Übertragung der Kuxe die ſchriftliche Form er: 
forderlich. Die Übertragung geſchieht durch Abſchluß eines 
Vertrages, denn erſt durch die Annahme der Abtretungs⸗ 
erklärung geht das Recht auf den Erwerber über. Vgl. 
PraLR. 88 376, 393 Tl. I Tit. 11; BGB. 88 398, 413. 
Gleichwohl beſtand bisher in Literatur und Rechtſprechung kein 
Zweifel darüber, daß unter der ſchriſtlichen Form des Vertrags 
nur die Schriſtlichkeit der Abtretungserklärung zu verſtehen fei, 
die Annahme dagegen formlos erfolgen könne. Den allgemeinen 
Anſchauungen des PrAL R., deſſen grundlegende Rechtsgedanken 
bei Auslegung der Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes 
in erſter Linie Beachtung fordern, entſpricht es, bei derartigen 
einſeitig verpflichtenden Verträgen das Erfordernis der Schrift⸗ 
lichkeit auf die Erklärung des ſich Verpflichtenden zu beſchränken. 
Auch das BGB. ſteht auf demſelben Standpunkte, ſchließt aber 
durch ſeine peinlich genaue Wortfaſſung von vornherein jeden 
Zweifel aus. Vgl. 88 518, 766, 1154. So fehlt es auch 
an jedem inneren Grunde, für die Übertragung von Kuxen 
mehr zu verlangen als die Schriftlichkeit der Abtretungs⸗ 
erklärung. Wenn es nun im 8 108 Allgemeinen Berggeſetzes 
heißt, daß die Verpfändung der Kuxe auf Grund eines ſchrift⸗ 
lichen Vertrages erfolge, ſo läßt die Verſchiedenheit der Aus⸗ 
drucksweiſe in den 88 105 und 108 keineswegs einen Schluß 
auf eine ſachliche Verſchiedenheit hinſichtlich des Erforderniſſes 
ker Schriftlichkeit für den Verpfändungsvertrag zu. Der Sinn 
des 8 108 iſt genau derſelbe, als ob es hieße: Zur Ver⸗ 
pfändung iſt die ſchriftliche Form und außerdem die Übergabe 
des Kuxſcheins erforderlich. Zu dieſer Annahme nötigen folgende 
Erwägungen: Nach dem ALR. (5 281 Tl. I Tit. 20) vollzog 
ſich die Verpfändung einer Forderung durch Aushändigung des 
darüber ausgeſtellten Schuldſcheins. Die Bedürfniſſe des Rechts⸗ 
verkehrs erwieſen alsbald die Notwendigkeit einer Verſtärkung 
dieſer einfachen Form. Deshalb wurde durch § 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 9. Dezember 1809 vorgeſchrieben, daß die auf 
einen beſtimmten Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen und 
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Urkunden nur auf eben die Weiſe verpfändet werden können, 
wie fie nach den SS 394 — 417 Tl. I Tit. 11 abgetreten 
werden müſſen. Wie nun die Motive zum § 108 Allgemeinen 
Berggeſetzes ausdrücklich beſtätigen, hat durch den 8 108 die 
Verpfändung der Kuxe im Anſchluß an die Vorſchriften der 
Verordnung vom 9. Dezember 1809 geregelt, alſo die ſchrift⸗ 
liche Form, wie ſie § 105 für den Abtretungsvertrag vor⸗ 
ſchreibt, auch für den Verpfändungsvertrag — neben der Tiber- 
gabe des Kuxſcheins — verordnet werden ſollen. Hiernach iſt 
es aber ausgeſchloſſen, den „ſchriftlichen Vertrag“ im 8 108 
anders zu verſtehen, als im 8 105, wie es denn auch an 
jedem verſtändigen Grunde zu einer ſolchen Verſchiedenheit 
fehlen würde. An dieſer Auffaſſung wird nichts dadurch ge⸗ 
ändert, daß der 8 126 Abſ. 2 BGB. zu einem ſchriftlichen 
Vertrage die Unterzeichnung beider Teile auf derſelben Urkunde 
oder die Unterzeichnung gleichlautender Urkunden fordert. Denn 
nach Art. 67 EGBGB. ſind die dem Bergrecht angehörigen 
Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes unberührt geblieben. 
Dem Bergrecht gehören aber auch die Vorſchriften über die 
Verpfändung von Kuren an. Der $ 126 Ab}. 2 BGB. würde 
nur zur Anwendung kommen, wenn in dem Ausdruck „ hſchrift⸗ 
licher Vertrag“ im 8 108 Allgemeinen Berggeſetzes eine Ver⸗ 
weiſung auf das damals geltende bürgerliche Recht zu finden 
wäre. Dies iſt aber weder unmittelbar noch mittelbar der 
Fall. Die SS 105 und 108 Allgemeinen Berggeſetzes müſſen 
vielmehr aus ſich ſelbſt und aus ihrem Zuſammenhang unter 
ſich und mit den ſonſtigen Vorſchriften des Berggeſetzes erklärt 
werden. Die unmittelbare Anwendung etwa des ALR. ver⸗ 
bietet ſich ſchon deshalb, weil das Allgemeine Berggeſetz für 
die ganze preußiſche Monarchie gilt und nicht bloß für das 
Gebiet des Landrechts. Das ſchließt nicht aus, daß das Berg⸗ 
geſetz auf den Rechtsanſchauungen des Landrechts beruht, und 
daß deshalb, wie oben geſchehen, die letzteren zur Auslegung 
des erſteren herangezogen werden können und müſſen. Der 
Beklagte hat demnach durch die ſtillſchweigende Annahme der 
ſchriftlichen Verpfändung der Kuxe, und da ihm auch die Kur: 
ſcheine übergeben find, ein gültiges Pfandrecht an den Kuren 
erworben und verlangt deshalb mit Recht abgeſonderte Befrie⸗ 
digung aus ihnen. Die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
ſelbſt ſtellt ſich ſonach aus anderen Gründen als den vom 
Berufungsgerichte angeführten als richtig dar, weshalb die 
Reviſion zurückzuweiſen war. Konk. K. c. K., U. v. 22. Dez. 06, 
20/06 VII. — Berlin. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 24. (19.) Mai 1891. 

43. SS 15, 16, 18. Berechnung der Erbſchaftsſteuer, 
wenn die Zuwendung nicht von der Lebensdauer der Bedachten, 
ſondern von einem anderen Umſtande (der Lebensdauer zu ver⸗ 
pflegender Hunde) abhängt.] 

Frau v. O. hatte teſtamentariſch die Wartung und Pflege 
ihrer ſieben Stubenvögel und fünf Hunde der Klägerin, ihrer 
Geſellſchaftsdame, übertragen und ihr als Entgelt hierfür ein 
jährliches Futtergeld von 500 Mark für jeden der Hunde, 
außerdem aber, ſolange auch nur einer der Hunde am Leben 
iſt, ein Pflegegeld von jährlich 2000 Mark ausgeſetzt. Das 
Erbſchaftsſteueramt hat, von der Annahme ausgehend, daß das 
Futtergeld ſchon ein reichliches Entgelt für die der Klägerin 
auferlegten Leiſtungen darſtelle und daß deshalb das vermachte 
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jährliche Pflegegeld eine reine Bereicherung für die Klägerin 
bilde, auf Grund des SS 15 und 16 des Preußiſchen Erb⸗ 


ſchaftsſteuergeſetzes eine auf 1920 Mark feſtgeſetzte Erbſchafts⸗ 


ſteuer von der Klägerin eingezogen. Die Klägerin hatte zur 
Zeit des Anfalls ihr einundfünfzigſtes Lebensjahr vollendet. 
Die Berechnung der Erbſchaftsſteuer iſt von der Klägerin mit 
der Behauptung angegriffen worden, daß ſie das ausgeſetzte 
Pflegegeld nicht länger als bis zum 21. April 1906 genießen 
würde, da bei keinem der Hunde die vorausſichtliche Lebens⸗ 
dauer dieſen Zeitpunkt überſchreiten würde. Sie hat Zurück⸗ 
zahlung von 1493 Mark gefordert. Von den fünf Hunden iſt 
einer ſchon vor Erhebung der Klage verendet; ein zweiter iſt 
im Laufe der erſten Inſtanz eingegangen. Das LG. wies die 
Klage ab, das KG. verurteilte zur Zahlung von 1333 Mark, 
die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Parteien 
ſind darüber nicht im Streit, daß das der Klägerin, neben dem 
„Futtergelde“ für jeden der Hunde, noch vermachte „Pflege⸗ 
geld“ von jährlich 2000 Mark eine reine Bereicherung (§ 5 des 
Preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetzes) für die Klägerin bildet, und 
daß von dem Kapitalwerte der Zuwendung die Erbſchaftsſteuer 
mit 8 Prozent von der Klägerin zu entrichten iſt. Der Streit 
betrifft nur die Frage, wie der Kapitalwert zu berechnen iſt. 
Die Steuerverwaltung iſt der Anſicht, daß „anderweite die 
längſte Dauer (des Bezugsrechts der Klägerin) begrenzende Um⸗ 
ſtände“ ($ 15) nicht nachgewieſen ſeien, und hat mit Rückſicht 
darauf, daß die Klägerin zur Zeit des Anfalls 51 Jahre alt 
war, den Kapitalwert der Zuwendung auf Grund des 8 16 
auf das 12 fache des Jahresbetrags, alſo auf 24 000 Mark 
berechnet, woraus ſich der erhobene Betrag der achtprozentigen 
Steuer mit 1920 Mark ergibt. Das Berufungsgericht dagegen 
vertritt die Anſicht, daß, da die Klägerin die vermachte Rente 
nur ſolange zu beziehen habe, als noch einer der ihrer Pflege 
anvertrauten Hunde am Leben ſei, die vorausſichtlich längſte 
Lebensdauer des letztlebenden der Hunde den die längſte Dauer 
des Bezugsrechts begrenzenden Umſtand (8 15) bilde. Dieſe 
Auffaſſung wird von der Reviſion mit Unrecht bekämpft. 
Müßte bei Bezugsrechten von unbeſtimmter Dauer der Kapital⸗ 
wert ſchlechthin und ausnahmslos auf das 12 ½ fache, wie 815 
für den Regelfall vorſchreibt, oder bei an die Lebensdauer des 
Bedachten geknüpften Bezugsrechten auf das im 8 16 vorge⸗ 
ſchriebene Maß berechnet werden, ſo wären unter Umſtänden 
offenbare Unbilligkeiten die Folge. Um bei dem vorliegenden 
Falle zu bleiben, ſo hätte es alsdann eintreten können, daß die 
Klägerin infolge raſchen Eingehens ſämtlicher Hunde die Rente 
nicht länger als 1 Jahr bezog und die faſt den ganzen Jahres⸗ 
betrag erſchöpfende Erbſchaftsſteuer von 1920 Mark zahlen 
mußte. Und wenn das Bezugsrecht etwa nur einen Bruchteil 
eines Jahres gedauert hätte, ſo konnte ſogar die Steuer mehr 
ausmachen, als der bezogene Betrag. Zur Verhütung ſolcher 
Folgen dient ſchon die Vorſchrift des 8 16 Abſ. 2, wonach, 
wenn in den Fällen des § 16 die Nutzung oder Leiſtung ſchon 
innerhalb eines Jahres nach dem Anfall erliſcht, der Wert nur 
nach Maßgabe ihrer wirklichen Dauer beſtimmt und das Zu⸗ 
vielgezahlte erſtattet werden ſoll. Allein dieſe Vorſchrift ge⸗ 
nügte nicht, da Härten genug immer noch übrig blieben, wenn 
das Bezugsrecht zwar das erſte Jahr überdauerte, aber bald 
nachher endete. Die von dem Geſetzgeber in den Grenzen des 
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Billigen als notwendig erkannte Abhilfe iſt durch die erwähnten, 
ſchon in dem Entwurfe des Erbſchaftsſteuergeſetzes enthaltenen 
Worte des 8 15: ſofern nicht ... anderweite die längſte 
Dauer begrenzende Umſtände nachgewieſen werden“ gegeben. 
Aus der mit dem Entwurfe dem Landtage vorgelegten Denk⸗ 
ſchrift (bei Nr. 12 der Druckſachen des Abgeordnetenhauſes 
1872/73) zu entnehmenden Abſicht der Regierung ſollte nicht 
eine abſolut feſtſtehende Begrenzung der längſten Bezugsdauer 
vorausgeſetzt ſein. Vielmehr ſollte es ſchon genügen, wenn für 
die „mutmaßliche“ Längſtdauer eine „hinlänglich ſichere 
Schätzung“ aus den „obwaltenden Umſtänden“ hergeleitet 
werden kann, und es ſollte „auf die wahrſcheinlich längſte 
Dauer“ geſehen werden. Dieſe Abſicht iſt auch mit dem Wort⸗ 
laute des Geſetz gewordenen Entwurfes durchaus zu vereinigen, 
und auch aus den Verhandlungen des Landtags iſt nicht zu 
entnehmen, daß die in der Denkſchrift zum Ausdrucke gelangte 
Auffaſſung von den anderen an der Geſetzgebung beteiligten 
Körperſchaften nicht geteilt worden wäre. Geht man aber von 
dieſer Auffaſſung aus, ſo iſt nicht einzuſehen, warum nicht auch 
die wahrſcheinlich längſte Dauer des Lebens eines Hundes, ſo⸗ 
fern fie ſich hinlänglich ſicher ſchätzen läßt, berückſichtigt werden 
ſoll, wenn an dieſe Lebensdauer das Bezugsrecht geknüpft iſt. 
Daß bezüglich der menſchlichen Lebensdauer beſtimmte 
Sondervorſchriften in $ 16 getroffen find, ſteht der An⸗ 
wendung der allgemeinen Klauſel des § 15 auf die Lebens: 
dauer von Tieren nicht entgegen. Das Berufungsgericht hat, 
wie auch ſchon der erſte Richter, zutreffend darauf hingewieſen, 
daß bei der Verſchiedenheit der Längſtlebensdauer der ver⸗ 
ſchiedenen Tierarten das Geſetz nicht wohl für eine jede davon 
Sonderbeſtimmungen, wie fie der 8 16 auf Grund der Er⸗ 
fahrungen über die menſchliche Lebensdauer gibt, treffen konnte. 
Ob nun im einzelnen Falle die wahrſcheinlich längſte Dauer ſich 
mit hinlänglicher Sicherheit ſchätzen läßt und auf welches Maß 
ſie anzurechnen iſt, bildet eine Tatfrage. (Folgt die Berechnung 
über die Höhe der Steuer.) Preuß. Fiskus c. H., U. v. 18. Jan. 07, 
186/06 VII. — Berlin. 

Stempelgeſetz vom 3. Juli 1895. 

44. 8 4 Buchſtabe e. Sind Verträge eines Dritten 
ſtempelfrei, die dieſer abſchließt, um die erkauften Grundſtücke 
vertragsmäßig dem Eiſenbahnfiskus zum Eiſenbahnbau zu über⸗ 
laſſen.] 

Dem preußiſchen Eiſenbahnfiskus iſt durch den Königlichen 
Erlaß das Enteignungsrecht für den Bau einer Eiſenbahn von 
Naumburg nach Deuben verliehen worden. Durch Vertrag hat 
ſich die klagende Stadtgemeinde dem Eiſenbahnfiskus gegenüber 
verpflichtet, den geſamten zum Bau der Bahn nach Maßgabe 
der feſtzuſtellenden Entwürfe erforderlichen Grund und Boden 
in dem Umfange, in dem er nach den feſtgeſetzten Bedingungen 
der Enteignung unterworfen ſei, der Staatsregierung unent⸗ 
geltlich und koſtenfrei in Natur zu überweiſen oder aber die 
ſämtlichen ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der freien 
Vereinbarung oder der Enteignung aufzuwendenden Koſten bar zu 
erſtatten. Zur Erfüllung der übernommenen Verpflichtung hat 
die Klägerin mit Grundeigentümern Kaufverträge über den zum 
Bahnbau erforderlichen Grund und Boden abgeſchloſſen. Die 
Auflaſſung erfolgte ſpäter, entſprechend dem Inhalte der Kauf⸗ 
verträge, ſeitens der Grundeigentümer unmittelbar an den 
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Eiſenbahnfiskus. Für dieſe Verträge hat die Klägerin auf 
Erfordern der Steuerbehörde einen Stempel von eins vom 
Hundert der Kaufpreiſe mit zuſammen 2 307 Mark 50 Pf. 
gezahlt und fordert mit der Klage vom Beklagten dieſen Betrag 
zurück, da ſie die Verträge für ſtempelfrei erachtet. Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die Befreiung 
des 8 4 Buchſtabe e iſt ausgeſchloſſen, weil unmittelbar aus 
dem Vertrage, und zwar als Haupt verpflichtung, die Vers 
pflichtung zur Auflaſſung an die Klägerin entſtanden war 
und nur nebenher, wenn die Klägerin dies beſonders forderte, 
die Verkäufer zur Auflaſſung an den Fiskus verbunden waren, 
dem gegenüber die Entgegennahme der Auflaſſung nicht einmal 
von den Verkäufern rechtlich erzwungen werden konnte. Zu⸗ 
treffend weiſt der Berufungsrichter darauf hin, daß die Klägerin 
berechtigt war, die Auflaſſung an ſie ſelbſt zu fordern, und nach 
erfolgter Auflaſſung die erworbene Grundfläche einer andern 
Perſon als dem Fiskus zu übereignen, wenngleich unter Ver⸗ 
letzung der von ihr gegenüber dem Fiskus übernommenen 
perſönlichen Verpflichtung. Ob im einzelnen Falle ein derartiges 
vertragswidriges Handeln tatſächlich zu befürchten oder nicht zu 
erwarten war, kann rechtlich einen Unterſchied nicht begründen. 
Würde man den abgeſchloſſenen Kaufverträgen Stempelfreiheit 
zugeſtehen, ſo würde die auf Erfordern der Klägerin ihr erteilte 
Auflaſſung nach Abſ. 3 der Tarifſtelle 8 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes bei Vorlegung des Vertrages dem Wertſtempel auch 
dann endgültig entzogen ſein, wenn hinterher die Klägerin über 
das erworbene Eigentum nicht zugunſten des Fiskus, ſondern 
anderweit zu ihrem Vorteil verfügen würde. Daß aber in 
einem ſolchem Fall der Eigentumswechſel, der in keiner Weiſe 
der Verwirklichung des zum öffentlichen Wohle geplanten Ent⸗ 
eignungsunternehmens dient, ſtempelfrei bleiben ſollte, kann die 
Abſicht des Geſetzgebers nicht geweſen ſein. Geht man aber 
auch davon aus, daß die von der Klägerin geſchloſſenen Ver⸗ 
träge lediglich dem Enteignungsunternehmen dienen ſollten und 
gedient haben, ſo iſt doch weder aus dem Wortlaut des Geſetzes 
noch aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte ein Grund dafür zu ent⸗ 
nehmen, daß die Stempelfreiheit auch den die Ausführung des 
Enteignungsunternehmens vorbereitenden Verträgen dann 
zugute kommen ſollte, wenn ſie das Recht zum Eigentumserwerb 
für einen andern als den zur Enteignung Berechtigten begründen. 
Wenn auch, wie der Reviſion zuzugeben iſt, das wirtſchaft⸗ 
liche Endziel der Verträge, ſoweit dabei die Abſicht des 
Käufers in Betracht kommt, darin beſtand, dem in der Ent⸗ 
eignungsorder bezeichneten Unternehmer das Eigentum zu über⸗ 
tragen, fo ſteht doch keineswegs feſt, daß auch die Verkäufer 
an der Erreichung dieſes Zieles ein ſolches Intereſſe hatten und 
daß dieſe Erreichung zu einem Element ihres Vertragswillens 
wurde, ſie alſo den Vertrag als nicht geſchloſſen anſehen wollten, 
wenn er nicht zur Übereignung an den Fiskus führte. Ent⸗ 
ſcheidend aber für die Frage der Stempelbefreiung iſt nicht der 
wirtſchaftliche Zweck, ſondern die rechtliche Natur des Vertrages. 
Stadtgemeinde N. c. Preuß. Fiskus, U. v. 15. Jan. 07, 
182/06 VII. — Naumburg. 

III. Das Rheiniſche Recht. 

45. Unmöglichkeit der Vertragserfüllung. — Art. 1184 
e. c. verb. mit 88 322, 565 ZPO. Hat der Untergang der 
Fabrikationsſtätte unter allen Umſtänden die Aufhebung eines 
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Kaufvertrages zur Folge? Auflöſungsrecht wegen Vertrags⸗ 
verletzung. Ausſpruch in den Entſcheidungsgründen, der in die 
Urteilsformel gehört.] 

Unter den Parteien beſteht kein Streit darüber, daß der 
Beklagten für die Zeit, während deren ihr infolge des Brandes 
ihrer Mühle die Lieferung von Mehl und Kleien unmöglich ge⸗ 
worden iſt, weder eine Verpflichtung zur Erfüllung noch eine 
Verpflichtung zum Schadenserſatze obliegt. Der Streit betraf 
vielmehr nur die Frage, ob die Lieferungspflicht der Beklagten 
infolge des Brandes ihrer Mühle vollſtändig erloſchen war 
oder nur für die Zeit bis zum Wiederbeginn ihres Betriebes 
nach dem unſtreitig erfolgten Neubau der Mühle aufhörte. 
Das Berufungsgericht hat dieſe Streitfrage in letzterem Sinne 
dahin entſchieden, daß die Unmöglichkeit der Erfüllung der Be⸗ 
klagten nur für die Zeit zwiſchen dem Brandfalle und dem 
Zeitpunkte beſteht, in welchem bei ordnungsmäßiger Ausführung 
der Bauarbeiten der Betrieb wieder aufgenommen werden könne. 
Die Reviſionsklägerin greift die Entſcheidung unter Berufung 
auf ein Urteil des Kaſſationshofes — Journal au Palais 1873 
S. 533 fg. — als rechtsirrtümlich mit der Begründung an, 
das franzöſiſche Recht kenne nur „un effet résolutoire 
absolu“ der höheren Gewalt an. Dieſe Rüge entbehrt der Be⸗ 
gründung. Auf die Verpflichtung der Beklagten, welche die 
Lieferung der Fabrikate ihrer, d. h. einer beſtimmten Mühle 
zum Gegenſtande hatte, trifft allerdings der Grundſatz nicht zu: 
genus non perit. Andererſeits darf aber nicht als allgemeiner 
und ausnahmsloſer Grundſatz aufgeſtellt werden, daß der auf 
höhere Gewalt zurückzuführende Untergang der Fabrikations⸗ 
ſtätte, aus der allein die Lieferung möglich iſt, den Untergang 
des Verpflichtungsverhältniſſes unter allen Umſtänden für immer 
nach ſich ziehe. In ſeiner Kritik des erwähnten Urteils des 
Kaſſationshofes bemerkt Laurent (Bd. 18 S. 518), es ſei auf 
die Umſtände des Falles gegründet und dürfe nicht als eine 
abſolute, auf alle Fälle der höheren Gewalt anwendbare Ent⸗ 
ſcheidung angeſehen werden. Der I. ZS. des RG. hat bereits 
in dem Urteile (RG. 42, 116) ausgeführt, man dürfe nicht 
den Satz, daß ein jeder Brand ſolcher Art auf die Obligation 
vernichtend zurückwirkt, zu einer allgemein beſtimmenden 
Regel erheben; ebenſowenig gelte aber der umgekehrte Satz, 
daß die Obligation in ihrem Beſtande niemals von ihm ge⸗ 
troffen werde; vielmehr richte ſich die Frage, ob in ſolchem 
Falle der Untergang der Fabrikationsſtätte den Untergang des 
Verpflichtungsverhältniſſes zur Folge habe, nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles. Iſt dieſe Entſcheidung auch für das ge⸗ 
meine Recht ergangen, ſo iſt ſie doch in der Natur der Sache 
begründet und darum mangels einer entgegenſtehenden Be⸗ 
ſtimmung des c. c. auch auf das franzöſiſche Recht anwendbar. 
Bei der hiernach vorzunehmenden Prüfung des einzelnen Falles 
wird Gewicht darauf zu legen ſein, ob es ſich bloß um ein 
vorübergehendes Hindernis der Erfüllung einer Obligation 
handelt, ſo daß nach Beſeitigung des Hinderniſſes gemäß der 
ganzen Natur des Vertragsverhältniſſes und der ſpeziellen 
Lieferungsbedingungen die weitere Erfüllung des Vertrages in 
vollſtändig vertragsmäßiger Art für die übrige Zeit der Ver⸗ 
tragsdauer geſchehen kann. Da die Beklagte ihre Mühle un⸗ 
ſtreitig wieder aufgebaut hat, ſo handelt es ſich nur um eine 
zeitweilige, vorübergehende Unmöglichkeit der Liefe- 
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rung. Auch die Vertragsbedingungen — Lieferung zu den 
billigſten Tagespreiſen — hindern die Bellagte keineswegs, 
nach Wiederaufnahme ihres Betriebes in vollſtändig vertrags⸗ 
mäßiger Art für die noch übrige Zeit der Vertragsdauer weiter 
zu liefern. Dagegen muß als gerechtfertigt angeſehen werden 
die Nat das ee ee habe die infolge des Brandes 
ihrer Mühle eingetretene Einſchränkung der Verpflichtung der 
Beklagten zur Lieferung und Schadenserſatz nicht bloß, wie 
geſchehen, in den Entſcheidungs gründen, ſondern auch in der 
Urteils formel zum Ausdrucke bringen müſſen. Zwar iſt es 
anerkannten Rechtens, daß die Urteilsformel aus den Entſchei⸗ 
dungsgründen im Zweifel erläutert werden darf. Allein in 
Rechtskraft geht nur die Entſcheidung über, die in der Urteils⸗ 
formel enthalten iſt; eine nur in den Gründen erlaſſene 
Entſcheidung iſt keine Entſcheidung im Sinne des 8 322 ZPO. 
(vgl. Strudmann u. Koch Bd. I S. 434). Der erkennende 
Senat kann der Auffaſſung des Berufungsgerichts nicht bei⸗ 
treten, daß die angeführte Einſchränkung der Lieferungs⸗ und 
Schadenserſatzpflicht bloß den Betrag des Schadens betrifft; 
vielmehr betrifft ſie als ein die Vertragsverletzung einſchränkender 
Umſtand zugleich den Grund des Schadenserſatzanſpruchs. 
Somit hätte ſie einer ausdrücklichen Erwähnung in der 
Urteils formel bedurft. Dieſem Mangel war daher gemäß 
8 565 ZPO. von dem Reviſionsgerichte durch eine entſprechende 
Ergänzung der Urteilsformel des Berufungsurteils abzuhelfen. 
L. c. H., U. v. 8. Jan. 07, 301/06 II. — Zweibrücken. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Regreßpflicht des Rechtsanwalts wegen Ablaufenlaſſen 
der Verjährungsfriſt durch verſpätete Klageerhebung und die 
Verjährung beim Wechſel der Geſetzgebung erörtert Entſch. Nr. 1. 

Entſch. Nr. 2 behandelt den Fall eines vor 1900 erfolgten 
Aberbaues in Konkurrenz mit ſchuldhafter Benutzung der 
Fundamente des nachbarlichen Gebäudes. 

Entſch. Nr. 9 betrifft eine Anwaltsſozietät. Wenn auch 
ausgeſprochen wird, daß das eine feſte Beſoldung und Gewinn⸗ 
anteil feſtſetzende Abkommen zwiſchen dem älteren Anwalt mit 
erfolgreicher langjähriger Tätigkeit und einem jungen Anfänger 
einer Jahrzehnte alten Übung, der Billigkeit und den guten 
Sitten entipreche, jo iſt damit doch der diſziplinaren Beurteilung 
ſolcher Abreden nicht borgegriffen. 

Entſch. Nr. 11 behandelt die Rechtslage bei Zufügung eines 
Sachſchadens durch eine dem PrEiſenbG. von 1838 nicht unter⸗ 
ſtellte Privatanſchlußbahn. 

Die compensatio lucri cum damno wird in Entſch. 
Nr. 12 ausſchließlich für ſolche Fälle zugelaſſen, in denen 
Vorteil und Nachteil aus demſelben Ereigniſſe, nicht aus zwei 
von einer anderen verſchiedenen, wenn auch in einem tatſächlichen 
Zuſammenhange ſtehenden Ereigniſſen erwachſen. Deshalb kann 
ſich der ſchadenserſatzpflichtige Schuldner nicht darauf berufen, 
daß ſein Grundſtück von dem Gläubiger in der Subhaſtation 
unter dem Werte erſtanden worden ſei. 

Die Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs wegen 
Nichterfüllung aus § 326 BGB. (Mahnung, Friſtſetzung) 
müſſen bei Geſamtſchuldnern dem einzelnen gegenüber vorliegen, 

egen den der Schadenserſatzanſpruch erhoben wird. Entſch. 
N. 14 führt dies für den Anſpruch gegen einen aus einer 
offenen Handelsgeſellſchaft ausgeſchiedenen Geſellſchafter aus, 
dem eine Nachfriſt zu ſetzen von dem Gläubiger unterlaſſen war. 

Daß der Vorſtand eines nichtrechtsfähigen Vereins regel⸗ 
mäßig nicht berechtigt iſt, die Vereinsmitglieder über ihrem 
Anteil am Vereinsvermögen hinaus zu verpflichten, nimmt 
Entſch. Nr. 16 im Anſchluß an die in der Literatur herrſchende 
Meinung an. 

Bei der Abtretung einer Forderung erfüllungshalber bleibt 
kein Raum für Gewährleiſtung, der Gläubiger behält ſeinen 
Anſpruch, deſſen Erfüllung bezweckt war, inſoweit er nicht durch 
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Eingang der abgetretenen Forderung zum Erlöſchen gebracht 
wird, wie dies in Entſch. Nr. 18 dargelegt wird. 

Unſere Leſer werden ſich noch der auffallenden Entſcheidung 
erinnern, die von dem durch den Waffengebrauch eines Be⸗ 
amten Beſchädigten für ſeinen Entſchädigungsanſpruch den 
Nachweis der Widerrechtlichkeit des Waffengebrauchs verlangt 
(JW. 06, 745). In Entſch. Nr. 20 wird dieſe Meinung 
aufgegeben und dem Verletzenden die Beweislaſt für das Vor⸗ 
liegen des einwandweiſe geltend zu machenden, die Widerrecht⸗ 
lichkeit ausſchließenden beſonderen Umſtandes auferlegt. 

Verpfändung von Waren, die in den Geſchäftsräumen 
5 8 abgeſchloſſen verbleiben, behandelt Entſch. 

r 


Daß ein holographiſches Teſtament auch einem Briefe ein⸗ 
verleibt ſein und die Angabe des Ortes auch mittels einer 
verkehrsüblichen und unter Berückſichtigung der Umſtände ver⸗ 
ſtändlichen Abkürzung (Bln = Berlin) erfolgen kann, ſpricht 
Entſch. Nr. 25 aus. 

Entſch. Nr. 32 verwirft eine Reviſion als unzuläſſig, weil 
der Unterſchrift des Reichsgerichtsanwalts unter der Reviſions⸗ 
begründung hinzugeſetzt war: „Verſaſſer RA. F. in München“. 
Man mag die Ausführungen des RG. im Prinzip billigen, 
obwohl gewichtige Bedenken entgegenſtehen. Im vorliegenden 
Falle be Mr indes in der Entſcheidung nicht berührte Zweifel 

egen die Auslegung, daß der Reichsgerichtsanwalt durch den 
Juſatz ſeine Verantwortlichkeit für den Inhalt des Schriftſatzes 
ablehnen wollte. Kann er nicht auch die durchaus verſtändliche 
und vielleicht angemeſſene Abſicht gehabt haben, ſich nicht das 
geiſtige Eigentum des Verfaſſers anzumaßen? 

Die Ausübung des Rücktrittsrechts vom Sukzeſſivlieferungs⸗ 
vertrage wegen mangelhafter Einzellieferungen, deren Mangel⸗ 
haftigkeit erf nach der Rücktrittserklärung gerügt iſt, erörtert 
Entſch. Nr. 35. N. 


Vermiſchtes. 


Die Strafprozeßkommiſſion des Berliner Anwaltvereins ſchreibt 
an den Vorſtand dieſes Vereins: 


In der Sitzung des Berliner Anwaltvereins vom 19. Februar 
1903 ift der damalige Vorſtand des Vereins mit Kooptationsbefugnis 
als Strafprozeßkommiſſion zu dem Zwecke erwählt worden, ſich an 
der Bearbeitung der Vorſchläge zu beteiligen, welche die vom RNeichs⸗ 
juſtizamt einberufene Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes 
gemacht hat und machen würde. 

Die Kommiſſion iſt einſtimmig zu der Überzeugung gelangt, daß 
die Vorſchläge der ſtaatlichen Kommiſſion keine Grundlage für eine 
zeitgemäße Geſtaltung des Verfahrens bilden, daß ſie der geſchichtlichen 
Entwicklung des Deutſchen Strafverfahrens ebenſo fern ſtehen wie 
dem gegenwärtigen Volksempfinden und den Volksbedürfniſſen. 

Erſt durch den Widerſpruch, den die Vorſchläge faſt durchgängig 
gefunden haben, iſt eine wiſſenſchaftliche Bewegung hervorgerufen, 
fahrt hat. Vertiefung in die eigentlichen Probleme der Reform ge⸗ 

rt hat. 

Es erſcheint als nächſte Aufgabe des Berliner Anwaltvereins 
und ſeiner Mitglieder, an dieſer Bewegung in Wort und Schrift 
teilzunehmen. — Dagegen iſt die der Kommiſſion geſtellte Aufgabe, 
an den von der ſtaatlichen Kommiſſion gemachten Vorſchlägen mit⸗ 
zuarbeiten, zur Zeit überflüſſig geworden. 

Die Strafprozeßkommiſſion ſchließt deshalb ihre Tätigkeit, 
hält ihre Aufgabe für erledigt und überläßt es dem Verein, zur 
rechten Zeit, falls das Reichsjuſtizamt einen Entwurf zur Um⸗ 
geſtaltung des Deutſchen Gerichtsverfahrens und der Deutſchen 
Straſprozeßordnung vorlegen ſollte, anderweiten Beſchluß zu fallen 
und wiederum eine Kommiſſion, ſei es die unterzeichnete, ſei es eine 
andere, mit der Mitarbeit zu betrauen. 


Berlin, den 1. Februar 1907. 


Max Jacobſohn. 
Benedict. Leonhard Friedmann. von Gordon. Halle. 
Wolfgang Heine. Heinemann. Loewenſtein. Sonnenfeld. 
f Joſef Stranz. Ludwig WVreſchner J. 
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Vereins nachrichten. 


Der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts hat an den 
Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, zu Händen des Vor⸗ 
ſitzenden, folgende Mitteilung gelangen laſſen: 

" „Berlin, den 11. März 1907. 

Das Reichs juſtizamt iſt zur Zeit mit den Vorarbeiten 
für eine Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens beſchäftigt. 
Sobald ein vorläufiger Geſetzemwurf fertiggeftellt fein wird, 
habe ich in Ausſicht genommen, ihn den Regierungen der 

größeren Bundesſtaaten vertraulich mitzuteilen und dieſe zu 
erſuchen, zunächſt darüber die Vorſtände der Anwaltskammern 
gutachtlich zu hören. Hiernach wird, wie ich annehme, der 
Anwaltſchaft bereits in nächſter Zeit die dortſeits gewünſchte 
Gelegenheit zu einer Außerung gegeben werden. 


Der Staatsſekretär: 
Nieberding.“ 


Iſt der Winkeladvokat, insbeſondere der Inhaber 
eines Inkaſſobureaus berechtigt, eine fremde Forde⸗ 
rung auf Grund einer ihm von dem Gläubiger 
ausgeſtellten Zeſſionsurkunde für Rechnung des 
Gläubigers in eigenem Namen gegen den Schuldner 
einzuflagen? 
Vom Landrichter Küſter, Crefeld. 

Nach 8 157 Abſ. 2 ZPO. kann das Gericht Bevoll⸗ 
mächtigte und Beiſtände, welche das mündliche Verhandeln vor 
Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. Dieſe Vorſchrift 
will der ſog. Winkeladvokatur entgegentreten. Vorausſetzung 
für ihre Anwendung iſt, daß die Perſon, welche zurückgewieſen 
werden ſoll, nicht in eigener Sache auftritt, ſondern als Be⸗ 
vollmächtigter oder Beiſtand, und daß ſie dieſes Ver⸗ 
handeln in fremden Sachen als eigenes Geſchäft betreibt. 
(Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 157 Anm. II.) Die Vorausſetzung ift 
vornehmlich gegeben bei Inhabern von Inkaſſobureaus, d. h. 
Perſonen, welche die Beitreibung fremder Geldforderungen für 
fremde Rechnung gewerbsmäßig übernehmen und in Ausübung 
dieſes Gewerbes für ihre Auftraggeber oder neben ihnen vor 
Gericht auftreten. Solche Perſonen können nach $ 157 Abſ. 2 
ZRO. vom Gericht zurüͤckgewieſen werden. 

Um dieſer Möglichkeit der Zurückweiſung zu entgehen, 
wird folgender Ausweg verſucht. Der Winkeladvokat, der 


Inhaber des Inkaſſobureaus läßt ſich von ſeinem Auftraggeber 
über die beizutreibende Forderung eine Zeſſionsurkunde aus⸗ 
ſtellen und klagt nunmehr, geſtützt hierauf, die Forderung gegen 
den Schuldner für Rechnung des Gläubigers in eigenem 
Namen ein. Da er nicht als Prozeßvevollmächtigter oder 
Beiſtand vor Gericht erſcheint, kann er nicht nach 8 157 Abſ. 2 
ZPO. zurückgewieſen werden. Das erſtrebte, nur die formelle 
Seite der Sache betreffende Ziel iſt ſomit erreicht. 

Eine andere Frage iſt es, ob ein ſolches Verfahren auch 
nach der materiellen Seite hin Erfolg gewährleiſtet. Dies wird, 
ſoweit bekannt, in der Praxis nicht angezweifelt. (Vgl. 
Scherer, die fünf erſten Jahre des BGB. Nr. 830, III und 
den dort zitierten Bericht des Frankfurter Anwaltsvereins, mit⸗ 
geteilt in der JW. 00 S. 700, 701.) M. E. iſt jedoch die 
aufgeworfene Frage zu verneinen. Es wird Klage⸗ 
abweiſung aus materiellen Gründen erfolgen müſſen; 
denn der Winkeladvokat, der Inhaber des Inkaſſobureaus iſt 
nicht befugt, die Forderung geltend zu machen, weil ihm die 
Aktivlegitimation fehlt. Hierzu führen folgende Erwägungen. 

Es iſt davon auszugehen, daß der Zweck, den der 
Gläubiger und der Winkeladvokat bei Ausſtellung der Zeſſions⸗ 
urkunde verfolgen, der iſt, dem Winkeladvokat mit Rückſicht 
auf 8 157 Abſ. 2 ZPO. die formelle Berechtigung zu ver 
ſchaffen, im eigenen Namen die Forderung geltend zu machen. 
Da der Winkeladvokat für Rechnung des Gläubigers handeln 
ſoll und will — diejenigen Fälle, in denen er fremde Forde⸗ 
rungen ankauft und dann für eigene Rechnung eintreibt, 
ſcheiden bei der vorliegenden Erörterung aus —, ſo ſind bei der 
rechtlichen Beurteilung des zwiſchen ihm und dem Gläubiger 
vereinbarten Rechtsverhältniſſes mit Rückſicht auf die Richtung 
des Willens der Beteiligten zwei Möglichkeiten zu 
unterſcheiden. 5 

Die erſte Möglichkeit iſt folgende. Der Gläubiger 
will zwar den Winkeladvokat nicht ſchlechthin zum neuen 
Gläubiger machen und ſich ſelbſt jedes Rechtes an der Forderung 
begeben. Er will ihm vielmehr nur ſo viel Rechte einräumen, 
als zur Erreichung jenes Zweckes erforderlich iſt. Dazu würde 
an ſich ein Inkaſſomandat genügen. Um nun aber den Winkel⸗ 
advokat zur Ausführung ſeines Auftrags — die Forderung in 
eigenem Namen einzuziehen und einzuklagen — nach außen 
Dritten gegenüber zu legitimieren, wird vom Gläubiger die 
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Abtretung der Forderung erklärt. Der Gläubiger über 
trägt ſeine Forderung auf den Winkeladvokat; hierbei ſind ſich 
jedoch beide darüber einig, daß nach innen in ihrem Ver⸗ 
hältnis zueinander der Winkeladvokat nur die Rechte eines 
Inkaſſomandatars erwerben ſoll. Dem letzteren werden 
alſo nach außen mehr Rechte eingeräumt, als er erwerben ſoll 
und will: er erſcheint nach außen als nunmehriger Gläubiger 
der Forderung, während er in ſeinem Verhältnis zum bisherigen 
Gläubiger nur berechtigt iſt, die Forderung in eigenem Namen 
für deſſen Rechnung einzuziehen. Die mit der Abtretung der 
Forderung verbundene äußere Wirkung geht über den Rahmen 
der beabſichtigten Wirkung hinaus; es liegt ein ſogenanntes 
fiduziariſches Rechtsgeſchäft vor. (Vgl. einen ſolchen Fall 
von Inkaſſomandat und fiduziariſcher Abtretung in der Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Zweibrücken in Puchelts Zeitſchrift 1903, 
S. 97.) — Die Abtretung der Forderung iſt ernſtlich 
gewollt und inſofern gültig. 

Im Gegenſatz hierzu iſt es zweitens möglich, daß der 
Gläubiger dem Winkeladvokat ſeine Forderung nicht in der ge⸗ 
ſchilderten Art ernſtlich abtreten will, vielleicht aus Beſorgnis, 
der Winkeladvokat möchte das ihm geſchenkte Vertrauen mißbrauchen 
und Rechte ausüben, die über die Befugniſſe eines Inkaſſomandatars 
hinausgehen. Gleichwohl gibt er zwar zur Erreichung jenes 
Zweckes auch in dieſem Falle die Erklärung ab, daß er die 
Forderung an den Winkeladvokat abtrete. Aber dieſe Er⸗ 
klärung iſt von ihm nicht ernſtlich gemeint; er gibt ſie im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Winkeladvokat nur zum Scheine ab. 
Sie iſt daher nach 8 117 Abſ. 1 BGB. nichtig. Dieſe Schein⸗ 
natur der Abtretung iſt, auch wenn der beklagte Schuldner 
keinen dahingehenden Einwand erheben ſollte, von Amts wegen 
zu berückſichtigen, ſofern ſich nur zu ihrer Annahme genügendes 
tatſächliches Material aus dem vorgetragenen Prozeßſtoff er⸗ 
gibt. — Indeſſen iſt mit dieſer Erwägung allein, daß die Ab⸗ 
tretung als nicht ernſtlich gewollt nichtig iſt, die Frage, ob 
überhaupt keine rechtswirkſame Vereinbarung vorliegt, noch 
nicht erledigt. Vielmehr iſt weiter zu prüfen, ob die Beteiligten 
nicht etwas anderes ernſtlich gewollt, und was ſie gewollt 
haben, mit anderen Worten welches Rechtsgeſchäft durch die 
Scheinabtretung verdeckt iſt. (8 117 Abſ. 2 BGB.) Die 
Antwort auf dieſe Frage ergibt ſich nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen und mit Rückſicht auf das von den Beteiligten er⸗ 
ſtrebte Ziel ohne weiteres: Der Gläubiger will dem Winkel⸗ 
advokat den Auftrag erteilen, ſeine Forderung für ſeine Rechnung 
einzuziehen, und der Winkeladvokat will dieſen Auftrag an⸗ 
nehmen. Es liegt alſo ein durch die Scheinabtretung 
verdecktes, ernſtlich gewolltes und inſofern gültiges 
Inkaſſomandat vor. 

Mag nun die eine oder andere Möglichkeit gegeben ſein 
— es kann dies im einzelnen Falle unentſchieden bleiben — 
jedenfalls ſind die Abtretung und das Inkaſſomandat aus 
folgendem Grunde nichtig. Die Abtretung in dem einen und 
das Inkaſſomandat in dem anderen Falle werden von den Be⸗ 
teiligten lediglich vereinbart, um den Winkaladvokat, den In⸗ 
haber des Inkaſſobureaus, zur Einklagung der Forderung in 
eigenem Namen nach außen hin zu berechtigen und ihm hier⸗ 
durch das Auftreten vor Gericht zu ermöglichen, ohne daß er 
der Gefahr der Zurückweiſung durch das Gericht nach § 157 
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Abſ. 2 ZPO. ausgeſetzt iſt. Abtretung und Inkaſſomandat 
ſollen nur die Prozeß vollmacht erſetzen und nur dem 
Zwecke dienen, die Anwendung des 8 157 Abſ. 2 aus⸗ 
zuſchließen. Dieſer Abſicht der Beteiligten entſprechend 
ſtellen Abtretung und Inkaſſomandat auch tatſächlich eine Um⸗ 
gehung des $ 157 Abſ. 2 dar. Die Vorſchrift des § 157 
Abſ. 2 macht zwar dem Richter nicht die Zurückweiſung des 
Winkeladvokaten zur Pflicht, gibt ihm vielmehr nur die Be⸗ 
fugnis zur Zurückweiſung und überläßt es ſeinem Ermeſſen, 
von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen. Es iſt daher mög⸗ 
lich, daß im Einzelfalle ein auf Grund einer Abtretung oder 
eines Inkaſſomandates klagender Winkeladvokat, wenn er als 
Prozeßbevollmächtigter ſeines Kunden geklagt hätte, gleichwohl 
nicht vom Gerichte zurückgewieſen worden wäre. Trotzdem liegt 
auch in dieſem Falle in der Vereinbarung der Abtretung und 
des Inkaſſomandates eine Umgehung des $ 157 Abſ. 2. Denn 
durch eine ſolche Vereinbarung wird in allen Fällen, einerlei, 
ob ohne fie eine Zurückweiſung tatſächlich erfolgen würde oder 
nicht, jedenfalls dem Gerichte die Möglichkeit entzogen, der 
ihm vom Geſetze gegebenen Befugnis entſprechend in eine 
Prüfung darüber einzutreten, ob eine Zurückweiſung angezeigt 
erſcheint oder nicht. In der Vereitelung dieſer an erſter Stelle 
ſtehenden Prüfungsbefugnis liegt die Umgehung des Geſetzes. 

Die Umgehung aber iſt eine unerlaubte und zwar 
aus folgenden Gründen. Der Geſetzgeber bezweckte mit der 
Vorſchrift des 8 157 Abſ. 2, „dem Entſtehen und verderblichen 
Treiben der Winkeladvskatur entgegenzutreten.“ (Hahn, Dates 
rialien zur ZPO. S. 217, 218.) Maßgebend war die Er⸗ 
wägung, daß die Tätigkeit der Winkeladvokaten nach Möglich⸗ 
keit einzuengen und insbeſondere ihr Auftreten vor Gericht 
Beſchränkungen zu unterwerfen ſei. Man war ſich darüber 
klar, daß, wenn auch vielleicht die völlige Beſeitigung der 
Winkeladvokaten erwünſcht ſei, dieſes Ziel einerſeits zur Zeit 
nicht zu erreichen wäre, und daß die Winkeladvokaten anderer⸗ 
ſeits in weiten Landſtrichen, vor der Hand wenigſtens, nicht zu 
entbehren ſeien. (Hahn, Materialien zur Novelle zur ZPO. 
vom 17. Mai 1898, S. 302 ff.) Aus eben dieſen Gründen 
verbot man auch den Winkeladvokaten das mündliche Ver⸗ 
handeln vor Gericht nicht ſchlechthin, beſchränkte ſich vielmehr 
darauf, in $ 157 Abſ. 2 dem Gericht die Befugnis zu geben, 
nach ſeinem Ermeſſen Bevollmächtigte und Beiſtände, welche 
das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, 
zurückzuweiſen. Hiermit ſchuf man die Möglichkeit, im einzelnen 
Falle den obwaltenden Umſtänden Rechnung zu tragen und 
Mißbräuchen vorzubeugen. Seinem Wortlaut nach unter⸗ 
wirft demnach das Geſetz zwar die Winkeladvokaten jener 
Zurückweiſungsmöglichkeit nur dann, wenn ſie als Prozeß⸗ 
bevollmächtigte und Beiſtände auftreten. Nach dem Sinne 
des Geſetzes aber ſoll das Auftreten der Winkeladvokaten vor 
Gericht überhaupt, ſofern es nur in Ausübung ihres Ge⸗ 
werbes geſchieht, der Möglichkeit der Beſchränkung durch Zurück⸗ 
weiſung unterworfen fein. Für den der Vorſchrift des 8 157 
Abſ. 2 zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken war es 
im Grunde genommen nicht ſo ſehr von Bedeutung, wie, 
in welcher Form der Winkeladvokat im einzelnen Fall 
vor Gericht auftritt, als vielmehr, daß er auftritt. Es 
kam ihm im Grunde genommen nicht darauf an, ob der 
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Winkeladvokat als Prozeßbevollmächtigter oder Beiſtand, alfo 
in fremdem Namen oder als Partei in eigenem Namen vor 
Gericht erſcheint — wenn ſich auch an dieſe Unterſcheidung der 
Wortlaut des Geſetzes anſchließt —, als vielmehr darauf, daß 
der Winkeladvokat für Rechnung ſeines Auftraggebers, alſo 
für fremde Rechnung den Prozeß führt. | 

Treffen aber dieſe Erwägungen zu, und wollte der Geſetz⸗ 
geber das mündliche Verhandeln der Winkeladvokaten vor Gericht 
überhaupt, ſofern es in Ausübung ihres Gewerbes geſchieht, 
durch die Zurückweiſungsbefugnis des Gerichts beſchränken, ſo 
iſt es eine unerlaubte Umgehung des Geſetzes, wenn 
die Winkeladvokaten an Stelle einer Prozeßvollmacht ſich eine 
Zeſſionsurkunde geben laſſen, und auf Grund dieſer Ur⸗ 
kunde, mag ihr nun eine wirkliche Forderungsabtretung oder ein 
Inkaſſomandat zugrunde liegen, die Forderung ihres Auftrag⸗ 
gebers in eigenem Namen für deſſen Rechnung einklagen, um 
auf dieſe Weiſe die Anwendung des 8 157 Abſ. 2 auszuſchließen 
und damit die Gefahr der Zurückweiſung durch das Gericht zu 
beſeitigen. (A. M. Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 157 Anm. II.) 

Es liegt nahe, hier an eine andere, im Verkehr ſehr 
häufige Umgehung des Geſetzes zu denken, nämlich diejenige 
des 8 1205 BGB. Da nach dieſer Vorſchrift die Verpfändung 
von beweglichen Sachen nur bei Übertragung des Beſitzes zu⸗ 
läſſig iſt, ſo hilft man ſich, wenn man die Beſitzübertragung 
vermeiden will, durch die ſog. Sicherungsübereignung, 
d. h. man vereinbart den Übergang des Eigentums an den 
Sachen zum Zwecke der Sicherung des Erwerbers wegen einer 
ihm zuſtehenden Forderung. Auch hier liegt eine Umgehung 
des Geſetzes vor, aber keine unerlaubte. Unerlaubt wäre ſie 
nur dann, wenn nach dem Willen des Geſetzes die Sicherung 
einer Forderung durch bewegliche Sachen des Schuldners nur 
im Wege der Verpfändung nach Maßgabe des § 1205 BGB. 
ſollte erfolgen dürfen, und jede andere Form pfandrechtlicher 
Sicherung habe ausgeſchloſſen ſein ſollen. Das iſt aber, wie 
das RG. wiederholt ausgeführt hat (vgl. RG. 59, 146), nicht 
der Fall. Der Geſetzgeber hat nicht die Sicherung einer 
Forderung durch bewegliche Sachen überhaupt an die Voraus⸗ 
ſetzung der Beſitzübertragung knüpfen und ohne ſolche verbieten 
wollen; er hat die Notwendigkeit dieſer Vorausſetzung und 
dieſes Verbot vielmehr nur für den Fall ausgeſprochen, daß 
für jene Sicherung die ſpezielle Form der Verpfändung ge⸗ 
wählt wird. Inſofern iſt alſo die Lage der Sache bei der Um⸗ 
gehung des 8 1205 BGB. gerade in dem entſcheidenden 
Punkte eine andere als bei derjenigen des 8 157 Abſ. 2 ZPO. — 

Stellen mithin nach Vorſtehendem die Forderungsabtretung 
und das Inkaſſomandat, welche ſich der Winkeladvokat, der In⸗ 
haber eines Inkaſſobureaus erteilen läßt, um die Forderung 
ſeines Auftraggebers in eigenem Namen für deſſen Rechnung 
unbekümmert um 8 157 Abſ. 2 ZPO. einklagen zu können, 
eine unerlaubte Umgehung des Geſetzes dar, ſo ſind ſie als 
ſolche nichtig. Der Winkeladvokat, der Inhaber des Inkaſſo⸗ 
bureaus kann ſich demnach trotz einer ihm ausgeſtellten Zeſſions⸗ 
urkunde weder auf eine gültige Forderungsabtretung, noch auf 
ein gültiges Inkaſſomandat berufen. Es fehlt ihm die Aktiv⸗ 
legitimation. 

Die eingangs geſtellte Frage iſt daher meines Erachtens 
zu verneinen. 
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Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit in 
ihrer Wirkung auf die Rechtsanwälte bei den 


Oberlandesgerichten. 
Von Rechtsanwalt Friedeberg, Stettin. 


Herr Kollege Dr. Schulze hat in Nr. 3. d. Bl. die Folgen 
erörtert, die ſich durch die Erhöhung der amtsgerichtlichen Kom⸗ 
petenz für die Landgerichtsanwälte ergeben dürften. Er kommt 
zu dem Schluſſe, es werde zwar eine Verſchiebung zu deren Un⸗ 
gunſten eintreten, aber keine allzu erhebliche. Ich vermag, da 
ich nur beim OLG. zugelaſſen bin, dieſe Frage nicht zu beur⸗ 
teilen. Ich will aber mit einigen Worten die Folgen erörtern, 
die die erwähnte Kompetenzerhöhung für die Anwälte bei den 
OLG. haben würde; denn mit dieſer Frage hat ſich weder 
Herr Kollege Schulze beſchäftigt, noch hat dies die Nürnberger 
Anwaltskammer getan, deren Eingabe an das Bayeriſche Juſtiz⸗ 
Miniſterium in derſelben Nummer abgedruckt iſt. Die Folgen 
der Kompetenzerhöhung für die Anwälte bei den OLG. find 
aber äußerſt weſentlich; denn für ſie hat jene Maßregel zweifel⸗ 
los nur einen Verluſt ohne jeden Ausgleich zur Folge, ſie verlieren 
einfach alle Berufungen bis zur Wertgrenze von 1 000 Mark 
einſchließlich, natürlich nur in vermögensrechtlichen Streitigkeiten. 
Ich habe aus meinen Regiſtern für die Jahre 1902 bis 1906 
ermittelt, daß im Durchſchnitt 47 Prozent aller vermögens⸗ 
rechtlichen Berufungen einen Wert bis zu 1000 Mark einſchließ⸗ 
lich betreffen; mag dies bei andern Kollegen etwas anders ſein, 
viel anders iſt es ſicherlich nicht. Man wird alſo nicht fehl⸗ 
greifen, wenn man ſchätzt, daß die Anwälte der OLG. etwa 
/, bis ½ ihrer Einnahmen verlieren würden. Dies iſt ein fo 
beträchtlicher Verluſt, daß er meines Erachtens nicht ertragen 
werden kann. Man wird ſich alſo nach einem Ausgleich um⸗ 
ſehen müſſen. Nun war es meiner Meinung nach ſchon bisher 
unbillig, daß die Anwälte an den OLG. nach denſelben Gebühr⸗ 
ſätzen honoriert wurden, wie die Kollegen I. Inſtanz; denn 
vieles, was dieſen zugute kommt, fällt für jene fort. Ver⸗ 
ſäumnis⸗ und Anerkenntnisſachen, die bei geringer Arbeit ver⸗ 
hältnismäßig hohe Gebühren bringen, gehören vor den OLG. 
zu den Seltenheiten, Beweisaufnahmen ſind verhältnismäßig 
viel ſeltener als in I. Inſtanz, ſchon weil eine relativ große 
Zahl von Berufungen ohne weiteres zurückgewieſen wird; da⸗ 
bei iſt eine Nebenbeſchäftigung mit amtsgerichtlicher Praxis 
kaum möglich und die Belaſtung mit Armenſachen ziemlich groß. 
Im Jahre 1906 z. B. waren nach meinen Ermittelungen 
12 Prozent aller Mandate Armenſachen. Den geringeren Ein⸗ 
nahmen ſteht obendrein eine außerordentlich anſtrengende und 
verantwortungsvolle Tätigkeit gegenüber. Schon an ſich iſt in 
zahlreichen Sachen ein großes, oft vor dem LG. in Jahren 
zuſammengetragenes Material zu bewältigen, dazu kommt die 
Sorge für erſchöpfendſte Heranſchaffung neuer Tatſachen, da 
vor dem RG. neue Anführungen unmöglich ſind. Endlich ſtellt 
ſich in vielen Fällen nachträglich heraus, daß die Mandanten, 
die in I. Inſtanz ihre Gebühren noch zahlen konnten, dazu nicht 
mehr imſtande ſind, und die entgeltlich übernommene Sache 
wird wirtſchaftlich zur Armenſache. Aus all dieſen Umſtänden 
erklärt es ſich, daß die Einnahmen der Anwälte bei den 
OLG. im Verhältnis jetzt ſchon viel geringer find, als 
die der Kollegen vom LG. Geht man jetzt daran, den 
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Anwälten der OLG. einen fo weſentlichen Teil ihrer Ein⸗ 
nahmen zu entziehen, ſo wird man die Gebührenſätze erhöhen 
müſſen. Es find ja auch die Gebühren der OLG. felbft um 
ein Viertel höher, als die der LG. und ebenſo die Gebühren 
der Anwälte beim RG. um *ıo höher, als die der andern An⸗ 
wälte. Berückſichtigt man die Verteuerung aller Lebensverhält⸗ 
niſſe ſeit 1879, ſo wird es meines Erachtens nur angemeſſen 
fein, die Gebühren der Anwälte bei den OLG. um 0 zu er⸗ 
höhen. Jedenfalls läßt ſich in dieſer Richtung am leichteſten 
ein Ausgleich für den Verluſt finden, den fie durch die Er⸗ 
hoͤhung der amtsgerichtlichen Kompetenz zu erwarten haben. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. Februar bis 
2. März 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 31, 89, 276, 278, 823 BGB. verb. mit 8 97 
Gewu VG. Anſpruch des Reichspoſtfiskus gegen eine Berufs⸗ 
genoſſenſchaft wegen Auszahlung von Anweiſungen infolge be⸗ 
trügeriſchen Verhaltens eines Angeſtellten. Aufbewahrungspflicht 
der Beklagten bezüglich Anweiſungsformularen und Stempel! 

Der Kläger hat in 5 Fällen insgeſamt 4 361 Mark 40 Pf. 
auf Anweiſungen ausgezahlt, von denen er glaubte, daß ſie von 
der Beklagten auf Grund von 8 97 Gew. ausgeſtellt 
worden ſeien, während ſie von einem Angeſtellten der Beklagten, 
dem B., unter Benutzung von Anweiſungsformularen, auf denen 
er die Namen des Vorſitzenden des Vorſtandes M. und des 
Verwaltungsdirektors M. täuſchend ähnlich nachgemacht hatte, 
widerrechtlich angefertigt und unter Benutzung von Briefum⸗ 
ſchlägen der Beklagten an die Kaiſerliche Oberpoſtdirektion zu B., 
Rentenerhebungsſtelle, geſendet worden waren. Um einer Ent⸗ 
deckung der Fälſchungen bei Erhebung des Geldes vorzubeugen, 
hatte er ſowohl dieſe Formulare, wie die Quittungsformulare, 
auf die er eigenhändig die Unterſchrift des fälſchlich bezeichneten 
Rentenempfängers geſetzt hatte, mit dem Gummiſtempel der Be⸗ 
klagten „Beglaubigung erlaſſen, Norddeutſche Textilberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft“ verſehen. Der Kläger hat von der Beklagten Erſatz 
jenes Betrages gefordert. Das LG. hat die Klage abgewieſen, 
das KG. die Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob auf und 
verwies zurück: Zwar iſt es richtig, daß der Verpflichtung des 
Klägers, auf Grund der von der Beklagten ausgeſtellten An⸗ 
weiſungen Zahlung zu leiſten, nicht ein privatrechtliches Schuld⸗ 
verhältnis zu Grunde liegt. Vielmehr iſt es lediglich das Geſetz 
($ 97 Gew.), das dieſe Verpflichtung ihm auferlegt; es 
handelt ſich daher nicht um ein privatrechtliches Auftragsverhältnis, 
ſondern „um einen durch das öffentliche Recht beſtimmten 
Eintritt eines Rechtsſubjekts an Stelle eines anderen zur Er⸗ 
füllung der prinzipiell dieſem obliegenden ſozialpolitiſchen Leiſtungs⸗ 
pflicht“ (Roſin, das Recht der Arbeiterverſicherung I. S. 478ff.). 
Ebenſowenig wie die anweiſende Berufsgenoſſenſchaft die Poſt⸗ 
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verwaltung zur Zahlung des angewieſenen Betrags im Wege 
der Klage zwingen. kann, ſondern ihr in dieſer Beziehung nur 
ein Beſchwerderecht zuſteht (vgl. Roſin 1. c. S. 797), ebenſo⸗ 
wenig tritt der geordnete Rechtsweg ein, wenn die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft die im Laufe eines Rechnungsjahres auf ihre 
Anweiſungen gezahlten Beträge der Poſtverwaltung zu erſetzen 
ſich weigert, ſondern es hat das Verſicherungsamt, unter deſſen 
Aufſicht fie ſteht, gegen fie ohne weiteres das Zwangsbeitreibungs⸗ 
verfahren einzuleiten (Gewu VG. $ 106). Gleichwohl iſt der 
Reviſion darin beizutreten, daß auch öffentlichrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe Rechte und Verbindlichkeiten erzeugen, die unter analoger 
Anwendung der Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes zu be⸗ 
urteilen find und deren Verletzung zum Erſatz des dadurch dem 
anderen Teil zugefügten Schadens nach eben dieſen Vorſchriften 
verpflichtet. Zu dieſer Auffaſſung wird man ſchon durch die 
Erwägung gedrängt, daß wenn die analoge Anwendung des 
bürgerlichen Rechtes ausgeſchloſſen wäre, dann der Rechtsweg 
überhaupt unzuläſſig ſein müßte. Der Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens, der durch die Verletzung einer öffentlichrechtlichen 
Pflicht entſteht, iſt aber regelmäßig im geordneten Rechtsweg 
zu verfolgen und nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
zu beurteilen. Soweit ſich aus dem Geſetz nicht etwas anderes 
ergibt, ſind auf das Rechtsverhältnis der Parteien die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. analog anzuwenden, nach ihnen iſt das 
Maß der Sorgfalt zu beurteilen, das die Parteien in ihren 
Beziehungen zu einander, insbeſondere im Geldanweiſungsverkehr 
zu betätigen haben. Beſteht eine Pflicht der Beklagten dem 
Kläger gegenüber, für eine Aufbewahrung der Formulare, 
Stempel, Siegel uſw. in der Weiſe zu ſorgen, daß damit kein 
Mißbrauch getrieben werden kann, der zu einer Schädigung des 
Klägers führen würde, ſo muß daher auch ihre Verletzung die 
Beklagte zum Erſatz des dadurch dem Kläger entſtandenen 
Schadens nach Maßgabe der analog anzuwendenden Vorſchriften 
der SS 276, 31, 89, 278 BGB. verpflichten. Nun kann es 
keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß eine ſolche Auf⸗ 
bewahrungspflicht der Beklagten dem Kläger gegenüber an ſich 
beſteht; der Kläger, den das Geſetz verpflichtet, gemäß den von 
der Beklagten ausgeſtellten Anweiſungen Zahlung zu leiſten, 
kann verlangen, daß die Beklagte Einrichtungen trifft, die die 
möglichſte Gewähr dafür bieten, daß die ihm in der üblichen 
Weiſe zugehenden Anweiſungen auch wirklich von ihr ausgeſtellt 
find. Dazu gehört auch die ſichere Aufbewahrung der Formulare, 
der Stempel, Siegel uſw. und mit Recht macht die Reviſion 
geltend, daß es hierzu nicht erſt einer Verfügung des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes bedurfte, wie ſie in deſſen Rundſchreiben 
vom 30. September 1905 erlaſſen worden iſt. Denn gerade 
die mißbräuchliche Benutzung der Formulare, beſonders aber 
auch des den Erlaß der Beglaubigung der Quittung aus⸗ 
drückenden Stempels ſeitens des mit der Benutzung dieſer Gegen⸗ 
ſtände nicht unmittelbar betrauten Angeſtellten der Beklagten 
konnte, wie auch die von B. begangenen Fälſchungen beweiſen, 
zu einer Schädigung des Klägers führen, der die Beklagte 
tunlichſt vorzubeugen verpflichtet war. Allerdings läßt ſich eine 
ſolche Aufbewahrungspflicht nicht abſtrakt annehmen; es iſt zu 
prüfen, inwieweit eine jeden Mißbrauch ausſchließende oder doch 
erſchwerende Aufbewahrung, ſich mit einem geordneten Geſchäfts⸗ 
gang vereinigen läßt, und es iſt zu erörtern, wie ſich der Ge⸗ 
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ſchäftsgang bei der Ausfüllung und Abſendung der Zahlungs⸗ 
anweiſungen, ſowie der Quittungsformulare im einzelnen abwickelt, 
welche Bedeutung die einzelnen Akte haben und welches Maß 
von Sorgfalt bei ihnen anzuwenden iſt. Erſt auf Grund einer 
ſolchen Prüfung und Erörterung läßt ſich der Umfang der 
Aufbewahrungspflicht beurteilen und die Frage beantworten, ob 
dieſe Verpflichtung verletzt worden iſt, ob fie zur Schädigung 
des Klägers geführt hat und ob ein Verſchulden der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreter der Beklagten (58 31, 89 BGB.) 
oder ein ſolches derjenigen Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung 
ihrer Aufbewahrungspflicht bedient hat (BGB. 278), vorliegt. 
Das Berufungsgericht hat es an einer ſolchen Erörterung und 
Prüfung vollſtändig fehlen laſſen. Seine Annahme, daß ſich auch bei 
Nichtigkeit der vom Kläger behaupteten Einzelheiten nicht feſt⸗ 
ſtellen laſſe, daß die Beklagte die erforderliche Sorgfalt nicht 
beobachtet habe, iſt ohne jede Begründung geblieben; eine ſolche 
läßt ſich überhaupt nicht geben, ohne ein genaues Eingehen auf 
jene Einzelheiten. Die weitere Annahme, einer mißbräuchlichen 
Verwendung von Formularen uſw. werde ſich bei Behörden, 
Berufsgenoſſenſchaften uſw. nie gänzlich vorbeugen laſſen, bes 
weiſt nichts dagegen, daß bei Betätigung einer Sorgfalt, wie 
ſie der Geldanweiſungsverkehr erfordert, die in Rede ſtehenden 
Fälſchungen vermieden worden wären und der Meinung endlich, 
daß die Beklagte einen ſolchen Mißbrauch in den vorgekommenen 
Fällen keineswegs beſonders erleichtert habe, fehlt jede tatſäch⸗ 
liche Unterlage, ſolange nicht überſehen werden kann, welche 
Einrichtungen von der Beklagten getroffen worden, ob bei Bei⸗ 
behaltung eines geordneten Geſchäftsganges von ihr noch weiter⸗ 
gehende Maßregeln gefordert werden konnten und ob ihre 
Anordnungen von ihren Angeſtellten befolgt worden ſind. Reichs⸗ 
poſtfiskus c. Norddeuiſche Textilberufsgenoſſenſchaft, U. v. 
24. Jan. 07, 226/06 VI. — Berlin. 

2. 88 119, 120, 123, 124, 143 BGB. verb. mit 
88 84— 92 HGB. Form der Anfechtung einer Willenserklärung. 
Nichtberückſichtigung eines außer der Anfechtung vorliegenden 
Kücktrittsrechtes. Kauf, Werkvertrag oder Agenturverhältnis ?] 

Die Klägerin hat dem Beklagten den Alleinvertrieb durch 
Patent geſchützter Zugmeſſer übertragen. Die Lieferung und 
Fakturierung an die Abnehmer ſollte die Klägerin ſelbſt be⸗ 
wirken, dem Beklagten aber den erzielten Uberſchuß über einen 
feſtgeſetzten Grundpreis vergüten. Beklagter hat ſich verpflichtet, 
in der Zeit bis Ende 1905 6000 Meſſer abzuſetzen oder für 
die nicht abgeſetzte Zahl 5 Mark für das Stück zu bezahlen, er 
hat tatsächlich nur 472 Meſſer abgeſetzt und beſtreitet, an den 
Vertrag gebunden zu fein. Das OLG. erkannte: Es wird feſt⸗ 
geſtellt, daß der zwiſchen den Streitteilen abgeſchloſſene Ver⸗ 
trag zu Recht beſteht. Das RG. hob auf und verwies zurück: 
Der Beklagte hat ſich u. a. damit verteidigt, daß er von der 
Klägerin durch eine argliſtige Täuſchung zur Eingehung des 
Vertrages beſtimmt worden ſei. Dieſe Täuſchung ſoll darin 
beſtanden haben, daß die Klägerin die Untauglichkeit der 
patentierten Zugmeſſer für die techniſchen Zwecke, wozu ſie be⸗ 
ſtimmt ſeien, gekannt, ihm aber abſichtlich verſchwiegen habe. 
Das OL G. erwägt richtig, daß dieſe Verteidigung zur Abwehr 
der Feſtſtellungsklage nur dienen könne, wenn eine ordnungs⸗ 
mäßige und rechtzeitige Anfechtungserklärung erfolgt ſei. Und 
weil es dieſe vermißt, gelangt es zur Zurückweiſung der Ver⸗ 
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teidigung, ohne deren beſtrittene tatſächliche Unterlagen geprüft 
zu haben. Als Anfechtungserklärung kommen zunächſt ein 
Brief des Beklagten und eine mündliche Erklärung des Be⸗ 
klagten gegenüber dem Prokuriſten der Klägerin in Betracht. 
Der Brief enthält folgenden Satz: „Was das Zu⸗Recht⸗Beſtehen 
unſeres Zugmeſſer⸗Vertrages betrifft, ſo bemerke ich höfl., daß 
ich Ihrer werten Firma ſ. Zt. erklärt habe, daß ich denſelben, 
wie die Verhältniſſe liegen, nicht anerkenne und nicht aner⸗ 
kennen kann.“ Das OLG. verſagt dieſer Außerung die recht⸗ 
liche Bedeutung einer Anfechtungserklärung, weil der An⸗ 
fechtungsgrund nicht mitgeteilt ſei, irgend ein Hinweis auf ein 
argliſtiges Verhalten ſei in dem Briefe nicht zu finden, die 
Klägerin hätte aus dem Schreiben nicht entnehmen können, daß 
der Beklagte den Vertrag wegen eines argliſtigen Verhaltens, 
das er ihr vorwerfe, als nichtig anſehe, ſondern höchſtens, daß 
er ſich vom Vertrage losſage, weil er ungünſtig für ihn ſei. 
Die Anfechtung einer Willenserklärung erfolgt nach 8 143 
Abſ. 1 durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner. 
Daß dabei der Ausdruck „Anfechtung“ gebraucht wird, iſt nicht 
erforderlich; es genügt, wenn ſich aus der Erklärung der Wille 
des Erklärenden ergibt, daß das Rechtsgeſchäft unwirkſam ſein 
ſolle (RG. 48, 221). Es genügt der erkennbare Wille, das 
Geſchäft nicht beſtehen laſſen zu wollen; Wendungen, wie Be⸗ 
ſtreiten der Verpflichtung, Nichtanerkennen, Rückfordern — ſind 
daher in der Regel als ausreichend anzuſehen. Daß auch der 
Grund der Anfechtung angegeben werden müſſe, fordert das 
Geſetz nicht: weder in dem Sinne, daß abſtrakt die Fälle der 
88 119 (Irrtum), 120 (unrichtige Ubermittelung), 123 (arg⸗ 
liſtige Täuſchung und widerrechtliche Drohung) unterſchieden, 
noch in dem Sinne, daß die konkreten Tatſachen, worauf die 
Anfechtung gegründet werden ſoll, angegeben werden müſſen. 
Daher muß es als rechtsirrig bezeichnet werden, wenn das 
OLG. den Brief des Beklagten und die in ihm berichtete münd⸗ 
liche Erklärung als eine dem 8 143 Abſ. 1 genügende Ans 
fechtungserklärung nicht gelten laſſen will. Dies nötigt zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweiſung, 
damit feſtgeſtellt wird, ob die ſchrifiliche oder doch die münd⸗ 
liche Erklärung innerhalb der Jahresfriſt des § 124 erfolgt iſt 
und damit gegebenenfalls näher auf die tatſächlichen Unterlagen 
der Anfechtung eingegangen wird. Die im Prozeſſe ſelbſt er⸗ 
klärte Anfechtung hat das Berufungsgericht als verſpätet an⸗ 
geſehen, weil ſich aus den eigenen Angaben des Beklagten er⸗ 
gebe, daß er die gerügten Mängel der Zugmeſſer, die er abzu⸗ 
ſetzen übernommen, ſchon länger als ein Jahr vorher genau 
erkannt habe. Dieſe Annahme wird von der Reviſion vers 
geblich angefochten. Allerdings umfaßt „die Entdeckung der 
Täuschung“, von der an das Geſetz (8 124 Abſ. 2) die Friſt 
berechnet, nicht bloß die Erkenntnis der objektiven Unrichtigkeit 
der beſtimmenden Tatſache, ſondern auch die Erkenntnis des 
ſubjektiven Moments, der abfihtlihen Täuſchung durch den 
Gegner (RG. 59, 96). Das hat das Berufungsgericht aber auch 
nicht verkannt. Es hat nur tatſächlich aus dem eigenen Vor⸗ 
bringen des Beklagten geſchloſſen, daß im vorliegenden Falle 
beide Momente zuſammenfallen mußten. Der Beklagte, der die 
argliſtige Täuſchung behaupten und beweiſen muß, hat nämlich 
für dieſe Darlegung nicht etwa beſondere Umſtände angeführt, 
ſondern ſich nur wie auf etwas Selbſtverſtändliches darauf be⸗ 
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zogen, daß die Klägerin die Eigenſchaften der von ihr her⸗ 
geſtellten und ausprobierten Zugmeſſer vor dem Abſchluſſe des 
Vertrages genau gekannt habe. Hiernach erſcheint es nicht als 
rechtsirrtümlich, wenn das OLG. davon ausgeht, daß der Be⸗ 
klagte dieſe Schlußfolgerung aus dem Selbſtverſtändlichen ſchon 
gleich gezogen habe, als ihm die Mängel der Zugmeſſer bekannt 
wurden. Sollte ſich die bisher erörterte Verteidigung des Be⸗ 
klazten aber auch nach erneuter Verhandlung nicht als ſtich⸗ 
haltig erweiſen, jo kommt zu feinen Gunſten doch noch ein 
anderer rechtlicher Geſichtspunkt in Betracht, den das OLG. 
überſehen hat. Die Reviſion macht mit Recht geltend, daß 
ſowohl der Brief des Beklagten vom 24. November 1904, wie 
ſeine Erklärungen im Prozeſſe auch als Geltendmachung eines 
Rücktrittsrechtes zu würdigen ſeien. Für die Frage, ob dem 
Beklagten ein Rücktrittsrecht zuſtand, iſt es von Bedeutung, die 
rechtliche Natur des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages zu beſtimmen. Das DRG. bemerkt völlig zutreffend, 
daß weder ein Kaufvertrag noch ein Werkvertrag vorliege, und 
daß die geſetzlichen Beſtimmungen über dieſe Verträge hier auch 
nicht analog anzuwenden ſeien. Anzuwenden aber waren, wie 
die Reviſion mit Recht geltend macht, die Rechtsſätze, die das 
HGB. über die Handlungsagenten aufſtellt (SS 84 — 92). 
Denn der weſentliche Inhalt des Vertrages beſteht darin, daß 
der Beklagte, ohne als Handlungsgehilfe angeſtellt zu ſein, d. h. 
als ſelbſtändiger Kaufmann ſtändig damit betraut wurde, für 
das Handelsgewerbe der Klägerin Geſchäfte zu vermitteln. Er 
ſollte der Klägerin die Zugmeſſer nicht ſelbſt abkaufen, ſondern 
ihr Käufer dafür zuführen. Nach 8 5 ſollte die Klägerin die 
gelieferten Zugmeſſer „direkt berechnen“, alſo die Faktura auf 
ſich ausſtellen und ſomit den Abnehmern als Verkäufer gegen⸗ 
übertreten. Und wenn es in 8 4 heißt, der Beklagte über⸗ 
nehme „den Vertrieb“ auf ſeine Rechnung, ſo kann darunter 
dem Zuſammenhange nach nur verſtanden werden, daß die 
Koſten der Geſchäftsvermittelung von ihm getragen werden 
ſollten. Die Vergütung, die der Beklagte beziehen ſollte, beſteht 
in einem Anteile an dem erzielten Kaufpreiſe, alſo in einer 
Proviſion. Der einzige Punkt, in dem der Vertrag eine Ab⸗ 
weichung von den gewöhnlichen Pflichten der Handlungsagenten 
feſtſetzt, iſt der, daß der Beklagte es übernahm, für einen be⸗ 
ſtimmten Mindeſtabſatz zu ſorgen, und ſich einer Vertragsſtrafe 
unterwarf, wenn und inſoweit ihm dieſer Mindeſtabſatz nicht 
gelingen ſollte. Eine derartige Abrede aber iſt mit dem Weſen 
des Agenturvertrages vereinbar und kann keinen Grund abgeben, 
das Rechtsverhältnis der Parteien nicht als Agenturverhältnis 
aufzufaſſen. Nach § 92 Abſ. 2 HGB. kann das Agentur⸗ 
verhältnis von jedem Teile ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Als ein wichtiger Grund zur Kündigung aber muß es gelten, 
wenn der Fabrikationsgegenſtand, auf deſſen Abſatz ſich der 
Agenturvertrag ausſchließlich bezieht, von dem Fabrikanten 
dauernd in einer Beſchaffenheit geliefert wird, die deſſen Taug⸗ 
lichkeit für den Zweck, dem er dienen ſoll, und damit deſſen 
Abſatzfähigkeit aufhebt oder doch weſentlich beeinträchtigt. 
Darauf aber laufen die Bemängelungen an den gelieferten 
Zugmeſſern und die Klagen der Abnehmer, worüber der Be⸗ 
klagte in den Inſtanzen nähere Angaben gemacht hat, hinaus. 
Das OLG. durfte ſich daher einer tatſächlichen Feſtſtellung 
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über dieſe von der Klägerin als unrichtig bezeichneten Be⸗ 
mängelungen, die den Kern des vorliegenden Streitfalles bilden, 
nicht enthalten, auch nicht etwa deswegen, weil der rechtliche 
Geſichtspunkt des Agenturvertrages von den Parteien nicht 
geltend gemacht war. Denn inſoweit handelt es ſich lediglich 
um die Anwendung des zutreffenden Rechtsſatzes auf die von 
den Parteien aufgeſtellten Behauptungen. H. c. L., U. v. 
12. Jan. 07, 254/06 I. — Karlsruhe. 

3. 88 125, 139, 566 Satz 2 BGB. Verhältnis dieſer 
geſetzlichen Beſtimmungen unter einander.] 

Vom Berufungsgericht iſt für feſtgeſtellt erachtet worden, 
daß es am 22. Dezember 1902 zu einer mündlichen Willens⸗ 
einigung zwiſchen den Parteien gekommen iſt, welche der in 
der Entſcheidungsformel des angefochtenen Urteils unter 1 bis 
3 bezeichneten Kaufabrede entſprach, zugleich aber auf eine Ver⸗ 
mietung des der Beklagten zu 2 gehörendes Hauſes Jakobſtr. 78 
in A. an den Kläger ging, ſowie daß notarielle Beurkundung 
der Kaufabrede vereinbart worden iſt, dieſe Beurkundung jedoch 
nach der erkennbaren Abſicht der Parteien nur zum Beweiſe dienen 
ſollte. Beide Feſtſtellungen hat die Reviſion nicht angegriffen. 
Das Berufungsgericht nimmt ferner in Übereinſtimmung mit 
der urſprünglich auch vom Kläger ſelbſt vertretenen Auffaſſung 
an, daß die am 22. Dezember 1902 getroffenen Abreden, Kauf⸗ 
abrede und Mietabrede, einen einheitlichen Vertrag bildeten, und 
es geht endlich ebenſo wie der Kläger ſelbſt davon aus, daß 
die Mietabrede ſo gemeint war, daß das in Betracht kommende 
Haus für die Zeit vom 1. Februar 1903 bis 30. September 
1905 gemietet ſein ſollte. Obwohl hiernach das Mietabkommen 
für länger als ein Jahr getroffen war, und deshalb der Fall 
des 8 566 Satz 2 BGB. vorlag, meint doch das Berufungs⸗ 
gericht, der 8139 BGB. könne hier keine Anwendung finden, 
weil der 8 566 Satz 2 eine Ausnahme von dem Grundſatze 
des S 125 BGB. feſtſetze: nach 8 566 Satz 2 ſei der 
ohne die Beobachtung der Schriftform für längere Zeit als ein 
Jahr geſchloſſene Mietvertrag nicht nichtig, ſondern es gelte 
anſtatt feiner ein Mietvertrag auf unbeſtimmte Zeit als ge 
ſchloſſen. Mit Recht wird dieſe Ausführung von der Reviſion 
angegriffen. Es iſt eine Streitfrage, ob die Beſtimmung des 
8 566 Satz 2 BGB., wenn ihre im Geſetz bezeichnete Vor: 
ausſetzung vorliegt, unter allen Umſtänden Platz greift, oder 
ob von ihr abzuſehen iſt, falls die Umſtände erkennen laſſen, 
daß die Parteien einen Mietvertrag auf unbeſtimmte Zeit nicht 
geſchloſſen haben würden. Das Berufungsgericht hat ſich für 
die erſtere Anſicht entſchieden, wogegen die Reviſion die zweite 
für die richtige hält. Einer Entſcheidung hierüber bedarf es 
indeſſen hier nicht, weil es ſich nicht um einen für ſich allein 
ſtehenden Mietvertrag handelt. Geſtritten wird zwiſchen den 
Parteien über die Rechtsbeſtändigkeit der Kaufabrede, mit der 
zuſammen, wie feſtſteht, das Mietabkommen einen einheitlichen 
Vertrag bildete, und wenn das Berufungsgericht dieſen Streit 
ohne weiteres zu Gunſten der klagenden Partei entſcheidet, ſo 
liegt dem die in jedem Falle irrige Meinung zugrunde, daß 
der 8566 Satz 2, wo er Anwendung finde, den 8 125 BGB. 
ganz außer Anwendung ſetze. Irrig iſt dieſe Meinung, weil 
ſich aus der Beſtimmung des $ 566 Satz 2, gleichviel, wie fie 
ſonſt zu verſtehen fein mag, ſoviel als Geſetzeswille Har ergibt, 
daß in dem vorausgeſetzten Falle von der gewollten Rechtsfolge 
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ein Teil nicht eintreten, bezüglich dieſes Teils alſo der ges 
ſchloſſene Mietvertrag rechtsunwirkſam, nichtig ſein ſoll. Der 
8125 BGB. wird hier ſomit nicht völlig ausgeſchaltet, ſondern 
er wird nur eingeſchränkt. War nun im vorliegenden Falle 
die dem Ausgeführten nach zum Teil nichtige Mietabrede einer 
von den Beſtandteilen eines eine Kaufabrede mitumfaſſenden 
einheitlichen Vertrages und mithin dieſer Vertrag zum Teil 
nichtig, dann mußte allerdings auf den 8 139 BGB. zurück⸗ 
gegangen und geprüft werden, ob deſſen Regel⸗, oder ob deſſen 
Aus nahmevorſchrift hier zutrifit. Dieſer Prüfung hat ſich das 
Berufungsgericht nicht unterzogen, und deshalb war unter Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurückverweiſen. R. c. M., U. v. 16. Jan. 07, 251/06 J. 
— Cöln. 

4. 8 188 BGB. verb. mit 88 483—485 Tl. II Tit. 2 
Os G. Anfechtung eines Erbentſagungsvertrages wegen 
Wuchers oder Verſtoß gegen die guten Sitten.] 

Durch den am 24. Mai 1887 zwiſchen dem Kläger, 
damals wohnhaft in Berlin, und feinem Vater vor dem AG. 1 
Berlin geſchloſſenen Vertrag hat der Kläger auf ſein Erb⸗ 
recht am Nachlaß ſeines Vaters zu Gunſten ſeiner Geſchwiſter 
verzichtet. Er erkennt in dieſem Vertrage an, von ſeinem 
Vater bereits 50 000 Mark in verſchiedenen Raten erhalten zu 
haben und erklärt mit Rückſicht auf dieſe Zahlungen und die 
ihm von ſeinem Vater verſprochene Übergabe von weiteren 
20 000 Mark in Wechſeln — welche Abergabe unſtreitig erfolgt 
iſt — wegen ſeines Erbteils und Pflichtteils ſich für vollſtändig 
abgefunden. Infolge dieſes Erbverzichts hat der Vater, der 
am 6. Januar 1890 verſtorben iſt, in ſeinem am 7. Juli 
1887 errichteten, am 17. Januar 1901 verkündeten Teſtamente 
unter Übergebung des Klägers nur feine fünf anderen Kinder, 
darunter die Beklagte zu 1, als Erben eingeſetzt, wobei be⸗ 
züglich des Klägers auf die durch den Vertrag vom 24. Mai 
1887 erfolgte Abſindung hingewieſen iſt. Der Kläger hält 
den Erbentſagungsvertrag und damit auch wegen unberechtigter 
übergehung das Teſtament feines Vaters für ungültig, weil 
bei Abſchließung des Vertrags ſeine Notlage oder doch fein 
Leichtfinn und feine Unerfahrenheit wucheriſch ausgebeutet ſei. 
In der Berufungsinſtanz machte der Kläger noch geltend, daß 
der Erbentſagungsvertrag, wenn er nicht als wucheriſch anzu⸗ 
ſehen ſei, doch jedenfalls gegen die guten Sitten verſtoße. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Wie in 
der Rechtſprechung des RG. anerkannt iſt, finden die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. über wucheriſche Geſchäfte (8 138 
Abſ. 2) auch auf die vor dem Inkrafttreten des BGB. ges 
geſchloſſenenen Rechtsgeſchäfte inſofern Anwendung, als den 
Anſprüchen, die auf Grund ſolcher Rechtsgeſchäfte erhoben 
werden, keinerlei Rechtsſchutz gewährt werden kann (vgl. Habicht, 
Einwirkung des BGB. auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe 


8 28 WIS). Ob aber die rückwirkende Kraft jo weit geht, 


daß der Kläger dieſe Beſtimmungen, nachdem infolge des Erb⸗ 
verzichts vom 24. Mai 1887 der Vater bei ſeinem am 
6. Januar 1890 erfolgten Tode allein von ſeinen übrigen 
Kindern beerbt iſt und dadurch der dem Erbverzichts vertrage 
entſprechende Rechtszuſtand hergeſtellt iſt, dazu benutzen kann, 
um den unter der Herrſchaft des früheren Rechts eingetretenen 
Rechtszuſtand wieder zu beſeitigen, kann füglich in Zweifel 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


167 
gezogen werden. Für den vorliegenden Fall bedarf es indes 
der Entſcheidung dieſer Frage nicht, da, ſelbſt wenn zu Gunſten 


des Klägers die Anwendbarkeit der Beſtimmungen des BGB. 
unterſtellt wird, nach Lage der Sache das Vorhandenſein eines 


wucheriſchen Geſchäfts. doch nicht angenommen werden könnte. 


Das Berufungsgericht hat die Anfechtung des Erbverzichts⸗ 
vertrages wegen Wuchers für unbegründet erklärt, weil nach 
der aus der Darſtellung des Klägers geſchöpften Überzeugung 
des Gerichts es dem Erblaſſer an einer wucheriſchen Abſicht 
vollſtändig gefehlt habe. Der Grund für die Abſchließung des 
Vertrages ſei vielmehr in einer Fürſorge des Erblaſſers für 
den Kläger zu ſuchen, indem erſterer hierin ein Mittel zu ſinden 
gemeint habe, den Kläger zu größerer geſchäftlicher Solidität 
zu veranlaſſen. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dieſe Aus⸗ 
führungen nicht ganz bedenkenfrei ſind, da zum Tatbeſtande des 
Wuchers nach 8 138 Abſ. 2 BGB. die wucheriſche Abſicht 
nicht erforderlich iſt, vielmehr die bewußte Ausbeutung der 
wirtſchaftlichen Schwäche des Andern zur Erlangung über⸗ 
mäßiger Vermögensvorteile genügt, RG. 60, 11; Iſopescul⸗ 
Grecul, das Wucherſtrafrecht 1, 290, und da die Abſicht einer 
Fürſorge für den Kläger mit der vollſtändigen Übergehung des⸗ 
ſelben nicht wohl vereinbar iſt. Von dem Berufungsgericht 
wird aber auch weiter ausgeführt, es fehle an dem Tatbeſtands⸗ 
merkmale des Wuchers, daß der Erblaſſer ſich oder einem 
dritten Vermögensvorteile habe verſprechen oder gewähren laſſen, 
und habe Kläger, als er in dem Erbentſagungs vertrage wegen 
ſeines Erbteils und Pflichtteils ſich für abgefunden erklärte, 
nicht über ein ſchon beſtehendes Vermögensrecht verfügt, es 
habe ſich nur um eine von dem Nichtüberleben des Erblaſſers 
abhängige Hoffnung gehandelt. Dieſer Auffaſſung iſt im 
weſentlichen beizutreten. Der Wucher erhält dadurch ſein 
charakteriſtiſches Gepräge, daß der den Wucher Begehende es 
darauf abgeſehen haben muß, Vermögens vorteile für ſich 
oder einen Dritten zu erzielen. Es kann deshalb von Wucher 
nur bei Rechtsgeſchäften des Vermögensrechts die Rede ſein. 
Wenn es nun auch nicht für grundſätzlich ausgeſchloſſen anzu⸗ 
ſehen iſt, daß auch bei Abſchließung eines Erbentſagungs⸗ 
vertrages ein Wucher begangen werden kann, ſo kann dies doch 
nach der eigenartigen Natur dieſes Vertrages nur unter ganz 
beſonderen Umſtänden angenommen werden. Der Erblaſſer, 
der mit dem pflichtteilsberechtigten Abkömmling einen Vertrag 
abſchließt, durch welchen letzterer gegen Empfang einer Ab⸗ 
findung auf ſein Erb⸗ und Pflichtteilsrecht verzichtet, erlangt 
als Gegenwert das Recht, daß er unbehindert durch das Pflicht⸗ 
teilsrecht nach freiem Ermeſſen über den Nachlaß letztwillig 
verfügen kann. Er erlangt die Freiheit, an Stelle des Ab⸗ 
gefundenen, der eine das Pflichtteil nicht erreichende Abfindung 
erhalten hat, andere Perſonen zu bedenken, die es in höherem 
Maße wie jener verdienen. Als ein Vermögensvorteil kann 
dieſe Erweiterung der Teſtierfreiheit nicht aufgefaßt werden. 
Ein Wucher kann allerdings bei einem Erbentſagungsvertrage 
dann vorkommen, wenn der Erblaſſer darauf ausgeht, auf 
Koſten des Verzichtenden anderen Perſonen, die er an deſſen 
Stelle bedenkt, unangemeſſene Vorteile zuzuwenden. So liegt 
aber die Sache hier nicht. Zur Begründung der Anfechtung 
wegen Wuchers hat der Kläger erklärt, daß er vor Abſchließung 
des Erbentſagungsvertrages infolge mißglückter Spekulationen, für 
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welche er der Firma G. gegenüber habe aufkommen müſſen, 
vor dem Konkurſe geſtanden habe und daß er, um feine 
geſchäftliche Verbindung mit der Firma G. nicht zu verlieren, 
auf welcher ſein Erwerb beruht habe, die ihm nach dem Erb⸗ 
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entſagungsvertrage gewährte Summe von 20 000 Mark zur 


Begleichung ſeiner Verluſte unbedingt nötig gehabt habe. Bei 
dieſem Stande der Sache würde es vorausſichtlich, wenn der 
Kläger nicht die erbetene Unterſtützung erhalten hätte, zum 
Konkurſe gekommen ſein und würde der aus dem Nachlaſſe 
ſeines Vaters ihm ſpäter zufallende Erbteil nicht ihm ſelbſt, 
ſondern ſeinen Konkursgläubigern zugute gekommen ſein. Um 
dies zu verhindern, um den Kläger vor ſeinen Gläubigern zu 
ſchützen — in welchem Sinne nach der Behauptung des 
Klägers der Erblaſſer ſich ausdrücklich ausgelaſſen hat — 
wurde der Erbentſagungsvertrag vom 24. Mai 1887 geſchloſſen. 
Mag auch der Erblaſſer, als er den Erbverzicht forderte, nicht 
gerade aus Fürſorge für den Kläger, um dieſem eine beſondere 
Wohltat zu erweiſen, gehandelt haben, ſo hat er doch keines⸗ 
falls die Abſicht gehabt, den Kläger zu ſchädigen und hat er 
bei Abſchließung des Erbentſagungsvertrages nur dasjenige 
getan, was nach der Sachlage angemeſſen erſchien. Schon 
hiernach muß die vom Kläger verſuchte Anfechtung wegen 
Wuchers verſagen. In Betracht kommt weiter, daß der Nach⸗ 
teil, welchen der Kläger durch die Abſchließung des Erbentſagungs⸗ 
vertrages erfuhr, nur darin beſtand, daß es nunmehr von dem 
freien Belieben des Erblaſſers abhing, ob und in welchem 
Umfange er von dieſem (im Teſtament oder in ſpäteren 
Kodizillen) bedacht werden würde. Der Kläger hatte durch 
den Erbverzicht, wie er ſelbſt ſich ausdrückt, ſeine Rechte in die 
Hände des Erblaſſers zurückgelegt und er war an die Ent⸗ 
ſcheidung des Erblaſſers darüber, ob er nach Recht und Billig⸗ 
keit noch einen Anſpruch auf den Nachlaß ſollte machen dürfen, 
unbedingt gebunden. Wenn der Erblaſſer ſpäter ihn einer 
weiteren Zuwendung nicht für würdig befunden hat, ſo kann 
er daraus nicht einen Grund herleiten, um den Vertrag wegen 
Wuchers anzufechten. Bei der Bemeſſung des Wertes der 
Leiſtung des Klägers, daß er ſeine Rechte auf die Erbſchaft 
ſeines Vaters aufgegeben hat, kann ſchließlich nicht unberück⸗ 
bleiben — auf welchen Geſichtspunkt der Berufungsrichter mit 
Recht hinweiſt — daß es ſich bei der Ausficht des Klägers, 
Erbe ſeines Vaters zu werden, um eine Hoffnung handelte, die 
durch das Überleben ſeines Vaters vereitelt werden konnte. 
Zweifellos kann für die Wertbemeſſung nicht etwa der Wert 
zu Grunde gelegt werden, den der Nachlaß zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers am 6. Januar 1890, alſo nach Verlauf von 
nahezu drei Jahren ſeit Abſchluß des Erbentſagungsvertrages 
gehabt hat, da in der Zwiſchenzeit der Beſtand des Vermögens 
erhebliche Anderungen erfahren konnte. G. c. G., U. v. 
28. Jan. 07, 276/06 IV. — Berlin. 

5. 88 249, 267, 823, 843 Abſ. 4. 1601, 1610 BGB. 
Verhältnis des Schadenserſatzanſpruchs des Verpflichteten 
gegenüber der Leiſtung des zum Unterhalte Verpflichteten.] 

Die Vorinſtanzen, ſehen für erwieſen an, daß die Klägerin 
am 5. Juli 1902 von dem Hunde des Beklagten gebiſſen und 
dadurch ſchwer an ihrer Geſundheit geſchädigt worden iſt. Be⸗ 
Hlagter wurde verurteilt, der Klägerin Heilungskoſten und eine 
Jahresrente zu zahlen. Die Reviſion des Beklagten iſt zurück⸗ 
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gewieſen worden: Die Reviſion bemängelt nicht die Aus⸗ 
führung des Berufungsrichters, daß der von der Klägerin 
geltend gemachte Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten in der 
Perſon der Klägerin und als zu ihrem Vermögen gehörig ent⸗ 
ſtanden ſei. Sie behauptet aber, der Anſpruch ſei dadurch 
getilgt, daß der Vater der Klägerin ihr bisher alle zum Zwecke 
der Heilung erforderlichen Bedürfniſſe verſchafft und den dadurch 
entſtandenen Aufwand aus ſeinen Mitteln getragen habe. In⸗ 
ſoweit könne daher, wenn überhaupt, nur vom Vater der 
Klägerin ein Erſtattungsanſpruch gegen den Beklagten erhoben 
werden. Allein 8 267 BGB., den die Reviſion als verletzt 
bezeichnet, ſieht zwar vor, daß, wenn der Schuldner nicht in 
Perſon zu leiſten habe, „die Leiſtung“ auch von einem Dritten 
bewirkt werden könne. Damit iſt aber zugleich ausgeſprochen, 
daß der Gegenſtand der vom Dritten erfüllten mit demjenigen 
der dem Schuldner obliegenden Verbindlichkeit identiſch ſein 
müſſe. Dies trifft im Streitfalle nicht zu. Gemäß § 249 
BGB. ſchuldete der Beklagte der Klägerin, nachdem ſie davon 
abgeſehen hat, von ihm unmittelbar Herſtellung ihrer verletzten 
Geſundheit zu verlangen, den zur Herſtellung erforderlichen 
Geldbetrag. Und zwar iſt dieſer Geldanſpruch im vollen Um⸗ 
fange der hierzu „erforderlichen“ Aufwendungen ſchon mit dem 
Augenblicke des Eintritts der vom Beklagten zu vertretenden 
Geſundheitsbeſchädigung entſtanden. Er hatte der Klägerin die 
zur Heilung nötigen Geldbeträge ſogar vorzuſchießen und ſie 
dafür zu entſchädigen, daß ſie künftig Aufwendungen machen 
mußte, nicht dafür, daß ſie in der Vergangenheit Aufwendungen 
gemacht habe (S 726 Abſ. 1 Satz 1 des I. Entwurfs und 
Beratungen der zweiten Kommiſſion Prot. 2 S. 628/629). 
Dagegen lag dem Vater der Klägerin kraft ſeiner aus 
858 1601, 1610 „BGB.“ ſich ergebenden Unterhaltspflicht, 
deren Vorausſetzungen im Streitfalle gegeben ſind, zwar gleich⸗ 
falls ob, für die Heilung der Klägerin zu ſorgen. Er konnte 
aber gemäß 8 1612 Abſ. 1 nicht nur verlangen, daß ihm 
Naturalerſüllung geſtattet werde, ſondern gemäß Abſ. 2 der⸗ 
ſelben Geſetzesſtelle, da es ſich um ein unverheiratetes Kind 
handelt, grundſätzlich auch ſelbſt beſtimmen, in welcher Art der 
Klägerin Heilung verſchafft werden ſollte. Hieraus ergibt ſich, 
daß die vom Vater zu dieſem Zwecke getroffenen Ver⸗ 
anſtaltungen: Beſchaffung von ärztlicher Hilfe, Medikamenten, 
Heils und Badekuren mit der dem Beklagten obliegenden reinen 
Geldleiſtung ſchon dem Gegenſtande nach nichts gemein haben, 
ganz abgeſehen davon, ob der Vater überhaupt für den Be⸗ 
klagten hat leiſten wollen und geleiſtet hat. Von Anwendung 
des 5 267 BGB. könnte daher nur dann die Rede fein, wenn 
der Vater ſeiner Tochter, der Klägerin, den zu ihrer Her⸗ 
ſtellung „erforderlichen Geldbetrag“ (8 249) gezahlt hätte. 
Jeder etwa noch mögliche Zweifel an der Aktivlegitimation der 
Klägerin wird aber durch die poſitive Vorſchrift des 8 843 
Abſ. 4 BGB. beſeitigt, wonach der Anſpruch des Verletzten 
nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß ein anderer dem Ver⸗ 
letzten Unterhalt zu gewähren hat. Zwar hat dieſe Beſtimmung 
ihrem Wortlaute nach (Abſ. 1) zunächſt nur die Fälle im Auge, 
daß infolge der Verletzung die Erwerbsfähigkeit des Verletzten 
aufgehoben oder vermindert iſt oder daß eine Vermehrung ſeiner 
Bedürfniſſe eintritt. Nach ihrer Entſtehungsgeſchichte kann aber 
kein Zweifel darüber aufkommen, daß damit ein allgemeiner 
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den ganzen Inhalt der Schadenerſatzpflicht wegen Verletzung 
des Körpers oder der Geſuͤndheit umfaſſender Grundſatz auf⸗ 
geſtellt werden ſollte. In 8 726 (vergl. auch 8 723 Abſ. 2) 
des I. Entwurfs (hierzu Begründung 2 S. 794, 782) war 
dies auch bezüglich der Heilungskoſten ausdrücklich ausgeſprochen. 
Die zweite Kommiſſion billigte dieſen Standpunkt ausdrücklich 
(Prot. 2, 629) und ließ im Geſetzestexte die Heilungskoſten 
nur um deswillen unerwähnt, weil ſie inſoweit den Schaden⸗ 
erſatzanſpruch ſchon durch die allgemeinen Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes (88 823, 249 BGB.) als gedeckt anſah. Es muß deshalb 
in ÜUbereinſtimmung mit der beſtändigen Rechtſprechung des 
RG. auf dem Gebiete des älteren Rechts (RG. 25, 52; 35, 144 
und 47, 211) auch nach dem Rechte des BGB. angenommen 
werden, daß Inhalt und Umfang des wegen Verletzung des 
Körpers oder der Geſundheit dem Verletzten zuſtehenden Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs durch den demſelben Verletzten gegenüber ſeinen 
Verwandten zuſtehenden geſetzlichen Unterhaltsanſpruch grund⸗ 
ſätzlich nicht berührt werden. Ob dem unterbaltöpflichtigen 
Verwandten, wenn er in Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden 
Unterhaltsverbindlichkeit, ſomit in Beſorgung eigener Geſchäfte 
Aufwendungen gemacht hat, überhaupt ein Anſpruch aus der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag gegen den Verletzer zuſteht und 
ob, wenn dieſe Frage ſelbſt zu bejahen wäre, ſeinem Erſtattungs⸗ 
anſpruche, nachdem er die gerichtliche Verfolgung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches durch den Unterhaltsberechtigten hat geſchehen 
laſſen, nicht mindeſtens die Einrede der Argliſt entgegen⸗ 
ſtände, braucht hier nicht erörtert zu werden. H. e. W., U. v 
7. Febr. 07, 309/06 IV. — Breslau. 

6. S 252 BGB. Nach welchen Grundſätzen iſt der 
Betrag des Schadens zu berechnen, den ein Geſellſchafter wegen 
Nichtlieferung von Kartoffeln zu leiſten hat. Entſcheidet der 
vertragsmägßig feſtgeſetzte oder der nach normalen Verhältniſſen 
zu ermittelnde Stärkegehalt ?! 

Der Beklagte war rechtskräftig verurteilt worden, der 
Klägerin denjenigen Schaden zu erſetzen, den ſie dadurch er⸗ 
litten hat, daß er in Verletzung der ihm durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag auferlegten Pflichten es unterlaſſen hat, in dem 
Rechnungsjahre vom 1. Juli 1896 bis zum 30. Juni 1897 
200 ha Landes mit Kartoffeln zu bebauen und die Ernte 
davon an die Stärkefabrik Friedland abzuliefern. Darauf 
wurde der Beklagte zur Bezahlung von 12 000 Mark verurteilt 
und feine Reviſion zurückgewieſen. Die Parteien hatten darüber 
geſtritten, welcher Stärkegehalt für die nicht gelieferten Kartoffeln 
der Schadensberechnung zugrunde zu legen ſei. Der Beklagte 
hatte die Anſicht verfochten, es dürfe nur der niedrigſte Stärke⸗ 
gehalt angeſetzt werden, den der Geſellſchaftsvertrag als noch 
zuläffig anſehe. Demgegenüber hat das OLG. — den Aus⸗ 
führungen der Klägerin folgend — nicht dieſe geringſte Qualität, 
ſondern den Stärkegehalt zugrunde gelegt, der ſich in dem 
Geſchäftsjahre, worauf ſich der Schadenserſatz bezieht, nach den 
Lieferungen der übrigen Geſellſchafter als Durchſchnittsſatz 
ergibt: Das iſt zu billigen. Zwar iſt richtig, daß, wenn der 
Beklagte ſeiner geſellſchaftlichen Pflicht gemäß die 200 ha Landes 
mit Kartoffeln beſtellt und dieſe der Klägerin geliefert hätte, 
eine Zurückweiſung der Lieferung wegen ungenügenden Stärke⸗ 
gehalts nach dem Geſellſchaftsvertrage nur hätte erfolgen dürfen, 
wenn der Stärtegehalt weniger als 12 Prozent betragen hätte. 
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Daraus folgt aber nicht, daß dieſe geringſte Qualität auch 
zugrunde zu legen iſt, wenn es ſich um die Berechnung der 
Geldvergütung handelt, die der Beklagte leiſten muß, weil er 
überhaupt nichts geliefert hat. Denn bei dieſer Berechnung 
handelt es ſich lediglich um die Ermittelung des Vermögens⸗ 
wertes, den die Klägerin gehabt haben würde, wenn der Beklagte 
vertragstreu beſtellt und geliefert hätte, alſo um eine 
Wahrſcheinlichkeitsberechnung. Hierbei iſt von normalen Ver⸗ 
hältniſſen auszugehen, von „dem gewöhnlichen Laufe der Dinge“, 
wie es im BGB. heißt (8 252). Hierfür aber iſt es augen⸗ 
ſcheinlich ein völlig zutreffender Maßſtab, wenn ermittelt wird, 
welchen Stärkegehalt die Kartoffeln tatſächlich hatten, die die 
Mitgeſellſchafter und Nachbarn des Beklagten in demſelben 
Geſchäftsjahre der Klägerin geliefert haben, und wenn hiervon 
der Durchſchnitt, nämlich 18,33 Prozent, genommen iſt. 
W. c. St., U. v. 26. Jan. 07, 335/06 I. — Roſtock. 

7. 8 276 BGB. Das Hinlegen eines unbefeſtigten Stoff⸗ 
läufers auf einem mit ungerieften Tonflieſen belegten Gange 
keine Fahrläſſigkeit.] 

Im Gegenſatz zum Gericht I. Inſtanz, welches eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beklagten verneint hat, hat das Berufungsgericht 
angenommen, daß in dem unbefeſtigten Hinlegen eines Stoff⸗ 
läufers auf dem Gang, deſſen Belag Tonflieſen mit nicht ge⸗ 
riefter Oberfläche gebildet haben, über die Stufe und die 
Schwelle hinweg bis in den Garderoberaum eine Fahrläſſigkeit 
der Beklagten zu erblicken ſei. Das Berufungsgericht begründet 
dieſe Feſtſtellung durch die Erwägung, daß ſchon nach phyſika⸗ 
liſchen Geſetzen ein Verſchieben des Läufers bei Einwirkung 
einer auch nur unbedeutenden bewegenden Kraft wie der eines 
ſchreitenden Männerfußes leicht möglich geweſen ſei, beſonders 
an Stellen, an denen er ſich nicht genau an ſeine Unterlage 
habe anſchmiegen können wie bei der Stufe und der Schwelle. 
Das Berufungsgericht nimmt an, daß Beklagte der hiernach 
vorliegenden Gefahr, daß ein Beſucher des Belvederes beim 
Schreiten auf dem Läufer infolge deſſen Gleitens oder Rutſchens 
beſonders da, wo er über die Stufe oder Schwelle führte, zu 
Falle komme, habe vorbeugen müſſen: Das Reviſionsgericht 
kann dieſer Auffaſſung nicht beitreten. Nach §8 276 BGB., 
welche Beſtimmung ſowohl für das vertragliche als auch das 
nichtvertragliche Recht der Schuldverhältniſſe gilt, handelt fahr⸗ 
läffig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
läßt. In dem unbefeſtigten Hinlegen eines Läufers an der 
bezeichneten Stelle kann aber eine ſolche Außerachtlaſſung nicht 
gefunden werden. Die auf einem ſolchen Läufer Schreitenden 
merken alsbald, ob der Läufer befeſtigt iſt oder nicht und 
werden letzteren Falles ihr Verhalten, wie das Gericht 
I. Inſtanz dies richtig hervorhebt, darnach einrichten: wenigſtens 
konnte die Beklagte ohne die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer acht zu laſſen, dies annehmen. Es kommt hinzu, daß 
keiner der zahlreichen Teilnehmer der Abendvereinigung, welche 
über den Läufer geſchritten find, und ebenſo keine der beiden 
von jener Vereinigung mit der Aufficht über die Garderobe 
betrauten Perſonen, obwohl das Verſchieben des Läufers an 
dem fraglichen Abend vor dem Unfall jedenfalls von letzteren 
wahrgenommen wurde, der Beklagten bezw. deren Bedienſteten 
hiervon Mitteilung gemacht und ein Befeſtigen des Läufers an⸗ 
geregt haben. Unter dieſen Umſtänden kann der Beklagten, 
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oder den Perſonen, deren jene ſich zur Erfüllung ihrer Ber: 
bindlichkeit bediente (BB. 8 278), im Sinne des § 276 
BGB. eine Fahrläſſigkeit nicht vorgeworfen werden. Es er⸗ 
ſcheint daher der Klageanſpruch, ſoweit er durch das angefochtene 
Teilurteil des Berufungsgerichts dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt wurde, als unbegründet. E. H. c. Sch., U. v. 
18. Jan. 07, 225/06 III. — Dresden. 

8. 88 297, 329, 401, 419 BEB. Zuläſfigkeit eines 
unmittelbaren Rechtserwerbes des Gläubigers aus einem ſog. 
Erfüllungsübernahmevertrage gegen den Übernehmenden; An⸗ 
wendung des 8 401 Abf. 1 auf weitere Nebenrechte als die 
dort genannten. | 

Der Vater des Beklagten, J. F., der eine Mühle in B. 
und einen Hof und einen Anteil an einem anderen Grundſtück 
in B. beſaß, traf im Dezember 1900 mit der Lügumkloſter 
Bank ein Abkommen, wonach ihm dieſe einen laufenden Kredit 
bis zur Höhe von 10 000 Mark eröffnete. Für die ihm hieraus 
erwachſenden Verpflichtungen trat der Kläger und noch eine 
Perſon als Bürgen ein. Vermöge der Bürgſchaft hat der 
Kläger am 30. Auguft 1905 der Bank 5 347,45 Mark bezahlen 
müſſen. Er fordert jetzt deren Bezahlung von dem Beklagten. 
Dieſer hat nämlich am 13. November 1902 mit ſeinem Vater 
einen notariellen Vertrag abgeſchloſſen, durch den ihm dieſer 
die Mühle in B. ſowie den Hof und ſeinen Anteil an dem 
Grundſtück in B. um 205 600 Mark verkaufte. Der Beklagte 
übernahm hierbei in Anrechnung auf den Kaufpreis außer 
169 000 Mark Hypothekenſchulden 36 000 Mark perſönliche 
Schulden des Verkäufers, darunter die 10 000 Mark „Kaſſen⸗ 
kredit“ bei der Lügumkloſter Bank. Durch einen weiteren 
Vertrag von demſelben Tage überließ J. F. dem Beklagten die 
Vorräte, die in der Mühle vorhanden waren, ſeine Geſchäfts⸗ 
außenſtände, verſchiedene Wertpapiere und Geſchäftsanteile, 
ebenſo ſeine Möbel, Betten, Hausgeräte, Kleidungsſtücke, 
Schmuckſachen und ähnliches. Zur Begleichung des Kaufpreifes 
übernahm der Beklagte auch hier Schulden, die fein Vater noch 
an weitere, in dem erſten Vertrag nicht genannte Perſonen 
hatte. Dieſer Vertrag wurde privatſchriftlich geſchloſſen, nur 
die Unterſchriften wurden notariell beglaubigt. Der Lügum⸗ 
kloſter Bank wurde von dem in dem erſten Vertrage getroffenen 
Abkommen keine Mitteilung gemacht, dagegen hat der Beklagte 
dem Kläger davon Kenntnis gegeben. Dieſer will angenommen 
wiſſen, daß der Beklagte durch Schuldübernahme zur Bezahlung 
der der Lügumkloſter Bank an J. F. erwachſenen Forderung 
verpflichtet worden ſei, und der inſoweit der Bank zuſtehende 
Anſpruch auf ihn, den Kläger, übergegangen ſei. Außerdem 
könne er als Rechtsnachfolger der Bank Bezahlung der 
5 347,45 Mark von dem Beklagten fordern, da dieſer durch 
die beiden Verträge vom 13. November 1902 das geſamte 
bewegliche und unbewegliche Vermögen ſeines Vaters über⸗ 
nommen und ſich verpflichtet habe, dem Verkäufer und deſſen 
Frau auf Lebenszeit freie Wohnung und Gewährung voll⸗ 
ſtändigen Unterhalts zu gewähren, alſo ein Fall des 8419 BGB. 
vorliege. Vom Beklagten iſt der Anſpruch nach beiden 
Richtungen als unbegründet beſtritten worden. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben den Klageanſpruch, ſoweit er auf 8 419 BGB. 
geſtützt worden war, für nicht begründet erachtet. Das LG. 
hat dasſelbe auch inſoweit angenommen, als die Bezahlung der 
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5 347,45 Mark aus der in dem notariellen Vertrage enthaltenen 
Abrede bezüglich der Bezahlung der Forderung der Lügum⸗ 
kloſter Bank verlangt worden iſt, dagegen hat der Berufungs⸗ 
richter inſoweit den Klaganſpruch für gerechtfertigt erachtet und 
deshalb den Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt. Die 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Die Verträge vom 13. No⸗ 
vember 1902 enthalten, ſoweit ſie die Tilgung der Schulden 
des J. F. betreffen, eine ſogenannte Erfüllungsübernahme, 
durch welche der Beklagte ſeinem Vater verpflichtet wurde, ihn 
von den in den Verträgen bezeichneten Schuldverbindlichkeiten, 
zu denen ſeine Schuld an die Lügumkloſter Bank gehörte, zu 
befreien. Ein ſolcher Vertrag kann auch in der Weiſe ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß der Gläubiger, deſſen Forderung den 
Gegenſtand der Erfüllungsübernahme bildet, durch dieſe ſelbſt, 
alſo ohne eigene Beteiligung an dem Vertrage, unmittelbar das 
Recht gegenüber dem Übernehmer erwirbt, von dieſem diejenige 
Leiſtung zu fordern, die er von dem Schuldner zu beanſpruchen 
hat, ſofern der übereinſtimmende Wille der den Erflüllungs⸗ 
übernahme⸗Vertrag Abſchließenden auf die Begründung eines 
ſolchen Rechts des Gläubigers gerichtet war. Die rechtliche 
Möglichkeit eines ſolchen Vertrags ergibt ſich ſchon aus 8 328 
Abſ. 1 BGB., inſofern dort Verträge zugunſten eines Dritten 
mit der Wirkung, daß dieſer unmittelbar daraus berechtigt wird, 
allgemein als zuläſſig erklärt ſind, ſie folgt aber auch ſpeziell 
noch aus $ 329 BGB., da die dort gegebene Auslegungsregel 
die rechtliche Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit von Verträgen der 
vorbezeichneten Art notwendig vorausſetzt. Die Annahme der 
Vorinſtanz, daß bei dem Abſchluß des Vertrags, durch den 
der Beklagte die Tilgung der Forderung der Lügumkloſter Bank 
übernahm, ſein und ſeines Vaters Wille darauf gerichtet geweſen 
ſei, den Beklagten zur Befriedigung der Bank dergeſtalt zu 
verpflichten, daß die Bank unmittelbar ein Recht hierauf gegen 
den Beklagten erlangen ſolle, bietet zu in der Reviſionsinſtanz 
beachtlichen Bedenken keinen Anlaß. Die Annahme iſt geſtützt 
auf Erwägungen, die aus zwiſchen den Parteien unſtreitigen 
Vorgängen unmittelbar entnommen werden. Mit Recht hat 
das Berufungsgericht aber auch angenommen, daß der Anſpruch, 
den die Bank ſomit gegenüber dem Beklagten erlangt hatte, 
auf den Kläger, der als Bürge für die Schuld des J. F. die 
Bank befriedigt hat, übergegangen iſt. Nach $ 774 Abſ. 1 
BGB. geht die Forderung, die dem Gläubiger an den Haupt⸗ 
ſchuldner zuſteht, auf den Bürgen inſoweit über, als dieſer den 
Gläubiger befriedigt hat; es findet inſoweit eine Übertragung 
der Forderung auf den Bürgen kraft Geſetzes ſtatt, auf welche 
gemäß $ 412 die Vorſchrift in S 401 anzuwenden iſt. Nun 
gehört allerdings der Anſpruch, welcher der Bank gegen den 
Beklagten erwachſen war, unzweifelhaft nicht zu denjenigen 
Rechten, von denen in 8 401 Abſ. 1 ausdrücklich beſtimmt 
iſt, daß ſie mit der übertragenen Forderung auf den neuen 
Gläubiger übergehen, wohl aber erſcheint es berechtigt, auf 
dieſen Anſpruch die Vorſchrift des S 401 Abſ. 1 analog ans 
zuwenden. In dem Entwurf des BGB. war in § 297, der 
dem jetzigen 8 40 1 entſpricht, allgemein beſtimmt, daß mit der 
Abertragung der Forderung die mit dieſer verbundenen, zu ihrer 
Verſtärkung dienenden Nebenrechte auf den neuen Gläubiger 
übergehen ſollten. In den Motiven zu dem $ 297 (Bd. 2 
S. 124) iſt bemerkt: Der Entwurf enthalte keine Beſtimmung 
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über die Rechte des neuen Gläubigers gegen Mitverpflichtete 
des Schuldners. Unbeſtreitbar erlange er alle Rechte gegen 
jeden einzelnen Mitſchuldner ſo, wie dieſelben dem bisherigen 
Gläubiger zugeſtanden hätten. Man ſah es alſo bei Aufſtellung 
des Entwurfs zum BGB. bei einem Geſamtſchuldverhältnis als 
aus der Natur der Sache folgend und ſelbſtverſtändlich an, 
daß, wenn die Forderung gegen einen der Geſamtſchuldner auf 
einen neuen Gläubiger übertragen werde, damit ohne weiteres 
auch die Forderung gegen die übrigen Geſamtſchuldner auf den 
neuen Gläubiger übergehe, ſofern nicht bei Übertragung einer 
Forderung durch Rechtsgeſchäft durch dieſes ſelbſt etwas anderes 
beſtimmt ſei, und man hat es für entbehrlich erachtet, dies 
beſonders im Geſetz auszuſprechen. Bei den Beratungen der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs iſt die zuletzt 
erwähnte Frage, ſoviel erſichtlich, nicht erörtert worden. Man 
hat dort beſchloſſen, in dem 8 297 die Worte „die mit der 
Forderung verbundenen, zur Verſtärkung derſelben dienenden 
Nebenrechte“ durch eine Faſſung zu erſetzen, bei der nur die 
hauptſächlichſten Nebenrechte (Bürgſchaft und Pfandrecht) 
erwähnt würden. Man hielt dies für zweckmäßig, weil das 
Geſetz dadurch an Verſtändlichkeit gewinne, die Faſſung des 
Entwurfs auch zu allgemein ſei, inſofern unter den Begriff 
verſtärkender Nebenrechte auch ſolche Rechte gebracht werden 
könnten, auf welche die Vorſchrift nicht paſſe, z. B. das 
Retentionsrecht nach Art. 313 des HandGB. (ält. Faſſ.). 
Dabei wurde jedoch ausdrücklich konſtatiert, daß die beſchloſſene 
konkrete Formulierung ſelbſtverſtändlich die Anwendung der 
Beſtimmung auf andere Nebenrechte im Wege der Analogie 
nicht ausſchließe. (Prot. 1, 386). Die damals beſchloſſene 
Faſſung iſt mit nur redaktionellen Anderungen in das Geſetz 
übergegangen. Die hiernach durch die Entſtehungsgeſchichte des 
8 401 begründete Annahme, daß die Beſtimmung des Abſatz 1 
geeigneten Falls auch auf andere, im Geſetz nicht erwähnte 
Rechte des bisherigen Gläubigers zur Anwendung zu bringen 
ſei, entſpricht auch der Natur der Sache und iſt daher als vom 
Geſetzgeber gewollt anzuſehen. Es erſcheint auch durchaus 
berechtigt, eine ſolche analoge Anwendung dann Platz greifen 
zu laſſen, wenn ein Dritter durch einen zugleich zugunſten des 
Gläubigers geſchloſſenen Erfüllungsübernahmevertrag neben den 
urſprünglichen Schuldner als Geſamtſchuldner in das Schuld⸗ 
verhältnis eingetreten, er alſo die Perſon iſt, welche nach ſeinem 
und des Schuldners übereinſtimmenden Willen in erſter Linie 
für die Bezahlung der Schuld ſorgen und hierzu gegenüber dem 
Gläubiger verpflichtet ſein ſoll. Hiernach erſcheint die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten aus den in dem Berufungsurteile 
geltend gemachten Gründen berechtigt. Es bedarf deshalb 
keiner Entſcheidung darüber, ob der Klaganſpruch auch auf 
§ 419 BGB. geſtützt werden konnte. Es mag indes nicht 
unbemerkt bleiben, daß, wenn dies, wie die Vorinſtanzen an⸗ 
genommen haben, mit Rückſicht darauf zu verneinen wäre, daß 
die zweite der am 13. November 1902 aufgenommenen Ur⸗ 
kunden der Formvorſchrift in 8 311 BGB. nicht entſpricht, 
die Beſtimmung in 8 419 Abſ. 3, wonach die Haftung deſſen, 
der das Vermögen eines andern durch Vertrag übernimmt, 
gegenüber den Gläubigern durch eine Vereinbarung zwiſchen 
dem Schuldner und dem Abernehmer nicht ausgeſchloſſen werden 
kann, dieſe Haftung alſo inſoweit zwingenden Rechtes ſein ſoll, 
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in allen Fällen verſagen müßte, wo der Schuldner und der 
Übernehmer es aus irgend einem Grunde für gut befinden, die 
Vermögensübertragung durch mehrere, je auf beſtimmte Ver⸗ 
mögensbeſtandteile beſchränkte, in an ſich rechtsgültiger Form 
abgeſchloſſene Einzelverträge zur Ausführung zu bringen. Es 
liegt auf der Hand, daß dann die Beſtimmung des § 419 
Abſ. 3 fo gut wie bedeutungslos wäre. (Vgl. die Kommentare 
zum BGB. von Rehbein 2, 434, von Staudinger (Kuhlenbeck) 
II. Aufl., 2a, 314, auch Schollmeyer, Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, 411 fg., ſowie das Urteil des OLG. Bamberg in 
Seufferts A. Bd. 60 Nr. 3.) F. c. B. R., U. v. 7. Febr. 07, 
266/06 VI. — Kiel. 

9. 8 341 Abſ. 3 BGB. Vorbehalt der Vertragsſtrafe 
bei der Annahme.] 

Der Berufungsrichter weiſt den Klageanſpruch hinſichtlich 
der verſpäteten Lieferung von je 10 Waggons Leinkuchen 
(2. und 3. Lieferung) zurück, weil Spediteur D. beide Lieferungen 
für den Kläger und deſſen Zeſſionar H. als Erfüllung an⸗ 
genommen hat, ohne ſich das Recht auf die Vertragsſtrafe bei 
der Annahme gemäß § 341 Abſ. 3 BGB. vorzubehalten. Der 
Kläger meint, es genüge dem Geſetze, wenn ein ſolcher Vor⸗ 
behalt vor der Annahme in einer Weiſe gemacht ſei, daß das 
Fortwirken des Vorbehalts bei der Annahme unterſtellt 
werden müſſe. Er beruft ſich dafür auf Staub 6/7. Aufl. § 348 
Anm. 16. Der Berufungsrichter hätte daher den Vorbehalt 
für ausreichend anſehen müſſen, den der Anwalt des Klägers 
bei Setzung der Nachfriſt im Brief vom 23. April 1902 in 
der Tat gemacht hatte: Dieſe Anſicht des Klägers iſt nicht 
zutreffend. Das Geſetz läßt es nicht an dem Vorhandenſein 
eines Vorbehaltswillens oder an dem Nichtvorhandenſein eines 
Verzichtswillens genügen, ſondern es muß der Vorbehaltswille 
dem Gegner durch eine Kundgebung und zwar bei der An⸗ 
nahme irgend wie erkennbar gemacht worden ſein. Das 
iſt auch in Staub 8. Aufl. $S 348 Anm. 19 ausgeführt. Die 
Rechtſprechung, die dort gleichfalls angegeben iſt, verhält ſich 
in dieſem Sinne. Daß ein ſolcher Vorbehalt nicht gemacht 
worden iſt, wurde vom Berufungsrichter einwandfrei feſtgeſtellt. 
Der Kläger rügt ferner, es ſei ihm mit Unrecht zugemutet, daß 
er einen Vorbehalt zu machen gehabt hätte, obgleich nicht er 
ſondern ſein Spediteur und ſein Zeſſionar die Lieferungen an⸗ 
genommen haben. Auch dieſe Rüge iſt erfolglos. Der Kläger 
beanſtandet die Feſtſtellung des Berrufungsrichters nicht, daß 
die hier fraglichen 20 Waggons als Erfüllung von dem 
Spediteur und dem Zeſſionar angenommen worden find. Damit 
fällt der Angriff; denn es iſt nach dem Zweck des Geſetzes 
gleichgültig, ob der Gläubiger die Leiſtung perſönlich oder durch 
einen dazu Befugten als Erfüllung annimmt. Damit erweiſt 
ſich die Reviſion des Klägers als unbegründet. B. c. G., U. 
v. 29. Jan. 07, 335/06 II. — Cöln. 

10. 8389 BGB. Über die replica compensationis 
nach BGB.] | 

Gegen eine von dem Kläger behauptete Forderung machte 
der Beklagte in I. Inſtanz kleinere, im Berufungsverfahren ſehr 
erhebliche Gegenforderungen geltend. Die Kläger verlangten 
demgegenüber, daß der Beklagte mit ſeinen Gegenforderungen 
zunächſt auf einen nicht eingeklagten Teil der Klageforderung 
verwieſen werde. Der Berufungsrichter entſchied aber dahin, 
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daß dem Verlangen der Klage gemäß von den Gegenforde⸗ 
rungen ein entſprechender Teil auf den nicht eingeklagten Reſt 
der Klagforderung zu verrechnen ſei. Das RG. hob auf: 
Die Reviſion hat geltend gemacht, daß die Zulaſſung der replica 
compensationis die Grundſätze des BGB. über die Aufrechnung 
verletze. Was zunächſt den Ausdruck „Replik der Aufrechnung“ 
(replica compensationis) angeht, fo iſt er jedenfalls inſofern, 
als damit in dem hier gegebenen Fall der Einklagung einer Teil⸗ 
forderung die Verweiſung des Beklagten mit einer zur Auf⸗ 
rechnung geſtellten Gegenforderung auf den nicht eingeklagten 
Teil der Forderung bezeichnet wird, kein recht geeigneter. 
Gleichwohl hat er ſich auch für dieſen Fall eingebürgert; es 
wird allgemein verſtanden, was darunter zu begreifen iſt, und 
deshalb iſt er der Einfachheit und Kürze halber auch in den 
nachfolgenden Erörterungen beibehalten. Die Zuläſſigkeit dieſer 
Replik war bereits im bisherigen Recht ſtreitig. Im Bereich 
des gemeinen Rechts hatte ſich allerdings der Satz „replica 
compensationis non datur“ für den Fall, daß der Kläger 
den Beklagten mit ſeiner Aufrechnung auf eine andere, dem 
Kläger ihm gegenüber zuſtehende, nicht eingeklagte ſelbſtändige 
Forderung vorweiſen wollte, in der höchſtrichterlichen Recht⸗ 
ſprechung, wie zahlreiche in SeuffArch. veröffentlichte Ent⸗ 
ſcheidungen ergeben, feſt ausgebildet. Dasſelbe gilt dagegen 
nicht für den vorliegenden Fall. Vor dem 1. Oktober 1879 
ſcheint die höchſtrichterliche Rechtſprechung im Gebiet des ge⸗ 
meinen Rechts ihn nicht behandelt zu haben. Die Senate des 
RG. aber haben über ihn für den Bereich des gemeinen Rechts 
verſchieden geurteilt: Der III. 3S. ließ in zwei Ent⸗ 
ſcheidungen vom 18. Juni 1880 (Fenner und Mecke, Archiv für 
zivile. Entſcheidungen des RG. 2, 83) und vom 6. Februar 1885 
(NG. 13, 175) die Replik in ſolchem Falle zu. Der I. BE. 
dagegen wies ſie in einer Entſcheidung vom 26. Januar 1885 
(JW. 85, 131) zurück. Für das preußiſche Recht erachtete 
das frühere OTr. (Entſch. 77, 228) die Replik der Kompenſa⸗ 
tion bei eingeklagter Teilforderung für ſtatthaft, welcher Anſicht 
ſich Förſter⸗Eccius, (Preuß. Privatrecht I. Note 74 zu 8 94 
7. Aufl. S. 604) und Oppenheim Gruchot 28, 305 angeſchloſſen 
haben, wogegen das ROHG. (ROG. 15, 107) und der 
I. Hilfsſenat des RG. (RG. 7, 243) ſie in preußiſchrechtlichen 
Sachen für unzuläffig erklärten. Auch darüber, ob nach BGB. 
im Falle der Einklagung einer Teilforderung der Kläger den 
aufrechnenden Beklagten auf den nicht eingeklagten Teil ver⸗ 
weiſen kann, ſind die Anſichten geteilt. Die Motive zum erſten 
Entwurfe ſprechen ſich über dieſen Fall nicht ausdrücklich aus; 
ihre Außerung (Bd. 2 S. 110) daß die replica compensationis 
unzuläſſig ſei, ſofern damit nicht geltend gemacht werde, daß der 
Kläger zuvor aufgerechnet habe oder daß ein entgegenſtehender 
Kompenſationsvertrag geſchloſſen ſei, bezieht ſich ihrem Wort⸗ 
laut nach nur auf den Fall, daß dem Kläger mehrere, ſelbſt⸗ 
ſtändige Forderungen, von denen nur eine eingeklagt iſt, dem 
Beklagten gegenüber zuſtehen. Allein in der Anmerkung, die 


in dieſer Ausführung in Bezug genommen iſt, finden ſich auch 


die oben erwähnten beiden Entſcheidungen des I. Hilfsſenats 
Bd. 7 S. 243, und des III. 38S. Bd. 13 S. 175, die die 
gegenwärtig vorliegende Frage betreffen, angeführt. Danach 
hat es den Anſchein, als ob die Motive auch dieſen Fall bei 
ihrer Außerung mit im Auge gehabt haben. Die Kommentatoren 
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des BGB., die ſich über dieſe Frage ausgelaſſen haben, find 
faſt einhellig oder doch in ganz überwiegender Zahl der Anſicht, 
daß der Kläger, der nur einen Teil ſeiner Forderung einklagt, 
den Beklagten mit einer zur Aufrechnung geſtellten Gegen⸗ 
forderung nicht auf den nicht eingeklagten Teil verweiſen könne, 
fo Planck 2 Note 1 zu $ 389 (3. Aufl. S. 255), Rehbein 2, 
S. 356 Note 29, Kuhlenbeck bei Staudinger (2. Aufl.) Note 2 
zu § 389, S. 259, Schollmeyer, S. 340, Goldmann⸗Lilienthal 1 
S. 429 Note 10. Ebenſo ſpricht ſich Endemann (Lehrbuch 
des BGB. 8. Aufl. 1 S. 829 Note 10) aus. Auch Dernburg 
BGB. (Bd. 2 1. Abt. S. 285 Note 9) erklärt die die Kompen⸗ 
ſationsreplik zurückweiſende Entſcheidung des I. Hilfsſenats des 
RG. an ſich für richtig. Wenn er im Ergebnis den Kläger 
dennoch mit ihr durchdringen läßt, ſo geſchieht dies auf Grund 
der Erwägung, daß der Kläger, der den Klagantrag auf die 
volle Schuldſumme erweitern könne, eine ſolche Erweiterung des 
Klagantrages auch ohne beſondere Erklärung ſchon mit jener 
Replik vornehme, eine Anſicht die für das gemeine Recht auch 
von dem OLG. in Hamburg (Seuff Arch. Bd. 48 Nr. 253) 
und für das preußiſche Recht von dem OLG. in Poſen 
(Juriſtiſche Monatsſchrift für Poſen 1899 S. 27) vertreten 
wurde. Abweichend von den übrigen Kommentatoren erklärt 
nur Oertmann (Schuldverhältniſſe [2. Aufl.] Note 4 zu 8389 
BGB. S. 254) die Verweiſung der Aufrechnung auf den nicht 
eingeklagten Teil für ſtatthaft. Dieſe Anſicht ſcheint auch 
Goldſchmidt (Arch BürgR. 15, 208 Note 11) zu teilen. Zu der 
getroffenen Entſcheidung iſt der erkennende Senat durch folgende 
Erwägungen geführt. 1. Der Anſicht von Dernburg, daß in 
der Verweiſung auf den nicht eingeklagten Teil der Forderung 
ohne weiteres eine dieſen Teil mit in den Prozeß hineinziehende 
Klageerweiterung liege, kann der Senat nicht beipflichten. Es 
kann daher die Frage dieſer Klageerweiterung im übrigen dahin⸗ 
geſtellt bleiben. 2. Für die Entſcheidung des Streites ſpielt 
eine weſentliche, wenn auch nicht allein ausſchlaggebende Rolle 
die Frage, ob die eingeklagte Teilforderung durch die Einklagung 
gegenüber dem nicht eingeklagten Teile zu einer ſelbſtändigen, 
von jener unabhängigen Forderung geworden iſt. Das frühere 
O Tr. leugnete dies (Entſch. 77, 229), indem es den Satz aus⸗ 
ſprach, dadurch, daß der Kläger nur einen Teil ſeiner Forderung 
zum Gegenſtand des Klagantrages mache, entſtänden nicht ver⸗ 
ſchiedene, auch nicht mehrere individuell getrennte Forderungen. 
Der I. Hilfsſenat des RG. trat dieſer Auffaſſung entgegen 
(RG. 7, 246) und führte aus, daß durch die Einklagung der 
eingeklagte und der nicht eingeklagte Teil ſich zwar nicht von 
dem gemeinſamen Rechtsgrunde loslöſten, daß ſie aber doch 
durch die Einklagung eine für die verſchiedene Geſtaltung ihrer 
ferneren Schickſale bedeutſame Selbſtändigkeit gegeneinander ver⸗ 
langten. Dieſer Anſicht muß trotz der Verteidigung, die dem 
Standpunkt des OTr. (Oppenheim bei Gruchot 28, 305) zuteil 
geworden iſt, zugeſtimmt werden. Die Unabhängigkeit und 
Selbſtändigkeit, die die beiden Teilforderungen durch die Ein⸗ 
klagung gegeneinander erworben haben, zeigt ſich in den folgen⸗ 
den Punkten. 1. Wird der eingeklagte Teil rechtskräftig dem 
Kläger aberkannt, ſo bleibt der andere trotzdem beſtehen. 
2. Wird die eingeklagte Teilforderung dem Kläger rechtskräftig 
zuerkannt, fo verjährt fie nunmehr in 30 Jahren (S 218 BGB.), 
während der andere Teil, ſofern die urſprüngliche Forderung 
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einer kürzeren Verjährung unterlag, auch fernerhin dieſer unters 
worfen bleibt. 3. War die ganze Forderung zinslos, ſo wird 
der eingeklagte Teil mit der Einklagung zu einer verzinslichen 
($ 291 BGB.), während der andere Teil hiervon nicht berührt 
wird. 4. Vornehmlich zeigt ſich die durch die Einklagung ent⸗ 
ſtandene Selbſtändigkeit des eingeklagten Teiles darin, daß der 
Kläger deſſen Bezahlung durch den Beklagten annehmen muß, 
während er doch zur Annahme von Teilzahlungen nicht ver⸗ 
bunden iſt (8266 BGB). Wäre die eingeklagte Teilforderung 
nach wie vor weiter nichts als lediglich ein Teil der ganzen 
Forderung, ſo müßte der Kläger die Annahme ihrer Bezahlung 
ohne gleichzeitige Bezahlung des anderen Teiles verweigern 
dürfen. Wollte man demgegenüber etwa Gewicht darauf legen, 
daß nur bezüglich dieſes Teiles eine Mahnung durch die Ein⸗ 
Hagung erfolgt ſei, fo verliert dieſer Gedanke ſofort jede Bes 
deutung, wenn man den Fall ſetzt, daß gleichzeitig mit der 
Einklagung auch eine Mahnung bezüglich des andern Teiles 
erfolgt iſt oder, daß der Beklagte ſchon vor der Einklagung 
wegen der ganzen Forderung gemahnt worden war. Mit 
dem vorſtehenden Ergebnis iſt die Streitfrage indeſſen noch nicht 
entſchieden; es iſt nur eine Grundlage für ihre Löſung, die in 
letzter Hand von dem Weſen der Aufrechnung abhängt, geſchaffen. 
Die beiden Forderungen ſtehen ſich objektiv völlig fremd, gleich⸗ 
gültig und wirkungslos gegenüber. Nur der Wille der Forde⸗ 
rungs berechtigten fett fie zueinander in Beziehung und Wirkung. 
Dieſer Wille kann aber erſt mit dem Zeitpunkt ſeiner Erklärung 
und von dieſem Zeitpunkte ab Wirkung üben. Es wird fingiert, 
daß das, was in Wirklichkeit erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt 
geſchehen iſt, ſich bereits in einem früheren Zeitpunkte ereignet 
habe. Auf dieſem Standpunkte ſtehen die Motive zum erſten 
Entwurf des BGB. (Bd. 2 S. 109), deren Auffaſſung erſicht⸗ 
lich von der zweiten Kommiſſion (Prot. 1, 366) gebilligt worden 
iſt. Es wird an jener Stelle der Motive ausgeführt: Dem 
Entwurfe liege die Auffaſſung zugrunde, daß ſich beide Forde⸗ 
rungen bis zur Aufrechnungserklärung des einen oder anderen 
Teiles unabhängig und unbeeinflußt voneinander gegenüber⸗ 
ſtänden. Bei Feſthaltung dieſer Auffaſſung ſei die Verlegung 
der Tilgung in die Vergangenheit, nämlich in den Zeitpunkt, 
wo die Forderungen ſich aufrechnungsfähig gegenübergetreten 
ſeien, nur im Wege pofitiver Satzung durch eine juriſtiſche 
Fiktion möglich. Wenn der Entwurf ſich zur Aufſtellung dieſer 
Fiktion verſtanden habe, ſo ſei hierfür maßgebend geweſen, daß 
durch die Bindung der Wirkung der Aufrechnung an die Auf⸗ 
rechnungserklärung der praktiſche Wert der Aufrechnung ver⸗ 
kümmert werde, indem eine ſolche Regelung namentlich zur 
Folge habe, daß ſowohl die Verzinslichkeit, als der Verzug 
ſowie das Verfallen einer Strafe ſich ausſchließlich nach der 
Zeit der Aufrechnungserklärung beurteile. Außerdem würden 
zu jener Regelung die Vorſchriften der KO. über die Auf⸗ 
rechnung im Konkurſe nicht paſſen. Die Annahme des Grund⸗ 
ſatzes, daß die vollzogene Aufrechnung erſt von der Auf⸗ 
rechnungserklärung an wirke, nötige, um den Anforderungen 
des praktiſchen Lebens und des Verkehrs zu genügen und mit 
dem geltenden Recht in Einklang zu bleiben, unabweislich den 
gedachten Ülbelftänden durch eine größere oder geringere Zahl 
von pofitiven Beſtimmungen zu begegnen. Um dies zu vers 
meiden, bleibe nur die Aufftellung der erwähnten Fiktion übrig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


173 


Durch 8 389 BGB. iſt wortdeutlich anerkannt, daß die beiden 
Forderungen in Wirklichkeit in dieſem Zeitpunkt nicht erloſchen 
ſind, ſondern daß es Kraft der gegebenen Beſtimmung nur ſo 
angeſehen werden ſoll, als ob ſie ſchon damals erloſchen ſeien. 
Durch die Einklagung eines Teiles der ganzen Forderung ſind, 
wie oben dargelegt, jedenfalls in gewiſſen Grenzen zwei von⸗ 
einander unabhängige, ſelbſtändige Teilforderungen entſtanden. 
Gegen die eingeklagte iſt die in der Gegenwart ſich voll⸗ 
ziehende Aufrechnung gerichtet. Dieſer Aufrechnung die ihr 
hiernach objektiv zukommende gegenwärtige Wirkung abzu⸗ 
ſprechen, nötigen weder der Sinn der im 8 389 BGB. aufge⸗ 
ſtellten Fiktion noch die mit ihr vom Geſetzgeber verfolgten 
praktiſchen Zwecke. Iſt hiernach auf Grund der von dem 
BGB. anerkannten Auffaſſung der Aufrechnung davon abzu⸗ 
ſehen, die Wirkung der einer eingeklagten Teilforderung gegen⸗ 
über erklärten Aufrechnung in die Zeit vor der Verſelbſtändi⸗ 
gung dieſer Forderung, alſo in die Zeit, wo die ganze Forderung 
noch ungeteilt beſtand, zurückzuverlegen, ſo muß dann aber auch 
mit der ſelbſtändigen Natur der eingeklagten Teilforderung 
Ernſt gemacht werden. Entweder iſt, was oben verneint wurde, 
die eingeklagte Teilforderung lediglich ein Teil der ganzen 
Forderung geblieben; dann iſt die Zulaſſung der Aufrechnungs⸗ 
replik aus den oben angeführten Gründen unabweisbar oder 
die eingeklagte Teilforderung iſt in bezug auf die Aufrechnung 
eine ſelbſtändige Forderung; dann müſſen hieraus auch die not⸗ 
wendigen Folgerungen gezogen werden. Dies iſt bereits für 
das preußiſche Recht von Eccius (Förſter⸗Eccius Preuß. Privat⸗ 
recht 1 8 94 Note 74 7. Aufl. S. 604) dargelegt worden und 
wird jetzt von Goldmann⸗Lilienthal, BGB. 1 S. 429 Note 10, 
für das BGB. zutreffend geltend gemacht. Demgemäß muß 
die Beſtimmung des 8 396 BGB. über die Aufrechnung bei 
Vorhandenſein mehrerer Forderungen zur Anwendung gebracht 
werden. Da der Kläger der Aufrechnung gegen die eingeklagte 
Forderung unverzüglich widerſprochen hat, greift nach 8 396 
die Vorſchrift des 8 366 Abſ. 2 BGB. Platz. Die hier an 
erſter und zweiter Stelle aufgeführten Beſtimmungen kommen 
nicht in Betracht; dagegen iſt in Einklang mit Goldmann⸗ 
Lilienthal anzunehmen, daß die eingeklagte Forderung eben des⸗ 
wegen, weil ſie eingeklagt iſt, für den Beklagten die läſtigere iſt. 
V. c. W. u. Gen., U. v. 25. Jan. 07, 99/06 VII. — Kiel. 

11. 8 459 Abf. 1 BGB. Ob ein Mangel unerheblich 
iſt teils Tatfrage, teils Rechtsfrage, Verkauf eines gebrauchten 
Automobils ohne Zuſagen von Eigenſchaften.] 

Der Kläger kaufte von der Beklagten, die Inhaberin einer 
Automobilfabrik iſt und ſich auch mit Verkäufen ſchon gebrauchter 
Automobile abgibt, einen gebrauchten Wagen, der ihm nach 
feinem Wohnſitze überſendet wurde. Kurz nach der Ablieferung 
unterſuchte er den Wagen und wies ihn wegen einer Reihe von 
Mängeln zurück. Die auf Rückzahlung der angezahlten 
3000 Mark gerichtete Klage wurde vom OLG. ab» und die 
Reviſion zurückgewieſen: Die Reviſion rügt dagegen Ver⸗ 
letzung des Schlußſatzes von 8 459 Abſ. 1. Sie führt aus, 
ein Mangel ſei im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift nicht um 
deswillen allein, weil er leicht erkennbar ſei und in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit mit geringen Koſten beſeitigt werden könne, 
ein unerheblicher Mangel. Vielmehr ſei entſcheidend, ob die 
Gebrauchstauglichkeit des Gegenſtandes durch den Fehler 
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erheblich gemindert werde; liege dies vor, ſo ſei es ohne Be⸗ 
deutung, daß der Wert des fehlenden Teiles als ſolcher gering 
oder der Mangel leicht erkennbar ſei. Dieſer Angriff iſt nicht 
begründet. Die Frage, ob ein Mangel unerheblich im Sinne 
des Schlußſatzes von 8 459 Abf. 1 ſei, iſt teils Tatfrage, 
teils Rechtsfrage. Ihre Prüfung iſt daher dem Reviſions⸗ 
gerichte nicht entzogen. Mit Recht wendet ſich das Berufungs⸗ 
gericht gegen die Auffaſſung, unter allen Umſtänden ſei die 
Anwendung jener Vorſchrift dann ausgeſchloſſen, wenn durch 
den Mangel die Gebrauchsfähigkeit objektiv erheblich gemindert 
werden könnte, und vertritt die Auslegung, wenigſtens im 
einzelnen Falle dürfe berückſichtigt werden, ob der Fehler leicht 
erkennbar ſei und mit unerheblichem Aufwande beſeitigt werden 
könne. Dieſe Auffaſſung iſt jedenfalls bei der hier gegebenen 
Sachlage — Kauf eines ſchon zwei Jahre gebrauchten 
Automobiles, bei dem eine Haftung nur auf dem Wege einer 
Zuſage des vom Berufungsgericht angenommenen Inhalts be⸗ 
gründet werden kann, — ganz beſonders gerechtfertigt. Ihr 
ſtehen auch nicht die Ausführungen in dem Urteile des V. 38S. 
vom 15. April 1905 — V. 475/04, JW. 05, 337° — ent⸗ 
gegen. Dort handelte es ſich um den Hausſchwamm, der nach 
berechtigter Verkehrsauffaſſung, nicht etwa auf Grund von 
Vorurteilen, wegen ſeiner ſchweren Beſeitigung und wegen der 
Gefahr des Wiederauftretens, als erheblicher Mangel gilt. 
K. c. R., U. v. 5. Febr. 07, 368/06 II. — Hamburg. 

12. 8 477 BGB. Verhältnis einer Garantiefriſt zur 
Verjährung.] 

Eine Aktiengeſellſchaft hatte dem Kläger im Januar 1900 
die Lieferung und Verlegung von zirka 1150 qm Keramo⸗ 
Fußbodenbelag im Keſſelhauſe der elektriſchen Zentrale der 
Hamburgiſchen Elektrizitätswerke übertragen; Kläger hatte für 
vorzügliche ſachgemäße Ausführung eine Garantie von zwei 
Jahren vom Tage der Übernahme zu leiſten und zwar in der 
Weiſe, daß er alle während der Garantiezeit an der Arbeit 
ſich zeigenden Mängel ſofort auf ſeine Koſten, innerhalb 
kurzer, ihm bekannt zu gebender Friſt, zu beſeitigen, bezw. 
fehlerhafte Teile durch neue tadelloſe zu erſetzen hatte. Die 
Beklagten hatten die Beſtellung des Klägers auf Lieferung der 
Keramoplatten und zwar unter zweijähriger Garantie-Über: 
nahme angenommen. Die Platten ſind in der Zeit vom Juni 
1900 bis 10. Mai 1901 geliefert. Alsbald nach der voll⸗ 
ſtändigen Verlegung des Fußbodenbelages zeigten ſich Mängel. 
Kläger ließ die betreffenden Platten durch andere erſetzen; aber 
auch an derartig ausgewechſelten Platten zeigten ſich wieder 
Riſſe und Abblätterungen. Als daraufhin die Beſtellerin die 
Abnahme des Fußbodenbelags ablehnte, fand am 6. Februar 1902 
im Anſchluß an eine nochmalige Beſichtigung des Pflaſters 
eine Verhandlung ſtatt, als deren Ergebnis Kläger ſich ver⸗ 
pflichtete, alle riſſigen und ſchadhaften Platten des Fußboden⸗ 
belages bis zum 1. Mai 1902 unter Erſetzung durch neue aus⸗ 
zuwechſeln und wenn ſich bis zum 1. Mai 1903 zeigte, daß 
auch die neuen Platten den geſtellten Anfordernngen nicht 
entſprächen, den ganzen Fußbodenbelag zu entfernen und die 
dafür bereits empfangenen Zahlungen zurückzuerſtatten. Hier⸗ 
von ſetzte Kläger die Beklagten mit dem Eröffnen in Kenntnis, 
daß die Beſtellerin ihn und ſomit er die Beklagten für jeden 
durch die mangelhafte Lieferung entſtehenden Schaden verant⸗ 


wortlich mache; zugleich forderte Kläger die Beklagten auf, 
dafür zu ſorgen, bis zum 1. April alle ſchlechten fehler⸗ 
haften Platten durch nun endlich abſolut fehlerfreies Material 
zu erſetzen. Als im November 1902 die Beſtellerin gegen 
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erhob, verkündete Kläger dem Beklagten den Streit. Kläger wurde 
verurteilt und die von ihm gegen die Beklagten als Lieferanten der 
Platten erhobene Klage abgewieſen. Die Reviſion blieb ohne Erfolg: 
Die Abweiſung der Klage iſt aus rechtlich zutreffenden Gründen 
erfolgt. Der Kläger hatte, wie er ſelbſt angibt und woran ein 
Zweifel auch nicht beſtehen kann, die Keramoplatten gekauft. 
Sein Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung oder auf 
Schadenerſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigenſchaft, 
worum es ſich hier handelt, verjährte daher — da argliſtige 
Verſchweigung des Mangels ſeitens der Verkäufer nicht in 
Frage ſteht — an ſich in 6 Monaten von der Ablieferung 
(S 477 BGB.). Nun haben hier die Verkäufer eine zwei⸗ 
jährige Garantie übernommen und Kläger iſt der Meinung, daß 
deshalb die ſechsmonatige Friſt des 8 477 nach Lieferung der 
Waren Mai 1900 bis zum Juni 1901 zur Zeit der, anfangs 
Dezember 1902 in dem Vorprozeß erfolgten Streitverkündung 
an die Beklagten nicht abgelaufen geweſen ſei und infolge⸗ 
deſſen auch überhaupt noch nicht abgelaufen ſei. Dem kann 
gegenüber den Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht beige: 
treten werden. Das BGB. enthält keinerlei Beſtimmungen 
über die bei Vertragsabſchlüſſen vereinbarten Garantiefriſten; es 
iſt Sache der Auslegung aus den Umſtänden des einzelnen 
Falls, welcher Sinn der Vereinbarung der Garantiefriſt beizu⸗ 
meſſen iſt. (Motive zu dem Entwurf eines BGB. 2, 240/41; 
Planck Anm. 5 zu $S 477 BGB.). Der Berufungsrichter 
ſtellt feſt, die Parteien hätten im vorliegenden Falle mit der 
Garantiefriſt keinen anderen als den üblichen Sinn verbinden 
wollen, dieſer aber ſei der, daß Mängel, welche ſich innerhalb 
2 Jahren nach Ablieferung zeigen würden, geltend gemacht 
werden dürften; und er hält an dieſer Auslegung auch unter 
der Annahme feſt, daß der Kläger die zweijährige Garantie von 
den Beklagten gerade unter der Begründung verlangt habe, 
daß er ſie ſelbſt habe übernehmen müſſen, denn ſei dieſes auch 
der Fall geweſen, ſo liege doch nichts dafür vor, daß die vom 
Kläger ſelbſt zugeſtandene Garantiefriſt einen anderen als den 
bezeichneten üblichen Sinn hätte haben ſollen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen des Verufungsrichters bewegen ſich auf tatſächlichem 
Boden; ſie ſind frei von Rechtsirrtum und Angriffen in der 
Reviſionsinſtanz daher entzogen. Der Berufungsrichter geht 
bei dem vorliegend feſtgeſtellten Sinn der Garantieabrede weiter 
davon aus, daß Schadenserſatzanſprüche aus Mängeln, die ſich 
innerhalb der Garantiefriſt zeigen, in ſechs Monaten nach ihrer 
Entdeckung und nach Entſtehung des Anſpruchs auf Schadens⸗ 
erſatz geltend gemacht werden müſſen. Auch dieſes kann 
entgegen den Ausführungen des Reviſionsklägers für rechtlich 
unzutreffend nicht erachtet werden. Iſt die Bedeutung der 
Beſtimmung einer Garantieleiſtung die, daß Mängel der Sache 
nicht, wie ſonſt gemäß § 477, nur binnen 6 Monaten nach 
der Ablieferung, ſondern auch dann geltend gemacht werden 
können, wenn ſie ſich innerhalb einer längeren vertrag⸗ 
lich feſtgeſetzten Zeit nach der Ablieferung zeigen, ſo iſt 
damit nur der Beginn der Verjährungsfriſt des § 477 anders 
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beſtimmt und bis zu dem Zeitpunkt hinausgeſchoben worden, 
wo der den Anſpruch auf Wandelung oder Minderung oder 
auf Schadenserſatz begründende Mangel entdeckt wird. Es kann 
ſicher im einzelnen Fall, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, 
auch vereinbart werden, daß die in 8 477 beſtimmte Friſt zur 
Geltendmachung von Anſprüchen erſt vom Ablauf der 
Garantiefriſt an laufen ſolle; dieſes hat aber hier nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht ſtattgehabt und an 
ſich iſt es aus der Beſtimmung der Garantiefriſt nicht zu 
entnehmen (vgl. RG. 37, 81). Der Zweck einer ſolchen iſt, 
die Möglichkeit zu geben, Rügen von Mängeln, die ſich erſt 
nach der kurz bemeſſenen Friſt von nur 6 Monaten nach der 
Ablieferung herausſtellen, noch erheben und geltend machen zu 
können; der Zweck iſt ohne weiteres nicht, die zur Geltend⸗ 
machung der erkannten Mängel durchaus hinreichende Friſt 
von ſechs Monaten weiter hinauszuſchieben. S. c. S., U. v. 
25. Jan. 07, 265/06 II. — Hamburg. 

18. 5 632 Abſ. 2 BGB. verb. mit 88 446, 457 PO. 
Anwendung der ſog. Hamburger Norm für von einem Architekten 
gelieferte Pläne, Zeichnungen uſw. — Beweispflicht für den 
Fall, daß der Kläger Üblichkeit, der Beklagte Vereinbarung 
eines Preiſes behauptet.] 

Der Beklagte beſtellte im Jahre 1903 zur Vorbereitung 
der Bebauung ſeines Grundſtücks in B. beim Kläger Pläne, 
Zeichnungen und ſonſtige techniſche Unterlagen, die der Kläger 
geliefert hat. Als Vergütung hierfür fordert der Kläger Anſätze 
nach der ſog. Hamburger Norm (Gebührenordnung für 
Architekten und Ingenieure), bei der die Höhe der Gebühren 
durch die Höhe des erforderlichen Baukapitals beeinflußt wird, 
und ein Baukapital von 250 000 Mark zugrunde gelegt iſt. 
Der Beklagte will 495 Mark als geſchuldet anerkennen. Das 
KG. erklärt den Rechtsſtreit in Höhe der inzwiſchen 
bezahlten 495 Mark für erledigt, macht dagegen die Ent⸗ 
ſcheidung über die geſamte reſtige Streitſumme von Eiden des 
Klägers abhängig. Die vom Kläger zu ſchwörenden, ihm vom 
Beklagten zugeſchobenen Eide betreffen folgende Behauptungen 
des Beklagten: a) Kläger habe dem Beklagten bei der Be⸗ 
ſtellung auf die Frage nach dem Preiſe der Arbeiten erklärt, 
ſie würden höchſtens ein paar Hundert Mark koſten; b) er habe 
ſich verpflichtet, die Baubeſchreibung und Mietaufſtellung un⸗ 
entgeltlich zu liefern; c) er habe bei Anfertigung der Arbeiten 
den Entwurf des Architekten M. — den ſich der Beklagte ſchon 
vorher hatte anfertigen laſſen — benützt. Das RG. hob auf 
Neviſion des Beklagten auf und verwies zurück: Der Kläger 
berechnet die geforderte Vergütung für die beſtellten Arbeiten, 
für die nach ſeiner Darſtellung ein beſtimmter Preis nicht 
vereinbart iſt, auf Grund der ſogenannten Hamburger Normen. 
Auf ihnen beruht auch das Gutachten des Sachverſtändigen, 
dem ſich das Berufungsurteil in allen Punkten anſchließt; der 
Beklagte hält die Anwendung dieſer Normen für unzuläſſig, 
da fie keine „Taxe“ im Sinne des 8 632 Abi. 2 BGB., 
ſondern von einer Anzahl Architekten und Ingenieure einſeitig 
zu ihren Gunſten aufgeſtellt, aber nirgends behördlicherſeits 
anerkannt ſeien. Daß die Normen keine amtliche „Taxe“ ſind, 
iſt zuzugeben, aber auch vom Berufungsgerichte nicht verkannt. 
Dieſes begründet die Anwendung der Normen auf den vor⸗ 
liegenden Fall mit der auf Grund des Gutachtens der Sach⸗ 
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verſtändigen getroffenen Feſtſtellung, daß die Normen im 
geſchäftlichen Verkehr allgemein anerkannt ſeien und auch von 
Behörden bei Honorarvereinbarungen als Grundlage genommen 
werden, weshalb beim Mangel beſonderer Preisvereinbarung 
die Sätze der Normen maßgebend fein. Damit iſt „Üblichkeit“ 
des auf Grund der Hamburger Normen ermittelten Preiſes 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. — Auch der Beklagte behauptet nicht 
eine feſte Preisvereinbarung, ſondern ſtützt feine Weigerung, 
mehr als die bereits bezahlten 495 Mark für ſämtliche Arbeiten 
zu zahlen, auf die Behauptung, der Kläger habe auf die Frage 
nach dem Preiſe erklärt, die Arbeiten würden höchſtens ein 
paar Hundert Mark koſten. Das LG. ſieht dieſe Erklärung 
als eine beiläufig hingeworfene Redensart an; das Berufungs⸗ 
gericht mißt ihr rechtsgeſchäftlichen Charakter bei und erachtet, 
falls ſie bewieſen wird, die bezahlten 495 Mark für eine ge⸗ 
nügende Vergütung. Man kann über die Bedeutung der 
Bemerkung verſchiedener Meinung ſein, im weſentlichen handelt 
es ſich um die Würdigung eines tatſächlichen Vorganges, der 
die ihm vom Berufungsgerichte beigelegte Bedeutung haben 
kann. Jedenfalls iſt der Beklagte nicht dadurch beſchwert, 
während der Kläger ein Rechtsmittel nicht eingelegt hat. 
Hiernach iſt die Behauptung des Beklagten dahin zu verſtehen, 
es ſei vereinbart, daß der Preis der Arbeiten etwa 500 Mark 
nicht überfteigen dürfe. Das Berufungsgericht hält den Be: 
klagten in Anſehung dieſer feiner Schutzbehauptung für beweis⸗ 
pflichtig, und hat deshalb dem Kläger den ihm vom Beklagten 
zugeſchobenen Eid auferlegt. Mit Recht macht hier die 
Reviſion eine Verletzung der Grundſätze über die Beweislaſt 
geltend. Wer auf Grund eines Vertrages eine angemeſſene 
oder übliche Vergütung fordert, muß dem Einwande des Be⸗ 
klagten gegenüber, daß eine geringere Vergütung vereinbart 
ſei, nachweiſen, daß eine ſolche Vereinbarung nicht getroffen 
worden iſt. Vgl. RG. 57, 49. Danach würde nicht der 
Beklagte dem Kläger, ſondern umgekehrt der Kläger dem Be⸗ 
klagten den Eid über die ſtreitige Tatſache zuzuſchieben haben. 
Das Berufungsgericht rechtfertigt die Umkehrung der Beweislaſt 
damit, daß der Geſchäftsführer des Klägers L. bereits als 
Zeuge bekundet habe, daß die Parteien wiederholt im Bureau 
des Klägers über die hier fraglichen Arbeiten verhandelt 
hätten, ebenſo er, Zeuge, ſelbſt direkt mit dem Beklagten, 
niemals aber eine Preisvereinbarung ſtattgefunden habe. 
Dagegen iſt zu bemerken: Gegenüber dem dem Kläger ob⸗ 
liegenden Beweiſe ſteht dem Beklagten der Gegenbeweis 
frei, dieſer aber kann nicht zur Auferlegung des zugeſchobenen 
Eides führen. Es find drei Fälle möglich. Der Kläger hat 
dafür, daß die Vereinbarung einer Preisbeſchränkung nicht 
ſtattgefunden hat, vollen Beweis, oder einigen Beweis, oder 
gar keinen Beweis erbracht. Hält das Gericht den Beweis für 
voll erbracht, fo iſt der Eid über das Gegenteil unzuläſſig, 
8446 3PO.; reicht der erhobene Beweis zur Begründung der 
richterlichen Überzeugung für oder wider nicht aus, jo kann das 
Gericht der einen oder der anderen Partei einen richterlichen 
Eid auferlegen, 8 475 ZPO.; hat der beweispflichtige Kläger 
gar keinen Beweis erbracht, ſo braucht der Beklagte nicht erſt 
noch das Gegenteil darzutun, bleibt alſo wiederum kein Raum 
für einen von ihm zugeſchobenen Eid. Die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts findet ſonach eine ausreichende Erklärung nur, 
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wenn man annimmt, es halte die Angaben des Zeugen L. 
tatſächlich für bedeutungslos, einen Beweis durch ſie nicht für 
erbracht, und deshalb einen Gegenbeweis des Beklagten 
durch Eideszuſchiebung für eine Pflicht des Beklagten. Dies 
muß um ſo mehr angenommen werden, als in der Tat der Zeuge 
L. über die hier ſtreitige Abrede gar nichts bekundet hat. Das 
Berufungsurteil beruht demnach auf rechtsirriger Verteilung 
der Beweislaſt, inſoweit es ſich um die vom Beklagten be⸗ 
hauptete Vereinbarung handelt, und da im Falle der Bewahr⸗ 
heitung der Behauptung des Beklagten der ſtreitige Anſpruch 
abzuweiſen iſt, ſo muß das Urteil aufgehoben werden. L. c. R., 
U. v. 22. Jan. 07, 194/06 VII. — Berlin. 

14. 8 839 BGB. verb. mit 8 15 des preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 und der Dienſt⸗ 
vorſchrift vom 14. Februar 1896. Hat ohne beſonderen Auf⸗ 
trag der Notar die ihm gemachte Wertsangabe einer Notariats⸗ 
handlung zu prüfen 71 

Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß 
dem Beklagten, einem Notar, weder eine Verletzung ſeiner 
Amtspflicht, noch feiner Vertragspflicht zur Laſt fällt. Nach 
§ 15 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895, 
Nr 7, 9 der Dienſtvorſchriften vom 14. Februar 1896, mit⸗ 
geteilt in der allgemeinen Verfügung des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters vom 25. März 1896 (JM Bl. 106), hat der Notar 
bei den von ihm aufgenommenen Urkunden von Amtswegen den 
Stempel zu berechnen und zu verwenden, alſo im Intereſſe des 
Stempelfiskus tätig zu werden, und zwar dahin, daß er in den 
Fällen, in welchen ſich der Wert des Gegenſtandes nicht aus 
der aufgenommenen Urkunde ſelbſt ergibt, die Parteien darüber 
zu vernehmen und ihre Erklärungen darüber zu vermerken hat, 
und, wenn er den Angaben der Parteien mißtraut, befugt, 
aber auch dann nicht verpflichtet iſt, weitere Ermittelungen an⸗ 
zuſtellen. Da nun die Notariatsurkunde den Vermerk enthält, 
daß die Parteien den Wert auf 30 000 Mark angegeben haben, 
fo liegt auf der Hand, daß von einer Verletzung der Amts⸗ 
pflichten des Beklagten keine Rede ſein kann. Ebenſo wenig 
liegt die Verletzung einer Vertragspflicht vor. Da der Notar 
die Stempelberechnung im Intereſſe des Stempelfiskus vor⸗ 
nimmt, ſo handelt es ſich bei dieſer Tätigkeit an ſich gar nicht 
um Ausführung eines Parteiauftrags. Wollen die Parteien 
bei der ihnen obliegenden Wertsangabe vom Notar beraten ſein, 
ſo bedarf es dazu eines beſonderen Auftrags. Mangels eines 
ſolchen Auftrags hat der Notar mit der Wertsangabe nichts 
zu tun, und kann daher auch von der Verletzung einer in dieſer 
Beziehung erforderlichen Sorgfalt keine Rede ſein. T. c. N., 
U. v. 1. Febr. 07, 342/06 III, — Berlin. 

15. 5 839 Abs. 2 BGB. Ein ohne beſondere Verein⸗ 
barung bezüglich ſeiner Haftpflicht beſtellter Schiedsrichter haftet, 
trotzdem § 839 auf ihn keine Anwendung findet, nur für vor⸗ 
ſätzliche Verletzung ſeiner Pflichten.] 

Durch Übernahme des ihm von dem Kläger und dem Baus 
unternehmer H. angetragenen Schiedsrichteramts iſt Beklagter 
zu den Streitteilen in ein Schuldverhältnis privatrechtlicher 
Natur getreten, welches, weil unter der Herrſchaft des BGB. be⸗ 
gründet, deſſen Beſtimmungen unterliegt. Nach dieſen hat der 
Schuldner, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit zu vertreten. Der Vertretungspflicht des Schieds⸗ 
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richters find in Anſehung der Erfüllung feiner Schuldverbind⸗ 
lichkeit, wie der Reviſion zuzugeben iſt, Schranken durch das 
Geſetz, welches das Schuldverhältnis des Schiedsrichters be⸗ 
ſonderer Regelung überall nicht unterzogen hat, unmittelbar 
nicht geſetzt. Die Vorſchrift des 8839 Abſ. 2 BGB., welche 
die Haftung des Beamten, der bei dem Urteil in einer Rechts⸗ 
ſache ſeine Amtspflicht verletzt, auf den Fall vorſätzlicher Ver⸗ 
letzung der Pflicht beſchränkt, erſtreckt ſich nicht auf den Schieds⸗ 
richter, dem die Eigenſchaft eines Beamten fehlt. Ihre analoge 
Ausdehnung auf den letzteren erſcheint gleichfalls nicht zuläſſig; 
iſt auch der Schiedsrichter zu der gleichen Tätigkeit berufen, 
die der Staatsrichter wahrzunehmen hat, und ebenſo in ſtraf⸗ 
rechtlicher Beziehung dieſem gleichgeſtellt, ſo ſteht ſolcher Aus⸗ 
dehnung doch ihr Weſen als Sondervorſchrift entgegen, die 
zwecks Sicherung der zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung 
unentbehrlichen Unabhängigkeit der Gerichte getroffen, auf einem 
Prinzip beruht, welches bei Ausrichtung der ſchiedsrichterlichen 
Funktion nicht zutrifft. Gleichwohl iſt die Folgerung, die den 
Beklagten der Haftung wegen fahrläſſiger Verletzung feiner 
Vertragspflicht enthebt, nicht abzulehnen. Der Schiedsrichter, 
dem die Streitteile die Entſcheidung ihres Rechtsſtreites an⸗ 
vertraut, dem ſie gegen ſich die Stellung des ordentlichen 
Richters ohne weiteren Vorbehalt geboten haben, iſt bei Aus⸗ 
richtung ſeiner Tätigkeit zu der Vorausſetzung berechtigt, daß 
er für ſeinen Schiedsſpruch nicht über die Grenzen hinaus ver⸗ 
antwortlich gemacht werden darf, die der Verantwortlichkeit des 
Staatsrichters geſetzlich geſtellt ſind. Die Streitteile, welche 
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können, müſſen die Folgerung gegen ſich gelten laſſen, daß ſie, 
wenn ſie den Schiedsrichter ohne Vorbehalt beſtellen, ſtill⸗ 
ſchweigend in die beſchränkte Haftung desſelben ihrerſeits ein⸗ 
willigen und durch den Vertrag mit ihm ſeine Vertretungspflicht 
in Abweichung von obgedachter allgemeiner Rechtsregel be⸗ 
ſtimmen. Seitens des Klägers iſt ein Vorbehalt bezüglich der 
Haftung des Beklagten bei deſſen Berufung zum Schiedsrichter 
nicht behauptet; die Haftung des letzteren wegen Fahrläſſigkeit 
iſt ſomit ausgeſchloſſen. Das Berufungsgericht, welches ohne 
Rechtsirrtum annimmt, daß die Tatbehauptungen des Klägers 
zu dem Vorwurf vorſätzlicher Rechtsbeugung nicht berechtigen, 
hat daher, ohne die Frage, ob dem Beklagten eine fahrläſſige 
Verletzung ſeiner Vertragspflicht zur Laſt zu legen iſt, ſeiner 
Entſcheidung zu unterziehen, in zutreffender Weiſe die Klage 
abgewieſen. Sch. c. L., U. v. 8. Febr. 07, 363/06 III. — 
Hamm. | 


16. 8 1166 BGB. Die Sondervorſchrift dieſes Para 
graphen iſt nicht auf die Bürgſchaft auszudehnen.] 

Die Reviſion nimmt Bezug auf die Ausführung von 
Dernburg, das Preußiſche Hypothekenrecht, II. Abteilung, (1891) 
§ 10 Nr. 4 S. 66, 67, wo die Frage aufgeworfen und 
bejaht wird, ob der perſönliche Schuldner befugt ſein ſolle, zu 
fordern, daß ihm der Gläubiger von der Einleitung der 
Zwangsvollſtreckung in das verpfändete Grundſtück Mitteilung 
mache, wenn dieſer ihn mit der Forderungsklage auf den Aus⸗ 
fall bei der Zwangsverſteigerung in Anſpruch nehmen will. 
Dieſe Ausführungen, meint die Reviſion, träfen in erſter Linie 
das Römiſche, in zweiter Linie das Preußiſche Hypothekenrecht; 
es gehe aber aus ihnen hervor, daß die Auffaſſung des 
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Berufungsgerichts bezüglich des 8 1166 BGB. unzutreffend 
ſei. Es handle ſich nicht um eine beſondere Geſetzesvorſchrift, 
ſondern um die Anwendung eines Prinzips. Die entſprechende 
Anwendung der Beſtimmung des 8 1166 BGB. auf Fälle 
der vorliegenden Art rechtfertige ſich aus den Grundſätzen in 
betreff der Analogie. Für Zuläſſigkeit der letzteren beruft ſich 
die Reviſion auf 8 1 des I. Entwurfes zum BGB., welcher 
nur deshalb, weil er entbehrlich erſchien, in dem Geſetze 
geſtrichen worden ſei. Übrigens ſei der ſelbſtſchuldneriſche 
Bürge gegenüber dem Gläubiger einfach Solidarſchuldner; das 
Bürgſchafts verhältnis komme nur noch gegenüber dem Mit⸗ 
ſchuldner in Frage. Verletzt ſei vom Berufungsgericht weiter 
5 242 BGB. Treu und Glauben verlangten die Benach⸗ 
richtigung des Bürgen. Ein hiergegen verſtoßendes Verhalten 
ihres Bevollmächtigten habe die Klägerin zu vertreten. Dieſe 
Angriffe konnten nicht für begründet erachtet werden. Das 
deutſche BGB., welches mit Recht (vgl. RG. Bd. 54 Nr. 82 
S. 315 f.) von den Vorinſtanzen auf den gegenwärtigen Fall 
zur Anwendung gebracht iſt, hat in bewußtem Gegenſatz zu 
anderen Geſetzgebungen und zu der vorherrſchenden gemein⸗ 
rechtlichen Lehre eine Diligenzpflicht des Gläubigers gegenüber 
dem Bürgen, eine Verpflichtung des Gläubigers, bei dem Vor⸗ 
gehen gegen den Hauptſchuldner auf die Intereſſen des Bürgen 
Rüäckſicht zu nehmen, grundſätzlich nicht angenommen und nur 
in beſonders beſtimmten Fällen — 8 776 (der Fall des 
8777 kommt hierfür nicht in Betracht) — eine Befreiung 
des Bürgen zufolge Aufgebens gewiſſer Rechte von feiten des 
Gläubigers ſtatuiert. — Motive zum BGB. B II S. 678 f. 
Vgl. Planck Kommentar zum BGB. 8776 Anm. 1; Staudinger 
Kommentar II zu 8 776 Anm. 3; Oertmann, Recht der 
Schuldverhältniſſe zu 8 776 2. Aufl. Anm. 2 S. 853. Auch 
aus der Beſtimmung des 8 242 des BGB. könnte eine Ver⸗ 
pflichtung des Gläubigers zur Rückfichtnahme auf den Bürgen 
im allgemeinen und von beſonders geſtalteten Rechtsbeziehungen 
der Beteiligten abgeſehen, nicht wohl hergeleitet werden, da 
durch den Bürgſchaftsvertrag an ſich für den Gläubiger nur 
Rechte, keine Verpflichtungen begründet werden und es ſich alſo 
inſofern nicht um eine „Leiſtung“ des Letzteren an den Bürgen 
handelt, die jener nach Treu und Glauben erfüllen müßte. 
(Vgl. Planck a. a. O. Anm. 1; Oertmann zu 5 776 Anm. 3d; 
Schneider, Treu und Glauben im Recht der Schuldverhältniſſe 
836 Nr. 8 S. 226.) Im beſonderen wird eine Verpflichtung 
des Gläubigers, den Bürgen von einem die Vermögens 
verhältniſſe des Bürgen betreffenden Vorgange, namentlich von 
der Einleitung einer Zwangsvollſtreckung, zu benachrichtigen, 
im BGB. nirgends aufgeſtellt. Wohl aber weiſen die Vor⸗ 
ſchriften in 8 775 BGB. darauf hin, daß der Bürge ſelbſt 
nach dieſer Richtung die Augen offen halten muß. Für die 
Begründung einer Benachrichtigungspflicht des Gläubigers könnte 
nur an 8 1166 BGB. gedacht werden. Daß dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift hierſür direkt verwendbar ſei, iſt nach ihrem Wort⸗ 
laute ausgeſchloſſen. Es käme nur die Anwendung im Wege 
der (Geſetzes⸗) Analogie in Frage. Daß die Analogie auch für 
das Gebiet des deutſchen BGB. zugelaſſen fei, iſt der Rebifion 
ohne weiteres zuzugeben; von der analogen Rechtsanwendung 
iſt auf dieſem Gebiete auch ſchon in der Rechtſprechung des 
RG. häufig genug Gebrauch gemacht worden. Das Berufungs⸗ 
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gericht hat aber nicht, wie ihm die Reviſion vorwirft, die 
Rechtsgrundſätze der Analogie verkannt. Die Anwendung einer 
für beſtimmte Verhältniſſe gegebenen Rechtsnorm auf andere 
verwandte Verhältniſſe im Wege der Analogie ſetzt voraus, 
daß auf der einen und der anderen Seite weſensgleiche oder 
rechtsähnliche Tatbeſtände vorliegen und daß auf beide der 
gleiche innere Grund zutrifft. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
erſcheint es nun nicht als angängig, die Vorſchrift des 8 1166 
BGB. auf das Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Bürgen zu übertragen. Der 5 1166 ſteht in engem 
Zuſammenhange mit den vorangehenden 88 1164 und 1165. 
Es find hier gegenüber der Regelnorm des 8 1163 Sonder - 
beſtimmungen für den Fall getroffen, wenn der perſönliche 
Schuldner und der Eigentümer des verpfändeten Grundſtücks 
verſchiedene Perſonen ſind. In dieſem Falle ſoll, wenn der 
perſönliche Schuldner den Gläubiger befriedigt, die Hypothek 
inſoweit auf ihn (nicht auf den Eigentümer) übergehen, als er 
von dem Eigentümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigen⸗ 
tümers Exſatz verlangen kann. Hierbei iſt namentlich an den 
Fall gedacht, wo bei der Veräußerung eines Grunbftüds, 
welches mit einer Hypothek für eine Schuld des Veräußerers 
belaſtet iſt, die Übernahme der Schuld durch den Erwerber 
vereinbart war, die perſönliche Haftung des Veräußerers aber 
fortbeſteht, weil die Schuldübernahme nicht zuſtande gekommen 
iſt. Im Anſchluſſe hieran iſt in 8 1165 die Befreiung des 
perſönlichen Schuldners, falls der Gläubiger die Hypothek 
preisgibt, feſtgeſetzt. Und nun folgt der 8 1166, welcher 
gleichfalls den Schutz desjenigen, mit dem Eigentümer nicht 
identiſchen, perſönlichen Schuldners bezweckt, welcher berechtigt 
iſt, von dem Eigentümer Erſatz zu verlangen, wenn er den 
Gläubiger befriedigt. Dieſe Vorſchriften find von der 
II. Kommiſſion in den Geſetzesentwurf eingeſtellt worden, und 
zwar der 8 1166 (E. II 8 1073) gerade zufolge der durch 
jene Ausführungen Dernburgs gegebenen Anregung. Indes 
wurde in der Kommiſſion für die Ablehnung weiter gehender 
Anträge erwogen: Die Benachrichtigungspflicht dürfe nicht 
jedem Gläubiger auferlegt werden. Ein beſonderer Schutz des 
Schuldners ſei nur in den Fällen durch das praktiſche Bedürfnis 
geboten, in welchen ein Gläubiger mit einer durchaus ſicheren 
Hypothek, namentlich eine Hypothekenbank, die Zwangs⸗ 
verſteigerung betreibe, das Grundſtück ſelbſt gegen ein ganz 
niedriges Gebot erſtehe und ſich dann wegen des Ausfalles an 
den perſönlichen Schuldner halte, obwohl er durch den Wert 
des von ihm erworbenen Grundſtücks mehr als gedeckt ſei. 
In dieſen Fällen erfordere es die Billigkeit, daß der Gläubiger, 
ſoweit tunlich, den Schuldner von der Zwangsverſteigerung 
benachrichtige, damit dieſer Gelegenheit habe, durch eigenes 
Mitbieten oder Herbeiſchaffung anderer Bieter den Ausfall der 
Hypothek des Gläubigers zu verhindern. Dagegen ſei es 
ungerechtfertigt, auch jeden dem betreibenden Gläubiger nach⸗ 
ſtehenden Hypothekar uſw. zu Benachrichtigung des Schuldners zu 
verpflichten. Vgl. hierzu: Prot. 2, 4509 f., Mugdan 
Materialien zum BGB. 3, 848f.; Denkſchrift S. 145 (Mugdan 3, 
986). Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht 1 8 1166 S. 694 
Anm. 1, 3, 5; Staudinger Kom. III 8 1166 Anm. 1, 2; 
Planck Kom. 8 1164 Anm. 20, 8 1165 Anm. 1, 2, $ 1166 
Anm. 1, 4b; Crome Syſtem B III 8 475 S. 747. Überall 

28 


178 


ift hier nur von dem perſönlichen Schuldner, nicht auch von 
dem Bürgen die Rede. Die Gründe, welche für die (aus 
Billigkeitsrückſichten) zur Sicherung des perſönlichen Schuldners 
getroffenen Ausnahmebeſtimmungen maßgebend geweſen find, 
würden aber auch keineswegs ebenſo auf das Rechtsverhältnis 
der Bürgſchaft zutreffen. Die Vorſchrift des 8 1164 BGB. 
greift zugunſten des Bürgen, abgeſehen von dem Falle, wo die 
Hypothek für die Bürgſchaftsſchuld beſtellt, der Bürge alſo 
der perſönliche Schuldner der Hypothekenforderung iſt, vgl. 
Planck S 1164 Anm. 2c, nicht Platz, da vielmehr mit Bes 
friedigung des Gläubigers durch den Bürgen die Forderung 
nicht erliſcht, ſondern mit der Hypothek nach SS 774, 1153 
BGB. auf den Bürgen übergeht. Die in letzterem Falle auf 
den Bürgen übergehende Forderung aber darf nicht der Erſatz⸗ 
forderung des perſönlichen Schuldners gegen den Eigentümer, 
welche das Geſetz bei 88 1164 — 1166 allein im Auge hat, 
gleichgeſtellt werden. Allerdings kann der Bürge auf ähnliche 
Weiſe in Nachteil kommen, wenn zufolge der ohne ſein Vor⸗ 
wiſſen durchgeführten Zwangsverſteigerung nunmehr die 
Hypothek, welche nach 8 774 BGB. mit der Forderung auf 
ihn übergegangen wäre, erloſchen iſt. Indes fehlt es an jedem 
genügenden Anhalt dafür, daß gegen eine ſolche Gefährdung 
dem Bürgen ein geſetzlicher Schutz gewährt ſein ſollte — und 
zwar durch Verpflichtung des Gläubigers zu einer beſtimmten 
poſitiven Tätigkeit. Die Rechtsſtellung des Gläubigers dem 
Bürgen gegenüber iſt eine weſentlich andere als diejenige 
gegenüber dem perſönlichen Hauptſchuldner. Die Zweck⸗ 
beſtimmung der Bürgſchaft iſt lediglich die, dem Gläubiger 
Sicherheit zu gewähren; und nur in verſtärktem Maße tritt 
dieſer Zweck bei der Selbſtſchuldnerbürgſchaft hervor. Die 
Auffaſſung der Reviſion, daß der Selbſtſchuldnerbürge im 
Verhältnis zum Gläubiger lediglich Geſamtſchuldner ſei, iſt 
nicht zutreffend. Der Bürge, der ſich als Selbſtſchuldner oder 
Selbſtzahler verbindlich macht, verzichtet auf die Einrede der 
Vorausklage — BGB. $ 773 Abſ. 1 Ziff. 1 — aber iſt 
und bleibt gleichwohl Bürge; ſeine Haftung bleibt eine 
akzeſſoriſche und iſt nicht nach den Grundſätzen der prinzipalen 
Geſamtſchuld zu beurteilen. (Dertmann 8 773 Anm. 2a; 
Planck §S 773 Anm. la, Crome II $ 296 S. 882.) Gegen 
eine analoge Anwendung der Sondervorſchrift des S 1166 
BGB. auf die Bürgſchaft ſpricht aber vor allem, daß das 
BGB., wie ſchon ausgeführt, auf dem prinzipiellen Standpunkt 
ſteht, wonach der Gläubiger nicht verpflichtet iſt, das Intereſſe 
des Bürgen zu wahren, und daß es die Fälle, in welchen der 
Gläubiger durch ein den Bürgen benachteiligendes Vorgehen 
frei werden ſoll, in beſtimmter Weiſe abgrenzt. Allerdings 
entſpricht die in 8 1165 BGB. zum Schutze des perſönlichen 
Schuldners getroffene Beſtimmung dem Weſen nach der in 
8 776 BGB. zugunſten des Bürgen gegebenen Vorſchrift. 
Allein gerade der Umſtand, daß eine dem nachfolgenden 8 1166 
entſprechende Beſtimmung, was ſonſt ja nahe gelegen hätte, 
unter die Vorſchriften über die Bürgſchaft nicht aufgenommen 
iſt, dient zur Unterſtützung der Annahme, daß der Geſetzgeber 
dem Gläubiger eine entſprechende Benachrichtigungspflicht dem 
Bürgen gegenüber nicht hat auferlegen wollen und daß 
deshalb eine Analogie nicht Platz greifen kann. — Hiernach 
kann davon abgeſehen werden, ob im vorliegenden Falle die 
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Vorausſetzungen des 8 1166 BGB. als gegeben angenommen 
werden dürften, ſofern etwa dem Beklagten (was übrigens in 
keiner Weiſe erſichtlich iſt) gegenüber dem Hauptſchuldner und 
Grundſtückseigentümer ein Regreßanſpruch bei Befriedigung des 
Gläubigers zuſtände, ob die Klägerin als betreibende 
Gläubigerin im Sinne von 8 1166 nach $ 27 Abſ. 2 32G. 
vom 24. März 1897 angeſehen werden könnte, obwohl ihr 
Beitritt zu dem Verfahren nicht wegen der Haupt ſumme der 
jetzt den Gegenſtand von Klage und Widerklage bildenden 
Forderungen erfolgt und zugelaſſen worden iſt. Es ſtand 
mithin nur in Frage, ob nicht eine Benachrichtigungspflicht der 
Klägerin aus den beſonderen, im gegebenen Falle zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Rechtsbeziehungen zu begründen war. 
(Das wird verneint.) K. c. St., U. v. 31. Jan. 07, 
246/06 VI. — Stuttgart. 

17. 8 1298 BGB. Für die Frage wegen Rücktritts 
von einem Verlöbnis, find die Grundſätze über Eheſcheidung 
nicht anzuwenden.] 

Die Parteien waren verlobt; die Beklagte trat von dem 
Verlöbniſſe zurück. Mit Rückſicht auf dieſen Rücktritt beantragte 
der Kläger auf Grund des 8 1298 BGB. die Beklagte zur 
Zahlung von 8010,30 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
29. November 1904 zu verurteilen. Die Beklagte machte geltend, 
daß ſie aus wichtigen Gründen zurückgetreten ſei. Sie behauptete, 
der Kläger ſei, wie ſie erſt nach der Verlobung erfahren habe, 
morphiumſüchtig, er ſei ferner ein gewalttätiger Menſch, er habe 
ſie als verrückt hingeſtellt, er habe ihr falſche Angaben über 
ſein Einkommen gemacht, ſein Bruder ſei geiſteskrank geweſen. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Die 
Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet: Das Berufungs⸗ 
gericht hat es mit Recht abgelehnt, bei Prüfung der Frage, ob 
ein wichtiger Grund zum Rücktritt von einem rechtsgültig ge⸗ 
ſchloſſenen Verlöbniſſe im Sinne des 8 1298 BGB. gegeben 
iſt, die Grundſätze des BGB. über Eheſcheidung entſprechend 
zur Anwendung zu bringen. Auch die weitere Annahme iſt 
nicht zu beanſtanden, daß unter Umſtänden ſachlich berechtigte 
erhebliche Bedenken eines Verlobten gegen weſentliche Eigen⸗ 
ſchaften des anderen Teils, die nachträglich entſtanden, aber 
nicht frivol hervorgeſucht ſind, einen wichtigen Grund zur Ab⸗ 
lehnung der Eheſchließung bilden können. Dagegen iſt daran 
feſtzuhalten, daß die gedachten Bedenken ſich auf erhebliche Tat⸗ 
ſachen ſtützen müſſen, die nach der in den Geſellſchaftskreiſen 
der Verlobten herrſchenden Auffaſſung bei einer ſachlichen, die 
Umſtände des einzelnen Falls berückſichtigenden Würdigung ge⸗ 
eignet geweſen wären, den zurücktretenden Verlobten von der Ein⸗ 
gehung des Verlöbniſſes abzuhalten. Eine ſolche tatſächliche Grund⸗ 
lage iſt von dem Berufungsgericht in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt 
worden. O. c. B., U. v. 24. Jan. 07, 264/06 IV. — Berlin. 

18. 8 1353 BGB. Einfluß einer Geſchlechts krankheit 
des Ehemannes auf ſein Recht, Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft zu verlangen.] 

Es kann nicht als wahr unterſtellt werden, die Beklagte 
hätte ſchon bei der Eheſchließung die Geſchlechtskrankheit des 
Klägers gekannt. Es iſt daher davon auszugehen, daß ſie erſt 
nach der Eheſchließung Kenntnis von der Geſchlechtskrankheit 
des Klägers erlangt hat. Darüber, ob die Geſchlechts krankheit 
des Klägers anſteckend iſt, einen bösartigen Charakter hat oder 
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Heilung erhoffen läßt, fehlt es an Feſtſtellungen. Der Brief 
des Klägers vom 18. Juli 1904 und ſeine im Rechtsſtreite ge⸗ 
machten Zugeſtändniſſe belaſten ihn aber derart, daß es ſeine 
Sache wäre, die Ungefährlichkeit ſeiner tatſächlich noch beſtehenden 
Geſchlechtskrankheit darzutun. Solange dies nicht geſchieht, 
beſteht für die Beklagte begründeter Anlaß zu der Befürchtung, 
weiterer Geſchlechtsverkehr mit dem Kläger müſſe ihre Geſund⸗ 
heit in Gefahr ſetzen. Unter ſolchen Umſtänden weigert ſie ſich 
mit Recht, die eheliche Gemeinſchaft mit dem Kläger herzuſtellen. 
Der Entſcheidungsgrund des Berufungsgerichts, ſie könne ſich 
vor Anſteckung ſchützen, iſt von der Reviſion mit Recht als unklar 
und unzutreffend bekämpft worden. Mit dem Weſen der Ehe 
läßt es ſich nicht vereinigen, einer Frau zuzumuten, eheliche 
Gemeinſchaft mit einem Manne zu halten, der mit einer gefähr⸗ 
lichen und anſteckenden Geſchlechtskrankheit behaftet iſt. Auch 
die Erwägung, daß die Beklagte in Kenntnis der Krankheit 
mit dem Kläger zuſammengelebt habe, iſt für ſich allein nicht 
ſtichhaltig. Es hätte die Natur der Geſchlechtskrankheit des 
Klägers feſtgeſtellt und ferner gezeigt werden müſſen, daß die 
Beklagte die Natur der Krankheit und deren Gefährlichkeit ſchon 
während des Zuſammenlebens mit dem Kläger erkannt habe. 
T. c. T., U. v. 4. Febr. 07, 338/06 IV. — Berlin. 

19. 8 1391 Abſ. 2 BGB. Sinn und Tragweite dieſer 
Vorſchrift; Ausſchluß eines Erſatzanſpruches der Ehefrau im 
Sinne dieſer Vorſchrift bei Einwilligung der Frau in eine gegen 
den § 1377 Abſ. 2 verſtoßende Verwendung ihres baren Eheguts.] 

Den Klägern ſtehen gegen den Ehemann der Beklagten, 
Rentner R. F., aus Wechſeln, welche er im Intereſſe der Firma 
A. E. zu Werdau auf dieſe gezogen hatte, rechtskräftige Forde⸗ 
rungen von 30000 bzw. 5000 Mark nebſt Zinſen und Koſten 
zu. Am 23. Januar 1905 iſt über das Vermögen der Firma 
A. E. der Konkurs eröffnet worden. An demſelben Tage 
hat der Ehemann F. zwei auf Blatt 1750 des Grundbuchs 
von Werdau für ihn eingetragene Hypotheken im Geſamtbetrage 
von 6000 Mark an ſeine Ehefrau, die Beklagte, zum Zwecke der 
Sicherung ihres Einbringens, wie es in der über die Abtretung 
aufgenommenen Urkunde heißt, zediert; die Hypotheken ſind auf 
den Namen der Beklagten umgeſchrieben. Die Kläger fochten 
dieſe Übertragung auf Grund des § 3 Nr. 1 und 2 des Ans 
fechtungsgeſetzes vom 21. Juli 1879 / 20. Mai 1898 an. Vom 
LG. aus einem nicht mehr in Betracht kommenden Grunde 
mit ihrer Klage abgewieſen, änderten ſie in der Berufungs⸗ 
inſtanz, nachdem die abgetretenen Hypotheken bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung des belaſteten Grundſtücks nur mit 4804,63 Mark 
zur Hebung gelangt waren, ihren Antrag dahin, die Beklagte 
zu verurteilen, an ſie und zwar an die Mitklägerin S. & Co. 
zu ½ und an den Mitkläger St. zu / 4804 Mark 63 Pf. ſamt 
4 v. H. Zinſen ſeit dem 4. Oktober 1905 zu zahlen. Die Be⸗ 
klagte widerſprach dem Verlangen der Kläger; es handle ſich 
um ein Erfüllungsgeſchäft, da ihr in Vermögensverfall ge⸗ 
ratener Ehemann nach 81391 Abſ. 2 BGB. zur Sicherſtellung 
ihres Einbringens verpflichtet geweſen ſei. Das OLG. hat auf 
einen Eid für die Beklagte des Inhalts erkannt, daß ſie 
ihrem Manne nach der Eheſchließung an elterlichen Erbteil 
und Zuwendungen ihrer Mutter unter Lebenden mindeſtens 
4804 Mark 63 Pf. bar als Einbringen überlaſſen habe, und 

für den Fall der Leiſtung des Eides die Klage abgewieſen, für 
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den Fall der Nichtleiſtung aber die Beklagte nach dem Klage⸗ 
antrage verurteilt. Auf Reviſion der Kläger hob das RG. auf: 
Der Berufungsrichter nimmt an, daß, wenn durch die Leiſtung 
des der Beklagten auferlegten Eides ein Bareinbringen der 
Beklagten von 4804,63 Mark feſtgeſtellt werde, die angefochtene 
Abtretung der beiden Hypotheken ein Erfüllungsgeſchäft, näm⸗ 
lich die Befriedigung des der Beklagten gemäß 81391 Abſ. 2 
BGB. zuſtehenden Anſpruchs auf Sicherheitsleiſtung, darſtelle 
und daß deshalb der Gegenbeweis nach S 3 Nr. 2 Anf. er⸗ 
bracht ſei. Bedenklich iſt ſchon die Annahme, daß es ſich bei 
der Zeſſion um eine Sicherheitsleiſtung gehandelt habe. 
Der Berufungsrichter weiſt darauf hin, daß die Zeſſion nach 
dem Wortlaute der darüber aufgenommenen Urkunde zur teil- 
weiſen Deckung der Einbringungsforderung der Beklagten erfolgt 
ſei; wenn dieſe auch nur 4804,63 Mark eingebracht habe, ſo 
würde ſich die Abtretung von Hypotheken im Geſamtbetrage 
von 6000 Mark daraus erklären laſſen, daß die Eheleute eine 
Sicherheit nur bis zu jener Summe als vorhanden angeſehen 
hätten. Auch könnten fie als ſelbſtverſtändlich erachtet 
haben, daß die Beklagte verbunden ſei, den ihr Einbringen 
überfteigenden Erlös aus den Hypotheken herauszugeben. Der 
Wortlaut der Zeſſionsurkunde ſpricht, wie die Reviſion mit 
Recht hervorhebt, eher dafür, daß der Beklagte nicht ſowohl 
Sicherheit wegen Erſatzforderungen, als Befriedigung 
wegen ihres Einbringens d. h. wegen des Anſpruchs auf Rück⸗ 
gewähr des eingebrachten Gutes hat gewährt werden ſollen. 
Die übrigen Erwägungen des Berufungsrichters find Ver⸗ 
mutungen, die der tatſächlichen Grundlage entbehren, ſo daß 
nach der gegenwärtigen Lage der Sache nicht feſtſteht, daß mit 
der Zeſſion vom 23. Januar 1905 ein Anſpruch aus § 1391 
Abi. 2 BGB. hat erfüllt werden ſollen. Es iſt aber über: 
haupt nicht erſichtlich — worauf die Reviſion gleichfalls mit 
Recht hindeutet —, daß ein ſolcher Anſpruch gegeben iſt. Der 
Berufungsrichter geht ohne nähere Prüfung der Rechtslage 
davon aus, daß die Tatſache des Einbringens einerſeits und 
andrerſeits der Vermögensverfall ihres Ehemannes das Ver⸗ 
langen nach Sicherheitsleiſtung rechtfertige. Hierbei iſt jedoch 
der Sinn und die Tragweite des 8 1391 Abſ. 2 BGB. ver⸗ 
kannt. Dieſe Beſtimmung gibt der Frau ein Recht auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung, wenn die ihr aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes zuſtehenden Anſprüche auf Erſatz des 
Wertes verbrauchbarer Sachen erheblich gefährdet find. Es 
iſt alſo nicht allgemein ein ſolches Recht anerkannt, wenn Um⸗ 
ſtände vorliegen, welche die der Ehefrau auf Grund des geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes gegen den Ehemann zuſtehenden Anſprüche 
auf Erſatz oder Rückgabe des beweglichen Eheguts als ge⸗ 
fährdet erſcheinen laſſen. Ein dahingehender Vorſchlag iſt in 
der Kommiſſion abgelehnt (Prot. 4, 177). Vielmehr müſſen 
die beſonderen Vorausſetzungen vorliegen, unter denen für die 
Ehefrau Erſtattungsanſprüche aus Verfügungen des Mannes 
über eingebrachte, verbrauchbare Sachen begründet werden. 
Nach dieſen Vorausſetzungen iſt alſo bei der Anwendung des 
§ 1391 Abſ. 2 BGB. zu fragen. Im gegenwärtigen Falle 
kommt als Einbringen nur bares Geld in Betracht. Dieſes 
bleibt zunächſt Eigentum der Frau, aber der Mann kann 
darüber auch ohne Zuſtimmung der Frau verfügen, er ſoll es 
nur in der Weiſe tun, daß er es, ſoweit es nicht zur Be⸗ 
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ſtreitung von Auslagen bereit zu halten iſt, mündelſicher anlegt 
(S8 1376 Nr. 1, 1377 Abſ. 2 BGB.). Handelt er der 
Verpflichtung aus 8 1377 Abſ. 2 BGB. zuwider, verwendet 
er namentlich das Geld für ſich, ſo haftet er nach Maßgabe 
des 8 1359 BGB. für Schadenserſatz und in einem ſolchen 
Falle kann ein Recht auf Sicherheitsleiſtung nach 8 1391 
Abſ. 2 BGB. gegeben fein. Aber nicht unter allen Umſtänden 
ſchließt die Unterlaſſung der mündelſicheren Anlage des baren 
Geldes ein pflichtwidriges und mithin haftbar machendes Ver⸗ 
halten des Mannes in ſich. Die Vorſchrift ſoll das Intereſſe 
der Frau wahren; ſie kann daher auf ihre Befolgung verzichten 
und insbeſondere dieſen Verzicht dadurch zum Ausdruck bringen, 
daß ſie ihrem Mann allgemein oder im Einzelfalle geſtattet, 
die Gelder nicht mündelſicher bei Dritten oder auch bei ſich ſelbſt 
anzulegen. Es war dies in dem Antrage III S e zu dem von 
der Subkommiſſion zur Beratung des ehelichen Guͤterrechts 
aufgeſtellten Gegenentwurf (Prot. 4, 158) beſonders geſagt, 
iſt indeſſen ſelbſtverſtändlich und von keiner Seite in Zweifel 


gezogen (vgl. die Kommentare von Planck, Staudinger, Opet). 


Die Folge der Zuſtimmung der Frau zu einer dem 8 1377 
Abſ. 2 BGB. widerſprechenden Geldanlage iſt, daß ſie ſich, 
ſofern es bei einem Dritten belegt iſt, mit der Rückgewähr der 
Forderung gegen dieſen bei Beendigung der ehemännlichen Ver⸗ 
waltung und Nutznießung begnügen muß und daß, ſoweit der 
Mann das Geld für ſich hat verwenden dürfen, er als Schuldner 
der Frau erſcheint — wobei es Tatfrage iſt, ob ſeine Schuld 
noch während der Dauer ſeiner ehemännlichen Rechte fällig wird 
und dieſer Umſtand ihn verpflichtet, nunmehr das Geld mümdel⸗ 
ſicher zu belegen, oder ob — was wohl die Regel bilden wird 
— die Fälligkeit erſt mit dem Ende jener Rechte eintritt. 
Jedenfalls ſchließt die Einwilligung der Frau in eine gegen 
den 8 1377 Abſ. 2 BGB. verſtoßende Verwendung ihres 
baren Eheguts einen Erſatzanſpruch im Sinne des § 1391 
Abſ. 2 BGB. zunächſt aus. Von dieſem Geſichtspunkt iſt die 
Sache noch gar nicht geprüft, obwohl hierzu Anlaß gegeben 
war. Die Beklagte hatte ſelbſt behauptet (S. 5 des Berufungs⸗ 
urteils), daß ſie mit ihrem mütterlichen Erbteil und mit der 
Schenkung ihres Schwagers eine auf dem Grundſtück ihres 
Mannes haftende Hypothek bezahlt habe. Nach dem erſtinſtanz⸗ 
lichen Tatbeſtande, der auch dem Berufungsrichter vorgetragen 
iſt, handelt es ſich augenſcheinlich um einen Geſamtbetrag von 
etwa 3000 Mark (Bl. 31 R Buchſt. e, f). In dieſer Höhe 
würde nicht von einer Einbringungs forderung, ſondern nur von 
einem gewöhnlichen ſchuldrechtlichen Verhältnis die Rede ſein 
dürfen, inſofern die Beklagte gegen ihren Ehemann wegen der 
Tilgung ſeiner Hypothekenſchuld Regreß nehmen könnte. Wenn 
nun durch die Eidesleiſtung nur ein Einbringen von insgeſamt 
4804,63 Mark dargetan wird, ſo würde, da die Beklagte jene 
3000 Mark auch dahin rechnet, der Annahme, daß ein Er⸗ 
füllungsgeſchäft aus 8 1391 Abſ. 2 BGB. mit der Zeſſion 
der Hypotheken beabſichtigt geweſen ſei, der Boden entzogen ſein. 
S. & Gen. c. Fl., U. v. 8. Febr. 07, 191/06 VII. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

20. 85 239, 246 ZPO. Einfluß des Todes einer Partei 
auf einen anhängigen Prozeß ohne Ausſetzung des Verfahrens.] 

Nach dem Tatbeſtand des Berufungsurteils hat der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Klägers angezeigt, daß der Beklagte noch 


geſtorben ſei, der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten aber er⸗ 
widert, daß er hiervon keine Kenntnis habe. Ein Ausſetzungs⸗ 
antrag iſt von keiner Seite geſtellt worden. Das Berufungs⸗ 
gericht hat deswegen dem etwa eingetretenen Tode des Beklagten 
jede Bedeutung für das weitere Verfahren verſagt. Die Revifion 
macht demgegenüber geltend: das Berufungsgericht habe nicht 
im Ungewiſſen laſſen dürfen, ob der Beklagte geſtorben ſei oder 
nicht, namentlich da nach der Behauptung des Klägers der 
Beklagte vor Eröffnung der Berufungsinſtanz geſtorben ſei; es 
hätte, obgleich ein Ausſetzungsantrag nicht geſtellt worden, von 
Amtswegen ermitteln ſollen, ob die Behauptung des Klägers 
wahr ſei und, im Bejahungsfall, wer die Rechtsnachfolger des 
Beklagten ſeien; zugunſten der Reviſion ſei die Wahrheit der 
Behauptung zu unterſtellen. Dieſe Rüge iſt unbegründet: Zu 
einer Ermittelung nach jenen Richtungen hatte das Berufungs⸗ 
gericht weder die Pflicht noch das Recht. Das Verfahren war 
nicht unterbrochen, noch hatte, da von keiner Seite ein Antrag 
geſtellt war, eine Ausſetzung des Verfahrens ſtattgefunden; 
auch war durch den behaupteten Tod des Beklagten die deſſen 
Prozeß bevollmächtigten erteilte Vollmacht nicht erloſchen. Wollte 
unter dieſen Umſtänden der Kläger, daß der Prozeß gegen die 
Rechtsnachfolger des Beklagten weiter geführt werde, ſo hatte 
er die Rechtsnachfolge und die Perſonen der Rechtsnachfolger 
nachzuweiſen, gerade ſo wie er es hätte tun müſſen, wenn der 
Beklagte bereits vor der Klageerhebung geſtorben wäre. F. c. W., 
U. v. 7. Febr. 07, 488/06 VI. — München. 

21. 88 286, 551 Ziff. 7 ZPO. Bedeutung des „Mans 
gels an Entſcheidungsgründen“, Angriff gegen die Er⸗ 
örterung eines „Beweisergebniſſes“.] 

Die Beklagte hat die Entſcheidung angegriffen, daß unter 
den Parteien der Anſpruch auf Preisminderung oder Schadlos⸗ 
haltung vertragsmäßig ausgeſchloſſen ſei. Hierin kann ihr aber 
nicht Recht gegeben werden. Es handelt ſich dabei um die Aus⸗ 
legung des Schreibens der Klägerin vom 18. Februar 1898 
und um die Würdigung des Umſtandes, daß die Beklagte der 
darin enthaltenen Feſtlegung des Vertragsinhaltes nicht wider⸗ 
ſprochen hat. Da war nun zunächſt die wiederholte Bezug⸗ 
nahme auf § 551 Nr. 7 ZPO. ganz abwegig. Wenn an 
dieſer Geſetzesſtelle der Mangel an Entſcheidungsgründen unter 
den formellen Hauptverſtößen aufgeführt iſt, die allemal zu 
einer Aufhebung des Berufungsurteils führen ſollen, ſelbſt 
wenn die Entſcheidung in Wirklichkeit nicht auf 
ihnen beruht, ſo iſt damit ſelbſtverſtändlich nicht jeder Fall 
gemeint, wo die Ausführungen des Berufungsgerichtes bei 
ſcharfer Betrachtung irgend eine gedankliche Lücke zeigen, ſondern 
es iſt zunächſt nur an den groben Formfehler gedacht, daß etwa 
dem Urteil überhanpt keine Entſcheidungsgründe beigegeben 
wären, was höchſtens noch auf den Fall erſtreckt werden darf, 
daß in den Entſcheidungsgründen ein ganzer Rechtsbehelf mit 
Stillſchweigen übergangen wäre. Wo dagegen ein ſolcher in 
längerer oder kürzerer Erörterung überhaupt beſprochen iſt, da 
iſt es durchaus unangebracht — fo häufig ſolches in Reviſions⸗ 
begründungen auch geſchieht —, von einem Verſtoß im Sinne 
des 8 551 Nr. 7 ZPO. zu reden. Soweit es ſich ſpeziell 
um die Erörterung eines Beweisergebniſſes handelt, kann 
höchſtens in Frage kommen, ob 8 286 Abſ. 1 ZPO. verletzt 
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iſt. Im vorliegenden Fall iſt nun in erſter Reihe die Aus⸗ 
legung jenes Schreibens ins Auge zu faſſen, bei der teils recht⸗ 
liche, teils tatſächliche Erwägungen in Betracht kommen. Wenn 
hierbei die Beklagte vor allem auf den von der Klägerin dort 
gebrauchten Ausdruck, ſie übernehme volle Garantie für die 
zu machende Lieferung, Gewicht gelegt hat, der nur auf eine 
Ausdehnung der geſetzlichen Haftung hindeute, ſo kann dem 
nicht zugeſtimmt werden. Dem Worte „Garantie“ iſt in dieſer 
Beziehung jede Bedeutung abzusprechen, da es weiter nichts 
iſt, als ein fremdſprachlicher Ausdruck für das deutſche „Ge⸗ 
währleiſtung“, womit überhaupt die Haftung für Eigenſchaften 
bzw. Mängel des zu liefernden Gegenſtandes techniſch bezeichnet 
wird. Hier iſt nun als Art, dieſe Gewähr zu leiſten, einzig 
die Wandlung erwähnt, und wenn das Berufungsgericht hieraus 
in Verbindung mit gewiſſen begleitenden Umſtänden den Willen, 
jede andere Art der Gewährleiſtung auszuſchließen, gefolgert 
hat, ſo iſt das rechtlich ganz unbedenklich. Das genannte Ge⸗ 
richt hat dabei auch nicht, wie die Beklagte jetzt gemeint hat, 
verſchiedene Umſtände überſehen, ſondern alles Erhebliche mit in 
Erwägung genommen, nur nicht in dem Sinne, den die Be⸗ 
klagte für den zutreffenden hält. Inſoweit waren die Reviſions⸗ 
angriffe in Wirklichkeit nur gegen die tatſächliche Würdigung 
gerichtet. Daß aber die Minderung als ein Minus in der 
Wandlung enthalten wäre, wie die Beklagte behauptetete, iſt 
durchaus unrichtig. Und was nun die ſtillſchweigende Zuſtimmung 
der Beklagten zu dieſem Vertragsinhalt anlangt, ſo iſt ſie völlig 
mit Recht aus der Unterlaſſung eines Widerſpruches abgeleitet 
worden. Denn wer einen formulierten Vertragsinhalt (aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend) genehmigt, der genehmigt ihn in 
dem Sinne, den dieſe Formulierung bei richtiger Auslegung hat, 
falls nicht beſondere Umſtände einen andern Willen erkennen 
laſſen. A.⸗G. O. c. M. & P., U. v. 14. Jan. 07, 179/06 VI. 
— Breslau. 

22. 8 554 ZPO. Erfordernis der Reviſions begründung 
hinſichtlich prozeſſualer Angriffe.] 

Die Reviſionsbegründung enthält am Schluſſe den Satz: 
„Verletzt find auch die 88 286 und 551 Ziff. 7 ZPO.” 
Dieſer Angriff entſpricht nicht den vom Geſetze aufgeſtellten 
Erforderniſſen der ſchriftlichen Reviſionsbegründung. W. c. St., 
u. v. 26. Jan. 07, 335/06 I. — Roſtock. 

23. 8 554 ZPO. Die Bezugnahme auf Anlagen der 
Partei können als eine der ZPO. entſprechende Reviſions⸗ 
begrümduug nicht erachtet werden.] 

Anlangend die Reviſion der Kläger findet ſich in der 
Revifionsbegründung die Stelle, „die Reviſion wird begründet: 
1. durch die Ausführungen, die in der anliegenden „Reviſions⸗ 
begründung“ vom 31. Mai 1906 dem Unterzeichneten vom 
Katholiſchen Oberſtiftungsrat zu Karlsruhe an die Hand gegeben 
find, 2. durch die ferner in einem Nachtrag zu der erwähnten 
‚Revifionsbegründimg‘ enthaltenen, hier ebenfalls anliegenden 
Ausführungen.“ Angeſchloſſen ſind eine mit „Reviſions⸗ 
begründung“ überſchriebene Schrift des Katholiſchen Ober⸗ 
ſtiftungsrats zu Karlsruhe vom 31. Mai 1906 und eine weitere 
Schrift derſelben Behörde vom 21. Juni 1906. — Die ge⸗ 
dachten zwei Schriftſtucke können nicht berückſichtigt werden. Die 
Erwägungen, die den Geſetzgeber zu den Vorſchriften beſtimmten, 
daß die Einlegung und die Begründung der Reviſion im Zivil⸗ 


urigisg Bagengeife: 


181 
prozeſſe dem Anwaltszwange der beim RG. zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte unterliegen, ſchließen aus, daß formloſe — d. i. nicht 
vom Rechtsanwalt am RG. unterzeichnete Schriftſtücke, die der 
von dem Rechtsanwalte am RG. unterzeichneten Schrift bei⸗ 
gefügt find, Berückſichtigung finden können, mögen fie als 
integrierende Beſtandteile der letzteren bezeichnet oder in letzterer 
auf andere Weiſe, wie hier geſchehen, bezogen fein. — Zu dem 
gleichen Ergebniſſe iſt für die entſprechenden Beſtimmungen der 
SPD. die ſtändige Rechtſprechung der Strafſenate des RG. 
gelangt. Die Reviſionsbegründung vom 27. Juli 1906 ent⸗ 
hält ſodann weitere ſelbſtändige Ausführungen, die in erſter 
Reihe als Rüge von Verletzungen des § 286 30. ſich dar⸗ 
ſtellen. Dadurch allein war bereits den Beſtimmungen in 
8 554 3PO. über den Begründungszwang genügt und damit 
— 8 559 ZPO. — Recht und Pflicht des Reviſionsgerichts 
begründet, das angefochtene Urteil dahin zu prüfen, ob das 
materielle Recht, ſoweit es reviſibel iſt, darin verletzt ſei. (Dieſer 
Angriff wurde für unbegründet erklärt.) S. c. Bad. Fiskus, 
U. v. 26. Jan. 07, 363/06 II. — Karlsruhe. 

24. 88 767, 768 ZPO. Klageänderung? Untergang 
des Wechſelregreß anſpruchs, wenn ein Wechſel nach Verfall an 
den Akzeptanten indoſſiert und von dieſem gegen den Aus⸗ 
ſteller geltend gemacht wird.] 

Ein Wechſel über 4061 Mark 75 Pfennig an eigene Order, 
fällig am 14. Oktober 1905, war vom Kläger auf den Be⸗ 
klagten gezogen, von dieſem angenommen und dann vom Kläger 
an L. indoſſiert worden. L. erwirkte, nachdem er den Wechſel 
mangels Zahlung hatte proteſtieren laſſen, gegen den jetzigen 
Kläger als den Ausſteller des Wechſels ein Urteil auf Zahlung 
der Wechſelſumme, das rechtskräftig geworden iſt, und trat die 
Rechte aus dem Urteil an den jetzigen Beklagten ab, der ſeiner⸗ 
ſeits auf Grund des 8 727 erwirkte, daß ihm als Rechts⸗ 
nachfolger des L. eine vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils 
erteilt wurde, und mehrere dem Kläger zuſtehende Forderungen 
pfänden ließ. Die von letzterem erhobene Klage war darauf 
gerichtet: die Zwangsvollſtreckung aus der erwähnten vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung für unzuläſſig zu erklären. In der münd⸗ 
lichen Verhandlung wurde daneben noch in zweiter Linie be⸗ 
antragt, die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil des LG. 
zugunſten des Beklagten für unzuläſſig zu erklären, die Klage 
auch auf 8 767 ZPO. geſtüͤtzt und dabei u. a. geltend gemacht, 
daß es gegen die Grundſätze von Treu und Glauben verſtoße, 
wenn der Beklagte die Zwangsvollſtreckung betreibe, obwohl er 
als Akzeptant des Wechſels dem Kläger wechſelrechtlich ver⸗ 
pflichtet ſei. Der Beklagte erklärte, daß er gegen den in zweiter 
Linie geſtellten Klageantrag und ſoweit der urſprüngliche Antrag 
auf andere als die in der Klagſchrift enthaltenen Gründe geſtützt 
werde, die Einrede der Klagänderung geltend mache, und wider⸗ 
ſprach im übrigen der Klage. Die Klage wurde abgewieſen 
und die Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob auf und 
verwies zurück: Mit Unrecht iſt von den beiden vorinſtanzlichen 
Gerichten in demjenigen, was der Kläger in der mündlichen 
Verhandlung in zweiter Linie beantragt und geltend gemacht 
hatte, eine Klagänderung erblickt worden. Erwägt man, daß 
es ſich in dem Rechtsſtreit nur um das zwiſchen den Parteien 
beſtehende Rechtsverhältnis handeln kann, ſo war der in der 
mündlichen Verhandlung vom Kläger geſtellte Hilfsantrag in⸗ 
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haltlich nur eine Wiederholung, den Worten nach eine Eins 
ſchränkung des urſprünglichen Klagantrags, und darum jedenfalls 
keine unzuläſſige Klagänderung. — Zur tatſächlichen Begründung 
der geſtellten Anträge hat aber der Kläger, wie in der Klag⸗ 
ſchrift, ſo auch in der mündlichen Verhandlung lediglich auf 
den Umſtand verwieſen, daß der Abtretungserwerber des An⸗ 
ſpruchs aus dem Wechſelurteil vom 17. November 1905, der 
Beklagte, ſelber der Akzeptant des Wechſels ſei. Ob und von 
welchem rechtlichen Geſichtspunkte aus dieſer Umſtand das Klag⸗ 
begehren als ein rechtlich begründetes erſcheinen ließ, hatte das 
Prozeßgericht von Amts wegen zu prüfen. Der Bezugnahme 
auf eine geſetzliche Vorſchrift bedurfte es nicht, und deshalb 
war es keine Klagänderung, wenn urſprünglich nur der § 768, 
ſpäter daneben der 8 767 ZPO. angerufen wurde, wie es auch 
keine Klagänderung, ſondern nur eine Ergänzung der überhaupt 
entbehrlichen rechtlichen Begründung der Klage war, wenn aus⸗ 
geführt wurde, es verſtoße wider Treu und Glauben, daß der 
Beklagte die Zwangsvollſtreckung gegen den Kläger betreibe, 
obwohl er als Akzeptant des Wechſels dem Kläger wechſel⸗ 
rechtlich verpflichtet je. — Hiergegen kann man ſich nicht be 
rufen auf das in JW. 99, 490 Nr. 22 zum Teil ab⸗ 
gedruckte Reichsgerichtsurteil, weil in dem damals entſchiedenen 
Falle der Verſuch eines Wechſels der rechtlichen Begründung 
auf eine neue tatſächliche Behauptung geſtützt wurde. Iſt 
demnach keine Klagänderung anzunehmen, dann muß auch im 
übrigen die Reviſion Erfolg haben. Es iſt ein anerkannter 
Rechtsgrundſatz, daß Indoſſierung eines Wechſels an den 
Akzeptanten, wenn fie nach Verfall des Wechſels erfolgt, die 
Wirkung hat, daß die Wechſelſchuld des Akzeptanten untergeht, 
und folglich auch alle Regreßverbindlichkeiten aus dem Wechſel 
erlöſchen. Im vorliegenden Falle handelt es ſich indes um 
eine ſolche Wechſelindoſſierung nicht. Vielmehr hat der In⸗ 
doſſator L., dem als Geſamtſchuldner aus dem Wechſel der 
Kläger als der Wechſelausſteller und der Beklagte als der 
Wechſelakzeptant gegenüberſtanden, lediglich ſeinen Anſpruch aus 
dem gegen den Kläger erſtrittenen Urteil, alſo nur ſeinen durch 
dieſes Urteil anerkannten Wechſelregreßanſpruch gegen den 
Kläger an den Beklagten abgetreten. Dieſe Abtretung war 
zuläſſig und ließ zunächſt den Wechſelanſpruch gegen den Be⸗ 
klagten als den Akzeptanten des Wechſels unberührt. Wenn 
jedoch nunmehr der Beklagte die durch die Abtretung auf ihn 
übergegangene Wechſelregreßforderung an den Kläger gegen 
dieſen geltend macht, ſo ſteht ihm die im Wechſelrecht begründete 
Einrede entgegen, daß nach Einlöſung des Wechſels durch den 
Kläger der Beklagte in ſeiner Eigenſchaft als Akzeptant des 
Wechſels dem Kläger würde erſtatten müſſen, was dieſer gezahlt 
habe, daß mithin der Beklagte etwas fordere, was er, wenn 
es ihm gezahlt werde, ſofort wieder zurückzahlen müſſe. Somit 
iſt wechſelrechtlich die erhobene Klage, und zwar als eine Klage 
gemäß 8 767 3PO., begründet. Sie ſtützt ſich auf eine Ein⸗ 
rede, die gegen den durch das Urteil vom 17. November 1905 
zuerkannten Anſpruch erſt durch ſeine Abtretung an den Be⸗ 
klagten entſtanden iſt. Es muß jedoch dem Beklagten geſtattet 
werden, dieſe Einrede durch die Gegeneinrede zu entkräften, daß 
er, obwohl Akzeptant des Wechſels, doch nach dem der Wechſel⸗ 
akzeptierung zugrundeliegenden Rechtsverhältnis zwiſchen ihm 
und dem Kläger dieſem die Zahlung zu verweigern berechtigt 
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ſei. In dieſer Richtung will ſich der Beklagte verteidigen, iſt 
aber noch nicht vollſtändig in der Vorinſtanz verhandelt worden. 
Deshalb war, wie geſchehen, zu erkennen. J. c. F., U. v. 
28. Jan. 07, 538/06 I. — Stuttgart. 

Konkursord nung. 

25. SS 69, 146 KO. verb. mit 8 268 ZPO. Um: 
wandlung des im anhängigen Prozeſſe verfolgten Wandlungs⸗ 
anſpruchs nach ausgebrochenem Konkurſe des Verkäufers in eine 
Geldforderung des Käufers. Wiederaufnahmepflicht des Ver⸗ 
walters.] 

Die Klägerin hatte von den Beklagten ein Grundſtück ge⸗ 
kanft und wegen Mängel der Sache auf Wandlung geklagt. 
Für den Fall eines von ihr zu leiſtenden Eides wurde der 
erhobene Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Nach Einlegung der Revifion der Beklagten wurde das 
Verfahren durch Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
des mitbeklagten Ehemannes unterbrochen. In dem Konkurs⸗ 
verfahren hat die Klägerin unter Darlegung des Standes des 
gegenwärtigen Rechtsſtreits ihr Intereſſe an der geltend ge⸗ 
machten Wandlung in Geſtalt des Schadens, der ihr daraus 
erwachſe, daß fie nicht mehr die Erfüllung des Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs auf Rücknahme des Grundſtücks verlangen könne, 
ſondern das fehlerhafte Grundſtück behalten müſſe, berechnet und 
als Konkursforderung angemeldet. Dieſe Forderung wurde 
vom Konkursverwalter und vom Gemeinſchuldner beſtritten, vom 
erſteren aber nachträglich teilweiſe anerkannt und in dieſer Höhe 
feſtgeſtellt. Hierauf iſt ſeitens der Klägerin und Reviſions⸗ 
beklagten die Aufnahme des Rechtsſtreits gegen den Konkurs⸗ 
verwalter und den Gemeinſchuldner erklärt und beantragt 
worden, die Reviſion der Beklagten zurückzuweiſen. Der 
Konkursverwalter hat der Aufnahme des Rechtsſtreits der 
Konkursmaſſe gegenüber widerſprochen. Das RG. wies dieſen 
Widerſpruch zurück: Der Anſicht, daß zwiſchen der im Konkurs 
angemeldeten Forderung und dem im Prozeß verfolgten An⸗ 
ſpruche eine Identität im Rechtsſinn nicht beſtehe, konnte nicht 
beigetreten werden. Nach 8 69 KO. find — abgeſehen von 
Abſonderungs⸗ oder Ausſonderungsrechten — Forderungen, die 
nicht auf einen Geldbetrag gerichtet ſind, nach ihrem Schätzungs⸗ 
wert geltend zu machen, d. h. es verwandelt ſich mit der 
Konkurseröffnung jede Forderung, deren Gegenſtand eine nicht 
in Gelde beſtehende Leiſtung iſt, für den Konkurs in eine Geld⸗ 
forderung. Alſo hat ſich auch der in erſter und zweiter Inſtanz 
der Klägerin bedingt zugeſprochene Wandlungsanſpruch in eine 
Geldforderung verwandelt, und iſt als ſolche im Konkurſe 
geltend gemacht. Die rechtliche Identität des Anſpruchs iſt 
dadurch nicht aufgehoben, insbeſondere auch nicht dadurch, daß 
die Klägerin den Wert ihrer im Prozeß verfolgten Forderung 
an dem Schaden bemißt und ſchätzt, der ihr daraus erwächſt, 
daß ſie den Wandlungsanſpruch infolge des Konkurſes nicht 
durchführen kann. Wird die ſo in den Konkurs gelangte Geld⸗ 
forderung ganz oder zum Teil nicht anerkannt, ſo hat der 
Gläubiger die Feſtſtellung derſelben gegen den Widerſprechenden 
zu betreiben ($ 146 Abſ. 1 KO.) und dies geſchieht, falls zur 
Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens ein Rechtsſtreit über 
die Forderung anhängig iſt, durch Aufnahme des Rechtsſtreits 
(Abſ. 3 a. a. O.), gleichviel in welcher Lage und in welchem 
Rechtszuge ſich dieſer befindet. Iſt, wie hier, der Prozeß wegen 
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eines nicht in einer Geldforderung beſtehenden Anſpruchs an- 
hängig, fo bedarf der Klageantrag einer dem 8 69 a. a. O. 
rechnungtragenden Umwandelung (vgl. 8 268 Nr. 3 ZPO.), 
die hier, wo zunächſt über den Grund des Anſpruchs erkannt 
iſt, dem ſich eventuell anſchließenden Nachverfahren vorbehalten 
bleiben könnte. Keineswegs iſt, wie ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters ausgeführt wird, das Berufungsurteil als infolge 
der Konkurseröffnung gegenſtandslos und für die Klägerin 
wertlos geworden anzuſehen. Die Entſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs, d. h. über die Berechtigung der Wandlung 
würde, falls rechtskräftig geworden, auch für die an Stelle des 
Wandlungsanſpruchs getretene Geldforderung die unverrückbare 
Grundlage bilden. L. u. Konkursmaſſe L. o. M., U. v. 
30. Jan. 07, 153/06 V. — Königsberg. 

Handelsgeſetz buch. 

26. 8 259 enthält eine durch den Geſellſchaftsvertrag 
weder zu ergänzende noch abzuändernde abſolute Geſetzes⸗ 
vorſchrift.] 

Beide Inſtanzen verneinen, daß die angefochtenen Be⸗ 
ſchlüſſe das Geſetz oder den Geſellſchaftsvertrag verletzen. Sie 
nehmen an, daß die Beurkundung der Beſchlüſſe ſo, wie ſie 
geſchehen, genüge, weil fie dem 8 259 HGB. entſpreche, die 
Nichtbeachtung des § 28 Abſ. 2 des Statuts, wonach drei 
Aktionäre das Protokoll mitunterſchreiben müſſen, nicht bloß, 
wie geſchehen, zwei, die Nichtigkeit der Beſchlüſſe nicht be⸗ 
gründe. Beide Inſtanzen ſtellen feſt, daß durch die beſchloſſene 
Trocknungsanlage der Gegenſtand des Unternehmens der Aktien⸗ 
geſellſchaft nicht abgeändert worden ſei. Der erſte Richter 
gelangt zu dieſer Feſtſtellung durch die Erwägung, daß es ſich 
bei der Anlage nicht um Herſtellung eines neuen Produkts, 
ſondern um die dem heutigen Betriebe der Zuckerfabriken durch⸗ 
aus nicht fremde, ſondern zum vernünftigen Betriebe gehörige 
vorteilhaftere Verwertung von Fabrikrückſtanden, Fabrikabfällen 
handle, die nach wie vor an die Aktionäre zum Verbrauch als 
Viehfutter abgegeben werden, ſo daß in ihr vertragsmäßiges 
Recht auf den unentgeltlichen Bezug der Rückſtände nicht ein⸗ 
gegriffen werde, da ſie auch fernerhin die Rückſtände in un⸗ 
getrocknetem Zuſtande abfahren könnten, wenn ſie die Trocknung 
nicht vorzögen. Der Berufungsrichter kommt zu demſelben 
Ergebnis durch die Erwägung, daß aus der Natur des ſtatuten⸗ 
mäßigen Zwecks und Geſchäftsbetriebes der Geſellſchaft die 
möglichſt gewinnbringende Verwertung der in großen Maſſen 
verbleibenden Rübenrückſtände folge, daß durch die Durchführung 
der beſchloſſenen Anlage kein neuer Betrieb eingeführt, vielmehr 
nur der beſtehende Betrieb verhältnismäßig geringfügig ge⸗ 
andert werde. Die Reviſion rügt Verletzung des 8 259 HGB. 
Begründet iſt die Reviſion nicht: Der $ 259 HGB. macht 
die Gültigkeit der Beſchlüſſe der Generalverſammlung einer 
Aktiengeſellſchaft nur von der Beobachtung der von ihm vor⸗ 
geſchriebenen Form abhängig, Datierung, Angabe des Namens 
des Urkunds beamten, der Art und des Ergebniſſes der Beſchluß⸗ 
faſſung, der Beifügung des Teilnehmerverzeichniſſes und der 
Belege über die ordnungsmäßige Berufung, und der Voll⸗ 
ziehung durch den Urkundsbeamten. Dieſe Form iſt unſtreitig 
hier gewahrt. Der § 259 beſtimmt im Abſ. 4 Satz 2 aus⸗ 
drücklich, daß die Zuziehung von Zeugen nicht erforderlich. 
Der § 28 Abſ. 2 des Statuts, der nur inſofern nicht bes 
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obachtet iſt, als nicht drei, ſondern nur zwei Aktionäre das 
Protokoll mitunterzeichnet haben, iſt neben dem 8 259 HGB. 
ohne Bedeutung. Das HGB. ſagt nicht, daß für die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Aktiengeſellſchaft an erſter Stelle der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag maßgebend, wie dies grundſätzlich für die offene 
Handelsgeſellſchaft, die Geſellſchaft m. b. H. und Genoſſen⸗ 
ſchaften gilt. Für die Aktiengeſellſchaft entſcheidet vielmehr an 
erſter Stelle das Geſetz, der Geſellſchaftsvertrag nur inſoweit, 
als das Geſetz auf ihn verweiſt, ihm abändernde oder er⸗ 
gänzende Beſtimmungen überläßt, wie z. B. im S 275 Abſ. 2 
HGB. und zahlreichen anderen Vorſchriften des Abſchnitts über 
die Aktiengeſellſchaft. Vgl. außer § 275, die 88 214, 218, 
222, 227, 238, 243, 252 Abſ. 1 und 3, 8 253, 
§ 255 Abſ. 2 und 3, 8 276, 298 Abf. 3. Überall, wo in 
dem Abſchnitt über die Aktiengeſellſchaft dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag keine ergänzende oder abändernde Macht eingeräumt iſt, 
find die Vorſchriften des Abſchnitts als abſolute anzuſehen, die 
durch den Geſellſchaftsvertrag weder ergänzt, noch abgeändert 
werden können. Das iſt auch für den § 259 anzunehmen. 
trotzdem in der handelsrechtlichen Literatur darüber abweichende 
Anſichten beſtehen. Vgl. Hachenburg im „Recht“ 1904 S. 16 
und dagegen daſelbſt S. 573, wobei zu bemerken, daß die von 
Staub noch in ſeiner 7. Auflage ausgeſprochene, von der hier 
vertretenen Auffaſſung des 8 259 abweichende Anſicht in der 
neueſten Auflage ſeines Kommentars zum HGB. aufgegeben 
iſt. Aus dem $ 125 Satz 2 BGB. darf neben der abſoluten 
Vorſchrift des 8 259 HGB. nichts hergeleitet werden, auch 
abgeſehen davon, daß das Protokoll über eine General⸗ 
verſammlung keine Urkunde über ein Rechtsgeſchäft iſt, mindeſtens 
nicht im vorliegenden Falle. v. Sch. c. A.⸗Z.⸗F., U. v. 
12. Jan. 07, 542/06 I. — Celle. 

Verſicherungsrecht. 

27. Beteiligung des Agenten bei einer wahrheitswidrigen 
Angabe in dem Verſicherungsantrag.] 

Der Kläger war im Jahre 1903 bei der Beklagten gegen 
Unfall verſichert. Er wurde am 9. Mai 1903 von einem 
tollwütigen Hunde verletzt, und fiel am 22. Juni 1903, während 
er in Berlin wegen des erſten Unfalles in Behandlung ſtand, 
von ſeinem Fahrrad. Er will durch dieſe Unfälle erwerbs⸗ 
unfähig geworden ſein. Das OLG. erkannte ſeinen Anſpruch 
für begründet an, das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Die Beklagte ſtützt ihre Weigerung, den Kläger für die ihm 
zugeſtoßenen Unfälle zu entſchädigen, auf die 88 1 und 4 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen. Nach § 1 bilden die 
in dem Verſicherungsantrage abgegebenen und vom Antrag⸗ 
ſteller unterſchriebenen Erklärungen ſowie der Verſicherungs⸗ 
ſchein die alleinige Grundlage des Vertrags. Nach § 4 iſt der 
Vertrag ſür die Geſellſchaft unverbindlich, wenn im Verſicherungs⸗ 
antrage unrichtige Angaben gemacht ſind oder darin etwas nicht 
angegeben iſt, was auf ihren Entſchluß, ſich auf den Vertrag 
überhaupt oder unter den gleichen Bedingungen einzulaſſen, 
hätte Einfluß haben können, gleichviel, ob die unrichtigen oder 
unvollſtändigen Angaben auf Fahrläſſigkeit oder böſe Abſicht 
zurückzuführen find. Der Kläger hat die Frage 5a des 
Antragsformulars: „Sind Sie vollſtändig geſund?“ mit „Ja“, 
und die Frage 5e: „Iſt Ihre Körperbeſchaffenheit von der 
normalen abweichend?“ mit „Nein“ beantwortet. Beide Ant⸗ 
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worten find objektiv unrichtig, denn der Kläger leidet an einer 
hochgradigen Verkrümmung der Wirbelſäule. Das Berufungs⸗ 
gericht nennt ſie eine derart augenfällige Mißbildung, daß ihre 
Wahrnehmung für jedermann ohne weiteres möglich iſt. Der⸗ 
artige Perſonen können nach ärztlicher Anſchauung nicht als 
völlig geſund angeſehen werden. Indeſſen mag zuzugeben ſein, 
daß vom Standpunkte des Laien aus der Kläger ohne Ver⸗ 
ſchulden ſich für völlig geſund halten konnte. Anders ſteht es 
mit der Erklärung, ſeine Körperbeſchaffenheit weiche nicht von 
der normalen ab. Hier iſt ein Irrtum des Klägers ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, und er behauptet einen ſolchen ſelbſt gar nicht, 
hat vielmehr vor Ausfüllung des Antrags dem Agenten K. 
gegenüber ſelbſt bezweifelt, daß ihn die Geſellſchaft aufnehmen 
werde. Es handelt ſich alſo um eine bewußt unwahre Angabe 
des Klägers über einen für die Verſicherung erheblichen Umſtand. 
Die Erheblichkeit einer anormalen Körperbeſchaffenheit ergibt 
ſich ſchon daraus, daß die Geſellſchaft ausdrücklich darnach 
gefragt hat; ſie iſt auch vom Berufungsgerichte nicht in Zweifel 
gezogen. Das Berufungsgericht erachtet den Kläger gleichwohl 
wegen der falſchen Angabe für genügend entſchuldigt. Den 
Entſchuldigungsgrund entnimmt es der Tatſache, daß der 
Kläger ſelbſt dem Agenten K. Zweifel an ſeiner Aufnahme⸗ 
fähigkeit in die Verſicherung ausgeſprochen hat, welche Zweifel 
der Agent durch die Erklärung: Leute wie Kläger ſeien auch 
in der Verſicherung, er dürfe die Frage, ob er vollſtändig geſund 
ſei, mit „Ja“, und die Frage, ob ſeine Körperbeſchaffenheit von 
der normalen abweiche, mit „Nein“ beantworten, zerſtreut habe. 
Auf Grund dieſer Erklärungen des Agenten habe der Kläger 
unbedenklich annehmen dürfen, die Beklagte pflege Mißbildungen, 
wie der ſeinigen, kein Gewicht beizulegen und von ihrem Vor⸗ 
handenſein ihre Bereitwilligkeit zur Eingehung eines Ver⸗ 
ſicherungsvertrags nicht abhängig zu machen. Aus der Stellung 
des Agenten als Vertrauensmann der Geſellſchaft folgert das 
Berufungsgericht, daß das Verſchulden des Agenten den Kläger 
vorliegendenfalls vor der Verwirkung ſeiner Anſprüche ſchützen 
müſſe; denn es würde nach Meinung des Berufungsgerichts 
dem Grundſatze von Treu und Glauben im Verkehr zuwider⸗ 
laufen, wollte man der Beklagten das Recht zubilligen, die von 
ihrem Angeſtellten im Rahmen der ihm obliegenden Belehrungs⸗ 
pflicht erteilte Weiſung als für ſie unverbindlich zu betrachten. 
Für dieſe ſeine Rechtsauffaſſung glaubt das Berufungsgericht 
ſich auf die Rechtſprechung des RG., insbeſondere auch auf die 
Urteile des erkennenden Senats vom 30. März 1900 (RG. 
46, 189) und vom 22. September 1903 (JW. 40210) berufen 
zu können. Allein die in dieſen Entſcheidungen des RG. auf⸗ 
geſtellten Grundſätze find im vorliegenden Falle nicht anwendbar, 
denn der hier gegebene Tatbeſtand unterſcheidet ſich ſehr 
weſentlich von dem jenen Fällen zugrunde liegenden Sach⸗ 
verhalt. Die Mißbildung des Klägers iſt für jedermann ohne 
weiteres erkennbar. Hätte der Kläger die Beantwortung der 
Frage, ob ſeine Körperbildung von der normalen abweiche, dem 
Agenten überlaſſen, ſo hätte er ſich vielleicht darauf verlaſſen 
dürfen, daß der Agent die Frage wahrheitsgemäß beant⸗ 
worten werde. Er durfte zu dem Vertrauensmann der Geſell⸗ 
ſchaft auch ſeinerſeits das Vertrauen hegen, daß dieſer ſchon in 
deren Intereſſe die nötige Aufmerkſamkeit anwenden und die 
zur richtigen Beantwortung der Frage erforderliche Feſtſtellung 
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auch richtig treffen werde. Daß dieſer, der Entſcheidung vom 
30. März 1900 entnommene Satz nicht hierher paßt, iſt leicht 
erſichtlich. Die unrichtige Antwort gelangt in einem Falle der 
unterſtellten Art ohne Wiſſen und Willen des Verſicherungs⸗ 
nehmers an die Geſellſchaft; er iſt der irrigen Meinung, der 
Agent habe die Frage richtig beantwortet, und ſein Ver⸗ 
ſchulden beſteht nur darin, daß er es unterlaſſen hat, die vom 
Agenten niedergeſchriebene Antwort nachzuprüfen und gegebenen⸗ 
falls richtig zu ſtellen. Daß eine derartige Nachläſſigkeit ſtets 
entſchuldbar ſei, wird ſich rechtsgrundſätzlich zwar nicht ſagen 
laſſen und will auch die erwähnte Entſcheidung des RG. nicht 
ſagen; wohl aber kann im einzelnen Falle nach Lage der Sache 
das Verſchulden des Agenten dem Antragſteller zur Entlaſtung 
gereichen. Im gegenwärtigen Falle dagegen kann nicht geſagt 
werden, der Kläger habe ſich auf die richtige Beantwortung 
der Frage durch den Agenten verlaſſen dürfen, denn die un⸗ 
richtige Antwort iſt mit Wiſſen und Willen des Klägers erteilt 
worden. Der Umſtand, daß die Mißbildung des Klägers 
augenfällig und für jedermann erkennbar war, muß deshalb 
als Entſchuldigungsgrund ausſcheiden; die Wahrnehmung des 
Agenten iſt nicht Wahrnehmung der Geſellſchaft. Es kann 
ſich nur fragen, ob der Kläger, ohne daß ihm ein Vorwurf 
zu machen wäre, ſich auf die ihm vom Agenten erteilte Auskunft 
verlaſſen durfte. Das Berufungsgericht ſtellt es als eine 
Forderung von Treu und Glauben auf, daß die Geſellſchaft die 
von ihrem Angeſtellten „im Rahmen der ihm obliegenden Be⸗ 
lehrungspflicht dem Kläger erteilte Weiſung“ gegen ſich gelten 
laſſe. Dem kann zugeſtimmt werden; es fragt ſich nur, ob 
der Agent ſich „im Rahmen der Belehrungspflicht“ gehalten. 
Der Agent kann als berufen gelten, dem Publikum über den 
Sinn und die Tragweite unklarer, zweifelhafter Fragen Auskunft 
zu geben. Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt zwiſchen der Er⸗ 
klärung des Agenten, Leute wie der Kläger ſeien auch in der 
Verſicherung, und der Erklärung, Kläger könne eine Abweichung 
ſeiner Körperbildung von der normalen verneinen, zu unter⸗ 
ſcheiden. Über ſeine Aufnahmefähigkeit mochte der Kläger mit 
Recht dem Agenten ein beſſeres Urteil zutrauen als ſich ſelbſt. 
Es ſteht auch keineswegs feſt, daß die Auskunft des Agenten 
zu dieſem Punkte unrichtig iſt; aus der, dem Antrage vor⸗ 
gedruckten Aufzählung der nicht aufnahmefähigen Perſonen⸗ 
klaſſen läßt ſich nicht entnehmen, daß ein Antrag des Klägers 
von vornherein völlig ausſichtslos war. Vielleicht hätte ihn 
die Geſellſchaft mit einer entſprechenden Erhöhung der Prämie 
wirklich aufgenommen. Schlechthin unerfindlich aber iſt, wie 
daraus die Berechtigung folgen ſoll, der Geſellſchaft auf eine 
direkte, an den Antragſteller gerichtete Frage unwahre Angaben 
zu machen. Gerade wenn die Aufnahmefähigkeit eines Antrag⸗ 
ſtellers zweifelhaft iſt, muß die verlangte Auskunft um ſo 
genauer gegeben werden, denn wie ſollte ſonſt die Geſellſchaft 
in der Lage ſein, den Zweifel zu entſcheiden, von deſſen Grund⸗ 
lage ſie gar nichts erfährt. Gerade wenn Leute wie der Kläger 
in der Verſicherung find, mußte ſich der Kläger ſagen, daß er 
keinen Grund habe, ſeine Mißbildung in Abrede zu ſtellen. 
Und hierin durfte ihn die abweichende Auskunft des Agenten 
nicht irre machen, denn das muß ein Mann von dem Bildungs⸗ 
grade des Klägers unter allen Umſtänden wiſſen, daß er die 
Geſellſchaft nicht mit Unwahrheiten bedienen darf, und daß der 
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Agent, der dies als erlaubt hinſtellt, nicht „im Rahmen ber 
ihm obliegenden Belehrungspflicht“, ſondern pflichtwidrig handelt. 
Von einer unklaren, der Erläuterung bedürftigen Frage iſt hier 
keine Rede. Die Frage, ob die Körperbeſchaffenheit des Antrag⸗ 
ſtellers von der normalen abweiche, iſt an ſich ganz klar. 
Zweifel können im einzelnen Falle nur darüber beſtehen, wie 
ſie zu beantworten iſt, ein Zweifel, den gegebenenfalls der 
Antragſteller in der Regel beſſer wird löſen können als der 
Agent. Aber auch davon iſt hier nicht die Rede, denn es 
handelt ſich nicht um eine geringfügige Abweichung von der 
normalen Geſtalt, die möglicherweiſe als unbeachtlich angeſehen 
werden könnte, ſondern um eine ungewöhnlich ſtarke Miß⸗ 
bildung, die eine Berneinung der Frage 5 ſchlechthin aus⸗ 
ſchloß. Hiernach aber iſt nicht erſichtlich, daß der Kläger irgend 
etwas Erhebliches zu ſeiner Entſchuldigung beigebracht habe, 
und die Beklagte iſt demnach berechtigt, unter Berufung auf 
den Vertrag die Entſchädigung abzulehnen. Sie handelt damit 
nicht wider Treu und Glauben; viel eher kann dies vom Kläger 
geſagt werden, der durch fetten Vordruck auf dem Antrags⸗ 
formular darauf hingewieſen war, daß er allein für die 
Nichtigkeit feiner Angaben verantwortlich ſei, und der deshalb 
die ihm bekannte Niederſchrift des Agenten gegen ſich gelten 
laſſen muß. V. Verſicherungsgeſ. c. H., U. v. 28. Jan. 07, 
175/06 VI. — Cöln. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

28. 8 4 PatG. Das Feilhalten und Verkaufen einer 
Maſchine, mit der ein patentiertes Verfahren hergeſtellt werden 
kann, enthält an ſich nicht eine Verletzung des Verfahrens⸗ 
patentes. Vorausſetzungen für Beihilfe des Maſchinenverkäufers 
n den ſpäteren Patentverletzungen der Abnehmer der Mafchinen.] 

Die Klägerin iſt Inhaber des dem R. D. mit Gultigkeit 
vom 23. Juni 1894 ab erteilten Patents Nr. 85 368 auf ein 
Verfahren zur Erzeugung von Seidenglanz auf Geweben aus 
Pflanzen⸗, Tier⸗, ſowie gemiſchten Geſpinnſtfaſern. Das Ver⸗ 


fahren beſteht darin, daß auf den Geweben zahlreiche kleine, in 


verſchiedenen Ebenen winklig zu einander liegende Flächen durch 
Preſſen mittels Platten oder Walzen mit 5 bis 20 Rillen auf 
den Millimeter erzeugt werden. Die Beklagte befaßt ſich mit 
der gewerbsmäßigen Herſtellung von Kalandern, die zur 
Appretur von Geweben aus Pflanzen-, Tier⸗, ſowie gemiſchten 
Geſpinnſtfaſern dienen. Sie hat auf der Düſſeldorfer Aus: 
ſtellung 1902 unter der Bezeichnung „Doppel⸗Seidenfiniſch⸗ 
Kalander“ einen Kalander mit 2 Walzen ausgeſtellt, von denen 
die eine 13, die andere 10 Rillen auf den Millimeter hatten. Der 
Kalander trug ein Plakat mit der Aufſchrift: „Neu. Patent⸗ 
Kalander zur Herſtellung künſtlicher Seide. Neu.“ Die 
Beklagte hat auch derartige Kalander mehrfach an Fabrikanten, 
die ſich mit der Appretur von Geweben der genannten Art 
beſchäftigen, aber nicht Lizenznehmer der Klägerin find, käuflich 
geliefert. Die Klägerin erblickt hierin einen rechtswidrigen 
Eingriff in ihr Patent und hat im Juli 1902 Klage auf Erlaß 
eines Verbotes und — mit der Behauptung, daß die Patent⸗ 
verletzung wiſſentlich oder doch grob fahrläſſig erfolgt ſei — 
auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht erhoben. Die Beklagte 
iſt der Klage entgegengetreten. Beide Inſtanzen, das LG. zu 
Düſſeldorf und das OLG. zu Cöln haben im weſentlichen nach 
den Anträgen der Klägerin erkannt, das OLG. mit folgender 
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Formulierung: 1. Der Beklagten wird unter Androhung einer 
Geldſtrafe bis zu 1 500 Mark für jeden Fall der Zuwider⸗ 
handlung unterſagt, Fabrikanten, die ſich mit der Appretur von 
Geweben aus Pflanzen, Tier⸗ und gemiſchten Geſpinnſtfaſern 
befaſſen, ihr Gewerbe im Inland ausüben und nicht 
Lizenznehmer der Klägerin find, Kalander anzubieten und 
zu veräußern, deren Walzen auf den Millimeter 5 bis 20, 
von je zwei oder mehr ebenen Flächen begrenzte Rillen 
tragen. 2. Die Beklagte hat der Klägerin allen 
Schaden zu erſetzen, den ſie ſeit dem 1. März 1900 
durch das Angebot und die Veräußerung der beſchrie benen 
Kalander verurſacht hat. RG. hat die Klage abgewieſen: 
Wie das OLG. feſtſtellt, find die von der Beklagten in Düſſel⸗ 
dorf ausgeſtellten und verkauften Kalander nach der Bauart 
der Walzen, womit ſie verſehen ſind, geeignet und beſtimmt, 
das der Klägerin durch das Patent 85368 geſchützte Verfahren 
zur Anwendung zu bringen. Das OLG. erblickt in dem Feil⸗ 
halten und Verkaufen dieſer Kalander an inländiſche Appretur⸗ 
fabrikanten, die nicht Lizenznehmer der Klägerin find, eine Ver: 
letzung des Patents der Klägerin. Dieſe Annahme beruht 
indes, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, auf einer 
unrichtigen Anwendung des S 4 des PatG. Das OLG. ſtützt 
ſeine Annahme mit zwei ſelbſtändigen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten. Erſtens erblickt es in dem Anbieten und Verkaufen 
der Kalander ein Feilbieten und In⸗Verkehr⸗Bringen des der 
Beklagten geſchützten Verfahrens, weil mit dem Kalander jedem 
Sachkundigen die Anwendung des Verfahrens ohne weiteres 
ermöglicht werde. Es will den Verkauf einer zur Anwendung 
eines patentierten Verfahrens geeigneten Maſchine rechtlich 
ebenſo anſehen, wie den Verkauf eines Rezepts, das das 
patentierte (chemiſche) Verfahren wiedergibt (RG. 46, 16). Beide 
Fälle find indes weſentlich verſchieden. Der Rezeptverkäufer 
beeinträchtigt unmittelbar das ausſchließliche Recht des Patent⸗ 
inhabers, indem er ſich anmaßt, ſeinerſeits gegen Entgelt die 
Erlaubnis erteilen zu können, das Verfahren in Anwendung zu 
bringen. Er eignet ſich die dem Patentträger vorbehaltene 
Nutzung an. Der Maſchinenverkäufer tut beides nicht. Er 
fordert für die Aberlaſſung des Verfahrens keinen Preis, 
ſondern nur für die Maſchine. Auch der Lizenzträger muß ſich 
eine Maſchine kaufen, um das Verfahren in Anwendung zu 
bringen und muß ſie bezahlen. Für das Rezept würde der 
Lizenzträger keine Mittel aufwenden. Von dem Rezepte läßt 
ſich ſagen, daß es das geſchützte Verfahren, und alſo „der 
Gegenſtand der Erfindung“ im Sinne des 8 4 des PatG. iſt. 
Die Maſchine aber, mittels deren das geſchützte Verfahren aus⸗ 
geübt werden ſoll, iſt nicht Gegenſtand der Erfindung. Der 
erkennende Senat hat in RG. 33, 152 bereits ausgeſprochen, 
daß der Inhaber eines jüngeren Mnſchinenpatents ohne die 
Erlaubnis des Inhabers des älteren entſprechenden Verfahrens⸗ 
patentes die Maſchine bauen und verkaufen dürfe, obſchon ſie 
ohne dieſe Erlaubnis zu dem geſchützten Verfahren nicht 
gebraucht werden darf. An dieſer auch in der Literatur zumeiſt 
gebilligten Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Sie beruht auf dem 
Satze, daß wer eine Maſchine baut und verkauft, die zur An⸗ 
wendung eines patentierten Verfahrens geeignet und beſtimmt 
iſt, damit die Erfindung, d. h. das Verfahren ſelbſt nicht in 
Benutzung nimmt und daher keine Handlung begeht, die unter 
24 
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88 4, 35, PatG. fällt. Nebenbei mag bemerkt werden, daß 
die gegenteilige Annahme die Einſchränkungen nicht rechtfertigen 
könnte, die das Berufungsgericht dem an die Beklagte er⸗ 
laſſenen Verbote hinzugefügt hat. Denn wenn der Verkauf der 
Kalander wirklich ein In⸗Verkehr⸗Bringen des patentierten Vers 
fahrens in ſich trüge, dürfte die Beklagte ohne Erlaubnis der 
Klägerin die Kalander an niemanden verkaufen, auch nicht an 
Ausländer RG. 51, 142) und auch nicht an Fabrikanten, die 
ſich mit anderen Dingen, als mit der Appretur von Geweben 
befaſſen und auch nicht an Lizenzträger der Klägerin. Der 
zweite Geſichtspunkt, den das OLG. verwertet, iſt der der Bei⸗ 
hilfe zu den Patentverletzungen, deren ſich die Abnehmer der 
von der Beklagten verkauften Kalander dadurch ſchuldig gemacht, 
daß ſie dieſe Kalander ohne Erlaubnis der Klägerin gewerbs⸗ 
mäßig zur Anwendung des patentierten Verfahrens benutzt 
hätten. An ſich iſt nicht zu bezweifeln, daß wer einem andern 
zur Begehung einer Patentverletzung durch Rat oder Tat 
wiſſentlich Hilfe geleiſtet hat (StGB. 8 49), dem Patents 
inhaber auch zivilrechtlich verantwortlich iſt (vgl. $ 830 BGB.) 
und ſowohl mit der Klage auf Ablaſſung von der gefährdenden 
Störung, wie mit der Klage auf Schadenserſatz belangt werden 
kann. Um eine ſolche Beihilfe annehmen zu können, iſt aber 
nicht nur erforderlich, daß der Täter objektiv die Patents 
verletzung des anderen durch ſeine Handlungen befördert, ſondern 
es muß auch das ſubjektive Moment hinzutreten, daß dieſe 
Handlungen zur Unterſtützung des patentverletzenden Verhaltens 
des anderen dienen ſollen. Der Täter muß ſich, wie das 
OLG. an einer Stelle richtig bemerkt, an der Patentverletzung 
des anderen „in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken“ 
beteiligen. Mit Unrecht aber ſieht das OLG. dieſen Tatbeſtand 
ſchon dadurch als verwirklicht an, daß die Beklagte die zur An⸗ 
wendung des patentierten Verfahrens geeigneten Kalander an 
Appreturfabrikanten verkauft hat, und daß dieſe die Kalander 
dann, ohne eine Lizenz von der Klägerin zu erwirken, in Be⸗ 
nutzung nahmen. Freilich wird es keines beſonderen Beweiſes 
bedürfen, daß ein Fabrikant, der einem Gewerbtreibenden eine 
Maſchine liefert, als ſelbſtverſtändlich annimmt, der Empfänger 
werde die Maſchine dazu benutzen, wozu fie beſtimmt iſt. 
Darauf allein aber kann es hier nicht ankommen, ſondern 
darauf kommt es an, ob der Fabrikant vorausſah, daß der 
Empfänger die Maſchine ohne Erlaubnis des Patent⸗ 
inhabers in Benutzung nehmen wollte, und ob er dieſes Tun 
unterſtützt oder befördert hat. Nach dieſer Richtung aber 
liegen keinerlei tatſächliche Feſtſtellungen des OLG. vor und 
auch die Behauptungen der Klägerin laſſen jeden Verſuch eines 
Nachweiſes in dieſer Beziehung vermiſſen. Anſcheinend liegen 
die (im einzelnen überhaupt nicht näher bezeichneten) Verkaufs⸗ 
fälle ſo, daß die Beklagte ſich nicht darum bekümmert hat, ob 
die Abkäufer der Kalander eine Lizenz von der Klägerin hatten 
oder nicht. Darin würde ein rechtswidriges Verhalten nicht 
zu erblicken ſein. Die Beklagte hatte keine Verpflichtung, die 
Intereſſen der Klägerin wahrzunehmen. Sie konnte und durfte 
es den Käufern der Kalander überlaſſen, ſich wegen deren Be⸗ 
nutzung mit der Klägerin in Verbindung zu ſetzen und die 
erforderliche Erlaubnis einzuholen. Wenn daher auch unter 
Hinzutritt beſonderer Tatumſtände in dem Verkaufe einer 
Maſchine, die für die Anwendung eines patentierten Verfahrens 
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geeignet und beſtimmt iſt, möglicherweiſe die Betätigung einer 
Beihilfe zur Patentverletzung liegen kann, ſo fehlt es doch im 
vorliegenden Falle ſowohl nach den Feſtſtellungen des OL G., 
wie nach den Behauptungen der Klägerin an derartigen be⸗ 
ſonderen Umſtänden durchaus. Ohne dieſe aber kann der bloße 
Verkauf der Maſchine durch den Hinzutritt der Tatſache, daß 
der Käufer ſie rechtswidrig in Benutzung genommen hat, nicht 
zu einer in das Patentrecht eingreifenden Tat werden. 
E. & Co. c. B., U. v. 2. Febr. 07, 289/06 II. — Cöln. 

Reichsgeſetz über die Doppelbeſteuerung vom 
13. Mai 1870. 

29. Feſtſtellungsklage nur gegen Steueranſätze der 
Hamburgiſchen Steuerdeputation zuläſſig, Art der Beſteuerung 
des Einkommens eines preußiſchen Staatsangehörigen, der in 
Hamburg und in Braſilien ein Geſchäft betreibt, Beſteuerung 
des Ertrages aus dem braſilianiſchen Grundbeſitz desſelben.] 

Der Kläger iſt preußiſcher Staatsangehöriger. Er hatte 
bis 1904 einen doppelten Wohnſitz, in Preußen und in 
Hamburg; ſpäter hat er ſeinen hamburgiſchen Wohnſitz auf⸗ 
gegeben. In Hamburg betreibt aber der Kläger unter der 
Firma Herm. St. ein kaufmänniſches Geſchäft, deſſen alleiniger 
Inhaber er bis zu der kürzlich erfolgten Verbindung mit ſeinem 
Sohne zu einer offenen Handelsgeſellſchaft war. Der Kläger 
iſt ferner alleiniger perſönlich haftender Geſellſchafter der 
Kommanditgeſellſchaft H. G. St. & Co. in Rio in Braſilien, 
an der außer ihm nur der in Freiburg i. B. wohnende, jetzt 
verſtorbene Kaufmann da Silva Coſta beteiligt war, und zwar 
dieſer als Kommanditiſt mit einer Einlage von nur 10 000 Mark. 
Das gewerbliche Einkommen des Klägers iſt bis zum Jahre 
1902 nur in Hamburg zur Beſteuerung herangezogen worden. 
In dieſem Jahre verlangte die preußiſche Steuerbehörde, daß 
ein Teil dieſes Einkommens in Preußen verſteuert werde, weil 
dieſer Teil nicht dem Gewerbebetrieb in Hamburg, ſondern 
demjenigen in Braſilien entſtamme und deshalb nach dem 
Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der doppelten Beſteuerung vom 
13. Mai 1870 nur in dem Heimatsſtaat des Klägers zu ver⸗ 
ſteuern ſei. Danach ſchätzte ſich der Kläger 1903 nur mit /. 
feines Gewerbeeinkommens, und zwar mit / von 100 659,35 
Mark zur hamburgiſchen Steuer ein und mit ¼ zu der 
preußiſchen. Sein geſamtes geſchäftliches Einkommen für 1903 
ſchätzte der Kläger auf 268 815,35 Mark; davon rechnete er 
aber 168 156 Mark auf die in Braſilien belegenen und auf 
die Braſilfirma eingetragenen Grundſtücke, die nach ſeiner 
Angabe zur größeren Hälfte für Zwecke des dortigen Geſchäftes 
als Lagerhäuſer und dergleichen benutzt, zum anderen Teil ver⸗ 
pachtet find. Der Mietsertrag der Grundſtücke und der Geld⸗ 
wert ihrer Benutzung durch das Braſilhaus unterliegt nach der 
Auffaſſung des Klägers keinenfalls dem Beſteuerungsrecht von 
Hamburg, weil es ſich um Einkünfte aus braſilianiſchem Grund⸗ 
beſitz handle. Die beklagte Hamburger Steuerdeputation hat 
für 1903 zunächſt in Übereinſtimmung mit dem Standpunkte 
des Klägers nur Steuer auf / von 100 659,35 Mark mit 
1696,80 Mark eingefordert, dann aber durch Beſchluß vom 
11. Juli 1903 den in Hamburg zu verſteuernden Anteil auf 
½ erhöht, weil der Schwerpunkt des Gewerbebetriebes in 
Hamburg liege und mindeſtens die Hälfte des veranlagten Ein⸗ 
kommens hier verdient werde. Es wurden demgemäß 2184 Mark 
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an Steuern nachgefordert, die der Kläger in zwei Hälften am 
7. September und 16. Dezember 1903 unter Proteſt bezahlt hat. 
Er hat Beſchwerde an den Senat eingelegt, die aber zurück⸗ 
gewieſen iſt. Der Senat wies zugleich die Steuerdeputation 
an, von dem geſamten geſchäftlichen Einkommen des Klägers, 
mit Einſchluß des von ihm auf die braſilianiſchen Grundſtücke 
gerechneten, die Einkommenſteuer zu erheben, weil das in 
Braſilien betriebene Geſchäft nur als Beſtandteil des von Ham⸗ 
burg aus geführten, und darum als Teil eines einheitlichen 
hamburgiſchen Gewerbebetriebes anzuſehen ſei. Desungeachtet 
hat bisher für 1903 eine weitere Nachforderung an Steuer 
nicht ſtattgefunden. Für 1904 und 1905 jedoch iſt vom Kläger 
nach ſeinem Geſamteinkommen aus Gewerbe und brafilianiſchen 
Immobilien die volle Steuer in Hamburg eingefordert. Der 
Kläger hat am ſelben Tage gegen beide Verfügungen Reklamation 
eingelegt, die, jedoch unter Stundung der Steuerbeträge bis 
zum Austrage des vorliegenden Prozeſſes, abgewieſen iſt. Die 
gegen die abweiſenden Beſcheide friſtgerecht an die Steuer⸗ 
deputation eingelegte Berufung iſt verworfen. Der Kläger hat 
in der erſten Inſtanz beantragt: 1. die Beklagte zu verurteilen, 
ihm 2 184 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen auf 1 092 Mark ſeit 
dem 7. September 1903 und auf weitere 1 092 Mark ſeit dem 
10. Dezember 1903 zu bezahlen, 2. feſtzuſtellen, daß für das 
Jahr 1903 ſein Einkommen, ſoweit es aus der eigenen Be⸗ 
nutzung oder der Vermietung der in Südamerika gelegenen 
Immobilien herrührt, nicht in Hamburg zu verſteuern iſt und 
geweſen iſt, 3. feſtzuſtellen, daß für das Jahr 1903 von dem 
ſonſtigen Geſchäftseinkommen, d. h. von dem geſamten gewerb⸗ 
lichen Einkommen abzüglich der Grundſtückszinſen, / nicht in 
Hamburg zu verſteuern ſind und geweſen ſind, 4. für die 
Jahre 1904 und 1905 dieſelbe Feſtſtellung zu treffen, welche 
für 1902 mit dem Klagantrag 2 gefordert iſt. 5. für die 
Jahre 1904 und 1905 ebenfalls die Feſtſtellung zu treffen, die 
für 1903 mit dem Klagantrage 3 begehrt iſt. Der Beklagte 
hat die Abweiſung der Klage beantragt. Das Landgericht in 
Hamburg hat durch das Teilurteil vom 8. Februar 1906 die 
vorſtehenden Anträge zu 2, 3 und 4 abgewieſen. Durch das 
Schlußurteil vom 8. März 1906 hat es dann auch den Antrag 
zu 1 abgewieſen und weiter dem Kläger einen Eid dahin auf⸗ 
erlegt, er ſei nach gewiſſenhafter Prüfung überzeugt, daß von 
ſeinem geſamten geſchäftlichen Einkommen, einſchließlich des⸗ 
jenigen aus ſeinem braſilianiſchen Grundbeſitz und einſchließlich 
der Verzinſung des zu Geſchäftszwecken verwendeten Teiles 
dieſes Grundbeſitzes, nicht mehr als ein Fünftel der Quelle 
ſeines hamburgiſchen Grunbbefiges entſpringe, leiſtet der Kläger 
dieſen Eid, ſo ſoll feſtgeſtellt werden, daß die Beklagte für die 
Jahre 1903, 1904 und 1905 nur in Anſehung eines Fünftels 
des in der Eidesnorm bezeichneten Geſamteinkommens den Kläger 
zur hamburgiſchen Einkommenſteuer heranziehen darf, und im 
Fall der Eidesweigerung ſoll der Kläger auch mit dem reſtlichen 
Teil ſeines Klaganſpruchs abgewieſen werden. Alles weitere 
Klage begehren wurde für erledigt erklärt. Gegen beide Ent⸗ 
ſcheidungen hat der Kläger Berufung eingelegt. Er beantragt, 
in vollem Umfange nach ſeinem Klageantrage zu erkennen. Die 
Beklagte hat nur gegen das Schußurteil des LG. die Berufung 
eingelegt mit dem Antrage, die Klage vollſtändig abzuweiſen. 
Beide Teile verlangten die Abweiſung der vom Gegner ein⸗ 
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gelegten Berufung. Durch das Urteil des OLG. in Ham⸗ 
burg vom 9. Juli 1906 iſt dahin erkannt worden, daß 
1. die vom Kläger gegen das Teilurteil eingelegte Berufung 
gänzlich und die gegen das Schlußurteil eingelegte Berufung 
inſoweit, als darin über den Rückzahlungsanſpruch für 1903 
erkannt iſt, zurückgewieſen wurde, 2. das Schlußurteil des LG. 
auf die von beiden Parteien eingelegte Berufung in ſeinem 
weiteren Inhalt aufgehoben und anderweit dahin entſchieden 
wurde, es werde feſtgeſtellt, daß die Beklagte für die Jahre 1904 
und 1905 nur zu einem Drittel das geſchäftliche Geſamt⸗ 
einkommen des Klägers, dieſes aber einſchließlich des Einkommens 
aus ſeinem braſilianiſchen Grundbeſitz und ohne Abzug des 
Nutzungswertes des zu Geſchäftszwecken verwendeten Teils 
dieſes Grundbeſitzes, zur Einkommenſteuer heranziehen darf. Die 
mit bezug auf den hiernach aufgehobenen Teil des angefochtenen 
Schlußurteils weitergehenden Berufungsanträge wurden zurück⸗ 
gewieſen und die Prozeßkoſten gegeneinander aufgehoben. Gegen 
dieſe Entſcheidung hat der Kläger Reviſion, die Beklagte 
Anſchlußreviſion eingelegt. Das RG. wies die Anſchlußreviſion 
zurück, hob die Reviſion teilweis auf: Zur Entſcheidung ſtehen 
in der Reviſionsinſtanz folgende Fragen: 1. ob die Erhebung des 
Feſtſtellung s anſpruchs zu 2 und 3 des Klageantrages zuläſſig iſt, 
2. ob das geſamte gewerbliche Einkommen des Klägers nur 
in Hamburg deshalb zu verſteuern iſt, weil die oberſte Be⸗ 
triebsleitung des Geſchäfts in Hamburg ihren Sitz hat, 
3. ob die Heranziehung des Ertrages der in Braſilien 
gelegenen Grundſtücke des Klägers zur hamburgiſchen Ein⸗ 
kommenſteuer (ganz oder doch zum Teil) gerechtfertigt iſt, 
4. ob die Annahme des Berufungsrichters zu beanſtanden iſt, 
daß für ein Drittel des geſamten gewerblichen Einkommens 
des Klägers Hamburg als Sitz der Einnahmequelle anzuſehen 
iſt und deshalb dies Drittel in Hamburg zu verſteuern iſt und 
ob insbeſondere dem Berufungsrichter hierbei ein prozeſſualer 
Verſtoß deshalb zum Vorwurf zu machen iſt, weil er einen 
Beweisantrag des Klägers übergangen hat. Die Fragen zu 
1, 3 und 4 ſind Gegenſtand der Reviſion, die Frage zu 2 
Gegenſtand der Anſchlußreviſion. Für die Entſcheidung aller 
vier Fragen ſind die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 
13. Mai 1870 wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung maß⸗ 
gebend. Nach § 1 und 8 2 Abſ. 2 dieſes Geſetzes darf ein 
Deutſcher grundſätzlich zu direkten Staatsſteuern nur in dem⸗ 
jenigen Bundesſtaat herangezogen werden, in dem er ſeinen 
Wohnſitz hat, und, falls er in ſeinem Heimatsſtaat und außer⸗ 
dem in einem anderen Bundesſtaat einen Wohnſitz hat, nur in 
feinem Heimatsſtaate. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz 
findet nach 8 3 des Geſetzes dahin ſtatt, daß der Grund: 
beſitz und der Betrieb eines Gewerbes, ſowie das aus 
dieſen Quellen herrührende Einkommen nur von demjenigen 
Staat beſteuert werden darf, in dem der Grundbeſitz liegt oder 
das Gewerbe betrieben wird. Da der Kläger bis 1904 einen 
Wohnſitz ſowohl in ſeinem Heimatsſtaat Preußen als auch in 
Hamburg, ſeitdem einen ſolchen nur in Preußen hat, darf hier⸗ 
nach Gegenſtand der Beſteuerung durch den Bundesſtaat Ham⸗ 
burg nur das aus dem Grundbeſitz und dem Gewerbebetriebe 
des Klägers herrührende Einkommen ſein, und zwar nur inſo⸗ 
weit, als der Grundbeſitz — was hier nicht zutrifft — in 
Hamburg liegt und das Gewerbe in Hamburg betrieben wird. 
24 * 
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Zu 1. Für das Jahr 1903 war zunächſt das gewerbliche Eins 
kommen des Klägers nur zu einem Viertel mit einer Abgabe 
von 1696 Mark 80 Pf. beſteuert, dann aber noch ein zweites 
Viertel dieſes Einkommens mit einer Abgabe von 2184 Mark 
zur Steuer herangezogen worden. Die Rückerſtattung dieſes 
Betrages von 2184 Mark erſtrebt der Klagantrag zu 1. Be⸗ 
züglich der zweiten Hälfte des gewerblichen Einkommens für 
1903 hatte die Beklagte ebenfalls die Heranziehung zur Steuer 
beabſichtigt, eine Veranlagung iſt jedoch nicht erfolgt. Deſſen⸗ 
ungeachtet verlangt der Kläger durch die Klageanträge zu 2 
und 3 die Feſtſtellung, daß dieſe zweite Hälfte der Be⸗ 
ſteuerung durch Hamburg nicht unterliege. Der Berufungs⸗ 
richter erklärt die Feſtſtellungsklage für unzuläſſig, weil die in 
. den hamburgiſchen Steuergeſetzen verſtattete gerichtliche Klage 
nur gegen Steuer anſätze der Beklagten und auch gegen 
ſolche nur nach fruchtloſem Reklamationsverfahren freiſtehe, ein 
Steueranſatz aber bezüglich jener zweiten Hälfte nicht erfolgt 
ſei. Dieſer Entſcheidungsgrund iſt für ſich allein geeignet, die 
Entſcheidung zu tragen. Die Entſcheidung ſtützt ſich lediglich 
auf das irreviſible hamburgiſche Recht und iſt deshalb inſoweit 
in der jetzigen Inſtanz nicht anfechtbar. Einer Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegt freilich die Entſcheidung nach 
der Richtung hin, ob ſie eine Verletzung reichsrechtlicher Normen, 
hier des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870 wegen Beſeitigung 
der Doppelbeſteuerung enthält. Eine ſolche Verletzung iſt aber 
hier nicht vorhanden. Das genannte Reichsgeſetz enthält keine 
Vorſchriften über die Vorausſetzungen und die Form, welche 
für die im Wege der gerichtlichen Klage erfolgende Geltend⸗ 
machung der Anſprüche des Steuerpflichtigen maßgebend fein 
ſollen, die durch etwaige ſein Recht verletzende Verſtöße gegen 
das Verbot der Doppelbeſteuerung ihm erwachſen ſind. Es 
muß deshalb angenommen werden, daß das Reichsgeſetz in 
dieſer Beziehung ſtillſchweigend auf die ſteuerrechtlichen Landes⸗ 
geſetze verweiſt. Zu 2. Die Ausführung der Anſchlußreviſion, 
das geſamte gewerbliche Einkommen des Klägers ſei einheitlich 
und nur in dem Staat Hamburg zu verſteuern, in dem die 
oberſte Betriebsleitung des Geſchäfts ihren Sitz hat, iſt, 
weil auf einer mißverſtändlichen Auffaſſung des 8 3 des 
Geſetzes vom 13. Mai 1870 beruhend, nicht zu billigen, viel⸗ 
mehr in dieſem Punkte der Anſicht des Berufungsrichters bei⸗ 
zutreten, die davon ausgeht, daß der Kläger fein Geſchäft ſowohl 
in Hamburg, als auch in Braſilien betreibt. Die Motive zu 
dem vom Reichstag unverändert angenommenen Entwurf des 
Geſetzes (Reichstagsverhandlungen 1870 Bd. 4 S. 311) er⸗ 
geben, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers das gewerbliche 
Einkommen von demjenigen Staat beſteuert werden ſollte, unter 
deſſen Schutz die Einkommens quellen ſtehen. Es iſt deshalb 
anzunehmen, daß es bei der Anwendung des 83 des Reichsgeſetzes 
auf den Ort ankommt, wo die Quelle ſich befindet, aus der das 
gewerbliche Einkommen entſpringt, nicht aber ausſchließlich auf 
den Ort, von dem aus die durch das Zuſammenwirken der 
mehrfachen wirtſchaftlichen Kräfte und Veranſtaltungen gebildete 
gewerbliche Geſamttätigkeit geleitet wird. Dieſe Leitung 
bildet nur einen einzelnen, wenn auch einen ſehr weſentlichen 
Faktor der gewinnbringenden geſchäftlichen Tätigkeit. Im vor⸗ 
liegenden Falle ſpielt ſich ein ſehr erheblicher Teil der Erwerbs⸗ 
tätigkeit des Klägers, die durch ſeine Angeſtellten für ihn aus⸗ 
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geübt wird, in Braſilien ab. Dort werden Aufträge zum 
Wareneinkauf an das Hamburger Haus erteilt und dort werden 
auch in ausgedehntem Maße Sees und Feuerverſicherung, Bank⸗ 
geſchäfte, Waſſertransport, Reedereivertretungen, Schiffsmakler⸗ 
geſchäfte und dergl. betrieben. Alle dieſe Einnahmequellen 
ſtehen nicht unter dem Schutze des Hamburgiſchen, ſondern des 
Heimatsſtaates des Klägers, alſo Preußens, auf deſſen Anruf 
das deutſche Reich den Schutz erforderlichenfalls zur Ausführung 
bringt. Dem Heimatsſtaat gebührt hiernach das Recht, 
mindeſtens zum Teil das durch das braſilianiſche Geſchäft 
erzielte Einkommen zur Steuer heranzuziehen. Die vorſtehenden 
Ausführungen, bei deren Zugrundelegung die Anſchlußreviſion 
ſich als unbegründet erweiſt, ſtehen im Einklang mit den Dar⸗ 
legungen des Urteils des RG. vom 7. November 1885 
(NG. 15, 27 ff.). Auch dort wird für die Beſteuerung eines 
durch Fabrikbetrieb erzielten Einkommens als deſſen Quelle nicht 
ausſchließlich die leitende Tätigkeit angeſehen, ſondern auf die 
gütererzeugende und umſetzende Tätigkeit das Hauptgewicht 
gelegt, bei der freilich die Geſchäfts leitung eine weſentliche 
Rolle ſpielt. Zu 3). Hinſichtlich des aus dem braſilianiſchen 
Grundbeſitz des Klägers herrührenden Einkommens nimmt 
der Berufungsrichter an, dies ganze Einkommen entſtamme dem 
Handelsgewerbe des Klägers und ſei deshalb in demſelben 
Verhältnis wie das geſamte übrige gewerbliche Einkommen des 
Klägers dem Beſteuerungsrecht des hamburgiſchen Staats unter⸗ 
worfen. Dabei unterſcheidet der Berufungsrichter zwar zwiſchen 
denjenigen Grundſtücken, die unmittelbar dem Handelsunternehmen 
zu Lagerungs⸗ und ſonſtigen Zwecken dienen, und den übrigen, 
welche, weil für dergleichen Zwecke zur Zeit entbehrlich, an 
Dritte verpachtet und vermietet ſind; er rechnet aber nach beiden 
Richtungen hin gleichmäßig die erzielten Einnahmen zum gewerb⸗ 
lichen Einkommen. Letzteres iſt nicht zu billigen. Nur ſoviel 
iſt richtig, daß der Ertrag aus der Nutzung von Grundſtücken, 
ſoweit dieſe unmittelbar oder mittelbar dem Geſchäftsbetriebe 
ſelbſt dienen, als ein aus dem Gewerbebetrieb herrührendes 
Einkommen anzuſehen iſt; nicht aber gilt dasſelbe von dem 
Ertrage, der durch ÜUberlaſſung des Gebrauchs und der Nutzung 
der Grundſtücke an Dritte erzielt wird, die bei dem Gewerbe⸗ 
betrieb nicht beteiligt find. Dieſer Ertrag hat mit dem 
Gewerbebetrieb rechtlich nichts zu tun. Dabei macht es keinen 
Unterſchied, wenn die Grundſtücke nur vorübergehend ver⸗ 
mietet oder verpachtet ſind. Erſt von der Zeit an, wo die 
Grundſtücke wieder zum Gewerbebetriebe ſelbſt verwendet werden, 
gehört der Ertrag zum gewerblichen Einkommen, während bis 
dahin nur dem Heimatsſtaate das Beſteuerungsrecht hinſichtlich 
dieſes Ertrages zuſteht. Daran ändert auch nichts der Hinweis 
des Berufungsrichters darauf, daß der erzielte Pacht⸗ und 
Mietzins in die Kaſſe des Geſchäfts fließt und dadurch das 
Betriebskapital erhöht. Dieſe Erhöhung tritt erſt dadurch ein, 
daß der Geſchäftsherr die Zuſchlagung des Zinſes, der zur 
Quelle lediglich den Grundbeſitz ſelbſt hat, zum Geſchäftskapital 
angeordnet hat oder ſtillſchweigend zuläßt. Eine Erhöhung des 
Reingewinnes des Geſchäfts durch Hinzurechnung des Zinſes 
findet nur ſcheinbar, nicht aber in Wirklichkeit ſtatt, ebenſowenig, 
als wenn etwa der Geſchäftsherr den Betrag einer ihm zu⸗ 
gefallenen Erbſchaft zur Geſchäftskaſſe fließen läßt. Der äußere 
Umſtand, daß ſolche Einnahmen zur Geſchäftskaſſe vereinnahmt 
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werden, in den Geſchäftsbüchern als Einnahmen gebucht werden 
und hinterher zum Vorteile des Geſchäfts Verwendung finden, 
ändert nicht die Quelle des aus ihnen erzielten Einkommens. 
Ebenſo iſt es ohne Bedeutung, ob die Grundſtücke auf den 
Namen der Brafilfirma eingetragen ſind. Daß der Kläger das 
Verpachten und Vermieten von Grundſtücken als beſonderes 
Gewerbe betreibe, hat er ſelbſt nicht behauptet. Die hiernach 
erforderliche Ausſcheidung des Pacht⸗ und Mietzinſes aus dem 
Geſchäftseinkommen des Klägers für die Jahre 1903, 1904 
und 1905 bedingt eine von dem Berufungsurteil abweichende 
Entſcheidung zu Ziffer 1, 4 und 5 des Klagantrages. Deshalb 
und da für dieſe Ausſcheidung noch weitere tatſächliche Unter⸗ 
lagen zu beſchaffen ſind, mußte inſoweit das Berufungsurteil 
auf die Reviſion des Klägers aufgehoben und die Sache in die 
Vorinſtanz zurüdverwiefen werden. Zu 4). Die Reviſion 
erſtrebt, daß das nach Ausſcheidung der Pacht⸗ und Mietzinſen 
(zu Ziffer 3) verbleibende Geſchäftseinkommen des Klägers nur 
zu einem Fünftel als dem Beſteuerungsrecht des Staates 
Hamburg unterworfen erklärt werde, während der Berufungs⸗ 
richter zu dem Ergebnis gelangt, daß dies Einkommen zu einer 
höheren Quote, nämlich zu einem Drittel, in Hamburg zur 
Steuer heranzuziehen ſei. Eine Verletzung materiellen Rechts 
fällt hierbei dem Berufungsrichter nicht zur Laſt. Er ſtützt 
ſeine Entſcheidung in dieſem Punkte auf das Gutachten eines 
Sachverſtändigen und zieht in Betracht, daß das Hamburger 
Geſchäft von geringerem Umfange als das braſilianiſche Geſchäft 
ſei, daß aber beide Geſchäfte ein vom Kläger in zwei Abteilungen 
betriebenes einheitliches Geſamtgeſchäft darſtellten, deſſen Leitung 
von Hamburg aus erfolge. Dieſe Erwägungen des Berufungs⸗ 
richters entſprechen den Grundſätzen, die das RG. in dem oben 
angeführten, im 15. Bande der Entſcheidungen abgedruckten 
Urteil vom 7. November 1885 für die Feſtſtellung des Anteils 
des Geſamteinkommens aufgeſtellt hat, der auf die einzelnen in 
verſchiedenen Staaten betriebenen Teile des Gewerbebetriebes 
zurückzuführen iſt. Dagegen iſt der Reviſion zuzugeben, daß 
die Gründe des Berufungsurteils und das Gutachten des ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen nicht ficher erkennen laſſen, ob die 
privatlichen Anführungen des Klägers in der Berufungsinſtanz 
hinreichend gewürdigt ſind. Dieſer Würdigung wird ſich der 
Berufungsrichter bei der erneuten Verhandlung der Sache unter⸗ 
ziehen müſſen. St. o. H. St. D., U. v. 1. Febr. 07, 
360/06 VII. — Hamburg. 

Geſchmacksmuſtergeſetz vom 11. Januar 1876. 

30. 81 Abſ. 2. SE des „neuen und eigentümlichen 
Erzeugniſſes“.] 

Kläger hatte ſich ein Modell für Luxuskontakte zu elek⸗ 
triſchen Läutewerken in Form zweier Kirſchen an einem mit 
Blättern verſehenen Zweig ſchützen laſſen. Die Beklagte wurde 
wegen Nachbildung zu Unterlaſſung und Schadenserſatz ver⸗ 
urteilt. Das RG. hob auf und verwies zurück: Bisher iſt 
nicht feſtgeſtellt, daß es ſchon vor der Eintragung des Modells 
Kontakte für elektriſche Läutewerke in der Form von zwei 
Kirſchen gegeben hat. Der Annahme der Neuheit des Modells 
ſteht es nicht entgegen, daß man ſchon „Weintraubenkontakte“ 
hergeſtellt hatte; denn es kann nicht wohl beſtritten werden, 
daß ſolche in weſentlich anderer Weile auf den Formenfinn 
einwirken, als Kontakte in Kirſchenform, wie denn ja auch der 
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als Zeuge vernommene Urheber jener älteren Form für Kontakte 
von den nach ihr hergeſtellten Erzeugniſſen ſagt, daß ſie ſchlecht 
abſetzbar geweſen ſeien, und weiter bemerkt, daß ihn dies — 
wenn auch erſt nach der Eintragung des hier ſtreitigen Modells 
— dazu angeregt habe, die praktiſchere und hübſchere Form 
des „Kirſchenkontakts“ zu erzeugen. — Noch weniger kann der 
Neuheit oder der Eigentümlichkeit des für den Kläger einge⸗ 
tragenen Modells entgegengehalten werden, daß Nachbildungen 
von Früchten, insbeſondere von Kirſchen, von jeher „zu den 
verſchiedenſten Zwecken“ benutzt worden ſeien, und es kann 
endlich auch der letzte Entſcheidungsgrund des Berufungs⸗ 
gerichts, daß das Modell nur eine „ziemlich rohe Wiedergabe 
der Natur“ ſei, als berechtigt nicht anerkannt werden. Das 
Geſchmacksmuſtergeſetz ſchützt gewerbliche Muſter und Mo⸗ 
delle, d. h. ſolche Muſter und Modelle, die dem Zwecke dienen, 
Erzeugniſſe des Gewerbfleißes, Gebrauchsgegenſtände ſo zu ge⸗ 
ſtalten, daß fie den Formenſinn anregen. Es ſchützt fie, wenn 
ſie dazu geeignete neue und eigentümliche Vorbilder an die 
Hand geben. Nun wollte aber im vorliegenden Fall der 
Kläger nicht ein Modell darbieten für etwa zu Schmuckzwecken 
zu verwendende Nachbildungen natürlicher Kirſchen; es war 
nicht darauf abgeſehen, durch eine in eigenartiger Weiſe der 
Natur möglichſt nahe kommende Nachahmung dem Auge einen 
Erſatz zu ſchaffen für den Anblick natürlicher Kirſchen; ſondern 
es ſollte einer an ſich lediglich einem praktiſchen Zweck dienen⸗ 
den Vorrichtung eine dem Auge wohltuende Form, und zwar 
die Form eines an einem mit Blättern verſehenen Zweige 
hängenden Kirſchenpaares, gegeben werden. Dieſer äſthetiſche 
Gedanke iſt es, auf dem die Bedeutung des geſchützten Modells 
beruht, und der Anſpruch darauf hat, geſchützt zu werden, wenn 
bisher noch niemand auf ihn gekommen war. Zwar iſt es 
richtig, daß ein äſthetiſcher Gedanke allein noch kein Geſchmacks⸗ 
muſter macht, vielmehr ſeine Verwirklichung in einem ſichtbaren 
Muſter hinzukommen muß. Indes, wie es Erfindungen gibt, 
bei denen die Stellung der Aufgabe das Weſentliche war, und 
die Löſung der Aufgabe, nachdem ſie geſtellt, keine Schwierig⸗ 
keiten bereitete, ſo läßt ſich auch von dem vorliegenden Muſter 
ſagen, daß das Verdienſtliche an ihm in dem hervorgehobenen 
äſthetiſchen Gedanken, vorausgeſetzt, daß er neu war, beſtand, 
und ſeine Ausführung in einer den Schönheitsſinn anregenden 
Form, nachdem man ihn gefaßt hatte, für jeden geübten, an 
das Muſter und zugleich an das Vorbild der Natur ſich 
haltenden Techniker eine einfache Sache war. Deshalb kann 
nichts darauf ankommen, ob die der Modellanmeldung des 
Klägers beigefügte bildliche Darſtellung des Kontakts eine 
mehr oder weniger geſchickte oder ungeſchickte iſt. W. c. K., 
uU. v. 26. Jan. 07, 250/06 I. — Berlin. 

Geſetz betreffend die Entſchädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen 
vom 20. Mai 1898. 

31. Keine Entſchädigung für die Unterſuchungshaft, Erſatz 
des ganzen durch die Strafvollitredung erlittenen Vermögens⸗ 
ſchadens; Anwendung der SS 139, 287 SPD. bei Ermittlung 
des Schadens.] 

Der Kläger iſt durch Urteil der II. Strafkammer des 
Königl. LG. in Düſſeldorf vom 18. März 1903 wegen Ver⸗ 
leitung zum Meineide zu einer Zuchthausſtrafe von 2 Jahren 
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und zum Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer 
von 5 Jahren verurteilt, auf Grund des eingeleiteten Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens aber durch Urteil vom 10. Juli 1904 frei⸗ 
geſprochen worden. In dem letztern Urteil wurde zugleich die 
Entſchädigungspflicht der Staatskaſſe für die unſchuldig erlittene 
Strafhaft ausgeſprochen. Durch Beſcheid des Juſtizminiſters 
vom 14. Februar 1905 wurde dem Kläger ein Betrag von 
1350 Mark für entgangenen Verdienſt zuerkannt. Außerdem 
iſt ihm am 18. April 1905 aus Billigkeitsgründen ein Pauſchal⸗ 
betrag von 1650 Mark gewährt worden. Der Kläger macht 
geltend, daß der ihm erwachſene Schaden, den er übrigens auch 
für die erlittene Unterſuchungshaft erſetzt haben will, ſich weit 
höher belaufe und hat mit der gegenwärtigen Klage beantragt, 
den beklagten Fiskus zu verurteilen, an den Kläger 7 000 Mark 
nebſt Zinſen zu 4% vom 18. März 1903 zu zahlen, eventuell: 
a) 1572 Mark nebſt Zinſen, b) eine jährliche Rente von 
900 Mark vom 28. April 1904 ab zu zahlen. — In I. und 
II. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen. RG. hob auf und wies 
die Sache zurück: Der Kläger hat ſich vom 18. März 1903, 
dem Tage der Hauptverhandlung, bis zum 20. Mai 1903, 
dem Tage, an dem ſeine Reviſion vom Reichsgericht zurück⸗ 
gewieſen worden iſt, in Unterſuchungshaft befunden. Aus 
der Strafhaft iſt er am 26. April 1904 entlaſſen worden. 
Er war bis zu ſeiner Verhaftung bei dem Düſſeldorfer Röhren⸗ 
und Eiſenwalzwerk, vorm. Gebr. P. zu Düſſeldorf mit 
einem Tagelohn von 4,50 Mark in Arbeit und iſt ſeit 
16. Mai 1904 wieder daſelbſt aber nur mit einem Tage⸗ 
lohn von 3,50 Mark beſchäftigt. Eine Mafchinenmeifterftelle, 
die bei dem genannten Werke dem Kläger in Ausſicht geſtellt 
war, iſt am 21. April 1903, alſo während er ſich in Unter⸗ 
ſuchungshaft befand, anderweit beſetzt worden. Der Kläger be⸗ 
bauptet, durch Nichterlangung der Meiſterſtelle ſei ihm ein 
Mehrverdienſt von monatlich 30 Mark entgangen, während er 
auf der anderen Seite einen Verdienſt von täglich 1 Mark 
eingebüßt habe. Darnach ſtelle ſich ſein Verluſt auf mindeſtens 
60 Mark monatlich. Dazu komme, daß er infolge der mit 
dem ganzen Strafverfahren verbundenen ſeeliſchen und körper⸗ 
lichen Einflüſſe geſundheitlich derart gelitten habe, daß er keine 
Ausſicht habe, jemals mehr zu verdienen; vielmehr dürfe noch 
ein weiterer Rückgang ſeiner Arbeitsfähigkeit zu erwarten ſein, 
wie dies durch Sachverſtändige feſtgeſtellt werden könne, den 
ihm hierdurch entgehenden Gewinn berechnet er auf 300 Mark 
jährlich. Endlich hat er geltend gemacht, der ihm entgangene 
Verdienſt betrage nicht 1350 Mark, ſondern 1572 Mark. Er 
habe nämlich für die ganze Dauer ſeiner Verhaftung vom 
18. März 1903 bis 28. April 1904 Entſchädigung zu be⸗ 
anſpruchen, da ihm die erlittene Unterſuchungshaft auf die 
Strafhaft in Anrechnung gebracht ſei. Der erſte Richter iſt 
von der Unterſtellung ausgegangen, daß dem Kläger die er⸗ 
littene Unterſuchungshaft auf die Strafe angerechnet worden 
ſei. Das iſt jedoch, wie ſich herausgeſtellt hat, ein Irrtum. 
Das Berufungsgericht läßt die Frage dahingeſtellt, ob die 
Unterſuchungshaft als Straſvollſtreckung im Sinne des Geſetzes 
vom 20. Mai 1898 dann anzuſehen ſei, wenn ſie entweder 
ſchon in dem Urteile auf die Strafvollſtreckung angerechnet iſt, 
oder doch ſpäter in Gemäßheit des 8 482 StPO. anzurechnen 
war; denn hier liege in Wirklichkeit weder der eine noch der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 6. 1907. 


andere Fall vor; derjenige des § 482 cit. nicht, da die 
Reviſion nicht vom Kläger zurückgenommen, ſondern vom 
Reviſionsgerichte zurückgewieſen worden ſei. Hieraus ergebe 
ſich ohne weiteres, daß der Kläger für den ihm in der Zeit 
vom 18. März bis 20. Mai 1903 entgangenen Arbeits verdienſt 
Entſchädigung nicht verlangen dürfe und daß er auch die ihm 
durch den Verluſt der Meiſterſtelle dauernd entgangenen Vor⸗ 
teile nicht erſetzt verlangen könne, da die erſt am 20. Mai 
1903 beginnende Strafvollſtreckung für den Verluſt dieſer 
Meiſterſtelle jedenfalls nicht kauſal ſei. Wenn der Beklagte 
nichts deſtoweniger dem Kläger eine angemeſſene Entſchädigung 
für den Entgang der Meiſterſtelle zugewendet, ihm auch den 
in der Zeit der Unterſuchungshaft entgangenen Arbeitsverdienſt 
erſetzt habe, ſo habe er mehr getan, als er nach dem Geſetze 
vom 20. Mai 1898 zu tun verpflichtet geweſen ſei. Da 
ſodann der Kläger ſeinen weiteren, auf angebliche Herab⸗ 
minderung ſeines Geſundheitszuſtandes geſtützten Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auch in der Berufungsinſtanz nicht näher 
ſubſtantiiert habe, fo bewende es auch bezüglich dieſes Punktes 
bei einer Entſcheidung des erſten Richters. Die Reviſion macht 
zunächſt geltend, daß im Sinne des Geſetzes vom 20. Mai 
1898 auch die vom Kläger in der Zeit vom 18. März 1903 
bis 20. Mai 1903 erlittene Haft einen Erſatzanſpruch be⸗ 
gründen müſſe. Der Kläger ſei gleichzeitig mit ſeiner Ver⸗ 
urteilung in erſter Inſtanz verhaftet worden. Er könne dadurch 
nicht ſchlechter geſtellt ſein, daß er im Kampfe um ſein Recht 
zuerſt die Reviſion als ordentliches Rechtsmittel verſucht und 
durchgeführt habe. Seine Verhaftung ſei die Folge des ſpäter 
im Wiederaufnahmeverfahren aufgehobenen Urteils geweſen; er 
habe ein Recht auf Entſchädigung auch wegen dieſer Folgen. 
Was Kläger an ſeiner Stellung verlor, habe er durch jenes 
Urteil verloren. Die Auffaſſung der Reviſion kann vom 
Standpunkte der für den gegenwärtigen Fall maßgebenden 
Geſetzgebung aus grundſätzlich nicht als richtig anerkannt 
werden. Zur Anwendung kommt hier eben nur das Geſetz, 
betreffend die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigeſprochenen Perſonen vom 20. Mai 1898, nicht das erſt 
ſpäterhin in Kraft getretene Geſetz, betreffend die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft vom 14. Juli 1904. 
Das erſtgenannte Geſetz aber gewährt eine Entſchädigung, wie 
namentlich aus 8 2 erhellt, lediglich für den durch die Straf⸗ 
vollſtreckung entſtandenen Vermögensſchaden, nicht auch für 
den durch die Unterſuchungshaft verurſachten Schaden und auch 
nicht für ſolche Vermögensnachteile, welche ſchon durch die Ver⸗ 
urteilung allein hervorgerufen ſind. (Vgl. Burlage, die Ent⸗ 
ſchädigung der unſchuldig Verhafteten und unſchuldig Beſtraften 
8 2 Anm. 3 S. 128; Romen, die Reichsgeſetze, betreffend die 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Verhaftung und Be⸗ 
ſtrafung zu 8 2 des Geſetzes von 1898 2a S. 104.) Was 
die Unterſuchungshaft betrifft, ſo hat allerdings dieſe als Straf⸗ 
vollſtreckung dann zu gelten, wenn ſie entweder im Strafurteile 
gemäß § 60 StGB. auf die Strafe in Anrechnung gebracht 
iſt, oder wenn auf Grund von 8 482 StPO. die Unterſuchungs⸗ 
haft auf die Strafe anzurechnen iſt, — alſo diejenige Unter⸗ 
ſuchungshaft, welche der Angeklagte erlitten hat, ſeit er auf 
Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet oder das eingelegte 
Rechtsmittel zurückgenommen hat, oder ſeitdem die Einlegungs⸗ 
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friſt abgelaufen iſt, ohne daß er eine Erklärung abgegeben hat. 
Das läßt ſich aber nicht, entgegen dem Prinzip des Geſetzes 
vom 20. Mai 1898, auf den Fall übertragen, wenn der Ver⸗ 
urteilte das eingelegte Rechtsmittel durchgeführt und hierdurch 
die Vollſtreckung der Strafe aufgehalten hat. (Vgl. hierzu 
Burlage, Anm. 7 zu § 1 des Geſetzes von 1898, Romen zu 
8 1 Anm. 4b, Löwe⸗Hellweg, Kommentar zur StPO. zu § 2 
des Geſetzes von 1898 Nr. 1 S. 1009 f.) Iſt der Schadensanſpruch 
des Klägers wegen der ihm entgangenen Meiſterſtelle dahin zu 
verſtehen, daß er den Vermögensnachteil erſetzt verlangt, der ihm 
aus dem Entgang der einen beſtimmten, von ihm namhaft 
gemachten Meiſterſtelle erwachſen iſt, dann kann die Entſchei⸗ 
dung des Berufungsgerichts zu dieſem Punkte nicht beanſtandet 
werden. Denn da die fragliche Stelle, die am 21. April 1903, 
während Kläger ſich in Unterſuchungshaft befand, anderweit 
beſetzt wurde, fo iſt dieſer Verluſt nicht eine Folge der Straf: 
vollſtreckung; und ein Erſatzanſpruch hierwegen ließe ſich auch 
nicht etwa damit begründen, daß dieſelbe Meiſterſtelle, wenn 
die Strafe gegen den Kläger ſogleich nach ſeiner Verurteilung 
in Vollzug geſetzt worden wäre, ihm ebenfalls, und zwar 
nunmehr infolge der Strafvollſtreckung verloren gegangen fein 
würde. — Anders läge die Sache, wenn die Klagebegründung 
dahin ginge, daß der Kläger infolge des ganzen gegen ihn an⸗ 
hängig geweſenen Strafverfahrens, namentlich auch der Straf⸗ 
vollſtreckung um das „Avancement zum Maſchinenmeiſter,“ vor 
welchem er nach ſeiner Behauptung im Zeitpunkte ſeiner Ver⸗ 
haftung geſtanden hat, gekommen ſei. Diesfalls würde es 
darauf ankommen, ob der Kläger, wofern die Strafvollſtreckung 
unterblieben und er nach feiner Entlaffung aus der Unter⸗ 
ſuchungshaft in ſeine bisherige Arbeitsſtelle zurückgekehrt wäre, 
in eine andere in der Folge freiwerdende Meiſterſtelle bei dem 
Düſſeldorfer Röhren⸗ und Eiſenwalzwerk hätte aufrücken können. 
Auch würde es ſich fragen, ob dem Kläger, als er, nach un⸗ 
gefähr einem Jahre aus dem Zuchthauſe zur Arbeit zurück⸗ 
kehrte, das Aufrücken in eine Meiſterſtelle oder eine beſſere 
Lohnſtelle eben um deswillen erſchwert war, weil er längere 
Zeit im Zuchthauſe zugebracht hatte. Nach § 2 des Geſetzes 
vom 20. Mai 1898 iſt dem Verurteilten aller derjenige Ver⸗ 
mögensſchaden zu erſetzen, welcher ihm dadurch verurſacht iſt, 
daß die in dem Strafurteile beſtimmte Strafe wegen der in 
dieſem für feſtgeſtellt erachteten ſtrafharen Handlung ganz oder 
teilweiſe gegen ihn vollſtreckt worden iſt. Und darunter fallen 
auch die Erſchwerniſſe im Fortkommen und Erwerbe, welche ſich 
als tatſächliche Folgen des Vollzuges einer entehrenden Frei⸗ 
heitsſtrafe für den Beſtraften unter Umſtänden ungeachtet der 
inzwiſchen erfolgten Freiſprechung ergeben können. (Vgl. Urteil 
des erkennenden Senats vom 11. Dezember 1905, RG. 62, 
153 ff.). Indes nach dieſer Richtung hin iſt im vorliegenden 
Falle die Klage bisher nicht oder wenigſtens nicht in beſtimmter 
Weiſe begründet worden. — Zweifellos aber würde es ſich um 
eine Folge auch der Strafvollſtreckung handeln bei der vom 
Kläger behaupteten Schwächung ſeiner Geſundheit und damit 
zuſammenhängenden Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die 
Revifion rügt zu dieſem Punkte Verletzung des 8 139 und 
8287 ZPO. Der fragliche Schadenserſatzanſpruch ſei durch 
das klägeriſche Vorbringen genügend ſubſtantiiert geweſen. 
Eventuell habe gefragt werden müſſen. Das Berufungsgericht 
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hätte ſich die Grundlagen ſeines Urteils im Wege der Unter⸗ 
ſuchung des Geſundheitszuſtandes des Klägers durch Sach⸗ 
verſtändige ſchaffen müſſen, oder gemäß § 287 3 OO. frei 
ſchätzen ſollen. Dieſer Reviſionsangriff erſcheint als begründet. 
Die mangelnde Subſtantiierung war kein genügender Grund, 
den Anſpruch abzuweiſen, ſolange das Gericht nicht einmal den 
Verſuch gemacht hatte, eine Ergänzung der Klagebegründung 
herbeizuführen. Für die Feſtſetzung des durch die Strafvoll- 
ſtreckung entſtandenen Vermögensſchadens nach 8 2 des Geſetzes 
vom 20. Mai 1898 gilt die allgemeine Vorſchrift des 8 287 
ZPO. (Vgl. Romen a. a. O. Anm. 3c) zu 8 2 des Geſetzes 
von 1898 S. 111, Anm. 3b zu 8 3 des Geſetzes von 1904 
S. 56; Kähler, die Entſchädigung für Strafe und Unterſuchungs⸗ 
haft S. 44.) Soweit der 8 287 ZPO. Platz greift, find 
durch deſſen Vorſchriften die ſonſt über die Behauptungs⸗ und 
Beweispflicht geltenden Grundſätze weſentlich modifiziert. Das 
Gericht hat ſich, erforderlichenfalles durch Ausübung des Frage⸗ 
rechts nach 8 139 3PO. die für feine Entſcheidung erforder⸗ 
lichen Grundlagen zu verſchaffen und darf wegen mangelnder 
Subſtantiierung für die Regel einen Erſatzanſpruch nicht zurück⸗ 
weiſen, es ſei denn, daß es an allen Anhaltspunkten mangelt, 
um bei Würdigung der geſamten Umſtände die erforderliche 
Grundlage für das Urteil zu gewinnen. (Vgl. Gaupp⸗Stein, 
ZPO. zu 8 287 Ziffer IV 1 und Note 28— 30.) Im vor: 
liegenden Falle hätte der Kläger allerdings Veranlaſſung ge⸗ 
habt, an eine nähere Begründung ſeines Erſatzanſpruches in der 
fraglichen Richtung zu denken, nachdem ſchon in dem land⸗ 
gerichtlichen Urteile geſagt war, Kläger habe mit keinem Worte 
darzutun verſucht, worin ſeine körperlichen Gebrechen beſtänden. 
Aber dies enthob den Berufungsrichter nicht der Verpflichtung, 
das zu tun, was anſcheinend der erſte Richter unterlaſſen hatte, 
nämlich durch entſprechende Fragen auf Ergänzung der un⸗ 
genügenden Angaben hinzuwirken. Der Kläger hatte übrigens 
ſchon in der Klage ſich auf Gutachten von Sachverſtändigen, 
wodurch die Richtigkeit ſeiner Behauptungen feſtgeſtellt werden 
könne, berufen, — was ſo lautet, als hätte er ſich derartige 
Gutachten früher ſchon beſchafft. Ob der Kläger ein ärztliches 
Zeugnis bereits den Behörden der Landesjuſtizverwaltung vor⸗ 
gelegt hatte, iſt allerdings aus den Urteilstatbeſtänden der Vor⸗ 
inſtanzen nicht erſichtlich; hierüber aber hätte das Berufungs⸗ 
gericht ſich aus den Akten über die Verhandlungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft Aufſchluß verſchaffen können. Sodann hat der 
Kläger feine Behauptungen über die Minderung feiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit infolge des Strafverfahrens im Zuſammenhang damit 
aufgeſtellt, daß ſein täglicher Arbeitsverdienſt gegenüber dem 
früheren von 4,50 Mark jetzt auf 3,50 Mark geſunken ſei. 
Hier lag die Frage nahe, ob der letztere Umſtand etwa auf eine 
Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit mit zurückzuführen ſei. — 
Aus dieſen Gründen muß das Berufungsurteil der Aufhebung 
unterliegen. Die erneute Verhandlung, behufs deren die Sache 
an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen iſt, wird Gelegenheit 
geben, auch in den oben erörterten Punkten eine Klarſtellung 
der Klagebegründung herbeizuführen. Hierbei wird, wie keiner 
weiteren Ausführung bedarf, immer der Geſichtspunkt für die 
Bemeſſung der Entſchädigung maßgebend bleiben, daß dem 
Kläger der ganze ihm durch die Strafvollftredung verurſachte 
Vermögensſchaden, aber auch nicht mehr, als der im Geſamt⸗ 
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ergebniſſe wirklich ihm erwachſene Vermögensſchaden zu vergüten 
iſt. K. e. J. F., U. v. 4. Febr. 07, 234/06 VI. — Berlin. 

II. Das Prenßiſche Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. u 

32. S 36 Abf., 2. Verjährung der Zinſen einer Ent 
eignungsentſchädigung, die erſt nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt im Progefle beanſprucht find.] 

Die Kläger hatten mit der Klage auf Enteignungs⸗ 
entſchädigung, Zinſen von der, über den im Verwaltungs⸗ 
verfahren als Entſchädigung feſtgeſetzten Betrag hinaus, erhobenen 
Forderung nicht beanſprucht, ſondern lediglich beantragt, die 
Entſchädigung von 252 Mark pro Ar nach Feſtſetzung durch Sach⸗ 
verſtändige zu erhöhen. Zinſen hiervon waren erſt gefordert in 
dem bei der mündlichen Verhandlung vor dem OLG. vom 
31. Mai 1906 verleſenen Antrag. Das OLG. hat danach auf 
die bezügliche Einrede des Beklagten hin die Zinſen der weiter 
zuerkannten Emtſchädigung nur inſoweit zugeſprochen, als fie 
nicht gemäß 8 197 BGB. in Verbindung mit Art. 169 
EGBGB. verjährt waren. Die Anſchlußreviſion der Kläger 
wurde zurückgewieſen: daraus, daß die Entſchädigungsſumme 
nach 8 36 Abſ. 2 des * vom 11. Juni 1874 
vom Tage der Enteignung kraft Geſetzes von dem Unter⸗ 
nehmer zu verzinſen il, folgt nicht, daß die Zinſen der Ver⸗ 
jährung auch dann nicht unterliegen, wenn ſie mit der Klage 
auf Erhöhung nicht gefordert wurden. Wenn ſie auch einen 
Teil der Geſamtentſchädigung bilden mögen, wofür ſich die 
Anſchlußreviſion auf die Entſcheidung des dritten Senats 
des RG. vom 11. Mai 1880 (RG. 1, 349) berufen hat, ſo 
iſt das für die vorliegende Entſcheidung nicht von Bedeutung, 
weil nach der Faſſung der Klage und auch des Antrags in 
I. Inſtanz dieſer Teil der Geſamtentſchädigung nicht den Gegen⸗ 
ſtand des Rechtſtreits bildete, wie denn Ai das LG. Zinſen 
von dem von ihm für gerechtfertigt erklärten erhöhten Betrage 
nicht zuerkannt hat. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. Fuchs, U. über 
die Anſchlußrevifion v. 29. Jan. 07, 531/06 II. — Cöln. 

33. 85 50, 53 der Preuß. Geſchäftsanweiſung für den 
Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899. Zuſchlag zu einem 
den Taxwert nicht erreichenden Meiſtgebot begründet keine Haf⸗ 
tung des Gerichtsvollziehers. Bedeutung der Beamteneigen⸗ 
ſchaft des letzteren.] 

Der Beklagte, ein Gerichtsvollzieher, iſt auf Schadenserſatz in 
Anſpruch genommen worden, weil er die auf Antrag der 
Klägerin von ihm gepfändeten, zu 600 Mark geſchätzten Gegen⸗ 
ſtände im Verkaufstermin zu dem Meiſtgebot von 111 Mark 
verkauft hat, ohne bei dieſem ungünſtigen Meiſtgebot den Termin 
vorläufig auszuſetzen und weitere Weiſung der Klägerin einzu⸗ 
holen. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf Reviſion des 
Beklagten, dem der Preuß. Juſtizfiskus als Nebenintervenient 
beigetreten war, auf und wies die Klage ab: Zunächſt verkennt 
das Berufungsgericht ſchon den Inhalt des von dem Gläubiger 
mit einem Gerichtsvollzieher geſchloſſenen Dienſtvertrages inſo⸗ 
ern, als der Gerichtsvollzieher Beamter iſt, der auch bei Aus⸗ 

ihrung der Zwangsvollſtreckungen keineswegs lediglich gemäß 
dem Intereſſe des Gläubigers zu verfahren hat, ſondern ſo, 
wie ihm durch a die Geſchäftsanweiſung für Gerichts⸗ 
vollzieher vorgeſchrieben iſt. Weder das Geſetz noch die Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher enthalten aber eine 
Vorſchrift, daß im Falle eines geringen Meiſtgebots das weitere 
Verfahren einzuſtellen und zunächſt die Weiſung des Gläubigers 
einzuholen iſt. Gegenteil iſt dem Gerichtsvollzieher in 
8 50 der Geſchäftsanweiſung vom 1. Dezember 1879 (IJMBl. 
629 ff.) zur Pflicht gemacht, die Zwangsvollſtreckung ohne jeden 
Verzug durchzuführen, ſoweit nicht, abgeſehen von den hier 
nicht in Betracht kommenden Fällen des § 53 daſelbſt, der 
Gläubiger ihn zur Einſtellung anweiſt. Aber auch ganz abge⸗ 
ſehen von dieſen Vorſchriften iſt nicht abzuſehen, weshalb vor⸗ 
liegend der Gerichtsvollzieher zur Einſtellung der Verſteigerung 
Anlaß gehabt haben ſollte. Neue Koſten würden notwendig 
dadurch veranlaßt ſein. Irgend ein Anhalt, daß in dem neuen 
Termine höhere Gebote gemacht werden würden, liegt nicht 
Daß Klägerin ſelbſt, die in Württemberg wohnt, zu dem 


vor. 
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Termine herübergekommen und gar ſelbſt — fie betreibt eine 
Holzſchraubenfabrik — die in Frage ſtehenden Gegenſtände, ein 
Regal mit einer großen Anzahl Emaille⸗ und ſonſtigen Küchen⸗ 
einrichtungswaren, anſteigern würde, war im höchſten Grade 
unwahrſcheinlich. Der Umſtand, daß das Erg ein auf 
fallend niedriges iſt, kommt erfahrungsgemäß bei unzähligen 
Zwangsverſteigerungen vor, und es war durchaus nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß im nächſten Termin ein noch geringeres Meiſt⸗ 
gebot ſich ergeben würde, in welchem Falle wohl zweifellos 
eine Regreßklage gegen den Gerichtsvollzieher zu erwarten ge⸗ 
weſen wäre. Von einem Verſchulden des Gerichtsvollziehers 
kann daher gar keine Rede ſein und war demgemäß die Klage 
abzuweiſen. V. und Juſtizfiskus c. A., U. v. 5. Febr. 07, 
355/06 III. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Entſch. Nr. 1 erörtert die zivilrechtliche Verpflichtung zur 
ſachgemäßen Aufbewahrung von Formularen, Stempeln uſw. 
gegenüber demjenigen, der durch einen Verſtoß gegen die Ver⸗ 
wahrungspflicht zu Schaden kommen kann, und wendet das für 
die zivilrechtlichen Verhältniſſe gefundene Ergebnis auf die 
öffentlich⸗ rechtlichen Beziehungen an, in denen die Reichspoſt und 
die Berufsgenoſſenſchaft in Anſehung der Rentenzahlung ſtehen. 

Nach Entſch. Nr. 2 gehört bei der Anfechtung einer Willens⸗ 
erklärung wegen Willensmangels weder die Erwähnung des 
Anfechtungsgrundes noch der die Anfechtung rechtfertigenden 
„ Tatſachen zum notwendigen Inhalt der Anfechtungs⸗ 

ärung. 

Entſch. Nr. 3 wirft auf aber beantwortet nicht die Frage, 
ob der auf mehrere Jahre mündlich geſchloſſene Mietvertrag 
gemäß 8 566 BGB. ſtets auf ein Jahr gültig fei, oder aber 
ob die Prüfung aus $ 139 BGB. eingreift. 

Entſch. Nr. 4 behandelt die Frage, ob und unter welchen 
beſonderen Umſtänden ein zwiſchen dem Erblaſſer und einem ge⸗ 
ſetzlichen Erben abgeſchloſſener Erbverzichtsvertrag wegen Be⸗ 
wucherung des Verzichtenden nichtig ſein kann. 

Daß der Schadenserſatzanſpruch des körperlich Verletzten 
gegen den Schädiger nicht dadurch berührt wird, daß ein unter⸗ 
haltspflichtiger Verwandter des Verletzten dieſem die Heilungs⸗ 
koſten zur Verfügung geſtellt hat, führt Entſch. Nr. 5 aus. 

Zu den mit der Übertragung einer Forderung auf den 
neuen Gläubiger gemäß § 401 BGB. übergehenden Nebenrechten 
gehört nach Entiſch. Nr. 8 auch das Recht des bisherigen 
Gläubigers aus dem zu ſeinen Gunſten geſchloſſenen Schuldüber⸗ 
nahmevertrag. 

Entſch. Nr. 10 verſagt die replica compensationis bei 
eingeklagter Teilforderung, ſo daß alſo dem Kläger nicht ge⸗ 
ſtattet wird, den Beklagten, der gegen die eingeklagte Teil⸗ 
forderung eine Gegenforderung zur Verrechnung bringt, auf den 
nicht eingeklagten Teil der Forderung zu verweiſen. 

Über die Bedeutung der Vereinbarung einer Garantiefrift 
beim Kaufe verhält ſich die praktiſch ſehr wichtige Entſch. Nr. 12. 
Entſch. Nr. 13 ſpricht den ſog. Hamburger Normen 
deutſchen Architekten und Ingenieure den Charakter einer Taxe 
im Sinne des 8 632 BGB. ab und beſchäftigt ſich mit der 
Beweislaſt bei Einklagung des angemeſſenen Preiſes; der Kläger 
hat zu beweiſen, daß die von dem Beklagten behauptete Ver⸗ 

einbarung eines niederen Preiſes nicht getroffen ſei. 

Entſch. Nr. 15 läßt den Schiedsrichter nur für vorſätzliche 
Pflichtverletzung haften, weil die Parteien bei der Beſtellung 
eines Schiedsrichters naturgemäß davon ausgehen, daß der 
Schiedsrichter nicht ſtrenger als der Staatsrichter hafte. 

Die für den Fall der Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks in $ 1166 BGB. feſtgeſetzte Benachrichtigungsflicht des 
Gläubigers gegenüber dem perſönlichen Schuldner beſteht gemäß 
Entſch. Nr. 16 uur dieſem, nicht auch dem Bürgen gegenüber. 

Die Vorausſetzung des 11 75 der Ehefrau auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung wegen erheblicher Gefährdung ihres eingebrachten 
Gutes ($ 1391 BGB.) wird in Entſch. Nr. 19 auch in feinem 
Verhältniſſe zur Gläubigeranfechtung erörtert. N. 
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Vereins nachrichten. 

Die VBerlagsbuchhandlung W. Moeſer gibt an die 
Mitglieder des Anwaltvereins den zweiten Jahrgang der 
Literaturüberſicht des Jahres 1906, erſchienen unter dem 
Titel „Jurisprudentia Germaniae 1906“ zum Vorzugspreiſe 
von 5 Mark ab. Beſtellungen bitten direkt an den Vorſtand des 
Dentſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismardfir. 2 zu richten. 


Borlänfige Tagesordunng 
für den am 11. und 12. September 1907 in Mannheim 
tagenden Anuwaltstag: | 

1. Nechunngslegung und Dechargeerteilung. 

2. Herabſetzung des Mitgliederbeitrages auf 15 Mark 
jährlich. Anderung des 5 3 der Satzungen. 

3. Neuwahl von 4 Vorſtands mitgliedern. 

4. Juwieweit ift eine Erhöhung der Znuſtändigkeit der 
Amtsgerichte und eine Beſchränkung der Berufung 
gegen Amtsgerichtsurteile, ſowie eine Anderung der 
bisherigen Beſtimmungen über die Erſtattbarkeit der 
Anwaltskoſten ohne Schädigung der Nechtsintereſſen 
der Parteien und ohne Schädigung der Rechts⸗ 
auwaltſchaft zuläſſig? 

5. Antrag des Herrn Rechtsanwalt Kolſen in Berlin 

a) Aufhebung des Beſchluſſes des haunoverſchen 
Auwaltstages von 1905 auf Errichtung einer 
freiwilligen Penſionskaſſe. 

b) Annahme des von der betreffenden Kommiſſion 
demſelben Anwaltstage zu Hannover vorgelegten 
Geſetzentwurfs betreffend Errichtung einer 
Zwangs-⸗Penſionskaſſe. 

e) Einſetzung einer e zur Durchführung 
des Beſchluſſes ad b. 

6. Empfiehlt fi eine geſetzliche Regelung der RNechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten? 

Leipzig, den 20. März 1907. 


Deutſcher Anwaltverein. 


- Eryihrepel, 
Geheimer Juſtizrat, Borfigenber. 


Hülf⸗ kaſſe für deutſche Rechts anwälte. 

In der außzer ordentlichen Generalverſammlung vom 
20. Jaunnar d. 38. iſt eine Anderung des 8 8 der 
Satzungen der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte dahin 
beſchloſſen: 

„Das Stimmrecht in den Generalverſammlungen 
darf durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden, 
der Mitglied der Hülfskaſſe fein muß. Ein Bevoll⸗ 
mächtigter darf nicht mehr als 20 Mitglieder 
vertreten. Die Vertretenen dürfen keinem anderen 
Anwaltkammerbezirk angehören als der Bevoll⸗ 
mächtigte.“ 

Dieſe Satzungsänderung iſt unter dem 12. März d. Is. 
in das Genoſſenſchaftsregiſter des Königlich Sächſiſchen 
Amtsgerichts zu Leipzig eingetragen. 

Leipzig, den 25 März 1907. 


Dülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Königsberg i. Pr. hat dem Unterſtützungsfonds der Hülfs⸗ 
kaſſe eine Beihülfe von 1500 Mark gewährt. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Weſentlicher a und Eigentumsvorbehalt. 


Eine — 

Von Juſtizrat Dr. Niſſen, Hirſchberg i. Schleſien. 

Unter dieſer Überſchrift weiſt auf S. 97 ff. lfd. Jahrg. 
d. Z. Neumann einen Weg, auf dem ſich der Verkäufer eines 
Werkes, deſſen Verbindung mit dem Grundſtücke des Käufers 
bei Anwendung reichsgerichtlicher Ausſprüche dasſelbe, trotz für 
den Verkäufer gemachten Eigentumsvorbehalts, als weſentlichen 
Beſtandteil des Grundſtücks in Eigentum des Käufers übergehen 
laſſen würde, dennoch dieſes Eigentum bis zur Vollzahlung des 
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Preiſes erhalten kann. Verkäufer möge ſich am Grundſtück des 
Käufers ein dingliches Benutzungsrecht in Form eines Erbbau⸗ 
rechtes oder allgemeiner in Form einer perſönlichen Dienſtbar⸗ 
keit beſtellen laſſen und dadurch in den Stand kommen, das 
vorbehaltene Eigentum auf Grund von 8 95 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. anſprechen zu dürfen. Dem Verfaſſer iſt darin beizu⸗ 
treten, daß dieſer hinter der Beſtellung des dinglichen Rechtes 
liegende Zweck deſſen Entſtehung an und für ſich nicht zu bes 
einfluſſen vermag, daß dieſer Zweck auch die Kauſa der Beſtellung 
nicht in Frage ſtellen kann, weil er nichts Unerlaubtes enthält, 
daß auch die Abrede der Benützung des Werkes durch den 
Eigentümer und die Schaffung einer perſönlichen Verbindlichkeit 
des Verkäufers, das Werk nach Zahlung des Preiſes dem 
Käufer zu Eigentum zu übertragen, den Beſtand des dinglichen 
Rechtes nicht beeinflußt. Die Bedenken, die ich mir gegen die 
Konſtruktion von Neumann auszuſprechen erlaube, liegen in 
anderer Richtung. 


1. Das dingliche Recht des Verkäufers als beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit gedacht. 

A. Die „einzelne Beziehung“, in welcher Verkäufer das 
Grundſtück des Käufers benützen darf, und die nach § 1090 
zum Inhalt des Rechts gehört, wäre hier die Errichtung des 
Werkes und deſſen Verbleiben auf dem Grundſtücke. Dieſe 
Benützung kann aber den Inhalt einer Dienſtbarkeit nur da 
bilden, wo ſie nach dem wirklichen Willen der Beteiligten dem 
Berechtigten, nicht da wo ſie ausſchließlich dem Verpflichteten 
zuſtehen fol. So aber liegt der Fall hier. Benützen ſoll das 
Werk bezw. in ihm den Grund und Boden, auf dem es ſteht, 
erſichtlich nur der Käufer, für den es auch allein Intereſſe hat. 
Der Verkäufer hat zwar ein Intereſſe an der Begründung eines 
Rechtsverhältniſſes, durch das er ſeinem Eigentumsvorbehalt 
die rechtliche Wirkung zuſichert, aber nicht an der Benützung 
des Werkes ſelbſt, will daher auch nicht in dem Werke den 
Boden, auf dem es errichtet iſt, benützen. Anders läge die 
Sache ſelbſtverſtändlich da, wo die auf dem Grundſtück des 
Nachbars des Servitutberechtigten errichtete Maſchine dem 
letzteren ſelbſt gleichzeitig ihre Kraft ſpenden ſoll. Meines 
Erachtens iſt der Gedanke von Neumann, daß es dem In⸗ 
halte des Rechtes nicht widerſprechen würde, wenn der Käufer⸗ 
Eigentümer ſelbſt das Werk benützte und dem Verkäufer⸗Be⸗ 
rechtigten eine Abfindung hierfür leiſtete, nur in dem Sinne 
richtig, daß das einmal mit dem zuläſſigen Inhalte, einer dem 
anderen eingeräumten Benützung gültig begründete Recht 
dadurch nicht zerſtört wird, daß der andere, ohne auf das 
Recht ſelbſt verzichten zu wollen, ſeine Ausübung ſpäter dem 
Eigentümer überläßt, wie er ſie mit Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers nach 8 1092 jedem dritten überlaſſen darf. Unter 
ſtellt man als eine von vornherein verabredete Benützung durch 
den Berechtigten bereits den Umſtand, daß dieſer für die Über 
laſſung des Werkes an den Eigentümer zu deſſen Benutzung 
ein Entgelt bezieht, ſo mag zwar auch dies eine Benützung, 
wie fie der 8 1090 für den Berechtigten vorausſetzt, darſtellen 
(RG. in JW. 05, 280), aber als Gegenſtand der Abrede wird, 
wenn man dem Willen der Beteiligten nicht Zwang antun will, 
immer nur das Werk ſelbſt, nicht auch der Boden, auf dem es 
ſteht und auf deſſen Benutzung die Abfindung des Eigentümers 
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an den Berechtigten ſich ſicherlich nicht auch beziehen wird, an⸗ 
geſehen werden können. Bei ſolchem Gegenſtande aber wäre 
keine Dienſtbarkeit vereinbart, ſondern der lediglich die Benützung 
des Werkes ohne den Grund und Boden zum Inhalt habende 
Vertrag wäre ein Mietvertrag über Mobile. 

Das bloße Haben einer eigenen Anlage auf fremdem 
Grundſtück dürfte an und für ſich den Inhalt einer perſönlichen 
Dienſtbarkeit noch nicht erſchöpfen. Wie bei der Grunddienſt⸗ 
barkeit das belaſtete Grundſtück dem Grundſtück des Berechtigten 
einen Vorteil bieten muß, ſo iſt für die perſönliche Dienſtbar⸗ 
keit vorauszuſetzen, daß ein ſolcher Vorteil dem Berechtigten 
ſelbſt aus der Benutzung des fremden Grundſtücks zufließe. 
Unter jenem Vorteile möchte ich aber eine bloß formale Rechts⸗ 
ſtellung zum Grundſtück nicht verſtehen. Der zum Tatbeſtande 
der perſönlichen Dienſtbarkeit gehörige Zweck ihrer Beſtellung 
hat vielmehr eine Beziehung zum Grundſtücke zu umfaſſen, 
welche dieſes (unmittelbar) gewiſſen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen des Berechtigten dienſtbar macht. Sind doch derartige 
Intereſſen des Berechtigten in 8 1091 vorausgeſetzt, wonach 
das perſönliche Bedürfnis desſelben im Zweifel über den Um⸗ 
fang der Dienſtbarkeit entſcheidet. Wer aber auf fremdem 
Grundſtücke eine Anlage halten darf, damit ſie der Beſteller 
ſelbſt und ausſchließlich in Benützung nehme, hat ſich damit 
keine Benützung der Anlage bzw. ihres Grund und Bodens 
ausbedungen. Mag man ſelbſt den Akt, durch den er die An⸗ 
lage mit dem Grundſtück verbindet, als eine Benützung des 
letzteren anſehen, der durch die Verbindung begründete Zuſtand 
iſt nach dem Zwecke, zu dem er hergeſtellt wurde, als ſolche 
Benützung auf Seiten des Verechtigten meines Erachtens nicht 
zu erachten. 

B. Will man ſich im Widerſpruche mit dieſen Ausführungen 
für die Entſtehung des dinglichen Rechtes entſcheiden, ſo dürfte 
das weitere Erfordernis des 8 95, daß der Berechtigte (Ver⸗ 
käufer) das Werk mit dem Grundſtücke verbunden haben müſſe, 
geringere Schwierigkeit verurſachen. Vielfach wird erſteres 
der Fall ſein. Wo aber die Verbindung durch den Eigentümer 
geſchieht, da geſchieht ſie im Intereſſe des Berechtigten (Ver⸗ 
käufers), denn zu deſſen Benützung — wenn man von einer 
ihm eingeräumten Benützung ſprechen kann — hätte alsdann 
die Verbindung des Werkes mit dem Boden zunächſt ſtatt⸗ 
gefunden. Haben dritte im Intereſſe des Berechtigten ge⸗ 
handelt, ſo ſteht dies der Errichtung durch den hiermit einver⸗ 
ſtandenen Berechtigten ſelbſt gleich (Dernburg Sachenr. $ 5). 
Auf gleiche Linie mit dem dritten ließe ſich in dieſer Beziehung 
der Eigentümer ſelbſt ſtellen, mit beſonderer Rüdficht darauf, 
daß nach dem Eigentumsvorbehalte des Verkäufers im Ver⸗ 
hältnis dieſes zu ihm das Werk als ein dem Käufer fremdes 
zu gelten hat. (Anders Endemann Einf. in das BGB. Bd. 1 
8 52 Anm. 11). Die Verbindung des Werkes mit einem Ger 
bäude ſteht, da dieſes weſentlicher Beſtandteil des Grundſtlcks 
iſt, der Verbindung mit dem Grundſtück ſelbſt gleich. 

C. 8 95 Abſ. 1 Satz 2 verlangt aber weiter, daß die Ver⸗ 
bindung des Werkes mit dem fremden Grundſtücke in Aus⸗ 
übung des Rechtes an letzterem erfolgt ſei. Die Frage iſt, 
ob nur in Ausübung desſelben? In casu wird zugrunde 
gelegt, daß gleichzeitig ein Abkommen getroffen werde, wonach 
der Grundſtückseigentümer (ſei es zunächſt mietweiſe oder fofort 
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käuflich) einen Anſpruch auf Benützung des Werkes habe und 
daß dieſem Zwecke die Verbindung diene. Dieſe geſchieht hier⸗ 
nach nicht nur in Ausübung des vermeintlichen dinglichen 
Rechtes ſondern gleichzeitig auch zur Erfüllung einer dem Be⸗ 
rechtigten (Verkäufer) nach dem Kauf⸗ (bzw. Miet⸗) Vertrage dem 
Grundſtückseigentümer gegenüber obliegenden Verbindlichkeit. Es 
iſt meines Erachtens ſehr zweifelhaft, ob die Ausnahme des 
8 95 auch auf derartige Fälle zutrifft. Wenn die Motive zum 
BEB. 3, 48 die betreffende Ausnahme, den Vorgang des 
römiſchen Rechtes hinſichtlich der Waſſerleitungsſervitut ver⸗ 
allgemeinernd, damit begründen, daß die vom Servitutberechtigten 
zur Herſtellung der für die Ausübung des Rechts nötigen An⸗ 
lagen verwendeten eigenen Sachen den Charakter von „Akzeſſionen 
des Rechtes“ haben, ſo kann doch ſchwerlich von letzteren auch 
dann noch geſprochen werden, wenn die „verwendeten eigenen 
Sachen“ ihren Zweck nicht bloß für die Ausübung der Dienſt⸗ 
barkeit, ſondern mindeſtens in gleichem Maße für die das 
Rechtsverhältnis der Beteiligten maßgeblich beſtimmende Kauf⸗ 
obligation von vorn herein erfüllen ſollen. 


2. Das dingliche Recht des Verkäufers als Erb: 
baurecht gedacht. 

Hier ſteht dem Ziele der Erhaltung ſeines Eigentums ebenſo 
das vorſtehend unter C. entwickelte Bedenken entgegen. Es 
iſt aber in Anſchluß an Oberneck GB. 8 75, trotz prinzipieller 
Anerkennung der Zuläſſigkeit zeitlicher Beſchränkung des Rechte, 
auch noch das Bedenken zu ſtreifen, ob die Einräumung eines 
ſolchen Rechtes für einen verhältnismäßig ſo kurzen Zeitraum, 
wie ihn der Verkäufer für die Abzahlung des Kaufpreiſes zu 
bewilligen pflegt, nicht denjenigen Zwecken widerſtreitet, für 
welche es vom Geſetze eingeführt iſt, und daher zuläſſig ſei. 
Das RG. hat die Beantwortung dieſer Frage in RG. 61, 1 
dahingeſtellt ſein laſſen. 


II. 


Eigentums vorbehalt an Kaſchinen. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 

In Nr. 4 der JW. konſtruiert Herr Juſtizrat Neu⸗ 
mann einen Schutz des Maſchienenlieferanten, der die Maſchine 
für eine Fabrik unter Vorbehalt des Eigentums liefern will, 
derart, daß der Lieferant ſich eine beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit beſtellen läßt, in Ausübung deren die Verbindung der 
Maſchine mit dem Grundſtück vorgenommen wird, ſodaß dann 
nach 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Beſtandteilseigenſchaft aus⸗ 
geſchloſſen bleibt. 

Der Inhalt der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
wird folgendermaßen gedacht: 

Der Lieferant läßt ſich das Recht beſtellen, das Grund⸗ 
ſtück zum Zwecke der Aufſtellung ihm gehöriger Maſchinen zu 
benutzen, und in Ausübung dieſes Rechts ſtellt er ihm gehörige 
Maſchinen darin auf. 

Er vermietet dann die Maſchinen zum Zwecke des Betriebes 
an den Eigentümer des Grundſtückes und überträgt auch ge⸗ 
mäß 8 1092 BGB. dem Eigentümer die Ausübung der bes 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit. Die aus dem Gegenſatz 
von Abf. 1 Satz 2 zu Abf. 2 ſich ergebende Abgrenzung übers 
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läßt Neumann der Praxis, geht aber davon aus, daß die 
Zweckbeſtimmung der Maſchine an ſich gleichgültig ſei, und daß 
das dingliche Recht nicht durch die obligatoriſchen Beziehungen 
tangiert werde. 

Dieſe Konſtruktion gibt zu folgenden Bedenken Veranlaſſung: 

I. Eine beſchränkte Dienſtbarkeit kann nur beſtellt werden, 
wenn ihr Inhalt ſich als Belaſtung des Grundſtücks darſtellt. 

a) Die Dienſtbarkeit nur zum Zwecke der Verbindung 
iſt meines Erachtens nicht eintragungsfähig, weil die vollendete 
Verbindung eine einzige ſich erſchöpfende Tatſache darſtellt, 
keine fortdauernde Laſt des Grundſtücks enthält. 

b) Die Belaſtung der Dienſtbarkeit zum Zwecke der Er: 
haltung des Eigentums iſt keine Grundſtücksbelaſtung, weil kein 
Recht am Grundſtück geſchaffen, ſondern nur ein Recht am 
Mobile geſichert werden ſoll. 

c) Übrig bleibt als Inhalt die dauernde Benutzung des 
Grundſtücks, die Maſchine dort zu halten und zu verwerten. 
Dieſer zweifellos zuläſſige Rechtsinhalt kann aber nur dann 
gegeben ſein, wenn die Anlage den gewerblichen Zwecken des 
Berechtigten dienen ſoll. Das iſt ſelbſtverſtändlich, wenn 
z. B. der Berechtigte eine Fahrſtuhlanlage zur Beförderung 
ausnutzt; dieſe kann er unbedenklich auch dem Eigentümer ver⸗ 
mieten, der dann den vom Berechtigten geſchaffenen Gewerbe⸗ 
betrieb ausübt. Sowie der Berechtigte aber eine Maſchine 
nicht in ſeinem Gewerbe vermietet, ſie vielmehr nur für 
das Gewerbe eines andern herſtellt, und ſie dem Eigentümer 
für deſſen Gewerbe vermietet, will er keine Belaſtung des 
Grundſtücks mehr zu Gunſten ſeines eignen Gewerbes ſchaffen, 
ſondern eben nur zum Zwecke der Erhaltung des Eigentums. 

Denkbar erſcheint daher die Dienſtbarkeit alſo nur, wenn 
es ſich um eine ſelbſtändige Anlage handelt, die der Berechtigte 
auf fremdem Grund betreiben kann, ſo z. B. elektriſche Kraft⸗ 
anlagen, Beleuchtungsanlagen, Waſſerleitungen, aber nicht für 
einzelne Maſchinen, welche abgeſehen von der Fabrik des Grund⸗ 
ſtückseigentümers keine Verwertung zulaſſen. Soweit bedarf es 
wohl auch keiner Beſtellung der Dienſtbarkeit. Hier genügt 
nach 8 95 Satz 1 die Miete des Grund und Bodens und die 
Vermietung der Anlage, wenn man den Satz 2 des § 95 nur 
auf dingliche Rechte beſchränkt. Eine Überlaſſung der Aus: 
übung der perſönlichen Dienſtbarkeit an den Eigentümer erſcheint 
nicht unbedenklich. Kann und will denn der Eigentümer des 
belaſteten Grundſtücks wirklich ein ſolches Recht gegen ſich 
ausüben, wird er vielmehr begrifflich nicht nur von der Bes 
ſchränkung des Eigentums durch den Berechtigten dispenſiert? 

Mir ſcheint aber auch die Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes gegen eine ſolche Ausdehnung des Eigentumsvorbehaltes 
zu ſprechen. 

Der erſte Entwurf gab ſchon im 8 785 Halbſatz 2 eine 
Ausnahme von der Beſtandteilseigenſchaft. Danach wurden 
ſolche Sachen nicht Beſtandteile, 

„welche in Ausübung eines Rechts an dem Grund⸗ 
ſtücke von dem Berechtigten in feinem Intereſſe 
mit dem Grundſtück verbunden ſind“. 

Die Motive III S. 48 heben im Anſchluß an die Be⸗ 
ſtimmungen für die römiſche Waſſerleitungsſervitut hervor, 

„daß nach dem Weſen der Grundſervitut der Berechtigte 
das fremde Grundſtück in beſtimmter Weiſe benutzen und 
25 
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die dazu nötigen Anlagen in ſeinem Intereſſe her⸗ 
ſtellen kann, und deshalb die hierzu verwandten 
eigenen Sachen den Charakter von Acceſſion haben und 
behalten. Dies trifft nicht bloß für die eine oder 
andere Kategorie von Dienſtbarkeiten, ſondern für jedes 
an einem fremden Grundſtück beſtehende Recht, in deſſen 
Ausübung der Berechtigte eine Anlage auf dieſem 
Grundſtücke errichtet“. 

Die zweite Kommiſſion ſchränkte den Umfang der 
Gegenſtände ein, indem fie (Prot. III, 9 ff.) unter Ausſchluß 
der Pflanzungen die Faſſung wählte: „Dasſelbe gilt von Ge⸗ 
bäuden und ſonſtigen Werken, die von demjenigen, welchem ein 
anderes Recht als das Eigentumsrecht am Grundſtück zuſteht, 
in ſeinem Intereſſe mit dem Grundſtück verbunden ſind“. 
An die Stelle dieſer Faſſung trat im zweiten Entwurf der 
8 77f mit dem Satz: 

„Das Gleiche gilt von einem Gebäude oder ſonſtigen 
Werke, das in Ausübung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtücke von dem Berechtigten mit dem Grundftüd 
verbunden iſt.“ 

Die Umwandlung des Beſchluſſes der zweiten Kommiſſion 
beruht anſcheinend nur auf einer formalen Anderung der Re⸗ 
daktionskommiſſion. Eine Motivierung dieſer Anderung iſt mir 
nicht zugänglich geweſen. 

Die geſetzgeberiſche Tendenz der Motive iſt aber wohl 
kaum verlaſſen worden. Man nahm vielleicht an, daß die 
Worte „in Ausübnng des Rechts“ den Tatbeſtand des Inter⸗ 
eſſes des Berechtigten als Tautologie mitumfaſſen. 

Die Motive denken daher nur an den Fall, daß die 
Anlage den Zwecken des Rechts zu dienen beſtimmt iſt; das 
Geſetz beſchränkt ſich ausdrücklich auf den Tatbeſtand, daß die 
Verbindung in Ausübung des Rechts am Grundſtück 
geſchieht. 

Die dem Grundſtück eingefügte Maſchine hat aber nicht 
den Zweck, der Dienſtbarkeit ihrerſeits Hilfsdienſte zu gewähren, 
umgekehrt, die Perſonalſervitut ſoll ſich ja in der Anlage kon⸗ 
zentrieren. 

Man mag aber dieſe Auslegung vielleicht als zu eng ver⸗ 
werfen; immerhin bleibt die Notwendigkeit beſtehen, daß die 
Verbindung in Ausübung der Servitut vorgenommen 
werden muß. Man braucht darin noch keine Rechtshandlung 
zu ſinden ). Aber eine ſolche Verbindung in Ansübung des 
Rechts iſt doch nur dann denkbar, wenn der Berechtigte ſie 
vornimmt, um auf dem belaſteten Grundſtück eine Tätigkeit zu 
entfalten, ein Gewerbe zu treiben, alſo die Maſchinen zum 
Zwecke der Ausſtellung vorzuführen, nicht aber, wenn er eine 
eigene Maſchine in das Fabrikgrundſtück des Eigentümers ein 
fügt, damit ſie dieſer für ſeinen Gewerbebetrieb verwertet, 
oder damit dieſe für jenes Gewerbe vermietet wird. Dann 
erfolgt die Verbindung nicht in Ausübung des Rechts, 
die Maſchine dort zu halten, ſondern damit ſie dort benutzt 
werden kann, alſo im Intereſſe der obligatoriſchen Beziehung 
zwiſchen Lieferanten und Benutzer. Die Entſtehungsgeſchichte 
führt alſo zu demſelben Ziel wie der begriffliche Inhalt der 
Dienſtbarkeit; die Möglichkeit eines ſelbſtändigen Be⸗ 
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triebes der Anlage unabhängig von dem Gewerbebetrieb 
des Eigentümers des Grundſtücks iſt Vorausſetzung für die 
Wirkſamkeit des Eigentums vorbehalts. 

II. Wie geſtaltet ſich bei der Theorie von Neumann die 
Rechtslage, wenn die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit er⸗ 
liſcht, alſo bei dem Tode des Lieferanten? Zutreffend bleibt 
bis dahin die Beſtandteilseigenſchaft ausgeſchloſſen. Die Maſchine 
iſt in Ausübung eines Rechts mit dem Grundſtück verbunden. 
Das Eigentum des Lieferanten iſt beſtehen geblieben. Das 
Eigentum iſt auf den Rechtsnachfolger des Lieferanten über⸗ 
gegangen, und er kann die Maſchine fortnehmen. Läßt er aber 
die Verbindung beſtehen, ſo beſteht ſie nicht mehr als Folge 
des erloſchenen Rechts. Läßt er für ſich eine neue perſönliche 
beſchränkte Dienſtbarkeit eintragen, ſo hat das keinen Wert, 
denn die Verbindung iſt ja nicht vorgenommen in Ausübung 
des neuen Rechts am Grundſtück. Es bleibt alſo nur möglich 
Loslöſung der Maſchine und neue Einfügung auf Grund einer 
neuen Dienſtbarkeit. Das alles fällt freilich weg, ſoweit es 
ſich um eine juriſtiſche Perſon handelt. 

III. Schließlich halte ich auch die Beſchränkung nicht für 
ſo unerſprießlich. Dem Intereſſe der Maſchinenlieferanten ſteht 
das Intereſſe der Gläubiger entgegen. Der früher eingetragene 
Gläubiger hat allerdings keinen Anſpruch auf Verbeſſerung, 
und der ſpäter eingetragene mag vielleicht grob fahrläſſig handeln, 
wenn er bei Hingabe des Darlehns nur die Grundbuchſpalte 
für Hypotheken einfieht. Aber tatſächlich kann er doch ſpäter 
getäuſcht werden und der frühere Gläubiger kündigt ſeine 
Hypothek nicht in dem Glauben, daß das Grundſtück wertvoller 
geworden iſt. Andererſeits iſt auch der Maſchinenlieferant wenig 
vorfichtig, der einem dinglich überjchuldeten Beſitzer die Maſchine 
liefert, lediglich in der Hoffnung, er werde durch den Betrieb 
Mittel zur Abzahlung gewinnen. Iſt der Eigentümer aber 
nicht dinglich überſchuldet, ſo kann ſich der Lieferant eben durch 
Eintragung einer Kautionshypothek ſichern. 

Die Beſchränkung iſt aber auch gegen das frühere Recht 
nicht weſentlich einſchneidender geworden. Auch nach preußiſchem 
Recht wirkte der Eigentumsvorbehalt nicht, wenn die Maſchine 
Subſtanz geworden war, die trotz begrifflicher Trennung häufig 
mit dem Tatbeſtand des weſentlichen Beſtandteils des 8 93 
zuſammenfällt (RG. 26, 346; 44, 288). 

Lediglich das franzöſiſche Recht forderte für die Immo bili⸗ 
ſierung par destination das Eigentum an der Mafchine 
(NRG. 38, 384). 


III. 
Replik.“ 
Von Neumann. 
1. Zu Niſſens Entgegnung. 
Zu 1A. Die von mir unterſtellte Dienſtbarkeit geht 
auf Benutzung des Grundſtücks. Dieſe Benutzung ſoll 
beſtehen in dem Halten eines dem Berechtigten gehörenden 
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Werkes auf dem Grundſtücke. Ob und von wem das Werk 
benutzt wird, iſt ganz gleichgültig. Die Dienſtbarkeit kann 
beſtellt werden zu einem Zeitpunkt, in dem noch gar nicht 
feſtſteht, ob von ihr Gebrauch gemacht werden wird, oder nicht. 
Der Ausſpruch Niſſens, daß dem Berechtigten ſelbſt die 
Benutzung der Anlage zuſtehen müſſe, iſt durch nichts bewieſen. 
Warum ſoll X. ſich nicht auf dem Grundſtücke des A. eine 
Dienſtbarkeit auf Haltung einer Anlage beſtellen laſſen können, 
die Y. zu benutzen berechtigt ſein ſoll. Zugegeben, daß die 
perſönliche Dienſtbarkeit — entſprechend der in 8 1090 zwar 
nicht zur entſprechenden Anwendbarkeit herangezogenen Vorſchrift 
des 8 1019 — dem Berechtigten ein Vorteil bieten müfle! 
Aber fließt denn in unſerem Falle dem Berechtigten nicht 
daraus ein Vorteil zu, daß er das belaſtete Grundſtück zur 
Errichtung eines Werkes benutzen darf, deſſen Eigentum er 
behält? Sein Vorteil iſt ein im hohen Maße wirtſchaftlicher, 
bei der Grunddienſtbarkeit wird ſchon das Vorliegen einer 
bloßen Annehmlichkeit als ausreichendes Intereſſe angeſehen. 
Der Vorteil iſt in unſerem Falle ſomit keineswegs eine bloß 
formale Rechtsſtelkung zum Grundſtücke, ſondern eine materielle 
Rechtsſtellung zum Werke ſowohl wie zum Grundſtücke. Im 
übrigen begründet das dingliche Benutzungsrecht überhaupt 
vorläufig regelmäßig nur ein formales Recht zum Benutzen⸗ 
dürfen; ob das Recht eine materielle Bedeutung bekommt, ſteht 
zunächtt dahin. K. erfährt durch Zufall, daß A. ein Projekt 
für das Grundſtück des Y. bearbeite, er läßt ſich von Y. eine 
beſchränkte persönliche Dienſtbarkeit beliebigen Inhalts z. B. 
ein Promenadenrecht, beſtellen, daß die Ausführung des 
Projekts hindern würde. Die Belaſtung des Grundſtücks 
hindert die Ausführung des A. ſchen Projekts. Y. läßt ſich 
wegen ſeines Rechts abfinden. Das Recht beſtand, obwohl Y. 
vielleicht gar nicht daran gedacht hat, es auszuüben; eine andere 
Frage iſt, ob etwa die Vorausſetzungen der 88 226, 826 88. 
gegen Y. vorliegen würden. — Aber wird denn überhaupt 
ein Sachenrecht in feiner Rechtswirkſamkeit dadurch beeinträchtigt, 
daß eine formale Rechtsſtellung zu der ſeinen Gegenſtand 
bildenden Sache mit ihm bezweckt wird? Ich erinnere wieder⸗ 
holt an die Sicherungsübereignung von Mobilien. Kann ich 
mir nicht z. B. ein Pfandrecht an mich intereſſierenden 
Familienbildern uſw. beſtellen laſſen, nicht aus dem Motive 
und mit der Abſicht, fie zum Zwecke der Realiſierung meines 
Pfandrechts zu verkaufen, ſondern nur um ſie ſorgſam zu 
verwahren oder vor dem Untergange zu behüten ? 

Zu 1 C. Ich halte auch dieſes Bedenken Niſſens nicht 
für begründet. A. beſtellt an feinem Grundſtücke dem X. eine 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit auf Errichtung einer Draht⸗ 
ſeilbahn, die X. ſelbſt betreiben ſoll, alſo eine nach Niſſen 
zuläffige Dienſtbarkeit. A. beabfichtigt mit Rückſicht auf dieſe 
Anlage ein Hotel zu errichten, und veranlaßt den X. die Der 
pflichtung einzugehen, daß er das ihm eingeräumte Recht auch 
ausnutzen werde. X. baut in Ausübung feines Rechts aber 
auch in Erfüllung ſeiner Verpflichtung die Anlage; ſoll da wirklich 
895 BGB. verſagen? Ich glaube kaum, der Berechtigte vers 
pftichtet ſich ja nicht ſchlechthin zur Herſtellung der Anlage, ſondern 
mi zur Anlage in Ausübung ſeines Rechts, ſeine Verpflichtung 
iſt ſomit bedingt oder befriſtet durch die Entſtehung ſeines 
Rechts. Ä 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


197 


2. Zu Zelters Ausführungen. 

Zelter will eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nur 
zulaſſen in Anſehung ſelbſtändiger Anlagen, die der Berechtigte 
auf dem fremden Grundſtücke wenigſtens ſelbſtändig betreiben 
könnte, im Gegenſatz von Maſchinen, die nur in dem Betriebe 
der fremden Fabrik als einzelne Beſtandteile derſelben verwendbar 
ſind. In dem Geſetze findet dieſes undefinierbare Unterſcheidungs⸗ 
merkmal keine Stütze. Schließlich können allerhand Sonder⸗ 
betriebe in einem Hauptbetrieb eingeſchachtelt werden. Es 
kann an ſich die Arbeitsleiſtung einer einzelnen Maſchine von 
einem beſonderen Unternehmer übernommen fein. Dem Geſetze 
entſpricht allein die Unterſcheidung, ob ein „Werk“ im Sinne 
des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 vorliegt oder nicht. 

Bedenklich iſt die Annahme Zelters, daß es für die 
Fälle ſelbſtändig zu betreibender Anlagen genüge, daß der 
Lieferant einen Platz auf dem Grundſtücke des Beſtellers miete und 
darauf als Mieter die Anlage errichte. Hier wird man regelmäßig 
mit Recht feſtſtellen, daß der Mieter, obwohl Mieter, die Ver⸗ 
bindung nicht zu vorübergehenden, ſondern zu dauernden Zwecken 
vorgenommen hat, und mit dem Eigentumsvorbehalt iſt es nichts. 

Das Bedenken Zelters bezüglich der Überlaſſung der 
Ausübung der Dienſtbarkeit an den Grundſtückseigentümer teile 
ich nicht. Es entfällt, wenn z. B. der Wohnungsberechtigte 
(S 1093 BGB.) auf Zeit oder Dauer die Ausübung feines 
Wohnungsrechts dem Eigentümer überlaſſen kann, ohne auf ſein 
dingliches Recht zu verzichten; und dies wird wohl 
kaum beſtritten werden können. Die aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes von Zelter hergeleiteten Bedenken ſind 
ebenfalls nicht begründet. Die Errichtung des Werkes erfolgt 
auch in unſerem Falle wie es in der mitgeteilten Stelle der 
Motive verlangt wird, „in Ausübung des Rechtes“ und damit 
iſt der Ausnahmetatbeſtand des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 gegeben. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob für ihn ein Intereſſe des 
Berechtigten an der Verbindung beſonders feſtgeſtellt werden 
müfle, jedenfalls iſt es hier vorhanden; der Berechtigte hat das 
Intereſſe die Verbindung herzuſtellen, um ſeine perſönlichen 
Zwecke, nämlich ſeinen Geſchäftsbetrieb zu fördern. 

Die Ausführungen Zelters, die Anlage müſſe den 
Zwecken des Rechts zu dienen beſtimmt fein, fie müſſe der 
Dienſtbarkeit Hilfsdienſte gewähren, die Servitut dürfe ſich aber 
nicht in der Anlage konzentrieren, ſind einer einſeitigen An⸗ 
ſchauung entſprungen. Wenn die Dienſtbarkeit in einem 
Handelndürfen des Berechtigten beſteht, mögen ſie zutreffen, nicht 
aber, wenn ſie in dem Halten einer Anlage beſteht. Wenn ich 
berechtigt bin Waſſer über das belaſtete Grundſtück zu leiten, 
ſo muß meine Anlage dieſem Zwecke dienſtbar ſein; wenn ich 
aber berechtigt bin, einen Brunnen auf dem belaſteten Grund⸗ 
ftüd zu halten, fo konzentriert ſich die Servitut in der Anlage. 

Der Berechtigte braucht die Verbindung auch nicht vor⸗ 
genommen zu haben, um auf dem belaſteten Grundſtück eine 
Tätigkeit zu entfalten; man wird z. B. eine Belaſtung mit dem 
Rechte, eine Tränke für Pferde zu halten, nicht für unwirkſam 
halten, weil der Berechtigte dieſes Recht nur erworben hat, um 
dadurch die vorüberfahrenden Kutſcher zu veranlaſſen, in ſeinem 
der Tränkſtelle benachbarten Gaſthofe einzukehren, ſelbſt wenn 
der Berechtigte ſelbſt Pferde überhaupt nicht hält. 
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3. Nachträglich möchte ich ein ganz anderes Bedenken gegen 
meinen Vorſchlag anführen. Ich riet im Jahre 1901 in einem 
Gutachten einer Eiſenbahnbaugeſellſchaft, zum Zwecke rechts⸗ 
wirkſamen Vorbehalts des Eigentums an den von ihr zu bauenden 
Gleisanlagen ſich ein Erbbaurecht an den Grundſtücken des 
Beſtellers beſtellen zu laſſen und in Ausübung desſelben die 
Anlagen herzuſtellen. Nach jetzt eingezogenen Erkundigungen 
ſcheiterte die Ausführung dieſes Vorſchlags an der Abneigung 
der Beſteller, ihre Grundſtücke mit einem Erbbaurecht zu belaſten. 
Dieſe Abneigung wird ſich wohl auch gegenüber der be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit geltend machen, wenn es 
ſich um Beſteller handelt, die im Intereſſe ihres Kredits nach 
außen den Eindruck hervorrufen wollen, als ob ſie die Anlagen 
zu freiem Eigentum erworben haben. 

Wenn Zelter den Eigentumsvorbehalt durch Sicherungs⸗ 
hypotheken erſetzen will, die häuſig genug an der Grenze des 
Grundſtückswerts ſtehen, ſo werden die Maſchinenlieferanten ihm 
hierin nicht folgen, ihr Geſchäft beſteht im Bau oder in der 
Lieferung von Maſchinen; ſie können wohl die gelieferten 
Maſchinen ſchlimmſtenfalls zurücknehmen, aber find kaum in 
der Lage durch Ausbietung ihrer Sicherungshypothek, die mannig⸗ 
fachſten Fabriken zu erſtehen oder durch andere erſtehen zu 
laſſen. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 16. März 
1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 6 Nr. 1, 164 Nr. 2, 105, 1910 Abſ. 3, 1920 
BGB. verb. mit 8 664 ZPO. Iſt für die Frage der Auf⸗ 
hebung einer Gebrechlichkeitspflegſchaft über einen Geiſtes⸗ 
geſtörten ein Antrag des Pflegebefohlenen erforderlich? Er⸗ 
fordert die Anordnung einer Pflegſchaft dauernde oder nur 
vorübergehende krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit 2] 

In einem Verfahren betreffend die Unbrauchbarmachung 
verfaßter Druckſchriften beleidigenden Inhalts erklärte die 
Strafkammer den Lehrer L. auf Grund ärztlicher Gutachten 
für unfähig, die ihm nach 88 478, 479 StPO. zuſtehenden 
Befugniſſe perſönlich wahrzunehmen. Es wurde ihm zur Wahr 
nehmung ſeiner Rechte in dem Einziehungsverfahren ein Pfleger 
beſtellt. Seine Beſchwerden wurden zurückgewieſen. Inzwiſchen 
hatte L. bei dem AG. den Antrag geſtellt, ihm zur Vertretung 
in einem gegen V. zu erhebenden Rechtsſtreite einen Pfleger zu 
beſtellen, war aber damit abgewieſen worden, weil ſein Geiſtes⸗ 
zuſtand ihn zur ſelbſtändigen Beſorgung ſeiner Angelegenheiten 
nicht unfähig mache. Geſtützt auf dieſe Verfügung und auf 
ein ärztliches Gutachten ſtellte der Pfleger bei dem AG. den 
Antrag, die Pflegſchaft aufzuheben, weil der Grund zu ihrer 
Anordnung weggefallen ſei. Das AG. wies den Antrag, das 
LG. die Beſchwerde zurück. Die weitere Beſchwerde legte das 
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7. 1907. 
Obs GG. in München dem RG. vor, wobei es ausführte: die 
Beſchwerde werde nicht für begründet erachtet, dagegen habe 
das KG. zu Berlin in einem Beſchluſſe vom 15. Februar 1906 
(RIA. 7, 79) den 8 1910 dahin ausgelegt, daß die 
Fähigkeit des Pflegebefohlenen, die Bedeutung des An⸗ 
trags zu erkennen und ſeinem Willen verſtändlichen Aus⸗ 
druck zu geben, genüge. Das RG. wies die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Pflegers zurück. Was die Auslegung des 
8 1910 BGB. angeht, fo tft der Auffaſſung des Bay Obe. 
beizutreten. Nach 8 6 Nr. 1 BGB. kann eine Entmündigung 
nur erfolgen, wenn der Geiſteskranke oder Geiſtesſchwache die 
Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag 
(vgl. die Entſcheidungen des RG. vom 29. Oktober 1900 JW. 
S. 848; 13. Februar 1902 Bd. 50 S. 203; 23. Januar 1905 
JW. S. 133 Nr. 4). Hindert das geiſt'ge Gebrechen lediglich 
die Beſorgung einzelner Angelegenheiten oder eines be⸗ 
ſtimmten Kreiſes der Angelegenheiten, ſo darf nicht Ent⸗ 
mündigung eintreten, ſondern es kann nur eine Pflegichaft 
eingeleitet werden (8 1910 Abf. 2). Zuläſſig iſt die Ein⸗ 
leitung einer Pflegſchaft auch dann, wenn das geiſtige Gebrechen 
die Beſorgung der Angelegenheiten in der Geſamtheit hindert, 
die Fürſorge aber nur für einzelne Angelegenheiten nötig wird 
(RG. 52, 244). Hiernach kann es vorkommen, daß einer 
Perſon, die ſich in einem die freie Willens beſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Zuſtande krankhaſter Störung der Geiſtestätigkeit 
befindet, zur Beſorgung einzelner Angelegenheiten oder eines 
beſtimmten Kreiſes ihrer Angelegenheiten ein Pfleger zu beſtellen 
iſt. Gemäß 8 1910 Abſ. 3 darf die Pflegſchaft nur mit 
Einwilligung des Gebrechlichen angeordnet werden, es ſei denn, 
daß eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich iſt. Die Willens⸗ 
erklärung einer Perſon, die ſich in einem die freie Willensbe⸗ 
ſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit befindet, iſt rechtlich unwirkſam, mag die 
Störung der Geiſtestätigkeit dauernd oder vorübergehend ſein 
(8 105 Abſ. 1 mit § 104 Nr. 2 und 8 105 Abſ. 2 BGB.). 
Von der Willenserklärung einer ſolchen Perſon läßt ſich die 
Anordnung der Pflegſchaft nicht abhängig machen. In einem 
derartigen Falle greift die Ausnahme Platz, die $ 1910 Abſ. 3 
zuläßt. Der Einwilligung bedarf es nicht, weil eine Verſtändi⸗ 
gung mit dem Gebrechlichen nicht möglich iſt. In Überein⸗ 
ſtimmung mit den Beſchlüſſen des KG. vom 22. Januar 1900 
DIZ. S. 142), 4. September 1900 (RIA. 1, 133) und 
21. Januar 1901 (OL GRſpr. 2, 234) ſowie dem Beſchluſſe des 
BayObs G. vom 6. Mai 1905 hat deshalb das RG. in dem 
Beſchluſſe vom 10. Mai 1906 (JW. S. 376 Nr. 2) — allerdings 
im Gegenſatz zu dem Beſchluſſe des KG. vom 9. März 1905 
(RIA. 6, 2) — ausgeſprochen, daß, wenn der Gebrechliche im Sinne 
des 8 104 Nr. 2 keinen freien Willen hat, feine Einwilligung für 
die Anordnung der Pflegſchaft nicht erforderlich iſt. Im Zu⸗ 
ſammenhange mit der Beſtimmung des 8 1910 Abſ. 3 ſteht 
die Vorſchrift des 8 1920, wonach die nach § 1910 ange 
ordnete Pflegſchaft aufzuheben iſt, wenn der Pflegebefohlene 
die Aufhebung beantragt. Daß der Aufhebungsantrag nicht 
zu beachten iſt, wenn eine Verſtändigung mit dem Pflege⸗ 
befohlenen nicht möglich iſt, beſtimmt 8 1920 nicht. Einer 
ſolchen Beſtimmung bedurfte es nicht; in 8 1910 war die 
Aus nahmebeſtimmung erforderlich, weil eine Willenserklärung 
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des Gebrechlichen für die Anordnung der Pflegſchaft verlangt 
iſt, in 8 1920 war fie entbehrlich, weil die Pflegſchaft bes 
ſtehen bleibt, wenn kein wirkſamer Antrag geſtellt iſt. Bei der 
Anwendung der Vorſchrift des S 1920 kommt es alſo nicht 
ſowohl darauf an, ob eine Verſtändigung mit dem Gebrech⸗ 
lichen möglich iſt, als vielmehr darauf, ob dem von ihm er⸗ 
klärten Willen, es möge die Pflegſchaft aufgehoben werden, 
rechtliche Bedeutung zukommt. Iſt die Willenserklärung des 
Gebrechlichen nach 8 105 Abſ. 1 oder 2 nichtig, fo kann fie 
keine Beachtung finden. Dieſe Auffaſſung hatte auch das KG. 
in den Beſchlüſſen vom 22. Januar 1900 und 4. September 
1900 vertreten. Die Emwendungen, die dagegen in den Be⸗ 
ſchlüſſen vom 26. September 1904 und 15. Februar 1906 
(RIA. 4, 196 und 7, 81) erhoben werden, find nicht 
zutreffend. Allerdings bedarf es, wenn der Pflegebeſohlene 
die Aufhebung der Pflegſchaft beantragt, keines Nachweiſes, 
daß die Sachlage ſich verändert habe und der Pflege⸗ 
befohlene wieder imſtande ſei, ſeine Angelegenheit ſelbſt zu 
beſorgen, allein die Prüfung iſt erforderlich, ob die Willens⸗ 
erklärung des Pflegebefohlenen rechtlich wirkſam iſt. In dieſer 
Hinſicht (85 1920) kommt es nicht darauf an, ob dem Pflege⸗ 
befohlenen die Außerung eines verſtändlichen Verlangens möglich 
iſt, und ob der Pflegebefohlene. feinen Antrag auf Aufhebung 
der Pflegſchaft in einer Weiſe zum Ausdruck bringt, die, wie 
es in dem Beſchluſſe vom 15. Februar 1906 heißt, ſein Ver⸗ 
ſtändnis für deſſen Inhalt und feinen Willen, die Pflegſchaft 
ſolle aufgehoben werden, erkennen läßt, ſondern darauf, ob nach 
den allgemeinen Beſtimmungen des BGB. der Willenserklärung 
Wirkſamkeit beizumeſſen iſt. Wie es ſich mit den Beſtimmungen 
der StPO. (8 203) verhält, kann dahingeſtellt bleiben; daß 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Prozeßunfähigkeit einer 
Partei auch nach früherem Rechte nicht von der vorgängigen 
Entmündigung abhängig war, ergibt ſich aus den RG. 16, 
235; 30, 185; ferner JW. 95, S. 378 Nr. 1, S. 384 
Nr. 21 (vgl. die Entſcheidung des RG. vom 7. Oktober 1899 
JW. S. 777 Nr. 24). Die Beſtimmug des 8 664 3PO., 
wonach der Entmündigte zur Anfechtung des Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes befugt iſt, iſt eine Ausnahmebeſtimmung (vgl. Kom⸗ 
miſſions⸗Protokolle 6, 690). Die Vorſchriften über das Ent⸗ 
mümdigungsverfahren laſſen ſich nicht auf die Pflegſchaft über⸗ 
tragen. L.'ſche Vormundſchaftsſache betr. Beſchl. v. 21. Febr. 07, 
B 51/07 IV. — München. | 

2. 8 254 BGB. verb. mit 88 304, 538 Nr. 3 ZPO. 
Tierſchaden. Eigenes Verſchulden und deſſen nicht gehörige 
Berückſichtigung im Urteil.] 

Kläger iſt von einem Hunde gebiſſen und nach ſeiner Be⸗ 
hauptung ſchwer an ſeiner Geſundheit beſchädigt worden. Er 
nimmt deshalb als Halter des Tieres die Beklagten als Ge⸗ 
ſanmſchuldner auf 3000 Mark Jahresrente und Bezahlung von 
zunächſt 68 585 Mark 39 Pf. für Arztkoſten, Schmerzensgeld, 
Gefundheitsbeſchädigung uſw. in Anſpruch, iſt aber mit 


ſeiner Anfang 1903 erhobenen Klage vom LG. abgewieſen 


worden. Das OLG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob auf und verwies an 
das Berufungsgericht zurück: Der Berufungsrichter hat den 
8 254 BGB. durch Nichtanwendung verletzt. Ausweislich des 
erſtinſtanzlichen Urteils und des dort in Bezug genommenen 
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Schriftſatzes vom 4. März 1903 hatten ſich die Beklagten von 
Anfang an mit der Behauptung verteidigt, der Kläger habe 
den Hund mit Stockſchlägen zum Beißen gereizt, habe ſeine 
Heilung in der dort näher angegebenen Weiſe vernachläſſigt, 
ſei aber trotzdem von den Bißwunden in 14 Tagen wieder⸗ 
hergeſtellt geweſen. Der Ausſchlag, an dem er jetzt noch leide, 
ſtehe überhaupt nicht in urſächlichem Zuſammenhange mit dem 
Hundebiſſe, ſondern ſei auf ein älteres konſtitutionelles Leiden 
zurückzuführen. Da das Berufungsurteil auf das Urteil des 
LG. ausdrücklich Bezug nimmt und im Tatbeſtande keinerlei 
Andeutung enthält, daß die Beklagten dieſe ihre Verteidigung 
fallen gelaſſen hätten, ſo durfte der Berufungsrichter in den 
Entſcheidungsgrümden nicht mit der Bemerkung darüber hinweg⸗ 
gehen: „Auf den $ 254 beriefen ſich die Beklagten II. Inſtanz 
nicht mehr“. Mindeſtens hätte er ſich bei der Wichtigkeit dieſes 
Verteidigungsmittels gegenüber dem außerordentlich hoch⸗ 
gegriffenen Schadenerſatzanſpruch durch Ausübung des Frage⸗ 
rechts darüber vergewiſſern müſſen, ob ſeine Meinung wirklich 
der Abſicht der Partei entſpreche. Hielten aber die Beklagten 
an dieſer Verteidigung feſt, ſo war es auch Aufgabe des Be⸗ 
rufungsrichters, den gegen den Grund des Anſpruchs gerichteten 
Einwand gemäß 85 538 Nr. 3, 304 ZPO. ſo vollſtändig zu 
erledigen, daß dem Gericht I. Inſtanz nur noch die Entſcheidung 
über den Betrag übrig blieb. Der Berufungsrichter mußte ſich 
deshalb unter allen Umſtänden mit der Behauptung abfinden, 
bei Entſtehung des Schadens habe inſofern ein Verſchulden des 
Klägers mitgewirkt, als er den Hund gereizt habe und als er 
bei Behandlung der Bißwunde nachläſſig zu Werke gegangen 
ſei. Soweit die Beklagten den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dem Hundebiß und der ſchweren Erkrankung beſtreiten, 
von der Kläger ſeiner Behauptung nach gegenwärtig noch heim⸗ 
geſucht iſt, wird es vom Ergebnis der Beweisaufnahme ab⸗ 
hängen, inwieweit jetzt ſchon eine Trennung zwiſchen Grund 
und Betrag des erhobenen Anſpruchs durchführbar iſt (JW. 03 
S. 239. Nr. 10). Sollte ſich z. B. die Behauptung der Be⸗ 
klagten bewahrheiten, daß Kläger von den eigentlichen Folgen 
des Hundebiſſes ſchon nach kurzer Zeit geheilt geweſen, und 
daß die ihm jetzt noch anhaftende ſchwere Krankheit auf ganz 
andere Urſachen zurückzuführen ſei, ſo wird nichts im Wege 
ſtehen und kann durch $ 304 3PO. ſogar geboten fein, den 
Anſpruch auch dem Grunde nach ſchon jetzt entſprechend einzu⸗ 
ſchränken. Jedenfalls konnte das Berufungsurteil, da es jede 
nähere Prüfung eines eigenen Verſchuldens des Klägers und 
des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen dem Hundebiß und 
dem erſetzt verlangten Schaden ablehnt, nicht beſtehen bleiben. 
B. c. L., U. v. 25. Febr. 07, 410/06 IV. — Augsburg. 
3. 88 260, 1640, 1922, 2100, 2108, 2113—19, 
2121, 2122, 2123, 2129, 2130, 2136—2139 BGB. Ver⸗ 
pflichtung des Vorerben zur Einreichung eines Vermögens⸗ 
verzeichniſſes wegen des Nacherbrechts eines minderjährigen 
Kindes.]! | . 

Die Eheleute B. hatten ein gemeinſchaftliches Teſtament 
errichtet und darin den überlebenden Ehegatten als Vorerben 
auf Lebenszeit, nach ſeinem Tode aber ihre vier gemeinſamen 
Kinder als Nacherben zu gleichen Teilen auf Dasjenige ein⸗ 
geſetzt, was beim Eintritt der Nachfolge übrig ſein werde. 
Würde eines der Kinder ſtatt der Einſetzung als Nacherbe den 
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Pflichteil am Nachlaſſe des Erſtverſterbenden fordern, fo ſolle 
es auch in betreff des Nachlaſſes des Überlebenden nicht Erbe 
fein, ſondern nur feinen Pflichtteil erhalten. — Das AG. Bens⸗ 
heim hat die Witwe des Erblaſſers B. im Intereſſe des 
jüngften damals noch minderjährigen Kindes zur Einreichung 
eines Vermögensverzeichniſſes gemäß 8 1640 BGB. aufge⸗ 
fordert. Das LG. hat der von der Witwe hiergegen ein⸗ 
gelegten Beſchwerde inſoweit ſtattgegeben, als von ihr die 
Einreichung eines Vermögensverzeichniſſes bezüglich desjenigen 
Vermögens verlangt iſt, das ihr als Vorerbin zugefallen ift 
und bezüglich deſſen ihre Kinder, darunter auch der Minder⸗ 
jährige, im gemeinſchaftlichen Teſtamente der Eltern als Nach⸗ 
erben eingeſetzt ſind. Die von dem Pfleger des Minderjährigen 
eingelegte Beſchwerde iſt vom OLG. Darmſtadt dem RG. 
vorgelegt worden, da es beabſichtigt, die Beſchwerde zurück⸗ 
zuweiſen und bei Auslegung des 8 1640 BGB. von der Ent⸗ 
ſcheidung des Königlich Preußiſchen KG. zu Berlin vom 
1. Oktober 1900 abzuweichen, die in RIA. 1, 139ff., 
veröffentlicht iſt. Das RG. hob die angefochtene Ent⸗ 


ſcheidung, ſoweit der Beſchwerde ſtattgegeben war, auf 
und wies dieſe zurück. Im Ergebnis iſt der Meinung 
des KG. beizutreten. Zwar iſt das Kindesvermögen 


keineswegs identiſch mit demjenigen Vermögen, welches 
der überlebenden Mutter als Vorerbin aus dem väter⸗ 
lichen Nachlaß angefallen iſt. Dieſes Vermögen iſt vielmehr 
lediglich Vermögen der Mutter und ausschließlich ihrer Ders 
fügung unterworfen, ſoweit ihr das Geſetz nicht darin Grenzen 
gezogen hat (83 2112 ff. BGB.). Erſt mit dem Eintritte der 
Nacherbefolge fällt es dem Kinde an, erſt mit dieſem Augen⸗ 
blicke geht es und zwar als Ganzes auf den Nacherben über 
(8 2100, 2139, 1922 Abf. 1). Gleichwohl kennt das 
BGB. in $ 2108 ein „Recht“ des Nacherben, das mit dem 
Erbfall entſteht, alſo ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge vor⸗ 
handen iſt und ſogar auf die Erben des Nacherben übergeht. 
Dieſes Recht iſt jedenfalls Beſtandteil des Kindervermögens. 
Es unterliegt auch, wie alle Vermögensrechte der Verwaltung 
des Gewalthabers, ſolange ihm nicht auf Grund der 88 1630, 
1673 die Verwaltung entzogen und gemäß 88 1628, 1909 
ein Pfleger für das Kind beſtellt if. Das Nacherbrecht des 
Kindes iſt mithin unter allen Umſtänden in das nach 8 1640 
dem Vormundſchaftsgericht einzureichende Verzeichnis aufzu⸗ 
nehmen. Nur darum handelt es ſich, ob der Vorſchrift des 
Geſetzes ſchon mit der Erwähnung und näheren Bezeichnung 
des Rechtes genügt iſt. Die Frage muß verneint werden mit 
Hinblick auf den Zweck der Beſtimmung, die nicht nur einer 
Klarſtellung der zwiſchen Eltern und Kindern beſtehenden ver⸗ 
mögensrechtlichen Beziehungen, ſondern auch der Sicherſtellung 
des Kindervermögens dienen ſoll (Bericht der Reichstags⸗ 
kommiſſion zu 8 1615 à Guttentagſche Ausgabe S. 264 ff.). 
Der Anſpruch auf Herausgabe der Erbſchaft ($ 2130) hat 
allerdings nicht die einzelnen Erbſchaftsgegenſtände als ſolche, 
fondern die Erbſchaft als Ganzes (8 1922), mithin einen 
Vermögensbegriff zum Gegenſtande. Allein ſchon nach dem 
allgemeinen Grundſatze des § 260 hat die Verpflichtung zur 
Herausgabe eines ſolchen Inbegriffs regelmäßig weiter zur 
Folge, daß dem Berechtigten ein Verzeichnis des Beſtandes 
vorzulegen iſt. Im beſonderen aber verpflichtet 8 2121 den 
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Vorerben, dem Nacherben auf Verlangen ſchon vorher ein Ver⸗ 
zeichnis der zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände mitzuteilen. 
Hierzu kommt, daß zwiſchen dem Vor⸗ und Nacherben ſchon 
vor Eintritt der Nacherbfolge ein Rechtsverhältnis beſteht, das, 
wie die 88 2113 — 2119, 2122, 2123, 2129 ergeben, 
auch in Beziehung auf einzelne zur Erbſchaft gehörende Sachen 


und Rechte gewiſſe Wirkungen zu äußern vermag. Dieſe Wir⸗ 


kungen ſind im Falle der befreiten Vorerbſchaft eingeſchränkt 
(85 2136 — 2138), aber nicht ganz aufgehoben. Auch in 
dieſem Falle darf der Vorerbe nicht ſchenkungsweiſe über Erb: 
ſchaftsgegenſtände verfügen (8 2113 Abſ. 2) und der Nacherbe 
iſt auf Grund des § 2115 BGB. verbunden mit 88 773, 
771 300. berechtigt, die Zwangsvollſtreckung in ſolche Gegen⸗ 
ſtände zu verhindern. Um von den hieraus ſich ergebenden 
Befugniſſen des Nacherben im Bedarfsfalle jederzeit wirkſam 
Gebrauch machen zu können, iſt für diejenigen, welche zum 
Schutze feiner Intereſſen berufen find, ein Verzeichnis der dabei 
in Betracht kommenden Gegenſtände unentbehrlich. Dem zur 
Sorge für das Vermögen des Kindes berufenen Gewalthaber 
S 1627) bietet der ſchon erwähnte 8 2121 die Möglichkeit, 
ſich dieſes Verzeichnis zu verſchaffen, wenn ein Dritter als 
Vorerbe in Betracht kommt. Ob er vom Vormundſchafts⸗ 
gericht dazu genötigt werden kann, von dieſem Rechtsbehelf, 
der grundſätzlich ſeinem Ermeſſen überlaſſen iſt, einem Dritten 
gegenüber Gebrauch zu machen, ſteht jetzt nicht zur Enſcheidung. 
Iſt er dagegen ſelbſt Vorerbe, ſo werden es regelmäßig ſchon 
die aus den 88 1627, 1630, 1664 BGB. ſich ergebenden 
Verpflichtungen des Gewalthabers gegenüber dem Kinde mit 
ſich bringen, daß er alsbald für Aufzeichnung der einzelnen 
Gegenſtände einer ihm angefallenen, künftig dem Kinde heraus⸗ 
zugebenden Erbſchaft Sorge trägt. Man kann deshalb nicht 
von einer Beſchwerung des Gewalthabers reden, der zugleich 
Vorerbe iſt, wenn er dazu angehalten wird, das ohnedies von 
ihm anzufertigende Verzeichnis dem Vormundſchaftsgericht ein⸗ 
zureichen. Entſcheidend aber iſt, daß das Vormundſchaftsgericht 
namentlich in Hinblick auf die Fälle des 8 1667 Abſ. 1 der 
durch 8 1674 ihm auferlegten Verantwortung nicht genügen 
kann, wenn es nicht auch ſeinerſeits die Beſtände einer dem 
ſchutzbefohlenen Nacherben künftig gebührenden Erbſchaft jeder⸗ 
zeit zu überblicken vermag. Im Zuſammenhalt dieſer Beſtim⸗ 
mungen ergibt ſich deshalb als Wille des Geſetzes, daß der 
Gewalthaber in das gemäß 8 1640 dem Vormundſchaftsgericht 
einzureichende Verzeichnis auch die einzelnen Gegenſtände mit 
aufzunehmen hat, die zu der ihm ſelbſt als Vorerben an⸗ 
gefallenen, dem Kinde ſeinerzeit als Nacherben herauszugebenden 
Erbſchaft gehören. B.s Nachlaß betr., Beſchl. v. 31. Jan. 07, 
B 385/06 IV. — Darmſtadt. 

4. 8 400 BGB. verb. mit 8 850 ZPO. Abtretung 
eines Kompetenzanſpruchs darum unzuläſſig, weil es ſich um 
eine nicht pfändbare Forderung handelt.] 

Die Klägerin iſt die Witwe (nicht Erbin) des verſtorbenen 
Beſitzers eines Fideikommißgutes. Das Gut war mit einem 
Pfandbriefdarlehn des Verklagten beliehen und von dieſem im 
Arreſtwege gemäß ſeiner ſtatutariſchen Beſtimmungen — vorher 
ſchon auf Grund der ihm in der Fideikommißakte vom Jahre 
1886 eingeräumten Aufſichtsbefugniſſe — in Zwangsverwaltung 
genommen worden. Für die Zeit vom 1. Januar 1901 an 
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find keine Gutseinkünfte an den Beſitzer abgeführt worden. Die 
Klägerin klagt auf Zahlung von 3 250 Mark nebſt Prozeßzinſen, 
iſt aber in beiden Inſtanzen abgewieſen worden, ihre Reviſion 
iſt zurückgewieſen worden: Die Klägerin iſt der Meinung, daß 
der Kompetenzanſpruch inſoweit für begründet erachtet werden 
müſſe, als er auf die Abtretung dieſes Anſpruchs ſeitens 
des verſtorbenen Fideikommißbeſitzers an die Klägerin geſtützt 
worden ſei. Der Berufungsrichter hat auch dies abgelehnt und 
zwar mit der Begründung, daß der Kompetenzanſpruch des 
Mannes, eben weil er auf die Belaſſung von Einkünften ge⸗ 
richtet ſei, die nach 8 850 ZRD. nicht gepfändet werden dürfen, 
auch nicht an einen andern abgetreten werden dürfe, wie aus⸗ 
drücklich in 8 400 BGB. vorgeſchrieben ſei. Die Reviſion 
macht geltend, daß bei finngemäßer Auslegung des S 400 die 
Abtretung einer Kompetenz dann als wirkſam anerkannt werden 
müſſe, wenn ſie an die alimentationsberechtigte Ehefrau ge⸗ 
ſchehen ſei, zumal wenn umgekehrt dieſe den Ehemann aus ihren 
Mitteln unterhalten habe. Sie verweiſt dabei auf die 88 366, 
367 I. 16 AL R., worin die Aufrechnung gegen Alimenten⸗ 
anſprüche in gewiſſer Weiſe eingeſchränkt wurde. Um eine Auf⸗ 
rechnung handelt es ſich gegenwärtig nicht, es kann aber auch 
ſelbſtverſtändlich eine Beſtimmung des früheren Rechts für die 
Auslegung des geltenden Rechts nicht ins Gewicht fallen, wenn 
deſſen Auslegung fo zweifelfrei iſt wie die des 8 400 BGB., 
der klipp und klar dahin lautet, daß eine Forderung nicht ab⸗ 
getreten werden kann, ſoweit ſie der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen iſt. Der in 8 850 Ziff. 3 ZPO. behandelte fogenannte 
Kompetenzanſpruch iſt der Pfändung nicht unterworfen, auch 
nicht zu einem Teile. Es ſind auch nicht etwa die geſetzlichen 
Unterhaltsanſprüche, auch nicht die der Ehefrau, durch irgend 
eine geſetzliche Beſtimmung allgemein mit dem Vorzugsrecht 
ausgeſtattet worden, daß Pfändungsverbote ihnen gegenüber 
nicht in Betracht kämen, ſondern dies iſt, wie der Berufungs⸗ 
richter mit Recht bemerkt, in Abſ. 4 des 8 850 nur angeordnet 
worden für die in den beiden vorhergehenden Abſ. 2 und 3 
erwähnten Fälle und noch bezüglich des in Abſ. 1 Ziff. 1 be⸗ 
handelten Arbeits⸗ und Dienſtlohns nach näherer Vorſchrift des 
ſogenanten Lohnbeſchlagnahmegeſetzes. Zu dieſen Ausnahmen 
zählt der Kompetenzanſpruch aus Ziff. 3 nicht. E. c. K., U. 
v. 20. Febr. 07, 281/06 V. — Berlin. 

5. 8 826 BGB. Verſtoß gegen die guten Sitten bei 
einem argliſtigen Verhalten der Hypothekengläubiger in der 
Zwangsverſteigerung.] | 

Mit Recht beſchwert ſich die Revifion über unzureichende 
Würdigung des Einwandes, den der Beklagte dahin erhoben 
hatte, daß infolge argliſtigen Verhaltens der Klägerin bei der 
Zwangsverſteigerung des Pfandgrundſtücks ihre Hypothek nicht 
zur Hebung gekommen ſei und daß ſie deshalb einen Anſpruch 
aus der perſönlichen Schuld gegen ihn nicht geltend machen 
dürfe. Der Berufungsrichter lehnt dieſen Einwand mit folgender 
Begründung ab: Eine Vereinbarung der Klägerin mit dem 
Intereſſenten der Zwangsverſteigerung K., ſich bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Bietens zu enthalten, ſtelle einen Verſtoß 
gegen das Strafgeſetz, insbeſondere gegen den 8 270 PrStGB. 
vom 14. April 1851, nicht dar; ſie könne aber auch eine 
Schadenserſatzpflicht nicht begründen, weil die Hypotheken⸗ 
gläubiger keine Diligenz zugunſten des Schuldners dahin zu 
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leiſten hätten, daß die Hypotheken herausgeboten würden. Der 
Tatbeſtand des 5 826 BGB. ſei hier nicht gegeben. Uns» 
bedenklich iſt zwar die Annahme des Berufungsrichters, daß 
der Tatbeſtand des 8 270 PrStGB. hier nicht vorliege, der 
denjenigen mit Strafe bedroht, der andere vom Mitbieten oder 
Weiterbieten bei Zwangsverſteigerungen durch Gewalt oder 
Drohung oder durch Zuſicherung oder Gewährung eines Vorteils 
abhält. Im vorliegenden Fall ſoll nach der Behauptung des 
Beklagten die Klägerin den K., oder dieſer die Klägerin, nicht 
durch derartige Mittel vom Bieten abgehalten, beide vielmehr 
ſollen miteinander vereinbart haben, nicht mitzubieten und 
den dadurch erzielten Vorteil unter ſich zu teilen. Sind aber 
die vom Beklagten hinſichtlich dieſer Vereinbarung aufgeſtellten 
tatſächlichen Behauptungen richtig — was noch feſtzuſtellen 
bleibt —, ſo enthält die Vereinbarung und ihre Durchführung 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des § 826 
BGB. Dieſe Vorſchrift beſtimmt: „Wer in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe einen anderen vorſätzlich 
Schaden zufügt, iſt dem anderen zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet.” Daß ein vorſätzliches Handeln zum Schaden 
des Beklagten in dem behaupteten Verhalten der Klägerin zu 
finden wäre, iſt nicht zu bezweifeln. Die Vereinbarung durch 
Unterlaſſen des Bietens zu bewirken, daß ein beauftragter 
Dritter das Pfandgrundſtück unter deſſen Wert zu einem ge⸗ 
ringen Preiſe erwerbe, um es dann zu einem höheren Preiſe 
zugunſten der Vertragſchließenden zu verwerten, kann nur in 
dem Bewußtſein getroffen ſein, denjenigen zu ſchädigen, der 
bei Erzielung eines höheren Steigpreiſes Anſpruch auf den 
Aberſchuß gehabt hätte. Wer mit dieſem Bewußtſein handelt, 
hat auch die Schadenszufügung gewollt, und mehr iſt zur 
Annahme einer vorſätzlichen Schädigung nicht erforderlich. Die 
Klägerin hat zwar bei der behaupteten Handlungsweiſe in erſter 
Reihe ihren Vorteil geſucht, der Begriff der „Vorſätzlichkeit“ 
erfordert aber keineswegs eine Willens richtung dahin, daß es 
lediglich darauf abgeſehen ſei, einem anderen Schaden zu⸗ 
zufügen (RG. 62, 139; 63, 148). Es iſt auch nach Lage 
des Falls anzunehmen, daß dem Beklagten ein Schaden 
wirklich entftanden iſt, wenn die volle oder doch teilweiſe Deckung 
der Hypothek der Klägerin aus dem Pfandgrundſtück durch die 
behauptete Vereinbarung verhindert worden iſt. Zwar bedürfen 
in dieſer Beziehung die vom Beklagten geltend gemachten Tat⸗ 
ſachen noch in mehrfacher Hinſicht der Ergänzung, um den 
ursächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Ausfall der Hypothek 
und dem Verhalten der Klägerin darzutun, ins beſondere fehlen 
genauere Angaben über die hypothekariſche Belaſtung des 
Pfandgrundſtücks und deſſen Wert zur Zeit der Zwangs⸗ 
verſteigerung. Das Berufungsgericht wird aber durch Aus⸗ 
übung der Fragepflicht nach 8 139 ZPO. dem Beklagten 
Gelegenheit zu geben haben, die zur Schlüffigkeit feines Vor⸗ 
bringens erforderlichen Angaben nachzuholen. Die behauptete 
Handlungsweiſe der Klägerin verſtößt endlich auch gegen die 
guten Sitten. Der 8 826 BGB. bezweckt, illoyalen Schädi⸗ 
gungen im Verkehr vorzubeugen. Gerade eine ſolche illoyale 
Schädigung wird hier der Klägerin zum Vorwurf gemacht. 
Zwar beſteht für Hypothekengläubiger weder eine rechtliche noch 
eine ſittliche oder Anſtandspflicht, bei der Verſteigerung des 
Pfandgrundſtücks mitzubieten oder gar ihre Hypothek heraus⸗ 
26 
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zubieten, und es kann deshalb zugegeben werden, daß die Ver⸗ 
einbarung zweier Hypothekengläubiger, ſich des Bietens zu ent⸗ 
halten, für ſich allein noch nicht gegen die guten Sitten verſtößt, 
d. h. das bei allen billig und gerecht Denkenden herrſchende 
Anſtandsgefühl verletzt. Ob dabei ein Dritter Schaden erleidet, 
macht keinen Unterſchied. Hier aber ſollen die Vertragſchließenden 
weitergegangen ſein und planmäßig dahin gewirkt haben, daß 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zuwider ihnen ein Teil des 
Wertes des Pfandgrundſtücks auf Koſten des Beklagten zufiel. 
Sie ſollen einen Dritten als Strohmann beauftragt haben, 
das Grundſtück für ſie billig und zu einem Preiſe zu erſtehen, 
durch den die Klägerin mit ihrer Hypothek nicht gedeckt wurde, 
ſo daß ſie ihre perſönliche Forderung behielt, während ſie 
daneben noch durch Weiterveräußerung des billig erſtandenen 
Grundſtücks für ihre Rechnung einen Teil des wahren Grund⸗ 
ſtückswerts für ſich gewann, der zunächſt zur Befriedigung der 
Hypothekengläubiger hätte dienen ſollen. Ging hiernach die 
Klägerin bei der Vereinbarung mit K. davon aus, dieſen von 
der Abgabe eines Gebots abzuhalten, durch das die Hypothek 
der Klägerin ganz oder doch zum Teil Deckung fand, ſo hat 
ſie in illoyaler Weiſe zu ihrem Vorteil und zum Schaden des 
Beklagten den Zweck der geſetzlichen Zwangsverſteigerung ver⸗ 
eiteln wollen, der dahin geht, durch Erzielung eines möglichſt 
hohen, dem Grundſtückswert entſprechenden Gebots bei freier 
Konkurrenz der Bieter die möglichſt vollſtändige Deckung der 
auf dem Grundſtücke haftenden Laſten zu erreichen. Entſprechend 
dieſer Auffaſſung ſteht auch das Urteil des VI. 38S. des RG. 
vom 11. Juli 1904 VI. 514/03 (JW. S. 537 Nr. 5) auf 
dem Standpunkte, daß die ſogenannten pacta de non licitando 
zwar nicht grundſätzlich und nicht immer als ſittlich verwerflich 
zu erachten ſeien, dies aber dann anzunehmen ſei, wenn die 
beſondere Beſchaffenheit des Falles den Vertrag zu einem un⸗ 
ſittlichen ſtempele. L. e. D. & G., U. v. 29. Jan. 07, 
223/06 VII. — Breslau. | 

6. 8 847 BGB. Hinſichtlich des Anſpruchs wegen 
immateriellen Schadens bedarf es im Falle des S 847 keiner 
beſonderen Feſtſtellung.] 

Durch Urteil des LG. iſt die auf Schadenserſatz für 
Körperverletzung, Geſundheitsſchädigung und Sachbeſchädigung 
gerichtete Klage abgewieſen worden. Das Berufungsgericht 
erklärte den Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach für ge 
rechtfertigt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Der Beklagte meint, es fehle an der nötigen Begründung für 
die Annahme, daß dem Kläger in jeder einzelnen der von ihm 
geltend gemachten Beziehungen überhaupt irgend ein Schade 
entſtanden ſei, ohne welche ein ſo allgemein gefaßtes Zwiſchen⸗ 
urteil über den Grund des Anſpruches nicht hätte erlaſſen 
werden dürfen. Der Kläger hatte gefordert Erſatz für Heilungs⸗ 
koſten, für die Beſchädigung einer Joppe und für immateriellen 
Schaden (nach 8 847 Abſ. 1 BGB.), ſowie eine Rente als 
Entſchädigung für verminderte Erwerbsfähigkeit und vermehrte 
Bedürfniſſe. Der Beklagte hat nun gerügt, daß das Be⸗ 
rufungsgericht ſich begnügt habe mit der Feſtſtellung, der Kläger 
habe Heilungskoſten aufwenden müſſen, und ſeine Joppe ſei 
beſchädigt worden. Zunächſt würde hieraus nun niemals die 
Aufhebung des ganzen Zwiſchenurteils ſich ergeben können, 
londern höchſtens ſoweit es die beiden andern Schadenserſatz⸗ 
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anſprüche dem Grunde nach für berechtigt erklärt hat; aber 
auch inſoweit iſt der Antrag nicht begründet. Der Beklagte 
hat ſich auf die Entſcheidung des erkennenden Senates in der 
Sache VI. 514/05 berufen, die in der JW. S. 386 als Nr. 12 
gedruckt iſt. An der dort ausgeſprochenen Anſicht, daß für 
jeden einzelnen Schadenserſatzanſpruch erſt feſtſtehen muß, daß 
irgend ein Schade dieſer Art überhaupt entſtanden iſt, wird 
auch feſtgehalten. Aber für den immateriellen Schaden 
zuvörderſt bedarf es, wenn einer der im $ 847 BGB. als 
Vorausſetzungen für den Erſatz in Geld hingeſtellten Fälle 
überhaupt vorliegt, nach der Natur der Sache niemals einer 
beſonderen Feſtſtellung, wie abweichend von einer in den 
Urteilsgründen zur Sache VI. 217 6 vorkommenden Bemerkung 
anzunehmen if. M. c. V., U. v. 21. Febr. 07, 271/06 VI. 
— Berlin. 

7. 89 1373, 1375, 1376 BBB. Umfang des geſetz⸗ 
lichen Verwaltungsrechtes des Ehemannes. Erfüllung eines 
von zwei Anſprüchen, die dem Ehemann bzw. der Ehefrau zu⸗ 
ſtehen, ſeitens des Schuldners.] 

Die Klägerin beanſprucht vom Beklagten Schadenserſatz, 
weil er zwei Sparkaſſenbücher, die ihr Eigentum geweſen und 
in ihrem Auftrag von ihrem verſtorbenen Ehemanne dem Be⸗ 
klagten als Kaution übergeben worden ſeien, unbefugt an den 
Ehemann zurückgegeben und dadurch verſchuldet habe, daß die 
Einlagen von dieſem abgehoben und ihr entzogen ſeien. Das 
RG. hob das verurteilende Urteil des OLG. auf und wies die 
Klage ab: Begründet iſt der Einwand der Reviſion, daß das 
Berufungsgericht den 8 1376 BGB. durch unrichtige An⸗ 
wendung und den 8 1373 BGB. durch Nichtanwendung vers 
letzt habe. Die beiden Sparkaſſenbücher gehörten zum einge⸗ 
brachten Gut der Klägerin. Nach 5 1373 BGB. iſt der 
Mann berechtigt, die zum eingebrachten Gut gehörenden Sachen 
in Beſitz zu nehmen. Hierbei handelt es ſich um ein eigenes, 
von dem Willen der Frau unabhängiges geſetzliches Recht des 
Mannes, welches ihm nicht nur gegenüber der Frau, ſondern 
auch gegenüber jedem Dritten zuſteht. War hiernach der 
Mann kraft geſetzlichen eigenen Rechts befugt, die Herausgabe 
der Sparkaſſenbücher vom Beklagten, nachdem dieſer auf die 
Kaution verzichtet hatte, zu verlangen, ſo war der Beklagte 
auch berechtigt und ſogar verpflichtet, die Sparkaſſenbücher an 
den Mann herauszugeben. Das Berufungsgericht irrt, wenn 
es die Befugnis des Mannes zur Empfangnahme der Spar⸗ 
kaſſenbücher um deswillen beſtreitet, weil derſelbe nach 8 1375 
in Verbindung mit 8 1376 BEB. zur Verfügung über 
die Forderung der Frau nicht berechtigt geweſen ſei. Aber 
die Forderung der Frau aus dem Verpfändungsver⸗ 
trag hat der Mann nicht verfügt, wenn er kraft ſeines geſetz⸗ 
lichen Rechtes handelte, die zum eingebrachten Gut gehörenden 
Sachen in Beſitz zu nehmen. Eine Verfügung des Mannes 
über die Forderung der Frau kann auch nicht daraus herge⸗ 
leitet werden, daß durch die Zurückgabe der Sparkaſſenbücher 
an den Mann die Forderung der Frau aus dem Verpfändungs⸗ 
vertrag erloſch. Es beſtanden zwei Anſprüche auf Herausgabe: 
einmal der Anſpruch der Klägerin aus dem Verpfändungs⸗ 
vertrag und ſodann der geſetzliche Anſpruch des Mannes aus 
8 1373 BGB. Beide Anſprüche hatten den nämlichen Gegen 
ſtand, und jeder der beiden Gläubiger war berechtigt, die ganze 
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Leiſtung zu fordern, der Beklagte aber die Leiftung nur einmal 
zu bewirken verpflichtet. Durch Erfüllung des einen Anſpruchs 
wurde daher auch der andere getilgt (88 432, 428 BGB.). 
Das Erlöſchen der Forderung der Frau aus dem Verpfändungs⸗ 
vertrag iſt daher geſetzliche Folge der Erfüllung des dem Mann 
nach 8 1373 BGB. zuſtehenden Rechtes auf den Beſitz. 
L. c. S., U. v. 15. Febr. 07, 296/06 III. — Dresden. 

8. 88 1667, 1668, 1670 BGB. verb. mit 8 916 ff. 
ZPO. Unterſchied zwiſchen einer Klage auf vormundſchafts⸗ 
gerichtlich angeordnete Sicherheitsleiſtung gegen den Vater 
wegen Anſprüche des Kindes und geſtelltem Arreſtantrags.] 

Der Arreſtbeklagte ſchuldet ſeiner Tochter, der durch ihren 
Pfleger vertretenen Arreſtklägerin, 45 000 Mark, die er mit 
3 Prozent zu verzinſen und bei Eintritt der Großzjährigkeit der 
Arreſtklägerin dieſer heraus zu zahlen hat. Durch Beſchluß 
des Vor mundſchaftsgerichts, wurde dem Arreſtbeklagten 
aufgegeben, Sicherheit für das erwähnte Kindesvermögen zu 
leiſten, weil dasſelbe infolge der ſchlechten Vermögenslage des 
Arreſtbeklagten gefährdet erſcheine. Der Arreſtbeklagte bot 
demnächſt Sicherheit mit einer Verſicherungspolize an. Nach 
Ablehnung diefer Sicherheit durch das Vormundſchaftsgericht, 
erklärte der Arreſtbeklagte, daß er überhaupt keine Sicherheit 
leiſte. Auf Antrag des beſtellten Pflegers wurde darauf der 
dingliche Arreſt in das Vermögen des Arreſtbeklagten an⸗ 
geordnet und in Ausführung der Arreſtanordnung eine Forde⸗ 
rung des Arreſtbeklagten an den Nachlaß ſeines Vaters 
gepfändet. Das Berufungsgericht hob den Arreſt auf. Die 
Reviſion der Arreſtklägerin wurde zurückgewieſen: Vorliegend 
verlangt die Klägerin im Prozeßwege auf Grund der 
88 916 ff. ZPO. den Erlaß des dinglichen Arreſtes 
gegen ihren Vater wegen Gefährdung des von dem letzteren 
verwalteten Kindesvermögens. Dieſer Antrag iſt grundſätzlich 
zuläſfig. Die Beſtimmungen der 88 1667, 1668, 1670 
BSD. ſtellen ſich ihm nicht entgegen. Freilich hat hiernach, 
wenn das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet wird, daß 
der Vater die mit der Vermögensverwaltung oder die mit der 
Nutznießung verbundenen Rechte verletzt oder daß er in Ver⸗ 
mögensverfall gerät, das Vormundſchaftsgericht die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. 
Insbeſondere liegt auch dem Vormundſchaftsgerichte ob, 
bei Unzulänglichkeit anderer Maßnahmen dem Vater Sicher⸗ 
heitsleiſtung für das ſeiner Verwaltung unterliegende Ver⸗ 
mögen aufzuerlegen. Es muß auch nach 8 1670 anerkannt 
werden, daß im letzteren Falle zur Durchſetzung der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlich angeordneten Sicherheitsleiſtung kein anderes 
Zwangsmittel gegeben iſt, als die Entziehung der Vermögens⸗ 
verwaltung durch das Vormundſchaftsgericht. Zur Durchführung 
der vormundſchaftsgerichtlich angeordneten Sicherheits⸗ 
leiſtung iſt danach auch nicht eine Klage im ordentlichen Rechts⸗ 
wege gegeben. Dieſe Art der Regelung empfehle ſich, führen 
die Motive zum erſten Entwurfe Bd. 4 S. 810 aus, deshalb, 
weil die direkte Erzwingbarkeit der Sicherheitsleiſtung unter 
Umſtänden für den Inhaber der elterlichen Gewalt wegen der 
damit für ihn verbundenen Kreditgefährdung große Härten mit 
ſich bringen und gegen das eigene Intereſſe des Kindes den 
Vermögensverfall und die Untergrabung der wirtſchaftlichen 
Exiſtenz des Inhabers der elterlichen Gewalt und ſeiner ganzen 
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Familie herbeiführen könne. Allein um eine Klage auf Voll⸗ 
ziehung eines vormundſchaftsgerichtlichen Beſchluſſes handelt es 
ſich nicht. Der hier in Frage ſtehende Arreſtantrag ſtlützt 
ſich ſelbſtändig auf das Prozeßrecht. Er iſt an weſentlich 
andere Vorausſetzungen geknüpft als das Einſchreiten des 
Vormundſchaftsgerichts. Das Arreſtgeſuch hat nach der 
grundlegenden Entſcheidung des RG. in Bd. 3 S. 416 zur 
weſentlichen Vorausſetzung die Beſorgnis, daß der Schuldner 
Vermögensſtücke beſeitige und dadurch dem Gläu- 
biger das Objekt ſeiner Befriedigung entziehe. Im 
Gegenſatze dazu genügt für die Anwendung der 8 1667 ff. 
BGB. die Tatſache des Vermögensverfalls. Danach liegen 
weſentlich unter ſich verſchiedene Verfahrensarten vor. Es iſt 
ohne weiteres klar, daß alle jene Geſichtspunkte der Motive zum 
erſten Entwurfe nicht für den Fall zutreffen, wenn der elterliche 
Gewaltinhaber Vermögensobjekte zum Schaden ſeiner Gläubiger 
beiſeite ſchafft. Der durch die SS 1667 ff. BGB. gewährte 
Nechtsſchutz, insbeſondere die Entziehung der Vermögensver⸗ 
waltung zur Erzwingung der Sicherheit würde ſich wie hier 
ſo auch ſonſt oft, wo wirkliche Arreſtgründe vorliegen, als un⸗ 
zulänglich herausſtellen. Das Arreſtverfahren der ZPO. zur 
Sicherung gefährdeter Gläubigeranſprüche behält hiernach auch 
gegenüber den 88 1667 ff. BGB. feine beſondere Berechtigung 
und Geltung. Trotzdem das Berufungsgericht von der Zu⸗ 
läſſigkeit des Arreſtantrags an ſich ausgeht, hat es dennoch 
denſelben abgewieſen, weil ein Arreſtgrund nicht glaubhaft 
gemacht ſei. Rechtsirrtümer des Berufungsgerichts laſſen ſich 
hierbei nicht erkennen. Es iſt richtig, daß das Verhalten eines 
Verſchwenders, der ziel⸗ und maßlos übermäßige und unnütze 
Ausgaben macht, an ſich einen Arreſtgrund herzuſtellen vermag. 
Gewiß kann auch an und für ſich in dem ablehnenden Ver⸗ 
halten des Schuldners gegenüber der vormundſchaftsgerichtlichen 
Auflage zur Sicherheitsleiſtung nach den Umſtänden des Falles 
ein Arreſtgrund liegen. Indeſſen iſt nicht erſichtlich, daß das 
Berufungsgericht alles dies verkannt hat, wenn es ſchließlich 
auf Grund konkreter Würdigung die Überzeugung ausſpricht, es 
ſei nicht glaubhaft gemacht, daß der Beklagte Vermögensobjekte 
dem Zugriffe der Gläubiger entziehen wolle. M. c. M., U. 


v. 18. Febr. 07, 483/06 IV. — Berlin. 


9. 88 2079, 2303 BGB. Erfordert die Anfechtung 
eines Teſtamentes wegen Ubergehung eines Pflichtteilsberechtigten 
ein Wiſſen des Erblaſſers von der Nichtexiſtenz des Be⸗ 
rechtigten 7] | 

Am 19. Oktober 1904 farb die Mutter der Parteien. 
Ihre geſetzlichen Erben waren neben ihren drei Kindern (den 
Parteien) ihr Ehemann, der etwa 25 Jahre vorher nach 
Amerika ausgewandert war. Sie hinterließ ein Teſtament, 
deſſen 8 1 dahin lautet: „Da mein Ehemann vor 25 Jahren 
nach Amerika ausgewandert und vorausſichtlich nicht mehr am 
Leben iſt, ſo ernenne ich zu meinen Erben meine Kinder 
— — —.“ Der Ehemann focht das Teſtament durch Er⸗ 
Härung gegenüber dem Nachlaßgericht an, weil er als Pflicht⸗ 
tetlsberechtigter übergangen ſei. Kurze Zeit darauf kehrte er 
nach Deutſchland zurück und ſtarb am 5. Juni 1905. Die 
Parteien ſind auch ſeine geſetzlichen Erben. Der Sohn machte 
hierauf im Klagewege die nach ſeiner Behauptung durch die 
Anfechtung des Teſtaments ſeitens ihres Vaters und Erblaſſers 
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eingetretene Nichtigkeit des Teſtaments geltend und zwar auf 
Grund des 8 2079 BGB., weil ein Pflichtteiläberechtigter 
(ſein Vater), deſſen Vorhandenſein der Erblaſſerin bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments nicht bekannt geweſen ſei, übergangen 
worden ſei. Die beklagte Tochter widerſprach. Das LG. wies 
die Klage ab, das OLG. die Berufung zurück, das RG. hob 
auf und verwies zurück. Nach 8 2079 BGB. kann eine letzt⸗ 
willige Verfügung angefochten worden, wenn der Erblaſſer 
einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichtteils berechtigten 
übergangen hat, deſſen Vorhandenſein ihm bei der 
Errichtung der Verfügung nicht bekannt war. 
Unſtreitig war der Ehemann der Erblaſſerin ein zur Zeit des 
Erbfalls vorhandener Pflichtteilsberechtigter (8 2303 BGB.) 
und im Teſtamente der Ehefrau übergangen. Es fragt ſich 
nur, ob der Erblaſſerin das Vorhandenſein dieſes Pflichtteils⸗ 
berechtigten bei der Errichtung ihres Teſtaments bekannt oder 
nicht bekannt war. Wäre ihr damals das Leben ihres vor 
vielen Jahren nach Amerika ausgewanderten Mannes bekannt 
geweſen, jo würde der S 2079 mangels einer geſetzlichen 
Vorausſetzung unanwendbar ſein. Eine Anfechtung des 
Teſtaments aus dem genannten Grunde des 8 2079 würde 
dann unzuläſſig ſein und das Teſtament — unbeſchadet des 
Pflichtteilsanſpruchs des ausgeſchloſſenen Pflichtteils berechtigten 
aus 8 2303 — in Kraft bleiben. Dieſer Fall des Bekannt⸗ 
ſeins liegt, wie beide Vorderrichter annehmen, nicht vor. 
Die Erblaſſerin würde ſonſt auch nicht im Teſtament einleitend 
erklärt haben, ihr Ehemann ſei vorausſichtlich nicht mehr am 
Leben. Daß die Erblaſſerin bei Errichtung ihres Teſtaments 
gewußt habe, ihr Ehemann lebe noch, iſt alſo nach den 
getroffenen Feſtſtellungen für ausgeſchloſſen zu erachten. Daraus 
folgt aber notwendig, daß der Erblaſſerin zur Zeit der 
Teſtamentserrichtung nicht bekannt war, daß ihr Ehemann 
noch lebe. Iſt das der Fall, ſo iſt die von dem Berufungs⸗ 
gerichte vermißte Vorausſetzung für die Anwendung des 
8 2079 gegeben. Wenn e3 für ausgeſchloſſen erachtet wird, 
daß jemandem eine gewiſſe Tatſache bekannt iſt, ſo zwingt 
dies eben zu dem Schluſſe, daß ihm die Tatſache nicht 
bekannt iſt. Bekanntſein und Nichtbekanntſein ſtellen zwei 
ſich gegenſeitig ausſchließende Zuſtände im Bereiche menſchlicher 
Vorſtellungen dar. Wird das eine verneint, ſo muß das 
andere bejaht werden und umgekehrt. Eine dazwiſchen liegende 
Mutmaßung muß unter das Nichtbekanntſein fallen, weil es 
unmöglich iſt, ſie dem Bekanntſein unterzuordnen. Deshalb iſt 
es rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht ausführt, im Sinne 
des S 2079 ſei das Nichtbekanntſein dahin aufzufaſſen, 
daß die Erblaſſerin bei Errichtung des Teſtaments von der 
beſtimmten und deutlichen Vorſtellung beherrſcht geweſen ſein 
müſſe, ihr Mann ſei tot. Richtig iſt hieran nur, daß, wenn 
die Erblaſſerin geglaubt hat, ihr Mann ſei tot, ihr das Leben 
des Mannes nicht bekannt geweſen ſein muß. Aber das Be⸗ 
rufungsgericht ſchießt über das Ziel hinaus, wenn es ſich mit 
der Feſtſtellung, die Erblaſſerin habe nicht gewußt, ihr Mann 
lebe noch, nicht begnügt, ſondern noch weiter verlangt, daß ſie 
ihn für bereits geſtorben gehalten haben müſſe. Auch wenn 
die Erblaſſerin nur von der Mutmaßung erfüllt geweſen iſt, 
ihr Mann lebe nicht mehr, ſo war ihr das Leben des Mannes 
eben nicht bekannt. Im erſten Entwurfe eines BGB. befanden 
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ſich im 8 1782 (jetzt 20 79) hinter den Worten: „bekannt 
war“, noch die Worte: „von welchem der Erblaſſer insbeſondere 
annahm, daß derſelbe geſtorben ſei.“ Die Einſchaltung dieſer 
Worte bezielte nur eine Hinweiſung auf einen häufiger vor⸗ 
kommenden Fall. Begr. Bd. 5, 53. Schon bei der zweiten 
Leſung wurden die eingeſchalteten Worte jedoch weggelaſſen. 
Die Entſtehungsgeſchichte zeigt alſo gleichfalls, daß es keines⸗ 
wegs erforderlich iſt, die Erblaſſerin müſſe von der beſtimmten 
und deutlichen Vorſtellung beherrſcht geweſen fein, der Ülber- 
gangene ſei tot. Der § 2079 ſtellt keine Auslegungsregel 
auf, ſondern gibt dem übergangenen Pflichtteilsberechtigten 
unmittelbar ein Anfechtungsrecht. Der geſetzgeberiſche Grund 
iſt der, daß angenommen wird, der Erblaſſer würde wahr⸗ 
ſcheinlich ſo nicht verfügt haben, wenn er gewußt hätte, daß 
der Übergangene noch vorhanden ſei. Seine Verfügung beruhe 
daher auf Irrtum. In einem Falle, wie dem vorliegenden, 
wo der Erblaſſerin wenigſtens das frühere Vorhandenſein 
eines Pflichtteilsberechtigten bekannt war, wird freilich die Er⸗ 
wägung nahe liegen, die Erblaſſerin habe bedachtſamerweiſe 
auch mit der Möglichkeit gerechnet, die einmal vorhanden 
geweſene pflichtteils berechtigte Perſon ſei noch vorhanden. Die 
Abergehung könnte unter ſolchen Umſtänden als eine bewußte 
und abſichtliche erſcheinen. Allein das Geſetz macht einen 
derartigen Unterſchied je nach Geſtaltung der einzelnen Fälle 
nicht und es iſt daher auch nicht gerechtfertigt, das Arifechtungs⸗ 
recht ſchon aus dem Grunde allein zu verſagen, weil die Erb⸗ 
laſſerin, wie das Berufungsgericht annimmt, mit der Möglich⸗ 
keit gerechnet habe, ihr Mann lebe noch. Der vorlie gende Fall 
Nichtbekanntſein des Vorhandenſeins eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten) iſt im § 2079 völlig gleichgeſtellt dem Falle, daß 
ein Pflichtteilsberechtigter nachgeboren wird, alſo einem 
Falle, in dem die Vermutung, der Erblaſſer würde bei 
Kenntnis der Sachlage ſo nicht verfügt haben, eine viel 
dringendere iſt. Die Gleichſtellung nötigt aber zu gleichmäßiger 
rechtlicher Beurteilung. Würde freilich die Feftftellung des 
Berufungsgerichts dahingehen, die Erblaſſerin habe ihren Ehe⸗ 
mann abſichtlich von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ſo würde 
überhaupt nicht eine ÜUbergehung, ſondern eine Ausſchließung 
vorliegen und es würde für die Anwendung des 8 2079 
überhaupt kein Raum ſein, vielmehr nur ein Pflichtteilsanſpruch 
aus 8 2303 in Frage kommen. Das Berufungsgericht hat 
aber, wie bereits erwähnt, Übergehung des Ehemannes an⸗ 
genommen und dieſe Annahme in rechtseinwandfreier Weiſe 
begründet. (Vgl. RG. IV. 6. 10. 04 in RG. 59, 60 und 
RG. IV. 3. 3. 02 ebenda 50, 238.) Allerdings heißt es an 
einer Stelle des Urteils: „Danach rechnete aber die Erblaſſerin 
mit dem Leben eines Pflichtteilsberechtigten, den ſie übergangen 
hat. Bei dieſer Sachlage iſt nur die Schlußfolgerung 
möglich, daß Frau E. B. ihren Mann nicht hat bedenken 
wollen. Das ſchließt aber die Anwendung des $ 2076 BGB. 
Satz 1 aus — — —.“ Ob das Berufungsgericht hiermit 
zum Ausdruck bringen wollte, die Erblaſſerin habe ihren Ehe⸗ 
mann von der Erbfolge ausgeſchloſſen, erſcheint zweifelhaft. 
Wie dem auch ſein möge, immerhin handelt es ſich lediglich 
um eine im Wege der Schlußfolgerung gewonnene Anſücht und 
dieſe Schlußfolgerung beruht, wie oben gezeigt, auf einer rechts⸗ 
irrigen Auslegung des 8 2070 BGB. Ob bei richtiger Aus⸗ 
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legung des 5 2079 BB. und richtiger Würdigung des 
Wortlautes des (8 1) Ausſchließung überhaupt in Frage 
kommen kann, bleibt der nochmaligen Prüfung des Berufungs⸗ 
gerichts vorbehalten. B. . B., U. v. 18. Febr. 07, 
292/06 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

10. 8 234 ZPO. Die Wiedereinſetzungsfriſt nach 
Ablauf einer Notfriſt beginnt erſt, wenn das Hindernis tat⸗ 
ſächlich gehoben iſt, nicht ſchon zu der Zeit, zu welcher es 
gehoben werden konnte.] N 

Der Kläger iſt mit ſeiner Klage durch ein am 28. De⸗ 
zember 1905 zugeſtelltes Urteil des LG. abgewieſen worden 
und hat durch den Armenanwalt am 6. April 1906 Berufung 
mit dem Antrag eingelegt, ihm gegen den Ablauf der Notfriſt 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu erteilen. Das 
OLG. hat die Berufung als unzuläſſig verworfen. Das NG. 
hob auf und verwies zurück: Das Berufungsgericht erkennt an, 
daß der Kläger das Armenrecht rechtzeitig nachgeſucht hat und 
daß deſſen Ablehnung durch das OLG. die Verſäumung der 
Berufungsfriſt zur unabwendbaren Folge hatte, ſo daß an ſich 
die Vorausſetzungen der Wiedereinſetzung nach § 233 Abſ. 1 
ZPO. vorliegen. Es nimmt aber an, daß die Friſt zur Nach⸗ 
ſuchung der Wiedereinſetzung (8 234 Abſ. 1 ZO.) nicht 
gewahrt worden iſt. Zwar ſei das Hindernis, das der Ein⸗ 
legung der Berufung entgegengeſtanden habe, tatſächlich erſt 
am 30./31. März 1906 durch die Beſtellung und Be 
nachrichtigung des Armenanwalts beſeitigt worden, als Be⸗ 
ſeitigung im Sinne des 3 234 Abſ. 2 8P O. ſei aber auch 
das Aufhören der Unabwendbarkeit anzuſehen, und die Eigen⸗ 
ſchaft der Unabwendbarkeit habe das Hind. rnis mindeſtens am 
15. März 1906 verloren. Denn wenn der Kläger, nachdem 
ihm am 24. Januar 1906 der ablehnende Beſchluß des OLG. 
zugeſtellt worden, ohne Verzug, d. h. böchſtens innerhalb 
3 Wochen, die Beſchwerde eingelegt hätte, würde ihm ſpäteſtens 
innerhalb eines weiteren Monats, alſo bis zum 15. März, der 
Armenanwalt beſtellt worden ſein. Dieſe Ausführungen des 
Berufungsgerichts haben inſofern etwas für ſich, als ſie eine 
ſchnellere Abwickelung der Prozeſſe herbeizuführen geeignet find, 
das Berufungsgericht verkennt aber nicht, daß es ſich mit einer 
Reihe von Urteilen des RG. im Widerſpruch befindet. Es 
beruft ſich für fjeine Anſicht auf das abweichende Urteil des 
VI. ZS. vom 25. Oktober 1900 RG. 47, 377, in dieſem 
Falle lag aber die Sache inſofern anders, als zwiſchen der 
Verſagung des Armenrechts und der Einlegung der Beſchwerde 
ein unbenußter Zeitraum von mehr als 10 Monaten verſtrichen 
war. Ahnliche Erwägungen, wie in dieſem Urteil des VI. 3S., 
finden ſich übrigens auch in dem Erkenntnis des IV. ZS. vom 
16. Oktober 1902 JW. 02 S. 604 Nr. 6, doch wird dieſes 
Urteil auch für die entgegengeſetzte Anſicht verwertet (Peterſen⸗ 
Remelé⸗Anger, 5. Aufl. Anm. 4 zu 8 234 ZPO.) und kommt 
jedenfalls deshalb nicht in Betracht, weil es ſchließlich zur Be⸗ 
willigung der Wiedereinſetzung gelangte, jene Erwägungen daher 
nicht den Entſcheidungsgrund bildeten, vielmehr nur beiläufiger 
Natur waren. Nicht in Betracht kommen auch die Urteile des 
J. ZS. in der JW. 94 S. 179 Nr 2 und 99 S. 3 Nr. 9, 
weil ſie ſich nur mit der Beſchwerdeführung innerhalb der 
Notfriſt beſchäſtigen. Demgegenüber legen die Urteile des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


205 


v. 86. vom 20. Januar 1883 (RG. 8, 376), des III. 38. 
vom 15. April 1887 (Gruchots Beitr. 32, 407) und des 
VI. 8 S. vom 12. Januar 1891 (JW. 91 S. 119 Nr. 3) 
nach Ablauf der Notfriſt an das Verhalten der Partei einen 
weniger ſtrengen Maßſtab mit der Begründung an, daß dieſes 
Verhalten für die Verſäumung der Notfriſt nicht mehr kauſal 
ſei. In dem Urteil des V. 38S. vom 9. Oktober 1895 
(V 78/95 JW. 95 S. 518 Nr. 4) und des VI. 38S. vom 
26. Mai 1898 (JW. 98 S. 433 Nr. 3) iſt dann der Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt, daß für den Beginn der Wiedereinſetzungsfriſt 
nach 8 212 (jetzt S 234) Abſ. 2 ZPO. der Zeitpunkt maß⸗ 
gebend ſei, zu dem das Hindernis tatſächlich gehoben worden 
iſt, und nicht der Zeitpunkt, zu dem es gehoben werden 
konnte. Gegenüber der Gefahr einer ungebührlichen Ver⸗ 
zögerung des Wiedereinſetzungsantrags wird auf die Friſt des 
Abf. 3 a. a. O. hingewieſen. Derſelben Anſicht find auch die 
Kommentare von Peterſen (Remelé⸗Anger) 5. Aufl. Anm. 4 
zu 8 234 3PO. und von Gaupp⸗Stein, 8./9. Aufl. Anm. 6 
a. a. O. Dieſe Anſicht hat den Wortlaut des Geſetzes für 
ſich und vermeidet die Schwierigkeiten in der Berechnung des 
Anfangstermins, mit denen die andere Anſicht zu kämpfen hat, 
die deshalb gekünſtelt erſcheint, auch im Wortlaut des Geſetzes 
keine Stütze hat. Von der früheren Anſicht des Senates ab⸗ 
zugehen, liegt deshalb kein Grund vor, bietet auch die Entſch. 
des VI. 38S. RG. 47, 377 keinen Anlaß. Der Fall, der dieſer 
Entſcheidung zugrunde lag, war, wie bereits erwähnt, ganz 
anders geſtaltet, es handelte ſich dort um eine ſo grobe Nach⸗ 
läſſigkeit, daß die Annahme eines Verzichtes nahe lag und 
jedenfalls, wie das Urteil hervorhebt, eine völlig klare Sachlage 
in betreff der Kauſalität des Verſchuldens geſchaffen war: Ob 
in einem ſolchen Falle dem VI. 38S. beizutreten wäre, bedarf 
keiner Erörterung, denn der vorliegende Fall liegt nicht anders, 
wie der in dem Urteil desſelben VI. Senats vom 26. Mai 
1898 entſchiedene, und nicht weſentlich anders, wie der dem 
erkennenden Senat in dem Urteil vom 9. Oktober 1895 unter⸗ 
breitete. Dieſe Urteile ſind in dem neueren Urteil des 
VI. 3S. (47, 377) gar nicht erwähnt und es iſt um fo weniger 
anzunehmen, daß der VI. 3S. davon habe abweichen wollen, 
als er dies mit Rückſicht auf die entgegenſtehenden Urteile 
anderer Senate ohne Beſchluß der Ver ZS. gar nicht tun 
konnte. Im Gegenteil deutet die Bemerkung, daß jeder 
Zweifel dem Antragſteller zugute kommen müſſe, darauf hin, 
daß der VI. 3S. trotz der allgemeinen Faſſung feiner Be⸗ 
gründung in irgendwie zweifelhaften Fällen es bei der früheren 
Übung belaſſen wollte. Zweifel daran, ob die von dem Bes 
rufungsgericht für die Einlegung und die Erledigung der 
Beſchwerde ausgemeſſenen Friſten unter allen Umſtänden zu⸗ 
reichend waren, aber find nicht von der Hand zu weiſen. Hier⸗ 
nach war, ohne daß es der Einholung einer Entſcheidung der 
Ver. ZS. bedarf, das die Wiedereinſetzung verſagende Urteil des 
Berufungsgerichts aufzuheben. J. c. A., U. v. 16. Febr. 07, 
548/06 V. — Dresden. 

11. 8 313 Nr. 3 ZPO. Geſetzwidriger Tatbeitand.] 

Mit Recht wird der Tatbeſtand als durchaus ungenügend 
und geſetzwidrig angegriffen (ZPO. § 313 Nr. 3). Eine 
ſelbſtändige Schilderung des Sach⸗ und Streitſtandes enthält 
das Urteil nicht. Es wird verwieſen auf das Urteil I. Inſtanz, 
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auf die vom LG. veranftaltete Beweisaufnahme, auf 4 Schrift- 
ſätze des Beklagten und 2 des Klägers, die in der Berufungs⸗ 
inſtanz erwachſen ſind, ferner auf den Vertrag nebſt Be⸗ 
ſcheinigung vom 12. Oktober 1901, ſodann „auf die vom Be⸗ 
klagten vorgelegten Briefe, Urkunden und gutachtlichen 
Außerungen“ ohne nähere Bezeichnung dieſer Urkunden; endlich 
auf den Inhalt der Prozeßakten D. c. P. Die 6 Schriftſätze 
enthalten breite und gänzlich ungeordnete Ausführungen mit 
mannigfachen Wiederholungen, die in dieſer Form jedenfalls 
nicht vorgetragen ſein können und bei denen es erſt einer ſorg⸗ 
fältigen Vergleichung mit dem Tatbeſtande der I. Inſtanz 
unter Heraushebung und Ordnung des Erheblichen bedarf, um 
einigermaßen zu erkennen, was neu oder in Abweichung von 
den Vorträgen I. Inſtanz behauptet iſt. Keinesfalls iſt ſicher 
feſtzuſtellen, welche Urkunden zum Gegenſtande der Verhandlung 
gemacht find. Es iſt aber auch anzunehmen, daß das Urteil 
auf dieſer Mangelhaftigkeit des Tatbeſtandes beruht, denn die 
Entſcheidung entbehrt faſt durchweg einer ſicheren und prozeß⸗ 
gerechten Grundlage. B. c. Pf., U. v. 16. Febr. 07, 
343/06 I. — Cöln. 

12. S 554 ZPO. verb. mit § 7 u. 8 EG ZPO. Zu: 
läſſigkeit der Begründung der Reviſion eines bayeriſchen Anwalts 
vor Benachrichtigung der Entſcheidung des Ob G. über deſſen 
Unzuſtändigkeit.] 

In der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter des 
Revifionsbeklagten gegen die Zuläſſigkeit der Reviſion Bedenken 
angeregt, weil die Begründung der in der geſetzlichen Friſt und 
Form eingelegten Reviſion nicht gleichzeitig mit der Einlegung, 
ſondern in einem beſonderen Schriftſatz erfolgt, dieſer Schriftſatz 
aber nicht von einem bei dem RG. zugelaſſenen Rechtsanwalt, 
ſondern von einem bayeriſchen Anwalt unterzeichnet iſt. Das 
Bedenken iſt nicht gerechtfertigt. Die Reviſion gegen das 
am 4. April 1906 verkündete und, wie nachgewieſen, am 
30. April 1906 zugeſtellte Urteil des OLG. München iſt 
gemäß 58 7 und 8 EG ZPO. bei dem in Bayern errichteten 
Obe G. durch Einreichung der von dem Rechtsanwalt G., der 
in I. und II. Inſtanz als Prozeß bevollmächtigter der Beklagten 
aufgetreten iſt, gezeichneten Reviſionsſchrift ausweislich der 
Akten vom 28. Mai 1906, alſo in der geſetzlichen Friſt und 
Form, eingelegt und in einem von demſelben Rechtsanwalt 
gezeichneten, am 30. Mai 1906 bei dem Obs G. eingegangenen 
Schriftſatz vom 26. Mai 1906 gemäß 8 554 Abſ. 1 und 2 
ZPO. (n. F.) in der geſetzlichen Friſt begründet, aber auch in 
der geſetzlichen Form. Denn nach 8 7 Abſ. 2 EG ZPO. hat 
das Obe G. über feine Zuſtändigkeit bindend zu entſcheiden, und 
nach § 8 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. können die Parteien für 
alle dieſer Entſcheidung vorgängigen Handlungen ſich durch 
jeden bei einem Land⸗ oder Oberlandesgericht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalt vertreten laſſen. An dieſen Vorſchriften iſt durch das 
Geſetz. betreffend Anderungen der ZPO. vom 5. Juni 1905 nichts 
geändert. Nach § 554 Abi. 1 und 2 ZPO. in der Faſſung 
dieſes Geſetzes muß die Reviſion innerhalb Monatsfriſt vom 
Ablaufe der Reviſionsfriſt durch Einreichung eines Schriftſatzes 
bei dem Reviſions gericht begründet werden. Als ſolches 
iſt aber im Sinne der 88 7, 8 a. a. O. das Obe G. fo lange 
anzuſehen, bis es ſich für unzuſtändig erklärt hat, weil das RG. 
zuſtändig ſei. Dies folgt unmittelbar aus dem Satz 1 Abſ. 1 
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des 8 8 a. a. O. und die Vorſchrift in Satz 2 daſelbſt iſt 
deshalb auch auf die Reviſionsbegründung des 8 554 ZPO. 
(n. F.) anzuwenden. Dieſelbe kann nach dem 8 554 Abſ. 2 
Satz 1 auch in der Reviſionsſchrift enthalten ſein, die im vor⸗ 
liegenden Falle nach 8 7 Abſ. 1 und 8 8 Abi. 1 Satz 2 
EG ZPO. der Zeichnung durch einen beim RG. zugelaſſenen 
Rechtsanwalt nicht bedurfte. Solche Zeichnung für einen be⸗ 
ſonderen, gleichzeitig oder überhaupt vor der Entſcheidung des 
Obs G. über die Zuſtändigkeit eingegangenen, die Reviſions⸗ 
begründung enthaltenden Schrifiſatz fordern, würde nicht nur 
dem Satz 2 des Abſ. 1 des 88 a. a. O. widerſprechen, ſondern 
bei Verzögerung der Entſcheidung über die Zuſtändigkeit nach 
8 5542 Abſ. 1 ZPO. (n. F.) zum Verluſt der Reviſion 
führen können. Die Entſcheidung über die Zuſtändigkeit iſt 
hier durch den am 2. Juni 1906 zugeſtellten Beſchluß des 
Obs G. vom 1. Juni 1906 dahin erfolgt, daß das Obe. 
zur Verhandlung und Entſcheidung über die Reviſion der 
Beklagten unzuſtändig. Darnach iſt die vor dieſer Entſcheidung 
eingelegte Reviſion in dem von dem Rechtsanwalt G. ge⸗ 
zeichneten Schriftſatz vom 26. Mai 1906 auch in der geſetzlichen 
Form begründet und deshalb zuläſſig. St. c. J., U. v. 
30. Jan. 07, 294/06 I. — München. 

13. 8 580 Nr. 7 ZPO. verlangt Vorlegung der Urkunde 
im Reſtitutionsverfahren.] | 

Die angefochtene Entſcheidung des OLG.,. daß die erhobene 
Reſtitutionsklage nicht ſtatthaft und demgemäß als unzuläſſig 
zu verwerfen ſei, beruht keineswegs, wie die Reviſion meint, 
auf einem rechtlichen Irrtum; das OLG. hat vielmehr das 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8 580 Nr. 7 b ZPO. 
mit Recht verneint. Nach dieſer Geſetzesſtelle findet die 
Reſtitution ſtatt „wenn die Partei eine Urkunde auffindet oder 
zu benutzen in den Stand geſetzt wird, welche eine ihr günſtigere 
Entſcheidung herbeigeführt haben würde“. Wie das NE. 
bereits in dem — RG. 32, 372 — mitgeteilten Urteil vom 
18. September 1893 dargelegt hat, liegt der Reſtitutionsgrund 
des 8 580 Nr. 7 b 3PO. nur dann vor, wenn es der Partei 
möglich wird, ſich einer bisher unbekannt geweſenen oder doch 
unzugänglich gebliebenen Urkunde als Beweismittel nach den 
Regeln des Urkundenbeweiſes zu bedienen, ſo daß ſie dieſelbe, 
der Vorſchrift des 8 420 ZPO. entſprechend, dem Gerichte 
vorlegen kann. Es genügt alſo nicht, daß die Partei von der 
neuen Urkunde hört, daß fie erfährt, wo ſich dieſelbe befindet, 
und daß ſie in den Stand geſetzt wird, die Exiſtenz und den 
Inhalt der Urkunde durch andere Beweismittel, namentlich 
durch Zeugen, darzutun. Die geſetzliche Vorausſetzung, daß 
die Urkunde der Partei zugänglich wird und daß dieſelbe 
nunmehr in den Stand geſetzt wird, ſich ihrer als urkundlichen 
Beweismittels durch Vorlage bei Gericht zu bedienen, iſt damit, 
wie das OLG. in zutreffender Weiſe angenommen hat, noch 
nicht erfüllt, und es iſt rechtsirrig, wenn die Reviſion die 
Meinung vertritt, es müſſe genügen, wenn der Antrag geſtellt 
if, das Kaiſerliche Pat. um Vorlage der Akten, in denen 
ſich die Urkunden befinden ſollen, zu erſuchen. Die ſämtlichen 
Urkunden, auf welche ſich die Reſtitutionsklägerin ſtützen möchte, 
ſind ihr bis jetzt nicht zugänglich geworden; ſie ſollen in den 
Akten des Kaiſerlichen Pat A. B. 19555 IV/53 über eine ab⸗ 
gewieſene Anmeldung B. aus dem Jahr 1896 vereinigt ſein, 


36. Jahrgang. 


und das Kaiſerliche Pat A. hat es durch einen ausführlich be⸗ 
gründeten Beſchluß abgelehnt, dieſe Akten der Klägerin zugänglich 
zu machen oder Abſchriften aus denſelben zu erteilen, weil es 
auf Grund des 8 19 Abſ. 3 Pat. ſich für rechtlich verpflichtet 
erachtet, von Anmeldungen, Beſchreibungen und Zeichnungen, 
welche nicht zur Erteilung eines Patentes, ſondern zur Ab⸗ 
weiſung einer Anmeldung geführt haben, ſowie von Beichlüfien 
auf ſolche Anmeldungen ohne ausdrückliche Zuſtimmung des 
Anmelders dritten Perſonen keine Kenntnis zu geben und dieſe 
Aktenſtücke geheim zu halten. Daß der Anmelder B. ſeine 
Zuſtimmung verweigert hat und daß in dem erwähnten recht⸗ 
lichen Standpunkt der Patentbehörde, gegen welchen der Be⸗ 
ſchwerdeweg erſchöpſt iſt, der Grund liegt, warum die Urkunden, 
auf welche die Reſtitutionsklägerin ſich nun ſtützen möchte, 
dieſer nicht zugänglich werden, ſo daß ſie dieſelben nicht vor⸗ 
legen und benutzen kann, iſt unbeſtritten. Eine Ausnahme 
hiervon macht nur die Beſchreibung vom 16. November 1898, 
von welcher die Klägerin unſtreitig eine Abſchrift beſitzt. Dieſe 
hat ſie aber, wie am Schluß des angefochtenen Urteils erwähnt 
iſt, nicht beigebracht und auch nicht geltend gemacht, daß ſie 
mit dieſem Aktenſtücke allein in Verbindung mit den Ergebniſſen 
des früheren Verfahrens eine ihr günftigere Entſcheidung herbei⸗ 
geführt haben würde. Für die Würdigung der Frage der 
Zuläſſigkeit der Reſtitution kommt demnach dieſes Schriftſtück 
nicht in Betracht. M. c. v. B., U. v. 16. Febr. 07, 
486/05 I. — Hamburg. 

14. 8 845 ZPO. in Verb. mit 88 48, 49 Abſ. 1 
Ziff. 2 und § 221 KO. Vorausſetzung des Abſonderungsrechts 
auf Grund eines Pfändungspfandrechtes mit Vorpfändung im 
Nachlaßkonkurs.] 

Die Parteien ſind darüber einig, daß die von der Diskonto⸗ 
geſellſchaft an den klagenden Konkursverwalter ausgezahlte 
Summe dem Beklagten gebührt, wenn das Abſonderungsrecht, 
welches der Beklagte in Anſpruch nimmt, rechtlich begründet 
iſt, und daß ſie andernfalls zur Konkursmaſſe zu fließen hat. 
Das beanſpruchte Abſonderungsrecht ſtützt der Beklagte auf das 
Pfändungspfandrecht, das er an der durch Zahlung jener 
Summe getilgten Forderung des L. an die Diskontogeſellſchaft 
durch die Benachrichtigung von der bevorſtehenden Pfändung 
in Verbindung mit der demnächſt bewirkten Pfändung erworben 
zu haben behauptet (8 845 3PO., 88 48, 49 Abf. 1 Ziff. 2 
KD.). Da auf die Vollziehung des Arreſtes nach § 928 
38PO. die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden, der Arreſtbefehl alſo einem voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitel gleichſteht, ſo kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß auf Grund des Arreſtbefehls, den der Be⸗ 
klagte gegen ſeinen Schuldner L. erwirkt hatte, die ſo⸗ 
genannte außergerichtliche Vorpfändung (8 845 ZPO.) mit der 
ihr von dem Geſetze beigelegten Wirkung vorgenommen werden 
konnte (Urteil des RGB. vom 16. März 1873, RG. 8, 429). 
Selbſtverſtändlich mußte aber die nachfolgende gerichtliche 
Pfändung, von deren friſtgemäßer Bewirkung der Erwerb des 
Pfändungspfandrechts durch die Vorpfändung nach 8 845 
Abſ. 2 ZPO. abhing, in an ſich rechtsgültiger Weiſe erfolgen, 
um dieſe Rückwirkung auf die Vorpfändung üben zu können. 
Für das Friſterfordernis kam nicht lediglich die im 8 845 
Abſ. 2, ſondern auch (was die Vorinſtanzen anſcheinend über: 
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ſehen haben) die in § 929 Abſ. 2 ZPO. enthaltene Friſt⸗ 
beſtimmung in Betracht, der jedoch ebenfalls genügt iſt. Das 
Berufungsgericht hat nun den Erwerb des Pfändungspfand⸗ 
rechts durch die Vorpfändung (und damit das Abſonderungs⸗ 
recht) darum verneint, weil der Pfändungsbeſchluß erſt nach 
dem Tode des Schuldners der Drittſchuldnerin (Diskonto⸗ 
geſellſchaft) zugeſtellt worden iſt, die durch dieſe Zuſtellung 
($ 829 Abſ. 3 ZPO.) erfolgte Pfändung alſo, um gültig zu 
ſein, einer gegen den Nachlaßpfleger lautenden Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu dem Arreſtbefehle bedurft habe, dieſem Erfordernis 
aber nicht genügt ſei. Das Berufungsgericht ſtützt ſich hierbei 
auf die Beſtimmung des 8 929 3P0., wonach Arreſtbefehle 
der Vollſtreckungsklauſel bedürfen, wenn die Vollziehung gegen 
einen anderen als den in dem Befehle bezeichneten Schuldner 
erfolgen fol. Hiergegen iſt von der Reviſion bei ihren mind: 
lichen Ausführungen geltend gemacht worden, es habe ſich im 
November 1903 nicht um Vollziehung des Arreſtbefehls gegen 
einen anderen als den in dem Befehle bezeichneten Schuldner 
gehandelt, da der damals beſtellte Nachlaßpfleger „die Per⸗ 
ſönlichkeit des verſtorbenen Schuldners L. fortgeſetzt habe“. 
Dieſe Ausführung iſt verfehlt. Daß auf Grund eines gegen 
den Erblaſſer erwirkten vollſtreckbaren Schuldtitels die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Erben erſt nach Erteilung der gegen 
dieſen lautenden Vollſtreckungsklauſel zuläſſig iſt, ergibt ſich aus 
8 750 ZBO., könnte aber nicht der Fall fein, wenn jene 
Perſoneneinheit zwiſchen Erblaſſer und Erben in der hier frag⸗ 
lichen Hinſicht ein das Geſetz beherrſchender Gedanke wäre. 
Was aber bezüglich des Erben gilt, muß erſt recht bezüglich 
des Nachlaßpflegers gelten, der nicht ſelbſt Erbe iſt, ſondern 
dieſen zu ermitteln und in gewiſſer Hinſicht zu vertreten hat. 
Gleichwohl geht der Berufungsrichter fehl, wenn er wegen 
Fehlens der gegen den Nachlaßpfleger lautenden Vollſtreckungs⸗ 
klauſel die Pfändung für ungültig erachtet. Nach 8 779 
ZPO. iſt, wie die Reviſion zutreffend geltend macht, eine 
Zwangs vollſtreckung, die zur Zeit des Todes des Schuldners 
gegen dieſen bereits begonnen hatte, in den Nachlaß fortzuſetzen, 
ohne daß es einer neuen Vollſtreckungsklauſel bedarf. Be⸗ 
gonnen aber in dieſem Sinne wurde die Zwangsvollſtreckung 
hier die Vollziehung des Arreſtbefehls) nicht erſt mit der Zu: 
ſtellung, ſondern ſchon mit dem am 2. November 1903, alſo 
noch zu Lebzeiten des Schuldners erfolgten Erlaſſe des 
Pfändungsbeſchluſſes (Urteil des RG. vom 2. Januar 1890, 
NG. 25, 370). Der Erwerb des Pfändungspfandrechts iſt 
hiernach mit Unrecht von dem Berufungsrichter verneint worden. 
Hieraus folgt aber nicht die Anerkennung des aus dem Pfän⸗ 
dungspfandrechte hergeleiteten Abſonderungsrechts. Für den 
hier vorliegenden Fall des Nachlaßkonkurſes iſt in 8 221 KO. 
beſtimmt, daß auf Grund einer nach dem Eintritte des 
Erbfalls gegen den Nachlaß erfolgten Maßregel der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung abgeſonderte Befriedigung 
nicht verlangt werden kann. Zu dieſer aus 8 205d des Ents 
wurfs der Novelle zur KO. in das Geſetz übergegangenen Be⸗ 
ſtimmung bemerkt die Begründung: Hat ein Nachlaßgläubiger 
oder ein perſönlicher Gläubiger des Erben nach dem Eintritte 
des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſt⸗ 
vollziehung ein Recht auf Befriedigung aus einem Nachlaß⸗ 
gegenſtand erlangt, ſo iſt er durch die allgemeinen Vorſchriften 
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an ſich nicht gehindert, im Nachlaßkonkurs abgeſonderte Bes 
friedigung aus dem Gegenſtande zu verlangen. Im Falle der 
Uberſchuldung des Nachlaſſes iſt es aber eine Forderung der 
Billigkeit, daß nicht durch Maßregeln der bezeichneten Art die 
übrigen Gläubiger benachteiligt werden. Der Entwurf beſeitigt 
deshalb für die bezeichneten Fälle das Recht auf abgeſonderte 
Befriedigung im Nachlaßkonkurs. . .. Hieraus ergibt ſich, 
daß die Beſtimmung den Zweck hat, im Nachlaßkonkurs aus 
Rückſichten der Billigkeit für alle Gläubiger gleichmäßig die: 
jenige Lage wiederherzuſtellen, welche zur Zeit des 
Erbfalls beſtand. In dieſem Zeitpunkt aber, am 3. No⸗ 
vember 1903, beſtand für den Beklagten zwar die Vorpfändung, 
aber noch nicht die weitere Maßregel, durch die nach 8 845 
Abſ. 2 ZPO. erſt das Pfändungspfandrecht (wenngleich als⸗ 
dann mit Wirkſamkeit vom Zeitpunkte der an den Dritt⸗ 
ſchuldner erfolgten Zuſtellung der Vorpfändung ab) erworben 
werden konnte. Der Beklagte muß es ſich deshalb gefallen 
laſſen, daß er, obwohl dieſer Erwerb des Pfändungspfandrechts 
ſich durch die am 6. November 1903 geſchehene Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an die Drittſchuldnerin an ſich rechts⸗ 
gültig und mit jener Rückwirkung vollzogen hat, gleichwohl in 
dem nachher ausgebrochenen Nachlaßkonkurs hin⸗ 
ſichtlich des Abſonderungsrechts ſo behandelt wird, 
als ſei das Pfändungspfandrecht nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gekommen. Die Reviſion macht demgegenüber 
geltend, daß, eben wegen der gedachten Rückwirkung, die Voll⸗ 
ziehung des vom Beklagten erwirkten Arreſtbefehls als ſchon 
am 24. Oktober 1903 (dem Tage der Zuſtellung der Vor⸗ 
pfändung an die Drittſchuldnerin) erfolgt anzuſehen und daß 
alſo, weil hiernach die Arreſtvollziehung vor dem Erb falle 
ſtattgefunden habe, die Vorausſetzung für die Anwendung des 
8 221 KO. nicht gegeben ſei. Allein gerade weil nach 8 845 
Abſ. 2 ZPO. die Vorpfändung die Wirkung einer Arreſtvoll⸗ 
ziehung nur dadurch erlangen kann, daß ihr der Pfändungs⸗ 
beſchluß und deſſen Zuſtellung rechtzeitig folgen, muß in der 
Erwirkung und Zuſtellung des Pfändungs beſchluſſes eben eine 
„Maßregel der Arreſtvollziehung“ (§S 221 KO.) gefunden 
werden, die ſich, wenn ſie nach dem Erbfall erfolgt, „gegen 
den Nachlaß“ richtet. Damit ſind die Vorausſetzungen des 
8 221 KO. erfüllt. Die Sache liegt in dieſer Hinſicht nicht 
anders, als im Falle des gewöhnlichen Konkurſes, nur daß der 
kritiſche Zeitpunkt, der im Falle des gewöhnlichen Konkurſes 
die Konkurseröffnung iſt, für den Fall des Nachlaßkonkurſes 
ſchon in den Erbfall zurückverlegt iſt. Für den Fall des ge⸗ 
wöhnlichen Konkurſes aber hat das RG. bereits (Urteil vom 
3. Juli 1890, RG. 26, 425, vgl. auch Urteil vom 16. Sep⸗ 
tember 1898, RG. 42, 365) ausgeſprochen, daß eine nach in⸗ 
zwiſchen erfolgter Konkurseröffnung vorgenommene Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes die Wirkung des § 845 Abf. 2 
ZPO. nicht übt. So wenig dort, angeſichts der Beſtimmungen 
der 88 14, 15 (früher 11, 12) KO., der Konkurseröffnung 
die entſcheidende Einwirkung verſagt werden konnte, ſo wenig 
kann fie hier, angeſichts der Beſtimmung des 8 221 KO., 
dem Erbfalle verſagt werden. A. c. Konk. L., U. v. 
15. Febr. 07, 230/06 VII. — Kiel. 

15. 8 945 ZPO. findet auch Anwendung, wenn ein den 
Arreſt aufhebendes Urteil im Widerſpruchsverfahren nicht er⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


2 2 7. 1907. 


gangen iſt; Vorausſetzung des Schadenserſatzanſpruchs iſt immer, 
daß die Anordnung des Arreſtes von vornherein ungerechtfertigt 
war.] 

Das DRG. hat den von dem Beklagten mit der Wider⸗ 
klage auf Grund des 8 945 ZPO. wegen unberechtigter 
Anlegung zweier Arreſte erhobenen Schadenserſatzanſpruch 
gemäß 5 304 ZPO. dem Grunde nach für gerechtfertigt ex: 
klärt und die Klage infolge eingetretener Aufrechnung abge⸗ 
wieſen. Dasſelbe geht zunächſt rechtlich zutreffend davon aus, 
daß die Begründung, mit der das LG. die Klage zugeſprochen 
und die Widerklage abgewieſen hat, und die dahin geht, 
daß ein Anſpruch aus § 945 eit. wegen Unrechtmäßigkeit der 
Anordnung eines Arreſtes, ſofern dieſe Unrechtmäßigkeit nicht 
anderweit feſtſtehe, nur dann begründet ſein könne, wenn im 
Widerſpruchsverfahren ein den Arreſt aufhebendes Urteil 
ergangen ſei, nicht zutreffend iſt. Aus § 945 läßt ſich dieſe 
Annahme des LG. nicht begründen, denn nach dem Eingang 
dieſes Paragraphen iſt, — im Gegenſatz zu den Fällen der 
88 936 Abſ. 2 und 942 Abſ. 3, in denen die gerichtliche 
Aufhebung der angeordneten Maßregel (Arreſt oder einſtweilige 
Verfügung) die Vorausſetzung des Schadenserſatzanſpruchs bildet 
— der Anſpruch lediglich an die Tatſache, daß die Arreſt⸗ 
anordnung von Anfang an ſich als ungerechtfertigt erweiſt, ge⸗ 
knüpft. Dafür, daß dieſe Vorausſetzung nur von dem Gerichte 
im Widerſpruchs verfahren, nicht auch von dem Prozeßrichter 
über den Schadenserſatzanſpruch ſollte feſtgeſtellt werden können, 
bietet das Geſetz keinen Anhalt. Wenn das RG. in dem Falle, 
daß ein Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung im Wider⸗ 
ſpruchsverfahren aufgehoben wurde, das bezüglich des 
Schadenserſatzes angegangene Gericht als an dieſe Entſcheidung 
gebunden und nicht für berechtigt erklärt hat, die danach bereits 
entſchiedene Frage der Unrechtmäßigkeit des Arreſtes nach⸗ 
zuprüfen (vgl. RG. 58, 236 ff., 59, 355 ff.), ſo können dieſe 
Entſcheidungen nicht dafür verwertet werden, daß auch in dem 
Falle, wo eine Entſcheidung im Widerſpruchsverfahren nicht 
erfolgt iſt, das Gericht, bei dem der Anſpruch aus § 945 erhoben 
iſt, nicht berechtigt ſein ſolle, die Vorausſetzung des Anſpruchs, 
alſo die Frage, ob der Arreſt von vornherein unberechtigt war, 
ſelbſtändig zu prüfen. Es iſt auch in dem bezogen en Urteile 
Bd. 58 S. 239 ausdrücklich ausgeſprochen, daß § 945 auch 
dann Anwendung finden könne, wenn der Arreſt nicht 
durch Urteil beſeitigt, oder wenn es bei Anordnung durch Be⸗ 
ſchluß zu einem Widerſpruchsverfahren überhaupt nicht gekommen 
ſei. Andererſeits kann aber dem OLG. in der rechtlichen Ans 
nahme nicht beigepflichtet werden, daß der Schadenserſatzanſpruch 
des Widerklägers ſchon deshalb dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt zu erachten ſei, weil die Klägerin durch den Vergleich 
in dem Widerſpruchs verfahren die Arreſte freiwillig aufgehoben 
und damit dem Beklagten gegenüber anerkannt habe 
daß die Arreſte von Anfang an ungerechtfertigt waren. In der 
freiwilligen Aufhebung eines Arreſtes durch den Gläubiger liegt 
an ſich nicht die Anerkennung, daß derſelbe von vornherein un⸗ 
berechtigt war. Die Aufhebung kann ſehr wohl aus anderen 
Gründen erfolgt ſein, und namentlich kann das bei einem Ver⸗ 
gleiche der Fall ſein, bei welchem wie hier der Beklagte gewiſſe 
Zahlungsverſprechungen machte, denen die Klägerin getraut 
haben mag, und die für dieſelbe den Anlaß geboten haben 
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können, von der Durchführung des Arreſtverfahrens abzuſehen. 
Das OLG. ſagt zwar weiter, anders laſſe ſich der Vergleich 
vom 1. September 1904 nicht auslegen. In Wirklichkeit 
handelt es ſich indeſſen nicht ſowohl um eine Auslegung als 
um eine rechtliche Folgerung, indem für dieſelbe — abgeſehen 
von dem keinenfalls entſcheidenden Koſtenpunkt — im weſent⸗ 
lichen wiederum nur die Tatſache, daß nach dem Vergleiche 
die Arreſte als aufgehoben gelten ſollten, angeführt wird. Sollte 
aber auch die fragliche Beurteilung als Auslegung des Ver⸗ 
gleichs aufzufaſſen ſein, ſo würde dieſelbe, wie insbeſondere von 
der Reviſionsklägerin zutreffend geltend gemacht wird, prozeſſual 
unhaltbar fein. Die Auslegung wäre doch nur. möglich, wenn 
der Vergleich ſich auch auf die Frage der Rechtmäßigkeit 
des Arreſtes und folgeweiſe des Schadenserſatzes überhaupt 
bezogen hätte. Nun ergibt zunächſt der Inhalt der Vergleichs⸗ 
urkunde ſelbſt, daß das nicht der Fall geweſen iſt, indem in 
der Nr. 4 desſelben geſagt iſt, daß der Arreſtſchuldner ſich ſ. ine 
Gegemanſprüche, insbeſondere die wegen Ausbringung des feiner 
Anſicht nach ungerechtfertigten Arreſtes, vorbehalte, was 
keinen Sinn haben würde, wenn der Vergleich den Inhalt ge⸗ 
habt hätte, daß die Gläubigerin anerkannt habe, daß ihr Arreſt 
ungerechtfertigt war. Gerade hierüber haben denn auch die 
Parteien im vorliegenden Rechtsſtreit fortwährend geſtritten. 
Sodann iſt aber auch in dem Tatbeſtand des landgerichtlichen 
Urteils als Erklärung des Beklagten im Einvernehmen der 
Klägerin feſtgelegt, daß der Vergleich keine Einigung der 
Parteien darüber enthalte, ob die beiden Arreſte mit Recht er⸗ 
laſſen waren. Die Auslegung des Vergleichs im Sinne der 
Entſcheidung des OLG. ohne Berückſichtigung dieſer weſentlichen 
Momente würde demnach der Vorſchrift des 8 286 ZPO. 
nicht gerecht werden. Das angefochtene Urteil war daher auf⸗ 
zuheben; zur Sache ſelbſt aber mußte, da es noch auf weitere 
Erörterungen zum Teil tatſächlicher Natur ankommt, gemäß 
§ 565 Abſ. 1 3880. die Zurückverweiſung und zwar angemeſſen 
an einen anderen Senat des Berufungsgerichts erfolgen. Bei 
der erneuten Verhandlung wird es weſentlich darauf ankommen 
müſſen, ob nach Lage der bereits feſtſtehenden oder eventuell 
feſtzuſtellenden Verhältniſſe in Wirklichkeit die in Frage ſtehen⸗ 
den beiden Arreſte nach den einſchlagenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen von vornherein ungerechtfertigt waren, oder ob deren 
Anordnung als gerechtfertigt anzuſehen fein wird. N. & C. 
c. M., U. v. 19. Febr. 07, 375/06 II. — Dresden. 

Verſicherungsrecht. N 

16. Unterſchied zwiſchen „geſetzwidrig“ und „ſtrafbar“ 
bei der Frage, ob ein gegen Unfall Verſicherter gegen einen ihn 
Herausfordernden eine geſetzwidrige Handlung vorgenommen hat.] 

Der Erblaſſer der Kläger war bei der Beklagten gegen 
die Folgen körperlicher Unfälle für den Todesfall zugunſten 
ſeiner Rechtsnachfolger in Höhe von 20 000 Mark verſichert. 
In der Nacht vom 6. zum 7. Januar 1905 wurde der Ver⸗ 
ſicherte von M. durch Meſſerſtiche in den Unterleib verletzt und 
verſtarb am 12. Januar 1905 an den Folgen dieſer Verletzung. 
M. iſt wegen Verbrechens gegen 8 226 StGB. unter Zu⸗ 
billigung mildernder Umſtände mit zwei Jahren und zwei 
Monaten Gefängnis beſtraft worden. Die Kläger beanſpruchen 
als Erben des B. die Verſicherungsſumme. Das LG. verurteilte, 
die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf und 
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wies die Klage ab: Zwar iſt dem Berufungsgericht zunächſt 
darin zu folgen, daß an ſich die Verletzung des B. einen Unfall 
im Sinne des 8 1 Abſ. 1 der Verſicherungsbedingungen dar⸗ 
ſtellt. Bei der weiteren Prüfung, ob trotz des Vorliegens 
eines verſicherten Unfalls die Haftung der Beklagten nach 8 2 
der Verſicherungsbedingungen ausgeſchloſſen iſt, weil ſich der 
Verſicherte B. abſichtlich, durch grobe Fahrläſſigkeit oder bei 
einer geſetzwidrigen Handlung, den Schaden zugezogen habe, iſt 
das Berufungsgericht ſodann zu dem Endergebniſſe gelangt: 
Abſichtlichkeit oder grobe Fahrläſſigkeit iſt dem Verletzten nicht 
zur Laſt zu legen; daß er ſich den Unfall bei einer geſetzwidrigen 
Handlung zugezogen hat, iſt mindeſtens nicht erweislich. Dieſe 
Feſtſtellung iſt in ihrem erſten Teile nicht zu beanſtanden; von 
Abſichtlichkeit kann nach dem erwieſenen Tatbeſtande nicht die 
Rede ſein; auch die Ausführungen des Berufungsurteils, ſoweit 
fie grobe Fahrläſſigkeit auf ſeiten des B. verneinen, laſſen 
einen Rechtsirrtum nirgends erkennen. Wohl aber tritt ein 
ſolcher hervor bei der weiteren Ausführung, daß eine geſetz⸗ 
widrige Handlung des B. als mit dem Unfalle im urſächlichen 
Zuſammenhange ſtehend nur dann angenommen werden könnte, 
wenn B. geſtochen ſei, während er den M. ſchlug, oder ſich 
doch anſchickte, ihn zu mißhandeln, indem er Hand an ihn 
legte, oder nachdem er ihn geſchlagen hatte, daß B. aber 
durch das allein erwieſene Zuſchreiten auf den ihn heraus⸗ 
fordernden M. eine geſetzwidrige Handlung noch nicht begangen 
habe. Hierbei wird der Begriff geſetzwidrige Handlung rechts⸗ 
irrtümlich verkannt. Geſetzwidrig iſt weitergehend als „ſtrafbar“; 
während ſtrafbar nur das im Geſetze mit Strafe bedrohte Tun 
iſt, iſt geſetzwidrig ſchon eine Handlung, welche, weil ſie das 
Geſetz nicht billigt, demſelben zuwiderläuft. Ein ſolches geſetz⸗ 
widriges Tun liegt objektiv und ſubjektiv auf ſeiten des B. 
vor, auch wenn über das Bedenken, ob der ganze Vorgang 
nicht als eine einheitliche Handlung aufgefaßt und beurteilt 
werden muß, hinweggegangen und mit dem Berufungsgerichte 
allein das, was vor dem Wirtshauſe geſchehen iſt, in Betracht 
gezogen wird. Das Losgehen des B. auf den ihn heraus⸗ 
fordernden M. hatte und konnte nach Lage der Sache keinen 
anderen Zweck verfolgen als den, gegen M. tätlich zu werden. 
Das ſtellt das Berufungsgericht feſt, indem es von der Abſicht 
des B. ſpricht, dem M. die ihm (nach Anſicht B. s) gebührende 
Züchtigung verabreichen zu wollen. Ein ſolches Vorgehen iſt 
aber ſchon, wenn auch, da der Verſuch der Körperverletzung 
nicht beſtraft wird, keine ſtrafbare, ſo doch eine geſetzwidrige 
Handlung. B. wollte ſich für die von ihm als Geringſchätzung 
ſeiner Perſon empfundene Herausforderung ſelbſt Recht ver⸗ 
ſchaffen und ging deshalb angreifend auf M. zu. Damit 
verließ er den Boden des Geſetzes und begab ſich auf das 
Gebiet des Geſetzwidrigen, er wollte ſich nicht auf geſetzlichem 
Wege, ſondern durch eigenes tätliches Vorgehen Genugtuung 
verſchaffen. Von Notwehr oder erlaubter Selbſthilfe kann dabei 
nicht die Rede ſein, die einen tätlichen Angriff bis dahin 
hindernde räumliche Entfernung wurde erſt durch die Annäherung 
ſeitens des B. beſeitigt und an den Vorausſetzungen erlaubter 
Selbſthilfe fehlt es gänzlich. M. provozierte die Fortſetzung 
des Streits; dadurch daß B. darauf einging und ſich dem M. 
näherte, wurden beide gegeneinander tätlich; für die Entſcheidung 
bedeutungslos iſt es, in welcher Reihenfolge dieſe Tätlichkeiten 
27 
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erfolgt ſind. Auch wenn M., wie das Berufungsgericht als 
innerlich wahrſcheinlich annimmt, ſchon geſtochen hat, ſobald B. 
nahe genug an ihm war, wird dadurch das geſetzwidrige Ver⸗ 
halten des angreifenden B. nicht beſeitigt und bleibt beſtehen, 
daß die ihm zugefügte Verletzung mit dieſem Verhalten ſich 
im direkten urſächlichen Zuſammenhange befindet. Damit find 
aber die Vorausſetzungen gegeben, unter denen die Beklagte 
ihre Haftpflicht ausgeſchloſſen hat; und ihr auf 8 2 der Vers 
ſicherungsbedingungen geſtützter Einwand iſt begründet. A. c. B., 
U. v. 12. Febr. 07, 201/06 VII. — Stuttgart. 

17. Ein durch andere Krankheit vermittelter infolge eines 
Unfalls aber frühzeitig eingetretener Todesfall als nicht unter 
die Verſicherung fallend aufgefaßt.] 

Der Ehemann der Klägerin war bei der Beklagten gegen 
die nachteiligen Folgen körperlicher Unfälle verſichert und zwar 
zugunſten ſeiner Erben mit dem Betrage von 5000 Mark, 
ſofern der Unfall innerhalb Jahresfriſt, vom Unfalltage an 
gerechnet, in direkter Folge für ſich allein und nicht vermittelt 
durch andere Krankheiten, ſeinen Tod herbeigeführt haben würde. 
Am 22. Auguſt 1904 fiel der Verſicherte in der Dunkelheit 
über einen Kinderwagen derart zu Boden, daß er einen Arm⸗ 
bruch erlitt und ſich die linke Bruſthälfte quetſchte. Während 
er bis zum Unfall nicht über irgend ein Leiden geklagt und 
den Eindruck eines kräftigen und geſunden Mannes gemacht 
hatte, ſtellten ſich ſchon einige Tage nach dem Unfall Schmerzen 
in der linken Bruſtſeite ein, verknüpft mit Huſten und Auswurf. 
Sein Allgemeinbefinden verſchlimmerte ſich ſo, daß in drei 
Monaten ſein Körpergewicht um zirka 50 Pfund zurückging, 
nämlich von 180 — 185 auf 132 Pfund. Trotz ſorgfältiger 
Behandlung, auch in einer Heilanſtalt, ſtarb der Verſicherte 
am 23. Februar 1905. Bei der Leichenöffnung ſtellte ſich 
heraus, daß ein Krebsgeſchwulſt in der Lunge vorhanden war. 
Das Gutachten der gemäß den Verſicherungs bedingungen be⸗ 
rufenen Arztekommiſſion ging dahin, es ſei, da nach allgemeiner 
Erfahrung Krebſe durch einmalige Verletzung überhaupt nicht 
entſtänden, und hier Kachexie bereits acht Wochen nach dem 
Unfall konſtatiert ſei, anzunehmen, daß das Geſchwulſt uner⸗ 
kannt und unerkennbar ſchon vor dem Unfall beſtanden habe, 
dagegen ſei es wahrſcheinlich, daß der Krebs durch den Unfall 
in ſeinem Wachstum beſchleunigt und der Tod deshalb früher 
herbeigeführt worden ſei, wie ohne den Unfall. Die Klägerin, 
die den Verſtorbenen nebſt ihren aus der Ehe mit ihm hervor⸗ 
gegangenen Kindern beerbt hat, klagte gegen die Beklagte auf 
Zahlung der Verſicherungsſumme mit der Behauptung, daß die 
Erkrankung des Verſtorbenen durch den Unfall verurſacht 
worden ſei und der Tod in direkter Folge desſelben herbei⸗ 
geführt worden ſei. Die Beklagte beantragte Abweiſung der 
Klage, weil die Krankheit des Verſicherten die Haupturſache 
des Todes geweſen ſei. Der erſtinſtanzliche Richter entſprach 
dem Klageantrage, der Berufungsrichter wies die Klage ab, 
weil er annahm, daß der Tod des Verſicherten durch die Krebs⸗ 
krankheit vermittelt ſei, der Unfall ihn alſo nicht für ſich allein 
herbeigeführt habe. Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 
Das Armenrecht iſt der Klägerin für die Reviſionsinſtanz ge⸗ 
währt worden, weil der Senat es für ſachdienlich erachtete, 
daß der Klägerin die Möglichkeit gegeben werde, ihren Stand⸗ 
punkt in der mündlichen Verhandlung vor dem Reviſionsgericht 


zu begründen. Die Prüfung ihres Vorbringens hat indeſſen 
ergeben, daß der Entſcheidung des Berufungsgerichts nicht ent⸗ 
gegengetreten werden kann. Die Vertragsbeſtimmung, wonach 
die Verſicherungsgeſellſchaft gegen körperliche Unfälle nur inſo⸗ 
weit verſichert, als der Tod des Verſicherten durch den Unfall 
für ſich allein und nicht vermittelt durch (andere) Krankheiten 
herbeigeführt worden iſt, hat den erkennenden Senat ſehr häufig 
beſchäftigt. Ihre Anwendung auf den einzelnen Fall unterliegt 
nicht unerheblichen Schwierigkeiten. Wollte man dieſe und ähn⸗ 
liche Vertragsbeſtimmungen ihrem reinen Wortſinn nach auf⸗ 
faſſen und anwenden, ſo würde dadurch das Gebiet der der 
Verſicherung unterworfenen Unfälle in einem ſolchen Maße 
eingeſchränkt werden, daß dies mit dem Sinn und Zweck der 
ganzen Verſicherung unvereinbar ſein würde. Auf der anderen 
Seite darf die Auslegung und Anwendung der Beſtimmung 
nicht dazu führen, daß ſie praktiſch ihrer Bedeutung im weſent⸗ 
lichen entkleidet wird. Die Anwendung kann hiernach keine 
ſchematiſch⸗grundſätzliche ſein, ſondern muß ſich nach Lage des 
einzelnen Falles richten. Daher läßt ſich der im gegenwärtigen 
Falle getroffenen Entſcheidung nicht entgegenhalten, daß der 
Senat in anderen, anſcheinend ähnlich gelegenen Fällen anders 
entſchieden habe. In dem hier vorliegenden Falle ſteht feſt, 
daß der Ehemann der Klägerin an einem Krebsleiden verſtorben 
iſt, das ſchon vor dem Unfall beſtanden hatte. Wahrſcheinlich 
iſt allerdings, daß der durch dieſes Leiden verurſachte Tod des 
Verſicherten infolge des Unfalles früher eingetreten iſt, als es 
ſonſt geſchehen wäre, und dadurch iſt an ſich der erforderliche 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem Unfall und dem Tod des 
Verſicherten gegeben; denn es handelt ſich bei der Verſicherung 
für den Todesfall infolge eines Unfalls gerade um die Ver⸗ 
ſicherung gegen die nachteiligen Vermögensfolgen des zeitlich 
beſtimmten Todes, d. h. um den durch den Unfall herbei⸗ 
geführten früheren Eintritt des Todes. Allein hier greift die 
in Frage ſtehende Vertragsbeſtimmung ein, die eben den Fall 
der mittelbaren Wirkung des Unfalls von der Verſicherung 
ausſchließen ſoll. Wollte man eine Geſtaltung der Dinge, wie 
ſie hier gegeben iſt, der Vertragsbeſtimmung nicht unterſtellen, 
ſo bliebe für ihre Anwendung kaum ein Fall übrig. Daher 
mußte die Berufungsentſcheidung beſtätigt werden. W. c. W., 
U. v. 19. Febr. 07, 200/06 VII. — Stettin. 

Reichsgeſetz gegen Beſeitigung der Doppel— 
beſteuerung vom 13. Mai 1870 in Verb. mit dem Ham⸗ 
burgiſchen Geſetz betreffend das Verhältnis der 
Verwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 1879. 

18. Verhältnis beider Geſetze bezüglich Zuläſſigkeit und 
Vorausſetzung der Klage auf Rückforderung von Steuer⸗ 
beträgen.] 

Der Kläger, der preußiſcher Staatsangehöriger iſt und in 
Preußen wohnt, hatte bis 1904 außer in Preußen auch in 
Hamburg einen Wohnſitz. Er betreibt ſeit Jahren in Hamburg 
ein kaufmänniſches Geſchäft unter der Firma Herm. St., früher 
allein, jetzt in offener Handelsgeſellſchaft mit ſeinem Sohne, 
und ferner ein ſolches in Rio in Braſilien, letzteres als alleiniger 
perſönlich haftender Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft 
H. G. St. & Co., an der als Kommanditiſt der Kaufmann 
da Silva in Freiburg i. Br. beteiligt iſt. Das geſamte ge⸗ 
werbliche Einkommen des Klägers iſt bis zum Jahre 1902 
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ausſchließlich in Hamburg verſteuert worden, weil die Ham⸗ 
burgiſche Steuerbehörde es als Ertrag eines von Hamburg aus 
betriebenen einheitlichen Geſchäfts anſah, welches das braſilianiſche 
Geſchäft mit umfaſſe. Im Jahre 1902 nahm die preußiſche 
Steuerbehörde den Standpunkt ein, daß ein Teil dieſes Ein⸗ 
kommens, als in Rio erzielt, auf Grund des 8 2 Abf. 2 des 
Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 
13. Mai 1870 in Preußen, als dem Heimatſtaate des Klägers, 
zu verſteuern ſei. Der Kläger ſchätzte ſich, dieſer Anſicht 
folgend, für das Steuerjahr 1903 in Hamburg nur auf ein 
Viertel ſeines Geſchäftseinkommens für die Steuer ein und in 
Preußen auf drei Viertel dieſes Einkommens. Die Ham⸗ 
burgiſche Steuerbehörde beanſpruchte jedoch zunächſt die Be⸗ 
ſteuerung der Hälfte, ſchließlich des ganzen Einkommens. Der 
Kläger verlangt die Rückzahlung der in Hamburg für die vier 
Jahre 1899 bis 1902 angeblich zu viel erhobenen Steuer im 
Betrage von 15 976 Mark 35 Pf. In Preußen iſt für dieſe 
Jahre eine Nachveranlagung gegen den Kläger eingeleitet; die 
vom Kläger gegenüber der Beklagten geforderte Rückzahlung 
der in Hamburg angeblich zu viel erhobenen Steuer iſt nicht 
erfolgt. Der jetzige Klageantrag geht dahin, die Beklagte zur 
Zahlung von 15 976 Mark 35 Pf. nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit 
der Klagezuſtellung zu verurteilen. Das LG. in Hamburg hat, 
entſprechend dem Antrage der Beklagten, die Klage abgewieſen, 
weil der Kläger die durch das Hamburgiſche Einkommenſteuer⸗ 
geſetz vom 22. Februar 1895 vorgeſchriebene Reklamation ver⸗ 
ſäͤumt habe. Berufung und Neviſion find zurückgewieſen. Der 
Berufungsrichter führt aus, daß nach hamburgiſchem Recht zwar 
eine Klage auf Rückerſtattung an den hamburgiſchen Staat 
entrichteter Einkommenſteuer an ſich zuläſſig ſei, daß aber die 
Ausübung des Klagerechts von beſonderen Vorausſetzungen ab⸗ 
hänge, die im Streitfall nicht gegeben fein. Nach 88 25 
und 26 des hamburgiſchen Geſetzes betreffend das Verhältnis 
der Verwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 1879 dürfe 
die Klage auf Rückzahlung öffentlicher Abgaben gegen die Be⸗ 
hörde erſt nach vorgängig verſuchter und erfolglos gebliebener 
Reklamation angeſtellt werden, und die Klage ſei verjährt, wenn 
ſie nicht innerhalb acht Wochen nach Empfang „der dem be⸗ 
treffenden Privaten ſchriftlich eröffneten Verfügung oder An⸗ 
ordnung der Behörde“ erhoben ſei, deren Rückgängigmachung 
fie bezweckt. Ein Reklamationsverfahren habe hinſichtlich der 
jetzt zurückgeforderten Steuerbeträge unſtreitig nicht ſtattgefunden, 
auch ſei die Klagefriſt nicht innegehalten, und die Klage des⸗ 
halb unbegründet. Die Entſcheidung des Berufungsrichters iſt, 
ſoweit fie ſich auf das irrevifible hamburgiſche Recht gründet, 
in der jetzigen Inſtanz nicht anzufechten. Es bleibt aber zu 
erörtern, ob die Entſcheidung eine Verletzung des Reichsgeſetzes 
betreffend die Beſeitigung der Doppel beſteuerung enthält. Das 
iſt jedoch mit dem Berufungsrichter zu verneinen. Das RG. 
hat in ſtändiger Rechtſprechung dies Geſetz dahin ausgelegt, 
daß es nicht bloß eine ſtaats rechtliche Verpflichtung der 
einzelnen Bundesſtaaten in Anſehung der von ihrer Steuer 
geſetzgebung einzuhaltenden Grenzen begründet habe, ſondern 
unmittelbar den etwa widerſtreitenden Landesgeſetzen nach 
Art. 2 der Reichsverfaſſung vorgehende Normen enthält (RG. 15, 
28; 27, 112; 29, 25 ff.). Hieran iſt mit Rückſicht auf den 
Zweck und den zwingenden Wortlaut des Geſetzes feſtzuhalten, 
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wonach ein Deutſcher in einem Bundesſtaate zu den direkten 
Staatsſteuern nur unter den in dem Geſetze ſelbſt beſtimmten Be⸗ 
dingungen herangezogen werden darf. Es kann auch nicht 
zweifelhaft ſein, daß Beſchwerden gegen eine ordnungsmäßig 
erfolgte Veranlagung in jedem Falle, alſo auch außerhalb des 
ordentlichen im Verwaltungsbereiche gegebenen Rechtsmittel⸗ 
weges (hier der Reklamation) zuzulaſſen ſind, wenn die Ver⸗ 
anlagung gegen das Geſetz wegen Beſeitigung der Doppel⸗ 
beſteuerung verſtößt, und daß dies Beſchwerderecht durch die 
Landesgeſetzgebung nicht eingeſchränkt werden darf (vgl. die 
preußiſche Ausführungs⸗Anweiſung vom 6. Juli 1900 zum 
Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 Art. 78 Ziff. I 
zu 2a, amtliche Ausgabe S. 33; Fuisting, die preußiſchen 
direkten Steuern, Bd. 1 S. 3 Note 6). Darüber, in welcher 
Weiſe ſich die im Wege gerichtlicher Klage erfolgende 
Rückforderung von Steuerbeträgen, die unter Verletzung des 
Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870 erhoben find, zu geſtalten 
habe und binnen welcher Friſt das Klagerecht erliſcht, hätte dies 
Geſetz, in ähnlicher Weiſe wie z. B. das RStempG. vom 
3. Juni 1906 im 8 70, Beſtimmung treffen können. Aber 
weder der Wortlaut des Geſetzes vom 13. Mai 1870 noch 
deſſen Entſtehungsgeſchichte geben in dieſer Beziehung einen 
Anhalt. Es kann daher nur angenommen werden, daß dies 
Geſetz hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter denen, und der 
Form, in welcher der Steuerpflichtige ſein Recht verletzende 
Verſtöße gegen das Verbot der Doppelbeſteuerung im Wege 
gerichtlicher Klage geltend machen darf, auf das Landesrecht 
verweiſt. Als das maßgebende Landesgeſetz kann nicht das in 
Hamburg herrſchende allgemeine Recht, alſo für die Zeit bis 
1900 das gemeine Recht und für die ſpätere Zeit das BGB. 
angeſehen werden, wonach der Rückforderungsanſpruch erſt in 
30 Jahren erloſchen ſein würde, ſondern das Sonderrecht des 
Staats, das die zwiſchen dem Steuerpflichtigen und dem Staat 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Rückforderung 
zu Unrecht erhobener Abgaben und die Friſt regelt, innerhalb 
deren die Rückforderung zuläſſig iſt. Denn überall, wo die 
Rückforderung von Abgaben geſetzlich geregelt iſt, ſind kurze 
Verjährungsfriſten beſtimmt, welche die für derartige Anſprüche 
gegenüber den ſtaatlichen Intereſſen unerträgliche dreißigjährige 
Verjährungsfriſt ausſchließen. Die letztere würde die Behörden 
zwingen, Belege und Akten Jahrzehnte lang aufzubewahren und 
noch nach langen Jahren ſich in eine gerichtliche Erörterung 
darüber einzulaſſen, ob irgend eine Abgabe von unbedeutendem 
Betrage im einzelnen Falle zu Unrecht erhoben worden ſei. 
Der Kläger hätte hiernach bei der Geltendmachung ſeines An⸗ 
ſpruchs die durch das hamburgiſche Geſetz vom 23. April 1879 
beſtimmte achtwöchige Klagefriſt wahren müſſen, und da fie 
nicht gewahrt iſt, muß die Klage als unzuläſſig erachtet werden. 
Dabei kann es keinen Unterſchied machen, daß der Kläger 
offenbar aus Rechtsirrtum, in der Annahme, daß er ſein ge⸗ 
werbliches Einkommen nur in Hamburg, nicht auch teilweiſe in 
ſeinem Heimatſtaat Preußen zu verſteuern habe, die Innehaltung 
der Klagefriſt unterlaſſen hat. Ob der Kläger für den Fall, 
daß er durch die preußiſchen Steuerbehörden zur Entrichtung 
von Einkommenſteuer für die hier in Betracht kommende Zeit 
aus ſeinem durch den Hamburger Gewerbebetrieb erzielten Ein⸗ 
kommen gezwungen worden iſt oder noch gezwungen werden 
27 8 
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ſollte, ſich gegen die hierin liegende, dem Geſetz vom 13. Mai 
1870 zuwiderlaufende Doppelbeſteuerung durch Anrufung der 
zuſtändigen Reichsbehörde wird ſchützen können, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden. An dem vorſtehenden Ergebnis 
kann auch der Hinweis der Reviſion auf die Entſcheidung des 
RG. vom 2. Februar 1884 (RG. 11, 65 ff.) nichts ändern. 
Dort iſt zwar in einem Falle, wo um die Rückerſtattung eines 
mit Unrecht auf Grund des RStempG. vom 1. Juli 1881 
eingezogenen Stempelbetrages geſtritten wurde, vom RG. ans 
erkannt worden, daß trotz des Fehlens einer ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung in dieſem Geſetz über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
dieſer für die Rückforderung der Abgabe gegeben ſei, da keine 
poſitive Satzung des Reichsrechts ihn ausſchließen. Dieſem 
Urteil läuft aber die jetzige Entſcheidung, die den Rechtsweg 
auch für den hier zu entſcheidenden Fall zuläßt, nicht zuwider. 
Darüber, ob die klageweiſe Rückforderung einer Reichsſtempel⸗ 
abgabe, und insbeſondere die Friſt für die Anſtellung der Klage 
landesgeſetzlich mit bindender Kraft geregelt werden kann, ift 
aus dem Urteil vom 2. Februar 1884 nichts zu entnehmen. 
Aberdies ordnet das hier angeblich verletzte Reichsgeſetz vom 
13. Mai 1870 im Gegenſatz zu dem RStempG. vom 1. Juli 
1881 nicht eine Re ichs ſtempelabgabe an, ſondern es zieht nur 
dem Steuerhoheitsrecht der Bundesſtaaten gewiſſe Schranken, 
und es handelt ſich hier nicht, wie in jenem Fall, um Rüd- 
5 einer Reichsabgabe, ſondern einer Landesabgabe. 

. Hamburger Steuerdeputation, U. v. 1. eu 07, 
= VII. — Hamburg. 

Grundbuchordnung. 

19. SS 19, 40, 41 EBD. Auf Grund der Verfügung 
des befreiten Vorerben darf die Löſchung eines eingetragenen 
Rechts, ſpeziell einer Hypothek, nur erfolgen, wenn feſtſteht, 
daß die Verfügung keine unentgeltliche iſt, oder wenn die Ein⸗ 
willigung des Nacherben beigebracht wird.] 

Im Grundbuche von Fiſchbach Bd. I Bl. 95 ſteht in 
Abtl. III Nr. 3 eine Kaufpreisreſthypothek von 400 Mark für 
die Ackerer P. und Eva geb. H.⸗G. ſchen Eheleute eingetragen. 
Der Ehemann G. iſt verſtorben. In ſeinem am 11. Juni 1900 
errichteten Teſtamente hat er ſeine hinterbliebene Ehefrau zur 
Vorerbin eingeſetzt und die Nachkommen feiner verſtorbenen 
Tochter Suſanne S. als Nacherben auf das berufen, was nach 
dem Tode der Vorerbin übrig ſein wird. In der notariell 
beglaubigten Urkunde vom 10. Oktober 1906 hat die Witwe 
Eva G., „handelnd ſowohl eigenen Namens wie auch als die 
von allen geſetzlichen Beſchränkungen, alſo auch von den Be⸗ 
ſchränkungen der 88 2113, 2114 BGB. befreite Vorerbin 
ihres Ehemannes,“ die Löſchung der Hypothek bewilligt und 
beantragt und hat bekannt, den Betrag der Hypothekenforderung 
von den eingetragenen Grundſtückseigentümern, den E. ſchen Ehe⸗ 
leuten bar und richtig empfangen zu haben. Die E. ſchen Ehe⸗ 
leute haben ſich damit einverſtanden erklärt und gleichfalls die 
Löſchung beantragt. Das AG. Kaiſerslautern hat als zus 
ſtändiges Grundbuchamt durch Beſchluß vom 11. Oktober 1906 
den Antrag auf Löſchung abgelehnt, weil auch bei befreiter 
Vorerbſchaft die Nacherben als Paſſivbeteiligte im Sinne der 
88 13, 19, 40, 41 GBO. anzuſehen fein und wegen der 
Möglichkeit, daß eine unentgeltliche Verfügung des Vorerben 
vorliege, zur Löſchung der Nachlaßhypothek die Zuſtimmung der 
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Nacherben erforderlich ſei. Durch den Quittungsvermerk ſei 
nur bewieſen, daß eine derartige Erklärung abgegeben worden 
ſei, nicht aber der Nachweis geführt, daß kein unentgeltliches 
Rechtsgeſchäft vorliege. Auch aus der Vorſchrift des 8 52 EBD. 
folge, daß im Falle der gewöhnlichen wie auch der befreiten 
Vorerbſchaft der Vorerbe und der Nacherbe als die Erben, 
deren Rechte durch eine Eintragung im Sinne des §S 41 GBO. 
betroffen würden, anzuſehen ſeien. Die von der Witwe G. 
und den Eheleuten E. hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt durch 
Beſchluß des LG. Kaiſerslautern vom 8. November 1906 aus 
dem gleichen Grunde zurückgewieſen worden. In der weiteren 
Beſchwerde hierüber wird geltend gemacht: Die Auffaſſung, daß 
durch die Löſchung auch die Nacherben in ihrem Recht im 
Sinne der 88 40, 41 GBO. betroffen würden, widerſpreche 
dem Wortlaute der 88 2100, 2139 BGB. und die Anſicht, 
daß durch die formgerechte Quittung der Vorerbin die Ent⸗ 
geltlichkeit der Löſchungsbewilligung nicht nachgewieſen werde, 
ſei unbillig und ungeſetzlich. Das Königlich Bayeriſche Obe. 
hat die weitere Beſchwerde für begründet erachtet und aus⸗ 
geführt: Neben dem Rechte des Vorerben ſtehe das bedingte 
Recht des Nacherben, und die ſich daraus ergebende Beſchränkung 
des Verfügungsrechts könne auch der befreite Vorerbe nicht 
dadurch beſeitigen, daß er ſeine Verfügung für eine entgeltliche 
erkläre; vielmehr ſei dem Grundbuchamt der Nachweis, daß die 
Erklärung des Vorerben der Wirklichkeit eniſpreche, in Gemäßheit 
des 8 29 GBD. durch Erklärung des Nacherben zu liefern. 
Indeſſen habe das Grundbuchamt nicht bei jeder Eintragungs⸗ 
bewilligung eines Verfügungs berechtigten, deſſen Verfügungsrecht 
unter gewiſſen beſonderen Umſtänden ausgeſchloſſen ſei, wie des 
Vaters, des Ehemannes, des Konkursverwalters, des Liquidators 
einer Handelsgeſellſchaft oder eines Vereins, des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers, wegen der bloßen Möglichkeit, daß ein ſolcher 
Umſtand vorliege, den Nachweis zu verlangen, daß dies nicht 
der Fall ſei, ſondern zunächſt ſei zu prüfen, ob ein Anlaß zu 
einem Zweifel darüber beſtehe. Verfügungen des befreiten 
Vorerben grundſätzlich anders zu behandeln, fehle es an zu⸗ 
reichendem Grunde, wennſchon die Möglichkeit, daß die Ver⸗ 
fügung des Vorerben eine das Recht des Nacherben beein⸗ 
trächtigende Schenkung enthalte, im allgemeinen näher liege 
als die Möglichkeit, daß der Vater oder Ehemann die 
Grenze ſeines Verfügungsrechts durch eine Schenkung über⸗ 
ſchreite, daß die Einwilligung des Nacherben in allen 
Fällen beigebracht werden müſſe, auch wenn nach den 
Umſtänden, insbeſondere mit Rückſicht auf die perſönlichen 
Beziehungen der Beteiligten zueinander, an eine unentgeltliche 
Zuwendung nicht zu denken ſei, laſſe ſich auch aus der Vor⸗ 
ſchrift des 8 52 GBO. nicht entnehmen. Die dem Beſchluſſe 
des Obe G. vom 18. März 1905 (RG. 6, 198) zugrunde liegende 
abweichende Anſicht könne nicht aufrecht erhalten werden. 
Demgemäß hat das Obe G. erklärt, daß, wenn es die Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt zu treffen hätte, es unter Aufhebung der Ent⸗ 
ſcheidungen der Vorinſtanzen das Grundbuchamt anweiſen 
würde, auf den Löſchungsantrag anderweit zu verfügen. Es 
hat ſich jedoch an einer ſolchen Entſcheidung durch den Beſchluß 
des V. 38S. des RG. vom 12. Juli 1905 (RG. 61, 228, 

RIA. 6, 140) behindert geſehen und deshalb gemäß 8 79 

Abs. 2 EBD. die weitere Beſchwerde dem RG. zur Entſchei⸗ 
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dung vorgelegt. Die weitere Beſchwerde konnte keinen Erfolg 
haben. Das RG. findet keinen Anlaß, von der in dem letzt⸗ 
gedachten Beſchluſſe dargelegten Anſicht abzugehen, daß auch 
bei befreiter Vorerbſchaft auf Grund einer Verfügung des Vor⸗ 
erben, welche die Übertragung eines zur Erbſchaft gehörenden 
Grundſtücks oder eines zur Erbſchaft gehörenden Rechts an 
einem Grundſtücke zum Gegenſtande hat, die Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch nur erfolgen kann, wenn 
zuvor der Vorerbe um das Recht des Nacherben ſowie die Be⸗ 
freiung des Vorerben von den Beſchränkungen ſeines Ver⸗ 
fügungsrechts eingetragen find oder der Nacherbe in die Ver⸗ 
fügung eingewilligt hat. Nach 8 2113 Abſ. 1, 2, 88 2114, 
2136, 2137 BGB. find im Falle des Eintritts der Nach⸗ 
erbfolge Verfügungen auch des befreiten Vorerben über Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände unwirkſam, wenn ſie unentgeltlich oder zum 
Zwecke der Erfüllung eines von dem Vorerben erteilten 
Schenkungsverſprechens erfolgt ſind. Inſoweit wird alſo das 
Verfügungsrecht des befreiten Vorerben durch das Recht des 
Nacherben beſchränkt; über die Dauer der Vorerbſchaft hinaus 
iſt auch der befreite Vorerbe zu unentgeltlichen Verfügungen 
nicht befugt. Da nun gemäß 8 2113 Abſ. 3 BGB. hin⸗ 
ſichtlich der Rechtswirkung der Verfügungen des Vorerben die 
Vorſchriften über den Rechtserwerb Dritter in gutem Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs ($ 892 BGB.) Anwendung 
finden, ſo darf der Grundbuchrichter auf Grund der Verfügung 
des Vorerben über ein zum Nachlaſſe gehöriges Grunditüd 
oder ein ſolches Recht an einem Grundſtücke die Eintragung 
einer Rechtsänderung nur vornehmen, wenn entweder die Ver⸗ 
fügung ſich ausdrücklich auf die Dauer der Vorerbſchaft be⸗ 
ſchränkt oder feſtſteht, daß die Verfügung keine entgeltliche iſt, 
oder in geeigneter Weiſe dem Nacherben die Möglichkeit gewahrt 
wird, beim Eintritte der Nacherbfolge, falls die Verfügung 
über die Dauer der Vorerbſchaft hinausgeht und ſie eine un⸗ 
entgeltliche iſt, ihre Unwirkſamkeit auch gegenüber dem Dritt⸗ 
erwerber mit Erfolg geltend zu machen. Liegen die beiden erſt⸗ 
genannten Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Verfügung 
nicht vor, fo iſt in letzterer Hinſicht, wenn die Übertragung 
eines Grundſtücks oder eines Rechts an einem Grundſtücke 
Gegenſtand der Verfügung iſt, ein geeignetes Schutzmittel für 
den Nacherben die Eintragung des Vorerben und zugleich des 
Rechtes des Nacherben gemäß 8 52 GBO. Denn hierdurch 
wird das Recht des Nacherben Dritten gegenüber erkennbar 
gemacht und demnach dem Nacherben die vorgenannte Möglich⸗ 
keit erhalten (K GSJ. 26 A, 264; 30 A, 262). Der Grundbuch⸗ 
richter hat daher in dieſem Falle die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung von der Eintragung des Vorerben und des Nach⸗ 
erbenrechts abhängig zu machen. Letztere Eintragungsver⸗ 
pflichtung iſt nicht, wie das KG. ausgeſprochen hat (KGJ. 
26 B, 264; RIA. 3, 254) und auch die Vorinſtanzen an⸗ 
nehmen, daraus zu folgern, daß nach 5 40 Abſ. 1 EBD. 
eine Eintragung nur erfolgen ſoll, wenn derjenige, deſſen Recht 
durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt, und 
daß zwar in dem Falle der Übertragung eines Rechts der 
durch die Eintragung der Rechtsänderung betroffene Erbe des 
eingetragenen Berechtigten gemäß § 41 Abſ. 1 GBO. von der 
Eintragungspflicht befreit iſt, aber im Falle einer Nacherbſchaft 
unter „Erbe“ im Sinne des 8 41 Abſ. 1 a. a. O. Vorerbe 
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und Nacherbe zuſammen zu verſtehen ſind. Der Vorerbe iſt 
gemäß § 2100 BGB. wirklicher alleiniger Erbe; der Nacherbe 
wird erſt mit dem Eintritte der Nacherbfolge Erbe. Daher iſt 
während der Dauer der Vorerbſchaft nur der Vorerbe, nicht 
auch der Nacherbe „Erbe“ im Sinne des 8 41 GD. und 
deshalb der Vorerbe im Falle der Übertragung eines Rechts 
von der Eintragungspflicht aus § 40 Abſ. 1 GBO. an ſich 
befreit (Turnau = Förster, Liegenſchaftsrecht II. Anm. I 6 zu 
8 41 GB., Predari, Anm. 5 zu 8 41, Anm. 8 zu 8 52 
GB0OO.). Aber, weil auch der befreite Vorerbe zu unentgelt⸗ 
lichen Verfügungen über die Dauer der Vorerbſchaft hinaus 
nicht befugt iſt und der Rechtserwerb auf Grund der Verfügung 
des Vorerben unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
ſteht, deshalb iſt zum Schutze des Nacherben die zuvorige Ein⸗ 
tragung des Vorerben und des Nacherbenrechts zu erfordern, 
wenn nicht feſtſteht, daß die Verfügung keine unentgeltliche iſt 
(Turnau⸗Förster a. a. O.). Soll ohne dieſe zuvorige Ein⸗ 
tragung die Rechtsänderung eingetragen werden, ſo kann dies 
nur geſchehen, wenn der Nacherbe formgerecht (S 29 EBD.) 
ſeine Einwilligung erklärt; denn durch eine ſolche ſein Recht 
nicht kundbar machende Eintragung der Rechtsänderung wird 
im Sinne des 8 19 GBO. der Nacherbe in feinem Rechte 
betroffen. Dieſe Zuſtimmung des Nacherben hat zugleich 
materiellrechtlich die Bedeutung, daß der Nacherbe damit 
erklärt, er wolle die Verfügung des Vorerben als wirk⸗ 
ſam gelten laſſen. Demnach hat der Grundbuchrichter 
auch im Falle der Verfügung eines befreiten Vorerben, 
wenn ſie die Übertragung eines eingetragenen Rechtes 
zum Gegenſtande hat und nicht ihre Entgeltlichkeit feſtſteht, die 
Rechtsänderung nur dann einzutragen, wenn entweder die vor⸗ 
herige Eintragung des Vorerben und des Rechtes des Nach⸗ 
erben erfolgt oder der Nacherbe ſeine Zuſtimmung erklärt 
(KGJ. 26 A, 264; 29 A, 163; 30 A, 262; Turnau⸗Förster 
a. a. O., Predari a. a. O., Güthe, Anm. 5 zu § 41 EBD, 
Meikel im „Recht“ 05, 186 f.). Soll, wie im gegebenen 
Falle, auf Grund der Verfügung des befreiten Vorerben die 
Löſchung eines eingetragenen Rechtes, insbeſondere einer 
Hypothek, erfolgen, ſo verſagt das Schutzmittel der vorherigen 
Eintragung des Vorerben und des Rechtes des Nacherben. 
Denn durch die Löſchung werden alle auf das Recht bezüglichen 
Eintragungen aus dem Grundbuche beſeitigt; es würde mithin 
auch die Eintragung des Nacherbenrechts wieder beſeitigt 
werden, ſodaß das Nacherbenrecht aus dem Grundbuche doch 
nicht erſichtlich wäre. Eine vorläufige Löſchung etwa mit dem 
Vorbehalte des Rechtes des Nacherben, im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge wegen Unwirkſamkeit der Verfügung des Vor⸗ 
erben die Wiedereintragung des Rechtes zu verlangen, iſt dem 
Geſetz unbekannt (KGJ. 22A, 316). Deshalb darf in einem 
ſolchem Falle, ſofern nicht feſtſteht, daß die Verfügung des 
befreiten Vorerben keine unentgeltliche iſt, die Löſchung gemäß 
8 19 GBO. vom Grundbuchrichter nur dann vorgenommen 
werden, wenn die Einwilligung des Nacherben beigebracht wird 
(KGJ. 30 A, 262, Turnau⸗Förster a. a. O., Güthe, Vorbem. 46 
z. 2. Abſch. d. GBO. S. 218). Dieſe Einwilligung oder im 
Falle der Übertragung eines Rechtes die zuvorige Eintragung 
des Nacherbenrechts wäre an ſich dann nicht erforderlich, wenn 
feſtſtände, daß die betreffende Verfügung des befreiten Vorerben 
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keine unentgeltliche iſt; denn es wäre dann ber befreite Vorerbe 
zu der Verfügung über das eingetragene Recht auch über die 
Dauer der Vorerbſchaft hinaus befugt. Aber, wie bereits in 
dem Beſchluſſe Bd. 61 S. 233 der Entſcheidung dargelegt 
worden iſt, kann dem Grundbuchrichter der Nachweis, daß eine 
Verfügung des befreiten Vorerben keine unentgeltliche iſt, nicht 
mit den im Grundbuchverfahren zuläſſigen Beweismitteln 
geführt werden. Wenn auch die unmittelbar Beteiligten, ins⸗ 
beſondere der Vorerbe ſelbſt, in der die verfügende Erklärung 
enthaltenden Urkunde anerkennen, daß die Verfügung eine ent⸗ 
geltliche ſei, daß beiſpielsweiſe bei der Übertragung eines ein» 
getragenen Rechts dieſe auf Grund eines entgeltlichen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts erfolge, oder, was vorliegend in Frage ſteht, 
zufolge Zahlung des Eigentümers die zum Nachlaſſe gehörige 
Hypothek getilgt ſei, ſo iſt doch die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Erklärung unrichtig iſt und dadurch eine in 
Wirklichkeit unentgeltliche Verfügung verdeckt wird. Von dem 
Königlichen OLG. wird dem entgegengehalten, es habe der 
Grundbuchrichter einen Nachweis der Entgeltlichkeit der Ver⸗ 
fügung nicht zu fordern, wenn nach den Umſtänden, ins beſondere 
mit Rückſicht auf die perſönlichen Beziehungen der Beteiligten 
zueinander, an eine unentgeltliche Zuwendung nicht zu denken 
ſei. Ferner wird von Jaſtrow und von Weber in der Zeit⸗ 
ſchrift des deutſchen Notarvereins 1906 S. 111 bezw. S. 650 ff. 
geltend gemacht, die in den Formen des 8 29 EBD. ab⸗ 
gegebene Erklärung des Vorerben und des etwa ſonſt Be⸗ 
teiligten, daß die Verfügung eine entgeltliche ſei, daß ihr 
beiſpielsweiſe ein Kaufvertrag zugrunde liege, oder daß die 
Hypothekenforderung, über die quittiert werde, tatſächlich durch 
Zahlung getilgt ſei, müſſe dem Grundbuchrichter genügen; die 
bei jeder Erklärung gegebene entfernte Möglichkeit, daß nur 
zum Schein die betreffende Erklärung abgegeben ſei, dürfe den 
Grundbuchrichter nicht dazu führen, den Nachweis der Ent⸗ 
geltlichkeit durch das Bekenntnis derſelben ſeitens der Beteiligten 
nicht für erbracht anzuſehen. Dies kann für zutreffend nicht 
erachtet werden. (Wird näher ausgeführt.) Demnach haben 
die Vorinſtanzen zur Vornahme der von der befreiten Vorer bin 
Witwe G. bewilligten Löſchung der in Rede ſtehenden Nachlaß⸗ 
hypothek mit Recht die Beibringung der Zuſtimmung des Nach⸗ 
erben erfordert. Das OLG. hat gemeint, als Konſequenz der 
Auffaſſung, daß zum Nachweiſe der Entgeltlichkeit der Ver⸗ 
fügung des befreiten Vorerben eine die Entgeltlichkeit beſtätigende 
Erklärung der Beteiligten nicht genüge, würde ſich ergeben, daß 
die Verfügungsbefugnis des Teſtamentsvollſtreckers, der nach 
§ 2205 BGB. zu unentgeltlichen Verfügungen nicht berechtigt 
iſt, des Vaters und des Vormundes, die nach 8 1641 und 
8 1804 BGB. nicht in Vertretung des Kindes bzw. Mündels 
Schenkungen machen können, des gütergemeinſchaftlichen Ehe⸗ 
mannes, der nach 8 1446 BGB. zu einer Schenkung aus dem 
Geſamtgute der Einwilligung der Frau bedarf, vom Grundbuch⸗ 
richter auch dann für nicht nachgewieſen erachtet werden dürfe, 
wenn? nach den Erklärungen der bei dem betreffenden Rechts⸗ 
akte Beteiligten die Verfügung keine unentgeltliche ſei. Das 
Gleiche wird von Jaſtrow (a. a. O. S. 107 ff.) und von 
Weber (a. a. O. S. 654 ff.) mit dem ferneren Hinweis aus⸗ 
geführt, daß durch die genannte Rechtsauffaſſung einigen dieſer 
Perſonen, insbeſondere dem Vormunde, die Möglichkeit grund⸗ 
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buchlicher Verfügungen überhaupt genommen werde, da ſie auch 
nicht in der Lage ſeien, die Zuſtimmung des von ihnen Ver⸗ 
tretenen zu der Verfügung beizubringen. Es kann jedoch nicht 
anerkannt werden, daß die erwähnten Perſonen dem befreiten 
Vorerben hinſichtlich des Nachweiſes der Verfügungsbefugnis 
gleichzuſtellen find. Bei grundbuchlichen Verfügungen ſeitens 
dieſer Perſonen hat der Grundbuchrichter nur zu prüfen, ob die 
Verfügungen innerhalb der Grenzen der durch das Geſetz den 
Verfügenden gewährten Verfügungsbefugnis liegen. Es handelt 
ſich alſo für den Grundbuchrichter, wie bei der Verfügung eines 
Bevollmächtigten, lediglich um eine Frage der Legitimationsprüfung. 
Hierbei wird der Grundbuchrichter nicht ausſchließlich urkundliche 
Beweiſe zu erfordern, ſondern auch allgemeine, feſtſtehende Er⸗ 
fahrungsſätze, die auch ſonſt, wenn der Grundbuchverkehr nicht 
lahmgelegt werden ſoll, vom Grundbuchrichter zu berückſichtigen 
find, heranzuziehen haben. Dieſe aber werden ihn, insbeſondere 
wenn er erwägt, daß die genannten Perſonen Verwalter 
fremder Vermögen ſind und erfahrungsgemäß von ſolchen 
Perſonen unentgeltliche Verfügungen zum Nachteil der von 
ihnen Vertretenen nur ſehr ſelten vorgenommen werden, dazu 
führen müſſen, die Erklärungen der Beteiligten, daß die be⸗ 
treffende Verfügung keine unentgeltliche ſei, als wahr zu er⸗ 
achten, es ſei denn, daß beſondere Umſtände einen beſtimmten 
Anhalt für die Annahme des Gegenteils bieten. Den Nach⸗ 
erben aber will das Geſetz offenſichtlich gegen benachteiligende 
Verfügungen des Vorerben beſonders geſchützt wiſſen. Denn 
es verbietet die Befreiung des Vorerben von der Beſchränkung 
hinſichtlich unentgeltlicher Verfügungen ($ 2136 BGB.) und 
es beſtimmt, daß bei der Eintragung des Vorerben auch zugleich 
das Recht des Nacherben einzutragen iſt (S 52 GB.). Des⸗ 
halb iſt zur Erreichung dieſes beabſichtigten Schutzes für die 
Befugnis des befreiten Vorerben zur Vornahme grundbuchlicher 
Verfügungen ein auch gegenüber dem Nacherben zwingender 
Beweis der Entgeltlichkeit zu fordern. Dieſer Beweis aber 
kann im Grundbuchverfahren nicht anders geführt werden, als 
daß der Nacherbe ſelbſt die Entgeltlichkeit anerkennt und ſeine 
Einwilligung zu der Verfügung gibt. Hiernach war die weitere 
Beſchwerde auf Koſten der Beſchwerdeführer zurückzuweiſen. 
Grundbuchſ. Fiſchbach, Beſchl. v. 23. Febr. 07, B 14/07 V. 
— Königl. Bayr. Obe G. 

II. Preußiſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

20. 8 27 Abſ. 3. Verhältnis dieſer Beſteuerung zu 
8 39 RStempG. vom 27. April 1894 und $ 49 RStempG. 
vom 14. Juni 1900. 

Es beruht die Annahme des Berufungsrichters, daß die 
Vorſchrift des 8 27 Abi. 3 des Preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetzes auf den hier fraglichen Reichsſtempel anwendbar 
fei, auf Rechtsirrtum. Der § 49 des vom Berufungsrichter 
für maßgebend erachteten NStemp®. vom 14. Juni 1900 
beſtimmt im Abf. 1, daß die in den einzelnen Bundesſtaaten 
mit der Beaufſichtigung des Stempelweſens beauftragten Be⸗ 
hörden und Beamten die ihnen obliegenden Verpflichtungen mit 
den gleichen Befugniſſen, wie ſie ihnen hinſichtlich der nach den 
Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuſtehen, auch 
hinſichtlich der in dem RStempG. beſtimmten Abgaben wahr⸗ 
zunehmen haben. Dieſe Vorſchrift des erſt am 1. Juli 1900 
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in Kraft getretenen Geſetzes kann für die hier in Betracht 
kommende dreijährige Beanſtandungsfriſt ſchon deshalb nicht in 
Frage kommen, weil dieſe dreijährige Friſt bei dem Inkraft⸗ 
treten des neuen RStempG. bereits abgelaufen war. Dieſelbe 
Vorſchrift war freilich auch ſchon in dem 8 39 des früheren 
NStemp®. vom 27. April 1894 enthalten, unter deſſen 
Herrſchaft der hier fragliche ſtempelpflichtige Vertrag vom 
10. Dezember 1896 beurkundet worden iſt. Aber eine Ver⸗ 
weiſung auf die Vorſchrift des S 27 Abſ. 3 des Preußiſchen 
Geſetzes kann in dieſem § 39 nicht erblickt werden, weil beim 
Inkrafttreten des Geſetzes vom 27. April 1894 dies preußiſche 
Geſetz noch nicht erlaſſen war. Das 1894 geltende Preußiſche 
Stempelſteuergeſetz vom 7. März 1822 enthält Friſten für die 
Wertbeanſtandung überhaupt nicht. Der unter dem Abſchnitt 
„Allgemeine Beſtimmungen“ ſtehende 8 39 des Reichsſtempel⸗ 
ſteuergeſetzes enthält aber auch inhaltlich keine Beziehung zu 
der Vorſchrift des 8 27 des Landesſtempelgeſetzes. Dieſer 
letztere enthält unter der Überſchrift „Verjährung der Stempel⸗ 
fteuer” in Abſ. 1 und 2 Beſtimmungen materiellrechtlicher 
Natur darüber, binnen welcher Friſt der Steueranſpruch bei 
eingewendeter Verjährung als erloſchen gilt, und er ordnet im 
Abi. 3 eine Ausſchlußfriſt an, nach deren Ablauf eine Bes 
anſtandung der Wertangaben der Steuerpflichtigen unzuläſſig 
if. Der 8 39 RStempG. aber enthält, entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des J 31 des Landesſtempelgeſetzes, nur eine Vorſchrift 
darüber, wer die Aufſicht über die gehörige Beobachtung des 
NStemp®. zu führen hat, und regelt in dieſer Beziehung den 
Umfang der Befugniſſe der zu dieſer Aufficht berufenen Beamten 
und Behörden der Bundesſtaaten. Zutreffend hat auch die 
Kevifion darauf hingewieſen, daß nach 8 27 Abſ. 3 des 
Landesſtempelgeſetzes die Beanſtandungsfriſt, entſprechend der 
Natur des Landesſtempels als eines Urkundenſtempels, von der 
Beurkundung ab läuft, und daß dieſe Beſtimmung für den 
Reichs⸗Anſchaffungsſtempel nicht anwendbar erſcheint, da dieſer 
auf dem Anſchaffungsgeſchäft ſelbſt ruht, ohne Rückſicht 
darauf, ob es zur Beurkundung gelangt oder bloß mündlich 
geſchloſſen if. Die über das Anſchaffungsgeſchäft auszuſtellende 
Schlußnote kann als eine Beurkundung des Geſchäfts ſchon 
deshalb nicht angeſehen werden, weil ſie einſeitig, und zwar 
häufig nicht von einem der Vertragſchließenden, ſondern von 
einem Dritten (Vermittler, Kommiſſionär) ausgeſtellt wird und 
nicht einmal die Unterſchrift des Ausſtellers erfordert (88 9 ff., 
jetzt 8 ff., NStemp®.) Pr. Staatsfiskus c. L. & Co., U. v. 
1. Febr. 07, 218/06 VII. — Berlin. 

21. 8 25 des Geſetzes vom 3. März 1897 verb. mit 
8 1ff. des Geſetzes vom 24. Mai 1861. Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges wegen des Dienſteinkommens von Lehrern gegen 
den Fiskus.] 

Der Lehrer J. klagte wider 1. den Königlich Preußiſchen 
Fiskus und 2. die katholiſche Schulgemeinde in S., indem er ſeinen 
Anſpruch nach einen beſtimmten Grundgehalt berechnete. Das 
RE. wies die Reviſion, ſoweit es ſich um die Klage gegen den 
Beklagten zu 1 handelt, zurück. (Der Anſpruch gegen die Be⸗ 
klagte zu 2 gelangte nicht in die III. Inſtanz.) Die Reviſion gegen 
das Berufungsurteil, ſoweit es den Beklagten zu 1 betrifft, iſt 
an ſich ſtatthaft, da das Berufungsgericht ihm gegenüber den 
Rechtsweg für unzuläffig erklärt hat. Mit Recht hat aber das 
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Berufungsgericht auf Grund des § 25 des Geſetzes vom 
3. März 1897 betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Preuß. G.⸗S. 
S. 25) in Verbindung mit § 1 ff. des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 betreffend die Erweiterung des Rechtsweges (Preuß. 
G.⸗S. S. 241) die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges angenommen. 
Nach 8 25 des Geſetzes vom 3. März 1897 finden auf die 
Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen die Be⸗ 
ſtimmungen des erſten Abſchnittes des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Klage gegen die 
Vertreter des Schulverbandes und, ſoweit es ſich um Zahlungen 
aus der Alterszulagekaſſe handelt, zugleich gegen die Bezirks⸗ 
regierung als Verwalterin der Alterszulagekaſſe zu richten iſt. 
Hiernach iſt, abgeſehen von der vorerwähnten Ausnahme, jede 
Klage des Lehrers der Volksſchule wegen vermögensrechtlicher 
Anſprüche lediglich gegen die Vertreter des Schulverbandes zu 
richten. Die Ausnahme beruht, wie der Wortlaut des Geſetzes 
ergibt, auf der Stellung der Bezirksregierung als Verwalterin 
der Alterszulagekaſſe (vgl. 88 des Geſetzes vom 3. März 1897 
und Begründung zu § 25 des Entwurfs, Druckſachen des 
Hauſes der Abgeordneten 18. Legislaturperiode 1896/97 Bd. II 
Nr. 9 S. 65). Die Ausnahme trifft aber hier nicht zu, weil 
der Kläger nicht eine Alterszulage fordert (8 3 5 ff. des Geſetzes 
vom 3. März 1897), ſondern behauptet, daß ihm ein Grund⸗ 
gehalt von nicht nur 1000 Mark, ſondern 1100 Mark 
jährlich zu zahlen ſei. Nach 88 1, 3 des Geſetzes vom 
24. Mai 1861 gehört die Frage, gegen wen die Klage zu 
richten ſei, zu den Maßgaben, unter denen der Rechtsweg ſtatt⸗ 
findet. Gegen den beklagten Fiskus iſt daher im vorliegenden 
Fall der Rechtsweg nicht zuläſſig. Der Verſuch der Reviſion, 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges darauf zu ſtützen, daß der 
Fiskus es ſei, der dem Kläger das höhere Gehalt entziehe, 
ſcheitert an den klaren Beſtimmungen des Geſetzes. J. c. Kgl. 


Preuß. Fiskus, U. v. 19. Febr. 07, 354/06 III. — Poſen. 
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Zur Juſtizreform. Sechs Vorträge von Dr. Friedrich 
Stein, Profeſſor in Halle. Tübingen, J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). 1907. 

Vorträge zur Juſtizreform — gehalten in der Kölner Ver⸗ 
einigung für rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung — 
(Oktober 1906) von einem hervorragenden Prozeſſualiſten wird 
jeder gern kennen lernen wollen, der ſich für die im Mittel⸗ 
punkte des juriſtiſchen Intereſſes ſtehende Tagesfrage intereſſiert. 
Und in der Tat lohnt es ſich, die Vorträge zu leſen, in denen 
die Adickesſchen Urteile über die engliſchen Einrichtungen ein⸗ 
gehend behandelt und vielfach berichtigt werden. Der Dank, den 
ich dem Autor für ſeine Belehrung ſchulde, kann mich aber 
nicht abhalten, gegen einige die deutſche Rechtsanwaltſchaft be⸗ 
rührende Ausführungen hier in dem Organe derſelben nach⸗ 
drücklichſt Verwahrung einzulegen. Stein vergleicht das Ver⸗ 
hältnis der Anwälte zu den Richtern in England und in 
Deutſchland (S. 69). In England fühle ſich der Anwalt als 
Gehülfe des Richters, als ihm koordiniert, als Teil eines in 
ſich geſchloſſenen, einheitlichen Juriſtenſtandes, in Deutſchland 


fei der Anwalt einfeitig, Parteivertreter; dies übe eine nach⸗ 
teilige Wirkung auf die Einſchätzung des Anwaltſtandes. Der 
deutſche Anwaltſtand ſteht in ſeiner Selbſteinſchätzung in ſeinem 
Verhältnis zu dem Richterſtand hinter dem engliſchen nicht 
zurück. Die geſetzliche Gleichſtellung der Vorausſetzungen für 
das Richteramt und die Anwaltſchaft 1 das gleiche 
wiſſenſchaftliche Niveau, und was die Betätigung wiſſenſchaft⸗ 
licher Arbeit anlangt, ſo braucht der deutſche Anwaltſtand einen 
Vergleich mit dem Richterſtande nicht zu ſcheuen. Es wird 
übrigens im allgemeinen dem Anwaltſtande die Gleichberechtigung 
mit dem Richterſtande von Angehörigen des letzteren auch gar 
nicht ſtreitig gemacht. Dies geſchieht zuweilen von ſeiten 
Außenſtehender, die die Verhältniſſe des Lebens nicht kennen. 
Wer die deutſche Anwaltſchaft kennt, weiß, daß ſie es ernſt 
nimmt mit ihrer Stellung als Organ der Rechtspflege, dem es 
nicht anſteht, die Intereſſen der Partei über die Intereſſen der 
Rechtsordnung zu ſetzen. 

Wenn Stein beklagt, daß die Geſetzgebung unſeren Anwalt⸗ 
ſtand mit unverdientem Mißtrauen behandele, indem ſie ihn 
von der Mitwirkung an den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten 
ausſchließe, ſo überſieht er, daß der Urheber des Ausſchluſſes 
der Rechtsanwälte von den Gewerbegerichten der damalige 
Rechtsanwalt Guſtav Kauffmann war, der dieſe Be⸗ 
ſtimmung im Intereſſe der Arbeitnehmer, für die die Zuziehung 
eines Anwalts zu koſtſpielig ſein könnte, als Konſequenz der 
Schaffung von Sondergerichten für Gewerbeſtreitigkeiten anſah. 
Mißtrauen gegen den Anwaltſtand an ſich lag dem ſicherlich 
nicht zugrunde! 

Zur Frage der Entlaſtung der Richter beklagt Stein die 

Länge der anwaltlichen Schriftſätze, die die Akten anſchwellen 
laſſen, und verſteigt ſich hierbei zu der Bemerkung (S. 82): 
„Wenn im Zivilprozeſſe die Schreibgebühren wegfielen, würde 
wahrſcheinlich minbeftens eine Beſſerung eintreten“. Wie wenig 
kennt der Herr Profeſſor die Praxis! Die Anwälte haben 
kein Moment Bedenken getragen, zwecks Beſchleunigung der 
Prozeſſe dem Schriftſatze Maſchinenabſchriften für den Gegner 
beizufügen, obwohl die Erſtattung der Schreibgebühren hierfür 
durchaus nicht geſichert war. Aber Stein ſelbſt gibt ganz 
enau die wirklichen Gründe an, weshalb der Anwalt aus⸗ 
fuhrliche Schriftſätze machen muß: der Richter arbeitet und 
eniſcheidet nach ihnen. Und dazu muß der Anwalt vieles, 
was er ſelbſt für unerheblich hält, in die Schriftſätze bringen, 
weil er nicht ſicher iſt, ob nicht der Richter es für erheblich 
anſehen wird. Wieviel Imponderabilien wirken nicht bei der 
Entſcheidung mit! Und gilt denn nicht auch für den Anwalt 
derſelbe Entſchuldigungsgrund, den Stein für die zu langen 
Urteile der Richter anführt (S. 86): Es iſt viel leichter und 
bequemer lang als kurz zu ſchreiben. Wozu alſo die zum 
5 nicht geſchmackvolle Verknüpfung mit dem materiellen 
Vorteile 


In derſelben Weiſe verkennt Stein die Stellung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft zum Mahnverfahren: Er ſchreibt (S. 95): 

„Es iſt freilich keinem Anwalt übel zu nehmen, wenn er das 
Mahnverfahren umgeht. Handelt es ſich für ihn nur darum, 
für ſeine Partei in einer unſtreitigen Sache raſch einen voll⸗ 
ſtreckbaren Titel zu erhalten, ſo iſt die Klage ſtets formular⸗ 

mäßig, und der Burauvorſteher macht ſie genau ſo gut wie 
das Mahngeſuch. Die Arbeit aber, die der Anwalt ſelbſt hat, 
das Verſäumnisurteil zu extrahieren, iſt faſt gleich Null. 
Die Mühe iſt klein und der klingende Spaß groß. Bei einem 
Objekt von 2 bis 300 Mark bekommt der Anwalt für das 
Mahngeſuch drei und für den Antrag auf Vollſtreckungs befehl 
zwei, zuſammen alſo fünf Mark. Dagegen erhält er bei einer 
Klage die Prozeß⸗ und halbe Verhandlungsgebühr für das 
Verſäumnisurteil mit zuſammen fünfzehn Mark, alſo das drei⸗ 
fache, wozu noch die ſchönen Schreibgebühren kommen. Es 
wäre alſo wahrlich töricht, wenn er ſich dieſen ſicheren 
Gewinn entgehen ließe.“ 


durifiſce Bogenfärift. 
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Herr Stein unterſtellt alſo ſolche Prinzipien der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft und billigt ſie. Nun er mag ſich freuen, daß er 
ſich nicht für die Rechtsanwaltſchaft entſchloſſen hat. Seine 
Karriere hätte vielleicht einen vorzeitigen Abſchluß gefunden, wenn 
er ſolche von ihm gebilligten Maximen befolgt hätte. Hat Herr 
Stein denn niemals Gelegenheit genommen, ſich mit den Urteilen 
des Ehrengerichtshofs zu beſchäftigen, die immer wieder und 
wieder hervorheben, daß nur und ausſchließlich das Intereſſe der 
Parteien, nicht des Anwalts für deſſen Vorgehen zu entſcheiden 
hat? Die Steinſchen Außerungen ſind um ſo unverſtändlicher, 
als er in unmittelbarem Anſchluß an ſie die wahren, 
in der Mangelhaftigkeit des Verfahrens liegenden Gründe 
anführt, die das Mahnverfahren in der großen Zahl der Fälle 
ungeeignet erſcheinen laſſen. Dem fügt er dann noch den Zu⸗ 
ſatz bei: „Das ſind die Gründe, weshalb das Mahnverfahren 
unbeliebt iſt: wenn alles glatt geht, der Gebühren wegen bei 
den Anwälten, und wenn es nicht glatt geht, des Zeitverluſtes 
wegen bei allen.“ Vielleicht gibt Herr Stein in einer zukünftigen 
Auflage ſeiner ZPO. ein Mittel an, das dem Anwalt ermöglicht, 
im Voraus zu erkennen, ob alles glatt gehen wird oder nicht! 

Daß Stein von ſeinem die Berufspflichten des Anwalts 
völlig verkennenden Standpunkte aus auch nur annehmen kann, 
daß der Widerſtand des Anwaltſtandes gegen den Vortermin 
auf egoiſtiſchen Gründen beruht, kann wohl nicht Wunder nehmen, 
obwohl er doch vor allem ſich gegen die gewaltſamen Vergleichs⸗ 
verſuche vom Richtertiſch aus richtet und geſchäftsungewandte 
Parteien bewahren ſollte vor unbedachten Erklärungen, ae 


Tragweite fie zu überſehen außerſtande find. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 erörtert die Einleitung und Aufhebung einer 
Gebrechlichkeitspflegſchaft über einen Geiſtesgeſtörten und das 
Verhältnis ſolcher Pflegſchaft zur Entmündigung. 

Die Verpflichtung des überlebenden Ehegatten zur Ein⸗ 
reichung eines den ganzen Nachlaß umfaſſenden Vermögens⸗ 
verzeichniſſes gemäß 8 1640 BGB. wird in Entſch. 3 auch für 
den Fall ausgeſprochen, daß der überlebende Ehegatte Vorerbe 
und das Kind Nacherbe iſt. 

Die Vereinbarung, in der Zwangsverſteigerung nicht mit⸗ 
zubieten, das Grundſtück durch einen "Dritten erſtehen zu laſſen 
und alsdann zu gemeinſchaftlichem Vorteil der Kontrahenten 
zu an il in Entſch. Nr. 5 als Verſtoß gegen 8 826 BGB. 
erachtet. 

Entſch. Nr. 8 behandelt das Verhältnis der durch vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Anordnung (88 1667 ff. BGB.) gegen 
den Vater angeordneten Sicherheitsleiſtung und dem durch 
Arreſtgeſuch geltend gemachten prozeſſualen Sicherheitsleiſtungs⸗ 
anſpruche. ! 

Nach Entſch. Nr. 9 genügt zur Anfechtung eines Teſtaments 
wegen Übergehung eines Pflichtberechtigten, daß der Erblaſſer 
bei der Teſtamentserrichtung nicht gewußt hat, daß der Über 
gangene lebt; daß er auch die (falſche) Überzeugung von dem 
28 des ÜUbergangenen gehabt haben müſſe, wird nicht ge 
ordert. 

Bei Schadenserſatzanſprüchen wegen ungerechtfertigten Ars 
treſtes (ZPO. 8 8400 ff nach Entſch. Nr. 15 nicht erforderlich, daß 
der Arreſt im Widerſpruchs verfahren aufgehoben wurde, vielmehr 
wird zugelaſſen, daß darüber, ob der Arreſt gerechtfertigt war, 
ſelbſtändig in dem Schadenserſatzprozeſſe befunden werden könne. 

Entſch. Nr. 19 behandelt nochmals ausführlich die Stellung 
des Nacherben als Paſſivbeteiligten im Sinne der GBO. und 
hält den bisherigen Standpunkt des RG. unter Zurückweiſung 
der erhobenen ſehr gewichtigen Gegengründe aufrecht. N. 


Far die Sebaltion verantwos bug, Tun zn Dr. 


oeſer 


ugo Neumann in Berlin W. 85. Potsdamer Straße 118. 
uchdruckerei in Berlin 8. 14. 


NE 8 (Bogen 28 und 29). 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Roſtock und Karlsruhe haben der Kaffe abermals Bei⸗ 
hülfen und zwar Noſtock 500 Mark und Karlsruhe 
1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
it für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Eine Kritik der jüngſten Reichsgerichtsentſcheidung 
zu § 313 BGB. 
Von Rechtsanwalt Dr. Traumann, Düſſeldorf. 


Nur ſchwer haben ſich die rheiniſchen Juriſten und mit 
ihnen die rheiniſche Bevölkerung an den Formzwang des 
§ 313 BGB. gewöhnen können. Noch auf dem diesjährigen 
Deutſchen Juriſtentage gehörten die meiſten rheiniſchen Juriſten 
zu der Minderheit, welche eine Abänderung des 8 313 Satz 1 
BGB. für geboten erachtete. 

De lege ferenda dürfte mit dem Ergebnis des Juriſten⸗ 
tages die Frage für lange aus jeder Erörterung ausgeſchaltet 
ſein. De lege lata hat die oberſtrichterliche Rechtſprechung 
bereits zu einer ziemlichen Klärung der meiſten durch die 
genannte Geſetzesbeſtimmung hervorgerufenen Zweifel geführt. 

Im allgemeinen wird man nicht ſagen können, daß der 
Grundſatz der Formvorſchrift durch das RG. überfpannt worden 
iſt. Formvorſchriften müſſen eben beobachtet werden, und ihnen 
gegenüber muß, wie das RG. mit Recht hervorgehoben hat 
(Bd. 52 S. 5), „die Berufung auf Treu und Glauben ver: 
jagen”. 

Man wird auch Heinitz (DIZ. Jahrgang 11 Nr. 16/17 
S. 942) darin beipflichten können, daß es der Grundſtücks⸗ 
verkehr dank ſeinem Anpaſſungsvermögen verſtanden hat, ſich 
der Vorſchrift anzuſchmiegen, ohne dieſe als allzudrückende 
Feſſel zu empfinden. 

Einzelne Vertragstypen, wie fie der Grundſtücks verkehr 
mit ſich bringt, ſcheinen mir aber durch die reichsgerichtliche 
Rechtſprechung mehr als notwendig eingeengt zu fein. So der 
dem zu beſprechenden Urteile zugrunde liegende Fall der Ge⸗ 
währung eines Entgeltes ſeitens des Kaufluſtigen an den 


Grundſtückseigentümer dafür, daß dieſer ihm in rechtlich 
bindender Weiſe das Grundſtück zum Kauf „feſtanſtellt“. 
Nach dem Tatbeſtande der Entſcheidung des V. 38. 


RG. vom 21. Februar 1906 (Bd. 62 S. 411 ff.), aus welchem 


zur Vereinfachung alles Nebenſächliche fortgelaſſen werden ſoll, 
ſtand der Grundſtückseigentümer A. mit dem Kaufluſtigen B. 
in Verhandlungen über den Kauf eines großen Grundſtücks⸗ 
komplexes im Werte von über 2 500 000 Mark. Um die 
Möglichkeiten einer gewinnbringenden Verwertung dieſes ihm 
in Ausſicht ſtehenden großen Grundbeſitzes nach allen Rich⸗ 
tungen kaufmänniſch kalkulieren zu können, hat B. ein großes 
Intereſſe daran, daß A. ſeinerſeits für längere Zeit ſich an 
einen beſtimmten Vertragsinhalt binde, während er ſelbſt frei 
bleiben will. Andererſeits kann A. ſich nicht der Verfügungs⸗ 
möglichkeit über ſeinen Grundbeſitz zugunſten des B. für längere 
Zeit ohne Entgelt entäußern. Nach (entfprechender) mündlicher 
Vereinbarung weiſt deshalb B. den Notar C. an, die dieſem 
gleichzeitig überfandte Summe von 50 000 Mark an A. Zug 
um Zug dagegen auszuzahlen, daß dieſer ihm in notarieller 
Form die fraglichen Grundſtücke zum Preiſe von 2 760 000 Mark 
antrage und ſich an dieſen Vertragsantrag / Jahre lang für 
gebunden erkläre. B. ſeinerſeits will in ſeiner Entſchließung 
frei bleiben, und in dem Schreiben wird ausdrücklich die Über: 
laſſung der 50 000 Mark an A. für den Fall, daß deſſen 
Offerte nicht rechtzeitig angenommen wird, als Gegenleiſtung 
für deſſen lange Bindung an die Offerte gekennzeichnet. Im 
Falle der Annahme der Offerte innerhalb der Bindungszeit 
ſollen aber die 50 000 Mark auf den Kaufpreis verrechnet 
werden, und über die Verrechnungsart, Zinſen uſw. ſind Be⸗ 
ſtimmungen getroffen. 

A. gibt das notarielle Kaufangebot unverzüglich ab. Der 
Notar C. bringt die 50 000 Mark an ihn zur Auszahlung 
und beurkundet, daß B. bei der Entgegennahme der Offerte 
bereits 50 000 Mark gezahlt habe. Das Recht des A., für 
den Fall, daß ſeine Offerte nicht angenommen wird, die 
50 000 Mark zu behalten, wird ebenfalls mit beurkundet. 
Dieſer Fall tritt ein. B. nimmt den Vertragsantrag nicht an. 
Er fordert vielmehr die gezahlten 50 000 Mark als ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung von A. zurück. 

Während das LG. die Klage abwies, weil es die Zahlung 
der 50 000 Mark als Gegenleiſtung für die lange einſeitige 
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Bindung des Beklagten betrachtete, hat das Berufungsgericht 
die Klage zugeſprochen. Dieſe Entſcheidung iſt vom RG. a. a. O. 
aufrecht erhalten worden. 

I. Die Verurteilung des Beklagten durch das RG. beruht 
auf zwei rein rechtlichen und einer eher rechtspolitiſchen Er⸗ 
wägung. Die Würdigung des Vertragsverhältniſſes zwiſchen 
den Parteien als eines nach S 313 BGB. formpflichtigen und 
daher, weil nur einſeitig notariell verbrieften, nichtigen, gründet 
ſich in erſter Linie auf die Annahme, daß der Beklagte den 
Veräußerungsvertragsantrag bereits teilweiſe angenommen 
habe. Er habe zwar nicht die Annahme des Angebotes voll⸗ 
ſtändig erklärt, ſich dieſe vielmehr für ) Jahre vorbehalten. 
Aber er habe das von ihm gewünſchte und hervorgerufene 
Verkaufsangebot wenigſtens bis zu einem Werte von 
50 000 Mark inſofern angenommen, als er dafür dieſen 
Berrag für alle Fälle, möge er annehmen oder nicht, vers 
ſprochen und gegeben hat. Damit ſeien „über einen erheblichen 
Teil des Kaufpreiſes Vereinbarungen getroffen.“ 

Mit dieſer Auffaſſung gibt meines Erachtens das RG. 
dem Vertragsinhalt eine Auslegung, die dem Parteiwillen 
geradezu widerſpricht. B. will zwar die Bindung des A. 
herbeiführen und hat inſofern deſſen Verkaufsangebot „gewünſcht 
und hervorgerufen“. 

Aber er will ſelbſt in ſeinen Entſchließungen durchaus 
frei bleiben und deshalb keinen Veräußerungsvertrag 
ſchließen. Er erſtrebt damit eine Rechtspoſition, welche einſeitig, 
für ihn allein vorteilhaft iſt. Es eniſpricht deshalb durchaus 
der Billigkeit und iſt wirtſchaftlich ſelbſtverſtändlich, daß eine 
Gegenleiſtung für die Erlangung dieſer günſtigen Rechtspoſition 
ihm obliegen muß. Man braucht ſich nur die erheblichen 
Schwankungen, welchen der Kaufwert eines ſtädtiſchen Grund⸗ 
ſtückskomplexes in der hier fraglichen Preislage ausgeſetzt iſt, 
und ſeine verſchiedenen Verwertungsmöglichkeiten durch ſpekulative 
Grund⸗ und Bodenausnutzung zu vergegenwärtigen, um die 
Zahlung der 50 000 Mark als eine Gegenleiſtung für die Ein⸗ 
räumung der dargelegten günſtigen Rechtspoſition durch den 
Beklagten durch den Kläger zu erkennen. Es iſt ſchwer verſtänd⸗ 
lich, wie das RG. hier eine Teilannahme des ganzen 
Verkaufsangebots erblicken kann. Einer Teilannahme des 
geforderten Kaufpreiſes würde doch wohl eine Verpflichtung zur 
Teilübereignung eines entſprechenden Stückes der 
Grundfläche gegenüberzuſtehen haben. Auch die Einzel⸗ 
beſtimmungen über die Verrechnung der 50 000 Mark im Falle 
der Annahme der Offerte auf den ganzen Kaufpreis können 
die Vertragserklärung des Beklagten nicht zu einer auch nur 
bedingten Annahme des Veräußerungsangebotes ſtempeln; denn 
einmal widerſpricht dieſe Annahme der Haupttendenz des Klägers, 
frei bleiben zu wollen, und ſodann ſind dieſe Einzelbeſtimmungen 
durchaus nebenſächlicher Natur. Die Tarſache, daß Kläger 
. Jahre lang ungebunden bleiben wollte, mußte für den Be⸗ 
klagten bei der Preiskalkulation, wie dargetan, ein wichtiger 
Faktor ſein. Dieſer Faktor konnte rechneriſch ſo behandelt werden, 
daß der Kauſpreis derſelbe blieb, wie wenn Kläger ſofort ge⸗ 
kauft hätte. Dann trat die ſpäter zu zahlende Summe als 
Kaufpreis für das Grundſtück zu der Gegenleiſtung des Klägers 
für die Erlangung der Rechtspoſition einfach hinzu. Es konnte 
aber auch der gedachte Faktor rechneriſch in dem von dem Be⸗ 
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klagten geftellten Preiſe bereits, wie geſchehen, berückſichtigt 
werden. Für dieſen Fall mußte auf der einen Seite hervor⸗ 
gehoben werden, daß die 50 000 Mark das Entgelt für Be⸗ 
klagten für die Einräumung der beſonders günſtigen Rechts⸗ 
poſition an Kläger ſein ſollten. Es mußte aber zugleich betont 
werden, daß im Falle der Annahme des Verkaufsangebotes des 
Beklagten durch den Kläger die erhaltene ziffermäßig beſtimmte 
Gegenleiſtung auf den geſamten Kaufpreis zu verrechnen, von 
dieſem alſo abzuziehen ſei. Beide Berechnungsarten find rechtlich 
wie in ihrer tatſächlichen Wirkung gleich zu ſetzen. Beide er⸗ 
folgen im Hinblick auf den Schwebezuſtand, der durch die Offerte 
des Beklagten geſchaffen iſt. Von einer bedingten oder partiellen 
Annahme dieſer Offerte durch den Beklagten kann aber keine 
Rede ſein, und ebenſowenig von einem Vorvertrag, da die 
Verbindlichkeit zum Abſchluſſe ausgeſchloſſen fein ſoll. 

II. Von größerer Bedeutung ſcheint mir der zweite 
Grund, welcher das reichsgerichtliche Erkenntnis trägt. Hier 
unterſtellt das RG., daß die 50 000 Mark als Gegenleiſtung 
für die Bindung des Beklagten durch ſein Verkaufsangebot 
verſprochen und gegeben wurden. Aber einen ſolchen Vertrag 
hält das RG. auf beiden Seiten für formpflichtig, denn „auch 
in dieſem Falle liegt auf der einen Seite eine Verpflichtung 
zur Abtretung von Grundeigentum, auf der anderen Seite ein 
Gegenverſprechen, alſo ein Vertrag, und zwar ein ſolcher im 
Sinne des § 313 Satz 1 BGB. vor“. 

Mangels der notariellen Verbriefung der Erklärung des 
Klägers, für den Fall der Nichtannahme des Verkaufsangebots 
auf die Rückforderung der gezahlten 50 000 Mark zu ver⸗ 
zichten, ſei der Vertrag nichtig. 

Rein äußerlich genommen hat dieſe Beweisführung des 
RG. etwas Beſtechendes; denn zweifellos hat ſich ja der Be⸗ 
klagte in bindender Weiſe ſeinerſeits verpflichtet, „Eigentum an 
einem Grundſtücke zu übertragen“, und zweifellos hat auch der 
Beklagte vertragliche Erklärungen abgegeben. Dennoch verkennt 
meines Erachtens das RG. mit ſeiner Auffaſſung die 
ſynallagmatiſche Natur des Veräußerungsvertrages. Das Geſetz 
hat bereits dem Vertrags antrag den Charakter einer ein⸗ 
ſeitigen Verpflichtung innerhalb des Rahmens der SS 145 ff 
BGB. gegeben. Inſoweit ein Vertragsantrag auf Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtück gerichtet iſt, bedarf er der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form des 8 313 BGB. Dieſe Form 
hat er hier gefunden. An ſich beſitzt er alſo die vom Geſetz 
dem Vertragsantrage verliehene Lebens fähigkeit ($ 128 BGB.). 
Dieſe einſeitige Lebensfähigkeit würde er nach dem anerkannten 
und anzuerkennenden Grundſatze, daß alle Vereinbarungen, 
aus welchen ſich der Veräußerungsvertrag zuſammenſetzt, dem 
Formzwang unterliegen (cfr. RG. 51, 181; 52, 4), verlieren, 
wenn die ihn zu einem Veräußerungsvertrage ergänzende Ver⸗ 
tragshälfte die Erklärung des anderen Vertragsteils der Form 
entbehrte. Aber dieſer Fall iſt nicht gegeben. Denn um einen Ver⸗ 
äußerungsvertrag zu konſtruieren, fehlt eben die ergänzende 
Vertragshälfte, die Verpflichtung des Klägers, die Über: 
eignung entgegenzunehmen und eine Gegenleiſtung für die 
Abe reignung zu gewähren. Der Vertrag hat nicht die Ver: 
äußerung eines Grundſtücks zum Gegenſtande, weil der Kläger 
eine entſprechende Erklärung nicht abgegeben hat und nicht 
abgeben wollte. Dies erhellt am beſten, wenn man ſich 
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die Rechtöfolgen des hier vorliegenden Vertrages im Gegenſatz 
zu dem Veräußerungsvertrage vergegenwärtigt. Aus dem Ver⸗ 
aͤußerungsvertrag kann der eine Vertragsteil ſtets auf Über⸗ 
eignung des veräußerten Objekts, der andere Vertragsteil auf 
die Gegenleiſtung klagen. Im vorliegenden Falle könnte aber 
B. nicht auf Abereignung der Grundſtücke klagen. Er könnte 
dies ja zweifellos, wenn er das Verkaufsangebot innerhalb des 
Bindungszeitraumes angenommen hätte. Dies aber nicht auf 
Grund des urſprünglichen Vertrages, ſondern weil durch ſeine 
Annahmeerklärung, aus ſeiner Offerte erſt ein beide Teile 
bindender Veräußerungs vertrag geworden wäre. Das notarielle 
Verkaufsangebot des A. hat alſo eine doppelte Funktion. 
Einmal hat es den Charakter einer ſelbſtändigen Offerte, die 
nach allgemeinen Grundſätzen erft durch in derſelben Form 
erfolgte Vertragsannahme zu einem Veräußerungsvertrage 
werden konnte. Sodann bildet ſie aber die Leiſtung des 
Beklagten dem Kläger gegenüber auf Grund beſonderen 
Bertrages. Dieſer beſondere Vertrag iſt aber nicht 
auf Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück 
gerichtet, weil Kläger kein Eigentum erwerben will, 
ſondern eben nur auf Entſtehung der ſelbſtändigen, lebens fähigen 
Vertragshälfte des Vertragsangebotes. Auch von einem bes 
dingten Beräußerungsvertrage kann man hier nicht ſprechen. 
Der Vertrag iſt als ein unbedingter und völlig fertiger ab⸗ 
geſchloſſen. Die Offerte wartet zwar ihrer Ergänzung, der 
Annahmeerklärung, letztere iſt aber im Verhältnis zu der Offerte 
nicht als Poteſtativbedingung zu dieſer aufzufaſſen. Durch die 
Annahmeerklärung kommt vielmehr die Einigung über die 
Veräußerung zuſtande, während vorher überhaupt kein 
Veräußerungsvertrag, alſo auch kein bedingter, vorliegt. So: 
weit die Offerte als ſolche bindende Kraft hat, bindet ſie 
den Verkäufer unabhängig von jeder Bedingung, ſoweit ſie 
Objekt des hier vorliegenden Vertrages iſt, iſt dieſer Vertrag 
erfüllt und weder ſuspenſiv noch reſolutiv bedingt. 

In Beurteilung eines dem hier beſprochenen Tatbeſtande 
ähnlichen Falles hat allerdings das RG. ebenfalls die Kon⸗ 
ſtruktion des bedingten Veräußerungsvertrages zur Anwendung 
gebracht (RG. 53, 257 ff.). Hier aber war der Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag zwiſchen den Parteien mündlich feſt abgeſchloſſen, 
und ſeitens des Käufers waren 5 000 Mark als unſtreitige An⸗ 
zahlung auf den Kaufpreis bezahlt worden. Das notarielle 
Verkaufsangebot war dann von dem Käufer nicht angenommen 
worden. Dieſer forderte vielmehr die gezahlten 5 000 Mark 
klagend zurück und erhielt ſeinen Anſpruch von allen Inſtanzen 
zugebilligt. Die Rechts verteidigung des Beklagten, Kläger habe 
auf Rückzahlung der bei dem mündlichen Übereinkommen ge⸗ 
zahlten 5 000 Mark bei Gelegenheit des notariellen Verkaufs⸗ 
angebots bindend verzichtet, iſt von dem RG. mit der Be⸗ 
grümdung zurückgewieſen worden, daß die etwaige Verpflichtung 
des Klägers zur Abgabe eines bindenden Verkaufsangebotes 
die bedingte Verpflichtung, das Eigentum des Grundſtücks 
auf den Kläger zu übertragen, in ſich ſchließe und deshalb der 
Form des 8 313 BGB. bedürfe. Durch die fpätere notarielle 
Verbriefung der Verkaufsofferte ſei nicht das ganze Ab⸗ 
kommen zwiſchen den Parteien, das heißt der bedingte Ver⸗ 
äußerungsvertrag in der erforderlichen Form erfolgt und daher 
nichtig. Auch hier findet ſich alſo die über das Ziel hinaus⸗ 
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ſchießende Auffaſſung des Begriffs des „Veräußerungsvertrages“, 
zu welchem die einſeitige Erklärung des Veräußerers ohne den 
entſprechenden Erwerberwillen und deſſen Erklärung auf ſeiten 
des anderen Vertragsteils nach dem Ausgeführten nich 
genügt. 

Es bedarf meines Erachtens nicht dieſer Konſtruktion, um 
die als ſolche richtige Entſcheidung des RG. in dem letzt⸗ 
gedachten Falle zu tragen. 

Dem Kläger war hier durch Hingabe ejnes Teiles des 
Kauſpreiſes trotz Nichtigkeit des Kaufvertrages ein Rückforderungs⸗ 
anſpruch erwachſen. Auf dieſen Rückforderungsanſpruch kann 
er natürlich verzichten, und zwar ſelbſtverſtändlich auch formlos. 
Sein Verzicht auf ſein Rückforderungsrecht, als Gegenleiſtung 
für die lange Bindung des Beklagten an deſſen Offerte, wäre 
ebenſowenig ein bedingter Veräußerungsvertrag wie die unſeren 


Fall darſtellende Barbezahlung einer Offerte; denn der Verzicht 


auf ein Forderungsrecht kann ebenſowohl solvendi causa 
erfolgen, als jede andere Leiſtung. Aber in dem ziveits 
erwähnten Falle handelt es ſich nach der eigenen Behauptung 
des Beklagten um die bei Gelegenheit ſeines notariellen Kauf⸗ 
angebotes abgegebene mündliche Erklärung des Klägers, „daß 
die frühere Vereinbarung, nach welcher die als Kaufpreis an⸗ 
gezahlten 5 000 Mark dem Verkäufer verfallen ſeien, wenn 
Kläger die Auflaſſung in der geſetzten Friſt nicht entgegen⸗ 
nähme, unberührt bleibe“. 

Hier handelt es ſich alſo nicht um den Verzicht auf ſein 
Rückforderungsrecht, als Gegenleiſtung gegen die Abgabe der 
Offerte, ſondern um eine Vereinbarung, welche den nach der 
Parteivereinbarung feſt abgeſchloſſenen, mangels der notwendigen 
Form aber nichtigen Grundſtückskauf in ſeinem Beſtande 
ſichern ſoll. Gleichviel ob man hier in dieſer Abrede eine 
verſchleierte Vertragsſtrafe oder eine Einzelvereinbarung aus 
dem ganzen eee ſehen will, jedenfalls iſt fie. 
hinfällig. 

Dieſe Rechtserwägungen treffen auf den Tatbeſtand des 
erſtbeſprochenen Falles nicht zu. Dieſer kann, wie dargetan, 
auch nicht als Vorvertrag zu dem beabſichtigten Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrage angeſehen werden; denn ein pactum de 
contrahendo liegt nicht vor, weil Beklagter freibleiben will; 
und wenn auch das Verkaufsangebot als ſolches, alſo ein not⸗ 
wendiger Beſtandteil des Veräußerungsvertrages, Objekt der 
Parteiabmachung gegeben iſt, ſo iſt damit, wie oben angeführt, 
auch nicht ein Teil des Vertrages vorweggenommen worden, 
ſondern in einem durchaus ſelbſtändigen Vertrage iſt die Baſis 
für den etwaigen fpäteren eee geſchaffen 
worden. 

III. Durch das hier gefundene Ergebnis wird zwar die 
Möglichkeit, ohne notarielle Verbriefung einen Entgelt für, die 
Erlangung der geſchilderten günſtigen Rechtspoſition gegenüber 
dem Verkäufer zu gewähren, dargetan. Dieſes Ergebnis ſcheint 
mir aber auch nicht durch die von dem Reichsgericht als Stütze 
verwertete rechtspolitiſche Erwägung gefährdet zu werden, daß 
man damit die Möglichkeit anerkennen würde, in vielen Fällen 
den 8 313 Abſ. 1 ganz oder teilweiſe zu umgehen. Denn die 
Vereinbarung, gegen die Abgabe eines Grundſtücksverkaufs⸗ 
angebotes eine Gegenleiſtung zu gewähren, iſt zwar weder ein 
Veräußerungsvertrag noch ein Vor: oder Teil vertrag zu einem 
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ſolchen; aber durch formloſen Vertrag kann deshalb doch nicht 
die Verpflichtung, Grundſtückseigentum zu übertragen, begründet 
werden, etwa auf dem Wege, daß der Käufer den Verkäufer 
zur Abgabe einer Offerte ſich verpflichten läßt und dann auf 
die Vertragsleiſtung, nämlich die Abgabe der Offerte in 
notarieller Form, klagt. 

Denn auf ſeiten des Verkäufers bildet die Offerte 
bereits, wie ausgeführt, die ihn bindende Hälfte des ſynallag⸗ 
matiſchen Veräußerungsvertrages. Iſt der Veräußerungsvertrag 
als zweiſeitiges Rechtsgeſchäft dem Formzwang des $ 313 
unterſtellt, ſo gilt dies in gleicher Weiſe von dem einſeitigen 
Rechtsgeſchäft des Vertragsantrages. Und ebenſowenig, wie 
durch eine formloſe Vereinbarung die Verpflichtung zum Ver⸗ 
tragsſchluſſe in der vorgeſchriebenen Form erzwungen werden 
kann, ebenſowenig gilt dies von dem einſeitigen Rechtsgeſchäft 
des Vertragsantrages. Man kann auch nicht ſagen, daß der 
formloſe Vertrag der Gewährung eines Entgeltes für die 
Abgabe des Vertragsantrages dadurch ſeine Heilung finden 
könne, daß der Vertragsantrag in notarieller Form abgegeben 
wird; denn die Nichtigkeit der mündlichen Willenserklärung, 
einen beſtimmten Vertragsantrag ſtellen zu wollen, bewirkt, 
daß ein Vertrag, der eben begrifflich in der Verſchmelzung 
zweier wirkſamer Willenserklärungen zu dem gewollten 
Vertragsinhalt beſteht, bislang nicht zuſtande gekommen iſt. 
Die Vorſchrift des § 313 Satz 2 BGB. über die Heilung 
eines formloſen und daher nichtigen Veräußerungsvertrages 
durch Auflaſſung und Eintragung geſtattet aber wegen ihres 
ſingulären Charakters keine entſprechende Anwendung auf den 
Fall, daß nach Abſchluß des mündlichen Vertrages über die 
Entgeltgewährung für die Offerte dieſe Offerte in der vor⸗ 
geſchriebenen Form tatſächlich abgegeben worden iſt. 

Anders aber geſtaltet ſich die Sachlage nach der Abgabe 
der Offerte in der vorgeſchriebenen Form. Dieſe 
beſteht alsdann, wie ausgeführt, in ſelbſtändiger Lebensfähigkeit, 
als Hälfte des ſynallagmatiſchen Veräußerungsvertrages. Es 
ſteht nichts im Wege, ihr nunmehr noch eine weitere 
Funktion zuzuweiſen und auf Grund beſonderen Vertrages 
Zug um Zug gegen ihre Abgabe ein formloſes Zahlungsverſprechen 
zu machen, oder, wie hier, ſofortige Zahlung zu leiſten und 
dadurch dem beſonderen Vertrage durch solutio ſein natürliches 
Ende zu geben. Iſt bei der notariellen Abgabe der Offerte 
Einigkeit über die Gewährung des Entgelts vorhanden, ſo iſt 
mit der Entgegennahme der Offerte für deren Empfänger die 
Zahlungsverpflichtung begründet. Inſofern iſt alſo das hier 
fragliche Rechtsgeſchäft, da erſt durch das Geben des einen 
und das Entgegennehmen des anderen der Vertrag 
zuſtande kommt, unter die reinen Realverträge zu 
rechnen. Eine Umgehung der Vorſchriften und des Zweckes 
des § 313 BGB. für den Veräußerungsvertrag iſt nach dem 
Ausgeführten gänzlich ausgeſchloſſen, ſo daß auch dieſer Er⸗ 
wägung des RG. der Boden entzogen iſt. 

Im vorliegenden Falle waren, wie dargetan, alle hier 
aufgeſtellten Erforderniſſe erfüllt. Insbeſondere hat der Notar 
im Auftrage und als Vertreter des Klägers den Vertrags⸗ 
antrag des Klägers entgegengenommen und die vereinbarte 
Zahlung geleiſtet. Der Erklärung eines beſonderen Verzichtes 
auf Rückforderung bedurfte es nicht, da durch die solvendi 
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N 8. 1907. 
causa erfolgte Zahlung überhaupt kein Nückforderungsrecht 
zuſtande gekommen war. Mit dem LG. wäre alſo die Klage 
abzuweiſen geweſen. 


Die Verweiſung des Fleiſches auf die Freibauk 
und die Wandelungsklage. 
Von Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Schumacher zu Cöln. 


Werden Rindvieh und Schweine als Schlachttiere verkauft, 
fo gilt nach § 2 II und IV 1 der Kaiserlichen Verordnung 
vom 27. März 1899 Tuberkuloſe als Hauptmangel aber nur 
ſofern infolge dieſer Erkrankung mehr als die Hälfte des 
Schlachtgewichts nicht oder nur unter Beſchränkungen als 
Nahrungsmittel für Menſchen geeignet iſt. Wird das Fleiſch 
eines an Tuberkuloſe erkrankten Tieres mit mehr als der 
Hälfte des Schlachtgewichts zur Freibank verwieſen, ſo entſteht 
die Frage, ob hierdurch ein die Wandelung begründender Haupt⸗ 
mangel gegeben wird. 

In der Rechtslehre hat ſich Stölzle (Viehkauf S. 276) 
für die Zulaſſung der Wandelung in dieſem Falle ausgeſprochen. 
Die Rechtſprechung läßt ſich nur ſchwer feſtſtellen, da bei 
Viehmängeln in letzter Inſtanz das LG. entſcheidet, die Urteile 
des LG. aber kaum einer weiteren Offentlichkeit bekannt werden. 
In dankenswerter Weiſe hat die Allgemeine Fleiſcherzeitung zu 
Berlin alle ihr bekannt gewordenen gerichtlichen Entſcheidungen 
über dieſe Frage veröffentlicht und gefammelt*) 

Die Frage wird bald zu Gunſten des Käufers bald zu 
Gunſten des Verkäufers entſchieden. 

So entſchied das LG. Cöln durch Urteil vom 23. Juni 
1903 in Sachen Eßerholz gegen Bebber und ihm folgend das 
AG. Cöln durch Urteil vom 10. Mai 1906 in Sachen Eßerholz 
gegen Waller (J 19 C 1444/05) gegen den Käufer und hielt 
den Wandelungsanſpruch des Käufers nicht für begründet. In 
gleicher Weiſe entſchied das LG. zu Cleve und Düſſeldorf (vgl. 
Allgemeine Fleiſcherzeitung 1904 2. Beilage zu Nr. 17 und 
2. Beilage zu Nr. 192, 1906 2. Beilage zu Nr. 139). Die 
Urteile gehen davon aus, daß unter den Beſchränkungen nur 
geſundheitspolizeiliche Maßnahmen zu verſtehen ſind, alſo Maß⸗ 
nahmen, die den Genießenden vor geſundheitlichen Schädigungen 
bewahren ſollen. Solche Maßnahmen ſind z. B. Abkochen, 
Pökeln, Dämpfen, Durchkühlen vor dem Genuſſe. Kann aber 
das Fleiſch auch ohne ſolche Maßnahmen zum Genuſſe ver⸗ 
wendet werden, iſt es z. B. nur in ſeinem Ausſehen oder Nähr⸗ 
gehalt oder ſeiner ſonſtigen Beſchaffenheit nach minderwertig. 
ſo iſt es kein Fleiſch, welches nur unter Beſchränkungen als 
Nahrungsmittel für Menſchen geeignet iſt. 

Auch die andere Anſicht hat ihre Vertreter. In dem vor⸗ 
erwähnten Rechtsſtreit Eßerholz gegen Waller hat der Beklagte 
gegen das Urteil des AG. die Entſcheidung des LG. Cöln ange⸗ 
rufen und dieſes hat nunmehr in ſeinem Urteile vom 16. No⸗ 
vember 1906 im entgegengeſetzten Sinne entſchieden. In 
gleicher Weiſe entſchied das LG. Eſſen (Allgemeine Fleiſcher⸗ 

*) Der Syndikus der Zeitung Rechtsanwalt a. D. Strauven 
hat dem Verfaſſer dieſe Sammlung in dankenswerter Weiſe zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. 
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zeitung 1904 1. Beilage zu Nr 69), das LG. Cottbus (ebenda 
1904 N 195) und das LG. Düſſeldorf in feinem ſpäteren Er⸗ 
kenntniſſe vom 15. Mai 1905 (ebenda 1905 Beilage zu Nr. 105). 

Nach meiner Anſicht verdient die letzte Anſicht den Vorzug, 
denn ſie iſt mit dem Wortlaute der Kaiſerlichen Verordnung 
ebenſo vereinbar wie die andere Anſicht, entſpricht aber mehr 
der Abficht des Geſetzgebers und der Billigkeit. Man kannte 
zur Zeit des Erlaſſes der Kaiſerlichen Verordnung nur drei 
Arten von Fleiſch: taugliches, beſchränkt taugliches und untaug⸗ 
liches. Das taugliche trat in den freien Verkehr, das beſchränkt 
taugliche gelangte zur Freibank und fiel unbeſtritten unter die 
Kaiſerliche Verordnung. Das Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 
1900 kennt nach dem Ergebniſſe der Fleiſchbeſchau vier Gruppen 
von Fleiſch: taugliches (S 8), untaugliches (S 9), bedingt taug⸗ 
liches (vor dem Genuſſe erſt tauglich zu machendes; ($ 10) und in 
feinem Nahrungs⸗ und Genuß werte erheblich herabgeſetztes, minder⸗ 
wertiges, Fleiſch (8 24). Die vierte Gruppe iſt der geſetzlichen 
Regelung durch die einzelnen Bundesſtaaten überlaſſen worden. 
Dieſe Regelung enthält in Preußen das AG. vom 28. Juni 1902, 
welches beſtimmt, daß die für das bedingt taugliche Fleiſch 
geltenden Betriebs⸗ und Verwendungsvorſchriften ſinngemäße 
Anwendung auf das minderwertige Fleiſch finden ſollen; ins⸗ 
beſondere ift hierfür der Freibankzwang eingeführt. Das Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetz hat lediglich das zwiſchen dem tauglichen und un⸗ 
tauglichen Fleiſche ſtehende Fleiſch in zwei Gruppen eingeteilt, 
aber ſonſt nichts geändert. Beide Gruppen von Fleiſch, das be⸗ 
dingt taugliche und das minderwertige Fleiſch, ſtellen auch heute 
noch das Mittelding zwiſchen tauglichem und untauglichem 
Fleiſche dar, und wenn auch der Fleiſchbeſchauer beide Gruppen 
unterſcheiden muß, ſo bilden ſie doch für die hier in Betracht 
kommende rechtliche Beurteilung ein Ganzes. Schon hieraus 
folgt, daß auch bei Anwendung der Kaiſerlichen Verordnung 
zwiſchen beiden Gruppen kein Unterſchied gemacht werden darf. 
Tatſächlich gelangen auch beide Arten von Fleiſch in gleicher 
Weiſe zur Freibank. Hier bildet das minderwertige Fleiſch den 
Hauptbeſtandteil, während das bedingt taugliche Fleiſch kaum 
in Betracht kommt. Das in Cöln z. B. zur Freibank verwieſene 
Fleiſch iſt ohne weiteres für den Genuß geeignet mit alleiniger 
Ausnahme des Fleiſches von Schweinen, welches ſich in geringem 
Umfange als finnig erwieſen hat und vor dem Verkaufe im 
Schlachthauſe gar gekocht werden muß. 

Die Anwendung der Kaiſerlichen Verordnungen auf das 
zur Freibank verwieſene minderwertige Fleiſch folgt aber vor 
allem aus den Vorverhandlungen zu dieſer Verordnung. 

Zugegeben wird von allen Seiten, daß die Ausdrucksweiſe 
der Kaiſerlichen Verordnung ſehr unglücklich gewählt iſt und 
die Klarheit vermiſſen läßt, die von einer ſo wichtigen Vorſchrift 
erwartet werden konnte. Solche Unklarheiten finden fich aber 
auch in zahlloſen anderen Geſetzesvorſchriften. Zur Beſeitigung 
der Unklarheit und zur Ermittelung des wahren Willens, der 
Verordnung müſſen hier wie dort die Hilfsmittel der Aus⸗ 
legung herangezogen werden. 

Im Deutſchen Reichsanzeiger vom 5. Juni 1899 hat der 
Bundesrat Erwägungen veröffentlicht, welche bei der Feſtſetzung 
der Hauptmängel maßgebend geweſen find. Dieſen Erwägungen 
kommt die Bedeutung zu, welche bei der Auslegung des BGB. 
den Motiven zukommt. Wie die Kaiſerliche Verordnung eine 
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Ergänzung und damit ein Beſtandteil des BGB. geworden iſt, 
fo bilden auch die Erwägungen des Bundesrats einen Beſtandteil 
der Begründung des BGB. 

In den Erwägungen heißt es nun wörtlich: Eine Be⸗ 
ſchränkung im Sinne dieſer Vorſchrift iſt namentlich dann 
gegeben, wenn es beſonderer Sicherungsmaßregeln z. B. des 
Abkochens bedarf, um das Fleiſch zum Genuſſe verwendbar zu 
machen oder wenn es zwar ſolcher Maßregeln nicht bedarf, das 
Fleiſch aber gleichwohl ſeiner Beſchaffenheit wegen auf die Frei⸗ 
bank verwieſen wird. 

Es heißt ferner an einer anderen Stelle: Iſt ſonach infolge 
der Tuberkuloſe mehr als die Hälfte des Fleiſches nicht oder 
nur unter Beſchränkungen (z. B. auf der Freibank oder zum 
Hausgebrauch) als Nahrungsmittel für Menſchen geeignet, ſo 
tritt die Währſchaft in Geltung. Wird das Fleiſch eines bei 
der Schlachtung tuberkulös befundenen Tieres ganz oder mehr 
als die Hälfte davon als ungenießbar für Menſchen erklärt, 
oder auf die Freibank verwieſen, fo iſt der Verkäufer gewähr⸗ 
pflichtig. 

Dieſe Erwägungen des Bundesrats laſſen keinen Zweifel 
darüber, daß auch das als minderwertig zur Freibank ver⸗ 
wieſene Fleiſch als Fleiſch angeſehen werden ſoll, welches nur 
unter Beſchränkungen als Nahrungsmittel für Menſchen geeignet 
iſt. Die Erwägungen unterſcheiden deutlich zwiſchenBeſchränkungen, 
die in der Vornahme beſtimmter Maßregeln z. B. im Abkochen 
beſtehen und das Fleiſch zum Genuſſe verwendbar machen ſollen 
und Beſchränkungen, bei denen ſolche Maßregeln nicht erforderlich 
ſind. Unter den Beſchränkungen der letzteren Art erwähnen die 
Erwägungen dann ausdrücklich die Verweiſung auf die Fleiſch⸗ 
bank und ſtellen ſie der Verwendung des Fleiſches für den Haus⸗ 
gebrauch gleich. 

Nicht von entſcheidendem Gewicht, aber immerhin von Be⸗ 
deutung iſt auch eine amtliche Erklärung der Reichsbehörde, 
die zur Auslegung der Kaiſerlichen Verordnung ergangen iſt. 
Da die hier vertretene Anſicht dem Käufer günſtig iſt und beim 
Verkaufe von Schlachttieren faſt nur Metzger die Ankäufer ſind, 
ſo hat das Fleiſchergewerbe ein Intereſſe daran, daß entweder 
die hier verteidigte Anſicht zur Geltung kommt, oder daß die 
Kaiſerliche Verordnung entſprechend abgeändert wird. Am 
1. Mai 1906 machte deshalb der Deutſche Fleiſcherverband eine 
Eingabe an den Reichskanzler, in welcher er um Anderung der 
Kaiſerlichen Verordnung bat. Auf dieſe Eingabe antwortete 
der Reichskanzler unter anderem folgendes: 

Was die Beſchwerde des Fleiſcherverbandes über die 
Rechtſprechung in bezug auf den im 8 2 der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 27. März 1899 vorgeſehenen Hauptmangel der 
Tuberkuloſe anlangt, ſo iſt es nach meiner Anſicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn in einigen Fällen die Gerichte die Verweiſung 
des Fleiſches auf die Freibank nicht als Beſchränkung im Sinne 
des § 2 II anerkannt und demgemäß dem Käufer das Recht 
auf Wandelung verſagt haben. Solche Entſcheidungen ſind 
aber, wie mir bekannt, vereinzelt geblieben und die Gerichte 
ſind neuerdings zu einer entgegengeſetzten Auslegung über⸗ 
gegangen. Jene Entſcheidungen allein bieten daher keinen 
Anlaß zu einer Anderung der Verordnung. 

Die hier vertretene Auslegung der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung fügt ſich auch am beſten in die übrigen Beſtimmungen 
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des BGB. über den Kauf ein. Der Viehkauf ift eine Abart 
des Kaufes und ſteht daher, ſoweit nicht abweichende beſondere 
Beſtimmungen getroffen ſind, unter den allgemeinen Regeln des 
Kaufes. Nun haftet nach 8 459 BGB. der Verkäufer einer 
Sache dafür, daß die Sache nicht mit Fehlern behaftet iſt, die 
den Wert oder die Tauglichkeit der Sache zu dem gewöhnlichen 
oder zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche auf⸗ 
heben oder mindern. Grundſätzlich muß alſo der Verkäufer 
dafür haften, daß die Sache alle die Eigenſchaften beſitzt, die 
ſie im Verkehr haben ſoll und die der Käufer nach dem Zwecke 
des Ankaufs als vorhanden vorausſetzt. Kauft jemand ein 
Schlachttier, ſo geht er davon aus, daß das Fleiſch des Tieres 
ohne Einſchränkungen in den Verkehr eintreten kann. Gelangt 
das Fleiſch auf die Freibank, ſo hat das Tier weder die ge⸗ 
wöhnlichen noch die vom Käufer vorausgeſetzten Eigenſchaften 
beſeſſen und es kann dem Käufer gleichgiltig ſein, ob das an 
der Freibank gekaufte Fleiſch ohne weiteres verzehrt werden 
kann oder ob es noch einer beſonderen Behandlung durch Ab⸗ 
kochen uſw. unterworfen werden muß. 

Unſere Auffaſſung entſpricht auch der Billigkeit, während 
die andere Anſicht eine ungerechtfertigte Härte für den Käufer 
ergibt. Der Viehkauf enthält wegen der inneren nicht erkenn⸗ 
baren Krankheiten der Tiere ſtets eine gewiſſe Schadensgefahr. 
Die Kaiſerliche Verordnung will die Schadensgefahr und damit 
die Intereſſen beider Teile in der Weiſe ausgleichen, daß eine 
Beeinträchtigung des Gebrauchswertes, die mehr als die Hälfte 
des Schlachtgewichts betrifft als allzugroße Belaſtung des 
Käufers angeſehen wird und ihn zur Wandelung berechtigen 


ſoll, während bei einer Beeinträchtigung des Gebrauchs unter 


der Hälfte der Käufer den Schaden ſelbſt tragen ſoll. Dieſer 
Geſichtspunkt trifft bei jeder Verweiſung auf die Freibank zu 
und zwar ſowohl dann, wenn das Fleiſch für bedingt tauglich 
erklärt wird, wie auch dann, wenn es wegen ſeiner Minder⸗ 
wertigkeit der Freibank überantwortet wird. 

Das Ergebnis unſerer Unterſuchung iſt demnach folgendes: 

Die Kaiſerliche Verordnung vom 27. März 1899 umfaßt 
auch das als minderwertig zur Freibank verwieſene Fleiſch; 
wenn von einem an Tuberkuloſe erkrankten Schlachttiere (Rind⸗ 
vieh oder Schwein) mehr als die Hälfte des Schlachtgewichts 
auf die Freibank gelangt, ſo hat der Käufer das Recht, aus 
dieſem Grunde den Kauf rückgängig zu machen. 
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Die Rechtsanwälte im Patentſtreitverfahren vor 
dem Reichsgericht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Iſay in Berlin. 


Im Patentſtreitverfahren beſteht bekanntlich kein Anwalts⸗ 
zwang. Vor dem Patentamt können die Parteien ſich beliebig 
vertreten laſſen; nur wenn der Vertreter die Vertretung 
berufsmäßig betreibt, kann er ausgeſchloſſen werden, wofern er 
nicht entweder Patentanwalt oder Rechtsanwalt iſt. 

Auch in der Berufungsinſtanz vor dem NG. beſteht kein 
Anwaltszwang. Der 8 14 der Verordnung betr. das Berufungs⸗ 
verfahren in Patentſachen vom 6. Dezember 1891 beſtimmt 
darüber: 
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Die zur Praxis bei dem RG. zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte find befugt, im Berufungsverfahren in ⸗Patent⸗ 
ſachen die Vertretung zu übernehmen. 

Den Parteien und deren Vertretern iſt es geſtattet, 
mit einem techniſchen Beiſtande zu erſcheinen. 

Das RG. hat dieſen $ 14 ſtändig dahin ausgelegt, als 
wenn er vor „befugt“ das Wort „ausſchließlich“ enthielte, 
und lieſt aus ihm einen bedingten Anwaltszwang heraus: die 
Partei kann danach ſich ſelber vertreten, will ſie aber einem 
Rechtsanwalt ihre Vertretung übertragen, fo kann fie es nur 
einem bei dem RG. zugelaſſenen Anwalt. 

Ob dieſe Auslegung der Verordnung zutreffend iſt oder 
nicht, ſoll nicht unterſucht werden. Hier wird die andere 
Frage geſtellt: welche Rechte hat ein nicht bei dem RG. zu⸗ 
gelaſſener Rechtsanwalt, der neben dem Reichsgerichts⸗ 
anwalt in der mündlichen Verhandlung erſcheint? 

Eine Praxis des RG. hat ſich in dieſer Hinſicht noch 
nicht gebildet. Wohl aber eine Praxis der Vorſitzenden des 
I. 8 S., dem die Patentſtreitigkeiten bekanntlich zugewieſen find. 

Dieſe Praxis geht dahin, daß der Vorſitzende nach ſeinem 
freien Belieben dem Inſtanzanwalt das Wort erteilt oder ver⸗ 
ſagt. Es fragt fi: entſpricht dieſe Übung dem Geſetze! 

Das Patentftreitverfahren iſt geregelt durch das Patent⸗ 
geſetz und die dazu ergangenen Ausführungsverordnungen, die 
aber nur verhältnismäßig wenige und vereinzelte Vorſchriften 
geben; im übrigen findet auf dasſelbe die ZPO. entſprechende 
Anwendung, was bezüglich des Beweis verfahrens aus: 
drücklich in 8 80 PatG. geſagt iſt, bezüglich der übrigen Prozeß⸗ 
abſchnitte allgemeine Anſicht iſt. Auch das RG. ſelbſt beruft 
ſich ſtets ohne weitere Begründung auf die ZPO., ſetzt alfo 
deren grundſätzliche Anwendbarkeit einfach voraus; vgl. z. B. 
Entſcheidung vom 8. Juli 1905, RG. 61, 205. 

Die Rechte der deutſchen Rechtsanwälte ſind geregelt durch 
88 26, 27 RAD. 

8 26. Auf Grund der Zulaſſung bei einem Gerichte 
iſt der Rechtsanwalt befugt, in den Sachen, auf welche 
die StPO., ZPO. und KO. Anwendung finden, vor 
jedem Gericht innerhalb des Reiches Verteidigungen zu 
führen, als Beiſtand aufzutreten und, inſoweit eine 
Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, die Ver⸗ 
tretung zu übernehmen. 

8 27. Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte ger 
boten iſt, kann nur ein bei dem Prozeßgericht zu⸗ 
gelaſſener Rechtsanwalt die Vertretung als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter übernehmen. 

In der mündlichen Verhandlung, einſchließlich der vor 
dem Prozeßgericht erfolgenden Beweisaufnahme, kann 
jedoch jeder Rechtsanwalt die Ausführung der Partei⸗ 
rechte, und für den Fall, daß der bei dem Prozeß⸗ 
gericht beſtellte Rechtsanwalt ihm die Vertretung über⸗ 
trägt, auch dieſe übernehmen. 

Die erſte Frage iſt nun die: 

Iſt ein Patentſtreitverfahren im Sinne der RAD. eine 
Sache, auf welche die ZPO. Anwendung findet? 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. Bezüglich des Beweis⸗ 


verfahrens, nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Pat., 


im übrigen nach dem ganzen Geiſt der Prozeßgeſetze. Daß 


36. Jahrgang. 


jedenfalls die mit der NAD. im engften Zuſammenhang ftehende 
RAGebdO. dieſe Auffaſſung hat, ergibt ihr § 91 Ziff. 2. 

Danach könnte alſo jeder Rechtsanwalt gemäß 8 26 NAD. 
im Patentſtreitverfahren die Vertretung vor dem RG. über: 
nehmen, ſoweit nicht eine Vertretung durch Anwälte dort ge⸗ 
boten wäre. 

Wie eingangs ausgeführt, nimmt nun allerdings das RG. 
dies letztere in gewiſſer Weiſe an. Dann käme alſo — von 
dieſem Standpunkte des RG. aus — 8 27 RAD. zur Ans 
wendung. 

Danach kann jeder Rechtsanwalt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem RG. die Aus führung 
der Parteirechte übernehmen; die Übertragung der ganzen 
Vertretung auf Rechtsanwälte, welche nicht bei dem RG. 
zugelaſſen find, iſt dagegen durch 8 101 RAD. ausgeſchloſſen. 

Der Vorſitzende hat alſo nicht das Recht, dem beim RG. 
nicht zugelaſſenen Rechtsanwalt das Wort zur Ausführung der 
Parteirechte zu verſagen. Er kann die Verhandlung natürlich 
ſchließen; ſolange er das aber nicht tut, iſt er durch §S 27 NAD. 
gebunden. 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß in Bälde über dieſe Frage ge⸗ 
mäß 5 140 ZPO. eine Entſcheidung des RG. herbeigeführt wird. 


Über die Frage der Erhöhung der amtsgericht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit in Zivilſachen. 
Von Juſtizrat Dr. Stern, Magdeburg. 


Seit Pfafferott in der Reichsjuſtizkommiſſion die Erhöhung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit in Zivilſachen bis zu einem 
Betrage von 500 Mark beantragt hat, iſt dieſe Frage niemals 
vollſtändig zur Ruhe gekommen, hat vielmehr fortgeſetzt die be⸗ 
teiligten Kreiſe beſchäftigt. 

Neuerdings iſt aus dem chroniſchen Stadium ein akutes 
geworden. | 

Den Anſtoß hierzu hat Adickes, der hochverdiente Frank⸗ 
furter Oberbürgermeiſter, in ſeinen intereſſanten Reden und 
Schriften, insbeſondere in ſeiner Monographie „Grundlinien 
durchgreifender Juſtizreform“ gegeben. Adickes und ihm folgend 
Mügel in ſeinem Aufſatz „Zur Reform unſerer Gerichts⸗ 
organiſation“ — Daz. 06, 110 ff. — ſowie Holtgreven in 
ſeinem Aufſatz „Vorſchläge zur Juſtizreform“, „Das Recht“ 
06, 1281 ff., fordern u. a., daß in Zivilſachen die Entſcheidung 
I. Inſtanz ſtets durch Einzelrichter zu erfolgen hat. 

Dieſe Anregung, welche nicht ſowohl eine „durchgreifende 
Juſtizreform“ als vielmehr, wie Adickes ſelbſt nicht verkennt, 
eine förmliche „Juſtizrevolution“ bedeutet, hat freilich für ab⸗ 
ſehbare Zeit ſchwerlich Ausſicht auf Verwirklichung, hat aber 
doch bewirkt, daß die maßgebenden Inſtanzen von neuem, und 
zwar diesmal mit größtem Ernſt, an die Frage der Erhöhung 
der Zuſtändigkeit der AG. in Zivilfachen herangetreten ſind. 
Hierbei wird anſcheinend an eine Steigerung der Zuſtändigkeit 
im Sinne des Pfafferottſchen Antrages, alſo etwa bis 
500 Mark, gedacht, ſchwerlich bis 1 000 Mark, wie Hamm, 
engliſche Juſtiz auf deutſchem Boden, DJ. 06, 1051 ff. will, 
oder gar bis 1 200 Mark, wie die ſonſt ſehr gut unterrichtete 
„Frankfurter Zeitung“ berichtet. 
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Ein radikaler Vorſchlag, wie der von Adickes, iſt auch 
trefflich geeignet, den Boden für eine Geſetzesvorlage der ge⸗ 
kennzeichneten maßvolleren Art zu ebnen, da ſelbſt Gegner 
jeder Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit eine gewiſſe 
Genugtuung oder doch Erleichterung fühlen, wenn ſie in der 
Vorlage die Beſchränkung auf eine relativ mäßige Erhöhung 
finden. | 

Dieſe Frage der Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändig⸗ 
keit in Zivilſachen und nur dieſe Frage ſoll Gegenſtand der 
nachfolgenden Erörterungen ſein. Trotzdem war es unvermeid⸗ 
lich, häufiger die Ausführungen von Adickes zu ſtreifen, wenn⸗ 
gleich feine Ziele weit über die hier vorausgeſetzte Geſetzes⸗ 
vorlage hinausgehen. 

Für ihn iſt die Entſcheidung ſämtlicher Zivilſachen durch 
Einzelrichter nur ein Glied einer „durchgreifenden Juſtizreform“. 
Überdies hofft er, im Wege dieſer Reform Richter zu finden, 
die dem Ideal überaus nahe kommen und menſchlichen Schwächen 
kaum unterworfen find. 

I. Wenn die Einfachheit eines Gedankens ebenſo ſicher 
ſeine Größe bedingte, wie die Größe eines Gedankens meiſt mit 
Einfachheit verbunden iſt, ſo wäre es ein großer Gedanke, mit 
einem Schlage für einen erheblichen Teil der Zivilſachen in 
I. Inſtanz drei Richter durch einen zu erſetzen, auf dieſe Weiſe 
an Richterkräften zu ſparen oder um ein neuerdings viel⸗ 
gebrauchtes Schlagwort anzuwenden: „der Vergeudung von 
Richterkräften“ abzuhelfen, an Gehältern zu ſparen und den 
erſparten Betrag entweder zur Erhöhung der Gehälter der übrig 
bleibenden Richter oder ganz oder teilweiſe zur Deckung des 
chroniſchen Defizits im Juſtizhaushalte zu verwenden. 

Wenn nur auch feſtſtände, daß die Tätigkeit des Einzel⸗ 
richters der Tätigkeit des Kollegiums gleichwertig wäre! 

Dieſe Frage behandeln Mügel und Holtgreven überhaupt 
nicht, während Adickes ſich auf Vierhaus beruft, der allerdings 
in feinem fein abgewogenen Aufſatz „Soziale und wirtſchaftliche 
Aufgaben der Zivilprozeß⸗Geſetzgebung“ — Feſtgabe der 
Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin zum 50 jährigen Jubiläum 
von Dr. Richard Koch S. 37 ff. — „den bei uns hiſtoriſch ge⸗ 
gebenen Satz, daß die Mitwirkung einer größeren Zahl von 
Richtern eine größere Gewähr für ein richterliches Urteil biete“, 
als erſt noch des Beweiſes bedürftig erklärt. 

Adickes geht aber weit über Vierhaus hinaus, wenn es 
ihm ſowohl in ſeiner Monographie als in ſeinem gleichnamigen 
Aufſatze in der DIZ. 06, 502 ff. „nur als ein alter Aber⸗ 
glaube des Beamtenſtandes erſcheint, daß ein Kollegium an 
ſich und allgemein größere Garantien für gute und gerechte 
Entſcheidungen biete“, als der Einzelrichter. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß Adickes, bevor er dieſes 
Wort ausſprach, eingehende Erkundigungen bei den Vorſitzenden 
der landgerichtlichen Berufungskammern eingezogen hat, welchen 
ein genaues Bild von dem Werte der zivilrechtlichen Recht⸗ 
ſprechung der AG. ihres Bezirks innewohnt, oder bei 
Rechtsanwälten, denen die zivilrechtliche Rechtſprechung eines 
großen Teils der AG. des Deutſchen Reichs bekannt iſt. 

Die Antworten würden ſeinen Standpunkt vorausſichtlich 
erſchüttert haben. 

Denn er würde ſicher von einem großen Teil der Bo⸗ 
fragten die auf langjährige und vielſeitige praktiſche Anſchauung 
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begründete, mit dem Beſchluſſe des XIII. Deutſchen Anwalts⸗ 
tages — JW. 96, 567 — übereinſtimmende Antwort er⸗ 
halten haben, daß bei der Entſcheidung von Zivilſachen die 
Tätigkeit des Einzelrichters der Tätigkeit des Kollegiums gegen⸗ 
über minderwertig iſt. 

Von mancher Seite würde er ſogar den Wunſch gehört 
haben, daß der Geſetzgeber die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit in 
Zivilſachen auf Streitwerte bis zu 30 Mark oder höchſtens 
50 Mark einſchränken und das Verfahren als ein friedens⸗ 
richterliches geſtalten möge. 

Adickes ſcheint aber weiter die Tatſache nicht berückſichtigt 
zu haben, daß die Frage der Begrenzung der Zuſtändigkeit der 
AG. in Zivilſachen und der Vorzüge kollegialen Verfahrens 
bereits bei der Vorberatung der großen Reichsjuſtizgeſetze ein⸗ 
gehend geprüft worden iſt. 

Schon in der von einem hervorragenden Sachkenner ver⸗ 
faßten allgemeinen Begründung des Entwurfs des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes find die „ſchlagenden, von dem Ge⸗ 
meinbewußtſein nicht nur der geſamten Juriſten, 
ſondern der gebildeten Welt Deutſchlands ge⸗ 
tragenen Gründe“ des Referenten des I. Ausſchuſſes der 
Bayeriſchen Kammer der Abgeordneten in dem Vortrage vom 
12. November 1855 über die Vorzüge kollegialen Zuſammen⸗ 
wirkens in demſelben Gericht, wie folgt, reproduziert: 

„Der Einzelrichter wird zwar leicht eine gewiſſe Routine 
und einen praktiſchen Geſchäftstakt erwerben und in Gegen⸗ 
ſtänden des gewöhnlichen Lebensverkehrs, bei deren Be⸗ 
urteilung Erfahrung, Lokal⸗ und Perſonalkenntnis wichtig 
ſind, eine raſche und energiſche Juſtiz üben. Allein ſich ſelbſt 
überlaſſen, iſt er in der Regel von den Mitteln höherer 
wiſſenſchaftlicher Fortbildung abgeſchnitten und entbehrt des 
anregenden Einfluſſes, den das Zuſammenwirken mit Berufs⸗ 
genoſſen erzeugt. 

Die kollegiale Behandlung der Rechtsangelegenheiten da⸗ 
gegen iſt eine Schule für Verbreitung theoretiſcher und 
praktiſcher Rechtsanſchauungen unter allen kollegialen Mit⸗ 
gliedern. Die geiſtig kräftigeren Mitglieder des Kollegiums 
üben einen bildenden Einfluß auf die minder befähigten Mit⸗ 
glieder aus: die wiſſenſchaftlichen Strebungen und Errungen⸗ 
ſchaften einzelner werden im Wege der kollegialen Beratung 
im gewiſſen Grade Gemeingut aller. Das Übergewicht der 
beſſeren Juriſten paralyſiert die Schwächen der geringeren 
kollegialen Mitglieder; die erſteren wiſſen in der Regel der 
richtigen Anſicht den Sieg zu verſchaffen, ungerechtfertigte 
Entſchließungen zu verhüten und gewiſſe Präjudizien im Be⸗ 
wußtſein des Kollegiums zu begründen.“ 

In der Reichsjuſtizkommiſſion ſelbſt führte Struckmann aus: 

Für alle feineren juriſtiſchen Fragen ſei unzweifelhaft die 
Entſcheidung durch Kollegien geeigneter, als die durch Einzel⸗ 
richter. Die Regel müſſe deshalb die Verhandlung durch 
Kollegien bilden. Rückſichten auf die allerdings wünſchens⸗ 
werte Entlaſtung der LG. dürften nicht allein maßgebend 
ſein; auch habe man dafür zu forgen, daß die LG. nicht zu 
wenig zu tun haben, und infolgedeſſen zu große Land⸗ 
gerichtsbezirke gebildet werden müßten. 

Der Geheime Juſtizrat Schmidt erklärte: 

Nach einer im Jahre 1870 im preußiſchen Juſtizminiſte⸗ 
rium aufgeſtellten Statiſtik habe von allen landgerichtlichen 
Prozeſſen das Objekt zwiſchen 100 und 150 Talern in den 
alten Provinzen 833 ¼ Prozent, in den Departements Kiel, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 8. 1907. 
Kafſel und Wiesbaden 28,93 Prozent betroffen. Nach dem 
Antrage Pfafferotts würde alſo im Verhältnis zum Entwurf 
die Tätigkeit der LG. um ½ vermindert werden; dies gehe 
zu weit; entweder würden die LG. unbeſchäftigt oder die 
Landgerichtsbezirke zu groß ſein. Andererſeits würde dadurch 
doch nicht den AG. ſo viel Arbeit zugeführt, daß lediglich 
hierdurch die Niederlaſſung von Anwälten am Sitze der AG. 
ermöglicht werde; denn jenes Drittel der landgerichtlichen 
Sachen würde ſich auf eine größere Anzahl von AG. verteilen. 

Dem ſchloß ſich der Geheime Oberjuſtizrat Kurlbaum an: 

Durch eine ſo ſtarke Erhöhung der amtsgerichtlichen 
Kompetenz würde die Regel der Kollegialbehandlung zur 
Ausnahme gemacht, und das wolle man doch nicht. Ins⸗ 
beſondere für den Anwaltsſtand würde der Antrag nicht 
förderlich ſein. In vielen Sachen zwiſchen 800 und 500 Mark 
ſei die Zuziehung eines Anwalts erwünſcht. Würden die 
amtsrichterlichen Geſchäfte durch die Kompetenzerweiterung 
wenig vermehrt, ſo würden auch die Anwälte hierdurch keine 
ausreichende Tätigkeit finden. Würden ſich, was gewiß 
vielfach der Fall ſein würde, am Sitz des AG. keine Anwälte 
niederlaſſen, ſo müſſe das Publikum dem Anwalt für die 
Prozeßführung noch die teuren Reiſekoſten zahlen. Eine ge⸗ 
deihliche Entwicklung des Anwaltſtandes laſſe ſich nur bei 
großen Gerichten erwarten, welche ausreichende Beſchäftigung, 
zugleich wiſſenſchaftliche Anregung gewähren und zahlreiche 
Anwälte vereinigen. 

Der Staatsminiſter Dr. Leonhardt endlich erklärte: 

Man habe die Erfahrung gemacht, daß der amts⸗ 
gerichtliche Prozeß in wichtigen Sachen langſamer 
vorwärts gehe, als der Prozeß vor dem L. 

II. Dieſe Erwägungen bedeutender, zum Teil hervor⸗ 
ragender Männer haben noch heute ihre überzeugende Kraft 
nicht verloren. 

Die Verhältniſſe haben ſich, ſeit der Geſetzgeber des 
Deutſchen Reichs die Zuſtändigkeitsgrenze auf 300 Mark be⸗ 
ſtimmt, durchaus nicht derart geändert, daß ein Anlaß zur 
Erſtreckung dieſer Grenze gegeben wäre. 

Weder iſt das Vertrauen der Rechtſuchenden in die einzel⸗ 
richterliche Rechtſprechung in Zivilſachen geſtiegen, noch hat ſich 
ihre Hochſchätzung des kollegialen Verfahrens gemindert. 

Bei den Rechtſuchenden genießt das Urteil dreier Männer 
nach wie vor ein größeres Vertrauen, als das eines Mannes, 
bei dem die Rechtſuchenden nicht ſelten, namentlich in engeren 
Verhältniſſen, eine Voreingenommenheit zugunſten beſtimmter 
Perſonen oder beſtimmter Bevölkerungsklaſſen vorausſetzen zu 
ſollen glauben. 

Dieſe Wertſchätzung der Rechtſuchenden iſt aber nicht ein 
Vorurteil oder, um mit Adickes zu ſprechen, ein Aberglaube, 
ſondern in den Tatſachen wohl begründet. 

Das Urteil dreier Männer, vorbereitet durch den Schrift⸗ 
ſatzwechſel Rechtskundiger, durch das Referat und das Votum 
des Berichterſtatters, durch das Gegenvotum des Vorſitzenden 
und endlich durch ſorgfältige Beratung, verdient zweifellos den 
Vorzug vor dem Urteil eines Mannes, der, nach oft unzu⸗ 
reichender Vorbereitung der Sache, ohne die Möglichkeit einer 
dem Urteil vorhergehenden eigentlichen Beratung eine Ent⸗ 
ſcheidung fällt, bet der er nicht ſelten mehr einem Augenblicks⸗ 
impulſe als einer wohlbegründeten und durchdachten Aber⸗ 
zeugung folgt. 
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Beſonders kann der Vorzug gemeinfamer Beratung gar 
nicht hoch genug eingeſchätzt werden. 

Die Notwendigkeit, die eigene Meinung in mündlichem 
Vortrage anderen auseinanderſetzen zu müſſen, verſchafft ſchon 
ſür ſich dem Vortragenden ſelbſt eine größere innere Klarheit. 

Rede und Gegenrede erleuchten die dunkelſte Sache; das 
Wiſſen, die Erfahrung, die Anſchauungsweiſe, das Temperament 
des einen finden fruchtbringende Ergänzung und Korrektur in 
dem Wiſſen, der Erfahrung, der Anſchauungsweiſe und dem 
Temperament des anderen. 

Freilich kann der Einzelrichter in einer größeren Stadt 
feinem mangelnden Wiſſen oder feiner mangelnden Erfahrung 
durch Beſprechung mit Berufsgenoſſen und durch Befragung 
einer reichen Bibliothek in gewiſſen, allerdings ſehr beſchränkten, 
Grenzen zu Hilfe kommen. 

Das gilt aber nicht von dem eben aus dem Examen 
kommenden Aſſeſſor, der in einer Zwergſtadt, fern von dem 
Rate von Berufsgenoſſen, nur mit dem allernotwendigſten 
literariſchen Rüſtzeug verſehen, an die Entſcheidung rechtlich 
verwickelter Sachen herangeht. 

Selbſt der Anwalt, von dem doch Entſchlußkraft in erſter Linie 
gefordert werden muß, pflegt, wenn er aſſoziiert iſt, alle wichtigen 
Fragen mit ſeinem Sozius zu beraten, und erblickt gerade in der 
Möglichkeit dieſer Beratung einen Hauptvorzug der Aſſoziation. 

Aber weiter: man betrachte doch nur, wie auf anderen 
Gebieten wichtigere Entſcheidungen entſtehen! 

Überall, ob man nun parlamentariſche, oder kommunale, 
oder ſonſtige körperſchaftliche, oder verwaltungsgerichtliche, oder 
kuchliche, oder ſtrafrechtliche, oder militärgerichtliche, oder kauf⸗ 
manns gerichtliche, oder gewerbegerichtliche Verhandlungen ins 
Auge faßt, wird man finden, daß der Beſchlußfaſſung eine 
kollegiale Beratung voraufgeht. Warum die doch ſicherlich nicht 
einfacheren Rechtsſtreitigkeiten in Zivilſachen ſchlechthin oder 
doch über eine gewiſſe Grenze hinaus eine Ausnahme machen 
ſollen, iſt nicht einzuſehen. Auch Adickes ſcheint ſchließlich nicht 
leugnen zu wollen, daß „ein Kollegium aus hervorragend 
tüchtigen, durchaus homogenen Kräften“, oder wie er ſich in 
feinem Aufſatz in der DIZ. 06, 502 ff. ausdrückt, aus „ans 
nähernd gleich erfahrenen, hervorragenden und unabhängigen 
Elementen” zuſammengeſetzt, die ſtärkeren Garantien bietet, als 
der Einzelrichter. 

Indeſſen iſt eine derartige Homogenität des Kollegiums 
keineswegs unerläßlich, ja vielleicht nicht einmal unter allen 
Umſtänden erwünſcht. 

Vielmehr kann gerade eine gewiſſe Ungleichartigkeit der 
Zuſammenſetzung ein beſonders harmoniſches Zuſammenwirken 


Denkt man ſich an der Spitze des Kollegiums einen Vor⸗ 
ſitzenden, ſchneidig, energiſch und gewandt, auf ſtraffe Durch⸗ 
führung des Prozeſſes bedacht, nur das weſentliche im Auge 
habend, alles unnütze Beiwerk zielbewußt abſchneidend, neben 
ihm einen älteren Beiſitzer, kein gelehrter Juriſt, aber wohl⸗ 
wollend, menſchenfreundlich, die Verhältniſſe des Bezirks genau 
kennend, ſchließlich einen jüngeren Landrichter mit reichem Wiſſen, 
Scharffinn und Fleiß, fo ſinkt einem ſolchen Kollegium gegen⸗ 
über, wie es glücklicherweiſe häufig anzutreffen iſt, der Wert 
einzelrichterlicher Rechtſprechung außerordentlich tief. 
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Man wird unbedenklich ſagen können, daß ſelbſt ein 
Einzelrichter, der für ſich jedem einzelnen Mitgliede des fo ge⸗ 
kennzeichneten Kollegiums überlegen iſt, gleichwohl nicht entfernt 
ſo Erſprießliches leiſten wird, wie jene Richter in ihrer kollegialen 
Zuſammenfaſſung. 

Andererſeits kann ein Richter, dem es an Wiſſen oder an 
Fleiß, oder an Scharfſinn, oder an Unbefangenheit fehlt — und 
daß es ſolche Richter geben kann, bezeugt auch Holtgreven —, 
im Kollegium immer noch eher ertragen werden, da ſeine Mängel 
durch die Mitwirkung zweier Fachgenoſſen in gewiſſem Maße 
ausgeglichen werden, während dieſe Mängel bei dem Einzel⸗ 
richter geradezu verhängnisvoll werden können. 

Auch iſt nur bei dem Kollegium, ungeachtet des unver⸗ 
meidlichen Perſonenwechſels die ſo erwünſchte Kontinuität der 
Rechtſprechung möglich, während dem Einzelrichter eine Nach⸗ 
wirkung auf die Praxis ſeines Nachfolgers regelmäßig ver⸗ 
ſagt iſt. 

Am Schluß dieſer Reihe von Betrachtungen ſoll noch zur 
Vermeidung eines Mißverſtändniſſes hervorgehoben werden, daß 
ihnen eine Unterſchätzung einzelrichterlicher Tätigkeit durchaus 
fern liegt. Zu allen Zeiten hat es eine große Zahl von Einzel⸗ 
richtern gegeben, die durch ihre wohlwollende Geſinnung und 
Menſchenfreundlichkeit, ihre Energie, die Macht ihrer in ſich ges 
feſtigten und harmoniſchen Perſönlichkeit der Segen eines ganzen 
Bezirks geworden ſind und einen Einfluß geübt haben, der dem 
Kollegium naturgemäß verſagt iſt. 

Nur wird die Einſchränkung beigefügt werden müſſen, daß 
alle dieſe Eigenſchaften bei weitem mehr in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit Früchte getragen haben, als gerade 
bei der Entſcheidung von Zivilſachen. 

III. Man klagt darüber, daß die kollegiale Rechtſprechung 
nicht ſchnell genug iſt. 

Sicherlich iſt eine ſchnelle Juſtiz überaus erwünſcht. 

Man hüte ſich aber davor, das Erfordernis der Schnellig⸗ 
keit zu überſpannen. 

Soll die Schnelligkeit auf Koſten der Gründlichkeit und 
Richtigkeit der Richterſprüche erkauft werden, ſo iſt der Preis 
viel zu hoch. 

Iſt die Folge jener Überſpannung ein Verfahren, wie es 
v. Jarriges mit dem berühmt gewordenen Worte „Marſch, 
marſch, was fällt, fällt“ charakteriſiert, ſo wird man jener 
Forderung gegenüber mit dem nicht minder bekannten Worte 
antworten können, daß ein Auswürfeln der Entſcheidungen noch 
viel ſchneller geht, als das ſchnellſte einzelrichterliche Verfahren. 

Wie dem aber auch ſein möge, jedenfalls liegt im Weſen 
der kollegialen Behandlung der Sache nichts, was der Schnellig⸗ 
keit der Erledigung entgegenſteht. Den beſten Beweis dafür 
liefert die Tätigkeit der Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte, 
die doch im weſentlichen eine kollegiale iſt. 

In Wirklichkeit iſt auch das einzelrichterliche Verfahren, 
wenigſtens in tatſächlich oder rechtlich ſchwierigen Sachen, oft 
keineswegs ſchneller, als das kollegiale, wie Leonhardt, eine 
Autorität allererſten Ranges, in ſeinen oben wiedergegebenen 
Worten bezeugt hat. 

Größere und ſchwierigere Amtsgerichtsſachen zögern ſich, 
wie jeder Kundige weiß, ohne feſte Formen und Zäſuren des 
Verfahrens, nicht ſelten von Verhandlungstermin zu Ver⸗ 
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kündungstermin und von Verkündungstermin zu Verhandlungs⸗ 
termin hin. Überdies macht ſich bei den AG. naturgemäß ein 
häufiger Richterwechſel geltend. 

Der Einzelrichter wird verſetzt; er erkrankt; er wird zu 
einer militäriſchen Übung eingezogen; er wird zum LG. eins 
berufen. Für ihn tritt ein Vertreter, meiſt ein jüngerer 
Aſſeſſor, ein. 

Dieſer muß die Leitung des anhängigen Prozeſſes regel⸗ 
mäßig von Anfang an wieder aufnehmen; ein Votum des Ver⸗ 
tretenen iſt ſelten vorhanden; ein die ſämtlichen ſtreitigen und 
erheblichen Behauptungen der Parteien umfaſſender Beweis⸗ 
beſchluß exiſtiert regelmäßig nicht. Denn der Einzelrichter liebt 
es erfahrungsgemäß nicht, ſich durch derartige Beweisbeſchlüſſe 
zu binden; nicht ſelten verzettelt ſich der an ſich erforder⸗ 
liche einheitliche Beweisbeſchluß in eine Reihe von Einzel⸗ 
beſchlüſſen. 

Der Vertreter muß in ſolchem Falle die Bearbeitung des 
Prozeſſes von neuem anfangen. Ehe er aber zur Entſcheidung 
gelangt, kann der Vertretene zurückgekehrt ſein. 

Dieſem ſind die Intentionen ſeines Vertreters nicht be⸗ 
kannt; wenn er ſie kennt, billigt er ſie häufig nicht: kurz, der 
Prozeß fängt von neuem an. Und dies iſt noch ein günſtiger 
Fall. Denn es kann, zumal wenn die Behinderung des 
Richters längere Zeit dauert, vorkommen, daß dem erſten 
Aſſeſſor ein zweiter, möglicherweiſe ein dritter folgt. Nun 
kann zweiſellos ein Wechſel oder eine Behinderung auch bei 
dem Berichterſtatter des Kollegiums eintreten; aber ſie wirkt 
nicht ſo verhängnisvoll, weil durch die Mitwirkung der übrigen 
Richter, namentlich des Vorſitzenden, die Kontinuität des Ver⸗ 
fahrens gewährleiſtet iſt, dem Verfahren durch den umfaſſenden 
Beweisbeſchluß feſte Grenzen gezogen ſind, auch das Votum 
des Berichterſtatters ſchriftlich niedergelegt iſt. 

IV. Leider iſt eine Nachprüfung der Richtigkeit der vor⸗ 
ſtehenden, aus der Erfahrung und der Natur der Sache ge 
wonnenen Ergebniſſe an der Hand der Statiſtik zur Zeit nicht 
möglich. 

Mit Recht bedauert Adickes, daß die Jahresüberſichten 
in dem Juſtizminiſterialblatt nicht erkennen laſſen, wie viele 
Zivilurteile der AG. in der Berufungsinſtanz abgeändert 
werden. 

Nach ſeinem Vorbilde wird man, um wenigſtens eine an⸗ 
nähernde, wenn auch keineswegs zuverläſſige Grundlage zu ge⸗ 
winnen, die Analogie der Strafſachen heranziehen können, da⸗ 
neben wohl auch die Analogie der Entſcheidungen der Zivil⸗ 
kammern auf Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

Nach Adickes Zeugnis, welches mit anderweiten Er⸗ 
mittelungen übereinſtimmt, find von den in Straſſachen 
ergangenen amts⸗ und ſchöffengerichtlichen Urteilen, gegen welche 
Berufung eingelegt war, nach dem Durchſchnitt der Jahre 
1881 bis 1903 beinahe 40 Prozent abgeändert worden. 

Wenn man erwägt, daß dieſe Strafſachen meiſt erheblich 
einfacher ſind, als Zivilſachen, und daß die Entſcheidungen 
regelmäßig aus kollegialer Beratung hervorgehen, ſo wird man 
die Annahme eines gleichen Prozentſatzes für amtsgerichtliche 
Zivilſachen eher für zu niedrig als für zu hoch erachten müſſen, 
auch wenn man berückſichtigt, daß die Abänderung der Straf⸗ 
urteile nicht ſelten nur das Strafmaß betrifft. 
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Mit dem gewonnenen Ergebnis deckt ſich auch ungefähr 
das Ergebnis der Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten. 

Von dieſen ſind für begründet erachtet: 

im Jahre 1880 33 Prozent, 
1890 46 2 „ 
z „ 19005 84 2 

Daß dies Ergebniſſe find, welche für eine Erhöhung der 
einzelrichterlichen Zuſtändigkeit ſprechen, wird ſich ſchwerlich be⸗ 
haupten laſſen. 

V. Was die Zahl der Zivilſachen mit einem Streitwerte 
von 300 bis 500 Mark betrifft, ſo ergibt die bereits mit⸗ 
geteilte preußiſche Statiſtik für das Jahr 1870 bei Werten von 
300 bis 450 Mark einen Prozentſatz von 33 ½¼ aller land⸗ 
gerichtlichen Zivilſachen in den alten Provinzen und von 28,93 
in den Departements Kiel, Caſſel und Wiesbaden. 

Bei Benutzung dieſer Zahlen iſt freilich die Beantwortung 
der Frage nicht zu umgehen, inwiefern ſeit dem Inkraft⸗ 
treten des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes der Wert des Geldes ge⸗ 
ſunken iſt, wobei man ſich zu vergegenwärtigen haben wird, 
daß der Geſetzgeber des Deutſchen Reichs damals auf eine 
Periode beiſpielloſen wirtſchaftlichen Erfolges zurückblicken 
konnte. 

Dieſe überaus ſchwierige Frage kann an dieſer Stelle 
ſelbſtverſtändlich nicht entfernt ausgeſchöpft werden. Nur ſoviel 
iſt zu ſagen, daß ein allgemeines, ausnahmsloſes, beſtändiges, 
von Konjunkturen unabhängiges, dauerndes Sinken des Geld⸗ 
werts, mit gleichmäßiger Wirkung für ſämtliche Wirtſchafts⸗ 
gruppen (Rohſtoffe, Fabrikate, Halbfabrikate, Grunddſtücke, 
Arbeitslöhne uſw.) und für ſämtliche geographiſche Wirtſchafts⸗ 
gebiete des Deutſchen Reiches nicht feſtzuſtellen iſt (vgl. 
Helfferich, Das Geld, 12. Kapitel 8 8; J. Conrad, Die Ent⸗ 
wickelung des Preisniveaus in den letzten Dezennien uſw. — 
Jahrbücher für Nationalökonomie 1900 S. 525 ff.). 

Keinesfalls kann davon geſprochen werden, daß ein all⸗ 
gemeines Sinken des Geldwerts im Verhältnis der bisherigen 
Zuſtändigkeitsgrenze zu der in Ausſicht genommenen von 500 Mark 
eingetreten iſt. Eine Schätzung iſt freilich bei dem Mangel 
konkreter Zahlen außerordentlich ſchwer und kann nur an⸗ 
näherungsweiſe und nur mit der allergrößten Reſerve erfolgen. 
Doch wird man kaum zu hoch greifen, wenn man heute die 
Streitwerte von 300 bis 500 Mark auf ein Viertel aller 
landgerichtlichen Zivilſachen veranſchlagt. Das iſt aber eine 
ganz bedeutende Zahl von Sachen. Alle dieſe Sachen ſollen 
bei der beabſichtigten Erſtreckung der Zuſtändigkeitsgrenze der 
Wohltat der Kollegialgerichtsbarkeit entbehren. 

Nicht minder wird ihnen die Wohltat der bewährten 
Rechtſprechung der OLG. entzogen, die allein noch eine gewiſſe 
Rechtseinheit innerhalb großer Bezirke verbürgt. 

Endlich ſoll für dieſe große Zahl von Sachen hinfort der 
Anwaltszwang fortfallen, eine Folge, die freilich manchem eher 
ein Vorzug erſcheinen wird. Daß aber eine radikale Be⸗ 
ſeitigung des Anwaltszwanges für die Rechtſuchenden nichts 
weniger als ein Segen iſt, hat Vierhaus in ſeinem bereits 
zitierten Aufſatze überzeugend dargetan. 

Ergänzend ſoll hier nur bemerkt werden, daß der An⸗ 
waltszwang nicht bloß im Intereſſe der Rechtſuchenden, ſondern 
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auch im Intereſſe der Rechtspflege liegt, da er zahlreiche be⸗ 
denkliche Anſprüche und bedenkliche Einwendungen ſchon in der 
Geburt erſtickt, während der Parteiprozeß oft mit den 
ſchlechteſten Anſprüchen und den ſchlechteſten Einreden be⸗ 
laſtet wird. 

VI. Die Zahl der betroffenen Sachen iſt aber auch fo 
groß, daß die Erſtreckung der Zuſtändigkeit zur Desorganiſation, 
wenn nicht zur Zertrümmerung eines nicht unerheblichen Teils 
der LG. führen muß, welche mit dem Wegfall einer ſolchen 
Zahl von Sachen zum Teil kaum mehr lebensfähig bleiben. 

Freilich würde ein Teil der den Zivilkammern entzogenen 
Sachen ihnen für die Berufungsinſtanz wieder zuwachſen. 

Nach Adickes Zeugnis in feinem zitierten Aufſatze in der 
DIZ. find gegen amtsgerichtliche Urteile in Zivilſachen Bes 
rufungen eingelegt: im Jahre 1881 — 12,20 Prozent; im 
Jahre 1903 — 24,8 Prozent. 

Legt man ſelbſt letztere Zahl zugrunde, ſo würde den 
Zwilkammern im Durchſchnitt aller LG. ungefähr der fünfte 
Teil ihrer bisherigen Zivilſachen endgültig entzogen bleiben, 
eine Quote, die ſich naturgemäß in erwerbsärmeren Gegenden 
erheblich ſteigert. 

Auf der andern Seite verteilt ſich dieſer Verluſt auf ſo 
viele AG., daß auf das einzelne AG. an Zuwachs nicht all⸗ 
zuviel entfällt. 

Im Oberlandesgerichts bezirk Naumburg beiſpielsweiſe find 
bei zuſammen 127 AG. 49 AG. ohne Anwalt und 31 2. 
mit nur einem Anwalt. 

Daß ſich infolge des gekennzeichneten Zuwachſes bei den 
AG. mit nur einem Anwalt ein zweiter Anwalt und bei den 
AG. ohne Anwalt ein Anwalt niederlaſſen wird, iſt mit Fug 
zu bezweifeln. 

Naturgemäß wächſt mit der Höhe des Objekts die Neigung 
des Publikums, Anwälte zuzuziehen. Und wenn die eine 
Partei ſich der Hilfe eines Anwalts bedient, ſo verfehlt die 
andere ſelten, dieſem Beiſpiel zu folgen. 

Dann mlülſſen die Sachen, von denen man behauptet, daß 
ſie die Gebühren zweier Anwälte nicht tragen könnten, noch 
die ganz erheblichen Reiſekoſten eines oder gar zweier aus⸗ 
wärtiger Anwälte tragen. 

VII. Sollte aber nicht, ſelbſt bei vollſter Anerkennung der 
Vorzüge kollegialer Entſcheidung von Zivilſachen, eine ſolche in 
der oberen Inſtanz genügen? 

Adickes erkennt ſeinerſeits an, daß die wichtigſte Inſtanz 
für die Maſſe des rechtſuchenden Publikums die I. Inſtanz iſt. 
Er iſt von der Bedeutung einer möglichſt autoritativen 
I. Inſtanz tief durchdrungen und verlangt die Verlegung des 
Schwerpunkts in die I. Inſtanz. 

Die Richtigkeit ſeiner Anſicht wird jeder Praktiker beſtätigen. 

Daß Fehler, die bei Anſtellung der Klage, bei der Leitung 
des Prozeſſes und insbeſondere bei der Beweisaufnahme ge⸗ 
macht find, ſich oft in der höheren Inſtanz nicht mehr gut 
machen laſſen, vielmehr eine verhängnisvolle Nachwirkung üben, 
iſt allgemein bekannt. 

Dazu tritt ein ſubjektives Moment. 

Die unterliegende Partei läßt ſich durch die bloße Tat⸗ 
ſache eines ungünſtigen erſtinſtanzlichen Urteils oft genug von 
der Einlegung der Berufung abſchrecken. 


Erwägungen mannigfachſter Art ſind hierfür maßgebend: 
der Reſpekt vor der richterlichen Autorität, die das Recht doch 
beſſer kennen müſſe, als der „eigennüßige” Anwalt, der zur 
Durchführung des Prozeſſes geraten; die Beſorgnis, daß das 
Berufungsgericht den Richter nicht werde desavouieren wollen; 
die Scheu vor neuen Koſten, nachdem die Koſten der I. Inſtanz 
ſoeben mit Mühe bezahlt worden ſind. 

Kurz, die unterliegende Partei verliert den Mut, unter⸗ 
wirft ſich dem Urteil oder ſchließt einen ungünſtigen Vergleich. 

Tatſächlich iſt ja auch ſoviel richtig, daß das Berufungs⸗ 
gericht in zweifelhaften Sachen eher geneigt ſein wird, dem 
Vorderrichter beizutreten, als ſein Urteil aufzuheben. 

Adickes hat deshalb mit feiner Anſicht von der über: 
ragenden Bedeutung der I. Inſtanz für die Rechtſuchenden 
durchaus recht. 

Will man aber mit ihm eine möglichſt autoritative 
I. Inſtanz ſchaffen, ſo muß man in erſter Linie an dem 
Grundſatz kollegialer Entſcheidung, wenigſtens in dem bisherigen 
Umfange, feſthalten, während der Verſuch, jenes Ziel durch 
eine Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit zu erreichen, 
immer ein Verſuch mit einem abſolut untauglichen Mittel 
bleiben wird. 

VIII. Schießen aber nicht, wird man ſchließlich fragen, 
alle dieſe Erwägungen weit über ihr Ziel hinaus? Beweiſen 
ſie nicht, wenn ſie überhaupt zutreffend ſind, daß das kollegiale 
Verfahren für alle Zivilſachen ohne Unterſchied des Werts ein⸗ 
geführt werden muß? 

Sicherlich iſt letzteres der ideale Zuſtand. Vierhaus be⸗ 
merkt mit Recht, daß vom Standpunkt der beteiligten Parteien 
aus ein Rechtsſtreit um genau dasſelbe Objekt bald für die 
Exiſtenz von größter Bedeutung, bald eine Bagatelle iſt. Noch 
prägnanter drückt das v. Kreitmayer in feinem berühmten Worte 
aus: „Dem Maushund iſt ſein Fell ebenſo lieb, wie dem 
Elefanten.“ 

Wir leben aber nun einmal in einer realen Welt, und 
müſſen vom praktiſchen Standpunkt aus Vierhaus zuſtimmen, 
wenn er in ſeinem mehrzitierten Aufſatze ſagt: 

Eine Scheidung von Sachen in wichtige und minder⸗ 
wichtige iſt an ſich ſehr wohl denkbar; ſchon aus finanziellen 
Gründen kann man nicht das ganze ſchwere Rülſtzeug der 
kollegialgerichtlichen Organiſation und des kollegialgerichtlichen 
Verfahrens auf alle Prozeſſe anwenden, ſo gut wie Zu⸗ 
ſtändigkeit und Verfahren im Strafprozeſſe nach der Schwere 
der den Gegenſtand der Anklage bildenden Straftat abgeſtuft 
ſind. Ja ſogar dagegen würde nichts einzuwenden ſein, wenn 
für gewiſſe Sache niedrigſten Wertes (Bagatellſachen) ein ganz 
beſonders erleichtertes, formloſes Verfahren eingeführt wird. 

Wenn Vierhaus aber daran den Einwurf knüpft, daß das 
hohe Objekt mit der größeren oder geringeren Schwierigkeit des 
Prozeſſes in keinem Zuſammenhang ſtehe, ſo iſt dies freilich be⸗ 
grifflich richtig. Praktiſch liegt aber die Sache ganz anders. 
Jeder Praktiker weiß, daß regelmäßig oder doch häufig die 
Schwierigkeit der Sachen mit der Höhe des Streitwerts wächſt. 

Deshalb wird man einer Beſchränkung der einzelrichterlichen 
Zuſtändigkeit durch eine Wertgrenze nicht entbehren können. 

Freilich bleibt eine ſolche Grenze immer mehr oder weniger 
willkürlich, und Wünſche, dieſelbe nach oben oder 2 unten zu 
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Solchen Wünſchen gegenüber muß es als unabweisbare 
Pflicht des Geſetzgebers betrachtet werden, an dem Beſtehenden 
feſtzuhalten, ſolange nicht überwiegende Gründe für eine 
Anderung ſprechen. 

An die jetzige Begrenzung der Zuſtändigkeit haben ſich die 
Rechtſuchenden ſeit beinahe dreißig Jahren gewöhnt. 

Dieſe Zuſtändigkeit zu erhöhen, liegt auch für den kein 
zwingender Anlaß vor, der nicht mit dem Verfaſſer dieſes Auf⸗ 
ſatzes eine ſolche Erhöhung als für die Rechtspflege unheilvoll 
betrachtet. 


— — —2—ñ 


Sind diejenigen Vorſchriften des preußiſchen Schul⸗ 

unterhaltungsgeſetzes gültig, nach denen die Lehrer⸗ 

flellen nur mit Perſonen beſtimmten Glaubens⸗ 
bekenntuiſſes beſetzt werden dürfen? 


Von Rechtsanwalt Makower, Berlin. 


Reichsgeſetz geht dem Landesgeſetz vor (Reichsverfaſſung 

Art. 2). Das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 beſtimmt aber: 

„Alle noch beſtehenden aus der Verſchiedenheit des 

religiöſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen 

der .. ſtaats bürgerlichen Rechte werden hierdurch auf⸗ 

gehoben. Insbeſondere ſoll die Befähigung 

zur Bekleidung öffentlicher Amter vom reli— 
giöſen Bekenntnis unabhängig ſein.“ 

Wird zugegeben, daß der Satz 2 des Reichsgeſetzes vom 
3. Juli 1869 in Widerſpruch zu den erwähnten Vorſchriften des 
Preußiſchen Geſetzes ſteht, ſo würde er daher hindern, daß fie 
rechtliche Wirkſamkeit erlangen. 

Ein Grund aber, aus welchem die Anwendbarkeit des 
Satz 2 Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 auf Lehrer an preußiſchen 
öffentlichen Volksſchulen bezweifelt werden könnte, iſt nicht er⸗ 
kennbar. 

Der Satz 2 bezieht ſich, wie ſein Wortlaut, der Zuſammen⸗ 
hang mit Satz 1 und die Entſtehungsgeſchichte (Sten B. 1869, 
1246) ergeben, nicht etwa nur auf Reichsämter ſondern auch 
auf die Amter in den Einzelſtaaten. Das Amt eines Lehrers 
an einer öffentlichen Volksſchule in Preußen wurde ſchon im 
bisherigen Recht als ein öffentliches anerkannt (Preußiſche Ver⸗ 
faſſung Art. 23 Abf. 2, Bezeichnung der Elementarlehrer als 
„Staatsdiener“ in Königliche Verordnung vom 23. September 
1867 G.⸗S. 1648; OVG. 37, 120), und künftig, nach dem 
Fortfall der Schulſozietäten evangeliſcher bezw. katholiſcher 
Hausväter, iſt dieſe Eigenſchaft des Lehreramtes noch zweifel⸗ 
loſer. 

Daher könnte allein in Frage kommen, ob etwa der Satz 2 
Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 aus inneren Gründen ein⸗ 
ſchränkend ausgelegt werden muß, weil nicht anzunehmen ſei, 
daß der Geſetzgeber die in ihm enthaltene Vorſchrift in der 
Tat ſo uneingeſchränkt geben wollte, wie ſie nach der Faſſung 
lautet. In Frage kämen öffentliche Amter, bezüglich deren der 
Staat ſich durch Abkommen mit einem Dritten (z. B. dem bis⸗ 
herigen Verwalter einer künftig mit dem Amt zu verbindenden 
Vermögensſtiftung) zur Beſetzung dieſes Amtes nur mit dem 
Angehörigen einer beſtimmten Glaubensgemeinſchaft verpflichtet 
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hat. Ferner Amter von Perſonen, die zur Lehre gerade einer 
beſtimmten Religion als ſolcher angeſtellt werden, wie z. B. 
die Religionslehrer oder die Profeſſoren der theologiſchen Fakul⸗ 
täten. 

Indeſſen kann dahingeſtellt bleiben, was bezüglich dieſer 
Ausnahmefälle gilt, denn das Amt als Lehrer an einer öffent⸗ 
lichen Volksſchule — außer ſoweit er etwa Religionslehrer iſt 
— fällt unter keinen von ihnen. 

Zu beachten iſt, daß das Volksſchulgeſetz nicht etwa 
„evangeliſche Schulen“, „katholiſche Schulen“ und „evan⸗ 
geliſch⸗katholiſche Schulen“ kennt, ſondern nur „Schulen, 
an denen ein evangeliſcher, bezw. katholiſcher, bezw. evangeliſcher 
oder katholiſcher Lehrer anzuſtellen iſt.“ Dieſe Faſſung iſt 
keine zufällige, ſondern ſie iſt, wie der Kultusminiſter in ſeiner 
die Verhandlungen einleitenden Rede bemerkte, gewählt, um die 
Ausdrücke „Konfeſſionsſchule“ und „Simultanſchule,“ deren Be⸗ 
griff nicht feſtſtellbar ſei, zu vermeiden, und weil entſprechend 
der Abſicht des Kompromißbeſchluſſes vom 13. Mai 1904 die 
Fragen betreffs Leitung und Erteilung des Religionsunterrichts, 
der Mitwirkung der kirchlichen Inſtanzen bei Genehmigung von 
Lehrbüchern uſw. aus dem Rahmen der Vorlage ausgeſchieden 
ſeien. Es handele „ſich lediglich um die Frage, ob und in⸗ 
wieweit ein evangeliſches Kind durch einen evangeliſchen, katho⸗ 
liſchen oder jüdifchen Lehrer und umgekehrt unterrichtet werden ſoll.“ 

Gerade derjenige Weg, den ſo der preußiſche Geſetzgeber 
betreten hat, war aber nach obigem Reichsgeſetz jedenfalls 
ungangbar. Man könnte die Frage aufwerfen, ob das Reichs⸗ 
geſetz auch verbiete, die Bekleidung einer einzelnen Amtsſtelle 
durch ein beſtimmtes Glaubens bekenntnis zu bedingen, oder ob 
etwa nur verboten werden ſollte, den Zugang zu einer ganzen 
Kategorie von Amtern an das Glaubensbekenntnis zu Inüpfen. 
Nach Anſicht des Verfaſſers enthält das Reichsgeſetz beide 
Verbote, „öffentliche Amter“ ſteht im Sinne von „jeder öffent⸗ 
lichen Amtsſtelle“. Indeſſen auch dies kann dahingeſtellt 
bleiben, denn das Schulgeſetz verſtößt gegen jedes der beiden 
Verbote. Nicht nur macht es die Bekleidung jeder einzelnen 
Lehrerſtelle abhängig von einem beſtimmten religiöſen Be⸗ 
kenntnis, ſondern es ſchließt ſogar jeden, der nicht entweder 
evangeliſcher Chriſt oder Katholik oder Jude iſt, überhaupt 
von dem Amt als Volksſchullehrer aus. Wer keiner Religions⸗ 
gemeinſchaft angehört, oder wer Mitglied z. B. einer nicht zu 
den oben erwähnten drei Religionsgemeinſchaften gehörenden 
deiſtiſchen Glaubensgemeinſchaft oder einer atheiſtiſchen Glaubens⸗ 
gemeinſchaft iſt, würde nach dem preußiſchen Volksſchulunter⸗ 
haltungsgeſetz nicht Volksſchullehrer werden können; das Amt 
eines Volksſchullehrers, auch desjenigen, der keinen Religions⸗ 
unterricht erteilt, wäre ihm unzugänglich, nur wegen ſeines 
Glaubensbekenntniſſes — in geradem Gegenſatz zu dem, was 
das Reichsgeſetz vorſchreibt. 

Wollte man darin, daß die Befähigung zur Bekleidung 
des Volksſchullehreramts vom religiöſen Bekenntnis abhängig 
gemacht wird, keinen Verſtoß gegen das Reichsgeſetz erblicken, 
ſo wäre nicht erſichtlich, welcher Inhalt für jenes Reichsgeſetz 
dann überhaupt noch übrig bliebe. Es könnte dann z. B. gültig 
durch einzelſtaatliches Geſetz auch beſtimmt werden: „Solange 
die Mehrheit der Einwohner einer Stadt oder der an einer 
Univerſität Studierenden katholiſch (bzw. evangeliſch) iſt, können 
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die Stellen des Bürgermeiſters oder der Profeſſoren der Uni⸗ 
verſität nur mit Katholiken (bzw. Evangeliſchen) beſetzt werden.“ 

Noch könnte jemand behaupten wollen, daß „der kon⸗ 
feſſionelle Charakter einer Anſtalt durch das Lehrerkollegium re⸗ 
präſentiert werde“, daß mithin die Anſtalten, welche nach dem 
Volksſchulgeſetz mit Lehrern eines beſtimmten Bekenntniſſes zu 
beſetzen find, hierdurch zu konfeſſionellen Anſtalten werden, daß 
aber auf konfeſſionelle Anſtalten das Reichsgeſetz nicht anwend⸗ 
bar ſei. Selbſt abgeſehen aber davon, daß der Ausdruck 
„konfeſſionelle Anſtalten“, wenn er auf ſtaatliche Einrichtungen 
angewendet wird, einen unklaren Begriff verdeckt und daß nach 
der oben erwähnten einleitenden Rede des Kultusminiſters das 
Schulgeſetz von 1906 gerade nicht über den konfeſſionellen 
Charakter der Volksſchule, ſondern nur über das Bekenntnis 
der anzuſtellenden Lehrer beſtimmen ſollte, würde in ſolcher 
Begründungsart ein offenbarer Kreisſchluß liegen. Daraus, 
daß nach Landesgeſetz das Amt nur mit Perſonen beſtimmten 
Glaubens beſetzt werden darf, würde auf den „konfeſſionellen 
Charakter des Amts“ geſchloſſen werden und aus dem kon⸗ 
feſſionellen Charakter des Amts wiederum auf die Unanwendbarkeit 
des Reichsgeſetzes und mithin auf die Gültigkeit jenes Landes⸗ 
geſetzes. Mit gleichem Recht könnte man dann ſagen, daß 
durch eine landesgeſetzliche Beſtimmung, wonach der Bürger⸗ 
meiſter oder die Profeſſoren katholiſch (bzw. evangeliſch) ſein 
müſſen, eine „katholiſche (bzw. evangeliſche) Stadt“ oder eine 
„katholiſche (bzw. evangeliſche) Univerſität“ geſchaffen werde, 
und aus dieſer Eigenſchaft der Stadt oder Univerfität könnte 
man dann wiederum auf die Unanwendbarkeit des Reichsgeſetzes 
vom 3. Juli 1869 ſchließen wollen. Mit anderen Worten: es 
würde dann keinen Fall geben, für welchen die Landesgeſetz⸗ 
gebung gehindert wäre, von der Vorſchrift des Reichsgeſetzes 
abzuweichen. Dies aber hat ſicherlich der Reichsgeſetzgeber nicht 
gewollt. 

Daher werden die 88 33, 35— 40 des preußiſchen Volks⸗ 
ſchulgeſetzes von 1906, ſoweit ſie die Befähigung zur Be⸗ 
lleidung des Amts als Lehrer an einer öffentlichen Volksſchule 
vom religiöſen Bekenntnis abhängig machen, als ungültig zu er⸗ 
achten ſein. 


Zur Reform des amtsgerichtlichen Zivilprozeſſes. 
Unter dieſer Ankündigung hielt am 9. März d. J. Amts⸗ 
gerichtsrat Jaſtrow in der „Juriſtiſchen Geſellſchaft“ zu Berlin 
einen Vortrag. Er ſprach über neun, von ihm ausgewählte 
Einzelpunkte und gelangte zur Aufſtellung folgender Theſen. 

I. Das Verfahren vor den AG. iſt in einem beſonderen 
vollſtändigen Geſetze, nicht als Anhang zum Verfahren der LG., 
zu regeln. 

II. Bei den AG. find Schöffengerichte für Zivil⸗ 
prozeſſe zu bilden. Die Verhandlung erfolgt vor dem Schöffen⸗ 
gericht, wenn eine Partei dies beantragt. 

III. Zuſtellungen und Ladungen. 

1. Das Syſtem, wonach die Parteiakte im Prozeß durch 
Zuſtellung von Partei zu Partei errichtet werden, iſt zu be⸗ 
ſeitigen. 

2. Die Erhebung der Klage und die Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln (einſchließlich des Einſpruchs) uſw. ſollen durch Er⸗ 
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klärung der Partei an das Gericht erfolgen. Die Mitteilung 
an den Gegner und die Ladung der Parteien erfolgt durch das 
Gericht. 

IV. Sachliche Zuſtändigkeit. 

1. Eine Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeitsſumme 
iſt abzulehnen; dagegen empfiehlt ſich eine Erweiterung der Zu⸗ 
ſtändigkeit der AG. nach folgenden Richtungen: 

2. Wechſelſachen ſollen zur unbeſchränkten Zuſtändigkeit 
der AG. gehören. 

3. Alle Klagen find ohne Rückſicht auf das Objekt beim 
AG. einzureichen. Dieſes hat den erſten Termin abzuhalten 
und iſt zuſtändig für Erlaß des Anerkenntnis⸗ und Verſäumnis⸗ 
urteils und für Vornahme eines Vergleichs, ſowie im Falle 
der Prorogation zur Entſcheidung des Rechtsſtreits. 

4. Wird die Sache beim AG. nicht erledigt, ſo gibt dieſes 


ſie an das LG. ab. 


5. Zur Begünſtigung der Prorogation iſt zu beſtimmen: 
a) daß die Gerichtskoſten vor dem AG. geringer ſind 
als vor dem LG.; 
b) daß die Berufung bei einem Objekt von mehr als 
300 Mark an das OLG. geht. 

V. Ortliche Zuſtändigkeit. 

1. Der Gerichtsſtand der Geſellſchaft und des nen 
ortes (ZPO. 88 22, 29) iſt zu beſeitigen. 

2. Die Vereinbarung eines örtlich unzuſtändigen Gerichts 
iſt nur zuzulaſſen für einen bereits entſtandenen Rechtsſtreit 
und muß auch im Verſäumnis verfahren urkundlich nachgewieſen 
werden. 

VI. Mündliche Verhandlung. 

1. Die Verhandlung der Parteien vor dem erkennenden 
Gericht ſoll auch in Zukunft mündlich ſein. Jede Partei iſt 
zum Vortrag in freier Rede berechtigt. Inſoweit der Vortrag 
nicht in freier Rede erfolgt, hat der Richter das Streitverhält⸗ 
nis mit den Parteien mündlich zu erörtern. 

2. Bei der mündlichen Verhandlung iſt eine Bezugnahme 
auf Schriften geſtattet, inſoweit die Parteien einverſtanden ſind 
und das Gericht das Verfahren für angemeſſen hält. 

3. Für das Verſäumnisverfahren find die bisherigen 
Grundſätze über die Folgen der Verſäumnis beizubehalten. 

VII. Parteibetrieb. Vertagungsweſen. 

1. Die Grundſätze der 88 227, 251 ZPO. über die Auf⸗ 
hebung von Terminen und das Ruhenlaſſen des Verfahrens 
durch Parteivereinbarung ſind beizubehalten. 

2. Für eine ſolche Maßnahme ſoll auch ferner kein Nach⸗ 
teil eintreten, wenn ſie dem Gericht 48 Stunden vor dem 
Termin angezeigt wird. 

3. Iſt letzteres nicht geſchehen, ſo ſoll für die vereitelte 
Verhandlung von jeder Partei eine Ordnungsgebühr von 
1 bis 3 Mark (je nach dem Objekt) erhoben werden, falls nicht 
für die Maßnahme ein nach dem Ermeſſen des Gerichts zu⸗ 
reichender ſachlicher Grund vorliegt. 

Die gleiche Gebühr wird erhoben, wenn nach teilweiſer 
Verhandlung von den Parteien ohne Vorliegen eines ſachlichen 
Grundes eine Vertagung vereinbart wird. 

4. Inſoweit die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten 
ſind, trifft die Gebühr den Rechtsanwalt. Eine im voraus 
getroffene Vereinbarung zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem 
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Auftraggeber, wonach alle betreffenden Gebühren von dem 
Auftraggeber zu erſtatten find, iſt nichtig. 

VIII. Eidesbeweis. 

1. Die Eideszuſchiebung iſt als Beweismittel zu beſeitigen. 

2. An ihre Stelle tritt die Benennung der Gegenpartei 
als Zeugen. 

3. In dem Umfange, in welchem nach geltendem Recht 
die Gegenpartei zur Zurückſchiebung des Eides befugt iſt, ſoll 
ſie befugt ſein, ihr Zeugnis zu verweigern. Macht ſie hiervon 
Gebrauch, ſo kann der Beweisführer ſich ſelbſt als Zeuge 
benennen. 

4. An die Stelle des richterlichen Eides tritt der Beſchluß 
des Gerichts, eine Partei oder auch beide Teile als Zeugen 
zu vernehmen. Das Gericht entſcheidet nach der Vernehmung 
nach freiem Ermeſſen darüber, ob eine Ausſage zu beeiden iſt. 
Es kann die Beeidung auf einen Teil der Ausſage beſchränken. 
Die Beeidung der Ausſagen beider Teile iſt nur inſoweit 
zuläſſig, als nicht Widerſprüche in den Ausſagen vorhanden 
ſind. 

5. Eine unberechtigte Verweigerung des Zeugniſſes hat 
dieſelben Folgen, wie jetzt die Eidesverweigerung. 

IX. Beru fungs ſumme. 

1. Die Einführung einer Berufungsſumme iſt abzulehnen. 

2. Für den Fall, daß das jetzige Berufungsverfahren für 
kleine Objekte als zu koſtſpielig befunden wird, iſt eventuell 
für dieſe ſtatt der Berufung die ſofortige Beſchwerde einzuführen, 
jedoch mit obligatoriſcher mündlicher Verhandlung, falls in der 
Beſchwerdeinſtanz eine neue Beweisaufnahme ſtattfindet. 

Aus der eingehenden Begründung heben wir folgendes 
hervor: 

Zu Theſe I hält der Vortragende es für völlig ſach⸗ 
widrig, daß, während die Prozeſſe bei den LG. noch nicht 
300 000, die bei den AG. dagegen weit über 2 Millionen jährlich 
betragen, die ZPO. das Verfahren vor den LG. in 494 Baras 
graphen als das normale und das vor den AG. als Anhängſel 
dazu in 16 Ausnahmeparagraphen abhandle. Hierdurch ent⸗ 
ſtänden für viele Punkte namentlich für die mündliche Ver⸗ 
handlung und den Parteibetrieb bei den AG. Mißſtände, zu 
deren Beſeitigung eine vom Standpunkte des Amtsrichters als 
Einzelrichters und der Parteien als Laien durchdachte ſelbſt⸗ 
ſtändige „Z PO. für die AG.“ zu fordern ſei. 

Zu Theſe U verhehlt ſich der Vortragende ſelbſt nicht 
die Schwierigkeiten, die ſich ſeinem Vorſchlage entgegenſtellen, 
namentlich die Antipathie eines großen Teiles der Juriſten 
gegen weitere Ausdehnung des Laienelements in der Rechts⸗ 
pflege, ſowie die Umſtändlichkeit und Koſtſpieligkeit des Apparats. 
Er hält aber dafür, daß, wenn man das Verlangen nach immer 
weiterer Errichtung von Sondergerichten zum Schweigen bringen 
will, nichts übrig bleiben wird, als den allen bisher errichteten 
Sondergerichten gemeinſamen Zug der Zuziehung von Laien 
zur Richterbank auch für den Zivilprozeß der ordentlichen 
Gerichte einzuführen. Berufsſtändiſch, wie in den Sonder⸗ 
gerichten, ließen ſich die Schöffen in der ordentlichen Juſtiz 
aber nicht organiſieren, da die Rechtspflege ſonſt ganz aus⸗ 
einanderfallen würde. Man könne die Schöffen nur in ähnlicher 
Art wie in Straſſachen auswählen, jedoch mit Garanten dafür, 
daß auch die unteren Stände unter ihnen vertreten ſeien. Für 
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welche Sachen die Zuziehung von Schöffen geeignet ſei, dafür 
könnten allgemeine Regeln nicht aufgeftellt werden. Deshalb 
ſolle die Zuziehung in jedem einzelnen Falle der Entſchließung 
der Parteien überlaſſen bleiben. Es ſei anzunehmen, daß die 
Entſcheidung durch den Amtsrichter allein die Regel bilden 
werde. 

Theſe III begründet der Vortragende mit der Unvolks⸗ 
tümlichkeit und zugleich Gefährlichkeit des beſtehenden Zuſtandes, 
bei welchem die Parteien Rechtsverluſte durch Zuſtellungs⸗ 
verſehen gewärtigten, deren Vermeidung die größte Auf⸗ 
merkſamkeit erfordere, die häufig aber ſelbſt trotz ſolcher ein⸗ 
treten. Er verlangt für alle Rechtsmittel, einſchließlich des 
Einſpruchs, daß die Einlegung durch einfache Erklärung beim 
judex a quo erfolge, wobei die Bezeichnung des Rechtsmittels 
gleichgültig ſein müſſe; es ſei immer dasjenige Rechtsmittel als 
eingelegt anzuſehen, welches das geſetzlich zuläſſige ſei. Auf 
dieſer Anordnung beruhen zugleich die unten zu IV und IX 
gemachten Vorſchläge. 

Zu Theſe IV tritt der Vortragende dem Plane einer 
Erweiterung der Zuſtändigkeitsſumme für die AG. entgegen, 
weil er in ihm eine Weiterentwicklung des Prozeſſes in pluto⸗ 
kratiſchem Sinne erblickt. Dagegen möchte er eme Erweiterung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit gern nach der Richtung hin 
erſtreben, daß die ihrem inneren Weſen nach zur einzelrichter⸗ 
lichen Entſcheidung geeigneten Sachen dem Amtsrichter über 
wieſen werden. Da ſich dieſe nach Gruppen nur ausnahms⸗ 
weiſe beſtimmen laſſen, ſo ſcheint ihm der beſte Weg, die ſchon 
jetzt beſtehende, aber tatſächlich nicht ausgenutzte Möglichkeit 
der Prorogation auf das AG. dadurch auszubauen, daß man 
die Parteien in jeder Sache verpflichtet, vor dem Amtsrichter 
zu erſcheinen und ihnen dadurch die Prorogation nahe bringt, 
ſowie ferner dadurch, daß man die Prorogation in der oben 
zu Nr. 5 beſtimmten Art begünſtigt. Die Verſchie denheit des 
Rechtsmittelzuges ſei hierbei für die Parteien ungefährlich, 
wenn man für die Einlegung des Rechtsmittels die Grundſätze 
zu III adoptiere. Überdies habe der Inſtanzenzug an das OLG. 
— der auch für alle Sachen aus 8 23 Nr. 2 des GVG. 
eintreten ſolle, wenn das Objekt über 300 Mark betrage — 
noch den Vorzug, diejenigen Sachen der Amtsgerichte, welche 
die Reviſionsſumme erreichen, an das RG. zu bringen und 
damit einheitlicher Judikatur zu unterwerfen. 

Daß durch die vorgeſchlagene Neuerung unter Umſtänden 
eine gewiſſe Verzögerung eintreten könne, ſei nicht ausſchlag⸗ 
gebend gegenüber den Vorzügen der Neuerung. Betreffs der 
Wechſelſachen ſei ihr durch Nr. 2 bereits begegnet; im 
übrigen könne beſtimmt werden, daß im Falle der Abgabe der 
Sache an das LG. dieſes den Termin binnen einer Woche zu 
beftimmen habe. — Gegen eine Verteuerung des Progeſſes für 
den Fall, daß die Partei genötigt ſei, ſich wegen der Ver⸗ 
weiſung an das LG. eines zweiten Anwalts zu bedienen, ſei 
durch die Gebührenordnung wenigſtens dahin Vorkehrung zu 
treffen, daß die Erhöhung der Gebühren ſich in mäßigen 
Grenzen halte. 

Die Theſe V begründete der Vortragende mit dem 
Hinweiſe auf den großen Mißbrauch, der von vielen Geſchäften 
(Bertrieb von Konverſationstexpikas und ſonſſigen teuern Büchern, 
Warenautomaten, Inkaſſoinſtinnen uſw.) mit der Verabredung 
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ihres eigenen Wohnſitzes als Erfüllungsort, ſowie von Kranken⸗ 
kaſſen und Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften mit der Ausnutzung 
des Gerichtsſtandes der Geſellſchaft getrieben werde. Es würden 
zahlreiche Perſonen aus den entfernteſten Teilen des Reiches 
um kleiner Beträge willen genötigt, mit großer Erſchwerung in 
den Landeszentren Recht zu nehmen oder auf ihre Verteidigung 
gänzlich zu verzichten. Auch werde durch den Mißbrauch die 
Rechtspflege erheblich verſchlechtert, weil die Beweisaufnahme 
über die Einreden, die meiſt aus Unreellitäten beim Geſchäfts⸗ 
abſchluß entnommen werden, nicht vor dem Prozeßgericht er⸗ 
folgen könne. Zu vollem Erfolge der vorgeſchlagenen Neuerung 
hält der Vortragende zugleich eine Einſchränkung des ver⸗ 
einbarten Gerichtsſtandes für erforderlich. Von der Neuerung 
ſelbſt verſpricht er ſich einen Erfolg auch in ſozialer Beziehung, 
da einzelne minder reelle Geſchäfte, deren geſamter Betrieb auf 
dem Gerichtsſtand des Erfüllungsortes baſiert, ihre antiſoziale 
Tätigkeit würden aufgeben müſſen. 

Die Sätze der Theſe VI begründet der Vortragende mit 
der allgemein bekannten Wahrnehmung, daß das Mündlichkeits⸗ 
prinzip in der ZPO. überſpannt ſei, vor allem aber gar nicht 
Rückſicht nehme auf den Umſtand, daß vor dem Amtsrichter 
Laien erſcheinen, denen ein Vortrag in freier Rede nicht zu⸗ 
zumuten ſei und trotz des Geſetzes nirgends zugemutet werde. 
Auch müſſe dem Einzelrichter der Akteninhalt bekannt ſein und 
brauche ihm nicht erſt vorgetragen zu werden. 

Zu Theſe VII vertritt der Vortragende die Meinung, 
daß das Prinzip des Dispoſitionsrechts der Parteien über den 
Prozeß und auch über den einzelnen Termin richtig ſei, daß 
dabei auch ſolche Vertagungen mit in den Kauf genommen 
werden müſſen, welche dem Gericht unbequem ſind und ſelbſt 
ſolche, die von den Anwälten mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
hinderung eines von ihnen verabredet würden, ſofern dieſe 
Abrede in vorher überlegter, die Parteiintereſſen mit würdigender 
Art erfolge. Vorkehrung zu treffen ſei nur gegen das wilde 
und regelloſe Vertagungsweſen, welches ſich herausbilde teils 
durch Mangel vorheriger Dispoſition auf Seiten der Anwälte, 
teils durch übermäßige Konnivenz der Anwälte auf ſäumige 
Kollegen, auch wenn die Säumnis in einfacher Bequemlichkeit 
beruhe. Der Vortragende meint das Mittel hiergegen darin 
zu finden, daß für Vertagungen, die nicht vorher angezeigt ſind 
und die zugleich nicht auf ſachlichen Gründen beruhen, eine den 
Rechtsanwalt ſelbſt treffende mäßige Ordnungsgebühr erhoben 
werde, die dieſer als Geſchäftsunkoſten zu tragen habe und deren 
Exiſtenz vor übermäßigen Vertagungen ſchützen werde. Um 
andererſeits die Anwälte davor zu ſchützen, daß ſie nicht durch 
ungeeignete Art der Terminsanberaumung zu jeder beliebigen 
Zeit nach der Terminsſtunde vom Gericht zur Verhandlung 
genötigt werden können, befürwortet er eine allgemeine Be⸗ 
ſtimmung, daß Verſäumnisfolgen gegen eine Partei nicht ſollen 
eintreten dürfen, wenn das Gericht in die Verhandlung erſt 
eine Stunde nach der angeſetzten Terminszeit eintritt. 

Theſe VIII begründet der Vortragende durch die ſchweren 
Schäden, die der geformelte Eid mit ſich bringe, bei welchem 
die Partei häufig nichts anderes als ihre ſubjektive Auffaſſung 
beſchwöre. Er will anderſeits die Grundſätze über die Ver⸗ 
teilung der Beweislaſt nicht über den Haufen werfen und 
meint, daß ſeine Vorſchläge geeignet ſeien, dieſe Grundſätze mit 
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den Aufgaben des Prozeſſes zur Wahrheitsermittlung in 
Einklang zu bringen. 

Mit beſonderem Nachdruck verteidigt der Vortragende die 
letzte Theſe betreffend die Berufungsſumme. Er fürchtet 
von der Inappellabilität der Urteile in kleinen Objekten — zu 
denen er übrigens Summen von 100 Mark und ſelbſt erheblich 
darunter in keinem Falle gerechnet wiſſen will — eine Er⸗ 
ſchütterung des Vertrauens in die Juſtizeinrichtungen. Es ſei 
ein Grundfehler, zu glauben, daß die Berufung nur dazu da 
ſei, um eine berechtigte Anſicht gegen eine andere zu ſtellen. 
Sie habe auch die Aufgabe, offenbare Fehlſprüche und offen⸗ 
ſichtliche Verſehen zu beſeitigen und ferner Schutz gegen ein 
tumultuariſches Verfahren zu gewähren, welches das Partei⸗ 
vorbringen mangelhaft extrahiere und es dann als un⸗ 
ſubſtanzuert verwerfe. Der Vortragende geht auch auf die 
Verhältniſſe des Auslandes ein und weiſt namentlich an der 
Hand des öſterreichiſchen Rechts nach, wie gefährlich es ſei, 
vom Auslande zu exemplifizieren. In Oſterreich beſtehe aller⸗ 
dings für Objekte bis 100 Kronen keine Berufung (es ſei denn 
wegen unheilbarer etwa unſerer Nichtigkeitsklage entſprechender 
Nullitäten); aber in Oſterreich gelte auch das Prinzip des 
deutſchen BGB. nicht, welches den Spruchrichter von jeder 
Haftung für Fahrläſſigkeit befreit. Vielmehr beſtimme dort ein 
Geſetz vom 12. Juli 1872 gerade umgekehrt für alle Ver⸗ 
letzungen der Amtspflicht ſeitens des Richters, deren Folgen 
durch ein Rechtsmittel nicht abzuwenden ſeien, die Schadens⸗ 
erſatzpflicht ſowohl des Richters als des Staates, ſo daß 
wenigſtens bei Verſehen des Richters die geſchadigte Partei 
trotz mangelnder Berufung durch Regreß an den Richter zu 
ihrem Recht gelangen könne, was im Deutſchen Reiche angeſichts 
des 5 839 Abſ. 2 BGB. nicht der Fall fein würde. 

Für den Fall, daß die Koſtenrückſichten überwiegen ſollten, 
kann ſich der Vortragende äußerſten Falles nur dazu ent⸗ 
ſchließen, bei kleinen Objekten — nach Analogie der Anfechtung 
des Koſtenpunktes — ſtatt der Berufung die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde einzuführen. Eine Gefährdung der Partei wegen 
Fehlgriffs bei Einlegung des Rechtsmittels entſtehe hierbei 
nicht, wenn man den Grundſätzen der Theſe III zuſtimme. 

Mit dem Wunſche, daß es der bevorſtehenden Prozeßreform 
gelingen möge, den Prozeß volkstümlich zu geſtalten und 
namentlich dem weiteren Drängen nach Sondergerichten ent⸗ 
gegen zu treten, ſchloß der Vortragende ſeine Ausführungen. 


Vom Oberverwaltungsgericht.) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


6. Kommunalabgabengeſetz. Konvikt ein kirchliches 
| Gebäube. 

Daß das Vermögen eines Biſchöflichen Stuhles, auch 
wenn dieſer eine neben der Kirche beſtehende beſondere juriſtiſche 
Perſon bilden ſollte, doch als kirchliches im Sinne des 8 24 
des Kommunalabgabengeſetzes zu gelten hat, iſt von dem OVG. 
wiederholt entſchieden worden (vgl. Entſcheidungen vom 
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12. Januar 1904 PrVerwBl. 25, 542; vom 31. Mai 1904 
— II. 1002 —). 

Der Erzbiſchöfliche Stuhl von Cöln kann daher das den 
Kirchen durch jene Geſetzesbeſtimmung eingeräumte Vorrecht be⸗ 
anſpruchen, ſofern die ihm gehörigen Bonner Konviktsgebäude un⸗ 
mittelbar für die Zwecke der katholiſchen Kirche benutzt werden. 

Die von dem Beklagten angezogene Entſcheidung des OVG. 
vom 15. November 1901 (Pr VerwBl. 23, 727) kann der erhobenen 
Steuerforderung nicht als Stütze dienen. In jener Entſcheidung 
wird die Frage, ob die katholiſchen Konvikte den Zwecken der 

Kirche unmittelbar dienen, weder bejaht noch verneint. Auch 
in ſpäteren Entſcheidungen hat der Gerichtshof zu dieſer Frage 
bisher nicht endgültig Stellung genommen, ſondern ſie unent⸗ 
ſchieden gelaſſen und die damaligen Befreiungsanſprüche nur 
deshalb für unbegründet erachtet, weil den betreffenden Kon⸗ 
vikten juriſtiſche Perſönlichkeit zuſtand, die Grundſtücke alſo un⸗ 
mittelbar nur den Zwecken der Konvikte und erſt mittelbar den 
Zwecken der katholiſchen Kirche dienen. Im vorliegenden Fall 
aber handelt es ſich nicht um Konvikte mit juriſtiſcher Perſön⸗ 
lichkeit, und deshalb treffen die Gründe hier nicht zu, welche zur 
Zurückweiſung des Befreiungsanſpruches in den früheren Fällen 
geführt haben. Im übrigen hat ſich der Gerichtshof von 
folgenden Erwägungen leiten laſſen: 

Die katholiſche Kirche hat zum Träger ihrer Gewalten 
lediglich die Kleriker berufen, auf deren Stand ſich ihre Ver⸗ 
faſſung aufbaut. Die Erfüllung ihrer Zwecke iſt nach ihrer 
Auffaſſung undenkbar ohne die eigentümliche Aus bildung und 
Erziehung ihrer Geiſtlichen. Dieſe zu geben, die jungen 
Kleriker auf die Prieſterweihe — nach katholiſchem Dogma ein 
Sakrament — vorzubereiten, dienen die Seminare und die zur 
Aufnahme von Studierenden der Theologie beſtimmten Konvikte, 
vorausgeſetzt, daß durch ihre Einrichtungen jener Zweck ge⸗ 
fördert wird. Die Pflicht der Erziehung iſt den Biſchöfen über⸗ 
tragen, und durch das Tridentiner Konzil iſt die Errichtung der 
Konvikte, wenn nicht angeordnet, ſo doch jedenfalls empfohlen 
worden. Die katholiſche Kirche hält die Erziehung des Klerus 
nach klöſterlichen Regeln auch dann für erforderlich, wenn die 
Aſpiranten an den ſtaatlichen Univerſitäten Theologie ſtudieren, 
und des halb beſtehen eine größere Anzahl von Konvikten, und, 
wo ſolche nicht beſtehen, wird ihre Errichtung und damit das 
Ziel erſtrebt, daß jeder junge Kleriker in Konvikten und Se⸗ 
minaren erzogen und ausgebildet wird. Ob die Prieſtererziehung 
in Konvikten notwendig und zweckmäßig iſt, darüber hat allein 
die Kirche zu entſcheiden. Der Staat ſteht der Errichtung von 
Konvikten nicht entgegen. Der Art. 3 des Geſetzes vom 
21. Mai 1886 beſtimmt vielmehr, daß die kirchlichen Oberen 
befugt find, Konvikte für ſolche Zöglinge zu errichten und zu 
unterhalten, welche Gymnaſien, Univerſitäten und kirchliche Se⸗ 
minare beſuchen. Daß die Bonner Konvikte im übrigen den 
Anforderungen entſprechen, welche die Kirche und der Staat an 
die Organiſation ſtellen, iſt unſtreitig. Gehört aber die Prieſter⸗ 
erziehung zu den Zwecken der katholiſchen Kirche, ſo werden die 
Gebäude, die nur dieſer Erziehung dienen, unmittelbar für die 
Zwecke der Kirche benutzt und find gemäß § 24 a. a. O. den 
Steuern vom Grundbeſitz entzogen. Oberbürgermeiſter zu 
Bonn c. Erzbiſchöflicher Stuhl zu Cöln. U. v. 6. Febr. 06, 
11287. Rep. Nr. II C 252/05. Bezirksausſchuß Cöln. 
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Literaturbeſprechung. 


The Principles of German Civil Law by Ernest 
J. Schuster LL. D. (Munich), of Lincoln’s Inn, 
Barrister - at-Law. Oxford Clarendon 1907. XLVI, 684. 


Das in leicht lesbarem und klarem Engliſch geſchriebene 
Buch des in deutſchen Juriſtenkreiſen bekannten und geſchätzten 
Autors gibt eine e Darſtellung unſeres bürger⸗ 
lichen Rechtes. ckſichtigt ſind neben dem BGB. auch die 
Nebengeſetze, ausführlicher insbeſondere HGB. und 38d. 
Dabei iſt an geeigneten Stellen das engliſche Recht unter 
Angabe der Rechtsquellen oder der Präjudizien zum Vergleiche 
herangezogen. Zunächſt für die theoretiſchen und praltifchen Zwecke 
des engliſchen beſtimmt, bietet das Werk aber auch dem deutſchen 
Juriſten hohes Intereſſe, nicht nur weil es dem großen Kreiſe 
von Berufsgenoſſen ee Zunge den achtunggebietenden, 
ee und wiſſenſchaftlich 50 ochragenden Bau unſeres 

gerlichen Rechts näher rückt, ſondern vor allem auch deshalb, 
weil wir — von den Anregungen zu rechtsverg leichenden Studien 
G abgeſehen — in ihm eine zuverläſſige Quelle von 
lehrung über die juriſtiſch⸗techniſchen Ausdrücke des eng⸗ 
liſchen Rechtes und ihre charakteriſtiſche Bedeutung 18 
Wer Intereſſe 15 an Sprache und Recht hat, wir 
dem Buche gern leſen. R 


— —— — 


Die Rechtsanwaltſchaft im Dentſchen Reichstag. 
Dem Reichstag gehören folgende Rechtsanwälte an: 


Name Wohnort Wahlkreis Partei 
1. Dr. Ablaß Hirſchberg Hirſchberg F. 
2. Baſſermann Mannheim Hoberswerda N. 
3. Dr. Bitter Ki Osnabrück Z. 
4. Boltz, Geh. Juſtizrat Saarbrücken Saarbrücken N. 
5. v. Chrzauowski Poſen Poſen P. 
6. Dr. Dahlem Pieberlahnftein Montabaur Z. 
7. v. Damm Wolfenbüttel Holzminden WV. 
8. Dietrich, Juſtizrat Prenzlau Ruppin K. 
9. Dr. v. Dziembowski Poſen Hohenſalza P. 
10. Febrerba eiburg i. B. Lahr Z. 
11. D 5 annheim Mannheim 8. 
12. Dr. Gregoire Metz Metz EL. 
13. Gyßling, Juſtizrat Königsberg Königsberg F. 
14. Haußmann Stuttgart alingen V. 
15. Dr. Heckſcher S Lauenburg F. 
16. Heine Berlin Berlin 8. 
17. Dr. Juuck, Juſtizrat Mü Leipzig N. 
18. Dr. Mayer München Kaufbeuren Z. 
19. v. Mieczkowski Poſen Krotoſchin P. 
20. Dr. Oſaun Darmſtadt Darmſtadt N. 
21. v. Payer Stuttgart Reutlingen SV. 
22. Saft Juſtizrat Colmar Colmar EL. 
23 ark, Juſtizrat Coburg Coburg N. 
24. Roth Leonberg Böblingen WV. 
25. Dr. Semler Hamburg Aurich N. 
26. Seyda Poſen Wreſchen P. 
27. Storz Heidenheim Ulm Dv. 
28. Dr. Thaler, Juſtizrat Würzburg Würzburg Z. 
29. Träger, Juſtizrat Berlin Varel F. 
30. Trimborn, Juſtizrat Cöln Cöln Z. 
31. Dr. Vonderſcheer Straßburg Schlettſtadt Z. 
32. Dr. am Zehnhoff, 
Geh. Juſtizrat Düſſeldorf Neuß Z. 


Parteibezeichnung: K. Konſervativ. DV. . 
Volkspartei. EL. Elſaß⸗Lothringer. FV. Freiſinnige 
En ung. F. Freiſinnige Volkspartei. 
1 S. Sozialdemokrat. WV. Wirtſchaftliche Vereinigung. 
entrum. 


— 
— — 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 8 


Deutſcher Anwaltverein. 


Anf Erſuchen des Herrn Kollegen Kolſen in Berlin 
wird konſtatiert, daß der unter Ziffer 5 der vorläufigen 
Tagesordunng des in Maunheim am 11. und 12. September 
1907 tagenden Anwaltstages genannte Antrag von Herrn 
Kollegen Kolſen und 550 anderen Mitgliedern des 
Anwaltvereins geſtellt, jedoch wahrſcheinlich zurück⸗ 
gezogen wird. 
Zweibrücken, 17. April 1907. 


Deutſcher Anwaltverein. 
J. V. 
Juſtizrat Gebhart, 
ſtellvertretender Vorſitzender. 
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XVIII. deutſcher Auwaltstag in Mannheim. 


Zu dem vom 10. bis 14. September d. J. in Mann⸗ 
heim ſtattfindenden XVIII. deutſchen Anwaltstage iſt von den 
Mannheimer Kollegen folgendes Feſtprogramm in Ausſicht 
genommen worden: 

Am 10. September 1907, Abends 8 Uhr c. t.: Bes 
grüßungsabend im „Friedrichspark“ bei kaltem Buffet 
nebſt allem Zubehör und allerhand Luſtbarkeiten, 
gegeben vom Anwaltsverein Mannheim. 

Am 11. September: Vormittags 9 Uhr, Sitzung im 
Verſammlungslokal des „Roſengartens“ (ſtädtiſche Feſt⸗ 
halle); Nachmittags 3 Uhr Feſteſſen im Nibelungen⸗ 
ſaal des Roſengartens zu 6 Mark das trockene Gedeck, 
— Abends Zuſammenkunft auf der großen Terraſſe 
der Gartenbauausſtellung. 

Am 12. September: Vormittags Sitzung wie am 11. No⸗ 
vember; Nachmittags 3 Uhr Dampferfahrt durch die 
Hafenanlagen mit Erfriſchungen gegeben von der 
Stadtgemeinde Mannheim; Abends ½ 8 Uhr Feſt⸗ 
vorſtellung im Großh. Hoftheater („Salome“ von 
R. Strauß und S. Wilde), nachher wieder zwangloſe 
Zuſammenkunft in der F oder 
nach Gefallen der Teilnehmer 


Am 13. September: Ausflug nach Bad Dürkheim a. H. 
(Rheinpfalz, Weinbiet, mit Extrazug) auf Einladung 
der Pfälzer Kollegen. Spaziergang zur Kloſterruine 
Limburg, Frühſtück daſelbſt, dann über Ruine Harden⸗ 
burg zurück nach Dürkheim zum Mittageſſen, hierauf 
Weinprobe in den Kolonnaden daſelbſt. 

Am 14. September, Vormittags Beſuch der Jubiläums⸗ 
Kunſt⸗ und Gartenbauausſtellung, der Hafenanlagen, 
ſtädtiſchen Sammlungen nach Gefallen der Teilnehmer; 
Nachmittags Ausflug nach Heidelberg, Abends 
Beleuchtung der Heidelberger Schloßruine. 


— — —— 


Zur Anderung des § 833 BGB. 
Von Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Schumacher zu Cöln. 


Der Reichstag hat einer Vorlage der Reichsregierung ent⸗ 
ſprechend in zweiter Leſung einen Beſchluß gefaßt, nach welchem 
der 5 833 BGB. über die Haftung des Tierhalters folgende 
Faſſung erhalten ſoll: 

Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der 
Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder 
eine Sache beſchädigt, ſo iſt derjenige, welcher das Tier 
hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 
durch ein Haustier verurſacht wird, das dem Berufe, 
der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tier⸗ 
halters zu dienen beſtimmt iſt, und entweder der Tier⸗ 
halter bei der Beaufſichtigung der Tiere die im Ver⸗ 
kehre erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, oder der 
Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden 
ſein würde. 

Während die dritte Leſung einer Geſetzesvorlage gewöhnlich 
in wenigen Minuten vom Reichstage erledigt wird, iſt die dritte 
Leſung in dieſem Falle vertagt worden, trotzdem auch der 
dritten Leſung eine große Mehrheit gewiß war. Vielleicht 
ſind bei den Führern der Mehrheitsparteien noch in letzter 
Stunde Bedenken entſtanden. Die beabſichtigte Anderung rollt 
ſo viele rechtliche, ethiſche, wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche 
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Fragen auf, daß etwaige Bedenken nur zu erklärlich 
wären. Jedenfalls hat die Vertagung der dritten Leſung die 
Möglichkeit eröffnet, daß die Anderung des § 833 entweder 
ganz unterbleibt oder ſich doch in ganz anderer Weiſe vollzieht. 
Die Hoffnung auf dieſe oder jene Möglichkeit hat auch den 
Juriſtentag zu Kiel veranlaßt, die Frage, ob eine Anderung 
des § 833 empfehlenswert ſei, zum Gegenſtand ſeiner Tagung 
zu machen. Die Frage wurde verneint, denn der Juriſten⸗ 
tag beſchloß: 

A. Es empfiehlt ſich, die Vorſchrift des S833 BGB. auf⸗ 
recht zu erhalten und von Einzeländerungen in der Er⸗ 
wartung abzuſehen, daß die Rechtſprechung zu einer 
freieren Auslegung der Vorſchrift gelangen werde, welche 
den Haftungsgrund und die daraus ſich ergebenden 
Beſchränkungen der Anwendbarkeit berückſichtigt. 

B. Sollte indes von den Organen der Geſetzgebung eine 
alsbaldige Regelung der Frage für nötig gehalten werden, 
k empfiehlt der Juriſtentag: 

1. die Vorſchrift des 8 833 als Regel beizubehalten, 

2. die Haftung aus 8 833 — unbeſchadet der Haftung 
nach anderen Vorſchriften — nur dann auszuſchließen, 
wenn der Geſchädigte der Gefahr der eingetretenen 
Schädigung infolge einer in ſeinem Intereſſe ſtatt⸗ 
findenden Verwendung des Tieres ausgeſetzt war, 

3. den Schadenserſatz aus § 833 bei Tötung und 
Verletzung einer Perſon nach dem Vorbilde der 
SS 3 und 3a NHaftpfl®. zu beſchränken. 

C. Die Unfallverſicherung iſt auf das bisher nicht ver⸗ 
ſicherungspflichtige Fahr⸗ und Stallperſonal bei Pferde⸗ 
und Viehhaltung auszudehnen. 

Wird ſich die Erwartung des Juriſtentages, daß die 
Rechtſprechung zu einer freieren Auffaſſung der Vorſchrift ges 
langen werde, erfüllen? 

In einem früheren Aufſatze (vgl. IW. 06, 156 ff.) hat 
der Verfaſſer darzulegen verfucht, daß man den Begriff des 
Tierhalters anders wie bisher beſtimmen muß. 

Tierhalter iſt nach den Ausführungen des Verfaſſers jeder, 
welcher in eigenem Intereſſe, wenn auch nur vorübergehend, 
die Verfügungsgewalt über ein Tier hat. Es iſt hierbei gleich⸗ 
gültig, ob die Verfügungsgewalt ohne oder mit dem Willen 
des am Tiere ſonſt Berechtigten entſtanden iſt und ob die Ver⸗ 
fügungsgewalt ohne oder mit Entgelt erlangt wurde. Dieſe 
Auffaſſung fand ihre Unterſtützung in einem Urteile des RG. 
vom 20. November 1905 (JW. 06, 62). 

Das RG. hat aber an dieſer freien Auffaſſung nicht 
feſtgehalten. Zwiſchenzeitlich ſind wieder zwei Urteile ergangen, 
welche beweiſen, daß das RG. anſcheinend einer ſolchen freieren 
Auffaſſung nicht zugänglich iſt. 

Das erſte Urteil behandelt den für Pferdebeſitzer wichtigen 
Fall, daß ein Pferd, welches vom Hufſchmied beſchlagen werden 
ſoll, dieſen während des Beſchlagens verletzt. Dieſer Fall hat 
das RG. auch ſchon früher beſchäftigt und iſt damals zugunſten 
des Tierhalters entſchieden worden (JW. 05, 432). Der 
Hufſchmied, ſo führte das RG. damals aus, hat durch Werk⸗ 
vertrag dem Pferdeeigentümer gegenüber die Beſchlagung der 
Pferde übernommen; er war daher verpflichtet, das Werk ſo 
auszuführen, daß dadurch kein Unfall hervorgerufen werde. 
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Ereignet ſich trotzdem ein Unfall und nimmt der verletzte Huf⸗ 
ſchmied den Tierhalter in Anſpruch, ſo haftet der Tierhalter 
nicht ohne weiteres, ſondern er kann dem Kläger gegenüber 
geltend machen, daß der Verletzte ſeine Verpflichtungen aus 
dem Werkvertrage nicht gehörig erfüllt habe. Wird dieſer 
Einwand erhoben, ſo hat der Kläger den Nachweis zu er⸗ 
bringen, daß er ſachgemäß gehandelt hat und daß ihn kein 
Verſchulden trifft. Erſt wenn dieſer Nachweis erbracht iſt, tritt 
die Haftung des Tierhalters ein. Es iſt alſo die Stellung des 
Tierhalters nach dieſem Urteil inſofern günſtig, als er die 
Einrede der Nichterfüllung der Pflichten aus dem Werkvertrage 
erheben und dann den oft kaum zu erbringenden Nachweis 
erwarten kann, daß den Kläger kein Verſchulden trifft. Das 
NG. berückſichtigt alſo mit Recht, daß Hufſchmied und Pferde⸗ 
eigentümer ſich nicht nur als Verletzte und Tierhalter, ſondern 
auf Grund des Werkvertrags auch als Beſteller und Unter⸗ 
nehmer einander gegenüberſtehen. Es läßt zunächſt die durch 
den Werkvertrag übernommenen Rechte und Pflichten entſcheiden 
und bringt die geſetzliche Haftung erſt dann zur Geltung, wenn 
die Vertragspflichten erfüllt find. Das NG. folgt hierbei der 
allgemeinen Regel, wonach für die Rechtsverhältniſſe unter den 
Parteien zunächſt die vertragliche Vereinbarung und dann erſt 
das Geſetz maßgebend iſt. 

Unter Nichtbeachtung dieſer Entſcheidung hat nun das 
RG. kürzlich den nämlichen Fall zuungunſten des Tierhalters 
entſchieden (vgl. Urteil vom 28. Juni 1906, ZW. 06, 553). 
Ein Hufſchmied wollte einem dreijährigen Fohlen im Beiſein 
des Eigentümers die Hinterhufe beſchlagen. Nachdem der Huf⸗ 
ſchmied ein Bein des Tieres ergriffen hatte, ſchlug das Tier 
aus und traf den Hufſchmied derart, daß er einen Bruch des 
Oberſchenkels erlitt. Auf die Klage des Hufſchmieds verurteilten 
die Vorinſtanzen. Der Tierhalter machte vor dem RG. geltend, 
daß der Hufſchmied durch Übernahme der Arbeit auch die damit 
unzertrennlich verbundene Gefahr übernommen habe. Das RG. 
überſah jedenfalls ſeine frühere Entſcheidung und prüfte lediglich, 
ob der Hufſchmied durch Übernahme der Beſchlagung die Gefahr 
der Beſchädigung durch das Pferd übernommen habe. Es 
verneint die Übernahme, weil eine ausdrückliche Gefahr⸗ 
übernahme nicht ſtattgefunden habe und weil in der Heimat 
der Parteien eine für die ſtillſchweigende Übernahme der Gefahr 
ſprechende Verkehrsſitte nicht beſtand. Das NG. hätte aber, 
wenn es eine freiere Auslegung vornehmen wollte, im 
Anſchluſſe an ſeine frühere Rechtſprechung noch ausführen 
können, daß der Hufſchmied zunächſt den Beweis zu erbringen 
habe, daß er bei der Ausführung des Werks ſeine Pflicht 
erfüllt und daß ihn an dem Unfalle kein Verſchulden treffe. 
Da dieſer Geſichtspunkt nicht zur Sprache gekommen war, ſo 
hätte der Gerichtshof zur Aufhebung des Urteils und zur 
Zurückweiſung an das OLG. kommen müſſen. 

Daß das RG. auf dem Wege, den es ſich ſelbſt in dem 
Urteile vom 20. November 1905 vorgezeichnet hatte, nicht 
weitergehen will, beweiſt der zweite Rechtsfall, der auch mit 
Rückſicht auf die eigentümliche Sachlage allgemeines Intereſſe 
verdient. Er zeigt nämlich, welchen unberechenbaren Zufällen 
heute der Tierhalter ausgeſetzt iſt. 

Ein Knecht lieferte in dem Kaſino einer Kaſerne Waren 
ab; während er in dem Kaſino beſchäftigt war, ließ er den mit 
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einem Pferde beſpannten Wagen im Kaſernenhofe ſtehen. Eine 
Abteilung Soldaten kam im Tritt in den Kaſernenhof, machte 
plötzlich Halt und ging auseinander. Durch den Lärm erſchreckt, 
rannte das Pferd mit dem Wagen davon. Das Gefährt ſtieß 
auf zwei Reitpferde, die an einem Stallgebäude angebunden 
ſtanden und verletzte dieſe Pferde. Der Eigentümer der zwei 
Pferde klagte gegen den Eigentümer des Wagens, in welchem 
das durchgegangene Pferd eingeſpannt war, auf Erſatz des ihm 
entſtandenen Schadens. Der Eigentümer des Wagens war 
aber nicht der Eigentümer des durchgegangenen Pferdes. Der 
Eigentümer des Pferdes war ein Pferdehändler. Der Beklagte, 
welcher das Pferd kaufen wollte, hatte das Pferd bei dem 
Pferdehändler beſichtigt und dabei den Wunſch geäußert, eine 
Probefahrt mit feinem Wagen machen zu dürfen. Der Pferde⸗ 
händler ließ darauf durch ſeinen Knecht einige Tage ſpäter das 
Pferd dem Beklagten zuführen. Nach einer Probefahrt ent⸗ 
fernte ſich der Knecht des Pferdehändlers und ließ das Pferd 
bei dem Beklagten zurück. Das Pferd wurde darauf in Ab⸗ 
weſenheit des Beklagten während der Mittagszeit in einem 
Stalle des Beklagten gefüttert. Am Nachmittage fuhr ein 
anderer Knecht des Beklagten mit dem Pferde zur Kaſerne, wo 
ſich dann der Unfall ereignete. Auf Grund dieſes Sachverhalts 
hat das RG. angenommen, daß nicht der Beklagte, ſondern der 
Pferdehändler Tierhalter geweſen ſei. Unter dem Halten des 
Tieres könne nämlich nicht eine augenblickliche Benutzung, ſondern 
nur ein Verhältnis von längerer Dauer verſtanden werden 
(Urteil vom 15. Februar 1906, JW. 06, 197). 

Das RG. kehrt alſo wieder zu feiner früheren Auffaſſung 
zurück, daß die Tierhaltung ein Zuſtand von längerer Dauer 
iſt. Es ſetzt ſich aber hierdurch mit dem Urteile vom 20. No⸗ 
vember 1905 in Widerſpruch. Vielleicht hat der erkennende 
Senat dieſe Entſcheidung überſehen, denn anderenfalls iſt es 
unerklärlich, weshalb eine Plenarentſcheidung nicht ergangen iſt. 
In dem Rechts falle, welcher der Entſcheidung vom 20. November 
1905 zugrunde lag, machte B. eine Ausfahrt mit einem Pferde, 
welches ihm C. aus Gefälligkeit und ohne Entgelt überlaſſen 
hatte. Auf der Fahrt ging das Pferd durch und A., welcher 
mitfuhr, wurde verletzt. Der Klage des A. gegen C. wurde 
in den Vorinſtanzen entſprochen; das RG. hob aber die Ver⸗ 
urteilung auf, weil für die Zeit, in welcher das Pferd in dem 
Fuhrwerke des B. eingeſpannt war, B. als Tierhalter anzuſehen 
ſei und deshalb zu haften habe. Das Pferd ſei in der Weiſe 
in den Wirtſchaftsbetrieb des B. eingeſtellt worden, daß es 
nicht mehr dem C., ſondern dem B. zu deſſen alleinigem Nutzen 
als Betriebsmittel diente. Für die Zeit, in welcher alſo B. 
mit dem Pferde ausfuhr, hörte C. auf, Tierhalter zu ſein und 
B. trat an ſeine Stelle. | 

Hätte in unſerem Falle das RG. an diefer Auffaſſung 
feſtgehalten, ſo hätte der Klage ſtattgegeben werden müſſen. 
Der Dienſtherr des Knechtes hatte bei der Fahrt zur Kaſerne 
das Pferd des Pferdehändlers in gleicher Weiſe durch ſeinen 
Knecht in ſeinen Wirtſchaftsbetrieb eingeſtellt, wie B. das Pferd 
des C. Daß der Knecht das fremde Pferd ohne Wiſſen des 
Dienſtherrn einſpannte, vermag an der Rechtslage nichts zu 
ändern, da der Dienſtherr für die Handlungen ſeiner Angeſtellten 
aufzulommen hat. Das fremde Pferd diente während der Fahrt 
zur Kaſerne als Betriebsmittel zum alleinigen Nutzen des 
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Dienſtherrn genau ſo, wie das Pferd des C. von B. während der 
Fahrt zum alleinigen Nutzen als Betriebsmittel benutzt wurde. 

Man wird ſich vielleicht auf den alten juriſtiſchen Spruch 
berufen: „dura lex sed lex“. Wäre der 8 833 BGB. in 
ſeiner heutigen Anwendung wirklich eine dura lex, jo müßte 
Abhilfe geſchaffen werden und dieſe könnte auf zwei Wegen 
ermöglicht werden. Entweder entſchließt man ſich an maß⸗ 
gebender Stelle — und dieſe Stelle könnte nur das RG. 
ſein — zu einer anderen Auslegung des Geſetzes oder aber 
man ändert das Geſetz. Solange der erſte Weg gangbar ift, 
ſoll man den zweiten nicht gehen. Ob man den einen oder 
anderen Weg geht, iſt für weite Volkskreiſe von großer Be⸗ 
deutung. Es iſt eine Täuſchung, wenn man glaubt, daß die 
Bewegung gegen das Geſetz lediglich aus landwirtſchaftlichen 
Kreiſen komme; auch andere Kreiſe des Volkes werden von dem 
8 833 mehr wie erwünſcht betroffen. Dies beweiſt ſchon die 
Tatſache, daß die Beſprechung der Frage auf dem deutſchen 
Juriſtentage ein ſo allſeitiges Intereſſe ſand. Man wende 
auch nicht ein, wie dies bei der erſten Beratung des Antrags 
v. Treuenfels über die Anderung des 5 833 geſchehen iſt, 
daß der § 833 dem rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechtsgebiete ent» 
ſtamme und hier niemals zu Klagen Anlaß gegeben habe. Die 
Zeiten ſind eben andere geworden und an die Stelle einfacher 
Verhältniſſe ſind verwickelte getreten. Die Verwendung von 
Tieren aller Art hat zugenommen. Der Verkehr iſt gewachſen 
und zugleich haben ſich durch die Verwendung von Mafchinen, 
elektriſchen Straßenbahnen, Fahrrädern, Kraftfahrzeugen uſw. 
auch die Einwirkungen vermehrt, denen die Tiere heute im 
Verkehre unterworfen find. Während der faſt hundert Jahre, 
in welchen das franzöſiſche Recht in der Rheinprovinz in 
Geltung war, hat ſich ausweis der Urteilsſammlung im 
Rheiniſchen Archiv der damalige Appellationsgerichtshof zu 
Cöln niemals mit einem Rechtsfalle aus dem Gebiete der 
Tierhaftung zu beſchäftigen brauchen, während heute faſt jede 
Nummer der juriſtiſchen Fachzeitſchriften eine Entſcheidung über 
den 5 833 bringt. Soll nun für dieſe veränderten Verhältniſſe, 
die der Tierhalter nicht veranlaßt hat, ſondern vorfindet, der 
Tierhalter verantwortlich gemacht werden? 

Mit dem Juriſtentage bin ich der Anſicht, daß zunächſt verſucht 
werden muß, durch eine freiere Auslegung des 5833 den berechtigten 
Beſchwerden abzuhelfen. Man ſehe deshalb zunächſt von einer 
Anderung überhaupt ab und gebe den Gerichten und vor allem 
dem RG. Zeit zu zeigen, daß der § 833 bei einer verſtändigen 
Auslegung allen billigen Anforderungen entſpricht. 

Wollen die Gerichte den Weg einer freieren Auslegung 
einſchlagen, ſo haben ſie zunächſt den Begriff des Tierhalters 
einer Prüfung zu unterziehen. Schwierigkeiten können hier 
einem ernſten Willen gegenüber nicht beſtehen. Weder die 
Begründung des BGB., noch die Vorverhandlungen geben für 
die Begriffsbeſtimmung einen Anhalt. Es war deshalb lediglich 
der Sprachgebrauch, den das RG. bei der Beſtimmung des 
Begriffs heranzog. Das NG. ſelbſt hat aber in feiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 20. November 1905 auf das Bedenkliche dieſer 
Begründung aufmerkſam gemacht, denn es ſagt hier: „Ob es 
aber mit den Anforderungen der Rechtstechnik und mit den 
erkennbaren Abſichten des Geſetzes vereinbar iſt, einzig und 
allein den Sprachgebrauch darüber entſcheiden zu laſſen, wer 
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für den angeſtellten Schaden als Tierhalter einzuſtehen hat, 
erweiſt ſich in zahlreichen Fällen als zweifelhaft.“ Wie das 
RG. im Anſchluſſe an dieſe Entſcheidung und unter Fort⸗ 
bildung derſelben den Begriff des Tierhalters anderweit feſt⸗ 
ſetzen kann, hat der Verfaſſer in ſeinem früheren Aufſatze dar⸗ 
zulegen verſucht (vgl. JW. 06, 156 ff.). 

Sodann hat das RG. mehr wie bisher auch andere 
rechtliche Geſichtspunkte in die Frage hineinzuziehen. Hier und 
da hat auch das RG. ſchon anderen rechtlichen Erwägungen 
Raum gegeben. 

Es hat zunächſt geprüft, ob nicht ein eigenes Verſchulden 
des Verletzten vorliegt, welches nach S 254 BGB. den Schadens⸗ 
erſatz aufhebt oder doch mindert. Es genügt ja zu einer 
Anwendung des § 254, daß ein Verſchulden des Beſchädigten 
vorliegt; daß auch ein Verſchulden des Schadenserſatzpflichtigen 
gegeben iſt, wird nicht erfordert. Der § 254 kann deshalb 
auch zur Anwendung kommen, wenn jemand, wie z. B. nach 
8 833, der Tierhalter ohne das Erfordernis des Verſchuldens 
kraft Geſetzes zu haften hat (RG. 53 S. 75, 394). In dieſer 
Weiſe war das RG. kürzlich bemüht, der Härte des Geſetzes 
zu begegnen (RG., JW. 06 S. 466 Nr. 24). Ein Mitglied 
einer Ankörungskommiſſion war von einem vorgeführten Hengſte 
gegen das Auge getreten worden, als er mit dem Maßſtock in 
der Hand von vorne ſchräg an das Tier herantrat. Der 
Klage des Verletzten gegen den Eigentümer des Hengſtes war 
von den Vorinſtanzen entſprochen worden. Das RG. hob 
aber auf, weil der Vorderrichter den von dem Beklagten er⸗ 
botenen Beweis, daß der Verletzte durch ſein Verhalten dem 
Tiere gegenüber den Unfall ſelbſt verſchuldet habe, nicht 
berückſichtigt hatte. 

Das RG. hat ferner bei der Übernahme ſelbſtändiger 
Verrichtungen an einem Tiere eine ſtillſchweigende Übernahme 
der hiermit verbundenen Gefahren angenommen. So hat das 
RG. die Klage der Erben eines Bereiters, welcher beim 
Zureiten eines Pferdes tödlich verletzt worden war, gegen 
den Pferdeeigentümer abgewieſen, weil eine ſolche ſtill⸗ 
ſchweigende Übernahme der Gefahr erfolgt ſei. Beim Huf⸗ 
ſchmied, welcher durch das zu beſchlagende Pferd verletzt wird, 
hat das RG. zwar eine ſtillſchweigende Gefahrübernahme nicht 
angenommen, aber wenigſtens darauf Rückſicht genommen, daß 
zwiſchen Hufſchmied und Tierhalter ein Werkvertrag geſchloſſen 
wurde, der das Beſchlagen zum Gegenſtande hatte. Es 
hat aus dieſem Werkvertrage, wie ſchon hervorgehoben 
wurde, für den Tierhalter wenigſtens eine Erleichterung der 
Beweislaſt hergeleitet. In der neueſten Entſcheidung über die 
Anſprüche des Hufſchmiedes aus einer Verletzung durch das 
beſchlagene Pferd hat das RG. aber, wie erwähnt, dieſe Rück⸗ 
ſicht nicht walten laſſen. 

In vielen Fällen könnte das RG. auch mit der Annahme 
eines ſtillſchweigenden Verzichts auf den Schadenserſatzanſpruch 
dem Tierhalter entgegenkommen. Es würde dann jene Aufſehen 
erregende Entſcheidung vermieden worden ſein, die den Eigen⸗ 
tümer eines Fuhrwerks haftbar machte, der aus Gefälligkeit 
und unentgeltlich einen anderen auf ſeinem Wagen mitgenommen 
hatte. Die Annahme eines Verzichts in ſolchen Fällen ent⸗ 
ſpricht auch ſtets der Sachlage. Würde der Fuhrwerksbeſitzer 
vorher dem Mitgenommenen erklärt haben, daß er für nichts 
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aufkomme, wenn der Mitgenommene durch das Tier Schaden 
erle ide, ſo würde derſelbe dieſen Ausſchluß der Haftung als 
ganz ſelbſtverſtändlich anſehen und ganz zweifellos eine Ver⸗ 
zichtserklärung abgeben. Was aber auf dieſe Weiſe unter den 
Parteien als ſelbſtverſtändlich erſcheint, kann auch als ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart angeſehen werden. 

Würde die Rechtſprechung auf dieſem Wege vorgehen, 
ſo würde wohl niemand mehr ſich über die Härte des Geſetzes 
zu beklagen Anlaß haben. Wird dieſer Weg aber nicht be⸗ 
ſchritten, dann bleibt nur die Abänderung des Geſetzes übrig, 
ſo ungern man auch die erſte Breſche, die in den ſtolzen Bau 
des BGB. gelegt werden ſoll, ſehen würde. 

Will man aber eine Anderung vornehmen, ſo ſoll man 
auch gründlich vorgehen und möglichſt alle Beſchwerden berüd- 
ſichtigen, die gegen die heutige Faſſung des 8 833 erhoben 
worden ſind. Nun unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß 
die vom Reichstage beſchloſſene Anderung eine ſolche gründliche 
Anderung nicht iſt. Es bleibt nach wie vor die Ungewißheit 
darüber beſtehen, wer Tierhalter iſt. Dazu kommt, daß die 
Anderung eine neue und ſehr gefährliche Unterſcheidung in das 
Geſetz hineinträgt, nämlich die Unterſcheidung zwiſchen Luxus⸗ 
tieren und anderen Tieren. Auf die Schwierigkeit dieſer 
Unterſcheidung hat auch ſchon Lenel in der DIZ. (06, 626) 
hingewieſen. 

Der Deutſche Juriſtentag will dem Tierhalter in einer 
doppelten Weiſe entgegenkommen. Die Vorſchrift des 8 833 
ſoll als Regel beibehalten, die Haftung aber dann ausgeſchloſſen 
werden, wenn der Geſchädigte der Gefahr des eingetretenen 
Schadens infolge einer in feinem Intereſſe ſtattfindenden Ver⸗ 
wendung des Tieres ausgeſetzt war. Würde dieſer Vorſchlag 
Geſetz, ſo würde die Haftung des Tierhalters kraft Geſetzes in 
allen Fällen ausgeſchloſſen ſein, in welchen man bei einer 
freieren Auslegung des 8 833 den Schadenserſatzanſpruch des 
Geſchädigten durch Annahme eines ſtillſchweigenden Verzichts 
beſeitigen müßte. Gedacht iſt hier vorwiegend an den Fall, 
daß der Verletzte auf einem Fuhrwerke des Geſchädigten un⸗ 
entgeltlich mitgenommen worden war (vgl. S. 27 des Sonder⸗ 
abdrucks der Verhandlungen des Juriſtentages über die Haftung 
des Tierhalters). Ferner ſoll der Schadenserſatzanſpruch bei Tötung 
und Verletzung einer Perſon nach der Vorſchrift der SS 3 und 3a 
HaftpflG. beſchränkt werden. Auch dem Deutſchen Juriſtentage 
ſcheint daher die Haftung des Tierhalters ſowohl dem Grunde 
wie dem Umfange nach zu hart zu ſein. Der Vorſchlag be⸗ 
ſeitigt aber ebenſowenig wie der Reichstagsbeſchluß die 
Schwierigkeiten, die aus der bisherigen Begriffsbeſtimmung 
des Tierhalters entſtehen. 

Ich glaube, daß man dem Tierhalter noch weiter entgegen⸗ 
kommen kann. Man begründet bekanntlich die ſtrenge Haftung 
des Tierhalters damit, daß derjenige, welcher die Vorteile von 
der Tierhaltung hat, auch die damit verbundenen Gefahren 
tragen ſoll. Man vergißt dabei aber, daß die Tierhaltung 
auch der Allgemeinheit dient, da wichtige und notwendige 
menſchliche Berufe, 3. B. die Landwirtſchaft, auf die Tierhaltung 
angewieſen ſind. Die Härte liegt darin, daß man dem Tier⸗ 
halter als Gegenleiſtung für die ihm durch das Tier erwachſenen 
Vorteile die Tragung einer Gefahr aufbürdet, welche in keinem 
Verhältniſſe zu dem Nutzen ſteht, den das Tier gewährt. Die 
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Härte liegt auch, wie ſchon erwähnt, darin, daß die Verhältniſſe, 
unter denen der Tierhalter von dem Tiere Gebrauch machen 
muß, für ihn heute viel ungünſtiger ſind wie früher und daß 
man den Tierhalter für dieſe Verhältniſſe, die ohne ſein Zutun 
entſtanden ſind, nicht verantwortlich machen kann. Mein 
Vorſchlag geht dahin, die Haftung für zufälligen Schaden bei 
allen Tieren zu befeitigen. 

Man behandele den Tierhalter bei der Haftung für ſeine 
Tiere wie bei der Haftung für ſeine Angeſtellten. Es iſt auch 
wirklich nicht einzuſehen, weshalb derjenige, welcher in Aus⸗ 
übung ſeines Berufes oder Gewerbes ein Tier halten muß, 
ſtrenger behandelt werden ſoll wie derjenige, welcher ſich aus 
Luxus einen Kraftwagen hält. Sodann aber ſtelle man den 
Begriff des Tierhalters anders und etwa in der vom Verfaſſer 
vorgeſchlagenen Weiſe feſt. 

Der 8 833 würde dann folgende Faſſung erhalten: 

Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der 
Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder 
eine Sache beſchädigt, ſo iſt derjenige, welcher das Tier 
hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Tierhalter 
bei der Beaufſichtigung des Tiers die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

Tierhalter iſt derjenige, welcher in eigenem Intereſſe, 
wenn auch nur vorübergehend, die Verfügungsgewalt 
über ein Tier hat. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. März bis 
13. April 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 170 EGBGB. 8 776 BGB. und Gemeines 
Recht. Nichtaufgeben des Pfandrechts durch paſſives Ver⸗ 
halten. Die Diligenzpflicht des Gläubigers gegenüber dem 
Bürgen nach BGB. und Gemeinen Recht.] 

Der Beklagte Ch. M. hatte für ein Darlehn von 
22 000 Mark das die Klägerin — die L. Spar⸗ Rund Leihkaſſe 
ſeinem Bruder M. P. M. gegeben hatte und das auf deſſen 
Grundbeſitz in L. Bd. XII Art. 666 eingetragen war, durch eine 
nach Inhalt der Klage am 10. Mai 1897 ausgeſtellte Urkunde 
ſolidariſche ſelbſiſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen. Nach⸗ 
dem der Schuldner in Konkurs verfallen, iſt die Klägerin bei 
der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks mit 4 374,22 Mark 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 1904 ausgefallen. 
Aus der Konkursmaſſe hat ſie noch 544,04 Mark gezahlt er⸗ 
halten. Den Reſt von 3 830,18 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen 
von 4 374,22 Mark für die Zeit vom 1. Juli 1904 bis zum 
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8. Auguſt 1905 und von 3 830,18 Mark ſeit dem 8. Auguſt 
1905 hat ſie auf Grund der Bürgſchaft gegen den Beklagten 
eingeklagt. Der Beklagte hat eingewendet, zu dem Grund⸗ 
ſtück habe ein bedeutendes lebendes und totes Inventar gehört, 
das als Zubehör des Grundſtücks für die Hypothek der Klägerin 
gehaftet habe und deſſen Erlös zur Deckung des klägeriſchen 
Ausfalls hingereicht hätte. Obwohl dieſes Inventar nach § 865 
der ZPO. zur Immobiliarmaſſe gehört habe, habe die Klägerin 
es geſchehen laſſen, daß der Konkursverwalter am 1. April 1903 
das Inventar verkauft und den Erlös unter die Konkurs⸗ 
gläubiger verteilt habe. Die Klägerin ſei ſowohl vor als nach 
dem Verkauf des Inventars von der Abſicht des Konkurs⸗ 
verwalters unterrichtet und aufgefordert worden, ihr Recht 
geltend zu machen, ihre Geſchäftsführer und namentlich der mit 
der ganzen Geſchäftsführung betraute Rendant R. hätten jedoch 
nichts getan, ſich vielmehr mit dem freihändigen Verkauf ein⸗ 
verſtanden erklärt. Damit ſei die Klägerin des Rückgriffs ver⸗ 
luſtig gegangen. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. hat abändernd nach dem Antrag der Klägerin erkannt. 
Das RG. hob auf: Nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters 
war das Inventar, das der Konkursverwalter M. am 1. und 
15. April 1903 mit Zuſtimmung und im Auftrag des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes verkauft hat, Zubehör des Grundſtücks und zur 
Deckung des klägeriſchen Ausfalls genügend. Zu den Mit⸗ 
gliedern des Gläubigerausſchuſſes, die ihre Zuſtimmung erteilten, 
gehörten einerſeits der Beklagte Ch. M., andererſeits der 
Rendant der klagenden Sparkaſſe, R. Deſſen Zuſtimmung hält 
der Berufungsrichter für unerheblich, weil er nicht Geſchäfts⸗ 
führer der Klägerin geweſen ſei, eine anderweitige Zuſtimmung 
der Klägerin erachtet er nicht nur nicht für erwieſen, ſondern 
durch das Zeugnis des Konkursverwalters für widerlegt. Die 
unter Eid geſtellte Behauptung des Beklagten, daß er die 
Klägerin ſowohl vor als auch nach dem Verkauf des Inventars 
aufgefordert habe, ihre Rechte auf das Inventar bzw. den Erlös 
geltend zu machen, hält der Berufungsrichter für unweſentlich, 
weil daraus keine Aufgabe des Pfandrechts im Sinne des 
8 776 BGB. herzuleiten fein würde. Zur Aufgabe gehöre 
die Betätigung des Willens, das Recht aufzuheben; ein rein 
paſſives Verhalten könne höchſtens als Fahrläſſigkeit aufgefaßt 
werden, die zur Anwendung jener Geſetzesbeſtimmung nicht 
ausreichen. Die gegen dieſe Ausführungen gerichteten Reviſions⸗ 
angriffe mußten zum Teil für begründet erachtet werden. Un⸗ 
richtig iſt es zwar, wenn die Rebiſion dem Berufungsrichter eine 
mißverſtändliche Auffaſſung des 8 776 BGB. vorwirft, denn 
wenn auch die Behauptung des Beklagten richtig ſein ſollte, 
daß er — trotz ſeiner in der Eigenſchaft eines Gläubigeraus⸗ 
ſchußmitgliedes erteilten Zuſtimmung zum Verkauf — die 
Klägerin aufgefordert habe, ihre Anſprüche auf das Inventar 
und ſpäter die Anſprüche auf den Erlös geltend zu machen, ſo 
würde doch in dem bloßen paſſiven Verhalten der Klägerin nicht 
— wie die Reviſion behauptet — eine bewußte Aufgabe des 
Pfandrechts im Sinne des 8 776 BGB. zu finden fein. Die 
Motive zu §S 679 des Entwurfs eines BGB. (Bd. II S. 678, 
679) ergeben ganz klar, daß der Geſetzgeber die in einzelnen 
Partikularrechten dem Gläubiger zugunſten des Bürgen auf⸗ 
erlegte Diligenzpflicht und die Haftung für bloße culpa in 
exigendo abgelehnt und unter der Aufgabe von Rechten, die 
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nach 8 776 BOB. (8 679 des Entwurfs) den Rückgriff 
gegen den Bürgen ausſchließen ſoll, nur poſitive Handlungen 
(Willenserklärungen), die eine ſolche Aufgabe zur Folge haben, 
verſtanden hat. Bei rein paſſivem Verhalten des Gläubigers 
erachtet der Geſetzgeber (Motive II S. 679) die Befugnis des 
Bürgen, den Gläubiger zu befriedigen und damit nach 
8 774 BGB. in deſſen Rechte einzutreten, für ausreichend. 
Mit Recht rügt indeſſen die Reviſion, daß der Bernfungs⸗ 
richter die Beſtimmungen des BGB. zur Anwendung gebracht 
hat, ohne zu unterſuchen, ob die Vorausſetzungen für deſſen 
Anwendung gegeben ſind. Wenn die Bürgſchaftsurkunde, wie die 
Klage angibt, am 10. Mai 1897 ausgeſtellt ſein ſollte, ſo 
würde nach Art. 170 EGBGB. das zur Zeit der Ausſtellung 
im Bezirke des Berufungsgerichts noch geltende gemeine Recht 
zur Anwendung kommen, deſſen neuere Praxis dem Gläubiger 
die Diligenzpflicht auferlegt (Windſcheid⸗Kipps Pand., 8. Aufl., 
Bd. II S. 1035, 8 481 Anm. 8; RDG. Bd. 9 S. 189 
Nr. 55; RG. 18, 239 im SeuffA. 52 S. 282. 283). M. c. L. 
Spar⸗ und Leihkaſſe, U. v. 23. März 07, 546/06 V. — Kiel. 

2. Art. 200 Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. und 88 1924, 
1931 Abſ. 1, 2303 BGB. in Verb. mit dem Märkiſchen 
Provinzialrecht. Welcher Einfluß iſt bei der Pflichtteilsberech⸗ 
nung der Abkömmlinge dem Umſtande beizumeſſen, daß der 
überlebende Ehegatte die ihm nach dem Märkiſchen Provinzial⸗ 
recht am Vermögen des verſtorbenen Ehegatten zuſtehenden 
Rechte geltend machen darf?! 

Am 24. Juni 1900 ſtarb an ſeinem letzten Wohnſitz in 
B. der Fabrikbeſitzer L. G. Er hinterließ ein am 17. März 
1893 errichtetes Teſtament. Die beiden Kläger als alleinige 
Kinder ſeiner vor ihm verſtorbenen Tochter Elsbeth Klara M. 
geb. G. haben den ihrer Mutter in dem Teſtamente aus⸗ 
geſetzten Erbteil ausgeſchlagen und den Pflichtteil gewählt. 
Dieſen berechnen ſie auf zuſammen 55 033,05 Mark und haben 
unter Abrechnung gezahlter 34 097,20 Mark noch weitere 
20 935,85 Mark nebſt Zinſen beanſprucht. Ihre Klage richtet 
ſich gegen die anderen zu Erben beſtimmten Perſonen, die alle⸗ 
ſamt die Erbſchaft aus dem Teſtament angetreten haben, nämlich 
gegen die Witwe des Erblaſſers und die beiden anderen Kinder 
aus deſſen erſter Ehe ſowie gegen die ernannten beiden Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker. Das LG. hat die Beklagten dem Klage⸗ 
antrage entſprechend verurteilt. Das KG. hat durch ein am 
2. Februar 1906 verkündetes Teilurteil die Berufung der Be⸗ 
klagten in Höhe von 11 124,82 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen 
von der Klagezuſtellung ab zurückgewieſen. Das RG. hob auf und 
verwies zurück: Für die Ehe des Erblaſſers mit der hinterbliebenen 
Witwe, der Beklagten und Reviſionsklägerin zu 1, hat unſtreitig 
der geſetzliche Güterſtand des Märkiſchen Provinzialrechts be⸗ 
ſtanden. Nachdem nun andere unter den Parteien beſtehende 
Streitpunkte durch das jetzt mit der Reviſion angefochtene 
Urteil eine rechtlich bedenkenfrei und auch von den Reviſions⸗ 
klägern nicht bemängelte Erledigung gefunden haben, hängt die 
Entſcheidung in der Reviſionsinſtanz allein von der Frage ab, 
welcher Einfluß bei der Berechnung des Pflichtteils der Ab⸗ 
kömmlinge dem Umſtande beizumeſſen iſt, daß der überlebende 
Ehegatte die ihm nach den Vorſchriften des Märkiſchen Pro⸗ 
vinzialrechts an dem Vermögen des verſtorbenen Ehegatten zu⸗ 
ſtehenden Rechte geltend machen darf. Im gegebenen Falle 
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hat die hinterbliebene Witwe dieſe Rechte allerdings nicht 
geltend gemacht. Sie hat vielmehr die Erbſchaft aus dem 
Teſtament angenommen, ſodaß es zu einer Wahl zwiſchen der 
Rücknahme ihres eigenen Vermögens oder deſſen Einwerfung 
in die Nachlaßmaſſe und zur Entrichtung der in der Hälfte 
des beiderſeitigen Vermögens beſtehenden ſtatutariſchen Portion 
nicht gekommen iſt. Bei dieſer Sachlage ſind die Parteien in 
dem von ihnen geführten Vorprozeß übereinſtimmend davon 
ausgegangen, daß der Pflichtteil der Kläger lediglich nach den 
Vorſchriften des BGB. zu berechnen ſei. Ihr Streit betraf 
damals nur die Behandlung von Vorempfängen der Kinder 
ſowie die Berückſichtigung eines gegen die Erben erhobenen 
Schadenserſatzanſpruches bei der Pflichtteilsberechnung. Im 
übrigen beruhte damals ſowohl die von den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckern als auch die von den jetzigen Klägern aufgeſtellte Be⸗ 
rechnung auf der übereinſtimmenden Annahme, daß bei dem 
Zuſammentreffen der Witwe mit drei vorhandenen Kindes⸗ 
ſtämmen der auf jeden Kindesſtamm entfallende geſetzliche Erb⸗ 
teil ein Viertel des Nachlaſſes ausmache und daß deshalb die 
beiden, einen Kindesſtamm bildenden Kläger einen Pflichtteil zu 
beanſpruchen hätten, der abgeſehen von der Ausgleichungspflicht 
der Kindes ſtämme untereinander dem Wert von zuſammen 
einem Achtel vom Nachlaſſe gleichkomme. In den ſtreitigen 
Punkten fiel die Entſcheidung des Vorprozeſſes zugunſten der 
Kläger aus. Ihrer damaligen Pflichtteilsberechnung entſprechend 
wurden ihnen daher, nachdem fie 5386,85 Mark als den von 
den Beklagten anerkannten Pflichtteilsbetrag gezahlt erhalten 
hatten, weitere 28 710,35 Mark zuerkannt. Das KG. nahm 
jedoch, als es in dem Vorprozeſſe die Berufung der Beklagten 
zurückwies, Veranlaſſung, durch das Urteil vom 19. Mai 1903 
darauf hinzuweiſen, daß ſeiner Rechtsauffaſſung nach die Kläger 
ſogar mehr zu fordern hätten, als ſie beanſpruchten. Denn 
mit Rückſicht darauf — ſo wurde ausgeführt —, daß der 
hinterbliebenen Witwe die Rechtsſtellung einer Märkiſchen Ehe⸗ 
frau gebühre, daß ſie aber nach dem Teſtamente geerbt habe 
und darum nicht entſchieden werden könne, ob ihr tatſächlich ein 
geſetzlicher Erbteil zugekommen ſein würde, müſſe ſie bei der 
Berechnung des Pflichtteils der Abkömmlinge überhaupt außer 
Betracht gelaſſen werden. Der geſetzliche Erbteil eines jeden 
der drei Kindesſtämme ſei mithin einem Drittel vom Nachlaſſe 
gleichzuſetzen und den Klägern kommen daher zuſammen ein 
dem Werte von einem Sechſtel des Nachlaſſes entſprechender 
Betrag als Pflichtteil zu. Nach dieſen Grundſätzen berechnete 
das KG. in dem Urteile vom 19. Mai 1903 den Pflichtteils⸗ 
anſpruch der Kläger auf 55 033,05 Mark, und dies iſt die Be⸗ 
rechnung, die ſich die Kläger mit der Begründung des KG. im 
gegenwärtigen Prozeſſe angeeignet haben. Der III. ZS. des 
KG. hat nun zwar in einem ſpäteren Urteile vom 7. Februar 
1905 (OLG. 11, 258) den mit dem Urteile vom 19. Mai 1903 
eingenommenen Rechtsſtandpunkt aufgegeben und bei der Ent⸗ 
ſcheidung über den Pflichtteil eines Abkömmlings den Nachlaß 
vor der Teilung in die der Zahl der Kindesſtämme ent⸗ 
ſprechenden Bruchteile zunächſt um den neurechtlichen geſetzlichen 
Ehegattenerbteil von einem Viertel gekürzt, obwohl auch in 
dieſem Rechtsfalle für die Ehe der geſetzliche Güterſtand nach 
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gefochtene Urteil zu dem in feinem Urteile vom 19. Mai 1903 
aufgeſtellten Grundſätzen der Pflichtteilsberechnung zurückgekehrt. 
Er hat ſich dabei ſowohl auf das Urteil des OTr. vom 
25. November 1872 (D Tr. 68, 178 ffl. und StriethorſtArch. 
87, 99 ffl.) geſtützt, als auch einem Beſchluſſe vom 29. April 
1901 (OLG. 5, 180) angeſchloſſen, den der I. ZS. des KG. 
in dem Streit um eine Gerichtskoſtenberechnung gemäß § 89 
des PrGKG. vom 25. Juni 1895 (Geſetzſamml. S. 203) er⸗ 
laſſen hat. Das Urteil des OTr. enthält den Nachweis, daß 
im Geltungsbereich des Märkiſchen Provinzialrechts der Grund⸗ 
ſatz, die ſtatutariſche Erbportion des überlebenden Ehegatten 
bei der Berechnung des Pflichtteils der Abkömmlinge — und 
ebenſo wenn es ſich um plflichtteils berechtigte Aſzendenten 
handelt — außer Anſatz zu laſſen, nach vielfachen, bis in die 
Zeit vor dem Erlaß des Erbſchaftsedikts vom 30. April 1765 
zurückreichenden Erörterungen (vgl. OTr. a. a. O. S. 183) ſich 
ſowohl in der Rechtſprechung der Gerichte als auch in der 
Rechtslehre allgemeine Geltung verſchafft hatte. Das Haupt⸗ 
gewicht legte das Obertribunal dabei auf die Ablehnung der 
ſpäterhin nur noch vereinzelt vertretenen Meinung (S. 190 a. a. O.), 
daß, weil die ſtatutariſche Portion des überlebenden Ehegatten, 
ſobald er ſein eigenes Vermögen in die Nachlaßmaſſe einwirft, 
die Hälfte des Geſamtgutes ausmacht, deshalb auch der 
Pflichtteil von dem Vermögen beider Eheleute berechnet 
werden dürfe. Denn der überlebende Ehegatte überkomme die 
Verpflichtung zur Einwerfung ſeines Vermögens keineswegs 
ipso jure ſchon durch den Anfall, ja ſelbſt noch nicht durch 
die Antretung der Erbſchaft cum beneficio, ſondern erſt durch 
die ausdrückliche Erklärung, unter Einwerfung ſeines Vermögens 
nach dem Statute teilen zu wollen. Von einem Akte der 
Willkür reſpektive einem ſpäteren Ereignis, wodurch die 
Nachlaßmaſſe entweder vermehrt oder vermindert werde, Türme 
ein entſcheidender Einfluß auf die Berechnung und auf die 
Höhe des Pflichtteils nicht ausgehen (S. 191). Jener Grundſatz 
kam aber zugleich auf eine Verwerfung der Anſicht hinaus, 
daß, wenn hiernach der Pflichtteil allein von dem Nachlaſſe 
des Verſtorbenen berechnet werden müſſe, irgend ein Anteil 
dieſer Vermögensmaſſe als auf den überlebenden Ehegatten 
entfallend abgerechnet werden dürfe, weil „die ſtatutariſche 
Portion ... kein aliquoter Teil des Nachlaſſes“ ſei und 
wiederum: weil der überlebende Ehegatte auf die ſtatutariſche 
Portion „nur unter einer von ſeiner Willkür abhängenden Be⸗ 
dingung Anſpruch machen“ könne (S. 195 daſelbſt). Hieran 
anknüpfend geht der I. ZS. des KG. in feinen Beſchluſſe vom 
29. April 1901 auf die zur Entſcheidung ſtehende Frage mit 
folgenden beiden Sätzen ein, die ſich der Berufungsrichter 
nahezu wörtlich angeeignet hat: „Im Märkiſchen Provinzial⸗ 
recht haben die Rechte des überlebenden Ehegatten am Nach⸗ 
laſſe des Verſtorbenen auf die Berechnung des Pflichtteils der 
Kinder keinen Einfluß (O Tr. 68, 178). Der gleiche Grundſatz 
muß für Ehen aus dem Märkiſchen Provinzialrecht aber auch 
nach dem BGB. gelten, wenn, wie hier, der Überlebende 
Teſtamentserbe des Verſtorbenen geworden iſt, daher die Mög⸗ 
lichkeit des Einwerfens des Vermögens des Überlebenden und 
der Wahl der ſtatutariſchen Portion nicht in Frage kommt und 
es ungewiß bleibt, ob der Überlebende für den Fall der geſetz⸗ 
lichen Erfolge Miterbe geweſen wäre.“ Beide kammergericht⸗ 
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lichen Senate erblicken daher in der grundſätzlichen Nichtberück⸗ 
ſichtigung des ſtatutariſchen Ehegattenrechts gegenüber dem 
Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten eine den Pflichtteil der 
Abkömmlinge beeinfluſſende erbrechtliche Wirkung des ehe⸗ 
lichen Güterſtandes und wenden, indem ſie jenen Grundſatz 
auch für ſolche Erbfälle, die nach dem 31. Dezember 1899 ein⸗ 
treten, als fortbeſtehend gelten laſſen, damit den Art. 200 
Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. an. Mit Recht bezeichnet nun die 
Reviſion die Anwendung dieſer Geſetzesſtelle und die Nicht⸗ 
anwendung der 88 2303 Abſ. 1 Satz 2, 1924 Abſ. 4 und 
1931 Abſ. 1 BGB. als rechtlich verfehlt. Wenn Art. 200 
Abſ. 1 Satz 2 CG. die erbrechtlichen Wirkungen des bisherigen 
ehelichen Güterſtandes für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
neuen bürgerlichen Rechts fortbeſtehen läßt, andererſeits aber 
aus Art. 55, 213 daſelbſt ſich ergibt, daß — ſofern der Erb⸗ 
laſſer nach dem Inkrafttreten des BGB. geſtorben iſt — die 
erbrechtlichen Verhältniſſe im allgemeinen ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des neuen Rechts beſtimmen, ſo wird der Recht⸗ 
ſprechung dadurch die Aufgabe geſtellt, denſelben Erbfall unter 
Umſtänden nach den Normen zweier verſchiedener Rechtsſyſteme 
zu regeln. Dabei iſt indes davon auszugehen, daß der Erbfall 
grundſätzlich von den Vorſchriften des BGB. beherrſcht wird 
und daß mithin Art. 200 Abſ. 1 Satz 2 nur eine Ausnahme 
von dieſer Regel bildet. Aus dem Verhältnis der Regel zur 
Ausnahme ergibt ſich für die Löſung der Aufgabe zweierlei. 
Einmal die Notwendigkeit, die als Ausnahme fortbeſtehende 
Geltung des alten Rechts in möglichſt engen Grenzen zu halten; 
dies umſomehr, als bei den Vorarbeiten für die Übergangs- 
vorſchriften des EG. gerade auch da, wo es ſich 
um das eheliche Güterrecht und Gütererbrecht handelte, das 
Beſtreben vorgewaltet hat, anf eine möglichſt ſchnelle und ein⸗ 
heitliche Durchführung des BGB. hinzuwirken, vgl. Mot. zu 
Art. 119 I. Entw. S. 285, Prot. II. Leſung 6, 537. Gleich⸗ 
zeitig läßt ſich aber aus der grundſätzlichen Uberordnung des 
neuen bürgerlichen Rechts und der grundſätzlichen Einſchränkung 
des nur im engeren Umfange fortgeltenden Sonderrechts die 
weitere Folgerung herleiten, daß die Normen, nach denen ſich 
die Angliederung aller anderen erbrechtlichen Verhältniſſe an 
das ſich aus dem Güterftande ergebende Ehegattenerbrecht voll⸗ 
zieht, dem neuen bürgerlichen Recht und nicht dem früheren 
Landesrecht zu entnehmen find. Bei der Abgrenzung des An⸗ 
wendungsbereichs, in dem die landesrechtlichen Vorſchriften 
innerhalb des neurechtlichen Erbfalls zur Geltung kommen, iſt 
es ferner von Bedeutung, daß der nächſte und eigentliche Zweck 
der im Art. 200 Abſ. 1 Satz 2 enthaltenen Geſetzesvorſchrift 
nur der geweſen ſein kann, die ſich aus den bisherigen Geſetzen 
ergebenden Rechte des überlebenden Ehegatten in Schutz zu 
nehmen, während dafür, daß zugleich eine Wahrung der den 
früheren Geſetzesvorſchriften entſprechenden Rechtsſtellung anderer 
Erbbeteiligten beabſichtigt geweſen ſei, kein auffindbarer Grund 
vorhanden iſt. Dem entſpricht durchaus, daß das Pr AG. zum 
BGB. wie in der Begründung der Regierungsvorlage (Nr. 34 
der Druckſachen des Abgeordnetenhauſes von 1899 S. 84) 
gerade mit bezug auf das Märkiſche Provinzialrecht bemerkt 
wird, darauf ausgeht, das bisherige ſtatutariſche Erbrecht 
„nur im Intereſſe des überlebenden Ehegatten“ aufrecht⸗ 
zuerhalten. Die Frage, ob dieſes Vornehmen der Landesgeſetz— 
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gebung in den das märkiſchrechtliche Ehegüterrecht betreffenden 
Beſtimmungen des Art. 46 AG. vom 20. September 1899 
einen entſprechenden Ausdruck gefunden hat, ob alſo die erb⸗ 
rechtlichen Nachwirkungen des Güterſtandes nicht nur eine reichs⸗ 
geſetzliche, ſondern auf Grund des in den Art. 3 und 218 EG. 
enthaltenen Vorbehalts zugleich eine landesgeſetzliche Ein⸗ 
ſchränkung erfahren haben, kann hier dahingeſtellt bleiben, 
zumal der Art. 46 AG. nicht reviſibles Recht enthält (vgl. 
das Urteil des Senats in Sachen Lang wider Heick und Gen. 
IV. 297/03 vom 8. Februar 1904). Jedenfalls läßt ſich auch 
allein im Hinblick auf Weſen und Bedeutung der reichsgeſetz⸗ 
lichen Ubergangsvorſchrift, das Verhältnis der beiden Rechts⸗ 
ſyſteme zueinander in folgender Weiſe näher beſtimmen. Die 
dem überlebenden Ehegatten nach Märkiſchem Provinzialrecht 
zuſtehenden ſtatutariſchen Rechte bleiben als unmittelbare 
Wirkungen des ehelichen Güterſtandes im vollen Umfange bei 
Beſtand. Die Rechte aller anderen Erbbeteiligten regeln ſich 
grundſätzlich nach den Vorſchriften des BGB. Während dieſe 
Rechte aber ihre poſitive Geſtaltung ausſchließlich durch das 
BGB. erhalten, müſſen ſie doch, um der Entfaltung des Ehe⸗ 
gattenerbrechts freien Raum zu gewähren, vor dieſem inſoweit 
zurücktreten, als ſie ſeiner Durchführung hindernd entgegen⸗ 
ſtehen würden. Ihnen gegenüber kann daher der eheliche 
Güterſtand nur mittelbare Wirkungen äußern, welche aus⸗ 
ſchließlich in der Richtung der Einſchränkung liegen. Nun 
ſteht aber eine Einſchränkung des Pflichtteils der Abkömm⸗ 
linge durch das ſtatutariſche Ehegattenerbrecht des Märkiſchen 
Provinzialrechts im gegenwärtigen Rechtsfalle überhaupt nicht 
in Frage. Denn die Stellungnahme der Beklagten gegenüber 
dem Pflichtteilsanſpruche der Kläger iſt bisher nur die geweſen, 
daß fie den Pflichtteil in einem über die Berechnungsweiſe des 
BGB. hinausgehenden Betrage den Klägern ſtreitig machen. 
Es kommt deshalb hier nicht darauf an, ob ebenſo wie der 
geſetzliche Erbteil der Abkömmlinge durch das ſtatutariſche 
Ehegattenerbrecht in ſeinem Betrage verringert werden kann, — 
zumal wenn die märkiſchrechtliche Kollationspflicht der Kinder 
gegenüber dem Ehegatten im Einzelfalle eine Bedeutung er⸗ 
langt (vgl. § 8 des Erbſchaftsedikts vom 30. April 1765 und 
die Begründung zum Entwurfe des PrAG., Druckſachen des 
Abgeordnetenhauſes von 1899 Nr. 34 S. 84) — in gleicher 
Weiſe der neurechtliche Pflichtteil der Abkömmlinge zugunſten 
des ſtatutariſchen Ehegattenerbrechts einer Verkürzung aus⸗ 
geſetzt fein könnte. Der Berufungsrichter hat aber, indem er 
den Klägern beitritt, dem Güterſtande, der für die Ehe des 
Erblaſſers beſtanden hatte, gerade eine entgegengeſetzte Wirkung 
beigemeſſen: er ſoll zur Folge haben, daß den Klägern ein 
größerer Pflichtteil gebührt, wie er ihnen nach dem Rechte 
des BGB. zuſtehen würde. Denn während den Klägern auch 
ſchon nach den Vorſchriften des BGB. ein größerer Pflichtteil 
gebührt, wie nach den in der Rechtſprechung feſtſtehenden alt⸗ 
rechtlichen Grundſätzen, gelangt der Berufungsrichter dadurch, 
daß er von dem nach altrechtlicher Rechtsauffaſſung ermittelten 
Erbteil die neurechtliche Pflichtteilsquote berechnet, zu einem 
noch viel weitergehenden Ergebnis. Trafen vor dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Rechts drei Kindesſtämme mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten zuſammen, ſo betrug — inſolge davon, daß 
die einſchlägigen landrechtlichen Geſetzesvorſchriften im Geltungs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NM 9. 1907. 


bereich des Märkiſchen Provinzialrechts gemäß Art. VII des 
Publikationspatents vom 5. Februar 1794 vorläufig nicht in 
Kraft getreten waren — die jedem der drei Kindesſtämme ge⸗ 
bührende Pflichtteilsquote nicht /, ſondern /, der Pflichtteil 
alſo nur /. Nach BGB. beträgt er, da nunmehr der Ehe⸗ 
gatte ebenſo wie die drei Kindesſtämme einen geſetzlichen Erbteil 
von /¼ erhalten würde, /. Der Berufungsrichter hat dagegen 
der altrechtlichen Rechtsanſchauung folgend bei der Berechnung 
der Kindeserbteile den Ehegatten nicht mitgezählt und iſt dadurch 
zu einem Pflichtteil von / gekommen. Er hat deshalb den 
vorhin entwickelten Grundſatz des reichsgeſetzlichen Ubergangs⸗ 
rechts verletzt, wonach unter der mittelbaren Einwirkung des 
provinzialrechtlichen Güterſtandes die Rechte der mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten zuſammentreffenden anderen Erbbeteiligten nur 
eine Einſchränkung, niemals im Vergleich zu dem, was ſich aus 
den erbrechtlichen Normen des BGB. ergibt, eine Erweiterung er⸗ 
fahren können. Was der Berufungsrichter zur Begründung 
ſeiner Meinung teils dem Urteile des OTr. vom 25. November 
1872, teils dem kammergerichtlichen Beſchluſſe vom 29. April 
1901 entnommen hat, kann nicht durchgreifen. (Wird näher 
dargelegt.) Da die Reviſionsrüge, daß Art. 200 Abſ. 1 Satz 2 
des EGBGB. durch unrichtige und 88 2303 Abſ. 1, 1924, 
1931 Abſ. 1 BGB. durch Nichtanwendung verletzt ſind, ſich 
als begründet erweiſt, ſo unterliegt das angefochtene Teilurteil 
des KG. der Aufhebung. Es war jedoch nicht in der Sache 
ſelbſt, ſondern auf Zurückverweiſung in die Inſtanz zu erkennen, 
weil die abſchließende Entſcheidung des Berufungsgerichts noch 
ausſteht und darum noch nicht überſehen werden kann, ob in 
gewiſſem Umfange die landgerichtliche Entſcheidung durch 
Zurückweiſung der Berufung zu beftätigen fein wird. G. e. M., 
U. v. 28. Febr. 07, 158/06 IV. — Berlin. 

3. 88 1, 29, 80, 89, 331, 1903, 2102, 2106, 2162, 
2178 BGB., verb. mit 88 79 ff. EBD. 6, 45 RGKG. 
Hypothekeneintrag für den durch einen beſtellten Pfleger noch 
nicht Erzeugten.] 

Der Verſtorbene H. hatte in ſeinem Teſtamente ſeinen 
außerehelichen Sohn K. zu / zum Erben eingeſetzt und zwar 
in der Weiſe, daß ihm die Hälfte des Nachlaſſes bei 
vollendetem 25. Lebensjahre ausgekehrt, die andere Hälfte für 
die Enkelkinder belegt bleibe und dieſen nach vollendetem 
25. Lebensjahre ausgehändigt werden ſollte, doch ſollte der Sohn 
auch an dieſer Hälfte den lebenslänglichen Zinsgenuß haben. Der 
Pfleger der künftigen Abkömmlinge des K. erwarb eine 
Darlehenshypothek von 15 000 Mark. Durch Beſchluß des 
Amtsgerichts, der von den Obergerichten beftätigt wurde, iſt 
aber die ÜUberſchreibung der 15 000 Mark auf die künftigen 
etwaigen Abkömmlinge des K. wegen Fehlens eines rechts⸗ 
fähigen Gläubigers abgelehnt worden. Die weitere Beſchwerde 
des Pflegers wurde vom Os G. dem RG. deshalb 
vorgelegt, weil es mit der Begründung der reichsgerichtlichen 
Entſcheidung Bd. 61 S. 353 nicht einverſtanden war. Das 
RG. hob auf: Das OLG. bezweifelt zunächſt mit Unrecht, daß 
das genannte Urteil für die jetzige Geſetzgebung von Be⸗ 
deutung ſei. Der jetzt beſchließende Senat wollte damals aus⸗ 
ſprechen und hat ausdrücklich ausgeſprochen, daß nach BGB. 
die Eintragung einer Hypothek für die künftige, noch nicht er⸗ 
zeugte Nachkommenſchaft eines beſtimmten Menſchen zuläſſig ſei. 
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Würde der Vorderrichter, wie er offenbar beabſichtigt, gegen⸗ 
teilig entſcheiden, ſo würde er damit allerdings von der reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung abweichen, der Fall des § 79 Abſ. 2 
GBG. iſt ſomit gegeben, ohne daß es darauf anzukommen hat, 
daß das RG. damals nicht in einer Grundbuchbeſchwerdeſache, 
ſondern in einem ordentlichen Rechtsſtreite entſchieden hat. Das 
Geſetz macht in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied. In der 
Sache ſelbſt findet der beſchließende Senat keinen Anlaß, von 
ſeiner früheren Meinung abzugehen, die er nunmehr unter Be⸗ 
rückſichtigung der Einwendungen des OLG. wie folgt näher be⸗ 
gründet. Es iſt von jeher ſelbſtverſtändlich geweſen und in 81 
des BGB. ausdrücklich ausgeſprochen, daß an fi und in 
Wirklichkeit nur der zur Welt geborene Menſch rechtsfähig iſt. 
Nur für ihn und ſeine Mitmenſchen iſt die ganze Rechtsordnung 
geſchaffen, dieſe hat zunächſt keinen Grund, lebloſen und nicht 
menſchlichen Weſen die gleichberechtigte Teilnahme an ihren Ein⸗ 
richtungen zu geſtatten. Ebenſo gewiß iſt aber, daß die Geſetz⸗ 
gebungen von jeher, gerade um die Rechtsordnung für die 
Menſchen, als eigentliche und alleinige Rechtsträger, beſſer und 
zweckmäßiger auszugeſtalten, bloßen Gedankengebilden beim 
Rechnen mit Rechtsbegriffen gleiche oder ähnliche, wenn auch 
nur in der Vorſtellung beſtehende (fingierte) Rechtsfähigkeit zu⸗ 
geſtehen mußten, wie den Menſchen ſelbſt. Es ſei hier nur 
auf die öffentlich⸗ rechtlichen und bürgerlich⸗ rechtlichen Gemein⸗ 
ſchaften, die Stiftungen, die Lehens⸗ und Fideikommißanwärter, 
die ruhende Erbſchaft der früheren Rechte hingewieſen. Was 
insbeſondere die rechtliche Behandlung der noch nicht erzeugten 
(nondum concepti) Nachkommen anlangt, ſo war deren Rechts⸗ 
namentlich Erbfähigkeit im gemeinen Rechte zwar ſowie nach 
franzöſiſchem Rechte und ſächſiſchem BGB. verneint 
oder doch beſtritten, aber z. B. im preußiſchen und 
bayeriſchen Rechte überwiegend anerkannt. (Vgl. Mot. zum 
BB. 5, 12; Staudinger BGB. 1 $ 1 Note III, RG. 61, 
355; Windſcheid⸗Kipp Pand. III 8 535 Anm. 6). Das 
GB. konnte ſich der Entſcheidung über dieſe Fragen ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht entziehen, es mußte gleich den älteren Rechten 
eine (fingierte) Rechtsfähigkeit der ſogenannten juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen ausdrücklich anerkennen (8 89), ebenſo die der ein⸗ 
getragenen Vereine (S 21) und der Stiftungen ($ 80), konnte 
auch dem nicht entgegentreten, daß Handels⸗ und geordnete 
wirtſchaftliche Geſellſchaften, wenn auch nicht geradezu als 
durchaus rechtsfähig, als juriſtiſche Perſönlichkeiten, erklärt, doch 
als ſolche in allen nicht familienrechtlichen und dergleichen 
Rechtsbeziehungen auch fernerhin behandelt werden. Ebenſo wie 
in dieſem letzterwähnten Falle iſt es auch in anderen Fällen 
denkbar, daß das BGB., ohne es ganz ausdrücklich zu er⸗ 
Hären, bloß in der Vorſtellung, noch nicht in Wirklichkeit be⸗ 
ſtehenden Weſen eine gewiſſe Rechtsfähigkeit zugeſtanden hat 
und daß dies zugunſten der noch nicht Erzeugten geſchehen iſt, 
kann nicht bezweifelt werden. Nach S 331 BGB. können 
Vereinbarungen unter Lebenden auch zugunſten eines noch nicht 


Erzeugten zweifellos geſchloſſen werden. Denn, wenn der Abf. 2 


dieſer Geſetzesſtelle davon ſpricht, daß der Verſprechensempfänger 
vor der Geburt des Dritten ſtirbt, ſo iſt dies allgemein und 
nicht etwa ſo zu verſtehen, daß der Dritte ſtets zur Zeit der 
Vereinbarung wenigſtens ſchon erzeugt, im Mutterleibe 
empfangen geweſen ſein muß. Der S 2101 daſelbſt geſtattet 
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die Einſetzung einer noch nicht erzeugten Perſon als Nacherben 
und die 88 2162, 2178 BGB. ſetzen als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß ein noch nicht Erzeugter — immer zu unterſcheiden 
von der Leibesfrucht, dem nasciturus — mit Vermächtniſſen 
bedacht werden kann. In § 1913 allda endlich heißt es wört⸗ 
lich: „Insbeſondere kann einem Nacherben, der noch nicht er⸗ 
zeugt iſt .. . für die Zeit bis zum Eintritt der Nacherbfolge 
ein Pfleger beſtellt werden.“ Daß nicht etwa der Pfleger der 
Nichterzeugten ſelbſt Träger ihrer Rechte ſein ſoll und kann, 
ergibt ſich aus allgemeinen Grundſätzen der Stellvertretung und 
daraus, daß er nach dem angezogenen 8 1913 dem (alſo für 
den) noch nicht Erzeugten aufzuſtellen iſt, ſomit etwas Ver⸗ 
ſchiedenes von dieſem ſein muß. Auch verbietet die Möglichkeit 
fortgeſetzten Wechſels der Pfleger die bekämpfte Annahme. 
Vgl. aber Endemann Lehrb. 1 S. 119, 719. Es bleibt 
ſonach nur die auch nächſtliegende und folgerichtigſte 
Rechtsanſchauung übrig, daß noch unerzeugten 
Nachkommen fingierte Rechtsperſönlichkeit zwar 
nicht an ſich, wohl aber dann vom BGB. verliehen 
iſt, wenn ſie als Dritte in einem Vertrag oder als 
Nacherben oder Vermächtnisnehmer in einer letzt⸗ 
willigen Verfügung gültig bedacht worden ſind. 


Iſt aber auf dieſe Weiſe einmal ihre Rechtsfähigkeit wirklich 


eingetreten, ſo iſt die notwendige Folge hiervon, daß ſie, ſoweit 
ſich nicht von ſelbſt aus der Eigentümlichkeit ihrer Stellung 
notwendige Ausnahmen ergeben, im Rechtsverkehr, namentlich 
im Forderungs⸗ und Sachenrecht, den übrigen Rechtsſubjekten 
gleichgeſtellt werden müſſen, insbeſondere Forderungen und 
dingliche Rechte wenigſtens ſicherungshalber erwerben, verlieren, 
darüber verfügen und als parteifähig darüber Rechtsſtreitigkeiten 
führen können. Wie ſchon in der mehrerwähnten Entſcheidung 
des beſchließenden Senats vom 14. Oktober 1905 ausgeführt, 
ſprechen ſich gerade für Hypothekbeſtellung zugunſten nicht er⸗ 
zeugter Nachkommenſchaft die Mot. zum BGB. 3, 641 deutlich 
genug in dieſem Sinne aus. Wenn hiernach die Frage, ob 
für die Nichterzeugten eine Forderung begründet werden 
kann, allerdings der Rechtswiſſenſchaft und der Rechtſprechung 
überlaſſen zu ſein ſcheint, ſo muß doch dieſe Frage bejaht 
werden. Der Vorderrichter verneint zwar auch ein wirtſchaft⸗ 
liches Bedürfnis für Hypothekenerwerb Unerzeugter, aber auf 
ein ſolches Bedürfnis kommt zunächſt deshalb nichts an, weil 
nach obigem den nach 88 331, 2102, 2162, 2178 be⸗ 
dachten Unerzeugten fingierte Rechtsperſönlichkeit zugeſtanden 
werden muß und ſie dann folgerichtig und ohne Rückſicht auf 
wirtſchaftliche Zweckmäßigkeit zum Erwerb von Rechtsgütern 
befähigt ſein müſſen. Sodann aber muß, wie gerade auch der 
vorliegende Fall zeigt, nach allgemeinen Erfahrungen allerdings 
ein Beſtreben und Bedürfnis vieler Erblaſſer, namentlich der 
Eltern, anerkannt werden, insbeſondere bei zweifelhafter 
Lebensführung ihrer nächſten Erben und lebenden Abkömmlinge, 
aber auch ohne ſolchen Grund, der ſpäteren, noch unerzeugten 
Nachkommenſchaft Vermögen zu wahren. Der Weg des 
Familienfideikommiſſes oder der Stiftung iſt hierbei häufig ver⸗ 
ſchloſſen oder doch angeſichts der nur geringen zeitlichen Aus: 
dehnung der beabſichtigten Vermögenserhaltung nicht ſach⸗ 
entſprechend. Keineswegs iſt in Abrede zu ſtellen, daß eine 


Rechtseinrichtung, wie ſie hier anerkannt wird, verſchiedene 
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Schwierigkeiten namentlich dann im Gefolge haben kann, wenn 
im Laufe der Zeit die Entſtehung der bedachten Nachkommen⸗ 
ſchaft unmöglich oder wenn ungewiß wird, ob ſolche geboren 
wurde oder nicht. Dies kann aber nicht zur Verwerfung dieſer 
Rechtseinrichtung ſelbſt führen. Überdies muß das OLG. 
gemäß § 1113 Abſ. 2 BGB. ſelbſt anerkennen, daß eine 
Hypothek auch für eine künftige Forderung beſtellt werden kann 
und der Grund, aus dem es dieſe Beſtimmung nicht anwendet, 
nämlich das Fehlen eines rechtsfähigen Gläubigers, trifft nach 
dem oben Ausgeführten eben nicht zu. Was die Stellung der 
Rechtswiſſenſchaft und der Rechtſprechung zu den beſprochenen 
Fragen anlangt, ſo haben ſich dieſe, ſoweit erſichtlich, damit 
eingehender bisher noch nicht beſchäftigt, doch wird mehrfach die 
Eintragbarkeit von Hypotheken für noch unerzeugte Nachkommen 
angenommen. (Vgl. Turnau⸗Förſter Liegenſchaftsrecht 1, 738; 
Kretſchmar, das Sachenrecht S, 447; Predari GBO. S. 639; 
Biermann Sachenrecht S. 303; Sächſ. AusfVO. zur EBD. 
§ 67; Fuchs Grundbuchrecht 1, 394; Gierke Deutſches Privat⸗ 
recht 2, 278; OLG. 9, 354; 10, 72; Staudinger BGB. 
181 Note III S. 31.) Daß das, was für Hypotheken⸗ 
beſtellung gilt, auch für zeſſionsweiſen Hypothekenerwerb gelten 
muß, verſteht ſich von ſelbſt. Nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen muß der beſchließende Senat bei ſeiner früheren 
Rechtsanſicht beharren und da damit die Beſchlußfaſſungen der 
Vorderrichter nicht in Einklang ſtehen, in weiterer Anwendung 
der 85 79, 80, 81 GB., 6, 46 RGKG., wie geſchehen, 
entſcheiden. Der beſchließende Senat hatte ſich lediglich mit 
der Frage der Eintragungsfähigkeit der in Rede ſtehenden 
Hypothekübertragung zu befaſſen, den Beteiligten und dem 
Grundbuchamte muß es überlaſſen bleiben, in welcher Weiſe ſie 
etwa im Hinblick auf die oben angezogenen Geſetzesſtellen 
(S8 2162, 2178, 2106) die Erben⸗ und Zinsgenußrechte 
des K. berückſichtigen und ſicherſtellen wollen. Grundbuchſache 
H. betr., Beſchl. v. 9. März 07, B? 27/07 V. — Hamburg. 

4. 85 93, 94 Abſ. 1 BGB. Kraftmaſchinenanlage als 
weſentlicher Beſtandteil eines Fabrikgebäudes.] 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß bei Grund⸗ 
ſtücken und Gebäuden, welche zu einem beſtimmten durch 
Maſchinen zu bewirkenden Betriebe eingerichtet ſind, eine weſent⸗ 
liche Veränderung des Grundſtücks bzw. Gebäudes dann vor⸗ 
liegt, wenn das Grundſtück oder Gebäude nach Loslöſung der 
mit ihm verbundenen Maſchinen nicht mehr ſeiner Beſtimmung 
gemäß benutzt werden kann. Den von der Klägerin gewollten 
Unterſchied zwiſchen den für den beſtimmten Fabrikationszweig 
beſtimmten und den nur als Kraft⸗ oder Antriebsmaſchinen 
verwendeten Maſchinen erachtet er nicht für erheblich und 
ebenſowenig auch die Möglichkeit eines Erſatzes der betreffenden 
Anlage (hier des Gasmotorbetriebes) durch eine gleiche oder 
ähnliche. Er ſtellt feſt, daß es ſich hier um eine Kraft⸗ 
maſchinenanlage handele, durch welche die Treibkraft für ſämt⸗ 
liche Werkmaſchinen der Fabrik geſchaffen wird. Von der 
Reviſion wird im Gegenteil die Anſicht vertreten, es komme 
darauf an, ob der Gasmotor für den hier fraglichen 
Fabrikationszweig beſtimmt war oder nur als Kraft⸗ 
oder Antriebsmaſchine verwendet wurde und als ſolche auch für 
einen Fabrikationszweig anderer Art verwendbar war. 
durch den Wechſel der Treibkraft eine Anderung des Fabrik⸗ 
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N 9. 1907. 
gebäudes oder der Einrichtungen desſelben nicht hervorgerufen, 
dann dürfe der Gasmotor auch nicht als weſentlicher Beſtand⸗ 
teil gelten; die hier fragliche Fabrik bleibe Werkzeugfabrik, 
einerlei, mit welcher Treibkraft die Werkmaſchinen in Betrieb 
geſetzt würden. Als begründet iſt der Angriff nicht anzuſehen. 
Der erkennende Senat hat bereits in der Sache VII 255/05 
RG. 62, 406 ſich dahin ausgeſprochen, daß als begrifflich 
notwendig alle diejenigen Teile des Ganzen erſcheinen, die 
durch ihren Zuſammenhang die Sache als durch einen einheit⸗ 
lichen Zweck beherrſcht erſcheinen laſſen und deren keiner fehlen 
kann, ohne daß ſie den Charakter der Vollſtändigkeit verlieren 
würde, daß insbeſondere dazu bei einer Fabrik die mit dem 
Gebäude verbundenen Maſchinen gehören und daß dies ſich 
auch nicht auf die Spezialmaſchinen im Gegenſatz zu den die 
Betriebskraft erzeugenden beſchränkt, ſondern auch von dieſen 
letzteren gilt, da als entſcheidend anzuſehen, daß durch die Ent⸗ 
fernung der Maſchine die Fabrik eines den Betrieb be⸗ 
gründenden oder zu ihm mitwirkenden Teiles beraubt wird, 
alſo eine zum funktionieren geeignete Einrichtung zu ſein auf⸗ 
hört. Als unerheblich iſt dort auch ſchon bezeichnet, daß mit 
pekuniären Opfern ein Erſatz der entfernten Teile geſchaffen 
werden kann, da dies das Vorhandenſein pekuniärer Mittel bei 
dem Eigentümer und den Willen dieſes, ſie zu verwenden, 
vorausſetzt. Weiter iſt hervorgehoben, daß auf die Art der 
Herſtellung der vorhandenen Sache nichts ankommt, ſondern 
daß maßgebend nur ihr gegenwärtiger Zuſtand iſt, indem für 
den Begriff nicht erfordert wird, daß die Sache von Urſprung 
an in ihrem gegenwärtigen Beſtande geplant und hergerichtet, 
und es ohne Belang iſt, ob die jetzt vorhandenen Teile etwa 
der Sache auch ſchon in einer früheren Geſtalt derſelben an⸗ 
gehört haben, oder woher ſie ſonſt entnommen ſind, vgl. auch 
die Urteile des V. ZS. vom 19. April und 23. Juni 1906, 
RG. 63 S. 171, 416. In ausreichender Weiſe legt auch der 
Berufungsrichter das Erfordernis der Körperlichkeit der Ver⸗ 
bindung der Maſchinen mit dem Fabrikgebäude dar. (Wird 
ausgeführt.) G. D. c. Th., U. v. 5. Febr. 07, 183/06 VII. — 
Hamm. 

5. 88 130, 273, 566, 580, 601, 683, 1000, 1373, 
2270, 2271, 2293 bis 2296 BGB. Widerruf eines gemein 
ſchaftlichen Teſtamentes durch Errichtung eines neuen. Zu⸗ 
ſtellung des Widerrufs an den andern Teil nach dem Tode 
des Teſtators. Zurückbehaltungsrecht an einem Grundſtück 
wegen Verwendungen ſeitens des Entleihers.] 

S. sen. übertrug ſein Vermögen, darunter ſeine Haus⸗ 
beſitzung unter Vorbehalt der Verwaltung und des Nießbrauchs 
an ſeine Tochter A. Dieſe wurde als Eigentümerin und 
zugleich das Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrecht des Vaters 
Die Tochter heiratete nach dem 1. Januar 1900 
den Beklagten A. Die Eheleute errichteten ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament, in welchem ſie ſich gegenſeitig zu Erben ein⸗ 
ſetzten. Zu notariellem Protokoll vom 14. Juni 1904 widerrief 
Frau A. das Teſtament und beantragte, die Widerrufserklärung 
zweimal auszufertigen und beide Ausfertigungen einem Gerichts⸗ 
vollzieher zu überſenden, den fie gleichzeitig beauftragte, die 
Schrift dem Beklagten zuzuſtellen. An dem gleichen Tage 
errichtete ſie vor dem Notar ein neues Teſtament, in welchem 
ſie ihren Vater zum alleinigen Erben einſetzte, dagegen ihren 
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Ehemann, den Beklagten, auf den Pflichtteil ſetzte. Am 
15. Juni 1904 ſtarb ſie. Die Ausfertigung des Widerrufs, 
die der Gerichtsvollzieher am 15. Juni zur Poſt gegeben hatte, 
wurde am 16. Juni dem Beklagten zugeſtellt. S. sen., der 
die Erbſchaft ſeiner Tochter antrat, übertrug ſein geſamtes 
Vermögen unter Vorbehalt des Nießbrauchs und der Ver⸗ 
waltung an ſeinen Sohn, den Kläger. Dieſer hat Klage 
erhoben mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, die 
Hausbeſitzung zu räumen und jede weitere Beeinträchtigung 
des Klägers im Eigentum und Beſitze bei Vermeidung einer 
feſtzuſetzenden Strafe zu unterlaſſen. Der Beklagte hat Ab⸗ 
weiſung der Klage und widerklagend beantragt, den Kläger zu 
verurteilen, die Auflaſſungserklärung bezüglich der Hausbeſitzung 
abzugeben. Das LG. hat die Klage abgewieſen und den 
Kläger nach dem Widerklagantrage verurteilt, das OLG. den 
Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt und die Widerklage 
abgewieſen. Das RG. hob, ſoweit der Beklagte ohne Beachtung 
des von ihm behaupteten Zurückbehaltungsrechts zur Räumung 
verurteilt iſt, das Urteil auf und wies im übrigen die Reviſion 
des Beklagten zurück: Gemäß 5 2271 Abſ. 2 BGB. erliſcht, 
abgeſehen von gewiſſen Ausnahmefällen, mit dem Tode eines 
der Ehegatten das Recht zum einſeitigen Widerruf eines gemein⸗ 
ſchaftlichen korreſpektiven Teſtaments im Sinne des 8 2270 BGB. 
Dagegen iſt nach 8 2271 Abſ. 1 BGB. bei Lebzeiten der 
Ehegatten ein einſeitiger Widerruf zuläſſig, jedoch nicht durch 
Errichtung einer neuen Verfügung von Todes wegen, ſondern 
nur nach Maßgabe der Vorſchriften, die für den Rücktritt 
von einem Erbvertrage, ſoweit er nach den 88 2293 bis 
2295 BGB. ſtatthaft iſt, gemäß 8 2296 BGB. gelten, alſo 
durch eine gerichtlich oder notariell beurkundete Erklärung gegen⸗ 
über dem anderen Ehegatten. Dieſe, wie die geſamten Vor⸗ 
ſchriften über die gemeinſchaftlichen Teſtamente, auf Beſchlüſſe 
der zweiten Kommiſſion ſich gründende Beſtimmung beruht auf 
der Erwägung, daß es loyaler ſei, die Aufhebung einer korre⸗ 
ſpektiven Verfügung mit Wiſſen des anderen Teils als hinter 
deſſen Rücken zu bewirken, daß auch zwiſchem einem unter Vor⸗ 
behalt des Rücktritts abgeſchloſſenen Erbvertrag und einem 
gemeinſchaftlichen korreſpektiven Teſtament nicht ein ſolcher 
Unterſchied beſtehe, um für den Widerruf des letzteren eine 
abweichende Form vorzuſchreiben (Prot. 5, 454), und daß für 


den Rücktritt von einem Erbvertrage jedenfalls ebenſo, wie 


nach 8 349 BGB. für den Rücktritt von einem obligatoriſchen 
Vertrag, eine Erklärung gegenüber dem anderen Teile zu 
erfordern ſei (Mot. zu 8 1958 Entw. I Bd. 5 S. 342, 343, 
Küntzel in Gruchots Beitr. 41, 605). Danach unterliegt es 
keinem Bedenken, die in den 88 130 ff. BGB. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften hinſichtlich des Wirkſamwerdens von Willenserklärungen, 
die gegenüber einem andern abzugeben find, ebenſowohl auf 
den Rücktritt von einem Erbvertrage wie auf den Widerruf 
eines gemeinſchaftlichen korreſpektiven Teſtaments zur Anwendung 
zu bringen (Strohal Erbrecht S. 332 Anm. 10, Frommhold 
Erbrecht Anm. 2b zu 8 2271 BGB., Planck Anm. II 2a, 
Staudinger Anm. III A1 zu §S 2271 BGB., Küntzel a. a. O. 
S. 604). Dieſe im Allgemeinen Teil Abſchn. III „Rechts⸗ 
geichäfte” enthaltenen Vorſchriften betreffen rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen jeder Art und ohne Unterſchied; ſie gelten 
daher auch für Willenserklärungen auf dem Gebiete des Erb⸗ 
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rechts. Nach § 130 Abſ. 2 aber iſt es auf die Wirkſamkeit 
der Willenserklärung ohne Einfluß, wenn der Erklärende nach 
der Abgabe ſtirbt. Daß die Anwendung dieſer Beſtimmung 
auf den genannten Widerruf ausgeſchloſſen iſt, dafür bietet ſich 
im Geſetz kein Anhalt, noch folgt es aus der rechtlichen Natur 
des Widerrufs. Hinſichtlich der Wirkung von Ereigniſſen, die 
in der Perſon des Widerrufenden in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
Abgabe der Widerrufserklärung und deren Zugehen an den 
andern Teil eintreten, greift die Vorſchrift des 8 130 
Abſ. 2 BGB. ein: der Tod des Erklärenden in der Zwiſchenzeit 
ſoll, wenn die ſonſtigen Erforderniſſe für die Wirkſamkeit ge⸗ 
gegeben ſind, wenn insbeſondere die Erklärung dem anderen 
Teile zugegangen iſt, der Wirkſamkeit der Erklärung nicht ent⸗ 
gegenſtehen. Dieſe Vorſchrift hat ihren geſetzgeberiſchen Grund 
darin, daß diejenige Handlung, die der Erklärende von ſeiner 
Seite vorzunehmen hat, völlig beendigt iſt und daß die Er⸗ 
klärung an ſich rechtlich beſteht, wenn auch ihre Wirkſamkeit 
noch von dem Hinzutreten eines anderen Umſtandes, nämlich 
des Zugehens an den anderen Teil, abhängt (Mot. zu 8 74 
Entw. I Bd. 1 S. 159, Planck Anm. 7 zu 5 130 BGB.). 
Es iſt alſo hier der allgemeine Grundſatz ausgeſprochen, daß 
Willenserklärungen, die einem anderen gegenüber abzugeben und 
wegen bisher nicht erfolgter Zuſtellung an den anderen Teil 
noch nicht wirkſam geworden find, trotz des inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Todes des Erklärenden noch wirkſam werden können. 
Der Anwendung dieſes Grundſatzes auf den Widerruf eines 
gemeinſchaftlichen korreſpektiven Teſtaments ſteht nicht entgegen, 
daß im Augenblick des Todes des Widerrufenden das Teſtament 
noch nicht wirkſam widerrufen iſt, mithin bis zu dem Zeit⸗ 
punkt, in dem der Widerruf dem anderen Teile demnächſt zu⸗ 
geht, ſich die Erbfolge nach jenem Teſtamente beſtimmt. So⸗ 
lange noch die Möglichkeit gegeben iſt, daß die über den Tod 
des Erklärenden an ſich hinauswirkende Widerrufserklärung 
durch Zugehen an den anderen Teil wirkſam wird, beſteht tat⸗ 


ſächlich ein Schwebezuſtand. Wird der Widerruf wirkſam, ſo 


iſt das widerrufene Teſtament hinfällig geworden und hat ſich 
der Schwebezuſtand dahin gelöſt, daß der im Teſtament ein⸗ 
geſetzte Erbe in Wirklichkeit nicht Erbe iſt, ſofern ihm nicht 
ein anderer Berufungsgrund als das Teſtament zur Seite ſteht 
(Strohal a. a. O.). Zu erfordern iſt allerdings, daß der dem⸗ 
nächſt verſtorbene Erklärende alles getan hat, was von ſeiner 
Seite geſchehen muß, damit die Erklärung dem anderen Teile 
zugeht. Würde im Falle des Widerrufs eines gemeinſchaft⸗ 
lichen korreſpektiven Teſtaments der widerrufende Ehegatte den 
Widerruf zwar formgerecht erklärt, aber die Ausfertigung 
der Widerrufsverhandlung beiſpielsweiſe bei ſich behalten und 
bis zu ſeinem Tode wegen Zuſendung der Ausfertigung an den 
anderen Ehegatten nichts veranlaßt haben, ſo könnte der 
Widerruf nicht mehr wirkſam werden, ſei es auch, daß er auf 
dieſe oder auf jene Weiſe dem anderen Ehegatten noch zu⸗ 
Im gegebenen Falle jedoch hat die Ehefrau des Be⸗ 
klagten in der notariellen Widerrufungsverhandlung vom 
14. Juni 1904 beantragt, die zu erteilenden beiden Aus⸗ 
fertigungen einem Gerichtsvollzieher zu überſenden, dem ſie den 
Auftrag erteilt hat, die Schrift ihrem Ehemanne zuzuſtellen. 
Sie hat alſo alles getan, was von ihrer Seite zu geſchehen 
hatte, damit der Widerruf ihrem Ehemanne zuging, und es iſt 
310 
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auch durch den Gerichtsvollzieher am 16. Juni der Widerruf 
dem Beklagten zugeſtellt worden. Danach iſt trotz des in⸗ 
zwiſchen am 15. Juni eingetretenen Todes der Ehefrau der 
Widerruf wirkſam und damit das gemeinſchaftliche Teſtament 
vom 4. März 1904 hinfällig geworden. Zugleich iſt das von 
der Ehefrau am 14. Juni errichtete neue Teſtament, deſſen 
Beſtand davon abhing, daß der Widerruf des früheren Teſtaments 
wirkſam wurde, in Kraft getreten. Daß dieſes Teſtament er⸗ 
richtet worden iſt, bevor das durch eine neue letztwillige Ver⸗ 
fügung einſeitig nicht aufzuhebende gemeinſchaftliche Teſtament 
beſeitigt war, iſt hinfichtlich ſeiner Wirkſamkeit ohne Einfluß, 
denn das gemeinſchaftliche Teſtament ſtand ſeiner Gültigkeit 
nur als ein äußeres Hindernis entgegen und dieſes iſt durch den 
ſpäter wirkſam gewordenen Widerruf nachträglich behoben worden 
(Planck Anm. II 2b Abſ. 3 zu §S 2271 BGB., Jaſtrow Formulars 
buch II S. 298 Anm. 7.). Begründet dagegen iſt zum Teil 
der fernere Angriff der Reviſion gegen die Ausführungen, mit 
denen der Berufungsrichter die rechtlichen Vorausſetzungen für 
das vom Beklagten geltend gemachte Zurückbehaltungsrecht ver⸗ 
neint. Allerdings nimmt der Berufungsrichter mit Recht an, 
daß dem Beklagten wegen des Anſpruchs auf den Pflichtteil, 
der ihm in dem Teſtament ſeiner Ehefrau vom 14. Juni 1904 
zugewieſen iſt, ein Zurückbehaltungsrecht nicht zuſteht. Denn 
er ſtützt gegenüber dem Anſpruche des klagenden Eigentümers 
auf Herausgabe des Grundſtücks gegen ihn als Beſitzer ſeinen 
Gegenanſpruch wegen des Pflichtteils darauf, daß der Vater des 
Klägers als Alleinerbe der Ehefrau den Nachlaß, aus dem er 
den Pflichtteil zu verlangen habe, überkommen und ſodann 
durch Uebertragsvertrag auf den Kläger übertragen habe. Die 
Herausgabeverpflichtung des Beklagten beruht alſo nicht auf 
demſelben rechtlichen Verhältnis, aus dem er gegen den Kläger 


einen Anſpruch herleitet, 8 273 BGB. Dagegen erſcheint die 


Zurückweiſung der Zurückbehaltungseinrede im übrigen von 
Rechtsirrtum beeinflußt. Beklagter ſteht auf dem Standpunkt, 
daß das Grundſtück eingebrachtes Gut der Ehefrau geweſen ſei 
und daß er es als Ehemann gemäß feinem Recht aus 8 1373 
BGB. in Beſitz genommen habe und ſeitdem befige (vgl. Bl. 25). 
Auch Kläger fieht den Beklagten als Eigenbeſitzer an und vers 
langt von ihm in dieſer Eigenſchaft Herausgabe des Grund⸗ 
ſtücks. Es würde daher wegen des Zurückbehaltungsrechts zu⸗ 
folge Verwendungen in das Grundſtück nach den bisherigen 
Parteierklärungen 8 1000 BGB. zur Anwendung zu bringen 
ſein. — Wäre aber auch wirklich ein Leihvertrag geſchloſſen, 
jo wäre doch die Anficht des Berufungsrichtes rechtsirrig, daß, 
weil nach 8 556 Abi. 2, 8 580 BGB. der Mieter eines 
Grundſtücks oder von Räumen wegen Verwendungen auf das 
Haus ein Zurückbehaltungsrecht nicht habe, ein ſolches auch 
dem Entleiher eines Grundſtücks nicht zuſtehe. Es ſteht dem 
Entleiher, auch wenn der Gegenſtand der Leihe ein Grundſtück 
iſt, ein Zurückbehaltungsrecht wegen Verwendungen nach Maß⸗ 
gabe des 8 273 BGB. zu (Planck, Anm. 4 zu $ 604, Neumann, 
Anm. 1 zu 8 604 BGB.). — Von Rechtsirrtum beeinflußt 
erſcheint ferner auch die Annahme des Berufungsrichters, daß 
der Entleiher alle notwendigen Aufwendungen zu tragen habe 
und daß daher dem Beklagten kein Erſatzanſpruch zuſtehe, weil 
ſeine Verwendungen nach ſeinen eigenen Behauptungen not⸗ 
wendige Aufwendungen fein. Nach 8 601 BGB. hat der 
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Entleiher nur die „gewöhnlichen Koſten der Erhaltung“ zu 
tragen, während ihm der Verleiher andere Verwendungen nach 
den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag er⸗ 
ſetzen muß. Der Berufungsrichter hätte daher prüfen müſſen, 
ob die vom Beklagten behaupteten Aufwendungen „gewöhnliche 
Koſten der Erhaltung“ oder „andere Verwendungen“ ſind. 
Wegen der letzteren Verwendungen würde dem Beklagten, falls 
die Vorausſetzungen für einen Erſatzanſpruch nach Maßgabe 
der 88 683 ff. BGB. gegeben wären, auch dann ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht zuſtehen, wenn er das Grundſtück auf Grund 
eines Leihvertrages in Beſitz genommen hätte. A. c. S., 
U. v. 9. März 07, 329/06 V. — Hamm. 

6. 88 196 bis 201, 217 BGB. Nach Unterbrechung 
der Verjährung beginnt die neue Verjährung für die Anſprüche 
der SS 196, 197 ſofort nach Beendigung der Unterbrechung, 
nicht erſt am Schluß des Jahres.] 

Die Rechtsanſicht, daß die Unterbrechung der Verjährung 
der in den SS 196, 197 BGB. bezeichneten Anſprüche die 
Wirkung hat, daß die neue Verjährung erſt mit dem Schluß 
des Jahres beginnt, in dem die Unterbrechung ihr Ende ge⸗ 
funden hat, läßt ſich, wie in Übereinftimmung mit der in der 
Litteratur vorherrſchenden Anſicht anzunehmen iſt, nicht halten. 
Der 5 201 BGB., der an die Stelle des nach den 88 198 
bis 200 für den Beginn der Verjährung maßgebenden Zeit⸗ 
punkts den Schluß des Jahres ſetzt, in dem der Zeitpunkt ein⸗ 
getreten iſt, ſtellt lediglich den Termin feſt, mit dem die in den 
88 196, 197 bezeichneten Anſprüche der Verjährung unter⸗ 
worfen werden; zur obenerwähnten Rechtsanficht kann dieſe 
Beſtimmung um ſo weniger leiten, als die Gründe, die zur 
Hinausſchiebung des Termins, mit dem die Unterwerfung der 
Anſprüche unter die Verjährungsnormen anhebt, beſtimmt haben, 
der Hinausſchiebung des Termins für den Beginn der nach 
Beendigung der Unterbrechung neu einſetzenden Verjährung 
nicht, jedenfalls nicht in gleichem Maße das Wort reden. Der 
8 217 BGB., der die Wirkung der Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung regelt, beſtimmt allerdings, daß die bis zur Unter⸗ 
brechung verſtrichene Zeit nicht in Betracht kommt. Allein die 
Zwiſchenzeit, welche zwiſchen dem nach den SS 198 bis 200 
maßgebenden Zeitpunkt und dem Schluß des Jahres liegt, in 
dem er eingetreten iſt, wird weil vor der Verjährung liegend, 
keine Verjährungsfriſt; es iſt daher nicht angängig, in die bis 
zur Unterbrechung verſtrichene Zeit auch dieſe Zwiſchenzeit ein⸗ 
zurechnen und ſo den einmal erfolgten Eintritt der in den 
88 196, 197 bezeichneten Anſprüche in die Verjährung rück⸗ 
wärts als nicht geſchehen zu behandeln. Der Schluß, daß die 
neue Verjährung dieſer Anſprüche gleich den anderen der Ver⸗ 
jährung unterliegenden Anſprüchen ſofort nach Beendigung der 
Unterbrechung beginnt, es ſei denn, daß ein als Hemmungs⸗ 
grund ausdrücklich anerkannter Umſtand vorliegt, iſt daher 
nicht abzuweiſen. H. c. S., U. v. 8. März 07, 308/06 III. — 
München. 

7. 8 312 Abſ. 2 BGB. Vertrag zwiſchen künftigen 
geſetzlichen Erben eines noch lebenden Dritten iſt nur mit 
obligatoriſcher, nicht mit dinglich⸗erbrechtlicher Wirkung zuläſſig.] 

Im Grundbuch von Schlierbach Bd. 3 Bl. 51 iſt in 
Abteilung III Nr. 5 auf Grund der Eintragungsbewilligung 
des Fürſten F. zu Y. und B.⸗W. vom 25./26. Auguſt 1887 
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für deſſen Söhne, die Prinzen F. W. und M. eine Kautions⸗ 
hypothek von 420 000 Mark zur Sicherung ihres „Erbteils an 
dem (väterlichen) Allod⸗Nachlaß“ eingetragen. Prinz M. hat 
durch notarielle Urkunde vom 21. September 1901 „ſeinen Erb⸗ 
teil, wie und ſoweit ſolcher in Höhe von 210 000 Mark durch 
Hypothek geſichert iſt, mit allen Rechten“ ſeiner Schweſter, der 
Freifrau A. von P., abgetreten und dieſe hat durch notarielle 
Urkunde von demſelben Tage den ſo abgetretenen Erbteil dem 
comptoir d’escompte du Jura in Baſel für einen ihr 
gewährten Kredit verpfändet. Beides iſt im Grundbuch unter 
dem 12. Oktober 1901 eingetragen. Der Fürſt F. zu Y. lebte 
damals noch. Er iſt mit Hinterlaſſung eines Teſtaments vom 
29. März 1892 am 5. Juni 1903 geſtorben. Der Prinz M. 
ſoll die Erbſchaft aus dem Teſtament ausgeſchlagen und den 
Pflichtteil in Anſpruch genommen haben. In betreff der An⸗ 
ſprüche auf die Kautionshypothek iſt die beklagte Gewerbebank, 
die alle Rechte und Pflichten des comptoir d' es compte über⸗ 
nommen hat, an deſſen Stelle getreten. Der Kläger, dem eine 
vollſtreckbare Wechſelforderung gegen die Freifrau A. von P. 
zuſteht, iſt der Anſicht, daß nach 8 312 BGB. zwar die 
Abtretung der Hypothek an ſeine Schuldnerin, nicht aber die 
weitere Verpfändung rechtsgültig geweſen ſei. Er hat durch 
Pfändungsbeſchluß vom 29. Oktober 1903 „die angebliche 
Forderung ſeiner Schuldnerin an dem Nachlaß des Fürſten F. 
aus der eingetragenen Sicherungshypothek“ in Höhe von 
3000 Mark pfänden und die Pfändung am 3. November 1903 
im Grundbuch eintragen laſſen. Sodann hat er auf Grund 
des 8894 BGB. Klage mit dem Antrag erhoben, die Beklagte 
ſolle einwilligen, daß die für ihre Rechtsvorgängerin, das 
comptoir d’escompte eingetragene Verpfändung im Grund⸗ 
buch gelöſcht werde. Klage, Berufung und Reviſion ſind zurück⸗ 
gewieſen: Zutreffend gehen beide Vorderrichter davon aus, daß 
der Kläger nur dann zur Klage nach S 894 BGB. berechtigt 
iſt, wenn er durch die Pfändung der Kautionshypothel und 
deren Eintragung in der Tat ein dingliches Recht an dieſer 
Hypothel erworben hat, und daß, wenn dies nicht der Fall iſt, 
die Klage ohne Rückſicht darauf, ob die Beklagte ein Recht 
auf die Hypothek hat, abzuweiſen iſt. Während aber das LG. 
den Mangel des klägeriſchen Rechts daraus herleitete, daß 
Prinz M. zu Y. am Nachlaſſe ſeines Vaters nur einen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch erlangt habe und daß, wenn man die Kautions⸗ 
hypothek auch auf dieſen Pflichtteilsanſpruch beziehen wolle, 
doch jedenfalls deſſen Pfändung nach 8 852 ZPO. aus⸗ 
geſchloſſen ſei, hat das Berufungsgericht in erſter Linie 
verneint, daß die Kautionshypothek überhaupt rechtswirk⸗ 
ſam entſtanden ſei. Nach dem im Jahre 1887 geltenden 
gemeinen Recht und nach dem preußiſchen Grund buchrecht 
ſei Vorausſetzung der Hypothek ein Forderungsverhältnis, 
ein ſolches Verhältnis aber ſei „der Erbteil“ weder nach dem 
damaligen noch nach dem heutigen Rechte. Der Pflichtteils⸗ 
anſpruch ſei allerdings ein Forderungsrecht, es ſei aber aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Fürſt F. einen ſolchen gegen ſein eigenes 
Teſtament gerichteten Anſpruch habe ſicherſtellen wollen, die 
Kautions hypothek ſei alſo nicht auf dieſen Anſpruch zu beziehen. 
Jedenfalls ſei aber ſchon die erſte Verfügung über die Hypothek 
zugunſten der Freifrau von P., der Schuldnerin des Klägers, 
nichtig. Denn wenn die Abtretung an die Schweſter überhaupt 
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als Vertrag im Sinne des § 312 Abſ. 2 BOB. aufgefaßt 
werden könne, ſo ſei doch die Form nicht gewahrt, weil die 
notarielle Beurkundung der Annahme fehle. Deshalb komme 
es auf die Frage der Anwendbarkeit des 8 852 300. nicht 
an. Von dieſen Ausführungen des Berufungsrichters iſt der 
erſte Teil nicht bedenkenfrei. Da das gemeine Recht die 
Bindung des Erblaſſers durch Verträge mit dem Erben an⸗ 
erkannte und eine beſondere Form für Erbverträge nicht ver⸗ 
langte (RG. 8, 133), wird man auch die Beſtellung einer 
Kautionshypothek für den Anſpruch des Erben nicht als unzu⸗ 
läſſig erachten können. Der Erbteil als ſolcher iſt freilich keine 
Forderung, dies ſchließt aber nicht aus, daß er bei der Erb⸗ 
teilung in eine ſolche übergeht. Daß die Forderung zur Zeit 
der Beſtellung der Kautionshypothek ſchon vorhanden ſei oder 
daß ſie auch nur beſtimmt bezeichnet werde, war weder nach 
früherem, noch nach heutigem Rechte erforderlich. Vielmehr 
genügt ſowohl für die Kautionshypothek des früheren Rechts 
(Turnau, GBO., 5. Aufl., Bd. 1 S. 382/3 Anm. 3 zu $ 24 
GrundeigentG.; RG. bei Gruchot 42, 731), wie auch für die 
Höchſtbetragshypothek des 8 1190 BGB. (Turnau⸗Förſter, 
Liegenſchaftsrecht, 3. Aufl. Bd. 1 S. 1018/9 Anm. 6 zu 
§ 1190; Planck Anm. 2 d. a. a. O.), in die jene Kautions⸗ 
hypothek nach Art. 192 EG. und Art. 33 $ 1 AG. BGB. 
übergegangen iſt, die allgemeine Angabe des Rechtsgrundes. 
Indeſſen kommt es hierauf nicht an, weil jedenfalls die Ab⸗ 
tretung vom 21. September 1901 mit dem Berufungsrichter 
für nichtig zu erachten iſt. Der von der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurfs eines BGB. eingefügte Abſ. 2 des 
8312 BGB. geſtattet abweichend von der Praxis des gemeinen 
und der meiſten übrigen deutſchen Rechte (Mot. zu $ 349 des 
Entwurfs 2, 183) den Abſchluß von Verträgen zwiſchen 
künftigen geſetzlichen Erben eines noch lebenden Dritten, ſoweit 
der geſetzliche Erbteil oder der Pflichtteil in Betracht kommt, 
aber (abweichend vom preußiſchen Recht, 8 649 LR. I 12, 
V. 593/05 RG. 63, 428) nur mit obligatoriſcher, nicht mit 
erbrechtlich⸗dinglicher Wirkung (Prot. 1 S. 456, 457). Von 
einem ſolchen Vertrage kann hier füglich nicht die Rede ſein. 
Denn die „Abtretung des hypothekariſch geſicherten Erbteils“ 
in der notariellen Urkunde vom 21. September 1901 ſtellt ſich, 
auch wenn man die zweite notarielle Urkunde von demſelben 
Tage als Annahmeerklärung gelten laſſen will, nur als dingliche 
Ausführungsverfügung dar und entbehrt als ſolche der rechte 
lichen Wirkſamkeit. Die Abreden der Vertragſchließenden ſind 
darin nicht oder doch nicht vollſtändig beurkundet. Denn wenn 
man auch annehmen könnte, daß die Urkunde die Verpflichtungen 
und Erklärungen des Prinzen M. vollſtändig wiedergibt, ſo 
fehlt es doch an der Beurkundung der von ſeiner Schweſter 
übernommenen Verpflichtungen und der von ihr abgegebenen 
Erklärungen. Es heißt davon in der Urkunde nur: „Für den 
Gegenwert iſt beſonders beſcheinigt.“ Wollte man alſo auch 
dieſe Urkunde als die Beurkundung eines Vertrages im Sinne 
des S 312 Abſ. 2 BGB. gelten laſſen, jo würde doch der 
Vertrag wegen unvollſtändiger Beurkundung und folgeweiſe 
wegen Mangels der vorgeſchriebenen Form nichtig ſein. Mit der 
Abtretung an die Freifrau von P. fällt auch, wie bereits bemerkt, 
das Pfandrecht des Klägers, das dieſe Abtretung zur Voraus⸗ 
ſetzung hat. Sch. c. G., U. v. 20. März 07, 3976 V. — Caſſel. 
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8. 8 313 BGB. Kann eine formgerechte Grundftüd- 
verkaufsofferte vor der Annahme durch eine formloſe Vereinbarung 
der Vertragsteile geändert werden?! 

In der notariellen Verhandlung vom 15. Oktober 1904 
bot der Beklagte dem Kläger fein Grundſtück Ückendorf Bd. 8 
Bl. 29 zum Preiſe von 150 000 Mark mit der Bedingung 
an, daß von dem Kaufpreiſe bei der Auflaſſung 35 000 Mark 
bar gezahlt, 90 000 Mark durch „Übernahme einer auf dem 
Grundſtück an erſter Stelle zugunſten der Norddeutſchen 
Bodenkreditbank in Weimar beſtehenden, zu 4½ Prozent ver: 
zinslichen Hypothek von 90 000 Mark gedeckt und 25 000 Mark 
nebſt 4 ¼ Prozent Zinſen durch Eintragung einer „zweiten 
Hypothek“ ſichergeſtellt werden ſollten. Der Kläger verpflichtete 
ſich dagegen, innerhalb zwei Wochen, nachdem er die Erlaubnis 
zum Schankwirtſchaftsbetrieb, auf welche Beklagter zu ſeinen 
Gunſten verzichtete, für das Hausgrundſtück erhalten haben 
würde, bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 10 000 Mark 
das Kaufanerbieten in notarieller oder gerichtlicher Form an⸗ 
zunehmen. Zu notariellem Protokoll vom 11. Februar 1905 
erklärte dann der Kläger, Beklagter habe ihm in der vor⸗ 
bezeichneten Verhandlung das genannte Grundſtück für einen 
Preis von 150 000 Mark zum Kauf angeboten, er nehme 
dieſes Kaufanerbieten, nachdem ihm die Erlaubnis zum Schank⸗ 
wirtſchaftsbetriebe nunmehr erteilt worden ſei, in allen Teilen 
an. Inzwiſchen hatten die Parteien am 9. November 1904 
eine mündliche Vereinbarung folgenden Inhalts getroffen: Es 
gebe nicht die Norddeutſche Bodenkreditbank die erſte Hypothek, 
ſondern die Sparkaſſe Dinslaken, und zwar zu 4 ¼ Prozent. 
Sollten ſich aber die Verhandlungen zerſchlagen, ſo ſei Be⸗ 
klagter ſchnellſtens bemüht, mit einer anderen Kaſſe zu unter⸗ 
handeln. — Beklagter übernehme die zweite Stelle in Höhe 
von 35 000 Mark zum ſelben Prozentſatze. — Kläger über⸗ 
nehme die Warenvorräte abzüglich 2 Prozent des Faktura⸗ 
preiſes. Hierüber wurde vom Kläger eine von ihm allein 
unterzeichnete privatſchriftliche Urkunde d. d. Bulmke den 9. No⸗ 
vember 1904 ausgeſtellt. Nachdem Beklagter vom Kläger zur 
Auflaſſung am 22. Februar 1905 aufgefordert worden, es aber 
an dieſem Tage wegen entſtandener Meinungsverſchiedenheiten 
zur Auflaſſung nicht gekommen war, hat Kläger Klage er⸗ 
hoben auf Auflaſſung nach Maßgabe der beiden notariellen 
Verhandlungen gegen Zahlung von 35 000 Mark ſowie auf 
Beſitzeinräumung. Letzterer Klageantrag iſt durch die im Laufe 
der I. Inſtanz am 1. April 1905 erfolgte Beſitzübergabe er⸗ 
ledigt. Zu dem erſteren Antrage hat Kläger ferner im Laufe 
der I. Inſtanz mit Rückſicht auf die Nachtragsvereinbarung 
vom 9. November 1904 die Maßgabe hinzugefügt, daß er auch 
verpflichtet ſei, anſtelle der in dem notariellen Akte vom 
15. Oktober 1904 vorgeſehenen erſten Hypothek der Norddeutſchen 
Bodenkreditbank verzinslich mit 4 ¼ Prozent die Hypothek eines 
anderen Beleihungsinſtituts oder einer Kaſſe in Höhe von 
90000 Mark verzinslich zu 4¼ Prozent als Selbſtſchuldner zu über⸗ 
nehmen. Nach dieſem Antrage hat der erſte Richter den Beklagten 
verurteilt. Die Berufung des letzteren iſt vom zweiten Richter 
durch Urteil vom 22. Oktober 1906 zurückgewieſen worden. 
Auf dem Grundſtück waren vor dem erſten Urteil eingetragen 
zwei Hypotheken von zuſammen 74 000 Mark, zu 4 ¼ Prozent 
verzinslich, für die Hannoverſche Bodenkreditbank zu Hildesheim 
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und eine Vormerkung für eine Hypothek von 20 000 Mark, zu 
5 Prozent verzinslich. Nach dem erſten Urteil hat Beklagter 
noch eine Hypothek von 33 750 Mark, zu 4Ys Prozent ver⸗ 
zinslich, für die Löwenbrauerei in Dortuund eintragen laſſen 
und ferner iſt eine Gerichtskoſtenſchuld des Beklagten von 
2505,65 Mark eingetragen worden. Mit Rückſicht hierauf iſt 
auf Antrag des Klägers durch Urteil des Berufungsgerichts 
vom 4. Oktober 1906 im Wege der einſtweiligen Verfügung 
dem Beklagten die Veräußerung, Belaſtung und Verpfändung 
des Grundſtücks verboten und ferner die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaſſung angeordnet. 
Der Beklagte hat ſowohl in der Hauptſache als auch gegen 
den Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung eingewendet, 
der Vertrag ſei wegen Formmangels nichtig, da der Offerte⸗ 
nachtrag vom 9. November 1904 und deſſen Annahme nicht 
notariell beurkundet ſeien; ferner hat er in der Hauptſache unter 
anderem geltend gemacht, es ſei unmöglich, eine einzige zu 
4 ¼ Prozent verzinsliche Hypothek von 90 000 Mark zur erſten 
Stelle zu verſchaffen. Der Berufungsrichter hat dieſe Ein⸗ 
wendungen verworfen. Der Beklagte hat gegen beide Urteile 
des Berufungsrichters Reviſion eingelegt. Die Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen worden: Der Berufungsrichter erachtet das in der privat⸗ 
ſchriftlichen Erklärung des Klägers vom 9. November 1904 
niedergelegte Uebereinkommen der Parteien, durch welches die 
notariell beurkundete Offerte des Beklagten vom 15. Oktober 1904 
in einzelnen Punkten geändert worden iſt, für rechtsunwirkſam, 
weil es der Form des §S 313 BGB. ermangele, und erklärt, 
die Rechtsverhältniſſe der Parteien beſtimmten ſich lediglich nach 
der in der notariellen Verhandlung vom 11. Februar 1905 
ſeitens des Klägers angenommenen formgerechten Offerte. In 
beiden Reviſionen wird hiergegen geltend gemacht, eine noch 
nicht angenommene formgerechte Offerte könne auch durch form⸗ 
loſe Vereinbarung der Vertragsteile geändert werden, eine ſolche 
Anderung habe dann die Wirkung, daß eine formgerechte Offerte 
überhaupt nicht mehr vorliege; ferner habe ſich die Annahme⸗ 
erklärung des Klägers vom 11. Februar 1905 unſtreitig auch 
auf die formungültige Vereinbarung vom 9. November 1904 
bezogen und, da dies in der Annahmeurkunde nicht zum Aus⸗ 
drucke gelangt ſei, ſo liege auch eine formgerechte Annahme des 
ganzen Vertrages nicht vor. Dieſe Reviſionsangriffe ſind nicht 
begründet. Wäre die Vereinbarung vom 9. November 1904 
erſt erfolgt, nachdem durch notariell beurkundete Kaufangebot⸗ 
und Annahmeerklärungen ein die Formvorſchrift des 83 13 BGB. 
erfüllender Vertrag über die Veräußerung des in Rede ſtehenden 
Grundſtücks zuſtande gekommen war, ſo würde dieſe Verein⸗ 
barung, weil durch ſie der Vertrag in einzelnen Teilen ge⸗ 
ändert worden und der Vertrag nach dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden nur mit dieſer Veränderung gelten ſollte, mit den 
unveränderten Teilen des bisherigen Vertrages einen neuen 
Vertrag, betreffend die Übertragung des Eigentums an einem 
Grundſtück, darſtellen und daher wegen Formmangels unwirkſam 
fein. Allerdings kann ein formgerechter Grundſtücksveräußerungs⸗ 
vertrag durch formloſe Vereinbarung wieder aufgehoben werden, 
ſolange noch nicht die Auflaſſung erfolgt iſt; denn es wird 
dadurch nicht das Eigentum an einem Grundſtück übertragen 
oder zurückübertragen und findet daher §S 313 BGB. darauf keine 
Anwendung (Urteil vom 12. November 1904 — V. 202/04 —, 
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Staudinger Anm. 3i zu 8 313, Anm. 17 zu 8125 BGB.). 
Aber eine Anderung hat die Einführung eines neuen Beſtand⸗ 
teils in den Vertrag, der im übrigen beſtehen bleiben ſoll, zum 
Gegenſtand und alle einzelnen Beſtandteile eines Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrages unterliegen der Form des $ 313 BGB. 
Daraus folgt, daß die nicht formgerechte Anderungsvereinbarung 
nicht rechtswirkſam iſt und der Vertrag mit dem bisherigen 
Inhalte gültig beſtehen bleibt (Staudinger a. a. O., Planck 
Anm. 1 zu §S 313 BGB., Seuff A. 57, 390). Nur wenn die 
Auflaſſung des Grundſtücks erfolgt und dann unter den Kon⸗ 
trahenten noch Willensübereinſtimmung über die Anderung 
herrſcht, wird dieſe gemäß 8 313 Satz 2 BGB. gültig und 
wird die durch die Anderung betroffene Vertragsbeſtimmung 
durch den Inhalt der nachträglichen Vereinbarung erſetzt 
(RG. 51, 181, RG. in Seuff A. 59, 345). — Wäre die fragliche 
Vereinbarung getroffen, bevor in einem einheitlichen Akt ein 
formgerechter Grundſtücksveräußerungsvertrag niedergelegt wäre, 
und würde ſie auch noch zur Zeit dieſes Abſchluſſes des Ver⸗ 
trages von beiden Teilen gewollt ſein, ſo würde ſie, weil ſie 
ein Beſtandteil des ganzen, aus dem Inhalte der formgerechten 
Vertragsurkunde und dem Gegenſtande der formloſen Verein⸗ 
barung ſich zuſammenſetzenden Vertrages wäre, ebenfalls wegen 
Mangels der Form des $ 313 Satz 1 BGB. nichtig fein, und 
zwar gleichviel, ob ſie neben dem Inhalte der Vertragsurkunde 
gelten ſollte oder ſie mit einzelnen Teilen dieſer Urkunde in 
Widerſpruch ſtände; letzterenfalls würden auch die wider⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen der Vertragsurkunde nicht gültig 
ſein, weil ſie dem wahren Willen der Parteien nicht entſprechen 
würden (RG. 39, 270). Aber auch abgeſehen von letzteren 
würde die Vereinbarung hier, anders wie im Falle der form⸗ 
loſen Anderung eines bereits abgeſchloſſenen formgerechten Ver⸗ 
trages, von Einfluß auf die Rechtswirkſamkeit des formgerecht 
beurkundeten Vertragsinhalts fein können; denn dieſer würde 
als Teil des ganzen Vertrages gemäß $ 139 BGB. nur dann 
nicht ebenfalls nichtig ſein, wenn anzunehmen wäre, daß auch 
ohne den formlos vereinbarten Teil des Vertrages das Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft vorgenommen worden wäre (RG. 52, 4, 
JW. 03 Beil. S. 74; 06 S. 108 Nr. 6; Staudinger 
Anm. I 5a zu $ 125 BGB.). — Der vorliegend zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehende Fall iſt dem letzterörterten inſofern gleich, als 
das nicht formgerechte Übereinkommen der Parteien vom 
9. November 1904 nicht erſt nach Abſchluß des formgerechten 
Veräußerungsvertrages, ſondern während des Vertragsſchluſſes 
getroffen worden iſt. Zwar hatte damals der veräußernde 
Beklagte ſeine Vertragserklärung in der notariellen Verhandlung 
vom 15. Oktober 1904 bereits formgerecht abgegeben, aber die 
Vertragserklärung des Klägers ſtand noch aus; dieſe iſt erſt 
am 11. Februar 1905 erfolgt. Die erſtgenannte Verhandlung 
enthält auch, wie die Reviſion mit Recht bemerkt, nicht einen 
Vorvertrag in dem Sinne, daß Kläger die unbedingte Ver⸗ 
pflichtung eingegangen wäre, das Grundſtück des Beklagten zu 
kaufen. Zwar hatte der Kläger ſich verpflichtet, das Kauf⸗ 
angebot des Beklagten binnen zwei Wochen nach erlangter 
Schankkonzeſſion formgerecht anzunehmen; aber es war ihm die 
Wahl gelaſſen, ſtatt der Annahme eine Vertragsſtrafe von 
10 000 Mark zu zahlen. Ein endgültiger Vertrag über Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks kam daher erſt in dem Zeitpunkte 
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zuſtande, in welchem Kläger nach erlangter Konzeſſion die An⸗ 
nahme des Kaufangebots des Beklagten erklärte. Andererſeits 
konnte dieſes Kaufangebot nicht, wie der Reviſionskläger aus⸗ 
zuführen ſucht, durch ein formloſes Übereinkommen mit der 
Wirkung abgeändert werden, daß der Kläger, wenn er das 
Kaufangebot annahm, es nur mit dem durch das Übereinkommen 
geänderten Inhalte annehmen durfte. Das ganze Kaufangebot 
mußte, weil es die Vertragserklärung des einen Vertragsteils 
über die Grundſtücksveräußerung enthielt, in der Form des 
§ 313 BGB. abgegeben werden. Entſprach ein Teil deſſelben 
dieſer Form nicht, ſo war er nichtig. Dieſe Nichtigkeit hatte 
aber keineswegs die unbedingte Folge, daß, auch wenn von 
dem Kläger das Kaufangebot formgerecht angenommen wurde, 
doch ein rechtswirkſamer Vertrag überhaupt nicht zuſtande kam. 
Dieſe Folge wäre vielmehr nur dann eingetreten, wenn der 
Kläger ſeine Annahmeerklärung dahin abgegeben hätte, daß er 
das Kaufangebot nur mit dem durch das formloſe Ueberein⸗ 
kommen geänderten Inhalt annehme. Dann wäre, ſelbſt wenn 
Kläger dieſe Erklärung formgerecht abgegeben hätte, der ganze 
Vertrag nichtig. Denn es hätte in dieſem Falle zur Zeit des 
durch die Annahmeerklärung vollendeten Vertragsſchluſſes 
Willensübereinſtimmung unter den Parteien darüber beſtanden, 
daß der Inhalt des formloſen Uebereinkommens Beſtandteil des 
Vertrages ſein und, ſoweit dadurch das formgerechte Kauf⸗ 
angebot vom 15. Oktober 1904 geändert wurde, an die Stelle 
der betreffenden Beſtimmungen des Kaufangebots treten ſollte, 
und es wäre hinſichtlich dieſes Beſtandteils die Vertrags⸗ 
erklärung mindeſtens des einen Teils, des Beklagten, nicht 
formgerecht. Vorliegend aber hat der Kläger in der notariellen 
Annahmeverhandlung vom 11. Februar 1905 zunächſt lediglich 
den weſentlichen Inhalt des Kaufangebots vom 15. Oktober 1904 
wiedergegeben und darauf erklärt, dieſes ihm gemachte Kauf⸗ 
anerbieten nehme er in allen Teilen an. Von dem Überein⸗ 
kommen vom 9. November 1904 enthält die Annahmeerklärung 
nichts. Es ſtellt auch der Berufungsrichter feſt, daß der Kläger 
das Kaufangebot vom 15. Oktober 1904 angenommen habe. 
Wenn er dann noch bemerkt, der Kläger habe bei der Annahme⸗ 
verhandlung mindeſtens eventuell beabſichtigt, die Offerte des 
Beklagten auch ohne die in dem Nachtrage vom 9. November 1904 
bezeichneten Modifikationen, welche verhältnismäßig unbedeutende 
Punkte beträfen und ihn im Vergleich zu der urſprünglichen 
Offerte zum Teil ungünſtiger ſtellten, zu akzeptieren, ſo be⸗ 
deutet dies nur, daß nach der Auffaſſung des Berufungsrichters 
dem Kläger bei der Annahmeerklärung das Kaufangebot vom 
15. Oktober 1904 das Weſentliche geweſen iſt, auf das er für 
jeden Fall ſeine Willenserklärung gerichtet hat. Die in dem 
Tatbeſtande des erſten Urteils enthaltene Bemerkung, es ſei 
unſtreitig, daß ſich die Annahme des Klägers vom 11. Februar 1905 
auch auf die Vereinbarung vom 9. November 1904 bezogen 
habe, iſt belanglos gegenüber dem Wortlaute der Annahme⸗ 
erklärung, der von der Vereinbarung nichts enthält, und 
gegenüber der Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß der 
Kläger das Kaufangebot vom 15. Oktober 1904 angenommen 
hat. Iſt aber hiernach der Inhalt des Übereinkommens vom 
9. November 1904 in die den Vertrag zum Abſchluſſe bringende 
Vertragserklärung des Klägers nicht mitaufgenommen worden, 
ſo iſt dieſer Inhalt nicht Beſtandteil des Vertrages geworden, 
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da auf ihn zur Zeit des Vertragsſchluſſes nicht die überein- 
ſtimmenden Willenserklärungen beider Vertragsteile gerichtet 
waren. Allerdings hatten die Parteien das Übereinkommen 
gemeinſam getroffen, jedoch war es wegen Formmangels 
nichtig und alſo weder für noch gegen eine der Parteien von 
rechtlicher Wirkſamkeit. Nur dann, wenn der Kläger es in 
ſeine Annahmeerklärung als Beſtandteil des Vertrages mitauf⸗ 
genommen, er alſo erklärt hätte, er nehme das Kaufangebot 
nur mit der in dem Übereinkommen enthaltenen Anderung an, 
hätte der Inhalt des Übereinkommens inſofern rechtliche Be⸗ 
deutung erlangen können, als möglicherweiſe (8 139 BGB.) 
wegen Formmangels dieſes Vertragsteiles der ganze Vertrag 
der Wirkſamkeit entbehrt hätte. Da aber der Kläger ſeine 
Annahmeerklärung lediglich auf das formgerechte Kaufangebot 
vom 15. Oktober 1904 gerichtet hat und der Beklagte zufolge 
Nichtigkeit des abändernden Übereinkommens vom 9. November 
1904 an das Kaufangebot in vollem Umfange gebunden ge⸗ 
blieben war, ſo iſt zwiſchen den Parteien ein rechtsgültiger 
Kauſvertrag zuſtande gekommen, welcher die Beſtimmungen des 
Kaufangebots zum Inhalte hat. K. c. N., U. v. 23. März 07, 
544/585/06 V. — Hamm. 

9. 8 477 Abſ. 1 in Verb. mit $ 198 BGB. Die Ver⸗ 
jährung der Gewährleiſtungsklagen beginnt bei Grundſtücken 
mit der Übergabe, aber nicht vor Entſtehung des Anſpruchs, 
bei einem vormundſchaftsgerichtlich zu genehmigenden Vertrage 
erſt mit dem Tage der wirklichen Genehmigung.] 

Der Berufungsrichter iſt mit dem erſten Richter davon 
ausgegangen, das die Verjährung der Gewährleiſtungsklagen, 
deren Beginn nach der Sondervorſchrift in 8 477 Abſ. 1 BGB. 
bei Grundſtücken an die Übergabe geknüpft iſt, außerdem der 
allgemeinen Vorſchrift in 8 198 unterliege, wonach die Ver⸗ 
jährung mit der Entſtehung des Anſpruchs beginnt. Er ſchließt 
daraus, daß bei einer der Übergabe nachfolgenden Entſtehung 
des Anſpruchs die Verjährungsfriſt erſt von letzterem Zeitpunkt 
an laufe. Im vorliegenden Fall, ſo führt er weiter aus, ſei 
der erhobene Minderungsanſpruch keinenfalls vor dem 6. Mai 
1903 entſtanden, weil erſt an dieſem Tage der Kaufvertrag 
vom 25. März 1903 ſo berichtigt worden ſei, wie ihn ſpäter 
das Vormundſchaftsgericht genehmigt habe. Aber entſtanden 
ſei der Anſpruch auch am 6. Mai noch nicht, ſondern erſt am 
18. Mai 1903, mit der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts; denn möge dieſe Genehmigung immerhin rückwirkende 
Kraft haben (8 184 BGB.), fo ſei doch dadurch der wahre 
Zeitpunkt der Entſtehung aller Anſprüche aus dem Kaufvertrage 
nicht verändert worden, und dieſer wahre Zeitpunkt liege in der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung des Vertrages. Hinzu⸗ 
gefügt wird dann noch, daß übrigens aus den von den Be⸗ 
klagten angeführten Vorgängen auch nicht einmal auf eine ſchon 
am 1. April oder im April 1903 erfolgte Übergabe des Grund⸗ 
ſtücks an den Kläger geſchloſſen werden könnte, was näher 
dargelegt wird. Sonach gelangt der Berufungsrichter zur Ver⸗ 
werfung der Verjährungseinrede, weil die einjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt, möge fie nun am 18. oder ſchon am 6. Mai 
1903 begonnen haben, am 23. April 1904 durch den Antrag 
des Klägers auf Beweisſicherung unterbrochen worden und durch 
die unſtreitig vor dem 18. Mai 1904 bewirkte Klagezuſtellung 
eingehalten ſei. Die Reviſion hat zunächſt den Zweifel an⸗ 
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geregt, ob es für den Verjährungsbeginn bei Gewährleiſtungs⸗ 
klagen wirklich noch auf die Entſtehung des Anſpruchs (8 198), 
und nicht vielmehr ſchlechthin nur auf den Tag der Übergabe 
oder bei beweglichen Sachen der Ablieferung (S 477 Abſ. 1) 
ankomme. Der Zweifel iſt nicht berechtigt. Es handelt ſich 
um den Fall, daß die Übergabe (Ablieferung) ſchon vor dem 
Abſchluß des Kaufvertrags erfolgt iſt. Daß dann die Ver⸗ 
jährung des Gewährleiſtungsanſpruchs bereits von der Übergabe 
an liefe, wäre ſchon logiſch undenkbar, weil eine zerſtörende 
Wirkung begrifflich vorausſetzt, daß entſtanden iſt, was 
zerſtört werden ſoll. Das Entſtandenſein des Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs iſt aber auch rechtlich die notwendige Vorausſetzung 
für den im 8 477 an die Übergabe (Ablieferung) der Kauf⸗ 
ſache geknüpften Verjährungsbeginn. Der Zuſtand, für den 
der Verkäufer Gewähr zu leiſten hat, iſt derjenige zur Zeit des 
Gefahrübergangs (8 459) und der Gefahrübergang wird vom 
BGB. abweichend vom Gemeinen Recht, im allgemeinen erſt 
in den Zeitpunkt der Übergabe der Kaufſache verlegt (8 446) 
und zwar in Anwendung des Grundſatzes, daß bei allen gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen der Schuldner bis zur Erfüllung die Gefahr 
zu tragen habe; vgl. Mot. zu $ 368 des 1. Entw., Amtliche 
Ausg. 2, 205. Die Erfüllungshandlung ſetzt aber eine recht⸗ 
liche Verpflichtung voraus, alſo beim Kauf einen wirkſamen 
Kaufvertrag, ohne einen ſolchen wäre die Übergabe einer Sache 
nicht Erfüllung eines Kaufvertrags. Die Sonderbeſtimmung 
in § 477 beſagt daher nur, daß Gewährleiſtungsanſprüche, 
vorausgeſetzt, daß ſolche ſchon entſtanden ſind, gleichwohl erſt 
von der Übergabe der Kaufſache an in Verjährung treten, 
andernfalls nach der allgemeinen Beſtimmung in § 198 erſt 
in dem ſpäteren Zeitpunkt ihrer Entſtehung. Die Reviſion er: 
kennt dann zwar an, daß der vorliegende Kaufvertrag wegen 
der Mitbeteiligung einer minderjährigen Verkäuferin an ſich 
erſt mit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts Rechts⸗ 
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iſt aber der Anſicht, daß wegen der in $ 184 BGB. ver⸗ 
fügten Rückwirkung der Genehmigung auf den Zeitpunkt der 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts, wonach das Kaufgeſchäft als 
bereits zur Zeit ſeines Abſchluſſes am 25. März 1903 rechts⸗ 
wirkſam geworden gelten müſſe, auch bereits von dieſem Zeit⸗ 
punkt an die Verjährungsfriſt zu rechnen ſei. Richtig iſt, daß 
die Rückwirkung der Genehmigung darin beſteht, daß das 
Rechtsgeſchäft ſo zu behandeln iſt, als wenn es ſchon zur Zeit 
ſeiner Vornahme rechtswirkſam abgeſchloſſen worden wäre. Es 
würde daher nicht gebilligt werden können, wenn das Be⸗ 
rufungsgericht der Anſicht geweſen ſein ſollte, wie es nach 
einem Satz in den Entſcheidungsgründen ſeines Zwiſchenurteils 
vom 15. Februar 1905 den Anſchein hat, daß der Zeitpunkt 
der Entſtehung aller von der Genehmigung abhängiger An⸗ 
ſprüche aus dem Kaufvertrage durch die rückwirkende Kraft der 
Genehmigung nicht geändert werde. Unrichtig aber tft die An⸗ 
nahme der Reviſion, daß ſich die Rückwirkung der Genehmigung 
auch auf den Lauf der Verjährungsfriſt erſtrecke. Eine rechtliche 
Fiktion hat nicht die Kraft, tatſächliche Unmöglichkeiten zu 
überwinden und die Zeitrechnung umzuſtoßen. Muß es auch 
ſo angeſehen werden, d. h. hinterher, als ob das am 18. Mai 
1903 genehmigte Kaufgeſchäft ſchon am 25. März gültig ab⸗ 
geſchloſſen wäre und Gewährleiſtungsanſprüche erzeugt hätte, 
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fo hatte doch der Kläger am 25. März dieſe Anſprüche noch 
nicht, er konnte ſie daher damals und vor dem 18. Mai nicht 
in Wirklichkeit geltend machen. Die Verjährung eines An⸗ 
ſpruchs erfordert aber, daß der Anſpruch entſtanden iſt, alſo 
geltend gemacht werden konnte und nun während der be⸗ 
ſtimmten Friſt nicht geltend gemacht worden iſt. Die Tatſache, 
daß Kläger vor dem 18. Mai 1903 nicht Hagen konnte, weil 
damals der Kaufvertrag noch keine Gültigkeit erlangt hatte, 
kann nicht dadurch aus der Welt geſchafft werden, daß hinterher 
angenommen wird, aber der Wirklichkeit zuwider, daß der Ver⸗ 
trag ſchon am 25. März Rechtswirkſamkeit erlangt habe. Und 
die Verjährungsfriſt läuft nach Naturgeſetz, wie jeder Zeit⸗ 
abſchnitt, von einem beſtimmten Zeitpunkt an vorwärts, ſie 
kann daher wohl in der Einbildung, aber nicht in Wirklichkeit 
in eine rückwärts liegende Zeit verlegt werden. Die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht würde auch auf eine ungerechtfertigte Verkürzung 
und unter Umſtänden, namentlich bei kurzen Verjährungsfriſten, 
gänzliche Abſchneidung dieſer Friſten hinauslaufen, worauf ſchon 
der erſte Richter aufmerkſam gemacht hat. Solche Anſicht, die 
allerdings in dem Komm. zum BB. v. Staudinger (Bd. 1 
zu 8 184 Nr. 3 Abſ. 1), ohne nähere Begründung aufgeſtellt 
wird, kann darum nicht für richtig erachtet werden. Es mag 
noch darauf hingewieſen werden, daß ſchon nach römiſchem 
Recht die rückwirkende Kraft der Ratihabitation Halt machte 
vor dem Friſtenlauf; fr. 24, 25 pr. rat. rem 46, 8; vgl. 
dazu L. Seuffert Ratihab. der Rechtsgeſchäfte S. 71, 72. 
Das Berufungsgericht hat alſo mit Recht angenommen, daß 
die vorliegende Minderungsklage vor Ablauf der einjährigen 
Verjährungsfriſt erhoben iſt, da die Friſt erſt am 18. Mai 1903 
in Lauf gekommen und die Klage vor dem 18. Mai 1904 zu⸗ 
geſtellt iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt es gleichgültig, wann 
vor dem 18. Mai 1903 und ob ſchon am 1. April oder im 
April 1903 der Kläger in den Beſitz des Grundſtücks gekommen 
war, denn eine Übergabe im Sinne des 8 477 BGB., mit 
der Wirkung des Beginns der Verjährungsfriſt, wurde dadurch 
nicht herbeigeführt. Auch kommt es für die Entſcheidung nicht 
erſt auf die eventuelle, übrigens für zutreffend zu erachtende 
Erwägung des Berufungsgerichts an, daß die rückwirkende 
Kraft der Genehmigung vom 18. Mai, wenn ſie auch den 
Lauf der Verjährungsfriſt ergriffe, keinesfalls weiter zurückgreife 
als auf den 6. Mai 1903 als den Tag, an welchem der dem⸗ 
nächſt vom Vormundſchaftsgericht genehmigte Vertragsſchluß zu 
Ende kam — was auch für die Verwerfung der Verjährungs⸗ 
einrede genügen würde. St. u. Gen. e. Sch., U. v. 28. Febr. 07, 
282/06 V. — Breslau. 

10. 88 618, 619 in Verb. mit 8 254 BEB. Ein Fall 
der Haftung der Herrſchaft für den Unfall des Dienſtmädchens 
bei einer Fenſterreinigung.] 

Im Dienſt des Beklagten iſt Klägerin dadurch zu 
Schaden gekommen, daß der zweiſtuſige Tritt, der von ihr im 
Salonzimmer auf die Fenſterbank geſtellt und zwecks Reinigung 
der oberſten, nicht zu öffnenden Fenſterſcheibe beſtiegen war, ins 
Wanken geriet und ſie, den Halt verlierend, in den vor der 
beklagtiſchen Wohnung, einem Parterregeſchoß, belegenen Vor⸗ 
garten hinabſtürzte. Zu dem von Klägerin zwecks Reinigung 
des Fenſters eingeſchlagenen Verfahren hatte nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts acht Tage vorher die Ehefrau 
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des Beklagten, wenn auch nicht ausdrücklich, ſo doch ſtill⸗ 
ſchweigend für die Zukunft ihre Zuſtimmung erklärt. Die Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts iſt bedenkenfrei; ſie beruht auf 
tatſächlicher, prozeßordnungsgemäßer Würdigung des Vorganges, 
der acht Tage vor dem Unfall bei der Reinigung der im 
Schlafzimmer vorhandenen Fenſter ſtattgefunden hatte. Die 
mit dieſem gebilligten Verfahren verbundene Gefahr für Leben 
und Geſundheit iſt, wie in Übereinſtimmung mit dem Bes 
rufungsgericht angenommen werden muß, augenfälliger Art. 
Die Ehefrau des Beklagten, die innerhalb des häuslichen 
Wirkungskreiſes nach Geſetz die Geſchäfte beſorgt und ihren 
Ehemann vertritt, trifft daher der Vorwurf fahrläffiger Vers 
letzung der durch 8 618 BGB. geſetzten Vertragspflicht des 
Dienſtberechtigten. Daran ändert der Umſtand nichts, daß bis 
zur Erteilung der Zuſtimmung die Arbeit des Fenſterputzens 
im Haushalt des Beklagten ſo geregelt war, daß ſie ohne Ge⸗ 
fahr für Leben und Geſundheit ſich ausführen ließ, und daß 
dieſe Regelung durch die Zuſtimmung nur inſofern geändert iſt, 
daß neben dem bisherigen Verfahren das von Klägerin be⸗ 
tätigte Verfahren zugelaſſen ward. Der Fürforgepflicht, die 
das Geſetz und zwar nach 8 619 BGB. als unverzichtbare 
Pflicht aufſtellt, genügt die Dienſtherrſchaft nicht, die bei 
Regelung der dem Dienſtboten obliegenden Dienſtleiſtungen 
neben einem Verfahren, das tunlichſte Sicherheit gegen Gefahr 
bietet, ein zweites Verfahren, das ſolcher Sicherheit unverkenn⸗ 
bar ermangelt, als ſtatthaft und ihrer Zuſtimmung entſprechend 
zuläßt. Die Verletzung der Vertragspflicht bedingt die Pflicht 
zum Erſatz des entſtandenen Schadens, es ſei denn, daß eigenes 
Verſchulden der Klägerin ſie ausſchließt oder ihrem Umfange 
nach mindert. Ein konkurrierendes Verſchulden, das die Erſatz⸗ 
pflicht des Beklagten ihrem Umfange nach einſchränkt, fällt der 
Klägerin in der Tat zur Laſt. Dieſelbe hat die neue Art des 
Fenſterputzens mit dem Hinweis, daß auf einer andern Dienſt⸗ 
ſtelle die Köchin in dieſer Weiſe verfahren habe, ihrerſeits in 
Anregung gebracht, auch mit der Ausführung eigenmächtig zu⸗ 
nächſt in Abweſenheit der Ehefrau des Beklagten begonnen. 
Die mit ſolchem Verfahren verbundene Gefahr des Abſtürzens 
konnte ihr ohne grobe Fahrläſſigkeit fo wenig wie ihrer Dienſt⸗ 
herrſchaft entgehen. Der Fürſorgepflicht des Dienſtberechtigten 
ohnerachtet hat der Dienſtpflichtige die Sorgfalt zu betätigen, 
die jeder ordentliche Menſch anwendet, um ſich vor Schaden zu 
hüten; der im 8 254 BGB. aufgeſtellte Grundſatz iſt durch 
die im 8 618 daſelbſt getroffene Vorſchrift nicht durchbrochen. 
Ein beſonderer Grund, der die Unaufmerkſamkeit der Klägerin 
ausnahmsweiſe entſchuldigt, liegt nicht vor; der erlittene Unfall 
gereicht ihr mithin nicht minder wie der Ehefrau des Beklagten 
zur Verſchuldung. Unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
durch welches der Erſatzanſpruch der Klägerin im ganzen Um⸗ 
fang für berechtigt erklärt iſt, iſt daher der Anſpruch nur zur 
Hälfte anerkannt worden. L. c. A., U. v. 21. Febr. 07, 
327/06 III. — Hamburg. 
. 11. 88 812, 818, 823, 831 BGB. Verpflichtung einer 
Genoſſenſchaft, deren Beamter ſich von einem Dritten Gelder 
für dieſe verſchafft, gegenüber dieſem Dritten aus der mangelnden 
Aufficht des Vorſtandes der erſteren, bzw. wegen Bereicherung.] 
Der Rendant des beklagten Vereins fragte bei der Klägerin 
an, ob und unter welchen Bedingungen der Verein in der nächſten 
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Zeit von der Klägerin 10 000 Mark erhalten könne. Die 
Klägerin hat, ohne ſich zuvor mit dem Vorſtande des Vereins in 
Vernehmen zu ſetzen, dem Rendanten die gewünſchten 10 000 Mark 
durch einen Boten zugeſendet und eine Quittung erhalten, die 
von ihm namens des beklagten Vereins unterſchrieben war. Die 
Klägerin fordert 5000 Mark von dem Beklagten. Das LG. 
verurteilte nach 88 12 BGB., das OLG. wies die Klage ab, das 
RG. hob auf und verwies zurück: Nicht zu beanſtanden iſt es, 
wenn die Vorinſtanz angenommen hat, die allgemeine Behauptung 
der Klägerin, der Vereinsvorſtand habe ſich um die Geſchäfte 
nicht gekümmert, und der Rendant habe infolgedeſſen die Ge⸗ 
ſchäfte tatſächlich allein beſorgt, ſei nicht geeignet, die Folgerung 
zu rechtfertigen, er ſei durch den Vorſtand ſtillſchweigend auch 
ermächtigt geweſen, bei Geldbedarf des Vereins für dieſen Dar⸗ 
lehne aufzunehmen. Zutreffend iſt die Erwägung, aus welcher 
die Vorinſtanz den auf $ 831 BGB. geſtützten Schadenserſatz⸗ 
anſpruch für ſchon an ſich unhaltbar bezeichnet hat. War der 
Rendant weder durch die ihm durch das Statut übertragene 
Stellung, noch durch beſondere ihm vom Vereinsvorſtande erteilte 
Vollmacht zum Abſchluß des in Rede ſtehenden Darlehnsver⸗ 
trags ermächtigt, ſo hat er bei ſeinen mit der Klägerin gepflogenen 
Verhandlungen und bei der Entgegennahme des Geldes keine 
Verrichtung vorgenommen, zu der er vom Beklagten beſtellt war. 
Auch aus 8 823 BGB. kann der Schadenerſatzanſpruch nicht 
hergeleitet werden, und zwar ſchon deshalb nicht, weil der 
Schaden, den die Klägerin etwa erleidet, ein Vermögensſchaden 
iſt, der nicht unter 5 823 Abſ. 1 fällt. Dagegen find die 
Ausführungen des Berufungsurteils zu beanſtanden, ſoweit ſie 
die Frage betreffen, ob der Beklagte aus 8 812 BGB. hafte. 
Die Vorinſtanz nimmt ſelbſt an, daß die 10 000 Mark von der 
Klägerin mit dem erklärten Willen, das Geld in den Beſitz und 
das Eigentum des Beklagten zu übertragen, an W. verabfolgt 
und von dieſem „mit der nach außen erklärten Abſicht,“ es für 
den Beklagten zu empfangen, angenommen worden ſind. Es 
kommt darauf, ob der Vorſtand des beklagten Vereins, indem 
er duldete, daß W. in Fällen, wo es der Zuſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes bedurft hätte, ohne ſolche Gelder für den Verein an⸗ 
nahm und darüber quittierte, den Willen gehabt hat, damit ein 
gleiches Verfahren auch für zukünftige Fälle gutzuheißen, über⸗ 
haupt nichts an, und entſcheidend iſt auch nicht ohne weiteres, 
ob er von ſolchem Verfahren W. Kenntnis gehabt hat oder 
nicht. Fand dieſes Verfahren unter Umſtänden ſtatt, daß 
es die Mitglieder des Vorſtands wahrnehmen mußten, ſo 
kann der Beklagte mit der Entſchuldigung, die Vorſtands⸗ 
mitglieder hätten es gleichwohl nicht wahrgenommen, bzw. 
es ſei ihnen nicht bewußt geworden, nicht gehört werden, 
er muß das Verhalten ſeines Vorſtands ſo gegen ſich gelten 
laſſen, wie es von denen, die mit dem Verein in geſchäftlichen 
Beziehungen ſtanden, nach Treu und Glauben aufgefaßt werden 
durfte. Das OL hat die Umftände im Zuſammenhange auf 
die es ankommt, nicht gewürdigt. Das angefochtene Urteil be⸗ 
ruht alſo auf unzureichender Würdigung des Streitmaterials. 
Unterſtellt man, daß nach dem Verhalten des Vereinsvorſtands 
W. als zur Annahme der 10 000 Mark ermächtigt zu gelten 
hatte, ſo erſcheint der Anſpruch der Klägerin auf Rückgewährung 
der jetzt ſtreitigen 5000 Mark zunächſt begründet; denn dann 
iſt das Geld von der Klägerin zu dem ausgeſprochenen Zwecke, 
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durch deſſen Hingabe eine Darlehnsverpflichtung des Beklagten 
zu begründen, in deſſen Beſitz und Eigentum übertragen worden, 
der beabſichtigte Darlehnsvertrag aber nicht zuſtande gekommen. 
Das LG. ift der Meinung, der Anſpruch der Klägerin auf Rück⸗ 
gewährung der 5000 Mark fei nach 8 812 BGB. begründet, 
ohne daß darauf etwas ankäme, was mit den 10 000 Mark 
nach ihrer Vereinnahmung durch W. geworden ſei; insbeſondere 
ſei die Behauptung des Beklagten, daß der inzwiſchen verſtorbene 
W. das Geld veruntreut gehabt habe, rechtlich unerheblich, weil 
W. dann das Geld dem Verein, nicht der Klägerin unterſchlagen 
habe, und der Verein ſich ſeiner Pflicht zur Zurückgewährung 
nicht durch Berufung auf ein Verſchulden W., der ſein Organ 
geweſen ſei, entziehen könne. Das LG. bezieht ſich hierbei auf 
das in den Entſcheidungen des RG. 44, 303 flg. veröffentlichte 
Urteil. Dabei iſt indes nicht beachtet, daß dieſe Entſcheidung 
auf dem ALR. beruht. Nach der jetzt maßgebenden Vorſchrift 
des 8818 BGB. iſt dagegen ein auf die 88 812 flg. geſtützter 
Anſpruch ganz allgemein ausgeſchloſſen, ſoweit der Empfänger 
der ohne rechtlichen Grund bewirkten Leiſtung nicht mehr be⸗ 
reichert iſt, und es kommt hierbei darauf nichts an, aus welchem 
Grunde die zunächſt eingetretene Bereicherung nachträglich wieder 
weggefallen iſt (vgl. Gruchots Beitr. 48, 1090 flg). Das 
Vorbringen des Beklagten, W. habe das von der Klägerin für 
den Verein empfangene Geld unterſchlagen, iſt alſo gegenüber 
der Klage aus ungerechtfertigter Bereicherung an ſich beachtlich. 
Dieſe Erwägung führt indes nicht zur Aufrechterhaltung des 
angefochtenen Urteils. Denn die Beweislaſt dafür, daß die 
Bereicherung des Beklagten, welche durch die von W. in Empfang 
genommene Summe dann, wenn er zu der Annahme für den 
Beklagten als befugt zu gelten hatte, zunächſt eingetreten war, 
wieder weggefallen ſei, liegt, wie nach der Vorſchrift in 8 818 
Abſ. 3 nicht zweifelhaft ſein kann, (vgl. auch das Urteil des 
II. 8 S. des RG. vom 4. Oktober 1904, II 608/03 im SächſA. 
15, 65) beim Beklagten. Eine zureichende Feſtſtellung aber, 
daß dies geſchehen ſei, kann in den hier einſchlagenden Darlegungen 
des Berufungsurteils nicht gefunden werden. Das Berufungs⸗ 
gericht iſt bei ſeinen Ausführungen davon ausgegangen, die 
Klägerin müſſe den Nachweis führen, daß W. das empfangene 
Geld den Kaſſenbeſtänden des Vereins zugeführt oder in deſſen 
Intereſſe verwendet habe, und ſieht dies als nicht dargetan an, 
eine poſitive Feſtſtellung, daß W. das Geld, ohne daß es dem 
Beklagten zugute gekommen wäre, für ſich verwendet habe, ent⸗ 
hält das Berufungsurteil nicht. Bezüglich des dem Beklagten 
— eventuell — obliegenden Beweiſes mag noch hervorgehoben 
werden, daß die Bereicherung des Beklagten, die durch die 
Zahlung und Annahme der 10 000 Mark eingetreten war, nur 
dann als wieder weggefallen gelten könnte, wenn W. gerade 
das ihm von der Klägerin übergebene Geld unterſchlagen hätte. 
Ob zum Nachweis dieſer Tatſache die von der Vorinſtanz her⸗ 
vorgehobenen Umſtände, daß die 10 000 Mark von W. nicht 
in den Büchern des Vereins eingetragen worden find, und die 
Kaſſe bei ihrer Prüfung nach dem Tode W. keinen Überſchuß 
aufgewieſen hat, als ausreichend anzuſehen ſind, iſt hier nicht 
zu erörtern, es iſt das im weſentlichen Sache tatſächlicher 
Würdigung, es mag nur bemerkt werden, daß dieſe Umſtände 


eine natürliche Erklärung auch dann finden würden, wenn W. 


ſchon vor dem 19. Juni 1903 Kaſſengelder unterſchlagen und 


36. Jahrgang. 

ſich durch den Brief vom 18. Juni die 10 000 Mark gerade 
deshalb von der Klägerin verſchafft hätte, um durch deren Ein⸗ 
legung in die Kaſſe die durch frühere Veruntreuungen entſtandenen 
Defekte zu decken und ſo deren Entdeckung bei einer Kaſſenreviſion 
zu verhindern. J. c. M., U. v. 14. März 07, 284/06 VI. — 


12. 9 823 BGB. Fahrläſſigkeit liegt nicht vor, wenn man 
bezüglich der Streupflicht bei Glatteis die Verpflichtung ohne 
Fahrläſſigkeit nicht kennt.] 

Das die Klägerin abweiſende Berufungsgericht läßt dahin⸗ 
geſtellt, ob die Verpflichtung, auf den Bürgerfteigen der Herdachs⸗ 
brücke, das Glatteis zu befeitigen, an dem Tage, als die Klägerin 
infolge Glatteiſes auf der Brücke hinſtürzte, nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen der beklagten Stadtgemeinde oder dem Kreis K. 
obgelegen hat. Es bezeichnet die Entſcheidung dieſer Frage als 
eine ſchwierige und höchſt zweifelhafte, und legt dar, daß, ſelbſt 
wenn die Beklagte jene Verpflichtung getroffen haben ſollte, in 
der Nichtbeſeitigung des Glatteiſes an jenem Tage ein Ver 
ſchulden auf ihrer Seite nicht gefunden werden könne, weil ſie 
nach Lage der Sache davon habe ausgehen dürfen, daß nicht 
ſie, ſondern den Kreis jene Verpflichtung treffe. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſtellt es feſt, daß der Kreis das Reinigen der Brücke 
und die Beſeitigung des Glatteiſes ſeit dem Jahre 1895 bis in 
das Jahr 1903 — der Unfall trug ſich am 15. Dezember 1902 
zu — ununterbrochen hat bewirken laſſen, und zwar ſpeziell 
auf Veranlaſſung eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, ſowie, daß 
der Kreis und die Beklagte der Anſicht geweſen find, daß die 
Verpflichtung hierzu den erſteren treffe. Hiernach liege, wenn 
die Beklagte in Wirklichkeit die Verpflichtung getroffen haben 
ſollte, ein entſchuldbarer Rechtsirrtum auf ihrer Seite vor, der 
ein Verſchulden ausſchließe. Die Reviſion der Klägerin wurde 
zurückgewieſen: Dem Berufungsgericht iſt darin beizutreten, 
daß, auch wenn die ſtreitige Verpflichtung die Beklagte ge⸗ 


troffen haben ſollte, ihre Nichterfüllung den von der Klägerin 


geltend gemachten Anſpruch auf Erſatz des ihr durch den Unfall 
entſtandenen Schadens nur dann rechtfertigt, wenn ſie eine 
ſchuldhafte, fahrläſſige war (5 823 BGB.). Fahrläſſig war 
ſie aber nicht, wenn die Beklagte die Verpflichtung nicht kannte, 
und wenn dieſe Unkenntnis nicht die Folge einer Fahrläſſigkeit 
war. Dabei iſt es grundſätzlich ohne Bedeutung, ob die 
Unkenntnis auf einem Irrtum tatſächlicher Art oder auf einem 
Rechtsirrtum beruhte, da das BGB. beide Arten des Irrtums 
im weſentlichen gleich behandelt; entſcheidend iſt vielmehr, ob 
der Irrtum nach den Grundſätzen über die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt entſchuldbar war oder nicht, und in dieſer 
Beziehung wird man im Einzelfalle allerdings ſtrengere An⸗ 
forderungen zu ſtellen haben, wenn es ſich um einen Rechts⸗ 
irrtum, namentlich um den Irrtum über den Inhalt einer ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung handelt. Nach der Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts hat der Kreis jahrelang bis zu dem Unfall 
gerade auf der Herdachsbrücke — und zwar ſpeziell auf Ver⸗ 
anlaſſung eines ſtädtiſchen Polizeibeamten — für die Beſeitigung 
des Glatteiſes geſorgt, und zu dieſem Zweck in jedem Jahre 
Sand in der Nähe der Brücke anfahren laſſen, während nach 
dem nicht beſtrittenen ſonſtigen Vorbringen der Beklagten im 
übrigen die Straße, in deren Zug die Brücke liegt, durch die 
Anlieger von Glatteis freigehalten worden iſt. Hiernach haben 
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der Kreis und die Beklagte ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß nach den geſetzlichen Beſtimmungen jenem die Verpflichtung 
obliege, gerade auf der Herdachsbrücke das Glatteis zu be⸗ 
ſeitigen. Wenn bei dieſer Sachlage das Berufungsgericht da⸗ 
von ausgeht, die Beklagte habe begründeten Anlaß zu der auch 
vom Kreis geteilten Annahme gehabt, daß dieſem und nicht ihr 
jene Verpflichtung obgelegen habe, und wenn es daraus weiter 
folgert, daß dieſe Annahme, ſollte ſie auch irrig geweſen ſein, 
eine unverſchuldete iſt, ſodaß darin, daß ſie für die Beſeitigung 
des Glatteiſes nicht ſorgte, ein fahrläſſiges Verhalten nicht zu 
erblicken iſt, ſo kann hierin ein Rechtsirrtum nicht gefunden 
werden. D. c. Stadtgemeinde S., U. v. 4. März 07, 
269/06 VI. — Berlin. 

13. 88 823, 824, 826 BGB., verb. mit 8 1 Unl WG. 
Das BGB. ſchützt, ſoweit nicht das Wettbewerbsgeſetz ein⸗ 
ſchlägt, nur die Verletzung eines ſpeziellen Rechtsgutes, nicht 
ſchon die Ausſicht auf Erwerb und Gewinnung von Kund⸗ 
ſchaft.] 

Die Klägerin verlangt: 1. daß dem Beklagten unterſagt 
werde, für die von ihm vertriebene Bedachung aus dreilagiger 
Klebe pappe ſowie für die Stoffe zur Herſtellung von Bes 
dachungen aus Klebepappe die Bezeichnung „Pappleinen dach 
oder „Papplein dach“, bezw. „Pappleinen“ oder „Papplein“ 
anzuwenden; 2. daß der Beklagte verurteilt werde, an Klägerin 
3001 Mark Schadenserſatz zu zahlen. Die Klägerin hatte 
ihre Klage damit begründet, daß der Beklagte ihren Gewerbe⸗ 
betrieb durch unlauteren Wettbewerb ſtöre, indem er ſeine, ohne 
Verwendung von Leinen hergeſtellten Pappdächer (und Stoffe 
zu den Dächern) gleichwohl irreführend Pappleindächer nenne. 
Der Beklagte hat entgegnet, er vertreibe Bedachungen mit 
Leineneinlagen und ohne ſolche; nur die erſteren bezeichne 
er (und zwar zuläſſigerweiſe) als Pappleinendächer. Außerdem 
hat der Beklagte gegenüber dem Schadenserſatzanſpruch der 
Klägerin behauptet, daß die Klägerin ihrerſeits, obwohl ſie keine 
Deckungen mit Leineneinlage liefere, dennoch ihre Dächer als 
Pappleinendächer ausbiete. Das LG. wies ab, das OLG. er⸗ 
kannte auf einen Eid des Beklagten. Das NG. hob auf und 
verwies zurück: Nach 8 823 Abſ. 1 BGB. iſt derjenige, der 
„vorſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, die Geſund⸗ 
heit, die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht 
eines anderen widerrechtlich verletzt, dem anderen zum Erſatze 
des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet.“ Es beſteht 
Meinungsverſchiedenheit darüber, ob, wie der Berufungsrichter 
annimmt, die Ausübung eines Gewerbes (S 1 GewO.) „ein 
ſonſtiges Recht“ im Sinne des $ 823 Ab. 1 iſt und ob 
dieſes wenigſtens dann zutrifft, wenn es ſich um einen be⸗ 
ſtehenden eingerichteten Gewerbebetrieb handelt (vgl. RG. 51, 
373; 56, 275; JW. 06 S. 164 Nr. 7). Es bedarf im vor⸗ 
liegenden Falle keiner beſonderen Stellungnahme zu dieſen 
Fragen; auch wenn man ſie in vollem Umfange bejahen wollte, 
iſt die Anwendbarkeit des 8 823 Abſ. 1 (und als Folge davon 
die analoge Anwendung des 8 1004) nicht gegeben. Denn 
wenn ein Recht der Klägerin verletzt ſein ſoll, muß jedenfalls 
in ihre hier in Betracht kommende Rechtsſphäre, in ihr Recht, 
ihr Gewerbe zu betreiben, eingegriffen ſein (Dernburg, das 
Bürgerliche Recht Bd. 2 Abſ. 2 8 383, 3. Aufl. 06, S. 698). 
Daran mangelt es hier. Der Beklagte hat ſeine gewerbliche 
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Tätigkeit ausgeübt, und das ſteht ihm ebenſowohl zu, wie der 
Klägerin die Ausübung der ihrigen. Es iſt jedem geſtattet, 
Kundſchaft anzuwerben und den Gewerbegenoſſen Konkurrenz 
zu machen. Ein Eingriff in deren Geſchäftsbetrieb iſt damit 
nicht gegeben. Nun ſoll der Beklagte vorliegend allerdings 
unlautere Mittel angewandt, alſo unredlich und vielleicht 
auch ſeinen Käufern gegenüber betrügeriſch gehandelt haben, 
indem er bei dem Vertriebe ſeiner Waren fälſchlich angegeben 
haben ſoll: zu deren Herſtellung Leinen mitverwandt zu haben. 
Damit hat er ſich aber lediglich in ſeinem eigenen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb gehalten, und ſein Tun könnte ihn aus den 
88 823 Abſ. 2, 824, 826 BGB. oder aus Spezialgeſetzen, 
fo insbeſondere aus dem Unl WG. oder dem Waren ZG. haftbar 
gemacht haben, aber nicht aus 8 823 Abſ. 1 BGB. Auch 
dieſes Geſetz ſchützt nicht ganz allgemein gegen jede, ſei 
es vorſätzlich, ſei es fahrläſſig herbeigeführte Vermögens⸗ 
beſchädigung, es ſetzt vielmehr immer Verletzung eines 
ſpeziellen Rechtsgutes eines anderen voraus, und als ein 
ſolches mag das Recht eines jeden auf ungeſtörte und unein⸗ 
geſchränkte Betätigung der eigenen gewerblichen Tätigkeit er⸗ 
achtet werden können, keinenfalls aber iſt ſchon die Ausſicht 
auf Erwerb und die Ausſicht auf Gewinnung von Kundſchaft 
dazu zu rechnen. Mehr aber als die Beeinträchtigung einer 
ſolchen Ausſicht der Klägerin auf größeren Geſchäftsumſatz und 
dadurch herbeigeführten Geſchäftsgewinn liegt in der dem Be⸗ 
klagten nur zur Laſt gelegten Handlung: ſeine Ware als eine 
beſſere angeprieſen und verkauft zu haben, als ſie wirklich war, 
nicht vor; kein Gewerbetreibender hat (an ſich) ein Recht auf 
Abſchließung einzelner Lieferungsgeſchäfte und darauf, daß 
gewiſſe Sachen in einem gewiſſen Umfange bei ihm gekauft 
werden. Die Sache liegt im Grunde nicht anders, als wenn 
jemand Waren unter dem Werte verkauft, er kann auch damit 
im Erfolge herbeiführen, daß ſein Konkurrent einen geringeren 


Abſatz von Waren und einen geringeren Vermögensgewinn 


erzielt, als es ohne jene Handlung der Fall wäre; er beein⸗ 
trächtigt alſo im Erfolge auch damit den Zweck und das Ziel 
der gewerblichen Tätigkeit des geſchädigten Konkurrenten, aber 
er macht ſich nicht eines ſtörenden Eingriffs in die Ausübung 
der Gewerbetätigkeit des anderen ſchuldig und er mag dem 
Geſchädigten aus § 826 BGB. oder aus anderen Geſetzes⸗ 
vorſchriften wegen Schadenserſatz haftbar und zur Unterlaſſung 
verpflichtet ſein, aber er iſt es mangels der Verletzung eines 
Rechts eines anderen nicht aus 8 823 Abſ. 1. Auf einem 
anderen Standpunkt als dem hier entwickelten ſteht auch nicht 
die bisherige Rechtſprechung des RG. Vgl. insbeſondere RG. 56, 
S. 275/276, 284; 48 S. 118/120, 124; 51, 373; ferner 
53, 171, wo trotz der dortigen Sachlage nur $ 826 angewandt 
iſt; 60, 6 ff. und 61, 366 ff., wo der Erwerb und das 
Fortkommen eines Menſchen nur in dem ſpeziellen Falle 
des 5 824 bei übler Nachrede als geſchützt auf Grund der 
beſonderen ausdrücklichen Beſtimmung dieſes Paragraphen 
erachtet find; JW. 06 S. 20, Nr. 19, wo das RG. ſich ebenfalls 
nur in betreff der Anwendbarkeit des § 826 ausgeſprochen 
hat — in allen welchen Fällen es ſich überdies um Angriffe 
auf eine beſtimmte Perſon, um Eingriffe in die 
Rechtsſphären einer ſolchen handelte. Letzteres liegt 
endlich auch in der Entſcheidung des IV. ZS. des RG. vom 
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6. März 1902 Rep. IV 393/01 vor, wo außerdem ein durch⸗ 
greifender Zwang ſeitens des beklagten Arztevereins auf die 
anderen Arzte des Bezirks ausgeübt war, den klagenden Arzt 
nicht mehr, wie es bislang geſchehen war, zu konſultieren und 
ihm Kranke zuzuweiſen, und wo allerdings in die Tätigkeit 
ſelbſt des klagenden Arztes eingegriffen war. K. c. D., U. v. 
22. Febr. 07, 294/06 II. — Dresden. 

14. 8 826 BGB. in Verb. mit 8 9 Unl WG. Inwieweit 
liegt ein Verſtoß gegen die guten Sitten in der Ausnutzung 
der in einem früheren Dienſtverhältniſſe kennengelernten Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſe nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes.] 

Der Chemiker L. N. hat im Jahre 1897 in Zürich eine Ge⸗ 
ſellſchaft zur Herſtellung alkoholfreier Moſte gegründet und ihr 
für die Schweiz das Recht zur Herſtellung ſolcher Moſte nach 
einem angeblich von ihm erfundenen Verfahren übertragen. An 
die Stelle dieſer Geſellſchaft trat noch im Jahre 1897 eine 
andere, die jetzt die Firma Pomril limited führt. Von dieſer 
wurde das Fabrikationsrecht für das Gebiet des Deutſchen 
Reichs dem L. N. und dem Ingenieur B. übertragen, wobei 
dieſe die Verpflichtung übernahmen, das Verfahren möglichſt 
geheim zu halten und ihre Angeſtellten zur Geheimhaltung zu 
verpflichten. N. und B. übertrugen ihre Rechte und Pflichten 
auf eine von ihnen gegründete Geſellſchaft, die jetzige Klägerin, 
der ſie ſelbſt als Mitglieder angehören, N. iſt Mitglied des 
Aufſichtsrats. Die Klägerin verwertet das ihr überlaſſene 
Verfahren insbeſondere in der Weiſe, daß ſie andern Perſonen 
und Geſellſchaften deſſen Ausübung gegen Entgelt, namentlich 
auch gegen eine nach dem erzielten Abſatz abgeſtufte Lizenzgebühr 
geſtattet. Einen Vertrag dieſes Inhalts ſchloß die Klägerin 
am 21. März 1899 auch mit dem Kaufmann K. R., dem ſie 
die Herſtellung von Pomril für die Stadt Cöln überließ. Auch 
hier wurde dem R. die Pflicht auferlegt, das Herſtellungs⸗ 
verfahren möglichſt geheim zu halten, und andere nicht in den 
Stand zu ſetzen, es anzuwenden. N. begründete zur Aus⸗ 
beutung des ihm eingeräumten Rechtes wiederum eine Ge⸗ 
ſellſchaft unter der Firma K. R., G. m. b. H. In die von 
dieſer errichtete Fabrik trat der Beklagte H. im Sommer 1899 
als Geſchäftsleiter ein; er war früher in der Züricher Pomril⸗ 
fabrik, ſpäter bei der Klägerin in Stellung geweſen. Am 
1. Februar 1901 trat H. aus der Stellung bei R. aus und 
gründete alsbald in Gemeinſchaft mit Heinrich M., der bis 
Mitte Februar 1901 Keſſelwärter in der R. ſchen Fabrik ges 
weſen war, unter der Firma Cölner Manzanilgeſellſchaft m. b. H. 
in Cöln ein Geſchäft zur Herſtellung eines aus getrockneten 
Apfelſchnitten hergeſtellten alkoholfreien Getränkes, das unter 
dem Namen Manzanil, ſpäter als Apfelblümchen vertrieben 
wurde. Der Beklagte wurde Prokuriſt der Geſellſchaft, die 
Geſchäftsführer waren zunächſt H. und M., an des letzteren 
Stelle trat im November 1901 der Beklagte H. B., der ſpäter 
alleiniger Geſchäftsführer wurde. Die Geſellſchaft K. R., G. m. b. H., 
erhob bereits im Februar 1901 gegen H. und Sch. bei dem 
AG. Cöln Privatklage wegen unlauteren Wettbewerbs, die 
Sache wurde durch einen Vergleich, der zugleich noch andere 
Verhältniſſe betraf, erledigt, in welchem ſich die Cölner 
Manzanilgeſellſchaft zur Zahlung einer Abfindung von 5000 Mark 
verpflichtete. Im November 1903 hat die Klägerin gegen die 
Manzanilgeſellſchaft und gegen H. Sch. und H. B. Schaden⸗ 
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erſatzklage erhoben, weil ſie von dieſen durch gegen die 
guten Sitten verſtoßendes Verhalten vorſätzlich geſchädigt 
worden ſei und werde. Sie hat beantragt, die Beklagten als 
Geſamtſchuldner zu verurteilen, ihr allen Schaden zu erſetzen, 
der ihr dadurch entſtanden ſei und entſtehe, 1. daß der be⸗ 
klagte H. während ſeiner Tätigkeit als Fabrikleiter der Firma 
K. R., G. m. b. H., die Herſtellungsweiſe des alkoholfreien 
Getränks Pomril dem Beklagten Sch. verraten habe, 2. daß 
die Beklagten ſeit dem 1. Februar 1901 dieſes Getränk fabri⸗ 
zierten und als Manzanil bzw. Apfelblümchen in den Handel 
brächten, 8. daß fie in anderen Städten Fabriken und Filialen 
errichteten und Lizenzen verkauften. Sie verlangt Schaden⸗ 
erſatzleiſtung durch Zahlung einer vom Gericht zu beſtimmenden 
Summe, und hat im Laufe des Prozeſſes dieſes Verlangen 
dahin ergänzt, daß ſie mindeſtens 30 000 Mark nebſt Zinſen 
zu 5 Prozent ſeit der Klagzuſtellung fordere. Die Klage gegen 
H. B. iſt in I. und II. Inſtanz abgewieſen. In gleichem 
Sinne hat das Königliche LG. Cöln auch bezüglich des gegen 
die übrigen Beklagten erhobenen Anſpruchs erkannt, dagegen 
hat das Königliche OLG. den Klaganſpruch gegenüber den 
übrigen Beklagten dem Grunde nach für berechtigt erklärt; 
hiergegen richtet ſich deren Reviſion. Das RG. hob auf und wies 
die Sache an die Inſtanz zurück: Das Berufungsgericht hat 
angenommen, das Pomrilverfahren ſei, obſchon verſchiedene 
darin angewendete Prozeduren bekannt und auch in der Praxis 
bereits verwertet geweſen ſeien, als ganzes eigenartig und in 
der Offentlichkeit, auch in den Kreiſen der Fachmänner, nicht 
bekannt geweſen, durch ſeine Anwendung würden für die Er⸗ 
zeugung alkoholfreier haltbarer und wohlſchmeckender Getränke 
aus Obſt beſonders günſtige Erfolge erzielt, insbeſondere ſei 
dadurch die Verwendung getrockneten Obſtes ermöglicht und 
hierdurch bezüglich der dauernden Beſchaffung des zu ver⸗ 
arbeitenden Materials ein großer Vorteil gewonnen worden. 
Das Verfahren ſei daher ſehr wohl geeignet geweſen, ein wert⸗ 
volles Geſchäftsgeheimnis zu bilden. Als ſolches ſei es auch 
in allen von N. ins Leben gerufenen oder mit ihm in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Pomrilfabriken behandelt und in der Geſchäfts⸗ 
welt angeſehen worden. Die Behauptung des beklagten H., 
daß in Wahrheit er der Erfinder dieſes Verfahrens geweſen 
ſei, müſſe als widerlegt angeſehen werden, er habe nur viel⸗ 
leicht einzelne Verbeſſerungen, auf die er bei ſeiner Beſchäftigung 
in den Pomrilfabriken gekommen ſei, angeregt und ihre Ein⸗ 
führung veranlaßt. Die Angriffe der Reviſion, die fi) gegen 
dieſen Teil der Ausführungen des Berufungsurteils richten, 
ſind unbegründet. Bei der Frage, ob ſich H. und Sch. durch 
Preisgeben von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen der Klägerin 
bzw. durch unbefugtes Erkunden von ſolchen einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Handlung ſchuldig gemacht haben, 
kommt es nicht darauf an, ob das Pomrilverfahren in dem 
Sinne neu war, in dem eine Erfindung nach 88 1, 2 PatG. 
neu ſein muß, wenn ſie patentfähig ſein ſoll. Auch ein Ver⸗ 
fahren, bei dem zur Herſtellung eines beſtimmten Produkts 
Methoden angewendet werden, die an ſich bekannt ſind, kann 
Gegenſtand eines werwollen Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes 
fein, wenn dabei durch die beſondere Ans führung und Ges 
ſtaltung der einzelnen Operationen bezüglich der Güte des 
Produkts oder der Sicherheit des Erfolgs oder der Herſtellungs⸗ 
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koſten beſondere Vorteile erreicht werden, ſofern nur die dabei 
in Betracht kommenden Beſonderheiten des Verfahrens nicht 
dergeſtalt bekannt find, daß fie jeder Intereſſent ohne größere 
Schwierigkeit und Opfer in Erfahrung und zur Anwendung 
bringen kann. (Vgl. die Begründung zu 8 9 Unl WG.) Daß 
das Pomrilverfahren zu der Zeit, als die beklagten H. und Sch. 
die Begründung der Manzanilgeſellſchaft vorbereiteten und tat⸗ 
ſächlich ins Werk ſetzten, ein Geheimnis in dieſem Sinne war, 
iſt von der Vorinſtanz einwandfrei feſtgeſtellt, und „die Er⸗ 
wägungen, auf denen dieſe Annahme beruht, würden auch dann 
nicht entkräftet werden, wenn alle hier einſchlagenden Be⸗ 
hauptungen der Beklagten, deren Nichtberückſichtigung die 
Reviſion rügt, als wahr unterſtellt werden. Der vorſtehend 
beſprochene Teil des Berufungsurteils bietet ſonach zu in 
der Reviſionsinſtanz beachtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Dagegen mußten die übrigen Darlegungen der Vorinſtanz in 
mehrfacher Beziehung beanſtandet werden. I. Den Schwerpunkt 
der von der Klägerin vertretenen Meinung, daß ihr die 
Beklagten zum Schadenserſatze verpflichtet ſeien, bildet die Ans 
nahme, H. ſei, auch nach dem Ausſcheiden aus der R. ſchen Pomril⸗ 
fabrik der Klägerin gegenüber verpflichtet geweſen, das Pomril⸗ 
verfahren Dritten gegenüber geheim zu halten, ſich auch jeder 
Ausnutzung dieſes Verfahrens in ſeinem eigenen Intereſſe zu 
enthalten, er habe daher rechtswidrig gehandelt, indem er die 
Cölner Manzanilfabrik ins Leben gerufen und durch Begründung 
von Tochtergeſellſchaften und Erteilung von Lizenzen noch andere 
Unternehmungen begründet oder ermöglicht habe, durch welche 
die früheren Pomrilfabriken in ihrem Abſatze und in ihrer 
Ertragsfähigkeit geſchädigt würden, und für die Klägerin die 
Möglichkeit, durch die Erteilung weiterer Lizenzen für Pomril⸗ 
fabrikation Gewinn zu ziehen, beeinträchtigt werde. Der Be⸗ 
klagte Sch. aber habe ſich an dieſem rechtswidrigen Verhalten 
H.s beteiligt und ſich dadurch ebenfalls einer unter 8826 BGB. 
fallenden Handlungsweiſe ſchuldig gemacht. Das Berufungs⸗ 
gericht hat dieſe Auffaſſung geteilt, und zwar nimmt es an, 
daß das Verhalten H.s eine ſchon an ſich unerlaubte Handlung 
im Sinne des 8 826, zugleich aber auch die Verletzung einer 
Vertragspflicht enthalte, die ihm gegenüber der Klägerin ob⸗ 
gelegen habe. In der erſterwähnten Richtung wird im Anſchluß 
an die Feſtſtellung, daß die Leitung der Züricher Fabrik ernſtlich 
bemüht geweſen ſei, das von ihr angewendete Verfahren geheim 
zu halten, ausgeführt: H. ſei in dieſe Fabrik zunächſt als 
gewöhnlicher Arbeiter eingetreten, dabei ſei ihm von N. die 
Geheimhaltung der Fabrikation ernſtlich zur Pflicht gemacht 
worden. Einige Zeit nach ſeinem Eintritt ſei der damalige 
Vorarbeiter der Fabrik entlaſſen worden, weil er hierzu nicht 
berechtigten Perſonen den Eintritt in die Fabrik geſtattet habe. 
Dies ſei dem H. bekannt geworden, und er ſei ſelbſt in die 
Stellung eines Vorarbeiters aufgerückt. Bei Begründung der 
jetzt klagenden Geſellſchaft ſei er auf Empfehlung N.s in deren 
Dienſte getreten, und bei Errichtung der R. ſchen Fabrik in Cöln fei 
er von N. dorthin als Meiſter und Leiter geſchickt worden, 
wobei N. ihn nochmals beſonders zur Geheimhaltung des Ver⸗ 
fahrens ermahnt habe. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen nimmt 
die Vorinſtanz an, es ſei, auch wenn keine vertragliche Bindung 
H. s anzunehmen wäre, eine grobe Verletzung von Anſtand und 
Sitte darin zu befinden, daß er nach dem Austritt aus der 
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R.ſchen Fabrik das ihm bekannt gewordene Geſchäftsgeheimnis für 
ſich auszubeuten unternommen habe. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Für diejenigen, welche als Angeſtellte, 
Arbeiter uſw. in einem gewerblichen Betriebe tätig geweſen 
ſind, beſteht nicht die Rechtspflicht, das, was ſie aus Anlaß 
ihrer Tätigkeit über die Einrichtungen dieſes Betriebes und 
das dort angewendete Verfahren kennen gelernt haben, auch 
nach Beendigung ihres Dienſtverhältniſſes geheim zu halten 
und insbeſondere auch nicht in eigenem Nutzen zu verwerten, 
auch nicht, ſoweit es ſich um Dinge handelt, an deren Geheim⸗ 
haltung der Betriebsinhaber offenbar bzw. ausgeſprochener⸗ 
maßen ein großes Intereſſe hat. Es kann aber auch nicht 
zugegeben werden, daß in Fällen der letzteren Art der An⸗ 
geſtellte, der nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes die 
Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe ſeines früheren Arbeitgebers 
allein oder in Gemeinſchaft mit anderen zu ſeinem Nutzen ver⸗ 
wertet, damit ein Verhalten betätigt, das nach der allgemeinen 
Anſchauung aller billig und gerecht denkenden Menſchen als 
unerlaubt und unanſtändig angeſehen wird. Dem Intereſſe des 
Betriebsinhabers an der Wahrung feiner Geſchäfts⸗ und 
Betriebsgeheimniſſe und daran, daß ihm nicht unter deren 
Ausnutzung von früheren Angeſtellten Konkurrenz gemacht wird, 
ſteht deren nicht minder berechtigtes Intereſſe gegenüber, die 
Kenntniſſe und Fertigkeiten, die ſie ſich in ihrer Tätigkeit 
erworben haben, zu ihrem Fortkommen auszunutzen. Wie 
wenig es berechtigt wäre, anzunehmen, daß die Betätigung 
dieſes Intereſſes der Angeſtellten nach der allgemeinen 
Anſchauung als wider die guten Sitten verſtoßend zu gelten 
habe, zeigt die Entſtehungsgeſchichte von 8 9 UnlWG. In 
Beachtung der Bewegung, die in den Kreiſen der Induſtrie zur 
Erlangung eines ausgiebigeren Schutzes für Geſchäfts⸗ und 
Betriebsgeheimniſſe entſtanden war, hatte das Reichsamt des 
Innern in den Jahren 1894 und 1895 einen Geſetzentwurf 
aufgeſtellt, nach welchem es Angeſtellten, Arbeitern oder Lehr⸗ 
lingen eines Geſchäftsbetriebes bei Strafe unterſagt ſein ſollte, 
Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe, die ihnen vermöge des 
Dienſtverhältniſſes anvertraut oder ſonſt zugänglich geworden 
ſeien, vor Ablauf einer gewiſſen Zeit nach Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes zum Zwecke des Wettbewerbs anderen mit⸗ 
zuteilen oder anderweit zu verwerten. Der Zeitraum war 
zunächſt auf fünf, dann auf zwei Jahre normiert. Dieſer 
Geſetzesvorſchlag fand aber ſo allgemeine und lebhafte An⸗ 
fechtung, daß er in den dem Reichstage (9. Legisl.⸗Per., 
IV. Seſſion 1895/96) vorgelegten Entwurf des Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs überhaupt nicht auf⸗ 
genommen, und in der Begründung zu den SS 9 und 10 des 
Entwurfs bemerkt wurde, dieſer habe Abſtand genommen, die 
Angeſtellten auch nach Löſung des Dienſtverhältniſſes an die 
Wahrung von Geheimniſſen zu binden, beſchränke vielmehr 
grundſätzlich die Schweigepflicht auf die Dauer des Dienfts 
verhältniſſes. Um andererſeits die Intereſſen der Arbeitgeber 
zu wahren, enthielt der Entwurf (§ 9 Abſ. 1 Ziff. 2) Vor: 
ſchriften, wonach Angeſtellte, Arbeiter und Lehrlinge unter Um⸗ 
ſtänden mit Strafe belegt werden ſollten, wenn ſie entgegen 
einem mit dem Arbeitgeber getroffenen ſchriftlichen Abkommen 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes Geſchäfts⸗ oder Betriebs⸗ 
geheimniſſe anderen zum Zwecke des Wettbewerbs mitteilen 
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würden. Dieſer Vorſchlag fand aber die Billigung des Reichs⸗ 
tags nicht, die von dieſem niedergeſetzte Kommiſſion beſchloß 
einſtimmig, die vorgeſchlagene Beſtimmung ganz zu ſtreichen 
„und ſomit den Grundſatz aufzuſtellen, daß, nachdem jemand 
ſein Vertragsverhältnis zu einem gewiſſen Lohnherrn beendigt 
hat, er der uneingeſchränkte Herr ſeiner Fähigkeit und Kenntniſſe 
iſt.“ Nun mag nicht bezweifelt werden, daß, wie es in dem 
Urteil des II. ZS. des RG. vom 11. März 1904, Rep. II. 493/03 
(teilweiſe abgedruckt in der DIZ. 04 S. 553 Nr. 11) aus⸗ 
gedrückt iſt, Fälle denkbar ſind, in denen es als grob unſittlich 
im Sinne von $ 826 BGB. anzuſehen iſt, wenn ein — durch 
eine Konkurrenzklauſel nicht gebundener — Angeſtellter ein 
während ſeiner Dienſtzeit zu ſeiner Kenntnis gelangtes Geſchäfts⸗ 
geheimnis nach ſeinem Dienſtaustritt für ſich verwertet. Zu 
einer ſolchen Beurteilung gehören aber ganz beſondere Umſtände, 
und dieſe ſind im vorliegenden Falle weder feſtgeſtellt noch 
behauptet (wird ausgeführt). Anlangend den vertraglichen 
Geſichtspunkt, ſo hat die Klägerin in der I. Inſtanz nirgends 
auch nur angedeutet, daß ſie den Klageanſpruch auch auf eine 
dem Beklagten H. zur Laſt fallende Vertragsverletzung ſtützen 
wolle, und auch aus ihrem zweitinſtanzlichen Vorbringen ergibt 
ſich eine ſolche Abſicht wenigſtens nicht mit Beſtimmtheit. Das 
Beruſungsgericht hat indes angenommen, daß H. zugleich auf 
Grund eines mit der Klägerin geſchloſſenen Vertrags dieſer 
gegenüber verpflichtet geweſen ſei, das Pomrilverfahren zeitlich 
unbeſchränkt geheim zu halten und nicht für ſich auszunutzen, 
und zur Begründung angeführt: Daraus, daß H. erſt in den 
Dienft von N., ſpäter in den der Klägerin und der Firma R. 
getreten ſei, nachdem ihm N. die Geheimhaltung des Fabrik 
betriebes auferlegt gehabt, ſei zu entnehmen, daß dieſe Geheim⸗ 
haltung als ein Teil des Anſtellungsvertrags H.8 bei N. und 
bei der Klägerin anzuſehen geweſen ſei, auch habe ſich H. da⸗ 
durch bei ſeinem Uebertritt in die Firma R. dem N. und 
damit der von dieſem vertretenen Klägerin gegenüber vertraglich 
verpflichtet, den Betrieb bei dieſer ihrer Tochtergeſellſchaft 
geheim zu halten. Die Gegenleiſtung für dieſes Verſprechen 
habe darin gelegen, daß ſie ihm die Stelle bei R. verſchafft 
habe. Dieſe Abrede ſei aber in beiden Fällen dahin aufzu⸗ 
faſſen, daß ſie den H. nicht bloß während ſeines Dienſt⸗ 
verhältniſſes, ſondern auch darüber hinaus zeitlich und örtlich 
unbeſchränkt habe binden ſollen. Den Angriffen der Reviſion 
hat auch bezüglich dieſer Ausführungen der Erfolg nicht verſagt 
werden können. An ſich zutreffend erſcheint allerdings die Auf⸗ 
faſſung, daß durch die Eröffnungen, die N. namens der von 
ihm damals vertretenen Züricher Geſellſchaft beim Eintritt H.s 
in deren Dienſte dieſem bezüglich der Geheimhaltung des in der 
Fabrik angewendeten Verfahrens gemacht hat, eine ihnen ent⸗ 
ſprechende vertragliche Verpflichtung H.s begründet worden iſt, 
indem dieſer ſich durch Annahme der Stellung demjenigen, 
was inſoweit von ihm verlangt wurde, unterwarf. Für den 
Inhalt dieſer Verpflichtung iſt aber maßgebend, wie H. unter 
den gegebenen Verhältniſſen und nach Treu und Glauben 
die Erklärungen N.s auffaſſen mußte. (Die Erklärungen N.s 
und die Umſtände bei denſelben werden näher angeführt.) Nach 
dieſen kann nicht anerkannt werden, daß H. durch die ihm bei 
Antritt ſeiner Stellung von N. gegebene Weiſung, das Ver⸗ 
fahren geheim zu halten, oder aus der Art, wie ſich die Ver⸗ 


36. Jahrgang. 


hältniſſe während feines Dienſtverhältniſſes in der Züricher 
Fabrik geſtalteten, habe erkennen müſſen, daß ihm ſo ſchwer⸗ 
wiegende Verpflichtungen, wie ſie die Vorinſtanz annimmt, 
angeſonnen würden, und es kann daher daraus, daß er die 
Stellung als gewöhnlicher Arbeiter, ſpäter als Vorarbeiter in 
der Züricher Fabrik angenommen und längere Zeit hindurch 
bekleidet hat, eine vertragliche Übernahme dieſer Verpflichtungen 
gegenüber der Züricher Geſellſchaft oder gegenüber N. perſönlich 
nicht gefolgert werden. Umſtände, welche eine andere Auf⸗ 
faſſung rechtfertigten, ſind weder feſtgeſtellt, noch behauptet 
worden. Nicht anders liegt die Sache bezüglich des Übertritts 
H.s in die Dienſte der Klägerin und ſpäter in diejenigen der 
Geſellſchaft K. R. (wird ausgeführt). Nach alledem kann 
darin, daß H. nach Beendigung ſeines Dienſtverhältniſſes zu 
der Geſellſchaft R. die Manzanilgeſellſchaft begründet, auch 
andere Geſellſchaften, die alkoholfreien Moſt produzieren, ins 
Leben gerufen hat, weder eine unerlaubte Handlung im Sinne 
von 8 826 BGB., noch die Verletzung einer Vertragspflicht, 
die ihm gegenüber der Klägerin obgelegen hätte, erblickt werden, 
und es kann auf dieſe Umſtände ein Schadenerſatzanſpruch der 
Klägerin gegen die beklagten H. und Sch. und gegen die 
Manzanilgeſellſchaft nicht geſtützt werden. II. Anlangend das 
Verhalten der beiden Beklagten vor dem Austritt H.s aus der 
R. ſchen Fabrik, fo iſt einwandfrei feſtgeſtellt, daß H. zu dieſer 
Zeit nicht bloß Unterhandlungen wegen der künftigen Be⸗ 
gründung eines Konkurrenzunternehmens angebahnt und an⸗ 
geknüpft hat, ſondern daß er auch ſchon zu dieſer Zeit die 
Perſonen, die ſich an dem Unternehmen beteiligen ſollten, über 
das Verfahren zur Herſtellung des Pomrils unterrichtet, ihnen 
die Bezugsquellen für die dazu erforderlichen Apparate und für 
das zu verarbeitende Material mitgeteilt und ihnen heimlich 
Zutritt in die R. ſche Fabrik verſchafft und dort das Verfahren 
erläutert hat, es ſind auch mit ſeiner Zuſtimmung ſchon zu 
dieſer Zeit durch den beklagten Sch. Beftellungen auf Apparate 
und Material aufgegeben worden. Dieſes Verhalten H.s war, 
wie von der Reviſion nicht verkannt wird, widerrechtlich im 
Sinne von 8 826 BGB. und zwar nicht bloß im Verhältnis 
zu der Geſellſchaft K. R., ſondern nach den Beziehungen, in 
denen H. nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts damals 
noch zu N. und der Klägerin ſtand, auch gegenüber der letzteren. 
Und auch den beklagten Sch., der ſich von H. in die R. ſche 
Fabrik heimlich einführen und die Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
geheimniſſe des R.ſchen Betriebes zum Zwecke des Wettbewerbes 
mitteilen ließ, trifft der Vorwurf einer vorſätzlichen Schädigung 
der an der Wahrung dieſer Geheimniſſe intereſſierten Perſonen 
durch eine wider die guten Sitten verſtoßende Handlungsweiſe. 
Eine Schadenerſatzpflicht der beiden Beklagten gegenüber der 
Klägerin erſcheint daher an ſich begründet. Da aber nach den 
Darlegungen unter I. H. nach dem Ausſcheiden aus dem 
Dienſte der Geſellſchaft R. und nach Löſung ſeiner Beziehungen 
zur Klägerin nicht behindert war, feine Kenntniſſe und Fertig⸗ 
keiten bezüglich der Herſtellung alkoholfreier Moſte für ſich zu 
verwerten, ſo erſtreckt ſich jene Erſatzpflicht nur auſ denjenigen 
Schaden, welcher dadurch entſtanden iſt, daß H. das Geſchäfts⸗ 
und Betriebsgeheimnis bezüglich des Pomrilverfahrens ſchon zu 
einer Zeit anderen preisgegeben hat, wo er zu deſſen Bewahrung 
noch verpflichtet war; ſoweit es ſich um der Klägerin entſtandene 
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Nachteile handelt, die in gleicher Weiſe auch dann eingetreten 
wären, wenn H. die Mitteilungen über das Pomrilverfahren 
ſeinen ſpäteren Geſellſchaftern erſt nach Beendigung ſeines 
Dienſtverhältniſſes zur Geſellſchaft R. gemacht hätte, ſcheiden 
daher für die Schadenerſatzpflicht der beiden Beklagten aus, 
weil es inſoweit an einem urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
dem für die Klägerin erwachſenen Schaden und der widerrecht⸗ 
lichen Handlungsweiſe der Beklagten fehlt. Dafür aber, daß 
der Klägerin über dieſe Nachteile hinaus ein Schaden über⸗ 
haupt erwachſen ſei, mangelt es bisher an jeder Feſtſtellung, 
das Berufungsgericht hat ſich mit dieſer Frage überhaupt nicht 
befaßt, dazu auch von dem Standpunkte aus, den es bezüglich 
der vorſtehend zu J behandelten Fragen einnahm, keinen Anlaß 
gehabt. Da auch die ganze Sachlage nicht etwa ergibt, daß 
ein ſolcher Schaden erwachſen ſein müſſe, andererſeits aber auch 
nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß er entſtanden ſein könne, ſo 
muß der Prozeß zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung 
hierüber an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. C. M. G. 
und Gen. c. D. P. G., U. v. 14. März 07, 425/06 VI. — Cöln. 

15. 8 832 Abf. 1 BGB. Haftung eines Lehrers für die 
einem Schüler von einem anderen Schüler auf einem Schulfeſt 
fahrläſſigerweiſe zugefügte Körperverletzung. ] 

Der Kläger fordert von dem beklagten Lehrer Erſatz des 
Schadens, den er dadurch als Neunjähriger an ſeiner künftigen 
Erwerbsfähigkeit erlitten hat, daß am 25. Juni 1904 der 
Knabe H. St. bei einem Schulfeſt der Jaſenitzer öffentlichen 
Schule mit einem Puſtrohr ſchießend ihn ins rechte Auge ge⸗ 
troffen und dadurch die völlige Erblindung dieſes Auges herbei⸗ 
geführt hat, und zwar will er den Beklagten verurteilt wiſſen, 
ihm ſpäter eine jährliche Rente, für das 18. und 19. Lebens⸗ 
jahr von je 312 Mark, für das 20. bis 27. Lebensjahr ein⸗ 
ſchließlich von je 416 Mark, für das 28. bis 60. Lebensjahr 
einſchließlich von je 780 Mark, zu zahlen. Der Beklagte iſt 
hierfür dem Grunde nach dem 8 832 Abſ. 1 BGB. gemäß 
für haftbar erklärt worden, weil er als Lehrer der betreffenden 
Klaſſe geſetzlich zur Führung der Aufſicht über den Täter 
H. St. bei dem Schulfeſte verpflichtet geweſen ſei und den ihm 
im Geſetze nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis nicht erbracht 
habe. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Der Beklagte hat zunächſt gerügt, daß nicht feſtgeſtellt ſei, ob 
den Kläger überhaupt ein Schade an ſeiner künftigen Erwerbs⸗ 
fähigkeit getroffen habe. Dieſer Angriff iſt ſchon deshalb ganz 
unbegründet, weil die fragliche Behauptung des Klägers gar 
nicht in Abrede geſtellt worden war, der Beklagte vielmehr nur 
die Höhe des Anſpruchs beſtritten hatte. Ob aber der Kläger 
gegenwärtig ſchon imſtande ſein wird, die Höhe ſeines zu⸗ 
künftigen Schadens nachzuweiſen, das iſt in dieſem Stadium 
des Rechtsſtreites noch nicht zu erörtern, ſondern wird ſich zu 
gegebener Zeit zeigen. Formell aber iſt eine Klage auf zu⸗ 
künftige wiederkehrende Leiſtungen nach 8 258 ZPO. jetzt 
ſchon zuläſſig; vgl. E. RG. 63, 406 ff. In materieller Be⸗ 
ziehung handelt es ſich vor allem darum, ob einem öffentlichen 
Lehrer in der Provinz Pommern im Sinne des § 832 
Abi. 1 ZPO. „kraft Geſetzes“ die Pflicht obliegt, diejenigen 
Schüler, in deren Anſehung er nach der augenblicklichen Sach⸗ 
lage die Schulzucht (5 50 ALR. II. 12) auszuüben hat, 
während dieſer Zeit zu beaufſichtigen. Dies iſt (übrigens ohne 
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beſondere Beziehung gerade auf die Provinz Pommern) wohl 
einmal beſtritten worden; vgl. Nöldeke in den Beiträgen zur 
Erläuterung des Deutſchen Rechts 41, 782 ff. und Winter 
im „Recht“ v. 1902 S. 39. Der Grund für dieſe Anſicht iſt 
einesteils darin gefunden worden, daß die Aufſicht des Lehrers 
nicht den Zweck habe, Beſchädigungen Dritter zu verhüten, 
ſondern nur die gute Wirkung des Schulunterrichts zu ſichern, 
andernteils darin, daß durch kein Geſetz den Lehrern die 
Aufſichtspflicht auferlegt ſei. Der erſtere Grund iſt in ent⸗ 
ſprechender Weiſe auch gegen die Aufſichtspflicht des Lehr⸗ 
herrn in Anſehung des Lehrlings geltend gemacht; in dieſer 
Anwendung aber vom NG. ſchon widerlegt worden laut 
RG. 52, 71 ff.; in dieſer Beziehung genügt es alſo, auf die 
dortigen Ausführungen zu verweiſen. Was aber den anderen 
Grund anlangt, ſo kann als ein hier maßgebendes „Geſetz“ 
jedenfalls die allgemeine Beſtimmung des 8 88 ALR. II, 10 
angeführt werden, wonach jeder Beamte auf die pflichtmäßige 
Führung ſeines Amtes die genaueſte Aufmerkſamkeit zu wenden 
hat; im übrigen liegt es in der Natur der Sache, daß zur 
Ausübung der Schulzucht auch die Aufſichtsführung gehört. 
Die Sachlage iſt hier ganz entſprechend dem Falle, wo ein 
Kind in die zeitweilige Obhut eines Privatlehrers gegeben iſt: 
ein ſolcher würde Dritten gegebenen Falles ohne Zweifel aus 
8 832 Abſ. 2 BGB. haften, weil nach 8 157 BGB. die 
Aufſichtsführung nach Treu und Glauben als von ihm ver⸗ 
traglich mit übernommen gelten müßte. Vgl. übrigens 
v. Staudinger (Engelmann), Kommentar zum BGB. 
(Aufl. 2), Bd. 2 Abt. 2, Bem. II, 1, a, 6 zu 8 832, 
S. 899; Oertmann, Schuldverhältniſſe (Aufl. 2) Bem. I, a 
zu 8 832, S. 969. Daß aber zwiſchen der eigentlichen 
Schulzeit und einem von Schule wegen veranſtalteten Schul⸗ 
ausfluge kein Unterſchied zu machen iſt, verſteht ſich von ſelbſt. 
Endlich hat der Beklagte auch mit Unrecht eine Aberſpannung 
der einem aufſichtspflichtigen Lehrer zuzumutenden Sorgfalt 
gerügt. Wenn das Berufungsgericht angenommen hat, daß 
der Beklagte unter Berückſichtigung der Zuſtände, wie ſie bei 
einem von Hunderten von Perſonen beſuchten, im Freien ab⸗ 
gehaltenen Schulfeſt einzutreten pflegen, einerſeits und des 
niedrigen Alters der hier in Frage kommenden Knaben andrer⸗ 
ſeits dieſe nur dann hätte veranlaſſen dürfen, Puſtrohre dieſer 
Art mitzubringen und damit nach der Scheibe zu ſchießen, 
wenn er wirkſam dafür ſorgte, daß es den Knaben unmöglich 
gemacht würde, außerhalb des unter ſeiner unmittelbaren Auf⸗ 
ſicht ſtattfindenden Wettſchießens damit zu ſpielen, ſo iſt das 
nicht geeignet, ein rechtliches Bedenken hervorzurufen. Die 
vom Beklagten eingelegte Reviſion iſt zurückgewieſen. G. c. O., 
U. v. 14. März 07, 349/06 VI. — Stettin. 

16. 8 883 BGB. An Stelle einer wegfallenden 
Hypothekvormerkung entſteht keine Eigentümergrundſchuld.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft „Verlag der Muſikwoche 
H. & Ch.“ in Leipzig war Eigentümerin des Grundſtücks St. 
Bl. 208. Darauf wurde am 14. November 1903 der An⸗ 
ſpruch der Firma „L. Eiſenbeton⸗Centrale Berlin W. 57 
Abt. Leipzig“ auf Einränmung einer Sicherungshypothel für 
eine Forderung für Lieferung von Eiſenbetonarbeiten im Be⸗ 
trage von 5511,86 Mark vorgemerkt. Darnach kamen 
Sicherungshypotheken des Beklagten von zuſammen 5 000 Mark, 
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und hinter dieſen eine Hypothekenforderung der Klägerin — 
Frau E. — zu 22 000 Mark. Bei der Zwangsverſteigerung 
trafen auf die L. ſche Vormerkung 4 744,33 Mark, der Beklagte 
und die Klägerin fielen an ſich aus. Da aber die Firma 
L. uſw. Anſprüche auf ihre Vormerkung nicht erhob, erwirkte 
die Klägerin Arreſtbefehl und Pfändungsbeſchluß vom 7. Juli 
1905, worin ſie für ſich pfänden ließ: a) die an Stelle der 
Vormerkung getretene Eigentümerhypothek, b) den Anſpruch auf 
Berichtigung des Grundbuchs und Abgabe der zu dieſem 
Zwecke erforderlichen Erklärungen, c) den weiteren Anſpruch der 
Schuldnerin auf den auf die Vormerkung entfallenden Erlös⸗ 
anteil. Der Arreftbefehl und Pfändungsbeſchluß iſt den „Dritt⸗ 
ſchuldnern“ am 11. und 12. Juli und der Schuldnerin am 
18. Juli 1905 zugeſtellt worden. Infolge Streits im Ver⸗ 
teilungstermine vom 19. Juli 1905 hat das Vollſtreckungs⸗ 
gericht die 4 744,33 Mark mit der Maßgabe hinterlegt, daß ſie 
an die Firma L., falls ſie ihre Forderung nachweiſt, anderen⸗ 
falls aber an den jetzt Beklagten auszuzahlen ſeien. Deshalb 
iſt nun von Frau E. Klage mit dem Antrag erhoben, den Be⸗ 
klagten zur Bewilligung der Auszahlung der 4 744,33 Mark 
nebſt Hinterlegungszinſen an ſie zu verurteilen. Der Beklagte 
beantragte Klageabweiſung. Die Parteien ſtreiten lediglich über 
die Rechtsfrage, ob ſich die Vormerkung für L. uſw. in eine 
Eigentümergrundſchuld umgewandelt habe, was beide Vorder⸗ 
richter verneinten. Klage, Berufung und Reviſion find zurück⸗ 
gewieſen: Nach 8 883 BGB. iſt die Vormerkung zur 
Sicherung eines Anſpruchs auf Einräumung oder Aufhebung 
eines Rechtes an einem Grundſtücke oder an einem das Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Rechte oder auf Anderung des Inhaltes oder 
des Ranges eines ſolchen Rechtes gegeben. Sie dient alſo all⸗ 
gemein zur Wahrung künftiger dinglicher Rechte, wie z. B. der 
Auflaſſung, der Dienſtbarkeits⸗ oder Nießbrauchserwerbung uſw. 
und nicht etwa bloß zur Sicherung des Erwerbs einer 
Hypothek⸗ oder Grundſchuld durch Neueintragung oder Über 
tragung. Schon daraus, daß die Vormerkung eben nur zur 
Sicherung eines Anſpruchs nicht als endgültiger Anſpruch 
ſelbſt verliehen iſt, folgt, daß ihre Eintragung noch nicht das 
dingliche Recht ſelbſt gewährt, daß ſie dieſem nicht vollkommen 
gleichgeſtellt werden kann, wenn ſie auch zur Erreichung ihres 
Zweckes von der Eintragung an in einzelnen Richtungen, z. B., 
was die Bewirkung des guten oder böſen Glaubens — 8 892 
BGB. — oder den Rang — 8 883 — anlangt, dingliche 
Wirkung notwendig äußern muß und äußert. Dieſe Wirkung 
und die Bedeutung der Vormerkung überhaupt iſt vom Geſetze 
aber immer nur unter der ſelbſtwerſtändlichen Bedingung ges 
geben, daß das zu ſchützende dingliche Recht in Zukunft wirklich 
in rechtsgültiger Weiſe begründet wird, und in dem Augen⸗ 
blicke, wo der Nichteintritt dieſer Bedingung gewiß iſt, wird 
auch die ganze Vormerkung mit allen ihren bis dahin be⸗ 
ſtandenen Wirkungen hinfällig, da der Anſpruch, den ſie ſichern 
ſoll, nicht mehr zur Entſtehung gelangen kann. 8 158 Abſ. 1 
BGB. Das Geſagte gilt insbeſondere auch für die Vor⸗ 
merkung zur Sicherung eines künftigen Hypothekeintrags. Auch 
bei ihr beſteht die Bedingung, daß die zu ſichernde Hypothek 
künftig, ſei es durch freiwillige Beſtellung oder ſei es im Wege 
der Zwangsvollſtreckung, — 8 866 ZPO. — gültig zuſtande 
kommt. Es iſt zuzugeben, daß das Geſetz die Hypothek⸗ 
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vormerkung in einzelnen Richtungen begünſtigt, der 
Hypothek ſelbſt gleichgeſtellt hat, aber daraus, daß man aus⸗ 
drücklich (Ausnahme⸗) Beſtimmungen hierzu für nötig hielt, folgt 
gerade, daß an ſich ihrem Weſen nach die Hypothekvormerkung 
der Hypothek nicht völlig gleichſteht. Wäre dies der Fall, ſo 
bedürfte es einer Hypothekvormerkung überhaupt nicht, 
ſondern würde an ihrer Stelle die Gewährung einer Sicherungs⸗ 
hypothek nach 88 1184 ff. BGB., wobei der Eintritt der An⸗ 
ſpruchsentſtehung ebenfalls dargetan werden muß, beſſere und 
einfachere Dienſte leiſten. Was im einzelnen die erwähnte aus⸗ 
nahmsweiſe Ausdehnung der Wirkung der Hypothek⸗ 
vormerkung anlangt, ſo wäre es vielleicht folgerichtig geweſen, 
von der Konkurseröffnung oder von der Grundſtücks beſchlag⸗ 
nahme an für die Zeit deren Beſtandes die Möglichkeit, an 
Stelle der Vormerkung ein endgültiges Recht zu begründen, 
auszuſchließen; denn nach 88 6, 15 KO. kann der Gemein⸗ 
ſchuldner und nach 8 23 ZIG. mit 8 135, 136 BGB. kann 
der Beſchlagnahmeſchuldner nicht mehr dinglich über ſeine 
Grundſtücke verfügen und der freiwilligen Verfügung wird die 
im Zwangsvollſtreckungswege geſchehende gewöhnlich gleich⸗ 
geſtellt. Aber der Geſetzgeber hat — offenbar unter Be⸗ 
günſtigung der Vormerkungsberechtigten — durch die 88 24, 
193 KD., 88 9 Ziff. 1, 48, 52 ZUBE. ihnen für das 
Konkurs- und Zwangsverſteigerungsverfahren ihre durch Vor⸗ 
merkung erlangten Rechte ausdrücklich vorbehalten, keines falls 
ſie aber ihrem Inhalte nach erweitert, ſo daß alſo, wenn im 
Verlaufe jener Verfahren der Nichteintritt der Bedingung, d. i. 
die Nichtentſtehung des durch Vormerkung geſicherten Rechtes 
gewiß wird, nach dem oben Ausgeführten die Vormerkung 
ebenſo hinfällig wird, wie außerhalb ſolcher beſonderer Ver⸗ 
fahren. Unzweifelhaft aber wären die erwähnten ausdrücklichen 
Ausnahmevorſchriften zugunſten der Vormerkungen überhaupt 
nicht notwendig geweſen, wenn ohnedies dieſe den endgültig 
eingetragenen Rechten vollſtändig gleichſtänden. Daß ſie den 
letzteren nicht gleichſtehen, geht deutlich auch aus den 88 886, 
887 BEB. hervor. Hiernach werden im Falle zerſtörender 
Einreden oder eines Aufgebotsverfahrens wider ſie die Vor⸗ 
merkungen einfach beſeitigt, während in den 88 1168, 1169, 
1170 daſelbſt bei zerſtörenden Einreden oder Ausſchlußurteilen 
gegen wirkliche Hypotheken ausdrücklich Eintritt von Eigen⸗ 
tümerhypotheken angeordnet iſt. So wurde denn auch ſchon bei 
der 2. Leſung des 1. Entw. zum BGB. ausgeſprochen, daß 
man die Vormerkung nicht als eine Sicherungs hypothek und 
dem Pfandrecht ähnliche Belaſtung des Grundſtücks oder des 
eingetragenen Rechtes ausgeſtalten wolle. Prot. 3, S. 112, 
743. Hiermit ſtimmen die Vertreter der Rechtswiſſenſchaft faſt 
ausnahmslos überein, die insbeſondere auch die Möglichkeit der 
Entſtehung einer Eigentümergrundſchuld an Stelle einer weg⸗ 
fallenden Hypothekvormerkung verneinen. (Bol. Planck 3, 
S. 115, 119; Staudinger 3, S. 78, 469; Turnau⸗Förster 1, 
S. 199, 918; Predari GBO. S. 205; Fuchs Grundbuchrecht 1, 
137; Biermann, Widerſpruch und Vormerkung S. 195 ff.; 
Bendix bei Gruchot 49, S. 510 ff., 529, und die dort weiter 
Aufgeführten; Kretſchmar Sachenrecht S. 92.) Gleiche Stellung 
zur jetzigen Streifrage hat auch ſchon die Rechtſprechung 
genommen. (Vgl. OLG. 5, 390. [KGJ. 25, A 170.]) Auf 
Dernburg, der in der 2. Auflage ſeines Sachenrechts S. 616 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


257 


allerdings die Möglichkeit der Umwandlung einer Hypothek⸗ 
vormerkung in eine Eigentümergrundſchuld anerkannt hatte, kann 
ſich die Reviſion nicht mehr ſtützen, da er in der 3. Auflage 
ſeines genannten Buches S. 644 dieſe Anſicht zweifellos auf⸗ 
gegeben hat. Wenn fie für ſich Böhms Reichsgrund buchrecht 
S. 44 anführt, ſo iſt deſſen ſchon vor Inkrafttreten des BGB. 
ausgeſprochene Meinung nicht näher begründet. Mit aus⸗ 
führlicher Begründung freilich vertritt Oberneck in ſeinem 
Reichsgrundbuchrecht S. 644 ff., 660 ff., entgegen ſeiner bei 
Gruchot 47, 323 ff. ausgeſprochenen früheren Meinung, die 
Rechtsanſicht der Reviſionsklägerin. Er geht dabei von dem 
Satze aus, daß die vorgemerkte Hypothek die Wirkung der 
Feſtſtellung eines beſtimmten Ranges für die nachſtehenden 
Hypotheken habe und dieſen für alle Fälle das Vorrücken un⸗ 
möglich mache. Allein demgegenüber kommt das oben Aus⸗ 
geführte und insbeſondere die Erwägung in Betracht, daß eben 
auch die Ranggewährung zugunſten der Vormerkung nach 
8 883 Abſ. 3 BGB. keine endgültige, ſondern nur eine unter 
der Bedingung der gültigen Rechtsentſtehung geſchehen iſt und 
daß die Oberneckſche, auch von der Reviſion geltend gemachte 
Lehre der dinglichen Belaſtung bloßer Wertteile des Grundſtücks 
im Geſetze ſelbſt keinen Anlaß findet. E. c. R., U. v. 
6. März 07, 291/06 V. — Dresden. 

17. 8 1333 3B. Anfechtung der Ehe wegen Irrtum über 
die persönlichen Verhältniſſe. Voreheliches unſchickliches Leben.] 

Nach 8 1333 BGB. kann eine Ehe von den Ehegatten 
angefochten werden, wenn er ſich bei der Eheſchließung über 
ſolche perſönliche Eigenſchaften des andern Ehegatten geirrt hat, 
die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdi⸗ 
gung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe ab⸗ 
gehalten haben würden. Einen ſolchen Irrtum über Charakter⸗ 
eigenſchaften der Beklagten erachtet der Berufungsrichter auf 
ſeiten des Klägers für vorliegend. Die Reviſion der Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Die in dem Berufungsurteil gegebene 
Begründung erſcheint allerdings nicht in allen Beziehungen 
bedenkenfrei. Mangelhaft iſt das Berufungsurteil darin, daß 
es darüber, welches der der Beklagten anhaftende Charakter⸗ 
fehler iſt, ſich in ſehr verſchiedenartigen und unbeſtimmten 
Wendungen (Unempfindlichkeit gegen die höheren Ehrbegriffe 
der gebildeten Klaſſen, mangelnde Empfindung für die feineren 
Abſtufungen der geſchlechtlichen Unantaſtbarkeit in den höheren 
Ständen uſw. ergeht). Der ſachlich von dem Berufungsrichter 
eingenommene Standpunkt ergibt ſich jedoch mit genügender 
Deutlichkeit aus den Ausführungen, mit welchen die Er⸗ 
örterungen über die früheren Beziehungen der Beklagten zu M. 
eingeleitet werden. Es wird hier unter Heranziehung des 
Inhalts der zwiſchen der Beklagten und ihrer Mutter ge⸗ 
wechſelten Briefe als erwieſen bezeichnet, daß die Beklagte be⸗ 
wußt ſich dazu hergegeben hat, einem alten Lüſtling, deſſen 
unlautere Abſichten ſie völlig durchſchaute, fortgeſetzt weit⸗ 
gehende intime Annäherungen namentlich auf gemeinſchaftlich 
unternommenen Reiſen zu geſtatten, nur um ihn finanziell in 
ihrem und ihrer Mutter Intereſſe ausbeuten zu können, be⸗ 
ſonders ſich ausgiebig von ihm freihalten und beſchenken zu 
laſſen. Daß das Alleinſein der Beklagten mit M. auf den in 
den Jahren 1901 und 1902 unternommenen Reiſen, wobei ſie 
in einem Hotel in nebeneinander liegenden Zimmern mit 
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durchgehender Verbindung genächtigt haben, in hohem Maße 
unſchicklich iſt — wie denn auch in Briefen der Beklagten und 
in einem Briefe der Mutter der Beklagten von einem uner⸗ 
hörten Betragen des M. und von weitgehenden Zudringlich⸗ 
keiten desſelben die Rede iſt — iſt nicht zu bezweifeln. Es 
kommt hierfür nicht darauf an, ob es, was der Berufungs⸗ 
richter nicht als erwieſen annimmt, zu einem geſchlechtlichen 
Verkehre zwiſchen ihnen gekommen iſt. Der Hauptvorwurf 
aber, welcher der Beklagten nach den Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsrichters zu machen iſt, iſt der, daß ſie nicht bloß, ob⸗ 
ſchon ihr das Unſchickliche ihres Verkehrs mit M. vollſtändig 
klar war, ſich über die Anforderungen von Zucht und Sitte 
hinweggeſetzt hat, ſondern daß ſie dies getan hat, um Geld⸗ 
vorteile in ihrem und ihrer Mutter Intereſſe hierbei heraus⸗ 
zuſchlagen. Nur aus dieſem Grunde hat ſie dem M., einen 
im Anfang der 60 er Jahre ſtehenden verheirateten Mann, der 
ihr ſehr zuwider war, ein liebenswürdiges Entgegenkommen 
gezeigt und zwar hat ſie dieſes Spiel mit M. nicht bloß ein⸗ 
mal, ſondern auf fünf verſchiedenen Reiſen (wenn ſchon dieſe 
Reiſen immer nur von kurzer Dauer waren) getrieben. Der 
Beklagten fällt hiernach eine niedrige Denk⸗ und Handlungs⸗ 
weiſe darin zur Laſt, daß ſie zur Erlangung äußerer Vorteile 
kein Bedenken trägt, ihren guten Ruf und ihre geſchlechtliche 
Ehre zu gefährden. Wenn der Berufungsrichter hierin einen 
ſchweren Charakterfehler findet, ſo kann dies nicht als rechts⸗ 
irrtümlich bezeichnet werden. Die Reviſion wendet ſich hier⸗ 
gegen mit der Ausführung, daß die Beklagte, wenn überhaupt 
eine Verfehlung als vorliegend erachtet werden könne, mehr 
infolge jugendlicher Unüberlegtheit und jugendlicher Kurzſichtig⸗ 
keit gefehlt habe, was auch vom erſten Richter angenommen 
ſei, und daß deshalb von einer Unempfindlichkeit der Beklagten 
für Sitte und Anſtand als einer bleibenden Eigenſchaft nicht 
die Rede fein könne. Hierbei wird jedoch der Hauptpunkt, 
daß die Beklagte zu dem Verkehr mit M. behufs Erlangung 
von Vermögensvorteilen ſich hergegeben hat, nicht genügend 
beachtet. Richtig iſt, daß eine bloß gelegentliche Verfehlung 
noch nicht die Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft im Sinne 
des 8 1333 BGB. würde begründen können, hierzu vielmehr 
eine der Perſon als etwas Bleibendes anhaftende Eigenſchaft, 
welche als Ausfluß ihres inneren Weſens ſich darſtellt, erforder⸗ 
lich iſt. (RG. 52, 310; Seidlmayer in Iherings J. 46, 183 ff.) 
Allein dies iſt von dem Berufungsgericht keineswegs verkannt. 
Es erwägt, daß die Beklagte mit großer Berechnung gehandelt 
hat, daß ihre Briefe eine über ihre Jahre hinausgehende Ent⸗ 
wicklung und Lebenserfahrung zeigen, was namentlich bei der 
Beobachtung und Behandlung der ſie umgebenden Menſchen zu 
Tage trete und daß ſie ihre Intereſſen überall mit großem 
Nachdruck verficht, womit übrigens auch ihr ſpäteres Verhalten 
im Prozeſſe in Einklang ſteht. Bei dieſer Sachlage konnte das 
Berufungsgericht ſehr wohl feſtſtellen, daß es ſich um eine perſön⸗ 
liche Eigenſchaft der Beklagten, um einen Charakterfehler derſelben 
handelt. H. c. H., U. v. 14. März 07, 38/06 IV. — Frankfurt. 

18. 8 1369 BGB. bezieht ſich nur auf einen Erwerb, den 
die Ehefrau während des Beſtehens des geſetzlichen Güterſtandes 
macht, nicht auf einen ſolchen, den ſie vorher gemacht hat.] 

In der Ehe der Parteien herrſcht der geſetzliche Güterſtand 
des BGB., da die Eheſchließung in die Zeit ſeit dem Inkraft⸗ 


des BGB. fällt und eine Anderung des geſetzlichen Güter: 
ſtandes durch Ehevertrag nicht erfolgt iſt. Beim geſetzlichen 
Güterrechte wird das Vermögen der Frau kraft Geſetzes durch 
die Eheſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen (eingebrachtes Gut) $ 1363 BG. Die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes erſtreckt ſich jedoch nicht 
auf das Vorbehaltsgut der Frau (8 1365). Der Frau liegt der 
Beweis ob, wenn ſie behauptet, daß Stücke ihres Vermögens 
die Eigenſchaft des Vorbehaltsgutes hätten. Die Klägerin be⸗ 
hauptet nun, daß diejenigen Erbteile, die ihr von Seiten ihrer 
vor dem 1. Oktober 1901 (dem Tage der Eheſchießung der 
Parteien) geſtorbenen Großeltern zugefallen find, zu ihrem 
Vorbehaltsgute gehörten, und fie beruft ſich dafür auf den 81369 


BGB., der wörtlich lautet: Vorbehaltsgut iſt, was die Frau 


durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil erwirbt 
(Erwerb von Todeswegen) oder was ihr unter Lebenden von 
einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblaſſer 
durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung 
beſtimmt hat, daß der Erwerb Vorbehaltsgut ſein ſoll. Dieſe 
Geſetzesvorſchrift ſteht jedoch der Klägerin nicht zur Seite, denn 
ſie bezieht ſich nur auf einen Erwerb, den die Ehefrau 
während des Beſtehens des geſetzlichen Güterſtandes macht, 
nicht aber auf einen Erwerb, den ſie vorher gemacht hat. 
Aber die Auslegung des 8 1369 herrſcht allerdings unter den 
Schriftſtellern Streit. Die hier vertretene Auffaſſung teilen: 
Planck, BGB. 8 1369 A. 2 und 8 1413 A. 3, Schmidt 
(Hölder), BGB. 8 1369 A. 2, 8 1413 A. 2, Enneccerus⸗ 
Lehmann, BGB. 8 172 Nr. 4 A. 4, Opet⸗Blume, BGB. 
8 1369 A. 5, Koſack, Lehrb. Bd. II 8 293 zu III S. 508, 
Fiſcher⸗Henle, BGB. $ 1369 A. 1, Mayer und Reiß, Lehrb. 
des Familien⸗ und Erbrechts 8 28 S. 65, Matthias, Lehrb. 
8 86 S. 260, Ullmann, Güterrecht, S. 20 u. f. Den 
entgegengeſetzten Standpunkt verteidigen: Staudinger, BGB. 
8 1369 A. 2, Mantey in Gruchot 43 S. 833—841, Salo⸗ 
monski, Vorbehaltsgut S. 16— 18, Dernburg, Bürgerliches 
Recht, Bd. 4 8 40 S. 132. Für die erſtere Auffaſſung 
ſprechen der Worlaut des §8 1369 im Zuſammenhange mit 
anderen Vorſchriften, ſeine Entſtehungsgeſchichte und rechtliche 
Bedeutung. Daß im $ 1369 das Wort „Frau“ im Sinne 
von „Ehefrau“ gebraucht iſt, folgt nicht nur aus ſeiner 
Stellung im Titel „Eheliches Güterrecht“ und zwiſchen den 
88 1366, 1367 und 1370, in denen zweifellos nur von der 
Ehefrau die Rede fein kann; es wird auch beſtätigt durch 
einen Vergleich mit den entſprechenden Beſtimmungen über Vor⸗ 
behaltsgut bei Gütergemeinſchaft (8 1440), fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft (8 1486) und Errungenſchaftsgemeinſchaft 
(8 1526). Während im 8 1526 von Vorbehaltsgut 
die Rede iſt, das von der „Frau“ nach 8 1369 oder 
§ 1370 erworben wird, ſpricht der 8 1440 Abſ. 2 vom 
Vorbehaltsgute, das von einem der Ehegatten nach 8 1369 
und S 1370 erworben wird, und der § 1486 Abſ. 1 vom 
Vorbehaltsgute, das der überlebende Ehegatte nach § 1369 
und $ 1370 erwirbt. Der Hinweis auf den 8 1869 in Ver: 
bindung mit dem Worte „Ehegatten“ (namentlich im § 1440) 
läßt erſehen, daß ſich der Geſetzgeber nur einen Erwerb der 


Ehe frau unter dem im § 1369 bezeichneten Erwerbe vor⸗ 


geſtellt hat. Wollte man auch einen vor ehelichen Erwerb der 


36. Jahrgang. 


Frau im Sinne dieſer Vorſchrift als Vorbehaltsgut anſehen, 
fo würde ſich ein unlöslicher Widerſpruch mit dem § 1440 
Abſ. 2 ergeben. Dem gegenüber kann es nicht ins Gewicht 
fallen, wenn der Ausdruck „Frau“ an anderen Stellen des 
BGB. auch Mädchen (81303) Witwen und geſchiedene Frauen 
88 1313, 1577) oder überhaupt alle Perſonen weiblichen Ges 
ſchlechts (§S 178 6 Abf. 1 Nr. 1) umfaßt. Unterſtützt wird die 
hier vertretene Auffaſſung durch die Entſtehungsgeſchichte. Wie 
die Begründung des 1. Entwurfs Bd. 4 S. 168, 169 hervor⸗ 
hebt, liegen die Verhältniſſe nicht ſelten ſo, daß es Dritten, 
die der Ehefrau etwas hinterlaſſen oder unter Lebenden zu⸗ 
wenden wollen, insbeſondere den Eltern oder ſonſtigen Ver⸗ 
wandten der Ehefrau, mit Rückſicht auf die bisherige Ver⸗ 
waltung des Ehemannes oder das unter den Ehegatten 
beſtehende perſönliche Verhältnis dringend wünſchens⸗ 
wert erſcheinen muß, zum Beſten der Ehefrau und deren Erben 
jede Einwirkung des Ehemannes auf das der Ehefrau Hinter⸗ 
laſſene oder unter Lebenden Zugewendete auszuſchließen. Des⸗ 
halb ſollte dritten die Möglichkeit gewährt werden, durch ein⸗ 
ſeitige Beſtimmung ohne und ſelbſt gegen den Willen des Ehe⸗ 
mannes das Hinterlaſſene oder Zugewendete ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung zu entziehen. Die Begründung erwähnt auch, 
daß eine derartige Regelung mit den neueren Geſetzgebungen 
übereinſtimme, insbeſondere mit dem 8 214 ALR. Tl. II 
Tit. 1. Die Beſtimmungen des Preußiſchen Rechts (88 212, 
214 a. a. O.) laſſen aber keinen Zweifel, daß ſie ſich nur auf 
den während der Ehe (durch Erbſchaft, Geſchenke oder Glücks- 
fälle) gemachten Erwerb beziehen. Auch bei der zweiten Leſung 
und den weiteren Beratungen des Entwurfs iſt immer nur von 
einem Erwerbe der Ehe frau die Rede geweſen und niemals die 
Anſicht hervorgetreten, daß der voreheliche Erwerb der Frau 
gleichzuſtellen ſei. Die Verteidiger der gegenteiligen Auffaſſung 
berufen ſich zu Unrecht auf 8 1413 BGB. Die daſelbſt vor⸗ 
kommenden Worte „nach der Eingehung der Ehe“ fehlten freilich 
im 1. Entwurfe. Erſt bei der 2. Leſung wurde ein dahin⸗ 
gehender Zuſatz gemacht, allein offenbar nur zu dem Zwecke, 
um dem Mißverſtändniſſe vorzubeugen, als ob auch der Fall, 
wenn die Erbſchaft oder das Vermächtnis vor der Eingehung 
der Ehe erworben und durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut 
erklärt wird, von der Vorſchrift mitumfaßt werde (Planck a. a. O. 
81413. A. 3). Eine ſachliche Anderung des 1. Entwurfs ift 
nicht bezweckt worden. Deshalb iſt es unzuläſſig, aus den 
Worten „nach Eingehung der Ehe“ zu folgern, daß das BGB. 
auch die Möglichkeit offen gelaſſen habe, daß im Falle des 
§ 1369 ſchon vor der Eingehung der Ehe Vorbehaltsgut 
erworben werde. Berückſichtigt das Geſetz hiernach nur den 
während des Güterſtandes gemachten Erwerb, ſo kann es 
dahingeſtellt bleiben, ob Zweckmäßigkeitsgründe vorliegen, die 
für eine geſetzliche Regelung im Sinne der gegenteiligen Anſicht 
ſprechen. Es muß aber auch mit Grund bezweifelt werden, 
ob eine ſolche anderweite Regelung die zweckmäßigere geweſen 
wäre (wird näher erörtert). G. c. G., U. v. 21. März 07, 
294 / 370/06 IV. — Berlin. 

19. 8 1568 BGB. Die Zerrüttung der Ehe kann nicht auf 
Grund der Erhebung der Eheſcheidungsklage feſtgeſtellt werden.] 

Die Frage, ob die Klägerin das Verhalten des Beklagten 
ehezerrüttend empfunden habe, wird mit der Begründung, daß 
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ſie ja hierauf die Eheſcheidungsklage geſtützt habe, bejaht. Dieſe 
Schlußfolgerung iſt verfehlt. Gewiß knüpfen ſich wichtige recht⸗ 
liche Folgen an die Geltendmachung eines Scheidungsgrundes 
im Rechtsſtreit, aber ein ſolches prozeſſualiſches Vorgehen zwingt 
keineswegs zu dem Schluſſe, daß es der Empfindung entſprungen 
ſei, die Ehe ſei aus dem geltendgemachten Grunde zerrüttet. Er⸗ 
fahrungsgemäß werden häufig Tatſachen als Eheſcheidungsgründe 
geltend gemacht, die von der Prozeßpartei garnicht als ehezer⸗ 
rüttend empfunden oder die nachträglich verziehen worden find. 
Trotz dieſes bedenklichen Satzes im Berufungsurteile war jedoch 
aus dem ſonſtigen Inhalte der Urteilsbegründung zu entnehmen, 
daß das Berufungsgericht bei Beurteilung der Sache den zu⸗ 
treffenden Standpunkt eingenommen hat. Denn es ergibt ſich 
daraus, daß es die perſönliche Empfindungsweiſe der Klägerin, 
ihre Erziehung, ſittlichen Anſchauungen und geſellſchaftliche 
Stellung berückſichtigt und darauf die Annahme, daß ihr die 
Fortſetzung der Ehe unerträglich geworden ſei, geftüßt hat. Unter 
dieſen Umſtänden war die Reviſion des Beklagten für unbegründet 
zu erachten. G. c. G., U. v. 21. März 07, 577/06 IV. — Berlin. 

20. 88 1923, 2106, 2108 BGB. Rechtsſtellung der 
Erben des Nacherben, der vor den ein gemeinſchaftliches Teſtament 
errichtenden Eheleuten verſtorben iſt.] 

Die Eheleute H. in Torgau errichteten am 30. Auguſt 1892 
ein wechſelſeitiges, vom 29. Juli 1902 datiertes Teſtament. 
Jeder von ihnen erklärte darin für ſich, er ſetze den anderen 
und den gemeinſamen Sohn H. zu Erben ein, jedoch wendete 
er weiter dem überlebenden Ehegatten den lebenslänglichen Nieß⸗ 
brauch an ſeinem geſamten Vermögen zu und beſtimmte dabei, 
daß der Ueberlebende über „letzteren“ ſelbſtändig verfügen und, 
wie der Ehemann allein hinzuſetzte, das Wohnhaus zu verkaufen 
berechtigt ſein ſollte. Von dem Sohne dagegen hieß es weiter, 
daß er erſt nach dem Tode des Ueberlebenden die Erbſchaft an⸗ 
treten und, ſofern er mit dieſer Beſtimmung nicht zufrieden ſein 
würde, nur den Pflichtteil erhalten ſollte. Der Sohn H. ſtarb 
vor beiden Eltern im Jahre 1899, ohne eheliche Nachkommen 
zu hinterlaſſen. Sodann ſtarben der Ehemann H. am 14. März 
1905 und die Ehefrau H. am 17. März 1905. Die Kläger 
find — vorausgeſetzt, daß ihnen das Teſtament nicht entgegen⸗ 
ſteht, — die geſetzlichen Erben des Ehemannes H. und zwar, 
wenn ſich die Erbfolge nach dem Zeitpunkte des Todes ſeiner 
Ehefrau richtet die alleinigen Erben. Die Beklagten find die 
geſetzlichen Erben der Ehefrau H. Dem von den Klägern in 
erſter Linie geſtellten Antrage entſprechend hat das LG. ein 
Feſtſtellungsurteil dahin erlaſſen, daß der Nachlaß des H. sen. 
mit dem Tode ſeiner Ehefrau auf die Kläger als Nacherben 
übergegangen ſei. Mit dem vorſorglichen Unterantrage hatten 
Kläger die Feſtſtellung beantragt, daß H. sen. von ihnen und 
von ſeiner Ehefrau in geſetzlicher Erbfolge beerbt worden ſei. 
Die Berufung der Beklagten iſt zurückgewieſen. Das RG. hob 
auf und wies die Klage ab: Vorliegend kommt nicht das 
preußiſche, ſondern gemäß Art. 55 und 213 EGBGB. das 
Recht des BGB. zur Anwendung. Für dieſes Recht folgt die 
grundſätzliche Befreiung des eingeſetzten Erben von der ihm durch 
die Anordnung einer Nacherbfolge auferlegten Beſchränkung für 
den Fall, daß der Nacherbe fortfällt, ſchon aus der Ausdrucks- 
weiſe des Geſetzbuchs, das in den 88 2306, 2308 den ein⸗ 
geſetzten Erben eben auch ſeinerſeits durch die Einſetzung des 
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Nacherben als „beſchränkt“ bezeichnet, mehr aber noch aus der 
allgemeinen, im $ 2108 Abſ. 1 enthaltenen Vorſchrift, wonach 
auf die Nacherbfolge 8 1923 entſprechende Anwendung findet. 
Gemäß 8 1923 Abſ. 1 wird deshalb, wenn der Nacherbe den 
Tod des Erblaſſers nicht erlebt die Anordnung der Nacherbfolge 
in gleicher Weiſe unwirkſam, wie wenn der Erblaſſer den Erben 
überlebt. Bezieht man aber die Beſtimmung, ſoweit es ſich um 
eine Nacherbfolge handelt, auf den Zeitpunkt des Eintritts der 
Nacherbfolge, ſo iſt das Ergebnis dasſelbe, da alsdann 8 2108 
Abſ. 2 die Anordnung der Nacherbfolge grundſätzlich nur unter 
der Vorausſetzung als wirkſam fortbeſtehen läßt, daß der Nach⸗ 
erbe den Erbfall überlebt hat, während für den Fall ſeines 
früheren Todes es bei der aus 88 2108 Abſ. 1 und 
1923 Abſ. 1 ſich ergebenden Regelung verbleibt, wonach die 
Anordnung der Nacherbfolge hinfällig wird. Ihr Hinfällig⸗ 
werden aber hat zur Folge, daß der eingeſetzte Erbe nunmehr 
als Erbe zu vollem Recht in die Erbfolge eintritt. In dieſer 
Rechtslage befand ſich gegebenenfalls mit dem Tode ihres 
Mannes die Witwe H. und ſie vererbte den Nachlaß des 
Mannes weiter auf die Beklagten als ihre geſetzlichen Erben, 
es ſei denn, daß dem Berufungsrichter in der Annahme bei⸗ 
getreten werden könnte, der Erblaſſer habe nicht nur ſeinen 
Sohn als Nacherben bedenken, ſondern unabhängig davon, ob 
der Sohn zur Nacherbfolge gelangen würde oder nicht, die Ehe⸗ 
frau in ihren Rechten als Erbin auf ihre eigene Lebensdauer 
beſchränken wollen; er habe damit alſo verhüten wollen, daß 
dermaleinſt, gleichviel unter welchen Umſtänden, ſein Nachlaß 
auf ihre Erben überginge. Hätte der Berufungsrichter auf 
irgend eine Beſtimmung des Teſtaments hinzuweiſen vermocht, 
aus der ſich eine derartige Abſicht des Erblaſſers auch nur ent⸗ 
fernt hätte erſehen laſſen oder hätten ihn die Beſtimmungen 
des Teſtaments in Verbindung mit anderen, außerhalb der 
teſtamentariſchen Beurkundung liegenden Umſtänden auf eine 
derartige Feſtſtellung geführt, ſo würde in dieſer Beziehung 
feine Teſtamentsauslegung im weſentlichen tatſächlichen Inhalts 
und darum gemäß 8 561 ZPO. für die Entſcheidung des 
Reviſionsgerichts maßgebend fein. Weder das eine noch auch 
das andere trifft jedoch zu. Das Teſtament enthält nur ſolche 
Anordnungen, durch die der Erblaſſer zwar dem Sohne die 
Rechtsſtellung des Nacherben wenn auch unter jeder nur möͤg⸗ 
lichen Einſchränkung wahrt, auf der anderen Seite dagegen die 
Rechte und Machtvollkommenheiten ſeiner Ehefrau bis an die 
äußerften Grenzen hin ausdehnt. Nirgend hat der Berufungsrichter 
in dem Teſtament einen Stützpunkt für die Annahme ge⸗ 
funden, der Erblaſſer habe ſich bei den zugunſten des Sohnes 
getroffenen Verordnungen nicht ſowohl durch die Rückſicht auf 
den Sohn ſondern durch das Beſtreben leiten laſſen, ein 
dauerndes Verbleiben ſeines Nachlaſſes in den Händen der Ehe⸗ 
frau oder ihrer Erben zu verhüten. Die Tatſache, daß der 
Erblaſſer eigene Verwandten hatte, von der die Schlußfolgerungen 
des Berufungsrichters allein ausgehen, kann feine Teſtaments⸗ 
auslegung nicht begründen. Es kam insbeſondere, ſolange die 
zeitliche Einſchränkung des Erbrechts der Witwe nicht zunächſt 
und von vornherein feſtſtand, darauf nicht an, ob der Erblaſſer, 
wenn er überhaupt ſich die Möglichkeit eines früheren Ablebens 
ſeines Sohnes vergegenwärtigte, an deſſen Stelle den Nachlaß 
mehr den eigenen Verwandten wie denen der Frau gegönnt 
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hat und darum war es für die Entſcheidung auch weiter ohne 
Bedeutung, wenn der Berufungsrichter von ſeiten der Beklagten 
den Nachweis vermißt, daß er gerade ihnen ſeinen Nachlaß habe 
zuwenden wollen. Sein Nachlaß iſt auf die Beklagten, ver⸗ 
mittelt durch die Erbfolge der Witwe, nicht deshalb über⸗ 
gegangen, weil er ihn den Erben der Witwe durch teſtamentariſche 
Anordnung zugewendet, ſondern weil er die Ehefrau zu Erben 
nur mit einer Beſchränkung eingeſetzt hat, die ſchon vor ſeinem 
Tode hinfällig wurde. Wie wenig andererſeits es ihm darum 
zu tun war, abgeſehen von der Ehefrau und dem Sohne auch 
nur bedingt ſeine weiteren Verwandten zu bedenken, läßt ſich 
aus der Beſchränkung des Sohnes auf den Pflichtteil für den 
Fall erſehen, daß der Sohn ſich den teſtamentariſchen An⸗ 
ordnungen nicht fügen würde. Trat dieſer Fall ein und erhielt 
der Sohn von der Mutter als der eingeſetzten Erbin den Pflicht⸗ 
teil, ſo boten die Beſtimmungen des Teſtaments den Klägern 
ſchlechterdings nirgend einen Anhalt, von dem aus ſie hätten 
geltend machen können, ſie ſeien an Stelle des Sohnes mit 
dem Tode der Mutter zur Nacherbefolge gelangt oder überhaupt 
in irgend einer Weile bedacht worden. T. c. S., U. v. 
14. März 07, 375/06 IV. — Naumburg. 

21. 8 2242 BGB. verb. mit $ 177 FGG. Erklärung 
des Erblaſſers, er könne nicht ſchreiben, in dem über die 
Errichtung eines Teſtamentes aufgenommenen Protokoll.] 

An den Rand eines über Teſtamentserrichtung aufge⸗ 
nommenen Protokolls ſchrieb der Gemeindevorſteher: „Es wird 
hiermit konſtatiert, daß die Erblaſſerin des Schreibens nicht 
mehr mächtig iſt.“ In Übereinſtimmung damit wurde der auf 
die Unterzeichnung bezügliche Vordruck geändert. Das Nachlaß⸗ 
gericht, nachdem es über den Hergang bei der Teſtaments⸗ 
errichtung Zeugen vernommen hatte, erteilte der in dem Teſtament 
eingeſetzten Erbin einen Erbſchein. Die in dem Teſtamente 
nicht bedachte Tochter der Erblaſſerin legte gegen die Ver⸗ 
fügung des Nachlaßgerichts Beſchwerde ein. Das LG. erklärte 
die Beſchwerde für zuläſſig (vgl. RG. 61, 274), wies ſie jedoch 
als unbegründet zurück. Das BayObè G. legte die weitere Bes 
ſchwerde dem RG. vor, weil es entgegen zwei Beſchlüſſen des 
KG. (KJ. 20, 130 und 26, 42) die Feſtſtellung der Urkunds⸗ 
perſon, daß der Erblaſſer nicht ſchreiben könne, für genügend 
erachtete. Dieſe Beſchlüſſe hinderten eine auf der entgegen⸗ 
geſetzten Rechtsanſicht beruhende Entſcheidung zu treffen, denn 
die in dem Urteile des RG. vom 7. Januar 1904 (RG. 56, 
S. 368, 369) enthaltene Außerung könne wohl nicht als eine 
über die Rechtsfrage bereits ergangene Entſcheidung angeſehen 
werden. Das RG. wies die weitere Beſchwerde zurück: Zwar 
it der Beſchluß des KG. vom 28. Mai 1900 zu 8 177 
FGG., nicht zu 5 2242 BGB. ergangen und die Ent⸗ 
ſcheidung vom 18. Mai 1903, die zu 8 2242 erging, 
hing nicht von der Frage ab, ob die Feſtſtellung der Er⸗ 
klärung des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, in der 
Feſtſtellung gefunden werden könne, daß das Protokoll vor⸗ 
geleſen und von dem Erblaſſer genehmigt worden ſei. Immerhin 
iſt in dem Beſchluſſe vom 18. Mai 1903 ausgeſprochen, daß 
die Ausführungen des Beſchluſſes vom W. Mai 1900 auch für 
die Teſtamentserrichtung zu gelten hätten und daß die fehlende 
Unterſchrift des Erblaſſers auf keine andere Weiſe erſetzt werden 
könne, als durch die Angabe, der Erblaſſer habe erklärt, nicht 
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ſchreiben zu können. Was die Rechtsfrage ſelbſt anlangt, ſo iſt 
der Auffaſſung des BayOb eG. beizutreten. Allerdings bedarf 
es, wenn der Erblaſſer das über die Errichtung des Teſtaments 
aufgenommene Protokoll nicht unterſchreibt, in dem Protokoll 
der Feſtſtellung, der Erblaſſer habe erklärt, daß er nicht ſchreiben 
könne (8 2242 Abſ. 2, 8 2249 BGB.). Allein es ift nicht 
erforderlich, daß die Feſtſtellung gerade mit den Worten: „Der 
Erblaſſer erklärte, daß er nicht ſchreiben könne“, getroffen wird. 
Es genügt vielmehr, wenn die Erklärung des Erblaſſers, nicht 
ſchreiben zu können, überhaupt aus dem Protokoll zu ent⸗ 
nehmen if. So iſt nicht zu beanſtanden, daß das OLG. 
zu Dresden in einem Beſchluſſe vom 7. November 1905 
(8BlFG. 6, 418) angenommen hat, die Worte: „Der Erb⸗ 
laſſer hat nicht unterſchrieben, weil er des Schreibens unkundig 
ſei“, ließen die Auslegung zu, daß damit die Erklärung 
des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, feſtgeſtellt worden ſei, 
ferner, die Erklärung, nicht ſchreiben zu können, könne in der 
Feſtſtellung gefunden werden, der Erblaſſer habe, weil des 
Schreibens unkundig, das Protokoll mit ſeinem Handzeichen 
verſehen (vgl. Beſchluß des OL G. zu Hamburg vom 
18. November 1904 RIA. 5, 48). Daß auch in der Feſt⸗ 
ſtellung der Genehmigung des Teſtamenttextes, der die 
objektive Feſtſtellung der Schreibunfähigkeit des Erblaſſers ent⸗ 
hält, die Feſtſtellung gefunden werden kann, der Erblaſſer habe 
erklärt, nicht ſchreiben zu können, hat das RG. in dem 
angeführten Urteile vom 7. Januar 1904, das mit einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 1. Dezember 1902 (JW. 03 Beil. S. 30 Nr. 60) 
übereinſtimmt, ſchon ausgeſprochen. Es beſteht kein Anlaß, 
davon abzugehen. Demnach unterliegt es keinem Bedenken, daß 
das LG. mit dem Nachlaßgericht angenommen hat, die 
Erklärung, nicht ſchreiben zu können, welche die Erblaſſerin 
abgegeben, während der Gemeindevorſteher die letztwilligen 
Anordnungen niedergeſchrieben habe, ſei feſtgeſtellt in dem Satze, 
der die Angabe enthält, die Erblaſſerin habe das Protokoll 
genehmigt. R. ſche Nachlaßſache betr., Beſchl. v. 21. März 07, 
B 58/07 IV. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

22. 88 99 Abſ. 2, 307 ZPO. Vorausſetzungen für die 
Charakteriſierung eines Urteils als Anerkenntnisurteil.] 

Zu Unrecht erachtet die Reviſion den $ 99 Abſ. 2 in 
Verbindung mit 8 307 ZPO. dadurch verletzt, daß der Bes 
rufungsrichter die Berufung des Beklagten wegen der Koſten⸗ 
entſcheidung des erſtinſtanzlichen Urteils zugelaſſen habe, wie⸗ 
wohl dieſes weder nach ſeinem Inhalte noch nach ſeiner Be⸗ 
zeichnung ein Anerkenntnisurteil ſei. Nach 5 99 Abſ. 1 ZPO. 
iſt die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt unzu⸗ 
läſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache ein 
Rechtsmittel eingelegt wird. Von dieſem Regelſatz enthalten 
die Abſ. 2 und 3 des 8 99 zwei Ausnahmen. Iſt eine Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen, ſo findet gegen die 
Entſcheidung über den Koſtenpunkt nach Abſ. 3 die ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. Dieſer Ausnahmefall iſt vorliegend nicht ge⸗ 
geben, da in der Hauptſache ein Urteil nach dem Klageantrag 
ergangen iſt. Wohl aber liegt der Ausnahmefall des Abſ. 2 
vor, wonach, wenn die Hauptſache durch eine auf Grund eines 
Anerkenntniſſes ausgeſprochene Verurteilung erledigt iſt, die 
Entſcheidung über den Koſtenpunkt mit dem für die Hauptſache 
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gegebenen ordentlichen Rechtsmittel ſelbſtändig angefochten 
werden kann. Allerdings enthalten die Entſcheidungsgründe 
des erſten Urteils darüber nichts, daß der Beklagte den Klage⸗ 
anſpruch anerkannt habe und demgemäß ein Urteil nach dem 
Klageantrag erlaſſen werde. Dennoch muß angenommen 
werden, daß der erſte Richter das Urteil in der Hauptſache 
„auf Grund eines Anerkenntniſſes“ des Beklagten hat erlaſſen 
wollen und erlaſſen hat. Denn die in dem Tenor des Urteils 
dem Klagantrage gemäß getroffene Feſtſtellung, daß der 
fragliche Weg ein öffentlicher ſei, kann nach dem Inhalte des 
Urteils nur auf dem im Tatbeſtand angeführten Anerkenntniſſe 
des Beklagten, daß der Weg ein öffentlicher ſei, beruhen. 
Irgendwelche Unterſuchungen über die Eigenſchaft des Weges 
ſind vom Richter nicht angeſtellt; er hat weder einen Beweis 
darüber erhoben noch auch nur geprüft, ob nach den von der 
Klägerin vorgebrachten Tatſachen die Offentlichkeit des Weges 
anzunehmen ſei. Es kann daher das Urteil nur dahin aufge⸗ 
faßt werden, daß der Richter davon ausgegangen iſt, durch das 
Anerkenntnis des Beklagten ſei die Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache von ſelbſt gegeben und ſei ohne weiteres ein Urteil gemäß 
dem Klageantrage zu erlaſſen. Hiermit ſtimmt auch überein, 
daß der Richter in den Entſcheidungsgründen, abgeſehen von 
der trotz des Anerkenntniſſes von Amts wegen zu 
prüfenden Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges, nur 
erörtert hat, ob nach 8 91 ZPO. der unterliegende Be⸗ 
klagte oder, weil dieſer keine Veranlaſſung zur Erhebung der 
Klage gegeben, nach 8 93 ZPO. die Klägerin die Prozeßkoſten 
zu tragen habe. Der von der Novelle zur 30. 
dem 8 94 a. F. angefügte Abf. 2 des jetzigen 8 99, welcher 
auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht, hat feinen 
geſetzgeberiſchen Grund darin, daß im Falle der Erledigung der 
Hauptſache durch Verurteilung des Beklagten auf Grund ſeines 
Anerkenntniſſes die Entſcheidung der Frage, welcher der Parteien 
nach 88 91, 93 ZPO. die Prozeßkoſten zur Laſt zu legen 
ſeien, der höheren Inſtanz ſoll unterbreitet werden können 
(Komm B. S. 39). Gerade um einen ſolchen Fall handelt es 
ſich aber vorliegend, da zufolge des Anerkenntniſſes des Be⸗ 
klagten die Hauptſache durch Erlaß des Feſtſtellungsurteils 
gemäß dem Klagantrag erledigt und nur noch die Koſtenfrage 
zu entſcheiden geblieben if. Allerdings iſt, wenn 8 99 Abſ. 2 
ZPO. die ſelbſtändige Anfechtung der Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt unter der Vorausſetzung zuläßt, daß die Hauptſache 
durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes ausgeſprochene 
Verurteilung erledigt iſt, dies nicht dahin zu verſtehen, daß es 
genügt, wenn ein Urteil dem Klagantrage gemäß erlaſſen iſt 
und dieſes ſich irgendwie auf ein Anerkenntnis des Beklagten 
gründet. Vielmehr muß ein Urteil im Sinne des 8 307 ZPO. 
vorliegen, welches der Richter, ohne in eine ſelbſtändige 
Prüfung des Klaganſpruchs eingetreten zu ſein, lediglich auf 
Grund des Anerkenntniſſes ausgeſprochen hat. Dies ergibt ſich 
aus dem Wortlaut der Vorſchrift, wonach die Hauptſache durch 
eine Verurteilung erledigt ſein ſoll, welche „auf Grund eines 
Anerkenntniſſes ausgeſprochen“ iſt; auch iſt bei der Beratung 
in der Kommiſſion wiederholt hervorgehoben, daß die Vorſchrift 
den Fall des Anerkenntnisurteils gemäß 8 307 ZPO. betreffen 
ſolle (JW. 1900, 745; RG. 60, 316; Gaupp⸗Stein Bem. IV 
zu 8 99 ZPO.) Ein ſolches Urteil iſt vorliegend aber auch 


262 


gegeben. Zwar hat nach 8 307 ZPO. der Erlaß eines An⸗ 
erkenntnisurteils die Stellung eines hierauf gerichteten beſonderen 
Antrages zur Vorausſetzung (RG. 3, 200; JW. 1899, 
S. 366 Nr. 13) und ein ſolcher Antrag iſt im gegebenen Falle 
nach Inhalt des Urteils nicht geſtellt. Jedoch kommt es für die 
Frage, ob und welches Rechtsmittel gegen eine Entſcheidung 


gegeben iſt, nicht darauf an, daß die geſetzlichen Voraus⸗ 


ſetzungen für den Erlaß der betreffenden Entſcheidung vorliegen, 
ſondern darauf, welche Art von Entſcheidung der Richter hat 
erlaſſen wollen und nach dem entſcheidenden Teil und den 
Gründen tatſächlich erlaſſen hat (RG. 6, S. 421, 429; 8, 
363; 13, 403; 39, 391; 49, 339; 58, 232). Vorliegend hat 
der erſte Richter ohne jede Sachunterſuchung lediglich zufolge 
des Anerkenntniſſes des Beklagten die klagegemäße Feſtſtellung 
ausgeſprochen, alſo tatſächlich ein Anerkenntnisurteil im Sinne 
des 8 307 3PO. erlaſſen. Allerdings hat er das Urteil nicht 
als Anerkenntnisurteil bezeichnet; auch hat er unterlaſſen, das 
Urteil gemäß 8 708 Nr. 1 ZPO. für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären. Jedoch die Unterlaſſung der äußeren Bezeichnung 
der Art des Urteils iſt belanglos, wenn dieſe Art ſich aus dem 
Inhalte des Urteils ergibt. Ebenſowenig kann die verſehent⸗ 
liche Unterlaſſung der Vollſtreckbarkeitserklärung dem Urteil den 
Charakter eines Anerkenntnisurteils nehmen. Es ſind daher 
die Erforderniſſe für die ſelbſtändige Anfechtung der Koſten⸗ 
entſcheidung nach 8 99 Abſ. 2 ZPO. erfüllt (RG. 60, 316; 
OLG. 2, 125). Die Ausführung der Revifion, daß ein An⸗ 
erkenntnisurteil deshalb nicht vorliege, weil Beklagter nicht den 
erhobenen „Anſpruch“ anerkannt habe, iſt unzutreffend. Klägerin 
hat die Feſtſtellung verlangt, daß der fragliche Weg ein öffent⸗ 


licher ſei, und dieſen Anſpruch hat der Beklagte dadurch aner⸗ 


kannt, daß er die Offentlichkeit des Weges anerkannt hat. 
Hiernach hat das Berufungsgericht die Berufung gegen das 
erſte Urteil wegen der Entſcheidung über den Koſtenpunkt mit 


Recht zugelaſſen. S. c. H., U. v. 28. Febr. 07, 877/06 V.. 
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23. 8 114 8PO. in Verb. mit $ 1960 BGB. Der Nachlaß⸗ 
verwalter hat eine ähnliche Stellung wie ein Konkursverwalter, er 
kann kein Armenrecht für den von ihm verwalteten Nachlaß im 
Prozeß beanſpruchen.] 

Der urſprünglich Mitbeklagte Privatmann H. M. Tzſch. 
iſt im Laufe des Rechtsſtreits verſtorben. Es iſt die Nachlaß⸗ 
verwaltung angeordnet und der zum Nachlaß verwalter beſtellte 
Rechtsanwalt Dr. H. Sch. iſt in den Prozeß eingetreten. Er 
hat in der Berufungsinſtanz unter Vorlegung einer Beſchei⸗ 
nigung des Königlichen AG. D., nach welcher er in ſeiner 
Eigenſchaft als Verwalter des vorerwähnten Nachlaſſes außer⸗ 
ſtande iſt, die Koſten des Rechtsſtreits zu beſtreiten, das Armen⸗ 
recht nachgeſucht. Sein Antrag iſt vom Berufungsgerichte mit 
der Begründung zurückgewieſen, daß die Erteilung des vom 
Antragſteller nicht für ſeine Perſon, ſondern als Vertreter des 
von ihm verwalteten Nachlaſſes nachgeſuchten Armenrechts un⸗ 
zuläſſig ſei. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt nicht be⸗ 
gründet: Daß die ZPO. das Armenrecht nur phyſiſchen Per⸗ 
ſonen zugeſteht, nicht auch juriſtiſchen Perſonen, Perſonenver⸗ 
einen und Vermögensmaſſen oder deren Vertretern, iſt vom RG. 
in dem auch vom Berufungsgerichte angezogenen Beſchluſſe des 
V. 38S. vom 4. April 1894 — RG. 33, 366 ff. — und ſpäter 
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ebenfalls ausgeſprochen. Von dieſem Grundſatze abzugeben 
liegt kein Anlaß vor. Er iſt auch in dem Beſchluſſe des 
VI. 8 S. vom 25. Januar 1902 — RG. 50, 394 — aufrecht 
erhalten. Die dort getroffene Entſcheidung, welche die Erteilung 
des Armenrechts an den gemäß 8 1960 BGB. beſtellten 
Nachlaßpfleger für zuläſſig erachtet, beruht darauf, daß dieſem 
Nachlaßpfleger nicht eine eigene Parteiſtellung kraft Amtes zu⸗ 
kommt, daß er vielmehr geſetzlicher Vertreter der Erben ſei; 
dieſe noch unbekannten und ungewiſſen Erben ſeien tatſächlich 
Partei und für ſie werde das Armenrecht nachgeſucht. Der 
Ausführung der Beſchwerde, daß bei der Nachlaßverwaltung 
trotz der Verſchiedenheit ihres Zweckes und ihrer Wirkungen die 
rechtliche Konſtruktion die gleiche ſei, und deshalb der hier be⸗ 
ſtellte Nachlaßpfleger ebenfalls als Vertreter der Erben anzu⸗ 
ſehen ſei, iſt nicht beizutreten. In der Literatur iſt es ſtreitig, 
wie die Stellung des Nachlaßverwalters rechtlich aufzufaſſen iſt. 
Nach einer Meinung — Planck: BGB. 5, 3, 46 Vorbemer⸗ 
kungen zu 8 1975; Staudinger: BGB. 2. Aufl. 5, 161; 
Jäger: KO. 2. Aufl. S. 64 Anm. 10; Bender: Rechts⸗ 
ſtellung der Erben 2, 106 ff., Neumann BGB. 4. Aufl. 2, 
459 Ja — iſt der Nachlaßverwalter, wie die Beſchwerde an⸗ 
nimmt, ebenſo wie der aus 8 1960 BGB. beſtellte Nachlaß 
pfleger geſetzlicher Vertreter der Erben als ſolcher und vertritt 
ſie auch in den von ihm als Nachlaßverwalter geführten Pro⸗ 
zeſſen. Andere Schriftſteller — Strohal: Erbrecht 2, 280; 
Scholl: Armenrecht in den Abhandlungen zum Privatrecht und 
Zivilprozeß von Feſcher Bd. 4 Heft 3 S. 67; Weißler: Nachlaß⸗ 
verfahren S. 300 ff. Nr. 7 (mit dem Hinzufügen, daß der 
Nachlaßverwalter privatrechtlich Vertreter der Erben ſei); Leske: 
Vergleichende Darſtellung des BGB. 2, 1073; Liebe im 
Sächſ Arch. 11, 544 — weiſen dem Nachlaßverwalter eine dem 
Konkursverwalter gleiche oder ähnliche rechtliche Stellung zu. 
Der beſchließende Senat hat ſich der letzteren Anſicht ange⸗ 
ſchloſſen. In der Nachlaßverwaltung iſt die Rechtsſtellung des 
Nachlaßpflegers und das Verhältnis der Erben zu ihm weſent⸗ 
lich verſchieden von der im 8 1960 BGB. vorgeſehenen Pfleg⸗ 
ſchaft. Während letztere den Nachlaß lediglich im Intereſſe der 
Erben in Geſtalt einer Fürſorgemaßregel des Nachlaßgerichts 
ſichert, bezeichnet 8 1975 die Nachlaßverwaltung als Nachlaß⸗ 
pflegſchaft zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger. Der zur 
Sicherung des Nachlaſſes beſtellte Pfleger nimmt die Rechte 
der Erben wahr, weil ſie ſelbſt noch nicht dazu imſtande ſind, 
er iſt lediglich ihr Vertreter und dieſe Vertretung hört auf, 
ſobald die Annahme der Erbſchaft und die Perſon der Erben 
feſtſteht, und die Erben ſich nun ſelbſt vertreten können. Die 
Nachlaßverwaltung entzieht auch den legitimierten Erben die 
Befugnis zur Verwaltung und Verfügung über den Nachlaß; 
Rechtshandlungen der Erben nach Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung ſind, wie diejenigen des Gemeinſchuldners nach der 
Konkurseröffnung den Nachlaßgläubigern gegenüber unwirkſam 
(S 1984). Die abgeſonderte Nachlaßmaſſe bildet eine dem 
Einfluſſe der Erben entzogene Vermögensmaſſe, die lediglich der 
Verwaltung und Verfügung des Nachlaßpflegers unterliegt, 
die er gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten hat, und auf 
deren Ausantwortung die Erben erſt nach Berichtigung der 
Nachlaßverbindlichkeiten wieder Anſpruch haben (88 1985, 
1986). Wenn nun auch der Erbſchaftserwerb ſelbſt dadurch 
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nicht rückgängig gemacht wird, fo find doch deſſen Wirkungen 
während der Nachlaßverwaltung derart aufgehoben, daß der ſo 
beſtellte Verwalter, der den Gläubigern für die Verwaltung 
mitverantwortlich iſt (8 1985) und unter Umſtänden auch 
Rechte gegen die Erben geltend zu machen hat, (8 1978) als 
curator personarum der Erben lediglich deshalb, weil er auch 
vom Nachlaßgerichte als Pfleger beſtellt iſt, nicht mehr ange⸗ 
ſehen werden kann. Die Nachlaßverwaltung iſt ſonach analog 
der Konkursverwaltung geſtaltet und die Rechtsſtellung des 
Nachlaßpflegers deshalb auch eine der des Konkursverwalters 
entſprechende. Der Konkursverwalter aber iſt in ſtändiger 
Judikatur des RG. — 29, 29; 35, 31; 47, 373 — weder als 
geſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners noch der Gläubiger 
oder der Konkursmaſſe angeſehen, ſondern es iſt ihm als Organ 
für die Durchführung der Zwecke des Konkursverfahrens eigene 
Parteiſtellung zugeſprochen. Dieſe nimmt auch der Nachlaß⸗ 
verwalter ein und in dieſer Parteiſtellung hat er, wie dies der 
Beſchluß des VI. ZS. vom 7. März 1901 — JW. S. 248 
Nr. 1 — ebenfalls ausſpricht, keinen Anſpruch auf das Armen⸗ 
recht als Vertreter armer phyſiſcher Perſonen. Es liegt auch 
hier das für den Nachlaßpfleger, der gemäß 8 1960 BGB. 
beſtellt iſt, in dem vorerwähnten Beſchluſſe des V. 3S. an⸗ 
erkannte praktiſche Bedürfnis der Armenrechtsbewilligung nicht 
vor. Denn nach 8 1988 Abſ. 2 BGB. kann die Nachlaß⸗ 
verwaltung aufgehoben werden, wenn eine den Koſten ent⸗ 
ſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt. Geſchieht dies, ſo können 
die Erben ſelbſt als Partei auftreten und für die Bewilligung 
des Armenrechts ſind ihre Vermögensverhältniſſe dann ent⸗ 
ſcheidend. W. c. D., Beſchl. v. 12. März 07, B 30/07 VII. 
— Dresden. 

24. 88 119, 121 ZPO. Das dem Berufungsbeklagten 
verliehene Armenrecht kann ihm deshalb, weil im Laufe der 
Inſtanz die weitere Rechtsverfolgung für ausſichtslos erachtet 
wird, nicht wieder entzogen werden.] 

Die zum Armenrecht zugelaſſenen Kläger hatten in I. In⸗ 
ſtanz teilweiſe obgeſiegt, und war ihnen inſoweit, als ſeitens 
des Gegners Berufung eingelegt war, gemäß 5 119 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO. ohne weitere Prüfung, ob die Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung mutwillig oder ausſichtslos erſcheine, 
auch für die Berufungsinſtanz das Armenrecht bewilligt. Nach⸗ 
dem aber die Berufungsbegründung des Gegners eingegangen 
war, hat dann das Berufungsgericht durch den jetzt ange⸗ 
fochtenen Beſchluß wegen angeblich veränderter Umſtände, welche 
nunmehr die weitere Rechtsverfolgung ausſichtslos erſcheinen 
ließen, das Armenrecht ihnen wieder entzogen. Das RG. hob auf: 
Dieſes Verfahren verletzt die angezogenen 88 121, 119 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO. Nach 8 121 eit. kann das Armenrecht entzogen 
werden, wenn ſich ergibt, daß eine Vorausſetzung der Bewilligung 
nicht vorhanden war oder nicht mehr vorhanden iſt. Nach 8119 
Abſ. 2 Satz 2 iſt aber, wenn der Gegner der in I. Inſtanz 
ſiegreichen Partei das Rechtsmittel eingelegt hat, in der höheren, 
alſo insbeſondere in der hier in Frage ſtehenden Berufungs⸗ 
inſtanz nicht zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung auſichtslos iſt. Für die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts an die in der Vorinſtanz ſiegreiche Partei iſt daher 
keine Vorausſetzung, daß die Rechtsverfolgung nicht mutwillig 
oder ausſichtslos erſcheint. Die zwingende Vorſchrift „iſt nicht 
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zu prüfen“ iſt auch allgemein und nicht dadurch beſchränkt, daß 
ſich nicht etwa ſeit Erlaß des erſten Urteils die Sachlage ge⸗ 
ändert habe. Auch wenn ſich z. B. aus den eigenen Aus⸗ 
führungen des Armenrechtsgeſuchs für die Berufungsinſtanz 
ergeben ſollte, daß das erlaſſene Urteil zu Unrecht ergangen, 
die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung des Geſuchſtellers 
ausſichtslos ſei, iſt das Armenrecht zu bewilligen, weil eben 
eine Prüfung in dieſer Beziehung überhaupt nicht ſtattfinden 
ſoll. Wenn aber auf veränderte Umſtände bei Bewilligung 
des Armenrechts nicht Rückſicht genommen werden kann, ſo 
kann dies auch für die Entziehung desſelben nicht zuläſſig 
ſein, da nicht angenommen werden kann, daß das Armenrecht 
zwar bewilligt werden müſſe, aber ſofort wieder entzogen 
werden könnte, wenn das Berufungsgericht die Rechtsverfolgung 
für ausſichtslos hält. Das Geſetz geht offenbar und mit 
gutem Grunde von dem Gedanken aus, daß demjenigen, der 
einmal durch Urteil eine günſtige Rechtslage erlangt hat, dieſe 
nicht durch bloßen Beſchluß, welcher der Kautelen des Urteils, 
der mündlichen Verhandlung und erſchöpfenden Behandlung der 
Sache entbehrt, wieder entzogen werden ſoll. Wer in I. Inſtanz 
obgeſiegt hat, hat mindeſtens ein Anrecht auf ein Urteil in höherr 
Inſtanz. St. c. W., Beſchl. v. 12. März 07, B 41/07 III. — 
Dresden. 

25. 88 286, 343 3PO. Berückſichtigung der Ausſage eines 
im Rechtsſtreit vernommenen Zeugen, der ſpäter in demſelben 
Partei geworden ift.] 

In der Streitſache des jetzigen Klägers A. wurde in I. In⸗ 
ſtanz, bevor die Verbindung der Sache mit den Klagen des F. 
und D. beſchloſſen worden war, D. eidlich als Zeuge über die 
vom Kläger A. zur Begründung ſeines Anſpruchs gegen H. 
vorgebrachten Tatſachen vernommen. Deſſen Zeugenausſage 
als ſolche zu würdigen, erklärt das Berufungsgericht an 
mehreren Stellen der Urteilsgründe für unzuläſſig. Es ſagt 
an einer Stelle: „Zu der früheren Beweisaufnahme, welche als 
ſolche zu beachten wäre, gehört nicht die Ausſage des D. im 
Rechtsſtreite A. gegen H., da D. durch die Verbindung der 
Prozeſſe Streitgenoſſe geworden iſt. Seine Ausſage kann je⸗ 
doch als Parteivorbringen gewürdigt werden“. Und an anderer 
Stelle iſt dies wiederholt, ſo daß kein Zweifel daran beſtehen 
kann, daß das Berufungsgericht ſich für rechtlich behindert er⸗ 
achtet hat, die Zeugenausſage D. als ſolche zu beachten. Dieſer 
Standpunkt wird von der Reviſion mit Grund als rechtsirrig 
angegriffen: Das RG. hat ſchon wiederholt ausgeſprochen, 
daß, wenn eine als Zeuge vernommene Perſon ſpäter als Partei 
in den Prozeß eintritt, dieſer Wechſel in ihrer Stellung kein 
geſetzliches Hindernis für die Benutzung der vor Eintritt des 
Wechſels in geſetzmäßiger Weiſe erhobenen Zeugenausſage als 
Beweismoment bildet. Vgl. Urteil des II. ZS. vom 11. Des 
zember 1891 (RG. 29, 343) und des I. ZS. vom 7. März 1896 
(Sächſ Arch. 6, 332). Auch der vom Berufungsgerichte für feine. 
Meinung angerufene Kommentar von Gaupp⸗Stein ſpricht ſich 
a. a. O. (S 373 ZPO. Anm. C 2) im gleichen Sinne aus. Es 
wird dort ausgeführt, daß die Eideszuſchiebung an die vorher 
als Zeuge vernommene Partei abgelehnt werden kann, wenn 
das Gericht das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache bereits 
als durch die frühere Zeugenausſage (der ſpäteren 
Partei) als erwieſen anſieht. — Der gerügte prozeſſuale Ver⸗ 
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ſtoß muß zur Aufhebung des Urteils führen, da ſeine Erheblich⸗ 
keit für die Entſcheidung nicht ſchon jetzt verneint werden kann. 
Daß der Anſpruch des Klägers gegen den Beklagten H. be⸗ 
gründet iſt, wenn die Sachdarſtellung des Klägers der Wahr⸗ 
heit entſpricht, nimmt auch das Berufungsgericht an. Ob aber 
dieſe Sachdarſtellung in der Zeugenausſage D. eine Beſtätigung 
findet, und ob die Ausſage des Zeugen Glauben verdient oder 
die vom Berufungsgerichte gewonnene Überzeugung von der 
Unrichtigkeit der klägeriſchen Angaben zu erfchüttern geeignet 
iſt, dieſe Fragen können vom Reviſionsgerichte nicht geprüft 
werden. Es muß deshalb das Berufungsurteil in ſeiner Richtung 
gegen den Kläger A. aufgehoben, und die Sache inſoweit an 
die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. A. c. H., U. v. 1. März 07, 
179/06 VII. — Münden. 

26. 88 288, 290 ZPO. Zum Begriff der Tatſache, 
die nach erfolgtem Zugeſtändniſſe und unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen widerrufen werden kann.] 

In den Vorinſtanzen iſt angenommen und von keiner Seite 
jetzt mehr in Abrede geſtellt, daß die Klägerin nur eine übliche 
Proviſion für die Vermittelung des Verkaufs einer Brauerei 
beanſpruchen könne. Nun hatten beide Parteien in der I. In⸗ 
ſtanz übereinſtimmend erklärt, daß die übliche Proviſion 1 Prozent 
betrage, und hatte demgemäß der erſte Richter die Proviſion 
bemeſſen. Wenn nun das Berufungsgericht verneint, daß es 
ſich hier nicht um das gerichtliche Geſtändnis einer Tatſache 
handele, welches nur gemäß 5 290 ZPO. widerrufen werden 
könne, ſo verkennt es den Begriff der Tatſache im Sinne des 
8 288 daſelbſt, der auch Tatſachenurteile mit umfaßt (vgl. 
Gaupp⸗Stein 8 288 Note II 1a, § 282 Note II 1). Mangels 
der Vorausſetzungen des 8 290 ZPO. mußte es daher bei 
dem Geſtändniſſe einer Üblichkeit der Proviſion von 1 Prozent 
verbleiben. R. c. B., U. v. 15. März 07, 288/06 VII. — Cöln. 

27. 88 319, 517 3 PO. in Verb. mit 8 30 PrEnteignungs G. 
Beginn der Rechtsmittelfriſt aus 8 30 Enteignungs G. gegen⸗ 
über einem berichtigten Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſe 
bei zeitlich verſchiedener Zuſtellung beider Beichlüffe.] 

Dem Kläger find zum Zwecke des Bahnbaues von der 
Herrſchaft Kynau Parzellen im Flächeninhalte von 5 ha 61 a 
61 qm enteignet worden. In dem Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſe des Bezirksausſchuſſes zu Breslau vom 28. No⸗ 
vember 1904 wurde in Anſehung einiger Parzellen die Ueber⸗ 
nahmepflicht und im übrigen als Entſchädigung der Betrag von 
8887,12 Mark feſtgeſetzt, wobei der Flächeninhalt des Acker⸗ 
landes auf 41,67 a ſtatt auf 441,67 a angenommen wurde. 
Der Beſchluß iſt dem Kläger am 1. Dezember 1904 zu⸗ 
geſtellt worden. Auf Anregung des beklagten Eiſenbahnfiskus 
erging unter dem 18. Januar 1905 ein anderweiter Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes dahin, daß in Berichtigung des erſten 
Beſchluſſes für die fehlenden 4 ha Ackerland zum Satze von 
36 Mark für das Ar 14 400 Mark und alſo im ganzen 
23 287,12 Mark als Entſchädigung feſtgeſetzt würden. Dieſer 
Beſchluß wurde als Anhang zu dem zurückgeforderten Beſchluſſe 
vom 28. November 1904 ausgefertigt und dem Juſtizrat K. 
in Schweidnitz als angeblichen Bevollmächtigten des Klägers 
am 19. Januar 1905, dem Kläger ſelbſt aber erſt am 
13. November 1905 zugeſtellt. Mit der unter dem 
21. Dezember 1905 zugeſtellten Klage begehrte der Kläger 
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eine Erhöhung der Entſchädigung um 108 145 Mark 70 Pf. 
und die Uebernahme noch weiterer Parzellen. Der Beklagte 
widerſprach dieſem Verlangen und machte auch die Verſäumung 
der für die Beſchreitung des Rechtsweges in §8 30 Ent⸗ 
eignungs. vom 11. Juni 1874 vorgeſchriebenen Friſt 
geltend. Demgegenüber beſtritt der Kläger die Ermächtigung 
des Juſtizrats K. zur Empfangnahme des Beſchluſſes vom 
18. Januar 1905 und wies darauf hin, daß der Bezirks⸗ 
ausſchuß ſelbſt in dieſem Beſchluſſe die Belehrung erteilt habe, 
die Friſt laufe erſt von deſſen Zuſtellung. Das LG. erkannte 
unter Bezugnahme auf 8 275 Abſ 1 ZPO. dahin: „Die Ein⸗ 
rede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wird verworfen.“ Auf 
die Berufung des Beklagten hat das OLG. die Klage wegen 
Friſtverſäumung abgewieſen. RG. hob auf und wies zurück: 
1. Darin iſt der Reviſion zuzuſtimmen, daß es ſich nicht um 
die prozeßhindernde Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges, ſondern um den Einwand der verſpäteten Klage⸗ 
erhebung, alſo der Unzuläſſigkeit des Prozeßweges, handelte 
(vgl. RG. 36, 75). Allein das LG. hat, wenn ſchon prozeß⸗ 
ordnungswidrig, ein Zwiſchenurteil nach 8 275 ZPO., das in bes 
treff der Rechtsmittel als Endurteil angeſehen werden ſollte, ge⸗ 
fällt, wie Formel und Gründe deutlich erkennen laſſen. Es 
wollte die Fortſetzung des Verfahrens, welche vorausſichtlich 
eine weitläufige Beweisaufnahme bedingt haben würde, von 
der rechtskräftigen Erledigung der Vorfrage abhängig machen, 
ob überhaupt der Klageweg eröffnet worden ſei. Für die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels kommt es nicht darauf an, was hätte 
geſchehen ſollen, ſondern was tatſächlich geſchehen iſt, und 
danach ſtellt ſich das landgerichtliche Urteil als eine der Be⸗ 
rufung zugängliche Entſcheidung dar, die den Berufungsrichter 
nicht hinderte, den Einwand ſo, wie er erhoben war, mithin 
als Einwand der Friſtverſäumung zu prüfen. 2. Der Be⸗ 
rufungsrichter erachtet den Einwand für begründet, indem er 
davon ausgeht, daß der zweite Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
vom 18. Januar 1905 in entſprechender Anwendung des 
8 319 ZPO. ergangen ſei und daß — nach Maßgabe der für 
den Zivilprozeß in der Rechtſprechung entwickelten Grundſätze — 
durch deſſen Zuſtellung keine neue Anfechtungsfriſt in Lauf ge⸗ 
ſetzt worden ſei, woraus folge, daß die für die Klageerhebung 
gewährte ſechsmonatliche Friſt mit dem 1. Dezember 1904 be⸗ 
gonnen habe und bei der Zuſtellung der Klage (am 
21. Dezember 1905 längſt verſtrichen geweſen ſei. Der recht⸗ 
lichen Beurteilung des Beſchluſſes vom 18. Januar 1905 kann 
nicht beigetreten werden. Der Bezirksausſchuß hat in dem 
Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſe vom 28. November 1904 
und zwar ſowohl in den Gründen wie in der Formel die zu 
enteignende Geſamtfläche auf 5 ha 93 a Ob qm (einſchließlich 
einer zu übernehmenden Fläche von 31,44 a) beziffert und 
dafür eine Entſchädigung von 8887,12 Mark feſtgeſetzt. Nach 
den Gründen iſt angenommen, daß die Entſchädigung betrage 


für 41,67 a Ackerland a 86 Mark = 1500,12 Mark, 67,97 a 


Wieſen 3 40 Mark = 2718,80 Mark, 83,41 a Holzung 
à 20 Mark = 1668,20 Mark und für 3 ha Lehm à 1000 Mark 
= 3000 Mark, zuſammen 8 887,12 Mark. Sicher iſt, daß 
bei dieſer Feſtſtelluung 4 ha unberückſichtigt geblieben find, 
da das Lehmlager, wie die Gründe ergeben, in jenen 5 ha 
93 à 05 qm nicht enthalten iſt. Sicher iſt aber auch, daß die 
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Entſchädigung für die Geſamtfläche nur auf 8 887,12 Mark 
beſtimmt worden iſt und hat beſtimmt werden ſollen. Es 
handelt ſich nicht um Mängel in der Erklärung des Ent⸗ 
ſcheidungswillens, ſondern um Mängel bei der Bildung des 
Entſcheidungswillens. Wäre dem Bezirksausſchuß nicht ent⸗ 
gangen, daß zu den für Ackerland, Wieſen und Holzung aus⸗ 
geworfenen Flächen noch 4 ha hinzuzurechnen ſeien, ſo würde er 
nicht, wie geſchehen, beſchloſſen haben. Sein Beſchluß beruht 
auf einer unrichtigen, tatſächlichen Grundlage; er iſt aber nicht 
offenbar unrichtig im Sinne des 8 319 ZPO. was ſich 
deutlich daraus ergibt, daß das wirklich Gewollte keineswegs 
mit Sicherheit aus den Gründen entnommen werden kann. Zu 
erſehen iſt wohl, daß 4 ha zu wenig in Anſatz gebracht ſind, 
aber nicht, daß ſie dem Ackerland zuzurechnen ſind, und auch 
nicht, welcher Betrag dafür zu berechnen iſt. Dieſe Faktoren 
der Entſcheidung werden erſt durch den Beſchluß vom 
18. Januar 1905 geſchaffen, in welchem das Ackerland auf 
4 ha 41 a 67 qm (ſtatt auf 41 à 67 qm) richtig geſtellt und 
geſagt iſt, daß auch für die bisher nicht berückſichtigten 4 ha 
der Einheitsſatz von 36 Mark für das Ar bewilligt werde. 
Hierin liegt aber eine neue Entſcheidung, die man wohl als 
eine Verbeſſerung oder Berichtigung der früheren bezeichnen, 
nicht aber als bloße Beſeitigung von Fehlern im Ausdruck an⸗ 
ſprechen kann. Der Bezirksausſchuß hat denn auch die Ent⸗ 
ſchädigung „für die zu enteignenden 5 ha 93 a O5 qm“ anders 
weit auf 23 287,12 Mark feſtgeſetzt. Hiernach verſagt die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des 8 319 ZPO. und des Satzes, daß 
die Berichtigung eines Urteils gemäß dieſer Vorſchrift auf den 
Lauf der Rechtsmittelfriſt keinen Einfluß üben. In Frage 
kann nur kommen, ob unter den obwaltenden Umſtänden gegen 
beide Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes ſelbſtändig und mit ge⸗ 
ſondertem Friſtenlauf der Rechtsweg eröffnet worden iſt. Die 
Bejahung der Frage würde ſich zunächſt mit der ausgeſprochenen 
Abſicht des Bezirksausſchuſſes in Widerſpruch ſetzen, daß als 
die endgültige Entſcheidung, mit deren Zuſtellung erſt die Friſt 
nach 5 30 Enteignungs G. zu laufen beginne, der letzte Beſchluß 
zu betrachten ſei. Sie würde auch zu dem unbefriedigenden 
Ergebnis führen, daß der erſte Beſchluß rechtskräftig geworden 
ſein könnte, der zweite noch der Anfechtung durch den Fiskus 
unterläge und im übrigen es zweifelhaft bliebe, ob, ſofern er 
nicht angefochten oder erfolglos angefochten iſt, der Kläger 
dennoch (trotz der Rechtskraft des früheren Beſchluſſes) die 
höhere, im zweiten Beſchluß feſtgeſetzte Summe zu erhalten 
hätte. Dieſe Unzuträglichkeiten wären nur dann hinzunehmen, 
wenn geſetzliche Vorſchriften ſie unvermeidlich machten. An 
ſolchen Vorſchriften fehlt es. Im Gegenteil wird man im 
Hinblick auf 8 517 ZPO. ſagen können, daß der Geſetzgeber 
die oben aufgeworfene Frage verneinend entſchieden haben 
würde, wenn er fie ſich vorgelegt hätte. Nach 8 517 3PO. 
beginnt, wenn innerhalb der Berufungsfriſt ein Urteil in Ge⸗ 
mäßheit des 8 321 durch eine nachträgliche Entſcheidung ers 
gänzt worden iſt, mit der Zuſtellung der nachträglichen Ent⸗ 
ſcheidung der Lauf der Berufungsfriſt auch für die Berufung 
gegen das zuerſt ergangene Urteil von neuem. Die Vorſchrift 
beruht auf dem Gedanken, daß das Nebeneinanderlaufen zweier 
Berufungen nicht wünſchenswert und möglichſt zu vermeiden 
ſei. Dieſer Gedanke trifft auch den gegenwärtigen Fall. Sieht 
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ſich in dem für Enteignungsſachen vorgeſchriebenen Beſchluß⸗ 
verfahren (88 150 ff. des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883) der Bezirksausſchuß veranlaßt, innerhalb der 
für die Beſchreitung des Rechtsweges offengelaſſenen Friſt 
feinen urſprünglichen Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß über 
den Rahmen einer bloßen Berichtigung im Sinne des $ 319 
ZPO. hinaus zu ergänzen, fo entſpricht es der Sachlage, jene 
Friſt erſt mit der Zuſtellung des die Entſchädigung endgültig 
feſtſetzenden Beſchluſſes beginnen zu laſſen, und es muß 
dies umſomehr gelten, wenn die Verwaltungsbehörde ſelbſt 
eine ſolche Auffaſſung zu erkennen gibt. Darum iſt der 
maßgebende Zeitpunkt im gegenwärtigen Falle die Zuſtellung 
des Beſchluſſes vom 18. Januar 1905, und es wird darauf 
ankommen, ob dieſer Beſchluß dem Juſtizrat K. als Ver⸗ 
treter des Klägers am 19. Januar 1905 mit Wirkung für 
den letzteren zugeſtellt worden iſt. Da ſich der Berufungs⸗ 
richter darüber noch nicht ausgeſprochen hat, ſo mußte unter 
Aufhebung ſeines Urteils die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. v. Z. N. c. E. F., U. v. 15. März 07, 240/06 VII. 
— Breslau. 

28. 88 328 Ziff. 1 und 723 Abſ. 2 ZPO. Verſagung der 
Vollſtreckungsklauſel für ein zöſterreichiſches Urteil, weil das 
öſterreichiſche Gericht unzuſtändig war.] 

Der in S. in Galizien wohnhafte Kläger hat bei dem 
K. K. öſterreichiſchen KG. (OG.) in K. das rechtskräftige Verſäumnis⸗ 
urteil vom 20. April 1906 erſtritten, durch das die Beklagte 
zur Zahlung von 3100 Kronen nebſt 6 v. H. Zinſen ſeit dem 
15. Februar 1906 und 60 Kronen 30 Heller Koſten verurteilt 
worden iſt. Dem Urteile lagen folgende Behauptungen des 
Klägers zugrunde: Er habe am 24. Januar 1906 der Be⸗ 
klagten 100 Meterzentner Rotkleeſamen ab S. zum Preiſe 
von 124 Kronen für den Meterzentner verkauft und am 
30. Januar 1906 an die Beklagte verladen. An demſelben 
Tage habe er der Beklagten die Faktura, verſehen mit dem 
Vermerk: „zahlbar und klagbar in S.“, überſendet. Die Be⸗ 
klagte habe die Ware zunächſt bemängelt und dem Kläger zur 
Verfügung geſtellt, dann aber übernommen, verſchulde jedoch 
auf den Kaufpreis noch den Reſtbetrag von 3100 Mark. Mit 
der jetzigen Klage verlangt der Kläger, daß das angerufene 
deutſche Gericht die Zuläſſigkeit der Zwangs vollſtreckung aus 
dem bezeichneten Verſäumnisurteil durch Vollſtreckungsurteil 
ausſpreche. Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweiſen, weil 
das öſterreichiſche Gericht nach den deutſchen Geſetzen nicht zus 
ſtändig geweſen ſei. Das LG. in St. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Auf die Berufung der Beklagten iſt dieſe Entſcheidung 
durch das OLG. daſelbſt vom 22. Oktober 1906 abgeändert 
und die Klage abgewieſen worden. Die Reviſion des Klägers 
iſt zurückgewieſen: Für ausländiſche Urteile iſt das Voll⸗ 
ſtreckungsurteil nach SS 723 Abf. 2 und 328 Ziff. 1 3PO. 
nicht zu erlaſſen, „wenn die Gerichte des Staates, dem das 
ausländiſche Gericht angehört, nach den deutſchen Geſetzen nicht 
zuſtändig ſind.“ Die Klage iſt daher abzuweiſen, wenn für den 
durch das Verſäumnisurteil des KG. in K. entſchiedenen 
Rechtsſtreit nach den deutſchen Prozeßgeſetzen eine Zuſtändig⸗ 
keit für ein öfterreichifches Gericht nicht begründet war. An 
dieſer Zuſtändigkeit fehlte es hier. Nach deutſchem Prozeßrecht 
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wird die Zuſtändigkeit eines an ſich unzuſtändigen Gerichts 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung der Par⸗ 
teien begründet (8 38 ZPO.). Soweit eine ſolche Verein⸗ 
barung nicht getroffen iſt, beſtimmt ſich die Zuſtändigkeit nach 
den geſetzlichen Vorſchriften der SS 12 bis 37 daſelbſt. Eine 
ausdrückliche Vereinbarung des Gerichtsſtandes iſt nicht be⸗ 
hauptet und eine ſtillſchweigende Vereinbarung nicht dargetan. 
Die Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß in der Verein⸗ 
barung der Parteien, der Kauf ſolle „ab S.“ gelten und der 
Kaufpreis 124 „Kronen“ für den Meterzentner betragen, die 
Vereinbarung eines öſterreichiſchen Gerichtsſtandes nicht zu 
ſinden ſei, beruht auf tatſächlichen Erwägungen und iſt deshalb 
für das Reviſionsgericht maßgebend. Die unbeanſtandete Ent⸗ 
gegennahme der mit dem Vermerk: „zahlbar und klagbar in S.“ 
verſehenen Faktura durch die Beklagte begründete zwar nach 
öſterreichiſchem Prozeßgeſetz, nämlich nach 8 88 der Juris⸗ 
diktionsnorm vom 1. Auguſt 1895, die Zuſtändigkeit des 
Gerichts über S., nicht aber nach dem allein maßgebenden 
deutſchen Recht. Im Bereiche dieſes Rechts iſt durch ſtändige 
Rechtſprechung feſtgeſtellt, daß ſelbſt bei fortgeſetzten Waren⸗ 
beſtellungen und Warenlieferungen der auf den Fakturen befind⸗ 
liche Vermerk über einen anderen Erfüllungsort als denjenigen 
des Käufers hinſichtlich der gegen den Käufer zu richtenden 
Klage auch dann nicht eine Vereinbarung des Gerichtsſtandes 
begründet, wenn der Käufer ſich dieſem Vermerk gegenüber 
ſchweigend verhalten hat. Vgl. RG. 52, 135 und die frühere 
Entſcheidung bei Holdheims MSchr. 7, 275. Dem nach Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäfts einſeitig erklärten Vermerk wird dort jede 
rechtliche Bedeutung abgeſprochen. Dasſelbe muß gelten, wenn 
in dem Vermerk nicht nur der Erfüllungsort, ſondern, wie hier, 
daneben noch das anzurufende Gericht einſeitig beſtimmt iſt. 
Von den in der deutſchen ZPO. beſtimmten geſetzlichen 
Gerichtsſtänden kommt hier nur der allgemeine Gerichtsſtand 
des Wohnorts der Beklagten (8 12 ZPO.) nach dem die 
gegen ſie auf Zahlung des Kaufpreiſes gerichtete Klage in St. 
anzuſtellen geweſen wäre, und von den beſonderen Gerichts 
ſtänden der des Vertrages (8 29 daſelbſt) in Betracht. Bezligs 
lich des letzteren beſtimmt der 8 29, daß für Klagen auf Er⸗ 
füllung eines Vertrages das Gericht des Orts zuſtändig iſt, 
wo die ſtreitige Verpflichtung zu erfüllen iſt. Die 
ſtreitige Verpflichtung iſt hier diejenige der Beklagten zur 
Bezahlung des Kaufpreiſes. Es kommt daher nicht in Betracht, 
an welchem Ort die hier nicht ſtreitige aus dem Kaufvertrage 
für den Kläger entſtandene Verpflichtung zu erfüllen war. 
Daß bei gegenſeitigen Verträgen der Erfüllungsort für beide 
Teile ein verſchiedener ſein kann, iſt anerkannten Rechtens. 
Hält man für die Entſcheidung der Frage, wo die Verpflichtung 
der Beklagten zur Bezahlung des Kaufpreiſes zu erfüllen iſt, 
das deutſche Recht allein als maßgebend, ſo iſt dieſe Frage 
nach 88 269, 270 Abſ. 1 und 4 BGB. dahin zu beant⸗ 
worten, daß in St., nämlich an demjenigen Orte zu erfüllen 
iſt, wo die Beklagte zur Zeit der Entſtehung ihrer Kaufpreis⸗ 
ſchuld ihren Wohnſitz hatte. Zu demſelben Ergebnis gelangt 
man, wenn man nicht das deutſche Recht als ſolches, ſondern 
die Grundſätze des internationalen Privatrechts beſtimmend 
ſein läßt. Denn da die Parteien in Deutſchland und in Oſter⸗ 
reich wohnen, die räumliche Wirkſamkeit des Geſchäfts über die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 9. 1907. 


Gebiete dieſer Länder nicht hinausreicht, der Erfüllungsort alſo 
jedenfalls in Deutſchland oder in Oſterreich liegen muß, ſo 
könnte für die Entſcheidung jener Frage neben dem deutſchen 
Recht ein anderes als das öſterreichiſche Recht nicht in Betracht 
kommen. Nach dieſem (58 1420, 905 des Oſterr. ABGB.) 
ſind aber Zahlungen an dem Orte zu leiſten, wo das Ver⸗ 
ſprechen gemacht worden iſt, falls der Zahlungsort, wie hier, 
weder aus der Verabredung, noch aus der Natur oder dem 
Zwecke des Geſchäfts beſtimmt werden kann. Das Zahlungs⸗ 
verſprechen der Beklagten iſt im vorliegenden Fall in St. ge⸗ 
macht worden, da von dort aus die Beklagte durch Depeſchen⸗ 
wechſel mit dem Kläger das Kaufgeſchäft abgeſchloſſen hat. 
Der Kläger weiſt noch darauf hin, daß durch den obengenannten 
8 88 Abf. 2 der öſterreichiſchen Jurisdiktionsnorm infolge des 
Fakturenvermerks ein beſonderer Erfüllungsort, hier 
S., geſchaffen ſei. Dieſer Hinweis erledigt ſich dadurch, 
daß jene Vorſchrift eine materiellrechtliche Beſtimmung über den 
Erfüllungsort nicht enthält, vielmehr nur prozeßrechtlich 
anordnet, daß unter Perſonen, die ein Handelsgewerbe betreiben, 
der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes auch durch die un⸗ 
beanſtandet gebliebene Annahme einer zugleich mit der Ware 
oder ſchon vor Einlangen derſelben überſendeten Faktura bes 
gründet wird, die mit dem Vermerk verſehen iſt, daß die 
Zahlung an einem beſtimmten Ort zu leiſten iſt, und daß an 
demſelben Ort die Klagen aus dem Geſchäft angebracht werden 
können. Daß durch die unbeanſtandet gebliebene Annahme des 
Fakturenvermerks die Beklagte habe S. als Erfüllungsort ver⸗ 
einbaren wollen, iſt ebenſowenig feſtgeſtellt, als daß ſie ſich 
hinſichtlich ihrer Vertragsverpflichtung dem öſterreichiſchen 
Recht habe unterwerfen wollen. Der Berufungsrichter hat hier⸗ 
nach die Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils mit Recht abgelehnt. 
Sch. c. B. & Sch., U. v. 8. März 07, 543/06 VII. — Stettin. 

29. 8 406 Abſ. 2 ZPO. Die in I. Inſtanz unterlaſſene 
Ablehnung eines Sachverſtändigen hindert nicht die Ablehnung 
in der Berufungsinſtanz.] 

Der Berufungskläger hatte in der Berufungsinſtanz gegen 
den Landes bauinſpektor F., der als Sachverſtändiger vernommen 
werden ſollte, ein Ablehnungsgeſuch angebracht, welches er 
darauf ſtützte, daß der Sachverſtändige Mitglied der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung der beklagten Stadtgemeinde ſei. Das 
KG. hat, ohne auf die ſachliche Frage einzugehen, das Geſuch 
aus einem formellen Grunde abgewieſen, nämlich deshalb, weil 
der Sachverſtändige ſchon in I. Inſtanz über den Wert der 
enteigneten Fläche, über den er auch jetzt wieder vernommen 
werden ſolle, ein Gutachten erſtattet habe, und vom Berufungs⸗ 
kläger nicht glaubhaft gemacht ſei, daß er den Ablehnungsgrund 
nicht ſchon in I. Inſtanz hätte geltend machen können; das 
KG. erklärt deshalb das Ablehnungsgeſuch nach 8 406 Abſ. 2 
ZPO. für unbegründet: Dieſer Auslegung und Anwendung 
des 8 406 Abſ. 2 ZPO. vermag der erkennende Senat nicht 
zuzuſtimmen. Erhebliche praktiſche Gründe mögen allerdings 
dafür ſprechen, allein auf der anderen Seite iſt das Gewicht 
der Erwägung, daß es ſich in der Berufungsinſtanz um ein 
novum judicium handelt, fo bedeutend, daß es für ausſchlag⸗ 
gebend erachtet werden muß. § 406 Abſ. 3 ZPO. ſteht im 
zweiten Buche der ZPO., das von dem Verfahren in I. Inſtanz 
handelt, und in den auf die Berufung bezüglichen Beſtimmungen 
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des dritten Buches findet ſich keine, die ebenſo wie in den in 
den 88 532, 533 bezeichneten Fällen, auch für den Fall des 
8 406 Abſ. 2 ZPO. die Folgen der in I. Inſtanz unterlaſſenen 
rechtzeitigen Ablehnung eines Sachverſtändigen auf die 
Berufungsinſtanz erſtreckte. Daß 8 523 ZRO. hier nicht in 
Betracht kommen kann, bedarf kaum der Erwähnung. In der 
Sache ſelbſt zu erkennen, hielt der Senat mit Rückſicht auf 
8 406 Abſ. 5 ZPO., wonach die ein Ablehnungsgeſuch für 
begründet erklärende Entſcheidung unanfechtbar iſt, für bedenk⸗ 
lich. Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt erſichtlich der, dem 
Richter nicht einen Sachverſtändigen, den er ſelbſt für befangen 
erachtet, durch die höhere Inſtanz aufzuzwingen. Da das KG. 
ſachlich über den angebrachten Ablehnungsgrund nicht befunden 
hat und es immerhin denkbar wäre, daß es ihn für durch⸗ 
greifend erachten könnte, ſo erſchien es daher gegeben, unter 
Anwendung des 8 575 ZPO. dem KG. die weitere fachliche 
Entſcheidung zu übertragen. S. c. St. N.⸗R., Beſchl. v. 
8. März 07, B 23/07 VII. — Berlin. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

30. 88 554 Abſ. 3 Nr. 1, 560 ZPO. Vollſtreckbar⸗ 
keitserklärung eines Urteils der Vorinſtanzen in der Reviſions⸗ 
inſtanz während ſchwebender Reviſion, ſoweit in der Reviſions⸗ 
begründung das Urteil nicht angefochten ift.] 

Durch Urteil des Königlich Preußiſchen LG. zu K. vom 
13. März 1905 iſt der Beklagte, unter Abweiſung der Wider⸗ 
klage, verurteilt worden, der Klägerin 11 682,12 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen vom 1. Juli 1898 ab zu zahlen. Am 
22. Oktober 1906 ift durch Teilurteil des 16. ZS. des König⸗ 
lich Preußiſchen KG. die dagegen vom Beklagten erhobene Be⸗ 
rufung in Anſehung der auf die Klage ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung zurückgewieſen worden. Hiergegen hat der Beklagte 
am 28. Dezember 1906 Reviſion eingelegt und in der am 
26. Januar 1907 beim RG. eingegangenen Begründungsſchrift 
erklärt, das Berufungsurteil nur inſoweit anzufechten, als der 
Einwand der Zahlung von 3 000 Mark verworfen worden ſei, 
und ſeinen Reviſionsantrag dahin geſaßt, das angefochtene 
Urteil aufzuheben und die Klage in Höhe von 3000 Mark ab⸗ 
zuweiſen. In dem zur mündlichen Verhandlung beſtimmten 
Termine iſt die Klägerin nicht erſchienen. Der Beklagte hat die 
obige Sachlage dargelegt und unter Berufung auf 8 560 3PO. 
den Antrag geſtellt, das Urteil des KG. vom 22. Oktober 1906, 
ſowie das Urteil des LG. vom 13. März 1905, ſoweit der 
Beklagte verurteilt ſei, an die Klägerin 8682,12 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen vom 1. Juli 1898 ab zu zahlen, für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar zu erklären: Dieſem Antrage war, unter 
Verbeſſerung der Wortfaſſung, zu entſprechen. Denn ſeit 
Geltung der Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905 genügt nach 
8 554 3PO., insbeſondere nach Abſ. 3 Nr. 1 daſelbſt, zur 
Herſtellung der Vorausſetzungen des 8 560 ZPO. der Um⸗ 
ſtand, daß durch die in der Reviſionsbegründungs⸗ 
ſchrift enthaltenen Reviſionsanträge das Berufungsurteil zu 
einem Teile nicht angefochten wird, und ferner kann im vor⸗ 
liegenden Falle der Antrag, „das angefochtene Urteil aufzu⸗ 
heben“, nur nach Maßgabe der unmittelbar daneben ſtehenden 
Erklärung verſtanden werden, wonach das Berufungsurteil nur 
in Höhe von 3000 Mark angefochten werden fol. F. c. 
Ch. & Co., Beſchl. v. 11. März 07, B 530/06 VI. — Berlin. 
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31. 88 569, 574 ZPO. Die Beſchwerde an das RG. 
über eine von dem OLG. abgelehnte Beſchwerde muß innerhalb 
der Notfriſt bei dieſem letzteren eingereicht werden.] 

Die an das RG. gerichtete Beſchwerde gegen einen Beſchluß 
des OLG. war von demſelben als unzuläſſig verworfen worden. 
Dieſer Beſchluß wurde am 1. März 1907 dem Beſchwerdeführer 
zugeſtellt. Innerhalb der am 8. März 1907 ablaufenden Not⸗ 
friſt iſt der Antrag auf Entſcheidung durch das RG. nicht bei 
dem zur Anbringung desſelben allein zuſtändigen 
OLG. geſtellt worden. Die Einreichung hatte nach 8 569 
Abſ. 1 ZPO. bei dem OL GG., das den letzten Beſchluß erlaſſen 
hatte, zu erfolgen. Daher iſt nicht ſchon in der am 8. März 1907 
von dem Beſchwerdeführer zum Protokoll des Gerichtsſchreibers 
des AG. abgegebenen Erklärung, ſondern erſt in der Ein⸗ 
reichung dieſes Protokolls bei dem OLG. die Stellung 
des fraglichen Antrages zu erblicken, dieſes Protokoll iſt aber 
erſt am 9. März 1907, alſo verſpätet, bei dem OLG. ein⸗ 
gegangen. H. c. E., Beſchl. v. 19. März 07, B 21/07 II. — 
Dresden. 

32. 8 771 ZPO. Zuſtändig für die Widerſpruchsklage 
des 8 771 ZPO. iſt das Gericht, das den Arreſtbefehl und 
Pfändungsbeſchluß erlaſſen hat, nicht das Gericht, das die ent⸗ 
ſprechende Eintragung in das Grundbuch verfügt hat.] 

Nach 8 771 ZPO. iſt die Widerſpruchsklage bei dem 
Gerichte zu erheben, „in deſſen Bezirk die Zwangsvollſtreckung 
erfolgt“. Als dies Gericht kann bei der Vollſtreckung in 
Forderungen nach Maßgabe der dieſer im Geſetz gegebenen 
Einrichtungen nur das Gericht, welches den Pfändungsbeſchluß 
erlaſſen hat oder das dieſem im Inſtanzenzuge übergeordnete 
angeſehen werden. Die Zwangsvollſtreckung in gewiſſe Ver⸗ 
mögensgegenſtände ſollte in Rückſicht auf die hier unter Um⸗ 
ſtänden entſtehenden erheblicheren Schwierigkeiten des Verfahrens 
nicht in die Hände der Gerichtsvollzieher, ſondern in die der 
Gerichte gelegt werden. Dementſprechend lautet 8 753 Abſ. 1 
dahin: „Die Zwangsvollſtreckung erfolgt, ſoweit ſie nicht den 
Gerichten zugewieſen iſt — —.“ Schon hierdurch kommt 
zum Ausdruck, daß die in den berührten Fällen von den 
Gerichten zu entwickelnde Tätigkeit, wie ſonſt die der Gerichts⸗ 
vollzieher, als die Zwangsvollſtreckung im Sinne des Geſetzes 
und insbeſondere auch des 8 771 erſcheint. Nach 8 764 Abſ. 1 
gehört die den Gerichten zugewieſene Anordnung von Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen (und die Mitwirkung bei ſolchen) zur 
Zuſtändigkeit der AG. als Vollſtreckungsgerichte, und nach 
Abf. 2 iſt als Vollſtreckungsgericht, ſofern nicht das Geſetz ein 
anderes AG. bezeichnet, dasjenige AG. anzuſehen, in deſſen 
Bezirk das „Vollſtreckungsverfahren“ ſtattfinden ſoll oder ſtatt⸗ 
gefunden hat. Speziell für Forderungen und andere Ver⸗ 
mögensrechte iſt im 8 828 beſtimmt, daß die gerichtlichen 
Handlungen, welche die Zwangsvollſtreckung in jene zum Gegen⸗ 
ſtande haben (nach 8 803 Pfändungen), durch das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht erfolgen und daß als Vollſtreckungsgericht das 
AG. zuſtändig fein ſoll, bei welchem der Schuldner im Deutſchen 
Reiche ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, und in Ermangelung 
eines ſolchen dasjenige, bei welchem in Gemäßheit des § 23 
Klage gegen ihn erhoben werden kann. Handelt es ſich um 
die Vollziehung eines Arreſtes, ſo iſt gemäß 8 930 für die 
Pfändung einer Forderung das Arreſtgericht als Vollſtreckungs⸗ 
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gericht zuſtändig. Gegen die hiernach gerechtfertigte Annahme, 
daß der Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes die Vollſtreckung dar⸗ 
ſtellt, kann auch aus 8 829 ein Bedenken nicht hergeleitet 
werden. Die Notwendigkeit der Zuſtellung des Beſchluſſes an 
die Beteiligten folgt aus der Natur der Sache, und daß ſie 
dem Parteibetriebe überlaſſen iſt, ermangelt in dem hier frag⸗ 
lichen Punkte der grundſätzlichen Bedeutung. Wenn aber mit 
der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Drittſchuldner die 
Pfändung als bewirkt angeſehen werden ſoll, ſo iſt dies 
nur von Erheblichkeit für den Gegenſatz zur Zuſtellung 
an den Schuldner. Die Bedeutung der Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes im Verhältnis zu dem Beſchluſſe ſelbſt bleibt die 
regelmäßige, und nicht etwa erlangt hier die Zuſtellung den 
Charakter eines ſelbſtändigen, für die Frage nach dem Ort der 
Zwangsvollſtreckung weſentlichen Aktes. Maßgebend ſind allein 
die gerichtlichen Handlungen des kraft Geſetzes mit der Voll⸗ 
ſtreckung befaßten Gerichts; ihr Ort, alſo der Sitz oder der 
Bezirk des Gerichts beſtimmt die Zuſtändigkeit für die Wider⸗ 
ſpruchsklage, nicht der Ort, an welchem zufällig das gerichtliche 
Verbot den Drittſchuldner erreicht. Dies iſt in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. anerkannt, vgl. das oben erwähnte Urteil 
RG. 12, 379 und JW. von 95 S. 296 Nr. 18, 01 S. 330 Nr. 13. 
Aber auch im Fall der Pfändung hypothekariſcher Forderungen 
beſtimmt ſich die Zuſtändigkeit für die Widerſpruchsklage in 
gleicher Art. Hier enthält der 8 830 im erſten Satz die Bes 
ſtimmung, daß zur Pfändung einer ſolchen Forderung außer 
dem Pfändungsbeſchluſſe die Übergabe des Hypothekenbriefs 
erforderlich iſt. Erfolgt dieſe freiwillig, ſo kann ſie ſchon aus 
dieſem Grunde der Zwangsvollſtreckung nicht eingerechnet 
werden. Allein auch wenn ſie durch den Gerichtsvollzieher 
im Wege der Zwangsvollſtreckung herbeigeführt wird, fo 
bildet dies zwar eine Zwangs vollſtreckungsmaßregel im eigent⸗ 
lichen Sinne, fällt aber nicht mit den die Zwangsvollſtreckung 
in Forderungen bildenden gerichtlichen Handlungen zuſammen. 
V. c. J., Beſchl. v. 22. März 07, Bi 36/07 VII. — Marien⸗ 
werder. Ä | 
Handelsgeſetzbuch. 

33. 88 252, 259 HGB. Mitſtimmen von Auſſichtsrats⸗ 


mitgliedern als Aktionären, bei einem Beſchluſſe, durch den fie 


entlaſtet werden ſollen. Abſtimmung einer Bank, deren Vor⸗ 
ſtandsmitglied als Aufſichtsratsmitglied der Aktiengeſellſchaft in 
Anſpruch genommen werden ſollte. Getrennte Abſtimmung 
über die Entlaſtung einzelner Aufſichtsratsmitglieder.] 

I. Die Beklagte hat ſelbſt zugegeben, daß mindeſtens 
98 Stimmen von Auffſichtsratsmitgliedern für den im Tat⸗ 
beſtand wiedergegebenen Entlaſtungsbeſchluß abgegeben worden 
find, was der Vorſchrift des 8 252 Abſ. 3 HGB. direkt 
widerſprach. Die Beklagte hat aber zugleich die Einflußloſigkeit 
dieſer Stimmenabgabe auf das Ergebnis der Abſtimmung dar⸗ 
gelegt, und das OLG. hat dieſe Einflußloſigkeit ohne erkenn⸗ 
baren Rechtsirrtum feſtgeſtellt. In der Literatur wird be⸗ 
ſtritten, daß dieſer Einwand gegenüber der Anfechtungsklage 
überhaupt mit Erfolg geltend gemacht werden kann; es wird 
die Anſicht vertreten, daß die Anfechtung auch dann durch⸗ 
dringen müſſe, wenn die Verletzung von Geſetz oder Statut für 
den gefaßten Beſchluß ſicher einflußlos war. So Lehmann⸗ 
Ring, Kommentar 8 271 Nr. 3, ferner für den Bilanz: 
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genehmigungsbeſchluß Rehm, Bilanzen 8 183. Die gegen 
teilige Meinung, welche von Staub⸗Pinner 8 271 Anm. 4, 
Makower 8 271 UUIb, Lehmann, Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften 2, 225 vertreten wird, hat das RG. wiederholt 
(vgl. Bolze, Praxis des RG. Bd. 17 Nr. 531, Bd. 23 Nr. 583) 
zuletzt in der Entſcheidung des Senats vom 9. Januar 1897 
Rep. I 406/96 (mitgeteilt in Holdheims MSchr. 6, 121) ges 
billigt. Der erkennende Senat hat keine Veranlaſſung, von 
dieſer Auffaſſung abzugehen. Anfechtungsklagen ſind nicht zu 
begünftigen; vielmehr find die Kautelen zu beachten, unter denen 
ſie das Geſetz zuläßt. Beruhte der angefochtene Veſchluß in 
keiner Hinſicht auf der Geſetzes verletzung, liegt auch kein Mangel 
eines abſoluten Erforderniſſes feiner Gültigkeit (vgl. 8 259 
HGB.) vor, fo iſt nicht einzuſehen, warum er gleichwohl aufs 
gehoben werden ſoll. Anders wäre unter Umſtänden dann zu 
entſcheiden geweſen, wenn Kläger dargelegt hätte, daß durch die 
unzuläſſige Stimmabgabe der Aufſichtsratsmitglieder andere 
beſtimmt worden ſeien, „entweder gar nicht zu ſtimmen, oder 
ihre Stimmen im Sinne der Majorität abzugeben“. Allein 
Kläger hat in dieſer Beziehung nicht nur keinen Beweis er⸗ 
beten, er hat nicht einmal irgend welche tatſächlichen Anhalts⸗ 
punkte zu erbringen vermocht, welche eine derartige Annahme 
rechtfertigen könnten. II. Die weitere Bemängelung des Ab⸗ 
ſtimmungsergebniſſes erweiſt ſich nach den eben dargelegten 
Geſichtspunkten und den tatſächlichen Feſtſtellungen des OLG. 
gleichfalls als unbegründet. Kläger behauptet, es ſeien noch 
weitere 553 Stimmen unter Verletzung des S 252 Abſ. 3 für 
den im Tatbeſtand wiedergegebenen Entlaſtungsbeſchluß ab⸗ 
gegeben worden. In dieſer Hinſicht ſtellt das OLG. feſt, daß 
von dieſen angeblich ungültigen Stimmen 160 von dem 
Prokuriſten der D.⸗Bank für im Beſitz der letzteren befindliche 
und ihr gehörige 160 Aktien abgegeben wurden. Mit Recht 
nimmt das OLG. an, daß dieſe D.⸗Bank nicht deshalb gehindert 
war, ſich an der Abſtimmung zu beteiligen, weil ein Mitglied 
ihres Vorſtandes Mitglied des Auffichtsrats der beklagten Ges 
ſellſchaft war. Die D.⸗Bank hat nicht das Stimmrecht des 
Direktors S., ſondern ihr eigenes, und zwar durch einen 
Prokuriſten, ausgeübt, und der Direktor S. ſollte nicht in 
ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Vorſtandes der genannten 
Bank, ſondern als Mitglied des Aufſichtsrats der Beklagten 
entlaſtet werden. III. Wenn Reviſionskläger weiter rügt, daß 
der angefochtene Generalverſammlungsbeſchluß nicht im Rahmen 
der Tagesordnung geblieben ſei, welche Beſchlußfaſſuug über 
Entlaſtung des Vorſtandes und des Aufſichtsrats im ganzen 
ankündigte, während nunmehr dieſe Entlaſtung nur unter gleich⸗ 
zeitiger Verweigerung der Entlaſtung des Vorſtandsmitgliedes 
Ph. S. erfolgt ſei, ſo ſteht dieſer Angriff in Verbindung mit 
der weiteren Rüge, daß es überhaupt geſetzlich unzuläſſig ſei, 
ein einzelnes Mitglied des Vorſtandes oder Aufſichtsrats von 
der Entlaſtung oder der Verantwortlichmachung auszunehmen, 
daß vielmehr nur der Vorſtand und der Auſſichtsrat als ſolche, 
als Organe der Geſellſchaft, alſo ungeteilt, entlaſtet oder zur 
Verantwortung gezogen werden könnten. Für dieſe Rechts⸗ 
auffaſſung beruft ſich Reviſionskläger auf das Urteil des Senats 
vom 6. Juni 1903 Rep. I 45/03, mitgeteilt in RG. 55, 75 ff. 
Damals lag dem Senat die Frage zur Entſcheidung vor, ob 
es, wenn über die Entlaſtung des Aufſichtsrats zu beſchließen 
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iſt und Mitglieder des Aufſichtsrats auch Aktionäre find, zus 
läſſig ſei, daß über die Entlaſtung jedes einzelnen Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedes geſondert abgeſtimmt und dabei jedesmal alle übrigen 
Aufſichtsratsmitglieder (mit Ausnahme allein desjenigen, über 
deſſen Entlaſtung abgeſtimmt wurde) ſich bei der Abſtimmung 
beteiligten. Der Senat hat dies verneint und dabei ausgeführt, 
daß in dem gegebenen Falle nur über die Entlaſtung des 
Aufſichtsrats im ganzen hätte Beſchluß gefaßt werden können. 
In der Begründung wird ausgeführt, daß, wie es regel⸗ 
mäßig geſchieht, und auch damals geſchehen war, die 
durch die Vorlagen der Generalverſammlung vor Augen ge⸗ 
führte Verwaltungstätigkeit überhaupt, die in dem ver⸗ 
floſſenen Geſchäftsjahr entfaltete Wirkſamkeit der durch die 
Vorlagen Rechenſchaft ablegenden Organe der Geſellſchaft 
durch den beantragten Entlaſtungsbeſchluß für einwandfrei er⸗ 
klärt werden ſollte. Für dieſen regelmäßigen Fall trifft die 
Entſcheidung des Senats in jenem Urteile zweifellos zu, daß 
über die Verwaltungstätigkeit des Organes (Aufſichtsrat oder 
Vorſtandes) als ſolchen von der Generalverſammlung entſchieden 
wird, und daher alle einzelnen Mitglieder des Organes bei der 
Beſchlußfaſſung beteiligt ſind. Dies ändert ſich aber, ſobald, 
ſei es durch die Vorlagen ſelbſt, ſei es durch die in der General⸗ 
verſammlung geſtellten Anträge, hinſichtlich der Verantwortlich⸗ 
keit für die Tätigkeit des Organes unter den einzelnen Mit⸗ 
gliedern unterſchieden wird. Daß eine ſolche Unterſcheidung 
geſetzlich unzuläſſig ſei, hat der Senat in dem Urteil vom 
6. Juni 1903 nicht ausgeſprochen. Dieſe Konſequenz wurde 
erſt in der Literatur aus der Begründung jener Entſcheidung 
gezogen und mit Recht in ihrem Ergebniſſe bekämpft. (Vgl. 
insbeſondere Pinner DIZ. 03, 470; Staub⸗ Pinner 
5 260 Anm. 10; Makower XIII. Aufl. 8 260 IV d.) 
S. e. Aktiengeſellſchaft O., U. v. 23. Febr. 07; 318/06 I. — 
Hamburg. 

34. Art. 273, 274, 278 HGB. verb. mit 8 133 BOB. 
Auslegung über den Sinn eines ſchriftlichen Vertrages, nicht 
über die Behauptung einer mündlichen Vereinbarung wird durch 
die Urkunde nicht getroffen. Bedeutung einer Konkurrenzklauſel 
wegen örtlicher Beſchränkungen.] 

Die Beklagten hatten von den Klägern das im Hauſe 
F.⸗Straße Nr. 14 zu Erfurt betriebene Kolonialwaren⸗ und 
Spirituoſengeſchäft vom 1. April 1895 ab feſt auf drei Jahre, 
nachher gegen halbjährige Kündigung gepachtet und in dem 
Pachtvertrage bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 3 000 Mark 
ſich verpflichtet, nach Auflöſung des Pachtverhältniſſes inner⸗ 
halb dreier Jahre „in der Nähe der angrenzenden Straßen“ 
ein gleiches Geſchäft nicht zu errichten oder zu kaufen. Am 
1. April 1905 wurde das Pachtverhältnis der Parteien auf 
Kündigung der Beklagten aufgelöſt. Dieſe eröffneten ein neues 
Kolonialwaren⸗ und Spirituoſengeſchäft im Hauſe Anger Nr. 75/76, 
das ſie noch jetzt betreiben. Die Kläger ſehen darin eine Zu⸗ 
widerhandlung gegen die übernommene Verpflichtung und halten 
die Vertragsſtrafe für verfallen. Das LG. hat die Beklagten 
nach dem Klageantrage verurteilt, deren Berufung iſt durch das 
Urteil des OLG. zurückgewieſen worden. Die Beklagten haben 
gegen das letztere nunmehr Reviſion eingelegt. Das RG. hob auf 
und wies die Klage ab: Der Pachtvertrag der Parteien iſt vor dem 
1. Januar 1900 geſchloſſen; für feine Auslegung kommt daher, auch 
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wenn für die materiellen Rechte und Pflichten gemäß Art. 171 
EGBGB. das Recht des BGB. inzwiſchen maßgebend geworden 
iſt, das alte Recht zur Anwendung. Zutreffend nimmt das 
Berufungsgericht an, daß der Vertrag der Parteien nach dem 
Art. 273 und 274 des a. HGB. handelsrechtlichen Charakter 
hat, ſodaß er unter der Auslegungsregel des Art. 278 a. HGB. 
ſteht, die in Inhalt und Wortlaut mit 8 133 BGB. überein⸗ 
ftimmt. In der Behandlung des ſich auf die Auslegung des 
Vertrages, die Feſtſtellung des Parteiwillens, beziehenden Ein⸗ 
wandes der Beklagten, und in der eigenen Auslegung der 
ſtreitigen Beſtimmung des Pachtvertrages iſt dagegen mit dem 
LG. auch das Berufungsgericht fehlgegangen. Die Beklagten 
haben behauptet, daß die Parteien ausgeſprochenermaßen darüber 
einig geweſen ſeien, daß die Beklagten in der F.⸗Straße und 
in den angrenzenden Straßen, und zwar in der Nähe des 
Geſchäftes der Kläger kein Geſchäft gleicher Art neu einrichten 
oder übernehmen durften, ſodaß die Konkurrenzklauſel keinesfalls 
über die angrenzenden Straßen hinaus ſich erſtrecken, innerhalb 
deren aber die Nähe zum Geſchäft der Kläger entſcheidend ſein 
ſollte. Von dieſem Standpunkt aus waren die Beklagten befugt, 
das jetzige neue Geſchäft zu errichten, da es ſich in einer an⸗ 
grenzenden, d. i. mit der Straße, in der das Geſchäft der 
Kläger belegen iſt, unmittelbar ſich berührenden Straße nicht 
befindet. Das Berufungsgericht hat den Einwand der Beklagten, 
den er als denjenigen des anders niedergeſchriebenen als ver⸗ 
abredeten Vertrages anſieht, damit abgewieſen, daß dem von 
ihnen behaupteten Vertragsinhalte der endgültige, letzte ent⸗ 
ſcheidende Wille der Parteien, wie er in dem ſchriftlichen 
Vertrage niedergelegt ſei, entgegenſtehe, ſofern die Beklagten 
nicht bewieſen, daß die Parteien die Geltung der mündlichen 
Abrede neben dem ſchriftlichen Vertrage gewollt haben. Das 
iſt rechtsirrig. Es handelt ſich nicht um die Behauptung münd⸗ 
licher Verabredungen bei dem Vertragsſchluſſe, die in den 
ſchriftlichen Vertrag keine Aufnahme gefunden haben und durch 
dieſen überholt ſind (RG. 52, 23), ſondern um die Behauptung 
eines ausdrücklichen Einverſtändniſſes der Vertragſchließenden 
über den Sinn, der mit einer, auch in die Vertragsurkunde 
aufgenommenen Beſtimmung verbunden ſein ſollte (RG. 62, 49; 
JW. 06 S. 11 Nr. 7). Eine Auslegungsbehauptung dieſer 
Art iſt erheblich und findet die Grenze ihrer Zuläſſigkeit nur 
darin, daß nicht die Deutung der Willenserklärung zu einer 
Um deutung werden darf, in den Worten alſo der behauptete 
Sinn möglicherweiſe liegen kann, mag er auch darin nur einen 
unvollkommenen Ausdruck gefunden haben (JW. 04 S. 356 
Nr. 5; 05 S. 336 Nr. 3). Das Berufungsgericht, das, wenigſtens 
in zweiter Linie die Behauptung der Beklagten auch aus dieſem 
Geſichtspunkte betrachtet, meint, daß ſie durch den ihr direlt 
widerſprechenden Inhalt des ſtreitigen 8 14 des Vertrages und 
deſſen klaren und unzweideutigen Wortlaut direkt widerlegt 
werde. Allein der Wortlaut des in Rede ſtehenden Para⸗ 
graphen gibt, wenn der Ausdruck „Nähe der angrenzenden 
Straßen“, wie dies vom Berufungsgericht geſchieht, mit den, 
allerdings gewöhnlichen Sprachgebrauch als die „Nähe an den 
angrenzenden Straßen“ verſtanden wird, einen vernünftigen Sinn 
überhaupt nicht. Nach dem Wortlaut ſind alsdann die Straße 
des begünſtigten Geſchäfts und die mit dieſer unmittelbar ſich 
berührenden Straßen von der Konkurrenzverpflichtung aus⸗ 
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genommen, die erſt an den Ausmündungen der letzteren und 
ihrer Seitenſtraßen einſetzt und hier die nahe gelegenen Teile 
der Nachbarſtraßen ergreift. Dies kann der Abſicht der Ber: 
tragsparteien nicht entſprochen haben, und deshalb erachtet 
auch das Berufungsgericht eine Ergänzung des Wortlautes der 
Vertragsbeſtimmung dahin für erforderlich, daß unter die letztere 
in erſter Linie die F.⸗Straße und die an ſie anſtoßenden 
Straßen ſelbſt ebenfalls fallen. Eine Auslegung aus dem 
unmittelbaren, klaren und unzweideutigen Wortlaute iſt das 
aber nicht; und fie kann ſogar auch, wenn nach Art. 278 HGB. 
der wirkliche Wille der Parteien erforſcht werden ſoll, als 
dieſem entſprechend nicht gedacht werden. Nach dem in der 
Berufungsinſtanz vorgelegten Stadtplane von Erfurt iſt eine 
der an die F.⸗Straße unmittelbar anſtoßenden Straßen die 
J.⸗Straße, von der wiederum eine große Anzahl von Seiten⸗ 
ſtraßen abzweigen. Nicht nur dieſe ſehr lange J.⸗Straße, 
ſondern auch die benachbarten Partien aller ihrer Seitenſtraßen 
würden, wenn dieſe Auslegung des Vertrages richtig wäre, 
unter das Konkurrenzverbot für die Beklagten fallen, das damit 
eine Ausdehnung erhalten würde, für die ein vernünftiger 
Zweck nicht erſichtlich iſt, und die deshalb auch dem Willen 
der Vertragsparteien nicht entſprechen kann. Denn der Kunden⸗ 
kreis eines für den täglichen Hausbedarf der Familien ein⸗ 
gerichteten Kolonialwarengeſchäftes, wie es die der Parteien 
ſind, iſt naturgemäß ein örtlich engbegrenzter, da für die ge⸗ 
wöhnlichen täglichen Einkäufe einer Haushaltung auf die Nähe 
des auszuwählenden Geſchäftes ein Hauptgewicht gelegt zu 
werden pflegt. Es muß deshalb eine andere Auslegung der 
ſtreitigen Vertragsbeſtimmung gefunden werden. Eine ſolche, 
und zwar mit einem Inhalte, der ſowohl dem Wortlaute wie 
dem mutmaßlichen „wirklichen Willen“ der Parteien gerecht 
wird, bietet ſich auch dar; ſie deckt ſich mit der von den Be⸗ 
Hagten vertretenen Auslegung. Der Ausdruck „Nähe der 
angrenzenden Straßen“ in 8 14 des Pachtvertrages kann 
nämlich auch die Bedeutung haben, daß damit nicht die Nähe 
an den anſtoßenden Straßen, ſondern die Nähe in dieſen be⸗ 
zeichnet werden ſoll; die „Nähe“ iſt hier der „nahen Lage“ 
gleichzuſetzen. Wird der Ausdruck ſo verſtanden, ſo gewinnt 
die Vertragsbeſtimmung fofort einen vernünftigen Sim, und 
es bedarf nicht erſt einer Ergänzung des Wortlautes, um zu 
einem ſolchen zu gelangen. Die Verpflichtung der Beklagten 
geht bei dieſer Auslegung dahin, daß ſie ein Konkurrenzgeſchäft 
nicht in naher Lage zu dem begünſtigten Geſchäft errichten 
dürfen, jedoch ſo, daß das Verbot unter allen Umſtänden auf 
die angrenzenden d. i. unmittelbar anſtoßenden Straßen ſich 
beſchränkt, es beſteht mit anderen Worten für die angrenzenden 
Straßen, und zwar in der Nähe des berechtigten Geſchäftes. 
Der Verpflichtung wird hier verſtändigerweiſe eine beſtimmte 
örtliche Begrenzung gegeben, die der Kundenzone, die ein 
Geſchäft der fraglichen Art der Regel nach ſein eigen nennt, 
entſpricht. Für die Landkundſchaft iſt die Beſtimmung über⸗ 
haupt nicht berechnet, für dieſe iſt maßgebend, ob ein Geſchäft 
in dem ganzen Straßen zuge liegt, den fie von dem Eintritts⸗ 
tore ab nach dem Stadtinnern zu paſſieren hat; von dieſem 
Geſichtspunkte aus würden die Landkunden den Beklagten, wenn 
ſie mit deren Geſchäftsleiſtungen zufrieden ſind, auch treu 
bleiben, wenn die Beklagten ihr neues Geſchäft in ganz be⸗ 
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trächtlicher Ferne von dem der Kläger eingerichtet hätten. 
Nach dieſer Auslegung der Vertragsbeſtimmung haben die Be⸗ 
klagten gegen die übernommene Verpflichtung nicht verſtoßen. 
Daß etwa unter dem Ausdruck „die angrenzenden Straßen“ ein 
weiterer Begriff verſtanden wäre, als der nächſtliegende der an 
die Straße des Geſchäfts der Kläger unmittelbar zuſammen⸗ 
ſtoßenden, mit ihr ſich berührenden Straßen, daß darunter alſo 
die benachbarten Straßen überhaupt verſtanden werden 
ſollten, iſt weder von den Klägern behauptet worden, noch auch 
nach Lage der Sache anzunehmen. Einmal würde damit die 
den Vertragszwecken entſprechende beſtimmte Umgrenzung der 
Verpflichtung der Beklagten verloren gehen, ſo daß es für die 
letzteren bei der nach Beendigung des Pachtverhältniſſes ins 
Auge zu faſſenden Übernahme eines anderen Geſchäfts an 
einem greifbaren Maßſtabe für das, was ihnen erlaubt oder 
nicht erlaubt ſei, überhaupt fehlen würde. Sodann würde der 
Inhalt des ganzen die Verpflichtung der Beklagten aus⸗ 
ſprechenden Satzes dahin zuſammenſchrumpfen, daß ſie ein 
Konkurrenzgeſchäft eben in der Nähe des klägeriſchen nicht ein⸗ 
richten oder übernehmen dürften. Die Worte „der an⸗ 
grenzenden Straßen“ hinter „in der Nähe“ würden dann ganz 
überflüſſig und ohne Inhalt fein; eine Willenserklärung iſt 
aber nach allgemeingültiger Auslegungsregel, wenn nicht be⸗ 
ſondere Umſtände entgegenſtehen, ſo zu deuten, daß alle ihre 
Teile einen Inhalt haben und einen vernünftigen Sinn geben. 
Beſondere Umſtände des Einzelfalles, die der Auslegung des 
Vertrages eine beſtimmte Richtung zu geben hätten, ſind nach 
Maßgabe des Parteivortrages hier nicht in Frage; die Aus⸗ 
legung iſt lediglich aus der Vertragsurkunde ſelbſt und der all⸗ 
gemeinen Stellung der Vertragsparteien zueinander im Hinblick 
auf das abzuſchließende Rechtsgeſchäft zu ſchließen. Die Aus 
legung der ſtreitigen Vertragsbeſtimmung iſt daher nicht Sache 
konkreter tatſächlicher Feſtſtellung, die nur das Berufungsgericht 
zu treffen imſtande wäre, ſie iſt als Rechtsfrage dem Reviſions⸗ 
gericht unterbreitet und dieſes iſt in der Lage, gemäß 8 565 
Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. die von ihm für richtig erachtete Vertrags⸗ 
auslegung an die Stelle der vom Berufungsgericht an⸗ 
genommenen zu ſetzen und auf dieſer Grundlage den Rechtsfall 
ſelbſtändig zu entſcheiden (JW. 04 S. 391 Nr. 21; 05 
S. 295 Nr. 24; 06 S. 348 Nr. 4, S. 807 Nr. 1). F. c. M., 
U. v. 11. März 07, 264/06 VI. — Naumburg. 

35. 8 346 HGB. verb. mit SS 157, 321 BGB. Über 
die Rechtsverhältniſſe bei einem „revolvierenden“ Kredit.] 

Beklagte hatte der Firma M. & Co. in Durban (Natal) 
einen ſogenannten „revolvierenden“, d. h. bei Deckung ſich 
jeweilig erneuernden Akzept⸗Kredit zur Höhe von 3 000 S gegen 
eine zum Betrage von jährlich 60 & garantierte Proviſion 
von 1 Prozent bisauf Widerruf eröffnet. Die Deckung follte nach 
dem Schreiben Nr. 6 jeweilig vor Verfall der Tratten durch 
Barzahlung in London erfolgen. Am 28. September 1905 
ſuchte ein Vertreter der Kreditnehmerin, P., nachdem bis dahin 
das Kreditverhältnis vertragsgemäß ausgenutzt und erfüllt war, 
die Beklagte auf, um ihr mitzuteilen, daß die Firma M. & Co. 
in Zahlungsſchwierigkeiten ſei, und um ein Arrangement oder 
eine Sanierung der Verhältniſſe zu beſprechen. Am 29. Sep: 
tember vereinbarte er mit der Beklagten, daß, wenn es ihm 


gelänge, eine zur Übernahme des Geſchäfts bereite Altien⸗ 
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geſellſchaft zu gründen, die Forderungen der Beklagten in der 
Weife liquidiert werden ſollten, daß das Geld der neuen 
Geſellſchaft für drei Jahre feſt geliehen und in weiteren drei 
Jahren in drei Raten zurückgezahlt werden ſollte. Am 19. DE: 
tober 1905 hat die Firma M. & Co. den Betrag einer am 
20. Oktober fälligen Tratte durch Vermittlung der Klägerin 
der Beklagten mit 3000 & nach London remittiert und dafür 
eine neue Tratte über den gleichen Betrag auf die Beklagte 
bezogen und bei der Klägerin diskontiert. Beklagte hat jedoch 
durch Telegramm am 25. Oktober den Kredit gekündigt und die 
Alzeption der ihr am 13. November präſentierten Tratte ge⸗ 
weigert; dieſe wurde proteſtiert. Das P. ſche Abkommen hatte 
keinen Erfolg. Die Firma M. & Co. hat ihren angeblichen 
Anſpruch aus dem Kreditvertrage auf Akzeptierung der Tratte 
vom 18, Oktober 1905 und eventl. auf Rückzahlung der nur 
zwecks Prolongation geleiſteten Rimeſſe für die am 20. Dis 
tober 1905 fällig gewordene akzeptierte Tratte an die Klägerin 
abgetreten. Dieſe hat Klage erhoben, der das LG. ſtattgab; 
das OL G. wies ab, das RG. hob auf und wies die Berufung 
der Beklagten zurück. Was zunächſt die Auslegung des Grund» 
vertrages vom November 1902 betrifft, ſo iſt mit den Vor⸗ 
inſtanzen davon auszugehen, daß Beklagte jedenfalls unter 
normalen Umſtänden von der ihr vorbehaltenen Rücktritts⸗ 
befugnis in dem Zeitraume zwiſchen Ziehung einer Tratte 
und Akzeptation derſelben nicht mit der Wirkung Gebrauch 
machen konnte, daß ſie ſich dieſer Akzeptation entzog. War 
Beklagte berechtigt, das Vertragsverhältnis jeder Zeit mit 
ſofortiger Wirkung zu löſen, ſo fehlte es für den Käufer der 
Tratte und eigentlichen Geldgeber an jeder Sicherheit neben 
der Verpflichtung der Ausſtellerin ſelbſt, und es konnte dann 
die Kreditzuſage für die Kreditnehmerin keinen erfichtlichen 
Nutzen haben. Daher iſt der Vertrag ſo aufzufaſſen, daß eine 
Kündigung zwar jeder Zeit ausgeſprochen werden konnte, daß 
ſie jedoch, wenn nach vertragsmäßiger Ziehung einer neuen 
Tratte ausgeſprochen, das Vertragsverhältnis erſt zu Verfall 
derſelben löſte, ſodaß Beklagte insbeſondere noch zur Akzeptierung 
dieſer Tratte verpflichtet blieb. Es iſt zwar in Anwendung der 
in 8 346 HGB. und 8 157 BGB. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze mit dem ROHG. 23, 137 und dem RG. 60, 60 durch⸗ 
aus anzuerkennen, daß die Kreditzuſage regelmäßig unter der 
ſtillſchweigenden Bedingung unveränderter Kreditwürdigkeit des 
anderen Teiles ſteht; es kommt dabei aber immer auf die 
Umſtände des einzelnen Falles an, nach denen zu prüfen iſt, 
ob der Kreditgeber nach Treu und Glauben an ſeiner Zuſage 
feſtgehalten werden kann oder nicht. Im gegenwärtigen Falle 
ſpricht manches dafür, daß die Beklagte die Kreditnehmerin hat 
in die Lage ſetzen wollen, dem jedesmaligen Käufer der Tratte 
die volle Sicherheit zu gewähren, die in ihrer eigenen Mit⸗ 
haftung lag, und daß es nicht auf eine Teilung des Riſikos 
zwiſchen ihr ſelbſt und dem Käufer in der Weiſe abgeſehen war, 
daß letzterer die Gefahr einer zwiſchen Diskontierung und 
Akzeptierung eintretenden Zahlungsunfähigkeit der Kreditnehmerin 
lief, während die Beklagte nur die Gefahr einer zwiſchen 
Akzeptierung und Fälligkeit eintretenden Zahlungsunfähigkeit 
zu tragen hatte. Hätte Beklagte die Zuſage zwiſchen Dis⸗ 
kontierung und Akzeptierung bei eintretendem Vermögensverfall 
der Kreditnehmerin frei widerrufen können, ſo würde der Kredit 


für die diskontierende Bank und folgeweiſe auch für die Kredit⸗ 
nehmerin unverhältnismäßig entwertet ſein, auch wäre damit 
eine Kompliziertheit und Unberechenbarkeit in das Vertrags⸗ 
verhältnis hineingetragen, der kaufmänniſche Kreiſe im allge⸗ 
meinen nicht zuneigen. Der Grundvertrag war in der Haupt⸗ 
ſache ein Blankettvertrag. Es bedurfte weiterer Willensakte 
auf beiden Seiten, um die Hauptverpflichtungen der Parteien 
auszulöſen, nur die Akzeptproviſion war von der Kreditnehmerin 
in beſtimmter Höhe im voraus garantiert. Ihre Deckungs⸗ 
verbindlichkeit entſtand nur dann und inſoweit, als ſie demnächſt 
auf die Beklagte zog. Die Kreditnehmerin hatte den Willen, 
das Verhältnis fortzuſetzen durch Ziehung neuer Tratten, die 
Beklagte denſelben Willen durch Nichtausübung des Kündigungs⸗ 
rechtes zu erklären. Auch im gegenwärtigen Falle handelt es 
ſich nicht um die erſtmalige Entſtehung der Akzept⸗ und 
Deckungsverbindlichkeit, ſondern um die Prolongation einer 
bereits beſtehenden. Beklagte hatte vor dem 28. September 1905 
zum vollen Betrage des bewilligten Kredites akzeptiert; die 
Kreditnehmerin war demnach zur Deckung bei Verfall, am 
20. Oktober, verpflichtet. Damals war die Verſchlechterung in 
den Vermögensverhältniſſen der Kreditnehmerin, auf welche 
Beklagte ſich jetzt beruft, bereits eingetreten. Hätte Beklagte 
damals das Kreditverhältnis gekündigt, ſo hätte ſie, wie auch 
das OLG. als zweifellos unterſtellt, ſelbſt für ihre Akzeptver⸗ 
bindlichkeit eintreten müſſen. Sie hatte aber keine Veranlaſſung 
zu kündigen, da eine Prolongation ihr nach Lage der Sache 
nur erwünſcht ſein mußte; ſie ſparte dadurch Zinſen für etwa 
4 Monate und erhielt den Anſpruch auf weitere Akzeptproviſion. 
Auch die Kreditnehmerin hatte ein gewiſſes Intereſſe daran, 
durch eine Prolongation Unbequemlichkeiten der Beklagten während 
des Schwebens der Akkordverhandlungen zu vermeiden. Da nun 
die Prolongation in dem Grundvertrage vorgeſehen und in den 
weſentlichen Bedingungen dahin geregelt war, daß ſie zuſtande 
kam, wenn die Kreditnehmerin, ohne daß Beklagte vorher ge⸗ 
kündigt hatte, bei Verfall der alten Tratte unter Eindeckung 
derſelben eine neue zog, ſo muß auch für den vorliegenden Fall 
in dem dieſen Bedingungen entsprechenden Verhalten beider 
Parteien der Abſchluß eines Prolongationsvertrages erblickt 
werden. Beklagte wußte aus den Verhandlungen mit P, daß 
die Kreditnehmerin eine einfache Einlöſung der laufenden Tratte 
ohne Prolongierung weder beabfichtigte, noch ohne Verletzung 
mindeſtens moraliſcher Pflichten gegenüber den anderen 
Gläubigern bewerkſtelligen konnte. Es kann aber durchaus 
nicht gebilligt werden, wenn das Berufungsgericht weiter ſagt: 
ein ſolches Verfahren, d. h. Kündigung vor Verfall der 
laufenden Tratte, hätte man einem verſtändigen Bankier nicht 
zumuten können. Da nämlich nach dem Grundvertrage die 
Unterlaſſung der Kündigung die Bedeutung hatte, daß Beklagte 
das Kreditverhältnis fortzuſetzen beabſichtigte, die vorläufige 
Fortſetzung bis zum Abſchluſſe der ſchwebenden Akkordver⸗ 
handlungen aber auch im beiderſeitigen Intereſſe, jedenfalls in 
dem der Beklagten lag, ſodaß die Sachlage in keiner Weiſe 
die Gegenſeite zu der Annahme zu bringen geeignet war, 
Beklagte wünſche nicht zu prolongieren, ſo war es für dieſe 
nach Treu und Glauben geboten, falls ſie trotzdem nicht 
prolongieren wollte, die Gegenſeite hierüber aufzuklären. 
8 321 BGB. beruht ebenſo wie die im älteren Rechte allge⸗ 
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meiner angewandte Klauſel „rebus sic stantibus“ auf der 
Erwägung, daß es unbillig iſt, eine Vertragspartei an Ver⸗ 
pflichtungen feſtzuhalten, die ſie unter den neuen, völlig ver⸗ 
änderten Verhältniſſen keinesfalls übernommen haben würde. 
Dieſe Erwägung würde Platz greifen, wenn Beklagte bei Ein⸗ 
tritt des Vermögensverfalles der Kreditnehmerin den Kredit 
noch nicht gewährt gehabt hätte. Sie verſagt aber der gegebenen 
Sachlage gegenüber durchaus, weil Beklagte bei Eintritt der 
Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen des anderen 
Teils die ihr obliegende Leiſtung bereits bewirkt hatte und ſie 
nunmehr in der Lage war, unter voller Kenntnis der einge⸗ 
tretenen Verſchlechterung durch Ausübung des vorbehaltenen 
Kündigungsrechtes das Perfektwerden der Prolongation des 
Kreditverhältniſſes auszuſchließen. Es liegt nicht im Zwecke 
des § 321, den Vertragsinhalt mit Rückſicht auf eine einge⸗ 
tretene Anderung der Verhältniſſe zugunſten des einen Teils 
umzugeſtalten, wenn und ſoweit dieſer bei dem Eintritte der 
Anderung über den Vertrags inhalt noch frei verfügen kann. 
N. c. B., U. v. 16. Febr. 07, 300/06 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

36. Grundſätze für die Feſtſtellung des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhanges zwiſchen Tod und Unfall beim Vorhandenſein 
anderer Krankheiten.] 

Der Berufungsrichter nimmt an, daß beim Aufheben des 
entgleiften, ſehr ſchweren Kohlenwagens durch B. ein Rückdruck 
des Wagens und damit eine plötzliche äußere Gewalt⸗ 
einwirkung des Wagens auf den Körper des B., alſo „ein 
als Unfall ſich darſtellender Betriebsvorgang“ ſtattgefunden 
habe. Dieſe Feſtſtellung iſt von keiner Seite angefochten 
worden und fie entſpricht auch der Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 
der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten, wo⸗ 
nach als Unfälle nur ſolche körperliche Beſchädigungen gelten, 
„von welchen der Verſicherte durch plötzliche äußere Gewalt⸗ 
einwirkung unfreiwillig betroffen wird.“ Der Berufungsrichter 
gelangt aber zur Abweiſung des Klageanſpruchs aus zwei 
ſelbſtändigen Gründen: einmal deshalb, weil die Gewalt⸗ 
einwirkung nicht für ſich allein — wie es der Abſ. 1 des S 1 
der Verſicherungsbedingungen erfordere — den Tod des B. 
herbeigeführt, vielmehr nur die plötzliche zum Tode führende 
Verſchlimmerung des Herzfehlers des B. hervorgerufen habe; 
dann, weil B. an einem Herzſchlage verſtorben ſei, Schlag⸗ 
anfälle aber und deren Folgen nach 8 1 Abſ. 6 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen nicht als Unfälle zu gelten haben. 
Nach beiden Richtungen hin unterliegt dieſe Begründung recht⸗ 
lichen Bedenken, die zur Aufhebung des Berufungsurteils 
ühren mußten: Die Annahme des Berufungsrichters, der 
Tod ſei nicht lediglich durch den Unfall hervorgerufen, dieſer 
habe vielmehr nur, wenn auch weſentlich, zum Tode mitgewirkt, 
läßt nicht erkennen, ob der Berufungsrichter die richtigen, durch 
die Rechtſprechung des RG. feſtgelegten Grundſätze für die 
Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen Tod und 
Unfall angewendet hat. Schon im Urteil vom 3. Juli 1896 
III 88/96) hat der III. ZS. des RG. folgendes ausgeführt: 
Der Tod ſei als unmittelbare Folge eines Unfalls dann 
anzuſehen, wenn ſich kein anderes ſpäteres Ereignis als mit⸗ 
wirkende Urſache zwiſchen den Unfall und den Tod eingeſchoben 
hätte; die Verſicherungs ſumme ſei daher zu zahlen, wenn ber 
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Unfall und die dadurch hervorgerufene Blutvergiftung ein zwar 
bereits vorhandenes, aber nicht unmittelbar tödliches Nieren⸗ 
leiden dergeſtalt verſchlimmert habe, daß dasſelbe zu einem 
raſchen tödlichen Ausgang führte, der ohne den Unfall ſo bald 
nicht eingetreten wäre. Das (im damals zu entſcheidenden 
Falle vorhandene) Nierenleiden des Verſicherten, das erſt nach 
deſſen Tode durch die Sektion ermittelt worden ſei, habe, wie 
durch die ärztlichen Gutachten feſtgeſtellt ſei, zur Zeit des Un⸗ 
falls keine Fortſchritte gemacht, ſei dem Verſicherten ſelbſt nicht 
zum Bewußtſein gekommen, habe auch ſeine Arbeitsfähigkeit 
nicht beeinträchtigt, ſondern nur ſeine Widerſtandskraft gegen 
die Folgen des Unfalls vermindert. Für Veränderungen im 
Geſundheitszuſtande des Verſicherten, die im Laufe der Ver⸗ 
ſicherungsperiode eintreten und die Beſeitigung der nachteiligen 
Folgen eines Unfalls hindern oder erſchweren, habe die Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt die Gefahr zu tragen. Es würde dem 
das Unfallverſicherungs verhältnis beherrſchenden Grundſatze von 
Treu und Glauben zuwiderlaufen, wenn die Verſicherung nur 
auf die Zeit normaler Geſundheit des Verſicherten beſchränkt 
und dann ausgeſchloſſen ſein ſollte, wenn dieſe im Laufe der 
Verſicherungsperiode durch allmählich eintretende natürliche Zu⸗ 
ſtände, wie Alter, allgemeine Kränklichkeit, Schwäche einzelner 
Organe gemindert und hierdurch die nachteilige Einwirkung 
eines von außen kommenden Unfalls erhöht wird. In gleichem 
Sinne hat ſich das RG. in einer Reihe anderer Entſcheidungen 
(Urteile vom 18. Juni 1901 VII 147/01, vom 5. Dezember 
1902 VII 306/02, vom 24. Juni 1904 VII 49/04, vom 
10. Oktober 1899 VIa 136/99 und vom 23. November 1900 
VII 229/00), dahin ausgeſprochen, daß ein Unfall als die 
direkte und ausſchließliche Urſache des Todes auch dann 
bezeichnet werden könne, wenn eine gewiſſe Empfänglichkeit 
des Körpers für die nachteiligen Einwirkungen des Unfalls 
vorhanden geweſen ſei, wenn alſo möglicherweiſe bei anderer 
körperlicher Beſchaffenheit des Beſchädigten der Unfall günſtiger 
verlaufen wäre. Bei den letztgenannten beiden Entſcheidungen 
ergeben übrigens die Urteilsgründe noch beſonders, daß die all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen, ebenſo wie im jetzt vor⸗ 
liegenden Fall, die Beſtimmung enthielten, daß eine Ent⸗ 
ſchädigung nur für Schadenswirkungen gewährt werde, die un⸗ 
vermittelt durch Krankheit oder andere Umſtände als direkte 
Folge des Unfalls eingetreten ſeien. An den von dieſer 
ſtändigen Rechtſprechung aufgeſtellten Grundſätzen iſt feſt⸗ 
zuhalten. Sie würden freilich überſpannt werden, falls man 
den Unfall als die unmittelbare, alſo durch Krankheit nicht 
vermittelte, Urſache des Todes auch dann anſehen wollte, wenn 
der Verletzte zur Zeit des Unfalls ſchon an einer beſtimmten, 
ihrer Natur nach unaufhaltſam in abſehbarer Zeit zum Tode 
führenden körperlichen Erkrankung gelitten hat und der Unfall 
nur durch Verſchlimmerung des Leidens eine Beſchleunigung 
des tödlichen Ausgangs dieſes Leidens herbeigeführt hat. Daß 
aber der Fall hier ſo gelegen habe, iſt nicht ohne weiteres an⸗ 
zunehmen. (Wird näher dargelegt). Hiernach bleibt noch unter 
Berückfichtigung der oben gebilligten Grundſätze feſtzuſtellen, ob 
das Herzleiden des B. eine ihrer Natur nach unaufhaliſam in 
abſehbarer Zeit zum Tode führende Erkrankung darſtellte, oder 
ob es nur eine beſondere Empfänglichkeit des B. für die nach⸗ 
teiligen Unfallsfolgen herbeigeführt hat. Dabei wird der Be⸗ 
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rufungsrichter zu erwägen haben, daß der jetzt erkennende 
Senat in den beiden Urteilen vom 24. Juni 1904 VII 49/04 
und vom 24. Februar 1905 VII 343/04 ſich dahin aus⸗ 
geſprochen hat, daß eine zur Zeit des Unfalls bei dem Ver⸗ 
letzten vorhanden geweſene „Herzmuskelſchlaffheit“ und „fehler⸗ 
hafte Beſchaffenheit des Herzens“, die zum tödlichen Ausgang 
mitgewirkt hätten, der Annahme nicht entgegenſtänden, daß der 
Tod auf den Unfall zurückzuführen ſei. Ob etwa im vor⸗ 
liegenden Fall auf Grund einer beſonderen Faſſung der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen die Annahme geboten ſei, 
daß nach dem Vertragswillen der Beteiligten die Entſchädigungs⸗ 
pflicht auch dann ausgeſchloſſen ſein ſollte, wenn die tödliche 
Wirkung infolge der krankhaften Empfänglichkeit des 
Körpers des Verſicherten für die Unfallsfolgen eingetreten iſt, 
hat der Berufungsrichter ebenfalls noch zu prüfen. Nochmaliger 
Erwägung bedarf auch die Feſtſtellung, der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch ſei nach 8 1 Abſ. 6 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen ausgeſchloſſen, weil der Tod des B. infolge eines 
Herzſchlages eingetreten ſei. Der Abſatz 6 beſtimmt: „Als 
Unfälle gelten ins beſondere nicht: Krankheiten, Schlag⸗, Krampf⸗, 
Schwindel, Ohnmachts⸗ und epileptiſche Anfälle jeder Art und 
deren Folgen, Witterungs⸗ oder Temperatureinflüſſe, Sonnen⸗ 
ſtich, Anſteckungen und Vergiftungen, auf welche Art ſie auch 
herbeigeführt fein mögen, Folgen von Mberanftrengungen . . .“ 
Durch Auslegung dieſer Vorſchrift wird feftzuftellen fein, ob 
„Schlaganfälle“ nur dann die Entſchädigungspflicht aus⸗ 
ſchließen, wenn fie ohne Mitwirkung eines Unfalls eintreten 
oder auch dann, wenn lediglich ein Unfall ihre Auslöſung be⸗ 
wirkt hat. Dabei wird beſonders zu erwägen ſein, ob die 
Worte „auf welche Art ſie auch herbeigeführt ſein mögen“, ſich 
auf ſämtliche vorher bezeichnete ſchädliche Urſachen, alſo auch 
auf die Schlaganfälle beziehen ſollen oder mir auf: „Witterungs⸗ 
und Temperatureinflüſſe, Sonnenſtich, Anſteckungen und Ver⸗ 
giftungen“. D. c. C. U. V., U. v. 12. Febr. 07, 198/06 VII. 
— Cöln. 

37. Entſchuldbarkeit unrichtiger Angaben im Antrag.] 

Kläger war bei der beklagten Geſellſchaft verſichert gegen 
die Folgen körperlicher Unfälle, und zwar für den Fall der 
Invalidität, d. h. des vorausſichtlich lebenslänglichen Ver⸗ 
luſtes der Arbeitsfähigkeit auf Höhe von 20 000 Mark, erlitt 
einen Bruch des rechten Unterſchenkels, der ihn nach ſeiner Be⸗ 
hauptung teilweiſe dauernd erwerbsunfähig gemacht 
hat, und fordert unter Bemeſſung des Invaliditätsgrades auf 
20 Prozent nach Maßgabe der den Verficherungsbedingungen 
beigefügten Rententabelle eine Jahresrente von 306 Mark auf 
Lebenszeit. Die nach 8 13 der Bedingungen berufene Arzte⸗ 
kommiſſion hatte zwar am 25. Januar 1902 in ihrer Mehrheit 
erklärt, daß unter geeigneter ſpezialiſtiſcher Behandlung voraus⸗ 
ſichtlich die volle Erwerbsfähigkeit des Klägers wieder her⸗ 
geſtellt werden würde. Der Kläger focht aber dieſes Gutachten 
als offenbar ſachwidrig und unbillig an. Die Beklagte erachtete 
den Ausſpruch der Arztekommiſſion für bindend und wendete 
noch ein, daß Kläger vor Stellung des Antrages an 
Rheumatismus, Gicht und Nierenſteinen gelitten, dies ver⸗ 
ſchwiegen und darum nach 8 6 der Bedingungen den Anſpruch 
auf Schadenserſatz verwirkt habe. Der Kläger räumte nur 
ein, daß er einige Tage im März 1903 an leichtem, akutem 
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Rheumatismus gelitten und davon nichts in dem Antrag 
erwähnt habe. Das OLG. verurteilte, die Reviſion der Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Der Kläger hat nach der auf der Aus⸗ 
ſage des Dr. W. beruhenden Feſtſtellung des Berufungsrichters 
in der Zeit vom 10. bis 15. März 1893 an einem akuten 
Mus kelrheumatismus gelitten, der irgend welche nachteilige 
Folgen nicht hinterlaſſen hat. Davon hat er in dem Ver⸗ 
ſicherungsantrag, in welchem auch danach gefragt war, ob er 
bereits an Rheumatismus gelitten, nichts erwähnt. Der Be⸗ 
rufungsrichter meint, daß der Kläger bei gehöriger Sorgfalt die 
rheumatiſche Erkrankung hätte erwähnen müſſen. Damit ſoll, 
wie die weiteren Ausführungen ergeben, nicht ein Vorwurf 
gegen den Kläger ausgedrückt, ſondern nur geſagt fein, daß 
ihm ſeine frühere Erkrankung hätte zum Bewußtſein kommen 
müſſen. Es wird nämlich weiter bemerkt, es ſei dem Kläger 
zu glauben, daß er bei Stellung des Verſicherungsantrages dem 
vor etwa 1½ Jahren überſtandenen Rheumatismus keine Be 
deutung mehr beigelegt und ſich zu deſſen Anzeige nicht mehr 
für verpflichtet gehalten habe. Der Berufungsrichter will alſo 
ſagen, daß es entſchuldbar erſcheine, wenn der Kläger, ob» 
wohl darüber nicht im Zweifel, daß er an Rheumatismus ge⸗ 
litten habe, dies nicht mitgeteilt habe, weil der Anfall nur un⸗ 
erheblich, von ganz kurzer Dauer und ohne jede Folgen geweſen 
ſei. Darin iſt ein rechtlicher Verſtoß nicht zu finden. Zwar 
haftet der Verſicherungsnehmer auch ohne den Nachweis eines 
beſonderen Verſchuldens für die Folgen der unrichtigen Be⸗ 
antwortung der in dem Formular zu dem Verſicherungsantrag 


enthaltenen Fragen, aber er kann ſich ausnahmsweiſe von dieſer 


Haftung befreien, wenn die Verhältniſſe ſo liegen, daß ſein 
Verhalten entſchuldigt iſt und die Verſicherungsgeſellſchaft durch 
Berufung auf die Verwirkungsklauſel gegen Treu und Glauben 
verſtoßen würde. Ein ſolcher Fall iſt aber hier nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsrichters gegeben. Es handelte ſich zwar 
um Rheumatismus, an dem der Kläger gelitten hatte, aber nur 
um einen einmaligen Anfall von ſo unbedeutender Art, daß er 
dem Patienten, ſobald er vorüber war, nicht als beachtens⸗ und 
erwähnenswert erſcheinen durfte; einem ſolchen Vorkommnis 
wird im Leben irgend welches Gewicht nicht beigelegt. Es iſt 
deshalb durchaus erklärlich und verzeihlich, wenn der Kläger 
nichts davon ſagte. OV. c. S., U. v. 5. März 07, 214/06 VII. 
— Königsberg. 

38. 8 2026 Tl. II Tit. 8 Allgemeines Landrecht. Ber: 
trauensſtellung eines Verſicherungsagenten gegenüber einem 
leſensunkundigen Verſicherungsnehmer; ſchuldhaftes Verſchweigen 
des letzteren.] 

Der bei der Beklagten auf Grund eines Verſicherungs⸗ 
antrages vom 23. Juni 1903 gegen Feuerſchaden verſicherte 
Kläger erlitt dadurch einen Feuerſchaden, daß ſeine in Oberdar⸗ 
feld belegene Kotte am 12. Juli 1904 niederbrannte. Da 
die Beklagte ſich weigerte, die im Abſchätzungsverfahren auf 
9 183 Mark feſtgeſetzte Entſchädigungsſumme an ihn zu ent⸗ 
richten, erhob der Kläger gegen ſie Klage auf Zahlung dieſer 
Summe. Ihren Antrag auf Abweiſung der Klage begründet 
die Beklagte durch Berufung auf die unſtreitige Tatſache, daß 
die in dem Verſicherungsantrage geſtellte Frage, ob der 
Kläger bereits früher einmal von einem Feuerſchaden betroffen 
worden ſei, unrichtig mit „nein“ beantwortet worden. Er war 
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nämlich bereits zweimal in den Jahren 1884 und 1894 auf einem 
früheren Beſitztum von einem totalen Brandſchaden betroffen 
worden. Die Beklagte machte geltend, daß infolge dieſer falſchen 
Beantwortung der Verſicherungsanſpruch des Klägers verwirkt ſei. 
Der Kläger, der den Verſicherungsantrag unterſchriebenhatte, be⸗ 
rief ſich zur Entſchuldigung der unrichtigen Beantwortung 
darauf, daß er nur ſeinen Namen ſchreiben und Geſchriebenes 
nicht leſen könne, daß daher die ſchriftliche Beantwortung 
der in dem Verſicherungsantrage enthaltenen Fragen von dem 
Agenten der Beklagten geſchehen ſei, der ihn nach früher er⸗ 
littenen Brandſchäden nicht gefragt habe, übrigens auch das 
ausgefüllte Formular nicht vorgelefen, ſondern einfach zur Unter⸗ 
ſchrift vorgelegt habe. Nach aufgenommenen Beweiſe verurteilte 
der erſte Richter die Beklage nach dem Klageantrage, der Be⸗ 
rufungsrichter wies dagegegen die Klage ab. Das RG. hob auf 
und wies zurück: Der Berufungsrichter erachtet zwar nicht den 
§ 3 der Verſicherungs bedingungen, jedoch den $ 2026 Tl. II 
Tit. 8 ALR. gegen den Kläger für anwendbar. Er führt in 
dieſer Beziehung aus, unter „Verſchweigen“ im Sinne 
jener Beſtimmung ſei das Unterlaſſen der richtigen Angabe zu 
verſtehen, im vorliegenden Falle beruhe die unrichtige Angabe 
auf einem groben Verſchulden des Klägers; denn dieſer hätte, 
wenn er nicht leſen könne, den Inhalt des Verſicherungsantrages 
und die von dem Agenten der Beklagten bewirkte ſchriftliche 
Beantwortung der geſtellten Fragen ſich vorleſen laſſen müſſen, 
was nicht geſchehen ſei; wäre es geſchehen, ſo hätte der 
Kläger Kenntnis von den geſtellten Fragen und ihrer un⸗ 
richtigen Beantwortung erhalten und letztere verhindern können. 
Gegen dieſe Ausführung beſtehen zwar nicht in Anſehung der 
Auslegung des § 2026 Tl. II Tit. 8 LAR., wohl aber im 
übrigen nicht unerhebliche Bedenken. Es handelt ſich hier, 
wenn auch nicht allein, ſo doch zu einem weſentlichen Teile, um 
die Stellung der Verſicherungsagenten, wenn ſie einem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer gegenüberſtehen, der nicht leſen kann. Während 
im übrigen das Berufungsgericht und das Reviſionsgericht bes 
züglich der Stellung der Verſicherungsagenten erſichtlich die 
gleichen Anſchauungen teilen, kann bei dieſem Punkte das Re⸗ 
viſionsgericht der Auffaſſung des Berufungsgerichts ſich nicht 
anſchließen. Auf der einen Seite iſt anzuerkennen, daß in 
ſolchen Fällen die Folgen der von den Agenten bewirkten un⸗ 
richtigen Beantwortung der geſtellten Fragen nicht fchlechthin 
von den Verſicherungsgeſellſchaften zu tragen ſind: denn es 
würde dies im Ergebnis darauf hinauslaufen, daß die 
Agenten als Vertreter der Verſicherungsgeſellſchaften behandelt 
würden, was ſie in Wirklichkeit nicht ſind. Auf der anderen 
Seite darf aber ebenſowenig verkannt werden, daß in ſolchen 
Fällen die Stellung, welche der Agent als Vertrauensmann 
die der Geſellſchaft einnimmt, mit beſonderer Bedeutſamkeit 
hervortritt. Die Agenten ſind die von den Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auserwählten, beſtellten und beſoldeten 
Organe, durch welche ſie in Anſehung des Abſchluſſes von 
Verſicherungsverträgen mit dem Publikum verkehren. In ihrer 
Eigenſchaft als Organe der Geſellſchaften vermitteln die Agenten 
den Abſchluß der Verſicherungsverträge. Die Verſicherungs⸗ 
nehmer dürfen daher nach Treu und Glauben darauf vertrauen, 
daß die Agenten alles dasjenige tun und erklären werden, 
was im Intereſſe der Geſellſchaften zum wirkſamen Abſchluß 
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des Verſicherungsvertrages erforderlich iſt. Daneben beſteht 
allerdings für alle diejenigen, welche leſen können, der Grundſatz, 
daß ſie den Verſicherungsantrag, deſſen Inhalt für den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag von maßgeblicher Bedeutung iſt, abgeſehen 
von gewiſſen Ausnahmen, nicht eher unterſchrieben aus der 
Hand geben ſollen, als bis ſie durch eigenes Leſen ſich 
von deſſen Inhalt Kenntnis verſchafft haben. Die Sicherheit 
des Verkehrs erfordert es unbedingt, daß ſolche Perſonen in 
der Regel mit dem Einwande, daß ſie von den durch die 
Agenten bewirkten unrichtigen Eintragungen in den Verſicherungs⸗ 
antrag nichts gewußt hätten, nicht gehört werden können. 
Erheblich anders iſt indeſſen die Sachlage in den Fällen der 
vorliegenden Art zu beurteilen. Hier fehlt den Verſicherungs⸗ 
nehmern die Möglichkeit der eigenen Kenntnisnahme; fie find 
daher auf die Agenten als die von den Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften ſelbſt auserwählten Vertrauensperſonen derſelben hin 
ganz beſonders angewieſen. Sie ſind demgemäß auch berechtigt, 
anzunehmen, daß dieſe nach Inhalt des Verſicherungsantrages 
ſie über alles befragen werden, was im Intereſſe der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften zum Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
erforderlich iſt. Mißtrauen in der Richtung zu hegen, daß die 
Agenten ihre Pflicht nicht vollſtändig erfüllen werden, haben 
ſie keinen Anlaß. Es kann nicht als allgemein zutreffend 
anerkannt werden, daß die des Leſens unkundigen Verſicherungs⸗ 
nehmer den Agenten ein „unverantwortliches“ „blindes“ und 
„ſorgloſes“ Vertrauen ſchenken, wenn ſie ſich den Inhalt des 
Verſicherungsantrages von dieſen nicht zur Kontrolle vorleſen 
laſſen, ſondern annehmen, daß mit deren Fragen ſich der in 
Betracht kommende Inhalt des Verſicherungsantrages erſchöpft. 
Dasſelbe muß als Regel gelten, ſoweit es ſich um die Nieder⸗ 
ſchrift der Urkunde handelt. Die entgegenſtehende Anſchauung 
des Berufungsrichters berückſichtigt zu wenig den Vertrauens⸗ 
charakter der Agenten. Zuzugeben iſt nur, daß nach Lage des 
einzelnen Falles die Sache anders d. h. ungünſtiger für die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer liegen kann. Allein nach dem, was bisher 
feſtgeſtellt iſt, läßt ſich für den gegenwärtigen Fall nicht an⸗ 
nehmen, daß der Kläger dem Agenten T. in unverantwortlicher 
Weiſe ein blindes und ſorgloſes Vertrauen geſchenkt hat, wenn 
er ſich den Inhalt des Verſicherungsantrages und die Beant⸗ 
wortung der geſtellten Fragen von dieſem nicht hat vorleſen 
laſſen. Der Berufungsrichter beachtet hierbei nicht ausreichend, 
daß es ſich, abgeſehen von der Verſicherungsſumme, den Ernte⸗ 
vorräten uſw. im übrigen lediglich um Fortfetzung eines bereits 
beſtehenden Verſicherungsverhältniſſes, wenn auch auf Grund 
eines neuen Antrages, alſo im weſentlichen nur um eine Über: 
tragung des Inhalts des bisherigen Verſicherungs vertrages 
handelte. Jener hatte unbeanſtandet Geltung gehabt, und es 
iſt daher unter ſolchen Umſtänden nicht wohl einzuſehen, weshalb 
ein grobes Verſchulden des Klägers lediglich darin liegen ſoll, 
daß er ſich den Inhalt des neuen Antrages, von dem er an⸗ 
nehmen durfte — und vermutlich auch angenommen hat, eine 
Feſtſtellung hierüber iſt nicht getroffen —, daß er im weſent⸗ 
lichen mit dem Inhalte des früheren Vertrages übereinſtimmen 
werde, oder wenigſtens die Beantwortung der geſtellten Fragen 
nicht hat vorleſen laſſen. Hiermit iſt allerdings die Schuld⸗ 
frage noch nicht entſchieden. Es bleibt auf jeden Fall näher 
aufzuklären, wie es bei der Aufnahme des neuen Verſicherungs⸗ 
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antrages hergegangen ift, ob und welche Fragen der Agent T. 
dem Kläger vorgelegt hat, oder ob lediglich die alte Police 
zur Grundlage der Beantwortung der geſtellten Fragen von ihm 
genommen iſt uſw. uſw. Ferner iſt zu prüfen, ob und inwieweit 
die unrichtige Beantwortung der in Rede ſtehenden Frage in dem 
Verſicherungsantrage vom 10. November 1896, der bis zu ge⸗ 
wiſſem Grade auch die Grundlage des neuen Vertrages bildet, 
entſchuldbar iſt. Weiter iſt auf das Vorbringen der Beklagten 
einzugehen, wonach der Kläger ein geſchäftsgewandter, intelligenter 
Mann ſein ſoll, der gewußt hat, daß die früheren Verſicherungen 
wegen der Brandfälle aufgehoben find. Erſt wenn alle dieſe 
Fragen erörtert und geprüft ſind, läßt ſich mit Sicherheit be⸗ 
urteilen, ob dem Kläger ein ihm zum Verſchulden anzurechnendes 
„Verſchweigen“ zur Laſt fällt. Daher war, wie geſchehen zu 
erkennen. W. c. V. F.⸗G., U. v. 26. Febr. 07, 253,06 VII. 
— Hamm. 

Konkursordnung. 

39. 58 47 Abſ. 1 a. F. (8 54 n. F. KO.). Auf⸗ 
rechnungsfähigkeit bedingter und kraft Geſetzes von der An⸗ 
meldung im Konkurſe ausgeſchloſſener Forderungen gegen die 
Konkursmaſſe.] 

Die Frage, ob und inwieweit im Falle des Konkurſes ein 
Schuldner des Gemeinſchuldners mit einer ihm gegen denſelben 
zuſtehenden Forderung aufrechnen kann, richtet ſich, ſoweit nicht 
die KO. beſondere Beſtimmungen trifft, nach dem bürgerlichen 
Recht. Eine ſolche beſondere Beſtimmung enthält der S 47 
Abſ. 1 der im vorliegenden Falle, gemäß § 8 EG. zur neuen 
KO., zur Anwendung kommenden KO. a. F. (8 54 
Abſ. In. F), wonach die Aufrechnung nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens 
die aufzurechnenden Forderungen oder die eine von ihnen noch 
bedingt war. Danach ergibt ſich auch für das Gebiet des 
franzöſiſchen Rechts, das hier zur Anwendung kommt, weil die 
Bürgſchaftsübernahme wie die Konkurseröffnung vor dem 
1. Januar 1900 erfolgt iſt, daß auch derjenige Gläubiger, der 
zur Zeit der Konkurseröffnung gegen den Gemeinſchuldner 
eine nur bedingte Forderung hatte, im Falle des Eintritts 
der Bedingung nach der Konkurseröffnung zur Aufrechnung 
mit einer Schuld der Konkursmaſſe berechtigt war. Daß aber 
nach franzöſiſchem Recht dem Bürgen ſchon infolge der bloßen 
übernahme der Bürgſchaft, alſo im vorliegenden Falle dem 
Beklagten vor der Konkurseröffnung eine bedingte Regreß⸗ 
forderung gegen den Hauptſchuldner zuſtand, die nach 
Art. 2028 c. c. zu einer unbedingten würde, wenn er den 
Gläubiger bezahlte, iſt rechtlich unbedenklich. Dieſe Regreß⸗ 
forderung des Bürgen hat nicht lediglich ihren Rechtsgrund in 
der Tatſache der Zahlung, ſondern zunächſt in dem durch die 
Übernahme der Bürgſchaft zwiſchen dem Bürgen und dem 
Hauptſchuldner begründeten obligatoriſchen Verhältnis, wie ſich 
dieſes auch aus Art. 2032 c. c. ergibt, wonach dem Bürgen 
unter beſtimmten Vorausſetzungen bereits vor der Zahlung an 
den Gläubiger liquide Anſprüche gegen den Hauptſchuldner zu⸗ 
ſtehen. Es muß das für den vorliegenden Fall um fo mehr 
gelten, als der Beklagte bei der Übernahme der Bürgſchaft 
zur Sicherung des Gläubigers ſich zweier erheblicher Hypotheken 
durch Verpfändung entäußert hatte. Danach erweiſt ſich der 
Aufrechnungsanſpruch gemäß § 47 Abſ. 1 cit. als begründet. 
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Auch der Umſtand, daß eine Einlage in die Geſellſchaft in 
Frage iſt, ſteht dieſem Anſpruch nicht entgegen. Daß die Ein⸗ 
lage des Kommanditiſten nicht unter allen Umſtänden durch 
direkte Zahlung ſeinerſeits zu erfolgen braucht, hat das RG. 
wiederholt ausgeſprochen; es genügt, daß der Geſellſchaft ein 
der Einlage entſprechender Vermögenswert aus dem Vermögen 
des Kommanditiſten zugefloſſen iſt. Vgl. RG. 63, 256, und 
das in den Vorinſtanzen von dem Beklagten und auch vom 
OLG. bezogene Urteil 37, 133 ff., beſ. 137. In dem letzteren, 
mit dem vorliegenden im weſentlichen gleichliegenden Falle, 
in dem der Kommanditiſt den Anſpruch erhob, mit einer 
Regreßforderung wegen Einlöſung von Wechſelakzepten der 
Geſellſchaft nach der Konkurseröffnung, für die er ſich verbürgt 
hatte, mit der Forderung der Geſellſchaft auf Leiſtung der 
Kommanditeinlage aufzurechnen, wurde dieſer Anſpruch mit der 
Begründung für gerechtfertigt erachtet, weil der damalige 
Kläger infolge einer Bürgſchaft gezahlt habe, die er bereits 
vor der Konkurseröffnung für die Geſellſchaft übernommen 
hatte. Auf demſelben Standpunkt ſtehen auch die Kommentare 
zur KO. (Peterſen⸗Kleinfeller KO. 4 A. zu 8 54. Bem. 6 
a. E. v. Wilmowski⸗Kurlbaum KO. 6 A. zu 8 54 Bem. Ab zu 
8 55 Bem. 6; Jaeger KO. 2 A. zu 8 53 Anm. 14 zu 
§ 54 Anm. 10; die bei dem letzteren bezogene abweichende 
Entſcheidung des öſterreichiſchen oberſten Gerichtshofes vom 
24. Oktober 1893 Pfaff Samml. 31 S. 483 beruht auf der 
Erwägung, daß nach öſterreichiſchem Recht der Bürge Regreß⸗ 

rechte erſt mit der Zahlung erwirbt.) Der Reviſionskläger 
glaubt im vorliegenden Falle die Zuläſſigkeit der Aufrechnung 
um deswillen mit Erfolg beſtreiten zu können, weil der Be⸗ 
klagte bei der gegebenen Sachlage nicht berechtigt geweſen ſei, 
ſeine Forderung aus der Verbürgung zum Konkurſe der Geſell⸗ 
ſchaft anzumelden, zu dieſer Anmeldung vielmehr nur die 
Bergiſch⸗Märkiſche Bank als Hauptgläubigerin berechtigt ge⸗ 
weſen ſei, wie dieſes wiederholt vom RG., insbeſondere auch 
von den BZS. (RG. 14, 172 ff.) entſchieden ſei. Dieſer 
Angriff iſt indeſſen nicht zutreffend. Daß der Beklagte ſeine 
Forderung zum Konkurſe nicht anmelden konnte, beruht auf 
der Beſtimmung des § 61 KO. a. F., deren Tragweite nicht 
über ihren Inhalt ausgedehnt werden darf, in Verbindung mit 
der Erwägung, daß es unzuläſſig erſcheinen muß, daß dieſelbe 
Forderung von mehreren angemeldet und für mehrere zugelaſſen 
wird, und daß bei dieſer Kolliſion dem Hauptgläubiger der 
Vorrang gebührt, deſſen Rechte im Konkurſe nicht dadurch be⸗ 
einträchtigt werden können, daß für ſeine Forderung eine 
Bürgſchaft beſteht. Aus dieſem Umſtande kann aber ein bes 
gründetes Bedenken gegen die Aufrechnung ſeitens des Bürgen 
nicht hergeleitet werden. Nach S 46 KO. a. F. (S 53 n. F.) 
braucht der Gläubiger, der aufrechnet, ſeine Forderung im 
Konkursverfahren nicht geltend zu machen; die Aufrechnung 
erfolgt außerhalb des Konkursverfahrens. Die Vorſchriften 
über die Anſprüche der Konkursgläubiger und deren Geltend⸗ 
machung berühren die Frage der Aufrechnung von Forderungen 
gegen Anſprüche der Konkursmaſſe überhaupt nicht; für dieſe 
find lediglich die SS 46 ff. KO. a. F. und die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts maßgebend. Bei dieſer Rechtslage 
wird denn auch in den Kommentaren zur KO. zutreffend der 
Standpunkt vertreten, daß ſelbſt diejenigen Forderungen, die 
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kraft Geſetzes von der Anmeldung ausgeſchloſſen find, gleich 
wohl gegen Anſprüche der Konkursmaſſe aufgerechuet werden 
können. (Peterſen⸗Kleinfeller a. a. O. zu 88 53 ff. Bem. 3; 
v. Willmowski⸗Kurlbaum a. a. O. zu 8 53 Bem. 6; Jaeger 
a. a. O. zu 8 53 Anm. 7). Konk.⸗Maſſe M. c. D., 
U. v. 26. Febr. 07, 373/06 II. — Cöln. 

Reichs haftpflichtgeſetz. 

40. 5 1 Haftpflc. Begriff „des Unfalles bei dem 
Betriebe der Eiſenbahn“.] 

Der bei der Firma Th. zur L. in M. beſchäftigte Arbeiter 
Fritz H. daſelbſt erlitt am 17. Oktober 1903 auf dem Eiſen⸗ 
bahnabladeplatz des Bahnhofs M. beim Abladen von langen 
Tannenſtämmen dadurch einen Unfall, daß eine Runge des 
Eiſenbahnwagens abbrach, dadurch die Stämme ins Rollen ge⸗ 
rieten und ihn zum Stürzen brachten. Er trug Verletzungen 
davon, die Kurkoſten und eine dauernde Minderung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit zur Folge hatten. Er iſt auf Grund des 
Gew VG. bei der Lagereiberufsgenoſſenſchaft zu Berlin ver⸗ 
ſichert, die mit der gegenwärtigen Klage auf Erſatz ihrer Auf⸗ 
wendungen den beklagten Eiſenbahnfiskus als Betriebsunter⸗ 
nehmer der Eiſenbahn gemäß 8 140 Gewu VG. in Anſpruch 
nimmt. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. abs 
ändernd die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
RG. hob auf und wies zurück: Die Anwendung des 8 1 
RHaftpfl®. ſetzt, wie in dem Urteile des erkennenden Senats 
vom 29. Juni 1903 (RG. 55, 229; vgl. ferner JW. 04 
S. 487 Nr. 11, 03 S. 403 Nr. 18, 04 S. 484 Nr. 6, 
06 S. 575 Nr. 52) entwickelt iſt, einmal einen inneren, ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem eingetretenen Unfall 
und der Betriebstätigkeit der Eiſenbahn, ſodann aber auch, wie 
die Worte „bei dem Betriebe“ ausdrücken, einen äußeren zeit⸗ 
lichen und örtlichen Zuſammenhang des Unfalles mit einem 
beſtimmten Betriebsvorgange voraus, mag dieſe die Tätigkeit 
der Beförderung von Menſchen und Gütern oder die Vor⸗ 
bereitung oder die Abwicklung des Beförderungsgeſchäfts be⸗ 
treffen. Jener innere Zuſammenhang iſt im vorliegenden Falle 
nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts gegeben: wenn 
die Runge, die beim Entladen des Wagens gebrochen iſt, und 
deren Bruch die Urſache der Verletzung des H. war, während 
des Transportes und infolge der Bewegungen und Erſchütte⸗ 
rungen des Beförderungsbetriebes angebrochen war, dann iſt 
als eine Urſache des Unfalles der Eiſenbahnbetrieb allerdings 
anzuſehen. Dagegen fehlt es ebenſo wie in dem in den an⸗ 
gezogenen Urteilen RG. 55, 229 und JW. 04 S. 487 Nr. 11 
behandelten Falle an dem zweiten Erfordernis, an dem äußeren 
Zuſammenhange mit einem konkreten Betriebsvorgange. Die 
Entladung eines ſtillſtehenden Wagens durch den Empfänger 
des Gutes ſtellt an ſich eine Betriebstätigkeit der Eiſenbahn 
nicht dar und ein Unfall, der ſich dabei ereignet, wird zu einem 
Betriebsunfall im Sinne des 8 1 RHaftpfl®. nur, wenn in 
irgend einer Weiſe ein Zuſammenhang mit einem Betriebs⸗ 
vorgange anderweit hergeſtellt wird, ſo wenn der Wagen durch 
andere Wagen angeſtoßen und ins Rollen gebracht und da⸗ 
durch ein durch die Einrichtungen der Beförderungs⸗ und 
Betriebsmittel bedingter, wenn auch nicht gewollter Betriebs⸗ 
vorgang ausgelöſt wird. Dies lag vor in dem von dem 
Berufungsurteil angezogenen in RO HG. 13, 1. — vgl. auch 
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ebendaſelbſt S. 83 — Falle; in dem Tatbeſtande des gegebenen 
Falles iſt hiervon nicht die Rede. Daß eine beſondere durch 
den Eiſenbahnbetrieb bedingte Eile etwa die Abladetätigkeit be⸗ 
herrſcht und dieſe ſo in Berührung mit den Vorbereitungen 
eines neuen Betriebsaktes, der der Wiedereinſtellung des zu 
entladenden Waggons in den Fahrbetrieb gebracht hätte, iſt im 
vorliegenden Falle gar nicht behauptet worden; ebenſowenig 
ſind andere Umſtände dargetan oder auch nur behauptet worden; 
die den fehlenden Zuſammenhang des Unfalles mit einem 
Betriebsvorgange herzuſtellen geeignet wären. Hierdurch iſt die 
Aufhebung des angefochtenen Urteils bedingt. Die Klage iſt 
jedoch nicht nur auf das RHaftpflG. geſtützt, ſondern auch auf 
ein Verſchulden des Beklagten, das in der Verwendung zu 
ſchwacher Rungen beſtanden haben ſoll und vom erſten Richter 
verneint, vom Berufungsrichrer aber noch nicht erörtert worden 
iſt. Zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung hierüber 
war die Sache gemäß 8 565 3PO. an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. E. F. c. L. B., U. v. 28. Febr. 06, 
314/06 VI. — Cöln. 

41. 8 1 SHaftpfl®. Abſturz eines Fahrgaſtes von einem 
Straßenbahnwagen infolge plötzlichen Ohnmachtsanfalles iſt 
nicht ohne weiteres als höhere Gewalt aufzufaſſen.] 

Der Ehemann und Vater der Kläger iſt als Fahrgaſt der 
Beklagten infolge eines plötzlichen Ohnmachtsanfalles während 
der Fahrt von dem Hinterperron eines Anhängewagens, auf 
dem er ſtand, abgeſtürzt und an den dabei erhaltenen Ver⸗ 
letzungen geſtorben. Ohne allen Grund iſt in Zweifel gezogen 
worden, ob dies ein bei dem Betriebe einer Eiſenbahn 
vorgekommener Unfall im Sinne des § 1 Haftpfl®. ſei; vgl. 
RG. 50, 93 f. Um zur Beſeitigung des Zweifels zu gelangen, 
bedurfte es nicht erſt der vom Berufungsgericht angeſtellten 
Erwägung, daß bei dem Sturze N. der Widerſtand der Luft oder 
die auch bei gleichmäßiger Fahrt eines Straßenbahnwagens 
nicht ausbleibenden Erſchütterungen mitgewirkt haben könnten. 
Andererſeits reicht dieſe Erwägung aber eben ſo wenig aus, 
um die Einrede der höheren Gewalt auszuſchließen, wie dies 
doch das KG. anzunehmen ſcheint. Es iſt völlig mit einander 
vereinbar, daß der Unfall einerſeits ein Betriebsunfall im 
Sinne des § 1 HaftpflG., und andererſeits auch durch höhere 
Gewalt oder eigenes Verſchulden des Verletzten verurſacht ſei; 
fo ſchon das Urteil zur S. VI 376/00 a. E. in der JW. von 
1901 S. 164 f. Nr. 19 nicht mit abgedruckt. Es fragt ſich 
nur, ob hier die Einrede der höheren Gewalt begründet iſt. 
In dieſer Beziehung iſt anzuerkennen, daß ein plötzlicher Ohn⸗ 
machtsanfall je nach Umſtänden ſehr wohl als höhere Gewalt 
in Betracht kommen kann. Für den vorliegenden Fall iſt aber 
deshalb mit Recht vom Berufungsgerichte das Gegenteil an⸗ 
genommen worden, weil es ſich weder um ein von außen her 
in den Eiſenbahnbetrieb eingreifendes Naturereignis, noch um 
ein Vorkommnis handelt, dem nicht durch entſprechend ver⸗ 
beſſerte Sicherheitseinrichtungen paſſender Weiſe vorgebeugt 
werden konnte. Gr. B. St. A. c. N., U. v. 4. März 07, 
321/06 VI. — Berlin. 

Genoſſenſchaftsgeſetzvom 1. Mai 1889ũ 20. Mai 1898. 

42. 88 7, 16, 73 Gen.] 

Nach 8 6 des Statuts der beklagten Genoſſenſchaft, deren 
Unternehmen u. a. den Vertrieb des Mineralwaſſers des 
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Reginarisbrunnend zum Gegenſtand hat, werden „Geſchäfts⸗ 
anteile a 100 Mark ausgegeben und iſt jedes Genoſſenſchafts⸗ 
mitglied berechtigt, bis zu 500 Stück Geſchäftsanteile d 100 Mark 
zu erwerben.“ Gemäß Akt vor dem Notar K. hat die beklagte 
Genoſſenſchaft von H. den dieſem zugehörigen Reginarisbrunnen 
für 350 000 Mark käuflich erworben. Für den nach Tiber 
nahme von Hypotheken verbleibenden Kaufpreisreſt von 
294 000 Mark war beſtimmt, daß er „in Anteilſcheinen 
an der beklagten Genoſſenſchaft“ voll bezahlt werde. Dabei 
verpflichteten ſich die Verkäufer „100 000 Mark Anteilſcheine 
auf 10 Jahre unkündbar zu belaſſen, jedoch dieſe auf Ver⸗ 
langen zu jeder Zeit zum Nominalwerte der Genoſſenſchaft 
abzutreten“, auch weiter für den Fall des Austritts aus der 
Genoſſenſchaft dieſen Betrag während der angegebenen Frift 
als Guthaben mit allen Rechten und Pflichten eines Ge⸗ 
ſchäftsanteils in der Genoſſenſchaft zu belaſſen. Für weitere 
50 000 Mark ſollte das Gleiche für die Dauer von 3 Jahren 
gelten. Unter 14 des Akts heißt es ferner: „Die Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt vereinbarungsgemäß verpflichtet, die Übertragung der 
obigen Geſchäftsanteile zu genehmigen, wenn es ſich um 
Mindeſtbeträge von 5000 Mark handelt.“ Der Kläger iſt der 
Genoſſenſchaft als Mitglied beigetreten und als ſolches mit 
478 Geſchäftsanteilen im Betrage von 47 800 Mark im Ge⸗ 
noſſenſchaftsregiſter eingetragen worden. Er behauptet, es ſei 
dieſer Betrag ein Teil von 49 800 Mark, die ihm die Ver⸗ 
käufer unter Aushändigung der Anteilſcheine nach beſonderem 
Abkommen mit dem Aufſichtsrate der Beklagten mittels ſchrift⸗ 
licher, der Beklagten kundgegebener Erklärung übertragen hätten. 
Durch Beſchluß der Generalverſammlung der beklagten Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt der Kläger aus der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen und 
ſind ſeine „Anteilſcheine“ für ungültig erklärt worden. Der 
Kläger iſt darauf im Genoſſenſchaftsregiſter gelöſcht worden. 
Ferner haben die Verkäufer und die beklagte Genoſſenſchaft 
durch Akt vor dem Notar B. erklärt, der Kaufvertrag verſtoße 
in weſentlichen Punkten gegen das Gen®. und ſei daher nach 
übereinſtimmender Meinung der Vertragſchließenden nichtig. 
An Stelle dieſes früheren Kaufvertrages haben ſie einen neuen 
abgeſchloſſen, worin der Kaufpreis auf 233 500 Mark herab⸗ 
geſetzt iſt. Der Kläger glaubt, daß ihm die beklagte Genoſſen⸗ 
ſchaft trotz erfolgter Löſchung die 47 800 Mark, ſei es als fein 
Geſchäftsguthaben, ſei es als ihm zedierten Teil des Kauf⸗ 
preiſes, deſſen ſpätere Aufhebung ihn nicht berühre, verſchulde. 
Er hat daher die beklagte Genoſſenſchaft in I. Inſtanz auf den 
Teilbetrag von 3000 Mark in Anſpruch genommen. Die 
Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb ohne Erfolg: 
Sacheinlagen der Genoſſen find nach dem GenG. nicht zuläffig. 
Über dieſe Frage iſt in den Inſtanzen geſtritten worden. Auch 
die Reviſion unternimmt es wieder, die Zuläſſigkeit der Sach⸗ 
einlagen zu verteidigen. Wenn aber darunter das verſtanden 
wird, worauf es hier allein ankommt, nämlich daß der 
Geſchäftsanteil ſelbſt aus einer Sacheinlage be⸗ 
ſtehen, aus einer ſolchen gebildet werden könne, ſo iſt 
nicht zweifelhaft, daß die Anſicht der Reviſion mit dem Begriffe 
ſelbſt des Geſchäftsanteils, wie ihn das Geſetz vorgeſehen und 
beſtimmt hat, in Widerſpruch ſtehen würde. Der Geſchäfts⸗ 
anteil iſt nach 8 7 Ziff. 2 Abf. 1 des Geſetzes der „Betrag, 
bis zu welchem ſich die einzelnen Genoſſen mit Einlagen be⸗ 
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teiligen können.“ Dies kann nicht eine Sache, ſondern muß 
notwendig eine Summe ſein. Sonſt wäre auch gar nicht ab⸗ 
zuſehen, wie ſich eine Erhöhung des Geſchäftsanteils — 8 16 
Abſ. 2 — würde durchführen laſſen. Ebenſo würde die Bil⸗ 
dung des Geſchäftsanteils aus Sacheinlagen daran ſcheitern, 
daß der Geſchäftsanteil für alle Genoſſen gleich ſein muß, 
vgl. Urteile I 304/00 vom 29. Dezember 1900, I 342/05 vom 
20. Januar 1906 (RG. 62, 308 unten). Der Geſchäftsanteil 
gibt nicht nur den Höchſtbetrag der möglichen Beteiligung eines 
Genoſſen an, ſondern es kann auch bis zu dieſer Grenze und 
muß bis zu einem Zehnteile die Berpflichtung zu dieſer Betei⸗ 
ligung feſtgeſetzt ſein. Dieſe Verpflichtung kann, da der Ge⸗ 
ſchäſtsanteil ſelbſt nur eine Summe iſt, auf gar nichts anderes 
gehen, als auf eine Geldleiſtung und den gleichen Inhalt 
können natürlich auch die freiwilligen Leiſtungen nur haben, 
wodurch über das gebotene Maß hinaus die zuläffige Betei⸗ 
ligung realiſiert werden fol. Die „Einzahlungen“ in 8 7 
Ziff. 2 Abſ. 2 beziehen ſich daher nicht bloß auf einen be⸗ 
ſonderen Fall, ſondern umfaſſen alle Fälle, weil es in keinem 
Falle möglich iſt, daß es ſich um etwas anderes als um die 
Erfüllung einer Geldſchuld handele. Wenn daher die Frage 
nach der Zuläſſigkeit von Sacheinlagen aufgeworfen wird, fo 
könnte dies, ohne Widerſpruch zu klaren Beſtimmungen des 
Geſetzes, nur in dem Sinne geſchehen, ob die durch den „Er⸗ 
werb“ von Geſchäftsanteilen — vgl. 8 6 des Statuts — 
übernommene, auf Geldleiſtung gerichtete Verpflichtung in anderer 
Weiſe als durch Geldleiſtung (Zahlung) erfüllt werden könne, 
oder allgemeiner, indem man von der Verpflichtung abſieht, ob 
Leiſtungen, die nicht Geldleiſtungen ſind, als Leiſtungen auf 
den Geſchäftsanteil gelten und demgemäß zur Bildung eines 
Geſchäftsguthabens dienen können. Der Vertrag iſt geſchloſſen 
mit der ſchon eingetragenen Genoſſenſchaft. Es hätte der Er⸗ 
werb des Reginarisbrunnens in der Weiſe erfolgen können, 
daß die Genoſſenſchaft den Brunnen von den Eigentümern 
kaufte und dafür den Kaufpreis verſchuldete, und daß gleich⸗ 
zeitig vereinbart wurde, die Verkäufer müßten ſich in Höhe des 
Kaufpreiſes an der Genoſſenſchaft beteiligen, und daß dann die 
beiderſeits geſchuldeten Zahlungen, ſtatt Zug um Zug in bar, 
durch Aufrechnung erfolgen ſollten. Bei einer Vereinbarung 
dieſes Inhalts würde die oben aufgeworfene Frage von Be⸗ 
deutung geworden ſein. So iſt aber in Wirklichkeit nicht ver⸗ 
fahren worden. Vielmehr läßt ſich der Vertrag nur dahin 
verſtehen, daß der Reginaris brunnen felbft der Gegen⸗ 
ſtand der von den Veräußerern zu übernehmenden 
Geſchäftsanteile ſein ſollte. Zwar bezeichnet ſich der 
Vertrag als Kaufvertrag — (eigentlich als Annahme einer 
Kaufofferte, obgleich es auf dieſe Offerte vom 14. Dezember 
1901 als ſolche nicht mehr ankam) — auch iſt darin ein 
„Kaufpreis“ von 350 000 Mark feſtgeſetzt. Aber, abgeſehen 
von 56 000 Mark, die durch Übernahme von Hypotheken ges 
deckt werden ſollen, iſt in Wirklichkeit ein Kaufpreis nicht vor⸗ 
handen. „Der . . verbleibende Kaufpreisreſt von 294 000 Mark“ 
— heißt es unter 4 — wird voll bezahlt in Anteilſcheinen an 
der beſagten Genoſſenſchaft.“ Davon find nach der Beſtimmung 
unter 6, 50 000 Mark auf 3 Jahre, 100 000 auf 10 Jahre 
unkündbar, d. h. ſolange als „Guthaben“ mit den Rechten und 
Pflichten eines „Geſchäftsanteils“ zu belaſſen oder der Ge⸗ 
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noſſenſchaft auf Verlangen zum Nominalwert abzutreten. Über 
die verbleibenden 144 000 Mark iſt nichts beſonderes geſagt. 
Aus der Beſtimmung unter 4 ergibt ſich aber auch für dieſe, 
daß fie nur als Geſchäftsguthaben zu beanſpruchen find, alſo 
für die Dauer der Mitgliedſchaft nur in Geſtalt der Dividenden 
und nach dem Austritt als Auseinanderſetzungsguthaben gemäß 
8 73 des Geſetzes. Zur Zahlung eines Kaufpreiſes in irgend 
einer Form iſt daher im Umfange des Reſtbetrages von 
294 000 Mark die „Käuferin“ nach dieſem Vertrage nicht ver⸗ 
pflichtet. Die „Verkäufer“ müſſen ſich die Abfindung in Ge⸗ 
ſchäftsanteilen gefallen laſſen. Aber auch für die „Verkäufer“ 
iſt die Sache nicht ſo geregelt, daß ſie ſich zum Erwerb einer 
beſtimmten Anzahl von Geſchäftsanteilen verpflichten — was 
an ſich nicht zu beanſtanden wäre, Urteil I 222/97 vom 
3. November 1897 (RG. 40, 46) — und daraus in Höhe 
des eingeforderten Teilbetrages (nach 8 6 des Statuts = .) 
zahlungspflichtig und darüber hinaus zahlungsberechtigt ſein 
follten und daß nun dieſe Schuld gegen die Kaufpreisforderung 
aufgerechnet werde. Vielmehr ſollten die Verkäufer Überhaupt 
nichts ſchuldig werden. Rechtlich enthält der Vertrag die Ver⸗ 
einbarung, daß von der „Käuferin“ ſtatt eines Kaufpreiſes, 
Geſchäftsanteile gegeben werden, deren Wert darin beſtand, 
daß ſie die Genoſſenſchaft von Anfang an als voll bezahlt 
hingab, alſo daraus oder richtiger aus der entſprechenden 
genoſſenſchaftlichen Beteiligung der „Verkäufer“ keinerlei For⸗ 
derungen erwerben ſollte. So aufgefaßt handelt es ſich dabei 
um eine durch Aufrechnung bewirkte oder ſonſt durch Leiſtung 
an Erfüllungsſtatt erfolgte Einzahlung auf die Geſchäftsanteile, 
ſondern um durch Einbringung der Grundftüde ſelbſt gedeckte 
und daraus gebildete Geſchäftsanteile nach vereinbarter Wert⸗ 
taxe. Eine ſolche Vereinbarung widerſpricht den Beſtimmungen 
des Gen. (Zu vgl.: Maurer⸗Birkenbihl: Das Reichsgeſetz 
über die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, II. Aufl., 
zu §S 7 S. 66, 67. Pariſius⸗Crüger, desgl. V. Aufl. zu 87 
S. 120 ff., 122, 124.) Dieſer Inhalt des Vertrages vom 
14. Januar 1902 iſt mithin nach 8 134 BGB. nichtig. 
H. c. Rhein.⸗Weſtf. W., U. v. 28. Jan. 07, 304/06 I. — Cöln. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

43. SS 23, 27 PatG. in Verb. mit $ 549 ZPO. Neue 
Tatſachen in der Reviſionsinſtanz; Begründung der Reviſion 
unter Bezugnahme auf die nach Einlegung der Reviſion 
erfolgte rechtskräftige Vernichtung eines Patentes. 

Eine auf Antrag des Klägers am 10. Auguſt 1905 vom 
AG. Hannover gegen die Beklagte erlaſſene einſtweilige Ver⸗ 
fügung wurde vom LG. Hannover durch Urteil vom 28. No⸗ 
vember 1905 dahin beſtätigt, daß der Beklagten bei der vom 
AG. angedrohten Strafe von 1500 Mark für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung die Herſtellung und der Vertrieb von Lager⸗ 
metallen unterſagt wurde, welche einen Zuſatz von Wolfram in 
metalliſcher Form, ſei es direkt oder in der zugeſetzten Legierung, 
enthalten. Die Berufung der Beklagten iſt vom OLG. Celle 
zurückgewieſen worden. Geſtützt war der Antrag auf Erlaſſung 
der einſtweiligen Verfügung auf den Vorwurf, daß die Beklagte 
ein Erfindungsrecht des Klägers verletze. Unſtreitig iſt, daß 
der Kläger im Juli 1905 bei dem Pat A. eine Erfindung mit 
dem Hauptanſpruch: „Lagermetall, dadurch gekennzeichnet, daß 
eine Legierung von der bekannten Zuſammenſetzung des Hart⸗ 
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bleies einen Zuſatz von techniſch reinem Wolfram erhält“ ange⸗ 
meldet hatte, und daß am 23. Oktober 1905 die Bekannt⸗ 
machung dieſer Patentanmeldung im Reichsanzeiger erfolgt iſt. 
In der Beſchreibung der Erfindung war bemerkt, das Wolfram 
ſei in der Legierung in metalliſcher Form enthalten, und nicht, 
wie bereits vorgeſchlagen ſei, in Form von Wolframerz oder 
Salzen. Unſtreitig iſt ferner, daß vom Pat A. durch Beſchluß 
vom 10. März 1906 das nachgeſuchte Patent verſagt worden iſt. 
Der Kläger hat indes geltend gemacht, daß er gegen dieſen 
Beſchluß Beſchwerde eingelegt habe. Von der Beklagten iſt 
gegen das Urteil des OLG. Celle Reviſion eingelegt worden. 
Ihr Antrag geht dahin, 1. das Berufungsurteil aufzuheben, 
2. die einſtweilige Verfügung wieder aufzuheben, eventl. die 
Sache in die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. Geſtützt wird 
die Reviſion in erſter Linie darauf, daß durch Beſchluß der 
Beſchwerdeabteilung des Pat A. vom 29. September 1906 die 
Beſchwerde des Klägers gegen den ihm das Patent verſagenden 
Beſchluß des Pat A. vom 10. März 1906 zurückgewieſen 
worden ſei. Der Reviſion iſt ſtattgegeben: Mit Recht hat 
ſich die Beklagte auf das in den Entſcheidungen des RG. 
Bd. 63 Nr. 39 abgedruckte Urteil berufen. Dort iſt ausgeführt, 
welche rechtliche Natur einem Patent und dem ein Patent ver⸗ 
nichtenden Urteil beizulegen, und welche Folgerung daraus für 
die Beantwortung der Frage zu ziehen ſei, ob noch in der 
Reviſionsinſtanz eines Patentverletzungsprozeſſes ein das Patent 
für nichtig erklärendes Urteil berückſichtigt werden dürfe und 
müſſe, das erſt nach Erlaſſung des Berufungsurteils ergangen ſei. 
An den Sätzen, die hierüber in dem angezogenen Urteil auf⸗ 
geſtellt ſind, hält der jetzt erkennende Senat feſt. Sie führen 
dann aber dahin, daß auch das neue Vorbringen, worauf im 
gegenwärtigen Fall die Reviſion geſtützt wird, als zu ihrer 
Begründung geeignet anerkannt werden muß. Die Bekannt⸗ 
machung der Anmeldung des Patents, die hier erfolgt war, 
ließ nach 8 23 Abſ. 1 Satz 2 PatG. für den Gegenſtand der 
Anmeldung zugunſten des Patentſuchers einſtweilen die geſetz⸗ 
lichen Wirkungen des Patents eintreten, ſie hatte mithin die 
Bedeutung eines einſtweilen erteilten Patents und folglich die 
Natur einer einſtweiligen Rechtsnorm. Iſt nunmehr das 
Patent endgültig verſagt, fo find nach S 27 Abſ. 2 PatG. 
die Wirkungen des einſtweiligen Schutzes ſo beſeitigt, als ob 
ſie niemals eingetreten wären. Anch hier iſt dann an die 
Stelle einer früheren Rechtsnorm eine andere getreten, und es 
ſo anzuſehen, als ob dieſe letztere ſchon früher beſtanden hätte. 
Deshalb iſt die Reviſionsklägerin mit ihrer neuen Behauptung 
und dem Beweisantritt dafür zuzulaſſen, vgl. Gaupp⸗Stein, 
ZPO. Bem. III 2a zu § 549, und, da die Richtigkeit der Be⸗ 
hauptung durch den in beglaubigter Form vorgelegten Beſchluß 
der Beſchwerdeabteilung des Pat A. dargetan, und damit der 
erlaſſenen einſtweiligen Verfügung ihre Grundlage entzogen iſt, 
der Reviſion ſtattzugeben und die einſtweilige Verfügung auf⸗ 
zuheben. H. J.⸗G. c. F., U. v. 16. März 07, 421/06 I. — Celle. 

Depotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

44. 85 3 bis 5 Depot®. verb. mit 88 164 ff. 167, 244, 
700 BGB. Kaſſageſchäft oder Differenzgeſchäft? Ausdrückliche 
Verzichtserklärung auf Mitteilung eines Nummernverzeichniſſes. 
Inhalt eines ſolchen Verzichtes durch Bezugnahme auf das Geſetz.] 

Die Beklagte ließ durch H. eine größere Partie Berg⸗ 
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werksaktien von der klagenden Bank kaufen und erhob, als fie 
auf Zahlung verklagt wurde, verſchiedene Einwendungen, 
namentlich den Differenzeinwand. Das LG. wies die Klage 
ab, das OLG. verurteilte, das RG. verwarf dieſe Einrede, hob 
aber wegen der Geltendmachung eines Verzichts auf: I. Nicht 
begründet find die Angriffe der Reviſion gegen die Entſcheidung 
über den Differenzeinwand. Das Berufungsgericht geht 
im Anſchluß an die Rechtſprechung des erkennenden Senats von 
zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten aus. Es verkennt nicht, 
daß Differenzgeſchäfte auch in der Form von Kaſſageſchäften 
abgeſchloſſen werden können. Es legt aber mit Recht zu 
Grunde, daß dieſer Fall eine Ausnahme bildet und den Nach⸗ 
weis vorausſetzt, das Kaſſageſchäft ſei nur ſimuliert, zum 
Scheine vorgenommen, um das wirklich gewollte Differenz⸗ 
geſchäft zu verdecken, zu verſchleiern. Etwas anderes beſagt 
auch das von der Reviſion angezogene Urteil I 144/02 vom 
8. Oktober 1902 — NG. 52, 254 — nicht. Das Berufungs⸗ 
gericht gelangt in tatſächlicher Würdigung des Streitſtoffes zu 
dem Ergebniſſe, daß es ſich vorliegend um Kaſſageſchäfte ge⸗ 
handelt habe, bei welchen die auf effektiven Kauf der Aktien 
gerichteten Aufträge nicht ſimuliert geweſen, vielmehr die 
Parteien rechtliche Käufe gewollt hätten, indem der Beklagten 
der Nachweis nicht gelungen ſei, daß in Wirklichkeit die Klägerin 
die Papiere nicht kaufen und ſie, die Beklagte, den Kaufpreis 
nicht ſchulden und bezahlen ſollte. Wenn bei dieſem Sach⸗ 
verhalte das Berufungsgericht den Spieleinwand ablehnt, ſo iſt 
dies rechtlich nicht zu beanſtanden. Zutreffend macht das Be⸗ 
rufungsgericht geltend, daß Spekulation und Differenzſpiel etwas 
verſchiedenes ſeien, während die Beklagte den unhaltbaren Stand⸗ 
punkt vertreten hatte, es liege Spiel ſchon dann vor, wenn die 
— effektiv gekauften — Wertpapiere nicht zu dauernder Ver⸗ 
mögensanlage dienen ſollten. Nichtbeachtlich iſt es, wenn jetzt 
die Reviſion vorträgt, die Beklagte habe nicht die Abſicht des 
effektwen Kaufs und der Abnahme der Aktien gehabt, ſondern 
unter der Form des Auftrages zum Kauf und Verkauf lediglich 
den Tag beſtimmen wollen, der für die Ausrechnung der 
Differenz maßgebend ſein ſollte, und daß dies aus den Um⸗ 
ſtänden der Klägerin bekannt geweſen ſei oder hätte bekannt 
ſein müſſen. Denn dies ſteht in vollem Widerſpruche zu dem, 
was hierüber das Berufungsgericht feſtgeſtellt hat. II. Das 
Berufungsgericht hat den Einwand der Beklagten, daß ſie 
wegen verſpäteter Mitteilung des Nummern⸗ 
verzeichniſſes von den Geſchäften wirkſam zu rückge⸗ 
treten ſei, zurückgewieſen, weil die Beklagte auf dieſe Mit⸗ 
teilung gültig verzichtet gehabt und gegenüber dieſem Verzicht 
die Mitteilung des Nummernverzeichniſſes nur noch unter Er⸗ 
füllung ihrer eigenen Vertragspflichten habe fordern dürfen. 
Die Reviſion will zunächſt das letztere nicht gelten laſſen. 
Allein inſofern iſt den zutreffenden Ausführungen des Be⸗ 
rufungsgerichts einfach zuzuſtimmen. Weiter aber ficht die 
Reviſion die Annahme an, daß ein gültig erklärter Verzicht 
vorgelegen habe. Die Verzichtserklärungen ſind enthalten in 
den von H. unter Benutzung gedruckter Formulare erteilten 
ſchriftlichen Aufträgen. Der auf den Verzicht bezügliche vor⸗ 
gedruckte Inhalt des Formulars lautet im Zuſammenhange des 
Kontextes: „Zugleich ermächtige ich die Bank an Stelle der auf 
Grund vorſtehender Aufträge anzuſchaffenden Wertpapiere gleich⸗ 
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artige zurückzugewähren und entbinde dieſelbe von den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 3 bis 5 des Geſetzes vom 5. Juli 1896.“ 
Wenn die Reviſion meint, dieſe Verzichtserklärungen hätten 
ſchon deshalb keine Bedeutung, weil der Ingenieur H. dazu 
keine Vollmacht der Beklagten gehabt habe, ſo kann ſie damit 
allerdings keinen Erfolg haben. Es ſteht unbeſtritten feſt, daß 
H. von der Beklagten im allgemeinen für die Erteilung der 
Aufträge bevollmächtigt war. Eine beſondere Bevollmächtigung 
für die Erklärung des Verzichts iſt nicht behauptet und wird auch 
von dem Berufungsgericht nicht angenommen. Nicht zu beanſtanden 
aber iſt es, wenn es die allgemein gegebene Vollmacht auch 
auf dieſen zu der Auftragserteilung gehörigen Akt bezieht. Die 
Anſicht der Reviſion, die auch ſchon in den Inſtanzen von der 
Beklagten vertreten war, daß es für die Verzichtserklärung einer 
Spezialvollmacht bedurft hätte, findet keinen Grund in dem 
Geſetze. Das Depot. trifft Beſtimmungen über Form und 
Inhalt des Verzichts; die Frage, ob die dem § 3 des Geſetzes 
entſprechende Verzichtserklärung für die Beklagte bindend ſei, 
beantwortet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen über die 
Vertretung und Vollmacht, 88 164 ff. BGB. Eine beſondere 
Form der Vollmacht war danach nicht erforderlich, 8 167 
Abſ. 2. Ebenſowenig kann der Reviſion darin Recht gegeben 
werden, daß die Verzichtserklärungen deshalb nicht genügen 
könnten, weil ſie nur durch Unterſchrift eines gedruckten 
Formulars abgegeben ſeien. Nach 8 3 Abſ. 2 Depoi®. 
muß der Verzicht „ ſchriftlich“ erklärt fen. Daß dieſem 
Erforderniſſe durch die ſchriftliche Unterzeichnung eines 
Formulars nicht entſprochen ſei, iſt eine durch das Geſetz nicht 
gerechtfertigte Behauptung der Reviſion (vgl. Rießer, das Bank⸗ 
depotgeſetz, II. Aufl. S. 28, verbunden mit S. 49 Note 1; 
Luſensky: Geſetz vom 5. Juli 1896, II. Aufl. S. 67; Eder: 
Die rechtliche Natur des Bankverwahrungsdepots, S. 50, 61; 
BGB. § 126 Abſ. 1). Für zutreffend dagegen muß der Ans 
griff gehalten werden, daß die Verzichtserklärungen ihrem 
Inhalte nach nicht genügen könnten. Nach 8 3 Abſ. 2 des 
Geſetzes iſt der Verzicht nur wirkſam, wenn er „ausdrücklich“ 
erklärt wird. Das Berufungsgericht will in dieſer Ausdrück⸗ 
lichkeit nur den Gegenſatz zur Willenserklärung durch konkludente 
Handlungen, der ſogenannten ſtillſchweigenden Willenserklärung, 
finden und hält — von dieſem Standpunkt aus mit Recht — 
die Verzichtserklärungen für „ausdrücklich“. Dieſe Auslegung 
iſt rechtsirrtümlich. Das Wort „ausdrücklich“ muß in einem 
engeren Sinne verſtanden werden. Auch das BGB. ſpricht an 
einigen Stellen — 88 164, 244, 700 — von „ausdrück⸗ 
licher“ Erklärung. Darüber, was die Willenserklärung zu einer 
ausdrücklichen mache und namentlich, was als der begriffliche 
Gegenſatz zur ausdrücklichen Willenserklärung zu denken ſei, 
beſteht weder im allgemeinen Übereinſtimmung, noch hat der 
Ausdruck an den einzelnen Stellen, wo er vorkommt, eine über⸗ 
einſtimmende Auslegung gefunden. Das kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Denn der Ausdruck hat überhaupt keine ſichere und 
für alle Fälle gleiche, techniſche Bedeutung. Es muß im 
einzelnen Falle geprüft und feſtgeſtellt werden, was der Geſetz⸗ 
geber damit gemeint habe. Dieſe Notwendigkeit beſteht ganz 
beſonders für den Sprachgebrauch des Geſetzes vom 5. Juli 
1896, das mit feinen gleichmäßigen Vorſchriften in 8 2 für die 
Ermächtigung, in 8 3 für den Verzicht eigenartige Zwecke vers 
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folgt. In dem Falle, wo der Hinterleger oder Verpfänder 
(8 Y oder der Kommittent ($ 3) gewerbsmäßig Bank⸗ oder 
Geldwechslergeſchäfte betreibt, hält es das Geſetz nicht für er⸗ 
forderlich, beſondere Schutzvorſchriften aufzuſtellen. Für dieſe 
Perſonen gelten die beſchränkenden Beſtimmungen über die 
Wirkſamkeit der Ermächtigung und des Verzichtes nicht. Andere 
Hinterleger und Verpfänder ſowie Komittenten aber ſieht es 
für ſchutzbedürftig an und um hier den beabſichtigten Schutz 
„namentlich für den weniger erfahrenen Teil“ des Publikums 
mit Sicherheit zu erreichen, ſtellt es gleichmäßig an die Er⸗ 
mächtigung des § 2 wie an den Verzicht des § 3 Anforde⸗ 
rungen nach 3 Seiten: Der Wortlaut der Erklärung muß feſt⸗ 
ſtehen — „ſchriftlich“ —, es muß feſtſtehen, daß die Er 
klärung in jedem Falle beſonders überlegt und gewollt iſt — 
„für das einzelne Geſchäft“ — endlich muß ſich aus dem 
Wortlaute mit Beſtimmtheit ergeben, daß eine Ermächtigung 
oder ein Verzicht mit dem vom Geſetze vorgeſehenen Inhalte 
gewollt ſei — „ausdrücklich“. Für das letztere aber folgt 
aus der Begründung, wie es auch der Schutztendenz des Ge⸗ 
ſetzes durchaus entſpricht, daß nicht ſchon das Wollen der 
Willenserklärung genügen ſoll, ſondern daß der Erklärende 
ſich auch des Inhalts, der Bedeutung ſeiner Willenserklärung 
bewußt, darüber im Klaren ſein muß. „Ausdrücklich“ heißt 
alſo hier, daß die Ermächtigung, der Verzicht in der 
Willenserklärung ſelbſt den vollen, unzweideutigen 
Ausdruck gefunden haben muß. Und da nach der geſetzlichen 
Beſtimmung die Willenserklärung ſchriftlich ſein muß, ſo ergibt 
ſich weiter, daß für die Beurteilung, ob die Ermächtigung oder 
der Verzicht inhaltlich dieſer Anforderung genüge, nur die 
ſchriftliche Erklärung maßgebend ſein kann. Nur ſo iſt, 
ſoweit überhaupt erreichbar, die vom Geſetz angeſtrebte Garantie 
dafür gegeben, daß der Erklärende die Tragweite ſeiner Er⸗ 
Härung erkannt habe. Bei dieſer Auslegung iſt es klar, daß 
ein Verzicht auf das Stückverzeichnis, der nur, wie hier, durch 
Bezugnahme auf den — felbit nicht mitgeteilten — Inhalt des 
8 8 des Geſetzes erklärt wird, kein im Sinne des Geſetzes 
„ausdrücklich“ erklärter Verzicht fein kann. Daß Ermächtigungs⸗ 
und Verzichts erklärungen mit bloßer Bezugnahme auf die ein⸗ 
ſchlagenden Paragraphen den Anforderungen des Geſetzes nicht 
genügen, iſt auch die Anſicht der berufenſten Kommentatoren 
des Bankdepotgeſetzes (vgl. Luſensky a. a. O. S. 67 zu 8 2 
Note 3, Rießer a. a. O, S. 26 ff., 49 Note 1). Ganz 
konſequent läßt Rießer die Bezugnahme zu, wenn zugleich der 
Wortlaut des angezogenen Paragraphen wiedergegeben iſt. 
Solcher Formulare mit dem Abdrucke des einſchlagenden Ge⸗ 
ſetzestextes bedienten ſich nach v. Pechmann (das Reichsgeſetz 
vom 5. Juli 1896 S. 63) ſchon 1897 die Münchener Bankiers. 
Damit wird die Behauptung der Klägerin, daß das von ihr 
benutzte Formular im Bankverkehr allgemein üblich ſei, wider⸗ 
legt. Zu vergleichen ſind auch die von Rießer in den Anlagen 
1 ff. (a. a. O. S. 106 ff.) gegebenen Beiſpielsformulare. Die 
Unwirkſamkeit der Verzichtserklärungen iſt für die Entſcheidung 
nur dann von Bedeutung, wenn die Beklagte in einer dem 
8 4 des Geſetzes entſprechenden Weiſe von ihrer Befugnis Ge⸗ 
brauch gemacht hat, die Klaggeſchäfte als nicht für ihre Rechnung 
geſchloſſen zurückzuweiſen. Abſchließende Feſtſtellungen find 
darüber noch nicht getroffen. Was aber die Beklagte in dieſer 
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Richtung behauptet und auch zum Teil die Klägerin nicht be⸗ 
ſtritten hat, genügt jedoch, um die Möglichkeit erkennen zu 
laſſen, daß der Einwand der Beklagten begründet ſei. 
B. c. B. Bank, U. v. 13. Febr. 07, 348, 444/06, I. — Cöln. 

Reichsgeſetz über die Naturalleiſtungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden vom 20. Mai 1898. 

45. Zuläſſigkeit des Rechtsweges für Beſchädigung an 
Grundſtücken durch Errichtung einer Zufchauertribüne bei einer 
Kaiſerparade.] 

Der Kläger fordert von beiden Beklagten — Reichs⸗ 
militärfiskus und Architekt H. — Erſatz des Schadens, der ihm an 
feinen Grundſtücken durch die Errichtung einer Bufchauertribüne 
für die Kaiſerparade, ſowie durch die Anlegung von Steh⸗ und 
Wagenplätzen und von Zugangs⸗ und Zufahrtswegen zu dieſer 
Tribüne im Auguſt und September 1905 entſtanden iſt. Das 
Berufungsgericht hat die Klage auf Grund von 8 14 Abſ. 1 
des Reichsgeſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden vom 20. Mai 1898 als im Rechtsweg un⸗ 
zuläſſig abgewieſen. Es geht dabei davon aus, daß in dieſem 
Geſetz ein Recht der Militärbehörde, fremde Grundſtücke zu 
Truppenübungen zu benutzen, anerkannt und daß die Frage, ob 
die von der Militärbehörde getroffenen Maßregeln als Truppen⸗ 
übungen im Sinne dieſes Geſetzes zu betrachten ſeien, der Nach⸗ 
prüfung durch die Gerichte entzogen ſei. Es nimmt aber für 
den Fall, daß dieſe letztere Anſicht nicht begründet ſein ſollte, 
auch an, daß eine Kaiſerparade als eine Truppenübung im 
Sinne des Geſetzes anzuſehen ſei, daß aber jedenfalls die 
Frage, welche Maßregeln zur ſachgemäßen Durchführung einer 
Truppenübung notwendig oder geeignet ſeien, von den Gerichten 
nicht zu beantworten ſei, daß daher der Klaganſpruch die Ver⸗ 
gütung eines Schadens zum Gegenſtand habe, der dem Kläger 
durch eine zur Durchführung einer Truppenübung von der 
Militärbehörde getroffenen Maßregel entſtanden ſei. Die Feſt⸗ 
ſtellung einer ſolchen Vergütung habe aber nach der an⸗ 
gezogenen Geſetzesbeſtimmung auf Grund ſachverſtändiger 
Schätzung endgültig unter Ausſchluß des Rechtswegs 
zu erfolgen. Die Reviſion bekämpft dieſe Ausführungen; ins⸗ 
beſondere beſtreitet ſie, daß die Frage, ob eine Truppenübung 
im Sinne des Geſetzes den Schaden verurſacht habe, der 
Beantwortung durch die Gerichte entzogen ſei, und daß eine 
Kaiſerparade als eine ſolche Übung anzuſehen ſei: Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht in jener Beziehung die Anſicht 
der Reviſion zutreffend iſt, und ob nicht andererſeits allen 
ſonſtigen Ausführungen des Berufungsgerichts beigetreten 
werden müßte. Denn alle dieſe Geſichtspunkte können im 
gegenwärtigen Verfahren, in dem es ſich nur um die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs handelt, nicht geprüft werden. Der Klag⸗ 
anſpruch wird nicht auf das vorerwähnte Reichsgeſetz vom 
20. Mai 1898 geſtützt; der Kläger macht im Gegenteil zu 
ſeiner Begründung geltend, daß der Schaden nicht durch eine 
Truppenübung im Sinne dieſes Geſetzes entſtanden ſei, daß 
vielmehr eine widerrechtliche Schadenzufügung vorliege. Dieſe 
Begründung iſt für die Frage, ob der Rechtsweg zuläffig if, 
maßgebend. Der § 14 Abi. 1 des Geſetzes, der die Der 
gütung aller durch die Benutzung von Grundſtücken zu Truppen⸗ 
übungen entſtehenden Schäden aus Militärfonds zuſichert, die 
Feſtſtellung der Vergütung im Rechtswege aber ausſchließt, 
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kann daher hier nicht in Betracht kommen. Vielmehr handelt 
es ſich nach dem rechtlichen Charakter des Klaganſpruchs um 
eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit im Sinne des 8 13 GG., 
die ſomit vor die ordentlichen Gerichte gehört. Die unter den 
Parteien ſtreitige Frage, ob der Schaden durch eine Truppen⸗ 
übung im Sinne des Geſetzes verurſacht worden, iſt daher im 
vorliegenden Falle im Verfahren über die Hauptſache zu beant⸗ 
worten. Wird fie gegen jene Behauptung des Klägers beants 
wortet, alſo bejaht, ſo wird damit die Klagbegründung hin⸗ 
fällig und es iſt zugleich entſchieden, daß der Klaganſpruch nicht 
beſteht. Die Streitfrage betrifft daher nicht die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs, ſondern die Exiſtenz des Klaganſpruchs. Sch. c. 
R. M. F. u. H., U. v. 7. März 07, 422/06 VI. — Darmſtadt. 

Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 1899 
in Verb. mit dem Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 1892. 

46. 8 6 Tel WG. Vorausſetzungen für die daſelbſt dem 
Wegeunterhaltungspflichtigen gewährte Vergünſtigung.] 

Die Stadtgemeinde Cöln hat im Jahre 1901/02 über die 
feſte Rheinbrücke in Cöln, welche im Eigentum des Eiſenbahn⸗ 
fiskus ſteht, eine elektriſche Straßenbahn angelegt. Dadurch 
wurde die Verlegung der Fernſprecheinzelleitungen auf der 
Brücke in ein unterirdiſches Kabel notwendig. Die durch die 
Verlegung dem Reichspoſtfiskus entſtandenen Koſten im Be⸗ 
trage von 12 600 Mark hat die Stadtgemeinde getroffener 
Vereinbarung gemäß unter Vorbehalt an den Fiskus bezahlt. 
Sie behauptet, daß dieſe Koſten nach den Beſtimmungen des 
Tel WG. von dem Reichsfiskus zu tragen ſeien und hat, um 
jenen Betrag zurückzuerhalten, ſich zunächſt an den Regierungs⸗ 
präſidenten gewendet, welcher darauf in einer vorläufigen Ent⸗ 
ſcheidung vom 9. Juli 1902 den Reichsfiskus zur Tragung der 
fraglichen Koſten für verpflichtet erklärt hat. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung hat binnen der geſetzlichen Friſt der Fiskus gerichtliche 
Klage auf Feſtſtellung dahin erhoben, daß die ſtreitigen Koſten 
von der beklagten Stadtgemeinde zu tragen ſeien und dem⸗ 
gemäß der Anſpruch der Beklagten auf Erſatz dieſer Koſten 
unbegründet ſei. Die Beklagte hat Klageabweiſung und im 
Wege der Widerklage die Verurteilung des Klägers zur Zahlung 
von 12 600 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 8. April 
1902 an die Beklagte beantragt. Das LG. Cöln hat den 
Anſpruch der Beklagten auf Erſatz von 12 600 Mark Koſten 
für die infolge des Betriebes der elektriſchen Straßenbahn er⸗ 
forderliche Herſtellung einer unterirdiſchen Führung der Fernſprech⸗ 
einzelleitungen für unbegründet erklärt und die Widerklage ab⸗ 
gewieſen. Die Berufung der Beklagten hiergegen iſt zurück⸗ 
gewieſen. RG. hob auf und wies zurück: Die feſte Rhein⸗ 
brücke, über welche die von der beklagten Stadtgemeinde Cöln 
angelegte elektriſche Straßenbahn führt, ſteht nach der tat⸗ 
beſtandlichen Feſtſtellung im Eigentum des preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
fiskus, abgeſehen von den Brückenrampen, von denen die rechts⸗ 
rheiniſche Rampe Eigentum des Reichsmilitärfiskus if. Die 
Unterhaltungspflicht hinſichtlich der Brücke lag vor der Aus⸗ 
führung der Straßenbahnanlage der Staatseiſenbahnverwaltung 
ob. Durch einen unterm 6./16. Februar 1901 geſchloſſenen, 
am 30. April 1901 miniſteriell genehmigten Vertrag hat die 
Staatseiſenbahnverwaltung als Eigentümerin der feſten Brücke 
der Stadtgemeinde Cöln die Mitbenutzung des Landverkehrs⸗ 
teiles der feſten Rheinbrücke einſchließlich der zugehörigen 
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Brückenrampen, ſoweit letztere im Gigentum oder in der Unter: 
haltung des Eiſenbahnfiskus ſtehen, für die Anlage und den 
Betrieb einer vollſpurigen Kleinbahn auf 10 Jahre überlaſſen. 
In 8 3 des Vertrages iſt beſtimmt, daß alle Anderungen an 
oder auf dem Brückenbauwerk, alle Anderungen oder Neu⸗ 
einrichtungen an den Eiſenbahnbetriebsanlagen und ſonſtigen 
Einrichtungen der Eiſenbahnverwaltung auf oder an der 
Brücke uſw., welche infolge der Anlage oder des Betriebes der 
Kleinbahn notwendig werden, insbeſondere die Brücken⸗ 
verſtärkung, auf Koſten der Stadtgemeinde Cöln auszuführen 
ſind. Nach 8 4 des Vertrages trägt die Stadtgemeinde Cöln 
die Koſten der Unterhaltung und Erneuerung der Fahrbahn⸗ 
befeſtigung auf den Rampen und der geſamten Brückenfahrbahn 
einſchließlich der Unterhölzer. Die beklagte Stadtgemeinde 
macht auf die in § 6 Abſ. 2 Satz 1 Tel WG. dem Unternehmer 
einer beſonderen (ſpäteren) Anlage unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen gewährte Vergünſtigung in erſter Linie um deswillen 
Anſpruch, weil fie hinſichtlich des betreffenden Weges im Sinne 
des Geſetzes unterhaltungspflichtig ſei, und zwar ſowohl 
auf Grund der Beſtimmung in 8 6 Abſ. 2 des Geſetzes über 
Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892, 
als auch infolge des zwiſchen ihr und der Eiſenbahndirektion 
abgeſchloſſenen Vertrages. Das Berufungsgericht hat verneint, 
daß dieſer Grund der Koſtenbefreiung zugunſten der Beklagten 
zutreffe. Wie aus den Beſtimmungen des § 6 Tel WG. zu 
entnehmen ſei, wolle der Geſetzgeber als wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtig lediglich denjenigen angeſehen wiſſen, deſſen Wege⸗ 
unterhaltungspflicht unabhängig von der Herſtellung der be⸗ 
ſonderen Anlage beſtehe und nicht erſt aus Anlaß dieſer Anlage 
zur Entſtehung gelange. Im vorliegenden Falle ſei für die 
feſte Rheinbrücke bis zur Anlegung und dem Betriebe der über 
die Brücke geleiteten Straßenbahn unſtreitig die Stadtgemeinde 
Cöln nicht unterhaltungspflichtig geweſen; erſt mit der Aus⸗ 
führung der fraglichen Anlage und infolge derſelben ſei die 
Wegeunterhaltungspflicht im Rahmen des Vertrages vom 
6./16. Februar 1901 auf fie übergegangen. Die Reviſion hält 
dieſe Urteilsbegründung für unzutreffend. Das Geſetz ſelbſt 
mache keine Unterſcheidung bezüglich des Zeitpunktes der Ent⸗ 
ſtehung der Unterhaltungspflicht, ſpreche ſchlechthin von dem 
„Wegeunterhaltungspflichtigen“; man dürfe daher den nach 
Anſicht der Vorinſtanz beſtehenden Unterſchied nicht in das 
Geſetz hineintragen. Außerdem aber komme vorliegend in 
Betracht, daß die Beklagte vertraglich die Unterhaltungspflicht 
ſchon im Februar, ſpäteſtens April 1901 übernommen hatte, 
während die Verlegung der Fernſprechleitungen über ein Jahr 
nachher erfolgt ſei. In dieſem Punkte hat die Reviſion 
unrecht; die Auffaſſung des Berufungsgerichts iſt zweifellos 
richtig. Der 86 Tel WG. ſetzt, wie ſich ſchon aus dem Wort: 
laute und Zuſammenhange der fraglichen Vorſchrift unzweideutig 
ergibt, in Abſ. 2 voraus, daß der Unternehmer — oder Mit⸗ 
unternehmer — der ſpäteren beſonderen Anlage bereits wege⸗ 
unterhaltungs pflichtig if. Es ift hier nur von Anlagen die 
Rede, welche von den Wegeunterhaltungspflichtigen zur Aus⸗ 
führung gebracht werden ſollen, deren Ausführung alſo noch 
in der Zukunft liegt. Daß aber mit den ſolcherweiſe be⸗ 
zeichneten Unternehmern der Anlage nur die bisher Wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen, nicht etwa auch diejenigen, welche das 
96 
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infolge der Errichtung der Anlage werden könnten, gemeint find, 
iſt weiterhin auch aus dem Zweck und der Entſtehungsgeſchichte 
der bezüglichen Geſetzesvorſchrift zu entnehmen. (Wird dargelegt.) 
Die Gründe der Geſetzesvorſchrift treffen auf die Unterhaltungs⸗ 
pflicht nicht zu, welche nach § 6 Abſ. 2 des Kleinbahngeſetzes 
vom 28. Juli 1892 dem Unternehmer einer Kleinbahn erwächſt. 
Darnach iſt der Unternehmer „mangels anderweiter Vereinbarung 
zur Unterhaltung und Wiederherſtellung des benutzten Wegeteils 
verpflichtet.“ Es kann dahin ſtehen, ob und inwiefern dieſe, 
übrigens räumlich auf den benutzten Wegeteil beſchränkte Ver⸗ 
pflichtung eine dem Weſen nach öffentlich⸗rechtliche Wege⸗ 
unterhaltungspflicht darſtellt, jedenfalls wäre ſie eine ſolche, die 
für den Unternehmer erſt durch die Ausführung der Anlage 
nachträglich und für die Zukunft entſteht. Bei der von der 
Beklagten vertretenen Auffaſſung würde jeder Unternehmer 
einer Kleinbahn, welcher bisher mit der Wegeunterhaltung gar 
nichts zu tun hatte, unter Berufung auf $ 6 des Kleinbahn⸗ 
geſetzes die Telegraphenverwaltung nötigen können, auf ihre 
Koſten das Feld zu räumen. Sicherlich würde ein ſolches Er⸗ 
gebnis der Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen, der ja das 
bereits ſeit 1892 in Geltung ſtehende Kleinbahngeſetz vor Augen 
gehabt hat. Die in 8 6 Abſ. 2 des Kleinbahngeſetzes vor⸗ 
geſehene Unterhaltungspflicht des Unternehmers iſt nach Exiſtenz 
und Umfang nur von ſubſidiärer Natur. Durch die in erſter 
Linie maßgebende Vereinbarung zwiſchen dem Unternehmer und 
dem Unterhaltungspflichtigen kann die Unterhaltungspflicht in 
anderer Weiſe geordnet, auch wohl dem letzteren allein ferner⸗ 
hin ungeteilt überlaſſen werden. (Vgl. Eger, Kleinbahngeſetz 
2. Aufl. 8 6 Anm. 27 S. 119 f.). Im vorliegenden Fall 
könnte bezweifelt werden, ob die Beklagte in dem mit dem 
Eiſenbahnfiskus abgeſchloſſenen Straßenbenutzungsvertrage über⸗ 
haupt eine Unterhaltungspflicht, oder vielmehr, — wie der erſte 
Richter annimmt, nur die Verpflichtung, dem Fiskus die dieſem 
erwachſenden Unterhaltungskoſten zu erſetzen, übernommen habe. 
Indes kommt es hierauf nicht an und iſt auch nicht weiter zu 
unterſuchen, ob eine nur obligatoriſche Unterhaltungspflicht als 
Wegeunterhaltungspflicht im Sinne des Tel WG. gelten könnte. 
Auch die vertraglich von der Beklagten übernommene Ver⸗ 
pflichtung iſt aber eine ſolche, die erſt mit dem Unternehmen 
der beſonderen Anlage und als Folge desſelben zur Entſtehung 
gelangt iſt. Hierbei iſt es unerheblich, wenn die Beklagte dieſe 
Verpflichtung ſchon längere Zeit, bevor die Verlegung der Fern⸗ 
ſprechleitung auf der Brücke ausgeführt wurde, eingegangen 
hatte. Es war der Vollzug desſelben einheitlichen Vertrages, 
wodurch einerſeits der Beklagten der fragliche Verkehrsweg für 
die Errichtung ihrer beſonderen Anlage überlaſſen, andererſeits 
die von ihr bezüglich der Unterhaltung jenes Weges über⸗ 
nommene Verpflichtung in Wirkung geſetzt worden iſt. Die 
Beklagte hat ſich aber weiterhin darauf berufen, daß für die 
elektriſche Bahn, welche die feſte Rheinbrücke überſchreite, in der 
ganzen Länge der Anlage auch Wege benutzt würden, bezüglich 
deren fie als Eigentümerin ſeither ſchon wegeunterhaltungspflichtig 
geweſen ſei, und daß daher die Beſtimmung des 8 6 Abſ. 2 
Tel WG. zu ihrem Gunſten Platz greife, weil die beſondere 
Anlage — die Kleinbahn — jedenfalls „unter überwiegender 
Beteiligung eines oder mehrerer der Unterhaltungspflichtigen“ 
zur Ausführung gebracht worden ſei. Das Berufungsgericht 
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meint, dieſer in S 6 Abſ. 2 eit. vorgeſehene Fall ſei hiermit 
nicht gegeben. Er liege dann vor, wenn hinſichtlich der Strecke, 
auf welcher die Telegraphenlinie verändert oder verlegt werden 
ſoll, ein Wegeunterhaltungspflichtiger oder eine Mehrheit der 
letzteren an der beſonderen Anlage vorwiegend beteiligt ſei. 
Hier jedoch ſei für die feſte Rheinbrücke die Stadtgemeinde 
Cöln überhaupt nicht wegeunterhaltungspflichtig im Sinne des 
Tel WG. und ebenſowenig komme eine Mehrheit der Beteiligten 
in Frage, denn die Stadtgemeinde Cöln ſei die alleinige Unter⸗ 
nehmerin der Straßenbahn. — Die Reviſion bekämpft dieſe 
Anſicht der Vorinſtanz als rechtsirrig; ſie beruft ſich auf die 
Entſtehungsgeſchichte der Geſetzesvorſchrift, namentlich die Ver⸗ 
handlungen der Reichstagskommiſſion dafür, daß durch die 
Faſſung des Geſetzes gerade auch Fälle der vorliegenden Art 
hätten getroffen werden ſollen. Bei dem Straßenbahnnetze der 
Beklagten ſtehe dieſer ſelbſt für Straßen außerhalb Cölns die 
geſetzliche Vergünſtigung unzweifelhaft zu (die vorgeſchoſſenen 
Aufwendungen für Telephonſchutz ſeien ihr in dieſem Falle auch 
vom Kläger erſtattet worden). Dann aber müſſe dies erſt 
recht für Straßen innerhalb des eigenen Gemeindegebietes Geltung 
haben. Das Geſetz wolle die Vergünſtigung dem Unternehmer 
der beſonderen Anlage auch dann gewähren, wenn in dem Be⸗ 
reiche der in der Unterhaltungspflicht des Unternehmers ſtehenden 
Wege eine Lücke beſtehe, wenn teilweiſe für die Anlage eine 
Wegſtrecke mitbenutzt werde, bezüglich deren ein Dritter unter⸗ 
haltungspflichtig ſei. — Dieſe Einwendungen können nicht ohne 
weiteres abgelehnt werden. Die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
gerichts iſt in dem Falle ohne Zweifel richtig, wenn als der 
einerſeits von der Telegraphenverwaltung bisher benutzte, anderer⸗ 
ſeits von der Beklagten für Ausführung ihrer beſonderen An⸗ 
lage in Anſpruch genommene Verkehrsweg ausſchließlich die 
ſeſte Rheinbrücke in Betracht kommt, die ſpätere beſondere An⸗ 
lage gerade nur in der über dieſe Brücke geführten Straßen⸗ 
bahn beſteht. Das in § 6 Abſ. 2 Tel WG. umſchriebene Vor⸗ 
recht ſoll allerdings nach der Abſicht des Geſetzgebers haupt⸗ 
ſächlich den Gemeinden zugute kommen; es ſollte durch die 
Ausdehnung der Vergünſtigung, wie ſie ſich im Verlaufe der 
Beratungen geſtaltet hat, auch für kleinere, weniger vermögende 
Gemeinden die Möglichkeit geſchaffen werden, zur Ausführung 
einer gemeinnützigen Anlage andere kapitalkräftige Perſonen oder 
Verbände heranzuziehen. Dabei wurde jedoch an dem Grund⸗ 
ſatze feſtgehalten, daß der Unterhaltungspflichtige (zu: 
meiſt alſo die Gemeinde) ein Intereſſe an der Anlage durch 
Aufwendung hierfür betätigen müſſe, wenn er ein Vorzugsrecht 
vor der Telegraphenverwaltung genießen ſolle. Das fragliche 
Vorrecht wurde auf den Fall, wenn die den Verkehrsweg be⸗ 
nutzende beſondere Anlage zwar nicht allein von den Unter⸗ 
haltungspflichtigen, aber unter Beteiligung der Unterhaltungs⸗ 
pflichtigen oder eines oder mehrerer derſelben zur Ausführung 
gebracht würde, demgemäß ausgedehnt; doch nur ſo, daß dabei 
der Charakter des Unternehmens als eines in der Hauptſache 
von gemeinnützigen Verbänden ausgehenden gewahrt bliebe, was 
ſchließlich durch das Erfordernis einer „überwiegenden Beteiligung“ 
eines oder mehrerer Unterhaltungspflichtiger zum Ausdrucke ge⸗ 
bracht wurde. (Vgl. Kommiſſionsbericht a. a. O. S. 18 ff., 
S. 21 ff., S. 24; v. Rohr zu 8 6 A. 1 S. 51 ff., Anm. 12, 13 
S. 60 ff.). Die Beſtimmungen des 8 6 Tel WG. haben 
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nun an fich die konkret beſtimmten Verkehrswege im Auge, auf 
welchen im gegebenen Falle die ſpätere beſondere Anlage aus⸗ 
geführt werden ſoll und auf welche ſich die ſchon beſtehende 
Telegraphenlinie, deren Verlegung oder Veränderung notwendig 
wird, räumlich erſtreckt. Die Verlegung der Telegraphenlinie — 
auf Koſten der Telegraphenverwaltung — kann ſelbſtverſtändlich 
nur auf der Strecke verlangt werden, wo ſie der Ausführung 
der ſpäteren beſonderen Anlage hinderlich iſt. Beanſprucht die 
beſondere Anlage nur aber einen beſtimmten öffentlichen Weg 
oder Platz, eine Brücke (vgl. § 1 des Geſetzes), und wird dieſe 
Anlage von einem Unternehmer (ſei das auch eine Gemeinde) 
hergeſtellt, der weder ſelbſt der Unterhaltungspflichtige bezüglich 
des betreffenden Verkehrsweges iſt, noch auch den Wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen als einen an dem Unternehmen (über⸗ 
wiegend) Beteiligten zur Seite hat, ſo kann von Anwendung 
der fraglichen Geſetzesvorſchrift nicht die Rede ſein. Diesfalls 
greift vielmehr der Abſ. 5 des § 6 Platz. Allein anders vers 
hält ſich die Sache, wenn die beſondere Anlage, als einheitliches 
Unternehmen, ſich über mehrere zuſammenhängende Wege erſtreckt 
und von einer Gemeinde (oder einem anderen öffentlichen Ver⸗ 
bande) auf ihren eigenen Wegen und zum Teil auf dem Wege 
eines anderen Unterhaltungspflichtigen ausgeführt wird. Hier 
entſpricht es dem Sinne und der Abſicht des Geſetzes, daß das 
den gemeinnützigen beſonderen Anlagen zugedachte Vorrecht und 
die entſprechende Koſtenfreiheit dem Unternehmer auch dann zu⸗ 
gute kommen, wenn durch die Geſamtanlage die Verlegung oder 
Veränderung der Telegraphenlinie auf dem Wege des dritten Unter⸗ 
haltungs pflichtigen veranlaßt wird. — (Wird näher dargelegt). 
Wird von dieſem Standpunkte aus die Sachlage geprüft, ſo 
könnte das nach Umſtänden zu einer der Beklagten günſtigen 
Entſcheidung führen. Es würde darauf ankommen, ob die 
elektriſche Brückenbahn, welche nach 8 1 des Vertrages zwiſchen 
der Beklagten und der Königlichen Eiſenbahndirektion „zur 
Herſtellung einer Verbindung zwiſchen dem links⸗ und rechts⸗ 
rheiniſchen Straßenbahnnetze“ der Stadt Cöln angelegt wurde, 
ein für ſich beſtehendes, ſelbſtändiges Unternehmen geweſen iſt, 
oder vielmehr nur als Glied einer, zur fraglichen Zeit unter⸗ 
nommenen Straßenbahnanlage von weiterer Ausdehnung ſich 
darſtellt und ob letzterenfalls die Kleinbahnanlage auf Verkehrs⸗ 
wegen, bezüglich deren die beklagte Stadtgemeinde wege⸗ 
unterhaltungspflichtig war, im Zuſammenhange mit der Brücken⸗ 
bahn zur Ausführung gebracht worden iſt. Es handelt ſich 
hierbei um tatſächliche Verhältniſſe, welche das Reviſionsgericht 
nicht zu beurteilen vermag, bezüglich deren es aber noch weiterer 
Feſtſtellungen bedarf. Da nach dieſer Richtung die Reviſion 
ſich als begründet erweiſt, ſo war das angefochtene Urteil auf⸗ 
zuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
C. c. R.⸗Poſtfiskus, U. v. 18. März 07, 307/06 VI. — 
Cöln. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

47. 8 43 RStemp®. Tarifſtelle 6, Spalte 4. Stempel: 
pflichtigkeit der ſog. „Master's receipts“.] 

Bei der Verfrachtung von Gütern, insbeſondere auch von 
Baumwolle, aus dem Innern Nordamerikas nach europäiſchen 
Höfen iſt es üblich, daß am Abgangsort eine die geſamte 
Beförderung umfaſſende Frachturkunde (Durchkonnoſſement, 
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„Export Bill of Lading“, „Through Bill of Lading“) aus⸗ 
geſtellt wird. Ergibt ſich bei der Verſchiffung in dem amerika⸗ 
niſchen Seehafen aus irgend einem Grunde die Notwendigkeit, 
die Ware auf mehrere Schiffe zu verteilen, ſo wird für jede 
einzelne Teilladung noch eine beſondere Empfangsurkunde 
(„Master's receipt“) von dem betreffenden Schiffer oder dem 
dazu ermächtigten Vertreter der Reederei ausgeſtellt. In dieſer 
Weiſe traf bei der Klägerin im Jahre 1903 eine Sendung von 
100 Ballen Baumwolle in mehreren Schiffsladungen ein. Die 
Aushändigung der einzelnen Teilladungen an den Empfänger 
erfolgte gegen Übergabe des betreffenden „Master's receipt“, 
die Aushändigung der letzten Teilladung gegen Übergabe des 
über fie lautenden „Master's receipt“ und des Durch- 
konnoſſements. Die Klägerin hat auf Verlangen des beklagten 
Bremiſchen Fiskus nicht nur für das Durchkonnoſſement, ſondern 
auch für jedes „Master's receipt“ die Reichsſtempelabgabe 
von 1 Mark entrichtet. Für das vorgedachte letzte „Master's 
receipt“ ift das unter Vorbehalt der Rückforderung geſchehen. 
Mit der gegenwärtigen, innerhalb der Friſt des 5 43 RStempG. 
vom 14. Juni 1900 (RGBl. S. 275) erhobenen Klage wird 
Zurückzahlung von 1 Mark gefordert. Das LG. hat den Be⸗ 
klagten dementſprechend verurteilt. Die Berufung des Beklagten 
iſt zurückgewieſen worden. Das RG. hob auf und wies die Klage 
ab: Gegenſtand der Entſcheidung iſt lediglich die Stempelpflicht 
des auf die letz teingegangene Teilladung bezüglichen Master’; 
receipt; denn nur für dieſes wird die entrichtete Stempel⸗ 
abgabe zurückgefordert, und nur für dieſes kann ſie zurück⸗ 
gefordert werden, weil nur bei ihm die Zahlung mit Vorbehalt 
erfolgt iſt (8 43 des für den gegenwärtigen Streitfall noch in 
Betracht kommenden RStempG. vom 14. Juni 1900, RGBl. 
S. 275). Auszugehen iſt aber von der Frage, ob die Master's 
receipt überhaupt der Stempelpflicht unterliegen. Iſt dieſe 
Frage zu bejahen, ſo entſteht die weitere Frage, ob aus einem 
beſonderen Grunde das letzte Master's receipt von der Stempel⸗ 
pflicht auszunehmen iſt. Wäre dagegen die Stempelpflicht der 
Master's receipts überhaupt zu verneinen, ſo ergäbe ſich damit 
auch für den vorliegenden Fall die Entſcheidung ohne weiteres 
von ſelbſt. Das Berufungsgericht hat, im Gegenſatze zu den 
Ausführungen des LG., die Stempelpflicht der Master's receipts 
grundſätzlich bejaht, und dieſer Auffaſſung muß beigetreten 
werden. (Wird näher begründet). Nach alledem unterliegt es 
keinen Bedenken, die hier in Rede ſtehen, den Master's receipts 
zu den Konnoſſementen im Sinne des RNStempG. zu 
zählen. Daß fie aber auch, wie die Tarifitelle 6 ferner vor⸗ 
ausſetzt, „behufs Empfangnahme der darin bezeichneten Sen⸗ 
dungen im Inland ausgehändigt“ worden ſind, liegt auf der 
Hand und iſt, wie der Tatbeſtand des Berufungsurteils ergibt, 
von der Klägerin auch nicht beſtritten. Die Klägerin, in deren 
Beſitz die Master's receipts gelangt ſind, kann ſie nur zu dem 
gedachten Zwecke empfangen haben. Ob, vom privatrecht⸗ 
lichen Standpunkt aus, die Ablieferung der einzelnen Teil⸗ 
ſendung durch den Schiffer auch ohne Aushändigung oder 
Vorlegung des Master's receipts, etwa nur gegen Vorlegung 
des Export Bill of Lading (Nr. 6 der Akten), hätte erfolgen 
dürfen, iſt hierbei ohne Bedeutung, und es kann deshalb der 
Sinn der am Rande des Master's receipt beigedruckten eng⸗ 
liſchen Worte unerörtert bleiben. Stempelrechtlich ent⸗ 
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ſcheidend iſt die Tatſache, daß das Master's receipt eine 
„Schiffsurkunde“ bildet, die in allen hier fraglichen Fällen im 
Inlande zu dem vorhin bezeichneten Zwecke ausgehändigt worden 
iſt. Zu prüfen bleibt ſomit die Frage, ob aus einem beſonderen 
Grunde die Erhebung der Abgabe von dem auf die letzte Teil⸗ 
ſendung bezüglichen Master's receipt ausgeſchloſſen war. Die 
Klägerin, die dies behauptet, beruft ſich dafür auf die zur 
Tarifſtelle 6 gehörige Bemerkung in Spalte 4 des Tarifs, 
wonach die Abgabe zwar „von der einzelnen Urkunde“, aber 
„für jede Sendung nur einmal“ zu entrichten iſt, und 
darauf, daß für das Durchkonnoſſement, welches unſtreitig 
zugleich mit dem letzten Master's receipt behufs Empfangs 
der letzten Sendung ausgehändigt worden iſt, die Stempel⸗ 
abgabe, wie ebenfalls feſtſteht, beſonders entrichtet iſt. Das 
Berufungsurteil, das hierin der Klägerin beitritt und aus 
dieſem Grunde das letzte Master's receipt für ſtempelfrei 
erachtet, hat damit, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, 
das NStemp®. verletzt. Die Frage, ob ein Durchkonnoſſement 
der vorliegenden Art (Export Bill of Lading, Through Bill 
of Lading) als ein Konnoſſement im handelsrechtlichen Sinne 
anzuſehen iſt (vgl. Urteil des OLG. in Hamburg vom 17. No⸗ 
vember 1898, Hanſ Z. 20, 29; Pappenheim, Transports 
geſchäft S. 31, Boyens, Seerecht 2, S. 92, 93, 311, 312, 
Schaps, Seerecht S. 518, 519), kann hier aus gleichen Gründen, 
wie ſie vorher bezüglich der Master's receipts dargelegt ſind, 
unentſchieden bleiben. Aber auch eine Prüfung der Frage, ob 
das Durchkonnoſſement der vorliegenden Art im Sinne des 
RStemp®. vom 14. Juni 1900 eine ſtempelpflichtige „Schiffs⸗ 
urkunde“ bildete, erſcheint nicht erforderlich und auch um ſo 
weniger angezeigt, weil an die Stelle jenes Geſetzes jetzt das 
NStempG. vom 3. Juni 1906, RGBl. S. 695 getreten ift, 
dieſes Geſetz aber in Tarifſtelle 6 nicht mehr nur die „Schiffs⸗ 
frachturkunden“, ſondern allgemein die „Frachturkunden“ zum 
Gegenſtande der Stempelabgabepflicht macht. Unter dem jetzt 
geltenden Geſetze wird demnach ein Zweifel darüber kaum auf⸗ 
kommen können, daß der Export Bill of Lading, wenn er 
behufs Empfangnahme der darin bezeichneten Sendung im 
Inlande vorgelegt oder ausgehändigt wird, neben den Master's 
receipts der Abgabe unterliegt (vgl. auch §8 71 der zu dem 
Geſetze vom 3. Juni 1900 erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats, Zentralblatt für das Deutſche Reich 1906 
S. 980 ff.). Wäre für die hier in Betracht kommende Geltungs⸗ 
zeit des früheren NStemp®. anzunehmen, daß der Export Bill 
of Lading eine ſtempelpflichtige Schiffsfrachturkunde nicht war, 
ſo könnte die Frage, ob das letzte Master's receipt aus dem 
Grunde als ſtempelfrei zu gelten habe, weil beide Urkunden 
ſich auf dieſelbe Sendung bezogen, gar nicht entſtehen; die 
Klägerin würde dann (für den Export Bill of Lading) eine 
Abgabe entrichtet haben, die nicht zu entrichten war, deren 
Zurückzahlung aber nicht gefordert wird; die Stempelpflicht des 
Master's receipt bliebe alsdann völlig unberührt. Wäre aber 
der Export Bill of Lading auch nach dem früheren Geſetz 
als ſtempelpflichtig, die dafür entrichtete Abgabe alſo als mit 
Recht erhoben anzuſehen, ſo würde allerdings das letzte Master's 
receipt als abgabefrei gelten müſſen, wenn die Annahme, 
daß beide Urkunden dieſelbe Sendung zum Gegen⸗ 
ſtande haben, als begründet anzuerkennen wäre; in 
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dieſem Falle wäre die Klägerin ſogar in der Lage geweſen, ſich 
von der Verſteuerung ſämtlicher Master's receipts zu befreien, 
indem ſie dafür geſorgt hätte, daß bei allen Teilladungen neben 
dem Master's receipt auch der Export Bill of Lading vor- 
gelegt wurde. Allein jene Annahme iſt als begründet nicht 
anzuerkennen. Unter Nr. 65 der Ausführungsbeſtimmungen des 
Bundesrats zu dem Geſetze vom 14. Juni 1900 iſt mit bezug 
auf die angeführte Beſtimmung in Spalte 4 des Tarifs 
folgendes bemerkt: „Von mehreren über dieſelbe Sendung 
lautenden Urkunden iſt nur eine ſteuerpflichtig, und zwar 
bei im Ausland ausgeſtellten Urkunden diejenige Ausfertigung, 
welche der Empfänger bei der Ablieferung der Sendung aus⸗ 
gehändigt erhält (Frachtbrief) oder die von ihm behufs Aus⸗ 
lieferung der Sendung vorgelegt wird (Konnoſſement)“. Damit 
ſind offenbar die Fälle genannt, in denen eine „über dieſelbe 
Sendung lautende“ Schiffsfrachturkunde mehrfach ausgefertigt 
wird (Original, Duplikat, Triplikat uſw.). Ob es darüber 
hinaus noch Fälle gibt, in denen von mehreren Urkunden geſagt 
werden kann, daß ſie „über dieſelbe Sendung lauten“, mag 
auf ſich beruhen. Von dem in Little Rock im Staate Arkanſas 
ausgeſtellten Export Bill of Lading vom 19. November 1902 
und dem in New Orleans ausgeſtellten Master's receipt vom 
31. Dezember 1902 kann es jedenfalls nicht geſagt werden. 
Zunächſt iſt die Perſon des Verpflichteten bei beiden Urkunden 
nicht dieſelbe. Denn wenn man auch davon ausgeht, daß 
R. W. Polk, der den Export Bill of Lading als Agent der 
Chocktaw, Oklahoma & Gulf Railroad bezüglich des Eiſen⸗ 
bahntransports bis New Orleans, und als Agent der Reederei 
Elder, Dempster & Co. bezüglich des Seetransports von 
New Orleans bis Bremen unterzeichnet hat, hierdurch ſowohl 
jene Eiſenbahn⸗ als auch dieſe Schiffahrtgeſellſchaft verpflichtete, 
ſo iſt doch das Master's receipt nur, „per pro Elder 
Dempster & Co.“ unterzeichnet und alſo dadurch, wie es auch 
der Natur der Sache entſpricht, nur für dieſe Schiffahrt⸗ 
geſellſchaft eine Verpflichtung übernommen; nur teilweiſe kann 
alſo von einer Identität des Verpflichteten die Rede ſein. 
Ebenſo verhält es ſich mit der Verpflichtung ſelbſt, da durch 
den Export Bill of Lading ein Landtransport („To be 
carried to the Port of New Orleans“) und ein See⸗ 
transport („and thence . . to the Port of Bremen, 
Germany“) übernommen wurde, durch das Master's receipt 
aber nur der Seetransport. Damit iſt bereits geſagt, daß 
ferner auch die Strecke, auf die ſich die übernommene Transport⸗ 
verpflichtung bezieht, nicht für beide Urkunden dieſelbe iſt. 
Endlich iſt durch den Export Bill of Lading die Verfrachtung 
von 100, durch das Master's receipt die von 20 Ballen 
Baumwolle übernommen, ſodaß auch der Gegenſtand der Ab⸗ 
ladung nicht bei beiden Urkunden derſelbe iſt. Nach alledem 
trifft die Annahme nicht zu, daß es ſich bei dem Export Bill 
of Lading und dem letzten Master's receipt um dieſelbe 
„Sendung“ gehandelt habe, mag auch der Gegenſtand der 
durch das Master's receipt beurkundeten Sendung einen Teil 
des Gegenſtandes der durch den Export Bill of Lading 
beurkundeten gebildet haben. Da hiernach die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts auf einer unrichtigen Anwendung der in 
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36. Jahrgang. 

urteil aufgehoben und die Klage abgewieſen werden. 
B. F. c. D., U. v. 26. Februar 07, 233/06 VII. — 
Hamburg. 

48. Tarifftele Nr. 16. Begriff der zur Erhaltung des 
Betriebes in derem bisherigen Umfange beſtimmte und ver⸗ 
wendete Zubußen.] 

Die Gewerkſchaft General Blumenthal, deren Rechtsnach⸗ 
folgerin die Klägerin geworden iſt, beſtand ſchon vor dem 
Jahre 1900. Sie ſchrieb am 6. Auguſt 1903 eine Zubuße 
von 3 250 000 Mark aus, von welcher der beklagte Steuer⸗ 
fiskus gemäß der Tarifſtelle Nr. 16 zum NStemp®. in der 
Faſſung vom 14. Juni 1900 (RGBl. S. 275) eine Steuer 
von 1 vom Hundert, alſo 32 500 Mark erhob. Die Klägerin 
zahlte den Betrag, forderte ihn aber demnächſt vom Fiskus im 
Rechtswege zurück. Sie behauptete, daß die Aufwendungen, 
zu deren Beſtreitung die Zubuße gedient hat, nach dem im 
Tatbeſtande des Berufungsurteils wiedergegebenen, das nähere 
enthaltenden Verzeichnis zur Erhaltung des Betriebes in 
ſeinem bisherigen Umfange gemacht worden ſeien und daß 
daher die Zubuße ſteuerfrei ſei. Der Beklagte machte geltend, 
daß die Anlagen aus den Betriebsüberſchüſſen der Vorjahre 
hätten errichtet werden können und daß die ausgeſchriebene Zu⸗ 
buße einen ſteuerpflichtigen Kapitalzuwachs bedeute. Das 
LG. wies die Klage ab. Das Berufungsurteil erkannte nach 
dem Klageantrage. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: Die mit der 
Klage beanſpruchte Steuerfreiheit der unter dem 6. Auguft 
1903 auf die Kuxe der Gewerkſchaft „General Blumenthal“ 
ausgeſchriebenen Einzahlungen gründet ſich auf die Tarifſtelle 
Nr. 16 zum NStempG. vom 14. Juni 1900. Danach find 
ſolche Einzahlungen (Zubußen) fteuerfrei, ſoweit fie zur Deckung 
von Betriebsverluſten dienen oder — was bier allein in Be 
tracht kommt — zur Erhaltung des Betriebes in 
ſeinem bisherigen Umfange beſtimmt ſind und ver⸗ 
wendet werden. Nach der in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 30. September 1902 (RG. 52, 189) mitgeteilten 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſollten nicht alle Ein⸗ 
zahlungen auf Kuxe, ſondern nur die Zubußen befteuert werden, 
welche wirklichen Betriebserweiterungen dienen. An⸗ 
dererſeits bezieht ſich, wie in dem erwähnten Urteile näher 
ausgeführt, die Befreiungsvorſchrift nicht auf die vor Er⸗ 
öffnung des Betriebes geforderten, ſeiner Ermöglichung 
dienenden Geldleiſtungen; das Anlagekapital in dieſem Sinne 
wird verſteuert, nicht jedoch die Zubuße, welche bezweckt, daß 
es unverſehrt bleibe oder in ſeinem urſprünglichen Umfange 
wiederhergeſtellt werde. Ob eine Zubuße dieſen Zweck ver⸗ 
folgt, kann im Einzelfalle zweifelhaft ſein. In Ziffer 9 der 
vom Bundesrat erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zum 
RStempG. vom 21. Juni 1900 (3Bl. für das Deutſche Reich 
S. 335) find beiſpielsweiſe derartige Ausgaben bezeichnet. 
Vorliegend hatte die Klägerin, entſprechend der Ziffer 9, eine 
im Tatbeſtande des Berufungsurteils wiedergegebene Auf⸗ 
ſtellung derjenigen Anlagen überreicht, welche ſich nach ihrer 
Meinung als notwendig für die Fortführung des Betriebes in 
feinen bisherigen Grenzen erwieſen hatten. Der Fiskus beſtiritt 
in II. Inſtanz, daß es ſich um die Betriebserhaltung gehandelt 
habe; die Anlagen ſeien Erweiterungsanlagen zur Erhöhung 
der Förderkraft der Zeche. Dem gegenüber ſtellt der Be⸗ 
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rufungsrichter auf Grund der gutachtlichen Außerung des 
Oberbergamts zu Dortmund feſt, daß die aus der Zubuße 
hergeſtellten Anlagen an ſich unter die ſteuerfreien Anlagen 
nach Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen fallen, daß die 
Zubuße für die Erhaltung der Betriebskraft der Zeche zur Zeit 
der Ausſchreibung erforderlich war und daß die ſchon länger 
erforderlichen Neubauten durch die Ausbeute der Vorjahre un⸗ 
wirtſchaftlich hintangehalten ſeien. Die Reviſion bemängelt 
dieſe Feſtſtellung inſofern nicht, als ſie die objektive Kenn⸗ 
zeichnung der geſchaffenen Neuanlagen betrifft. Sie wendet ſich 
aber dagegen, daß die Zubuße für die notwendig gewordenen 
Neuanlagen beſtimmt und gebraucht worden ſei. Wäre dies 
wörtlich zu verſtehen, ſo würde ſich der Beklagte mit ſeiner 
eigenen Auslaſſung in der Vorinſtanz, daß die Zubuße in der 
von der Klägerin angegebenen Weiſe ausgeſchrieben und ver⸗ 
wendet worden ſei, in Widerſpruch ſetzen und es wäre ſchon 
aus dieſem Grunde dem Beſtreiten des Fiskus die Beachtung 
zu verſagen. Gemeint iſt indeſſen, wie aus den ferneren Aus⸗ 
führungen der Reviſion hervorgeht, daß zwar tatfächlich die 
Zubuße für die Neuanlagen verbraucht worden ſei — in Höhe 
eines gewiſſen Betrages freilich, was demnächſt noch zu er⸗ 
örtern iſt, zur Tilgung einer zu dem bezeichneten Zweck auf⸗ 
genommenen Anleihe —, daß dies ſich aber erübrigt haben 
würde, wenn die Gewerkſchaft nicht in den Jahren 1900 bis 
1904 Ausbeute verteilt, Reſervefonds gebildet und Ab⸗ 
ſchreibungen vorgenommen hätte. In letzterem Sinne iſt auch 
nur die Wendung zu verſtehen, daß der Betrieb ſich ſelbſt er⸗ 
halten habe. Denn wäre dies in Wirklichkeit der Fall ge⸗ 
weſen, ſo würde weder die Aufnahme einer Anleihe noch die 
Ausſchreibung einer Zubuße erforderlich geweſen ſein. Es 
fehlte, wie die prozeſſual bedenkenfreie Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsrichters ergibt, an verfügbaren Mitteln zur Beſtreitung 
der für die Betriebserhaltung notwendigen Ausgaben; deshalb 
mußte das Geldbedürfnis durch Anleihe und Zubuße befriedigt 
werden. Hiernach kommt, wie der Berufungsrichter mit Recht 
annimmt, allein in Frage, ob die Einzahlungen, die an ſich 
durch ſteuerfreie Aufwendungen bedingt waren, darum der Ab⸗ 
gabe unterworfen find, weil fie hätten vermieden werden 
können. Dieſe Frage iſt mit dem Berufungsrichter zu ver⸗ 
neinen. Weder aus dem Geſetze ſelbſt noch aus ſeiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte geht hervor, daß die Steuerfreiheit der zum 
Zwecke der Betriebserhaltung ausgeſchriebenen Einzahlungen 
trotz ihrer Beſtimmung und Verwendung zu dieſem Zwecke dann 
nicht eintreten ſolle, wenn die Betriebsüberſchüſſe, ſtatt in Ge⸗ 
ſtalt der Ausbeute verteilt zu werden, zur Deckung der Aus⸗ 
gaben hätten benutzt werden können. Eine derartige Be⸗ 
ſchränkung der Befreiungsvorſchrift wäre ſchon deshalb nicht 
recht verſtändlich, weil, was auch der Berufungsrichter hervor⸗ 
hebt, der Fiskus unmöglich an einem nach ſeiner Anſicht wirt⸗ 
ſchaftlichen Verfahren, nämlich der Verwendung der Aberſchüſſe 
zu Betriebserhaltungszwecken, ein Intereſſe haben kann, das 
für ihn eine Steuer nach dem Reichsſtempelgeſetz nicht bringt. 
Daß es aber die Abſicht des Geſetzes geweſen ſei, die finan⸗ 
zielle Bewegungsfreiheit der Gewerkſchaften irgendwie zu be⸗ 
ſchränken und ihnen die Art und das Maß der Gewinn⸗ 
verteilung bei Vermeidung ſteuerlicher Nachteile vorzuſchreiben, 
dafür ſpricht nichts. Wie der Berufungsrichter in Anlehnung 
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an die Mot ve zum Berggeſetz und an das Urteil des RG. 
vom 11. März 1892 (Gruchot 36, 693) — das, was die 
Pflichten der Gewerkſchaften rückſichtlich der Bilanzziehung an⸗ 
geht, für das neue HGB. freilich nicht mehr ganz zutrifft — 
richtig ausführt, können die Gewerkenverſammlungen eine Ge⸗ 
winnverteilung vornehmen, obſchon es wirtſchaftlicher geweſen 
wäre, den Überfchuß für notwendige Ausgaben zurückzubehalten. 
Sie haben es in der Hand, den ſo verteilten Gewinn als bald 
wieder in Geſtalt von Zubußen einzuziehen. Schließen fie bes 
ſtimmte Beträge der Überſchüſſe von der Verteilung dadurch 
aus, daß ſie Abſchreibungen bewirken und Reſervekonten an⸗ 
legen, ſo ſtärken ſie damit ihre wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
wodurch wiederum die Höhe einer demnächſt erforderlich werdenden 
BZuvuße beeinflußt wird oder beeinflußt werden kann. Niemals 
indeſſen läßt ſich ſagen, daß, wenn die Gewerkſchaft, ſtatt die 
aus der Förderung fließenden Einnahmen zu notwendigen Be⸗ 
triebsausgaben zu verwenden, offene und (durch Abſchreibungen) 
verſteckte Reſerven bildet und Ausbeute verteilt, dann aber Zu⸗ 
b. en aus Mangel an bereiten Mitteln auszuſchreiben ge⸗ 
zwungen iſt, dieſe Zubußen rechtlich nicht zur Erhaltung des 
Betriebs im bisherigen Umfange beſtimmt und verwendet ſeien. 
Es kommt nicht darauf an, was vielleicht hätte geſchehen 
ſollen, ſondern lediglich darauf, was tatſächlich geſchehen 
iſt. Dem Geſetzgeber waren bei Erlaß des RStempG. die ge⸗ 
werkſchaftlichen Verhältniſſe genau bekannt; er wußte, daß die 
Verteilung von Ausbeute und die Ausſchreibung einer Zubuße 
ſich in raſchem Wechſel folgen können. Hätte er eine bei Be⸗ 
ſchränkung von Gewinnverteilung vermeidbare Zubuße beſteuern 
wollen, ſo würde dies im Geſetz Ausdruck gefunden haben. 
Entſcheidend iſt nach Wortlaut und Sinn des Geſetzes nur die 
Beſtimmung und Verwendung der Zubuße zu ſteuerfreien An⸗ 
lagen, dieſe hat aber der Berufungsrichter feſtgeſtellt und es 
liegt dafür nichts vor, daß die Einzahlungen trotz des Vor⸗ 
handenſeins anderweiter Mittel gefordert worden ſeien, daß 
alſo eine Umgehung des Geſetzes durch Anſammlung eines für 
Betriebserweiterungen beſtimmten Fonds beabſichtigt geweſen 
ſei. Demgemäß hat die Klägerin die Bedingungen der Steuer⸗ 
freiheit der von ihr ausgeſchriebenen Zubuße nachgewieſen. 
Unerheblich iſt, daß die Zubuße teilweiſe nicht unmittelbar, 
ſondern dergeſtalt zu den fraglichen Ausgaben verwendet worden 
iſt, daß mit ihr eine Anleihe, durch welche ein entſprechender 
Betrag der Ausgaben beſtritten wurde, Deckung gefunden hat. 
Die Anleihe diente dem Zwecke der Betriebserhaltung, ſie 
mußte zurückgezahlt werden, folglich war auch die Zubuße dem 
gleichen Zwecke gewidmet; eine Betriebserweiterung iſt mit 
Hilfe der letzteren nicht bewirkt, daher auch die Steuer⸗ 
vorſchrift nicht anwendbar. Was die Gewerken aus dem 
Anlagekapital und vermöge deſſen Nutzbarmachung in Geſtalt 
von Ausbeute erhalten haben, iſt ihnen in der Form 
der Zubuße wieder entzogen worden, die ſich trotz der 
Reſervenbildung als unabweislich herausgeſtellt hatte. Das 
Anlagekapital iſt ſomit nicht erhöht, der Betrieb nicht 
umfangreicher geworden. Daß die Gewerken durch die 
Steigerung des Kurſes ihrer Kuxe einen Gewinn gemacht 
haben mögen, fällt für die Steuerfrage nicht ins Gewicht. 
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Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 
6. Juli 1900. 

49. SS 136, 140 Gewu VG. Nichthaftung des Unter 
nehmers, wenn der Arbeiter einen Unfall nicht in einem ihm 
fremden Betriebe des Unternehmers, ſondern durch eine von 
dem letzteren zu vertretende unerlaubte Handlung erleidet. Un⸗ 
zuläſſigkeit der Ausdehnung einer Haftung auf Gemeinden.] 

Ein Gasarbeiter, der in Dienſten des Gas⸗ und Wafler- 
werks der beklagten Stadtgemeinde ſtand und bei der klagenden 
Berufsgenoſſenſchaft verſichert war, führte in dem Erdgeſchoß 
eines Volksſchulgebäudes der Beklagten eine Rohrverlegung 
aus. Nach Beendigung der Arbeit begab er ſich auf den Dach⸗ 
boden des Gebäudes, um einen dort beſchäftigten Gasarbeiter 
zu bitten, die vorgeſchriebene Beſtätigung über ſeine Arbeits⸗ 
leiſtung von dem — gerade abweſenden — Rektor der Schule 
unterſchreiben zu laſſen. Sofort nach Betreten des Bodens 
ſtürzte er in einen, nur mit einer Fenſterſcheibe bedeckten Licht: 
ſchacht hinab und verſtarb an den dabei erlittenen Verletzungen 
nach wenigen Stunden. Die Klägerin hat einen Betriebsunfall 
als gegeben erachtet und gemäß der Vorſchriften des Gew VG. 
die Entſchädigung für die Witwe und Kinder des Verunglückten 
feſtgeſetzt und die auf dieſes Geſetz geſtützte Klage der Hinterbliebenen 
gegen die Beklagte auf Erſatz des weiteren Schadens iſt durch 
Urteil des OLG. zu Cöln vom 5. Januar 1906 rechtskräftig 
abgewieſen worden. Das OLG. hat die Klage der Berufs: 
genoſſenſchaft gegen die Stadtgemeinde, welcher Klage vom LG. 
ſtattgegeben war, abgewieſen, die Reviſion der Klägerin wurde 
zurückgewieſen: Das RG. hat unter dem Gewu VG. vom 
6. Juli 1884 wiederholt Stellung zu der Frage genommen, ob 
in dem Falle, wo der Arbeiter in einem Betriebe verletzt 
wurde, in welchem er nicht beſchäftigt war, der Unternehmer 
dieſes Betriebs als Dritter gemäß § 98 jenes Geſetzes zu be⸗ 
trachten ſei, wenn er zugleich der Unternehmer des Be⸗ 
ſchäftigungsbetriebes war. Die Frage iſt verneint, der An⸗ 
ſpruch des Arbeiters auf Erſatz ſeines die Unfallrente über⸗ 
ſteigenden Schadens gegen den Unternehmer iſt abgewieſen 
worden (NG. 21, 51; 31, 79; vgl. 34, 70). Die erneute 
Prüfung unter der Herrſchaft des Gewu VG. vom 5. Juli 
1900, die ſich gerade in dem gegenwärtigen Fall auch darauf 
zu erſtrecken hatte, ob das Gleiche gilt, wenn der Arbeiter den 
Betriebsunfall nicht in einem ihm fremden Betriebe desſelben 
Unternehmers, ſondern durch eine von dem Unternehmer zu 
vertretende unerlaubte Handlung irgend welcher Art erlitten 
hat, konnte zu keinem andern Ergebnis führen. Man mag von 
der Eigenſchaft des Betriebsunternehmers als Arbeitgeber, weil 
ſie keinen Ausdruck im Geſetz gefunden hat, ganz abſehen und 
den Begriff des Betriebsunternehmers dahin beſtimmen, daß 
darunter der Unternehmer desjenigen Betriebs, in welchem 
der Arbeiter zur Zeit des Unfalls beſchäftigt war, zu verſtehen 
ſei. Man mag ſelbſt einräumen, daß für die ſtreitige Frage 
eine weitgehende Folgerung aus den Vorarbeiten nicht zu ziehen 
ſei, weil ſie nur die Regelfälle im Auge gehabt, das ver⸗ 
hältnismäßig ſeltene Vorkommnis aber, daß der Unternehmer 
von dem Arbeiter wegen eines Verſchuldens in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, das er gerade nicht als Unternehmer des Be⸗ 
ſchäftigungsbetriebs des Arbeiters begangen hat, unberückſichtigt 
gelaſſen hätten. Immer ſteht der Wortlaut des $ 140 der 
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von der Reviſion verſuchten Auslegung als Schranke entgegen. 
Iſt der in 88 135 und 136 bezeichnete Betriebsunternehmer 
eine und dieſelbe Perſon mit dem Entſchädigungspflichtigen, ſo 
kann dieſer niemals eine dritte, d. i. eine von dem Betriebs⸗ 
unternehmer verſchiedene Perſon ſei. Deshalb iſt es auch 
gleichgültig, ob der Unternehmer den Betriebsunfall in einem 
verſicherungs pflichtigen Betriebe, wenn auch nicht in demjenigen, 
in dem der verletzte Arbeiter verſichert war, oder außerhalb 
eines ſolchen Betriebes, als Eigentümer eines Grundſtücks oder 
einer andern Anlage oder ſonſtwie durch eine unerlaubte 
Handlung als Tierhalter oder durch eine wie der Betrieb einer 
Eiſenbahn von Geſetzes wegen zum Schadenserſatz verpflichtende 
Tätigkeit herbeigeführt hat. Die Entbindung des Unternehmers 
von der Haftpflicht findet in allen dieſen Fällen darin ihre 
Rechtfertigung, daß es ein Betriebsunfall, d. i. ein mit dem 
Beſchäftigungsbetrieb des von ihm verſicherten Arbeiters un⸗ 
mittelbar oder mittelbar zuſammenhängender Unfall iſt, wegen 
deſſen er belangt werden ſoll. Allerdings iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß 8 140 in feiner dermaligen Faſſung dann, wenn 
dem Unternehmer ein Verſchulden außerhalb des Beſchäftigungs⸗ 
betriebes zur Laſt fällt, Härten für den verletzten Arbeiter mit 
ſich führen kann. Dies hängt mit der weiten Ausdehnung 
zuſammen, die die Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts 
dem Begriff des Betriebsunfalls gegeben hat (vgl. Woedtke⸗ 
Caspar 5. Aufl. 8 1 A. 9 und Handbuch der Unfall⸗ 
verſicherung S. 32 ff. 51, 53 ff.). Dieſe Ausdehnung kommt 
an ſich den Arbeitern zugute. Sie erhalten auch für Un⸗ 
fälle, die nur in loſem Zuſammenhang mit dem Beſchäftigungs⸗ 
betriebe ſtehen, und auch bei eigener Fahrläſſigkeit von der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft die geſetzliche Rente, während fie nach dem 
gemeinen Recht eine Entſchädigung gegen den Unternehmer nur 
mittels des Nachweiſes einer unerlaubten Handlung oder der 
Haftung ex lege, d. h. in der Mehrzahl der Fälle überhaupt 
nicht erſtreiten könnten. Auf der andern Seite müſſen ſie ſich 
freilich in den Fällen, wo ein Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Unternehmer erweislich wäre, mit der Unfallrente begnügen. 
Ebenſo müſſen die Berufsgenoſſenſchaften bei Verſagung des 
Erſatzanſpruchs aus § 140 S. 2 die Aufwendungen für den 
Verletzten bei derartigen Betriebsunfällen endgültig ſelbſt 
tragen, ohne daß ſie Deckung durch die Beiträge werden ſinden 
können, die der Unternehmer, der der Urheber des Unfalls war, 
nach 8 29 zu leiſten hat. Denn dieſe Beiträge beſtimmen ſich 
lediglich nach den von dem Unternehmer gezahlten Löhnen, 
ſowie nach dem Gefahrentarif. Bei der Einreihung eines Be⸗ 
triebs in eine Gefahrenklaſſe möchte es aber nicht leicht möglich 
ſein, Betriebsunfälle, die ſich aus dem Beſchäftigungsbetriebe 
ſelbſt nicht ergeben, daher kaum vorherſehhar ſind, in Rechnung 
zu ziehen, wie denn auch die Berufsgenoſſenſchaften außer ſtande 
find, durch Unfallverhütungsvorſchriften ($ 112) ſolche Unfälle 
hintanzuhalten. Es iſt ferner nicht überſehen worden, daß 
§ 140 für die Großunternehmungen, die eine Vielzahl von ge: 
werblichen Betrieben, Anlagen und Einrichtungen umfaſſen, 
namentlich für die Privatwirtſchaft treibenden Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, Gemeinden und den Fiskus eine Be⸗ 
vorzugung in ſich ſchließt mit der Wirkung, daß noch mehr als 
gegenüber dem Unternehmer des Einzelbetriebs die Ent⸗ 
ſchädigungs forderungen der Arbeiter und die Erſatzanſprüche ber 


5 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


287 


Berufsgenoſſenſchaften Eintrag erleiden. Denn wenn dieſe 
Mehrzahl von Unternehmungen ſich in verſchiedene ſelbſtändige 
Betriebe ſpaltete, ſo wären deren Unternehmer gegebenenfalls 
im Verhältnis zu dem Unternehmer des Beſchäftigungsbetriebs 
dritte und als ſolche dem Verletzten haft⸗, der Genoſſenſchaft 
erſatzpflichtig. Endlich folgt aus § 140 eine Ungleichheit in 
der Haftung der Unternehmer und ihrer in 88 135 und 136 
bezeichneten Beauftragten. Grundſätzlich ſollen die Beauftragten 
nicht weiter haften als der Unternehmer. Wird aber ein 
Arbeiter in einem ihm fremden Betriebe desſelben Unternehmers 
durch Verſchulden von Beauftragten, die in dieſem Betriebe 
angeſtellt ſind, verletzt, ſo haften die Beauftragten als Dritte 
nach §8 140, der Unternehmer ſelbſt bleibt jedoch haftfrei 
(Wird auf Grund der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes weiter 
ausgeführt). War die Beklagte nicht Dritte im Sinne des 
§ 140, jo entfällt ihre Haftung wegen etwaigen Verſchuldens 
ihrer Vertreter an dem fraglichen Unfall, und deshalb konnte 
auch ein Anſpruch entſchädigungsberechtigter Perſonen nicht auf 
Klägerin übergehen. In zweiter Reihe hat die Reviſion zur 
Nachprüfung verſtellt, ob die Beklagte nicht auf Grund des 
8 136 für die Aufwendungen der Klägerin hafte. Allein auch 
in dieſer Richtung iſt dem Berufungsgericht beizutreten. Die 
Anwendung des § 136 ſcheitert einmal daran, daß die Be⸗ 
klagte nicht, wie dieſe Vorſchrift es vorausſetzt, wegen einer 
Fahrläſſigkeit, die ſie als Betriebs unternehmerin, ſondern 
wegen einer ſolchen, die ſie als Eigentümerin eines Schul⸗ 
gebäudes begangen haben ſoll, in Anſpruch genommen wird. 
Sodann ergibt ſich aus Abſ. 2 des 8 136, daß nur die dort 
genannten juriſtiſchen Perſonen und eine Handelsgeſellſchaft in 
Liquidation für die durch ihre Vertreter oder Liquidatoren 
herbeigeführten Unfälle haften. Einer Ausdehnung auf Ge⸗ 
meinden im Wege der Geſetzesauslegung iſt dieſe Beſtimmung 
nicht fähig. Berufsgenoſſenſchaft der Gas⸗ und Waſſerwerke 
c. Stadtgemeinde C., U. v. 21. Febr. 07, 306/06 VI. — Cöln. 

Reichsgeſetz vom 18. Juni 1901 betreffend die 
Unfallfürſorge für Beamte uſw. in Verb. mit dem 
Sächſiſchen Geſetz vom 1. Juli 1902, die Fürſorge 
für Beamte betreffend. 

50. 88 10 bis 12, 14 BeamtUFürf®. Ausſchluß des An⸗ 
ſpruchs des Beamten aus 8 1 Haftpfl®. fraglich, ob auch An⸗ 
ſprüche aus Vertrag aus den SS 823, 831 BGB. ausgeſchloſſen?!] 

Der Berufungsrichter hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß der 
Kläger in einem reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unter⸗ 
liegenden Betriebe des Beklagten als Beamter angeſtellt und, 
als er den Unfall erlitt, in dieſem Betriebe dienſtlich tätig 
war, ſo finden auf ſeine Anſprüche wegen der Folgen des 
Unfalls die Vorſchriften in 88 14, 10 bis 12 BeamtllUFürſG. 
und des in Verfolg des letzteren ergangenen Sächſiſchen 
Geſetzes vom 1. Juli 1902 Anwendung. Durch dieſe iſt aber 
der geltend gemachte Anſpruch jedenfalls inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen, als er auf 8 1 HaftpflG. geſtützt worden iſt. 
Nach 8 12 Abſ. 1 des Geſetzes vom 18. Juni 1901 gehen, 
wenn Perſonen der in 8 1 bezeichneten Kategorien im Dienſt 
durch einen Betriebsunfall verletzt worden ſind und ihnen 
wegen dieſes Unfalls nach 8 1 Haftpfl®. Anſprüche gegen 
Eiſenbahnbetriebsunternehmer zuſtehen, dieſe Anſprüche auf die⸗ 
jenige Vetriebsverwaltung, welche dem Verletzten auf Grund 
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des Geſetzes vom 18. Juni 1901 oder anderweiter reichs⸗ 
geſetzlicher Vorſchrift Penſion, Koſten des Heilverfahrens oder 
Renten zu zahlen hat, in Höhe dieſer Bezüge über. Dieſe 
Vorſchrift betrifft, wie ſich aus ihrem Inhalte ohne weiteres 
ergibt, Fälle, wo die Betriebsverwaltung, welche die 
Penſion uſw. zu zahlen hat, nicht zugleich der Eiſenbahn⸗ 
betriebsunternehmer iſt, der dem Verletzten aus 8 1 Haftpfl®. 
zum Schadenerſatze verpflichtet iſt. Wenn nun im ummittel- 
baren Anſchluß an dieſe Vorſchrift, die den Übergang der dem 
Verletzten an einen Dritten aus 8 1 Haftpfl®. zuſtehenden 
Anſprüche auf die Betriebsverwaltung, welche die Penſion uſw. 
zahlt, regelt, im zweiten Abſatze von §8 12 beſtimmt iſt, daß 
dem Verletzten weitergehende Anſprüche als auf die Bezüge, 
welche ihm dieſe Betriebsverwaltung zu gewähren hat, gegen 
das Reich und gegen die Bundesſtaaten nicht zuſtehen, ſo iſt 
damit zum mindeſtens ſoviel unzweifelhaft ausgeſprochen, daß 
diejenigen Anſprüche, welche, ſofern ein dritter Eiſenbahn⸗ 
betriebsunternehmer und als ſolcher dem Verletzten aus 8 1 
des Geſetzes vom 7. Juni 1871 zum Schadenerſatz verpflichtet 
iſt, auf die Betriebsverwaltung nach Höhe ihrer Leiſtungen 
übergeben, dem Verletzten dann, wenn das Reich oder ein 
Bundesſtaat der Eiſenbahnbetriebsunternehmer iſt, gegen dieſe 
überhaupt nicht zuſtehen ſollen. Da, wie unſtreitig iſt, auch 
nicht zweifelhaft ſein kann, das ſächſiſche Geſetz vom 
1. Juli 1902 den in 8 14 des Reichsgeſetzes geſtellten An⸗ 
forderungen genügt, erſcheint ein auf $ 1 Haftpfl®. geſtützter 
Anſpruch des Klägers gegenüber dem Bundesſtaat Sachſen 
durch 8 12 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes ſchlechthin ausgeſchloſſen. 
Das Berufungsgericht iſt der Meinung, daß das gleiche auch 
in ſoweit gelte, als der Kläger ſeinen Anſpruch auf die Be⸗ 
ſtimmungen in 88 823, 831 BGB. und auf den mit dem 
Beklagten abgeſchloſſenen Transportvertrag geſtützt hat, indem 
es annimmt, nach dem Grundgedanken des Geſetzes vom 
18. Juni 1901 ſolle den Beamten gegen das Reich und die 
Bundesſtaaten wegen und auf Grund im Dienſte erlittener 
Betriebsunfälle nur ein Anſpruch, nämlich der aus dem Unfall⸗ 
fürſorgegeſetz zuſtehen, und der Abſ. 2 des § 12 ſei dahin 
zu verſtehen, daß alle ſonſtigen Forderungen aus dem Unfalle 
gegenüber dem Reich und den Bundesſtaaten beſeitigt ſein 
ſollten, möchten ſie auf Geſetz oder darauf beruhen, daß ſich 
der Unfall als Verletzung einer Vertragspflicht darſtelle; nur 
beſondere vertragliche Abmachungen über die Entſchädigung für 
die Folgen eines Unfalls würden ſelbſtverſtändlich durch 8 12 
Abſ. 2 nicht berührt. Die Richtigkeit dieſer Annahme iſt, wie 
der Reviſion zugegeben iſt, jedenfalls zweifelhaft. Es liegt 
trotz der allgemeinen Faſſung der Vorſchrift im zweiten Abſatze 
des 8 12 bei ihrem engen Zuſammenhange mit dem Abſ. 1 
ſehr nahe, anzunehmen, daß ſie ſich ausſchließlich auf Anſprüche, 
die dem Verletzten nach 8 1 Haftpfl®. aus dem Unfalle an 
ſich gegen das Reich oder einen Bundesſtaat zuſtehen würden, 
beziehen ſolle, und auch die Materialien zu dem Geſetz vom 
15. März 1886, deſſen 8 10 mit dem § 12 des jetzigen 
Geſetzes völlig übereinſtimmt, mögen an einzelnen Stellen für 
die Auffaſſung der Vorinſtanz ſprechen, (vgl. z. B. S. 10 der 
Begründung des Entwurfs, Abſ. 2), im allgemeinen aber tritt 
vielmehr nur die Tendenz zu Tage, Anſprüche des Verletzten 
aus § 1 Haftpfl®. gegenüber dem Reiche und den Bundes⸗ 
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ſtaaten, die neben den Anſprüchen aus der Beamtenfürſorge 
beſtehen könnten, auszuſchließen. Es bedarf indes keiner Be⸗ 
antwortung der vorſtehend erwähnten Frage, da die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung, ſoweit ſie die Anſprüche des Klägers 
aus dem Beförderungs vertrage bezw. aus unerlaubter Handlung 
als unbegründet abweiſt, jedenfalls aus einem andern Grunde 
aufrecht zu halten iſt. Wie ſchon in dem angefochtenen Urteil 
hervorgehoben worden, iſt man bei dem Erlaß des Reichs⸗ 
geſetzes vom 15. März 1886 wegen Bedenken, die ſich be⸗ 
zuͤglich der Kompetenz der Reichsgeſetzgebung ergeben mußten, 
aber auch aus anderen Erwägungen grundſätzlich davon aus⸗ 
gegangen, daß die Regelung der Fürſorge für die Staats⸗ und 
Kommunalbeamten der Landesgeſetzgebung bezw. der ſtatu⸗ 
tariſchen Feſtſetzung der Kommunalverbände zu überlaſſen ſei, 
und man hat bezüglich der Fürſorge für dieſe Beamten eine 
reichsgeſetzliche Regelung in einzelnen Beziehungen nur des⸗ 
halb für rätlich und geboten gehalten, weil zu einer zweck⸗ 
entſprechenden Regelung dieſer Fürſorge eine Beſeitigung der 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung ſowie 
derjenigen Anſprüche auf Schadenerſatz ſtattfinden müſſe, 
„welche dieſen Beamten auf Grund anderer reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen, insbeſondere des Haftpfl®. gegen den Dienſt⸗ 
herrn oder Betriebsbeamte uſw. über dasjenige Maß hinaus 
zuſtänden, deſſen Beibehaltung in dem Reichsunfallfürſorge⸗ 
geſetze für Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes 
vorgeſehen ſei“; eine ſolche Beſeitigung aber nur durch Reichs⸗ 
geſetz erfolgen könne. (Begründung des Entwurfs zum Geſetze 
vom 15. März 1886, S. 10). Dieſer Beſchränkung, die ſich 
die Reichsgeſetzgebung auferlegen wollte, entſpricht auch das 
Geſetz vom 15. März 1886, und daran hat ſich auch durch 
deſſen Neugeſtaltung in dem Geſetz vom 18. Juni 1901 nichts 
geändert. Danach iſt die Landesgeſetzgebung in der Lage, 
ſofern ſie den Staatsbeamten geſetzlich gegen die Folgen eines 
im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der 
88 1 bis 7 des Reichsgeſetzes vom 18. Juni 1901 mindeſtens 
gleichkommende Fürſorge angedeihen läßt, im übrigen die den 
Beamten gegen den Staat zuſtehenden Anſprüche ſelbſtändig zu 
regeln. Dieſes Recht findet ſelbſtverſtändlich ſeine Schranken 
in den allgemeinen Grenzen der Landesgeſetzgebung, nach 
welchen für ſie eine Aufhebung reichsrechtlicher Normen aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Hierdurch iſt ſie aber im Verhältnis zu den 
Staatsbeamten nur behindert, Rechte derſelben auszuſchließen, 
die auf zwingenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften beruhen; aus 
dieſem Grunde mußten insbeſondere die den Staatsbeamten 
aus 8 1 Haftpfl®. gegen den Staat zuſtehenden Rechte mit 
Rückficht auf die Vorſchriften in § 5 dieſes Geſetzes durch 
Reichsgeſetz ausgeſchloſſen werden. Soweit dagegen auf 
Reichsgeſetz beruhende Anſprüche durch Vereinbarung der Be⸗ 
teiligten auch im voraus ausgeſchloſſen werden können, ſind die 
Einzelſtaaten berechtigt, ſolche Anſprüche ihrer Beamten gegen 
den Staat auch im Wege dienſtpragmatiſcher Regelung durch 
Landesgeſetz zu beſeitigen. Unter dieſe Anſprüche fällt der 
vom Kläger erhobene nach beiden jetzt noch in Betracht 
kommenden Richtungen. Schadenserſatzanſprüche aus einem 
Vertrage über Perſonenbeförderung können ebenſo wie ſolche 
aus 58 823, 831 BGB. vertraglich im voraus ausgeſchloſſen 
werden, ſoweit dem nicht die hier nicht in Betracht kommende 
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Beſtimmung in 8 276 Abſ. 2 BGB. entgegenſteht, es beſteht 
für die erſtere keine Beſtimmung, wie fie in 8 471 HGB. für 
die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen getroffen iſt. 
In dem Berufungsurteile iſt aber ausgeſprochen, daß für die 
Staatsbeamten des Königreichs Sachſen in den durch das 
Geſetz vom 1. Juli 1902 geregelten Fällen Schadenerſatz⸗ 
anſprüche gegen den Staat nach beiden hier in Rede ſtehenden 
Richtungen ausgeſchloſſen ſind. Dieſer Ausſpruch iſt der Nach⸗ 
prüfung des RG. entzogen. P. c. Sächſ. Staatsfiskus, 
U. v. 11. Febr. 07, 232/06 VI — Dresden. 

II. Preußiſches Recht. 

Städteordnung vom 30. Mai 1853. Geſetz vom 
20. April 1892. 

51. Begriff der durch die örtliche Polizeiverwaltung ent⸗ 
ſtehenden Ausgabe.] 

Die Entwäſſerung der im Bezirke der Stadt Königsberg i. Pr. 
gelegenen Grundſtücke iſt durch ein Ortsſtatut des Magiſtrats 
vom 30. Januar 1895 geregelt. Nach Maßgabe dieſes Statuts 
hat der Magiſtrat der klagenden Stadtgemeinde in den Jahren 
1895 bis 1903 bei der Herſtellung von Anſchlüſſen an die 
Straßenkanäle die der Tiefbauabteilung vorgelegten Ent⸗ 
wäſſerungsprojekte einer Prüfung unterzogen und über die Ge⸗ 
nehmigung der Entwürfe Entſcheidung getroffen (8 6 Abſ. 2 
und 5 des Statuts). Er hat ferner nach Vollendung der An⸗ 
ſchlüſſe über deren vorſchriftsmäßige Herſtellung durch den beauf⸗ 
tragten ſtädtiſchen Baubeamten Beſcheinigungen erteilen (S 8 
daſelbſt) und endlich die Hausleitungen durch ſeine Beamten 
fortgeſetzt überwachen laſſen (8 9 daſelbſt). In gleicher Weiſe 
hat während des nämlichen Zeitraums eine Verwaltungstätigkeit 
des Magiſtrats und der beauftragten ſtädtiſchen Beamten in 
bezug auf die Bewäſſerungsanlagen der im Stadtbezirke gelegenen 
Grundſtücke ſtattgefunden. Die ihr durch alle dieſe Verrichtungen 
entſtandenen Koſten berechnet die Klägerin im einzelnen und 
kommt dadurch auf eine Geſamtſumme von 118 490 Mark 44 Pf. 
hinaus. Sie verlangt von dem Fiskus klagend die Erſtattung 
dieſes Betrages, weil in Königsberg die örtliche Polizei⸗ 
verwaltung von einer Königlichen Behörde geführt wird, es ſich 
aber um Ausgaben handelt, von denen ſie behauptet, daß ſie 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 20. April 1892 (Geſetzſamml. 
S. 87) dem Staate zur Laſt fielen. Sie weiſt darauf hin, 
daß durch die von dem Polizeipräſidenten unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats erlaſſene Polizeiverordnung vom 18. Mai 1895 
der Anſchlußzwang für die im Stadtbezirke gelegenen Grund⸗ 
ſtücke eingeführt und dabei die Verpflichtung vorgeſehen iſt, die 
Entwäſſerungsanlagen gemäß den Beſtimmungen des Ortsſtatuts 
vom 30. Januar 1895 herzuſtellen und zu unterhalten ($ 1 
der V.), ſowie daß § 2 der V. den Eigentümern und Ver⸗ 
waltern der anzuſchließenden Grundſtücke anbefiehlt innerhalb 
ſechs Wochen, nachdem ſie vom Magiſtrat dazu aufgefordert 
ſeien, den Entwurf für die Entwäſſerung ihres Grundſtücks in 
doppelter Ausfertigung dem Magiſtrate zur Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung einzureichen und die Entwäſſerungsanlage innerhalb 
dreier Monate nach Zuſtellung der Genehmigung fertig herzu⸗ 
ſtellen. Sie iſt der Meinung, daß aus dieſem Grunde die an⸗ 
gegebene Tätigkeit des Magiſtrats und der ſtädtiſchen Beamten 
als „polizeiliche Arbeit“ zu gelten habe. Die Erſtattungspflicht 
des Beklagten ſei aber auch durch Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
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trag ſowie durch ungerechtfertigte Bereicherung des Beklagten 
entſtanden, letzteres aus dem Grunde, weil die ihr erwachſenen 
Koſten gleichzeitig eine Erſparnis des Beklagten darſtellten. Der 
Beklagte hat den Klageanſpruch ſeinem Grunde und ſeinem Be⸗ 
trage nach beſtritten. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das 
OLG. hat abändernd den Klageanſpruch ſeinem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. RG. hob auf und beſtätigte die Klage⸗ 
abweiſung: Der Berufungsrichter iſt der Meinung, daß die 
der klagenden Stadtgemeinde erwachſenen Koſten, deren Er⸗ 
ſtattung mit der Klage begehrt wird, zu den durch die örtliche 
Polizeiverwaltung entſtehenden Ausgaben im Sinne des Geſetzes 
vom 20. April 1892 und zwar zu den unmittelbaren Ausgaben 
dieſer Verwaltung gerechnet werden müßten. Daß dieſe An⸗ 
nahme dann nicht zutrifft, wenn man unter der örtlichen Polizei⸗ 
verwaltung das Beſtehen und die Verwaltungstätigkeit einer 
Polizeibehörde verſteht, iſt von vornherein klar. Allerdings 
liegt im Geltungsbereich der Städteordnung für die ſechs öſt⸗ 
lichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie vom 30. Mai 1853 
die Handhabung der Ortspolizei dem Bürgermeiſter oder einem 
unter Genehmigung des Regierungspräſidenten damit betrauten 
anderen Magiſtratsmitgliede ob, dies jedoch nur dann, wenn ſie 
nicht einer Königlichen Behörde übertragen worden iſt ($ 62 
Abſ. 1 zu I. Nr. 1 und Abſ. 2 daſelbſt). Unter den Parteien 
beſteht nun kein Streit darüber, daß für den Gemeindebezirk 
der Stadt Königsberg eine derartige Übertragung ſtattgefunden 
hat und daß die gemäß 8 2 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 zur Zuſtändigkeit des Miniſters 
des Innern gehörige Übertragung ſich ſachlich auf alle Gebiete 
der Ortspolizei mit alleiniger Ausnahme der hier nicht in Be⸗ 
tracht kommenden Schulpolizei erſtreckt hat. Im gegebenen 
Falle aber handelt es ſich um eine Verwaltungstätigkeit, die 
nicht von der Königlichen Polizbehörde, nämlich von dem 
Polizeipräſidenten in Königsberg und ebenſowenig von einem 
ihm untergeordneten und von ihm beauftragten Polizeibeamten 
ausgeübt wurde. Die verwaltende Behörde war vielmehr zu 
einem Teile der Magiſtrat ſelbſt, zum anderen Teile die zum 
Magiſtrat gehörige Tiefbauabteilung oder es traten einzelne 
Beamte oder Angeſtellte in Tätigkeit, die dann aber ihren Auf⸗ 
trag nicht vom Polizeipräſidenten herleiteten, ſondern ihn vom 
Magiſtrate oder der Tiefbauabteilung erhalten hatten. Konnte 
nach den angegebenen Geſetzesvorſchriften die örtliche Polizei⸗ 
verwaltung in die Hand des Magiſtrats als einer Behörde mit 
kollegialer Verfaſſung ſchon überhaupt nicht gelegt ſein, war 
darum ebenſowenig der Magiſtrat imſtande, ein ſtädtiſches Amt 
oder eine in ſtädtiſchen Dienſten ſtehende Einzelperſon mit der 
Wahrnehmung von Polizeigeſchäften zu betrauen, ſo ergab ſich 
aus dieſem Mangel an polizeiobrigkeitlichen Befugniſſen zugleich 
der nichtpolizeiliche Charakter aller in einem derartigen Dienſt⸗ 
betriebe auf dem Gebiete des Entwäſſerungs⸗ und des Waſſer⸗ 
verſorgungsweſens erlaſſenen Anordnungen. Es fehlte auf der 
einen Seite an der Möglichkeit ihrer Durchführung mit polizei⸗ 
lichen Zwangsmaßregeln und auf der anderen Seite unterlagen 
ſie nicht der Anfechtung mit den gegen polizeiliche Verfügungen 
gegebenen Rechtsmitteln (88 1 27 ff. des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883), wohl aber 
unter Umſtänden der im 8 18 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 vorgeſehenen Rechtskontrolle. Fehlte es ſomit 
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an der ſubjektiven Vorausſetzung, daß die Behörde, durch 
deren Einrichtungen und durch deren Verwaltungstätigkeit die 
ſtreitigen Koſten entſtanden find, eine Polizeibehörde war, fo 
ſchloß dies eine unmittelbare Anwendung des Geſetzes vom 
20. April 1892 aus. Dann bliebe jedoch immerhin noch die 
Möglichkeit beſtehen, dem Klagebegehren, wenn auch nur in be⸗ 
ſchränktem Umfange mit Rückſicht auf die ſachliche Bedeutung 
der von ſtädtiſcher Seite entwickelten Tätigkeit ſtattzugeben. 
Dies in dem Falle, wenn erhellte, daß die ſtaatliche Polizei⸗ 
behörde auf dem Gebiete des ſtädtiſchen Entwäſſerungs⸗ und 
Bewäſſerungsweſens nicht etwa nur im Einzelfalle ſondern nach 
Maßgabe der getroffenen ſtändigen Dienſteinrichtungen ſich einer 
polizeilichen Fürſorge für überhoben gehalten und damit die 
Stadtgemeinde in die Notwendigkeit verſetzt hat, die Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ und Bewäſſerungspolizei zwar nicht im Rechtsſinne 
als einen Zweig der Ortspolizeiverwaltung in den eigenen 
Dienſtbetrieb zu übernehmen, wohl aber einen Erſatz für das 
Verſagen des ſtaatlichen Polizeidienſtes durch eine entſprechende 
Erweiterung der kommunalen Verwaltungstätigkeit herzuſtellen. 
Wäre inſoweit die dem geſetzlichen Polizeikoſtenbeitrage der 
Stadtgemeinde gegenüberſtehende öffentlichrechtliche Staatspflicht 
zur Einrichtung und Ausübung eines polizeilichen Dienſtbetriebes 
unerfüllt geblieben, ſo würde dies für die rechtliche Begründung 
des Verlangens der Stadtgemeinde, daß ihr der dadurch her⸗ 
vorgerufene Mehraufwand an ſtädtiſchen Verwaltungskoſten 
ganz oder doch im Umfange der Erſparnis des Fiskus vergütet 
werde, einen an ſich geeigneten Ausgangspunkt abgeben. Denn 
wenn auch eigentliche Polizeikoſten dabei nicht in Frage kämen, 
ſo würde es ſich doch in Rückſicht auf die ſachliche Bedeutung 
der erledigten Dienſtgeſchäfte alsdann wenigſtens um ſolche 
Koſten handeln, die bei einer gehörigen, jene Dienſtzweige um⸗ 
faſſenden Einrichtung und Handhabung des Polizeiweſens dem 
Staatsfiskus hätten entſtehen müſſen und die nun nicht ihm, 
wohl aber an anderer Stelle und in anderer Rechtsgeſtalt als 
Mehrausgaben der ſtädtiſchen Gemeindeverwaltung entſtanden 
wären. Allein im gegebenen Falle verſagt bei näherer Be⸗ 
trachtung auch dieſer rechtliche Geſichtspunkt. (Wird näher 
begründet.) Aus der Polizeiverordnung vom 18. Mai 1895 
läßt ſich ſomit ein Rechtsgrund für die Begründung des er⸗ 
hobenen Klageanſpruches nicht herleiten. Sie ſtellt lediglich 
als eine allgemeine Norm für die Herſtellung des polizeimäßigen 
Zuſtandes das Verlangen, daß die Kanalanſchlüſſe zu allererſt 
den von den ſtädtiſchen Körperſchaften ſelbſt mit Zuſtimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde geregelten Anſchluß bedingungen 
entſprechen und darum auch zunächſt zur Entſcheidung über die 
Zulaſſung von kommunaler Seite der ſtädtiſchen Verwaltungs⸗ 
behörde unterbreitet werden müſſen. Ein grundſätzliches Auf: 
geben eigener obrigkeitlicher Verrichtungen durch den Polizei⸗ 
präſidenten und ein zur ſtändigen Einrichtung gewordenes Nicht⸗ 
erfüllen gewiſſer mit den obrigkeitlichen Rechten verbundenen 
öffentlichrechtlichen Verpflichtungen der Polizeibehörde kann darin 
nicht erblickt werden. Die Vorausſetzungen für eine Anwendung 
der 88 262 ff. Tl. I Tit. 13 ALR. und des 8 812 BGB. 
liegen nach dem, was ſich hieraus ergibt, nicht vor. Die 
Reviſion bezeichnet vielmehr dieſe Geſetzesvorſchriften mit Recht 
als verletzt. Daß der Polizeipräſident durch die Verordnung 
vom 18. Mai 1895 feine polizeilichen Vefugniſſe nicht auf die 
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Stadtgemeinde oder auf irgend welche Organe der ſtädtiſchen 
Verwaltung übertragen konnte, iſt ſchon vom Berufungsrichter 
ſelbſt mit Recht bemerkt worden. Mit dieſer Erwägung wird 
aber der Klagegrund der Geſchäfts führung ohne Auftrag vollends 
beſeitigt. Denn umſoweniger waren die ſtädtiſchen Verwaltungs⸗ 
organe imſtande, von ſich aus ihre Zuſtändigkeit durch Aber⸗ 
nahme eines Dienſtzweiges der örtlichen Polizeiverwaltung zu 
erweitern und auf dieſe Weiſe Koſten zu verurſachen, die als 
durch die örtliche Polizeiverwaltung entſtanden, ſich von der 
Stadtgemeinde auf den Staat abwälzen ließen. Daß endlich 
in dem Zuſammentreffen der ineinandergreifenden Beſtimmungen 
des Ortsſtatuts und der Polizeiverordnung ein Vertrags⸗ 
abkommen zu erblicken ſei, demzufolge die ſtädtiſchen Organe 
mit der Verrichtung einer nichtamtlichen polizeilichen Hlfstätig⸗ 
keit betraut worden wären, hat die Klägerin ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet, wie denn überhaupt dem Klageanſpruche der Rechts⸗ 
grund des Vertrages nicht zugrunde gelegt worden iſt. Die 
Klage erſcheint deshalb unbegründet. Fiskus c. Stadt Königsberg, 
U. v. 21. März 07, 319/06 IV. — Königsberg. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

52. 88 8, 11 EnteignungsG. Erſatz des durch die 
bevorſtehende Enteignung einer Wirtſchaftspächterei wegen Rück⸗ 
ganges der Wirtſchaft entſtandenen Schadens.] 

Die Reviſion der beklagten Stadtgemeinde, die ſich gegen 
das im angefochtenen Urteile enthaltene Zwiſchenurteil richtet, 
iſt zwar gemäß § 304 Abſ. 2 ZPO. zuläffig, ſachlich aber nicht 
begründet. Das Berufungsgericht ſpricht der Klägerin Eliſe H. 
einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens zu, der ihr dadurch 
erwachſen ſein ſoll, a) daß ſchon vom 1. April 1903 an ihre 
Wirtſchaft infolge der bevorſtehenden Enteignung ſtark zurück⸗ 
gegangen ſei und nur noch mit Schaden habe betrieben werden 
können b) daß ſie die Wirtſchaft ſchon am 1. April 1904 habe 
räumen müſſen, während die vertragsmäßige Pachtzeit noch bis 
1. Juli 1904 gelaufen wäre. Den Schaden unter a beziffert 
die Pächterin auf 23 000 Mark, den unter b auf 2 500 Mark. 
Daß ſie für den Schaden unter b erſatzpflichtig iſt, beſtreitet 
die Beklagte jetzt nicht mehr, denn in dieſem Punkte hat ſie 
das Berufungsurteil Überhaupt nicht angegriffen. Ihr Re⸗ 
viſionsantrag beſchränkt ſich auf den unter a bezeichneten 
Schaden, deſſen Erſatz in Höhe von 23 000 Mark verlangt iſt. 
Die Reviſion erachtet durch die Feſtſtellung ihrer Erſatzpflicht 
für dieſen Schaden die 88 8 und 11 Enteignungs G. als ver⸗ 
letzt, indem ſie ausführt: Der Schaden ſei nicht durch die 
Enteignung, ſondern durch das Bevorſtehen der Enteignung 
entſtanden; er wäre in derſelben Höhe entſtanden, wenn es aus 
irgend einem Grunde nicht zur Enteignung gekommen ware. 
Der Entſchädigungsanſpruch des Eigentümers beſchränke ſich auf 
den vollen Wert des abzutretenden Grundſtücks; ein Anſpruch 
wegen des durch das Drohen der Enteignung erlittenen 
Schadens ſei ihm vom Geſetze nicht gegeben. Mehr Rechte, 
wie der Eigentümer, könne aber im Zweifel auch der Pächter 
nicht haben. — Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten 
werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in der hier frag: 
lichen Beziehung der $ 11 Enteignungs®. dem Pächter weiter⸗ 
gehende Anſprüche einräumt, als ſie dem Eigentümer zuſtehen 
würden. Auch wenn die Frage dahin geſtellt wird, ob der 
Eigentümer, falls er die Wirtſchaft auf feinem Grundſtück ſelbſt 


36. Jahrgang. 


betrieben hätte, neben dem vollen Wert des Grundſtücks auch 
Erſatz des durch den Rückgang der Wirtſchaft vor der Ent⸗ 
eignung, als Folge der drohenden Enteignung, erlittenen 
Schadens fordern könne, iſt fie zu bejahen. Das RG. hat 
ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß nach den Grundſätzen des 
Enteignungsrechtes der Eigentümer, dem infolge der Einleitung 
des Enteignungsverfahrens ſchon vor Vollziehung der Ent⸗ 
eignung die Nutzung des abzutretenden Grundſtücks entzogen 
oder geſchmälert worden iſt, hierfür beſondere Entſchädigung 
fordern kann. In bezug auf Mietausfälle iſt dies in den, in 
RG. 31, 215; 43, 357 veröffentlichten Urteilen des V. 38S. 
eingehend dargelegt. Hiervon abzuweichen beſteht umſo weniger 
Veranlaſſung, als nach 8 42 Abſ. 1 Satz 2 Enteignungs®. 
der Unternehmer auch im Falle des Rücktritts von dem Unter⸗ 
nehmen dem Entſchädigungsberechtigten für die ihm durch das 
Enteignungs verfahren erwachſenen Nachteile haftet. Um 
Nachteile, die durch das Enteignungsverfahren verurſacht ſind, 
handelt es ſich aber auch hier; die Planfeſtſtellung hat bereits 
im Auguſt 1902 ſtattgefunden, ſeit jener Zeit ſtand bereits 
feſt, daß das Grundſtück zur Enteignung gelangen werde, die 
Klägerin verlangt aber nur den ihr ſeit 1. April 1903 durch 
den Rückgang der Wirtſchaft erwachſenen Schaden erſetzt. Daß 
ihr überhaupt Schaden in dieſer Richtung infolge der bevor⸗ 
ſtehenden Enteignung zugegangen iſt, hat das Berufungsgericht 
einwandfrei als feſtſtehend angenommen. Ein Grund, marum 
der Entſchädigungsanſpruch, den gegebenenfalls der Eigentümer 
geltend machen könnte, nicht auch der Pächterin zuſtehen ſollte, 
iſt nicht erfindlich. Nach § 11 EnteignungsG. wäre er nur 
ausgeſchloſſen, wenn er ſchon in der dem Eigentümer nach 8 8 
gewährten Entſchädigung begriffen wäre. Daß dies zuträfe, 
behauptet die Beklagte ſelbſt nicht. Aus dieſen Gründen iſt 
die Reviſion der Stadtgemeinde zurückzuweiſen. H. c. H., U. 
v. 15. Febr. 07, 185/06 VII. — Celle. 

Eigentumserwerbsgeſetz und Preußiſche Grund⸗ 

buchordnung vom 5. Mai 1872. | 

353. 88 11, 91. Rechtswirkſamkeit einer in Abt. I ein⸗ 
getragenen fideikommiſſariſchen Subſtitution durch Eintragung des 
Vermerks „Eigentümerin N. N. als Fiduziarerbin zufolge 
Teſtamentes“.] 

Als der Erblaſſer der Beklagten das in Rede ſtehende 
Grundſtück im Jahre 1901 von ſeiner Mutter, der Witwe 
M. H., erwarb, ſtand dieſe in Abt. I des Grundbuchs als Eigen⸗ 
tümerin eingetragen mit dem Zuſatz „als Fiduziarerbin zufolge 
Teſtaments vom 21. März 1895“. Der Berufungsrichter ver⸗ 
neint, daß die fideikommiſſariſche Subſtitution gehörig ein⸗ 
getragen ſei. Er läßt dahingeſtellt, ob nicht dem Vermerk 
„als Fiduziarerbin zufolge Teſtaments vom 21. März 1895“ 
die Gültigkeit einer Beſchränkungseintragung ſchon deshalb ab⸗ 
geſprochen werden müſſe, weil er nicht in die II. Abteilung ein⸗ 
getragen ſei, meint aber, daß dem Vermerke die vorbezeichnete 
Wirkung jedenfalls deswegen zu verſagen ſei, weil er nach der 
Art ſeiner Eintragung ſich dem das Grundbuch einſehenden 
Publikum als eine Beſchränkungseintragung überhaupt nicht 
kundgebe, ſondern nur die Bedeutung einer gelegentlichen Er⸗ 
wähnung habe, ſodann, weil die notwendige Angabe der Be⸗ 
rechtigten, zu deren Gunſten die Beſchränkung beſtehen ſolle, 
nämlich der Fideikommiſſare, fehle, und ferner, weil ein Antrag 
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auf Eintragung der Verfügungsbeſchränkung nicht geſtellt 
worden ſei. Mit Recht greift die Reviſion dieſe Ausführungen 
als rechtsirrtümlich an. Allerdings war zur Zeit der am 
14. Januar 1896 erfolgten Eintragung des genannten Ver⸗ 
merks das in der Anordnung der fideikommiſſariſchen Sub⸗ 
ſtitution enthaltene, gegen den Fiduziarerben als Eigentümer 
des Nachlaſſes gerichtete Veräußerungsverbot als eine Be⸗ 
ſchränkung des Eigentumsrechts im Sinne des 8 11 PréEigfrwG. 
vom 5. Mai 1872 zu erachten (RG. 7, 249; 18, 300; Turnau 
PrGBBO. 5. Aufl. I S. 672) und nach 88 11, 91 PrGBd. 
vom 5. Mai 1872 in Verbindung mit dem EG. für Schleswig⸗ 
Holſtein vom 27. Mai 1873 ſollten ſolche Beſchränkungen des 
Eigentumsrechts in die II. Abteilung eingetragen werden. In⸗ 
deſſen die Vorſchriften der PrGBO., durch welche den einzelnen 
einzutragenden Rechten ein beſtimmter Platz im Grundbuche zu⸗ 
gewieſen wurde, waren nicht dergeſtalt weſentlich, daß jede Ver⸗ 
wechſelung der Abteilungen und Spalten die Einſchreibung als 
unwirkſam erſcheinen ließ, vielmehr war auch eine Einſchreibung 
an unrichtiger Stelle rechtsgültig, ſofern nur nicht durch die 
angewieſene Stelle Inhalt und Zweck des Vermerks völlig in 
Frage geſtellt, und ihm dadurch jede Bedeutung entzogen wurde 
(RG. in Gruchot 41, 962; auch RG. 28, 237; 31, 311; 
43, 215; 54, 248; Dernburg⸗Hinrichs Hypothekenrecht 1, 139; 
Turnau a. a. O. 130, vgl. Turnau⸗Förster Liegenſchaftsrecht II 
Anm. 4 zu 5 3 RGB.). Die Eintragung einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung des Eigentümers aber hatte nach 8 11 Eig Erw. 
gegen dritte dieſelbe Rechtswirkung, wie die Kenntnis ihres Be⸗ 
ſtehens außerhalb des Grundbuchs; Zweck der Eintragung war 
alſo nur die Veröffentlichung der beſtehenden Beſchränkung mit 
dem Erfolge, daß ein jeder rechtlich ſo angeſehen wurde, als 
ſei ihm die Beſchränkung bekannt geweſen (Turnau a. a. O. 
©. 673 Anm. 3 zu § 11 EigErwG.). Dieſer Zweck, zu veröffent⸗ 
lichen, muß auch dann für genügend erfüllt erachtet werden, 
wenn die Eintragung der Beſchränkung in Abteilung I, ſtatt 
in Abteilung II, erfolgt iſt; denn es wird durch eine ſolche 
Einſchreibung die Beſchränkung unmittelbar mit der Eintragung 
des Eigentumsrechts in Zuſammenhang gebracht, und dadurch 
kundgegeben, daß das Eigentum ein beſchränktes ſei. Daher 
war im gegebenen Falle die durch Hinzufügung zu der Eigen⸗ 
tumseintragung der Witwe M. H. in Abteilung I bewirkte Ein⸗ 
tragung der Eigentumsbeſchränkung wirkſam, ſofern nur der 
Vermerk Inhalt und Weſen der Beſchränkung deutlich erkennen 
ließ (RG. 2, 220, auch 55, 343). Letzteres aber iſt der Fall. 
Es kann zunächſt nicht zweifelhaft ſein, daß der Grundbuch⸗ 
richter, als er bei der Eintragung des Eigentums der Witwe H. 
die Worte „als Finanzerbin zufolge Teſtamentes vom 21. März 
1895“ hinzufügte, dadurch zum Ausdrucke bringen wollte, daß 
die Witwe H. nicht freie Eigentümerin des Grundſtücks ſei, 
ſondern nur in ihrer Eigenſchaft als Fiduziarerbin ihres ver⸗ 
ſtorbenen Ehemannes, des Vorbeſitzers, mit den ſich aus dem 
Geſetz und dem Teſtament ergebenden Beſchränkungen als Eigen⸗ 
tümerin eingetragen werde. Die Auffaſſung des Berufungs⸗ 
richters, daß die Worte nur die Bedeutung einer gelegentlichen 
Erwähnung hätten, widerſpricht den von ihm ſelbſt feſtgeſtellten 
Tatſachen. (Wird dargelegt.) Ferner ergeben auch die genannten 
Eintragungsworte mit Beſtimmtheit, daß eine Beſchränkung des 
Eigentumsrechts beſtand; denn ein nur „als Fiduziarerbe“ ein⸗ 
87° 
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getragener Eigentümer iſt nach dem Geſetze nicht freier Eigen: 
tümer, ſondern zugunſten der Fideikommiſſare in der Verfügung 
beſchränkt. Allerdings mag, wie der Berufungsrichter bemerkt, 
das Wort „Fiduziarerbin“ dem rechtskundigen Publikum nicht 
geläufig ſein. Jedoch Allgemeinverſtändlichkeit der Eintragungs⸗ 
worte iſt für die bindende Publizität einer Eintragung nicht zu 
erfordern, vielmehr iſt, wie der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs auch dann wirkſam iſt, wenn von dem betreffenden Be⸗ 
teiligten das Grundbuch überhaupt nicht eingeſehen worden iſt 
(Turnau a. a. O. S. 673, Turnau⸗Förster a. a. O. Anm. J 4 
zu 8 892 BGB.), fo auch eine Eintragung gegen jedermann 
mit dem Inhalte wirkſam, der ſich nach der Geſetzes⸗ und Rechts⸗ 
ſprache aus den Worten des Eintragungsvermerks ergibt. — 
Die Einſchreibung des Vermerks in die Spalte „Zeit und 
Grund des Erwerbs“ ſteht der Wirkſamkeit der Eintragung 
ebenfalls nicht entgegen. Denn indem vom Grundbuchrichter 
vermerkt worden iſt, daß die teſtamentariſche Einſetzung zur 
Fiduziarerbin der Grund des Erwerbes des Grundſtücks ſei, iſt 
von ihm zugleich kundgegeben, daß die neue Eigentümerin den 
Verfügungsbeſchränkungen unterliegt, die mit dem Recht einer 
Fiduziarerbin nach Geſetz und Teſtament verbunden ſind. 
Weiterhin kann ein weſentlicher Mangel der Eintragung auch 
nicht darin gefunden werden, daß in dem fraglichen Vermerke 
die Berechtigten, zu deren Gunſten die Beſchränkung beſtehen 
ſoll, nicht angegeben ſind. Allerdings erforderte das die 
preußiſchen Grundbuchgeſetze beherrſchende Spezialitätsprinzip, 
daß Rechte an Grundſtücken für beſtimmte Perſonen eingetragen 
und die Berechtigten im Grundbuch erſichtlich gemacht wurden 
(Turnau Anm. 6 zu § 13 GBO S. 290). Aber vorliegend 
handelt es ſich lediglich um eine Verfügungsbeſchränkung des 
Eigentümers, die an ſich ſchon außerhalb des Grundbuchs be 
ſtand und nur behufs Wirkung gegen Dritte durch die Ein⸗ 
tragung veröffentlicht werden ſollte; es iſt daher eine kurze all⸗ 
gemeine Kennzeichnung der Art der Beſchränkung, wie ſie hier 
vermerkt iſt, überhaupt für genügend zu erachten. Ferner aber 
folgt aus der Eintragung, daß die Eigentümerin als Fiduziar⸗ 
erbin zufolge Teſtaments eingetragen worden ſei, von ſelbſt, 
daß die Eigentumsbeſchränkung zugunſten beſtimmter Perſonen, 
nämlich der im Teſtament ſubſtituierten Fideikommiſſare, beſteht, 
und, wenn auf das Teſtament verwieſen wird, in welchem die 
Fideikommiſſare namhaft gemacht ſind, und das ſich bei den 
Grundakten befindet, ſo muß hierin eine ausreichende Bezeichnung 
der Berechtigten geſehen werden (RG. 20, 283). Es iſt Sache 
derjenigen, die auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
Rechte am Grundſtück erwerben wollen, ſich über die Bedeutung 
der bei dem Eigentum vermerkten Beſchränkungen zu in⸗ 
formieren, und die Urkunden, auf die als die Grundlage der 
Eintragung verwieſen iſt, wegen des näheren Inhalts der Be⸗ 
ſchränkung und der Namen der aus ihr Berechtigten einzuſehen. 
Was ſodann das Fehlen eines Eintragungsantrags anlangt, ſo 
ſollten nach 8 30 PrGBoO. die Grundbuchämter nur auf Ans 
trag verfahren und nach § 54 a. a. O. ſollten Nebenbeſtimmungen 
und letztwillige Verordnungen, welche das Eigentum oder die 
Befugnis des Eigentümers, über das Grunbftüd zu verfügen, 
beſchränken, nur auf Antrag eingetragen werden. Ob daraus 
zu folgern war, daß jede Eintragung, die ohne Vorliegen eines 
Antrages vom Grundbuchrichter bewirkt worden war, der Rechts: 
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wirkſamkeit entbehrte, kann dahingeſtellt bleiben (vgl. Striets 
horſt Arch. 98, 26; Turnau⸗Förster a. a. O. II. Anm. 1 4 zu 8 13 
RGB.). Vorliegend iſt im Eingange des Auflaſſungsprotokolls 
vom 14. Januar 1896 feſtgeſtellt, daß die Witwe M. H. durch 
vorgelegtes Teſtament als Fiduziarerbin des Vorbeſitzers 
legitimiert ſei. Wenn demnächſt die Witwe „ihre Eintragung 
als Eigentümerin des Grundſtücks auf Grund des vorgelegten 
Teſtaments“ beantragt hat, ſo kann dieſer Antrag keine andere 
Bedeutung haben, als daß im Grundbuche vermerkt werden 
ſollte: die Antragſtellerin ſei Eigentümerin geworden mit den 
Beſchränkungen, die ſich daraus ergäben, daß ſie in dem 
Teſtamente nur als Fiduziarerbin eingeſetzt ſei. Indem der 
Berufungsrichter dies verneint und der Feſtſtellung der 
Legitimation der Witwe H. als Fiduziarerbin nur den Zweck 
der Angabe des die Eigentumseintragung rechtfertigenden 
Grundes beimißt, verſtößt er bei der Auslegung gegen den 
klaren Sinn des Auffaſſungsprotokolls. Auch läßt der Berufungs⸗ 
richter unberückſichtigt, daß der Grundbuchrichter bei der An⸗ 
beraumung des Auffaſſungstermins bereits vermerkt hat, es 
werde im Termin die Umſchreibung des Grundſtücks auf die 
Witwe H. als Fiduziarerbin oder auf ſämtliche Teſtamentserben 
zu beantragen ſein. Danach hatte der Grundbuchrichter augen⸗ 
ſcheinlich die Abſicht, darauf hinzuwirken, daß die Witwe H. 
die Miteintragung ihrer Fiduziarerbeneigenſchaft in Antrag 
bringe, falls ſich letztere aus dem vorzulegenden Teſtament er⸗ 
gebe. Dieſer Standpunkt des Grundbuchrichters entſprach auch 
der damals vorherrſchenden Meinung der Praxis, daß der 
Grundbuchrichter den Antrag des Fiduziarerben, ihn als Eigen⸗ 
tümer der Nachlaßgrundſtücke ohne gleichzeitigen Vermerk der 
Rechte der Fideikommiſſare einzutragen, zurückzuweiſen habe, 
weil durch die Eintragung des Fiduziarerben als unbeſchränkten 
Eigentümers das Grundbuch unrichtig werden würde (vgl. KG. 
Jahrb. 16, 63; 20, A 83; Turnau a. a. O. Anm. 3 zu § 54 
GB.). Hiernach iſt entgegen dem Berufungsrichter ans 
zunehmen, daß, als der Erblaſſer der Beklagten das Nachlaß⸗ 
grundſtück von ſeiner Mutter durch den Überlaſſungsvertrag 
vom 1. April 1901 erwarb, die in Rede ſtehende Beſchränkung 
der Verfügungsbefugnis der Mutter zugunſten der Fideikommiſſare 
rechtswirkſam eingetragen war. H. c. H., U. v. 2. März 07, 
341/06 V. — Kiel. 

54. Die für die rechtsrheiniſchen Gebiete des preußiſchen 
Staates erlaſſene Kabinettsorder vom 25. September 1834 
(abgedruckt bei Vering, ArchKathKR. 19, 340) iſt trotz er 
mangelnder Publikation Geſetz. Auslegung dieſes Spezialgeſetzes.] 

In Übereinſtimmung mit dem OLG. ſowie mit der Ent⸗ 
ſcheidung des IV. Senats vom 25. Januar 1900 in Sachen 
der katholiſchen Kirchengemeinde B. c. F. IV 266/99 nimmt 
der Senat an, daß die Kabinettsorder vom 25. September 1834 
als ein Geſetz anzuſehen iſt und Privatrechte begründet. Die⸗ 
ſelbe iſt zwar unbeſtritten in der Geſetzſammlung und auch ſonſt 
nicht publiziert, indeſſen zu einer Zeit erlaſſen, wo eine unbe⸗ 
dingt weſentliche Form für den Erlaß und die Publikation der 
Geſetze, wie ſie insbeſondere das Geſetz vom 3. April 1846 
enthält, nicht beſtand, und wo das Recht, Geſetze zu erlaſſen, 
lediglich in der Perſon des Monarchen lag. Dieſer konnte daher kraft 
ſeines ſouveränen Willens objektive Rechtsnormen als Geſetze 
erlaſſen, ohne an irgend eine Form gebunden zu ſein. Daß 
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dieſes aber die Abſicht der Kabinettsorder geweſen iſt, und daß 
dieſelbe nicht lediglich Verwaltungsvorſchriften bezüglich der Ge⸗ 
währung der Dotationen an Pfarrkirchen infolge der Säkulari⸗ 
ſation der Güter von Klöſtern und Stiftern am rechten Rhein⸗ 
ufer enthält, iſt dem Inhalte derſelben, nach welchem insbeſondere 
die Vorausſetzungen des Anſpruchs auf die Dotation und auch 
die Grundſätze, in welchem Umfange dieſelben im allgemeinen 
zu gewähren ſind, beſtimmt wurden, zu entnehmen. Dieſer 
Inhalt ergibt, daß rechtsverbindliche Normen gegeben werden 
ſollten und gegeben worden ſind. Was die rechtliche Bedeutung 
der Kabinettsorder von 1834 anlangt, ſo war der preußiſche 
Geſetzgeber unbedenklich berechtigt, die Grenzen zu beſtimmen, 
innerhalb deren er die Kultuskoſten gegenüber denjenigen Pfarreien 
übernahm, denen dieſelben bis zur Säkulariſation von den be⸗ 
treffenden Klöſtern gewährt worden waren. Selbſt von einem 
Eingriff in wohlerworbene Rechte würde inſoweit nicht die Rede 
fein können. Der Eingriff war bereits erfolgt durch den Reichs⸗ 
deputationshauptſchluß und die auf Grund desſelben erfolgte 
Einziehung der Güter, mit denen bis dahin die Laſten der 
Kultuskoſten verbunden geweſen waren. Im 8 35 des Reichs⸗ 
deputationshauptſchluſſes war beſtimmt, daß die Güter der 
fundierten Stifter, Abteien und Klöſter der freien und vollen 
Dispoſition der reſpektiven Landesherren überlaſſen würden, 
ſowohl zum Behufe des Aufwandes für den Gottesdienſt, 
Unterrichts- und andere gemeinnützige Anſtalten, als 
zur Erleichterung ihrer Finanzen. In Ausführung dieſer 
Beſtimmung hat die bezogene Kabinettsorder für die rechts⸗ 
rheiniſchen Gebietsteile des preußiſchen Staates die Grundſätze 
feſtgelegt, nach welchem die betreffenden Pfarreien und Kirchen⸗ 
gemeinden auf Bezüge ſeitens des Staates für Kultuskoſten 
Anſpruch haben ſollen. Daß eine der Vorausſetzungen des An⸗ 
ſpruchs bezüglich der klagenden Pfarrgemeinde nach der Kabinetts⸗ 
order an ſich gegeben iſt, weil dieſelbe 44 Jahre hindurch vom 
Jahre 1803 an rückwärts gerechnet, alſo vom Jahre 1759 ab, 
ſich im Beſitze der von dem aufgehobenen Kloſter zur heiligen 
Maria in St. ihr geleiſteten Pfarrdienſte ſich befunden hat, iſt 
vom OLG. einwandfrei feſtgeſtellt. Was aber den Umfang 
der Leiſtungen anlangt, ſo ſoll unter den beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen eine rechtliche Verpflichtung des Staates auf voll⸗ 
ſtändige oder ergänzende Dotation anerkannt werden. Eine 
ſolche Dotation der Klägerin war aber ſchon vor Erlaß der 
Kabinettsorder in Höhe einer jährlichen Zahlung von im 
ganzen 2 272 Mark 78 Pf. erfolgt, in welcher Summe ein 
Betrag von 72 Mark für Küſter und Organiſten enthalten iſt. 
Das OLG. hat angenommen, daß zu der vollſtändigen oder 
ergänzenden Dotation im Sinne der Kabinettsorder die Be⸗ 
ſchaffung der Mittel für weitere Küſterkräfte nicht gehöre, und 
zur Begründung dieſer Annahme darauf hingewieſen, daß in der 
Kabinettsorder fernerhin beſtimmt iſt, daß die zu gewährenden 
Entſchädigungen nicht über die früheren Verpflichtungen 
der Kloſtergeiſtlichen ausgedehnt werden dürfen. Diele 
Beſchränkung muß aber als gerechtfertigt erachtet werden, da 
mit Rückſicht auf jene Beſtimmung anzunehmen iſt, daß für den 
Umfang der Dotation, namentlich was die Stellen betrifft, im 
weſentlichen die Verhältniſſe bei Übernahme der Verpflichtung 
durch den Staat maßgebend ſein ſollten. Dieſe Annahme ſteht 
auch nicht, wie die Reviſionsklägerin aufſtellt, mit der bereits 
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bezogenen Entſcheidung des IV. ZS. in der Sache B. c. F. 
in Widerſpruch. Dort iſt ausgeführt, die damalige Annahme 
des Berufungsgerichts, daß der Fiskus für alle künftigen, dem 
geſteigerten Bedürfniſſe der Klägerin entſpringenden Anforde⸗ 
rungen aufkommen müſſe, leide nicht an einem Mangel der Be⸗ 
gründung, weil das Berufungsgericht feſtgeſtellt habe, daß in 
gleicher Weiſe der Rechtsbeſitz der Klägerin dem Kloſter gegen⸗ 
über beſchaffen geweſen ſei. Da im vorliegenden Falle von 
einer Feſtſtellung oder einem Nachweis im letzteren Sinne nicht 
die Rede iſt, ſo bedarf es einer Anrufung der vereinigten Senate 
des RG. gemäß 8 137 GVG. nicht. St. c. F., U. v. 8. März 07, 
369/06 II. — Cöln. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

55. Tarifſtelle 2, 32. Begriff des Veräußerungs⸗ 
geſchäftes bzw. der Abtretung von Rechten.] 

Die klagenden Banken ſchloſſen einen Vertrag, inhalts 
deſſen ſich die eine verpflichtete, ihre Filiale aufzulöſen, und 
ihr Geſchäft an die andere überließ. Dieſe ſollte ſpäteſtens 
Ende des Jahres 1902 das geſamte Vermögen der Filiale 
übernehmen und zwar fo, wie es ſich am Tage der Ueber⸗ 
nahme darſtelle. Es heißt in dem Vertrage: Aus welchen 
Gegenſtänden das zu übernehmende Vermögen im Zeitpunkte der 
Uebernahme beſtehen wird, iſt gegenwärtig nicht feſtzuſtellen, 
und es ſoll daher die Ausſetzung der Verſtempelung dieſes 
Vertrages bis zur Feſtſtellung der wirklich zu übernehmenden 
Aktiven beantragt werden. Schon jetzt wird auf alle Fälle 
bemerkt, daß der Wert der Immobilien nicht mehr als 
1 500 000 Mark und der Wert der Mobilien unter Ausſchluß 
der Wertpapiere nicht mehr als 50 000 Mark betragen kann. 
Für die Ueberlaſſung des Vermögens war eine näher ver⸗ 
einbarte Vergütung zu leiſten. Bei der demnächſt erfolgenden Ver⸗ 
ſtempelung wurden die Immobiliarwerte (Terrainintereſſen) 
auf 955 560,41 Mark beziffert. Von dieſem Betrage wurde 
nach Tariſſtelle 32 der einprozentige Stempel mit 9 556 Mark 
erhoben. Die Klägerinnen waren der Meinung, daß nicht die 
Tarifſtelle 32, ſondern die Tarifſtelle 2 (Abtretung von Rechten) 
anzuwenden ſei, und forderten klagend die Summe von 
9364 Mark 50 Pf. zurück. Die Vorinſtanzen erkannten auch 
in dieſem Sinne. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Daß die Tarifſtelle 32 Abſ. 1 PrStempG. nicht 
zur Anwendung komm⸗n kann, es ſich alſo nicht um die un⸗ 
mittelbare Veräußerung von Grundſtücken oder Bruchteilen 
von ſolchen handelt, iſt unbedenklich. In dieſerr Beziehung 
iſt auch von der Reviſion ein Angriff nicht erhoben. In 
Frage kommt nur, ob nicht ein ſtempelrechtlich als läſtiges Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft zu behandelnder Abtretungsvertrag im Sinne 
des Abſ. 5 jener Tariſſtelle vorliegt und deshalb der Anſpruch 
des Fiskus auf den einprozentigen Stempel gerechtfertigt iſt. 
Indeſſen auch dieſe Frage iſt vom Berufungsrichter ohne Rechts⸗ 
irrtum verneint. Völlig klar find die Rechtsverhältniſſe nicht, 
welche unter dem Namen „Terrainintereſſen“ zuſammengefaßt 
find. Wenn der Berufungsrichter darin nicht die Beurkundung 
der Uebertragung der Rechte der Erwerber aus Veräußerungs⸗ 
geſchäften über unbewegliche Sachen (Abſ. 5 der Tarifitelle 32) 
gefunden hat, ſo verſtößt dies nicht wider das Geſetz. Die 
Anwendung des Abſ. 5 ſetzt ein Veräußerungsgeſchäft 
über einen näher bezeichneten Gegenſtand voraus und daran 
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fehlt es im gegenwärtigen Falle. Die Rechte, die übertragen 
worden ſind, gründen ſich auf das zwiſchen der B. D. Bank 
und dritten Perſonen beſtehende Auftrags verhältnis bzw. 
den Dienſt⸗ oder Werkvertrag. Dieſe Verträge zielen nicht auf 
Eigentumsübertragung in dem angegebenen Sinne ab; ihr 
Gegenſtand war die Beſorgung von Geſchäften, nämlich der 
Erwerb von Grundſtücken, und erſt aus der Ausführung des 
Vertrages erwuchs die Verpflichtung zur Herausgabe des da⸗ 
durch erlangten. Pr. Stempelfiskus c. B. u. Gen., U. v. 
19. März 07, 166/06. VII. — Berlin. 

III. Das Rheiniſche Recht. 

56. Art. 2240, 2265 verb. mit § 12 des Preußiſchen 
Strombauverwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 1883. Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Eigentumserwerb an einer bei normalem 
höchſten Waſſerſtand überſchwemmten Parzelle und einem mit 
dem Flußbett zuſammenhängenden Landſtreifen, der 
Flußbettnatur hat.] 

Der beklagte Fiskus iſt eingetragener Eigentümer einer 
unmittelbar an der Moſel gelegenen Parzelle. Ein Teil davon 
iſt auf Grund einer „Konzeſſion“ der Regierung in Koblenz 
von der Eiſenwalzwerkfirma F. R. in Befitz genommen und 
durch Aufſchüttungen zu einem Werftplatz für die im Geſchäfts⸗ 
betriebe vorkommenden Ein⸗ und Ausladungen ausgebaut. Im 
gegenwärtigen Prozeß nimmt die Klägerin als Rechtsnachfolgerin 
der genannten Firma das Eigentum an dem Werftplatz in An⸗ 
ſpruch und ſtützt ihren Anſpruch auf Erſitzung. Das LG. ver⸗ 
urteilte, das OLG. wies die Berufung des Beklagten zurück, 
das RG. hob auf: Der Berufungsrichter nimmt Eigentums⸗ 
erwerb durch dreißigjährige Erſitzung als erwieſen an, indem 
er ſowohl die Frage, ob der von der Firma R. im Jahre 1863 
erworbene Beſitz den Charakter des Eigentumsbeſitzes gehabt 
habe, wie auch die weitere Frage, ob der zum Eigentum er⸗ 
ſeſſene Werftplatz erſitzungsfähig geweſen ſei, bejaht. Nach 
beiden Richtungen hin beruht ſeine Entſcheidung auf Verſtößen, 
die zur Aufhebung des Urteils führen müſſen. I. Die Klage 
war in den Vorinſtanzen auch darauf geſtützt, daß die 
Konzeſſionsurkunde vom 16. Januar 1863 einen privatrecht⸗ 
lichen Eigentumserwerbstitel enthalte. Dieſen Klagegrund 
verwirft der Berufungsrichter, weil aus dem Inhalt und 
der Entſtehungsgeſchichte der Urkunde ſich ergebe, daß an den 
Abſchluß eines privaten Rechtsgeſchäfts damals 
keiner der beiden Beteiligten gedacht habe. Hiermit 
ſteht es in unlöslichem Widerſpruch, wenn weiterhin im Be⸗ 
rufungsurteil bei Erörterung des Klagegrundes der Erſitzung 
geſagt wird, die Firma R. ſei bei Einreichung ihres die 
Erteilung der Konzeſſion erbittenden Geſuchs „offenſichtlich 
davon ausgegangen, daß fie Eigentümerin des zu errichtenden 
Werftplatzes werde“, und die Regierung in Koblenz ſei damals 
dieſer Anſicht der genannten Firma nicht nur nicht ent⸗ 
gegengetreten, ſondern habe ſie darin nur noch beſtärkt. 
Der Widerſpruch ließe ſich nur beſeitigen, wenn man annehmen 
wollte, die Firma R. habe nachträglich, etwa nachdem ſie die 
zur Herſtellung des Werftplatzes erforderlichen Aufſchüttungs⸗ 
arbeiten vollendet, ihre anfängliche Meinung geändert und nun⸗ 
mehr den Willen gehabt, den Werftplatz als Eigentümerin zu 
beſitzen. Eine derartige Anderung des Beſitzwillens würde aber 
rechtlich bedeutungslos ſein, da nach der allgemeinen, auch für 
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die dreißigjährige Erſitzung geltenden Vorſchrift des art. 2240 
code eivil niemand den urſprünglichen Grund feines Beſitzes 
ſelbſt ändern darf. Auf eine andere, in dem Berufungsurteil 
angedeutete Möglichkeit, daß nämlich die Firma R. habe 
ermächtigt werden ſollen, das ihr zur Benutzung überlaſſene, 
dem domaine public angehörige Terrain durch die Aufſchüttung 
zu einem verkehrsfähigen Grundſtück zu geſtalten und demnächſt 
daran im Wege der Okkupation Eigentum zu erwerben, 
iſt der Berufungsrichter nicht weiter eingegangen. Die Heran⸗ 
ziehung dieſes Geſichtspunktes kann alſo nicht dazu verwertet 
werden, die Entſcheidung gemäß 8 563 ZPO. aufrecht zu 
erhalten. Daſſelbe gilt von der im Berufungsurteil ebenfalls 
unerörtert gelaſſenen Frage, ob etwa die Klägerin mit Rückſicht 
auf ſpätere Kaufverträge Eigentumserwerb durch zehnjährige 
Erſitzung gemäß art. 2265 code civil geltend zu machen in 
der Lage iſt. II. Zur Bekämpfung des Klagegrundes der 
Erſitzung hat der Beklagte behauptet und unter Beweis geſtellt, 
der Werftplatz werde noch heute ſelbſt bei normalem höchſten 
Waſſerſtande regelmäßig von dem Moſelwaſſer überſchwemmt, 
habe alſo nicht aufgehört, Beſtandteile des der Erſitzung ent⸗ 
zogenen domaine public zu fein. Der Berufungsrichter hält 
dieſes Vorbringen für unerheblich. Er führt aus: Bei der 
durch die Art und den Umfang des Geſchäftsbetriebs der 
Firma R. gebotenen Benutzung des Werftplatzes könne es 
nicht zweifelhaft ſein, daß die Firma die zur Herſtellung des 
letzteren erforderliche Anſchüttung in ſolcher Höhe aufgeführt 
hat, daß der Platz höchſtens bei Überſchwemmungen infolge 
außerge wöhnlicher Naturereigniſſe noch unter Waſſer ges 
ſetzt worden iſt. Ein an einem Fluſſe gelegenes, dem freien 
Verkehr unterworfenes Grundſtück werde aber noch nicht dadurch 
wieder zu einem Teil des Flußbettes, daß durch eine ſpätere 
Anderung des Stromes alljährlich regelmäßig eine Über 
ſchwemmung eintritt. Andernfalls würden große Wieſenflächen 
an den Ufern des Rheines und der Moſel zum Flußbette 
gehören, die trotz regelmäßiger alljährlicher Aberſchwemmung 
im Frühjahr von Privatperſonen beſeſſen und benutzt werden 
und deren Eigentum daran niemand beſtreite. Dieſe Aus⸗ 
führungen gehen in zwiefacher Hinficht fehl. Zunächſt iſt der 
Satz, daß ein an einem Fluſſe gelegenes Grunbftüd niemals 
Flußbeſtandteil werden könne, in dieſer Allgemeinheit unrichtig. 
Er mag zutreffen für Grundſtücke, die hinter dem Ufer des 
Fluſſes liegen, und nur um ſolche kann es ſich in den Fällen, auf 
die der Berufungsrichter zur Begründung ſeiner Anſicht Bezug 
nimmt, handeln. Wo dagegen, wie dies anſcheinend bei dem 
in Rede ſtehenden, nach 88 3, 4 der Konzeſſionsurkunde 
zwiſchen Fluß und Leinpfad gelegenen Werftplatz der Fall iſt, 
das Grundſtück unmittelbar mit dem Flußbette zuſammenhängt, 
entſcheidet darüber, ob es Flußbettnatur hat oder nicht, lediglich 
die veränderliche Beſchaffenheit des Waſſerſtandes. Wie der⸗ 
jenige Teil des Flußbettes, der infolge von Stromveränderungen 
nicht mehr bei gewöhnlichen Überſchwemmungen vom Waſſer 
bedeckt wird, dadurch ſeine bisherige Natur verliert und ver⸗ 
kehrsfähiges Land (alveus derelictus) wird, ſo wird auch 
umgekehrt angenommen werden müſſen, daß, wenn ein bi 
her überſchwemmungsfreier Landſtreifen unter der Einwirkung 
von Stromveränderungen bei Überſchwemmungen regelmäßig 
unter Waſſer geſetzt wird, dadurch der Strom ſein Bett er⸗ 
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weitert und daher der hiervon betroffene Streifen die Eigenfchaft 
des letzteren, unbeſchadet etwaiger dem Staate daraus er⸗ 
wachſender Entſchädigungspflicht, vgl. 8 12 Preuß. Strombau⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 1883, G.⸗S. S. 333, 
annimmt. Hiervon abgeſehen hat aber der Berufungsrichter 
weiterhin auch den Sinn des von ihm abgelehnten Beweis⸗ 
antrages verkannt. Daß die Moſel an der hier fraglichen 
Stelle ſeit dem Jahre 1863 Veränderungen in ihrer Strom⸗ 
ausdehnung erlitten habe, iſt in den Vorinſtanzen von keiner 
Seite behauptet worden. Vielmehr will der erwähnte Beweis⸗ 
antritt offenſichtlich beſagen, daß die von der Firma R. vor⸗ 
genommene Aufſchüttung nicht von der Art geweſen ſei, daß 
fie den Werftplatz aus dem Überſchwemmungsgebiet, dem das 
Land bis dahin angehörte, herausgehoben habe. Dieſen 
zweifellos erheblichen Beweis durfte der Berufungsrichter dem 
Beklagten nicht abſchneiden; der bloße Umſtand, daß das 
Gegenteil wahrſcheinlich iſt, reichte nach allgemein anerkannten 
Prozeßgrundſätzen zur Ablehnung des Antrags nicht aus. 
Pr. Landesfiskus 6. M., U. v. 9. März 07, 326/06 V. — Cöln. 

Internationales Privatrecht. 

57. Auslegung des franzöſiſchen Wechſelrechts!. 

Nach dem Beſtätigungsſchreiben vom 4. Februar 1900 hat die 
Beklagte von der Firme D.⸗B. zu H. 100 Ballen Baumwolle zum 
vereinbarten Preiſe von 17 330,95 Mark cif Antwerpen⸗Rotter⸗ 
dam . .. Zahlung in 90 Tagen durch „Acceptation contre 
remise du documents“ gekauft. Nach der im Prozeſſe von 
der Klägerin beſtrittenen Darſtellung der Beklagten übergab am 
14./15. Februar 1900 D.⸗B. Tratte über den Kaufpreis von 
17 330,95 Mark mit den angeſchloſſenen Dokumenten — Konoſſe⸗ 
ment und Verſicherungspolize über 100 Ballen Baumwolle, 
verſchifft durch den Dampfer „St. Barnabe“ nach Antwerpen 
— dem Bankhaus „La. Société générale“ zu Havre mit 
Orderindoſſamenten auf dieſes Baukhaus und erhielt von letzterem 
den Gegenwert. Letzteres forderte die Beklagte noch im 
Februar 1900 zur Akzeptierung der Tratte gegen die Dokumente 
auf; wegen Beanſtandungen der Beklagten verzögerte ſich deren 
Akzept bis nach dem 3. März 1900. Sie erhielt nach dem 
3. März 1900 gegen Ausſtellung ihres Akzeptes die Dokumente 
ſowie die Ware ausgefolgt und löſte die Tratte zur Verfall⸗ 
zeit ein. Durch Pfändungsbeſchluß der Kammer für Handels⸗ 
ſachen zu M.⸗Gladbach vom 2. März 1900, der am gleichen 
Tage zugeſtellt iſt, hatte die Klägerin in Vollzug eines Arreſtes 
des gleichen Gerichts vom 24. Februar 1900 zur Sicherung 
einer Forderung gegen D.⸗B. zu H. die angeblich den letzteren 
gegen die Beklagte aus Warenlieferung zuſtehende Forderung 
in Höhe von 5 246,74 Mark mit entſprechenden Zinſen gepfändet. 
Durch Beſchluß des AG. zu Rheydt vom 7. Auguſt 1900 wurde 
die gepfändete Forderung der Klägerin in Höhe von 5 364,64 Mark 
mit Zinſen zur Einziehung überwieſen. Durch die auf dieſe 
Vollſtreckungshandlungen begründete Klage iſt beantragt, die 
Beklagte zur Zahlung von 5 380,64 Mark und Zinſen zu ver⸗ 
urteilen. — Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweiſen. Der 
erſte Richter wies die Klage ab, der Berufungsrichter erkannte nach 
dem Klageantrag, das RG. hob auf und beſtätigte die Klage⸗ 
abweiſung: 1. Verkäufer in dem Abſchluſſe mit der Beklagten 
vom 4. Februar 1900 war D.⸗B., nicht die Société generale. 
Darin iſt den Ausführungen des Berufungsgerichts beizutreten, 
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die zu dieſem Teile von der Reviſion nicht angegriffen find. 
Darnach war die Kaufpreisforderung an ſich begründet als 
Forderung von D.⸗B. Auf die gedachte Kaufpreisforderung 
findet ferner, da ihre Schuldnerin — die Beklagte — in 
Deutſchland ihren Wohnſitz hatte, das Recht des BGB. An⸗ 
wendung. Das für den Schuldner geltende Recht entſcheidet 
auch über die Anderung des Gläubigers durch Übertragung 
— Zeſſion —; insbeſondere iſt nach ihm zu beurteilen, ob die 
Forderung mit Wirkung gegen Dritte durch bloßen ÜUber⸗ 
tragungsvertrag übergehe oder ob zur Begründung letzterer 
Wirkung noch eine Signifikation oder Denunziation erforderlich 
ſei. Nach dem hiernach entſcheidenden Rechte des BGB. — 
§ 398 — geht die Forderung durch bloßen UÜbertragungs⸗ 
vertrag auch mit Wirkung gegen Dritte auf den Erwerber 
über. Das für den Schuldner geltende Recht — hier das 
Recht des BGB. — iſt gleichfalls entſcheidend für Prüfung 
der Frage, ob ein Übertragungs vertrag vorliegt. Soweit 
aber die Vorgänge, in denen ein Übertragungsvertrag liegen 
ſoll, ſich im Auslande unter dortigen Geſchäftsleuten 
abgeſpielt haben, ſind jene Vorgänge ſo zu beurteilen, wie die 
Beteiligten ſie nach ihrer Rechts⸗ und Verkehrsanſchauung 
aufgefaßt haben, nicht wie ſie aufzufaſſen wären, wenn ſie in 
Deutſchland von deutſchen Geſchäftsleuten vor⸗ 
genommen wären. Wenn daher nach deutſchem Wechſelrechte 
und nach deutſcher Verkehrsauffaſſung die Inbofflerung eines 
Wechſels grundſätzlich keine ſtillſchweigende Abertragung der 
dem Wechſel zu Grunde liegenden Forderung enthält, ſo iſt das 
allein nicht für die Frage entſcheidend, ob nicht eine im Aus⸗ 
land vorgenommene und nach Auslandrecht zu beurteilende 
Indoſſierung eines Wechſels zugleich eine ſtillſchweigende Ver⸗ 
einbarung der Übertragung der dem Wechſel zugrunde 
liegenden Kaufpreisforderung enthalte. Enthält jene im Aus⸗ 
lande vollzogene Begebung des Wechſels nach Auffaſſung und 
Willen der Beteiligten zugleich eine ſtillſchweigend vereinbarte 
Übertragung der zugrunde liegenden nach deutſchem Rechte 
zu beurteilenden Kaufpreisforderung, fo liegt der nach dem 
Rechte des BGB. verlangte ÜUbertragungsvertrag vor und iſt 
auch nach deutſchem Rechte die Kaufpreisforderung mit Wirkung 
gegen Dritte auf den Wechſelnehmer übergegangen. Die zuletzt 
dargelegten rechtlichen Grundſätze hat das Berufungsgericht 
verkannt, wenn es bei Ablehnung einer Übertragung der Kauf⸗ 
preisforderung auf die Société generale lediglich erwägt, daß 
nach deutſchem Rechte die zu Grunde liegende Forderung 
durch Indoſſierung des Wechſels für ſich allein nicht übergehe. 
Infolge dieſes Mangels im Berufungsurteil zerfällt die dort 
ausgeſprochene Verneinung einer Übertragung an die Société 
générale und iſt die Aufhebung des Berufungsurteils gerecht⸗ 
fertigt. Das feſtgeſtellte Sachverhältnis reicht indes zu, in der 
Sache dahin zu erkennen, daß die Kaufpreisforderung ſchon 
vor der Arreſtpfändung der Klägerin auf die Société générale 
übergegangen war und daher die Klage vom erſten Richter 
mit Recht zurückgewieſen worden iſt. D.⸗B., der damals zu 
H. wohnte und dort ſein Handelsgeſchäft betrieb, hat am 
14./15. Februar 1900 die auf die Beklagte gezogene Tratte, 
der die Kaufpreis forderung aus dem Abſchluſſe vom 4. Februar 
1900 zugrunde lag, an die Société générale zu H. indoſſiert. 
Nach franzöſiſchem Wechſelrecht enthält der durch Indoſſamente 
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vollzogene Begebungsvertrag zugleich eine Übertragung — und 
zwar eine ſtillſchweigend vereinbarte Übertragung — der zu⸗ 
grunde liegenden Forderung, die übrigens nicht der 
Signifikation bedarf, da letztere nach ſtändiger Rechtsſprechung 
der franzoſiſchen Gerichte durch das Indoſſament erſetzt wird. 
Darnach hat die durch Indoſſament an die Société générale 
vollzogene Begebung des auf die Beklagte gezogenen Wechſels 
zugleich den nach dem Rechte des BGB. erforderten und zur 
Wirkung gegen Dritte genügenden Vertrag über Übertragung 
der Kaufpreisforderung enthalten und hatte ſchon dadurch allein 
ſpäteſtens am 15. Februar 1900 die Société générale die 
Kaufpreis forderung gegen die Beklagte erworben. Die den ge⸗ 
dachten Begebungsvertrag begleitenden Umſtände, wie ſie vom 
Berufungsgericht gewürdigt ſind, bieten keinen Anhalt für den 
Willen von D.⸗B. und der Société générale, die Übertragung 
der zugrunde liegenden Forderung auszuſchließen; ſie be⸗ 
ſtätigen vielmehr — es handelt ſich um Begebung einer 
ſogenannten traite documentaire mit Indoſſierung des 
Konnoſſements und der Verſicherungspolize — das Vorliegen 
eines ſolchen Ubertragungswillens, das gilt auch von den Aus⸗ 
ſagen des als Zeuge vernommenen Direktors der Société 
générale, D., die keinen Anhalt für einen anderen Willen der 
Beteiligten bieten. — War aber die Kaufpreis forderung bereits 
am 15. Februar 1900 auf die Société generale mit Wirkung 
gegen Dritte übergegangen, jo konnte die Klägerin jene For⸗ 
derung am 2. Marz 1900 nicht als Forderung von D.⸗B. 
pfänden. Die auf dieſe Pfändung und die ſpätere Überwerfung 
zur Einziehung geſtützte Klage iſt unbegründet. 2. Eine zwene 
Erwägung führt gleichfalls zur Abweiſung der Klage. In 
dem Kaufabſchluſſe vom 4. Februar 1900 war vereinbart, daß 
der Kaufpreis durch Akzeptierung einer Dreimonattratte gegen 
die Verladungsdokumente zu begleichen ſei. Darnach hatte die 
Käuferin — die Beklagte — dem legitimierten Inhaber des 
vom Verkäufer über den Kaufpreis gezogenen Wechſels und der 
Verladungsdokumente gegen Aushändigung letzterer das ver⸗ 
einbarte Akzept zu geben. D.⸗B. hatte am 14./15. Februar 
1900 der Société générale mit dem Wechſel auch das Kon⸗ 
noſſement und die Verſicherungspolize über die 100 an die 
Beklagte zu liefernden Ballen Baumwolle indoſſiert. 
der gedachten Vertragsklauſel war die Beklagte ermächtigt 
und verpflichtet, ſelbſt fich die Ware dadurch zu verſchaffen, 
daß ſie durch ihr Akzept die Verladungsdokumente einlöſte 
und auf Grund letzterer ſich die Ware vom Spediteur 
aushändigen ließ. Soweit fie aber auf dieſem bereits durch 
den Kaufvertrag vereinbarten Wege, um die Verladungs⸗ 
dokumente und damit die Ware zu erhalten, ihr Akzept 
der Sociéteé generale gegeben und ſpäter eingelöſt hat, ſteht 
ihr eine Einrede zu gegen die Kaufpreisforderung des Verkäufers 
und auch gegen den Anſpruch des Vollſtreckungsgläubigers auf 
die Kaufpreisforderung. Der Umſtand, daß die Pfändung vor 
die Akzeptierung des Wechſels fällt, ſteht dieſer Einrede jeden⸗ 
alls dann nicht entgegen, wenn, wie hier, bereits vor der 
fändung Wechſel und Verladungsdokumente an einen Dritten 
zu eigenem Rechte indoſſiert waren. Auch der Pfändungs⸗ 
gläubiger muß ſich bei ſolcher Sachlage jene Einrede des 
Käufers aus der vertragsmäßigen Aufwendung zur Einlöſung 
der Verladungsdokumente und damit der Ware gefallen laſſen. 
Die Aufwendung entſprach hier dem Kaufpreiſe der Ware; des⸗ 
halb wäre auch aus dieſem Grunde die Klage nicht gerechtfertigt. 
W. c. V. Z., U. v. 19. März 07, 406/06 II. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 2 beantwortet eine der wichtigſten Streitfragen 
des Übergangsrechts, nämlich wie ſich bei einem nach 1900 ein⸗ 
getretenen Erbfalle das Pflichtteilsrecht des BGB. zur alt⸗ 
rechtlichen Wirkung des ehelichen Güterſtandes verhält, in⸗ 
ſonderheit für das Märkiſche Provinzialrecht. Es wird aus⸗ 
führlich dargelegt, daß der Vorbehalt lediglich zugunſten des 
überlebenden Ehegatten wirkt und daß der Pflichtteilsanſpruch 
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der Verwandten niemals über den Betrag hinausgeht, der ihnen 
nach dem BGB. zuſteht. 

Entſch. Nr. 3 läßt mit eingehender Begründung die Ein⸗ 
tragung einer Hypothek für die zukunftige Deſzendenz zu, alſo 
auch fur noch nicht empfangene (nondum concepti) Nachkommen. 

Nach Entſch. Nr. 5 kann die Zuſtellung der ein gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament widerrufenden Erklärung noch nach dem 
Tode des Erblaſſers rechtswirtſam erfolgen, wenn der Erblaſſer 
nur alles getan hatte, was zum Zwecke des Widerrufs und 
ſeiner Zuſtellung an den anderen Teil erforderlich iſt. 

Die Vorſchrift des § 201, die die Verjährung gewiſſer 
Anſprüche erſt mit dem Jahresende beginnen läßt, findet nach 
Entſch. Nr. 6 nicht auf die nach Unterbrechung der Verjährung 
eintretende neue Verjährung Anwendung. 

Wichtige Konſequenzen aus der Vorſchrift des S 313 BGB. 
werden in Entſch. Nr. 8 erörtert, in der es ſich um eine formlos 
mit Zuſtimmung des anderen Teils vorgenommene Abänderung 
einer formgültig abgegebenen Offerte zum Abſchluß eines 
Grundſtückskaufvertrags handelt. 

Die Übergabe des Kaufgrundſtücks bringt die Verjährungs⸗ 
friſt für die Gewährleiſtungsklage — nach Entſch. Nr. 
nur ins Laufen, wenn zu dieſem Zeitpunkt ſchon ein rechts⸗ 
wirkſamer Kaufvertrag vorliegt. Iſt etwa noch eine erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ausſtehend, ſo beginnt 
die Verjahrungsfriſt erſt zu laufen, wenn auch dieſe ſchon vorliegt. 

Das bei der Fenſterreinigung verunglückte Hausmädchen, das 
in den Materialien zu 88 618 ff. BGB. eine nicht unweſentliche 
Rolle ſpielt, ift Gegenſtand der praktiſch intereſſanten Entſch. Nr. 10. 

Daß die Ausſicht auf Erwerb der Gewinnung von Kund⸗ 
ſchaft kein Recht im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. iſt, wird 
in Entſch. Nr. 13 an der Hand des Falles ausgeführt, daß der 
auf Schadenserſatz beklagte Konkurrent des Klägers durch 
fälſchliche Beſchreibung ſeiner Waren den klägeriſchen Gewerbe⸗ 
betrieb geſtört habe. 

Entſch. Nr. 14 behandelt einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen einen früheren Angeſtellten wegen Preisgabe von Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen. Als Vorausſetzung für einen 
ſolchen Anſpruch wird nicht Neuheit des mitgeteilten Verfahrens 
im Sinne der Patentfähigkeit verlangt, die Schweigepflicht indes 
für den Regelfall nur auf die Dauer des Dienſtverhältniſſes 
beſchränkt, für ſpäter aber der Angeſtellte als uneingeſchränkter 
Herr ſeiner Fähigkeiten und Kenntniſſe anerkannt. 

Entſch. Nr. 15 nimmt eine recht ſtrenge Haftung des Lehrers 
für die einem Schüler durch einen Mitſchüler während eines 
Schulausflugs zugefügten Schadens an und wird gewiß eine 
tiefgehende Beunruhigung des Lehrerſtandes hervorrufen. 

Entſch. Nr. 16 verneint die Möglichkeit der Entſtehung 
einer Eigentümergrundſchuld an Stelle einer wegfallenden 
Hypothekvormerkung. 

Entſch. Nr. 18 bezieht die Vorſchrift des 8 1369 BGB., 
wonach der mit der Beſtimmung als Vorbehaltsgut gemachte 
Erwerb der 5 von Todes wegen oder durch Schenkung 
unter Lebenden Vorbehaltsgut wird, nur auf den während der 
Ehe, nicht vor derſelben gemachten Erwerb. 

Entſch. Nr. 21 verlangt für die Feſtſtellung der Erklärung 
des teſtierenden Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, nicht gerade 
die Protokollierung, daß der Erblaſſer dieſes erklärte; vielmehr 
wird für genügend erachtet, daß dieſe Erklärung des Erblaſſers 
überhaupt aus dem Protokoll zu entnehmen iſt. 

In Entſch. Nr. 23 wird dem Nachlaßverwalter eine dem 
Konkursverwalter analoge Rechtsſtellung zu⸗ und der Anſpruch 
auf Erteilung des Armenrechts abgeſprochen. 

Dem Berufungsbeklagten kann, wie in Entſch. Nr. 24 dar⸗ 
elegt wird, das Armenrecht nicht entzogen werden, auch wenn im 
zaufe der Inſtanz die Rechtsverfolgung ſich als ausſichtslos darſtellt. 

: ı Entf. Nr. 33 erortert die attienrechtlichen Vorſchriſten 
über die Entlaſtung der Geſellſchaftsorgane, insbeſondere auch 
die Frage, ob über die Entlaftung der verſchiedenen Aufſichte⸗ 
ratsmitglieder einzeln oder nur über die Entlaſtung des Aufſichts⸗ 


rats im ganzen abgeſtimmt werden kann. N. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 8 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Bertranensmänner werden hiermit erſucht, 
die bisher von ihnen eingezogenen Mitgliederbeiträge von 
20 Mark für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1906 bis 30. Juni 
1907 an den Unterzeichneten bis zum 25. d. Mts. ein- 
zuſenden. Nach dieſer Zeit hat die Einziehung von den 
Mitgliedern ſatzungsgemäß durch Nachnahme unmittelbar zu 
erfolgen. 

Leipzig, den 10. Mai 1907. 


Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit 
und die Gebühren der Rechtsanwälte bei den 
Oberlandesgerichten. 


Von Juſtizrat Emil Koffka in Berlin. 


In der Verſammlung der am KG. zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte vom 13. März 1907 iſt auf den Vortrag und Vor⸗ 
ſchlag des Einſenders der Beſchluß gefaßt worden, für den Fall, 
daß die Geſetzgebung zu einer Erhöhung der Zuſtändigkeit der 
AG. in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſchreiten ſollte, dahin zu 
wirken, daß durch Reichsgeſetz eine Erhöhung der Gebühren 
der bei den OLG. zugelaſſenen Rechtsanwälte in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten für die Berufungsinſtanz um drei Zehnteile 
der Gebührenſätze eingeführt wird. 

Die von dem Einſender zur Begründung dieſes Vorſchlags 
unter Billigung der Verſammlung geltend gemachten Geſichts⸗ 
punkte waren die folgenden: 

e geplante Erhöhung der Zuſtändigkeit der AG. wird 
auf die Rechtsanwaltſchaft einen ganz verſchiedenen Einfluß 
ausüben, je nach dem die Anwälte bei einem AG., einem LG. 
oder einem OLG. tätig ſind. Nur von günſtiger Wirkung 
würde die Erhöhung für die bei den AG. tätigen Anwälte 
ſein, denn ſie empfangen aus dem gegenwärtigen Beſitzſtande 
der Landgerichtsanwälte diejenigen Sachen, welche auf Grund 
der Erhöhung in Zukunft in erſter Inſtanz anſtatt bei den LG. 
bei den AG. werden anhängig gemacht werden. Was ſie be⸗ 


ſchätzt. 


kommen, nehmen ſie den bei den LG. zugelaſſenen Anwälten 
weg. Aber dieſe finden wenigſtens einen gewiſſen Ausgleich 
für den dadurch bewirkten Ausfall an Einnahmen darin, daß 
ihnen jene Sachen für die Berufungsinſtanz zufallen, wobei 
davon ausgegangen wird, daß die Geſetzgebung an der bis⸗ 
herigen ausſchließlichen Zuſtändigkeit der LG. in der Berufungs⸗ 
inſtanz gegenüber Urteilen der AG. nichts ändern wird. Auch 
üben die Landgerichtsanwälte vielfach neben ihrer Praxis an 
den LG. auch eine ſolche an den AG. aus, ſodaß ſie be⸗ 
gründete Ausſicht darauf haben, in denjenigen Sachen, welche 
in Zukunft den AG. übertragen werden ſollen, in zwei In⸗ 
ſtanzen anſtatt wie bisher nur in einer Inſtanz tätig ſein zu 
können. 

Einen reinen Verluſt würden daher nur die bei den OLG. 
zugelaſſenen Rechtsanwälte erleiden. Wie hoch ſich quantitativ 
die Einbuße an den dieſen ſeither zuſtehenden Mandaten be⸗ 
laufen wird, läßt ſich zur Zeit allerdings nicht feſtſtellen, zu⸗ 
mal über die Wertgrenze, bis zu welcher die Erhöhung der 
Amtsgerichtszuſtändigkeit durchgeführt werden ſoll, noch keine 
feſten Entſchließungen getroffen ſind und es leider auch an 
ſtatiſtiſchem Material gebricht, welchen Prozentſatz die den AG. 
neu zu überweiſenden Sachen an der Geſamtzahl der bisherigen 
Landgerichtsſachen ausmachen. Immerhin iſt darüber kein 
Zweifel, daß eine nicht unbeträchtliche Zahl von Prozeßſachen 
den Anwälten an den OLG. entzogen werden wird; ſollte es 
zu einer Erhöhung der Amtsgerichtszuſtändigkeit bis zur Wert⸗ 
grenze von 1 200 Mark kommen, ſo würde es nicht zu hoch 
gegriffen ſein, wenn man den Prozentſatz auf 40 bis 50 Prozent 
Eine ſolche erhebliche Einbuße an ihrer bisherigen 
Praxis ohne entſprechende Entſchädigung kann man den An⸗ 
wälten bei den OLG. billigerweiſe nicht auferlegen. Dies 
würde dem Grundſatz widerſprechen, daß wohl erworbene 
Rechte nur gegen Entſchädigung im allgemeinen Intereſſe 
aufgehoben werden dürfen, und ein ſolches wohlerworbenes 
Recht wird man in dem Beſitzſtande finden müſſen, welchen 
die Rechtsanwälte bei den OLG. auf Grund der bisherigen 
Geſetzgebung ausgeübt haben. Auch die Zahl der Rechts⸗ 
anwälte beſtimmt ſich im großen und ganzen nach dem volks⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſatz von Angebot und Nachfrage. Wer 
ſich bisher bei einem OLG. niedergelaſſen hat, hat dies im 
Vertrauen darauf getan, daß der Umfang der Geſchäfte bei 
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dieſem Gerichte ſich im regelmäßigem Verlaufe entwickeln und 
kein gewaltſamer Eingriff von außen ausgeübt werden wird, 
welcher dieſer naturgemäßen Entwickelung den Lebensfaden 
unterbindet. Die ganze Lebenshaltung des Anwalts iſt darauf 
eingerichtet; wenn er längere oder kürzere Zeit hiernach eine 
geſicherte Exiſtenz geführt hat, ſo würde es ein ſchwerer Mißgriff 
der Geſetzgebung ſein, wenn ſie ihm die bisherigen Mittel ſeiner 
Exiſtenz untergräbt. Eine Abhilfe etwa darin zu ſuchen, daß man 
die durch die Praxis bei den OLG. nicht ausreichend beſchäftigten 
Anwälte darauf verweiſt, nebenher noch eine Praxis bei den 
AG. auszuüben, würde verfehlt ſein. Denn es liegt im 
Intereſſe einer gedeihlichen Rechtspflege, daß die bei den OLG. 
zugelaſſenen Rechtsanwälte ſich ausſchließlich der Tätigkeit bei 
dieſen Gerichten widmen, und die vielbeklagte Verzögerung der 
Prozeſſe würde dadurch noch vermehrt werden, daß die Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte an der Verhandlung ihrer Sachen dadurch 
behindert werden, daß ſie auch gleichzeitig bei den AG. 
praktizieren. Neuerdings iſt ſogar der Vorſchlag gemacht 
worden, den Oberlandesgerichtsanwälten geſetzlich zu verbieten, 
bei einem andern Gerichte als bei demjenigen OLG. aufzutreten, 
bei welchem fie zugelaſſen find. Wenn dies auch zu weit führt, 
ſo ſteckt doch in dieſem Vorſchlage der richtige Kern, daß einer 
Tätigkeit der Oberlandesgerichtsanwälte an anderer Stelle 
als dem Sitze ihres Gerichts nach Möglichkeit vorgebeugt 
werden muß. 

Es bleibt daher kein anderer Ausweg als der auch ſchon 
von verſchiedenen Seiten und neuerdings auch im Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe von einem konſervativen Abgeordneten 
gemachte Vorſchlag, die Gebühren der Rechtsanwälte bei den 
OLG. angemeſſen zu erhöhen. Was ihnen an Quantität 
genommen wird, muß ihnen durch Qualität erſetzt werden. An 
ſich iſt dieſer Vorſchlag weder befremdend noch neu. Er findet 
ſeine Analogie in den Tatſachen, daß den Anwälten am RG. 
ſchon jetzt eine erhöhte Gebühr zuſteht und daß ſich auch die 
Gerichtskoſten in der Berufungsinſtanz erhöhen. So war denn 
auch ein gleicher Vorſchlag ſchon gemacht worden, als ſeiner⸗ 
zeit die Deutſche RAGEbD. beraten wurde. Die Motive haben 
ſich zwar damals gegen eine Erhöhung der Gebühren der 
Rechtsanwälte in der Berufungsinſtanz ausgeſprochen. Ihre 
Gründe erſcheinen aber nicht ſtichhaltig und geraten zum Teil 
in Widerſpruch mit derjenigen Begründung, welche die Motive 
zum GKG. für die Erhöhung der Gerichtskoſten in der Be⸗ 
rufungsinſtanz geltend gemacht haben. Sie gehen dahin: 


a) im allgemeinen könne nicht angenommen werden, daß 


die Tätigkeit des Prozeß bevollmächtigten in der 
Berufungsinſtanz eine größere ſei, als in der erſten 
Inſtanz, 

b) die Erhöhung, wenn ſie ausgeſprochen würde, müßte 
folgerecht auch die in zweiter Inſtanz bei den LG. 
zu verhandelnden Sachen treffen, alsdann aber würde 
eine Verſchiedenheit der Gebührenberechnung für die 
Tätigkeit der Landgerichtsanwälte eintreten, je nachdem 
ſie in erſter oder zweiter Inſtanz tätig ſeien, und es 
würde eine unverhältnismäßige, im Intereſſe der 
Rechtſuchenden nachteilige Verteuerung der Koſten 
eintreten, deren Prozentſatz bei kleinen Streitgegen⸗ 
ſtänden ohnehin ein viel höherer ſei, als bei großen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 10. 1907. 

Man beachte demgegenüber, was die Motive zur Be⸗ 
gründung der Erhöhung der Gerichtskoſten in der Berufungs⸗ 
inſtanz anführen. Dort werden als Gründe angegeben: 

1. die mit einem größeren Koſtenaufwande verbundene 
Konſtruktion der Gerichte höherer Inſtanz, 

2. die in den meiſten Fällen vorhandene größere 
Schwierigkeit der rechtlichen Beurteilung, 

3. das anzuerkennende Bedürfnis, die höheren Inſtanzen 
gegen eine Überhäufung mit unwichtigeren Sachen zu 
ſchützen. 

Von dieſen Gründen würden diejenigen zu 2 und 3 auch 
für eine Erhöhung der Gebühren der Rechtsanwälte ſprechen; 
was aber den Grund zu 1 angeht, ſo iſt dieſer zwar nicht 
direkt anwendbar, es kommt aber in Betracht, daß in der Tat 
auch die Konſtruktion und Eigenart der Praxis der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälte eine von der Tätigkeit der Anwälte in den 
unteren Inſtanzen ſo verſchiedenartige iſt, daß ſich für ſie eine 
höhere Honorierung rechtfertigt. Den Anwälten am OLG. 
entgeht ohnehin eine Reihe von Einnahmen, welche den Land⸗ 
gerichtsanwälten reichlich zufließen. So die Einnahme aus der 
Amtsgerichtspraxis, wobei insbeſondere noch auf die lohnende 
Tätigkeit in Subhaſtations⸗ und Konkursſachen hingewieſen 
werden mag. Ferner iſt zu berückſichtigen der Fortfall der 
zahlloſen Verſäumnisſachen namentlich in Wechſelſachen, welche 
den Landgerichtsanwälten eine vielfach müheloſe Einnahmequelle 
gewähren. Endlich iſt nicht außer acht zu la ſſen, daß auch 
das Notariat im allgemeinen den Landgerichtsanwälten eine 
erheblich höhere Einnahmequelle bietet, denn die Notariatspraxis 
entwickelt ſich aus dem direkten Verkehr mit dem Publikum und 
dieſer direkte Verkehr iſt bei der eigenartigen Praxis der 
Oberlandesgerichtsanwälte gegenüber der Tätigkeit der Land⸗ 
gerichtsanwälte ein unverhältnismäßig geringerer. f 

Was dann den Grund zu 2 angeht, ſo ſetzt er ſich in 
direkten Widerſpruch zu der Begründung zu a, wonach nicht 
angenommen werden könne, daß die Tätigkeit in zweiter Inſtanz 
eine größere ſei, als in erſter Inſtanz, und man kann ſich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß fiskaliſche Rückſichten es geweſen 
ſind, welche bei der Begründung einer Erhöhung der Gerichts⸗ 
koſten für die Berufungsinſtanz den Geſichtspunkt der größeren 
Schwierigkeit betont haben, und daß, wo folde fiskaliſchen 
Rückſichten nicht vorlagen, bei der Prüfung der Tätigkeit 
der Rechtsanwälte in zweiter Inſtanz es verneint worden 
iſt, daß dieſe eine ſchwierigere ſei als diejenige der 
Anwälte erſter Inſtanz. In der Tat muß aber behauptet 
werden, daß die Tätigkeit am OLG. eine beſonders verant⸗ 
wortungsvolle und ſchwierige iſt. Verantwortungsvoll iſt fie 
beſonders deshalb, weil die Berufungsinſtanz die letzte Tat⸗ 
ſacheninſtanz iſt und daher der Berufungsanwalt mit der größten 
Sorgfalt darauf bedacht ſein muß, an tatſächlichem Material 
alles herbeizubringen, was zugunſten der von ihm vertretenen 
Partei angeführt werden kann. Mühevoll iſt aber die Tätig⸗ 
keit, weil ſie eine beſondere Gründlichkeit erfordert. Wenn in 
der Rechtſprechung gewiſſermaßen zwei entgegenſtehende Pole 
wirkſam werden, nach denen hingeſtrebt wird, nämlich der der 
Schleunigkeit und der der Gründlichkeit, und wenn in letzter 
Zeit beſonders von ſeiten der Juſtizverwaltung auf möglichſte Be⸗ 
ſchleunigung der Prozeſſe hingewirkt wird, ſo wird man im alls 
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gemeinen jagen können, daß die größere Beſchleunigung mehr Sache 
der erſten Inſtanz iſt, damit der Kläger ſchnell zu einem voll⸗ 
ſtreckbaren Urteile gelangen kann, daß aber das Verfahren in der 
zweiten Inſtanz umſomehr der peinlichſten Gründlichkeit bedarf. 
Dem entſpricht auch die Praxis. Wie oft erlebt man es nicht, 
daß die Gerichte erſter Inſtanz ſchnell und ohne Beweisauf⸗ 
nahme aus einem unrichtigen Rechtsgrunde zu einem Urteile 
gelangen, bei deſſen Rachprüfung in der zweiten Inſtanz ſich 
erſt eine völlige Aufklärung des Sachverhalts und eine ein⸗ 
gehende Beweisaufnahme als erforderlich herausſtellt. Auch 
die Geſetzgebung ſelbſt weiſt in dieſer Beziehung dem Berufungs⸗ 
gerichte eine eingehendere Tätigkeit zu, denn während in erſter 
Inſtanz Angriffe: und Verteidigungsmittel, welche verſpätet 
vorgebracht werden, auf Antrag der Gegenpartei mit der 
Wirkung zurückgewieſen werden können, daß ſie endgültig aus 
dem Streitſtoffe der erſten Inſtanz ausſcheiden, hat die Zurück⸗ 
weiſung ſolcher Prozeßbehelfe in zweiter Inſtanz nur die Folge, 
daß wegen dieſer zurückgewieſenen Behelfe der Rechtsſtreit 
noch in der Inſtanz anhängig bleibt, eine geſetzliche Folge, 
welche in der Praxis dazu geführt hat, daß von der Zurück⸗ 
weiſung tatſächlich ſehr geringer Gebrauch gemacht wird. 
Auch der Umſtand, daß man zur Klinke der Geſetzgebung ge⸗ 
griffen hat, um durch die Zivilprozeßnovelle zu beſtimmen, daß, 
wenn ein Anſpruch dem Grunde und Betrage nach ſtreitig iſt 
und das Gexicht erſter Inſtanz die Klage wegen Hinfälligkeit 
des Grundes abgewieſen hat, die Sache zur Verhandlung über 
den Betrag in die erſte Inſtanz zurückverwieſen werden muß, 
wenn das Berufungsgericht den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt, weiſt darauf hin, daß die Erfahrungen 
der Praxis ergeben haben, wie oft vermöge einer unſachgemäßen 
Entſcheidung erſter Inſtanz die ganze tatſächliche Aufklärung 
des Sachverhalts dem Berufungsgerichte obliegt und daß man 
dem wenigſtens nach gewiſſen Richtungen hin einen Riegel vor⸗ 
ſchieben wollte, der aber natürlich nicht verhindern kann, daß 
in vielen anderen Fällen nach wie vor die Feſtſtellung 
des Sachverhalts der Berufungsinſtanz vorbehalten bleibt. 
So kann man ſagen, daß der Schwerpunkt der Tatſachen⸗ 
ermittelung bei unſerm heutigen Verfahren in der Berufungs⸗ 
inſtanz ruht und demzufolge die Tätigkeit der Anwälte in der 
Berufungsinſtanz eine beſonders mühevolle iſt. | 

Aus dieſen Gründen erſcheint es gerechtfertigt, dasjenige, 
was feiner Zeit bei Erlaß der RAGebO. von weiten Kreiſen 
der Anwaltſchaft erſtrebt und was ihr damals von ſeiten der 
Regierungen aus nichtigen Gründen vorenthalten worden iſt, 
jetzt neu einzuführen, wo es ſich für die Anwälte an den OLG. 
um eine Lebensfrage handelt. Der Geſichtspunkt der Ver⸗ 
teuerung der Prozeſſe kann demgegenüber nicht in Betracht 
kommen, ihm wird dadurch genügend Rechnung getragen, daß 
der Anſpruch auf die Erhöhung der Gebühren in den höheren 
Wertklaſſen beſchränkt wird, welche nach wie vor zur Zuſtändigkeit 
der OLG gehören werden, und es iſt darum auch davon ab» 
geſehen worden, den Anſpruch gleichmäßig auch für die Tätigkeit 
der Landgerichtsanwälte in der Berufungsinſtanz zu erheben, 
zumal dieſe durch die geplante Zuſtändigkeitsänderung nach den 
obigen Ausführungen in weit geringerem Maße werden getroffen 
werden, als die Rechtsanwälte an den OLG. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 27. April 
1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 109 EGBGB. SS 907, 823, 831 BGB. 
verb. mit dem Preußiſchen Geſetz über Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838, dem Reichshaftpflichtgeſetz 
und dem Preußiſchen Geſetz über Kleinbahnen vom 28. Juli 
1892. Schadenserſatzanſpruch wegen Beſchädigung eines Hauſes 
durch den Wagen einer Kleinbahn. 

Die von der Beklagten betriebene Kleinbahn führt durch 
eine Straße von H., die eng und gekrümmt iſt und ein ſtarkes 
Gefälle hat. Ein die Straße hinunterfahrender Wagen iſt aus 
dem Gleis geſprungen und hat, gegen das Haus des Klägers 
anprallend, dieſes erheblich beſchädigt. Das Berufungsgericht 
hat den Anſpruch des Klägers, wegen dieſes Schadens von der 
Beklagten Erſatz zu erhalten, dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Es geht zutreffend davon aus, daß der Anſpruch 
weder auf das Preußiſche Geſetz über Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838, noch auf das Haftpflichtgeſetz, ſondern 
allein auf das BGB. geſtützt werden könne. Es hält aber 
weiter dafür, daß nicht zu unterſuchen ſei, ob die Beklagte den 
Schaden durch eigenes Verſchulden verurſacht habe oder einen 
von ihrem Wagenführer widerrechtlich zugefügten Schaden nach 
9831 BGB. zu erſetzen habe. Denn nach dem hier gegebenen 
Tatbeſtande ſei die Beklagte erſatzpflichtig, ohne daß der Kläger 
einen dem 8 823 BGB. entſprechenden Beweis zu führen habe 
und ohne daß der Beklagten der Entlaſtungsbeweis des § 831 
BGB. offen ſtehe. Im Anſchluß an die Ausführungen des 
Urteils des V. ZS. des RG. vom 11. Mai 1904 — RG. 58, 
130 — nimmt das Berufungsgericht an, daß, weil die Bahn⸗ 
anlage die an der engen Straße liegenden Häuſer gefährde, 
ihren Eigentümern aber nicht das Recht zuſtehe, gemäß S 907 
BGB. die Beſeitigung der Anlage zu fordern, ſie ſtatt deſſen 
den Erſatz des aus dem Beſtehen und der Benutzung der Anlage 
ihnen erwachſenden Schadens vom Unternehmer der Bahn 
fordern könnten. Die Reviſion hat den in dem angeführten 
Urteile begründeten Rechtsſatz nicht beanſtandet und nur ſeine 
Anwendbarkeit auf den hier gegebenen Tatbeſtand beſtritten. 
Auch der erkennende Senat tritt den Ausführungen des V. 38S. 
bei. Es iſt alſo davon auszugehen, daß, wenn der Tatbeſtand 


vorliegt, der nach S 907 BGB. dem Eigentümer eines Grund» 


ſtücks das Recht zum Widerſpruch gegen eine auf dem Nachbar⸗ 
grundſtück beſtehende Anlage gibt, ihm in den Fällen, wo ihm 
dieſes Recht ausnahmsweiſe geſetzlich verſagt wird, ein Anſpruch 
auf den Erſatz des Schadens zuſteht, der aus der unzuläſſigen 
Einwirkung der Anlage auf ſein Grundſtück entſteht. Nun ſind 
nach Art. 109 EGBGB. die landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
über die im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Beſchränkungen 
des Eigentums beſtehen geblieben, mithin auch die Vorſchriften 
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des Preußiſchen Geſetzes über Kleinbahnen vom 28. Juli 1892. 
Nach dieſem iſt ein Widerſpruch des einzelnen Anliegers gegen 
den Bau und den Betrieb einer Kleinbahn, insbeſondere gegen 
den von der Behörde feſtgeſtellten Bauplan ausgeſchloſſen 
(88 12 u. 17 a. a. O.). Demnach fragt fi allein, ob die 
Bahnanlage, ſo wie ſie jetzt beſteht, eine unzuläſſige Einwirkung 
auf das benachbarte Grundſtück des Klägers mit Sicherheit 
vorausſehen ließ, die jetzt auch tatſächlich hervorgetreten iſt. 
Das Berufungsgericht hat dieſe Frage bejaht, weil die ungünſtigen 
Steigungs⸗ und Krümmungsverhältniſſe der Bahn, namentlich 
beim Hinzutreten anderer die Geſchwindigkeit der Wagen er⸗ 
höhender Umſtände, die Wagen trotz ſtarker Bremſen dergeſtalt 
ins Gleiten bringen könnten, daß ſie mit großer Wucht 
aus dem Gleiſe und gegen die anliegenden Häuſer geſchleudert 
würden, wie das auch die Erfahrung im vorliegenden Falle 
gezeigt habe. Dieſe Begründung hat die Reviſion in zweifacher 
Weiſe beanſtandet. Sie wendet zunächſt ein, dem Satze des 
Berufungsurteils, die Anlage ſei gefahrdrohend für die Nachbar⸗ 
grundſtücke, fehle es an der genügenden Begründung; denn das 
abweichende Ergebnis, zu dem der Sachverſtändige Keller 
gekommen ſei, ſei nicht gewürdigt. Allein das iſt nicht zutreffend. 
Dem ausdrücklich erwähntem Gutachten find die Tatſachen ents 
nommen, aus denen der Berufungsrichter den Schluß auf das 
Vorhandenſein der Gefahr zieht, für deſſen Richtigkeit es einen 
weiteren Beweis in dem Vorfalle vom 29. Auguſt 1903 findet. 
Das ſind Erwägungen, die auf tatſächlichem Gebiete liegen und 
dem Angriffe in der Reviſionsinſtanz entzogen ſind. Unbegründet 
iſt auch der zweite Vorwurf, der dahin geht, der Berufungs⸗ 
richter habe Behauptungen und Beweiſe der Beklagten über⸗ 
gangen, die in den vom Tatbeſtande in Bezug genommenen 
Schriftſätzen enthalten ſeien. Es ſei namentlich unberüdfichtigt 
gelaſſen, daß die Beklagte ausdrücklich behauptet habe, die 
Bahnanlage ſei an ſich völlig ungefährlich, es ſei auch ſeither 
noch kein Unfall dieſer Art vorgekommen und der Unfall vom 
29. Auguſt 1903 ausſchließlich dadurch verurſacht, daß der 
Wagenführer die Bremſe unzuläſſigerweiſe ſo ſtark angezogen 
habe, daß die Räder ſich nicht mehr hätten drehen können. 
Sei aber der Schaden allein durch den vom Wagenführer 
begangenen Fehler verurſacht, fo ſei, wie auch der V. 3S. in 
dem in der JW. 06, 554 abgedruckten Urteile anerkannt habe, 
der in dem Urteile vom 11. Mai 1904 ausgeſprochene Satz 
nicht anwendbar. In dieſer Ausführung der Reviſion iſt 
zunächſt unrichtig, daß das Berufungsgericht erhebliche Beweiſe 
nicht erhoben habe. Die in den erwähnten Schriftſätzen an⸗ 
gebotenen Beweiſe betrafen, mit einer Ausnahme, allein den 
Entlaſtungsbeweis des $ 831 BGB., auf den es nicht ankommt. 
Ein Zeuge iſt dafür benannt, daß ſeither noch nicht Wagen 
entgleiſt ſind. Das Berufungsgericht hat jedoch von ſeiner 
Vernehmung abſehen können, weil es die dadurch zu beweiſende 
Tatſache erſichtlich als wahr annimmt. Im übrigen iſt die 
Behauptung der Beklagten, das Verſehen des Wagenführers 
ſei die alleinige Urſache des Unfalls, lediglich ein Urteil 
über den vorliegenden Sachverhalt, dem das Berufungsgericht 
ſeine abweichende Beurteilung entgegenſtellt. Eine Verkennung 
des Begriffs des urſächlichen Zuſammenhangs tritt darin nicht 
zutage. Die Gründe des Berufungsurteils geben auch nicht 
Anlaß zu der Annahme, es ſei rechtsirrig davon aus⸗ 
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gegangen, eine im Sinne des 8 907 BGB. gefahrdrohende 
Anlage ſei ſtets ſchon dann vorhanden, wenn die Gefahr allein 
aus ihrer fehlerhaften Handhabung entſpringe. Vielmehr 
können die Gründe nur in dem Sinne verſtanden werden, daß 
ſo, wie gelegentlich Regen und Schnee, auch Fehler des Wagen⸗ 
führers, zu ſchnelles Fahren oder zu ſtarkes Bremſen, die 
ſchädlichen Wirkungen auslöſen können, die ihre erſte Urſache 
in der gefahrbringenden Beſchaffenheit der Anlage haben. So 
iſt auch der von der Reviſion angegriffene Satz des Berufungs⸗ 
urteils auszulegen, daß die auf der gefahrdrohenden Anlage 
beruhende Gefahr ſtets nur durch Menſchenhand zum Ausbruch 
gebracht werden könne; denn es wird weiterhin hervorgehoben, 
daß der Unternehmer einer gefährlichen Eiſenbahnanlage mit der 
Möglichkeit einer vom Betriebsbeamten begangenen Unvorſichtigkeit 
rechnen müſſe. R. c. B., U. v. 21. März 07, 405/06 VI. — 
Cöln. 

2. 88 94, 459, 469 BGB. Erbieten zur Verbeſſerung 
gegenüber der geforderten Wandelung. Begriff des Kaufobjekts 
beim Grundftüdstauf.] 

Der Kläger erhob einen Wandelungsanſpruch, weil Be⸗ 
klagter ihm beim Abſchluſſe von Tauſchgeſchäften ein mit 
Schwamm behaftetes Hausgrundſtück überlaſſen hat. Beklagter 
erbot ſich im Prozeſſe zur Verbeſſerung. Die Klage wurde 
abgewieſen, das RG. hob auf und verwies zurück: Der 
Berufungsrichter ſpricht aus, dem Wandelungsanſpruch ſtehe 
das Anerbieten des Verkäufers, die Ausbeſſerung des Mangels 
auf ſeine Koſten herbeizuführen, und die Ausführung dieſes 
Anerbietens dann entgegen, wenn aus dem nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte auszulegenden 
Inhalte des Vertrages die Verpflichtung des Käufers zu folgern 
ſei, die verbeſſerte Leiſtung als Erfüllung gelten zu laſſen 
(Mot. 2, 227; RG. 6, 593/04 in AM. 05 S. 488 Nr. 8). 
Die Richtigkeit dieſes Satzes kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
ein Verſtoß wider Treu und Glauben liegt von ſeiten des 
Käufers jedenfalls dann nicht vor, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, der Verkäufer zunächſt jede Gewährleiſtung ablehnt und 
erſt, nachdem es zum Prozeſſe gekommen iſt, mit ſeinem 
Anerbieten hervortritt (RG. 5, 15/04). Auch gelangt das 
Berufungsgericht zu der Annahme, daß jener Satz im vor⸗ 
liegenden Falle Platz greife, durch unrichtige Anwendung des 
8 469 BGB. Es nimmt nämlich unter Hinweis auf 5 469 
an, das mangelhafte Holz ſei mit dem Gebäude und dem 
Grundſtück als zuſammengehörig verkauft und wegen eines 
Mangels der Holzteile könnte Kläger die Wandelung auf das 
ganze Gebäude nebſt Grundſtück nur erſtrecken, wenn die 
faulen Holzteile nicht ohne Nachteile für ihn von dem Gebäude 
getrennt werden könnten. Der $ 469 bezieht ſich indes auf 
den Fall, daß mehrere Sachen verkauft ſind, von denen nur 
einzelne Sachen mangelhaft ſind. Hier handelt es ſich aber 
nicht um den Eintauſch mehrerer Sachen, ſondern einer einzigen, 
nämlich des bis dahin dem Beklagten gehörigen Gaſthofs⸗ 
grundſtücks. Die den Fußbodenbelag bildenden Dielen des 
Kellers und das Gaſthofsgrundſtück ſind nicht zwei verſchiedene 
Sachen, ſondern die Dielen, mit denen der Keller gedielt if, 
bilden einen weſentlichen Beſtandteil des auf dem Gaſthofs⸗ 
grundſtück ſtehenden Gebäudes (8 94 Abf. 2 BGB.) W. c. L., 
U. v. 27. März 07, 464/06 V. — Berlin. 
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3. 88 94, 873, 912 bis 916 BGB. Die geſetzlichen 
Aberbauvorſchriften find analoger Ausdehnung nicht fähig. Ein 
ſervitutariſches Verhältnis kann bei in einer Hand befindlichen 
Grundſtücken erſt nach der Trennung und nur durch dinglichen Ver⸗ 
trag erfolgen. Sachlage im Falle der Zwangsverſteigerung.] 

Die Parteien ſind auf Grund Zuſchlags in der Zwangs⸗ 
verſteigerung Eigentümer benachbarter Grundſtücke. Deren frühere 
Eigentümerin hatte während ihrer Beſitzzeit auf den jetzt den 
Klägern gehörigen Grundſtücken einen Neubau errichtet, welcher 
aber die Grenze nach dem jetzt dem Beklagten gehörigen Grund⸗ 
ſtück unter Überbauung eines beiden Grundſtücken gemeinſchaft⸗ 
lichen Durchganges dergeſtalt überſchritt, daß das Gebäude in 
einer Länge von 13 oder 14¼ m Länge und ½ m Breite auf 
dieſes Grundſtück zu ſtehen kam. Kläger haben den Antrag 
geſtellt, feſtzuſtellen, daß der Beklagte den bezeichneten Uberbau 
zu dulden verpflichtet iſt, eventuell nur eine Überbaurente von 
120 Mark verlangen könne, während der Beklagte in erſter 
Linie Zurückweiſung der Berufung, eventuell aber beantragt 
hat: „ihn nur gegen Zahlung einer Rente, deren Höhe ein 
Sachverſtändiger feſtſtellen möge, zu verurteilen.“ Das OLG. 
hat dahin erkannt: Es wird feſtgeſtellt, daß der Beklagte als 
Eigentümer der Parzelle den Überbau des auf den Nachbar⸗ 
grundſtücken der Kläger errichteten Gebäudes gegen Zahlung 
einer den Klägern nach den Beſtimmungen der 88 912 bis 
915 BGB. aufzulegenden Geldrente zu dulden verpflichtet iſt. 
Auf Reviſion des Beklagten hob das RG. auf und wies die 
Berufung der Kläger gegen das die Klage abweiſende Urteil 
des LG. zurück: Das RG. hat (RG. 47, 360) in einem 
allerdings nicht ganz gleichliegenden Fall die 88 912 bis 
916 BGB. für Ausnahmevorſchriften erklärt, die als ſolche 
eine analoge Anwendung überhaupt nicht geſtatten. In der 
Literatur hat obige Frage eine verſchiedene Beantwortung ge⸗ 
funden. Wolff „der Bau auf fremden Boden“ S. 102 und 
Oberneck „Reichsgrundbuchrecht“ 1, 529 bejahen die Anwend⸗ 
barkeit der 88 9 1 2 ff. ebenſo Kohler (ArchCivPrax. 87, 237,88), 
der jedoch einſeitig nur die Pflicht zur Duldung des Aberbaues, 
nicht auf der anderen Seite die entſprechende Entſchädigungs⸗ 
pflicht durch eine Geldrente mit dem Beſitzwechſel entſtehen läßt, 
(eine Annahme die mit 8 873 BGB. als nicht vereinbar 
erſcheint) . Dagegen halten die Kommentare zu 5 912 von 
Planck not. 16, Staudinger not. I 2a Abſ. 3 Turnau⸗Förſter 
Nr. II 2) die Beſtimmungen über den Überbau für unanwendbar 
auf den Fall, daß der Eigentümer beim Bauen die Grenze eines 
anderen ihm gehörigen Grundſtücks überſchreitet, ebenſo Bier⸗ 
mann Sachenrecht S. 110. Dieſer Anſicht war beizupflichten. 
Das grunddienſtbarkeitartige Rechtsverhältnis aus widerſpruch⸗ 
loſem Überbau kann begrifflich nur zwiſchen Nachbargrundſtücken 
verſchiedener Eigentümer entſtehen (res sua nemini servit.) 
Baut jemand, dem zwei oder mehrere Grundſtücke gehören, der⸗ 
geſtalt, daß der Bau auf zwei an einander grenzenden Grund⸗ 
ſtücken zu ſtehen kommt, ſo wird in der Regel das Gebäude 
weſentlicher Beſtandteil beider Grundſtücke nach realen Teilen 
werden ($ 946, 94 BGB.) Ob und inwieweit dieſe Regel 
durch einen entgegengeſetzten Willen des Bauenden überwunden 
und bewirkt werden kann, daß, wenn der hauptſächlich auf 
einem Grundſtück errichtete Bau die Grenze des Nachbargrund⸗ 
ſtücks überſchreitet, dieſer Aberbau nicht Beſtandteil des über⸗ 
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bauten Grundſtücks, ſondern als weſentlicher Beſtandteil des 
ganzen Gebäudes auch Beſtandteil das den Hauptteil des letzteren 
tragenden Grundſtücks wird, (vergl. Staudinger zu 8 94 BBG.; 
RG. 61, 192) kann dahingeſtellt bleiben, weil auch bei Be⸗ 
jahung dieſer Frage ſich die Anwendbarkeit der 88 912 ff. auf 
den vorliegenden Fall nicht ergibt. Ein die Duldung des Über: 
baues bedingendes ſervitutariſches Verhältnis zwiſchen den 
benachbarten bisher in einer Hand befindlichen Grundſtücken 
kann erſt nach deren Trennung entſtehen und zwar nach 
§ 873 BGB. nur durch dinglichen Vertrag und Eintragung 
in das Grundbuch. Ohne dieſes weſentliche Erfordernis der 
Begründung eines dinglichen Rechts nach BGB. wird die in 
den Veräußerungsverträgen ausdrücklich oder ſtillſchweigend ver⸗ 
einbarte Duldungspflicht nur eine perſönliche ſein. Von einer 
ſolchen kann aber hier nicht die Rede ſein, da der Beklagte 
ſein Grundſtück nicht durch Rechtsgeſchäft, ſondern durch Zuſchlag 
in der Zwangverſteigerung auf Grund des Geſetzes vom 
24. März 1897 erworben hat, dieſer Erwerb aber keinen Raum 
für die Annahme und Betätigung eines rechtswirkſam auf 
Entſtehung einer Grunddienſtbarkeit gerichteten Willens der 
Beteiligten (vgl. die unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 ergangenen Entſcheidungen des RG. 13, 249; 
49, 236) läßt. (Vgl. Mot. z. ZVG. 259). Für den Erwerb 
des Beklagten iſt lediglich der Zuſchlag maßgebend. Durch 
dieſen hat der Beklagte das Grundſtück in ſeinem kataſtermäßigen 
Grenzen, alſo einſchließlich des überbauten Teils erworben, er 
braucht daher in Ermangelung einer geſetzlichen oder rechts⸗ 
geſchäftlich begründeten dinglichen (oder perſönlichen) Ver⸗ 
pflichtung den Überbau — auch gegen Entſchädigung durch 
Rente — nicht zu dulden. Ein dem Beklagten den Kläger 
gegenüber verpflichtendes oder das von ihm erworbene Grund⸗ 
ſtück belaſtendes Rechtsgeſchäft liegt offenſichtlich nicht vor. 
Eine ausdehnende Anwendung der 88 912 bis 916 aber auf 
einen Fall, für den ſie nicht gegeben, kann durch bloß volks⸗ 
wirtſchaftliche oder Billigkeitsgründe umſoweniger gerechtfertigt 
werden, als es ſich in der Tat um Ausnahmevorſchriften handelt, 
um Ausnahmevorſchriften inſofern, als ſie eine Ausnahme von 
der Regel des 8873, Abſ. 1, betreffend die Belaſtung von Grund: 
ſtücken, begründen. O. c. L., U. v. 20. März 07, 634/06 V. 
— Cöln. 

4. 5 123 BGB. Der Käufer kann bei mehreren Ver⸗ 
käufern wegen argliſtiger Täuſchung den Vertrag auch nur gegen⸗ 
über demjenigen Verkäufer, der getäuſcht hat, anfechten und 
gegen dieſen allein klagen.] 

Der Beklagte beanſtandet erſtmals in dieſer Inſtanz, daß 
die Klage auf Nichtigerklärung des Kaufvertrages nicht nur, 
wie geſchehen, gegen den einen Verkäufer B. allein hätte erhoben 
werden dürfen; die Klage hätte auch gegen die Miteigentümerin 
des verkauften Hauſes, alſo gegen ſämtliche Verkäufer erhoben 
werden müſſen, obgleich nur dem hier verklagten B. der Vor⸗ 
wurf argliſtiger Täuſchung nach 8 123 BGB. gemacht werde. 
Der Einwand, daß eine Anfechtung nur gegen alle Vertrags⸗ 
genoſſen zur Durchführung gelangen dürfe, erſcheint als die 
Geltendmachung eines rechtlichen Mangels in der Klage⸗ 
begründung. Es will gerügt werden, daß dem Beklagten die 
Paſſivlegitimation fehle, wenn er nur allein aus der Zahl der 
Verkäufer angegriffen werden wolle. Der vom Beklagten er. 
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hobene Einwand ift daher in der Reviſionsinſtanz zuzulaſſen, 
weil er lediglich einen neuen rechtlichen Geſichtspunkt vorbringt, 
(Gruchot 41, 972). Hierauf bezieht ſich die Vorſchrift des 
8 561 ZRD., daß Neuheiten in der Reviſionsinſtanz nicht 
vorgebracht werden dürfen, nicht. Entſchieden iſt vom Be⸗ 
rufungsrichter nur über das Verhältnis des Klägers und feiner 
von ihm nach 88 1519 Abſ. 2, 1443 BGB. vertretenen Ehe⸗ 
frau gegenüber dem Beklagten. Das ganze aus dem Kaufab⸗ 
ſchluß entſpringende Rechtsverhältnis iſt aber kein ſolches, welches 
eine verſchiedene Entſcheidung nicht nach dem bürgerlichen Recht 
zuließe. Es iſt zuzugeben, daß ein (einheitlicher) Kaufvertrag 
vollſtändig nichtig iſt, wenn auch mur einer der Verkäufer den 
Abſchluß durch argliſtige Täuſchung des Käufers herbeigeführt 
und ſich dieſe Täuſchung nur auf einen Teil der verkauften 
Gegenſtände beſchränkt hat. Die Nichtrechtsbeſtändigkeit dieſes 
Teiles, der für ſich allein nicht beſtehen kann, ergreift den ganzen 
Vertrag (RG. 62, 184 ff.). Hieraus folgt jedoch nicht, daß 
eine Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung nur von allen Be⸗ 
rechtigten oder gegen alle ausgeübt werden dürfte. Eine Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung, aus welcher eine derart notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft des bürgerlichen Rechts ſich herleiten ließe, iſt 
nicht vorhanden. Auch die Geſetzesmaterialien geben keinerlei 
Anhalt dafür, daß der Geſetzgeber an einen derartigen Grund⸗ 
ſatz gedacht hätte. Überall, wo der Geſetzgeber eine Unteilbar⸗ 
keit eines Rechts angenommen wiſſen wollte, hat er dieſem Ge⸗ 
danken in beſonderen Einzelbeſtimmungen Ausdruck verliehen; 
vgl. z. B. 8 1066 Abſ. 2 BGB., SS 1082, 1258 BGB. 
Insbeſondere iſt vorgeſchrieben, daß beim Vorhandenſein mehrerer 
Berechtigten das Rücktrittsrecht (S 356 BGB.), die Wandelung 
(S 467 BGB.) das Wiederkaufs⸗ und Vorkaufsrecht (88 502, 
513 BGB.) nur von allen und nur gegen alle ausgeübt werden 
darf. Auch dieſe Vorſchriften ſind ſchon dahin verſtanden worden, 
als ob ſie den Ausfluß eines allgemeinen Grundſatzes darſtellten 
und deshalb entſprechender Anwendung fähig ſeien. Ihre Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte beweiſt das Gegenteil. Man wollte in dieſen 
beſonderen Fällen an ähnliche Vorſchriften der früheren Parti⸗ 
kulargeſetze anknüpfen und eine Ausnahme von dem Grundſatz 
der Teilbarkeit der Leiſtung aufſtellen (Mot. 2, 284). Daher 
ſteht nichts im Wege, daß einer der anfechtungs berechtigten 
Verkäufer für ſich allein die Anfechtung erklärt und im Rechts⸗ 
wege durchführt (RG. 56, 423 ff.). Aber auch im umgekehrten 
Fall, wenn nämlich ein Käufer mehreren Verkäufern, wie hier, 
gegenüber ſteht, muß man es zulaſſen, daß der Käufer die An⸗ 
fechtung nur demjenigen Mitverkäufer gegenüber erklärt und 
durchſetzt, dem der Vorwurf argliſtiger Täuſchung gemacht werden 
kann. Somit hatte der Kläger es nicht nötig, auch die übrigen 
Verkäufer zugleich mitzuverklagen. B. c. W., U. v. 26. März 07, 
467/06 II. — Frankfurt. 

5. 85 208 ff., 852 BGB. Der Beginn der Verjährung 
eines Schadenerſatzanſpruchs erfordert deſſen Kenntnis. Grund⸗ 
ſätze bezüglich der Unterbrechung der Verjährung.] 

Kläger verlangt von den Beklagten, bez. als Erben eines 
Beteiligten, Erſtattung des Schadens, der ihm durch deren 
wiſſentlich wahrheitswidrige Auskunft über Lage und Ausſichten 
einer Geſellſchaft m. b. H., bei der er ſich beteiligt hatte, ent⸗ 
ſtanden iſt. Auf Grund der Verjährung wurde die Klage ab⸗ 


gewieſen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Die Vorinſtanzen 
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haben für erwieſen angeſehen, daß der Kläger bereits vor dem 
13. April 1902 ſowohl von dem Schaden, der ihm durch ſeinen 
Beitritt zu der Geſellſchaft entſtanden iſt, wie von den Per⸗ 
ſonen der Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat; ſie haben 
daher auf Grund der von den Beklagten erhobenen Einrede 
der Verjährung die erſt am 25. April 1905 erhobene Klage 
abgewieſen. Der Kläger hatte Kenntnis von dem Schaden 
ſchon mit dem Zeitpunkt erlangt, als er nach ſeinem 
Beitritt zur Geſellſchaft erfuhr, daß die ihm erteilten Aus⸗ 
künfte der Wahrheit nicht entſprachen. Dem Berufungs⸗ 
gericht iſt darin beizutreten, daß ſelbſt wenn der Kläger 
nach der Begründung des erhobenen Anſpruchs nur für berechtigt 
erachtet werden könnte, den Ausfall zu fordern, den ſeine 
Stammeinlage bei der Liquidation der Geſellſchaft erleiden 
würde, ihm die Ungewißheit der Höhe ſeines Schadens in 
dieſem Sinne nicht hat zugute kommen und den Beginn der 
Verjährung nicht hat aufhalten können, da dieſe trotz der Un⸗ 
kenntnis des Verletzten vom Umfang des Schadens zu laufen 
beginnt. Kläger wäre ſchon vor dem 13. April 1902 in der 
Lage geweſen, ohne endgültige Bezifferung ſeines Schadens, 
gerade um der Verjährung vorzubeugen, eine Feſtſtellungsklage, 
wie die vorliegende, darauf zu erheben: „die Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, ihm den Schaden zu erſetzen, den er durch ſeinen Bei⸗ 
tritt zur Geſellſchaft erlitten hat.“ Die Reviſion macht geltend, 
das Berufungsgericht habe nicht feſtgeſtellt, daß dem Kläger 
die — jetzt verklagten — Erben von Z. vor dem 13. April 1902 
bekannt geweſen ſeien; der Kläger habe dies ausdrücklich beſtritten 
und für ſeine gegenteilige Behauptung Beweis angeboten, den 
das Berufungsgericht hätte erheben müſſen. Auch dieſer An⸗ 
griff kann keinen Erfolg haben. Es braucht nicht erörtert zu 
werden, ob unter dem „Erſatzpflichtigen“ im 8 852 BGB. 
auch diejenigen verſtanden werden können, in deren Perſon 
ſelbſt die Erſatzpflicht nicht entſtanden, auf die vielmehr erſt 
durch einen ſpäteren Rechtsvorgang, wie hier durch Erbfolge, 
dieſe Pflicht übergegangen iſt. Denn das Berufungsgericht hat 
ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß ſchon geraume Zeit vor dem 
13. April 1902 der Tod des Z. dem Kläger bekannt war, 
daß dieſer bereits Anfang März 1902 ſeinen Anwalt mit der 
Klagerhebung gegen die Erben beauftragt hat, und daß es dem 
Anwalt ſicher möglich geworden war, noch vor dem 13. April 1902 
die Namen und die Adreſſe der Erben feſtzuſtellen. Aus dieſen 
Tatſachen allein ſchon ergibt ſich ohne weiteres, daß es dem 
Kläger ohne jede Schwierigkeit möglich war, bereits längere 
Zeit vor jenem Tage die Namen der Erben zu erfahren, und 
daß nur beſondere Umſtände ihn daran würden haben hindern 
können. Von dieſem, vom Berufungsgericht mit Recht an 
genommenen Standpunkt aus, wäre es ſeine Sache geweſen, 
derartige Umſtände darzulegen; das iſt aber nicht geſchehen. 
Die Verjährung iſt auch nicht unterbrochen worden. Hiergegen 
macht die Reviſion zunächſt geltend, eine Unterbrechung habe 
dadurch ſtattgefunden, daß der Kläger die auf Zahlung von 
1600 Mark als eines Teilbetrags des Schadens gegen dieſelben 
Beklagten gerichtete Klage bereits am 10. Mai 1902 erhoben 
habe; denn dieſe Klage habe die Betätigung des ganzen 
Schadenerſatzanſpruchs enthalten, inſofern aus ihr erhelle, daß 
der Kläger vollen Erſatz ſeines Schadens von den Beklagten 
verlange. Allein dieſer Geſichtspunkt iſt wohl zutreffend für 
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das Preußiſche Landrecht und lediglich auf Fälle, die nach 
dieſem Recht zu beurteilen waren, beziehen ſich die von der 
Reviſion angezogenen Urteile des RG. in RG. 39, 217ff., 60, 
387 ff., dagegen hat der erkennende Senat in RG. 57, 372ff. 
abgedruckten Urteile dargelegt, daß nach dem Recht des BGB. 
durch die Erhebung einer Teilklage auch unter jener Voraus⸗ 
ſetzung eine Unterbrechung der Verjährung bezüglich des nicht⸗ 
eingeklagten Reſtanſpruchs nicht eintritt. An dieſer — auch 
von den Bearbeitern des BGB. geteilten — Anſicht iſt feſt⸗ 
zuhalten. Nun hat zwar der Kläger in dem vorerwähnten 
Parallelprozeß in der mündlichen Verhandlung vor dem Be⸗ 
rufungsgericht am 1. März 1906, alſo nach Ablauf der Ver⸗ 
jährung, den Klagantrag auf den ganzen Anſpruch erweitert 
und die Reviſion vertritt im Anſchluß an Rehbein, BGB. 
1, 319, die Anſicht, daß wenigſtens in einem ſolchen 
Falle die Verjährung des ganzen Anſpruchs durch die Er⸗ 
hebung der Teilklage unterbrochen worden ſei. Allein dieſe 
Anſicht, deren Richtigkeit der erkennende Senat in dem zuletzt 
erwähnten Urteile dahingeſtellt gelaſſen hat, kann nicht für 
zutreffend erachtet werden. Sie wird auch — abgeſehen von 
Rehbein — von keinem Bearbeiter des BGB. geteilt; Dern⸗ 
burg, das bürgerliche Recht 3. Aufl. Bd. I 8 180 S. 594 
bezeichnet ſie als zweckmäßig, aber den Grundſätzen des BGB. 
kaum entſprechend. Nach dem BGB. tritt eine Unterbrechung 
der Verjährung nur inſoweit ein, als der Klaganſpruch rechts⸗ 
hängig wird und damit die Möglichkeit einer rechtskräftigen 
Entſcheidung gegeben iſt. Durch die Erhebung der Teilklage 
iſt daher jedenfalls zunächſt die Verjährung nur wegen des 
eingeklagten Anſpruchsteils unterbrochen; wegen des Reſtes 
läuft ſie weiter, und wenn nicht vor Ablauf der Verjährung 
die Teilklage auf das Ganze erweitert wird, iſt der Reſtanſpruch 
verjährt, der Verpflichtete alſo berechtigt, die Befriedigung des 
Berechtigten wegen des Rechtanſpruchs zu verweigern. Es iſt 
nun völlig ausgeſchloſſen, daß dieſe Wirkung der bereits ein⸗ 
getretenen Verjährung durch eine an und für ſich zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung geeignete Handlung des Anſpruchs⸗ 
berechtigten nachträglich wieder wegfallen kann. Die Wirkung 
der Rechtshängigkeit des Reſtanſpruchs kann nicht zurückbezogen 
werden auf den Zeitpunkt, in dem der Teilanſpruch rechtshängig 
geworden iſt (ZPO. § 281). Völlig unerheblich iſt es ferner 
für die Frage der Unterbrechung der Verjährung, daß, wie die 
Reviſion hervorhebt, die vorerwähnte Klagerweiterung im 
Parallelprozeß bereits in einem Schriftſatz vom 31. März 1905, 
alſo vor Ablauf der Verjährung, angekündigt worden iſt. 
Denn weder der Eingang dieſes Schriftſatzes bei Gericht, noch 
ſeine Zuſtellung an den Gegner iſt für die Unterbrechung ent⸗ 
ſcheidend, ſondern lediglich der Zeitpunkt, in dem der erweiterte 
Anſpruch in der mündlichen Verhandlung geltend gemacht 
worden iſt; erſt durch dieſe — am 1. März 1906 — erfolgte 
Geltendmachung iſt der Reſtanſpruch rechtshängig geworden 
(8PO. 8 281). Endlich iſt auch die Anſicht der Reviſion 
unbegründet, daß die Verjährung des im gegenwärtigen Prozeß 
geltend gemachten Reſtanſpruchs dadurch unterbrochen worden 
ſei, daß der Kläger am 16. März 1903 im Parallelprozeß die 
Abweiſung der Widerklage beantragt hatte, die auf Feſtſtellung 
deſſen, daß ihm gegen die Beklagten überhaupt keine Schaden⸗ 
erſatzforderung zuſtehe, gerichtet war. Wie bereits vom IV. 38. 
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des RG. in RG. 60 S. 387 ff., 391 abgedruckten Urteil und 
von dem erkennenden Senat in dem Urteil vom 3. Januar 1907 
Rep. VI. 238/06 dargelegt worden, wird durch einen ſolchen 
Antrag die Verjährung nicht unterbrochen, weil er lediglich 
eine Verteidigung, nicht aber die vom Geſetz geforderte poſitive 
Betätigung des Rechts enthält. G. 6. Z. u. Gen., U. v. 
25. März 07, 376/06 VI. — Dresden. 

6. 58 313, 719, 736 ff., 925, 1008, 1491 BGB., verb. 
mit 55 105, 140 HGB. Mündliche Auseinanderſetzung zwiſchen 
Erben eines Geſellſchafters und dem anderen Handelsgeſellſchafter 
hinſichtlich der Geſellſchaft, zu deren Vermögen Grundſtücke 
gehören. Erfordernis der obervormundſchaftlichen Genehmigung.] 

Zwiſchen dem Erblaſſer der Kläger und dem Beklagten 
beſtand eine offene Handelsgeſellſchaft. Erben des erſteren waren 
deſſen Witwe und unmündige Kinder. Nach der Behauptung 
der Kläger iſt in Gegenwart der Witwe vom B. zwiſchen dem 
R., deren Beauftragten, und dem Beklagten unter Vorbehalt 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts eine Vereinbarung 
getroffen worden, wonach die Kläger mit dem 1. Januar 1904 
aus der offenen Handelsgeſellſchaft ausgeſchieden ſeien und daß 
das Handelsgeſchäft mit dem ganzen Geſellſchaftsvermögen ein⸗ 
ſchließlich des Firmenrechts auf den Beklagten übergehe, daß 
der Beklagte dafür den Klägern eine beſtimmte Abfindung 
gewähren ſollte. Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehören ver⸗ 
ſchiedene Grundſtücke, die im Grundbuch auf den Namen der 
offenen Handelsgeſellſchaft eingetragen waren. Die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts iſt bisher nicht eingeholt. Die 
Kläger haben klagend beantragt: 1. im Hinblick auf die noch 


erforderliche Einholung der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 


nehmigung feſtzuſtellen, daß der Vertrag, wie angegeben, 
zuſtande gekommen ſei und ferner 2. beantragt, den Be⸗ 
klagten zu verurteilen, am 1. jeden Monats 800 Mark an 
die Kläger abzuführen und die zur Durchführung des zu 1 
erwähnten Abkommens erforderlichen Erklärungen abzugeben. 
Beklagter behauptete, daß eine vertragliche Einigung nicht 
erfolgt ſei, und daß auch bei Annahme dieſer Einigung der 
Vertrag doch wegen Mangels der in 8 313 BGB. vor⸗ 
geſchriebenen Form nichtig ſein würde. Das OLG. hat 
durch Zwiſchenurteil dahin erkannt: „die Einrede des Be⸗ 
klagten, daß der von den Klägern behauptete Vertrag zu 
ſeiner Gültigkeit der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung bedurft habe, wird verworfen.“ Nachdem die 
Kläger anſtatt der Feſtſtellungsklage zur Leiſtungsklage über⸗ 
gegangen waren, hat das Berufungsgericht der Witwe 
den richterlichen Eid über den Vertragsabſchluß an⸗ 
vertraut. Für den Fall der Weigerung dieſes Eides iſt 
die Abweiſung der Klage unter Koftenlaft der Kläger aus: 
geſprochen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
A. Die genauere Darlegung des Verhältniſſes, in welchem bei der 
offenen Geſellſchaft der Geſellſchafter zum Geſellſchaftsvermögen 
ſteht, macht Schwierigkeiten; es muß auch zugegeben werden, 
daß in der Rechtſprechung des RG. die verſchiedenen Verſuche, 
für dieſes Verhältnis einen adäquaten Ausdruck zu finden, zu 
Definitionen geführt haben, die vielleicht nicht nur in den 
Worten, ſondern in der Sache ſelbſt voneinander abweichen. 
Wenn man aber daran feſthält, daß die offene Handelsgeſell⸗ 


ſchaft keine juriſtiſche Perſon iſt, womit ausgeſprochen iſt, daß 
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als Träger der Geſellſchaftsrechte und Verpflichtungen nicht 
ein beſonderes, von den Geſellſchaftern verſchiedenes, künſtliches 
Rechtsſubjekt unterſtellt werden darf, ſo wird dadurch jede Auf⸗ 
faſſung unmöglich gemacht, welche die Geſellſchafter als In⸗ 
haber des geſellſchaftlichen Vermögens im Ernſte gänzlich 
eliminieren will. Es handelt ſich hier nur um die Vermögens⸗ 
trägerſchaft, um die Zuſtändigkeit des Geſellſchaftsvermögens, 
nicht um die Konſequenzen, welche ſich aus der Mitberechtigung, 
der Mitträgerſchaft, der mehreren Geſellſchafter für ihre Ge⸗ 
bundenheit in der Ausübung ihres Rechts ergeben. Für jene 
Frage aber folgt mit Notwendigkeit, daß, wenn beim Mangel 
eines künſtlichen Rechtsſubjekts die Geſellſchafter ſelbſt als die 
Träger des Geſellſchaftsvermögens angeſehen werden müſſen, 
auch ihnen, und zwar, da eben eine von den Einzelperſonen ver⸗ 
ſchiedene Perſonenheit mit Rechtsfähigkeit nicht beſteht — wie 
dies der Senat noch neuerdings in dem zum Abdrucke be⸗ 
ſtimmten Urteile I. 241/06 vom 15. Dezember 1906 anerkannt 
hat —, jedem einzelnen von ihnen in irgendwelcher Weiſe eine 
unmittelbare Beteiligung an dieſem Vermögen zukommen muß. 
Damit ſtehen nicht in Widerſpruch die zahlreichen Entſcheidungen 
des RG., welche dem Sozius während beſtehender Geſellſchaft 
nur einen Anſpruch auf Zinſen und Gewinn und nach Auf⸗ 
löſung nur einen ſolchen auf einen dem Werte ſeines Geſell⸗ 
ſchaftsanteils entſprechenden Geldbetrag zuerkennen, inſofern 
darin bloß ein Ausdruck für das praktiſche Ergebnis aus der 
geſellſchaftlichen Gebundenheit zu erblicken iſt. Wenn daher die 
Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen Verfügung treffen — obligatoriſch oder dinglich —, 
ſo verfügen ſie damit über eigene, ihnen gehörige Vermögens⸗ 
gegenſtände. Die Anſicht des Berufungsgerichts, daß die 
Formvorſchrift des 5 313 BGB. keine Anwendung finde, 
weil die Geſellſchafter, beziehungsweiſe die Erben, bei der 
Auseinanderſetzung nicht über eigene Grundſtücke kontrahiert 
hätten, muß als rechtsirrtümlich abgelehnt werden. Das 
Ergebnis aber iſt trotzdem zu billigen. Die offene Handels⸗ 
geſellſchaft, die einerſeits keine juriſtiſche Perſon iſt, iſt anderer⸗ 
ſeits doch auch keine bloß obligatoriſche Geſellſchaft im Sinne 
des Gemeinen Rechts. Sie gehört vielmehr, wie jetzt auch die 
Geſellſchaft des BGB., zu den Gemeinſchaften zur geſamten 
Hand. Wie bei einer ſolchen Gemeinſchaft das Verhältnis der 
Geſamthänder zueinander und namentlich die Art ihrer Be⸗ 
teiligung an dem Geſamthandgute näher zu denken ſei, iſt ſehr 
beſtritten. Das Miteigentum nach Bruchteilen und das geſamt⸗ 
händeriſche Miteigentum der Geſellſchafter ſind voneinander ſo 
verſchieden, daß nach gemeiner Anſicht es eines beſonderen 
Eigentumsübertragungsaktes, bei Grundſtücken alſo der Auf⸗ 
laſſung, bedarf, wenn durch Rechtsgeſchäft das eine an die 
Stelle des anderen treten ſoll. Daher wird die Auflaſſung 
der Grundſtücke nicht nur in dem Falle für erforderlich ge⸗ 
halten, wo die Geſellſchaft fremde Grundſtücke oder Grundftüde, 
die bisher einzelnen Geſellſchaftern gehörten, erwerben ſoll, 
ondern auch in dem Falle, wo die einzubringenden Grundftüde 
im Eigentum der ſämtlichen Geſellſchafter ſtehen (RG. 56, 
99 flg., entgegen RG. 30, 152). Handelt es ſich bei Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft darum, Geſellſchaftsgrundſtücke wieder 
in gewöhnliches Eigentum oder Miteigentum der Geſellſchafter 


überzuführen, ſo iſt mehrfach ausgeſprochen worden, daß die 
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Tatſache der Auflöſung nicht genüge, um die Mitberechtigung 
zur geſamten Hand in Bruchteilseigentum umzuwandeln. Von 
der Stellung, welche man zu der Frage der Auflaſſung einnimmt, 
hängt auch die Beantwortung der Frage ab, ob derartige Aus⸗ 
einanderſetzungsverträge mit Rückſicht auf die zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörigen Grundſtücke der Formvorſchrift des §S 313 
BGB. unterworfen ſeien oder nicht. Den Vorgang bei der 
Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden, die offene Handels⸗ 
geſellſchaft bildenden Sozien, wonach der eine das Geſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven übernehmen und fortſetzen und dagegen 
den anderen abfinden ſoll, kann man rechtlich in dem Sinne 
verſtehen, daß der Mbernehmende den Anteil des Abzufinden⸗ 
den auf Grund einer von dieſem vorzunehmenden Übertragung 
zu ſeinem eigenen Anteil hinzuerwerbe. Dann muß zugegeben 
werden, daß überwiegende Gründe dafür ſprechen, beim Vor⸗ 
handenſein von Grundſtücken die Auflaſſung und daher für den 
Auseinanderſetzungsvertrag die in $ 313 vorgeſchriebene Form 
zu verlangen. Es fragt ſich aber, ob der Vorgang in dieſer 
Weiſe richtig vorgeſtellt ſei. Man kann mit Recht ſagen, daß 
grundſätzlich jeder Gemeinſchafter auf das Ganze berechtigt ſei 
und nur durch die Berechtigung ſeiner Mitteilhaber eingeſchränkt 
werde. Schon in dem Urteile I. 239/86 vom 6. Oktober 1886 
(Bolze, Praxis Bd. 3 Nr. 781) hat der erkennende Senat in 
bezug auf das Ausſcheiden und den Ausſchluß eines Geſell⸗ 
ſchafters bei der Kommanditgeſellſchaft und der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ausgeſprochen, daß man dieſe Akte rechtsgeſchäftlich 
nicht als Abertragungen des ideellen Miteigentums ſeitens des 
abgehenden Geſellſchafters an die Verbleibenden auffaſſen könne, 
daß vielmehr der abgehende Sozius auf ſein, die anderen ein⸗ 
ſchränkendes Recht verzichte bzw. es verliere und entſprechend 
dieſem Wegfalle ſich die Rechte der Zurückbleibenden erweiterten. 
Dem Grundſatze der Akkreszenz iſt jetzt für das Geſellſchafts⸗ 
recht im 5 738 Abſ. 1 BGB. Ausdruck gegeben, allerdings nur 
für die Fälle der 88 736 und 737, in welchen die Geſellſchaft, 
trotz Ausſcheiden oder Ausſchluß eines Geſellſchafters, fort⸗ 
beſtehen bleibt. Für dieſe Fälle wird denn auch faſt allgemein 
anerkannt, daß es von ſeiten des geweſenen Sozius nicht noch 
eines beſonderen Übertragungsaktes, bei Grundſtücken alſo nicht 
noch der Auflaſſung bedarf. Man will aber darin eine Aus⸗ 
nahmebeſtimmung ſehen, die nur bei fortbeſtehender Geſellſchaft 
gelten könne. Andererſeits wird aber doch zugegeben, daß es ſich 
in 8 738 Abſ. 1 nicht um einen ſingulären Satz, ſondern um 
eine einfache Konſequenz des Prinzips der geſamten Hand — 
Oertmann a. a. O. zu § 736 unter 3d, vergl. auch Entſch. des 
PrOVG. vom 4. April 1902 (OVG. 41, 80) — handele. Es bleibt 
doch zweifelhaft, ob man durch die Zulaſſung der Akkreszenz 
zu einem geſicherten Ergebniſſe würde gelangen können. 
Die Natur der Geſamthand iſt, wie bereits bemerkt, an ſich 
unficher und unbeſtimmt, fie kann in den verſchiedenen Gemein: 
ſchaften zu verſchiedener Ausbildung gelangt ſein und gewinnt 
eine feſte Geſtaltung nur nach Maßgabe der konkreten Be⸗ 
ſtimmungen für das einzelne Geſamthandverhältnis. Eine Be⸗ 
ſtimmung, wie ſie z. B. der 8 1491 Abſ. 4 BGB. über die 
Wirkung des Verzichts eines Abkömmlings bei der fortgeſetzten 
Güͤtergemeinſchaft enthält, fehlt für das Geſellſchaftsrecht. Es 
muß daher bedenklich erſcheinen, aus dem Weſen der Geſamt⸗ 
hand ohne beſondere Stützen im Geſetze eine ſo weit tragende, 
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grundſätzliche Folgerung, wie die Annahme einer allgemein wirk⸗ 
ſamen Akkreszenz, abzuleiten. Einen geſicherten Boden für 
dieſe Annahme in dem vorliegenden Fall aber gewinnt man 
nach der Anſicht des Senats, wenn zu den Beſtimmungen 
des BGB. über die Geſellſchaft noch die beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen des HGB. über die offene Handelsgeſellſchaft 
hinzugenommen werden. Für die offene Handelsgeſellſchaft 
eigentümlich iſt die Beſtimmung in 8 142. Danach kann bei 
nur zweigliedriger Geſellſchaft der eine Geſellſchafter das 
Geſchäft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven über⸗ 
nehmen: a) nach Abſ. 1, wenn er in einem Falle, wo bei 
mehrgliedriger Geſellſchaft die Ausſchließung des anderen Geſell⸗ 
ſchafters verlangt werden könnte — 8 140 — vom Gericht 
auf ſeinen Antrag für berechtigt zu dieſer Ubernahme erklärt 
wird; b) nach Abſ. 2, wenn ein Privatgläubiger des anderen 
Sozius von der Befugnis zur Kündigung nach § 135 Gebrauch 
macht oder dieſer andere Sozius in Konkurs fällt. In beiden 
Fällen finden nach Abſ. 3 auf die Auseinanderſetzung die für 
den Fall des Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus der Geſell⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Zu 
dieſen Vorſchriften gehört auch und namentlich der § 738 
Satz 1 BGB. Die entſprechende Anwendung ergibt, daß der 
Anteil des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen — nicht 
den übrigen Geſellſchaftern, aber — dem übrigen Geſellſchafter, 
d. h. dem nicht ausſcheidenden, der bisher der andere Geſell⸗ 
ſchafter war, zuwächſt. Zwar wird vielfach die Anſicht ver⸗ 
treten, daß hier eine Akkreszenz nicht ſtattfinde, vielmehr eine 
obligatoriſche Verpflichtung des Ausſcheidenden zur Übertragung 
ſeines Anteils an den einzelnen Beſtandteilen des Geſellſchafts⸗ 
vermögens beſtehe. Infolge dieſer Auffaſſung wird bei Geſell⸗ 
ſchaftsgrundſtücken Auflaſſung verlangt. So Turnau⸗fFörſter 
a. a. O. S. 451, Lehmann⸗Ring: HGB. zu $ 158, S. 337. 
Der Kommentar zum HGB. von Staub, der in der VI. / VII. Auf: 
lage — vgl. zu § 141 Anm. 30, zu 8 142 Anm. 2 und 3 — 
die analoge Anwendung des § 738 BGB. auch in dieſem 
Punkte verteidigte und deshalb die Notwendigkeit der Auf⸗ 
laſſung beſtritt, iſt in der VIII. Auflage — vgl. zu $ 142 


Anm. 3 — zu der entgegengeſetzten Anſicht übergetreten. Das 


Geſetz bietet aber keinen Anhalt zu dieſer beſchränkenden Aus⸗ 
legung. Der erkennende Senat hält die Auslegung derjenigen 
für richtig, welche, wie Goldmann, HGB. zu $ 142 Anm. 15, 
Oberneck a. a. O. § 467, in den Fällen des S 142 von dem 
Erfordernis eines beſonderen Ubertragungsaktes, bei Grundſtücken 
alſo der Auflaſſung, abſehen. Der ſtreitige Auseinander⸗ 
ſetzungsvertrag, wie er nach der Behauptung der Kläger 
zu unterſtellen iſt, enthält eine Vereinbarung, auf die nach dem 
Ausgeführten der S 738 Satz 1 BGB. entſprechende An⸗ 
wendung findet. Es bedarf daher zum Anteile der abgefundenen 
Kläger an dem Geſellſchaftsvermögen keines beſonderen Über⸗ 
tragungsaktes, für die Geſellſchaftsgrundſtücke nicht der Auf⸗ 
laſſung. $ 925 BGB. Da mithin es ſich nicht um die Über: 
tragung von Eigentum an dieſen Grundſtücken handelt, ſo kann 
der Vertrag auch nicht auf die Verpflichtung zu ſolcher Eigen⸗ 
tumsübertragung gerichtet ſein. B. Hinſichtlich eines Grund⸗ 
ſtücks unterſtellt das Berufungsgericht, daß es im Grund⸗ 
buche nicht auf den Namen der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, ſondern noch auf die gleichlautende Einzelfirma 
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des Vaters der beiden Geſellſchafter eingetragen ſtehe. 
Inſoweit verneint es das Formerfordernis, weil das Eigentum 
an dieſem Grundſtücke noch den Erben zukomme, die offene 
Handelsgeſellſchaft nur einen Anſpruch auf Einbringung (Auf⸗ 
laſſung) gehabt habe und durch den Auseinanderſetzungsvertrag 
dem Beklagten nur dieſer Anſpruch überwieſen, nicht von den 
Klägern eine — neue — Verpflichtung zur Eigentumsüber⸗ 
tragung übernommen worden ſei. Gegen dieſe Vertrags⸗ 
auslegung iſt nichts zu erinnern. Den ſo gewonnenen Vertrags⸗ 
inhalt hat das Berufungsgericht mit Recht für formfrei erklärt 
(vgl. Oberneck a. a. O. S. 465 unter e mit Zitaten in Note 18). 
C. Der VII. 3S., deſſen Anſicht der Berufungsrichter gefolgt 
iſt, verneint die Notwendigkeit vormundſchaftsgerichtlicher Ge⸗ 
nehmigung deshalb, weil „ein Rechtsgeſchäft, durch welches 
eine Verpflichtung zu einer Verfügung (über ein zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft gehöriges 
Grundſtück) begründet werden ſoll, nicht ein einem etwaigen 
minderjährigen Rechtsnachfolger eines Geſellſchafters zu einem 
Teil gehöriges Grundſtück, ſondern lediglich ein ſolches der 
Geſellſchaft“ betreffe. Zur Begründung wird in Erörterungen 
über die Rechtsträgerſchaft bei der offenen Handelsgeſellſchaft 
eingetreten. Ob dieſen Erörterungen im einzelnen beizupflichten 
wäre, kann dahingeſtellt bleiben. Der erkennende Senat glaubt 
die Entſcheidung dahin verſtehen zu dürfen, daß die Notwendig⸗ 
keit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach §S 1821 
Ziffer 1, 3 das Eigentum oder das Bruchteilsmiteigentum an 
dem Grundſtück, über welches verfügt werden ſoll, vorausſetze 
und nicht vorhanden ſei, wenn es ſich nur um diejenige Mit⸗ 
berechtigung handele, welche einem Geſellſchafter an dem zum 
Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft gehörigen Grundſtücke 
zuſtehe. In dieſem Sinn trägt er kein Bedenken, ſich dem 
Ausſpruche des VII. ZS. anzuſchließen. Daß die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts aus einem anderen Grund erforderlich 
wäre, iſt nicht erſichtlich. B. c. B.; U. v. 23. Febr. 07, 
404/06 I. — Cöln. 

7. 88 426 Abſ. 2 in Verb. mit SS 401 Abſ. 1 und 412 
BGB. Begriff der Vorzugs⸗ und Nebenrechte aus § 401.1 

Die Kläger und der Hüttenarbeiter H. St. zu Laband ſind 
die Erben des verſtorbenen Gaſtwirts Anton St. Als ſolche 
ſind ſie durch rechtskräftiges Urteil vom 9. Januar 1904 ver⸗ 
urteilt, an den Beklagten zu 1 H. 4859,48 Mark nebſt 
Zinſen als Geſamtſchuldner zu zahlen. Bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung übernahm H. St. allein die Nachlaßſchuld mit der Ver⸗ 
pflichtung, die Kläger von der Mithaftung zu befreien. Er 
beſtellte ferner mit den ihm von den Klägern übereigneten 
Nachlaßgrundſtücken Retzitz Bl. 60 und 67 den Klägern zu 1, 
Kindern des Erblaſſers, für ihre bei der Auseinanderſetzung er⸗ 
mittelten Erbteile von zuſammen 3940 Mark und der Klägerin 
zu 2, der Witwe des Erblaſſers, für ihr Eingebrachtes von 
1500 Mark Hypotheken, von denen die erſtere unter Nr. 2 bzw. 3, 
die letztere unter Nr. 3 bzw. 4 Abt. III eingetragen wurden. Der 
Beklagte zu 1 ließ dann auf Grund des Urteils im Wege der 
Zwangsvollſtreckung Sicherungshypotheken auf die beiden Grund⸗ 
ſtücke eintragen, und zwar in Höhe von 3000 Mark auf Bl. 60 
unter Nr. 4 und in Höhe von 1853,48 Mark nebſt Zinſen auf 
Bl. 67 unter Nr. 5. Demnächſt wurden auf Grund des Urteils 
auch noch die Hypotheken der Kläger durch Beſchluß vom 
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25. April 1904 für den Beklagten zu 1 gepfändet und ihm zur 
Einziehung überwieſen. Die beiden Grundſtücke wurden dann 
zwangsverſteigert. Aus dem nach den Kaufbedingungen bar 
zu entrichtenden Meiſtgebot von 17 100 Mark wurden die vor⸗ 
genannten Hppotheken gedeckt. Der Beklagte zu 1 liquidierte 
ſeine Urteilsforderung, die ſich nebſt Zinſen und Koſten auf 
5716,23 Mark ſtellte, nicht an der Stelle ſeiner Sicherungs⸗ 
hypotheken Abt. III Nr. 4 bzw. 5, ſondern auf Grund des 
Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes an der Stelle der 
Hypotheken der Kläger, die insgeſamt mit 5 580,20 Mark zur 
Hebung kamen; nur den Reſt von 136,03 Mark liquidierte er 
bei ſeinen Hypotheken. Er erhielt dieſe Beträge im Verteilungs⸗ 
termin am 8. Juni 1905 ausgezahlt. Der RNeſtbetrag der 
Sicherungshypotheken wurde im Verteilungstermine den Be⸗ 
klagten zugewieſen, und zwar zunächſt in Höhe von 520,76 Mark 
dem Beklagten zu 1 wegen ſeiner für andere vollſtreckbare 
Forderungen gegen H. St., ferner auf dem Grundſtücke Bl. 60 
Abt. III Nr. 5 eingetragenen Sicherungshypothek von 489,71 Mark 
und ſodann im Geſamtbetrage von 4 101,18 Mark den Bes 
klagten zu 1 bis 7 zur Deckung vollſtreckbarer Forderungen, 
wegen deren ſie der Zwangsverſteigerung beigetreten waren. Die 
Kläger erhoben zwar nicht gegen das Liquidat von 520,76 Mark, 
wohl aber gegen die Liquidate von insgeſamt 4 101,18 Mark 
Widerſpruch, weil die Sicherungshypotheken zufolge Befriedigung 
des Beklagten zu 1 wegen ſeiner durch ſie geſicherten For⸗ 
derung aus ihren, der Kläger, Hypotheken auf ſie übergegangen 
ſeien. Die 4 101,18 Mark wurden als Streitmaſſe hinterlegt. 
Die Kläger erhoben Klage gegen die Beklagten zu 1 bis 7 auf 
Einwilligung in die Auszahlung der hinterlegten 4 101,18 Mark 
und ferner gegen Beklagten zu 1 auf Zahlung von 520,76 Mark 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit Klagezuſtellung. Letztere Klage 
gründeten ſie auf ungerechtfertigte Bereicherung. Der Beklagte 
zu 1 machte für ſich beſonders geltend, daß ihm nach dem 
Zuſchlag vom 6. Mai 1905 durch Pfändungs- und Über: 
weiſungsbeſchlüſſe gegen H. St. die von dieſem zu erwerbenden 
Rechte auf die Sicherungshypot heken, insbeſondere das Recht 
auf ihre Geltendmachung im Zwangsverſteigerungs verfahren 
und die Erhebung des auf ſie entfallenen Kaufgeldteiles, ge⸗ 
pfändet und zur Einziehung überwieſen ſeien. Der erſte Richter 
wies die Klage ab. Der Berufungsrichter verurteilte die Be⸗ 
klagten nach dem Klagantrage. Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Zutreffend führt der Berufungsrichter aus, daß der Beklagte 
zu 1 wegen der nach dem Urteil vom 9. Januar 1904 ihm 
gegen die Kläger und H. St. als Geſamtſchuldnern zuſtehenden 
Forderung von 4 859,48 Mark nebſt Zinſen und Koſten bis 
auf den Betrag von 136,03 Mark aus dem Vermögen der 
Kläger befriedigt worden iſt. Beklagter zu 1 hatte zur Sicherung 
dieſer vollſtreckbaren Forderung einmal auf die Grundſtücke des 
H. St. Retzitz Bl. 60 und 67 in Abt. III Nr. 4 bezw. 5 
Sicherungshypotheken von 3 000 bzw. 1 859,48 Mark eintragen 
und ſodann die auf dieſen Grundſtücken voreingetragenen Hypo⸗ 
theken der Kläger von zuſammen 5 440 Mark nebſt Zinſen für 
ſich pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen. Durch 
die letztere Uberweiſung waren zwar die Hypothekenforderungen 
der Kläger nicht, wie im Falle der Zeſſion oder der Aber⸗ 
weiſung an Zahlungsſtatt, auf den Beklagten zu 1 über⸗ 
gegangen, vielmehr war das Gläubigerrecht an ſich bei den 
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Klägern verblieben; der Beklagte zu 1 war aber kraft richter⸗ 
licher Ermächtigung befugt, die überwieſenen Hypotheken⸗ 
forderungen wie ein procurator in rem suam für ſich geltend 
zu machen (RG 27, 294; 63, 218). Von dieſer Befugnis hat 
Beklagter zu 1 in dem Kaufgelderbelegungstermin am 8. Juni 
1905 Gebrauch gemacht. Er hat den von dem bar zu zahlen⸗ 
den Meiſtgebot auf die Hypotheken der Kläger entfallenden, 
an ſich den letzteren zuſtehenden Betrag von 5 580,20 Mark 
für ſich erhoben, und zwar zur teilweiſen Deckung ſeiner For⸗ 
derung aus dem vorgenannten Urteil, die mit Zinſen und Koſten 
insgeſamt 5 716,23 Mark betrug. Danach aber hat Beklagter 
zu 1 Zahlung ſeiner Forderung in Höhe der 5 580,20 Mark 
aus dem Vermögen der Kläger erlangt. Dem ſteht nicht, wie 
die Reviſion meint, entgegen, daß der empfangene Betrag ein 
Teil des Kaufgeldes war, das hinſichtlich der Haftung für die 
Hypotheken an die Stelle der Grundſtücke des H. St. trat. 
Allerdings wurden auf dieſe Weiſe die Hypothekenforderungen 
der Kläger aus dem Vermögen des H. St. bezahlt; aber der 
Beklagte zu 1 nahm den gezahlten Betrag zufolge der ihm 
erteilten Ermächtigung für die Kläger als die Gläubiger zu 
dem Zweck in Empfang, dadurch ſeine Forderung gegen die Kläger 
und H. St. zu tilgen. Iſt hiernach Beklagter zu 1 wegen 
ſeiner Forderung in Höhe von 5 580,20 Mark ſeitens der 
Kläger befriedigt worden, ſo iſt im Augenblick der Zahlung an 
den Beklagten zu 1 die Forderung zu dieſem Teilbetrag auf 
die Kläger gemäß S 426 Abſ. 2 BGB. übergegangen in der 
Weiſe, daß ſie nunmehr dieſen gegen H. St. als dem anderen 
Geſamtſchuldner zuſtand; denn letzterer hat bei der Erb⸗ 
auseinanderſetzung nach Anton St. dieſe Nachlaßſchuld mit der 
Verpflichtung übernommen, die Kläger von der Mithaftung zu 
befreien. Was ſodann den Einfluß dieſes Übergangs auf die 
zur Sicherheit derſelben Forderung des Beklagten zu 1 auf den 
Grundſtücken des H. St. in Abt. III Nr. 4 bzw. 5 eingetragenen 
Sicherungshypotheken anlangt, ſo ſcheidet hier die Anwendung 
des vom erſten Richter herangezogenen 8 1164 BGB. von 
vornherein deswegen aus, weil dieſe Vorſchrift zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, daß durch die Befriedigung des Gläubigers die der 
Hypothek zugrunde liegende Forderung erliſcht. Während nach 
der Regel des 8 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. im Falle des 
Erlöſchens der Forderung die Hypothek auf den Eigentümer 
übergeht, ſoll, wenn der von dem Eigentümer verſchiedene per⸗ 
ſönliche Schuldner die Forderung durch Befriedigung des 
Gläubigers zum Erlöſchen gebracht hat, aus Billigkeitsgründen 
die Hypothek inſoweit, als der befriedigende Schuldner von dem 
Eigentümer Erſatz verlangen kann, ausnahmsweiſe nicht auf den 
Eigentümer, ſondern auf den persönlichen Schuldner übergehen 
(Mot. 3, 722, Denkſchr. zu §S 1147 Entw.). Vorliegend 
aber iſt die geſicherte Forderung durch die Befriedigung des 
Gläubigers nicht erloſchen, ſondern auf die befriedigenden 
Geſamtſchuldner gegen den anderen Geſamtſchuldner kraft 
Geſetzes übergegangen. Es beſtimmt ſich daher die Frage, 
ob die Sicherungshypotheken mit übergegangen find, nach 5 401 
Abſ. 1 in Verbindung mit 8 412 BGB., wie der Berufungs⸗ 
richter mit Recht annimmt. Danach gehen, abgeſehen von den 
hier nicht in Betracht kommenden Pfandrechten und Bürg⸗ 
ſchaften, die für die Forderung beſtehenden Hypotheken mit über. 
Die fraglichen Sicherungshypotheken beſtanden zur Zeit des 


36. Jahrgang. 


Übergangs der geficherten Forderung auf die Kläger materiell 
als Hypotheken nicht mehr. Da nach den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen das ganze Meiſtgebot bar gezahlt werden und die 
Hypotheken alſo nicht beſtehen bleiben ſollten, waren ſie gemäß 
§ 52 Abſ. 1, 8 91 Abſ. 1 3G. durch den Zuſchlag erloſchen; 
an ihre Stelle war der Anſpruch auf Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlöſe getreten (RG. 55, 264; 63, 216). Dieſes 


Recht aber, in das ſich ſonach die Sicherungshypotheken auf: 


gelöſt hatten, bildete den hauptſächlichſten materiellen Inhalt 
der urſprünglichen Hypotheken; denn nach 8 1113 Abſ. 1 BGB. 
gewährt eine Hypothek das Recht, die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme zur Befriedigung wegen einer Forderung aus dem 
Grundſtücke zu verlangen, alſo gemäß 8 1147 BB. das 
Recht, im Wege der Zwangsvollſtreckung die Befriedigung aus 
dem Verſteigerungserlöſe zu ſuchen. Wenn daher 8 401 Abſ. 1 
BGB. vorſchreibt, daß mit der Forderung auch die für ſie 
beſtehende Hypothek auf den neuen Gläubiger übergeht, ſo muß 
von dem an die Stelle der durch den Zuſchlag erloſchenen 
Hypothek getretenen, dem Gläubiger als ein Nebenrecht der 
Forderung zuſtehenden Anſpruch auf Befriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe das Gleiche gelten. Dies iſt um ſo mehr an⸗ 
zunehmen, als nach 8 297 Entw. I allgemein die zur Ver⸗ 
ſtärkung der Forderung dienenden Nebenrechte mit übergehen 
ſollten, in der 2. Kommiſſion zwar dieſer Vorſchrift die auf 
Hypotheken, Pfandrechte und Rechte aus Bürgſchaften beſchränkte 
Faſſung des Geſetzes gegeben, aber dabei bemerkt wurde, die 
konkretere Formulierung, welche angezeigt erſcheine, weil unter 
Nebenrechten auch ſolche verſtanden werden könnten, auf welche 
die Vorſchrift nicht paſſe, wie das kaufmänniſche Zurückbehaltungs⸗ 
recht, ſchließe ſelbſtverſtändlich die Anwendung der Beſtimmung 
auf andere Nebenrechte im Wege der Analogie nicht aus 
(Prot. 1, 386). Danach iſt, wie der Berufungsrichter zutreffend 
ausgeſprochen hat, in dem Zeitpunkt, in welchem Beklagter zu 1 
aus den Hypotheken der Kläger Zahlung auf ſeine gegen die 
Kläger und H. St. beſtehende Forderung erhielt, in Höhe der 
Zahlung von 5 580,20 Mark auf die Kläger zugleich mit der 
durch die fraglichen Sicherungshypotheken des Beklagten zu 1 
geſicherten Forderung auch das an die Stelle der Hypotheken 
getretene Recht auf Befriedigung aus dem Erlöſe mit über⸗ 
gegangen (RG. 60 371). Iſt dies aber der Fall, ſo folgt 
daraus von ſelbſt, daß der auf die Sicherungshypotheken bei 
der Kaufgelderbelegung aus dem Verſteigerungserlöſe der beiden 
belaſteten Grundſtücke entfallende Betrag, abgeſehen von 
136,03 Mark, welche Beklagter zu 1 als Reſtbetrag ſeiner 
Forderung hier liquidierte und zu liquidieren berechtigt war, 
von den Beklagten zu 1 bis 7 zunächſt nicht ihrer Eigenſchaft 
als nachſtehende Gläubiger ſo in Anſpruch genommen werden 
konnte, als wären die Sicherungshypotheken gar nicht ein⸗ 
getragen oder nicht rechtsbeſtändig geweſen. Denn die rechts⸗ 
wirkſam eingetragenen Sicherungshypotheken hatten ſich infolge 
des Zuſchlags nur umgewandelt in das Recht, an ihrer Stelle 
und mit ihrem Range Befriedigung aus dem Verſteigerungs⸗ 
erlöſe zu verlangen, und dieſes Recht iſt in der genannten 
Höhe im Augenblick der Befriedigung des Beklagten zu 1 
aus den Hypotheken der Kläger auf dieſe übergegangen. 
Sodann können die Beklagten ſich zur Rechtfertigung ihrer 
Liquidationen auch nicht auf die nach dem Zuſchlage wegen 
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anderer vollſtreckbarer Forderungen zugunſten des Beklagten 
zu 1 erlaſſenen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe berufen. 
Weder wurde dadurch die Auszahlung der vom Beklagten zu 1 
zuerſt liquidierten 520,76 Mark aus dem Erlöſe begründet, 
noch ſteht, wie die Reviſion geltend zu machen ſucht, der 
Inanſpruchnahme des betreffenden Teiles des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes ſeitens der Kläger wegen der Pfändungs⸗ und Aber⸗ 
weiſungsbeſchlüſſe die Vorſchrift des §S 426 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
entgegen, wonach der Übergang der Forderung auf den einen 
Geſamtſchuldner gegen den anderen nicht zum Nachteile des 
Gläubigers geltend gemacht werden kann. Denn die Sicherungs⸗ 
hypotheken hafteten dem Beklagten zu 1 wegen ſeiner anderen 
vollſtreckbaren Forderungen an ſich nicht und durch die 
Pfändungs⸗ und Aberweiſungsbeſchlüſſe ſind für ihn nur die 
Rechte gepfändet und überwieſen, welche H. St. möglicherweiſe 
auf die Sicherungshypotheken, insbeſondere hinſichtlich Erhebung 
des darauf entfallenden Verſteigerungserlöſes, erwerben werde; 
ſolche Rechte. hat H. St. niemals erworben, da infolge 
Befriedigung des Beklagten zu 1 wegen ſeiner durch die 
Sicherungshypotheken geſicherten Forderung aus dem Vermögen 
der Kläger auf dieſe das an die Stelle der Sicherungs⸗ 
hypotheken getretene Recht auf Befriedigung aus dem Erlös 
übergegangen iſt. H. u. Gen. c. St., U. v. 3. April 07, 
423/06 V. — Breslau. 

8. 88 833, 254 BGB. Tierſchaden. Haftung des 
Eigentümers von Pferd und Wagen, wenn ein Teilnehmer bei 
einer Wagenfahrt, als das Pferd durchgeht, herausſpringt und 
getötet wird.] 

Der Ehemann der Klägerin machte mit noch anderen 
Perſonen und dem Beklagten in einem mit einem Pferde be⸗ 
ſpannten zweirädrigen Wagen, der ebenſo wie das Pferd dem 
Beklagten gehörte, eine Wagenfahrt. Auf dieſer Fahrt iſt er 
infolge eines Sturzes vom Wagen tödlich verunglückt. Die 
Erben nahmen den Beklagten als Tierhalter und wegen ſeines 
Verſchuldens, da er durch unſinniges Einſchlagen auf das 
Pferd, was er trotz Abmahnens des Verunglückten fortgeſetzt 
habe, das Durchgehen des Pferdes und damit den Unfall ver⸗ 
ſchuldet habe, in Anſpruch. Von dem Beklagten iſt eingewandt, 
daß der Unfall lediglich auf das Verſchulden des Verunglückten 
zurückzuführen ſei, der ohne Not aus dem Wagen geſprungen 
ſei. Beklagter wurde verurteilt, Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen: Es iſt unrichtig, wenn die Reviſion meint, 
Urſache des Unfalls ſei nicht das Tier geweſen, ſondern der 
freie Entſchluß des Verunglückten, das Fahrzeug noch während 
der Fahrt zu verlaſſen. Dieſe Entſchließung, das Fahrzeug zu 
verlaſſen, war eben, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, dadurch 
hervorgerufen, daß der Verunglückte ſich infolge des Durchgehens 
des Pferdes in Gefahr ſah und durch Abſpringen aus dem 
Wagen ſich aus dieſer Gefahr zu retten meinte. Die Lage, in 
welcher er ſich damals befand, war nach der Darlegung der 
Vorderrichter die, daß das Fuhrwerk, ein mit einem Pferde 
beſpannter zweirädriger Wagen, in ſchnellſtem Tempo die 
abwärts führende Wegeſtrecke herunterfuhr. Das Pferd befand 
ſich nicht mehr in der Gewalt des Beklagten, der Wagen ging, 
wie der Zeuge H. bekundet, hin und her und hob ſich zuweilen, 
wahrſcheinlich beim Fahren über die an der Seite der Straße 
liegenden Haufen Erde. Der Zeuge H. iſt auf das Fuhrwerk 
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durch die Rufe: „Haltet das Pferd auf“, aufmerkſam geworden. 
Auch die Zeugin K. und der Zeuge B. haben das laute Rufen 
von einem oder mehreren der in der zweirädrigen Karre fitzenden 
Perſonen vernommen, welches Rufen nach Ausſage von B. nur 
den Erfolg hatte, daß das Pferd zu noch ſtärkerem Laufe 
angeſpornt wurde. Der genannte Zeuge B. hat ferner wahr⸗ 
genommen, wie der Lenker des Fuhrwerks mit den Armen in 
der Luft „umherfuchtelte“. Es beſtand hiernach, da das Fuhr⸗ 
werk nicht aufzuhalten war, die große Gefahr, daß der Wagen 
umgeworfen wurde, daß er gegen ein Hindernis oder in die an 
der Seite des Weges ſich hinziehenden Gräben geriet. Wenn 
unter dieſen Umſtänden der Ehemann der Klägerin, um der 
ihm drohenden Gefahr zu entgehen, ſich entſchloß, aus dem 
Wagen zu ſpringen, ſo war dies nur die Folge des Durchgehens 
des Pferdes. Der urſächliche Zuſammenhang iſt durch dieſe 
Handlung des Verunglückten nicht unterbrochen. Wenn man 
auch die Haftung des Tierhalters nach 8 833 BGB. nicht 
ſoweit ausdehnen darf, daß derſelbe ohne jede Einſchränkung 
auch für alle nur mittelbaren Folgen des Tuns des Tieres zu 
haften habe, die hiermit nur in entfernteſtem Zuſammenhange 
ſtehen, ſo war es doch hier in dem natürlichen und regelmäßigen 
Verlaufe der Dinge begründet, daß der Ehemann der Klägerin 
vor der ihm drohenden Gefahr durch einen Sprung aus dem 
Wagen ſich zu retten ſuchte. Auf derartige Ereigniſſe muß der 
durch die Haftung des Tierhalters eingeführte Schutz mit 
erſtreckt werden. Ein jeder verſtändige Menſch wird ſo handeln, 
daß er die ihm drohende Gefahr nicht untätig herankommen 
läßt, ſondern vorher bemüht ſein wird, der Gefahr auszuweichen 
und wird ein derartiges Handeln oft eine Pflicht des Bedrohten 
ſein, deren Außerachtlaſſung den Verluſt des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs nach ſich ziehen kann. Ein Mitverſchulden des Ver⸗ 
unglückten liegt nicht vor. In dem vorliegenden Falle mußte 
der Verunglückte ſchon dadurch in große Angſte verſetzt werden, 
daß die Bremſe, wie der Beklagte zugibt, bei der Fahrt auf 
der abwärts führenden Straße verſagt hatte. Die Aufregung 
mußte noch dadurch geſteigert werden, daß der Beklagte nichts 
tat, um den ſchnellen Lauf des Fuhrwerks zu mäßigen, ſondern 
das Pferd durch Schlagen mit dem Zügel zu noch größerer 
Eile antrieb. Das Pferd ging dann durch und muß der 
unregelmäßige, ſchwankende Gang der zweirädrigen Karre für 
den Verunglückten, der mit dem Beklagten vorn ſaß, ſich ſehr 
unangenehm bemerkbar gemacht haben. Auch die lauten Rufe 
des Beklagten, man ſolle das Pferd aufhalten, können nur 
dazu beigetragen haben, die Aufregung zu mehren. Bei dieſer 
Sachlage iſt mit dem Berufungsrichter, da die Situation dem 
Verunglückten äußerſt bedrohlich erſcheinen mußte, das Abſpringen 
vom Wagen als gerechtfertigt anzunehmen, wenigſtens kann ein 
Verſchulden hierin nicht gefunden werden. Es kann nicht einmal 
geſagt werden, daß das Abſpringen ſchon an ſich etwas Sach⸗ 
widriges war, da bald nachher der dritte Inſaſſe des Wagens 
den Sprung ebenfalls und zwar mit beſſerem Erfolge aus⸗ 
geführt hat. Ein Vorwurf könnte dem Verunglückten höchſtens 
daraus gemacht werden, daß er den Sprung in ſo ungeſchickter 
Weiſe vorgenommen hat, indem er nach der Ausſage des Zeugen 
B. gegen die Fahrtrichtung geſprungen iſt. Allein hierbei iſt 
zu berückſichtigen, daß er, als er abſprang, nicht ganz Herr 
feiner Glieder war. Demgemäß hat es den Zeugen geſchienen, 
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als ob der Verunglückte aus dem Wagen geflogen, nicht 
geſprungen wäre. Eine gewiſſe Unvorſichtigkeit iſt allerdings, 
wie nicht verkannt werden kann, darin zu finden, daß der 
Verunglückte, der infolge ſeines großen Körpergewichtes ziemlich 
unbeholfen iſt, darauf vertraut hat, durch einen Sprung ſich 
retten zu können. Gleichwohl darf das Verhalten des Ver⸗ 
unglückten, der ſich infolge des Durchgehens des Pferdes in 
einer großen Aufregung befand und dem die Zeit zu ruhiger 
Aberlegung fehlte, als entſchuldigt angeſehen werden. Wenn 
er die Gefahren eines Sprunges aus dem Wagen ſich nicht 
genügend vergegenwärtigt und nicht bedacht hat, daß dieſer 
Sprung bei ſeiner Ungeſchicklichkeit ein großes Wagnis für ihn 
ſein müßte, ſo iſt doch andererſeits dem Umſtande Rechnung zu 
tragen, daß er infolge eines von dem Beklagten zu vertretenden 
Umſtandes in einer ſo gefahrvollen Situation ſich befand. 
Sein Angſtgefühl mußte auch gerade dadurch, daß er unbeholfen 
war, aufs höchſte geſteigert werden. Dieſe tatſächlichen Umſtände 
ſind von dem Berufungsrichter zutreffend in Betracht gezogen. 
Wenn er hierbei dahin gelangt iſt, daß ein Verſchulden des 
Verunglückten nicht vorliege, ſo kann ihm in dieſer Beurteilung, 
die einen Rechtsirrtum nicht erkennen läßt, nicht entgegengetreten 
werden. A. c. R., U. v. 25. März 07, 314/06 IV. — 
Hamm. 

9. SS 833, 844, 845 BGB. Haftung des Tierhalters, 
der einen Fahrgaſt zur gemeinſchaftlichen Fahrt auf ſeinem 
Wagen aus Gefälligkeit mitnimmt. Anſprüche der Erben des 
getöteten Fahrgaſtes, der deswegen ſelbſt keine Forderungen er⸗ 
heben könnte.] 

Der Erblaſſer der Kläger und ein Mitinhaber der be⸗ 
klagten Handelsgeſellſchaft benutzten zur gemeinſamen Ab⸗ 
ſchließung eines Handelsgeſchäfts ein Fuhrwerk und Pferd der 
Beklagten, nachdem deren Mitinhaber dem Erblaſſer das An⸗ 
erbieten gemacht hatte, ihn mitzunehmen und ſelbſt lenkte. Der 
Erblaſſer wurde dadurch tötlich verletzt, daß das vorgeſpannte 
Pferd durchging und er dadurch aus dem Wagen hinaus⸗ 
geſchleudert wurde. Das LG. hat den Klaganſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; das KG. die Ent⸗ 
ſcheidung nur mit bezug auf die Beerdigungskoſten aufrecht er⸗ 
halten, im übrigen aber die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
iſt zurückgewieſen worden: Der Berufungsrichter ging ohne 
Rechtsirrtum davon aus, daß die Beteiligten ſelbſt ihr Über: 
einkommen dem Billigkeitsgebot entſprechend beurteilt wiſſen 
wollten, und nahm deshalb an, jeder Teilnehmer habe billiger⸗ 
weiſe den aus der Verwirklichung der gemeinſamen Gefahr ihm 
etwa entſtehenden Schaden allein tragen müſſen. Dem Zu⸗ 
ſtandekommen dieſes ſowohl die Beklagte wie auch deren In⸗ 
haber von der Tierhalterhaftung entlaſtenden Abereinkommens 
ſteht auch nicht der Umſtand entgegen, daß die Vertrag⸗ 
ſchließenden mit dem normalen Verlauf der Fahrt gerechnet 
haben und daß in Fällen dieſer Art, wie es in den Urteils⸗ 
gründen heißt, der Gedanke an einen etwaigen Unfall erfahrungs⸗ 
mäßig nicht vorhanden iſt. Denn wenn die Vertragſchließenden 
über den leitenden Grundgedanken, nach dem der Inhalt ihrer 
Vertragsbeziehungen im einzelnen beurteilt werden ſollte, einig 
waren, ſo umfaßte ihre Einigung auch alles, was ſich durch 
Schlußfolgerungen daraus herleiten ließ und es war nicht nötig, 
daß ihnen jede dieſer Folgerungen noch beſonders zum Bewußt⸗ 
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fein kam. Die rechtliche Tragweite des in feinen tatſächlichen 
Vorausſetzungen als begründet feſtgeſtellten Einwandes iſt jedoch 
größer als der Berufungsrichter annimmt. Iſt im Verhältnis 
zwiſchen dem Tierhalter und dem Getöteten die geſetzliche 
Haftung für den Tierſchaden durch Vertrag ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen, ſo beſeitigt das nicht nur den hier von den Rechts⸗ 
nachfolgern des Getöteten erhobenen Anſpruch auf Erſtattung 
der Heilungskoſten, ſondern auch den Anſpruch der Mitklägerin 
darauf, daß ihr gemäß 8844 Abſ. 2 BGB. zum Erſatze für 
das ihr entzogene geſetzliche Unterhaltungsrecht eine Ent⸗ 
ſchädigungsrente gezahlt werde. Daß die Wirkung des Ver⸗ 
tragsabkommens ſich auf ſolche Anſprüche der Hinterbliebenen 
miterſtreckt, iſt bereits früher in der Rechtſprechung des RG. 
anerkannt worden. Allerdings hat der VI. 3 S. in dem Urteile 
vom 15. Mai 1903 (RG. 55, 24 ff., insbeſondere 30 ff.) den 
Ausführungen namhafter Schriftſteller beitretend, darauf hin⸗ 
gewieſen, daß in den Fällen der 88 844, 845 der Erſatz⸗ 
anſpruch des Dritten keineswegs nur als ein unſelbſtändiger, 
abgeleiteter Anſpruch oder als bloßer Reflex eines für den 
Verletzten ſelbſt begründeten Rechtes anzuſehen ſei. Er habe 
vielmehr die Eigenſchaft eines ſelbſtändigen, in der Perſon des 
geſchädigten Dritten von vornherein entſtandenen Anſpruchs, der 
von dem Rechte des unmittelbar Verletzten unabhängig und 
ſeiner Verfügung entzogen ſei. Dieſer Annahme tritt der jetzt 
erkennende Senat einmal inſoweit bei, als er gleichfalls den 
bereits entſtandenen Anſpruch des entſchädigungsberechtigten 
Dritten in ſeinem Fortbeſtehen für ſelbſtändig und deshalb der 
Verfügung des unmittelbar Verletzten nicht unterworfen hält 
und ſodann auch darin, daß der Anſpruch in den Voraus⸗ 
ſetzungen ſeiner Entſtehung eine gewiſſe Unabhängigkeit, dies 
jedenfalls nach der Richtung auſweiſt, daß nicht nur ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Getöteten ſelbſt ſondern auch ein 
eigenes mitwirkendes Verſchulden des mittelbar geſchädigten 
Dritten ihn auszuſchließen oder in ſeinem Umfange zu ver⸗ 
ringern vermag. Eine weitergehende Folgerung wie dieſe iſt 
übrigens in dem Urteile vom 18. Mai 1903 aus der darin be: 
tonten Selbſtändigkeit der Rechte des Dritten nicht gezogen 
worden. Dagegen hat wiederum der VI. 3S. des RG. in 
Sachen R. wider V. und Gen. (VI. 177, 04) durch Urteil 
vom 9. Januar 1905, teilweiſe mitgeteilt in JW. 05 14322 
für einen Rechtsfall, in dem der mit dem Pferde beſchäftigte 
Stallmeiſter durch das ſich überſchlagende Pferd getötet wurde, 
eine ſtillſchweigende Ausſchließung der Tierhalterhaftung in dem 
über das Zureiten des Pferdes zwiſchen dem Stallmeiſter und 
dem Tierhalter abgeſchloſſenen Vertrage enthalten gefunden, 
aus dieſem Grunde aber zugleich den Anſpruch der Witwe und 
der Kinder des Getöteten für ausgeſchloſſen erachtet. Die 
Richtigkeit dieſer Annahme folgt zunächſt aus dem Wortlaut 
der Geſetzesvorſchrift des 8 844 Abſ. 2. Denn wenn darin 
ebenſo wie im $ 845 beſtimmt wird, in welchen Fällen „der 
Exſatzpflichtige“ dem Dritten Schadenserſatz zu leiſten hat, fo 
wird dadei doch wortdeutlich vorausgeſetzt, daß eine andere 
Erſatzpflicht und zwar hier dem Getöteten ſelbſt gegenüber be⸗ 
reits beſtanden hat oder, daß doch wenigſtens in der Perſon 
des Getöteten die Vorausſetzungen für die Entſtehung der Er⸗ 
ſatzpflicht gegeben waren. Es entſpricht das aber in gleicher 
Weiſe dem Weſen der Sache, der Billigkeit und dem Verkehrs⸗ 
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bedürfnis. Iſt der Beklagte imſtande geweſen, den Anſpruch 
ſeiner Hinterbliebenen auf Erſatz des ihnen entſtandenen mittel⸗ 
baren Schadens durch ſchuld haftes Verhalten auszuſchließen 
oder zu verringern, wie dies im §S 846 BGB. durch Aus⸗ 
dehnung der Vorſchriften des § 254 auf einen ſolchen Fall 
ausdrücklich vorgeſehen iſt, ſo können, wenn die Haftpflicht an 
ſich ein Verſchulden überhaupt nicht zur Vorausſetzung hat, die 
Anſprüche der Hinterbliebenen in ihrer Entſtehung von dem 
Verhalten des unmittelbar Verletzten ebenfalls nicht unbeein⸗ 
flußt bleiben. So insbeſondere nicht, wenn der Getötete, indem 
er die für die Verwirklichung der Schadensgefahr rechtsgrund⸗ 
ſätzlich verantwortliche Perſon von der geſetzlichen Haftpflicht 
befreite, ſich zwar ohne Verſchulden, immerhin aber doch mit 
Abſicht und mit gewollter alleiniger Verantwortlichkeit der Ge⸗ 
fahr ausgeſetzt hat, am allerwenigſten aber dann, wenn der 
Getötete, als er die Gefahr auf ſich nahm, dabei im Bereich 
ſeiner Berufs⸗ und Erwerbstätigkeit handelte. Das Verlangen, 
daß der andere, obwohl er ſich mit dem Getöteten über feine 
Nichthaftung geeinigt hatte, deſſen unterhaltsberechtigten An⸗ 
gehörigen für den ihnen mittelbar entſtandenen Schaden trotz⸗ 
dem aufkomme, würde ebenſo unbillig ſein, wie es zu einem 
Hemmniſſe des geſchäftlichen Verkehrs werden könnte. Beiſpiels⸗ 
weiſe wird dem Stallmeiſter, der für die in ſeiner eigenen Perſon 
ihm drohende Tiergefahr nicht berufsmäßig nach allen Richtungen 
hin ſelbſt einzuſtehen bereit iſt, ſo leicht niemand ſein Pferd 
zum Zureiten oder Einfahren anvertrauen wollen, er ſelbſt aber 
würde, ſofern die Möglichkeit einer derartigen Regelung der 
Schadenshaftung durch Vertrag nicht beſtände, zu ſeinem eigenen 
Nachteil und gerade auch zum Nachteil der von ihm mit geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsanſprüchen abhängigen Angehörigen in ſeinem 
wirtſchaftlichen Fortkommen nicht unweſentlich behindert ſein. 
Welche Weiterungen ſich daraus ergeben müßten, daß in dieſer 
Beziehung der Vertrag über den Ausſchluß der Haftung nur 
unter Mitwirkung derer abgeſchloſſen werden könnte, die ihm 
gegenüber unterhaltspflichtig entweder ſchon find oder es doch 
in Zukunft werden könnten (8 844 Abſ. 2), liegt auf der 
Hand. Die nämlichen Erwägungen führen zur Ausſchließung 
der Haftpflicht gegenüber den in ihren Unterhaltsanſprüchen ge⸗ 
ſchädigten Hinterbliebenen für ſolche Fälle, in denen wie hier 
es ſich im Verkehr unter Geſchäftsfreunden um eine dem beider⸗ 
ſeitigen Geſchäftsintereſſe dienende Gefälligkeitsleiſtung des einen 
an den andern handelt. 8 846 BGB. enthält daher nicht 
eine Ausnahmevorſchrift, die zu einer Schlußfolgerung vom 
Gegenteile her nach der Richtung verwendbar wäre, daß überall, 
wo nicht ein dem unmittelbar Verletzten zur Laſt fallendes mit⸗ 
wirkendes Verſchulden in Betracht kommt, die ſich aus 
SS 844, 845 BGB. ergebenden Anſprüche einer jeden, von 
dem Berhalten des Verletzten ausgehenden Einwirkung entzogen 
ſeien, es iſt darin vielmehr die Anwendung eines allgemein 
gültigen Rechtsgrundſatzes zu erblicken, wonach in gleichem Maße 
wie die eigenen Anſprüche des Verletzten in der Entſtehung von 
ſeinem Verhalten beeinflußt werden können, nicht minder in den 
Fällen der 88 844, 845 die Anſprüche ſeiner nur mittelbar 
geſchädigten Angehörigen überhaupt einer von ſeinem Verhalten 
ausgehenden Einwirkung ausgeſetzt ſind (vgl auch Mot. zum 
I. Entw. des BGB. 2, 770 ff). B. und Gen. c. J., U. v. 
18. März 07, 358/06 IV. — Berlin. | 
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Bivilprogeßordnung. 

10. 88 278, 515, 767 ZPO. Zeitpunkt, bis zu welchem 
noch Einwendungen geltend gemacht werden können. Verhältnis 
eines Verſäumnisurteils II. Inſtanz nach Zurücknahme des 
Rechtsmittels zu dem hiernach rechtskräftig gewordenen Urteile 
der Vorinſtanz.] 

Auf Klage des jetzigen Beklagten waren die jetzigen Kläger 
zur Zahlung von 4 787,70 Mark nebſt Zinſen verurteilt worden. 
Hiergegen hatten ſie Berufung eingelegt. Dieſe wurde durch 
Zuſtellung eines Schriftſatzes zurückgenommen; in dem Schrift⸗ 
ſatze wurde erklärt, daß die Zurücknahme „infolge des zwiſchen 
den Parteien abgeſchloſſenen Vergleichs“ geſchehe. Durch Ver⸗ 
ſäumnisurteil wurden hierauf die Kläger des Rechtsmittels der 
Berufung für verluſtig erklärt und in die Koſten der Berufungs⸗ 
inſtanz verurteilt. Alsdann erwirkte der Beklagte Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen die Kläger aus dem erſtgedachten Urteile. 
Hiergegen richtet ſich die gegenwärtig erhobene Klage. Durch 
das Urteil der I. Inſtanz iſt auf dieſe Klage 1. feſtgeſtellt, daß 
der Beklagte aus den vorerwähnten Urteilen vom 28. September 
1903 und 15. März 1904 einen Anſpruch gegen die Kläger 
nicht hat, daß ins beſondere die auf Grund der Urteile bereits 
vorgenommenen Zwangsvollſtreckungsmaßregeln unzuläſſig ſind, 
2. die im Auftrage des Beklagten gegen die Kläger durch den 
Gerichtsvollzieher vorgenommene Pfändung aufgehoben, 3. der 
Beklagte verurteilt, den Klägern allen Schaden zu erſetzen, 
welcher ihnen durch die Vollſtreckung der erwähnten Urteile ent⸗ 
ſtanden iſt oder noch erſtehen wird, ſowie dasjenige, was er 
durch die Vollſtreckung erhalten hat oder noch erhalten wird, 
an die Kläger zurückzugeben. Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen: Mit der gegenwärtigen Klage machen die Kläger, 
als im Vorprozeſſe verurteilte Schuldner, in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gemäß § 767 Abſ. 1 3PO. eine Einwendung gel: 
tend, die den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt be⸗ 
trifft, indem ſie behaupten, nach Einlegung der Berufung im 
Vorprozeſſe ſei zwiſchen den Parteien ein außergerichtlicher Ver⸗ 
gleich des Inhalts geſchloſſen worden, daß ſie an den Beklagten 
2 500 Mark zahlen und die Berufung zurücknehmen ſollten, der 
Beklagte dagegen auf die Mehrforderung verzichtete und die 
Prozeßkoſten übernahm. Einwendungen der in 8 767 Abſ. 1 
ZPO. gedachten Art find nach Abſ. 2 nur inſoweit zuläffig, 
als die Gründe, auf denen ſie beruhen, erſt nach dem Schluſſe 
derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher Einwendungen 
in Gemäßheit der Beſtimmungen der ZPO. ſpäteſtens hätten 
geltend gemacht werden müſſen, entſtanden ſind und durch 
Einſpruch nicht mehr geltend gemacht werden können. Die 
Reviſion meint, daß hiernach die Klage unzuläſſig ſei, weil der 
angebliche Vergleich nach der Behauptung der Kläger vor der 
mündlichen Verhandlung, auf die das Verſäumnisurteil vom 
15. März 1904 erging, geſchloſſen ſei, die Kläger alſo die 
Rechte aus dem Vergleich in dieſem Verhandlungstermin hätten 
geltend machen und ſo den Erlaß des Verſäumnisurteils hätten 
verhindern können. Die hierauf geſtützte Rüge der Verletzung 
des 5 767 ZBO. geht fehl. Nach 8 278 ZPO. können Ber: 
teidigungsmittel bis zum Schluſſe derjenigen mündlichen Ver⸗ 
handlung geltend gemacht werden, auf welche das Urteil er⸗ 
geht. Das Urteil aber, durch welches im Vorprozeſſe der An⸗ 
ſpruch „feſtgeſtellt“ worden iſt (S 767 Abſ. 1), iſt nicht, wie 
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die Reviſion bei jener Rüge notwendig vorausſetzt, das in der 
Berufungsinſtanz ergangene Verſäumnisurteil vom 15. März 
1904, ſondern das in der I. Inſtanz ergangene Urteil vom 
28. September 1903. Denn dieſes erſtinſtanzliche Urteil er⸗ 
langte ſchon durch die Zuſtellung des die Zurück⸗ 
nahme der Berufung erklärenden Schriftſatzes, und 
nicht erſt durch das den Verluſt des Rechtsmittels ausſprechende 
Verſäumnisurteil, die Rechtskraft (8 515 Abſ. 3 ZPO); 
daß etwa im Zeitpunkte der Zurücknahme die Berufungsfriſt 
noch nicht abgelaufen geweſen ſei, iſt nicht behauptet, auch nach 
Lage der Umſtände nicht anzunehmen, ſo daß die Frage, ob 
nach der Zurücknahme eine erneute Einlegung des Rechtsmittels 
zuläſſig geweſen wäre, der Erörterung nicht bedarf. Die 
Zwangsvollſtreckung, gegen die ſich die gegenwärtige Klage 
richtet, erfolgt nach dem Geſagten auf Grund des Urteils vom 
28. September 1903, nicht auf Grund des Verſäumnisurteils 
vom 15. März 1904, das nach ſeinem Inhalte einer unmittel⸗ 
baren Vollſtreckung gar nicht fähig iſt. Es iſt deshalb auch 
ungenau, wenn die erſtinſtanzliche Urteilsformel des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreits, im Anſchluß an den Klageantrag, von 
einer Zwangsvollſtreckung auf Grund beider Urteile ſpricht. 
Das Verſäumnisurteil hatte nur eine formale Bedeutung, inſo⸗ 
fern es dem Gerichtsſchreiber, wenn er um das Rechtskraft⸗ 
zeugnis für das Urteil vom 28. September 1903 angegangen 
wurde (5 706 ZPO.), der ſelbſtändigen Prüfung der Vorauss 
ſetzungen der Rechtskraft enthob; und ferner gewährte es den 
Titel, auf Grund deſſen gegebenenfalls die Feſtſetzung der zu 
erſtattenden Koſten der Berufungsinſtanz erwirkt werden konnte 
($ 104 ZPO.) Gegenſtand der Vollſtreckung aber iſt im vor⸗ 
liegenden Falle, da ein Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nach Inhalt der 
erſtinſtanzlichen Urteilsformel nicht in Betracht kommt, lediglich das 
Urteil vom 28. September 1903. In den Schluß der mündlichen 
Verhandlung, auf die dieſes Urteil ergangen iſt (5 278 3PO.), 
fällt demnach der entſcheidende Zeitpunkt im Sinne des 8 767 
Abſ. 2 a. a. O., und es kann ſomit, da der behauptete Ver⸗ 
gleichsabſchluß der ſpäteren Zeit angehört, die aus 5 767 
a. a. O. hergeleitete Rüge der Reviſion als begründet nicht 
anerkannt werden. B. c. B., U. v. 22. März 07, 280/06 VII. 
— Cöln. 

11. 5 287 ZPO. Bedeutung des freien Ermeſſens des 
Inſtanzrichters.] 

Die Abſchätzung der von der Klägerin U. geforderten 
Rente iſt vom Berufungsgerichte auf Grund von § 287 88. 
vorgenommen. Die Urteilsgründe bemerken dazu, von der 
Erhebung der von der Klägerin angebotenen Beweiſe könne 
abgeſehen werden, weil nach 8 287 ausſchließlich dem Ermeſſen 
des Gerichts anheimgeſtellt werde, über die Höhe des Schadens 
eine Beweisaufnahme anzuordnen oder ohne ſolche den Schaden 
als dargetan anzunehmen. Die Reviſion rügt, daß in dieſer 
Ausführung eine irrige Auslegung des 8 287 hervortrete und 
daß die von ihr in den Schriftſätzen vom 10. und 16. No⸗ 
vember 1905 angebotenen Beweiſe zu Unrecht nicht berückſichtigt 
ſeien. Dieſe Beſchwerde könnte begründet ſein, wenn der 


„Berufungsrichter in der Tat feine Schätzung ohne Rückſicht auf 


die von der Klägerin behaupteten und unter Beweis geftellten 
Tatſachen vorgenommen hätte. Denn in der Rechtſprechung 


des RG. iſt anerkannt, daß das durch § 287 dem Richter 
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übertragene Ermeſſen ihn nicht berechtigt, beſtimmte, die Schätzung 
bedingende Tatſachen ohne Beweisaufnahme beiſeite zu ſchieben 
(vgl. Gruchots Beitr. 32, 421; JW. 95 S. 7 Nr. 15), und 
daß er etwaige Beweisanträge würdigen und ihre Ablehnung 
begründen muß (RG. 40, 424). Aber im vorliegenden Falle 
iſt erkennbar, daß der Berufungsrichter von dieſen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen, trotz der etwas mißverſtändlichen Faſſung des angefochtenen 
Satzes, nicht abgewichen iſt. Beantragt war von der Klägerin 
die Vernehmung zweier Arzte als Sachverſtändiger und zweier 
in Zürich wohnender Zeuginnen über die Höhe des früheren 
Arbeitsverdienſtes der Klägerin. Nun lagen dem Gerichte bereits 
verſchiedene ärztliche Gutachten über den Geſundheitszuſtand 
der Klägerin vor, auch eigene Angaben der Klägerin über deren 
Arbeitsverdienſt vor dem Unfall und ſonſtige Beläge über deſſen 
Höhe. Auf dieſer Grundlage hatte das LG. die Rente ab⸗ 
geſchätzt und das Berufungsgericht hat dieſe Würdigung des 
vorliegenden Beweisergebniſſes gebilligt. Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus hat es die beantragte weitere Beweiserhebung über 
dieſelben Tatſachen unter Berufung auf 8 287 ablehnen können. 
Die Reviſion der Klägerin mußte hiernach zurückgewieſen werden. 
U. c. R.⸗P.⸗F., U. v. 27. März 07, 319/06 VI. — Colmar. 

12. 8 313 Ziff. 3 ZPO. Mangelhafter Tatbeſtand? 
Sind von dem Urteil I. Inſtanz in Bezug genommene Schrift⸗ 
ſätze Teil der Berufungsverhandlung, wenn das OLG. jenen 
Tatbeſtand anzieht?! 

Der Beklagte rügt, daß der Tatbeſtand des Urteils den 
geſetzlichen Vorſchriften nicht entſpreche, und daß die Verteidigung 
der Beklagten: der mit dem Kläger geſchloſſene Pachtvertrag 
werde wegen Argliſt desſelben als nichtig angefochten, auch ſei 
dem Kläger wegen Nichtzahlung zweier Mietszieler und unwirt⸗ 
ſchaftlicher Ausbeutung des Pachtobjekts der Pachtvertrag 
gekündigt, in den Gründen gänzlich übergangen ſei. Der Tat⸗ 
beſtand des Berufungsurteils, der neben einer eigenen Darſtellung 
des Sachverhältniſſes auch den Tatbeſtand des Urteils 
I. Inſtanz in Bezug nimmt, welcher ſeinerſeits außer einer 
umfangreichen Sachdarſtellung noch ſämtliche Schriftſätze 
I. Inſtanz in Bezug nimmt, kann daher als eine gedrängte 
Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes (8 313 Ziff. 3 ZPO.) 
kaum angeſehen werden. Zu einer Aufhebung des Urteils muß 
aber ein ſolcher Mangel nur dann führen, wenn dadurch 
Zweifel entſtehen, was tatſächlich in der Berufungsinſtanz 
geltend gemacht iſt. Im vorliegenden Falle könnte nun auch 
ein ſolcher Zweifel, wie von der Reviſion geſchehen iſt, in der 
Richtung erhoben werden, ob auch die ſämtlichen Schriftſätze 
I. Inſtanz zur Rechtfertigung der Berufungsanträge wieder 
vorgetragen ſind. Eine eingehende Prüfung des Berufungs⸗ 
urteils und insbeſondere des ganzen Aufbaues des Tatbeſtandes 
ergibt jedoch, daß dies nicht der Fall geweſen iſt. Der Tat⸗ 
beſtand enthält nämlich zunächſt, allerdings völlig überflüffig 
und, wie gerade der vorliegende Fall wieder zeigt, leicht irre⸗ 
führend, eine Darſtellung des Prozeßverlaufs in I. Inſtanz, 
und hierbei wird zur Ergänzung auf den Tatbeſtand des erſten 
Urteils verwieſen. Alsdann erſt wird zur Berufungsinſtanz 
übergegangen, werden jetzt die dort neu geſtellten Anträge mit⸗ 
geteilt und wird danach ausgeführt, was zur Begründung dieſer 
Anträge in der Berufungsinſtanz vorgebracht iſt. Da hierbei 
nun ausdrücklich hervorgehoben iſt, welche Teile der Ver⸗ 
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handlungen I. Inſtanz vorgetragen ſind, ſo kann danach nur 
angenommen werden, daß die nicht beſonders angezogenen 
Schriftſätze I. Inſtanz nicht vorgetragen ſind. Dadurch er⸗ 
ledigt ſich dann auch ohne weiteres der Angriff, daß die in 
den Schriftſätzen I. Inſtanz behauptete Anfechtung des Vertrages 
wegen Argliſt und behauptete Kündigung in den Gründen des 
Berufungsurteils völlig übergangen ſeien. Waren die Schrift⸗ 
ſätze nicht vorgetragen, ſo hatte das Berufungsgericht auch nicht 
darauf einzugehen, und dieſe Tatſache des Nichtdaraufeingehens, 
die andernfalls kaum erklärlich wäre, beſtätigt die auch aus dem 
Tatbeſtande, wie gezeigt, ſich ergebende Annahme, daß dieſe 
Argliſt und Kündigung in der Berufungsinſtanz gar nicht mehr 
geltend gemacht ſind. Allerdings iſt die angebliche Nichtigkeit 
des Vertrages wegen Argliſt auch in dem Tatbeſtande des 
Berufungsgerichts erwähnt; aber lediglich in dem über den 
Prozeßgang in I. Inſtanz referierenden Teile des Tatbeſtandes 
und daher für die Berufungsentſcheidung ohne Bedeutung. 
W. c. M., U. v. 26. März 07, 309/06 III. — Colmar. 

13. 8 549 3PO. verb. mit 88 1, 2 der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 28. September 1879. Das franzöſiſche Recht 
iſt im Bezirke des OLG. zu Frankfurt a. M. reviſibel.] 

Richtig iſt, daß die Reviſion nach 8 549 ZPO. in Ver⸗ 
bindung mit 88 1, 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 28. Sep⸗ 
tember 1879 auf die Verletzung des franzöſiſchen Rechts ges 
ſtützt werden kann. Denn wenn auch vor dem 1. Oktober 
1901 im Bezirke des OLG. Frankfurt a. M. das franzöſiſche 
Recht keine Geltung erlangt hatte, ſo hat ſich dies doch am ge⸗ 
nannten Tage geändert. Von dieſem Zeitpunkte an ſind näm⸗ 
lich durch das Preußiſche Geſetz vom 22. Mai 1901 betr. die 
Abänderung von Amtsgerichts bezirken die Bürgermeiſterei Frieſen⸗ 
hagen und der rechts der Sieg gelegene Teil der Bürger: 
meiſterei Wiſſen (beide zum Kreis Altenkirchen im Regierungs⸗ 
bezirk Coblenz der preußiſchen Rheinprovinz gehörig), welche 
nach der preußiſchen Verordnung vom 7. Juli 1879 betr. die 
Bildung der Amtsgerichts bezirke zu dem Bezirke des AG. Wald⸗ 
broel (L G. Bonn, OLG. Cöln) gehört hatten, dem AG. Wiſſen 
(SG. Neuwied, OLG. Frankfurt a. M.) zugeteilt worden. Die 
Bürgermeiſterei Frieſenhagen und der fragliche rechts der Sieg 
gelegene Teil der Bürgermeiſterei Wiſſen bilden aber einen 
Beſtandteil des franzöfifchen Rechtsgebiets (vgl. die Begr. zum 
Entw. jenes Geſetzes in Sammlung ſämtlicher Druckſ. des 
Herrenhauſes aus der Seſſion 1901 Nr. 20 S. 5 / 6 und Düſſel⸗ 
Sayn Rechtskarte des Oberlandesgerichtsbezirks Frankfurt a. M. 
S. 78/79). Es iſt daher feit 1. Oktober 1901 das franzöfiſche 
Recht als in einem Teile des Oberlandesgerichtsbezirks Frank⸗ 
furt a. M. geltend für Rechtsſtreitigkeiten aus dieſem Bezirke 
als revifibel zu erachten (vgl. hinſichtlich der Reviſibilität des 
ALR. im Bezirke des OLG. zu Cöln ſeit 1. April 1881 Reichs⸗ 
gerichtsurteil vom 4. Oktober 1889 Rep. II. 170/89 in JW. 
89 S. 432 Ziff. 10). Der Umſtand, daß ſeit 1. Januar 1900 
das BGB. gilt, ändert an dieſem Ergebnis um ſo weniger etwas, 
als durch Art. 89 Nr. 2 PrAG BGB. vom 20. September 
1899 einzelne Vorſchriften des Rheiniſchen BGB. auch für die 
Zukunft aufrecht erhalten worden ſind. — v. M. c. de N., 
U. v. 5. April 07, 393/06 III. — Frankfurt. 

14. 8 567 Abſ. 1 ZPO. Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
über Weigerung eines Vorſitzenden, Termin zur Verhandlung 
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in einer angeblich durch Prozeßvergleich erledigten Prozeßſache 
anzuberaumen und über den die weitere Verhandlung ablehnenden 
Gerichtsbeſchluß; endgültige Erledigung eines Prozeßverfahrens 
nur durch einen formell und materiell gültigen Prozeßvergleich.] 

Der Kläger als Eigentümer eines unmittelbar an das 
Bahnhofgrundſtück der Beklagten in Schneidlingen — Klein⸗ 
bahn A.⸗Sch.⸗N. — anſtoßenden Grundſtücks hatte im Jahre 
1898 auf Grund der Behauptung, daß feinem Grundſtück durch 
die Lokomotiven der Beklagten bei ihrem Aufenthalt in dem 
am Bahnhof befindlichen Lokomotivſchuppen ſowie bei der 
Waſſerentnahme aus zwei daſelbſt vorhandenen Brunnen und 
bei der Aufnahme von Kohlen auf dem dortigen Kohlenplatze 
übermäßiger Rauch zugeführt werde, auf Unterlaſſung dieſer 
Zuführung und auf Schadenserſatz geklagt. In der Berufungs⸗ 
inſtanz kam am 2. März 1900 ein gerichtlicher Vergleich zwiſchen 
den Parteien zuſtande, inhalts deſſen die Beklagte abgeſehen von 
einer zu zahlenden Entſchädigung ſich verpflichtete, den Lokomotiv⸗ 
ſchuppen und die beiden Brunnen zu beſeitigen, auch den bisher 
benutzten Kohlenplatz als ſolchen vom 1. Mai 1900 ab. nicht 
mehr zu benutzen, wogegen Kläger auf ſeine weiteren erhobenen 
Anſprüche verzichtete. Nachdem wegen der Ausführung dieſes 
Vergleichs Mißhelligkeiten zwiſchen den Parteien, die in den 
Jahren 1902 und 1906 zur Stellung von Zwangsvollſtreckungs⸗ 
anträgen führten, entſtanden waren, lud anfangs Januar 1907 
die Beklagte, indem ſie behauptete, der abgeſchloſſene Vergleich 
ſei nach §S 5 des Kleinbahngeſetzes vom 19. Auguſt 1895 un⸗ 
gültig, den Kläger von neuem zur Verhandlung vor das Be⸗ 
rufungsgericht. Letzteres lehnte jedoch durch den angefochtenen 
Beſchluß die weitere Verhandlung der Sache ab, weil der 
zitierte 8 5 ſich nur auf dingliche Belaſtungen der Bahn⸗ 
grundſtücke beziehe, die in dem Vergleich vom 2. März 1900 
übernommenen Verpflichtungen aber perſönlicher Natur ſeien. 
Aus demſelben Grunde lehnte der Vorſitzende des Berufungs⸗ 
gerichts, als die Beklagte demnächſt eine nochmalige Ladung 
an den Kläger ergehen laſſen wollte, durch die oben bezeichnete, 
ebenfalls angefochtene Verfügung eine Termins beſtimmung ab. 
Gegen beide Entſcheidungen hat die Beklagte Beſchwerde mit 
dem Antrage eingelegt, unter Aufhebung der Entſcheidungen 
neuen Termin zur Verhandlung der Hauptſache anzuberaumen 
und nach Verhandlung über die geſtellten Sachanträge zu 
erkennen. Der Beſchwerde konnte der Erfolg nicht verſagt 
werden. Anlangend zunächſt die Zuläſſigkeit der Beſchwerde, 
ſo unterliegt dieſe jedenfalls inſoweit keinem Bedenken, als ſie 
ſich gegen die Weigerung des Vorſitzenden, Termin anzuberaumen, 
richtet. Denn inſoweit liegen zweifellos die Vorausſetzungen 
des 8 567 Abſ. 1 ZPO. vor. Dasſelbe muß aber auch hin⸗ 
ſichtlich der Anfechtung des die weitere Verhandlung ablehnenden 
Gerichts beſchluſſes gelten. Er iſt allerdings auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung erlaſſen; aber er erforderte eine 
ſolche nach ſeinem Inhalt nicht. Denn der letztere geht eben 
dahin, daß ein zu verhandelnder Streitſtoff nicht vorliege, mithin 
für eine mündliche Verhandlung kein Raum ſei. Nicht minder 
iſt die weitere Vorausſetzung, daß ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch zurückgewieſen wird, gegeben; verlangt war, daß über 
den erhobenen Ungültigkeitseinwand und gegebenenfalls über 
die Sache ſelbſt in den Formen des ordentlichen mündlichen 
Verfahrens, alſo durch Urteil, entſchieden werde, und dieſem 
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Geſuche iſt inſofern nicht entſprochen, als das Gericht die Ent⸗ 
ſcheidung in Beſchlußform erlaſſen hat. (Vgl. den Beſchluß 
des VI. 3S. des RG. vom 20. März 1897; RG. 39, 392.) 
In der Sache ſelbſt handelt es ſich darum, ob ein anhängiger 
Rechtsſtreit durch einen ihn erledigenden Prozeßvergleich in dem 
Sinne beendigt wird, daß eine Fortſetzung des Verfahrens ſelbſt 
zum Zweck der Erörterung, ob der abgeſchloſſene Vergleich 
gültig iſt, nicht ſtattfindet, etwaige Streitigkeiten hierüber viel⸗ 
mehr in einem beſonderen Rechtsſtreite zum Austrage gebracht 
werden müſſen. Der IV. 3S. des RG. hat in dem Beſchluſſe 
vom 3. Juli 1905, Gruchots Beitr. 50, 425, die Frage für 
einen Fall verneint, in dem Nichtigkeit des Vergleichs geltend 
gemacht war und demnächſt gerichtsſeitig auch ausgeſprochen 
wurde. Dagegen wird in dem Beſchluſſe des II. ZS. des 
RG. vom 12. Juli 1905, Gruchots Beitr. a. a. O. 428, 
unter Bezugnahme auf einen Beſchluß des II. ZS. vom 14. Juni 
1895, abgedruckt in JW. S. 359 Ziff. 4, ausgeführt, 
nach Abſchluß eines Vergleichs ſei eine Fortſetzung des dadurch 
erledigten Rechtsſtreits jedenfalls dann unſtatthaft, wenn zur 
Begründung des Fortſetzungsverlangens die illiquide Behauptung 
aufgeſtellt werde, daß der Vergleich wegen Betrugs oder 
Irrtums ungültig ſei. Der andere Fall, daß die Nichtigkeit 
des Vergleichs von Anfang an feſtſteht, iſt dabei ausdrücklich 
unentſchieden gelaſſen. In der vorliegenden Sache gründet ſich 
die Behauptung der Ungültigkeit des Vergleichs ausſchließlich 
auf einen rechtlichen Geſichtspunkt. Ein weiteres, nach ſeiner 
Ausdehnung ungewiſſes Verfahren wird daher durch den 
erhobenen Ungültigkeitseinwand, da es ſich bei ihm um die 
Entſcheidung einer reinen Geſetzesauslegungsfrage handelt, nicht 
veranlaßt. Es liegen ſonach gegenwärtig die Vorausſetzungen 
vor, unter denen auch der I. Senat eine Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens zum Zweck der Entſcheidung über die Gültigkeit des 
Vergleichs nicht für ausgeſchloſſen erachtet. Bei dieſer Sach⸗ 
lage bedarf es für den jetzt beſchließenden Senat nicht der 
Einholung einer Entſcheidung der Ver ZS., wenn er ſich der 
Anſicht des IV. Senats anſchließen will. Auch der vorerwähnte 
Beſchluß des II. Senats vom 14. Juni 1895 macht für dieſen 
Fall die Anrufung des Plenums nicht erforderlich. Er ſpricht 


in ſeinem entſcheidenden Teile lediglich aus, daß für ein nach 


Abſchluß eines Prozeßvergleichs fortgeſetztes Verfahren der An⸗ 
walt keinenfalls Gebühren liquidieren dürfe, da nach 8 29 
NAGEbD. die einmalige Inſtanzgebühr die geſamte Tätigkeit 
in der Inſtanz abgelte. Für dieſe Entſcheidung kam es darauf, 
ob die Fortſetzung des Verfahrens geſetzlich zuläſſig iſt, 
nicht weiter an. Was endlich den Beſchluß des VI. Senats 
vom 20. März 1897, RG. 39, 392, betrifft, ſo ſpricht er nur 
aus, daß, wenn das Gericht die Fortſetzung des Verfahrens 
infolge des abgeſchloſſenen Vergleichs für unſtatthaft erachtet, 
die Entſcheidung hierüber durch Urteil, nicht durch Beſchluß zu 
treffen iſt. Zur Erörterung der Frage, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen die Fortſetzung des Verfahrens zuläſſig oder 
nicht zuläſſig iſt, gab der damalige Fall keinen Anlaß. In 
der Sache ſelbſt trägt der jetzt beſchließende Senat keine Be⸗ 
denken, der Anſicht des IV. Senats auf Grund der Erwägung 
beizutreten, daß nur einem formell und materiell gültigen 
Prozeßvergleich die Fähigkeit zukommen kann, einen anhängigen 
Rechtsſtreit endgültig zu erledigen. Darnach hat im vor⸗ 
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liegenden Falle das Berufungsgericht ſich der in Urteilsform 
zu erlaſſenden Sachentſcheidung darüber, ob der Vergleich vom 
2. März 1900 gültig iſt, zu Unrecht entzogen. Der die Ent⸗ 
ſcheidung ablehnende Beſchluß war daher aufzuheben. Das⸗ 
ſelbe hatte in bezug auf die die Terminsbeſtimmung ver⸗ 
weigernde Verfügung des Vorſitzenden zu geſchehen, da die 
Fortſetzung des Verfahrens Parteibetrieb vorausſetzt. Die Be⸗ 
klagte hat daher von neuem zu laden und für die Ladung 
abermals Termins beſtimmung zu erwirken. Kl.⸗B. c. B., Beſchl. 
v. 3. April 07, B 54/07 V. — Naumburg. 

Gerichts verfaſſungsgeſetz. | 

15. 8 202 Abſ. 2 unter Ziff. 5 GVG. in Verb. mit 
den 88 223 Abſ. 2 und 554 Abſ. 1 und 2 ZPO. Begriff der 
Wechſelſache als Ferienſache, Lauf der Reviſionsbegründungsfriſt 
in den Ferien.] 

Die Reviſion iſt an ſich ſtatthaft, auch in der geſetzlichen 
Friſt und Form eingelegt. Sie iſt aber nicht in der geſetzlichen 
Friſt begründet. Die Klagen ſind im Wechſelprozeß, aus 
Wechſeln im Sinne der WO. von dem legitimierten Wechſel⸗ 
inhaber, der ſie im Regreßwege eingelöſt hat, gegen den 
Beklagten als Ausſteller erhoben, der die Wechſel unſtreitig 
gezeichnet oder doch, da ſie von ſeinem Sohn mit ſeiner 
Ermächtigung gezeichnet ſind, als durch ihn ſelbſt gezeichnet 
gelten laſſen muß. Der Anſpruch geht auf die Wechſelſumme 
und die Wechſelunkoſten. Danach ſind in allen drei Klagen 
Wechſelanſprüche erhoben und bei allen handelte es ſich deshalb 
um Wechſelſachen und um Ferienſachen im Sinne des § 202 
Abſ. 2 unter Ziff. 5 GVG. Daß der Begriff der Wechſelſache 
durch die Natur des Wechſelanſpruchs, nicht durch die Form 
des Prozeſſes, in der er verfolgt wird, gegeben wird, hat das 
RG. bereits in ſeinem demnächſt mit zum Abdruck gelangenden 
Beſchluß vom 10. Oktober 1906 in Sachen B. wider H. u. Co. 
I 386/06 ausgeſprochen und begründet. Darum kann der 
Reviſionskläger ſich nicht darauf berufen, daß das Berufungs⸗ 
urteil auf Urteile erlaſſen iſt, die teils im Sachverfahren, teils 
im ordentlichen Verfahren nach Abſtandnahme vom Wechſel⸗ 
prozeß ergangen ſind. Noch weniger kommt darauf etwas an, 
was ſeitens der Reviſion an zweiter Stelle geltend gemacht 
iſt, daß der Berufungsrichter die Haftung des Beklagten aus 
den Wechſeln für die vollen Wechſelſummen nicht bloß auf die 
Zeichnung der Wechſel durch den Beklagten, ſondern darauf 
ſtützt, daß der Beklagte als Verkäufer der Wechſel und daraus 
haftet, daß er die Verfälſchung der Beträge, mit denen er die 
Wechſel gezeichnet hat, durch die gegen die kaufmänniſche Abung 
verſtoßende Art der Ausfüllung der Wechſelformulare ohne 
Durchſtreichung des leer gebliebenen Raumes ein Kontext der 
Wechſel fahrläſſig ermöglicht hat. Dadurch wird daran nichts 
geändert, daß der Anſpruch als Wechſelanſpruch erhoben iſt. 
Als ſolcher iſt er auch zuerkannt; der Beklagte iſt aus ſeiner 
echten Wechſelſchrift als Ausſteller aus den Wechſeln, trotz der 
Verfälſchung der Wechſelſumme, für wechſelmäßig haftbar 
erklärt. Liegt danach eine Wechſelſache und deshalb eine 
Ferienſache vor, ſo mußte die rechtzeitig eingelegte Reviſion 
gemäß 8 554 Abſ. 1 und 2 ZPO. (n. F.) und $ 223 
Abſ. 2 ZPO. innerhalb der Friſt von einem Monat nach 
Ablauf der Reviſionsfriſt, d. h. bis zum 19. Auguſt 1906, 
begründet werden. Die Reviſionsbegründung iſt aber erſt am 


15. September 1906 eingegangen, alſo verſpätet, die Reviſion 
deshalb nach §S 554 Abſ. 1 ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen. 
T. c. V. K., U. v. 27. März 07, 393/06 I. — Karlsruhe. 

Handels geſetzbuch. 

16. 88 3, 14, 15, 131, 343, 344, 350 HGB. verb. mit 
5 62 ZPO. Wer iſt die Prozeßpartei, wenn die urſprünglich 
klagende Handelsgeſellſchaft aufgelöſt wird und einer der Geſell⸗ 
ſchafter nach Ausſcheiden des anderen das Geſchäft unter der 
bisherigen Firma weiterführt. Bedeutung der nicht geſchehenen 
Löſchung einer Firma im Handelsregiſter gegenüber der Auf⸗ 
gabe des Gewerbes. 

In der Klagſchrift, der Berufungsſchrift und der Reviſions⸗ 
ſchrift, wie in den Urteilen der Vorinſtanzen iſt als Klagpartei 
die Firma L. & Co. aufgeführt. Dieſe hat Reviſion eingelegt und 
in der mündlichen Verhandlung erklärte ihr Vertreter unter Über⸗ 
reichung eines beglaubigten Handelsregiſterauszugs, daß zur 
Zeit der Klagerhebung Inhaber jener Firma die aus L. und 
T. beſtehende offene Handelsgeſellſchaft geweſen ſei, daß aber 
laut Eintrags vom 1. März 1904 die Geſellſchaft durch Aus⸗ 
ſcheiden des L. aufgelöſt worden ſei und T. ſeitdem das Geſchäft 
unter der bisherigen Firma weiterführe, daß mithin als Klag⸗ 
partei nunmehr L. und T. anzuſehen ſeien, in deren Vertretung 
er den in der Reviſionsbegründungsſchrift angekündigten Antrag 
ſtelle, das Berufungsurteil, ſoweit dadurch die Berufung gegen⸗ 
über dem Beklagten K. zurückgewieſen worden, aufzuheben und 
in Abänderung des landgerichtlichen Urteils dem genannten 
Beklagten gegenüber nach dem Klageantrag zu erkennen. Be⸗ 
klagter erklärte, daß er es der Entſcheidung des Gerichts 
anheimſtellte, wer nach den geſchilderten Vorgängen jetzt als 
Klagpartei anzuſehen ſei. Durch die Klage war der Beklagte 
infolge einer mündlichen Bürgſchaft in Anſpruch genommen, bei 
deren Abgabe er zwar ſein Brauerei⸗ und Schankwirtſchafts⸗ 
gewerbe ſchon aufgegeben und bei der Gemeindebehörde abgemeldet 
hatte, ſein Eintrag im Handelsregiſter aber noch nicht gelöſcht 
war. Das OLG. hatte die Klage abgewieſen, das RG. hob 
auf und verwies zurück: I. Durch die nach Verkündigung des 
landgerichtlichen Urteils, aber noch vor Einlegung der Berufung 
dagegen erfolgte Auflöſung der offenen Handelsgeſellſchaft infolge 
Ausſcheidens des L. wurde hieran nur ſoviel geändert, daß an 
die Stelle der Handelsgeſellſchaft die bisherigen Geſellſchafter 
als Einzelperſonen traten und zwar, da die Anderung auf 
ſeiten der Klagpartei eintrat, als notwendige Streitgenoſſen 
(vgl. das Urteil des erkennenden Senats in RG. 64, 77 ff.). Da 
der Kläger T. für das von ihm nun allein betriebene Geſchäft 
jene Firma weiterführte, er alſo alleiniger Inhaber der Firma 
war, ſo hat auch er allein unter der Firma L. & Co. Berufung 
eingelegt, wenn auch gemäß $ 62 ZPO. mit Wirkſamkeit für 
den Beklagten L. Kläger T. hat unter Hinweis darauf, daß L. 
aus der Handelsgeſellſchaft ausgeſchieden und nun jeder Be⸗ 
rechtigung und Verpflichtung dieſer gegenüber ledig geworden 
ſei, jo daß er ein Intereſſe am Ausgang des Prozeſſes nicht 
mehr habe, den L. über verſchiedene zur Begründung des Klag⸗ 
anſpruchs geltend gemachte Behauptungen als Zeugen benannt; 
Beklagter hat unter Einräumung des Austritts des L. dieſes 
Vorbringen im übrigen beſtritten und dargelegt, daß der Zeuge, 
insbeſondere mit Rückſicht auf ſein erhebliches Intereſſe am 
Ausgange des Rechtsſtreits, nicht glaubwürdig ſei; ſeine Fähig⸗ 
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keit, überhaupt als Zeuge abgehört zu werden, hatte er aber 
nicht beſtritten. Dieſes Verhalten der Parteien im Prozeſſe 
hätte das Berufungsgericht ebenſo wenig unberüdfichtigt laſſen 
dürfen, wie das Ausſcheiden des L. aus der Handelsgeſellſchaft 
überhaupt. Aus dem geſchilderten Verhalten der Parteien 
ergibt ſich, daß der Kläger T. in der Berufungsinſtanz alle 
die Rechte, die ihm und L. bis zur Auflöſung der Geſellſchaft 
gemeinſam gegen den Beklagten zuſtanden, nunmehr allein, 
zugleich als Rechtsnachfolger ſeines früheren Geſellſchafters hat 
geltend machen wollen und daß Beklagter hiermit alſo mit dem 
Ausſcheiden des L. aus dem Rechtsſtreit einverſtanden war. 
Bei dieſer Sachlage iſt im Eingang des Berufungsurteils mit 
Recht bloß L. & Co., alſo T. als alleiniger Inhaber der 
Firma, als Klagpartei aufgeführt, nicht auch der im Laufe des 
Prozeſſes aus dem Rechtsſtreit ausgeſchiedene L. Aus ihr 
ergibt ſich weiter, daß gegen dieſes Urteil ebenfalls nur T. in 
jener Eigenſchaft Reviſion eingelegt hat, und daraus folgt, daß 
L. in der Revifionsinſtanz als Partei nicht zugelaſſen werden 
kann. Die dem Beklagten K. gegenüber eingelegte Reviſion 
war für begründet zu erachten. II. Das Berufungsgericht 
überſieht die Vorſchrift im 8 15 HGB., die bezüglich der 
Wirkung der Eintragungen im Handelsregiſter und der Bekannt⸗ 


machungen oder deren Unterlaſſung Dritten gegenüber eine 


Verallgemeinerung der Grundſätze enthält, die das bis zum 
1. Januar 1900 in Geltung geweſene HGB. für beſtimmte 
einzelne Fälle aufgeſtellt hatte. Wenn auch die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft ſtets mit der vollſtändigen Aufgabe des Gewerbe⸗ 
betriebs erliſcht, gleichviel ob eine Löſchung der Firma im 
Handelsregiſter erfolgt iſt oder nicht, der Beklagte daher zur 
kritiſchen Zeit, wenn er damals ein Gewerbe nicht betrieben 
haben ſollte, ein Kaufmann tatſächlich nicht war, ſo hatte 
er doch, da er die Firma nicht hatte löſchen laſſen, als ſolcher 
zu gelten. „Wer im Rechtsverkehr als Kaufmann auftritt, 
gilt als Kaufmann.“ (Staub, Kommentar zum HGB. 8 Aufl. 
zu § 1 Exkurs zu Anm. 1.) Die Aufgabe eines unter einer im 
Handelsregiſter eingetragenen Firma betriebenen Gewerbes und 
die Einſtellung jeder gewerblichen Tätigkeit iſt eine in das Handels⸗ 
regiſter einzutragende Tatſache (HGB. § 31, Abſ. 2); iſt dieſe 
Tatſache nicht eingetragen worden, ſo kann ſie einem Dritten 
nicht entgegengeſetzt werden, es ſei denn, daß ſie dieſem bekannt 
war (HGB. 8 15 Abſ. 1). Dieſem gegenüber gilt er nach wie vor 
als Kaufmann und zwar als Vollkaufmann (Staub J. c. zu 8 1 
Anm. 3, 4, zu 8 15 Anm. 9, 10). Der Beklagte kann ſich 
daher auf das Erlöſchen ſeiner Kaufmannseigenſchaft dem Kläger 
gegenüber nur dann berufen, wenn dieſe Tatſache ihm bekannt 
war; letzteres zu behaupten und zu beweiſen, iſt ſeine, des Be⸗ 
klagten, Sache. Eine folche Behauptung hat er nicht aufgeſtellt; 
er hat daher dem Kläger gegenüber als Kaufmann zu gelten 
und ihm gegenüber müſſen auch ſeine Bürgſchaftserklärungen 
im Zweifel als zu einem von ihm betriebenen Handelsgewerbe 
gehörig gelten (HGB. § 344 Abſ. 1), find daher als Handels⸗ 
geſchäfte anzuſehen (HGB. § 343 Abſ. 1). Irgend ein Zweifel 
daran, daß die Bürgſchaft im Betrieb des Handelsgewerbes 
erklärt worden, lag für den Kläger nicht vor. Die Erteilung 
dieſer Bürgſchaftserklärungen bedurfte daher nicht der Schrift⸗ 
form (HGB. § 350). T. c. K., U. v. 27 März 07, 45/06 VI. 
— Hamm. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 10. 1907. 


17. 8 142 HGB. in Verb. mit Art. 170 EGBGB. 
Die in § 142 ausgeſprochene Folge der Konkurseröffnung 
bezieht ſich auch auf Geſellſchaften des älteren Rechts.] 

Der Kläger hält ſich zur Abernahme des mit ſeinem 
Bruder, dem Beklagten, betriebenen Geſchäftes auf Grund der 
Vorſchrift des 8 142 Abſ. 2 HGB. für berechtigt, nach welcher 
bei einer aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, wenn über das Vermögen des einen der Konkurs 
eröffnet wird, der andere befugt iſt, das Geſchäft ohne 
Liquidation mit Aktiven und Paſſiven zu übernehmen. Das 
OLG. erachtet jedoch die Vorſchrift des § 142 im vorliegenden 
Falle nicht für anwendbar, weil die offene Handelsgeſellſchaft, 
die am 4. Januar 1897 gegründet und im Februar 1898 in 
das Handelsregiſter eingetragen worden iſt, nach Art. 170 
EGBGB. nach altem Rechte zu beurteilen ſei, ſoweit es ſich 
um das interne Verhältnis der Geſellſchaft, nämlich um die 
Rechte und Pflichten der Geſellſchafter gegeneinander, handle. 
Der 8 142 HGB. vom 10. Mai 1897 regle aber gerade dies 
interne Verhältnis für den Fall des Ausſcheidens eines 
Geſellſchafters. Das OLG. befindet ſich mit dieſer Auffaſſung, 
wonach 8 142 HGB., weil das innere Verhältnis der Geſell⸗ 
ſchaften regelnd, auf vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſene 
Geſellſchaften keine Anwendung finde, in Übereinſtimmung mit 
den Kommentaren zum HGB. (vgl. jedoch Habicht: Die 
Einwirkung des BGB. auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 
III. Aufl., 8 33, S. 314, Fußnote 2), trotzdem auch der 
von dem OLG. aufgeſtellte Rechtsſatz, die in $ 142 Abſ. 2 
HGB. ausgeſprochene Rechtsfolge der Konkurseröffnung finde 
auf Geſellſchaften des älteren Rechts keine Anwendung, 
unrichtig iſt. Die Beſtimmung, wonach bei Auflöſung einer 
nur aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden offenen Handels⸗ 
geſellſchaft durch den Konkurs des einen Geſellſchafters der 
andere zur Übernahme des Geſchäftes ohne Liquidation mit 
Aktiven und Paſſiven berechtigt erklärt wird, iſt nicht nur eine 
handelsrechtliche; ſie iſt zugleich eine Beſtimmung des materiellen 
Konkursrechts. Sie iſt eine an den Konkurs des einen 
Geſellſchafters geknüpfte Rechtsfolge, welche ebenſo gut im 
zweiten Titel des erſten Buches der KO. im Anſchluß an 
§ 26 KO. hätte geregelt werden können. Sie wirkt nicht nur 
im Verhältnis der Geſellſchafter untereinander; ſie iſt auch 
gegenüber den Gläubigern des in Konkurs geratenen Geſell⸗ 
ſchafters und gegenüber dem Konkursverwalter wirkſam. Die 
Tatſachen, an welche das Geſetz die in $ 142 Abſ. 2 normierte 
Berechtigung des Geſellſchafters anknüpft, ſind unter der 
Herrſchaft des neuen Rechtes eingetreten, welches damit einen 
praktiſch bedeutſamen rechts⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Gedanken 
verwirklichte. Bei Liquidation eines Geſchäfts, bei Veräußerung 
desſelben oder ſeiner Beſtandteile im Wege des Vollſtreckungs⸗ 
verfahrens treten erfahrungsgemäß unvermeidlich ſchwere 
wirtſchaftliche Schädigungen und Verluſte ein. Dieſen ſowohl 
im allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſe, als auch im 
Intereſſe der Beteiligten beklagenswerten Folgen wird durch 
die erwähnte Beſtimmung in geeigneten Fällen vorgebeugt, 
indem für die Erhaltung des Geſchäfts und ſeine Weiter⸗ 
führung durch den zunächſt Beteiligten eine geſetzliche Grundlage 
geſchaffen wird. Warum der Geſetzgeber dieſe Wohltat auf 


die nach dem 1. Januar 1900 entſtandenen Geſellſchaften hätte 
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beſchränken ſollen, iſt nicht einzuſehen. Vielmehr muß ans 
genommen werden, daß die im Geſetz an die hinſichtlich des 
Vermögens des einen Geſellſchafters erfolgte Konkurseröffnung 
und an die Auflöſung der Geſellſchaft geknüpfte Rechtsfolge 
gleichmäßig allen Geſellſchaftern zugute kommt, für welche dieſe 
geſetzlichen Vorausſetzungen der in 8 142 Abſ. 2 normierten 
Berechtigung unter der Herrſchaft des neuen Rechts eingetreten 
ſind. Stellt ſich hiernach das Klagebegehren, ſoweit Kläger 
ſein Recht zur Übernahme des Geſchäfts der aufgelöſten 
Handelsgeſellſchaft ohne Liquidation verfolgt, ohne weiteres als 
berechtigt dar, ſo iſt der weitergehende auf die Fortführung der 
Firma gerichtete Antrag ohne geſetzliche Grundlage. Ein Recht 
auf Fortführung der Geſellſchaftsfirma gewährt 8 142 Abſ. 2 
HGB. dem zur Geſchäftsübernahme berechtigten Geſellſchafter 
nicht. Die Vorſchrift des S 24 HGB. wird durch 8 142 in 
keiner Weiſe berührt. Die Firma Brucker Ringofenziegelei 
Gebr. Eickmann enthielt den Namen des Beklagten, er iſt in 
„Gebr. Eickmann“ inbegriffen (vgl. Staub, Kommentar zum 
HGB., VIII. Aufl., § 24, Anm. 3.) Die unveränderte Firma 
der offenen Handelsgeſellſchaft könnte Kläger daher nur 
mit ausdrücklicher Einwilligung des Beklagten fortführen (vgl. 
8 24 Abſ. 2 HGB.). Auf die Erteilung dieſer Einwilligung 
hat Kläger keinen Rechtsanſpruch. Will aber Kläger die 
Firma „Brucker Ringofenziegelei Heinrich Eickmann“ annehmen, 
wie in der Berufungsinſtanz im Eventualantrag in Ausſicht 
geſtellt, ſo bedarf er hierzu nicht der Einwilligung oder der 
Mitwirkung des Beklagten. Es iſt deshalb der Beklagte nur 
dahin zu verurteilen, anzuerkennen, daß das Geſchäft der Firma 
Brucker Ringofenziegelei Gebr. Eickmann in Bruck auf den 
Kläger mit Aktiven und Paſſiven übergegangen iſt. E. c. E., 
u. v. 23. März 07, 377/06 I. — Hamm. 

Konkursordnung. 

18. 88 26, 43 KO. verb. mit SS 346, 455 BGB. 
Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts an Viehſtücken im 
Konkurſe, Rückgewähr der Anzahlung des Kaufpreiſes?] 

Kläger haben unter Vorbehalt des Eigentumsrechts dem 
Gemeinſchuldner Kühe verkauft, die der Verwalter nach der 
Konkurseröffnung veräußert hat. Das OLG. kürzte von den 
mit der Klage geforderten Verkaufserlös die ſeinerzeit geleiſtete 
Anzahlung; das RG. hob auf: Das Berufungsgericht recht⸗ 
fertigt ſeine Entſcheidung damit, daß die Kläger, weil der 
Konkursverwalter von ihnen nicht Erfüllung begehre, ſondern 
lediglich ihre Eigentumsanſprüche abwehre, ihre Kaufpreis⸗ 
forderung nur als Konkursforderung geltend machen könnten. 
An Stelle der Kühe ſeien die für ſie erzielten Werte getreten; 
wie die Kläger, wenn die Kühe noch vorhanden wären, ihre 
Ausſonderung aus der Konkursmaſſe nur gegen Rückerſtattung 
des empfangenen Angeldes beanſpruchen könnten, ſo müßten ſie 
ſich dieſes Angeld auch von den Werten in Abzug bringen 
laſſen. Dieſe Ausführungen würdigen die in Frage kommenden 
rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe nicht in ausreichender 
Weiſe, ſie ſind auch nicht frei von Rechtsirrtum. Das 
Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, daß die Kläger ſich bei ſämtlichen 
dem Gemeinſchuldner gelieferten Kühen das Eigentum bis zur 
vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes vorbehalten haben. 
Dieſer Eigentumsvorbehalt iſt im Zweifel nach S 455 BGB. 
dahin auszulegen, daß die Übertragung des Eigentums unter 
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der aufſchiebenden Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes erfolgt iſt und daß die Verkäufer zum Rücktritte von 
dem Vertrage berechtigt ſind, wenn der Käufer mit der Zahlung 
in Verzug kommt. Die hiernach den Klägern gegebene Rechts⸗ 
ſtellung kommt zunächſt in Betracht; ſie ſind, da der Kaufpreis 
nicht gezahlt iſt, Eigentümer der Kühe geblieben. Wegen ihres 
ihnen in der Schwebezeit verbliebenen Eigentums hätten ſie 
vom Gemeinſchuldner Herausgabe der Kühe fordern können. 
Denſelben Anſpruch haben ſie auch der Konkursmaſſe gegen⸗ 
über — 8 43 KO. — mit der durch die Veräußerung der 
Kühe eingetretenen Modifikation, daß ſich ihr Anſpruch jetzt 
auf Herausgabe des zur Maſſe gezogenen Werts derſelben 
richtet. Durch die Beſtimmung des 8 26 KO. iſt weder dem 
Eigentumsvorbehalte ſeine Wirkſamkeit genommen — RG. 56, 
241 — noch iſt der Vertrag dadurch aufgehoben, daß der 
Konkursverwalter in denſelben nicht eingetreten iſt — 8 17 KO., 
RG. 49, 192. Für die Beurteilung iſt es nun von Erheblich⸗ 
keit, ob die Kläger, beim Vertrage ſtehen bleibend, lediglich 
das aus dem Eigentumsvorbehalte entſpringende Recht auf 
Rückgabe der Kaufſache geltend machen, oder ob ſie wegen 
Verzuges ihres Schuldners vom Vertrage zurückgetreten ſind. 
Hierüber ſpricht ſich das Berufungsgericht nicht aus, anſcheinend 
von der Annahme ausgehend, daß in beiden Fällen die 
Anzahlung anzurechnen ſei. Das trifft aber nicht zu; der 
Verkäufer, welcher, von dem Eigentumsvorbehalte Gebrauch 
machend, die Rückgabe der Sache fordert, hat die ihm in 
Erfüllung des Kaufvertrages, der beſtehen bleibt, geleiſteten 
Abſchlagszahlungen nicht zurückzuerſtatten. Dem Käufer ſteht 
nur, wenn der Wert der verkauften Sache zur Zeit der Heraus⸗ 
gabe den noch rückſtändigen Kaufpreis überſteigt, ein Anſpruch 
auf Bereicherung zu, und er kann gegen Angebot des vollen 
Preiſes die Kaufſache wieder beanſpruchen. — RG. 7, 150; 
Dernburg, das bürgerliche Recht, Bd. II 2. Abt. S. 17. — 
Sind dagegen die Kläger vom Vertrage zurückgetreten, ſo hat 
zwiſchen der Maſſe und ihnen eine Auseinanderſetzung gemäß 
8 346 ff. BGB. ſtattzufinden, bei welcher einerſeits die den 
Klägern geleiſtete Anzahlung, andrerſeits die während der 
Beſitzzeit der Kühe vom Gemeinſchuldner bzw. der Konkursmaſſe 
aus ihnen gezogenen Nutzungen in Betracht kommen und 
einander gegenüber zu ſtellen ſind. Nach beiden Richtungen 
hin iſt hierüber noch zu verhandeln. S. c. Konkurs K., U. v. 
22. März 07, 246/06 VII. — Poſen. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 9. Juni 1871. 

19. Betriebsunfall im Sinne des § 1. Verſchulden im 
Sinne don 88 823, 31, 89 BGB. bei Verkehrshinderniſſen 
auf dem Bahnſteig. Verteilung des Schadens.] 

Die Klägerin kam abends nach 8 Uhr mit einem Perſonen⸗ 
zuge auf dem Zentralbahnhofe in M. an; als ſie den Wagen⸗ 
abteil, in dem ſie gefahren war, verlaſſen hatte, ſtieß ſie auf 
dem Bahnſteig alsbald mit der rechten Hüfte gegen ein Winkel⸗ 
eiſen, das an einem in der Bahnhofshalle aufgeſtellten, auf 
Rollen beweglichen, zur Benutzung bei Reparaturen an der 
Glas⸗ und Eiſenbahnbedachung der Halle beſtimmten eiſernen 
Gerüſt angebracht war. Sie behauptet, durch den heftigen 
Stoß erhebliche innere Verletzungen erlitten zu haben, die eine 
langwierige Behandlung und ſchließlich eine Operation nötig 
machten, und deren Schadensfolgen noch nicht abgeſchloſſen und 
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noch nicht zu überſehen ſeien. Für den entſtandenen und noch 


weiter entſtehenden Schaden macht ſie den Beklagten ver⸗ 


antwortlich, der ihr aus dem RHaftpfl®., dem Transport⸗ 
vertrage und aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten 
Handlung nach dem BGB. hafte. Ihre Klage iſt auf Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Zahlung von 2 300 Mark an 
entſtandenen Kurkoſten und auf Feſtſtellung ſeiner Verpflichtung 
zum Erſatze allen weiteren Schadens gerichtet. Das LG. hat 
den mit der Klage geltend gemachten Anſpruch, ſoweit er ſich 
auf das RHaftpflG. ſtützt, dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, im übrigen die Klage abgewieſen. Das OLG. hat auf 
Berufung des Beklagten das erſte Urteil dahin eingeſchränkt, 
daß es die Klageanſprüche, ſoweit fie auf das RhHaftpflG. 
geſtützt ſind, zur Hälfte dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, im übrigen die Klage abweiſt. Auch die Anſchluß⸗ 
berufung der Klägerin wurde zurückgewieſen. Das RG. wies 
die Berufung und Anſchließung mit der Maßgabe zurück, daß 
die Worte, „ſoweit fie auf das RHaftpflG. geſtützt find”, in 
Wegfall zu ſtellen ſeien: In der Anwendung des 8 1 
NHaftpfl®. auf den Unfall der Klägerin war dem Berufungs⸗ 
gericht nicht beizuſtimmen. Mit dem Urteil des erkennenden 
Senats (RG. 55, 229) geht das Berufungsgericht davon aus, 
daß ein Unfall „bei dem Betriebe“ einen urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang mit dieſem, aber auch außerdem einen äußeren, zeitlichen 
und örtlichen Zuſammenhang mit einem konkreten Betriebs⸗ 
vorgange der Eiſenbahn erfordert. Der Unfall der Klägerin 
hat ſich nun ereignet auf dem Bahnſteig der Bahnhofshalle, 
auf welchem die Klägerin nach dem Verlaſſen des Zuges dem 
Ausgange zuſchritt. Mit dem Stillſtehen des Eiſenbahnzuges 
hört nun die Beförderungstätigkeit der Eiſenbahn, die vorzugs⸗ 
weiſe die Gefahrenquelle des Bahnbetriebes darſtellt, auf; 
indeſſen können auch beim Ausſteigen gewiſſe gefährliche Eigen⸗ 
tümlichkeiten dieſes Betriebes Unfälle erzeugen, die alsdann 
unter 8 1 RHaftpflG. fallen. Dahin gehört namentlich die 
durch den Betrieb der Eiſenbahn, die baldigſt zu erwartende 
Weiterbewegung des Zuges auf Zwiſchenſtationen gebotene Eile. 
Unfälle dagegen, die der Paſſagier nach dem Ausſteigen auf 
dem Bahnſteig erleidet, gehören hierher nicht; wohl können 
Gedränge und Eile eines Reiſenden auf dem Wege zum Zuge 
den urſächlichen Zuſammenhang mit dem Eiſenbahnbetriebe her⸗ 
ſtellen, nicht aber das Verlangen, ſchnell den Zug und das 
Gedränge des Bahnhofsverkehrs hinter ſich zu laſſen, wenn er 
am Beſtimmungsort angelangt iſt. Die Klägerin wollte aber 
nicht etwa umſteigen und nach einem anderen, alsbald ab⸗ 
fahrenden Zuge ſich begeben, ſie ſtrebte vielmehr nach Hauſe; 
wenn ſie hierbei Eile entwickelte, ſo hat dieſe mit dem Eiſen⸗ 
bahnbetriebe nichts zu tun. (Vgl. außer der vorangeführten 
Entſcheidung des RG. die Urteile JW. 01, S. 84, 85; 
04 S. 484 Nr. 6, S. 486 Nr. 11; Eger NHaftpfl®. 6. Aufl. 
S. 11, 12, 14, 16, 27, 32.) Das Berufungsgericht nimmt nun 
an, daß der in die Halle einfahrende Zug, mit dem die Klägerin 
ankam, Verſpätung hatte, und, da er um ſo eher aus der 
Bahnhofshalle wieder leer hinausgeſchoben werden mußte, für 
das Ausſteigen Eile geboten war, die Klägerin wenigſtens dieſe 
für geboten erachtet habe. Auch damit wäre aber nur die Eile 
des Ausſteigens, nicht die des Weitergehens auf dem Bahnſteig 
mu dem Eiſenbahnbetriebe in urſächliche Verbindung gebracht, 
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und ſo erklärt das Berufungsgericht den Vorgang weiter ſo, 
daß die Wirkung des eiligen Abſprunges phyfſikaliſch auch auf 
die nächſten Schritte der Klägerin auf dem Bahnſteige ſich fort⸗ 
gepflanzt habe, und in dieſer Weiſe der Unfall mit dem Aus⸗ 
ſteigen in einen Akt zuſammenfalle. Allein dieſe Erklärung 
des Vorganges iſt nicht nur in hohem Grade unwahrſcheinlich 
— das Hinausſchieben der entleerten Züge aus der Halle der 
großen Endſtationen pflegt erfahrungsgemäß nicht ſo eilig 
zu ſein, daß nicht das Ausſteigen der Paſſagiere ganz ruhig 
ſich abwickeln könnte —, ſie iſt auch in dem Parteivorbringen 
und in der Beweisaufnahme ohne jede Unterlage und iſt daher 
von der Reviſion mit Recht als tatbeſtandswidrig bezeichnet 
worden. Die Klägerin hat zwar im allgemeinen ſich auf die 
Eile des Ausſteigens berufen; darunter kann aber nur die 
naheliegende, auch vom erſten Richter angenommene und rechts⸗ 
irrigerweiſe mit dem Eiſenbahnbetrieb in Beziehung gebrachte 
Eile verſtanden werden, mit der der angekommene Paſſagier 
ſich beſtrebt, den Waggon und den Bahnhof möglichſt raſch zu 
verlaſſen und nach Hauſe oder in das Hotel zu kommen; daß 
ſie an ein drohendes Wiederabfahren des Zuges gedacht habe 
und deshalb eilends ausgeſtiegen ſei, hat die Klägerin ſelbſt 
nicht geltend gemacht. Ebenſowenig aber, daß ſie nicht ſowohl 
ausgeſtiegen, als aus dem Waggon heraus⸗ und heruntergeſprungen 
und vermöge der Kraft dieſes Sprunges ſofort gegen das Hindernis 
des Gerüſtes geſtürzt oder geflogen ſei. In Wahrheit liegt nichts 
weiteres vor und konnte nichts weiteres feſtgeſtellt werden, als daß 
die Klägerin mit einer gewiſſen natürlichen Eilfertigkeit ausgeſtiegen 
und mit derſelben Eilfertigkeit, ohne ſich umzublicken, auf dem 
Bahnſteige dem Ausgange zu weiter gegangen und hier bei den 
erſten Schritten gegen das Winkeleiſen des Gerüſtes geſtoßen 
iſt. Dieſer Tatbeſtand rechtfertigt aber die Anwendung des 
8 1 RHaftpfl®. nicht. Dagegen war, wiederum im Gegenſatz 
zu den Urteilen der Vorinſtanzen, eine Haftung des Beklagten 
für den Unfall und ſeine Folgen wegen Verſchuldens nach 
85 823, 31, 89 BGB. anzuerkennen. Wenn auch in der 
Aufſtellung des Gerüſtes überhaupt eine Fahrläſſigkeit eines 
Vertreters des Beklagten nicht zu erblicken iſt, ſo liegt doch die 
offenbare Tatſache vor, daß das Gerüſt für den Menſchenverkehr 
auf dem Bahnſteige ein Hindernis bildete, das, insbeſondere 
bei der auf den Bahnſteigen gewöhnlichen Eile der Paſſanten, 
Gefahren für die körperliche Unverſehrtheit zu erzeugen geeignet 
war. Auf ein ſolches Hindernis mußte das dort verkehrende 
Publikum in zweckentſprechender Weiſe aufmerkſam gemacht 
werden, ſei es, daß eine Perſon bei dem Gerüft aufgeſtellt 
wurde, die das Publikum anwies, vor dem letzteren ſich zu 
hüten und den Weg ſeitwärts zu nehmen, ſei es, daß an dem 
Gerüfte ſelbſt ein deutlich ſichtbares Plakat angebracht wurde, 
oder ſei es, daß das Gerüſt durch einen, jedem in die Augen 
fallenden, von der Umgebung deutlich ſich abhebenden, grellen 
Anſtrich allgemein kenntlich gemacht wurde. Daß derartige Vor⸗ 
kehrungen immerhin noch eine Möglichkeit für Unfälle übrig 
laſſen und die Geſahr nicht abſolut ausſchließen, kann nicht, 
wie das Gericht I. Inſtanz angenommen hat, die Kauſalität 
ihrer Unterlaſſung zu dem Unſalle ausſchließen, wenn die Vor⸗ 
kehrungen nur erfahrungsgemäß geeignet ſind, den aus der 
Gefährlichkeit der Einrichtung drohenden Unfällen im allgemeinen 
und in der Regel vorzubeugen. Das kann für die bezeichneten 
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Vorkehrungen aber nicht in Abrede genommen werden; es iſt, 
daher anzunehmen, daß, wenn ſie getroffen worden ſein würden, 
der Unfall der Klägerin vermieden worden wäre. Daß eine 
Fahrläſſigkeit eines beſtimmten Vertreters des Beklagten ſeitens 
der Klagepartei dargetan werde, iſt nicht erforderlich; die gefähr⸗ 
liche Einrichtung befand ſich als eine dauernde unter den Augen 
der Vorſtandsperſonen des Beklagten im Hauptbahnhofe in M., 
am Sitze der Verwaltung des Beklagten; er mußte von deſſen 
Vertretern wahrgenommen werden; war er aber wahrgenommen, 
ſo mußte auch Abhilfe geſchafft werden. (Vgl. IW. 04 S. 88 
Nr. 5, S. 232 Nr. 2; RG. 53, 276.) Eine durch Fahrläſſig⸗ 
keit eines Vertreters des Beklagten (88 276, 30, 31, 89 
BGB.) verſchuldete Körperverletzung der Klägerin, für die der 
Beklagte nach 8 823 BGB. einſtehen muß, iſt daher für ge 
geben zu erachten. Ein mitwirkendes eigenes Verſchulden der 
Klägerin an dem Unfalle iſt von dem Berufungsgericht zu Recht 
angenommen worden. Auch wenn dieſes Verſchulden nicht der 
vom Beklagten auf Grund des § 1 NHaftpfl®. zu vertretenden 
Betriebsgefahr, ſondern dem nach SS 31, 89 BGB. von ihm gleich⸗ 
falls zu vertretenden Verſchulden ſeiner Vertreter gegenübertritt, 
erſcheint die vom Berufungsgericht nach Maßgabe des 
§ 254 BGB. vorgenommene Verteilung des Schadens je zur 
Hälfte auf beide Parteien gerechtfertigt. Die erörterte ſchuld⸗ 
hafte Unterlaſſung von Sicherheitsvorkehrungen ſeitens des Be⸗ 
Hagten und die Unachtſamkeit der Klägerin, die bei Beobachtung 
der auf dem Bahnſteig eines Bahnhofes ſtets gebotenen Auf⸗ 
merkſamkeit auf Hinderniſſe aller Art, die den Paſſanten ſich 
entgegenſtellen können, das Gerüſt unbedingt hätte wahrnehmen 
müſſen, halten einander das Gleichgewicht, ſodaß die getroffene 
Abwägung zu billigen war. Bayr. Eiſenbahnfiskus c. K., U. v. 
14. März 07, 332/06 VI. — München. 

Wettbewerbsgeſetz. 

20. SS 1, 6 UnlWG. verb. mit § 33 ZPO. 
ausſtellungen. Gerichtsſtand der Widerklage.] 

Die Klägerin verlangt Verurteilung des Beklagten wegen 
unlauteren Wettbewerbs, weil er in Proſpekten ſeine Waren als 
in Berlin und Düfſeldorf prämiiert bezeichnet, während er die 
dort ſtattgefundenen großen Ausſtellungen gar nicht beſchickt 
hatte. Die Beklagte erhob Widerklage wegen Veröffentlichungen 
der Klägerin. Die Klägerin beantragte, die Widerklage abzu⸗ 
weiſen. Sie erhob den Einwand der Unzuſtändigkeit des an⸗ 
gerufenen Gerichts, da das Begehren in der Widerklage bei 
dem Gericht ihrer Hauptniederlaſſung geltend zu machen fei, 


Winkel⸗ 


und behauptete, die Widerklage ſei mangels der Vorausſetzungen 


des 8 33 ZPO. unzuläſſig. Das LG. verurteilte nach der 
Klage und wies die Widerklage aus 8 33 ZPO. als unzu⸗ 
läſſig ab. Das KG. wies die Berufung der Beklagten hin⸗ 
ſichtlich der Widerklage mit der Maßgabe zurück, daß die 
Abweiſung wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts erfolge, wies 
auch hinſichtlich der Klage die Berufung in der Hauptſache 
zurück. Das RG. hob in betreff der Widerklage auf Reviſion 
der Beklagten unter Zurückweiſung im übrigen auf: I. Die 
Beſtimmung des § 1 Unl WG. richtet ſich gegen den ſogenannten 
Ausſtellungsſchwindel; es werden gelegentlich neben großen, 
bedeutſamen, in weiten Kreiſen bekannten Ausſtellungen an 
denſelben Orten kleinere Ausſtellungen veranſtaltet, die eben⸗ 
falls Auszeichnungen gewähren; das Geſetz will aber 
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verhindern, daß ſolche Auszeichnungen ſo angeſehen werden, 
als ſeien ſie auf jenen großen Ausſtellungen gegeben 
worden. Ob die Angabe in gutem oder ſchlechtem Glauben 
gemacht iſt, darauf kommt es für die Verbotsklage aus dem 
bezogenen 8 1 Abſ. 1 nicht an. Die Beklagte konnte die 
Namen der Ausſtellungen, auf denen ſie die Medaille erhalten 
hatte, angeben, dann wäre eine andere Auffaſſung des Publikums 
ausgeſchloſſen. II. Zur Widerklage. In derſelben wird der 
Klägerin unlauterer Wettbewerb vorgeworfen. Das Berufungs⸗ 
gericht iſt rechtlich bedenkenfrei davon ausgegangen, daß das 
LG. Berlin I teils nach $ 2 Unl WG. teils nach §S 32 ZPO. an 
ſich örtlich für die Widerklage zuſtändig war, und von einer 
Unzuſtändigkeit im Sinne des § 33 Abſ. 2 ZPO. nicht die 
Rede ſein können. Es hat aber mit dem erſten Richter die 
Anwendbarkeit des 8 33 Abſ. 1 verneint und zwar mangels 
rechtlichen Zuſammenhanges zwiſchen dem Klageanſpruche und 
dem Widerklageanſpruche bzw. den von der Beklagten gegen 
die Klage vorgebrachten Verteidigungsmittel. Dieſes trifft 
zweifellos zu für die Anträge der Widerklage unter a und b 
ſowie auch auf den Antrag unter c, ſoweit es nicht die Bes 
hauptung zum Gegenſtande hat, daß die Klägerin durch ihre 
Erklärung in Nr. 4 der Nahrungsmittel⸗Warte vom Juli 1905: 
die Beklagte treibe unlauteren Wettbewerb und handele un⸗ 
anſtändig, indem ſie den reichen Kranz von Auszeichnungen, 
beſtehend in goldenen Medaillen und Ehrenkreuzen uſw., auf 
ſogenannten Winkelausſtellungen erworben, auf sämtlichen Druck⸗ 
ſachen angebracht habe, — gegen § 6 Unl WG. verſtoßen habe. 
Dieſer Widerklageantrag, bezüglich deſſen die Beklagte noch be⸗ 
ſonders darauf hingewieſen hat, daß in der Erklärung der 
Klägerin als unanſtändig und unlauter die Erwähnung der 
Staatsmedaille 1892 und der goldenen Medaillen Berlin 1896 
und Düſſeldorf 1902 auf ihrem Proſpekte bezeichnet ſei, 
gründet ſich auf Verneinung gerade derjenigen Frage, auf 
deren Bejahung der Klageanſpruch geſtützt iſt, ob die Beklagte 
mit ihren Kundgebungen bezüglich der ihr angeblich zuteil 
gewordenen Auszeichnungen gegen das Wettbewerbgeſetz gefehlt 
habe, wozu für die Widerklage noch der Vorwurf hinzutritt, 
daß die Beklagte den reichen Kranz von Auszeichnungen 
auf ſogenannten Winkelausſtellungen erworben habe. Er ſteht 
daher mit dem Klageanſpruch in einem rechtlichen Zuſammen⸗ 
hang gemäß § 33 Abſ. 1 ZPO., wodurch die Zuſtändigkeit 
des mit der Klage angerufenen Gerichts auch für ihn begründet 
iſt. In dieſem Punkte war ſonach der Reviſion ſtattzugeben. 
M. c. R., U. v. 15. März 07, 397/06 II. — Berlin. 

Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

21. 88 53, 54, 60, 67 GmbHG. Ein Beſchluß, durch 
welche eine Geſellſchaft m. b. H. bedingt aufgelöſt wird, ent⸗ 
hält eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages und unterliegt 
der Formvorſchrift des § 53 Abſ. 2 und der Eintragung in 
das Handelsregiſter.] 

Das OLG. hat mit Recht den Beſchluß der Generalver⸗ 
ſammlung der beklagten Geſellſchaft m. b. H. vom 22. März 1905, 
auf Grund deſſen der Kläger als Geſellſchaſter die Feſtſtellung, 
daß die beklagte Geſellſchaft aufgelöſt iſt, verlangt, dahin aus⸗ 
gelegt, daß mit demſelben die Auflöſung der Geſellſchaft m. b. H. 
für den Fall ausgeſprochen wurde, daß Verhandlungen, mit 
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deren Einleitung der Aufſichtsrat gleichzeitig betraut wurde, ſich 
zerſchlagen ſollten. Die Auflöſung wurde hiernach bedingungs⸗ 
weiſe beſchloſſen. Im übrigen war die Beſchlußfaſſung aber 
an keinen Vorbehalt geknüpft. Insbeſondere läßt ſich aus dem 
Beſchluß und den ihm vorausgegangenen Verhandlungen nichts 
dafür entnehmen, daß im Falle des Eintritts der Bedingung 
(der Erfolgloſigkeit der Verhandlungen) wieder erſt eine neue 
Generalverſammlung über das Vorliegen dieſer Eventualität 
zu beſchließen oder erſt auf Grund derſelben endgültig die Auflöſung 
auszuſprechen hätte. Im Gegenteil ergibt der Schlußſatz des 
Beſchluſſes, daß der Aufſichtsrat „ungeſäumt“ nach Eintritt der 
Bedingung die Liquidation anzumelden hatte und jede weitere 
Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung war dadurch über⸗ 
flüſſig gemacht, daß ſofort die Liquidatoren ernannt 
wurden, welche mit der dem Auſſichtsrat zur Pflicht ges 
machten Anmeldung der Liquidation gleichzeitig gemäß S 67 
des Geſetzes zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden 
waren. Die auf dieſen Beſchluß geſtützte Klage iſt jedoch ab⸗ 
zuweiſen, weil im Gegenſatz zu den Vorinſtanzen angenommen 
wird, daß er formwidrig iſt. Denn der Senat iſt, in Über- 
einſtimmung mit den Ausführungen des Vertreters der Reviſions⸗ 
klägerin der Anſicht, daß eine bedingte Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft, wie ſie der Beſchluß vom 22. März 1905 enthielt, 
als eine Abänderung des urſprünglichen Geſellſchaftsvertrages 
erſcheint und zu ſeiner Gültigkeit daher der Beobachtung der 
Formvorſchrift des 8 53 Abſ. 2 des Geſetzes, ſowie der Eins 
tragung zum Handelsregiſter (S 54 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes) 
beburft hätte. Wenn § 3 Abſ. 2 des Geſetzes für die Be: 
ſchränkung des Unternehmens der Geſellſchaft auf eine beſtimmte 
Zeit die Aufnahme in den Geſellſchaftsvertrag vorſchreibt, ſo 
folgt hieraus unmittelbar, daß, wenn eine ſolche Beſchränkung 
im urſprünglichen Geſellſchaftsvertrag nicht vorgeſehen, dagegen 
durch ſpätere Beſchlußfaſſung eingeführt wird, dies eine Ab⸗ 
änderung des Geſellſchaftsvertrags bedeutet. Der 8 60 des 
Geſetzes ſieht zwar für den hier unter Ziffer 2 als Auflöſungs⸗ 
grund der Geſellſchaft angeführten Beſchluß der Geſellſchafter 
keine beſondere Form vor. Allein dabei iſt der regelmäßige 
Fall unterſtellt, daß ſich die Geſellſchaft durch den Beſchluß 
ihrer Geſellſchafter unmittelbar auflöſt, nicht aber der Fall, daß 
die Geſellſchafter beſchließen, es habe in einem ſpäteren oder 
von einem unſicheren Ereigniſſe abhängigen Zeitpunkte die 
Auflöſung einzutreten. Wie bei einer auf beſtimmte Zeitdauer 
beſchränkten Geſellſchaft ein Geſellſchafterbeſchluß, welcher die 
Geſellſchaft vor Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten 
Friſt auflöſt, dieſen abändert, ſo iſt auch bei einer auf un⸗ 
beſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft die Einführung einer 
Bedingung oder Friſt für die künftige Auflöſung eine Ab⸗ 
änderung des urſprünglich Vereinbarten. Zwar wird in dem 
Kommentar von Staub, Anm. 12 zu:8 60 die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die Auflöſung auch bedingt und betagt beſchloſſen werden 
kann, und es wird dabei ohne nähere Begründung angenommen, 
daß ein ſolcher Beſchluß unter § 60 des Geſetzes falle. Richtig 
iſt, daß die Auflöſung unter einer Bedingung oder Friſtſetzung 
beichlofjen werden kann. Aber ein ſolcher Beſchluß iſt feinem 
Inhalte nach, wie dargelegt, immer eine Abänderung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages. Dies nimmt Staub ſelbſt für die offene 
Handelsgeſellſchaft an. (Vgl. Staub, Kommentar zum HGB. 
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VI. und VII. Aufl. $ 131 Anm. 5, VIII. Aufl. 8 131 
Anm. 6 und übereinſtimmend Lehmann⸗Ring 8 131 Nr. 2, 
Goldmann 8 131 Nr. 13.) Und dieſe Annahme iſt nicht etwa 
aus der beſonderen rechtlichen Natur der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft (im Gegenſatz zur Geſellſchaft m. b. H. oder der Aktien⸗ 
geſellſchaft) begründet, ſondern aus dem materiellen Inhalte 
einer ſolchen Beſchlußfaſſung. Zu der hier gebilligten Rechts⸗ 
auffaſſung nötigt endlich auch das im Geſetz durchgeführte 
Prinzip der Publizität. Das mit der Geſellſchaft kontrahierende 
Publikum hat ein geſetzlich anerkanntes Intereſſe daran, über 
die durch die Geſellſchafter ſelbſt beſtimmte Lebensdauer der 
Geſellſchaft unterrichtet zu werden. Deshalb ſchreiben 810 
Abſ. 2, § 12 Abſ. 2 die Eintragung und Veröffentlichung der 
Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages über die Zeitdauer 
der Geſellſchaft vor; deshalb iſt die Auflöſung zum Handels⸗ 
regiſter anzumelden und ſowohl von dem Regiſtergericht (vgl. 
8 10 HGB.) als von den Liquidatoren bekannt zu machen 
(vgl. 8 65 Abſ. 2 HGB.). Im Falle der Auflöſung der Ges 
ſellſchaft infolge Konkurseröffnung finden die Veröffentlichungen 
des Konkursgerichts ſtatt. Dem hiernach überall gewährleiſteten 
Prinzip der Publizität der Dauer oder der Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft würde es widerſtreiten, wenn ein Beſchluß, der den 
Fortbeſtand der Geſellſchaft von einem künftigen ungewiſſen 
Ereigniſſe abhängig macht oder einen beliebig näher oder ent⸗ 
fernter gewählten Endpunkt für das Beſtehen der Geſellſchaft 
feſtſetzt, geheim gehalten und erſt mit der tatſächlichen Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft bekannt würde. Da nach dem Aus⸗ 
geführten der Geſellſchafterbeſchluß vom 22. März 1905, weil 
eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrages enthaltend, aber 
nicht den Formerforderniſſen einer ſolchen entſprechend, rechtlich 
unwirkſam iſt, mußte die auf dieſen Beſchluß geſtützte Klage 
abgewieſen werden. D. G. H. c. D., U. v. 6. März 07, 
319/06 J. — Hamburg. 


II. Preußiſches Recht. 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 


22. Tarifſtelle 58. Stempelpflicht bez. eine Urkunde, in 
der eine Rückzahlungspflicht nicht beſtimmt wird.] 

Die Klägerin ſchloß 1904 mit einer Aktiengeſellſchaft einen 
Vertrag, in welchem es zunächſt heißt, daß dieſe zur teilweiſen 
Beſchaffung der Mittel für den Erwerb und die Bebauung von 
Grundſtücken vierprozentige Teilſchuldverſchreibungen über eine 
Anleihe im Geſamtbetrage von 7500 000 Mark ausgeben 
werde. Der Inhalt der Teilſchuldverſchreibungen (Verzinſung, 
Kündigung, Tilgung) wird darauf des näheren feſtgeſtellt, 
wobei insbeſondere bemerkt iſt, daß eine Verſtärkung der regel⸗ 
mäßigen Tilgung bzw. Totalkündigung der Anleihe bis zum 
Ablauf des 17. Jahres von Beginn der Verzinſung ab aus⸗ 
geſchloſſen ſein, von da ab der Aktiengeſellſchaft vorbehalten 
bleiben ſolle. Dann wird fortgefahren: Zur Sicherheit für die 
Anleihe nebſt Zinſen, Koſten und Speſen ſoll zunächſt an 
bereiteſter Stelle. .. eine Sicherungshypothek für den 
Anleihebetrag zuzüglich zwei Jahre Zinſen und Koſten mit 
8 250 000 Mark zugunſten der Klägerin als Pfandhalterin 
der Anleihe eingetragen werden. Weiter verpflichtet ſich die 
Klägerin, die geſamten Teilſchuldverſchreibungen zu einem bes 


ſtimmten Kurſe und innerhalb beſtimmter Friſt zu übernehmen. 


36. Jahrgang. 


Der Vertrag ift mit dem allgemeinen Vertragsſtempel von je 
1,50 Mark verſteuert. Außerdem iſt der Anſchaffungsſtempel 
nach Tarifſtelle 4a zum RStempG. vom 14. Juni 1900 
mit /1e vom Tauſend des Wertes des Gegenſtandes 
erhoben. Der Fiskus hat aber ferner den Schuldver⸗ 
ſchreibungs ſtempel gemäß Tarifſtelle 58 zum PrStemp®. 
vom 31. Juli 1895 erfordert und ſind dieſe Beträge von der 
Klägerin gezahlt. Dieſe begehrte im Rechtswege die Rück⸗ 
erſtattung, iſt aber mit ihrer Klage von den Vorinſtanzen abge⸗ 
wieſen. Das RG. hob auf und verurteilte: Der Berufungsrichter 
rechtfertigt ſeine Annahme, daß der Vertrag ſtempelpflichtige 
Schuldverſchreibungen im Sinne der Tarifſtelle 58 zum Stempel⸗ 
ſteuergeſetz enthielte, unter Hinweis auf die Urteile des RG. in 
NG. 25, 64 und 45, 231, ſowie bei Gruchot 47, 1138 damit, 
daß Geſchäfte über Geben und Nehmen von Darlehen beurkundet 
ſeien, worauf der Gebrauch des Wortes „Anleihe“ und vor 
allem die Feſtſetzung der Kündigungs⸗ und Rückzahlungs⸗ 
bedingungen hindeute, und daß durch ſolche Verträge, wenn 
demnächſt die Darlehens valuta gezahlt werde, die rechtliche 
Verbindlichkeit zur Rückzahlung begründet werde. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſetzen ſich mit dem Inhalte der Urkunden in Wider⸗ 
ſpruch und können daher das Reviſionsgericht nicht binden. In den 
den angezogenen Urteilen (RG. 25, 64 und 45, 231, vgl. auch 
noch das Urteil des erkennenden Senats vom 3. April 1903 
bei Gruchot 47, 1143) zugrunde liegenden Fällen war ein die 
Geſamtanleihe umfaſſender Akt, mittels deſſen eine Kautions⸗ 
hypothek beſtellt wurde, errichtet, und in dem bei Gruchot 47, 1138 
behandelten Falle hatte ſich die Kredit gewährende Bank zur 
Darleihung der Geſamtſumme, die den Kredit beanſpruchende 
Stadtgemeinde zur Aufnahme der Anleihe unter den genau 
bezeichneten Bedingungen verpflichtet. Hier durfte angenommen 
werden, daß nach der Faſſung der Urkunden eine Geſamt⸗ 
ſchuldverſchreibung mit der Übernahme der Verpflichtung zur 
Rückzahlung des Darlehens (nach deſſen Empfang) hergeſtellt 
und nicht bloß die Ausgabe der Teilſchuldverſchreibungen ge⸗ 
regelt werden ſollte. Anders verhält es ſich aber im vorliegenden 
Falle. Gewiß kommt in der Urkunde eine Anleihe, alſo ein 
Darlehensgeſchäft zum Ausdruck, bei welchem die Klägerin als 
Gläubigerin, die Aktiengeſellſchaft als Schuldnerin erſcheint. 
Aber es iſt dies lediglich in der Form eines Abkommens über 
die Ausgabe und den Erwerb der das Geſamtdarlehen dar⸗ 
ſtellenden Teilſchuldverſchreibungen geſchehen. Nachdem geſagt 
iſt, daß die geldbedürftige Geſellſchaft ſolche Schuldverſchreibungen 
über Anleihen ausgeben würde, iſt der Inhalt dieſer Obligationen 
näher gekennzeichnet, wobei ſelbſtverſtändlich neben der Ver⸗ 
zinſung auch die Frage der Rückzahlung erledigt werden mußte. 
Die Klägerin verpflichtete ſich zur Abnahme der Papiere unter 
beſtimmten Bedingungen, insbeſondere zu einem beſtimmten 
Kurſe. Dieſe Abmachungen dienen der Ausführung des Anleihe⸗ 
geſchäfts im Wege der Emiſſion von Wertpapieren. Daß 
daneben noch eine einheitliche, die Übernahme der Rückzahlungs⸗ 
pflicht enthaltende Schuldverſchreibung über das Geſamtdarlehen 
habe geſchaffen werden ſollen, kann aus den Feſtſetzungen über 
die Kündigung, Amortiſation und Rückerſtattung der Anleihe 
nicht entnommen werden, weil ſie ausdrücklich als Inhalt der 
Teilſchuldverſchreibungen bezeichnet ſind und nichts dafür ſpricht, 
daß damit ſelbſtändig die Rückzahlungspflicht in Anſehung der 
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Geſamtſumme habe beurkundet werden ſollen. Auf die zugrunde 
liegende Geſamtanleihe deutet allerdings die Beſtimmung, daß 
zur Sicherung der Anleihen eine Kautionshypothek in ziffer⸗ 
mäßig begrenzter Höhe zugunſten der Klägerin als Pfand⸗ 
halterin eingetragen werden ſolle. Allein es fehlt an jeden 
Anhalte dafür, daß etwas weiteres beurkundet wäre, als der 
Wortlaut beſagt, nämlich die Verpflichtung zur Beſtellung einer 


Sicherungs hypothek auf gewiſſen Grundſtücken der Geſellſchaften. 


Es war, damit es dieſem Abkommen (pactum de cavendo, 
de oppignorando) nicht an der erforderlichen Beſtimmtheit 
fehlte, notwendig, daß der Geldbetrag, für welchen das Grund⸗ 
ftü haften follte, angegeben wurde (S 1190 BGB). Dies 
iſt geſchehen; dem Nominalbetrage der in Teilobligationen 
zerlegten Anleihe iſt wegen der Zinſen, Koſten und Speſen eine 
gewiſſe Summe hinzugefügt. Daß dieſe Begrenzung der 
hypothekariſchen Verhaftung der Grundſtücke der Schuldnerin 
eine ſelbſtändige Bedeutung haben und in ihr die Erklärung 
enthalten fein ſollte, die empfangenen Beträge künftig zurld» 
zuzahlen, iſt nicht erkennbar. Aus dem die Hypothekbeſtellung 
betreffenden Abkommen erwuchs der Klägerin ein Anſpruch auf 
Erfüllung, d. i. auf Beſtellung der Hypothek, aber nicht auf 
Rückzahlung des Anleihebetrages. Daß auch ein auf künftige 
Sicherſtellung gerichteter Vertrag eine ſtempelpflichtige Schuld⸗ 
verſchreibung in ſich ſchließen kann, ſoll nicht bezweifelt werden. 
Es muß dann aber erſichtlich ſein, daß die Rückzahlungspflicht 
in Anſehung der zu ſichernden Forderung ſelbſtändig hat 
beurkundet werden ſollen. Daran mangelt es im gegenwärtigen 
Falle, wo lediglich der Höchſtbetrag der einzutragenden Hypotheken 
feſtgeſtellt worden iſt. Deshalb iſt der Schuldverſchreibungs⸗ 
ſtempel zu Unrecht erhoben worden. D. c. Kgl. Pr. 
Stempelfiskus, U. v. 22. März 07, 255/06 VII. — 
Berlin. 

23. 88 3, 10 Abſ. 1, 8 16 Stemp®. Tarifſtelle 32 
Abſ. 11 Tarifitele 75. Beſteuerung von Vertragsurkunden 
über die Lieferung von Eiſenbahnüberführungen. Frage nach 
der Herſtellung im Betriebe des Pflichtigen. Trennung 
der Werte. Objektive Feſtſtellung des Eintritts der Be⸗ 
freiung.] 

Das StempG. (Tarifſtelle 75) ſchreibt bei Werkverträgen 
über unbewegliche Sachen, mithin insbeſondere über die Her⸗ 
ſtellung von Bauwerken, die Zerlegung des Vertragsinhalts 
vor: es ſoll geſchieden werden zwiſchen den zum Zwecke der 
Herſtellung des Werkes zu liefernden beweglichen Gegenſtänden 
und der dafür d. i. zur Vollendung des Werkes mittels dieſer 
Gegenſtände erforderlichen Arbeitsleiſtung. Auf jenen Teil des 
Vertrages findet die Tarifſtelle 82 mit ihren Befreiungsvor⸗ 
ſchriften Anwendung. Es kommt mithin nur darauf an, ob 
die zu liefernden Sachen als Mengen im Sinne der Befreiungs⸗ 
vorſchrift anzuſehen ſind, nicht in ihrem Zuſtande nach der 
Einfügung oder Verwendung in das Werk, ſondern in dem 
Zuſtand, in welchem ſie ſich bis zu dieſem Zeitpunkte 
befanden. Daß aber die für den Bau der Überführungen 
gelieferten Materialien (Eiſen⸗ und Stahlteile) vor ihrer Zu⸗ 
ſammenſetzung als Mengen von Sachen d. i. als größere Zahl 
von gleichartigen Gegenſtänden, die nach ihrer natürlichen Be⸗ 
ſchaffenheit und nach dem Willen der Vertragſchließenden 
lediglich als ſolche, nicht als Sachindividuen, in Betracht 
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kommen konnten, zu gelten hatten, iſt unbedenklich. Die Art, 
wie ſich der Berufungsrichter mit dem nach Tarifſtelle 75 ent⸗ 
ſprechend anwendbaren 8 10 Abſ. 1 StempG. abfindet, iſt zu 
beanſtanden. Aus dem Vertrag und deſſen Anlagen war wohl 
zu erſehen, daß es ſich zum Teil und zwar zum überwiegenden 
Teil um Mengeſachen handelte, die im Betriebe der Klägerin 
hergeſtellt waren. Nicht aber ließ ſich aus den Urkunden 
ermitteln, welcher Teil des Entgelts auf jene Mengeſachen 
entfiel. Daß der Preis nach dem Gewichte des Materials 
beſtimmt war und alſo die feſtgeſetzte Geſamtvergütung von 
68 071 Mark ſich je nach der endgültigen Feſtſtellung des 
Gewichts erhöhen oder ermäßigen konnte, bot keinen Anhalt 
für die Beſtimmung des auf die Produkte der Klägerin zu 
rechnenden Einzelwertes. Auch innerhalb der im 8 16 Stemp®. 
angegebenen Friſt iſt dieſer Einzelwert nicht angegeben. Warum 
eine Trennung der Werte nicht möglich geweſen ſein ſollte, wie die 
Klägerin behauptet hatte, leuchtet nicht ein. Trotzdem war das den 
Beklagten Fiskus auf Rückgewähr des gezahlten Stempels verur⸗ 
teilende Berufungsurteil aus einem anderen Geſichtspunkt aufrecht 
zu erhalten. In Anſehung der Befreiungsvorſchriften in Abſ. 11 
der Tarifſtelle 32 hat ſich die Rechtſprechung des RG. namentlich 


auch für die Ziff. 3 dahin befeſtigt, daß es nicht darauf an⸗ 


komme, ob die Vorausſetzungen der Befreiung aus der Ver⸗ 
tragsurkunde ſelbſt hervorgingen, daß es vielmehr genüge, wenn 
dieſe Vorausſetzungen objektiv feſtgeſtellt werden könnten, daß 
daher inſoweit der § 3 Abſ. 1 Stemp®. nicht Platz greife 
(vgl. RG. 53 S. 214, 287; Hummel⸗Specht, Anm. 78 I, II 
zu Tarifſtelle 32 S. 818, 819). Die Abſicht des Geſetzgebers 


war bei Erlaß der bezeichneten Befreiungsvorſchrift auf die Be⸗ 


günſtigung der inländiſchen Produktion gerichtet; es walteten 
öffentlich⸗rechtliche Intereſſen ob, denen Rechnung getragen 
werden ſollte. Darum erſchien eine ſtrenge Durchführung des 
im $ 3 ausgeſprochenen Grundſatzes nicht angemeſſen. Es 
würde von der mehr oder weniger geſchickten Abfaſſung der 
Urkunde abgehangen haben, ob die Befreiung eintrat oder nicht; 
deshalb ſollte der wirkliche Tatbeſtand, nicht der Urkunden⸗ 
inhalt entſcheiden. Dieſe Erwägungen treffen aber auch für 
den gegenwärtigen Fall zu. Es handelt ſich um ein Rechts⸗ 
geſchäft, das mehrere, an ſich (abgeſehen von der Befreiungs⸗ 
vorſchrift) demſelben Steuerſatze, nämlich / v. H. nach Buchſt. e 
der Tarifſtelle 32, unterliegende Gegenſtände betrifft. Wenn 
alſo die Angabe der Einzelwerte verſäumt worden iſt, ſo muß 
entweder der volle Stempel von dem geſamten Entgelt erhoben 
werden, obwohl jetzt ziffermäßig feſtſteht, daß deſſen größerer 
Teil auf ſteuerfreie Gegenſtände entfällt, oder es muß noch 
zuläſſig ſein, die verſäumte Angabe nachzuholen. In dem einen 
Falle wird die Befreiungsvorſchrift, in dem anderen der in 
§ 10 StempG. niedergelegte Grundſatz ausgeſchaltet. Die 
Verwaltungspraxis ſteht nach dem Zitat bei Hummel ⸗Specht 
Anm. 115 zu Tarifſtelle 32 S. 854 auf dem erſteren Stand⸗ 
punkt, ebenſo die Literatur (Hummel⸗Specht a. a. O., Heinitz 
2. Aufl. Anm. 4b zu Tarifſtelle 32 S. 458). Der Senat 
hat aus den oben angegebenen Gründen geglaubt, die Be⸗ 
freiungsvorſchrift mit Rückſicht auf die bei ihrem Erlaſſe ver⸗ 
ſolgte Abſicht des Geſetzgebers auch gegenüber dem 8 10 
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S 10. 1907. 
StempG. zur Geltung bringen zu ſollen, wie dies gegenüber 
dem 8 3 bereits geſchehen iſt, und dies konnte unter den ob: 
waltenden Umſtänden nur ſo verwirklicht werden, daß die nach⸗ 
trägliche Trennung der Sachen bzw. ihrer Werte in ſteuer⸗ 
pflichtige und ſteuerfreie zugelaſſen wurde. Pr. Stempelfiskus e. U., 
U. v. 19. März 07, 132/00 VII. — Caſſel. 


Berichtigung. 
Seite 240 unter Nr. 3 Zeile 3 von oben iſt zwiſchen 
„Pfleger“ und „noch“ das Wort: „vertretenen“ einzuſchalten. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Bei einem Bau wurde die Grenze des ebenfalls dem Bau⸗ 
herrn gehörenden Nachbargrundſtücks überſchritten. Die Streit⸗ 
frage, ob die Vorſchriften des BGB. über den Grenzüberbau 
anwendbar ſind, wird in Entſch. Nr. 3 verneint. Nachdem 
beide Grundſtücke in der Zwangsverſteigerung verſchiedenen Er⸗ 
ſtehern zugeſchlagen waren, würde der Erſteher des durch den 
Überbau betroffenen Grundſtücks in Konſequenz der in der 
Entſcheidung angenommenen Grundſätze Beſeitigung des Aber⸗ 
baus verlangen können. 

Entf. Nr. 4 behandelt den Fall der Anfechtung eines 


Vertrags wegen Betrugs, wenn auf der einen oder anderen 


Seite mehrere Perſonen als Vertragsſchließende vorhanden ſind. 


Es wird nicht die Anfechtung allen Gegenkontrahenten, ſondern 


nur dem Argliſtigen ſelbſt gegenüber verlangt. 
Die Erhebung einer Teilklage unterbricht nach Entſch. 


Nr. 5 die Verjährung des Anſpruchs auch dann nicht über 


den rechtshängig gewordenen Teil hinaus, wenn ſpäter in dem⸗ 
ſelben Rechtsſtreit der Klageantrag erweitert wird. 

Nach Entſch. Nr. 6 tritt bei Übernahme des Geſellſchafts⸗ 
vermögens der aufgelöſten offenen Handelsgeſellſchaft durch 
einen Geſellſchafter (auch wenn nur zwei Sozien vorhanden 


waren) Akkreszenz ein, jo daß es eines beſonderen Über⸗ 


tragungsakts, bei Grundſtücken der Auflaſſung, nicht bedarf. 

Die Haftung des Tierhalters kann durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung ausgeſchloſſen ſein. Nach 
Entſch. Nr. 9 wirkt ſolche Vereinbarung auch gegen die 
mittelbar Schadenserſatzberechtigten, und wird regelmäßig dann 
anzunehmen ſein, wenn die Verletzung bei einer Gefälligkeits⸗ 
leiſtung ſich ereignete, die der Tierhalter dem Verletzten 
gewährte. 

In Entſch. Nr. 14 handelt es ſich um die Frage, unter 
welchen Vorausſetzungen ein anhängiger Rechtsſtreit durch einen 
ihn erledigenden Prozeßvergleich in dem Sinne beendigt wird, 
daß eine Fortſetzung des Verfahrens ſelbſt zum Zwecke der 
Erörterung, ob der abgeſchloſſene Vergleich gültig iſt, 
nicht ſtattfindet, etwaige Streitigkeiten hierüber vielmehr in 
einem beſonderen Rechtsſtreite zum Austrag gebracht werden 
müſſen. N. 
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Vereins nachrichten. 


Der Vorſtand des Dentſchen Auwaltvereins hat in 
feiner Sitzung vom 26. Mai d. Is. beſchloſſen, an den Herrn 
Rechtsanwalt J. Peters in Bonn auf den von ihm im 
Auftrage von 2 304 Kollegen überreichten Antrag auf Ein- 
bernfung eines außerordentlichen Anwaltstages folgenden 
Beſcheid zu erteilen: 

Der Borftand des Dentſchen Auwaltvereins hat be- 
ſchloſſen, dem ſatzungsgemäß geſtellten Antrage auf 
Einberufung eines außerordentlichen Anwaltstages mit 
der Tagesordnung: 

„Die bevorſtehende Reform der Gerichtsverfaſſung 

und des Zivilprozeßverfahrens“ 
einſtweilen nicht zu entſprechen. Entſcheidend für 
dieſen Beſchluß war, daß in den tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen, die zu ſolchem Antrage geführt haben, 
erhebliche Anderungen eingetreten find, insbeſondere 
den Vorſtänden der Anwaltskammern von den Landes⸗ 
jaftizverwaltungen der Geſetzentwurf über Abänderung 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Reichszivilprozeß⸗ 
orduung und Gebührenordunng mitgeteilt und fie 
über die beabſichtigten Anderungen gehört ſind reſp. 
gehört werden ſollen, namentlich aber zur Gewißheit 
feſtgeſtellt iſt, daß die geſetzlichen Vorlagen nicht vor 
dem ordentlichen Anwaltstage an den Reichstag 
gelangen werden. Es iſt angenommen, daß die 
Antragſteller bei dieſer Sachlage keinen Wert darauf 
legen, daß der Gegenſtand vor dem ordentlichen 
Auwaltstage zur Verhandlung kommt und daß es 
ihren Wünſchen entſpricht, daß ſich der im September 
tagende ordentliche Anwaltstag damit beſchäftigt, nach⸗ 
dem das Reſultat der Verhandlungen der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen mit den Kammervorſtänden vorliegt. 


N. v. Deckers Verlag in Berlin SW. 19 hat ſich bereit 
erklärt, das im Erſcheinen begriffene Werk: 
Die Handelsgeſetze des Erdballs, umfaſſend 
das Handels-, Wechſel, Konkurs- und Seerecht aller 
Kulturvölker 


Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 555 Beſtellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 8 


au die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins zu einem 
Vorzugspreiſe und zwar den Bogen auftatt für Mark 0,50 
für Mark 0,35 zu liefern. 

Proſpekte über die Lieferung find bei der Verlags- 
handlung direkt zu erbitten. 

Beſtellungen find au die Geſchäftsſtelle des 
Deutſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtraße 2 
zu richten. 

Leipzig, den 13. Mai 1907. 


Dr. Beiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Die Verlagsbuchhandlung W. Moeſer gibt an die 


Mitglieder des Anwaltvereins den zweiten Jahrgang der 


Literaturüberſicht des Jahres 1906, erſchienen unter dem 
Titel „Jurisprudentia Germaniae 1906“ zum Vorzugspreiſe 
von 5 Mark ab. Beſtellungen bitten direkt an den Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtr. 2 zu richten. 


— — — — 


Juſtizreform.) 
Von Juſtizrat Max Jacobſohn, Berlin. 


Am 30. März 1906 hielt im Preußiſchen Herrenhauſe bei 
der Beratung des Juſtizetats der Oberbürgermeiſter Adickes 
aus Frankfurt a. M. eine Rede über eine durchgreifende Juſtiz⸗ 
reform in Deutſchland. 

Dieſe Rede fand lebhafte Beachtung. — Es hallt ſeit der 
Zeit in dem juftſcken Deutſchland wider von Rufen nach 
Juſtizreform ). 


) Auszug des Vortrages des Juſtizrats Max Jacobſohn im 
Berliner Anwaltverein vom 21. Februar 1907 über Juſtizreform. 

2) Hamm, Engliſche Juſtiz auf Deutſchem Boden, DIZ. vom 
1. Oktober 1906, S. 1051; Mügel „Zur Reform unſerer Gerichts⸗ 
organiſation“ DIZ. vom 1. Oktober 1906, S. 1109; Holtgreven 
„Vorſchlag zur Juſtizreform“. Das Recht vom 25. November 1906 
S. 1281; Schneider „Die Reform der Deutſchen ZPO.“ Das Recht 
vom 10. Dezember 1906 S. 1356; Niedner „Zur Frage einer durch⸗ 
greifenden Juſtizreform“ Hannover, Helwing'ſche Verlagsbuchhandlung, 
v. Lewinsky „England als Erzieher?“ Beiträge zur Erläuterung des 
Deutſchen Rechts 1907. 
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Die Rufer im Streit rekrutieren ſich ebenſo wie bei den 
Schriften aus 1879 bis Adickes, lediglich aus den Richtern und 
den Räten der Juſtizverwaltungen, nicht aus der Anwaltſchaft. 
— Man muß den Zuſammenhang unſeres Verfahrens mit dem 
früheren Verfahren betrachten, um die Urſachen dafür zu finden. 

Die jetzige Organiſation fand kein einheitliches Verfahren 
vor. Der gemeinrechtliche deuiſche, auf der Verhandlungs⸗ 
maxime aufgebaute Prozeß, ward Ende des 18. Jahrhunderts 
überall abgeſchafft. In Altpreußen wurde er durch die Preußiſche 
allgemeine Gerichtsordnung von 1793 abgelöfl. — Dieſe Ge⸗ 
richtsordnung führte den ſtrammſten Ingquiſitionsprozeß ein. 
Der Richter war an Parteianträge nicht gebunden. Der Ad⸗ 
vokatenſtand wurde, als bei dem unmittelbaren Verkehr zwiſchen 
Richter und Partei hinderlich, beſeitigt, ſelbſt der Name wurde 
geändert: die Advokaten wurden Juſtizkommiſſare genannt, bei 
Erhöhung wurden ſie Juſtizkommiſſionsräte. Sie ſollten nur 
nach Anweiſung des Gerichts tätig ſein. Es iſt ihnen bei An⸗ 
drohung des Verluſtes des Amtes verboten, neue Aufträge an⸗ 
zunehmen, ſo lange ſie mit Arbeiten im Rückſtande find. 

Dieſe Vorſchläge finden auch heut noch begeiſterten An⸗ 
hang unter unſeren Richtern. — In der Feſtgabe der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Berlin zum 50 jährigen Dienſtjubiläum des Vor⸗ 
ſitzenden, Reichsbankpräſidenten Koch, vom November 1903, hat 
der damalige Geheime Rat im Miniſterium, jetzt Oberlandes⸗ 
gerichtspräſident in Breslau, Vierhaus, eine Schrift veröffent⸗ 
licht „Soziale und wirtſchaſtliche Aufgabe der Zivilprozeßgebung“. 
Darin heißt es, es müſſe das Pflichtgefühl der Anwälte ge⸗ 
ſchärft werden, daß ſie nicht mehr Sachen annehmen, als ſie 
ordnungsmäßig zu erledigen vermögen. Vor allem aber muß 
die Konzentration der Verhandlung erſtrebt und — — wie 
Oſterreichs Beiſpiel zeigt — — erreicht werden durch ein inten⸗ 
ſives Prozeßleitungsrecht des Richters. — Ebenſo Holtgreven 
und Schneider. 

In Übereinſtimmung mit dieſer Anſchauung hat die Mehr⸗ 
heit des Reichstags vor 16 Jahren bei Beratung des Gew. 
und vor 2 Jahren bei Beratung des KfmGG. die Anwaltſchaft 
ausgeſchloſſen. Sie hat dabei keinen neuen Gedanken gehabt, 
ſondern nur einen für falſch erkannten Gedanken aus der 
ſchlechteſten prozeſſualen Zeit Preußens hervorgeſucht. Denn 
daß dieſe Gedanken falſch find, daß man nicht einen Zivil⸗ 
prozeß unter dem Bilde ſich ſtreitender Kinder ſehen darf, hat 
bereits vor 60 Jahren der damalige Vizepräſident des OTr., 
Dr Götze, bezeugt). 

Er bezeugt, daß das Prinzip der Gerichtsordnung nirgends 


durchgeführt werden konnte und auch nicht durchgeführt worden 


iſt. Er ſagt, daß das Motiv der Gerichtsordnung an ſich wohl 
anzuerkennen iſt. „Wir können hinzufügen, der Gedanke ſelbſt 
war nicht ohne innere Wahrheit. Es gibt Verhältniſſe, in 
denen danach immer verfahren iſt und immer verfahren werden 
wird. Ein Vater übt in dieſer Weiſe ſein Richteramt bei den 
kleinen Streitigkeiten zwiſchen ſeinen unerwachſenen Kindern, ein 
Lehrer bei Streitigkeiten unter den Schülern, ein Hauptmann 
etwa bei feiner Kompanie uſw.“ *) 


) Das neueſte Preußiſche Zivilprozeßgeſetz vom 21. Juli 1846, 
ſeine Stellung zur Prozeßordnung vom Jahre 1793 und zum ge⸗ 
meinen deutſchen Prozeß. 

) Götze J. c. S. 7. 
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Beſſer läßt ſich das Unrichtige der Idee derjenigen Herren, 
die für den Offizialbetrieb ſchwärmen und die Parteien zwingen 
wollen, perſönlich vor Gericht zu erſcheinen, kaum widerlegen. 

Die politiſchen Wirren der Jahre 1806 — 1815 verhinderten 
die Reviſion des Prozeſſes. Es wuchs aber die Unzufriedenheit 
mit dem Verfahren von Jahr zu Jahr, und es wurden ebenſo 
dringende Rufe nach Juſtizreform erhoben, wie in der Gegen⸗ 
wart, nur mit ſehr viel größerem Rechte. 

Die Verordnung vom 1. Juni 1833 führte ein ver⸗ 
einfachteres Verfahren ein und kehrte zur Verhandlungsmaxime 
zurück, behielt aber den Offizialbetrieb bei. 

Die Verordnung vom 21. Juli 1846 dehnte das Ver⸗ 
fahren auf alle anderen Prozeſſe aus; es blieb dabei, daß von 
Amts wegen geprüft wurde, ob die Klage ſchlüſſig iſt, daß dann 
der Beklagte, wenn er nicht kam, kontumaziert wurde, aber 
auch ohne Antrag des Klägers und ohne deſſen Anweſenheit, 
und daß, wenn er ſeine Klagebeantwortung vortrug, vom Kläger 
eine Replik und dann vom Beklagten eine Duplik gefordert wurde. 

Dieſes Verfahren blieb bis zum 1. Oktober 1879. Es 
iſt klar, daß die Aufgabe der Richter nach dieſem Syſtem und 
die Aufgabe der Richter nach der jetzt herrſchenden geſetzlichen 
Organiſation eine verſchiedene iſt. 

Die Richter der früheren Geſetze wußten, wenn die Klage⸗ 
beantwortung, oder ſeit der Verordnung vom 21. Juli 1846, 
wenn die Duplik eingegangen war, daß der Tatbeſtand feſt⸗ 
geſtellt war. Es konnte ihnen gleichgültig ſein, ob Termine 
wahrgenommen wurden oder nicht; ihre Arbeit und ihre Tätig⸗ 
keit war davon nicht abhängig. 

Die ZPO. macht mit ihrem Parteibetriebe und ihrer 
Mündlichkeit, ſowie in ihrer ſchrankenloſen Zulaſſung von Angriff 
und Verteidigung das Gericht von den Anträgen der Parteien 
abhängig. 

Die Richter ſollten alſo am 30. September 1879 als 
Richter des Offizialbetriebes und der Eventual⸗Maxime zu Bette 
gehen und am 1. Oktober 1879 als Richter der neuen Organi⸗ 
ſation aufſtehen. 

Unſere deutſchen Richter haben den Übergang von den 
alten zu den neuen Prozeßgeſetzen vom 1. Oktober 1879, von 
dem alten Recht zum neuen materiellen Recht des BGB. am 
1. Januar 1900 glänzend beſtanden; darauf können die Richter 
ſtolz ſein. 

Den inneren Übergang aber vom Richter des Offizial⸗ 
betriebes zum Richter des Parteibetriebes, vom Richter der 
Eventual⸗Maxime zum Richter der Freiheit in Angriff und 
Verteidigung hat ein großer Teil von ihnen nicht zu über⸗ 
winden vermocht. Die Richter ſind in ihrer großen Mehrheit 
die Richter des Offizialbetriebes geblieben, und die neu hinzu⸗ 
gekommenen Richter ſind ebenfalls in ihrer großen Mehrheit 
in ihn hineingewachſen. — Hieraus ergibt ſich mit logiſcher Not⸗ 
wendigkeit eine Unſtimmigkeit zwiſchen den perſönlichen Gefühlen 
der Richter und dem Geſetz. 

Aberall aber identifizieren ſich die Perſonen, die an der 
Spitze eines Syſtems ſtehen, mit dem Syſtem ſelber. Es ſoll 
nur ein König geſagt haben: „l'état c'est moi“, gedacht 
haben und denken tun es faſt alle. 

So identifizieren ſich auch die Richter mit der Rechtspflege 


und ſo finden wir in den Schriften vom 1. Oktober 1879 bis 


36. Jahrgang. 


— nn — nn 


zum heutigen Tage die Behauptung: Der Parteibetrieb und 
die durch ihn herbeigeführten Vertagungen verletzen die Rechts⸗ 
pflege, verſtoßen gegen die Würde des Gerichts. — So behauptete 
vor mehr als 20 Jahren Profeſſor Wach, ſo Holtgreven in 
„Das Recht“ vom 25. November 1906. Dasſelbe ſtand auch 
in dem Bericht des Preußiſchen Juſtizminiſteriums an den 
König von Preußen über die Juſtizverwaltung und Rechts⸗ 
pflege in Preußen 1881 — 1901. 

Dieſe Abneigung gegen den Parteibetrieb iſt ſeit 1. Oktober 
1879 unverändert geblieben. 

Die Vertagungen haben aber mit dem Parteibetrieb als 
ſolchem nichts zu tun. Jedenfalls kann man die Aufhebung 
des Parteibetriebes nicht damit begründen, daß er für Richter 
und Rechtsanwälte unbequem iſt. Vierhaus hat auch einen 
anderen Grund, er ſagt: „Der Zivilprozeß iſt eine Art des 
ſtaatlichen Zwanges“. Staatlicher Zwang kann allerdings nur 
im Offizialbetrieb und nicht im Parteibetrieb ſeinen zutreffenden 
Ausdruck finden. Der Satz von Vierhaus iſt aber nicht 
zweifelsfrei. Es iſt demgegenüber auf die erwähnte Schrift 
von Götze von 1846 hinzuweiſen. 

Adickes will nicht den Parteibetrieb beſeitigen; er verlangt 
eine völlige Umgeſtaltung unſerer Gerichtsorganiſation nach 
anderer Richtung. Er verlangt grundſätzlich für die I. Inſtanz 
das Einzelrichterſyſtem. Es würde ſich daran folgerichtig in der 
Berufungsinſtanz das drei Richters und in der Reviſionsinſtanz 
das fünf Richterſyſtem anſchließen. 


Adickes will bei Beſchwerden die Senate der OLG. nur 


mit 2, bei Berufungen nur mit 3 Mitgliedern beſetzen und auch 
die reichsgerichtlichen Senate mit einer Mindeſtzahl von 3 Mit⸗ 
gliedern entſcheiden laſſen, und er will überhaupt nur das RG. 
im Intereſſe der Rechtseinheit anrufen laſſen. 

Adickes ſchlägt vor, daß wie in England alle höheren 
Richter aus dem Anwaltsſtande entnommen werden ſollen. Dieſer 
Vorſchlag iſt nicht ganz neu. — In den letzten 50 Jahren 
hat es aber in Preußen zu der größten Seltenheit gehört, wenn 
ein Anwalt wieder in die Richterkarriere zurücktrat. Meiſt lag 
es freilich daran, daß die Gehälter viel zu knapp bemeſſen ſind; 
aber auch die Abneigung der Beamten⸗Hierachie war naturgemäß 
ſehr ſtark. 

An ſich iſt es ja eigentlich ſelbſtverſtändlich, daß kein Staat 
darauf verzichten ſollte, feine höchſten Richter⸗ und Beamten⸗ 
ſtellen aus den beſten aller Juriſten zu entnehmen. Wenn es 
in Preußen Tauſende von jungen Juriſten gibt, von denen die 
eine Hälfte Richter, die andere Rechtsanwälte werden, ſo iſt es 
doch nicht zu verſteben, wenn der Staat ſagt: Ich nehme 
meine höheren Beamten, meine höheren Richter nur aus 
der einen Hälfte. — Das wäre nur dann richtig, wenn die 
andere Hälfte dümmer oder untüchtiger wäre. Dann könnte 
man ja mit Recht ſagen, es ſollen nur die Beſten in die 
höheren Richterſtellen und Beamtenſtellen einrücken, alſo braucht 
der Staat die ſchlechtere Hälfte überhaupt nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Eine ſolche Halbierung gibt es aber nicht. Die Hälfte, 
die zur Anwaltſchaft übergeht, hat genau die gleichen geiſtigen 
Kräfte und Qualitäten, die die andere Hälfte hat. Es iſt 
daher das Poſtulat, daß auch aus der Anwaltſchaft die höheren 
Poſten beſetzt werden, ganz ſelbſtverſtändlich. 
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Mügel will die Organiſation dahin ändern, daß das RG. 
nur noch, wie bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit prüfen foll, 
ob eine Entſcheidung eines OLG. in Übereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung der übrigen OLG. und des RG. iſt, und zwar 
ſoll dieſe Prüſung durch zwei Reichsgerichtsräte ſtattfinden. 
Das RG. ſoll dann durch das Plenum der Zivil: oder Straf: 
abteilungen in denjenigen Sachen entſcheiden, in denen die Prüfung 
eine Abweichung ergeben hat oder in denen das OL G., weil es eine 
ſolche Abweichung beabſichtigte, die Sache dem RG. überweiſt. 

Dieſe Regelung der Entlaſtung des RG. iſt ſcharf an⸗ 
gegriffen worden. Ebenſo iſt die von Mügel in Betracht ge⸗ 
zogene Koſtenfrage ſcharf angegriffen, aber zu Unrecht. Es iſt 
ganz richtig, daß ein vortragender Rat im Miniſterium, der 
über eine neue Organiſation ſchreibt, auch die Koſtenfrage erwähnt. 

Gerade in unſeren Tagen iſt ein Artikel vom Amts⸗ 
gerichtsrat Fiſcher in Charlottenburg) „Zur ſozialen Lage der 
Richter“ erſchienen. Er ſetzt die Worte Schopenhauers aus 
deſſen Parerga und Paralipomena voran: „Der Staat iſt nicht 
imſtande, die Dienſte ſeiner Offiziere und Zivilbeamten mit 
Geld zum Vollen zu bezahlen. Daher läßt er die andere 
Hälfte ihres Lohnes in der Ehre beſtehen, welche repräſentiert 
wird durch Titel, Uniformen und Orden.“ 

Es iſt wirklich an der Zeit, daß der Staat anfängt, voll 
zu bezahlen, ebenſo wie es jeder Privatmann tun muß. 

Aſſeſſor v. Lewinsky beſtreitet die Richtigkeit der Zahlen 
von Adickes; vor allem weiſt er aber darauf hin, daß die 
Engländer ſelbſt ſehr unzufrieden mit ihrem Verfahren ſind 
und ſehr erſtaunt ſind, es in Deutſchland ſo gelobt zu ſehen. 

Hamm findet des Rätſels Löſung, daß England mit ſo 
wenig Richtern auskommt, darin, daß es 2 ½ mal fo viel 
Anwälte hat als Deutſchland, nämlich 17 000 Solizitors und 
3 000 Barriſters. Hamm meint, wenig Richter aber viel Anwälte 
machen die Rechtſprechung für den Staat billig, für die Parteien 
teuer, die Koſten müßten in England ganz ungeheuerlich ſein. 
„Sonft wäre es nicht möglich, daß in England bei nur 
50 000 kontradiktoriſchen Verhandlungen für das Jahr 20 000 An⸗ 
wälte ihr Auskommen finden. Es find das ja nur kaum 
3 kontradiktoriſche Verhandlungen für jeden Anwalt.“ 

Dieſe Rechnung iſt unrichtig. Die Solizitors haben noch 
ganz andere Geſchäfte zu beſorgen, als bloß kontradiktoriſche 
Verhandlungen. Auch ſind 50 000 kontradiktoriſche Verhandlungen 
nicht 50 000 Mandate, ſondern 100 000 Mandate. Es ergibt 
alſo die Rechnung nicht kaum 3 kontradiktoriſche Sachen, ſondern 
es gibt für 3 000 Barriſter = 100 000 Mandate, alſo durch⸗ 
ſchnittlich auf jeden 33 / Mandate. 

Im übrigen tritt Hamm dem Verlangen von Adickes nach 
Beſchränkung der Rechtsmittel in Zivilſachen bei. Er will bis 
100 Mark die Berufung ausſchließen und will auch das RG. 
nur mit der Wahrung der Rechtseinheit befaſſen und dann nur 
die Reviſion wegen Verletzung von Rechtsnormem zulaſſen. 

Einen anderen Weg ſchlägt der Oberlandesgerichtsrat 
Schneider in Stettin ein. Er hält eine mündliche Verhandlung 
im allgemeinen nicht für nötig, da ja der deutſche Richter 
leſen kann und ſich auch mehr auf die Akten als auf das Hören 


5) Fiſcher, Amtsgerichtsrat „Zur ſozialen Lage der Richter“ 
DIZ. vom 15. Januar 1907 S. 98. 
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in der Verhandlung verläßt. Er verlangt vor allem, daß der 
Richter die Partei perſönlich ſprechen kann. 

Dies iſt ungefähr auch der Gedanke, dem alle Richter, die 
in der Sache geſchrieben haben, Ausdruck geben und der ſie 
alle beherrſcht: das Gericht müſſe die Partei perſönlich ſprechen 
können. Das Gericht müſſe die Möglichkeit haben, den Streit 
nach eigenem Ermeſſen zu ſchlichten, ſo wie der Vater bei ſeinen 
kleinen Kindern, ſonſt ſinke die Achtung des Publikums vor 
dem Gericht. 

Die Achtung vor dem Zivilgericht iſt, ſoweit meine Er⸗ 
fahrung reicht, nicht geſunken. Ich kenne viele Menſchen, die 
durchaus gebildet und nicht leicht zu verblüffen ſind, und die 
dennoch, wenn ſie vor Gericht erſcheinen, ihren halben Verſtand 
draußen laſſen. 

Solche Erfahrungen machen nicht geneigt, das Arbeits⸗ 
gebiet des AG. zu weit zu erſtrecken und das Publikum ohne 
Anwaltsſchutz dem Einzelrichter zu überliefern. 

Es bewegt ſich ja jetzt das Beſtreben auf Abänderung 
beſonders nach den beiden Richtungen hin: Mehrarbeit für die 
Amtsrichter, weniger Arbeit fürs RG. Und die Mehrarbeit 
für die Einzelrichter ſoll dadurch geſchaffen werden, daß aus 
den 300 Mark aus $ 23 Nr. 1 GVG. eine größere Summe, 
1000 oder 1 500 werden ſoll. 

Mir erſcheint eine ſolche Vergrößerung der amtsgericht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit ſehr bedenklich. Ich fürchte dabei eigentlich 
vielmehr die Sucht zu vergleichen, als das eigentliche Judizieren. 
— Wenn man erwägt, daß die Parteien in den meiſten Fällen 
ziemlich befangen vor Gericht ſind, und daß ſie dann leicht 
geneigt ſein werden, dem Rate des Richters nachzugeben und 
ſich zu vergleichen, wie es der Richter wünſcht, ſo wird man 
dahin kommen müſſen anzunehmen, daß häufig die Leute ſich 
geradezu ins Verderben ſtürzen können. — Es mag in kleinen 
Städten, wo der Richter die Perſonen kennt, nicht ſo ſchlimm 
ſein. Aber in den großen Städten wird ſelbſt der klügſte und 
ſcharfſinnigſte Richter viel weniger wiſſen, was einem Manne 
frommt, mit dem er da höchſtens 10 Minuten oder eine halbe 
Stunde verhandelt, als der Rechtsanwalt, der vielleicht nicht 
ſo klug iſt, aber dafür die Familie des Mannes, deſſen Be⸗ 
ziehungen uſw. kennt. Das wird ſehr häufig zu ſehr ſchlimmen 
Reſultaten führen. 

Deswegen iſt es nicht angebracht, die Zuſtändigkeit der 
AG. zu erweitern. Niedner meint freilich in feiner vorerwähnten 
Schrift „Zur Frage einer durchgreifenden Juſtizreform“, daß nur 
das Intereſſe des Anwaltsſtandes der Erweiterung der Zuſtändig⸗ 
keit des AG. widerſtreitet. Die Aufhebung des Anwaltszwanges 
hat aber für die Anwaltſchaft geringe Bedeutung. Wer einen Prozeß 
über 400 Mark zu führen hat, wendet ſich doch an einen An⸗ 
walt, und wenn er ſich nicht an einen Anwalt wendet, ſo 
wendet er ſich an einen Winkelkonſulenten. Denn das Bedürfnis 
nach Beratung in Rechtsſachen iſt nun einmal in jedem Volke 
ſeit Jahrtauſenden vorhanden. Dies verkennt Herr Niedner 
ebenſo wie die anderen Richter, welche die u des 
AG. befürworten. 

Vollkommen zutreffend ſagt Herr Niedner, daß das — 
von ihm vorausgeſetzte — Intereſſe des Anwaltsſtandes dem 


entgegenſtehenden Intereſſe der Allgemeinheit und ſpeziell der 


Rechtſuchenden weichen müſſe. Dies iſt ſehr richtig. — Dieſen 
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Satz ſollten ſich aber auch die Herren Richter merken und nicht 
ihre perſönlichen Empfindungen über die unangenehmen und 
unbequemen Vertagungen unter der falſchen Flagge der Schädi⸗ 
gung der Rechtspflege und der Parteiintereſſenten in die Welt 
hinausſenden. 

Das Intereſſe der Rechtſuchenden erfordert keinesfalls eine 
Veränderung der Zuſtändigkeit des AG. Denn dieſe Erweite⸗ 
rung bedeutet in den meiſten Fällen eine Verringerung der 
Garantien für eine gute Rechtſprechung. Höchſtens liegt bei 
dem Staate ein Bedürfnis vor, ſich die Rechtspflege zu ver⸗ 
billigen dadurch, daß er Richter und damit Geld erſpart. 

Für ſolche Sparſamkeitsideen iſt aber die Rechtspflege zu 
ſchade, dazu iſt ſie nach ihrem inneren Werte zu hoch zu ſtellen. 

Gegen Ausſchluß der Berufung bis 100 Mark läßt ſich 
nicht viel ſagen; nur möchte ich verhüten, daß man ſich auch 
in der kleinſten Sache nicht offenbare Rechtsverletzungen gefallen 
laſſen muß. Ich würde dann, wenn Berufung bei Sachen bis 
100 Mark ausgeſchloſſen wird, ſofortige Beſchwerde ge⸗ 
währen. 

Hiernach erſcheint es abſolut nicht notwendig, unſer Ver⸗ 
fahren von Grund aus umzugeſtalten, oder überhaupt radikale 
Anderungen daran vorzunehmen. — Unſer Verfahren hat darin 
eine ganz glänzende Konſtruktion, daß ſich auch alle Sonder⸗ 
gerichtswünſche in ihm verwirklichen laſſen. Ebenſo wie Gew. 
und KfmG. an die AG. angegliedert werden könnten, fo könnten 
z. B. beim LG., gleich den Kammern für Handelsſachen, Kam⸗ 
mern für Eheſachen, für Patentſachen und dergl. mit geeigneten 
Beiſitzern begründet werden. Auch würde es vielleicht zur Ver⸗ 
beſſerung der Rechtspflege beitragen, wenn ein Amtsrichter nicht 
in Exmiſſionsſachen allein entſcheidet, ſondern mit einem Haus⸗ 
beſitzer und einem Mieter als Beiſitzer. 

Dagegen kann man natürlich auch nicht ſagen, daß unſer 
Verfahren gerade der Weisheit letzter Schluß iſt. — Die Be 
ſtrebungen nach Einſchränkung der Vertagungen, nach Einſchrän⸗ 
kung der Zahl der Richter, die in einer beſtimmten Sache tätig 
ſind, nach der Entlaſtung der Richter von Schreib⸗ und Rechen⸗ 
arbeit ſind gewiß ſehr gerechtfertigt und ſind auch mit kleinen 
Veränderungen in die jetzigen Geſetze einzufügen. 

Es iſt durchaus keine begriffliche Begründung dafür zu 
finden, daß die Senate des OLG. mit fünf Richtern und die 
des RG. mit ſieben Richtern beſetzt fein müſſen. 

Das Verlangen der Richter um Entlaſtung von Schreib⸗ 
arbeit und von ſubalternen Arbeiten iſt ebenſo berechtigt, wie 
im Punkte des höheren Gehalts. 

Koſtenfeſtſetzungen können die Gerichtsſchreiber machen; das 
Prüfen der Koſtenrechnungen iſt einfacher als das Aufſtellen, 
was durch die Bureauvorſteher und Regiſtratoren der Rechts⸗ 
anwälte geſchieht. 

Ebenſo wie von den Rechnungsarbeiten, können die Richter 
auch von der Schreibarbeit des Tatbeſtandes befreit werden. 

Sehr zweckmäßig würde eine Verringerung der mündlichen 
Verhandlungen fein. — Wer unſere ZPO. nur dahin prüft, 
daß in ihr alle Anträge mündlich geſtellt werden müſſen, könnte 
auf die Idee kommen, daß die Schreibkunſt noch nicht erfunden 
ſei. — Warum die Parteien, die nicht mehr verhandeln wollen, 
perſönlich zu Gericht kommen ſollen, um das zu erklären, iſt 
nicht abzuſehen. Es würde ja doch genau ſo gut gehen, wenn 
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die Parteien übereinſtimmend dem Gericht ſchriftlich mitteilen, 
daß ſie beantragen, nach Lage der Akten zu entſcheiden. Hierzu 
könnte noch hinzukommen, daß auch einſeitig der Kläger ſchrift⸗ 
lich die Verſäumnisanträge ſtellen kann; er kann die Klage⸗ 
ſchrift mit der Ladung vor dem Termin dem Gericht einreichen. 
Dann mag das Gericht im Termin Verſäumnisurteil erlaſſen, 
auch ohne daß der Kläger mündlich den Antrag wiederholt, 
wie das jetzt ja ſchon bei dem Aufgebotsverfahren mit dem 
Ausſchlußurteil geſchieht. Es würden damit zahlreiche münd⸗ 
liche Verhandlungen, die zwecklos find, fortfallen. — Hierauf 
ä ſich die in der Anlage mitgeteilten Vorſchläge. 

I. Der Parteibetrieb des Zivilprozeſſes iſt in vollem Umfange 

beizubehalten. 

II. Die Zahl der mündlichen Verhandlungen iſt zu beſchränken. 

III. Die Zahl der in einer Prozeßſache urteilenden Richter iſt zu 
verringern. 

IV. Die Prozeßrichter find von Rechnungs- und Schreibarbeit 
möglichſt zu entlaſten. 

V. Gegen amtsgerichtliche Urteile iſt bis 100 Mark inkl. Berufung 

auszuſchließen, aber ſofortige Beſchwerde zu gewähren. 

VI. GewG. und Kfm. find dem AG. anzugliedern; der Ausſchluß 
der Rechtsanwälte fällt fort; gegen berufungsloſe Urteile iſt 
ſofortige Beſchwerde zu gewähren. 

Zur Ausführung dieſer Sätze ſind im weſentlichen, abgeſehen 
von den einzelnen Ausführungsbeſtimmungen nur folgende Abände⸗ 
rungen der Geſetze erforderlich. 

A. Anderung des Gerichts verfaſſungsgeſetzes. 

§ 124. Die Senate der OLG. entſcheiden in der Beſetzung von 
drei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 

8 140. Die Senate des RG. entſcheiden in der Beſetzung von 
fünf Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 


B. Anderungen der Zivilprozeßordnung. 

8 104 Abſ. 2. Das Geſuch um Feſtſetzung des zu erſtattenden 
Betrages iſt bei dem Gerichtsſchreiber des Gerichts I. Inſtanz 
anzubringen. 

8 105 Neufaſſung. Die Entſcheidung über das Feſtſetzungs⸗ 
geſuch erfolgt durch den Gerichts ſchreiber. Gegen den Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß findet Beſchwerde an das Prozeßgericht und gegen deſſen 
Beſchluß ſofortige Beſchwerde ſtadbt. 

8 137 a) neu einzuſchalten: Beantragen die Parteien über: 
einſtimmend vor dem Termin durch ſchriftlichen zu den Gerichtsakten 
eingereichten Antrag, nach Lage der Akten zu entſcheiden, ſo hat das 
Gericht die Entſcheidung zu treffen und den Parteien auf Antrag 
mitzuteilen. 

8 313 Ab. 3 nen einzuſchalten: Der Tatbeſtand kann durch 
Bezugnahme auf den Inhalt der Akten erſetzt werden. 

8 330. Erſcheint der Kläger im Termine zur mündlichen Ber: 
handlung nicht und hat er auch nicht vorher ſchriftlich Ver⸗ 
ſäumnisurteil beantragt, ſo iſt auf Antrag das Verſäumnis⸗ 
urteil dahin zu erlaſſen, daß Kläger mit der Klage abzuweiſen ſei. 

8 331. Beantragt der Kläger im Termine oder durch 
einen vor dem Termine eingereichten ſchriftlichen Antrag 
gegen den im Termine nicht erſchienenen Beklagten das Verſäumnis⸗ 
urteil, ſo iſt das tatſächliche mündliche Vorbringen des Klägers als 
zugeſtanden anzunehmen uſw. 

8 331 Abſ. 3 nen einzufügen: Hat Kläger zum Termin einen 
ſchriftlichen Antrag auf Verſäumnisurteil gegen den Beklagten ein⸗ 
gereicht und erſcheint Beklagter und anerkennt den Anſpruch, ſo iſt 
Anerkenntnisurteil zu erlaſſen. Stellt Beklagter andere Anträge, 
ſo iſt in dieſem Termine nicht zu entſcheiden, ſondern dem Kläger 
Mitteilung zu machen. 
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§ 505 a) nen einzufügen: Die Anfechtung eines Urteils des 
AG. über vermögensrechtliche Anſprüche, deren Gegenſtand an Geld 
oder Geldeswert die Summe von 100 Mark nicht überſteigt, durch 
Berufung findet nicht ſtatt. Dagegen findet ſofortige Beſchwerde 
entſprechend §8 99 Abſ. 3 ZP. ſtatt. 


C. Anderungen des Gewerbegerichtsgeſetzes. 
In der Neufaſſung vom 29. September 1901. 

8 12. Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter und falls 
mehrere Abteilungen vorhanden ſind, die Vorſitzenden der Abteilungen, 
werden aus der Zahl der Amtsrichter des Ran von der Juſtiz⸗ 
verwaltung auf 1 Jahr ernannt. 

§ 31 fällt fort. 

§ 55 Abſ. 4 neu einzuſchalten: Gegen Urteile, gegen die 
Berufung nicht zuläſſig iſt, findet ſofortige Beſchwerde entſprechend 
8 99 Abſ. 3 80. ſtatt. 


D. Abänderungen des Geſetzes betreffend Kaufmanns⸗ 
gerichte vom 6. Juli 1904. 

§ 11. Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter und falls 
mehrere Abteilungen vorhanden ſind, die Vorſitzenden der Abteilungen, 
werden aus der Zahl der Amtsrichter des Bezirks von der Juſtiz⸗ 
verwaltung auf 1 Jahr ernannt. 

8 16. Auf das Verfahren vor den Kaufmannsgerichten finden 
die Vorſchriften der SS 26 bis 30 und 32 bis 61 Gew. uſw. 
Anwendung. 

§ 16 Abſ. nen einzuſchalten: Gegen Urteile, gegen die Bes 
rufung nicht zuläſſig iſt, findet ſofortige Beſchwerde entſprechend 5 99 
Abſ. 8 38. ftatt. 


E. Abänderung des Gerichtskoſtengeſetzes. 

§ 23. Nur drei Zehnteile der Entſcheidungsgebühr werden er⸗ 
hoben, für die auf Grund einer Verſäumnis oder eines An⸗ 
erkenntniſſes oder Verzichts erlaſſene Entſcheidung. 
F. Abänderung der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

8 17a) Neufaſſung: Die Verhandlungsgebühr § 13 Nr. 2 und 
die weitere Verhandlungsgebühr § 17 ſteht dem Rechtsanwalt auch 
für den ſchriftlichen, an das Prozeßgericht eingereichten Antrag auf 
Verſäumnisurteil, ſowie für den in Uebereinſtimmung mit dem 
Gegner geſtellten ſchriftlichen Antrag an das Prozeßgericht auf Ent⸗ 
ſcheidung zu. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 29. April bis 
11. Mai 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 169 EGBGB. 88 196, 631 BGB. Verjährung 
von Handwerkerarbeiten zum Bau eines Haufes.] 

Gegenüber der Klage auf Zahlung eines Reſtbetrages für den 
Bau eines Wohnhauſes hat der Beklagte die Einrede der Ver⸗ 
jährung vorgeſchützt, die von beiden Vorinſtanzen für begründet 
erachtet iſt, weil es ſich hier um die Vergütung für Hand⸗ 
werkerarbeit handle und darum die Verjährung des § 196 BGB. 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Platz greife, deren Friſt abgelaufen ſei. Die Reviſion des 
Klägers blieb erfolglos: Für den Anſpruch des Klägers hat, 
weil ſeine Leiſtung bereits 1898 abgeſchloſſen und damit ſeine 
Forderung fällig geworden war, die Verjährung mit dieſem 
Zeitpunkt begonnen. Nach dem damals geltenden Recht war 
das die ordentliche 30 jährige Verjährung des ALR. Aber 
mit dem Inkrafttreten des BGB ift gemäß Art. 169 EG. die 
Vorſchrift des 8 196 anwendbar geworden, falls, was das 
Berufungsgericht angenommen hat, der Anſpruch des Klägers 
ſich als der Anſpruch eines Handwerkers für die Ausführung 
von Arbeiten mit Einſchluß der Auslagen darſtellt. Dem Be⸗ 
rufungsgericht iſt darin beizutreten, daß nach dem Recht des 
BGB. der Bau⸗Entrepriſevertrag als rechtlich eigenartiger Ver⸗ 
trag neben dem Werkoertrag, wie die preußiſche Rechtsſprechung 
früher angenommen hatte, nicht mehr beſteht. Der letztere um⸗ 
faßt nach 8 631 alle Fälle, wo die Leiſtung des Unternehmers 
die Herſtellung eines verſprochenen Werks iſt, ohne daß es 
darauf ankommt, von wem die dafür erforderlichen Arbeiten 
ausgeführt werden. In den Fällen, wo Bauarbeiten Gegen⸗ 
ſtand eines Werkvertrages ſind, kann es demnach rechtlich keinen 
Unterſchied machen, ob die Arbeiten dem eigenen Handwerk des 
Unternehmers angehören oder auf deſſen Beſtellung für ihn von 
anderen Handwerkern ausgeführt werden. Es kommt immer 
nur darauf an, ob die übernommene Leiſtung die eines Hand⸗ 
werkers iſt. Die ältere Rechtſprechung hat für ihre Unter⸗ 
ſcheidung einen Anhalt in der Faſſung des § 1 des Geſetzes 
vom 31. März 1838 finden wollen, indem ſie annahm, von 
„Forderungen von Handwerkern für Arbeiten“ könne nur ge⸗ 
ſprochen werden, wenn es ſich um Arbeiten des eigenen Hand⸗ 
werks handle. Für die Auslegung des 8 196 trifft dieſe Er⸗ 
wägung nicht zu, weil dort von „Forderungen der Handwerker 
für Ausführung von Arbeiten mit Einſchluß der Auslagen“ die 
Rede iſt und dieſe Ausdrücke die erwähnte einſchränkende Aus⸗ 
legung nicht zulaſſen. Nach ihnen kommt es nicht darauf an, 
wer die Arbeiten ausgeführt hat, ſondern ob der Unternehmer, 
der den Anſpruch erworben hat, ein Handwerker iſt. (Vgl. 
RG. 60, 274; Gruchots Beitr. 50, 99.) Iſt er Handwerker 
und hat er in Ausübung ſeines Gewerbes gehandelt, ſo unter⸗ 
liegt ſein Anſpruch auf die Vergütung der kurzen Verjährung. 
Von dieſer Auffaſſung weicht allerdings ein Urteil des IV. 3. 
des RG. vom 2. Januar 1905 (Rep. IV Nr. 463/04) “) ab, das 
auch für das jetzige Recht bei Anſprüchen aus einem Bau⸗ 
Entrepriſevertrag die kurze Verjährung des § 196 als ausge⸗ 
ſchloſſen anſieht. Darin liegt jedoch nicht ein Anlaß, die Ent⸗ 
ſcheidung der VerS. einzuholen, weil die in dem Urteile abge⸗ 
gebene Entſcheidung auf jener abweichenden Rechtsauffaſſung 
nicht beruht. Denn die auf Grund von 8 196 vorgeſchützte 
Einrede der Verjährung iſt dort aus dem Grunde zurückge⸗ 
wieſen, weil die Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners 
erfolgt und die vierjährige Verjährung des § 196 noch nicht abge⸗ 
laufen war. G. c. G., U. v. 11. April 07, 291/06 VI. — Stettin. 

2. Art. 184 EGBGB. 88 157, 419, 892, 894 BGB. 
Abertragung perſönlicher Dienſtbarkeiten nach gemeinem Recht? 
Bedarf es neben der Abtretungserklärung einer Beſitzüber⸗ 
tragung? Bedeutung der Nichteintragung im Grundbuch. Fort⸗ 
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beſtand des Rechts nach dem BGB. in dem bisherigen Umfang. 
Verzicht auf Rechte mit Rückſicht auf Treu und Glauben.] 
Im Jahre 1898 ſchloſſen der Vater des Beklagten und 
andere Grundeigentümer mit Ko. einen Vertrag, durch den ſie 
ihm „das ausſchließliche dingliche, auf Verlangen eines der 
Kontrahenten in das Grundbuch einzutragende Recht einräumten, 
auf ihren Grundſtücken zu bohren oder zu ſchürfen und die 
hierbei etwa aufgeſchloſſen werdenden Lager von Petroleum, 
bituminöſen Stoffen, Kali-, Steins und beibrechenden Salzen 
und ſonſtigen dem Verfügungsrechte der Grundeigentümer 
unterliegenden und zur bergmänniſchen Ausbeutung geeigneten 
Stoffen zu gewinnen und ſich anzueignen und in ſeinem In⸗ 
tereſſe beliebig auszunutzen und zu verwerten“. Ko. hat 
ſeine Rechte und Pflichten aus dem Vertrage auf den Kläger 
übertragen. Der Beklagte hat im Jahre 1902 den Grundbeſitz 
feines Vaters mittels Auflaſſung auf Grund Abertragsvertrags 
„im Wege verfrühter Erbfolge“ erworben. Er verweigert die 
Anerkennung der vom Kläger als Rechtsnachfolger von Ko. 
auf Grund des Kaliſalzvertrages beanſpruchten und bisher aus⸗ 
geübten Rechte, und es hat deshalb Kläger darauf angetragen, 
den Beklagten zur Abgabe der für die Eintragung der vertrags⸗ 
mäßigen Gerechtſame erforderlichen Erklärung zu verurteilen. 
Das LG. verurteilte, die Berufung des Beklagten iſt mit der 
Maßgabe zurückgewieſen worden, daß die von ihm abzugebende 
Erklärung folgende Faſſung erhält: Der Beklagte bewilligt 
und beantragt — — daß — — zugunſten des Klägers als 
Unternehmers und auf deſſen Koſten in Abt. II des Grundbuchs 
die veräußerliche und vererbliche ausſchließliche Gerechtſame 
folgenden Inhalts eingetragen werde. (Es folgt nun der 
weſentliche Inhalt des Kaliſalzvertrages von 1898 in wörtlicher 
Aufnahme der bezüglichen Paragraphen.) Das NG. hob auf 
und verwies zurück: Die Vorderrichter befinden ſich im Ein⸗ 
klang mit der Rechtſprechung des RG., welches in Betreff eines 
dem hier in Rede ſtehenden ganz gleichlautenden Vertrages 
dahin entſchieden hat, daß der Satz des römiſchen Rechts, daß 
die perſönlichen Dienſtbarkeiten nicht übertragbar ſeien, nach 
dem früheren gemeinen Recht keine unbedingte Geltung habe 
und daß insbeſondere bergbauliche Rechte auf Gewinnung nicht 
regaler Bodenbeſtandteile als dingliche veräußerliche und ver⸗ 
erbliche Rechte begründet werden konnten. (Vgl. RG. 54, 291). 
Hiervon abzugehen, bietet der vorliegende, inſoweit ganz gleich⸗ 
artige Fall keine Veranlaſſung. Aus der Abtretbarkeit des 
dinglichen Rechts folgt aber auch die Gültigkeit der Abtretung 
ſelbſt. Zur wirkſamen Übertragung des durch Vertrag ent⸗ 
ſtandenen dinglichen Rechts bedurfte es neben der Abtretungs⸗ 
erklärung einer beſonderen Beſitzübertragung (quasi traditio) 
oder der Beſitzergreifung ſeitens des Zeſſionars nicht. Es 
würde aber auch an einer ſolchen nicht fehlen, da ja der 
Kläger unſtreitig das ihm abgetretene Recht tatſächlich als ſein 
eignes ausgeübt hat. Das wirkſam begründete und rechts⸗ 
wirkſam an den Kläger übergegangene dingliche Recht iſt nach 
Art. 184 EGBGB. bei dem Inkrafttreten des BGB. unver⸗ 
ändert beſtehen geblieben. Der Umſtand, daß das Recht 
nicht eingetragen war, ſteht der Anwendung des Art. 184 
nicht entgegen. Es war in dieſer Beziehung der neueren Judi⸗ 
katur des RG. (RG. 55, 315; 56, 13) beizutreten. Blieb 
aber das dingliche Recht des Klägers bei dem Inkrafttreten 
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des BGB. als ſolches beſtehen, ſo blieb es doch nur mit dem⸗ 
jenigen Inhalt beſtehen, den es nach dem bisherigen Recht 
hatte, alſo auch mit dem Mangel, der ihm infolge der unter⸗ 
bliebenen Eintragung nach 8 12 PréœG. anhaftet. Durch 
- diefe Vorſchrift, welche die Wirkſamkeit dinglicher Rechte an 
Grundſtücken Dritten gegenüber von ihrer Eintragung abhängig 
gemacht, wurde das dingliche Recht eines ſeiner markanteſten 
Eigenſchaften entkleidet, indem ihm die abſolute Wirkung 
d. h. die Wirkung gegen jedermann bis zur Eintragung verſagt 
blieb. So lange blieb das dingliche Recht des Klägers ein 
unvollkommenes Recht und konnte alſo nach Art. 184 EGBGB. 
nur in dieſem Zuſtand der Unvollkommenheit beſtehen bleiben, 
ſo daß wie vor dem Inkrafttreten des BGB. ſo auch nach 
dieſem Zeitpunkt es der Wirkung gegen Dritte entbehrte, gleich⸗ 
viel, ob der dritte Erwerber des belaſteten Grundſtücks das 
nicht eingetragene Recht kannte oder nicht. Der vom Be⸗ 
rufungsrichter angewendete 8 892 BGB. kommt hiernach für 
die Entſcheidung nicht in Betracht. In der Sache ſelbſt würde 
ohne weiteres auf Abweiſung der Klage zu erkennen ſein, wenn 
dieſe lediglich als dingliche auf Berichtigung des Grundbuchs 
erhoben iſt. Der Ubertragsvertrag vom 25. November 1902 
iſt in der Berufungsinſtanz zum Gegenftande der Verhandlung 
gemacht, in den Gründen des Berufungsurteils aber nicht ge⸗ 
würdigt worden. Die Frage, ob derſelbe den Vorausſetzungen 
des 8 419 Abſ. 1 entſpricht, iſt keine reine Rechtsfrage, ihre 
Beantwortung hängt von der Auslegung des Vertrages und 
Feſtſtellung des Vertragswillens ab. Zu dieſem Behuf war 
die Sache zu erneuter Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Sollte ſich hierbei ergeben, 
daß der Beklagte aus dem Bohrvertrage dem Kläger perſönlich 
verpflichtet ſei, ſo würde von neuem das vom Beklagten aus 
dem Vertrage geltend gemachte Rücktrittsrecht in Betracht 
kommen. Der Berufungsrichter hat den aus dieſem Rücktritts⸗ 
recht entnommenen Einwand gegenüber der dinglichen Klage 
verworfen, indem er einen durch die Annahme des vom Kläger 
gezahlten Wartegeldes an den Tag gelegten ſtillſchweigenden 
Verzicht annahm. Die Begründung enthält den Satz: „Einen 
ſolchen Verzicht nicht nur bezüglich der Vertragsverletzungen, 
die der Beklagte beſtimmt als ſolche kannte, ſondern auch be⸗ 
züglich derjenigen anzunehmen, die er den Umſtänden nach 
kennen und rügen mußte, fordert die Rückſicht auf Treu und 
Glauben“. Dieſer Satz wird von der Reviſion mit Recht 
durch den Hinweis darauf angefochten, daß man nur auf Rechte 
ſtillſchweigend verzichten kann, die man kennt, nicht auch auf 
ſolche, deren Nichtkenntnis auf Fahrläſſigkeit beruht. E. c. K., 
u. v. 17. April 07, 289/06 V. — Celle. 

3. 88 119, 121, 142, 894 BGB. Die Grundſätze des 
früheren preußiſchen Rechts über Hemmung des Eigentums⸗ 
überganges durch Übereinſtimmenden Mangel des Auflaſſungs⸗ 
willens gelten auch für das jetzige Reichsrecht.] 

Der Landſchaftsrat S., der mittels Vertrages vom 26. Juni 
1903 ſein Rittergut Cordeshagen an den Beklagten verkauft 
und ihm aufgelaſſen hat, hatte vorher durch Vertrag vom 
3. Mai 1901 eine zum Rittergut gehörige Moorparzelle von 
10 ha Größe (Flächenabſchnitt 13 Kartenblatt 2 des Weideplanes) 
dem Kläger für 5000 Mark verkauft und übergeben, jedoch 
nicht aufgelaſſen. Dieſes Parzellenverkaufs iſt weder in dem 
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Vertrage vom 26. Juni 1903 noch bei Auflaſſung des Ritter⸗ 
guts an den Beklagten Erwähnung geſchehen. Im gegen⸗ 
wärtigen Prozeſſe hat Kläger auf Grund der Behauptung, daß 
Beklagter durch ſeinen Verkäufer S. von dem Parzellenverkauf 
in Kenntnis geſetzt und demgemäß der Wille dieſer beiden ſo⸗ 
wohl bei Abſchluß des Vertrages vom 26. Juni 1903 wie 
bei der Auflaſſung dahin gegangen ſei, die fragliche Parzelle 
von der Mitveräußerung auszuſchließen, mit dem (für die 
Reviſionsinſtanz allein in Betracht kommenden) Antrage ge⸗ 
klagt, den Beklagten zu verurteilen, zu bewilligen, daß der 
Landſchaftsrat S. als Eigentümer der ſtreitigen Moorparzelle 
im Grundbuch eingetragen werde. Geſtützt iſt die Klage auf 
eine notarielle Urkunde vom 28. März 1904, durch welche S. 
ſeinen Anſpruch gegen den Beklagten auf „Rückauflaſſung“ an 
den Kläger abgetreten hat. Der Berufungsrichter hat — in 
weſentlicher Abereinſtimmung mit dem erſten Richter — nach 
dem erwähnten Antrage erkannt. Die Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen. Die Annahme des Berufungsrichters, Kläger ſei auf 
Grund der Zeſſion vom 28. März 1904 legitimiert, zwar nicht 
ſeine eigene Eintragung als Eigentümer, wohl aber den Wieder⸗ 
eintragungsanſpruch des S. in eigenem Namen geltend zu 
machen, ſteht in Einklang mit den Grundſätzen, die der er⸗ 
kennende Senat in dem zur Aufnahme in die amtliche Samm⸗ 
lung beſtimmten Urteil vom 10. Oktober 1906 — V. 562/05 — 
auch abgedruckt in der JW. S. 748 Ziff. 20 — entwickelt hat, 
und wird mit Rückſicht hierauf auch von der Reviſion nicht 
weiter bemängelt. Dagegen vertritt die Reviſion die Meinung, 
daß es ſich, ſoweit trotz der unbeſchränkt lautenden Kauf⸗ 
vertrags⸗ und Auflaſſungserklärung der Beteiligten die ſtreitige 
Moorparzelle von der Veräußerung habe ausgeſchloſſen werden 
ſollen, um einen Irrtum über den Inhalt der Erklärung handle, 
der die Mitveräußerung der erwähnten Parzelle nicht ohne 
weiteres unwirkſam mache, ſondern nur den Vertragſchließenden 
ein Anfechtungsrecht nach Maßgabe der 88 119, 121 BGB. 
gewähre. Erſt wenn die rechtzeitige Anfechtung und die da⸗ 
durch nach 8 142 BGB. herbeigeführte Nichtigkeit der in bezug 
auf die Parzelle abgegebenen Veräußerungserklärung feſtſtehe, 
ſei Raum für die Geltendmachung des Berichtigungsanſpruchs 
aus 8894 BGB. Dem konnte nicht beigetreten werden. Für 
das frühere Preußiſche Liegenſchaftsrecht hat das RG. in 
ſtändiger Rechtſprechung angenomman, daß, wenn der Erwerber 
eines Grundſtücks auf Grund einer ihm vom eingetragenen 
Eigentümer in bezug auf das ganze Grundſtück erteilten Auf 
laſſung als Eigentümer des ganzen Grundſtücks eingetragen 
worden war, obwohl nach der Willensmeinung beider Be⸗ 
teiligten nicht das ganze Grundſtück, ſondern nur ein beſtimmter 
Teil davon aufgelaſſen werden ſollte, es bezüglich des von der 
Veräußerung nicht betroffenen Teils überhaupt an einem Eigen⸗ 
tumserwerb fehle, da die erklärte Auflaſſung inſoweit dem 
Willen des Auflaſſenden und des Auflaſſungsempfängers nicht 
entſpreche, alſo nichtig ſei, und durch die bloße Eintragung 
des Erwerbers als Eigentümers auch des nicht veräußerten 
Teils das Eigentum an letzterem auf jenen nicht übergehe. 
Demgemäß unterlägen die Angaben des Grundbuchs, ſoweit fi 
mit der von den Beteiligten gewollten Rechtsänderung nicht 
übereinſtimmten, der Berichtigung. Im übrigen beſtehe die 
Auflaſſung und die ihr entſprechende Eintragung des Erwerbers 
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zu Recht, da dieſe Akte in ihrem wirkſam bleibenden Umfange 
nicht allein dem Willen der Beteiligten auf Eigentumsüber⸗ 
tragung und Eigentumserwerb entſprächen, ſondern ihn auch er⸗ 
ſchöpften, vgl. RG. 20, 225; 28, 307; Gruchots Beitr. 34, 707; 
vom 9. November 1892, ebenda Bd. 37 S. 1096; vom 
16. September 1899, ebenda Bd. 44 S. 993; Turnau⸗ 
Förster, Liegenſchaftsrecht, 3. Aufl. 1906, Bd. 1 S. 292. 
Mit dieſen Grundſätzen des früheren Preußiſchen Rechts ſtimmt 
das jetzige Reichsrecht jedenfalls inſofern überein, als auch nach 
ihm ſich der Eigentumsübergang bei Grundſtücken durch den 
rechtsgeſchäftlichen Auflaſſungsakt und Hinzutritt der Eintragung 
vollzieht, mithin eine nach den allgemeinen Vorſchriften über 
Rechtsgeſchäfte wirkſame Auflaſſung vorausſetzt. Fraglich iſt 
nur, ob eine Anderung der Rechtslage durch den Umſtand 
herbeigeführt worden iſt, daß der ſogenannte weſentliche Irrtum 
die von ihm betroffene Willenserklärung nicht mehr, wie dies 
nach ALR. IA 88 75ff. der Fall war, nichtig macht, ſondern 
nur ihre Anfechtbarkeit begründet. Dies iſt indeſſen, entgegen 
der in der Literatur mehrfach hervorgetretenen Anſicht, vgl. 
Turnau⸗Förster a. a. O.; Staudinger Kommentar zum BGB., 
2. Aufl. 1903, Bem. A III 2 zu § 925, zu verneinen. Das 
Weſen der Anfechtung wegen Irrtums beſteht darin, daß der⸗ 
jenige der eine Willenserklärung abgegeben hat, bei deſſen 
Inhalt ihn ein anderer, ins beſondere fein Vertragsgegner, feſt⸗ 
halten will, ſich hiergegen mit der Behauptung wehrt, das von 
ihm Erklärte entſpreche nicht ſeinem wirklichen Willen. Es 
wird alfo dabei vorausgeſetzt, daß der andere, dem gegenüber 
die Willenserklärung abgegeben iſt, dieſe Nichtübereinſtimmung von 
Wille und Erklärung nicht kannte, und Zweck und Bedeutung 
der Anfechtung beſtehen eben darin, dieſen die Wirkſamkeit der 
abgegebenen Erklärung hemmenden Umſtand zur Kenntnis des 
anderen Teils zu bringen. Davon kann in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art nicht die Rede ſein. Die Beteiligten ſind hier 
nicht bloß einig in dem Willen, einen beſtimmten Grundſtücks⸗ 
teil von der Mitveräußerung und Mitauflaſſung auszuſchließen, 
ſondern ſie haben auch das Bewußtſein dieſer Willenseinigung 
und ihr Irrtum beſteht lediglich darin, daß ſie das überein⸗ 
ſtimmend Gewollte durch die von ihnen — ebenfalls überein⸗ 
ſtimmend — abgegebenen Willenserklärungen ausgedrückt zu 
haben glauben, während in Wirklichkeit das übereinſtimmend 
Erklärte über das übereinſtimmend Gewollte hinausgeht. 
Dieſe Divergenz zwiſchen Wille und Erklärung hindert das 
Zuſtandekommen eines rechtsgültigen Vertrages in betreff des⸗ 
jenigen Gegenſtandes, der nur in der Erklärung erwähnt iſt, 
nicht auch durch ein entſprechendes Wollen gedeckt wird; aber 
um dieſe aus dem Willensmangel ſich ergebende Nichtigkeit des 
bezüglichen Teils des Vertrages geltend zu machen, bedarf es 
ebenſowenig einer vorgängigen Anfechtung, wie in dem anderen 
Falle, daß jeder der Vertragſchließenden das von ihm Erklärte 
will, der Inhalt der beiderſeitigen Erklärungen jedoch aus, 
einandergeht, vgl. RG. 58, 233. Hiernach haben die Vor⸗ 
inſtanzen mit Recht angenommen, daß die Grundſätze des 
früheren Preußiſchen Rechts über Hemmung des Eigentums⸗ 
überganges durch übereinſtimmenden Mangel des Auflaſſungs⸗ 
willens auch unter der Herrſchaft des jetzigen Reichsrechts ihre 
unveränderte Geltung behalten haben. M. c. B., U. v. 
17. April 07, 374/06 V. — Stettin. 
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4. 8 366 Abſ. 1 BGB. Wirkung einer vorherigen Ver⸗ 
einbarung des Gläubigers und Schuldners über Anrechnung 
künftiger Zahlungen auf eine beſtimmte von mehreren Forde⸗ 
rungen.] 

Der Kläger hat der ſpäterhin in Konkurs geratenen Handels⸗ 
geſellſchaft in Firma Viktor W. zu Caſſel zwei Darlehne ge⸗ 
geben, eines zu 25 000 Mark und eines zu 16 000 Mark. Für 
das letztere hat zu dem damals noch reſtierenden Betrage von 
8950 Mark der Beklagte durch Urkunde vom 12. Dezember 
1903 Bürgſchaft geleiſtet. Für dieſelbe Forderung, die im 
April 1904 bis auf 5 450 Mark abgetragen war, hatte die 
Schuldnerin dem Kläger Wechſelakzepte gegeben. Am 16. April 
1904 ließ die Firma Viktor W. durch einen Angeſtellten bei 
dem Bankgeſchäfte A. & H. in Caſſel für den Kläger 7000 Mark 
einzahlen. Der Kläger nimmt den Beklagten aus der von ihm 
geleiſteten Bürgſchaft in Anſpruch und hat beantragt, den Be⸗ 
klagten zu Bezahlung von 5 450 Mark nebſt Zinſen zu ver⸗ 
urteilen. Im Verlaufe des Prozeſſes hat er den Antrag unter 
Abzug der inzwiſchen aus dem Konkurſe der Hauptſchuldnerin 
erhaltenen Dividende auf den Betrag von 4 237,38 Mark nebſt 
Zinſen ermäßigt. Der Beklagte wendet ein, daß die von ihm 
verbürgte Schuld durch jene Zahlung vom 16. April 1904 ge⸗ 
tilgt worden ſei. Das LG. in Caſſel hat die Klage abgewieſen. 
Auf die Berufung des Klägers iſt durch Urteil des OLG. zu 
Caſſel vom 26. Juni 1906 1. der Klageanſpruch zum Betrage 
von 1212,62 Mark nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit 1. Mai 1904 
für erledigt erklärt, 2. der Beklagte verurteilt, an den Kläger 
4237,38 Mark nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit 1. Mai 1904 zu 
zahlen. Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen: Für 
den vorliegenden Fall kommt es lediglich darauf an, ob durch 
die Zahlung der oben erwähnten 7000 Mark die von dem Be⸗ 
klagten verlangte Wechſelſchuld getilgt worden iſt. (Dies 
wird unter näherer Begründung verneint und dabei über die 
Auslegung des 8 366 BGB. folgendes hervorgehoben): 
Soviel ſteht zunächſt außer Zweifel, daß eine vorgängige Ver⸗ 
einbarung des Gläubigers und des Schuldners, wonach künftige 
Zahlungen auf eine beſtimmte Forderung anzurechnen ſind, ge⸗ 
ſetzlich durchaus zuläſſig iſt, und daß eine ſolche Abmachung 
auch den Schuldner rechtswirkſam verpflichtet. Denn der 
§ 366 BGB. enthält, wie wohl allgemein anerkannt wird, 
an ſich nur dispoſitives Recht. Fraglich iſt aber, wie weit die 
Verpflichtung des Schuldners aus einer derartigen Vereinbarung 
wirkt und ob dadurch die in 8 366 Abſ. 1 BGB. für maß⸗ 
gebend erklärte Tilgungsbeſtimmung des Schuldners aus⸗ 
geſchaltet, einer in Abweichung von der Vereinbarung vom 
Schuldner bei der Leiſtung getroffenen Beſtimmung die Rechts⸗ 
wirkſamkeit benommen wird. Beſtritten iſt ins beſondere, ob der 
Gläubiger, wenn der Schuldner der Abrede zuwider bei der 
Leiſtung eine andere, als die feſtgeſetzte Schuld, tilgen zu wollen 
erklärt, gleichwohl unter Annahme der Leiſtung dieſe auf die 
vertragsmäßig beſtimmte Schuld anzurechnen berechtigt ſei. 
Das wird von mehreren Schriftſtellern verneint, weil das 
Zahlungsangebot und deſſen Bedeutung ausſchließlich vom 
Schuldner abhänge, die Erfüllungshandlung ſich nur auf die 
von ihm beſtimmte Schuld beziehe und durch die vom Schuldner 
eingegangene vertragliche Verpflichtung in ihrem Weſen nicht 
verändert werde. Danach ſoll, unbeſchadet der Berechtigung 
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des Gläubigers, die Leiſtung abzulehnen, nur der vertragb⸗ 
widrig beſtimmende Schuldner ſich ſchadenserſatzpflichtig 
machen. Vgl. Planck, Kommentar II zu 8 366 Anm. 2, 
3. Aufl. S. 219; Staudinger (Kuhlenbeck), Kommentar IIa 
zu 8 366, 2. Aufl. S. 228 Nr. 2; Enneccerus, Lehrbuch des 
B. R. 3. Aufl. 8 285 S. 713. — Von anderen Rechts⸗ 
lehrern aber wird der vorgängigen Vereinbarung der Parteien 
eine weitergehende Rechtswirkung zugeſchrieben. Die einen er⸗ 
blicken darin einen, nicht bloß obligatoriſch wirkenden Verzicht 
beider Teile auf den Anrechnungsmodus des 8 366, namentlich 
alſo einen Verzicht des Schuldners auf das Beſtimmungsrecht 
nach 8 366 Abſ. 1; oder es wird angenommen, daß gegenüber 
einer vertragsmäßigen Regelung die geſetzliche Vorſchrift des 
8 366 gar nicht Platz greife, daß diesfalls die abweichende Bes 
ſtimmung des Schuldners bei der Leiſtung nicht Ausübung 
feines Rechtes aus 8 366 Abſ. 1, ſondern eine Vertrags⸗ 
verletzung wäre, wodurch der Gläubiger ſein Recht auf die 
vertragsmäßige Anrechnung nicht verlieren könnte. Auch der 
Geſichtspunkt iſt verwertet worden, daß der Schuldner in der 
vorgängigen Vereinbarung ſein Beſtimmungsrecht ſchon aus⸗ 
geübt (konſumiert) habe. Vgl. Dernburg, das Bürgerliche 
Recht, Bd. II 1, 3. Aufl. 8 117 S. 297 f. Z. II I; Crome, 
Syſtem des Bürgerlichen Rechts II 8 182 8. 4 S. 237 und 
Note 50; Schollmeyer (Kommentar von Hölder), zu 8 366 
Nr. 1 S. 286 f.; Rehbein, Erläuterungen Nr. 15 zu 88 362 
bis 371 S. 279 f.; Kiſch in Grünhuts Z. 29, 352. — Oert⸗ 
mann, Recht der Schuldverhältniſſe 8 366 Bem. 1, 2. Aufl. 
S. 223 geht davon aus, daß die Parteien durch die vor 
gängige Vereinbarung den Anrechnungsmodus des § 366 durch 
den vertragsmäßig vereinbarten erſetzten, verſagt jedoch dem 
Gläubiger das Recht, die unter der abweichenden Beſtimmung 
angebotene Leiſtung auf die vertragsmäßig beſtimmte Schuld 
einſeitig anzurechnen. Die Anſicht, welche den Gläubiger bei 
vertragswidriger Beſtimmung durch den Schuldner lediglich auf 
einen Schadenserſatzanſpruch verweiſen will, kann in Einzel⸗ 
fällen zu Ergebniſſen führen, welche mit den Grundſätzen von 
Treu und Glauben im Rechtsverkehr nicht im Einklang ſtänden 
und in unbilliger Weiſe den Gläubiger benachteiligen würden. 
Sieht man nicht bloß auf den Wortlaut der Vorſchriften des 
8 366 Abſ. 1 und 2 BGB., ſondern auch auf deren Be 
deutung und Zweck, bezüglich der Anrechnungsweiſe den fehlenden 
oder unvollſtändig gebliebenen Vertragswillen der Parteien zu 
ergänzen, ſo wird man eher zu der Auffaſſung kommen, daß, 
wenn Gläubiger und Schuldner zum voraus eine Vereinbarung 
über die Abrechnung der Leiſtung auf eine beſtimmte Forderung 
getroffen haben, hierdurch eine nachherige einſeitige Beſtimmung 
des Schuldners ausgeſchloſſen werde. (Vgl. auch Mot. zum 
BGB. B. II zu 88 267 ff. des Entwurfs S. 86.) Bei dem 
Fehlen jedes öffentlichen Intereſſes iſt nicht anzunehmen, daß 
das Geſetz mit der Vorſchrift in 8 366 Abſ. 1 BGB. in etwa 
anderweit begründete Vertragsrechte eingreifen, der unmittelbar 
bei der Leiſtung vom Schuldner getroffenen Tilgungsbeſtimmung 
eine abſolut maßgebliche Bedeutung ohne Rückſicht auf voran⸗ 
gegangene Vertragsabreden verleihen wollte. Das Bedenken 
aber, daß das Zahlungsgeſchäft vom Schuldner ausgehe, und 
daß es, wenn dieſer auf eine andere Schuld zahlen will, hin⸗ 
ſichtlich der vertragsmäßig feſtgeſetzten Schuld an einem An⸗ 
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gebot fehle, würde der Erwägung weichen müſſen, daß eben 
durch die vertragliche Vereinbarung zum voraus der fraglichen 
Leiſtung die Richtung beſtimmt angewieſen iſt, in welcher ſich 
das Zahlangsgeſchäft alsdann durch den Leiſtungsakt vollzieht. 
Sch. c. J., U. v. 25. April 07, 395/06 VI. — Caſſel. 

5. 8 398 BGB. 8 286 ZPO. Stillſchweigende An⸗ 
nahme einer Abtretung? Nicht vollſtändige Beweiswürdigung.] 

Die Klägerin ſtand bei W. als Haushälterin in Dienſten. 
W. iſt von ſeinen beiden Töchtern beerbt worden. In ſeinem 
Nachlaß befand ſich ein ihm von G. ausgeſtellter Schuldſchein 
über ein mit 4 vom Hundert verzinsliches Darlehen von 
3 000 Mark, den die Erbinnen an ſich genommen haben. Die 
Klägerin behauptete, daß ihr der Erblaſſer dieſe Darlehns⸗ 
forderung im Januar 1903 in Gegenwart des G., den er 
angewieſen, das Kapital bei Fälligkeit an ſie zu zahlen, geſchenkt 
habe. Im Sommer 1903 habe er ihr eines Tages den 
Schuldſchein übergeben und dabei geſagt: „das Umſchreiben 
tut ja auch nicht nötig, ich will Dir den Schuldſchein geben, 
und G. weiß ja, daß er die 3000 Mark an Dich zu zahlen 
hat.“ Sie habe ſpäter den Schuldſchein zur Aufbewahrung 
dem W. wieder eingehändigt, und verlangte Hagend Herausgabe 
des Scheins ſowie Anerkennung, daß die Forderung auf ſie 
übergegangen ſei. Das OLG. machte Verurteilung der Be⸗ 
klagten und die Abweiſung der Klage von einem Aberzeugungs⸗ 
eide der Beklagten in Anſehung jenes Vorganges aus dem Sommer 
1903 abhängig. Das RG. hob auf die Reviſion der Klägerin 
auf: Wie die Reviſion mit Recht geltend macht, ſind die vom 
Zeugen G. bekundeten, auf die angebliche Zeſſion vom 
Januar 1903 bezüglichen Umſtände nicht ausreichend gewürdigt. 
Der Berufungsrichter beſchränkt ſich in dieſer Beziehung auf 
die Billigung des landgerichtlichen Urteils und die Bemerkung, 
daß durch die Ausſage des G. eine im Januar 1903 erfolgte 
Abtretung nicht bewieſen ſei. Das LG. ſagt wörtlich folgendes: 
Nach deſſen (des G.s) Ausſage hat W. ihm, als er zur Zins⸗ 
zahlung im Januar 1903 bei W. war, erklärt, er ſolle das 
Kapital bei Fälligkeit an die Klägerin zurückzahlen. Dieſe ſolle 
das Geld für die Pflege haben, die ſie ihm habe angedeihen 
laſſen. Während dieſer Erklärung hat die Klägerin in der 
Nähe geſtanden, und der Zeuge G. hat den Eindruck gehabt, 
als ob fie zuhöre und die Worte W. 's verſtanden habe. Sie 
hat aber nichts darüber geäußert, ob fie die Schenkung annehme. 
Es läßt ſich aus dieſem Vorgange alſo nicht erſehen, ob die 
Übertragung der Forderung auf die Klägerin wirklich erfolgt 
iſt.“ Anſcheinend vermißt der erſte Richter und mit ihm der 
Berufungsrichter eine Erklärung der Klägerin, mittels deren ſie 
ihr Einverſtändnis mit dem ihr ſchenkweiſe angebotenen Erwerbe 
der Forderung zum Ausdruck gebracht habe. Hierbei iſt jedoch 
überſehen, daß, wie der Berufungsrichter in anderem Zuſammen⸗ 
hange anerkennt, jede Willensbetätigung genügt, aus welcher 
hervorgeht, daß die Klägerin den Abtretungswillen des W. ſich 
angeeignet habe. Auch das bloße Schweigen kann in dieſem 
Sinne gedeutet werden, wenn nach der ganzen Sachlage anzu⸗ 
nehmen iſt, daß damit die Zuſtimmung hat erſichtlich gemacht 
werden ſollen. Es kommt in Betracht, daß es ſich nicht um 
eine Verpflichtung handelt, welche die Klägerin übernehmen 
ſollte, ſondern um eine unentgeltliche Zuwendung, bei der nach 
der Auffaſſung des Lebens eine beſondere Annahmeerklärung 

42 


330 


nicht erwartet, die Zuſtimmung vielmehr, zumal unter Um⸗ 
ſtänden, wie ſie hier vorliegen, als ſelbſtverſtändlich angeſehen 
wird. Die Ausſage des G. iſt aber auch nicht erſchöpfend be⸗ 
rückfichtigt. Er hatte noch bekundet, daß die Klägerin bei dem 
zwiſchen ihm und W. gepflogenen Geſpräch ab⸗ und zugegangen 
ſei, um etwas zu ſuchen, wie er glaube, den Schuldſchein. 
Sie habe erklärt, daß ſie im Koffer und auch in einer Kommode 
vergeblich geſucht habe. Iſt dies richtig, fo würde zu dem 
Schweigen der Klägerin noch ein Verhalten hinzugetreten ſein, 
das kaum anders, wie als Annahme des ihr Dargebotenen, 
aufgefaßt werden kann, indem ſie die über die Forderung aus⸗ 
geſtellte Beweisurkunde zu erlangen bemüht war. Daß die 
Abergabe des Schuldſcheins kein notwendiges Erfordernis der 
Vollziehung der Schenkung iſt, erſcheint unzweifelhaft, weshalb 
es auf den Mißerfolg der Bemühungen der Klägerin für die 
zu entſcheidende Frage nicht ankommt. Auch das iſt nicht von 
vornherein anzunehmen und wird auch nicht vom Berufungs⸗ 
richter feſtgeſtellt, daß W. ſeinen Abtretungswillen überhaupt 
nicht gegenüber der Klägerin erklärt habe. Die Bekundung des 
G. läßt die Auslegung zu, daß W. mit feinen auf die Über: 
tragung der Forderung gerichteten Außerungen ſich auch an 
die Adreſſe der Klägerin gewendet habe. Hiernach iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß bei erſchöpfender Würdigung der Ausſage 
des G. der Berufungsrichter zu einem der Klägerin günſtigeren 
Ergebnis gelangt wäre. Sein Urteil beruht auf einer Ver⸗ 
letzung des 8286 ZPO. F. c. S., U. v. 19. April 07, 
348/06 VII. — Celle. 

6. 8638 Abſ. 1 BGB. Nichtanwendung der ſechs⸗ 
monatigen Verjährung gegenüber einem Schadenserſatzanſpruche 
wegen poſitiven Zuwiderhandelns gegen die durch den Abſchluß 
eines Transportvertrages für den Unternehmer begründeten 
Pflichten.] 

Der Kläger hat aus einem Unfalle, den er am 
26. Oktober 1898 als Fahrgaſt der von der Beklagten zu 2, 
betriebenen Straßenbahn zu Duisburg infolge des Zuſammen⸗ 
ſtoßes eines Motorwagens mit einem Güterzuge der von der 
Beklagten zu 1, betriebenen Duisburger Hafenbahn erlitt, gegen 
die beiden Eiſenbahnunternehmer Schadenserſatzanſprüche geltend 
gemacht. Er hatte zunächſt nur auf Zahlung einer Rente 
wegen Verluſtes feiner Erwerbsfähigkeit Klage erhoben; für 
dieſen Anſpruch wurde durch Zwiſchenurteil gemäß 8 304 
ZPO. über den Grund vorab entſchieden. In dem ſich ans 
ſchließenden Verfahren über den Betrag des Anſpruchs hat der 
Kläger ſeine Anträge erweitert und nunmehr auch den Erſatz 
von Heilungskoſten in Höhe von 4192,90 Mark verlangt. 
Das alsdann über beide Anſprüche erlaſſene Urteil des LG. 
vom 23. Oktober 1901 bezeichnete ſich als Teilurteil; es ſchied 
einen Teil des Rentenanſpruches aus und behielt die Ent⸗ 
ſcheidung darüber dem weiteren Verfahren vor. Nachdem auf 
Grund dieſes Vorbehalts die Verhandlung vor dem LG. wieder 
eröffnet worden war, ftellte der Kläger in der Verhandlung 
vom 27. November 1905 den Antrag auf Verurteilung 
der Beklagten zur Zahlung a) von 4 296,85 Mark und 
1 318,55 Mark an weiteren Kurkoſten, b) von 228,75 Mark 
an Sachſchaden, ſowie zur Tragung der noch weiter entſtehenden 
Kurkoſten. Das LG. hat die Beklagten zur Zahlung der 
228,75 Mark verurteilt, mit den übrigen Anſprüchen den 
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Kläger abgewieſen. Gegen dieſes Urteil legten der Kläger und 
die Beklagte zu 2 Berufung ein; das OLG. hat derjenigen 
der Beklagten zu 2 ſtattgegeben und die des Klägers zurück⸗ 
gewieſen, den Kläger mithin mit allen ſeinen weiteren An⸗ 
ſprüchen abgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat nunmehr der 
Kläger Reviſion eingelegt. RG. hob das Berufungsurteil nur 
inſoweit, als es gegen die Beklagten zu 2 (Allgemeine Lokal⸗ 
und Straßenbahngeſellſchaft in Berlin) ergangen, auf und wies 
die Sache bezüglich dieſer Beklagten an das Berufungsgericht 
zurück: Die Abweiſung der jetzt erhobenen weiteren Anſprüche 
des Klägers iſt erfolgt, weil von dem Berufungsgericht die 
von den Beklagten erhobene Einrede der Verjährung für durch⸗ 
greifend erachtet wurde. Die Reviſion greift die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts wegen der Kurkoſten mit dem Hinweiſe 
darauf an, daß der Antrag vom 7. März 1900, der auch 
zunächſt in der Verhandlung vom 4. Juli 1900 verleſen 
worden ſei, einen Feſtſtellungsantrag wegen der weiteren Kur⸗ 
koſten enthalten habe. Sei dieſer auch in dem Antrage vom 
23. März 1901 nicht wiederholt, ſo ſei doch darauf auch nicht 
verzichtet; es ſei über dieſen Antrag eben damals nicht ent⸗ 
ſchieden worden, und durch das Teilurteil vom 23. Oktober 1901 
die Rechtshängigkeit nicht beſeitigt. Für den Materialſchaden 
enthalte dieſes Urteil aber ſogar einen Vorbehalt. Gegen die 
Beklagte zu 2 ſeien die Anſprüche des Klägers keinesfalls ver⸗ 
jährt, weil mit dieſer der Kläger als Fahrgaſt in einem Ver⸗ 
tragsverhältniſſe geſtanden habe. Die Reviſion war aus dem 
letztangeführten Grunde gegenüber der Beklagten zu 2 für be⸗ 
gründet zu erachten; im übrigen war ihr der Erfolg zu ver⸗ 
ſagen. (Letzteres wird näher begründet und die Reviſion 
wegen Verjährung der Anſprüche gegen die Beklagte zu 1 
zurückgewieſen.) Was aber die Verjährung des Vertrags⸗ 
anſpruchs gegenüber der Beklagten zu 2 anlangt, ſo vollendete ſie 
ſich nach dem für die Zeit vor dem Inkrafttreten des BGB. 
nach 8 546 Tl. J Tit. 9 ALR. in 30 Jahren. Eine Ans 
wendung des § 343 Tl. 1 Tit. 5 ALR. auf Schadenserſatz⸗ 
anſprüche der hier vorliegenden Art kam nicht in Frage. Auch 
nach 8 195 BGB. ift die regelmäßige Verjährungsfriſt eine 
dreißigjährige; nach Art. 169 EGBGB. läuft die begonnene 
Verjährung in der Weiſe weiter, daß vom 1. Januar 1900 
ab die Vorſchriften des BGB. auf ſie Anwendung ſinden. Es 
erhebt ſich jedoch die Frage, ob nicht die kurze — ſechs⸗ 
monatige — Verjährung des 8 638 BGB. für die Anſprüche 
des Klägers Platz greift, die für die Anſprüche des Beſtellers 
aus einem Werkvertrage wegen Mängel des Werkes gegeben 
iſt und auch neben den eigentlichen Gewährleiſtungsanſprüchen 
die Anſprüche auf Schadenserſatz umfaßt. Der erkennende 
Senat hat in einer Entſcheidung vom 19. Juni 1905 
(JW. 05 S. 484 Nr. 1) auf Grund der Beſtimmung des 
8 646 BGB. ausgeſprochen, daß die kurze Verjährung des 
8 63s nicht nur für die Herſtellung einer Sache, ſondern auch 
für Leiſtungen nicht körperlicher Art, die Erzielung eines 
Erfolges Platz greift und alsdann mit der Vollendung der 
Leiſtung beginnt; er hat dieſen Grundſatz alsdann auch auf 
einen Schadenserſatzanſpruch der vorliegenden Art aus einem 
Transportvertrage, da dieſer als ein Werkvertrag ſich darſtellt, 
angewendet. Die erſtere Aufſtellung, die die Ausdehnung des 
Geltungsbereichs des 8 638 auf Werkverträge jeder Art, auch 
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auf unkörperliche Leiſtungen, zum Gegenſtande hat, iſt grund⸗ 
ſätzlich aufrecht zu erhalten, an der konkreten Anwendung der 
kurzen Verjährung des 8 638 auf Schadenserſatzanſprüche der 
vorliegenden Art hält dagegen der erkennende Senat nicht feſt, 
ſchließt ſich vielmehr den Entſcheidungen des VII. 3S. an 
(NG. 62, 119; 64, 41; vgl. auch das Urteil des I. 38S. 
RG. 62, 210), worin 8 638 BGB. für unanwendbar erklärt 
wird, wenn es ſich nicht um einen Mangel des gelieferten 
Werkes handelt, ſondern um eine „durch poſitives Zuwider⸗ 
handeln gegen die pflichtmäßige Sorgfalt bei der Herſtellung 
des noch nicht vollendeten Werkes begangene Vertragsver⸗ 
letzung“; dieſer Fall iſt gerade gegeben, wenn ein Fahrgaſt 
während der Beförderung durch den Transportunternehmer 
infolge Außerachtlaſſung der vertragsmäßigen Sorgfalt ſeitens 
des letzteren körperlich verletzt wird. Die Werkleiſtung des 
Transportunternehmers iſt die Beförderung des Vertrags⸗ 
gegners von Ort zu Ort; Mängel dieſer Leiſtung unterſtehen 
der kurzen Verjährung des 8 638; daß der Transportunter⸗ 
nehmer die Perſon, der er zu jener Leiſtung ſich verpflichtet 
hat, vor Gefahren ſichere, die ihm auf dem Transport durch 
die Transporteinrichtungen und⸗Maßnahmen begegnen können, 
iſt eine daneben laufende Verpflichtung, die zwar auch auf dem 
Vertragsverhältnis beruht und zu den Vertragspflichten gehört, 
die aber mit der Transportleiſtung ſelbſt nicht zuſammenfällt; 
durch einen Mangel der vertragsmäßigen Sorgfalt in der Aus⸗ 
führung des Werkes wird hier dem Vertragsgegner ein pofitiver 
Schaden rechtswidrig zugefügt, für deſſen Geltendmachung die 
Beſtimmung des 8 638 BGB. nicht gegeben ift, die die kurze 
Verjährung für Gewährleiſtungsklagen (Wandelung und 
Minderung) aus den bisher geltenden Rechten übernommen 
und dieſen nur die Schadenserſatzklage wegen ſchuldhaft mangel⸗ 
hafter Leiſtung hinzugefügt hat; immer aber muß es ſich um 
einen Mangel des Werkes oder der Leiſtung handeln, der von 


dem Verſchulden des Verpflichteten abgeſehen mit der 


Wandelungs⸗ oder Minderungsklage zu verſolgen ſein würde. 
Nach dieſen Grundſätzen iſt der Schadenserſatzanſpruch des 
Klägers, ſoweit er aus dem Transportvertrage geltend gemacht 
werden kann, mithin in ſeiner Verfolgung gegen die Beklagte 
zu 2, noch nicht verjährt; die Vertragshaftung umfaßt aber 
ſowohl den Körperſchaden, wie den dem Kläger entſtandenen 
Materialſchaden. Die Klage iſt deshalb gegen dieſe Beklagte 
hinſichtlich der noch im Streit befangenen Anſprüche auf Grund 
der von den Beklagten erhobenen Einrede der Verjährung zu 
Unrecht durch das Berufungsgericht abgewieſen worden. Das 
Urteil des Berufungsgerichts war hiernach in dieſem Umfange 
aufzuheben und die Sache, da die Anſprüche des Klägers im 
übrigen aus dem Geſichtspunkte des Vertrages weder dem 
Grunde noch der Höhe nach geprüft worden ſind, gemäß 
8 565 ZPO. an das Berufungsgericht zur anderweiten Ders 
handlung und Entſcheidung zurückzuverweiſen. O. c. St. D. 
u. A. L.⸗St., U. v. 15. April 07, 331/06 VI. — Hamm. 
7. 88 638 Abſ. 1 und 640 BGB. Aber Geltend⸗ 
machung eines Minderungsanſpruches vor Abnahme des 
Werkes.] 
In der Sache kann der von dem Berufungsrichter einge⸗ 
nommene Standpunkt nicht für richtig gehalten werden. Dieſer 
geht dahin, daß beim Werkvertrage der Beſteller den Minderungs⸗ 
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anſpruch nicht vor der Abnahme erheben könne, wobei der 
Berufungsrichter ebenſo wie die Beklagte unter Abnahme die 
Hinnahme und Billigung des Werkes verſteht. Wenn dies 
wirklich der Begriff der Abnahme im Sinne des 8 640 BGB. 
ſein ſollte, ſo würde freilich die Weigerung der Beklagten, eine 
ſolche Abnahmeerklärung abzugeben, berechtigt ſein, denn ſie 
billigt das Werk der Klägerin ja nicht, ſondern macht das 
Vorhandenſein erheblicher Mängel geltend. Dagegen iſt bei 
ſolcher Auffaſſung des Begriffs der Abnahme der Satz des 
Berufungsrichters, daß der Minderungsanſpruch nicht vor der 
Abnahme erhoben werden könne, unhaltbar; denn es enthält 
einen unlösbaren Widerſpruch in ſich, daß die Geltendmachung 
von Mängeln und des hieraus erwachſenden Minderanſpruchs 
durch die vorgängige Billigung des Werkes bedingt ſein ſollte. 
Allein auch wenn man unter der Abnahme im Sinne des 8 640 
BGB. die Annahme des Werkes als Erfüllung begreift, kann 
der Satz, daß der Minderungsanſpruch von der vorgängigen 
Abnahme abhängig ſei, nicht richtig ſein, ſofern man, 
wie dies im Urteil des erkennenden Senats vom 
22. April 1904 (RG. 57, 339) geſchehen iſt, unter 
der Annahme als Erfüllung die zur Hinnahme des 
Werkes hinzutretende ausdrückliche oder ſtillſchweigende Er⸗ 
klärung verſteht, daß der Beſteller die Leiſtung des Unter⸗ 
nehmers als eine der Hauptſache nach dem Vertrage 
entſprechende Erfüllung annehme. Im gegenwärtigen Falle 
macht die Beklagte gegenüber der auf 8 500 bedungenen Geſamt⸗ 
vergütung einen Minderungsanſpruch in Höhe von 5000 Mark 
geltend, der alſo mehr als die Hälfte der ganzen Vergütung 
ausmacht. Daß die Erhebung dieſes Anſpruches nur dann 
ſollte ſtattfinden dürfen, wenn vorher die Beklagte anerkannt 
hätte, daß die Leiſtung der Klägerin in der Hauptſache dem 
Vertrage entſpreche, wäre eine Annahme, die ſich nicht recht⸗ 
fertigen ließe. Beſteht überhaupt ein Abhängigkeitsverhältnis 
zwiſchen Minderung und Abnahme, — worauf allerdings 
8 638 Abſ. 1 Satz 2 BGB. hinweiſt, — ſo erſcheint inſoweit 
ſolches nur dann als möglich, wenn man überhaupt oder 
wenigſtens den Begriff der Abnahme auf die tatſächliche Hin⸗ 
nahme und Inbeſitznahme des Werkes beſchränkt. Dieſe 
Vorausſetzung liegt hier vor. Die Klägerin hat die Anlage 
fertig geſtellt, die Beklagte hat ſie tatſächlich hingenommen; es 
hat nicht nur eine Probeheizung ſtattgefunden, ſondern es iſt 
auch das Werk, — was unſtreitig zu ſein ſcheint, übrigens 
nicht ausſchlaggebend ſein würde, — bereits in Benutzung ge⸗ 
nommen worden. Was unter dieſen Umſtänden dem Minderungs⸗ 
verlangen der Beklagten, welches ſie der Forderung des Reſtes 
der Vergütung gegenüber erhebt, — die erſte und dritte Rate 
hat ſie bezahlt, — rechtlich im Wege ſtehen ſoll, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen. Es bedarf hiernach keines Eingehens auf den von 
der Reviſion vertretenen Standpunkt, daß die Geltendmachung 
des Minderungsanſpruchs auch vor der Abnahme zuläffig fei 
und es kann gleichermaßen dahin geſtellt bleiben, ob derartige 
Außerungen in der Literatur, wie ſich z. B. eine ſolche bei 
Goldmann⸗Lilienthal, BB. 1, 651 dahin findet, die Rechte 
des Beſtellers wegen Mängel des Werkes ſeien grundſätzlich 
von deſſen Abnahme unabhängig, im Sinne der Ausführungen 
der Reviſion zu verſtehen find. M. u. S. o. F. u. C., U. v. 
9. April 07, 334/06 VII. — Berlin. 
f 42 * 
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8. 88 761, 1620, 1624 BGB. Rentenverſprechen zu 
Ausſtattungszwecken.] 

Ein zu Ausſtattungszwecken formlos abgegebenes Ver⸗ 
ſprechen einer Geldſumme kann unter Umſtänden verbindlich 
ſein, während ein zu gleichen Zwecken formlos abgegebenes 
Rentenverſprechen unverbindlich iſt. Allein dieſe verſchiedene 
Behandlung der beiden Ausſtattungsverſprechen entbehrt nicht 
der inneren Rechtfertigung. Denn in letzterem Falle iſt der 
Verſprechende, anders als im erſteren Falle, außerſtande, mit 
Sicherheit von vornherein die Tragweite ſeines Verſprechens, 
insbeſondere den Umfang der ihm obliegenden Leiſtungen zu 
überſehen. Angeſichts der daraus folgenden Gefahren iſt für 
den Verſprechenden beſondere Vorſicht am Platze und dazu 
wird er durch den Formzwang angeſpornt. B. c. F., U. v. 
18. April 07, 458/06 IV. — Berlin. 

9. 8 823 BGB. Umfang der Streupflicht in zeitlicher 
Beziehung für den Hauswirt in einer kleinen Stadt, wenn der 
Gaſt einer im Hauſe befindlichen Wirtſchaft des Mieters abends 
bei Glatteis ſtürzt.] 

Der Kläger iſt des Abends gegen 10 Uhr zu T. beim 
Verlaſſen der in dem Erdgeſchoß des Hauſes des Beklagten von 
einem Pächter betriebenen Schankwirtſchaft auf der Vortreppe 
von dem Hausflur zum Bürgerſteig angeblich wegen Eisglätte 
gefallen und hat ſich erheblich verletzt. Er hat gegen den Be⸗ 
klagten, weil er die Treppe nicht beſtreut habe, einen Schaden⸗ 
erſatzanſpruch erhoben: Klage, Berufung und Reviſion ſind 


zurückgewieſen worden. Das Berufungsgericht geht davon aus, 


daß der Beklagte, da nach ſeinem eigenen Anführen am Abend 
des Unfalls vor 7 Uhr durch Schneefall, Regen und Froſt 
Glatteis entſtanden ſei, die Verpflichtung gehabt habe, in der 
Zeit zwiſchen 7 und 8 Uhr die Vortreppe zu beſtreuen. Das 
Berufungsgericht hält für erwieſen, daß er um dieſe Stunde 
die Treppe auch beſtreut habe, und führt ſodann aus: Hiermit 
habe Beklagter ſeiner Streupflicht genügt. In einer kleinen 
Stadt wie T. mit ungefähr 7 000 Einwohnern ſei das Tage⸗ 
werk eines Hausbeſitzers abends um 7 oder 8 Uhr beendet. 
Es könne von dem Beklagten nicht verlangt werden, daß er der 
Wirtſchaftsbeſucher wegen die Streuung in den ſpäteren Abend⸗ 
ſtunden jeweils wiederholte, wenn durch den Verkehr der Gäſte 
das Streumaterial geſchwunden war, oder durch die fortdauernde 
Feuchtigkeit unter der Einwirkung des Froſtes die Glätte ſich 
erneuerte. Die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß in T. 
das Tagewerk eines Hausbeſitzers um 8 Uhr ſein Ende erreiche, 
daß alſo zu dieſer Zeit der allgemeine Verkehr in den Miet⸗ 
häuſern aufhöre, liegt auf tatſächlichem Gebiet und iſt der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogen. Für die Entſcheidung 
kommt es daher lediglich darauf an, ob der Hauseigentümer, 
welcher Räume ſeines Hauſes zum Betriebe einer Wirtſchaft 
vermietet, mit Rückſicht auf den Verkehr der Wirtsgäſte eine 
im Verhältnis zum Vermieter von Privatwohnungen erweiterte 
Pflicht hat, die Zugänge des Hauſes zu reinigen, zu beſtreuen, 
zu beleuchten u. dgl. Dies iſt zu verneinen. Der Rechtsſatz, 
daß derjenige, der durch Vermietung einen Verkehr in ſeinem 
Hauſe für andere eröffnet, die Zugänge in verkehrsſicherem Zu⸗ 
ſtande zu halten hat, iſt aus der Anſchauung und den Anfor⸗ 
derungen des Verkehrs hervorgegangen. Die Verpflichtung des 
Eigentümers erſtreckt ſich jedoch nur auf den allgemeinen Ver⸗ 
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kehr in ſeinem Hauſe, nicht aber auf den darüber hinausgehenden 
Verkehr, der durch die beſonderen perſönlichen, geſellſchaftlichen 
oder gewerblichen Bedürfniſſe und Gepflogenheiten eines Mieters 
hervorgerufen wird. Dieſen Verkehr hat der Mieter eröffnet. 
Sache des Mieters iſt es daher, den ausgedehnten Ver⸗ 
kehr durch Abernahme jener Obliegenheiten zu ſichern. Dem 
Hauseigentümer würde, da zeitliche und vielfach auch — ſo bei 
der Mitvermietung von Haus⸗ und Wirtſchaftsgärten, Kegel⸗ 
bahnen, Feſtſälen — räumliche Grenzen für die ihm angeſonnene 
Verpflichtung ſich nicht leicht finden ließen, eine kaum erträgliche 
Laſt aufgebürdet, die ſich in eine beträchtliche Erhöhung der 
Mietspreiſe umſetzen müßte. Es läßt ſich auch nicht anerkennen, 
daß die Auffaſſung oder ein Bedürfnis des Verkehrs der von 
der Reviſion vertretenen Anſicht zur Seite ſtünde. Auf eine 
andere Grundlage als dieſe könnte aber die behauptete Pflicht 
des Hausbeſitzers nicht geſtützt werden. Derjenige, der in⸗ 
folge Verſäumung von Vorkehrungen zu Schaden kommt, 
die durch den von einem Mieter veranlaßten beſonderen 
Verkehr geboten ſind, wird ſich deshalb an den Mieter zu 
halten haben. W. c. S., U. v. 4. April 07, 360/06 VI. — 
Dresden. 

10. 88 823, 1134, 1135 BGB. Umfang der Befugnis 
des Pfandſchuldners zum Verkauf von Zubehörſtücken.] 

Die Klägerin hat bei der Zwangsverſteigerung der 
Sträterſchen Beſitzung einen Ausfall von mehr als 8 000 Mark 
erlitten. Dieſer Ausfall iſt nach der unangefochtenen und 
auch einwandfreien Feſtſtellung des Berufungsgerichts wenigſtens 
zum Teil darauf zurückzuführen, daß der Subhaſtat vor der 
am 29. Januar 1904 eingeleiteten Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung in der Abſicht, ſoviel zu retten, als noch 
zu retten ſei, nahezu die geſamten Gutserzeugniſſe und Zubehör⸗ 
ſtücke veräußert hat oder durch ſeinen Sohn hat veräußern 
laſſen. Es hat ſich hierbei überall „um ein planmäßiges 
Vorgehen zum Schaden der Hypothekengläubiger“ gehandelt. — 
Bei dieſer Sachlage iſt die Annahme unbedenklich, daß der 
Subhaſtat ſich einer unerlaubten Handlung im Sinne des 
8 823 BGB. ſchuldig gemacht hat. — Für das gemeine wie 
für das preußiſche Recht iſt bereits in der Entſcheidung des 
RG. 42, 170 ausgeführt worden, daß der Pfandſchuldner 
zwar an ſich nicht gehindert iſt, einzelne Zubehörſtücke durch 
Veräußerung dem Pfandverbande zu entziehen, daß er aber 
widerrechtlich handelt und ſich erſatzpflichtig macht, wenn er 
Veräußerungen argliſtig zu dem Zwecke vornimmt, dem 
Gläubiger die Ausübung des Pfandrechts zu erſchweren oder 
zu vereiteln. Die Befugnis zur Abveräußerung reicht nicht 
weiter als das Bedürfnis eines wirtſchaftlichen Betriebes. 
Dieſer Rechtsgrundſatz gilt auch für das BGB. Nach den 
Vorſchriften in den. 88 1134, 1135 BGB. hat der Pfand⸗ 
gläubiger eine Klage auf Unterlaſſung, wenn Zubehörſtücke, 
auf die ſich die Hypothek erſtreckt, den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft zuwider vom Grundſtücke entfernt werden 
und dadurch die Beſorgnis einer Gefährdung der Hypothek 
entſteht. Handlungen dieſer Art ſind mithin widerrechtlich, ſie 
verletzen das dingliche Hypothekenrecht und ſtellen deshalb, 
mögen ſie vorſätzlich oder fahrläſſig begangen ſein, eine uner⸗ 
laubte Handlung im Sinne des $ 823 BGB. dar. F. c. P., 
U. v. 20. April 07, 333/06 V. — Marienwerder. 
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11. 88 824, 826 BGB. Vorſätzliche Zufügung von 
Schaden durch Verbreitung von Flugblättern zum Zwecke des 
wirtſchaftlichen Ruins.] 

Die von einem Bäckermeiſter gegen ſeine früheren Geſellen 
erhobene u. a. auch auf 8 826 BGB. geſtützte Klage iſt auf 
Erſatz des Schadens gerichtet, der dem Kläger durch die Ver⸗ 
faſſung und Verbreitung von Flugblättern ehrverletzenden und 
ihn in ſeinem Gewerbe ſchädigenden Inhalts ſeitens der Be⸗ 
klagten entſtanden iſt. Die Vorinſtanzen haben den Klag⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt; die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Es wird feſtgeſtellt, daß 
die Beklagten in den Flugblättern vor dem Kläger gewarnt 
und ihn als der Kundſchaft des Publikums perſönlich unwürdig 
hingeſtellt haben, offenbar zu dem Zweck, feine wirtſchaftliche 
Exiſtenz zu untergraben und ihn dauernd erwerbs⸗ und brotlos 
zu machen. Hierin iſt die Feſtſtellung zu erblicken, daß es den 
Beklagten nicht darum zu tun geweſen iſt, das Verhalten des 
Klägers ihnen gegenüber und ſein Geſchäftsgebahren zur Kenntnis 
des Publikums zu bringen, um dieſem eine objektive Be⸗ 
urteilung zu ermöglichen, ſei es in deſſen Intereſſe, ſei es 
in ihrem eigenen Intereſſe dem Publikum gegenüber, ſondern 
daß ſie mit der Verbreitung der Flugblätter in einer gehäſſigen, 
den Kläger perſönlich herabwürdigenden Weiſe lediglich den 
Zweck verfolgt haben, den Kläger wirtſchaftlich zu ruinieren. 
Bei einer ſolchen Sachlage kann von einem berechtigten Inter⸗ 
eſſe im Sinne des 8 824 Abſ. 2 nicht die Rede fein; es 
greift vielmehr der § 826 Platz, deſſen Vorausſetzungen das 
Berufungsgericht einwandfrei feſtgeſtellt hat. In dieſer Be⸗ 
ziehung iſt es auch ohne Belang, daß die in den Flugblättern 
über den Kläger behaupteten Tatſachen wahr fein ſollten; denn 
auch in der Mitteilung wahrer Tatſachen kann namentlich im 
Hinblick auf ihre Form und ihren Zweck ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten liegen. Zu beanſtanden iſt es endlich nicht, wenn 
das Berufungsgericht nach der Lebenserfahrung für erwieſen 
anſieht, daß das Vorgehen der Beklagten den beabſichtigten 
Erfolg einer Schädigung des Klägers wenigſtens zum Teil 
gehabt hat. H. c. L., U. v. 8. April 07, 356/06 VI. — 
Berlin. 

12. 8 831 Abſ. 1 BGB. Beweis, den der Geſchäfts⸗ 
herr zu ſeiner Entlaſtung zu führen hat.] 

Der Kläger iſt durch einen dem Beklagten gehörigen 
Wagen zu Boden geworfen, überfahren und dabei erheblich an 
ſeinem Körper verletzt worden. Der Wagen wurde von dem 
damals im Dienſte des Beklagten ſtehenden Kutſcher G. gelenkt, 
dieſer iſt wegen des Vorfalls auf Grund von $ 230 StGB. 
zu einer Gefängnisſtrafe von drei Wochen verurteilt worden. 
In den Entſcheidungsgründen des Strafurteils iſt bezüglich der 
Abmeſſung der Strafe bemerkt, es ſei zugunſten G.s neben dem 
Umſtande, daß er bisher noch nicht beſtraft ſei, auch be⸗ 
rückſichtigt worden, daß er einen geiſtig beſchränkten Eindruck 
gemacht habe. Der Schadenserſatzklage gegenüber behauptete 
Beklagter unter Bezugnahme auf die Beſtimmung im Schluß⸗ 
ſatz von 8 831 Abſ. 1 BGB.: wenn G. bei dem Unfall in 
einer augenblicklichen Verwirrung gehandelt habe, ſo könne es 
auch bei einem ſorgfältig ausgewählten Kutſcher vorkommen, 
daß er einmal die Fahrregeln außer acht laſſe und einen 
Menſchen überfahre. Beklagter wurde verurteilt, die Reviſion 
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zurückgewieſen: Der dem Geſchäftsherrn im letzten Satz von 
8 831 Abſ. 1 nachgelaſſene Beweis muß dahin geführt werden, 
daß der Schaden auch bei Anwendung der in den vorher⸗ 
gehenden Sätzen bezeichneten Sorgfalt entſtanden ſein 
würde, keineswegs genügt der Beweis, daß bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt der Schaden möglicherweiſe auch hätte entſtehen 
können; es liegt auch auf der Hand, daß, wenn dieſer Beweis 
zur Ausſchließung der Haftung des Geſchäftsherrn ausreichend 
wäre, dieſe Haftung beinahe immer wegfallen würde. Z. c. A., 
U. v. 11. April 07, 363/06 VI. — Colmar. 

13. 8 833 BGB. Die Landwirtſchaftskammer für 
Schleswig⸗Holſtein in Hamburg, welche den direkten Abſatz von 
Schlachtvieh an den Hamburger Schlachtviehmarkt für die 
Schlachtviehbeſitzer in Schleswig⸗Holſtein vermittelt, iſt hinſicht⸗ 
lich des fraglichen Schlachtviehes nicht Tierhalterin.] 

Der Kläger hat am 16. September 1904 in der Verkehrs⸗ 
halle des Hamburger Schlachthofes dadurch einen Unfall er⸗ 
litten, daß ein Schwein ihn umrannte, das zur Wage getrieben 
werden ſollte, aber dem Treiber entlief. Er behauptet, die Be⸗ 
klagte — die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein — betreibe kommiſſionsweiſe den Abſatz von Schlacht⸗ 
vieh an dem Hamburger Schlachthof, ſie habe den Verkauf des 
Tieres, das den Schaden angerichtet habe, übernommen, hafte 
deshalb als Tierhalter gemäß 8833 BGB. Das LE. er⸗ 
Härte den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
Das OLG. wies die Berufung der Beklagten zurück. RG. hob 
auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück: Die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts beruht auf folgenden Sätzen: 
„Dadurch, daß Beklagte gemäß den Beſtimmungen ihrer Ge⸗ 
ſchäftsſtelle die Vermittelung des direkten Abſatzes übernommen, 
das Schwein ſich hat zuſenden und durch das Transport⸗ 
geſchäft Müller & Cie. hat entgegennehmen laſſen, hat Be⸗ 
Hagte die Sorge für das Tier, die Verfügungsgewalt und den 
unmittelbaren Beſitz und zwar nicht nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zwecke (im Verhältniſſe zum Eigentümer) auf ſich ge⸗ 
nommen, während der Eigentümer fich zugleich aller dieſer Be⸗ 
fugniſſe und Rechte endgültig entledigt hatte. Wenn auch das 
Unternehmen der Beklagten einem gemeinnützigen Zwecke dient, 
und wenn ſie auch keine Gewerbeſteuer zahlen ſollte, ſo läßt 
ſich doch nicht beſtreiten, daß Beklagte, die für ihre Tätigkeit 
Gebühren erhebt, das Unternehmen — und zwar berufsmäßig — 
in ihrem eigenen Intereſſe bzw. im Intereſſe der von ihr ver⸗ 
tretenen Landwirte führt.“ Die Reviſion macht geltend, daß, 
wenn man die von der Beklagten vorgetragene Darſtellung über 
ihren Geſchäftsverkehr zugrunde lege, die Beklagte weder nach 8 833 
noch nach 8 834 BGB. haftbar ſei. Eine Verurteilung nach 8 834 
hat das Berufungsgericht nicht ausgeſprochen; ſoweit aber 
8 833 in Betracht kommt, iſt der von der Reviſion erhobene 
Vorwurf gerechtfertigt. Wenn man das Vorbringen der Be⸗ 


klagten über ihren Geſchäftsverkehr als richtig unterſtellt, wie 


dies von ſeiten des Berufungsgerichts geſchehen iſt, ſo iſt eine 
Haftung der Beklagten nach $ 833 nicht begründet. Es fehlt 
— von den übrigen Erforderniſſen (vgl. RG. 52, 118; 55, 
166; 62, 81) abgeſehen — das Merkmal des eigenen Inter⸗ 
eſſes. Die Tätigkeit, welche die Beklagte durch ihre Geſchäfts⸗ 
ſtelle ausüben läßt, wird ausgeübt im Intereſſe der Einſender 
d. h. der Eigentümer der Tiere. Die Beklagte bringt die Tiere 
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nicht an ſich, um fie ihren Zwecken dienſtbar zu machen, irgend 
welche Nutzungen aus ihnen zu ziehen. Die Tiere bleiben bis 
zur Übergabe an die Käufer in dem Wirtſchafts betriebe 
der Eigentümer. Den Eigentümern ſoll durch die von der 
Beklagten getroffenen Einrichtung der direkte Abſatz des Schlacht⸗ 
viehs ermöglicht werden. Die Eigentümer ſollen den Gewinn 
beziehen, den der Produzent erzielen kann, wenn er unter Ver⸗ 
meidung des Händlers an den Konſumenten veräußert. Spediteur 
und Kommiſſionär ſind für die Eigentümer der Tiere, nicht für 
die Beklagte tätig. Das LG. hatte die Annahme, die Beklagte 
habe die Sorge für die Tiere im eigenen Intereſſe übernommen, 
darauf geſtützt, daß die Beklagte ſich für die Vermittelung des 
Verkaufs eine keineswegs unerhebliche Vergütung zahlen laſſe. 
Ebenſo hat das Berufungsgericht angeführt, es laſſe ſich nicht 
beſtreiten, daß Beklagte, die für ihre Tätigkeit Gebühren er⸗ 
hebe, das Unternehmen berufsmäßig in ihrem eigenen Intereſſe 
bzw. im Intereſſe der von ihr vertretenen Landwirte führe. 
Daraus ergibt ſich jedoch nicht, daß die Beklagte die Tiere 
„hält“. Ein Intereſſe daran, daß die Landwirte ihr Schlacht⸗ 
vieh direkt an die Schlächter abſetzen, hat die Beklagte aller⸗ 
dings, aber ſie ſorgt für die Tiere nicht der Tiere oder ihrer 
Nutzungen wegen. An den einzelnen Tieren und ihren 
Nutzungen hat ſie kein Intereſſe. Die geringe Gebühr, die ſie 
bei dem Verkauf erheben läßt, genügt nach ihren Angaben nicht 
zur Deckung der Auſwendungen, die ſie im Intereſſe der Eigen⸗ 
tümer der Tiere macht. Wenn die Beklagte den Eigentümern 
gegenüber die Verpflichtung übernommen hat, für ordnungs⸗ 
mäßige Verwahrung der Tiere Sorge zu tragen, ſo kann das 
eine Haftung nach 8 834 begründen, macht aber die Beklagte 
nicht zum Tierhalter. Das Berufungsgericht hat noch darauf 
hingewieſen, daß die Verkaufsberechnungen für die Eigentümer 
im Namen der Beklagten ausgefertigt würden. Das iſt ohne 
Bedeutung. Wenn die Geſchäftsſtelle der Beklagten im Namen 
und für Rechnung der Einſender den Verkauf beſorgen läßt, ſo 
iſt es ſelbſtverſtändlich, daß ſie den Einſendern Rechnung ab⸗ 
legt. Das Berufungsurteil iſt deshalb aufzuheben. In der 
Sache ſelbſt kann das Reviſionsgericht nicht entſcheiden, weil 
das Berufungsgericht genügende tatſächliche Feſtſtellungen nicht 
getroffen hat, und nicht erſichtlich iſt, ob die Klage nicht auch 
auf die Beſtimmung des $ 834 BGB. geftübt worden iſt. 
L.⸗W.⸗K. u. Müller & Cie. c. S., U. v. 11. April 07, 440/06 IV.— 
Hamburg. 

14. 88 1154, 1274 BGB. Bedeutung der Verpfändung 
eines Hypothekenbriefes, Begründung eines obligatoriſchen Zurück⸗ 
behaltungsrechtes im Fall der Einwilligung aller Miteigentümer 
des Briefes in die Verpfändung.] 

Die Kläger zu 1 bis 6 und der Mühlenbeſitzer Rein 
hard St. ſind die Erben des im Jahre 1897 verſtorbenen 
Gutsbeſitzers Karl St. Für letzteren ſtand auf dem Grund⸗ 
ſtücke Nieder⸗Salzbrunn Bd. III Bl. 2 eine Briefhypothek von 
20 400 Mark in Abt. III Nr. 13 eingetragen. Der Beklagte 
gelangte Anfang 1902 in den Beſitz des Hypothekenbriefes und 
verweigerte dann die Rückgabe. Die Kläger und Reinhard St. 
klagten auf Herausgabe des Briefes zu Händen der Klägerin 
ad 1. Beklagter wendete ein, Reinhard St., der Eigentümer des 
belaſteten Grundſtücks, habe am 3. Januar 1902 für ſich ſelbſt und 
zugleich im Auftrage der anderen Miterben die Hypothek für ein 
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Darlehn von 6 000 Mark, das er von ihm, dem Beklagten, 
erhalten habe, verpfändet, darüber ein Schriftſtück des Inhalts 
ausgeſtellt: „Erhielt von Fleiſchermeiſter Herrn Opitz für eine 
verpfändete Hypothek 6 000 Mark“ und habe den Hypothelen⸗ 
brief übergeben. Der erſte Richter erkannte auf zugeſchobene 
Eide für die Kläger und machte davon abhängig, ob die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Herausgabe des Briefs ſchlechthin 
oder Zug um Zug gegen Zahlung von 6 000 Mark aus 
zuſprechen ſei. Hiergegen legten die Kläger Berufung, der Be⸗ 
klagte Anſchlußberufung ein. Im Laufe der Berufungsinſtanz 
ſchied Reinhard St., über deſſen Vermögen der Konkurs er⸗ 
öffnet war, mit Genehmigung der Mitkläger und des Be⸗ 
klagten aus dem Prozeß als Partei auch hinſichtlich des Koſten⸗ 
punkts völlig aus. Die verbliebenen Kläger zu 1 bis 6 be⸗ 
antragten Verurteilung zur Herausgabe des Briefs zu Händen 
der Klägerin 1 und des Verwalters der Konkursmaſſe des 
Reinhard St. Der Beklagte, welcher gegenüber ſämtlichen 
Klägern ein Pfandrecht, mindeſtens aber ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an dem Brief in Anſpruch nahm und die Verpflichtung 
zur Herausgabe auch gegen Zahlung von 6 000 Mark nicht 
mehr anerkannte, beantragte unbedingte Abweiſung der Klage, 
erklärte ſich aber im Falle der Verurteilung zur Herausgabe 
damit einverſtanden, daß die Herausgabe zu Händen der 
Klägerin 1 und des Konkursverwalters erfolge. Unſtreitig 
wurde, daß der Brief am 3. Januar 1902 dadurch in den 
Beſitz des Beklagten gelangt iſt, daß Klägerin 1, welche bis 
dahin den Brief verwahrte, ihn dem Reinhard St. mit dem 
Auftrag übergeben hat, er möge ſich vom Beklagten 6 000 Mark 
geben laſſen und ihm dafür den Brief zur Sicherheit aus⸗ 
händigen, und daß Reinhard St. in Ausführung dieſes Auf⸗ 
trages dem Beklagten den Brief und das Schriftſtück vom 
3. Januar 1902 gegen Zahlung von 6000 Mark ausgehändigt 
hat. Dieſer Betrag iſt dann nach Weiſung der Klägerin 1 
dem Kläger 6 behufs Bezahlung einer Schuld ausgehändigt 
worden. Das mit der fraglichen Hypothek belaſtete Grundſtück 
iſt im Jahre 1904 zwangsverſteigert, die Hypothek iſt mit un⸗ 
gefähr 12 000 Mark zur Hebung gelangt, im übrigen aus⸗ 
gefallen. Der Berufungsrichter unterſchied bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung zwiſchen der Klage der Kläger 1, 3, 4 und der Klage 
der Kläger 2, 5, 6. Auf die erſtere Klage verurteilte er zwar 
den Beklagten zur Herausgabe, aber nur gegen Zahlung von 
6000 Mark und wies die Kläger 1, 3, 4 mit ihren weiter⸗ 
gehenden Anträgen ab. Er gründete dieſe Entſcheidung darauf, 
daß Klägerin 1 unſtreitig, die Kläger 3, 4 erwieſenermaßen 
Auftrag bezw. Genehmigung zur Hingabe des Hypothekenbriefs 
zu dem in Rede ſtehenden Zweck erteilt hätten. Auf die Klage 
der Kläger 2, 5, 6, deren Auftrag oder Genehmigung er nicht 
für erwieſen anſah, erkannte er auf den hierüber vom Beklagten 
zugeſchobenen Eid für dieſe Kläger und machte davon die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Herausgabe ſchlechthin oder gegen 
Zahlung von 6000 Mark abhängig. Gegen dieſes Urteil legten 
nur die Kläger 1, 3, 4 Reviſion ein. RG. hob auf und wies 
in die Inſtanz zurück. Der Berufungsrichter erachtet eine Ver⸗ 
pfändung der in Rede ſtehenden Briefhypothek ſeitens der Erben 
des eingetragenen Gläubigers nicht als rechtswirkſam erfolgt, 
weil die Verpfändung gemäß 88 1274, 1154 BGB. ſchrift⸗ 
lich hätte geſchehen müſſen, die Urkunde vom 3. Januar 1902 
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aber eine Verpfändungserklärung bezüglich der Hypothek nicht 
enthalte. Er erklärt ferner, daß ein Pfandrecht an dem 
Hypothekenbriefe nicht gültig beſtellt ſei, weil die Verpfändung 
eines Hypothekenbriefes für ſich allein nicht angängig ſei. 
Weiter verneint er, daß dem Beklagten ein Recht an dem 
Hypothekenbrief in Geſtalt eines Zurückbehaltungsrechts zu⸗ 
ſtehe, da das BGB. ein dingliches Zurückbehaltungsrecht nicht 
kenne. Dagegen erachtet er die Eingehung eines Schuld⸗ 
vertrages, durch den der eine Teil ſich verpflichtet, dem andern 
Teil einen Hypothekenbrief ſo lange zu belaſſen, bis dieſer 
wegen einer Forderung befriedigt iſt, für rechtlich zuläſſig, und 
er nimmt an, daß zwiſchen dem Beklagten und Reinhard St. 
ein ſolcher Zurückbehaltungsvertrag geſchloſſen ſei und die drei 
Reviſionskläger zufolge Beauftragung des Reinhard St. bzw. 
wegen erteilter Genehmigung ebenfalls an dieſen Vertrag ge⸗ 
bunden ſeien. Die Reviſion leugnet die Rechtswirkſamkeit eines 
ſolchen Zurückbehaltungsvertrages und ſucht auszuführen, es ſei, 
weil ein dingliches Retentionsrecht dem BGB. fremd ſei, auch 
das vom Berufungsrichter konſtruierte Zurückbehaltungsrecht nicht 
anzuerkennen. Dies iſt jedoch nicht zutreffend. (Wird aus⸗ 
geführt.) Dadurch, daß der Inhaber einer Hypothek einem 
anderen den Hypothekenbrief mit der Verpflichtung hingiebt, den 
Brief nicht eher zurückzuverlangen, als bis eine beſtimmte 
Vorausſetzung erfüllt ſei, gewährt er dem Empfänger nicht ein 
auch gegenüber Dritten wirkendes Recht an dem Hypotheken⸗ 
brief als an einer ſelbſtändigen Sache, ſondern ſchließt er nur 
das ihm als Eigentümer des Hypothekenbriefs an ſich zuſtehende 
Recht auf Herausgabe für ſeine Perſon zeitweiſe und bedingt 
aus. Ein folches, durch obligatoriſchen Vertrag begründetes, 
nur zwiſchen den Vertragſchließenden perſönlich wirkendes 
Zurückbehaltungsrecht an einem Hypothekenbrief iſt daher für 
rechtsgültig zu erachten (vgl. RG. 51 S. 87, 88, Turnau⸗ 
Förster Liegenſchaftr. Bd. 1 S. 502, 1098, Staudinger 
Anm. I le zu 8 1204 BGB.). Der in dieſer Richtung er⸗ 
hobene Reviſionsangriff iſt ſonach unbegründet. Zu beanſtanden 
iſt auch nicht die weitere Ausführung des Berufungsrichters, 
daß, wiewohl der Wille der Kontrahenten auf Schaffung eines 
dinglichen Pfandrechts gerichtet geweſen ſei, doch an Stelle der 
wegen Formmangels nichtigen Verpfändung ein perſönliches 
Zurückbehaltungsrecht an dem Hypothekenbriefe gemäß 8 140 
BGB. als vertragsmäßig beſtellt zu gelten habe. Der Bes 
tufungsrichter erwägt mit Recht, daß der von den Kontrahenten 
verfolgte wirtſchaftliche Zweck der Beſchaffung einer Sicherheit 
auch, wenn ſchon in geringerem Maße, durch das perſönliche 
Zurückbehaltungsrecht erreicht werde, und folgert daraus bedenken⸗ 
frei, daß, wenn die Kontrahenten die Nichtigkeit der Ver⸗ 
pfändung gekannt hätten, ſie die Geltung des einer Form nicht 
bedürfenden Vertrages über die Beſtellung des perſönlichen 
Zurückbehaltungsrechts gewollt haben würden (Prot. 1, 127). 
Rechtsirrtümlich aber iſt die Anficht des Berufungsrichters, daß 
der Beklagte jedem der den Auftrag oder die Zuſtimmung zu 
der Verpfändungserklärung des Reinhard St. erteilenden Kläger 
für ſich allein und ohne Rückſicht darauf, ob eine gleiche 
Willensäußerung der anderen Kläger vorliege, ein Recht auf 
Zurückbehaltung entgegenſetzen könne. Der fragliche Hypotheken⸗ 
brief ſteht im gemeinſchaftlichen Eigentum der ſechs Kläger und 
des Reinhard St. als der in ungeteilter Erbengemeinſchaft be⸗ 
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findlichen Erben des Karl St. Dieſes Miteigentum und das 
ihnen danach zuſtehende Recht auf Beſitz machen die Kläger 
durch ihren Klageanſpruch auf Herausgabe des Briefes geltend. 
Dabei wahren ſie das Recht des mitbeteiligten Reinhard St., 
der in II. Inſtanz als Mitkläger mit Einwilligung des Be⸗ 
klagten aus dem Rechtsſtreit ausgeſchieden iſt, dadurch, daß ſie 
Herausgabe des Briefs zu Händen der Klägerin zu 1 und des 
Verwalters der Konkursmaſſe des Reinhard St. verlangen. 
Dieſem Eigentumsanſpruche könnte der Beklagte gemäß 88 115, 
1, 10, 25, 52, 53 ALR. 1 17 in Verbindung mit Art. 213 
EGBGB. nur dann ein Zurückbehaltungsrecht mit Erfolg ent⸗ 
gegenſetzen, wenn ſämtliche Kläger durch Auftrag oder Zu⸗ 
ſtimmung zu der Verpfändungserklärung des Miterben Reinhard 
St. ſich in dem vorerörterten Sinne des Rechts auf Heraus⸗ 
gabe und auf den Beſitz des Briefes, ſolange die Forderung 
des Beklagten gegen Reinhard St. unbezahlt ſein würde, be⸗ 
geben hätten; iſt nur von einem oder von einzelnen der Kläger 
der Auftrag oder die Zuſtimmung erteilt worden, ſo iſt für den 
Beklagten gegenüber keinem der Kläger ein Recht auf Zurück⸗ 
behaltung des Briefes begründet worden. Der Berufungs⸗ 
richter hat jedoch nur feſtgeſtellt, daß die jetzigen drei Reviſions⸗ 
Häger Auftrag bzw. Genehmigung erteilt hätten; bezüglich der 
Kläger zu 2, 5, 6 hat er Auftrag oder Zuſtimmung für bisher 
nicht erwieſen erachtet und deshalb auf den vom Beklagten 
hierüber zugeſchobenen Eid für dieſe Kläger erkannt. Es konnte 
aber nur dann, wenn Auftrag oder Zuſtimmung auch der Kläger 
zu 2, 5, 6 für erwieſen erachtet wurde, ausgeſprochen werden, 
daß ein rechtswirkſames Zurückbehaltungsrecht für den Be⸗ 
klagten begründet worden und daher Beklagter nur gegen 
Zahlung von 6000 Mark zur Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefs verpflichtet ſei. Hiernach war das angefochtene Urteil, 
ſoweit es auf die Klage der Kläger zu 1, 3, 4 ergangen iſt, 
aufzuheben und die Sache inſoweit zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
St. c. O., U. v. 17. April 07, 505/06 V. — Breslau. 

15. § 2332 in Verb. mit $ 1944 Abſ. 2 BB. Kenntnis 
in 8 2332 bedeutet nicht nur eine durch amtliche Verkündung 
erlangte —. ] 

Der Berufungsrichter weiſt die vom Beklagten gegen die 
erhobene Pflichtteilsklage geltend gemachte Verjährungseinrede 
um deswillen zurück, weil mangels einer Verkündung des den 
Kläger beeinträchtigenden Erbvertrags die in 8 2332 BGB. 
geordnete dreijährige Verjährung ſeines Pflichtteilsanſpruchs 
überhaupt noch nicht zu laufen begonnen habe. Denn unter 
„Kenntnis erlangen“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle könne in 
entſprechender Anwendung des 8 1944 Abſ. 2 nur eine durch 
amtliche Verkündung der betreffenden Verfügung gemäß 
88 2260, 2300 vermittelte Kenntnisnahme verſtanden werden. 
Daß der Wortlaut des 8 2332 dieſer Geſetzesauslegung nicht 
zur Seite ſteht, wird auch vom Berufungsrichter nicht verkannt. 
Die in der Literatur vereinzelt aufgeſtellte Meinung, der Ge⸗ 
ſetzgeber habe in 8 1944 Abſ. 2 für das Gebiet des Erbrechts 
einen allgemeinen, auch auf andere Fälle des geſetzlichen Friſten⸗ 
laufes anwendbaren Grundſatz aufſtellen wollen, läßt ſich 
weder aus den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten noch aus Zweck 
und Inhalt des Geſetzes genügend begründen. Es iſt zuzugeben, 
daß damit ein objektiver, leicht und ſicher zu beſtimmender An⸗ 


336 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


fangstermin für die kurze Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs 
gewonnen wäre, ein Geſichtspunkt, dem der Geſetzgeber ſonſt 
in zahlreichen, den Beginn der Verjährungsfriſt regelnden 
Einzelbeſtimmungen Rechnung getragen hat. Es mag ferner 
ſein, daß der die Verjährung vorſchützende Erbe ſich in der 
Mehrzahl der Fälle damit begnügen kann, dem klagenden 
Pflichtteils berechtigten den Tag der amtlichen Verkündung der 
Verfügung nachzuweiſen. Dieſen Regelfall hat erſichtlich die 
Begründung des I. Entwurfs zu 8 1999 Bd. 5 S. 426 im 
Auge, wenn es dort heißt, daß nicht auf die Verkündung der 
verletzenden Verfügung allein geſehen werden dürfe, da es 
immerhin möglich bleibe, daß auch von der verkündeten Ver⸗ 
fügung der Pflichtteilsberechtigte Kenntnis nicht erlangt habe. 
Allein es iſt zu erwägen, daß das BGB. auch auf dem Ge⸗ 
biete des Erbrechts Ausſchlußfriſten kennt, die von dem Zeit⸗ 
punkte der erlangten Kenntnis ab laufen, ohne daß zwiſchen der 
Art der Kenntnisnahme unterſchieden wird (z. B. 88 1954, 
2082, 2340). Auch eigentliche Verjährungsfriſten ſind 
ſchlechthin auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntnis abgeſtellt 
($ 852). Nach der äußeren Anlage des Geſetzes muß es 
ferner bedenklich erſcheinen, in einer ſingulären dem Abſchnitt 
über Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaftangehörigen, 
dem 8 1944 nur in Form eines Zwiſchenſatzes einverleibten 
Vorſchrift den Ausſpruch eines auch nur auf erbrechtlichem Ge⸗ 
biete allgemeine Geltung beanſpruchenden Grundſatzes zu er⸗ 
blicken. Schon hiernach können die obigen Bedenken nicht als 
durchſchlagend erachtet werden, um im Streitfalle eine aus⸗ 
dehnende Auslegung der formalen Vorſchrift des 8 1944 zu 
rechtfertigen. Hierzu kommt, daß dieſe Vorſchrift ihre gute Be⸗ 
deutung hat, wenn es ſich um die auch für Beziehungen zu 
den Nachlaßgläubigern wichtige Frage des Erbewerdens handelt, 
daß aber kein Grund erſichtlich iſt, den pflichtteilsberechtigten 
nahen Familienangehörigen des Erblaſſers die Berufung auf 
eine Formvorſchrift auch dann zu geſtatten, wenn ſie bereits 
zur Zeit des Erbfalls von der Sachlage voll unterrichtet, ſogar 
— wie im Streitfall behauptet iſt — im Beſitz einer Aus⸗ 
fertigung der fie beeinträchtigenden Verfügung geweſen find. 
Das Berufungsurteil mußte deshalb aufgehoben und die Sache 
zur Prüfung derjenigen Behauptungen an die Vorinſtanz zurück⸗ 
gewieſen werden, die der Beklagte bezüglich der Kenntnis des 
Klägers von dem ſtreitigen Erbvertrag aufgeſtellt hat. L. o. K., 
U. v. 18. April 07, 442/06 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 8 11 ZPO. Weite Auslegung desſelben, die rechts⸗ 
kräftige Unzuſtändigkeitserklärung verliert auch beim ausſchließ⸗ 
lichen Gerichtsſtand ihre Bedeutung nicht.] 

In einem Vorprozeſſe der Parteien iſt der Beklagte durch 
das Urteil des Königl. AG. zu Hadersleben vom 17. Oktober 1905 
rechtskräftig verurteilt worden, dem Kläger eine demſelben ge⸗ 
hörende Kuh herauszugeben. Bei der am 11. November 1905 
verſuchten Zwangsvollſtreckung wurde die Kuh nicht vorgefunden, 
Beklagter erklärte, er wiſſe nicht, wo ſie ſei. Der Kläger erhob 
hierauf bei dem Königl. AG. Hadersleben Klage auf Leiſtung 
des Intereſſes und forderte die Zahlung von 380 Mark. Mit 
dieſer Klage iſt er durch das rechtskräftig gewordene Urteil 
des AG. vom 28. November 1905 abgewieſen, das AG. hat 
ſich wegen des 300 Mark überſteigenden Streitwerts für ſachlich 
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unzuſtändig erklärt. Nunmehr hat Kläger im vorliegenden 
Prozeſſe mit der beim Königl. LG. in Flensburg angeſtrengten 
Klage wiederum Zahlung von 380 Mark nebſt Zinſen gefordert. 
Der Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt und geltend 
gemacht, daß das LG. für den auf Leiſtung des Intereſſes er⸗ 
hobenen Anſpruch nach 8893 ZPO. nicht zuſtändig fe. Das 
LG. hat ſeine Zuſtändigkeit ebenfalls verneint und die Klage 
abgewieſen. Die Berufung iſt mit der Begründung, daß das 
LG. mit Recht feine Zuſtändigkeit verneint habe, zurückgewieſen 
worden. Auf Reviſion des Klägers iſt die Einrede der Unzu⸗ 
ſtändigkeit verworfen: Das OLG. führt aus, daß S 11 3880. 
ebenſo wie der vorangehende 8 10 ſich nur auf Entſcheidungen 
über die fachliche Zuſtändigkeit beziehen; 8 893 Abſ. 2 dagegen 
begründe eine ſogenannte funktionelle Kompetenz und ſetze die 
ausſchließliche ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit eines beſtimmten 
Gerichts feſt. Hieraus ergäben ſich für den vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreit zwei Folgerungen. Erſtens ſei deshalb das LG. an die 
vom AG. Hadersleben rechtskräftig ausgeſprochene Unzuſtändig⸗ 
keitserklärung nicht gebunden. Zweitens ſei das LG. weder 
an ſich zuständig, noch habe es bei der Ausſchließlichkeit des 
Gerichtsſtandes des 8 893 3PO. durch Parteivereinbarung 
zuſtändig werden können. Die vom LG. wegen Unzuſtändigkeit 
ausgeſprochene Klageabweiſung ſei ſomit gerechtfertigt. Die 
hiergegen eingelegte Reviſion iſt nach 8 547 Nr. 1 ZPO. zus 
läſſig, ihren Angriffen, welche eine Verletzung des 8 11 ZPO. 
rügen, war auch der Erfolg nicht zu verſagen. Die auch im 
Berufungsurteile erwähnte Entſcheidung des V. ZS. des RG. 
vom 11. März 1885 — RG. 13, 367 — läßt es dahingeſtellt, 
ob unter Prozeßgericht I. Inſtanz im Abſ. 2 des 5 893 — 
früher 8 778 — dasjenige Gericht zu verſtehen iſt, welches 
innerhalb des vorgeſchriebenen Bezirks nach den allgemeinen 
Vorſchriften über die ſachliche Zuſtändigkeit in I. Inſtanz zu 
entſcheiden haben würde, oder dasjenige, welches im gegebenen 
Falle das frühere Urteil erlaſſen hat. In der Literatur iſt in⸗ 
deſſen, ſoweit erſichtlich, durchweg die Anſicht vertreten, daß 
nach der erwähnten Geſetzesſtelle Anſprüche auf Leiſtung des 
Intereſſes ohne Rückſicht auf den Streitwert bei demjenigen 
erſtinſtanzlichen Gericht zu erheben ſind, bei welchem die frühere 
Klage anhängig war. Das mit der Klage ſchon befaßt ge⸗ 
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Der erkennende Senat ſchließt ſich dieſer Anſicht an. Dadurch 
wird aber die Folgerung des Berufungsgerichts noch nicht ge⸗ 
rechtfertigt, daß deshalb auch 8 11 ZPO. nicht anwendbar 
und daher das LG. an die rechtskräftige Entſcheidung des AG. 
nicht gebunden ſei. Dieſe Folgerung legt allein auf die Be⸗ 
ſtimmung des 8 893 Gewicht, läßt aber dabei die Prüfung 
außer Betracht, welche Bedeutung trotzdem die rechtskräftige 
Entſcheidung des AG. hat. Das AG. hat ſich für unzuſtändig 
erklärt, weil bei ihm Klage wegen eines 300 Mark überſteigenden 
vermögensrechtlichen Anſpruchs erhoben iſt. Ob dies geſchehen 
iſt, weil angenommen iſt, daß auch bei Klagen aus 8 893 das 
Objekt über die Zuſtändigkeit entſcheidet, oder ob dieſe Be⸗ 
ſtimmung der Prozeßordnung überſehen und das Urteil nur auf 
8 23 Nr. 1 GWG. geſtützt ift, ift nicht feſtgeſtellt. Es kann 
das auch dahingeſtellt bleiben, denn in beiden Fällen iſt die 
Unzuſtändigkeit hergeleitet aus Beſtimmungen über die ſachliche 
Zuſtändigkeit. Damit iſt, wie dies § 11 vorausſetzt, die Un 
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zuſtändigkeit eines Gerichts auf Grund der Beſtimmungen über 
die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte rechtskräftig ausgeſprochen. 
Eine ſolche Entſcheidung iſt, wie das Geſetz weiter beſtimmt, 
für das Gericht, bei welchem die Sache ſpäter anhängig wird, 
bindend und es iſt den Vorinſtanzen nicht beizutreten, wenn ſie 
dennoch die Zuſtändigkeit des örtlich kompetenten LG. mit Rück⸗ 
ſicht auf die Vorſchriften der SS 802, 893 Abſ. 2 ZPO. 
verneinen. (Wird näher aus einer weiten Auslegung des 8 11 
ZPO. begründet. M. c. A., U. v. 16. April 07, 327/06 VII. 
— Kiel. 

17. 5 265 ZPO. Materielle Wirkung der Abtretung in 
einem anhängigen Prozeß. 

Nach der Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 40, 340; 
49, 367, und namentlich 56 S. 301, 307 ff.), von der abzu⸗ 
weichen der Senat keinen Anlaß findet, iſt dem 8 265 Abſ. 2 
(früher 8 236) ZPO. die Bedeutung zu geben, daß die Ab⸗ 
tretung einer Forderung während des Prozeſſes in prozeſſualer 
Hinſicht einen Einfluß nicht hat, ſo daß der Abtretende allein 
berechtigt bleibt, den von ihm eingeleiteten Rechtsſtreit weiter 
und zu Ende zu führen, daß aber das Gleiche nicht der Fall 
iſt bezüglich der materiellen Rechtsfolgen der Abtretung; 
daß vielmehr mit dem durch die Abtretung bedingten Verluſte 
des Rechts, über die abgetretene Forderung zu verfügen, der 
abtretende Kläger auch im Prozeſſe den Anſpruch auf Zu⸗ 
erkennung der Forderung an ſich verliert, jedenfalls dann, 
wenn dieſes vom Beklagten, dem die Abtretung mitgeteilt 
worden iſt, geltend gemacht wird. Den bezüglichen Ausfüh⸗ 
rungen namentlich des VI. Senats in dem bezogenen Urteil 
(Bd. 56 S. 307) iſt lediglich und namentlich auch dahin bei⸗ 
zutreten, daß gegen dieſe rechtliche Annahme entſcheidende Be⸗ 
denken nicht aus § 265 Abſ. 3 ZPO. hergeleitet werden 
können. Im vorliegenden Falle hatte die Beklagte die Ab⸗ 
weiſung der Klage wegen der infolge der Abtretung nicht 
mehr gegebenen Aktivlegitimation der Kläger beantragt. Dem⸗ 
gegenüber konnten die Kläger für den Fall einer rechtswirk⸗ 
ſamen Abtretung der den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden 
Forderung ihrerſeits an H. den Antrag, die Beklagte zur 
Zahlung an ſie zu verurteilen, mit Erfolg nicht aufrecht 
erhalten; wenn ſie für dieſen Fall nicht den Antrag auf 
Zahlung der Forderung an den Zeſſionar ſtellten, hätte die 
Klage abgewieſen werden müſſen. Das OLG. hätte daher die 
Frage, ob in Wirklichkeit eine rechtswirkſame Abtretung der 
Klageforderung erfolgt war, nicht dahingeſtellt laſſen dürfen; 
eventuell wäre im Wege des Fragerechts nach 8 139 ZPO. 
ſowohl auf die in dieſer Hinſicht erforderliche Feſtſtelluͤng als 
auch auf eine ſachgemäße Antragſtellung hinzuwirken geweſen. 
P. c. F., U. v. 16. April 07, 1/07 II. — München. 

18. 58 303, 304 ZPO. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit 
eines Rechtsmittels gegen Zwiſchenurteile.] 

Aus 8304 ZPO. kann ein Zwiſchenurteil über den Grund 
einer aufrechnend geltend gemachten Gegenforderung nicht er⸗ 
laſſen werden, weil unter dem Anſpruch, der nach Grund und 
Betrag ſtreitig iſt, lediglich ein klagend oder widerklagend und 
nicht ein aufrechnend geltend gemachter Anſpruch zu verſtehen iſt. 
Hierüber beſteht eine feſte Rechtſprechung. (RG. Bd. 6 Nr. 132 
S. 421 und Bd. 12 Nr. 101 S. 363). — Dagegen iſt es 
nicht richtig, wenn das Berufungsgericht annimmt, daß für die 
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Statthaftigkeit der Rechtsmittel die tatſächlich erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung maßgebend ſei und daß ihre Natur von dem Willen 
des Gerichts, eine Entſcheidung beſtimmter Art zu erlaſſen, ab⸗ 
hängig ſei, ſofern dieſer Wille in der Entſcheidung zu erkenn⸗ 
barem Ausdruck gelangt ſei. Dieſer Grundſatz kann ſchon 
darum nicht richtig ſein, weil die rechtliche Natur einer Ent⸗ 
ſcheidung nicht von dem Willen des Gerichts ſondern von den 
objektiven Rechtsnormen abhängt und daher der Wille des Ge⸗ 
richts für dieſe rechtliche Natur nur dann beſtimmend iſt, wenn 
dieſe Rechtsnormen richtig von dem Gerichte beurteilt ſind. Es 
kann vielmehr an ſich die rechtliche Natur einer Entſcheidung 
nur von deren objektiven Inhalt abhängen. Die Rechtſprechung 
hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Rechtsmittel gegen Zwiſchen⸗ 
urteile geht denn auch nicht dahin, daß dieſelbe von dem Um⸗ 
ſtande abhängt, welche Art von Urteil das Gericht habe erlaſſen 
wollen. Vielmehr gilt dieſer Grundſatz nur in den Fällen des 
8 304 n. (8 276 a.) F. ZPO. dahin, daß das Rechtsmittel 
zuläſſig iſt, wenn das Gericht ein ſolches Urteil erlaſſen wollte. 
Dagegen gilt jener Grundſatz nicht in den Fällen des 8 303 n. 
(S 275 a.) F. ZPO., indem in dieſem Falle das Rechtsmittel 
dann zuläſſig iſt, wenn zwar das Gericht ein Urteil aus $ 303 n. 
(S 275 a.) F. erlaſſen wollte, aber in Wirklichkeit ein Urteil 
aus § 304 n. ($ 276 a.) F. erlaſſen hat. Es iſt alſo ein 
Rechtsmittel in beiden Fällen zuläſſig: ſowohl wenn das Gericht 
ein Urteil aus § 304 erlaſſen wollte (obwohl ein ſolches nicht 
ſondern nur aus § 303 vorliegt) als auch wenn das Gericht 
ein Urteil aus § 304 erlaſſen hat (obwohl es nur ein Urteil 
aus 8 303 erlaſſen wollte). Vgl. das dieſe Frage abſchließende 
Urteil des RG. in RG. Bd. 39 Nr. 98 S. 391. Die von 
dem Berufungsgerichte zitierten Reichsgerichtsurteile in Seuff A. 
Bd. 47 Nr. 297 und Bd. 55 Nr. 115 ftehen mit dieſen Grund» 
ſätzen durchaus nicht in Widerſpruch. Denn das erſtere erachtet 
als maßgebend für den rechtlichen Charakter des Urteils als 
Zwiſchenurteil den Umſtand, daß ſich die Entſcheidung in ihrer 
äußeren Erſcheinung und nach dem Zuſammenhange zwiſchen 
Urteilsſatz und Gründen als ein wirkliches wahres Zwiſchen⸗ 
urteil aus 8 275 a. — 8 303 n. — F. darſtelle. Das zweite 
aber ſpricht lediglich den unzweifelhaften Satz aus, daß ein 
Rechtsmittel gegen ein wirkliches, wenn auch inkorrektes, Zwiſchen⸗ 
urteil aus 8 275 a. — 8 303 n. — F. nicht ſtattfinde. — 
Es iſt alſo für den rechtlichen Charakter des durch Berufung 
angefochtenen Urteils I. Inſtanz durchaus gleichgültig, daß das⸗ 
ſelbe von dem Gericht I. Inſtanz als Zwiſchenurteil aus $ 303 
bezeichnet wird. Entſcheidend iſt vielmehr, ob dasſelbe ſeiner 
objektiven rechtlichen Natur nach als ein Urteil aus 8 303 
oder aus § 304 erſcheint. Nach dem Urteil des I. 3S. des 
RG. vom 14. März 1894 in Sachen Aachener Hütten⸗Aktien⸗ 
Verein Rote Erde wider Pintſcher Rep. I 463/93 (SeuffA. 
Bd. 50 Nr. 285, vollſtändig in Gruchots Beitr. 38, 1224) — 
in dieſem Urteile iſt die in dem Urteile desſelben Senats vom 
24. Februar 1892 in Sachen Zeche Weſthauſen wider Weſt⸗ 
fäliſcher Draht⸗Induſtrie⸗Verein Rep. I. 334/91 JW. 92 S. 159 
Ziff. 7 enthaltene entgegengeſetzte Rechtsanſchauung aufgegeben 
— iſt anzunehmen, daß ein Urteil aus § 304 vorliegt; der 
erkennende Senat trägt kein Bedenken, ſich dieſer Auffaſſung 
anzuſchließen. (Wird dargelegt.) R. c. K., U. v. 19. = 07, 
2/08 UI. — Bamberg. 
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19. 5 546 ZPO. Berückſichtigung des Abnutzungswertes 
von Mobiliar bei Feſtſetzung des Streitwertes.] 

Ein den Betrag von 2 500 Mark überſteigender Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes (§ 546 ZPO.) iſt glaubhaft gemacht. 
Da die Klägerin ihren Anſpruch auf den Kaufvertrag vom 
17. September 1903 ftüßt, kommt für die Beſtimmung des 
Streitwerts zunächſt der in dieſem Vertrage vereinbarte und 
unſtreitig der Vereinbarung gemäß gezahlte Kaufpreis in Be⸗ 
tracht; derſelbe beträgt 3939 Mark. Nun iſt es allerdings 
richtig, daß der Wert des im Betriebe einer Reſtauration vers 
wendeten Mobiliar zur Zeit der Einlegung der Reviſion 
— am 23. Mai 1906 — der gleiche nicht mehr geweſen ſein 
kann, ſondern daß er ſich durch Abnutzung verringert hat. Aber 
auch nach Abzug dieſer auf 25 Prozent des Kaufpreiſes zu 
ſchätzenden Wertsverringerung bleibt immer noch ein 2 500 Mark 
überſteigender Streitwert beſtehen. H. c. D., U. v. 9. April 07, 
233/06 VII. — Berlin. 

20. 88 832, 833 ZPO. In dem Streite der Parteien 
darüber, wem der Anſpruch auf eine gepfändete und hinterlegte 
Gehalts- bzw. Penſionsrate zuſtehe, ſprach ſich das RG. da⸗ 
hin aus:] 

Nach 8 832 ZPO. erſtreckt ſich das Pfandrecht, welches 
durch die Pfändung einer Gehaltsforderung oder einer ähn⸗ 
lichen in fortlaufenden Bezügen beſtehenden Forderung erworben 
wird, auch auf die nach der Pfändung fällig werdenden Be⸗ 
träge. Als der gepfändete Gegenſtand gilt hiernach das Be⸗ 
zugsrecht als ganzes, und es kommt nicht darauf an, ob zur 
Zeit der Pfändung ſchon Leiſtungen an den Bezugs berechtigten 
fällig waren; alle, auch die künftigen Beträge werden, ſoweit 
es zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich iſt, von der 
Pfändung ergriffen, vorausgeſetzt nur, daß ſie aus demſelben 
einheitlichen Rechtsverhältniſſe geſchuldet werden. In Anſehung 
dieſes Rechtsverhältniſſes trifft der S 833 ZPO. eine beſondere 
Beſtimmung für den Fall, daß das Dienſteinkommen eines Be⸗ 
amten gepfändet iſt. Unter dem von dem Pfandrechte des 
Gläubigers erfaßten Dienſteinkommen ſoll auch dasjenige Ein⸗ 
kommen verſtanden werden, welches der Schuldner infolge der 
Verſetzung in ein anderes Amt, der Abertragung eines neuen 
Amtes oder einer Gehaltserhöhung zu beziehen hat; nur auf 
den Fall der Anderung des Dienſtherrn findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung. Das Geſetz betrachtet es alſo als keine Ver⸗ 
änderung des dem Bezugsrecht zugrunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſes, wenn ohne Wechſel des Dienſtherrn der Beamte 
verſetzt oder befördert wird oder eine Gehaltszulage bekommt. 
Entſcheidend iſt, daß die Einkommensquelle aus dem Dienſt⸗ 
verhältnis gegenüber dem urſprünglichen Dienſtherrn, dem der 
Pfändungsbeſchluß gegolten hat, entſpringt. Welche Wandlungen 
das Dienſtverhältnis ſelbſt erfahren hat, iſt gleichgültig. Wie 
die Begründung (S. 433) erkennen läßt und auch aus der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzes ohne weiteres entnommen werden kann, ſind 
die im 8 833 Abſ. 1 3PO. aufgeführten Fälle von Ber: 
änderungen nur Beiſpiele, die eine Anwendung auf ähnliche 
Fälle nicht ausſchließen. Darum unterliegt es auch keinem Be⸗ 
denken, die Verſetzung eines Beamten in den Ruheſtand nicht 
als einen Vorgang zu betrachten, der die Wirkung der vorher 
ausgebrachten Gehaltspfändung beſeitigt und eine neue Pfändung 
erforderlich macht. Auch die Penſion iſt ein in einer Gehalts⸗ 
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quote ausgedrückter Beſtandteil der dem Beamten für ſein Amt 
ausgeſetzten Rente (vgl. RG. 38 S. 322, 323; 55, 6), mithin 
Dienſteinkommen, wobei es unerheblich iſt, daß die Pflicht zur 
Dienſtleiſtung aufgehört hat. In der Literatur herrſcht denn 
auch, ſoweit erſichtlich, Einverſtändnis darüber, daß die Pfändung 
des Dienſteinkommens die Penſion mit ergreift. M. c. P., U. 
v. 16. April 07, 276/06 VII. — Berlin. 

Berfiherungsredt. 

21. Fällt der Unfall, den der Benutzer eines Motorrades 
erleidet, ohne weiteres in den Bereich des Verſicherungsvertrages ] 

Der Ehemann der Klägerin erlitt durch Zuſammenſtoß 
ſeines Motorfahrrades mit einem Fuhrwerk einen tötlichen 
Unfall. Er war bei der Beklagten für den Todesfall mit 
12 000 Mark gegen Unfall verſichert. Dieſen Betrag fordert 
die Klägerin mit der Klage. Das KG. wies ab, die Reviſion 
der Klägerin wurde zurückgewieſen: Das Berufungsurteil beruht 
auf der Annahme, daß Unfälle des Verſicherten bei Benutzung 
eines Automobilfahrrades in die Verſicherung nicht einbegriffen 
ſeien. Die Reviſion bekämpft dieſe Annahme als rechtsirrig, 
indem ſie ausführt: der Verunglückte ſei gegen alle Unfälle 
verſichert geweſen, die nicht beſonders ausgenommen waren, alſo 
auch gegen Gefahren, die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch 
nicht bekannt waren. Einer Ausdehnung auf derartige neu 
entſtehende Urſachen für Körperverletzungen habe es nicht 
bedurft. Habe man zur Zeit des Vertragsſchluſſes Automobil⸗ 
unfälle nicht gekannt, ſo könnten ſie auch nicht ausgenommen 
ſein, die Verſicherung erſtrecke ſich alſo ohne weiteres auf ſie. 
Dieſe Ausführung iſt verfehlt. Es kann zugegeben werden, 
daß Gefahren, die infolge neuer Verkehrsmittel neu auftauchen, 
nicht ſchlechthin von der Verſicherung ausgeſchloſſen ſind. So 
würde, falls M. von einem Motorradfahrer verletzt worden 
wäre, die Beklagte gewiß ſich nicht darauf berufen können, daß 
ſolche Fahrräder zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch nicht be⸗ 
kannt geweſen ſeien. Aber etwas ganz anderes iſt es, wenn 
der Verſicherte ſelbſt ein ſolch neues Verkehrsmittel benutzt und 
hierdurch zu Schaden kommt. Daß auch eine derartige, in 
den eigenen Handlungen des Verſicherten begründete Gefahr⸗ 
erhöhung ohne weiteres mitverſichert ſein ſollte, iſt von vorn⸗ 
herein nicht als Wille der Beteiligten anzuſehen. Die Geſell⸗ 
ſchaft wird ſich in den meiſten Fällen ſchon durch die Berufung 
auf den 8 11 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen wirk⸗ 
ſam ſchützen können. Im vorliegenden Falle braucht auf die 
Frage der Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung nicht eingegangen 
zu werden, weil nach 8 5 lit. d der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen Körperverletzungen, die durch Fahren auf 
Velozipeden entſtehen, von der Verſicherung ausdrücklich aus⸗ 
genommen ſind. Daß man zu den Velozipeden im Sinne 
dieſer Beſtimmung auch Motorfahrräder zu rechnen hat, bedarf 
keiner Erörterung, denn ſie fallen zweifellos unter den allge⸗ 
meinen Begriff der Fahrräder. Das Berufungsgericht nimmt 
alſo ganz zutreffend an, daß M. gegen Unfälle bei Benutzung 
eines Automobilrades nur verſichert war, wenn die Verſicherung 
nachträglich auf ſolche ausgedehnt wurde. Nun kann die 
Verſicherung nach § 5 Abſ. 2 der Bedingungen auf Veloziped⸗ 
unfälle durch Zuſatzvertrag gegen Zahlung einer beſonderen 
Prämie ausgedehnt werden, und der Verſicherte hat durch 
Nachtrag vom 12. September 1902 eine Ausdehnung erwirkt, 
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indeſſen nicht auf alle Arten von Fahrrädern, fondern nur auf 
Unfälle bei Benutzung eines „niederen Zwei⸗ oder Drei⸗ 
rades.“ Wenn das Berufungsgericht dieſen Nachtrag dahin 
auslegt, daß unter den niederen Zwei⸗ und Dreirädern nur die 
gewöhnlichen Tritträder, nicht die viel gefährlicheren Motorräder 
zu verſtehen ſind, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Dies um ſo weniger, als nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts die Beklagte für die Ausdehnung auf Motorräder eine 
weitere Zuſchlagsprämie verlangt und dies dem Verſicherten 
bekannt war. Er hatte auch bereits den Wunſch geäußert, ſeine 
Verſicherung auf Motorräder zu erſtrecken und wegen der Höhe 
der Prämie angefragt. Daraus ergibt ſich mit Sicherheit, daß 
beide Kontrahenten über den Sinn und die Tragweite des 
Nachtragsvertrags einverſtanden waren. M. c. S. Unfallverſ. 
A.-G., U. v. 2. April 07, 281/06 VII. — Berlin. 

Wechſelordnung. 

22. Art. 82. Leiſtet der Remittent eines Wechſels 
durch ſeine Zeichnung Bürgſchaft zugunſten des Ausſtellers, ſo 
hat er gegen dieſen keinen Regreßanſpruch.] 

Der Kläger iſt Inhaber eines von ihm ſelbſt an Order 
des Beklagten ausgeſtellten, auf den K. gezogenen und von 
dieſem akzeptierten Sichtwechſels. Auf der Rückſeite des 
Wechſels ſteht zunächſt das Blankogiro des Beklagten, darunter 
das durchſtrichene Blankogiro des Klägers. Nach Erhebung 
des Proteſtes fordert Kläger im Wechſelprozeſſe von dem Be⸗ 
klagten die Zahlung. Einverſtändnis beſteht darüber, daß K. 
ſein Akzept für ein vom Kläger zu gewährendes Darlehn 
gegeben und daß der Beklagte ſein Blankogiro als Bürge 
geſchrieben hat. Nach der Darſtellung des Beklagten war der 
Hergang bei dieſer Unterſchrift folgender: er, der Beklagte, 
begleitete den K. zum Kläger. Dort habe ihn der Kläger 
gefragt, ob er die Bürgſchaft übernehmen wolle, und als er 
dies bejaht, ihm dem Wechſel zum Girieren vorgelegt. Er 
habe darauf das Blankogiro draufgeſetzt. Der Beklagte hat 
feine Verteidigung darauf geſtützt, daß ihm aus dem Wechſel 
der Regreß gegen den Kläger ſelbſt als Ausſteller zuſtehe. 
Der Kläger hat Einwendungen gegenüber geltend gemacht, 
daß dem Beklagten als Bürgen der behauptete Regreß 
nicht zuſtehe. Das LG. verurteilte, das KG. wies ab, das 
RG. hob auf und wies die Berufung des Beklagten zurück: 
Nach der eigenen Darſtellung des Beklagten hat er das 
Blankogiro auf den Wechſel geſetzt, nachdem ihn der Kläger über 
feine Bereitwilligkeit zur Übernahme der Bürgſchaft für K. 
befragt und nach erhaltener bejahender Antwort den Wechſel 
vorgelegt hatte. Durch die auf das Giro beſchränkte Ver⸗ 
bürgung hat der Beklagte freilich eine weitergehende poſitiwe 
Verpflichtung nicht übernommen, als welche ſich aus dem 
Wechſelſkripturakt ergab, alſo feine Regreßverpflichtung gegen⸗ 
über den Nachmännern, darunter zunächſt dem Kläger, bei dem 
der Wechſel verblieb. Verfehlt aber iſt die Meinung des KG., 
daß bei ſo geſtaltetem Vorgange dem Beklagten der Rückgriff 
gegen den Kläger zugeſtanden habe. Nicht ſtreitig iſt, daß die 
Zuziehung des Beklagten erfolgt iſt, um dem Kläger ſelbſt 
Sicherheit für das an K. zu gewährende Darlehen zu geben. 
Wenn nun, um dieſen Zweck zu erreichen, die Form gewählt 
worden iſt, daß der Kläger als Ausſteller den Wechſel an die 
Order des Beklagten ſtellte und dieſer auf Grund der Ver⸗ 
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handlung mit dem Kläger den Wechſel mit ſeinem Blankogiro 
verſah und dem Kläger beließ, ſo ergibt ſich aus dieſem Her⸗ 
gange mit Notwendigkeit, daß die Begebung des Wechſels 
zwiſchen dem Kläger — Ausſteller — und dem Beklagten 
— Remittenten — nur in dem Sinne erfolgt iſt, daß der 
Beklagte daraus keinen Regreßanſpruch gegen den Kläger haben 
ſollte. Darauf kann ſich der Kläger dem flripturmäßigen 
Wechſelrechte des Beklagten gegenüber nach Art. 82 WO. be⸗ 
rufen. B. c. T., U. v. 27. März 07, 564/06 I. — Berlin. 

23. Art. 82. Gutgläubiger Erwerb eines Blankoakzeptes.] 

Gegenüber der Klage des Ausſtellers eines Wechſels über 
6 000 Mark machte die beklagte Akzeptantin geltend, fie habe 
den Klagewechſel in Geſtalt eines Blankoakzeptes ihrem früheren 
Ehemann zur Sicherung eines ihm auszuſetzenden Vermächtniſſes 
mit der Abrede gegeben, daß der Wechſel erſt nach ihrem Tode 
geltend gemacht werden dürfe. Ihr Ehemann A. habe ihr zu 
ihrer Sicherung und Beruhigung dagegen ein Akzept über 
8 500 Mark, in welchem damals das Fälligkeitsdatum nicht 
ausgefüllt geweſen ſei, gegeben. Kläger ſei lediglich Inkaſſo⸗ 
mandatar ihres Ehemannes, und müſſe ſich alle der Beklagten 
gegen ihren Ehemann zuſtehenden Einreden gefallen laſſen. Er 
habe das Blankett erſt ausgefüllt, nachdem er von der Be⸗ 
klagten durch ein Telegramm benachrichtigt ſei, daß das Papier 
„falſch“ ſei. Hiernach könnte Kläger keine Rechte aus dem 
Klagewechſel erheben, eventuell rechne ſie mit der ihr auf Grund 
des Wechſels zuſtehenden Gegenforderung auf. Beklagte wurde 
nach Ableiſtung eines Eides ſeitens des Klägers verurteilt, ihre 
Berufung nach Leiſtung eines anderweiten Eides des Klägers 
zurückgewieſen. Ihre Reviſion hatte keinen Erfolg: Wenn, 
wie das OLG. annimmt, der Kläger ſich die Einwendungen 
aus der Perſon des erſten Empfängers des Blanketts, gemäß 
BGB. § 404 gefallen laſſen muß, fo iſt nicht abzuſehen, wes⸗ 
halb Beklagte die ihr aus dem Gegenwechſel gegen A. zu⸗ 
ſtehende Forderung gemäß BGB. 5 406 nicht aufrechnend 
ſollte geltend machen können. Ihre Behauptung, daß ihr dieſer 
Gegenwechſel zu ihrer „Sicherheit und Beruhigung“ gegeben 
ſei, kann die Geltendmachung nach Lage der Sache nicht aus⸗ 
ſchließen, da Beklagte ja nichts weiter bezweckt, als ſich gegen 
die nach ihrer Angabe rechtswidrige und jedenfalls vorzeitige 
Geltendmachung des Klagewechſels zu ſchützen. Wenn nun 
auch ihre ſämtlichen Behauptungen nicht bewieſen ſind und ſo⸗ 
gar, ſoweit ſie der Geltendmachung des Klagewechſels entgegen⸗ 
ſtehen, durch die Eidesleiſtung des Klägers als widerlegt zu 
gelten haben, ſo iſt doch ebenſowenig bewieſen, daß Beklagte 
argliſtig handelt, wenn ſie den Gegenwechſel, aus dem ihr 
an ſich nach Wechſelrecht eine Forderung gegen A. zuſteht, 
geltend macht. Hierfür hätte es pofitiver replikariſcher 
Behauptungen und Feſtſtellungen bedurft. Trotzdem iſt 
der Vorentſcheidung im Ergebniſſe beizutreten: Nach der 
Verkehrsauffaſſung erklärt derjenige, welcher ein Blanko⸗ 
akzept aus den Händen gibt, daß er dem aus dem fertigen 
Wechſel legitimierten gutgläubigen Erwerber wechſelrechtlich 
haften will. Es iſt unbillig, die letzteren darunter leiden zu 
laſſen, wenn etwa der erſte Nehmer des Akzeptes durch ver⸗ 
tragswidrige Weiterbegebung das Vertrauen des Gebers ge⸗ 
täuſcht haben ſollte. (RG. 2, 99.) In Art. 74 WO. iſt aus⸗ 
geſprochen, daß der nach Art. 36 legitimierte gutgläubige Er⸗ 
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werber zur Herausgabe des Wechſels nicht angehalten werden 
kann. Dem entſpricht die Rechtsſtellung gegenüber dem 
Schuldner. Es liegt aber kein Grund vor, den aus dem 
Wechſel legitimierten Ausſteller in dieſer Hinficht ſchlechter zu 
behandeln, wie den Indoſſatar. An der Auffaſſung des OLG. 
iſt nur ſoviel richtig, daß ſolange auf dem Blankoakzept die 
Zeichnung des Ausſtellers fehlt, Wechſelrechte auch des gut⸗ 
gläubigen Erwerbers noch nicht entſtanden ſind. Bis dahin iſt 
nur die etwaige Ausfüllungsbefugnis ſeines Vormannes auf ihn 
übergegangen, und er muß ſich folgeweiſe die in deſſen Perſon 
begründeten Einreden gefallen laſſen. (ROHG. 14, 386.) Hat 
er aber durch Zeichnung als Ausſteller den Wechſel bona fide 
hergeſtellt, ſo iſt damit zu ſeinen Gunſten gemäß WO. Art. 23 
Abf. 2 die Haftung des Akzeptanten eingetreten. Sein Gläubiger⸗ 
recht beruht alsdann nicht auf der Übertragung ſeines Vor⸗ 
mannes, ſondern auf der Skripturobligation des Akzeptanten in 
Verbindung mit ſeinem gutgläubigen Erwerb. Im vorliegenden 
Falle iſt der gutgläubige Erwerb des Wechſels ſeitens des 
Klägers und ſeine Gutgläubigkeit bei der Herſtellung (Aus⸗ 
füllung) des Wechſels durch den ihm ſchon vom LG. ab⸗ 
genommenen Eid außer Zweifel geſtellt. Etwaige gegen ſeinen 
Verkäufer begründete Einreden berühren ihn daher nicht. Der 
Auferlegung des zweiten Eides hätte es ſomit nicht mehr be⸗ 
durft, da die Einwendungen der Beklagten gegen die liquide 
Wechſelforderung ohnehin, weil nur aus der Perſon des Ver⸗ 
käufers hergeleitet, hinfällig waren. A. c. V., U. v. 27. März 07, 
531/06 I. — Dresden. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

24. 5 1 Haftpfl®. verb. mit $ 256 ZPO. Begründet 
die Tätigkeit von Fabrikarbeitern an Anſchlußgleiſen eine 
Haftung der Bahnverwaltung? Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage wegen des gegebenen Sachverhalts. 

Der im Dienſte der Firma B. ſtehende Portier G. iſt 
dadurch verletzt worden, daß auf dem Anſchlußgleiſe, das die 
Fabrik der Firma mit der Stadtbahn der beklagten Stadt⸗ 
gemeinde verbindet, ein Wagen hinunterrollte und an einen 
neben dem Gleis ſtehenden Arbeitswagen ſtieß, bei dem G. zu 
tun hatte. Die klagende Berufsgenoſſenſchaft hat dem Ver⸗ 
letzten auf Grund des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes eine 
Rente und Heilungskoſten zu bezahlen und beanſprucht von der 
Stadtgemeinde S. als der Unternehmerin des auf dem 
Anſchlußgleiſe ſtattfindenden Eiſenbahnbetriebes den Erſatz ihrer 
Leiſtungen. Die Beklagte wurde verurteilt, die Berufung 
zurückgewieſen, die Reviſion der Handelsgeſellſchaft B. als 
Nebenintervenientin wurde zurückgewieſen: Das Anſchlußgleis 
iſt allerdings für die beſonderen Zwecke der Fabrik angelegt 
und führt demgemäß zum Teil über den abgeſchloſſenen 
Fabrikhof. Aber es dient in gleichem Maße dem Waren⸗ 
transport der Stadtbahn, die mit ihren Betriebsmitteln und 
für ihre Rechnung die für B. beſtimmten Kohlen der 
Empfängerin zufährt. Der Verkehr auf dem Anſchlußgleiſe 
ſtellt ſich hiernach lediglich als Teil des Eiſenbahnbetriebes der 
Beklagten dar (vgl. RG. 7, 40). Iſt bei dieſem Betriebe ein 
Menſch verletzt worden, ſo haftet die Beklagte als die Unter⸗ 
nehmerin für den entſtandenen Schaden. Nun iſt allerdings 
der Wagen, der den Schaden verurſacht hat, nicht von den 
Angeſtellten der Stadtbahn in Bewegung geſetzt, vielmehr haben 
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die Arbeiter der Nebenintervenientin, ſtatt ihn nur bis zur 
Drehſcheibe zu ſchieben, wo die Bahnverwaltung ihn abzuholen 
hatte, ihn über dieſe Stelle hinaus auf den abfallenden Teil 
des Gleiſes geſchoben und dann vermittels des Gefälles 
hinunterrollen laſſen. Daraus läßt ſich der Zweifel ableiten, 
ob dieſes Tun der Fabrikarbeiter einen Vorgang im Betriebe 
der Eiſenbahn ausmacht. Denn wenn unberufene Dritte einen 
irgendwo auf einem Gleiſe ſtehenden Eiſenbahnwagen in Be⸗ 
wegung ſetzen und dadurch Schaden verurſacht wird, ſo fehlt 
es an dem urſächlichen Zuſammenhang des letzteren mit dem 
Bahnbetriebe. Allein nach den beſonderen Umſtänden des hier 
zur Entſcheidung ſtehenden Falles trifft dieſes Bedenken nicht 
zu. Die Bahnverwaltung hat die bei der Fabrik entladenen 
Eiſenbahnwagen nicht immer an der Drehſcheibe abgeholt, 
ſondern es iſt, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, mit ihrem 
Wiſſen vielfach vorgekommen, daß die Fabrikarbeiter, ſtatt die 
Abholung der Wagen abzuwarten, dieſe vermittels des vor⸗ 
handenen Gefälles dem Hauptgleiſe zurollen ließen. Allerdings 
iſt zugleich als erwieſen angenommen, daß das geſchehen iſt, 
obwohl die Bahnverwaltung warnte und jede Verantwortung 
für einen dabei vorkommenden Unfall ablehnte. Aber das 
Berufungsgericht hat dieſes Verhalten der Bahnverwaltung ſo 
aufgefaßt, daß ſie die Ausführung der ihr obliegenden Betriebs⸗ 
handlung durch die Fabrikarbeiter und in der beſchriebenen 
Weiſe nicht ernſtlich gehindert, ſondern, indem ſie ſich auf 
Warnungen und Verwahrungen beſchränkte, geduldet hat. 
Darin liegt eine weſentlich tatſächliche Beurteilung der Vor⸗ 
gänge, der rechtliche Bedenken nicht entgegenſtehen. Hiernach 
iſt mit Recht angenommen, daß der Verletzte auf Grund des 
§ 1 Haftpfl®. Anſpruch auf Schadenserſatz gegen die Beklagte 
gehabt hat, der auf die Klägerin im Umfange ihrer durch die 
Verſicherung begründeten Entſchädigungspflicht übergegangen iſt. 
Die Reviſion hat gegen die Verurteilung eingewendet, das, 
was im entſcheidenden Teile des Berufungsurteils unter A 
ausgeſprochen ſei — die Erſtattung entſtandener und noch ent⸗ 
ſtehender Unkoſten — ſei die Verurteilung auf eine Feſtſtellungs⸗ 
klage, es ſei aber gar nicht geprüft, ob die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für deren Erhebung vorgelegen hätten. Allein, da 
dieſe durch den Sachverhalt erkennbar gegeben waren, auch ein 
Bedenken nach dieſer Richtung nicht erhoben war, ſo iſt die 
Zulaſſung der Feſtſtellungsklage neben der Leiſtungsklage unbe⸗ 
denklich. Stadtgemeinde S. c. N. Textilberufsgenoſſenſchaſt, 
U. v. 18. April 07, 316/06 VI. — Berlin. 

25. 5 3a Haftpfl®. verb. mit 8 1617 BGB. Berück⸗ 
ſichtigung der Zeit des Unfalls für die Bemeſſung der Höhe 
der Rente? Dienſtleiſtungen der Tochter im elterlichen Geſchäft. 
Berückſichtigung der Erwerbsfähigkeit im höheren Lebensalter.] 

Das LG. hatte die Beklagte verurteilt, der Klägerin eine 
jährliche Rente von 431,10 Mark, vierteljährlich im voraus 
zahlbar, vom 31. Oktober 1901 ab zu zahlen, jedoch unter Ab⸗ 
ſetzung der bis zum 8. Oktober 1905 bereits gezahlten jährlichen 
Rente von 200 Mark. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Das RG. hob auf, ſoweit die Rente der 
Klägerin nach dem 60. Lebensjahr zugebilligt worden war, im 
übrigen wurde die Reviſion zurückgewieſen: Es iſt allerdings 
richtig, daß nach der Rechtſprechung des RG., an welcher feſt⸗ 
zuhalten iſt, für die Bemeſſung der Höhe des nach $ 3a 
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HaftpflG. zuzuſprechenden Schadenserſatzes für den durch Aufs 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit bewirkten Ver⸗ 
mögensnachteil von derjenigen Erwerbstätigkeit auszugehen iſt, 
die der Verletzte um die Zeit des Unfalls ausübte. Daraus 
folgt aber nicht, daß, weil die Klägerin als Gehilfin ihres 
Vaters in deſſen Gaſtwirtſchaft ohne eine beſtimmt abgegrenzte 
Entlohnung wirkte und nur ihren Unterhalt in der häuslichen 
Gemeinſchaft mit ihm fand, hier nicht der gewöhnliche Ertrag 
einer ſolchen Erwerbstätigkeit, wie die Klägerin ihn bezogen 
haben würde, wenn ſie nicht im Gewerbebetrieb ihres Vaters, 
ſondern bei einem Dritten eine ſolche Stellung eingenommen 
hätte, zugrunde gelegt werden dürfte. Die Klägerin war an 
ſich nach ihrem Stande und ihrer ganzen Lebenslage darauf 
angewieſen, ſich durch eine Berufstätigkeit ihren Lebensunterhalt 
zu verdienen, zumal da ſie nicht mehr in dem jugendlichen 
Alter ſtand, in welchem es auch für eine Tochter aus ſolchem 
Stande noch als näher liegend erſcheinen mag, zunächſt noch in 
der häuslichen Gemeinſchaft der Eltern zu verbleiben und mur 
im Sinne des 8 1617 BGB. in dem elterlichen Geſchäfte 
Dienſte zu leiſten. Sie muß daher behandelt werden als durch 
ihre Erwerbstätigkeit damals ſo viel verdienend, wie Leiterinnen 
einer einem Dritten gehörenden Gaſtwirtſchaft ſolcher Art in 
jener Gegend zu verdienen pflegen; denn für ihren Anſpruch an 
die Beklagte iſt es gleichgültig, daß ſie wegen ihres beſonderen 
Verhältniſſes zu ihrem Vater von einer beſtimmten Fixierung 
ſeiner Gegenleiſtungen abgeſehen hatte. Mit Recht hat demnach 
das Berufungsgericht jenen Betrag, wie er ihm nach dem Gut⸗ 
achten der vernommenen Sachverſtändigen zu bemeſſen zu ſein 
ſchien, ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt. Freilich iſt es 
nicht gan) genau, wenn das OLG. für die Höhe der Rente 
den „Wert“ für maßgebend erklärt, den die von der Klägerin 
zur Zeit des Unfalls in der Wirtſchaft ihres Vaters geleiſtete 
Tätigkeit gehabt hat. Es darf aber unbedenklich angenommen 
werden, daß damit der Ertrag gemeint iſt, der als durch die 
bezeichnete Tätigkeit der Klägerin damals verſchafft, aufgefaßt 
werden muß. Dagegen konnte das angefochtene Urteil inſoweit 
nicht aufrecht erhalten werden, als es der Klägerin eine 
200 Mark jährlich überſteigende Rente auch für die Zeit nach 
ihrem 60. Lebensjahre zugeſprochen hat, obgleich die Beklagte 
geltend gemacht hatte, daß die Klägerin alsdann auch ohne den 
Unfall überhaupt nicht mehr erwerbsfähig ſein würde. Das 
Berufungsgericht hat dieſe Einwendung mittels einer Verteilung 
der Beweislaſt beſeitigt, die grundſätzlich nicht gebilligt werden 
kann. Es iſt nicht richtig, daß die Erwerbsfähigkeit regel⸗ 
mäßig als bis zum Tode fortbeſtehend anzuſehen ſei; auch hat, 
allerdings das ROHG., nicht aber, wie das Berufungsgericht 
meint, das RG. dieſen Satz ausgeſprochen; dieſes hat vielmehr 
ſchon oft, namentlich in neuerer Zeit, im entgegengeſetzten Sinn 
entſchieden. Es muß daher erſt poſitiv feſtgeſtellt werden, wie 
ſich annehmbar die Erwerbsfähigkeit der Klägerin in ihrem 
höheren Lebensalter ohne den Unfall geſtaltet haben würde. 
A.⸗G. B. c. H., U. v. 11. April 07, 419/06 VI. — Hamburg. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

26. 8 50 Abſ. 2 BörſGG. in Verb. mit $ 764 BGB. 
Kaſſageſchäfte, Beziehung des Urgeſchäfts zu den Prolongations⸗ 
geſchäften, Spielgeſchäfte.] 

Der Kläger hat mit der Beklagten in Geſchäftsverbindung 
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geſtanden und durch ihre Vermittelung Spekulationsgeſchäfte an 
der Berliner Effektenbörſe abgeſchloſſen. Ins Börſenregiſter 
waren weder der Kläger noch die Beklagte eingetragen. Der 
Kläger erhielt von der Beklagten allmonatlich einen Auszug 
ſeines Kontos. Den Auszug für Ende Januar 1904, der einen 
Saldo von 7019,60 Mark zu ſeinen Laſten aufwies, hat er 
als richtig anerkannt. Anfang Februar hat die Beklagte auf 
Erſuchen des Klägers die ſämtlichen Wertpapiere, die der Kläger 
bei ihr hinterlegt hatte, verkauft und hierfür 34 148,65 Mark 
erlöſt. Außerdem hat ſie verſchiedene Dividendenſcheine für den 
Kläger einkaſſiert. Mit der Klage forderte der Kläger Heraus⸗ 
zahlung dieſer Beträge, die er im ganzen auf 43 452,65 Mark 
bezifferte, kürzte davon aber den anerkannten Saldo von Ende 
Januar. Schließlich hat er indes die Klage nur aufrecht er⸗ 
halten für einen Betrag von 25 420,50 Mark nebſt 5 Prozent 
Zinſen ſeit dem 1. März 1904. Dieſer Betrag deckt ſich mit 
der Summe der baren Einzahlungen, die der Kläger im Laufe 
der Geſchäftsverbindung bei der Beklagten gemacht hat, nach 
Kürzung der Beträge, die er bar wieder abgehoben hat. Die 
Beklagte iſt der Klage entgegengetreten. Sie behauptet, dem 
Kläger nichts mehr zu ſchulden und beruft ſich zum Nachweiſe 
auf einen Kontoauszug von Ende Februar 1904 und die hierin 
verzeichneten Geſchäfte. Dieſer Kontoauszug weiſt eine Schuld 
des Klägers von 22 076,95 Mark auf. Die Parteien ſtreiten 
darüber, ob dieſer Kontoauszug vom Kläger anerkannt ſei und 
ferner über die rechtliche Natur der in ihm zur Verrechnung 
gebrachten Geſchäfte. Nach der Behauptung des Klägers handelt 
es ſich dabei um Börſentermingeſchäfte, die teils, weil die Par⸗ 
teien nicht ins Börſenregiſter eingetragen waren, eine Verbind⸗ 
lichkeit nicht erzeugen konnten, teils wegen des Verbotes des 
Börſenterminhandels in Anteilen von Bergwerks⸗ und Fabrik⸗ 
unternehmungen nichtig ſeien. Die Beklagte hat dies beſtritten. 
Das LG. I zu Berlin, 7. Kammer für Handelsſachen, hat die 
Klage durch Urteil vom 13. Oktober 1904 abgewieſen. Auf die 
Berufung des Klägers aber hat das KG. abändernd erkannt, 
den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
und die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung über 
den Betrag des Anſpruchs ans LG. zurückverwieſen. Auf 
Reviſion der Beklagten iſt das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen. — Das 
Berufungsgericht hält die Klage auf Herausgabe des Erlöſes 
der im Februar 1904 von der Beklagten verkauften Wert⸗ 
papiere an ſich nach 88 675, 667 BGB. für rechtlich und 
tatſächlich begründet. Dieſen Ausgangspunkt der Entſcheidung 
bekämpft die Reviſion nicht, ſie wendet ſich vielmehr ausſchließlich 
gegen die Beurteilung der von der Beklagten erhobenen Ein⸗ 
wendungen. Für die Reviſion kommt in Betracht, ob die Be⸗ 
klagte mit den Forderungen, die ſie ſich aus der Abwickelung 
der im Februar 1904 noch ſchwebenden ſpekulativen Engage⸗ 
ments des Klägers zuſchreibt, einſeitig aufrechnen kann. Der 
Berufungsrichter verneint dies. In dieſer Beziehung iſt zu 
unterſcheiden zwiſchen drei Gruppen von Geſchäften. (Wird 
dargelegt und bezüglich der zwei erſten Gruppen die Aufrech⸗ 
nungsfähigkeit aus den näher angegebenen Gründen verſagt.) 
Die dritte Gruppe wird gebildet von einem ſog. Kontogeſchäfte 
über 15 000 Mark Harpener Bergwerksaktien. Der Kläger hat 
dieſe Papiere Ende Januar gekauft. Die Schlußnote trägt den 


342 


m nn — — — 


Vermerk: Per Kaſſe. Der Kaufpreis iſt ihm am Tage des 
Kaufabſchluſſes in der Rechnung belaſtet worden, und zwar zu⸗ 
züglich Stückzinſen bis zu dieſem Tage und mit dem Vermerk 
„val. pr. 29. Febr. a. c.“. Die Stücke find ihm auf feinem 
Effeltenkonto kreditiert. Anfang Februar iſt er dann noch 
weiter mit 3 Prozent Zinſen auf den Kaufpreis — berechnet 
vom Abſchlußtage bis zum 29. Februar belaſtet worden. Seiner 
äußeren Form nach ſtellt ſich dies Geſchäft mithin als ein 
Kaſſageſchäft dar, das nur die Eigentümlichkeit bietet, daß. der 
Verkäufer dem Käufer den Kaufpreis bis zum nächſten Monats⸗ 
ende ſtundet, nicht aber als Kaufgeſchäft auf eine feſtbeſtimmte 
Lieferungszeit oder mit einer feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt, d. h. 
nicht als Termingeſchäft. Und damit iſt es auch dem Verbote 
des § 50 Abſ. 2 Börf®. entrückt. Dieſe Geſchäftsform kann, 
wenn es zu Prolongationen kommt, allerdings auch zum Ab⸗ 
ſchluß börſenmäßiger Termingeſchäfte führen, die dann dem 
Verbote unterliegen. Darin kann aber ein Grund nicht erblickt 
werden, auch das Urgeſchäft ſelbſt dem Verbote zu unterwerfen. 
Das KG. legt dar, daß die Kontogeſchäfte als Erſatz für das 
durch 8 50 Abſ. 2 verbotene börſenmäßige Termingeſchäft auf⸗ 
gekommen ſeien und daß mit ihnen nur eine neue Form für 
ſolche Börſenſpekulationen gewonnen werden ſollte, die das 
Geſetz wegen ihrer ſchädlichen wirtſchaftlichen Folgen habe unter⸗ 
ſagen wollen. (Vgl. auch RG. 59, 323.) Das iſt völlig zu⸗ 
treffend, wenn man die Urgeſchäfte mit den Prolongationen als 
eine wirtſchaftliche Einheit betrachtet. Da aber für die recht⸗ 
liche Beurteilung eine Trennung der einzelnen unter verſchiedenen 
Formen erfolgenden Abſchlüſſe notwendig iſt und die zur Fort⸗ 
ſetzung der Spekulation beſtimmten Abſchlüſſe ohnehin ſchon ihrer 
Form nach dem Verbote unterliegen, verſagt dieſe Argumen⸗ 
tation, wenn es ſich um das Urgeſchäft allein handelt. (Der 
beſondere Umſtand, der in der ſoeben erwähnten Entſcheidung 
des RG. Berückſichtigung forderte, daß die Kontrahenten ihre 
Geſchäfte ſelbſt als Ultimogeſchäfte bezeichnet hatten, liegt hier 
nicht vor.) Der hier in Rede ſtehende Abſchluß hat zu Pro⸗ 
longationen nicht geführt, ſondern iſt dadurch abgewickelt worden, 
daß die Parteien noch im Februar ein Gegengeſchäft abge⸗ 
ſchloſſen haben, durch das der Kläger der Beklagten dieſelben 
Effekten per Kaſſe verkaufte. Hiernach kann es nicht gebilligt 
werden, wenn das Berufungsgericht der Beklagten auch die 
Anſprüche verſagt, die ſie auf dieſes Geſchäft einſchließlich des 
Gegengeſchäftes geſtützt hat. Das angefochtene Urteil führt 
nun freilich noch einen weiteren Grund an, aus dem es den 
Anſprüchen, die die Beklagte aus allen drei Gruppen von Ge⸗ 
ſchäften herleitet, die Aufrechnungsfähigkeit verſagen will. Es 
erklärt nämlich ſämtliche Geſchäfte der Parteien nach S 764 
BGB. als Spiel. Ob dies für die erſte und zweite Gruppe 
als richtig anzuerkennen iſt, bedarf keiner Entſcheidung, da in⸗ 
ſoweit die Beſtimmungen des Börſengeſetzes ausreichen, um die 
Gegenanſprüche der Beklagten zurückzuweiſen. Nicht durch⸗ 
greifend aber iſt der Geſichtspunkt bei dem zuletzt erörterten 
Geſchäfte der dritten Gruppe. Da es ſich hier um ein Kaſſa⸗ 
geſchäft handelt und zwar — wie unterſtellt werden muß — 
um ein ernſtlich gemeintes Kaſſageſchäft, ſo kann von einem 
Börſen⸗ oder Marktpreiſe der Lieferungszeit nicht die Rede 
ſein und es iſt daher nicht einzuſehen, inwiefern der Vertrag in 
der Abſicht geſchloſſen ſein könnte, daß der Unterſchied zwiſchen 
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dieſem und dem vereinbarten Preiſe vom Verlierenden an den 
Gewinnenden gezahlt werden ſollte (RG. 52, 251). H. & P. 
c. T., U. v. 27. April 07, 374/06 I. — Berlin. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juli 1895. 

27. § 4 Abſ. 3. BinnenSchõG. Verſchulden der uns 
mittelbaren Beſatzung eines geſchleppten Kahnes iſt zu deren 
Haftung in Kolliſionsfällen erforderlich. Verſchulden des 
Schleppers genügt nicht.] 

Der Kahn des Erblaſſers der Beklagten wurde von einem 
Dampfer des Nebenintervenienten Spreeabwärts geſchleppt und 
beſchädigte eine Brücke der klagenden Stadtgemeinde. Deren 
Schadenerſatzklage und die Berufung wurden abgewieſen, ebenſo 
die Reviſion. Es iſt davon auszugehen, daß das regelmäßig 
für die Bugſierung von Kähnen auf Flüſſen und Kanälen 
geltende Vertragsverhältnis vorgelegen hat, wonach dem Führer 
des Dampfers die allgemeine Leitung des Schleppzuges oblag 
und der Kahnſchiffer verpflichtet war, den Erfolg des Unter⸗ 
nehmens durch richtiges Nachſteuern und Wahrnehmung der 
ihm ſonſt zu Gebote ſtehenden zweckdienlichen Maßnahmen nach 
Kräften zu fördern (Mittelſtein, Binnen Sch. 2. Aufl. § 3 
Note 6 V. 1 S. 55; Boyens in Goldſchmidts Z. 50, 81 ff.). 
Ein Verſchulden der unmittelbaren Beſatzung des Kahnes an 
dem Unfalle liegt nicht vor. Bei dieſer Sachlage muß der 
Reviſion zugegeben werden, daß gewiſſe in früheren Entſchei⸗ 
dungen dieſes Senats — RG. 13, 117; 20, 84; 46, 42; 
50, 33 — enthaltene Sätze in ihrer konſequenten Anwendung 
und Weiterverfolgung wohl dazu führen würden, die Beklagten 
auch im vorliegenden Falle für das in Frage kommende Ver⸗ 
ſchulden des Nebenintervenienten verantwortlich zu machen. Es 
gilt dies beſonders von den Urteilen Bd. 46, S. 42 und 
Bd. 50, S. 33, in denen ſich der Senat im weſentlichen der 
in einer Entſcheidung des HanſOL G., abgedruckt HanſG Z. 1900 
Nr. 1 (f. beſonders S. 3), zum Ausdruck gelangten Rechts: 
auffaſſung angeſchloſſen hat. Im gegenwärtigen Falle würde 
das etwaige Verſchulden des Nebenintervenienten darin beſtanden 
haben, daß er dem Schleppzuge eine plötzliche Wendung nach 
rechs gab, ohne zu bedenken, daß der Kahn derſelben nicht 
ſchnell genug, um einer Kolliſion mit Pfahl und Brückenpfeiler 
zu entgehen, zu folgen vermochte. Es kann wohl nicht bezweifelt 
werden, daß nach den vorſtehenden, für das Deutſche Seerecht 
zu unbeſtrittener Geltung gelangten Grundſätzen der Neben⸗ 
intervenient in bezug auf jene Dienſtverrichtung, da „ihre Aus⸗ 
führung auch dem Kahne zu dienen beſtimmt war und für ihn 
Geltung hatte“, der Beſatzung des letzteren zuzurechnen ſein 
würde (vgl. RG. 20, 84), womit die Haftung der Beklagten 
als Eigner des Kahnes gemäß BinnenSchG. § 3 Abſ. 1 bes 
gründet wäre. Nach nochmaliger Prüfung vermag der Senat 
indeſſen an der früheren Auffaſſung nicht feſtzuhalten, weil nach 
feiner jetzigen Überzeugung die einfache Übertragung der fees 
rechtlichen Norm auf den Binnenſchiffahrtsverkehr weder den 
Bedürfniſſen des letzteren gerecht wird, noch mit der Beſtim⸗ 
mung in § 4 Abſ. 3 BinnenSchG. in Einklang zu bringen iſt. 
(Wird weiter ausgeführt.) Da im vorliegenden Falle ein Ver: 
ſchulden der unmittelbaren Beſatzung des Kahnes an dem Un⸗ 
falle nicht feſtgeſtellt werden kann, ſondern nur ein Verſchulden 
des Schiffers des Schleppers hierbei in Frage kommt, iſt mithin 
die Klage mit Recht abgewieſen und war die eingelegte Reviſion 
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koſtenpflichtig zurückzuweiſen. Stadtgemeinde B. c. W., U. v. 
23. März 07, 378/06 I. — Berlin. 

Geſetz vom 24. Mai 1861 Erweiterung des Rechts⸗ 
weges betr., Reichsmilitärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 
1871 Tit. 10 Tl. II ALR. 

28. Sind Offiziere und überhaupt Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes „Staatsbeamte“ ?] 

Es kann dem Berufungsgerichte zugegeben werden, daß 
Zweifel daran möglich find, ob unter den „Staatsbeamten“ 
im Sinne des erſten Abſchnitts des Geſetzes vom 24. Mai 1861 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges auch die Offiziere 
und überhaupt Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen ſind. 
Nachdem aber der preußiſche Gerichtshof zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte vom 13. Auguſt 1870 einmal anerkannt hat, 
daß für Anſprüche von Offizieren aus ihrem Dienſtverhältniſſe 
der Rechtsweg durch jenes Geſetz deshalb eröffnet worden ſei, 
weil auch fie zu den „Staatsbeamten“ im Sinne feines 8 1 
gehörten, nachdem von jener Entſcheidung ab bisher, alſo länger 
als dreißig Jahre, an dieſer Auffaſſung feſtgehalten worden iſt, 
wie ſich namentlich auch aus den Materialien zu dem RMilPenſ. 
vom 27. Juni 1871 (vgl. die Faſſung des 8 108 Abſ. 2 des 
Entw. und die Vhdl. des RT. — Sten. über deſſen Vhdl. 
1871, 51. Sitzung vom 7. Juni 1871, S. 1078 — 1082 —) 
und aus den Bemerkungen in dem Urteile des V. 38S. des 
RG. vom 1. Februar 1894 (RG. 32, 118 ff.) ergibt, müßten 
zwingende Gründe vorliegen, wenn von dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung abgegangen werden ſollte. Daß dies aber der Fall 
wäre, läßt ſich auch nach den Darlegungen des Berufungs⸗ 
gerichts und bei Berückſichtigung der überwiegend gegenteiligen 
Stellungnahme der Literatur nicht annehmen. Was zunächſt 
den Sprachgebrauch des ALR. betrifft, auf den das Erkenntnis 
des Kompetenzgerichtshofes ſeine Entſcheidung in erſter Reihe 
ſtützt, ſo iſt den Ausführungen des Berufungsgerichts gegen⸗ 
über daran feſtzuhalten, daß der Tit. 10, Tl. II ALR. ebenſo wie 
der Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens zwiſchen „Staats⸗ 
dienern“ und „Staatsbeamten“ nicht ſtreng unterſcheidet, ſondern 
bald den einen, bald den anderen Ausdruck braucht, zu den 
Staats dienern aber unzweifelhaft auch die „Militärbedienten“ 
rechnet. Auch in bezug auf dieſe ſpricht es in 8 3 von ihrem 
„Amte“, und in § 68, wo zu der zweiten Gruppe der Diener 
des Staates, die in § 1 in Militärs und Zivilbediente ge⸗ 
ſchieden ſind, übergegangen wird, heißt es: „Alle Beamte des 
Staates, welche zum Militärſtande nicht gehören, ſind unter 
der allgemeinen Benennung von Zivilbedienten begriffen, 
während der Randvermerk daneben „Zivilbeamte“ lautet. 
Unter dem Ausdrucke „alle Beamte des Staats“ iſt daher 
dasſelbe zu verſtehen, wie in § 1 unter Militär⸗ und Zivil⸗ 
bediente, die beiden Klaſſen, in welche die Staatsdiener zerfallen. 
Aber auch wenn man den Sprachgebrauch des ALR. nicht als 
maßgebend für die Auslegung des in dem Geſetze vom 24. Mai 
1861 gebrauchten Ausdrucks Staatsbeamte betrachtet, ſondern 
hierfür auf denjenigen der ſpäteren Geſetzgebung Gewicht legt, 
ſo kann auch hieraus kein entſcheidendes Moment gegen die 
Auffaſſung entnommen werden, daß das Wort „Staatsbeamte“ 
im § 1 jenes Geſetzes die Offiziere mit umfaßt. Richtig iſt 
allerdings, daß in der überwiegenden Mehrzahl der ſpäteren 
Geſetze unter dieſem Ausdrucke die Oſſiziere nicht mitbegriffen, 
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diefe vielmehr vielfach daneben beſonders genannt werden. 
Aber es gibt auch Geſetze der ſpäteren Zeit, in denen das Wort 
„Beamte“ die Offiziere mit umfaßt. Für das StGB. kann 
dies nach der Rechtſprechung des RG., die in dieſer Beziehung 
noch niemals angefochten worden iſt, keinem Zweifel unter⸗ 
liegen. Es genügt in dieſer Hinſicht auf die RGSt. 20, 268; 
23, 21 und 29, 18 hinzuweiſen. Auch in dem Königlichen 
Erlaſſe vom 11. Auguſt 1848 heißt es: „Auf den Antrag des 
Staatsminiſteriums vom 4. d. M. beſtimme ich, daß die ſeit⸗ 
herige Einrichtung, wonach einzelnen Beamten der fünfte Teil 
ihrer Beſoldung in Gold gegen Entrichtung teils gar keines 
teils eines Agios von 10 Prozent gezahlt worden iſt, aufhören 
ſoll, dergeſtalt, daß vom 1. Oktober d. J. an die Beſoldungen 
ſämtlicher Staatsdiener, ſowohl im Militär und im Zivil, 
lediglich nach dem Nennwerte in Kourent berichtigt werden“. 
Auch hier umfaßt das Wort „Beamte“ im Eingange, wie ſich 
aus dem folgenden ergibt, die Offiziere mit. Das gleiche gilt 
vom Art. 97 der preußiſchen Verfaſſung, wo die Worte „Zivil⸗ 
und Militärbeamte“ die Offiziere ſchon deshalb einſchließen 
müſſen, weil das auf Grund dieſer Beſtimmung erlaſſene Geſetz 
vom 13. Februar 1854 in 8 6 auch ausdrücklich für Offiziere 
beſtimmte Vorſchriften enthält. Es iſt demnach keineswegs 
zwingend ausgeſchloſſen, die „Staatsbeamten“ im Sinne des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861 als gleichbedeutend mit „Staats⸗ 
dienern“ aufzufaſſen, zu denen im weiteren Sinne unzweifelhaft 
auch die Offiziere gehören. Es kommt aber noch hinzu, daß 
die ſchon in dem Urteile des Kompetenzgerichtshofes herange⸗ 
zogene Begründung zu dem Entwurfe des erſten Abſchnitts 
dieſes Geſetzes ganz ebenſo auf die Rechtsſtellung der Offiziere 
wie auf die der Beamten paßt und daß auch das Bedenken, 
daß aus der Rückſicht auf die Disziplin bei der Freigabe des 
Rechtsweges für die Anſprüche der Offiziere aus ihrem Dienſt⸗ 
verhältniſſe entnommen werden könnte, ſchon in dem Erkenntniſſe 
jenes Gerichtshofes zutreffend widerlegt iſt, weil die Entſchei⸗ 
dung der Gerichte nicht gegen die Anordnung eines vorgeſetzten, 
ſondern gegen eine ſolche der Militärverwaltung, insbeſondere 
der Intendantur, angerufen wird. Endlich aber iſt auch nicht 
ohne Bedeutung, daß in der Schrift des damaligen Appellations⸗ 
gerichtsrats Sydow über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges und 
die Kompetenzkonflikte, auf die in dem Berichte der Kommiſſion 
des Abgeordnetenhauſes über den Entwurf jenes Geſetzes ver⸗ 
wieſen worden iſt, auf S. 7 auch der Inhalt der Kabinetts⸗ 
ordre vom 28. Oktober 1836 mitgeteilt iſt, durch die der Rechtsweg 
für Anſprüche aus militäriſchen Dienſtverhältniſſen ausdrücklich 
verſchloſſen worden war, und daß jene Stelle des Kommiſſions⸗ 
berichts die in dieſer Schrift S. 6—8 bezeichneten Beſtim⸗ 
mungen als durch den 8 8 des neuen Geſetzes aufgehoben 
bezeichnet. v. T. c. Reichsmilitärfiskus, U. v. 9. April 07, 
323/06 III. — Berlin. 


Literaturbeſprechung. 
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der Gegenwart, ihre Entwicklung und ihre Ziele. Herausgegeben 
von Paul Hinnenberg, Berlin und Leipzig, Teubner 1906 
X, LX, 526 S., geh. 14, in Leinw. geb. 16 Mark. 

Das große Unternehmen „Kultur der Gegenwart“, von 
dem die ſyſtematiſche Rechtswiſſenſchaft ein Teil iſt, will in 
allgemein verſtändlicher Sprache aus der Feder der geiſtigen 
Führer unſerer Zeit eine ſyſtematiſch aufgebaute, geſchichtlich be⸗ 
gründete Geſamtdarſtellung unſerer heutigen Kultur bieten. 

Für die Rechtswiſſenſchaft haben dieſe Arbeit die im Titel 
namhaft gemachten Gelehrten übernommen und mit der für die 
Träger ſolcher Namen ſelbſtverſtändlichen Vollendung ausgeführt. 

Einer allgemeinen das Weſen des Rechts und der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft im allgemeinen behandelnden Einleitung aus der Feder 
Stammlers folgen die einzelnen Teilgebiete, das Privatrecht in 
vier Abſchnitten (Bürgerliches Recht von Sohm, Handels⸗ und 
Wechſelrecht von Gareis, Verſicherungsrecht von Ehrenberg, 
Internationales Privatrecht von Bar), das Zivilprozeßrecht von 
Seuffert, das Straf⸗ und Strafprozeßrecht von Liszt, das Kirchen⸗ 
recht von Kahl, das Staatsrecht von Laband, das Verwaltungs⸗ 
recht von Anſchütz, Polizei und Kulturpflege von Bernatzik, das 
Völkerrecht von Martitz. Den Abſchluß bildet eine Abhandlung 
Stammlers über die Zukunftsaufgaben des Rechts und der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. 

Das Werk wird nicht nur dem gebildeten Laien eine lautere 
Quelle der Belehrung bilden, ſondern dem in der Praxis 
ſtehenden Juriſten, der ſich an dem Jungbrunnen der Wiſſen⸗ 
ſchaft zu erquicken den Willen hat, einen vollen Genuß 
bereiten. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 unterſtellt die Forderungen der Unternehmer 
von Bauaus führungen aus einem Bauentrepriſevertrag der 
kurzen Verjährung aus §8 196 BGB., wenn der Unternehmer 
Handwerker iſt, entgegen einer früheren Reichsgerichtsentſcheidung. 

Eine Auflaſſungserklärung hatte das Geſamtgrundſtück zum 
Gegenſtande, obwohl die Parteien eine Parzelle von der 
Veräußerung ausſchließen wollten. Die Auflaſſungserklärung 
bedarf nach Entſch. Nr. 2 nicht der Anfechtung, weil hier nicht 
Irrtum in dem Sinne vorliegt, daß der Erklärungsempfänger 
die Übereinſtimmung von Wille und Erklärung nicht kennt, 
ſondern beide Parteien befinden ſich übereinſtimmend in dem 
Irrtum, durch die abgegebene Erklärung ihren übereinftimmenden 
Willen ausgedrückt zu haben. Hierdurch wird die eigentum⸗ 
übertragende Wirkung der Auflaſſung in Anſehung der Teil⸗ 
parzelle ohne weiteres ausgeſchloſſen. 

Entſch. Nr. 4 beurteilt das Verhältnis einer beſtehenden 
Abrede über die Verwendung von Zahlungen des Schuldners 
auf einen beſtimmten von mehreren Schuldpoſten zu dem nach 
§ 366 BGB. dem Schuldner gewährten Rechte der Beſtimmung 
der zu tilgenden Schuld. 

In Entſch. Nr. 6 gibt der 6. Zivilſenat zugunſten der vom 
7. Senat vertretenen Meinung ſeine Anſicht über die Bedeutung 
der kurzen Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche beim Werk⸗ 
vertrage auf, indem auch er jetzt annimmt, daß ſich dieſe Ver⸗ 
jährungsvorſchrift nicht auf Anſprüche aus Verſchulden bei der 
Herſtellung des Werkes bezieht. 
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Entſch. Nr. 13 erfordert für den Begriff des Tierhalters 
das Tatbeſtandsmerkmal des eigenen Intereſſes an der Tierhaltung 
und verneint deshalb die Tierhaltereigenſchaft einer Landwirt⸗ 
ſchaftskammer, die im Intereſſe ihrer Mitglieder den Verkauf 
von Schlachtvieh beſorgt. ö f 

Entſch. Nr. 14 läßt ein obligatoriſch wirkſames Zurück⸗ 
behaltungsrecht an einem Hypothekenbrief zu und hält die unter 
Übergabe des Hypothekenbriefs erfolgende wegen Formmangels 
unwirkſame Verpfändung der Hypothek als Beſtellung eines 
obligatoriſchen Zurückbehaltungsrechts an dem Briefe gemäß 
8 140 BGB. aufrecht. 

Die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs beginnt nach 
§ 2332 BGB. mit der Kenntnis des Verletzten von ber fein 
Pflichtteilsrecht beeinträchtigenden Verfügung. Nach Entſch. 
Nr. 15 kommt es auf die Art der Kenntnisnahme nicht an, ſo 
daß die Verjährungsfriſt auch ſchon vor der amtlichen Ver⸗ 
kündung der Verfügung laufen kann. N. 


—— — nn mn 


Berliner Anwalt⸗Verein. 


Der Vorſtand des Vereins verſendet an ſeine Mitglieder das 
nachſtehende Schreiben, das auch für die auswärtigen Kollegen von 
Intereſſe ſein wird. Ihre Mitwirkung bei der Sammlung des 
Materials wird durchaus erwünſcht ſein. Das Schreiben lautet: 

Jeder unſerer Kollegen dürfte in ſeiner Praxis Beobachtungen 
über Wirkungen, Mängel und Lücken unſeres Rechts und ſeiner An⸗ 
wendung machen, die er im Intereſſe der Allgemeinheit gern einer 
der Sammlung und Verwertung ſolcher Beobachtungen dienenden 
Stelle mitteilen würde. Der Vorſtand des Berliner Anwalt⸗Vereins 
hat eine ſolche Sammelſtelle eingerichtet und erſucht Sie, von dieſer 
Einrichtung einen möglichſt ausgiebigen Gebrauch zu machen und 
auch andere Kollegen hierzu zu veranlaſſen. 

Die Sammlung des großen und wertvollen Materials, das ſich 
der Rechtsanwaltſchaft bei ihrem ſteten Verkehr mit Rechtſuchenden 
aus allen Volksklaſſen, mit Gerichten und Behörden in Rechtsan⸗ 
gelegenheiten aller Art bietet, wird ſich als wertvolle Quelle zur 
Erkenntnis der Einwirkung unſerer Rechtsordnung auf die Lebens⸗ 
verhältniſſe ſowie als eine notwendige Ergänzung der oft genug ohne 
Zuziehung der Rechtsanwaltſchaft erfolgenden Berichterſtattung der 
Behörden, inſonderheit der Juſtizbehörden erweiſen. 

Das von der Rechtsanwaltſchaft zu ſammelnde Material zur 
Frage der Gerichtsorganiſation, (insbeſondere auch in Berlin), über 
die Gründe der Terminsvereitelungen im Zivilprozeſſe, über die Ge⸗ 
ſtaltung der Rechtsmittel im Zivil⸗ und Strafprozeß, über die Mängel 
der Vorunterſuchung und die ungenügende Stellung des Verteidigers, 
über Mißſtände im Sachverſtändigenweſen uſw. wird noch andere 
Geſichtspunkte eröffnen als die von den Behörden erſtatteten Berichte. 
Aber auch auf dem Gebiete des materiellen Privat-, Straf: und 
Verwaltungsrechts wird ſich oft genug Gelegenheit zur Mitteilung 
von Tatbeſtänden bieten, welche die Nachteile zeigen, die mit einzelnen 
Vorſchriften des geltenden Rechts oder ihrer Anwendung verbunden 
ſind. Man denke beiſpielsweiſe an das Rechtsverhältnis des Vor⸗ 
und Nacherben, an die Regelung der Eigentümerhypothek, an die 
Überfpannung der an öffentliche Bekanntmachungen geknüpften Fik⸗ 
tionen, an die Härten und Unzuträglichkeiten im Koſten⸗ und Gebühren⸗ 
weſen und dergl. mehr. Jede für die Rechtspflege wichtige Erfahrung, 
die auf einem dieſer Gebiete gemacht wird, ſoll von der Sammelſtelle 
verwertet werden. Mitteilungen darüber werden um ſo erwünſchter 
ſein, je zahlreicher und je präziſer ſie erfolgen. Soweit es ſich dabei 
um Angelegenheiten handelt, in denen Akten einer Behörde vorhanden 
ſind, werden ſie tunlichſt unter Angabe des Aktenzeichens erbeten. 
Die Nachrichten werden ſelbſtverſtändlich nur zu einen Zwecken 
und in allgemeiner Form verwendet, ſo daß weder der Einſender noch die 
an der Rechtsangelegenheit beteiligten Perſonen namhaft gemacht werden. 

Wir erwarten mit Zuverſicht, daß unſere Berufsgenoſſen es als 
ihre Standespflicht erachten werden, unſere der Förderung der ge⸗ 
ſamten Rechtspflege dienenden Beſtrebungen eifrigſt zu unterſtützen. 

Die Mitteilungen bitten wir an Herrn Juſtizrat Dr. Hugo 
Neumann, Berlin W. 35, Potsdamerſtraße 118 zu richten. 


Der Vorſtand des Berliner Anwalt - Vereins. 
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Vereins nachrichten. 7. Nach 8 6 Nr. 2 Abſ. 2 der Satzungen: der Antrag 


Die Mitgliederverſammlung des dentſchen Anwaltvereins = ne Schroeder in Hohenſalza 
(ordentlicher Anwaltstag) wird auf 


‚a) der erſte Satz des Abſ. 1 des 8 7 der Satzungen 
11. und 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr des Deutſchen Anwaltvereins wird geſtrichen und 


nach Mannheim im Verſammlungslokal des „Roſengartens“ an feine Stelle tritt folgende Beſtimmung: 
(fidtiſche Feſthalle) berufen. Der Vorſtand beſteht aus 15 Mitgliedern; 
; i r d 1 . 
n 8 
1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtaudes. Orte haben, der Sitz eines Kollegialgerichts 
2. Neuwahl von 4 Vorſtands mitgliedern. (Reichsgericht, Oberſtes Landesgericht, Ober⸗ 
Nach 8 8 der Satzungen ſcheiden infolge Aus⸗ laudesgericht, Landgericht) iſt. 


looſung aus die Herren Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs , 
in Berlin, Inſtizrat Karl Eckert in München, JV. ̃ ͤ ANITABER Iu.e: 


Rechtsanwalt Dr. Schall und izrat Dr. . Im Satz 2 des erſten Abſatzes des 8 7 
= in Leipzig. RRR werden die Worte: „Dieſe wählen ans ihrer“ 


24 5 ; geſtrichen und an ihre Stelle die Worte: 
5 zan Bernd mt m fen che. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Deiß in Leipzig. e) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
4. Erörterung und Beſchlußfaſfung über Anderungen die danach erforderlichen Wahlen vorzunehmen. 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß Leipzig, den 10. Juni 1907. 
orduung und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 


im Hinblick auf die geplante Juſtizreform. Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
5. Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der Nechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten? Erythropel, 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch I in Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 
München. 


6. Empfiehlt es ſich, dem 8 63 der Rechtsanwalts- 
ordnung einen Abſatz 3 anzufügen des Inhalts: 

„Wegen leichter Verfehlungen eines Rechtsanwalts m 
kann der Vorſtand ohne Einleitung des im 8 67ff. Hülfs kaſſe für dentſche Rechts auwälte. 
der RAD. vorgeſchriebenen Verfahrens eine Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
Warnung, eine Mißbilligung oder eine Geldftrafe zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
bis 100 Mark ansſprechen. Der Rechtsanwalt, 3 000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
gegen den vom Vorſtande eine ſolche Strafe aus- iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus. 
geſprochen wird, hat das Recht, innerhalb einer geſprochen worden. 
Notfriſt von einer Woche ſeit der Zuſtellung des 
Beſchluſſes des Vorſtandes, bei dieſem Anträge 
auf Entſcheidung durch das Ehrengericht zu 
ſtellen.“ 
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Zur Rnuhegehaltskaſſenfrage. 
I. 
Ruhegehaltskaſſe und Hilfskaſſe (Sericht vom Leipziger 
Kriegsſchauplah). 


Von Juſtizrat Dr. Harnier, Caſſel. 


Am 20. Januar d. J. traten in Leipzig einige 40 Rechts⸗ 
anwälte zuſammen und errichteten durch Abſchluß eines ent⸗ 
ſprechenden Vertrags die von den Kollegen Elze und Genoſſen 
geplante Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. Dabei wurde 
mitgeteilt, daß auf Grund des den Kollegen zugeſandten Aufrufs 
bereits 360 vorläufige Anmeldungen eingegangen ſeien. Zum 
alleinigen Vorſtand der Kaſſe wurde vorläufig Herr Rechts⸗ 
anwalt Schall in Leipzig beſtellt; ebenſo wurde ein erſter 
Aufſichtsrat, beſtehend aus 7 Mitgliedern mit Herrn Juſtizrat 
Elze als Vorſitzenden gewählt. 

An dieſe Gründungsverhandlung ſchloß ſich ſodann die 
außerordentliche Generalverſammlung der Hilfskaſſe, welche 
berufen war, um über die Aberweiſung von einer halben Million 
aus dem von ihr angeſammelten Kapital an die neue Kaſſe 
Beſchluß zu faſſen. 

Bekanntlich iſt dieſe Kapitalüberweiſung eine der Be⸗ 
dingungen, unter denen die neue Kaſſe nur ins Leben treten 
könnte. 

Dieſe Generalverſammlung nahm demnächſt einen recht 
ſtürmiſchen Verlauf. Es waren wohl an 150 Kollegen aus 
allen Teilen Deutſchlands, von Tilſit bis Schlettſtadt, erſchienen, 
und wenn auch die Mehrheit bereit war, dem geſtellten Antrag 
zuzuſtimmen, ſo dürfte doch die ſatzungsmäßig erforderliche 
Zweidrittelmehrheit für dieſen Antrag nicht vorhanden 
geweſen jein. 

Zur endgültigen Beſchlußfaſſung kam es nur über die 
ſeither ſtreitige Frage, ob in den Generalverſammlungen der 
Hilfskaſſe Vertretung durch Vollmacht zugelaſſen werden ſolle 
oder nicht. Dieſe nach Inhalt des maßgebenden ſächſiſchen 
Geſetzes und der Satzungen zweifelhafte Frage wurde mit 
Zweidrittelmehrheit dahin entſchieden, daß in Zukunft eine 
Vertretung durch Bevollmächtigte zuläſſig ſein ſoll, daß aber 
ein Bevollmächtigter höchſtens 20 Kollegen und zwar aus 
demſelben Kammerbezirk vertreten dürfe. Damit war wenigſtens 
der Verſuch des Herrn Kollegen Kolſen, welcher mit 
296 Vollmachten gekommen war, um die Verſammlung zu 
majoriſieren, beſeitigt und deſſen Wiederholung für die Zukunft 
unmöglich gemacht. 

Zur Sache ſelbſt endigte die eingehende und, wie geſagt, 
teilweiſe ſehr erregte Debatte mit der faſt einſtimmigen Annahme 
des Antrags, die Beſchlußfaſſung bis zu der Generalverſammlung 
zu vertagen, welche in Verbindung mit dem nächſten Anwalts⸗ 
tag im Herbſt d. J. in Mannheim ſtattfinden wird. 

Dieſer Antrag war nämlich von Herrn Geheimen Juſtizrat 
Erythropel, dem verehrten Vorſitzenden des Deutſchen 
Anwaltvereins, der ſich als warmer Anhänger der neu zu 
gründenden Kaſſe bekannte, dringend empfohlen und ſchkießlich 
auch von Herrn Kollegen Elze mitgeſtellt. 

Bei der demnächſtigen Verhandlung in Mannheim wird es 
ſich alſo zeigen müſſen, ob diejenigen Kollegen, welche zwar für 
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die neue Kaſſe ſind, aber die Beſchlußfaſſung darüber z. Zt. 
ausgeſetzt wiſſen wollten, ausreichen werden, um die bereits 
jetzt wohl vorhandene Mehrheit für die neue Kaſſe zu der 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit zu machen. 

Inzwiſchen aber wird es erwünſcht ſein, zumal ja jetzt 
eine Vertretung, wenn auch in verſtändiger Begrenzung, zugelaſſen 
iſt, daß ſich die Kollegen mit der Frage, die nun doch endlich 
einmal ausgetragen werden muß, noch einmal in aller Ruhe 
und Gründlichkeit beſchäftigen. 

Die Leipziger Verhandlungen ließen meiner Auffaſſung 
nach wenigſtens bei einem Teil der Redner die allſeitige gründ⸗ 
liche Erwägung vermiſſen. Sie zeigten, daß wir Anwälte 
glänzend zu plaidieren verſtehen, wenn wir uns unſerem Be⸗ 
rufe entſprechend in eine beſtimmte Auffaſſung einer Frage ein⸗ 
mal hineingedacht und mit ihr identifiziert haben. Dagegen 
ſchien es mir bei manchen der Redner doch an der objektiven 
Würdigung der für den entgegengeſetzten Standpunkt geltend 
gemachten Gründe teilweiſe zu fehlen. 

Deshalb mögen mir die nachfolgenden kurzen Betrachtungen 
vom Kriegsſchauplatz geſtattet ſein, die vielleicht zu einer Klärung 
und Verſöhnung der widerſtrebenden Meinungen beitragen können. 

Unter den Gründen gegen die geplante Kapitalüberweiſung 
ſtand oben an die Beſorgnis, daß auf dieſe Art die ſeitherige 
Hilfskaſſe geſchädigt, daß ihr „das Rückgrat gebrochen“ werden 
könne. Demgegenüber muß darauf hingewieſen werden, daß 
nach den jetzigen Satzungen das geſamte Zinsaufkommen des 
angeſammelten Kapitals lediglich und allein zur Kapitalver⸗ 
mehrung zu verwenden iſt. Solange alſo die Kaſſe beſteht, iſt 
noch niemals ein Pfennig hiervon zu Unterſtützungen verwandt 
worden und ſolange ſie unter den gleichen Satzungen weiter be⸗ 
ſteht, iſt dies auch für die Zukunft vollkommen unmöglich. 
Würde alſo wirklich von dem Kapital von jetzt 1135000 Mark 
eine halbe Million weggenommen, ſo wird dadurch auch in Zu⸗ 
kunft dem Zwecke der Hilfskaſſe zunächſt nichts entzogen, um⸗ 
gekehrt aber wird damit, daß ja gleichzeitig die Anſammlung 
eines Kapitals aus den Satzungen der Kaſſe ausſcheiden ſoll, 
erreicht, daß nunmehr die geſamten Einnahmen der Kaſſe zu 
Hilfszwecken Verwendung finden können. Die für Unterſtützungs⸗ 
zwecke verfügbare Summe würde ſich alſo erhöhen um die 
Zinſen des der Kaſſe verbleibenden Kapitals von rund 
600 000 Mark mit rund 20 000 Mark, um das Viertel der 
Mitgliederbeiträge, welches ſeither kapitaliſiert werden mußte, 
mit rund 25 000 Mark und um die Hälfte der Schenkungen 
und Beihülfen der Anwaltskammern, welche ebenfalls ſeither 
kapitaliſiert werden mußten, mit rund 17 250 Mark, eine Er⸗ 
höhung von insgeſamt jährlich über 60 000 Mark. 

Der Gedanke eines Maſſenaustritts aus der Hilfskaſſe 
iſt ja erfreulicherweiſe von allen Rednern auf das Lebhafteſte 
zurückgewieſen. In der Tat iſt ja auch nicht der geringſte 
Grund dafür einzuſehen, warum ein Kollege einen bisher ge⸗ 
leiſteten Jahresbeitrag zu Unterſtützungszwecken für die Zukunft 
deshalb verweigern ſollte, weil er eine Ruhegehalts⸗ oder Witwen⸗ 
und Waiſenverſicherung abſchließt. 

Aber ſelbſt wenn man annehmen wollte, was ich für ganz 
ausgeſchloſſen halte, daß von den rund 5000 Mitgliedern der 
Hilfskaſſe 1000 ihr den Rücken kehren ſollten, ſo würde der 
Ausfall von 20 000 Mark angeſichts des oben berechneten 
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Zugangs von über 60000 Mark nicht in Betracht kommen und 
die Hilfskaſſe gleichwohl in Zukunft weit leiſtungsfähiger ſein 
als bisher. 

Ein zweiter Grund, der allerdings mit dieſem erſten in 
merkwürdigem Widerſpruch ſteht, war der, daß nach den gültigen 
Satzungen ja der ganze Kapitalgrundſtock der neu zu bildenden 
Ruhegehaltskaſſe zu überweiſen und die Hilfskaſſe aufzulöſen ſei. 
Da man nin nach dem gemachten Vorſchlag der neuen Kaſſe 
nur 500000 Mark überweiſen und die Hilfskaſſe weiter beſtehen 
laſſen wolle, ſo könne dieſe neue Kaſſe unmöglich der von den 
Satzungen ins Auge gefaßten Ruhegehaltskaſſe entſprechen. 

Demgegenüber kommt in Betracht, daß bei Gründung der 
Hilfskaſſe die Verfaſſer der Satzungen unmöglich ein klares Bild 
von der Entwickelung haben konnten, welche die Angelegenheit 
im Verlaufe von mehr als 20 Jahren nehmen würde. Heute 
herrſcht wohl Einſtimmigkeit unter den Kollegen darüber, daß, 
einerlei, welche neue Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe ins Leben treten 
mag, unter allen Umſtänden die Erhaltung der Hilfskaſſe eine 
zwingende Standespflicht iſt; einmal mit Rückſicht auf die mehr 
als 400 Unterſtützungen, die ſie zur Zeit jährlich zahlt und die 
doch unter keinen Umſtänden mit einem Schlage wegfallen können, 
ſodann aber mit Rückſicht darauf, daß auch in Zukunft, ſelbſt 
wenn eine neue Kaſſe alle Berufsgenoſſen vereinigen ſollte, noch 
zahlreiche Fälle eintreten müſſen, in denen eine außerordentliche 
Hilfe notwendig ſein wird. Ich erinnere allein an die bei der 
jetzt geplanten Kaſſe vorgeſehene 5 jährige Karenzzeit. 

Kommt man alſo hierdurch zu der Überzeugung, daß man 
bei Abfaſſung der Satzungen ſich geirrt hat, ſo kann doch die 
Folge davon nicht die ſein, daß man nun die Hilfskaſſe mit 
unveränderten Satzungen bis zu unbeſtimmter Zeit weiter be⸗ 
ſtehen läßt, ſondern nur die, daß man die Satzungen, wie vor⸗ 
geſchlagen, zeitgemäß ändert. 

Ein dritter Grund, der von den Gegnern lebhaft ins 
Gefecht geführt wurde, war die Behauptung, daß ja nach den 
Satzungen die Kapitalzuwendung an eine allgemeine Ruhe⸗ 
gehalts⸗ uſw. Kaſſe erfolgen ſolle, daß aber die jetzt geplante 
Kaſſe keine ſolche allgemeine Kaſſe ſei. 

Auch hier gilt das vorhin Geſagte, daß nämlich die Ver⸗ 
faſſer der Satzungen ſich über die Beſchaffenheit dieſer ihnen 
vorſchwebenden allgemeinen Kaſſe ganz zweifellos ein klares 
Bild nicht gemacht haben und nicht machen konnten. Eines 
ſcheint ſicher mit dem Begriff der allgemeinen Kaſſe verbunden 
zu ſein, nämlich der Gegenſatz gegen eine nur zu Unterſtützungs⸗ 
zwecken in Notfällen beſtimmte Hilfskaſſe. Es ſollte den Mit⸗ 
gliedern dieſer geplanten allgemeinen Kaſſe zweifellos Ruhe⸗ 
gehalt, Witwen⸗ und Waiſenpenſion als ein Recht, folglich 
unabhängig von dem Nachweiſe der Bedürftigkeit gewährt werden. 

Unzweifelhaft iſt weiter, daß keine Kaſſe der Welt je im⸗ 
ſtande ſein wird, ein Kapital anzuſammeln, deſſen Zinſen zur 
Gewährung ſolcher Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſengeld 
ausreichen könnten. 

Wenn man ſich die Kapitalanſammlung auch noch ſo lange, 
vielleicht über 100 Jahre fortgeſetzt denkt, ſo kann ein ſolches 
Kapital doch niemals ausreichen, um darauf ohne weitere 
verſicherungstechniſche Grundlagen die Verpflichtung zu gründen, 
allen Angehörigen des Standes, deren Zahl ſich in der fernen 
Zukunft natürlich auch nicht annähernd berechnen läßt, Ruhe⸗ 
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gehalt, Witwen⸗ und Waiſengeld in irgend einer beftimmten 
Höhe zu geben. 

Bei einer jeden Kaſſe, mag ſie Zwangskaſſe oder frei⸗ 
willige Kaſſe ſein, wird vielmehr unter allen Umſtänden ein 
Beitrag der Verſicherten erhoben werden müſſen und wird 
unter allen Umſtänden die Höhe der kraft feſten Rechtes zu 
gewährenden Rente in einem gewiſſen, verſicherungstechniſch zu 
bemeſſenden Verhältnis zu den von den einzelnen zu leiſtenden 
Beiträgen ſtehen müſſen. Eine Kaſſe ohne Beiträge, aber 
mit feſten Rechten iſt undenkbar. 

Nun iſt doch das eine nach der geſchichtlichen Entwicklung 
der Hilfskaſſe ganz zweifellos klar, daß die Verfaſſer der 
Satzungen ſeiner Zeit nicht an Errichtung einer Zwangskaſſe 
gedacht haben, und weiter iſt auch ganz zweifellos nach den 
Verhandlungen der letzten Jahre, daß eine Zwangskaſſe unter 
keinen Umſtänden geſchaffen werden kann. Denn wenn 
überhaupt die Reichsregierung ſich zur Vorlage eines dahin⸗ 
gehenden Geſetzentwurfes entſchließen ſollte, ſo hat ſie doch 
keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß dies nur auf einen ein⸗ 
mütigen Antrag der geſamten deutſchen Anwaltſchaft in 
Frage kommen könnte, und daß eine derartige Einmütigkeit 
nicht zu erzielen iſt, das dürfte doch auch den leidenſchaftlichſten 
Anhängern der Zwangskaſſe klar geworden ſein. Es bleibt 
alſo nichts anderes möglich, als eine auf verſicherungs⸗ 
techniſchen Grundſätzen aufgebaute freiwillige Verſicherungskaſſe, 
und eine ſolche liegt ja jetzt vor. — Daraus ergibt ſich alſo 
die gegenwärtige Lage: 

Soll unter der allſeits als notwendig erkannten Erhaltung 
der Hilfskaſſe im übrigen dieſer neuen Kaſſe die für ihre Ent⸗ 
ſtehung erforderliche Summe zur Verfügung geſtellt werden 
oder ſoll alles beim alten bleiben? 

Auch ich bin durchaus nicht mit allen Einzelheiten der 
Satzungen der neuen Kaſſe einverſtanden. So wie ſie vor⸗ 
liegen, ſind ſie beeinflußt durch den meines Erachtens unrichtigen 
Ausgangspunkt, welchen die Anregung des Kollegen Kolſen für 
die ganze Sache gewählt hatte. — Ich würde es bei weitem 
vorgezogen haben, wenn an Stelle des Syſtems: feſte Prämien 
und je nach Beitrittsalter und Beitrittsdauer ſchwankende Renten, 
das umgekehrte Syſtem: feſte Renten und je nach Beitritts⸗ 
alter ſchwankende Prämien, gewählt wäre. Ich beſcheide mich 
aber in dieſer Hinſicht und überlaſſe die Weiterentwicklung der 
Sache der Zukunft, denn die Überzeugung habe ich: Fällt auch 
jetzt wieder die ganze Sache ins Waſſer, dann werden ſich auf 
abſehbare Zeit keine Männer finden, die ſich von neuem zu 
einer ſolchen rieſenhaften Siſyphusarbeit bereit erklären. 

Es wird alſo die Frage dann nur die ſein: ob wir bis 
in eine nebelhafte Zukunft hinein fortfahren wollen, Gelder auf 
Gelder zu häufen, um einen Kapitalſtock zu vermehren, über 
deſſen Höhe und Verwendung wir uns heute nicht einigen 
können und über den ſich vorausſichtlich unſere Nachkommen 
ebenſowenig einigen werden; oder aber, ob wir etwa die Kapital⸗ 
anſammlung zur Schaffung einer Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe aus 
den Satzungen der Hilfskaſſe überhaupt ſtreichen wollen und 
unter Verzicht auf jede Ruhegehaltskaſſe uns lediglich auf die 
Weiterführung der Hilfskaſſe beſchränken wollen. Dazu wäre 
ja dann freilich die ſeitherige Kapitalanſammlung nicht erforderlich 
geweſen. 
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Meiner Überzeugung nach aber find die Vorteile der neu 
gegründeten Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe im Vergleich zu allen 
anderen ähnlichen Verſicherungsanſtalten fo groß, daß kein 
Zweifel darüber beſtehen kann, daß ſie unſerem Stande, wenn 
ſie ins Leben tritt, dauernd zum Segen gereichen muß und wird. 

Mein Wunſch geht alſo dahin, daß überall im deutſchen 
Vaterland die verehrten Kollegen im Laufe der nächſten Monate 
die Angelegenheit recht eingehend und unter recht ſorgfältiger 
Berückſichtigung der Satzungen der Hilfskaſſe und der ſeit⸗ 
herigen Vorverhandlungen vorurteilslos prüfen wollen. 

Vielleicht benutzen aber auch die Organe der neu ge⸗ 
ſchaffenen Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe dieſe bis zum Herbſt bevor⸗ 
ſtehende Pauſe, um etwa zahlenmäßig die Unterſchiede der 
Beiträge und Renten dieſer Kaſſe von anderen beſtehenden 
Verſicherungsmöglichkeiten klarzulegen. Man hört oft umgekehrt 
die Behauptung, daß andere Verſicherungsanſtalten, z. B. der 
Breslauer Penſionsverein, weit günſtigere Bedingungen, höhere 
Renten gegen niedrigere Beiträge, bieten. Es wird feſtgeſtellt 
und öffentlich klargelegt werden müſſen, ob dies richtig iſt und 
bejahenden Falls, worauf es beruht. Denn nur wenn die neue 
Kaſſe unſerm Stande wirkliche Vorteile bietet, kann ſie auf 
dauernde Teilnahme rechnen! 


II. 
Irrungen, Wirrungen. 
Von Juſtizrat Adolf Weißler, Halle. 


Die Frage unſerer Ruhegehaltskaſſe iſt nachgerade in einem 
Stadium angelangt, welches denen Recht zu geben ſcheint, die 
da behaupten, daß in den Händen der Juriſten die klarſte Sache 
verwirrt werde. Das ſchöne Werk, deſſen Zuſtandekommen in 
der einen oder anderen Form von allen Seiten gewünſcht 
wird, iſt durch eine Maſſe unnützer Rechtsfragen, durch Miß⸗ 
verſtändniſſe und perſönliche Empfindlichkeiten ſo belaſtet worden, 
daß es zu verſinken drohte. Es erſcheint geboten, den Gang 
der Ereigniſſe ſich einmal zu vergegenwärtigen und den status 
causae et controversiae klarzulegen. 

Die Arbeiten für unſere Kaſſe reichen ſehr weit zurück. 
Es war im Jahre 1883, als der Deutſche Anwaltverein die 
erſte Abſtimmung der Rechtsanwaltſchaft über Einführung einer 
Ruhegehaltszwangskaſſe veranlaßte, deren Ergebnis den Bericht⸗ 
erſtatter, unſern unvergeßlichen Mecke, zu dem von ihm bis 
zuletzt feſtgehaltenen Urteil veranlaßte, daß einem ſehr großen 
Teile der Rechtsanwaltſchaft der Zwang widerſtrebe, ihm daher 
eine Zwangskaſſe nicht aufgedrängt werden dürfe, daß dagegen 
eine Unterſtützungskaſſe gegründet werden möge, die zugleich 
den Grundſtock für eine ſpäter zu bildende Ruhegehaltskaſſe 
bilden könne. Demzufolge wurde auf Grund eines am 7. Juni 
1884 gefaßten Beſchluſſes des Dresdner Anwaltstages die 
Hilfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte gebildet, deren Zweck nach 
Nr. 2 ihrer Satzungen iſt: 

a) den zur Gründung einer allgemeinen Ruhegehaltskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und einer Witwen⸗ und 
Waiſengeldkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher 
Rechtsanwälte erforderlichen Kapitalgrundſtock anzu⸗ 
ſammeln, 
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b) bis zur Wirkſamkeit dieſer Kaſſe dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene deutſche Rechtsanwälte ſowie deren 
Hinterlaſſene durch Geldbeihilfen zu unterſtützen. 

Die alſo gegründete Hilſskaſſe machte 1889 ſtatiſtiſche Er: 
hebungen über die Ruhegehaltsfrage und ließ von Dr. Wolf 
ein verſicherungstechniſches Gutachten ausarbeiten, welches die 
Errichtung der Kaſſe fofort in Angriff zu nehmen empfahl. In 
ſeinem Geſchäftsberichte für 1890 ſprach ſich jedoch Mecke da⸗ 
gegen aus, weil das Ziel der Kaſſe ſein müſſe die Verſicherung 
aller deutſchen Anwälte nach einem billigen Durchſchnittsſatze 
ohne Wartezeit, ohne ärztliche Unterſuchung. Dieſes Ziel dachte 
er in folgender Weiſe zu erreichen: 

Wenn die Hilfskaſſe ein Kapital von Millionen dar⸗ 
zubieten vermag, wird ſich die Geneigtheit der Standes⸗ 
genoſſen, ſich alle zu beteiligen, ſchon von ſelbſt ein⸗ 
ſtellen. 
Er empfahl zunächſt weiter zu ſparen und die ſtatiſtiſchen Er⸗ 
mittelungen fortzuſetzen. | 

Dies geſchah denn auch. Aber ſchon am 12. September 
1894 beſchloß die Generalverſammlung der Hilfskaſſe, ihren 
Vorſtand mit Vorbereitung einer allgemeinen Nuhegehaltskaſſe 
zu beauftragen. Demgemäß arbeitete der Vorſtand gemeinſchaft⸗ 
lich mit dem Vorſtande des Deutſchen Anwaltvereins Entwürfe 
für eine Zwangskaſſe und für eine freie Kaſſe aus, die gedruckt, 
mit ihrer Unmaſſe von Anlagen einen Folioband füllten. 
Die Anwaltskammern haben darüber beraten. Wiederum zeigte 
ſich die Anwaltſchaft in der Zwangskaſſenfrage vollkommen ge- 
ſpalten und Meckes Schlußbericht 1897 wußte nichts anderes 
vorzuſchlagen als den Ausbau der Hilfskaſſe zu einer reinen 
Unterſtützungskaſſe. 

Aber die Sache wollte durchaus nicht zur Ruhe kommen. 
1900 veranſtaltete Kolſen⸗Berlin auf eigene Fauſt eine Um⸗ 
frage bei mehreren hundert Berliner Kollegen, veröffentlichte in 
der JW. 1900, 817 die Ergebniſſe und legte zuſammen mit 
anderen dem Danziger Anwaltstage von 1901 einen neuen 
Entwurf von Satzungen einer Zwangskaſſe vor. 

Der Anwaltstag nahm mit großer Mehrheit einen Antrag 
Behrendt (Danzig) an, der grundſätzlich einer Zwangskaſſe 
zuſtimmte, und es wurde eine Kommiſſion zur Ausführung 
dieſes Beſchluſſes gewählt, die unter Vorſitz von Elze (Halle) 
den Entwurf einer Zwangskaſſe mit 300 Mark Jahresbeitrag 
fertigſtellte. Der ſtarke Widerſpruch jedoch, den dieſer fand, 
ſowie die zahlreich eingegangenen Gegenvorſchläge auf weiteren 
Ausbau der Hilfskaſſe bewogen die Kommiſſion, dem Straß⸗ 
burger Anwaltstage von 1903 nur den Antrag auf Vertagung 
und weitere Stoffſammlung zu unterbreiten, der dann auch an⸗ 
genommen wurde. 

Es wurde nun weiter gearbeitet, eine neue Statiſtik auf⸗ 
genommen und ſchließlich ein Doppelentwurf aufgeſtellt, der 
Zwangskaſſe und freie Kaſſe zur Wahl ſtellte, ganz beſonders 
deshalb, weil die maßgebenden Regierungsinſtanzen fich gegen 
eine Ausdehnung der Zwangsverſicherung auf die wohlhabenden 
Kreiſe ausgeſprochen hatten. Auf dem Hannoverſchen Anwalts⸗ 
tage von 1905 ſtellte dennoch die Kommiſſion den Zwangs⸗ 
kaſſenentwurf in die erſte Reihe. Er wurde mit 155 gegen 
105 Stimmen abgelehnt. Dagegen wurde einſtimmig be⸗ 
ſchloſſen, die freie Kaſſe nach dem vorgelegten Entwurfe zu 
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gründen und die Hilfskaſſe zu erſuchen, den von ihr angeſam⸗ 
melten Kapitalgrundſtock dieſer Kaſſe ganz oder zum Teil zu 
überweiſen. 

Somit ſchien es endlich Ernſt zu werden. Da trat als⸗ 
bald nach dem Hannoverſchen Anwaltstage Kolſen, der 1904, 
weſentlich für den Gedanken der Zwangskaſſe, die „Deutſche 
Rechtsanwaltszeitung“ gegründet hatte, mit dem Plane auf 
Einberufung eines außerordentlichen Anwaltstages hervor, der 
den Beſchluß des Hannoverſchen aufheben und den Zwangs⸗ 
kaſſenentwurf annehmen ſollte. Dazu bedurfte er der Zuſtim⸗ 
mung des zehnten Teils der Vereinsmitglieder. Er begann die 
Stimmen zu ſammeln. Sie gingen, wie er klagte, ſehr langſam 
ein. Erſt Mitte 1906, nach etwa 8 Monaten, waren ihrer 


550 beiſammen, nicht voll das erforderliche Zehntel, immerhin 


ſo viel, daß der Vorſtand des Anwaltvereins ſich bereit er⸗ 
klärte, die Anträge auf die Tagesordnung des für 1907 in 
Ausſicht ſtehenden ordentlichen Anwaltstages zu ſetzen. 

Man ſtand nun vor der Frage, ob gegenüber dieſer neuen 
Bewegung die zu Hannover beſchloſſene Gründung wiederum 
aufzuſchieben fei. Man entſchied ſich für Nein. Seit 25 Jahren 
wurde an dem Werke gearbeitet. In hunderten von Berfamnts 
lungen der Anwaltskammern, der Ortsverbände, der Vorſtände 
war es durchgeſprochen, in maſſenhaften Zeitſchriftaufſätzen er⸗ 
örtert worden. Ströme von Tinte waren gefloſſen, Berge von 
Akten aufgeſchichtet. Es war Zeit, höchſte Zeit, die Debatte 
zu ſchließen. Das war die Meinung auch derer, die, wie ich, 
in Hannover für die Zwangskaſſe geſtimmt hatten, das mußte 
die Meinung der ungeheuren Mehrheit der Rechtsanwaltſchaft 
ſein. Das Zeugnis darüber lag vor in dem einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſe des Hannoverſchen Anwaltstages und in dem Miß⸗ 
erfolge der gegen ihn eingeleiteten Bewegung. Wenn der an 
alle Rechtsanwälte ergangenen oft wiederholten Aufforderung, 
die doch weiter nichts als eine Unterſchrift verlangte, nach 
8 Monaten erſt 550 gefolgt waren, ſo mußte angenommen 
werden, daß es mehr als dieſe 550 Anhänger der Bewegung 
nicht gebe, daß dagegen die ganze übrige Rechtsanwaltſchaft die 
Meinung nicht teile, daß, weil keine Zwangskaſſe zu erreichen 
ſei, auch eine freie Kaſſe nicht gegründet werden dürfe. Be⸗ 
ſtätigt wurde das durch die Tatſache, daß die Deutſche Rechts⸗ 
anwaltszeitung nur etwa 700 Abnehmer hatte, die aber, nach 
eigenem Geſtändnis, keineswegs alle Anhänger ihrer Pläne 
waren. Man hätte auch einwenden können, daß dieſe Zeitung 
ſelbſt in ihrer erſten Nummer es als Mißachtung des Anwalts⸗ 
tages bezeichnet hatte, deſſen Beſchlüſſe bei der nächſten Gelegen⸗ 
heit wieder aufzuheben, daß ſie eben dort die zufällige Zu⸗ 
ſammenſetzung der Anwaltstage als ihre Unbefangenheit ver⸗ 
bürgend und ihre Bedeutung begründend bezeichnet hatte. Die 
Hauptſache aber war die, daß die Errichtung der freien Kaſſe 
den Zwangskaſſenbeſtrebungen keineswegs präjudizirte. Die 
Zwangskaſſe konnte glünſtigſtenfalls in langer Zeit auf dem 
langwierigen geſetzgeberiſchen Wege erreicht werden; wurde in⸗ 
zwiſchen eine freie Kaſſe gegründet, ſo war dann nichts leichter 
als dieſe in eine Zwangskaſſe umzuwandeln. 

Andererſeits war im Laufe der Vorarbeiten allen klar ge⸗ 
worden, daß die Errichtung der Ruhegehaltskaſſe keineswegs 
die Hilfskaſſe, wie man bei ihrer Errichtung angenommen hatte, 
überflüffig machen werde. Die Hilfskaſſe mußte unter allen 
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Umſtänden erhalten werden. Das wäre nun zwar auch mög⸗ 
lich geweſen, wenn ſie das ganze zur Gründung der Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe aufgeſammelte Kapital von etwa einer Million ab⸗ 
gegeben hätte, da ihr deſſen Zinſen ohnehin nicht zufloſſen und 
ſie ihre ſonſtigen, ſehr beträchtlichen Einnahmen behalten hätte. 
Man wollte ſie indeſſen auch mit einem beträchtlichen Kapital 
ausſtatten. Demgemäß beantragten 3 Kommifſionsmitglieder 
bei der Hilfskaſſe, der neu zu errichtenden Ruhegehaltskaſſe 
aus dem Kapitalgrundſtocke nur 500 000 Mark zu überweiſen. 
In der Generalverſammlung der Hilfskaſſe am 7. Oktober 1906 
wurde dieſem Antrage, nicht mit Unrecht, entgegengeſetzt, daß 
er ohne Anderung der Satzungen nicht ausführbar ſei und es 
gelangte daher ein Antrag des Vorſitzenden Herr⸗Leipzig zur 
Annahme: 
den Antrag dem Vorſtande der Hilfskaſſe mit der Maß⸗ 
gabe zur Berückſichtigung zu überweiſen, daß in der 
nächſten Generalverſammlung der Hilfskaſſe eine ent⸗ 
ſprechende Anderung der Satzungen zur Beſchlußfaſſung 
geſtellt wird. 
Es war damit zwar eine unerwünſchte Verzögerung herbei⸗ 
geführt, die Sache aber in den richtigen Weg geleitet. Der 
Vorſtand der Hilfskaſſe berief nunmehr eine zweite General⸗ 
verſammlung auf den 20. Januar 1907 nach Leipzig ein, der 
er eine Satzungsänderung vorſchlug des Inhalts, 
daß der Ruhegehaltskaſſe, ſofern ihr 700 Anwälte bei- 
treten, 500 000 Mark überwieſen werden, die Hilfskaſſe 
aber weiter beſtehen bleibt mit Beſchränkung auf den 
Unterſtützungszweck. 

Die Freunde der Ruhegehaltskaſſe hielten unter dieſen 
Umſtänden den Zeitpunkt für geeignet, mit der formellen 
Gründung dieſer Kaſſe vorzugehen, beſonders auch um den auf 
der letzten Generalverſammlung gehörten Einwand abzuſchneiden, 
daß man einer noch nicht exiſtierenden Kaſſe kein Kapital über⸗ 
weiſen könne. Eine Anfangs Januar 1907 der JW. bei⸗ 
gelegte Aufforderung zum Beitritt ergab ſofort etwa 400 Bereit⸗ 
erklärungen, dazu eine große Menge von Anfragen Beitritts⸗ 
luſtiger. Diejenigen, welche ſich zum Beitritte bereit erklärt 
hatten, wurden zur Gründungsverſammlung auf ebenfalls den 
20. Januar 1907 nach Leipzig eingeladen. Dort wurde die 
Ruhegehaltskaſſe auf Grund der vom Hannoverſchen Anwalts⸗ 
tage angenommenen, vom Auſſichtsamte für Privatverſicherung 
genehmigten Satzungen (die nur in einigen unweſentlichen 
Punkten verändert wurden) gegründet, zum Vorſtande Schall⸗ 
Leipzig, zum Vorſitzenden des Auffichtsrats El ze⸗Halle ge⸗ 
wählt. 

In der ſich anſchließenden, aus allen Teilen Deutſchlands 
beſuchten Generalverſammlung der Hilfskaſſe wurde zunächſt 
ein Antrag auf Zulaſſung von Bevollmächtigten mit der Maß⸗ 
gabe angenommen, daß ein Mitglied nicht mehr als 20 Mit⸗ 
glieder und nur ſolche vertreten darf, die ſeinem Kammerbezirke 
angehören. Gegen den Hauptantrag, die Überweiſung der 
500 000 Mark betreffend, wurde vor allem geltend gemacht, 
daß die Rückſicht auf die 550 Beantrager eines neuen An⸗ 
waltstages gebiete den diesjährigen Anwaltstag abzuwarten, 
ſodann daß er die Hülfskaſſe zerſtöre, gegen ihre Satzungen 
verſtoße, daß die Leiſtungen der Ruhegehaltskaſſe ungenügend, 
ihre Lebensfähigkeit nicht verbürgt ſei. Den erſten Grund 
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machte mit beſonderer Wärme der Vorſitzende des Anwalts 
vereins geltend, ſelbſt ein Freund der neuen Kaſſe, der aber 
durch ſeine Zuſage gegenüber den 550 Antragſtellern ſich ge⸗ 
bunden fühlte. Dem gegenüber und bei der nicht mehr allzu 
langen Friſt bis zum Anwaltstage entſchloß ſich ſchließlich auch 
die Mehrzahl der Ruhegehaltskaſſenfreunde für die Vertagung 
zu ſtimmen, die denn auch angenommen wurde. 

Leider ſcheint aber das Opfer dieſer neuen Verzögerung 
vergeblich gebracht zu ſein. Denn jetzt verkündigt die Deutſche 
Rechtsanwaltszeitung, daß der Antrag auf Aufhebung des 
Hannoverſchen Beſchluſſes ſich vermutlich erledigen und dafür 
ein neuer Entwurf auf die Tagesordnung nicht des Anwalts⸗ 
tages, ſondern der Hilfskaſſe gebracht werden wird. Da nun 
dieſer neue, von ihr bereits veröffentlichte Entwurf von jedem 
Standpunkte aus unannehmbar iſt und von allen Parteien 
abgelehnt werden wird, ſo wird den Anwaltstag, wie es ſcheint, 
die Frage der Ruhegehaltskaſſe überhaupt nicht beſchäftigen, 
die Hilfskaſſe aber wird in ihrer nächſten Verſammlung da 
ſtehen, wo ſie in der vorigen ſtand. 

Der neue Entwurf gibt den Gedanken der Zwangskaſſe 
auf. Dafür wandelt er die Hilfskaſſe in einen Verſicherungs⸗ 
verein auf Gegenſeitigkeit um, dem alle ihre jetzigen Mitglieder ipso 
jure und ohne die Möglichkeit des Austritts als Verſicherte 
angehören ſollen. Die juriſtiſche Unmöglichkeit dieſes Ver⸗ 
fahrens liegt ſo auf der Hand, daß jede Erörterung überflüſſig 
erſcheint. Sie wird dadurch nicht aufgehoben, daß der Jahres⸗ 
beitrag dieſer Verſicherten nur 25 Mark betragen ſoll. Aber 
nicht nur juriſtiſch ungangbar, ſondern auch ſachlich ſo un⸗ 
praktiſch wie nur möglich iſt der neue Plan. Aus dem rein 
theoretiſchen Grunde, das Vermögen der Hilfskaſſe allen ihren 
Mitgliedern zuzuwenden, zerſtört er die Hilfskaſſe, die nunmehr 
Bedürftige nicht mehr unterſtützen könnte, verſichert dagegen 
zwangsweiſe alle ihre augenblicklichen Mitglieder, über 5 000 an 
der Zahl, mit ganz niedrigen Renten, die die meiſten nicht 
brauchen und nicht haben wollen, eine Unmaſſe kleiner Schein⸗ 
verſicherungen, die aber ebenſo viel zu tun machen als große 
ernſthafte Verſicherungen, daher die Geſchäfte unendlich ver⸗ 
weitläufigen, eine ehrenamtliche Verwaltung unmöglich machen. 
Die eigentliche Verſicherung erheiſcht einen Jahresbeitrag von 
300 Mark und wird nur freiwillig genommen. Dieſe Kaſſe 
ſoll zwar zunächſt auch nur 500 000 Mark erhalten; der Reſt 
des Vermögens der Hilfskaſſe (jetzt rund 635 000 Mark) ſoll 
noch 30 Jahre lang zu Unterſtützungszwecken verwendet, dann 
aber ebenfalls „mit allen Zinſen“ der Verſicherungskaſſe zu⸗ 
fallen. Erwägt man, daß die Hilfskaſſe im letzten Jahre zu 
Unterſtützungszwecken über 116 000 Mark bewilligt hat, ſo 
kann man ſich leicht ausrechnen, wie lange die 635 000 Mark 
reichen werden. 

Es wird daher auf der nächſten Generalverſammlung der 
Hilfskaſſe ernſthaft nur der Antrag des Vorſtandes auf Über⸗ 
weiſung der 500 000 Mark in Betracht kommen. Die gegen 
dieſen Antrag erhobenen Einwendungen beruhen vielfach auf Miß⸗ 
verſtändniſſen, die aufzuhellen im folgenden verſucht werden wird. 

Daß er gegen die Satzung verſtoße, kann nur von 
dem behauptet werden, der die jetzt gegründete Kaſſe nicht für 
die in der Satzung vorgeſehene hält. Der ſatzungsmäßige 
Zweck des aufgeſammelten Kapitals iſt, zur Gründung einer 
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„allgemeinen Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte“ zu 
dienen. Die vom Hannoverſchen Anwaltstage einſtimmig be⸗ 
ſchloſſene Kaſſe iſt eine allgemeine, denn ſie iſt jedem deutſchen 
Rechtsanwalte zugänglich. Allgemein in dem Sinne, daß ſie 
alle deutſchen Rechtsanwälte zu Mitgliedern zählte, könnte ſie 
nur ſein, wenn ſie eine Zwangskaſſe wäre. Eine Zwangskaſſe 
verlangt aber die Satzung nicht; im Gegenteil wiſſen wir aus 
den oben mitgeteilten Vorverhandlungen, daß bei Gründung 
der Hilfskaſſe der Gedanke an eine Zwangsverſicherung auf⸗ 
gegeben war. Allgemein iſt die Kaſſe genannt im Gegenſatze 
zu den damals und heute noch beſtehenden partikularen Kaſſen, 
der Naumburger, der Breslauer und der bayriſchen, die 
ſatzungsmäßig oder tatſächlich auf gewiſſe Bezirke des Reichs 
beſchränkt ſind. Eine Kaſſe, wie ſie Mecke ſich dachte, die 
durch ganz beſonders vorteilhafte Bedingungen von ſelbſt alle 
Rechtsanwälte zu ſich herüberziehen werde, hat ſich als un⸗ 
ausführbar erwieſen, und nur in dieſem Sinne haben die An⸗ 
tragſteller geſagt, daß die neue Kaſſe nicht ganz den Vor⸗ 
ſtellungen entſpreche, die man ſich früher von ihr gemacht; 


jedenfalls wäre auch Meckes Kaſſe keine Zwangskaſſe geweſen. 


Es hat noch keiner der Gegner ſagen können, wie denn eine 
Kaſſe, die nicht Zwangskaſſe iſt, beſchaffen fein müſſe, um den 
Anforderungen der Satzung zu entſprechen. 

Man hat ferner behauptet, daß die Satzung nur die 
Überweiſung des geſamten Vereinsvermögens, und 
zwar in Verbindung mit der Auflöſung der Hilfskaſſe, zulaſſe, 
die hier beantragte teilweiſe Uberweiſung und Aufrechthaltung 
der Hilfskaſſe unzuläſſig ſei. Dem brauchte man bloß den 
Schluß a majori entgegenzuhalten. Aber die Satzung ſagt 
auch nicht das, was die Gegner behaupten. Nr. 17 gibt dem 
Vorſtande die Anweiſung, ſobald das Kapital groß genug ge⸗ 
worden, bei der Generalverſammlung die Überweiſung des 
ganzen Vermögens und die Auflöſung der Hilfskaſſe zu be 
antragen, verpflichtet aber nicht die Generalverſammlung dem⸗ 
gemäß zu beſchließen. Wäre es aber auch anders, ſo läge doch 
nur eine Satzungsbeſtimmung vor, die durch General⸗ 
verſammlungsbeſchluß ſtets geändert werden kann. Der Zweck 
der Hilfskaſſe wird dadurch nicht geändert; vielmehr wird ihr 
erſter Zweck durch Überweiſung des Kapitals erfüllt, ihr 
zweiter, die Unterſtützung Bedürftiger, wird nach Erfüllung des 
erſten der alleinige. Wenn die Satzung für einen beſtimmten 
Fall die Auflöſung des Vereins in Ausſicht nimmt, ſo kann 
durch Satzungsänderung ſtets ſeine Fortdauer beſchloſſen 
werden. 

Der Einwurf, daß die neue Kaſſe unvorteilhaft 
oder unſicher ſei, iſt unbeachtlich, wenn nicht Mängel der 
verſicherungstechniſchen Grundlagen nachgewieſen werden. Dieſe 
Grundlagen aber ſind von einem als beſonders vorſichtig be⸗ 
kannten Mathematiker berechnet, vom Aufſichtsamte für Privat⸗ 
verſicherung nachgeprüft und für richtig befunden; damit iſt 
nachgewieſen, daß für die Beiträge geleiſtet wird, was mit Rück⸗ 
ſicht auf die Sicherheit der Kaſſe geleiſtet werden kann. Dieſe 
Leiſtungen aber ſind überaus und zum Teil überraſchend vor⸗ 
teilhaft deswegen, weil die Sterblichkeits⸗ und Invaliditäts⸗ 
verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft ſich als überaus günſtig 
herausgeſtellt haben. Es iſt dies ja auch der Hauptgrund, der 
die Errichtung einer beſonderen Kaſſe für unſeren Beruf recht⸗ 
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fertigt; keine andere Kaſſe könnte gleiches leiſten, weil ſie eine 
Menge anderer, nicht ſo günſtig ſtehender Berufsſtände mit ver⸗ 
ſichern müßte. Was insbeſondere die Sicherheit der Kaſſe be⸗ 
trifft, ſo muß man ſich immer den oberſten Grundſatz alles 
Verſicherungsweſens gegenwärtig halten, demzufolge jeder Ver⸗ 
ſicherte ſo viel einzahlt, daß daraus und aus den aufkommenden 
Zinſen die auf ihn vorausſichtlich entfallende Rente gedeckt 
wird. Dieſem Satze unterliegt die Zwangskaſſe in gleicher 
Weiſe wie die freie Kaſſe. Die Zwangskaſſe kann daher nicht 
mehr gewähren wie die freie, und aus dieſem Grunde hat denn 
auch unſer Mathematiker für die Zwangskaſſe dieſelben Tarife 
aufgeſtellt wie für die freie. Sind ſeine Berechnungen falſch, 
ſo iſt die Zwangskaſſe ebenſo unſicher wie die freie. Auch auf 
die Zahl der Mitglieder kommt es nicht an, eben weil jedes 
Mitglied den für ſeine Anſprüche erforderlichen Betrag ſelbſt 
einzahlt. Nur eine gewiſſe Mindeſtzahl von Mitgliedern iſt 
nötig, um die Schwankungen des Zufalls auszugleichen. Unſer 
Mathematiker hat dieſe Mindeſtzahl auf 400 angegeben, der 
vorliegende Antrag erhöht ſie auf 700. Es iſt aber ſchon die 
Zahl 400 recht vorſichtig gegriffen. Denn wir haben ſehr gute 
Kaſſen mit viel geringerer Mitgliederzahl. Es iſt hier der Ort, 
einmal den Behauptungen der Gegenpartei von der Lebens⸗ 
unfähigkeit der beſtehenden Anwaltskaſſen entgegenzutreten. Es 
iſt richtig, daß eine Anzahl der in der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts gegründeten provinzie llen Penſionskaſſen ſich, ans 
ſcheinend ohne nennenswerte Verluſte der Mitglieder, wieder 
aufgelöſt haben aus Gründen, die wir nicht durchſchauen 
können. Aber andere haben ſich erhalten und ſehr gut ent⸗ 
wickelt. Die Naumburger Kaſſe beſteht ſeit 45 Jahren; mit 
ſehr billigen Beiträgen arbeitend, hat ſie die Ruhegehälter all⸗ 
mählich auf 2000 Mark erhöhen können; die Witwen⸗ und 
Waiſengelder, die zu zahlen ſie überhaupt nicht verpflichtet iſt, 
die ſie aber aus den Überſchüſſen jedes Jahres verteilt, ſind 
ebenfalls ſtetig gewachſen, ſo daß jetzt für einen Jahresbeitrag 
von 130 Mark ein Ruhegehalt von 2 000 Mark und eine 
Witwenrente von 400 Mark geleiſtet wird. Die Kaſſe nimmt 
nur Anwälte aus dem Bezirke des Oberlandesgerichts Naum⸗ 
burg auf; fie hat über 200 Mitglieder, etwa ½ der Geſamt⸗ 
zahl. Der Breslauer Penſionsverein, der nur Penſionen, nicht 
Witwengelder zahlt, hat wohl auch an 200 Mitglieder; er 
blüht ſeit Jahrzehnten. Ganz vortrefflich iſt die ſeit mehr als 
100 Jahren beſtehende bayriſche Witwenkaſſe, die bei überaus 
niedrigen Beiträgen die Penſionen ſtets hat erhöhen und doch 
ein Vermögen von weit über 3 Millionen Mark aufſammeln 
können. Das ſegensreiche Wirken dieſer kleinen Kaſſen wird 
vielfach durch Zuwendungen der Anwaltskammern und Ver⸗ 
mächtniſſe anerkannt; die bayriſche Anſtalt hat einmal eine 
Erbſchaft von über 300 000 Mark gemacht und beſitzt 
4 Häuſer in München. Wenn nun ſchon dieſe unter wenigen 
hundert Anwälten wirkenden Kaſſen ſeit vielen Jahrzehnten 
haben gedeihen können, was dürfen wir dann von unſerer 
für 8 000 Rechtsanwälte beſtimmten Kaſſe erwarten? Wenn 
die Naumburger Kaſſe ½ aller Anwälte ihres Bezirks zu Mit⸗ 
gliedern zählt, werden wir dann nicht wenigſtens ½ 8einſetzen 
dürfen? Das wäre eine Kaſſe von 1 000 Mitgliedern eines 
ſehr zahlungsfähigen Berufsſtandes, die, einmal beſtehend, eine 
immer größere werbende Kraft ausüben, die kleineren Kaſſen in 
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ſich aufnehmen und vielleicht auch einmal zwei Dritteile des 
geſamten Anwaltſtandes zu ſich herüberziehen würde. 

Das hauptſächlichſte Mißverſtändnis aber liegt in der 
Meinung, daß die neue Kaſſe die Zerſtörung oder 
Sprengung der Hilfskaſſe im Gefolge habe. Daß wir 
das nicht wollen, brauchen wir wohl nicht zu verſichern. Wir 
werden ſogleich zeigen, daß unſere Pläne dem Unterſtützungs⸗ 
zwecke der Hilfskaſſe nichts entziehen, ſondern ihm größere 
Mittel zur Verfügung ſtellen wollen, als er je beſeſſen hat. 

Die Hilfskaſſe litt bisher unter der Zwieſpältigkeit ihres 
Zwecks. Die Aufſammlung des Kapitalgrundſtocks erforderte 
eine zunächſt unfruchtbare Theſaurierung. Nach den Satzungen 
muß ein Viertel der Jahresbeiträge und, ſoweit nicht die 
Spender anders beſtimmen, die Anwaltskammerbeiträge zur 
Hälfte, jede ſonſtige Zuwendung ganz dem Kapitalgrundſtocke 
zugeführt werden. Die Zinſen dieſes Grundſtocks wachſen (nach 
den Verwaltungsgrundſätzen) wiederum ihm ſelbſt zu, mit Aus⸗ 
nahme eines kleinen Betrages, der gleich iſt vier Prozent der⸗ 
jenigen Summe, welche am Ende des vergangenen Jahres zu 
Unterſtützungszwecken feſtgeſtellt worden iſt. 

Demgemäß wurden nach dem letzten Geſchäftsberichte der 
Hilfskaſſe (für die Zeit vom 1. Juli 1905 bis 1. Juli 1906) 


dem Unterſtützungskonto überwieſen: 


a) / der 100 281,88 Mark betragenden Mitglieder⸗ 


Beiträge 2.2... 0 ae ae 75 211,414 
b) ½% der 34 500 Mark betragenden An⸗ 

waltskammerbei träge 17 250,00 = 
c) weitere Zuwendungen der Anwalts⸗ 

kammern, zu Unterſtützungszwecken allein 

beiimmt: 2 t Eee 16 742,00 = 
d) der für dieſen Zweck beſtimmte Teil der 

Zinſen des Kapitalgrundſtocks (4 Prozent 

von 113 118,05 Mark )) 4 524,72 = 


zuſammen . . . 103 738,13 4 


Wird nun der Kapitalgrundſtock, der nach 
dem letzten Berichte 1 135 105,44 Mark betrug 
und inzwiſchen auf 1 200 000 Mark angewachſen 
ſein wird, um 500 000 Mark vermindert, dafür 
aber die Aufgabe der Hilfskaſſe auf die Unter⸗ 
ſtützung Bedürftiger beſchränkt, ſo verbleibt ihr 
für dieſe Aufgabe ein Kapital von 700 000 Mark, 
außerdem aber die ganze bisherige Einnahme. 
Es würden ihr dann für Unterſtützungszwecke 
zur Verfügung ſtehen: 
a) die geſamten Mitglieder⸗ 
beiträge mit 
b) die geſamten Anwalts⸗ 
kammerbeiträge (34 500 
+ 16 742) 
c) die Zinſen von 700 000 
Mark, zu 3½ Prozent 
gerechnte 24 500,00 s 176 023,88 = 
72 285,75 .4 
Durch die Ausſcheidung des Kapitalſammlungszwecks wird 
alſo die Hilfskaſſe ganz weſentlich gekräftigt. Man braucht 
nicht einmal in Rechnung zu ſtellen die infolge der Gründung 


100 281,88 „u 
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der Ruhegehaltskaſſe wahrſcheinlich eintretende Verminderung 
der Unterſtützungsfälle, nicht die wahrſcheinlich eintretende Ver⸗ 
mehrung der Mitgliederzahl, da einer lediglich Unterſtützungs⸗ 
zwecke verfolgenden Kaſſe doch wohl kein deutſcher Anwalt fern 
bleiben wird, die aus demſelben Grunde vielleicht eintretende 
Vermehrung der Schenkungen: ganz direkt werden die 
Einnahmen der Kaſſe um 70 Prozent erhöht. 

Wenn nun manche dieſe Erhöhung gern mitnehmen, außer⸗ 
dem aber die 500 000 Mark behalten wollen, ſo iſt dieſen zu⸗ 
nächſt zu erwidern, daß das juriſtiſch nicht möglich iſt. Der 
ſatzungsmäßige Zweck der Hilfskaſſe, welcher in Anſammlung 
eines Kapitals beſteht, kann nicht im Wege der Satzungsände⸗ 
rung aufgehoben werden, ſondern nach 8 33 BGB. nur durch 
Zuſtimmung aller Mitglieder. Wer da Raum ſchaffen will für 
die volle Entwickelung des Unterſtützungszweckes der Hilfskaſſe, 
der muß durchaus zunächſt ihren andern Zweck der Kapitals⸗ 
aufſammlung erledigen, indem er das Kapital ſeinem ſatzungs⸗ 
mäßigen Zwecke zuführt; ſonſt muß weiter und bis in alle 
Ewigkeit geſpart werden für einen toten Kapitalgrundſtock, der 
ſich zwar unaufhörlich vermehrt, aber einem andern Zweck nicht 
dient, dem die Selbſtvermehrung Selbſtzweck iſt. 

Aber auch ſachlich wäre es nicht zu rechtfertigen, das auf⸗ 
geſammelte Kapital dem Zwecke zu entziehen, zu dem es die 
Einzahler hergegeben haben. Gewiß, ſie haben es zu zweierlei 
Zwecken hergegeben; eben deshalb trifft der Antrag das Richtige, 
der einen Teil für den einen, einen Teil für den anderen Zweck 
in Anſpruch nimmt. 

So gehen wir doch endlich an das Werk, dem bereits ſo 
ungeheure, leider vielfach zweckloſe Anſtrengungen gewidmet 
worden ſind und das doch gar nicht ſchwer iſt. Schon 1892 
ſchrieb mir unſer Mathematiker, es ſei ihm eine Art Rätſel, 
daß die deutſchen Rechtsanwälte noch immer mit Begründung 
ihrer Ruhegehaltskaſſe zögern und ſich an allerhand nebenſäch⸗ 
lichen Dingen ſtoßen. Tun wir, was die Lehrerinnen, die 
Schriftſteller, die bildenden Künſtler und die Schauſpieler, was 
auch unſere Berufsgenoſſen in Oſterreich längſt getan haben! 
Gründen wir unſere Kaſſe, geben wir zugleich unſerer Hilfskaſſe 
ihre Bewegungsfreiheit wieder, die dann daſtehen wird als eine 
reich bedachte Stiftung beruflichen Gemeinſinns, wie ſie wohl 
kein anderer Stand aufzuweiſen hat. Aber enden wir endlich 
die Irrungen, hören wir auf über juriſtiſchen Zwirnsfäden zu 
ſtolpern! Sorgen wir, daß man von der deutſchen Rechts 
anwaltſchaft nicht ſage: ſie verſteht nicht zu handeln, zu ſchaffen, 
vom Reden und Schreiben zur fröhlichen Tat überzugeben; nur 
eines verſteht ſie vortrefflich: zu vertagen. 


III. 


Zur Frage „Gründung der Penſions-, Witwen- und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte und Verwendung 
eines Kapitalgrundſtockteils“ der Hilfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. 

Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Roſenthal in München. 

Über dieſes Thema hielt Herr Kollege Juſtizrat Elze⸗Halle im 
Münchener Anwaltsverein am 2. Mai cr. einen ausführlichen 
Vortrag. In großen Zügen ſchilderte Juſtizrat Elze die Entwicklung 
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des Gedankens der Gründung einer Penſions⸗ und Ruhegehaltskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte uud deren Witwen und Waiſen von 
den erſten Anfängen der Gründung der ſegensreichen Hilfskaſſe 
über die Anwaltstage zu Danzig, Straßburg und Hannover 
bis zu dem jüngſt wieder angefachten Kampf des Kollegen 
Kolſen gegen den Hannoverſchen Entwurf. 

In kurzen Leitſätzen erörterte der Vortragende Idee und 
Begründung, Beiträge und Renten der beiden Tarife des 
Hannoverſchen Entwurfes, indem er hierbei ausdrücklich die 
Unmöglichkeiten einer Zwangs penſionskaſſe eingehend darlegte. 

Auch den vor kurzem in der Kolſenſchen „Deutſchen Rechts⸗ 
anwaltszeitung“ veröffentlichten Gegenentwurf behandelte Juſtiz⸗ 
rat Elze in ſeinen weſentlichen Teilen, wobei er deſſen Mängel 
im einzelnen beſprach. Die Ausführungen des Juſtizrat Elze 
gipfelten ſchließlich darin, daß er mit warmen Worten die 
Gründung der geplanten Kaſſe nach dem Hannoverſchen Ent⸗ 
wurf, und die Überweiſung des hierzu notwendigen Kapital⸗ 
grundſtockes aus der Hilfskaſſe deutſcher Rechtsanwälte dringend 
empfahl; in überzeugender Weiſe begründete Juſtizrat Elze, daß 
eine ſolche Aberweiſung nicht, wie Kollege Kolſen meint, eine 
Verletzung, ſondern im Gegenteil eine Erfüllung des ſatzungs⸗ 
mäßigen Zweckes der Hilfskaſſe ſei. 

Er wies nach, daß die Annahme des Kolſenſchen Ent⸗ 
wurfes die Exiſtenz der Hilfskaſſe direkt gefährden würde, 
während bei Annahme des Hannoverſchen Entwurfes und einem 
dementſprechenden Beſchluß der Hilfskaſſe für dieſe beträchtliche 
Mittel, die bisher ſatzungsmäßig angeſammelt werden 
mußten, für Unterſtützungszwecke frei würden, und ſo die 
Hilfskaſſe noch mehr als bisher ihre ſegensreiche Wirkung ent⸗ 
falten könne. 

Die überzeugenden, begeiſternden Ausführungen des um 
die Gründung der Penſionskaſſe an erſter Stelle verdienten 
Juſtizrat Elze fanden bei der Verſammlung einheitliche An⸗ 
erkennung und lebhafte Zuſtimmung, die ſich auch in dem 
warmherzigen Dank des Vorſitzenden des Anwaltvereins aus⸗ 
drückte. 

In der darauffolgenden Diskuſſion wurde vor allem die 
Frage erörtert, wie weit die Gründung der Penſions⸗ und 
Ruhegehaltskaſſe auf die Mitglieder der „Penſionsanſtalt für 
Witwen und Waiſen der Advokaten und Rechtsanwälte des 
Königreichs Bayern“ von Einfluß ſein könne; Herr Geheimer 
Juſtizrat Dürr, der Vorſitzende des Zentralausſchuſſes der ge⸗ 
nannten Penſionsanſtalt betonte hierbei, daß die auf Geſetz 
beruhende bayeriſche Penſionsanſtalt unantaſtbar und unab⸗ 
hängig von der Gründung anderer derartiger Kaſſen ſei und 
bleiben müſſe. 

Man war hiernach darüber einig, daß auch bei Gründung 
der derzeit vorgeſchlagenen Kaſſe die bayeriſche Penſionsanſtalt 
in gleicher Weiſe wie bisher fortbeſtehen müſſe und in ihrer 
Selbſtändigkeit durch keine neue Kaſſe irgend wie berührt 
werden darf. 

Herr Juſtizrat Elze wies darauf hin, daß, da ja die 
bayeriſche Penſionsanſtalt irgend welche Vorſorge für Ruhe⸗ 
gehälter nicht trifft, der Eintritt zur neuen Kaſſe — wenig⸗ 
ſtens unter Tarif B zur Ruhegehaltskaſſe — auch für die Mit⸗ 
glieder der bayeriſchen Penſionsanſtalt wohl in Betracht 
kommen könne. 


36. Jahrgang. 


Möge der Erfolg, den Juſtizrat Elze, der Vater und un⸗ 
ermüdliche Vorkämpfer des Hannoverſchen Entwurfes, hier in 
München fand, ihm auch in Mannheim am diesjährigen An⸗ 
waltstag treu bleiben und fo endlich die langumſtrittene Ruhe⸗ 
gehalts⸗ und Witwen⸗ und Waiſenkaſſe trotz aller kleinlichen 
Bedenken gegründet werden, — zum Segen der Anwälte und 
ihrer Angehörigen. 


Der Richter als Sittenrichter. 
Eine Entgegnung. 
Von Rechtsanwalt Armbruſter in Guhrau. 


Zweierlei beſtimmt mich, den Ausführungen des Herrn 
Dr. Feder in Nr. 11 der JW. (vom 2. Juni 1905) „Der 
Strafrichter als Sittenrichter“ entgegenzutreten.) Erſtens halte 
ich ſeine Theorie, die dem Richter nur in den wenigen einzeln 
erörterten Ausnahmen geſtatten will, das Feld rein juriſtiſch⸗ 
logiſcher Schlußfolgerungen zu verlaſſen und moraliſchen Er⸗ 
wägungen Raum zu geben und Werturteile zu fällen, in Rück⸗ 
ſicht auf eine geſunde Rechtspflege und Rechtspolitik für äußerſt 
gefährlich. Zweitens aber könnte, ſollte jene die richterliche 
Tätigkeit zu einer ſeelenloſen Begriffsrechnerei herabwürdigende 
Theorie in dem Organ des deutſchen Anwaltvereins unwider⸗ 
ſprochen bleiben, der Schein entſtehen, als hätten jene die 
richterliche Gewalt beſchränkende Ausführungen die Sympathie 
des überwiegenden Teiles der Rechtsanwälte; dieſer Schein 
muß aber meinem Ermeſſen nach unbedingt vermieden 
werden. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ſeien zunächſt die gegneriſchen 
Theſen kurz referiert: 

1. Die Legitimation des Richters zur Ausübung ſeines 
Amtes iſt eine rein formale. Die Legitimation zur 
moraliſchen Beurteilung aber kann nie auf ſolcher 
formaler Autoritätsgewalt, ſondern nur auf rein ſach⸗ 
lichen Gründen, nämlich der wirklichen ſittlichen Uber⸗ 

legenheit, beruhen. | 

2. Im Reiche der fittlihen Normen tritt der einzelne 
dem einzelnen gegenüber, beugt ſich der einzelne der 
Gewalt des einzelnen. Moraliſch unerträglich iſt es, 
daß der Richter die Gewalt zu ſeinem Moralſpruche 
einer fremden Geſamtperſönlichkeit entlehnt. 

3. De lege lata iſt ebenfalls grundſätzlich der Straf⸗ 
richter von Fällung moraliſcher Werturteile fern⸗ 
gehalten. 

Gegen dieſe Theſen läßt ſich nun folgendes vorbringen: 

1. Freilich iſt die Legitimation des Richters zum Richter⸗ 
amte eine rein formale; es müſſen gewiſſe formelle Vorſchriften 
erfüllt ſein, ehe jemand über ſeine Mitmenſchen in ihren Streitig⸗ 
keiten untereinander und wegen ihrer ihnen vom Staatsanwalt 
zur Laſt gelegten Handlungen im Namen der Staatsgewalt 
richten darf. Um nun weiter zu folgern, daß der Richterſpruch 


1) Der Aufſatz iſt bereits im November 1905 bei der Redaktion 
eingegangen. 
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ſich lediglich auf juriſtiſchem Gebiet bewegen dürfe, lautet die 
zweite Prämiſſe des Gegners, daß das Recht des Moraliſierens 
nur dem zukomme, der den wirklichen Verhältniſſen nach der 
ſittlich Uberlegenere ſei. — Aber ſollte denn nicht der Richter 
in den weitaus meiſten Fällen wirklich den ſtreitenden Parteien 
an Gerechtigkeits⸗ und Billigkeitsgefühl überlegen ſein, und wohl 
noch unbeſtrittener den Herren Angeklagten gegenüber? Dr. Feder 
überfieht eben, daß die formalen Erforderniſſe für die Ausübung 
des Richteramtes doch nicht lediglich auf die intellektuelle und 
juriſtiſch⸗techniſche Ausbildung von Einfluß find, ſondern auch 
Garantien für die fittliche Überlegenheit des Richters geben. 
Hat überhaupt ſchon ein erweitertes und vertieftes Wiſſen ſeine 
Einwirkungen auch auf den Charakter, ſo bewirkt insbeſondere 
das Rechtsſtudium ein Erſtarken des Gerechtigkeits⸗ und 
Billigkeitsgefühls und öffnet das Verſtändnis für die Not⸗ 
wendigkeit, daß der einzelne ſich allgemein gültigen Geſetzen, 
juriſtiſchen wie ſittlichen, zu fügen hat. Uberſehen iſt ferner, 
daß gerade ihre Rolle als Unparteiiſche die Richter noch be⸗ 
ſonders dafür qualifiziert, auch das moraliſche Recht und Un⸗ 
recht abzuwägen.) 

2. Sieht alſo ſchon die erſte Beweisführung Dr. Feders 
ganz und gar von der Praxis, den wirklichen Lebensverhältniſſen 
ab, ſo ſetzt noch mehr der Scholaſtizismus der zweiten in 
Erſtaunen. — „Im Reiche der ſittlichen Normen tritt der 
einzelne dem einzelnen gegenüber!“ — Das mag für das Reich 
der Unmoral, wo der Krieg aller gegen alle herrſcht, gelten, 
nur nicht für die Moral einer geordneten Geſellſchaft. Man 
hätte doch glauben ſollen, daß es nachgerade zu den anerkannten 
Wahrheiten zählte, daß die menſchliche Geſellſchaft keine bloße 
Summe einzelner iſt, daß alle Sittlichkeit genau ſo wie alles 
Recht eine Menſchengemeinſchaft vorausſetzt, daß gerade alle 
ſittlichen Gefühle aus dem Gefühle der Zuſammengehörigkeit 
aller Genoſſenſchaftsglieder und aus der Erfahrung entſprungen 
find, die in dem Wohl der Geſamtheit, eines jeden unſerer 
Nächſten unſer eigenes Wohl erkennt. Im Grunde genommen 
ſind ſo doch alle ſittlichen Pflichten ſolche gegen die Allgemein⸗ 
heit, den Staatsverband; und dazu treten noch eine Menge 
ſpezieller ſittlicher Pflichten gerade in bezug auf dieſes über 
dem einzelnen ſtehende Ganze, ſo daß der einzelne in ſeinem 
Tun immer der Geſamtheit gegenüberſteht. Sonach iſt gar 
nicht abzuſehen, warum der Richter nicht im Namen dieſer 
Geſamtperſönlichkeit und als ihr berufener Vertreter, wie oben 
ausgeführt, auch moraliſche Urteile ausſprechen ſollte. 

Aber vielleicht wollte mit dem angegriffenen Satze nur 
geſagt fein, daß, wenn über fittliches Verhalten geurteilt wird, 
der Richter nur als Privatmann Privatleuten gegenüberſtehe, 
nicht mehr in amtlicher Funktion, und daß es unerträglich ſei, 
daß er ſeinen moraliſchen Spruch in amtlicher Eigenſchaft fälle. 
Daß dieſe Theſe nicht unbedingt richtig iſt, ergeben ſchon die 


) Jedoch nicht ſowohl das ſteht hier zur Erörterung, ob 
unſere Richter zu moraliſchen Urteilen ihrer ganzen ſittlichen 
Perſönlichkeit nach befähigt ſind, — eine faſt rein politiſche Frage, 
die ein jeder nach dem Maße ſeiner regierungsfreundlichen oder 
feindlichen Anſchauungen beantwortet — ſondern in welcher Richtung 
das Ideal der Rechtspflege zu ſuchen iſt, in der der ſtrengen Selbſt⸗ 
beſchränkung auf das juriſtiſche oder in der der Erweiterung durch 
Hineinbeziehen der moraliſchen Perſönlichkeit. 
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auch von Dr. Feder gebilligten Ausnahmefälle der geltenden 
Geſetze. Im Grunde genommen läuft aber ſeine im letzteren 
Sinne verſtandene zweite Theſe auf die erſte hinaus. Er ver⸗ 
urteilt es, daß der Richter ſo zu ſagen als amtlich patentierter 
Verfechter der Moral auftrete und als ſolcher Beachtung 
beanſpruche. Ich kann das, wie oben dargelegt, nicht grund⸗ 
ſätzlich verwerfen. Allerdings hat das Aberſchreiten des 
juriſtiſchen Gebietes etwas Gefährliches und ein Fehlſpruch auf 
moraliſchem Gebiete ſetzt den Richter einem viel ſtärkeren Odium 
aus als ein Irrtum in der Rechtsanwendung. Auch das iſt 
nicht zu verkennen, daß es vielfach weit ſchwieriger iſt ein 
moraliſches als ein juriſtiſches Urteil zu fällen. Handelt es 
ſich doch bei letzterem nur um die Regelung äußerer Beziehungen, 
bei erſterem dagegen um innere Motive. Jene laſſen ſich 
leichter überſehen und, wenn verborgen, durch Beweisaufnahme 
leichter entdecken als dieſe, und ſind in ziemlich ausreichender 
Weiſe eben durch Rechtsſatzungen geregelt, wogegen die Motive 
einer Handlung vielfach zu individuell in dem Temperament, 
in den Lebenserfahrungen, den eigenen Anſchauungen und 
denen des Milieus begründet, als daß ſie allgemein gültigen 
„Regeln unterliegen könnten. 

Trotzdem ſtehe ich nicht an zu behaupten, daß es zum 
nobile officium des Richters gehört, ſich nicht nur als trockener 
Aktenmenſch und Paragraphenreiter, ſondern als Vertreter 
ſittlicher Anſchauungen auf dem Richterſtuhl zu bewähren. 
Denn ſo ſubtil, wie es nach den obigen theoretiſchen Erwägungen 
ſcheinen möchte, ſind die meiſten vor dem Forum zur Ver⸗ 
handlung gelangenden Tatbeſtände nicht, und auch ihre Motive 
liegen meiſt klar. 

Und mit dieſer dem Richter allerdings eine große Macht⸗ 
fülle zuſprechenden Anſicht ſtehe ich nicht allein da. Vielmehr 
wird ihr vom großen Publikum allgemein gehuldigt. Wie 
häufig hat man Gelegenheit, im Publikum Ausdrücke der 
Freude und Befriedigung darüber zu hören, daß das Gericht 
die richtigen Worte für das Verhalten einer Partei, eines 
Angeklagten oder Zeugen gefunden und dem betreffenden klar 
gemacht hat, welcher Beurteilung ſeine Handlungsweiſe bei 
anſtändig denkenden Menſchen begegnet. 

Geradezu eine Notwendigkeit aber, um das beleidigte 
Moralempfinden des Publikums zu verſöhnen und das Anſehen 
der Gerichte im Volke zu erhalten, wird ein richterliches Urteil 
auf moraliſchem Gebiete da, wo der Richter nach dem Geſetz 
(Zivil⸗ oder Strafgeſetz) den Schuldigen nicht verurteilen oder 
an ſein unmoraliſches Verhalten keinen ſonſtigen Rechtsnachteil 
knüpfen kann. Die juriſtiſchen Gründe nach denen der Schuldige 
ohne Schaden davon kommt, werden vom Publikum nicht ver⸗ 
ſtanden. Der Rechtsſpruch wird daher nicht nur allgemeiner 
Mißbilligung begegnen, ſondern auch Mißtrauen gegen das 
ſittliche Empfinden der Richter aufkommen laſſen, wenn dieſe 
nicht eine lebhafte ſittliche Reaktion auf den vorliegenden Fall 


eigen. 

Nicht jedoch nur zur Erhaltung des Anſehens der Gerichte 
liegt ein ſtaatliches Intereſſe daran vor, daß dieſe ſich auch 
zur moraliſchen Seite der verhandelten Sachen äußern, eine kluge 
Staatspolitik muß auch dafür ſorgen, daß im Volke richtige 
Vorſtellungen von Recht und Unrecht und von dem, was Treue 
und Glauben erfordern, herrſchen und herrſchend bleiben. Die 
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gerichtlichen Verhandlungen geben Gelegenheit zu lehren, was 
im einzelnen Falle die Moral in Geſtalt von Billigkeit und 
Anftand und Treu und Glauben erfordert. Dieſe Gelegenheit, 
geſunde Rechts⸗ und Moralanſchauung — beides läßt ſich eben 
in der Praxis noch weniger trennen als in der Theorie — im 
Volke zu verbreiten, ſollte ſich der Richter im Intereſſe einer 
geſunden Rechtspolitik nicht entgehen laſſen. Er iſt zur Rechts⸗ 
pflege berufen, alſo auch zur Förderung des Rechtes, nicht 
nur zur Rechtsſprechung. Das gibt der Staat auch dadurch 
zu erkennen, daß er den Richter für ſeine moraliſchen Vor⸗ 
haltungen mit dem Schutze des 8 193 StGB. umkleidet. 

Zu fordern iſt die Betonung der moraliſchen Seite eines 
Rechtsfalles insbeſondere deswegen, weil die Parteien gerade 
geneigt ſind, dieſe Seite bei einem Prozeſſe zu überſehen und 
ihn lediglich als einen Kampf zu betrachten, in dem es nur 
darauf ankommt, obzuſiegen, gleichgültig, ob man wirklich Recht 
oder Unrecht hat und gleichgültig, mit welchen Mitteln der Sieg 
erſtritten wird. Zu dieſer Auffaſſung verleiten auch die 
prozeſſualen Schranken, in denen eine Gerichtsverhandlung ſich 
abſpielen muß.“) Der Angeklagte kann abwarten, ob ihm die 
Beweiſe für ſeine Schuld erbracht werden können, und mit 
Behagen zuſehen wie die allein auftreibbaren Zeugen im letzten 
Augenblicke von ihrem Zeugnisverweigerungsrechte Gebrauch 
machen. Die Partei im Zivilprozeß iſt mangels der In⸗ 
quiſitionsmaxime gleichfalls in der glücklichen Lage, mit Freuden 
wahrnehmen zu können, wie der Gegner ſeine Klage oder 
Einrede unvollſtändig begründet und wichtige Punkte zur Er⸗ 
örterung zu bringen vergißt. Eine beachtenswerte Rolle, um 
die Billigkeit vor dem Recht nicht zur Geltung kommen zu laſſen, 
ſpielen z. B. auch die Verjährungseinreden. 

Wer aber auch nicht ſo weit gehen will, dem Richter 
poſitiv das Recht und die Pflicht zuzuſprechen ſich moraliſch 
zu äußern, der wird ihm doch nicht verübeln können, wenn er 
ſich durch Moralvorhaltungen dagegen wehrt, als Werkzeug 
für ſittlich zu verwerfende Handlungen mißbraucht zu werden. 
Zum mindeſten aus dieſem Grunde — wenn nicht aus dem, 
daß der Richter das Anſehen des Gerichts zu wahren und 
zu zeigen hat, daß frivole Klagen und Anklagen keine freundliche 
Aufnahme bei der JuſtizZ zu erwarten haben — wird man 
Dr. Feder nicht beipflichten können, wenn er den Richter tadelt, 
der dem Denunzianten die Verwerflichkeit ſeiner Denunziation 
vorhält. Jeder Praktiker wird zugeben, daß die Fälle 
nicht allzu ſelten ſind, wo der Richter ſich in die unbehagliche 
Lage verſetzt fühlt, verwerflichen Abſichten dienen zu müſſen; 
beſonders in Zivilprozeſſen ſoll häufig ein vom Richter zu 
gewährender vollſtreckbarer Schuldtitel die Früchte gewiſſenloſer 
Machenſchaften ernten helfen. 

3. Schließlich muß dem Federſchen Standpunkte, daß das 
Geſetz dem Richter grundſätzlich Moralſprüche verbiete, entgegen- 
getreten werden. Richtig iſt lediglich, daß die Geſetze grund⸗ 
ſätzlich nur die rechtliche Seite eines Rechts falles regeln. Fehlt 
es doch auch dem Geſetzgeber im allgemeinen) an der 


) Berfaſſer erkennt übrigens natürlich die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der geltenden Zivil⸗ und Strafprozeßgrundſätze an. 

) Jedoch nicht durchaus, wie ganz beſonders das Ehe, 
Familien⸗ und Vormundſchaftsrecht zeigt. 
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Möglichkeit für Hinweiſe auf moraliſche Beurteilungen. Aus 
dieſem Schweigen der Geſetze iſt aber niemals zu entnehmen, 
daß der Richter, ſoweit ihn nicht ein Rechtsſatz ausdrücklich 
darauf ſtößt, moraliſcher Urteile ſich völlig zu enthalten hätte. 
Die Geſetzeszitate des Federſchen Aufſatzes find alſo für die 
dritte angegriffene Theſe keineswegs von zwingender Beweiskraft. 
Die gegneriſche Meinung findet ihre Widerlegung im übrigen 
für das bürgerliche Recht in zahlreichen materiellen wie 
prozeſſualen Beſtimmungen. Verlangt dieſes doch die Be⸗ 
achtung des Grundſatzes von Treu und Glauben, verbietet die 
Schikane, gibt dem Richter das Recht, Vergleiche (die der 
Billigkeit dienen ſollen) jederzeit anzuſtreben und einer Partei 
ohne Rückſicht auf die Beweislaſt einen Eid anzuvertrauen. 
In allen dieſen Fällen hat der Richter ſich mit der moraliſchen 
Perſönlichkeit der Parteien und der moraliſchen Beurteilung 
ihrer Verhältniſſe zu befaſſen. 

Aus alledem folgt aber ſogleich für jeden Praktiker, daß 
auch der Anwalt in ſeinen Plaidoyers ſich in nicht geringem 
Umfange in moraliſchen Erörterungen ergehen muß — und 
gern ergeht. Was aber der Anwalt als ſein gutes Recht 
beanſprucht und ſich wird niemals nehmen laſſen, darf er auch 
dem Richter nicht verübeln. 

So kann von einer ängſtlichen Trennung von Recht und 
Moral wie Dr. Feder ſie für die Rechtsſprechung als Ideal 
fordert, weder im Strafrecht noch im Zivilrecht ernſtlich die 
Rede ſein. Gerade im Strafrecht erkennt man es mehr und 
mehr als einen Krebsſchaden, daß es ſich vorwiegend mit dem 
unperſönlichen Tatbeſtande ſtatt mit der Perſönlichkeit des 
Verbrechers befaßt. Wird darin einmal Wandel geſchaffen 
werden, ſo wird man dem Ideal der Verſchmelzung von Recht 
und Moral beträchtlich näher gekommen ſein. Dr. Feder 
freilich hält es für wünſchenswert, daß die künftige Strafrechts⸗ 
reform uns von der jetzigen „Verquickung“ von Recht und 
Moral befreie. Schwerlich aber iſt wohl jemals das Aus⸗ 
einanderklaffen von Recht und Moral in irgend einem Falle 
als das ſittliche Gefühl befriedigend empfunden worden. 


Minderung und Stundung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kiefe in Stuttgart. 


Zu dieſer Frage ſind nunmehr mit dem Aufſatz des Herrn 
Dr. Kaufmann auf S. 645 des vorjährigen Jahrgangs der JW. 
in der Literatur nicht weniger als drei verſchiedene Anſichten 
zum Ausdruck gekommen. — Um ſie an dem von den Vertretern 
der einzelnen Anſichten gewählten Beiſpiel: 
Kaufpreis: 100000 Mark, Anzahlung: 10 000 Mark, 
Stundungsbetrag: 90 000 Mark, Minderung 20 Pro⸗ 
zent gleich 20 000 Mark 
zu illuſtrieren, geht 
1. die Anſicht von Dr. Fränkel in DIZ. 1905, 705 dahin: 
2000 Mark ſind zurückzuzahlen, 18 000 Mark am 
Stundungsbetrag abzurechnen, 
2. die von Dr. Sternberg in JW. 1906, 73 dahin: 
10 000 Mark find zurückzubezahlen, 10 000 Mark 
am Stundungsbetrag abzurechnen, 
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3. die von Dr. Kaufmann in JW. 1906, 645 dahin: 
Nichts iſt zurückzubezahlen, 20 000 Mark ſind am 
Stundungsbetrag abzurechnen. 

Die Vertreter der Anſichten Ziff. 2 und 3 glauben je aus der 
rechtlichen Natur des Minderungsanſpruchs je ihre Anſicht als 
einzig mögliche Konſequenz ziehen zu müflen, während Dr. Fränkel 
ſeine Anſicht in erſter Linie auf Zweckmäßigkeits⸗ und Billigkeits⸗ 
erwägungen ſtützt. Dem gegenüber ſcheint mir die Möglichkeit 
und Notwendigkeit, den Minderungsbetrag verhältnismäßig auf 
Bar⸗ und Stundungsbetrag zu verteilen, unmittelbar aus den 
88 472, 473 BGB. hervorzugehen, nur muß auch die Anſicht 
Dr. Fränkels dahin berichtigt werden, daß gemäß § 813 Abſ. 2 
BGB. auch die Rückforderung der 2 000 Mark ausgeſchloſſen 
erſcheint. 

Nach § 472 BGB. iſt der Kaufpreis in dem Verhältnis 
herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der 
mangelfreien Sache zu dem wirklichen Werte der fehlerhaften 
Sache geſtanden ſein würde. Es verſteht ſich nun eigentlich 
von ſelbſt und wird außerdem noch durch die Beſtimmungen des 
§ 473 BGB. beſtätigt, daß dieſe verhältnismäßige Herabſetzung 
den Kaufpreis in allen ſeinen herabſetzbaren Teilen gleichmäßig 
ergreift, daß alſo insbeſondere Barbetrag und Stundungsbetrag 
in gleicher Weiſe betroffen werden müſſen. Dieſe Notwendigkeit 
ergibt ſich insbeſondere dann, wenn, was ſowohl von Dr. Stern⸗ 
berg als auch von Dr. Kaufmann überſehen iſt, berückſichtigt 
wird, daß Barbetrag und Stundungsbetrag in praxi ganz ver⸗ 
ſchieden bewertet werden. Faſt unzweifelhaft dürfte der Fall 
fein, wenn in dem gewählten Beiſpiel beſtimmt wäre: ½ des 
Kaufpreiſes iſt bar zu bezahlen, o werden geſtundet; denn 
dabei wäre wohl nicht zu beſtreiten, daß nach der Minderung 
als Barbetrag 8000 Mark, als Stundungsbetrag 72000 Mark 
anzuſehen wären. Die vorerwähnte Erwägung völlig gleich⸗ 
mäßiger Reduktion des Kaufpreiſes in allen ſeinen Teilen führt 
aber zu genau demſelben Reſultat, wenn dieſe einzelnen Teile 
nicht nach Quoten des Ganzen, ſondern in beſtimmten Ziffern, 
wie oben Barbetrag 10000 Mark, Stundungsbetrag 
90 000 Mark angegeben ſind. Ebenſo löſt ſich damit die Frage 
für den Fall, daß die Beſtimmung etwa dahin ginge: 10 000 Mark 
ſind bar, der Reſt in 9 gleichen Jahresraten zu bezahlen; hier 
haben wir eben ſtatt 2 Teilen 10 ſolche und die Reduktion hätte 
an allen 10 Teilen gleichermaßen mit je 2 000 Mark ſtatt⸗ 
zufinden. 

Iſt nun zur Zeit der Minderung aus irgendwelchen Gründen 
der Barbetrag noch nicht entrichtet, ſo wird wohl nicht ſtreitig 
ſein können, daß nur der geminderte Barbetrag zu entrichten iſt. 
Iſt der Betrag dagegen bereits bezahlt, ſo kann nach dem Aus⸗ 
geführten nicht mit Dr. Kaufmann, inſolange der bezahlte Betrag 
den geminderten Geſamtkaufpreis nicht überſteigt, eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung ſchlechthin verneint, ebenſowenig aber eine 
ſolche mit Dr. Sternberg, falls der bezahlte Betrag den Min⸗ 
derungsbetrag nicht erreicht, in Höhe des ganzen Barbetrags 
angenommen werden, vielmehr iſt mit Dr. Fränkel eine ſolche 
nur inſoweit als vorhanden anzuſehen, als der bezahlte Bar⸗ 
betrag den geminderten Barbetrag überſteigt. Inſoweit iſt 
etwas bezahlt, was nicht fällig war, hat alſo der Verkäufer 
erhalten, was zu verlangen er noch kein Recht hatte. Nun 
beſtimmt aber 8 818 Abſ. 2 BGB.: Wird eine betagte Ver⸗ 
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bindlichkeit vorzeitig erfüllt, fo iſt die Rückforderung ausgeſchloſſen. 
Der zuviel bzw. zu früh bezahlte Betrag kann alſo (ſ. Dr. Kauf⸗ 
mann) nicht zurückgefordert werden, inſolange durch den 
bezahlten Barbetrag der geminderte Geſamtkaufpreis nicht er⸗ 
reicht iſt. 

Der Unterſchied von der von Dr. Kaufmann vertretenen 
Anſicht ergibt ſich aber ſofort, wenn der geſtundete Betrag in 
einzelnen Raten, etwa im gewählten Beiſpiel in 9 gleichen 
Raten zu bezahlen iſt, indem die zu früh bezahlten 2000 Mark 
naturgemäß nach der hier vertretenen Anſicht an der 1. Nate 
abgehen, dieſe alſo nur noch 6000 Mark, die weiteren 8 Raten 
dagegen je 8000 Mark betragen. Dieſe allermindeſtens mit 
den Geſetzbeſtimmungen vereinbare Anſicht iſt aber die einzige, 
die in der Praxis zu befriedigenden Reſultaten führt. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 25. Mai 
1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93 ff. 97 BGB. Sind Baumſchulbeſtände weſent⸗ 
liche Beſtandteile eines Grundſtücks oder auch nur Zubehör 71 

Das Berufungsgericht hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß die 
ſtreitigen Baumſchulbeſtände von vornherein für den Verkauf 
beſtimmt waren, und daß ſie im Grund und Boden nur für 
eine gewiſſe Zeit, nämlich ſo lange bleiben ſollten, bis ſie ver⸗ 
kaufsfähig geworden waren. Der bloß vorübergehende Zweck 
der Einpflanzung ergibt ſich bei Baumſchulen auch ſchon 
äußerlich aus dem Zwecke der ganzen Anlage. Die Baumſchul⸗ 
beſtände bilden regelmäßig den Gegenſtand eines Handels⸗ 
betriebes, und hiermit würde ihre Unterſtellung unter die 
Grundſätze des Immobiliarſachenrechts kaum vereinbar ſei. — 
Daß die Vorſchrift in 8 95 Satz 1 im Gegenſatz zu Satz 2 
auf Pflanzungen (Baumſchulen) Anwendung findet, iſt auch, 
wie bereits das Berufungsgericht dargelegt hat, bei der Be⸗ 
ratung des BGB. (Mugdan, Materialien S. 490, 491) betont 
worden, und es iſt dies auch in der Literatur nicht ſtreitig 
— Planck 2. Aufl. Bd. 1 S. 132, Staudinger 2. Aufl. Bd. 1 
S. 275, Förster⸗Turnau 3. Aufl. Bd. 1 S. 131, Enneccerus⸗ 
Lehmann 2. Aufl. Bd. 1 S. 242. — Können hiernach die 
Baumſchulbeſtände nicht zu den weſentlichen Beſtandteilen 
des Grundſtücks gezählt werden, ſo können ſie ebenſowenig als 
Zubehörſtücke gelten. Auch dem ſteht entgegen, daß das räum⸗ 
liche Verhältnis zur Hauptſache — § 97 Abſ. 2 BGB. — 
nur vorübergehend iſt, überdies aber handelt es ſich um 
Sachen, die lediglich Ergebniſſe, Erzeugniſſe des Be⸗ 
triebes — vgl. Turnau⸗Förster Bd. I S. 31? — find, und 
auch als ſolche nicht die Zubehöreigenſchaft haben. Eine 
Ausnahme macht hier das BGB, in 8 98 nur für land⸗ 
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wirtſchaftliche Erzeugniſſe inſoweit, als dieſe zur Fortführung 
der Wirtſchaft erforderlich ſind. T. c. R., U. v. 27. April 07, 
459/06 V. — Berlin. 

2. SS 104 bis 185, 273, 274, 328, 952, 1117 BGB. 
8 60 GBO. Anſpruch des Hypothekengläubigers auf Heraus⸗ 
gabe eines für ihn zu bildenden Hypothekenbriefes. Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Käufers wegen Anſprüchen aus dem Rechts⸗ 
geſchäft mit dem Veräußerer an dem für einen Dritten zu 
bildenden Hypothekenbrief ?! 

Der Beklagte tauſchte von dem Ehemann der Klägerin 
und J. das Rittergut P. ein. In Anrechnung auf den Tauſch⸗ 
wert des Gutes wurde beſtimmt, daß Beklagter „auch eine erſt 
in das Grundbuch einzutragende, zu 4½ Prozent verzinsliche 
Hypothek von 27 000 Mark für die Klägerin übernehme“. Bei 
der Auflaſſung des Gutes bewilligte und beantragte der Be⸗ 
klagte die Eintragung der Hypothek für die Klägerin gemäß 
dem Vertrage und „die Erſchienenen beantragten, über die für 
die Klägerin einzutragende Hypothek einen Hypothekenbrief zu 
bilden und denſelben der Klägerin zu überſenden“. Die Hypo⸗ 
thek wurde dann für die Klägerin eingetragen und ein Hypo⸗ 
thekenbrief gebildet. Bevor dieſer an die Klägerin ausgehändigt 
werden konnte, ging beim Grundbuchamt ein Antrag des Be⸗ 
klagten ein, den Brief nicht der Klägerin, ſondern ihm zuzu⸗ 
ſtellen oder den Brief bei den Akten zurückzubehalten. Hierauf 
verfügte der Grundbuchrichter die Aſſervierung des Briefes. 
Klägerin erhob daher Klage auf Verurteilung des Beklagten, 
darin zu willigen, daß das Grundbuchamt den Brief an die 
Klägerin zu Händen ihres Ehemannes herausgebe. Das LG. 
verurteilte, die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob 
auf: Der Gläubiger erwirbt eine Briefhypothek und damit zu⸗ 
gleich das Eigentum an dem hergeſtellten Hypothe kenbriefe 
gemäß SS 1117, 952 BGB. erſt, wenn ihm der Brief von 
dem Grundſtückseigentümer übergeben wird oder wenn Eigen⸗ 
tümer und Gläubiger die Vereinbarung treffen, daß letzterer 
berechtigt ſein ſolle, ſich den Brief von dem Grundbuchamt aus⸗ 
händigen zu laſſen. Eine ſolche Vereinbarung iſt vorliegend 
nicht getroffen worden. Durch die Vereinbarung ſoll, um den 
Erwerb der Hypothek zu beſchleunigen, die Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs an den Gläubiger erſetzt und der mittelbare Beſitz 
des Briefes (S 868 BGB.) im voraus auf den Gläubiger 
übertragen werden (Prot. Bd. 3 S. 729). Wie daher die 
Übergabe an den Gläubiger zu erfolgen hat, fo iſt auch für 
die Vereinbarung zu erfordern, daß ſie mit dem Gläubiger ge⸗ 
troffen wird; die Vereinbarung mit einem Dritten über Aus⸗ 
händigung des Briefs an den Gläubiger kann nur dann die 
Übergabe erſetzen, wenn der Dritte Vertreter des Gläubigers 
iſt. Die 88 328 ff. BGB. betreffend Verträge zugunſten 
Dritter mit der Wirkung unmittelbaren Rechtserwerbs dieſer 
ſind auf die Vereinbarung unanwendbar, da die Einigung auf 
dem Gebiete des Sachenrechts, der dingliche Vertrag, zwar 
den Vorſchriften des Allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte, 
55 104 bis 185 BGB., nicht aber den Vorſchriften über 
Verträge auf dem Gebiete des Rechtes der Schuldverhältniſſe 
unterliegt, ſoweit nicht im dritten Buche des BGB. beſonders 
auf ſie Bezug genommen iſt. — Auch eine einſeitige Be⸗ 
ſtimmung des Eigentümers gemäß 8 60 Abf. 2 GBO., daß 
der Gläubiger berechtigt ſein ſoll, Aushändigung des Hypo⸗ 
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thekenbriefs vom Grundbuchamte zu verlangen, oder daß, wie 
vorliegend, der Brief vom Grundbuchamte dem Gläubiger über⸗ 
ſandt werden ſoll, hat nicht die Wirkung der Übertragung des 
Eigentums in dem Augenblicke der Herſtellung des Briefes; 
vielmehr geht in dieſem Falle das Eigentum auf den Gläubiger 
erſt dann über, wenn dem Gläubiger vom Grundbuchamte der 
Brief wirklich ausgehändigt worden iſt. Hat ſonach auch vor⸗ 
liegend die Klägerin, wenn ſie bei dem Vertragsſchluſſe nicht 
durch ihren Ehemann vertreten geweſen iſt, an dem ihr noch 
nicht ausgehändigten Hypothekenbrief Eigentum nicht erworben, 
ſo folgert doch der Berufungsrichter aus der von ihm feſt⸗ 
geſtellten Bedeutung der vorgenannten Erklärungen der Vertrag⸗ 
ſchließenden mit Recht, daß die Klägerin unmittelbar die 
obligatoriſche Berechtigung gegenüber dem Beklagten erlangt 
hat, Aushändigung des hergeſtellten Hypothekenbriefes zu fordern. 
Begründet dagegen iſt der Angriff der Reviſion gegen die 
Zurückweiſung der in der Berufungsinſtanz geltend gemachten 
Einrede des Zurückbehaltungsrechts. Gemäß § 334 BGB. 
kann der Beklagte Einwendungen, die ihm aus dem Vertrage 
gegenüber ſeinen Vertragsgegnern zuſtehen, auch gegenüber der 
Klägerin geltend machen. Eine ſolche Einwendung iſt die Ein⸗ 
rede der Mangelhaftigkeit der Vertragserfüllung, die der Be⸗ 
klagte durch die Behauptung erhebt, die Verkäufer hätten ihm 
argliſtig verſchwiegen, daß ein großer Teil des Pferdebeſtandes 
des Gutes P. an Räude erkrankt geweſen ſei, und es ſei ihm 
hierdurch ein Schaden von mindeſtens 6 000 Mark entſtanden. 
Wäre dieſe Behauptung richtig, ſo könnte Beklagter von ſeinen 
Vertragsgegnern gemäß $ 463 BGB. Erſatz des durch den 
Mangel des Kaufgegenſtandes ihm entſtandenen Schadens ver⸗ 
langen (RG. 53, 92) und er würde, wenn die Vertragsgegner 
gegen ihn einen Anſpruch aus dem Vertrage geltend machen 
würden, wegen dieſer aus demſelben rechtlichen Verhältnis ent⸗ 
ſtandenen, fälligen Schadenserſatzforderung die Bewirkung der 
von ihm beanſpruchten Leiſtung gemäß 88 273, 274 BGB. 
verweigern dürfen. Mit derſelben Wirkung kann daher der 
Beklagte die Schadenserſatzforderung gegenüber dem von der 
Klägerin erhobenen Vertragsanſpruche geltend machen. Klägerin 
iſt allerdings zur Leiſtung des Schadenserſatzes nicht perſönlich 
verpflichtet; eine ſolche Verpflichtung ſoll aber auch im Urteil 
nicht ausgeſprochen werden, vielmehr hat die Einrede, wenn ſie 
begründet iſt, nur die Wirkung, daß die Erfüllung des von der 
Klägerin erhobenen Anſpruchs im Urteil von der Leiſtung des 
Schadenserſatzes Zug um Zug abhängig zu machen iſt (Planck, 
Anm. 2 zu 8 334 BGB.). Anders wäre die Rechtslage, 
wenn der Ehemann der Klägerin beim Vertragsſchluß und in 
der Auflaſſungsverhandlung zugleich als Vertreter der Klägerin 
aufgetreten wäre und die Beſtellung der Hypothek ſeitens des 
Beklagten ſowie die Erklärung, daß der Hypothekenbrief der 
Klägerin überſandt werden ſolle, im Namen der Klägerin an⸗ 
genommen hätte. Dann würde die Klägerin bereits mit der 
Herftellung des Briefes an dieſem das Eigentum erlangt und 
damit die Hypothek erworben haben und würde zwiſchen der 
Klägerin, vertreten durch ihren Ehemann einerſeits und dem 
Beklagten andererſeits ein beſonderer Vertrag auf Hypothek⸗ 
beſtellung geſchloſſen ſein, aus dem die Klägerin ſelbſtändig und 
unabhängig von dem zwiſchen dem Beklagten und den Ver⸗ 
käufern geſchloſſenen Vertrage die Einwilligung des Beklagten 
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in die Aushändigung des Briefes verfolgen könnte. S. c. V., 
U. v. 27. April 07, 424/06 V. — Königsberg. 

8. SS 157, 162 BGB. Hinderung des Eintritts einer 
Bedingung gegen Treu und Glauben.] 

Der Verwalter im O. ſchen Nachlaßkonkurſe klagt dinglich 
wie perſönlich auf Zinszahlung einer auf dem Grundſtück des 
Beklagten eingetragenen Darlehnshypothek. In der Klage 
wurden die vom 1. April 1903 bis zum 1. Januar 1905 
rückſtändig gebliebenen Zinſen, unter Abrechnung einer Gegen⸗ 
forderung des Beklagten, mit 890 Mark gefordert. Zu dieſer 
Zahlung iſt der Beklagte in I. Inſtanz durch Urteil vom 
27. Mai 1905 bedingt, wenn er einen ihm zugeſchobenen Eid 
nicht leiſtet, verurteilt worden. Die Klägerin legte Berufung 
ein und beantragte, unter Erweiterung ihres Anſpruchs auf 
die inzwiſchen bis zum 1. April 1906 fällig gewordenen 
750 Mark weiteren Zinſen und auf die bis zum 1. April 1909 
noch fällig werdenden 1800 Mark vierteljährlich zu zahlenden 
Zinſen, den Beklagten unbedingt zur Zahlung zu verurteilen. 
Durch rechtskräftig gewordenes Teilurteil vom 28. März 1906 
hat der Berufungsrichter die Berufung hinſichtlich der in 
I. Inſtanz ſtreitig geweſenen 890 Mark zurückgewieſen und 
durch Endurteil vom 16. Mai 1906 die weiteren Anſprüche 
der Klägerin abgewieſen. Hiergegen richtet ſich die Reviſion 
der Klägerin mit dem Antrage, dieſes Urteil aufzuheben und 
den Beklagten nach ihrem erweiterten Antrage in der Berufungs⸗ 
inſtanz zu verurteilen. Der Beklagte bittet die Reviſion zurück⸗ 
zuweiſen. Der Beklagte beruft ſich auf eine mit dem ver⸗ 
ſtorbenen O. getroffene und von deſſen Teſtamentsvollſtrecker 
ausgeführte Vereinbarung, die dahin gegangen ſein ſoll, daß 
er, Beklagter, wenn er das Hausgrundſtück in der damals 
ſchwebenden Zwangsverſteigerung unter Ausfall der O. ſchen 
Hypotheken erſteigern werde, ſich verpflichte, 12 000 Mark für 
O. eintragen zu laſſen, die jedoch unkündbar ſeien und erſt 
verzinſt werden ſollten, wenn das damals noch im Bau 
begriffene Haus vollſtändig vermietet ſei. Er habe das Grund⸗ 
ſtück erftanden und nach O.s Ableben die 12 000 Mark, zwar 
zur beſſeren Verwertbarkeit unbedingt, aber unter mündlicher 
Aufrechterhaltung obiger Bedingungen eintragen laſſen. Die 
Bedingung der vollſtändigen Vermietung ſei aber noch nicht 
eingetreten. Die Klägerin macht geltend, es habe der Beklagte 
den Eintritt der Bedingung ſelbſt verhindert, indem er ſich um 
die Vermietung keine Mühe gegeben, keine Miettafeln aus⸗ 
gehängt und Miettafeln von der Außenſeite des Hauſes entfernt 
habe, wenn nur eine, zwei oder drei kleinere Wohnungen noch 
leer geſtanden hätten. Das RG. hob auf Reviſion der 
klagenden Konkursmaſſe die Urteile der Vorinſtanzen auf, 
welche die Entſcheidung von einem Eide des Beklagten über 
andere hier nicht intereſſierende Tatſachen abhängig gemacht 
hatten: Die Reviſion beſchwert ſich mit Recht über eine Ver⸗ 
letzung des 8 162 BGB., wonach eine Bedingung, deren 
Eintritt von der daran intereſſierten Partei wider Treu und 
Glauben verhindert wird, als eingetreten gilt. Klägerin hatte 
behauptet, daß Beklagter ſich um die Vermietung nicht ordentlich 
bekümmert, keine Miettafeln ausgehängt und ausgehängte 
Miettafeln wieder entfernt habe, ſobald nur noch ein paar 
kleinere Wohnungen leer geſtanden hätten. Sie fand darin 
einen Verſtoß wider Treu und Glauben. Der Berufungs- 
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richter weiſt jedoch dieſen Vorwurf zurück und lehnt eine 
Beweiserhebung darüber ab, indem er ausführt: Beklagter ſei 
weder durch Geſetz noch durch Vertrag zu einer pofitiven 
Tätigkeit im Intereſſe der Klägerin, insbeſondere zum Aus⸗ 
hängen von Miettafeln verpflichtet geweſen; deren längeres 
Aushängen ſei auch für die Vermietung der wenigen, angeblich 
leer gebliebenen Heinen Wohnungen, von keiner erheblichen 
Bedeutung geweſen, denn in Kreiſen kleinerer Leute pflege das 
Leerſtehen auch durch Herumſprechen leichter bekannt zu werden. 
Darin liegt eine Verkennung des Rechtsbegriffs von Treu und 
Glauben, die kaum anders, als dadurch zu erklären iſt, daß 
der Berufungsrichter ohne allen Grund angenommen hat, der 
Beklagte ſei weder durch Geſetz noch durch Vertrag zu einer 
Tätigkeit im Intereſſe der Klägerin verpflichtet geweſen. Das 
Geſetz (S 162 BGB.) verbietet ausdrücklich, den Eintritt einer 
läſtigen Bedingung wider Treu und Glauben zu verhindern, 
das kann aber ebenſowohl durch Unterlaſſung, als durch Tun 
gemacht werden. Und der Vertrag, der ſelbſt wieder nach 
8 157 BGB. nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte auszulegen war, bietet vollends keine Handhabe 
zu der Annahme, daß der Beklagte, der nach der Auslegung 
des Berufungsrichters erſt von der gleichzeitigen Vermietung 
ſämtlicher Wohnungen an Zinſen zu zahlen hatte, nun auch 
noch befugt ſein ſollte, durch Läſſigkeit den Eintritt dieſer 
ohnehin ſchweren Bedingung noch mehr zu erſchweren oder 
ganz zu verhindern. Treu und Glauben erforderten vielmehr, 
daß der Beklagte bei Vermietung der Wohnungen auch im 
Intereſſe der Klägerin die gleiche Sorgfalt beobachtete, die 
überhaupt im Verkehr erforderlich iſt, ſowohl im Unterlaſſen 
wie im Tun. Daß aber das dem Beklagten vorgeworfene 
Verhalten dieſem Maßſtabe nicht entſpricht und daß auch das, 
was der Berufungsrichter über die Entfernung von Miettafeln 
ſagt, damit nicht im Einklang ſteht, unterliegt keinem Bedenken. 
O.s Konk. c. P., U. v. 24. April 07, 400/06 V. — Breslau. 

4. S 158 ff. BGB. Das BGB. enthält keine die Wirk⸗ 
ſamkeit der Vorausſetzung allgemein anerkennende Vorſchrift.] 

Bloße Annahme von Tatſachen ſind für den Beſtand eines 
Geſchäftes nur dann von Bedeutung, wenn ihnen durch ſpezielle 
Geſetzesvorſchrift eine ſolche beigelegt iſt, andernfalls muß hin⸗ 
zutreten, daß der geeinte Wille der Kontrahenten, der rechts⸗ 
geſchäftliche Wille, das Rechtsverhältnis in irgend eine Art der 
Abhängigkeit von ihnen geſetzt hat, ſei es in Geſtalt einer auf⸗ 
ſchiebenden oder auflöſenden Bedingung, ſei es durch Feſtſetzung 
bloß obligatoriſcher Rechtsfolgen. Daß ein ſolcher Wille den 
Parteien etwa nahe liegen konnte, aber doch unentwickelt geblieben 
iſt, ſteht dem nicht gleich. Schon für das ältere gemeine Recht 
iſt die Kategorie der Vorausſetzung in der Rechtſprechung des RG. 
abgelehnt, RG. 24, 169. Auch in das BGB. hat ſie Eingang nicht 
gefunden. Zwar weiſen die Motive zu §S 742 des Entwurfs 
auf ſie hin, namentlich inſofern, als ſie nicht lediglich ausführen, 
(Bd. 2 S. 842, 843) auch die ausdrücklich abgegebene Erklärung 
(der Vorausſetzung) müſſe dem Empfänger der Leiſtung gegen⸗ 
über erkennbar bezw. vernehmbar abgegeben ſein, ſondern weiter 
hinzufügen, wenn dies geſchehen ſei, ſo müſſe es aber gleich⸗ 
gültig ſein, wenn der Empfänger vielleicht aus zufälligen 
Gründen von der Erklärung keine Kenntnis genommen habe. 
Von der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs iſt 
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dieſer Standpunkt aber nicht geteilt. Nach den Protokollen 
(Bd. 2 S. 690) iſt für die Beibehaltung der Windſcheidſchen 
Lehre von der Vorausſetzung, auf welcher 8 742 beruhe, niemand 
in der Kommiſſion eingetreten, weil man ſich überzeugt hatte, daß 
dieſe Lehre die Sicherheit des Verkehrs gefährden würde und des⸗ 
halb als Grundlage für das Geſetzbuch ſich nicht eigne; man nahm 
an, daß mit der Vorausſetzung, obwohl ſich das Leben nicht ſelten 
ihrer bediene, als Rechtsbegriff nicht operiert werden könne. Vgl. 
das Urteil des II. 38S. des RG. vom 9. Januar 1906, RG. 62, 
267). K. c. S., U. v. 5. April 07, 313/06 VII. — München. 

5. 88 195, 463, 476, 477, 852 BGB. Verjährungsfriſt 
für den Schadenserſatzanſpruch wegen argliſtiger Verſchweigung.] 

Durch notariellen Kaufvertrag vom 24. März 1900 hat 
Beklagter ſein Wohnhaus mit Zubehör für den Kaufpreis von 
24 000 Mark an Kläger verkauft. Die Auflaſſung und Über⸗ 
gabe iſt am 1. Oktober 1900 erfolgt. In 8 5 der Kauf⸗ 
beſtimmungen war vereinbart, daß Verkäufer für die Abweſen⸗ 
heit heimlicher Mängel nicht einſtehe. Im Januar 1904 erhob 
der Käufer Klage, weil das Haus bereits zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes am Hausſchwamm gelitten, der Beklagte dieſen 
Mangel argliſtig verſchwiegen habe und darnach, da die ver⸗ 
tragsmäßige Ausſchließung der Haftung nach S 476 BGB. 
nichtig, aus S 463 zum Schadenserſatze wegen Nichterfüllung 
verpflichtet ſei. Der Beklagte ſchützte die Einrede der Ver⸗ 
jährung aus 8852 BGB. vor. Das LG. zu Braunſchweig 
hat durch Zwiſchenurteil die Klage dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Das Berufungsgericht hat als bewieſen angenommen, 
daß der Beklagte den ihm bekannten Mangel, das Vorhanden⸗ 
ſein von Hausſchwamm, bei dem Kaufabſchluſſe dem Kläger 
argliſtig verſchwiegen hat. Daraus leitet es ab, der Beklagte 
könne ſich auf den vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftung für 
dieſen Mangel, da eine ſolche Vereinbarung nach 8 476 BGB. 
nichtig ſei, nicht berufen und hafte aus 8 463 BGB. für den 
verlangten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Weiter wird 
im Berufungsurteile ausgeführt: dieſe Haftung aus § 463 ſei 
eine vertragliche und verjähre, da die kurze Verjährung des 
8 477 BGB. nach der ausdrücklichen Beſtimmung im Abf. 1 
Satz 1 des § 477 nicht in Betracht komme, ſofern der Ver⸗ 
käufer den Mangel argliſtig verſchwiegen habe, nach der all⸗ 
gemeinen Regel des 8 195 BGB. in 30 Jahren; die für 
die Haftung aus außervertraglichen unerlaubten Handlungen 
gegebene Beſtimmung in 8 852 BGB., wonach der Anſpruch 
auf Erſatz des durch eine außervertragliche unerlaubte Handlung 
entſtandenen Schadens in 3 Jahren verjähre, komme hier nicht 
zur Anwendung. Die Reviſion bekämpft letztere Ausführung; 
ſie vertritt die rechtliche Auffaſſung, daß auf den Schadens⸗ 
erſatz aus argliſtigem Verſchweigen eines Fehlens nach § 463 
BGB. gleichfalls die kurze Verjährung des 8 852 anzuwenden 
ſei. Dieſe Auffaſſung iſt indes rechtsirrig. Der in 8 463 
anerkannte Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
aus argliſtigem Verſchweigen eines Fehlers der Kaufſache bei 
dem Kaufabſchluſſe iſt in ſeinem vollen Umfange ein vertrag⸗ 
licher. Der Argliſt bei dem Vertragsabſchluſſe — dolus in 
contrahendo — find unter den dort geregelten Vorauss 
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ſetzungen die gleichen vertraglichen Wirkungen beigelegt, die 
der Argliſt in Erfüllung des Vertrages — dolus in con- 
tractu — allgemein zuerkannt find. Im übrigen kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob neben dieſem vertraglichen Anſpruche 
aus dem in dem argliſtigen Verſchweigen zugleich enthaltenen 
vorſätzlichen Schadenszufügen in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe ein ſelbſtändiger außervertrag⸗ 
licher Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung 
— 8 826 BGB. — beſteht, der an ſich der kurzen Ver⸗ 
jährung des § 852 unterliegt. Selbſt wenn eine ſolche Ans 
ſpruchskonkurrenz angenommen werden könnte, ſo hat ſie jeden⸗ 
falls nicht die Folge, daß auch der vertragliche Schadens⸗ 
anſpruch der kurzen Verjährung des § 852 unterliege oder daß 
der Wegfall des konkurrierenden Anſpruchs aus der außer⸗ 
vertraglichen unerlaubten Handlung durch Verjährung nach 
§ 852 zugleich den Wegfall des vertraglichen Schadens⸗ 
anſpruchs nach ſich zieht. Für die Verjährung folgt 
jeder dieſer Anſprüche ſeinen beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Das entſpricht der allgemeinen Anſchauung in 
Rechtslehre und Rechtsanwendung. M. c. G., U. v. 26. April 07, 
25/07 II. — Braunſchweig. 

6. 58 196 BGB. Die Höhe der Forderung iſt für die 
Verjährungsfrage nicht entſcheidend. Begriff des Gewerbe⸗ 
betriebes als eines dauernden, berufsmäßigen.] 

Die Beklagten ließen, um eine Verwertung des ererbten 
Fabrikgeländes zu ermöglichen, eine Reihe von Auſſchließungs⸗ 
arbeiten an ihrem Gelände im Juli 1901 durch die Klägerin, 
eine im Handelsregiſter eingetragene offene Handelsgeſellſchaft 
vornehmen. Im Jahre 1902 wurde die Aufſchüttungsarbeit 
fertiggeſtellt. Der Klage auf Bezahlung eines Reſtbetrages 
gegenüber ſchützten die Beklagten die Einrede der Verjährung 
vor. Dieſer wurde ſtattgegeben und die Reviſion zurückgewieſen: 
Daß die Forderung, deren beſtrittener Reſtbetrag den Gegen⸗ 
ſtand der Klage bildet, zu denjenigen Anſprüchen gehört, auf 
welche nach 8 196 Abſ. 1 Ziff. 1 BGB. die dort vorgeſchriebene 
kurze Verjährung an ſich Anwendung findet, unterliegt keinem 
Bedenken. Bei der kurzen Verjährung handelt es ſich nun 
allerdings gewöhnlich um Forderungen verhältnismäßig ges 
ringeren Betrages, und es mag deshalb auf den erſten Blick 
befremden, daß eine Forderung von über 20 000 Mark, wie 
es die hier eingeklagte urſprünglich war, der kurzen Verjährung 
ausgeſetzt ſein ſoll. Das Geſetz macht aber die Anwendung 
des 8 196 von dem Betrage des Anſpruchs nicht abhängig. 
Ob es ſich bei der Aufſchüttungsarbeit um Herſtellung eines 
„Werkes“ (8 631 BGB.) handelte, bedarf der Erörterung 
nicht, weil nach feſtſtehender Rechtſprechung der Werkvertrag 
eine Ausnahme von der kurzen Verjährung nicht begründet 
(Urteil des PrOTr. vom 14. März 1872; Striethorſt Arch. 84, 
275; Urteile des RG. vom 21. Mai 1885; JW. 85, 247 
und vom 1. März 1900, JW. 00, 306 *, auch vom 2. Januar 
1905, Rep. IV. 463/04). Dagegen fällt der ſogenannte 
„Entrepriſevertrag“ allerdings nicht unter die kurze Verjährung 
(vgl. außer dem angezogenen Urteile des OTr. auch Urteil des 
RG. vom 29. Juni 1891, RG. 28, 232). Zu prüfen bleibt 
die Frage, ob die Forderung der Klägerin ſich auf eine Leiſtung 
gründet, die „für den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt“ 
iſt; denn in dieſem Falle würde nach 8 196 Abſ. 1 Ziff. 1, 
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Abſ. 2 nicht die zweijährige, ſondern die (im Zeitpunkte der 
Klageerhebung noch nicht abgelaufene) vierjährige Verjährung 
Platz greifen. Der Begriff des Gewerbebetriebs ſetzt, wie fich 
ſchon aus dem darin aufgenommenen Merkmale des „Be⸗ 
treibens“ ergibt, bei der betreffenden Tätigkeit das Dauernde, 
Berufs mäßige voraus (Grimm Deutſches Wörterbuch S. 5482 
unter b; RG. 27, 260). Die Abſicht muß nicht auf ein einzelnes 
oder mehrere einzelne Geſchäfte gerichtet ſein, ſondern auf einen 
für die Dauer unternommenen Kreis von Geſchäften als Ganzes, 
das als eine dauernd und berufsmäßig fließende Einnahme⸗ 
quelle dienen fol (vgl. RG. 38, 18). Freilich iſt die „Dauer“ 
ſelbſt nicht ein in ſich feſt Beſtimmtes (Abſolutes), ſondern 
etwas nur Verhältnismäßiges, durch Beziehung auf andere 
Verhältniſſe oder Umſtände Beſtimmbares (Relatives). Keines⸗ 
falls aber kann von Miterben, die, um ihre Auseinanderſetzung 
zu einem den Beteiligten möglichſt günſtigen Ergebniſſe zu 
führen, eine zum Verkaufe beſtimmte Sache aus der Erbſchaft 
behufs Erzielung eines möglichſt hohen Kaufpreiſes in zweck⸗ 
entſprechender Weiſe „inſtandſetzen“, wie der Berufungsrichter 
es ausdrückt, oder, wie im vorliegenden Falle vielleicht richtiger 
zu ſagen iſt, umgeſtalten laſſen, ohne weiteres angenommen 
werden, daß ſie ſich damit eine berufsmäßige Einnahme⸗ 
quelle zu erſchließen beabſichtigen. Auch den Anſchauungen 
des Verkehrs würde eine ſolche Annahme nicht entſprechen. Die 
Beklagten bildeten nicht eine zu Erwerbszwecken, insbeſondere 
zum Grundſtückhandel, gegründete Geſellſchaft, ſondern eine durch 
Erbfall eingetretene Gemeinſchaft, deren Gegenſtand nicht das 
hier in Rede ſtehende Gelände bildet, ſondern die den Nachlaß 
als Ganzes ergreift. V. c. L., U. v. 23. April 07, 261/06 VII. — 
Hamburg. 

7. 88 269, 462 BGB. Internationales Privatrecht. 
Einheitliche Beurteilung des Anſpruchs auf Befreiung von der 
Verpflichtung zur Bezahlung eines Teiles des rückſtändigen 
Kaufpreiſes und der Kaufpreisminderungsforderung.] 

Klägerin kaufte von dem in Bari wohnenden Beklagten 
durch deſſen Agenten in München nach Muſter 16 540 Schaf: 
felle zum Geſamtpreis von 35 057,40 Mark. Die Schaffelle 
kamen am 30. Dezember 1903 und am 12. Januar 1904 in 
zwei Sendungen in München an. Beide Sendungen enthielten 
nach Behauptung der Klage ſehr viele Stücke allerſchlechteſter 
Qualität, während die zwei Muſter erſter Qualität geweſen 
ſeien. Der Kläger will beide Sendungen unverzüglich nach 
ihrem Eintreffen deshalb als nicht muſtermäßig gerügt haben; 
fürſorglich iſt geltend gemacht, weil Gegner die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit der Mängelrügen einwendete, es habe der Beklagte be⸗ 
trügeriſch eine zuſammengeſuchte, minderwertige Ware geſchickt. 
Die Klägerin will den ausſtehenden Kaufpreisreſt nicht nur 
nicht bezahlen, ſondern verlangt vom Beklagten außerdem noch 
Rückerſtattung eines Betrags von 3511,40 Mark gemäß 8 462 
BGB. als den Minderwert der gelieferten Ware. München 
iſt nach der Klagebehauptung als Erfüllungsort vereinbart. 
Aus dieſer Vereinbarung, aber auch ſchon aus dem Geſetze 
ohnehin ergebe ſich die Zuſtändigkeit des LG. München und die 
Anwendung deutſchen Rechts. Beklagter wurde verurteilt, ſeine 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter hat das ganze Rechtsverhältnis nach deutſchem Recht 
beurteilt. Der Beklagte beanſtandet dieſe Auffaſſung. Er will 
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italieniſches Recht angewendet willen. Denn bei dem Anſpruch 
auf Preisminderung, wie er hier geltend gemacht werde, ſei 
nicht der Käufer, ſondern der Verkäufer, alſo hier der in Bari 
in Italien wohnende Beklagte, der Schuldner. Gegen dieſen 
werde der Anſpruch erhoben. Nach den Grundſätzen des inter⸗ 
nationalen Privatrechts ſei daher das am Wohnort des Be⸗ 
klagten geltende Recht maßgebend. Dieſe Anſicht iſt nicht zu⸗ 
treffend. Der Berufungsrichter hat unbeanſtandet dargelegt, 
daß der Klageantrag nicht ein Antrag auf Feſtſtellung, ſondern 
ein Antrag auf Zuſprechung des Minderungsanſpruchs ſei. Es 
iſt daher mit dem Berufungsrichter davon auszugehen, daß 
nicht eine Feſtſtellungsklage, ſondern die Leiſtungsklage erhoben 
worden iſt, die auf Anerkennung geht, daß die Klägerin als 
Käuferin am Kaufpreis nichts mehr ſchulde, und zugleich Rück⸗ 
gewähr des zuviel Bezahlten verlangt. Gegenſtand dieſes 
Preisminderungsanſpruchs, der ſich auf 8 462 BGB. ſtützt, 
iſt nun nicht die Einwilligung des Verkäufers in einen Preis⸗ 
minderungsvertrag. Es wird zwar in der Literatur die Auf⸗ 
faſſung vertreten, das Recht auf Preisminderung und ebenſo 
das Recht auf Wandlung ſei das Recht auf Abſchluß eines 
Preisminderungsvertrages oder eines Wandlungsvertrages. 
Der Klageantrag müſſe auf Abſchluß eines ſolchen Vertrages 
gerichtet werden. Erſt aus dem die Einwilligung erſetzenden 
rechtskräftigen Wandlungs⸗ oder Preisminderungsurteil ergebe 
ſich ein aufs neue geltend zu machender Anſpruch auf Rück⸗ 
gewähr bei der Wandlung und auf Herabſetzung des Kauf⸗ 
preiſes und Rückerſtattung des zuviel Bezahlten bei der Preis⸗ 
minderung. Zugunſten dieſer ſog. Vertragstheorie, deren An⸗ 
wendung dem Beklagten hier die Stellung des Schuldners 
verſchaffen könnte, iſt ſchon die Entſcheidung des RG. 59, 97 
angerufen worden. In dieſer Entſcheidung iſt jedoch lediglich 
auf Grund des § 465 BGB. ausgeſprochen, daß die Wandlung 
nicht ſchon durch einſeitige Erklärung des Wandlungs berechtigten, 
ſondern erſt mit Zuſtandekommen einer Willenseinigung des 
Käufers und des Verkäufers über die Wandlung vollzogen iſt. 
Auf dieſen Zeitpunkt des Vollzugs kam es in dem ſoeben be⸗ 
ſprochenen Urteil an. Zu der ſog. Vertragstheorie wollte keine 
Stellung genommen werden. Daher ſteht dieſe Entſcheidung 
auch nicht in Widerspruch mit der Entſcheidung des RG. 58, 423ff. 
Dort iſt, ebenfalls ohne Stellungnahme zur Vertragstheorie, 
der Satz aufgeſtellt, daß die Wandlungsklage ohne vorher⸗ 
gehenden Antrag auf Verurteilung zur Einwilligung in die 
Wandlung ſofort und unmittelbar auf Rücknahme der Sache, 
Rückzahlung des Preiſes uſw. gerichtet werden kann. Beſteht 
dieſes Recht bei der Wandlung, ſo muß auch bei der Preis⸗ 
minderung dem Käufer das Recht zuſtehen, wie dies hier auch 
geltend gemacht iſt, unmittelbar auf Preisminderung und deren 
Ausführung zu klagen, und liegt in einem ſolchen Begehren 
nicht der Antrag auf Abſchließung eines Preisminderungs⸗ 
vertrages. Iſt dies aber richtig, ſo ergibt ſich aus ſolch un⸗ 
mittelbarem Klagerecht, daß der Beklagte ſich nicht auf die 
ſog. Vertragstheorie berufen kann, um die Schuldnerrolle zu 
übernehmen. Denn es handelt ſich dann nicht um eine vom 
Beklagten zu gebende Einwilligungserklärung, alſo nicht um 
eine Verpflichtung des Beklagten. Bis zum Inkrafttreten des 
BGB. war in Rechtſprechung und Literatur überwiegend die 
Anſicht vertreten, daß das Recht des Erfüllungsortes im 
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Zweifel, d. h. wenn die Vertragsſchließenden nichts Gegen⸗ 
teiliges verabredet hatten, maßgebend ſei. Begründet wurde 
dieſe Anſicht damit, daß am Erfüllungsort die ganze Abwicklung 
des Geſchäfts in ſeinen weſentlichen Beziehungen vor ſich gehe, 
daß daher am Erfüllungsort der Sitz der Obligation ſei. Der 
erkennende Senat hat dieſen Grundſatz für das internationale 
Privatrecht auch nach Inkrafttreten des BGB. als forthin 
ebenfalls geltend angeſehen und dieſe Auffaſſung der Entſcheidung 
des RG. 55, 106 ff. zugrunde gelegt. Der VI. 38S. hat ſich 
dagegen in zwei Entſcheidungen (RG. 61, 343 und 62, 379) 
zu der Anſicht bekannt, daß Vertrags obligationen im Zweifel 
nicht nach dem Rechte des Erfüllungsortes, ſondern nach dem 
Perſonalſtatut des Schuldners zur Zeit des Vertragsſchluſſes, 
ſei es das Recht des Wohnortes oder des Heimatſtaates, zu 
beurteilen ſeien. Dieſe Anſicht iſt nicht ohne Widerſpruch ge 
blieben; vgl. hierüber die Ausführungen bei Staub, 8. Aufl., 
Exkurs zu 8 372 Anm. 7. In der Vorinſtanz hat der Be 
klagte die Meinung vertreten, daß dieſe Streitfrage hier zu 
entſcheiden ſei. Auch die Begründung der Reviſion vertritt 
dieſen Standpunkt. Es bedarf jedoch einer Entſcheidung dieſer 
Streitfrage aus folgenden Gründen nicht: Der Anſpruch auf 
Minderung des Kaufpreiſes iſt ſeinem Weſen nach ein Anſpruch 
auf Gewährleiſtung wegen mangelhafter Vertragserfüllung. 
Hat der Käufer den Kaufvertrag ſeinerſeits erfüllt, und ver⸗ 
langt er mit der Preisminderung einen Teil des bezahlten 
Kaufpreiſes zurück, ſo könnte man aus dem Charakter der Preis⸗ 
minderung herleiten, der Verkäufer müſſe, weil er mangelhaft, 
alſo noch nicht gehörig erfüllt habe, nacherfüllen; dieſe Nach⸗ 
erfüllung leiſte er in Geld, indem er einen Teil des zuviel 
Empfangenen zurückerſtatte. Hieraus würde ſich für eine Preis⸗ 
minderung, welche durch Rückzahlung eines Teiles des Kauf⸗ 
preiſes zu erfüllen iſt, als Erfüllungsort der Wohnort des 
Verkäufers nach 8 269 Abf. 1 BGB. ergeben. Der Verkäufer 
wäre alsdann als Schuldner anzuſehen. Ob dieſe Konſtruktion 
richtig iſt, bedarf der Entſcheidung jedoch nicht, weil die Sach⸗ 
lage hier eine andere iſt. In dem hier zu entſcheiden den Fall 
will die Käuferin von ihrer Verpflichtung zur Zahlung des 
reſtlichen Kaufpreiſes befreit ſein, und ſie verlangt von dem 
bezahlten Kaufpreis noch 3511,40 Mark zurück. Für den 
Kauſpreisreſt von 3500 Mark iſt die in München wohnende 
Klägerin Schuldnerin; dieſer Verpflichtung hätte fie nach 8 269 
Abſ. 1 BGB. in München zu genügen. Es würde alſo, ſoweit 
die Befreiung von der Kaufpreiszahlung, für ſich allein be 
trachtet, in Frage kommt, deutſches Recht anzuwenden ſein — 
mag man die Theorie des Erfüllungsortes oder die Theorie 
vom Perſonalſtatut für zutreffend anſehen. Nun läßt ſich aber 
der Anſpruch auf Befreiung von der Verpflichtung zur Kauf⸗ 
preiszahlung nicht von dem Anſpruch auf Rückerſtattung des 
zuviel Bezahlten trennen. Beide Anſprüche können nur einer 
einheitlichen Beurteilung unterliegen, und zwar gibt für die 
Beurteilung derjenige Anſpruch den Ausſchlag, welcher als der 
weſentlichſte und Hauptanſpruch zu betrachten iſt. Hauptanſpruch 
in dieſem Sinne iſt aber der Anſpruch auf Befreiung von der 
Kaufpreiszahlung. Der Rückerſtattungsanſpruch iſt nur eine 
Folgerung, die ſich notwendigerweiſe aus der Zuerkennung des 
Hauptanſpruchs ergibt. Dieſe Erwägungen führen zur An⸗ 
wendung deutſchen Rechts auf den ganzen einheitlichen Preis⸗ 
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minderungsanſpruch und zur Zurückweiſung des auf Anwendung 
italieniſchen Rechts abzielenden Angriffs. H. c. S., U. v. 
26. April 07, 13/07 II. — Münden. 

8. 88 283, 325, 326 BGB. Schadenserſatzanſpruch des 
Käufers, wenn der infolge Wandlungbegehrens verurteilte Ver⸗ 
käufer ſeinen Verpflichtungen nicht nachkommt.] 

M. hatte dem Kläger ein Hotelgrundſtück mit Inventar 
verkauft und war auf die Wandlungsklage des Klägers, in 
Aufhebung des Kaufvertrags zu willigen, den Kläger von ſeiner 
perſönlichen Verpflichtung von Übernahme der Hypotheken zu 
befreien, dem Kläger den Hypothekenbrief über die ihm beſtellte 
Hypothek von 216 000 Mark herauszugeben und die Anzahlung 
von 85000 Mark zurückzuerſtatten, rechtskräftig verurteilt 
worden. In der Folge hat Kläger dem M. gemäß 8 283 
BGB. eine Friſt von 6 Wochen zu Erfüllung dieſer urteils⸗ 
mäßigen Verpflichtungen unter der Androhung geſetzt, daß er 
nach deren Ablauf die Annahme der Leiſtung ablehnen und 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung begehren werde. Die Be⸗ 
klagten find Gläubiger des M. und haben in dieſer Eigenſchaft 
eine Reihe von Pfändungen vorgenommen. Der Kläger hat 
Klageantrag geſtellt, es ſolle feſtgeſtellt werden, daß die Be⸗ 
klagten nicht berechtigt ſeien, in ihrer Eigenſchaft als Rechts⸗ 
nachfolger des M. auf Grund der von ihnen erwirkten 
Pfändungsbeſchlüſſe Anſprüche geltend zu machen. Der Klage⸗ 
antrag wird darauf geſtützt, daß die Hypothek von 216 000 Mark 
ſich zufolge der Wandlung in eine Eigentümerhypothek umge⸗ 
ſtaltet habe. Deshalb könne M. aus dieſer Hypothek keine 
Anſprüche gegen den Kläger erheben; was für M. gelte, gelte 
auch für deſſen Rechtsnachfolger. Zufolge des Rechtsbehelfs 
aus 8 283 BGB. habe fi das ganze Rechtsverhältnis in 
einen Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung umgeändert; 
deshalb brauche der Kläger die Kaufſache nicht herauszugeben 
und könne, ſoweit er dann noch nicht befriedigt ſei, auch ſein 
weitergehendes Intereſſe geltend machen. Die Beklagten ver⸗ 
treten den Standpunkt, die vom Kläger gemäß §8 283 BGB. 
getroffene Wahl habe den Kaufvertrag wieder aufleben laſſen; 
M. und deſſen Rechtsnachfolger könnten daher Anſpruch auf 
Zahlung des Reſtkaufpreiſes erheben; dem Kläger ſtehe nur 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz dafür zu, daß M. dem Wand⸗ 
lungsurteil nicht nachgekommen ſei. Das LG. hat erkannt: I. Der 
Anſpruch der Beklagten auf Zahlung des Reſtkaufpreiſes ſei nicht 
berechtigt. II. Der Anſpruch der Beklagten auf Grund buchberichti⸗ 
gung ſei nicht berechtigt. Dementſprechend wurde zu I und II den 
Feſtſtellungsanträgen des Klägers ſtattgegeben. III. Im übrigen 
ſei die Klage abzuweiſen. Das OLG. wies die Berufung beider 
Teile zurück. Das RG. hob auf Reviſion des Klägers auf: 
Die Rechtſprechung vor Inkrafttreten des BGB. ging davon 
aus, daß der vertragstreue Teil, ſobald er die rechtskräftige 
Verurteilung ſeines ſäumigen Gegners erlangt hatte, endgültig 
an dieſe Wahl gebunden war und nicht mehr ſtatt Erfüllung 
Schadenserſatz verlangen oder zurücktreten könne; er durfte nur 
das Intereſſe wegen des nicht befolgten Urteils begehren; vgl. 
RG. 36, 376 und die weiteren Zitate bei Staub, 6/7. Aufl., 
Exkurs zu $ 374 Anm. 131. Die ZPO. hat in 8 893 hin» 
ſichtlich der Frage, ob nach Erwirkung eines rechtskräftigen 
Urteils ein Übergang zu einer Forderung auf Schadenserſatz 
möglich ſei, auf das Bürgerliche Recht verwieſen. Das Bürger⸗ 
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liche Recht hat dieſe Frage durch die 88 283, 325 Abſ. 2 
BGB. gelöſt. In § 283 BGB. wird beſtimmt, daß der 
Gläubiger dem rechtskräftig verurteilten Schuldner, unter Um⸗ 
gehung der Zwangsvollſtreckung, eine angemeſſene Friſt mit der 
Erklärung beſtimmen kann, daß er die Annahme der Leiſtung 
nach Ablauf der Friſt ablehne. Nach vergeblichem Ablauf der 
Friſt wird unterſtellt, die Leiſtung ſei aus einem vom Schuldner 
zu vertretenden Umſtande unmöglich geworden. Der Gläubiger 
kann Erfüllung nicht mehr verlangen. Sein Anſpruch hat ſich 
in einem Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
umgewandelt. Dies beſtimmt § 283 Abſ. 1 BGB. ausdrück⸗ 
lich. Dieſe Vorſchrift gilt für alle Schuldverhältniſſe, insbe⸗ 
ſondere aber bei ſolchen, die auf Rückgewähr eines Gegenſtandes 
gerichtet find. In den Mot. II, 54 wird dies ausdrücklich 
hervorgehoben. Es war ſomit eine abſichtliche Abweichung von 
der ſeitherigen Rechtſprechung gewollt. Für dieſe Abweichung 
iſt in den Motiven namentlich geltend gemacht, daß die gedachte 
Wirkung des Friſtablaufs beiden Teilen gegenüber gleichmäßig 
gerecht und billig erſcheine. Die Folgerung aus dieſem Grund⸗ 
ſatze zieht für gegenſeitige Verträge der Abſ. 2 des 8 325 
BGB. Dort wird unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die 
Grundſätze des 8 283 BGB. vorgeſchrieben, daß die Nicht⸗ 
erfüllung vor Ablauf der vom Gläubiger dem Schuldner ge⸗ 
ſetzten Friſt der vom Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit 
im Sinne des 5 325 Abſ. 1 BGB. gleichſtehen ſoll. Nach 
dieſer letzteren in Abſ. 2 des 8 325 BGB. enthaltenen Ge 
ſetzesbeſtimmung hat aber der Gläubiger einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Nun iſt es in der Recht⸗ 
ſprechung feſtſtehender Grundſatz, daß bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen der vertragstreue Teil, der beim Leiſtungsverzug des 
Gegners Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gewählt hat, nicht 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung an Stelle der geſchuldeten 
Leiſtung, ſondern nur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung an 
Stelle von Leiſtung und Gegenleiſtung zu verlangen hat. Das 
Weſen des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung beſteht in 
einer Umwandlung des beiderſeitigen Vertragsverhältniſſes und 
nicht nur des Beſtandteils, der vom Schuldnerverzug betroffen 
iſt. Denn die Anſprüche beider Teile bedingen ſich gegenſeitig. 
Wird durch den Schuldnerverzug, wie 8 326 Abi. 1 BGB. 
ausdrücklich beſtimmt, der Anſpruch des Nichtſäumigen auf Er⸗ 
füllung ausgeſchloſſen, ſo hat dies auch den Ausſchluß des 
Erfüllungsanſpruchs des Säumigen zur notwendigen Folge, 
weil der Nichtſäumige nur zu erfüllen braucht, wenn der Gegner 
ſeinerſeits erfüllt; RG 50, 263; 57, 106; 58, 177. Ein 
ſolches einem gegenſeitigen Vertrag hier gleich zu behandelndes 
Verhältnis wird aber durch das Wandlungsurteil hergeſtellt. 
Die Verſchiedenheit des Entſtehungsgrundes der beiderſeitigen 
Verpflichtungen kann aber eine verſchiedene rechtliche Beurteilung 
hinſichtlich des S 283 BGB. nicht begründen. Der Kläger 
kann, nachdem M. ungeachtet der dem § 283 Abſ. 1 BGB. 
entſprechenden Androhung die ihm obliegende Leiſtung nicht 
bewirkt hat, von dieſem Rückgewähr nicht mehr verlangen. 
Damit iſt aber auch die Verpflichtung des Klägers, ſeinerſeits 
zu erfüllen, gleichfalls weggefallen; denn er braucht nur zu er⸗ 
füllen, wenn der Gegner erfüllt. Der Gegner kann aber nicht 
mehr erfüllen, wie S 283 BGB. gleich dem 8 326 Abſ. 1 
BGB. ausdrücklich vorſchreibt, und der Kläger hat nur noch 
46 
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einen Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung. Die durch 
Urteil ausgeſprochene Wandlung kommt daher nicht mehr in 
Betracht. Der Kläger braucht das Hotel und das Inventar 
nicht zurückzugeben. Es hat eine Schadensabrechnung ſtatt⸗ 
zufinden. Was der Kläger aus dem Vertrag beſitzt, kommt 
als Rechnungsfaktor bei der Schadens bemeſſung ebenſo in Be⸗ 
tracht, wie die vom Kläger geleiſtete Kaufpreisanzahlung. So 
würde ſich die Sachlage geſtalten, wenn der Kläger ſeinem 
urſprünglichen Vertragsgegner M. gegenüberſtände. Der Kläger 
ſteht hier den Gläubigern des M. gegenüber, welche die An⸗ 
ſprüche ihres Schuldners gepfändet haben. Dadurch ändert ſich 
die Sachlage jedoch nicht. Die Gläubiger des M. müſſen ſich, 
wie dieſer ſelbſt, die Einwendung gefallen laſſen, daß der Kläger 
das Hotel und das Inventar nicht herauszugeben braucht, daß 


alſo an Stelle der Wandlung der Schadenserſatzanſpruch wegen 


Nichterfüllung getreten iſt. Gegen dieſe Löſung läßt ſich kein 
Argument aus 8 354 BGB. entnehmen. Denn dort iſt ledig⸗ 
lich beſtimmt, daß der Wandlungs berechtigte feinen Wandlungs⸗ 
anſpruch verliert, wenn er mit der Rückgewähr in Verzug gerät, 
und der Gegner unter Friſtbeſtimmung erklärt hat, daß er die 
Annahme des Zurückzugewährenden ablehnen werde; § 467 
BGB. Um eine Ablehnung der Erfüllung und um Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung handelt es ſich bei 8 354 BGB. 
nicht. W. c. W. u. Gen., U. v. 26. April 07, 464/06 II. — Celle. 

9. 88 324, 632, 649 BGB. Anſprüche des Werk⸗ 
meiſters nach Unterſagung der Fortſetzung des Werkes.] 

Der Architekt W. hat für die Beklagte einen Neubau aus⸗ 
zuführen begonnen. Die Beklagte hat ihm die Fortſetzung des 
Werkes unterſagt. Dieſer verlangte für die von ihm ge⸗ 
leiſteten Arbeiten zuſammen 6833,70 Mark, indem er be⸗ 
hauptete, daß eine beſtimmte Vergütung für das von ihm zu 
erbauende Haus zwiſchen ihm und der Beſtellerin nicht ver⸗ 
einbart worden ſei, daß aber die berechneten Preiſe angemeſſen 
ſeien. Gezahlt find nur 3000 Mark. W. hat feine Reſt⸗ 
forderung an die Klägerin abgetreten. Die Beklagte beſtritt, 
daß eine angemeſſene Vergütung vereinbart ſei, und behauptete 
ihrerſeits, daß ein feſter Preis von 6000 Mark verabredet 
worden ſei. Durch die Zahlung von 3000 Mark ſeien im 
Hinblick auf dieſe Preisfeſtſetzung die Leiſtungen des Zedenten 
der Klägerin abgegolten. Die Klage wurde abgewieſen, das 
RG. hob auf: Der Berufungsrichter geht davon aus, daß 
dem Rechtsvorgänger der Klägerin von der Erblaſſerin der Be⸗ 
klagten der Bau eines Hauſes angedungen worden, daß alſo 
zwiſchen ihnen ein Werkvertrag zuſtande gekommen iſt. Dahin⸗ 
geſtellt läßt er, ob eine beſtimmte Vergütung, wie die Be⸗ 
klagten behauptet hatten, ausdrücklich verabredet oder ob die 
angemeſſene (übliche) Vergütung ſtillſchweigend vereinbart war 
(8 632 BGB.). Für die Reviſionsinſtanz iſt das letztere zu 
unterſtellen. Nachdem nun die Beklagte dem Unternehmer W., 
der mit der Errichtung des Hauſes begonnen und Leiſtungen 
gemacht hatte, die Fortſetzung des Baues unterſagt, d. h. den 
Vertrag gekündigt hatte, ergab ſich als rechtliche Folge gemäß 
8 649 BGB., daß der Vertrag für die Zukunft aufgehoben 
war, daß aber der Werkmeiſter den Anſpruch auf die Gegen⸗ 
leiſtung behielt. Obwohl in dieſem Anſpruche wirtſchaftlich die 
Entſchädigung des Unternehmers für den willkürlichen Rücktritt 
gefunden werden kann, gibt doch das Geſetz dem Unternehmer 
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nicht ein Recht auf Schadenserſatz. Es heißt, daß er berechtigt 
ſei, die vereinbarte Vergütung zu verlangen, wie es in dem 
die Unmöglichkeit der Leiſtung infolge eines vom Gläubiger zu 
vertretenden Umſtandes behandelnden Falle des 8 324 BGB. 
heißt, daß der Schuldner den Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
behalte. Die Motive zum I. Entwurf des BGB. (II, 208, 
209, 503) laſſen, wenn es gegenüber dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes noch eines weiteren Beweiſes bedürfte, darüber keinen 
Zweifel, daß es in beiden Fällen ſo angeſehen werden ſolle, 
als habe der Schuldner erfüllt, und daß dieſer dadurch als 
vollſtändig entſchädigt gelten ſollte, daß ihm der Anſpruch auf 
die Gegenleiſtung verbleibe. Wenn demnach der Berufungs⸗ 
richter — übrigens im Einklange mit der überwiegenden 
Meinung in der Literatur — davon ausgeht, daß die Klägerin 
nicht Schadenserſatz, ſondern nur die vereinbarte Vergütung 
fordern könne, ſo iſt ihm darin beizuſtimmen. Zu weit geht er 
aber in der Annahme, daß beim Werkvertrage die Vergütung 
nur als eine einheitliche zu entrichten ſei. Das Weſen des 
Werkvertrages wird dadurch nicht berührt, daß der Preis nicht 
in einer Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Her⸗ 
ſtellung des Werkes erforderlichen Einzelleiſtungen beſtimmt iſt 
(Planck, 3. Aufl. Anm. 2b zu $ 632 BGB.). Danach ſteht 
nichts im Wege, daß beim Mangel einer Abrede über die Höhe 
der Vergütung der Unternehmer ſeinen Werklohnanſpruch in 
Anlehnung an ſeine Einzelleiſtungen mit der Behauptung be⸗ 
gründet, die fo berechnete Vergütung entſpreche dem Üblichen. 
Die Klägerin hätte in dieſer Weiſe eine Berechnung auf der 
Grundlage aufmachen können, als ſei der ganze Bau von ihr 
hergeſtellt worden. Sache der Beklagten wäre es geweſen, 
einredeweiſe darzulegen, um welchen Betrag dieſe Rechnung in⸗ 
folge von Erſparniſſen an Aufwendungen und inſolge ander⸗ 
weiter Verwendung der Arbeitskraft des Unternehmers oder 
infolge böswilliger Unterlaſſung anderweiten Erwerbs zu 
mindern geweſen ſei ($ 649 Satz 2 Halbſ. 2 BGB.). Es 
kann aber auch nicht für unzuläſſig erachtet werden, wenn 
der Unternehmer, ohne eine ſolche Einrede abzuwarten, ſelbſt 
die Gegenleiſtung, auf die er grundſätzlich und zunächſt in 
vollem Umfang Anſpruch hat, mit Rückſicht auf von ihm zu⸗ 
gegebene Erſparniſſe oder anderweiten Erwerb kürzt und nur 
die geringere Summe verlangt, vorbehaltlich des Rechtes des 
Beſtellers, noch weitere Abſtriche auf Grund des Geſetzes zu 
machen. So iſt aber im vorliegenden Falle die Klägerin ver⸗ 
fahren. Mindeſtens kann ihre Begründung der Klage ſo ver⸗ 
ſtanden werden und wenn ihre Ausführungen, vielleicht mit 
Rückſicht auf Wendungen, die auf die Geltendmachung eines 
Schadenserſatzanſpruchs hindeuteten, dem Berufungsrichter 
Anlaß zu Zweifeln boten, ſo waren dieſe durch Ausübung des 
Fragerechts (8 139 ZPO.) zu beſeitigen. In zweiter Inſtanz 
hatte die Klägerin behauptet, daß die angemeſſene Bauſumme 
d. i. die Vergütung für das vollendete Werk ſich auf an⸗ 
nähernd 10 000 Mark belaufe. Das, was ſie — unter 
Berückſichtigung der Abſchlagszahlung von 3000 Mark — 
forderte, blieb hinter dieſer Summe erheblich zurück. Da ſie 
die ganze Gegenleiſtung, unbeſchadet der Abzugseinrede der 
Beklagten, beanſpruchen konnte, ſo durfte der Berufungsrichter 
die Klage nicht daran ſcheitern laſſen, daß dies nicht geſchehen, 
ſondern ein geringerer Betrag eingeklagt war. Bei der ander⸗ 
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weiten Verhandlung und Entſcheidung der Sache wird in erſter 
Linie feſtzuſtellen ſein, was die Rechtsvorgänger der Parteien 
über die Höhe der Vergütung verabredet haben. St. c. v. S., 
U. v. 30. April 07, 304/06 VII. — Celle. 

10. 5 607 BGB. Bedeutung der Umwandlung eines 
Vorſchuſſes in ein Darlehn für die Frage, ob die Vereinbarung 
eines Schiedsgerichts bezüglich eines Engagementsverhältniſſes 
auch die Forderung aus dem Darlehnsvertrage umfaſſe.] 

Der Beklagte war von dem Kläger als Opernſänger an⸗ 
geſtellt, und hatte in einem Schuldſchein bekannt, vom Kläger 
außer ſeinem Gehalt noch den Betrag von 10 395 Mark 78 Pf. 
erhalten zu haben, und dieſen Betrag dem Kläger darlehns⸗ 
weiſe zu verſchulden, er verpflichtete ſich zur Rückzahlung ohne 
Kündigung ſpäteſtens an dem Tage, an dem er die Stellung 
beim Kläger verlaſſe. Mit der Behauptung, daß der Fällig⸗ 
keitstermin am 16. Mai 1906 eingetreten ſei, fordert der Kläger 
Zahlung. Unter Verweigerung der Verhandlung zur Haupt⸗ 
ſache erhob der Beklagte die Einrede, daß der Rechtsſtreit durch 
Schiedsrichter zu entſcheiden ſei. Dieſe Einrede wurde durch 
Zwiſchenurteil des LG. verworfen, und die Berufung des Be⸗ 
klagten zurückgewieſen. Das RG. hob auf, und wies die Klage 
(„,angebrachtermaßen“ jagen die Entſcheidungsgründe) ab: In 
dem Vertrage, durch den der Kläger den Beklagten als Opern⸗ 
ſänger für die unter Leitung des Klägers ſtehenden Theater 
anſtellte, iſt beſtimmt, daß ſich die Parteien in allen „in bezug 
auf den Vertrag oder aus demſelben entſtehenden Streitfragen“ 
dem Ausſpruche des in den Satzungen des Deutſchen Bühnen⸗ 
vereins bezeichneten Schiedsgerichts unterwerfen. Der vom Be⸗ 
klagten hieraus entnommenen prozeßhindernden Einrede hält 
das Berufungsgericht entgegen: Es möge richtig ſein, daß die 
in dem Schuldſchein erwähnte Darlehnsforderung aus Vor⸗ 
ſchüſſen entſtanden ſei, die der Kläger dem Beklagten gerade 
mit Rückſicht auf den beſtehenden Dienſtvertrag gewährt habe. 
Gerade der Umſtand aber, daß die Anſprüche des Klägers bis 
zum 3. Januar 1906 zuſammengerechnet und in eine Darlehns⸗ 
forderung umgewandelt würden, laſſe die Abſicht erſehen, dieſe 
Forderung aus den auf Grund des Dienſtvertrags beſtehenden 
Rechtsbeziehungen loszulöſen und auszuſcheiden. Dadurch, daß 
der Beklagte Einwendungen aus dem Engagementsvertrage er⸗ 
heben wolle, werde der mit der Klage verfolgte reine Darlehns⸗ 
anſpruch in ſeiner rechtlichen Natur nicht berührt. — Dieſer 
Meinung kann nicht beigetreten werden; äußere und innere 
Gründe ſprechen gegen fi. Worum es den Parteien zunächſt 
zu tun war, iſt klar: es ſollte künftigen Streitigkeiten über die 
Höhe der vom Kläger dem Beklagten gegebenen Vorſchüſſe vor⸗ 
gebeugt, ihr Betrag in bindender Weiſe feſtgeſtellt werden. 
Die Umwandlung der Forderung in ein Darlehen — 8 607 
Abſ. 2 BGB. — wird wohl im Intereſſe des Beklagten ges 
ſchehen ſein, damit der Kläger nicht etwa geltend machen könne, 
er habe dem Beklagten ſeinen Gehalt für geraume Zeit ſchon 
im voraus bezahlt, brauche ihm alſo zunächſt keinen Gehalt zu 
zahlen. Daß aber die Parteien hierbei auch die Abſicht gehabt 
haben ſollten, falls gleichwohl in bezug auf die Forderung 
Streitigkeiten entſtehen würden, die ihre Grundlage im Engagements⸗ 
vertrage haben, dieſe Streitigkeiten dem Schiedsgerichte zu ent⸗ 
ziehen und ſie vor das ordentliche Gericht zu bringen, dafür 
liegt nichts vor. Der Inhalt des Schuldſcheins ſpricht direkt 
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dagegen. Die Fälligkeit des Darlehns iſt darin von dem Aus⸗ 
tritt des Beklagten aus dem Vertragsverhältniſſe abhängig ge⸗ 
macht. Wie nun, wenn der Beklagte die Fälligkeit beſtritten 
hätte, weil er das Engagement nicht verlaſſen habe? Dann 
würde gewiß nicht geſagt werden können, der Streit über 
die Fälligkeit ſei kein Streit aus dem oder in bezug auf den 
Vertrag, weil es ſich ja um die Fälligkeit eines „Darlehns“ 
handle. Der gleiche Zwieſpalt tritt ein, wenn etwa der Be⸗ 
klagte ſich damit verteidigt, daß das Darlehn durch Anſprüche 
auf Spielgelder, Zulagen oder dergleichen ganz oder teilweiſe 
getilgt ſei. Da dem Beklagten nicht verwehrt ſein kann, dieſe 
Fragen vor das Schiedsgericht zu bringen, ſo würde die Folge 
der Auffaſſung des Berufungsgerichts ſein, daß aus einem 
Prozeſſe deren zwei entſtänden, was ſicher nicht als von den 
Parteien gewollt zu vermuten iſt. Es muß deshalb angenommen 
werden, daß nach dem Willen der Parteien durch die Um⸗ 
wandlung der Forderung in eine Darlehnsforderung eine 
Anderung in der Behandlung etwa auftretender Streitigkeiten 
nicht eintreten, die Forderung gerade in dieſem Punkte von 
dem Verhältniſſe aus dem Anſtellungsvertrage nicht losgelöſt 
werden ſollte. N. c. L., U. v. 19. April 07, 535/06 VI. — 
Breslau. 

11. 8 676 BGB. Haftung des Auskunfterteilenden nach 
der beſtehenden Geſchäfts verbindung zwiſchen dieſem und dem 
darum Nachſuchenden.] 

Der Anſicht des Berufungsgerichts, daß die von ſeiten 
des Beklagten über ſeinen Schwager M. dem Kläger erteilte 
Auskunft in den Rahmen der zwiſchen den Streitteilen be⸗ 
ſtehenden Geſchäftsverbindung nicht hineingehöre und derſelben 
daher ein vertraglicher Charakter nicht beigelegt werden könne, 
kann nicht beigetreten werden. Nach der Meinung des Be⸗ 
rufungsrichters hat die ganze Geſchäftsverbindung der Parteien 
darin beſtanden, daß Kläger dem Beklagten regelmäßig ſeine 
gedruckten Getreideofferten zugeſandt hat, daß er dem Beklagten 
auch zahlreiche briefliche Spezialofferten gemacht hat und daß 
es auf Grund dieſer Offerten zu einer Reihe von Abſchlüſſen 
zwiſchen den Parteien gekommen iſt, die dann — anſcheinend 
zur beiderſeitigen Zufriedenheit — reguliert worden ſind. Allein 
auch abgeſehen davon, daß ein Teil dieſer Waren ſeitens des 
Beklagten für ſeinen Schwager M. gekauft worden iſt, hat ſich 
die Geſchäftsverbindung der Streitteile auch darauf erſtreckt, 
daß Beklagter für ſeitens des Klägers an M. im Dezember 
1902 betätigte zwei Lieferungen das Delkredere übernommen 
hat und daß im Anſchluß hieran eine Korreſpondenz der Par⸗ 
teien ſich entwickelt hat darüber, ob nicht Beklagter für weitere 
ſeitens des Klägers mit M. in Ausſicht genommene Lieferungs⸗ 
geſchäfte das Delkredere übernehmen wolle: ein Anſinnen, 
welches Beklagter im Falle der Zuſtimmung Ms. zu akzeptieren 
bereit war und welches in Ermangelung dieſer Zuſtimmung dann 
nicht zur Ausführung gelangte. Bereits in der bezüglichen 


Korreſpondenz waren die Kreditverhältniſſe des M. einer Er⸗ 


örterung unterzogen worden und zwar ſeitens des Beklagten in 

empfehlender Weiſe, denn letzterer erklärte ſich bereit, auf Wunſch 

ſeines Schwagers jedes Delkredere für denſelben zu übernehmen 

und bemerkte ſchließlich, daß Kläger jedes Geſchäft mit M. ab⸗ 

ſchließen könne. Wenn im Anſchluß hieran im Februar 1903 

Beklagter die mündliche Auskunft erteilte, die der Klage zu⸗ 
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grunde liegt, fo kann nur angenommen werden, daß dieſe Aus⸗ 
kunft noch im Rahmen der zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Geſchäftsverbindung, welche auch auf die fraglichen Rechts⸗ 
verhältniſſe gegenüber dem beklagtiſchen Schwager M. ſich er⸗ 
ſtreckte, ſich bewegt hat. Die wirtſchaftliche Stelluug des Be⸗ 
klagten erſcheint hierbei unerheblich, da derſelbe als Kaufmann 
im Handelsregiſter eingetragen iſt. R. c. B., U. v. 26. April 07, 
510/06 IH. — Hamburg. 

12. 8 823 BGB. Keine Rechtspflicht zum Beſtreuen 
eines vor einem Privathauſe angelegten Backſteinpflaſters bei 
Eisglätte.] 

Die Klägerin iſt am 5. Dezember 1903 auf dem Backſtein⸗ 
pflaſter vor einem der Häuſer des Beklagten infolge von Eis⸗ 
glätte zu Fall gekommen, und hat wegen der Folgen dieſes 
Unfalls vom Beklagten Entſchädigung gefordert. In dem 
Berufungsurteile iſt dieſer Anſpruch dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt, weil der Beklagte fahrläſſig unterlaſſen habe, 
die Eisglätte durch Beſtreuen mit abſtumpfendem Material zu 
beſeitigen. Seine Verpflichtung zum Streuen ergebe ſich nicht 
aus den Vorſchriften der polizeilichen Straßenordnung; denn 
dieſe ſei nur auf öffentliche Straßen anwendbar, der Streifen 
vor den Häuſern des Beklagten ſei aber eine ſolche nicht. Aber 
der Vater des Beklagten habe dadurch, daß er in den 60er Jahren 
dort ein Backſteinpflaſter gelegt habe, das den Charakter eines 
Trottoirs habe, auf ſeinem Grundſtücke einen Verkehr eröffnet, 
und für die Dauer dieſes tatſächlichen Zuſtandes ſei er und 
ſeine Beſitznachfolger gehalten, für die Sicherheit dieſes Ver⸗ 
kehrs zu ſorgen. Der Beklagte habe den Verkehr nicht bloß 
geduldet, ſondern er habe den von ſeinem Rechtsvorgänger her⸗ 
geſtellten Zuſtand übernommen und beibehalten. Da fomit der 
Beklagte das Trottoir dem Publikum, wenigſtens den An⸗ 
wohnern der Straße zum freien Gemeingebrauch überlaſſen 
habe, habe er für die Sicherheit des Verkehrs zu ſorgen. Der 
Gemeingebrauch ergebe ſich aus der von den Zeugen bekundeten 
Tatſache, daß ſie niemals gehindert ſeien, den Weg über das 
Backſteinpflaſter zu nehmen. Vorübergehende tatſächliche 
Hinderung des Verkehrs durch Lagern von Holz kommen nicht 
in Betracht, da darin ein Verbot nicht liege. Dieſe Ausführung 
iſt nicht haltbar. Die vom Berufungsrichter feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen haben eine Rechtspflicht des Beklagten, für die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs über ſein Grundſtück zu ſorgen, nicht be⸗ 
gründen können. Einen Verkehr eröffnen der Gaſtwirt, der 
Ladenbeſitzer u. dgl., die durch ihr gewerbliches Unternehmen 
das Publikum zum Betreten ihrer Räumlichkeiten auffordern. 
Ebenſo der Vermieter eines von mehreren Mietern bewohnten 
Hauſes, der Vorplätze, Treppen uſw. dem Gemeingebrauch der 
Mieter und ihrer Beſucher vorbehält. Der Beklagte aber hat 
niemanden zum Betreten ſeines Grundſtücks aufgefordert, wenn 
er den Landſtreifen vor ſeinen Gebäuden mit Pflaſter verſah. 
Er hat insbeſondere ſeine Nachbarn nicht in den irrigen Glauben 
verſetzt, daß er nicht bloß zum Nutzen der eigenen Grunbftüde, 
ſondern für ihren Gebrauch ein Trottoir herſtelle. Denn da 
er wiederholt auf dem Backſteinpflaſter Holz aufftellte und 
Stämme lagerte, ſo iſt von ihm mit ausreichender Deutlichkeit 
zum Ausdruck gebracht, daß er nur tatſächlich es dulde, daß, 
ſolange er des Platzes nicht bedurfte, andere über ſein Grund⸗ 
ſtück gingen, ſei es um den Weg abzukürzen, ſei es, weil das 
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Pflaſter den Weg verbeſſerte. Hat hiernach der Beklagte nur 
aus freundnachbarlicher Duldung den Verkehr zugelaſſen, ſo 
hat ihm nicht die Rechtspflicht obgelegen, für deſſen Sicherheit 
beſonders tätig zu ſein. Wer von ſeiner Gefälligkeit Gebrauch 
machen wollte, mußte ſie nehmen, wie ſie geboten wurde. Die 
Klage war deshalb abzuweiſen. K. c. V., U. v. 6. Mai 07, 
374/06 VI. — Celle. 

13. 8 826 BGB. Ein von der Vereinigung der Berliner 
Metallwarenfabrikanten über einen Arbeiter verhängte Arbeits⸗ 
ſperre kein Verſtoß gegen die guten Sitten! 

Der Kläger hat in der Zeit bis zum 30. September 1904 
in der von der Handelsgeſellſchaft B. J. in Berlin betriebenen 
Metallwarenfabrik als Schleifer gearbeitet. Zu dieſer Zeit iſt 
unter Arbeitern der Metallwarenbranche in Berlin ein Streik 
ausgebrochen, der nach der unbeſtritten gebliebenen Behauptung 
des Klägers auch zur Ausſperrung von Arbeitern durch die 
Arbeitgeber geführt hat. Dabei iſt auch der Kläger arbeitslos 
geworden. Während der Dauer dieſes Kampfes haben am 
9. Dezember 1904 Vertrauensmänner der Arbeitgeber, darunter 
G. F., eine Anzahl Arbeitswillige nach der Fabrik von H. D. 
geleitet. Dabei hat der Kläger, der als Streikpoſten diente, 
um zu dieſen Arbeitswilligen zu gelangen, deren Begleiter F. 
durch einen Stoß mit dem Ellenbogen beiſeite geſchoben und 
an einen der Arbeitswilligen unter dem Hinweis darauf, daß 
geſtreikt werde, die Aufforderung gerichtet, mit ihm nach dem 
Gewerkſchaftsbureau zu gehen, wo ihm Arbeit nachgewieſen 
werden ſolle. Wegen dieſer Handlung iſt gegen den Kläger 
ein Strafverfahren eingeleitet worden, das AG. I in Berlin 
hat ihn aber freigeſprochen, weil es auf Grund ärztlichen Gutachtens 
annahm, daß er ſich in einem Zuſtande krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit befunden habe, und ſeine freie Willensbeſtimmung 
dadurch ausgeſchloſſen geweſen ſei. Den gleichen Ausgang hatte 
ſchon im Jahre 1902 ein anderes Strafverfahren genommen, 
das gegen den Kläger, weil er im Jahre 1900 einen jungen 
Burſchen auf der Straße mißhandelt hatte, eingeleitet worden 
war. Damals war der Freisprechung eine ſechswöchige Beob⸗ 
achtung des Klägers in einer Irrenanſtalt vorhergegangen. 
Nachdem der erwähnte Streik bezw. die Arbeiterausſperrung im 
März 1905 beendet war, wollte der Kläger wieder bei der 
Firma B. J. als Schleifer in Arbeit treten. Die Firma war 
indes zu dieſer Zeit Mitglied des beklagten Vereins — Ver⸗ 
einigung der Berliner Metallwarenfabrikanten — und nach 
deſſen Statut war ſie unter Konventionalſtrafe verpflichtet, nur 
ſolche Arbeiter in ihre Dienſte zu nehmen, welche im Beſitz 
eines von der Arbeitsnachweisſtelle des Vereins erteilten Aus⸗ 
weiſes, eines ſogenannten Handzettels, waren. Dem Kläger 
war die Ausſtellung eines ſolchen von der Arbeitsnachweisſtelle 
verweigert worden, und zwar infolge einer von der Leitung des 
Vereins mit Rückſicht auf das Verhalten des Klägers am 
9. Dezember 1904 getroffenen Anordnung. Der Kläger fordert 
unter der Behauptung, daß der beklagte Verein dauernde 
Arbeitsſperre über ihn verhängt und ihn dadurch in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich in feinem Er 
werb und Fortkommen geſchädigt habe, Aufhebung der Sperre 
und Schadenserſatz, und hat beantragt, den Beklagten zu ver 
urteilen: a) die über ihn für die. Benutzung ihres Arbeits⸗ 
nachweiſes verhängte Sperre aufzuheben und ihm weiterhin auf 
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feinen Wunſch die vorgeſchriebenen Handzettel abgeſtempelt aus⸗ 
zuhändigen; b) ihm ſofort 35 Mark und vom 22. März 1905 
ab bis auf weiteres 7 Mark für jede Woche zu zahlen. Das 
LG. I in Berlin hat nach Erhebung von Beweis die Klage 
abgewieſen. Auf die Berufung des Klägers, die auf Ver⸗ 
urteilung des Beklagten nach dem Klagantrage gerichtet war, 
hat das KG. dahin erkannt: das landgerichtliche Urteil werde 
unter Zurückweiſung der Berufung im übrigen bezüglich der für 
die Zeit vom 1. Juni 1906 ab erhobenen Schadenserſatz⸗ 
anſprüche dahin abgeändert, daß „die Anſprüche des Klägers 
dem Grunde nach für die Zeit nach dem 1. Juni 1906 für 
gerechtfertigt erklärt würden.“ In dieſem Umfange iſt die 
Sache an die I. Inſtanz zurückverwieſen. Auf Reviſion der Bes 
Hagten iſt das die Klage abweiſende erſte Urteil wieder her⸗ 
geſtellt. Bei der rechtlichen Beurteilung hat der Beruſungs⸗ 
richter zwei Zeitabſchnitte unterſchieden. Er nimmt an, daß der 
beklagte Verein nach dem Verhalten des Kläges am 9. De⸗ 
zember 1904 zur dauernden Verſagung des Handzettels an ſich 
berechtigt geweſen ſei. Die Ausſperrung des Klägers habe 
aber mit dem Augenblicke aufgehört, eine ſittlich berechtigte 
Maßregel zu ſein, als die Vertreter des Beklagten ſichere 
Kenntnis davon erlangt hätten, daß ſich der Kläger bei dem 
Vorfall vom 9. Dezember 1904 in einem ſeine Zurechnungs⸗ 
fähigkeit ausſchließenden Zuſtande befunden habe. Dieſe 
Kenntnis hätten die geſetzlichen Vertreter des Beklagten durch 
das im gegenwärtigen Prozeſſe eingeholte ärztliche Gutachten 
ſpäteſtens Ende Mai 1906 erlangt, ſie hätten deshalb alsbald 
die Aufhebung der Sperre veranlaſſen müſſen; darin, daß fie 
das nicht getan hätten, ſei eine den Verein zum Schadenserſatz 
aus 8 826 und $ 31 BGB. verpflichtende Handlung zu 
finden. Dem hat nicht beigepflichtet werden können. Die von 
dem Beklagten geſchaffene Arbeitsnachweisſtelle hat zunächſt den 
Zweck, den Vereinsmitgliedern die Gewinnung von Arbeits⸗ 
kräften und den Beſchäftigung ſuchenden Arbeitern die Auf⸗ 
findung von Arbeitsgelegenheit zu erleichtern; ſie ſoll aber zu⸗ 
gleich dazu dienen, einzelne Perſonen, die von dem Leiter der 
Nachweisſtelle oder von dem Vereinsvorſtande für ungeeignet 
gehalten werden, in einer der dem Vereine angehörenden Werk⸗ 
ſtätten beſchäftigt zu werden, von dieſen fernzuhalten. Eine 


geſetzliche Beſtimmung, durch welche eine dieſen Zweck ver⸗ 


folgende Einrichtung von Arbeitgeberverbänden verboten wäre, 
beſteht nicht. In dem Urteil des erkennenden Senats vom 
17. März 1904 (RG. 57, 418 ff.) iſt die Frage angeregt, ob 
nicht eine ſolche Einrichtung unter Umſtänden als Umgehung 
der Beſtimmungen in 8 113 Abſ. 1—3 und 8 146 Ziff. 3 
der GewO. anzuſehen ſei; einer grundſätzlichen Beantwortung 
dieſer damals offen gelaſſenen Frage bedarf es auch jetzt nicht, 
da jedenfalls hier eine ſolche Umgehung nicht in Frage kommen 
kann. Nach den angezogenen Vorſchriften ſoll der Arbeit⸗ 
nehmer, der aus der Beſchäftigung eines Arbeitgebers austritt, 
in die Lage verſetzt werden, ſich bei der Auſſuchung neuer 
Arbeitsgelegenheit über Ort, Dauer und Art ſeiner bisherigen 
Beſchäftigung auszuweiſen, ohne daß der Arbeitgeber, bei dem 
er ſich um Arbeit bewirbt, wider ſeinen, des Arbeiters, Willen 
und Vorwiſſen aus dem ihm vorgelegten Arbeitszeugnis von 
dem etwaigen ungünſtigen Urteil, welches der frühere Arbeit⸗ 
geber über den Inhaber des Zeugniſſes gewonnen hat, Kenntnis 
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erlangen kann. Darum handelt es ſich hier nicht. Der Hand⸗ 
zettel für den beklagten Verein iſt von deſſen Arbeitsnachweis⸗ 
ſtelle zunächſt wegen des Vorkommniſſes vom 9. Dezember 1904, 
alſo wegen einer Handlung, die der Kläger während eines 
Streiks bezw. einer Arbeiterausſperrung gegenüber einem Arbeits⸗ 
willige geleitenden Manne begangen hatte, verſagt worden, und 
der Vorſtand des Vereins hat nach ſeiner nicht widerlegten 
Angabe die Verſagung aufrecht erhalten, weil er nachträglich 
erfahren hatte, daß der Kläger erhebliche Beſtrafungen erlitten 
habe und auch in einer Weiſe krank ſei, die im Intereſſe der 
Vereinsmitglieder ſeine Fernhaltung von ihren Betrieben ge⸗ 
boten erſcheinen laſſe. Es beſteht kein Geſetz, durch das den 
Arbeitgeberverbänden verwehrt wäre, eine Einrichtung dahin 
zu treffen, daß bezüglich derjenigen Perſonen, welche ſich bei 
einem Verbandsmitgliede um Beſchäftigung bewerben wollen, 
durch eine vom Verbande geſchaffene Geſchäftsſtelle eine Vor⸗ 
prüfung darüber ſtattfindet, ob die ſich bei ihr meldenden 
Perſonen nach ihrer Vergangenheit und insbeſondere nach ihrer 
körperlichen und geiſtigen Beſchaffenheit etwa als zur Annahme 
in einer der dem Verbande angehörenden Betriebe von vorn⸗ 
herein ungeeignet anzuſehen ſeien. Auch gegen die guten Sitten 
verſtößt eine ſolche Einrichtung nicht, es kann nur in der Art, 
wie dabei verfahren wird, unter Umſtänden eine unrechtmäßige 
Handlung im Sinne von 8 826 BGB. zu befinden fein. Die 
Vorinſtanz nimmt an, daß dies hier zutreffe, indem ſie die 
Verſagung des Handzettels lediglich als eine Maßregelung des 
Klägers wegen ſeines Verhaltens am 9. Dezember 1904 be⸗ 
trachtet, und die Maßregelung mit Rückſicht auf den Zuſtand, 
in dem der Kläger ſich zur Zeit ſeiner Handlung befunden hat, 
als unbillig hart anſieht. Sie wird hierbei der Verteidigung 
des Beklagten nicht gerecht, der ſich zur Rechtfertigung der 
dauernden Vorenthaltung des Handzettels eben nicht allein auf 
den Vorgang vom 9. Dezember 1904, ſondern auch auf die 
ſpäter zu ſeiner Kenntnis gelangten ſonſtigen Umſtände beruft. 
Und in der Tat erſcheint bei Berückſichtigung dieſer Umſtände 
das Verfahren des beklagten Vereins nicht als unſittlich im 
Sinne von 8 826. (Wird näher dargelegt.) Wie es nun 
einem einzelnen Unternehmer trotz des Mitleids, das dem Kläger 
bis zu einem gewiſſen Grade nicht zu verſagen ſein mag, nicht 
verargt werden könnte, wenn er einen Mann von der körper⸗ 
lichen und geiſtigen Beſchaffenheit des Klägers in ſeinem Be⸗ 
triebe zu beſchäftigen ablehnt, ſo kann auch den Vertretern des 
beklagten Vereins nicht der Vorwurf eines gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Verhaltens gemacht werden, wenn ſie die 
Anordnung getroffen haben, daß dem Kläger ein Handzettel 
des Vereins nicht erteilt und ihm dadurch die Möglichkeit, bei 
einem der zum Verein gehörigen Betriebe angenommen zu 
werden, entzogen werde. Von der Revifion iſt geltend gemacht 
worden, es möge nicht zu beanſtanden ſein, wenn die Arbeits⸗ 
nachweisſtelle des Vereins bezüglich einer Perſon, gegen deren 
Einſtellung in einem Fabrikbetriebe wegen ihrer geiſtigen Anor⸗ 
malität Bedenken vorlägen, den einzelnen Mitgliedern von den 
betreffenden Umſtänden Mitteilung mache, aber es könne jeden⸗ 
falls nicht gebilligt werden, wenn durch das Vereinsſtatut den 
Mitgliedern die freie Entſchließung darüber, ob ſie einer ſolchen 
Perſon Beſchäftigung gewähren wollten, entzogen werde. Auch 
dieſe Erwägung iſt indes nicht geeignet, eine Schadenserſatz⸗ 
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pflicht des Beklagten als begründet erſcheinen zu laſſen. Durch 
die Verſagung des Handzettels iſt den Vereinsmitgliedern zu 
erkennen gegeben worden, daß der Kläger von der Arbeits⸗ 
nachweisſtelle bezw. dem dieſer übergeordneten Vereinsorgane 
für ungeeignet angeſehen wird, in einem der dem Vereine an⸗ 
gehörenden Betriebe beſchäftigt zu werden, und die Vereins⸗ 
mitglieder wurden dadurch gehindert, dem Kläger Beſchäftigung 
zu gewähren, ohne ſich zuvor mit dem Vereinsvorſtande zu 
verſtändigen. Wäre nun ſelbſt zuzugeben, daß, da es ſich bei 
dem Kläger um einen an einem krankhaften Geiſteszuſtand 
leidenden Mann handelte, die freie Selbſtbeſtimmung der ein⸗ 
zelnen Mitglieder bezüglich der Annahme des Klägers nicht 
habe ausgeſchloſſen werden dürfen, ſo würde daraus nur folgen, 
daß ein Vereinsmitglied, das mit Kenntnis des Sachverhalts 
den Kläger in Arbeit nehmen wollte, hieran auch dann nicht 
gehindert war, wenn es inſoweit zu einer Verſtändigung mit 
dem Vereinsvorſtande nicht gelangte, daß es ins beſondere dann 
nicht zur Zahlung der durch die Bereinsſatzungen beſtimmten 
Vertragsſtrafe angehalten werden konnte. BGB. § 138 Abſ. 1. 
Dagegen könnte aus einer ſolchen Erwägung nicht die Auf⸗ 
faſſung abgeleitet werden, daß die Verſagung des Handzettels 
durch die Arbeitsnachweisſtelle des Vereins eine fittenwidrige 
Handlung im Sinne von $ 826 BGB. geweſen ſei, und ſich 
daraus ein Schadenserſatzanſpruch des Klägers, ſei es auch nur 
der auf Erteilung des Handzettels, ergebe. Von dem Kläger 
iſt in den Vorinſtanzen die Meinung vertreten worden, der 
Beklagte könne ſich auf die Umſtände, die ihm erſt nachträglich 
bekannt geworden ſeien, überhaupt nicht berufen, es komme 
vielmehr nur darauf an, ob die Verſagung des Handzettels zu 
der Zeit, wo ſie erfolgte, nach dem, was dem Vereinsvorſtande 
damals bekannt war und ihn zu ſeiner Anordnung beſtimmte, 
im Sinne von § 826 ſittenwidrig geweſen iſt. Die Reviſion 
hat dieſe Frage zur Nachprüfung des Reichsgerichts geſtellt. 
Die erwähnte Auffaſſung des Klägers iſt ſchon grundſätzlich 
unrichtig. (Wird begründet.) Übrigens würde ſelbſt, wenn die 
Meinung des Klägers an ſich richtig wäre, ſich daraus für ihn 
nach Lage der Sache keine günſtige Folgerung ergeben. (Wird 
dargelegt.) Nach alledem erſcheint im vorliegenden Falle, der 
gerade in den maßgebenden Punkten von dem durch das Urteil 
vom 17. März 1904 entſchiedenen weſentlich verſchieden iſt, die 
Haftung des Beklagten für den dem Kläger erwachſenen Vermögens⸗ 
ſchaden und die Verpflichtung zur Erteilung eines Handzettels 
für den Kläger nicht begründet. Es mußte deshalb auf die 
Reviſion des Beklagten die Klage in vollem Umfange abges 
wieſen, alſo die Berufung des Klägers gegen das erſtinſtanzliche 
Urteil zurückgewieſen werden. V. L. M. c. W., U. v. 4. April 07, 
367/06 VI. — Berlin. 

14. 5 843 BGB. in Verbindung mit § 304 38. 
Zeitliche Begrenzung der Rente darf dem Nachverfahren über⸗ 
laſſen werden.] 

Es wäre, wie der erkennende Senat in neueren Ent⸗ 
ſcheidungen mehrfach ausgeſprochen hat, nicht rechtsirrig, wenn 
das Berufungsgericht die zeitliche Begrenzung der — nach 
8 843 BGB. ſich beſtimmenden — Rente dem Nachverfahren 
über den Betrag überlaſſen wollte. — Vgl. JW. 06, 710. 
Sch. c. B., U. v. 6. Mai 07, 353/06 VI. — Augs⸗- 
burg. 
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15. 8 2231 Nr. 2 BGB. Die Berichtigung einer falſchen 
Orts⸗ oder Zeitangabe in einem Privatteſtament darf nicht aus 
Tatumſtänden abgeleitet werden, die erſt auf Grund ſonſtiger 
Ermittlungen feſtſtellbar find.] 

Das LG. Gotha ſtellt tatſächlich feſt (5 27 FGG. verb. 
8 561 3P O.), daß das von der Witwe B. errichtete mit 
dem Datum: „Mehlis den 12. Auguſt 1906“ verſehene Teſta⸗ 
ment nicht an dieſem Tage, ſondern ſo wie es vorliegt, am 
13. Auguſt 1906 von der Erblaſſerin niedergeſchrieben und 
unterzeichnet worden iſt. Da, wie das RG. in feſtſtehender 
Rechtſprechung anerkannt hat, der Formvorſchrift des 8 2231 
Nr. 2 BGB. nur durch Angabe des wahren Tages der Er⸗ 
richtung genügt wird, ſo iſt damit zunächſt die Ungültigkeit des 
Blatt 5 der Akten erſichtlichen Teſtamentes dargetan. Zwar 
findet ſich unmittelbar unter der Unterſchrift der Erblaſſerin 
auf demſelben Blatt Papier, das zur Niederſchrift des Teſta⸗ 
ments gedient hat, eine mit dem Siegel der Stadtgemeinde 
Mehlis abgeſtempelte, unter dem Datum „Mehlis, den 
13. Auguſt 1906“ ausgeſtellte, von dem Bürgermeiſter R. und 
zwei anderen Perſonen unterzeichnete Beurkundung, wonach die 
Erblaſſerin im Beiſein der mitunterzeichneten Zeugen erklärt 
hat, daß „das oben Niedergeſchriebene im Falle ihres Ablebens 
ihr letzter Wille ſei.“ Der Bürgermeiſter R. hat ferner hier⸗ 
neben am Rande mit der Unterſchrift „Mehlis, den 13. Auguſt 
1906“ beſcheinigt, daß „vorſtehendes Teſtament von der Witwe 
B. als Teſtamentarin ſowie von den Zeugen ... eigenhändig 
unterſchrieben.“ Allein das OLG. Jena, das die weitere Be⸗ 
ſchwerde gemäß 8 28 Abſ. 2 FGG. dem RG. vorlegt, trägt 
mit Recht Bedenken, aus dieſen Beurkundungen, die mangels 
Beobachtung weſentlicher Formvorſchriften (88 2249, 2241, 
2242 BGB.) das Teſtament auch als ſogenanntes Dorf⸗ 
teſtament unhaltbar erſcheinen laſſen, den Beweis zu entnehmen, 
daß der 12. Auguſt von der Erblaſſerin nur verſehentlich ſtatt 
des 13. Auguſt als Tag der Errichtung angegeben worden ſei. 
Das OLG. glaubt jedoch, dieſe Feſtſtellung könne ſich daraus 
gewinnen laſſen, daß der Bürgermeiſter R. bei Gelegenheit der⸗ 
ſelben dienſtlichen Außerung vor dem Nachlaßgerichte, durch 
welche ſich die Unrichtigkeit des von der Erblaſſerin nieder⸗ 
geſchriebenen Datums herausgeſtellt hat, auch Angaben ge⸗ 
macht habe, aus denen ein derartiger Irrtum der Erblaſſerin 
hervorgehe. Demgegenüber hält das RG. an dem in Sachen 
F. gegen F. mit Urteil IV 214/06 vom 6. Dezember 1906 
aufgeſtellten und dort näher begründeten Rechtsſatze feſt: es 
beſtehe zwar rechtlich kein Hindernis, trotz eines äußerlichen 
Mangels das geſetzliche Erfordernis des wahren Ortes und 
Tages der Errichtung als erfüllt anzuſehen. Dabei ſei aber 
vorausgeſetzt, es müſſe ohne weiteres, insbeſondere ohne 
Heranziehung der gewöhnlichen Beweismittel gelingen, die 
offenbar falſche Datierung durch die gewollte, bis zum Beweiſe 
des Gegenteils nunmehr als richtig anzunehmende Datierung 
zu erſetzen. In demſelben Urteil iſt dargelegt, daß dem Privat⸗ 
teſtament des 8 2231 Nr. 2 BGB. auch bezüglich der Richtig; 
keit des Datums auf ſolange urkundliche Beweiskraft innewohnt, 
als der Beweis des Gegenteils nicht erbracht iſt. Iſt dies 
aber geſchehen — und zu dieſem Behufe ſtehen dem Gegen 
beweisführer grundſätzlich alle Beweismittel offen, vgl. auch 
88 415 Abſ. 2, 418 Abi. 2 ZPO. —, ſo iſt damit auch die 
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Beweiskraft der Urkunde zerſtört, wenn es nicht möglich iſt, 
ſie aus ſich ſelbſt heraus in dem entſcheidenden Teile dennoch 
richtig zu ſtellen. Das RG. iſt in dem oben bezeichneten Falle 
ſo weit gegangen, hierbei außer dem ſonſtigen Inhalte des 
Teſtamentes auch die Verwertung offenkundiger Tatſachen für 
nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen zu erklären. Dagegen würde 
es zur völligen Preisgabe der vom Geſetz als weſentliches 
Formerfordernis aufgeſtellten Urkundeneigenſchaft auch des 
Privatteſtaments führen, wenn die Berichtigung der falſchen 
Orts⸗ oder Zeitangabe auch aus Tatumſtänden abgeleitet 
werden dürfte, die erſt auf Grund ſonſtiger Ermittelungen feſt⸗ 
ſtellbar wären. Dabei kann es rechtlich keinen Unterſchied 
machen, ob jene Tatumſtände ſchon bei Gelegenheit des Gegen⸗ 
beweiſes gegen die im Teſtament angegebene Datierung oder, 
wie im Streitfalle, gelegentlich der gemäß 8 2358 BGB. 
vom Nachlaßgericht veranſtalteten Ermittelungen hervorgetreten 
ſind, oder ob ſie erſt in einem beſonderen Verfahren und mit 
Hilfe anderer Beweismittel erhoben werden. Das OLG. will 
insbeſondere darauf Gewicht legen, daß der Bürgermeiſter ſich 
bei dem ſtreitigen Teſtament als Urkundsperſon beteiligt habe 
und will deshalb ſeine dienſtliche Außerung auch inſofern mit 
beachten, als ſie zugleich die Art des der Erblaſſerin unter⸗ 
gelaufenen Irrtums aufkläre. Allein dabei iſt überſehen, daß 
das Teſtament der Witwe B., wenn überhaupt als letzter 
Wille, dann nur als Privatteſtament in Betracht kommen kann 
und daß bei dieſer Teſtamentsform die Mitwirkung irgend 
welcher anderer Perſonen, von dem hier nicht intereſſierenden 
5 2248 abgeſehen, ſchon begriffsmäßig ausgeſchloſſen iſt. Er⸗ 
weiſen ſich hiernach die Gründe an ſich als zutreffend, aus 
denen das AG. Zella St. Blaſii unter Billigung des LG. den 
Antrag der in dem ſtreitigen Teſtament als Erben eingeſetzten 
Beſchwerdeführer zurückgewieſen hat, ihnen den Erbſchein zu er⸗ 
teilen und gewiſſe Eintragungen im Grundbuche vorzunehmen, 
ſo kann das Verlangen der Beſchwerdeführer gleichwohl noch 
nicht endgültig als ungerechtfertigt bezeichnet werden. Das 
LG. trifft nämlich weiter die Feſtſtellung, daß ein gleichlautendes 
Teſtament, daß die Erblaſſerin am 12. Auguſt 1906 ge⸗ und 
unterſchrieben hat, nicht mehr vorhanden iſt. Anſcheinend iſt 
dabei überſehen, daß nach 8 2356 Abſ. 1 BGB. die Uns 
möglichkeit, die das Erbrecht der Antragſteller ergebende 
Teſtamentsurkunde vorzulegen, kein Hindernis für Erteilung des 
Erbſcheins bildet, wenn das Vorhandenſein einer gültigen letzt⸗ 
willigen Verfügung mit anderen Beweismitteln dargetan werden 
kann. Hatte die Erblaſſerin die Antragſteller bereits am 
12. Auguſt 1906 in einem formgerechten Teſtamente zum Erben 
eingeſetzt, ſo hat ſie dieſes Teſtament keinesfalls dadurch auf⸗ 
gehoben, daß ſie tags darauf ein zweites hiermit gleichlautendes 
Teſtament, das wegen Formmangels überdies nichtig iſt, er⸗ 
richtet hat (S 2258 BGB.). Sogar wenn fie das frühere 
Teſtament, worüber bisher alle Feſtſtellungen fehlen, ſelbſt ver⸗ 
nichtet hätte, fo wäre doch nach §S 2255 Abſ. 2 nur eine 
Vermutung dafür begründet, daß ſie die Aufhebung des 
Teſtaments beabſichtigt hätte und dieſe Vermutung könnte im 
Laufe des in 8 2358 geordneten Ermittelungsverfahrens mit 
allen zuläffigen Beweismitteln widerlegt werden. In dieſer 
Richtung bedarf es deshalb einer weiteren Aufklärung des 
Sachverhalts und zu dieſem Zwecke mußte auf die weitere 
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Beſchwerde die Sache zur anderweiten Erörterung und 
Entſcheidung an das LG. zurückverwieſen werden. Nach⸗ 
laßſache B. Beſchl. v. 8. Mai 07, B. 127/07 IV. — 
Jena. 

Handelsgeſetzbuch. 

16. § 377 HGB. in Verb. mit 8 351 BGB. Der 
Gebrauch oder der Verbrauch einer gekauften Sache durch den 
Käufer ſteht dem Anſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes nicht 
entgegen.] 

Das LG. hatte den dem Klageanſpruch auf den Kaufpreis 
des dem Beklagten gelieferten Motors entgegengeſetzten Ein⸗ 
wand, daß derſelbe unbrauchbar ſei, einen unruhigen Gang habe 
und öfter ſtehen bleibe, mit der Erwägung beſeitigt, daß die 
durch 5 377 BGB. vorgeſchriebene Mängelrüge ſeitens des 
Beklagten verſpätet erfolgt fi. Das OLG. iſt dieſer Bes 
gründung nicht beigetreten, hat vielmehr eine Verſpätung der 
Mängelanzeige und folgeweiſe das geſetzliche Präjudiz der Ge⸗ 
nehmigung nach §S 377 Abſ. 2 nicht angenommen. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat aber den erwähnten Einwand für nicht zu⸗ 
treffend erachtet, und zwar, ſoweit derſelbe als Wandlungs⸗ 
anſpruch geltend gemacht iſt, auf Grund des 8 351 BGB., 
weil der Beklagte nach Ablieferung des Motors eine weſentliche 
Verſchlechterung desſelben verſchuldet habe, und, ſoweit in der 
Berufungsinſtanz Minderung des Kaufpreiſes beanſprucht 
wurde, weil in dem jahrelangen Gebrauch des Motors in 
Kenntnis der behaupteten Mängel eine Genehmigung des Kauf⸗ 
gegenſtandes ſeitens des Beklagten erblickt werden müſſe, und 
weil Beklagter durch jenen Gebrauch die Feſtſtellung des 
Minderwerts zur Zeit der Ablieferung unmöglich gemacht 
habe. Dieſe Ausführungen find hinſichtlich der Frage, ob Bes 
klagter gegenüber dem Klageanſpruch die Wand lung geltend 
machen kann, rechtlich einwandfrei. Wenn zur Begründung der 
Reviſion in dieſer Hinſicht geltend gemacht wird, es ſei die für 
die Anwendung des 8 351 erforderte Verſchuldung an der 
Verſchlechterung des Motors nicht genügend feſtgeſtellt, ſo iſt 
das, wie die bezüglichen Entſcheidungsgründe ergeben, nicht zu⸗ 
treffend. Das OLG. hat, ſoweit erſichtlich, alle bezüglich dieſer 
Frage vorgebrachten und bedeutſamen Umſtände gewürdigt, ins⸗ 
beſondere auch, daß der Vertreter der Klägerin die Bedienung 
des Motors durch den Hausdiener des Beklagten für zuläſſig 
erklärt hatte. Inſoweit ergeben ſich daher keine Bedenken gegen 
die Entſcheidung des OLG. Dagegen beſtehen bezüglich der den 
in zweiter Linie einwandweiſe geltend gemachten Minderungs⸗ 
anſpruch des Beklagten betreffenden Begründung Bedenken, die 
zur Aufhebung des Urteils führen müſſen. Was in dieſer 
Hinſicht zunächſt die Annahme einer dieſem Anſpruch entgegen⸗ 
ſtehenden Genehmigung durch langjährigen Gebrauch an⸗ 
langt, ſo iſt rechtlich davon auszugehen, daß der Gebrauch und 
ſelbſt der Verbrauch der verkauften Sache oder die ſonſtige 
anderweitige Verfügung über dieſelbe durch den Käufer dem 
Anſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes nicht entgegenſteht. 
Aus der Tatſache des Gebrauchs, auch eines ſolchen Gebrauchs, 
durch den die Kauſſache weſentlich verſchlechtert wird, allein 
kann daher eine Genehmigung in dem Sinne, daß der Käufer 
auch mit dem Kaufpreis einverſtanden wäre, nicht gefolgert 
werden. Es würde allerdings rechtlich nicht ausgeſchloſſen ſein, 
aus beſonderen Umftänben im einzelnen Falle eine ſolche 
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Schlußfolgerung herzuleiten. Das iſt aber vom OLG. nicht 
geſchehen; es iſt auch nicht erſichtlich, daß Umſtände vorliegen, 
denen für eine ſolche Annahme weſentliche Bedeutung beigelegt 
werden könnte, zumal die Geltendmachung der Mängel durch 
den Beklagten ſowohl vor dem Prozeß als während desſelben 
unzweideutig gegen eine ſolche Genehmigung ſpricht. Die fernere 
Ausführung des OLG. aber, daß der Beklagte die Feſtſtellung 
des von ihm beanſpruchten Minderwertes zur Zeit der Ab⸗ 
lieferung durch die Art des Gebrauches des Motors unmöglich 
gemacht habe, wäre zwar rechtlich nicht zu beanſtanden, ent⸗ 
behrt aber der genügenden Begründung. (Wird dargelegt.) 
Sch. c. B. & Co., U. v. 3. Mai 07, 16/07 II. — 
Karlsruhe. 

17. 8 429 Abſ. 1 HGB. Haftung des Frachtführers 
für Verluſt und Beſchädigung des Frachtgutes bei nicht auf⸗ 
geklärter Schadensurſache.] 

Klägerin hat mit der beklagten Geſellſchaft anfangs 
Januar 1905 einen Vertrag über Beförderung von 667 Säcken 
Malz von Ludwigshafen nach Hamburg per Schiff zum Fracht⸗ 
ſatze von 78 Pf. per 100 kg abgeſchloſſen. Bei Ankunft des 
Gutes in Hamburg ſtellte ſich heraus, daß das Malz mit einem 
widerlichen Geruch behaftet war, weshalb die Empfängerin 
Firma A. J. Ww. in Hamburg die Annahme verweigerte. 
Unter der Behauptung, daß die Ware von der Beklagten in 
völlig geruchfreiem Zuſtande zum Transport übernommen 
worden ſei, und daß durch den bezeichneten Mangel des Gutes 
ein Schaden entſtanden ſei, den Klägerin urſprünglich auf 
11817 Mark, ſpäter nach Verkauf eines Teiles des Gutes auf 
7 500 Mark berechnete, hat ſie beantragt, Beklagte zur Zahlung 
der letztgenannten Summe nebſt 5 Prozent Zinſen vom Klage⸗ 
zuſtellungstage an zu verurteilen. Beklagte hat um Abweiſung 
der Klage gebeten. Sie hat ihre Paſſivlegitimation beftritten, 
hat unter Berufung auf das Konnoſſement d. d. 12. Januar 
1905 ihre Haftung für jeden durch Berührung mit oder Aus⸗ 
dünſtung von anderen Gütern an dem Frachtgut verurſachten 
Schaden abgelehnt, auch geltend gemacht, daß ſie nicht ver⸗ 
antwortlich ſei, weil ſie die Sorgfalt eines ordentlichen Fracht⸗ 
führers angewendet, das Frachtgut weder mit übelriechenden 
Gütern zuſammengelagert, noch in ungereinigtem Schiffsraume 
untergebracht habe. Der erſte Richter hat den Klageanſpruch 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Berufung und Reviſion 
iſt zurückgewieſen: Das OLG. hat einwandfrei auf Grund des 
Beweisergebniſſes feſtgeſtellt, daß der Frachtvertrag zwiſchen 
den Parteien lediglich auf Grund der geſetzlichen Be⸗ 
dingungen abgeſchloſſen wurde. Die Haftung des Frachtführers 
für Verluſt und Beſchädigung des Frachtgutes iſt nun ſeit der 
Novelle zum HGB. vom 10. Mai 1897 für den gewöhnlichen 
Landtransport, die Binnenſchiffahrt und den Seetransport (vgl. 
§ 429 HGB., § 58 BinnenSchG., 8 606 HGB.) einheitlich 
in dem Sinne geregelt, daß der Frachtführer oder Verfrachter 
für den durch Verluſt oder Beſchädigung von der Annahme bis 
zur Ablieferung entſtehenden Schaden haftet, ſofern er nicht 
beweiſt, daß der Verluſt oder die Beſchädigung auf Umſtänden 
beruht, welche durch die Sorgfalt eines ordentlichen Fracht⸗ 
führers oder Verfrachters nicht abgewendet werden konnten. 
Nur für den Eiſenbahnfrachtvertrag iſt durch 8 456 HGB. in 
UÜbereinſtimmung mit den Grundſätzen des Internationalen 
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Abereinkommens (ſogen. Berner Vertrags) eine ſtrengere Haftung 

des Frachtführers inſofern durchgeführt, als der Entlaſtungs⸗ 

beweis der Eiſenbahn hier auf beſtimmte Befreiungsumſtände 

beſchränkt iſt. Über den Umfang der hiernach in allen übrigen 

Fällen unbeſchränkt zugelaſſenen Exkulpation des Frachtführers 

beſtehen in der juriſtiſchen Literatur Meinungsverſchiedenheiten. 

Zwar iſt man darüber einig, daß es Sache des Frachtführers 

(Verfrachters) iſt, bie Umſtände darzulegen, auf welche der 

Verluſt oder die Beſchädigung zurückzuführen iſt, und aus denen 

ſich zugleich ergeben ſoll, daß ſie durch die Sorgfalt eines 
ordentlichen Frachtführers (Verfrachters) nicht abzuwenden waren. 
(Vgl. Denkſchrift zum Entwurf eines HGB. 1897 S. 276; 
Makower Kommentar, XIII. Aufl., 8 429 II o; Düringer 
u. Hachenburg Kommentar, Bd. III 8 429 Note V; Gold⸗ 
mann Kommentar, Bd. III 8 429 II.) Bleibt jedoch die 
Urſache des Schadens hiernach unaufgeklärt, ſo nehmen Staub, 
Kommentar (VI. und VII. Aufl.) 8429 Anm. 17 und Mittel: 
ſtein, Binnen SchG. Bd. I 8 58, (3b) an, daß es genügt, 
wenn der Frachtführer im allgemeinen eine ſorgſame Behand⸗ 
lung des Frachtgutes dargetan oder wenn er die Umſtände ſo⸗ 
weit aufgeklärt hat, daß eine hohe Wahrſcheinlichkeit dafür 
ſpricht, daß ein von ihm oder ſeinen Leuten zu vertretendes 
kauſales Verſchulden nicht vorliegt. Dieſe Auffaſſung entſpricht 
nicht dem Standpunkt des Geſetzgebers, wie er ſich aus 8 429 
Abſ. 1 ergibt. Vielmehr iſt grundſätzlich davon auszugehen, 
daß ein „non liquet“ hinſichtlich der Schadensurſache zu Laſten 
des Frachtführers (Verfrachters) geht, welcher ſich für den 
während der Übernahme des Frachtgutes entſtandenen Schaden 
zu verantworten hat. Nur Ausnahmsweiſe wird bei unauf⸗ 
geklärter Schadensurſache der Frachtführer (Verfrachter) dann 
als befreit angeſehen werden können, wenn ihn hinſichtlich aller 
möglichen Urſachen ein Verſchulden offenbar nicht trifft. (Vgl. 
hierzu Sievers, DIZ. 1897 S. 200; Boyens, Seerecht 
Bd. II S. 224 Nr. 7; Schaps, Seerecht 8 606 Anm. 22 
und 23; Düringer u. Hachenburg Bd. III S. 559 (lit. h.] 
Auf dieſem Standpunkte ſtehen auch die in der Hanſ cz. 
Hauptbl. 1897 Nr. 65 S. 156 und JW. 1898 S. 576 Nr. 22 
mitgeteilten reichsgerichtlichen Entſcheidungen. Im vorliegenden 
Falle hat das OLG. mit Recht angenommen, daß der Be⸗ 
klagten der Nachweis nicht gelungen iſt, daß ſie ein Verſchulden 
hinſichtlich der Beſchädigung des Frachtgutes offenbar nicht 
trifft. Auch der von der Beklagten weiter angetretene Beweis, 
daß die Ware nicht mit übelriechenden Gütern zuſammen ge: 
laden und nicht in ſchlecht gereinigtem riechenden Schiffsraume 
untergebracht war, würde hierzu nicht ausreichen. Es bleibt 
die Möglichkeit, daß die Ware eben doch beim Transport oder 
bei der Umladung mit übelriechenden Gütern in Berührung ge: 
kommen iſt (wenn ſie auch nicht mit ihnen zuſammengelagert 
war), oder daß ſie ſonſt während des Transportes eine 
vorſätzliche oder fahrläſſige Behandlung erfuhr, durch welche ſie 
den „ölſchmierigen Geruch“ angenommen hat (wenn auch ſpeziell 
die Lagerräume dieſen Geruch nicht hatten). Da nachgewieſen 
iſt, daß die Ware der Beklagten in geruchfreiem Zuſtande 
übergeben iſt, würde daher auch, wenn der angetretene 
Beweis das von der Beklagten gewünſchte Ergebnis hätte, 
die große Wahrſcheinlichkeit, daß die Ware den Geruch 
während des Transportes angenommen hat, nicht beſeitigt. 


36. Jahrgang. 
R.⸗S.- G. c. P. M.- F., U. v. 20. April 07, 420/06 I. — 
Karlsruhe. 

Wechſelordnung. 

18. Art. 4 Nr 3, Art. 6 Abſ. 1 WO. verb. mit SS 428, 
432 BGB. und 8 592 ZPO. Ungültigkeit eines Wechſels wegen 
Unbeſtimmtheit des Remittenten.] 

Die Beklagte hat einen Wechſel akzeptiert, der dahin 
lautete: „Am 3. September 1906 zahlen Sie mir gegen dieſen 
Primawechſel Mark ſechstauſend. Arthur P. Walter L.“ 
Die Rückſeite des Wechſels lautet: „Walter L. für mich an 
die Order des Herrn Emil R.“ R. hat den Wechſel mangels 
Zahlung proteſtieren laſſen und klagt im Wechſelprozeſſe gegen 
die Akzeptantin. Das KG. wies die Klage ab. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Die im Klagewechſel gebrauchte Wendung: 
„zahlen Sie mir“, würde nicht zu beanſtanden ſein, wenn der 
Wechſel einen Ausſteller hätte. Die Perſon des Remittenten 
wäre dann in genügender Weiſe bezeichnet. Der Klagewechſel 
aber trägt zwei Ausſtellerunterſchriften, und damit iſt durch den 
Ausdruck „zahlen Sie mir“ die Perſon des Remittenten ins 
Ungewiſſe gerückt. Es kann ſein, daß ausſchließlich der erſte 
Ausſteller gemeint iſt oder ausſchließlich der zweite. Es kann 
auch ſein, daß gemeint war, die Zahlung ſolle wahlweiſe ent⸗ 
weder an den einen oder an den andern geleiſtet werden. Und 
es kommt endlich die Möglichkeit in Betracht, daß beide Aus⸗ 
ſteller zuſammen als Zahlungsempfänger bezeichnet werden 
ſollten, ſei es in der Weiſe, daß ſie als Geſamtgläubiger im 
Sinne des $ 428 BGB., ſei es fo, daß fie als gemeinſchaft⸗ 
liche Gläubiger im Sinne des $ 432 aufzufaſſen fein würden. 
Dieſe Ungewißheit macht den Wechſel ungültig. Mit Recht 
hat das KG. abgelehnt, auf den Eid einzugehen, den der 
Kläger der Beklagten darüber zugeſchoben hatte, daß bei Aus⸗ 
ſtellung und Annahme des Wechſels von ſämtlichen Beteiligten 
vereinbart worden ſei, der zweite Ausſteller L. ſolle den Wechſel 
in Beſitz nehmen und allein darüber verfügen. Die Zulaſſung 
dieſer Beweisantretung würde nicht nur gegen 8 592 ZPD., 
ſondern auch gegen den materiellrechtlichen Satz verſtoßen, daß 
die ſämtlichen weſentlichen Erforderniſſe des Wechſels aus der 
Urkunde ſelbſt erhellen müſſen. Denkbar iſt allerdings noch 
eine andere Auffaſſung der Urkunde, die weder von den Parteien 
angeregt, noch von den Inſtanzgerichten erwogen worden iſt. 
Es wäre möglich, die beiden untereinander ſtehenden Unter⸗ 
ſchriften Arthur P. und Walter L. nicht als Unterſchriften 
zweier Ausſteller, ſondern jene Unterſchrift als die des Aus⸗ 
ſtellers und dieſe als die Mitunterzeichnung eines Wechſelbürgen 
(Art. 81 WO.) zu verſtehen. Bei dieſer Auffaſſung würde der 
Mangel einer ungenügenden Bezeichnung des Remittenten 
wegfallen und der Wechſel ſelbſt als gültig erſcheinen. Es 
kann indes unerörtert bleiben, ob ein ſolches Verſtändnis der 
beiden Unterſchriften angeſichts des Umſtandes, daß es der 
zweiten Unterſchrift an jedem ein Avalverhältnis andeutenden 
Zuſatze fehlt, zuläſſig ſein würde. Denn der Klage kann hier⸗ 
durch nicht aufgeholfen werden, weil der Kläger ſeine Legitimation 
auf das Indoſſement des zweiten Unterzeichners gründet, ge⸗ 
gebenenfalls alſo des Avaliſten, der als ſolcher kein Wechſel⸗ 
recht hat und zur Indoſſierung des an die Order des Haupt⸗ 
ausſtellers geſtellten Wechſels nicht befugt iſt. R. c. P., 
U. v. 13. April 07, 38/07 I. — Berlin. 
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Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

19. Eigenes Verſchulden, wenn der Kläger ein zum 
Scheuen neigendes Pferd benutzt und kein tüchtiger Kutſcher iſt? 
Zeitdauer der Rente?] 

Das Pferd des Klägers hat vor dem herannahenden Zug 
der beklagten Eiſenbahngeſellſchaft geſcheut. Sein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wurde für begründet erachtet und die Reviſion der 
Beklagten zurückgewieſen: Die Beklagte macht danach eigenes 
Verſchulden des Klägers geltend: er habe ſich eines bahnſcheuen 
Pferdes bedient und verſtehe nichts vom Fahren. Darüber, ob 
das Pferd zum Scheuen geneigt hat, iſt Beweis erhoben worden. 
Die Beklagte hat ſodann durch 13 weitere Zeugen zu Beweis 
geſtellt, daß das Pferd des Klägers bei Annäherung der 
Bröhltalbahn wiederholt geſcheut und einmal in den Straßen⸗ 
graben geraten, daß auch Kläger nicht fähig geweſen ſei, ein 
Fuhrwerk zu lenken. Das Berufungsgericht hat das Beweis⸗ 
anerbieten zum erſten Punkt mit der Erwägung abgelehnt, daß 
laut der Ausſagen der gehörten fünf Zeugen das Pferd brav 
und ruhig geweſen ſei, und damit eine Vernehmung fernerer 
Zeugen über dieſe Frage ſich erübrige. Zu dem Beweisantrag, 
daß Kläger ein untauglicher Fuhrmann geweſen ſei, hat das 
Berufungsgericht nicht ausdrücklich Stellung genommen. Es 
hat jedoch als erwieſen erachtet, daß Kläger ſich durchaus ſach⸗ 
gemäß verhalten habe. Er ſei, als er das Nahen des Zuges 
bemerkt, von dem Wagen abgeſprungen, habe das Pferd am 
Kopfe gefaßt, habe ſelbſt angehalten und dem Lokomotivführer 
gewinkt, daß er halte. Der Zug ſei jedoch nicht alsbald zum 
Stehen gekommen, und das Pferd ſei dem Kläger durch⸗ 
gegangen. Kläger habe ſohin alle Vorſchriften der Bahnpolizei⸗ 
verordnung, ſoweit er es vermochte, beobachtet. Würden nun 
die Zeugen der Beklagten beſtätigen, was ſie behauptet, ſo 
würde ſich daraus in Verbindung mit der bereits geſchehenen 
Beweisaufnahme nichts weiter ergeben, als daß das Pferd des 
Klägers zeitweilig fromm, zeitweilig zum Scheuen vor der Bahn 
geneigt war. Die Verwendung eines ſolchen Pferdes auf einer 
Straße, auf oder neben welcher die Eiſenbahn läuft — hierüber 
wie über die ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe an der Unfallſtelle 
fehlt jede Feſtſtellung — würde indes dem Kläger nicht als 
Verſchulden anzurechnen fein. Die Landſtraße iſt in erſter Linie 
für den Fuhrverkehr, nicht für die Eiſenbahn beſtimmt, und es 
kann dem Beſitzer eines nicht völlig frommen Pferdes nicht an⸗ 
geſonnen werden, die Straßen, auf welchen oder in deren un⸗ 
mittelbarer Nähe die Bahn fährt, zu meiden und damit ſich 
der Benützung ſeines Pferdes vielfach überhaupt zu begeben. 
Vgl. RG. 62, 147. Wohl aber würde Kläger die gebotene 
Sorgfalt außer Augen geſetzt haben, wenn er vom Fahren und 
Pferdelenken nichts verſtünde und dennoch die Fahrt auf der 
Straße neben der Eiſenbahn unternommen hätte. Jedoch würde 
für den hier fraglichen Unfall dieſe Unfähigkeit nicht urſächlich 
geweſen ſein. Denn der Kläger hat alles vorgekehrt, was zur 
Verhütung einer Gefahr erforderlich war. Mehr und anderes 
hätte auch ein kundiger und tüchtiger Fuhrmann nicht tun 
können. Die Beweisanträge der Beklagten waren daher un⸗ 
erheblich, und es iſt ohne Belang, ob, wie die Reviſion rügt, 
die Begründung des Berufungsgerichts für ihre Zurückweiſung 
unzureichend iſt. Schließlich wendet ſich die Reviſion dagegen, 
daß das Berufungsurteil dem Kläger die Rente bis zum 
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70. Lebensjahr gewährt, und daß es von dem Reſt der dem 
Kläger verbliebenen Erwerbsfähigkeit von 25 Prozent nur die 
Hälfte das find 12¼ Prozent als verwertbar und in wirklichen 
Erwerb umſetzbar betrachtet. Die Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts in dieſen Beziehungen liegt jedoch auf tatſächlichem 
Gebiet und hält ſich im Rahmen der ſeinem Ermeſſen über⸗ 
laſſenen Schadensfeſtſetzung (8 287 ZPO.). B. E. A.⸗G. c. F. 
U. v. 29. April 07, 385/06 VI. — Cöln. 

Geſetz, betr. die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

20. 88 105 bis 108, 111 Gen®. verb. mit 88 82, 
83 KO. Berechnung der von Genoſſen zu zahlenden Nach⸗ 
ſchüſſe.] 

Der Kläger war Mitglied einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft m. b. H. Der Konkursverwalter hat zur Deckung eines 
Fehlbetrags von 24 520,42 Mark eine in den Konkursakten 
befindliche Vorſchußberechnung aufgeſtellt, nach welcher von 
97 Genoſſen, welche die Liſte enthält, 90 Genoſſen, die zu⸗ 
ſammen 136 Geſchäftsanteile beſitzen, zur Vorſchußleiſtung 
herangezogen wurden; von jedem der Genoſſen wurde ein Vor⸗ 
ſchuß in der Höhe der Haftſumme zu 500 Mark, und außer⸗ 
dem von den Genoſſen, welche mehrere Geſchäftsanteile beſitzen, 
ein Vorſchuß von 500 Mark für jeden weiteren Geſchäftsanteil 
verlangt, ſo daß ſich im ganzen eine Vorſchußleiſtung von 
68 000 Mark ergibt. Hiervon treffen den Kläger, der mit 10 Ge⸗ 
ſchäftsanteilen in der Liſte der Genoſſen eingetragen iſt, 
5 000 Mark. Der Kläger hat Einwendungen gegen die Be⸗ 
rechnung erhoben, weil nach 8 105 Abſ. 2 GenG. die „Nach⸗ 
ſchüſſe“ der Genoſſen nur nach Köpfen zu leiſten ſeien und es 
unzuläffig Sei, zur Deckung eines Fehlbetrags von 24 520,42 Mark 
eine Summe von 68 000 Mark zu erheben. Das AG. hat 
indeſſen durch Beſchluß die Berechnung des Konkursverwalters 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Daraufhin hat der Kläger 
gegen den Konkursverwalter auf Grund des $ 111 Gen®. eine 
am 25. Februar 1905 zugeſtellte Anfechtungsklage erhoben, 
mit dem Antrag, Urteil dahin zu erlaſſen: die von dem Kon⸗ 
kursverwalter aufgeſtellte Nachſchußberechnung entſpricht weder 
dem Geſetze noch den Statuten und hat der Konkursverwalter 
an ihrer Stelle eine neue Aufſtellung vorzulegen, in welcher 
die Nachſchüſſe der einzelnen Genoſſen nach Köpfen beſtimmt 
ſind und nur die Beiträge, zu deren Leiſtung einzelne Genoſſen 
nachweisbar unvermögend ſind, auf die übrigen verteilt werden, 
in zweiter Linie: anzuerkennen, daß gegen den Kläger zur Zeit 
nur ein Nachſchuß von 272,45 Mark gefordert werden kann 
und dementſprechend die vom Beklagten aufgeſtellte Berechnung 
zu berichtigen iſt. Das KG. wies die Klage ab, die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Die Reviſion macht geltend, es liege 
eine Verletzung der 88 105 bis 108 GenG. darin, daß 
der Konkursverwalter ohne Rückſicht auf das vorauszuſehende 
Unvermögen einzelner Genoſſen und jedenfalls ohne objektiv 
nachprüfbare Begründung von jedem Genoſſen den höchſten zu⸗ 
läſſigen Beitrag erfordert habe; ſie meint, der Beklagte hätte 
diejenigen Genoſſen bezeichnen müſſen, deren Unvermögen voraus⸗ 
ſehbar war, und hätte unter Verteilung der dadurch entſtehenden 
Ausfälle den Kopfteil der vorausſichtlich Zahlungsfähigen be⸗ 
rechnen ſollen. Dieſer Angriff der Reviſion iſt nicht begründet. 
Eine Berechnungsart, ähnlich derjenigen, welche der Reviſions⸗ 
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kläger hier fordert, hatte allerdings, wie aus den bei Pariſius 
& Crüger, 5. Aufl. S. 504 f. Anm. 7 wiedergegebenen Nach⸗ 
weiſungen hervorgeht, der Entwurf des Geſetzes in Ausſicht 
genommen, dieſer Entwurf wurde jedoch abgelehnt und aus 
wohlerwogenen Gründen die Vorſchußberechnung ſo geſtaltet, 
wie dies jetzt durch §8 106 Abſ. 2 vorgeſchrieben iſt. Hiernach 
ſind in der Vorſchußberechnung die ſämtlichen Genoſſen nament⸗ 
lich zu bezeichnen und auf ſie die Beiträge zu verteilen, die 
Höhe der Beiträge iſt jedoch derart zu bemeſſen, daß durch ein 
vorauszuſehendes Unvermögen einzelner Genoſſen zur Beitrags⸗ 
leiſtung ein Ausfall an dem zu deckenden Geſamtbetrag nicht 
entſteht. Bei dieſer Art der Vorſchußberechnung, bei welcher 
der Geſamtbetrag der verteilten Beiträge höher zu bemeſſen iſt, 
als der bilanzmäßige Fehlbetrag, iſt es allerdings — wie die 
Reviſion richtig bemerkt — möglich, daß gegebenenfalls einige 
zahlungsfähige Genoſſen vom Konkursverwalter auf die volle 
Haftſumme in Anſpruch genommen werden und nach voller 
Deckung des Ausfalls im Konkurſe die Konkursmaſſe an der 
Einziehung der Vorſchußbeträge bei den übrigen Genoſſen zum 
Schaden derer, die gezahlt haben, kein Intereſſe mehr hat. 
Allein der Konkursverwalter iſt nach 8 82 KO. allen Bes 
teiligten für die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten ver⸗ 
antwortlich und hat deshalb auch bei der Vollſtreckung zum 
Zweck des Vollzugs der Vorſchußberechnung das Intereſſe aller 
Genoſſen gleichmäßig zu wahren. Er ſteht bei ſeinem ganzen 
Verfahren gemäß § 83 KO. unter der Aufſicht des Konkursgerichts, 
welches gemäß 8 107 Abſ. 3 des Geſetzes über die gegen die 
Berechnung erhobenen Einwendungen entſcheidet und vor der 
Vollſtreckbarkeitserklärung auch von Amts wegen Berichtigungen 
der Berechnung anordnen kann. Die Möglichkeit, daß auf dem 
in 8 106 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Wege mehr erhoben werden 
kann, als zur Deckung des Fehlbetrags ausreicht, berechtigt 
nicht dazu, dem pflichtmäßigen und verantwortlichen Ermeſſen 
des Konkursverwalters Schranken zu ſetzen, welche das Geſetz 
nicht kennt. B. c. P. Vorſchußverein, U. v. 13. April 07, 
406/06 I. — Berlin. 

Geſetz betr. Geſellſchaft m. b. H. vom 20. April 
1892 / 20. Mai 1898. 

21. 8 15 GmbHG. Der Erwerb von Geſchäftsanteilen, 
die die Geſellſchaft ihrerſeits rechtsgeſchäftlich als eigene über⸗ 
tragen erhalten hatte, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung.] 

Die Reviſion bekämpft die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß das in Frage ſtehende Abkommen, durch welches der Kläger 
von der beklagten Geſellſchaft m. b. H. ihr rechtsgeſchäftlich 
übertragene eigene Geſchäftsanteile erwerben ſollte, der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung bedurfte. Die Rechtsauf⸗ 
faſſung des Berufungsgerichts iſt jedoch begründet. Die Vor⸗ 
ſchrift in 8 15 GmbHG., wonach es dieſer Form bedarf, wenn 
es ſich um eine Vereinbarung handelt, durch welche die Ver⸗ 
pflichtung eines Geſellſchafters zur Abtretung eines Ge⸗ 
ſchäftsanteils begründet wird, trifft nach ihrem Wortinhalt auch 
den hier untergebenen Fall. Die Geſellſchaft m. b. H. darf nach 
8 33 Abſ. 1 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 eigene Geſchäfts⸗ 
anteile, auf welche die Stammeinlage vollſtändig eingezahlt iſt, 
für ſich erwerben. Es kann dahingeſtellt bleiben, wie ſich im 
einzelnen in ſolchem Falle die Vermögens⸗ und ſonſtigen An⸗ 
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teilsrechte bezüglich der von der Geſellſchaft ſelbſt erworbenen 
Geſchäftsanteile in ihrer praktiſchen Ausübung geſtalten. Jeden⸗ 
falls findet kein Untergang dieſer Anteile durch Vereinigung 
ſtatt. Vielmehr bleiben grundſätzlich die von der Geſellſchaft 
erworbenen eigenen Geſchäftsanteile in ihrer rechtlichen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit beſtehen. Inſoweit iſt für die Dauer der Ver⸗ 
einigung die Geſellſchaft im Rechtsſinne ſelbſt Mitglied der Ge⸗ 
ſellſchaft und ſteht ſie bei dieſer Auffaſſung dem Geſell⸗ 
ſchafter im Sinne des 8 15 gleich. Gebilde ähnlicher Art 
finden ſich auch ſonſt im Rechtsleben, ſo im Gebiete des 
Immobiliar⸗, des Wechſel⸗ und des Seerechts. Es ſprechen 
aber auch, und vornehmlich innere Gründe, für die Anſicht des 
Berufungsgerichts. Die Vorſchrift des § 15 bezweckt, durch 
Erſchwerung der Form dem ſpekulativen Handel mit Geſchäfts⸗ 
anteilen vorzubeugen. Auch dann, wenn die Geſellſchaſt m. b. H. 
im geſchäftlichen Verkehr eigene Geſchäftsanteile für ſich erwirbt, 
iſt es aber in Verfolg dieſes Zweckes angezeigt, die Veräuße⸗ 
rung derſelben ſeitens der Geſellſchaft an erſchwerende Formen 
zu binden. Den dahin gehenden Ausführungen des Berufungs⸗ 
gerichts iſt durchaus beizutreten. Einmal liegt es nahe, daß 
eine Geſellſchaft, die in Niedergang gerät, mit ihren eigenen 
Geſchäftsanteilen Spekulationsgeſchäfte macht, indem ſie jene 
von den über die Geſchäftslage unterrichteten Geſellſchaftern 
billig erwirbt und ſie an Dritte mit Gewinn veräußert. Aber 
auch abgeſehen davon, würde die Zulaſſung der Formfreiheit 
zur Vermittlung der Veräußerungsgeſchäfte der Geſellſchafter 
benutzt und ſo der Zweck der Vorſchrift vereitelt werden. In 
Fällen, wo die Geſchäftsanteile auf die Geſellſchaft nicht kraft 
Rechtsgeſchäfts, ſondern in Kraft des Geſetzes übergehen, 
ſei es infolge Kaduzierung, ſei es infolge Abandonnierung 
(S8 21, 23, 27, 28 des Geſetzes), — Fälle, in denen die 
Begründung des Geſetzes von einem Erwerbe der Geſellſchaft 
„kraft eigenen Rechts“ ſpricht — mögen allerdings die Form⸗ 
vorſchriften des 8 15 nach deſſen Zweck nicht anwendbar er: 
ſcheinen. Indeſſen ſteht dies hier nicht zur näheren Erörterung, 
da es ſich um ſolche Fälle keineswegs handelt. D. B. K. G. 
c. M., U. v. 6. Mai 07, 479/06 IV. — Berlin. 

22. 8 19 GmbHG. Einforderung der Einzahlungen auf 
die Stammeinlagen von allen Geſellſchaftern.] 

Das Berufungsgericht hat den auf 819 Abſ. 1 GmbHG. 
geſtützten Angriff des Klägers zurückgewieſen, weil die ange⸗ 
rufene Geſetzesvorſchrift durch den Geſellſchaftsvertrag abge⸗ 
ändert werden könne, und im vorliegenden Falle der 8 6 des 
Geſellſchaftsvertrages den Geſchäftsführern die Befugnis ein⸗ 
räume, an den einen Geſellſchafter früher als an den anderen 
mit einer Aufforderung zur Einzahlung heranzutreten und von 
dem einen der Geſellſchafter einen verhältnismäßig höheren 
Betrag zu fordern, als von dem anderen. Demgegenüber hat 
die Reviſion zunächſt auszuführen verſucht, daß die erwähnte 
Geſetzesvorſchrift eine zwingende ſei, die durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag nicht abgeändert werden könne. Es braucht aber nicht 
darüber entſchieden zu werden, ob hierin die Reviſion Recht hat, 
weil ihr fernerer Angriff für begründet zu erachten iſt, der ſich 
gegen die vom Berufungsgericht vertretene Auslegung der Be⸗ 
ſtimmung richtet, die im § 6 des vorliegenden Geſellſchaftsver⸗ 
trages getroffen iſt. Nach dem gegebenen Tatbeſtande heißt es 
von der Geldeinlage der Geſellſchafter in dieſem § 6, fie ſei 
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„je nach Beſtimmung der Geſchäftsführer teilweiſe oder voll zu 
jeder Zeit bar zu zahlen“. — Nach § 46 Nr. 2 GmbHG. 
unterliegt die Einforderung der Einzahlungen auf die Stamm⸗ 
einlage der Beſtimmung der Geſellſchafter. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift kann, wie ſich aus $ 45 des Geſetzes ergibt, der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag ändern. Der Geſellſchaftsvertrag kann insbe⸗ 
ſondere den Geſchäftsführern die Beſtimmung über die Ein⸗ 
forderung der Einzahlungen übertragen, und eine ſolche Über: 
tragung enthält der § 6 des Geſellſchaftsvertrages der ver⸗ 
klagten Geſellſchaft. Aber er läßt doch mehr nicht erkennen, 
als daß die Geſchäftsführer darüber befinden ſollten, ob, was 
an Bareinlagen rückſtändig blieb, auf einmal oder in Teil⸗ 


beträgen, und wann auf einmal oder zu welchen Zeitpunkten 


in Teilbeträgen es zu leiſten ſei. Daß darüber hinaus die 
Geſchäftsführer auch die Befugnis haben ſollten, von der Vor⸗ 
ſchrift des 8 19 Abſ. 1 des Geſetzes abzuweichen, iſt in keiner 
Weiſe zum Ausdruck gekommen. (Wird dargelegt.) Im 
übrigen iſt hervorzuheben, daß ſich eine formaliſtiſche Anwendung 
der Vorſchrift des 8 19 Abſ. 1 des Geſetzes verbietet. Die 
Vorſchrift will nur eine ſachlich gleiche Behandlung der 
Geſellſchafter. In der Begründung des Geſetzentwurfs wird 
ſie mit der Ausführung gerechtfertigt, daß ſie dem Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis, in welchem die Geſellſchafter ſtänden, ent⸗ 
ſpreche, und es nicht geſtattet ſein könne, einzelne von ihnen 
allein heranzuziehen und andere zunächſt von Einzahlungen frei⸗ 
zulaſſen. Daher iſt es nicht als ein Mangel der an den Kläger 
ergangenen Einzahlungsaufforderung anzuſehen, wenn ſie nicht 
kundgab, daß auch der Geſellſchafter F. zur Einzahlung ſeiner 
Bareinlage aufgefordert werde. Selbſt das war nicht erforder⸗ 
lich, daß gleichzeitig mit der Einzahlungsaufforderung an den 
Kläger auch eine ſolche an F. erlaſſen wurde. Vielmehr wurde 
an und für ſich die nur an den Kläger ergangene Aufforderung 
in dem Augenblick zu einer geſetzlichen, als auch F. entweder 
zur Einzahlung ſeiner Geldeinlage aufgefordert wurde, oder 
dieſe, ohne aufgefordert zu ſein, einzahlte. Andererſeits aber 
muß anerkannt werden, daß der Kläger, wenn für ihn nicht 
erkennbar war, wie es mit der Einzahlung der Geldeinlage 
von F. gehalten werden ſolle, von den Geſchäftsführern Aus⸗ 
kunft darüber verlangen konnte (vgl. RG. 49, 149), und daß, 
ſolange ihm dieſe, obwohl er ſie verlangt hatte, vorenthalten 
wurde, keine „Verzögerung“ der Einzahlung vorlag, und des⸗ 
halb nicht nach 8 21 des Geſetzes gegen ihn vorgegangen 
werden durfte. Die Entſcheidung iſt ſomit nicht nur davon 
abhängig, ob am 9. Dezember 1901, an welchem Tage dem 
Kläger die Nachfriſt von einem Monct geſetzt wurde, F. auch 
ſchon zur Einzahlung ſeiner Geldeinlage aufgefordert worden 
war oder dieſe ſchon eingezahlt hatte, ſondern auch davon, ob 
eine in dieſer Hinſicht vorher vom Kläger verlangte Aufklärung 
ihm an dem genannten Tage zuteil geworden war oder nicht. 
In den bezeichneten Richtungen iſt der Sachverhalt noch feſt⸗ 
zuſtellen, und es war daher eine Zurückweiſung in die Inſtanz 
geboten. K. c. Sch. & Co., U. v. 10. April 07, 392/06. I. — 
Cöln. . 

II. Das Gemeine Recht. 

Kirchenrecht. 

23. Weſen, rechtliche Natur und Wirkung der incorporatio.] 

Die Gründe, mit denen das Berufungsgericht die vor“ 
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liegende Sache für die Vorgänge der Jahre 1472/76 eine 
Inkorporation der Kirche zu Mosbach in das Kloſter Eberbach 
verneint, ſind insgeſamt nicht ſtichhaltig und von einer unrichtigen 
Auffaſſung der rechtlichen Natur der incorporatio beherrſcht, 
welche wiederum zu irriger Deutung von Begriffen der lateini⸗ 
ſchen kanoniſtiſchen Rechtsſprache geführt hat. Inſoweit ſolche 
Irrtümer ihren Einfluß äußern, hat auch das Reviſionsgericht 
die Auslegung der Urkunden durch das Berufungsgericht nach⸗ 
zuprüfen. Das Berufungsgericht meint in erſter Linie, eine 
Inkorporation in das Kloſter Eberbach könne man nur dann 
annehmen, wenn die ecclesia von Mosbach als Anſtalt, als 
Subjekt gehandelt hätte; das ſei, da ſie als Anſtalt nicht mehr 


exiſtiert habe, ſondern in das St. Simeonsſtift zu Trier auf⸗ 


gegangen geweſen, nicht der Fall. Das iſt eine irrige Vor⸗ 
ſtellung. Aus der geſchichtlichen Entwickelung der ineorporatio 
iſt erſichtlich, wie ſich in dieſem Inſtitute privatrechtliche und 
öffentlich⸗rechtliche Elemente miſchen und wie urſprünglich infolge 
der rein privatrechtlichen Auffaſſung eines an Kirchen beſtehenden 
Eigentums das bloße privatrechtliche Geſchäft der Eigentums⸗ 
übertragung ausreichte, um die weltlichen und geiſtlichen Rechte 
und Pflichten auf den Erwerber zu übertragen, ſpäter aber 
hierzu ein dem Gebiete des kirchlichen Amterweſens angehöriger 
Rechtsakt erfordert wurde (Hinſchius, Syſtem des katholiſchen 
Kirchenrechts, Bd. II S 109 S. 436 ff.; Wahrmund, Kirchen⸗ 
patronatsrechts Bd. J S. 146 ff.). Dieſe Entwicklung war mit 
dem 13. Jahrhundert abgeſchloſſen, ihre Spuren zeigen ſich 
aber noch inſofern in den Urkunden der ſpäteren Zeit, als viel⸗ 
fach die privatrechtlichen Bezeichnungen noch beibehalten werden. 
Seit dem 13. Jahrhundert erſcheint die Inkorporation als ein 
kirchlicher Amtsakt, durch den ſeitens des kompetenten Oberen 
einem beſtimmten geiſtlichen Inſtitute (Kloſter, Kollegiatſtift, 
Domkapitel) oder Amte, eine Pfarr⸗ oder fonftige Kirche mit 
ihrem ganzen Vermögen auf immerwährende Zeiten übertragen 
wird (Wahrmund a. a. O., S. 170). Daß die inkorporierte 
Kirche ſelbſt bei dieſem Akte als handelndes Subjekt auftreten 
müſſe, iſt nirgends erfordert, und nach dem beſchriebenen Weſen 
der Inkorporation auch aus allgemeinen Grundſätzen nicht ab⸗ 
zuleiten. Nun iſt die Wirkung der Inkorporation allerdings 
die, daß die inkorporierte Kirche ihre vermögensrechtliche Selbſt⸗ 
ſtändigkeit verliert; das Vermögen der Kirche wird mit dem 
des inkorporierenden Inſtituts zu einer rechtlich ungetrennten 
Maſſe vereinigt, deren Eigentümer das inkorporierende Inſtitut 
iſt. (Wahrmund, a. a. O. S. 175, 176, 178; Vering, Kirchen⸗ 
recht, 3. Aufl. S. 462; Schmitt, Kultusbaulaſt, S. 343; 
Hinſchius, a. a. O., S. 450). Damit iſt aber keineswegs aus⸗ 
geſchloſſen, daß die durch die Inkorporation geſchaffene Ver⸗ 
bindung ſpäter wieder gelöſt, die inkorporierte Kirche wieder als 
ecclesia cum omnibus juribus suis (cum omnibus suis 
pertinentiis) ausgeſchieden wird und entweder wieder in ihre 
rechtliche Selbſtändigkeit als Anſtalt zurückkehrt (Hinſchius, 
a. a. O. S. 454; Foeſſer im Archiv für katholiſches Kirchen⸗ 
recht, Bd. 21 S. 411) oder als Vermögensinbegriff durch aber⸗ 
malige Inkorporation in das Eigentum eines anderen geiſtlichen 
Inſtituts gelangt. Ob man zur Erklärung dieſes Rechtsvor⸗ 
gangs mit der Reviſion annehmen ſoll, daß die inkorporierte 
Kirche, wennſchon ſie ihre vermögensrechtliche Selbſtändigkeit 
verloren hatte, dennoch ein Sondervermögen, ein gebundenes 
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Zweckvermögen geblieben ſei, kann ganz dahingeſtellt bleiben. 
In der kirchlichen Verwaltung iſt die Ausſonderung einer Kirche 
aus einem umfaſſenderen Vermögenskomplexe mit der Wirkung, 
daß die ausgeſonderte Kirche als ein mit Rechten und Pflichten 
verbundener Vermögensinbegriff entweder fortan ein Sonder⸗ 
daſein führt oder in das Eigentum einer anderen Rechtsperſön⸗ 
lichkeit eintritt, ein ganz geläufiger Rechtsvorgang (vgl. das 
Beiſpiel mehrfacher Inkorporation bei Schmitt, Kultusbaulaſt, 
S. 333 unter m; Stutz, Geſchichte des kirchlichen Benefizial⸗ 
weſens Bd. 1 S. 173 ff.). Daher ſteht nichts entgegen, daß 
eine bereits inkorporierte Kirche wieder ausgeſchieden wird und 
vermöge einer neuen Inkorporation an ein anderes geiſtliches 
Inſtitut gelangt. Deswegen iſt auch der zweite Grund, aus 
dem das Berufungsgericht im vorliegenden Falle eine Inkorpo⸗ 
ration der Kirche zu Mosbach in das Kloſter Eberbach für aus⸗ 
geſchloſſen hält, nicht zutreffend, daß nämlich dazu genau dieſelbe 
Vermögensmaſſe, die 1397/98 dem St. Simeonsſtift inkorporiert 
worden war, auch 1472/76 auf das Kloſter Eberbach habe 
übertragen werden müſſen, was hier ausweislich der Urkunden 
allerdings in betreff des Pfarrzehnten nicht der Fall war. 
Bietet ſonach die im Jahre 1472 nach dem Inhalte der 
Urkunden bezüglich der Kirche zu Mosbach vorhandene Rechts⸗ 
lage kein Hindernis dar, eine Inkorporation in das Kloſter 
Eberbach anzunehmen, ſo iſt andererſeits der Reviſion auch 
darin Recht zu geben, daß der Urkundeninhalt poſitiv eine 
incorporatio plena bezeugt. Zwar wird in ihnen das Wort 
incorporare nicht gebraucht, ſondern es erſcheinen die Aus⸗ 
drücke donare, concedere und transferre, und aus dieſer 
Verſchiedenheit der gebrauchten Worte gegenüber den Urkunden 
von 1397/98, wo man von incorporare, annectere und unire 
ſpricht, will das Berufungsgericht einen ferneren und letzten 
Grund für ſeine Entſcheidung entnehmen. Die Geſchichte der 
Inkorporation ergibt aber, daß der Ausdruck incorporare für 
dieſen Rechtsvorgang erſt im Laufe der Entwicklung auf⸗ 
gekommen iſt, daß man ſich zuerſt, wo dik privatrechtliche An⸗ 
ſchauung noch überwog, auch der Formeln privatrcchtlichen 
Gepräges, namentlich der Worte donare und concedere be⸗ 
diente, und daß dieſe letzterwähnten Ausdrücke ſich auch in 
ſpäterer Zeit häuſig in Urkunden für Rechtsakte angewendet 
finden, die unzweifelhaft Inkorporationen enthalten. In einer 
bei Wahrmund, a. a. O., Bd. I S. 153 erwähnten Urkunde 
aus dem Jahre 1268 werden die Worte annectere et unire 
geradezu durch die Worte concedere et deputare erläutert 
und erklärt. In zahlreichen Inkorporationsurkunden kommt 
das Wort incorporare nicht vor. Vor allem aber ſind nicht 
allein die gebrauchten Worte entſcheidend, ſondern es iſt der 
Geſamtinhalt der Urkunden ins Auge zu faſſen (der Inhalt 
wird dargelegt). Dieſe Urkundenſtellen zeigen, daß die kirch⸗ 
lichen Oberen die donatio, concessio, collatio und translatio 
der ecclesia in villa Mosbach an das Kloſter Eberbach als 
einen Parochialregulierungsakt behandelt haben, wie ſonſt 
Inkorporationen auch. Das gilt nicht nur von der Regelung 
der Beſetzung der Pfarrſtelle, ſondern auch in bezug auf formelle 
Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des Inkorporationsakts. In 
der päpſtlichen Vollmacht vom 6. September 1475 wird nicht 
nur die Anhörung aller Beteiligten vor der Beſtätigung vor⸗ 
geſchrieben, ſondern auch der Umſtand als eine Vorausſetzung 
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der Beſtätigung erwähnt, daß die Kirche nicht weiter als 
2000 Schritt von dem Kloſter entfernt liege, ein Umſtand, der 
gerade auf dem Gebiete der Parochialveränderung eine Rolle 
ſpielt (Hinſchius, a. a. O., $ 106 S. 402). Gegenüber dieſem 
Urkundeninhalte erweiſt ſich die Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts, daß man es hier nur mit der Übertragung einzelner 
Vermögensgegenſtände, mit dem bloßen Eigentumswechſel am 
Kirchengebäude zu Mosbach zu tun habe, als unhaltbar. 
Ecclesia bedeutet im kanoniſtiſchen Sprachgebrauche regelmäßig 
die Kirche mit ihrem Vermögen (Hinſchius, a. a. O., § 109 
S. 438). Daß es hier auch in dieſem Sinne zu verſtehen iſt 
und nicht bloß das Gebäude bedeuten kann, ergibt der klare 
Wortlaut der Urkunden, die Wortverbindungen, in denen es in 
den Urkunden vorkommt, ins beſondere die wiederholt angewandte 
Formel ecclesiam regere et gubernare. Nach alledem iſt 
das Berufungsgericht zu ſeiner Entſcheidung gelangt, indem es 
den kirchenrechtlichen Begriffen ecclesia und ecclesiam donare, 
concedere, trans ferre eine unrichtige Deutung gab, die wiederum 
hervorgerufen wurde durch eine Verkennung des Weſens und 
der rechtlichen Natur der incorporatio. Das richtige Ver⸗ 
ſtändnis dieſer Begriffe führt zu dem Ergebnis, daß auch in 
der Übertragung der Kirche zu Mosbach vom St. Simeons⸗ 
ſtifte zu Trier auf das Kloſter Eberbach eine incorporatio 
plena gefunden werden muß, welche zur Folge hatte, daß die 
kirchliche Baulaſt ebenfalls auf das Kloſter überging. Evang. 
Kircheng. B. c. Preuß. Fiskus, U. v. 23. April 07, 406/06 III. 
— Frankfurt. 

III. Das Preußiſche Recht. 

Weſtfäliſches Gütergemeinſchaftsgeſetz vom 
16. April 1860 und 8 548 des Preußiſchen Aus: 
führungsgeſetzes vom 20. September 1899. 

24. Irreviſibilität dieſer Rechtsnormen.] 

Die Reviſion ſucht aus den 88 6, 10, 14 und 15 des 
Geſetzes vom 16. April 1860 darzulegen, daß nach Weſtfäliſchem 
Güterredht, wenn der erſtverſtorbene Ehegatte ſofortige Schichtung 
angeordnet habe, die Gütergemeinſchaft doch nicht bereits durch 
den Tod desſelben, ſondern erſt durch die auf Grund Urteils 
oder freiwillig erfolgte völlige Auseinanderſetzung auf⸗ 
gehoben und bis dahin fortgeſetzt werde. Nach 8 549 3PO., 
§ 6 EG. zu derſelben und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 28. September 1879 kann aber die Reviſion auf Ver⸗ 
letzung des Provinzialgeſetzes nicht geſtützt werden. Reviſions⸗ 
kläger führt aus, in Wahrheit ſeien die Vorſchriften des BGB. 
verletzt und zwar durch ihre Anwendung, während ſie un⸗ 
angewendet hätten bleiben müſſen, wenn auch infolge des In⸗ 
halts des Provinzialgeſetzes; allein dieſer Standpunkt kann 
nicht gebilligt werden. Sollte das Berufungsurteil in der 
bisher berührten Richtung einen Fehler haben, ſo würde er in 
einer unrichtigen Auslegung des Provinzialgeſetzes beſtehen, aber 
inſoweit iſt eine Nachprüfung ausgeſchloſſen. Muß aber als 
unanfechtbare Grundlage des Urteils beſtehen bleiben, daß, wenn 
der vorverſtorbene Ehegatte ſofortige Schichtung angeordnet 
hatte, eine Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht Platz greift, 
auch nicht als eine einſtweilige bis zur Schichtung, und weiter, 
daß für dieſen Fall — der unterbleibenden Foriſetzung — das 
Provinzialgeſetz Beſtimmungen über Verwaltung und Beſitz der 
Maſſe nicht getroffen hat, ſo iſt damit Anwendungsraum für 
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die Vorſchriften des BGB. als Selbſtfolge gegeben. Dieſe wollen 
zur Anwendung kommen, ſofern nach Maßgabe des Provinzial⸗ 
geſetzes ein zu regelnder Gegenſtand übrig bleibt; ob dies aber 
der Fall iſt, erſcheint als eine lediglich im Bereich der Aus⸗ 
legung dieſes letzteren liegende und deshalb der Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz entzogene Frage; Kläger weiſt noch auf 
Art. 48 8 6 Ziff. 9 PrAGG. hin, ohne daß jedoch klar erſicht⸗ 
lich wäre, ob hierdurch Material für die Auslegung des älteren 
(probinziellen) Geſetzes gewonnen oder ob geltend gemacht werden 
ſoll, daß durch das erſtere eine dem letzteren fremde einſtweilige 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft neu eingeführt ſei. Wie dem 
aber auch ſein möge, der Reviſion kann das Vorbringen nicht 
zur Stütze dienen, denn die vom Kläger in Bezug genommene 
Beſtimmung iſt örtlich nur für den Geltungsbereich des Pro⸗ 
vinzialgeſetzes erlaſſen, ihre Auslegung alſo ebenſo wie die 
dieſes Geſetzes ſelbſt einer Nachprüfung ſeitens des RG. nicht 
zugänglich. W. c. W., U. v. 30. April 07, 419/06 VII. — 
Hamm. 

Unfallfürſorgegeſetz vom 18. Juni 1887. 

25. UFürſGG. verb. mit 8 843 BGB. und § 7 RhaftpflG. 
Bemeſſung der Geldrente als Penſion wegen „Vermehrung der 
Bedürfniſſe“.] 

Unbegründet iſt der Einwand der Reviſion, daß die Zu⸗ 
erkennung in Form einer Rente nicht zuläſſig geweſen ſei. Zu 
den „Koſten des Heilverfahrens“ im Sinne des § 1 Abſ. 4 des 
Geſetzes betreffend die Fürſorge für Beamte infolge von Be⸗ 
triebsunfällen vom 18. Juni 1887 (Preußiſche Geſetzſamml. 
S. 289) gehören auch die Koſten für eine beſſere Verpflegung, 
die zur Herbeiführung der Heilung oder zur Abwendung einer 
Verſchlimmerung des Geſundheitszuſtandes notwendig iſt (vgl. 
Urteil des RG. III. ZS. vom 23. Mai 1905 JW. 1905 
S. 443 Nr. 29 und vom 3. Januar 1904 III 276/04; 
RG. 25, 50). Sind dieſe Aufwendungen nicht lediglich zeit⸗ 
weilig und vorübergehend erforderlich, ſo liegt die Voraus⸗ 
ſetzung ſür Zuerkennung einer Rente vor. Wie dies ſchon 
früher nach dem RHaftpflG. in feiner alten Faſſung an⸗ 
genommen wurde (vgl. RG. 3, 3; Urteil des RG. III. 3S. 
vom 23. Oktober 1885, JW. 1886 S. 28 Nr. 34, vom 
25. September 1886 bei Bolze III Nr. 405, vom 11. Februar 
1890, Seuff A. 48, 45 und vom 26. Februar 1891, Gruchot 
35, 1158), fo bildet jetzt nach 8 843 BGB. und 8 7 
RHaftpfl®. in der Faſſung des Art. 42 EGBGB. die Form 
der Geldrente die Regel auch für „Vermehrung der Be⸗ 
dürfniſſe.“ Das Gleiche muß auch für das UFürſ. vom 
18. Juni 1887 gelten, welches die Zuerkennung oder Erhöhung 
einer Penſion, alſo einer Rente als Regel vorſieht. Preuß. 
Eiſenbahnfiskus c. D., U. v. 26. April 07, 416/06 III. — 
Celle. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

26. Tarifſtelle 32. Die Befreiungsvorſchrift Nr. 2 iſt auf 
Veräußerungen der Konkursverwalter an einen Sohn des 
Gemeinſchuldners nicht anzuwenden.] 

Ein Konkursverwalter verkaufte ein dem Gemeinſchuldner 
gehöriges Grundſtück an deſſen Sohn. Der den Vertrag be⸗ 
urkundende Notar der Kläger hielt auf den Vertrag die Be⸗ 
freiungsvorſchrift der Tarifſtelle 32 Nr. 2 Stempelſteuer G. für 
anwendbar und erhob nur einen Stempel von 1,50 Mark. 
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Nachträglich wurde von der Steuerbehörde die Nachbringung 
eines Stempels von 879,50 Mark gefordert. Kläger zahlte, 
erhob Klage auf Rückzahlung. Klage, Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Der Konkursverwalter handelt bei 
Verwaltung und Verwertung der Maſſe weder als Vertreter 
des Gemeinſchuldners, noch als Vertreter der Gläubigerſchaft, 
ſondern in Ausübung eines ihm geſetzlich übertragenen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Amtes und der daraus fließenden ſelbſtändigen 
Verfügungsbefugnis. Vgl. RG. 29, 29 ff.; 55, 266. Dieſe 
Rechtsſtellung des Konkursverwalters verbietet es, einen Ver⸗ 
trag zwiſchen ihm und einem Abkömmling des Gemeinſchuldners 
als Vertrag zwiſchen Afzendenten und Deſzendenten zu be⸗ 
handeln (vgl. die Befreiungsvorſchrift Nr. 2 zur Tarifitelle 32 
Stempelſteuer G.). Nun wird allerdings vom Kläger geltend 
gemacht, es komme nicht ſowohl auf die Perſonen der Vertrag⸗ 
ſchließenden als vielmehr auf die Wirkung des Vertrags an. 
Auch der hier fragliche Vertrag habe den unmittelbaren Über⸗ 
gang des Eigentums vom Vater auf den Sohn bewirkt, ent⸗ 
halte alſo eine Mbertragung des Eigentums vom Vater auf den 
Sohn — in dem vom Stempelgeſetze gemeinten Sinne, in 
welchem unter Übertragungsverträgen auch obligatoriſche, die 
Verpflichtung zur Übereignung begründende Verträge zu ver⸗ 
ſtehen ſind. — Allein auch dieſe Auslegung der Befreiungs⸗ 
vorſchrift, nach welcher z. B. auch der freihändige Verkauf des 
Pfandes durch den Pfandgläubiger — 88 1235 Abſ. 2, 1221 
BGB. — darunter fallen würde, iſt abzulehnen. Sie liegt 
ſchon nach der Wortfaſſung der Vorſchrift recht fern. Die ge⸗ 
wählte Faſſung läßt deutlich erſehen, daß ſie ſich auf Verträge 
bezieht, bei deren Abſchluſſe der Aſzendent nicht nur die paſſive 
Rolle des Eigentümers, ſondern auch die aktive Rolle der ver⸗ 
äußernden Vertragspartei bekleidet, auf Verträgen zwiſchen 
Verwandten in auf⸗ und abſteigender Linie. Jeder Zweifel 
hieran muß ſchwinden, wenn man den Zweck der Vorſchrift ins 
Auge faßt. Es ſollen Verträge begünſtigt werden, bei denen 
die enge verwandtſchaftliche Beziehung der Vertragſchließenden 
in der Regel den Anlaß zum Vertragsſchluß bietet und ebenſo 
für den Inhalt des Vertrags von maßgebendem Einfluß iſt. 
Davon kann bei Veräußerungen des Konkursverwalters keine 
Rede fein W. c. Preuß. Fiskus, U. v. 3. Mai 07, 
508/06 VII. — Marienwerder. 

IV. Das franzöſiſche Recht. 

27. § 1384 c. c. Haftung des Staates für Pflicht: 
widrigkeiten eines Beamten. Nichtanwendung des in den alten 
Provinzen geltenden öffentlichen Rechts in der Rheinprovinz.] 

Klägerin hatte einen Prozeß gegen einen Schuldner darum 
verloren, weil der Gerichtsvollzieher pflichtwidrig unterlaſſen 
hatte, die Termins beſtimmung auf der Abſchrift der Berufungs⸗ 
ſchrift zu beglaubigen. Die deswegen gegen den Juſtizfiskus 
angeſtellte Klage führte zu deſſen Verurteilung; die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Der Beklagte rügt Verletzung des 
Art. 1384 c. c. zunächſt inſofern, als der Gerichtsvollzieher, 
der eine Zuſtellung vornehme, nicht als „préposé“ gegenüber 
der Juſtizverwaltung als „commettant“ im Sinne jenes 
Artikels anzuſehen ſei. Er macht geltend, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher bei Vornahme einer ſolchen Handlung nicht auf 
Weiſung der Juſtizverwaltung, ſondern auf Grund feſtſtehender 
geſetzlicher Beſtimmungen handele, und verweiſt auf das Urteil 
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des II. 35. des RG. vom 1. März 1904 in RG. 57, 150 ff. 
In dieſem Urteile iſt an erſter Stelle und mit beſonderer Aus⸗ 
führlichkeit die Haftung des Poſtfiskus für den Schaden, der 
durch das Verſehen eines Poſtboten bei Ausführung einer Zu⸗ 
ſtellung entſtanden war, deshalb verneint worden, weil durch 
§ 6 Poft®. vom 28. Oktober 1871 eine ſolche in Anſehung 
gewöhnlicher Briefe ſchlechthin, auch gegenüber dem Art. 1384 
c. c., ausgeſchloſſen ſei und die Briefe mit Zuſtellungsurkunde 
nur als gewöhnliche Briefe im Sinne dieſer Vorſchrift anzu⸗ 
ſehen ſeien. Zum Schluſſe iſt dann noch kurz bemerkt: Wollte 
man aber auch den vorhergehenden Ausführungen über die 
Frage, ob die Beſtimmung des Art. 1384 in bezug auf ſolche 
Verſehen, die einem Poſtboten bei Zuſtellung von Schriftſtücken 
zur Laſt fielen und deren Ungültigkeit zur Folge hätten, durch 
das RPoſtG. beſeitigt ſei, nicht beipflichten, fo würde ihrer 
Anwendung doch der Umſtand entgegenſtehen, daß für den 
Poſtboten bei Ausführung der Zuſtellung die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. maßgebend ſeien, die einer Anderung durch 
die Poſt verwaltung entzogen ſeien, fo daß in dieſer Be⸗ 
ziehung der Poſtbote nicht als prepose der Bolt: 
verwaltung als commettant gegenüberſtehe. Schon 
dieſe Faſſung des Schluſſes des Urteils ergibt, daß der letzte 
Teil der Ausführungen nicht den wirklichen Entſcheidungs⸗ 
grund des II. ZS. darſtellt, vielmehr nur als Erwägung in 
Betracht kommen ſoll für den Fall, daß anzunehmen wäre, 
daß der erſte Entſcheidungsgrund nicht zuträfe. Es bedarf 
deshalb keiner Erörterung, ob und inwieweit jene Ausführung 
der ſonſtigen Rechtſprechung des RG. über die Anwendbarkeit 
des Art. 1384 c. c. auf das Verhältnis zwiſchen dem Staate 
als commettant und dem Staatsbeamten als préposé in 
bezug auf Schäden, die einem Dritten durch Pflichtwidrigkeiten 
eines Staatsbeamten bei Verrichtung ſeiner Dienſtgeſchäfte ver⸗ 
urſacht worden ſind, widerſpricht. Denn auch wenn dieſe Frage 
zu bejahen ſein ſollte, würde für den jetzt erkennenden Senat, 
der an der im übrigen ſtändigen Rechtſprechung des RG. feſt⸗ 
hält, daß der Staatsbeamte bei Ausführung ſeiner Dienſt⸗ 
verrichtungen ſtets als prepose dem Staate als commettant 
gegenüberſtehe, auch wenn er im einzelnen Falle keinerlei 
Weiſungen von ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zu empfangen 
habe, doch keine Veranlaſſung vorliegen, eine Entſcheidung der 
Ver ZS. des RG. herbeizuführen, weil eben auf jener Er 
wägung am Schluſſe des Urteils vom 1. März 1904 die Ent⸗ 
ſcheidung nicht beruht. Im übrigen ſei wegen der Recht⸗ 
ſprechung des RG. über jene Frage aus der neueren Zeit auf 
das Urteil des VI. 3 S. vom 14. Dezember 1903 in Sachen 
des Preußiſchen Juſtizfiskus wider die Handlung Remſcheider 
Stanz⸗ und Emaillierwerke Windgaßen & Hinrichs in Remſcheid, 
VI 517/03, und auf dasjenige des jetzt erkennenden Senats 
vom 4. April 1905 (JW. S. 335 Nr. 1) hingewieſen. Dem⸗ 
gemäß erweiſt ſich der erſte Angriff der Reviſion als verfehlt. 
Im weiteren iſt Beſchwerde wegen Verletzung der Königlichen 
Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 erhoben. Es iſt zuzu⸗ 
geben, daß der Grund, aus dem das Berufungsgericht die 
Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift auf Fälle der vorliegenden Art 
leugnet, nicht haltbar iſt. Es führt aus: es müſſe unter⸗ 
ſchieden werden zwiſchen der Frage, ob der Staat für Akte 
der Ausübung von Hoheitsrechten zur Verantwortung 
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gezogen werden könne, und zwiſchen der Frage, ob er für 
Pflichtwidrigkeiten ſeiner Beamten bei Ausübung der ihnen aus 
dem Hoheitsrechte übertragenen Gewalt verantwortlich ſei; nur 
über jene Frage laſſe ſich der der Kabinettsorder zugrunde 
liegende Staatsminiſterialbeſchluß — richtiger Bericht — aus; 
die andere, davon ganz verſchiedene Frage ſei in den deutſchen 
Gebieten franzöſiſchen Rechts von der Rechtſprechung allgemein 
als eine Zivilrechtsfrage angeſehen worden. Jene Frage aber 
behandelt der Bericht vom 16. November 1831 (GS. S. 256) 
überhaupt nicht, ſondern er bezeichnet als Ausgangspunkt 
ſeiner Erörterungen im Gegenteile folgendes: es ſei, nach den 
vorliegenden Verhandlungen darüber kein Zweifel angeregt, 
daß ein privatrechtlicher Widerſpruch wider den Akt des 
Hoheitsrechts ſelbſt nicht ſtattfinde, wohl aber ſei be⸗ 
hauptet worden, daß ein Anſpruch aus den Folgen und 
Wirkungen dieſes Aktes nicht wider die Perſon des Landes⸗ 
herrn, ſondern wider das Staats vermögen behufs der 
Entſchädigung zuläſſig ſei. Ob dabei freilich überhaupt an 
Fälle, in denen Erſatz des durch Pflichtwidrigkeiten von Staats⸗ 
beamten verurſachten Schadens von dem Fiskus verlangt wird, 
gedacht iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn in jedem Falle 
iſt die Berufung auf die Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 
und den ihr zugrunde liegenden Bericht des Staats⸗ 
miniſteriums deshalb verfehlt, weil er für das Gebiet des 
franzöſiſch⸗-rheiniſchen Rechts nicht erlaſſen iſt. Wenn 
geltend gemacht wird, es habe von jeher der Grundſatz gegolten, 
daß das Staatsbeamtenrecht innerhalb des ganzen Staates 
nur als ein einheitliches in Betracht komme und dafür auf 
die Kabinettsorder vom 6. März 1821 Bezug nimmt, ſo iſt es 
zwar richtig, daß dieſe Verordnung „betreffend die Strafgeſetze 
und das Verfahren in den Rheinprovinzen bei Verbrechen und 
Vergehen gegen den Staat und deſſen Oberhaupt und bei 
Dienſtvergehen der Verwaltungsbeamten“ in ihrer Einleitung 
den Satz enthält: „Die in ihrem Berichte vom 28. v. Mts. 
entwickelten Grundſätze, daß in Beziehung auf die Straf⸗ 
geſetze, welche die Majeſtät des Souveräns und die innere 
Ruhe des Staats gegen frevelhafte Angriffe und Umtriebe 
ſichern, in Meiner Monarchie nur Ein inneres Staats⸗ 
recht gelten könne, und daß zu demſelben die Strafgeſetze für 
dieſe Gattung von Verbrechen weſentlich gehören, und 
daß mithin die darauf ſich beziehenden Beſtimmungen des 
ALR. und der Kriminalordnung in allen meinen Staaten 
gelten müſſen, ſind ſo ſehr in der Natur der Sache uſw. Allein 
die Kabinettsorder ſelbſt hat daraus gemäß der in den Worten 
„in Beziehung auf die Strafgeſetze“ enthaltene Einſchränkung 
nur die Folgerung gezogen, daß auch in der Rheinprovinz 
„die Unterſuchung der Verbrechen und Vergehungen gegen den 
Staat und deſſen Oberhaupt ſowie der Dienſtvergehen der 
Verwaltungsbeamten nach den Vorſchriften der Allgemeinen 
Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805“ geführt werde und 
daß wegen Verbrechen und Vergehungen gegen den Staat oder 
deſſen Oberhaupt in den Rheinprovinzen lediglich die im ALR. 
Tl. II Tit. 20 88 91— 213 feſtgeſetzten Strafen und in Ans 
ſehung aller Verwaltungs beamten die Beſtimmungen des 
ALR. Tl. II Tit. 20 88 323-508, ſoweit fie in den alten 
Provinzen noch gültig ſeien, mit den ſie ergänzenden Vor⸗ 
ſchriften angewandt würden. Man mag nun in jener ein⸗ 
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leitenden Bemerkung über die Notwendigkeit nur eines inneren 
Staatsrechts die Aufſtellung einer allgemeinen geſetz⸗ 
geberiſchen Forderung zu erblicken geneigt ſein: durch⸗ 
geführt iſt ſie nur in bezug auf eine beſtimmte Gruppe von 
ſtrafrechtlichen und ſtraſprozeſſualiſchen Vorſchriften — ein Zweck, 
dem noch die Kabinettsorder vom 5. September 1821, welche 
die Denkſchrift ebenfalls erwähnt, gedient hat, inſofern ſie die 
Satzungen der Kabinettsorder vom 6. März 1821 auch auf die 
damaligen gemeinrechtlichen Gebietsteile des Staates aus⸗ 
gedehnt hat. Im übrigen aber — und das iſt mit ent⸗ 
ſcheidend — iſt der Rheinprovinz die ihr von jeher gewährte 
ſelbſtändige Stellung auch ſpäter belaſſen worden. In den 
Gebietsteilen des franzöſiſchen Rechts blieben nach der Ein⸗ 
verleibung in Preußen nicht nur das bürgerliche Recht und die 
Geſetze über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
ſondern auch das Strafrecht und die StPO., wie fie die 
Napoleoniſche Geſetzgebung eingeführt hatte, ferner die ganze 
Gerichts⸗ und ſonſtige Juſtizverfaſſung, endlich die Gemeinde⸗ 
verfaſſung im weſentlichen unberührt, und, ſoweit demnächſt 
Anderungen erfolgt, geſchah dies, von wenigen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, regelmäßig unter Wahrung der Beſonderheiten der 
rheiniſchen Einrichtungen. Es iſt demnach auch ein großer Teil 
des öffentlichen Rechts in der Rheinprovinz von jeher ab- 
weichend von dem in den älteren Provinzen geltenden Rechte 
geſtaltet geweſen, und auch deshalb ſtreitet ſchon die Ver⸗ 
mutung dagegen, daß die Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 
auch nur beabſichtigt hätte, den Art. 1384 c. c. in feiner 
Anwendung auf die Haftung des Staates für die Pflicht⸗ 
widrigkeiten ſeiner Beamten Dritten gegenüber aufzuheben. 
Auch die ſpätere Geſetzgebung — aus Anlaß der 1866 er⸗ 
folgten Gebietserwerbungen — ſpricht nicht dafür, daß jene 
Kabinettsorder auch für die Rheinprovinz erlaſſen worden ſei. 
Maßgebend iſt in dieſer Hinſicht nicht, wie die Denkſchrift 
meint, die Verordnung vom 23. September 1867 (GS. S. 1619), 
da dieſe nur „die für die alten Provinzen allgemeingültigen 
Vorſchriften, Verordnungen und Geſetze, durch welche die Be⸗ 
dingungen des Eintritts in den Staatsdienſt, ſowie die Rechte 
und Pflichten der Staatsdiener in Anſehung ihres Amtes und 
der Hinterbliebenen derſelben beſtimmt ſind“, fortan auch auf 
die Verhältniſſe ſowohl der unmittelbaren als der mittelbaren 
Staatsdiener in den neuen 1866 erworbenen Landesteilen für 
anwendbar erklärt. Denn daraus erhellt, daß dieſe Verordnung 
die Rechtsverhältniſſe Dritter zu dem Staate aus Hand⸗ 
lungen der Staatsdiener überhaupt nicht regeln will. Viel⸗ 
mehr iſt hierfür entſcheidend die Verordnung vom 16. Sep⸗ 
tember 1867, betreffend die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges uſw. in den neuen Landesteilen (GS. S. 1515). 
Und gerade hier iſt es bezeichnend, daß der grundlegende 
Art. I Abſ. 1 beſagt: Über Angelegenheiten, welche nach den 
im Geltungsbereiche des PrR. beſtehenden allgemeinen 
Beſtimmungen der Erledigung im Verwaltungswege mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges unterliegen, findet auch in den durch 
die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866 (GS. 
S. 555, 875, 876) unſerer Monarchie einverleibten Landes⸗ 
teilen ein Prozeßverfahren nicht ſtatt.“ Während die Ver⸗ 
ordnung vom 23. September 1867 hiernach allerdings allgemein 
von den „in den älteren Provinzen“ geltenden Vorſchriften 
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ſpricht, wird hier als maßgebend derjenige Rechtszuſtand an⸗ 
geſehen, der im Geltungsbereiche des PrALR. beſteht. Es 
wird alſo damit anerkannt, daß darüber, welche Anſprüche 
überhaupt vor den ordentlichen Gerichten verfolgt 
werden können — und dazu gehört ja auch die Frage, ob 
wegen der Pflichtwidrigkeit eines Beamten der Staat im 
bürgerlichen Streitverfahren auf Entſchädigung verklagt werden 
kann — in den verſchiedenen großen Rechtsgebieten des 
Staates verſchiedene Normen bisher beſtanden hatten, und 
daß von dieſen eben die im Gebiete des ALR. geltenden nun⸗ 
mehr in den neuen Landesteilen Anwendung finden ſollten. 
Preuß. Juſtizfiskus c. M., U. v. 23. April 07, 429/06 III. — 
Cöln. 


Vom Oberverwaltungsgericht.*) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


8 10 Tit. 17 Tl. II des Allgemeinen Landrechts. 
Polizeiliches Verſammlungs verbot. 

Die Polizei darf eine nicht öffentliche Vereinsverſammlung 
auf Grund des 8 10 Tit. 17 Tl. II ALR. zwar von einem 
Raume fernhalten, der dem Einſturz droht, oder die äußerſte 
Zahl von Teilnehmern, die in dem Raume zuſammentreten 
dürfen, feſtſetzen und den Zutritt von mehr Perſonen verhindern, 
aber nicht die für den Raum angemeldete Verſammlung deshalb 
gänzlich verbieten, weil er zu klein oder ſonſt ungeeignet 
erſcheint, obſchon ſonſt ſeine Benutzung zum Aufenthalte von 
Menſchen geſtattet wird. Das gänzliche Verbot der Verſamm⸗ 
lung iſt nicht das nötige Mittel, um Gefahren, die aus einer 
Aberfüllung entftehen könnten, vorzubeugen. Daß die L. ſche 
Tenne überhaupt zum Aufenthalte von Menſchen aus ſicherheits⸗ 
polizeilichen Gründen nicht geeignet ſei, behauptet der beklagte 
Regierungspräſident nicht. Wird ſelbſt unterſtellt, daß alle 
Bedenken, auf die der Beklagte hinweiſt, tatſächlich zutreffen, 
ſo würde immer nur eine polizeiliche Beſchränkung der Teil⸗ 
nehmerzahl oder eine Anordnung, gewiſſe Anderungen des bau⸗ 
lichen Zuſtandes vorzunehmen, zuläſſig geweſen ſein. Der 
Beſcheid des Beklagten war deshalb aufzuheben. v. E. c. 
Kgl. Regierungspräſidenten zu Schleswig, U. v. 29. Jan. 07, 
I 125. Rep. Nr. IA 152/06. 


Inhalt eines Gewohnheitsrechts betr. die Bürger⸗ 
ſteige. Polizeiverwaltung ſtaatliche Funktion. 


Kläger iſt aufgefordert worden, den Bürgerſteig vor ſeinem 
Grundſtück gegen den Fahrdamm mit Granitſteinen abzugrenzen 
und beſtreitet, daß in K. ein gewohntes Recht beſtehe, den 
Bürgerſteig ſo, wie die Verfügung verlange, insbeſondere mit 
den teuren Granitbordſteinen abzugrenzen. Die Beſchaffenheit 
der Bürgerſteige iſt aber nicht Gegenſtand des Gewohnheits⸗ 
rechts, ſondern nur die Verpflichtung zur Anlegung und zur 
Unterhaltung der Bürgerſteige. Mag dieſe Laſt den Anliegern 


oder der Stadtgemeinde obliegen, in jedem Falle entſcheidet über 


die Art der Ausführung das Bedürfnis des öffentlichen Verkehrs 
nach dem pflichtgemäßen Ermeſſen der Wegepolizeibehörde. 
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Dieſe iſt auch, was der Kläger zu Unrecht beſtreitet, befugt, 
ihre Anordnungen in Form einer Polizeiverordnung zu erlaſſen. 
Gleichfalls zu verwerfen iſt die Behauptung des Klägers, 
daß vor ſeinem Hauſe kein Bedürfnis zur Herſtellung eines 
Bürgerſteiges beſtehe. Das Grundſtück des Klägers kann nicht 
allein ohne Bürgerſteig bleiben. Darauf, daß es, wie der 
Kläger behauptete, viele Jahre auch ohne Bürgerfteig gegangen 
ſei, kommt es nicht an. Die Forderung der Polizeiverwaltung, 
daß an die Pflaſterung der Fahrbahn die Herſtellung eines 
Bürgerſteigs ſich anſchließe, iſt daher gerechtfertigt. 

Kläger irrt, wenn er meint, die Stadt ſei zugleich Trägerin 
der Wegepolizeibehörde. Die örtliche Polizeiverwaltung wird 
im Namen des Königs geführt, iſt alſo eine ſtaatliche Funktion, 
auch wo ihre Handhabung dem Bürgermeiſter übertragen iſt. 
Vgl. 8 3 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 und § 62 der Städteordnung vom 30. Mai 1853, 
und in dieſem gleichfalls unabhängig von der Ausübung der 
Gemeindeverwaltung, welche dem Magiſtrat und der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zuſteht. O. K. c. Polizeiverwaltung 
K. und Stadtgemeinde K., U. v. 10. Jan. 07, IV 51. Rep. 
Nr. IV B 43/05. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 ſpricht den Baumſchulbeſtänden die Eigen⸗ 
ſchaft von weſentlichen Beſtandteilen oder Zubehörſtücken des 
Grundſtücks, mit dem ſie nur vorübergehend verbunden ſind, ab. 

Bei einem Grundſtückskauf war ein Teil des Kaufgeldes 
durch eine für einen Dritten neu einzutragende Briefhypothek 
belegt. Käufer und Verkäufer hatten beim Grundbuchamt be⸗ 
antragt, den Hypothekenbrief an die Hypothekengläubiger zu über⸗ 
ſenden. Hierin lag nach Entſch. Nr. 2 kein Erwerb der Hypothek 
durch den Dritten. Dem obligatoriſchen Anſpruch auf Aus⸗ 
händigung des Hypothekenbriefs durfte Käufer mit dem Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen Mängel des Grundſtücks begegnen, das 
er durch den Antrag an das Grundbuchamt auf Zurückhaltung 
des Briefes ausgeübt hatte. 

Die Windſcheidſche Lehre von der Vorausſetzung wird dem 
Vorgange des 2. Zivilſenats folgend in Entſch. Nr. 4 auch von 
dem 7. Senat abgelehnt. 

Der in $ 463 BGB. anerkannte Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung aus argliſtigem Verſchweigen iſt ein 
kontraktlicher, der 30 jährigen Verjährung unterliegender Anſpruch, 
der wie Entſch. Nr. 5 darlegt, durch Verjährung eines etwa 
konkurrierenden Anſpruchs aus 8 826 nicht berührt wird. 

Entſch. Nr. 7 erörtert die Rechtsnatur des Minderungs⸗ 
anſpruchs und ſeine Behandlung im internationalen Privatrecht. 

Entſch. Nr. 8 behandelt in grundlegender Weiſe die Aus⸗ 
legung der 88 283, 325, 326 über den Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung bei Nichtleiſtung des Schuldners nach 
rechtskräftiger Verurteilung trotz Friſtſetzung. 

Entſch. Nr. 14 behandelt wichtige Fragen des gewerblichen 
Lohnkampfes, die indes in dem entſchiedenen Falle infolge per⸗ 
ſönlicher Eigenſchaften des durch Arbeitsſperre geſchädigten 
Klägers eine mehr individuelle Beantwortung erfahren. 

Das fehlerhaft eo holographiſche Teſtament ift Gegen 
ſtand der Entſch. Nr. 15. N. 


igrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 85. Potsdamer Straße 118. 
Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


M 13 (Bogen 48 bis 58). 


Berlin, 1. Juli 1907. 
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XVIII. Deutſcher Anwaltstag in Mannheim. 


Diejenigen Herren Kollegen, welche an dem in der Zeit 
vom 10. bis 14. September d. J. in Mannheim ſtattſindenden 
Deutſchen Anwaltstag teilzunehmen beabſichtigen, werden 
erſucht, ihre Anmeldungen möglichſt bald an den Vor⸗ 
ſitzenden des Wohnungsansſchuſſes Herrn Rechtsanwalt 
Dr. L. Jordan in Mannheim, unter Angabe der ge⸗ 
wünſchten Zimmer gelaugen zu laſſen, damit für geeignete 
Unterbringung Sorge getragen werden kaun. 

Es wird dabei darauf hingewieſen, daß außer den 
Gaſthöfen in Maunheim eine größere Anzahl guter Privat⸗ 
logis zur Verfügung ſtehen. 


Vereins nachrichten. 
Die Mitgliederverſammlung des Dentſchen Anwaltvereins 
(ordentlicher Anwaltstag) wird auf 


11. und 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr 
nach Mannheim im Berfammlungslofal des „Roſengartens“ 
(ſtädtiſche Feſthalle) berufen. 
Tagesordnung: 
1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtaudes. 
2. Neuwahl von 4 Borftandsmitgliedern. 
Nach 5 8 der Satzungen ſcheiden infolge Aus⸗ 
loſung aus die Herren Inſtizrat Dr. Engen Fuchs 
in Berlin, Juſtizrat Karl Eckert in München, 
Rechtsanwalt Dr. Schall nud Juſtizrat Dr. Lang- 
bein in Leipzig. 
3. Herabſetzung des Mitgliederbeitrags auf 15 Mark 
jährlich. Anderung des 5 3 der Satzungen. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Dei in Leipzig. 
4. Erörterung und Beſchlußfaſſung über Anderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß ⸗ 
ordnung und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
im Hinblick auf die geplante Juſtizreform. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in 
Mannheim und Rechtsanwalt Dr. Waunnow in Zoppot. 
5. Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten ? 


Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch I in 
München. 


6. Empfiehlt es ſich, dem $ 63 der Rechtsanwalts. 
ordnung einen Abſatz 3 anzufügen des Inhalts: 

„Wegen leichter Verfehlungen eines Nechtsauwalts 

kaun der Vorſtand ohne Einleitung des im 8 67ff. 

der RAO. vorgeſchriebenen Verfahrens eine 

Warnung, eine Mißbilligung oder eine Geldſtrafe 

bis 100 Mark ausſprechen. Der Rechtsanwalt, 

gegen den vom Borftande eine ſolche Strafe aus⸗ 
geſprochen wird, hat das Recht, innerhalb einer 

Notfriſt von einer Woche ſeit der Zuſtellung des 

Beſchluſſes des Vorſtandes, bei dieſem Anträge 

auf Eutſcheidung durch das Ehrengericht zu 

ſtellen.“ 
Berichterſtatter: Oberjnſtizrat Dr. Mittaſch in 
Dresden. 

7. Nach 8 6 Nr. 2 Abſ. 2 der Satzungen: der Antrag 
der Herren Rechtsanwalt Schroeder in Hohenſalza 
und Genoſſen 

a) der erſte Satz des Abf. 1 des 5 7 der Satzungen 

des Deutſchen Anwaltvereins wird geſtrichen und 

an feine Stelle tritt folgende Beſtimmung: 
Der Vorſtand beſteht aus 15 Mitgliedern; 
von dieſen dürfen höchſtens 12 ſolche Rechts⸗ 
auwälte ſein, die ihren Wohnſitz an einem 
Orte haben, der Sitz eines Kollegialgerichts 
(Reichsgericht, Oberſtes Landesgericht, Ober⸗ 
landesgericht, Landgericht) iſt. 

b) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
Im Satz 2 des erſten Abſatzes des 8 7 
werden die Worte: „Dieſe wählen ans ihrer“ 
geſtrichen uud an ihre Stelle die Worte: 
„Der Borftand wählt aus feiner“ geſetzt. 

e) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
die danach erforderlichen Wahlen vorzunehmen. 


Leipzig, den 10. Juni 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


* 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechts anwälte. 


Die dreinndzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird auf 


den 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr, 


nach Mannheim in die ſtädtiſche Feſthalle (Verſammlungs⸗ 
lokal des „Roſeugarteus“) bernfen. 


Gegeuſtände der Tages or duung find: 


1. der vom Vorſtande zu erſtattende Gefchäftsbericht 

für das mit dem 30. Juni 1907 abgelaufene 
Geſchäfts jahr; 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 


3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßßheit 
des $ 9 der Satzungen; 


4. die Wahl von Rechunngsreviſoren; 
. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes; 


6. der ſeinerzeit vom Vorſtande angenommene, ſeitens 
der außerordentlichen Generalverſammlung vom 
20. Jannar 1907 vertagte Antrag des Juſtizrats 
Elze zu Halle a. S. dahin: 

„Die Ruhegehalts⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte, welche auf Grund der vom 
deutſchen Auwaltstage in Hannover genehmigten 
nud durch Verhandlungen mit dem Kaiſerlichen 
Aufſichtsamt für Privatverſicherung in Berlin feft- 
geſtellten Satzung begründet werden ſoll, entſpricht 
zwar nicht ganz der Kaſſe, welche der § 2 Abſ. a 
der Satzungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
auwälte im Ange hat, ſie erſtrebt aber das gleiche 
Ziel und iſt zur Zeit die Ruhegehaltskaſſe, welche 
zum Segen der dentſchen Rechtsanwälte und ihrer 
Witwen und Waiſen begründet werden kaun, 
wenn ſich etwa 700 Anwälte daran beteiligen. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 
in 3% prozentigen, zur anderen Hälfte in 
3 prozentigen Staatspapieren ans dem ange⸗ 
ſammelten Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe über- 
wieſen. Dieſe Hülfskaſſe wird dann aber nicht 
aufgelöſt, ſondern bleibt weiter beſtehen. Sie 
beſchränkt ſich anf den im § 2 b beſtimmten Zweck 
und arbeitet fortan nach der anliegenden ver⸗ 
änderten Satzung. Namentlich kann ſie die Zinſen 
auch von dem ihr verbleibenden Kapitalgrundſtock 
zu Unterſtützungszwecken verwenden.“ 


N 


Die vorgeſchlagenen weiteren Satzungs änderungen lanten: 
a) $ 2 wird dahin gefaßt: 
„Der Zweck des Vereins iſt, dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene dentſche Rechtsanwälte, ſowie 


deren Hinterlaſſene durch Geldbeihülfen zu unter⸗ 
ſtützen.“ 


b) Im 8 3 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 
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e) Im 5 17 werden der erſte Abſatz ganz und im 
zweiten Abſatz die Worte: 
„ans anderen Gründen“ 
geſtrichen. 


Leipzig, den 15. Juni 1907. 


Pülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender des Vorſtandes. 


Vereins nachrichten. 

Der Beſchluß des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins vom 26. Mai d. Js. cf. Juriſtiſche Wochenſchrift vom 
1. Juni d. Js. den außerordentlichen Anwaltstag einſtweilen 
nicht einzuberufen, hat unter einem Teil der Kollegen namentlich 
der Antragſteller Widerſpruch gefunden, der zu dem hierunter 
abgedruckten Schreiben des Bonner Anwaltsvereins geführt hat. 
Der Vorſtand iſt ſich wohl bewußt, daß für ihn ſatzungsmäßig, 
nachdem mehr wie der zehnte Teil der Mitglieder des Vereins 
dies ſchriftlich verlangt hatten, die Verpflichtung an ſich beſteht, 
den außerordentlichen Anwaltstag zu berufen. Trotzdem hat 
er in der Überzeugung, daß bei der erheblichen Veränderung 
der Umſtände die übereilte Berufung desſelben kaum den 
Wünſchen der Antragſteller entſprechen werde, dies einſtweilen 
nicht getan in der Hoffnung, dafür von dem bereits im Sep⸗ 
tember in Mannheim tagenden ordentlichen Anwaltstage 
Indemnität zu erhalten. Zur Zeit, wo dieſe Anträge geſtellt 
wurden, wußte man nicht, welchen Inhalt die geplanten 
Geſetzesvorſchläge der Reichsjuſtizverwaltung haben würden. 
Nachdem die einſtweiligen Geſetzentwürfe den Vorſtänden der 
Anwaltskammern vertraulich zur Außerung mitgeteilt ſind, 
beſteht die Ausſicht, daß in abſehbarer Zeit die Entwürfe der 
breiten Offentlichkeit mitgeteilt werden. Solange die Entwürfe 
überhaupt unbekannt ſind, können Verhandlungen und Beſchlüſſe 
des Anwaltstages in der Sache kaum förderlich ſein. Dieſes 
alles erwägend war der Vorſtand der Meinung, daß die über⸗ 
wiegende Anzahl der Kollegen zur Zeit nicht wünſche, daß der 
umſtändliche Apparat eines außerordentlichen Anwaltstages ſo 
kurz vor den Ferien in Bewegung geſetzt werde, wo doch der 
ordentliche Anwaltstag noch rechtzeitig Gelegenheit bietet, zu 
der geplanten Geſetzgebung Stellung zu nehmen. Den in dem 
Briefe des Herrn Rechtsanwalt Peters vom 26. April an⸗ 
gedeuteten formalen Weg, den außerordentlichen Anwaltstag 
zugleich mit dem ordentlichen Anwaltstage nach Mannheim zu 
berufen, glaubte der Vorſtand nicht einſchlagen zu ſollen. 

Zwiſchen dem Vorſitzenden des Anwaltvereins reſpekrive 
deſſen Stellvertreter und dem Bonner Anwaltsverein wurden 
folgende Briefe gewechſelt: 

Zweibrücken, den 17. April 1907. 
An 
den Vorſtand des Bonner Anwaltsvereins 
Bonn. 
Geehrter Herr Kollege! 

Ihr Schreiben wegen Anberaumung eines außerordentlichen 

Anwaltstages ging mir heute zu, da Herr Geheimer Juſtizrat 
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Erythropel erſt am 3. Mai von einer Reiſe zurückkehrt. Zu⸗ 
nächſt muß ich abwarten, bis die Zuſtimmungserklärungen 
geprüft ſind; dann kann ich erſt dem Vorſtande die ganze 
Frage unterbreiten. Iſt der zehnte Teil der Mitglieder 
mindeſtens für einen außerordentlichen Anwaltstag, ſo muß er 
abgehalten werden; Zeit und Ort der Tagung zu beſtimmen, 
iſt lediglich Sache des Vorſtandes nach 8 6 Ziffer 2 unſerer 
Statuten. Ich möchte nur unmaßgeblichſt folgendes den Herren 
Kollegen zur Erwägung anheimgeben: 

Vor einigen Tagen iſt ein „vorläufiger Geſetzentwurf 
betr. Anderung des GVG. uſw.“ den Anwaltskammern 
zur Begutachtung vorgelegt worden; ich glaube daher, daß in 
den einzelnen Kammern außerordentliche Verſammlungen zur 
Beſprechung anzuberaumen ſind; unſere Kammer hat ſchon 
einen ſolchen in Ausſicht genommen. Dieſe Gutachten der 
legalen Vertretung der Anwaltſchaft werden für die Re⸗ 
gierungen von mehr Bedeutung ſein, als das Votum eines An⸗ 
waltstages; ich glaube daher, daß der Schwerpunkt auf die 
Verhandlungen innerhalb der einzelnen Kammern zu verlegen iſt. 
Auch die Gerichte haben Gutachten abzugeben. Es iſt daher 
eine etwaige Vorlage an den Bundesrat und Reichstag vor Oktober 
oder November nicht zu erwarten, ſo daß die Beſprechung auf 
dem ordentlichen Anwaltstage noch frühzeitig genug erſcheint 
und auch, nachdem bis dorthin die einzelnen Kammern ihr Gut⸗ 
achten abgegeben haben, erſprießlicher ſein dürfte, da es ſich in 
dem Entwurfe nicht bloß um die Kompetenzfragen handelt. 
Weiter möchte ich noch bemerken, daß der Vorſtand des An⸗ 
waltvereins nur einen Anwaltstag für die Mitglieder 
desſelben einberufen kann. 

Ich bitte um baldgefällige Mitteilung, ob trotzdem auf der 
Beſtimmung eines außerordentlichen Anwaltstages beſtanden wird. 


Mit koll. Gruße 
gez. Gebhart, Juſtizrat. 


Zweibrücken, den 25. April 1907. 


An 
den Vorſtand des Vereins Bonner Rechtsanwälte 
in Bonn. 


Geehrte Herren Kollegen! 

Ich teile Ihnen mit, daß die Prüfung des Antrages er⸗ 
geben hat, daß 2 304 Mitglieder des Anwaltvereins denſelben 
geſtellt haben. Ich bitte nun mir gefälligſt mitzuteilen, ob 
Sie mit Rückſicht auf die in meinem Schreiben vom 17. und 
18. April hervorgehobenen Umſtände und im Hinblick auf 
Nieberdings Erklärung im Reichstage auf der Anberaumung 
eines außerordentlichen Anwaltstages beſtehen. Ich werde dann 
die Sache dem Vorſtande bezüglich Zeit und Ort unterbreiten; 
ich perſönlich halte Frankfurt für gut gewählt; was die Zeit 
anlangt, ſo wäre vielleicht die Pfingſtwoche zu wählen; ein 
Sonntag ſcheint mir nicht recht geeignet. 


Mit koll. Gruße 
gez. Gebhart, Juſtizrat. 


_ Furitife Wogenfarift 
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Bonn, den 26. April 1907. 
Herrn Juſtizrat Gebhart, Zweibrücken. 


Sehr geehrter Herr Kollege! 

In Verfolg Ihrer Zuſchriften betr. die Einberufung eines 
außerordentlichen Anwaltstages in Frankfurt a. M. erwidere 
ich Ihnen folgendes: 

Es iſt nach unſerer Anſicht rechtlich unhaltbar, den An⸗ 
trag zurückzuziehen, ohne alle diejenigen, die uns eine Zu⸗ 
ſtimmungserklärung zugeſandt haben, darüber zu befragen. Wir 
erſuchen daher um baldgefl. Beſchlußfaſſung über unſern An⸗ 
trag, um den andern Kollegen Mitteilung geben zu können. 
Nach Ihren Erläuterungen iſt ja das Reſultat wahrſcheinlich 
oder ſogar ſicher daß Sie, da Sie weder an Ort und Zeit ge⸗ 
bunden ſind, die Anberaumung des außerordentlichen Anwalts⸗ 
tages mit dem ordentlichen in Mannheim zuſammenfallen laſſen 
werden. Wir erwarten baldige Zuſendung Ihres auf unſern 
Antrag gefaßten Beſchluſſes. 


In kolleg. Hochachtung erg. 
gez. Peters. 


Leipzig, den 27. Mai 1907. 


Herrn Rechtsanwalt J. Peters 
Bonn. 


Sehr geehrter Herr Kollege! 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat beſchloſſen, 
dem ſatzungsgemäß geſtellten Antrage auf Einberufung eines 
außerordentlichen Anwaltstages mit der Tagesordnung: 

„Die bevorſtehende Reform der Gerichtsverfaſſung und 

des Zivilprozeßverfahrens,“ 
einſtweilen nicht zu entſprechen. Entſcheidend für dieſen Beſchluß 
war, daß in den tatſächlichen Vorausſetzungen, die zu ſolchem 
Antrage geführt haben, erhebliche Anderungen eingetreten ſind, 
insbeſondere den Vorſtänden der Anwaltskammern von den 
Landesjuſtizverwaltungen der Geſetzentwurf über Abänderung 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Reichszivilprozeßordnung 
und Gebührenordnung mitgeteilt und ſie über die beabſichtigten 
Anderungen gehört ſind reſp. gehört werden ſollen, namentlich 
aber zur Gewißheit feſtgeſtellt iſt, daß die geſetzlichen Vorlagen 
nicht vor dem ordentlichen Anwaltstage an den Reichstag 
gelangen werden. Es iſt angenommen, daß die Antragſteller 
bei dieſer Sachlage keinen Wert darauf legen, daß der Gegen⸗ 
ſtand vor dem ordentlichen Anwaltstage zur Verhandlung kommt 
und daß es ihren Wünſchen entſpricht, daß ſich der im 
September tagende ordentliche Anwaltstag damit beſchäftigt, 
nachdem das Reſultat der Verhandlungen der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen mit den Kammervorſtänden vorliegt. 

Wir laſſen dieſen Beſchluß durch die Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift veröffentlichen. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung 


gez. Erythropel, Geheimer Juſtizrat, 
Vorſitzender. 
48 * 
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An 
den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
z. H. des Vorſitzenden 
Herrn Geheimen Juſtizrat Erythropel 
Leipzig. 

Auf das Schreiben vom 27. Mai d. J. inhaltlich deſſen 
der Vorſtand beſchloſſen hat, dem Antrage auf Einberufung 
eines außerordentlichen Anwaltstages zwecks Beſprechung über 
die Reform der Gerichtsverfaſſung und des Zivilprozeſſes e inſt⸗ 
weilen nicht zu entſprechen, teile ich hiermit ergebenſt mit, 
daß der Verein der Bonner Rechtsanwälte in ſeiner geſtrigen 
Hauptverſammlung beſchloſſen hat: | 

1. gegen dieſe Ablehnung Verwahrung einzulegen; 
2. zu beantragen, daß dieſes Schreiben in der nächſten 
Nummer des Vereinsorgans veröffentlicht wird. 

Der Verein der Bonner Rechtsanwälte hält die Ablehnung 
für eine Verletzung der dem Vorſtande des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins obliegenden Pflichten. Nachdem 2304 Mitglieder, alſo 
faſt die Hälfte des ganzen Vereins, den Antrag geſtellt hatten, 
mußte demſelben entſprochen werden. Er durfte auch nicht durch 
die Erwägung beſeitigt werden, die tatſächlichen Vorausſetzungen 
für den Antrag hätten ſich inzwiſchen verändert. Das zu prüfen, 
war Sache des außerordentlichen Anwaltstages. Tatſächlich iſt 
dieſe Erwägung auch unrichtig. Gerade die Berufung eines 
außerordentlichen Anwaltstages war wegen der Wichtigkeit der 
ganzen Frage am Platze. Durch dieſe außergewöhnliche Maß⸗ 
nahme ſollte den geſetzgebenden Faktoren gegenüber, und zwar 
ſo zeirig als möglich, zum Ausdruck gebracht werden, welche 
Auffaſſung der Deutſche Anwaltverein von der beabſichtigten 
Reform hat. 

Der Verein der Bonner Rechtsanwälte hat ſchon jetzt nach 
der kurzen Zeit der Veröffentlichung des Vorſtandsbeſchluſſes 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift eine Reihe dieſen Beſchluß 
mißbilligender Zuſchriften erhalten. Da er die ganze Agitation 
in die Wege geleitet hat, ſo iſt er verpflichtet, den Mitunter⸗ 
zeichnern des Antrages Kenntnis von ſeiner Auffaſſung über 
den ablehnenden Vorſtandsbeſchluß zu geben, und iſt daher der 
Antrag geſtellt, dieſes Schreiben in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
zu veröffentlichen. 

Bonn, den 8. Juni 1907. 

Der Verein der Bonner Rechtsanwälte. 


J. A.: 
(gez.) Peters, Schriftführer. 


RN. v. Deckers Verlag in Berlin SW. 19 hat ſich bereit 
erklärt, das im Erſcheinen begriſſene Werk: 
Die Handelsgeſetze des Erdballs, umfaſſend 
das Handels-, Wechſel⸗, Konkurs- und Seerecht aller 
Kulturvölker 
an die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins zu einem 
Borzugspreife und zwar den Bogen auſtatt für Mark 0,50 
für Mark 0,35 zu liefern. 
Proſpekte über die Lieferung find bei der Berlags- 
handlung direkt zu erbitten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Beſtellungen ſind an die Geſchäftsſtelle des 
Dentfhen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtraße 2 
zu richten. 
Leipzig, den 13. Mai 1907. 
= Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


— 


Die Verlagsbuchhandlung W. Moeſer gibt an die 
Mitglieder des Anwaltvereins den zweiten Jahrgang der 
Literaturüberſicht des Jahres 1906, erſchienen unter dem 
Titel „Jurisprudentia Germaniae 1906“ zum Vorzugspreiſe 
von 5 Mark ab. Beſtellungen bitten direkt au den Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtr. 2 zu richten. 


Zur Reform des Gerichtsverfahrens.“) 


Von Dr. jur. Paul Krückmann, Profeſſor der Rechte 
in Münſter. | 

Von der deutſchen Gerichtsverfaſſung kann man auch 
ſagen, was die deutſchen Militärs von Kuropatkin geſagt 
haben. Wie der ruſſiſche General ſeine Schlachten nicht darauf 
anlegte zu ſiegen, um jeden Preis zu ſiegen, ſondern in erſter 
Linie darauf bedacht war, ſich für den Fall der Niederlage 
einen ſicheren Rückzug zu ſchaffen, ſo hat auch die deutſche 
Gerichtsverfaſſung mancherlei Vorſichtsmaßregeln vorgeſehen, 
um die in den unteren Inſtanzen begangenen Fehler in den 
oberen Inſtanzen nachträglich wieder ausbeſſern zu können, 
aber es fehlt an jedem Streben, ſchon in der erſten Inſtanz 
alle Fehlerquellen zu verſtopfen. Unſere Gerichtsverfaſſung ift 
pſychologiſch falſch angelegt und weil dem ſo iſt, kommen wir 
auch aus der Notlage nicht heraus, in der ſich das Reichs⸗ 
gericht mit feiner ÜUberbürdung befindet. Das drakoniſche 
Mittel, die Reviſionsſumme heraufzuſetzen, hilft nur auf Zeit 
und wir werden bald wieder neue Klagen hören. Das beſte 
Mittel gegen die Überbürdung des Reichsgerichts find gute erſt⸗ 
inſtanzliche Urteile und dieſe guten erſtinſtanzlichen Urteile 
werden naturgemäß auch die Oberlandesgerichte entlaſten. 

Zu guten erſtinſtanzlichen Urteilen kann man aber nicht 
kommen, ſolange das Amtsgericht die Anfängerſtation für den 
ſelbſtändigen Richter bleibt. Folglich muß ſchon bei dem 
Amtsgericht eingeſetzt werden. Nun iſt es leicht geſagt, wenn 
gefordert wird, daß dem Amtsgericht nur die tüchtigſten, er⸗ 
fahrenſten Kräfte zugeführt werden ſollen. Da taucht die 
Frage auf, was denn mit den anderen Gerichten werden ſolle. 
Dieſe Bedenken ſchrumpfen aber ſofort zuſammen, ſobald die 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts erweitert wird. Leider ſteht zu 
befürchten, daß der in Ausſicht geſtellte Entwurf uns in dieſer 
Hinſicht nur eine Halbheit bringen wird, während doch folgende 
Erwägungen mit zwingender praktiſcher Notwendigkeit gegen⸗ 
ſeitig aufeinander hinweiſen. 

1. Die Stellung des Amtsrichters muß ſolche Vorteile 
bieten, daß ſie gerade von älteren Juriſten begehrt wird, das 
bedeutet Rang⸗ und Gehaltserhöhung. 


) Ich ſetze die Ausführungen von Adickes, Stein, Herr, 
Fiſcher uſw. als bekannt voraus, kann mich natürlich bei dem mir 
zu Gebote ſtehenden Raum nicht eingehend mit ihnen befaſſen. 
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2. Eine ſolche Gehaltserhöhung ift für den Staat aber 
nur dann wirtſchaftlich einträglich und zu rechtfertigen, wenn 
dafür der entſprechende praktiſche Gewinn eingetauſcht wird, 
daß das Amtsgericht auch eine nicht bloß qualitativ beſſere 
Arbeit leiſtet als bisher, ſondern vor allen Dingen quantitativ 
mehr Prozeßſachen erledigt als heute. 

Dies führt mit Notwendigkeit auf die Erhöhung ſeiner 
Zuſtändigkeit, aber nicht etwa um einige beſcheidene hundert 
Mark, ſondern unbegrenzt. 

Nur die unbegrenzte Zuſtändigkeit macht es möglich, daß 
ſämtliche Verſäumnisſachen von einem Einzelrichter tot gemacht 
werden, die Kollegialgerichte mit Verſäumnisſachen vollſtändig 
verſchont werden können. Die außerordentliche Erſparnis 
liegt auf der Hand und bedeutet zugleich, da im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren die Einlaſſungsfriſt kürzer iſt, eine große Be⸗ 
ſchleunigung aller Prozeſſe in der erſten Inſtanz. 

Sie bedeutet aber in Zuſammenhang mit einigen anderen 
Reformen auch in kontradiktoriſchen Sachen eine große Ent⸗ 
laſtung der Gerichte: das Landgericht kommt als erſte Inſtanz 
überhaupt nicht mehr in Betracht und das Oberlandesgericht 
gibt einen großen Teil ſeiner Berufungsſachen an das Landgericht 
ab, ſo daß künftig alle heute nicht reviſionsfähigen Berufungen 
von der mit drei Richtern beſetzten Zivilkammer, ſtatt von dem 
mit fünf Richtern beſetzten Senat des Oberlandesgerichtes 
erledigt werden. 

Dafür würde allerdings das Oberlandesgericht die Revifion 
zum Teil erhalten. Dies iſt auf Grund folgenden Vorſchlages 
zu denken. 

Sachen bis zum Werte von 3 000 Mark. 

Erſte Inſtanz: Amtsgericht. 
Berufungsinſtanz: Landgericht. 
Reviſionsinſtanz: Oberlandesgericht. 

Dies ergibt für die Sachen von mindeſtens 3 000 Mark 
Wert folgende Ordnung: 

Erſte Inſtanz: Amtsgericht. 
Berufungsinſtanz: Oberlandesgericht. 
Reviſionsinſtanz: Reichsgericht. 

Mit dieſer Ordnung vergleiche man die Dinge, wie ſie 
heute ſtehen. . 

Die Entlaſtung des Landgerichtes beſteht darin, daß es nur 
mit Berufungen in Sachen bis zu 3 000 Mark Wert befaßt 
wird. Alle Sachen über 3 000 Mark fallen fort. Die Ent⸗ 
laſtung des Oberlandesgerichtes beſteht darin, daß es für 
Sachen bis 3 000 Mark Wert mir Reviſionsgericht iſt, alle 
Tatfragen fortfallen und überdies zur Einlegung der Reviſion 
viel ſeltener Veranlaſſung vorliegt, als zur Einlegung der Be⸗ 
rufung. Für Sachen über 3 000 Mark bleibt es Berufungs⸗ 
gericht, wie es ja auch heute ſchon hierfür Berufungsgericht iſt. 
An Stelle der fortgefallenen Berufung gegen erſtinſtanzliche 
Landgerichtsſachen von einem Werte zwiſchen 300 und 
3000 Mark tritt die Reviſionstätigkeit für die Sachen bis zu 
3000 Mark. Dieſe iſt aber vorausſichtlich an Umfang geringer 
als die fortgefallene Berufungstätigkeit. 

Für beide Gerichte kommt gleicherweiſe als Entlaſtung 
hinzu die Befreiung von Verſäumnisſachen, die ſich aller⸗ 
dings weſentlich wur bei dem Landgerichte praktiſch geltend 
machen wid. 
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Dem Reichsgerichte bleibt nach wie vor die Reviſion von 
3000 Mark Wert ab. Dieſe Wertgrenze können wir 
aber zur Not erhöhen. Wenn wir nämlich, wie es in 
meinem Vorſchlag geſchieht und wie es meines Erachtens nur 
ſozial gerecht iſt, für jede, auch die kleinſte Prozeßſache 
eine dritte Inſtanz geben, die wir heute ja bei erſt⸗ 
inſtanzlichen Amtsgerichtsſachen nicht haben, können 
wir die Grenze für die Reviſionstätigkeit des 
Reichsgerichts enger ziehen. Das bedeutet praktiſch: 
Ein viel größerer Teil der Reviſionen wird von einem Senat 
mit 5 Mitgliedern erledigt, ſtatt von einem Senat mit 7 Mit⸗ 
gliedern. Die Erhöhung der Reviſionsſumme iſt deshalb heute 
fo ungerecht, weil die nicht reviſionsfähigen Sachen alle nur 
zwei Inſtanzen haben und teilweiſe ſogar ſchon bei dem Land⸗ 
gericht ſich totlaufen. Man halte ſich nur die fernere Ent⸗ 
wicklung vor Augen; in 20 Jahren iſt Deutſchland um 
mindeſtens 16 Millionen ſtärker und was nach 100 Jahren 
ſein wird, iſt gar nicht auszudenken. Wir werden die Reviſions⸗ 
ſumme immer wieder erhöhen müſſen, denn die Zahl der 
Prozeſſe wird mit dem Anwachſen der Bevölkerung zunehmen, 
außerdem wächſt der Reichtum außerordentlich und das Geld 
ſinkt trotz vorübergehender Knappheit auf abſehbare Zeit noch 
immer im Preiſe. Soll die Reform auch den Zukunfts⸗ 
möglichkeiten Raum ſchaffen, ſo muß ſie ſo elaſtiſch ſein, daß 
die Einrichtungen ohne grundſätzliche Veränderungen jederzeit 
dem veränderten Bevölkerungsſtande und dem jeweiligen Wirt⸗ 
ſchaftsſtande angepaßt werden können. Dann muß aber für 
das Hinaufſchieben der Reviſionsgrenze eine Entſchädigung ge⸗ 
geben werden. Iſt es wahrſcheinlich, daß wir noch einmal zu 
einer Reviſionsſumme von 10 000 Mark kommen werden, ſo 
muß eben für die Sachen bis zu 10 000 Mark eine dritte 
Inſtanz bei den Oberlandesgerichten geſchaffen werden. Ohne 
dies Hand in Hand arbeiten beider Reviſionsgerichte iſt jede 
Erhöhung der Reviſionsſumme ein gewaltſames Heilmittel, das 
in Wirklichkeit kein Heilmittel iſt, ſondern der Verzicht auf 
Heilungsverfuche. 

Andererſeits halte ich die Reviſions fähigkeit aller Sachen, 
auch der kleinſten, für das unerläßliche Korrektiv des Einzel⸗ 
richtertums und ſeiner unbeſchränkten erſtinſtanzlichen Zuſtändig⸗ 
keit in allen Sachen. Nur mit dieſem Vorbehalt können wir ſchon 
jetzt ohne Bedenken den Sprung zum Einzelrichtertum machen, 
können aber auch ohne Bedenken ſchon jetzt die Reviſionsſumme 
für das Reichsgericht auf mehr als 2 500 Mark feſtſetzen, 
etwa auf 3009, ja ſogar auf 5 000 Mark. 

Dieſe Vorſchläge ergehen, wie geſagt, unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß drei Inſtanzen den Parteien zugebilligt werden 
ſollen, ich ſehe aber auch keine praktiſche Möglichkeit, etwa mit 
zwei Inſtanzen auszukommen. Das würde eine außerordent⸗ 
liche Belaſtung des Reichsgerichts mit Beweiserhebungen be⸗ 
deuten, denn wir müßten in der zweiten Inſtanz doch Berufung 
und Reviſion vereinigen. Will man das Zentralgericht mög⸗ 
lichſt ſchonen, darf man auf eine zwiſchengeſchobene Berufungs⸗ 
inſtanz nicht verzichten. Für mich iſt in dieſer Frage ent⸗ 
ſcheidend, daß das Volk im Reichsgericht längſt ſeinen letzten 
Hort zu finden gelernt hat. Mit Recht oder Unrecht, dieſe 
Frage iſt nicht zu unterſuchen. Nachdem einmal der verhängnis⸗ 
volle Schritt getan worden iſt, das oberſte juriſtiſche Sach⸗ 
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verſtändigenkollegium als Richterkollegium zu organiſieren, ftatt 
ſchon ſofort in ſeiner Organiſation für jedermann deutlich er⸗ 
kennbar zum Ausdruck zu bringen, daß wir hier nur Rechts⸗ 
gelehrte mit dem jus respondendi vor uns hätten, gibt es 
auf dieſer einmal betretenen Bahn kein Halten mehr. Wir 
ſtehen meines Erachtens, ob wir nun die Augen davor ver⸗ 
ſchließen oder nicht, vor der Wahl, entweder das Reichsgericht 
als drittinſtanzliches Gericht beizubehalten oder ihm den 
Charakter eines Gutachtenkollegiums zu geben, das ſchon vor 
Abſchluß der zweiten und zugleich letzten Inſtanz 
mittelſt ſeines responsum auf die Entſcheidung 
dieſer zweiten Inſtanz Einfluß nehmen kann. Dann 
wäre die Ergänzung ſeiner Tätigkeit darin zu finden, daß es 
ſeine responsa in wiſſenſchaftlich ſtreitigen Fragen auch ſchon 
pro futuro mit bindender Wirkung für die nachgeordneten 
Gerichte abgeben könnte, ohne erſt zu warten, bis ein Prozeß 
durch alle Inſtanzen getrieben wird. Inſofern war die An⸗ 
regung Lenzmanns, von der Adickes a. a. O. S. 30 f. berichtet, 
richtig geſehen. Würde man den Mut haben, mit allem Bis⸗ 
herigen zu brechen, das Reichsgericht auch als Gericht und 
mit der Bezeichnung als Gericht verſchwinden zu laſſen, ihm 
einen ganz anderen Namen zu geben, etwa Oberſtes Rechtsamt 
oder dergl., und ihm die Befugnis zu erteilen, bindende Rechts⸗ 
gutachten auch ohne daß ein konkreter Prozeß dieſem Amte 
vorgelegt würde, zu erlaſſen, ſo könnten wir noch ganz anders 
als bisher aufräumen. Ich würde dieſe Regelung für die beſte 
halten, die überhaupt zu finden iſt, glaube jedoch nicht, daß 
ſchon jetzt die unerläßliche Umgewöhnung in dieſe Vorſtellung 
weit genug vorgeſchritten und weit genug verbreitet iſt, um 
dieſe Reform als ausſichtsreich erſcheinen zu laſſen. 

Wohl aber kann beſtimmt werden, daß das Reichsgericht, 
wenn die Reviſionsfähigkeit wegen nicht ausreichenden Wertes 
der Sache beſtritten wird, die Sache ohne weiteres zur end⸗ 
gültigen auch für das Reichsgericht bindenden Feſtſtellung an 
das Oberlandesgericht zurückverweiſen kann. Mit dieſen Vor⸗ 
ſchlägen wird zunächſt einmal eine gleichmäßige Behandlung 
aller verſchiedenen ſozialen Schichten erreicht und etwas nach⸗ 
geholt, was längſt hätte geſchehen müſſen. Es werden aber 
auch zwei Bedenken damit widerlegt, die ſofort aufgetaucht ſind, 
als der Gedanke bekannt wurde, die Zuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichts auch nur auf 1000 Mark oder 1 200 Mark hinauf⸗ 
zuſetzen. 

Einmal erklärten ſich mit einem gewiſſen Rechte die An⸗ 
wälte für den leidenden Teil, weil die Tätigkeit -bei dem Ober⸗ 
landesgerichte nunmehr aufhörte, genügend einträglich für die 
Anwälte bei dem Oberlandesgericht zu ſein. Daß dies Bedenken 
verſchwinden muß, ſobald das Oberlandesgericht Reviſions⸗ 
inſtanz für alle Sachen bis zu 3000 Mark wird, liegt auf 
der Hand. 

Das andere Bedenken war, daß die Heraufſetzung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit zugleich eine Heraufſetzung der 
letztinſtanzlichen Zuſtändigkeit des Landgerichts ſei. Man geht 
von der nicht fehlgreifenden Erwägung aus, daß das letzte 
Wort in Prozeſſen bis zu 1200 Mark nicht dem Landgericht 
gegeben werden ſollte, da dieſes denn doch nicht ſolche Sicher⸗ 
heiten für eine richtige Entſcheidung bietet, wie das Ober⸗ 
landesgericht, und da ferner eine große Rechtszerſplitterung zu 
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befürchten fein würde. Beide Erwägungen find ſehr beachtlich, 
beweiſen aber hauptſächlich, daß es eben mit Halbheiten in 
dieſer Frage nicht getan iſt, daß vielmehr ganze Arbeit gemacht 
werden muß. Die bloße Heraufſetzung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit ohne weitere ſonſtige Maßregeln iſt eine ſehr 
fragwürdige Einrichtung und nur eine der vielen unzuläng⸗ 
lichen Flickarbeiten in Juſtizſachen. Als eine fernere ſozial 
erſprießliche Folge würde ich es begrüßen, wenn ſich jetzt endlich 
auch ein lebensfähiger Anwaltſtand bei den Amtsgerichten 
bildete und nunmehr für alle Zeiten mit den Prozeßagenten — 
auch dieſe ſind nur möglich geworden bei dem allerlei Flickwerk 
und Halbheiten des Gerichtsweſens — rein Haus gemacht 
werden könnte. Was die Anwälte vielleicht an einer Stelle 
verlieren, gewinnen fie an anderer Stelle von den Prozeß» 
agenten wieder. Auch wenn man den Anwaltszwang erſt bei 
1000 Mark beginnen ließe, würde immer noch ein Gewinn 
übrig bleiben. Die Frage, wie es mit der Grenze des 
Anwaltszwanges ſei, iſt ja ſehr diskutabel und da wäre die 
Grenze in erſter Linie mit Rückſicht auf die Erwägung zu be⸗ 
ſtimmen, daß bei den Amtsgerichten ein leiſtungsfähiger An⸗ 
waltsſtand erhalten werden muß. 

Ich ſuche die Berechtigung meiner Vorſchläge vor allem 
in ihrer Einheitlichkeit und Einfachheit. Man ſehe ſich dagegen 
an, welches Bild heute unſere Gerichtsverfaſſung darbietet, von 
den Unterſcheidungen einzelner Reformvorſchläge abgejehen. 

Heute gehen Sachen bis zu 300 Mark vom Amtsgericht 
zum Landgericht, wo fie ſich totlaufen, Sachen über 300 Mart 
bis zur Reviſionsſumme gehen vom Landgericht zum Ober⸗ 
landesgericht, wo ſie abſchließen. Nur Sachen über die 
Reviſionsſumme gehen bis zum Reichsgericht. Ich kann nicht 
finden, daß dies eine einfache und gerechte Ordnung der Dinge 
iſt, und meine, daß dieſe Ordnung mit jeder Erhöhung der 
Reviſionsſumme immer ungerechter werden muß. Alle Ver⸗ 
beſſerungen, die nicht grundſätzlich mit dieſem widerſpruchsvollen 
Zuſtand brechen, werden immer Flickwerk bleiben und keinen 
Erfolg bringen. Man darf nie außer acht laſſen, daß in ſolchen 
Fragen der großen Maſſenwirkungen nur das Einfache Erfolg 
verſpricht, aber nicht das Getiftelte, Geklügelte. In die Rubrik 
des Halben und darum durch und durch Ungeſunden, zugleich 
aber auch Ungerechten würde der Vorſchlag gehören, in Prozeß⸗ 
ſachen bis zu 100 Mark die Berufung auszuſchließen. Sollte 
die Mitteilung, daß die Vorſchläge des Reichsjuſtizamtes ent⸗ 
ſprechend der Anregung von Adickes a. a. O. S. 138 ſich 
auch in dieſer Richtung bewegen, wahr ſein, ſo müßte man 
dies bedauern und beklagen. Mit dieſem Vorſchlage wird 
dem Volke nicht gegeben, ſondern genommen. Schon aus 
politiſcher Klugheit ſollte man ſolche Vorſchläge nicht machen. 
Wie bald wird man im Reichstage das Wort von der Ent⸗ 
rechtung der unteren Schichten hören. Darum iſt dieſer Vor⸗ 
ſchlag zu allem Sonſtigen noch politiſch unklug. 

Es fragt ſich aber noch zweierlei, einmal ob das Land⸗ 
gericht in Zivilſachen überhaupt notwendig ein Kollegialgericht 
ſein muß und ob nicht die Mitgliederzahl der Senate vermindert 
werden kann. Die erſte Frage iſt unbedenklich zu verneinen; 
ein Grund, ſie zu bejahen beſteht um ſo weniger, als das 
Landgericht nach den hier gemachten Vorſchlägen nur Berufungs⸗ 
aufgaben hat, ſo daß ſeine Entſcheidungen in der Rechtsfrage 
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ſtets noch einmal von einer höheren Inſtanz nachgeprüft werden. 
Es wird auf dieſe Weiſe erreicht, daß nur die reine Rechtsfrage 
von einem Kollegialgerichte geprüft wird und dies iſt meines 
Erachtens auch die einzige Rechtfertigung für das Kollegialſyſtem 
überhaupt. Die Nachprüfung in der Tatfrage und die Ergänzung 
des Tatſachenmaterials kann ebenſo gut von einem Einzelrichter 
vorgenommen werden, wie von einem Kollegium. Ja, das 
Einzelrichtertum empfiehlt ſich noch deshalb, weil der Einzel⸗ 
richter die Verantwortung innerlich wie äußerlich allein trägt, 
ſo daß er ſich nicht wie im Kollegium mit der Mehrheit und 
ihren Beſchlüſſen decken kann. Das verlangt von dem Richter 
ein ſtärkeres Einſetzen alles Wiſſens und Könnens, als es bei 
dem Kollegialgericht ſich von ſelber ergibt. Dieſe pfychologiſchen 
Faktoren wolle man nicht unterſchätzen.“) Je mehr der Richter 
mit ſeinen wiſſenſchaftlichen Leiſtungen auf Herz und Nieren 
geprüft werden kann, deſto mehr wird er ſich anſtrengen ſich 
keine Blöße zu geben. Darum ſollte aus dieſen ſattſam be⸗ 
kannten und erörterten Gründen das Kollegialſyſtem immer nur 
als notwendiges Übel, niemals aber als das an ſich Gute bes 
trachtet werden. Leider haben wir uns ganz in dieſe letzte 
Betrachtungsweiſe hineingewöhnt, ſo daß viele liebgewordenen 
Vorſtellungen erſt über Bord gehen müſſen, bevor wir die 
pſychologiſch allein richtigen Grundlagen einer guten Gerichts⸗ 
verfaſſung gewinnen konnen. 

Das Gewicht dieſer Erwägungen wird in ſehr weſentlicher 
Weiſe unterſtützt durch das einfache Rechenexempel: O ＋ O = O. 
Woher ſollen die Begabungen kommen, die unſere ſchwierigen 
Fragen meiſtern können? Nahezu zehnjährige Beobachtung als 
Mitglied der Prüfungskommiſſion hat mir die feſte Überzeugung 
verſchafft, daß Deutſchland nicht genügend ausreichende Be⸗ 
gabungen erzeugt, um den Bedarf an tüchtigen Juriſten zu 
decken. Ich habe ſchon zu viel Minderwertige durchkommen ſehen, 
als daß ich die Augen vor der Tatſache verſchließen könnte, daß 
die Zuſammenſetzung des juriſtiſchen Nachwuchſes ſehr zu 
wünſchen übrig läßt. Handel, Induſtrie, Heer, Flotte, Chemie, 
Phyſik uſw., Technik jeder Art verſchlingen ſo viele Begabungen, 
daß in Anbetracht der Menſchenvergeudung, die unſere Gerichts⸗ 
verfaſſung treibt, nicht genügend hochwertige Köpfe für den 
Dienſt am Rechte übrig bleiben. Alle anderen Wiſſenſchaften 
und Fertigkeiten in allen Ehren, was den juriſtiſchen Beruf ſo 
außerordentlich ſchwer macht, iſt die geforderte Doppelleiſtung 
als Wiſſenſchaftler und als Künſtler. Unſer Beruf hat eine 
Doppelnatur, einmal müſſen wir an ſcharfſinniger und logiſcher 
Abſtraktion dasſelbe leiſten wie die Vertreter anderer Wiſſenſchaften, 
müſſen aber ferner auch mit künſtleriſchem Takte da verfahren, 
wo uns, wie ſo oft, der geſchriebene Buchſtabe im Stich läßt. 
Man nenne mir die ſchwierigſte philoſophiſche Aufgabe, der ich 
nicht eine mindeſtens ebenſo ſchwierige aus dem Gebiete der 


) Es trifft, wie es von unbefangenen Richtern auch zugeſtanden 
wird, ſogar für die Frage, ob zwei oder drei Inſtanzen zu gewähren 
ſind, zu. Wer ſich vor der Nachprüfung durch ein höheres Gericht 
nicht ſicher weiß, wird ſich mehr bemühen, ein gutes Urteil ab⸗ 
zuliefern, als derjenige, der ſich in dem ſicheren Gefühl der letzten 
Inſtanz befindet. Gerade bei den Berufungskammern der Landgerichte 
iſt dieſes wichtig: wir legen die Sachen der kleinen Leute in die 
Hand von Richtern, die deshalb Landrichter ſind, weil man ſie noch 
nicht oder nicht mehr in höhere Stellen berufen will. 
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Rechtswiſſenſchaft entgegenſetzen wollte, und man nenne mir bie 
ſchwierigſte künſtleriſche Aufgabe, die nicht ihr Seitenſtlick in 
den Aufgaben der Rechtfindung und der Geſetzgebung hat. 
Darum iſt heute das Kollegialſyſtem, wie ja auch ſchon häufig 
zugeſtanden, ein geeignetes Schutzmittel gegen ſchlechte Recht⸗ 
ſprechung nicht mehr. 

Wenn ich auch zugebe, daß bei dem Einzelrichtertum aus 
betriebstechniſchen Gründen die Erſparnis bei dem Landgerichte 
etwa nur die Hälfte, nicht zwei Drittel betragen wird, ſo iſt 
doch die Rückwirkung auf die höheren Inſtanzen dazuzurechnen 
und dann ergibt ſich ein großer Gewinn. Jedenfalls genügt 
eine Beſetzung mit drei Mitgliedern für die Senate der Ober⸗ 
landesgerichte, zweifelhafter kann es ſein, ob die Richterzahl bei 
den Senaten des Reichsgerichts zu mindern iſt, aber auch das iſt 
durchführbar, wenn nur ſonſt möglichſt viele techniſche Er⸗ 
leichterungen geſchaffen werden. 

Die Verminderung der Richterzahl muß ſelbſtverſtändlich 
von einer bedeutenden Erhöhung ihrer Bezüge begleitet ſein, 
um dieſe Laufbahn wieder begehrenswerter zu machen, eine 
größere Auswahl unter den Bewerbern und eine ſchärfere 
Sichtung der Kandidaten zu ermöglichen. Wird das Landgericht 
ebenfalls mit Einzelrichtern beſetzt, ſo gehört der junge Praktiker 
als Hilfsarbeiter in die Senate des Oberlandesgerichts, wo 
man ihm ruhig die Referate über die kontroverſenreichſten Fragen 
aufbürden möge. Das Amtsgericht muß ſo verlockend gemacht 
werden, daß es für die Richter ebenſo begehrenswert wird wie 
die Stelle eines Landgerichtspräfidenten oder eines Senats⸗ 
präſidenten bei dem Oberlandesgericht. 

Nur ſo können wir unſeren Juſtizetat auf der Höhe halten, 
daß der Staat nicht zu ſehr beläſtigt wird, denn ſeiner harrt 
noch eine zweite Ausgabe: Die Aufwendungen für die Gerichts⸗ 
bibliotheken müſſen vervielfacht werden. Die Urteile der unteren 
Inſtanzen ſind ja gerade deshalb oft ſo unzulänglich, weil der 
Richter bei dem beſten Willen der neueſten Literaturbewegung 
nicht folgen kann. Die Zeit hierfür wäre mit Verminderung 
der Gerichtsbezirke ſchon zu gewinnen, aber das Geld für die 
Literatur iſt heute für den Richter nahezu unerſchwinglich. Es 
iſt ja außerdem ganz unpraktiſch, ſich auf die privaten An⸗ 
ſchaffungen der Richter zu verlaſſen, jeder Perſonalwechſel bringt 
dann eine Anderung; wird jedoch für die Behörde gekauft, ſo 
bleibt alles dem Staate erhalten und der Bibliotheksſtand von 
dem Perſonalwechſel unabhängig. 


Aufrechnung und Zurückbehaltung gegenüber 
Geſindelohnforderungen. 
Von Amtsrichter Dr. Cordes in Cloppenburg. 

Die landesgeſetzlichen Gefindeordnungen beſtimmen durch⸗ 
weg (fo die oldenburgiſche Gefindeordnung im § 73), daß die 
Herrſchaft ſich wegen ihrer Erſatzforderungen gegen das Gefinde 
an den Lohn halten könne. Im allgemeinen werden dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf Grund des Art. 95 EGBGB. als rechtsgültig 
angeſehen; einer genauen Prüfung hält jedoch dieſe Anſicht 
nicht ſtand. 

Nach 8 394 BGB. iſt eine Aufrechnung gegen Lohn⸗ 
forderungen inſoweit ausgeſchloſſen, als die Lohnforderungen 
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der Beſchlagnahme entzogen find, alſo gegen Dienſtlohn⸗ 
forderungen allgemein, ſofern ſie nur am Tage ihrer Fällig⸗ 
keit eingefordert ſind. 

Nun hat allerdings Art. 95 EGBGB. das Geſinderecht 
der landesrechtlichen Regelung überwieſen; hierdurch hat aber 
das Landesrecht nicht die Befugnis erhalten, auch Ausnahmen 
von der Vorſchrift des 8 394 BGB. zuzulaſſen. 

Die beſondere Stellung, welche dem Landesrechte durch 

Art. 95 EG. eingeräumt iſt, bezieht ſich nur auf ſolche Rechts⸗ 
vorſchriften, welche dem ſpezifiſchen Gebiete des Geſinderechts 
angehören; darunter fällt aber nicht die allgemeine Vor⸗ 
ſchrift des $ 394 cit., welche für alle dort bezeichneten 
Forderungen gilt, mögen fie auf welchem Gebiete immer ers 
wachſen ſein. 
Die Motive beſtimmen den Inhalt des im Art. 95 cit. 
zugunſten der Landesgeſetze getroffenen Vorbehaltes dahin, daß 
das Landesrecht ermächtigt ſei, den Dienſtvertrag und deſſen 
Inhalt zu regeln, den Begriff des Gefindes feſtzuſtellen und 
darüber zu befinden, welche Vorſchriften für das Geſinde über⸗ 
haupt und für einzelne Kategorien desſelben gelten ſollen 
(Mugdan, Materialien 1, 30). 

Dabei hat der Geſetzgeber es für rätlich erachtet, aus⸗ 
drücklich „hervorzuheben, daß auch die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Gefinde 
zum widerrechtlichen Verlaſſen des Dienſtes verleitet oder in 
Kenntnis eines beſtehenden Dienſtvertrages in Dienſt nimmt, 
im Vorbehalte einbegriffen ſind,“ da „beim Mangel einer aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift es zweifelhaft erſcheinen könnte, ob die 
Landesgeſetzgebung auf Grund des allgemeinen Vorbehaltes 
befugt ſei, die in dieſer Beziehung einſchlagenden Fragen in den 
Bereich ihrer Regelung zu ziehen.“ (Mugdan a. a. O. S. 30.) 

Weit zweifelhafter als dies muß es aber nach dem Wort⸗ 
laute des Art. 95 Abſ. 1 EG. erſcheinen, ob die Landesgeſetz⸗ 
gebung das Aufrechnungsverbot des 8 394 eit. für die Erſatz⸗ 
forderungen der Herrſchaft an das Geſinde aufzuheben befugt 
ſei; die Frage der Erſatzpflicht desjenigen, welcher Gefinde zum 
widerrechtlichen Verlaſſen des Dienſtes veranlaßt oder fremdes 
Geſinde in Dienſt nimmt, gehört weit ſicherer dem Geſinderecht 
an, als die Frage z. B., ob der von ſeinem Dienſtboten Be⸗ 
ſtohlene ſeinen Anſpruch gegen die Lohnforderung aufrechnen darf. 

Hat aber das Geſetz in dieſer weit zweifelhafteren Frage 
nicht beſtimmt, daß der Vorbehalt des Art. 95 EG. ſich auch 
auf das Aufrechnungsverbot des § 394 BGB. beziehe, fo muß 
angenommen werden, daß das Geſetz eine ſolche Ausdehnung 
nicht will. 

Ferner: die Beſtimmung des § 394 BGB. iſt aus ſozial⸗ 
politiſchen. Rückſichten und aus Gründen der Rechts⸗ 
konſequenz getroffen. Über die Gründe der Rechtskonſequenz 
ſprechen ſich die Motive aus: 

„Es wäre ſchon an ſich eine Inkonſequenz, wenn, ob⸗ 
wohl das Geſetz eine Forderung der Exekution entzieht, 
dem Schuldner geſtattet wäre, gegen ſie eine Auf⸗ 
rechnung vorzunehmen und ſo, ähnlich wie im Wege der 
Exekution, den Gläubiger zu zwingen, ſich in eine Nichts 
befriedigung zu fügen.. Die Gründe, weshalb 
die ZPO. in den daſelbſt bezeichneten Fällen die 
Exekution für unzuläſſig erachtet, erfordern aber auch 
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die Ausſchließung der erzwungenen Kompenſation.“ 
(Mugdan a. a. O. 2, 62.) ö 
Es muß deshalb von dem 8 394 BGB. mut. mut. das⸗ 
ſelbe gelten, was die Motive an anderer Stelle in Beziehung 
auf 8 562 a des Entwurfes (8 617 des Geſetzes) ſagen: 
„Habe man es einmal aus ſozialpolitiſchen Rückſichten 
für erforderlich erachtet, durch Aufſtellung eines 
zwingenden Rechtsſatzes die Vertragsfreiheit zum Schutze 
des Dienſtverpflichteten einzuſchränken, ſo gehe es nicht 
an, den Einzelſtaaten die Befugnis einzuräumen, dieſe 
im öffentlichen Intereſſe beſchloſſene Norm auf einem 
Hauptanwendungsgebiete wieder auszuſchließen. (Mugdan 
a. a. O. 1, 146.) 
Dem Geſetzgeber, welcher ſolche Anſchauung vertritt, iſt nicht 
zuzutrauen, daß er den aus ſozialpolitiſchen Rückſichten eins 
geführten 8 394 BGB. auf einem Hauptanwendungsgebiete 
der Willkür der Landesgeſetzgebung wieder habe freigeben 
wollen. 
Im Reſultate übereinſtimmend Neumann (bezüglich des 
§ 42 der weimariſchen Gefinbeorbnung): 
„Durch 8 95 EG. find der Landesgeſetzgebung lediglich 
zur eigenen Regelung überlaſſen die Vorſchriften, welche 
dem Geſinde recht angehören, nicht iſt ihr überlaſſen 
die Regelung allgemeiner Rechtsverhältniſſe, welche 


lediglich auch zwiſchen Dienſtherrſchaft und Geſinde 


ebenſo wie zwiſchen anderen Perſonen und Rechtsſubjekten 
vorkommen können. Ein ſolches dem allgemeinen Rechte 
und nicht dem Gefinderechte als ſolchen angehöriges 
Rechtsverhältnis iſt die Aufrechnung.“ (Thür. Bl. f. 
Rechtspflege 47, 196.) 
Ebenſo Scherer in JW. 1901, 186: 
„Nach manchen Geſindeordnungen kann die Dienſt⸗ 
herrſchaft Anſprüche auf Schadenserſatzleiſtung gegenüber 
den Dienſtboten gegen deſſen Lohnforderung unbeſchränkt 
aufrechnen. Neumann erachtet dieſe Beſtimmung für 
ungültig. Dies iſt nicht ganz richtig; zwar iſt die 
Aufrechnung ausgeſchloſſen“ . 
Wenn einige (Bornhack, Verwaltungsrecht in Preußen unter 
der Herrſchaft des BGB., Fuld in Seuff Bl. Jahrg. 66 S. 80, 
auch die Motive z. preuß. AG BGB.) deshalb anderer Meinung 
find, weil der § 394 BGB. in der als erſchöpfend anzuſehenden 
Aufzählung der auf das Geſinderecht anwendbaren Vorſchriften 
des BGB. im Art. 95 Abſ. 2 EG. nicht erwähnt ſei, ſo wird 
dabei nicht beachtet, daß der Vorbehalt im Art. 95 Abſ. 1 nur 
das eigentliche „Geſinderecht“ der Landesgeſetzgebung unterſtellt, 
und daß es daher unter die Ausnahmen des Abſ. 2 auch nur 
Beſtimmungen aufzunehmen nahe lag, welche zu dem „Geſinde⸗ 
recht“ gehörig erſcheinen. Dies iſt bei allen Ausnahmen des 
Abſ. 2 Art. 95 cit. der Fall; fie betreffen ſämtlich den Abſchluß 
und die Dauer des Geſindevertrages und deſſen rechtliche 
Wirkung hinſichtlich der Haftung für ſchuldhafte Handlungen 
des Geſindes als Vertreter und Gehilfen der Herrſchaft und 
hinſichtlich der Unterſtützungspflicht bei Krankheiten und Un⸗ 
fällen der Dienſtboten, und gehören daher in ganz anderer 
Weiſe dem „Geſinderechte“ an als eine Beſtimmung über 
Außerkraftſetzung des Aufrechnungsverbotes des 8 3904 BG. 
gegenüber Geſindelohnforderungen. 


36. Jahrgang. 


Im übrigen ergibt ſich aus den Materialien zum EG., 
daß die Aufzählung im Art. 95 Abſ. 2 nicht als erſchöpfend in 
dem Sinne gemeint iſt, daß nun alle hier nicht aufgeführten 
Vorſchriſten des BGB. für das Gebiet des Geſindeweſens der 
landesgeſetzlichen Regelung freigegeben ſein ſollten. Die Protokolle 
zu Art. 95 (Art. 46 des Entw.) betonen ausdrücklich, daß man 
in der I. Kommiſſion davon ausgegangen ſei, daß die Haftung 
der Herrſchaft gegenüber dem Dienſtboten nur, inſoweit ſie 
auf keinem Verſchulden beruhe, der Ordnung des Landes rechtes 
überlaſſen ſein ſolle, daß man aber gleichwohl dieſe Umgrenzung 
des zugunſten des Landesrechtes getroffenen Vorbehaltes nicht 
beſonders hervorgehoben, ſondern einen allgemeinen Vorbehalt 
mit gewiſſen Ausnahmen aufgenommen habe, ohne daß aus 
dem Protokolle hervorgehe, daß man dieſe Auffaſſung habe 
aufgeben wollen. Die zweite Kommiſſion erachtet es deshalb 
als in der Tendenz des Entwurfes liegend, den 8 562 a den 
Abänderungen durch das Landesrecht zu entziehen. (Mugdan 
a. a. O. 1, 146 f.) Beide Kommiſſionen find alſo darüber 
einverſtanden, daß man durch die Faſſung des Art. 95, durch 
die Aufſtellung eines allgemeinen Vorbehaltes in Abſ. 1 und 
die Aufzählung von Ausnahmen in Abſ. 2, nicht einen ge 
ſchloſſenen Kreis einzelner Ausnahmen von der in Abſ. 1 
ſtatuierten Regel habe bilden wollen. 

Eine Aufrechnungs befugnis gegenüber den Lohnanſprüchen 
des Geſindes können daher die in Frage ſtehenden Vorſchriften 
der Landesgefindeordnungen dem Dienſtherrn nicht geben; 
zweifelhafter kann die Frage ſein, ob die Beſtimmung der Ge⸗ 
finde ordnungen, daß die Herrſchaft ſich wegen ihrer Erſatz⸗ 
forderungen an den Lohn halten könne (8 73 der oldenburgiſchen 
Gefindeordnung) und ähnlicher Vorſchriften nicht wenigſtens 
inſoweit rechtswirkſam find, als der Dienſtherr ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht am Dienſtlohn ausüben will. 

In der Tat halten manche ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an Lohnforderungen (im Gegenſatz zur Aufrechnung) 
für zuläffig, indem fie teils aus 8 273 teils aus 8 320 ff. 
G88. ein ſolches Zurückbehaltungsrecht begründen wollen. 
So Schollmeyer in Hölders Komm. z. BGB. zu § 394, 1 a. E.; 
Dernburg BB. II 1 S. 127; Scherer a. a. O. S. 186. 

Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen einer Zurückbehaltung aus 
8 273 BGB. und einer ſolchen aus 8 320 ff. BGB. 

Auf 8 273 BGB. kann eine Zurückbehaltung gegenüber 
Lohnforderungen nicht geftügt werden. 

Handelt es ſich bei den dem Lohnanſpruche gegenüber: 
ſtehenden Anſprüchen um ſolche auf die Gegenleiſtung aus dem 
Dienſtmietvertrage, ſo kommt überhaupt nicht der 8 273, 
ſondern nur § 320 ff. BGB. in Frage. Bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen kommt nicht 8 273, 

„ſondern 8 320 BGB. zur Anwendung, welche Beſtimmung 
bei gegenſeitigen Verträgen das Zurückbehaltungsrecht an 
Stelle des 8273 BGB. zu regeln beſtimmt iſt. Dies ergibt 
ſich ſchon daraus, daß nach $ 320 Abſ. 1 Satz 3 BGB. 
im Falle der gegenſeitigen Verträge § 273 Abi. 3 BGB. 
keine Anwendung leidet.“ (RG. in JW. 1906, 333.) 
Vorausſetzung iſt hierbei jedoch, 

„daß es ſich um Leiſtungen handelt, welche ſich als 
Leiſtung und Gegenleiſtung unmittelbar gegenüber⸗ 
ſtehen.“ (RG. 54, 125.) 
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Soweit ſolche Anſprüche und Gegenanſprüche aus dem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage in Frage ſtehen, braucht der Dienſtherr 
natürlich nach dem allgemeinen Satze, 
„Erfüllung kann nur fordern, wer ſeinerſeits erfüllt hat 
oder erſt ſpäter zu erfüllen braucht, ſonſt kann nur Er⸗ 
füllung Zug um Zug gefordert, die eigene Leiſtung alſo 
bis zur Ausführung der Gegenleiſtung zurückgehalten 
werden,“ (RG. 54, 125) Bu 
den Lohn nicht auszuzahlen, ſolange der Dienſtverpflichtete feine 
Leiſtung nicht erfüllt hat; in einem ſolchen Falle iſt der Dienſt⸗ 
lohn eben noch nicht oder nicht ganz verdient (ef. OTr. 70, 182). 
Es ſteht hier alſo nicht ein eigentliches Zurückbehaltungsrecht, 
ſondern nur der ſelbſtverſtändliche Satz in Frage, daß der noch 
nicht verdiente Lohn noch nicht gefordert werden kann. 

Handelt es ſich dagegen um dem Lohnanſpruche unmittel⸗ 
bar gegenüberſtehende Gegenleiſtungen, ſo kommt nur das 
Zurückbehaltungsrecht aus 8 273 BGB. in Frage. 
Dieſes aber iſt gegenüber den unpfändbaren Dienſtlohnanſprüchen 
ausgeſchloſſen. 

Schon der Wortlaut des 8 273 cit. knüpft das Zurück⸗ 


behaltungsrecht an den Vorbehalt, daß „nicht aus dem 


Schuldverhältnis ein anderes ſich ergibt“. Dies iſt 
aber, wenn irgendwo, dann bei Anſprüchen auf Dienſtlohn, 
welche aus ſozialen Motiven durch zwingende Vorſchriften der 
Pfändung wie der Aufrechnung entzogen ſind, der Fall. Wenn 
der Geſetzgeber das Recht des Dienſtverpflichteten auf Aus⸗ 
zahlung des Lohnes durch Verbot der Pfändung und der Auf⸗ 
rechnung ſichergeſtellt hat, ſo kann er unmöglich gewollt haben, 
daß dies von ihm ſo ſichergeſtellte Recht auf andere Weiſe ge⸗ 
wiſſermaßen durch eine Hintertür wieder illuſoriſch gemacht 
werde. 
„Das Zurückbehaltungsrecht würde aber genau das 
nehmen, was das Aufrechnungsverbot gegeben hat.“ 
„Ein ſolcher Widerſpruch kann aber in einer Rechts⸗ 
ordnung nicht beſtehen.“ (Sinzheimer, Lohn und Auf⸗ 
rechnung S. 89.) 
Daß das BGB. nicht ausdrücklich die Unzuläſſigkeit der Zurück⸗ 
behaltung der der Pfändung entzogenen Lohnforderungen er⸗ 
wähnt, wird ſeinen Grund darin haben, daß es durch den oben 
erwähnten allgemeinen Vorbehalt die Unzuläſſigkeit der 
Retention gegenüber dieſen Anſprüchen für genügend gekenn⸗ 
zeichnet gehalten hat. 
Es halten denn auch ein Zurückbehaltungsrecht an Lohn⸗ 
forderungen für ausgeſchloſſen: 
Sinzheimer Lohn und Aufrechnung S. 78 ff.; 
Frankenberg Arbeitsvertrag nach BGB. in SozPr., 
9. Jahrg. S. 366; 
Bohmer in PrVerwBl., 22. Jahrg. S. 272 II; 
Löwenbach im „Recht“ 1901, 586; 
Fuld in Seuff Bl. 66. Jahrg. S. 104; 
Fröhlich in JW. 1903, 118 ff.; 
DRG. zu Hamburg in OL GRſpr. 3, 352 ff. (Gegen 
die in dieſem Urteile ausgeſprochene Einſchränkung 
auf doloſe Einforderung des Lohnes Sinzheimer a. a. O. 
S. 82.) 
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| Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 25. Mai bis 
8. Juni 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Internationales Privatrecht. 

1. Recht des Erfüllungsortes im Mangel anderweiter 
Vereinbarung.] 

Beklagte hatte von dem Kläger in Liverpool, größere Quan⸗ 
titäten Pappenabfälle und Papierabfälle beſtellt, trat aber von 
dem Vertrage über die Pappenabfälle zurück. Das KG. ver⸗ 
urteilte, das RG. hob auf. Aus ſeinen Entſcheidungsgründen 
intereſſiert nur die Zurückweiſung des auf die Anwendung des 
deutſchen Rechts bezüglichen Angriffs: der Angriff, daß das 
Berufungsgericht mit Unrecht auf das ſtreitige Rechtsverhältnis 
deutſches und nicht engliſches Recht angewandt habe, kann 
nicht als zutreffend erachtet werden. Der mit der Klage er⸗ 
hobene Anſpruch auf Zahlung wäre, wie das Berufungsgericht 
materiell zutreffend annimmt, am Niederlaſſungsorte der Be⸗ 
klagten in Altkarbe zu erfüllen, und daraus ergibt ſich, mangels 
einer anderweitigen Vertragsabmachung, entſprechend der ſtän⸗ 
digen Rechtſprechung des RG., von der abzuweichen der Senat 
keinen Anlaß findet, die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts. 
Wenn die Reviſion unter Bezugnahme auf Entſcheidungen des 
VI. 38S. (RG. 61, 373; 62, 329) darauf hingewieſen 
hat, daß das RG. in neuerer Zeit von jenem Grundſatz ab⸗ 
gewichen ſei, ſo iſt es richtig, daß in jenen Entſcheidungen mehr 
Gewicht auf das Perſonalſtatut des Beklagten gelegt wird. 
Es iſt indeſſen, um der vorliegenden Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts über die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts beizutreten, 
nicht erforderlich, gemäß 8 137 GVG. die Entſcheidung der 
BZS. anzurufen, da auch der Standpunkt des VI. Senats zu 
demſelben Ergebnis führen würde. M. c. U., U. v. 26. April 07, 
410/06 II. — Berlin. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 8 155 BGB. Nichtigkeit eines Vertrages wegen 
mangelnder Willenseinigung, wenn eine Vertragsbeſtimmung 
objektiv zweideutig iſt und die verſchiedene Auslegung beider Ver⸗ 
tragsteile zuläßt.] 

Das Berufungsgericht hat ebenſo wie das LG. an⸗ 
genommen, daß die Parteien in betreff der Bedeutung des 8 4 
Abſ. 2 des zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen notariellen Grund⸗ 
ſtückskaufvertrages vom 21. Juni 1904 verſchiedener Meinung 
geweſen ſeien. Während aber das LG. die Anſicht vertrat, 
daß die Auslegung, die der Kläger dieſer Vertragsbeſtimmung 
gab, objektiv allein richtig und daß deshalb ein Vertrag mit 
dem von dem Kläger gewollten Inhalt zuſtande gekommen ſei, 
den der Beklagte wegen Irrtums hätte anfechten können, den 
er aber nicht angefochten habe, geht der Berufungsrichter von 
der Annahme aus, daß die Vertragsbeſtimmung objektiv, nach 
ihrem Wortlaut und nach den begleitenden Umſtänden, keines⸗ 
wegs eindeutig, daß ſie vielmehr zweideutig ſei und ſowohl die 
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von dem Kläger, als auch die von dem Beklagten gewollte 
Auslegung zulaſſe. Beide Auslegungen ſeien gleichberechtigt 
und dem andern Teil auch erkennbar geweſen. Unter dieſen 
Umſtänden ſei eine Willenseinigung in dieſem Punkte nicht 
zuſtande gekommen, und da beide Parteien den Punkt für 
weſentlich erachtet und bei Annahme der gegenteiligen Auffaſſung 
den Vertrag nicht geſchloſſen hätten, ſo ſei überhaupt kein 
Vertrag zuſtande gekommen. Bei der Nichtigkeit des Vertrages 
ſei auch die Klage hinfällig, da dieſe auf den Vertrag ſich 
gründe und deſſen Beſtand zur Vorausſetzung habe. Dieſe 
Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen und 
werden von der Reviſion vergeblich angefochten. Der Reviſions⸗ 
Häger will zwar eine Verletzung der 88 119, 154, 155, 
157 BGB. und der von dem RG. in dem Urteil Bd. 58 
S. 233 aufgeſtellten Rechtsgrundſätze daraus herleiten, daß der 
Berufungsrichter die Willenseinigung verneint habe, obwohl 
beide Parteien dieſelbe Erklärung abgegeben hätten. Nach 
Anſicht des Reviſionsklägers kann die Erklärung in einem 
ſolchen Fall nur einen Sinn haben, der nach objektiven 
Merkmalen ermittelt werden müſſe. Dem war indeſſen nicht 
beizuſtimmen. Wenn zwei Perſonen dasſelbe erklären, ſo kann 
die Erklärung ſehr wohl einen ganz verſchiedenen Sinn haben 
und es kann daher der formelle Gleichlaut der Erklärungen 
nicht allein maßgebend ſein. Etwas Gegenteiliges iſt auch aus 
dem Urteil Bd. 58 S. 235, 236 nicht zu entnehmen. Es iſt 
dort nicht auf den gleichen Wortlaut, ſondern auf den gleichen 
Inhalt der Erklärungen entſcheidendes Gewicht gelegt, und wenn 
dabei bemerkt iſt, daß der Inhalt ſich aus dem Wortlaut ohne 
weiteres ergeben könne, ſo iſt das zweifellos richtig, aber 
gerade in jenem Falle nicht maßgebend geweſen, denn es iſt 
dort von dem Berufungsgericht mit Billigung des RG. der 
gleiche Inhalt nicht bloß aus dem Wortlaut, ſondern auch aus 
den begleitenden Umſtänden gefolgert worden. Im vorliegenden 
Falle iſt der Berufungsrichter bei erſchöpfender Würdigung des 
Vertrages und ſeiner Vorgeſchichte zu dem entgegengeſetzten 
Ergebnis gelangt und hat im vollen Einklang mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. (ogl. auch Gruchots Beitr. 50, 897 und das 
Urteil vom 22. November 1906 V. 80/06) ein wechſelſeitiges 
Mißverſtändnis beider Parteien und damit Nichtigkeit des Ver⸗ 
trages angenommen. L. c. G., U. v. 8. Mai 07, 340/06 V. 
— Berlin. 

3. 8 326 BGB. Regelmäßige Bedeutung des Ausdrucks: 
„vom Vertrage zurücktreten“. 

Der Kläger, Inhaber eines angemeldeten Gebrauchsmuſters, 
übertrug dem Beklagten das alleinige Ausnutzungsrecht für einen 
beſtimmten Bezirk. Der Beklagte hatte dafür eine Lizenzgebühr 
zu zahlen. Der 8 3 des Vertrages beſtimmt, daß der Be⸗ 
klagte die Apparate ſelbſt herſtellen oder vom Kläger 
zum Selbſtkoſtenpreis beziehen kann. Beklagter beſtellte 
300 Apparate mit Menage und 100 Rauchſervice zur ſchnellſten 
Lieferung mit dem Ausdruck der Hoffnung, daß die Lieferung 
in drei bis vier Wochen geſchehen könne. Nach mehrfachen Ver⸗ 
handlungen ſchrieb Beklagter einen Brief vom 16. Auguſt 1904, 
in welchem gerügt wird, daß der von Berlin geſandte Apparat 
in verſchiedenen Punkten nicht dem früheren Modell entſpreche, 
und erklärt wurde, der Beklagte beſtehe darauf, daß der 
Kläger ſpäteſtens Mitte September mit der Lieferung 


36. Jahrgang. 


beginne, und verlafie ſich darauf, daß die Apparate genau 
dem erſten Muſter entſprächen; andernfalls trete er von 
dem Vertrage zurück und mache den Kläger für den 
Schaden verantwortlich. Später ließ Beklagter dem Kläger 
durch ſeinen Anwalt unter dem 31. Auguſt eröffnen, daß er den 
Empfang weiterer Probeexemplare ablehne, Ausführung ſeines 
im Mai gegebenen Auftrags in der in dem Schreiben vom 
16. Auguſt für die Lieferung der 400 Apparate geſtellten Nach⸗ 
friſt verlange, und, falls Kläger nach Ablauf der Nachfriſt nicht 
liefere, wegen Nichterfüllung vom Vertrage zurücktrete unter 
Vorbehalt ſeiner Schadenserſatzanſprüche. Unter dem 6. September 
erklärte der Kläger, daß er Mitte September mit der Lieferung 
beginnen werde, und wies wiederholt darauf hin, daß der Be⸗ 
Hagte in keinem Falle zum Rücktritt von dem Vertrage bes 
rechtigt ſei. Als der Kläger dann bis zum 16. September 
nichts lieferte, erklärte der Beklagte am 17. September tele⸗ 
graphiſch und durch ſeinen Anwalt brieflich dem Kläger ſeinen 
Rücktritt vom Vertrage, daß er auf Lieferung verzichte und 
die Annahme ſpäterer Abſendung verweigern werde. Kläger 
fordert Zahlung der Lizenzgebühr, Beklagter Rückzahlung der ange⸗ 
zahlten Lizenzgebühr und Schadenserſatz. Das OLG. verurteilte, 
das RG. hob auf, wies die Klage ab und verwies die Sache be⸗ 
züglich der Widerklage an das Berufungsgericht zurück. In 
dem Brief des Beklagten vom 16. Auguſt 1904: „Ich begreife 
überhaupt nicht, weshalb Sie ſtets mit neuen Muſtern kommen. 
Ich hatte Ihnen doch 400 komplette Apparate zur ſchnellſten 
Lieferung nach den damals geſandten Muſtern beſtellt und bes 
ſtehe darauf, daß Sie ſpäteſtens Mitte September a. c. mit 
der Lieferung beginnen“, iſt nach ungezwungener Auslegung 
nur die Betonung der Vertragsrechte des Beklagten verbunden 
mit einer Mahnung und Friſtſetzung zu erblicken, welche den 
Erforderniſſen des 8 326 BGB. entſpricht. Zum Aberfluß 
enthielt der Brief des Rechtsanwalts des Beklagten vom 
31. Auguſt 1904 noch eine authentiſche Interpretation des 
Schreibens vom 16. Auguſt, in welcher ausdrücklich betont wird, 
daß Beklagter dem Kläger eine Nachfriſt bis Mitte September 
geſetzt habe. Selbft wenn man mit der Vorinſtanz in dem 
Schreiben vom 16. Auguſt die Mahnung noch nicht erblicken 
wollte, müßte ſie in dieſem Briefe vom 31. Auguſt gefunden 
werden, nach deſſen Eingang dem Kläger noch immer eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Erfüllung zu Gebote ſtand. Der Kläger 
hat aber auch Mitte September nicht erfüllt. Daraufhin iſt 
der Beklagte „vom Vertrag zurückgetreten“ und hat Schadens⸗ 
ſatz verlangt. Dies war in den Briefen vom 16. und 31. Auguſt 
für den Fall der Nichterfüllung angekündigt. Der Ausdruck 
„vom Vertrag zurückgetreten“ iſt hier nicht im techniſchen Sinne 
gemeint. Gewollt iſt: Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des 
Vertrags (vgl. RG. 50, 255 ff.). Wie der II. ZS. in dem 
kürzlich erlaſſenen Urteile vom 12. April 1907 Rep. II 427,06 
ausführt, iſt die Erklärung des vertragstreuen Kontrahenten, 
er trete vom Vertrag zurück und verlange Schadenserſatz, regel⸗ 
mäßig im Sinne der erſten Alternative des 8 326 Abf. 1 
Satz 2 zu verſtehen. Er will nicht ſo vom Vertrag zurück⸗ 
treten, als ob derſelbe gar nicht geſchloſſen wäre, ſondern er 
will den Schaden erſetzt haben, den er dadurch erleidet, daß 
der abgeſchloſſene Vertrag nicht zur Erfüllung gelangt. R. c. L., 
U. v. 1. Mai 07, 428/06 I. — Frankfurt. 
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4. 38 328, 906 BGB. Verzicht durch Verkauf eines 
Grundſtücks zur Erbauung einer Brikettfabrik auf Schadens- 
erſatz wegen jpäterer Immiſſionen; Wirkung des Verzichtes zus 
gunſten der ſpäteren Beſitzer der Fabrik; Einrede der Argliſt 
gegen die Klage aus § 906. 

Auf dem Rittergut St. des Klägers betrieb früher eine 
von dieſem mitgegründete Gewerkſchaft „Der Berggeiſt“ den 
Braunkohlenbergbau nebſt einer Brikettfabrik, die der Kläger 
mit Grund und Boden an die Gewerkſchaft im Jahre 1900 
verkauft hatte. Die Gewerkſchaft geriet in Konkurs, und aus 
dieſem kaufte der Beklagte deren Grund⸗ und Bergwerkseigen⸗ 
tum. Er betreibt insbeſondere auch die Brikettfabrik weiter. 
Die Klage verlangt nun von ihm wegen ſchädlicher Gas⸗ und 
Kohlenſtaubzuführungen aus jener Fabrik auf das Rittergut St. 
für das Jahr 1903 Schadenserſatz von 3 401 Mark. Klage und 
Berufung find zurückgewieſen. Beide Vorderrichter find, ges 
ſtützt auf die reichsgerichtlichen Entſcheidungen RG. 29, 268; 
SeuffA. 58 Nr. 142, der Meinung, daß der Kläger durch bes 
wußte und gewollte Veräußerung der Grundfläche zur Er⸗ 
bauung der Brikettfabrik auf feine Rechte aus 8 906 BGB. 
verzichtet habe. Sie erachten ſeine Behauptung, daß er ſich 
Schadenserſatzanſprüche wegen Zuführungen vorbehalten habe, 
für widerlegt und erklären für bewieſen, daß die Entſtaubungs⸗ 
vorrichtungen in der Brikettfabrik genügend und den An⸗ 
forderungen entſprechend find. Auch die Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen: Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, daß der 
Verkäufer, der mit Wiſſen und Willen Teile ſeines Grundſtücks 
zu einem Betriebe verkauft, von dem ſich Beeinträchtigungen 
ſeines Reſtbeſitzes durch läſtige Zuführungen und dergl. mit 
Sicherheit erwarten laſſen, ſpäter nicht die ihm an ſich gegen dieſe 
Beeinträchtigungen zuſtehender Eigentümerrechte geltend machen 
kann. (Vgl. RG. 29, 268; JW. 05, 493/18; Seuff A. 58 
Nr. 142 VB. 74 v. B. März 1903.) An dieſem, den Er⸗ 
forderniſſen des wirtſchaftlichen Verkehrs ebenſo wie denen von 
Treu und Glauben in Vertragsverhältniſſen entſprechenden 
Grundſatze iſt feſtzuhalten. Es wäre eine geradezu argliſtige 
Handlungsweiſe, wenn der Verkäufer zwar den — gewöhnlich 
hohen — Preis für die Grundfläche des neu zu errichtenden 
Betriebs einſtecken, ſodann aber gegen die von ihm voraus⸗ 
geſehenen nachteiligen Folgen dieſes Betriebes für ſeinen reſtigen 
Grundbeſitz klagen und dadurch den Betrieb ſelbſt vereiteln 
oder erſchweren würde. Das RG. iſt aber in der Entſcheidung 
Bd. 29 Nr. 268 ſchon teilweiſe einen Schritt weiter gegangen, 
indem es die aus vorſtehendem Satze ſich ergebenden 
Rechte des Käufers auch ſeinem Singularſukzeſſor unter 
Umſtänden zugeſteht und auch eine ſoweit gehende Vertrags⸗ 
auslegung läßt ſich bei gegebener Sachlage rechtfertigen und 
mit dem Geſetze in Einklang bringen. Richtig iſt allerdings, 
daß der ordentliche und zuverläſſige Weg zur Sicherung gegen 
Anſprüche des Nachbars wegen läſtiger Zuführungen und 
anderer Eigentumsbeeinträchtigungen die Beſtellung einer Dienſt⸗ 
barkeit iſt, wovon aber im gegebenen Falle ſchon wegen Form⸗ 
mangels keine Rede ſein kann. Ebenſo gewiß iſt aber, daß ſich 
auch ohne ſolche Begründung eines dinglichen Schutzrechtes, 
wenigſtens ein perſönliches zugunſten des Einzelrechtsnachfolgers 
rechtlich denken läßt, ja daß die Umſtände hierauf geradezu 
hindrängen. Denn der oben feſtgeſtellte unmittelbar zwiſchen 
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Verkäufer und Käufer wirkende Rechtsſatz wäre eines großen 
Teils ſeiner Wirkung und ſeines Wertes beraubt, wenn er 
nicht zugunſten der Rechtsnachfolger des Käufers ausgedehnt 
werden könnte. Der Käufer will in der Grundfläche nicht nur 
einen vorübergehend zu gebrauchenden Nutzungsgegenſtand, 
ſondern zugleich einen dauernd wertvollen Vermögens⸗ 
gegenſtand erwerben, den er beliebig und ohne Verluſt auch an 
Dritte veräußern kann. Darnach bietet er dem Verkäufer einen 
in derartigen Fällen gewöhnlich höheren Preis und dieſen 
nimmt der Verkäufer, wohlbekannt mit den Abſichten des 
Käufers, an. Dieſe Abſichten würden aber größtenteils vereitelt, 
wenn ſich der Verkäufer ſtillſchweigend vorbehalten dürfte, 
die dem Käufer notwendig zu gewährende Duldung von Beein⸗ 
trächtigungen ſofort zurückzuziehen, wenn die wegveräußerte 
Grundfläche in andere Hände gelangt. Dadurch würde er den 
Verkaufswert der Grundfläche und damit das Vermögen des 
Käufers von Anfang an auf das empfindlichſte ſchädigen und ohne 
allen Zweifel gegen die ihm obliegende Vertragstreue handeln. 
Eine rechtliche Billigung eines derartigen Verfahrens erſcheint 
geradezu ausgeſchloſſen, ohne daß man dabei an beſonders 
wichtige vorkommende Fälle zu denken braucht. (Solche Fälle 
werden erörtert.) Die obenangezogenen Entſcheidungen des er⸗ 
kennenden Senats, die zunächſt über das Verhältnis zwiſchen 
dem Verkäufer und ſeinem Käufer ſelbſt ſich ausſprechen und 
von denen das Urteil in RG. 29, 268 nur nebenbei und 
ohne beſondere Begründung die gleichen Grundſätze auch zu⸗ 
gunſten des Beſitznachfolgers des Käufers anwendet, fußen 
zwar auf dem AL R., es beſteht aber kein Grund, unter der Herr⸗ 
ſchaft des BEB. von ihrem Inhalt abzuweichen. Dieſes Geſetz 
wird in beſonderem Maße von dem Gebote, Treu und Glauben 
im Rechtsverkehre walten zu laſſen, beherrſcht, wie ſich dies deut⸗ 
lich z. B. aus feinen 88 133, 157, 24 2, 826 ergibt. Wenn 
nun der Grundeigentümer einen Teil ſeiner Liegenſchaften zu 
dem ihm bekannten Zwecke der Errichtung eines Betriebs ver⸗ 
kauft, von dem er Beeinträchtigung ſeines Reſtbeſitzes durch 
läſtige Zuführungen vorausſieht, oder vernünftigerweiſe voraus⸗ 
ſehen muß, wenn er ſich deswegen entſprechend bezahlen läßt 
und keinerlei Vorbehalt beim Vertragsabſchluſſe macht, ſo 
würde es geradezu wider Treu und Glauben verſtoßen, wenn 
er, ſei es gegen ſeinen unmittelbaren Abkäufer oder ſei es gegen 
deſſen Beſitznachfolger, den von ihm beim Verkauf gebilligten 
Zweck nachträglich durch Eigentumsſtörungs⸗ oder Schadens⸗ 
klagen nach 88 100 4, 906, 823 BGB. ganz oder teilweiſe 
vereiteln wollte. Bei einem ſolchen Verſuch kann ihm vom 
Beklagten mit Recht die Einrede der Argliſt entgegengeſetzt 
werden. Dies muß trotz der jetzigen Reviſionsaus führungen 
dagegen nicht bloß zugunſten des erſten Käufers und ſeiner 
Univerſalrechtsnachfolger, ſondern auch zum Vorteile des Einzel⸗ 
rechtsnachfolgers des erſten Käufers gelten, denn auch in dieſem 
hat der urſprüngliche Verkäufer durch ſein Verhalten den be⸗ 
rechtigten Glauben an die Möglichkeit ungeſtörter Fortſetzung 
des Betriebes erweckt, ihn zum Kauf dadurch veranlaßt und er 
würde ihn alſo durch Klagen in unzuläſſiger Weiſe ſchädigen 
ebenſo wie deſſen Verkäufer, der dann Gewährleiſtungsanſprüche 
und dergl. zu erwarten hätte. Indem der Verkäufer einen Teil 
ſeines Grundbeſitzes zu dem vorausſehbarerweiſe ſeinem Reſt⸗ 
beſitze nachteiligen Betriebe veräußert, ohne ſich in dieſer 
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Richtung ausdrücklich Anſprüche vorzubehalten, verzichtet er 
ſtillſchweigend dem Käufer und denen, die den gleichartigen 
Betrieb in Zukunft fortſetzen werden, gegenüber auf künftige 
Geltendmachung der ihm etwa an ſich aus 8 906 BGB. er⸗ 
wachſender Anſprüche auf Betriebseinſtellung, Betriebsänderung 
und Schadenserſatz. Ein derartiger Verzicht zugunſten noch 
unbekannter, aber eben durch die künftige Betriebsfortſetzung 
beſtimmter Dritter iſt nach 88 328 ff. BGB. zuläffig, man 
kann ihn auch umgekehrt als Einräumung des Rechts zu den 
bei ordnungsmäßigem, beſtmöglichem Betrieb unvermeidlichen 
Zuführungen auffaſſen, und aus den Umſtänden und dem 
Zwecke des Vertrags kann und muß im Sinne des 8 328 
Abſ. 2 daſelbſt gefolgert werden, daß der Dritte das Recht 
auf den Klageverzicht oder auf jene unvermeidlichen Zu⸗ 
führungen im Augenblick ſeines Beſitzantritts ſofort unmittelbar 
erwerben ſoll, ſofern die urſprünglichen Vertragsteile zuvor 
ſich nicht etwa anderweitig geeinigt haben. Eine derartige 
Vertragsſchließung kann und ſoll die ihr jedenfalls vorzu⸗ 
ziehende Beſtellung einer Dienſtbarkeit keineswegs erſetzen. 
Wenn der Verkäufer z. B. auch ſeinen Reſt grund beſitz vers 
äußert, kann eine Pflicht feines Einzelnachfolgers, jene uns 
vermeidlichen Zuführungen des Nachbargrundſtückes zu dulden, 
nicht ohne weiteres anerkannt werden, auch kann die perſönliche 
Duldungspflicht des erſten Verkäufers — was hier aber nicht 
näher erörtert zu werden braucht — vielleicht auch durch 
ſtillſchweigende Vereinbarung, freiwillige Einſtellung des 
Betriebs uſw. unter Umſtänden dauernd beſeitigt werden. In 
vorliegender Sache haben die Vorderrichter das Vorliegen aller 
tatſächlichen Vorausſetzungen für Anwendung obiger Rechtsſätze, 
insbeſondere den bewußten und gewollten Grundverkauf zum 
Zweck des Betriebs einer Brikettfabrik, die Vorausſehbarkeit 
unvermeidlicher, weſentlich beeinträchtigender Zuführungen aus 
ihr und die Unterlaſſung geeigneten Vorbehalts durch den 
Kläger einwandfrei feſtgeſtellt und dies rechtfertigt ihre Ent⸗ 
ſcheidungen und namentlich das Berufungsurteil. v. BB. c. K., 
U. v. 11. Mai 07, 483/06 V. — Berlin. 

5. 8 844 BGB. Die Witwe hat kein Recht auf Erſatz 
des mittelbaren Schadens, der ihr infolge der Tötung des 
Vaters durch den Zuwachs der Unterhaltsverbindlichkeit gegen 
die Kinder entſtanden ift.] 

Die Klägerin hat einen Anſpruch auf Kapitalabfindung 
erhoben und ihn laut der Klageſchrift unter Berufung auf ein 
Urteil des RG. vom 12. Februar 1902 Seuff A. 57 Nr. 217 
darauf geſtützt, daß durch die Tötung ihres Ehemannes ihr 
und ihren fünf Kindern das Recht auf den Unterhalt entzogen 
worden und ſie, die Witwe, berechtigt ſei, den ihr und den 
Kindern zugefügten Schaden als ihren eigenen Schaden 
geltend zu machen. Dieſen Anſpruch haben die Vorinſtanzen 
für den Fall der Eidesverweigerung dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt. Die Anſchauung, von der die Vorder⸗ 
gerichte ausgegangen find, iſt jedoch rechtsirrig. Das geltende 
Recht verſagt der Witwe den Erſatz des mittelbaren Schadens, 
der ihr infolge der Tötung des Vaters durch den Zuwachs der 
Unterhaltsverbindlichkeiten gegen die Kinder entſtanden iſt. 
Nur im Rahmen des 5 844 BGB. können die Hinterbliebenen 
den durch die Tötung des Unterhaltspflichtigen erwachſenen 
Schaden erſetzt verlangen. Der Erſtattungsanſpruch ſteht dar⸗ 
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nach der Klägerin und den Kindern ſelbſtändig, nicht aber der 
Klägerin für ſich und die Kinder perſönlich zu. (Vgl. die 
nähere Darlegung in dem zum Abdruck beſtimmten Urteil des 
erkennenden Senats vom 22. Oktober 1906 Rep. VI 78/06.) ) 
Die in bezug genommene Entſcheidung des RG. behandelt einen 
gemeinrechtlichen Fall aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900 
und iſt für das Recht des BGB. nicht anwendbar. Klägerin 
hat eine Kapitalabfindung um deswillen begehrt, weil der Be⸗ 
klagte nicht in der Lage ſei, Sicherheit für eine Rente zu leiſten. 
Über dieſe Begründung iſt, ſoviel erſichtlich, nicht verhandelt 
worden. Auch fehlt es in den Vorderurteilen an jeder Außerung 
darüber. Offenbar ſollte die Frage, ob eine Kapitalabfindung 
oder eine Rente zu bewilligen ſei, dem Nachverfahren über den 
Betrag vorbehalten werden. Nach 8 843 Abſ. 1 und 4 BGB. 
darf jedoch eine Kapitalabfindung ſtatt der Rente nur gewährt 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Wie der erkennende 
Senat wiederholt ausgeſprochen hat, gehört die Entſcheidung 
hierüber in das Verfahren zum Grund des Anſpruchs. Dem Nach⸗ 
verfahren ſoll nichts überlaſſen bleiben als die Ausmittelung des 
Betrags. Sch. c. B., U. v. 16. Mai 07, 380/06 VI. — Bamberg. 

6. 88 812, 816, 822 BGB. verb. mit 88 52, 53, 65 
Krank VerſG. vom 15. Juni 1883/10. April 1892. „Unmittel⸗ 
bare Ausgleichung“ im Sinne des $ 812 BGB. Zuläãſſigkeit 
des Rechtsweges bei Rückforderung von Beiträgen.] 

Die Stadtgemeinde Caſſel hatte die Beſchäftigung der 
klagenden Bureauaſſiſtenten als eine die Verſicherungspflicht 
nach dem Krank Verſ GG. in Verbindung mit dem für Caſſel 
erlaſſenen Ortsſtatute vom 28. Oktober 1896 / 17. März 1897 
begründende angeſehen. Die Kläger waren deshalb bei der 
beklagten Krankenkaſſe angemeldet worden, und es find ihnen 
die auf fie fallenden zwei Drittel der Verſicherungs beiträge bis 
Ende Oktober 1904 von ihrem Dienſteinkommen gekürzt worden. 
Durch Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung vom 22. Juni / 25. November 1904 wurde erklärt, 
daß die Kläger fortan als auf Lebenszeit angeſtellte Gemeinde⸗ 
beamte gelten ſollten. Die Kläger beſtreiten, daß ſie überhaupt 
verſicherungspflichtig geweſen ſeien, und haben deshalb von der 
Beklagten Zurückzahlung näher bezeichneter Beträge gefordert. 
Nachdem die zunächſt angerufene Aufſichtsbehörde dieſen Anſpruch 
verworfen hatte, haben fie in der durch 88 58, 65 Krank VerſG. 
beſtimmten Friſt Klage auf Herauszahlung jener Beträge erhoben. 
Das O2. verurteilte, das RG. hob auf und wies die Bes 
rufung der Kläger gegen das abweiſende Urteil des LG. zurück: 
Die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs iſt von dem 
Berufungsgerichte mit Recht verworfen worden. Nach 8 58 
Abſ. 1 KrankVerſc. werden „Streitigkeiten, welche zwiſchen 
den auf Grund dieſes Geſetzes zu verſichernden Perſonen 
einerſeits und der Gemeindekrankenverſicherung oder der Orts⸗ 
krankenkaſſe andererſeits über das Verſicherungs verhältnis oder 
über die Verpflichtung zur Leiſtung. . von ... Beiträgen 
eniſtehen . . , von der Aufſichtsbehörde entſchieden .. Die 
Entſcheidung kann binnen vier Wochen nach der Zuſtellung 
derſelben mittels Klage im ordentlichen Rechtswege, ſoweit aber 
landesgeſetzlich ſolche Streitigkeiten dem Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren überwieſen find, im Wege des letzteren angefochten 
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werden.“ Die Vorausſetzungen dieſer nach 8 65 Abſ. 3 auch 
auf die Betriebskrankenkaſſen anzuwendenden Beſtimmung find 
hier gegeben. Mit der Klage wird gegen die beklagte Betriebs⸗ 
krankenkaſſe der Anſpruch auf Zurückzahlung von Beiträgen 
geltend gemacht, die von den Klägern, als „auf Grund dieſes 
Geſetzes zu verſichernden Perſonen“ erhoben ſeien, obwohl die 
Verſicherungs⸗ und damit die Beitragspflicht in Wahrheit nicht 
beſtanden habe; der Streit betrifft alſo „das Verſicherungs⸗ 
verhältnis“ und „die Verpflichtung zur Leiſtung von Beiträgen“. 
Die preußiſche Landesgeſetzgebung hat Streitigkeiten dieſer Art 
nicht zum Verwaltungsſtreitverfahren verwieſen. Hieraus folgt 
die Zuläſſigkeit der, in der vorgeſchriebenen Friſt nach Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung der Auffichtsbehörde, vor dem ordent⸗ 
lichen Gericht erhobenen Klage. In der Sache ſelbſt aber hat 
das Berufungsgericht durch Anwendung des 8 812 BGB. 
auf den vorliegenden Tatbeſtand das Geſetz verletzt. Die Bei⸗ 
träge, deren Zurückzahlung die Kläger fordern, find (gemäß 
8 52 KrantBafi®.) in der Weiſe erhoben worden, daß die 
Stadtgemeinde Caſſel, als Arbeitgeberin der Kläger, die 
Zahlung an die Beklagte bewirkte; die Stadtgemeinde hat 
die gezahlten Beträge (in Höhe der in Betracht kommenden 
zwei Drittel) den Klägern an deren Dienſteinkommen 
gekürzt (8 53 a. a. O.). Gerade wenn man nun 
von dem Standpunkte der Kläger ausgeht, daß bezüglich ihrer 
die Verſicherungspflicht nicht beſtanden habe, Einzahlung und 
Kürzung alſo ohne Rechtsgrund erfolgt ſeien, ergibt ſich mit 
zwingender Notwendigkeit der Schluß, daß eine Vermögens⸗ 
verſchiebung zuungunſten der Kläger, ohne die ein Anſpruch 
aus 8 812 BGB. ohne weiteres ausgeſchloſſen erſcheint, gar 
nicht ſtattgefunden hat. Der Anſpruch auf Zahlung des Dienſt⸗ 
einkommens, der das hier in Betracht kommende Vermögen der 
Kläger bildete, konnte von der Stadtgemeinde durch eine ohne 
Rechtsgrund erfolgende Zahlung an die Beklagte nicht getilgt 
werden. Er beſtand alſo nach dieſer Zahlung und der auf 
Grund der letzteren erfolgten Kürzung in Höhe des gekürzten 
Betrages fort. Die Zahlung an die Beklagte brachte einen 
Vermögensverluſt für die Kläger nicht mit ſich. Wollte man 
aber auch in den nun einmal tatſächlich erfolgten Abzügen eine 
Vermögensverſchiebung zuungunſten der Kläger erblicken, ſo 
könnte dieſe Auffaſſung zu einem ihnen günſtigeren Ergebniſſe 
doch nicht führen. Der Anſpruch aus der ungerechtfertigten 
Bereicherung ſteht nach dem allgemeinen Grundſatze des 8 812 
BGB. demjenigen zu, „auf deſſen Koſten“ der andere etwas 
ohne rechtlichen Grund erlangt hat. Hieraus ergibt ſich, daß 
die Vermögensverſchiebung, zu deren Ausgleichung jener An⸗ 
ſpruch beſtimmt iſt, ſich unmittelbar zwiſchen den Par⸗ 
teien vollzogen haben muß. Beſtätigt wird dieſe Regel durch 
die Ausnahmen, die das Geſetz (S 822, vgl. auch 8 816 
Abſ. 1 Satz 2) davon macht, die aber hier nicht in Betracht 
kommen. Der IV. Senat des RG. hat bereits in ſeinem 
Urteile vom 15. Dezember 1904 (JW. 05, 801%) jenen Grundſatz 
aufgeſtellt, hieran iſt feſtzuhalten. Von einer unmittelbar 
zwiſchen den Klägern und der Beklagten eingetretenen Ver⸗ 
mögensverſchiebung aber könnte nur dann die Rede ſein, wenn 
anzunehmen wäre, daß die Stadtgemeinde die mit der Klage 
zurückgeforderten Beträge als Vertreterin der Kläger aus deren 
Vermögen an die Beklagte gezahlt habe. Dieſe Auffaſſung 
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erſcheint indes ausgeſchloſſen. Das Berufungsgericht ſelbſt 
führt auf S. 8 ſeines Urteils aus: Die Stadtgemeinde 
habe nicht als Stellvertreter der Kläger gehandelt; denn 
das Rechtsverhältnis ſei im Krank VerſcG. fo geregelt, daß 
der Arbeitgeber der Kaſſe gegenüber für die vollen 
Beiträge aus eigener Pflicht verhaftet ſei. Er habe den 
Arbeitern gegenüber wegen der für ſie geleiſteten Zahlungen 
einen Erſatzanſpruch; die Arbeiter ſelbſt ſeien nicht Schuldner 
der Kaſſe, auch nicht ſubſidiär. Im Widerſpruche hiermit wird 
auf S. 10 des Berufungsurteils die Vertretung doch an⸗ 
genommen. Der Widerſpruch wird nicht dadurch beſeitigt, daß 
an der erſten Stelle von einer Vertretung „im Sinne des 
BGB.“, an der zweiten von einer Vertretung „im Sinne des 
KrankVerſch.“ geſprochen wird. Zu einer derartigen Unter⸗ 
ſcheidung geben die Geſetze ſelbſt keinen Anhalt. Auch iſt 
füglich nicht einzuſehen, wieſo mit bezug auf die Beitrags⸗ 
zahlung von einer Vertretung der Kläger, ſei es auch nur „im 
Sinne des KrankVerſG.“, ſoll geredet werden können, wenn 
ſie doch im Sinne dieſes Geſetzes „nicht Schuldner der Kaſſe, 
auch nicht ſubſidiär“ waren, die Stadtgemeinde vielmehr „der 
Kaſſe gegenüber für die vollen Beiträge aus eigener Pflicht 
verhaftet“ war. Dieſe letztere Auffaſſung iſt in der Tat die 
richtige und dem KrankVerſG. entſprechende. (Wird weiter 
ausgeführt.) Städt. Betriebskaſſe in Caſſel e. S. u. Gen., 
U. v. 26. April 07, 292/06 VII. — Caſſel. 

7. 88 1626, 1627, 1630 BG. 88 539, 653, 654, 671 30. 
Gehör des Vaters eines volljährigen Kindes in dem auf Antrag 
der Staatsanwaltſchaft beantragten Entmündigungsverfahren? 
Vernehmung des Entmündigten im Berufungsverfahren 7] 

Die volljährige Tochter des Klägers iſt durch Beſchluß 
des AG. auf Antrag der Staatsanwaltſchaft wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt worden. Eine Zuziehung des Klägers hat 
im Entmündigungsverfahren nicht ſtattgefunden. Seine An⸗ 
fechtungsklage iſt von beiden Vorinſtanzen abgewieſen und ſeine 
Reviſion zurückgewieſen worden: Die elterliche Gewalt des 
Klägers über ſeine jetzt entmündigte Tochter und ſeine hieraus 
gemäß 88 1627, 1630 Abſ. 1 BGB. abzuleitende Befugnis 
zur Vertretung des Kindes waren mit erreichter Volljährigkeit 
der Tochter erloſchen (8 1626). Daß er ſeitdem etwa als 
Vormund oder Pfleger für ſie beſtellt worden wäre, iſt von 
ihm ſelbſt nicht behauptet. Er war mithin zur Zeit der 
Stellung des Entmündigungsantrages überhaupt nicht geſetzlicher 
Vertreter der zu Entmündigenden im Sinne von § 653 Abſ. 1 
ZPO. und iſt nicht beſchwert, wenn er bei Einleitung des 
Entmündigungsverfahrens nicht gehört worden iſt. Es kann 
deshalb auf ſich beruhen, ob er, wie der Berufungsrichter an⸗ 
nimmt, wegen Verſagung dieſes Gehörs die Anfechtungsklage 
überhaupt nicht erheben dürfte. Wenn die Reviſion ferner rügt, 
der Berufungsrichter hätte das erſte Urteil unter allen Um⸗ 
ſtänden aufheben und die Sache an das LG. zurückverweiſen 
müſſen, weil die Entmündigte entgegen der Vorſchrift der 
8S 671, 654 ZPO. in I. Inſtanz nicht perſönlich vernommen 
worden iſt, fo ſteht ihr ſchon der Wortlaut des 8 539 3PO. 
entgegen, wonach die Zurückweiſung lediglich in das Ermeſſen 
des Berufungsgerichts geſtellt iſt („kann“). Allerdings hat, 
wenn es im Anfechtungsprozeſſe zur Beſchreitung der Berufungs⸗ 
inſtanz kommt, die perſönliche Vernehmung des Entmündigten 
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unter Zuziehung von Sachverſtändigen regelmäßig in beiden 
Tatinſtanzen vor ſich zu gehen (RG. 57, 330). Aus dieſer 
infolge der Einlegung eines Rechtsmittels ſich ergebenden 
beſonderen Sachlage läßt ſich aber keineswegs ein Recht des 
Entmündigten ableiten, unbedingt zweimal vernommen zu werden 
mit der weiteren Folge, daß der Berufungsrichter, gegen die 
Regel des 8 539 ZPO. daran verhindert wäre, den in 
I. Inſtanz untergelaufenen Mangel durch Nachholung des 
Verſäumten nun ſeinerſeits wieder gut zu machen. Hierzu 
kommt, wie die Reviſionsbeklagte mit Recht hervorhebt, daß 
der Kläger in II. Inſtanz ſelbſt eingeräumt hat, feine Tochter 
ſei völlig geiſteskrank. Die Anwendung des 8 539 30. 
würde deshalb im Streitfalle auf eine leere Formalität hinaus⸗ 
gelaufen ſein. C. c. Staatsanwaltſchaft, U. v. 8. Mai 07, 
477/06 IV. — Cöln. 

8. 88 2065, 2151, 2153—2156, 2192, 2193 BG. 
Über die den Teſtaments vollſtreckern vom Erblaſſer beigelegte 
Befugnis zur Auslegung des Teſtamentes.] 

Die Erblaſſerin hatte in ihrem Teſtamente den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern die Befugnis beigelegt, „in allen Fällen, in denen 
der Wortlaut oder der Sinn der letztwilligen Beſtimmungen 
etwa unklar oder zweifelhaft ſein möchte“, das Teſtament 
„authentiſch zu interpretieren“. Hierüber ſprach ſich 
das RG. in folgender Weiſe aus: Es iſt nicht der ordentliche 
Richter, an deſſen Stelle die Teſtamentsvollſtrecker eintreten 
ſollten, um über Rechtsſtreitigkeiten der Erbbeteiligten unter⸗ 
einander zu entſcheiden, ſondern vermöge der Aufgabe, das 
Teſtament mit Verbindlichkeit für die Beteiligten auszulegen 
und damit zugleich dem Richter die Teſtamentsauslegung vor⸗ 
zuſchreiben, hat die Erblaſſerin fie an ihre eigene Stelle ſetzen 
wollen. Eine Vertretung des Erblaſſers im Willen iſt rechts⸗ 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Um eine ſolche Vertretung im 
Willen handelt es ſich, wenn der Erblaſſer einen anderen er⸗ 
mächtigt, ſein Teſtament authentiſch zu interpretieren, alſo an 
ſeiner Stelle und mit der Wirkung, wie wenn er hinterher in 
eigener Perſon deswegen verfügt hätte, Beſtimmung darüber zu 
treffen, in welcher Bedeutung der erklärte letzte Wille Geltung 
haben fol. Zwar verſagt 8 2065 Abſ. 1 BGB. dem Erblaſſer 
wörtlich genommen nur die Fähigkeit, eine letztwillige Ver⸗ 
fügung in der Weiſe zu treffen, daß ein anderer zu beſtimmen 
hat, ob ſie gelten ſoll oder nicht gelten ſoll. Allein die Er⸗ 
mächtigung, der Verfügung ihre maßgebende Bedeutung beizu⸗ 
legen, unterſcheidel ſich in der hier weſentlichen Beziehung um 
nichts von der einem anderen übertragenen Beſtimmung über 
ihre völlige Aufrechterhaltung oder Beſeitigung. Sie entfernt 
ſich ſogar, wenn man die Möglichkeit berückſichtigt, daß auf 
ſolche Weiſe an die Stelle des vom Erblaſſer wirklich Ge⸗ 
wollten etwas anderes geſetzt werden könnte, nach der poſitiven 
Seite hin von dem Grundſatze der Selbſtändigkeit des letzten 
Willens noch weiter, als dies im $ 2065 Abſ. 1 zum Aus⸗ 
druck kommt. Mag immerhin mit der Aufgabe, das Teſtament 
maßgeblich „auszulegen“, das Verlangen geſtellt ſein, den 
wahren Willen des Erblaſſers feſtzuſtellen, ſo wird doch ſelbſt 
durch das redliche Vornehmen des anderen, den Abſichten des 
Erblaſſers gerecht zu werden, die Gefahr der Abweichung von 
dem wahren Willen nicht ausgeſchloſſen. Sie beſteht überdies 
in um ſo größerem Maße, je weniger deutlich der Erblaſſer 
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ſich ſelbſt erklärt hat. Die Unterſcheidung zwiſchen Fällen der 
Unklarheit des letzten Willens, in denen die Berufung eines 
anderen zur authentiſchen Auslegung wirkſam, und Fällen der 
Klarheit, in denen ſie unwirkſam ſein ſoll, leidet noch dazu an 
einer Unzulänglichkeit des Unterſcheidungsmerkmals. Der er⸗ 
kennende Richter kann ſomit eine letztwillige Verfügung immer 
nur in der Bedeutung gelten laſſen, von der er unter eigener 
freier Sachprüfung feſtzuſtellen vermag, daß ſie dem wahren 
Willen des Erblaſſers tatſächlich entſpricht. Das hindert ihn 
jedoch in keiner Weiſe, der Meinung eines von dem Erblaſſer 
ſelbſt für die Zwecke der Auslegung bezeichneten Vertrauens⸗ 
mannes, ſofern er in deſſen Vertrautheit mit den Abſichten des 
Erblaſſers und in ſeine perſönliche Zuverläſſigkeit keinen Zweifel 
ſetzt, einen erheblichen Wert beizumeſſen. So insbeſondere, 
wenn es der ernannte Teſtamentsvollſtrecker iſt, auf den in 
dieſer Weiſe hingewieſen wird. Zwingend iſt jedoch die ihm 
unterbreitete Teſtamentsauslegung für den Richter in keinem 
Falle, auch nicht bis zu den früher durch 8 561 Tl. Tit. 12 
ALR. vorgeſehenen Maße, daß er im Zweifel der Meinung 
des Teſtamentsvollſtreckers vor anderen Meinungen den Vorzug 
zu geben hätte. Gegen die Wirkſamkeit einer Ermächtigung des 
Teſtamentsvollſtreckers zur authentiſchen Auslegung ſpricht über⸗ 
dies der Umſtand, daß bei den Vorarbeiten für das BGB. in 
beiden Leſungen des Entwurfs es abgelehnt wurde, eine Er⸗ 
weiterung der Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers über den 
im Geſetze beſtimmten Machtkreis hinaus zuzulaſſen (vgl. Mot. 
zu 8 1905 I. Entwurf Bd. 5 S. 241, Prot. der II. Leſung 
Bd. 5 S. 308 fl. unter III). Zugunſten ihrer Wirkſamkeit läßt 
ſich andererſeits weder, wie das von einzelnen Schriftſtellern 
geſchieht, auf die Möglichkeit hinweiſen, den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker letztwillig zum Schiedsrichter zu beſtellen, noch auch 
ſprechen dafür die beſonderen Geſetzesvorſchriften der 88 2048, 
2151, 2153 bis 2156, 2192, 2193 BGB. H.s 
Teſtamentsvollſtrecker o. W., U. v. 29. April 07, 506/06 IV. — 
Hamburg. 

Zivilprozeßordnung. 

9. 88 263, 608— 611, 614-616 ZPO. Im Ehe⸗ 
anfechtungs⸗ und Eheſcheidungsprozeſſe muß der beklagte Ehe⸗ 
gatte ſeine Anfechtungs⸗ oder Scheidungsgründe bei Vermeidung 
ſpäterer Nichtberückſichtigung im Wege der Widerklage geltend 
machen. Erfordernis der Feſtſtellung örtlicher Zuſtändigkeit bei 
der Frage der Rechtshängigkeit? Iſt Sühneverſuch bei An⸗ 
fechtungsklagen erforderlich ?] 

Die Eheleute haben zunächſt im Bezirk des LG. G. zu⸗ 
ſammen gelebt. Seit einiger Zeit leben ſie getrennt, der Ehe⸗ 
mann in Ch., die Ehefrau in Sch. bei Berlin. Mit der am 
10. April 1906 bei dem LG. II zu Berlin erhobenen Klage 
hat der Ehemann die Ehe der Parteien auf Grund der 88 1333, 
1334 BGB. angefochten. Die Ehefrau behauptete, ſie habe 
dem Ehemanne an feinem Wohnſitz im Bezirke G. bereits im 
März 1906 eine auf die 88 1333, 1334, 1565 BGB. 
geſtützte Klage auf Anfechtung eventuell Scheidung der Ehe zu⸗ 
ſtellen laſſen, das angegangene LG. zu G., vor dem der erſte 
Termin bereits am 10. April 1906 angeſtanden habe, habe auf 
Grund des Beweisbeſchluſſes vom 12. Mai 1906 Beweis über 
den Scheidungsgrund erhoben. Dem gegenüber behauptete der 
Ehemann, er habe bereits im März 1906 ſeinen Wohnſitz nach 
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Ch. verlegt, dorthin ſei ihm die ſeinem Inſpektor zugeſtellte 
Klage der Ehefrau nachgeſandt worden. Das LG. II zu Berlin 
wies die Klage auf Grund der Einrede der Rechtshängigkeit ab. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die letztere 
machte in erſter Linie geltend, der Ehemann ſei zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet geweſen, ſeine Anfechtungsklage bei dem 
LG. zu G. im Wege der Widerklage zur Geltung zu bringen, 
ſeine Klage ſei auf andere Tatſachen geſtützt als die Klage der 
Ehefrau: Die beſondere Geſtaltung des Prozeßverfahrens in 
Eheſachen, insbeſondere die Vorſchriften der 88 614 — 616 
ZPO. bezwecken im öffentlichen Intereſſe einer Vervielfältigung 
der auf Löſung der Ehe gerichteten Prozeſſe unter denſelben 
Ehegatten vorzubeugen. Zu dieſem Behufe ſollen die Ehegatten, 
falls von einem derſelben der Beſtand der Ehe in einer Richtung 
zum Gegenſtand einer Anfechtungs⸗ oder Scheidungsklage ge⸗ 
macht wird, nicht nur berechtigt ſein, ſondern auch genötigt 
werden, ſoweit es das ihnen zur Verfügung ſtehende Tatſachen⸗ 
material zuläßt, alle auf Anfechtung oder Scheidung der Ehe 
gerichteten Anſprüche im Wege der Klage oder Widerklage bei 
Vermeidung ſpäterer Nichtberückſichtigung geltend zu machen. 
Die rechtskräftige Abweiſung der Anfechtungs⸗ oder Scheidungs⸗ 
klage hat nach 8616 3PO. zur Folge, daß jeder auf der Seite 
des einen oder anderen Ehegatten etwa vorhanden geweſene 
Anfechtungs⸗ oder Scheidungsgrund, der in dem früheren Rechts⸗ 
ſtreite geltend gemacht werden konnte, erledigt und verbraucht 
ft. Wird von einem Ehegatten eine der im 8 615 3. 
bezeichneten Klagen erhoben, ſo wird hierdurch der Beſtand der 
Ehe in ſeinem ganzen Umfange ergriffen und rechtshängig. 
(RG. 19, 408; 42, 384. Urteil des RG. vom 21. Januar 
1904 IV 536/03. JW. 04, 147%) Es iſt ſonach nicht 
rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht angenommen hat, durch 
die zuerſt von der Ehefrau bei dem LG. in G. anhängig ge⸗ 
machte Anfechtungs⸗ und Scheidungsklage ſei die Einrede der 
Rechtshängigkeit gegenüber der ſpäter von dem Ehemann bei 
dem LG. II in Berlin erhobenen Anfechtungsklage begründet 
worden. Es genügte auch, daß das LG. G. bereits vor der 
am 10. April 1906 erfolgten Zuſtellung der Berliner Klage in 
eine urteilsmäßige Erledigung der bei ihm ſchwebenden An⸗ 
fechtungs⸗ und Scheidungs klage eingetreten war (Gaupp-Stein, 
ZPO. 8263 J). Die feſtgeſtellte Erhebung der Klage bei dem 
LG. zu G. begründete die Rechtshängigkeit der Streitſache im 
Sinne des 8 263 ZPO. Daneben bedurfte es nicht noch der 
Feſtſtellung der örtlichen Zuſtändigkeit des LG. zu G. für die 
bei ihm anhängige Eheſache. Das Berufungsgericht hat ferner 
mit Recht angenommen, daß die Ladung zum Sühnetermin, die 
der Ehemann bereits vor dem 26. März 1906 herbeigeführt 
haben will, für ſeine Anfechtungsklage nicht die Wirkung der 
Rechtshängigkeit gehabt hat. Die vom Sühneverſuch in Ehe⸗ 
ſachen handelnden Vorſchriften der ZPO. (85 608 — 611) 
finden auf Anfechtungsklagen überhaupt keine Anwendung. 
v. H. c. v. H., U. v. 8. Mai 07, 30/07 IV. — Berlin. 

10. 88 269, 527. Stillſchweigende Einwilligung in die 
Klageänderung durch widerſpruchsloſes Verhandeln auch bei 
einer demnächſt von Amts wegen erfolgten Vertagung dieſer 
Verhandlung. 

Das Berufungsgericht hat die Frage, ob mangels einer 
Rüge der Klageänderung in der mündlichen Verhandlung vom 
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11. Mai 1906 die Einwilligung des Beklagten in dieſe 
Anderung anzunehmen ſei, verneint, weil ausweislich des Ver⸗ 
handlungsprotokolles vom 11. Mai 1906 eine erſchöpfende 
Verhandlung der Sache nicht ſtattgefunden habe, ſondern die 
Sache wegen nicht genügender Vorbereitung von Amts wegen 
vertagt worden, eine Einlaſſung des Beklagten auf die ab⸗ 
geänderte Klage ſomit noch nicht erfolgt ſei. Dieſe Ausführung 
iſt rechtsirrtümlich. Hat ſich der Beklagte in der mündlichen 
Verhandlung vom 11. Mai 1906 auf die abgeänderte Klage 
eingelaſſen, ohne der Anderung zu widerſprechen, ſo iſt nach 
8 269 ZPO. feine Einwilligung in die Anderung der Klage 
anzunehmen, auch wenn die Verhandlung nicht erſchöpfend war 
und zum Zwecke weiterer Vorbereitung vertagt wurde. H. c. K., 
U. v. 14. Mai 07, 499/06 III. — Celle. 

11. 8 313° ZPO. Bezugnahme auf Akten bei Dar⸗ 
ſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes.] 

Ein Angriff wird von der Reviſion erhoben mit bezug 
auf folgenden in dem Tatbeſtand des Berufungsurteils ſich 
findenden Satz: „Aus der Perſonal⸗ und Diſziplinarakte des 
Klägers wurde das Weſentliche referiert.“ Die Reviſion ſieht 
hierin einen Verſtoß gegen prozeſſuale Regeln, weil bei dieſer 
Angabe völlig ungewiß bleibe, welche Beſtandteile der Akten 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung und der Erhebung 
des Urkundenbeweiſes geweſen ſeien, und glaubt für dieſe Auf⸗ 
faſſung auf ein Urteil des RG. vom 17. Mai 1904 (JW. S. 416 
Nr. 32) ſich berufen zu können. Der damals entſchiedene Fall 
iſt jedoch von dem jetzt vorliegenden inſofern verſchieden, als 
damals allgemein der Inhalt der beiderſeitigen Handakten als 
vorgetragen bezeichnet war und es hiernach, da der ganze 
Inhalt dieſer Akten nicht vorgetragen ſein konnte, ungewiß war, 
welche einzelnen Urkunden Gegenſtand der mündlichen Verhandlung 
geweſen waren. In dem gegenwärtigen Fall iſt dagegen im 
Berufungsurteil nur geſagt, daß aus den Perſonal⸗ und 
Diſziplinarakten das Weſentliche vorgetragen ſei. Es iſt nicht 
zu verkennen, daß dieſer Ausdruck an ſich ein ſehr unbeſtimmter 
iſt. Er findet aber dadurch ſeine Erläuterung und Begrenzung, 
daß in den Entſcheidungsgründen alle einzelnen Urkunden, 
welche der Berufungsrichter für weſentlich erachtet und auf 
welche er ſeine Entſcheidung gründet, genau nach der Blattzahl 
der Diſziplinarakten und nach ihrem Inhalt bezeichnet ſind. 
Im Zuſammenhalt mit den Entſcheidungsgründen kann daher 
der Ausdruck, daß das Weſentliche aus den Akten vorgetragen 
ſei, nur dahin verſtanden werden, daß das in den Entſcheidungs⸗ 
gründen Erwähnte vorgetragen iſt. B. c. B., U. v. 13. Mai 07, 
516/06 IV. — Hamburg. 

12. 88 357, 367, 397, 398 ZPO. — Nicht ordnungs⸗ 
mäßige Vernehmung eines Zeugen in feiner Wohnung, wenn 
die Vernehmung ſtatt zur feſtgeſetzten Terminſtunde geraume 
Zeit ſpäter erfolgt.] 

Die Feſtſtellung der für die Berufungsentſcheidung weſent⸗ 
lichen Abrede, betreffend die Erſtreckung der Verſicherung auf 
Gelegenheitsfuhren iſt unter Verletzung prozeſſualer Rechtsnormen 
getroffen. Die gedachte Feſtſtellung beruht lediglich auf dem 
Zeugniſſe des Agenten M., der, da er durch Krankheit am Er⸗ 
ſcheinen an der Gerichtsſtelle verhindert war, durch einen er⸗ 
ſuchten Richter in ſeiner Wohnung vernommen worden iſt, und 
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mächtigten. Als unſtreitig iſt anzuſehen, daß die beiderſeitigen 
Anwälte ſich zur feſtgeſetzten Terminſtunde, 11 ¾ Uhr, in der 
Wohnung des Zeugen eingefunden und dort bis 12 Uhr ge⸗ 
wartet, dann aber in der Annahme, das Gericht ſei an der 
Wahrnehmung des Termins verhindert, ſich entfernt haben. 
Vorher hatten beide Vertreter den Zeugen erſucht, er möge, 
falls das Gericht doch noch erſchiene, ſeine — ſchon nach einigen 
Tagen mögliche — Vernehmung an der Gerichtsſtelle beantragen. 
Den auf dieſe Tatſachen geſtützten Antrag des Klägers auf 
nochmalige Vernehmung des Zeugen durfte das Berufungsgericht 
nicht, wie geſchehen, mit der Begründung ablehnen, es erhelle 
weder die Untunlichkeit längeren Verweilens in der Wohnung 
des Zeugen, noch habe Grund zu der Annahme vorgelegen, 
daß die Gerichtsbeamten nicht mehr erſcheinen würden. Der 
für Termine an der Gerichtsſtelle, insbeſondere für Verhandlungs⸗ 
termine geltende Grundſatz, daß die in der Ladung angegebene 
Stunde nur den früheſten Beginn des Termins bezeichnet, 
im übrigen aber die Sache jederzeit während der Dauer der 
Gerichtsſitzung aufgerufen werden kann, läßt ſich nicht ohne 
weiteres auf Termine in der Wohnung eines Zeugen ausdehnen. 
Eine angemeſſene Zeit zu warten wird natürlich auch hier 
den Beteiligten zugemutet werden dürfen; wann dieſe Zeit ab⸗ 
gelaufen iſt, läßt ſich nur nach Lage der beſonderen Verhältniſſe 
des einzelnen Falles beurteilen. Hier kam in Betracht, daß 
beide Anwälte übereinſtimmend annahmen, die Gerichtsperſonen 
würden nicht mehr erſcheinen, und daß, ſoweit erſichtlich, ) der 
Zeuge ſelbſt damit einverſtanden war, daß demnächſt ein neuer 
Termin zu ſeiner Vernehmung an der Gerichtsſtelle anberaumt 
werde. Bei dieſer Sachlage war die Beklagte wohl berechtigt, 
die nochmalige Vernehmung des Zeugen zu verlangen. Der 
8 398 3PO., der die Wiederholung der Vernehmung in das 
Ermeſſen des Gerichts ſtellt, ſetzt eine prozeßordnungsgemäß 
vorgenommene Vernehmung voraus, er kann da nicht zur An⸗ 
wendung kommen, wo eine Partei in den ihr nach den 88 357, 
397 ZPO. zuſtehenden Rechten verkürzt worden iſt. Darauf, 
ob die Vorausſetzungen des 8 367 Abſ. 2 ZPO. vorliegen, 
kommt es nicht an; denn dieſe Beſtimmung handelt von (der 
Nachholung einer unterbliebenen und) der Vervollſtändigung 
einer ordnungsmäßigen Beweisaufnahme; ſolche liegt aber nicht 
vor, wenn die Parteien nicht gehörig geladen waren. Und 
letzteres muß angenommen werden, wenn die Beweisaufnahme 
zu einer anderen Zeit als der in der Ladung beſtimmten ſtatt⸗ 
gefunden hat. O. U. V. c. D., U. v. 16. April 07, 
285/06 VII. — Caſſel. N 

13. 5 767 3PO. in Verb. mit 8 515 Abſ. 3. Geltend⸗ 
machung des Einwandes des Vergleiches nach Zurücknahme der 
Berufung.] 

Das Berufungsgericht geht von dem zutreffenden Geſichts⸗ 
punkte aus, daß die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der hier 
angeſtrengten Vollſtreckungsgegenklage von der Beantwortung 
der Frage abhängt, ob die jetzt klagend geltend gemachte Ein⸗ 
wendung, Beklagter ſei vergleichsweiſe wegen der ihm im Vor⸗ 
prozeſſe zuerkannten Anſprüche befriedigt, noch im Vorprozeſſe 
hätte erhoben werden können. Denn 8 767 Abi. 2 880. 
läßt Einwendungen, welche, wie die hier geltend gemachte, den 
durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, nur unter der 
doppelten Vorausſetzung zu, daß fie nach der mündlichen Ber 
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handlung, auf welche das zu vollſtreckende Urteil ergangen ift, 
entſtanden find, und daß fie mittels Einſpruchs nicht mehr 
geltend gemacht werden können. Als das zu vollſtreckende Ur⸗ 
teil bezeichnet der Klageantrag mit Recht das erſtinſtanzliche 
Urteil des Vorprozeſſes vom 26. September 1904. Dieſes 
ſtellt den Anſpruch, wegen deſſen der Beklagte ſich mit der 
Klägerin verglichen haben ſoll, feſt, (5 767 Abſ. 1 ZPO.) und 
aus dieſem Urteile droht der Klägerin nach ihrer Angabe die 
Zwangsvollſtreckung. Der Vergleich iſt unſtreitig erſt am 
16. März 1905, alſo nach dem Erlaſſe des erſten Urteils, ge⸗ 
ſchloſſen. Aber weil zu jener Zeit die Sache in der Berufungs⸗ 
inſtanz anhängig war und nach dem Abſchluſſe des Vergleichs 
noch der Verhandlungstermin am 4. Juli 1905 antſtand, 
nimmt das Berufungsgericht an, daß die jetzt erhobenen Ein⸗ 
wendungen in dieſem Verhandlungstermine hätten geltend ge⸗ 
macht werden können und müſſen, und daß deshalb die hier 
angeſtrengte Klage unzuläſſig ſei. Dieſe Ausführungen find 
von der Reviſion als den 8 767 verletzend angefochten und 
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Verhandlungstermin am 4. Juli 1905 iſt ſtreitig nicht vers 
handelt, ſondern es iſt die Klägerin (damalige Beklagte) auf 
Antrag der Gegenpartei infolge Zurücknahme ihrer Berufung 
durch Verſäumnisurteil des Rechtsmittels für verluſtig erklärt 
und in die Koſten der Berufungsinſtanz verurteilt worden. Es 
entſpricht nun ſchon die Annahme des jetzt angefochtenen Urteils, 
daß die Berufung erſt in dem Verhandlungstermine zurückge⸗ 
nommen ſei, nicht der im übrigen feſtgeſtellten Sachlage. (Wird 
dargelegt.) Hiernach iſt anzunehmen, daß die Berufung von 
der Klägerin im Juni 1905, alſo vor dem 4. Juli 1905 durch 
eine dem 8 194 30. entſprechende Zuſtellung des die Zurück⸗ 
nahme enthaltenden Schriftſatzes zurückgenommen iſt. Die Zu⸗ 
rücknahme der Berufung hat nach 8 515 Abſ. 3 ZPO. den 
Verluſt des Rechtsmittels zur Folge; das erſtinſtanzliche Urteil 
erlangt dadurch die Rechtskraft. Dieſe Wirkung tritt ein, auch 
ohne daß ſie durch ein nach der Zurücknahme erlaſſenes Urteil 
beſonders ausgeſprochen wird. Das im 8 515 Abſ. 3 ZPO. 
vorgeſehene Urteil hat — abgeſehen von der Koſtenentſcheidung — 
nur formale Bedeutung. Es ſtellt die ſchon eingetretene Rechts⸗ 
kraft des erſtinſtanzlichen Urteils nur noch formell feſt. Daraus 
ergibt ſich die von der Annahme des Berufungsgerichts ab⸗ 
weichende Folgerung, daß nach der Zurücknahme der Berufung 
über Einwendungen, welche den nunmehr durch das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, in der 
Berufungsinſtanz, auch wenn Verhandlungstermin dort noch 
anſtand, doch nicht mehr verhandelt werden konnte. Selbſt mit 
Zuſtimmung des Gegners wurde eine Verhandlung über die 
von der Klägerin jetzt erhobenen Einwendungen im Verhand⸗ 
lungstermine vom 4. Juli 1905 nicht mehr zuläſſig geweſen 
ſein, denn eine ſtatthafte Berufung lag nach der Zurücknahme 
nicht mehr vor. (8 535 ZPO.) Dieſer Annahme ſtehen die 
vom Berufungsgericht für ſeine gegenteilige Anſicht angezogenen 
Entſcheidungen des RG. nicht entgegen. (Wird dargelegt.) 
Das Recht, der drohenden Zwangsvollſtreckung aus dem Urteile 
vom 26. September 1904 mit der Behauptung der nachträg⸗ 
lichen vergleichsweiſen Befriedigung des Beklagten entgegen⸗ 
zutreten, iſt der Klägerin verblieben, und die prozeſſualen 
Vorausſetzungen für die Klage aus § 767 ZPO. find nach 
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dem Vorausgeführten gegeben. Weder im Verhandlungs⸗ 
termin vom 4. Juli 1905 noch durch Einſpruch gegen 
das an dieſem Tage erlaſſene Verſäumnisurteil konnte die 
ſtreitige Einwendung erhoben werden. Über dieſelbe iſt jetzt 
materiell zu entſcheiden, und es war deshalb die Sache 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. Sch. V. c. L., U. v. 10. Mai 07, 367/06 VII. 
— Cöln. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

14. 8 554 a Abſ. 1 ZPO. Unterzeichnung einer Reviſions⸗ 
begründungsſchrift durch einen Reichsgerichtsanwalt und einen 
anderen Anwalt iſt unzuläffig.] 

Die Reviſion mußte gemäß 8 554 Abſ. 1 ZPD. in der 
Faſſung der Novelle vom 5. Juni 1905 als unzuläſſig ver⸗ 
worfen werden, weil die Begründungsſchrift nicht der geſetzlichen 
Form entſpricht. Der II. 38S. des RG. hat in einem Falle, 
in welchem der Anwalt der Reviſionsinſtanz feiner Unterſchrift 
unter der Begründung den Vermerk beigefügt hatte: „Verfaſſer 
Rechtsanwalt Dr. F., München“, ausgeſprochen, daß es bei der 
Unterzeichnung der Reviſionsbegründung durch einen beim RG. 
zugelaſſenen Anwalt, wie ſie durch die 88 554 Abſ. 5, 553 
Abſ. 2, 130 Nr. 6, 78 3PO. vorgeſchrieben ſei, weſentlich 
darauf ankomme, ob der Anwalt auf Grund der von ihm 
ſelbſt vorgenommenen Prüfung die volle Verantwortung 
für den geſamten Inhalt des Schriftſatzes in dem Sinne über⸗ 
nehmen wolle, daß er die darin enthaltenen Reviſionsbeſchwerden 
bei der mündlichen Verhandlung vertreten wolle. Wenn ein der 
Unterſchrift beigefügter Zuſatz als eine Ablehnung dieſer Ver⸗ 
antwortung aufzufaſſen ſei, ſo liege keine dem Geſetz entſprechende 
Unterſchrift vor. Der Zuſatz wurde in dieſem Sinne aufgefaßt 
und deshalb die Reviſion als unzuläſſig verworfen (Urteil vom 
11. Januar 1907, II 357, 06, abgedruckt in JW. S. 14759. 
Der jetzt erkennende Senat findet keinen Anlaß, von der in dem 
angezogenen Urteile niedergelegten Rechtsanſchauung abzuweichen. 
Geht man aber davon aus, ſo ergibt die Prüfung der in der 
vorliegenden Sache eingereichten Reviſionsbegründung, daß der 
Reviſionsanwalt keinesfalls allein die Verantwortung für den 
Inhalt des Schriftſatzes übernehmen wollte; dieſer iſt nicht bloß 
von ihm, ſondern auch von dem als ſolcher gekennzeichneten 
Verfaſſer, einem Rechtsanwalt in Lüdenſcheid, unterſchrieben und 
daraus geht klar hervor, daß der Reviſionsanwalt, wenn über⸗ 
haupt, ſo doch nur in Gemeinſchaft mit dem Verfaſſer 
für die Ausführungen der Reviſionsſchrift verantwortlich fein 
will. Ein anderer triftiger Grund dafür, daß er den Urheber 
des Schriftſatzes ſeine Unterſchrift hat beifügen laſſen, iſt von 
dem Vertreter der Reviſion nicht angegeben. Insbeſondere iſt 
nicht geltend gemacht, daß für die Mitunterzeichnung etwa die 
Rückſicht auf das geiſtige Eigentum des Verfaſſers beſtimmend 
war, ſo daß es auf ſich beruhen darf, ob von ſolcher Rückſicht 
überhaupt die Rede ſein kann, wenn jenes Eigentum dem beim 
RG. zugelaſſenen Anwalt zur Verfügung geſtellt wird. Das 
Geſetz fordert eine Reviſionsbegründung, die ſich der Reviſions⸗ 
anwalt, wenn er ſie auch ausnahmsweiſe nicht ſelbſt verfaßt 
haben ſollte, nach perſönlicher Prüfung völlig zu eigen gemacht 
und mit ſeinem Namen gedeckt hat. Hieran fehlt es in der 
gegenwärtigen Sache und deshalb war die Reviſion als unzu⸗ 
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läffig zu verwerfen. B. K. N. c. O. K. L., U. v. 24. Mai 07, 
278/06 VII. — Hamm. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

15. 8 1 Haftpfl®. Begriff des Eiſenbahnbetriebes. 
Scheuen von Pferden ohne Betriebstätigkeit der Eiſenbahn. 
Kauſalzuſammenhang.] 

W. erlitt beim Holzfahren einen Unfall, indem ſeine Pferde 
‚auf der Chauſſee ſcheulen, und W. vom Wagen fiel, wobei er 
ein Bein brach. Aus Anlaß dieſes Unfalls hat die klagende 
Berufsgenoſſenſchaft Auslagen für ärztliche Behandlung des 
Verletzten gemacht und demſelben eine Rente gezahlt. Die 
Klägerin nimmt auf Grund von 8 151 LwuVerſcq. und 8 1 
Haftpfl®. die beklagte Straßenbaugeſellſchaft auf Erſatz in Ans 
ſpruch. Die Klage wurde abgewieſen und die Reviſion zurück⸗ 
gewieſen: Der Transportzug der Beklagten hat ſich allerdings 
zu dem Zeitpunkte des Unfalles im Betriebe befunden. Die 
Pauſe, während deren er ſeine Fahrt unterbrach, bedeutete nicht 
etwa einen Zuſtand der völligen Betriebs ruhe, diente vielmehr 
nur dazu, durch das Sammeln von Dampf die Fortſetzung der 
Fahrt unmittelbar vorzubereiten. Allein mit Recht geht das 
Berufungsgericht davon aus, daß zu einem Betriebsunfall im 
Sinne von 8 1 Haftpfl®. nicht nur ein äußerer, d. h. zeitlicher 
und örtlicher Zuſammenhang des Unfalls mit einem Betriebs⸗ 
vorgang der Eiſenbahn, ſondern auch ein innerer urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen beiden gehöre. (Vgl. RG. Bd. 50 
Nr. 20 S. 92 ff., Bd. 55 Nr. 53 S. 229 ff., auch Urteil des 
RG. vom 28. Februar 1907 VI. Nr. 314/06.) Dieſer ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang muß zwar ſoweit es ſich um den Be⸗ 
trieb im engeren Sinne, die eigentliche Beförderungstätigkeit 
der Eiſenbahn handelt, nicht im Einzelfall noch beſonders nach⸗ 
gewieſen werden, allein wenn der konkrete Hergang ihn von 
vornherein als ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, ſo kann auch 
beim Vorliegen eines äußeren Zuſammenhangs des Unfalles 
mit der Beförderungstätigkeit der Eiſenbahn die Haftung des 
Unternehmers nach 8 1 Haftpfl®. nicht begründet fein. — Die 
Folgerung des Berufungsgerichts nun, daß im gegenwärtigen 
Falle um deswillen, weil der Betrieb gar nicht in die äußere 
Erſcheinung trat, auch kein Betriebsvorgang die Urſache für 
das Scheuen der Pferde ſeine könne, iſt nicht rechtsirrig. Was 
hier in der Außenwelt zur Erſcheinung gekommen iſt und 
ſchädigend gewirkt hat, iſt nur die äußere Form eines Betriebs⸗ 
mittels der Eiſenbahn, der lebloſe, im gegebenen Zeitpunkt un⸗ 
bewegte Gegenſtand für ſich. Dieſer Gegenſtand hätte durch 
die Einwirkung auf den Geſichtsſinn der Pferde vermöge feiner 
für dieſe ungewohnte Geſtalt die Tiere erſchreckt und ſcheu ge⸗ 
macht, ohne daß hierbei die Betriebstätigkeit der Bahn eine 
Rolle geſpielt hat. Denn der Umſtand, daß die Lokomotive 
durch die Ausführung des Bahnbetriebes in die Nähe der 
Unfallſtelle gelangt war, kann hier nicht entſcheidend in Betracht 
kommen. Der Betrieb hat inſofern nicht anders gewirkt, als 
es ein gleiches Vorkommnis beim Nichtbetriebe, etwa während 
einer Betriebsruhe getan hätte. In einem derartigen Falle, 
wenn alſo der Zuſtand, der für den kauſalen Verlauf in Frage 
kommt, genau derſelbe war, wie wenn kein Betrieb ſtattgefunden 
hätte, iſt ſoweit es ſich um dritte außerhalb des Bahnbetriebes 
ſtehende Perſonen handelt, ein innerer urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang des ſchädigenden Ereigniſſes mit dem Eiſenbahnbetriebe 
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nicht als gegeben anzuſehen. Solche Fälle liegen nicht mehr 
im Bereiche des HaftpflG. B. c. M., U. v. 13. Mai 07, 
364/06 VI. — Berlin. 

Geſetz betreffend Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

16. Ein Vorvertrag über Abſchließung eines Geſellſchafts⸗ 
vertrages, durch den eine Geſellſchaft m. b. H. errichtet werden 
fol, bedarf der Form des 8 2 GmbHG. 

Im Auguſt 1904 verſtarb der Inhaber der Firma „Berge⸗ 
dorfer Eiſenwerke W. B.“, Kommerzienrat W. B. in S. 
mit Hinterlaſſung eines am 26. März 1903 notariell 
errichteten Teſtaments, in welchem er ſeine ſieben Kinder, dar⸗ 
unter die Mitklägerin Frau M. und den Beklagten, zu Erben 
eingeſetzt, ſonſtige Verfügungen getroffen, und die drei zuerſt 
genannten Kläger zu Teſtamentsvollſtreckern ernannt hatte. Am 
12. Februar 1905 ſchloſſen die drei Teſtamentsvollſtrecker und 
die ſieben Teſtamentserben in notarieller Form einen Vertrag, 
der ein Vorvertrag über Abſchließung eines Geſellſchafts⸗ 


vertrages, durch den eine Geſellſchaft m. b. H. errichtet werden 


ſoll, iſt. Nachgefügt iſt dem Vertrage ein dreiundzwanzig 
Paragraphen umfaſſender Entwurf eines Vertrages über die 
Errichtung der Geſellſchaft m. b. H. Die Teſtamentsvollſtrecker 
und nach der Behauptung der Kläger auch alle ſechs Miterben 
des Beklagten haben dann den Geſellſchaftsvertrag zum Protokolle 
des Notars in A. vollzogen. Der Beklagte verweigert die 
Vollziehung. Deshalb iſt gegen ihn die gegenwärtige Klage 
erhoben worden mit dem Antrage, ihn zu verurteilen, den nach 
dem Vertrage vom 12. Februar 1905 in Ausſicht genommenen 
Geſellſchaftsvertrag in notarieller Form zu vollziehen. Der 
Beklagte ſtützt ſeine Weigerung insbeſondere darauf, es könne 
durch einen, wenn auch unter Beobachtung der Formvorſchrift 
des 8 2 GmbH., abgeſchloſſenen Vorvertrag, eine klagbare 
Verpflichtung zur Gründung oder Mitbegründung einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. nicht übernommen werden, und der abgeſchloſſene 
Vorvertrag ſei auch um deswillen nicht bindend, weil in ihm 
der Betrag des Stammkapitals und der von jedem einzelnen 
Geſellſchafter zu leiſtenden Einlage nicht angegeben ſei. Der 
Beklagte iſt in allen Inſtanzen verurteilt! — Es kommt darauf 
an, ob der Vertrag vom 12. Februar 1905 rechts verbindliche 
Kraft hat. Vom erkennenden Senat iſt wiederholt, ſo noch in 
einem Urteil vom 24. Juni 1905, Rep. I 51/05 (abgedruckt in 
Holdheims MSchr. 05, 291 ff.), entſchieden worden, daß 
ein Vorvertrag über Abſchließung eines Geſellſchafts vertrages, 
durch den eine Geſellſchaft m. b. H. errichtet werden ſoll, nur 
in der Form des 8 2 GmbH., gültig geſchloſſen werden könne. 
Damit iſt zweierlei ausgeſprochen: es wird verneint, daß ein 
formloſer Vorvertrag des bezeichneten Inhalts gültig ſei, andrer⸗ 
ſeits aber anerkannt, daß unter Beobachtung der Form ein 
ſolcher Vorvertrag geſchloſſen werden könne. Gegen den ver⸗ 
neinenden Ausſpruch richten ſich die Ausführungen bei Staub⸗ 
Hachenburg, Kommentar zum GmbH., 2. Aufl. Anm. 48 
zu § 2, die indes nicht überzeugend find. Zugegeben wird 
dort, daß es in den Fällen, in denen ein obligatoriſcher Ver⸗ 
trag an eine Form gebunden ſei, auch keine formloſe Ver⸗ 
pflichtung zur Eingehung dieſes Vertrages gebe. Wenn nun 
auch, wie vorher betont wird, der vom Geſetz geforderte Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag ein Vertrag iſt, durch den in Verbindung mit 
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hinzutretender Eintragung in das Handelsregiſter die Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. ins Leben gerufen wird, ſo iſt er doch deshalb 
nicht weniger ein obligatoriſcher Vertrag, da durch ihn jeder 
Geſellſchafter ſich zur Leiſtung einer Einlage auf das Stamm⸗ 
kapital verpflichtet (5 3 Abſ. 1 Nr. 4) und möglicherweiſe noch 
andere Verpflichtungen übernimmt (8 3 Abſ. 2 des Geſetzes). 
Gegen die Annahme, daß unter Beobachtung der Form ein 
Vorvertrag der in Rede ſtehenden Art gültig geſchloſſen werden 
könne, läßt ſich nichts Triftiges vorbringen. Das BGB. ent⸗ 
hält zwar keine allgemeinen Beſtimmungen über den Vorvertrag. 
Aber es ſteht auf dem Boden der Vertragsfreiheit, und daraus 
folgt, daß ein Vorvertrag möglich iſt, ſoweit nicht beſondere 
Gründe entgegenſtehen. Das Geſetz, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H., ſchließt die Möglichkeit eines Vorvertrages, 
durch den die Verpflichtung zur Abſchließung eines Geſellſchafts⸗ 
vertrages übernommen wird, nicht aus. Im vorliegenden Falle 
iſt ein derartiger Vorvertrag in der Form des 5 2 des Ges 
ſetzes geſchloſſen; es fragt ſich daher, ob auch ſein Inhalt ge⸗ 
nügt. An ſich ſtehen Vorverträge, was die an ihren Inhalt zu 
ftellenden Anforderungen betrifft, unter den allgemeinen Ver⸗ 
tragsgrundſätzen, und dieſe erfordern für den Inhalt nicht mehr, 
als ein ſolches Maß von Beſtimmtheit, daß im Streitfall der 
Inhalt des versprochenen Vertrages richterlich feſtgeſetzt werden 
kann. Dieſes Maß von Beſtimmtheit hat ohne Zweifel der hier 
vorliegende Vorvertrag, und die Formvorſchrift im $ 2 GmbHG. 
zwingt nicht dazu, darüber hinaus diejenige Genauigkeit des 
Inhalts, die nach 8 3 des Geſetzes der Geſellſchaftsvertrag 
ſelbſt haben muß, ſchon für den Vorvertrag über die Ab⸗ 
ſchließung eines ſolchen zu verlangen. Die vorgeſchriebene Form 
hat einen doppelten Zweck. Sie ſoll einmal den Beteiligten 


die Bedeutſamkeit der von ihnen abzugebenden Willenserklärungen 


zum Bewußtſein bringen (vgl. RG. 54, 419), und fie ſoll 
ferner die Grundlage des Geſellſchaftsverhältniſſes für Dritte 
erkennbar machen (vgl. Begründung des Geſetzentwurfs S. 38). 
Weil die Grundlage des Geſellſchaftsverhältniſſes für Dritte 
erkennbar ſein muß, war es außerdem notwendig, für den 
Inhalt des Geſellſchaftsvertrages ſelbſt das Erfordernis ziffer⸗ 
mäßiger Feſtſtellung der Höhe des Stammkapitals und der 
auf das Stammkapital zu leiſtenden Einlagen aufzuftellen. 
Den Zweck, den Beteiligten die Bedeutſamkeit ihrer Willens⸗ 
erklärungen zum Bewußtſein zu bringen, würde die vor⸗ 
geſchriebene Form auch ſchon bei einer ſolchen Genauigkeit des 
Vertragsinhalts hinſichtlich des Stammkapitals und der Ein⸗ 
lagen erreichen, die zur Bildung eines Urteils über die Trag⸗ 
weite der einzugehenden Verpflichtung genügt. Eine größere 
Genauigkeit als dieſe braucht daher der Inhalt des Vorvertrages, 
für welchen letzteren der zweite Zweck der Form nicht in Be⸗ 
tracht kommt, nicht zu haben, und es läßt ſich nicht beſtreiten, 
daß auch den hiernach an den Vorvertragsinhalt zu ſtellenden 
Anforderungen der Vorvertrag vom 12. Februar 1905 ent⸗ 
ſpricht. Zu prüfen iſt dann nur noch, ob die in der 
Anlage 4 der Klage ſich findenden Beſtimmungen über 
Stammkapital und Einlagen ſich in den Grenzen derjenigen 
Feſtſetzungen halten, die darüber in dem Vorvertrage 
getroffen worden waren. Auch das iſt zu bejahen. (Wird 
dargelegt.) B. c. B. und Gen., U. v. 5. Mai 07, 237/06. 
— Jena. 
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Grundbuchordnung vom 24. März 1897 / 20. Mai 
1898. 

17. 88 12, 56, 70, 71 GBO. Haftung des Staats für 
Pflichtverletzungen des Grundbuchrichters. Begriff des Be⸗ 
teiligten im Sinne des § 12. 

Ein früherer Amtsrichter P. hatte ſeinem Darlehnsgläubiger 
zwei von ihm gefälſchte Grundſchuldbriefe verpfändet. Da er 
nicht zahlen konnte, nahm der Gläubiger M. den Mecklenburgi⸗ 
ſchen Staat, vertreten durch das Juſtizminiſterium, in Anſpruch; 
die Vorderrichter wieſen die Klage ab, ſie meinten, der Kläger 
gehöre nicht zu den „Beteiligten“, denen in 8 12 ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Staat eingeräumt worden ſei, unter 
Beteiligten im Sinne des 8 12 ſeien nur ſolche Perſonen zu 
verſtehen, deren Rechtskreis unmittelbar durch die Nicht 
erfüllung der Amtspflicht des Grundbuchbeamten betroffen 
werde, daß aber der Rechtskreis der Klägerin durch die Her⸗ 
ſtellung des falſchen Grundſchuldbriefs durch P. nicht berührt 
worden, ſondern ihre Schädigung erſt vermittelt worden ſei 
durch die Begebung des falſchen Grundſchuldbriefs, alſo durch 
eine ſelbſtändige Handlung, die P. nicht als Grund buchbeamter, 
ſondern als Privatperſon vorgenommen habe. Das RG. hob 
auf und verurteilte: Den Vorzug verdient die Anſicht, die das 
unterſcheidende Merkmal in den Rechtskreis verlegt, der 
verletzt wird, nämlich unter den Beteiligten diejenigen Perſonen 
verſteht, in deren Rechtskreis durch die Pflichtverletzung des 
Grundbuchbeamten unmittelbar eingegriffen wird. Schon nach 
der natürlichen Wortbedeutung ſind beteiligt bei der pflicht⸗ 
widrigen Handlung oder Unterlaſſung eines Grundbuchbeamten 
diejenigen, deren Rechte dadurch berührt werden. Es brauchen 
dies nicht immer ſolche Perſonen zu ſein, die auch ein Recht 
zur Beſchwerde gegen die pflichtwidrige Handlung oder Unter⸗ 
laſſung gehabt haben würden — wie dies wohl behauptet 
worden iſt und auch vom erſten Richter angenommen zu werden 
ſcheint —; denn abgeſehen von der Beſchränkung, der die 
Beſchwerde in Grundbuchſachen unterworfen iſt (8 71 Abſ. 2 
GB0.), können die Fälle auch fo liegen, daß jemand erſt durch 
die eintretende Verletzung ſeiner Rechte zum Beteiligten wird 
und daß eine eingetretene Verletzung durch Beſchwerde über⸗ 
haupt nicht mehr beſeitigt werden könnte. In der Denk⸗ 
ſchrift zur Reichstagsvorlage zur GBO. (8 11) iſt zur 
Begründung der Haftung des Staats für Verſehen der Grund⸗ 
buchbeamten hervorgehoben worden, daß die aus der Regelung 
des Liegenſchaftsrechts, wie fie im BGB. vorgenommen ſei, 
namentlich aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, für 
die Beteiligten entſpringenden Gefahren ein Eintreten des 
Staats für die daraus erwachſenden Nachteile als billig er⸗ 
ſcheinen laſſe. Dieſen Gefahren unterliegt aber jeder, der in 
die Lage kommt, ſich auf die richtige Handhabung der Grund⸗ 
bucheinrichtungen verlaſſen zu müſſen; für beteiligt im Sinne 
des 8 12 EBD. muß daher auch jeder gelten, der durch eine 
Täuſchung in dieſem Vertrauen durch Schuld des Grund buch⸗ 
beamten unmittelbar einen Schaden erleidet. Den Gegenſatz 
dazu bilden Nachteile, die erſt wieder infolge oder durch Ver⸗ 
mittlung des durch die Pflichtverletzung geſchaffenen Zuſtandes 
auf einem Rechtsgebiete in die Erſcheinung treten, das an ſich 
durch die Pflichtverletzung nicht berührt wird, wofür auf das 
oben angeführte Beiſpiel in den Motiven zu § 4 des 1. Ent⸗ 
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wurfs der GBO. Bezug genommen werden kann. Hiernach 
muß die Beklagte als eine Beteiligte im Sinne des 8 12 GBO. 
gelten, denn ſie hat im Vertrauen auf den öffentlichen Glauben 
des Grundſchuldbriefs dieſen in Pfand genommen und beliehen 
und iſt durch die Wertloſigkeit des Pfandes, alſo wenn dieſe 
auf eine Amtspflichtverletzung des Grundbuchbeamten zurück⸗ 
zuführen iſt, durch dieſe Pflichtverletzung unmittelbar in einen 
Vermögensverluſt geraten. Die in Anſpruch genommene Haftung 
des Staates hängt nun aber in erſter Linie davon ab, ob der 
Schaden dadurch entſtanden iſt, daß ein Grundbuchbeamter 
vorſätzlich oder fahrläſſig ſeine Amtspflicht verletzt hat 
(8 12 GB.). Die feſtgeſtellten Amtspflichtverletzungen waren 
geeignet, die Entſtehung eines Schadens zu verurſachen, ſie 
lagen gerade auf dem Gebiet der den Grundbuchämtern durch 
die Grund buchgeſetzgebung zugewieſenen Aufgaben, zu 
denen die Ausfertigung und Aushändigung der Grundſchuld⸗ 
briefe gehört (88 70, 56 ff. GBO .), und dadurch wird wieder 
die hier verletzte UAberwachungspflicht des Grundbuchrichters 
hervorgerufen. M.⸗Bank c. Juſtizminiſterium, U. v. 1. Mai 07, 
537/06 V. — Noſtock. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900 8 1, verbunden mit Gewerbeordnung yon 30. Juni 
und 26. Juli 1900 88 135, 136. 

18. Verſicherungspflicht bezüglich eines der Gewerbe⸗ 
ordnung zuwider im Fabrikbetriebe angeſtellten Kindes unter 
13 Jahren.] 

Der am 8. Februar 1892 geborene Kläger hatte vom 
Beklagten den Auftrag erhalten, das Holzgerüſt der Belade⸗ 
ſtation einer für das vom Beklagten betriebene Braunkohlenwerk 
erbauten und für den Transport der Kohlen beſtimmten Draht⸗ 
ſeilbahn mit einem von der Bergbehörde angeordneten feuer 
ſicheren Anſtrich zu verſehen. Als er ſich nach Erledigung einer 
ihm aufgetragenen Meldung an ſeine oberhalb des Drahtſeils 
und Laufrades befindliche Arbeitsſtelle zurückbegab, erlitt er 
eine Quetſchung mehrerer Finger der linken Hand dadurch, daß 
er beim Hinauftlettern ausglitt, das im Gange befindliche Draht⸗ 
ſeil ergriff und mit der Hand unter eine damals — vor der 
behördlichen Abnahme — noch nicht verwahrte Laufrolle geriet. 
Die Steinbruchsberufsgenoſſenſchaft, welcher der Bergwerks. 
betrieb des Beklagten überwieſen iſt, lehnte es ab, Entſchädigung 
zu gewähren, weil der Kläger unerlaubterweiſe gegen das 
Verbot im 8 135 und 8 154 GewO. beſchäftigt worden fei. 
Der Kläger hat gegen dieſen Beſcheid Berufung nicht eingelegt, 
ſeine wegen Verluſt ſeiner Arbeitsfähigkeit gegen den Geſchäfts⸗ 
herrn erhobene Klage wurde abgewieſen, Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Der 8 135 GewO. vom 30. Juni 
und 26. Juli 1900 (RGBl. 871) beſtimmt, daß Kinder unter 
dreizehn Jahren in Fabriken nicht beſchäftigt werden dürfen, 
und nach 8 1544 findet dieſe Beſtimmung auf die Beſitzer und 
Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und 
unterirdiſch betriebenen Brüchen oder Gruben entſprechende 
Anwendung. Das Verbot hat aber nicht zur Folge, daß das 
dem Verbote zuwider in der Fabrik oder in einem der gleich⸗ 
geſtellten Betriebe beſchäftigte Kind von der Unfallverſicherung 
ausgeſchloſſen ſei. Auf die Beſtimmung des 8 134 BGB. — 
daß ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot ver⸗ 
ſtößt, nichtig iſt, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 13. 1907. 


ergibt — kann man ſich hierfür nicht berufen. Nach dem 
Gew VG. vom 30. Juli / 5. Juli 1900 (RGBl. 585 ff.) ift 
ein mit dem Willen des Arbeitgebers begründetes, tatſächlich 
zuſtande gekommenes Arbeitsverhältnis zur Entſtehung der Un⸗ 
fallverſicherung ausreichend; einen zivilrechtlich gültigen Dienft- 
vertrag ſetzt das Geſetz nicht voraus. Wenn daher auch der 
gegen das Verbot des 8 135 GewO. abgeſchloſſene Dienftvertrag 
nichtig iſt und weder dem Arbeitgeber noch dem Arbeiter einen 
erzwingbaren Anſpruch auf die Leiſtung aus dem Vertrage gibt, 
ſo iſt doch die Verſicherung in Kraft getreten, ſobald nur, — 
wie im vorliegenden Falle — das Arbeitsverhältnis mit dem 
Willen des Unternehmers begründet worden iſt und tatſächlich 
beſtanden hat. Das Reichsgeſetz betreffend Abänderung der 
GewO. vom 1. Juni 1891 (RGBl. 261), welchem der 8 135 
GewO. entnommen iſt, hat hieran nichts geändert. Zur Ver⸗ 
hütung der verbotenen Beſchäftigung iſt im 8 146 Gew. 
gegen die Gewerbetreibenden, die dem 8 135 zuwiderhandeln, 
eine Strafbeſtimmung aufgeſtellt. Daß beabfichtigt worden ſei, 
den 8 1 Gew VG. einzuſchränken und die gegen das Verbot 
beſchäftigten Kinder unter dreizehn Jahren von der Unfallver⸗ 
ſicherung auszuſchließen, iſt weder aus dem Inhalt des Geſetzes 
noch aus den Geſetzesmaterialien zu entnehmen. So wenig ein 
Unfall, den eine Arbeiterin bei einer durch 8 137 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891 unterſagten Beſchäftigung erleidet, der An⸗ 
wendung des Unfallverſicherungsgeſetzes entzogen iſt, ebenſowenig 
trifft dies bei einem dem Verbote des S 135 zuwider beſchäftigten 
Kinde unter dreizehn Jahren zu. Der abweichenden in dem 
Beſcheide der Steinbruchsberufsgenoſſenſchaft ausgeſprochenen 
und von Hahn (das KrankVerſG. 2. Aufl. S. 16 zu 8 1 
Anm. 1b), Piloty (die Unfallverſicherungsgeſetze — 1902 — 
S. 62 zu $S 1 Gew VG. unter III 4), Weyl (Lehrbuch des 
Reichsverſicherungsrechts — 1894 — S. 936, S. 106, 107 
und Anm. 1) vertretenen Anſicht kann hiernach nicht beigetreten 
werden. R. c. H., U. v. 23. April 07, 412/06 III. — Dresden. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

19. SS 22, 27 RStempG. Iſt der Geſchäfts führer 
einer Geſellſchaft m. b. H., welche eine Ausſpielung durch das 
Hydraſyſtem veranſtaltet, zur Entrichtung des Reichsſtempels 
verpflichtet ?] 

Die Elliotfahrrad⸗Geſellſchaft m. b. H. fette Fahrräder im 
Wege des ſogenannten Hydraſyſtems um. Kläger, der Geſchäfts⸗ 
führer der Geſellſchaft, wurde wegen Nichtentrichtung der nach 
88 22 ff. RStempG. vom 14. Juni 1900 erforderlichen 
Stempelabgabe nach 8 286 RStGB. und dem RStempG. 
beſtraft. Die Steuerbehörde berechnete auf den Kläger 
einen hinterzogenen Stempelbetrag von 26 700 Mark. 
Dieſe Summe wurde vom Finanzminiſter aus Billigkeits⸗ 
rückſichten auf 5 000 Mark ermäßigt. Der Kläger hat im 
Wege der Klage beantragt, den beklagten Fiskus zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß ihm ein Anſpruch auf Zahlung von 
5 000 Mark Reichsſtempelabgabe nicht zuſteht. Das LG. ver⸗ 
urteilte, das KG. ſtellte feſt, daß der Anſpruch des Beklagten 
auf Entrichtung der Stempelabgabe dem Grunde nach gerecht⸗ 
fertigt ſei. Das RG. hob auf und wies die Berufung des 
Beklagten gegen das landgerichtliche Urteil zurück, indem zu⸗ 
nächſt unter Hinweis auf RG. 60, 379 u. a. Entſcheidungen 
ausgeſprochen wurde, daß der Umſatz von Waren, im Wege 


36. Jahrgang. 


des ſogenannten Hydraſyſtems, ſich als „öffentlich veranſtaltete 
Ausſpielung von Gewinnen“ im Sinne der Tarifnummer 5 des 
RStempG. vom 14. Juni 1900 darſtellt, und die zum Zwecke dieſes 
Umſatzes vertriebenen Gutſcheine die Ausweiſe über dieſe Aus⸗ 
ſpielung ſind, auf denen die Reichsſtempelabgabe ruht. Aus den 
ferneren Entſcheidungsgründen: Als „Veranſtalter“ — 8 22 
RStemp®. — iſt derjenige anzuſehen, der die planmäßige Aus: 
führung des geſamten Unternehmens ſelbſt oder durch andere ins 
Werk ſetzt. Mit dem ſprachgebräuchlichen Sinne des Wortes „ver⸗ 
anſtalten“ würde es aber nicht vereinbar ſein, wenn man als Veran⸗ 
ſtalter auch die anderen Perſonen anſehen wollte, die im Namen 
und Auftrage des Leiters bei der Inswerkſetzung der Ausſpielung 
hilfsweiſe tätig ſind, oder ſogar alle Perſonen, welche durch 
ihre Mitwirkung anderen die Beteiligung an der Ausſpielung 
ermöglichen, ohne an der Inswerkſetzung des Unternehmens 
ſelbſt irgendwie beteiligt zu ſein. Daß nicht nur phyſiſche, 
ſondern auch juriſtiſche Perſonen Träger der Stempelpflicht 
ſind, ſobald auf ſie die geſetzlichen Vorausſetzungen dieſer Ver⸗ 
pflichtung zutreffen, iſt unter den Parteien nicht ſtreitig und 
ebenſo für den Bereich des Reichsſtempelrechts wie für den des 
preußiſchen Stempelrechts nicht zu bezweifeln. Beſondere Be⸗ 
ſtimmungen ſind nur hinſichtlich der Beſtrafung wegen Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften betreffend die Stempel⸗ 
entrichtung getroffen, weil nach allgemeinen Grundſätzen des 
Strafrechts nur phyſiſche Perſonen mit Strafe belegt werden 
können. Deshalb iſt durch die Reichstagskommiſſion für den 
Geſetzentwurf betreffend die Abänderung des RStempG. vom 
1. Juli 1881 in das RStempG. vom 29. Mai 1885 unter 
8 23a die mit dem 8 45 des RStempG. vom 14. Juni 1900 
übereinſtimmende Vorſchrift aufgenommen worden, die ſpäter 
unverändert in das RStempG. vom 27. April 1894 und vom 
14. Juni 1900 übernommen worden iſt. Dieſe neue Vorſchrift 
lautet im Abſ. 1: „Die auf Grund dieſes Geſetzes zu ver⸗ 
hängenden Strafen ſind bei Genoſſenſchaften und Aktiengeſell⸗ 
ſchaften gegen die Vorſtandsmitglieder, bei Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften gegen die perſönlich haftenden Geſellſchafter, bei offenen 
Handelsgeſellſchaften gegen die Geſellſchafter nur im einmaligen 
Betrage jedoch unter Haftbarkeit jedes einzelnen als Geſamt⸗ 
ſchuldner feſtzuſetzen. Ebenſo iſt in anderen Fällen zu ver⸗ 
fahren, in denen bei einem Geſchäft mehrere Perſonen als Ver⸗ 
treter desſelben Kontrahenten oder als gemeinſchaftliche Kon⸗ 
trahenten beteiligt ſind.“ Die Einführung der neuen Vorſchrift 
wurde von der Reichstagskommiſſion damit begründet, daß es 
„rechtlich als abſolut unzuläſſig angeſehen werden müſſe, eine 
Firma als eines Steuervergehens ſchuldig zu ſprechen und mit 
Strafe zu belegen. (Reichstagsverhandlungen 1884/85 Nr. 286 
S. 39, 48; ferner 93. Sitzung S. 2650 und 2653 ſowie Nr. 387 
S. 5.) Wenn in der Vorſchrift, abweichend von der Be⸗ 
ſtimmung des 8 17 Abſ. 6 des erſt im Jahre 1895 erlaſſenen 
preußiſchen Stempelſteuergeſetzes, die Geſellſchaften m. b. H. 
nicht beſonders aufgeführt ſind, ſo erklärt ſich das daraus, 
daß dies Rechtsgebilde erſt nach 1885, nämlich durch das 
Reichsgeſetz vom 20. April 1892 neu eingeführt worden iſt. 
Bei der Übernahme der reichsgeſetzlichen Vorſchrift in das 
RStempG. vom 14. Juni 1900 iſt die Hinzufügung der Ges 
ſellſchaften m. b. H. unterlaſſen worden, anſcheinend deshalb, 
weil ſie ſchon nach der allgemeinen Faſſung des zweiten Satzes 
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des Abſ. 1 der Vorſchrift vor der Heranziehung zur Strafe ge⸗ 
ſchützt waren. Hiernach iſt die Vorſchrift des 8 27 RStempG. 
vom 14. Juni 1900, wonach die Nichterfüllung der im 8 22 
bezeichneten Verpflichtung mit Geldſtrafe geahndet wird, mit 
Rückſicht auf die Beſtimmung des § 45 daſelbſt, dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß, wenn der Veranſtalter der Ausſpielung eine 
phyſiſche Perſon iſt, dieſe zu beſtrafen iſt, daß aber bei der 
durch eine juriſtiſche Perſon, insbeſondere eine Geſellſchaft 
m. b. H. bewirkten Veranſtaltung einer Ausſpielung, deren be⸗ 
teiligte Vertreter mit Strafe zu verfolgen ſind. Aus dem Um⸗ 
ſtande, daß im vorliegenden Fall der Kläger wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen § 22 daſelbſt beſtraft iſt, folgt hiernach nichts 
dafür, daß er auch zur Entrichtung der Stempelabgabe ver⸗ 
pflichtet ſei. Soweit die vorſtehend vertretene Auffaſſung von 
den Ausführungen des II. und des III. StS. des RG. in 
den Urteilen vom 27. Februar 1903 und 18. November 1901 
(RG. 36, 124 und 34, 447) abweicht, iſt dadurch ein Anlaß 
zur Anrufung des Plenums des RG. gemäß 8 137 Abſ. 2 
GVG. nicht gegeben, denn bei dieſen Entſcheidungen handelte 
es ſich lediglich um die Frage, ob die Angeklagten wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen die Vorſchriften des RStempG. über die 
Verſteuerung bei Ausſpielungen zu beſtrafen waren; die 
Entſcheidungen ſind aber nicht auf einen Rechtsgrundſatz dahin 
gegründet, daß die wegen der Zuwiderhandlung mit Strafe 
bedrohten Perſonen zugleich ſtets diejenigen ſind, welche zur 
Entrichtung des hinterzogenen Stempelbetrages verpflichtet 
waren. F. c. Preuß. Fiskus, U. v. 19. April 07, 256/06 VII. — 
Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

20. Tarifſtelle 75 Abſ. 2 in Verbindung mit Tarifſtelle 32 
Abſ. 11 Ziff. 3. Die Befreiungsvorſchrift der Tarifſtelle 32 
iſt, wenn deren Vorausſetzung gegeben, auch gegenüber § 10 
zur Anwendung zu bringen.] 

Das Berufungsurteil geht von der zutreffenden, auch von 
der Reviſion nicht angefochtenen Annahme aus, daß der Vertrag 
vom 30. Juli / 5. Auguſt 1904 ein Werkvertrag iſt. Gegen⸗ 
ſtand des Vertrags war, wie ſchon feine Überſchrift ergibt, die 
„Anfertigung, Lieferung und betriebsfähige Aufſtellung einer 
Schiebebühne“. Die Schiebebühne bildete das herzuſtellende 
Werk. Mit Recht hat ferner das Berufungsgericht auf den 
vorliegenden Werkvertrag die Tarifſtelle 75 Abſ. 2 des Preu⸗ 
ßiſchen Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 413) 
angewendet. Aus 8 5 des Vertrags geht hervor, daß es ſich 
bei dem herzuſtellenden Werke um Sachen handelte, die „mit 
dem Grund und Boden in dauernde Verbindung gebracht 
werden“ ſollten. Das Werk im ganzen, wenn es „angefertigt, 
geliefert und betriebsfähig aufgeſtellt“ war, bildete alſo eine 
nicht bewegliche Sache (Abſ. 2 der Tarifſtelle 75), mochte auch 
ein Teil davon (worauf der Name „Schiebebühne“ hinzudeuten 
ſcheint) innerhalb eines gewiſſen Umkreiſes geſchoben werden 
können, alſo beweglich ſein. Feſt ſteht nach Inhalt des Ver⸗ 
trags (§ 5), daß von der vereinbarten Geſamtvergütung von 
7190 Mark auf die zu dem Werke erforderlichen, von der 
Klägerin anzuſchaffenden beweglichen Sachen in demjenigen 
Zuſtand, in welchem ſie in die vorhin erwähnte Verbindung 
mit dem Grund und Boden gebracht werden ſollten, 
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6640 Mark entfielen. Ferner iſt vom Berufungsgericht 
auf Grund der Beweisergebniſſe einwandfrei feſtgeſtellt, 


daß hiervon 3 566,25 Mark auf „Mengen von Sachen“ 
kommen, die im Inland im Betriebe der Klägerin hergeſtellt 
ſind. Hinſichtlich dieſes Teiles der zu dem Werke angeſchafften 
und verwendeten Sachen iſt demnach die Klägerin nach Abſ. 2 
der Tarifſtelle 75 die Befreiungsvorſchrift der Tarifſtelle 32 
Abſ. 11 Ziff. 3 für ſich in Anſpruch zu nehmen berechtigt. 
Freilich ſollen nach der, gemäß Abſ. 3 der Tarifſtelle 75 
entſprechend anzuwendenden Vorſchrift des S 10 des 
Stempelgeſetzes bei Rechtsgeſchäften über mehrere, verſchiedenen 
Steuerſätzen unterliegende Gegenſtände die Ausſteller der Ur⸗ 
kunde, wenn in dieſer das Entgelt ohne Angabe der Einzel⸗ 
werte ungetrennt in einer Summe verabredet iſt, auf der 
Urkunde die Werte für die einzelnen Gegenſtände innerhalb der 
Friſt des § 16 noch nachträglich angeben; geſchieht dies nicht, 
ſo ſoll für die Berechnung des Stempels der höchſte der 
verſchiedenen Steuerſätze zur Anwendung kommen. Bei der 
angeordneten „entſprechenden Anwendung“ dieſer Vorſchrift 
könnte man annehmen, daß in einem Falle der vorliegenden 
Art, in dem es ſich nicht um verſchiedene Steuerſätze handelt, 
ſondern die eine Gruppe der zu liefernden Sachen einem und 
demſelben Steuerſatze (/ Prozent) unterliegt, die andere Gruppe 
ſteuerfrei iſt, die Vergütung aber (auch in der gedachten Friſt) 
nicht nach dieſen Gruppen geſondert worden iſt, nunmehr der 
Stempel nach dem genannten Steuerſatze von dem ganzen 
Betrage der Vergütung für die zu liefernden Sachen zu 
entrichten ſei. Allein der erkennende Senat hat bereits 
in dem ebenfalls eine Streitſache der Parteien des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreits betreffenden (demnächſt zum Abdrucke 
gelangenden) Urteile vom 25. Januar / 19. März 1907 
VII. 132/06 entſchieden, daß die Befreiungsvorſchrift, ſofern 
und inſoweit nur ihre Vorausſetzungen an ſich gegeben ſind, 
auch gegenüber dem $ 10 zur Geltung zu bringen iſt, wenn⸗ 
gleich die dort bezeichnete Friſt verſäumt iſt. Hieran und an 
den dafür in dem genannten Urteile dargelegten Gründen wird 
nach erneuter Prüfung feſtgehalten. F. c. U., U. v. 3. Mai 1907, 
423/06 VII. — Caſſel. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende 1906.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 

A. Zum Strafgeſetzbuche. 

1. 8 44 Abſ. 4 StGB.] Allerdings hat die Strafkammer 
die 88 243, 14 StGB. inſofern verletzt, als fie die Einzel⸗ 
ſtrafen für die fünf vollendeten ſchweren Diebſtähle nur auf je 
fünf Monate Zuchthaus bemeſſen hat, während ſie auf min⸗ 
deſtens je ein Jahr Zuchthaus hätten bemeſſen werden müſſen; 
der Angeklagte iſt aber dadurch nicht beſchwert. Dieſer würde 
auch nicht etwa geltend machen können, er ſei deshalb beſchwert, 
weil der erſte Richter nicht unter analoger Anwendung des 
§ 44 Abſ. 4 StGB. die Einzelſtrafen von je fünf Monaten 
Zuchthaus in Gefängnis umgewandelt habe. Würde man 
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nämlich auf dieſe Beſchwerde eingehen und das erſte Urteil auf⸗ 
heben, ſo würde das nicht zu einer Verbeſſerung des von der 


Strafkammer begangenen Fehlers, ſondern nur zu einer weiteren 


Unrichtigkeit, zu einem mit den getroffenen Feſtſtellungen un⸗ 
vereinbaren Urteile führen; der Angeklagte würde, obwohl feſt⸗ 
ſteht, daß er fünf vollendete ſchwere und vier verſuchte ſchwere 


»Diebſtähle begangen hat und daß mildernde Umſtände nicht 


vorliegen, doch nicht mit Zuchthaus, ſondern nur mit Gefängnis 
beſtraft werden können. Es gehört aber nicht zu den Aufgaben 
des Rechtsmittelgerichts, durch Weiterverfolgung eines von der 
Vorinſtanz eingeſchlagenen, demnächſt aber wieder verlaſſenen 
unrichtigen Weges auf die Herbeiführung eines unrichtigen End⸗ 
ergebniſſes hinzuwirken und damit den begangenen Fehler noch 
zu vergrößern. Das jetzt vorliegende Urteil, das auf drei 
Jahre Zuchthaus und Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht lautet, 
ſteht trotz des vorgekommenen Verſehens im Endergebniſſe nicht 
nur mit den getroffenen Feſtſtellungen, ſondern auch mit dem Geſetz 
im Einklange. Urt. d. III. Sen. v. 29. Okt. 1906 (1043/06). 

2. 88 110, 111 StGB.] In der Ausführung des Artikels 
vom 13. Januar 1906, unter gewiſſen Vorausſetzungen „könne 
man einen kleinen Vorſtoß wagen“, findet der Vorderrichter 
nicht nur eine Anreizung der nicht beſitzenden Klaſſen zum Vor⸗ 
gehen gegen die beſitzenden zum Zwecke der Abſchaffung des 
Beſitzes, ſondern auch eine Aufforderung „zu gewaltſamer De⸗ 
poſſedierung, demnach eine Aufforderung zum Ungehorſam gegen 
ſtaatliche Geſetze und zur Begehung ſtrafbarer Handlungen“. 
Die Ausführung des Artikels vom 20. Januar 1906, zur Feier 
der ruſſiſchen Revolution ſei für einen Tag — den Jahrestag 
der Revolution — jede Arbeit einzuſtellen und die „europäiſche 
Kultur ſtillzulegen“, erachtet der Vorderrichter für eine Auf⸗ 
forderung zum Generalſtreik ſchlechthin. Er nimmt an, es ſei 
im Anſchluſſe daran „zu Gewalttätigkeiten und zum Kampfe 
gegen eine andere Bevölkerungsklaſſe, zum Blutvergießen, alſo 
zu Körperverletzung und Mord, ſomit zur Begehung ſtrafbarer 
Handlungen und zum Ungehorſam gegen ſtaatliche Geſetze auf⸗ 
gefordert“ worden. Ob hiermit der Sinn der Artikel richtig 
wiedergegeben iſt, ob insbeſondere aus dem der preußiſchen 
Sozialdemokratie gemachten Vorwurfe, daß ſie — im Gegen⸗ 
ſatze zu den getöteten ruſſiſchen Aufſtändiſchen — ihr Blut 
nicht für die Freiheit vergieße, und aus der Bemerkung, daß 
das unſchuldig vergoſſene Blut Rache heiſche, der Wunſch des 
Artikelſchreibers entnommen werden kann, daß Körperverletzung 
und Mord begangen werden ſollen, iſt als eine Frage der 
Auslegung und ſomit der Beweiswürdigung der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts entzogen (376 StPO.), jedenfalls ſtellt 
der Vorderrichter nicht feſt, zu welchen beſtimmten Handlungen 
oder Unterlaſſungen die Artikelſchreiber ihre Leſer in einer für 
dieſe erkennbaren Weiſe zu beſtimmen fuchten, inwiefern die 
erwarteten Handlungen oder Unterlaſſungen ſich im Falle ihrer 
Begehung als Ungehorſam gegen ein Geſetz beſtimmten Inhalts 
oder als Verletzung eines beſtimmten Strafgeſetzes darſtellen 
würden, und inwiefern die Artikelſchreiber dieſe beſtimmten Tat⸗ 
beſtände des Ungehorſams und der ſtrafbaren Handlungen in 
ihr Bewußtſein aufgenommen hatten. Hiernach hat aber der 
Vorderrichter den Begriff der Aufforderung zum Ungehorſam 
gegen Geſetze und zur Begehung ſtrafbarer Handlungen ver⸗ 
kannt (RGSt. 27, S. 406, 409; 36, S. 417, 422). Er hat 
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nur die vorſätzliche Herbeiführung einer Stimmung, die zum 
Ungehorſam gegen Geſetze und zur Begehung ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen geneigt macht, feſtgeſtellt, und hat ſomit den Begriff 
der Aufforderung rechtsirrtümlich demjenigen des Anreizens 
gleichgeachtet. Es war daher die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils erforderlich. Bei der erneuten Verhandlung wird zu 


beachten ſein, daß, ſoweit eine Aufforderung zur Begehung 


ſtrafbarer Handlungen feſtgeſtellt werden ſollte (8 111 StGB.), 
die feſtgeſtellte Tat nicht zugleich ein Vergehen gegen 8 110 
StGB. darſtellen würde (RGSt. 4 S. 106, 108). Urt. d. 
II. Sen. v. J. Dez. 1906 (691/06). 

3. 5 111 StGB.] Nach der den Urteilsgründen zu 
entnehmenden Feſtſtellung hat der Angeklagte ſeine katholiſchen 
Mitbürger öffentlich aufgefordert, ihre ſchulpflichtigen Kinder 
mit Rückſicht auf die ungläubige und atheiſtiſche Geſinnung des 
an die katholiſche Volksſchule in W. verſetzten Lehrers E. nicht 
in dieſe Schule zu ſchicken, ſie vielmehr, ſolange E. hier den 
Unterricht erteile, von dem Schulunterricht trotz etwaiger Ver⸗ 
hängung polizeilicher Strafen fern zu halten. Das LG. läßt 
die Frage dahingeſtellt, ob objektiv die Tat, zu deren Be⸗ 
gehung der Angeklagte hiernach aufgefordert hat, gegen die für 
die Stadt W. geltende Verordnung der Regierung zu Düſſel⸗ 
dorf über die Beſtrafung unentſchuldigter Schulverſäumniſſe 
vom 12. Juni 1900 verſtoßen würde, die in § 4 bei einer 
ohne genügende Entſchuldigung ſtattfindenden Schulverſäumnis 
den Eltern ſchulpflichtiger Kinder eine Geld⸗ oder Haftſtrafe 
androht. Es gelangt vielmehr ſchon aus einem auf ſubjektivem 
Gebiete liegenden Grunde zur Freiſprechung, nämlich auf Grund 
der Unterſtellung der, ſei es auch irrtümlichen, Annahme des 
Angeklagten, daß gläubige katholiſche Eltern im Intereſſe der 
rechtgläubigen Erziehung ihrer Kinder nicht verpflichtet ſeien, 
dieſe durch einen ungläubigen Lehrer unterrichten zu laſſen, und 
daß ein hierauf gegründetes Fernbleiben der Kinder von dem 
Unterricht keine unentſchuldigte Schulverſäumnis ſei. Das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal des Mangels einer genügenden Entſchuldigung 
ſetzt ſich aus zwei Beſtandteilen zuſammen, einem tatſächlichen, 
dem aus einem Ereignis oder Zuſtande beſtehenden Ent⸗ 
ſchuldigungsgrunde, und einem rechtlichen, in einer Schluß⸗ 
folgerung beſtehenden, die den Einfluß des tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſes auf die Statthaftigkeit der Schulverſäumnis, alſo die 
Stichhaltigkeit des Entſchuldigungsgrundes zum Gegenſtand hat. 
Die Frage, ob die Entſchuldigung einer Schulverſäumnis im 
konkreten Falle zur Abwendung der Strafe aus 8 4 VO. vom 
12. Juni 1900 genügt, fällt zuſammen mit der Frage nach 
der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift auf den zugrunde 
liegenden Fall, betrifft alſo den Sinn und die Tragweite der 
Vorſchrift. In der Rechtſprechung beſteht auch darüber kein 
Zweifel, daß dieſe Frage — anders wie beiſpielsweiſe im 
Falle des § 3 VD. die Zulänglichkeit des an die Stelle der Schule 
tretenden anderweiten Unterrichts — nicht durch die Organe 
der Schulbehörde, ſondern ſelbſtändig durch den Strafrichter zu 
entſcheiden iſt. Der Mangel der genügenden Entſchuldigung 
bildet ſonach ein der richterlichen Prüfung unterliegendes Be⸗ 
griffsmerkmal im Tatbeſtande der Strafvorſchrift, das, wie er⸗ 
wähnt, in einen tatſächlichen und einen rechtlichen Beſtandteil 
zerfällt. Dieſe Unterſcheidung wird von Bedeutung, wenn es 
ſich um die Beurteilung der Wirkung einer durch Irrtum ver⸗ 
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urſachten Unkenntnis jenes Begriffsmerkmals handelt. Der 
Irrtum iſt, ſoweit er ſich auf das den Entſchuldigungsgrund 
bildende tatſächliche Verhältnis erſtreckt, nach 8 59 StGB. be⸗ 
achtlich, ſoweit er aber in das Gebiet der rechtlichen Würdigung 
des Einfluſſes der Entſchuldigung auf die Strafbarkeit über⸗ 
greift, zur Strafausſchließung nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen ungeeignet, weil er ein Begriffsmerkmal des angewendeten 
Strafgeſetzes betrifft. Die Grenze, die bisweilen eine flüſſige 
ſein mag, iſt im vorliegenden Falle leicht zu ziehen. Das 
Urteil unterſtellt einen doppelten Irrtum; der eine, der ſich 
auf die Geſinnung des Lehrers E., alſo auf die tatſächliche 
Grundlage der geltend gemachten Entſchuldigung bezieht, würde 
bei Anwendung des §S 4 VO. vom 12. Juni 1900 Beachtung 
zu finden haben. Zur Freiſprechung des Angeklagten bedurfte 
es aber noch der Beachtlichkeit des zweiten Irrtums, der nach 
der Auffaſſung des Urteils in der Annahme beſteht, daß mit 
Rückſicht auf die vermeintliche ungläubige und atheiſtiſche Ge⸗ 
ſinnung des Lehrers die gläubigen katholiſchen Eltern in W. 
nicht verpflichtet ſeien, ihren Kindern den vorgeſchriebenen 
Unterricht angedeihen zu laſſen. Auf dieſen Irrtum, der 
einen zum Tatbeſtande gehörigen Rechtsbegriff betrifft, würde 
ſich gegenüber der Anſchuldigung aus $ 4 VO. vom 12. Juni 
1900 der Täter nicht berufen können. Ebenſowenig vermag 
aber ein ſolcher Irrtum, wenn es ſich um eine öffentliche Auf⸗ 
forderung zur Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchrift handelt, 
gegenüber der Anſchuldigung aus § 111 StGB. durchzugreifen. 
Urt. d. III. Sen. v. 20. Dez. 1906 (947/06). 

4. 8 113 StGB.] Eine Prüfung der Rechtmäßig⸗ 
keit eines erlaſſenen Befehls liegt dem ausführenden Voll⸗ 
ſtreckungsbeamten nicht ob, die Vollziehung eines zwar un⸗ 
rechtmäßigen, aber innerhalb der Zuſtändigkeit erlaſſenen Be⸗ 
fehles des Vorgeſetzten iſt deshalb nicht ſelbſt unrechtmäßig. 
(RGRſpr. 2, 424; Goltd Arch. 47, 177/178.) Der Polizei⸗ 
ſergeant war bei feinem Vorgehen gedeckt durch den Befehl der 
an ſich zuſtändigen vorgeſetzten Behörde, zur Auflöſung der 
Verſammlung zu ſchreiten, ſobald dieſelbe ſich als eine „öffent⸗ 
liche“ erwies. Seinem pflichtmäßigen Ermeſſen unterſtand es, 
zu beurteilen, ob und in welchem Augenblicke dieſes der Fall 
war, irrte er hierbei aus tatſächlichen Erwägungen, ſo wurde 
um deswillen ſeine Amtstätigkeit noch keine unrechtmäßige. 
Urt. d. III. Sen. v. 13. Dez. 1906 (707/06). 

5. 88 113, 120 StGB.] 1. Für den Tatbeſtand des 
8 120 StGB. iſt die objektive Rechtsmäßigkeit der Amts⸗ 
handlung, durch welche die Gefangennahme bewirkt iſt, kein be⸗ 
griffliches Erfordernis. 2. Den Polizeibeamten liegt unabhängig 
von ihren in § 161 StPO. geregelten kriminalpolizeilichen 
Funktionen auch auf dem Gebiete der ſogenannten Präventiv⸗ 
polizei eine ſelbſtändige Tätigkeit ob, die durch die StPO. nicht 
berührt iſt und ihren Grund in der allgemeinen Norm des 
8 10 Tl. II Tit. 17 ALR. hat. Aus dieſer Vorſchrift iſt be⸗ 
reits in früheren Entſcheidungen des RG. die Befugnis der 
Polizeibeamten zu Maßnahmen hergeleitet, die in ihrer Wirkung 
mit der Beſchlagnahme im Sinne der StPO. übereinſtimmen. 
(RGSt. 9, 121 und 13, 44.) Für Durchſuchungen gilt das⸗ 
ſelbe. Urt. d. III. Sen. v. 4. Okt. 1906 (517/06). 

6. § 114 StGB.] Die Ankündigung einer zu läſſigen 
Beſchwerde kann zwar auch als „Drohung“ erſcheinen, denn 
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der Inhalt der Drohung iſt im Gefe nach keiner Seite be- 
ſchränkt und es genügt deshalb die Ankündigung eines jeden 
übels, auch eines ſolchen, das ſich aus einer völlig berechtigten 
Handlung des Drohenden für den Bedrohten ergeben kann. Er⸗ 
fordert wird aber, daß — auch objektiv, nicht nur nach der 
Meinung des Täters — ein wirkliches Übel in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt wird, mit deſſen Androhung nach der Auffaſſung des An⸗ 
kündigenden der Bedrohte in eine ſeine Willensfreiheit be⸗ 
ſchränkende Beſorgnis, das Abel erdulden zu müſſen, verſetzt 
wird. Bei der Androhung einer Beſchwerde wird die Frage, 
ob ein Übel der genannten Art in Ausſicht geſtellt iſt, ſich nach 
den Umſtänden des Falls entſcheiden. Es bedarf regelmäßig 
des Nachweiſes, daß mit der Beſchwerdeführung nicht etwa aus⸗ 
ſchließlich bezweckt werden ſoll, eine abändernde Anordnung aus 
ſachlichen Gründen herbeizuführen, ſondern es müſſen daraus 
perſönliche Nachteile für den Beamten erwachſen können, die 
dieſer nach der Meinung des Täters derart fürchtet, daß er 
dadurch in ſeiner Willensfreiheit beſchränkt wird. Urt. d. I. Sen. 
v. 15. Nov. 1906 (774/06). 


7. § 117 StGB.] In dem Urteil des erkennenden Senats 


vom 12. Juli 1881 (RGSt. 4, 374) iſt dargelegt, daß aller⸗ 
dings der 8 117 StGB. eine gegen den Beamten entwickelte 
aktive Tätigkeit vorausſetzt, die dazu beſtimmt und an und für 
ſich geeignet iſt, die Vollziehung der Dienſthandlung des Be⸗ 
amten nicht zur Vollendung gelangen zu laſſen, und die als 
Gewalt oder Bedrohung mit Gewalt ſich darſtellt, daß aber 
die vorausgeſetzte Dienſthandlung des Beamten nicht auf die 
jenigen Momente zu beſchränken iſt, in denen der Beamte 
tätlich gegen den Widerſtandleiſtenden vorgeht. Strafbar iſt, 
wer den Beamten in der Ausübung feines Amtes Wider⸗ 
ſtand leiſtet. Sein Amt übt aber der Beamte nicht nur da 
aus, wo er eine Handlung, die er herbeizuführen befugt iſt, 
erzwingt, ſondern auch da, wo er zu ihrer Ausführung auf⸗ 
fordert und die freiwillige Leiſtung zu bewirken verſucht. Es 
war alſo ohne Belang, daß der Beamte noch nicht dazu ge⸗ 
ſchritten war, dem Angeklagten das Beil gewaltſam zu ent⸗ 
reißen. Die Amtsausübung hatte mit der Aufforderung zur 
Herausgabe begonnen und ſetzte ſich fort auch in den folgen⸗ 
den Augenblicken, wo der Beamte bei dem Aufgeforderten blieb, 
um entweder das abverlangte Beil in Empfang zu nehmen 
oder, falls das nötig wurde, es dem Aufgeforderten gewaliſam 
zu entreißen. Alle dieſe Momente charakteriſierten ſich als 
Amtsausübung. Wurde der Beendigung dieſer begonnenen 
Amtshandlung Widerſtand entgegengeſetzt, wurde mit einer Ge⸗ 
walt gedroht, die den Beamten hindern ſollte und konnte, ſeine 
Amtshandlung bis zum vorbeſtimmten Ziele durchzuführen, ſo 
lag ſtrafbarer Widerſtand vor. Zur Bedrohung aber mit 
Gewalt war nicht gerade „eine Bewegung des Angeklagten, 
als ob er mit dem Beil zum Schlagen ausholen wollte“, er⸗ 
forderlich; es genügte jede verſtändliche Art der Ankündigung 
einer eventuell bevorſtehenden Gewaltanwendung. Urt. d. 
II. Sen. v. 20. Nov. 1906 (611/06). 

8. 5 117 StGB.] Die Strafkammer hat angenommen, 
daß der vom Waldeigentümer und Jagdberechtigten beſtellte 
Aufſeher berechtigt ſei, die bei der Wilddieberei Betroffenen zu 
verfolgen und die Beweisſtücke der Tat zu ſichern. Dies iſt in 
Anſehung der Befugnis der Pfändung und Durchſuchung rechts⸗ 
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irrig. Seit der von der Strafkammer in Bezug genommenen 
Entſcheidung des RG. Bd. 22 S. 302 iſt das damals in Preußen 
beſtandene Pfändungsrecht eines Jagdberechtigten zum Schutze 
des Jagdrechtes beſeitigt worden, da die die Pfändung be⸗ 
treffenden Vorſchriften des ALR. Tl. J Tit. 14, 88 413 ff., 417 
in Art. 89 PrAGBGB vom 20. September 1899 ausdrücklich 
aufgehoben ſind. Die Frage, ob der Förſter zur Beſchlagnahme 
und Durchſuchung berechtigt war, hätte, ſoweit ſie nach den 
privatrechtlich dem Jagdberechtigten zuſtehenden Befugniſſen 
zu entſcheiden iſt, von dem Geſichtspunkte aus geprüft werden 
müſſen, ob das Vorgehen des Förſters nach den obwaltenden 
Umſtänden als eine für den Jagdberechtigten nach 8 227 
StGB. erlaubte Verteidigung smaßregel ſich darſtellt. Vgl. 
RGSt. 35 S. 403 (406, 407); 34, 156. Urt. d. IV. Sen. 
v. 11. Dez. 1906 (711/06). 

9. § 125 StGB.] Eine bloß teilweiſe Zerſtörung ift 
zur Erfüllung des Tatbeſtandes des Abſ. 2 nicht ausreichend. 
Urt. d. III. Sen. v. 27. Okt. 1906 (406/06). 

10. 5 156 StGB.] Die Angeklagten hatten bei dem 
zuſtändigen Nachlaßgericht die Erteilung eines Erbſcheins be⸗ 
züglich des Nachlaſſes ihrer am 9. März 1901 bezw. am 
27. Dezember 1903 verſtorbenen Eltern beantragt und darauf⸗ 
hin zu Protokoll des AG. am 26. Juli 1904 die Erklärung 
abgegeben, daß ihre Eltern unter anderem den am 23. Mar 
1867 geborenen Joſef P. „unbekannten Aufenthalts“, alſo 
einen Bruder der Angeklagten, als geſetzlichen Erben hinter⸗ 
laſſen hätten. Im Anſchluß daran verſicherten ſie gemäß 
§ 2356 Abſ. 2 BGB. an Eidesſtatt, daß ihnen nichts bekannt 
ſei, was der Richtigkeit ihrer Angaben entgegenſtehe. Dieſe 
Feſtſtellungen rechtfertigen die Annahme, daß der objektive 
Tatbeſtand des der Verurteilung zugrunde gelegten 5 156 
StGB. gegeben iſt, da Joſef P. im Jahre 1899 oder 1900 
in der Oſtſee beim Fiſchen ertrunken, und den Angeklagten dies 
bekannt war. Die Sterbeurkunde eines Standesbeamten ließ 
ſich nicht beſchaffen, und eine gerichtliche Todeserklärung war 
bisher nicht erfolgt. Was nun den ſubjektiven Tatbeſtand 
anlangt, ſo haben die Angeklagten die fragliche Verſicherung 
wider beſſeres Wiſſen nur dann abgegeben, wenn ſie im Augen⸗ 
blick der Erklärung ſich bewußt waren, daß das, was ſie 
wußten, ihren Angaben entgegenſtehe. Es wird dies zwar 
regelmäßig aus der Natur der Sache ohne weiteres von ſelbſt 
folgen, der vorliegende Fall aber iſt beſonders geſtaltet. Der 
Vorderrichter ſieht nämlich als erwieſen an, daß die An⸗ 
geklagten ſich wegen Erteilung des Erbſcheins zunächſt an den 
in der Gerichtsſchreiberei des AG. angeſtellten Aſſiſtenten B. 
gewandt und von dieſem die Auskunft erhalten hatten, ſie 
müßten, um die Umſtändlichkeiten einer Todeserklärung zu um⸗ 
gehen, ihren Bruder für lebend erklären. Sollte damit gleich⸗ 
zeitig feſtgeſtellt ſein, die Angeklagten haben erkannt, daß der 
einzige Weg, das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Todes⸗ 
erklärung zu vermeiden, ſei, die Unwahrheit vor dem Richter 
zu ſagen, ſo kann natürlich die Annahme der Wiſſentlichkeit 
keinem Bedenken unterliegen. Dies iſt aber als feſtgeſtellt des⸗ 
wegen nicht anzuſehen, weil im übrigen darauf hingewieſen 
wird, daß die Angeklagten auf geringer Bildungsſtufe ſtehen, 
den B. für einen rechtskundigen und rechtſchaffenen 
Mann hielten und die fragliche Verſicherung lediglich auf 
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deſſen Veranlaſſung abgegeben haben. Danach gewinnt es 
den Anſchein, als ob die Angeklagten infolge der Erklärungen 
des B. den ihnen gewieſenen Weg für einen erlaubten gehalten 
haben und ſchließlich der Meinung geweſen find, mit Rückſicht 
auf die Unmöglichkeit der Beſchaffung einer Sterbeurkunde und 
des Unterbleibens der Todeserklärung ſtehe ihrer Angabe, ihre 
Eltern hätten auch den Joſef P. als geſetzlichen Erben hinter⸗ 
laſſen, und dieſer ſei unbekannten Aufenthalts, der Umſtand 
nicht entgegen, daß ſie von ſeinem vor dem Tode ihrer Eltern 
erfolgten Tode gehört hatten. Da es ſich dann um einen 
Irrtum auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts handelte, ſo 
würde derſelbe nach der gleichmäßigen Rechtſprechung des RG. 
ebenſo zu behandeln ſein, wie wenn die Angeklagten aus 
tatſächlichen Gründen den zwiſchen ihren Angaben und 
den ihnen ſonſt' bekannten Tatſachen beſtehenden Widerſpruch 
nicht erkannt hätten. Urt. d. V. Sen. v. 23. Okt. 1906 
(578/06). 

11. 8 160 StGB.] Der $ 160 StGB. bedroht den⸗ 
jenigen mit Strafe, der einen andern zur Ableiſtung eines 
falſchen Eides verleitet oder zu verleiten verſucht. Der „falſche“ 
Eid ſteht im Gegenſatz zum Meineid und umfaßt ſowohl den 
lediglich objektiv falſchen als auch den fahrläſſig falſchen Eid 
(RGSt. 25, 213). Die Verleitung darf alſo nicht darauf ge⸗ 
richtet ſein, daß der Verleitete den Eid wiſſentlich falſch leiſtet. 
Die Vorſchrift begreift aber nicht nur die Fälle des 8 153 
StGB., ſondern auch die des § 154 daſelbſt. In bezug auf 
die letzteren iſt hiernach unter dem Verleiten zum Ableiſten 
eines falſchen Eides das Verleiten zur nichtwiſſentlichen Abgabe 
eines objektiv falſchen eidlichen Zeugniſſes zu verſtehen. „Ver⸗ 
leiten“ in § 160 StGB. bedeutet mithin, daß das „beſte 
Wiſſen“ des Zeugen — dieſem ſelbſt unbewußt — auf falſche 
Bahn gelenkt wird. Der Verleitende muß ſich alſo einerſeits 
bewußt ſein, daß die Ausſage, die der Zeuge nach ſeinem 
Willen machen ſoll, falſch ſein würde, und daß der Zeuge zur 
Zeit ein anderes „beſtes Wiſſen“ hat. Andererſeits muß ſein 
Wille darauf gerichtet ſein, daß der Zeuge die Falſchheit 
der ihm zugemuteten Ausſage ſelbſt nicht erkennt; er muß ihm, 
um einen Ausdruck des angefochtenen Urteils zu gebrauchen, 
die Überzeugung von der falſchen Tatſache „ſuggerieren“. 
Urt. d. V. Sen. v. 14. Dez. 1906 (701/06). 

12. 5 163 StGB.] Durch die Forderung einer nach 
„beſtem“ Wiſſen erfolgenden Angabe aller Vermögensſtücke im 
Verzeichniſſe hat der Geſetzgeber den Schwörenden zur be⸗ 
ſonderen Sorgfalt verpflichtet und damit ausgeſprochen, daß 
die Eidespflicht nicht nur dasjenige umfaßt, von dem der 
Offenbarende weiß, daß es zu dem Beſtande gehört, ſondern 
auch dasjenige, von dem er bei Anwendung der ihm obliegenden 
Sorgfalt hätte wiſſen müſſen, daß es in das Verzeichnis auf⸗ 
zunehmen ſei (RGSt. 27, 267; 34, 400). Die Außeracht⸗ 
laſſung der gebotenen Sorgfalt hat Vorderrichter einwandfrei 
darin gefunden, daß Beſchwerdeführer bei ſeiner Kenntnis der 
wahren Sachlage auf dieſe Mitteilung ſeiner Ehefrau ſich nicht 
habe verlaſſen dürfen; daß es ſeine Pflicht geweſen ſei, ſich 
durch eigene Prüfung über ſeine Vermögensſtücke Gewißheit zu 
verſchaffen; daß er nicht das geringſte hierzu getan und auch 
nicht die Abſicht, dies zu tun, gehabt habe; daß er das Ver⸗ 
zeichnis nicht ſorgſam zu Hauſe nach Beſichtigung der Waren, 
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ſondern an der Gerichtsſtelle in oberflächlicher Weiſe hergeſtellt 
habe. Urt. d. III. Sen. v. 17. Dez. 1906 (725/06). 

13. 5 169 StGB.] Ein bereits unterdrückter Perſonen⸗ 
ſtand kann nochmals unterdrückt werden, indem die Entdeckung 
des wahren Perſonenſtandes verhindert wird. Urt. d. I. Sen. 
v. 29. Okt. 1906 (1134/05). 

14. 5 176 Nr. 3 StGB.] Die vollendete Unzuchts⸗ 
handlung iſt, wenn ſie als ſolche nicht beſtraft werden kann, 
weil der Angeklagte nur irrig annahm, das Mädchen ſei unter 
14 Jahren alt, während ſie in Wirklichkeit dieſes Alter bereits 
überſchritten hatte, als Verſuch zu beſtrafen. Urt. des I. Sen. 
v. 6. Dez. 1906 (794/06). 

15. 5 184 Ziff. 1 StGB.] Es kann der revidierenden 
Staatsanwaltſchaft zugegeben werden, daß den Kolporteuren 
im allgemeinen eine Prüfungspflicht bezüglich der von ihnen 
feilgehaltenen Druckſchriften obliegt. Ein fahrläſſiges Ver⸗ 
ſchulden iſt jedoch bei unterlaſſener Prüfung keineswegs ohne 
weiteres anzunehmen; das wird insbeſondere dann nicht der Fall 
ſein, wenn der Kolporteur, ſei es mit Rückſicht auf die Per⸗ 
ſönlichkeit und geſchäftliche Qualität ſeines Lieferanten, ſei es, 
was insbeſondere beim Vertriebe periodiſcher Druckſchriften zu⸗ 
trifft, mit Rückſicht auf deren allgemeine Haltung und Tendenz 
keinerlei Grund zu der Annahme hat, daß die fragliche Druck⸗ 
ſchrift unter §S 184 Ziff. 1 StGB. oder § 56 Ziff. 12 GewO. 
falle. Urt. d. III. Sen. v. 6. Dez. 1906 (857/06). 

16. 5 185 StGB.] Die erſtrichterlichen Feſtſtellungen, 
daß zwiſchen evangeliſchen und katholiſchen chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaften in Deutſchland eine konfeſſionelle Trennung, wie An⸗ 
geklagter ſie behaupte, nicht vorliege und die Organiſation der 
chriſtlichen Gewerkſchaften eine einheitliche ſei, ſind tatſächlicher 
Natur und laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Wenn 
nun der Vorderrichter weiter feſtſtellt, die Außerungen des 
inkriminierten Artikels ſeien auf die geſamten chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaften zu beziehen und hätten ſich nach der Abſicht des An⸗ 
geklagten auf dieſe beziehen ſollen, und wieder hieraufhin die 
Strafkammer zu dem ferneren Ausſpruch gelangt, daß ohne 
Ausnahme ſämtliche Mitglieder der chriſtlichen Gewerkſchaften 
Deutſchlands zu den Beleidigten gehörten, ſo kann dieſen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht entgegengehalten werden, daß der Kreis der 
von der Beleidigung getroffenen Perſonen zu unbegrenzt und 
unbeſtimmt ſei, um genügend erkennen zu laſſen, welche Einzel⸗ 
perſonen gemeint ſein können. Der größere oder geringere 
Umfang einer Perſonenmehrheit ſchließt an ſich und ohne 
weiteres die Möglichkeit der Annahme einer Kollektiv⸗ 
beleidigung noch nicht aus, erforderlich iſt nur, daß eine 
Perſonenmehrheit als ſolche aus der Allgemeinheit erſichtlich 
und erkennbar hervortritt, und dies hat der Vorderrichter ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt. Es iſt außerdem auch zur Feſtſtellung ge⸗ 
bracht, daß die Abſicht des Angeklagten gerade daraufhin ge⸗ 
richtet geweſen iſt, unterſchiedslos die chriſtlichen Gewerkſchafts⸗ 
organiſationen zu treffen, er daher die Kollektivbezeichnung ab⸗ 
ſichtlich gewählt hat, um hiermit ſämtliche zu ihr gehörenden 
Einzelperſonen für den Leſer zu kennzeichnen. Jedes einzelne 
Mitglied derſelben iſt daher beleidigt und zum Strafantrag 
berechtigt. Beſchwerdeführer ſucht zwar noch geltend zu machen, 
daß die chriſtlichen Organiſationen weder eine „Geſamt“⸗ 
organiſation noch eine juriſtiſche Einheit bilden, überſieht dabei 
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aber einmal, daß der Vorderrichter von einer „Geſamt“organi⸗ 
ſation überhaupt nicht ſpricht und zweitens, daß für die Frage 
nach einer kollektiven Perſoneneinheit nicht entſcheidend iſt, ob 
dieſelbe als eine juriſtiſche Perſon anzuſehen iſt oder nicht. 
Keinenfalls ſteht aber der weite Umfang einer durch eine 
Kollektivbezeichnung getroffenen Perſonenmehrheit der Annahme 
entgegen — RGSt. 31, 189 —, daß alle darunter begriffenen 
Einzelperſonen ausnahmslos als beleidigt gelten können, falls 
erhellt, daß dieſer Erfolg von dem Vorſatz des Kundgebenden 
umfaßt wird. Und gerade dies hat der Vorderrichter feſt⸗ 
geſtellt. Darauf, ob dem Beleidigenden die unter die Kollektiv⸗ 
bezeichnung fallenden Perſonen nach ihrem Namen oder ihrer 
Zahl nach bekannt ſind, kommt es nicht an. Urt. d. III. Sen. 
v. 10. Dez. 1906 (735/06). 

17. 5 193 StGB.] Eine Anwendung der für Urteile 
über wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder gewerbliche Leiſtungen 
gegebene Ausnahmebeſtimmung auf die Kritik des Verhaltens 
öffentlicher Behörden iſt nicht zuläſſig. Urt. d. II. Sen. v. 
14. Dez. 1906 (863/06). N 

18. 5 193 StGB.] Wenn ſchon nicht ausſchließlich den 
Täter allein angehende Angelegenheiten den Gegenſtand eines 
berechtigten Intereſſes für ihn zu bilden vermögen, ſondern 
auch Angelegenheiten, die eine Perſonengemeinſchaft, der 
er zugehört, angehen, ſo muß doch, um nicht eine allgemeine 
gegenſeitige Beleidigungsfreiheit im Kampfe um jedem Staats⸗ 
bürger eigene Intereſſen allgemeiner Natur, beiſpielsweiſe ſolche 
der Nationalität, Konfeſſion, politiſchen Geſinnung, einreißen zu 
laſſen, die nicht im Sinne des Geſetzes liegt, die Wahrnehmung 
von Intereſſen ſolcher Perſonengemeinſchaften im beſchränkten 
Sinne verſtanden werden, wenn fie gemäß § 193 den Anſpruch 
auf Berechtigung haben ſoll. Es iſt deshalb vom RG. an⸗ 
genommen worden, daß Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
durch den einzelnen nur im Hinblick auf die gemeinſamen 
Intereſſen ſolcher Perſonenkreiſe in Betracht kommen kann, 
die durch konkretere Zwecke verbunden, gegenüber der Allgemein⸗ 
heit erkennbar abgegrenzt und in ihrer Zuſammengehörigkeit 
überſehbar ſind, wie z. B. Vereine, Gemeinden, bei denen tat⸗ 
ſächlich der einzelne durch das Geſamtintereſſe nahe berührt 
wird. Den Charakter eines geſchloſſenen Perſonenkreiſes in 
dieſem engeren Sinne trägt eine politiſche Partei nicht. 
RGgſpr. 8, 714; Urteil des erkennenden Senates vom 12. Juli 
1895 D. 2092/95 gegen S. Auf einen Auftrag der Perſonen, 
die als berührt in Frage kommen. kann ſich der Angeklagte 
nicht beziehen. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Dez. 1906 (803/06). 

19. 5 193 StGB.] Das Kommunalwahlrecht iſt ein 
geſetzlich anerkanntes Recht; die auf die Ausübung dieſes Rechts 
gerichtete Tätigkeit der Wähler — und dazu gehört auch die 
Agitation im Intereſſe der eigenen Partei — muß demnach 
regelmäßig auch den Schutz des § 193 genießen, ſofern nur 
die geſetzlich vorgezeichneten Grenzen innegehalten werden. 
Urt. d. III. Sen. v. 12. Nov. 1906 (848/06). 

20. 5 193 StGB.] Da auf die Abſicht des Täters 
in den Fällen des 8 193 StGB. ausſchließlich aus der äußeren 
Form und den begleitenden äußeren Umſtänden geſchloſſen werden 
darf, ſo ſind innere Vorgänge, insbeſondere die Kenntnis des 
Täters von beſtimmten Umſtänden hierzu nicht geeignet. Aus 
ſolchen inneren Vorgängen, insbeſondere den Motiven des 
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Täters, feiner Kenntnis von der Unwahrheit oder Unerweis⸗ 
lichkeit ſeiner Behauptungen mag ſich, ſoweit ſie nachweisbar 
ſind, im Einzelfall der Schluß rechtfertigen, daß die Kund⸗ 
gebung überhaupt nicht die in § 193 StGB. vorgeſehenen 
Zwecke verfolgt; ſteht aber der Wille des Täters, berechtigte 
Intereſſen zu wahren einmal feſt, ſo ſind jene Vorgänge nicht 
gerignet, zum Nachweis der abſichtlichen Aberſchreitung der 
Grenzen der Intereſſenwahrnehmung herangezogen zu werden, 
weil ſie die Kundgebung in ihrer äußeren Erſcheinung nicht 
beeinfluſſen. Urt. d. I. Sen. v. 13. Dez. 1906 (675/06). 

21. 5 193 StGB.] Es wird von der Strafkammer 
feſtgeſtellt, der Angeklagte habe die der Verurteilung zugrunde 
gelegten Außerungen in ein Gewand gekleidet, das ihnen den 
Stempel der Beleidigung aufdrückte; hieraus ergebe ſich der 
Beweis, daß er die Abſicht hatte, zu beleidigen. Das iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Unter dem Gewande, in das die Außerung gekleidet 
iſt, kann nichts anderes verſtanden werden, als die Form, die 
ihr gegeben wurde. Iſt aber die Außerung zur Wahrnehmung 
von Rechten uſw. gemacht, ſo kommt der Form rechtlich die 
Bedeutung zu, daß ſie die Außerung zu einer Beleidigung 
werden läßt, wenn aus ihr die Abſicht, zu beleidigen, hervor⸗ 
geht. Die Strafkammer hat das zu Beweiſende hiernach in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe vorweggenommen, wenn ſie aus dem Stempel der 
Beleidigung, der der Außerung durch ihr Gewand auf⸗ 
gedrückt worden ſei, auf die Beleidigungs a bſicht ſchließt. 
Andererſeits ſteht dieſe Schlußfolgerung nicht im Einklange mit 
der voraufgegangenen Feſtſtellung der Strafkammer, daß aus 
der Form der allerdings teilweife recht ſchroffen Ausdrücke die 
Abſicht einer Beleidigung an ſich nicht entnommen werden könne. 
Es wäre auch rechtsirrig, wenn die Strafkammer angenommen 
hätte, der Beweggrund des Klägers reiche hier für ſich allein 
oder in Verbindung mit der gewählten Einkleidungsform aus, 
um im Sinne des § 193 StGB. die Abſicht der Beleidigung 
klarzuſtellen. Denn nach dieſer Vorſchrift darf die Abſicht — 
bei dem Vorliegen der ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen — 
nur aus der Form oder den die Außerung begleitenden Um⸗ 
ſtänden hergeleitet werden. Urt. d. V. Sen. v. 18. Dez. 1906 
(731/06). 

22. 5 193 StGB.] Wenn die Urteilsgründe aus⸗ 
führen: „der Angeklagte habe nur deshalb durch ſeine Haus⸗ 
hälterin ſchreiben laſſen, um ſich an R. zu rächen, alſo 
nicht um berechtigte Intereſſen bei der vorgeſetzten Behörde des 
R. wahrzunehmen“, ſo iſt damit zwar auch hier zum Ausdruck 
gebracht, daß es dem Angeklagten keineswegs um Erhaltung 
der öffentlichen Rechtsordnung, um die Beſtrafung der Schuldigen, 
um die Vergeltung begangener Unbill zu tun war, ſondern daß 
er lediglich und allein aus Rachſucht, alſo eben nicht „zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“ gehandelt hat. Das 
Urteil unterliegt aber aus einem anderen Grunde der Auf⸗ 
hebung. Der Angeklagte iſt nicht als Täter, ſondern als An⸗ 
ſtifter verurteilt. Da die Strafbarkeit des Anſtifters davon 
abhängt, daß der Angeſtiftete die ſtrafbare Handlung verübt 
hat, zu der er beſtimmt wurde, bedurfte es einer ſelbſtändigen 
Feſtſtellung des von der Zeugin K. verübten Vergehens. Die 
Strafbarkeit der letzteren hängt jedoch davon ab, daß ſie mit 
dem Vorſatz der Beleidigung handelte. Wollte die Täterin, 
wie das Urteil als Inhalt ihrer Ausſage feſtſtellt, nur das 
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Recht ausüben, der vorgeſetzten Behörde des Zeugen R. 
Kenntnis von den ſittlichen Verfehlungen des letzteren zu geben, 
ſo hatte fie auf den Schutz des $ 193 StGB. Anſpruch. Be: 
züglich ihrer mußte daher nachgewieſen werden, daß ſie nicht 
zur Ausführung eines Rechts oder zur Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen gehandelt habe. Dabei konnte ihren 
Motiven Bedeutung zukommen; auf die Beweggründe des An⸗ 
ſtifters und auf den Endzweck, den dieſer verfolgte, als er 
die Zeugin K. zur Abfaſſung der Eingabe beſtimmt, kam 
es dagegen nicht an. Urt. d. V. Sen. v. 30. Okt. 1906 
(478/06). 

23. 5 196 StGB.] Der Vorſtand einer katholiſchen 
Kirchengemeinde in Preußen iſt eine Behörde im Sinne des 
8 196 StGB. Eine Behörde iſt Trägerin einer Amtsehre, 
die Gegenſtand des Angriffes durch eine beleidigende Kund⸗ 
gebung ſein kann. Als Verletzte im Sinne des § 61 ebenda 
ſind daher in einem Falle wie dem vorliegenden nicht die ein⸗ 
zelnen natürlichen Perſonen, die den Kirchenvorſtand bilden, 
ſondern der Kirchenvorſtand als ſolcher anzuſehen. Urt. d. 
IV. Sen. v. 6. Nov. 1906 (391/06). 

24. 5 222 StGB.] Der Angeklagte war als beruf⸗ 
licher Leiter des Verladegeſchäfts verpflichtet, ſich zu ver⸗ 
gewiſſern, daß das Gewicht des zu verladenden Steines die für 
den Krahn zuläſſige Höchſtgrenze von 50 Zentnern nicht über⸗ 
ſchreite. Er hat das Gewicht des Steines nur nach dem 
Augenmaße geſchätzt, angeblich auf 45 — 50 Zentner. Das 
Gewicht hätte auch durch Meſſung des Kubikinhalts des Steines 
beſtimmt werden können. Dies wäre allerdings, wie das 
Urteil ausführt, für den Angeklagten als einen „techniſch nicht 
vorgebildeten Steinmetzpolier“ ſchon wegen der eigentümlichen 
Form des Steines „ſchwer“ und auch für einen Fachmann 
„erſchwert“ geweſen; immerhin wäre aber danach für den An⸗ 
geklagten die Beſtimmung des Gewichts durch Meſſung möglich 
geweſen, wenn ſie auch ihre Schwierigkeiten gehabt haben 
würde. Das Urteil gerät daher mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, 
wenn es an anderer Stelle ſagt, daß dem Angeklagten außer 
der Schätzung nach dem Augenmaße und der nach den Um⸗ 
ſtänden nicht in Betracht zu ziehenden Eiſenbahnbrückenwage 
andere Mittel zur Gewichtsbeſtimmung nicht zu Gebote ge⸗ 
ſtanden ſeien. Die Möglichkeit, das Gewicht des Steins durch 
Meſſung entweder ſelbſt zu beſtimmen oder durch einen Sach⸗ 
verſtändigen beſtimmen zu laſſen, durfte der Angeklagte nur 
dann unbenutzt laſſen, wenn er bei Anwendung pflichtgemäßer 
Sorgfalt zu der Überzeugung gelangen konnte, daß die Schätzung 
des Gewichts nach dem Augenmaße zuverläſſig genug ſei, um 
eine ÜUberſchreitung des zuläſſigen Höchſtgewichts und damit 
eine Gefährdung Anderer zu vermeiden. Das Gericht erachtet 
nun zwar einen genügenden Beweis dafür nicht als erbracht, 
daß der Angeklagte bei der Abſchätzung des Gewichts diejenige 
Aufmerkſamkeit außer acht gelaſſen habe, zu der er im ge⸗ 
gebenen Falle vermöge ſeines Berufs verpflichtet geweſen ſei, 
allein die Ausführungen, mit denen dies begründet wird, geben 
dem Verdachte Raum, daß der Erſtrichter dabei das Maß der 
von dem Angeklagten zu verlangenden Sorgfalt von einem un⸗ 
richtigen Geſichtspunkte aus beurteilt hat. Es liegt die An⸗ 
nahme nahe, daß der Erſtrichter auf die Vermeidung einer Ver⸗ 
zögerung des Verladegeſchäfts zu viel Gewicht gelegt und dem 
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Angeklagten zugeſtanden hat, das Maß ſeiner Sorgfalt nach 
dieſen Intereſſen des Verladegeſchäfts einzurichten. Bei der 
Außerung, es ſeien dem Angeklagten beim Verladegeſchäft keine 
anderen Mittel zur Gewichtsbeſtimmung zu Gebot geſtanden, iſt 
der Erſtrichter nach dem Zuſammenhang der Urteilsgründe 
augenſcheinlich von dem Gedanken an eine mit der Anwendung 
anderer Mittel verbundene Verzögerung des Verladegeſchäfts 
beeinflußt geweſen und hat er dabei die Pflicht des Angeklagten 
zur Vermeidung einer Gefährdung Anderer bei Durchführung 
des Verladegeſchäfts gegenüber dem Streben des Angeklagten 
nach Vermeidung einer Verzögerung außer Augen gelaſſen. Die 
Sorgfalt, welche im Verkehr zur Vermeidung von Schädi⸗ 
gungen anderer verlangt werden muß, darf aber vor der nach 
den Umſtänden möglichen Bewältigung von Schwierigkeiten, 
welche ſich der Beſeitigung einer Gefährdung entgegenftellen, 
nicht zurückſchrecken und nicht nach einſeitigen Intereſſen be⸗ 
meſſen werden auf die Gefahr hin, die Intereſſen anderer rechts⸗ 
widrig zu beeinträchtigen. Der Schluß auf eine Verkennung 
der Pflichten des Angeklagten in der beſprochenen Richtung 
liegt auch beſonders deshalb nahe, weil der Erſtrichter, obſchon 
es nach Lage der Sache geboten geweſen wäre, ſich nicht 
darüber ausgeſprochen hat, ob der Angeklagte ſeine Schätzung 
nach dem Augenmaße wirklich für unbedingt genügend halten 
konnte und durfte, oder ob er nicht bei Anwendung pflicht- 
gemäßer Sorgfalt unter den obwaltenden Umſtänden, ins⸗ 
beſondere bei der eigentümlichen Form des Steines, Grund zu 
Zweifeln an der Zulänglichkeit ſeiner ohnehin bis an die zu⸗ 
läſſige Höchſtgrenze heranreichenden Schätzung und zur An⸗ 
nahme der Möglichkeit einer Unterſchätzung hätte finden können 
und müſſen. Urt. d. V. Sen. v. 14. Dez. 1906 (705/06). 
25. 88 222, 230 StGB.] Ein ſtrafrechtlicher Irrtum 
würde es geweſen ſein, wenn der Angeklagte geglaubt hätte, er 
bedürfe der Einwilligung des Patienten oder der Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters eines minderjährigen Patienten über⸗ 
haupt nicht; dagegen war der Irrtum des Angeklagten, er be⸗ 
dürfe bei einem ſelbſtändigen Kaſſenmitgliede einer ſolchen Ge⸗ 
nehmigung nicht, ein ſelbſtändiges Mitglied ſei, auch wenn 
minderjährig, berechtigt, ſelbſt ſeinen Körper ärztlichen Eingriffen 
zur Verfügung zu ſtellen, als ein Irrtum über die Grenzen der 
Dispoſitionsfähigkeit eines Minderjährigen und den Umfang der 
Vertretungsmacht des geſetzlichen Vertreters hinſichtlich der 
Perſon des Minderjährigen ein zivilrechtlicher und als ſolcher 
geeignet, die Beſtrafung des Angeklagten wegen vorſätzlicher 
Körperverletzung auszuſchließen. Erſcheint ſonach die Ablehnung 
der Verurteilung wegen vorſätzlicher Körperverletzung zutreffend, 
ſo gilt doch nicht das gleiche hinſichtlich fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung. Es ſteht feſt, daß der Zahn nicht gezogen zu 
werden brauchte und daß dies bei ſorgfältiger und ſachgemäßer 
Unterſuchung durch einen ſachverſtändigen Zahnarzt hätte erkannt 
werden können. Die Strafkammer verneint hier die ſtrafbare 
Fahrläſſigkeit um deswillen, weil der Angeklagte bei ſeiner 
mangelhaften Vorbildung auch im Falle ſorgfältigerer Unter⸗ 
ſuchung die Möglichkeit der Erhaltung des Zahnes nicht habe 
erkennen können, ſie verneint alſo ſelbſt für den Fall, daß der 
Angeklagte ſich durch nicht ſorgfältige Unterſuchung einer Nach⸗ 
läſſigkeit ſchuldig gemacht haben ſollte, den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Nachläſſigkeit des Angeklagten bei 
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Unterfuhung des Zahnes und dem eingetretenen ſchädigenden 
Erfolge. Inſoweit iſt die Begründung der Freiſprechung nicht 
frei von Rechtsirrtum. Wie das RG. wiederholt anerkannt 
(RGRſpr. 4, 313; Goltd Arch. 44, 395) auch der erkennende 
Senat in den Urteilen vom 29. September und 15. De⸗ 
zember 1904 D. 951/04 und 2909/04 ausgeführt hat, hat 
jeder, welcher die Heilkunde gewerbsmäßig betreibt, Fehler gegen 
anerkannte Regeln der Heilkunde ebenſo zu vertreten, wie eine 
approbierte und geprüfte Medizinalperſon. Es darf nicht geſagt 
werden: was dem fachmänniſch gebildeten Zahnarzte zum Ver⸗ 
ſchulden anzurechnen iſt, kann dem nicht fachmänniſch aus⸗ 
gebildeten Heilkundigen wegen feiner mangelnden Fachkenntniſſe 
überhaupt nicht zum Vorwurfe gemacht werden. Jeder, der die 
Heilkunde gewerbsmäßig betreibt, iſt verpflichtet, ſich die zu 
deren Ausübung erforderlichen Fähigkeiten anzueignen. Ver⸗ 
ſäumt er dies und übernimmt er trotzdem die Behandlung einer 
Krankheit, die er nach dem Stande ſeiner Kenntniſſe und ſeiner 
Ausbildung entweder nicht richtig zu erkennen oder nicht richtig 
zu behandeln verſteht, ſo kann er im einzelnen Falle ſchon da⸗ 
durch fahrläſſig handeln, daß er trotz ſeiner mangelnden Aus⸗ 
bildung die Behandlung übernimmt, ohne ſorgfältig zu prüfen, 
wieweit er nach ſeinen individuellen Fähigkeiten ſachgemäße 
Hilfe leiſten kann. Urt. d. III. Sen. v. 15. Okt. 1906 
(420/06). 

26. 8 222, 230 StGB.] Der Vorderrichter ſtellt feſt, 
daß bei der verehelichten G., einer Erſtgebärenden, die Geburts⸗ 
wehen am 1. Februar 1906 begonnen haben und daß infolge 
des fahrläſſigen Verhaltens der Angeklagten die Leibesfrucht, 
noch bevor ſie ganz oder zum Teil den Mutterſchoß verlaſſen 
hatte, abgeſtorben iſt. Er ſchließt ſich dem Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen an, daß bei Erſtgebärenden der Eintritt der Wehen 
als der Beginn des Geburtsaktes anzuſehen ſei, verneint aber 
die rechtliche Eigenſchaft der G. ſchen Leibesfrucht als eines 
Menſchen im Sinne des 8 222 StGB. und nimmt vielmehr an, 
daß dieſelbe zur Zeit ihres Abſterbens nur als ein Teil des 
mütterlichen Körpers zu betrachten ſei. Demgemäß iſt Ver⸗ 
urteilung nicht wegen fahrläſſiger Tötung des G. ſchen Kindes, 
ſondern wegen fahrläſſiger Körperverletzung der Ehefrau G. 
erfolgt. Dies iſt rechtsirrtümlich. Der erkennende Senat tritt 
den beiden Urteilen des I. StS. und deren Begründung 
(RGSt. 9, 131; 26, 178) bei und nimmt in Übereinſtimmung 
mit dieſen Urteilen an, daß mit dem Beginn des Geburtsaktes 
die Leibesfrucht des Schutzes der gegen die Vernichtung fremder 
Menſchenleben gerichteten ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen teil⸗ 
haftig werde, daß als Beginn des Geburtsaktes die natürlichen, 
das Beſtreben nach Ausſtoßung der Frucht aus dem Mutter⸗ 
leibe erkennen laſſenden Erſcheinungen im mütterlichen Körper 
anzuſehen ſeien und daß es namentlich nicht von rechtlicher Er⸗ 
heblichkeit ſei, ob die Leibesfrucht bereits ganz oder zum Teil 
aus dem mütterlichen Körper herausgetreten ſei. Der 8 1 
BGB., nach welchem die Vollendung der Geburt als der 
Zeitpunkt anzuſehen iſt, von dem an die Rechtsfähigkeit des 
Menſchen beginnt, kommt für die vorliegende Frage nicht in 
Betracht (RGSt. 1, 446). Hiernach hat die Vorinſtanz nach 
den von ihr getroffenen Feſtſtellungen zu Unrecht die An⸗ 
geklagte wegen fahrläſſiger Körperverletzung der Ehefrau G. 
verurteilt, während die getroffenen Feſtſtellungen den Tatbeſtand 
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der fahrläſſigen Tötung des G. ſchen Kindes beanzeigt er⸗ 
ſcheinen laſſen. Urt. d. IV. Sen. v. 14. Dez. 1906 (966/06). 

27. 8230 Abſ. 2 StGB.] Zwar iſt der Vormund eines 
Volljährigen oder Minderjährigen nicht Beamter im Sinne des 
§ 359 StGB. Der Vormund hat nach 8 1793 BGB. das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon und das Vermögen des 
Mündels zu ſorgen, insbeſondere den Mündel zu vertreten. 
Seine Befugniſſe und Verpflichtungen ſind allerdings ihrem 
Inhalte nach von denjenigen, welche der Vater kraft der elter⸗ 
lichen Gewalt gegenüber dem Kinde hat (SS 1627, 1630 
Abf. 1 BGB.), nicht verſchieden. Es beſteht jedoch zwiſchen 
dem Vater und dem Vormunde inſofern ein erheblicher Unter⸗ 
ſchied, als jenem die Rechte und Pflichten vermöge ſeiner natür⸗ 
lichen Beziehungzn zum Kinde kraft der elterlichen Gewalt zu⸗ 
ſtehen, ohne daß eine Übertragung durch den Staat hierbei 
ſtattfindet, während fie dem Vormunde von dem die Vormund⸗ 
ſchaft anordnenden Gerichte dadurch übertragen werden, daß er 
als ſolcher beſtellt wird. Der Vater übt dem Kinde gegenüber 
kein Amt aus, der Vormund erlangt dagegen durch die Be⸗ 
ſtellung ein Amt, das unter der Autorität des Staates ihm 
übertragen iſt und von ihm ausgeübt wird, und das dem 
öffentlichen Intereſſe dient, weil es zum Schutze derjenigen be⸗ 
ſtimmt iſt, welche, des elterlichen Schutzes entbehrend, für ſich 
ſelbſt zu ſorgen außerſtande ſind und deshalb unter der Für⸗ 
ſorge des Staates ſtehen. Aus dieſen Gründen wird vom 
BGB. der darin (vgl. $ 1793 flg.) geregelte Wirkungskreis 
des Vormundes ausdrücklich als Amt bezeichnet (SS 1854, 
1878, 1885, 1886, 1890, 1893). Keine andere Bedeutung 
kommt aber dieſem Worte nach dem Sprachgebrauche und der 
erkennbaren Abſicht des Geſetzes in den 88 230 Abſ. 2 und 
222 Abſ. 2 StGB. zu, in welchen Amt neben Beruf und Ge⸗ 
werbe erwähnt und in gleicher Weiſe wie dieſe als zur Auf⸗ 
merkſamkeit beſonders verpflichtend erachtet wird. Das Amt 
des Vormunds mit Rückſicht auf 8 31 Abſ. 2 StGB. iſt nicht 
ein vom Staat übertragenes Amt, wennſchon es nicht zu den 
„öffentlichen Amtern“ im Sinne 8 31 Abſ. 2 StGB. ge⸗ 
hört. Urt. d. II. Sen. v. 12. Okt. 1906 (779/06). 

28. 8 243 Ziff. 2 StGB.] Es iſt feſtgeſtellt, daß die 
Ehefrau des Angeklagten in den umſchloſſenen Hof und Garten, 
wo der Holzhaufen lagerte, über einen Zaun eingeſtiegen iſt, 
Holz weggenommen hat, es dem jenſeits des Zaunes ſtehenden 
Angeklagten zugereicht hat, über den Zaun zurückgeſtiegen iſt 
und ſie und der Angeklagte mit dem entwendeten Holze nach 
Hauſe gegangen ſind. Es iſt dann weiter angenommen, daß 
der Angeklagte ſich ſeiner Ehefrau, einer geiſteskranken, daher 
willensunfähigen Perſon als Werkzeugs bedient habe. Das 
Tatbeſtandsmerkmal des Einſteigens war nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalte nicht gegeben. Es verlangt begrifflich, daß der 
Täter in eigener Perſon ſich in das Gebäude oder den um⸗ 
ſchloſſenen Raum begibt, entfällt dagegen, wenn das Entfernen 
der geſtohlenen Sache aus dem umſchloſſenen Raume nur 
mittels Werkzeugs erfolgt. Urt. d. I. Sen. v. 27. Okt. 1906 
(363/06). 

29. 5 243 StGB.] Der Verſchluß des Tores beſtand 
darin, daß innerhalb des Gebäudes ein Stecker in drei Oſen 
eingeführt wurde, was ohne Zuhilfenahme eines Werkzeuges 
mit der Hand geſchehen konnte und geſchah. Wenn nun der 
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Angeklagte ſich zur Eröffnung des Eingangs eines Meiſels oder 
ähnlichen Werkzeuges in der Weiſe bedient hat, daß er damit 
von außen durch den Spalt der beiden Torflügel durchgreifend 
den Stecker aus den Oſen gehoben hat, ſo hat er mit dieſem 
Werkzeug nicht den ordnungsmäßigen Schlüſſel erſetzt und zu 
erſetzen gebraucht, er hat kein Aushilfsmittel für dieſen letzteren 
in Geſtalt eines falſchen Schlüſſels oder Dietrichs angewendet 
und die Beſtimmung des 8 243 Nr 3 StGB. verſagt für den 
vorliegenden Fall — RGSt. 13, 200; 27, 285. RGRſpr. 6, 
516 —. Dagegen hat das Urteil feſtgeſtellt, daß der Angeklagte, 
um den Stecker emporzuſchnellen, eines ſtarken Schlages mit 
dem Meiſel bedurft hat. Der Angeklagte mußte hiernach mit 
Gewalt vorgehen, um den Zuſammenhang des Verſchluſſes auf⸗ 
zuheben, er hat alſo aus einem Gebäude mittels Einbruchs 
zu ſtehlen verſucht, der nur das gewaltſame Bewirken einer 
Offnung, nicht aber eine Verletzung oder Beſchädigung des 
Verſchluſſes erfordert, wobei das notwendige Maß des Kraft⸗ 
aufwandes ſich nach der Widerſtandskraft des Hinderniſſes im 
gegebenen Fall richtet — RGSt. 13, 200 (206) —. Im Urteil 
ſind ſomit die tatſächlichen Grundlagen zu finden, auf denen 
die rechtlich einwandfreie Annahme eines Erſchwerungsgrundes 
(8 243 Nr 2 StGB.), auch ſoweit das Eindringen des Ans 
geklagten in die Güterhalle in Betracht kommt, ſich ſtützen kann. 
Urt. d. I. Sen. v. 10. Dez. 1906 (651/06). 

30. 8 243 StGB.] Bedenken ergeben ſich gegen die 
erſtrichterliche Feſtſtellung, daß der Angeklagte zur Eröffnung 
des Behältniſſes ein zur ordnungsmäßigen Er⸗ 
öffnung nicht beſtimmtes Werkzeug angewendet habe. 
Dies würde vorausſetzen, daß der Angeklagte ein an dem Be⸗ 
hältnis (Automaten) befindliches Schloß oder ſchloßähnlichen 
Mechanismus in Bewegung geſetzt und ſo die Offnung des 
Automaten bewirkt hätte (RGSt. 13, 200; 34, 45). Das 
trifft nach den Feſtſtellungen der Strafkammer nicht zu, denn 
danach hat der Angeklagte irgend welche Tätigkeit an den zum 
Verſchließen und Offnen des Automaten dienenden Vorrich⸗ 
tungen überhaupt nicht vorgenommen, vielmehr mit einem 
Taſchenmeſſer diejenige Sperrfeder zurückgebogen, welche 
beſtimmungsgemäß beim Einfallen des Balles in eines der drei 
mittleren Löcher ſich löſte und das Herausfallen einer Blech⸗ 
marke aus einer Offnung des Automaten bewirkte. Mittels 
Zurückbiegens dieſer Sperrfeder hat der Angeklagte nach der 
getroffenen Feſtſtellung bewirkt, daß die Blechmarken „von 
ſelbſt herausfielen“. Sonach hat eine Eröffnung des Behält⸗ 
niſſes im Sinne der Nr 3 des 8 234 StGB. überhaupt nicht 
ſtattgefunden. Das angefochtene Urteil war deshalb aufzu⸗ 
heben. In der neuen Verhandlung wird zu prüfen ſein, ob 
durch die Handlungsweiſe des Angeklagten das erſchwerende 
Moment des Erbrechens eines im Innern eines Gebäudes be⸗ 
befindlichen Behältniſſes (8 243 Nr 2 StGB.) erfüllt wird. 
Urt. d. II. Sen. v. 11. Dez. 1906 (790/06). 

31. 3 243 StG. 8 264 StPO.] Die Nr. 3 des 
8 243 StGB. kommt zur Anwendung, wenn das Behältnis 
nicht durch gewaltſame Einwirkung auf ſeine Umſchließung 
„erbrochen“ wird (8 243 Nr. 2), ſondern zur Eröffnung falſche 
Schlüſſel oder andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht 
beſtimmte Werkzeuge angewendet werden. Daraus folgt, daß 
es ſich um ein durch Schließ vorrichtung — ein eigent⸗ 
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liches Schloß oder einen ſchloßartigen Mechanismus — ges 
ſichertes Behältnis handeln muß, zu deſſen ordnungs⸗ 
mäßiger Eröffnung entweder ein Schlüffel oder ein anderes 
dazu „bestimmtes“ Werkeug nach dem Willen des Berfügungs- 
berechtigten verwendet wird, während der den Verſchluß be⸗ 
wirkende Mechanismus von dem Täter durch ein anderes 
als das dazu beſtimmte Werkzeug behufs Offnung des Behält⸗ 
niſſes in Bewegung geſetzt wird. Davon trifft hier, wie die 
erſtrichterlichen Feſtſtellungen ergeben, nichts zu. Danach be⸗ 
ſtand der Verſchluß des Gasautomaten aus einem zuſammen⸗ 
gebogenen ſtarken Kupferdraht, der durch ein Loch in den 
Automaten geſteckt und dann mit einer Plombierzange herum. 
gedreht wurde; auf dem Kupferdraht war eine mit dem 
Firmenſtempel der Gasanſtalt verſehene Plombe feſt aufgedrückt, 
ſo daß ſie nur mit einer gewiſſen Anſtrengung losgemacht 
werden konnte. Es iſt weiter feſtgeſtellt, daß der Angeſtellte 
der Gasanſtalt ſich ſtets zum Offnen des Gasautomaten „einer 
Drahtzange“ bediente, daß ohne eine ſolche der Kupferdraht 
nicht „auseinandergelöſt“ werden konnte, und daß dieſer An⸗ 
geſtellte am 15. Januar den Automaten „gewaltſam eröffnet“ 
vorfand. Der erſte Richter hat den Angeklagten für überführt 
erachtet, den Automaten „gewaltſam eröffnet“ und ſich hierzu 
einer Drahtzange bedient zu haben. Demnach wurde der Ver⸗ 
ſchluß des Automaten weder durch ein Schloß noch durch einen 
ſchloßähnlichen Mechanismus hergeſtellt, und es war auch ein 
zu deſſen ordnungsmäßiger Eröffnung beſtimmtes Werkzeug 
nicht vorhanden; der Angeklagte war gar nicht in der Lage, 
einen verſchließenden Mechanismus in Bewegung zu ſetzen. 
Die Anwendung der Nr. 3 des 8 243 mußte deshalb aus⸗ 
ſcheiden. Wenn nun auch nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer die Vorausſetzungen des in Nr. 2 dieſer Geſetzesſtelle 
vorgeſehenen erſchwerenden Umſtandes anſcheinend vorliegen, ſo 
mußte der hervorgehobene Mangel doch zur Aufhebung des 
Urteils führen, da auch der Eröffnungsbeſchluß in Uber 
einſtimmung mit der Anklage von derſelben irrigen Rechtsanſicht 
ausgegangen iſt und nur 8 243 Nr. 3 StGB. als das zur 
Anwendung zu bringende Strafgeſetz anführt. Es hätte des⸗ 
halb in der Hauptverhandlung, bevor der Tatbeſtand des 
8 243 Nr. 2 StGB. gegen den Angeklagten feſtgeſtellt werden 
konnte, eines Hinweiſes im Sinne des § 264 Abſ. 1 StPO. 
bedurft. Beim Fehlen eines ſolchen kann in der Reviſions⸗ 
inſtanz der Tatbeſtand des 8 243 Nr. 2 an die Stelle des 
für erwieſen angeſehenen Tatbeſtandes des § 242 Nr. 3 StGB. 
nicht geſetzt werden (RGRſpr. 7, 138; NEST. 23, 47; 
30, 122). Dies würde nur dann zuläſſig ſein, wenn nach den 
beſonderen Umſtänden des Falles anzunehmen wäre, daß der 
Angeklagte ſich auch der veränderten Anklage gegenüber nicht 
anders hätte verteidigen können. Eine andere Verteidigung 
kann aber hier als ausgeſchloſſen nicht bezeichnet werden. 
Urt. d. V. Sen. v. 19. Okt. 1906 (550/06). 

32. 8 253 StGB.] Der Vorderrichter führt aus, die 
Außerung des Angeklagten, er wolle den W. in die ſchwarze 
Lifte der böswilligen Schuldner aufnehmen, enthalte objekt 
eine Beleidigung. Der Inhalt einer Außerung ſei nach 8 193 
StGB. dann ſtraflos, wenn durch dieſelbe berechtigte Intereſſen 
wahrgenommen werden, ſofern nicht das Vorhandenſein einer 
Beleidigung aus der Form der Außerung oder den Umſtänden 
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hervorgehe. Das letztere ſei hier zweifellos der Fall. Die 
Abſicht zu beleidigen ergebe ſich aus der Form der Zuſchriften 
und der Art der Zuſendung. Dadurch, daß Angeklagter er⸗ 
kläre, er werde auch andern Perſonen mitteilen, daß W. ein 
böswilliger Schuldner ſei, werde dieſe Erklärung zu der zum 
Tatbeſtande der Nötigung erforderlichen Bedrohung. Dieſe 
Darlegung iſt durchaus unzureichend und irrig und läßt die 
vom RG. in RG. 37, 104 flgde. für die zur Beurteilung der Frage 
entwickelten Rechtsgrundſätze völlig unbeachtet. Abgeſehen 
davon, daß das Urteil über den Zweck und Betrieb des 
Inkaſſobureaus, deſſen Stellung zu den „Mitgliedern“ nichts 
enthält und ſich damit begnügt auszuſprechen, Angeklagter ſei 
verantwortlicher Geſchäftsführer dieſes Inſtitutes, ſo kommt es 
für die Beurteilung des Tatbeſtands aus dem Geſichtspunkte 
der 88 240, 43 StGB. nicht darauf an, ob die Außerung 
des Angeklagten im Briefe an W., er werde ihn in die 
ſchwarze Liſte der böswilligen Schuldner, falls er nicht zahle, 
aufnehmen, eine Beleidigung enthält, es hätte vielmehr geprüft 
werden müſſen, ob durch die Inausſichtſtellung der Auf⸗ 
nahme in die ſchwarze Liſte der böswilligen Schuldner eine 
ſtrafbare Beleidigung, ein Vergehen, angedroht wurde; ob 
der Angeklagte, wenn er an die Mitglieder der Auskunftei über 
W. die Mitteilung machte, dieſer ſei ein böswilliger Schuldner, 
hiermit ſei es eigene, ſei es fremde berechtigte Intereſſen, 
nämlich die der Mitglieder des Bureaus, wahrnehmen konnte 
und wollte, ſowie ob, wenn dies zu bejahen wäre, etwa aus 
der Form der in Ausſicht geſtellten Mitteilung in der Liſte 
oder den begleitenden Umſtänden das Vorhandenſein einer Be⸗ 
leidigung hervorgehe. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Nov. 1906. 
(473/06). 

33. 5 253 StGB.] Es iſt unrichtig, daß allgemein 
jeder Inhaber eines mit einer Auskunftei verbundenen Schulden⸗ 
einziehungsgeſchäftes unter allen Umſtänden in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen handele, wenn er Schuldner, die auf 
Mahnung nicht zahlen, in die ſogenannte „ſchwarze Liſte“ 
ſchlechter und ſäumiger Zahler aufnimmt und dieſe Liſte an 
andere mitteilt. Wie in dem Urteile Bd. 37 S. 104 aus⸗ 
einandergeſetzt iſt, muß es ſtets den Gegenſtand der richterlichen 
Prüfung im Einzelfalle bilden, ob deſſen beſondere Um⸗ 
ſtände die Annahme rechtfertigen, daß der Betreffende bei der 
Verbreitung der bezeichneten ehrenrührigen Tatſache zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen gehandelt hätte. Die Bejahung 
dieſer Frage mußte die Feſtſtellungen vorausſetzen, daß 1. für 
den Inhaber der Auskunftei überhaupt nach der konkreten Ein⸗ 
richtung feines Geſchäfts betriebes, insbeſondere der Beſchaffen⸗ 
heit ſeiner Beziehungen zu ſeinen Kunden oder ſonſtigen anderen, 
ein eigenes Recht zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen durch 
Mitteilungen der fraglichen Art begründet war, 2. die Aus⸗ 
führung der im Einzelfalle angedrohten Mitteilung über die 
Kreditverhältniſſe der beſtimmten Perſon dieſem mit dem be⸗ 
rechtigten Intereſſe anderer zuſammenfallenden eigenen be⸗ 
rechtigten Intereſſe des Geſchäftsinhabers dienen ſollte. 
Zu 1 iſt im vorliegenden Falle feſtgeſtellt, daß irgend eine 
Vertrags verpflichtung, feinen Abonnenten oder den mit ihm 
in Geſchäftsverbindung ſtehenden anderen Auskunfteien Liſten 
ſchlechter Zahler mitzuteilen, für den Angeklagten nicht beſtand, 
daß ein Zuſammenſchluß dieſer Abonnenten und ſonſtigen Inter⸗ 
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eſſenten zwecks gegenſeitigen Austauſchs ihrer Erfahrungen über 
die Kreditwürdigkeit von Schuldnern nicht vorlag, und daß bei 
den Umſtänden des gegenwärtigen Falles an der Mitteilung 
des Ergebniſſes des Schuldeinziehungsverſuchs nur der den 
Auftrag erteilende Gläubiger ein berechtigtes Intereſſe gehabt 
habe. Zu 2 iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte jedenfalls ein 
eigenes oder fremdes berechtigtes Intereſſe gar nicht habe 
wahrnehmen wollen. Er ſei ſich bewußt geweſen, daß die 
Tatſache, daß ein Schuldner auf Mahnung nicht gezahlt habe, 
zur Fällung des Urteils, daß er aus böſem Willen nicht 
zahle, keineswegs ausreiche, er habe alſo an die Wahrheit der 
in Ausſicht geſtellten Mitteilung ſelbſt nicht geglaubt; ja er 
habe gar nicht im Sinne gehabt, die Androhung wahr zu 
machen und die ſogenannte ſchwarze Liſte zu verbreiten. Ob 
die Feſtſtellung zu 1 alle zu berückſichtigenden Umſtände, aus 
denen ein Recht zur Wahrnehmung fremder berechtigter Inter⸗ 
eſſen für den Angeklagten herzuleiten geweſen wäre, erſchöpft, 
mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt die Feſtſtellung zu 2, 
die ausſchließlich auf tatſächlicher Beweiswürdigung beruht, 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Durch ſie wird die Annahme 
getragen, daß die eine Beleidigung in ſich ſchließende Mit⸗ 
teilung an andere unter dem Schutze des 8 193 StGB. nicht 
geſtanden haben würde, und daß, da dem Angeklagten dies 
bewußt war, eine vorſätzliche Drohung mit einem Vergehen, 
ausgeſprochen zu dem Zwecke, vorlag. Urt. d. IV. Sen. v. 
21. Dez. 1906 (773/06). 

34. 5 253 StGB.] Das Tatbeſtandsmerkmal der Bes 
drohung iſt objektiv wie ſubjektiv erfüllt. Die angedrohte Be⸗ 
leidigung liegt darin, daß die ſchwarzen Liſten mit den Namen 
der Adreſſaten an die umfangreiche Zahl der Abonnenten an 
den verſchiedenſten Orten umhergeſandt, oder, daß jenen das 
Verzeichnis in Einzelabdrücken gegebenen Falles zugeſandt 
werden ſoll. Die Ausführung dieſes Vorhabens würde, wie 
das erſte Urteil feſtſtellt, eine Kundgebung der Geringſchätzung 
und Mißachtung und eine Ehrenkränkung ſelbſt wirklich bös⸗ 
willigen Schuldnern gegenüber bedeuten, inſofern als die Be⸗ 
troffenen als wider Treu und Glauben ſich ihren Verbindlich⸗ 
keiten entziehende ſittlich minderwertige Menſchen gekennzeichnet 
werden würden. Nach dieſer Annahme handelte es ſich in 
Wahrheit um eine Beleidigung im Sinne des 8 185 des 
StGB; nicht aber hätten die Angeklagten lediglich die Tat⸗ 
ſache behauptet oder verbreitet, daß die in die ſchwarze Liſte 
Aufgenommenen ihren Zahlungspflichten nicht nachgekommen 
ſeien. Nach der Mitteilung 2 iſt die ſchwarze Liſte eine Zu⸗ 
ſammenſtellung aller böswilligen und ſäumigen Schuldner, die 
abſolut nicht zur Zahlung zu bewegen ſind, und ihre Bedeutung 
ſollte ſonach ausdrücklich die ſein, über die Geſinnungsart und 
das Verhalten der Eingetragenen ein Urteil auszuſprechen, und 
zwar ein ehrenkränkendes. Ferner hat der Vorderrichter ange⸗ 
nommen, daß der objektive Tatbeſtand der Beleidigung dadurch 
erfüllt worden wäre, falls die Angeklagten ihre Drohung wahr 
gemacht hätten, der mit der Dienſtmütze angetanen und durch 
deren Aufſchrift „Schuldeneinziehungsbureau“ äußerlich als ihren 
Abgeſandten gekennzeichneten Kaſſenboten täglich mehrmals in 
die Behauſung der Adreſſaten geſchickt hätten. Wenn der 
Vorderrichter feſtſtellt, daß durch jenes Tun die Schuldner bloß⸗ 
geſtellt und der Geringſchätzung weiter Kreiſe preisgegeben 
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würden, fo iſt das in tatſächlicher Hinſicht unanfechtbar, und 
in rechtsgrundſätzlicher iſt eine Verkennung des Begriffs Be⸗ 
leidigung bei Anwendung des § 185 auf Grund jenes Tat⸗ 
beſtandes nicht erkennbar. Der ſubjektive Tatbeſtand des Ver⸗ 
gehens der Beleidigung würde, wie das Gericht weiter feſt⸗ 
ſtellt, durchweg um deswillen erfüllt ſein, weil die Angeklagten 
im Falle der Ausführung der angedrohten Maßregeln ſich des 
ehrkränkenden Charakters ihres Tuns den Schuldnern gegenüber 
in allen Fällen bewußt ſein würden. Der Vorderrichter hat 
wohl unterſtellt, die Beſchwerdeführer ſeien von der Rechts⸗ 
beſtändigkeit der ihnen zur Einziehung überwieſenen Forde⸗ 
rungen überzeugt geweſen, dagegen nicht auch, daß ſie hätten 
annehmen können, die Schuldner hätten nicht gezahlt, weil 
ſie ſich wider Treu und Glauben der Verpflichtung 
entziehen wollten. Das Urteil führt vielmehr aus, daß die 
Angeklagten an die Böswilligkeit der Schuldner zu glauben 
keinen Anlaß hatten. Ferner iſt feſtgeſtellt, die Vertrags⸗ 
abmachung zwiſchen den Angeklagten und den einzelnen 
Abonnenten ſei nur dahingegangen, daß die erſteren die über⸗ 
wieſenen Forderungen einziehen und das Geld abliefern oder 
über das negative Ergebnis berichten ſollten; die Mitteilung 
des Verzeichniſſes dagegen, das zur Kennzeichnung auch anderer, 
außerhalb des Obligationsverhältniſſes ſtehender Perſonen als 
böswilliger Schuldner beſtimmt geweſen, habe innerhalb des 
Vertrages, oder der rechtlich geſchützten Intereſſen der 
Abonnenten und ſonach auch derjenigen der Angeklagten nicht 
gelegen. Wenn das Vordergericht auf Grund deſſen es ver⸗ 
neint, daß die den Schuldnern angedrohte Mitteilung der 
ſchwarzen Liſte an die Abonnenten zur Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen der Angeklagten gedient hätte, ſo kann das 
nur gebilligt werden. Ein Intereſſe der Angeklagten zur Sache 
war nur ſoweit anzuerkennen, als durch den Vertrag für ſie 
ein Anſpruch oder eine Verpflichtung begründet wurde; was 
jenſeits dieſer Grenze lag, berührte die Rechtsſphäre der Ange⸗ 
klagten überhaupt nicht. Falls ſie ihren Abonnenten die all⸗ 
gemeine ſchwarze Liſte mitteilten, nahmen ſie auftragslos eine 
Angelegenheit wahr, die höchſtens für die Benachrichtigten 
ſelbſt von Vorteil fein konnte. Der Rechtsſchutz des § 193 
könnte ihnen mithin inſoweit nicht zukommen. Denn auch das 
iſt feſtgeſtellt, daß der in Ausſicht geſtellte Liſtenumlauf nach 
den Intentionen der Angeklagten berechtigten Intereſſen nicht 
dienen ſollte. In Hinſicht der angedrohten Mahnung durch 
den Kaſſenboten iſt der Vorderrichter davon ausgegangen, daß 
die Angeklagten an ſich berechtigt wären, die ſäumigen Schuldner 
durch ihren Kaſſenboten häufig zu mahnen. Andererſeits aber 
legt er dar, daß für jenen Zweck die Verwendung eines Kaſſen⸗ 
boten in bürgerlicher Kleidung und ohne das geſchilderte auf⸗ 
fällige Abzeichen genügen möchte, und die Anwendbarkeit des 
8 193 des StGB. verſagt er im vorliegenden Falle 
um deswillen, weil die Ausſtattung des Kaſſenboten mit auf⸗ 
fälliger Uniform als ein begleitender Umſtand zu gelten habe, 
aus dem das Vorhandenſein der Beleidigung zu ſchließen ſei. 
Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht erkennbar. Wenn die Be⸗ 
ſchwerdeführer darauf hinweiſen, daß es ſtatthaft wäre, einen 
uniformierten Gerichtsvollzieher oder Vollziehungsbeamten wieder⸗ 
holt in die Wohnung des Schuldners zu ſchicken, ſo verkennen 
ſie, daß die Verwendung ſolcher Beamten das vom Geſetze 
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ausdrücklich gewährte Zwangsmittel bedeutet, und daß auch die 
Art, jenes Mittel zu gebrauchen, vom Geſetze ausdrücklich ge⸗ 
regelt iſt; daß dagegen die von den Beſchwerdeführern ange⸗ 
drohte Verwendung des Kaſſenboten nur als ein Akt von Selbſt⸗ 
hilfe aufzufaſſen wäre, deren Berechtigung oder Widerrechtlich⸗ 
keit in jedem einzelnen Falle nach den beſonderen Umſtänden, 
insbeſondere auch nach der Natur des jeweilig verwendeten 
Mittels ſelbſt zu prüfen iſt. Für die Exemplifikation der Be⸗ 
ſchwerdefüͤhrer auf uniformierte Bankbeamte fehlt es an jeder 
tatſächlichen Unterlage. Urt. d. III. Sen. v. 29. Okt. 1906 
(511/06). 

35. 8 253 StGB.] Die Strafkammer ſtellt feſt, der 
Angeklagte habe darauf gerechnet, G. werde ſich durch den 
Abbruch des Hauſes notgedrungen veranlaßt ſehen, das Haus 
zu räumen. Angeklagter habe G. auf dieſe Weiſe zwingen 
wollen, von ſeiner Entſchließung zu weiterer Ausübung ſeines 
Gebrauchsrechts — als Mieter — Abſtand zu nehmen und die 
Entziehung des Mietsbeſitzes zu dulden. Hierzu habe er ſich 
des Mittels der Gewalt bedient, eben des Abbrechens des 
Hauſes, und dieſe Gewalt habe ſich jedenfalls mittelbar zu⸗ 
gleich gegen die Perſon G. gerichtet. In dieſen Feſtſtellungen 
findet die Annahme der Strafkammer, daß ſich der Angeklagte 
dem G. gegenüber der verſuchten Nötigung ſchuldig gemacht 
habe, ihre rechtsirrtumsfreie Begründung. Insbeſondere ergibt 
ſich die Rechtswidrigkeit der Handlungsweiſe des Angeklagten 
ohne weiteres daraus, daß G. im Mietsbeſitze war, den 
weiteren Mietsbeſitz dem Angeklagten gegenüber auch ausdrück⸗ 
lich als Recht für ſich in Anſpruch genommen hatte, und daß 
dem Angeklagten erkennbar jedes Recht fehlte, Eigenmacht gegen 
G. anzuwenden d. h. ihn ohne Anrufung des Gerichts ſeines 
Mietsbeſitzes zu entſetzen. Selbſt wenn das Mietsverhältnis 
bereits ſein Ende erreicht gehabt hätte, würde er dazu nicht 
ohne weiteres berechtigt geweſen ſein. Zwar würde er das 
Recht zu eigenmächtiger Entſetzung gehabt haben, wenn die ge⸗ 
ſetzlichen Vorausſetzungen eines Selbſthilferechts vorgelegen 
hätten. Allein dafür, daß dies hier objektiv oder auch nur in 
den Vorſtellungen des Angeklagten der Fall war, fehlt es 
gegenüber den Urteilsfeſtſtellungen an jedem Anhalte. Damit 
erſcheint die Rechtswidrigkeit namentlich auch nach der ſub⸗ 
jektiven Seite hinreichend nachgewieſen. Urt. d. V. Sen. v. 
9. Nov. 1906 (494/06). 

36. 8 253 StGB.] Die Widerrechtlichkeit der dem 
Angeklagten in dem angefochtenen Urteil nachgewieſenen Frei⸗ 
heitsberaubung als Mittel der Nötigung entfällt, ſofern der 
Angeklagte nach bürgerlichem Recht befugt war, zur Erreichung 
des von ihm verfolgten Zwecks Gewalt gegen die Ehefrau S. 
in Anwendung zu bringen. In der am 14. September 1905 
von den Vermietern erklärten Steigerung des Mierpreiſes auf 
40 Mark lag eine rechtzeitige Kündigung des Mietvertrages 
verbunden mit einem neuen Vertragsantrage. Da dieſer von 
dem Angeklagten abgelehnt und auch die von ſeiner Ehefrau 
vorgeſchlagene Vereinbarung auf einen Mietzins von 37 Mark 
von den Vermietern nicht angenommen worden war, ſo war 
mit Ablauf des 30. September 1905 das Mietverhältnis er⸗ 
loſchen. Eine ſtillſchweigende Erneuerung durch das Verbleiben 
in der Wohnung würde nur unter der Vorausſetzung an⸗ 
genommen werden können, daß die Vertragsteile ihr Ein⸗ 
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verſtändnis mit den gegenfeitigen Vorſchlägen nicht, wie es tat⸗ 
ſächlich der Fall war, ausdrücklich abgelehnt hätten. Am 
2. Otober 1905 beſtand alſo eine Mietzins forderung nicht, 
und wenn der Angeklagte den Betrag des nach dem früheren 
Vertrage zu zablenden Mietzinſes für Oktober „auf den Tiſch 
aufgezählt und daneben das Mietsquittungs buch gelegt hatte“, 
ſo kann dies, falls der Angeklagte die Rechtslage richtig erkannt 
hatte, keine andere Bedeutung haben, als daß er den Ver⸗ 
mietern den Antrag ſtellte, das Mietsverhältnis unter den bis⸗ 
herigen Bedingungen fortbeſtehen zu laſſen und ſich mit den 
aufgezählten 35 Mark für den laufenden Monat bezahlt zu 
machen. Die Aneignung des noch im Beſitz des Angeklagten 
befindlichen Geldes war den Vermietern nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung geſtattet, daß ſie auf den Antrag des Angeklagten 
eingehen und über den Empfang der ganzen Monatsrate 
quittieren würden. Die Wegnahme erfolgte alſo ohne den 
Willen des Angeklagten, ſie war rechtswidrig im Sinne des 
§ 858 BGB. und verbotene Eigenmacht ſelbſt dann, wenn die 
Beſitzſtörerin den Willen des Angeklagten nicht erkannt und in 
gutem Glauben gehandelt haben würde. Wenn nun der An⸗ 
geklagte das ihm mittels verbotener Eigenmacht weggenommene 
Geld der Frau S. mit Gewalt wieder abzunehmen ſuchte, falls 
ſie nicht durch Erteilung der Quittung ſich mit ſeinem Antrag 
einverſtanden erklären ſollte, ſo handelte er in Ausübung des 
dem Beſitzer nach S 859 BGB. zuſtehenden beſonderen Selbſt⸗ 
hilferechts und nicht widerrechtlich. Urt. d. I. Sen. v. 18. Okt. 
1906 (419/06). 

37. 8 259 StGB.] Kann nach der Rechtſprechung des 
RG. (RGSt. 6, 218 [221]) ein Erwerb mittels Urkunden⸗ 
fälſchung oder Meineids als „Erlangung mittels“ ſtrafbarer 
Handlung im Sinne des § 259 gelten, fo ſteht auch kein 
grundſätzliches Bedenken der Annahme entgegen, daß an der 
durch das Vergehen der Begünſtigung erlangten Sache Hehlerei 
im Sinne des § 259 möglich iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 30. Okt. 
1906 (514/06). 

88. 5 259 StGB.] Für die Annahme einer Hehlerei 
iſt es gleichgültig, welcher Art die ſtrafbare Handlung war, 
durch welche die gehehlte Sache erlangt wurde. Es iſt ſohin 
eine Hehlerei auch an einer gehehlten Sache möglich. Urt. d. 
III. Sen. v. 1. Nov. 1906 (818/06). 

39. 8 259 StGB.] Ein Verheimlichen der Norm ſetzt, 
wie das RG. bereits wiederholt ausgeführt hat, ein Einwirken 
eine Beziehung auf das Deliktsobjekt voraus, eine Handlung, 
ein Tun, das darauf abzielt, den Verbleib der Sache zu ver⸗ 
bergen, ihre Entdeckung zu verhindern und im eigenen In⸗ 
tere ſſe deren Rückerſtartung an den Verletzten zu vereiteln. 
Ein Verheimlichen wird daher wohl in dem Ableugnen des Be⸗ 
ſitzes einem berechtigten Fragen gegenüber gefunden werden 
können, nicht aber ohne weiteres in der noch dazu an den 
Haupttäter ſelbſt gerichteten Aufforderung zum Schweigen. Urt. 
d. III. Sen. v. 22. Okt. 1906 (467/06). 

40. 8 259 StGB.] Überantwortet ein Ehemann die 
von ihm mittels ſtrafbarer Handlung erlangten Sachen an ſeine 
mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft lebende Ehefrau, ſo laſſen 
ſich ihr gegenüber aus der bloßen Tatſache, daß fie das Aber⸗ 
antwortete annimmt und im Haushalt verwendet oder zu 
künftiger derartiger Verwendung aufbewahrt, noch keine 
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bündigen Folgerungen in der Richtung ziehen, ob eine 
Übertragung der ganzen Verfügungsgewalt oder die Ein⸗ 
räumung einer Mitverfügungsgewalt beabſichtigt war und ob 
ſpätere Verfügungen der Ehefrau als in Betätigung eigener 
Willensentſchließung oder als nur in Vertretung des Ehemanns 
geſchehen, anzuſehen find. Urt. d. I. Sen. v. 13. Dez. 1906 
(977/06). 

41. 8 263 StEB.] Nach den Urteilsgründen „liefert“ 
die Firma A. mehr als 200 Geſchäften, darunter auch dem Ans 
geklagten, Sammelbücher nebſt den zum Hineinkleben beſtimmten 
Rabattmarken „zum Preiſe“ von 1 Mark für je 100 Marken. 
Die Kaufleute haben auf Verlangen ihren Kunden bei Barein⸗ 
käufen für je 20 Pf. der Kauſſumme eine Marke unentgeltlich 
abzugeben. Die Kunden kleben die Marken in das ihnen aus⸗ 
gehändigte Buch. Sind 600 Marken eingeklebt, alſo Barein⸗ 
käufe für 120 Mark gemacht worden, ſo kann der Inhaber 
des Buchs in irgend einem der betreffenden Geſchäfte Waren 
im Kaufpreiſe von 5 Mark gegen Hingabe des Buchs ohne 
weitere Zahlung entnehmen. Die Firma A. löſt dann die voll⸗ 
geklebten Bücher von den Geſchäften gegen Zahlung von 
5 Mark wieder ein. Der Angeklagte hat nun in ſechs ver⸗ 
ſchiedenen Fällen, die ſich auf mehrere Jahre verteilen, aus 
dem ihm „gelieferten“ Markenbeſtande je ein Buch ſelbſt voll⸗ 
geklebt und dafür in anderen Geſchäften Waren im Kaufwert 
von je 5 Mark gegen Hingabe des Buchs ohne weitere Zahlung 
in Empfang genommen, und die Firma A. hat die Bücher mit 
je 5 Mark eingelöſt. Hierin findet die Strafkammer ſechs Ver⸗ 
gehen des Betrugs. Zur Begründung ſagt ſie lediglich: Durch 
die Vorlegung der Sammelbücher zur Empfangnahme von 
Waren im Werte von 5 Mark habe der Angeklagte die Ge⸗ 
ſchäftsinhaber in den Glauben verſetzt, es handle ſich um 
Kundenbücher. Die Firma A. habe die Bücher mit 30 Mark 
eingelöſt und ſei um dieſen Betrag geſchädigt. Denn der An⸗ 
geklagte habe für die verwendeten Marken nichts bezahlt und 
gewußt, daß er nach ſeiner Vermögenslage nichts dafür be⸗ 
zahlen konnte. Dieſe Begründung iſt unklar und nicht ſchlüͤſſig. 
Zunächſt iſt nicht erſichtlich, worin die Vorſpiegelung falſcher 
Denn nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Vorderrichters hat der Angeklagte die Bücher 
ſelbſt beklebt „als Vergütung für die aus ſeinem eigenen Ge⸗ 
ſchäft zur Verwendung im eigenen Haushalt entnommenen 
Waren“ und er iſt ſich nicht bewußt geweſen, daß er hierzu 
nicht berechtigt war. Wenn er die Bücher dann zur Entnahme 
von Waren in anderen Geſchäften vorlegte und in den Inhabern 
tatſächlich den Glauben erweckte, daß es ſich um Kundenblicher 
handle, ſo kann bei dem guten Glauben, daß er etwas Er⸗ 
laubtes getan habe, weder von einer Vorſpiegelung falſcher 
Tatſachen, noch von einer vorſätzlichen Erregung eines Irrtums 
die Rede ſein. Sodann aber fehlt es an einer Feſtſtellung, daß 
der Irrtum der Geſchäftsinhaber irgend einen Einfluß auf ihr 
Handeln gehabt habe, daß ſie alſo dem Angeklagten die Waren 
nicht gegeben haben würden, wenn fie gewußt hätten, daß der 
Angeklagte die Bücher ſelbſt aus ſeinem Markenbeſtande voll⸗ 
geklebt hatte. Über die Abſicht des Angeklagten, ſich einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, ſagen die Urteils⸗ 
gründe gar nichts Näheres. Endlich iſt der urſächliche Zus 
ſammenhang zwiſchen dem Irrtum und der Vermögens beſchädi⸗ 
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gung nicht erörtert; es fehlt an einer Darlegung, daß die Firma 
A. nicht beſchädigt worden wäre, wenn die Geſchäftsinhaber, 
welche die Waren gegen die Sammelbücher geben, gewußt 
hätten, daß es keine Kundenbücher waren. Iſt, wie die Urteils⸗ 
gründe ſagen, die Firma dadurch in ihrem Vermögen beſchädigt 
worden, daß der Angeklagte die ihm „gelieferten“ Marken vers 
wendet hat, ohne ſie zu bezahlen und ohne ſie bezahlen zu 
können, ſo kann aus den für erwieſen erachteten Tatſachen 
möglicherweiſe geſchloſſen werden, daß der Angeklagte die Abſicht 
gehabt hat, die Marken, ohne Entgelt dafür zu geben, zur Er⸗ 
langung von Waren zu verwenden, alſo ſich einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen. Allein ein Betrug würde nur 
dann vorliegen, wenn feſtſtände, daß die Geſchäfts inhaber, 
welche für die Sammelbücher Waren gegeben haben, dies nicht 
getan haben würden, wenn ſie gewußt hätten, daß der An⸗ 
geklagte die Marken nicht bezahlen werde, und wenn der An⸗ 
geklagte ihnen das Gegenteil vorgeſpiegelt hätte. Dann könnte 
ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Irrtumserregung 
und der Vermögens beſchädigung feſtgeſtellt werden. Für beides 
geben aber die Urteilsgründe keinen Anhalt. Die Kaufleute, 
welche wußten, daß die Firma A. ihnen gegenüber verpflichtet 
war die Bücher einzulöſen, hatten nach den bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen an der Frage, wie die Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Angeklagten und der Firma lagen, kein Intereſſe, und der 
Angeklagte hatte weder eine Rechtspflicht noch eine Veran⸗ 
laſſung, dieſe Verhältniſſe aufzudecken. Das Urteil war danach 
aufzuheben. Dem Antrage des Beſchwerdeführers auf Frei⸗ 
ſprechung konnte jedoch nicht ſtattgegeben werden. Bei einer 
erneuten Hauptverhandlung wird der Vertrag zwiſchen dem An⸗ 
geklagten und der Firma A. näher zu erörtern ſein, namentlich 
die Bedeutung des „Lieferns“ der Marken zu einem „Preiſe“, 
und es iſt dann nicht ausgeſchloſſen, daß ein ſtrafbarer Tat⸗ 
beſtand feſtgeſtellt werden kann. Urt. d. V. Sen. v. 7. Dez. 1906 
(713/06). 

42. 88 263, 268 StGB.] Der Erfolg, den der An⸗ 
geklagte mittels des Briefes herbeiführen wollte, war, die Auf⸗ 
nahme ſeines Inſerates durch Sch. in deſſen Zeitung zu erzielen, 
und er bediente ſich zur Herbeiführung dieſes Ergebniſſes der 
Namensunterſchrift A. R., weil er wußte, daß Sch. die Auf⸗ 
nahme des Inſerats verweigert haben würde, wenn der Brief 
ſeine, des Angeklagten, Unterſchrift getragen hätte. Nun iſt es 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß der Angeklagte in bezug auf die 
Tatſache, daß er den Brief auf Genehmigung des A. R. mit 
deſſen Namen unterzeichnete, gutgläubig geweſen iſt; daß ihm 
andererſeits jedoch in Anſehung der Rechtsfolgen ſeiner 
ganzen Handlungsweiſe der gute Glaube gefehlt, daß er viel⸗ 
mehr inſoweit dolos gehandelt hat. Sofern nämlich Sch. auf 
Grund des vorliegenden Briefes annahm — und eine ſolche 
Annahme lag doch ſehr nahe —, daß O. R. nicht nur der 
Unterzeichner des Briefes, ſondern auch derjenige ſei, der bei 
ihm die Aufnahme des Inſerats beſtelle, und mit dem er bei 
Aufnahme des Inſerats den Vertrag ſchließe; O. R. dagegen 
trotz Einwilligung in die Unterzeichnung des Briefes mit ſeinem 
Namen ſich Sch. gegenüber doch nicht hat verpflichtet machen 
wollen, und den Angeklagten zum Vertragsſchluſſe namens 
ſeiner nicht ermächtigt hatte; ſo hätte Sch. ungeachtet der Auf⸗ 
nahme des Inſerats einen Vertragsſchul dn er dennoch nicht 
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erworben; — in der Perſon des R. nicht, weil dieſem der 
Vertragswille überhaupt gefehlt hätte und die Unterzeichnung 
ſeines Namens durch einen anderen mangels eines Stellver⸗ 
tretungsverhältniſſes als eigenhändige Namensunterſchrift im 
Sinne des 8 126 BG. nicht hätte gelten können — Rg. 
50 S. 51, 56; 58, 387 —; in der Perſon des Angeklagten 
ſodann ſchon um deswillen nicht, weil er, mit dieſem zu kon⸗ 
trahieren, ſeinesteils gar nicht willens geweſen war. Das recht⸗ 
liche Ergebnis wäre mithin geweſen, daß Sch. zufolge ſeines 
Irrtums über die Perſon des Beſtellers, — welcher wahrheits⸗ 
gemäß der Angeklagte war —, ſich zu einer Leiſtung ent⸗ 
ſchloſſen hätte, für welche er eine vertragsmäßige Gegenleiſtung 
zu erlangen gewillt war, für welche er einen vertraglichen An⸗ 
ſpruch tatſächlich jedoch nicht erwarb. — Das Vordergericht 
hat es unterlaſſen, die Tat des Angeklagten auch von dieſem 
Geſichtspunkte aus zu prüfen, in ſubjektiver Hinſicht insbeſondere 
alſo die Abſicht des Angeklagten nicht nur in Richtung auf die 
Tatſache der Unterzeichnung des Briefes, ſondern auch in Hin⸗ 
ſicht auf die rechtlichen Ergebniſſe jener Tatſache zu prüfen. 
Im erneuten Verfahren wird ſomit, ſoweit der Betrug in Be⸗ 
tracht kommt, noch feſtzuſtellen fein, objektiv, ob der Angeklagte 
das Vermögen des Sch. nicht dadurch geſchädigt hat, daß er 
in ihm einen Irrtum über die Perſon des Beſtellers — des 
Offerenten — erregte; ob ferner die Aufnahme des Inſerats 
durch Sch. in deſſen Zeitung für den Angeklagten nicht einen 
Vorteil bedeutet hat, auf den er keinen Rechtsanſpruch hatte, 
und ob für das ganze Tun des Angeklagten nicht die Abſicht 
leitend geweſen iſt, ſich jenen Vorteil zu verſchaffen. — Das 
Inſtanzgericht wird die Tat auch aus dem Geſichtspunkte des 
8 268 StGB. nochmals prüfen müſſen. Es wird dabei zu 
erwägen fein, daß es für den Tatbeſtand des § 268 weſentlich 
wäre, ob dem Angeklagten die Erlaubnis, ſeinen Brief mit 
O. R. zu unterzeichnen, nicht gerade zu dem Zwecke erteilt 
worden, Sch. über die Perſon des Beſtellers zu täuſchen — 
RGSt. 26, 220 — und ob der Angeklagte nicht im Bewußt⸗ 
ſein deſſen den Beſtellbrief angefertigt und gebraucht hat, ſo 
daß die fälſchliche Anfertigung einer Urkunde nicht ſchlechthin 
in der Unterzeichnung des Beſtellbriefs mit dem Namen O. R., 
ſondern in der Anfereigung eines Schriftſtücks zu finden wäre, 
das über die Perſon des Beſtellers zu täuſchen nach ſeinem 
ganzen Inhalte geeignet war. Urt. d. III. Sen. v. 11. Ott. 
1906 (386/06). 

43. 8 266 SGB] Mit Recht iſt auch der Geſichts⸗ 
punkt der Aufrechnung von der Strafkammer abgelehnt 
worden; es fehlt vor allem an einer Erklärung des An⸗ 
geklagten gegenüber der Geſellſchaft, ohne welche dieſer Schuld⸗ 
erlöſchungsgrund nicht eintreten konnte. Die bloße Möglich⸗ 
keit einer Aufrechnung, die in Wirklichkeit zu keinem Ausdruck 
gelangt iſt, ſchließt den Eintritt eines Vermögensſchadens nicht 
aus. Urt. d. V. Sen. v. 14. Dez. 1906 (727/06). 

44. 5 266 StGB.] In der Ablieferung vereinnahmter 
Gelder unter falſcher Angabe des zahlenden Schuldners oder 
der getilgten Schuld liegt eine Verfügung zum Nachteil des 
Auftraggebers. Urt. d. V. Sen. v. 28. Dez. 1906 (760/06). 

45. 8 267 StGB.] Der Angeklagte hat im Protokoll 
die von ihm abgegebene Erklärung mit einem fremden Namen 
unterzeichnet. Dieſe Namensnennung gab dem Gedanken ſchrift⸗ 
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lichen Ausdruck, daß die vorangehenden Erklärungen von dem 
Unterzeichneten abgegeben ſeien. Durch die Namenszeichnung 
wurde ſonach eine Urkunde mit einem ſelbſtändigen, von der 
Beweiskraft des Protokolls nicht betroffenen Inhalt hergeſtellt, 
die nicht vom Gerichtsſchreiber zu öffentlichem Glauben, ſondern 
vom Angeklagten ausgeſtellt und deshalb keine öffentliche, 
ſondern eine Privaturkunde iſt; und zwar eine Privaturkunde 
im Rahmen einer öffentlichen Urkunde, mit der ſie äußerlich 
ein einheitliches Ganzes bildete. Urt. d. III. Sen. v. 22. Dez. 
1906 (990/06). 

46. 8 267.] Die Angeklagte hat bei der Unterzeichnung 
des Kaufvertrags ſich des Familiennamens ihres Geliebten R. 
bedient, alſo die Urkunden mit der Unterſchrift „Babette R.“ 
ſtatt „Babette W.“ verſehen. Die alſo unterzeichneten Ur⸗ 
kunden hat ſie dem K. übergeben. Das Schutzvorbringen der 
Angeklagten iſt dahin zu verſtehen, daß die Angeklagte nicht 
über die Identität ihrer Perſon, ſondern über ihren Familien⸗ 
ſtand habe täuſchen wollen. Die Strafkammer hat Urkunden⸗ 
fälſchung angenommen, weil „es nicht erforderlich ſei, daß 
gerade über das in der Urkunde verbriefte Rechtsverhältnis 
getäuſcht werde; es genüge vielmehr, daß über den Inhalt der 
Urkunde als einer Gedankenäußerung getäuſcht werde; dieſen Erfolg 
aber habe die Angeklagte in beiden Fällen herbeigeführt“; denn ſie 
habe den K. „zu dem Glauben veranlaßt, daß die abgegebenen 
Erklärungen von der Babette R., der Ehefrau des R., nicht 
von der Babette W., der Konkubine desſelben, herrührten“. 
Danach hat die Strafkammer angenommen, daß die Angeklagte 
von den Urkunden zu dem Zwecke Gebrauch gemacht habe, um 
über das „Rechtsverhältnis“ des Beſtehens einer Ehe zwiſchen 
ihr und R. zu täuſchen. Ob die Angeklagte zugleich auch über 
die Identität ihrer Perſon täuſchen wollte, darüber ſpricht ſich 
das Urteil nicht aus und iſt überhaupt aus ihm nichts zu ent⸗ 
nehmen. Auf dieſer Grundlage erweiſt ſich die Verurteilung 
der Angeklagten als rechtsirrig. Das Weſen der Urkunden⸗ 
fälſchung (S 267 StGB.) beſteht in dem Mißbrauche der Bes 
weiskraft der Urkunde durch Herſtellung einer falſchen Beglaubi⸗ 
gungsform. Durch die fälſchliche Anfertigung wird einer 
Urkunde der Schein verliehen, als ſei ſie von einer anderen 
Perſon als derjenigen ausgeſtellt, welche ſie wirklich ausgeſtellt 
hat, und durch die Verfälſchung wird der Schein erweckt, als 
ſei die Urkunde in ihrer gegenwärtigen Form durch den Urheber 
hergeſtellt. Auf den falſchen urkundlichen Schein muß ſich der 
Mißbrauch der Urkunde und die damit bezweckte Täuſchung 
gründen; es muß von der Urkunde Gebrauch gemacht werden, 
um über ihre Echtheit und ihre Eigenſchaft als geeignetes Be⸗ 
weismittel zu täuſchen (RGSt. 33, 137; 5, S. 437, 440). 
Vorliegend müßte alſo, wenn der Tatbeſtand der Urkunden⸗ 
fälſchung gegeben ſein ſollte, die Urkunde gebraucht worden ſein, 
um darüber zu täuſchen, daß die Ausſtellerin der Urkunde nicht 
die Barbara W., ſondern eine andere Perſon geweſen ſei, näm⸗ 
lich die mit der W. nicht identiſche und überhaupt nicht exi⸗ 
ſtierende Ehefrau R. Der Tatbeſtand der Urkundenfälſchung 
würde dagegen nicht vorliegen, wenn eine Täuſchung nicht über 
die Identität der Ausſtellerin bezweckt geweſen wäre; ſondern 
ausſchließlich über deren Familienſtand. In dieſem Falle 
würde es ſich nur um eine Täuſchung durch den unwahren 
Inhalt einer — wenigſtens ſubjektiv — echten Urkunde handeln, 
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nicht aber um eine Täuſchung durch eine fälſchlich angefertigte 
unechte Urkunde (vgl. RGSt. 30, 43). Dies hat die Straf⸗ 
kammer verkannt, indem ſie auf die Täuſchung über die Eigen⸗ 
ſchaft der Ausſtellerin als Ehefrau oder Konkubine das allein 
entſcheidende Gewicht gelegt hat. Nicht minder hat ſie aber 
auch den von der Rechtſprechung des RG. anerkannten Satz 
mißverſtanden, daß die Täuſchung nicht über dasjenige Recht 
oder Rechtsverhältnis unternommen ſein muß, deſſen Beglaubi⸗ 
gung die urſprüngliche Beſtimmung der Urkunde war, indem 
ſie den in ſeiner Tragweite nicht recht verſtändlichen Satz auf⸗ 
ſtellt, es genüge, „daß über den Inhalt der Urkunde als einer 
Gedankenäußerung getäuſcht wird“. Mit jenem Satz hat ge⸗ 
ſagt werden ſollen, der Gebrauch der falſchen Urkunde zum 
Zwecke der Täuschung erfordere nur, daß die Täuſchung hin 
ſichtlich irgendwelcher rechtserheblicher Tatſachen bezweckt werde, 
die durch die Urkunde im Falle ihrer Echtheit würden erwieſen 
werden (RGSt. 19, 113; 26, 383). Urt. d. V. Sen. v. 7. Dez. 1906 
(710/06). 

47. 5 267 StGB.] Was weiter die Frage anlangt, 
ob Angeklagter ſich dadurch, daß er in dem Kaſſennotizbuche 
die Zahlen 10 dreimal in 40, einmal in 110 umänderte, einer 
Urkundenfälſchung ſchuldig gemacht hat, ſo geht die Straf⸗ 
kammer davon aus, es liege zwar objektiv eine Fälſchung vor, 
da die Entnahmen an anderen Tagen erfolgt ſind, als der An⸗ 
geklagte ſie gebucht hat, es könne jedoch, wenn der Angeklagte, 
wie unwiderlegt, die Anderungen nur vorgenommen habe, um 
einen neuen Eintrag zu erſparen und, da er zur Führung des 
Kaſſabuches an ſich befugt war, nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß er in rechtswidriger Abſicht gehandelt habe, es 
ſei überdies von den abgeänderten — verfälſchten — Einträgen 
im Kaſſennotizbuche nicht zum Zwecke der Täuſchung Gebrauch 
gemacht worden. Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von durch⸗ 
greifenden Bedenken. Der Umſtand, daß der Angeklagte die 
Entnahme der fraglichen Beträge an anderen Tagen gebucht 
hat, als er ſie entnommen hat, würde allerdings an ſich nicht 
ausreichen, auch nur die Annahme objektiver Verfälſchung einer 
Urkunde zu begründen; inhaltlich unrichtige Buchung wäre 
lediglich ſchriftliche züge. Da aber vorliegend der inhaltlich 
abgeſchloſſenen Urkunde durch die Anderung nachher ein anderer 
Inhalt gegeben und dadurch der Schein erweckt wurde, der In⸗ 
halt habe ſchon urſprünglich ſo gelautet, wie nach der Ande⸗ 
rung, lag allerdings objektiv ohne Zweifel eine Verfälſchung 
der echten Urkunde vor und dies nicht weniger um deswillen, 
weil der Angeklagte nur aus Bequemlichkeit handelte und weil 
er zur Führung des Buches an ſich berechtigt war, Die in 
dem Buche gemachten Einträge durften ohne Einverſtändnis 
aller, die an deren Unverſehrtheit ein Intereſſe hatten, nicht 
geändert werden, auch nicht von dem, der zur Führung des 
Buches berechtigt war und auch dann nicht, wenn er mit der 
Anderung nicht einen materiell rechtswidrigen Erfolg erſtrebte, 
ſondern ſich nur die Arbeit eines neuen Eintrages erſparen 
wollte. (RGSt. 36, S. 167, 168; 36, 193.) Der bei 
dem Angeklagten etwa vorhandene Glaube, er ſei, weil 
zur Führung des Buches berechtigt und nur zur Bequemlich⸗ 
keit handelnd zur Anderung befugt, würde ein lediglich ſtraf⸗ 
rechtlicher Irrtum ſein. Urt. d. III. Sen. v. 10. Dez. 1906 
(715/06). 
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48. 5 267 StGB.] In den Anzeigen, die dazu bes 
ſtimmt waren, die zur Strafverfolgung berufenen Behörden 
zum Einſchreiten zu veranlaſſen, hat das LG. mit Recht be⸗ 
weiserhebliche Privaturkunden erblickt. Der gleichen rechtlichen 
Beurteilung unterliegt aber auch die dritte unter fremdem 
Namen erſtattete Anzeige der Angeklagten, die ſie an den 
Kreisarzt Dr. S. hat gelangen laſſen, obſchon der Kreisarzt 
nicht zu den Beamten oder Behörden des Polizei⸗ und Sicher⸗ 
cheitsdienſtes (8 156 StPO.) zählt und mit der Frage der 
Strafverfolgung an ſich nichts zu tun hat. Denn ſtaatlicher 
Beamter iſt der Kreisarzt immerhin. Er iſt auf einem be⸗ 
ſtimmt abgegrenzten Gebiete der öffentlichen Verwaltung Organ 
der Staatsregierung. Er iſt, wie $ 1 des Preußiſchen Geſetzes 
vom 16. September 1899 beſagt, der ſtaatliche Geſundheits⸗ 
beamte des Kreiſes, zu deſſen medizinal polizeilichen Dienſt⸗ 
obliegenheiten es innerhalb gewiſſer Grenzen namentlich auch 
gehört, bei Anzeigen von Sterbefällen, welche auf Selbſt mord 
weiſen, zur Klarſtellung der Todesurſache mitzuwirken. Die 
Poſtkarte der Angeklagten war aber erſichtlich darauf berechnet, 
auch nach dieſer Richtung hin die Tätigkeit der zuſtändigen 
Amtsſtelle in Bewegung zu ſetzen, indem fie dem Kreisarzte 
zur Kenntnis brachte: der Kaufmannskommis K. habe ſich er 
ſchoſſen; es werde aber bezweifelt, daß er Selbſtmord be⸗ 
gangen habe, wahrſcheinlich ſei derſelbe erſchoſſen worden. Urt. 
d. II. Sen. v. 18. Dez. 1906 (783/06). 

49. 5 268 StGB.] Eine Abſicht des Angeklagten, ſich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, iſt 
von dem LG. nicht als genügend feſtgeſtellt erachtet, weil fie 
mit deſſen Abſicht, einen Angehörigen vor Strafe zu bewahren, 
nicht notwendig zuſammenfalle und aus deſſen ſonſtigem Ver⸗ 
halten keineswegs zu entnehmen ſei. Überdies ſtehe das Gericht 
im Gegenſatze zur Entſcheidung des RG. (RGSt. 33, 333) 
auf dem Standpunkte des Urteils (RGSt. 2, 33) und nehme 
an, daß es im vorliegenden Falle überhaupt an einer erreich⸗ 
baren poſitiven Vermögensverbeſſerung fehle, die eben in der 
bloßen Bewahrung vor möglicher Geldſtrafe nicht zu erblicken 
ſei. Das landgerichtliche Urteil gibt, wenngleich es davon 
ſpricht, daß eine auf Verſchaffung eines Vermögensvorteils ge⸗ 
richtete Abſicht aus dem Verhalten des Angeklagten nicht zu 
entnehmen ſei, dennoch durch ſeine Begründung deutlich zu er⸗ 
kennen, daß es das Vorhandenſein jener Abſicht nicht nur aus 
tatſächlichen Erwägungen, ſondern vorzugsweiſe mit Rückſicht 
auf die im reichsgerichtlichen Urteile vom 1. Mai 1880 
(RGSt. 2, 33) ausgeſprochene, von der Strafkammer geteilte 
rechtliche Anſchauung verneint. Dieſe Anſicht iſt jedoch von 
dem III. StS. des RG., wie derſelbe in ſeinem Urteile vom 
5. Juli 1900 (RGSt. 33, 333 [334]) näher darlegt, aus⸗ 
drücklich aufgegeben worden und wird auch von dem er⸗ 
kennenden Senate nicht gebilligt. Allerdings wird die Strafe 
„um ihrer ſelbſt willen verhängt, nicht in der Abſicht, den 
Vermögensverkehr zu vermitteln“ (RGSt. 2, 33 [41]). Allein 
nicht die rechtliche Natur der Strafe, ſondern die Wirkungen, 
welche ſie auf den Verurteilten ausübt, kommen hier in Be⸗ 
tracht. Im Hinblick auf die für dieſen mit einer Geldſtrafe 
verbundenen wirtſchaftlichen Folgen kann deren Verhängung 
einen Vermögensnachteil bilden. Folgerichtig kann auch in der 
Abſicht, einen drohenden Vermögensnachteil abzuwenden, die 
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Abſicht einer günſtigeren Geftaltung der Vermögenslage ges 
funden werden (NGSt. 33, 333 [334]). Ob die letzterwähnte 
Abſicht nach den konkreten Umſtänden erreichbar iſt, erſcheint 
nicht von Belang. Die Abſicht, einem anderen einen ſolchen 
Vorteil zu verſchaffen, fällt, wie der erſte Richter zutreffend 
annimmt, mit derjenigen, einen Angehörigen vor Strafe zu be⸗ 
wahren, nicht notwendig zuſammen. Es kann für den Täter 
die Rückſichtnahme auf die Ehre ſeines Angehörigen beſtimmend 
geweſen ſein. Daß der Angeklagte nur die Ehre ſeiner Ehefrau 
im Auge hatte, iſt im Urteile nicht geſagt und wegen der an 
(RGSt. 2, 33) ſich anſchließenden Ausführungen desſelben 
auch nicht als die Auffaſſung des Vorderrichters anzunehmen. 
Hätte aber der Angeklagte zu dem Zwecke gehandelt, ſowohl 
die Ehre ſeiner Frau zu ſchützen, als auch deren Vermögen vor 
den mit einer Geldſtrafe verknüpften Folgen zu bewahren, ſo 
wäre feine Abſicht auch auf Verſchaffung eines Vermögens⸗ 
vorteils gerichtet geweſen (RGSt. 27, 217). Urt. d. II. Sen. 
v. 30. Okt. 1906 (531/06). | 

50. 5 304 StGB.] Entziehen des Waſſerzufluſſes ift 
Urt. d. V. Sen. v. 
11. Dez. 1906 (711/06). 

51. 8 304 StGB.] Ob in einem Markſteine der trigo⸗ 
nometriſchen Landesaufnahme ein „Gegenſtand der Wiſſenſchaft“ 
erblickt werden kann, mag dahin geſtellt bleiben; jedenfalls 
handelt es ſich um einen dem „öffentlichen Nutzen“ dienenden 
Gegenſtand im Sinne des § 304 StGB. Urt. d. III. Sen. 
v. 15. Okt. 1906 (382/06). 

52. 8 340 StGB. Züchtigungsrecht des Lehrers in Preußen, 
insbeſondere Regierungsbezirk Trier.] Es war zunächſt zu prüfen, 
ob am Orte der Tat Rechtsnormen über den Umfang des Züchtigungs⸗ 
rechts des Lehrers in Geltung ſind, welche das Schlagen an 
den Kopf verbieten. Daß der preußiſche Staat ein Züchtigungs⸗ 
recht des Lehrers an ſich anerkennt, ift zweifellos. In der 
Allerhöchſten Kabinetsordre vom 14. Mai 1825, betreffend die 
Schulzucht in den Provinzen, wo das AER. noch nicht eins 
geführt iſt (Geſetzſamml. S. 149), waren in Anlehnung an 
das ALR. Tl. II Tit. 12 SS 50 ff. Beſtimmungen über die 
Schulzucht getroffen, im weſentlichen des Inhalts, daß die 
Schulzucht niemals bis zu geſundheitsgefährlichen Mißhandlungen 
ausgedehnt, in angemeſſenen Schranken verbleibende Züchtigungen 
aber kriminell ſtraflos ſein ſollten; ſpeziellere Beſtimmungen 
über den Umfang der Schulzucht enthält das Geſetz nicht. 
Später waren über Art und Maß des Züchtigungsrechts mehr⸗ 
fache Ausführungsbeſtimmungen der Verwaltungsbehörden er⸗ 
gangen. Um im Intereſſe der Schulzucht die Lehrer gegen die 
Ausdehnung eines ſtrafrechtlichen Einſchreitens zu ſchützen, hat 
dann das Miniſterium der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
durch Zirkularverfügungen vom 3. April und 2. Oktober 1888 
an die Königlichen Regierungen die Weiſung erlafien, alle be 
züglichen Vorſchriften, welche dem Züchtigungsrechte des Lehrers 
hinſichtlich des Maßes und der Art ſeiner Ausübung engere 
Grenzen zogen, als es die beſtehenden Geſetze tun, aus⸗ 
drücklich aufzuheben, wogegen den Regierungen bezw. Schul⸗ 
aufſichtsbehörden anheim gegeben werde, ihren Willen bezüglich 
der Art und Weiſe der Handhabung des Züchtigungsrechts den 
Lehrperſonen unter Hinweis auf ſtrenge diſziplinariſche Ahndung 
pädagogiſcher Mißgriffe in geeigneter Weiſe kundzugeben, jedoch 
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unter Wahrung des informatoriſchen Charakters ſolcher Vor⸗ 
ſchriften und unter Vermeidung einer unmittelbar befehlenden 
Form (vgl. Giebe & Hildebrandt, Verordnungen betr. das 
Volksſchulweſen 4. Aufl. 3. Nachtrag S. 218 ff.). Dem⸗ 
entſprechend hat die Königliche Regierung zu Trier in Ver⸗ 
fügungen an die Kreisſchulinſpektoren vom 14. Mai 1888 und 
12. Auguſt 1889 die früher erlaſſenen Vorſchriften über Hand⸗ 
habung der Schulzucht für aufgehoben erklärt und in der 
Form von Informationen und Warnungen gewiſſe Leitſätze für 
die Lehrer ausgeſprochen, ſo: ein pädagogiſcher Mißgriff würde 
es fein, wenn Schüler an den Kopf geſchlagen würden (Flügel, 
Geſetze uſw. über die Volksſchulen in Preußen 1894 S. 378 ff.). 
Hiernach beſteht gegenwärtig im Regierungsbezirke Trier weder 
ein Geſetz im engeren Sinne, noch etwa eine demſelben gleich⸗ 
zuachtende, allgemein bindende, von zuſtändigen Behörden er⸗ 
laſſene Norm, welche ſpezielle Vorſchriften über das Maß und 
die Art des den Lehrern zuſtehenden Züchtigungsrechts, 
namentlich das Schlagen an den Kopf gibt (vgl. RGSSt. 15, 
376; 16, 34; 19, 265; 23, 161), während die ſtaatliche An⸗ 
erkennung eines Züchtigungsrechts überhaupt fortbeſteht, das, 
wie auch die erwähnten behördlichen Anordnungen ergeben, in 
mäßiger, verſtändiger und zweckentſprechender Weiſe ausgeübt 
werden ſoll, und bezüglich deſſen für den Bezirk des Tatorts 
in der vorliegenden Sache eine inſtruktionelle Weiſung des 
in den Gründen des erſtinſtanzlichen Urteils feſtgeſtellten In⸗ 
halts allerdings gegeben iſt. Erwägt man nun, daß am Orte 
der Tat ſpezielle geſetzliche Vorſchriften über den Umfang des 
Züchtigungsrechts des Lehrers nicht galten, daß ferner die zu⸗ 
ſtändige Zentralbehörde alle behördlichen Erlaſſe und Anord⸗ 
nungen über dieſen Gegenſtand ausdrücklich für auf⸗ 
gehoben erklärt und den fortan zu treffenden Anordnungen 
der Schulaufſichtsbehörden ausdrücklich den Charakter 
bindender Normen verſagt hat, ſo kommt man zu dem 
Schluſſe, daß dort ein Züchtigungsrecht des Lehrers beſteht, 
über Umfang und Art der Ausübung dieſes Rechts aber in 
jedem einzelnen Falle unter Berückſichtigung der konkreten 
Umſtände und der oben wiedergegebenen Grundſätze zu befinden 
und nach richterlichem Ermeſſen darüber, ob eine erlaubte oder 
ſtrafbare Züchtigung begangen iſt, zu entſcheiden iſt. Urt. d. 
V. Sen. v. 30. Okt. 1906 (477/06). 


B. Zur Gerichtsverfaſſung und Prozeßordnung. 

53. 852 GV.] Die Reviſion meint, weil zwiſchen der 
Zeit der Aufftellung der Urliſten und der Hauptverhandlung 
ein Teil des Landgerichtsbezirks abgetrennt und einem neu ge⸗ 
bildeten LG. überwieſen worden iſt, hätten die Geſchworenen, 
welche in dieſem abgetrennten Teil wohnhaft ſind, nicht in die 
Spruchliſte aufgenommen werden dürfen, ſondern ſeien vor der 
Ausloſung in der Jahresliſte zu ſtreichen geweſen. Eine Vor⸗ 
ſchrift, welche dieſes anordnete oder auch nur zuließe, enthält 
aber das GVG. nicht, und nirgends findet ſich eine Beſtimmung, 
wonach ein Geſchworener, welcher nicht in dem Landgerichts⸗ 
bezirk wohnt, zur Ausübung des Geſchworenenamts unfähig 
wäre. Urt. d. I. Sen. v. 22. Nov. 1906 (1264/06). 

54. 8 98 GVG. Aber die Zuläſſigkeit der Verlegung der 
Verhandlung von der Gerichtsſtelle finden ſich im GVG. und der 
StPO. keine Beſtimmungen, dagegen enthält 5219 3 PO. die Norm, 
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daß die Termine an der Gerichtsſtelle abzuhalten find. Es find 
aber Ausnahmen zugelaſſen, ſo ſelbſtverſtändlich bei Einnahme 
eines Augenſcheins an Ort und Stelle, und wenn eine Hand⸗ 
lung erforderlich iſt, welche an der Gerichtsſtelle nicht vor⸗ 
genommen werden kann. Unbedenklich gelten die gleichen 
Grundſätze für das Strafverfahren. Urt. d. III. Sen. v. 
22. Dez. 1906 (1201/06). 

55. 5 86 StPO.] Zu dem Inbegriffe der Verhandlung, 
aus dem der Richter feine Überzeugung von der Wahrheit oder 
Unwahrheit von Tatſachen zu ſchöpfen hat, gehören außer den 
Ergebniſſen der vorgeführten Beweismittel unmittelbare, nicht 
von ihm aufgeſuchte Wahrnehmungen und Eindrücke des Richters 
in der Hauptverhandlung ſelbſt. Dahin ſind zu rechnen die 
Erſcheinungen, welche eine Frage, eine Ausſage in dem Mienen⸗ 
ſpiel, in den Gebärden, dem Verhalten einer in der Verhand⸗ 
lung anweſenden Perſon hervorruft; das Verhältnis der körper⸗ 
lichen Größe der erſchienenen Perſonen („der größere der beiden 
Angeklagten, der kleinere von ihnen“); die körperlichen Eigen⸗ 
ſchaften eines Zeugen, deſſen Ladung und Vernehmung in erſter 
Linie nur die Übermittlung ſeiner Wiſſenſchaft von der 
Strafſache bezweckte; und anderes. Soweit es ſich um den 
Zuſtand, die Beſchaffenheit eines in der Hauptverhandlung zu 
Geſicht gebrachten Gegenſtandes, einer in ihr aufgetretenen 
Perſon handelt, kann außerdem die Beſichtigung beſchloſſen 
werden, und liegt dann die Einnahme eines Augenſcheins vor; 
dadurch wird indeſſen die Berückſichtigung der bereits unwill⸗ 
kürlich entſtandenen Eindrücke bei Bildung der Aberzeugung 
nicht ausgeſchloſſen. In der Natur der Sache liegt es, daß 
das Sitzungsprotokoll zur Bekundung der nicht aufgeſuchten 
Wahrnehmungen nicht beſtimmt fein kann. Daß ſolche Wahr: 
nehmungen, denen gerade wegen ihrer Unmittelbarkeit oft eine 
beſondere ÜUberzeugungskraft beiwohnt, unberückſichtigt bleiben 
müſſen, kann nicht daraus gefolgert werden, daß die StPO. 
ſich nicht ausdrücklich mit ihnen beſchäftigt. Die Zuläſſigkeit 
ihrer Berückſichtigung ergibt ſich auch aus der Vorſchrift, daß 
die Überzeugung des Richters aus dem Inbegriffe der Ber 
handlung zu ſchöpfen iſt. Urt. d. II. Sen. v. 4. Dez. 1906 
(663/06). 

56. 5 127 StPO.] Daß der § 127 StPO. nicht nur 
die Befugnis gewährt, unter den gegebenen Vorausſetzungen 
den Täter in Perſon vorläufig feſtzunehmen, ſondern auch die, 
allein eine bei ihm vorgefundene Sache vorläufig in Befitz zu 
nehmen, folgt aus dem allgemeinen Rechtsgedanken, daß ein 
Recht zum Mehreren das Recht zum Minderen gleicher Art in 
ſich ſchließt (Einl. zum PrAL R. § 91). Das Geſetz will in 
8 127 a. a. O. ein Mittel geben, durch welches die Feſtſtellung 
einer Perſönlichkeit, die ſich nicht ſofort bewerkſtelligen läßt, 
für künftig ermöglicht werden ſoll, und wenn das Geſetz zu 
ſolchem Zwecke ſogar die vorläufige Feſtnahme der Perſon ge: 
ſtattet, ſo muß in ſeinem Sinne die Wegnahme einer im Beſitze 
des unbekannten Täters vorgefundenen Sache zu eben dem 
zuvor bezeichneten Zwecke ebenfalls ſtatthaft ſein. Unfraglich 
ſtellt ſich ein ſolches Vorgehen gegen den Täter als ein minderer 
Eingriff in ſeine Rechtsſphäre dar als ein Angriff auf ſeine 
perſönliche Freiheit überhaupt. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung 
bleibt für alle Fälle nur, daß ſeitens des Handelnden nichts 
anderes beabſichtigt iſt, als eine vorläufige Maßregel zu dem 
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in $ 127 bezeichneten Zwecke und auf Grund der ebendort 
aufgeſtellten Vorausſetzungen. Urt. d. III. Sen. v. 3. Dez. 1906 
(573/06). 

57. 8 221 StPO.] Wären, wie die Rebifion behauptet, 
außer den in der Anklageſchrift als Beweismittel bezeichneten, 
in den Eheſcheidungsakten befindlichen vier Briefabſchriften 
noch weitere vier Briefabichriften aus den Vormundſchafts⸗ 
akten verleſen worden, ſo würde eine ſolche Maßnahme in der 
Befugnis des Gerichts, in Anſehung der Beweisführung den 
Sachverhalt in jeder ihm geeignet erſcheinenden Weiſe auf⸗ 
zuklären, alſo auch ſolche Belaſtungs beweiſe zu benntzen, welche 
von der Staatsanwaltſchaft nicht in Bezug genommen ſind, 
ihre Berechtigung gefunden haben (88 153 Abſ. 2, 220, 243 
Abf. 3 StPO.). Einer vorherigen Benachrichtigung des Ans 
geklagten von der eventuellen Benutzung dieſer Beweismittel 
bedurfte es nicht, da die Vorſchrift des § 221 StPO. fih nur 
auf Zeugen und Sachverſtändige bezieht. Urt. d. IV. Sen. v. 
7. Dez. 1906 (671/06). 


58. 8 222 Abſ. 2 StPO] Die Entſcheidung der Frage, 


ob das Erſcheinen eines Zeugen wegen großer Entfernung im 
Sinne des 5 222 Abſ. 2 StPO. beſonders erſchwert fein werde, 
liegt weſentlich auf tatſächlichem Gebiet und ihre Bejahung 
würde einem Reviſionsangriff nur dann unterliegen, wenn fie 
erkennbar durch Rechtsirrtum beeinflußt worden wäre. Dies 
trifft hier nicht zu. Daß für die im Bezirk des er⸗ 


kennenden Gerichts wohnhaften Zeugen die Anwendbarkeit 


des 8 222 Abſ. 2 und inſoweit auch die des $ 250 StPO. 
rechtsgrundſätzlich ausgeſchloſſen wäre, kann nicht anerkannt 
werden (RGSt. 18, 261). Daß aber das Erſcheinen des in 
Braunſchweig wohnhaften Zeugen in der in Walkenried ſtatt⸗ 
gefundenen Hauptverhandlung beſonders erſchwert geweſen wäre, 
konnte, wie ſie auch offenbar getan hat, die Strafkammer mit 
Rückſicht auf die durch die räumliche Entfernung und geogra⸗ 
phiſche Lage der beiden Orte bedingte und tatſächlich beſtehende 
Schwierigkeit in Anſehung der Benutzung der zu Gebote 
ſtehenden Transportmittel unbedenklich annehmen. Urt. d. 
IV. Sen. v. 18. Dez. 1906 (905/06). 

59. 8 253 StPO.] Wie die Reviſionen ſelbſt in zus 
treffender Weiſe anerkennen, iſt unter einem Geſtändnis im 
Sinne des 8 253 a. a. O. nicht ein formelles Schuld bekenntnis 
zu verſtehen, es erfüllt vielmehr den Begriff des „Geſtänd⸗ 
niſſes“ das Einräumen von Tatſachen, aus denen Schluß⸗ 
folgerungen auf die Schuld des Erklärenden gezogen werden 
können (RGRſpr. 6, 554). Die Frage, ob in einem richten 
lichen Protokolle Tatſachen dieſer Art zugeſtanden worden ſind, 
iſt weſentlich nur auf Grund der Ergebniſſe der Hauptwerhand⸗ 
lung zu entſcheiden und eine Nachprüfung dieſer Entſcheidung 
in der Reviſionsinſtanz muß ſich demgemäß darauf beſchränken, 
ob der rechtliche Begriff des „Geſtändniſſes“ zutreffend ge⸗ 
würdigt iſt. Dafür, daß dies nicht der Fall ſei, bietet der 
Inhalt des erwähnten Protokolles keinen Anhalt. Gegenüber 
den Ausführungen der Beſchwerdeführer, daß Sch. keine ihn 
der Beihilfe zum Morde verdächtigenden Tatſachen zugeſtanden 
habe, vielmehr erklärt habe, erſt nach Vollendung der Tat an 
den Ort derſelben gekommen zu ſein, bedarf es keiner weiteren 
Erörterung, daß auch ſchon in dem Einräumen der Anweſenheit 
am Tatorte ſeitens des Sch. der Tatrichter einen Umſtand 
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finden konnte, der Schlußfolgerungen auf ſeine Beteiligung an 
dem zur Aburteilung ſtehenden Morde geſtattete. Urt. d. 
IV. Sen. v. 29. Dez. 1906 (1382/06). 

60. 8 250 Abf. 1 StPO.] Irrig wäre es allerdings, 
wenn das Gericht rechtsgrundſätzlich hätte ausſprechen wollen, 
daß jeder Soldat, der ſich im mobilen Zuſtand vor dem Feinde, 
oder der ſich bei der Schutztruppe einer unſerer Kolonien be⸗ 
findet, als nicht zu ermitteln anzuſehen ſei. Allein im vor⸗ 
liegenden Falle wird auf die eigenartigen Verhältniſſe des 
Kriegsſchauplatzes und den Umſtand Gewicht gelegt, daß der 
Zeuge mit ſeiner Truppe in jenem weitausgedehnten und zur 
Zeit noch ſchwer zugänglichen Gelände den Aufenthalt fort⸗ 
während wechſelt. Das Gericht hat deshalb im vorliegenden 
Falle rechtlich nicht geirrt, daß es die Vernehmung des Zeugen 
nicht als eine ſolche anſah, die in einer für die Strafrechts⸗ 
pflege in Betracht zu nehmenden Zeit zu erwarten ſei. Urt. d. 
V. Sen. v. 16. Nov. 1906 (642/06). 

61. 5 255 StPO.] Mit Rückſicht auf die geſetzgeberiſche 
Abſicht muß angenommen werden, daß die fahrläſſigen Körper⸗ 
verletzungen nicht nur leichten, ſondern auch ſchweren Erfolgs 
unter die im $ 255 StPO. bezeichneten Körperverletzungen 
fallen, welche nicht zu den ſchweren gehören, die ſchweren 
Körperverletzungen des § 255 a. a. O. alſo nur die vorſätz⸗ 
lichen Körperverletzungen mit ſchwerem Erfolge (8 224 StGB.) 
umfaſſen. Urt. d. V. Sen. v. 27. Nov. 1906 (517/06). 

62. S 274 StPO.] Die Urteilsgründe laſſen darüber 
keinen Zweifel, daß eine von dem erkennenden Gericht an dem 
in Rede ſtehenden Zeugnis vorgenommene Prüfung durch Ein⸗ 
nahme des Augenſcheins zu dem Ergebnis geführt hat, daß 
dies Zeugnis verfälſcht ſei. Im Sitzungsprotokolle wird nur 
bekundet, daß der Angeklagte erklärte: er wiſſe nicht, wie die 
Raſuren auf das Schriftſtück gekommen ſeien, und daß dem⸗ 
nächſt das Schriftſtück verleſen iſt. Da das Protokoll einer 
Augenſcheinseinnahme durch das Gericht nicht Erwähnung tut, 
muß mit Rückſicht auf die ausſchließliche Beweiskraft des Pro⸗ 
tokolls die Behauptung der Reviſion: die im Urteil erwähnte 


Augenſcheinseinnahme ſei nicht in der Hauptverhandlung, ſondern 


außerhalb derſelben vorgenommen, als nicht widerlegt gelten; 
insbeſondere bringt die Beurkundung über die Verleſung des 
Schriftſtücks nicht zum Ausdruck, daß es Gegenſtand der Be⸗ 
ſichtigung durch die Richter geweſen iſt. Urt. d. II. Sen. v. 
6. Nov. 1906 (1082/06). 

63. 8 274 StPO.] Die Behauptung der Reviſion, daß 
im Sitzungsprotokoll in dem Satze „Abänderungen und Er⸗ 
gänzungen der Fragen wurden nicht beantragt, auch Einwen⸗ 
dungen gegen dieſelben nicht erhoben“ die Worte „nicht er⸗ 
hoben“ als durchſtrichen anzuſehen ſeien, iſt unzutreffend. Der 
über die betreffende Seite des Protokolls gezogene offenbar ver⸗ 
ſehentlich um 1 em zu lang geratene Strich hat offenbar nicht 
den Zweck, dieſe beiden Worte zu ſtreichen, da hierdurch der 
Satz unvollſtändig werden würde. Urt. d. IV. Sen. v. 
18. Dez. 1906 (1328/06). 

64. 8 377 Ziff. 8 StPO.] In dem Umſtand, daß der 
Vorſitzende dem Angeklagten den wiederholten Gebrauch der 
Ausdrücke „Betrug“ und „betrügeriſcher Bankerutt“ in Richtung 
auf den Zeugen O. unterſagt hat, läßt ſich eine unzuläſſige 
Beſchränkung der Verteidigung nicht erblicken. Denn eine ſtete, 
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unausgeſetzte Wiederholung jener Ausdrücke kann zu einer 
wirkſamen Verteidigung nicht unentbehrlich geweſen ſein. Urt. 
d. I. Sen. v. 13. Dez. 1906 (1376/06). 

65. 8 392 Abſ. 1 StPO.] Wenn der Verteidiger in 
ſeiner Reviſionsſchrift bemerkt, ſein primär geſtellter Antrag 
hätte nach 8 243 StPO. einer ausdrücklichen Beſchlußfaſſung 
bedurft, ſo iſt dies durchaus richtig, aber noch keine gemäß 
8 392 Abſ. 1 StPO. zuläſſige Revifionsbeſchwerde: Es fehlt 
die Angabe der Tatſache, daß der Angeklagte und ſein Ver⸗ 
teidiger vor der Urteilsfindung nicht nochmals das Wort er⸗ 
halten haben und hierdurch an der Geltendmachung neuer 
Verteidigungsbehelfe verhindert worden find. Urt. d. I. Sen. 
v. 20. Dez. 1906 (870/06). 


C. Andere Reichs⸗ und Landesgeſetze. 


66. GewO. 8 153.] Der allgemeine Boykott, der über 
ein Warenhaus vereinbart wird, und zwar zur Verbeſſerung 
der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ſeiner Gewerbegehilfen, be⸗ 
deutet eine Verabredung im Sinne des 8 152 GewO. Sie iſt 
an ſich geſtattet. Mit Strafe bedroht iſt es aber — 8 153 
a. a. O. —, wenn auch nur der Verſuch gemacht wird, andere 
zur Teilnahme an der Verabredung durch Drohungen, durch 
Ehrverletzung oder durch Verrufserklärung zu beſtimmen. Daß 
der Beſchwerdeführer fich eines ſolchen Verſuchs ſchuldig gemacht 
hat, iſt vom Vorderrichter ohne Rechtsirrtum angenommen. Es 
iſt feſtgeſtellt, daß der Beſchwerdeführer Flugblätter verlegt und 
verbreitet hat, die ſich in erſter Linie an die organiſierte Ar⸗ 
beiterſchaft, ſodann aber auch an die ganze Bevölkerung richteten 
und die Außerung enthielten: Die Ehre verbiete es bei J. zu 
kaufen. Kein rechtlich denkender Menſch dürfe die Streikenden 
im Stiche laſſen. Der Boykott ſei der Ausdruck der Solidarität 
der Arbeiter, die, verbunden mit allen menſchlich und rechtlich 
denkenden Nichtarbeitern, durch die Tat erklärten: bei ſolchem 
Arbeiterfeinde kauft man nicht. Jeder, der kaufe, mache ſich 
zum Mitſchuldigen des J. Die Verſprechungen von Rabatt uſw. 
ſeien die Silberlinge, mit denen man „Euch als Verräter an 
der Sache der Streikenden erkaufen möchte.“ J. wird als protzig 
und hochfahrend bezeichnet; er beute ſeine Arbeiter ſchlimmer 
aus, als in Fabriken und Werkſtätten geſchehe. Wenn das 
Gericht in dieſen Außerungen den Ausdruck von Ehrverletzungen 
und Verrufserklärungen gegenüber denjenigen gefunden hat, die 
trotz des Boykotts bei J. kaufen würden, ſo bewegt ſich das 
auf tatſächlichem Gebiete und unterliegt ſomit nicht der Nach⸗ 
prüfung. Das Erfordernis der Erkennbarkeit der Individuen, 
gegen welche der Angeklagte von den Mitteln der Ehrverletzung 
und der Verrufserklärung Gebrauch gemacht hat, iſt erfüllt, 
weil die Erklärung des Angeklagten ſich an „jedermann“ ge⸗ 
wendet hat, und jeder, der bei J. kaufe, als Mitſchuldiger 
des Genannten bezeichnet worden iſt. Wenn das Vordergericht 
die Bezeichnung „andere“ in 5 153 GewO. als fo umfaſſend 
angeſehen hat, daß jedermann als ein anderer gelten könne, 
gegen den ſich der Angriff im Sinne jener Beſtimmung richte, 
„gleichgültig ob er auf derſelben Seite der Lohnbewegung ſtehe 
oder nicht, ob er Berufsgenoſſe ſei oder nicht,“ ſo läßt ſich 
auch das nicht beanſtanden. Es ſteht in Einklang mit den 
Urteilen des RG. 30, 360 und 36, 206 (RGSt). Der Wortlaut 
wie die Tendenz der Strafbeſtimmung des 8 153 a. a. O. laſſen 
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eine Einſchränkung des Begriffs, die jener Auslegung des 
Vorderrichters entgegenſtünde, nicht zu. Mit dem Urteile des 
VI. 3S. des RG. vom 12. Juli 1906 wider V. und Gen. 
Rep. VI. 497/05 befindet ſich die vorliegende Entſcheidung 
nicht in Widerſpruch. In jenem Urteile iſt rechtsgrundſätzlich 
ausgeſprochen, daß die Ankündigung des Boykotts dem Gegner 
gegenüber keine Drohung im Sinne des § 158 GewO. ſei. Im 
vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um Maßnahmen gegen⸗ 
über dem Gegner und auch nicht um Drohungen, ſondern um 
Verrufserklärungen und Ehrverletzung Dritter. Wenn das 
Vordergericht ſchließlich ausgeführt hat: „Ubrigens ſtelle fich die 
Handlungsweiſe des Angeklagten auch ſchon deshalb als ein 
Vergehen gegen § 153 a. a. O. dar, weil er den J. durch die 
Boykottierungsbekanntmachungen zu beſtimmen verſucht habe,“ 
ſo kann dieſe Auffaſſung freilich nicht Billigung finden. Aber 
auf jenem Satze beruht die Entſcheidung auch nicht, wie ſchon 
ſeine Faſſung und ſeine Stellung innerhalb des Urteils ergibt, 
und mit Gewißheit aus dem Umſtande erhellt, daß diejenigen 
Ausführungen, welche die Schlußfeſtſtellung und die darauf ge⸗ 
gründete Geſetzesanwendung tragen, völlig unabhängig von 
jenem Satze zuvor bereits abgeſchloſſen waren. Urt. d. III. Sen. 
v. 29. Okt. 1906 (339/06). 

67. Geſetz vom 8. November 1867 betr. die Organiſation 
der Bundeskonſulate $ 20.] 8 20 beſchränkt die Zuſtändigkeit 
der Konſuln nicht auf die Abhörung und Beeidigung von 
deutſchen Reichsangehörigen, im Gegenſatz zu der im 8 16 ge⸗ 
regelten notariellen Tätigkeit. Ebenſo wenig iſt eine ſolche Be⸗ 
ſchränkung in der Dienſtinſtruktion vom 6. Juni 1871 ent⸗ 
halten. Urt. d. II. Sen. v. 14. Dez. 1906 (804/06). 

68. PreßGG. S 6 Abſ. 1.] Die Frage, ob der Drucker 
mit Angabe ſeines Namens und Wohnorts ſeinen preßgeſetz⸗ 
lichen Pflichten genügt habe oder auch für Angabe des Namens 
und Wohnorts des Verlegers verantwortlich ſei, muß in letzterem 
Sinne beantwortet werden. Urt. d. III. Sen. v. 8. Okt. 1906 
(774/06). 

69. Reichsgeſetz vom 11. Januar 1876 betr. das Urheber 
recht an Muſtern und Modellen 8 1 Abſ. 2.] Gerechtfertigt 
iſt aber die Rüge, daß die Urteilsbegründung in Anſehung des 
ſubjektiven Tatbeſtandes widerſpruchsvoll und unvollſtändig iſt. 
Nach dem Zuſammenhang der Urteilsgründe muß angenommen 
werden, daß das Gericht „vorſätzliches“ Handeln gegen den 
Angeklagten feſtgeſtellt hat. Von Fahrläſſigkeit iſt nur inſofern 
die Rede, als ein von der Verteidigung erhobener Einwand, 
daß nicht einmal von Fahrläſſigkeit geſprochen werden könne, 
zurückgewieſen iſt. Dagegen deutet auf die Annahme vorſätz⸗ 
lichen Handelns der Satz: „Er hat dieſe Nachbildung vor⸗ 
ſätzlich herſtellen laſſen, wie er einräumt.“ Mit Recht macht 
der Beſchwerdeführer geltend, daß letzteres mit den im Urteil 
wiedergegebenen Anführungen des Angeklagten im Widerſpruch 
ſteht. Vorſätzlich im Sinne des Strafgeſetzes handelt, wer ſich 
des Vorliegens aller tatſächlichen Umſtände bewußt iſt, welche 
die Anwendung des Geſetzes rechtfertigen. Angeklagter hat 
aber, wie im Urteil angegeben, behauptet, er habe keine Kennt⸗ 
nis davon, daß das Probemuſter geſchützt geweſen ſei, gehabt, 
dasſelbe ſei auch keineswegs ein neues und er habe ferner auch 
gar nicht die Abſicht gehabt, es nachzubilden, ſondern ein neues 
Muſter herſtellen laſſen wollen. Hiermit iſt die Feſtſtellung, er 
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habe eingeräumt, daß er die Nachbildung vorſätzlich habe 
herſtellen laſſen, unvereinbar. Auch eine genügende Begründung 
für ein Handeln mit Eventualdolus enthält das Urteil nicht. 
Die Annahme, er habe mit der Möglichkeit gerechnet, daß das 
Muſter einer Plauener Firma gehöre, widerlegt nur den Ein⸗ 
wand, er habe angenommen, es handle ſich um ein einer 
Schweizer Firma gehöriges Muſter, läßt aber die Frage un⸗ 
berührt, ob er ſich der Möglichkeit bewußt geweſen iſt, daß er 
durch die Nachbildung ein Schutzrecht verletzen könne, und ob 
er deſſen ungeachtet die Nachbildung hat herſtellen laſſen. Be⸗ 
gründet iſt aber ferner auch die Rüge, daß die Frage, ob der 
Angeklagte in entſchuldbarem tatſächlichen oder rechtlichen Irrtum 
in gutem Glauben gehandelt habe, unzureichend in Erwägung 
gezogen ſei. Dieſe Rüge iſt dahin zu verſtehen, daß die in der 
angegebenen Richtung erhobenen Einwendungen nicht gewürdigt 
worden ſeien, und dies iſt als richtig anzuerkennen. Der Ein⸗ 
wand der Verteidigung, es könne nicht einmal von Fahrläſſig⸗ 
keit in der Verletzung des Muſterrechtes der Firma J. ge⸗ 
ſprochen werden, iſt nur in der Richtung geprüft, ob Ange⸗ 
klagter in der Lage geweſen iſt, zu erfahren, daß es ſich um 
ein geſchütztes Muſter handele. Angeklagter hatte aber auch 
eingewendet, es ſeien die Motive des Muſters in dem bei ihm 
hergeſtellten Muſter nur frei benutzt, ſein Muſter ſei als ein 
neues anzuſehen und er habe nicht nachahmen, ſondern ein 
neues Muſter herſtellen laſſen wollen. Dieſer Einwand konnte 
nur dahin verſtanden werden, daß das beim Angeklagten hergeſtellte 
Muſter von ihm nicht als eine Nachbildung, ſondern als ein neues 
angefehen worden ſei. Damit war geltend gemacht, daß er 
ſich in dem guten Glauben befunden habe, keine unerlaubte 
Nachbildung herſtellen zu laſſen, und dieſer Einwand mußte 
gemäß S 18 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1870, 5 14 
des Geſetzes vom 11. Januar 1876 und $ 266 Abſ. 2 StPO. 
im Urteil ausdrücklich erörtert werden. Dies iſt nicht ge⸗ 
ſchehen. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Dez. 1906 (991/06). 

70. Viehſeuchengeſetz 88 8, 18.] Die Gültigkeit der nach 
8 8 und 8 18 erlaſſenen Anordnung der im Geſetze zugelaſſenen 
Schutzmaßregeln iſt dadurch bedingt, daß aus der erlaſſenen 
Anordnung die Konſtatierung einer beſtimmten Seuchengefahr 
erſichtlich iſt. Urt. d. III. Sen. v. 19. Nov. 1906 (593/06). 

71. Krank VerſG. 8 82 b.] Nach den Feſtſtellungen der 
Vorinſtanz befand ſich der Angeklagte in ſehr ſchlechter Ver⸗ 
mögenslage und war deshalb oft nicht in der Lage, den von 
ihm beſchäftigten Arbeitern den Lohn oder den vollen Lohn zu 
zahlen; er hat vielmehr den Lohn entweder gar nicht oder nur 
zum Teil gezahlt und war deshalb gar nicht in der Lage, den 
Arbeitern Abzüge für die Beiträge zur Krankenkaſſe zu machen. 
Durch die hiermit getroffene Feſtſtellung, daß der Angeklagte 
feinen Arbeitern in der fraglichen Zeit Krankenverſicherungs⸗ 
beiträge vom Lohn überhaupt nicht abgezogen hat, wird die 
Freiſprechung gerechtfertigt. Urt. d. II. Sen. v. 21. Dez. 1906 
(706/06). 

72. Krank VerſGG. 8 82a b.] Wer als Arbeitgeber gemäß 
8 53 Abſ. 1 KrankVerſG. feinen Arbeitern Beiträge vom 
Lohne abzieht, aber ſeiner Verpflichtung zur Abführung dieſer 
Beiträge an die Kaſſe nicht nachkommt, enthält damit die 
Beiträge im Sinne des 8 82 b der Kaſſe vor. Dieſer Begriff 
erfordert nicht etwa eine rechtswidrige Verfügung oder Zu⸗ 
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eignung in bezug auf die Beiträge. Das bloße Vorent⸗ 
halten, die vorſätzliche Nichterfüllung der Ablieferungspflicht in 
der vom Geſetze erheiſchten „Abſicht“ iſt mit Strafe bedroht, 
ſo daß auch gleichgültig iſt, ob der Arbeitgeber oder ſein Ver⸗ 
treter ſich im Beſitze der abgezogenen Lohnbeträge befindet oder 
nicht. Selbſt die Tatſache, daß ihm ein Dritter zur Be⸗ 
ſchaffung der Mittel für Bezahlung der Arbeitslöhne oder der 
Krankenkaſſenbeiträge vertragsmäßig verpflichtet iſt, enthebt ihn 
nicht der eignen Ablieferungs verpflichtung. Und unter der „Abs 
ſicht“, ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder die 
Krankenkaſſe zu ſchädigen, verſteht das Geſetz nichts weiter, als 
das Bewußtſein davon, daß der bezeichnete Erfolg durch das 
Vorenthalten eintreten müſſe. Eine Schädigung der Kranken⸗ 
kaſſe wird aber bereits durch Nichterlangung des ihr nach dem 
Geſetze Gebührenden zur Zeit der Fälligkeit vermittelt. Und 
wenn auch das Bewußtſein vom Eintritte dieſer Schädigung 
wie im Falle des von der Strafkammer angezogenen Urteils 
(RGSt. 28, 254) durch die Annahme ausgeſchloſſen wird, daß 
ein anderer die Beiträge an die Krankenkaſſe zahlen werde, 
ſo iſt doch vom Vorhandenſein eines derartigen Verhält⸗ 
niſſes im vorliegenden Falle keine Rede. Urt. d. IV. Sen. 
v. 28. Dez. 1906 (7857/06). 

73. KrankVerſG. 8 82 d. InvVerſcz. 8 182 Abſ. 2.7 
Es iſt zuläſſig, mehrere Handlungen, die teils das eine, teils 
das andere Geſetz verletzen, als einheitliches, in Idealkonkurrenz 
gegen beide verſtoßendes fortgeſetztes Vergehen zu behandeln. 
Urt. d. III. Sen. v. 22. Nov. 1906 (556/06). 

74. SprengſtG. 8 9 Abſ. 1.] Der Begriff des Über 
laſſens erfordert, ohne den Abſchluß eines Veräußerungs⸗ 
geſchäfts vorauszuſetzen, nichts mehr als die Einräumung der 
tatſächlichen Verfügungsgewalt über die überlaſſene Sache 
(RGSt. 17, 257), und, da ſchon die Gewährung der Mög⸗ 
lichkeit einer ſolchen Gewaltausübung zur Erfüllung des Er⸗ 
forderniſſes genügt, ſo kommt es nicht auf den Inhalt des über⸗ 
tragenen Rechts ſondern nur auf die durch die Beſitzeinräumung 
geſchaffene tatſächliche Lage an. Es ſteht deshalb auch, wie 
das RG. bereits angenommen hat, nichts entgegen, in der 
Übertragung der Verwaltung eines Vorrats von Sprengſtoffen 
durch den Betriebsleiter an einen beauftragten Stellvertreter 
ein „Überlafien” zu finden, ſofern dieſer die tatſächliche Möglich⸗ 
keit erlangt, über den Lagerbeſtand auch in anderer Weiſe zu 
verfügen (RGRſp. 8, 538). Urt. d. III. Sen. v. 22. Nov. 
1906 (563/06). 

75. Sprengfi®. Verordnung vom 19. Oktober 1893 
betreffend Verſendung von Sprengſtoffen auf Land⸗ und Waſſer⸗ 
wegen mit Ausnahme des Giſenbahn⸗ und Poſtverkehrs.] Klein⸗ 
bahnen find nicht Eiſenbahnen im Sinne dieſer Verordnung. 
Urt. d. III. Sen. v. 8. Okt. 1906 (705/06). 

76. Waren. § 13.] Es iſt keine „Angabe“ über die 
Herſtellungsart, und Erwägungen dieſer Art ſind indeſſen nicht 
in dem Falle am Platze, wo jemand zur Bezeichnung feiner 
Waren eine charakteriſtiſche Wort bezeichnung ſchafft und 
ſich ſchützen läßt, die wohl für Eingeweihte vermöge der Art 
der Wortbildung erkennen läßt, welcher Sinn mit dem Aus⸗ 
drucke verbunden und welcherlei Hinweis auf die Art der Her⸗ 
ſtellung in ihm mehr oder weniger verborgen liegen ſollte, die. 
aber als Angabe über die Art der Herſtellung nicht verkehrs⸗ 
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üblich, vielmehr vermöge ihrer Neuheit und Eigentümlich⸗ 
keit zur Unterſcheidung der aus einem beſtimmten Geſchäfts⸗ 
betriebe ſtammenden Waren recht wohl geeignet iſt. (Wird 
näher ausgeführt). Urt. d. IV. Sen. v. 5. Okt. 1906 
(375/06). 

77. Waren ZG. 8 13.] Dem Einwand der Verteidigung, 
daß das vom Angeklagten gewählte Wort „Arkus“, um einen 
Teil der von ihm in den Handel gebrachten Kloſets zu be⸗ 
zeichnen, eine Beſchaffenheitsangabe (Bogen) der verſchiedene 
Krümmungen enthaltenden Kloſets bedeute, die nach § 4 Abi. 1 
Nr 1, Waren G., nicht ſchutzfähig ſei, begegnet das Urteil 
mit der Erwägung, daß ein an ſich nicht ſchutzfähiges Wort 
nie gebraucht werden dürfe, ſobald die Gefahr einer Ver⸗ 
wechſelung mit einem geſchützten Warenzeichen beſtehe. Der 
Satz in dieſer Allgemeinheit iſt allerdings rechtsirrig und ver⸗ 
ſtößt gegen die klare Beſtimmung des § 13 a. a. O., wonach 
Angaben über die Beſchaffenheit von Waren, ſei es auch in 
einem einfachen Wortzeichen ohne anderweitige Beſtandteile auf 
Waren anzubringen, unbedingt erlaubt iſt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hätte es der Prüfung und Feſtſtellung bedurft, ob der 
Angeklagte durch den Gebrauch des Wortes „Arkus“ bewußt 
widerrechtlich ($ 14 a. a. O.) gehandelt habe, und dem iſt 
bei der geſchilderten Sachlage die jeder näheren tatſächlichen 
Unterlage entbehrende Schlußannahme nicht gerecht geworden. 
Urt. d. V. Sen. v. 26. Okt. 1906 (474/06). 

78. Waren ZG. 5 14.] Indem der Nebenkläger ſich das 
Wort „Creolin“ „Creolinſeife“ ſchützen ließ, wollte er erreichen, 
daß alle unter dieſer Bezeichnung in den Handel kommende 
Seife als mit Creolin, das aus ſeiner Fabrik ſtamme, her⸗ 
geſtellt gekennzeichnet werde. Eben deshalb hat er dem L. die 
Benutzung des ihm geſchützten Warenzeichens nur unter der 
Bedingung geſtattet, daß L. es ausſchließlich für Seifen be⸗ 
nüßgen dürfe, die mit vom Nebenkläger gelieferten Creolin her⸗ 
geſtellt waren. Die Befugnis des L. zur Benutzung des 
Warenzeichens des Nebenklägers war alſo eine beſchränkte und 
wurde verletzt, wenn er Seife, die nicht mit vom Nebenkläger 
bezogenen Creolin hergeſtellt war, als Creolinſeife etikettierte, 
er verletzte ſie aber ebenſo auch dann, wenn er Seife, die mit 
Creolin des Nebenklägers hergeſtellt war, als Creolinſeife mit 
einem Zuſatze bezeichnet, der den vom Nebenkläger mit ſeinem 
Zeichenſchutz erſtrebten, oben näher bezeichneten Zweck in das 
direkte Gegenteil verkehrt. Bringt er das Warenzeichen des 
Nebenklägers auf der mit Creolin des Nebenklägers hergeſtellten 
Seife mit einem Zuſatz an, der darauf hinweiſt, daß die Seife 
nicht mit Creolin des Nebenklägers, ſondern mit anderem 
Creolin hergeſtellt iſt, ſo bleibt er nicht mehr innerhalb der 
Grenzen der ihm geſtatteten Verwendung des fremden Waren⸗ 
zeichens, ſondern er verſieht in dieſem Falle die Ware wider⸗ 
rechtlich mit dem dem Nebenkläger geſchützten Warenzeichen, es 
ſei denn, daß der beigefügte Zuſatz ein derart weſentlicher, die 
Natur des urſprünglichen Warenzeichens derart verändernder 
iſt, daß die Ware als überhaupt mit einem anderen Zeichen 
als dem geſchützten verſehen zu erachten iſt. Urt. d. III. Sen. 
v. 10. Dez. 1906 (783/06). 

79. Geſetz vom 16. Mai 1894 über die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte. 8 7.] Es ſollte mit dieſer Strafvorſchrift, die ſich 
gegen die Veräußerung der im Geſetze aufgeführten Lospapiere 
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unter der Verabredung von Teilzahlungen, alſo unter einer die 
Anſchaffung beſonders erleichternden Bedingung richtet, dem 
unſoliden, zum Spiel anreizenden Handel mit ſolchen Papieren 
auf inländiſchem Boden entgegen getreten werden. Dieſer 
Zweck des Geſetzes würde nicht erreicht werden, wenn die 
Möglichkeit offengelaſſen wäre, im Inlande Lospapiere der 
fraglichen Art unter den im Geſetze verbotenen Bedingungen 
in der Weiſe an den Mann zu bringen, daß die den Erwerb 
herbeiführenden obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte außerhalb des 
Geltungsbereiches des Geſetzes zum Abſchluſſe gebracht werden. 
Urt. d. IV. Sen. v. 6. Nov. 1906 (1111/06). 

80. UnlWG. 5 10.] Wie das RG. bereits anerkannt 
hat, bezeichnet der Ausdruck „unternehmen“ im Sinne des 
8 10 Unl WG., ebenſo wie in $ 159 StGB., jede Handlung, 
die zur Erreichung des vom Geſetz verbotenen Erfolges vor⸗ 
genommen wird. Er umfaßt darnach jedenfalls die Handlungen, 
die nach 8 43 StGB. einen Verſuch darſtellen. Inſoweit 
kommen deshalb eintretendenfalls auch die Grundſätze zur An⸗ 
wendung, die das RG. hinſichtlich des ſogenannten untauglichen 
Verſuchs, d. h. des Verſuchs mit untauglichen Mitteln und am 
untauglichen Gegenſtand entwickelt hat. Entſcheidend iſt dem⸗ 
gemäß für den Tatbeſtand des 8 10 Unl WG. die Betätigung 
des auf die Herbeiführung des Erfolges gerichteten Willens. 
Es kommt deshalb im Sinne dieſer Vorſchrift überhaupt nicht 
notwendig auf das wirkliche Vorhandenſein eines ſchutzfähigen 
Betriebsgeheimniſſes an. Urt. d. V. Sen. v. 13. Nov. 1906 
(602/06). 

81. BGB. 5 762.] Das Wort „Spiel“ in 8 762 BGB. 
kann nicht anders als allgemein, d. h. dahin verſtanden werden, 
daß es auch reine Geſchicklichkeitsſpiele (z. B. Preiskegeln, nach 
Befinden aber auch Billard uſw., ſelbſt Schach) in ſich ſchließt, 
und die Klagbarkeit ſolcher Spiele iſt mithin nach dem jetzt 
geltenden Rechte ausgeſchloſſen. Urt. d. V. Sen. v. 7. Dez. 1906 
(473/06). 

82. KD. 8192 flg.] Unrichtig iſt, daß der Konkurs feinem 
Weſen nach das Vorhandenſein mehrerer Gläubiger vorausſetze. 
Der Anſpruch des Gläubigers einer eingetragenen Genoſſenſchaft, 
daß der zahlungsunfähigen Genoſſenſchaft durch die Geltend⸗ 
machung der geſetzlichen Nachſchußpflicht ihrer Genoſſen neue 
Befriedigungsmittel zugeführt werden, läßt fich nur im 
Rahmen des Konkurſes verwirklichen. Ob man beim Vor⸗ 
handenſein nur eines Gläubigers noch von Zahlungs einſtellung 
reden darf, kann unerörtert bleiben, da die Zahlungsunfähigkeit 
der Genoſſenſchaft genügt und feſtſteht. Urt. d. II. Sen. v. 
30. Nov. 1906 (692/06). 

83. KO. 8 240.] Die Reviſion macht geltend, durch 
materielle Unrichtigkeiten in der Bewertung von Vermögens⸗ 
ſtücken werde die Buchführung keine „unordentliche“ im Sinne 
des 8 240 KO., deſſen Nr. 3 nur die formellen Mängel 
der Buchführung mit Strafe bedrohe. Dies iſt unzutreffend. 
Wenn der Kaufmann verpflichtet iſt, in ſeinen Büchern die Lage 
ſeines Vermögens nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung erſichtlich zu machen (8 38 HGB.) und zu dem 
Zwecke ſeine Vermögensgegenſtände mit Angabe des Werts 
jedes einzelnen genau zu verzeichnen (§ 39 daſelbſt), auch in 
der Bilanz nach dem Zeitwerte anzuſetzen (§ 40 daſelbſt), fo 
iſt zweifelsfrei, daß ihm die Verpflichtung obliegt, hierbei 
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allenthalben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu vers 
fahren. Er verletzt ſchon ſeine formelle Pflicht zu „ordent⸗ 
licher“ Buchführung, wenn er ſeine Vermögensſtücke auch nur 
willkürlich bewertet, noch gröber, wenn er Werte für ſie 
einſetzt, die, wie er weiß, falſch ſind. Urt. d. IV. Sen. v. 
26. Okt. 1906 (337/06). 

84. KO. 8 240.] Der Verurteilung des Angeklagten 
ſteht nicht entgegen, daß er gegen Ende ſeiner Geſchäftsführer⸗ 
zeit den Bücherreviſor mit der Anlegung neuer Bücher beauf⸗ 
tragt hat und daß dem Bücherreviſor die Gewinnung einer 
Üiberfiht über den Vermögenszuſtand und die Anfertigung der 
neuen Bücher gelungen iſt. Allerdings kann unter Umſtänden 
dadurch, daß Unordnungen in der Buchführung beſeitigt werden 
und infolgedeſſen eine Vermögensüberſicht zur Zeit der 
Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung (vgl. RGSt. 29 
S. 222, 224) möglich wird, die Anwendung des § 243° KO. 
ausgeſchloſſen werden. Aber die Anlegung neuer Bücher für 
die zurückliegenden 7 bis 8 Monate war keine Führung von 
Handelsbüchern für dieſe Monate nach den Grundſätzen 
ordnungs mäßiger Buchführung. Die neuen Bücher 
waren keine ordentlich geführten. Urt. d. II. Sen. v. 
26. Okt. 1906 (436/06). 

85. KO. 8 240. Allerdings ſchließt die ſpätere Ord⸗ 
nungsmäßigkeit der Buchführung die Anwendung der Straf⸗ 
vorſchrift nicht unbedingt aus, nämlich eben dann nicht, wenn 
mit Rückſicht auf die beſondere Geſtaltung der Sachlage die Mängel 
der früheren Buchführung noch zur Zeit der Zahlungseinſtellung 
oder der Konkurseröffnung fortwirkend erſcheinen. Hieraus er⸗ 
gibt ſich aber die Notwendigkeit, in einem Falle dieſer Art zu 
prüfen, ob ein Zuſammenhang der früheren oder ſpäteren Buch⸗ 
führung beſteht, der den Einfluß der Ordnungswidrigkeit auf 
die Zeit der Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung fort 
erſtreckt, alſo auch dann noch die Bücher unüberſichtlich macht. 
Die im angefochtenen Urteil angeführte, in der DIZ. 04, 364 
abgedruckte Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
11. Januar 1904 (D. 3921/03) beſtätigt nicht die Annahme, 
daß die nachträgliche ordnungsmäßige Buchführung bei un⸗ 
unterbrochener Fortſetzung des Geſchäfts ohne Belang ſei, 
ſondern erachtet den zeitlichen Zuſammenhang der unordentlichen 
Buchführung mit der Konkurseröffnung nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung für kein notwendiges Tatbeſtandserfordernis, daß, wie 
dort mit Rückſicht auf die Kürze der Zwiſchenzeit und die Art 
der Mängel als die Auffaſſung des erſten Richters unterſtellt 
iſt, die Mängel noch bis zur Konkurseröffnung fortgewirkt und 
auch dann noch die Uberſichtlichkeit der Bücher beeinträchtigt 
haben. Im vorliegenden Falle iſt ein Anhalt hierfür dem an⸗ 
gefochtenen Urteil nicht zu entnehmen. Urt. d. III. Sen. v. 
13. Dez. 1906 (922/06). 

86. Weingeſetz. 8 2 Nr. 4.] Mit Grund weiſt das 
Urteil darauf hin, daß das Geſetz nicht die Abſicht der erheb⸗ 
lichen Mengevermehrung, ſondern nur vorſätzliches Handeln des 
Täters verlangt, und folgerichtig konnte es ſich mit der Feſt⸗ 
ſtellung begnügen, daß der als erheblich erachtete Zuſatz von 
Zuckerwaſſer zu Naturwein mit Wiſſen und Willen des Ange⸗ 
klagten als Inhaber des Geſchäfts gemacht worden iſt, und 
daß der Angeklagte das ſo hergeſtellte Getränk in Kenntnis 

einer Zuſammenſetzung verkauft hat, auch wenn ihm, wie an 
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anderer Stelle des Urteils dem Angeklagten eingeräumt wird, 
nicht zum Bewußtſein kam, daß beim Zuckern des Weines über 
die vom Geſetz gezogenen Schranken hinausgegangen worden iſt. 
8 59 StGB. iſt keineswegs verletzt. Was unter „erheblicher“ 
Vermehrung nach 8 2 Nr. 4, a. a. O. zu verſtehen iſt, erweiſt 
ſich lediglich als eine Frage der Geſetzesauslegung, das Geſetz 
hat es ausdrücklich dem richterlichen Ermeſſen anheim geſtellt, 
im einzelnen Fall zu entſcheiden, ob durch den Zuſatz von 
Zuckerwaſſer die Menge des Getränkes erheblich vermehrt 
worden iſt. Ein Irrtum des Angeklagten nach dieſer Seite 
war daher kein ſolcher über Tatumſtände, welche zum geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtand gehören, ſondern ein nach 8 59 StGB. un⸗ 
beachtlicher Irrtum über Umfang und Bedeutung des Straf⸗ 
geſetzes. Urt. d. I. Sen. vom 27. Okt. 1906 (1091/06). 

87. Weingeſetz vom 24. Mai 1901. 88 3 Abſ. 1 
Nr. 1, 13.] Die Flüſſigkeit, die in dem angefochtenen Urteil als 
„Treſterwein“, von der Reviſion als „Treſterwaſſer“ bezeichnet 
wird, iſt von dem Angeklagten in der Weiſe hergeſtellt worden, 
daß er Waſſer auf entmoſtete Trauben (Treſter), um dieſe aus⸗ 
zulaugen, aufgoß, dann wieder abpreßte, und das gewonnene 
Erzeugnis — die ſogenannte Treſterbrühe — abfüllte und 
gären ließ. Nach beendetem Gärungsprozeß enthielt die 
Flüſſigkeit Alkohol, wenn auch in geringerer Menge, ſowie 
Extraktſtoffe und wies einen ziemlich erheblichen Beſtand an 
Mineralſtoffen auf. Nach Annahme des Urteils erfolgte die 
Herſtellung der Flüſſigkeit zu dem Zwecke, um Zucker darin zu 
löſen und mit der Löſung zum Vertrieb im Handel beſtimmte 
Weine zu ſtrecken. Es handelt ſich ſonach um eine von dem 
Angeklagten innerhalb ſeines Gewerbebetriebs als Weinhändler 
zur gewerblichen gewinnbringenden Verwertung und fomit ges 
werbsmäßig hergeſtelltes Erzeugnis, das durch Gärung von 
Traubenmoſt gewonnen iſt, der mittels Waſſeraufguſſes Treſtern 
entnommen wurde. Die Frage, ob die fo hergeſtellte Flüͤſſig⸗ 
keit als „Wein oder Nachmachung von ſolchem“, alſo als fertiger 
ſogenannter „Kunſtwein“ anzuſehen iſt und die Herſtellung dem⸗ 
gemäß unter die Strafbeſtimmung des 8 13 Nr. 1, verbunden 
mit § 3 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes vom 24. Mai 1901 fällt, 
oder ob die Flüſſigkeit nur als ein zur demnächſtigen Bereitung 
von Kunſtwein oder Verfälſchung von Wein beſtimmter Stoff 
oder als Halbfabrikat zu gelten hat, iſt in dem angefochtenen 
Urteil im erſteren Sinne entſchieden worden; die Entſcheidung 
iſt dahin begründet, daß die Flüſſigkeit nach dem Urteil der 
Sachverſtändigen eine Nachmachung von Wein ſei, und daß 
„derartige Produkte“, — nach dem Zuſammenhang der Urteils⸗ 
gründe richtiger Erzeugniſſe von ähnlicher Zuſammenſetzung, 
Herſtellung und Beſchaffenheit —, anderwärts als Treſterwein, 
Erntewein und Geſindewein getrunken werden und daß fie ges 
eignet find, bei der Aufzuckerung und Überſtreckung von Natur⸗ 
wein Verwendung zu finden. Wenn in § 1 des Geſetzes vom 
24. Mai 1901 betreffend den Verkehr mit Wein „Wein“ als 
das durch alkoholiſche Gärung aus dem Saft der Weintraube 
gewonnene Getränk begrifflich beſtimmt iſt, ſo hat als „Nach⸗ 
machung“ von Wein nur wieder ein „Getränk“, alſo eine zum 
menſchlichen Genuſſe beſtimmte und dazu geeignete Flüſſigkeit 
zu gelten, die dem äußeren Anſchein nach als aus dem 
Safte der Weintraube in erlaubter Herſtellungsart und ohne 


verbotene Zuſätze gewonnen gelten kann, in Wirklichkeit dieſen 
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Erforderniſſen aber nicht entſpricht. Den Urteilsgrümden ift 
zu entnehmen, daß die von dem Angeklagten hergeſtellte 
Flüſſigkeit ein „Getränk“ war; fie iſt als zum Genuſſe 
für ebenſo geeignet erachtet worden, wie andere Erzeugniſſe ähn⸗ 
licher Art, fie war auch nach den Urteilsfeſtſtellungen dazu 
beſtimmt, als Getränk zu dienen, wenn auch nicht unverändert, 
ſo doch nach Vermiſchung mit Wein und als weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil dieſer künftigen Miſchung. Dadurch, daß die Flüſſig⸗ 
keit, ſo wie ſie bereitet war, nicht als trinkfertiges Getränk in 
den Verkehr gelangen ſollte, wird ihr die Eigenſchaft als Ge⸗ 
tränk ebenſo wenig genommen wie dadurch, daß ſie — nach 
der Darſtellung der Reviſion — nach Ausſehen und Geſchmack 
nicht zum Genuſſe einladend war. Die Erfahrung lehrt, daß 
auch der fertige Treſterwein — wie er durch Aufguß von 
Zucke rwaſſer auf entmoſtete Trauben in kellermäßiger Behand⸗ 
lung bereitet wird — obwohl er infolge der Mitvergärung des 
Zuckerzuſatzes einen erheblicheren Alkoholgehalt aufweiſt, als die 
hier in Rede ſtehende Flüffigleit und in jeder Beziehung dem 
„Wein“ ähnlich iſt — in der großen Mehrzahl der Fälle nicht 
als Trinkwein in den Verkehr gelangt, ſondern als Ver⸗ 
ſchnittwein. Gerade dieſer letzteren Verwendung wollten aber 
die geſetzlichen Beſtimmungen entgegentreten durch das all⸗ 
gemeine Verbot, bei Herſtellung von Wein Treſter gewerbsmäßig 
zu verwerten. Der Grund des Verbots trifft auf das hier in 
Frage kommende „Treſterwaſſer“ in gleichem Maße zu wie auf 
den Treſterwein; die Reichhaltigkeit an Aſche⸗ und Mineral⸗ 
beſtandteilen macht das genannte Erzeugnis hervorragend geeignet 
zu Fälſchungszwecken, denn es wird bei deſſen Verſchnitt mit 
Wein eine bedeutende Vermehrung der Menge ermöglicht, ehe 
der Gehalt des Weins an Mineralbeſtandteilen unter die 
Grenzzahlen ſinkt. Der Umſtand, daß das Treſterwaſſer regel⸗ 
mäßig zu Verſchnittzwecken in den Verkehr gebracht wird, 
und — weil alkoholarm und wenig ſchmackhaft — nicht als 
Trinkwein, vermag hiernach für ſich allein dem Treſterwaſſer 
die Eigenſchaft einer „Nachmachung“ von Wein nicht zu nehmen. 
Es iſt auch weiter anzunehmen, daß, nachdem im Geſetz die 
alkoholiſche Gärung als ein weſentliches Merkmal des „Weins“ 
hervorgehoben und andererſeits der Aufguß von Waſſer auf 
Treſter demjenigen von Zuckerwaſſer, deſſen das frühere Wein⸗ 
geſetz allein erwähnte, gleichgeſtellt und verboten wurde, die 
Treſterbrühe, fobald fie die für die Weinbereitung übliche und 
erforderliche Kellerbehandlung erfahren und insbeſondere die 
erſte Gärung durchgemacht hat, als fertiger Kunſtwein genau 
wie der eigentliche Treſterwein zu gelten hat und daß deshalb 
ſchon die gewerbsmäßige Herſtellung des Treſterwaſſers nicht 
etwa erſt deſſen Verwendung zu Fälſchungszwecken ſtrafbar iſt 
(3 3 Abſ. 1 Nr. 1 Wein.). Dagegen bleibt die Strafbar⸗ 
keit der gewerbsmäßigen Herſtellung von Treſterwaſſer, das je 
nach dem Moſtgehalt der Treſter und der Menge des Waſſer⸗ 
aufguſſes ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden ſeiner Zubereitung 
eine ganz verſchiedenartige Zuſammenſetzung und Beſchaffenheit 
haben kann, im Einzelfall davon abhängig, daß das Erzeugnis 
in ſeiner äußeren Geſamterſcheinung ſich überhaupt noch 
als „Wein“ darſtellt und die Möglichkeit beſteht, daß es in 
den Verkehr gebracht als ſolcher angeſehen werden kann. 
RGSt. 36, 427/29; Urteile des erkennenden Senats gegen 
Kölle D. 1086/03 vom 11. Juni 1903 und D. 3599/04 vom 
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22. März 1905. Ob dies zutrifft iſt Sache tatſächlicher Prü⸗ 
fung und Entſcheidung, die ſich darauf erſtrecken wird, ob das 
Treſterwaſſer in bezug auf Farbe und ſonſtiges Ausſehen, 
Geruch und Geſchmack dem Wein in ſeinen charakteriſtiſchen 
äußeren Merkmalen — mögen dieſe auch nach Urſprungsort, 
Traubenſorte und Behandlung noch ſo verſchiedenartig ſein — 
ähnlich erachtet werden kann. Eine Feſtſtellung dieſer Art fehlt 
in dem angefochtenen Urteil. Die Angabe über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Treſterwaſſers, die durch Wiedergabe der Zahlen 
der chemiſchen Analyje erfolgt iſt, vermag fie nicht zu erſetzen; 
auch die Angabe, das von dem Angeklagten hergeſtellte Treſter⸗ 
waſſer ſei „nach dem Gutachten der Sachverſtändigen nach⸗ 
gemachter Wein“ iſt dazu nicht geeignet, denn es handelt ſich 
bei Beurteilung der Frage, ob eine Nachmachung von Wein 
vorliegt, um die dem Gericht obliegende Feſtſtellung eines Tat⸗ 
beſtandsmerkmals und es bedurfte der Angabe von Tatſachen, 
worin dieſes gefunden wird; endlich genügt auch nicht der in 
dem Urteil enthaltene Hinweis darauf, daß Treſterwaſſer ander⸗ 
wärts als Erntewein uſw. getrunken wird, denn dadurch iſt 
der Nachweis, daß das allein in Betracht kommende, von dem 
Angeklagten hergeſtellte Treſterwaſſer in ſeiner äußeren Er⸗ 
ſcheinung dem „Wein“ ähnlich geweſen ſei, nicht geführt. Für 
die Schuld des Angeklagten iſt es, fofern der äußere Tatbeſtand 
nachgewieſen wird, zwar belanglos, ob er die Herſtellung von 
Treſterwaſſer zu Verſchnittzwecken nicht für verboten hielt oder, 
wie die Reviſion meint, nicht für eine vollendete Straftat, 
ſondern nur für die Vorbereitung einer künftigen ſtrafbaren 
Verfälſchung von Wein, denn ein ſolcher Irrtum wäre nicht 
von tatſächlicher Art, vielmehr ein ſolcher über das Strafgeſetz. 
Dagegen iſt in bezug auf die Feſtſtellung des inneren Tat⸗ 
beſtands, wie die Reviſion zutreffend rügt, die Annahme des 
Urteils, der Angeklagte habe ſein Erzeugnis als „Nachmachung 
von Wein“ zu erkennen vermocht und erkannt, der Nachprüfung 
auf ihre Richtigkeit entzogen, weil auch hier Einzeltatſachen, 
aus denen die Eigenſchaft des Erzeugniſſes als „Nachmachung“ 
hergeleitet wird, nicht angegeben ſind. Urt. d. I. Sen. v. 
20. Dez. 1906 (686/06). 

88. Geſetz vom 19. Juni 1901, betr. Urheberrecht an 
Schriftwerken. 8 38.] Wenn der Vorderrichter zur Be⸗ 
gründung ſeiner Annahme, daß die Theaterzettel Schriftwerke 
ſeien, auf die geiſtige Tätigkeit hinweiſt, welche die richtige Be⸗ 
ſetzung der Rollen eines Stückes, die Bewertung der Plätze, 
die Berechnung der Dauer der Vorſtellung und ähnliches er⸗ 
fordern, ſo überſieht er, daß dieſe Tätigkeiten nicht auf die 
Herſtellung eines Schriftwerkes, ſondern auf die Leitung des 
Theaterunternehmens Bezug haben und auch dann ausgeübt 
werden müßten, wenn die Herausgabe eines Theaterzettels nicht 
erfolgte. Dieſer teilt nur Tatſachen mit, über deren Herbei⸗ 
führung ſich die Theaterleitung ſchlüſſig gemacht hat, und wird 
mittels einer im weſentlichen mechaniſchen Geiſtesarbeit her⸗ 
geſtellt. Urt. d. II. Sen. v. 27. Nov. 1906 (287/06). 

89. Dasſelbe Geſetz.] Die Erwägungen, welche die 
Strafkammer dazu geführt haben, Eventualvorſatz bei dem An⸗ 
geklagten A. anzunehmen, beruhen auf einer Überſpannung 
dieſes Rechtsbegriffs. Der Vorderrichter geht davon aus, der 
Betrieb der Redaktion habe darin beſtanden, daß in der Haupt⸗ 
ſache aus anderen Zeitſchriften fachmänniſche Artikel entnommen 
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und in verkürztem bzw. etwas überarbeitetem Zuſtande aufge⸗ 
nommen wurden; der Angeklagte A. habe ſich als Leiter in 
jedem einzelnen Falle davon überzeugen müſſen, ob die zur 
Aufnahme beſtimmten Artikel nicht etwa bloß eine Wjedergabe 
der aus den verſchiedenen Zeitſchriften entnommenen Artikel 
waren; überzeugte ſich A., wie im vorliegenden Falle, hiervon 
nicht, ſo ſei anzunehmen, „daß, trotzdem er die Vorſtellung 
von der Möglichkeit der Verletzung fremden Urheberrechts hatte, 
dieſe Verletzung alſo voraus ſah, er doch auch für den Fall, 
daß die Verletzung tatſächlich eintrat, dieſe in ſeinen Willen 
aufgenommen hat.“ Dies wäre nicht zu beanſtanden, wenn 
feſtgeſtellt wäre, daß A. ſpeziell von der Aufnahme des 
inkriminierten Artikels Kenntnis gehabt oder wenigſtens die 
Aufnahme gerade dieſes Artikels als möglich in ſeine 
Vorſtellung aufgenommen hätte. Aber dies hat der erſte 
Richter erſichtlich nicht angenommen, vielmehr ergibt ſich als 
ſeine Meinung, daß dem Angeklagten A. ſchon, weil er, im 
allgemeinen pflichtwidrig handelnd, ſich nicht davon über⸗ 
zeugte, daß die zur Aufnahme beſtimmten Artikel ſich als ver⸗ 
botene Nachdrucke nicht darſtellten, weil er im allgemeinen 
die Möglichkeit der Verletzung fremden Urheberrechts vorausſah 
und für den Fall, daß eine ſolche eintrat, dieſe in feinen Willen 
aufgenommen hatte, auch für den zur Aburteilung ſtehenden 
konkreten Fall der Verletzung des Urheberrechts des Neben⸗ 
klägers durch unberechtigte Vervielfältigung des Artikels der 
die Strafbarkeit begründende Eventualvorſatz beizumeſſen ſei. 
Dieſe Anſicht kann nicht gebilligt werden, weil der dabei zus 
grunde gelegte Begriff eines auf die Begehung von Straftaten 
im allgemeinen oder auch von Straftaten einer beſtimmten 
Gattung gerichteten generellen Eventualdolus dem 
geltenden Rechte fremd iſt. Während der im Strafrecht an⸗ 
erkannte Eventualvorſatz ſich vom direkten Vorſatz dadurch 
unterſcheidet, daß der ſtrafrechtlich bedeutſame Erfolg einer 
Handlung bei erſterem nur als möglich, bei letzterem als gewiß 
angenommen wird, haben beide Formen des Vorſatzes doch die 
Richtung auf ein konkretes Geſchehnis mit einander 
gemein. Auch Eventualvorſatz kann deshalb nur dann als 
gegeben angeſehen werden, wenn feſtgeſtellt wird, daß der 
Täter gerade die zur Aburteilung ſtehende Tat, wenn auch nicht 
in allen Einzelheiten ihres Verlaufs, aber doch ihrem Weſen 
nach ſich als möglich vorgeſtellt und ſie auch für den Fall, daß 
ſie den vorgeſtellten Erfolg habe, gewollt hat. (RG. 29, 40; 
31, 211 217), Archiv für Strafrecht 52, 395.) Urt. d. 
II. Sen. v. 13. Nov. 1906 (471/06). 

90. Geſetz vom 14. Juli 1904 betr. Entſchädigung für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft § 4.] Wie die vor⸗ 
liegenden Akten des LG. zu Zabern ausweiſen, iſt gegen den 
Angeklagten wegen Meineids durch Beſchluß des Unterſuchungs⸗ 
richters vom 16. Auguſt 1905 die Vorunterſuchung eröffnet 
und am 21. desſelben Monats Haftbefehl erlaſſen worden, der 
noch am gleichen Tage vollſtreckt, aber auf erhobene Beſchwerde 
am 22. Auguſt wieder aufgehoben, und am 23. tatſächlich 
außer Wirkung geſetzt wurde. Die Strafkammer hat den An⸗ 
geklagten mit Erkenntnis vom 19. Oktober 1905 wegen fahr⸗ 
läſſigen Falſcheids zu einer Gefängnisſtrafe von drei Monaten 
verurteilt in der Erwägung, daß ſich gegen ihn kein Anhalts⸗ 
punkt für eine wiſſentliche Verletzung der Eidespflicht ergeben, 
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daß er aber pflichtwidrig eine beſſere Prüfung ſeines Gedächt⸗ 
niſſes und eine ſorgfältigere Selbſterforſchung auf Grund ſach⸗ 
dienlicher Erkundigungen verabſäumt habe. Dagegen iſt durch 
Urteil des Senats vom 19. April 1906 der Reviſion des An⸗ 
geklagten ſtattgegeben und dieſer unter Übernahme der Koſten 
auf die Kaiſerliche Staatskaſſe von der Anklage freigeſprochen 
worden, weil er nach den landgerichtlichen Einzelfeſtſtellungen 
von der Richtigkeit ſeiner Erinnerung überzeugt und darum zu 
Nachforſchungen irgend welcher Art weder gedrängt noch an⸗ 
geregt geweſen ſei. Nachdem er ſchriftlich um Entſchädigung 
für die ihm erwachſenen Koſten und Nachteile gebeten, hat die 
Strafkammer mit Beſchluß vom 30. Mai 1906 ausgeſprochen, 
daß die Elſaß⸗Lothringiſche Staatskaſſe nicht verpflichtet ſei, 
ihm für die zuſolge Haftbefehls vom 21. Auguſt 1906 (ſoll 
heißen: 1905) erlittene Unterſuchungshaft Entſchädigung zu 
leiſten. Ein neues Geſuch des Angeklagten vom 5. Auguſt 1906 
iſt dem Oberreichsanwalt vorgelegt worden und von dieſem mit 
entſprechendem Antrag an den Senat weitergegeben. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Senats zur Beſchlußfaſſung gemäß 8 4 Abf. 1 
des Reichsgeſetzes vom 14. Juli 1904, betreffend die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, war ent⸗ 
gegen den Ausführungen des Oberreichsanwalts zu verneinen, 
obwohl an ſich manches für das Gegenteil zu ſprechen ſcheint. 
1. Entſcheidend iſt, daß das Geſetz vom 14. Juli 1904 nach 
ſeiner Entſtehungsgeſchichte und ſeinem Geſamtinhalt keinerlei 
Eingriffe in die Prozeßgeſetzgebung, insbeſondere kein eigen⸗ 
artiges Beweisverfahren und keine Verſchiebung der für den 
Rechtsmittelzug und ſeinen Verlauf maßgebenden Beſtimmungen, 
beabſichtigt hat, daß vielmehr bei Erlaſſung des Geſetzes im 
Anſchluß an die Darlegungen der amtlichen Begründung und 
der Kommiſſionsberichte davon ausgegangen wurde, im Einzel⸗ 
fall ſeien die Unterlagen für eine richtige Anwendung des 
neuen Geſetzes durch Eingliederung der erforderlichen Erhebungen 
in die Beweisaufnahme zur Hauptſache, d. i. durch das Er⸗ 
gebnis der für die Freiſprechung grundlegenden mündlichen Ver⸗ 
handlung, ohne weiteres zu beſchaffen. Hieraus erklärt ſich die 
allgemeine Faſſung des 8 4 Abſ. 1, wonach „über die Ver: 
pflichtung der Staatskaſſe zur Entſchädigung von dem Gericht 
gleichzeitig mit feinem den Verhafteten freiſprechenden Urteil 
durch beſonderen Beſchluß Beſtimmung getroffen“ wird, eine 
Faſſung, die dem Wortlaute nach jedes eine Freiſprechung ver⸗ 
fügende Gericht, folglich auch das Reviſionsgericht, zur Beſchluß⸗ 
faſſung anweiſt. Allein die ſachlichen Vorausſetzungen, von 
denen das Geſeß die Entſtehung eines Entſchädigungsanſpruchs 
abhängig macht, ergeben überzeugend, daß 8 4 Abſ. 1 auf 
Reviſionsgerichte unanwendbar und daß vom Geſetz dem eigens 
tümlichen Ausnahmefall des § 394 Abſ. 1 StPO. nicht 
Rechnung getragen iſt. Nach 8 1 des Geſetzes können frei⸗ 
geſprochene (oder außer Verfolgung geſetzte) Perſonen für er⸗ 
littene Unterſuchungshaft Entſchädigung verlangen, wenn das 
Verfahren ihre Unſchuld ergeben oder dargetan hat, daß gegen 
ſie ein begründeter Verdacht nicht vorliegt. Schon aus dieſer 
Bedingung erhellt, daß zur Entſtehung eines Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs nicht die bloße Tatſache der — nach § 262 Abf. 1 
der StPO. durch eine Minderheit herbeiführbaren — Frei⸗ 
ſprechung ausreicht, ſondern noch ein weiteres unentbehrliches 
Erfordernis hinzutritt, über deſſen Vorhandenſein oder Nicht⸗ 
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vorhandenſein das Gericht mangels abweichender Vorſchriften 
gemäß 8 198 Abſ. 1 EBD. nach einfacher Stimmenmehrheit 
entſcheidet. Außerdem iſt laut § 2 Abſ. 1 der Anſpruch ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, wenn der Verhaftete die Unterſuchungshaft vorſätzlich 
herbeiführt oder durch grobe Fahrläſſigkeit verſchuldet hat, und 
er kann weiterhin aus einer Reihe ſonſtiger Gründe aus⸗ 
geſchloſſen werden. Sowohl über jenes Erfordernis, als auch 
über dieſe Gründe läßt ſich nur nach Aufklärung der einzelnen 
im Geſetz genannten Tatumſtände entſcheiden, weshalb angeſichts 
des 8 4 Abſ. 1 das Beweisaufnahmeverfahren angemeſſen aus⸗ 


zudehnen iſt, wenn eine Freiſprechung in Frage kommt und ehe, 


ſie verkündet wird. Dem Reviſionsgericht iſt aber das Gebiet der 
Beweisaufnahme grundſätzlich verſchloſſen. Es hat nach § 376 
StPO. nur zu prüfen, ob das angefochtene Urteil auf einer 
Verletzung des Geſetzes beruht, d. h. ob eine Rechtsnorm nicht 
oder nicht richtig angewendet iſt. Die Tatfrage im Sinne der 
Tatſachenfeſtſtellung zur Hauptſache ſcheidet ſonach vollſtändig 
aus und es bleibt zu Beweiserhebungen vor dem Reviſions⸗ 
gericht höchſtens bei Prozeßrügen einiger Raum. Außerdem 
trägt ein aus ſachlichen Gründen ergehendes, freiſprechendes 
Erkenntnis des Reviſionsgerichts den Stempel einer eigentlichen 
Freiſprechung, d. h. einer Verneinung der Schuldfrage im 
Sinne von $ 262 der StPO. überhaupt nicht an ſich, deckt 
vielmehr nur auf, daß die rechtliche, alſo notwendige Folge der 
erſtrichterlichen Tatſachenfeſtſtellung eine Freiſprechung des Ans 
geklagten ſchon im erſten Rechtszug geweſen ſei, und ergeht erſt 
bei wirklicher Stimmenmehrheit, nicht ſchon bei der nach § 262 
Abf. 1 der Strafprozeßordnung zur Freiſprechung hinreichenden 
Minderheit. Jedenfalls erſcheint undenkbar, daß das Geſetz in 
bewußter Durchbrechung des oberſten Grundſatzes der StPO. 
für das Reviſionsverfahren, nämlich der Beſchränkung des 
Rechtsmittels auf Rechts fragen, dem Reviſionsgericht eine mit 
ſeiner bisherigen Stellung nicht wohl vereinbare, neue Zu⸗ 
ſtändigkeit und Aufgabe zu übertragen bezweckt hätte. Muß 
deshalb die Vorſchrift in 8 4 Abſ. 1 StPO. allein auf den 
Tatrichter — im ſchwurgerichtlichen Verfahren übrigens nach 
58 293 ff. StPO. auf das Schwurgericht, nicht die Ges 
ſchworenen — bezogen werden, ſo erbringt eine gewichtige Be⸗ 
ſtätigung hierfür der Umſtand, daß bei einer anderen Auslegung 
die in 8 394 Abſ. 1 StPO. ſichtlich zugunſten des Angeklagten 
gegebene Sonderbeſtimmung zum Teil außer Wirkung käme, 
d. h. daß das Reviſionsgericht fürder nicht mehr in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden hätte, „ſofern ohne weitere tatsächliche Er⸗ 
örterungen nur auf Freiſprechung oder auf Einſtellung zu er⸗ 
kennen iſt“ (zu vergleichen unten Ziffer 2 Abſ, Y. Hätte das 
Geſetz vom 14. Juli 1904 dem Reviſionsgerichte, obgleich es 
nach beſtehender Vorſchrift „nur auf Freiſprechung“ erkennen 
ſoll, eine Verpflichtung zur Beſchlußfaſſung über die Ent⸗ 
ſchädigungsfrage aufzuerlegen beabſichtigt, ſo wäre eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift angezeigt geweſen; denn ſo, wie ſeine 
Einzelbeſtimmungen jetzt lauten, ſetzen ſie voraus, daß 
ſich das über die Entſchädigung beſchließende Gericht un⸗ 
mittelbar vorher mit der Schuldfrage in vollem Umfang, 
namentlich mit der maßgebenden Tatſachenfeſtſtellung, befaßt 
hat. 2. Gegenüber dieſem Ergebnis fällt zunächſt nicht ins 
Gewicht, daß nach der vom Oberreichsanwalt beigebrachten 
Mitteilung urſprünglich der jetzige $ 4 Abſ. 1 den Wortlaut 
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hatte: „Aber die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Entſchädigung 
wird von dem Gericht gleichzeitig mit ſeiner das Verfahren 
beendigenden Entſcheidung durch beſonderen Beſchluß Beſtimmung 
getroffen.“ Denn ein derartiger Wortlaut wäre kein ſchlüſfiger 
Gegenbeweis gegen das Obwalten des Grundgedankens, die 
Pflicht zur Beſchlußfaſſung über den Entſchädigungsanſpruch 
dem Tatrichter, und nur ihm, aufzuerlegen. Von einer aus⸗ 
drücklichen Erörterung des Falles reviſionsrichterlicher Frei⸗ 
ſprechung bei den vorbereitenden Verhandlungen enthält jene 
Mitteilung nichts, und die darin mehrfach vorkommende Be⸗ 
zeichnung „Rechtsmittel“ findet ihre Erklärung in § 209 Abſ. 2 
StPO., woſelbſt gegen einen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
ablehnenden Beſchluß die Beſchwerde zugelaſſen und fo ein ge 
nügender Anlaß, von Rechtsmitteln ſtatt von Berufung zu 
ſprechen, an die Hand gegeben wird. Allerdings befaßt ſich 
§ 4 Abſ. 2 des Geſetzes mit dem Fall, daß „auf ein ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel von neuem auf Freiſprechung erkannt“ 
wird, und Freiſprechung iſt nur in einem erſtrichterlichen Urteil, 
ferner im Berufungs⸗ und Reviſions⸗, nicht aber im Beſchwerde⸗ 
verfahren möglich. Indeſſen handelt es ſich in 8 4 Abi. 2 
offenbar hauptſächlich um den Fall, wo der erſte Richter nach 
Zurückverweiſung der Sache durch ein früheres Gericht an ihn — 
zum zweitenmal zu einer Freiſprechung gelangt, und neben 
dieſem Hauptfall kommt nur noch in Betracht, daß der Be⸗ 
rufungsrichter, zufolge eigener Tatſachenfeſtſtellung, den An⸗ 
geklagten, wie ſchon der erſte Richter, dem Ergebnis nach aber⸗ 
mals freiſprechen und dieſes Ergebnis in die Form eines die 
Berufung verwerfenden Urteilsſatzes kleiden kann; das Re⸗ 
viſionsgericht verfügt lediglich Verwerfung des Rechtsmittels, 
niemals eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Freiſprechung, 
wenn es in dem angefochtenen freiſprechenden Urteil keine 
Geſetzesverletzung findet. Übereinſtimmend hiermit bemerkt die 
amtliche Begründung: Druckſ. des RT. 11. LP. I. Seſſ. 1903/04, 
Nr. 202 S. 11 vorl. Abſ. zu 8 4. „Dagegen bedarf es keiner 
neuen Beſchlußfaſſung, wenn ein Rechtsmittel als unzuläſſig 
verworfen oder die gegen ein freiſprechendes Urteil eingelegte 
Reviſion zurückgewieſen wird, weil in dieſen Fällen nicht in 
der Sache ſelbſt von neuem entſchieden wird.“ Danach 
ſagt 8 4 Abſ. 2 mehr nicht, als daß das freiſprechende 
Berufungs gericht immer ſelbſtändig über den Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch zu befinden habe. Auch 8 7 Abſ. 1, 
wonach „die Entſchädigung aus der Kaſſe des Bundesſtaats 
gezahlt wird, bei deſſen Gericht das Strafverfahren in I. Inſtanz 
anhängig war“, deutet nicht mit Sicherheit auf eine Zuſtändig⸗ 
keit des Reviſionsgerichts hin, ſofern nach der beſtehenden Ges 
richtseinteilung mehrere Landgerichts⸗, alſo Berufungs⸗Sprengel 
aus den Bezirken von AG. verſchiedener Bundesſtaaten zuſammen⸗ 
geſetzt ſind. Ferner läßt ſich dem Oberreichsanwalt nicht zu⸗ 
geben, daß das Reviſionsgericht in den Fällen des 8 394 Abf. 1 
StPO. regelmäßig ohne Schwierigkeit über den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch Beſchluß faſſen, äußerſtenfalls aber nach § 392 Abf. 2 
StPO. die Sache zur Entſcheidung an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verweiſen könne. Gelangt die Strafkammer zu einer Verur⸗ 
teilung, ſo erübrigt ſich im allgemeinen ſchon für die Haupt⸗ 
verhandlung und vollends für die Abfaſſung der Urteilsgründe 
ein Eingehen auf die für 5 1, 8 2 Abſ. 1, 3 des Geſetzes er⸗ 
heblichen Verhältniſſe, und hiervon abgeſehen darf in den Urteils⸗ 
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gründen ein Umſtand, der eine andere oder eine ſchwerere 
Schuld des Angeklagten dartun würde, nach § 262 Abſ. 1 
StPO. ſchon dann für nicht feſtſtellbar erklärt oder ganz übers 
gangen werden, wenn er von zwei Stimmen, das iſt von der 
Minderheit, verneint iſt. Daher gebricht es für das Reviſions⸗ 
gericht an jeder Gewähr dafür, daß die Feſtſtellungen, wie ſie 
in einem verurteilenden Erkenntnis der Strafkammer nieder⸗ 
gelegt ſind, eine vollſtändige und eine von der Mehrheit ge⸗ 
billigte Unterlage für den Beſchluß über die Entſchädigungs⸗ 
frage abgeben. Beiſpielsweiſe könnten vorliegendenfalls in der 
Beratung der Strafkammer drei Mitglieder für Bejahung der 
Schuld des Angeklagten aus einem beſtimmten ſelbſtändigen 
tatſächlichen Geſichtspunkt geſtimmt haben, eine Erwähnung 
dieſes Geſichtspunkts aber in den Urteilsgründen im Hinblick auf 
8 262 Abſ. 1 StPO. unterblieben fein; dann wäre, trotz der 
im Reviſionsverfahren eingetretenen und notwendig zu verfügenden 
Freiſprechung, die Zubilligung eines Entſchädigungsanſpruchs 
offenbar ungerechtfertigt. Für die Beurteilung, ob einer der 
den Anſpruch ausſchließenden Gründe des § 2 Abſ. 1 des Ges 
ſetzes vorliegt, werden regelmäßig die Akten keinerlei Anhalt 
geben und eine Zubilligung durch das den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen fernſtehende Reviſionsgericht könnte leicht eine empfind⸗ 
liche Schädigung des Rechtsgefühls zur Folge haben. Geradezu 
unnöglich würde jedoch eine Beſchlußfaſſung über den Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch dem Reviſionsgericht in ſchwurgerichtlichen 
Fällen, wo bloß der Spruch der Geſchworenen vorliegt und 
über die Verhältniſſe im Sinne von $ 1, $ 2 Abſ. 1, 3 des 
Geſetzes nicht das Geringſte feſtgeſtellt iſt. Sodann hätte die 
Zurückverweiſung der Sache nach 8 394 Abſ. 2 StPO. eine 
mit den Anforderungen geordneter Rechtspflege und, wenn ſich 
der Angeklagte noch in Haft befindet, mit den allgemeinſten 
Grundſätzen über die perſönliche Freiheit unvereinbare Verzöge⸗ 
rung und Verſchleppung ſpruchreifer Strafſachen im Gefolge; 
fie liefe dazu noch dem zwingenden Gebote in § 394 Abſ. 1 
StPO. zuwider und muß für geſetzwidrig erachtet werden, fo 
lange nicht 8 394 Abſ. 1 in klarer, unzweideutiger Form bes 
ſeitigt oder eingeſchränkt iſt. Endlich gibt keinen Ausſchlag das 
Bedenken, daß 5 4 Abſ. 1 des Geſetzes ausnahmslos Gleich⸗ 
zeitigkeit der Beſchlußfaſſung über den Entſchädigungsanſpruch 
und der Urteilsfindung erheiſcht und daß nirgends Vorkehrungen 
darüber getroffen ſind, durch welches Gericht und in welchem 
Verfahren über den Entſchädigungsanſpruch zu befinden wäre, 
wofern das Reviſionsgericht nur Freiſprechung des Angeklagten 
verfügen ſollte. Auch für den durchaus möglichen, dem Leben 
angehörenden Fall, daß der freiſprechende Tatrichter, ſei er 
erſter, ſei er Berufungsrichter, verſehentlich die Beſchlußfaſſung 
verabſäumt, läßt das Geſetz vollſtändig im Stich. Solchenfalls 
dem Angeklagten kurzer Hand einen Entſchädigungsanſpruch 
ganz zu verſagen, wäre ebenſo ungeſetzlich wie widerfinnig. 
Mithin muß hier eine Abhilfe geſucht, die dem Geſetz ſichtlich 
anhaftende Lücke ergänzt werden. Aus § 4 Abſ. 1 und 2 ers 
hellt als leitender Gedanke des Geſetzes, daß der letzte Tat⸗ 
richter über den Entſchädigungsanſpruch zu entſcheiden hat, und 
die Gerichtsbefetzung wie das einzuhaltende Verfahren haben 
ſich — da für entſprechende Anwendung von § 320 Abf. 4 ZPO. 
jede Handhabe fehlt — nach denjenigen geſetzlichen Beſtimmungen 
zu richten, welche ſich über nachträgliche Entſcheidungen des 
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Prozeßgerichts verbreiten (SS 490 bis 492, 494, 496 StPO., 
88 30 Abſ. 2, 77, 82 GG.). Größere, unüberwindliche 
Schwierigkeiten erwachſen auch dann nicht, wenn das Reviſions⸗ 
gericht beim Zutreffen von 8 394 Abſ. 1 StPO. auf fofortige 
Freiſprechung erkennt und deshalb vor dem Tatrichter noch ein 
Nachtragsverfahren über den Entſchädigungsanſpruch des Frei⸗ 
geſprochenen für erlittene Unterſuchungshaft notwendig wird. 
Beſchl. d. I. Sen. v. 3. Dez. 1906 (1569/05). 

91. Reichsgeſetz vom 4. Juli 1905 über Rennwetten 
88 3, 6.] Nachdem durch den § 3 des Geſetzes vom 4. Juli 
1905 das geſchäftsmäßige Vermitteln von Wetten für öffentlich 
im In⸗ und Auslande veranſtaltete Pferderennen ausnahmslos 
verboten und in 8 6 unter Strafe geſtellt iſt, kann eine Ver⸗ 
pflichtung zur Anmeldung der Eröffnung eines Betriebes der 
im $ 3 bezeichneten Art nicht mehr beſtehen. Jemanden bei 
Meidung von Strafe die Verpflichtung zur Anmeldung des Be⸗ 
ginns ſeiner ſtrafbaren Handlung aufzulegen, wäre geſetzgeberiſch 
ebenſo verfehlt, wie die Übernahme der Aufſicht über die ſtraf⸗ 
bare Handlung durch eine Behörde. Seit Geltung des Geſetzes 
vom 4. Juli 1905 kann ſich ferner derjenige, welcher geſchäfts⸗ 
mäßig Pferderennwetten vermittelt, nicht des Vergehens gegen 
die 88 25 Abſ. 2, 27 RStempG. in Idealkonkurrenz mit dem 
Vergehen gegen 88 3, 6 des erſterwähnten Geſetzes — fo wenig 
wie in Idealkonkurrenz mit Beihilfe zum gewerbsmäßigen 
Glücksſpiel eines Buchmachers — ſchuldig machen. Denn nach 
den die geſamte Steuergeſetzgebung beherrſchenden Grundſätzen 
können ſtaatliche Abgaben nur von Unternehmungen erhoben 
werden, die an ſich geftattet ſind. Urt. d. II. Sen. v. 16. Nov. 
1906 (449/06). 

92. Dasſelbe Geſetz.] Das geſchäftsmäßige Vermitteln 
im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung umfaßt nicht nur die auf 
Herbeiführung der Willenseinigung anderer gerichtete Tätigkeit, 
ſondern darüber hinaus auch die weitere Tätigkeit, welche auf 
die Abwickelung des durch die Willenseinigung zwiſchen dem 
Wettunternehmer und dem Wettenden zuſtande gekommenen 
Geſchäftes abzielt. Urt. d. III. Sen. v. 15. Okt. 1906 (448/06). 

93. Bayeriſches Forſtgeſetz Art. 87.] Nach dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle iſt die Entwendung an aufgearbeitetem, zum Ver⸗ 
kaufe oder Verbrauche bereits zugerichtetem Holze nach den all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über den Diebſtahl zu be⸗ 
ſtrafen. Als „aufgearbeitet“ und zum Verkaufe oder Ver⸗ 
brauche „zugerichtet“ kann das Holz dann angeſehen werden, 
wenn an ihm diejenigen Arbeiten vorgenommen ſind, welche er⸗ 
fordert werden, um das Holz für die konkrete Beſtimmung ver⸗ 
wendbar erſcheinen zu laſſen. Dieſe bereits in dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 4. März 1886 (RG St. 13, 383) aus⸗ 
geſprochenen Sätze ſind aber nicht in dem Sinne zu verſtehen, 
daß das Holz ſtets derart zugerichtet ſein müßte, daß es vor 
ſeiner Verwendung als Nutz⸗ oder Brennholz überhaupt keiner 
weiteren Bearbeitung mehr bedürfte; es muß vielmehr im Auge 
behalten werden, daß es ſich dabei um ein Aufarbeiten und 
Zurichten des Holzes im Walde handelt und dort ein Zu⸗ 
richten nur ſoweit in Frage kommen kann, als es nach den 
jeweiligen Verhältniſſen oder Gepflogenheiten vorgenommen 
wird, um das Holz im Walde ſo bereitzuſtellen, wie es ver⸗ 
kauft oder der beabſichtigten Verwendung aus dem Walde zu⸗ 
geführt werden ſoll. Urt. d. I. Sen. v. 25. Okt. 1906 (732/06). 
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94. Bayeriſches Geſetz vom 2. Februar 1898 betr. Fort⸗ 
ſetzung der Grundentlaſtung.] Die Zertrümmerung eines Ans 
weſens liegt nicht immer nur dann vor, wenn der Reſtkomplex 
nicht mehr als ein landwirtſchaftliches Anweſen angeſehen werden 
kann; ſie iſt vielmehr ſtets gegeben, wenn das Anweſen als ein 
beſtimtes wirtſchaſtliches Ganzes zum Gegenſtande einer Zer⸗ 
ſtückelung gemacht und ſo ſein früherer Beſtand als ſolches 
Ganzes aufgehoben wird, und es iſt dies namentlich immer 
dann anzunehmen, wenn ein landwirtſchaftliches Anweſen durch 
Wegveräußerung von Grundſtücken als wirtſchaftliches Betriebs⸗ 
objekt in ſeinem Beſtande derart verändert wird, daß die zurück⸗ 
behaltenen Gebäulichkeiten und Grundſtücke wirtſchaftlich nur 
mehr als ein Reſt des früheren Ganzen erachtet werden können. 
Urt. des I. Sen. v. 20. Dez. 1906 (449/06). 


Vom Oberverwaltungsgericht.“ 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Kranken verſicherungspflicht. Stehender Gewerbe⸗ 
betrieb. 

Der Bezirksausſchuß hat den beklagten Ortsarmenverband 
zur Zahlung der auf den Krankenwärter B. verwandten Unter⸗ 
ſtützungskoſten an Kläger verurteilt. Die Entſcheidung enthält 
folgende Ausführungen: 

„F. iſt als Herbergsvater konzeſſionierter Wirt. Er führt 
nach Mitteilung des Vorſtandes das Geſchäft nicht auf eigene 
Rechnung, ſondern auf Rechnung der Geſellſchaft freiwilliger 
Armenfreunde. B. war bei F. in an ſich krankenverſicherungs⸗ 
pflichtiger Beſchäftigung, da F. konzeſſionierter Wirt. Seine 
Abrechnung mit der Geſellſchaft Armenfreunde kommt hierfür 
nicht in Betracht.“ Der Umſtand, daß F. im Beſitze der Er⸗ 
laubnis zum Betriebe einer Schankwirtſchaft war, iſt aber für 
die Frage, ob es ſich bei dem Herbergsunternehmen, in dem B. 
beſchäftigt wurde, um einen ſtehenden Gewerbebetrieb handelte 
und ob B. deshalb Pflichtmitglied der beklagten Kaſſe war, 
nicht ausſchlaggebend. Die Herberge zur Heimat kann ein 
ſtehender Gewerbebetrieb ſowohl dann ſein, wenn die Geſellſchaft 
freiwilliger Armenfreunde ſie betreibt, als auch dann, wenn ſie 
von F. betrieben wird. Im erſteren Falle ſchließt der Umſtand, 
daß die Geſellſchaft lediglich humanitäre Zwecke verfolgt, die 
Annahme eines Gewerbebetriebs dann nicht aus, wenn bei dem 
Betriebe der Herberge ein Gewinn erſtrebt wird, ſelbſt wenn 
er von der Geſellſchaft lediglich im Intereſſe der Arbeiter oder 
ſonſt zu humanitären Zwecken verwendet wird (vgl. v. Landmann⸗ 
Rohner Bd. I Einleitung S. 37). B. würde alſo in dieſem 
Falle, ſelbſt wenn er im Dienſte der Geſellſchaft und nicht des 
F. geſtanden hätte, dennoch krankenverſicherungspflichtig geweſen 
ſein. Dasſelbe würde gelten, wenn zwar F. und nicht die Ge⸗ 
ſellſchaft ſein Arbeitgeber geweſen wäre, ſofern F. nicht lediglich 
Angeſtellter der die Herberge auf ihre Koſten betreibenden Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern ſelbſtändiger Unternehmer iſt, der den Betrieb 
nicht auf Gefahr und Koſten der Geſellſchaft, ſondern auf Grund der 
mit dieſer getroffenen Abmachung auf ſeine eigene Rechnung führt. 


*) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 


Da der Bezirksausſchuß die Krankenverſicherungspflicht 
des B. nur deshalb bejaht, weil F. konzeſſionierter Wirt iſt, 
aber nicht geprüft hat, ob das Unternehmen nach den vor⸗ 
ſtehenden Geſichtspunkten als ſtehender Gewerbebetrieb zu 
betrachten iſt, ſo unterliegt ſeine Entſcheidung der Aufhebung 
(SS 94 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883). 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht ſpruchreif, da 
die Akten keine ausreichende Grundlage bieten, um feſtzuſtellen, 
welcher Art das Verhältnis der Geſellſchaft zu dem Herbergs⸗ 
vater iſt und ob B. deshalb in einem ſtehenden Gewerbebetriebe 
beſchäftigt geweſen und ſomit Mitglied der beklagten Kaſſe 
geworden iſt. Die Sache war daher, um die nach den obigen 
Ausführungen noch erforderlichen Ermittelungen vorzunehmen, 
zurückzuweiſen in die Vorinſtanz. Iſt F. nicht Unternehmer 
und bezweckt die Geſellſchaft bei dem Betriebe der Herberge 
nicht die Erzielung eines Gewinnes, ſo iſt die Klage abzu⸗ 
weiſen. U. v. 31. Jan. 07, III 254. Rep. Nr. III C 116/06. 
Bezirksausſchuß Schleswig. 


Zwangsetatiſierung nur für die Zukunft ſtatthaſt. 

Die Ausführung des Vorderrichters, daß im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren die Angemeſſenheit und Zweckmäßigkeit einer 
Zwangsetatiſierungsverfügung nicht nachzuprüfen ſei, ſteht im 
Einklange mit der ſtändigen Rechtſprechung des Gerichtshofs. 
Daher konnte die Klage und kann die Berufung nicht mit Er⸗ 
folg darauf geſtützt werden, daß die klagende Gemeinde ſchon 
anderweitig ſehr ſtark belaſtet ſei und in Rückſicht auf die Ein⸗ 
künfte aus ihrem Walde das bisherige Förſtergehalt für ent⸗ 
ſprechend halte. Auch darin iſt dem Bezirksausſchuſſe beizu⸗ 
treten, daß der Regierungspräſident zuſtändig iſt, die Gehälter 
der Gemeindeforſtſchutzbeamten feſtzuſetzen. Dagegen war er 
nicht befugt, auch für einen vergangenen Zeitraum die Er⸗ 
höhung des Gehalts zu fordern. Nach den allgemeinen, für 
den Umfang des Aufſichtsrechts maßgebenden Regeln kann die 
Anordnung, daß eine beſtimmte Stelle mit einem höheren Ge⸗ 
halt auszuſtatten ſei, ebenſowenig für die Vergangenheit wirk⸗ 
ſam werden, wie eine andere Auflage, die einer Gemeinde eine 
neue Einrichtung zur Pflicht macht. Allerdings hatte der 
Oberpräſident den Zeitpunkt für das Inkrafttreten der neuen 
Beſoldungsregelung auf den 1. April 1905 beſtimmt. Da ſich 
jedoch die Verhandlungen über die Leiſtungs fähigkeit der Ges 
meinden und die Durchführung der Maßnahme ſo lange ver⸗ 
zögerten, daß erſt am 9. Februar 1906 die ziffermäßige Mehr⸗ 
ausgabe der Klägerin feſtgeſtellt werden konnte, beſchränkte ſich 
die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten zur Feſtſtellung 
der Leiſtung auf die Zeit vom nächſtfolgenden Gehaltszahlungs⸗ 
termin an, das heißt für das Etatsjahr vom 1. April 1906 
ab. Mit der Feſtſtellung für das Rechnungsjahr 1905 hat 
der Regierungspräſident ſeine Befugnis überſchritten. Die 
Feſtſtellung der Leiſtung war demnach nicht geſetzmäßig erfolgt 
und die Verfügung des Landrats vom 26. März 1906 ent⸗ 
behrte daher der erforderlichen Unterlage. 

Hiernach mußte der Klage ſtattgegeben und die Vor⸗ 
entſcheidung dementſprechend abgeändert werden. U. v. 27. Jan. 07 
(OVG. Nr. I. 129. Rep. Nr. I B 41/06. Bezirksausſchuß 
Coblenz). 
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| Deutſche Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft.“ 
Bibliographiſcher Bericht über die Zeit vom 1. Dezember 1906 bis 20. Mai 1907 
von Dr. jur. Otta Waldſchütz, Berlin⸗Waidmannsluſt. 


Erſte Abteilung. 


Allgemeine Werke der Pechtswiſſenſchaft. 


I. Bibliographiſches. 
Beling: Bibliogr. Notizen. ZStW. 27. Bd. 818—321. 
Doch ow: Bibliogr. Notizen. 8StW. 27. Bd. 322—825. 
Mühlbrecht: Aberſ. d. gef. ſtaats⸗ u. rechtsw. Lit. 1906. 39. Ig. 
(XXVI, 388 S.) Bln., Puttk. & N. 


II. Geſchichte des Rechts und der Nechtswiſſenſchaft. 
Biograpfifges. 
Knapp: Lit.⸗Ber. üb. Nechtsgeſch. ZW. 27. Bd. 256— 267. 


1. Römiſches Recht. 


Beſeler: Edietum de eo quod certo loco. (VI, 116 S.) Lpzg., 
Deichert. 

Binder: Entwicklg. d. Obl.⸗Begr. im röm. R. BlBerglR. 2. Ig. 
380—393, 414—4238. 

Bornhak: Bedeutg. d. röm. R. Gef. u. R. 8. Ig. 302 —304. 

v. Ihering: Geiſt d. röm. R. I. Tl. 6. A. (XVI, 861 S.) III. Tl. 
1. Abt. 5. A. (XXVIII, 398 S.) Lpzg., Breitkopf & H. 

v. Koſchembahr⸗Lyskowsky: D. condictio als Bereichergskl. 
im klaſſ. röm. R. 2. Bd. (XXVIII, 368 S.) Weimar, Böhlau. 

Kretſchmar: Entwicklg. d. Kompenſation i. röm. R. (VIII, 80 S.), 
Lpzg., Beit. 

Levy: Sponsio, fidepromissio, fidejussio. (VI, 226 S.) Bln., 
Vahlen. 

v. Meltzl: Urſprung d. cond. incerti u. ihr Verh. z. actio incerta 
ex stipulatu. (24 S.) Klauſenbg., Stein. 

Quellen z. Geſch. d. röm.⸗kan. Proz. Hrsg. v. Wahrmund. I. Bd. 
8. H. d. Formarium d. Martinus de Fano. (XV, 186 S.) 
Innsbr., Wagner. 

Salkowski: Inſtitutionen. 9. A. (XXII, 618 S.) Lpzg., Tauchnitz. 

Urſache d. Rez. d. röm. R. (Vortr. v. Stölzel, Bericht v. Korn.) 
Recht. 11. Ig. 171, 224—225. 


2. Deutſches Recht. 


Beckmann: 8. internat. Privat: u. Prozeßrecht d. Sachſenſpiegels. 
ZVölkR. 1. Bd. 894 —414, 470—491. 

Fineiſen: D. Alziſe in d. Kurpfalz. Beitr. z. dtſch. Finanzgeſch. 
d. 17. u. 18. Jahrh. (IV, 71 S.) Karlsr., Braun, 06. 

Frensdorff: Zunftrecht u. Handwerkerehre. HanſckeſchBl. 07, 
1—90. 
Freſſel: Miniſterialenrecht d. Grafen v. Tecklenburg. (Münſterſche 
Beitr. z. Geſch.⸗Forſchg.) (VII, 84 S.) Münſter, Coppenrath. 
Haußner: D. Schonzeit in alten Jagdgeſ. ZJagdr. 1. Ig. 121— 122. 
Holzinger: Z. Geſch. e. berühmten alten Buches. [Goblers Karolinen⸗ 
Kommentar.] 8StW. 27. Bd. 326—328. 

Knapp: D. Zenten d. Hochſtifts Würzburg. I. Bd. D. Weistümer 
u. Ordngn. d. W. Zenten. 1. u. 2. Abt. (XII, IV, 1405 S.) 
Bln., Guttentag. 


*) Der Raumerſparnis halber find die meiſten Titel gekürzt. 


Lohmeher: Hofrecht u. Hofgericht des Hofes z. Loen. (Münſterſche 
Beitr. z. Geſch.⸗Forſchg.) (VII, 80 S.) Münſter, Coppenrath, 06. 

Meinardus: D. Neumarkter Rechtsbuch. (Darſt. u. Quellen z. 
ſchleſ. Geſch.) (VIII, 440 S.) Bresl., Wohlfahrt. 

Rüdorff: Rechtsſt. d. Gäſte im mittelalt. ſtädt. Proz. (Gierkes Unterſ. 
z. d. Staats⸗ u. Rechtsgeſch.) (XII, 203 S.) Bresl., Marcus. 
Schwarz: Dtſch. Rechtsgeſch. u. dtſch. PrivR. nebſt Sachſenſp.⸗Erl. 

(XII, 803 S.). Bl., Heymann. 
Wendt: Vom Mittelalter z. StäbteD. Umriß d. VerwGeſch. 
Breslaus. (32 S.) Bresl., Priebatſch, 06. 


3. Biographiſches. 


Bödicker +: DIZ. 12. Ig. 223— 224. — Soz Kultur. 27. Ig. 
161—167. — MBlArberſ. 1. Ig. 17—19. — ZVerſWiſſ. 
7. Bd. 835886. 

Bueck: Bödicker T. DInd Z. 26. Ig. 62—63. 

Düringer: Behrend . LeipzgZ. 1. Ig. 188. 

Finger: Zucker T. Ger S. 70. Bd. 1—5. 

Goldſchmidt: Berner T. DIZ. 12. Ig. 170—172. 

Grueber: 8. Andenken an E. A. v. Seuffert. SeuffBl. 72. Ig. 
177—178. 

Hölder: Behrend T. DIS. 12. Ig. 170. 

Holtze: Eichhorn +. Recht. 11. Ig. 87. 

Kantorowicz: Dante der Teiln. am Morde ſchuldig? Goltd Arch. 
54. Ig. 118— 123. 

Kurlbaum +: DIS. 11. Ig. 1358 — 1359. 

Lehmann, Karl: Behrend T. Goldſchmidts Z. 59. Bd. 445 — 446. 

Lohſing: Berner. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 265 — 269. 

Rümelin: Windſcheid u. ſein Einfluß auf Privatrecht und Privat⸗ 
rechtswiſſ. (48 S.) Tbgn., Schnürlen. 

Schneider: Nachruf f. RGR. Förſter. Recht. 11. Ig. 36. 

Seutemann: Ulpian als Statiſtiker. SchmollersJ. 31. Ig. 1. H. 
247— 258. 


4. Rechtshiſtoriſche Abhandlungen verſchiedenen Inhalts. 


Schellhas: D. Rechtsentwicklg. 1906. DIZ. 12. Ig. 564 — 569. 
Schneider, K.: D. deutſche u. preuß. Geſetzgebg. 1905 u. 1906. 
Oſtuch g. 58. Ig. 86—88. 


Beſchütz: D. Fahrläſſigk. geſchichtl. entw. 1. Tl. (Lilienthals ſtrafr. 
Abh.) (VII, 148 S.) Bresl., Schletter. 

Coulin: D. gerichtl. Zweikampf i. altfrz. Proz. (XVIII, 169 S.) 
Bln., Guttentag, 06. 

Galli: Ehe, Mutterrecht, Vaterrecht in kulturgeſch. Entw. (16 S.) 
Lpzg., Hinrich. f 

Kohler: Staatsſchuldbuch, Staatsſchuldentilgg. u. Treuhänderſchaft 
in Genua 1303. ArchBürgR. 29. Bd. 241 — 266. 

Peritſch: D. ggwärt. Richtig. d. privatr. Studien in Frkr. u. Dtſchld. 
BlVerglR. 2. Ig. 871—880. 

D. rechtswiſſ. Sektion d. babylon. Talmuds. Überf. u. erl. v. Gold⸗ 
ſchmidt. Anh.: Darſt. d. talmud. N. v. Kohler. 2 Bde. (49, 
1420 u. 81, 1254 S.) Bln., Roſenthal. 

Verteidigung in Hexenprozeſſen. Int Anw. 5. Ig. Nr. 4. 

Zeller: D. Seerecht v. Dieron nach d. Hdſchr. v. Troyes (1886). 
(Sammlg. ält. Seerechtsquellen.) (VI, 148 S.) Mainz, Diemer, 06. 
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III. Rechts philoſophie; Nechtsvergleichung. — Schriften 
über allgemeine Fragen. 


Radbruch: Lit.⸗Ber. üb. Rechtsphiloſ. ZStW. 27. Bd. 241— 255. 


Affolter, A.: Rechtsbegr. u. Wirklichkt. ArchOffR. 21. Bd. 410 —436. 

Heine: Begr. d. ſubj. Privatrechts. Juſtizd Bl. 1. Ig. 209— 212. 

Hentig: Rechtsvergl. u. Politik. BlVerglR. 3. Ig. 19— 29. 

v. Hertling: Recht, Staat u. Geſellſch. (Sammlg. Köſel.) (VII, 181 S.) 
Kempten, K., 06. 

Leonhard: Natürl. u. juriſt. Wille. Oſt Z Bl. 25. Bd. 273 — 276. 

Menzel: D. Sozialvertrag b. Spinoza. Grünhuts Z. 34. Bd. 451—460. 

Radnitzky: Dispoſ. u. mittelb. geltd. R. ArchOff R. 21. Bd. 380 —409. 

Simmel: 8. Philos. d. Herrſchaft. Schmollers J. 31. Ig. 2. H. 1—34. 

Tönnies: Z. naturwifi. Geſellſchaftslehre. Schmollers J. 31. Ig. 
2. H. 49—114. 

Schmidt, Max: Rechtl., ſoz. u. wirtſch. Verh. bei ſüdamerik. Natur⸗ 
völkern. BlVerglR. 2. Ig. 461—475. 

Schultzenſtein: R. u. Religion. Gef. u. R. 8. Ig. 285 —286. 

Weiß: Geſellſch. u. Staat als Organismus. Pol AnthrRev. 5. Ig. 
489 — 501. 

Wittmayer: Steinbach als Sozialphiloſoph. Schmollers J. 81. Ig. 
2. H. 115—187. 


Burlage: Friedensvereine z. Schlichtg. v. Nechtsſtreitigk. (Soz. Ta; 
gesfr.) (60 S.) M.⸗Gladb., Zentralſt. d. Volksv. f. d. kath. D. — 
DIZ. 12. Ig. 314—317. 

Düringer: Kunſt d. Nechtſprechg. LeipzZ3. 1. Ig. 214 — 215. 

Grund: Schäden in d. Berichterſtattung d. Preſſe üb. Gerichts⸗ 
verhandl. DIZ. 12. Ig. 292— 294. 

Inhulſen: Richter u. Parteipolitik. Int Anw. 5. Ig. Nr. 4. 

Juriſtendeutſch („Obliegen“ u. „Anerkennen“). Bay. 3. Ig. 156. 

v. Kamptz: Rechtsſchutz f. Frauen durch Fr. Geſ. u. R. 286— 287. 

Lenzberg: Rechtspfl. u. Preſſe. DIL. 12. Ig. 472—478. 

Marcus: Rechtskunde als Ggſtd. d. Schulunterr. Gef. u. R. 8. Ig. 
283 — 285. 

Mauczka: Altes Recht im Volksbewußtſein. Oſt AG Z. 58. Ig. 
73— 76, 81—83. 

von der Pfordten: Juriſtendeutſch in d. Rſpr. d. RG. Bay. 
8. Ig. 200. 

Ein weißer Rabe. I[Gerichtsſaalberichte und Preßfreiheit.] Recht. 
11. Ig. 434 —435. 

Richter u. Rechtsfindung. JBl. 36. Ig. 109 — 111. 

Stammler: Grdſätzl. Aufg. d. Juriſten in Rſpr. u. Verw. Vern Arch. 
15.8. 1— 59. 

Verein z. Verbreitg. v. Rechtskenntn. DIZ. 12. Ig. 340 —341. 


IV. Ausbildungs- und Standesfragen.) 


* G. v. 28. 12. 06 betr. d. jur. Prüfgn. u. d. Vorbereitgsdienſt. 
Old GBl. 07, 9; BirkGBl. 07, 261; FſtèübGBl. 447. 

* G. v. 20. 3. 07 betr. Rangverh. d. OL GRäte in Oldbg. SchLLand V. 41. 

* MBk. v. 28. 2. 07 betr. Fortbildg. d. Rechtsprakt. Bay JMBl. 67. 

Mk. v. 3. 1. 07 betr. d. 2. Prüfg. f. d. höh. Juſt.⸗ u. Verw.⸗Dienſt. 
Bay JMBl. 1. " 

* MB v. 22. 2. 07 betr. d. jur. Prüfgn. u. d. Vorbereitgsdienſt. 
Old GBl. 485; BirkGBl. 335. 

» MB. v. 31. 1. 07 betr. Prüfgs⸗O. f. d. jur. Fakultätspr. an d. 
Ldsuniv. HeſſRBl. 107. 

* MBE. v. 8. 4. 07 betr. d. große jur. Staatsprüfſg. SchwSGS. 19. 

* ADf. v. 27. 3. 07 betr. d. große Staatsprüfg. PrJMBl. 62. 

* V. v. 17. 11. 06 betr. And. d. Vorſchr. üb. d. 2. jur. Staatsprüfg. 
SächſGBl. 373. 


) Vgl. a. Gerichtsverf., Reformfragen; Rechtsanwaltſchaft. 


* V. v. 25. 1. 07 z. Abänd. d. V. v. 21. 4. 79 betr. d. jur. Prüfgn. 
MecklSchwRBl. 9, MecklStrelOff Anz. 89, MecklStrelOff Anz Ratzeb. 
159. 

Adickes: Z. Juſtizref. MSchräKrimPſych. 4. Ig. 1— 25. 

Adickes: Stellg. u. Tätigkt. d. Richters. (27 S.) Dresd., v. Zahn & J., 06. 

Begründung von Richtervereinen. DIZ. 12. Ig. 407. 

Begründung e. Nichtervereind in Bay. DIZ. 11. Ig. 1357 — 1358. 

Bittinger: Vom bay. Richterverein. DIZ. 12. Ig. 533 —534. 

Bornhak: Bedtg. d. röm. R. Geſ. u. R. 8. Ig. 302—304. 

Bornhak: Vorbild. d. Jur. in Pr. Hochſchulnachr. 17. Ig. 67— 69. 

Bozi: Z. Anfertig. d. wiſſenſch. Prüfgsarbeit. Recht. 11. Ig. 
545—547. 

Bozi: Juſtizref. als Perſonenref. Recht. 11. Ig. 413 — 419. 

Conze: Deutſche u. engliſche Juſtiz. DIZ. 12. Ig. 230 — 231. 

Fiſcher, L.: Beamtenhaushalt. DIZ. 12. Ig. 344 —3846. 

Fiſcher, L.: Z. ſoz. Lage d. Richter. DIZ. 12. Ig. 98—103. 

Fuchs: Schreibjuſtiz u. Nichterkönigtum (115 S.). Lpzg., Teutonia⸗V. 

Le Fur: Rechtsſtudium in Frkr. Juriſtenwelt. 1. Bd. 131— 134. 

Gumbinner: Borbereitgsbienft u. GVerf. DIZ. 11. Ig. 1363 — 1364. 

Hamm: D. Zahl d. Referendare. DIZ. 12. Ig. 227 — 229. 

Hoeniger: Fußnote u. Anmerkg. DIZ. 11. Ig. 1371 — 1372. 

Holtgreven: Juſtizreform (32 S.). Hann., Helwing, 06. 

Juriſten im neuen RT. DIS. 12. Ig. 839. 

Juſtizreform (Vortr. v. v. Bomhard, Bericht v. Kaufmann). 
Recht. 11. Ig. 34 —36. 

Kade: Richtervereine. Recht. 11. Ig. 346 —350. 

Küttner: Ausbildg. d. Ref. DIZ. 11. Ig. 1343 — 1347. 

Leeb: D. bay. Richterverein. Recht. 10. Ig. 1862. 


v. Lewinski: England als Erzieher? Gruchots Beitr. 51. Ig. 147. 


Löffler: Ref. d. jur. Studien in Oſt. Hochſchulnachr. 17 Ig. 
143 — 145. 

Manigk: Klauſurarb. d. Rechtskand. DIZ. 12. Ig. 469 —470. 

Meyer, H.: Juſtizreform u. kein Ende. Recht. 11. Ig. 363 —364. 

Mueller: Z. Juſtizref. Sächſ. Arch. 2. Ig. 19—23. 

Niedner: Z. Juſtizref. (27 S.) Hann., Helwing, 06. 

Peltaſohn: 8. pr. Juſtizetat f. 1907. DIZ. 12. Ig. 176— 177. 

v. der Pfordten: Verminderg. d. Schreibwerks. Bayg. 2. Ig. 
457—458. 

D. Programm d. öſt. Richtervgg. Int AnwV. 5. Ig. Nr. 3. 

Reform d. juriſt. Vorbildg. in Oft. Recht. 11 Ig. 437. 

D. Richterfrage. JBl. 35. Ig. 601-603, 613—614. 

Richtervereine. DIZ. 12 Ig. 407. 

Rießer: Z. Methode d. akad. Unterrichts i. Holsrecht. Oſt 3 Bl. 25. Bd. 
36 —40. 

Schiedermair: D. Vorſchr. üb. d. Prüf. f. d. höh. Juſt.⸗ u. 
Verw.⸗Dienſt u. üb. d. Praxis d. gepr. Rechtöpr. in Bayern. 
3. A. (VIII, 206 S.) Mchn., Schweitzer. 

Schmid: Reform des rechts⸗ u. ſtaatswiſſ. Doktorats. Oſt Z Bl. 
25. Ig. 216— 239. 

Schmidt: Richterbeſoldg. DIZ. 12. Ig. 290— 291. 

Schwab: Schreibarbeit der Richter. Bay Z. 8. Ig. 41—44. 

Soergel: KRichterverein u. Miniſterium. Recht. 11. Ig. 409—411. 

Die Staatskonkurs⸗Aufgaben in Bayern 1906. (95 S.) Mchn, 
Schweitzer. 

Stein: Z. Juſtizref. (III, 109 S.) Than, Mohr. 

Stier⸗Somlo: Ausbildg. d. höh. Verw.⸗Beamten. DIZ. 11 Ig. 
1804 — 1805. 5 

Stier⸗Somlo: R. u. Volksw. im Bildgsgang d. höh. Verw.⸗Be⸗ 
amten. DWirtſch Z. 3. Ig. 1—7, 49— 58. 

Thieſing: Verſchiedenartige Ausbildg. d. Amtsrichter u. Landrichter. 
DIZ. 12. Ig. 351—364. 

Winter: D. Prädikatsaſſeſſor. DIZ. 12 Ig. 288 — 289. 

Zorn, Ph.: Ref. d. jur. Vorbildg. Recht. 11. Ig. 281 — 285. 


M13. 1907. 


36. Jahrgang. 


V. OQuellenſammlungen, Enzyklopädien, Handbücher, 
Repetitoria. 


Blüthgen u. Schwenk: Anl. z. Studium d. Corp. juris f. jg. 
Jur. (IV, 152 S.) Bln., Weber. 

Württ. Bürgerhdbch. 24. A. (VIII, 285 S.) Stuttg., Metzler. 

Ebert: D. amtsger. Dez. 8. A. (XX, 584 S.) Bresl., Marcus. 

Kohlhammers Geſetzeskalender 07. Bearb. v. Ströhmfeld und 
Waas. (171 S.) Stuttg., Kohlh. 

Grotefend: D. geſ. dtſch. u. preuß. Geſetzgebgsmaterial. Begrdt. 
v. Gr., hrag. v. Cretſchmar. Ig. 06. (L, 1487 S.) Düſſeldorf, 
Schwann, 06. 

Hage: Grundr. d. deutſch. Staats⸗ u. Rechtskde. 2. A. (XXVIII, 
280 S.) Stuttg., Hobbing. 

Heere: Rechts⸗ u. Bürgerkde f. d. tägl. Leben. (XXI, 528 S.) 
Wittenberg, Herroſé. 

Hoffmann u. Groth: Difche Bürgerkunde. 4 A. (VIII, 385 S.) 
Lpzg., Grunow, 06. 

Kreußer: Grbr. d. Bürger: u. Geſetzeskde. (XIII, 154 S.) Mchn., Beck. 

Küttner: Leitf. f. d. Unterweiſg. d. Nef. im Abf. v. Urt. uſw. in 
Zivilſ. 2. A. (39 S.) Lpzg., Dieterich. 

Mannß: Führer durch unf. gef. Reichs⸗, Staats⸗ u. Komm.⸗Verfaſſgs⸗ 
u. Verw.⸗Geſ. nebſt e. Darſtellg. d. Privatr. 4. A. Erfurt, 
Selbſtv., 06. 2,75 M. 

Syſtematiſche Rechtswiſſenſchaft. (Kultur d. Ggwt. II. Tl. 
VIII. Abtlg.) v. Stammler, Sohm, Gareis u. a. (X, LIX, 
526 S.) Lpzg., Teubner, 06. 

Silbergleit: Unſer Recht. Repetit. u. Examinat. (IV, 307 S.) 
Bln., Siemenroth. 

Taſchenwörterbuch z. C. j. c. u. and. röm. Rechtsquellen. (IV, 
170 S.) Bln., Müller. 

Weiß: Üb. d. 1. u. f. d. 1. jur. Prüfg. I. Heft: 1. Strafr., 2. Zivilr., 
3. Wechſelr. (IV, 140 S.) Cpzg., Strübig, 06. 

Weißler: Reichsarchiv. 1. Lfg. (1. Bd. V u. S. 1—96.) Lpzg., Pfeffer. 


VI. Feriodika. — Sammlungen und Beſprechungen von 
. Entſcheidungen. 

Archiv f. Arbeiterverſicherung. Hrsg. v. Wengler. 12 H. (1. H. 
48 S.) Lpzg., Fiſcher & Kürſten. 

Hauptregiſter z. Bd. I bis XXX v. Fiſchers Z. f. Prax. u. 
Geſetzgbg. d. Verw. Bearb. v. Haenel, Keller u. v. d. Moſel. 
(5 Lfgn.) 1. Lfg. (III u. S. 1—80.) Lpzg., Noßbg. 

Jahrbuch d. Verwaltgsrechts. Hrsg. v. Stier⸗Somlo. 1. Ig. 
(XIV, 513 S.) Bln., Vahlen. 

Monatsblätter für Arbeiterverſicherung. Hrsg. v. Mitglorn. d. 
RVA. Verantw.: Adolf Behrend. 1. Ig. 07. 12 Nrn. (Nr. 1 
16 S.) Bln., Behrend. 

Großh. Heſſ. Regierungsblatt. Sachreg. v. Ig. 02—06. Bearb. 
v. Becker. Mainz, Diemer. 3 M. 

Revue f. Internationalismus. 1. Ig. Dtſch. Ausg. 6 Nrn. CEpzg., 
Maas & v. Süchtelen. Halbjährl. ca. 5 M. 

Vierteljahrsrundſchau üb. d. Verſichergsweſ. Hrsg. v. dtſch. 
Haftpfl.⸗ u. Verſichgs.⸗Schutzverbd. Schriftl.: Moldenhauer. 
1. Ig. 1907. 4 H. (1. H. 36 S.) Bl., Siemenroth. 

Leipziger Zeitſchrift f. Handels⸗, Konkurs⸗ u. Verſichergsrecht, hrsg. 
v. Düringer, Jaeger u. Könige. 1. Ig. 1907. 12 Nrn. 
(Nr 1. 80 Sp.) Mchn., Schweitzer. 

Zeitſchrift f. Jagdrecht, J.⸗Schutz u. J.⸗Wirtſchaft. Hrsg. v. Ebner. 
1. Ig. 1907. 24 H. (1. H. 16 u. 7 S.) Bln., Heymann. 


Bemerkgn. z. 62. Bd. d. RGEntſch. in Zivilſ. Seuff Bl. 72. Ig. 54 —58. 
Generalregiſter z. Bd. 51—60 d. Entſch. d. RG. in Zivilſ. Bearb. 
v. Meyn. (XX, 720 S.) Epzg., Veit, 06. 
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v. Henle: D. 62. Bd. d. Entſch. d. RG. in Zivilſ. DIE. 12. Ig. 
154—160. 

Hertel: RNſpr. d. RG. in Zivilſ. Bde. 60 u. 61. Juſtizd Bl. 1. Ig. 
177—178, 195 — 196. 

Lenel: D. 63. Bd. d. RGEntſch. in Zivilſ. DIZ. 12 Ig. 453—458. 

Scherer: D. 7. Jahr d. BGB. D. gef. Rip. u. Th. v. 1. 12. 05 bis 
1. 12. 06. (XXIV, 252 S.) Cpzg., Wiegand. 

Soergel: Rechtſpr. 1906 z. Ziv.⸗, Hdls.⸗ u. Prozeßrecht. 7. Ig. 
(VIII, 878 S.) Stuttg., D. Verl.⸗Anſt. 

6. Spruchſammlg. d. DIL. z. Strafr., Strafproz. u. Mil StrR. 
aus d. J. 1906. Bearb. v. Hoffmann. (88 Sp.) Bln., Liebmann. 

7. Spruchſammlg. d. DIZ. z. d. RStrafnebengeſ., d. pr. Strafgeſ. 06 
u. d. Ldsſtrafgeſ. 00—06. Bearb. v. Hoffmann (102 Sp.) Bln., 
Liebmann. 

Warneyers Jahrb. d. Entſch. A. Zivil-, Hdls.⸗ u. ProzR. 5. Ig. 
(XVI, 482 S.) B. Strafrecht u. Strafproz. Bearb. v. Roſen⸗ 
müller. 1. Ig. (XII, 216 S.) Lpzg., Rob. 

Warneher: Zuſammenſt. d. im Juli bis Okt. 06 veröff. Zivilentſch. 
d. RG. Puchelts Z. 38. Ig. 93—111. 


Zweite Abteilung. 
Privatrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Landesprivatrecht.) 


A. Queſſen publikationen. — Zuſammenfaſſende Dar- 
ſtellungen. 


* Ergänz.⸗V. v. 2. 3. 07 z. V. v. 9. 4. 99 betr. Ausf. d. BGB. 
(Teſtamentseröffng.) MecklStrOff AnzRatzeb. 162. 

„G. v. 27. 3. 07 betr. Abänd. d. § 199 d. AG. z. BGB. (Ge 
fangenenunterhalt). WeimRBl. 29. 

5G. v. 31. 12. 06 betr. And. d. Deich⸗O. v. 8. 6. 55. Old SBl. 86 Bd. 17. 

* G. v. 6. 12. 06 betr. Ergänzg. d. AG. z. BGB. v. 19. 7. 99 
(Beurkdg. v. Grdſtücksveräußergn.). SchwSGS. 156. 

„G. v. 28. 11. 06 üb. d. Unſchädlichktszanis. Württ NBl. 737. 

* Mk. v. 25. 8. 07 betr. And. d. AG. z. BGB. v. 15. 5. 99 
Feſtſtellg. d. Verkfswertes d. Grdſt.) Old GBl. 507. 

* MBk. v. 16. 2. 07 betr. Erhebg. d. Gebühr f. Hinterleggn. d. 
Pfandleiher. Bay JMBl. 69. 

* Mk. v. 11. 2. 07 betr. Mittlg. d. Veräußergspreiſe beliehener 
Grdſt. AltendGS. 5. 

* Mf. v. 7.3.07 betr. Vollz. d. G. v. 28. 11. 06 üb. d. Unſchäd⸗ 
lichktszagnis. Württ J MBl. 71. 

* MD. v. 2. 1. 07 betr. Erbſcheine. Bad Gl. 1. 

MV. v. 26. 3. 07 betr. d. z. amtl. Feftftellg. d. Wertes v. Grdſt. 
beſtellt. Sachverſtändigen. SächſGBl. 90. 

*Nachtragsgeſ. v. 5. 3. 07 z. Berggeſ. v. 9. 10. 70. Nis GS. 13. 

* NegBl. v. 26. 1. 07 betr. Mittlg. d. Preiſes veräuß. Grdſt. an 
d. in der III. Abt. d. Grundb. eingetr. Glbgr. MecklStrelOff⸗ 
AnzRatzeb. 144. 

* Waſſergeſ. f. d. Kgr. Bayern v. 23. 8. 07. Bay Bl. 157. 

Arndt: 8. Berggeſetznov. DIZ. 12. Ig. 529 —530. 

D. neue pr. Berggeſ. DIndZ. 26. Ig. 231 — 232. 

Buſch: D. pr. AG., V. u. Mf. z. BGB. u. d. NJuſt . 2. A. 
Bearb. v. Eylau. (XV, 697 S.) Bln., Guttentag. 

Edelmann: Sächſ. Schlachtviehverſichgsgeſetzgbg. (VIII, 95 S.) 
Lpzg., RNoßb. 

Endemann u. Heinsheimer: Bad. Ausf.⸗Geſ. u. Spezialgeſ. üb. 
bürg. R. u. Verf. Hdlbg., Winter. ca. 4,80 M. 


*) Vgl. a. Einf. z. BGB. 
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Friedrichs: Üb. d. Entw. e. Gef. betr. d. Ausübg. d. Jagdr. 
ZJagdr. 1. Jg. 25—30, 38—43. 

Frormann: Schlesw.⸗holſt. Geſinde⸗O. v. 25. 2. 1840. Erl. (VII, 
88 S.) Kiel, Cordes. 

Georgi: D. ſächſ. Entw. e. Waſſergeſetzes. (IV, 142 S.) Lpzg., 
Dunker & H. 

Geſetzentw. z. Abänd. d. pra BG. v. 24. 6. 65. DInd Z. 26. Ig. 
78 —80, 102— 104, 112—114. 

Jahns: Entw. e. ſächſ. Waſſergeſ. SächſArch. 2. Ig. 27—83, 
50— 54, 79—82. 

Obermeyer: Zum Waſſergeſetzentwurf. Bay. 8. Ig. 93 — 100. 

v. der Pfordten: Feldſchadengeſetz u. bay®. v. 6. 3. 02. Textausg. 
mit Erl. 2. A. (IV, 127 S.) Mchn., Beck. 

Weſthoff: Berggeſetznov. DIZ. 12. Ig. 398—403. 


Bruck: Grundz. d. reichsländ. Jagdrechts. ZJagdr. 1. Ig. 8488. 

Habenicht: Leitf. f. d. ſächſ. Vormundſchafts⸗ u. Nachlaßrichter u. 
ſ. Ger. ſchreiber. (VII, 72 S.) Lpzg., Roßberg. 

Lindenberg: D. preuß. Geſinderecht i. Geltgsber. d. Geſo. v. 
8. 11. 1810. 7. Aufl. d. Poſſeldt'ſchen Buches. (VIII, 156 S.) 
Bl., Müller. 

Riemann: Waſſerrecht d. Prov. Schleſien. 2. A. (230 S.) 
Bresl., Korn. 


B. Einzelfragen. 

Bonſchat: Beweispfl. im Fall d. Art. 123 bay AG. z. BGB. Bayg. 
3. Ig. 142— 143. 

Dennler: Bezeichng. d. Anteile nach bayhypR. Bay. 2. Ig. 458. 

Faber: Notar u. AG. im Geb. d. elſ.⸗lothr. Grundbuch⸗Zwiſchen⸗ 
rechts. EIZ. 32. Ig. 54 —60. 

Geigel: Altere Reallaſten links d. Rheins. Puchelts Z. 38. Ig. 
87-93. 

Habel: Duldungstitel gg. d. Mann z. Zwangsvollſt. in d. Illaten 
b. ſog. altrechtl. Hyp.⸗Arkunden. Bay Z. 3. Ig. 106 — 107. 

Hedemann: Z. Geſinderechtsref. DIZ. 11. Ig. 1338 — 1343. 

Hofmann: N. d. unehel. Mutter z. Beſtg. d. Glaubensbek. u. d. 
rel. Erz. ihres Kindes. BaygZ. 3. Ig. 8—9. 

Hottenrott: Friedhofsrecht. Selbſtverw. 34. Ig. 177—181. 

Hypothekenbeleihgn. ZVerſWeſ. 07. 149 — 150. 

Kämper: D. relig. Erziehung d. Diſſidentenkinder im Kgr. Sachſen. 
Fiſchers Z. 31. Bd. 278—311. 

Kettnaker: Sicherſtellg. d. Kinder bei ſtatut. Nutznießg. Württ. 
49. Ig. 83—89. 

Merkel: Pfandleihgew. in Bay. Bay. 3. Ig. 36—39, 58—60. 

Natter: Erbteilgsaufſchub auf d. Tod e. in bdrechtl. Errungen⸗ 
ſchaftsgem. lebd. Eheg. WürttZ. 48. Ig. 360 —366. 

Oppenheimer: 8 108 d. prBergG. in Verb. m. § 126 BGB. 
Recht. 11. Ig. 141 — 143. 

Dertmann: Beſtimmg. d. Relig. unehel. Kder. Bay Z. 3. Ig. 
117—119. 

Reindl: Haftpfl. d. Eiſenbahn f. Sachſchaden nach bay. N. 
EiſenbE. 23. Bd. 813—320. 
Schmitt, Gottfr.: Eröffng. d. in amtl. Verw. befdl. Verfggn. v. 
T. w. durch d. Not. Bay. 2. Ig. 451 —453, 475 - 477. 
Silbernagel: Verh. d. bay. LdsVerſR. z. RPrivR. (VIII, 69 S.) 
Holbg, Weiß. 

Spaett: Forſtrechtsändgn. ſeit Einf. d. GrundbR. Bay. 3. Ig. 
205 — 207. 

Steinbach: Ausgleichungspflicht unter Stiefgeſchw. bei Vorliegen 
e. Einkindſchaftsvertr. nach Würzburger R. Bay Z. 3 Ig. 128 — 129. 

Stelling: Beteilig. Dritter am Jagdpachtv. nach d. Hannov. Jagd⸗O. 
v. 11. 3. 59. ZJagdr. 1. Ig. 129 — 135. 

Stelzer: Beweispfl. im Fall d. Art. 123 bay AG. z. BGB. Ban. 
3. Ig. 209—211. 


M 13. 1907. 


Then: Erbr. zw. eingekindſchafteten Stiefgeſchw. nach fränk. LR. 
Bay g. 3. Ig. 189-190. 

Ungewitter: Anmeldung d. Anſpr. auf Wildſchadenerſatz. Bay g. 
8. Ig. 107108. 

Unzner: Anlegung von Mündelgeld. BankArch. 6. Ig. 189—193. 

Voß: Zu 88 48, 131, 148 d. pr. Geſinded. DIZ. 11. Ig. 1312— 1813. 

Weegmann: Einwirkg. d. BGB. u. d. württ ABGB. auf d. 
ſtatut. Nutznießg. Württ Z. 48. Ig. 354 — 360. | 

Will: Duldungstitel gg. d. Ehem. z. Zwangsvollſtr. in die Illaten 
erforderlich b. altrechtl. Hyp.⸗Urkdn.? Bay. 3. Ig. 12— 138. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
A. Allgemeines. 
Binder: D. Gegenſtand. Goldſchmidts Z. 59. Bd. 1— 78. 
Cohn, Georg: Neue Sprüche z. BGB. OſtZBl. 25. Ig. 97—107. 
Danz: Entwicklg. d. Auslegg. d. BGB. Recht. 11. Ig. 15— 21. 
Heine: Begr. d. ſubj. Private. Juſtizd Bl. 1. Ig. 209—212. 
Hirſch: Grenzfr. d. öff. u. priv. R. (IV, 46 S.) Bln., Heymann. 
Hölder: Amt, Selbſtverw. u. jur. Perf. ArchOffR. 21. Bd. 308 
bis 346. 
Kuhlenbeck: Rſpr. d. RG. in Bezhg. auf d. wichtigſten Begr. u. 
Inſtitute des Zivilr. JW. 36. Ig. 34 —39. 
Rieſebieter: Rechtſpr. d. RG. z. BGB. nebſt EG. (XII, 101 S.) 
Bln., Weber. 
Scherer: D. 7. Jahr d. BGB. D. gef. Rſpr. u. Th. v. 1. 12. 05 
bis 1. 12. 06. (XXIV, 252 S.) Lpzg., Wigand. 
Wolff, Martin: D. BGB. u. d. deutſchen Lebensgewohnheiten. 
DNB. 7. Ig. 65 — 77. N 


B. Textausgaben, Kommentare, Praktika. 


Achilles: BGB. nebſt EG. 5 Aufl. Bln., Guttentag, 06. — 6,50 M. 

Haenſchke: BGB. Volkstüml. bearb. (160 S.) Bln., Schriften 
vertriebsanſt. x 

Lenel: Prakt. d. bürg. R. 3. A. (VIII, 231 S.) Lpzg., Tauchn. 

Rieſebieter: BGB. nebſt EG. (XII, 772 u. II, 101 S.) Bln., Weber. 

Schroeder, J. U.: Vortr. üb. bürg.⸗rechtl. Fälle aus d. Samml. 
Rechtsfälle. Bd. I. (In 4 Lfg.) 1. Lfg. (VIII u. S. 1-56.) 
Roſtock, Volckmann. 

Staudinger: BGB.:Kommentar. 3.) 4. Aufl. 1.—8. Lfg. je 1,80 M. 
Mchn., Schweitzer. 


C. Schriften zu den einzelnen Feilen des R. 
I. Allgemeiner Teil. 
a) Verſonen. 
1. Natürliche Perſonen. 
Balog: Todeserkl. ZungR. 12. Ig. 413—460. 
Finger: Unl WG. nebſt $ 12 BGB. u. 5 826 888. 2. A. (VI, 
42 S.) Bln., Vahlen. 
Hitzig: Schriftfteller: Pſeudonym u. Bühnenname. Schweiß. 
8. Ig. 183— 136. 
Hönninger: Zeitpunkt des Todes im Todeserkl.⸗Verfahren. Bad Not. 
5. Ig. 34—86. 
Ruſt: Rechtsfolgen d. falſchen Todeserkl. (83 S.) Bl., Ebering. 


2. Juriſtiſche Perſonen. 
Billmann: Haftg. d. jur. Perſ. f. ihre Vertr. (IV, 84 S.) Mchn., 
Schweitzer, 06. 
Bolze: Haftg. d. Akt.⸗Geſ. aus Vertr. üb. ihre Aktien. Leipz. 
1. Ig. 1—9. 
Danz: Haftg. d. Mitgl. e. nicht rechtsf. V. mit ihrem Vermg. 
DIZ. 12. Ig. 377 —388. 


36. Jahrgang. 


Delius: Geſetzentw. betr. gew. Berufsvereine. PrVerwöl. 28. Ig. 
1783— 176. 

Delius: D. neueſte Rechtſpr. auf d. Geb. d. Vereins⸗ u. Preßrechts. 
Selbſtverw. 33. Ig. 785788, 801 —804. 

v. Frankenberg: Geſetzentw. üb. gew. Berufsvereine. DI. 
11. Ig. 1833—1338. 

Fuld: Haftpflicht d. Berufsvereine. Recht. 11. Ig. 364 —3866. 

Gierke: Nicht rechtsfähige Vereine als Mitglieder e. eingetrag. B. 
Dig. 12. Jg. 207—211. 

Hölder: Amt, Selbſtverw. u. jur. Perf. Arch OffR. 21. Bd. 308846. 

Kollenſcher: Rechtsf. d. Berufsvereine. (16 S.) Lpzg., Dietrich. 

Leiſt: D. Entw. e. Gef. betr. gewerbl. Berufsvereine. BlVerglR. 
2. Ig. 448—461. 

Samulon: Ripr. d. RG. üb. Haftg. d. Fiskus uſw. für Beamte. 
PoſMSchr. 10. Ig. 17—20. 

Schiller: Haftpfl. d. Gmdn. u. Lehrer. Selbſtverw. 34. Ig. 
129—131. 

v. Schulz: Geſetzentw. betr. gew. Berufsvereine. Arch Soz W. 24. Bd. 
64—98. — PrVerwol. 28. Ig. 173—176. 

Stier⸗Somlo: Hftg. d. Staates f. d. Beamten. DWirtſchZ. 
8. Ig. 289— 295. 


b) Sachen. 
Alsberg: D. Maſch.⸗Induſtrie u. d. Rſpr. d. NG. üb. d. Begr. d. 
„weſentl. Beſtdteils“. Seuff Bl. 72. Ig. 333 —335. 
Alsberg: Rechtswiſſ. u. Gerichtspr. [Eig.⸗Vorbeh. an Maſch.] 
Plutus. 4. Ig. 274— 276. 
Andreae: Eig.⸗Vorbeh. an Maſchinen. DWirtſchZ. 3. Ig. 7—12. 
Binder: D. Gegenſtand. Goldſchmidts Z. 59. 8d. 1— 78. 
Bing: Wei. Beſtandteil u. Eigentumsvorbeh. DIZ. 12. Ig. 318— 850. 
v. Campenhauſen: Eig.⸗Vorbeh. DZ. 12. Ig. 474 —475. 
Herold: Freigabe v. Zubehör b. d. Verſteig. v. Grdſt. Recht. 
11. Ig. 299 —301. 
Kretzſchmar: 8. Nipr. d. RG. üb. d. weſentl. Beſtdtle. Recht. 
11. Ig. 285290. 

Krückmann: Beſchrkg. d. Dienſtb. od. Hyp. auf e. Grdſt.⸗Teil u. 
d. Lehre v. d. wei. Beſtandtln. ZOG. 7. Ig. 683 — 675. 
Lenel: Weſen d. Weſens u. Eig.⸗Vorbeh. an Maſchinen. DIL. 

12. Ig. 509512. 
Neumann, Hugo: Weſ. Beſtandtl. u. Eig.⸗Vorbeh. IW. 36. Ig. 
97—99, 196 — 198. 
Niedner: Beſtandteil u. Zubehör. Seuff Bl. 72. Ig. 8—14. 
Kiffen: Weſentl. Beſtandtl. u. Eig.⸗BVorbeh. JW. 36. Ig. 193 — 195. 
Oberwinter: Eigentumsvorbeh. an Maſchinen. IheringsJ. 51. Bd. 
2583 — 290. 
Türk: Zubehöreigenſch. v. Baumaterialien. KGB. 18. Ig. 25 — 29. 
Winkler: Kundenliſten u. Adreßbücher e. Handelsgärtners zur 
Konkursmaſſe gehörig oder Grundſtückszubehör? ZUG. 7. Ig. 
628—631. 
Wolff: Zubehör in d. Zwangsverſt. Bay. 3. Ig. 201—204. 
Zelter: Eigentumsvorbeh. an Maſchinen. JW. 36. Ig. 195 — 196. 


0) Rechts geſchãfte. 
1. Willenserklärung. 


v. Blume: Verſäumnis d. Empfangs v. Willenserkl. IheringsJ. 
51. 8d. 1— 24. 

Danz: Adreſſ. d. empfgsbed. Willenserkl. Bayg. 3. Ig. 187— 140. 

Danz: D. Willenserkl. d. BGB. Seuffdl. 72. Ig. 317—328. 

Danz: 8. Willens⸗ u. Erklärungsth. im 888. DIE. 11. Ig. 
12771288. 

Fuld: Harpener c./a. Kohlenſynd. Recht. 10. Ig. 1362 — 1864. 

Hagen: Sichergsübereigng. Juſtizd el. 1. Ig. 193— 194. 
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Immerwahr: Geſchäftsveräußerg. an d. Ehefr. als Schiebg. Geſ. 
u. R. 8. Ig. 128— 131, 145 — 148. 

Joſef: Unrichtige Übermittelg. b. Kf. auf Borg. 
51. Ig. 278— 286. 

Klein, P.: Negat. Vertragsintereſſe. SeuffBl. 72. Ig. 140 —144. 

Küſter: Fordergseinklagg. durch Winkeladv. u. Inkaſſobureaus. JW. 
36. Ig. 161—168. 

Leonhard: Irrtum als Urſ. nichtiger Vertr. (Leonh. Stud.) 2. A. 
1. Tl. (XII, 283 S.) Bresl., Marcus. 

Marcus: Bierabnahmevertr d. Schankw. m. Brauereien. Geſ. u. R. 
8. Ig. 219—220. 

Marcus: Mechan. Hilfeleiftg. b. Unterſchrift. DIZ. 12. Ig. 128— 124. 

Marcus: Kaſuiſtik d. Botenrechts. Recht. 11. Ig. 44 —46. 

Meisner: Argl. Verſchweigen e. Nichthptmangels b. Viehkf. Bay. 
2. Ig. 469 —4 71. 

Meyer, H.: Wille u. Erkl. Recht. 11. Ig. 37—88. 

Molitor: Erſetzg. d. Vertragsbeurkdg. d. § 313 BGB. durch Aner⸗ 
kenntnis im Proz. DIZ. 12. Ig. 503 — 509. 

Dertmann: Umtauſchklauſel. Seuff Bl. 71. Ig. 685 — 700. 

Nietſchel: Schutz d. Verlegers gg. Verkf. unter d. Ladenpreis. DIZ. 
12. Ig. 412—414. 

Stölzle: Argl. Verſchw. e. Nichthptmangels b. Viehkfl. Bayg. 3. Ig. 
145 — 146. 

Thaner: Simulatae nuptiae nullius momenti sunt. Oſt Bl. 
25. Bd. 277— 285. 

Thieſing: Teleph. Erklärg. ggüb. Beh. Geſ. u. R. 8. Ig. 209— 212. 

v. Thur: Verlegerſchutz gg. Verkf. v. Büchern unter d. Ladenpreis. 
DAB. 12. Ig. 282 — 283. 

Wach: Namensübertragg. durch Adoption. Fiſchers Z. 32. Bd. 34—37. 


Gruchots Beitr. 


Weber: Verfüggsbeſchrkan. im Grundbuchverkehr. DNotB. 7. Ig. 
241 — 264. 
Weſtrum: Rechtslage bei argliſtiger Täuſchg. JW. 36. Ig. 39—40. 


2. Vertrag. 


Danz: Widerruf v. Kreditzuſagen wg. veränd. Umſtände. BankArch. 
6. Ig. 9799. 

Geßler: Gew. Akkordvertr. Bay Z. 3. Ig. 140 — 142. 

Hilſe: Aufkündigg. am 2. Tg. d. Monats z. Schluß desſ. Recht. 11. Ig. 
50—51. — Semler: 304 —305. 

Marcus: Vergütgspfl. Leiſtg. kraft ſtillſchw. Vereinbg. Recht. 11. Ig. 
114—115. 

Oertmann: Tarifvertr. 38Soz W. 10. Ig. 1—29. 

Prenner: Tarifvertr. Seuffßt. 72. Ig. 178—186, 222 — 226. 


3. Bedingung. Zeitbeſtimmung. | 
Hagen: Sichergsübereigng. Juſtizd l. 1. Ig. 193—194. 
Hallbauer: Sicherheitsübereigng. SächſArch. 2. Ig. 193—197, 
217—221. | 
Niedner: Bedingte Eig.⸗Abertr. u. Vermieterpfor. DIZ. 12. Ig. 
569 —572. 
Dertmann: Umtauſchklauſel. SeuffBl. 71. Ig. 685 — 700. 


4. Vertretung. Vollmacht. 


Danz: Z. Willens⸗ u. Erklärgsth. im BGB. DIE. 11. Jg. 1277 — 1288. 
Hallbauer: Sicherh.⸗Abereigng. Sächſ Arch. 2. Ig. 73— 79, 169— 176. 
Joſef: Vollmachtsüberſchreitg. b. Kf. auf Borg. Gruchots Beitr. 51. Ig. 
273 — 286. | 
Klein, P.: Negat. Vertragsintereſſe. SeuffBl. 72. Ig. 140—144. 
Kempner: Vorerbe als Teſtvollſtr. KG Bl. 18. Ig. 31. 
Lent: Anweiſg. als Vollmacht. (VI, 198 S.) Lpzg., Deichert. 
Marcus: Botenrecht. Recht. 11. Ig. 44—46. 
Weegmann: Vertretg. mehrerer Minderj. b. d. Nachlaßauseinander⸗ 
ſetzkz. Württ g. 49. Ig. 97— 106. 
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d) Friſten. Termine. 
Scherling: Auf welche Friſten findet § 193 BGB. Anwdg.? 
Gruchots Beitr. 51. Ig. 129—142. 
Stölzle: Endigt d. Friſt d. 8 490 BGB. auch an e. Sonntag? 
SeuffBl. 71. Ig. 714—715. 


e) Verjährung. 

Düringer: Verjährg. d. Gewährlſtgsanſpr. 1. Ig. 131 — 132. 

Mantey: Verjährg. d. Anſpr. aus e. Bauentrepriſevertr. Gef. u. N. 
8. Ig. 119. 

Schneider, K.: Beſeitigg. d. Wirkg. vollendeter Verjährg. durch 
Anerkenntnis. IheringsJ. 51. Bd. 25 —88. 

Senckpiehl: Verjähr. d. Anſpr. d. Verſenders aus d. Speditions⸗ 
vertr. EiſenbE. 23. Bd. 321 —326. 

Regula: Berechng. d. Verj.⸗Friſten f. verfall. Zinſen. ElſNotz. 
26. Ig. 338. 

Reichel: Verjährg. d. Deliktsanſpr. Recht. 11. Ig. 178—179. 

Wolff, Max: Verjhg. v. Alimenten. JW. 36. Ig. 67—68. 


f) Ausübung der Rechte. Selbſtverteidigung. Selbſthilfe. 

Ahsbahs: Notwehr u. Notſtand. Goltd Arch. 53. Ig. 427— 430. 

Dertmann: Privatr. Wirkgn. d. Boykotts. SeuffBl. 72. Ig. 
217—222, 274 — 282. 

Riehl: Immiſſionsproz. Gruchots Beitr. 51. Ig. 142—161. 


g) Sicherheits leiſtung. 
Munk: Ggentw. e. G. üb. d. Sicherg. d. e DIZ. 12. Ig. 
557—564. 
Zirndorfer: Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufordgn. FrkfRdſch. 
40. Ig. 249—271. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
a) Im allgemeinen. 
Oertmann: Schuldrecht. I. Allg. Lehren (152 S.) II. D. einz. 
Schuldverh. (174 S.) (Samml. Göſchen.) Göſchen, Lpzg. 
Planck: BGB. 3. Aufl. II. Bd. 2. Lfg. 2. Buch. N. d. Schuldverh. 
(S. 421—644). Bln., Guttentag. 


b) Im beſonderen. 
a) Inhalt der Schul werhültniſſe. 

Abelsdorff: Streikklauſel. DWirtſchgZ. 8. Ig. 364 — 868, 413 —419. 

Alsberg: Rechtswiſſ. u. Gerichtspr. [Retentiondr. Vegr. d. „rechtl. 
Verh.“] Plutus. 4. Ig. 274 — 276. 

v. Blume: Verſäumnis d. Empfangs von Willenserkl. IheringsJ. 
51. Bd. 1—24. 

Brückmann: „Zahlen Sie, wann Sie wollen.“ Geſ. u. R. 8. Ig. 
178-180. 

v. Brünneck: Verwendgn. d. Grdſt.⸗Beſitzers. GruchotsBeitr. 
51. Ig. 299—311. 

Danz: Willenserkl. d. BGB. Seuff Bl. 72. Ig. 317—328. 

Fiſcher, H. A.: Konzentration u. Gefahrtragg. b. Gattgsſchulden. 
IheringsJ. 51. Bd. 159—238. 

Godron: Schdserſ. wg. Arbeitseinſtellg. Bay Z. 3. Ig. 75— 78. 

Hachenburg: Verzug b. Sukzeſſivlfgn. Leipzg3. 1. Ig. 9— 20. 

Haftung d. Arbeitgebers wg. unterlaſſ. Verwendg. v. Invaliden⸗ 
marken. Württ. Z. 49. Ig. 61—68. 

Hagen: Zu § 254 BGB. SeuffBl. 72. Ig. 365—371. 

Joſef: Hausknecht u. Gaſt. Recht. 11. Ig. 116— 119. 

Klein, Peter: Vertragl. Andg. d. Inh. e. Schuldverh. (III, 70 S.) 
Wien, Perles. 

Klein: Annahmeverzug. (Diſſ.) (VI, 65 S.) Straßb., Singer. 

Kohler: Haftg. e. Literaturztg. ArchBürgR. 30. Bd. 133 — 135. 

Krückmann: Unmöglichkt. u. U.sprozeß. (IV, 312 S.) Tbgn., 
Mohr. — Arch Zivpr. 101. Bd. 1-306. 


Marcus: Naturalreſtitutionsbefugn. Recht. 11. Ig. 564 —565. 

Marcus: Vergütgspfl. Leiſtg. kraft ſtillſchw. Vereinb. Necht. 
11. Ig. 114—115. 

Mertens: 8. Gerichtsprax. in Abz.⸗Geſch. Recht. 10. Ig. 1488— 1434. 

Mez: Giroverkehr. ArchBürgR. 30. Bd. 47—116. 

Dertmann: Umtauſchklauſel. Seuff l. 71. Ig. 685 — 700. 

Dertmann: Boykott. Seuff Bl. 72. Ig. 217—222, 274 — 282. 

Pfitzner: Vereinbarg. e. unmögl. Erfüllungsortes. Sächſ Arch. 2. Ig. 
189 — 190. 

Rieck: Leiſtgsort d. Bürgen. (Diſſ.) (50 S.) Noſtock, Leopold. 

Schultzenſtein, S.: Erkrankg. im Hotel. Geſ. u. R. 8. Ig. 240— 241. 

Streikklauſel: DInd Z. 26. Ig. 99— 100. 

Thieſing: Alternativ»: od. Eventualantrag. Necht. 11. Ig. 119. 


8) Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
1. Begründung. Inhalt des Vertrags. 

Brückmann: „Zahlen Sie, wann Sie wollen.“ Gef. u. R. 8. Ig. 

178 —180. 
Delius: Honorarfordgn. d. Spezialärzte. DJ Z. 12. Ig. 286 — 288. 
Honorarfordgn. d. Spezialärzte. KGBl. 18. Ig. 54—55. 
Klein, Peter: Negat. Vertragsint. Seuff Bl. 72. Ig. 140 — 144. 
Koch: Weihnachtsgratifik. Geſ. u. R. 8. Ig. 110—114. 
Molitor: Erſetzg. d. Vertragsbeurkdg. d. § 313 BGB. durch An⸗ 

erkenntnis im Proz. DIZ. 12. Ig. 503 — 509. 
Traumann: Kritik d. jüngſten RGEntſch. z. 8 313 BGB. JW. 

36. Ig. 217— 220. 


2. Gegenſeitiger Vertrag. 

Brückmann: Klagantr. b. ggſeitg. Vertr. KGBl. 18. Ig. 29— 30. 

Danz: Widerruf bankmäßg. Kreditzuſagen wg. veränd. Umſt. BantArd). 
6. Ig. 97—99. 

Fiſcher, H. A.: Konzentration u. Gefahrtragg. b. Gattgsſch. 
IheringsJ. 51. Bd. 159 — 238. 

Godron: Schadenserſatz wg. Arbeitseinſtellg. Bay Z. 75 — 78. 

Hachenburg: Verzug b. Sukzeſſivliefergn. Leipgg. 1. Ig. 9— 20. 

Hirſch: Zu kurz bemeſſene Nachfriſt nach 8 326 BGB. Holdheims 
MSchr. 16. Ig. 11—12. 

Könige: Verlangen e. ſof. Vertragserfüllg. als Nachfriſtſetzg. i. S. 
d. 8 326 BGB. LeipzZ3. 1. Ig. 48 —49. 

Krückmann: Unmöglichk. u. U. Sprozeß. Arch ZivpPr. 101. Bd. 1— 306. 
— (IV, 312 S.) Tbgn., Mohr. | 

Streikklauſel. DindB. 26. Ig. 99—100. 


3. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten. 
Brückmann: Aus d. Lebensverſichgsr. Gef. u. N. 8. Ig. 153 —159. 
Eltzbacher: Ref. d. Scheckweſ. ohne Scheckgeſ. DIZ. 12. Ig. 441—447. 
Emminghaus: Anſpr. d. Ehefr. an d. Lbsverſichgsſumme d. Mannes. 
Leipz Z. 1. Ig. 29 —44. 

Jellinek, W.: Verſchwiegenhtspfl. d. Arzte u. RA. MSchrͤrimPſych. 
3. Ig. 656— 693. 

Mez: Giroverkehr. ArchdürgR. 30 Bd. 47—116. 

Dertmann: Tarifvertr. ZSoz W. 10. Ig. 1—29. 

Prenner: Tarifvertr. Seuff Bl. 72. Ig. 178 — 186, 222 — 226. 


4. Vertragsſtrafe. — Rücktritt. 
Schneider: Vertragsſtr. im VerſR. Leipz Z. 1. Ig. 259 — 270. 


Mertens: Z. ger. Prax. in Abz.⸗Geſch. Recht. 10. Ig. 1433 — 1434. 
Dertmann: Umtauſchklauſel. Seuff Bl. 71. Ig. 685 — 700. 
Siegel: Wann iſt Rücktritt ausgeſchloſſen? JW. 85. Ig. 802 — 803. 


5) Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
Buſſe: Eventualaufrechnung. SächſArch. 2. Ig. 121— 128. 
Voß: Schutz geg. prozeßr. Übergr. im Verh. zw. kksbef. u. freiem 
Bmg. Leipg. 1. Ig. 270— 278. 
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8) Übertragung der Forderung. 
Joſef: Hausknecht u. Gaſt. Net. 11. Jg. 116—119. 
Küſter: Fordergseinkl. durch Winkeladv. u. Inkaſſobureaus. JW. 
86. Jg. 161—168. 
Ritter: Cessio legis im VerſR. Leipzg. 1. Ig. 250 —258. 
Schulz: Rückgriff u. Weitergriff. (Leonhards Stud.) (VII, 185 ©.) 


Bresl., Marcus. 
2) Schuld übernahme. 
Brückmann: Aus d. Lebensverſichgsr. Geſ. u. R. 8. Ig. 153—159. 


Laubinger: Hftg. d. Baugeldgebers f. d. Lohnſdgn. d. Bauarb. 
GewͤKaufmG. 12. Ig. 73—77. 


2) Einzelne Schuldverhältniſſe. 
1. Kauf. Tauſch. 

Bendix, Ludwig: Auskunftspflicht des Verkäufers von Leihmöbeln bez. 
der Höhe des noch geſchuldeten Kaufpreiſes. KGSBl. 18. Ig. 18—16. 

v. Blume: Verh. d. Anfechtungsrechts z. Wandlungsrecht b. Kauf 
u. Miete. Recht. 11. Ig. 3513854. 

Düringer: Verjährg. d. Gewährlſtgsanſpr. Leipzg. 1. Ig. 
181 —132. 

Hinrichſen: Abnahmepfl. u. Gewährlſtgsanſpr. d. Käufers b. 
Viehkf. Meckl. Z. 25. Bd. 1338 — 155. 

Joſef: Vollmachtsüberſchr. u. unricht. Ubermittlg. d. Erkl. b. 
Kauf auf Borg. Gruchots Beitr. 51. Ig. 273 —286. 

Krückmann: Viehkauf. Bay. 3. Ig. 29—31. 

Lindemann: Minderg. d. teilw. geſtund. Kfpreiſes. DIZ. 12. Ig. 
421— 422. 

Meiſner: Argl. Verſchweigen e. Nichthptmangels b. Viehkf. 
Bay. 2. Ig. 469—471 

Mertens: Z. ger. Prax. in Abz.⸗Geſch. Recht. 10. Ig. 1433 — 1434. 

Oertmann: Umtauſchklauſel. Seuff Bl. 71. Ig. 685 — 700. 

Ritter: Zuſammentreffen von Wandlgseinrede u. Einrede d. 
Verjährg. d. Wandlgsanſpr. Recht. 11. Ig. 221 — 225. 

Schumacher: Verweiſg. d. Fleiſches auf d. Freibank u. d. Wandelgskl. 
JW. 36. Ig. 220—222. 

v. Seuffert: Wiederkaufs⸗ u. Verkaufsr. während d. Konk. 
Leipz Z. 1. Ig. 20—R6. 

Stölzle: Endigt d. Friſt d. 8 490 BGB. auch an e. Sonn⸗ 
tag? Seuff Bl. 71 Ig. 714 — 715. 

Stölzle: Argl. Verſchw. e. Nichthptmangels b. Viehkf. Bay. 


8. Ig. 145 — 146. 
2. Schenkung. 


Emminghaus: Anſpr. d. Ehefrau an d. Cbsverſichgsſumme d. 
Mannes. Leipz. Z. 1. Ig. 29—44. 

Koch: Weihnachtsgratifik. Geſ. u. R. 8. Ig. 110—114. 

Schillling: D. Gratifikation. KaufmG. 3. Ig. 1—2. 

Zipperling: Weſ. d. benef. compet. (166 S.) Marbg., Elwert. 


3. Niete. Pacht. 
v. Blume: Anfechtgs.⸗ u. Wandelgsrecht b. Kf. u. Miete. Recht. 11. Ig. 
351—354. 5 
Brückmann: Unruhige Mieter. Geſ. u. R. 8. Ig. 124—127. 
Dennler: Kdgsrecht nach § 570 BGB. bei nach Vertragsſchl. 
hinzutretd. Beamteneigenſch. Bay Z. 3. Ig. 127 — 128. 
Einfluß d. Zwgsverſt. auf Mietzins. Necht. 11. Ig. 562. 
Francke: Kündiggsr. d. § 570 BGB. Bayg. 2. Ig. 478—479. 
Huth: Mieterhftg. f. Beſchädiggn. b. Umzug. DIZ. 12. Ig. 283— 284. 
Jagdpachtvertrag. ZJagdr. 1. Ig. 115—119. 
Joſef: Hausknecht u. Gaſt. (Trinkgeldfrage.) Recht. 11. Ig. 116— 119. 
Kiefe: Überlafſg. e. Grdſt. als Lagerplatz u. 8 23 G8. Recht. 
10. Ig. 1427— 1428. N 
Kleineidam: Verpächterpfor. DIS. 11. Ig. 1359 — 13861. 
Kretzſchmar: Abtretg., Verpfdg. und Pfdg. v. Mietzinsfdgn. b. d. 
Zwgsverſt. d. Grdſt. Bay. Z. 3. Ig. 161— 163, 183 — 186. 
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Landsberg: R. d. Mieters ggüb. d. Berm. bei Errichtg. v. 

Telephonen. DIS. 12. Jg. 477/—478. 

Lindemann: Kündigg. d. Miete durch d. Erſteher. Recht. 11. Ig. 
870—871. 

Nittelſtein: Erdſt.⸗, Wohn u. and. Räume. SeuffßL. 72. Ig. 861-865. 

Niedner: Bedingte Eig.⸗Abertr. u. Vermieterpfbr. DIZ. 12. Ig. 
569—572. 

Rechtſprechung d. NG. üb. d. Hausfriedensbruch d. Vermieters 
gaüb. d. Mieter. Grdeig. 25. Ig. 1449 — 14550. 

Rechts verh. b. Abholg. v. Poſtſendgn. aus Schließfächern. 
Arch Poſt Telegr. 07. 248 — 252. 

Schultzenſtein: Erkrankg. im Hotel. Geſ. u. R. 8. Ig. 240—241. 


4. Darlehen. 


du Chesne: Pfdbk. d. Anſpr. auf Darlehnsgewährg. KEBL. 18. Ig. 49-51. 
Danz: Widerruf v. Kredit⸗Zuſagen. Bankurch. 6. Ig. 97—99. 


5. Dienſtvertrag. 


Bartſch: Franzöſ. Geſetzentw. üb. d. Arbeitsvertr. Oſt AG. 
58. Ig. 121—123, 129—181. 

Bürner: Rechtsverh. zw. Motorwagen ⸗Beſitzer u. «Führer. (55 S.) 
Bln., Boll & P. | 

Delius: Honorarſdgn. d. Spezialärzte. DJ. 12. Ig. 286—288. — 
Goldmann: 536. 

Fuhrmann: Inform. u. Erkundgiggspfl. d. NA. Recht. 11. Ig. 48—49. 

Geßler: Gew. Alkordvertr. Bay Z. 3. Ig. 140 —142. 

Haftg. d. Arbeitgebers wg. unterlaſſener Verwendung v. Invaliden⸗ 
Marken. Württ Z. 49. Ig. 61—63. — Dem. 46. Ig. 105 — 108. 

Hedemann: Z. Geſinderechtsref. DIZ. 11. Ig. 1838 — 1843. 

Hilfe: Anſpr. d. Amme a. Krankenfürſorge. Recht. 11. Ig. 502 —503. 

Hilfe: Aufkündigg. am 2. Tg. d. Mon. z. Schluß desſ. Recht. 
11. Ig. 50—51. — Semler: 304 —305. 

Hilfe: Beſteht Verſichgspfl. gg. Krkh. f. Aufwärterinnen d. NA.? 
KGBl. 18. Ig. 37—40. 

Honorarfordgn. d. Spezialärzte. KGBl. 18 Ig. 54 —55. 

Imle: D. Tarifvertr. zw. Arb. gebern u. nehmern in Dtſchld 
(VI, 159 S.) Jena, Fiſcher. 

Joſef: Hausknecht u. Gaſt. Recht. 11. Ig. 116— 119. 

Koch: Weihnachtsgratifik. Geſ. u. R. 8. Ig. 110—114. 

Lohmeyer: Folgen d. Entlaſſg. b. Naturallohn. DIZ. 12. Ig. 598-595. 

Narcus: Arbeitsvertr. Bel. u. R. 8. Ig. 176—178. 

Marcus: Vergütgspfl. Leiſtg. kraft ſtillſchw. Vereinb. Recht. 11. Ig. 
114—115. 

Neve: Tarifvertr. Conrads J. 33. Bd. 89—100. 

Dertmann: Tarifvertr. ZSoz W. 10. Ig. 1— 29. 

Dertmann: Boykott. Seuffl. 72 Ig. 217—222, 274 — 282. 

Prenner: Tarifvertr. Seuffl. 72. Ig. 178—186, 222— 226. 


6. Werkvertrag.“ 


Andreae: Eig.⸗Borbeh. an Maſch. DWirtſchgZ. 8. Ig. 53—59. 

Entw. e. Geſ. üb. d. Sicherg. d. Baufordgn. 2. Aufl. (64 S.) Bln., 
Heymann, 06. — Recht. 11. Ig. 560 —562. 

Büthe: VBauhandwerkerſchuz. DNB. 7. Ig. 77—100. 

Haberland: Kritik d. Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufordgn. 
(62 S.) Bln., Simion, 06. 

Heinig: Ausgeſtaltg. d. § 648 WEB. 11. Ig. 1807 — 1808. 

Kaufmann: Entw. e. RG. betr. d. Sicherg. v. Baufordgn. 
DWirtſchZ. 3. Ig. 12— 16, 59—65. 

Kohler: Haftg. e. Literaturzeitg. ArchürgR. 30. Bd. 133—185. 

Mantey: Verjährg. d. Anſpr. aus e. Bauentrepriſevertr. Gel. u. R. 
8. Ig. 119. 


— 


*) Vgl. a. vorigen Abſchn. 
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Bunt: Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufordgn. DIZ. 12. Ig. 557564. 

Scherer: Geſetzentw. betr. d. Schutz d. Bauhandw. Puchelts Z. 88. Ig. 
62— 87. 

7. Mäklervertrag. 

Kuhlenbeck: Nipr. d. RG. in Bezhg. auf d. Wättervertug, JW. 
86. Ig. 8439. 

Marcus: Vergütgspfl. Lſtg. kraft ſtillſchw. Vereinb. Recht. 11. Ig. 
114—115. 

8. Auftrag. 

Marcus: Haftg. d. Bankiers f. Nat u. Empfehlg. Geſ. u. R. 8. Ig. 
242— 243. 

Mez: Giroverkehr. ArchBürgR. 30. Bd. 47—116. 

Winter: Rechtsſtellg. d. Arztes. Geſ. u. R. 8. Ig. 190 — 194. 


9. Geſchäftsführung ohne Auftrag. 
Hamm: Pperat. Eingr. d. Arzte. DIZ. 12. Ig. 447—452. 
Jellinek, W.: Verſchwiegenhtspfl. d. Arzte u. RA. MSchrͤrim Pſych. 
8. Ig. 656 — 693. 
Winter: Nechtöftellg. d. Arztes. Geſ. u. R. 8. Ig. 190—194. 


10. Verwahrung. 
Hilfe: Vorenthaltg. e. vom Mandanten anvertrauten Quittungskarte 
durch e. RA. JW. 36. Ig. 40—41. 
Marcus: Vergütgspfl. Leiſtg. kraft ſtillſchw. Vereinb. Recht. 11. Ig. 
114 —115. 
Mez: Giroverkehr. ArchBürgR. 30. Bd. 47—116. 


11. Geſellſchaft. 
Neve: Tarifvertr. Conrads J. 33. Bd. 89— 100. 
v. Ziegler: Emiſſionskonſortien. Holdheims MSchr. 16. Ig. 25 — 87. 


12. Gemeinſchaft. 
Crome: Mod. Teilgsprobl. Seuffdl. 72. Ig. 1—8. 


18. Leibrente. | 
Landsberg: Leibrente als Mitgift. PoſMSchr. 10. Ig. 1—2. 


14. Spiel. Wette. 
Düringer: Z. Ref. d. Börſc. BankArch. 6. Ig. 161 —164. 
Schütz: Spiel u. Wette. Geſ. u. R. 8. Ig. 114—115. 


15. Bürgſchaft. 
Laubünger: Haftg. d. Baugeldgebers f. d. Lohnfdgn. d. Bauarb. 
GewRaufmd. 12. Ig. 73— 77. 
Meyer, H.: Z. Lehre v. d. Rechtskraft. Recht. 10. Ig. 1426— 1427. 
Rieck: Leiſtgsort d. Bürgen. (Diſſ.) (50 S.) Noſtock, Leopold. 


16. Anweiſung. 
Danz: Widerruf v. Kreditzuſagen. BankArch. 6 Ig. 97—99. 
Eltzbacher: Ref. d. Scheckweſ. ohne Scheckgeſ. DIZ. 12. Ig. 441—447. 
Laux: Zur ſog. „mündlichen“ Anweiſung. Bay Z. 3. Ig. 73— 74. 
Lent: D. Anweiſg. als Vollm. u. im Konk. (VI, 198 S.) Lpzg., Deichert. 
Mez: Rechtl. Betrachtg. d. Giroverkehrs. Arch BürgR. 30. Bd. 47— 116. 
Wienſtein: Abgrzg. d. Geb. d. Anweiſg. Recht. 10. Ig. 1418 — 1421. 


17. Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 
Freund: Einlöfg. v. Zinsſcheinen verloſter Oblig. BankArch. 6. Ig. 
117—119. — Wertheimer: 52—55, 170—171. 
Gumprecht: Kechtsnat. d. Gepäckſcheins. EifenbE. 23. Bd. 309—3812. 
Langen: Inh.⸗Schuldverſchr. u. Kreationsth. ArchBürgR. 80. Bd. 
7381. 
18. Unerlaubte Handlungen. 
Aronſohn: Unl. Wettb. im Kampf gg. d. Warenh. Markſch Wett⸗ 
bew. 6. Ig. 57—58. 
Auskunftserteilung „ohne Obligo“. Dok. 25. Ig. 67—68. 
Axſter: 88 823, 824, 826 BGB. u. das Un[l WG. Markſch Wettb. 
6. Ig. 52—53. 


Bachem: 8 826 BER. in ſ. Bedeutg. f. das geſch. u. gew. Leben. 
MarkſchWettbew. 6 Ig. 66—67. 

Berger: D. Haſenſchaden im RT. ZJagdr. 1. Ig. 81—84. 

Bitta: Rechtswidrigkeit rechtskr. Urt., Verfüggn. uſw. PrVerwl. 
28. Ig. 812—3814. 

v. Blume: Verſäumnis d. Empfangs e. Willenserkl IheringsJ. 
51. Bd. 1—24. 

Bolze: Haftg. d. AktGeſ. aus Vertr. üb. ihre Aktien u. aus Argliſt. 
Leipz Z. 1. Ig. 1—9. 

Broecker: Schderſatanſpr. aus d. Lohnkampf. (VI, 64 S.) Hbg., 
Schröder & J., 06 

Coermann: R. u. Pfl. im Straßenverkehr. Gruchots Beitr. 51. Ig. 
286—298. 

Delius: Wildſchadenerſatz bei mitwirk. Verſchulden d. Verletzten u. 
d. Negreßanſpr. d. Grdbeſ. gg. d. Jagdpächter. ZJagdr. 1. Ig. 
4—6, 18—21, 38—35. 

Finger: Unl WG. nebſt 8 12 BG. u. 5 826 BGB. 2. A. (VI, 
402 S.) Bln., Vahlen. 

Fuld: Ausſtattgsſchutz u. Plagiat. MarkſchWettb. 6. Ig. 40—41. 

Fuld: Exploſionsgefahr u.⸗Schaden. Gegenwart. 36. Ig. 98—99. 

Fuld: Exploſ.⸗Schäden. Selbſtverw. 34. Ig. 162 — 164. 

Fuld: Preisſchleuderei. GewRſchutz. 12. Ig. 95—97. 

Haftg. b. Nichtverwendg. v. Verſichgsmarken. DGemZ. 46. Ig. 
105—106. — Württg. 49. Ig. 61—68. 

Hagens: Rechtl. Gebundenh. d. Aktionärs ggüb. d. Geſellſch. Leipzg. 
1. Jg. 241— 250. 

Hallbauer: Sicherheitsübereigng. SächſArch. 2. Ig. 73— 79, 
169 — 176. 

Hamm: Operat. Eingr. d. Arzte. DIZ. 12. Ig. 447—452. 

Hellwig: Geſetzeskonkurrenz u. Tierhftg. DIZ. 11. Ig. 1289 — 1291. 

Hilfe: Urheberrechtl. Schutz d. Bauzeichners. GewgRſchutz. 12. Ig. 
92— 98. 

Hilfe: Verſicherg. gg. Bauſchäden. Selbſtverw. 33. Ig. 833—84. 

Hilſe: Vorenth. e. v. Mandanten anvertrauten Quittungskarte durch 
e. NA. JW. 36. Ig. 40—41. 

Huth: Mieterhaftg. f. Beſchädggn. b. Umzug durch Angeſtellte d. 
Fuhruntern. Dig. 12. Ig. 288— 284. 

Immerwahr: Geſchäftsveräußerg. an d. Ehefr. als Schiebg. Geſ. 
u. N. 8. Ig. 128— 131, 148— 148. 

J ſaac: Haftg. f. Unfälle in u. am Haufe. Grdeig. 28. Ig. 183—185. 

Kirchberg: Verantwortl. d. Arztes. MedKlin. 3. Ig. 553 — 5586. 

v. Köbke: Unfallbegr. im VersR. u. im NHaftpfl®. Leipz Z. 1. Ig. 
317 —3381. 

Kraus: Haftg. d. Pfogspfdglbg., wenn d. gepfänd. Ggſtde. e. Dritten 
gehören. Recht. 11. Ig. 489—441. 

Kuhlenbeck: Ehre als Recht i. S. d. 8 823 BGB. Recht. 11. Ig. 
482 —486. 

v. Liszt, Ed.: Pfl. d. außerehel. Konkumbenten. (XII, 156 S.) 
Wien, Braumüller. 

Mattes: Tierhalter u. Eiſenbahn. Recht. 11. Ig. 48—44. 

Meisner: Argl. Verſchw. e. Nichthptmangels b. Viehkf. Bay Z. 2. Ig. 
469—471. 

Oppler: Urteilsvollſtr. u. Verſtoß gg. d. guten Sitten. Recht. 
11. Ig. 439. 

Ortlieb: AnfG. u. § 826 BGB. Arch BürgR. 30. Bd. 82—46. 

Dertmann: Boykott. Seuffl. 72. Ig. 217— 222, 274 — 282. 

Pavlikeck: Haftg. f. unverſch. Schaden. (VI, 79 S.) Wien, Manz. 

Planck: Z. Auslegg. u. Anwendg. d. §H 826 B88. DIZ. 12. Ig. 7—16. 

Puchta: Beurkdg. u. Vereinbargn. üb. Anſpr. aus 8 847 988. 
durch d. AG. Bay Z. 2. Ig. 458. 

Reichel: Verjährg. d. Deliktsanſp. Recht. 11. Ig. 178179. 

Reindl: Haftpfl. d. Eiſenb. f. Sachſchaden. EifenbE. 28. Bd. 313 —820. 

Riehl: Immiſſionsproz. Gruchots Beitr. 51. Ig. 142—161. 
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Samulon: Kſpr. d. RE. betr. Haftg. d. Fiskus uſw. für Beamte. 

Poſmechr. 10. Ig. 17—20. 

Schiller: Haftpfl. d. Gmdn. u. Lehrer. Selbſtverw. 34. Ig. 129. 

Schmid, Paul: Verrat gewerbl. Geheimniſſe. GewRſchutz. 11. Ig. 
860—869. 

Schumacher: 8. And. d. 8 833 BGB. JW. 86. Ig. 233— 237. 

Simon, Hanz: 3. Geſetzentw. betr. d. Sicherg. d. Baufdgn. 8 
11. Ig. 175— 176. 

Sontag: Wettbew. um d. Dienſtboten. Markſch Wettb. 6. Ig. 82—84. 

Stier⸗Somlo: Hftg. d. Staats f. d. Beamten. DWirtſch Z. 3. Ig. 
289— 295. 

Stölzle: Argl. Verſchw. e. Nichthptmangels b. Viehkf. Bay. 8. Ig. 
145— 146. 

v. Thur: Verlegerſchutz gg. Verkf. v. Büchern unter d. Ladenpreis. 
Dig. 12. Ig. 282— 288. 

Winter: Rechtsſtellg. d. Arztes. Geſ. u. N. 8. Ig. 190—194. 

Wuſſow: Einrede d. höh. Gewalt ſeitens d. Straßenbahn⸗ 
unternehmers (8 1 RHaftpfl®.). EiſenbE. 23. Bd. 214—217. 

Zirndorfer: Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufdgn. Frkfdſch. 
40. Ig. 249—271. 


III. Sachenrecht. 
a) Im allgemeinen. 

Goldmann u. Lilienthal: BOB. II. Bd. Sachenrecht. 2. Abtlg. 
S. 161-288). Bln., Vahlen. 

Heilfron u. Pick: Sachenrecht. 3. A. (XIV, 927 S.). Bln. 
Speyer & P. 

Kretzſchmar: D. 62. Bd. d. RGeEntſch. auf d. Geb. d. freiw. G. u. 

des Sachenrechts. Zl G. 7. Ig. 645660. 


b) Im beſonderen. 


1. Beſttz. 
Hallbauer: Sicherhtsübereigng. Sächſ arch. 2. Ig. 
169 —176. 


Kleineidam: Verpächterpfandrecht. DIZ. 11. Ig. 1359 —1361. 
Riehl: Immiſſionsproz. Gruchots Beitr. 51. Ig. 142—161. 


2. Allgemeine Vorſchriſten über Rechte an Grundſtücken. 
Oberneck: Ber. üb. d. Rſpr. in GB. ſachen. DNot VB. 7. Ig. 1183 — 222. 


7879, 


Bruck: D. Vormerkg. ElſNotZ. 27. Ig. 97—104. 

du Chesne: D. obligat. Berichtiggsanſpruch. Bad Not.Z. 5. Ig. 
22 — 25. 

Eckert: Nangwechſel ($ 880 BGB.). Bay. 2. Ig. 449—451. 

Mainhard: Neuer Kaufvertrag mit Auflaſſung oder Grundbuch⸗ 
berichtigung? BadRpr. 78. Ig. 86. 

May: Auflaſſg. od. Berichtiggsverf.? Bad pr. 78. 33 134 — 185. 

Simon: RNechtl. Natur d. ſachenrechtl. Einigg. (Leonhards Stud.) 
(VIII, 150 S.) Bresl., Marcus. 

Soiderer: Streifzüge durch d. Grundſtücksrecht. Juſtizd ol. 1. Ig. 


212—214, 225 — 226, 289— 291. 

Weber: Verfüggsbeſchrkan. im Grdbuchverkehr. DNB. 7. Ig. 
241—264. 

Wege: Verh. mehrerer ihrem Range nach vor: oder zurücktretender 


Grundbuchpoſten. Iherings J. 51. Bd. 39—82. 
Weinkamm: Hyp.⸗Ablöſg. u. 8 880 BGB. Bay Z. 3. Ig. 18— 14. 


3. Eigentum. 
Ahsbahs: Notwehr u. Notſtand. Goltd Arch. 58. Ig. 427—430. 
Alsberg: D. Maſch.⸗Ind. u. d. Apr. d. RG. üb. d. Begr. d. „wei. 
Beſtdteils“. SeuffBl. 72. Ig. 333— 385. 
v. Brünneck: Verwendgn. d. Grdſt.⸗Beſitzers. Gruchots Beitr. 51. Ig. 
299—3811. 
v. Campen hauſen: Eig.⸗Borbeh. DIZ. 12. Ig. 474—475. 
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Hallbauer: Sicherheitsübereigng. Sächſürch. 2. Ig. 78— 79, 
169—176, 193—197, 217—221. 

Kohler: Hyp.⸗Bank⸗ Treuhänder. BaukArch. 6. Ig. 121—125. 

Kraus: Haftg. d. Pfdgspfdglbg., wenn d. gepfänd. Ggſtde. e. Dritten 

gehören. Necht. 11. Ig. 439 —441. 

Kretſchmar: Z. Kſpr. d. RG. üb. d. we. Beſtandtle. Recht. 11. Ig. 
285 — 290. 

Luetgebrune: Sichergsübereigng. (VII, 57 S.) Göttgn., Kronbauer, 06. 

Niedner: Bedingte Eig.⸗Abertr. u. Vermieterpfor. DIZ. 12. Ig. 
569 —572. 

Riehl: Immiſſionsproz. Gruchots Beitr. 51. Ig. 142—161. 

Riehl: Kl. z. Abwehr d. Beläſtigg. durch Imponderabilien wie Rauch, 
Geräuſch uſw. (22 S.) Bln., Vahlen. 

Schultzenſtein, S.: Rechtsſchutz gg. Lärm. Geſ. u. R. 8. Ig. 116—117. 

Stelling: Tiergärten i. S. d. 8 960 B68. DIS. 12. Ig. 182— 183. 

Wolf: Beſeitigg. d. Gefahren d. Sicherh.⸗Abereigng. DIZ. 11. Sg. 
1815. — Schauer: Dig. 12. Ig. 589 — 590. — Geiger: 590. 


| 4. Erbbaurecht. 
Dennler: Erbbaurecht u. Mündelſicherh. Geſ. u. R. 8. Ig. 148— 150. 
Hottenrott: Friedhofsrecht. Selbſtverw. 34. Ig. 177—181. 


5. Dienſtbarkeiten. 

Alsberg: D. Maſch.⸗Ind. u. d. Ripr. d. NG. üb. d. Begr. d. „wei. 
Beſtdteils“. SeuffBl. 72. Ig. 383886. 

Bing: Weſ. Beſtandtl. u. Eig.⸗Vorbeh. DIZ. 12. Ig. 348—350. 

v. Campenhauſen: Eigentumsvorbeh. DIZ. 12. Ig. 474 —475. 

Jacuſiel: Nutzungsrechte am Hdlsgeſch. (VIII, 102 S.) Bln., 
Hahn's E., 06. 

Krückmann: Beſchrkg. d. Dienſtbkt. auf e. Grdſtücksteil. Zl. 
7. Ig. 668675. 

Neumann, Hugo: Weſentl. Beſtdtl. u. Eigentumsvorbeh. JW. 
86. Ig. 97—99, 196— 198. 

Niſſen: Weſ. Beſtdtl. u. Eig.⸗Vorbeh. JW. 36. Ig. 193 —195. 

Zelter: Eig.:Borbeb. an Maſch. JW. 36. Ig. 195 — 196. 


6. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 
Andreae: Eigentumsvorbehalt an Maſchinen. DWirtſch g. 3. Ig. 53-59] 
Bendix: Zu § 1117, 1163 II BGB. Bay. 3. Ig. 189. 
du Chesne: Befriedggsfunktion d. Hyp. Recht. 11. Ig. 42—43. 
Dennler: Bezeichng. d. Anteile nach bay. HypR. Bay. 2. Ig. 458. 
Eccius: D. ins Freie falld. Grdſchuld. Gruchots Beitr. 51 Ig. 162— 165. 
Entw. e. G. üb. d. Sicherg. d. Baufdgn. 2. A. (64 S.) Bln., Hey⸗ 
mann, 06. — Recht. 11. Jg. 560 —562. 

Güthe: Bauhandwerkerſchuz. DNotVB. 7. Ig. 77—100. 

Güthe: D. künftg. Eig.⸗Hyp. Dot. 6. Ig. 729— 758. 

Haberland: Kritik d. Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufdgn. 
(62 S.) Bln., Simion, 06. | 

Hagen: Hftg. d. Verſ.⸗Fdg. f. d. Hyp. IheringsJ. 51. Bd. 82— 126. 

Heinitz: Schutz d. Baugläubiger. DIZ. 11. Ig. 1307 — 1308. 

Huth: Abtret. d. Hyp. an d. Grundſtückseigent. BIF G. 7. Ig. 483—489. 

Hypothekenbeleihgn. ZVerſWeſ. 07. 149 —150. 

Kaufmann, Felix: NG.⸗Entw. betr. d. Sicherung d. Baufdgn. 
DWirtſch Z. 3. Ig. 59 —65, 104 — 115. 

Kempner: Anderung des Hyp.⸗Glbgs. K Gl. 18. Ig. 16—17. 

Kohler: Hypothekenbanktreuhänder. BankArch. 6. Ig. 121—125. 

Kretzſchmar: 8. Nſpr. d. NG. üb. d. wei. Beſtandtle. Recht. 11. Ig. 
285 — 290. 

Krückmann: Beſchrkg. d. Hyp. auf e. Srundftüdsteit. ZEFG. 
7. Ig. 663675. 

Lindemann: Sich.⸗Hyp. ind. Bimgäverft Recht. 10. Ig. 1864—1365, 

Matthießen: Bordellhypothek. DIZ. 12. Ig. 534 — 586. 

Meikel: Einheitshyp. Seuff Bl. 72. Ig. 371—375. 

Munk: Ggentw. e. G. üb. d. Sicherg. d. Baufdgn. DIZ. 12. Ig. 557-564, 
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Niſſen: D. nicht valutierte Grundſchuld. JW. 35 Ig. 803—805. 
Reichel: Bordellhypothek. DIZ. 12. Ig. 109—113. 
Schroeder, Erich: Eigentümerhypothek. Zl. 7. Ig. 472—476. 
Tücking: Behdlg. der b. d. Zwgsverſt. gedeckten Geſamthyp. hinſ. 
d. mithaftd., nicht verſteig. Grdſt. Recht. 10. Ig. 13531356. 
Weber: Verfggsbeſchrkgn. im Grdbuchverkehr. DRAB. 7. Ig. 241—264. 
Weinkamm: Hyp.⸗Ablöſg. u. 8 880 888. Bayg. 38. Ig. 18—14. 
Wolff, Th.: Zubehör in d. Zwgsverſt. Bay. 3. Ig. 201 — 204. 


Zirndorfer: Geſetzentw. üb. d. Sicherg. d. Baufdgn. FrkfRdſch. 
40. Ig. 249—271. 


7. Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten. 
Hagen: Sicherungsübereignung. Juſtizd l. 1. Ig. 193 — 194. 
Hallbauer: Sicherhtsübereigng. SächſArch. 2. Ig. 78— 79, 169 

bis 176, 198— 197, 217—221. 
Hallbauer u. Fuchs: D. deutſche Pfandrecht (Juriſt. Handbibl.) 
vill. 240 ©.) Lig., Roßberg. 
Jacuſiel: Nußgsr. am Hoͤlsgeſch. (VIII, 102 S.) Bln., Hayns., 06. 
Luetgebrune: Sichergsübereigng. (VIII, 57 S.) Göttgn., Kron⸗ 
bauer, 06. 
Schauer: Beſeitigg. d. Gefahren d. Sicherh.⸗Abereign. DIZ. 12. Ig. 
589—590. — Geiger: 590. — Wolf: Dig. 11. Ig. 1815. 


IV. Familienrecht. 


a) Im allgemeinen. 
Schmidt, Hedemann u. Fuchs: Familienrecht. (Komm. z. B88. 
IV. Bd. 1. Hälfte.) 1. Abſchn., Bürg. Ehe. Erl. v. Schmidt. 
8. Lfg. (XI u. S. 577—823.) Mchn., Beck. 


b) Im beſonderen. 
1. Bürgerliche Ehe. 
a) Perſönliches Eherecht. 
Goldmann: Fortdauer d. Schlüſſelgew. bei Getrenntleben d. Eheg. 
DIZ. 12. Ig. 419—421. 
Goldmann: Schlüffelgew. d. Ehefrau. Frau. 14. Ig. 285— 296. 
Hamm: Aufßebg. d. ehel. Gem. — Ehebruch. DIZ. 12. Ig. 
582—588. 
Mantey: R. an Haushaltggſton. Geſ. u. R. 8. Ig. 137—141. 
Olbricht: Darf d. Frau d. Titel ihres M. führen? DIZ. 12. Ig. 
226— 227. 
Ratzlaff: Eintragg. d. Genehmigg d. gef. Vertr. in d. Heiratsreg.? 
PrVerwöͤl. 28. Ig. 156— 157, 406 —409. — Bartels: 256— 257. 
— Schroeter: 405—406. 
Ruſt: Folgen falſcher Todeserkl. (83 S.) Bln., Ebering. 
Thaner: Ehefimulation. Oſt38l. 25. Bd. 277 — 285. 
Thieſing: Wirkgn. nichtiger Ehen. (Fiſchers Abh. z. PrivR. u. 
Zivilpr.) (V, 258 S.) Mchn., Beck. 
8) Eheliches Güterrecht. 
v. Amelungen: Fortgeſ. Gütergem. u. Erbrecht. ElſNot Z. 26. Ig. 
829—382. 
v. Baligand: Anf. v. Ehevertr. wg. proz. Gläubigerbenachtlgg. 
Leipz Z. 1. Ig. 335—338. 
v. Baligand: RNäuml. Geltgsbereich d. Rechtsſ. üb. d. Ehevertr. 
Büöhmszg. 17. Bd. 202 — 228. 
Beſt: Verwaltgsgem. d. BGB. in bisher gütergem. Rechtsgeb. Recht. 
11. Ig. 419425. 
v. Blume: Tragg. öff. Laſten durch d. Ehemann u. d. Inh. d. elterl. 
Gew. nach BGB. ArchBürgR. 30. Bd. 1—6. 
Bollenbeck: Ehegüterrechtl. Studien. Rhein Not Z. 52. Ig. 81—97. 
Crome: Mod. Teilgsprobl. Seuff Bl. 72. Ig. 1—8. 
Hachenburg: Holsgeſellſch. unter Eheg. SeuffBl. 72. Ig. 51—54. 
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Häßler: Ehevertr. u. Jüterrechtsreg. SONG. 7. Ig. 687. 

Jacuſiel: Nutzungsrechte am Handelsgeſch. (VIII, 102 S.) Bln., 
Hayn 8 E., 06. 

Mantey: Haftg. d. Mannes f. d. Koſten d. Proz. ſ. Fr. Geſ. u. R. 
8. Ig. 224— 280. 

Mantey: RN. an Haushaltsgaſtdon. Geſ. u. RN. 8. Ig. 187—141. 

Saran: Offentl. Laſten u. Ehemann. PrBerwöl. 28. Ig. 575—576. 

Schultzenſtein: Off. Laſten u. Ehemann (Gewalthaber). Arch BürgR. 
29. Bd. 168 — 240. | 

Ullmann: Ehevertrag u. Glbger.⸗Anfechtg. Leipgß. 1. Ig. 201—210. 

Wieruszowski: Anfechtg. d. Ehevertr. Rheinirch. 108. Bd. 323—889. 


2. Verwandtſchaſt. 
a) Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 


v. Blume: RNechtl. Natur d. Elternrechts aus 8 1686 BGB. 
Seuffl. 72. Ig. 95—99. 

v. Blume: Tragg. öff. Laſten durch d. Ehem. u. Inh. d. elterl. 
Gew. nach B88. Arch BürgR. 30. Bd. 1—6. 

Cohen: Wirkungskreis des d. Mutter f. alle Angeleg. beſtellten 
Beiſtandes. DIZ. 12. Ig. 183—184. 

Gimmerthal: Vermögensverz. d. 8 1640 883. ArchBürgR. 
29. Bd. 267—810. 

Hedemann: Zuſtdgk. im Streit um Kinder. Recht. 11. Ig. 96— 99. 

Jacuſiel: Nutzgsrechte am Handelsgeſch. (VIII, 102 S.) Bln., 
Hayn 8 E., 06. 

Lehmann: Familienunterbringg. als Erziehgsmaßregel. PrVerwBl. 
28. Ig. 163 —164. | 

Mantey: Ehelichk. u. Anerkennung d. Ehel. e. Kds. Geſ. u. R. 8. Ig. 
134 —135. 

Pitel: Zu 8 1640 888. ZUG. 7. Jg. 683 —684. 

Saran: Off. Laſten u. Ehemann. PrVerwBl. 28. Ig. 575 — 576. 

Schultzenſtein: Off. Laſten u. Ehemann (Gewalthaber). Arch BürgR. 
29. Bd. 168 — 240. 


8) Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder. 


Blafig: Zu 88 1708, 1714 BEB. Recht. 10. Ig. 1365 — 1869. 

Bromberg: Rechtl. Stellg. d. unehel. Kd. nach ruſſ. u. ital. N. 
Böhms Z. 17. Bd. 224 —247. 

Freſe: R. u. Pfl. d. unehel. Mütter, f. d. Perſ. ihres K. zu ſorgen. 
Recht. 11. Ig. 547 —551. 

Grüber: Erfordern. d. Vaterſchaftsanerkenntn. u. d. Unterhalts⸗ 
verpflichtgserkl. Z8 lc. 7. Ig. 688—691. 

Hofmann: R. d. unehel. M. z. Beſt. d. Relig. u. d. relig. Erz. 
ihres Kds. Bay Z. 3. Ig. 8—9. 

v. Liszt, Ed.: Pfl. d. außerehel. Konkumbenten. (XII, 156 S.) 
Wien, Braumüller. 

Müller, Ulr.: Zu SS 1708, 1714 BGB. Recht. 11. Ig. 302—804. 

Dertmann: Beſtimmg. d. Religion unehel. Kinder. Bay Z. 8. Ig. 
117—119. 

Raape: Bear. d. Vaterſchaft. Iherings J. 51. 8d. 289—252. 

v. Sigsfeld: Z. Praxis d. vormdſchaftsger. Alimentenvergleiche. 
DIZ. 11. Ig. 1311— 13812. 

Späing: Anerkennung e. Zwillings. DIZ. 11. Ig. 1371. 

Thieſing: Erteilg. d. vollſtr. Ausf. d. Unterhaltsverpflichtgserkl. d. 
unehel. Vaters. 8 Bl G. 7. Ig. 684 —687. 

Wolff, M.: Verj. v. Alimenten. JW. 36. Ig. 67—68. 


Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen. — 
Adoption. 
Thieſing: Wirkgn. nichtiger Ehen. (V, 258 S.) Mchn., Beck. 


Thalberg: D. Adoption. (257 S.) Zürich, Müller. 
Wach: Namensübertragg. durch Adoption. Fiſchers Z. 82. Bd. 84 —37. 
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3. Vormundſchaft. 
Dennler: Erbbaurecht u. Mündelſicherh. Geſ. u. R. 8. Ig. 148 —150. 
Fuchs: Rechtl. Stellg. d. Ggvormundes. (Diſſ.) (VIII, 186 S.) 
Bln., Struppe & W. 
Gimmerthal: Imgsverz. d. § 1640 888. Arch Bürg R. 29. Bd. 267-810. 
Lehmann: Familienunterbringg. als Erziehgsmaßregel. PrVBerwBl. 
28. Ig. 163—164. 
Soergel: Zu 8 1920 888. Necht. 11. Ig. 237 —288. 
Tepelmann: Kollektiv⸗Berufsvormdſch. f. unehel. Kder. Selbſtverw. 
84. Jg. 209—211, 225—227. 
Unzner: Anlegg. v. Mündelgeld. BankArch. 6. Ig. 189 —193. 


Weegmann: Vertretg. mehrerer Minderj. b. d. Nachlaßaus⸗ 
einanderſetzgz. Württ. 49. Ig. 97—106. 
V. Erbrecht. 
a) Im allgemeinen. 


Bernhöft: D. neue bürg. R. V. Erbrecht. (356 S.) Stuttg., Moritz. 
v. Hugo: Obliegenh. d. Nachlaßger. (VIII, 62 S.) Hann., Meyer. 
Weißler: Nipr. in Nachlaß. DNB. 7. Ig. 314—352. 
b) Im einzelnen. 
; 1. Rechtliche Stellung des Erben. 

Brementhal: Ausgleichg. nach 8 2050 B88. DNot B. 6. Ig. 788 — 791. 
Crome: Moderne Teilungsprobleme. Seuff Bl. 72. Ig. 1—8. 
Keßler: Erbſch.⸗Ausſchlagg. Bay. 3. Ig. 186— 189. 
Ruſt: Rechtsfolgen d. falſchen Todeserkl. (83 S.) Bln., Ebering. 
Weegmann: Vertretg. mehrerer Minderj. bei d. Nachlaßauseinander⸗ 

ſetzz. Württ Z. 49. Ig. 97-106. 
v. Winterfeld: D. aufſch. Einr. d. Erben u. d. Leiſtgsverzug. 

(VI, 82 S.). Bln., Heymann. 

2. Teſtament. 

v. Bloedau: Ein diktatoriſches Elternteſt. ZUG. 7. Ig. 490. 
Brachvozel: Wirkg. e. unentgelt. Verfügg. d. Teſt.⸗Vollſtr. Gruchots 

Beitr. 51. Ig. 311—318: 

Brütt: Anordnung. einſeitg. Vermächtn. u. Aufl. durch Eheg. nach 
Errichtg. e. korreſp. Teſt. ArchBürgR. 29. Bd. 385—395. 
Francke: D. eigenh. Teſt. in d. neueſt. Ripr.u. Lit. Thür Bl. 54. Bd. 1— 7. 
Heuer: Angabe e. Stadtteils gültige Ortsdatierung? Hanſc hg. 

28. Ig. 1720. 
Hottenrott: Unterzeichn. d. Teſt. mit e. and. als dem Fam.⸗Namen. 
Schr DBeamte. 31. Ig. 141—142. 
Jaſtrow: Teſt. m. Bor: u. Nacherbſch. DNotB. 7. Ig. 48—54. 
Johl: Zweifache Datierg. e. privatſchr. Teſt. DIZ. 12. Ig. 595 —596. 
Joſef: „Unitas actus“ b. öff. Beurkdgn. EIS. 82. Ig. 212—219. 
Kempner: Verfüggsr. d. befreiten Vorerben. JW. 36. Ig. 68—69. 
Kempner: Vorerbe als Teſtamentsvollſtr. KGBl. 18. Ig. 31. 
Kober: Verfüggsr. d. befreiten Borerben. Seuff Bl. 72 Ig. 102 — 104. 
Kretzſchmar: Verfüggsr. d. befreit. Borerben. DIZ. 11. Ig. 1347-1851. 
Schmitt, Gottfr.: Eröffng. d. in amtl. Verwahrg. befdl. Verfggn. 
v. T. w. durch d. Notar. Bay Z. 2. Ig. 451—458, 475—477. 


Sorgenfrey: D. Nacherbe im Erbſchein für d. Vorerb. DIE . 


12. Ig. 422—423. 
Würzburger: 8. Lehre v. d. Erbeinſetzg. Seuff Bl. 72. Ig. 283—288. 
| 3. Pfichtteil. 
v. Amelungen: Die Pflichtteilsberechngn. u. d. gerichtl. Praxis. 
Elſgotg. 57. Ig. 6—18. 
v. Bloedau: Ein diktatoriſches Elternteſt. Zl G. 7. Ig. 490. 
Mantey: R. an Haushaltggſton. Geſ. u. R. 8. Ig. 137—141. 
Zitelmann: 8. Pflichtteilsr. Arch BürgR. 29. Bd. 159 — 167. 
4. Erbſtzein. 
Fleiſchmann: D. Erbſchein. Geſ. u. N. 8. Ig. 89—94. 
Sorgenfrey: D. Nacherbe im Erbſchein f. d. Borerben. DIE. 
12. Ig. 422—428. 
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VI. Einführungsgeſetz zum 868.5) 

* G. v. 8. 12. 06 üb. d. Uberleitg. v. Sup. Mains S. 489. 

Beſt: Verwaltsgem. d. BGB. in bisher gütergem. Nechtsgeb. Recht. 
11. Ig. 419—425. 

Faber: Notar u. AG. im Geb. d. elſ.⸗lothr. Grundb.⸗Zwiſchenrechts. 
Elſg. 32. Ig. 54—60. 

8. Frage d. not. Auflaſſung. DNotB. 6. Ig. 799—808. 

Geigel: Altere Reallaſten links d. Rheins. Puchelts Z. 88. Ig. 87—98. 

Gmelin: Unterhaltskl. geg. d. unehel. Vater e. vor d. 1. 1. 00 geb. 
Kds. Württ Z. 49. Ig. 7375. 

Reichel: Verjhg. d. Deliktsanſpr. nach Überggsrecht. (Art. 169 EG.) 
Recht. 11. Ig. 178179. 

Steinbach: Ausgleichgspfl. unter Stiefgeſch. b. Vorliegen e. Ein⸗ 
kindſchaftsvertr. Bay. 3. Ig. 128— 129. 

Stier⸗Somlo: Haftg. d. Staates f. d. Beamten. DWirtſchgZ. 3. Ig. 
289 — 295. 

Weegmann: Einwirkg. d. BEL. u. d. Württacc868. auf d. ſtatut. 
Nutznießg. Württ Z. 48. Ig. 354 — 360. 


Dritter Abſchnitt. 
Handelsrecht. 


a) Allgemeines. 

Friedberg: D. Hdlsgeſetzgbg. d. D. R. 8. A. (50, 1062 S.) Lpzg., Beit. 

Hüttner: Handelsrecht ohne Seerecht. (Juriſt. Repet. 21. Bd.) 
(IX, 319 S.) Lpzg., Roßberg. 

Kaufmann, Emil: Holsrechtl. Rechtſpr. 7. Bd. (RNſpr. u. Lit. 06.) 
(VIII, 624 S.) Hannover, Helwing. 

Makower: 988. 18. A. II. Bd. Bch. III. (Odlsgeſch.) (VI u. 
S. 968 — 1675.) Bln., Guttentag. 

Möller: Leitf. f. d. holsrechtl. Unterricht in 8 Fach⸗ u. Fortb. . 
Schulen. (VIII, 112 S.) Lpzg., Renger, 06 

Rieſebieter: 5B. nebſt EG. ohne Seerecht m. d. Nechtſpr. d. NG. 
(VIII, 278 S.) Berlin, Weber, 06. 

Rießer: 8. Meth. d. akad. Unterrichts im Odlsrecht. Oſt gl. 
25. Ig. 86—40. 

Leipziger Zeitſchr. f. Hdls.⸗, Kks.⸗ u. BerſR. Hrsg. v. Düringer. 
Jaeger u. Koenige. 1. Ig. 12 Nrn. (Nr. 1. 80 Sp.) Mchn., 
Schweitzer. 


b) Sandelsſtand. 


1. Handelsſirma. — Handelsbicher. 
Flater: Bezeichng. v. Geſchäftsbetrieben uſw. mit d. Namen d. Katſers, 
d. Ldsh. od. d. ldsh. Fam. DIZ. 12. Ig. 389 — 3898. 
Fuld: Franzöſ. Filialfirmen in Dtſchl. Markſch Wettb. 6. Ig. 117—118. 
Gunz: Firmenzeichen, Sachfirma u. ö DWirtſch g. 
8. Ig. 811—814, 848-858. 
Rauter: Firmenbez. u. unl. Wettb Martſch Wettb 6. Ig. 41—44. 
Wachsmann: D. Firma als Bezeichng. d. Proz.⸗Partei. Gruchots⸗ 
Beitr. 51. Ig. 318834. 


Adler: Nückſtellgs.⸗ u. Ergänzgszinſen in d. Bilanz. Bankurch. 
6. Ig. 88—92. 

Betzinger: Privatvermögen u. Geſchäftsbilanz. Leipzg. 1. Ig. 
311 —3816. 

Rehm: Privatvermögen u. Bilanz. DIZ. 12. Ig. 817—821. — 
Recht. 11. Ig. 160—168. 

Schär: D. Privatvermögen in d. Bilanz d. Kaufmanns. DWirtſchg. 
8. Ig. 97104. | 

Sontag: D. Privatvermg. in d. Bilanz d. Einzelkfmanns. DIE. 
12. Ig. 590—592. 
*) Bgl. a. Landesprivatrecht, Internat. ä 
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2. Prokura. — Handlungsgehilfen.) 
Calmon: Rechtl. Stellg. d. Prokuriſten i. Immobiliarverkehr. 
(66 S.) Bln., Struppe & W. — Plutus. 4. Ig. 80—83. 


Gradenwitz: Staubs Komm. z. HGB. u. d. N. d. Holgsgeh. 
GewKaufm®. 12. Ig. 77-81. 

Hilfe: Aufkündigg. am 2. Tg. d. Mon. z. Schluß desſ. Recht. 
11. Ig. 50—51. 

Koch: Weihnachtsgratifikationen. Gef. u. N. 8. Ig. 110—114. 

Marcus: Arbeitsvertr. Gef. u. R. 8. Ig. 176— 178. 

Schilling: D. Gratifikation. KaufmG. 3. Ig. 1—2. 

Thieſing: Zu $ 67 988. Gef. u. N. 8. Ig. 167. 

Weißbart: 5 63 HGB. Leipz3Z. 1. Ig. 211—213. 


c) Gandels geſellſchaften. 
1. Allgemeines. 
Abraham, H. F.: Finanz. Transaktionen u. ihre Stempelpflicht. 
Holdheims MSchr. 16. Jg. 4—9, 63—68, 90, 111— 120. 
Bettelheim: Geſchäftskontrolle im mod. Geſellſchaftsr. Oſt aG. 
58. Ig. 3—5, 9—18. 
Müller: Rechtsformen d. Kartelle. (Diff.) (58 S.) Stuttg., Grüninger. 
Paul: R. u. Pfl. d. Teilhaber von Geſellſch. aller Art. 8. Aufl. 
(VIII, 157 S.) Lpzg., Weigel. 


2. Aktiengeſellſchaft. 

Anfechtg. e. durch d. Gen Verſ. genehmigt. Bilanz. ZAkt W. 17. Ig. 7—8. 

Beſchlußfaſſg. durch d. Aufſichtsrat. ZAktW. 17. Ig. 1—4. 

Bolze: Haftg. d. AktGeſ. aus Vertr. üb. ihre Aktien u. aus Argliſt. 
Leipz Z. 1. Ig. 1—9. 

Cahn: D. Aufſichtsrat d. AktGeſ. (XVI, 272 S.) Bl., Nothſchild. 

Düringer: Aufſichtsratsfrage. Leipz Z. 1. Ig. 44 —45. 

Ehrenberg: Pfl. z. Wahrh. u. Offenh. in d. Bilanzen u. Jahresber. 
d. AktGeſ. Iherings J. 51. Bd. 291—314. 

Fuld: Fuſtonierg. v. Verſichgsgeſ. u. d. Verſicherten. Holdheims MSchr. 
16. Ig. 1—4. 

Geſellſchaftsſtatut u. Greg. ZAktW. 17. Ig. 55—58. 

Gottſchewski: Mb. d. Aktienform d. Unternehmg. SchmollersJ. 
81. Ig. 1. H. 199—247. 

Hachenburg: Verkauf eig. Aktien durch d. AG. u. eig. Geſchäfts⸗ 
anteile durch d. G. m. b. H. Recht. 11. Ig. 225— 232. 

Hagens: Rechtl. Gebundenh. d. Aktionärs ggüb. d. Geſellſch. Leipzg. 
1. Ig. 241250. 

Heimlichkeit in d. AktGeſ. Dok. 25. Ig. 31—32. 

domberger: D. R. d. entſtehd. AktGeſ. (VI, 45 S.) Mchn., 
Schweitzer, 06. 

Marcus: Kontrollr. d. Negiſterrichters ggüb. 5 243 88. ZBLFG. 

J. Ig. 687688. 

Pinner: Feſtſtellg. d. Bilanz e. Aktceſ. durch d. Ger. Leipzg. 
1. Jg. 305—311. 

Proportional wahl in d. AktGeſ. ZAktW. 17. Ig. 28 — 29. 

Reform d. Aufſichtsrats d. AktGeſ. DOk. 25. Ig. 41—45, 53—55, 
66, 145—146. — ZAHW. 17. Ig. 37—44. 

Schmalenbach: Gründg. d. AktGeſ. ZHandelswForſch. 1. Ig. 
203 — 218. 

Bigier: Verantw. d. Org. e. AktGeſ. ggüb. d. Glbgern. (VIII, 
114 S.) Aarau, Sauerländer. 


3. Kommanditgeſellſchaft anf Aktien. — Stille Geſellſchaft. 
Iklé: D. Kot Akt Geſ. nach ſchweiz. u. dtſch. R. (Abhdolgn.; ſchweiz. 

R. hrsg. v. Gmür. 18. H.) (XII, 210 S.) Bern, Stämpfli & Co. 
Hachenburg: Handelsgeſellſch. unter Ehegatten. Seuff l. 72. Ig. 
5154. 


) Vgl. a. =... N (Privatbeamtenverſ.), 
ferner: Handel u. Cew 


N 13. 1907. 


4. Geſellſchaft mit beſchrünkter Haftung. — Erwerbs und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 
Frankenburger: Aus d. R. d. G. m. b. H. SeuffBl. 72. Ig. 99 — 102. 
Hachenburg: Gefahren d. G. m. b. H. Geſ. u. R. 8. Ig. 204 — 209, 
280 — 233. 
Hachenburg: Gemiſchte Sacheinl. bei d. G. m. b. H. Leipzz. 
1. Jg. 278—279. 

Marcus: Haftg. d. Geſellſchafter e. G. m. b. & für d. Ausfall e. 
Stammeinlage. (8 24 Gmb.) ZUFG. 7. Ig. 512—5138. 
Marcus: Kl. e. Geſellſchafters e. G. m. b. H. auf deren Auflöfg. 

durch Richterſpruch. Holdheims MSchr. 16. Ig. 9—11. 
Neukamp: Geſchäftsant. d. G. m. b. H. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 
479 —572. 
Pariſius u. Crüger: RE. betr. d. G. m. b. H. 9. A. v. Crüger. 
(147 E.) Bln., Guttentag. 1,40 M. 


Joſef: Beſchwerder. d. Genoſſ. üb. die Auswahl d. zu genoſſenſch. 
Bek. beſt. Blätter. Recht. 11. Ig. 40 —42. 

Merzbacher: Genoſſenſchaftsgeſ. 2. A. (VIII, 366 S.) Mchn., Beck. 

Pape: Erw.⸗ u. Wirtſch.⸗Genoſſ. (Hillgers illuſtr. Volksb.) 0 S.) 


Bln., H. 
d) Gandelsgeſchaͤfte. 
1. Allgemeine Borfchriften. 
Asmus: Gutachten d. Meckl. Holsk. zu Roſtock üb. d. Beſtehen v. 
Hdlsgebr. uſw. aus d. J. 1903— 1906. Meckl. 25. Bd. 128— 132. 
Gutachten üb. Hdlsgebr., erſt. v. d. Hdlsk. Bln. Hrsg. v. Dove u. 
Meyerſtein. (XV, 319 S.) Bln., Heymann. 


Danz: Widerruf v. Kreditzuſagen wg. veränd. Umſtände. Bankurch. 
6. Ig. 9799. 

Eltzbacher: Ref. d. Scheckweſ. ohne Scheckgeſ. DIZ. 12. Ig. 441—447. 

Marcus: Vergütgspfl. Leiſtg. kraft ſtillſchw. Bereinb. Recht. 11. Ig. 
114—115. 

Marcus: Retentionskl. aus 8371 1 HGB. Recht. 10. Ig. 1428— 1430. 

Mey: Nechtl. Betrachtg. d. Giroverkehrs. Arch Bürg R. 80. Bd. 47— 116. 

Dertmann: Pfand: u. Zurückbehaltgsrecht i. Bankverkehr. Bankärch. 
6. Ig. 137145. 


2. Handelskauf. 
Dertmann: Umtauſchklauſel. SeuffBl. 71. Ig. 685— 700. 
Marcus: Kaſuiſtik d. Botenrechts. Recht. 11. Ig. 44—46. 
Marcus: Mängelrüge. Gef. u. Recht. 8. Ig. 194 —196. 
Streikklauſel. DInd. Z. 26. Ig. 99—100. 


3. Speditionsgeſchäft. — Frachtgeſchäft. 
Senckpiehl: Verjährg. d. Anſpr. d. Verſenders aus d. Speditions⸗ 
vertr. Eifenb®. 23. Bd. 321 —326. 


Cohn, S.: Zu 88 486, 440 III HGB. Recht. 10. Ig. 1429— 1430. 
Senckpiehl: Wer trägt d. Frachturk.⸗Stempel? DIE. 12. Ig. 
592—593. 


4. Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſen⸗ 
bahnen. — Poſtgeſchäfte. 

Gumprecht: Rechtl. Nat. d. Gepäckſcheins. EiſenbE. 28. Bd. 309—312. 

Rundnagel: Abändergsvorſchl. z. 7. Abſchn. d. III. Buches d. HGB. 
Goldſchmidts Z. 59. Bd. 79— 103. 

Nundnagel: Begr. d. Ablieferg. nach dtſch. Eiſenbahnfrachtrecht. 
EiſenbE. 23. Bd. 306 — 308. 

Senckpiehl: 8 11 Abſ. 2 d. EifenbBO. (Fahrpreisermäßigg. f. 
Kinder). EiſenbE. 23. Bd. 210— 211. 

Verfahren b. Ablieferg. angekommener € Güter. DInd Z. 26. Ig. 92. 


Cohn, G.: Schweiz. BG. betr. etr. Poſtſcheck u. ⸗Giroverkehr. Gold: 
ſchmidts Z. 57. Bd. 602—656. 


36. Jahrgang. 


Conrad, W.: Poſtſcheckverkehr. Leipz Z. 1. Ig. 338—341. 

Rechtsverh. b. Abholg. v. Poſtſendgn. aus Schließfächern. Arch⸗ 
PoſtTelegr. 07, 248 — 252. 

Schütz: Ausſchl. d. Haftg. d. Poſt bei Abholg. d. Poſtſ. Geſ. u. R. 
8. Ig. 94—96. 


5. Bank- und Börfen-, Geld⸗ und Kreditgeſchäfte. 
Abraham: Finanz. Transakt. u. ihre Stempelpfl. Holdheims MSchr. 
16. Ig. 4—9, 63—868, 90, 111— 120. 
Danz: Widerruf bankmäßg. Kreditzuſagen weg. verändert. Umſtände. 
BankArch. 6. Ig. 97—99. | 
Düringer: Bankdepotgeſetz. Leipg. 1. Ig. 45—46. 
Düringer: 8. Ref. d. Börſc. BankArch. 6. Ig. 161—164. 
Entw. e. Gef. betr. d. And. d. IV. Abſchn. d. Börfß. (31 S.) Bln., 
Heymann, 06. 
Freund: Einlöfg. v. Zinsſcheinen verloſter Oblig. BankArch. 6 Ig. 
117—119. — Wertheimer: 52—55, 170— 171. 
Mez: Rechtl. Betrachtg. d. Giroverkehrs. ArchBürgR. 80. Bd. 47— 118. 
Laband: D. neue Entw. d. Börſengeſetznovelle. DIZ. 12. Ig. 16 — 20. 
Neukamp: 8. 10j. Jubil. d. Börſc. BankArch. 6. Ig. 81—88. 
Trumpler: Die neuen Frkfurter Börſen⸗Uſancen (vergl. m. d. 
Berl. Uſc.) Bankurch. 6. Ig. 128— 133. 


Vierter Abſchnitt. 


Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 


Ausſtellg. „reiner“ Konnoſſemente gg. Nevers. ZVerſWeſ. 1907. 64. 
Brodmann: Beſeitigg. nationaler Unterſchiede im Geb. d. priv. 
Seerechts. Goldſchmidts Z. 59. Bd. 201 — 242. 


Fünfter Abſchnitt. 


Wechſelrecht.) — Scheckrecht. 
Bernſtein: Ref. d. Wechſelproteſts. (36 S.) (Veröff. d. Berl. Anw.) 
Bln., Vahlen. — DWirtſch Z. 8. Ig. 301306. 


Cohn, Georg: Geſetzentw. betr. Wechſelproteſterleichterg. Gold: 
ſchmidts Z. 59. Ig. 104 — 148. 

Dreyfus: Z. Wechſelproteſt. Necht. 11. Ig. 499. 

Jaeger: Wechſelbürgſch. zugunſten e. bevorrecht. Kksfdg. Leipz Z. 


1. Ig. 46—48. 

Marcus: Mechaniſche Hilfeleiſtung bei Wechſelunterſchriften. DIE. 
12. Ig. 123— 124. 

Marcus: Z. Wechſelproteſtref. Holdheims MSchr. 16. Ig. 91—92. 

Raſche: D. Wechſel. 3. A. (37 S.) Sachſa, Haacke. 

8. Reform d. Wechſelproteſtes. DNB. 6. Ig. 791 — 798. 

Rießer: Z. Entw. e. G. betr. d. Erleichterg. d. Wechſelprot. Recht. 
11. Jg. 25— 29. 

Staubs Komm. z. WO. 5. A. Bearb. v. J. u. M. Stranz. 
(VIII, 315 S.) Bln., Guttentag. 

Boigt: D. dtſche WO. in Frage u. Antw. 4. A. (34 S.) Lpzg., Gloeckner. 
Zimmermann: Wechſelmäßige Legitimation e. Indoſſatars durch 
bloße Rückerlangg. d. W. ArchBürgR. 30. Bd. 117—1382. 

v. Zitzewitz: N. d. Verlierers e. Wechſels. Goldſchmidts Z. 59. Bd. 

447504. ö | 


Adler, K.: Weſ. u. Zuk. d. Schecks. Grünhuts Z. 34. Bd. 425—434. 

Cohn, Georg: Scheckgeſetz? BankArch. 6. Ig. 177—180, 186 — 189. 

Conrad: Poſtſcheckverkehr. Leipz Z. 1. Ig. 338 — 341. 

Eltzbacher: Ref. d. Scheckweſens ohne Scheckgeſ. DIZ. 12. Ig. 
441—447. 

Koch: Scheckgeſetz? BankArch. 6. Ig. 185—186. 

Maeder: Scheckgeſ.? Dok. 25. Ig. 213 —215. 


*) Vgl. a. Internat. WR. 
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Pavlideck: D. revid. öſt. Scheckgeſetzentw. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 
578—601. N 

Richter, Max: Scheckgeſ.7 DWirtſchZ. 3. Ig. 193 — 200. 

RNießer: Scheckgeſ.? Leipg. 1. Ig. 82—97. 

Thorwart: Scheckgeſ.? DWirtſchg. 3. Ig. 337—342. 


Sechſter Abſchnitt. 


Verſicherungsrecht.) 

Behrend: Neuere Entſch. in Priv.⸗Verſ.⸗Sachen. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 
100 — 138. 

Bericht d. VIII. Komm. üb. d. Entw. e. Geſ. üb. d. Verſichgsv., 
e. zugeh. EG. u. e. Gef. betr. And. d. Vorſchr. d. HGB. üb. d. 
Seeverſ. — Nr. 22 d. Druckſ. — (222 S.) Bln., Heymann, 06. 

Brodmann: 3. Theorie d. Berſ.⸗ Vertrags. LeipgB. 1. Ig. 123 — 130, 
193— 200. 

Brückmann: Aus d. Lebensverſichgsr. Geſ. u. R. 8. Ig. 153—159. 

Domizlaff: Gewinnbeteiligg. d. Mitgl. größerer dtſch. Feuerverſ.⸗ 
Vereine auf Ggſeit. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 30 —40. 

Durmayer: R. d. öff. Vieh⸗ u. Pferdeverſ.⸗Vereine Bay. (Diſſ.) 
(VI, 148 S.) Speyer, Jäger. 

Edelmann: Sächſ. Schlachtviehverſichgsgeſetzgbg. (VIII, 95 S. 
Lpzg., Noßb. 

Ehrenberg: Begr. d. Verſicherungsvertrags. Leipz g. 1. Ig. 161— 175. 

Ehrlich: Hptformen d. Viehverſ. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 244 — 267. 

Emminghaus: Bedtg. d. beiden Berl. int. Kongr. f. VerſWiſſ. 
ZVerſWiſſ. 7. Bd. 1—8. 

Engelbrecht: Verſichg. minderwertg. Leben. ZVerſWeſ. 07. 1—2, 
11—12, 45 —46. 

Entw. e. Gef. üb. d. öff. Feuerverſ.⸗Anſt. in Pr. ZVerſWeſ. 1907. 
183— 184, 199 — 200. 

Erläutergn. z. d. Entw. e. Vertr. zw. d. D. Arztevereinsbund u. d. 
Verb. d. Lebensverſ.⸗Geſellſch. ZVerſWeſ. 07. 228— 224, 239 — 240. 

Feuerverſ.⸗Schutzverband. ZVerſWeſ. 1907. 63 —64, 107 — 109. 

Frohwann: 8. Kehre von d. Feuerverſ. 11. Ig. 1810—1311. 

Fuld: Fuſtonierüng v. VerſGeſellſch. u. d. Berſicherten. Holdheims 
MSchr. 16. Ig. 1—4. 

Gerhard: Einfl. d. kftg. NG. üb. d. Verſ.⸗Vertr. auf d. Berſichgs⸗ 
bedinggn. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 277 — 298. 

Haftpflichtverſicherung u. ihre Zukunft. (Vortrag von Gierke, 
beſprochen von Korn.) Recht. 11. Ig. 234 — 2385. 

Hagen: Haftg. d. Verſichgsfdg. f. d. Hyp. IheringsJ. 51. Bd. 82— 128. 

Hagen: D. verſichgsrechtl. Intereſſebegriff. ZVerſWiff. 7. Bd. 15—80. 

Hellwig, H.: Ratgeber f. Verſicherte. 4. A. (24 S.) Altbg., Geibel. 

Hilfe: Verſicherung geg. Bauſchäden. Selbſtverw. 33. Ig. 833—834. 

Hypothekenbeleihgn. ZVerſWeſ. 1907. 149 — 150. 

Kahlo: Vergl. Zuſammenſtellg. d. VerſBedggn. u. wichtigſten Prämien⸗ 
ſätze d. deutſchen Lebensverſichgsgeſ. (VI, 68 S.) Berlin, Mittler. 

v. Köbke: Unfallbegr. Leipz Z. 1. Ig. 317831. 

Kohl: Haftpflichtgarantieverſ. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 307 —312. 

Langhans: Feuerlöſchſteuer. MaſtusRdſch. 19. Ig. 128 — 129. 

Lodemann: Bedtg. d. drahtl. Telegr. f. d. Berſ., insbeſ. Seeverſ. 
ZVerſWiſſ. 7. Bd. 189 — 203. 

Löſchſteuer in Waldeck. ZVerſWeſ. 1906. 595596. 

Marcus: D. RN. d. PrivVerſ. nach d. allg. Bſtgn. d. Entw. e. NG. 
üb. d. VerſVertr. (43 S.) Bln., Heymann. 

Mattes: Regreßklauſel i. d. Unfallverſ Policen. Recht. 11. Ig. 566 — 568. 

Ritter: Cessio legis im Verf. LeipzZ. 1. Ig. 250 — 258. 

Schneider: D. VerſR. auf d. letzten DIT. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 160 — 162. 

Schneider: Vertragsſtr. im VerſR. Leipz Z. 1. Ig. 259 — 270. 

Serini: Bedenken gg. d. Haftpflichtgarantieverſ. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 
89— 99. 


) Bgl. a. Soziales Berſicherungsweſen. 
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Silbernagel: Verh. d. bay. WaberſR. z. RPrivR. (VIII, 69 6.) 


Holbg., Weiß. f 
Staatsaufſicht u. Sonderfeuerverſicherungsvereine. ZVBerſWeſ. 
07. 73—74, 88—84, 93 —94, 120 — 121. 
Staatsaufſicht üb. d. priv. Berfünft. ZVerſWeſ. 1906. 587589. 
Bierteljahrsrundſchau üb. d. Verſichgsweſen. Hrsg. v. Dtſch. 
Haftpfl.⸗ u. VerſichgsSchutzverband. Schriftl: Moldenhauer. 
1. Sg. 07. 4 H. (1. H. 86 S.) Bln., Siemenroth. 
Wörner: Prämienrückzahlgspfl. d. unwiderrufl. begünſt. Ehefr. b. 
Kks. d. lbsverſ. Ehem. Leipz Z. 1. Ig. 331—334. 


Siebenter Abſchnitt. 


Urheber⸗ und Erfinderrecht. Gewerblicher Nechts⸗ 
ſchutz.) 

a) Cilerariſches Arheberrecht. Verlagsrecht. 

Bettelheim: Rechtsſchutz gg. u. f. Überſetzen. JBl. 36. Ig. 157 
bis 159, 169— 170, 188, 185, 196— 198, 207—211. 

Bock: D. Aufführgsr. an dramat. u. muſik. W. (80 S.) Bln., Heymann. 

Burckas: Eigentumsr., Urheberr. u. Perſönlichktsr. an Briefen. 
Diff. (VIII, 106 ©.) ps., Fock 

Fuld: Schutz gg. heatral. Verwertg. Recht. 11. Ig. 435—436. 

Nietſchel: Schutz d. Verlegers gg. Verkf. e. Buches unter d. Laden⸗ 
preis. DIS. 12. Ig. 412—414. 


b) Arheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 


der Photographie. 

* G. v. 9. 1. 07 betr. UrhR. an W. d. bildd. Künſte u. Phot. RGBl. 7. 

Allfeld: N. betr. d. UrhR. an W. d. bildd. Künſte u. d. Phot. v. 
9. 1. 07. Textausg. m. Erl. (VI, 56 S.) Mchn., Beck. 

Boethke: „Architekt“. DIZ. 11. Ig. 1366— 1868. 

Daude: RE. betr. d. UrhR. an W. d. bild. K. u. d. Phot. v. 9. 1. 07. 
(111 &.) Stuttg., DVerl.⸗Anſt. — DIE. 12. Ig. 827-832. — 
Recht. 11. Jg. 120—122. n 

Eckert: D. neue Urheberrecht an W. d. bildd. Künſte u. d. Phot. 
Bay Z. 3. Ig. 100— 108, 119—122. 

Fuld: Geſ. betr. d. UrhR. an W. d. bildd. K. u. d. Phot. Textausg. 
m. Anm. Bl., Guttentag. 1 M. 

Fuld: Streitigk. üb. d. Ausſtellg. e. Bildniſſes. Recht. 11. Ig. 500502. 

Gareis: N. v. 9. 1. 07 betr. d. Urheberrecht an W. d. bildd. K. u. 
d. Phot. Textausg. m. Erl. (18 S.) Gießen, Roth. 

Hilfe: Urheberrechtl. Schutz d. Bauzeichners. GewRſchutz. 12. Ig. 92— 93. 

Mittelſtaedt: D. neue Kunſtſchutzgeſ. Sächſ Arch. 2. Ig. 197—205. 

Müller: G. betr. d. UrhR. an W. d. bildd. K. u. d. Phot. v. 9. 1. 07. 
Seuſſol. 72. Ig. 89—95, 135—140. 

Schmidl: Urheberr. u. Aſthetik. Oſt ac. 58. Ig. 17-20. — 
Gewſchutz. 12. Ig. 27—35. 


c) Patentrecht. 
Alexander⸗Kat: Entw. e. Nov. z. PatG. Gewsnſchutz. 12. Ig. 
105—122. | 
Alexander⸗Katz: Patentamtl. Mahnpfl. wg. d. PatGebühren. 
3IndR. 1. Ig. 255 — 256. 

Bolze: Zu 8 4 PatG. Recht. 11. Ig. 5—8. 

Bolze: RN. d. Angeſtellten u. Arbeiter an d. Erfindgn. ihres Etabliſſ. 
(44 S.) Cpzg., Akad. Verlagsgeſ. 

Dernburg: Erfinderſchutz u. Patentrecht. DIZ. 12. Ig. 1—7. 

Dummer: 8. vergl. Stat. d. PatAmts. BDpat. 6. Ig. 76— 77. 

Dunkhaſe: Stellg. d. Einſprechd. im Pat.⸗Erteilgsverf. GewRſchutz. 
12. Ig. 1—9. 

Ephraim: Nichtigkt. im Pat. GewRſchutz. 12. Ig. 54 —59. 


) Strafrechtl. |. unter: Stra dl Urheb 
Bol. a. Internationaler Schutz d. W A 3 FR a 


Ephraim: Tragw. v. Unteranſpr. ZIndR 2. Ig. 2—4. 

Ephraim: Übertragbkt. d. Einſpr. Ind R. 1. Ig. 265—267. 

Gunz: Sondergerichtsb. für Patentſ. Bay. 3. Ig. 81—86. 

Heimann: Entſch. d. Patentamts auf Grd, mdl. Verhdolgn. BDpat. 
7. Ig. 43—45. 

Iſay: D. Abhängigkt. im PatR. Gewrſchutz. 12. Ig. 41—44. 

Kay: RAnw. u. PatAnw. VDPat. 7. Ig. 31—37. 

Iſay: D. NA. im Patentſtreitverf. vor d. RG. JW. 86. Ig. 222— 223. 

J ſay: Zurücknahme v. Pat. Gewſchutz. 12. Ig. 126—129. 

Kaiſer: PatG. 8. Lfg. (VII u. S. 257—886.) Lpzg., Deichert. 

Katz: Nichtigkt. im Pat. Geweſchutz. 12. Ig. 44—54. 

Klopp: Selbſtanmeldg. v. Pat. u. Schutzmarken. (VI, 160 S.) 
Lpzg., Leiner. 

Kloeppel: D. Abhängigk. GewRſchutz. 12. Ig. 122— 126. 

Kohler: PatR. u. Patunw. VDBat. 7. Ig. 19—25. 

Kohler u. Mintz: Patentgeſ. aller Völker. I. Bd. 4. u. 5. Lig. 
(S. 859 — 588). Bln., v. Decker, 06 

Mängel d. Patentr. DInd Z. 26. Ig. 138 —140. 

Neumann, G.: Lebensdauer d. dtſch. Patente. DIZ. 12. Ig. 
478—479. 

Neumann, G.: Patentgeſet. Plutus. 4. Ig. 321 —329. 

Oſterrieth: Ref. d. gew. Kechtsſchutzes. DWirtſch Z. 8. Je- 
307—311, 402 —405. 

Schanze: Verfahrenpat. VDpat. 7. Ig. 87—89. 

Sell: Einheitl. d. Prüfgsgrdſ. im PatAmt. VDpat. 6. Ig. 74 — 76. 

Stuber: Patentierbarkeit chemiſcher Erfindgn. (Gmür's Abh. z. 
ſchweiz R.) (IV, 138 S.) Bern, Stämpfli. 

Tolksdorf: Gew. Rechtsſchutz in Diſchld. (Aus Nat. u. Geiſtesw.) 
(IV, 164 S.) Lpzg., Teubner, 06. 

Wertheimer, Ludwig: Erfinderrecht d. Angeſtellten. Holdheims⸗ 
MSchr. 16. Ig. 53—63. 

Wirth: Abhängigktserkl. v. Pat. Geweſchutz. 12. Ig 9—14. 

Wirth: Begrdg. d. Beſchl. v. Anmeldeabtlgn. V Dpat. 6. Ig. 78. 

Wirth: Einheitl. d. Erfindg. VDPat. 7. Ig. 45 —48. 

Wirth: Gebühren d. RA. u. Pat. VDpat. 7. Ig. 13—15. 

Wirth: D. dtſche. PatR. v. Damme. (Krit. Studie.) VBDPat. 


7. Ig. 1—11. 
d) Muſterſchutz. 
Levy: Grenzen d. Warenz.⸗ u. Geſchmacksmuſterſchutzes. Geweſchutz. 
12. Ig. 84 —88. 
Oſterrieth: Ref. d. gewerbl. Rechtsſchutzes. DWirtſchZ. 3. Ig. 
307—311, 402 —405. 
Schloßmacher: Zeichen: u. Muſterſchutz. Gewnſchutz. 12. Ig. 81—84. 
Tolksdorf: Gew. Rechtsſchutz. (IV, 164 S.) Lpzg., Teubner, 06. 
Tolksdorf: Unterſch. zw. Gebr.⸗ u. Geſchmacksmuſter. 3IndR. 
1. Ig. 277— 280. 
Werthauer: D. neue japan. GebrMuſtercd. Markſch Wettb. 6. Ig. 


67—69. 
e) Warenzeichenrecht. 
Düring: Mängel d. Heimatſchutzes. VDpat. 7. Ig. 49—51. 
Ephraim: Beſchwerder. in Warenzeichenangel. Markſch Wettb. 6. Ig. 
Flater: Bezeichng. v. geſchäftl. Betrieben uſw. mit d. Namen d. 
Kaiſers, d. Ldsh. od. d. dsh. Fam. DIZ. 12. Ig. 389—393. 
Fuld: Ausſtattgsſchutz u Plagiat. Markſch Wettb. 6. Ig. 40—41. 
Fuld: Bezeichng. v. Verſchnitten. Markſch Wettb. 6. Ig. 81—82. 
Fuld: Tokayer als Herkunftsbez. MarkſchWettb. 6. Ig. 56—57. 
Gunz: Firmenzeichen, Sachfirma u. Firmenwahrh. DWirtſch Z. 3. Ig. 
311—314, 348355. 
Heimann: Ausſetzg. d. Eintr. v. Warenz. VDpat. 6. Ig. 72—74. 
Heimann: Warenzeichenlöſchg. Markſch Wettb. 6. Ig. 44—46. 
Heinemann: Widerſpruchsverf. b. Warenz.⸗Anmeldgn. BDPat. 
7. Ig- 89—40. — 3Ind R. 1. Jg. 253 — 255. 
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36. Jahrgang. 


Klopp: Selbſtanmeldg. v. Schutzmarken. (VI, 160 S.) Lpzg., Leiner. 

Kohler: Marke u. Warenbenennung. LeipzZ. 1. Ig. 97— 107, 
175 — 1938. 

Levy: Grenzen d. Warenz.: u. Geſchmacksmuſterſchutzes. Geweſchutz. 
12. Ig. 84—88. 

Liertz: Kampf um d. Marke. Markſch Wettb. 6. Ig. 69— 73. 

D. Markenſchutz auf d. Dtſch. Hdlstag. MarkſchWettb. 6. Ig. 
121— 122. 

Mintz: Handhbg. d. WarenzG. im Pat Amt. 
55 56. 

Niebour: Z. Syſtem. d. Warenz. 
112—117. 

Oſterrieth: Ref. d. gew. Rechtsſchutzes. DWirtſch. Z. 3. Ig. 307—311, 
402 —405. 

Oſterrieth: Schutzfähigkt. d. Wortzeichen. MarkſchWettb. 6. Ig. 
109—112. — Gewgſchutz. 12. Ig. 14—27. 

Rauter: R. d. Vorbenutzers eingetr. Warenz. Geweſchutz. 12. Jg. 
59— 63. 

Schloßmacher: Verf. z. Eintr. d. Zeichens. GewRſchutz. 12. Ig. 63— 68. 

Schloß macher: Zeichen: u. Muſterſchutz. GewRſchutz. 12. Ig. 81—84. 

Schmid, P.: Markenſchutz in Dtſch. u. Oſt. Markſch Wettb. 6. Ig. 
35—39. 

Worms: Wortz. b. chem. Produkten. Gewgſchutz. 12. Ig. 68 — 72. 


) Anlauterer Wettbewerb.“) 

Adler: Oſt. G. v. 17. 3. 07 betr. die Herkunftsbez. d. Hopfens. 
MarkſchWettb. 6. Ig. 120 — 121. 

Aronſohn: Unl. Wettb. im Kampf gg. d. Warenh. Markſch Wettb. 
6. Ig. 5758. 

Axſter: SS 823, 824, 826 BGB. u. d. Unl WG. Markſch Wettb. 
6. Ig. 52—53. 

Bachem: § 826 BGB. in ſ. Bedtg. f. d. geſch. u. gew. Leben. 
MarkſchWettb. 6. Ig. 66—67. 

Beratung im RA. d. Innern üb. e. Revifion d. Unl WG. Markſch Wettb. 
6. Ig. 77—78. 

Damme: Einfl. internat. Vertr. auf d. 
Markſch Wettb. 6. Ig. 49 — 52. 

Finger: Unl WG. nebſt 8 12 BGB. u. § 826 BGB. Erl. 2. A. 
(VI, 402 S.) Bln., Vahlen. 

Fuld: Ausſtattgsſchutz u. Plagiat. MarkſchWettb. 6. Ig. 40 —41. 

Fuld: Bezeichng. v. Verſchnitten. Markſch Wettb. 6. Ig. 81—82. 

Fuld: Franzöſ. Filialfirmen in Dtſchl. Markſch Wettb. 6. Ig. 117— 118. 

Fuld: Preisſchleuderei. Gewnſchutz. 12. Ig. 95— 97. 

Fuld: Unl. Wettb. im Teppichhdl. Markſch Wettb. 6. Ig. 102 — 103. 

Gunz: Firmenwahrheit. DWirtſch Z. 3. Ig. 311—314, 348—355. 


Markſch Weltb. 6. Ig. 


Markſch Wettb. 6. Ig. 99—102, 


innerſtaatl. Rechtsbildg. 


Leander: D. V. f. d. Schutz d. gew. Eig. u. ſ. Kampf gg. d. unl. 


Wettb. Markſch Wettb. 6. Ig. 53 — 55, 119 — 120. 

Lienau: Unl. Wettbew. Medaillenunweſen u. Ausſtellgsſchwindel. 
MarkſchWettb. 6. Ig. 61—66, 78—81, 93—99. 

Lobe: Empfiehlt ſich d. Streichg. d. Worte „tatſächl. Art“ in 88 1,4 
Unl WG.? Gewgſchutz. 12. Ig. 73— 76. — Waſſermann: 
97—101. 

Marcus: Hdoͤlskammern u. Unl WG. Markſch Wettb. 6. Ig. 56. 

Oſterrieth: Ref. d. gewerbl. Rechtsſch. DWirtſchZ. 3. Ig. 
807—311, 402 — 405. 

Rauter: Firmenbez. u. unl. Wettb. Markſch Wettb. 6. Ig. 41—44. 

Sollen die Handelskammern unl. Reklame verfolgen? MarkſchWettb. 
6. Ig. 78. 

Sontag: Wettbewerb um die Dienſtboten. MarkſchWettb. 6. Ig. 
82 —84. 

v. Thur: Verlegerſchutz gg. Verkf. v. Büchern unter d. Ladenpreis. 

DIE. 12. Ig. 282—283. 


1) Strafrechtliches |. unter: Strafb. Hoͤlgn. gg. Urheberrechte. 
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Tolksdorf: Gew. Rechtsſchutz. (IV, 164 S.) Lpzg., Teubner, 06. 

Waſſermann: Ref. d. Ausverkaufsweſ. Markſch Wettb. 6. Ig. 
33—35. 

Waſſermann: Veröff. d. Erk. u. Proz. üb. unl. Wettbew. GewRfchug. 
11. Ig. 8486, 357360. 


Dritte Abteilung. 
Gerichtsverfaſſung. 


I. Allgemeines. — Reformfragen.“) 
Bohn: Württ. Juſtizverw. 1. B. (XII, 940 u. 214 S.) Stuttg., 
Kohlh., 06. 
Buſch: D. preuß. AG., V. uſw. z. BGB. u. d. Juſtizgeſ. 2. A. 
Bln., Guttentag. N 
Hellweg: StPO. u. GVG. 14. A. Bln., Guttentag. 2 M. 


Boehm: Z. Eingabe d. Kammervorſtds. z. Nürnberg. [Bedtg. d. 
Erweiterg. d. amtsger. Zuſtdgk. f. d. RA.] IW. 36. Ig. 121— 123. 

Brettner: Tres faciunt collegium. Ein Reformvorſchl. Recht. 
11. Ig. 494. 

Erweiterg. d. amtsger. Zuſtdgk. (Eingabe d. Vorſt. d. Anw. 
Nürnberg an d. bay. JuſtMin.) JW. 36. Ig. 93—96. 

Fiſcher, L.: Einzelrichter od. Kollegium in Zivilſ.? DIZ. 12. Ig. 
516-520. 

Fuld: Zuſtdgkt. d. frz. Friedensrichter. Recht. 11. Ig. 38 —40. 

Grau: Zivilprozeßref. Recht. 11. Ig. 496— 497. 

Gumbinner: Schöffen im amtsger. Zivilproz. 
470—472. 

Heilborn: Amtsger. Zuſtdgk., Prozeßbeſchleunigg. u. Konnivität d.“ 
Anw. Recht. 11. Ig. 496. 

Herr: Juſtizref. u. Anwaltſtand. DIZ. 12. Ig. 572 — 576. 

Juſtizref. (Vortr. v. Jacobſohn, Ref. v. Korn.) Recht. 11. Ig. 
297 — 298. 

Koppel: Z. Erhöhung d. Zuſtändigkeit d. Amtsgerichte. DIZ. 
12. Ig. 346348. 

Leeb: Z. Strafprozeßref. [Laienbeteiligg. an d. Strafrechtspfl.] 
Dig. 12. Ig. 527529. 

Lenhard: Prozeßverzögg. durch d. neue Berl. Ger.⸗Organiſ.? 
DIZ. 12. Ig. 354 — 355. 

Oppler: D. Einzelrichter. Gef. u. R. 8. Ig. 121 —124. 

Samter: Kückwirkg. d. einz. Juſtizref.⸗Vorſchläge auf d. AG. 
Recht. 11. Ig. 217—221. 

Schroeder, J. U.: Z. Andg. d. GVG. DIZ. 11. Ig. 1364 — 1365. 

Sonnenfeld: Z. Ref. unſerer Gerichtsorg. KGB. 18. Ig. 1—4 

Stern: Erhöhg. d. amtsg. Zuſtdgk. in Zivilſ. JW. 36. Ig. 223 — 228. 

Volkmar: Richterkrafterſparnis in Zivilſ. DIZ. 12. Ig. 120— 121. 

Z. Ziviljuſtizreform. Recht. 11. Ig. 433—434. 

II. Ordentliche Gerichte. 
a) In Zivilſachen. 

* Proviſ. G. v. 29. 12. 06 betr. Inkraftſetzg. d. Staatsvertr. üb. d. 

Fortdauer d. LG.⸗Gem. in Gera. WeimRBl. 403. 


* Allg. V. v. 10. 12. 06 betr. Aufſtellg. v. Verzeichn. d. z. d. Bez. 
d. einz. AG. gehörig. Ortſch. PrJMBl. 557. 


b) In Strafſachen. 
* Kgl. V. v. 23. 1. 07 betr. Reiſekoſten d. Schöffen u. Geſchworenen. 
WürttRBl. 7. 
Bahn, Ernſt: D. Frau i. Gerichtsſaal. Frauenbewegung. 13. Ig. 
26 — 28, 36— 37. 
Kleinfeller: Stellg. d. Schwurgerichtsvorſ. (Schwur⸗ u. Schöffeng. 
I. Bd. 3. H.) (S. 117 — 216.) Heidelb., Winter, 06. 


DIZ. 12. Ig. 


*) Bol. a. Ausbildungs: und Standesfragen. 
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Oetker: Verf. vor d. Schwur⸗ u. Schöffenger. (Bindings ſyſt. Hbb. 
d. DRWiſſ. IX. Abt. 4. Tl. III. Bd.) (XIV, 752 S.) Lpzg., 
Duncker & H. 

Reinhard: Schöffenwahlen. Bay Z. 3. Ig. 5—7. 

Schmidt, Hans: Tragw. d. Überweiſg. nach 8 75 8G. ggüb. 
§ 270 1 StPO. SächſArch. 2. Ig. 49 —50. 

III. Sondergerichte. 
a) In Zivilſachen (Gewerbe und Kaufmannsgerichte). 

* G. v. 15. 1. 07 betr. d. Kaufm. in Br. BremGBl. 11. 

Führer durch d. Gew. u. KfmGerd. (63 S.) Bln., Buch. 
Vorwärts, 06. 

Iger: Rechtſpr. d. Berl. KfmG. 1. Bd. (XIV, 93 S.) Bl., Dreyer, 06. 

Maß: D. Prag. d. Gew®. Stettin. (IV, 135 S.) Bl., Siemenroth. 

Muſterſtatut f. Kfm. (31 S.) Hbg., Dtſch.⸗nat. Holsgeh. Berbd., 06. 

Röder: Verf. vor d. Kfm. (VII, 69 S.) Bln., Germania, 06. 

Schilling: Brauchen wir e. ReichskaufmG.? Kaufm. 3. Ig. 17—19. 

Troebs: Stellg. d. Gew.⸗ u. KfmGVorſ. z. Magiſtratsdirigenten. 
GewKaufmG. 12. Ig. 98 — 103. 

Waſſer: 8. Zuſtdgk. d. Kfm. DIzZ. 11. Ig. 1313 — 1314. 


b) In Strafſachen. 
Elsner v. Gronow: Standgerichte. Recht. 11. Ig. 497—499. 


IV. Staatsauwaltſchaft. 
* Allg V. v. 16. 12. 06 betr. Geſch Anw. f. d. Amtsanwälte. PrJMBl. 561. 
Groſch: Angriffe gg. d. Stu. DIE. 11. Ig. 1291. 
Henſchel: Strafprozeßref. u. StAnw. ZStW. 27. Bd. 432 — 440. 
Thoma: Gg. d. Staatsanw. März. 1. Ig. 286 — 245. 


V. Aechtsanwallſchaſt.) 

* MB. v. 1. 2. 07 betr. d. Vollz. d. RAD. BayJMBl. 48. 

Boehm: Z. Eingabe d. Kammervorſtds. z. Nürnberg. [Bedtg. d. Er: 
weiterg. d. amtsg. Zuſtdgk. f. d. NA.] JW. 36. Ig. 121— 123. 

Einkommen der Advokaten u. Notare. JBl. 36. Ig. 111—112. 

Erweiterg. d. amtsger. Zuſtdgkt. (Eingabe d. Vorſt. d. AnwͤK. 
Nürnberg an d. bay. Juſt Min.) JW. 36. Ig. 93—96. 

Friedeberg: Erhöhg. d. amtsg. Zuſtdgk. in ihrer Wirkg. auf d. 
RA. b. d. OLG. JW. 36. Ig. 163 — 164. 

Friedrich: Hilfs⸗ u. Merkbuch f. d. RABureaus. (127 u. 7 S.) 
Guben, Selbſtv., 06. 

Heilborn: Amtsger. Zuſtdgkt., Proz.⸗Beſchleunigg. u. Konnivität d. 
Anw. Recht. 11. Ig. 496. 

Herr: Juſtizref. u. Anwaltſtand. DIZ. 12. Ig. 572 — 576. 

Jellinek: Verſchwiegenhtspfl. d. RA. MeSchrͤrimpfſych. 3. Ig. 
656 —693. 

Iſay: D. RA. im Patentſtreitverf. vor d. NRG. JW. 36. Ig. 222— 223. 

Say: RAnw. u. Pat Anw. BDPat. 7. Ig. 31—37. 

Levin: Anwaltſch. u. Kartellweſen. DIZ. 12. Ig. 586 — 587. 

D. RAnwaltſch. b. d. OLG. u. d. geplante Erweiterg. d. Zuſtdgkt. d. 
AG. (Vortr. v. Koffka, beſpr. v. Korn.) Recht. 11 Ig. 861 —362. 

D. Rechtsanw. im RT. JW. 36. Ig. 232. 

Schmidt: Z. Ref. d. Advokatenordnung. JBl. 36. Ig. 51—52. 

Schulze: Bedtg. d. Ref. d. AGProz. f. d. RA. JW. 36. Ig. 65 66. 

Sydow: RAD. 5. A. v. Jacobſohn. (116 S.) Bln., Gutten⸗ 
tag. 1,20 M. 

Weißler: Advokatur u. Prokuratur. DIZ. 12. Ig. 260 — 267. 

Wertheimer: Auß. Geſtalt d. RAAkten. DIZ. 12. J. 417—419. 


VI. Silſsperſonen (Gerichtsſchreiber, Gerichts 
vollzieher nfw.) 
* Af. v. 15. 4. 07 betr. Abänd. d. Gerichts ſchrO. v. 17. 12. 99. 
Pr IM Bl. 341. 


*) Vgl. a. Ausbildungs⸗ und Standesfragen. RAGebühren ſ. 
Gerichtskoſten u. Gebühren. 
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* Mf. v. 23. 8. 07 betr. Beglaubiggsbefugn. d. Gerichtsſchr.⸗Beamten. 
WürttRBl. 157. 

* Af. v. 4. 2. 07 betr. Ergänzg. d. GerichtsſchrO. v. 17. 12. 99. 
PrJMBl. 23. | 

* ADf. v. 26. 3. 07 betr. Geſch Anw. f. d. Nchngsdirektoren, f. d. 
Rchngsämter b. d. OLG. u. d. Nchngsreviſoren b. d. LG. u. b. 
AG. Blu.⸗Mitte. PrJMBl. 62—324. 

* 2Pf. v. 10. 4. 07 betr. Prüfg. d. Geſchäftstätigk. d. Gerichtsvollz. 
PrIJMBl. 336. 

D. Gehälter d. Gerichtsſekretäre. MSchr DBeamte. 31. Ig. 181— 183. 

Geſchäfts⸗O. f. d. Gerichtsſchreib. d. AG. v. 11. 10. 06. (92 S.) 
Bln., v. Decker, 06. — (IV, 80 S.) Bln., Nauck, 06. 

Geſchäfts⸗O. f. d. Gerichtsſchr. d. L2G. v. 22. 10. 06. (42 S.) 
Bln., v. Decker, 06. — (47 S.) Bln., Nauck, 06. 

Geſchäfts⸗O. f. d. Gerichtsſchr. d. OLG. v. 22. 10. 06. (85 S.) 
Bln., v. Decker, 06. 

Geſchäftsordng. f. d. ſächſ. Juſtizbeh. Dresden, Heinrich, 06. 0,35 M. 

Geſchäfts⸗O. f. d. Sekret. d. StA. b. d. LG. v. 12. 11. 06. 
(84 S.) Bln., v. Decker, 06. 

Geſchäftsordng. f. d. Sekr. d. StA. b. d. OLG. v. 12. 11. 06. 
(21 S.) Bln., v. Decker, 06. 

Kanzlei⸗O. f. d. Ger. u. StA. v. 27. 8. 07. (III, 39 S.) Bln., 
Nauck. — Amtl. Ausgb. (43 S.) Bln., v. Decker. 

Schellhas: D. neuen GeſchO. f. d. Gerichtsſchreib. d. Ger. u. d. 
Sekr. d. Sta. DYZ. 11. Ig. 1305— 1307. 

Seiffert: GeſchO. f. d. Gerichtsſchr. d. pr. AG. (4 Lfgn.) 1. fe. 
(80 S.) Kgshütte, Vater. 

Simon: D. pr. GVollz O. v. 30. 3. 00 in d. Praxis. DIZ. 12. Ig. 
458—468. 

Simon: Vorbildg. d. Gerichtsvollz. DIZ. 11. Ig. 1351 — 1355. 

Wentzel u. Frauböſe: Taſchenbuch f. d. mittl. Juſt.⸗Beamten in 
Pr. Bresl., Korn. 2 M. 

VI. Nechtshitſe.“) 

Eibecker: Rechtshilfe ggüb. d. Vorſtd. d. Berufsgen. Bay Z. 3. Ig. 
143 — 145. 

Eppenauer: Bekanntmchgn. ger. Verfüggn. im Wege der Rechts: 
hilfe. BayZ. 3. Ig. 63—64. 

Freudenthal: Weigerung d. erſuchten Gerichts, vollſtr. Ausf. e. 
beurk. Unterh.⸗Verſpr. e. unehel. Vaters zu erteilen. Recht. 
11. Ig. 113— 114. 

Lenhard: Prozeßverzögerg. durch d. neue Berl. Gerichtsorg.? DIZ. 
12. Ig. 354— 355. 


Vierte Abteilung. 
Zivilprozeß. 


Erſter Abſchnitt. 
Zivilprozeß ordnung. 
J. Aus führungsgeſetze. — Lehrbücher, Praſtiſta. 
* Mk. v. 22. 4. 07 betr. Nebenregiſter z. d. Zivilprozeßreg. u. d. 
Berufgsreg. BayJ Ml. 114. 
Buſch: D. pr. AG., V. uſw. zu BGB. u. d. NJuſtizgeſ. 
Bln., Guttentag. 
Habel: Bay. z. Ausf. d. ZPO. u. KO. 3. A. Bearb. v. v. Henle. 
(XIV, 192 S.) Mchn., Beck, 06. 


Kohler: Zivilproz. Rechtsaufg. (einſchl. d. Konkursr.) 4. Aufl. 
(VIII, 158 S.) Jena, Fiſcher, 06. 

Rohs: Syſtem d. Zivilprozeſſes. (VIII, 264 S.) Breslau, Korn. 

Schmidt, Rich.: Lehrb. d. dtſch. Zivilprozeßr. 2. Aufl. 2. Hälfte. 

(XXII u. S. 497—1113). Lpzg., Duncker & H., 06. 


*) Bol. a. Internat. Zivilprozeß⸗ und Strafrecht. 


2. A. 


36. Jahrgang. 


Schwarz: Zivilprozeßrecht. 4./5. A. (XI, 254 S.) Bln., Heymann. 
Stein u. Schmidt: Aktenſtücke z. Einf. in d. ProzR. Zivilpr. 
Bearb. v. Stein. 6. A. (VIII, 176 S.) Tbgn., Mohr. 


II. Allgemeine Schriften, insbeſ. Meformfragen.*) 

* NV. v. 18. 12. 07 betr. Prozeßſtatiſtik. SächſJMBl. 120. 

Berthold: Zur Ref. d. AG.⸗Verf. Recht. 11. Ig. 285 — 237. 

Birkenbihl: D. Fernſprecher im Geſchäftsverk. d. Ger. Recht. 
11. Ig. 154— 160. 

Dollinger: Gemeindegerichtl. u. amtsgerichtl. Berf. DJ Z. 12. Ig. 
103 - 109. 

Haake: Z. herrſchd. Prozeßnot. 

Heilborn: Amtsger. Zuſtdgk., 
d. Anw. Necht. 11. Ig. 496. 

Hertz: Großſtädtiſche Wünſche z. Abänd. d. amtsgerichtl. Verf. DIE. 
12. Ig. 166— 170. 

Kade: Umgeſtaltg. d. bürgerl. Rechtsſtreitverf. JL Bl. 19. Bd. 75 — 78. 

Knittel: D. Fernſprecher im Geſchäftsverkehr d. Ger. Recht. 11. Ig. 
503 —504. 

Krückmann: Störung d. Nachtruhe im Gaſthof. (Beitr. z. ZProz⸗ 
Nef.) DIE. 12. Ig. 583584. 

Levin: Anwaltſch. u. Kartellweſen. [Vertagungsunweſen.] DIE. 
12. Ig. 586— 587. 
Mündlichk. u. Juſtizref. 
Recht. 11. Ig. 560. 


DIS. 12. Ig. 478—474. 
Prozeßbeſchleunigg. u. Konnivität 


(Vortr. v. Guttmann, Ref. v. Korn.) 


Neukamp: 3. ee d. Zivilproz. DIZ. 12. Ig. 
177 — 178. 
Peters: Umbildg. d. Zivilpr. nach öſt. Muſter. Gruchots Beitr. 


51. Ig. 48 —110. 
Z. Reform d. amtsger. Verf. DIZ. 12. Ig. 404 —405, 408. — 
Recht. 11. Ig. 360 — 362. — JW. 36. Ig. 229— 281. 
Schmitt, Gottfried: Z. Zivilprozeßreform. Seuff Bl. 72. Ig. 14—18. 
Schneider: Ref. d. ZPO. Recht. 10. Ig. 1356 — 1360. 
Schulze: Ref. d. Amtsger.⸗Proz. u. ihre Bedtg. f. d. Anwaltſch. 
JW. 36. Ig. 65—66. 
Stettner: Verminderg. d. formalen Geſch. b. d. Juſtizbeh. Bay. 
3. Ig. 14 —15. 
Thieſing: Teleph. Erkl. ggüb. Beh. Geſ. u. R. 8. Ig. 209 — 212. 
Wertheimer: Außere Geſtalt d. RA.⸗Akten. DIZ. 12. Ig. 417—419. 


III. Schriften zu den einzelnen Feilen der 370. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 
a) Gerichte. 
Kleineidam: Beſteht f. d. vor e. LG. geh. Ablehngsgeſuch gg. e. 
Schiedsrichter Anwaltszwang? JW. 36. Ig. 123. 
Pfitzner: Prorogation u. Vereinbarg. e. unmögl. Erfüllgsortes. 
SächſArch. 2. Ig. 189— 190. 


b) Parteien. 
a) Prozeſvertretung. — Beteiligung Dritter am Vechtsſtreite. 
Kleineidam: Beſteht f. d. vor e. LG. gehörende Ablehngsgeſuch gg. 
e. Schiedsrichter Anwaltszwang? JW. 36. Ig. 128. 


Heim: Hauptintervention. (Fiſchers Abh. z. PrR. u. 8Proz.) (VIII, 
104 S.) Mchn., Beck. 

Voß: Schutz gg. prozeßr. Übergr. im Grenzverh. zw. konkursbef. u. 
freiem Img. Leipgg. 1. Ig. 270 — 278. 

8) Prozefkoſten. — Armenrecht. 

du Chesne: Feſtſetzg. v. Vollſtreckgskoſten durch d. Zwgsverſtggs⸗ 
gericht. SächſArch. 2. Ig. 25— 27. 

Fiſcher: Zu 8 923880. Seuff Bl. 72. Ig. 377378. 


) Vgl. a. Gerichtsverfaſſung (Reformfragen). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Inkaſſogebühr v. zahlgspfl. Gegner zu erſtatten? HaniG2. 
28. Ig. 5—6. 


Pörſchel: Koſtenfeſtſetzgsverf. (IV, 122 S.) Kgshütte, Vater. 


Schultzenſtein: Auslagen f. mehrere Proz. Buſchs Z. 36. Bd. 
320—3388. 

Böckel: Anſpr. d. Armenanwalts auf koſtenfreie Erteilg. v. Abſchr. 
JW. 36. Ig. 41—42. 


Lehner: Einfl. d. Armenr. im Mahnverf. auf d. Koſten. Juſtizd Bl. 
1. Ig. 229—230. — Rittmann: 276. 


Rüdlin: Koſtenhaftg. d. Gegners d. armen Partei. DIZ. 12. Ig. 
125— 126. 
Wegerdt: Armenrechtsbewillgg. in England. DIZ. 11. Ig. 1814. 


o) Verfahren. 
* Pf. v. 4. 8. 07 betr. Zuſtellgn. v. Amts wg. ElſLothZZ Bl. 47. 


Buerſchaper: Vereinfachte Zuſtellg. DIZ. 12. Ig. 235 — 236. 

Freymuth: Zuziehg. d. richtigen Gerichtsſchreibers. DIZ. 12. Ig. 
124 — 125. 

Guſinde: Lokaltermin u. Auslagenvorſchuß. DIZ. 12. Ig. 234 — 235. 

Küſter: Fdgseinklagg. durch Winkeladvokaten u. Inkaſſobureaus. 
IW. 36. Ig. 161 — 168. 


2. Verfahren in erſter Juſtanz. 

a) Verfahren bis zum Urteil. — Vorbereitendes 
Verfahren in Rechnungsſachen uſw. 
Brückmann: Klagantrag b. ggſeitg. Verträgen. KGBl. 18. Ig. 29—30. 
Thieſing: Alternativ⸗ od. Eventualantrag. Recht. 11. Ig. 119. 


v. Zahn: Vergleichsurteil. Recht. 11. Ig. 565 — 566. 


b) Urteil, — Perſäumnis urteil. 
v. Amelunxen: Freiw. Gerichtsb. u. freiw. Urteile (Anerkenntnis⸗ 
urt.) Zl G. 7. Ig. 547-574. 
Brugier: Zwgsvollſtr. aus e. verkündeten Endurt., deſſen vollſtdg. 
Abfaſſg. unmöglich wird. Buſchs Z. 36. Bd. 299— 307. 
Eickhoff: Beſchränkg. d. Vorabentſch. nach 8 804 ZPO. Gruchots⸗ 
Beitr. 51. Ig. 110— 129. 
Kunkel: Tatbeſtand u. Entſch. gründe. Bay. 3. Ig. 53 —58. 
Meyer, H.: Z. Lehre v. d. Rechtskraft. Recht. 10. Ig. 1426 — 1427. 
Stieve: Verurtlg. unter falſchem Namen. DIS. 11. Ig. 1315— 1316. 
Werner: Unnützes Schreibwerk. DIZ. 12. Ig. 282 — 234. 


Meyer, H.: Verſäumnis, wenn d. Ausgeblieb. d. Termin nicht er⸗ 
fahren hatte. Recht. 11. Jg. 366—369. — Mülfarth: Recht. 
11. Ig. 504. 

o) Allgemeines über die geweis aufnahme. — Beweis- 

ſicherung. 

Wurzer: Wahrg. d. Koſtenintereſſes b. Erl. v. Beweisbeſchl. . 
11. Jg. 486—488. 


Meyer, H.: Koſten der Beweisſicherung. Recht. 11. Ig. 111— 113. 


d) Zeugen und Fachverſtändige.“) — Eid. 
D. perſ. Freiheit. MSchr DBeamte. 31. Ig. 20— 22. 


Goetze: 


Guſinde: Lokaltermin u. Auslagenvorſchuß. DIZ. 12. Ig. 234 — 235. 


Hagen: Zgnisverweigsr. d. unehel. Mutter im Unterhaltsproz. 
Bay. 2. Ig. 471—474. 

Jellinek, W.: Verſchwiegenhtspfl. d. Arztes u. RA. MSchrKrim⸗ 
Pſych. 3. Ig. 656—698. 

Hedemann: Amtsverſchwiegenheit. DIZ. 12. 89 217220. 

Lippmann: Zgnispfl. d. Abgeordn. KGB. 18. Ig. 51—53. 

Noth: Zgniszwang gg. Abgeordn. DIZ. 11. Ig. 1861. 

Thieſing: Z3gnisverwggsr. d. Abgeordn. Geſ. u. R. 8. Ig. 105 — 110. 


*) Vgl. a. Gerichtskoſten u. Gebühren. 
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Winter: Rechtsſtellg. d. Arztes. Geſ. u. R. 8. Ig. 190—194. 


Wittmack: Zgnispfl. d. Mitgl. d. RT. ArchOffR. 21. Bd. 353 —379. 


Immerwahr: Welche Partei kommt z. Eid? Geſ. u. R. 8. Ig. 296 — 301. 
Meyer, H.: Anordg. e. Eidesleiſtg. durch Beweisbeſchl. Recht. 


11. Ig. 437439. 


3. Rechtsmittel. — Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Brugier: Zwgsv. aus e. verkünd. Endurt., deſſen vollſt. Abfaſſg. 


unmöglich wird. Buſchs Z. 36. Bd. 299 — 307. 
Fuchs: 
Buſchs Z. 36. Bd. 291 — 298. 


Fuchs: Wie hat d. BerGer. zu verf., wenn d. Urt.⸗Verkdgsprot. v. 


Vorſ. nicht unterſchrieben iſt? Recht. 11. Ig. 173 — 175. 


Fuchs: Zeitverſchwendg. in d. Ziviljuſtiz. [Prüfg. d. Rechtz. u. 


Formrichtigk. d. Berufg.] DIZ. 12. Ig. 584 — 586. 
Jeß: Z. ZivpProz Nov. v. 5. 6. 05. Recht. 11. Ig. 3—5. 


Scherer: Rev. in Zivilſ. nach d. Nov. v. 1905, namentl. m. Rückſ. 


auf Bay. SeuffBl. 72. Ig. 186— 193. 
Ungewitter: Eventualbeſchw. Recht. 11. Ig. 115— 116. 


Fränkel: Namen-, Perſonen⸗ u. Parteiverwechſlg. im Proz. 
12. Ig. 294 — 296. 


hebg. d. Reſtitutionskl.] DIZ. 12. Ig. 592. 


4. Entmündigungs⸗ und Eheſachen. 


Böhner: Anfechtgsbekl. i. S. d. § 684 III ZPO. Recht. 11. Ig. 


499 —500. 
Weigert: Unteilbkt. d. Scheidgsurteils. DIZ. 12. Ig. 424. 


5. Mahnverfahren. 


Blanckmeiſter: Einklagg. e. bloßen Teils d. Fordg. nach Erhebg. 
d. Widerſpr. geg. d. Zahlgsbefehl.) Recht. 10. Ig. 1421 — 1424. 
Lehner: Einfl. d. Armenr. im Mahnverf. auf d. Koſten. Juſtizd Bl. 


1. Ig. 229 230. — Rittmann: 276. 


6. Zwangs vollſtreckung. 
a) Allgemeine Seſtimmungen. 


Ahsbahs: Weſen u. Bedtg. d. Unterwerfungsklauſel. Iherings J. 


51. Bd. 127— 158. 


Brugier: Zwgsv. aus e. verkünd. Endurt., deſſen vollſt. Abfaſſg. 


unmöglich wird. Buſchs Z. 36. Bd. 299—307. 


du Chesne: Feſtſetzg. v. Vollſtreckgskoſten durch d. Zwgsverſtggsger. 


SächſArch. 2. Ig. 25— 27. 
David: Eine Vollſtreckgsliſt. Recht. 10. Ig. 1368 — 1369. 


Freudenthal: Weigerung d. erſuchten Ger., vollſtr. Ausf. e. beurk. 
Unterh.⸗Verſpr. e. unehel. V. zu erteilen. Recht. 11. Ig. 113— 114. 


Gunz: Auslegg. exekut. Urkdn. BankArch. 6. Ig. 96. 


Habel: Duldgstitel gg. d. Mann z. Zwgsvollſtr. in d. Ill. b. ſog. 


altrechtl. Hyp.⸗Urkdn. Bay 3. 3. Ig. 106 — 107. 


Hagen: Zu § 254 BGB. [Nichtrechtz. Antr. auf Einſtellg. d. Zwgs⸗ 


vollſtr.] SeuffBl. 72. Ig. 365 — 371. 


Hanau: Eine Lücke in d. ZPO. [Einftellg. d. Zwgsvollſtr. vor Erhebg. 


d. Reſtitutionskl.] DIZ. 12. Ig. 592. 


Kraus: Haftg. d. Pfändgspfdglbgrs., wenn d. gepfdt. Ggſtd. e. 


Dritten gehören. Recht. 11. Ig. 439 —441. 


Letzgus: Stundg. b. d. Zwgsvollſtr. Württ. Z. 49. Ig. 121— 124. 
Meyer, H.: Eine Lücke in d. ZPO. [Vollſtreckbk. unanfechtb. Entſch. 


§ 794 8PO.] Recht. 11. Ig. 299. 
Roiger: Pfändg. eig. S. durch d. Gl. 
Schmidt, Richard: 

3. Ig. 1—4. 


Formen d. Anfechtg. e. Proz.⸗Vergl. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Richterl. Eid im Verſäumnisverf. gg. d. Berufgsbekl. 


DIZ. 


Hanau: E. Lücke in d. ZPO. [Einſtellg. d. Zwgsvollſtr. vor Er: 


Bayg. 2. Ig. 477478. 


Bay. 


13. 1907. 


Thieſing: Erteilg. d. vollſtr. Ausf. d. Unterhaltsverpfl.⸗Erkl. d. 
unehel. V. ZBIFG. 7. Ig. 684 —687. 

Voß: Schutz gg. prozeßr. Übergriffe im Grenzverh. zw. konkursbef. 
u. freiem mg. Leipz Z. 1. Ig. 270— 278. 


b) Zwangsvollſtrechung wegen Geldforderungen. 
a) Zwangsvollſtrexkung in das bewegliche Vermögen, insbef. 
Forderungspfändung. 
Letzgus: Stundung bei der Zwgsvollſtr. Württ. Z. 49. Ig. 121— 124. 
Roiger: Pfändg. eig. S. durch d. Gl. Bay Z. 2. Ig. 477— 478. 
Runkel⸗Langsdorff: Vorrang d. § 817 IV 1 vor 8 827 III 
3PO. BadRpr. 78. Ig. 79— 80. 
Schultzenſtein, S.: Der Orden. Gef. u. R. 8. Ig. 181—182. 


du Chesne: Grenzen d. Pfdbkt. v. Anſpr. Bay. 3 Ig. 165 — 166. 

du Chesne: Pfdbkt. d. Anſpr. auf Darlehnsgewährg. KGU. 
18. Ig. 49—51. 

Conrad: Pfändgsbeſchrkgn. z. Schutze d. ſchwachen Schuldn. (XVI, 
524 S.) Jena, Fiſcher, 06. 

David: Eine Vollſtreckgsliſt. Recht. 10. J. 1368 — 1369. 

Feldhahn: Zu § 857 ZPO. Recht. 11. Ig. 564. 

Jacquin: Pfändbkt. d. Unteroff.⸗Dienſtprämien zugunſten d. Unter: 
haltsanſpr. unehel. Kd. Bay. 3. Ig. 63. 

Mayer, Wilh.: Pfändg. d. Anſpr. auf Herausgabe e. d. Ger. über⸗ 
geb. Urt. Bay Z. 3. Ig. 39—41. 


6) Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ner mögen.“) 
du Chesne: Liquidation d. Grundrechts. Z Bld G. 7. Ig. 501 — 504. 
Krech u. Fiſcher: Geſetzgabg. betr. d. Zwgsvollſtr. in d. unbew. 

Vermg. 5. A. Bl., Guttentag. 2 M. 

Müller: Zwgsvollſtr. im Grundbuchr. Württ ZZ. 49. Ig. 39—44, 

65 — 72. 


e) Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen 
oder Unterlaſſungen. 

Müller: Zwgsvollſtr. im GBRecht. Württ Z. 49. Ig. 39 — 44, 65 — 72. 

Neumiller: Hyp.⸗Beſtellg. im Proz.⸗Vergl. Seuff Bl. 72 Ig. 288 — 290. 

Riehl: Immiſſionsproz. Gruchots Beitr. 51. Ig. 142—161. 


d) Offenbarungseid und Haft. 
Goetze: D. perſ. Freiheit. MSchrDBeamte. 31. Ig. 20— 22. 
Lippmann: Zgnispfl. d. Abgeordn. KGBl. 18. Ig. 51— 53. 
Roth: Zgniszwang gg. Abgeordn. DIZ. 11. Ig. 1361. 
Thieſing: Zgnispfl. d Abg. Gegenwart. 36. Ig. 65—66. 


e) Arreſt und einſtweilige Verfügungen. 
Fromm: Welches Ger. ſetzt d. Friſt aus § 942 ZPO.? 
12. Ig. 530—531. 
Mangler: Sicherg. d. Staatskaſſe f. d. Koſten vor d. Verurt. d. 
Angekl. SächſArch. 2. Ig. 214 — 216. 
Müller: Zwgsvollſtr. im GBRecht. Württ Z. 49. Ig. 39— 44, 65 — 72. 
Simon, Hans: Geſetzentw. betr. Sicherg. d. Baufdgn. Recht. 11. Ig. 


DIZ. 


7. Aufgebots verfahren. 


Reinhold: Zu § 969 ZPO. Recht. 11. Ig. 46—48. 
v. Zitzewitz: R. d. Verlierers e. Wechſels. Goldſchmidts Z. 59. Bd. 
447504. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren. 


Kleineidam: Beſteht f. d. vor e. LG. geh. Ablehngsgeſuch gg. e. 
Schiedsrichter Anwaltszwang? JW. 36. Ig. 123. 

Mosler: Schiedsrichterl. Verf. Recht. 11. Ig. 301-302. 

v. Romocki: Schiedsrichterl. Verf. Recht. 11. Ig. 176— 178. 


*) Vgl. im übr. Zwangsverſteigerung u. Zwangsverwaltung. 


36. Jahrgang. 


Zweiter Abſchnitt. 
Konkursordunng und Aufechtungsgeſetz. 


1. Allgemeines. 
Buſch: D. preuß. AG., V. uſw. z. BGB. u. d. RJuſtG. 2. A. Bln., 
Guttentag. 
Habel: Bay. AG. z. ZPO. u. KO. 3. A. Bearb. v. v. Henle. 
(XIV, 192 S.) Mchn., Beck. 
Knoop: Kd. (III, 38 S.) Cpzg., Leiner. 
Sydow: Kd. u. AnfG. Fortgeſ. v. Buſch. 
Guttentag, 06. 2,25 M,. 
Wangemann: Kompendium d. Kksrechts. (40 S.) Bl., Weber. 


10. Aufl. Bln., 


Denkſchrift üb. d. ger. Zwgsvergleichsverf. außerh. d. Konkurſes. 
Bln., Heymann. 4 M. 

Jaeger: Abkürzung d. Konkursverf. DIZ. 12. Ig. 118 — 120. 

Jaeger: D. Denkſchr. üb. d. ger. Zwgsvergleichsverf. außerh d. 
Konk. Leipzg. 1. Ig. 132— 136. 

Neuhaus: D. Konkurſe im D. R. v. 1895 — 1904. Soz Kultur. 27. Ig. 
259 — 279. 

Pollak: Vergl. z. Konkursabwdg. in Of. Leipz ZZ. 1. Ig. 107— 118. 


2. Einzelfragen. 

v. Baligand: Anf. v. Ehevertr. wg. proz. Glbgerbenachtlgg. Leipz. 
1. Ig. 335—333. | 

Brückmann: Aus d. Lebensverſichgsr. Gef. u. R. 8. Ig. 153—159. 

Emminghaus: Eintrittsrecht d. Frau im Nachlaßkonk. d. lbsverſ. 
Mannes. Leipg. 1. Ig. 29—44. 

Gottſchalk: Neues aus d. Konkursrecht. DWirtſch Z. 3. Ig. 247— 258. 

Haberſtumpf: Auskunftspfl. d. Kksverw. ggüb. d. Kksglbgern. 
Leipz Z. 1. Ig. 213—214. 

Jaeger: Feſtſtellg. e. Konkursfdg. durch d. Kfm. Leipz g. 1. Ig. 
210—211. 

Jaeger: Wechſelbürgſch. zugunſten e. bevorrecht. Kksfdg. Leipz . 
1. Ig. 46 —48. 

Immerwahr: Geſchäftsveräußrg. an d. Ehefr. als IL Geſ. 
u RN. 8. Ig. 128—131, 146— 148. 

Kohler: Hypothekenbanktreuhänder. Bank Arch. 6. Ig. 121125. 

Lent: Anweiſg. als Vollm. u. im Konkurs. (VI, 198 S.) Lpzg., Deichert. 

Mantey: R. an Haushaltggſton. Geſ. u. R. 8. Ig. 137— 141. 

Ortlieb: AnfG. u. 8 826 BGB. ArchBürgR. 30. Bd. 32—46. 

v. Seuffert: Wiederkaufs⸗ u. Wiederverkaufsrecht während d. Konk. 
Leipz Z. 1. Ig. 20— 26. 

Ullmann: Ehevertr. u. Glbgeranfechtg. Leipz Z. 1. Ig. 201 — 210. 

Voß: Schutz gg. prozeßr. Übergriffe im Grenzverh. zw. konkursbef. 
u. freien Vmg. Leipz Z. 1. Ig. 270 — 278. 

Wieruszowski: Anfechtg. d. Ehevertr. Rhein Arch. 103. Bd. 323— 389. 

Winkler: Kundenliſten u. Adreßbücher e. Handelsgärtners z. Kksmaſſe 
gehörig od. Grdſt.⸗ Zubehör? Z Bl G. 7. Ig. 628 —631. 

Wolff, Th.: Nectöftellg d. Kksverw. z. Verjhrg. während d. Anf.⸗ 
Proz. LeipzZ. 1. Ig. 27— 29. 


Wörner: Prämienrückzahlgspfl. d. unwiderrufl. begünſtigt. Ehefr. b. 


Kks. d. lebensverſ. Ehem. Leipz Z. 1. Ig. 381 — 3834. 


Dritter Abſchnitt. 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung. 


1. Allgemeines. 
* Af. v. 15. 1. 07 betr. Statiſtik d. ländl. Verſteiggn. u. d. Eigent.⸗ 
Wechſels an Grdſt. PrJ Ml. 12. 
Freund: Ergebn. d. Rechtsl. z. N. d. Zwgsvollſtr. in Grdſt. Recht. 
11. Ig. 551558. 
Gaſtauer: Verf. d. Zwangsverſt. v. Grdſt. Juſtizd Bl. 1. Ig. 273 — 276. 
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Krech u. Fiſcher: Geſetzgabg. betr. d. Zwgsvollſtr. in d. unbew 
Vmg. im R. u. in Pr. 5. Aufl. Bln., Guttentag. 2 M. 

Reinhard: Überſicht üb. d. Rechtſpr. u. Lit. z. 3G. ZUFG. 7. Ig. 
491 —499. 

Wenz u. Wagner: Handb. f. d. Zwgsverſt. u. Zwgsverw. 3. Aufl. 
8. Lfg. (S. 225 — 444.) Königsh., Vater. 


2. Einzelfragen. 

du Chesne: Aufrechnungsbefugnis d. Erſtehers ggüb. d. Eigen⸗ 
tümergrundſchuldberecht. KGBl. 17. Ig. 105 — 107. 

du Chesne: D. nur prozeſſual geſchützten Privatintereſſen. PoſMSchr. 
10. Ig. 2—4. 

Eccius: D. ins Freie fallende Grdſchuld. Gruchots Beitr. 51. Ig. 
162165. 

Einfluß d. Anweſensbeſchlagn. u. Zwangsverſt. auf Mietzins u. 
Dauer. (Vortr. v. Jacoby.) Recht. 11. Ig. 562. 

Friedrich: Üb. d. neue Immobiliarvollſtra. Bayg. 3. Ig. 125— 127. 

Gieſe: Z. Zwangsverſteiggsrecht. Recht. 11. Ig. 371. 

Grundſtücksſteuern in d. Zwgsverſteigg. Recht. 11. Ig. 199 — 200. 

Herold: Freigabe v. Zubehör bei d. Verſteig. v. Grdſt. Recht. 
11. Ig. 299—301. 

Kretzſchmar: Beitr. z. Zwangsverſteigerungsrecht. SeuffBl. 72. Ig. 
43—51, 193 — 196, 328— 333. 


Kretzſchmar: Z. Rſpr. d. RG. üb. d. wei. Beſtdtle. Recht. 11. Ig. 
285 — 290. 
Kretzſchmar: Wirkgn. d. Abtretg., Verpfdg. u. Pfdg. e. Mietzins⸗ 


fordg. b. d. Zwgsverſt. d. Grdſt. Bay Z. 3. Ig. 161 — 163, 183 — 186. 
Lerſch: Geſamtausgebot im ZUG. Gruchots Beitr. 51. Ig. 335 — 378. 
Lindemann: Kündigg. d. Miete Pacht) durch d. Erſteher. Recht. 

11. Ig. 370—371. 

Lindemann: Sich.⸗Hyp. in d. ZwVerſt. Recht. 10. Ig. 1364 — 1865. 
Müller, W. F.: Gegenſtd. d. Zwgsverſt. Sächſ. Arch. 2. Ig. 95—96. 
Reinhard: Streifz. ins Geb. d. ZwBG. [Beitritt z. Tlgsverſteigg.] 

ZUFG. 7. Ig. 675683. 

Reinhard: Streitfr. aus d. ZwgsverſteigR. I. (Freigabe v. Zubeh.) 

Recht. 11. Ig. 21—25, 354 — 358. 

Saucke: Befriedigg. d. Berufsgen. weg. rückſt. Beitr. durch Immob.⸗ 

Zwgsv. ArbVerſorg. 24. Ig. 156— 159. 

Schroeder: Z. Lehre v. d. Eig.⸗Hyp. ZBFG. 7. Ig. 472 — 476. 
Tücking: Behdolg. der b. d. ZwVerſt. gedeckten Geſ.⸗Hyp. hinſ. d. 

mithaftd., nicht verſteig. Grdſt. Recht. 10. Ig. 1353 — 1356. 
Winkler: Kundenliſten u. Adreßbücher e. Holsgärtn. Grdſt.⸗Zubehör? 

ZBFG. 7. Ig. 628 — 631. 

Wolff, Th.: Pfl. d. Zwgsverw. z. obſervanzmäßg. Straßenreinigg. 

PrVerwöl. 28. Ig. 245. 

Wolff, Th.: D. Zubehör in d. Zwasv. Bay. 3. Ig. 201 — 204. 


Vierter Abſchnitt. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


1. Allgemeines. 


Brückner: Rechtsſätze aus d. im RIA. zuſammengeſt. Entſch. in 
Ang. der freiw. G. u. d. Grdbuchr. Meckl.Z. 25. Bd. 244 — 285. 

Dittrich: RFGG. 2. Aufl. (VIII, 168 S.) Lpzg., Roßberg, 06. 

Formularbuch f. d. freiw. Gerichtsb. 2. Aufl. (XXVII, 842 S.) 
Bln., Heymann. 

Fuchs: R866. m. Berückſ. d. pr. FG. 
724 S.) Tbgn., Mohr. 

Kaiſenberg: Komm. z. bay. Not. v. 9. 6. 99. Fortgef. v. 
Dennler. 4. (Schluß⸗) Lfg. (VIII u. S. 341 — 498.) Mchn., 
Schweitzer. 

Keidel: ZIG. 2. A. (3 Lfgn.) 1. Lfg. (S. 1—80.) Mchn., Schweitzer. 

56 
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Kretzſchmar: D. 62. Bd. d. RGEntſch. auf d. Geb. d. freiw. G. 
u. d. Sachenr. ZBlG. 7. Ig. 645—660. 


* MBt. v. 5. 1. 07 betr. Dienſtanw. f. d. Ortsgerichte. HeſſRBl. 23. 

* Mok. v. 1. 3. 07 betr. Rechtspolizei⸗H. BadGBl. 171. 

* Mf. v. 4. 3. 07 betr. Führg. v. Geſchäftsreg. in Ang. d. freiw. G. 
Württ JMBl. 28. 

* MV. v. 6. 2. 07 betr. d. freiw. G. im Verh. z. Ausland. BadGBl. 119. 

v. Amelunxen: Freiw. Gerichtsb. u. freiw. Urt. ZBlF G. 7. Ig. 
547—574. 

Joſef: Beweisſchaffgspfl. d. Bet. in d. freiw. S. ZUG. 7. Ig. 
476—488. 

Joſef: Hdlgn. d. örtl. unzuſtdg. Ger. u. ihr Verh. z. Beſchwerder. 
ZBFG. 7. Ig. 504 — 512. 

Joſef: Rſpr. z. 1. Abſchn. d. FGG. DNotVB. 7. Ig. 278 —309. 

Recht der Parteivertreter i. S. d. freiw. G. u. d. Grundbuchr. 
Bad Not Z. 5. Ig. 31—34. 

Thieſing: Teleph. Erkl. ggüb. Beh. Geſ. u. R. 8. Ig. 209—212. 

Ungewitter: Eventualbeſchw. Recht. 11. Ig. 115— 1186. 


2. Vormund ſchafts- und Perſonenſtandsſachen. 
* MV. v. 18. 2. 07 betr. Form d. Benachr. niederländ. Beh. in Bor: 
mdſchaftsſ. SHIMEL. 8. 
* MV. v. 10. 12. 06 betr. d. rechtspol. Dmgsverz. BadGBl. 793. 
Habenicht: Leitf. f. d. ſächſ. Imdſch.⸗ u. Nachlaßrichter. (VII, 72 S.) 
Lpzg., Roßb. 
Hedemann: Zuſtdgk. im Streit um Kinder. Recht. 11. Ig. 96— 99. 


* MV. v. 10. 12. 06 betr. d. Dienſtanweiſg. f. d. Standesbeamten. 
Bad GBl. 834. 

Bartels: Eintragg. d. Genehmigg. d. gef. Vertr. Minderj. ins 
Heiratsreg. PrVerwBl. 28. Ig. 256— 257. RNatzlaff: 
156— 157, 406 — 409. — Schroeter: 405—406. 


3. Nachlaß - und Feilungsſachen. 

* NV. v. 10. 12. 06 betr. d. rechtspol. Imgsverz. BadGBl. 793. 

v. Amelunxen: Gerichtl. Erbteilg. DNotB. 7. Ig. 4—48. 

Habenicht: Leitf. f. d. ſächſ. Vmdſch.⸗ u. Nachlaßrichter (VII, 72 S.) 
Lpzg., Ropb. 

Hönninger: Ztpkt. d. Todes im Todeserkl.⸗Verf. u. ſ. Bedtg. im 
Verf. vor d. Nachlaßg. Bad Not Z. 5. Ig. 34 —86. 

Joſef: Rechtl. Bedeutg. d. Beſtätigg., insbeſ. i. Auseinanderſetzgs⸗ 
verf. Bad Not. Z. 5. Ig. 2—15. 

Joſef: Entſcheidgspfl. d. Nachlaßger. u. Beſchwerder. b. Antr. auf 
Auseinanderſetzg. BadRpr. 73. Ig. 21 —24. 

v. Hugo: Obliegenh. d. Nachlaßger. (VIII, 62 S.) Hann., Meyer. 

Weißler: Rſpr. in Nachlaßſ. DNB. 7. Ig. 314 —352. 


4. Regiſterſachen. 
* Af. v. 9. 3. 07 wg. Abänd. d. A Vf. v. 11. 12. 99 üb. Führg. d. 
Schiffsreg. PrJMBl. 58. 
Häßler: Ehevertr. u. Güterrechtsreg. ZBlF G. 7. Ig. 687. 
Lindemann: Reichsgeſetzgbg. üb. gerichtl. Regiſterführg. Textausg. 
d. Geſetzesbeſt. nebſt Ausf. Vorſchr. m. Anm. Bln., Guttentag, 06. 
3 M. 


Marcus: Kontrollr. d. Regiſterrichters ggüb. 8 243° HGB. ZBIFG. 
7. Ig. 687688. 


5. Gerichtliche und notarielle Arkunden. 
Hilpert: Bewertg. vollſtr. Ausf. v. Not.⸗Urkdn. Bay. 3. Ig. 
190—191. 
Joſef: „Unitas actus“ bei öff. Beurkdgn. Elſg. 32. Ig. 212—229. 
Joſef: Unrichtigktn. in Urkdn. Seuff Bl. 71. Ig. 700 — 707. 
Puchta: Zuſtdgkt. d. AG. z. Beurkdg. v. Vereinbgn. üb. Anſpr. aus 
58 847, 1300 BGB? Bayz. 2. Ig. 458. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


4 


M13. 1907. 


Schultze⸗Görlitz: Unterzeichng. d. Beurkdgsprot. durch e. Blinden. 
ZUFG. 7. Ig. 468—472. 
Statiſtik d. preuß. Urkundweſens. DNB. 7. Ig. 353 —362. 


Weißler: Rſpr. in Urkundſ. DNotV. 6. Ig. 753— 788. 
Weißler: Sachl. Unrichtigkt. formeller Feſtſtellgn. DNotV. 7. Ig. 
264 — 278. 


Fünfter Abſchnitt. 
Grundbuchordnung.) 
1. Allgemeines. 

* Mk. v. 19. 1. 07 betr. Anlegg. d. Grundb. PrGS. 9. 

* 2 f. v. 10. 1. 07, enth. e. Ergänzg. d. Af. v. 20. 11. 99 z. Ausf. 
d. EBD. PrIMBl. 6. 

Af. v. 15. 1. 07 betr. Statiſtik d. Eig.⸗Wechſels an Grdſt. 
PrJMBl. 12. 

Auszug aus d. GB.⸗Prüfungserlaſſen d. Kgl. Juſt Min. v. 25./27. Nov. 
06. Württ Z. 49. Ig. 44 — 52, 75 — 81. 

Berg: Üb. d. Entwicklg. d. Grundbuchverkehrs. Bay Z. 3. Ig. 61—63. 

Brückner: Rechtsſ. aus d. im RIA. zuſammengeſt. Entſch. in A. d. 
freiw. G. u. d. Grdbuchr. Meckl. Z. 25. Bd. 244 — 285. 

Oberneck: Bericht über d. Nechtipr. in GBſachen. DNotB. 7. 38 
113—222. 

Predari: GBO. 5. Tl. (XII u. S. 609 — 850). Bl., Heymann. 

Soiderer: Streifz. durch d. Grdſtücksr. Juſtiz DBl. 1. Ig. 212— 214, 
225 — 226, 289— 291. 


2. Einzelfragen. 

* MBk. v. 8. 4. 07 betr. Anwdg. d. §8 18 EBD. Bay J MBl. 100. 
Becker: Zwangsbefugniſſe d. Grundbuchamts u. Vollſtreckgsgerichts 
b. Einfordergn. von Hyp.briefen. Bad Not Z. 5. Ig. 15— 22. 
Dennler: Bezeichng. d. Anteile nach bayr. HypR. Bay. 2. Ig. 458. 
du Chesne: Zwiſchenverfüggn. nach §8 18 GBO. ohne Friſtſetzg. 

SächſArch. 1. Ig. 529 — 530. 
Dennler: Eintrag. d. Miteigentümer kraft fortgeſ. Gütergemeinſch. 
ins Grundb. DIZ. 12. Ig. 291292. 


Faber: Notar u. AG. im Geb. d. elſ.⸗lothr. Grundb.⸗Zwiſchenrechts. 
Elſg. 32. Ig. 54 —60. 
Güthe: D. künft. Eig.⸗Hyp. Dot. 6. Ig. 729— 753. 


Herold: Anordgn. d. GMichters z. Vorbereitg. d. Entſch. auf 
Eintr.⸗Antr. Sächſ Arch. 2. Ig. 145 — 156. 

Kempner: Verfüggsr. d. befreiten Vorerben. JW. 36. Ig. 68 — 69. 

Kober: Verfüggsr. d. befreiten Vorerben. SeuffBl. 72. Ig. 102 — 104. 

Kretzſchmar: Eintragg. d. Kksvermerks. b. d. Briefhyp. Leipz . 
1. Ig. 118— 123. 

Kretz ſchmar: Verfüggsr. d. befreiten Vorerben. DIZ. 11. Jg. 
1347 — 1351. 

Krieg: Friſten in Grundbuchſ. DIZ. 12. Ig. 179—181. 

Levy u. Deſſin: Vereinigg. v. Grundbuch⸗ u. Kataſteramt. 
12. Ig. 278278. 

May: Auflaſſg. od. Berichtiggsverf.? BadRpr. 73. Ig. 134 — 135. 

Meikel: Nachweis d. Vorausſetzungen e. Eintragung in Grundbuch⸗ 
ſachen. Bl G. 7. Ig. 457 —467. 

Müller: Zwgsvollſtr. im Grdbuchr. 
65— 72. 

Neumiller: Hyp.⸗Beſtellg. im Prozeßvergleich. Seuff Bl. 72. Ig. 
288 — 290. 

Pitel: Faſſung d. Eintragungsvermerke f. Hyp. 3BlFG. 7. Ig. 
631-645. 

Recht d. Parteivertr. i. S. d. freiw. G. u. d. Grundbuchr. Bad⸗ 
Not. Z. 5. Ig. 31—34. 


DIZ. 


Württ Z. 49. Ig. 39—44, 


*) Vgl. a. BGB.: Allg. Vorſchr. üb. R. an Grdſt. 


36. 36. Jahrgang. 


— m — — 


Weber: Verfüggsbeſchrkan. im Grdbuchverkehr. Dot. 7. Ig. 
241264. 
Wege: Verh. mehrerer vor: od. zurücktretd. GB.⸗Poſten. IheringsJ. 


51. Bd. 39 — 82. 


Sechſter Abſchnitt. 
Gerichtskoſten und Gebühren.) 


I. Quellen und allgemeine Schriften. 

* Erſtattg. v. Koſten d. Rechtshilfe: Af. v. 7. 3. O07. PrJMBl. 55. — 
MBk. v. 29. 3. 07. BayJMBl. 85. — MPf. v. 13. 3. 07. 
Württ JMBl. 77. — WMV. v. 9. 3. 07. SächſJMBl. 20. — 
Mk. v. 9. 3. 07. BadGBl. 153. — Mk. v. 25. 2. 07. Heſſ⸗ 
IMBl. Nr. 5. — Regsk. v. 2. 4. 07. MecklStrel Off Anz. 136. — 
ME. v. 22. 3. 07. Altend®S. 7. — Mk. v. 23. 3. 07. 
ElſLothr. Zz ABl. 65. 

* G. v. 5. 1. 07 betr. Abänd. d. S.⸗Altenb. Koſten⸗O. f. d. Ger. 
u. Berichtigg. d. Grundb. in Erbfällen. AltenbGS. 1. 

G. v. 1. 12. 06 betr. d. Gerichtskoſten in Angeleg. d. freiw. G. 
ſowie im Zwgsverſt.⸗ u. Zwgsverw.⸗Berf. Württ R Bl. 755. 

* G. v. 12. 3. 07 betr. Nachtr. z. GKG. v. 10. 8. 99. Nj GS. 23. 

* G. v. 1. 12. 06 betr. d. (dsrechtl. Vorſchr. üb. d. Gebühren d. 
RA. Württ Rl. 811. 

* Mk. v. 15. 2. 07 betr. Gebühren d. Ortsger. HeſſJMBl. Nr. 1. 

* Mk. v. 22. 1. 07 betr. Gebühren d. amtl. anerk. Sachv. b. Prüfg. 
v. Kraftfahrz. SchwRGS. 9. 

* Mf. v. 4. 3. 07. betr. Behdlg. d. Gerichtskoften u. Führg. v. 
Geſchäftsreg. in Angeleg. d. freiw. G. Württ JMOl. 23. 

MV. v. 18. 2. 07 betr. Koſtenfreiheit f. d. Löſchg. v. ſtaatsfisk. 
Reallaſten. SächſJ Ml. 9. 

* Af. v. 26. 8. 07 betr. Geſch Anw. f. d. Rechngsdir., f. d. Rechngs 
ämter b. d. OLG. u. d. Rechngsrev. b. d. LG. u. b. AG. Bln.: 
Mitte. PrJMBl. 62—824. 

* ABf. v. 6.4.07. betr. Prüfg. d. Gerichtskoſtengeſ. Schesandd. 77. 

* KglV. v. 2. 3. 07 betr. Gebühren d. öff. Notare. Württ RBl. 68. 

Aſchrott: Prozeßkoſten in England. DIZ. 12. Ig. 178— 179. 

Dennler: GeböGeſNov. v. 20. 8. 06. (93 S.) Mchn., Schweitzer. — 
Juſtizd Bl. 1. Ig. 226— 229, 291— 298. 

Gerichtskoſtenordnung. (185 S.) Stuttg., Stahl. 

Kaſſen⸗O. f. d. Juſt.⸗Beh. v. 28. 3. 07. (VIII, 184 S.) Bln., 
Nauck. — Amtl. Ausg. (198 S.) Bln., v. Decker. 

Kiermayr: Gebd. f. 3g. u. Sachv. 3. Aufl. (80 S.) Burghauſen, 
Trinkl. 06. 

Poſſenhofen: Univerſal⸗Koſten⸗Tabelle z. Berechng. u. Nachprüfg. 
v. Gebühren d. RA. u. Not., GKoſten u. Stempelſt. (61 S.) 
Dortm., Selbſtv. 06. 


2. Einzelfragen. 
Bleyer: Gerichtskoſtenvorſchuß ausl. Privatkl. Bay. 3. Ig. 163— 165. 
Dennler: Not.⸗Geb. f. Abſchr. v. Bfggn. v. T. w. Bay. 3. Ig. 208. 
Goller: 8 150 elſ.⸗lothr. GKG. auf Urkd. üb. elſ.⸗lothr. Grdſt. be: 
ſchränkt? ElſNot. Z. 27. Ig. 14—18. 
Goering: Koſtenweſen in Grdbuchſ. Old Z. 33. Bd. 167 — 180. 
Guſinde: Lokaltermin u. Auslagenvorſchuß. DIZ. 12. Ig. 234 — 235. 
Hilpert: Bewertg. vollſt. Ausf. v. Not.⸗Urkdn. Bayg. 3. Ig. 190— 191. 
Inkaſſogebühr v. zahlgspfl. Gegner zu erſtatten? Hans. 
28. Ig. 5—6. 
Lehmer: Einfluß d. Armenrechts im Mahnverf. auf d. Gerichts⸗ u. 
Gvollz.⸗Koſten. Juſtizd Bl. 1. Ig. 229— 230. — Nittmann: 276. 
Levis: Gebührenfreiheit d. Landesfiskus im Mahnverf. Recht. 
11. Ig. sa 


*) Vgl. a. ZPO.: Prozeßkoſten, Armenrecht; 


StPO.: Koſten 
des Verf. * 
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Reimann: Z. Gebührengeſ. v. 9. 3. 72. ZMedB. 20. Ig. 129 
bis 130. — Roth: 159 —160. 

Sachverſtändigengebühren. BadRpr. 73. Ig. 37. 

Schultzenſtein: Auslagen f. mehrere Proz. Buſchs Z. 36. Bd. 320 —338. 

Wirth: Gebühren d. RA. u. Pat A. VDpat. 7. Ig. 13—15. 

Wurzer: Wahrg. d. Koſtenintereſſes b. Erl. v. Beweisbeſchl. Recht. 
11. Ig. 486—488. 


Fünfte Abteilung. 
Strafrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Materielles Strafrecht. 
A. Zivil- Strafrecht. 

I. Allgemeine Werke. 

1. Grund- und Reformfragen.) 


Dochow: Lit.⸗Ber. üb. Strafrechtsref. u. Kriminalpol. 3StW. 
27. Bb. 305—308. 


Berolzheimer: Strafrechtsphiloſ. u.⸗Reform. (5. [Schluß⸗] Bd. d. 
Syſt. d. R.: u. Wirtſch.⸗Philoſ.) (IX, 280 S.) Mchn., Beck. 

v. Buchka: Vorarb. z. Strafrechtsref. Meckl. Z. 25. Bd. 155 — 195. 

Dochow: Sozialdemokratie u. Strafrechtsref. SW. 27. Bd. 115 — 120. 

Dohna, Graf zu: Willensfreih. u. Verantw. (26 S.) Heidelb., 
Winter. — MSchrͤrimpPſych. 3. Ig. 513—514. 

Dorn: Strafr. u. Sittlichk. (VIII, 83 S.) Mchn., Reinhardt. 

Forel: Zurechngsfhgk. d. Normalmenſchen. 5.6. A. Mchn., Reinhardt. 

v. Hippel: Strafrechtsref. u. Strafzwecke. PrJ. 127. Bd. 409 — 423. 

Höpfner: Willensfreih. u. Verantw. MSchrKrimPſych. 4. Ig. 45—49. 

Gutherz: Strafrechtsreformbeſtrbgn. d. Anarchiſten. 3ZStW. 27. Bd. 
704 — 718. 

Hausberg: Vorſchl. z. And. d. StGB. bez. d. Heilkunde. MSchr⸗ 
KrimPſych. 8. Ig. 694 — 711. 

v. Hippel, N.: Strafrechtsref. u. Strafzwecke. 
Vandenhoeck & N. 

Kahl: D. neue StGB. (26 S.) Dresden, v. Zahn & J. 

Kohler: D. ſog. klaff. u. d. fog. neue Strafrechtsſchule. Goltd Arch. 
54. Ig. 1— 16. 

v. Liszt: Birkmeyers „Warnung vor d. mod. Rechtg. im Strafr.“ 
SStW. 27. Bd. 213—221. 

v. Liszt: Kulturfortſchritt u. Strafgeſetzkbg. März. 1. Ig. 73 — 86. 

v. Liszt: D. „richtige R.“ in d. Strafgeſetzgbg. Z St W. 27. Bd. 91—96. 

Lucas: D. Reform d. StGB. u. d. Streit d. Strafrechtsſchulen. 
SeuffBl. 72. Ig. 129—185. 

Lucas: Strafrechtsreform. DIZ. 12. Ig. 409—412. 

Nagler: Verſtändigg. d. Strafrechtsſchulen. Ger S. 70. Bd. 6—43. 

Peterſen: Determinismus u. Verantw. ZStW. 27. Bd. 73— 90. 

Schoetenſack: Rechtsvergl. u. Strafrechtsref. Ger. 70. Bd. 110— 114. 

v. Sichart: Vergeltgs⸗ u. Schutzſtrafe. ZStW. 27. Bd. 552 — 563. 

Strafrechtsreform. DIZ. 12. Ig. 221 — 222. 

Teſak: Was läßt v. Liszt v. Strafrecht übrig? ArchKrimAnthr. 
26. Bd. 50 —66. 

Thomſen: Umgrenzg. d. Verbrechensſchutzrechts. ZStW. 27. Bd. 
696— 708. 

Travers: Abſchaffg. d. Todesſtr. MSchrKrimPſych. 3. Ig. 651 — 656. 

Wadler: Fragen d. Strafrechtsref. ZStW. 27. Bd. 96— 105. 


2. Auellen und Darſtellungen, Kommentare und Praktika. 
Frank: St. 5.—7. A. 1. Lfg. (S. 1— 176.) Tbgn., Mohr. 
Pannier: StG. 15. A. (141 S.) Lpz., Reclam. 


5) Bgl. a. Kriminalpſych.; Kriminalpolitik. 


(17 S.) Göttgn., 
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Rüdorff: StGB. nebſt NStrafnebengel. 22. A. v. Appelius. 
(479 S.) Bln., Guttentag. 1,50 M. 
Str. (110 S.) Bln., Schwarz. 


v. Riedel: Kommentar z. BaypolStrGB. v. 26. 12. 1871. 7. Aufl., 
hrsg. v. v. Sutner. (XXI, 866 S.) Mchn., Beck. 

Schicker: PolStrR. u. PolStrVerf. in Württ. 4. Aufl. 1. Lfg. 
(VIII u. S. 1-416) Stuttg., Kohlh. 


Schroeder: Rechtsfälle. 2. Bd. Strafrechtl. Fälle. (VIII, 97 S.) 
Roſtock, Volkmann. 
Stooß: Strafrechtsfälle. (48 S.) Wien, Deuticke, 06. 


Entwurf e. allg. bürg. StGB. f. Norwegen. Überf. v. Bittl. 
(X1V, 227 S.) Bln., Guttentag. 
Loewenſtimm: D. neue ruſſ. StGB. DIZ. 12. Ig. 160 — 166. 


3. Kongreſſe.— Sammlungen und geſprechungen von 
Entſcheidungen. 
Liepmann, M.: Strafr. Verholgn. d. 28. DIT. Ger S. 70. Bd. 44 —78. 
Philipsborn: Die ſtrafr. Abtlg. d. 28. DIT. 8StW. 27. Bd. 
106—115. 


Galli: Bd. 39 H. 2 d. Entſch. d. RG. in Strafſ. 12. Ig. 512-516. 

Lindenberg: Bd. 39 H. 1 d. Entſch. d. RG. in Strafſ. DIZ. 
12. Ig. 321-326. 

6. Spruchſammlg. d. DIZ. z. Strafrecht uſw. aus d. J. 1906. 
(88 Sp.) — 7. Spruchſ. z. d. RStrafnebengef., d. pr. Strafgeſ. 06 
u. d. Landesſtrafg. 00/06. (102 Sp.) Bearb. v. Hoffmann. 
Blu., Liebmann. 

Warneyers Jahrb. d. Entſch. B. Strafr. u. Strafproz. Bearb. 
v. Roſenmüller. 1. Ig. (XII, 216 S.) Lpzg., Ropb. 


II. Allgemeiner Teil des materiellen Strafrechts. 
Mayer, M. E.: Lit.⸗Ber. üb. Strafr. Allg. Tl. Z St W. 27. Bd. 267 — 279. 


1. Das Strafgeſetz.) 
v. Feilitſch: Verwaltgsſtrafrechtl. Betrachtgn. Sächſ Arch. 2. Ig. 1—8. 


2. Das Verbrechen. 
Dohna, Graf zu: Z. Syſtematik d. Lehre v. Verbr. 8StW. 27. Bd. 
329 — 349. 
a) Begriffsmerkmale.***) 
Ahsbahs: Notwehr u. Notſtand. GoltdArch. 53. Ig. 427430. 
Goldſchmidt: Belings „Typentheorie“. Goltd Arch. 54. Ig. 20—42. 
Kirchberg: Verantwortl. d. Arztes. MedͤKlin. 3. Ig. 553 — 556. 
Kohler: Tatabirrung b. Selbſtmord. Goltd Arch. 53. Ig. 885 — 388. 
Kohlrauſch: 3. Strafrechtsref. [Dolus event.] Dig. 12. Jg. 
531 —533. 
Kornfeld: Selbſtmord. Recht. 11. Ig. 366. 
Oppler: Rechtl. zuläſſ. Herbeiführg. e. Abortus. Recht. 10. Ig. 1426. 
v. Sedlmayer⸗Seefeld: Berauſchg. als Strafausſchließgsgrd. JBl. 
36. Ig. 171—174. 
Winter: Strafantragsr. d. Vaters. SSt W. 27. Bd. 441451. 
Zeiler: Z. Lehre v. Kauſalzuſammenhang. ZSIW. 27. Bd. 493—515. 


b) Erſcheinungsformen. 
D. verſch. Arten d. f. e. Verbr. Verantwortl. (Vortrag v. Bind ing, 
Bericht v. Kaufmann.) Recht. 11. Ig. 32— 34. 
Elsner: Verbrechens- od. Geſetzeskonkurrenz? Oſt AG Z. 58. Ig. 
89—91, 98—101, 108 - 110. 
Höpfner: Zu Belings Lehre von d. Teilnahme. ZSt W. 27. Bd. 465 — 492. 


*) Bol. a. Internat. Strafrecht. 
**) Vgl. a. Kriminalpolitik. 5 
„) Vgl. üb. Zurechnungsfähigk. d. Abſchn. „Gerichtl. Pſychiatrie“. 
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| 3. Die Strafe.) 
a) Begriff. — Haupt- und Uebenſtraſen. 

Hofacker: Rechtsnat. d. württ. Ungehorſamsſtrafe. Württ. 48. Ig. 
371-378. 

Traeger, L.: Dringl. Geſetzesvorſchl. betr. d. Geldſtrafe. 
11. Ig. 425430. 

Travers: Abſchaffg. d. Todesſtr. MSchrKrimPſych. 3. Ig. 651— 656. 


Delaquis: Materialien z. Lehre v. d. Rehabilitation. IKB. 14. Bd. 
39 — 141. 

Delaquis: Rehabilitation. ZSW. 27. Bd. 376— 397. 

Ermel: D. Wanderarbeitsſtättengeſ. in ſ. Bedeutg. f. d. Strafrichter. 
DIS. 12. Ig. 289 — 290. 

Hildenhagen: Rehabilitation. ZStW. 27. Bd. 398 — 404. 

v. Hippel: Aufenthaltsbeſchrkgn. beſtrafter Perſ. DIg. 11. Ig. 
1303 — 1304. 

Laband: R. am Titel. DIZ. 12. Ig. 201 — 207. 

Nicoladini: Verluſt d. Ehrenrechte u. Rehabilitation in Oft. ZSt W. 
27. Bd. 677695. 

Schultzenſtein: Orden. Geſ. u. R. 8. Ig. 181— 182. 


b) Strafmaß. — Straferlaf. 
Engelmann: Geſamtſtrafe (§ 79 StGB.) SeuffBl. 72. Ig. 104105. 
Klee: Methoden d. Strafzumeſſg. DIZ. 12. Ig. 267 — 272. 
Schülein: Verbüßg. e. Strafhaft v. 1 Mon. u. 3 Tg. durch Unter⸗ 
ſuchgshaft v. 1 Mon.? Bay. 3. Ig. 167— 168. 


Delaquis: Für d. bed. Straferlaß. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 338 — 343. 

Delius: Strafniederſchlaggs.- u. Strafmildergsbefugn. in komm. 
Steuerſ. PrVerwBl. 28. Ig. 244 — 245. 

Lohſing: Bedingter Straferlaß. (36 S.) Wien, Fromme, 06. 


Recht. 


III. Beſonderer Teil des materiellen Strafrechts. 


Philipsborn: Klaſſifik. d. einz. ſtrafb. Hdlgn. (Abh. d. Berl. 
Krim. Sem.) (143 S.) Bln., Guttentag, 06. 


a) Strafbare Handlungen gegen Rechtsgüter der 
Geſamtheit. 
Blume: Lit.⸗Ber. üb. Strafr. Beſ. Teil. Strafb. Holgn. gg. 
Rechtsgüter d. Geſamth. ZStW. 27. Bd. 287— 293. 


1. Strafbare Handlungen gegen den Staat. 


» Allerh. Erl. v. 27. 1. 07 u. Mf. v. 28. 1. 07 betr. Einſchränkg. 
d. Strafb. wg. Majeſtätsbeleidiggn. PrIJMBl. 15. 

* Allerh. Erl. v. 25. 2. 07 u. Mf. v. 28. 2. 07 betr. Einſchränkg. 
d. Strafb. wg. Majeſtätsbeleidiggn. ElſLoth Z Bl. 43. 

van Calker: Beſtrafg. d. Majeſtätsbeleidigg. DJ. 12. Ig. 553 — 557. 

Dochow: Vorſchl. z. Abänd. d. StGB. aus d. Vorarb. z. Straf: 
rechtsref. ZStW. 27. Bd. 583 — 588. | 

Ebermayer: Eine Lücke im RG. gg. d. Verrat mil. Geh. Seuffßl. 
72. Ig. 269 — 274. 

Entw. e. Gef. betr. d. Beſtrafg. d. Maj.⸗Bel. u. Begründg. 3ZStW. 
27. Bd. 735 — 738. 

Müller: Majeſtätsbeleidigg. (46 S.) Lpzg., Wöller. 

Noſenthal, Jul.: Wahlverg. Recht. 11. Ig. 179 —180. 


2. Strafbare Handlungen gegen die Staatsgewalt. 
* G. v. 27. 3. 07 betr. Veſtrafg. d. Vereitelg. d. Zwgserziehg. 
SchLLand V. 55. 
Bendix: Geſetzestechniku.⸗Lücken. (§ 21 FürſErzG.) Goltd Arch. 53. Ig. 
430 —433. 
Delius: Öffentl. Vereinsrecht. Gef. u. R. 8. Ig. 245 — 252, 278 — 283. 


*) Vol. a. Kriminalpolitik, Strafvollzug. 


36. Jahrgang. 


Dochow: Vorſchl. z. Abänd. d. StGB. aus d. Vorarb. z. Straf 
rechtsref. 8StW. 27. Bd. 583—588. 

Olbricht: Darf d. Frau d. Titel ihres M. führen? DIZ. 12. Ig. 
226— 227. 

Schultzenſtein: Antiſemitiſche Gaſtwirte. Geſ. u. N. 8. Ig. 209— 270. 

Schultzenſtein: Orden. Gef. u. N. 8. Ig. 181 —182. 


3. Strafbare Handlungen gegen die Staatsverwaltung. 

a a) Amtzsdelikte. 

Beſtrafungen u. Verwarnungen durch d. Polizeibeh. u. Anzeigepflicht 
d. Pol.⸗Beamten bei Übertretgn. Selbſtverw. 33. Ig. 834 —837. 

Klee: Vergl. Darſt. d. dtſch. u. ausl. Strafr. Ber. III (.... Amts⸗ 
vergehen.) Goltd Arch. 54. Ig. 106— 118. 

Kohler: Amtsvergehen. Goltd Arch. 54. Ig. 16— 20. 

v. Lippmann: Strafrechtsreform. V. Verbr. u. Berg. im Amte. 
Dig. 12. Ig. 92—98. 

Orthal: D. Entwendgn. von Flottenvereinsdokumenten. Recht. 
11. Jg. 239—241. 


8) Preßpolizeidelikte und ſtrafbare Überſchreitungen 
des Vereins rechts. 
Appelius: Begr. d. verantw. Redakteurs. 3StW. 27. Bd. 657—676. 
Delius: D. neueſte Rſpr. auf d. Geb. d. Bereins⸗ u. Preßrechts. 
Selbſtverw. 83. Ig. 785— 788, 801804. 
Delius: Offentl. Vereinsrecht. Geſ. u. N. 8. Ig. 245— 252, 278—283. 
Zitzlaff: Beſchlagnahme v. Druckſchr. Goltd Arch. 54. Ig. 42—54. 


y) Strafbare Handlungen gegen die Ordnungs-, 
Sicherheits⸗ und Sittlichkeitspolizei. 
Coermann: R. u. Pfl. im Straßenverkehr. Gruchots Beitr. 51. Ig. 
286 — 296. 

Fuld: Ruheſtörg. Selbſtverw. 34. Ig. 193 — 195. 

Hampe: Unehel. Vater als Unterhaltspfl. i. S. d. 8 861 StG. 
DIZ. 11. Ig. 1366. 

Quehl: Proſtitution, Bordellweſen, RGeſetzgbg. Selbſtverw. 84. Ig. 
145— 146, 161— 162. 

Schultzenſtein: Antiſemit. Gaſtwirte. Geſ. u. R. 8. Ig. 269—270. 


8) Strafbare Handlungen gegen die Rechtspflege, die 
Wehrkraft, die Handelspolizei. 
Rotering: Vernichtg. d. Verbrechensſpuren als Begünſtigg. Arch⸗ 
KrimAnthr. 26. Bd. 27886. 
Lelewer: Wehrpflichtverletzgn. (XVI, 256 S.) Wien, Fromme. 
Ehrenberg: Pfl. z. Wahrh. u. Offenh. in d. Bil. u. J Ber. d. Akt Geſ. 
IheringsJ. 51. Bd. 291—314. 


b) Strafbare Handlungen gegen Reaytsgüter 
des eimelnen. 
Kriegsmann: Lit.⸗Ber. üb. d. Strafr. Beſ. Tl. Strafb. Hblgn. 
88. Rechtsg. d. einz. 8StW. 27. Bd. 280 — 287. 


1. Strafbare Handlungen gegen die körperliche Unverſehrtheit. 
Galli: Rechtsfr. in d. Geburtshilfe u. Chirurgie. Recht. 11. Ig. 493. 
Guttzeit: Fruchtabtreibg. 2. A. (XVI, 247 S.) Lpzg., Spohr. 
Hoegel: Strafrechtl. Bekämpfg. d. Geſchlechtskrih. Oſt AG Z. 58. Ig. 
145— 146. 
Hamm: Operative Eingr. d. Arzte. DIZ. 12. Ig. 447—452. 
Kirchberg: Verantwortl. d. Arztes. Medͤlin. 3. Ig. 553 — 556. 
Kohler: Tatabirrung b. Selbſtmord. Goltd Arch. 58. Ig. 385—3888. 
Kornfeld: Selbſtmord od. Selbſttötg. Recht. 11. Ig. 366. 
Mettgenberg: Verſuch d. Tötg. auf Verlangen als Körperverletzg. 
ZStW. 27. Bd. 564 —575. 
Oppler: Herbeiführg. e. Abortus. Recht. 10. Ig. 1426. 
Weſtermarck: Körperletg. Gegenwart. 36. Ig. 209—211, 226— 227. 
Winter: Kechtsſtellg. d. Arztes. Geſ. u. N. 8. Ig. 190—194. 
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2. Strafbare Jandlungen gegen un körperliche Rechtsgüter. 
5 a) Strafbare Handlungen gegen die Ehre. 
Beleidigg. (Vergl. Darſt. d. dtſch. u. ausl. Strafe. Beſ. Tl. IV Bd.) 
Bln., Liebmann, 06. 
Fuld: Schutz gg. theatral. Berwertg. Recht. 11. Ig. 435 —436. 
Hagen: Publ.⸗Befugn. aus 8 200 St. Seuffßl. 72. Jg. 226—231. 
Rotering: Gefahrenverhütg. durch d. Preſſe. Recht. 11. Jg. 290 — 295. 
Schröder, Ed. Aug.: Falſche Bezichtigg. d. Geiſtesgeſtörth. Oſt Bl. 
24. Ig. 994 — 1004. 
Schultzenſtein: Antiſemit. Gastwirte. Geſ. u. R. 8. Ig. 269 — 270. 


8) Strafbare Handlungen gegen die perſönliche Freiheit. 


Bendix: Geſetzestechnik u. Lücken. (8 21 Fürſ Erz.) Goltd Arch. 
53. Ig. 480—438. 

Schröder, E. A.: Falſche Bezichtigg. d. Geiſtesgeſtörth. Oſt Bl. 
24. Ig. 994 — 1004. 

Strafbare Handlungen gegen geſchlechtliche Freiheit 

und ſittliches Gefühl. 

Quehl: Proſtitution, Bordellweſen, RGeſetzgbg. Selbſtverw. 34. Ig. 
145—146, 161—162. 

Verbr. u. Berg. wider d. Sittl. (Vergl. Darſt. d. dtſch. u. ausl. 
Strafr. Beſ. Tl. IV. Bd.) Bln., Liebmann, 06. 

Weiß: Strafr. u. Sittlichk. Schweiz JZ. 3. Ig. 184 — 185, 197— 199, 
211—212. 

8) Perſonenſtandsdelikte. 

Per ſonenſtandsdel. (Vergl. Darſt. d. dtſch. u. ausl. Strafr. 

Bel. Tl. IV. Bd.) Blau., Liebmann, 06. 


:) Hausfriedensbruch und Verletzung fremder Geheimniſſe. 


Rechtſpr. d. RG. üb. d. Hausfriedensbruch d. Vermieters ggüb. d. 
Mieter. Grdeig. 25. Ig. 1449 —1450. 


Galli: Rechtsfr. in d. Geburtshilfe u. Chirurgie u. ärztl. Berufsgeh. 
Recht. 11. Ig. 493. 

Hedemann: Amtsverſchwiegenheit. DIZ. 12. Ig. 217—220. 

Jellineck, Walter: Verſchwiegenhtspfl. d. Arztes u. RA. MSchr⸗ 
Krimpſych. 3. Ig. 656—698. 

Orthal: Entwendg. v. Flottenvereinsdokumenten. Recht. 11. Ig. 
239—241. 

Winter: Rechtsſtellg. d. Arztes. Gef. u. R. 8. Ig. 190 —194. 


3. Strafbare Handlungen gegen Urheberrechte. Unlauterer 
Wettbewerb. 

Alexander⸗Katz: Schwindelhafte Ausverkäufe. DIZ. 12. Jg. 
3832—3837. 

Axſter: Aufnahme d. Generalklauſel in d. 8 4 Unl WG. Geweſchutz. 
12. Ig. 94—95. 

Finger: Begr. d. Geſchäfts⸗ u. Betriebsgeh. Markſch Wettb. 6. Ig. 
39—40. 

Franke: Idealktz. zw. 8 4 UnlWG. u. 540? PatG. Sächſarch. 
2. Ig. 238— 239. 

Hilfe: Urheberrechts ſchutz d. Bauzeichners. GewRſchutz. 12. Ig. 92—98. 

Imhoff: Verdeckte Etiketten. Markſch Wettb. 6. Ig. 108 — 105. 

Lienau: Unlaut. Wettb. Medaillenunweſen u. Ausſtellungs⸗ 
ſchwindel. MarkſchWettb. 6. Ig. 78—81, 93—99. 

Lindemann: Unbef. Veröff. v. Briefen. 38StW. 27. Bd. 65— 72. 

Lobe: Sind d. Worte „tatſächl. Art“ in 88 1, 4 Unl WG. zu ſtreichen? 
GewgRſchutz. 12. Ig. 78-76. — Waſſermann: 97—101. 

Schmid, P.: Schutz d. Fabrik: u. Geſchäftsgeheimniſſe. (VII, 284 S.) 
Tbgn., Mohr. 

Schmid, P.: Verrat gewerbl. Geheimn. Gewgſchutz. 11. Ig. 
360 — 369. 

Stort: Beihilfe od. ſelbſtänd. Pat. verletzg. BDpat. 7. Ig. 25— 26. 

Waſſermann: Ausverkauf. Markſch Wettb. 6. Ig. 38 —35. 
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4. Straſbare Jandlungen gegen Vermügensrechte. 

Vgl. Darſtellg. d. d. u. ausl. Strafr. VI. Bd. Naub u. Erpreſſg. 
Sachbeſch. Diebſtahl u. Unterſchl. Strafb. Eigennutz. Bearb. von 
Frank, Harburger, Nagler, Schmoller, Kriegsmann. 
(XII, 469 S.) Bln., Liebmann. 

Rönnberg: Rechtsw. Zueignungshoͤlgn. ſeitens d. mittelb. Beſitzers. 
Recht. 10. Ig. 1345— 1352, 1411—14 18. 


a) Strafbare Handlungen gegen dingliche Rechte. 


Craſemann: Offentl. Platz i. S. d. 8 250? StG. Dig. 12. Ig. 
122—123. 

Orthal: Entwendg. v. Flottenvereinsdokumenten. Recht. 11. Ig. 
239— 241. 

Das Poſtſparkaſſabuch als Diebſtahlsobjekt. Oſt as Z. 58. Ig. 
3385. 

Reinberger: Jagdverg. od. Diebſtahl? ZJagdr. 1. Ig. 138— 139. 

Wimpfheimer: Unterſchlagg. od. Betrug? DIS. 11. Ig. 1868. 


B) Verlegung von Aneignungsrechten (Jagddelikte). 


G. v. 24. 12. 06 z. Abänd. d. G. v. 27. 10. 55 betr. Regelg. d. Jagd. 
(Tötung revierender Katzen.) Württ RBl. 07, 1. 

Ebner: Jagd in Feſtungswerken. VerwArch. 15. Bd. 111—119. 

Kunze: Jagderlaubnisſcheine. ZJagdr. 1. Ig. 17—18. 

Reinberger: Jagdverg. od. Diebſtahl? ZJagdr. 1. Ig. 138 — 139. 

Stieve: Feldpol StG. f. Elſ. v. 9. 7. 88. (XIV, 100 S.) Straßb., 
Trübner. 

Varenhorſt: Krammetsvogelfang, beſ. in Hannover. Jagdr. 
1. Ig. 93 —95. 


Voigt: Jagderlaubnisſcheine. ZJagdr. 1. Ig. 113— 115. 


5) Strafbare Handlungen gegen das Vermögen 
überhaupt. 
Eichhorn: Lotterieſtrafr. Recht. 11. Ig. 163 — 169. 
Schanz: Zu Art. 57a P StB. Bay. 3. Ig. 208 — 209. 
Wimpfheimer: Unterſchlagg. od. Betrug? DIZ. 11. Ig. 1868. 


5. Die durch das Kittel des Angriffs gekennzeichneten 
Vergehungen. 
Klee: Vergl. Darſtellg. d. dtih. u. ausl. Strafe. Bericht III. 
(Gemeingef. Verbr. u. Berg). Goldt Arch. 54. Ig. 106— 118. 
Schmölder: Strafrechtsref. (Gemeingef. Verbr. u. Verg.) DIE. 
11. Jg. 1283—1288. 


Mf. v. 8. 12. 06 betr. Mittlg. d. Ergebn. d. Anzeigen wg. Ber: 
fehlgn. gg. d. Weingeſ. Württ JM Bl. 191. 

Galli: Bierfälſchung. Recht. 11. Ig. 369 —3 70. 

Galli: 3. Weingeſetz. DIZ. 12. Ig. 179. 

Göhrum: 8. Weind. DIZ. 11. Ig. 1365 — 1366. 

Lebbin u. Baum: Dtſches Nahrgsmittelrecht. 2 Tle. (XI, 555 u. 
224 S.) Bln., Guttentag. 

Kirchberg: Verantwortl. d. Arztes. Medͤlin. 3. Ig. 553 —556. 

Pallaske: Rechtsnatur d. Rezepts. DIZ. 12. Ig. 416—417. 

Zint: Vollendg. d. Urkdfälſchg. Goltd Arch. 54. Ig. 55 —64. 


B. Militärſtrafrecht. 
Lit.⸗Ber. üb. Mil StrR. 3StW. 27. Bd. 308 — 212. 


ZStW. 27. Bd. 714 — 719. 


Steidle: 
Dietz: „Köpenick.“ 


Hauck: Belügen e. Vorgeſetzten üb. e. v. Untergeb. begang. gerichtl. 


zu ftrafd. Handlg. DIZ. 12. Ig. 231 — 234. 
DIZ. 12. Ig. 201 — 207. 
YSchrͤrim Pſych. 


Laband: R. am Titel. 
Mayer, M. E.: MilStrafr. u. Neformbewegg. 
3. Ig. 534 —539. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Formelles Strafrecht. | 
A. Allgemeines, insbeſ. Neformfragen. 
Beling: Lit.⸗Ber. üb. Strafproz. 8StW. 27. Bd. 294—804. 


Maas, S.: D. Grdſ. d. Unmittelbark. in d. StPO. (Lilienthals 
ſtrafr. Abh.) (VII, 84 S.) Bresl., Schletter. 

Oetker: Verf. vor d. Schwur⸗ u. Schöffeng. (Bindings ſyſt. Hdobch. 
d. d. NWiſſ. IX. Abt. 4. Tl. III. Bd.) (XIV, 752 S.) Lpzg., 
Duncker & H. 

Noſenfeld: D. ital. Strafprozeßentw. 1905. IJK V. 14. Bd. 143 — 188. 

Warneyers Jahrb. d. Entſch. B. Strafr. u. Strafpr. Bearb. v. 
Roſenmüller. 1. Ig. (XII, 216 S.) Lpzg., Noßb. 

Zu ſammenſtellg. d. i. Strafverf. zu erſt. Mittlan. Juſtizd Bl. 
1. Ig. 198—200, 215—218, 230—232. 


Groſch: Angriffe gg. d. Stu. Dig. 11. Ig. 1291 — 1296. 
Hegler: 8. Strafprozeßref. ZStW. 27. Bd. 222 — 235. 
Henſchel: Strafprozeßref. u. Staatsanw. ZStW. 27. Bd. 432 — 440. 
Löwenſtein: E. Lücke d. SPD. [ Aktenverluſtl. DIZ. 12. Ig. 
284 — 286. 
Mayr: Prompte Strafjuſtiz. DIZ. 12. Ig. 894 —397. 
Thieſing: Teleph. Erklärg. ggüb. Beh. Geſ. u. R. 8. Ig. 209— 212. 
Thoma: Gg. d. Staatsanw. März. 1. Ig. 236 — 245. 


B. Stfraſprozeßordnung. 
I. Textausgaben, Kommentare, Lehrbücher, Praktika. 
Hellweg: SPD. u. GVG. nebſt Entſchädgsgeſ. Textausg. m. 
Anm. 14. A. Bln., Guttentag. 2 M. 
Knoop: StPO. (IV, 66 S.) Lpzg., Leiner. | 
Kroſchel: Abfafig. d. Strafurt. 5. A. (VI, 106 S.) Bln., Vahlen. 
Löwe: StPO. 12. A. Bearb. v. Hellweg. (XXVIII, 1072 S.) 
Bln., Guttentag. 
Pabſt: Einf. in d. Strafproz. (VIII, 143 S.) Bln., Heymann. 


II. Schriften zu den einzelnen Teilen der StPO. 
1. Allgemeine Beſtimmungen.) 
a) Beſchlagnahme und a Verhaftung und vorläufige 
ſtnahme. 
Zitzlaff: Z. Lehre v. d. Beſchlagn. v. Druckſchr. Goltd Arch. 
54. Ig. 42—54. 


Mf. v. 8. 3. 07 betr. Zurücknahme v. Steckbriefen. Württ JM Bl. 19. 
Goetze: D. perf. Freiheit. MSchr DBeamte. 31. Ig. 20— 22. 
Hümmer: Hausarreſt u. RStpO. Goltd Arch. 54. Ig. 64 —68. 
Hümmer: § 132 StPO. Gers. 70. Bd. 79—98. 

Hümmer: Zu $ 123 StPRD. Recht. 10. Ig. 1869 — 1371. 


b) Zeugen und Sachverſtändige. “) Augenſchein. 
Beling: Nichtvereidigg. geiſtig Geſunder wg. ehem. Geiſteskrkh. 
MSchr. KrimPſych. 3. Ig. 613—615. 
Jellinek, Walter: Verſchwiegenheitspfl. d. Arztes u. RA. MSchr⸗ 
Krim pPſych. 3. Ig. 656 — 693. 
Lippmann: Zgnispfl. d. Abgeordn. KGBl. 18. Ig. 51—53. 
Mangler: Unterſ.⸗Richter als Zeuge. Sächſ urch. 1. Ig. 551 —552. 
Thieſing: Zgnisverweiggsr. d. Abg. Geſ. u. R. 8. Ig. 105 — 110. 
Winter: Rechtsſtellg. d. Arztes. Gef. u. R. 8. Ig. 190 — 194. 
Wittmaack: Zgnispfl. d. Mitgl. d. RT. ArchOffN. 21. Bd. 353 —879. 
Wulffen: Zeugniszwgsverf. gg. d. Preſſe. DIZ. 12 Ig. 383— 389. 


Kornfeld: Abändgsvorſchl. d. 88 87,89 SPD. Recht. 11 Jg. 489—491. 


5) Vgl. a. Gerichtsverfaſſung rl 
*) Bol. a. Gerichtskoſten u. Gebühren 


36. Jahrgang. 


e) Verteidigung. — Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 

Bahn, Ernſt: D. Frau im Gerichtsſaal. Frauenbewegung. 18. Ig. 
26— 28, 86-87. 

Hümmer: Beſchw. d. Sta. gg. den d. Wiedereinſetzgsgeſuch d. Ang. 
zurückweiſd. Gerichtsbeſchl. DIZ. 11. Ig. 1361—1362. 


2. Verfahren in erſter Instanz. 
a) Vorverfahren. 
Freymuth: Zuziehg. d. richtigen Gerichtsſchreibers. DIZ. 12. Ig. 
124 — 125. 
Schlöſſer: Vorunterſuchg. in Schöffenſ. DIE. 12. Ig. 121—122. — 
Glätzner: 596. 
b) Hauptverfahren. 
Leitende Geſichtspunkte f. Vorſitzd. in Strafverhdlgn. Recht. 
11. Ig. 562—564. 
Hauck: Frageſtellg. d. Richters an d. Beſch. u. Angekl. im Straſproz. 
Recht. 11. Jg. 49—50. 
Schmidt, H.: Tragw. d. Überweiſg. nach 8 75 GBG. ggüb. 8 270 1 
St pd. SächſArch. 2. Ig. 49—50. 
Sommer: Dolmetſcher im Strafproz. GerS. 70. Bd. 99—109. 


3. Rechtsmittel. — Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Bartolomäus: 3. Rechtsmittelfr. MSchrKrimPſych. 4. Ig. 32—39. 


Gadow: Berluft d. Unterſuchgsakten. DIZ. 12. Ig. 587589. 

Hümmer: Beſchw. d. StA. gg. den d. Wiedereinſetzgsgeſuch d. 

Angekl. zurückweiſd. Gerichtsbeſchl. DIZ. 11. Ig. 1361 — 1362. 

Löwenſtein: E. Lücke d. StPO. [ Aktenverluſt.] DIZ. 12. Jg. 284— 286. 

v. Spindler: Anfechtbark. d. auf Grd. § 360 II StPO. ergeh. 
Entſch.? Z3StW. 27. Bd. 454 —460. 

Ungewitter: Eventualbeſchwerde. Recht. 11. Ig. 115—118. 


Fränkel: Namen-, Perſonen⸗ u. Parteiverwechſlg. DIZ. 12. Ig. 
294 — 296. 

v. Spindler: Zu 5 399 StPO. Goltd Arch. 53 Ig. 483—436. 

Stieve: Verurteilg. unter falſchem Namen. DIg. 11. Ig. 1315— 1816. 

Wieder aufnahmeverf. im Strafproz. Int Anw. 5. Ig. Nr. 4. 


4. Beteiligung des Perletzten bei dem Verfahren. 
Aßmann: E. Lücke in d. StPO. [ Privatkl.⸗Koſten.] Recht. 11. Ig. 
499. — Springer: 566. | 
Godron: Zu $ 420 StPO. Bayg. 3. Ig. 191— 192. 
Hoeniger: Vergl. in Privatklageſ. DIZ. 12. Ig. 480. 
Jahn: Sühneverſ. u. kein Ende. BadRpr. 73. Ig. 50—51. 
Winter: Privatklagerecht d. Vaters. ZW. 27. Bd. 441—451. 


5. Peſondere Arten des Perfahrens. 

Beftrafgn. u. Verwarngn. durch d. Polizeibeh., Anzeigepfl. b. Über⸗ 
tretgn. Selbſtverw. 33. Ig. 834 — 837. 

v. Feilitſch: Berwaltgsſtrafrechtl. Betrachtgn. SächſArch. 2. Ig. 1—8. 

Jordan: Z. Strafproz.⸗Ref. (Strafbefehl. Pol. el) JW. 
86. Ig. 69—70. 

Paulſen: Erweiterte Zuläſſigk. d. Strafbefehls. DI. 11. Ig. 
1369 —1371. 

Samter: Gerichtl. Strafverf. auf Grund mangelhafter polizeil. 
Strafverfüggn. DIZ. 12. Ig. 126— 127. 


8. Boten des Verfahrens. — traf · und Haſtentſchãdigung. 

Freyhan: Koſtenerſtattung in Privatklageſ. KGBl. 17. Ig. 107 — 108. 

Kochmann: Zeitverſäumnis als „notw. Auslage“ d. 8 503 StPO.? 
DIZ. 12. Ig. 355— 358. 

Mangler: Sicherg. d. Staatskaſſe f. d. Koſten vor d. rechtskr. Ver⸗ 
urtlg. d. Angekl. SächſArch. 2. Ig. 214— 216. 
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Haberſtumpf: Entſchädiggsanſpr. d. Ausländer nach 8 12 d. G. v. 
14. 7. O04. Bay. 3. Ig. 168 — 169. 

Krauſe: Entſch. v. Auslagen f. unſch. erl. Unterſuchgshaft. Bay. 
8. Ig. 207208. 


C. Militärſtrafgerichtsorduung. 


* Af. v. 5. 2. 07 betr. d. nach den Allerh. B. üb. d. Ehrenger. d. Off. 
durch Erſuchen d. StA. erfolgd. Zuſtellgn. PrJMBl. 26. 


* Af. v. 2. 4. 07 betr. d. nach 8 142 Mil StG. u. d. pr. Kab. 


üb. Ehrenger. d. Off. durch Erf. d. StA. erfolgdn. Zuſtellgn. 
SchèeLand B. 67. 

Autenrieth: Verh. der 88 4 u. 7 Abſ. 3 MEtED. DIZ. 12. Ig. 
181-182. 

Becker: Anweiſg. d. höh. Gerichtsherrn auf Grd. § 24 MStGd. zur 
Anklageerhebg. Recht. 10. Ig. 1371 — 1378. 

Dietz: „Köpenick“. ZSMW. 27. Bd. 714 — 719. 

Dietz: Unteilb. d. Schuldfr., Trennb. v. Schuld⸗ u. Straffr. b. Ans 
fechtg. d. letzteren. 38StW. 27. Bd. 576—583. 

Elsner v. Gronow: Standgerichte. Recht. 11. Ig. 497499. 

Elsner v. Gronow: Anweiſung d. höh. Gerichtsherrn zur Anklage⸗ 
erhebg. (8 24 MELED.) Recht. 11. Jg. 288—239. 

Hauck: Bedtg. d. Eröffng. d. Hptverf. durch d. Zivilg. nach 8 7 II 
MESED. 3StW. 27. Bd. 236 — 240. 

Hauck: Belügen e. Vorgeſetzten üb. e. v. Untergeb. begang. ſtrafb. 
Hdlg. DIZ. 12. Ig. 2831 —234. 

Mayer, Ph. Otto: Anweiſg. des höh. Gerichtsherrn z. Erhebg. d. 
Ankl. durch d. untergeb. Gerichtsh. (8 24 Mil StG.) Recht. 
11. Ig. 99—103. 


Riſſom: Mitprüfgspfl. d. richterl. B. nach d. Mil StG. Godturch. 


53. Ig. 416—427. 


Dritter Abſchnitt. 
Strafvollzug.) 


G. v. 28. 1. 07 betr. Befugn. d. Gefängnisb. z. Waffengebr. 


BraunſchwGS. 15. 

Mk. v. 20. 11. 06 betr. d. Haftkoſten in d. Juſtizgef. Altenb che 125. 

* Mf. v. 4. 2. 07 betr. d. eee beſtraftr. Perſ. 
PrInnVerw Ml. 105. 

* Mf. v. 19. 3. 07 betr. Strafvollſtr. in Schöffen]. ElſLoth Bl. 63. 

Mf. v. 26. 3. 07- betr. Verf. nach Überweiſg. verurt. Perſ. an 
d. Ldspolbeh. Württ RBl. 136. 

Mf. v. 25. 1. 07 betr. Vollſtr. d. zufolge Aberk. d. bürg. Ehrenr. 
eingetr. Verluſtes v. Ehrenzeichen. Württ J MBl. 11. 

* Mf. v. 2. 8. 07 betr. Zurückn. v. Steckbriefen. Württ J Ml. 19. 


* ABf. v. 6. 2. 07 betr. d. allg. Bedinggn. f. Lieferg. v. Wirtſch.⸗ 


Bedürfn. an Ger.⸗Gefängn. PrIMBL 29. 
"anf. v. 20. 8. 07 betr. Unterbr. v. Gefang. in Krankenanſt. 
PrIMBl. 327. 


* BVermerkg. v. Gnadenerweiſen im Strafreg.: Af. v. 5. 2. 07. 


PrIMBl. 24. — Mk. v. 28. 4. 07. Bay JMBl. 114. — MV. 
v. 16. 3. 07. SächſJ mel. 26. — MAusſchr. v. 16. 2. 07. 
Mein AusſchrS. 5. 

Vorſchr. üb. d. Gefang.⸗Sammeltransporte auf Eiſenb. v. 6. 12. 06. 
(832 S.) Bln., Heymann. 

Zuſammenſtellg. d. im Straf: u. Strafvollſtreckgsverf. zu erſtattd. 
Mittlan. Juſtizd Bl. 1. Ig. 198— 200, 215—218, 230—232. 


Burkhardt: Ertrag d. Gefängnisarbeit. Bay. 3. Ig. 10—12. 

Delaquis: Materialien z. Lehre v. d. Rehabilitation. JAV. 
14. Bd. 39— 141. 

Denkſchrift üb. d. Veſchäftigg. d. Gef. (222 S.) Bln., Heymann. 


) Bgl. a. Kriminalpolitik. 
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Droßbach: Tuberkuloſe in d. bay. Strafanſt. 1868/1902. Bl⸗ 
GefängnK. 41. Bd. 74—107. 

v. Engelberg: Strafaufſchub auf Wohlverh. in Baden. Blöe⸗ 
fängnK. 41. Bd. 108— 111. 

Ergebniſſe d. Rechtspfl. u. Bevölkergsſtd. d. Ger.⸗Gefängn. Bayerns 
1905. (XL, 102 S.) Mchn., Kaiſer, 06. 

Friedemann: RNechtsſchutz d. Geiſteskranken. Gef. u. R. 8. Jg. 
273—278. 

Glauning: Strafvollzug a. Sachalin. BlGefängnK. 41. Bd. 115— 183. 

Groß, A.: Für d. bedingt. Straferlaß. Grünhuts Z. 34. Bd. 273—424. 

Haberſtumpf: Begnadiggsr. b. Vollzug v. Geſamtſtr. Seuff öl. 
72. Ig. 196— 198. 

v. Hippel: Aufenth.⸗Beſchrkgn. beſtrafter Perf. DIZ. 11. Ig. 
1303 — 1304. 

Hoegel: Rehabilitation. JBl. 36. Ig. 198—195, 205— 207. 

Hoppe: Strafr. Verantwortw. v. Anſtaltsinſaſſen. MSchrͤrimpſych. 
3. Ig. 600—613. 

v. Kunowski: Entlaſſg. geiſteskr. Verbr. aus Irrenanſt. ZPſych. 
64. Bd. 125— 146. 

Leuß: Aus dem Zuchthauſe. Bln., Walther. 1 M. 

Löwenſtein: E. Lücke d. StPO. [ Aktenverluſt.) DIZ. 12. Ig. 
284 — 286. 

Melzer: Zu 8 482 StPO. SächſArch. 2. Ig. 71. 


Mettgenberg: Unterbrechg. d. Strafvollſtreckgsverjährg. DIE. ö 


12. Ig. 286. 

Miricka: Ab. d. preuß. Gefängnisweſen. JBl. 35. Ig. 565 — 566, 
579—581, 593—594, 604606. 

Mörchen: Pflegeanſt. od. Zuchthaus? Umſchau. 11. Ig. 801 — 302. 

Nolte: Unterbr. geiſteskr. Verbr. 8MedB. 20. Ig. 283 — 243. 

Recht d. Gefang. auf Herausgabe v. Sendgn. u. auf Arbeitslohn. 
Blckefängng. 41. Bb. 112—114. 

Schultz enſtein, S.: Hinter Zuchthaus⸗ u. Gefängnismauern. Gel. 
u. R. 8. Ig. 101—105. 

Stieve: Berurtlg. unter falſchem Namen. DIZ. 11. Ig. 1815— 1816. 

Berbblgn. üb. d. Wirkſamkeit d. FürſErzG. (IV, 123 S.) Bln., 
Heymann, 06. 

Wulffen: Nückſtändigkeiten [im Strafvollzug; Behdlg. gebildeter 
Sträfl.] MSchrͤKrimPſych. 3. Ig. 615—618. 


Vierter Abſchnitt. 


Die ſtrafrechtlichen Hilfswiſſenſchaften. 
A. Kriminologie. 


I. Kriminalpſychologie.“) 


Aſchaffenburg: Lit.⸗Ber. üb. Kriminalpſych. u. Ger. Med. 8StW. 
27. Bd. 818 —317. 


Aſchaffenburg: Z. Pſych. d. Hochſtaplers. März. 1. Ig. 544—550. 

Glos: 3. Pſych. d. Raubmordes. MSchrKrim Pſych. 8. Ig. 554— 55. 

Groß, H.: Kriminalpſych. u. Strafpolitik. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 
67—80. 

Haußner: Kriminalfälle [v. pſychol., gerichtsärztl. u. kriminaliſt. 
Int.] ArchſtrimAnthr. 26. Bd. 221— 264. 

Haymann: 8. Lehre v. geborenen Verbr. Diſſ. (71 S.) Laupheim, 
Klaiber. 

Hellwig, A.: Diebſtahl aus Aberglauben. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 
37—49. 

Hellwig, A.: Gefährl. Körperverl. inf. Hexenglaubens. GoltdArch. 
54. Ig. 132 — 146. 

Herz: Aſſoziationen im Verbrechertum. MSchrͤrimPſych. 8. Ig. 
5839 — 554, 581 —600. 


) Vgl. a. Gerichtl. Pſychiatrie. 
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Hübner: Proſtituierte u. ihre ſtrafr. Behdlg. MSchrüerim Pſych. 
9. Ig. 641—654. 

Kerſten: Hausfriedensbruch aus Sinnlichkt. Arch ͤKrim Anthr. 28. Bd. 146. 

Kerſten: Mord in Notlage. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 147— 149. 

Mendheim: Berühmte Kriminalfälle. Lpzg., Reclam. 

Nußbaum: Pſychopath. Aberglaube. Z8StW. 27. Bd. 850 — 375. 

Nußbaum: Polnaer Ritualmordproz. 28. A. (VII, 264 S.) Bln., 
Hayn's E., 06. 

Reichel: Kindesunterſchiebg. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 351—352. 

Stemmermann: Pseudologia phantastica. ZPſych. 64. Bd. 69— 111. 

Wulffen: Georges Manolescou u. ſ. Memoiren. (122 S.) 
Gr.⸗Lichterf.⸗Oſt, Langenſcheidt. N 

Zinßer: Fall Riehl. [ Proſtitutionsfr.] MSchrͤKrimpPſych. 3. Ig. 
618 —621. 

II. Kriminalſoziologie und Kriminalſtatiſtik. 

Bode: Kindesmord u. Bevölkergsabn. auf d. polynef. Inſeln. 
Goltd Arch. 54. Ig. 123 — 132. 

Dietz: Krim. ⸗Statiſtik f. Heer u. Marine. 8StW. 27. Bd. 405 bis 
431, 516—551. 

Ergebniſſe d. Zivil u. Strafrechtspflege u. Bevölkergsſtd. d. Ge 
richtsgefängn. Bayerns 1905. (XL, 102 S.) Mchn., Kaiſer, 06. 

Herz: Aſſoziationen im Verbrechertum. MSchrͤKrimPſych. 8. Ig. 
589554, 581600. 

Herz: Rückfäll. Verbrechertum in Oft. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 191 — 220. 

Herz: Wirtſch. u. Verbr. 3Staatsw. 68. Ig. 1— 27. 

Herz: Zigeunerunweſen u. Kriminalität in Mähren. Goltd Arch. 
58. Ig. 388—416. 

Hübner: Proſtituierte u. ihre ſtrafr. Behdlg. MSchrͤrim Pſych. 
8. Ig. 6418651. 

Kriminalſtatiſtik für 1900. (Statiſt. d. D. R. 169. Bd.) (IV, 16, 
129 u. 423 S. m. 7 farb. T.) Bln., Puttk. & M., 06. 

Waſſermann: Beruf, Konfeſſion u. Verbrechen. Std. üb. Krimi⸗ 
nalität d. Juden. (VII, 106 S.) Mchn., Reinhardt. 

Woerner: Gleichmäßigkt. d. Strafzumeſſg. im D. R. (v. Mayrs 
ſtat. u. nationalök. Arb.) (107 S.) Nchn., Reinhardt. 

Zucker: Üb. Kriminalität, Rückfall u. Strafgrund. (VII, 55 S.) 
Wien, Deuticke. 


III. Kriminalpolitik. 


Dochow: Lit.⸗Ber. üb. Strafrechtsref. u. Kr.⸗Politik. 3StW. 27. Bd. 
305 —308. 


* Anw. z. Belämpfg. d. Zigeunerunweſenz. SchwSS. 11. 

Delaquis: Für d. bed. Straferlaß. Arch Krim Anthr. 26. Bd. 338—343. 

Dochow: 3. int. Kongr. z. Bekämpfg. d. Mädchenhandels. Z St W. 
27. Bd. 452 —453. 

Freudenthal: Amerik. Krim.⸗Politik. (23 S.) Bln., Guttentag. 
— 8StW. 27. Bd. 121—141. 

Groß, H.: Krim.⸗Pſych. u. Strafpol. Arch Krim Anthr. 26. Bd. 67—80. 

Herr: D. mod. amerik. Beſſerungsſyſtem (VII, 455 S.) Stuttg., 
Kohlhammer. 

v. Hippel: Strafrechtsref. u. Strafzwecke. (17 S.) Göttgn., 
Vandenhoeck & R. — Pr. 127. Bd. 409 —423. 

Klein: Bekämpfg. d. Zigeunerunweſens. Ger. 70. Bd. 114. 

Neue Kriminalpol. Volkswohl. 31. Ig. 27—28. 

Lenz: Jugendſtrafr. (III, 102 S.) Wien, Manz. 

v. Liszt, Elſa: Amerik. Jugendgerichtshöfe. Arch Krim Anthr. 26. Bd. 
81—92. 

Sontag: Aberglauben u. Strafrichter. DIZ. 12. Ig. 419. 

Teſak: D. Rehabilitation Verurt. u. d. Kriminalpſych. Arch KrimAnthr. 
26. Bd. 344 — 3849. 

Teſak: Was läßt v. Liszt v. Strafrecht übrig? Archͤrimenthr. 
26. Bd. 50—66. 


36. Jahrgang. 


Thomſen: Umgrenzg. d. Verbrechens ſchutzrechts. 8StW. 27. Bd. 
696 — 703. 

Berholgn. üb. d. Wirkſamk. d. FürſErzG. (IV, 123 S.) Bln., 
Heymann, 06. 

Waſſermann: Ergebniſſe d. bed. Begnadigg. in Bay. 8 StW. 27. 8b! 
725— 7865. 

Wettſte in: Strafverſchickg. in d. Kol. (IV, 24 S.) Zurich, Zürcher & F. 


B. Kriminaliſtik. 
1. Allgemeines. 
Amſchl: Vorſicht i. Diebſtahlsfällen! Arch KrimAnthr. 26. Bd. 270-275. 
Glos: E. Indizienproz. [Raubmord.] Arch Krim Anthr. 26. Bd. 129-148. 


Haußner: Kriminalfälle [v. pſycholog., gerichtsärztl. u. kriminaliſt. 
Int.] ArchKrimAnthr. 26. Bd. 221—264. 


2. Das Gaunertum.) 


Oſtwald. Rinnſteinſprache. (187 S.) Bln., Harmonie, 06. 

Schneickert: Aus d. Formularmagazin unf. Kurpfuſcher. ArchKrim⸗ 
Anthr. 26. Bd. 327—387. 

Schneickert: Neue Gaunertricks. ArchKrim Anthr. 26. Bd. 293 — 326. 


3. Verbrechensermittelung und Überführung des Täters. 
a) Pſijchologiſche Tatbeſtandsdiagnoſtik. 
Freud: Tatbeſtandsdiagnoſtik u. Pſychoanalyſe. ArchKrimAnthr. 
26. Bd. 1— 10. 
Groß, A.: Aſſoziationsmeth. ZStW. 27. Bd. 175 — 212. 
Groß, A.: Kriminalpſych. Tatbeſtdsforſchg. (Juriſt.pſych. Grenzfr.) 
(57 S.) Halle, Marhold. 


Heilbronner: Grdl. d. „pſychol. Tatbeſtdsdiagnoſtik“. ZStW. 
27. Bd. 601 —656. 
Hoegel: D. „Tatbeſtandsdiagnoſtik“ im Strafverf. MSchrͤrim⸗ 


Pſych. 4. Jg. 26—81. 


b) Yſuchologie der Aus ſage. 
Görres: 8. gerichtl. Pſychologie. DIZ. 12. Ig. 475—476. 
Groß, H.: Zeugenprüfg. MSchräKrimpPſych. 3. Ig. 577— 580. 
Hampe: D. Schwachſinn u. ſ. Bezhgn. z. Ausſagepſych. (79 S.) 
Brſchwg., Vieweg. 

Reichel: Untaugl. Zeugen. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 144 — 145. 
Sommer: D. Ausſagepſych. in d. gerichtl. Pr. DIZ. 12. Ig. 211—217. 
Urſtein: Z. Pſych. d. Ausſage. ArchpPſychol. 9. Bd. 71— 78. 


c) Verſchiedene kriminaliſtiſche Hilfsmittel. 
Dreſcher: Identifizierg. e. Skeletts. ZMedB. 20. Ig. 305—311. 
Imhofer: Bedtg. d. Ohrmuſchel f. d. Feſtſtllg. d. Identität. Arch⸗ 
Krim Anthr. 26 Bd. 150—163. 

Reichel: Tatermittlg. durch Photogramm. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 850. 

Steiger: Verwendbk. v. Hornhautmaſſen z. Identifizierg. v. Verbr. 
ArchKrimAnthr. 26. Bd. 180 — 190. 

v. Sterneck: Täuſchg. b. Entferngsſchätzen. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 
164 — 179. 


C. Gerichtliche Medizin, Chemie und Pſochiatrie. 
1. Allgemeines.) 


Aſchaffenburg: Lit.⸗Ber. üb. Kr.⸗Pſych. u. ger. Med. 3StW. 
27. Bd. 313—317. 


Haußner: Kriminalfälle [v. pſychol., gerichtsärztl. u. kriminaliſt. 
Int.]. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 221—264. 


*) Vgl. a. Kriminalpſychologie. | 
Bol. a. A „Soz. V zweſen“: B med., 
Pr Benn BR 2 8 05 L oz. Verſichergsweſen“: VBerſichergs 
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Marx: Einf. in d. ger. Medizin f. prakt. Kriminaliſten. (VII, 180 S.) 
Bln., Hirſchwald. 

Schmidt, A.: Todesurſ. im vorl. Gutachten. 8Med B. 20. Ig. 
265 — 275. 

Scholz: Strittige Sektionsgebühr. 8 Med. 20. Ig. 275— 280. 

Schreiber: Mediz. Taſchenwörterbuch f. Med. u. Jur. 2. Aufl. 
(IV, 140 S.) Straßb., Beuſt. | 


2. Gerichtliche Medizin und Chemie. 

Bokarius: Mikrochem. Reakt. d. Spermas. BISchrGerMed. 88. Bd. 
217 —226. 

Boretius: Mißholg. durch Hodenquetſchg. ArztlSachvZ. 18. Ig. 
165 — 166. 

Cakik: Meuchelmord durch chron. Arſenvergiftg. 8StW. 27. Bd. 
142—174. 

Cobliner: Mikroſkop. Vorgg. b. Abſtoßg. d. Nabelſchnur. Friedreichs⸗ 
Bl. 58. Ig. 81—93. 

Dreſcher: Rekonſtr. u. Identifizierg. e. Skeletts. ZMEB. 20. Ig. 
305—3811. 

Ewald: Blauſäurevergiftg. VISchrGer Med. 33. Bd. 335 —341. 

Guttzeit: Fruchtabtreibg. 2. Aufl. (XVI, 247 S.) Lpzg., Spohr. 

Hildebrand: Blutvergiftg. durch Fingerwunde od. Furunkel. Medͤlin. 
8. Ig. 358. 

Huhs: Medizinalvergiftg. m. Arſen. ZMEB. 20. Ig. 36—37. 

Klare: Benzinvergiftg. ArztlSachvg. 13. Ig. 93—96, 116— 120. 

Klare: Stichverletzgn. BISchrGer Med. 33. Bd. 22—36, 226— 241. 

Kramer: Sublimatvergiftgn. BISchrGer Med. 33. Bd. 36—52, 
241— 253. 

Kuhn, E.: Wundſtarrkrampf. VISchrGer Med. 33. Bd. 70-83, 277.290. 

Leppmann: Dauernd. Schwindelgef. nach Fall auf d. Kopf. Med⸗ 
Klin. 3. Ig. 240— 241. 

Levy: Plötzlicher Tod. FriedreichsBl. 58. Ig. 1—12, 119—131. 

Mayer, M.: Traumat. Späteiterg. d. Oberbauchgegend. Z Med. 
20. Ig. 33—36. 

Müller: Selbſtmord durch Vergiftg. m. bitt. Mandeln. ZMeds. 
20. Ig. 37—88. 

Nothmann: Reifezeichen d. Frucht. Friedreichs Bl. 58. Ig. 13—24, 
132— 143. 

Thiem u. Schmidt: Fingerverletze. MedKlin. 3. Ig. 357 

Tietze: Ostitis fibrosa. VISchrGer Med. 33. Bd. 1—22. 

Wachholz: Kohlenoxydnachweis im Blut. ArztlSachvg. 18. Ig. 
1886 — 140. 

Weidanz: Nikotinvergiftg. VISchrGer Med. 33. Bd. 52— 70, 258-277. 

Wende: Vergiftg. m. Leuchtgaſen. Friedreichs Bl. 58. Ig. 48—78. 

Weſtenhöffer: Todesurſ. d. Agnes Hauza. VeSchrGer Med. 
33. Bd. 290 —335. 


3. Gerichtliche Pſychiatrie.“) 
Albrecht: Arterioſtlerot. Geiſtesſtörg. VI SchrGer Med. 33. Bd. 
883 — 102. f N 
Berze: 8. Frage d. Zurechngsſhgk. d. Homoſexuellen. MSchrͤrim⸗ 
Pſych. 4. Ig. 49—58. 

Bonhöffer: Benommenheit u. Holgsfhak. ArztlSachvg. 18. Ig. 
157 —159. 

Bratz: Affektepilepſie. ArztlSachvgZ. 13. Ig. 112 — 116. 

Forel: Zurechngsſhgkt. d. Normalmenſchen. 5.6. A. Nchn., Neinhardt. 

Hammer: Seelenkundl. Beitr. z. Proz. Niehl. (19 S.) Lpzg., Verl. 
d. MSchr. f. Harnkrankh. 

Hoppe: Strafr. Verantw. v. Anſtaltsinſaſſen. NMSchrͤrimPſych. 
3. Ig. 600—618. 

Hübner: Proſtituierte u. ihre ſtrafr. Behdlg. MSchrͤKrimPſych. 
8. Ig. 641—654. 
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Juliusburger: Behdlg. d. foren]. Alkoholiſten. Med Ref. 15. Ig. 75-77. 

Klinke: ub. einige Grenzgeb. d. Pſychiatrie. Pſych Neur W. 9. Ig. 80—32. 

Knecht: D. Fall Teßnow. MSchrͤKrimpſych. 3. Ig. 712— 719. 

Kornfeld: D. Viſionärin v. Sosnitza. Friedrichs Bl. 58. Ig. 25—33. 

Kreuſer: Geiſteskrkh. u. Verbr. (Loewenfelds Grenzfr. d. Nerven⸗ 
u. Seelenl.) (73 S.) Wiesb., Bergmann. 

v. Kunowski: Entlafſg. geiſteskr. Verbrecher aus Irrenanſtalten. 
ZPſych. 64. Bd. 125 — 146. 

Meyer: Bedtg. d. pathol. Anatomie d. Paralyſe f. d. forenſ. u. 
Unfallpraxis. ArztlSachvg. 13. Ig. 133—186. 

Moraveſik: Gemeingefährl. Paranoiker. MSchrͤrimpPſych. 4. Jg 
40—45. 

Moerchen: Sachv.⸗Gutachten u. Gerichtsurteil. 
13. Ig. 86-39. 

Nerlich: D. Luſtmörder Dittrich. ArchKrimAnthr. 26. Bd. 11— 26. 

Praetorius: Zurechngsfhak d. Homoſexuellen. MSchrͤrimpſych. 
8. Jg. 557—561. 

Raecke: Hyſteriſches Irreſein. Berl Klin W. 44. Ig. 265— 269. 

Schultze, Ernſt: Wicht. Entſch. auf d. Geb. d. ger. Pſychiatrie. 
PſychReur W. 9. Jg. 4—6, 18—14, 20—22, 35—36, 48 —50, 
5758. 

Seiffer: Verbr. u. Geiſteskrankh. Medͤlin. 3. Ig. 212—213. 

Siemerling: Epilept. Bewußtſeinsſtörgn. Archpſych. 42. Bd. 
769 — 788. 

Stier: D. akute Trunkenheit u. ihre ſtrafrechtl. Begutachtg. (VI, 153 S.) 
Jena, Fiſcher. 

Wachsmuth: Dementia praecox. Arztl SachvZ. 18. Jg. 181— 182. 


ArztlSachvg. 


Sechſte Abteilung. 
Staats- und Verwaltungsrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Staatsrecht. 


I. Werke allgemeinen Inhalts.“) 
1. Quellenſammlungen und Geſamtdarſtellungen. 


Bazille: Reichs- u. Landesſtaatsrecht. (Ill. Bibl. d. RNechts⸗ u. 
Staatsk.) (224 S.) Stuttg., Moritz, 06. 

Württ. Bürgerhandbuch. 24. A. (VIII, 285 S.) Stuttg., Metzler. 

Fleiner: Staatsr. Gef. Württbgs. Textausg. m. Anm. (VIII, 544 S.) 

Tuübgn., Mohr. 

Gumplowicz: Allg. Staatsr. 8. A. (XVI, 540 S.) Innsbr., Wagner. 

Hage: Grdriß d. Staats⸗ u. Nechtskde. 2 Aufl. (XXVIII, 280 S.) 
Stuttg., Hobbing. N 

Hue de Grais: Handb. d. Verf. u. Verw. in Pr. u. d. D. R. 
18. Aufl. (XII, 658 S.) Bln., Springer. 

Rreußer: Grdr. d. Bürgerkde. (XIII, 154 S.) Mchn., Beck. 

Loening: Grdz. d. Verf. d. D. R. (Aus Nat. u. Geiſtesw.) 6 Vortr. 
2. Aufl. (IV, 140 S.) Lpzg., Teubner, 06. 8 

Möller: Verfaſſgs.⸗ u. Verwaltgsr. (168 S.) Dresden, Baenſch. 

Nos: Verf., Wahlr. u. and. Grdr. d. Bürgers im Reich, im bad. St., 
in Kreis uſw. 2. Aufl. (VII, 130 S.) Bühl, Unitas. 

v. Nönne: Staatsrecht d. pr. Mon. 5. Aufl. Bearb. v. Zorn. 2 Bde. 
(X, 804 S.) Bln., Nordd. Buchdr., 06. 

Triepel: Quellenſamml. z. D. RStaatsr. 2. Ausg. (XVIII, 378 ©.) 
Tbgn., Mohr. 


2. Sonſtige Publikationen allgemeinen Inhalts. 


Hatſchek: Staatsrechtl. Ausgeſtaltg. d. brit. Imperialismus. ZBIAR. 
1. Bd. 433 —445. 


) gl. a. Verwaltungsrecht (Werke allg. Inh.) 
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Kekule v. Stradonitz: Ausgew. Aufſ. aus d. Geb. d. Staatsr. 
u. d. Genealogie. (Feſtſchr. z. Silberhochz. d. Schaumburg⸗ 
Lippiſchen Fürſtenpaares.) (VIII, 235 S.) Bl., Heymann. 

Menzel: Spinoza in d. dtſch. Staatsl. d. Ggw. SchmollersJ. 
31. J. 2. H. 35—48. 

Schoenborn: Oberaufſichtsrecht d. Staates im mod. dtſch. Staats⸗ 
recht. (VII, 63 S.) Hdlbg., Winter, 06. 

Weiß: Geſellſch. u. Staat als Organismus. Pol AnthrRev. 5. Ig. 
489 — 501. 


Wittmayer: Steinbach als Sozialphiloſoph. Schmollers J. 31. Ig. 
2. H 115 —137. 


f II. Berfaffung.*) 

1. Textausgaben und Sammlungen von Berfafiungsgefeten. 

Arndt: Verf. f. d. D. R. 3. Aufl. (XI, 426 S.) Bln., Guttentag. 

Bazille u. Köſtlin: Verfürk. f. Württemb. 2. Aufl. v. Bazille. 
(XI, 541 S.) Stuttg., Kohlh. 

Binding: Dtſche Staatsgroͤgeſ. in diplom. genauem Abdr. I. H.: 
Verf. d. Nordd. B. u. d. D. R. 4. Aufl. Größ. Ausg. (XII, 276 S.); 
kl. Ausg. (XII, 81 S.) IV. H.: Pr. Verf. 2. Aufl. V. H.: 
Bay. Verf. VII. H.: Württ. Verf. 2. Aufl. Lpzg., Engelmann. 

Königsberger: Verfurk. f. d. Kgr. Württ. v. 25. 9. 1819 in d. 
Faſſg. v. 16. 7. 06. (VII, 208 S.) Stuttg., Metzler, 06. 

Mannß: Führer durch unf. gef. Verf. u. Verwaltsgeſ. 4. Aufl. 
Erfurt, Selbſtv., 06. 2,75 M. 

Pannier: Reichsverf. nebſt Wahlgeſ., Wahlregl. uſw. 10. Aufl. 
(141 S.) Lpzg., Reclam. 


2. Einzelfragen aus dem Verfaſſungsrecht. 
Arndt: Publikation v. Verordngn. DIZ. 12. Ig. 258 — 260. 
Arndt: Schiffahrtsabg. (48 S.) Bln., Häring. — Recht. 11. Ig. 
541— 545. 
Bornhak: D. Streit um d. Schiffahrtsabg. PrVerwBl. 28. Ig. 
585 586. 
Laband: R. am Titel. DIZ. 12. Ig. 201 — 202. 
Mayer, Otto: Studien z. Rheinſchiffahrts⸗Akte. Hirths Ann. 40. Ig. 
115. 
Peters: Schiffahrtsabg. auf natürl. Waſſerſtraßen. (IX, 49 S.) 
Lpzg., Duncker & H. 
Piloty: D. R. d. Schiffahrtsabg. in Dtſchl. (VIII, 80 S.) Töbgn., Laupp. 
Saxl: Materialien u. Geſetz. 2. Aufl. (150 S.) Bln., Prager. 
Seichter: Veto d. NKanzlers gg. RGeſ. DIZ. 12. Ig. 127— 128. 
Zorn, Ph: D. Algecirasakte v. d. RT. DIZ. 12. Ig. 90—92. 


III. Volfs vertretung, Wahlrecht. 
* G. v. 11. 2. 07 betr. Abänd. d. Anl. A z. Wahlgeſ. f. d. Wahlen 
Z. Bürgerſch. Hamb ABl. 79. 
«G. v. 11. 12. 06 betr. Abänd. d. Geſchäftsordng. d. Landtags. 
OPEL. 998. — BirkGBl. 253. 

* Mf. v. 29. 11. 06 u. Regl. üb. Ausf. d. Wahlen z. AbgH. in 
d. Faſſg. d. Nachtr. v. 20. 10. 06. PrInnVerwMBl. 07, 1. 
Clauß: Staatsbeamte als Abgeordn. (X, 200 S.) Karlsr., Braun. 

Hagen: Wahlreform. (26 S.) Bln., Gloſe & T., 06. 

Hofner: D. 8 tg. Friſt f. Einſprachen geg. d. RT.⸗Wählerliſten. 
Hirths Ann. 40. Ig. 296308. 

Karte der dtſchen RT.⸗Wahlen v. 1907. Lpzg., Ruhl. 0,30 M. 

Krazeiſen: Bay. Ldtgswahlgeſ. (VIII, 266 S.) Mchn., Beck. 

Lippmann: Zgnispfl. d. Abgeordn. KGB. 18. Ig. 51—53. 

Nitſchke: Anw. f. d. Wahlvorſteher b. d. RTWahlen. (17 S.) 
Glogau, Oſtertag. ö 

Pannier: Geihd. f. d. RT. nebſt Diätengeſ. (48 S.) (Univ. Bibl. 
Nr. 4865.) Lpzg., Reclam. 


*) Volksvertretung, Wahlrecht |. folgd. Abſchn. 


36. Jahrgang. 


Paſtänier: Handatlas der RT.⸗Wahlen. 2. Aufl. Offenburg, Paſtänier. 

Reichstags⸗Wahlgeſetz v. 31. 5. 69 u. Wahlregl. v. 28. 4. 08. 
2. Aufl. (IV, 90 S.) Mchn., Beck. 

Roth: Zeugniszwg gg. Abgeordn. DIZ. 11. Ig. 1361. 

Roth u. Thorbecke: D. bad. Landſtände, insbeſ. d. 2 Kammer. 
Ldtagshdbuch. (XII, 364 S.) Karlsr., Braun. 

v. Savigny: D. parl. Wahlrecht im RN. u. in Pr. u. ſ. Ref. 
(VII, 109 S.) Bln., Heymann. 

Siegfried: Wahlurnen. PrVerwBl. 28. Ig 567. 

Stier⸗Somlo: Wahlprüfgn. im RT. Recht. 11. Ig. 90—95. 

Thieſing: Zgnispfl. d. Abg. Gegenwart. 36. Ig. 65—66. — 
Geſ. u. R. 8. Ig. 105 —110. 

Weiß: Wahlprüfgsverf. d. RT. Necht. 11. Ig. 441—444. 

Wittmack: Zgnispfl. d. Mitgl. d. NT. ArchOffR. 21. Bd. 358—38 79. 


IV. Staatsbürgerrechte.“) 


Arndt: Entziehg v. Titeln im Verwaltgsweg. DIZ. 12. Ig. 343 —844 
Goetze: D. perſ. Freiheit. MSchr DBeamte. 31. Ig. 20 — 22. 
Internierung geiſtesk. Nichtwürttbger. Württ Z. 49. Ig. 126— 127. 
Krech: RG. üb. d. Unterſt.⸗Wohnſ., d. Freizüg., d. Erw. u. Verl. 
d. Staatsangeh. 6. Aufl. (XI, 423 S.) Bln., Guttentag, 8 M. 

Menzel: Mirabeau u. d. Menſchenrechte. Grünhuts Z. 34. Bd. 
485 —450. 

Nos: Verf., Wahlrecht u. and. Grundrechte d. Bürgers im Reich, 
im bad. Staat, in Kreis uſw. 2. Aufl. (VII, 180 S.) Bühl, 
Unitas. 

v. Overbeck: Niederlaſſgsfreiheit u. Ausweiſgsrecht. (Freiburger 
Abh. aus d. Geb. d. öff. R.) Karlsr., Braun. 

Sieber: D. Staatsbürgerrecht im internat. Verkehr, |. Erwerbung 
u. ſ. Verluſt. 2 Bde. (XX, 618 u. XI, 410 S.) Bern, Stämpfli. 


V. Beamtenverhältuiſſe.) 


G. v. 28. 3. 07 z. Abänd. d. G. v. 25. 3. 99 betr. Beſoldgsverh. 
d. Beamten. Schèe Land V. 49. 

G. v. 22. 3. 07 betr. Abänd. d. Staatsdienergeſ. v. 8. 3. 72. 
Sch Land VB. 45. 

G. v. 11. 4. 07 betr. Beſoldg. d. ſtaatl. B. LippechS. 667. 

G. v. 20. 8. 07 betr. Beſoldg. v. Staatsb. SchwRS. 25. 

G. v. 16. 3. O07 z. Ergänzg. d. Gef. über d. Verh. d. Staatsdiener 
Räd GS. 15. 
G. v. 21. 3. 07 betr. Erhöhg. d. Beamtengeh. Sch Land V. 44. 
G. v. 5. 3. 07 betr. Erlaß d. Beträge z. allg. Beamten⸗, Witwen⸗ 
u. Waiſen⸗Penſionsanſtalt. Rjs GS. 5. 

G. v. 29. 1. 07 betr. d. Gehaltsregl. f. d. Zivildienſt. Old GBl. 
411. — FſtèübG Bl. 305. 

G. v. 5. 3. 07 betr. Reiſekoſten d. Zivilſtaatsdiener. RjL GS. 7. 

* G. v. 28. 3. O07 betr. Wohngsgeldzuſchuß d. Staatsb. HeſſRöl. 247. 

* Mok. v. 21. 11. 06 betr. Titel u. Rangändergn. WürttRBl. 727. 

Mf. v. 24. 1. 07 betr. d. Sonntagsdienſt d. Standesbeamten. 
Württ RBl. 10. 

Mf. v. 31. 1. u. 27. 2. 07 betr. Feſtſtellg. d. Verwendb. e. zu pen⸗ 
ſionierend. Beamten in e. and. Amte. Pr Inn VerwMBl. 89. 
MB. v. 18. 3. 07 z. Ausf. d. G. v. 5. 3. 07 betr. Reiſekoſten d. 

Zivilſtaatsdiener. RjL GS. 27. 
V. v. 20. 12. 06 z. Ausf. d. Umzugskoſtengeſ. v. 28. 4. 06. 
Sächſ Bl. 452. 
Beamtenkautionen. MSchrdßenmte 30. Ig. 390. 
Beſoldgsverh. d. Beamten. MSchrDBeamte. 31. Ig. 183185. 
Entw. e. Gef. betr. And. d. Beamt®. v. 28. 6. 76 (68 S.) Stuttg., 
Grüninger. 


5 ) Unterſtützungswohnſitz |. Armenrecht. 
) Bol. a. Kommunalbeamte. 
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Clauß: Staatsbeamte als Abgeordn. (X, 200 S.) Karlsr., Braun. 

Delius: Kapitalanl. d. pr. Staatsbeamten. Recht. 11. Ig. 197199. 

Frick: Tagegelder uſw. d. Mitgl., Beamten u. Sachverſt. d. Aus⸗ 
einanderſetzgsbeh. (89 S.) Münſter, Mitsdörffer. 

Hottenrott: Sind Hofbeamte B. im a EG Dieamte 
81. Ig. 

Laband: D. Recht am Titel. DIZ. 12. 83. 201 — 207. 

Müller: Tagegelder, Reife: u. Umzugskoſten i. Kgr. Sachſen. 2. Aufl. 
(IX, 872 S.) Lpzg., Roßberg. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verwaltungsrecht. 


A. Allgemeiner Feil. 
I. Werke allgemeinen Inhalts.“) 
1. Guellenſammlungen und Geſamtdarſtellungen. 

v. Brauchitſch: D. neue pr. Verw.⸗Geſ. Fortgef. u. hrsg. von 
v. Studt u. v. Braunbehrens. 4. Bd. 15. Geſamtaufl. 
(VIII, 712 S.) Bln., Heymann, 06. 

Handwörterbuch d. preuß. Verw. Org. von v. Bitter. (888 S.) 
Lpzg., Roßberg, 06. 

Hoffmann u. Groth: Dtſche Bürgerkde. 4. Aufl. (VIII, 385 S.) 
Lpzg., Grunow, 06. 

Hue de Grais: Handb. d. Verf. u. Verw. 18. Aufl. (XII, 658 S.) 
Bln., Springer. 

Jahrbuch d. BerwR. Hrsg. v. Stier⸗Somlo. 1. Ig. (XIV, 
513 S.) Bln., Vahlen. 

Mannß: Führer durch unf. gef. Verf.⸗ u. Verwaltgsgeſ. nebſt e. 
Darſtellg. d. Privatr. 4. Aufl. Erfurt, Selbſtv., 06. 2,75 M. 

Möller: Verf.⸗ u. BerwR. (168 S.) Dresden, Baenſch. 

Müller: Königsberger DBürgerbuch. I. Tl. (VIII, 306). II. TI. 
(VII, 336 S.) K., Hartung. 


2. Polizeiweſen im allgemeinen, Polizeiverorduungsrecht, 
Organe der Polizeiverwaltung. 

Bartels: Berufsausbildg. d. Pol. ⸗Exekutivb. DGemg. 46. Ig. 
45 —46, 49 —50. 

Fuld: Pol. gg. Ruheſtörg. Selbſtverw. 34. Ig. 193— 195. 

Gebhardt: Feuerwehr⸗Ordngn. nach d. pr. 8. v. 21. 12. 04. DIZ. 

11. Ig. 1296 — 1299. 

Gerland: 8 10 1117 ALR. PrVerwBl. 28. Ig. 176— 179. 

Goetze: Grenzen d. Polzeigew. MSchr DBeamte. 31. Ig. 87—89, 
107-109. 

Hottenrott: Unzuläſſigkt. e. Pol B. üb. Tierſchun. PrVerwBl. 
28. Ig. 224— 225. 

Koehne: Pol. Anordngn. Selbſtverw. 34, Ig. 97—99. 

Koehne: Entwicklg. d. Pol.⸗Verordngsrechts. Selbſtverw. 34. Ig. 
297 —300. | 

Kronecker: Publikationsformel u. Kammergericht. DIZ. 12. Ig. 346. 

Kronecker: Wirkg. e. Eingemeindg. auf d. Pol. d. eingemeind. 
Bez. DIZ. 12. Ig. 414—416. 

Rohr: Obliegenh. e. Amtsvorſtehers im Bereich d. KrO. v. 13. 12. 1872. 
(94 S.) Bln., Hayns E., 06. 

Schoplick: D. Kreisausſchußſekretär. PrVerwBl. 28. Ig. 366—8 72. 

Schultzenſtein, S.: Goethe u. d. Polizei. Geſ. u. R. 8. Ig. 182— 183. 

Treitel: PolV. üb. d. Hundefang. DIZ. 12. Ig. 296. 
3. Jonſtige Publikationen allgemeinen Juhalts. 

* G. v. 9. 3. 07 betr. Veränd. v. Bezirksgrenzen. LippeGS. 651. 


Bitta: Rechtswidrigk. rechtskr. Urt., Verfon. uſw. PrVerwBl. 
28. Ig. 312—814. 


) Vgl. a. Staatsrecht (Werke allg. Inh.) 
57* 
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v. Feilitf ch: Verwaltungsſtrafrechtl. Betrachtgn. Sächſ Arch. 2. Ig · 
1—8. 

Hirſch: Grenzfr. d. öff. u. priv. R. (IV, 46 S.) Bln., Heymann. 

Hölder: Amt, Selbſtverw. u. jur. Perſ. ArchOffR. 21. Bd. 808—346. 

Schmid: Württ. BD. v. 28. 7. 06. (187 S.) Stuttg., Heß, 06 

Schultzenſtein: Off. Laſten u. Ehemann (Gewalthaber). Arch⸗ 
BürgR. 29. Bd. 168—240. — Saran: Prerwdl 28. Ig. 
575—576. 

v. Stockhauſen: Wer trägt d. Koſten f. Feſtſetzg. u. Vollſtr. un⸗ 
einziehb. Schulverſäumnisſtr.? Prvolksſch Arch. 6. Ig. 17—19. 

Voſſen: D. oberverwaltgsger. Schutz d. Induſtrie u. d. Gew., ſowie 
d. Verfaſſgsgror. gg. pol. Ein u. Übergriffe (VII, 140 S.) 


Hann., Helwing. 


II. Berwaltungsgerichtsbarkeit; Verfahren in Ver⸗ 
waltungsſachen. 

G. v. 14. 3. 07 betr. Abänd. d. G. v. 6. 1. 08 üb. d. Koſten in 
Verwaltgsſ. Lippe GS. 645. 

„NachtrG. v. 18. 3. 07 z. G. v. 3. 11. 99 betr. Zwgsvollſtr. wg 
gew. Gelb: u. Naturallſtgn. im Verwaltgswege. Räs GS. 16. 

„ B. v. 4. 2. 07 betr. Zuſtdgk. d. Verwcger. f. Streitigk., d. nach 
reichsgeſ. Vſchr. in Verw.⸗Streitverf. z. entſcheiden ſind. PrGS. 27. 

Bartels: D. Verf. vor d. Verw.⸗Gerichten. (VIII, 230 S.) Bln., 

nn. 

v. Kampt: D. preuß. VerwGer. Gef. u. R. 8. Ig. 252—261. 

Kunze u. Kautz: Rechtsgrdſ. d. kgl. pr. OB. 4. Aufl. Ergzgsbd. 
05/06. (XI, 319 S.) Bin., Guttentag, 06. 

Schultzenſtein: Teilurteile im preuß. Verwaltgsſtreitverf. Pr: 
Verwol. 28. Ig. 505508. 

Schultzenſtein: Verwaltungsgerichtsbarkeit i. D. RK. DIZ. 12 Jg. 
146— 154. 

Boffen: Oberverwaltgsger. Schutz d. Induſtrie u. d. Gew. (VII, 
140 S.) Hann., Helwing. 


III. Kommunen und Kommunalverbände. 


1. Allgemeines. — Kommunales Perfaſſungsrocht. — 
Aommunalbeamte. 
Collatz: Verholgn. d. 14. weſtpr. Städtetages. PrYdermäl. 28 Ig. 226. 
Hölder: Amt, Selbſtverw. u. jur. Perſ. ArchOffR. 21. Bd. 308— 346. 
Kühnert: D. Stadtkreiſe Preußens nach der Volkszählg. v. 1. 12. 05. 
PrVerw Bl. 28. Ig. 153— 154. 


G. v. 14. 1. O7. betr. Abänd. d. Kreis⸗O. v. 16. 8. 55. Wald RBl. 3. 

* G. v. 5. 3. 07. betr. And. d. § 88 Landgem.⸗D. BremGBl. 29. 

Boehm: Gemeindeverträge. ArchOffR. 21. Bd. 222— 253. 

Gemeindeordnung u. Bürgerrechts⸗Geſetz f. d. nicht unter d. 

Städte⸗O. falld. Gmdn. Badens in d. am 19. 10. 06 bzw. 1. 1. 08 
geltd. Faſſg. (IV, 150 S.) Karlsr., Macklot. 

Ledermann: Mitwirkg. d. Stadtver.⸗Verſ. b. Zuſchlagserteilg. auf 
Grund ſtädt. Ausſchreibgn. PrVerwBl. 28. Ig. 320— 321. 
Leinert: Rev. d. Hannov. Städteordng. KommunPr. 7. Ig. 327—339. 
Lindemann: Kommun. Bürger u. Wahlr. KommunpPr. 7. Ig. 

145— 149, 169 — 1738. 

Schmidt, Rich.: Verf. d. rhein. Landgem. nach d. Gem.⸗O. f. d. 
Rheinprov. v. 14. 7. 93. 3. A. (XII, 504 S.) Trier, Link. 
Schneider: Mündl. Vertr. preuß. Ortsbeh. VerwArch. 15. Bd. 247 — 261. 
Teilg. d. Stadtverordn.⸗Wählerabtlgn. Diem. 46. Ig. 61—64. 


Mk. v. 26. 3. 07 betr. Tagegelder u. Reifeloften der Orts⸗ 
vorſtandsperſ. in d. Landgem. HeſſIJMBl. Nr. 7. 

MB. v. 1. 11. 06 betr. Fürſorge f. R 
beamte. Bad sl. 679. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N13. 1907. 


Koppel: Lage d. Gem.⸗Beamten in Pr. (VIII, 311 S.) Bl., Kühn. 
Krenzlin: Gemeinde⸗Baumeiſter. Selbſtverw. 34. Ig. 115. 
Quehl: Namenzunterſchr. Selbſtverw. 34. Ig. 49—51. 


2. Rommunales Finanz- und Steuerrecht.) 

* G. v. 4. 3. 07 betr. Ergänzg. d. G. üb... .. Regelg. v. Omde⸗ 
ſteuern. ScheLand B. 27. 

Kreis- u. Prob Abg. G. v. 23. 4. 06. 2. A. (48 S.) Bln., Heymann. 

Nöll: KAbgG. v. 14. 7. 93. Erl. v. N., bearb. v. Freund. 6. A. 
(XII, 646 S.) Bl., Heymann. 

Schmidt: Kreis⸗ u. Prov.⸗AbgG. v. 28. 4. 06. Textausg. m. Anm. 
Bln., Guttentag. 1,25 M. 


v. Borries: Z. Veranlaggsmaßſtab f. d. Schankkonzeſſionsſteuer. 
PrVerwöl. 28. Ig. 154—156. 

Brunhuber: Neue Kommunal⸗Gewerbeſt. (III, 42 S.) Jena, Fiſcher. 

Bullermann: Kreisabg.⸗Veranlagg. nach d. neuen Kr.⸗ u. Prov Abg. 
v. 23. 4. 06. PrVerwBl. 28. Ig. 548 — 549. 

Delius: Strafniederſchlaggs⸗ u. Mildergsbefugn. in kommun. 
Steuerſ. PrVerwBl. 28. Ig. 244 — 245. 

Eingabe d. GemR. v. Mülhauſen i. E. betr. Einf. e. Wertzuwachsſt. 
Arch Städtek. 1. Ig. 725—749. 

Fiſcher: Gemeindeſteuerpfl. d. Mil.⸗Perſ. d. Beurlaubtenſtds. während 
d. Ubgszeit. PrVerwBl. 28. Ig. 321— 322. 

Geigel: Kom.⸗ u. Kirchenabg. in Bad., Pr. u. Elf. DGemg. 46. Ig. 
33—384. 

v. Kaufmann: D. Kommunalfinanzen. (Großbrit., Frkr., Pr.) 
2. Bde. (XV, 336 u. XVII, 534 S.) Lpzg., Hirſchfeld, 06. 
Kunze u. Kauf: Rechtsgr. d. pr. OVG. 4. A. 3 Bde.: Entſch. 

in Kommun.⸗ u. Staatsſteuerang. (X, 312 S.) Bln., Guttentag. 
Schleicher: Ausdehng. d. Vorſchr. d. 88 54/56 KAbgG. auf d. beſ. 
Gmde.⸗Realſteuern. PrVBerwol. 28. Ig. 877. 
Schmelz: Komm. Bierbeſteuerg. PrBerwBl. 28. Ig. 888. 
Scholz: Kurtaxe. PrVerwöl. 28. Ig. 625—627. 
Scholz: D. „Vorausbelaſtg.“ d. KAbgG. u. ihr Verh. z. Geb. u. Beitr. 
PrVerwol. 28. Jg. 865—366. 
Steuern u. Beitr. v. Wertzuwachs. DGem Z. 46. Ig. 85 —89, 93 — 95. 
Tauſchel: Erhebg. u. Beitreibg. v. Gmdeſteuern. (VIII, 118 S.) 
Potsd., Stein, 06 
Wertzuwachsſteuervorl. DGem Z. 46. Ig. 78—76, 105. 
Yvonne: Wertzuwachsſteuer in Elſ.? (23 S.) Metz, Müller. 
Zitzlaff: Steuerl. Bevorzggn. f. größ. Einl. u. gew. Anl. PrVerwöl. 
28. Ig. 857858. 


3. Einzelfragen aus dem Rommunalrecht und der 
Kommunal verwaltung. 

Belian: R. d. Städte b. Erfüllg. ihrer Schulunterhaltgspfl. 
DGemg. 46. Ig. 9—11. 

Dierſchke: Vorortverwaltung. PrVerwöl. 28. Ig. 329 —332. 

v. Doemming: Verpfl. z. Anlegg. u. Unterhaltg. v. Begräbnis⸗ 
plätzen. PrVerwBl. 28. Ig. 385 —387. 

Immich: Komm. Wafferltgsanl. PrVBerwBl. 28. Ig. 218—219, 
269—275, 289— 293. 

Kappelmann: Belaſtg. d. Omdn. durch d. Folgen d. Alkoholismus. 
(24 S.) Bln., Mäßigktsverl., 06. 

Kittel: Rechtsſtellg. d. Straßenbahnunternehmens z. Staat u. }. 
Emde. EiſenbE. 23. Bd. 191— 199, 327836. 

König: Krankenverſorgg. in kleinen Gemeinden. Württ Z. 48. Ig- 

379—383. 

Kronecker: Wirkg. e. Eingemeindg. auf d. Pol V. d. eingem. Bez. 
DIS. 12. Ig. 414—416. 


) Bgl. a. Finanzweſen. 


36. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Munter: „Verſtadtlichg.“ d. Nettgöoweſ. Med Nef. 15. Ig. 91. — 
Lennhoff: 127—128. 
: Perſ.⸗ u. Kaſſenſicherheit im Gemdedienſt. PrBerwBl. 


Saran: Beteiligg. d. Kommunen an gew. Unternehmgn. PrVerwBl. 
28. Ig. 617618. 

Stier⸗Somlo: Z. Eingemeindgsrecht in Pr. Recht. 11. Jg. 525—529. 

Störk: Zuſtimmgs vertr. zw. Stadtgem. u. Straßenbahnunternehmer. 
Eifenb®. 23. Bd. 205209. 

v. Tzſchoppe: D. Träger d. Volksſchullaſten. PrVBerwöl. 28. Jg 
605—611. 


B. Beſonderer Feil. 
I. Allgemeine Ordunngs⸗, Sitten- und Sicherheitspolizei.) 


1. Allgemeine Ordnungs- und Sittenpoligei. 
G. v. 22. 12. 06 betr. And. v. Familien⸗ u. Vornamen. OldG⸗ 
Bl. 07, 4. — BirkGBl. 07, 257. — FſteübGBl. 443. 
Richter: Namensänderg. Gef. u. R. 8. Ig. 118—119. 


„ MV. v. 5. 3. 07 betr. Sonntagsheiligg. Gotha. 33. 

* Edh. B. v. 20. 2. 07 betr. Abänd. d. B. v. 18. 6. 92 üb. d. weltl. 
Feier d. Sonn u. Feſttage. Bad Gl. 139. 

Haberland: Feier d. Sonn⸗ u. Feſttage. (48 S.) Kgsberg., Beerwald. 


Hofacker: Wirtſchaftsgewerbepolizei in Württ. Württ Z. 49. Ig. 
83—96, 116— 121. 

Quehl: Proſtitution, Bordellweſen, RGeſengbg. Selbſtverw. 34. Ig. 
145— 146, 161— 162. 

Schultzenſtein: Antiſemitiſche Gaſtwirte. Geſ. u. N. 8. Ig. 
269 — 270. 


Kgl. Sächſ. Berordng. betr. d. Vorführg. m. Kinematographen v. 


24. 11. 06. (8 S.) Flöha, Peitz. 


2. Sicherheitspoligei. 
a) Vereins- und Verſammlungspolizei; Plakatweſen. 

Delius: Geſetzentw. betr. gew. Berufsvereine. PrVerwBl. 28. Ig. 
173—176. 

Delius: D. neueſte Ripr. auf d. Geb. d. Vereins⸗ u. Preßrechts. 
Selbſtverw. 83. Ig. 785788, 801—804. 

Delius: Verbot v. Volksverſammlgn. am Aufenthaltsort d. Kaiſers 
u. Königs ſowie am Sitz d. Parlamente. PrVerwBl. 28. Ig. 
253— 255. 

Delius: Offentl. Vereinsrecht. Geſ. u. R. 8. Ig. 245— 252, 278— 288. 

Führer durch d. Vereins⸗ u. Verſammlgsrecht. (72 S.) Bln., Buchh. 
Vorw., 06. 


* B. v. 26. 11. 06 betr. d. öffentl. Anſchlagen uſw. von Plakaten uſw. 
AltenbG S. 126. 
Schultzenſtein, S.: Plakatweſen. Gef. u. R. 8. Ig. 135. 


b) Unfall-, insbeſ. Sprengfioff- und Feuerpoligei. 

Geſ. v. 12. 11. 06 betr. Abänd. d. Sprengſtoffverſendgsgeſ. v. 
9. 10. 93. BraunſchwGS. 519. 

MB. v. 30. 1. 07 z. Ausf. d. G. v. 61. 3. 06 betr. d. Feuerlöſch⸗ 
u. Rettgsweſ. GothacsS. 1. 

* ME. v. 30. 1.07 betr. Diſz.⸗Strafordn. f. d. Feuerwehr. Gothach S. 19. 

Gebhardt: Feuerwehrordnungen nach d. pr. Geſ. v. 21. Dez. 04. 
DI g. 11. Ig. 1296— 1299. 

Pol.⸗Berordgn. üb. d. Feuerpol. u. d. Feuerlöſchweſen auf d. platten 
Lande d. Prov. Sachſen. (16 S.) Merfeburg, Stollberg. 


) Bgl. a. Strafb. Handl. gegen d. Ordnungs uſw.⸗Polizei. 


o) Sremdenpolizei, Ausmweiſung. 
* MAnw. z. Bekämpfg. d. Zigeunerunweſens. SchwSS. 11. 
Internierung geiſteskranker Nichtwürttbgr. Württ g. 49. Ig. 
126—127. 
Klein: Bekämpfg. d. Zigeunerunweſens. Ger S. 70. Bd. 114. 
v. Overbeck: Niederlaſſgsfreih. u. Ausweiſgsr. (XI, 148 S.) 
Karlsr., Braun. | 


II. Wohlfahrtspflege; Sozialpolitik. * 
1. Augemeines. 

Abbes ſoz.⸗pol. Vermächtnis. Concordia. 14. Ig. 29—81. 

Albrecht: Zentralſt. f. Volkswohlf. DISchroffGGeſundh. 39. Bd. 
335— 852. 

Hahn, Georg: Abbe als Sozialpolitiker. 8 Staatsw. 68. Ig. 133 — 188. 

Koch: Abbes Soz pol. SozKultur. 27. Ig. 250— 259. 

Kuckuck: Gemeinnützige Rechtsberatgsſtellen. N 28. Ig. 

586 —588. 

Link: Rechtskonſ. u. Nechtsauskunftſtellen. Arb Berſorg. 24. Ig. 
178 — 174. 

Neumann: Soz. Fürſorge. Gegenwart. 36. Ig. 227—229. 

D. Organiſation d. Wohlfahrtspfl. (Schr. d. Zentralſt. f. Arb.⸗ 
Wohlf.⸗Einr. Nr. 80.) (III, 75 S.) Bln., Heymann. 

Retz bach: Leitf. f. ſoz. Pr. (VIII, 889 S.) Frbg., Verb. d. kath. 
Arb.⸗Vereine d. Erzdidz. Fr. 

Schmoller: Abbes ſozialpol. Schr. Schmollers J. 81. Ig. 1. H. 1—80. 

Sohnrey: Aus d. ſoz. Tätigk. d. preuß. Kreisverw. (VIII, 321 S.) 
Bln., D. Landbuchh. 

Verzeichnis d. Wohltätigk.⸗ u. Wohlfahrtsanſt. in Breslau. (48 S.) 
Br., Morgenſtern. 

v. Welck: Rechtskonſulenten u. RNechtauskunftſtellen. Fiſchers Z. 
82. Bd. 1—34. 

Wohltätigkts.⸗Anſt. u.⸗Vereine in Württ. (100 S.) Stuttg., Kohlh. 

D. Zentralſtelle f. Volkswohlfahrt. (Antr. Douglas.) (30 S.) 
Bln., Schriftenvertriebsanſt. 

Zimmermann: D. dtſche Sozialpolitik 1906. DWirtſch ZZ. 3. Jg. 
162—168. N 

2. Armeurecht und Armenweſen. 
a) Armenpflege im allgemeinen. 

v. Frankenberg: Beteiligg. v. Frauen an d. e u. Armenpfl. 
Soz Med. 2. Bd. 212—214. 

Frauen in d. öffentl. Armenpfl. ZArmW. 8. Ig. 104 — 110. 

Grünſpecht: Entlaſtg. d. öff. Armenpfl. durch d. Arb.⸗Verſ. 
Conrads J. 38. Bd. 68—88. 

Lehmann, Walter: Armenhilfe u. Fürſ.⸗Erz. Selbſtverw. 84. Ig. 118. 

Matthias: Soz. Fürſorge f. d. Armen e. Großſtadt. Arch Städtek. 
1. Ig. 705 — 725. 

Münſterberg: Amerik. Armenweſen. (VI, 120 S.) (Schr. d. D. B. 
f. Armenpfl. u. Wohltätigk.) Lpzg., Dunker & H., 06. 

Münfterberg: Ber. über d. 26. Jahresverſ. d. D. B. f. Armenpfl. 
u. Wohlt. Schmollers J. 31. Ig. 1.9. 259—276. 


Schmidt: Unterſtützgstarif d. Stadt Mainz. ZArmW. 8. Ig. 71— 76. 


Schmidt: Wirkgn. d. FürſErz G. Grenzen zw. d. Aufg. d. Armenpfl. 
u. d. Fürſorgeerz. PrVerwBl. 28. Ig. 525 — 528. 
Schule u. Armenpfl. Volkswohl. 81. Ig. 11—12. 


b) Unterſtützungswohnſtitz; armenrechtliche Eimelfragen. 
G. v. 18. 8. 07 betr. Abänd. d. G. v. 7. 8. 72 z. Ausf. d. 
UWohnſcs. ScheLand V. 37. 
Bericht d. XII. Kommiſſion z. Vorber. d. Geſetzentw. betr. And. 
d. Unterſtützgs WG. — Nr. 28 d. Druckſ. (41 S.) Bln., Heymann, 06 


) Vgl. a. Geſundheitsweſen (ſoziale Med. u. Hyg.). 
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Fuld: Erſatzanſpr. e. Embe. wg. Krankenhauskoſten. Selbſtverw. 
84. Ig. 65—67. 
Gordan: Fürſ.⸗Erz. u. Unterſt.⸗Wohnſ. Selbſtverw. 34. Ig. 81—83. 
Grabowsky: R. d. Haltekinder in Pr. PrYerwäl. 28. Ig. 233— 288. 
Novelle z. UWG. ZArm W. 8. Ig. 1—3. — DGemzg. 46. Ig. 18—17. 
Olshauſen: Anſpr. d. Armenverbände auf Grd. d. Unf G. 
Verwürch. 15. Bd. 159—246. 
D. Wanderarbeitsſtättengeſ. DGemzZ. 46. x. 50—58. 
Wevers: Anſpr. auf Armenunterſt. ZArm W. 8. Ig. 65—71. 
Wohlers: UWohnſc. 10. A. Bearb. v. Krech. (VIII, 304 S.) 
Bln., Vahlen. 
3. Fürſorgeweſen. 


a) Jugendfürſerge.) — Sürforgeerziehung. 


B. v. 25. 12. 06 betr. Aufſicht üb. d. Pflegekinder. BremGGBl. 512. 


Duenſing: Konf. d. Zentralſt. f. Jugendfürſ. in Bln. ZArmW. 
8. Ig. 4 — 138. 

Böhmert: Kinderſchutz in Dtſchld. u. Frkr. Arb Freund. 45. Ig. 81—87. 

Freſe: Jugendfürſorge u. Vormundſchaftsweſen. 88lF G. 7. Ig. 
615—627. 

Grabowsky: Haltekinder. PrVBerwöl. 28. Ig. 2383— 238. 

Kinderſchutz: MedRef. 15. Ig. 162—168. 

D. 1. öſt. Kinderſchutzlongr. Oſt aG Z. 58. Ig. 146—148. — 
DIZ. 12. Ig. 580—581. 

Lenz: D. öſt. Kinderſchutzkongr. Neue geit. 25. Ig. 168 — 172. 

Buster: Jugendfürſorge im Dienſt d. Landwirtſch. Oft. 58. Ig. 
97—98. 


Tepelmann: Kollektiv⸗Berufsvormundſchaft für unehel. Kinder. 
PrVerwöBl. 28. Ig. 445—448.— Selbſtverw. 34. Ig. 209—211, 
225— 227. 


Bollinger: Probleme d. Jugendfürſ. (159 S.) Zürich, Zürcher & F. O6. 


"Merl. v. 21. 12. 06 betr. SR einz. Beſtgn. d. FürſErzG. 
Württ JBl. 199. 

Mf. v. 8. 3. 07 betr. Mittlgn. an b. Vorm. ⸗Ger. behufs etw. Einl. 
e. Fürſorgeerzhgsverf. Württ JBl. 77. 

Aſchrott: PrFürſErzG. v. 2. 7. 00. 2. A. (340 S.) Bln., Guttentag, 
2,80 M. 

Duenſing, Frieda: 2 Berbdlgn. üb. d. pr. Fürſorgeerzhgsweſ. Frau. 
14. Ig. 212— 224. 

Gordan: D. allg. Fürſorgeerzhgstag in Brest. Arm W. 8. Ig. 13— 19. 

Lehmann, W.: Armenhilfe u. Fürſorgeerz. Selbſtverw. 34. Ig. 113. 

Lehmann, W.: Familienunterbringg. als Erziehgsmaßregel. PrBerwöl. 
28. Ig. 163—164. 

Schmidt: Wirkgn. d. FürfErzG.; Grenzen zw. d. Aufg. d. Armenpfl. 
u. d. Fürſorgeerz. PrVBerwBl. 28. Ig. 525—528. 

Berhandlungen üb. d. Wirkſamk. d. FürſErzG. (IV, 123 S.) 
Bln., Heymann, 06 


b) Arbeiterfürferge. **) 

G. v. 13. 2. 06 betr. d. Ruhelohnberechtigg. d. in ſtaatl. Betr. 
beſchäft. Arb. BremGBl. 499. 

G. v. 15. 2. 07 üb. d. Verſorggskaſſe f. ſtaatl. Angeſt. u. Arb. 
Hamb ABl. 107. 

Bergmann: Arb.⸗Muſeum in München. Concordia. 14. Ig. 15— 17. 

Böhmert: D. internat. u. dtſchnat. Beſtrebgn. f. Arbeiterwohl. 
Arb Freund. 45. Ig. 64 —80. 

Fürſorge f. Kanalarb. Concordia. 14. Ig. 53 —55. 

Imle: Arbeitsloſenfürſorge. (71 S.) Jena, Fiſcher. 

Rüdlin: Wohlfahrtseinrichtgn. d. preuß.⸗heſſ. Eiſenbahngem. 1905. 
ArchEiſenbW. 07. 47— 135, 163398. 


*) Säuglingsfürſorge ſ. Soziale Med. u. Hyg 


**) Vgl. noch: Soziales Verſicherungsweſen; Soziale Med. u. Hyg. 


(Gewerbehyg., Arbeiterſchutz). 
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de Terra: Sozialpol. in d. Eiſenbahnverw. Arbiyreund. 45. Ig. 80— 83. 

Wohlfahrtseinrichtgn. d. bay. Staatseiſenb. 1905. Arch: 
EiſenbW. 07. 726— 734. 


| 4. Soziales Perſicherungsweſen. 
a) Kranken-, Unfall- und Invalidenverſicherung der Arbeiter. 
a) Allgemeines. 

Archiv f. Arbeiterverſicherg. Irsg. v. Wengler. 12 H. (1. H. 48 S.) 
Lpzg., Fiſcher & Kürſten. 

Braun: Ref. d. ArbVerſ. Neue Zeit. 25. Ig. 462—468. 

Brunn: D. neueſte Ripr. d. RBA. auf d. Geb. d. Inv Verſ. PrVBerw Bl. 
28. Ig. 346— 358. 

Eiſenſtadt: D. Arbeitnehmer d. ſoz. 
136 — 154. 

Fuld: Bödicker u. d. RBA. ArbVerſorg. 24. Ig. 155 — 156. 

D. ſchweiz. Geſetzentw. üb. d. Kr.⸗ u. Unf.⸗Berſ. MaſtusRdſch. 
19. Ig. 33—42. 

Grünſpecht: Entlaſtg. d. öff. Armenpfl. durch d. Arb.⸗Verſ. 
Conrads J. 38. Bd. 63—88. 

Hahn, Julius: D. neue preuß. Knappſchaftsgeſ. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 
40—64. 

Halbach: Einwirkg. d. ArbVerſichgsgeſ. auf d. Knappſchaftsvereine 
(IV, 234 S.) Lpzg., Hirſchfeld, 06. 

Hartmann: Inh. u. Wirkgn. d. Unf.⸗Verſ.⸗Geſ. Medͤlin. 3. Ig. 81—35. 

Hilfe: Z. öff.⸗ rechtl. InvVerſ. Gegenwart. 36. Ig. 114 —115. 

Kaff: Ausbau d. ArbVerſ. in Oſt. 3Soz Med. 2. Bd. 51—60, 
168— 179, 234 — 260. 

Kaff: Ref. d. ArbVerſ. Neue. Z. 25. Ig. 549 — 551. 

Kleeis: Apothekengeſetzentw. u. ArbVerſInſt. ArbBerforg. 24 Ig. 
278 — 279. 

Kleeis: Tarifgem. in d. Ortskrankenkaſſenverw. ArbVerſorg. 24. Ig. 
51—58. 

Kögler: Entw. e. ung. Kr.⸗ u. Unf BG. Arb Verſorg. 24. Ig. 29—37. 

Köhler: Wahl d. Vertrauensärzte b. d. Schiedsg. f. ArbVerſ. 
MedRef. 15. Ig. 103—104. 

Lörcher: Betrachtgn. üb. nachteilg. Folgen d. KBG. Gegenwart. 
86. Ig. 49—51. g 

Meyer: Führer durch d. InvVerſG. v. 13. 7. 99. 4. A. (87 S.) 
Bln., Dtſch. Verl. 

Michaelis: Gew.⸗ u. ArbVerſR. (VIII, 100 S.) Bremen, Winter. 

Monatsbl. f. ArbVerſ. Hrsg. v. Mitgl. d. RBA. Verantw.: 
Behrend. 1. Jg. 07. 12 Nrn. (Nr. 1 16 S.) Bln., Behrend. 

Mugdan: Entw. d. ſchweiz. Kr.⸗ u. UnfVerſ. ZSoz W. 10. Ig. 172— 177. 

Noſtiz: RNechtskonſulentenweſen. ArbVerſorg. 24. Ig. 49 —50. 

Reform d. ArbBerf. u. Zivilverſorgg. d. Offiziere. Arb Verſorg. 24 Ig. 
196 — 197. 

Rumpf: 3. Ref. d. ſoz. Geſetzghbg. Soz Med. 2. Bd. 61— 71. 

Siefart: Neuere Entf. in SozVerſ.ſachen. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 
139 — 155. 

Trutzer: Inv. v. 13. 7. 99. (VII, 885 S.) Ansb., Brügel. 

Wengler: Handwörterbuch d. Krankenverſ. (V. 221 S.) Lpzg., 
Breitkopf & H., 06 

Wolff, H. W.: D. engl. Arb.⸗Unfallverſ. ZVerſWiſſ. 7 Bd. 268 — 277. 


8) Einzelfragen. 

* AllerhB. v. 18. 12. 06 betr. Vollz. d. 88 128— 132. Gew unf G. 
Bay Bl. 883. 

Anwartſchaft nach d. IBG. MlArbVerſ. 1. Ig. 10—13, 84 bis 
36, 46— 49. 

Beitragspfl. e. Teilrentners d. Berufsgen. Arb Verſorg. 24. Ig. 27— 29. 

Betriebsreviſionen u. Jahrsber. d. techn. Aufſ.⸗Beamten d. Be 
rufsgen. MBlArbVerſ. 1. Ig. 44 —46. 

Boethke: „Architekt.“ DIZ. 11. Ig. 1366 — 1368. 


Verf. 8Soz Med. 2. Bd. 


36. Jahrgang. 


Eibecker: Rechtshilfe ggüb. d. Vorſtd. v. Berufsgen. Bay Z. 3. Ig. 
143 — 145. 

Erwerbsunfhgk. i. S. d. JBG. Mol ArbVerſ. 1. Jg. 8—10. 

v. Frankenberg: Nückfordg. v. Berf.:Beitr. ArchOffR. 21. Bd. 
181—221. 

Friedel: Z. Begr. „Dampfreſſel“ i. S. d. 8 11 K88. ArbBerforg. 
24. Ig. 48—49. 

Fuld: Erſatzanſpr. e. Emde. wg. Krankenhauskoſten. Selbſtverw. 
84. Ig. 65—67. 

Funke: Verh. d. Anſpr. aus d. Arb.⸗Verſ.⸗Geſ. zu einand. u. z. and. 
Anſpr. (71 S.) Bln., Vahlen. 

Goetze: Gehören Badekuren i. S. d. UnfVerſ. zum Heilverf.? Gel. 
u. R. 8. Ig. 270 — 271. 

Haftg. d. Arbgebers f. d. Beitragsleiſtg. MBlArbVerſ. 1. Ig. 22— 25. 

Hahn: Anwdg. d. §S 57b KBG. auf Innungskrankenkaſſen. Arb⸗ 
Verſorg. 24. Ig. 66—69. 

Hahn: Zu 8 140 II Inv 8. ArbVerſorg. 24. Ig. 45—48. 

Hilfe: Anſpr. d. Amme auf Krankenfürſorge. Recht. 11. Ig. 502 —503. 

Hilfe: Anſpr. d. Krankenk. gg. d. Berufsgen. auf Erſtattg. d. Heil⸗ 
verf.⸗Aufwdgn. im ord. Nechtsw. verfolgbar? Recht. 10. Ig. 
1430 —1431. 

Hilfe: Beſteht Verſicherungspfl. gg. Krkh. für Aufwärterinnen d. RA.? 
KEBL 18. Ig. 37—40. 

Hilfe: Krankenkaſſen⸗Beitragslaſt. ArchOffR. 21. Bd. 267—271. 

v. Köbke: Unfallbegr. Leipz. Z. 1. Ig. 317—331. 

v. Königslöw: Zu 88 28 III GewuUß®. u. 88 II Landw. 
JW. 85. Ig. 805—807. 

Koeppen: Anhörg. d. behandelnden Arztes. ArbVerſorg. 24. Ig. 
129— 187, 149—155. 

Münzinger: Beitragserſtattg. bei Heirat u. Weiterverſicherg. Arb⸗ 
Verſorg. 24. Ig. 114 —115. 

Olshauſen: Anſpr. d. Armenverbände auf Grd. d. Unferi®. 
VerwArch. 15. Bd. 159—246. 

Oſterrieth: Auslegg. d. 8 25 Gu. bez. d. Verpfl. d. Ortskranken⸗ 
kaſſe. ArbVerſorg. 24. Ig. 85 — 93. a 

Saucke: Befriedigg. d. Berufsgen. wg. rückſt. Beitr. durch Immob.⸗ 
Zwgsv. ArbVerſorg. 24. Ig. 156 — 159. 

Saucke: Gebührenfreih. d. Berufsgen. ArbBerforg. 24. Ig. 115— 118. 

Saucke: Zu 8 144 Gu. Arb Verſorg. 24. Ig. 174 — 175. 

Schienke: Auszahlg. d. durch d. ärztl. Beh. Unfallverl. entſteh. Koſten. 
Arb Verſorg. 24. Ig. 25— 27. 

Unfallverhütg. in d. Land⸗ u. Forſtw. MBlArbVerſ. 1 Ig. 4—7. 

Unfallverhütg. in d. Seeſchiff. MBlArbVerſ. 1. Ig. 32—34. 

Unfallverſ. im Verh. z. Kr.⸗ u. Inv.⸗Berſ. MBlArberſ. 1. Ig. 2—4. 

Unfried: Zu 8 50 KBG. ArbvVerſorg. 24. Ig. 198—196. 

Berbindg. gewerbl. u. Ib. od. forſtw. Betriebe z. Hpt. u. Nebenbetr. 

MBlArbVerſ. 1. Ig. 29—32. 

VBerſichgspfl. v. Motorenbetr. MBlArbVerſ. 1. Ig. 19—20. 

Welge: Zu 9 140 II J36. Arb Verſorg. 24. Ig. 197— 200. 


b) Sonſtige ſoziale Verſicherungsarten. 
a) Volks⸗ und Kinderverſicherung. — Witwen⸗ und 
Waiſenverſicherung. 

Hagen: Reform d. Volksverſicherung. DWirtſch Z. 8. Ig. 253 — 257. 
— DIE. 12. Jg. 350—351. 

Unfallverſ. d. Kinder. MBBlArbVerſ. 1. Ig. 41—44. 

de Waal: Verſuch e. Verſ. f. gebrechl. Kinder. ZVerſWiſſ. 7 Bd. 
167— 198. 

v. Zwiedineck⸗Südenhorſt: Z. Ref. d. Volksverſ. 3Staatsw. 
68. Ig. 119— 122. 


Hanow: Erltgn. z. d. Satzgn. d. Inv., Witw.- u. Waiſenverſichgskaſſe 
d. Seeberuſsgenoff. (VI, 236 S.) Bln., Behrend. 
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v. Loeper: Verſ. d. Arb.⸗Witwen u.⸗Waiſen. (VII, 176 S0 Bln., 
Heymann. 

Salomon, Alice: Witwen- u. Waiſenverſorgg. Frau. 14. Ig. 830—842. 

Wehmann: Inv., Witw.⸗ u. Waiſenverſichgskaſſe d. Seeberufsgen. 
Arb Verſorg. 24. Ig. 1—14, 69—76.— Geſ. u. N. 8. Jg. 172—176. 

Witwen⸗ u. Waiſen verſ. d. Seeleute. MaſtusRdſch. 19. Ig. 69— 77. 


8) Mutterſchaftsverſicherung. — Arbeitsloſenverſicherung. 
Borg ius: Pol AnthrRev. 5. Ig. 644 —647. — van den Velden: 
584—586, 712. 

Fiſcher: M. (16 S.) Lpzg., Dietrich. 

Katſcher: M. Prag, Calve, 06. 

Kleeis: M. ArbVerſorg. 24. Ig. 109—114. 

Mayet: M. Sozpr. 16. Ig. 561—565. 

Schreiber, Abele: Bd. f. Mutterſchutz. Gegenwart. 36. Ig. 66 —69. 


Arbeitsloſenverſichg. Concordia. 14. Ig. 109 —113. 

Leo, Viktor: Hauptprobleme d. A. BlVerglR. 2. Ig. 507 —520. — 
MedRef. 15. Ig. 99— 102, 111—118. 

Oldenberg: A. u. Arbeitsnachw. Schmollers J. 81. 83 1. H. 
277—814; 2. H. 809856. 

Sydow: A. im Ausld. SozPr. 16. Ig. 355—359, 877—3881. 


) Privatbeamtenverſicherung. 


Denkſchr. üb. d. Privatb.⸗Berſ. DInd Z. 26. Ig. 158—161. 
Dilloo: Penſionseinrichtgn. f. Privatb. (VIII, 204 S.) Bln., Heymann. 
v. Haerdtl: Penſionsverſ. f. Privatangeſtellte. JBl. 36 Ig. 181—183. 
Kaff: Geſetzl. Penſionsverſ. d. Priv.⸗B. in Oſt. Soz Pr. 16. Ig. 249— 254. 
Oblig. Penſionsverſ. d. Privatangeſt. in Oſt. SozRdſch. 8. Ig. 57—60. 
Private Penſionseinrichtgn. f. Privatb. MaſiusRdſch. 19. Ig. 
113—122. 
Wagner: 8. Privatb.⸗Verſ. ArbVerſorg. 24. Ig. 253—257. 


Anhang: Verſtcherungsmedizin, insbeſ. ärztliche Begutachtung 
auf dem Gebiete der Arbeiterverſtcherung.) 

Becker: Lehrb. d. ärztl. Sachv.⸗Tätigk. f. d. Unfall u. Inv. VerſGeſetzgbg. 
5. A. (X, 584 S.) Bln., Schoetz. 

Eichelberg: Poſttraumat. Magenſtenoſen. ArztlSachvg. 18. Ig. 8— 10. 

Eiſenſtadt: Vereinfachg. d. ärztl. Begutachtg. in d. Kranker]. 
ArztlSachvZ. 18. Ig. 96 — 100. 

Feilchenfeld: Begr. d. Unfalls. ArztlSachvZ. 18. Ig. 182 — 183. 

Graßmann: Traumatiſch entſt. Hämatompelie. ArztlSachv Z. 
18. Jg. 10-12. 

Hilbert: Unfallverletzgn. d. Orbita. Arzil Sachv Z. 13 Ig. 120. 

Invalidenverſ. u. Tuberkuloſe. Volkswohl. 31. Ig. 56—57. 

Kauffmann: Kürzg. d. Unfallrente u. ärztl. Begutachtz. Arztl Sachvg. 
13. Jg. 168—165. 

Lahſe: Traumat. Neuroſe. Medͤlin. 3. Ig. 556. 

Landois: Thromboſe inf. Trauma. ArztlSachvg. 18. Ig. 141—144. 

Lentze: Haftpfl.⸗Anſpr. b. traumat. Neuroſe. ArchEiſenb W. 07. 664-685. 

Lewin: Benzolvergiftg. im Betriebe. ArztlSachvZ. 18. Ig. 89— 98. 

Littmann: Trauma u. Lungenkrankh. ArztlSachvZ. 18. Jg. 1—5 

Mann: Beamtenfürſorgegeſ. u. Unfallnervenkranke. ArztlSachv. 
18. Jg. 31—32, 54—57, 72—77. 

Mayer: Erwerbsunfhgk. ArztlSachvg. 13. Ig. 89—40. 

Meyer: Bedtg. d. path. Anatomie d. Paralyſe f. d. Unfallprax. 
Arztl Sachv Z. 13. Ig. 183 —135. 

Müller: Maſtdarmruptur. ArztlSachvg. 18. Ig. 100 — 103. 

Müller: Traumat. Neuroſe. ZBerf®ifl. 7. Bd. 203 — 225. 

Obendorſer: Tumor u. Trauma. ArztlSachvg. 18. Ig. 82—36. 

Rogowski: Bruſtbeinfraktur. ArztlSachvg. 13. Ig. 58—60. 
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Schultze, Fr.: Muskeldystrophie inf. Verbrennung. u. Schreck. 
ArztlSachvg. 18. Jg. 109—112. 

Schultze u. Eſchbaum: Traumat. Hyſterie. MedKlin. 3. Ig. 
429—430. 

Schwab: 4. internat. Kongreß f. Verſichgsmedizin zu Bln. v. 11. bis 
15. IX. 06. (24 S.) Lpzg., Konegen. — Florſchütz: ZVerſWiſſ. 
7. Bd. 9— 14. 

Siefart: Begr. d. Erwerbsunf. auf d. Geb. d. Verf. ei 2. Aufl. 
(XXIV, 166 S.) Bln., Behrend, 06. 

Tetzner: Muskelatrophie nach Trauma. ArztlSachv Z. 13. Ig. 5—8. 

Weber: Traumat. Pſychoſe m. tödl. Ausg. ArztlSachv Z. 13. Ig. 29 — 30. 

Wette: Dauer d. Heilverf. b. Behdlg. Unfallverletzter. ArztlSachvg. 
18. Jg. 69—71. 

Weymann: Arb.⸗Verſ. u. Alkohol. (31 S.) Bln., Mäßigktsverl., 06. 


III. Geſundheitsweſen. — Soziale Medizin. 
1. Medininalweſen. 

Rapmund: D. preuß. Medizinalweſ. im Etat f. 1907/08. Z Med. 
20. Ig. 52— 58. — Beratg. d. Medizinaletats 06: 312—822. 
Räuber: Zuſammenſt. d. geſetzl. Beſtgn., Erl., Verf. f. d. Medizinalw. 

in Pr. (268 S.) Lpzg., Leineweber. 


a) Medisinalyerfsnen. 

*MBE v. 17. 12. 06 betr. Gebührenordng. f. gerichtsärztl. Geſch. d. 
Phyſici. BraunſchwGS. 545. 

Mok. v. 22. 3. 07 betr. Prüfgsordng. f. Apotheker. WeimRBl. 30. 

“MB. v. 28. 12. 06 betr. Arzneitaxe. BadG Bl. 13. 

„Reg. v. 17. 1. 07 betr. Rabattgewährg. d. Apotheker. Räs GS. 1. 

* 2058. v. 24. 2. 07 betr. d. Ldsgeſundhtsrat. BadGBl. 147. 

«V. v. 28. 11. 06 betr. Vorſchr. üb. ſtaatl. Prüfg. v. eee 
LübS. Nr. 107. 

Adelung: Apothekenweſ. in Heſſen. KommunPr. 7. Ig. 438 — 434. 

Entw. e. Reichs⸗Apothekengeſ. (5 S.) Bln., Heymann. 

Joachim, A. u. H.: Preuß. Geb. f. approb. Arzte u. Zahnärzte. 
2. Aufl. (VII, 254 S.) Bln., Coblent. 

Jsrael, Eug.: Vorſchr. üb. d. ſtaatl. Prüfg. v. Krankenpflegeperſ. 
MedRef. 15. Ig. 13—15. 

Kuhn: Rechtöverh. d. Apotheker. VerwArch. 15. Bd. 60—115. 

Ritter: D. Sektionsvorſchr. ZMedB. 20. Ig. 153— 155. 

Schmaltz: Pauſchalierg. d. kreistierärztl. Gebühren. Berl Tierärztl W. 
1907. 203206. . 

Schultz⸗Schultzenſtein: Z. Gef. v. 28. 8. 05 u. ſ. AusfBeft. u.⸗Anw. 
im Verh. z. Dienſtanw. f. Kreisärzte. 8 Med. 20. Ig. 113— 117. 


: b) Irrenwefen. 
Friedemann: Rechtsſchutz d. Geiſteskr. Gef. u. R. 8. Ig. 273—278. 
v. Kunowski: Entlaffg. geiſteskr. Verbr. aus Irrenanſt. ZpPſych. 
64. Bd. 125 — 146. 
Nolte: Unterbringg. geiſteskr. Verbr. ZMedB. 20. Ig. 233 — 243. 


2. Sanität weſen. 
Geſundheitspol. Geſ. u. R. 8. Ig. 159166. 


a) Seuchen bekämpfung, Impſweſen. 
* Bk. v. 5. 4. 07 betr. Abänd. d. Ausf Beſtgn. z. Seuchengeſ. RGBl. 91. 
* Mk. v. 31. 3. 07 betr. Vollz. d. Reichsſeuchengeſ. BayGBl. 235. 
MV. v. 22. 2.07 betr. Einſchränkg. v. Sterbefallsanz. Sächſ JM Bl. 9. 
V. v. 27. 4. 07 betr. Anzeigepfl. b. Tuberkuloſe. BremGBl. 110. 
* V. v. 27. 4. 07 betr. Desinfektion b. anſteck. Krkh. BremGBl. 109. 
Angerer: Vorbereitg. u. Schaffg. d. z. Bekämpfg. gemeingef. Krkh. geſetzl. 
vorgeſchr. Einrichtgn. u. Maßnahmen. (83 S.) Mchn., Seitz & Sch. 
Arbeit: Z. preuß. Seuchengeſ. ZMedB. 20. Ig. 117-126. 
Cohn, Michael: Schutzpockenimpfg. MedRef. 15. Ig. 27—30. 


Goetze: 
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D. Geſetze betr. d. Bekämpfg. übertragb. Krankhtn. (94 S.) Bln., 
Hirſchwald. 

Kirſtein: Erdz. f. d. Mitwirkg. d. Lehrers b. d. Bekämpfg. über 
tragb. Krkhtn. (VI, 93 S.) Berlin, Springer. 

Neiſſer: Genickſtarre. DVI Schroff GGeſundh. 39. B. 273— 290. 

Neſemann: Erltd. Bemerkgn. z. d. Allg Ausf Beſt. f. d. pr. Seuchengeſ. 
ArztlSachvg. 13. Ig. 135— 136, 159-163. 

Romeick: Überwachg. d. Desinfektion am Krankenbett. Z Med. 
20. Ig. 155— 159. 

Schneider: D. preuß. Seuchengeſ. (VII, 230 S.) Bresl., Kern. 

Weidanz: Genickſtarre. VISchrGer Med. 33. Bd. 144— 164, 376 — 402. 


b) Tebensmittelkontrolle, insbeſondere Fleiſchbeſchau. 

* Reg. v. 27. 11. 06 z. Abänd. d. Neg®. v. 9. 2. 87. betr. zwangs⸗ 
weiſe Einf. d. mikroſkop. Unterſuchg. d. Schweinefl. auf Trichinen. 
Räs GS. 81. 

„. v. 25. 1. 07 betr. Trichinenſchau. MecklSchwR l. 15. — 
MecklStrelOffunz. 95. 

Lebbin u. Baum: Nahrgsmittelr. 2 Tle. (XI, 555 u. 224 S.) 
Bln., Guttentag. 

Oſtertag: Leitf. f. Fleiſchbeſch. 9. A. (XII, 275 S.) Bln., Schoetz, 06. 


Schroeter: Regelg. d. Fleiſchbeſchau in Schlachthofgmdn. ZFleiſchHyg. 
17. Ig. 261—265. 


3. Seriale Medirin und Jngiene.) 
a) Allgemeines. | 

Berger: Sozialhyg. Rück- u. Ausblick 1906/07. (26 S.) Lpzg., Konegen. 

Breitung: Kultus, Bildgsweſ. u. Volksgeſundh. Med Ref. 15. Ig. 
177—178. 

Bericht üb. d. 31. Verſamml. d. D. V. f. ff. Geſundh. DVI cSchr⸗ 
Off Geſundh. 39. Bd. 1—199. 

Gottſtein: Soz. Hygiene, ihre Methoden, Aufg., Ziele. 
Lpzg-, Vogel. — ZSoz Med. 2. Bd. 3—36, 100 — 135. 

Kürz: Soz. Hyg. Medklin. 8. Ig. 825—827, 854—357, 393-394, 
428—429, 456 — 458, 488— 489. 

Pröbſting: Ber. üb. d. 31. Verf. d. D. V. f. öff. Geſundhtspfl. ZB: 
Geſundhtspfl. 26. Ig. 126 — 161. 

Verhdͤlgn. d. Geſellſch. f. ſoz. Med. uſw. MedRef. 15. Ig. 57—58, 
114—118, 152—156, 176— 177, 214, 228, 237238. 


b) Lan- und Wohnungs hygiene. 
* Revid. G. v. 8. 3. 07 betr. Wohngspflege. Hamb Bl. 69. 
Berberich: Baus u. Wohnungshyg. (Ill. Bibl. d. N.⸗ u. Staatskde.) 
2. Aufl. (222 S.) Stuttg., Moritz. 
Bericht üb. d. 8. Gen Verſ. d. rhein. B. z. Förd. d. Arb Wohngswef. u. üb. 
. d. 4. GenVerſ. d. Verb. rhein. Baugenoſſ. (182 S.) Bln., Heymann. 
v. Henle: D. Heimſtättenfrage im Entw. e. Schweiz. Recht. 
11. Ig. 477482. 
Jowanowitſch: Heimſtättenfr. SozKultur. 27. Ig. 10—32. 
v. Kalckſtein: Vorſchr. üb. Benutzg. u. Beſchaff. v. Wohngn. 
(86 S.) Bremen, Winter. 
Siegert: Wohnungsfürſ. in Heſſen. (VI, 151 S.) Gießen, Pöpelmann. 
Stübben: Wohngspflege in Engl. u. Dtſchl. DBI Schroff Geſundh. 
89. Bd. 353 —361. 


(72 6.) 


c) Schulhygiene. 
Auſt: Schule u. Infektionskrankh. ArztlSachvZ. 18. Ig. 49—53. 
Bendix: Charlottbgr. Waldſchule. DVI Schroff Geſundh. 39. Bd. 
305 —323. 
Jahrbuch d. ſchweiz. Geſellſch. f. Schulgeſundheitspflege. (III, 564 S.) 
Zürich, Zürcher & Furrer. 


— en 


*) Vgl. a. Anhang z. „Soz. Verſicherungsweſen“. 
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Lorentz: D. Schule u. d. Beſtrebgn. mod. Sozialhyg. ZPäd Pſychol. 
8. Ig. 424—436. 


Solbrig: Schulhyg. Betrachtgn. 


238 — 257. 
d) Sänglingsfärforge. 
Eſſer: Säuglingsſterbl. u. Hebammen. ZBBlGeſundhtspfl. 26. Ig. 
109—114. 
Gehrke: Säuglingsſterbl. ZBlGeſundhtspfl. 26. Ig. 123—125. 
Kaup: Säuglingsfürſorge. Concordia. 14. Ig. 107—109. 
Klig: Säuglingsſterbl. in Poſen. ZMed. 20. Ig. 13—19. 
Krautwig: Säuglingsſterbl. Soz Kultur. 27. Ig. 165 — 193. 
Lennhoff: Säuglingsfürſ. d. Stadt Bln. MedRef. 15. Ig. 17— 19. 
Säuglingsſterblichk. u. Armenpfl. Volkswohl. 31. 9. 39—41. 
— ZArmW. 8. Ig. 110—118. 
Schloßmann: Säuglingsfürſ. Med Ref. 15. Ig. 195—196, 207 —210. 


e) Arbeiterſchutz, Gewerbehngiene. 


* Bk. v. 17. 2. 07 betr. Einrichtg. u. Betr. d. z. Anf. v. Zigarren 
beit. Anlagen. RGBl. 34. 

Aſcher: Rauchbekämpfg. DVI Schroff Geſundh. 39. Bd. 291300. 

Entw. e. Geſ. betr. d. Herſtellg. v. Zigarren in d. Heimarbeit. 
(81 S.) Bln., Heymann. 

Frey: Hygiene d. Zinkgewinng. VI SchrGer Med. 33. Bd. 165 — 182, 
403— 432. 

Graeve: Gießfieber. VISchrGer Med. 33. Bd. 370— 375. 

Neiſſer: Gewerbehyg., Gewerbeaufſ. u. ärztl. Mitarbeit. MedRef. 
15. Ig. 148—151, 159— 162. 

Roth: Arztl. Gewerbeaufſicht in Belgien. Soz Med. 2. Bd. 1—5. 

Wille: Schutz d. Arb. gg. Rauch u. Staub. Friedreichs Bl. 58. Ig. 
34—47, 149—155. 


) waſſerverſorgung, Abfuhr. 
Doebert: Müllbeſeitigg. BI SchrGer Med. 33. Bd. 347 —369. 
Gieſeler: Flußwaſſerreinigg. VISchrGer Med. 33 Bd. 183—188. 
Guttmann: Trinkwaſſerverſorgg. im Kr. Hadeln. VISchrGer Med. 
33. Bd. 111— 144. 
Leers: Trinkwaſſer. Friedreichs dl. 58. Ig. 106—119. 
Mohr: Anl. u. Kontr. v. Brunnen. ArztlSachvg. 13. Ig. 183 — 187. 


g) Yygiene der Profitution. 
Bloch: Kaſernierg. d. Proſtitution in Hannover. (15 S.) H., Schaper. 
Güth: Sittenpol. u. Hyg. d. Proſtitution. 3BekämpföGeſchlechtskr. 
6. Bd. 77—86. 
Hoegel: Strafrechtl. Bekämpfg. d. Geſchlechtskrkh. Oſt AG Z. 58. Ig. 


145— 148. 
h) Verſchiedenes. 
Dennler: Feuerbeſtattung. SeuffBl. 72. Ig. 106— 107. 
v. Doemming: Verpfl. z. Anlegg. u. Unterhaltg. von Begräbnis⸗ 
plätzen. PrVerwBl. 28. Ig. 885 —387. 


Munter: „Verſtadtlichg.“ d. Retigsweſ. MedRef. 15. Ig. 91. — 
Lennhoff: 127— 128. 
Stern, Jul.: Entwicklg. d. RNettungsweſ. ZArm W. 8. Ig. 33—57. 


Grotjahn: Lungenheitſtättenbewegg. MedRef. 15. Js. 219—2238. 
— 3Soz Med. 2. Bd. 196— 233. 
Holt: Entw. e. Quellenſchutzgeſ. DIZ. 12. Ig. 525 — 527. 


DV JechroffGgeſundh. 39. Bd. 


IV. Bildungsweſen. 
G. v. 8. 12. 06 betr. Abänd. d. 88 47, 49, 50 d. G. üb. d. 
Volksſchulw. v. 6. 5. 52 (Schulpfl.) SchwSS. 159. 
G. v. 18. 12. 06 betr. Fortbildgsſch. f. Mädchen. SchwSS. 161, 


Antoni: Volksſchulunterhaltgsgeſ. (X, 176 S.) Köln, Bachem, 06. 
v. Bremen: D. preuß. Volksſchule. (X, 188 S.) Stuttg., Cotta, 06 
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Ehrhardt: Unſ. Schulweſen (Ill. Bibl. d. R. u. Staatskde.) 

(132 S.) Stuttg., Moritz, 06. 

Geſetz betr. d. Unterh. d. öff. Volksſch. (36 S.) Langenſalza, Beyer, 06 

Heinemann: Handb. üb. d. Org. u. Verw. d. ſtaatl. Unterrichtsanſt. 
in Pr. 1. Lfg. (VI u. S. 1—106.) Potsd., Stein. 

Hirſch: Schulaufſ. in Pr. Kommun Pr. 7. Ig. 361 — 364. 

Hubrich: Beitr. z. preuß. Unterrichtsrecht. Hirths Ann. 40. Ig. 
16—26, 81—114. | 

Laacke u. Überfhaer: Schulrechtslexikon. II. Bd. 2. H. (III, II, 
80 S.) Langenſalza, Schulbuchh., 06. 

Marcks: G. betr. d. Unterh. d. öff. Volksſch. v. 28. 7. 06. Textausg. 
m. Anm. Bln., Guttentag, 06. 2 M. 

Makower: Ungültigkeit der 88 33, 35 —40 d. pr. Volksſchulgeſ. 
ggüb. d. NG. v. 3. 7. 69. JW. 36. Ig. 228— 229. 

Schreiber: Beteiligg. d. Staates an d. Volksſchullaſten in Pr. 
(Abh. aus d. Staats⸗ u. Verw.⸗R.) (60 S.) Bresl., Marcus. 

v. Stockhauſen: Wer trägt d. Koſten f. Feſtſetzg. u. Vollſtr. un⸗ 
einziehb. Schulverſäumnisſtr.? PrVolksſchularch. 6. Ig. 17—19. 

v. Tzſchoppe: D. Träger d. Volksſchullaſt. PrVerwBl. 28. Ig. 
309 —312, 605—611. 

Der Volksſchuldienſt in Weſtf. (VIII, 230 S.) Arnsberg, Stahl, 06. 

Werther: Anw. z. Ausf. d. pr. Volksſchulunterhaltgsgeſ., erl. am 
25. 2. 07 nebſt Sachreg. z. Volksſch. (16 S.) Bln., Geſchäftsſtelle 
d. „Keichsboten“. 

Werther: Pr. Volksſchulunterhaltgsgeſ. v. 28. 7. 06. 2. Aufl. (48 S.) 
Bln., Geſchäftsſtelle d. „Reichsboten“. 


V. Bauweſen. 


1 Quellen mm aupolizeirecht, ins beſ. ganerb nungen. 
* G. v. 12. 8. 07 betr. Anlegg. uſw. von Straßen uſw. Ries 8. 85. 


Allg. Bauordnung f. Heſſen, fortgef. v. Gläſſing. Mainz, Diemer, 06 


Baupol.⸗Ordg. f. d. platte Land d. Prov. Urdbg. (81 S.) Dranien⸗ 
burg, Möller. 

Baupol.⸗Ordg. f. d. Städte d. Reg.⸗Bez. Potsdam m. Ausn. v. 
Charlottenbg., Köpenick u. Teltow. (44 S.) Dranienburg, Möller. 

Baupol.⸗ V. f. d. Stadtkr. Liegnitz. (IV, 78 S.) L., Krumbhaar, 06. 

Entw. e. Bau⸗O. (154 S.) Stuttg., Grüninger. i 

Pol.⸗B. betr. d. Bauweſ. auf d. platten Land in d. Prov. Sachſen 
v. 20. 4. 1898, Neufaſſg. v. 15. 11. 00. 5. Aufl. (32 S.) Merſebg., 
Stollberg. 

Schoen: Baupol. Verordng. v. 5. 8. 1898 u. d. ſtraßenbaupol. Drtägef, 

v. Saarbr., St. Johann, Malſtatt⸗Büurbach. (88 S.) Saarbr., 
Schmidtke. 2 


. Einzelfragen ans dem Baumwelen, 
Boethke: „Architekt“. DIZ. 11. Ig. 1366— 1868. | 
Düring: R. d. Gemde., nach § 11 FluchtlG. e. Neubau uſw. üb. 
d. Fluchtlinie hinaus zu verſagen? PrVerw Bl. 28. Ig. 485 —491. 
Markull: Baupolizeiliches aus d. Ripr. d. höchſt. Gerichtsh. Selbſtverw. 
84. Ig. 17—20, 38—35. 
Markull: Zu $ 11 d. FluchtlG. PrVerwBl. 


3. Seimatſchuz . Verbingungswelen. 

Mf. v. 12. 2. 07 betr. Geyalig u. Pflege d. Naturdenkmäler. Br: 
Inn VerwMöol. 85. 

v. Boenigk: Geſetzentw. üb. Landſchafts ſchut. 
241 — 247. 

Hdeimatsſchutz. Nach e. Ref. v. Schaumann. DGemg. 46. Ig. 
87—41. 

Verunſtaltg. v. Ortſch. uſw. DGemzgZ. 46. Ig. 


28. Jg. 627-630. 


DWirtſch Z. 3. Ig. 


97—101. 


* MB. v. 3. 1. 07 betr. d. Verdingungsweſen. Dab Bl. 41. 
58 
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VI. Agrarrecht. — Waſſerrecht. — Enteignung. 
Gerlach: Beſchlüſſe d. oſtpr. Gen.⸗Landtags üb. d. Entſchuldungs⸗ 
vorlage. BankArch. 6. Ig. 148—149. 
Gerlach: Entſchuldg. d. ländl. Grbeig. (24 S.) Bln., Guttentag. 
— Bankarch. 6. Ig. 108—114. 


* G. v. 31 12. 06 betr. And. d. Deichordng. v. 8. 6. 55. Old GBl. 
36. Bd. 17. 

* G. v. 8. 3. 07 betr. Schutz d. Waſſerleitgn. Ri GS. 19. 

* Waſſergeſ. f. Bay. v. 28. 3. 07. Bay Bl. 157. 

Georgi: D. ſächſ. Waſſergeſetzentw. (IV, 142 S.) Lpzg., Dunker & H. 
— Jahns: Sächſ Arch. 2. Ig. 27—33, 50 —54, 79—82. 

Obermeyer: Z. Waſſergeſetzentw. Bay Z. 3. Ig. 98 —100. 

Riemann: Waſſerr. d. Prov. Schleſien. 


* G. v. 9. 4. 07 z. Abänd. u. Ergänzg. einiger Beſtgn. üb. d. Zwgs⸗ 
enteigngsverf. Räs GS. 22. 

Eger: Beitr. z. Erltrg. d. pr. EnteignG. v. 11. 6. 74. EifenbE. 
23. Bd. 212 — 214. 

Eger: Feſtſtellg. d. Entſchädgg. im preuß. Enteignungsverf. Pr⸗ 
Verwl. 28. Ig. 387390, 427—432, 448—450. 

Aus d. Enteignungsrecht. Grdeig. 25. Ig. 1354 — 18355. 

Fuchs: Aus d. EnteignR. Recht. 11. Ig. 74 — 75. 

Geigel: Ldspol. ggüb. Reichsbahnen. EIS. 32. Ig. 52—54. 

Holtz: Entw. e. Quellenſchutzgeſ. DIZ. 12. Ig. 525— 527. 


VII. Land- und Forſtwirtſchaft; Bergbau. 


1. Jandirtſchaft, Peterinirweſen. 
Denkſchrift üb. d. Ausf. d. Gef. v. 26. 4. 1886 betr. Befördrg. 


dtſch. Anſiedlgn. in Weſtpr. u. Poſen. (Abg.⸗H. Druckſ. Nr. 56.) - 


(22 u. 587 S.) Bln., Möſer. 
Edelmann: Sächſ. Schlachtvieh⸗Verſichgsgeſetzgbg. (VIII, 95 S.) 
Lpzg., Noßb. 
Lautzſch: Sächſ. Zuchtbullengeſ. v. 30. 4. 06. (VII, 52 S.) Lpzg., Roßb. 
Schlegelberger: D. Landarbeiterrecht. (XII, 240 S.) Bln., Heymann. 
Unfallverhütung in d. Landw. MBlArbVerſ. 1. Ig. 4—7. 
Verzeichnis d. i. D. R. beſteh. Landw.⸗Kammern. (14 S.) Bln., Mittler. 
Vorſchriften f. d. Veterinärweſen in Bayern. Hrsg. v. Vogel. 
1. Bd. (Nr. 1 16 S.) Mchn., Schaper. 


L. Forſtweſen; Jagd und Fiſcherei.) 

Mf. v. 23. 2. 07 betr. d. Vogelſchutz. WürttRBl. 57. 

*NachtrG. v. 2. 3. 07 z. G. v. 29. 12. 70 z. Schutz d. Holzungen uſw. 
Rägs GS. 13. 

Pol B. v. 24. 11. 06 betr. Feld: u. Forſtſchuz. SchLeLand V. 507. 

Bruch: Jagd⸗ u. Vogelſchutzgeſetzgbg. in Elſ. (IX, 216 S.) Straßb., 
Trübner. 

Ebner: Jagd in Feſtungswerken. Verw Arch. 15. Bd. 111—119. 

Ebner: Jagdſchein d. Fiſchereiberechtigten. (§ 45 FiſchG.) JJagdr. 
1. Ig. 135— 136. 

Flemming: Geſetze uſw., die auf d. Forſtweſen Bezug haben. 
I. für Sachſen. II. für d. D. Reich. Bln., Parey. EM. 

Kunze: Jagderlaubnisſcheine. ZJagdr. 1. Ig. 3—4, 17— 18. 

Lehfeld: 8. Ausl. d. JagdverwG. v. 4. 7. 05. PrVerwBl. 28. Ig. 
595 — 596. 

Ritzmann: 8. pfälz. Forſtpolizeir. Bayg. 3. Ig. 181—182. 

Unfallverhütg. in d. Forſtwirtſch. MBlArbVerſ. 1. Ig. 4— 7. 

Zeitſchr. f. Jagdr., Jagdſchutz u. Jagdwirtſch. Hrsg. v. Ebner. 
1. Ig. 07. 24 H. (1. H. 16 u. 7 S.) Bln., Heymann. 


) Vgl. a. Landesprwwatrecht. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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3. Bersban.) 
Hahn, J.: D. neue pr. Knappſchaftsgeſ. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 40—64. 
Halbach: ArbVerſ. u. Knappſchaftsvereine. (IV, 234 S.) Tpzg., 
Hirſchfeld, 06. 
Neuhaus: Arbeitslohn u. Arbeitsleiſtg. d. Arb. im Steinkohlen⸗ 
bergbau Pr. v. 1891—1905. Soz Kultur. 27. Ig. 198 — 214. 
Der Staat u. d. Monopolbildung im Bergbau. DOk. 25. Ig. 65—66. 


VIII. Handel und Gewerbe. 
1. Allgemeines. — Kartellweſen. — Handelskammern. 
Ausf. v. 28. 2. 07 z. RG. v. 7.1.07 betr. Abänd. d. GewD. 
SchwSGS. 9. 
5G. v. 7.1.07 betr. Abänd. d. Gewod. NGBL 3. 
NV. v. 5. 3. 07 betr. Abänd. d. Vollzugs B. z. Gew. BadGBl. 151. 
„B. v. 22. 3. 07 z. Ausf. d. RG. v. 7. 1. 07 betr. Abänd. d. Gew. 
Birk Bl. 347. 
»Allerh B. v. 7. 2. 07 betr. d. Gewerbeaufſichtsbeamten. Bay Bl. 73. 
Entw. e. G. betr. Abänd. d. GewO. (18 S.) Bln., Heymann. 
Hoffmann: Gewd. m. AusfBeſtgn. f. d. D. R. u. Pr., 6. A. 
(XXIV, 1183 S.) Bln., Heymann. 


Denkſchr. üb. d. Kartellweſen. DInd Z. 26. Ig. 185 — 18. 

Kartelle u. Synd. DIndZ. 26. Ig. 100 — 102. 

Müller: Rechtsformen d. Kartelle. (Diſſ.) (58 S.) Stuttg., 
Grüninger. BE 


Handelskammergeſ. nebſt AusfB. (16 S.) Weimar, Böhlau. 
Verz. d. im D. R. beſtehd. Hdlskammern. (14 S.) Bl., Mittler. 


2. Gewerbliches Nomeſſtonsweſen.“) 

* Mf. v. 26. 2 07 betr. Abänd. d. GewO. in bez. auf d. Betr. d. 
Gew. als Bauunternehmer uſw. PrInnVerwMBl. 104. 

* MPf. v. 4. 2. 07 u. Bk. betr. d. Gewerbebetr. d. Pfandleiher. 
PrInnVerwMpl. 95. 

* Allg Vf. v. 22. 12. 06 betr. Abänd. d. Vorſchr. üb. d. Gewerbebetr. d. 
Rechtskonſul. u. Auskunfteien. PrJMBl. 572. 

Boethke: „Architekt.“ DIZ. 11. Ig 1366 — 1368. 

Fuld: Handel m. Eſſenzen konzeſſionspfl.? Selbſtverw. 84. Ig. 
241 — 242. 

Fuld: Rechtsbureau d. Vereine anmeldepfl.? 
281 — 283. 

Gerland: Erlöſchen e. gewerbl. Genehmigg. durch Verzicht. 
PrVerwBl. 28. Ig. 565—567. 

Hedemann: Z. Gefinderechtsreform. [Geſindemäkler.] DIZ. 11. Ig. 
1338 — 1343. 

Hilfe: Bekämpfg. d. Bauſchwindels u. Schwindelbaus. Selbſtverw. 
84. Ig. 146— 148. 

Hoffmann, F.: Vorſchr. f. d. Geſch.⸗Betr. d. Geſindevermieter u. 
Stellenvermittler. Erl. 2. A. (III, 65 S.) Bln., Heymann. 
Piutti: Wiederholg. v. Antr. auf Schankkonzeſſion. Geſ. u. N. 8. Ig. 

262 —266. 
v. Welck: Rechtskonſulenten u. Rechtsauskunftſtellen. Fiſchers Z. 
32. Bd. 1—384. 


3. Verhältniſſe der Angeſtellten und Arbeiter.) 
a) Tarif- und Akkordvertrag. 
Bartſch: Franzöſ. Geſetzentw. üb. d. Arbeitsvertr. Oſt aG Z. 58. Ig. 
121-123, 129—181. 


Brunhuber: Kollekt. Arbeitsvertr. u. d. Privatbeamten SozpPr. 
16. Ig. 808—311, 329—834. 


5 Schankpolizei ſ. Ordnungs⸗ u. Sittenpolizei; Apothekenweſen 
ſ. Medizinalperſonen. 
). Vgl. a. Fürſorgeweſ. b, ſoz. Berſicherungsweſ., ſoz. Med. u. Hyg. e. 


Selbſtverw. 34. Ig. 


36. Jahrgang. 


Geßler: Gew. Akkordvertr. Bay. 3. Ig. 140 — 142. n 

Imle: Tarifvertr. (VI, 159 S.) Jena, Fiſcher. 

Leo, Viktor: D. Tarifvertr. als internat. 88 vlderglg. 
2. Ig. 438—443. 

Reſchelſohn: Lohntarifv. SozPr. 16. Ig. 673—677, 697700. 

Neve: Tarifvertr. Conrads J. 33. Bd. 89— 100. 

Oertmann: Tarifvertr. 3Soz W. 10. Ig. 1— 29. 

Brenner: Tarifvertr. Seuff Bl. 72. Ig. 178 — 186, 222 — 226. 

Rode: Tarifgem. (32 S.) Lpzg., Diebener. 

Steinmann⸗Bücher: Tarifvertr. DInd Z. 26. Ig. 15—17. 


b) Sonſtiges zur ſoztalen und rechtlichen Stellung der Arbeiter 
und Angeſtellten.) 

Arbeits verh. d. Holgsgeh. in kl. Gmdn. ArchKfmSoz Pol. 4. Bd. 
20 —25. 

Bericht d. XIV. Kommiſſ. üb. 1. d. Antr. betr. Abänd. d. § 63 
HGB. — Nr. 58 d. Druckſ. — 2. d. Antr. betr. d. Rechtsverh. 
d. techn. Angeſt. — Nr. 241 d. Druckſ. — 3. d. Antr. betr. Ab⸗ 
änd. d. GewO. — Nr. 59 d. Druckſ. (35 S.) Bln., Heymann, 06 

Delcourt: D. neue frz. G. üb. d. wöchentl. Ruhetag d. Arb. u. d. 
Schwierigk. |. Ausf. Hirths Ann. 40. Ig. 115—127. 

Eſche: Arbeitsordng. u. Arbeiterausſchuß. (47 S.) Dresden, 
v. Zahn & J. 

Fehlinger: Über Lohnſtatiſtik. Hirths Ann. 40. Ig. 61 — 70. 

Giſi: Einigsamt u. Schiedsger. z. Löſg. v. Kollektivkonflikten zw. 
Arb.⸗gebern u.⸗nehmern. (IV, 215 S.) Baſel, Helbing & Lichtenhahn. 

Haberland: Feier d. Sonn⸗ u. Feſttage nach pr.⸗diſch. R. (48 S.) 
Königsberg, Beerwald. 

Harms: Maximalarbeitstag. (51 S.) Tbgn., Laupp. 

Heißner: Gewinnbeteiligung d. Arbeiter in Dtſchld. Hirths Ann. 
40. Ig. 50—60, 128 —154. 

Jeidels: Methoden d. Arbeiterentlöhng. in d. rhein.⸗weſtf. sun 
(VI, 332 S.) Bln., Simion. 


Koch: Arbeiterausſchüſſe. (XV, 160 S.) M.⸗Gladb., Bentaff. v d. 


Volksv. f. d. kath. Dtſchld. 
Sonntagsruhe in Bay. ArchKfmSozpol. 4. Bd. 1— 20. 
Urlaubserteilg. an Angeſt. u. Arb. Arb Freund. 45. Ig. 88—92. 


IX. Bank. und Börſenweſen; ) Kredit- und Sparkaſſenweſen, 
Lotterie. 

Arnold: Bedtg. d. Giroguth. f. d. Bankpol. BankArch. 6. Ig. 55—61. 
Conrad: Poſtſcheckverkehr. Leipzg. 1. Ig. 388 — 341. 

Kohler: Hypothekenbanktreuhänder. BankArch. 6. Ig. 121 — 125. 
Krämer: Poſtbankweſen. Conrads J. 88. Bd. 209 — 240. 
Staats aufſicht u. Hypothekengeſchäft. ZAktW. 17. Ig. 25— 28. 
Steinmann⸗Bucher: D. Großbanken 1906. DInd Z. 26. Ig. 

172— 178, 183 —185. 
Stillich: Gelb: u. Bankweſen. (263 S.) Bln., Curtius. 


Börſengeſetzreform. Dok. 25. Ig. 11—13, 227 — 229. 

Neukamp: 8. 10j. Zub. d. Börſ. BankArch. 6. Ig. 81—88. 

Nueſch: D. Berl. Getreidehandel unter d. Börſc. Conrads J. 
88. Bd. 21—56, 145—177. 

Trumpler: D. neuen Frankfurter Börſenuſancen. BankArch. 6. Ig. 
128—183, 

Wie kann d. Börfe mehr d. Allgemeinh. dienſtb. gemacht w.? 
Schmollers J. 31. Ig. 1. H. 119— 148. 


Görtz: Verf. u. Verw. d. ſchleſ. Landſch. 4. Aufl. (XXXII, 296 S.) 
Bresl., Korn. 


9 Gewerbl. Berufsvereine l. BOB.: Jur. Perf. 
"*) Bol. a. Handelsrecht (Bank- u. Vörſengeſch.). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— 


459 


Götting: Sparkaſſenweſ. in Pr. Sparkaſſe 07. 73 — 75. 

v. Knebel⸗Doeberitz: Sparkaſſenweſen in Pr. (XII, 228 S.) 
Bln., Mittler. — MSchr DBeamte. 31. Ig. 164 — 166, 184 — 186. 

Poſtſparkaſſen: Sparkaſſe 07. 255 —256, 303 — 305. 

Riedel: D. allg. Scheckverkehr u. d. Spark. Sparkaſſe 07. 305 —306. 

Sparkaſſen — Reichs⸗ u. Staatsſchuldbuch. Sparkaſſe 07. 75 — 77. 

Sparkaſſen u. Staatskredit. Sparkaſſe 07. 306. 

Zieme: Poſtſparkaſſen. Neue Zeit. 25. Ig. 173—174. 


* B. v. 12. 11. 06 betr. Veröff. d. Lotterievertr. zw. Pr. u. Braunſchw. 
BraunſchwGS. 521. 


X. Maß und Gewichtsweſen. 


Bericht d. IX. Kommiſſion üb. d. Entw. e. Maß⸗ u. Gewichts⸗O. 
— Nr. 33 d. Druckſ. (51 S.) Bln., Heymann, 06. 
Berftaatlichg. d. Eichämter. DGem Z. 46. Ig. 25 — 29. 


XI. Verkehrsweſen.“) 
1. Eiſenbahnen. — Poſt und Celegraphie. 
* MErl. v. 20. 12. 06 betr. Erholgsurlaub d. Arb. PrEiſenbVBl. 673. 
Geigel: Ospol. ggüb. Reichsbahnen. Elſg. 32. Ig. 52—54. 
Kittel: Rechtsſtellg. d. Straßenbahnunternehmers z. Staat u. 
Gmde. Eiſenbck. 23. Bd. 191—199, 327386. 
Rüdlin: Wohlfahrtseinrichtgn. d. preuß.⸗hefſ. Eiſenbahngem. 1905 
ArchEiſenb W. 1907. 47— 135, 368398. N 
Stieler: Entw. e. neuen EBD. DWirtſchZ. 3. Ig. 295 — 301. 
Störk: Zuſtimmungsvertr. zw. Stadtgem. u. Straßenbahnunternehmer. 
EiſenbE. 23. Bd. 205 — 209. 
de Terra: Sozialpol. in d. Eiſenbahnverw. Arb Freund. 45. Ig. 30—33. 
Berwaltgsordng. f. d. Staatseiſenb. (34 S.) Bln., Heymann. 
Verzeichnis ſämtl. Tarife, an denen d. dtſch. Eiſenb. beteiligt ſind. 
Stand vom 1. 1. 07. (161 S.) Bln., Springer. 
Wohlfahrts einrichtgn. d. bay. Staatsbahnen 1905. ArchEiſenb W. 
1907. 726 — 784. 


* ME. v. 80. 1. 07 betr. Neuregelg. d. bay. Portofreiheitsweſ. 
Bay Bl. 33. 

* AllerhV. v. 18. 12. 06 betr. d. Verwaltgsordng. f. d. Verkehrsanſt. 
Bay Bl. 880. 

Cohn, Georg: Schweiz. BG. betr. Poſtſcheck⸗ u. Giroverkehr. Gold⸗ 
ſchmidts Z. 57. Bd. 602—656. 

Neuregelg. d. Verw. d. bay. Verkehrsweſ. Arch pPoſtTelegr. 07. 
212—214. 

Perſuhn: Unſ. Poſtweſ. (Bibl. d. R. u. Staatskde.) (176 S.) 
Stuttg., Moritz. 


2. Schiffahrt und Waſſerſtraſſen.) 

* V. v. 25. 2. 07 betr. Einſetzg. v. Waſſerſtraßenbeiräten f. d. ftaatl. 
Waſſerbauverw. PrGS. 31. 

V. v. 7. 2. 07 betr. Lotſenſignal⸗BD. RGBl. 27. 

Arndt: Schiffahrtsabg. (48 S.) Bln., Häring. 

Bornhak: D. Streit um d. Schiffahrtsabg. PrVerwBl. 28. Ig. 
585586. 

Delbrück: Denkſchr. v. 1848 üb. d. Negelg. d. Verh. d. Waſſerſtr. 
Hrsg. v. Karſt. (IV, 19 S.) Dresden, Heinrich. 

Mayer, Otto: Stud. z. Rheinſchiffahrtsakte. Hirths Ann. 40. Jg. 
1-15. 

Peters: Schiffahrtsabg. auf nat. Waſſerſtr. (IX, 49 S.) CLpzg., 
Duncker & H. 

Piloty: D. RN. d. Schiffahrtzabg. (VIII, 80 S.) Töbgn., Laupp. 


*) Bol. a. Internat. Verkehrsrecht. 


0) Bol. a. See und Binnenſchiffahrtsrecht. 
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Röder: Theorie d. Zuwachstonne auf d. Eiſenbahn als Beweis⸗ 
mittel f. d. Einführg. d. Schiſſahrtsabg. Hirths Ann. 40. Ig. 
71-75. 


3. Wegerecht. — Antomobilverkehr. 
* G. v. 14. 12. 06 betr. wegerechtl. Vorſchr. SchwSGS. 163. 
* MV. v. 6. 3. 07 betr. d. Straßenpol. Bad GBl. 157. 
* PolV. v. 13. 4. 07 betr. d. Nadfahrverkehr. SchLLand B. 81. 
* Wegepolizeiordng. v. 27. 12. 06. SchwSGS. 165. 
Bail: Straßenreinigg. in e. hannov. Stadt. PrVerwl. 28. Ig. 
555— 557. 
Entw. e. Wegeordnung f. d. Prov. Poſen. (38 S.) Bl., Heymann. 
Germershauſen: Wegerecht i. Pr. 1. Bd. 3. A. (XI, 912 S.) 
Bln., Heymann. 
Koehne: Wegeeinziehg. u. ⸗verlegg. Selbſtverw. 34. Ig. 257— 259. 
Schultzenſtein, M.: Sraßenreinigg. Gel. u. R. 8. Ig. 289 — 296. 
Verordn. üb. Straßenpolizei. (54 S.) Weimar, Böhlau. 


Mk. v. 14. 2. 07 betr. Vollz. d. oberpol. Vſchr. üb. d. Verk. m. 
Kraftfahrz. Bay GGBl. 88. 

* NV. v. 28. 12. 06 betr. d. Verk. m. Kraftfahrz. SchwSGS. 177. 

Landespol.⸗V. betr. d. Verkehr m. Kraftfahrz. in Anhalt. (82 S.) 
Deſſau, Dünnhaupt, 06. 

Meili: Kodifik. d. Automobilr. (IV, 188 S.) Wien, Manz. 

Regelg. d. Verkehrs m. Kraftfahrz. auf d. platten Lande. Bln., 
Parey, 06. 1 M. 

Vollmer: D. i. Kgr. Sachſen geltd. Beſtgn f. Kraftfahrz. (IV, 
89 S.) Lpzg., Noßberg. 

Zu ſammenſtellg. d. auf d. Gebr. v. Kraftfahrz. bez. gef. u. pol. 
Beſtgn. (52 S.) Arnsberg, Becker, 06 


XII. Heer und Flotte. 

* G. v. 8. 4. 07 betr. d. Hinterbl.⸗Berſichgs⸗ u. d. NInvalidenfonds. 
RGBl. 89. 

* NV. v. 24. 12. 06 betr. Reiſeentſch. d. Militärperſ. SächſIJMBl. 127. 

Düring: Offizierpenſionsgeſetz v. 31. 5. 06. (X, 141 S.) Bln., 
Mittler & Sohn, 06. 

Erzberger: D. neue MilPenſG. f. Mannſch. u. Mil Anwärter. 3. Aufl. 
(74 S.) Bln., Germania, 06. 

Jacquin: Zu 8 3 d. Naturalleiſtgsgeſ. Bay Z. 3. Ig. 169. 

Jaeniſch: D. Militärkonventionen u. d. Einheitl. d. Neichsheeres. 
(Diff) (V, 60 S.) Bln., Günther. 

Romen: Militärpenſionsgeſ. v. 81. 5. 06. Bln., Guttentag, 8,50 M. 

Schwenger: Staatsbürg. Sonderſtellg. d. Militärſtandes. (Abh. 
aus d. Staats⸗, Verw.⸗ u. Völkerrecht.) (VIII, 129 S.) Tübgn., Mohr. 

Siber: Mannſchaftsverſorggsgeſ. v. 31. 5. 06. (VII, 152 S.) 
Bln., Mittler & S., 06. 


XIII. Kolonialweſen. 


Arning: D. ⸗Oſtafr. im J. 1905/06. DͤKol Z. 24. Ig. 144. 

Denkſchr. d. Kol Verw. üb. d. Eiſenb. in Afrika. DInd.Z. 26. Jg. 
199 — 200. 

D. Eiſenbahnen Afrikas. Dol Z. 24. Ig. 188 — 189, 198 — 199. 

Entwicklg. Kameruns nach d. amtl. JBer. f. 1905/06. Dol. 
24. Ig. 116— 117, 123— 124. 

Glauning: Strafvollz. auf Sachalin. BlGefängnK. 41. Bd. 115—133. 

Grotewold: Unſ. Kol Weſ. (Bibl. d. N.⸗ u. Staatskde.) (248 S.) 
Stuttg., Moritz. 

Hatſchek: Staatsrechtl. Ausgeſtaltg. d. brit. Imperialismus. ZVölkR. 
1. Bd. 433 — 455. 

Haushaltsetat f. d. Schutzgeb. auf d. J. 07. Bln., Möfer, 06. — 
5,50 M. 

Herfurth: Zielpunkte d. dtſch. Kol Weſ. KolZ. 8. Ig. 41—42. 
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Neumeyer: D. diſch. Schubgeb. als „Ausland - 


M 13. 1907. 


v. Hoffmann: Dtſches Kolonialrecht. (150 S.) Sammlg. Göſchen. Lpzg. 
Recht. 10. Ig. 
1431 — 1433. 


Reinecke: Entwicklg. d. Südſeeſchutzgeb. DKol Z. 24. Ig. 136 —137. 
Wettſtein: Straſverſchickg. in 8 Kolonien. (IV, 24 S.) Zürich, 
Zürcher & F. 


Zorn, Ph.: Koln. Dol Z. 24. Ig. 193. 


XIV. Finanzweſen.) 
1. Etats-, Kaſſen- und RNechuungsweſen. 

G. v. 8. 4. 07 betr. d. Hinterbliebenen⸗Verſichgsfonds u. d. Reichs⸗ 
invalidenfonds. RGBl. 89. 

Haushaltsetat f. d. Schutzgeb. auf d. J. 07. Bln., Möfer, 06. — 
5,50 M. 

Kurnatowski: Geſch Anw. f. d. Rentmeiſter d. kgl. Kreiskaſſen v. 
19. 12. 1894 u. Anleitg. d. Oberrechngsk. v. 5. 2. 1896 z. Aufſtellg. 
d. Nechng. üb. d. dir. Steuern. (183 S.) Arnsberg, Becker, 06 

Loeffler: Notw. Andgn. unſ. Etats⸗, Kaſſen⸗ u. Rechnungsweſ. 
Conrads J. 33. Bd. 195— 208. 

Reichshaushalts⸗Etat f. d. J. O07. 2 Bde. Bln., Möſer, 06. 18 M. 

Schulze: Sächſ. Etatsgeſ. v. 1. 7. 04 u. Geſ. betr. d. Oberrechngs⸗ 
kammer v. 30. 6. 04. (VIII, 79 S.) Lpzg., Noßb. 

Schwarz: Form. Finanzverw. in Pr. u. im Reich. (VIII, 177 S.) 
Bln., Heymann. 

Staatshaushalts⸗Etat (Kgr. Preußen) f. 1907. 8 Bde. Bln., 
Möſer. 20 M. 

Thrän: Ausgaben d. D. N. f. internat. Zwecke. dirths Ann. 40. Ig. 
309—814. 

2. Steuern. 


a) Allgemeines. 

Egner u. Schuemacher: Unſer Zoll⸗ u. Steuerweſen. (Ill. Bibl. 
d. Rechts⸗ u. Staatsk.) (215 S.) Stuttg., Moritz. 

Gutmann: Neuordng. d. Reichshaushalts. ZZollw. 7. Bd. 50 —53. 

Hand buch f. d. Voreinſchätzgs⸗Kommiſſ. (48 S.) Mgdbg., Zacharias, 06. 

Jentſch: Z. Reichsſteuerref. Grenzboten. 66. Ig. 171—181. 

Joneweit: Anleitg. z. Aufſtellg. d. Steuererkl. (82 S.) Neumark, 
Koepke, 06 

Kockerols: D. Generaldirektor des Thüring. Zoll⸗ u. Steuervereins. 
DNotVB. 6. Ig. 805— 807. 

Kunze u. Kautz: Rechtsgrdſ. d. pr. OVG. 4. Aufl. 3. Bd.: Entſch. 
in Komm.⸗ u. Staatsſteuerangeleg. Bearb. v. Kautz. Ergzgsbd. 
05/06. (X, 312 S.) Bln., Guttentag. 

Prakt. Ratgeber f. ſteuerzahld. Bürger. 2. A. (144 S.) Mülheim, 
Bagel, 06. 

D. Reklamation gg. zu hohe Steuerveranlgg. (64 S.) Bln., Schwarz. 

Rohde: Auszug aus d. Entſch. d. pr. DVS. in Staatsſteuerſ. 
PrVerwl. 28. Ig. 219—220, 239— 240, 274—275, 293— 294, 
314 —315, 832 — 333, 390 — 392, 409 —4 10, 491—492, 509—511, 
528 — 529, 567 — 569, 589 —592, 611—618. 

D. Steuerreklamant, Ausg. A f. Deklarationspfl. (31 S.) Ausg. B 
f. Arb. u. Gew.⸗Trbde ohne Dekl.⸗Zwang. (15 S.) Duisbg., Lange. 

Tauſchel: Erhebg. u. Beitrelbg. v. Staats⸗ u. Gmdeſteuern. (VIII, 
118 S.) Potsd., Stein, 06. 

Touſſaint: Richtige Steuern⸗Einſchätzung u. Reklamationen nach 

d. neueſt. geſ. Beſtgn. 12. Aufl. (111 S.) Brſchwg., Euler. 

Trautvetter: Steuerſtundg. Bank Arch. 6. Ig. 145 — 148. 


b) Direkte Steuern. 


* G. v. 4. 3. 07 betr. Ergänzg. d. G. üb. Aufh. dir. Staatsſt. u. 
Regelg. v. Gmdeſteuern v. 9. 5. 06. ScheLand B. 27. 


) Vgl. a. Kommunales Finam⸗ u. Steuerrecht. 


36. Jahrgang. 


Hegelmaier: D. dir. Steuern in Württ. (IV, 117 S.) Stuttg., 
Kohlhammer, 06. 

Statiſt. Mitteilgn. aus d. Verw. d. direkten Steuern im Kgr. Sachſen. 
VIII. Bd. 5. u. 6. H. (XIII u. S. 317—465). Dresden, Heinrich. 


a) Einkommen⸗ und Vermögensſteuer. 

* MBk. v. 12. 2. 07 betr. AusfBeſtgn. z. Eink StG. v. 12. 5. 06. 
Old GBl. 77. 

Beweislaſt in EinkStBeſchwerdeſ. Württ Z. 49. Ig. 124 — 126. 

Dasbach: D. pr. EinkStG. v. 19 6. 06. Erl. (Keils Rechtsbibl.) 
(71 S.) Trier, Paulinus⸗Dr. 

Einkommenſteuer d. kleinen Geſchäftsmannes u. Handwerkers⸗ 
(16 S.) Arnsberg, Stahl. 

Fernow: EinkStG. Textausg. m. Anm. 6. Aufl. Bln., Guttentag, 3 M. 
Fuiſting: D. preuß. dir. Steuern. 1. Bd. Komm. z. Eink StG. 
7. Aufl. (XX, 993 S.) Bln., Heymann. 
Heydeck: Anw. zur Steuereinſchätzung. 1. Tl.: 

Kgsbg., Beyer, 1,50 M. 

Kamm: Steuerdeklaration d. Arzte u. Zahnärzte. 3. Aufl. (66 S.) 
Bresl., Preuß & J. 

Kieſel: Einkommenſteuerpfl. d. Berufsvereine. DIZ. 11. Ig. 
1308 — 1310. 

Lachmund: Prakt. Ratg. in EinkStSachen. (VII, 84 S.) Bresl., 
Selbſtv., 06 

Ludwig⸗Wolf: Sächſ. EinkStG. v. 24. 7. 00. 2. Aufl. (IV, 110 S.) 
Lpzg., Roßb. 

Maatz: D. kfm. Bilanz u. das ſteuerbare Einkommen. 4. Aufl. 
(VIII, 346 S.) Bln., Heymann. 

Mitteilgn. aus d. Verw. d. dir. Steuern i. pr. St. Statiſtik d. 
pr. Einkſteuerveranlagg. für 06. Bl., Verl. d. k. ſtatiſt. Landes: 
amts, 06. 5 M. 

Piſtorius: Beweislaſt in Einkommenſteuer⸗Beſchwerdeſachen. Württ. 
49. Ig. 54—61. 

Rodig: Wirkgn. d. pr. EinkStG. v. 19. 6. 06 auf d. Beſteuerg. 
d. Arb.⸗ Haushalts. Soz Pr. 16. Ig. 401 —404. 

Rohde: Auszug aus d. Entſch. d. OVG. in Staatsſteuerſ. 12. Bd. 
Abt. I: Eink.⸗ u. Ergänzgsſt. (96 S.) Bln., Heymann. 

Die Selbſteinſchätzung nach d. EinkStG. v. 19. 6. 06. (48 S.) 
Arnsberg, Stahl. 


EinkSt. 6. Aufl. 


Sodoffsky: Ertrags⸗ od. Perſonalbeſteuerung? (VII, 87 S.) 
Riga, Plates, 06. 
Weſemann: Zuſammenſt. d. wichtigſt. Beſtgn. d. pr. Eink.⸗ u. 


ErgänzStG. (34 S.) Hann., Hahn. 
Weſthoff: EinkBeſteuerg. d. Gewerkſch. ZBergr. 48. Ig. 76—112. 
v. Wilmowski: D. pr. EintSt®. 2. Aufl. (XII, 254 S.) Bresl., Kern. 
Zeitl. Wirkſamkeit d. Tantiemeſteuer. ZAkt W. 17. Ig. 49—52. 
Zimmermann: Bad. EinkStG. v. 20. 6. 84. (Langs Sammlg.) 
(XXVIII, 348 S.) Karlsr., L. 


* MBk. v. 12. 2. 07 betr. Ausf BBeſtgn. z. VermögStG. v. 12. 5. 06. 
Old GBl. 359. 

* MV. v. 24. 11. 06 betr. d. Vollz. d. Vermögensſteuergeſ. v. 
28. 9. 06. Bad GBl. 721. 

* 258. v. 8.3.07 betr. d. Inkrafttreten d. Vermög StG. v. 9. 5. 06. 
SchLLand V. 28. 

Sächſ. Ergänz StG. v. 2. 7. 02. 2. Aufl. (VIII, 152 u. 8 S.) 
Lpzg., Roßb. 

Frey: BadVermögensſteuergeſ. 3. Aufl. (70 S.) Emmendgn., Dölter. 

Heinrich: Steuerkl. u. Bermögensanzeige. (VI, 68 u. 32 S.) 
Wiesb., Plaum. 

Juſt: Sächſ. G. d. Abänd. d. Ergänzgs StG. v. 2. 7. 02 betr. v. 
21. 4. 06 nebſt Ausf Beſt. (63 S.) Lpzg., Roßberg. 

Ludwig⸗Wolf: Sächſ. Ergänzgs StG. nebſt Ausf V. u. Inſtr. 2. auf. 
(VI, 132 S.) Lpzg., Rofberg. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


461 


Rohde: Auszug aus d. Entſch. d. OVG. in Staatsſteuerſ. 12. Bd. 
Abt. IJ. (96 S.) Bln., Heymann. 

Vermögens StG. (112 S.) Karlsr., Müller, 06. 

Weſemann: D. wichtigſten Beſtgn. d. pr. Eink.⸗ u. ErgänzStG. 
(34 S.) Hann., Hahn. 

Zehnter: BadVermögensſtG. v. 28. 9. 06. (VI, 216 S.) Mann⸗ 
heim, Bensheimer. 

f 6) Ertragsſteuern. 

Roſendorff: Immobiliar⸗Beſteuerg. v. AktKdtGeſ. in Elſ.⸗Lothr. 
DIZ. 11. Ig. 1369. 

Sodoffsky: Ertrags⸗ od. Perſonalbeſteuerg.? (VII, 87 S.) Riga, 
Plates, 06. 

Yblagger: Vorſchr. d. bay. KapRentStG. üb. Steuernachholg. 
Bay Z. 2. Ig. 453—457. 

v. Ziegler: Mittel z. Erzielg. vollſtd. Kap.⸗Rentenbeſteuerg. Hirths⸗ 
Ann. 40. Ig. 241 — 265. 


c) Indirekte Steuern. 
a) Verbrauchsſteuern. 
Branntweinſteuer⸗Ausf.⸗Beſtgn. 2. Tl.: 
2. Aufl. (278 S.) Bln., Eiſenſchmidt. 
Düffe: Brauſteuergeſ. v. 3. 6. 06. (V, 352 S.) Bln., Guttentag. 
Noepftorff: D. vorläufige Kontingentsminderung innerh. d. Kon⸗ 
tingentsperiode. ZZollw. 6. Bd. 288 — 292. 


Brennereiordng. 


6) Verkehrs ſteuern. (Erbſchaftsſteuer. — Stempelgeſetze.) ) 

* G. v. 30. 3. 07 betr. Erhebg. v. Zuſchl. z. RKErbſchSt. HeſſRBl. 251. 

* G. v. 16. 11. 06 betr. Zuſchläge z. NErbſch St. u. d. Erbſchaftsabg. 
LübGS. Nr. 99. 

* MBk. v. 16. 2. 07 betr. Erhebg. d. ErbſchSt. v. d. Nachlaß e. 
Ruſſen. BayJMBl. 68. 

* MB. v. 7. 12. 06 betr. Mittlgn. an d. Erbſchaftsſteuerämter üb. 
d. Todesfälle ruſſ. Staatsangeh. Württ IMDB. 190. 

* MV. v. 12. 12. 06 betr. Ausf. d. NErbſch StG. v. 3. 6. 06. 
SchwRS. 07. 1. 

* MV. v. 23. 11. 06 betr. d. Einfl. d. RErbſchStG. v. 3. 6. 06 
auf d. Erhebg. d. Urkd.⸗Stemp. v. Schenkgn. SächſIJMBl. 106. 

* Af. v. 26. 3. 07 betr. Erbſchaftsſteuer u. d. v. Schenkgn. z. ent: 
richtd. Abg. PrJMBl. 328. 

Entw. e. Erbſch St. Bln., Parey, 06. IM. 

Hoffmann: 859 KErbſchStG. v. 3. 6. 06. Z3Zollw. 7. Bd. 18 — 20. 

Hoffmann: FNeichserbſchst̃. v. 3. 6. 06. nebſt AusfBeſt. u. 
Vollzugsanw. (XXXVII, 853 S.) Lpzg., Roßberg. 

Korn: Üb. d. ErbſchSt. v. 3. 6. 06 (Vortragsbericht.) Recht. 
11. Ig. 31—32. 

Siber: Hilfstafeln z. Berechng. d. nach d. NeichserbſchStG. v. 
3. 6. 06 anzuſetzd. Steuern. (94 S.) Stuttg., Heß. 

Wernick: Steuerntafeln z. RErbſchStG. v. 3. 6. 06. (93 S.) Kgsbg., 

Beyer. 

Wunſch: ErbihSt®. v. 3. 6. 06 nebſt Ausf Beſt. Erl. (XII, 253 S.) 
Bln., Heymann. 

Zimmermann: 559 KErbſchStG. v. 3. 6. 06. ZZollw. 7. Bd. 53 — 56. 


— 


* G. v. 28. 3. 07 z. Abänd. d. G. üb. d. Urkd.⸗Stempel v. 12. 8. 99. 
HeſſRBl. 137. 

* MB. v. 8. 11. 06 betr. Verwdg. d. Neichsſtempels z. Verſteiggsprot. 
d. Gyz. üb. Wertpap. HeſſIJMBl. Nr. 21. 

* Mf. v. 17. 11. 06 betr. Löſg. v. Steuerkarten f. gemietete Kraft: 
fahrz. PrZBlAbgVerw. 1521. 

* MV. v. 5. 2. 07 betr. Verwendg. d. NRStempels z. d. Protokollen üb. 
d. Verſteigg. v. Wertpap. SAHIMEL 7 


) Wertzuwachsſteuer ſ. Kommunales Finanz⸗ u. Steuerrecht. 
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* Af. v. 13. 4. 07 betr. d. perſönl. Stempelſteuerbefreiung d. Kgs. 
v. Württ. u. d. Fiskus d. württ. St. PrJMBl. 341. 

Abraham: Finanz. Transaktionen u. ihre Stempelpfl. Holdheims MSchr. 
16. Ig. 4—9, 63 —68, 90, 111— 120. 

Henkel: Frachturk.⸗Stempel. (30 S.) Offenbach, Strauß. 

Loeck: PrStempStG. v. 31. 7. 95. 6. A. (XII, 524 S.) Bln., 
Guttentag. 6 M. 

Meyn: Zivilr. Rſpr. d. RG. in Stempelf. aus d. J. 1905 u. 1906. 
Holdheims MSchr. 16. Ig. 101—111. 

Pannier: NStempG. v. 3. 6. 06 nebſt Totaliſatorgeſ. 
Lpzg ., Reclam. 

Poſſenhofen: Univerſalkoſtentabelle z. Berechng. u. Nachprüfg. v. 
Geb., Koſten u. Stempelſt. (61 S.) Dortm., Selbſtv., 06. 
Senckpiehl: Wer trägt d. Frachturk.⸗Stempel? DZ. 12. Ig. 

692 —593. 


(173 ©.) 


3. Gebühren. 
Geſetz betr. d. Erhebg. v. Koſten f. Amtsholgn. d. Beh. d. inn. Verw. 
u. v. Geb. f. d. Benutzg. öff. Einr. v. 30. 4. 06 im Kgr. Sachſen. 
(44 S.) Flöha, Seitz & S., 06. 


4. Zölle. 

Egner u. Schuemacher: Unſ. Zoll- u. Stcuerweſ. 
R.: u. Staatskde.) (215 S.) Stuttg., Moritz. 

Greiner: Zollpfl. ZZollw. 7. Bd. 86—93. 

Hausbrand: Vereinfachg. d. Zollabf. b. Ein: u. Ausfuhr. ZZollw. 
7. Bd. 1—9, 42 — 50. 

Hopp: D. Papier⸗Induſtrie u. d. neue Zolltarif. ZZollw. 6. Bd. 
278 — 282. 

Kockerols: D. Generaldirektor d. Thür. Zoll⸗ u. Steuervereins. 
DNotV. 6. Ig. 805— 807. 

Roepftorff: Zu § 124 336. ZZollw. 7. Bd. 81—86. 

Teßmer: Zolltarifgeſ. v. 25. 12. 02. 3. A. (IV, 255 S.) Oranienbg., 
Möller. N 

Trautvetter: Zoll: u. Steuerſtundung. Bank Arch. 6. Ig. 145 - 148. 

Wolber: Einfl. d. neuen Zolltar. auf d. Getreidetranſitlager. ZZollw. 
7. Bd. 9 — 12. 

D. bulg. allg. Zolltarif. (63 S.) Bln., Mittler & Sohn. 

D. rumän. allg. Zolltarif. (II, 74 S.) Bln., Mittler & S., 06. 

Syſt. Zuſammenſtellg. d. Zolltarife d. In: u. Ausl. E. Landw. 
Nahrgs⸗ u. Genußmittel. (56, 419 S.) Bln., Mittler. 


(Ill. Bibl. d. 


Siebente Abteilung. 


Kirchenrecht. 


1. Rechts hiſtoriſches. 

Baumgartner: Geſch. u. R. d. Archidiakonats d. oberrh. Bist. 
(Stutz's kirchenr. Abh.) (XVI, 224 S.) Stuttg., Enke. 

Curſchmann: D. Didzefe Broͤbg. Hiſt. Unterſ. (XV, 488 S.), 
Lpzg., Duncker & H., 06. 

Foerſter: Entſtehg. d. preuß. Landeskirche unter Friedrich Wilhelm III. 
2. Bd. (XII, 530 S.) Tbgn., Mohr. 

Hennig: Kirchenpolitik d. ält. Hohenz. in d. Mark Brdoͤbg. u. d. 
päpſtl. Privileg. d. J. 1447. (V, 258 S.) Lpzg., Duncker & H., 06. 

Herwegen: D. Paktum d. hl. Fructuoſus v. Braga. E. Beitr. z. 
Geſch. d. ſuev.⸗weſtgot. Mönchtums. (Stutzs kirchenr. Abh.) (XI, 
184 S.) Stuttg., Enke. 

Göller: Z. Geſch. d. kirchl. Benefiz ialweſ. u. d. päpſtl. Kanzleiregeln. 
ArchKathKR. 87. Bd. 203 — 208. 

Heiner: Communicatio in sacris d. Kath. m. Häretikern u. d. Dekr. 
Martins V. „ad Evitanda“ v. 1418. Arch KathRR. 87. Bd. 103. 

Kirſch: Provinzialkonzil v. Embrun 1727. ArchKathKR. 87. Bd. 
3—24. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NE 13. 1907. 


Redlich: Jülich⸗bergiſche Kirchenpolitik. 1. Bd. Urkd. u. Akten 
1400 — 1553. (Publ. d. Gef. f. rhein. Geſch.⸗Kunde.) Bonn, Hanſtein. 
20 M. 

Schmidlin: D. Inveſtiturproblem. ArchKath KR. 87. Bd. 87 — 102. 

v. Wretſchko: Traktat d. Kardinals Hoſtienſis m. Gloſſen betr. 
Abfaſſ. e. Wahldekr. b. d. Biſchofswahl. ZKirchR. 17. Bd. 73 — 88. 


II. Kirchenverfaſſung. Kirchliche Amter verwaltung. 


* Kirchengeſ. v. 22. 11. 06 z. Abänd. d. Kirchenvorſtands⸗ u. Synodal⸗ 
ordng. v. 30. 3. 68. SächſGBl. 405. 

* Kirchengeſ. v. 18. 2. 07 betr. Abänd. d. Synodal⸗O. Wald Rl. 12. 

Ebers: D. Devolutionsrecht, vornehml. nach kath. KRK. (XXIV, 
448 S.) Stuttg., Enke, 06. 

Heimbucher: D. Orden u. Kongreg. d. kath. K. 2. Aufl. 1. Bd. 
(VIII, 523 S.) Paderborn, Schöningh. 

Hirſch: Simoniſt. u. ſchismat. Weihen. Arch Kath. 87. Bd. 25 — 70. 

Inhulſen: Ordination in d. anglik. K. ZKirchR. 17. Bd. 1—16. 


Mikler: Pfarrerwahl in d. ev. K. in Ung. ZKirchR. 17. Bd. 
89— 115. 

Tretzel: D. Kirch.⸗Gem. nach bay. R. Arch Kath. 87. Bd. 
209 — 269. 


Tretzel: D. K.⸗Gem. nach pfälz. R. ZKirchR. 17. Bd. 17— 72. 


III. Kirchen vermögen, insbeſondere Kirchenſtenern. 


* G. v. 19. 12. 06 betr. Erhebg. v. Umlagen z. kirchlichen Zwecken. 
AltenbGS. 131. 

* Mk. v. 20. 11. 06 betr. Beſteuerg. f. örtl. kirchl. Bedürfn. 
BadGBl. 777. 

v. Doemming: Beitragspfl. d. Patrons z. d. Koſten e. Kirchen⸗ 
heizgsanlage. PrVerwBBl. 28. Ig. 574 — 575. 

Criſolli u. Schultz: D. preuß. Kirchenſteuergeſ. nebſt Ausf Anw. 
hrͤg. m. Anm. (XXV, 423 S.) (Anhang z. 3. Bd. v. v. Brauchitſch: 
D. neuen pr. VerwGeſ.) Bln., Heymann. 

Förſter: D. preuß. Geſetzgbg. üb. d. Dmgsverw. in d. kath. KGemdn. 
2. Aufl. (VIII, 396 S.) Bln., Heymann. 

Geigel: Komm.: u. Kirchenabgaben in Bad., Pr. u. EI. 
46. Ig. 33—34. 

Lampe: Kirch StG. d. ev.⸗luth. K. d. Prov. Schl. Holſt. (VIII, 120 S.) 
Preetz, Hanſen, 06. 

Niedner: Verpfl. d. Kathol. z. Abg. an d. ev. Küſterlehrer in 
Fechingen. (54 S.) Saarbr., Hecker. 

Tretzel: Kultusbauſtreitigktn. Bay. 
122 — 125. 


DGemz. 


3. Jg. 78—81, 104 — 106, 


IV. Kirchenmitgliedſchaft. 

* Kirchengeſ. v. 18. 2. 07 betr. d. Zugehörigk. z. Ldslirche. Wald RBl. 9. 

* V. v. 22. 11. 06 betr. d. kirchl. Begräbnisfeierlichktn. auf d. ev. luth. 
u. röm.⸗kath. Gottesäckern. SächſGBl. 379. 

v. Di Pauli: D. öſt. Eherechtsref.⸗Bewgg. ArchKathKR. 87. Od. 
296 —301. 

D. öſt. Eherechts ref. im Lichte d. kath. Eher. (Raichs Frkf. zeitgem. 
Broſch.) (34 S.) Hamm, Breer & Th. 

Hottenrott: Friedhofsrecht. Selbſtverw. 34. Ig. 177 — 181. 

Neumeyer: Stud. aus d. internat. Verw. J. D. relig. Kinder: 
erzhg. II. D. Bekenntnisändg. Erwachſener. Böhms Z. 17. Bd. 
50— 129, 130 — 140. 


V. Staat und Kirche; Kirche und Schule. 
Gaß: Trennung v. Kirche u. Staat in Frkr. (39 S.) Straßb., 
Le Roux, 06. 
Geigel: Kirchen⸗ u. Schulpolitik im Neichdlande 1871 — 1906. 
Hirths Ann. 40. Ig. 27—32. 
Heiner: Freih. d. Kath. auf pol. Geb. ArchKathKR. 87. Bd. 285 — 296. 


36. Jahrgang. 


Hirſch: Schulaufſicht in Pr. KommunPr. 7. Ig. 861—864. 

Makower: SS 33, 35 —40 d. pr. VolksſchGG. u. d. RG. v. 3. 7. 1869. 
JW. 36. Ig. 228— 229. 

Sabatier: Trenng. d. Kirchen v. Staat. (72 S.) Bln., Schwetscke. 


Achte Abteilung. 
Internationales Recht; Völkerrecht. 


I. Internationales Privatrecht. 


“MB. v. 13. 3. 07 betr. d. Haager Privatr abk. BayJMBl. 71. 

v. Baligand: Räuml. Geltgsbereich d. Rechtsſ. üb. d. Ehevertrag. 
Böhms Z. 17 Bd. 202— 223. 

v. Bar: Internat. Rechtsverh. b. in Verluſt gerat. Inhaberpap. 
Bank Arch. 6. Ig. 164 —167. 

Beckmann: Z. internat. Privatrecht d. Sachſenſpiegels. ZVölkR. 
1. Bd. 394 — 414, 470 —491. 

Beer: Nück⸗ u. Weiterverwſg. im internat. PrivR. Recht. 11. Ig. 
103-109. 

Klein, Peter: Lehre v. ordre public. Arch BürgR. 29. Bd. 311 — 384. 

Krasnopolski: Staatsangehörigkeit od. Domizil. Oſt Z Bl. 25. Ig. 
3 22, 108 — 123. 

Schuſter: Statutenkolliſionen auf bankrechtl. Geb. BankArch. 6. Ig. 
125— 128. 


— — —— — . — 


II. Internationales Zivilprozeßrecht. 
(Einſchl. freiw. Gerichtsb.) 

„NAusſchr. v. 7. 2. O7 bzw. MBVf. v. 16. 2. 07 betr. d. nach d. 
Haag VormdſchAbk. v. 12. 6. 02 d. VormGer. obl. Mittlgn. an 
niederld. Beh. Mein AusſchrS. 1 bzw. WürttJMBl. 17. 

«MB. v. 6. 2. 07 betr. d. freiw. G. im Verh. z. Ausland. BadGBl. 119. 

Beckmann: Z. internat. ... Prozeßr. d. Sachſenſpiegels. ZVölkg. 
1. Bd. 391 — 414, 470 — 491. 

Münch: Zwei bad. Staatsvertr. [betr. Rechtshilfe!. 
40. Ig. 161-179, 266— 295. 

Schwartz: Internat. Bezhgn. d. ung. Zivilprozeßrechts. BöhmsZ. 
17. Bd. 141— 159. 

Wilsdorf: Übernahme d. Vormdſch. üb. öſt. Staatsangeh. auf 
Erſuchen öſt. G. SächſArch. 2. Ig. 97102. 


III. Internationales Strafrecht. 

NAusſchr. v. 23. 2. 07 betr. d. Ausliefergsvertr. zw. d. D. R. u. 
d. Schweiz. Mein AusſchrS. 14. 

Mk. v. 20. 2. 07 betr. Auslieferg. v. Verbrechern zw. Dtſchl. u. 
d. Schweiz. Württ JMBl. 18. 

Mk. v. 20. 2. 07 betr. Erweiterg. d. Ausliefergsvertr. zw. d. D. 
N. u. d. Schweiz. SchwSGS. 5. 

MV. v. 25. 2. 07 betr. Austauſch v. Strafreg.⸗Ausz. u. d. Rechts, 
hilfe in Strafſ. zw. d. D. R. u. d. Niederldn. SächſJMBl. 10. 

„Unmittelb. Verkehr m. niederländ. Juſtizbeh. in Strafſ.: Af. v. 
4. 3. 07. PrJMBl. 48. — MBk. v. 11. 3. 07. Bay JMBl. 70. — 
MER. v. 28. 2. O07. Württ JMBl. 18. — ME. v. 23. 2. 07. Heſſ⸗ 
JMBl. Nr. 4. — MB. v. 23. 2. 07. MecklSchwRBl. 51. — 
Reg Bk. v. 1. 3. 07. MecklStrel Off Anz. 86, MecklStrelOffAnzRatzeb. 
155. — NAusſchr. v. 21. 2. 07. Mein AusſchrS. 9. — Af. v. 
20. 2. 07. ScheLand V. 25. 

Dochow: 3. int. Kongr. z. Bekämpfg. d. Mädchenhdls. 
27. Bd. 452 —453. 

Dittmann: Prinzip d. Spezialität im Verh. d. DR. zur Schweiz. 
Böhms Z. 17. Bd. 43— 49. 

»Mettgenberg: D. Attentatsklauſel im dtſch. Ausliefergsr. (XII, 
114 S.) Tbgn., Mohr, 06. | 

Neumeyer: Strafmittel im internat. Strafr. 
1—51. 


Hirths Ann. 


St W. 


3StW. 27. Bd. 
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Rehm: D. internat. Verwaltgsabk. gg. d. Mädchenhandel. ZVölkR. 
1. Bd. 446 — 454. 

Zorn, A.: Staatl. Rechtsgüterſchuze auf hoher See. 
21. Bd. 272 —307. 


IV. Internationales Wechſel⸗ und Verkehrsrecht. 
Meyer, Felix: Weltwechſelrecht. DIZ. 12. Ig. 497503. 


Lifte d. Eiſenbahnſtrecken, auf die d. internat. ÜUbereink. üb. d. 
Eiſenbahnfrachtverk. Anwdg. findet. (Ausg. v. Jan. 07.) (24 S.) 
Bln., Springer. 

Mayer, Otto: Stud. z. Rheinſchiffahrtsakte. Hirths Ann. 40. Ig. 
1 15. 

Souchon: D. internat. Regelung d. Radiotelegraphie. Margdſch. 
17. Ig. 1346 — 1352. 


Arch OffR. 


V. Internationaler Schutz des geiſtigen und gewerb⸗ 
lichen Eigentums. 
Damme: Einfl. internat. V. auf d. innerſtaatl. Rechtsbild. Markſch⸗ 
Wettb. 6. Ig. 49 — 52. 
Düring: Mängel d. Heimatſchutzes. VDpat. 7. Ig. 49—51. 
Hübers: Auslegg. u. Ausf. d. Beſtgn. d. internat. Konv. in Engld. 
in Pat.⸗ u. Warenz.⸗Anmeldgn. GcwRihug. 12. Ig. 35—36. 
Hüfner: Iſt d. Lizenznehmer Rechtsnachf. in d. Prioritätsr. d. 
Art. 4 d. internat. Ab. z. Sch. d. gew. Eig. v. 20. 3. 83? 
Gewnſchutz. 12. Ig. 129 — 135. 

Pilenko: Recht d. Erfinders im ruſſ. u. internat. R. Überf. v. 
Auguſtin. Durchgeſ. u. erläutert v. Siebenbürgen. (XIX, 
704 S.) Bln., Heymann. 


VI. Internationaler Arbeiterſchutz. 


Böhmert: D. internat. Veſtrebgn. f. Arbeiterwohl. ArbFreund. 
45. Ig. 64 —80. 

Dochow: Internat. Arbeiterſchutz. Böhms Z. 16. Bd. 574 — 593. 

Dochow: Vereinheitl. d. Arb.⸗Schutzrechts durch Staatsvertr. (VII, 
111 S.) Bln., Heymann. 

Günther: D. lux.⸗belg. u. d. belg.⸗frz. Abk. üb. Unfallverſ. 
Roſch. 19. Ig. 61—68. 

Leo: Tarifvertr. als internat. Rechtsproblem. BlVerglR. 2. Ig. 
433 — 443. 

Michels: 1. internat. Kongr. z. Bekämpf. d. Arbeitsloſigk. 
Zeit. 25. Ig. 473— 478. 

Verhandlgsbericht d. 4. GenVerſ. d. Komitees d. internat. Ogg. 
f. geſ. Arbeiterſchuz. (XVI, 157 S.) Jena, Fiſcher. 


Maſius⸗ 


Neue 


VII. Internationale Niederlaſſungsver träge. 


* MhBk. v. 1. 2. 07 betr. Kündigg. d. Freizügigktsvertr. v. 1 1845 
m. Norwegen. BAHGBL 67. 

Mf. v. 31. 1. 07 z. Ausf. d. dtſch.⸗niederld. Niederlaſſgsvt. Pr: 
Inn BerwMBBl. 71. 

*Niederlaſſgsvertr. v. 17. 12. 04 zw. d. D. R. u. d. Niederld. nebſt 
Bk. v. 6. 12. 06 betr. d. Natifik. dieſ. Vt. ſowie e. z. Ausf. d. Bt. 
am 29. 10. 06 getroff. Verſtändigg. RGBl. 879 u. 887. 


VIII. Kriegsrecht; Friedens- und Schiedsgerichtsfrage. 
Cybichowski: Seekabel in Kriegszeit. Böhms Z. 17. Bd. 160 — 201. 
d'Eſtournelles de Conſtant: D. Beſchränkg. d. Rüftungen. 

Dtſch. v. Fried. 2. Aufl. (55 S.) Bln., Verl. d. Friedenswarte. 
Friedensidee u. internat. R. IntunwB. 5. Ig. Nr. 4. 
Meurer: Haager Friedenskonf. II. Bd. Kriegsr. (XIII, 689 S.) 

Mchn., Schweitzer. N 
Meurer: D. neue Genfer Konv. v. 6. 7. 06. (III, 72 S.) Bresl., 
Kern. — ZVölkR. 1. Bd. 521 — 578. 
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Mueller, Herbert: Buddhiſt. VölkR. aus Tibet. ZVölkR. 1.35.611—612. 

Pohl: Rechtl. Natur d. Blockade. Böhms Z. 17. Bd. 1— 42. 

Rieß: Störungen d. neutralen Schiffahrt im ruſſ.⸗jap. Krieg. 
Margdſch. 17. Ig. 1313—1336. 

D. Seerecht auf d. Haager Friedenskonferenz. ZVerſWeſ. 1907. 169. 


IX. Bölker- und internationalrechtliche Abhandlungen 
verſchiedenen Juhalts. 


RNKBk. v. 9. 1. 07 betr. Ratifil. d. Gen Akte d. Internat. Konf. 
v. Algeciras v. 7. 4. 06. RGBl. 19. 

* G. v. 21. 12. 06 z. Ausf. d. GenAkte d. Internat. Konf. 
v. Algeciras v. 7. 4. 06. RGBl. 889. 

Adler: Verletzg. völkerr. Pfl. durch Individuen. ZVölkR. 1. Bd. 

614618. 

Neumeyer: Stud. aus d. internat. VerwR.: I. D. relig. Kinder: 
erzhg. II. D. Bekenntnisändg. d. Erwachſenen. Böhms Z. 17. Bd. 
50—129, 130 — 140. 

Niemeyer: Internat. R. u. nat. Intereſſe. (18 S.) Kiel, Lipſius & T. 

Nippold: Fortbildg. d. Verf. in völkerrechtl. Streitigk. (VI, 665 S.) 
Lpzg., Duncker & H. | 

Oppenheim: Z. Lehre v. d. territ. Meerbuſen. ZVölkR. 1. Bd. 

579 —587. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 

Entſch. Nr. 1 beurteilt das Schuldverhältnis nach dem 
örtlichen Rechte des Erfüllungsortes und findet ſich mit der 
entgegenſtehenden Auffaſſung eines andern Senats ſo ab, daß eine 
Entſcheidung durch die VZ S. vermieden wird (Horror pleni). 

Die Erklärung, ich trete vom Vertrage zurück und verlange 
Schadenserſatz, wird in Entſch. Nr. 3 als Verlangen des 
a. atzes wegen Nichterfüllung im Sinne des § 326 BGB. 
erachtet. 
Entiſch. Nr. 4 begründet für das Recht des BGB. den 
ſchon für das frühere Recht geltenden Satz, daß der Grund⸗ 
eigentümer, der einen Teil ſeines Grundſtücks zur Errichtung 
einer ſtörenden Anlage verkauft, von der er eine Beeinträchtigung 
ſeines Reſtbeſitzes vorausſieht, weder dem erſten Käufer noch deſſen 
Singularſucceſſor gegenüber zur Unterſagung der Störungen 
berechtigt iſt. 

Die e des Bereicherungsanſpruchs erörtert 
Entſch. Nr. 6, wo Bereicherung „auf Koſten einer Perſon“ nur 


dann angenommen wird, wenn die auszugleichende Vermögens⸗ 


verſchiebung ſich unmittelbar zwiſchen dieſer Perſon und dem 
Bereicherten vollzogen hat. Hat der Schuldner dem Gläubiger 
einen Abzug gemacht, um damit angebliche anderweite Ver⸗ 
pflichtungen des Gläubigers zu berichtigen, ſo erwirbt dieſer, 
wenn dieſe Verpflichtungen nicht von Beſtand ſind, keinen 
Bereicherungsanſpruch gegen den Empfänger, ſondern behält 
ſeinen urſprünglichen Anſpruch gegen ſeinen Schuldner. 

Die letztwillige Verfügung, daß der Teſtamentsvollſtrecker zur 
authentiſchen Interpretation des Teſtaments befugt ſein ſolle, wird 
in Entſch. Nr. 8 als Verſtoß gegen 8 2065 Abſ. 1 BGB. für 
unwirkſam erklärt. 

Entſch. Nr. 16 behandelt die Erforderniſſe eines gültigen 
Vorvertrags auf Abſchließung eines formaliſierten Rechtsgeſchäfts. 

Der glücklicherweiſe verſchwindend ſeltene Fall, daß ein 
Amtsrichter Grundſchuldbriefe fälſcht und verpfändet, gibt in 
Entſch. Nr. 17 Anlaß zu einer Erörterung der ſtaatlichen Saftung 
aus 8 12 EBD. N. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 
Mit der Unterſcheidung von Rechtsirrtum und ſog. tat⸗ 
ſächlichem Irrtum beſchäftigen ſich in zum Teil eingehender 
Weiſe die Entſch. Nr. 3, 10, 25, 69, 86. (Nr. 3 betrifft 
einen Fall des Schulſtreiks aus religiöſen Gründen.) 


„„ 


M 13. 1907. 


Peterſen: Z. nordſchlesw. Optantenfr. Gegenwart. 36. Ig. 145 — 147. 

Pohl: Gilt d. frz. Urtext od. d. dtſch. Überſetzg. d. Algeciras⸗Akte? 
Hirths Ann. 40. Ig. 154 —156. 

Revue f. Internationalismus. Hrsg. v. Bureau f. J. im Haag. 
1. Ig. Apr. 07. — März 08. 6 Nrn. (Nr. 1 98 S.) Lpzg., 
Maas & van Süchtelen. Halbj. 5 M., einz. Nr. 2,50 M. 

v. Rohland: Völkerrechtsquellen. (IV, 167 S.) Frbg., Troemer, 06. 

Schmidt, Bruno: Völkerr. clausula rebus sie stantibus. (X, 226 S.) 
Lpzg., Duncker & H. 

Sieber: Staatsbürgerr. im internat. Verkehr. 2 Bde. (XX, 618 
u. XI, 410 S.) Bern, Stämpfli. 

Thrän: Ausgaben d. D. R. f. internat. Zwecke. Hirths Ann. 
40. Ig. 309 —314. | 

v. Ullmann: Verhdolgn. d. Inſt. f. internat. R. in d. Seſſ. zu 
Edinburg 1904 u. Gent 1906. Böhms Z. 16. Bd. 553 — 578. 

Ulrich: International Law Aſſociation. ZVerſWiſſ. 7. Bd. 156 — 160. 

Zorn, Ph.: D. Algeciras⸗Akte v. d. RT. DIZ. 12. Ig. 90 — 92. 

Zorn, Ph.: Kodifikation d. VölkR. Recht. 11. Ig. 8—15. 

Zorn, Ph.: Rechtsſchutz d. Staatsgläubiger ggüb. fremd. Staaten. 
BankArch. 6. Ig. 105 — 108. 

Zorn, Ph.: Völkerrechtskonf. Internat W. 
1. Ig. 167173. 


[Beil z. Münch Allg.] 


Nr. 8 gibt Maße für die Befugnis des Jagdberechtigten 
und des von ihm beſtellten Aufſehers zu 5 und 
ichen Recht. unter dem Einfluſſe des veränderten Bürger⸗ 
ichen ts. 

Nr. 12 bekundet eine ſtrenge Auffaſſung der Offen⸗ 
barungseids verpflichtung. 

Die Frage, ob die Perſonenſtandsunterdrückung an einem 
bereits unterdrückten Perſonenſtande nochmals begangen werden 
kann, wird in Nr. 13 unterſucht und bejaht. 

Neue Konſequenzen der bekannten reichsgerichtlichen Lehre 
von Verſuch am untauglichen Objekt werden in Nr. 14, 80 
gezogen. 

Die Anwendung des 8 193 StGB. zugunſten politiſcher 
Parteibeteiligung im Wahlkampfe wird in Nr. 18, 19, zu⸗ 
Hr der Auskunfteien in Nr. 32 bis 35 an Einzelbeiſpielen 
eleuchtet. 

Die Auffaſſung, daß es ſtrafrechtlich auf den Beginn des 
Geburtsaktes ankommt, wird in Nr. 26 dahin präziſiert, daß 
der erſte Eintritt der Wehen entſcheidet. . 

Nr. 27 ſpricht aus, daß die Vormundſchaft als Amt im 
Sinne des 8 230 Abſ. 2 StGB. zu gelten Bat. 

Mit Unterſcheidung der Unterarten des ſchweren Diebſtahls 
befaſſen ſich die Entſch. Nr. 28 bis 31. N 

Intereſſante Fälle der Urkundenfälſchung werden in Nr. 42, 
45 ng behandelt. 

ch die beiden zu 8 266 StGB. ergangenen Urteile find 
nicht unwichtig. In Nr. 43 wird erörtert, ob ein Vermögens⸗ 
ſchaden enifteht, wenn der Geſchädigte Schuldner des Schädigers 
iſt und ſich daher durch einfache Aufrechnung ſchadlos halten 
kann; die Entſcheidung geht dahin, daß erſt die Aufrechnungs⸗ 
erklärung den entſtandenen Schaden nachträglich beſeitigt. 
In Nr. 44 wird ausgeſprochen, daß die Ablieferung ver⸗ 
einnahmter Gelder an den Auftraggeber eine fach Ver: 
fügung dann enthalten kann, wenn damit eine falſche Angabe 
über die Perſon des zahlenden Schuldners oder den Zweck 
der Zahlung verbunden wird. 

Grundſatzliche Darlegungen über das Züchtigungsrecht der 
Lehrer in Preußen bietet die Entſch. Nr. 52. 

Von Bedeutung für das Preßrecht ſind die Entſcheidungen 
Nr. 15 (Grenzen der Verantwortlichkeit des Kolporteurs für 
den Inhalt der vertriebenen Druckſchriften) und Nr. 68 ; 
antwortlichkeit des Druckers für die Angabe der Adreſſe des 
Verlegers). Kloeppel. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35. Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


M14 (Bogen 59 bis 62). 


Berlin, 15. Juli 1907. 
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XVIII. Deutſcher Auwaltstag in Mannheim. 


Diejenigen Herren Kollegen, welche an dem in der Zeit 
vom 10. bis 14. September d. J. in Mannheim ſtattfindenden 
Denutſchen Anwaltstag teilzunehmen beabſichtigen, werden 
erſucht, ihre Aumeldungen möglichſt bald au den Vor⸗ 
ſitzenden des Wohnungsansſchuſſes Herrn Rechtsanwalt 
Dr. L. Jordan in Mannheim, unter Angabe der ge⸗ 
wünſchten Zimmer gelangen zu laſſen, damit für geeignete 
Unterbringung Sorge getragen werden kann. 

Es wird dabei darauf hingewieſen, daß außer den 
Gaſthöfen in Mannheim eine größere Anzahl guter Brivat- 
logis zur Verfügung ſtehen. 


Vereins nachrichten. 


Die Mitgliederverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins 
(ordentlicher Auwaltstag) wird auf 


11. und 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr 
nach Mannheim im Verſammlungslokal des „Roſengartens“ 
(ſtädtiſche Feſthalle) berufen. 

Tagesordunng: 


1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes. 
2. Neuwahl von 4 Vorſtands mitgliedern. 
Nach 8 8 der Satzungen ſcheiden infolge Aus⸗ 
loſung ans die Herren Arft Dr. Eugen Fuchs 
in Berlin, Inſtizrat Karl Eckert in München, 
Rechtsanwalt Dr. Schall und Juſtizrat Dr. Lang⸗ 
bein in Leipzig. 
3. Herabſetzung des Mitgliederbeitrags auf 15 Mark 
jährlich. Anderung des 5 3 der Satzungen. 
Berichterſtatter: Inſtizrat Dr. Deiß in Leipzig. 
4. Erörterung und Beſchlußfaſſung über Anderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſezes, der Zivilprozeß⸗ 
ordunng und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
im Hinblick auf die geplante Juſtizreform. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in 
Mannheim und Rechtsanwalt Dr Wannow in Zoppot. 
5. Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der Rechts⸗ 
verhältuiſſe zwiſchen Anwalt und Klienten? 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch I in 


München. 
6. Empfiehlt es h dem 8 63 der Rechtsanwalts- 
ordnung einen Abſatz 3 anzufügen des Inhalts: 
„Wegen leichter Verfehlungen eines Rechtsanwalts 
kann der Vorſtand ohne Einleitung des im 8 67ff. 
der RAD. a erfahrens eine 
Warnung, eine Mißbilligung oder eine Geldſtrafe 


bis 100 Mark ansſprechen. Der Rechtsanwalt, 

gegen den vom Vorſtande eine ſolche Strafe ans⸗ 
ehren wird, hat das Recht, innerhalb einer 
otfriſt von einer Woche ſeit der Zuſtellung des 

Beſchluſſes des Vorſtandes, bei dieſem Anträge 

9 Eutſcheidung durch das Ehrengericht zu 
en 


ſtellen. 
Berichterſtatter: Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch in 
Dresden. 

7. Nach 56 Nr. 2 Abſ. 2 der Satzungen: der Antrag 
der Herren Rechtsanwalt Schroeder in Hohenſalza 
und Genoſſen 

a) der erſte Satz des Abſ. 1 des 8 7 der Satzungen 
des Deutſchen Anwaltvereins wird geſtrichen und 
au ſeine Stelle tritt folgende Beſtimmung: 

Der Vorſtand beſteht aus 15 Mitgliedern; 
von dieſen dürfen höchſtens 12 ſolche Rechts. 
anwälte fein, die ihren Wohnſitz an einem 
Orte haben, der Sitz eines Kollegialgerichts 
(Reichsgericht, Oberſtes Landesgericht, Ober⸗ 
landesgericht, Landgericht) 105 
b) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 

Im Satz 2 des erſten Abſatzes des 8 7 
werden die Worte: „Dieſe wählen aus ihrer“ 
geſtrichen und an ihre Stelle die Worte: 
„Der Vorſtand wählt aus ſeiner“ geſetzt. 

e) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 

die danach erforderlichen Wahlen vorzunehmen. 


Leipzig, den 10. Juni 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Ergthropel, 
Geheimer Juſtizrat, Borfigender. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die dreinndzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird anf 
den 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr, 
nach Mannheim in die ſtädtiſche Feſthalle (Verſammlungs⸗ 
lokal des „Roſengartens“) berufen. 

Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäfts bericht 
für das mit dem 30. Inni 1907 abgelaufene 
Geſchäfts jahr; 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 
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die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; 

. die Wahl von Rechnungsreviſoren; 

die Wahl des nächſten Verſammlungsortes; 


. der feinerzeit vom Vorſtande angenommene, ſeitens 
der anferordentlihen Generalverſammlung vom 
20. Jauuar 1907 vertagte Antrag des Juſtizrats 
Elze zu Halle a. S. dahin: 

„Die Ruhegehalts⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte, welche auf Grund der vom 
deutſchen Anwaltstage in Hannover genehmigten 
und durch Verhandlungen mit dem Kaiſerlichen 
Aufſichtsamt für Privatverſicherung in Berlin feſt⸗ 
geſtellten Satzung begründet werden ſoll, entſpricht 
zwar nicht ganz der Kaffe, welche der 8 2 Abſ. a 
der Satzungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte im Ange hat, ſie erſtrebt aber das gleiche 
Ziel und iſt zur Zeit die Ruhegehaltskaſſe, welche 
um Segen der deutſchen Rechtsanwälte und ihrer 

itwen und Waiſen begründet werden kann, 
wenn ſich etwa 700 Anwälte daran beteiligen. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 
in 3½ prozentigen, zur anderen Hälfte in 
3 prozentigen Staatspapieren aus dem ange⸗ 
ſammelten Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe über⸗ 
wieſen. Dieſe Hülfskaſſe wird dann aber nicht 
anfgelöft, ſondern bleibt weiter beſtehen. Sie 
beſchränkt ſich auf den im § 2 b beſtimmten Zweck 
und arbeitet fortan nach der anliegenden ver⸗ 
änderten Satzung. Namentlich kann ſie die Zinſen 
auch von dem ihr verbleibenden Kapitalgrundſtock 
zu Unterſtützungszwecken verwenden.“ 

Die vorgeſchlagenen weiteren Satzungsänderungen lauten: 

a) $ 2 wird dahin gefaßt: 

„Der Zweck des Vereins iſt, dienft- und erwerbs⸗ 

unfähig gewordene deutſche Rechtsanwälte, ſowie 

11 Hinterlaffene durch Geldbeihülfen zu unter⸗ 
tzen.“ 

b) Im $ 3 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 

c) Im 8 17 werden der erſte Abſatz ganz und im 

zweiten Abſatz die Worte: 

„ans anderen Gründen“ 


SD . e 


geſtrichen. 
Leipzig, den 15. Inni 1907. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender des Vorſtandes. 


Die Anwaltsfammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Caſſel, Naumburg a. S. und Poſen haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Caſſel 750 Mark, Naum⸗ 
burg a. S. 1500 Mark und Poſen 2 000 Mark gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
hülfen der anfrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Vereins nachrichten. 


R. v. Deckers Verlag in Berlin SW. 19 hat ſich bereit 
erklärt, das im Erſcheinen begriffene Werk: 
Die Handelsgeſetze des Erdballs, umfaſſend 
das Handels-, Wechſel., Konkurs- und Seerecht aller 
Kulturvölker 
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M 14. 1907. 


an die Mitglieder des Dentſchen Anwaltvereins zu einem 
Vorzugspreiſe und zwar den Bogen auftatt für Mark 0,50 
für Mark 0,35 zu liefern. 

Proſpekte über die Lieferung find bei der Berlags- 
handlung direkt zu erbitten. 

Beſtellnugen find an die Geſchäftsſtelle des 
Deutſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtraße 2 
zu richten. 

Leipzig, den 13. Mai 1907. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Die Verlagsbuchhandlung W. Moeſer gibt an die 
Mitglieder des Anwaltvereins den zweiten Jahrgang der 
Literaturüberſicht des Jahres 1906, erſchienen unter dem 
Titel „Jurisprudentia Germaniae 1906“ zum Vorzugspreiſe 
von 5 Mark ab. Beſtellungen bitten direkt an den Vorſtand des 
Dentſchen Anwaltvereins Leipzig, Bismarckſtr. 2 zu richten. 


Druckfehlerberichtigung. 

In dem Aufſatze „Aufrechnung und Zurückbehaltung 
gegenüber Geſindelohnforderungen“ iſt auf Seite 385 
Spalte 2 in Zeile 15 von oben zwiſchen dem Worte „dagegen“ 
und dem Worte „um“ das Wort „nicht“ einzuſchalten. 


Zum Gerichtsvollzieherweſen. 
Von Rechtsanwalt Meyer, Halle a. S. 


Das Ergebnis der kürzlich dem preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe zugegangenen Denkſchrift des Juſtizminiſters über das 
Gerichtsvollzieherweſen fordert zu entſchiedenem Widerſpruch 
heraus. Die Denkſchrift kommt zu dem Schluſſe, daß das 
geltende Syſtem des Gerichtsvollzieherweſens ſo vorzüglich ſei, 
daß, abgeſehen von kleinen Anderungen, daran unbedingt feſt⸗ 
gehalten werden müſſe. Und dennoch die wiederholten lebhaften 
Klagen, auf die hin der Miniſter ſeine Umfrage erlaſſen hat, 
die der Denkſchrift zugrunde liegt! — Schon die Tatſache dieſer 
„erneuten, lebhaften“ Klagen mahnt zur Vorſicht gegenüber 
dem von den Oberlandesgerichtspräſidenten einſtimmig abge⸗ 
gebenen vom Miniſter gebilligten Zeugnis der Bewährtheit des 
Syſtems. Denn dieſe Klagen waren doch unter dem früheren 
Syſtem nicht vorhanden! — 

Dieſem Umſtande gegenüber können auch alle Lobpreiſungen 
der herrſchenden Gerichtsvollzieherordnung nicht verfangen. Ebenſo⸗ 
wenig können die Außerungen derjenigen Stellen maßgebend 
ſein, welche nicht unmittelbar die Wirkungen des herrſchenden 
Syſtems verſpüren: der Amtsrichter, Land⸗ und Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten, denn ſie alle urteilen vom grünen Tiſch. 
Es würde deswegen ſehr intereſſant ſein, die Außerungen grade 
der unmittelbar beteiligten Kreiſe (der Rechtsanwälte, Gewerbe⸗ 
treibenden, Handelskammern und Banken) kennen zu lernen. 
Die Gerichtsvollzieher haben ſich der Denkſchrift zufolge in der 
Deutſchen Gerichtsvollzieherzeitung für das geltende Syſtem 
erklärt; aber dieſe Stellungnahme beruht offenbar keineswegs 
auf einer Umfrage oder einer Art Abſtimmung unter den Gerichts⸗ 
vollziehern, denn ein großer Teil der noch unter dem früheren 
Syſtem tätig geweſenen Beamten iſt ganz anderer Anſicht. 
Vielleicht iſt bei den Ausführungen in der Gerichtsvollzieher⸗ 
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zeitung der Wunſch mitbeſtimmend geweſen, an maßgebender 
Stelle nicht anzuſtoßen. Keinesfalls kann die Meinung der 
Gerichtsvollzieher maßgebend ſein, wenn es ſich um die Frage 
der Brauchbarkeit des Syſtems handelt; denn es kann nicht 
geleugnet werden, daß eine Reihe von Gerichtsvollziehern per⸗ 
ſönlich durch das neue Syſtem gewonnen hat, und dies beein⸗ 
flußt natürlich ihre Stellungnahme. 

Ein weſentlicher Grund für den negativen Erfolg der Um⸗ 
frage ſcheint darin zu liegen, daß die Klagen nicht in allen 
Einzelheiten erſchöpfend beantwortet find. Die Denlkſchrift 
wendet ſich im weſentlichen gegen 4 Beſchwerdepunkte: Beſei⸗ 
tigung des unmittelbaren Verkehrs zwiſchen Gläubiger und 
Gerichtsvollzieher, Verlangſamung der Zuſtellungen und der 
Zwangs vollſtreckungen, Mißerfolg der Zwangsvollſtreckungen 
und verbotene Beziehungen zwiſchen Gerichtsvollzieher und 
Schuldner. 

Der letztere Punkt iſt ſicher der unweſentlichſte und mag 
hier außer Betracht bleiben. Falſch geſtellt aber iſt die Frage, 
ob das geltende Syſtem den perſönlichen Verkehr zwiſchen 
Gläubiger und Gerichtsvollzieher nicht zulaſſe. Natürlich läßt 
es ihn zu, wenn auch durch das Dazwiſchenſchieben der Ver⸗ 
teilungsſtelle dieſer perſönliche Verkehr auf einen geringen Bruch⸗ 
teil des früheren beſchränkt wird. Aber darauf kommt es ja 
auch gar nicht an. Das Entſcheidende liegt vielmehr in dem 
Ausſchluß der freien Wahl des Gerichtsvollziehers. 
In dieſer freien Wahl lag nicht nur — wie die Denkſchrift 
meint — eine Bequemlichkeit für den Auftraggeber, ſondern ſie 
bildete gradezu das Fundament für alle Beziehungen des Gerichts⸗ 
vollziehers zum Auftraggeber und für die Art der Handhabung 
des Gerichtsvollzieheramtes. Sie ficherte dem Auftraggeber, 
namentlich dem größeren, ein allezeit bereites und zuverläſſiges 
Werkzeug der Vollſtreckung. Das iſt mehr als eine bloße Be⸗ 
quemlichkeit, das iſt ein ſehr großer, ſehr realer Vorteil! — 
Man ſollte eigentlich nicht nötig haben, ein Wort darüber zu 
verlieren, daß ein Mann, der durch ſeinen Auftraggeber viel 
verdient und der gewärtig ſein muß, die Aufträge zu verlieren, 
falls er ſie nicht pünktlich ausführt, viel beſſer arbeitet als ein 
anderer, dem es ganz gleichgültig ſein kann, ob er die Aufträge 
bekommt und wie er ſie ausführt. Dennoch aber muß dies der 
Denkſchrift gegenüber wiederholt betont werden. Alſo nicht ſo⸗ 
wohl der perſönliche Verkehr zwiſchen Auftraggeber und Gerichts⸗ 
vollzieher iſt es, den wir vermiſſen, als vielmehr die früher be⸗ 
ſtandene freie Auswahl unter den Gerichtsvollziehern! — 

Hier liegt der Angelpunkt der ganzen Einrichtung. Unter 
dem freien Wettbewerbe kam es nicht vor, daß ein Gerichts⸗ 
vollzieher Abends nach 6 Uhr keinen Auftrag mehr annahm, 
daß er keine zur Annahme der Aufträge geeignete Perſon im 
Bureau zurückließ, daß eine etwa unvollſtändige Adreſſe die 
Zuſtellung verzögerte, daß — auch in Fällen, wo gar keine Ge⸗ 
fahr vorhanden — Vorſchuß erfordert und dadurch die Voll⸗ 
ſtreckung gehindert wurde. Heute hat man mit all dieſen Un⸗ 
zuträglichkeiten und noch mit vielen anderen zu kämpfen. Die 
Abſchriften der Pfändungsprotokolle und auch ſonſtige ſchriftliche 
Nachrichten laſſen ſehr lange auf ſich warten, weil die Gerichts⸗ 
vollzieher an den Schreibkräften ſparen. Häufig — grade in 
eiligen Fällen — iſt der zuſtändige Gerichtsvollzieher erkrankt, 
beurlaubt oder dienſtlich abweſend; der Bote, der ihm den 
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Auftrag bringt, galoppiert zum Vertreter, der oft in entfernter 
Gegend wohnt, und ſtößt auch bei dieſem aufs leere Neft. 
Die Verteilungsſtelle beſtimmt einen Gerichtsvollzieher, aber 
auch dieſer iſt nicht zu haben; er lehnt ab wegen eigener 
dringender Geſchäfte; inzwiſchen iſt die Friſt zur Zuſtellung, die 
günſtige Gelegenheit zur Zwangsvollſtreckung verſtrichen! — 
Und dabei kann man keiner einzelnen Perſon einen Vorwurf 
machen; der Fehler liegt im Syſtem! — 

All die ſchönen Vorſchriften über den Verkehr mit und 
auf der Verteilungsſtelle, ſo ideal ſie erdacht ſein mögen, ver⸗ 
ſagen gegenüber den Anſprüchen des praktiſchen Lebens. Es 
iſt unmöglich, den Wechſel der Gerichtsvollzieher, wie er durch 
Verſetzungen, Erkrankung, Beurlaubung eintritt, den Beteiligten 
ſo raſch und ſicher mitzuteilen, daß ſie nicht Schaden dadurch 
haben können, und es iſt für die Beteiligten unmöglich, ſich in 
dieſer unendlichen Folge von Verſchiebungen ſtets auf dem 
Laufenden zu erhalten. 

Wenn die Denkſchrift hervorhebt, daß der Erfolg der 
Zwangsvollſtreckungen auch unter der heutigen Ordnung gewähr⸗ 
leiſtet ſei durch die Kontrolle des Gläubigers, die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Gerichtsvollziehers und die Dienſtaufſicht, ſo 
beſtanden ja dieſe drei Faktoren auch früher ſchon; ſie können 
aber nimmermehr den früheren Dienſteifer der Beamten erſetzen. 
Wenn in keinem Falle der fruchtloſen Zwangsvollſtreckung nach⸗ 
gewieſen iſt, daß die Schuld daran den Gerichtsvollzieher treffe, 
ſo iſt das kein Beweis für die Güte der Vollſtreckung. Die 
Schuld des Gerichtsvollziehers, wenn fie nur in Nachläſſigkeit 
beſteht, wird niemals nachzuweiſen ſein. Grade darum ſollte 
man möglichſte Garantien ſchaffen, daß die Zwangsvollſtreckung. 
auch wirklich mit dem nötigen Intereſſe an der Sache geſchieht. 
Daß ſie „unparteiiſch“ geſchehe, wie die Denkſchrift wünſcht, 
erſcheint verfehlt. Der Gerichts vollzieher iſt Beauftragter der 
Partei und kann alſo gar nicht unparteiiſch fein. Selbſt⸗ 
verſtändlich hat er ſich im Rahmen der Geſetze zu halten, hat 
dies aber auch unter der früheren Ordnung ſtets getan. Er 
muß aber grade gegenüber der — auch von der Denkſchrift 
betonten — Erweiterung des Kreiſes der unpfändbaren Sachen 
und der Neigung der Gerichte zu weiter Auslegung dieſer Vor⸗ 
ſchriften bis unmittelbar an dieſe vom Geſetz gezogene Grenze 
vordringen. Daß, insbeſondere in größeren Städten, auch die 
Schlauheit böswilliger Schuldner und ihrer Helfershelfer häufig 
ein ſcharfes Vorgehen unerläßlich macht, darf wohl hervor⸗ 
gehoben werden. In ſolchen Fällen gab der perſönliche Bericht 
des Gerichtsvollziehers unter dem früheren Syſtem dem Gläubiger 
häufig Handhaben, um — durch Anfechtung oder im Arreſt⸗ 
verfahren — ſeinen Anſpruch trotzdem noch zu ſichern. Heute 
findet ſich ſehr ausnahmsweiſe im Pfändungsprotokoll, 
das auch noch verſpätet eintrifft, eine ſpärliche ſchriftliche Be⸗ 
merkung — Schema F.! — 

Nicht zu verkennen iſt, daß die neue Ordnung auch ihre 
guten Seiten hat. Zutreffend hebt der Kammergerichtspräſident 
eine gleichmäßigere Belaſtung der Gerichtsvollzieher und ihre 
Befreiung von der Abhängigkeit von großen Auftraggebern 
hervor. Es iſt aber wohl nicht oft vorgekommen, daß ſich 
häßliche Konkurrenzkämpfe unter den Gerichtsvollziehern ent⸗ 
wickelt hätten, und es kann nicht zugegeben werden, daß die 
Gerichtsvollzieher bereitwillige „Diener“ der Auſtraggeber 
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geworden feien, die deren Intereſſen mehr wahrnahmen als ihre 
dienſtlichen Weiſungen. Es zeigt ſich gerade in dieſen An⸗ 
deutungen klar das Ziel der Denkſchrift und ihr Gegenſatz zu 
den Anſchauungen derjenigen Kreiſe, welche die frühere Ordnung 
zurückſehnen. Auf der einen Seite der Beamte, dem die durch 
den freien Wettbewerb geſchaffene Durchbrechung ſeines aus⸗ 
ſchließlichen Einfluſſes auf die Untergebenen, ihre wirtſchaftliche 
Unabhängigkeit vom Fiskus und ihre Abhängigkeit vom Erwerbs⸗ 
ſtande als arge Ketzerei erſcheint, auf der anderen Seite dieſer 
Erwerbsſtand ſelber, der im ſchweren Ringen um ſeine Exiſtenz 
einer nachdrücklichen und jederzeit bereiten Hilfe zur Durch⸗ 
ſetzung ſeiner gerechten, insbeſondere der ihm durch Richterſpruch 
zuerkannten Anſprüche bedarf. Jede Auffaſſung findet ihr 
Syſtem allein brauchbar. Darüber kann aber wohl kein Zweifel 
ſein, daß der Maßſtab der Brauchbarkeit der Vorſchriften einzig 
und allein von ihrer wirtſchaftlichen und rechtlichen Wirkung 
hergenommen werden darf, und es liegt auf der Hand, daß 
hiernach das heutige Syſtem nicht annähernd an das frühere 
heranreicht. Der Kampf um dieſes darf daher nicht aufgegeben 
werden. Er muß beginnen mit einer Prüfung der Gründe, 
welche zu ſeiner Aufhebung geführt haben. Waren dieſe doch 
weſentlich beamten⸗hierarchiſchen Rückſichten entnommenen Gründe 
wirklich ſo ſtark, daß ſie die Aufhebung des zu allgemeiner 
Zufriedenheit der an Zuſtellungen und Vollſtreckungen Beteiligten 
arbeitenden Syſtems rechtfertigten? — Wer die Schwierigkeiten 
des neuen Syſtems am eigenen Leibe ſpünt, muß die Frage 
verneinen. Viel mehr Rückſicht als die ſtramme Durchführung 
der Beamtenorganiſation verdient das wirtſchaftliche Wohl⸗ 
. ergehen des kleinen Erwerbsſtandes, der den bei weitem größten 
Teil der Prozeſſe liefert, und der ein kräftiges und bequemes 
Zwangsvollſtreckungsorgan nicht entbehren kann. Unter dem 
jetzigen Syſtem wendet er ſich enttäuſcht und verärgert ab von 
einer Ordnung der Dinge, die ſo gar nicht imſtande iſt, und die 
auch ſo gar kein Intereſſe daran zeigt, ihm zur Verwirklichung 
ſeines Rechtes zu helfen. 

Darum ſollten alle berufenen Organiſationen, namentlich 
Anwaltskammern und Handelskammern, auch jetzt nicht müde 
werden, alles Material zuſammenzutragen, welches die Vorzüge 
des freien Wettbewerbs vor dem jetzt herrſchenden Syſtem ver⸗ 
anſchaulicht, und ſollten nicht nachlaſſen, wieder und wieder die 
Rückkehr zum früheren Syſtem zu fordern. 


Zu den geplanten Anderungen des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung. 
Von Juſtizrat A. Weſtrum, Celle. 

Vor mir liegt die Juriſtiſche Wochenſchrift für 1907 Nr. 3 


mit der (S. 93) Eingabe des Vorſtandes der Anwaltskammer 
zu Nürnberg. 


Wenn ſie ſich gegen die Ausdehnung der amtsgerichtlichen 


Kompetenz und die Abſchneidung der Berufung für kleinere 


Sachen wendet, ſo wollen alle die, zum Teil recht plauſiblen 
Gegengründe der Anwaltskammer zu Nürnberg mir ſchließlich 
doch nicht durchſchlagend erſcheinen, wenn ich mir ins Gedächtnis 
rufe, daß wir das, was jetzt eingeführt werden ſoll, in der 
Provinz Hannover, wenn auch in etwas geringerem Umfange, 
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bereits einmal hatten, ohne daß je Beſchwerden dieſerhalb 
empfunden und laut wurden. Die amtsgerichtliche Kompetenz 
reichte bis zu 450 Mark und an das Oberlandesgericht kamen 
nur Sachen von über 900 Mark, weil die Berufungen in 
Sachen von 450 —900 Mark von den fog. großen Senaten 
der Obergerichte erledigt wurden. Ebenſo gab es für die 
Heinften Sachen nur eine einzige Inſtanz. Was damals in 
den fünfziger Jahren, als dieſe Hannoverſchen Einrichtungen 
geſchaffen wurden, 150 Tlr. = 450 Mark ausmachten, machen 
heutigen Tages kaum 1000 Mark aus. Ich bin ſelbſt als 
ſog. Auditor, dann als Referendar, als Advokat und als 
Appelationsgerichtsanwalt 12 Jahre unter der Herrſchaft der 
hannoverſchen Prozeßordnung tätig geweſen und niemals habe 
ich Klagen über zu weitgehende amtsgerichtliche Kompetenz 
vernommen. Geklagt wurde höchſtens über die ſog. kleinen 
Senate, in der Beſetzung mit 3 Richtern, die man geringer 
einſchätzte, denn die Amtsgerichte, und auch wohl Centumviral⸗ 
gerichte nannte, weil ſie meiſt mit einem wirklichen Richter 
und daneben mit 2 Nullen beſetzt ſeien. 

Es wird daher, wenn nicht zu der Verſchiebung der 
Kompetenzgrenzen noch andere ſchädigende Momente hinzu⸗ 
kommen, ſich wohl am letzten Ende alles auf vorüber⸗ 
gehende Schädigungen beſchränken, Schädigungen der Land⸗ 
gerichtsanwälte und der Anwälte an den Oberlandesgerichten, 
Schädigungen für diejenigen, welche gerade augenblicklich 
an den benachteiligten Gerichten tätig ſind, Schädigungen aber, 
die ſich im Laufe der Zeit ausgleichen werden und die von 
denen in den Kauf genommen werden müſſen, die im allgemeinen 
eine Decentraliſation für wünſchenswert erachten und glauben, 
daß manchem kleinen Orte durch die Hinverlegung eines Amts⸗ 
gerichts oder Vermehrung der richterlichen Beamten, Anwälte 
und Unterbeamten ein Anſtoß zu neuem Aufſchwung gegeben 
werden kann. Wer geſehen hat, wie umgekehrt ſo mancher 
Ort durch die Aufhebung ſeines Amtsgerichts oder Verlegung 
des Amts heruntergeſunken iſt, wird jene Hoffnung auf neuen 
Aufſchwung nicht ſo ganz unberechtigt finden. 

Und die Abſchneidung der Berufung könnte man ja mildern 
dadurch, daß man für dieſe Sachen das Rechtsmittel der 
Läuterung, — unter dieſem oder auch einem anderen Namen —, 
wieder einführte. Dieſes Rechtsmittel iſt der Gegenwart 
unbekannt und unverſtändlich. Ein Rechtsmittel, über welches 
derſelbe Richter entſcheidet, deſſen Urteil man angreift? Und 
doch wäre gerade ein ſolches Rechtsmittel am Platze. Es 
reicht aus, um eine Remedur offenbarer Fehlſprüche, von 
denen der betreffende Richter ſich ſelbſt überzeugt, zu verhüten 
und bietet andererſeits ſo wenig Chancen des Erbfolges, daß 
— zumal bei der Kleinheit der Objekte — von demſelben nur 
in den ſeltenſten Fällen wird Gebrauch gemacht werden. 

Vom größten Intereſſe und jedenfalls größerem Intereſſe 
als alle übrigen in der Eingabe behandelten Fragen iſt für 
die deutſche Anwaltſchaft die unter IV g geſtreifte Frage der 
Armenſachen. Es wird mit Recht hervorgehoben, ein wie 
enormes Opfer — etwa 3 Millionen jährlich — durch unent⸗ 
geltliche Wahrnehmung der Armenſachen die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft bringt und mit Recht über die Zunahme der Armenſachen 
geklagt. „Nobile officium“ ſagt man und tröſtet uns mit 
dem erhebenden Gefühle, auch dem Armen und Schwachen im 


36. Jahrgang. 


Kampfe um fein Recht beizuſtehen. Nun, es mag ja ein 
erhebendes Gefühl ſein, in einer Eheſache — und die Ehe⸗ 
ſachen liefern ja das Hauptkontingent zu den Armenſachen — 
mitzuwirken bei der Feſtſtellung, ob der Trunkenbold & feine 
liederliche Ehefrau geſundheitsgefährlich oder nur un⸗ 
gefährlich verprügelt und ob nur ſie oder auch er die Ehe ge⸗ 
brochen und ob er ſeinerſeits nur den Ehebruch mit Y, oder auch den 
mit 3 gutgeheißen hat. Aber weshalb laſſen ſich denn andere 
Stände nicht an dem erhebenden Gefühle der Pflichterfüllung 
genügen, weshalb z. B. nicht die Arzte, fordern vielmehr auch 
bei Armen Bezahlung von dem, der überhaupt die Armenlaſten 
zu tragen hat. 

Die Nürnberger Eingabe kommt denen, welche dieſe 
ungerechte Extrabelaſtung der zu den Armenlaſten noch überher, 
gleich allen anderen Staatsbürgern, beiſteuernden Anwälte 
billigen, noch viel zu weit entgegen, wenn ſie von einem 
„Vorteile des Anwaltszwanges“ ſpricht, den man habe gegen 
die Forderung einer Honorierung der Armenſachen ausſpielen 
können. Der „Anwaltszwang“ beſagt, daß der Staat in 
ſeinem eigenen Intereſſe, weil die Verhandlung mit unge⸗ 
wandten, rechtsunkundigen Perſonen die doppelte Zeit erfordern 
würde, verlangt, daß bei ſeinen höheren Gerichten nur die⸗ 
jenigen auftreten, welche durch die vorgeſchriebenen Examen ihre 
Befähigung dazu erweiſen. Dieſe können dann aber, abgeſehen 
vom Reichsgericht, „an jedem beliebigen Gerichte und in unbe⸗ 
ſchränkter Zahl ſich niederlaſſen“. 

Wenn man dem Staate, der für die Armen — ſelbſt oder 
durch ſeine Unterverbände — zu ſorgen hat, geſtatten will, 
von den Anwälten deshalb die unentgeltliche Mühwaltung, 
ja auch Beſtreitung von Auslagen in Armenſachen zu fordern, 
weil er von ihnen zuvor gefordert hat, daß ſie — oft unter 
ſchweren Sorgen und Kämpfen um die Beſchaffung der erforder⸗ 
lichen Mittel — viele Tauſende für ihre juriſtiſche Ausbildung 
verausgaben, daß ſie, in Jahren, da der Arbeiter und junge 
Kaufmann ſich bereits als gemachter Mann fühlt und der junge 
Leutnant eine Stütze des Staates bildet, ihre Relationen und 
Voten, ängſtlich bemüht, ihre hohen Vorgeſetzten zu befriedigen, 
gleich Schularbeiten niederſchreiben, daß ſie zweimal — wenn 
nicht öfter — in ein Examen marſchieren, deſſen Ausgang auch 
der Beſte nicht mit abſoluter Sicherheit vorherſehen kann, daß 
fie ſich Diſziplinargeſetzen unterwerfen, nach denen über fie 
allerlei Strafen bis zur Brotloſigkeit hin verhängt werden 
können für Dinge, um derentwillen einem gewöhnlichen 
Menſchen kein Haar gekrümmt wird, wenn man dem Staate 
geſtatten will, mit Rückſicht hierauf und in Anrechnung dagegen 
den Anwälten die Armenſachen aufzubürden, ſo möge man 
zuvor die Beſtimmungen des BGB. über Aufrechnung abändern 
und geſtatten, daß ein Schuldner 2 Schulden an denſelben 
Gläubiger unter einander kompenſieren darf. Das würde eine 
ganz analoge und gleich gerechte Beſtimmung ſein. 

Und daher dürfen wir auch dieſe uns ſich jetzt bietende 
Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, ohne wieder und immer 
wieder zu betonen, eine wie ungerechte Belaſtung die Armen⸗ 
ſachen für uns bilden, und zu fordern, daß für dieſelben eine 
Vergütung gezahlt werde, die man, wenn wir ſelbſt auch keinen 
unmittelbaren perſönlichen Nutzen daraus ziehen, unſeren Witwen 
und Waiſen zugute kommen laſſen möge. 
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Wie groß unſere Belaſtung durch die Armenſachen iſt, 
wiſſen die wenigſten, daß wir gar Auslagen in denſelben aus 
eigener Taſche beſtreiten und bei Verſehen womöglich die Streit⸗ 
ſumme aus unſerer Taſche zahlen müſſen, hören die meiſten 
mit ungläubigem, erſtauntem Geſichte, und als ich einmal über 
die Unbilligkeit jener Belaſtung einem Reichstagsmitgliede gegen⸗ 
über klagte, antwortete dasſelbe mir ganz naiv, die Unbilligkeit 
ſei ja nicht zu verkennen, die Anwälte müßten für die Armen⸗ 
ſachen honoriert werden, allein eine ſolche Honorierung ſei ja 
noch niemals im Reichstage angeregt, aufdrängen könne man 
ſie den Anwälten doch nicht. Das iſt die Lehre von den be⸗ 
ſcheidenen Kindern. 


Zur Eingabe des Kammervorſtands Nürnberg.“) 
Von Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


In Nr. 5 d. Z. polemiſiert Herr Juſtizrat Böhm vom 
Standpunkt der amtsgerichtlichen Anwälte aus gegen die in 
der Überſchrift bezeichnete, auf S. 93 d. Z. abgedruckte Ein⸗ 
gabe. Die dagegen vorgebrachten Gründe möchte ich nicht un⸗ 
widerſprochen laſſen, da ſie in allen weſentlichen Punkten nicht 
zutreffen. 

1. Die Anwaltskammer Nürnberg wirft in ihrer Eingabe 
die Frage auf, ob der amtsgerichtliche Anwalt im 
Durchſchnitt erhöhten Anforderungen ohne weiteres 
genügt. Sie begründet dieſe Frageſtellung damit, daß ſie 
darauf hinweiſt, daß dem ländlichen Juriſten der innige Konnex 
mit einer Mehrzahl anderer Juriſten, der wohl am ſtärkſten 
juriſtiſches Denken wie wiſſenſchaftliche Auffaſſung wie Ver⸗ 
tiefung praktiſcher Rechtskenntnis fordere, abgehe. Ich lehne es 
als Einzelanwalt ab, an dieſer Stelle ein Urteil über die Be⸗ 
gründetheit dieſer Bedenken abzugeben, dagegen möchte ich ein⸗ 
zelne Anführungen des Herrn Juſtizrats Böhm zu berichtigen 
verſuchen. Insbeſondere iſt die Richtigkeit des bezeichneten Hin⸗ 
weiſes der Kammer nicht wohl beſtreitbar und inzwiſchen auch 
anderweit (3. B. Oberregierungsrat Schmitt in Bl. f. RA. 
1907 Nr. 1; Stein, Zur Juſtizreſorm, 6 Vorträge, S. 76; 
ferner Kundgebung des Preßausſchuſſes des Anwaltsvereins 
München in Nr. 88/1907 der Münch. Neueſten Nachr.) 
hervorgehoben worden. Wer unbefangen dieſen Geſichtspunkt 
prüft, wer das wiſſenſchaftliche Zuſammenarbeiten und die 
durch die Vielzahl der an großen Gerichten ſchwebenden Rechts⸗ 


) In Nr. 6 der JW. behandelt Herr Kollege Friedeberg den 
Einfluß der Reform vom Standpunkt des Oberlandesgerichtsanwalts 
aus; ſeinen Ausführungen möchte ich durchweg beitreten. Doch hat 
Herr Kollege Friedeberg ſich inſofern getäuſcht, als er meint, die 
Anwaltskammer Nürnberg hätte die Reform nicht auch in Hinblick 
auf die Oberlandesgerichtsanwälte geprüft. In IV. 1 der Nürnberger 
Eingabe iſt betont, daß die meiſten — gemeint iſt bayriſchen — 
Oberlandesgerichte faſt beſchäftigungslos würden, da ihnen 75 % aller 
Sachen entzogen würden. Daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß die 
oberlandesgerichtlichen Anwälte inſoweit beeinträchtigt wären. Übrigens 
hat eine Ende 1906 von dem bayeriſchen Juſtizminiſterium veranlaßte 
ſtatiſtiſche Erhebung für Bayern die Richtigkeit der Schätzung der 
Streitwerte zwiſchen 300 und 1 000 Mark auf etwa 75% m. W. 
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ſachen wie durch Beſprechung mit anderen Kollegen oder Richtern 
ſich ergebende Anregung für den landgerichtlichen Anwalt mit 
der doch nicht wegzuleugnenden Iſolierung des den Durchſchnitt 
bildenden ländlichen Amtsgerichtsanwalt vergleicht, kann den 
günſtigen Einfluß ſolcher geiftigen Befruchtung nicht wohl bes 
ſtreiten. Die durch Herrn Juſtizrat Böhm aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung, daß der an Induſtrieorten anſäſſige Amtsgerichts⸗ 
anwalt häufig derartig ſchwierige Materien bearbeite, daß er 
den durch die projektierte Novelle geſtellten höheren Anforde⸗ 
rungen genüge, iſt gewiß zutreffend; aber die Amtsgerichte mit 
induſtriellen Niederlaſſungen von einigem Einfluß auf die 
Anwaltspraxis — wie ſie z. B. in Schleſien und der Rhein⸗ 
provinz vorkommen — ſind die Ausnahme, das Gegenteil aber 
iſt Regel. In rein ländlichen Bezirken fehlt auch die von Herrn 
Juſtizrat Böhm aus der Verbindung von Notariat mit An⸗ 
waltſchaft fließende Befruchtung; dazu kommt, daß bei weitem 
nicht alle Amtsgerichtsanwälte Notare und in Süddeutſchland 
die Berufe des Notars und Anwalts getrennt ſind. Nicht die 
Anwaltskammer Nürnberg verallgemeinert daher bedenklich, 
ſondern Herr Juſtizrat Böhm macht aus Ausnahmsverhältniſſen 
die Regel. Schließlich meint Herr Juſtizrat Böhm, wenn 
wirklich die Amtsgerichtsanwälte nicht in allen Materien 
genügend vertraut wären, müßte man ihnen im Intereſſe der 
praktiſchen Ausbildung die Möglichkeit dazu und zwar, wie dem 
Sinne nach gemeint ſein muß, durch Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeitsgrenze gewähren. Letzterer Schluß 
wäre nur richtig, wenn nicht bei der Frage der Zuſtändigkeits⸗ 
verſchiebung weit wichtigere Momente im Vordergrund ſtänden; 
denn nur, um einen Teil der Anwälte beſſer auszubilden, kann 
doch nicht wohl eine ſo einſchneidende Anderung beſtehender 
Verhältniſſe wie die fragliche, befürwortet werden. 

2. Die Anwaltskammer ſtellt mit Recht den von Herrn 
Juſtizrat Böhm bekämpften Satz auf, daß der amtsgericht⸗ 
liche Anwalt ein tatſächliches Monopol beſitzt. Auch 
hier läßt derſelbe außer acht, daß regelmäßig an den kleinen 
ländlichen Amtsgerichten — der weit überwiegenden Mehrzahl — 
ſich ein einziger Anwalt, ſelten 2 oder gar mehr befinden. 
Die Erfahrung lehrt — ſchon mit Rückſicht auf die höheren 
Koſten und die zumeiſt ausgeſprochene Nichterſtattungsfähigkeit 
der Reiſekoſten eines auswärtigen Anwalts — daß die ein⸗ 
heimiſche Bevölkerung ſich dieſes konkurrenzloſen Anwalts 
bedient und daß aus der größeren Umgebung, insbeſondere 
auch aus den benachbarten vielfach anwaltloſen Amtsgerichts⸗ 
bezirken dieſem die Vertretungen zufließen. Das iſt ein tat⸗ 
ſächliches Monopol. Daß auswärtige Anwälte Klagen zum 
AG. ſtellen, wird dadurch aufgehoben, daß der amtsgerichtliche 
Anwalt ſelbſt an andere AG. Klagen einzureichen Gelegenheit 
hat. Wenn Herr Juſtizrat Böhm hervorhebt, daß an manchen 
AG., z. B. im Kammerbezirk Nürnberg, kein Anwalt Sitz 
genommen hat, weil er dort keinen genügenden Nahrungsſtand 
finden würde, ſo kommt dieſe Tatſache gerade den benachbarten 
Amtsgerichtsanwälten zugute. 

3. Mit Ungrund bemängelt Herr Juſtizrat Böhm die Be⸗ 
hauptung, der amtsgerichtliche Anwalt habe einen ganz 
geringen ſachlichen Aufwand; die Bemängelung der 
Richtigkeit dieſer Behauptung wird damit begründet, daß auch 
Aus gabendifferenzen bei den Anwälten in größeren Städten 
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beſtehen und vielfach Amtsgerichtsorte eine größere Bevölkerungs⸗ 
ziffer aufweiſen als Landgerichtsſitze. Auch hier wird der 
Nürnberger Kammer der Vorwurf bedenklicher Verallgemeinerung 
gemacht, obwohl doch gerade hier in die Augen ſyringt, daß 
die von Herrn Juſtizrat Böhm geſchilderten Verhältniſſe die 
Ausnahme ſind. Wenn auch die Ausgaben der Anwälte in 
München, Berlin, Cöln uſw. von einander verſchieden ſein 
mögen, das iſt ſicher, daß die Mieten und Gehälter des länd⸗ 
lichen Amtsgerichtsanwalts — dieſer iſt, wie oben betont, die 
Regel — verſchwindend ſind gegenüber den von der weitaus 
größten Zahl der Landgerichtsanwälte aufzuwendenden Gehältern 
und Mieten. 

4. Wer die Verhältniſſe des eigentlichen ländlichen Amts⸗ 
gerichtsanwalts kennt und nicht auch in dieſem Punkte — wie 
es Herr Juſtizrat Böhm tut — die glücklichere Ausnahme als 
Regel annimmt, weiß, daß die Reiſeentſchädigungen und 
Tagegelder (der Überſchuß über die meiſt geringen wirklichen 
Reiſeſpeſen) weſentlich ins Gewicht fallen. Die von Herrn 
Juſtizrat Böhm als Normalverhältniſſe geſchilderten Verhältniſſe 
des Amtsgerichtsanwalts würden gerade beweiſen, daß der 
Amtsgerichtsanwalt in der Regel genügend gut aus ſeinem 
Berufe fundiert iſt. Es iſt klar, daß bei einem Zivilprozeß 
mit dem Streitwert von beiſpielsweiſe 60 —120 Mark (Gebühr 
4 Mark) die bei mehreren Terminen mehrfach zu liquidierenden 
Beträge (12 Mark + 6 Mark Abs und Zugang = 18 Mark 
zuzüglich Aberſchuß der Entfernungs vergütung über die wirklichen 
Speſen) mehr ausmachen wie die eigentlichen Gebühren, zumal 
gerade der Amtsgerichtsanwalt nicht ſelten an einem Tag an 
mehreren von ſeinem Sitz verſchiedenen Gerichten tätig wird. 
Meine Anführungen entſprechen den mir gemachten Mitteilungen 
bayriſcher Amtsgerichtsanwälte; noch dieſer Tage beſtätigte mir 
ein früherer Amtsgerichtsanwalt deren Richtigkeit. 

5. Herr Juſtizrat Böhm meint, die Anwaltskammer be⸗ 
zeichne die Anwaltsgebühren der erſten 4 Wertklaſſen 
als unwürdig und kärglich, wolle aber doch alles beim 
alten laſſen. Die Anwaltskammer Nürnberg hat aber im 
Gegenteil erklärt, daß im Fall der Geſetzwerdung der 
projektierten Zuſtändigkeitsänderung die Sätze erhöht werden 
müßten. Dazu aber, ob — wenn die Anderung nicht erfolgt — 
eine Gebührenerhöhung nötig ſei, hat ſie ſich nicht aus⸗ 
geſprochen, weil dieſe Frage nicht in den Rahmen 
ihrer Eingabe paßte. Ich für meine Perſon ſtehe 
nicht an, zu erklären, daß die bezeichneten Gebührenſätze 
ſchon heute ein des rechtskundigen Beraters unwürdiges 
Entgelt darſtellen und in keinem Verhältnis zu dem von ihm 
zu betätigenden Aufwand an Vorbildung, Zeit und ſachlichen 
Ausgaben ſtehen. Zum wenigſten muß — ich habe das in 
einem Referat gelegentlich einer Nürnberger Anwaltskammer⸗ 
verſammlung vor wenig Monaten ausdrücklich als anſtrebens⸗ 
wert bezeichnet — eine Honorierung der Offizial⸗ 
vertretungen durch den Staat als Ausgleich gefordert werden. 

6. Herr Juſtizrat Böhm klagt darüber, daß die Amts⸗ 
gerichtsanwälte in den Vorſtänden der Anwalts⸗ 
kammern nicht vertreten ſind. Daß ſolche Vertretung da 
oder dort zweckmäßig ſein mag, will nicht beſtritten werden. Aber 
zu Unrecht meint Herr Juſtizrat Böhm, daß die angeblich unzu⸗ 
treffenden Verallgemeinerungen der Nürnberger Kammer andern⸗ 
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falls vermieden worden wären. Deren Eingabe wurde in einer 
Plenarverſammlung nach Vortrag ihrer weſentlichen Gründe 
ohne Widerſpruch gegen letztere beſchloſſen; ſämtliche Anwälte 
einſchließlich der Amtsgerichtsanwälte des Bezirks waren gerade 
zu der in der Eingabe behandelten Frage beſonders eingeladen; 
nicht ein einziger Amtsgerichtsanwalt iſt dazu erſchienen! 

7. Zum Schluß möchte noch betont werden, daß die Ver⸗ 
ſchiebung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeitsgrenze nach oben 
dem Anwaltsſtande als Ganzem Schaden bringen müßte, weil 
in der Mehrzahl der Fälle der Land gerichtsanwalt nicht 
durch den Amtsgerichtsanwalt erſetzt, ſondern der 
Anwalt überhaupt durch eigene Parteivertretung, Winkel⸗ 
konſulenten uſw. ausgeſchaltet wird. Dazu tritt, daß die 
Zuſtändigkeitsänderung die Abwanderung eines großen 
Teils der Landgerichtsanwälte in die ländlichen 
Amtsgerichtsſitze zur Folge haben, alſo den Amtsgerichts⸗ 
anwälten kaum etwas nützen würde (jo auch Schmitt 1. c.). 
Aus dieſen Gründen hätte die Amtsgerichtsanwaltſchaft Anlaß, 
zuſammen mit der Geſamtanwaltſchaft gegen die projektierte 
Anderung energiſch Front zu machen und mit ihr die im Hin⸗ 
blick auf die verteuerten Lebensverhältniſſe erforderte Gebühren⸗ 
erhöhung und Honorierung der Offizialvertretungen zu begehren, 
durch Gründung einer geſonderten Amtsgerichtsanwaltsvereini⸗ 
gung wird die Gefahr einer Zerſplitterung in die deutſche 
Anwaltſchaft getragen und eine Verſchärfung von Intereſſen⸗ 
gegenſätzen gefördert. 5 


Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuftändigfeit 
und die Gebühren der Rechtsanwälte bei den 
Landgerichten. 


Entgegnung auf den Artikel des Herrn Juſtizrat 
Koffka, Berlin, in Ar. 10. 


Von Rechtsanwalt und Notar Alfred Lots, Altenburg. 


Nach Anſicht des Herrn Juſtizrat Koffka und der Ver⸗ 
ſammlung der Kammergerichtsanwälte vom 13. März 1907 iſt von 
einer Gebührenerhöhung für die Tätigkeit der Land gerichts⸗ 
anwälte in der Berufungsinſtanz abzuſehen, weil die Land⸗ 
gerichtsanwälte einen gewiſſen Ausgleich darin finden, daß 
ihnen die den AG. neu zuzuweiſenden Sachen für die Be⸗ 
rufungsinſtanz zufallen, und weil ſie begründete Ausſicht darauf 
hätten, ſolche Sachen künftig in zwei Inſtanzen zu vertreten. 

Ein gewiſſer Ausgleich wird durch die Vertretung jener 
Sachen in der Berufungsinſtanz allerdings geſchaffen, aber 
durchaus kein ausreichender Ausgleich, und die Ausſicht 
auf Vertretung jener Sachen in zwei Inſtanzen iſt auch nur 
eine ſehr bedingte: 

Bekanntlich gehen von den ſtreitigen Amtsgerichtsſachen 
durchſchnittlich nicht mehr als der vierte Teil in die Berufungs⸗ 
inſtanz. Aber auch die Vertretung vor dem AG. wird bei der 
Mehrzahl jener Sachen den Landgerichtsanwälten nicht zufallen. 
Für die Ausübung der Amtsgerichtspraxis kommt bei den Land⸗ 
gerichtsanwälten doch nur das AG. am Sitze des LG. in 
Betracht, es gehen ihnen daher, mit ſeltenen Ausnahmen, alle 
Sachen verloren, für die ein anderes AG. des Landgerichts⸗ 
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bezirks zuſtändig werden würde. Außerdem wird ihnen aber 
auch ein Teil der Sachen entgehen, die beim AG. am Sitze 
des LG. anhängig werden, nämlich die Sachen, in den die 
Parteien ſich ſelbſt vertreten oder ſich durch Prozeßagenten 
vertreten laſſen. 

Die Landgerichtsanwälte würden alſo für den Verluſt, 
den ſie an erſtinſtanzlichen Vertretungen erleiden würden, nur 
zu einem verhältnismäßig geringen Teile dadurch entſchädigt 
werden, daß ſich ihre Tätigkeit in der Berufungsinſtanz erhöht. 
Und dabei iſt auch noch zu beachten, daß hinſichtlich des Koſten⸗ 
punktes eine erſtinſtanzliche und eine zweitinſtanzliche Vertretung 
für den Anwalt nicht gleichwertig ſind, da in der Berufungs⸗ 
inſtanz viel ſeltener eine Beweisaufnahme ſtattfindet, der Regel 
nach geringere Schreibgebühren entſtehen, und meiſt auch alle 
Nebengebühren — z. B. für Koſtenfeſtſetzung, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, Geldempfang — wegfallen. 

Da es wohl auch für die Allgemeinheit Intereſſe hat, 
feſtzuſtellen, welche Wirkung die Erhöhung der Zuſtändigkeit 
der AG. für die bei einem einzelnen LG. zugelaſſenen Anwälte 
haben wird, ſo geſtatte ich mir, für den Landgerichts bezirk 
Altenburg auf Grund der amtlichen „Überficht der Geſchäfte 
der Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſchen Juſtizbehörden“ auf die 
Jahre 1897 bis 1904 folgende Zahlen mitzuteilen: 

Zum Landgerichtsbezirk Altenburg gehören 7 AG.: Alten⸗ 
burg, Eiſenberg, Kahla, Meuſelwitz, Roda, Ronneburg und 
Schmölln. Bei dieſen AG. find in den 8 Jahren insgeſamt 
35 683 Prozeſſe — einſchließlich der Urkundenprozeſſe — an⸗ 
hängig geworden, darunter 3 577 ſtreitige Sachen, in denen 
Urteil ergangen iſt, alſo durchſchnittlich jedes Jahr 4 460 an⸗ 
hängige Prozeſſe mit 447 ſtreitigen Urteilen — 10 Prozent. Von 
dieſen ſtreitigen Urteilen ſind in den 8 Jahren insgeſamt 
812 durch Berufung angefochten worden, alſo durchſchnittlich 
im Jahre 101 = 22,7 Prozent von 447 ftreitigen Amts⸗ 
gerichts urteilen. | 

Beim LG. find in dieſen 8 Jahren, wieder einſchließlich 
der Urkundenprozeſſe, insgeſamt 4920 erſtinſtanzliche Pro⸗ 
zeſſe anhängig gemacht worden, mithin jährlich im Durch⸗ 
ſchnitt 615. 

Wenn man den Verluſt, den infolge der Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit die Landgerichtsanwälte an erſt⸗ 
inſtanzlichen Sachen erleiden, mit Herrn Juſtizrat Koffka auf 
40 Prozent annimmt, ſo würden den Altenburger Landgerichts⸗ 
anwälten jährlich 246 Sachen entgehen. 

Von der Geſamtzahl der Amtsgerichts prozeſſe entfallen 
auf das AG. Altenburg durchſchnittlich 44 Prozent, jährlich 1962. 
Von den dem LG. entzogenen 246 Prozeſſen würden alſo 
44 Prozent = 108 Sachen dem AG. Altenburg zufallen, die 
übrigen 138 Sachen dagegen den anderen AG. des 
Landgerichtsbezirks. 

Die letzteren Prozeſſe würden die Landgerichtsanwälte bis 
auf 2,27 Prozent, d. h. bis auf 3 Sachen, endgültig ein⸗ 
büßen, da nur in 10 Prozent der Amtsgerichtsprozeſſe ſtreitiges 
Urteil ergeht, und dieſes nur in 22,7 Prozent der Fälle durch Be⸗ 
rufung angefochten wird. 

Die Prozentſätze der ſtreitigen Urteile und der Berufungen 
find bei dem LG. allerdings bedeutend höher als bei den AG.: 
Es ſind, wie ſchon erwähnt, beim LG. Altenburg in den 
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8 Jahren insgeſamt 4 920 erſtinſtanzliche Sachen anhängig 
geworden, jährlich 615. Streitige Urteile hat darauf das 
LG. insgeſamt 1 549 erlaſſen, das find jährlich 194 = 
31,5 Prozent der anhängigen erſtinſtanzlichen Sachen. Dagegen 
find beim OLG. Jena innerhalb derſelben Zeit 455 Berufungen 
gegen Urteile des LG. Altenburg anhängig gemacht worden, 
das find jährlich 57 — 29,4 Prozent der landgerichtlichen Urteile. 

Wenn man dieſe höheren Prozentſätze einſtellt, ſo bleibt 
den Altenburger Landgerichtsanwälten von 138 Sachen, die 
an die übrigen AG. des Landgerichtsbezirks abgehen, nur in 
13 Sachen die Vertretung in der Berufungsinſtanz: Unter 
den 138 Sachen wird es danach bei 31,5 Prozent, alſo in 
44 Sachen, zu einem ſtreitigen Urteil kommen, und von dieſen 
44 Urteilen werden 29,4 Prozent, alſo 13 Urteile, durch 
Berufung angefochten werden. Den Landgerichtsanwälten geht 
alſo von den 138 Sachen die Vertretung in wenigſtens 
125 Fällen verloren. 

Darüber, bei wieviel Prozent der Amtsgerichtsſachen eine 
Vertretung durch Anwälte nicht ſtattfindet, ergibt die Alten⸗ 
burger Statiſtik keine Unterlagen. Es kann aber wohl an⸗ 
genommen werden, daß dies bei mindeſtens 10 Prozent der 
Amtsgerichtsſachen der Fall iſt, namentlich wenn man die 
Fälle mit berückſichtigt, wo nur eine Partei vertreten iſt. 
Hiernach würden auch von den 108 Prozeſſen, die vom LG. 
an das AG. Altenburg abwandern würden, mindeſtens noch 
11 Vertretungen den Landgerichtsanwälten verloren gehen. 

Nach alledem würde ſich die Sachlage ſo geſtalten, daß 
die Altenburger Landgerichtsanwälte in mindeſtens 136 der 
jetzigen Landgerichtsſachen die Vertretung einbüßen würden. 

Wie ſteht es nun demgegenüber mit dem von Herrn 
Juſtizrat Koffka hervorgehobenen Vorteile der Landgerichts⸗ 
anwälte, in Sachen, die in Zukunft dem AG. übertragen 
werden ſollen, in zwei Inſtanzen anſtatt wie bisher in einer 
Inſtanz tätig zu ſein? Von den 108 dem AG. Altenburg 
zufallenden Sachen würde nach den für das LG. Altenburg 
ermittelten Prozentſätzen in 31,5 Prozent, alſo in 34 Sachen, 
ein ſtreitiges Urteil ergehen und dagegen würde in 29,4 Prozent 
der Fälle, alſo in 10 Fällen, Berufung eingewendet werden. 
Lediglich dieſe 10 Vertretungen in der Berufungsinſtanz würden 
den Landgerichtsanwälten noch zugute kommen. 

Die Einbuße der Landgerichtsanwälte würde ſich dadurch 
nur von 136 auf 126 Sachen mindern, das ſind über 
20 Prozent aller jetzigen erſtinſtanzlichen Land⸗ 
gerichtsſachen, und dementſprechend würden ſich auch ihre 
Einnahmen aus den Landgerichtsſachen um 20 Prozent ver⸗ 
mindern. 

Die Oberlandesgerichtsanwälte dagegen würden bei einem 
angenommenen Rückgang der Landgerichtsſachen um 40 Prozent 
auch 40 Prozent von den bisherigen Berufungsſachen einbüßen. 
Das würde für die Anwälte beim OLG. Jena eine Einbuße 
von jährlich 23 Sachen bedeuten, gegenüber der bisherigen 
Zahl von 57 Altenburger Berufungsſachen. 

Relativ betrachtet, iſt hiernach die Einbuße der Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte allerdings beträchtlich höher — doppelt 
ſo hoch — wie die der Landgerichtsanwälte. Abſolut ge⸗ 
nommen, beträgt jedoch die Einbuße der Landgerichtsanwälte 
das 5½ fache von der der Oberlandesgerichtsanwälte. Tat⸗ 
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ſächlich find es alſo die Landgerichts anwälte, die 
durch die erhöhte Zuſtändigkeit der AG. vorzugs⸗ 
weiſe geſchädigt würden. Sie können deshalb mit noch 
viel mehr Recht als die Oberlandesgerichtsanwälte einen Aus⸗ 
gleich durch eine Gebührenerhöhung fordern. 

Durch die vorgeſchlagene Erhöhung der Gebühren für die 
Berufungsinſtanz um 30 Prozent würden die Mindereinnahmen 
der Oberlandesgerichtsanwälte wohl annähernd ausgeglichen 
werden, da dieſe vorzugsweiſe in Berufungsſachen arbeiten. 
Bei den Landgerichtsanwälten dagegen würde von einem 
wirklichen Ausgleich nicht die Rede ſein können, weil die 
Berufungsſachen nur einen verhältnismäßig kleinen Teil ihrer 
Tätigkeit ausmachen, und weil es ſich bei den landgerichtlichen 
Berufungsſachen in der weitaus größten Zahl der Fälle um 
geringe Objekte handelt. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 8. bis 29. Juni 
1907 ausgefertigten Ziwilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 6 BGB. Unterſchied zwiſchen Geiſtes ſchwäche und 
Geiſteskrankheit. Str. § 51.] 

Der Geiſteszuſtand der Beklagten kommt nach zwei Richtungen 
in Betracht, nämlich für ihre Prozeßfähigkeit und für ihre Ver⸗ 
antwortlichkeit hinſichtlich der von ihr begangenen Ehebrüche. 
Beide Vorderrichter haben auf Grund des von dem Medizinalrat 
Dr. E. erſtatteten Gutachtens nicht Geiſteskrankheit ſondern 
nur Geiſtesſchwäche der Beklagten feſtgeſtellt. Der Sach⸗ 
verſtändige hat am Schluſſe ſeines ſchriftlichen Gutachtens 
die Beklagte als geiſtesſchwach im Sinne des 8 6 BGB. 
bezeichnet und dieſe ſeine Anſicht näher begründet. Wenn in den 
vorangegangenen Sätzen des Gutachtens von einer dauernden 
geiſtigen Erkrankung der Beklagten geſprochen wird, ſo iſt 
zu erwägen, daß auch Geiſtesſchwäche eine dauernde geiſtige 
Erkrankung darſtellt. Die Worte: Frau M. müſſe demnach 
vom ärztlichen Standpunkt aus als geiſteskrank 
erklärt werden, find ſchon im Urteile des LG., dem das OLG. 
beigetreten iſt, dahin gewürdigt worden, daß darin von der Er⸗ 
krankung des Geiſtes im allgemeinen mediziniſchen Sinne die 
Rede iſt, keineswegs aber Geiſteskrankheit im Sinne des 5 6 
Nr. 1 BGB. hat feſtgeſtellt werden ſollen. Es iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, daß dieſe dem ärztlichen Gutachten zuteil gewordene 
Auslegung rechtsirrig wäre. Nach 8 1565 BGB. kann ein 
Ehegatte auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ſich des Ehebruchs ſchuldig macht. Ihm muß die durch den 
Ehebruch begangene Verletzung der ehelichen Treue als eine 
Schuld angerechnet werden können. Der Tatrichter muß daher 
bei der Anwendung des 8 1565 auch die Frage des Ver⸗ 
ſchuldens prüfen. Beide Vorderrichter haben ſich dieſer Prüfung 
unterzogen, indem ſie zutreffend davon ausgegangen ſind, daß 
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auch ein geiſtesſchwacher (und infolgedeſſen nur beſchränkt 


geſchäftsfähiger) Ehegatte ſich des Ehebruchs ſchuldig machen 


könne, ſo daß dem anderen Ehegatten das Scheidungsrecht er⸗ 
wachſe. Das LG. hat angenommen, die Beklagte ſei ſich in 
beiden feſtgeſtellten Ehebruchsfällen ihres Fehltritts vollſtändig 
bewußt geweſen. Dieſe Annahme hat das LG. des näheren 
begründet, insbeſondere aus dem Verhalten der Beklagten 
geſchloſſen, die in kluger Weiſe ihre Zuſammenkünfte mit den 
ſremden Männern zu verheimlichen verſtanden habe. Dafür 
aber, daß die Ehebrüche in einem Zuſtande krankhafter, die 
freie Willensbeſtimmung ausſchließender Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit verübt worden ſeien, ſei ein Anhalt nicht vorhanden. 
Das OLG. iſt der gleichen Anſicht, denn der Sachverhalt habe, 
wie es im Berufungsurteile heißt, nur geſchlechtliche Zügel⸗ 
loſigkeit der Beklagten, nicht aber Bewußtloſigkeit oder geiſtige 
Störung im Sinne des 8 51 StGB. ergeben. Nach der Auf⸗ 
faſſung des OLG. iſt es ſogar zweifelhaft, ob die Beklagte zur 
Zeit der Ehebrüche überhaupt geiſtesſchwach geweſen ſei, da 
ihre, allerdings ſpäter geſchriebenen Briefe viel Zweckmäßigkeit, 
geiſtige Ordnung und Überſicht über die Rechtslage beweiſen. 
Dieſe Ausführungen der Tatrichter laſſen einen Verſtoß nicht 
erkennen. Da die Beklagte nach ärztlichem Gutachten geiſtes⸗ 
ſchwach iſt, ſo lag für den Richter beſonderer Anlaß vor, zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen des §8 51 StGB., unter denen 
eine ſtrafbare Handlung nicht vorhanden iſt, gegeben ſeien. Im 
Bejahungsfalle läge Ehebruch im ſtrafrechtlichen Sinne nicht 
vor. Daraus würde ſich dann die weitere Folge ergeben, daß 
auch kein Scheidungsrecht wegen Ehebruchs erwachſen ſei, denn 
der Tatbeſtand des Ehebruchs nach dem BGB. iſt derſelbe wie 
nach dem StGB. Begr. Bd. 4 S. 582. Beide Vorderrichter 
haben nun die Vorausſetzungen des § 51 StGB. als nicht 
gegeben erachtet und im übrigen die Verantwortlichkeit der 
Beklagten für ihre Ehebrüche aus rechtseinwandfreien Er⸗ 
wägungen bejaht. M. c. M., U. v. 27. Mai 07, 501/06 IV. — 
Breslau. 8 

2. 5123 Abſ. 1 BGB. Auch Anpreiſungen, empfehlende 
Zuſicherungen, können den Tatbeſtand der argliſtigen Täuſchung 
erfüllen.] 

Vom Beklagten wird als erſter Einwand gegen die Klage 
auf Zahlung rückſtändiger Zinſen von der auf ſeinem Grundſtücke 
gemäß dem Kaufvertrage vom 18. November 1903 für den 
Kläger eingetragenen Reſtkaufgeldhypothek und als Grundlage für 
die Widerklage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit des Vertrages 
geltend gemacht, er ſei zum Abſchluſſe des Vertrages dadurch 
beſtimmt worden, daß Kläger wider beſſeres Wiſſen verſichert 
habe bei der vor dem Vertragsſchluß im November 1903 vor⸗ 
genommenen Beſichtigung der Kalkgrube: der Kalk reiche bis 
an das Ende des Planes und werde noch 15 bis 18 Jahre 
lang vorhalten. Der Berufungsrichter fieht in dieſen Zus 
ſicherungen nur unverbindliche Anpreiſungen und nimmt an, 
der Kläger habe erwarten können, der Beklagte werde auch 
erkennen, daß es ſich nur um ſolche Anpreiſungen handle, auch 
erachtet er durch die erſtinſtanzliche Beweisaufnahme keinerlei 
Umſtände dafür als erbracht, daß der Kläger die Angaben 
wider beſſeres Wiſſen gemacht habe. Die Auffaſſung des 
Berufungsrichters iſt rechtsirrig. Der Beklagte wäre im Sinne 
des 8 123 Abſ. 1 BGB. zum Abſchluſſe des Vertrages durch 
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argliſtige Täuſchung beſtimmt worden, wenn ihm der Kläger 
hinſichtlich des Kaufgegenſtandes wiſſentlich falſche Angaben 
gemacht hätte in dem Bewußtſein, daß der Beklagte bei 
Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag nicht oder doch 
nicht ſo, wie geſchehen, ſchließen würde, und wenn dieſe An⸗ 
gaben auch tatſächlich für den Beklagten zum Abſchluſſe des 
Vertrages beſtimmend geweſen wären (Dernburg, Bürgerliches 
Recht Bd. 1 8 146 Nr. IV I, 2, 3). Daß die Vorſpiegelungen 
weſentliche Vertragsbeſtimmungen betrafen, war nicht er⸗ 
forderlich (Planck, Anm. 2 zu 8 123 BGB.). Daher könnten 
die nach der Behauptung des Beklagten vom Kläger ab⸗ 
gegebenen Verſicherungen, daß der Kalk bis an das Ende des 
Planes reiche und noch 15 bis 18 Jahre lang vorhalten 
werde, auch dann, wenn ſie, wie der Berufungsrichter an⸗ 
nimmt, nur Anpreiſungen, empfehlende Zuſicherungen wären, 
den Tatbeſtand der argliſtigen Täuſchung erfüllen, ſofern nur 
der Kläger dadurch bei dem Beklagten einen für den Vertrags⸗ 
ſchluß maßgeblichen Irrtum hat hervorrufen wollen und 
hervorgerufen hat. Dies verkennt der Berufungsrichter, der 
erklärt, es ſei hinſichtlich der mündlichen Zuſicherungen über 
die Ausdehnung des Kalklagers und die Dauer der Aus⸗ 
beutungsfähigkeit der Kalkgrube eine argliſtige Täuſchung nicht 
feſtzuſtellen, da, auch wenn bei den Vorver handlungen davon 
die Rede geweſen ſei, daß der Kalk bis an das Ende des 
Planes gehe und noch 15 bis 18 Jahre reiche, dies nicht als 
eine beſtimmte, von dem Verkäufer zu vertretende, ſondern nur 
als eine empfehlende Zuſicherung angeſehen werden könne. 
Allerdings fügt der Berufungsrichter noch hinzu, der Kläger 
habe erwarten können, daß der Beklagte erkannt habe, wie es 
ſich bei ſolchen Angaben nicht um beſtimmte Zuſagen, ſondern 
bloß um Anpreiſungen handelte. Aber einesteils iſt dieſe Be⸗ 
merkung für die Frage, ob die Zurückweiſung des Betrugs⸗ 
einwandes gerechtfertigt iſt, belanglos, da ſie nicht etwa die 
Feſtſtellung enthält, daß die genannten Angaben des Klägers 
für den Beklagten überhaupt nicht zum Vertragsabſchluſſe be⸗ 
ſtimmend geweſen ſeien, und anderenteils iſt auch ſie offen⸗ 
ſichtlich von der Auffaſſung beherrſcht, daß, wenn ſeitens des 
Verkäufers nicht beſtimmte, von ihm zu vertretende Zuſiche⸗ 
rungen, ſondern nur Anpreiſungen bezüglich des Kaufgegen⸗ 
ſtandes erfolgt ſeien, eine argliſtige Täuſchung des Käufers 
gar nicht vorliegen könne. Demnach beruht dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund für die Zurückweiſung des vorerörterten Betrugseinwandes 
auf Verletzung des 8 123 BGB. K. c. U., U. v. 5. Juni 07, 
369/06 V. — Naumburg. 

3. 8 138 BGB. Kauf und Verkauf einer ärztlichen 
Praxis als Verſtoß gegen die guten Sitten beurteilt.] 

Der Beklagte, der praktiſcher Arzt iſt und in D. in dem 
Hauſe W.⸗Straße Nr. 4 eine Praxis für Zahn⸗ und Mund⸗ 
krankheiten betrieb, hat mit dem Kläger, ebenfalls einem praktiſchen 
Arzt, einen Vertrag vom 1. Dezember 1902 über den weiteren 
Betrieb der Praxis in jenem Hauſe durch den Kläger geſchloſſen. 
Der Kläger, der die Praxis am 1. April 1903 von dem Beklagten 
übernommen hat und über deſſen Vermögen im November 1903 
auf Antrag des Beklagten das linzwiſchen beendete) Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet iſt, hat jenen Vertrag als nichtig angefochten 
und zwar einmal, weil er gegen 8 134 BGB. in Ver⸗ 
bindung mit der Standesordnung für die ärztlichen Bezirks- 
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vereine im Königreich Sachſen vom 14. März 1899 verftoße, 
die den Kauf und Verkauf der ärztlichen Praxis verbiete, und 
ſodann, weil der Vertrag die guten Sitten verletze und ſomit 
unter 8 138 BGB. falle. Das LG. hat den erſteren Grund 
für durchgreifend erachtet; auf die Berufung des Beklagten hat das 
OLG. in ſeinem jetzt mit der Reviſion angegriffenen Urteil die 
Berechtigung des Klägers zur Anfechtung des Vertrages aus 
8134 BGB. unentſchieden gelaſſen, die Anfechtung aber aus 
8 138 für begründet erachtet. Die Reviſion des Beklagten iſt zurück⸗ 
gewieſen worden: In dem Vertrage find feinem Wortlaute nach nur 
Inventarſtücke und Gebrauchsgegenſtände als verkauft bezeichnet 
und zwar für einen Preis in Höhe des Vierfachen der Brutto⸗ 
einnahmen des Beklagten aus ſeiner Praxis im letzten Quartale 
ſeines Betriebes (1. Januar bis 31. März 1903), zum Höchſt⸗ 
betrage von 70 000 Mark, auf welche Summe der Preis dem⸗ 
nächſt zwiſchen Parteien beſtimmt iſt. Der Berufungsrichter 
hat in Abereinſtimmung mit dem erſten Richter und mit einem 
in dieſer Angelegenheit ergangenen Urteil des ärztlichen Ehren⸗ 
gerichtshofs für den Regierungsbezirk D. unangefochten feſtgeſtellt, 
daß trotz jenes Wortlautes des Vertrages die Abſicht der Parteien 
dahin gegangen ſei, dem Kläger die ärztliche Praxis des Beklagten 
gegen Entgelt zu übertragen, und in dem Abſchluß des Vertrages 
ein Verkauf der bis dahin von dem Beklagten betriebenen Praxis für 
Zahn: und Mundkrankheiten liege. Der Berufungsrichter nimmt 
zu der Frage, ob der ſog. Verkauf einer ärztlichen Praxis gegen 
die guten Sitten verſtoße (und deshalb nichtig iſt), nicht grund⸗ 
ſätzlich Stellung, ſieht aber wenigſtens im vorliegenden 
Falle den Vertrag als gegen die guten Sitten verſtoßend an, 
indem er in betreff desſelben und ſeines weiteren Inhalts — 
außer der Abertragung der Praxis zum Preiſe von 70 000 Mark 
— noch folgendes, ebenfalls unangefochten feſtſtellt: Der Kaufpreis 
(beziffert auf das Vierfache der vom Beklagten in einem 
Quartale erzielten Bruttoeinnahme und demnächſt beſtimmt auf 
70 000 Mark) habe zu dem Werte der als verkauft bezeichneten 
Gegenſtände in keinem Verhältnis geſtanden. Der Preis habe 
in Monatsraten von 1 500 Mark getilgt werden ſollen, die 
unter allen Umſtänden wenigſtens ſechsmal zu entrichten geweſen 
ſeien. Wenn der Käufer ſich auch dann von dem Vertrage 
habe losſagen können, ſo habe er in ſolchem Falle doch die 
geleiſteten Zahlungen verloren und habe, um den Erlaß des 
(von den 70 000 Mark) noch rückſtändigen Kaufgeldbetrages 
erreichen zu können, die verkauften Gegenſtände ſämtlich zurück⸗ 
geben müſſen. Auch ſei ihm ſolchenfalls jede Ausübung weiterer 
ärztlicher Tätigkeit in der Kreishauptmannſchaft Dresden bei 
einer Vertragsſtrafe von 25 000 Mark unterſagt geweſen. In 
der Begründung ſeines Urteils hat der Berufungsrichter zu⸗ 
nächſt im allgemeinen ausgeführt, der Arzt betreibe feine 
Praxis nicht als eine reine Erwerbstätigkeit; er ſolle ſie nicht 
nur um des Vermögensgewinnes willen ausüben, ſondern zu⸗ 
gleich auch zur Förderung des allgemeinen Wohles und als 
eine Tätigkeit, die für dieſes von großer Bedeutung ſei. Wie 
hierdurch der ärztliche Beruf aus dem Rahmen des gewöhnlichen 
Erwerbslebens herausgehoben werde, ſo erwachſe dem Arzte 
auch zugleich die Pflicht, insbeſondere bei ſeinem mit der Aus⸗ 
übung ſeiner beruflichen Tätigkeit zuſammenhängenden Verhalten, 
Rückſichten zu beobachten, die dem ihm vom Publikum entgegen⸗ 
gebrachten Vertrauen entſprechen; und die Nichteinhaltung der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1907. 


ihm hiernach gezogenen Grenzen könne, bei einem Handeln auf 
rechtsgeſchäftlichem Gebiete, den Charakter eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten annehmen. Der Berufungsrichter ſieht einen 
ſolchen Verſtoß insbeſondere auch dann für gegeben an, wenn 
ein Arzt das ihm entgegengebrachte Vertrauen dadurch täuſcht, 
daß er ſeine Praxis an eine andere Perſon unter Umſtänden 
überträgt, die eine Verwertung dieſes Vertrauens zum Zwecke 
reinen Vermögensgewinnes dartun. Dieſes aber 
erachtet der Berufungsrichter hier für vorliegend, und er ſtützt 
dieſe ſeine Annahme auf die oben mitgeteilten Tatſachen ſowie 
das folgende: Bei den Schwierigkeiten, die aus den Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages für den Kläger in bezug auf ſein 
wirtſchaftliches Fortkommen erwuchſen, habe es auf der Hand 
gelegen, daß der Weiterbetrieb der Praxis bei ihm von der 
Notwendigkeit, hierbei unter allen Umſtänden möglichſt 
hohe Einnahmen zu erreichen, in einem für die 
Hilfeſuchenden ſehr nachteiligen Grade beeinflußt 
ſein mußte, ganz abgeſehen davon, daß auch ſonſt einem 
unter ſo drückenden Verhältniſſen arbeitenden Arzte die Arbeits⸗ 
freudigkeit und die Geneigtheit, bei ſeiner Tätigkeit zugleich dem 
Allgemeinwohle zu dienen, in erheblichem Maße abgehen werde. 
Die hieraus ſich ergebenden Umſtände träten im vorliegenden 
Falle noch hinzu zu dem an ſich bei jedem Verkaufe der 
ärztlichen Praxis gegebenen Nachteil, daß der Verkäufer weniger 
auf die wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung ſeines Nach⸗ 
folgers als auf die Höhe des Kaufpreiſes Rückſicht nehme und 
trotzdem zu einer Empfehlung ſeines Nachfolgers, den der alte 
Kundenkreis aus Gewöhnung und Bequemlichkeit auffuche, durch 
ſein pekuniäres Intereſſe geradezu genötigt ſei. — Endlich hat 


der Berufungsrichter noch ausgeführt, daß ein Verhalten, wie 


es in dem Abſchluß des angefochtenen Vertrages liege, nicht 
nur die Standesſitte, ſondern auch die dem Arzte der Allgemein⸗ 
heit gegenüber obliegenden Pflichten, nicht nur das Standes⸗ 
bewußtſein und ein bloß geſteigertes Standesgefühl der Arzte, 
ſondern auch die ſittliche Empfindung der Geſamtheit 
verletze. Die geſamten Ausführungen des Berufungsrichters 
laſſen einen Rechtsirrtum nirgends erkennen; ſie werden viel⸗ 
mehr durch die getroffenen Feſtſtellungen getragen und ſind 
jedenfalls in bezug auf den vorliegenden Fall zu⸗ 
treffend und billigenswert. Es hat ſich bei dem Vertrage der 
Parteien um eine rein vermögensrechtliche Transaktion, um die 
rein geſchäftsmäßige Übertragung der Praxis gehandelt; die 
ärztliche Praxis iſt der Kaufgegenſtand geweſen; der Einfluß, 
den der Beklagte als Arzt auf das Publikum gewonnen hatte, 
und das Vertrauen, das ihm vom Publikum entgegengebracht 
wurde, ſind zum Gegenſtande eines Gewinns gemacht und in 
gewinnſüchtiger Abſicht ausgenutzt worden. Dieſes iſt unter 
Bedingungen geſchehen, die den übernehmenden Arzt nötigten — 
oder doch zum mindeſten die Gefahr in ſich bargen, daß der 
übernehmende Arzt unter dem Einfluſſe eines ſtarken wirtſchaft⸗ 
lichen Drucks dazu geführt werden würde —, daß er bei Aus⸗ 
übung ſeines Berufs ſein Augenmerk vor allem und unter 
Außerachtlaſſung voller Berückſichtigung der Intereſſen der ſeine 
Hilfe nachſuchenden Perſonen auf die Erzielung möglichſt hoher 
Einnahmen richtete. Ein derartiger Vertrag unter derartigen 
Bedingungen verletzt, wie von dem Berufungsrichter ebenfalls 
ausdrücklich hervorgehoben iſt, nicht nur das Standes bewußtſein 
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und das Standesintereſſe der Arzte, ſondern das allgemeine 
Volksbewußtſein, die Anſchauungen der Geſamtheit der billig 
und gerecht Denkenden, und verſtößt ſomit gegen die 
guten Sitten. B. c. K., U. v. 17. Mai 07, 22/07 II. — 
Dresden. | 

4. 8 138 BGB. Für Arzte (Zahnärzte) wie für Rechts⸗ 
anwälte verſtößt ein vertragsmäßiges Konkurrenzverbot gegen 
die guten Sitten.] 

Der Beklagte war vom 2. Januar 1899 bis zum 4. Nd⸗ 
vember 1905 „Aſſiſtent reſpektive Vertreter“ des klagenden 
Zahnarztes. Er verpflichtete ſich, vom Tage ſeines Austritts 
beim Kläger innerhalb dreier Jahre weder in N. noch im Um⸗ 
kreiſe vom 12 Kilometern eine ähnliche Stellung zu übernehmen 
oder ſich da niederzulaſſen, und erklärte ſich im Falle einer 
Zuwiderhandlung gegen dieſe Verpflichtung zur Zahlung einer 
Entſchädigungsſumme von 10 000 Mark an den Kläger bereit. 
Seit Dezember 1905 betreibt der Beklagte in N. zahnärztliche 
Praxis, nachdem er wegen ſeines ſchlechten Geſundheitszuſtandes 
ſeine ſoſortige Entlaſſung erbeten hatte. Kläger forderte die 
Vertragsſtrafe von 10 000 Mark. Das LG. hat zu dem ge⸗ 
mäß 8 343 BGB. ermäßigten Betrage von 7 000 Mark ver⸗ 
urteilt. Die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen. Das 
RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf und wies die Klage 
ab: Die Ausübung der Heilkunde auf Grund ſtaatlicher 
Approbation iſt, trotzdem ſie meiſt im Wege des privatrechtlichen 
Vertrages geleiſtet und honoriert wird, ihrem innern und eigent⸗ 
lichen Weſen nach (abgeſehen von gewerblich betriebenen Privat⸗ 
krankenanſtalten) kein gewerbliches Unternehmen.) Zunächſt 
nicht im Sinne der GewO. Die Gewdo. hat einen beſtimmten 
Begriff des Gewerbes nicht aufgeſtellt und nicht aufſtellen 
wollen. Die Motive zum I. Entwurf vom 7. April 1868 
ſagen ausdrücklich: „Eine Definition des Begriffes Gewerbe 
zu geben mußte vermieden werden“, und die Motive zum 
II. Entwurf vom 4. März 1869 fügen hinzu: „Es iſt in dem 
vorliegenden Entwurf darauf verzichtet, den Begriff des Ge⸗ 
werbes abzugrenzen, weil die Vielgeſtaltigkeit der gewerblichen 
Entwickelung eine ſcharfe Begriffsbeſtimmung nicht geſtattet.“ 
Die Einbeziehung der Medizinalperſonen in die Gewerbeordnung 
hatte nach den Motiven zu 8 29 den Zweck, denſelben die 
Freizügigkeit innerhalb des Bundesgebietes zu ermöglichen und 
zu gewährleiſten; deshalb ſind die Prüfungen und Approbationen 
der Medizinalperſonen von Reichs wegen geordnet. Satz 2 des 
Abſ. 1 des 8 6 GewO. beſagt demgemäß, daß das Geſetz auf 
die Ausübung der Heilkunde nur inſoweit Anwendung findet, 
als dasſelbe ausdrückliche Beſtimmungen darüber enthält; vgl. 
JW. 02 Beilage S. 228 Sp. 2. Aus der GewO. iſt hiernach 
für die Natur des ärztlichen Berufes poſitiv nichts zu gewinnen. 
Eine pofitive Bekundung über das Weſen des ärztlichen Berufes 
iſt dagegen gegeben in den Standesanſchauungen, welche in den 
den praktiſchen Arzten (nicht auch den Zahnärzten) ſtaatlich er⸗ 
teilten Organiſationen unter ſtaatlicher Autorität durchgeführt 
werden. Der für Preußen auf Grund des Geſetzes, betreffend 
die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kaſſen 
der Arztekammern vom 25. November 1899 ſeit 1. April 1900 
beſtehende ärztliche Ehrengerichtshof hat in einer Reihe von 
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Entſcheidungen Reklamen, Angriffe auf den Beſitzſtand eines 
Berufsgenoſſen, Verbindungen mit Kurpfuſchern als ſtandes⸗ 
unwürdig geahndet. Dieſe Sprüche laufen entſprechenden Ent⸗ 
ſcheidungen des Ehrengerichtshofs für Deutſche Rechtsanwälte 
völlig parallel. Beide Ehrengerichtshöfe finden einen Verſtoß 
gegen die Standesehre auch in dem Kauf und Verkauf der 
Praxis, weil hierdurch der ideelle Wert des perſönlichen Ver⸗ 
trauens in Geld umgeſetzt werde. Beide Ehrengerichtshöfe 
rügen alſo Maßnahmen, welche erlaubte und gewöhn⸗ 
liche Geſchäfte eines gewerblichen Unternehmens find, 
beim Arzt und Rechtsanwalt als Berufspflichtverletzung. 
Die ſich unter ſtaatlicher Autorität durchſetzende ſittliche Über: 
zeugung und die tatſächliche Sitte der deutſchen Arzte geht 
dahin, daß der ärztliche Beruf, wie der Rechtsanwaltsberuf, 
als „Gewerbe“, d. h. als eine Einnahmequelle, als ein auf 
Geldverdienen gerichtetes Unternehmen nicht ausgeübt wird und 
nicht ausgeübt werden darf. Die Überzeugung von dem höheren 
ſittlichen Zweck beider Berufe greift über die Standeskreiſe 
hinaus: ſie iſt eine allgemeine. Nach den Sittenanſchauungen 
nicht nur der Arzte und Rechtsanwälte ſelbſt, und nicht nur 
der ſonſt höher gebildeten Volkskreiſe, ſondern des geſamten 
deutſchen Volkes ſtehen die allgemeinen Intereſſen dienenden 
Berufe des Arztes und des Rechtsanwalts über dem Niveau 
einer Gelderwerbstätigkeit und dürfen auf die Stufe eines ge⸗ 
werblichen Unternehmens nicht herabgezogen werden. Dem 
„durchſchnittlichen Maßſtab“, „dem Anſtandsgefühl aller billig 
und gerecht Denkenden“ iſt es anſtößig, wenn der Beruf des 
Arztes und des Rechtsanwalts lediglich zum Zwecke des Geld⸗ 
verdienens und nach den Antrieben dieſes Zweckes ausgeübt 
wird. Das eigentümliche und entſcheidende Gepräge beider 
Berufe liegt darin, daß ſie fundamentale, allgemeine, öffentliche 
Zwecke, nämlich die der Geſundheitspflege und der Rechtspflege, 
auf Grund ſtaatsſeitig geforderter und gewährleiſteter wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Vorbildung unter beſonderer Verantwortung zu er⸗ 
füllen haben. Die Honorierung der Berufstätigkeit des Arztes 
und des Rechtsanwalts tut dieſem inneren Kern derſelben keinen 
Abbruch. Zumal die römiſche Anſchauung, welche z. B. den 
professores juris civilis einen Honoraranſpruch verſagte, quia 
juris civilis sapientia est res sanctissima, quae pretio 
nummario non sit aestimanda nee dehonestanda (C. 1 5 5 
D. 50, 13), längft dem Axiom gewichen iſt, daß auch die 
höchſte geiſtige Arbeit ohne Abbruch ihrer Würde ihren 
materiellen Lohn finden darf und ſoll; vgl. Ihering, der Zweck 
im Recht, Bd. I S. 106/115 und 186/192. Es if eine Tat⸗ 
ſache, daß das ſittliche Bewußtſein aller Volkskreiſe gegen eine 
Ausnutzung des ärztlichen und anwaltlichen Berufes wie einer 
Gelderwerbsquelle feinfühlig und lebhaft reagiert als gegen 
einen Mißbrauch einer öffentlichen Pflichtenſtellung. Ins⸗ 
beſondere iſt auch die Stellung des nicht beamteten Arztes 
durch eine Reihe öffentlich⸗ rechtlicher Rechte und Pflichten ges 
kennzeichnet. Als die für Medizinalperſonen beſtehenden landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen, welche ihnen einen Zwang zu 
ärztlicher Hilfe unter Androhung von Strafen auferlegten, 
durch 8 144 Abſ. 2 GewO. aufgehoben wurden, hat der An⸗ 
tragſteller, der Abgeordnete Dr. Löwe, ohne Widerſpruch be⸗ 
merkt, „Staat und Gemeinde wiſſen ſehr wohl, daß die Geſetze 
der Ethik für den Stand der Arzte ſo verpflichtend ſind, daß 
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ſie ihn zu viel weiteren Leiſtungen führen, als die Strafgeſetze 
durch Androhung irgend führen können.“ Entſprechend hat der 
Preußiſche Ehrengerichtshof für Arzte ausgeſprochen: „die Ver⸗ 
weigerung ärztlicher Hilfeleiſtung in Fällen dringender Lebens⸗ 
gefahr, mag dieſe durch eine plötzliche ſchwere Erkrankung oder 
durch die plötzliche Verſchlimmerung einer bereits beſtehenden 
Krankheit herbeigeführt ſein, enthält einen Verſtoß gegen die ärzt⸗ 
lichen Standespflichten.“ Zahlreiche geſetzliche Beſtimmungen laſſen 
den Erlaß des preußiſchen Miniſters der Medizinalangelegen⸗ 
heiten vom 31. Auguſt 1901, daß auch die nichtbeamteten 
Arzte nicht mehr als Privatperſonen (im Sinne des gerade in 
Frage kommenden Stempelſteuergeſetzes) anzuſehen ſind, ſondern 
auf dem Gebiet der Geſundheitspflege, wie die Rechtsanwälte 
auf dem der Rechtspflege, eine eigenartige Stellung öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakters bekleiden, als wohlbegründet erſcheinen. 
Iſt hiernach der Arztberuf nicht nur und nicht entſcheidend die 
Betätigung einer wirtſchaftlichen Kraft, ſind vielmehr Arzte, 
wie Rechtsanwälte, Träger geiſtiger Kräfte im Dienſte des 
Gemeinwohls, ſo erſcheinen Konkurrenzklauſeln zwiſchen Arzten, 
wie zwiſchen Rechtsanwälten, in beſonderem Maße anſtößig. 
Es ziemt nach allgemeiner Anſchauung den Vertretern dieſer 
wiſſenſchaftlichen, ſtaatlich geordneten, den wichtigſten Gemein⸗ 
intereſſen dienenden Berufe nicht, der Berufsausübung 
irgend eine Beſchränkung (nach Ort, nach Zeit oder gegenſtänd⸗ 
lich) aufzuerlegen oder auferlegen zu laſſen. Dieſe Berufe 
müſſen frei ſein kraft der ihnen innewohnenden ſittlichen Würde 
und im öffentlichen Intereſſe. Es verletzt das öffentliche 
Intereſſe unmittelbar, wenn für die Ausübung dieſer Berufe 
private Monopole irgend welcher Art geſchaffen und dieſe der 
Allgemeinheit gewidmeten Funktionen in privatem Intereſſe 
und zu privatem Nutzen irgend gehemmt und gebunden werden. 
Dies hat in treffenden Sätzen bereits betont die Kaſſations⸗ 
beſchwerde, unter deren Zurückweiſung das für deutſche Ver⸗ 
hältniſſe und Anſchauungen abzulehnende Urteil des Pariſer 
Kaſſationshofs vom 13. Mai 1861 die vertragsmäßige Unter⸗ 
ſagung ärztlicher Praxis innerhalb eines beſtimmten Rayons 
für erlaubt und durch kein Geſetz verboten erklärte, vgl. Sirey, 
Recueil général des lois et des arréts, 1861 S. 640/641. 
Solche Konkurrenzklauſeln trifft der Satz, daß Verträge gegen 
die guten Sitten verſtoßen, welche eine ökonomiſche Leiſtung in 
Kauſalbeziehung zu einer Unterlaſſung ſetzen, die von Moral 
wegen in Kauſalbeziehung zu Geld oder Geldeswert nicht ſtehen 
ſoll, Lotmar, der unmoraliſche Vertrag S. 73; vgl. Kohler im 
Arch BürgR. Bd. 5 S. 218, 255 und im Lehrbuch des bürger⸗ 
lichen Rechts II 1 S. 101/102. Eine Konkurrenzklauſel zwiſchen 
Rechtsanwälten iſt denn auch dem Ehrengerichtshof für Rechts⸗ 
anwälte niemals unterbreitet worden. Die Entſcheidung Bd. III 
S. 117 hatte es nur mit dem Falle zu tun, daß ein Rechts⸗ 
anwalt ſeinem Schreiber eine fünfjährige Konkurrenzklauſel (ſich 
an einem beſtimmten Orte weder als Rechtskonſulent nieder⸗ 
zulaſſen noch dort bei einem ſolchen oder bei einem Rechts⸗ 
anwalt tätig zu ſein) auferlegt hatte: der Gerichtshof er⸗ 
klärte dieſe Stipulation an ſich für ſtandesunwürdig. Dem 
preußiſchen Ehrengerichtshof für Arzte hat der Fall einer 
Konkurrenzklauſel zwiſchen Arzten nur einmal vorgelegen, 
der Verkauf der ärztlichen Praxis wurde als ſtandesunwürdig 
geahndet. Nach dem zu ehrengerichtlicher Unterſuchung ge⸗ 
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kommenen Tatſachenmaterial muß angenommen werden, daß 
die tatſächliche gute Sitte der Arzte und Rechtsanwälte es 
durchaus verwirſt und ablehnt, ein Konkurrenzverbot auf⸗ 
zuerlegen und auf ſich zu nehmen. Die bisherige Darlegung 
betraf die approbierten praktiſchen Arzte. Sie umfaßt aber 
auch die ſtaatlich geprüften und approbierten Zahnärzte, 
alſo die gegenwärtigen Parteien. Die Zahnheilkunde iſt 
ein ſpezieller Zweig der Heilkunde, der an ſich jedem 
andern ärztlichen Spezialfach gleichſteht. Es find nur 
techniſche und hiſtoriſche Umſtände, daß die Zahnärzte als 
Spezialärzte auf Grund einer beſonderen und zwar geringeren 
Vorbildung ſtaatlich zugelaſſen werden, vgl. die Mot. zu 8 29 
der GewO., und daß dieſelben nicht organifiert find. Dieſe 
zufälligen Momente können nicht dazu führen, die den praktiſchen 
Arzten in einer Reihe geſetzlicher Rechte und Pflichten gleich⸗ 
ſtehenden approbierten Zahnärzte als außerhalb und zwar 
unterhalb der ärztlichen Standes⸗ und Sittenanſchauungen 
ſtehend zu erachten. Eine ſolche Unterſcheidung wird denn auch 
von dem allgemeinen Volksbewußtſein nicht gemacht. Nicht 
wenige praktiſche Arzte üben ausſchließlich die Zahnheilkunde 
aus. 8 3 der Arzteordnung für das Königreich Sachſen vom 
15. Auguſt 1904 beſtimmt „Approbierte Zahnärzte können auf 
ihren Antrag durch Beſchluß eines Bezirksvereins als Mit⸗ 
glieder aufgenommen werden“, hält alſo die approbierten Zahn⸗ 
ärzte an ſich für fähig der Rechte und Pflichten, welche den 
Mitgliedern der ärztlichen Bezirksvereine zuſtehen bezw. 
obliegen. W. c. B., U. v. 11. Juni 07, 21/07 III. — 
Nürnberg. | 

5. 85 144, 467 BGB. Erfordernis der unbedingten 
Vertragsanfechtung.] 

Die Beklagten verkauften dem Kläger ein Hausgrundſtück; 
dieſer focht den Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung an. Das 
OLG. verurteilte, die Reviſion wurde zurückgewieſen. Die 
Reviſion machte geltend: Grundſätzlich iſt zwar eine Anfechtung 
unwirkſam, wenn ſie unter einer echten Bedingung 
erklärt wird. Eine in ſolcher Weiſe bedingte Anfechtung hat 
demnach grundſätzlich die Wirkung der Aufhebung des Rechts⸗ 
geſchäfts nicht und im Regelfall bedarf es zur Aufhebung 
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innerhalb der geſetzlich beſtimmten Anfechtungsfriſt. Das iſt 
zwar im BGB. nicht ausdrücklich ausgeſprochen, ergibt ſich 
aber aus dem Weſen der Anfechtung als einſeitiger empfangs⸗ 
bedürftiger Willenserklärung; ſie muß einen ſofort beſtimmten 
Rechtszuſtand ſchaffen, der Vertragsgegner braucht ſich nicht 
auf einen, insbeſondere von ſeinem Willen unabhängigen 
Schwebezuſtand einzulaſſen. Die Anfechtung wäre daher 
unwirkſam, wenn ſie nur unter der aufſchiebenden Bedingung 
des Unterliegens mit der Wandlung erklärt worden wäre. 
So liegt indes im gegebenen Falle die Sache nicht. Der 
Aufbau der Klage iſt dahin auszulegen, daß die Anfechtung 
unbedingt ſowie vorbehaltlos erklärt iſt und durch die 
Wandlungsanſprüche den Beklagten, wenn ſie darauf eingehen 
wollten, nur die Möglichkeit eingeräumt werden ſollte, das 
Vertragsverhältnis in der durch 8 467 BGB. geregelten 
Weiſe mit den Klägern auseinander zu ſetzen. So aufgefaßt 
liegt eine bedingte Anfechtung nicht vor. F. c. B., U. v. 
17. Mai 07, 45/07 II. — Karlsruhe. 


36. Jahrgang. 


6. 5 254 BGB. Grundſätze für die Anwendung des 
Geſetzes, namentlich wenn zwei Beklagte aus zwei verſchiedenen 
Gründen erſatzpflichtig find.] 

Der Fuhrknecht B. iſt in der Nacht mit einer Fuhre Holz 
durch die alte Friedrichſtraße in der Gemeinde B. gefahren. 
Der Wagen iſt die Straßenböſchung hinuntergeſtürzt und hat 
den Fuhrmann getötet. Die klagende Baugewerks⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft, die gemäß dem UVerſG. der Witwe und ben 
Kindern des Getöteten ein Sterbegeld und Renten gezahlt hat, 
fordert von der Gemeinde B. und dem Anlieger der Straße, 
in deſſen Eigentum die Unfallsſtelle geſtanden hat, den Erſatz 
dieſer Leiſtungen. Die Klage iſt in beiden Vorinſtanzen abgewieſen. 
Das NG. hob auf: Das Berufungsgericht hat unterlaſſen, die 
Art und den Umfang des als mitwirkende Urſache des Schadens 
unterſtellten Verſchuldens der Beklagten näher zu umgrenzen. 
Bei der von 8 254 BGB. gebotenen Abwägung der Umſtände 
darf nicht Gewiſſes mit Unbekanntem verglichen werden. Im 
vorliegenden Falle iſt nicht erkennbar, wer als der am Unfalle 
Mitſchuldige angeſehen wird, ob die Gemeinde oder S. oder 
beide Beklagten. Infolgedeſſen bleibt auch der Grad ihres 
Verſchuldens ungewiß, der ſich zudem möglicherweiſe bei dem 
einzelnen Anlieger anders darſtellen kann, als bei der Gemeinde. 
Die letztere hat vielleicht auch darin ſchuldvoll gehandelt, daß 
ſie, nachdem die Gefährlichkeit der alten Friedrichſtraße erkannt 
und darum die neue gebaut war, erſtere nicht für den Laſt⸗ 
wagenverkehr ſperrte, oder wenn ſie die alte Straße auch 
ferner für den Wagenverkehr frei ließ, für eine Sicherung der 
gefährlichen Stelle ſorgte. Es kommt hier namentlich in Frage, 
ob die Beſchaffenheit der alten Friedrichſtraße an dem Ende, 
wo die neue abzweigte, herankommende Fuhrleute zu dem 
Glauben bringen konnte, ſie hätten die Wahl zwiſchen zwei 
Ortsſtraßen, die beide gefahrlos zu paſſieren ſeien. Iſt dieſer 
Umſtand bei der Entſtehung des Schadens mitwirkend geweſen, 
ſo drängt ſich zugleich der Zweifel auf, inwiefern der einzelne 
unterhaltspflichtige Anlieger glauben durfte, es ſei nach dem 
Bau der neuen Friedrichſtraße nicht mehr auf einen Laſtwagen⸗ 
verkehr zu rechnen und auf ihn bei der Befeſtigung der Straße 
nicht Rückſicht zu nehmen. Es bedarf daher vor allem noch 
der Beantwortung der Frage, wer von den Beklagten fahrläffig 
gehandelt hat und inwiefern ſeine Fahrläſſigkeit die Urſache 
des Unfalls geweſen iſt. Erſt dann läßt ſich überſehen, ob 
das Verhältnis der beiderſeits mitwirkenden Urſachen richtig 
bemeſſen worden iſt. Rh. Baugewerls⸗Berufsgenoſſenſchaft 
c. Gemeinde B. u. S., U. v. 13. Juni 07, 456/06 VI. — 


7. 8 273 BGB. Rechtliche Bedeutung und Voraus⸗ 
ſetzung des Zurückbehaltungsrechtes.] 

Der Kläger hatte gegen den Beklagten eine Geſamt⸗ 
forderung von 9 872 Mark nebſt Zinſen aus Darlehen und 
aus einem Kaufgeſchäft eingellagt. Für ein am 15. Juni 1904 
gegebenes Darlehen von 7 000 Mark war ihm vom Beklagten 
eine für dieſen auf Blatt Nr. 82 Bd. IIb des Grundbuchs 
der Belgarder Häuſer Abteilung III Nr. 9 haftende Hypothek 
von 8 000 Mark mittels ſchriftlicher Urkunden vom 15. und 
17. Juni 1904 unter Übergabe des Briefes verpfändet worden. 
Der Beklagte wendete ein, daß er ſchon zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes der der Klage zugrunde liegenden Geſchäfte und auch 
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der Verpfändung geiſteskrank geweſen ſei, und beantragte 
widerklagend, den Kläger zur Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefes zu verurteilen. Der Kläger begehrte Abweifung der 
Widerklage. Er beſtritt das Vorbringen des Beklagten und 
machte eventuell wegen des ihm in Höhe des Darlehens von 
7000 Mark angeblich zuſtehenden Bereicherungsanſpruchs ein 
Zurückbehaltungsrecht an dem Hypothekenbrieſe geltend. Das 
LG. wies die Klage ab, ohne über die Widerklage zu erkennen. 
Dieſes Urteil iſt rechtskräftig geworden. Es wurde auf Antrag 
des Beklagten dahin ergänzt, daß der Kläger verurteilt wurde, 
den Hypothelenbrief über 8 000 Mark an den Beklagten Zug 
um Zug gegen Zahlung von 7 000 Mark herauszugeben. 
Gegen dieſes Ergänzungsurteil legte der Beklagte Berufung 
ein, dieſe hatte in der Hauptſache keinen Erfolg; das RG. hob 
auf: Die Widerklage iſt auf Herausgabe des Hypothekenbriefes ge⸗ 
richtet, der dem Kläger bei Verpfändung der im Tatbeſtande näher 
bezeichneten Poſt übergeben worden iſt. Da das Pfandgeſchäft 
wegen der Geiſtes krankheit des Beklagten nichtig iſt, fo hat der 
Kläger an ſich, wie unſtreitig, den Brief dem Beklagten wieder 
auszuhändigen und es kommt nur darauf an, ob die Einrede 
der Zurückbehaltung begründet if. Sie ſtützt ſich auf den 
8 273 Abſ. 1 BGB. Dieſe Beſtimmung gewährt die Bes 
fugnis, eine geſchuldete Leiſtung zu verweigern, bis der andere 
Teil einen in gewiſſem Zuſammenhange mit ihr ſtehenden 
Anſpruch befriedigt hat. Es wird dadurch nicht ein dingliches 
Recht, insbeſondere nicht das Recht eingeräumt, ſich aus dem 
zurückbehaltenen Gegenſtande wegen der geſchützten Gegen⸗ 
forderung zu befriedigen. Vielmehr erwächſt dem Schuldner 
nur eine ſeine Leiſtungspflicht hemmende Einrede, die auf 
derſelben Grundlage beruht, wie die Einrede der Argliſt. Er 
ſoll nicht zu leiſten brauchen, wenn es wider Treu und Glauben 
verſtoßen würde, daß von ihm die Leiſtung verlangt wird, ohne 
daß die Gegenſeite eine ihr obliegende Leiſtung bewirkt. 
Darum iſt es auch unbedenklich, das — obligatoriſch wirkende — 
Zurückbehaltungsrecht aus 8 273 BGB. auch in ſolchen 
Fällen zuzugeſtehen, in denen die geſchuldete Leiſtung die 
Herausgabe einer nicht zu den Wertpapieren oder wenigſtens 
nicht zu den vollkommenen Wertpapieren gehörenden Urkunde, 
namentlich eines Hypothekenbriefs, wie im gegenwärtigen 
Rechtsſtreite, betrifft. Das Geſetz läßt nach ſeinem Wortlaute 
keinen Zweifel darüber, daß jede Art von Leiſtung, wofern ſie 
überhaupt nur eine Sicherung für einen Gegenanſpruch zu 
gewähren vermag, Gegenſtand des Zurückbehaltungsrechtes fein 
kann. Wie es ſich mit dem kaufmänniſchen Retentionsrechte 
verhält, braucht nicht unterſucht zu werden (ſ. 8 369 HGB.). 
Iſt hiernach der Hypothekenbrief eine zur Ausübung des Rechtes 
aus 8 273 BGB. geeignete Sache, auch gegenüber dem die 
Herausgabe fordernden Gläubiger und Eigentümer, ſo iſt der 
vom Geſetz erforderte Zuſammenhang zwiſchen beiden Anſprüchen 
gegeben, wofern dem Kläger — was noch zu erörtern 
iſt — ein Anſpruch aus der Bereicherung auf Zahlung von 
7 000 Mark zuſteht. Nach der Rechtſprechung des II. 38S. 
des RG., der zu folgen der erkennende Senat keinen Anſtand 
nimmt, kommt es für das Zurückbehaltungsrecht nicht darauf 
an, daß Leiſtung und Gegenleiſtung in einem ſich bedingenden 
Verhältnis zu einander ſtehen, ſondern vielmehr darauf, ob ſie 
einem innerlich zuſammengehörigen, einheitlichen Lebensverhältnis 
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entſpringen und ſich darauf beziehen, ſo daß der natürliche 
Zuſammenhang der beiderſeitigen Anſprüche die gleichzeitige 
Erledigung als angemeſſen erſcheinen läßt (RG. 57, 7, ferner 
bei Gruchot 51, 168 ff.). Dieſe zunächſt für das rechts⸗ 
geſchäftliche Gebiet zur Geltung gebrachte Auffaſſung von dem 
Weſen der Konnexität im Sinne des $ 273 BGB. trifft auch 
für den vorliegenden Fall zu, in welchem es ſich nicht um 
wirkliche Rechtsgeſchäfte, ſondern nur um den äußeren Tat⸗ 
beſtand von ſolchen handelt. Die Vorgänge, aus denen der 
Beſitz des Briefes auf der einen, der Beſitz des Geldes auf 
der anderen Seite ſich entwickelt haben, ſtehen in untrennbarer 
Verbindung mit einander. Der Kläger gab dem Beklagten 
7 000 Mark als Darlehen, dieſer überlieferte dem Kläger die 
Urkunde über die zur Sicherheit des Darlehens verpfändete 
Hypothek; der Kläger erlangte alſo den Beſitz des Briefes, 
weil er dem Beklagten 7 000 Mark gab, und der Beklagte 
den Beſitz des Geldes, weil er dem Kläger den Brief aus⸗ 
händigte. Wie es nun nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
ſelbſtverſtändlich geweſen wäre, daß der Beklagte die Hypotheken⸗ 
urkunde nur gegen Rückzahlung des Darlehens fordern durfte, 
ſo iſt es auch das Natürliche, daß bei Nichtigkeit des Darlehens⸗ 
wie des Verpfändungsgeſchäfts die daraus erwachſenden gegen⸗ 
ſeitigen Anſprüche gleichzeitig abgewickelt werden, daß alſo der 
Beklagte den Brief nicht erhält, wenn er nicht das Geld 
zurückgibt, wie andererſeits der Kläger das Geld nicht ohne 
Aushändigung des Briefes verlangen kann. S. c. A., U. v. 
28. Mai 07, 454/06 VII. — Stettin. 

8. 8 398 BGB. Unzuläſſigkeit der negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage gegen den Zedenten, der vor der Zu⸗ 
ſtellung der Klage ſeine Forderung gegen den Kläger ab⸗ 
getreten hat.] 

Der Mitbeklagte W. hat unter Beweisangebot behauptet, 
daß er vor Zuſtellung der Klage ſeinen Proviſionsanſpruch dem 
Mitbeklagten J. abgetreten und den Kläger davon in Kenntnis 
geſetzt habe. Iſt dies richtig, der Anſpruch vor Erhebung der 
Klage von ihm abgetreten, ſo entfällt ihm gegenüber die Feſt⸗ 
ſtellungsklage. Das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem 
Kläger gehört dann der Vergangenheit an, ohne daß er für 
ſich noch irgend welche Rechtsfolgen aus demſelben ableitet. 
Damit entfallen die für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 
geſetzten Vorausſetzungen. Das gegen ihn erlaſſene Urteil 
unterliegt deshalb der Aufhebung unter Zurückverweiſung der 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung. J. u. W. 
c. W., U. v. 28. Mai 07, 443/06 III. — Berlin. 

9. 88 459, 462, 463, 472 BGB. Begründet die Unter⸗ 
ſagung der Benutzung eines Bauwerks ſeitens der Polizei einen 
Mangel im Recht?! | 

Kläger haben vom Beklagten ein Fleiſchereigrundſtück, auf 
deſſen Hofraum ſich neben einer als Wagenremiſe benutzten 
Gartenlaube zwei überdachte Räume (Heuſchuppen und Geräte⸗ 
ſchuppen) befanden, gekauft und aufgelaſſen erhalten. Unſtreitig 
ſind der Heuſchuppen und der Geräteſchuppen ohne polizeiliche 
Genehmigung errichtet und iſt die Benutzung der Gartenlaube 
als Wagenremiſe unſtatthaft; auch iſt demgemäß den Klägern 
bald nach dem Erwerbe des Grundſtücks polizeilich dieſe weitere 
Benutzung der Wagenremiſe unterſagt und der Abbruch der 
beiden Schuppen aufgegeben worden. Kläger erblicken in den 
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hierdurch zu Tage getretenen Eigentumsbeſchränkungen einen 
Mangel im Recht. Sie verlangen Erſatz desjenigen Schadens, 
der ihnen durch Beeinträchtigung der Benutzung des Grundſtücks 
und des Betriebes der Fleiſcherei infolge des in Rede ſtehenden 
Mangels erwachſen iſt. Der zweite Richter hat den Anſpruch 
auf Geldentſchädigung dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt. Das RG. hob auf: Der Berufungsrichter nimmt an, 
ein Sachmangel liege nicht vor, da ſowohl die Laube wie 
die beiden Schuppen nach ihrer Bauart und Einrichtung zu 
der Zweckbeſtimmung, der ſie nach dem Willen der Parteien 
dienen ſollten — Benutzung als Wagenremiſe und als Heu⸗ 
und Geräteſchuppen — an ſich geeignet geweſen ſeien und 
nur der Umſtand, daß polizeiliche Beſtimmungen entgegenſtanden, 
eine ſolche Benutzung unmöglich gemacht habe. Deshalb ſei 
der Mangel ein Mangel im Recht. Dieſe Annahme iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Die der Polizeibehörde im Intereſſe des Gemein⸗ 
wohls zuſtehenden Befugniſſe können nicht als Rechte Dritter 
im Sinne des 8 434 BGB. angeſehen werden, da die Polizei⸗ 
behörde kein Rechtsſubjekt iſt. Das RG. hat denn auch bereits 
wiederholt ausgeſprochen, daß die Unbewohnbarkeit oder ſonſtige 
Unbenutzbarkeit eines Raumes, die in deſſen baupolizeiwidriger 
Beſchaffenheit ihren Grund hat, unter den Begriff des Sach⸗ 
mangels fällt. (Urteile des erkennenden Senats vom 11. Oktober 
und 13. Dezember 1905, V. 50/05, V. 226/05 und vom 
20. Januar 1906, V. 290/05.) Von dieſem Standpunkt aus, 
den aufzugeben keine Veranlaſſung vorliegt, konnte der Kläger 
einen Schadenserſatzanſpruch nur erheben, wenn es ſich ent⸗ 
weder um das Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft oder 
um einen argliſtig verſchwiegenen Mangel handelte, § 463 
BGB. Andernfalls ſtand ihm nur das Recht der Preisminderung 
gemäß 88 462, 472 BGB. (das Wandlungsrecht kommt nach 
gegenwärtiger Prozeßlage nicht in Betracht) zu, ſofern nicht 
nach 8 459 Abſ. 1 Satz 2 BGB. überhaupt jeder Anſpruch 
wegfällt. B. c. L., U. v. 1. Juni 07, 487/06 V. — Naumburg. 

10. 8 469 BGB. Wandlung beim Kauf zuſammen⸗ 
gehörender Sachen.] 

Die Parteien hatten einen Kaufvertrag über 78 Stiere 
zum Preiſe von 310 Mark für das Stück abgeſchloſſen. Der 
Kläger begehrt die Wandlung dieſes Vertrages bezüglich 
58 Stiere; er behauptet zur Begründung dieſes Anſpruchs, 
der Beklagte habe bei Abſchluß des Vertrages zugeſichert, daß 
jeder der verkauften Stiere ein Gewicht von 8 — 10 Zentnern 
habe; das treffe, wie ſich beim Wiegen der Tiere einige Tage 
nach der Ablieferung ergeben habe, bezüglich der 58 Stiere, 
wegen deren der Verwandlungsanſpruch erhoben ſei, nicht zu. 
Das OLG. erachtet dieſen Anſpruch auf Grund des 8 469 
Satz 2 BGB. für unbegründet, weil die Stiere als zu⸗ 
ſammengehörend verkauft worden ſeien, und daher die 
Wandlung nicht auf einen Teil hätte beſchränkt werden dürfen, 
ſondern auf alle 78 Stiere zu erſtrecken geweſen wäre. Das 
RG. hob auf: Dieſe Begründung beruht auf unrichtiger Aus⸗ 
legung des 8 469 Satz 2 BGB. Für den Fall, daß von 
mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft ſind, 
gilt nach 8 469 Satz 1 BGB. als Regel, daß nur in An⸗ 
ſehung dieſer die Wandlung gefordert werden kann, auch 
wenn ein Geſamtpreis für alle Sachen feſtgeſetzt iſt. Das 
entſpricht auch durchgängig in ſolchen Fällen naturgemäß der 
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gegebenen Sach⸗ und Rechtslage. Eine Ausnahme ift gerecht: 
fertigt und durch 8 469 Satz 2 für den Fall vorgeſehen, daß 
„die Sachen als zuſammengehörend verkauft worden find“, in⸗ 
dem dann jeder Teil verlangen kann, daß die Wandlung auf 
das Ganze erſtreckt wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht 
ohne Nachteil für ihn von den übrigen getrennt werden können. 
Hiernach, insbeſondere nach den Schlußworten des erſten 
Satzes, ergibt ſich, daß aus der Art der Beſtimmung des 
Preiſes ein entſcheidendes Moment dafür, daß ein Aus⸗ 
nahmeſall des zweiten Satzes gegeben ſei, nicht hergeleitet 
werden kann; und es iſt daher ſchon rechtsirrig, wenn das 
OLG. gerade auf dieſes Moment weſentliches Gewicht gelegt 
hat. Im übrigen müſſen, um Satz 2 zur Anwendung zu 
bringen, zwei Vorausſetzungen vorliegen. Zunächſt müſſen die 
mehreren Sachen als zuſammengehörend d. h. als dazu be⸗ 
ſtimmt, zuſammen zu bleiben, verkauft ſein; die objektive Zu⸗ 
ſammengehörigkeit iſt alſo allein nicht entſcheidend, der Geſetz⸗ 
geber hat es abſichtlich vermieden, die Vorſchrift darauf zu 
ſtellen, daß eine ſogenannte Geſamtſache (Sachgeſamtheit, In⸗ 
begriff) den Gegenſtand des Vertrages bildet (vgl. Mot. zu 
§8 389 - 391 Bd. 2 S. 235). Es kommt vielmehr darauf 
an, daß die Abſicht beider Vertragſchließenden, ſowohl des 
Verkäufers als des Käufers, dahin ging, über die mehreren 
Sachen lediglich in ihrer durch einen gewiſſen Zweck beſtimmten 
Zuſammengehörigkeit zu kontrahieren. Damit iſt aber auch die 
Bedeutung des weiteren gleichfalls vom OLG. verkannten Er⸗ 
forderniſſes für die Anwendbarkeit des 8 469 Satz 2, daß die 
mangelhaften Sachen für den Teil, der die Erſtreckung der 
Wandlung verlangt, nicht ohne Nachteil von den übrigen ge⸗ 
trennt werden können, dahin gegeben, daß durch die Trennung 
als ſolche wegen des durch die Zuſammengehörigkeit bedingten 
höheren Wertes ein wirtſchaftlicher Nachteil entſtehen muß, 
wobei allerdings nicht ausgeſchloſſen iſt, daß auch ſubjektive 
Intereſſen der Beteiligten von Bedeutung ſein können. Daraus 
ergibt ſich aber, daß es weiterhin rechtsirrig iſt, wenn das 
OLG. angenommen hat, durch die infolge der nur teilweiſen 
Wandlung bedingte Trennung ergebe ſich ein Nachteil für den 
Beklagten gemäß 8 469 Satz 2 BGB. um des willen, weil 
Kläger die guten Stiere behalten, dagegen bezüglich der mangel⸗ 
haften den Vertrag rückgängig machen wollte. Auch wenn ein 
Geſamtpreis nicht in Frage ſtände, könnte von einem Nachteil, 
wie ihn $ 469 Satz 2 im Auge hat, nicht die Rede fein. 
Für dieſen Fall hat nämlich der Kläger, ſoweit er die den 
Vertragsbedingungen entſprechenden Stiere zu dem bedungenen 
Preiſe von je 310 Mark behält, das behalten, was er nach 
dem Vertrage zu beanſpruchen hatte; lediglich durch die Er⸗ 
füllung des Vertrages kann aber dem Beklagten ein Nachteil 
nicht erwachſen ſein. Soweit dagegen ein Teil der Stiere 
nicht dem Vertrage entſprechen und daher dem Wandlungs⸗ 
anſpruch ſtattzugeben ſein ſollte, würde Beklagter die vertrags⸗ 
widrigen Stiere um deswillen zurückerhalten, weil er wegen 
ſeiner mangelhaften Lieferung einen Anſpruch auf Vertrags⸗ 
erfüllung, insbeſondere auf Zahlung des Kaufpreiſes nicht haben 
würde. Ein Nachteil im Sinne des 8 469 Satz 2 kann aber 
nicht darin liegen, daß der Beklagte außerſtand geſetzt wird, 
einen unberechtigten Anſpruch geltend zu machen. K. c. G., 
U. v. 17. Mai 07, 26/07 II. — Marienwerder. 
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11. SS 614, 666, 675 verb. mit 8 259 BGB. Vor 
Rechnungslegung über eine Geſchäftsbeſorgung kann der Dienſt⸗ 
verpflichtete Vergütung nicht fordern.] / 

Das Berufungsgericht hat den Gehaltsanſpruch des 
Klägers auf Grund der Einrede der Beklagten abgewieſen, daß 
der Kläger zunächſt über die ihm übertragene Verwaltung des 
Ritterguts N. Rechnung legen müſſe, ehe er Zahlung der ver⸗ 
tragsmäßigen Vergütung ſeiner Dienſte von der Gutsherrin 
fordern könne. Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: 


„Der Dienſtvertrag, vermöge deſſen der Kläger der Beklagten 


ſeine Dienſte zu leiſten hatte, betraf die Verwaltung des Ritter⸗ 
guts N., das der Beklagten gehörte. Es handelte ſich alſo um 
einen Dienſtvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtand hatte. Demnach war der Kläger auf Grund der 88 675, 
666 BGB. verpflichtet, über die Verwaltung des Guts Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen, d. h. nach 8 259 BGB. ordnungsmäßig 
Rechnung zu legen. Dieſe Pflicht der Rechnungslegung iſt bei 
den Dienſtverträgen, die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtande haben, ein Teil der im Dienſtvertrage vom Dienſt⸗ 
verpflichteten übernommenen Leiſtungen und bildet den Abſchluß 
der verſprochenen Dienſte. Erſt mit Erfüllung dieſer Pflicht 
hat der Dienſtverpflichtete die zugeſagten Dienſte vollſtändig 
geleiſtet. Da nun in Ermangelung anderweiter Vertragsab⸗ 
reden für die Leiſtung der Dienſte im Verhältnis zu ihrer 
Entlohnung die Pflicht der Vorleiſtung beſteht (8 614 BGB.), 
ſo erſtreckt ſich dieſe Vorleiſtungspflicht auch auf die Rechnungs⸗ 
legung. Der Dienſtverpflichtete kann nicht eher Vergütung der 
Dienſte fordern als bis er über die Geſchäftsbeſorgung 
ordnungsmäßig Rechnung gelegt hat. M. c. P., U. v. 
11. Juni 07, 477/06 III. — Poſen. 

12. 88 633, 634 BGB. Wandlungsanſpruch wegen 
Lieferung nicht vertragsmäßiger Materialien zu einem Bau.] 

Die Beklagten haben in Aufführung des Mauerwerks 
Kocherner Steine anſtatt Mackweilerer Steine, deren Verwendung 
bei einem Kirchenbau für die klagende Gemeinde ausbedungen 
war, verwendet. Die Klägerin verlangt Wandlung. Das 
OLG. wies ab, das RG. hob auf und verurteilte die Beklagte 
zur Einwilligung in die Wandlung des abgeſchloſſenen Bau⸗ 
vertrages: Der Mangel des Werks, den der Unternehmer 
nach 8 633 BGB. zu vertreten hat, beſteht entweder in deſſen 
Behaftetſein mit Fehlern, die den Wert oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder den nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch aufheben bezw. mindern, oder in dem Nicht⸗ 
vorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaften ohne Rückſicht auf 
dadurch bewirkte Minderung des Werts oder der Tauglichkeit 
des Werks. Das Geſetz ſtellt in 3 634 Abſ. 3 BGB. den 
Ausſchluß abhängig von der Wirkung des Mangels auf den Wert 
oder die Tauglichkeit des Werks dem Grade nach; die Annahme, 
daß der Ausſchluß ſich lediglich bezieht auf die erſtgenannte Art 
der Mängel, die in der Minderung des Werts oder der Taug⸗ 
lichkeit ihren Grund haben, im Gegenſatz zu der zweitgenannten 
Art, die ohne Rückſicht auf Minderung des Werts oder der 
Tauglichkeit vorhanden find, liegt danach, unbeſchadet des Um⸗ 
ſtandes, daß beide Arten, wie in 8 633, fo auch in § 634 Abſ. 1 
und 2 unter dem Ausdruck Mangel befaßt ſind, mindeſtens 
ebenſo nahe als die im angefochtenen Urteil vertretene Annahme. 
Es kann daher jedenfalls nur Zweideutigkeit des Ausdrucks 
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zugegeben werden; iſt das aber der Fall, dann bleibt ent⸗ 
ſcheidend, daß innere Gründe dagegen ſprechen, die Wirkung 
des in dem Nichtvorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaften 
beſtehenden Mangels des Werks auf den Wandlungsanſpruch 
ausſchließlich nach der Minderung des Werts oder der Taug⸗ 
lichkeit zu beſtimmen und den Wandlungsanſpruch trotz Nicht 
vorhandenſeins der zugeſicherten Eigenſchaften bloß deshalb zu 
verſagen, weil die Vertragswidrigkeit der Leiſtung auf den 
objektiven Wert oder die Tauglichkeit keinen oder nur unerheb⸗ 


lichen Einfluß hat. Es erſcheint nicht gerechtfertigt, dem 


Beſteller die Rechtsbefugnis gegen den Unternehmer zu ver⸗ 
ſagen, der ſeine Vertragspflicht durch Nichtachtung der bezüglich 
der Eigenſchaften des Werks getroffenenen Vereinbarungen ab⸗ 
ſichtlich oder unabſichtlich verletzt, die ihm gegen den Unter⸗ 
nehmer zuſteht, der ein Werk liefert, das mit Fehlern behaftet 
iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit nicht unerheblich 
mindern. W. c. R., U. v. 31. Mai 07, 483/06 III. — Colmar. 

13. 88 844, 1603 BGB. Anſpruch des Vaters eines 
durch einen Unfall getöteten Sohnes gegenüber dem zum 
Schadenserſatz Verpflichteten nach Maßgabe der Unterhalts⸗ 
verpflichtung des Getöteten. 

Der Sohn des Klägers iſt dadurch getötet worden, daß 
von dem Grundſtück des Beklagten, wo deſſen Arbeiter mit dem 
Fortſchaffen von Steinen beſchäftigt waren, ein dort lagernder 
Wurzelſtock ins Rollen kam und auf das untere Grundſtück, wo 
der Sohn des Klägers arbeitete, hinunterſtürzte. Wegen der 
Tötung ſeines Sohnes hat der Kläger vom Beklagten Schadens⸗ 
erſatz gefordert. Sein in dem Berufungsurteil dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärter Anſpruch iſt dahin gegangen: 
den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger bis zu deſſen 70. Lebens⸗ 
jahre eine im Voraus erfallende Jahresrente von 250 Mark 
zu zahlen. Das RG. hob auf: Das Berufungsurteil beruht 
auf einer irrigen Anwendung des 8 844 BGB. Nach ſeiner 
Vorſchrift hat der Beklagte dem Kläger inſoweit Schadenserſatz 
zu leiſten, als durch den Tod des ihm gegenüber unterhalts⸗ 
pflichtigen Sohnes während deſſen mutmaßlicher Lebensdauer 
ihm der Unterhalt entzogen iſt, zu deſſen Gewährung der Sohn 
kraft Geſetzes verpflichtet war. Dieſe Verpflichtung iſt aber an 
beſtimmte Vorausſetzungen gebunden. Nach §S 1612 BGB. 
iſt der Vater gegenüber dem Sohne nur dann unterhalts⸗ 
berechtigt, wenn er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, 
und der Sohn nach $ 1603 BGB. nur unterhaltspflichtig, 
wenn er bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen 
imſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesgemäßen Unterhalts 
dem Vater den Unterhalt zu gewähren. Der Kläger hatte 
alſo für ſeinen Erſatzanſpruch gegen den Beklagten darzutun, 
daß er nach dieſen Beſtimmungen einen Unterhaltungsanſpruch 
gegen ſeinen Sohn in dem von der Klage geltend gemachten 
Umfange gehabt hat. Das Berufungsgericht hat aber von 
einer näheren Erörterung der Bedürftigkeit des Klägers und 
der Leiſtungsfähigkeit des Sohnes abgeſehen. Die Urteils⸗ 


gründe ſagen nur: der Getötete habe zu dem Kläger in einem 


Verhältniſſe geſtanden, vermöge deſſen er kraft Geſetzes dieſem 
gegenüber unterhaltspflichtig geweſen ſei. Tatſächlich habe auch 
der Sohn ſchon auf Grund dieſer Verpflichtung dem Kläger 
einen Beitrag zu ſeinem Unterhalt gegeben. Der Sohn ſei zur 
Zeit des Unfalls 16 Jahre alt geweſen und habe nach dem 
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gewöhnlichen Lauf der Dinge ſeinen zur Zeit des Unfalls 
48 Jahre alten Vater bis an deſſen 70. Lebensjahr unter⸗ 
ſtützen müſſen. Das Berufungsgericht verkennt hiernach, daß 
die Unterhaltspflicht des Sohnes erſt wirkſam wird, wenn der 
Vater bedürftig iſt, alſo nicht ohne weiteres mit dem Unfalls⸗ 
tage, und daß es nicht darauf ankommt, was der Sohn dem 
Kläger bisher von ſeinem Verdienſt tatſächlich abgegeben hat, 
ſondern was er kraft Geſetzes leiſten mußte. Es würde alſo 
unerheblich ſein, wenn der minderjährige Hausſohn dem Kläger 
ſeinen Verdienſt zur Verwendung für den Haushalt zum Teil 
überlaſſen hätte. Der daraus für den Kläger entſprungene 
Gewinn wäre nicht ein Ausfluß der geſetzlichen Unterhaltungs⸗ 
pflicht des Sohnes. K. c. S., U. v. 10. Juni 07, 504/06 VI. 
— Cöln. 

14. 8 1300 BGB. Begriff der „Unbeſcholtenheit“.] 

Zutreffend iſt die Rüge, der Berufungsrichter habe den 
Begriff der Unbeſcholtenheit verkannt. Der Beklagte hatte 
geltend gemacht, die Klägerin habe ihm früher erzählt, ſie habe 
mit einem jungen Mann Geſchlechtsverkehr gehabt, ſie habe 
ſich wegen dieſes Verkehrs mit ihrer Mutter überworfen und 
ſich in Berlin wo anders ſelbſtändig eingemietet. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat eine Beweiserhebung darüber abgelehnt mit 
folgender Begründung: „Durch einen Geſchlechtsverkehr, der 
geheim bleibt, nur den Beteiligten bekannt iſt, wird eine Be⸗ 
ſcholtenheit nicht herbeigeführt. Denn die Beſcholtenheit iſt eine 
Folge der niedrigen Bewertung, die der Ruf eines Menſchen 
innerhalb ſeines Lebenskreiſes von dritter Seite erfährt 
(RG. 52, 48). Von einer ſolchen niedrigen Bewertung des 
Rufes von dritter Seite infolge eines Geſchlechtsverkehrs kann 
aber keine Rede ſein, wenn dieſer unbekannt bleibt. Ganz ab⸗ 
geſehen hiervon kann aber der Beklagte ſich auf einen ſolchen 
Geſchlechtsverkehr als einen Grund der Beſcholtenheit der 
Klägerin nicht berufen, da er nach ſeinem ganzen Verhalten 
die Klägerin nicht deshalb niedriger bewertet, ſondern weiter 
mit ihr verkehrt, ihr die Ehe verſprochen und dadurch gezeigt 
hat, daß er die Klägerin nicht als beſcholten anſah.“ Zu 
8 182 StGB. hat das RG. (RGSt. 37, 96) ausgeſprochen, 
es ſei nicht gerechtfertigt, der allgemeinen ſprachlichen Bedeutung 
des Wortes „beſcholten“ entſprechend Wert darauf zu legen, 
daß die die Geſchlechtsehre befleckenden Tatſachen bekannt ſein 
müßten, denn es ſei kein geſetzgeberiſcher Grund denkbar, dem 
Mädchen, dem es gelungen ſei, im Verborgenen Geſchlechts⸗ 
beziehungen zu Männern zu unterhalten, hinſichtlich des Geſetzes⸗ 
ſchutzes eine Vorzugsſtellung einzuräumen. Im Einklange 
damit iſt auch zu S 1300 BGB. angenommen worden, es fei 
nicht zu fordern, daß geſchlechtliche Ausſchreitungen einer 
Frauensperſon in einem weiteren Kreiſe bekannt geworden 
ſeien, auch diejenige, die nur in engem Kreiſe oder bei einzelnen 
Perſonen „beſcholten“ ſei, könne die Bezeichnung einer 
unbeſcholtenen Perſon nicht für ſich in Anſpruch nehmen (Urteil 
vom 2. November 1905 IV 227/05, 15. März 1906 
IV 452/05). Wenn ein außerehelicher Geſchlechtsverkehr mit 
einem Dritten ſtattgefunden hat, wird die Vorausſetzung der 
Unbeſcholtenheit regelmäßig fehlen. Nach dem Vorbringen des 
Beklagten ſoll aber ſogar wegen des Geſchlechtsverkehrs mit 
dem Dritten ein Zerwürfnis der Klägerin mit ihrer Mutter 
eingetreten ſein und Klägerin ſich ſelbſtändig eine Wohnung 
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gemietet haben, um den Verkehr fortzuſetzen. Darnach wird, 
wenn die Angaben des Beklagten richtig ſind, kaum zweifelhaft 
ſein können, daß die Klägerin nicht als unbeſcholten zu gelten 
hat. Der Hinweis auf das Erkenntnis des RG. vom 
19. Juni 1902 (RG. 52, 46) vermag die Auffaſſung des 
Berufungsgerichts nicht zu ſtützen, denn in jenem Falle handelte 
es ſich um die Frage, ob der Verlobte den Einwand, die 
Klägerin ſei nicht unbeſcholten geweſen, daraus herleiten dürfe, 
daß er ſelber ſchon früher mit ihr Geſchlechtsverkehr gehabt 
habe. Dieſe Frage iſt hier nicht ſtreitig; deswegen geht auch 
die Erwägung fehl, der Beklagte könne ſich auf den von ihm 
behaupteten Geſchlechtsverkehr der Klägerin nicht berufen, weil 
er nach ſeinem ganzen Verhalten die Klägerin nicht niedriger 
bewertet, vielmehr mit ihr verkehrt, ihr die Ehe verſprochen 
und dadurch gezeigt habe, daß er die Klägerin nicht als be⸗ 
ſcholten angeſehen habe. Die Kenntnis der Tatſachen, die den 
Mangel der Unbeſcholtenheit begründen, auf Seite des Ver⸗ 
lobten erſetzt nicht die Unbeſcholtenheit auf Seite der Braut; 
ſie vermag höchſtens zu bewirken, daß der Verlobte, der trotz 
der Kenntnis das Verlöbnis eingeht oder fortſetzt, ſich nicht 
auf die ihm ſchon früher bekannten Tatſachen zur Rechtfertigung 
ſeines Rücktrittes berufen kann. E. c. F., U. v. 13. Mai 07, 
514/06 IV. — Caſſel. 

15. SS 1371, 1389, 1427, 1428 BGB. verb. mit 
Art. 45 § 1 Abſ. 1 Pr AG.] 

Die Eheleute leben getrennt, ſie hatten die Gemeinſchaft 
der Güter und des Erwerbs ausgeſchloſſen. Auf eine von der 
Ehefrau erhobene Klage auf Zahlung einer Forderung hat der 
Beklagte mit der Widerklage in beiden Vorinſtanzen die Ver⸗ 
urteilung der ſeit Februar 1904 dauernd von ihm getrennt 
lebenden Klägerin dazu erreicht, daß ſie während ſtehender Ehe 
zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes an den Beklagten 
jährlich 1200 Mark zahle. Die Reviſion der Klägerin und 
Widerbeklagten wurde zurückgewieſen: Gemäß dem im Tat⸗ 
beſtand erwähnten Ehevertrage verb. mit Art. 45 § 1 Abſ. 1 
PrAG. und 8 1371 BGB. iſt die Klägerin verpflichtet, aus 
ihrem Vorbehaltsgut dem Beklagten einen Beitrag zur Be⸗ 
ſtreitung des ehelichen Aufwandes und zwar, da Nutzungen des 
eingebrachten Gutes im Streitfalle nicht in Frage ſtehen, im 
vollen Umfange des §S 1427 Abſ. 2 BGB. zu leiſten. Mit 
Unrecht behauptet ſie, dieſe ihre Verpflichtung ſei dadurch er⸗ 
loſchen, daß ſie von ihrem Ehemann getrennt lebt und, wie der 
Berufungsrichter anerkennt, zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft nicht verpflichtet iſt. Wortlaut und Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes bieten keinerlei Anhalt dafür, daß unter 
dem ehelichen Aufwand (88 1371, 1389, 1427, 1441, 
1458, 1529 BGB.) nur der durch die tatſächliche Ausübung 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft, nicht ſchlechthin der durch den 
Beſtand der Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen ſei. Schon 
die Schließung der Ehe bringt die Notwendigkeit der Ein⸗ 
richtung eines Haushaltes, ihr Fortbeſtehen diejenige der Er⸗ 
haltung der Wirtſchaft mit ſich (88 1620, 1624 BGB.). 
Der ganze hierdurch gegebene Lebenszuſchnitt kann nicht von 
heute auf morgen und kann auf abſehbare Zeit überhaupt nicht 
geändert werden, wenn wie im Streitfalle eheliche, der häus⸗ 
lichen Erziehung bedürftige Kinder vorhanden ſind. Das 
Fernſein der Hausfrau und Mutter pflegt erfahrungsmäßig 
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ſogar eine Steigerung ſtatt eine Verminderung der Haushalts⸗ 
koſten zur Folge zu haben. So wenig daher im geſetzlichen 
Güterſtande das Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht des 
Mannes, womit gemäß 8 1389 BGB. die Pflicht zur 
Tragung des ehelichen Aufwandes in engſter Verbindung ſteht, 
durch das tatſächliche Getrenntleben der Ehegatten beeinträchtigt 
wird, ſo wenig iſt auch im getrennten Güterſtande die Frau 
berechtigt, während des Getrenntlebens den Zuſchuß zu ver⸗ 
weigern, den ihr das Geſetz als Ausgleich für die ihr ſelbſt 
vorbehaltenen Vermögensnutzungen auferlegt. Inwieweit ſie 
ausnahmsweiſe den Beitrag zurückbehalten darf, beſtimmt 
8 1428 BGB. Es gereicht deshalb der Klägerin nur zus 
gunſten, wenn ihr der Berufungsrichter zu Zwecken ihres 
eigenen Unterhalts einen Abzug von jährlich 1000 Mark ge⸗ 
ſtattet hat, ohne erſt zu unterſuchen, ob eine erhebliche Ge⸗ 
fährdung ihres Anſpruchs auf die Unterhaltsrente ($ 1361 
BGB.) vorliege. Im übrigen iſt zwar richtig, daß der Begriff 
des ehelichen Aufwandes den eignen Unterhalt ſowohl der Ehe⸗ 
gatten als der gemeinſchaftlichen, mindeſtens der den elterlichen 
Haushalt teilenden Abkömmlinge mit umfaßt. Er wird aber 
damit nicht erſchöpft. Es iſt deshalb unrichtig, wenn die 
Klägerin glaubt, ſtatt des Beitrags den Mann wie die Kinder 
auf Erhebung des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs gegen ſie 
verweiſen zu dürfen. Die auch vom Geſetz anerkannte Regel 
bildet vielmehr, daß die Frau gerade durch Zahlung des Bei⸗ 
trags den Mann in den Stand ſetzt, unter anderm auch ſeinen 
Unterhaltsverpflichtungen ſowohl ihr als den Kindern gegenüber 
nachzukommen. Wäre ſie tatſächlich genötigt worden, ihren 
Kindern unmittelbar den Unterhalt zu gewähren, ſo könnte 
allerdings in Frage kommen, ob ſie die hierzu gemachten Auf⸗ 
wendungen dem Manne gegenüber am Beitrage kürzen dürfe. 
Mit Recht hat aber der Berufungsrichter ihren Einwand 
zurückgewieſen, daß ſie von den Kindern auf Unterhalt verklagt 
ſei, da ſie dieſer Klage ja gerade durch Zahlung des Beitrags 
an den Mann wirkſam begegnen könne. Jedenfalls hat ſie 
nicht behauptet, daß auch in dieſem Falle der Unterhalt der 
Kinder gefährdet ſein würde und daß ſie deshalb den Beitrag 
zur eignen Verwendung zurückbehalten dürfe (8 1428 Abſ. 1 
BGB.). Es kann deshalb auf ſich beruhen, ob ihr, wie der 
Berufungsrichter annimmt, bezüglich des Beitrags der Rechts⸗ 
behelf aus 8 323 ZPO. ohne weiteres zur Seite ſtehen würde. 
H. c. H., U. v. 27. Mai 07, 489/06 IV. — Verlin. 

Zivilprozeß ordnung. 

16. 55 214, 549, 618 ZPO. Erfordernis der Ladung 
für die Erlaſſung eines Verſäumnisurteils.] 

Auf Klage der Ehefrau war vom KG. auf Grund von 
8 1568 BGB. die Ehe der Parteien aus dem Grunde 
geſchieden worden, weil der Beklagte, nachdem er ſchon vor 
der Eheſchließung ſchwere Vorſtrafen erlitten hatte und auch 
bereits mit Zuchthaus beſtraft worden war, während der Ehe 
eine Reihe weiterer Straftaten verübt hat, die zu ſeiner Be⸗ 
ſtrafung geführt haben. Er hat zweimal wegen Diebſtahls im 
Rückfalle Strafen verbüßt und iſt zuletzt wegen verſuchten 
ſchweren Diebſtahls in zwei Fällen ſowie wegen Körper⸗ 
verletzung mittels gefährlichen Werkzeuges zu drei Jahren und 
ſechs Monaten Zuchthaus und zum Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf die Dauer von fünf Jahren verurteilt worden, 
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wobei zugleich ſeine Stellung unter Polizeiaufſicht für zuläſſig 
erklärt worden iſt. Das RG. hob zufolge 8 618 Abſ. 3 
ZPO. auf: In der Berufungsinſtanz fand am 16. Oktober 1906 
die erſte mündliche Verhandlung ſtatt. In dieſem Termin er⸗ 
ſchien nur der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin und Berufungs⸗ 
klägerin. Der Beklagte blieb unvertreten. Es wurde be⸗ 
ſchloſſen und verkündet, zur weiteren mündlichen Verhandlung 
ſowie zur Vorlegung näher bezeichneter Strafakten einen Ter⸗ 
min auf den 26. Okiober 1906 vormittags 11 Uhr anzu⸗ 
beraumen. In dieſem Termine war zwar auch der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Beklagten erſchienen. Er erklärte jedoch 
vor dem Eintritt in die mündliche Verhandlung, daß er nicht 
informiert ſei und beantragte unter Widerſpruch des klägeriſchen 
Prozeßbevollmächtigten, die Verhandlung zu vertagen. Der 
Antrag wurde abgelehnt, worauf ſich der Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten mit der Erklärung entfernte, daß er nicht auf⸗ 
treten wolle. Eine Feſtſtellung, daß der Beklagte zu dem 
Termin am 26. Oktober 1906 geladen war, hat der Berufungs⸗ 
richter nicht getroffen. Dieſe Ladung, die gemäß §S 214 ZPO. 
von der Klägerin hätte ausgehen müſſen, iſt auch hinterher 
nicht nachgewieſen worden, insbeſondere nicht in der Reviſions⸗ 
inſtanz. Ohne die Feſtſtellung der Ladung war eine Ver⸗ 
handlung in Abweſenheit des Prozeß bevollmächtigten gemäß 
8 618 Abſ. 3 nicht zuläſſig und da fie im gegebnen Falle 
zum Erlaß des Urteils geführt hat, ſo beruht das Urteil im 
Sinne des 8 549 ZPO. auf dieſer Geſetzes verletzung. Das 
durch, daß der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten vor dem 
Eintritt in die mündliche Verhandlung deren Vertagung bean⸗ 
tragte, weil er ſich mit dem ſeine Strafe verbüßenden Be⸗ 
klagten noch nicht hatte in Verbindung ſetzen können, iſt die 
Vorausſetzung des 8 558 ZPO., unter der dem Beklagten die 
erhobene Rüge abgeſchnitten ſein würde, nicht erfüllt. B. c. B., 
U. v. 3. Juni 07, 525/06 IV. — Berlin. 

17. 5 256 ZPO. Die negative Feſtſtellungsklage er⸗ 
fordert nicht unbedingt ein Berühmen ſeitens des Beklagten.] 

Der Berufungsrichter hat mit Recht die Zuläſſigkeit der 
negativen Feſtſtellungsklage bejaht. Der 8 256 ZPO. erfordert 
nicht, daß der Beklagte ausdrücklich das Beſtehen des Rechts⸗ 
verhältniſſes behauptet, deſſen Nichtbeſtehen der Kläger feſt⸗ 
zuſtellen verlangt. Es iſt nur nötig, daß der Kläger an 
der alsbaldigen Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des Rechts⸗ 
verhältniſſes ein rechtliches Intereſſe hat. Dieſes Intereſſe wird 
allerdings regelmäßig nur dann vorliegen, wenn ſich der Be⸗ 
klagte des betreffenden Rechts ausdrücklich berühmt. Es kann 
aber auch dann vorhanden ſein, wenn der Kläger gerechten An⸗ 
laß zu der Befürchtung hat, daß ihm der Beklagte auf Grund 
ſeines vermeintlichen Rechts ernſtliche Hinderniſſe entgegenſetzen 
werde. Und das iſt hier der Fall. S. c. F., U. v. 29. Mai 07, 
521/06 V. — Hamburg. 

18. 58 286, 551, 554 Abi. 3 Ziff. 2a ZPO. Erfor⸗ 
dernis der Reviſionsbegründung.] 

Die Reviſion macht geltend, das OLG. habe unter Ver⸗ 
letzung materieller, ſowie prozeſſualer Geſetzesvorſchriften an⸗ 
genommen, daß der Kläger die ſtreitigen Kuxe an den Beklagten ver⸗ 
kauft habe. Welche materielle Geſetzesvorſchrift verletzt fein ſoll, ſagt 
die Reviſionsbegründung, entgegen der Vorſchrift des 8 554 
Abſ. 3 Ziff. 2 a, nicht. Als prozeſſuale Geſetzesvorſchriften, die 
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verletzt ſeien, bezeichnet fie die 88 286 und 551 Ziff. 7 ZPO. 
Der in 8 551 Ziff. 7 angegebene abſolute Reviſionsgrund, 
„wenn die Entſcheidung nicht mit Gründen verſehen iſt“, hat 
völlig auszuſcheiden, da das Berufungsurteil vier Seiten Ent⸗ 
ſcheidungsgründe enthält. Aber auch 8 286 iſt nicht verletzt, 
da das Berufungsgericht die Gründe eingehend angegeben hat, 
die für feine Überzeugung, daß der Kaufvertrag zwiſchen den 
Parteien zuſtande gekommen ſei, leitend geweſen ſind, und da 
nicht erkennbar iſt, daß das Berufungsgericht hierbei nicht den 
geſamten Inhalt der Verhandlungen berückſichtigt hätte. Ebenſo 
wenig tritt hervor, daß ſich das Berufungsgericht etwa irrig 
an geſetzliche Beweisregeln gebunden angeſehen hätte. H. c. N., 
U. v. 11. Mai 07, 520/06 I. — Cöln. 

19. SS 304, 521, 529 ZPO. Zuläſſigkeit der Klag⸗ 
erweiterung in II. Inſtanz bei einem Zwiſchenurteil über den 
Grund des Anſpruchs.] 

Die Revifion behauptet Verletzung der 88 304, 521, 
529 3PO., weil der Rechtsſtreit nur bezüglich des Grundes 
des Anſpruches an das Berufungsgericht gelangt war und des⸗ 
halb eine Erweiterung des Klaganſpruches im Wege der Anſchluß⸗ 
berufung nicht zuläſſig geweſen ſei. Die Rüge iſt unbegründet. 
Es iſt, wie auch vom RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen wurde 
(vgl. RG. 29, 378 f.; 45, 322; 61, 254 f.) im allgemeinen 
zuläſſig, daß der Kläger, auch wenn in I. Inſtanz völlig nach 
ſeinem Antrage erkannt wurde, mittels der Anſchließung an 
die vom Beklagten eingelegte Berufung in II. Inſtanz ſeinen 
Klagantrag im Rahmen von 8 268 Nr. 2, 3 und 8 529 
ZPO. erweitert. Auch bei einem über den Grund des An⸗ 
ſpruches nach 8 304 ZPO. ergangenen Zwiſchenurteil kann 
dem Kläger die Befugnis der Klagerweiterung nach Maßgabe 
von 8 268 Nr. 2 ZPO., ungeachtet der durch 8 538 Nr. 3 
3PO. gegebenen Einſchränkung des Devolutiveffektes nicht vers 
ſagt werden. Die Anſchließung des Klägers im vorliegenden 
Fall, welche nach dem Tatbeſtande des Berufungsurteils unter 
„Erhöhung des Klaganſpruches auf 2 700 Mark“ und nach 
dem Sitzungsprotokoll vom 18. September 1906 mittels Ver⸗ 
leſung der Erklärung in dem Schriftfage vom 13. September 1906 
in prozeßgemäßer Weiſe erfolgt iſt, hat denn auch das Be⸗ 
rufungsgericht — ohne Rechtsverſtoß — als zuläſſig behandelt. 
B. c. M., U. v. 6. Juni 07, 449/06 VI. — Marienwerder. 

20. 88 304, 554, 559 ZPO. Unterlaſſene ſchriftliche 
Rüge des $ 304 ZPO.] 

Der Ehemann und Vater der Kläger wurde auf dem 
Bahnhof W. bei Aberſchreitung des zweiten Gleiſes von dem 
auf dieſem Gleis einfahrenden Zuge erfaßt, überfahren und 
getötet. Die Kläger haben den Beklagten verklagt, ihnen allen 
Schaden aus dem Unfall zu erſetzen, demgemäß ihnen eine 
Jahresrente von 3 500 Mark vom Unfallstage bis zum 
70. Lebensjahr des Verunglückten zu zahlen. Das LG. hat 
den Klaganſpruch im vollen Umfang, das OLG. hat ihn zu 
/ dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Aus den Entſcheidungsgründen: Das Be⸗ 
rufungsgericht hat den Anſpruch der Kläger auf eine Geſamtrente 
bis zum 70. Lebensjahr des Getöteten dem Grunde nach für ges 
rechtfertigt erklärt, ohne zu erörtern, ob der Verunglückte mut⸗ 
maßlich ſo lange am Leben geblieben wäre, und ohne zwiſchen 
dem Rentenanſpruch der Witwe und dem des minderjährigen 
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Sohnes — deſſen Alter nicht einmal feſtgeſtellt iſt — zu unter⸗ 
ſcheiden, obwohl die Ehefrau unbedingt, der Sohn nur für die 
Dauer der Unterhaltungsbedürftigkeit ein Recht auf Unterhalt 
hatte, SS 1360, 1601, 1602, 1603 BEB. Die zeitliche 
Begrenzung der Renten beider Kläger hätte, wie der erkennende 
Senat ſchon häufig für die Fälle des 8 844 BGB. aus: 
geſprochen hat, in der Vorabentſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs feſtgeſtellt werden ſollen. Indes iſt anzunehmen, daß 
das Berufungsgericht die einſchlägigen Vorſchriften des BGB. 
nicht verkannt hat, ſondern daß es die Entſcheidung inſoweit dem 
Nachverfahren über den Betrag vorbehalten wollte. Hierin 
liegt eine Verletzung des 8 304 3PO., die jedoch in der 
Reviſionsbegründung nicht gerügt iſt, daher zur Aufhebung des 
Urteils nicht führen kann, 88 559, 554 3PO. Pr. Eiſenbahn⸗ 
fistus c. B., U. v. 3. Juni 07, 408/06 VI. — Cöln. 

21. 8 313 Ziff. 3 ZPO. Zum Begriff des Tatbeſtandes. 
Bezugnahme auf viele Schriftſätze und Akten.] 

Das Urteil des LG. hat in ſeinem Tatbeſtande unter 
13 Nummern nach dem Sachvortrage des Klägers die Tatſachen 
zuſammengeſtellt, aus denen der Kläger die Behauptung her⸗ 
leitet, daß der Beklagte wider die guten Sitten vorſätzlich zum 
Schaden der Gewerkſchaft und des Klägers gehandelt habe, 
ſowie die Gegenanführungen des Beklagten zur Darſtellung 
gebracht, beides nicht in einer alle Einzelheiten erſchöpfenden 
Weiſe, was die Fülle des tatſächlichen Stoffes des vorliegenden 
Rechtsſtreits ausſchließt, aber in überſichtlicher Gruppierung 
und gedrängter, der Vorſchrift des 8 313 Ziff. 3 ZPO. ent⸗ 
ſprechenden Erzählung. Am Schluſſe des Tatbeſtandes findet 
ſich jedoch eine Bezugnahme auf den „vorgetragenen Inhalt“ 
aller vorbereitenden Schriftſätze der Parteien ohne Ausnahme 
und ohne Veſchränkung auf beſtimmte Teile, in denen etwa 
eine nähere Ausführung des Tatſächlichen und der Antritt der 
Beweiſe enthalten wäre, vielmehr in uneingeſchränkter All⸗ 
gemeinheit. Die ſo in Bezug genommenen Schriftſätze erreichen 
die Zahl von 17 und begreiſen mehrere hunderte von Blättern 
der Akten. In der Berufungsinſtanz hat zwiſchen den Parteien 
wie in der I. Inſtanz wiederum ein ſehr umfangreicher 
Schriftenwechſel ſtattgefunden, der eine Fülle tatfächlicher An⸗ 
führungen enthält. Das Urteil des Berufungsgerichts nimmt, 
ohne eine eigene Sachdarſtellung zu geben, für ſeinen Tatbeſtand 
ſchlechthin auf alle dieſe Schriftſätze nebſt ſämtlichen Anlagen, 
für die I. Inſtanz aber auf das vorgetragene Urteil des LG. 
ſowohl wie auf alle vorbereitenden Schriftſätze Bezug. Zugleich 
iſt in den Urteilen beider Inſtanzen auf eine größere Anzahl 
von Akten Bezug genommen, die vorgelegt und „zum Gegen⸗ 
ſtande der Verhandlung gemacht“ oder „ihrem Inhalte nach 
vorgetragen“ worden ſind, ohne daß auch hier zumeiſt diejenigen 
Teile der Akten ausgeſondert und bezeichnet werden, die Gegen⸗ 
ſtand einer Beweisaufnahme geweſen ſind. Zu den in dem 
Urteile des Berufungsgerichts in Bezug genommenen Schrift⸗ 
ſtücken gehören ferner drei Briefe des Beklagten an den Kläger 
und an die Reichsbankſtelle zu Frankfurt a. O. vom 15. und 
18. Februar 1902, die in einem Schrifſatze des Beklagten vom 
4. Mai 1906 erwähnt, erſt mit einem Schriftſatze vom 16. Mai 
aber zu den Akten gebracht worden ſind, und auf die eine 
Erklärung des Klägers in einem Schriftſatze vom 18. Mai 1906 
niedergelegt iſt, der gleichfalls in dem Urteilstatbeſtande in 
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Bezug genommen worden iſt, während die letzte mündliche 
Verhandlung, auf die das Urteil erging, am 8. Mai 1906 
ftattgefunden hat. Die Reviſion des Klägers rügt auf Grund 
dieſes Sachverhalts die Verletzung der 88 313 Ziff. 3, 
128 3PO., da das Berufungsurteil einen geſetzmäßigen Tat⸗ 
beſtand nicht enthalte und auf einem Verſtoße gegen die 
Mündlichkeit des Verfahrens beruhe: Der Angriff der Reviſion 
war für begründet zu erachten. Was die Überreichung der 
Briefe vom 15. und 18. Februar 1902 und die Erklärung 
darauf in dem Schriftſatze vom 18. Mai 1906 angeht, ſo 
darf zwar angenommen werden, daß der Inhalt der Briefe 
ſowie die Außerung des Klägers darauf Gegenſtand des 
Vortrags in der mündlichen Verhandlung geweſen ſind, und 
es ſich daher nur um ein nachträgliches Zu⸗den⸗Aktenbringen 
handelt. Wäre die Bezugnahme auf den erſt nach der letzten 
mündlichen Verhandlung eingereichten Schriftſatz allerdings auch 
dann geſetzwidrig (JW. 04, 1190, fo würde auf dieſem 
Verſtoße doch das Urteil nicht beruhen. Dagegen muß der 
Mangel jeder ſelbſtändigen Darſtellung des Sach⸗ und Streit⸗ 
ſtandes in der Berufungsinſtanz in dem Urteile des Berufungs⸗ 
gerichts, die an Stelle einer ſolchen Darſtellung ganz allgemein 
ausgeſprochene Verweiſung auf alle vorbereitenden Schriftſätze 
der Parteien und ihre Anlagen um ſo mehr, als eine die Auf⸗ 
hebung des Urteils begründende Geſetzes verletzung erſcheinen, 
als auch das vorgetragene Urteil der I. Inſtanz an dem 
Mangel eines ordnungsmäßigen Tatbeſtandes leidet, indem 
das LG., wie ihm folgend das Berufungsgericht, neben der 
an ſich dem Geſetze genügenden Sachdarſtellung im Tatbeſtande 
des erſten Urteils auf alle vorbereitenden Schriftfäge in ihrem 
ganzen Umfange verwieſen hat. Dadurch wird der Entſcheidung 
ein doppelter Tatbeſtand untergelegt und die Brauchbarkeit der 
in dem Urteile gegebenen ſelbſtändigen Sachdarſtellung auf⸗ 
gehoben (RG. 10, 74). Das Berufungsurteil entbehrt aber 
einer ſolchen überhaupt, und das Verfahren, anſtatt der im 
§ 313 Ziff. 3 ZPO. vorgeſchriebenen Sachdarſtellung, die 
nach Abſatz 2 dieſes Paragraphen durch eine Bezugnahme auf 
Schriftſätze ergänzt werden kann — was im gegebenen Falle 
bei der Fülle des dem Gericht unterbreiteten tatſächlichen 
Materials weſentlicher und minderweſentlicher Art gewiß ſach⸗ 
gemäß und billigenswert geweſen wäre — lediglich auf vor⸗ 
bereitende Schriftſätze, und zwar ſolche in größerer Anzahl und 
großen Umfanges zu verweiſen, muß auch, abgeſehen von der 
mangelnden Grundlage in dem fehlerhaften Tatbeſtande des 
erſten Urteils, als dem Sinn und Geiſte der ZPO. wider⸗ 
ſprechend erachtet werden, da die zugelaſſene Verweiſung auf 
Schriftſätze die Uberſichtlichkeit der Darſtellung des Sach⸗ und 
Streitſtandes fördern, nicht aber dieſe überflüffig machen ſoll 
(RG. 2, 406; 4, 188; 6, 350; 10 S. 75, 317; 17, 362; 
aus neuerer Zeit: 55, All; JW. 03 S. 23911, 291°; 
04 S. 119%, 4151; 05 S. 3197, 374; 06 S. 114%, 
4743“, 57243; 07 S. 810, 20511). In gleicher Weiſe muß 
auch die allgemeine Bezugnahme auf Akten, die zum Zwecke 
der Beweisaufnahme vorgelegt worden ſind, ohne Bezeichnung 
derjenigen Akten ſtücke und Urkunden, die aus ihnen zum 
Vortrage gelangt ſind, als prozeßordnungswidrig bezeichnet 
werden (NG. 46, 410; JW. 04, 4162; 06, 27. Es iſt 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, daß die ſämtlichen vorbereitenden 
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Schriftſätze nebſt allen ihren Anlagen, außerdem aber alle die 
Akten, die in dem Tatbeſtande des Berufungsurteils als vor⸗ 
getragen bezeichnet ſind, Gegenſtand des Vortrages in der 
mündlichen Verhandlung geweſen ſind. Das Urteil des 
Berufungsgerichts beruht aber auch auf dieſen Verſtößen 
(8 549 3 0.), da es infolge des Mangels des Tatbeſtandes 
an einer ſicheren und prozeßgerechten tatſächlichen Unterlage 
für die Entſcheidung ſelbſt fehlt. In den Entſcheidungsgründen 
des Urteils iſt eine Reihe von Tatſachen in Kürze gewürdigt. 
Das Urteil ſelbſt bemerkt, daß es „im vorſtehenden: die 
wichtigſten der dem Beklagten vom Kläger gemachten Einzel⸗ 
vorwürfe“ erörtert habe, es kommt zu dem Reſultate, daß die 
beſprochenen Vorwürfe die Behauptung des Beklagten, daß der 
Beklagte auf den Zuſammenbruch des Bergwerks hingearbeitet 
habe, um es billig zu erſtehen, und daß er durch Kolluſion 
und Beſtechung dieſes Ziel auch erreicht habe, nicht rechtfertigen, 
„auch nicht im Zuſammenhange mit den einzelnen vom Kläger 
behaupteten Tatſachen, auf die hier bei der Fülle des Stoffes 
nicht ausdrücklich eingegangen iſt.“ Da es im Tatbeſtande 
wie in den Entſcheidungsgründen an einer Bezeichnung dieſer 
Tatſachen völlig fehlt, iſt eine Nachprüfung der Richtigkeit 
dieſer Ausführung, die eine Vergegenwärtigung des geſamten 
Sachvortrags erfordert — ihre prozeſſuale Zuläſſigkeit im 
übrigen einſtweilen vorausgeſetzt — unmöglich. V. c. K., 
U. v. 13. Mai 07, 270/06 VI. — Berlin. 

22. 8 451 ZPO. Eidesantrag an den Vertreter des 
Fiskus über an Verwaltungsſtellen geleiſtete Zahlungen.] 

Der Kläger hält ſich zur Zahlung einer Stempelabgabe 
für die Jahre 1896 und 1897 nicht für verpflichtet und be⸗ 
hauptet, die Steuer für die Jahre 1898 bis 1902 auf Grund 
gehörig aufgeſtellter und verſtempelter Mietverzeichniſſe gemäß 
der Tarifſtelle 48 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 entrichtet zu haben. Er gibt zu, nicht mehr im 
Beſitze dieſer Mietverzeichniſſe zu ſein, die er verloren haben 
will. Mit der Klage beantragt er, feſtzuſtellen, daß das 
Hauptſteueramt für inländiſche Gegenſtände durch die Verfügung 
vom 8. Juli 1904 zu Unrecht von ihm 167 Mark als angeblich 
nicht bezahlte Mietſtempelſteuer eingefordert habe. Das KG. 
hat die Entſcheidung von einem dem Provinzialſteuerdirektor 
für die Provinz Brandenburg auferlegten Eide dahin abhängig 
gemacht, er habe nach ſorgfältiger Prüfung und Erkundigung 
die Überzeugung erlangt, daß der Kläger die für die Jahre 1898 
bis 1902 zu entrichtenden Mietſtempelbeträge von 126 Mark 
nicht bezahlt habe. Für den Fall der Nichtleiſtung des Eides 
iſt feſtgeſtellt, daß der beklagte Fiskus zu Unrecht 126 Mark 
Stempelſteuer eingefordert hat, für den Fall der Leiſtung, daß 
der Stempelanſpruch von 126 Mark für die Jahre 1898 
bis 1902 begründet iſt. Das RG. hob auf: Durch 
den zugeſchobenen, dem Provinzialſteuerdirektor auferlegten 
Eid ſoll die Behauptung des Klägers widerlegt werden, 
„daß er die für fen .... Haus für die Jahre 1898 
bis 1902 zu entrichtenden Mietſtempelbeträge im Geſamt⸗ 
betrage von 126 Mark bezahlt hat“. Dieſe Behauptung 
iſt nach Lage des Falls für zu allgemein gehalten an⸗ 
zuſehen, als daß ſie der Gegenſtand einer Eideszuſchiebung 
an den Beklagten ſein könnte. Zwar wird es, wenn Privat⸗ 
perſonen um eine Geldſchuld ſtreiten, zur Begründung des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 14. 1907. 


Zahlungseinwandes regelmäßig als ausreichend angeſehen werden 
können, daß die Behauptung der Zahlung an den Gegner ohne 
nähere Angabe der Umſtände aufgeſtellt wird, unter denen die 
Zahlung erfolgt ſein ſoll. Dies trifft aber ſchon dann nicht 
mehr zu, wenn die Vermögensverwaltung der Rechtsperſon, 
an welche die Zahlung erfolgt ſein ſoll, eine ſo umfangreiche 
iſt, daß mehrere zum Empfange von Zahlungen beſtimmte 
Geſchäftsſtellen haben eingerichtet werden müſſen. Im vor⸗ 
liegenden Fall aber genügte der Kläger ſeiner Stempelpflicht 
nach Abſ. 2 der Tarifſtelle ſchon durch Verſteuerung „bei einer 
Steuerſtelle“. Nimmt man auch an, daß inhalts des vom 
Finanzminiſter erlaſſenen Nachtrags 1 zu den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen (amtliche Ausgabe S. 8ff. Ziff. 9) die Verſteuerung 
der Verzeichniſſe nur bei dem zuſtändigen Hauptamt, oder „bei 
einem benachbarten Stempelverteiler“ zu erfolgen hatte, ſo iſt 
doch immer noch der Kreis der für die Zahlung in Betracht 
kommenden Steuerſtellen, da der Begriff der „benachbarten 
Stempelverteiler“ ein unbeſtimmter iſt, ein ſo großer, daß es 
dem ſchwurpflichtigen Provinzialſteuerdirektor nicht möglich iſt, 
jedenfalls nicht zugemutet werden kann, bei allen dieſen in 
Betracht kommenden Steuerſtellen die erforderlichen Erkundigungen 
einzuziehen. Der Kläger wird daher näher angeben müſſen, 
wann und bei welcher Steuerſtelle die Zahlung der einzelnen 
Stempelbeträge erfolgt iſt. Sollte er dazu jetzt nicht mehr in 
der Lage ſein, ſo wird er doch den Kreis der Steuerſtellen, bei 
denen die behaupteten Zahlungen erfolgt ſein ſollen, in ſeinen 
Angaben ſo eng ziehen müſſen, daß der Vertreter des Beklagten 
in der Lage iſt, ohne zu weit gehende Ermittelungen ſich darüber 
zu vergewiſſern, ob aus dem Altenmaterial der fraglichen 
Steuerſtellen oder aus ſonſtigen Beweisquellen ſich etwas über 
die angeblichen Zahlungen feſtſtellen läßt. Preuß. Staatsfiskus 
c. D., U. v. 17. Mai 07, 424/06 VII. — Berlin. 

23. 5 554 ZPO. Begründung von Prozeßrügen.] 

Die in der Reviſionsſchrift der Klägerin eingeflochtene 
Bemerkung, der Berufungsrichter ſei über die Verteidigung des 
Beklagten hinausgegangen, enthielt, da ſie nicht erſehen ließ, 
worin die Überfchreitung des Verteidigungsvorbringens beſtanden 
haben ſoll, keine ausreichende Begründung einer damit erhobenen 
Prozeßrüge (8 554 Abſ. 3 Nr. 25 ZPO). Die erſt in der 
mündlichen Verhandlung gegebene Erläuterung: Beklagter habe 
ſelbſt nicht behauptet, daß er durch die Übernahme der Bürg⸗ 
ſchaft gegen ſein eigenes Intereſſe gehandelt hätte, und daß 
deshalb die Genehmigung des Vaters in einem Widerſtreit der 
Intereſſen erteilt ſei, konnte gemäß 8 559 ZPO. keine Be: 
achtung finden. W. c. R., U. v. 30. Mai 07, 513/06 IV. — 
Berlin. 

24. 8 554 ZPO. Bezüglich mehrerer ſelbſtändiger An: 
ſprüche unterliegt jeder dieſer von dem Reviſionsantrage be⸗ 
troffenen Anſprüche dem Begründungszwange.] 

Der am 8. Juli 1901 in Großſteinberg bei Grimma ver⸗ 
ſtorbene Privatmann J. G. Sch. hat durch gerichtliches Teſtament 
vom 16. November 1895 zwei ſeiner Kinder, die Klägerin und 
den Beklagten, zu Erben ſeines Nachlaſſes zu gleichen Teilen 
eingeſetzt, dieſe haben den Nachlaß angetreten. Über die Ver⸗ 
teilung dieſes Nachlaſſes, der ſich in den Händen des Beklagten 
befindet, iſt zwiſchen den Parteien Streit entſtanden; die Klägerin 
behauptet, daß ſie aus dem Nachlaſſe noch 4 592 Mark zu be⸗ 
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anſpruchen habe, und fordert 3 777 Mark nebft Zinſen in bar, 
400 Mark durch Aberweiſung einer noch auf den Namen des 
Erblaſſers eingetragenen Hypothek und 415 Mark durch Zu⸗ 
weiſung einer Darlehns forderung, die dem Erblaſſer an ihren 
Ehemann zugeſtanden hat. Dieſem Klagantrage iſt, was die 
zuletzt erwähnte Darlehnsforderung anlangt, ſchon in erſter 
Inſtanz unbedingt ſtattgegeben worden, und der Beklagte hat 
hiergegen kein Rechtsmittel eingelegt. Im übrigen hat die erſte 
Inſtanz die Klage, ſoweit ein mehreres als die Überweiſung der 
Hypothek von 400 Mark und die Zahlung von 2 926 Mark 
50 Pf. ſamt Zinſen gefordert war, unbedingt abgewieſen und 
bezüglich der Hypothek von 400 Mark und der 2 926 Mark 
50 Pf. die Entſcheidung von zwei dem Beklagten auferlegten 
Eiden abhängig gemacht. Dagegen hat das OLG. Dresden 
auf die Berufung der Klägerin den Beklagten unbedingt ver⸗ 
urteilt, in Umſchreibung der Hypothek von 400 Mark ſ. A. auf 
die Klägerin zu willigen und ihr 726 Mark 50 Pf. nebit 
Zinſen zu 4 Prozent von 678 Mark 50 Pf. ſeit dem 8. Juli 1901 
zu zahlen. Die Entſcheidung wegen weiterer 2 250 Mark nebſt 
gleichen Zinſen iſt von einem Eide der Klägerin, diejenige be⸗ 
treffs weiterer 600 Mark und 200 Mark ſamt Zinſen von 
zwei Eiden des Beklagten abhängig gemacht worden. Hiergegen 
hat der Beklagte Reviſion eingelegt, er verlangt Zurückweiſung 
der Berufung der Klägerin gegen das erſte Urteil. Die Reviſion 
iſt als unzuläſſig verworfen. Der auf Wiederherſtellung des 
erſten Urteils gerichtete Reviſionsantrag des Beklagten hat einen 
Geſamtbetrag von mehr als 2 500 Mark zum Gegenſtande. 
In der ſchriftlichen Reviſionsbegründung find aber Angriffe 
nur gegen den Teil des Berufungsurteils erhoben worden, 
welcher ſich auf die Aktivpoſt von 2 350 Mark bezieht. In⸗ 
ſoweit handelt es ſich, da, wenn die 2 350 Mark als Beſtand⸗ 
teil des Nachlaſſes anzuſehen ſind, hiervon beiden Parteien je 
die Hälfte zufällt, um ein Streitobjekt von 1175 Mark. Die 
Reviſion wäre daher nur dann zuläſſig (3 PO. § 546), wenn 
anzunehmen wäre, daß von den übrigen ſtreitig gebliebenen 
Poſten Beträge von mehr als 1325 Mark in Berückſichtigung 
zu ziehen feien, obwohl in der Reviſionsbegründung Angriffe 
gegen den dieſe Poſten betreffenden Teil der zweitinſtanzlichen 
Entſcheidung nicht erhoben worden ſind. Das erſcheint aber 
nicht ſtatthaft. Der II. 38S. des RG. hat in einem Urteil 
vom 7. November 1905 (RG. 62, 15 ff.) ausgeſprochen, daß 
bei einem Urteile, in dem über mehrere ſelbſtändige Anſprüche 
erkannt ſei, die Reviſion bezüglich jedes der von dem Reviſions⸗ 
antrage betroffenen Anſprüche dem Begründungszwange unter⸗ 
liege, das Rechtsmittel alſo, ſoweit den Beſtimmungen in 8 554 
ZPO. betreffs einzelner Anſprüche nicht genügt worden, als 
unzuläſſig zu erachten ſei. Dieſer Auffaſſung tritt der jetzt 
erkennende Senat bei. Ein Urteil der bezeichneten Art ſtellt 
ſich der Sache nach als Zuſammenfaſſung einer Mehrheit an 
ſich ſelbſtändiger Entſcheidungen dar, und es iſt als Konſequenz 
des durch 8 554 zur Einführung gelangten prozeſſualen Rechts⸗ 
ſatzes anzuſehen, daß bei einem ſolchen Urteil den Vorſchriften 
in 8 554 Abſ. 3 Ziff. 2 für jede der darin enthaltenen Einzel- 
entſcheidungen entſprochen werden muß. Nun ſind allerdings 
im vorliegenden Falle die einzelnen ſtreitigen Anſprüche nicht 
zum Gegenſtande entſprechender einzelner ſelbſtändiger Partei⸗ 
anträge gemacht, der Prozeß iſt vielmehr in der Weiſe geführt 
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worden, daß die Parteien über die Höhe des unter ihnen zu 
teilenden Nachlaſſes geſtritten haben, und von der Klägerin die 
Herauszahlung einer einheitlichen Summe. gefordert worden iſt, 
wobei ſie nur ſich bereit erklärt bezw. verlangt hat, daß ihr ein 
Teilbetrag von 400 Mark durch Überweiſung einer zum Nach: 
laſſe gehörenden hypothekariſchen Forderung gewährt werde, 
ein Solutionsmodus, gegen den der Beklagte an ſich keine Ein⸗ 
wendungen erhoben hat. Immerhin handelt es ſich bei den 
ſtreitigen Poſten um einzelne, je auf einem beſonderen Tat⸗ 
beſtande beruhende Rechte, welche die Parteien gegen einander 
geltend machen, und teilweiſe auch um einzelne ſelbſtändige 
Forderungen. Bei dieſer Sachlage hätte die Reviſion, ſoweit ſie 
dieſe einzelnen ſelbſtändigen Anſprüche betrifft, zumal über dieſe in 
dem Berufungsurteil je eine beſondere ſelbſtändige Entſcheidung 
getroffen iſt, nach Maßgabe von § 544 ZPO. begründet 
werden müſſen, und ſie iſt in dieſem Umfange unzuläſſig, weil 
dieſem formalen Erfordernis nicht genügt worden iſt. Bezüglich 
der übrigen Anſprüche iſt Reviſionsſumme nicht vorhanden. 
Sch. c. Th., U. v. 3. Juni 07, 418/06 VI. — Dresden. 

25. 88 830, 945 3PO. Zum Begriffe des aus der 
Vollziehung des Arreſtes entſtandenen Schadens.] 

Verfehlt iſt es, wenn das Berufungsgericht die Abweiſung 
der Klage auf die Erwägung ſtützt, nach § 945 3PO. ſei 
nur der Schaden zu erſetzen, der aus der Vollziehung des 
Arreſtes entſtehe, in Anſehung der Hypothek ſei aber die Pfändung 
nur dem Grundeigentümer gegenüber (8 830 Abſ. 2 ZPO.) 
zum Vollzug gekommen, dagegen habe die Beklagte ſich nicht 
in den Beſitz des Hypothekenbriefes geſetzt, alſo ſei die Pfändung 
der Hypothekforderung nicht bewirkt worden, demnach ſei, wenn 
der Kläger den ihm verſprochenen Kredit nicht erhalten habe, 
dies nicht mit der Vollziehung, ſondern mit der Anordnung 
des Arreſtes in Zuſammenhang zu bringen. Richtig iſt, daß 
nach 8 945 der Schaden zu erſetzen iſt, der aus der Voll⸗ 
ziehung des angeordneten Arreſtes entſteht. Die Vollziehung 
begann aber ſchon mit dem Pfändungsbeſchluſſe, den die Be⸗ 
klagte dritten Perſonen zuſtellen ließ (vgl. 88 928, 930 38P O., 
IW. 1890 S. 191 Nr. 4). Die Beklagte hat den Dritten 
verbieten laſſen, an den Kläger zu zahlen, hat auch den Anſpruch 
des Klägers auf Herausgabe des Hypothekenbriefes gepfändet 
und dem Kläger die Verfügung über die Hypothekforderung 
unmöglich gemacht. Ob die Vollſtreckungshandlungen geeignet 
waren, der Beklagten ein Pfandrecht zu verſchaffen, iſt ohne 
Belang, jedenfalls waren ſie geeignet, eine Schädigung des 
Klägers herbeizuführen. Wenn aber durch die bezeichneten, an 
die Dritten und an den Kläger gerichteten gerichtlichen Ver⸗ 
fügungen dem Kläger ein Schaden erwachſen iſt, fo iſt der 
Schaden aus der Vollziehung des Arreſtes entſtanden. S. c. V., 
U. v. 27. Mai 07, 499/06 IV. — Dresden. 

26. 88 935, 940 ZPO. Regelung eines dauernden 
Rechtsverhältniſſes durch einſtweilige Verfügung. Geſtattung 
der Beſichtigung einer Wohnung durch Mietluſtige ſeitens des 
Mieters nach der Kündigung.] 

Auf den Antrag des Kurators eines Familienfideikommiſſes 
iſt durch einſtweilige Verfügung dem Beſitzer dieſes Fideikommiſſes 
aufgegeben, bei Strafvermeidung die von dem Kurator be⸗ 
abſichtigte und ihm von der Fideikommißbehörde aufgegebene 
Beſichtigung und Unterſuchung der auf den Fideikommißgütern 
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beſtehenden Drainage unter Zuziehung des in der einſtweiligen 
Verfügung benannten Kulturtechnikers oder durch dieſen zu ge⸗ 
ſtatten und zum Zweck dieſer Unterſuchung die im Beſitz des 
Antragsgegners befindlichen Drainagekarten ſofort zur Stelle 
zu ſchaffen und vorzulegen. Infolge Widerſpruchs wurde dieſe 
Verfügung durch Urteil beſtätigt und die Reviſion des Beklagten 
zurückgewieſen: Der Beklagte beſtreitet der Fideikommiß behörde 
und dem Fideikommißkurator hinſichtlich der aus Allodmitteln 
ausgeführten Drainageanlage ein jedes Aufſichtsrecht, ins⸗ 
beſondere auch das Recht, die zur Abſtellung von Mißſtänden 
erforderlichen Maßregeln anzuordnen und zur Ausführung zu 
bringen. Es handelt ſich mithin um ein der Regelung durch 
einſtweilige Verfügung zugängliches dauerndes Rechtsverhältnis 
und es kann nicht als unzuläſſig angeſehen werden, daß durch 
einſtweilige Verfügung der dem Auſſichtsrecht entſprechende tat⸗ 
ſächliche Zuſtand zur teilweiſen Verwirklichung gebracht wird 
(ogl. das in OL GRſpr. 9 S. 86, 87 mitgeteilte Urteil des 
OLG. Kiel vom 29. Oktober 1903). Über den Rahmen des 
8 940 ZPO. geht eine ſolche Anordnung nicht heraus und es 
kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob eine gleiche Anordnung 
auch auf Grund des 8 935 ZPO. getroffen werden konnte. 
Hingewieſen ſei hierbei noch darauf, daß eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung ähnlicher Art aus 8 940 300. vielſach in Mietsſachen 
zu ergehen pflegt, um den Mieter, der nach der Kündigung ſich 
weigert, Mietsluſtigen die Beſichtigung der Wohnung zu ge⸗ 
ſtatten, hierzu in beſchleunigtem Verfahren anzuhalten (vgl. 
Niendorff, Mietrecht S. 374). B. c. B., U. v. 13. Juni 07, 
511/06 IV. — Breslau. 

Handelsgeſetzbuch. 

27. 8 272 Abſ. 1 HGB. in Verb. mit den 88 515, 566 
ZPO. Die Vertretung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
in einem Prozeſſe durch ihren perſönlich haftenden Geſellſchafter 
und ihren Aufſichtsrat iſt eine Geſamtvertretung, Unzuläſſigkeit 
der nur vom Aufſichtsrat eingelegten Reviſion.] 

Der Kläger focht als Kommanditiſt der Beklagten den Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung vom 18. September 1905, in⸗ 
ſoweit er die Erſatzwahl von Aufſichtsratsmitgliedern betraf, 
mittels Klage bei dem LG. I. in Berlin an. In der münd⸗ 
lichen Verhandlung traten auf: a) als Prozeßbevollmächtigter 
des Kaufmanns G. S. in B., des perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafters der Beklagten, der Rechtsanwalt Dr. M. mit der Er⸗ 
klärung, er habe gegen die Anführungen der Klage nichts ein⸗ 
zuwenden; b) als Prozeßbevollmächtigter des Aufſichtsrats der 
Beklagten der Rechtsanwalt Dr. A. mit dem Antrage auf Ab⸗ 
weiſung der Klage. Der Kläger beantragte, weil die Beklagte 
nicht geſetzmäßig vertreten ſei, den Erlaß des Verſäumnißurteils. 
Das LG. wies durch Urteil vom 15. November 1905 die Klage 
ab. Es nahm an, daß der Fall der Verſäumnis nicht vorliege, 
weil unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften über 
notwendige Streitgenoſſenſchaft eine Vertretung des untätigen 
Geſellſchaftsorgans durch das tätige anzunehmen ſei, hielt aber 
die Klage ſachlich für nicht begründet. Gegen dieſes Urteil legte 
der Kläger die Berufung ein und beantragte, die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das LG. zurück⸗ 
zuverweiſen, nötigenfalls nach dem Klageantrage zu erkennen. 
Der Rechtsanwalt W., als Prozeßbevollmächtigter des perſön⸗ 
lich haftenden Geſellſchafters, und der von dem Vorſitzenden 
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des Aufſichtsrats der Beklagten zum Prozepbevollmächtigten 
beſtellte Rechtsanwalt R. beantragten die Zurückweiſung der 
Berufung. Das KG. hob laut Urteil vom 26. Auguſt 1906 
das Urteil des LG. nebſt dem zugrunde liegenden Verfahren 
auf und wies die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ents 
ſcheidung an dieſes Gericht zurück. Gegen dieſes Urteil hat der 
Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. J. namens der Beklagten die Re⸗ 
viſion eingelegt. Er beantragt die Zurückweiſung der Berufung. 
Die von ihm auf Verlangen des Gegners vorgelegte Prozeß⸗ 
vollmacht zur Vertretung der Beklagten iſt von dem Aufſichts⸗ 
rat derſelben ausgeſtellt. Die Reviſion der Beklagten iſt als 
unzuläſſig verworfen: Die Klage bezweckt die Anfechtung eines 
Beſchluſſes der Generalverſammlung der beklagten Geſellſchaft, 
welche in dem Rechtsſtreite, gemäß 88 272 (Abſ. 1), 325 
Nr. 4 HGB., durch ihren perſönlich haftenden Geſellſchafter 
und ihren Aufſichtsrat vertreten werden muß. Die gemeinſame 
Vertretung durch beide Organe der Geſellſchaft iſt als Geſamt⸗ 
vertretung aufzufaſſen. Hierfür ſpricht außer der allgemeinen 
Erwägung, daß auf dem Gebiete des Privat⸗, wie des öffent⸗ 
lichen Rechts die an mehrere erteilte Vollmacht, wenn ſich aus 
ihr nicht das Gegenteil ergibt, dahin zu verſtehen iſt, daß die 
mehreren Bevollmächtigten zuſammenwirken müſſen, um ihren 
Machtgeber zu verpflichten (vgl. JW. 04, 370“; RG. V. 3S. 
vom 23. April 1904), ſowohl der Wortlaut des § 272 
(Abſ. 1) HGB., wie der Zweck ſeiner Vorſchrift. Dieſelbe ent⸗ 


hält kein neues Recht, ſondern gibt das alte (Art. 190 a HGB.) 


deutlicher wieder. Der Art. 190 a wurde durch das Reiche: 
geſetz, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die 
Aktiengeſellſchaften vom 18. Juli 1884 eingeführt. Aus der 
Begründung des Entwurfs zu dieſem Geſetze aber geht hervor, 
daß die Zuziehung des Aufſichtsrates im Intereſſe aller Aktio⸗ 
näre erfolgen, und durch die angeordnete gemeinſame Vertretung 
wie durch die vorgeſchriebene unverzügliche Bekanntmachung der 
Erhebung der Klage und des Termins zur mündlichen Ver⸗ 
handlung etwaigen Kolliſionen zwiſchen dem Anfechtungskläger 
und den Vertretern der Geſellſchaft im Rechtsſtreite vorgebeugt 
werden ſollte. (Vgl. Verhandlungen des RT. IV. Seſſ. 1884, 
Aktenſt. Nr. 21 S. 83.) Die für den Anfechtungsprozeß vor⸗ 
geſehene beſondere geſetzliche Vertretung der Geſellſchaft bezweckt 
die Überwachung des einen Organs derſelben durch das andere. 
Beide zu geſetzlichen Vertretern beſtellte Organe müſſen daher 
die Geſellſchaft einheitlich vertreten. Hätte einem jeden Einzel⸗ 
vertretungsmacht eingeräumt werden ſollen, ſo würde das Gegen⸗ 
teil jenes Zweckes erreicht werden, nämlich das eine Organ 
durch ſeine Handlungen die des anderen wirkſam durchkreuzen, 
beiſpielsweiſe die vom Aufſichtsrat eingelegte Reviſion vom 
perſönlich haſtenden Geſellſchafter ohne Einwilligung des Auf⸗ 
ſichtsrats zurückgenommen werden können (88 566, 515 
ZPO) Das in RG. 14, 142 abgedruckte Urteil des erken⸗ 
nenden Senats nimmt zu der vorſtehend erörterten Frage keine 
grundſätzliche Stellung, ſondern verneint nur die Erſtattungs⸗ 
pflicht des Gegners für die Koſten eines zweiten Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten. Aus der Notwendigkeit des Zuſammenwirkens beider 
Organe der Geſellſchaft folgt, daß fie auch nur gemeinſam einen 
Prozeß bevollmächtigten beſtellen und Rechtsmittel nur von dem 
gemeinſam beſtellten Prozeß bevollmächtigten eingelegt werden 
können. Die im vorliegenden Falle von dem Rechtsanwalt 
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Juſtizrat Dr. J. auf Grund einer ihm von dem Auſſichtsrat 
der Beklagten allein erteilten Vollmacht eingelegte Reviſion iſt 
ſomit nicht rechtswirkſam. Die Einlegung eines Rechtsmittels 
ſteht nur der Partei oder namens der Partei ihrem (geſetzlichen 
oder bevollmächtigten) Vertreter zu. Ein Rechtsmittel, das zwar 
namens der Partei, aber im Auftrage eines dazu nicht berech⸗ 
tigten Vertreters eingelegt wird, iſt mangels einer Prozeß⸗ 
vorausſetzung unſtatthaft. Die eingelegte Reviſion war daher 
gemäß 8 554 a ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen. V. V. St. 
c. G., U. v. 20. April 07, 416/06 I. — Berlin. 

| 28. 5 340 HGB. verb. mit 88 2, 15 GmbHG. Recht 
des ſtillen Geſellſchafters auf Zahlung ſeiner Einlage nach 
Auflöſung der Geſellſchaft. Einbringen des Handelsgeſchäfts 
in eine Geſellſchaft m. b. H. Formvorſchrift bezüglich der Be⸗ 
teiligung des ſtillen Geſellſchafters.] 

Die Klägerin war bei einem von dem Beklagten betriebenen 
Handelsgeſchäſt mit einer Einlage von 100 000 Mark als ſtille 
Geſellſchafterin beteiligt. Dieſes Geſchäft brachte der Beklagte 
in die unter derſelben Firma gegründete Geſellſchaft m. b. H. 
ein. Mit der Behauptung, daß dies ohne ihre Zuſtimmung 
geſchehen ſei, und ſie daher die Auszahlung ihres Guthabens 
als ſtille Geſellſchafterin verlangen könne, beantragte die 
Klägerin den Beklagten zur Zahlung eines Teilbetrages ihrer 
Einlage, nämlich von 10 000 Mark, zu verurteilen. Der Be⸗ 
klagte wandte ein, die Klägerin habe ſich vor der Errichtung 
der Geſellſchaft m. b. H. ihm gegenüber verpflichtet, für ihr 
Guthaben einen Geſchäftsanteil von 110 000 Mark anzunehmen. 
Das LG. wies die Klage ab. Es nahm an, durch die Ein⸗ 
bringung des Handelsgeſchäfts des Beklagten in die Geſellſchaft 
m. b. H. ſei die ſtille Geſellſchaft mit der Klägerin zwar auſ⸗ 
gelöſt, dieſe müſſe aber zunächſt die Auseinanderſetzung mit dem 
Beklagten zum Zwecke der Feſtſtellung ihres Guthabens herbei⸗ 
führen. Das KG. verurteilte, die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Das KG. erwägt einwandfrei: die 
zwiſchen den Parteien beſtehende ſtille Geſellſchaft ſei durch das 
Einbringen des Handelsgeſchäfts des Beklagten in die Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. von ſelbſt aufgelöſt worden. Um zur Feſt⸗ 
ſtellung ſeines Guthabens zu gelangen, brauche der ſtille 
Geſellſchafter nicht auf Auseinanderſetzung mit dem Komplementär 
zu klagen, ſondern er könne nach Auflöſung der Geſellſchaft 
Zahlung des Guthabens fordern, wenn er den Nachweis der 
zur Begründung ſeines Anſpruchs erforderlichen Tatſachen über⸗ 
nehme. Mit Recht iſt daher die vorliegende Klage vom KG. 
für zuläſſig und durch die von der Klägerin aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen für genügend begründet erklärt. Es hat den Ein⸗ 
wand des Beklagten, die Klägerin habe ſich vor der Errichtung 
der Geſellſchaft m. b. H. verpflichtet, für ihr Guthaben einen 
Geſchäftsanteil anzunehmen, zurückgewieſen, weil dieſe Verein⸗ 
barung mangels der in 8 15 Abſ. 4 GmbHG. für die Ab⸗ 
tretung eines Geſchäftsanteils vorgeſchriebenen Form ungültig 
ſei. Jener Einwand läßt allerdings dem Zweifel Raum, ob 
damit die Verpflichtung zur Abtretung eines (künftigen) 
Geſchäftsanteils oder zur Beteiligung bei der Gründung der 
Geſellſchaft m. b. H. durch Übernahme einer Stammeinlage 
behauptet werden ſollte. Im letzteren Falle würde ein Vor⸗ 
vertrag vorliegen, zu deſſen Gültigkeit ebenfalls der Abſchluß 
in gerichtlicher oder notarieller Form erſorderlich geweſen wäre 
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(vgl. 8 2 Abſ. 1 GmbHG. und RGZ. 43, 139). Im erſteren 
Falle hätte die Vereinbarung derſelben Form zur Gültigkeit 
nach 8 15 Abſ. 4 GmbHG. bedurft (vgl. RGZ. 57, 61). 
Denn es iſt nicht etwa behauptet, daß der Beklagte im Auf⸗ 
trage der Klägerin eine Stammeinlage bei der Gründung der 
Geſellſchaft erwerben ſollte und infolge dieſes Auftrages zur 
Abtretung verpflichtet ſei (vgl. RG.Z. 50, 45). Im Ergebnis 
war daher dem KG. bezüglich der Zurückweiſung des Einwandes 
des Beklagten beizutreten. G. c. S., U. v. 8. Juni 07, 
366/06 I. — Berlin. 

Verſiche rungsrecht. 

29. Auslegung des vom Janus in Hamburg mit dem 
Allgem. Deutſchen Jagdſchutz⸗Verein geſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
vertrages über Haftpflicht.] 

Die Beklagte hat mit dem Allgemeinen Deutſchen Jagd⸗ 
ſchutz⸗Verein den Vertrag vom 20. Auguſt 1903 / 29. Februar 
1904 abgeſchloſſen. Nach demſelben gewährt die Beklagte für 
die Zeit vom 15. Auguſt 1903 bis zum 1. Januar 1914 den 
Mitgliedern des Jagdſchutzvereins und deren Angeſtellten bezw. 
den der Verwaltung unterſtellten Förſtern und Jägern Haft⸗ 
pflichtverſicherung gegen Entſchädigungsanſprüche Dritter in dem 
im 8 1 des Vertrags beſtimmten Umfange. Die jährliche 
Prämie für jede verſicherte Perſon beträgt nach § 2 des Ver⸗ 
trages 5 Mark für das Kalenderjahr, ſie iſt an die Kaſſe des 
jeweiligen Landesvereins zu entrichten. Der Kläger, für den 
die Prämien für die Jahre 1903 und 1904 gezahlt ſind, nimmt 
die Beklagte auf Grund des erwähnten Vertrages in Anſpruch. 
Sein Gewehr hat ſich am 9. Juli 1904 auf der Fahrt zur 
Jagd entladen und durch den Schuß iſt der neben ihm ſitzende 
Kutſcher H. ſchwer verletzt. H. fordert nach der Behauptung 
des Klägers von dieſem als Entſchädigung für die Folgen der 
Verletzung eine jährliche Rente von 1000 Mark. Kläger hält 
die Beklagte zur Zahlung derſelben an H. für verpflichtet, da 
er — Kläger — zur Zeit des Unfalles als Jagdaufſeher von 
ſechs Mitgliedern des Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutz⸗Vereins 
angeſtellt geweſen ſei, und dieſe ihm außerdem die geſamten 
aus der Verſicherung entſtandenen Anſprüche abgetreten hätten. 
Er hat demgemäß in I. Inſtanz beantragt, die Beklagte zu 
verurteilen, an H. vom 9. Juli 1904 ab eine jährliche Rente 
von 1000 Mark zu zahlen. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Der Kläger hat Berufung eingelegt und beantragt: 
nach dem Klagantrage zu erkennen, eventuell: den Kläger von 
Anſprüchen des Eduard H. aus dem Unfalle freizuhalten. Die 
Beklagte hat unter anderem eingewendet, daß die Verſicherung 
des Klägers keine rechtsgültige ſei, da derſelbe nicht, wie ihr 
angemeldet ſei, Jagdaufſeher des Rentners St. geweſen, ſondern 
von der Fuldaer Jagdgeſellſchaft, die als ſolche nicht Mitglied des 
Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutz⸗Vereins ſei, angeſtellt ſei. Das 
OLG. hat unter Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils die Be⸗ 
klagte nach dem Eventualantrage des Klägers verurteilt. Das RG. 
hob auf: Bei der Entſcheidung des Berufungsgerichts, daß Kläger 
zu den Verſicherten gehöre, als ſolcher unmittelbare Rechte aus 
dem Verſicherungsvertrage erworben habe, und daß deshalb 
der Eventualantrag der Klage begründet ſei, war den Reviſions⸗ 
angriffen der Erfolg nicht zu verſagen. Unbegründet iſt es 
zwar, wenn die Reviſion geltend macht, es ſtehe der Annahme 
des Berufungsgerichts ſchon entgegen, daß Kläger Jagdaufſeher 


488 


fei, da nach dem Vertrage nur angeftellte „Förſter“ und „Jäger“ 
verſicherungsberechtigt ſeien. Jäger und Jagdaufſeher haben in 
gleicher Weiſe Dienſte bei der Ausübung der Jagd zu leiſten, 
es handelt ſich nur um eine verſchiedene Bezeichnung des Be⸗ 
dienſteten; entſcheidend aber iſt nicht die dem Bedienſteten bei⸗ 
gelegte Bezeichnung, ſondern allein der Umſtand, ob er zur 
Verrichtung von Dienſten angeſtellt iſt, welche der Pflege der 
Jagd angehören. Das iſt bei dem Kläger der Fall und die 
Beklagte hat auch ſeine Anmeldung zur Verſicherung unter der 
Standesbezeichnung Jagdaufſeher in den Jahren 1903 und 1904 
damals nicht bemängelt, ſondern die Prämie unbeanſtandet an⸗ 
genommen. Es iſt ferner den Ausführungen der Beklagten 
darin nicht zu folgen, daß das Berufungsgericht ohne nähere 
Feſtſtellungen, insbeſondere über den Zweck des Vertrages nicht 
habe annehmen dürfen, den Angeſtellten ſtehe ein unmittelbarer 
Anſpruch an die Beklagte zu. Dieſer Anſpruch ergibt ſich 
ſchon aus der rechtlichen Beurteilung des Vertrages ſelbſt. 
Derſelbe iſt, inſoweit die Mitglieder des Allgemeinen Deutſchen 
Jagdſchutz⸗Vereins das Verſicherungsrecht für ihre Angeſtellten 
ſich gewähren laſſen, ein Vertrag zugunſten dieſer, als 
Dritten und gewährt ihnen einen unmittelbaren Verſicherungs⸗ 
anſpruch. Entſcheidend iſt nun, ob der Kläger in ein ſolches 
Vertragsverhältnis eingetreten iſt. Das Berufungsgericht bejaht 
dies und erachtet eine Feſtſtellung darüber für nicht erforderlich, 
ob Kläger Angeſtellter des Rentners St. war und ob letzterer 
in der erheblichen Zeit der Fuldaer Jagdgeſellſchaft, von welcher 
Kläger angeſtellt war, angehört hat. Die Reviſion hält dies 
für unzuläſſig, da Kläger nur als Angeſtellter des Rentners St. 
verſichert ſei. Die Ausführungen des Berufungsgerichts würden 
nicht zu beanſtanden ſein, wenn es im Wege der Vertrags⸗ 
auslegung und unter tatſächlicher, der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz entzogener Feſtſtellung des Willens der 
Vertragſchließenden zu der Annahme gelangt iſt, daß zum 
Erwerbe des Verſicherungsanſpruchs für Angeſtellte nur zwei 
Vorausſetzungen erforderlich ſind: a) Anſtellung bei einem Mit⸗ 
gliede des Jagdſchutzvereins als Jagdbedienſteter, auch wenn 
dieſes Mitglied der Beklagten nicht benannt iſt, b) Zahlung 
der Prämie. Die Prämie iſt für Kläger unbeſtritten gezahlt. 
Es iſt der Reviſion auch nicht zuzugeben, daß das Berufungs⸗ 
gericht gefehlt hat, indem es den Kläger nicht als Angeſtellten 
einer Geſellſchaft erachtet hat und deshalb darauf nicht ein⸗ 
gegangen iſt, ob von Jagdgeſellſchaften Angeſtellte verſicherungs⸗ 
berechtigt ſind. Das Berufungsgericht konnte vielmehr, da 
Gegenteiliges nicht behauptet iſt, der für Jagdgeſellſchaften nahe 
liegenden Auffaſſung folgend, die Fuldaer Jagdgeſellſchaft für 
eine Geſellſchaft nach 88 705 ff. BGB. und damit den Kläger 
als Angeſtellten der einzelnen Mitglieder anſehen, ohne damit 
einen Verſtoß zu begehen. Zweifelsohne iſt aber in dem an⸗ 
gefochtenen Urteile nicht ausgeführt, daß das Berufungsgericht 
dem Vertrage die vorſtehend erwähnte Auslegung hat geben 
wollen. Die Ausführung läßt die Annahme zu, daß das Be⸗ 
rufungsgericht dennoch auf die Anſtellung des Klägers bei dem 
in der Anmeldung benannten St., ſei es bei dieſem allein 
oder bei ihm als gleichzeitigem Mitgliede der Fuldaer Jagd⸗ 
geſellſchaft, Gewicht gelegt hat. Ein beſtimmter Ausſpruch über 
die Auslegung des Vertrages iſt aber erforderlich. Genügt nach 
dem Vertrage zur Erlangung eines Verſicherungsanſpruches neben 
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der Zahlung der Prämie die Anſtellung bei einem der Beklagten 
auch nicht benannten Mitgliede des Jagdſchutzvereins nicht, 
iſt vielmehr, wie die Beklagte behauptet, hierzu Anſtellung bei 
einem ihr namhaft gemachten Mitgliede erforderlich, ſo iſt die 
Feſtſtellung, ob Kläger Angeſtellter des St. war, unerläßlich. 
War er das nicht, ſo iſt bei einer der Ausführung der Beklagten 
entſprechenden Auslegung weitere zu prüfen, welchen Einfluß es 
auf die rechtliche Beurteilung des klägeriſchen Anſpruchs hat, 
daß Kläger zwar als Angeſtellter eines Mitgliedes des Jagdſchutz⸗ 
vereins angemeldet iſt, bei dem er tatſächlich nicht bedienſtet war, 
daß er aber immerhin ſich als Jagdaufſeher im Dienſte anderer Mit⸗ 
glieder dieſes Vereins befand. Zur Verhandlung und Entſcheidung 
über das Vorſtehende war die Sache in die Vorinſtanz zurückzuver⸗ 
weiſen. Janus c. W., U. v. 28. Mai 07, 267/06 VII. — Hamburg. 

30. Vorſätzliche Inbrandſetzung der Fabrik einer Aktien⸗ 
geſellſchaft durch den Direktor. Zinspflicht bezüglich der Ver⸗ 
ſicherungsſumme.] 

Der Verwalter in dem zu dem Vermögen einer Aktien⸗ 
geſellſchaft eröffneten Konkurſe klagte gegen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auf Zahlung der Verſicherungsſumme. Die Be⸗ 
klagten machten geltend, der Vorſtand der klagenden Aktien⸗ 
geſellſchaft habe den Brand vorſätzlich herbeigeführt. Das OLG. 
verurteilte, das RG. hob auf und verwies zurück: Verſichert 
iſt eine Aktiengeſellſchaft; ſie kann als ſolche nur durch ihre 
Organe in das Rechtsleben eingreifen, nur durch ſie Rechte er⸗ 
werben, Verpflichtungen erfüllen. Das zu ihrer Vertretung 
berufene Organ iſt ihr Vorſtand (S 231 HGB.). Durch ihn 
erwirbt die Geſellſchaft den Verſicherungsanſpruch, durch ihn 
erfüllt ſie ihre Vertragspflichten, und folgerecht wirkt deshalb 
auch Nichterfüllung oder Zuwiderhandeln gegen die Vertrags⸗ 
pflichten ſeitens des Vertretungsorgans unmittelbar gegen die 
Geſellſchaft ſelbſt. Verletzung ſolcher Vertragspflichten, die 
nach den Verſicherungsbedingungen den Verluſt des Anſpruchs 
auf die Verſicherungsſumme nach ſich ziehen, halten die Be⸗ 
klagten aber der Klageforderung entgegen. Zur Begründung 
des Einwands der Verwirkung des Anſpruchs reicht aus, daß 
behauptet iſt, entgegen dem Vertragszwecke, der Sicherung gegen 
die durch einen zufälligen Brand herbeigeführte wirtſchaftliche 
Schädigung ſei der Schaden vorſätzlich verurſacht. Iſt dies 
durch dasjenige Organ geſchehen, welches die Verſicherungs⸗ 
bedingungen für die verſicherte Geſellſchaft zu erfüllen hat, ſo 
iſt damit eine Vertragsverletzung begangen, als deren Folge 
§ 10 der Verſicherungsbedingungen Verluſt des Anſpruchs auf 
Entſchädigung vorſieht. Dieſe Folge aber trifft die verſicherte 
Aktiengeſellſchaft als Vertragsgegnerin, ohne daß dies noch 
beſonders in den Bedingungen ausgeſprochen zu werden brauchte. 
Dieſelbe rechtliche Beurteilung greift Platz hinſichtlich der weiteren 
Behauptung der Beklagten, der Anſpruch ſei nach § 6 Abſ. 2, 
§ 8 Abſ. 1 in Verbindung mit § 10 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen dadurch verwirkt, daß G. böswillig Rettung 
unterlaſſen, Beläge, Beweiſe und Verzeichniſſe, welche die Ver⸗ 
ſicherer zu fordern berechtigt ſeien, nicht beigebracht habe. Auch 
hier ſind Handlungen und Unterlaſſungen desjenigen Organs, 
welches die verſicherte Geſellſchaft in der Vertragserfüllung zu 
vertreten hat, identiſch mit Handlungen und Unterlaſſungen der 
Vertragskontrahentin ſelbſt. Durch das Vertretungsorgan be⸗ 
gangene Vertragsverletzungen haben die Verwirkung des An⸗ 
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ſpruchs auch hier zur Folge, ſoweit die Vertragsbedingungen 
Verwirkung an ſolche Verletzungen knüpfen. Angaben im 
Schadensermittlungsverfahren endlich können für eine verſicherte 
Aktiengeſellſchaft gar nicht anders als durch das fie vertretende 
Organ gemacht werden. Der Vorſtand ſpricht für die Geſell⸗ 
ſchaft, feine Erklärungen find diejenigen der Verſicherten ſelbſt 
und ſofern von ihm dabei betrügeriſch gehandelt wird, müſſen 
notwendigerweiſe die Folgen einer dadurch begangenen Vertrags⸗ 
verletzung die verſicherte Geſellſchaft treffen. Sind Verwirkungs⸗ 
folgen ſchon an wiſſentlich falſche Angaben über den Umfang 
des Schadens geknüpft, ſo iſt auch nicht entſcheidend, daß dieſe 
Angaben, weil der Verſicherer ihnen nicht geglaubt hat, tat⸗ 
ſächlich zu einer ungerechtfertigten Schadensfeſtſetzung nicht ge⸗ 
führt haben. Auch der Betrugsverſuch kann nach den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen ſchon die Verwirkung zur Folge haben. 

Begründet iſt auch der letzte Reviſionsangriff, welcher 
die auf 8 11 der Verſicherungsbedingungen geſtützte Entſcheidung 
über die Verzinſung der Verſicherungsſumme als rechtsirrtümlich 
anfiebt. Nach der erwähnten Vertragsbeſtimmung iſt die Ent⸗ 
ſchädigungsſumme dem Verſicherten binnen Monatsfriſt, nachdem 
ihr geſamter Betrag und die Verpflichtung der Geſellſchaft zur 
Zahlung durch Anerkenntnis beider Teile, Vergleich oder rechts⸗ 
kräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt, zu zahlen. Zur Vergütung von 
Zinſen iſt die Geſellſchaft erſt nach Ablauf der vorbezeichneten 
Monatsfriſt verpflichtet. Die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die nach S 9 der Verſicherungsbedingungen getroffene Ent⸗ 
ſcheidung des Schätzungsobmannes über die Höhe des Anſpruchs 
dem Anerkenntniſſe und Vergleiche im § 11 gleichſtehe, iſt nicht 
zu billigen. Anerkenntnis und Vergleich ſind in ihren rechtlichen 
Eigenſchaften weſentlich anders geartet, als ein ſolcher Ausſpruch. 
Der Auffaſſung, daß in ſolcher Feſtſetzung ein Schiedsgerichts⸗ 
ſpruch liege, iſt das RG., I. ZS., bereits in dem Urteile vom 
30. Januar 1895 — Gruchots Beitr. 39, 635 — entgegen⸗ 
getreten. Der jetzt erkennende Senat ſchließt ſich der dortigen 
Ausführung an; der Ausſpruch der Arbitratoren über die Höhe 
der Entſchädigungsſumme ſtellt Zahlungspflicht im Sinne des 
8 11 noch nicht feſt und iſt deshalb für die Fälligkeit nicht 
maßgebend. Über die Verzinſung iſt ſomit eventuell anderweit 
zu entſcheiden. In mehrfachen Entſcheidungen hat das RG. 
auch bereits in Übereinſtimmung mit dem ROHG. (ROG. 
6, 412 ff.) ausgeſprochen, daß eine Verſicherungs bedingung, 
wie die vorliegende, an ſich gegen die guten Sitten nicht ver⸗ 
ſtößt, daß nur die Anwendung einer ſolchen Vertragsbeſtimmung 
nicht dazu führen darf, dolos und ſchikanös den Verſicherten 
hinzuhalten und daß, wenn dies geſchieht, die Berufung auf 
die Verſicherungsbedingung gegen Treue und Glauben verſtößt 
und den guten Sitten zuwiderläuft. (RG. 6, 198; 8, 169; 
32, 343.) Dieſen unter der Herrſchaft des alten Rechts ge⸗ 
troffenen Entſcheidungen, auf deren nähere Ausführungen ver⸗ 
wieſen werden kann, ſchließt ſich der hier erkennende Senat 
auch für die Anwendung des 8 138 BGB. an. F. A.⸗G. 
c. Konkurs M., U. v. 4. Juni 07, 379/06 VII. — Stuttgart. 

Geſetz vom 9. Januar 1876, betr. das Urheber⸗ 
recht an Werken der bildenden Kunſt. 

31. SS 1—5, 14 KunſtUrh. Iſt das „Bühnenbild“ 
ein ſchutzfähiges Werk 7] 

Die Beklagten haben für ein Theater in Berlin das 
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Bühnenbild zum Wildeſchen Stück „Salome“ geliefert, welches 
eine aſſyriſche Architektur nebſt landſchaftlichem Beiwerk zeigt 
und das Geſamtbild darſtellt, welches die Bühne nach dem 
Aufgehen des Vorhangs dem Beſchauer darbietet. Dieſes 
Bühnenbild will der Kläger entworfen haben; er behauptet, 
dasſelbe ſei eine freie Kunſtſchöpfung und ſowohl in bezug auf 
die einzelnen Teile als in bezug auf die Zuſammenfaſſung der⸗ 
ſelben zu einem Geſamtbild als künſtleriſche Kompoſition zu 
betrachten. Die Beklagten, welche dieſes Bühnenbild nach 
Skizzen und Entwürfen des Klägers, die Abänderungen er⸗ 
fuhren, für den Theaterunternehmer des Kleinen Theaters her⸗ 
geſtellt hatten, haben dasſelbe ohne Wiſſen des Klägers für den 
Theaterunternehmer W. nochmals angefertigt und dieſem über⸗ 
laſſen. Hierin erblickt der Kläger, der ſich an dem Bühnenbild 
das Urheberrecht nach Maßgabe des KunſtUrhG. zuſchreibt, eine 
unberechtigte Nachbildung. Er behauptete aber zugleich auch 
eine Verletzung ſeines eingetragenen Gebrauchsmuſters „Relief⸗ 
kuliſſe“, bei der das Bild reliefartig auf der Vorder⸗ 
ſeite angeordnet iſt, weil die Beklagten, obwohl ſie bei Er⸗ 
teilung des Auftrags auf das Gebrauchsmuſter des Klägers 
aufmerkſam gemacht worden waren, das gleiche Verfahren 
bei Herſtellung des Bühnenbildes für W. benutzt hätten. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die 
Reviſion wird auf die Behauptung geſtützt, daß das Urteil 
des KG. auf einer Verletzung der 88 1 bis 5 KunſtlUrhG. 
beruhe, und der Begriff des Kunſtwerks von der Vorinſtanz 
verkannt und zu enge gefaßt worden ſei. Dieſe Vorwürfe ent⸗ 
behren jedoch der Berechtigung, und die Prüfung der Gründe, 
mit welchen das Berufungsgericht die vom LG. ausgeſprochene 
Abweiſung des Klageantrags gebilligt hat, führt zu dem 
Ergebnis, daß die beiden von der Vorinſtanz gegebenen 
Entſcheidungsgründe — das Bühnenbild ſei kein ſchutzfähiges 
Werk der bildenden Künſte im Sinne des Geſetzes und der 
Kläger ſei gar nicht der Urheber dieſes Bühnenbildes — mit 
dem geltenden Rechte im Einklang ſtehen. Die Reviſion geht 
von dem Begriffe des „Kunſtwerkes“ aus, ſchreibt dem hier in 
Rede ſtehenden Bühnenbild alle Eigenſchaften eines Kunſtwerkes 
zu und beſchwert ſich darüber, daß dennoch dem Bühnenbild 
der Schutz des Geſetzes vom 9. Januar 1876 verſagt worden 
iſt. Dieſe Schlußreihe beruht aber auf der rechtsirrigen Auf⸗ 
faſſung, als ob jedes „Kunſtwerk“ nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 9. Januar 1876 Schutz genieße. Daß dieſe Auffaſſung 
falſch iſt, geht ſchon aus der Tatſache hervor, daß nach 8 3 
des Geſetzes die Beſtimmungen desſelben auf die Baukunſt, 
auch wenn ſie künſtleriſche Zwecke verfolgt, keine Anwendung 
zu finden haben und daß ſomit auf dieſem ganzen weiten 
Gebiete Schöpfungen freier künſtleriſcher Tätigkeit, welche zur 
Befriedigung des äſthetiſchen Gefühls durch Anſchauen beſtimmt 
ſind, ſich keines geſetzlichen Schutzes erfreuen. Ausdrücklich 
ausgenommen von dieſem Schutze ſind aber nach 8 14 des 
Geſetzes auch ſolche Werke der bildenden Künſte, bei denen der 
Urheber geſtattet hat, daß ſie an einem Werke der Induſtrie, 
der Fabriken, der Handwerke und der Manufaktur nachgebildet 
werden, ſofern dieſe Nachbildungen ſelbſt und ihre Verviel⸗ 
fältigungen in Frage ſtehen. Bei dieſem Stand der ſeitherigen 
Geſetzgebung iſt das Berufungsgericht bei der Beurteilung des 
vom Kläger erhobenen Anſpruchs ganz zutreffend nicht von 
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dem Begriffe des „Kunſtwerks“ an ſich, ſondern von den 
pofitiven Beſtimmungen des geltenden Geſetzes über das Urheber⸗ 
recht an Werken der bildenden Künſte ausgegangen. Nach 
dieſem Geſetz iſt der Satz, daß nur Werke der zeichnenden und 
malenden Kunſt ſowie der Plaſtik — mit Ausnahme der Werke 
der Baukunſt — ſchutzfähige Gegenſtände ſind, richtig, und die 
Schlußfolgerung nicht zu beanſtanden, daß das Bühnenbild als 
ſzeniſche Dekoration zu vorübergehendem Zweck, geſtaltet aus 
der Zuſammenſetzung beweglicher Einzelſtücke — Hintergrund, 
Soffiten, Kuliſſen, Verſatz⸗ und Dekorationsſtücken —, ein Werk 
der bildenden Künſte im Sinne des Geſetzes vom 9. Januar 
1876 auch dann nicht iſt, wenn dem Plane der Zuſammen⸗ 
ſtellung eine künſtleriſche Idee zugrunde liegt, welche in einer 
des Schutzes fähigen maleriſchen, zeichneriſchen oder plaſtiſchen 
Skizze ihren Ausdruck gefunden hat. Gemälde und Werke der 
Plaſtik, die bei dem Bühnenbilde verwendet werden, können für 
ſich den Schutz des Geſetzes genießen; das Bühnenbild als 
ſolches iſt ein Werk der bildenden Künſte nicht, weil es weder 
ein künſtleriſches Gebilde von feſter, ſich gleichbleibender Form 
darſtellt noch den Endzweck der Verwirklichung des Schönen in 
ſich ſelbſt trägt, ſondern immer nur Ausſtattung zu anderem 
Zwecke bleibt. Es iſt aber auch der zweite Entſcheidungsgrund 
des Berufungsgerichts zu billigen, daß dem Kläger das in der 
Klage in Anſpruch genommene Recht nicht zur Seite ſteht, weil 
er der Urheber des Bühnenbildes gar nicht iſt. Die vom Be⸗ 
rufungsgericht feſtgeſtellten Tatſachen rechtfertigen dieſen Schluß. 
Es iſt feſtgeſtellt, daß vom Kläger nur die erſte Skizze und 
einige andere Skizzen herrühren, während das plaſtiſche Modell 
für das Bühnenbild, wie es ſich dem Auge des Beſchauers 
darſtellt, ebenſo wie die in der endgültigen Form aus⸗ 
geführten Beſtandteile des Bühnenbildes von den Beklagten 
und deren Angeſtellten angefertigt worden ſind, und zwar 
nach Weiſungen, welche ihnen der Theaterdirektor R., der 
Unternehmer der Aufführung, nach Einholung verſchiedener 
anderer Entwürfe und Rückſprache mit verſchiedenen künſtleriſchen 
Beratern in der Weiſe gab, daß er die Leitung des Ganzen in 
der Hand behielt und ſeine Anordnungen für die künſtleriſche 
und techniſche Geſtaltung des Bühnenbildes, wie es ſich ſchließlich 
ergab, von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen ſind. An der 
formengebenden Tätigkeit, welche das Bühnenbild ſchuf, hatte 
ſohin der Kläger keinerlei Anteil, — und wenn hiernach das 
Berufungsgericht den Schluß zieht, daß jedenfalls nicht der 
Kläger der Urheber des Bühnenbildes iſt, ſo iſt dagegen kein 
rechtlich begründeter Einwand zu erheben, mag nun der 
Direktor R. oder die Beklagten oder dieſe mit jenem zuſammen 
als Urheber des Bühnenbildes anzuſehen fen. K. c. B., 
U. v. 29. Mai 07, 361/06 I. — Berlin. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889. 

32. 8 51 Abſ. 1 Gen. Von wann an läuft die An⸗ 
fechtungsfriſt für den in einer Verſammlung nicht erſchienenen 
Genoſſen ?! 

Es handelt ſich um die Rechtsfrage, ob die ein⸗ 
monatige Friſt des Abſ. 1 8 51 GenG. auch für den in der 
Verſammlung nicht erſchienenen Genoſſen gilt, bezw. ob ſie auch 
für ihn vom Tage der Verſammlung an läuft. Nach Birken: 
biehl, Kommentar zum GenG. § 51 Anm. 5, ſoll die Friſt für 
den nicht erſchienenen Genoſſen erſt durch die Kenntnis des Be⸗ 
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ſchluſſes eröffnet werden und ihm höchſtens der Nachweis ob⸗ 
liegen, daß er dieſe Kenntnis erſt innerhalb eines Monates vor 
Klageerhebung erlangt habe. Pariſius und Crüger vertraten 
früher denſelben Standpunkt. Crüger hat ihn jedoch in der 
neueſten (5.) Auflage des Kommentars in Anm. 4 zu § 51 zus 
gunſten der entgegengeſetzten, auch von Joel, GenG. S. 547, 
geteilten Anſicht aufgegeben. Darüber, daß der gleichlautende 
8271 HGB. (Art. 190a des Geſetzes vom 18. Juli 1884), 
der dem GenG. als Vorbild gedient hat, in dem letzteren 
Sinne auszulegen iſt, beſteht unter den Kommentatoren keine 
Meinungsverſ chiedenheit. Nach Wortlaut und Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes kann die Richtigkeit der ſtrengeren Aus⸗ 
legung nicht bezweifelt werden. (Wird weiter ausgeführt.) D. 
c. Molkerei A., U. v. 13. Mai 07, 432/06 I. — Marienwerder. 
33. 88 51, 73 GenG. Grundſätzliche Fortdauer der Aktiv⸗ 
legitimation des während des Anfechtungsprozeſſes aus der 
Genoſſenſchaft ſcheidenden Genoſſen.] N 
Die klagende Genoſſenſchaft, ſeit 10. September 1902 in 
Liquidation, war als Mitglied der beklagten Genoſſenſchaft im 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen. Auf Grund Kündigung iſt 
ſie zum 30. September 1904 ausgeſchieden. Die Ausſcheidung 
iſt am 26. Auguſt 1904 in das Regiſter eingetragen worden. 
Am 7. Juni 1904 hat eine Generalverſammlung der Beklagten 
ſtattgefunden, in welcher u. a. die in dem Klagantrage näher 
bezeichneten Beſchlüſſe gefaßt worden ſind. Mit der, dem 
Vorſtand am 5., dem Aufſichtsrat am 6. Juli 1904 zugeſtellten 
Klage, welche nach ausdrücklicher Erklärung der Klägerin in 
der Berufungsinſtanz lediglich als Anfechtungsklage auß 
8 51 GenG. gelten fol, hat die Klägerin beantragt, dieſe 
Beſchlüſſe für nichtig zu erklären. Die Beklagte hat um Ab⸗ 
weiſung der Klage gebeten. Beide Vorderrichter haben die 
Klage abgewieſen, weil Kläger nach ihrem Austritt aus der 
beklagten Genoſſenſchaft zur Anfechtungsklage nicht mehr 
legitimiert ſei. Das RG. hob auf: Das KG. glaubt, wie 
ſchon das LG. getan hat, feine Anſicht auf 8 73 Gen®. ſtützen 
zu können. Weil ſich hiernach durch das Ausſcheiden eines 
Genoſſen ſein Rechtsverhältnis zur Genoſſenſchaft auflöſe in 
einen ihm gegen die Genoſſenſchaft oder dieſer gegen ihn zu⸗ 
ſtehenden Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme, und dieſer 
eventuelle Anſpruch der Klägerin inzwiſchen fällig geworden ſei, 
ſo wäre, meint es, die Klägerin, wenn ſie ein Guthaben 
behaupte, auf die Leiſtungsklage angewieſen geweſen, ſonſt auf 
die Feſtſtellungsklage, daß die Beklagte von ihr nichts oder 
nicht mehr als einen beſtimmten Betrag zu fordern habe. Den 
der eingetretenen Anderung der tatſachlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe entſprechenden Übergang von der urſprünglich zu⸗ 
läſſig angeſtellten Anfechtungsklage zu dieſen anderen Klagen 
habe ſie jedoch nicht vorgenommen, ſondern ſei bei der An⸗ 
fechtungsklage des § 51 verblieben und für dieſe Klage habe 
fie mit ihrer Mitgliedſchaft auch ihre Aktivlegitimation verloren. 
Dieſe Begründung beruht auf Rechtsirrtum. Eine Beſtimmung, 
daß der anfechtende Genoſſe während der ganzen Dauer des 
Anfechtungsprozeſſes Mitglied der Genoſſenſchaft ſein müſe, 
enthält das GenG. nicht. Für die Aktiengeſellſchaft allerdings 
beſteht der Grundſatz, daß die Legitimation des Aktionärs für 
die Anfechtungsklage des 8 271 HGB. durch den fortdauernden 
Beſitz wenigſtens einer der Aktien bedingt iſt, auf Grund deren 
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er dem angefochtenen Beſchluſſe der Generalverſammlung 
widerſprochen hat. Zwiſchen Aktiengeſellſchaft und Genoſſenſchaft 
iſt aber die Verſchiedenheit in der rechtlichen Konſtruktion ſo 
groß und weſentlich, daß ſich eine entſprechende Übertragung 
des Satzes auf die genoſſenſchaftlichen Anfechtungen von ſelbſt 
verbietet. Auch der 8 73 Gen®. rechtfertigt nicht die Anſicht 
des KG. Es folgt daraus keineswegs, daß die Tatſache des 
Ausſcheidens aus der Genoſſenſchaft im Laufe des anhängigen 
Anfechtungsprozeſſes dem anfechtenden Genoſſen die Aktiv⸗ 
legitimation für die Fortſetzung des Verfahrens entziehe. Man 
kann ſehr wohl mit Pariſius⸗Crüger: das Reichsgeſetz betr. die 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, zu 8 51 unter 3, 
(S. 366 der 5. Aufl.) das Anfechtungsrecht als ein Individual⸗ 
recht des Genoſſen bezeichnen, das dieſer nicht habe, „zur 
Geltendmachung von vermögensrechtlichen Anſprüchen zu eigenem 
Vorteile, ſondern namens und im Intereſſe der Genoſſenſchaft“ 
(wobei nur das „namens“ nicht wörtlich verſtanden werden 
darf). Dennoch bleibt es wahr, daß wenn er auf dieſe Weiſe 
im Intereſſe der Genoſſenſchaft, d. h. zum Schutze der 
Minderheitsrechte, ſein Individualrecht der Anfechtung betätigt, 
er damit zugleich auch ſeine eigene Rechtspoſition der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegenüber ſicher ſtellt, und wenn auch freilich nicht eigene 
vermögensrechtliche Anſprüche gegen ſie geltend macht, doch ſich 
damit die notwendige Unterlage für deren künftige Geltend⸗ 
machung erkämpft. Bei dieſer materiellen Tragweite der An⸗ 
fechtung bleibt die Durchführung der Klage von Bedeutung für 
den Genoſſen auch dann noch, wenn er infolge ſeines Aus⸗ 
ſcheidens kein Intereſſe mehr hat, für die Wahrung der 
Minderheitsrechte an ſich einzutreten. Der Inhalt des 8 73 
ſteht der Durchführung des Anfechtungsprozeſſes nicht entgegen. 
Die Frage des praktiſchen Intereſſes hat auch das KG. er⸗ 
wogen, ſeine Ausführungen ſind aber nicht befriedigend. (Wird 
dargelegt.) Die Fortdauer der Aktivlegitimation, welche hiernach 
grundſätzlich anzunehmen iſt, braucht deshalb doch nicht in 
allen Fällen zu gelten. Die Erwägungen, auf welche die An⸗ 
nahme dieſer Fortdauer geſtützt iſt, rechtfertigen andererſeits 
auch die Ausnahme, daß mit dem Ausſcheiden, genauer mit 
dem Zeitpunkte, wo dieſes Ausſcheiden endgültig wird 
(8 75 Gen.), die Aktivlegitimation des Anfechtungsklägers 
dann und inſoweit aufhört, als die Anfechtung gegen Beſchlüſſe 
gerichtet iſt, an deren Vernichtung der ausgeſchiedene Genoſſe 
kein Intereſſe mehr hat. Der Mangel des Intereſſes iſt dann 
anzunehmen, wenn der Erfolg der Anfechtung keinen dem An⸗ 
fechtungskläger günſtigen Einfluß auf das Ergebnis der Aus⸗ 
einanderſetzung haben und auch ſeine, trotz dem Ausſcheiden 
noch mögliche genoſſenſchaftliche Haftung nicht herabſetzen würde. 
Es iſt aber nicht von dem Anfechtungskläger der Nachweis 
ſeines Intereſſes zu verlangen, vielmehr liegt es dem An⸗ 
fechtungsgegner ob, das Fehlen dieſes Intereſſes und damit 
den Wegfall der Aktivlegitimation darzutun. Auf die Feſt⸗ 
ſtellung eines ſolchen Mangels des Klagintereſſes iſt die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung nicht gegründet. Vielmehr iſt die 
Frage der Aktivlegitimation in dieſer Richtung noch gar nicht 
geprüft. Das Reviſionsgericht iſt nicht in der Lage, ſelbſt die 
Prüfung abſchließend vorzunehmen. Es iſt deshalb die Sache 
an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. K. M.⸗G. c. 
8. M. G., U. v. 13. Mai 07, 35/06 I. — Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


491 


Krankenverſiche rungsgeſetz vom 15. Juni 1883. 

34. 5 1 Nr. 3 Krank VerſG. in Verb. mit § 30 GewO. 
Der ärztliche Beruf als ſolcher iſt kein Gewerbe im Sinne der 
Gewerbeordnung; Vorausſetzungen, unter denen der Betrieb 
einer Privatkrankenanſtalt Gewerbebetrieb iſt.] 

Das Berufungsgericht geht bei der Prüfung der zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Frage von dem zutreffenden Geſichtspunkte 
aus, daß die in der Privatkrankenanſtalt der Kläger gegen 
Gehalt und Lohn beſchäftigten Perſonen nach 8 1 Nr. 2 


KrankVerſG. vom 15. Juni 1883 verſicherungspflichtig find, 


wenn ihre Beſchäftigung im ſtehenden Gewerbebetriebe der 
Kläger — zwei Arzte — erfolgt. Es iſt auch richtig, daß der 
Begriff des Gewerbebetriebes aus der GewO. zu entnehmen iſt, 
und daß ihre Beſtimmungen darüber entſcheiden, ob von den 
Klägern ein Gewerbebetrieb ausgeübt wird. Das Vorliegen 
dieſer Vorausſetzung der Verſicherungspflicht des hier in Frage 
ſtehenden Perſonals der Kläger wird vom Berufungsgericht aus 
zwei Gründen bejaht. Zunächſt erachtet es ſchon die Aus⸗ 
übung des ärztlichen Berufs zum Zwecke des Erwerbes an ſich 
für einen Gewerbebetrieb. Weiter nimmt das Berufungsgericht 
aber auch an, daß abgeſehen hiervon die Kläger als Unter⸗ 
nehmer einer Privatkrankenanſtalt nach 8 30 GewO. Gewerbe⸗ 
treibende ſind und daß ſie die Krankenanſtalt in Gewinnabſicht 
halten. Zu dem letzten Teile der vorſtehenden Feſtſtellung iſt 
das Berufungsgericht gelangt, indem es den Anſtaltsbetrieb 
zuſammen mit der ärztlichen Tätigkeit der Kläger als die 
Grundlage ihres auf Erwerb gerichteten Berufs anſieht. Es 
führt aus, daß, wenn, wie die Kläger behaupten, die Anſtalt 
auch für ſich allein keinen Gewinn abwerfe, doch tatſächlich und 
wirtſchaftlich den Klägern in den ärztlichen Honoraren zugleich 
die Entſchädigung für die Anſtaltspflege und die ſonſtige Be⸗ 
nutzung der Anſtaltseinrichtungen ihrem Willen gemäß gewährt 
werde. Objektiv ſeien beide Einnahmequellen nicht zu trennen 
und deshalb ſei, da die Kläger die ärztliche Praxis mit Gewinn 
ausüben, auch der Betrieb der Krankenanſtalt ein auf Gewinn 
abzielender. Den von der Reviſion gegen dieſe Feſtſtellungen 
erhobenen Angriffen, welche Verletzung der Beſtimmungen der 
GewO. und des KrankVerſGG. rügen, war der Erfolg nicht zu 
verſagen: Zunächſt iſt es nicht aufrecht zu erhalten, daß der 
ärztliche Beruf als ſolcher, wenn er zum Zwecke des Erwerbes 
ausgeübt wird, ſchon einen Gewerbebetrieb darſtellt. Zwar hat 
das vom Berufungsgericht angezogene Urteil des VI. 3S. des 
RG. vom 30. September 1897 — RG. 39, 134 ff. — die 
Ausübung der Heilkunde durch approbierte Arzte als Gewerbe 
im Sinne des S3 des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870 wegen 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung bezeichnet. Dieſer Senat 
hat indeſſen in dem Urteile vom 4. Oktober 1906 in Sachen 
Goldſchmidt c. Verein der Arzte des Regierungsbezirks Breslau 
VI. 614/05 — auszugsweiſe abgedruckt in der DIZ. von 1907 
Nr. 1 Spruchbeilage — bei der Prüfung der Frage, ob der 
ärztliche Beruf als Gewerbebetrieb und damit als ſonſtiges 
Recht im Sinne des §S 823 Abſ. 1 BGB. anzuſehen iſt, den 
früheren Standpunkt nicht aufrecht erhalten. In dem zuletzt 
erwähnten Urteile iſt in Abereinſtimmung mit der in der 
Literatur vertretenen Anſicht und mit der preußiſchen Ver⸗ 
waltungspraxis angenommen, daß die Ausübung des ärztlichen 
Berufs, obgleich fie in Erwerbsabſicht ſtattfindet, wenn mit 
62 * 
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derſelben die Darbietung von Räumen und Einrichtungen zur 
Krankenpflege zum Zwecke der Gewinnerzielung nicht verbunden 
iſt, wegen des dabei obwaltenden höheren wiſſenſchaftlichen und 
ſittlichen Intereſſes außerhalb des materiellen Gewerbebegriffs 
ſtehe; dadurch, daß die Ausübung der Heilkunde, ſoweit dies 
im öffentlichen Intereſſe geboten ſei, durch die GewO. geregelt 
werde (88 6, 29, 53, 80 Abſ. 2 in der Faſſung vom 
26. Juli 1900) ſei die ärztliche Berufstätigkeit ſelbſt nicht 
ſchlechthin als ein Gewerbe charakteriſiert. Der IV. Senat des 
RG. hat in dem Urteile vom 6. März 1902 — auszugsweiſe 
abgedruckt in der JW. 1902 Beilage S. 227 Nr. 88 — eben⸗ 
falls ausgeſprochen, daß der ärztliche Beruf als ſolcher un⸗ 
geachtet der vorſtehend erwähnten Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung kein Gewerbe im Sinne derſelben ſei. Der jetzt 
erkennende Senat ſchließt ſich den beiden neueren Urteilen an 
und ſieht ebenfalls durch die GewO. die Ausübung der ärzt⸗ 
lichen Berufstätigkeit nur nach ihrer gewerbepolizeilichen Seite 
hin für geregelt an, ohne daß dadurch die auf wiſſenſchaftlicher 
Grundlage beruhende Berufstätigkeit des approbierten Arztes 
ſelbſt zum Gewerbe gemacht iſt. Damit entfällt der erſte Grund 
des Berufungsgerichts. Die Ausübung der ärztlichen Praxis 
allein iſt kein die Verſicherungsgflicht des Perſonals des Arztes 
bedingender Gewerbebetrieb. Durch beſondere Beſtimmung, wie 
dies zu 2a des 8 1 hinftchtlich der bei anderen, ebenfalls nicht 
Gewerbetreibenden (Anwälte, Notare, Gerichtsvollzieher uſw.) 
beſchäftigten Perſonen geſchehen iſt, iſt die Verſicherungspflicht 
der Bedienſteten des Arztes nicht feſtgeſetzt. Es iſt das nicht 
für ratſam erachtet, weil ſich bei ihnen ſchwer entſcheiden laſſe, 
ob ſie Dienſtboten oder im Geſchäftsbetriebe beſchäftigte Perſonen 
ſeien. (Woedtke, KrankVerſGG. 5. Aufl. Anm. 14 zu § 1 S. 69). 
Auch der zweite Entſcheidungsgrund des Berufungsgerichts iſt 
bei der jetzigen Lage der Sache nicht für ausreichend befunden, 
die Entſcheidung zu tragen. Zwar trifft es zu, daß nach der 
GewO. ($ 30) Unternehmer von Privatkrankenanſtalten Gewerbe⸗ 
treibende find, und daß eine Privatklinik, ſofern fie dauernden 
Erwerbszwecken dient, ihre Eigenſchaft als Gewerbebetrieb nicht 
dadurch verliert, daß ein Arzt der Unternehmer iſt. Für aus⸗ 
reichend feſtgeſtellt aber kann durch die Ausführungen des 
Berufungsurteils nicht erachtet werden, daß die für den Gewerbe⸗ 
begriff unerläßliche Abſicht, aus dem Anſtaltsbetriebe Gewinn 
zu erzielen, bei den Klägern vorhanden iſt. Es kann dem 
Berufungsgerichte nicht zugegeben werden, daß allein ſchon da⸗ 
durch, daß die auf Gewinnerzielung gerichtete ärztliche Tätigkeit 
der Kläger die Unterhaltung der Anſtalt erfordert, der Anſtalts⸗ 
betrieb mit zur Grundlage des auf Erwerb abzielenden Berufs 
der Kläger wird, und daß es, weil der Betrieb der Anſtalt und 
die Ausübung der Heilkunde für die Frage der Gewinnerzielung 
untrennbare Faktoren ſind, genügt, wenn nur die Heilkunde mit 
Gewinnabſicht ausgeübt wird. In Übereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung des PrOVG. über die Beſteuerung der von 
einem Arzte gehaltene Krankenanſtalt — zuſammengeſtellt im 
Urteile vom 5. Mai 1898, OVG. 7, 418 — und mit dem 
Beſchluſſe des I. ZS. des KG. vom 14. Januar 1901 — 
KGJ. 214, 247 — nimmt vielmehr der Senat an, daß auch 
für die hier zu entſcheidende Frage der Anſtaltsbetrieb des 
Arztes einer beſonderen Beurteilung zu unterziehen iſt. Nur 
wenn die Anſtalt als ein ſelbſtändiges Mittel zur Erzielung 
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einer dauernden Einnahmequelle vom Arzt gehalten wird, macht 
ſie ihn zum Gewerbetreibenden und damit das Anſtaltsperſonal 
verſicherungspflichtig. Dies iſt noch näher für den vorliegenden 
Fall zu erörtern, weshalb die Zurückweiſung in die Inſtanz 
erfolgt il. Dr. C. und W. c. O. K. H., U. v. 17. Mai 07, 
310/06 VII. — Celle. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

35. Begriff der Gewerbsmäßigkeit im Sinne des 8 4.] 

Die klagende Aktiengeſellſchaft iſt Inhaberin eines Patentes 
für eine Läutevorrichtung für Glocken, welche beſtimmt iſt, die 
hierzu erforderliche Arbeit durch einen paſſenden Maſchinen⸗ 
antrieb leiſten zu laſſen. Klägerin behauptet, daß eine an der 
Glocke der M.⸗Kirche in Frankfurt a. M. angebrachte maſchinelle 
Vorrichtung in ihren Patentſchutz eingreife und beantragt Ver⸗ 
urteilung der Beklagten, bei Vermeidung einer Strafe von 
1000 Mark für jeden Fall der Zuwiderhandlung jene Läute⸗ 
maſchine nicht mehr zu benutzen. Der beklagte Synodalvorſtand 
hat Abweiſung der Klage beantragt. Er hat der Glocken⸗ 
gießerei den Streit verkündet, da er von dieſer die Läutemaſchine 
käuflich erworben hat; dieſe iſt dem Streit beigetreten und hat 
gleichfalls Abweiſung der Klage beantragt. Letztere wurde 
abgewieſen und die Berufung zurückgewieſen; das RG. 
hob auf: Das OLG. geht mit Recht davon aus, daß 
der Begriff „gewerbsmäßig“ in § 4 PatG. als eines ſich mit 
dem Erfinderrechte befaſſenden Sondergeſetzes ſelbſtändig an der 
Hand dieſes Geſetzes zu ermitteln und feſtzuſtellen ſei, und daß er 
ſich nicht mit dem Begriff der Gewerbsmäßigkeit im Sinne 
des Handelsrechts, der GewO. und anderer Geſetze decke. 
Es erwägt auch zutreffend, daß die Vorſchrift des S 5 
Abſ. 2 des Geſetzes „überflüſſig, ja ſinnwidrig wäre“, wenn 
zum Begriff der Gewerbsmäßigkeit in 8 4 des Geſetzes die auf 
dem Gebiete des Handels- und Gewerberechts und auch im 
gewöhnlichen Sprachgebrauch mit ihm verbundene Vorſtellung 
einer auf Erwerb und Gewinn gerichteten Tätigkeit erforderlich 
wäre. Gleichwohl glaubt das OLG. die Anwendbarkeit des 
8 4 im vorliegenden Falle verneinen zu müſſen, weil eben das 
Geſetz den Ausdruck „gewerbsmäßig gebrauchen“, gewählt habe 
ein Gebrauch für Zwecke des kirchlichen Gottesdienſtes aber 
niemals als ein gewerbsmäßiger aufgefaßt werden könne. Das 
neue PatG. vom 7. April 1891 hat die Unterſcheidung, welche 
hier zwiſchen Maſchinen, Betriebsvorrichtungen, Arbeitsgerät 
einerſeits und den übrigen Gebrauchsgegenſtänden andererſeits 
gemacht iſt, als innerlich unberechtigt beſeitigt. Er gewährt 
auch hinſichtlich des Gebrauchs den Patentſchutz ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung in gegenſtändlicher Hinſicht. Es macht dieſen Schutz 
nur davon abhängig, daß der Gebrauch ein „gewerbsmäßiger“ 
ſei, dabei wird in den Motiven erklärt, daß gewerbliche Be⸗ 
nutzung im weiteſten Sinne zu verſtehen ſei, daß es aber 
unzuläſſig ſei, den Patentſchutz auch auf das Gebiet des häus⸗ 
lichen Gebrauchs zu erſtrecken (vgl. Reichstagsdruckſ. 8. Legis⸗ 
laturperiode I. Seſſion 1890 Nr 152 S. 15). Darüber, was 
der Geſetzgeber gewollt hat, kann nach dieſer Stelle der Motive 
kaum ein Zweifel beſtehen. Es ſollte der häusliche Gebrauch, 
der rein perſönliche und private, insbeſondere auch der Gebrauch 
zu Studienzwecken ausgenommen werden, in allen übrigen Be⸗ 
ziehungen aber der Schutz des Geſetzes wirkſam ſein. Und eine 
ausdrückliche Konſequenz aus dieſer ſeiner Auffaſſung hat der 
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Geſetzgeber durch die Beſtimmung des 8 5 Abſ. 2 gezogen, in 
welcher er eine Benutzung, welche keine gewerbsmäßige im 
Sinne des gemeinen Sprachgebrauchs ſondern eine ſolche „im 
Intereſſe der gemeinen Wohlfahrt“ iſt, der Wirkung des Patentes 
entzieht, obwohl ſie gar nicht unter den Patentſchutz fallen 
würde, wenn jede Benutzung, die nicht in einem Gewerbe er⸗ 
folgt, auch keine gewerbsmäßige im Sinne des $ 4 wäre. Den 
Gegenſatz zu dem „häuslichen Gebrauch“ bildet eben nicht nur 
der Gebrauch in einem eigentlichen Gewerbebetrieb, ſondern 
jede nicht rein private Benutzung, wenn ſie auch nicht 
für Zwecke eines Gewerbes erfolgt. Der Ausdruck „gewerbs⸗ 
mäßig“ in 8 4 muß, wie das OLG. ſelbſt zugibt, interpretiert, 
er muß auch richtig interpretiert werden. Für die hier ge” 
billigte Auffaſſung ſind die erſten wiſſenſchaftlichen Autoritäten 
auf dem Gebiete des Patentrechts literariſch eingetreten; ſo 
insbeſondere Kohler in Grünhuts 3. 25 S. 209, 217 ff.; 
Derſelbe in ſeinem Handbuch des Deutſchen Patentrechts 
S. 433; Bolze im „Recht“ 1907 S. 5 ff.; Seligſohn, 
Pat., III. Aufl. 8 4 Nr 5; vgl. auch Iſay, PatG. S. 140. 
Hiernach kann es aber keinem Zweifel unterliegen, daß die Be⸗ 
nutzung einer Vorrichtung durch eine Kirchengemeinde für die 
Zwecke eines regelmäßigen öffentlichen Gottesdienſtes, weil ſie 
nicht bloß einen häuslichen privaten Gebrauch darſtellt, unter 
die Beſtimmung des § A des Geſetzes fällt. Die Benutzung 
iſt eine gewerbsmäßige, zwar nicht im Sinne des gewöhnlichen 
Sprachgebrauchs, wohl aber im Sinne des Pat., welches 
den Ausdruck „gewerbsmäßig“ „im weiteſten Sinne“ verſtanden 
wiſſen und damit den Gegenſatz zur häuslichen Benutzung treffen 
will. B. c. Stadtſynodalverband, U. v. 29. Mai 07, 367/06 J. 
— Frankfurt. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

36. 5 1 UnlWG. Vorausſetzungen des Erforderniſſes 
„Hervorrufen des Anſcheines eines günſtigen Angebots“. 

Die Klägerin — Kathreiners Malzkaffeefabriken Geſ. m. 
b. H. — betreibt die Fabrikation von Getreide⸗ und Malzkaffee 
und läßt die letztere Ware im Detailhandel zu 0,35 Mark für 
das Pfund verkaufen. Der Beklagte bringt zum Preiſe von 
0,30 Mark für das Pfund ein Kaffeeſurrogat in den Verkehr, 
welches in Tüten feilgehalten wird, die den Aufdruck „feinſter 
Malzkaffee“ tragen. Klägerin erhob gegen den Beklagten Klage 
auf Grund folgender Behauptungen: Während das von ihr, 
der Klägerin, in den Handel gebrachte Surrogat tatſächlich aus 
gemalzter Gerſte hergeſtellt werde, habe das vom Beklagten 
als Malzkaffee vertriebene Produkt einen Mälzungsprozeß nicht 
durchgemacht. Die vom Beklagten für ſeine Ware gewählte 
Bezeichnung entſpreche daher nicht den Tatſachen. Auch ſei der 
vom Beklagten geforderte Preis von 0,30 Mark für das Pfund⸗ 
paket ſeines Kaffees geeignet, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, da durch die gewählte Be 
zeichnung der Anſchein erweckt werde, die Ware habe das koſt⸗ 
ſpielige Mälzungsverfahren durchgemacht. Durch dieſes Ver⸗ 
fahren werde überdies ein Gewichtsverluſt von 28 Prozent der 
Gerſte bewirkt. Der Klageantrag ging daher dahin, 1. zu 
erkennen, die beklagte Partei habe in öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen oder Mitteilungen, welche für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt ſeien, die Bezeichnung des von ihr in 
den Handel gebrachten oder überhaupt eines Getreidekaffees 
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mit dem Namen „Malzkaffee“ zu unterlaſſen bei Meidung einer 
fiskaliſchen Strafe von 500 Mark für jeden Zuwiderhandlungs⸗ 
fall, 2. der Klägerin die Befugnis zuzuſprechen, den erkennenden 
Teil des Urteils auf Koſten des Beklagten im Hannoverſchen 
Courier zu veröffentlichen. Der Beklagte beantragte Abweisung 
der Klage, indem er im weſentlichen folgendes ausführte: 
Dasjenige, was er unter dem Namen „feinſter Malzkaffee“ 
verkauft habe und verkaufe, ſei in der Tat Malzgerſte. Die 
erwähnte Bezeichnung ſei daher durchaus zutreffend. Er habe 
dieſe Ware von der Braunſchweiger Aktien⸗Cichorienfabrik be⸗ 
zogen, die ihm als Malzkaffee nur tatſächlich gemälzte und gut 
gekeimte Gerſte geliefert habe. Über die Zuſammenſetzung und 
die Qualität des Kaffees ſei er mangels genügender Fachkenntniſſe 
nicht unterrichtet geweſen. Er habe dieſe Ware nicht zu einem 
zu billigen Preiſe vertrieben. Der erſte Richter verurteilte nach 
dem Klageantrage, der zweite Richter wies die Klage ab. Das 
RG. hob auf und verwies die Sache in die Inſtanz zurück: Das 
Berufungsgericht hat zunächſt die Klägerin als zur Erhebung 
der Klage gemäß § 1 Abſ. 1 S. 2 Unl WG. legitimiert an⸗ 
geſehen. Es hat ferner angenommen, daß der Ausdruck „feinſter 
Malzkaffee“ mit dem der Beklagte die von ihm in feinem 
Laden feilgehaltenen und ſonſt in den Verkehr gebrachten, den 
angeblichen Malzkaffee enthaltenden Pakete hat verſehen laſſen, 
als eine für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmte 
Mitteilung im Sinne des § 1 eit. anzuſehen ſei, und daß der 
Beklagte mittels dieſes Aufdrucks über die Beſchaffenheit und 
die Herſtellungsart derjenigen Ware, die in den vom Sach⸗ 
verſtändigen unterſuchten drei Paketen enthalten geweſen ſei, 
unrichtige Angaben tatſächlicher Art gemacht habe, indem dieſe 
als „feinſter Malzkaffee“ bezeichnete Ware überhaupt keine 
gemälzte Ware, alſo auch kein Mal zkaffee geweſen ſei. 
Das Berufungsgericht hat jedoch das weitere Erfordernis 
des 8 1 cit., daß die von dem Beklagten gemachte unrichtige 
Angabe auch geeignet ſei, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, für nicht gegeben erachtet. 
Die das zuletzt erwähnte Erfordernis betreffenden Ausführungen 
des Berufungsgerichts können nicht in allen Punkten für 
rechtlich zutreffend erachtet werden. Zwar ſtehen dieſelben mit 
der Rechtſprechung des erkennenden Senats inſoweit im Ein⸗ 
klang, als dargelegt iſt, daß der Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots nicht notwendig mit der Preisbemeſſung 
der Ware verknüpft ſei, ſondern daß er auch in andern Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere in der Anpreiſung der Beſchaffenheit 
der Ware gefunden werden könne und daß in dieſer Hinſicht 
die Auffaſſung des Publikums, für das die Ware beſtimmt iſt, 
maßgebend ſei (vgl. die Urteile des erkennenden Senats vom 
7. Dezember 1900, JW. 01, 13, vom 14. Juni 1904 II 
480/03, vom 17. Juni 1904 RG. 58, 281 ff.). Dagegen find 
die weiteren Ausführungen des Berufungsgerichts, daß der 
hier in Rede ſtehende Aufdruck „feinſter Malzkaffee“ 
nicht geeignet geweſen ſei, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, als durch Rechtsirrtum be⸗ 
einflußt anzuſehen. Vor allem iſt es nicht zu billigen, daß 
das Berufungsgericht hierbei (vermutlich um bezüglich der in 
den fraglichen Worten enthaltenen Beſchaffenheits angabe 
das hier in Rede ſtehende Tatbeſtandsmerkmal zu verneinen), 
die Worte „feinſter Malzkaffee“ nicht als eine zuſammen⸗ 
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hängende, einheitliche Geſamtbezeichnung der Ware des Beklagten 
geprüft, ſondern daß es jedes dieſer Worte einer getrennten 
Beurteilung unterzogen hat; denn der Beklagte hat dieſe beiden 
Worte zuſammen gebraucht und die Klägerin hat auf den 
Gebrauch dieſer zuſammengehörigen Bezeichnung ihre 
Klage geſtützt. Hiernach kommt es für die Frage, ob das hier 
in Rede ſtehende Begriffsmerkmal des § 1 eit. vorliegt, darauf 
an, wie das Publikum die erwähnte Geſamt bezeichnung 
bezüglich des darin liegenden Angebots verſteht. In dieſer 
Hinſicht genügen daher die Erwägungen des Berufungsgerichts 
nicht, daß das Wort „feinſter“ nicht als eine für jeden als 
ſolche auch erkennbare marktſchreieriſche Anpreiſung ſei, das 
Wort „Malzkaffee“ allein aber nicht erſehen laſſe, in⸗ 
wiefern ſich das Publikum beim Ankauf der Ware beſſer ſtehen 
ſolle als beim Kauf gleichartiger Ware der Konkurrenten. 
(Wird dargelegt.) Überdies erſcheint auch die im Berufungs⸗ 
urteile enthaltene nicht näher begründete Würdigung des Worts 
„Malzkaffee“ allein bezüglich des hier in Rede ſtehenden Er⸗ 
forderniſſes als widerſpruchsvoll und ungenügend. (Wird aus⸗ 
geführt.) Auf einer zu engen Auffaſſung des hier in Rede 
ſtehenden Tatbeſtandsmerkmals ſcheint auch, ſoweit ſich dies 
bei der ungenügenden Begründung der Ablehnung des bezüg⸗ 
lichen Beweiserbietens der Klägerin erkennen läßt, die von 
dieſer beſonders gerügte Nichtwürdigung der von ihr aufgeſtellten 
Behauptung zu beruhen, daß das Publikum es auch als eine 
beſondere Garantie anſehe, wenn es den Getreidekaffee in 
Paketen mit dem Aufdruck „Malzkaffee“ kaufe; denn, — wie 
in dem zitierten Urteile RG. 58, 285 bereits ausgeführt iſt, — 
bei Beurteilung der hier in Rede ſtehenden Frage ſind alle 
durch Gewöhnung und Herkommen, vielfach auch durch Vor⸗ 
urteile bedingten Momente in Betracht zu ziehen, welche die 
Auffaſſung der beteiligten Käuferkreiſe über die Vorzüge des 
Angebots zu beſtimmen und hierdurch Käufer anzulocken geeignet 
find. Von dieſem Geſichtspunkte aus erſcheint aber die er⸗ 
wähnte Behauptung der Klägerin als erheblich. Dieſelbe 
bedurfte daher einer näheren Prüfung. Endlich iſt auch die 
Anſicht des Berufungsgerichts rechtsirrtümlich. 8 1 WG. 
erfordere, daß die vom Beklagten ausgehende und in 
ſeiner Mitteilung an einen größeren Perſonenkreis enthaltene 
unrichtige Angabe für ſich allein ſchon und ohne das 
Hinzukommen anderer Umſtände geeignet ſei, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen; denn für 
eine ſolche Auffaſſung bietet weder der Wortlaut noch die 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes einen Anhalt. Dagegen 
ſpricht aber der ganze Zweck desſelben. (Wird begründet.) 
Es muß daher bezüglich des fraglichen Erforderniſſes genügen, 
wenn die von dem Täter gemachte unrichtige Angabe geeignet 
iſt, das Publikum zur Vergleichung des Warenangebots, auf 
das ſie ſich bezieht, mit andern Angeboten zu veranlaſſen und 
wenn die Möglichkeit beſteht, daß das Publikum auf Grund 
ſolcher Vergleichung jenes Angebot wegen der unrichtigen An⸗ 
gabe für ein beſonders günſtiges halte, ſollte es auch zu dieſem 
Ergebnis erſt mittels anderweit erlangten Kenntniſſe kommen, — 
eine Rechtsanſicht, von welcher der erkennende Senat auch in 
ſeinen Urteilen vom 1. März 1901 II. 353/00 und 12. Juni 
1906 II 560/05 ausgegangen iſt. Hiernach erſcheint es aber 
nicht als gerechtfertigt, daß das Berufungsgericht bei feiner 
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Prüfung des Vorliegens der betreffenden Vorausſetzung die 
nicht auf einer entſprechenden Mitteilung des Beklagten be⸗ 
ruhende Kenntnis des Publikums von dem gewöhnlichen Preiſe 
der betreffenden Ware des Beklagten nicht mit berückſichtigt 
hat. Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. K. M. F. c. W., U. v. 
31. Mai 07, 34/07 II. — Celle. 

37. Unl WG. verbunden mit $ 138 B83. Die Kon⸗ 
kurrenzklauſel widerſpricht unter Umſtänden den guten 
Sitten.] 

Der Vater des Beklagten verkaufte am 8. April 1902 
ſein Zitherfabrikationsgeſchäft in J. nebſt Zubehör ſowie mit 
der Kundſchaft an den Kläger, der ſchon damals eine Fabrik 
in gleichartigen Gegenſtänden in derſelben Stadt betrieb. Die 
Vertragsurkunde wurde von dem Beklagten, der damals in dem 
väterlichen Geſchäfte tätig war, mitunterſchrieben. Gleich ſeinem 
Vater verpflichtete er ſich in 8 3 des Vertrages: „niemals in 
Deutſchland oder Oſterreich ein Konkurrenzgeſchäft zu errichten 
oder zu betreiben, ſich an einem ſolchen indirekt, namentlich als 
Geſellſchafter zu beteiligen, in einem ſolchen Geſchäfte eine 
Stellung als Prokuriſt, Handlungsbevollmächtigter, Handlungs⸗ 
gehilfe, Handlungsagent oder Werkführer anzunehmen, ſowie 
auch dahin zu wirken, daß weder ſeine jetzige, noch ſeine zu⸗ 
künftige Ehefrau ein Konkurrenzgeſchäft errichten oder betreiben 
werde, im Falle der Zuwiderhandlung aber eine Vertrags⸗ 
ſtrafe von 10 000 Mark an den Kläger zu zahlen“. Der 
Kläger behauptet, der Beklagte, der nach Auflöſung des väter⸗ 
lichen Geſchäfts noch kurze Zeit bei ihm als Werkmeiſter be⸗ 
ſchäftigt geweſen ſei, habe ſich nach der Entlaſſung aus ſeinem 
Dienſt und vor ſeinem Eintritte als Werkmeiſter in die Zither⸗ 
fabrik von S. in K. in J. aufgehalten, daſelbſt eine große 
Menge unbearbeiteter Zitherkörper von S. bezogen, fie mit 
Hilfe mehrerer Arbeiter fertiggeſtellt und dann an ein anderes 
Zithergeſchäft in K. verkauft, und hierdurch die Strafe des § 3 
des Vertrages vom 8. April 1902 verwirkt. Das LG. wies 
die Klage ab, das OLG. verurteilte, das RG. hob auf 
und wies die Berufung des Klägers zurück: Dem Beklagten 
iſt nicht unterſagt, als Arbeiter in Zitherfabriken und Ge⸗ 
ſchäften tätig zu ſein, wohl aber iſt ihm unterſagt, nicht nur 
die Errichtung eines Konkurrenzgeſchäfts und die direkte und 
indirekte Beteiligung an einem ſolchen Geſchäfte, ſondern auch 
die Annahme einer Stellung in ihm als Prokuriſt, Handlungs⸗ 
bevollmächtigter, Handlungsgehilfe, Handlungsagent oder Werk⸗ 
führer, und zwar iſt dieſes Verbot zeitlich unbegrenzt und örtlich 
für den Umfang von Deutſchland und Oſterreich ausgeſprochen. 
Damit iſt aber dem Beklagten die Möglichkeit genommen, in 
dem Zitherfabrikationsgeſchäfte, das er erlernt hat, und in dem 
er von früheſter Jugend an ausſchließlich tätig geweſen iſt und 
ſeinen Erwerb gefunden hat, voranzukommen und ſich in ihm 
nach ſeiner Fähigkeit weiter auszubilden, und eine dem⸗ 
entſprechende, über den Standpunkt des gewöhnlichen Arbeiters 
hinausgehende Tätigkeit auszuüben. Aus dem von dem Be 
rufungsrichter nur nebenbei erwähnten Umſtande, daß nach 
Abſchluß des in Rede ſtehenden Vertrages der Vater des Be⸗ 
klagten gewünſcht hatte, der Beklagte ſolle ihm bei der Her⸗ 
ſtellung von Harmonikagehäuſen helfen, und daß letzterer ſpäter 
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mit Hilfe anderer Perſonen Uhrgehäuſe hergeſtellt hat, folgt 
noch nicht, daß er auf dieſe Weiſe ſich eine wirtſchaftliche 
Exiſtenz ſchaffen kann, und der Hinweis darauf, daß ihm nur 
Deutſchland und Oſterreich verſchloſſen ſei, verliert ſeine Be⸗ 
deutung gegenüber der Erwägung, daß dem Beklagten, der 
verheiratet iſt, Familie beſitzt und in dürftigen Verhältniſſen 
lebt, billigerweiſe nicht zugemutet werden kann, ſich in anderen 
Ländern um die Gründung einer ſeinen Kenntniſſen ent⸗ 
ſprechenden Exiſtenz zu bemühen. Dieſe Geſichtspunkte führen 
mit Notwendigkeit zu dem Schluſſe, daß die fragliche Kon⸗ 
kurrenzklauſel den guten Sitten zuwiderläuft, daher 
nichtig iſt. T. c. G., U. v. 14. Mai 07, 31/07 II. — 
Dresden. 

II. Preußiſches Recht. 

38. 819 Tit. 6 1 ALR. in Verb. mit 88 823, 254 BGB. 
Anwendung des allgemeinen Rechts auf eine vor 1900 be⸗ 
gonnene und nach 1900 fortgeſetzte unerlaubte Handlung; fort⸗ 
geſetztes Delikt. 

Die Beklagte zu 1 betrieb im Jahre 1899 zu Berlin unter 
der Firma B. R. ein ſogenanntes Patentbureau, und ihr Ehe⸗ 
mann, der Beklagte zu 2, war in dieſem Geſchäft als ihr 
Prokuriſt tätig. In dieſer Eigenſchaft verſchaffte er ſich im 
Auguſt 1899 zu Stuttgart für die genannte Firma den Beſitz 
gewiſſer Zeichnungen mit dazu gehöriger Beſchreibung, die einen 
vom Kläger erfundenen ſogenannten Batterie⸗Flaſchenfüllapparat 
darſtellten und dem Kläger gehörten; dieſer verlangte von den 
Beklagten in Berlin wiederholt vergeblich die Herausgabe der 
genannten Gegenſtände, welche ihm dann noch lange, bis zur 
Anſtellung der vorliegenden, auf Schadenserſatz gerichteten Klage 
vorenthalten wurden. Das Berufungsgericht findet in der 
Beſitznahme der Gegenſtände keine unerlaubte Handlung der 
Beklagten, weil dieſe durch entſchuldbaren Irrtum veranlaßt 
worden ſei, wohl aber erblickt es ein grobes Verſehen in der 
weiteren Vorenthaltung der Zeichnungen und Beſchreibung, 
hält jedoch die Beklagten deshalb nicht für ſchadenserſatzpflichtig 
dafür, weil dem Kläger ſelbſt ein grobes Verſehen in der Unter⸗ 
laſſung der Abwendung des Schadens zur Laſt falle, und er 
„deswegen nach dem hier anzuwendenden $ 19 Preuß. ALR. I. 6 
keinen Anſpruch auf Erſatz des von ihm ausſchließlich geltend 
gemachten mittelbaren Schadens, bezw. entgangenen Gewinnes 
habe. Das RG. hob das klagabweiſende Urteil auf: Ab⸗ 
geſehen davon, daß die Feſtſtellung, den Kläger treffe ein 
grobes Verſehen, nicht bedenkenfrei iſt, hat das Berufungs⸗ 
gericht auch darin rechtlich geirrt, daß es nur das vor dem 
Jahre 1900 geltende Recht, hier alſo das Preuß. LR., für 
anwendbar gehalten hat. Es handelt ſich, wie in dem laut 
RG. 52 S. 120 ff. abgeurteilten Falle, um ein fortgeſetztes 
Delikt, hier nämlich um die dauernde widerrechtliche Vor⸗ 
enthaltung der mehrerwähnten Gegenſtände auch noch nach dem 
1. Januar 1900. Für dieſe Zeit hat mithin 8 823 Abſ. 1 
BGB. zur Anwendung zu kommen, und dieſem gegenüber iſt 
natürlich 8 19 ALR. I. 6 bedeutungslos, vielmehr nur der 
5254 BGB., insbeſondere auch in feinem Abf. 2, in Betracht 
zu ziehen. Inſoweit könnte man ſogar dann, wenn man ſich 
im übrigen auf den Standpunkt des Kammergerichts ſtellen 
wollte, möglicherweiſe zu einem andern Ergebniſſe gelangen. 
H. c. R., U. v. 27. Mai 07, 443/06 VI. — Berlin. 
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Preußiſches Geſetz betr. Fürſorge für Beamte 
infolge von Betriebsunfällen vom 18. Juni 1887 
bezw. 2. Juni 1902. 

39. Art. 1. Die Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit des 
Beamten iſt der richterlichen Entſcheidung entzogen.] 

Der Berufungsrichter hat den auf Art. 1 des Preußiſchen 
Geſetzes betreffend die Fürſorge für Beamte infolge von 
Betriebsunfällen vom 18. Juni 1887 bezw. 2. Juni 1902 
geſtützten Anſpruch des Klägers anerkannt, indem er vollſtändige 
Dienſtunfähigkeit des Klägers, auch zu dem Amte eines Bahn⸗ 
ſchaffners auf Station Eſſen⸗Nord, feſtſtellt. Die Verwaltungs⸗ 
behörden dagegen hatten den Kläger für fähig zum Bahn⸗ 
ſchaffnerdienſt in Eſſen⸗Nord erachtet und wegen Verweigerung 
der Übernahme dieſes Dienſtes entlaſſen. Die Reviſion rügt, 
daß die Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit auch nach Art. 1 
Abſ. 1 des Preußiſchen Fürſorgegeſetzes der richterlichen 
Entſcheidung entzogen ſei: Dieſer Angriff trifft zu, wie dieſer 
Senat bereits in der Entſcheidung vom 15. Februar 1907 in 
Sachen des Preußiſchen Eiſenbahnfiskus gegen den früheren 
Weichenſteller Johann W., durch welche das Urteil grade auch 
des I. 35. des OLG. zu Hamm vom 21. April 1906 aufs 
gehoben wurde, näher dargelegt hat. Die Anſprüche auf 
Grund des Geſetzes vom 18. Juni 1887 bezw. 2. Juni 1902 
ſind Penſionsanſprüche und unterliegen der Beſtimmung des 
§ 5 des Preußiſchen Geſetzes vom 24. Mai 1861. Das ans 
gefochtene Urteil iſt daher aufzuheben. Zur Sache kann in 
der Reviſionsinſtanz nicht entſchieden werden. Denn der 
Kläger hat auch vollſtändige Erwerbsunfähigkeit als 
durch Betriebsunfall verurfacht geltend gemacht, S. 7 des Tat⸗ 
beſtandes des angefochtenen Urteils. Dieſe auf Abf. 2 des 
Art. 1 des Fürſorgegeſetzes geſtützte Klagebegründung iſt vom 
Berufungsrichter noch nicht gewürdigt. Pr. E.⸗F. c. V., 
U. v. 7. Juni 07, 474/06 III. — Hamm. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“ 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


§ 33b GewO. 8 7 BGB. 


Kläger, der in A. mit Grundbeſitz angeſeſſen iſt und dort 
einen Wohnſitz hat, nahm das Recht in Anſpruch, ohne be⸗ 
ſondere polizeiliche Erlaubnis ſeine Schiffsſchaukel in D. 
auf einem angemieteten Privatgrundſtück auch während der 
Kirmeß und des Schützenfeſtes gewerbsmäßig darzubieten. 
Hierbei ging er davon aus, daß auf ſeinen Gewerbebetrieb 
§ 33b RGewdo. deshalb anzuwenden ſei, weil er ein Zimmer 
in D. angemietet habe und dort auch die Steuern entrichte. 
Die Ortspolizeibehörde ſtellte feſt, daß der Kläger in dem ein⸗ 
gemieteten Zimmer kurz vor Beginn der Kirmeß zwar ein altes 
Bett, einen alten Tiſch und einige Stühle untergebracht, jedoch 
niemals geſchlafen und daß er ſich in D. auch nur für ſeine 
Perſon und nicht auch ſeine Familie angemeldet habe. Sie 
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daß fie ihm die nach 8 60a J. c. erforderliche Erlaubnis für 
den Gewerbebetrieb verweigere. Zugleich drohte ſie ihm für 
den Fall der Zuwiderhandlung ſeine Beſtrafung und die 
Schließung des Gewerbebetriebs an. 

Nachdem der Kläger noch angeführt hatte, daß er als von 
Ort zu Ort reiſender Schauſteller einen feſten Wohnſitz, wie ihn 
der Handelsmann habe, nicht begründen könne, auch eines 
ſolchen, da er im Wagen ſchlafe, nicht bedürfe, wies der Vorder⸗ 
richter die Klage ab. Die Berufung iſt nicht begründet. In 
Übereinſtimmung mit der diesſeitigen, neuerlich vom Strafſenat 
des KG. gebilligten Rechtſprechung erachtet der Vorderrichter 
für die auf einem Privatgrundſtück im ſtehenden Gewerbebetrieb 
dargebotenen Luſtbarkeiten uſw. die Einholung der in § 33 b 
vorgeſchriebenen ortspolizeilichen Erlaubnis nicht für erforderlich. 
An ihr iſt auch gegenüber den im PrVerwBl. 27, 463 ff. ver⸗ 
öffentlichten Ausführungen feſtzuhalten, die, ſoweit ſie ſich für 
den gegenteiligen Standpunkt auf die der Feſtſtellung des § 33 b 
vorausgegangenen Verhandlungen berufen, nichts beibringen, 
was nicht bereits diesſeits berückſichtigt worden wäre. Rechts⸗ 
irrtümlich dagegen iſt die Meinung des Vorderrichters, nur beim 
Vorhandenſein einer feſten Betriebsſtätte ſei das im Gemeinde⸗ 
bezirk des Wohnortes betriebene Gewerbe als ein ſtehendes an⸗ 
zuſehen. Der in der RGewoO. nicht erläuterte Begriff des 
ſtehenden Gewerbes iſt dem 8 55 zu entnehmen. Alle Be⸗ 
triebsformen, die § 55 nicht als Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen kennzeichnet, ſind ſtehender Gewerbebetrieb. Danach iſt 
das Vorhandenſein einer gewerblichen Niederlaſſung, — als 
ſolche gilt eine feſte Betriebsſtätte, — eine unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung, um das außerhalb des Wohnorts betriebene Gewerbe 
als ein ſtehendes beurteilen zu können, nicht aber auch für das 
im Wohnorte betriebene Gewerbe. Letzteres iſt ſtehender Ge⸗ 
werbebetrieb auch dann, wenn es nicht in einer feſten Betriebs⸗ 
ſtätte, ſondern von Haus zu Haus oder auf öffentlichen Straßen 
und Plätzen betrieben wird. 

Der Begriff des Wohnſitzes iſt im Sinne der RGewd. 
nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts gegeben, danach 
gilt als Wohnſitz nicht der Ort, wo die Steuern bezahlt werden, 
es genügt auch zu ſeiner Begründung nicht ſchon der Beſitz zum 
Wohnen geeigneter Räume, ſondern es kommt darauf an, ob 
den Umſtänden nach ſich die Annahme rechtfertigt, daß die 
Räume als örtlicher Mittelpunkt der Lebenshaltung der be⸗ 
treffenden Perſon dienen ſollen, und daß demgemäß mit einer 
ſtändigen Niederlaſſung an dem Ort, wo ſich die Räume be⸗ 
finden, zu rechnen iſt (S 7 BGB., auch OVG. 30, 24). Daß 
es an dieſer Vorausſetzung hier fehlt, hat der Vorderrichter 
mit Recht angenommen. Beſchluß vom 14. Juni 1906. Rep. 
Nr. III B 58/06. Bezirksausſchuß Aachen. 


§ 58 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung. Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte. 


Die vom Kläger gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes eingelegte Reviſion iſt begründet. Der beklagte 
Knappſchaftsverein hat feinen Sitz zu Bochum, die beklagte 
Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft hat ihren Sitz zu Berlin. Nach 
8 58 eit. bedürfte es daher der vorgängigen Beſtimmung des 
für das Verwaltungsſtreitverfahren zuſtändigen Bezirksausſchuſſes 
durch das OVG. Da eine ſolche Beſtimmung bisher nicht er⸗ 
gangen iſt, war der Bezirksausſchuß zu Arnsberg nicht zu⸗ 
ſtändig und die von ihm getroffene Entſcheidung unterliegt der 
Aufhebung (§ 94 Ziff. 2 a. a. O.). 

Bei der eintretenden freien Beurteilung iſt der Gerichtshof 
nicht in der Lage, in der Sache ſelbſt zu erkennen, weil ihm 
hierfür die unerläßliche Grundlage in Geſtalt einer von einem 
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zuſtändigen Gerichte I. Inſtanz ergangenen Entſcheidung mangelt 
(vgl. OVG. 32, 197 und 40, 264). Es muß vielmehr 
Zurückweiſung an den Bezirksausſchuß ausgeſprochen werden, 
welcher durch beſonderen Beſchluß vom heutigen Tage gemäß 
§ 58 cit. als zuſtändiges Verwaltungsgericht beſtimmt worden 
iſt. Derſelbe wird in der Sache aufs neue zu befinden haben, 
falls der Kläger nicht vorzieht, die Klage zurückzunehmen. 
Denn im Verwaltungsſtreitverfahren, welches für die Ver⸗ 
waltungsgerichte ausſchließlich in Betracht kommt, wird der 
Kläger die von i erhobenen Forderungen keines⸗ 
falls zur Durchführung bringen können. Im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren iſt von den Anträgen des Klägers nur 
über den einen zu entſcheiden, welcher dahin geht, daß die 
ſeit dem 1. April ſtattgehabten Mbertveifungen von Beträgen 
ſeiner Unfallrente rückgängig gemacht werden ſollen. Dieſer 
Antrag iſt im Hinblicke auf 8 25 GewUBG®., nach denen eine 
Erſatzleiſtung durch Ueberweiſung von Rentenbeträgen ſtattfindet, 
unhaltbar, und es gereicht ihm auch namentlich der vom Kläger 
hervorgehobene Umſtand nicht zur Stütze, daß er die Anſprüche 
ſowohl auf knappſchaftliche als auch auf reichsgeſetzliche Invaliden⸗ 
rente durch Beitragsleiſtung erworben habe. Zur Feſtſtellung 
der Verpflichtungen des Knappſchaftsvereins gegenüber dem 
Kläger ſind die Verwaltungsgerichte nicht zuſtändig. Sie haben 
nicht zu prüfen, ob der Kläger wegen ſeiner Forderungen an 
den Knappſchaftsverein nicht vollſtändig befriedigt worden iſt, 
ins beſondere, ob der Knappſchaftsverein feiner ſtatutariſchen Ber: 
bindlichkeit genügt, wenn er dem Kläger eine Zuſatzrente ge⸗ 
währt, oder ob er dem Kläger, wie dieſer behauptet, anſtatt 
deſſen eine Berginvalidenrente von höherem Betrage zahlen muß. 
U. v. 7. Febr. 07, III 319. Rep. Nr. III C 107/06. 
Bezirksausſchuß Arnsberg. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 3 wird der auf Übertragung einer ärztlichen 
Praxis gegen Entgelt gerichtete Vertrag, in Entſch. Nr. 4 in 
ausführlicher, auch für die Rechtsanwaltſchaft bedeutſamer Be⸗ 
gründung das einen ärztlichen Kollegen vertragsmäßig auferlegte 
Konkurrenzverbot als gegen $ 138 BGB. verſtoßend und deshalb 
für nichtig erachtet. 

Bedingte Anfechtung iſt keine Anfechtung, beſagt die unter 
Nr. 5 im Auszug wiedergegebene Entſch. 

Entſch. Nr. 7 erklärt auch eine nicht zu den Wertpapieren 
gehörende Urkunde (einen Hypothekenbrief) als geeigneten Gegen⸗ 
ſtand des Zurückbehaltungsrechts und nimmt Konnexität (8 273 
BGB.) auch an, wenn das Zurückbehaltungsrecht nicht dem 
Vertragsanſpruche ſondern dem an deſſen Stelle wegen Nichtigkeit 
des Rechtsgeſchäfts tretenden Bereicherungsanſpruche gegenüber 
geltend gemacht wird. 

Baupolizeiliche Mängel oder Beſchränkungen vorhandener 
Baulichkeiten bedeuten nicht einen Mangel im Recht, ſondern 
in den Eigenſchaften der Sache, wie Entſch. Nr. 9 im Anſchluß 
an die bisherige Rechtſprechung darlegt. 

Entſch. Nr. 10 erörtert, wann im Sinne der Gewähr⸗ 
leiſtungsvorſchriften insbeſondere des 8 469 BGB. mehrere ver⸗ 
kaufte Sachen als zuſammengehörend anzuſehen ſind. 

Entſch. Nr. 12 verfagt dem Abſ. 3 des 8 634 BGB., der 
die Wandlung beim Werkvertrage ausſchließt, wenn der Mangel 
den Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert, 
die Anwendbarkeit, wenn das Wandlungsbegehren auf das 
Nichtvorhandenſein zugeſicherter Eigenſchaften geſtützt wird. N. 
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Vereins nachrichten. 


Die Mitgliederverſammlung des Dentſchen Anwaltvereins 
(ordentlicher Anwaltstag) wird auf 


11. und 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr 


nach Mannheim in das Verſammlungslokal des „Roſen⸗ 
gartens“ (ſtädtiſche Feſthalle) berufen. 


Tagesordunng: 


1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes. 
2. Neuwahl von 4 Borſtands mitgliedern. 
Nach 8 8 der Satzungen ſcheiden infolge Aus⸗ 
loſung ans die Herren Yuftizrat Dr. Engen Fuchs 
in Berlin, Juſtizrat Karl Eckert in München, 
Rechtsanwalt Dr. Schall und Inſtizrat Dr. Lang 
bein in Leipzig. 
3. Herabſetzung des Mitgliederbeitrags auf 15 Mark 
jährlich. Anderung des 5 3 der Satzungen. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Deiß in Leipzig. 
4. Erörterung und Beſchluß faſſung über Anderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß ⸗ 
ordnung und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
im Hinblick auf die geplaute Juſtizreform. | 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in 
Maunheim und Rechtsanwalt Dr. Wannow in Zoppot. 
5. Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten? 
Berichterſtatter: Rechtsauwalt Dr. Bloch I in 
München. 
6. Empfiehlt es ſich, dem 8 63 der Rechtsanwalts-. 
ordnung einen Abſatz 3 anzufügen des Inhalts: 
„Wegen leichter Verfehlungen eines Rechtsanwalts 
kann der Vorſtand ohne Einleitung des im 8 67ff. 
der RAO. vorgeſchriebenen Verfahrens eine 
Warnung, eine Mißbilligung oder eine Geldſtrafe 
bis 100 Mark ausſprechen. Der Rechtsanwalt, 
gegen den vom Vorſtande eine ſolche Strafe aus⸗ 
geſprochen wird, hat das Recht, innerhalb einer 
Notfriſt von einer Woche ſeit der Zuſtellung des 
Beſchluſſes des Vorſtandes, bei dieſem Anträge 


auf Enutſcheidung durch das Ehrengericht zu 

ſtellen.“ 

Berichterſtatter: Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch in 
Dresden und Rechtsanwalt N. Levi in Stuttgart 
eventuell Rechtsanwalt Conrad Haußmann in 
Stuttgart. 

7. Nach 8 6 Nr. 2 Abſ. 2 der Satzungen: der Antrag 
der Herren Rechtsanwalt Schroeder in Hohenſalza 
und Genoſſen 

a) der erſte Satz des Abſ. 1 des 5 7 der Satzungen 

des Deutſchen Anwaltvereins wird geſtrichen und 

au ſeine Stelle tritt folgende Beſtimmung: 
Der Borftand beſteht aus 15 Mitgliedern; 
von dieſen dürfen höchſtens 12 ſolche Rechts⸗ 
auwälte ſein, die ihren Wohnſitz an einem 
Orte haben, der Sitz eines Kollegialgerichts 
(Reichsgericht, Oberſtes Landesgericht, Ober⸗ 
laudesgericht, Landgericht) iſt. 

b) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
Im Satz 2 des erſten Abſatzes des 8 7 
werden die Worte: „Dieſe wählen aus ihrer“ 
geſtrichen und an ihre Stelle die Worte: 
„Der Borftand wählt aus feiner” geſetzt. 

e) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
die danach erforderlichen Wahlen vorzunehmen. 

Leipzig, den 10. Juni 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Borfigender. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die dreiundzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird auf 

den 12. September 1907, Vormittags 9 Uhr, 

nach Mannheim in die ſtädtiſche Feſthalle (Berſammlungs⸗ 
lokal des „Roſengartens“) berufen. 

Gegen ſtände der Tagesordnung find: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht für 


das mit dem 30. Juni 1907 abgelaufene Geſchäftsjahr; 
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2 Prüfung der Jahresrechnung nnd Entlaſtung des 
Vorſtandes; 

3. die Wahl von Vorſtandswiitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen; f 

4. die Wahl von Rechnungsreviſoren; 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes; 

6. der feinerzeit vom Vorſtande angenommene, ſeitens 
der außerordeutlichen Generalverſammlung vom 


20. Januar 1907 vertagte Antrag des Juſtizrats 


Elze zu Halle a. S. dahin: 
„Die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte, welche auf Grund der vom 
deutſchen Anwaltstage in Hannover genehmigten 
und durch Verhandlungen mit dem Kaiſerlichen 
Aufſichtsamt für Privatverſichecrung in Berlin feſt⸗ 
geſtellten Satzung begründet werden ſoll, entſpricht 
zwar nicht ganz der Kaſſe, welche der 8 2 Abſ. a 
der Satzungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte im Auge hat, ſie erſtrebt aber das gleiche 
Ziel nud iſt zur Zeit die Ruhegehaltskaſſe, welche 
zum Segen der deutſchen Rechtsauwälte und ihrer 
Witwen und Waiſen begründet werden kann, 
wenn ſich etwa 700 Auwälte daran beteiligen. 
Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 
in 3½ prozeutigen, zur anderen Hälfte in 
3 prozentigen Staatspapiereu aus dem ange⸗ 
ſammelten Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe über⸗ 
wieſen. Dieſe Hülfskaſſe wird dann aber nicht 
aufgelöſt, ſondern bleibt weiter beſtehen. Sie 
beſchräukt ſich auf deu im $ 2 b beſtimmten Zweck 
und arbeitet fortan nach der anliegenden ver⸗ 
änderten Satzung. Namentlich kaun fie die Zinſen 
auch von dem ihr verbleibenden Kapitalgrundſtock 
zu Unterſtützungszwecken verwenden.“ 
Die vorgeſchlagenen weiteren Satzungsänderungen lauten: 
a) § 2 wird dahin gefaßt: 
„Der Zweck des Vereins iſt, dienft- und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene dentſche Rechtsanwälte, ſowie 
deren Hinterlaſſene ng n zu unter⸗ 
ſtützen.“ 
bp) Im 8 3 wird der Abſ. 2 gestrichen. 
c) Im 8 17 werden der erſte Abſatz ganz und im 
zweiten Abſatz die Worte: 
„aus anderen Gründen“ 
geſtrichen. 
Leipzig, den 15. Inni 1907. 


Bülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr. 
Juſtizrat, Vorſitzender des Vorſtandes. 


— nn 


Mit bezug auf vorſteheude Bekanntmachung werden 
die Herren Mitglieder der Hülfskaſſe wiederholt auf den 
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N 15. 1907. 


Zufatz zu 5 8 der Satzungen aufmerkſam gemacht, welcher 

beſtimmt: 
„Das Stimmrecht in den 8 
darf durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden, 
der Mitglied der Hülfskaſſe fein muß. Ein Bevoll⸗ 
mächtigter darf nicht mehr als 20 Mitglieder 
vertretei. Die Vertretenen dürfen keinem auderen 
Auwaltskammerbezirk angehören als der Bevoll⸗ 
mächtigte.“ 

In der auferordentlichen Generalverſammlung vom 
20. Jaunar d. J. hat ſich herausgeſtellt, daß die Feſtſtellung 
der Bollmachtgeber und die Prüfung der Legitimationen bei 
Beginn der Verhandlung erhebliche Schwierigkeiten bietet 
und nur unter großer Verzögernug der Beratungen möglich 
iſt. Die Herren Mitglieder, welche Vollmachten erteilen, 
oder übernehmen wollen, werden daher erſucht, ſolche mit 
einem geordneten Verzeichniſſe und ſoweit der Vollmacht⸗ 
geber nicht bereits in das vorjährige Verzeichnis auf- 
geuomen iſt, unter Beifügung der Mitgliedskarte bis zum 
5. September d. J. hierher einzureichen. 


Leipzig, den 16. Juli 1907. 
Der Vorſitzende des Vorſtandes. 


Herr, Juſtizrat. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorflande 
iſt für die reiche Beihülfe der e Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Der Deutſche Anwaltverein. 
Eine Anregung zum Mannheimer Anwaltstage. 
Von Dr. Wilhelm Roſenthal, München. 


I. 


Von zwei zu zwei Jahren hält der Deutſche Anwaltverein 
bald da bald dort ſeine ordentlichen Mitgliederverſammlungen 
— Anwaltstage — ab; jeder, der einmal einem ſolchen An⸗ 
waltstage beiwohnte, wird der Gründlichkeit der Beratungen 
feine Anerkennung nicht verſagen können und zugeben müſſen, 
daß die Verhandlungen dieſer Anwaltstage in hohem Maße ge⸗ 
eignet erſcheinen, dem in § 1 der Satzungen des Deutſchen 
Anwaltvereins beſtimmten Zweck: 

I. Förderung des Gemeinſinns der Standesgenoſſen und 
Pflege des wiſſenſchaftlichen Geiſtes; 

II. Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung des 
Deutſchen Reiches; 

III. Vertretung der Berufsintereſſen 
gerecht zu werden. | 

Bei der reichen Tätigkeit und dem ernſten Streben auf den 
deutſchen Anwaltstagen muß man ſich aber um ſo niehr darüber 
wundern, daß ihre Beſchlüſſe im Gegenſatz zu denen anderer 


36. Jahrgang. 


Standesvertretungen nach außen bei Behörden wie nach innen 
bei der geſammten deutſchen Anwaltſchaft allzuwenig und jeden⸗ 
falls bei weitem nicht die Bedeutung beigemeſſen wird, wie 
es im Intereſſe der Anwaltſchaft und der Rechtspflege gewünſcht 
werden ſollte. 

Der Grund für dieſe bedauerliche, aber nicht zu beſtreitende 
Tatſache liegt wohl vor allem darin, daß der Deutſche Anwalt⸗ 
verein, wenn auch einen ſehr großen Teil der deutſchen Anwälte, 
ſo doch immerhin nur einen Teil der deutſchen Anwälte zu 
ſeinen Mitgliedern zählt, und daß die Beſchlüſſe der Anwalts⸗ 
tage infolge der Oraganiſation des Vereins mehr oder weniger 
auf Zufallsmajoritäten beruhen; denn die Beſucher des 
Anwaltstages kommen aus mehrfachen, offenſichtlichen Gründen 
zum großen Teil aus dem Orte oder Bezirke, wo gerade 
der Anwaltstag ſtattfindet, und je nachdem der eine oder 
andere Antrag, der gerade zur Diskuſſion ſteht, der 
Stimmung der Anwaltſchaft des Bezirks des Tagungsortes 
entſpricht oder nicht, wird regelmäßig die Beſchlußfaſſung 
ausfallen. 

Nicht die Geſamtheit des Deutſchen Anwaltvereins oder 
eine von den geſamten deutſchen Anwälten in verhältnismäßig 
gleicher Zahl beſchickte Verſammlung gibt fo den Ausſchlag bei 
den Abſtimmungen, ſondern vielmehr in der Hauptſache die 
Anwaltſchaft des Bezirks, wo die Verſammlung gerade ſtatt⸗ 
findet; dadurch haben in gleichen Fragen verſchiedene Anwalts⸗ 
tage oft recht verſchiedene Beſchlüſſe gezeitigt. | 

So recht beweiſt dies das Schickſal des Antrages über 
Errichtung einer Ruhegehalts⸗ und Witwen⸗ und Waiſenkaſſe; 
in Danzig (1901) wurde der Grundſatz der Zwangspenſions⸗ 
kaſſe angenommen, in Straßburg (1903) wurde, um nicht 
den Entwurf fallen zu laſſen — auf Antrag der Verfaſſer des 
Entwurfes — die Vertagung der Abſtimmung beſchloſſen; in 
Hannover (1905) wurde das Prinzip der Zwangspenſions⸗ 
kaſſe abgelehnt und die Errichtung einer freiwilligen Kaſſe 
und die Überweiſung eines entſprechenden Kapitalgrundſtockes 
aus der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte beſchloſſen, und 
nun wird ſeit dem Anwaltstage in Hannover gearbeitet und 
geſchafft — freilich nur von einer kleinen Minderheit der 
deutſchen Anwaltſchaft — um auch dieſen Beſchluß wieder auf⸗ 
zuheben, ſo daß auch der diesjährige Anwaltstag ſich wieder 
mit dieſer Frage wird beſchäftigen müſſen. 

Noch ein anderes Beiſpiel: 

Der Antrag auf Einführung eines Bienniums, dem in 
Hannover ein ſo eiliges Begräbnis bereitet wurde, würde ſicher⸗ 
lich, wäre er auf einem in München oder Nürnberg oder auch 
in Karlsruhe ſtattfindenden Anwaltstag zur Sprache gekommen, 
nicht nur nicht abgelehnt, ſondern mit wahrſcheinlich recht großer 
Majorität angenommen worden ſein, weil eben in dieſen Be⸗ 
zirken die allgemeine Stimmung unter den Anwälten ſeit langem 
ſchon die Einführung des Bienniums oder doch einer ähnlichen 
Maßregel verlangt und alſo auf einem ſüddeutſchen Anwalts⸗ 
tage die Freunde des Bienniums in größerer Sahl als deſſen 
Gegner vertreten geweſen wären. 

Derartigen Zufälligkeiten ſollten aber die Beſchlüſſe des 
Anwaltsvereins ſo wenig als irgend möglich ausgeſetzt ſein; 
will man alſo die Bedeutung der Antvaltvereinäbefchlüffe nach 
innen und außen heben, ſo müßte vor allem dafür Sorge ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


499 
tragen werden, daß der Einfluß der Anwälte des jeweiligen 
Verſammlungsortes auf ein billiges Maß zurückgeführt, die 
Beteiligung der Anwälte eine allgemeinere wird und ſo die 
Zuſammenſetzung der r me eine en Stetigkeit 
als * erhält. 

„ zZ: 8 

Bei Betrachtung der bisherigen Se ae der An⸗ 
waltstage muß es ſofort auffallen, daß die deutſchen Anwalts⸗ 
kammern und ſonſtige Anwaltvereinigungen auf dieſen 
Tagungen eine Vertretung nicht hatten, wiewohl eine ſolche 
Vertretung bei anderen Standesvereinigungen (J. B. den Arzte⸗ 
tagen) allgemein üblich iſt und ſicherlich auch dem Standcsintereſſe 
in hohem Maße entgegenkommt. Bisher war dies auf den 
Anwaltstagen nicht möglich, weil nach den Satzungen des 
Deutſchen Anwaltvereins eben nur Rechtsanwälte perſönlich 
dem Verein als Mitglieder beitreten konnten; denn § 2 der 
Satzungen gewährt das Recht zum Eintritt in den Verein nur 
„jedem bei einem deutſchen Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt“, 
nicht. aber irgendwelchen Korporationen, gleichviel ob fie auf 
Grund Geſetzes (wie die Anwaltskammern) gebildet, oder in⸗ 
folge privater Vereinbarung, wie die lokalen e 
entſtanden ſind. 

Daß der Beitritt der deutſchen Anwalts kammern und 
privater Anwaltvereine zum Deutſchen Anwaltverein für dieſen 
ein erheblicher Vorteil wäre, braucht wohl nicht beſonders be⸗ 
wieſen zu werden; denn dadurch würde (wofern dieſe Ver⸗ 
einigungen nun in der Tat auch als Mitglieder beitreten, was 
eben durch eine entſprechende Agitation in den Kreiſen der 
betreffenden Vereinigungen ſelbſt erreicht werden müßte,) der 
Anwaltverein weit mehr als bisher eine Vertretung der 
geſamten Anwaltſchaft Deutſchlands werden; feine 
Beſchlüſſe würden demgemäß auch eine erhöhte Bedeutung filr 
ſich beanſpruchen und wohl auch mehr Berüdfichtigung 
innerhalb und . dan en are) un 
können. 

Darf ſohm angenammen werden, daß eine Beine 
Anderung in der Organiſation des Deutſchen Auwaltbereins 
für dieſen und damit für die deutſche Anwaltſchaft von Nutzen 
wäre, ſo entſteht — vorausgeſetzt, daß die Satzungen des 
Deutſchen Anwaltvereins ſelbſt demgemäß geändert würden — 
die weitere Frage, ob denn der Beitritt für die einzelnen 
Anwaltvereinigungen nach Geſetz und Satzung überhaupt auch 
möglich wäre. Bei den freiwilligen Anwaltvereinigungen, wie 
z. B. dem Verein der Amtsgerichtsanwälte oder lokalen An⸗ 
waltvereinen, bedarf dies kaum einer beſonderen Erwägung, 
da es dieſen Vereinen frei ſteht, ihre Satzungen, falls dieſe 
bisher einen ſolchen . nicht ermöglichen 1 zu 8 
Zwecke zu ändern. f 

Aber auch hinſichtlich det Anwaltskammer ſelbſ wird ar 
berechtigter Zweifel darüber nicht beſtehen können, daß fie als 
ſolche dem Deutſchen Anwaltverein beitreten und eiwa hierzu 
notwendige Mittel gemäß 8 48 Ziff. 2 RAO. als „einen für 
die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten e Aufwand“ 
bewilligen dürfen. 

In außerordentlich klarer Weiſe hat das G8. Dresden, 
VI. 35. in ſeinem Beſchluſſe vom 14. Dezember 1904 (ab⸗ 
n in der JW. 05, 97 ff.), den Beitritt der Anwalts⸗ 
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kammer des Königreichs Sachſen zur Hilfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte für möglich und zuläſſig bezeichnet und dabei 
ausdrücklich hervorgehoben, daß wie jeder einzelne Anwalt die 
Reinhaltung des Standesanſehens als Berufspflicht betrachten 
müſſe, ſo auch „jede Anwaltskammer es als ihre vornehmſte 
Aufgabe zu erachten habe, die Würde und den guten Ruf des 
ganzen Standes ohne Makel aufrecht zu erhalten und daß alle 
Maßnahmen, die zur Erreichung dieſes Zieles nötig ſeien, dem⸗ 
nach eine „gemeinſame Angelegenheit“ der Kammermitglieder 
ſeien“. 

Dieſer Beſchluß billigt den Anwaltskammern das Recht 
zu, durch Präventivmaßregeln die Urſachen zu beſeitigen, aus 
denen Beeinträchtigungen des Standesanſehens ſich einſtellen 
können, und ſtützt ſich in Begründung dieſer Anſchauung vor 
allem auf die RA.; dieſe Ausführungen und Grundſätze, wie 
fie im Beſchluß des OB. Dresden niedergelegt find, laſſen 
alſo auch den Beitritt der Anwaltskammern zum Deutſchen 
Anwaltverein recht wohl zu; denn dieſer Verein iſt nach ſeinen 
Satzungen wie nach ſeiner bisherigen Tätigkeit und Entwicklung 
in hohem Maße geeignet, den Auwaltſtand nach jeder Richtung 
zu heben und dadurch auch ſein Anſehen und ſeinen Ruf zu 
fördern. — 

III. 

Da alſo die Möglichkeit, daß die Anwaltskammern dem 
Deutſchen Anwaltverein als Mitglieder beitreten, grundſätzlich 
hiernach wohl gegeben iſt, wäre lediglich noch zu erwägen, in 
welcher Weiſe die Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins ge⸗ 
ändert werden müſſen, um die Rechte und Pflichten der dem 
Verein als Mitglieder beitretenden Anwaltskammern und 
ſonſtigen Anwaltvereine in zweckentſprechender Weiſe feſtzuſetzen.— 
Hier müßte wohl davon ausgegangen werden, daß jede An⸗ 
waltskammer oder Anwaltvereinigung eine beſtimmte Anzahl 
von Stimmen erhalten würde, welche aber, um nicht ein allzu 
ſtarkes Abergewicht der großen Anwaltskammern zu erzeugen, 
nach oben zu begrenzen wäre; andererſeits aber müßten 
auch diejenigen Anwaltskammern, die nur eine ſehr geringe 
Anzahl von Mitgliedern zählen, doch immerhin eine beſtimmte 
Mindeſtzahl von Stimmen geltend machen können, da es wohl 
unbillig wäre, wenn eine Anwaltskammer nicht mehr Stimmen, 
als jeder einzelne Anwalt haben ſollte; entſprechend der 
Stimmenberechtigung würde dann auch die Verpflichtung zur 
Zahlung der Mitgliederbeiträge der einzelnen Anwaltskammern 
feſtzuſetzen ſein. | 

Ich denke mir hier, daß eine Anwaltskammer oder ein 
Anwaltverein für je 25 Mitglieder eine Stimme hätte, wobei 
durch 25 nicht teilbare Ziffern auf die nächſt höhere durch 25 
teilbare Ziffer abgerundet werden ſollen; die Mindeſtſtimmenzahl 
für eine Anwaltskammer könnte etwa 3, die Höchſtzahl etwa 
25 Stimmen betragen. 

Das Stimmrecht müßte durch einen oder mehrere Delegierte 
der Anwaltskammern oder Vereinigungen ausgeübt werden. 

Bei Annahme einer ſo geregelten Stimmabgabe würden 
nach dem Stand der Anwaltskammern, wie ſolcher aus der 
Mberficht der Juriſtiſchen Wochenſchrift per Januar 1907 ers 
ſichtlich iſt, für den Fall, daß ſämtliche Anwaltskammern dem 
Deutſchen Anwaltverein beitreten, ſich für die einzelnen An⸗ 
waltskammern folgende Stimmrechte ergeben: 
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Anwalts⸗ Beſtand Stim⸗ Anwalts: Beſtand Stim⸗ 
kammer⸗ an An⸗ men⸗ kammer ⸗ an An⸗ men⸗ 
bezirk: wälten: zahl bezirk: wälten: zahl: 
Augsburg... 116 5 Karlsruhe.. 304 13 
Bamberg.. 144 6. iel! 178 8 
Berlin. . . 1246 25 Königsberg.. 199 8 
Braunſchweig. 82 4 Marienwerder. 149 6 
Breslau. 486 20 Münden ... 459 19 
Call... .. 84 4 Naumburg.. 345 14 
Celle 291 12 Nürnberg... 170 7 
Cöln 625 25 Oldenburg. 16 3 
Colmar 134 6 Poſen 204 9 
Darmſtadt 182 8 Roſtock 157 7 
Dresden 806 25 Stettin 168 7 
Frankfurt a. M. 257 11 Stuttgart. 292 12 
Hamburg. . . 329 14 Zweibrücken. 99 4 
Hamm . 455 19 Reichsgericht 25 3 
Jena 175 7 


Dadurch würde die Stimmenzahl des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins um ungefähr 300 erhöht; da bisher regelmäßig, von 
einigen Ausnahmen abgeſehen, die Teilnehmerzahl der deutſchen 
Anwaltstage ungefähr 300 bis 400 betragen hat, würden im 
Falle des Beitrittes der deutſchen Anwaltskammern dieſe durch 
Ausübung ihres Stimmrechtes den Anwaltstagen eine breitere 
und ſtabilere Grundlage geben können und ſich ein allzu ſtarkes 
Hervortreten lokaler Einflüſſe vermeiden laſſen; dieſe Folge 
würde im Falle des Beitritts anderer Anwaltvereine noch in 
verſtärktem Maße eintreten. Abgeſehen von dem weiteren 
finanziellen Vorteile — bei Berechnung des Mitgliedbeitrages 
mit 10 Mark pro Stimme würde dies immerhin eine Mehr⸗ 
einnahme von mindeſtens 3 000 Mark zirka bedeuten —, 
würde aber zweifellos die Beteiligung der deutſchen Anwalts⸗ 
kammern an den Anwaltstagen deren Beſchlüſſen von vornherein 
ein erhöhtes Gewicht gewährleiſten. 

Es würde auch ein regerer Kontakt zwiſchen den Anwalts⸗ 
kammern und dem Deutſchen Anwaltverein hergeſtellt werden, 
indem eben die Delegierten der Anwaltskammern dieſem über 
die Tätigkeit der jeweiligen Anwaltstage regelmäßig Bericht 
erſtatten würden. 

Eine derartige Entwicklung würde aber gerade in den 
jetzigen Zeitläufen, wo allerorten mehr und mehr die Anwälte 
zur Hebung ihrer Standesintereſſen ſich zuſammenzuſchließen 
genötigt ſind, für die Anwaltſchaft ſelbſt und für den Deutſchen 
Anwaltverein von größter Bedeutung werden müſſen. 

Darum möchte ich wünſchen, daß der heurige Anwaltstag 
dieſer Anregung näher treten und dadurch an dem Ausbau und 
der Feſtigung des Deutſchen Anwaltvereins mitarbeiten möchte, 
auf daß die deutſchen Anwaltstage und ihre Beſchlüſſe künftighin 
nicht nur an ihrem Werte, ſondern auch nach außen gegenüber 
den Reichs⸗ und Landesſtellen an Anſehen und Schätzung ge⸗ 
winnen mögen. 

Juſtizreformfragen — Geldfragen! 
Von Rechtsanwalt Dr. C. Spohr in Gießen. 

Hinter allen Rufen nach Juſtizreform, um was es ſich 
immer handeln möge, ſchreitet als Schreckgeſpenſt einher die 
Geldfrage. Sie birgt in ſich Gegenſätze von weittragendſter 
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Bedeutung, mit denen ſich nahezu jeder Reformgedanke aus⸗ 
einanderſetzen muß. Hier ruft das Publikum, ſeit dies Poſtulat 
in die Maſſen geworfen wurde, nach Unentgeltlichkeit oder doch 
Verbilligung der Rechtspflege, dort verlangen alle an der 
Rechtspflege beteiligten Organe nach hinreichender Honorierung 
ihrer Arbeit, nach ausreichend geſicherter Lebensſtellung. Un⸗ 
verſtand und Neid verſchärfen nur allzu oft dieſe Gegenſätze; 
gar vielen iſt es nicht gegeben, ſich in einigermaßen zutreffender 
Weiſe in die Intereſſen der anderen einzufühlen, und ſie legen 
überall den eigenen Maßſtab an die anderen, uneingedenk des 
mahnenden Bildes von der Froſchperſpektive. Ja ſogar die, 
welche nach ihrer eigenen Stellung einander nahe ſtehen, innigſt 
verwandte Intereſſen zu verteidigen hätten, ſpüren oft genug 
mehr den Gegenſätzen als den Gemeinſamkeiten nach und machen 
ſich das Leben ſauer, anſtatt ſich gegenſeitig zu ſtützen. Härten 
und Vorurteile vergangener Zeiten, die längſt verwunden ſein 
müßten, tun ein übriges, um die Gegenſätze zu verſchärfen. 
Was ſoll man z. B. heutzutage noch dazu ſagen, wenn der 
verwerfliche Satz: semper aliquid haeret in unſerer Zeit eine 
ſolch ſchwerwiegende Unterſtützung erhält, wie ſie im § 1 des 
Geſetzes, betreffend Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft vom 14. Juli 1904 mit den Worten enthalten iſt: 
„wenn das Verfahren ihre Unſchuld ergeben oder dargetan hat, 
daß gegen ſie ein begründeter Verdacht nicht vorliegt.“ Welch 
ungeheuerliche Begriffsverwirrung! Sollte man nicht meinen, 
daß die Unvereinbarkeit dieſer Beſtimmung mit § 190 Satz 2 
StGB. auf der Hand lag, alſo eine ſoche Beſtimmung hätte 
ausſchließen müſſen? Statt deſſen bietet ſie nun eine neue 
Stütze für jene unvernünftige Rechtſprechung, die den 8 499 
Abſ. 2 StPO. nahezu illuſoriſch macht — und doch iſt dieſe 
Beſtimmung ſchon durch das Wort „notwendige“ Auslagen 
recht fragwürdig geworden. Jeder Kenner unſerer Rechtspflege 
weiß, daß dieſe Notwendigkeit im Verhältnis zum Privatkläger 
oder Privatbeſchuldigten ſtets die Verteidigungskoſten mit⸗ 
einſchließt, während der Staatskaſſe gegenüber nur in ſeltenen 
Fällen die Notwendigkeit anwaltlicher Verteidigung anerkannt 
wird, ſelbſt dann, wenn ſonſtige Ausgaben der Staatskaſſe auf⸗ 
erlegt werden. Geldfragen und Fiskalismus hemmen eine 
geſunde Entwickelung, eine geſunde Organiſation, eine geſunde 
Rechtspflege! 

Von den zur Zeit ſchwebenden Juſtizreformfragen wird 
materiell der Anwaltsſtand am meiſten berührt werden. Mag 
es ſich nun um die Stellung der Bureauangeſtellten handeln 
oder um die Gerichtsverfaſſungs⸗ und insbeſondere Amts⸗ 
gerichtsprozeßreform, für die Anwälte und ihr Einkommen 
werden ſich hieraus ſchwerwiegende Einflüſſe und Verſchiebungen 
ergeben. Darüber muß man ſich freilich klar ſein, daß eine 
Hebung der Stellung des Bureauperſonals ohne eine Verteue⸗ 
rung der Rechtspflege nicht durchführbar iſt. Man bedenke doch 
nur, daß feit 1879 dieſelben Sätze für die Bureauunkoſten in 
Geltung geblieben find, nämlich 10 Pfennig für die Seite, 
wobei nebenbei bemerkt die Rechtſprechung in engherziger Weiſe 
für Kuvertierung und Adreſſe Kopialien nicht zubilligt. Seit 1879 
ſind jedoch die Bureauunkoſten ſtändig ganz erheblich geſtiegen; 
mag man ſich, was das Papier anlangt, zum Teil durch Wahl 
recht minderwertiger Qualitäten der Teuerung entzogen haben, 
der Steigerung der Bureaumieten, ſowie der Löhne für die 
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Angeſtellten hat ſich niemand entziehen können, ganz abgeſehen 
davon, daß längſt Sonntagsruhe und Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit ein übriges in dieſer Richtung getan hat; eine gewiſſe 
Erſparnis mag durch Einführung der Schreibmaſchine zugegeben 
werden, ſo teuer die Maſchinen auch noch ſind. Ich habe eine 
Zeitlang genau Statiſtik geführt und bin dabei zu dem Er⸗ 
gebnis gekommen, daß die bezahlten Kopialien auf meinem 
Bureau nur zirka 55 bis 60 pCt. der Bureauunkoſten zu decken 
vermochten; der Reſt mußte alſo aus den Gebühren gedeckt 
werden. Und dabei hatte ich neben dem Vorſteher damals nur 
zwei jüngere Gehilfen, und zwei Schreibmaſchinen waren im 
Gebrauch. Soll alſo die Hebung der Stellung des Bureau⸗ 
perſonals in hinreichender Weiſe erfolgen und gewährleiſtet 
werden, ſo wird als erſter Schritt hierzu eine Erhöhung der 
Kopalien gefordert werden müſſen. Man kann ſie getroſt ver⸗ 
doppeln und dann auch verlangen, daß im Verkehr mit den 
Behörden beſtimmte Normalpapiere verwendet werden und daß 
den Bureauangeſtellten alle die angeſtrebten ſozialen Beſſerungen 
zuteil werden: Beſſere Gehälter, Bureauräume mit genügend 
Licht und Luft, Arbeitszeit nicht über acht Stunden, Sonntags⸗ 
ruhe, angemeſſene Ferien und vor allem genügender Unterricht 
und Unterweiſung zu ihrem Fortkommen. Das ſind lauter be⸗ 
rechtigte Forderungen, denen ſich kein Anwalt, der ſozialen Geiſt 
beſitzt, entziehen wird. Aber: ultra posse nemo obligatur! 
Der Satz für Kopalien muß auf 20 Pfennig pro Seite erhöht 
werden, wenn ein ausreichender Fortſchritt für unſere Ange⸗ 
ſtellten gewährleiſtet werden ſoll. 

Mag man man dieſe Frage als von mehr untergeordneter 
Bedeutung zurückſtellen — meines Erachtens iſt ſie außer⸗ 
ordentlich wichtig und verdient jede Förderung —, ſo wird die 
kommende Juſtizreform unter allen Umſtänden weitgehenden 
Einfluß auf die Einkommensverhältniſſe der Anwälte ausüben. 
Wie ſeit 1879 die Kopialien trotz ſteigender Ausgaben auf dem 
alten Satz geblieben find, fo auch im weſentlichen die anwalt⸗ 
lichen Gebühren, ja wir haben bei dieſen ſogar teilweiſe recht 
erhebliche Einbußen zu verzeichnen. Man denke nur an 8 9a 
GKG. Andrerſeits iſt die Inanſpruchnahme für Armenſachen 
erheblich angewachſen, zumal es an den größeren Amtsgerichten 
nicht ausbleiben konnte, daß auch hier freiwillige Organiſation 
dem mangelnden Anſpruch auf Beiordnung eines Anwalts ab⸗ 
half und gerade hier ſeit 1900 eine Fülle von Alimenten⸗ 
ſtreitigkeiten im Armenrecht geführt werden, da die Verfolgung 
dieſer Anſprüche ſchon durch Errichtung der Vormundſchaften 
für uneheliche Kinder auch da, wo dies früher nicht der Fall 
war, eine viel häufigere geworden iſt. Gewiß iſt ja auch ſonſt 
die Zahl der Prozeſſe erheblich geſtiegen, — aber ganz gewiß 
nicht in höherem Grade, als auch die anwaltliche Konkurrenz. 
Den goldenen Boden, den die ältere Advokatur gehabt hat, den 
hat die Anwaltſchaft heute im allgemeinen lange nicht mehr; 
daß es Ausnahmen gibt, beſonders in den Induſtriezentren und 
den größeren Städten, wer möchte das leugnen? Es iſt eine 
alte Erfahrung, daß das Publikum ſeine Lieblinge vorzieht und 
gar nicht weiß und merkt, daß dieſe abſolut nicht imſtande 
ſind, ihre perſönliche Arbeit den übertragenen Sachen zu widmen, 
bezw. doch nur einen kleinen Teil perſönlich bearbeiten, alle 
übrigen mehr oder weniger ihren Hilfsarbeitern, vom Sozius, 
Aſſeſſor bis zum Referendar und Bureauvorſteher hinunter, über 
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aſſen müſſen. Im großen ganzen find die Anwaltseinkommen 

geſunken und halten ſich zur Zeit an der Grenze, unterhalb 
deren Anſehen und ſtandeswürdige Lebens⸗ wie Berufsführung 
Einbuße erleiden müßten; das Armenrecht aber trifft auch bei 
der üblichen Verteilung den beſchäftigten wie weniger beſchäftigten 
Anwalt in gleichem Maße. Daß darin eine große Ungerechtig⸗ 
keit liegt, iſt evident! Wenn ich daher auch nicht der Erhöhung 
der Gebühren im allgemeinen das Wort reden will und lediglich 
weiteren Abſtrichen widerreden möchte, ſo wäre doch der Er⸗ 
wägung wert, ob nicht dem Anwalt Gebühren und Auslagen 
in Armenſachen aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſeien, wie ja in 
Strafſachen der Offizialverteidiger vom Staate honoriert wird. 
Gewiß, der Anwaltszwang bedarf notwendigerweiſe als Korrelat 
des Armenrechts mit Beiordnung eines Anwalts im Armenrecht, 
weil ja ſonſt der Arme von der Rechtsverfolgung inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen wäre, als Anwaltszwang exiſtiert. Allein man muß 
doch bedenken, daß der Anwaltszwang in allererſter Linie dazu 
dienen ſoll, daß einmal die Prozeſſe ſachdienlich geführt, die 
Verhandlungen von alle dem entlaſtet werden, was die In⸗ 
ſtruktion des Prozeſſes zur Aufgabe hat, zum andern ſinnloſe 
Anſprüche nicht geltend gemacht werden können, weil ein Anwalt 
ſolche nicht vertreten kann und darf. Es waren alſo ſachliche 
Momente, die in erſter Linie das Inſtitut des Anwaltszwanges 
ergaben; erſt nebenher bedeutete der Anwaltszwang eine 
materielle Stärkung des Anwaltsſtandes, ſofern man eben in 
dieſen Sachen den Anwalt nicht umgehen kann, den übrigens 
kaum jemand umgehen würde, wenn er ſicher wäre, daß er 
den Anwalt auch nur im Falle des Obſiegens unter keinen 
Umſtänden zu bezahlen brauchte (ſ. u.). Wir bedürfen meines 
Erachtens des Anwaltszwanges für uns nicht; an jedem 
etwas beſchäftigten Gericht ergibt ſich für alle Prozeß⸗ 
beteiligten die Notwendigkeit der Beſtellung eines Anwalts ganz 
von ſelbſt. 

Hieraus ergibt ſich aber: Die Belaſtung mit Armenſachen 
iſt eine Beſteuerung des Anwalts, wie ſie ſonſt ſo gut wie 
nirgends vorkommt; an einem mittleren Gericht involviert ſie 
durchſchnittlich im Jahre an Gebühren und Auslagen gering 
gerechnet 500 Mark, alſo einen ſehr erheblichen Steuerſatz. 
Es iſt in der Tat nicht einzuſehen, warum ein einzelner Stand 
dieſe Laſt für die Allgemeinheit tragen ſoll. Nachdem der 
Staat mit Fug und Recht die unorganiſierte Selbſthilfe aufs 
äußerſte eingeſchränkt hat, nachdem alle Staatsangehörigen 
zwecks Erlangung ſtreitig gemachter Anſprüche die Hilfe des 
Staates anrufen müſſen, iſt es billig und recht, daß auch die 
Allgemeinheit diejenigen Koſten trägt, die dieſes Syſtem ver⸗ 
urſacht und zu deren Erſatz ſei es ein zahlungspflichtiger oder 
ein zahlungsfähiger Verpflichteter nicht gegeben iſt. Das wird 
gerade bei Armenſachen, in denen ſo häufig auf beiden Seiten 
Armenparteien ſtreiten — z. B. Eheſcheidungsprozeſſe, Alimenten⸗ 
forderungen uſw. — ſo recht auffällig! Überhaupt liegt hierin 
vielleicht der berechtigte Kern der Forderung ſogenannter unent⸗ 
geltlicher Rechtspflege: Der Staat, welcher in ſeiner Gerichts⸗ 
organiſation alle Selbſthilfe aufgehoben und die Rechtshilfe 
monopoliſiert hat, muß zu Laſten der Allgemeinheit die Koſten 
dieſer Inſtitution tragen, ſoweit nicht ein zahlungsfähiger 
Koſtenſchuldner vorhanden iſt. Die Forderung unentgeltlicher 
Rechtspflege dagegen ſchießt über das Ziel hinaus, wo fie 
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verlangt, daß die Rechtspflege überhaupt unentgeltlich gehand⸗ 
habt werden ſoll; aber ſoweit jemand gezwungen iſt, zur 
Durchſetzung ſeines guten Rechtes die Hilfe der Gerichte an⸗ 
zurufen oder ſoweit er vor die Gerichte gezwungen wird, ſoweit 
müßte ihm die Allgemeinheit diejenigen Koſten erſetzen, die er 
von dem ihm zum Erſatzverpflichteten Gegner nicht beitreiben 
kann, weil der nichts hat. Soweit er ſelbſt jedoch unterliegt, 
hat er ſelbſtredend keinen Anſpruch, daß ihm ſolche Koſten 
erſetzt werden. Sicherlich würde mit einer ſolchen Beſtimmung 
die Agitation um unentgeltliche Rechtspflege entwaffnet werden. 
Dem Anwaltsſtand aber würde das ſeither getragene Opfer 
unentgeltlicher Mühewaltung abgenommen ſein. Aber auch 
das alles iſt wieder mal eine Geldfrage; was man einſtweilen 
ungerechterweiſe auf einzelne abſchiebt, denen man entweder 
den Weg koſtenloſer Selbſthilfe verbaut hat oder denen man 
Verpflichtungen auferlegt, das müßte auf die Allgemeinheit 
übernommen werden! Und ein weiterer Fortſchritt könnte dann 
gemacht werden: vom nummerus clausus über den Anwalts⸗ 
zwang mit Reſidenzpflicht und allerhand Freizügigkeits⸗ 
beſchränkungen zur freien Advokatur mit völliger Freizügigkeit 
im Deutſchen Reich mit Ausnahme der Revifſionsgerichte, an 
denen man ſogar zum Nummerus clausus zurückkehren könnte, 
jedenfalls aber den Anwaltszwang beibehalten müßte! Nur 
der Satz müßte allgemein anerkannt werden, daß die Koſten 
anwaltlicher Verbeiſtandung jeder Art und vor jedem Gericht, 
in jeder Sache ſtets zu den ſogenannten notwendigen Koſten 
gehören, die der koſtenpflichtige Gegner bezw. der Staat 
ſofern der Gegner zahlungsunfähig iſt oder ein Gegner nicht 
vorhanden iſt, erſtatten muß, ſelbſtredend mit Ausnahme von 
Reiſekoſten, wo genügende Auswahl an Anwälten am Ort 
getroffen werden konnte. a 
Vorausgeſetzt nun, daß der Deutſchen Anwaltſchaft die 
Laſten des Armenrechts abgenommen werden, vorausgeſetzt, daß 
ihr Freizügigkeit gewährt, Anwaltszwang aufgehoben und dabei 
anerkannt wird, daß die Koſten anwaltlicher Hilfe unter allen 
Umſtänden zu den notwendigen erſatzfähigen Auslagen gehören, 
unter dieſen Vorausſetzungen würde im weſentlichen allen Be⸗ 
denken gegen eine gründliche Gerichtsverfaſſungsreform, ſoweit 
ſie aus der anwaltlichen Lebensſtellung von heute erwachſen, 
der Boden entzogen ſein. Kann dem Deutſchen Volke außer⸗ 
dem unentgeltliche Rechtspflege in dem obenbezeichneten be⸗ 
ſchränkten Umfange gewährt werden, um ſo beſſer! Das alles 
ſind Geldfragen, deren Löſung nur möglich ſein wird, wenn 
wir uns darauf beſinnen, daß neben der direkten Beſteuerung 
ganz beſonders die indirekten Steuern auf die bloßen Genuß⸗ 
mittel und Vergnügungen und auf alle jene Induſtrieen, die 
nicht Nahrungsmittel oder dauernde, werbende Werte ſchaffen, 
ſcharf angezogen werden müſſen, insbeſondere Tabak und Alkohol! 
Indeſſen auf dieſe Deckungsfrage kann hier nicht näher 
eingegangen werden. Es ſollten nur die Vorausſetzungen auf⸗ 
geſtellt werden, auf denen eine Reform aufbauen müßte, wollte 
man einerſeits gründlich reformieren und andrerſeits nicht den 
beſtehenden Anwaltsſtand einem Sturme ausſetzen, dem viele 
zum Opfer fallen müßten. Ungangbar muß insbeſondere der 
Weg bezeichnet werden, der die Koſten der Rechtsverfolgung 
in Wechſel⸗ oder Verſäumnisſachen noch weiter herunterdrücken 
wollte; im Prinzip iſt unſer heutiges Syſtem nicht zu be⸗ 
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anſtanden; es müſſen die höheren Gebühren der großen Objekte 
und es muß der verhältnismäßig müheloſe Verdienſt der Ver⸗ 
ſäumnisſachen und der Wechſelſachen den Ausfall wettmachen, 
den die häufig enorme Mühewaltung mit den ſtreitigen Sachen 
und nun gar in geringen Objekten involviert. 

Unter dieſen Vorausſetzungen ſchiene mir der Weg, den 
P. Krückmann in Nr 13 der JW. von 1907 vorſchlägt, gangbar; 
Nur in einem Punkte kann ich ihm nicht zuſtimmen: mir will 
ſcheinen, daß der Inſtanzenzug ganz einheitlich dahin geregelt 
zu werden verdient: I. Inſtanz: Amtsgericht. Berufungs⸗ 
inſtanz in allen Sachen: Das Landgericht in der heute 
üblichen Beſetzung mit 3 Richtern. Reviſionsinſtanz: 
1. bei Objekten bis zu 3 000 Mark das Oberlandesgericht mit 
3 Richtern, 2. bei höheren Objekten und in allen nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten: Das Reichsgericht beſetzt mit je 
5 Richtern. Ich weiche alſo darin von ihm ab, daß das 
Berufungsgericht verſchieden ſein ſoll und daß es beim Land⸗ 
gericht nur mit einem Richter beſetzt ſein ſoll. Krückmann 
ſchätzt da doch das Gewicht der tatſächlichen Feſtſtellungen zu 
gering ein; wie oft ſind gerade dieſe durch eine Rechtsauffaſſung 
beeinflußt und gefärbt? Aber vor allem: wie weit iſt die 
Partei, die Sedes des Streitgegenſtandes vom Sitz des Ober⸗ 
landesgerichts entfernt? Das Landgericht wird auf dieſe Weiſe 
der natürliche Mittelpunkt aller der Faktoren bleiben, die unter 
zu großer Entfernung nur leiden können. Bei den reinen Rechts⸗ 
fragen iſt es einerlei, wo ſie entſchieden werden, wenn nur keine 
allzugroße juriſtiſche Dezentraliſation eintritt; dieſer könnte ja 
dadurch in etwas vorgebeugt werden, daß die Oberlandesgerichte 
in den Sachen, wo ſie von einer Entſcheidung des Reichsgericht 
abweichen wollen, die Entſcheidung der vereinigten Senate des 
Oberlandesgerichtes anzurufen hätten (ſ. u.). 

Durch ſolche Organiſation werden ſicherlich ſchon viele 
Beiſitzer erſpart, mehr als an Einzelrichtern erforderlich werden 
würden; denn alle Verſäumnisſachen und die vielen Sachen, 
die erfahrungsgemäß nicht in die zweite Inſtanz kommen, mögen 
ſie nun verglichen oder durch Urteil überzeugend entſchieden 
werden, beſonders da, wo die Beweisaufnahmen ſchlagend ſind, 
werden dem Kolleg entzogen und erſpart. Beim Amtsgericht 
könnten dieſe Verſäumnisſachen aber durch einen obligatoriſchen 
Vortermin ebenfalls dem Spruchrichter abgenommen werden, 
wie auch im Vortermin mancher Vergleich und manches An⸗ 
erkenntnisurteil erledigt werden könnte. Sehr beizupflichten iſt 
Krückmanns Forderung, daß gerade die Amtsgerichte mit älteren 
erfahreneren Herren beſetzt werden ſollten, nur müßte man 
ihnen ſo manche ſchematiſche Laſt abnehmen, die heute auf 
ihnen ruht; es eignet ſich nicht jeder zum Grundbuchrichter, 
zur Standes ämterreviſion und dergl. mehr. Überhaupt müßte 
hier auf die Begabung mehr Rückſicht genommen werden, aus⸗ 
geſprochene Wünſche könnten berückſichtigt werden uſw. Heut⸗ 
zutage geht alles mehr oder weniger nach Schema F und 
mancher des Schwimmens Unkundige wird in den Strom ge⸗ 
worfen und geht darin unter. Die Anfänger gehören zuſammen 
mit einem älteren Richter ins Kolleg und erſt von dort ohne Eng⸗ 
herzigkeit in allein verantwortliche Stellungen. Ein reger Aus⸗ 
tauſch zwiſchen Anwälten und Richtern wäre nur wünſchenswert. 

Aber all das ſind ſchließlich wieder Geldfragen: Die Amts⸗ 
gerichte müßten bedeutend vergrößert werden und zwar an Be⸗ 
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ſetzung wie auch an Gebäuden. Die Landgerichte würden etwas 
ſchwächer beſchäftigt ſein, aber als Berufungsgerichte nur mit 
contradiktoriſchen Sachen. Die Oberlandesgerichte würden ganz 
erheblich entlaſtet werden, weil nur noch Reviſionsinſtanzen, alſo 
im allgemeinen ohne Beweiserhebungen arbeitend. Sie könnten 
deswegen auch in den Senaten mit 3 Richtern auskommen. 
Das Landgericht bliebe für alle ſtreitigen Sachen der Mittel⸗ 
punkt. Alles in allem wären die Koſten der Neuorganiſation 
weſentlich Koſten der Amtsgerichte, etwas entlaſtet durch Minder⸗ 
koſten an den Oberlandesgerichten. Stark entlaſtet könnte das 


Reichsgericht werden, wenn z. B. die Reviſionsſumme für das⸗ 


ſelbe auf 5 000 Mark oder noch mehr hinaufgeſetzt würde; 
als Gegengewicht müßten die Oberlandesgerichte das Recht 
haben, Streitfragen, die noch nirgends vom Reichsgericht ent⸗ 
ſchieden wurden, dieſem zur Entſcheidung vorzulegen, auch wo 
nicht die reichsgerichtliche Reviſionsſumme gegeben wäre. Alles 
in allem würde dieſe Reorganiſation wohl keine allzugroße Er⸗ 
höhung der Koſten der Rechtspflege bedeuten. 

Sehr einſchneidend hingegen wäre ſie an ſich für die Geſtaltung 
der Anwaltsverhältniſſe. Hier träte eine große Verſchiebung 
ein, weil den ſeitherigen Landgerichtsanwälten der große Teil 
jener Sachen entginge, die in I. Inſtanz ſeither am Landgericht 
erledigt wurden. Es würde notwendig eine Verteilung auf die 
Amtsgerichte ſtattfinden, ohne vielleicht gerade eine Stärkung 
ihrer Poſition zu bedeuten, weil die Konkurrenz wett zu machen 
geeignet wäre, was zuwächſt. An den Sitzen der Oberlandes⸗ 
gerichte würden Simultanzulaſſungen ausgleichend wirken. Im 
großen ganzen träte eine Verteilung ein, deren Gegengewicht 
nur in der Abnahme der Armenrechtslaſten und in den andern 
obenbezeichneten Vorausſetzungen zu ſinden wäre. Der Wegfall 
des Anwaltszwanges würde großenteils bedeutungslos, wenn 
einmal ſtets anwaltliche Hilfe als zu den notwendigen Koſten 
der Rechtsverfolgung gehörend anzuſehen wäre, beſonders aber 
wenn zum andern jener berechtigte Kern der Forderung unent⸗ 
geltlicher Rechtspflege verwirklicht würde, daß ſtets der Staat 
die Koſten erſetzen müßte, wenn am koſtenpflichtigen Gegner 
nicht Erſatz zu erlangen wäre. Denn dann würde auch ohne 
Anwaltszwang ſo gut wie niemand den Anwalt umgehen. 

Was dagegen jetzt ohne jede innerliche Harmonie geplant 
zu ſein ſcheint, wäre nur geeignet die Poſition des Anwaltes 
zu ſchwächen, was nun im Laufe der Jahre durch Sondergerichte 
aller Art ſchon wiederholt geſchehen iſt. Eine geringe Erhöhung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte wird den Amtsgerichtsanwalt 
in ſeiner Poſition nur ſtärken nach dem alten Worte: zu wenig 
zum Leben, zu viel zum Sterben. Alles in allem Halbheiten, 
weil die Geldfrage jeder gründlichen Reform im Wege ſteht, 
ſofern die Ubernahme der Parteikoſten im bezeichneten Umfange 
auf die Staatskaſſe erhebliche Mehrbelaſtung dieſer wäre. 


Einfluß der Kompetenzerhöhung auf Landgerichts⸗ 
anwälte und Oberlandesgerichtsauwälte. 
In der letzten Nummer vom 15. Juli der Juriſtiſchen 


Wochenſchrift erwidert Herr Kollege Lots in Altenburg auf den 
Auſſatz des Herrn Juſtizrats Koffka in Berlin mit der Be; 
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hauptung, daß durch die erhöhte Zuſtändigkeit die Landgerichts⸗ 
anwälte vorzugsweiſe in erheblicherem Maße als die 
Oberlandesgerichtsanwälte geſchädigt würden. 

Dieſe Zuſchrift beruht auf einem Exempel, das rechneriſch 
unzutreffend iſt. Herr Kollege Lots berechnet bei der Einbuße 
der Landgerichtsanwälte ſämtliche Sachen des Landgerichts 
Altenburg, bei der Einbuße der Oberlandesgerichtsanwälte aber 
nur die Berufungsſachen aus dem Landgericht Altenburg, 
während zum Oberlandesgericht Jena 8 Landgerichte gehören, 
deren Berufungen zu mindeſtens 40 Prozent durch die Er⸗ 
weiterung der Kompetenz beſeitigt werden. Wenn nun aber 
auch die anderen 7 Landgerichte wahrſcheinlich geringere Zahlen 
von Berufungen haben, was ich aus der durchſchnittlich 
geringeren Anzahl der zugelaſſenen Anwälte ſchließe, ſo bleibt 
doch ungefähr das ſechsfache von dem übrig, was Herr Kollege 
Lots annimmt. Die Anwälte am Oberlandesgericht Jena 
verlieren alſo nicht 23, ſondern 140 Sachen. Der Ausfall 
beträgt alſo nicht den fünften Teil des Ausfalls der Land⸗ 
gerichtsanwälte, wie Herr Kollege Lots annimmt, iſt vielmehr 
abſolut höher an Zahlen der Mandate und weiter noch höher 
an poſitivem Umfang, da die Berufungsinſtanz doch ungefähr 
90 Prozent kontradiktoriſcher Sachen enthält. Die Einbuße 
von 20 Prozent aller erſtinſtanzlichen Landgerichtsſachen be⸗ 
deutet auch keine Einbuße von 20 Prozent der Einnahme, 
denn die Landgerichtsanwälte büßen die Objekte über 1000 Mark 
ja nicht ein. Die 60 Prozent mit höherem Objekt ſtellen 
ſelbſtverſtändlich einen höheren Prozentſatz der Einnahme dar. 
Außerdem wird der Prozentſatz der kontradiktoriſchen Sachen 
für die Landgerichtsanwälte durch die Neueinführung der 
Berufung im ganzen geſteigert, nämlich nach Herrn Lots um 
23 Sachen, und ſchließlich bilden die bisherigen Amtsgerichts⸗ 
ſachen immerhin einen großen Teil der Einnahme der Land⸗ 
gerichtsanwälte. 

Andererſeits iſt ſelbſtverſtändlich der Prozentſatz der 
niedrigen Objekte ganz verſchieden je nach den Verhältniſſen 
der betreffenden Gegend. Wenn in Berlin die Objekte unter 
1000 Mark für die Kammergerichtsanwälte 40 Prozent ihrer 
Sachen ausmachen, ſo ſtellen fie in Stettin nach der Statiſtik 
des Herrn Kollegen Friedeberg ungefähr 50 Prozent, in 
Nürnberg nach der Erhebung der Anwaltskammer 75 Prozent 
der Berufungsprozeſſe von den Oberlandesgerichten dar. 

Wenn auch die Berechnung des Herrn Kollegen Lots 
rechneriſch unzutreffend iſt, ſo läßt ſich dagegen, daß der 
Berufungsanwalt beim Landgericht für die Tätigkeit in der 
Berufungsinſtanz ebenſo erhöhte Gebühren beanſpruchen dürfte, 
als der Oberlandesgerichtsanwalt, für den Fall nichts ein⸗ 
wenden, daß er ſelbſt die Partei in erſter Inſtanz nicht ver⸗ 
treten hat. Für dieſen Fall liegt allerdings eine Mehrbelaſtung 
vor, die der Anwalt am Oberlandesgericht in jeder Sache hat, 
wenigſtens in Preußen, das die Simultanzulaſſung nicht kennt. 

Im übrigen ſind die Ausführungen des Herrn Juſtizrats 
Koffka Wort für Wort zu unterſchreiben. Es beſteht ſeit 1879 
eine Ungleichheit bezüglich des Entgelts der Anwälte am Ober⸗ 
landesgericht und der am Landgericht in doppelter Art. Einmal 
iſt es dem Oberlandesgerichtsanwalt faſt durchweg verſchränkt, 
mühevolle Tätigkeit durch müheloſeren Erwerb im Verſäumnis⸗ 
verfahren, Urkundenprozeß, Konkursverfahren, Zwangsvoll⸗ 
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ſtreckungsinſtanz auszugleichen. Dieſe Folge der Arbeitsteilung 
muß an ſich ertragen werden. Dann aber erfordert Prozeß⸗ 
betrieb, Informationseinziehung und Verhandlung ſchon des⸗ 
halb, weil eine Fülle erſtinſtanzlichen Materials vorliegt, durch 
die ſich der Berufungsanwalt erſt durcharbeiten muß, un⸗ 
bedenklich mehr Arbeitszeit und tatſächliche Mühewaltung für 
den Anwalt zweiter Inſtanz. Die Erkenntnis dieſes Unter⸗ 
ſchiedes iſt wohl erſt allen im Laufe der Jahre klar geworden. 

Noch auf eins mag hingewieſen werden. Die Belaſtung 
der zweiten Inſtanz mit Armenſachen iſt eine erheblich höhere. 
Sie nimmt auch von Jahr zu Jahr zu, zum Teil deshalb, 
weil das kommunale Armenatteſt oft zu leicht erteilt wird. 
Dann bedarf die Vorprüfung bezüglich der Erteilung des 
Armenrechts dringend einer geſetzlichen Regelung, da in ganz 
ausſichtsloſen Sachen das Armenrecht erteilt werden muß, nur 
wenn die Partei behauptet, ſie wolle eine erhebliche Tatſache 
unter Eid ſtellen, während ſie ſelbſt davon überzeugt iſt, daß 
der Gegner den Eid leiſten wird. 

Mit der Inſtanz erhöht ſich aber auch der Prozentſatz, 
denn einmal geht die arme Partei leichter durch mehrere In⸗ 
ſtanzen, und andererſeits wird ſehr oft in zweiter Inſtanz das 
Armenrecht nachgeſucht, wenn es in erſter Inſtanz nicht be⸗ 
anſprucht wurde. Der Berufungskläger glaubt dann zugleich 
ein Gutachten über die Ausſicht ſeines Prozeſſes zu erhalten 
und Freiheit von der Vorſchußpflicht. Der Berufungsbeklagte 
glaubt ſich durch den Schutz des erſten Urteils geſichert. 

Durch Umfragen bei den Kollegen des Oberlandesgerichts 
Stettin habe ich für das Jahr 1906 feſtgeſtellt, daß bei rund 
1700 Mandaten rund 205 Offizialmandate waren, daß unter 
dieſen 60 Mandate, alſo 30 Prozeſſe waren, in denen beide 
Parteien das Armenrecht hatten, 25 Mandate, in denen die 
Partei in erſter Inſtanz das Armenrecht nicht beanſprucht hatte. 
Das heißt mit anderen Ziffern, 12 Prozent aller Mandate ſind 
Armenmandate, in 20 Prozent aller Sachen zweiter Inſtanz 
hat eine Partei das Armenrecht, 12 Prozent der tatſächlich ver⸗ 
teilten Offizialmandate werden für ſolche Parteien geführt, die 
in erſter Inſtanz nicht das Armenrecht begehrt hatten, und in 
3½ Prozent aller Berufungsprozeſſe arbeitet ſowohl der Staat 
wie die Anwälte umſonſt. 

Ich glaube kaum, daß eine Statiſtik für die erſte Inſtanz 
ſolche Ziffern ergeben wird, auch wenn man nur die kontra⸗ 
diktoriſchen Sachen berückſichtigt. Im Verhältnis zu den nicht 
kontradiktoriſchen Prozeſſen erſter Inſtanz verſchieben ſich die 
Ziffern noch mehr. 

Eine genaue Statiſtik, inwieweit die Einlegung der Be 
rufung durch die arme Partei aus ſichtslos, habe ich jetzt nicht 
ſchaffen können, weil dabei jeder Fall geprüft werden müßte. 
Von den Prozeſſen, in denen ich den armen Berufungskläger 
vertrat, ſind in jenem Jahr ungefähr 50 Prozent der Be⸗ 
rufungen gänzlich zurückgewieſen, zum Teil allerdings erſt nach 
Beweisaufnahme. 

Wenn nun auch alle dieſe Momente zuſammenwirken, um 
die Tätigkeit des Oberlandesgerichtsanwalts weniger lukrativ 
zu geſtalten, als die des Anwalts erſter Inſtanz, ſo kann ein 
innerer Grund zur Abänderung der Gebührenſätze nur in der 
größeren Belaſtung der Arbeitskraft bezüglich des 
Prozeßbetriebes gefunden werden. Der Umſtand, daß den 
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Oberlandesgerichtsanwälten tatſächlich ihr Arbeitsfeld entzogen 
wird, könnte an ſich nicht genügen; entweder erſcheint die Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit allgemein aus objektiven Gründen 
unzweckmäßig, und zu dieſen objektiven Gründen mag man auch 
die ſich ergebende Verſchiebung und Abwandlung unter den 
Anwälten rechnen, oder die Erweiterung iſt zweckmäßig, dann 
könnte man den von den Kollegen Koffka, Friedeberg, früher 
ſchon von van Aken vorgeſchlagenen Abänderungen entgegen⸗ 
halten, daß der Oberlandesgerichtsanwalt für weniger Arbeit 
dasſelbe Entgelt haben wollte. In Wirklichkeit wird aber eben 
nur ausgeglichen, was man 1879 nicht überſah. 

Eine Honorierung der Armenſachen, die ja ebenfalls in 
der letzten Juriſtiſchen Wochenſchrift angeregt wurde, halte ich 
nicht für erſtrebenswert. Eine Erſtattung der Auslagen mag 
gewährt werden, im übrigen das nobile officium beſtehen 
bleiben. Nur muß die Vorprüfung unentgeltlich in die Hände 
eines Anwalts, und zwar eines andern als desjenigen, der zum 
Prozeßvertreter beſtellt wird, gelegt werden. Erſt aus einer 
Konferenz mit der Partei läßt ſich wirklich erſehen, ob ein 
praktiſcher Erfolg denkbar iſt. Zelter. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 27. Juli 
1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 12, 823, 824, 862, 1004 BGB. verb. mit dem 
Wettbewerbsgeſetz. Unterlaſſungsklage wegen Störung und Be⸗ 
einträchtigung des Gewerbebetriebes außerhalb des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes.] 

Die Erwägung des Berufungsgerichts, daß ein bereits 
eingerichteter und ausgeübter Betrieb eines ſelbſtändigen Ges 
werbes ein Rechtsgut ſei, deſſen Verletzung negatoriſche Abwehr 
begründen könne, ſteht in Ubereinſtimmung mit der Rechtſprechung 
des VI. 3S. des RG. Wenn aber der VI. Senat die Unter⸗⸗ 
laſſungsklage ſchon wegen objektiver Rechtsverletzung zuläßt, 
fo gründet er dies nicht, wie das Berufungsgericht, auf die 
88 823 und 824, ſondern auf analoge Anwendung der 
88 12, 862, 1004 BGB. als quasi negatoria. Der er⸗ 
kennende Senat trägt kein Bedenken, der Rechtſprechung des 
VI. Senats beizutreten. C. c. P., U. v. 9. Juli 07, 
116/07 II. — Berlin. 

2. 88 106, 107, 113, 276, 287 BGB. Begründet 
Vornahme der Operation ohne Zuſtimmung des Patienten unter 
allen Umſtänden ein Verſchulden des Arztes 71 

Bei einer durch den Erblaſſer der Beklagten vorgenommenen 
Schieloperation verlor die minderjährige Klägerin das Auge. 
Während das OLG. den Klaganſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärte, hob das RG. aus prozeſſualen hier nicht 
intereſſierenden und aus materiellen Gründen auf: Es iſt 
zwar richtig, daß (vgl. auch RGSt. Bd. 25 Nr. 127) die 
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Berechtigung des Arztes zu einer Operation von einer zus 
ſtimmenden Willenserklärung des Kranken und, wenn dieſer 
gemäß 8 106 BGB. ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter 
Minderjähriger iſt, von der Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters desſelben nach 8 107 BGB. abhängt. Es kann auch 
nicht angenommen werden, daß infolge der Ermächtigung der 
Klägerin durch ihren geſetzlichen Vertreter in Dienſt zu treten 
(BGB. 8 113), dieſe Ermächtigung ſich auch auf die Vornahme 
der vorliegenden Operation im Hoſpital erſtrecke, ſelbſt wenn 
man erwägt, daß dieſe Aufnahme infolge der für Dienſtboten 
beſtehenden Krankenverſicherung erfolgt iſt und letztere auch auf 
die Vornahme der in Rede ſtehenden Operation ſich erſtrecke; 
dies um ſo weniger, als die fragliche (Schiel⸗) Operation im 
Intereſſe des Lebens oder der Geſundheit an ſich unumgänglich 
nicht geboten, wenn auch zur Beſeitigung des Schielens er⸗ 
forderlich war und der geſetzliche Vertreter der Klägerin in der 
Umgegend wohnte, die Genehmigung des Vertreters alſo ohne 
irgend welche Nachteile, da die Operation nicht im mindeſten 
eilte, eingeholt werden konnte. — Wenn das Berufungsgericht 
aber dann von einer ausdrücklichen Einwilligung ſpricht, welche nur 
nicht bei jeder Operation erforderlich ſei, ſo muß dem gegenüber 
darauf hingewieſen werden, daß grundſätzlich die ſtillſchweigende 
der ausdrücklichen Einwilligung gleichſteht. Es kann ſich viel⸗ 
mehr nur fragen, ob der Arzt, der beim Mangel einer aus⸗ 
drücklichen Einwilligung eine ſtillſchweigende Einwilligung irrig 
annimmt oder nicht für erforderlich erachtet, im Falle der 
Vornahme der Operation fahrläſſig im Sinne des §8 276 BGB. 


handelt, d. h. die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 


acht läßt. In dieſer Beziehung iſt nicht entſcheidend, wie das 
Berufungsgericht meint, daß durch die Operation das Auge 
der Klägerin in ſeinem Beſtand geändert werden ſollte, denn 
dieſe Veränderung beſtand ja darin, daß das Auge wie ein 
urſprünglich normales funktionieren, der Klägerin alſo einen 
Vorteil gewähren ſollte. Ebenſo wenig iſt maßgebend, daß von 
vornherein die Möglichkeit beſtand, die Operation werde den 
jetzt eingetretenen ſchlimmen Erfolg haben. Dieſe Möglichkeit 
wird bei jeder Operation durch irgend welchen Zufall niemals 
völlig ausgeſchloſſen ſein. Es kommt vielmehr darauf an, wie 
zu dieſer rein abſtrakten Möglichkeit ſich die Wirklichkeit verhält, 
und in dieſer Beziehung hat der gerichtliche Sachverſtändige 
hervorgehoben, es ſei ein ſehr ſeltenes Vorkommnis, daß ein 
ſchieloperiertes Auge durch Eiterung verloren gehe, er habe 
einen ſolchen Ausgang in 25 jähriger Praxis noch nicht erlebt, 
auch ein durch frühere Entzündung krankhaft geändertes Auge 
neige nicht mehr zu Infektionen nach der Schieloperation 
als ein geſundes. Auch wenn der beklagtiſche Erblaſſer 
die Klägerin für minderjährig hielt, konnte er bei deren 
Alter ohne Fahrläſſigkeit die Erteilung der Einwilligung 
als erfolgt anſehen: zumal angeſichts des regelmäßigen 
Verlaufs einer ſolchen Operation, oder er konnte auch 
ſolche angeſichts der beſtehenden Dienſtbotenverſicherung, die 
ſich auf die fragliche Operation erſtreckte, beſonders in Ver⸗ 
bindung mit $ 113 BGB., über deſſen rechtliche Bedeutung 
ein Laie nicht ohne weiteres eine richtige Meinung zu haben 
braucht, die Einwilligung als unnötig erachten; ein ſolcher 
Rechtsirrtum wäre noch keineswegs unentſchuldbar. Es kann 
aus dieſen Gründen von einer Fahrläſſigkeit keine Rede ſein. — 
64 
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Es kommt aber dazu, daß der urſächliche Zuſammenhang, über 
den das Berufungsgericht fi jeder Außerung entichlägt, 
zwiſchen einem etwaigen Verſchulden des beklagtiſchen Erblaſſers 
und dem der Klägerin durch die Operation erwachſenen Schaden 
vollſtändig fehlen würde. Denn es kann nach dem durch 
8 287 ZPO. ſtatuierten freien Ermeſſen, welches ſich gerade 
auch auf den Kauſalzuſammenhang erſtreckt (z. B. RG. Bd. 6 
Nr. 107 S. 357, Bd. 9 Nr. 120 S. 418, Bd. 10 Nr. 18 
S. 65, Bd. 46 Nr. 120 S. 408), keinem Zweifel unterliegen, 
daß der Klägeriſche geſetzliche Vertreter, falls er darum an⸗ 
gegangen worden wäre, ſeine Einwilligung zu der, von ſehr 
ſeltenen faſt nie vorkommenden Ausnahmen abgeſehen, gefahr⸗ 
loſen Schieloperation, auf die ſich zudem die Dienſtboten⸗ 
verſicherung erſtreckte, gegeben haben würde: dies um ſo mehr, 
als der bereits 18 Jahre 7 Monate alten Klägerin nicht nur 
an ſich das Schielen unangenehm war, ſondern dasſelbe auch 
deshalb, weil ſie vom Straßenpublikum dieſerhalb angerufen 
wurde, beſonders läſtig wurde. Unter dieſen Umſtänden wäre 
es Sache der Klägerin geweſen, nachzuweiſen, aus welchen 
beſonderen Gründen eine Einwilligung zur Operation nicht 
erteilt worden wäre. H. c. B., U. v. 21. Juni 07, 
465/06 III. — Darmſtadt. 

8. 88 119, 121, 139, 143 BEB. Anfechtung eines 
zwiſchen zwei Ehepaaren abgeſchloſſenen Kaufvertrages ſeitens 
einer Ehefrau, die der deutſchen Sprache nicht mächtig geweſen 
fein will. Wer hat die Anfechtung erklärt und gegen wen 2] 

Der Kläger klagt als Rechtsnachfolger der Eheleute Z. 
auf Erfüllung des zwiſchen dieſen und den Beklagten geſchloſſenen 
Kaufvertrages. Die Beklagten wenden unter anderem ein, der 
Vertrag ſei nichtig, weil die Beklagte der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſei und dies dem den Vertrag beurkundenden 
Notar auch erklärt habe. Das OLG. wies die Klage ab, das 
RG. hob auf: Die Reviſion iſt wegen Verletzung der 88 119, 
121, 143 BGB. begründet. Die Beklagten haben die in der 
notariellen Urkunde in deutſcher Sprache niedergeſchriebene Er⸗ 
klärung abgegeben. Der Umſtand, daß die beklagte Ehefrau 
der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt, hinderte ſie nicht, die 
Erklärung in dieſer Sprache abzugeben. Wenn eine Vertrags⸗ 
partei der Sprache, in der ſie eine Erklärung abgibt, nicht 
mächtig iſt, ſo braucht deswegen doch nicht die abgegebene Er⸗ 
klärung ihrer wirklichen Willensmeinung nicht zu entſprechen. 
Möglich iſt dies allerdings. Es iſt aber auch ebenſo wohl 
möglich, daß Erklärung und Wille übereinſtimmen. Der 
Berufungsrichter ſtellt nun unter eingehender Begründung feſt, 
daß die in dem Vertrage niedergelegte Erklärung der Beklagten 
ihrer wirklichen Willensmeinung nicht entſpricht. Danach iſt 
der Vertrag gemäß 88 119, 121, 143 BGB. wegen Irrtums 
anfechtbar. Der Berufungsrichter nimmt aber an, daß der 
Vertrag auch ohne Anfechtung nichtig ſei. Das angefochtene 
Urteil unterliegt daher der Aufhebung. Die Sache muß in die 
Berufungsinſtanz zurückverwieſen werden. Bei der erneuten 
Verhandlung und Entſcheidung wird der Berufungsrichter 
beſonders zu prüfen haben, ob die Anfechtungserklärung von 
beiden beklagten Eheleuten oder von welchem von ihnen und ob 
ſie den beiden Eheleuten Z. oder welchem von ihnen gegenüber 
abgegeben iſt. Dabei iſt der 8 139 BGB. zu beachten. 
W. c. Z, U. v. 12. Juni 07, 557/06 V. — Poſen. 
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4. 8 162 BGB. Nachweis der Verhinderung nicht 
bloß der Erſchwerung des Eintritts der Bedingung erforderlich.] 

Im Frühjahr 1905 ſchrieb die Hamburger Baudeputation 
für die Zeit vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1910 
eine Submiſſion auf die Lieferung von Grand aus, auf welche 
außer andern Unternehmern die Parteien, die Kiesbrüche K. 
und der Fuhrwerksbeſitzer F. Sch., Offerten einreichten. Am 
18. Juni 1905 vereinbarten die Parteien, daß die Klägerin, 
falls fie ſelbſt den Zuſchlag erhielte, der Beklagten für jedes 
der 5 Jahre 1 000 Mark zahlen ſolle; erhielte K. den Zu⸗ 
ſchlag, ſo ſollte die gleiche Zahlung von der Beklagten an die 
Klägerin geleiſtet werden; würde der Zuſchlag der Beklagten 
erteilt, ſo ſollte ſie für jeden Kubikmeter Grand 10 Pf. an 
die Klägerin vergüten. Der Promenadenkies ſollte von der 
Vereinbarung ausgenommen ſein. Obgleich die Bewerber 
12 Wochen nach dem Ausſchreibungstermin an ihre Angebote 
gebunden waren, richteten innerhalb dieſer Friſt am 6. und 
7. Juli ſowohl die Beklagte wie K. an die Baudeputation 
Schreiben, worin ſie um Entbindung von den Offerten baten. 
Nach Behauptung der Klägerin wäre K. hierzu von der Be⸗ 
klagten beſtimmt. Die Beklagte beſtreitet dies. Zur Rück⸗ 
nahme ihrer eignen Offerte will ſie durch die Mitteilung eines 
Beamten der Baudeputation veranlaßt ſein, wonach die Be⸗ 
hörde auf Lieferung ausſchließlich aus einer einzigen der in der 
Offerte aufgeführten Gruben der Beklagten beſtehen und für 
den Transport des Grandes an die Verwendungsſtelle einen 
anderen Fuhrwerksbeſitzer als denjenigen, mit dem die Beklagte 
kontrahiert hatte, verlangen würde. Am 6. Juli 1905 traf 
die Beklagte mit dem Fuhrwerksbeſitzer F. Sch. ein Abkommen, 
wodurch ſie ſich für den Fall ſeiner Berückſichtigung den Ab⸗ 
ſatz ihres Grandes in gewiſſem Maße ſicherte. Sch. verpflichtete 
fi, den dritten Teil des von ihm zu liefernden Grandes zum 
Preiſe von 3,30 Mark pro Kubikmeter franko Kahn am Aus⸗ 
ladeplatz Hammerbrook von der Beklagten zu beziehen, es ſei 
denn, daß ihm der Zuſchlag nur auf ein einziges Los erteilt 
würde. Bei der Vergebung der Lieferungen, die dann erfolgte, 
wurden weder die Parteien noch K. berückſichtigt. Sch. erhielt 
einzelne Lieferungen übertragen, und zwar zum Teil auf Grund 
feiner Offerte im Submiſſionsverfahren, teils auf ein frei 
händiges Angebot, das er mit bezug auf beſtimmte Loſe nach⸗ 
träglich billiger geſtellt hatte. Die Klage geht davon aus, daß 
die Beklagte durch die Rücknahme ihrer Offerte, durch Beſtim⸗ 
mung 8.3 zu dem gleichen Schritt und durch das Abkommen 
mit Sch. wider Treu und Glauben verſtoßen habe. Daher 
ſei ſie fo zu behandeln, wie wenn an Stelle Sch.s fie ſelbſt 
die Lieferungen übertragen erhalten hätte. Demgemäß iſt be⸗ 
antragt feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, der 
Klägerin für jeden von Sch. in den Jahren 1905 bis ein⸗ 
ſchließlich 1910 zu liefernden, urſprünglich in der Submiſſion 
ausgeſchriebenen Kubikmeter Pflaſtergrand, mit Ausnahme von 
Promenadenkies, den Betrag von 10 Pf. zu vergüten. Die 
Beklagte beantragte Abweiſung der Klage. Das LG. Ham⸗ 
burg erkannte hierauf, die Berufung wurde vom Hanſeatiſchen 
OLG. zurückgewieſen. Beide Inſtanzen erblickten in der Zurück⸗ 
ziehung der Offerte der Beklagten wie in dem Abſchluß mit 
Sch. Verſtöße gegen Treu und Glauben, verneinten aber, daß 
der Zuſchlag als ihr erteilt gelte. Das Berufungsgericht erwog, 
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es laſſe ſich nicht nachweiſen, daß die Zurückziehung der Offerte 
den Beweggrund gebildet habe, ihr den Zuſchlag zu verſagen. 
Reviſion iſt zurückgewieſen: In dem Vertrage vom 18. Juni 
1905 hat die Beklagte der Klägerin eine Abgabe von 10 Pf. 
pro Kubikmeter Grand für den Fall verſprochen, wenn ihr für 
die ausgeſchriebenen Lieferungen der Zuſchlag erteilt würde. 
Der Zuſchlag iſt dritten Perſonen, darunter dem Fuhrwerks⸗ 
beſitzer Sch. erteilt. Die Anſicht der Reviſion, daß trotzdem 
die Bedingung des Zahlungsverſprechens ſchon deshalb als ein⸗ 
getreten gelte, weil die Beklagte in beſtimmten Beziehungen 
wider Treu und Glauben gehandelt habe, verkennt die Be⸗ 
deutung des BGB. 8 162 Abſ. 1. Treffen die Vorwürfe der 
Klägerin zu, verletzte die Beklagte mithin die ihr obliegenden 
Vertragspflichten (vgl. BGB. 8 242), fo ergibt ſich daraus 
nach BGB. 8 276 zunächſt nur ſoviel, daß fie den der Klägerin 
entſtandenen Schaden erſetzen muß. Damit die Bedingung als 
eingetreten, der Zuſchlag als der Beklagten erteilt gilt, iſt 
mehr erforderlich: die wirkliche Erteilung des Zuſchlags an ſie 
muß durch ihr vertragswidriges Handeln verhindert, die Nicht⸗ 
erteilung dadurch verurſacht ſein. Dieſen Kauſalzuſammenhang 
nachzuweiſen liegt der Klägerin als der bedingt Berechtigten ob, 
ebenſo wie im umgekehrten Falle des Abſ. 2 8 162 die in 
Wirklichkeit eingetretene Bedingung nur dann als ausgefallen 
angeſehen wird, wenn der bedingt Verpflichtete dartut, daß ihr 
Eintritt wider Treu und Glauben vom Gegner herbeigeführt 
wurde. Schon der Wortlaut des Geſetzes ſchließt den Gedanken 
aus, als ob ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Entſcheidung 
der Bedingung und zwiſchen Vertragsverletzungen, die während 
ihrer Schwebe begangen wurden, hätte fingiert werden ſollen. 
Eine ſolche Fiktion würde darauf hinauslaufen, den obligato⸗ 
riſchen Nexus bei bedingten Schuldverhältniſſen ſtärker wirken 
zu laſſen als bei unbedingten. Wie hierfür ein verſtändlicher 
Grund nicht aufzufinden wäre, ſo liegt der Gedanke auch der 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes fern. (Wird ausgeführt). 
Für den hier in Rede ſtehenden Urſachenzuſammenhang kommt 
dem Vertragsſchluß der Beklagten mit Sch. und der von der 
Klägerin behaupteten Beſtimmung der Kieswerke K. zum Wider⸗ 
ruf der Offerte keine Bedeutung zu. Dieſe Tatſachen können 
die Behörde ſchlechterdings nicht bewogen haben, der Beklagten 
den Zuſchlag zu verſagen. Es fragt ſich nur, ob die Verſagung 
darauf zurückzuführen iſt, daß die Beklagte ihre eigene Offerte 
widerrief. Wäre das der Fall und hätte der Widerruf eine 
Vertragsverletzung gegenüber der Klägerin enthalten, ſo würde 
der Zuſchlag als der Beklagten erteilt gelten. Es iſt aber 
nicht der Fall, weshalb die ſoeben bezeichnete zweite Voraus⸗ 
ſetzung nicht unterſucht zu werden braucht. Der Berufungs⸗ 
richter nimmt an, es ſei weder nachgewieſen noch nachweisbar, 
daß die Beklagte ohne die Zurückziehung ihrer Offerte den 
Zuſchlag erhalten haben würde. Ein Verſtoß gegen Rechts⸗ 
normen fällt ihm bei dieſer Annahme nicht zur Laſt. Daß 
ſich häufig nicht mit Sicherheit ermeſſen läßt, was geſchehen 
wäre, wenn ein beſtimmtes Ereignis nicht ſtattgefunden hätte, 
iſt vom Berufungsrichter nicht verkannt. „Er begnügt ſich nicht 
mit Konſtatierung der abſtrakten Möglichkeit einer Ubergehung 
der Beklagten, ſondern führt Gründe an, die poſitiv für die 
Übergehung ſprachen: die größere Billigkeit der Offerte der 
Klägerin, den Umſtand, daß die Behörde das Material einer 
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der von der Beklagten aufgegebenen Kiesgruben beanſtandete, 
und den ferneren Umſtand, daß ihr der Fuhrunternehmer, mit 
dem die Beklagte abgeſchloſſen hatte, nicht genehm war. Dieſe 
Tatſachen reichen für ſich allein ſchon aus, um die Schluß⸗ 
folgerung des Berufungsrichters zu rechtfertigen. Es kommt 
aber noch folgendes in Betracht. Soll ein beſtimmtes Handeln 
als Urſache des Ausfalls einer Bedingung gedacht werden und 
ſteht nur feſt, daß ohne das Handeln die Bedingung hätte 
eintreten können, nicht daß ſie dann eingetreten wäre, ſo 
muß zum mindeſten die Sache ſo liegen, daß infolge des Handelns 
die Bedingung nicht mehr eintreten konnte. Davon iſt hier 
ebenfalls nicht die Rede. Trotz der Zurückziehung der Offerte 
war die Erteilung des Zuſchlags an die Beklagte möglich, denn 
die Zurückziehung war eine bloße Bitte und rechtlich unwirkſam. 
Allerdings wird der Staat, worauf das LG. hingewieſen hat, 
oft Bedenken tragen, den Zuſchlag einem Unternehmer zu er⸗ 
teilen, der ſich ſeinen Pflichten nur widerwillig unterwirft. Aber 
dieſe Erwägung vermag an dem Tatbeſtande nichts zu ändern. 
Es iſt völlig unſicher, ob die Beklagte ohne die Zurücknahme 
ihrer Offerte den Zuſchlag erhalten hätte, und die rechtliche und 
tatſächliche Möglichkeit, daß ſie ihn erhielt, blieb trotz der Zurück⸗ 
nahme beſtehen. Bei dieſer Sachlage hätte — was aber nicht 
einmal geſchehen iſt — höchſtens feſtgeſtellt werden können, daß 
die Zurücknahme die Erteilung des Zuſchlags an die Beklagte 
noch ungewiſſer gemacht habe, als ſie bis dahin war. Auch 
damit wären die Erforderniſſe des 8 162 Abſ. 1 nicht erfüllt. 
Der Eintritt der Bedingung muß verhindert ſein, es genügt 
nicht, wenn er erſchwert wurde. Hat der bedingt Verpflichtete 
nichts weiter getan, als daß er in einer für den Gegner 
ungünſtigen Richtung auf die Chancen der Bedingung einwirkte, 
ſo greift die Fiktion des Eintritts der Bedingung nicht Platz. 
B. & S. c. Sch. & F., U. v. 17. Juni 07, 495/06 I. — Hamburg. 

5. 88 226, 249, 826 BGB. verb. mit § 12 Waren. 
Der geſetzliche Schutz eines Warenzeichens ſchließt die Anwendung 
der Schutzbeſtimmungen des BGB. nicht aus.] 

Klägerin hat auf Grund der 88 12, 14 Waren 8G. 
Klage mit dem Antrag erhoben, der Beklagten bei Vermeiden 
einer Strafe für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu unter⸗ 
ſagen, bei der Verpackung oder Umhüllung ihrer Waren die 
für Klägerin geſchützten Verſchlußſtreifen und Banderolen zu 
benützen. Beklagte erhob Widerklage, die Klägerin zu ver⸗ 
urteilen, es zu unterlaſſen, die unter den Nummern 75 321 
und 75 322 eingetragene Banderole und Beklebeſtreifen für 
Ausſtattung von Zigarren, Zigarillos und Zigaretten zu ver⸗ 
wenden. Das LG. hat Klage und Widerklage abgewieſen. 
Das OLG. hat auf Berufung beider Teile die Berufung der 
Klägerin zurückgewieſen und dem Widerklageantrag der Be⸗ 
klagten entſprochen. Das OLG. hat einen Fall der Anwendung 
des 8 826 BGB. für gegeben erachtet. Die Klägerin habe 
nämlich in der offenkundigen Abſicht die Anmeldung der Zeichen 
vorgenommen, ihren Waren das Ausſehen der Waren der Be⸗ 
klagten zu geben, ſo daß das Publikum die ſeit lange eingeführte 
Ware der Beklagten vor ſich zu haben glaube. Klägerin habe 
ſo die Ware der Beklagten vom Markt zu verdrängen verſucht. 
Die eingetragenen Zeichen trügen nichts an ſich, was etwa 
auf eine Beliebtheit beim Publikum rechnen laſſe. Der Klägerin 
ſei es weniger um die Zeichen an ſich als darum zu tun ge⸗ 
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weſen, ihre Ware als die der Beklagten auszugeben. Dieſe 
Abſicht habe ſie auch erreicht, namentlich habe ſie auch, wie 
ihr an Beklagte gerichteter Brief ergebe, die Beklagte durch die 
Eintragung des Verſchlußſtreifens und Banderole zu zwingen 
verſucht, angeſichts der ihr durch das Verfahren der Klägerin 
entſtandenen und noch entſtehenden Schädigung, der Klägerin 
die Mitbenützung des für Beklagte eingetragenen Dreiecketiketts 
zu geſtatten. Dadurch habe die Klägerin eine noch ähnlichere 
Ausſtattung ihrer Ware erſtrebt; ein Ziel, deſſen Vorteile von 
der Klägerin ſelbſt nicht geleugnet werden könne. Wäre dieſer 
Vorteil, den die Klägerin bereits erreicht habe und noch er⸗ 
reichen wolle, nicht ſo offenbar, ſo könne man ſogar an die 
Anwendung des Schikaneverbotes (8 226 BGB.) denken. 
Jedenfalls liege aber in der Art und Weiſe des ſoeben er⸗ 
örterten Vorgehens der Klägerin mit Rückſicht auf den von ihr 
verfolgten Zweck ein ÜUberſchreiten der Grenzen, die im Ge 
ſchäftsverkehr für die Anforderungen an Redlichkeit und Anſtand 
in 8 826 BGB. gezogen ſeien. Die Reviſion der Klägerin 
wurde zurückgewieſen: Die Ausführungen des OLG. erfüllen 
den Tatbeſtand des 8 826 BGB., der ſowohl einen Anſpruch 
auf Unterlaſſung der ſchädigenden Handlung als auch folge⸗ 
weiſe auf Löſchung der zuwider dem 8 826 BGB. erlangten 
Eintragung gibt (S 249 BGB.). Die Klägerin bezweifelt 
zwar, daß hier der 8 826 BGB. zur Anwendung gebracht 
werden könne, weil Klägerin nur von einem ihr nach § 12 
Waren 3G. zuſtehenden Recht Gebrauch mache und ihr auch 
die Befugnis zu beliebiger Anmeldung eines Warenzeichens 
zuſtehe; allein das Waren ZG. iſt, wenn es auch das 
ihm zugewieſene Gebiet ausſchließlich regelt, immerhin ein 
Sondergeſetz und will den Grundſätzen des BGB., welche 
Schutz gegen illoyale Handlungen im Verkehrsleben bezwecken, 
den Eingang nicht verſchließen (vgl. RG. 48, 119). S. c. W., 
U. v. 21. Juni 07, 79/07 II. — Zweibrücken. 

6. 8 313 BGB. Bedeutung der Tatſache, daß ein Tauſch 
und nicht ein Kauf abgeſchloſſen ſei und der nicht angegebenen 
Art der Berichtigung des Preiſes.] 

Kläger klagt auf Erfüllung eines notariellen Vertrages, 
durch den er von dem Beklagten deſſen Grundſtück für 
5 000 Mark gekauft hat, mit dem Antrage, den Beklagten zur 
Erteilung der Auflaſſung zu verurteilen. Der Berufungs⸗ 
richter hat die Klage abgewieſen. Die Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen worden: Nach Inhalt des Vertrages iſt der 
Kaufpreis von 5000 Mark, „wie die Parteien ans 
erkennen, berichtigt“. Die Art der Berichtigung iſt nicht an⸗ 
gegeben. Der Berufungsrichter ſtellt aber tatſächlich feſt, es 
ſei zwiſchen Parteien von vorne herein vereinbart worden, 
daß die Gegenleiſtung für den Erwerb des veräußerten Grund⸗ 
ſtücks die Abtretung einer für den Kläger auf dem Rittergute G. 
haftenden Teilhypothek von 22 000 Mark bilden ſollte. Unter 
dieſen Umſtänden erachtet der Berufungsrichter den Vertrag für 
nichtig gemäß $ 313 BGB., weil fein Inhalt in der notariellen 
Urkunde nach einem zwiefachen Geſichtspunkte unvollſtändig 
beurkundet worden ſei. Einmal liege ein Tauſchgeſchäft (nicht 
Kauf) vor und ein ſolches Geſchäft, das nach S 515 BGB. 
ebenfalls der gerichtlichen oder notariellen Form bedurft hätte, 
ſei in der Notariatsurkunde nicht zum Ausdruck gelangt. So⸗ 
dann ſei, ſelbſt wenn man das Geſchäft als Kauf charakteriſiere, 
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zur Wahrung der Formvorſchrift des 8313 BGB. notwendig 
geweſen, auch die Abreden über die Belegung des Kauf⸗ 
preiſes, die ebenfalls weſentliche Vertragsbeſtandteile ſeien, in 
die Notariatsurkunde aufzunehmen. Das ſei nicht geſchehen. 
Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion als rechtsirrig 
angegriffen. Sie ſind aber zutreffend. Das Urteil des 
erkennenden Senats vom 12. Dezember 1903, abgedruckt in 
der JW. 04 S. 55 Ziff. 6, das die Reviſion für ihre Anſicht 
heranzieht, betraf einen weſentlich anders liegenden Fall. Dort 
war aus der Urkunde erſichtlich, daß der Kaufpreis durch Hin⸗ 
gabe von Hypotheken berichtigt werden ſollte, und der Streit 
drehte ſich nur darum, ob die Vereinbarung der Parteien 
darüber, welche Hypotheken den Gegenſtand der Hingabe an 
Zahlungsſtatt bildeten, ebenfalls in die Urkunde hätte auf⸗ 
genommen werden müſſen, oder ob genügender Anhalt dafür 
vorlag, daß der im Wege der Auslegung feſtzuſtellende 
Urkundeninhalt jene Vereinbarung mitumfaßte. Davon kann 
im gegenwärtigen Falle keine Rede ſein. U. 6. S., U. v. 
22. Juni 07, 633/06 V. — Breslau. 

7. § 313 BGB. Form der Beurkundung.] 

Durch Art. 142 EGBGB. iſt beſtimmt, daß die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, wonach in Anſehung der in dem Gebiete 
eines Bundesſtaates liegenden Grundſtücke für die Beurkundungen 
nach den 88 313 und 873 Abſ. 2 BGB. außer den Gerichten 
und Notaren noch andere Behörden zuſtändig ſind, unberührt 
bleiben, und für das Herzogtum Meiningen, das hier in Frage 
ſteht, find durch Art. 14 82 AG BGB. unter anderen auch die 
Vorſteher derjenigen Gemeinden, in denen die oder eines der zu 
veräußernden Grundſtücke liegen, zur Beurkundung der Kauf⸗ 


verträge uſw. über dieſelben für zuſtändig erklärt worden. Es 


mangelt, wie die Vorinſtanzen zutreffend angenommen haben, 
an der nach § 313 cit. erforderlichen Beurkundung des Ver⸗ 
trages durch den Gemeindebeamten. Bei Prüfung dieſer Frage 
kann dahin geſtellt bleiben, ob die Vorſchriften in den 88 168, 
176 und 177 FGG. betreffend die gerichtliche und die notarielle 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäftes auch auf die Beurkundungen 
durch ſolche Behörden, welche gemäß Art. 142 EGBGB. 
landesgeſetzlich für zuſtändig erklärt worden ſind, direkt anwendbar 
ſind, da, auch wenn man das nicht annehmen will — wofür 
die Denkſchrift zum Geſetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit, 
Hahn, Materialien uſw. S. 81 allerdings angeführt werden 
kann, doch dem Mindeſterfordernis für die Beurkundung, wie 
es ſich ſchon aus §S 313 ergibt, im vorliegenden Falle nicht 
genügt iſt. Die Beteiligung des genannten Schultheiß B. an 
der Beurkundung des ſtreitigen Rechtsgeſchäfts hat ſich nach 
dem vorgelegten Schriftſtück darauf beſchränkt, daß er unter das 
an die privatſchriftliche Vertragsurkunde ſich anſchließende und 
dieſe genehmigende, als Protokoll gefaßte und von den Vertrag⸗ 
ſchließenden allein unterſchriebene Schriftſtück, unter räumlicher 
Trennung und beſonderer Datierung nach Ort und Zeit die 
Worte ſetzte: „Beſcheinige hierdurch, daß vorſtehende Unter⸗ 
ſchriften eigenhändig vollzogen worden ſind,“ und dieſes unter⸗ 
zeichnete. Dieſe Unterſchriftsbeglaubigung iſt nun aber ihrem 
Inhalt nach keine Beurkundung der Willenserklärung der Be⸗ 
teiligten über den Kaufvertrag bezüglich der in Frage ſtehenden 
Grundſtücke, alſo keine Beurkundung des Vertrages ſelbſt, wie 
fie 8 313 erfordert, ſondern nur die Beſtätigung der Identität 
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der die Unterſchriften unter dem die Willenserklärungen und 
den Vertragsabſchluß enthaltenden Schriftſtück leiſtenden Perſonen. 
An dieſer Sachlage kann für den vorliegenden Fall auch der 
Umſtand nichts ändern, daß in dem als Protokoll gefaßten 
Schriftſtück geſagt iſt, daß die Vertragſchließenden vor dem 
„unterzeichneten“ Ortsvorſtand erſchienen ſeien, daß dieſelben 
ihm bekannt ſeien, und daß das Protokoll und der Kaufvertrag 
den Erſchienenen vorgeleſen, von ihnen genehmigt und wie folgt, 
unterfchrieben ſei; denn das Protokoll iſt von dem Schultheiß B. 
nicht unterſchrieben, und auch in anderer Weiſe ergibt ſich aus 
der Urkunde irgend eine Beteiligung desſelben an den in dem 
Protokoll bezeichneten Vorgängen, insbeſondere eine urkundliche 
Beſtätigung der Richtigkeit derſelben ſeinerſeits nicht. Gerade 
das aber iſt ſchon nach dem rechtlichen Begriffe der Beurkundung, 
insbeſondere auch in 8 313 erforderlich, daß die Mitwirkung 
der Urkundsperſon an der Verbriefung des Rechtsgeſchäfts 
durch eine eigene Erklärung derſelben in der Urkunde feſt⸗ 
geſtellt wird. Deshalb war auch der durch den Schultheiß B. 
als Zeugen angetretene Beweis, daß der Vertrag und das 
Protokoll vom 25. Juni 1906 den Vertragſchließenden vorgeleſen 
worden ſei, unerheblich und konnte vom Oberlandesgericht nach 
der für ſeine Begründung gegebenen Entſcheidung übergangen 
werden. Zur Begründung der Neviſion iſt zwar noch geltend 
gemacht worden, es ſei vom Oberlandesgericht überſehen, daß 
wie aus 8 126 BGB. herzuleiten ſei, die Beglaubigung der 
Unterſchriften nicht bloß die Unterſchriften, ſondern auch die 
unterzeichnete Erklärung mit beglaubige. Das iſt indeſſen nicht 
richtig, folgt insbeſondere nicht aus 8 126 BGB. Die Wirkung 
der Unterſchriſtsbeglaubigung erſtreckt ſich nicht weiter als ihr 
urkundlicher Inhalt ergibt. Insbeſondere kann auch mit Erfolg 
nicht geltend gemacht werden, der pp. B. habe die Abſicht 
gehabt, durch die Beglaubigung der Unterſchriften auch den 
Inhalt des Protokolls zu beſtätigen. Auf eine ſolche Abſicht 
kann es nicht ankommen, da das Geſetz deren Ausführung, 
nämlich die wirklich erfolgte Beurkundung der Vertragſchließung, 
fordert. L. c. S., U. v. 5. Juli 07, 127/07 II. — Jena. 

8. 8 368 BGB. Folgen der Annahme einer geſchuldeten 
Leiſtung hinſichtlich der Beweislaft.] 

Der 8 368 BGB. ändert nichts an den materiellen 
Rechten und Pflichten des Gläubigers und des Schuldners; ins⸗ 
beſondere folgt aus der Annahme der Leiſtung als Erfüllung an 
ſich und aus 8 363 keinerlei Aufgeben irgend welcher 
Rechte und keinerlei Verzicht auf ſolche. Der Wortlaut des 
Paragraphen läßt darüber keinen Zweifel; er ergibt klar, daß 
ſich infolge der Annahme nur die Beweislaſt ändert. Vor 
der Annahme als Erfüllung hat der Schuldner die ordnungs⸗ 
mäßige, dem Vertrage entſprechende Erfüllung zu beweiſen, 
nach der Annahme fällt dem Gläubiger die Beweislaſt zu, 
daß die Leiſtung unvollſtändig geweſen ſei, und es beſteht dabei 
in Theorie und Praxis kein Zweifel darüber, daß unter einer 
„unvollſtändigen“ Leiſtung im Sinne des 8 368 eine mangels 
hafte Leiſtung mit zu verſtehen iſt. Der Wille des Gläubigers 
im Falle des 8 863 muß nur darauf gerichtet fein, diejenige 
Leiſtung, ins beſondere alſo für den vorliegenden Fall diejenige 
Ware, die ihm von dem Schuldner als Erfüllung angeboten 
worden iſt, als die von ihm gekaufte Ware anzunehmen 
(um fie — falls ſich nicht etwa die Berechtigung zur Wandlung 
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ergeben ſollte — zu behalten); tut er dieſes, ſo hat er 
nachher die von ihm behaupteten Mängel der Ware zu beweiſen, 
und dieſes alles ſelbſt dann, wenn er bei der Annahme der Ware als 
Erfüllung ausdrücklich Vorbehalte gemacht und ausdrücklich erklärt 
hat, die Fehlerlofigkeit und Vertragsmäßigkeit der Ware nicht 
anzuerkennen (RGZ. 20 S. 6, 7; 57, 299). Ob eine Annahme 
als Erfüllung ſtattgehabt hat, iſt aus den Umſtänden des Falles 
zu entnehmen. M. o. N., U. v. 7. Juni 07, 63/07 II. — Cöln. 

9. 8 863 BGB. Beweislaſt bei Annahme einer vers 
kauften Spezies als Erfüllung.] 

Es iſt zu erörtern, ob nicht den Käufer die Beweislaſt 
um deswillen trifft, weil er die übergebene Kaufſache im 
Sinne des 8 363 BGB. als Erfüllung angenommen 
hat. Beim Spezieskauf hat die Rechtſprechung des ROG. 
und des RG. für das gemeine Recht und für das Allgemeine 
Landrecht in Verbindung mit dem HGB. die Beweislaſt des 
Käufers angenommen. — Für das Recht des BGB. iſt die 
letztere Frage lebhaft umſtritten. Nach der einen Anſicht ge: 
nügt beim Spezieskauf der Verkäufer, auch falls eine Eigen⸗ 
ſchaft zugeſichert wurde, ſeiner Erfüllungspflicht, wenn er 
die verkaufte Spezies ohne die zugeſicherte Eigenſchaft liefert. 
Nach einer anderen Anſicht iſt es ein Teil der Erfüllungs⸗ 
pflicht, daß der Verkäufer die gekaufte Speziesſache mit der 
zugeſicherten Eigenſchaft liefert. Nach dieſer Auffaſſung hat 
der Käufer die Einrede des nichterfüllten Vertrages gegen den 
Anſpruch auf Zahlung des Kaufſpreiſes, wenn die gekaufte 
Speziesſache nicht die zugeſicherte Eigenſchaft hat, und den 
Verkäufer trifft, auch wenn er die Kaufſache bereits übergeben, 
dieſer Einrede gegenüber die Beweislaſt dafür, daß die von 
ihm übergebene Kaufſache die zugeſicherte Eigenſchaft hat, es 
ſei denn, daß der Käufer die gekaufte Speziesſache als Er⸗ 
füllung im Sinne des 8 868 BGB. angenommen und ihn 
auf Grund letzterer Geſetzesvorſchrift die Beweislaſt trifft. — 
Der erkennende Senat muß in folgerichtigem Ausbau der 
feinem Urteil vom 24. Oktober 1902, II 192/02 — NG. 52, 
352 — zugrunde liegenden Auffaſſung der letzteren Anſicht 
beitreten und darnach annehmen, daß im gegebenen Falle zur 
Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes den Verkäufer die Be⸗ 
weislaſt dafür trifft, daß der von ihm übergebene Motor die 
zugeſicherte Eigenſchaft — hier in bezug auf den Dampf⸗ 
verbrauch — hatte, es ſei denn, daß der Käufer den Motor 
als Erfüllung im Sinne des S 363 angenommen hat. Wie 
in dem Urteile des erkennenden Senats vom 7. Juni 1907 
— II 63/07“ — ausgeführt iſt, kann der rechtliche Begriff der 
„Annahme als Erfüllung“ im Sinne des 8 363 negativ 
dahin abgegrenzt werden, er verlange keine ſo weitgehende 
Willensrichtung bei der Annahme auf ſeiten des Gläubigers, 
daß er das der Leiſtung zugrunde liegende Schuldverhältnis 
zufolge der ihm als Erfüllung angebotenen und von ihm als 
ſolche angenommene Leiſtung als durch Erfüllung erloſchen er⸗ 
achte; denn 8.368 ändert nichts an den materiellen Rechten 
und Pflichten des Gläubigers und Schuldners, insbeſondere 
folgt aus der Annahme der Leiſtung als Erfüllung im Sinne 
des 8 363 keinerlei Aufgeben irgend welcher Rechte und 
keinerlei Verzicht auf ſolche, es ändert ſich nur die Beweislaſt. 
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Der erkennende Senat hat weiter in dem gedachten Urteil den 
rechtlichen Begriff der „Annahme als Erfüllung“ im Sinne 
des § 363 poſitiv dahin näher zu beſtimmen verſucht, der 
Wille des Gläubigers müſſe im Falle des § 363 nur darauf 
gerichtet ſein, die Leiſtung, alſo vorliegend den gekauften 
Motor, als die gekaufte Sache anzunehmen, um ſie zu behalten, 
falls ſich nicht etwa die Berechtigung zur Wandlung ergeben 
ſollte. Dort iſt noch ausgeführt: „Tut er dies“, daß iſt, hat 
er die Leiſtung als Erfüllung in dem dargelegten Sinne an⸗ 
genommen, „ſo hat er nachher die von ihm behaupteten Mängel 
der Ware“ — es handelte ſich damals um einen Gattungs⸗ 
kauf — „zu beweiſen und dies alles ſelbſt dann, wenn er bei 
der Annahme der Ware als Erfüllung ausdrücklich Vorbehalte 
gemacht und ausdrücklich erklärt hat, die Fehlerloſigkeit und 
Vertragsmäßigkeit der Ware nicht anzuerkennen.“ — Im 
übrigen geht das gedachte Urteil gleichfalls davon aus, es ſei 
aus den Umſtänden des Falles zu entſcheiden, ob eine 
Annahme als Erfüllung in dem dort dargelegten Sinne ſtatt⸗ 
gehabt habe. Im gegebenen Falle handelt es ſich um Zu⸗ 
ſicherung einer Eigenſchaft — Menge des Gasverbrauchs —, 
deren Vorhandenſein erſt nach dem Ingebrauchſetzen des Motors 
in Händen des Käufers erkannt werden kann. Bei ſolcher 
Sachlage wird aber nach Auffaſſung des erkennenden Senats 
eine Annahme behufs Prüfung und Unterſuchung in 
der Regel noch nicht „Annahme als Erfüllung“ im Sinne 
des § 363 fein, es ſei denn, daß weitere beſondere Umſtände 
den Schluß rechtfertigen, es habe auch in einem ſolchen Fall 
ſchon vor der Prüfung und Unterſuchung eine Annahme als 
Erfüllung ſtattgehabt. — Mit dieſen Darlegungen verläßt der 
Senat nicht etwa die in ſeinem Urteil vom 7. Juni 1907, 
II 63/07 ausgeſprochene rechtsgrundſätzliche Auffaſſung, er gibt 
ihr nur die für einen Fall, wie er hier zu entſcheiden iſt, ge 
botene nähere Begrenzung. L. c. W., U. v. 2. Juli 07, 
126/07 II. — Hamm. 

10. 88 394, 1620, 1623 BGB. verb. mit 88 283, 240 
ALR. II 2 und ZPO. 8 851. Aufrechnung gegen einen Aus⸗ 
ſteueranſpruch.] 

Der Kläger erhob gegen den Beklagten, deſſen Schweſter 
er zur Frau hat, Klage auf Zahlung eines Betrages von 
5 000 Mark mit folgender Begründung: Der am 20. Mai 1905 
verſtorbene Vater des Beklagten und Schwiegervater des Klägers 
habe dieſem im Jahre 1894 vor deſſen Verheiratung mit ſeiner 
Tochter eine Mitgift von 20 000 Mark verſprochen und zwar 
in der Weiſe, daß 15 000 Mark ſofort, 5 000 Mark aber erſt 
dann gezahlt werden ſollten, wenn eine ſeiner anderen Töchter 
ebenfalls weitere 5 000 Mark erhalten haben würde, was fünf 
Jahre nach deren Verehelichung hätte geſchehen ſollen. Im 
Jahre 1905 ſei die Zahlung der 5 000 Mark an eine andere 
Tochter, nachdem darauf Klage erhoben worden ſei, erfolgt. 
Der Beklagte ſei der alleinige Teſtamentserbe ſeines Vaters. 
Der Beklagte beſtritt das behauptete Verſprechen einer weiteren 
Zahlung von 5 000 Mark und machte Gegenforderungen geltend. 
Beide Vorinſtanzen machten die Entſcheidung von einem dem 
Kläger anvertrauten Eide abhängig. Das RG. hob auf: 
Der Beklagte hat gegen die Klagforderung mit Gegenanſprüchen 
aufgerechnet, die ſeinem Erblaſſer gegen den Kläger aus dieſem 
gewährten Darlehne und der Bezahlung von Schulden des⸗ 
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ſelben erwachſen ſein ſollen und bezüglich deren die Ehefrau 
des Klägers ſich als Geſamtſchuldnerin mit verpflichtet haben 
ſoll. Der Berufungsrichter hat die Aufrechnung mit dieſen 
vom Kläger beſtrittenen Forderungen für unzuläſſig erklärt und 
feinen Standpunkt in folgender Weiſe begründet: Der Mitgift- 
anſpruch ſei höchſt perſönlicher Natur, von gleichen Erwägungen 
gehe auch die Anſicht des neuen Rechts für die Ausſteuer⸗ 
verpflichtung 8 1623 BGB. aus. Der ganze Zweck der Mit 
gift wäre verfehlt, wenn ſie nicht wirklich als Heiratsgut den 
Eheleuten zuſtatten käme. Die Ausſtattungspflicht beruhe auf 
dem ſittlichen Verhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern; ſie 
ändere ihren Charakter nicht dadurch, daß an Stelle der ſitt⸗ 
lichen Pflicht ein in deren Erfüllung erteiltes klagbares Ver⸗ 
ſprechen trete; der Mitgiftanſpruch ſei daher nicht übertragbar 
und ſomit nicht pfändbar (8 851 ZPO.). Gemäß 8 394 BGB. 
könne aber gegen eine der Pfändung nicht unterworfene Forderung 
nicht aufgerechnet werden. Dieſer Auffaſſung kann, ſo beſtechend 
ſie auch auf den erſten Blick erſcheint, dennoch nicht beigetreten 
werden. Das ALR. enthält keine ausdrückliche Beſtimmung 
darüber, daß die Anſprüche aus einem klagbaren Mitgiſt⸗ 
verſprechen nicht übertragbar ſeien, und daß dagegen mit Gegen⸗ 
forderungen nicht aufgerechnet werden könne. Nun beſtimmt 
ſich die Übertragbarkeit einer vor dem Inkrafttreten des BGB. 
entſtandenen Forderung nach dem bisherigen Recht, während 
für die Aufrechnungsfähigkeit das neue Recht maßgebend iſt. 
Nach dieſem kann gegen eine nicht übertragbare Forderung 
nicht aufgerechnet werden 8 394 BGB., 8 851 Abſ. 1 ZPO. 
(Die Beſtimmung des 8 851 Abſ. 2 ZPO. kommt im gegen⸗ 
wärtigen Fall nicht in Betracht, da die Übertragbarkeit hier 
keinenfalls deshalb für ausgeſchloſſen erachtet werden kann, weil 
dadurch der Inhalt der Forderung verändert werden würde.) 
Entſcheidend iſt demgemäß, ob aus allgemeinen Erwägungen 
ſich herleiten läßt, daß nach dem ALR. die Forderung aus 
einem klagbaren Mitgiftverſprechen nicht übertragbar war. 
Forſcht man den Gedanken des Berufungsrichters näher nach, 
ſo iſt erkennbar, daß zwei Gründe für die von ihm an⸗ 
genommene Unübertragbarkeit einer ſolchen Forderung neben 
einander herlaufen; der eine iſt dem Zweck, der andere dem 
Urſprung des Mitgiftverſprechens entnonnnen. Was den erſteren 
angeht, jo meint der Berufungsrichter, der Zweck der Mitgift 
ſei verfehlt, wenn ſie nicht wirklich als „Heiratsgut“ den Ehe⸗ 
leuten zuſtatten käme. Dieſer Erwägung kam nur in be⸗ 
ſchränktem Maße zugeſtimmt werden. Der Ausdruck „Heirats⸗ 
gut“ iſt zu allgemein und vieldeutig, als daß hieraus geſicherte 
Schlüſſe gewonnen werden könnten. Zutreffend erſcheint die 
Annahme des Berufungsrichters nur in Anſehung der Aus⸗ 
ſteuer d. i. derjenigen Ausſtattung der heiratenden Töchter, die 
„zur Errichtung des Haushalts (8 1620 BGB.) oder wie das 
ALR. ſagt (8 233 II. 2), zur erſten Einrichtung des Haus⸗ 
weſens“ erforderlich iſt. Dieſe Ausſtattung iſt nach ihrem Zwecke 
allerdings jo individueller und perſönlicher Natur, fo ſehr an 
die Perſon der auszuſtattenden Tochter und ihres Ehegatten 
geknüpft und für dieſe beſtimmt und berechnet, daß man die 
Unübertragbarkeit des Anſpruchs hierauf, wenn es nach den 
Beſtimmungen des ALR. die ihm nach dieſem an ſich nicht 
zuſtehende (ef. 8 240 II. 2) Klagbarkeit erlangt hat, auch für 
das AR. wird anerkennen können, obgleich dieſes nicht, wie 
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das BGB. (8 1623), eine entſprechende ausdrückliche Be⸗ 
fimmung enthält. Dagegen kann ein über den Umfang der 
Ausſteuer hinausreichender Mitgiftanſpruch, wie er gegenwärtig 
vorliegt, nach dem ALR. nicht für unübertragbar gehalten 
werden. Hier kommt der zweite aus dem Urſprung des An⸗ 
ſpruchs, nämlich aus dem Verhältnis zwiſchen Eltern und 
Kindern, entnommene Grund des Berufungsrichters in Betracht. 
Er erſcheint indes nicht als ſtichhaltig. Deswegen, weil auf 
dem Boden der ſittlichen Pflicht der Eltern ein klagbarer Ans 
ſpruch erwachſen iſt, muß dieſer nicht notwendig in ſeinem 
Weſen, alſo in Anſehung ſeiner rechtlichen Eigenſchaften von 
jenem Urſprung abhängig bleiben. Es kann ſich nur fragen, 
ob ſich nach Inhalt und Zweck dieſes Anſpruchs 
deſſen Übertragung an andere verbietet. Das iſt zu ver⸗ 
neinen. Was den Inhalt angeht, ſo handelt es ſich 
um einen Geldanſpruch. Bezüglich des Zwecks kann auf 
den 8 1624 BGB. verwieſen werden, woſelbſt dieſer geſetzt 
iſt in die Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft oder der 
Lebensſtellung des Kindes. Mit ſolchen Zwecken iſt die Aber⸗ 
tragung an andere und die Verwertung des Anſpruchs durch 
Übertragung nicht unvereinbar. Bezüglich des 8 1624 BGB. 
ſei bemerkt, daß hier eine die Übertragbarkeit ausſchließende 
Beſtimmung fehlt und in der Literatur (ſ. Opet, das Ver⸗ 
wandſchaftsrecht nach dem BGB. (1899) S. 145 Note 21) 
wird die Anſicht vertreten, daß dieſer Ausſtattungsanſpruch, ſo⸗ 
fern er im einzelnen Fall die Eigenſchaft eines klagbaren Ver⸗ 
ſprechens gewonnen habe, abtretungsfähig ſei. Die Frage 
braucht hier für das BG. nicht entſchieden zu werden, da 
dieſes nicht zur Anwendung ſteht. Für das ALR. muß jeden⸗ 
falls die Zuläffigkeit der Abtretung anerkannt werden. Da 
durch das heute geltende poſitive Recht die Übertragbarkeit und 
Aufrechnungsfähigkeit in engſten Zuſammenhang gebracht ſind, 
ſo mußten die obigen ausſchlaggebenden Erwägungen ſich an 
die erſteren knüpfen. Sieht man hiervon ab und betrachtet 
man die Frage für ſich allein, ob gegen ſolchen Mitgiftanſpruch 
nicht von dem Verpflichteten oder deſſen Erben dem urſprüng⸗ 
lichen Forderungsinhaber gegenüber aufgerechnet werden könne 
und zwar insbeſondere mit ſolchen Forderungen, wie ſie hier 
geltend gemacht werden, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb die 
Natur des Mitgiftverſprechens der Aufrechnung entgegenſtehen 
ſollte. Da die Ausſteuer mit dem entſprechenden Teil der bei 
der Verheiratung gezahlten 15 000 Mark gewährt war, ſo 
konnte der Zweck der jetzt weiter geforderten 5 000 Mark doch 
nur dahin gehen, daß ſie der Erhaltung der Lebensſtellung des 
Klägers und ſeiner Frau dienen ſollten. Eben dieſem Zweck 
haben aber die vom Erblaffer des Beklagten dem Kläger ge⸗ 
währten Darlehne und die Bezahlung von Schulden des Klägers 
gedient, denn dieſe Zahlungen ſollten, wie der Berufungsrichter 
ſelbſt ſagt, den Kläger im Erwerbsſtande erhalten. Bei ſolcher 
Lage der Dinge läßt ſich die Zuläſſigleit der geltend gemachten 
Aufrechnung nicht leugnen. C. o. Z., U. v. 9. Juli 07, 
487/06 VII. — Berlin. 
. 14. 5 567 BGB. verb. mit Art. 170, 171 EG. Bebeukung 
des 5 567 namentlich für unter der Herrſchaft des früheren 
3 abgeſchloſſene Verträge.] 

Der beklagte Reichs militärfiskus hat mit der Hagenben 
RC. Eiſenbahngeſellſchaft im Jahre 1886 einen ſchriftlichen Ver⸗ 
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trag geſchloſſen, durch welchen er der Klägerin für einen jährlichen 
„Mietzins“ ein vor dem Steindammer Tor öſtlich der Fuchs⸗ 
berger Chauſſee zu K. gelegenes militärfiskaliſches Terrainſtück 
„verpachtet“ hat. § 3 dieſes Vertrages lautet: „Eine Kündigung 
des Mietverhältniſſes ſeitens der Militärbehörde findet nur ſtatt 
im Falle einer Armierung der Feſtung oder wenn die in dieſem 
Vertrage ſtipulierten Bedingungen ſeitens der Bahngeſellſchaft 
nicht inne gehalten werden. Beim eventuellen Eingehen der 
Bahnhofsanlage hört das Pachtverhältnis, ſobald die Beſeitigung 
der Bahnhofsanlagen nach den Angaben der Militärbehörde 
erfolgt iſt, auf.“ Beklagter hat am 19. Mai 1905 der Klägerin 
ſchriftlich mitgeteilt, daß nach Auflaſſung der Stadtumwallung 
der Pachtvertrag zum 1. Januar 1916 gekündigt werden wird. 
Klägerin hat daraufhin Klage erhoben mit dem Antrag, „den 
Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, daß ihm ein Recht, den 
mit der Klägerin geſchloſſenen Pachtvertrag zum 1. Januar 1916 
oder überhaupt in anderen als in den durch § 3 dieſes Ver⸗ 
trages vorgeſehenen Fällen zu kündigen, nicht zuſtehe“. Der 
Beklagte hat Widerklage auf Anerkennung ſeines Kündigungs⸗ 
rechts erhoben, eventuell dahin, daß ihm das Recht zuſtehe, 
den Vertrag zum 1. Januar 1930 zu kündigen. Das LG. hat 
die Klage und den prinzipalen Widerklageantrag abgewieſen, 
den eventuellen Widerklageantrag aber zugeſprochen. Das OLG. 
hat beide Berufungen zurückgewieſen. Das RG. hob auf Re⸗ 
viſion der Klägerin auf und wies die Anſchlußreviſion des 
Beklagten zurück: Die Vorinſtanzen gehen ſtillſchweigend mit 
Recht von der Gültigkeit des Vertrags nach dem ALR. aus, 
denn nach dieſem erſcheint ein Ausſchluß der Kündigung auf 
ſeiten des Vermieters zuläſſig (Entſch. des OTr. 51, 214). 
Hinsichtlich der Frage, ob 8 567 BGB. rückwirkende Kraft 
hat, ſtellt Art. 170 EGBGB. den Grundſatz der Nichtrückwirkung 
bei dem Recht der Schuldverhältniſſe auf. Ebenſo wenig kann 
es einem Zweifel unterliegen, daß ſonſtige Vorſchriften, ins⸗ 
beſondere Art. 171 EGBGB. (RG. Bd. 53 Nr. 42) den 
vorliegenden Fall den Beſtimmungen des BGB. nicht unter⸗ 
werfen. Es iſt nun allerdings durch die Vorſchrift des 
Art. 170 EGBGB. nicht ausgeſchloſſen, daß, wenn einzelne 
Normen des BGB. einen reformatoriſchen oder prohibitiven 
Charakter dergeſtalt haben, daß ſie auch die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens beſtehenden Schuldverhältniſſe zu ergreifen beabſichtigen, 
dieſer rückwirkenden Tendenz Folge zu geben iſt, und die be⸗ 
treffenden Normen auf die beſtehenden Schuldverhältniſſe zur 
Anwendung zu bringen ſind (Mot. zu Art. 103 des Entwurfs 
eines EGBGB. — Art. 170 EGBGB. — S. 257). In 
dieſer Hinſicht iſt zunächſt mit dem Berufungsgerichte davon 
auszugehen, daß 8 567 BGB. an ſich einen prohibitiven 
Charakter hat. Es ergibt ſich dies ſowohl aus deſſen Wortlaut, 
nach dem eine Beſtimmung gerade für den Fall des Abſchluſſes 
eines Mietvertrages über eine beſtimmte Zeit hinaus getroffen 
wird, als auch aus den Motiven zu § 523 des erſten Ent⸗ 
wurfs (BGB. 5 56 7) Bd. 2 S. 413, wonach, wenngleich die 
zeitliche Begrenzung der Gebrauchsüberlaſſung ſchon begriffs⸗ 
mäßig für die Miete weſentlich iſt, doch die Beſtimmung des 
8 523 — 8 567. BGB. — eine pofitive iſt. Allein hieraus 
allein folgt noch nicht, wie auch das Berufungsgericht anerkennt, 
daß dem 8 567 BGB. auch eine Rückwirkung auf ergangene 
Nechtsverhältmiſſe beizulegen iſt (RES. Bd. 42 Nr. 24 S. 102), 
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es muß vielmehr noch der erkennbare Wille des Geſetzgebers hinzu⸗ 
kommen, daß er nicht allein der Vertragsfreiheit für die Zukunft 
Schranken ſetzen, ſondern ſogar wohlerworbene Vertragsrechte 
verletzen will. Dieſe Abſicht muß nun aber im Gegenſatz zu 
den Entſcheidungen der Vorinſtanzen hinſichtlich des 8 567 BGB. 
auf das Entſchiedenſte verneint werden. Gegen eine derartige 
Abſicht der Geſetzgebung ſpricht zunächſt der Inhalt des 8 567 
BGB. Denn darnach kann nicht nur, wenn ein Mietvertrag 
für eine längere Zeit als 30 Jahre geſchloſſen wird, nach 
30 Jahren jeder Teil das Mietverhältnis unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt kündigen, ſondern es iſt auch die Kündigung 
unzuläſſig, wenn der Vertrag für die Lebenszeit des Vermieters 
oder des Mieters geſchloſſen iſt. Hieraus ergibt ſich, daß unter 
Umſtänden (allerdings nur bei natürlichen Perſonen) ein Miet⸗ 
vertrag auch über eine bedeutend längere Zeit als 30 Jahre 
ohne Kündigungsbefugnis geſchloſſen werden kann. Darnach 
aber hat der Zeitraum von 30 Jahren eine abſolute Bedeutung 
nicht und iſt es daher mit dieſer Beſtimmung nicht vereinbar, 
dem 8 567 BGB. eine Bedeutung auch in bezug auf ver⸗ 
gangene Rechtsverhältniſſe beizumeſſen. Ebenſo ſpricht die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes gegen eine derartige Tragweite des⸗ 
ſelben. (Wird weiter ausgeführt.) K.⸗C. Eiſenbahngeſ. c. Reichs⸗ 
militärfiskus, U. v. 14. Juni 07, 12/07 III. — Königsberg. 

12. 8 655 BGB. Ermäßigung des Mäklerlohnes kann 
durch den Richter ſtattfinden.] 

Durch Vermittelung des Klägers iſt der Beklagte mit 
feiner Muſikkapelle vom 1. Juli 1901 ab für ein Reſtaurant 
gegen eine Tagesgage von 50 Mark engagiert worden. Als 
Proviſion für die Vermittelung find vom Beklagten an den 
Kläger vom 1. Juli 1901 bis 9. März 1906 wöchentlich 
35 Mark, insgeſamt 8 540 Mark gezahlt worden. Unter der 
Behauptung, es ſei eine Proviſion von 10 Prozent der Gage 
des Beklagten für die Dauer des Vertragsverhältniſſes ver⸗ 
einbart worden, fordert der Kläger die Proviſion für die Zeit 
vom 9. März bis 24. April 1906 im Betrage von 225 Mark 
nebſt Prozeßzinſen. Der Beklagte hat Abweiſung der Klage 
beantragt und Widerklage erhoben mit dem Antrag: feſtzuſtellen, 
daß dem Kläger kein Anſpruch mehr gegen ihn zuſtehe. — Er 
beſtreitet, das behauptete Proviſionsverſprechen gegeben zu haben, 
und wendet ein, daß ein Mäklerlohn von 10 Prozent unver⸗ 
hältnismäßig hoch ſei und vom Gericht nach 8 655 BGB. 
herabgeſetzt werden müſſe; von ſeinem Honorar habe er die acht 
Mitglieder ſeiner Kapelle beſolden müſſen, die zwiſchen 4,50 Mark 
und 6 Mark täglich bekämen. Das KG. verurteilte unter Ab⸗ 
weiſung der Widerklage. Das RG. hob auf: Begründet iſt 
der Angriff der Reviſion, der ſich gegen die Annahme des 
Berufungsurteils richtet, daß eine Herabſetzung des Mäller⸗ 
lohnes nach 8 655 BGB. nicht erfolgen könne. Der S 655 
BGB. gehört zu den geſetzlichen Vorſchriften, die dem wirt⸗ 
ſchaftlich Schwachen Schutz gewähren ſollen. Zur Recht⸗ 
fertigung der Beſtimmung wurde bei der Kommiſſions beratung 
und im Reichstag auf die bei Mäklergeſchäften häufig hervor⸗ 
tretenden Übelſtände hingewieſen, daß bedeutende Über⸗ 
vorteilungen, insbeſondere Dienſtſuchenden, Schau⸗ 
ſpielern uſw. gegenüber ſehr häufig ſeien (vgl. Bericht der 
XII. Kommiſſion über den Entwurf eines BGB. Nr. 440 S. 93). 
Dem Sinn und Zweck des Geſetzes entſpricht es aber nicht, für 
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den Fall, daß bereis die gezahlten Raten eine ans 
gemeſſene oder gar übermäßige Vergütung darſtellen, 
bezüglich der künftigen Raten nur eine Ermäßigung, nicht 
den gänzlichen Wegfall zuzulaſſen und demzufolge den 
Schuldner, obwohl er ſchon eine angemeſſene oder gar über⸗ 
mäßige Vergütung entrichtet hat, doch noch zu weiteren Zahlungen 
für verpflichtet zu erachten. Die abweichende Anſicht des 
Berufungsgerichts findet nicht einmal in dem Wortlaut des 
8 655 BGB. eine Stütze. Die Beſtimmung im Satz 2, daß 


nach der Entrichtung des Lohnes die Herabſetzung ausgeſchloſſen 


iſt, hat die Bedeutung, daß eine Rückforderung gezahlter Be⸗ 
träge in keinem Falle ſtattfinden und deshalb nach der Zahlung 
eine Herabſetzung nicht eintreten ſoll. Wird im Falle von 
Teilzahlungen oder Ratenzahlungen durch die geleiſteten Zahbungen 
der angemeſſene Betrag ſchon erreicht, ſo erfolgt die Herab⸗ 
ſetzung des Mäklerlohns auf den angemeſſenen Betrag nach 
Satz 1 des 8 655 dadurch, daß der noch nicht gezahlte Teil 
des Lohnes ganz in Wegfall kommt; denn der vereinbarte 
Mäklerlohn iſt, auch wenn er in Prozenten von einem Ein⸗ 
kommen des Schuldners feſtgeſetzt iſt, von dem Geſichtspunkt 
aus, ob er angemeſſen oder unverhältnismäßig hoch ſei, als 
ein Ganzes und Einheitliches zu betrachten. Die vom 
Berufungsgericht vorgenommene Unterſcheidung der Lohnforderung 
für die Vergangenheit und der Lohnforderung für die Zu⸗ 
kunft geht daher fehl. Ob man zu dem Zweck der Herab⸗ 
ſetzung des Mäklerlohnes den Prozentſatz für die ganze 
Vertragsdauer ermäßigt oder ihn für den Teil der Vertrags⸗ 
zeit, für den der Lohn gezahlt iſt, beſtehen läßt und für die 
übrige Vertragszeit die Lohnforderung ganz ftreicht, 
betrifft nur die Art der Berechnung und iſt von keiner grund⸗ 
ſätzlichen Bedeutung. Iſt der Lohn in Prozenten von fort⸗ 
laufenden Bezügen des Schuldners ausbedungen, dann hängt 


die Übermäßigkeit der Forderung nicht allein von der Höhe 


des Prozentſatzes, ſondern weſentlich auch von der Länge 
der Zeit ab, für welche die Prozente zu leiſten ſind. Die 
Herabſetzung des Mäklerlohns kann daher nicht nur durch 
Ermäßigung des Prozentſatzes, ſondern auch durch Ver⸗ 
kürzung der Zeit erfolgen. Unzutreffend iſt ferner die Aus⸗ 
führung des Berufungsgerichts, der Beklagte habe ſeinen Ein⸗ 
wand nicht genügend begründet, da er ſich auf die bloße Be⸗ 
hauptung, daß der Lohn im Verhältnis zu den Bemühungen 
des Klägers unverhältnismäßig hoch ſei, beſchränkt und die 
erforderliche nähere Darlegung nicht gegeben habe. Die feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen reichen zur Beurteilung der zu entſcheidenden 
Frage vollkommen aus. Die Provision von 10 Prozent der 
Gage des Beklagten iſt ſchon für ſich allein außerordentlich 
hoch, wenn man erwägt, daß der Kläger nach dem Inhalt der 
Klage die Proviſion nut dafür verlangt, daß er das Engagement 
des Beklagten zum 1. Juli 1901 vermittelt habe, und wenn 
man andererſeits in Betracht zieht, daß die Gage des Beklagten 
nur 50 Mark täglich beträgt und er hiervon, was vom Kläger 
nicht beſtritten iſt, den acht Mitgliedern ſeiner Kapelle eine 
Beſoldung von je 4,50 bis 6 Mark täglich bezahlen muß. Eine 
unverhältnismäßige Höhe erreicht aber der Mällerlohn weiter 
dadurch, daß der Kläger die 10 Prozent nicht nur für die Dauer 
des urſprünglichen Engagements, die vom Beklagten auf 
zehn Monate angegeben iſt, ſondern auch für die Dauer der 
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durch mehrfache Prolongationen erneuerten Engagements 
des Beklagten in Anſpruch nimmt. Unter zutreffender Be⸗ 
gründung hat das LG. angenommen, daß der Kläger für 
ſeine Mäklertätigkeit durch die vom Beklagten bisher gezahlten 
8 540 Mark bereits einen unverhältnismäßig hohen Lohn ers 
halten habe. Dieſe Beurteilung trifft aber auch dann noch zu, 
wenn der Beklagte, wie vom Kläger in der Berufungsinſtanz 
geltend gemacht iſt, die Proviſion von 10 Prozent nur bis 
Anfang 1906, alſo in Höhe von 8 200 Mark bezahlt hat. 
Die Behauptung des Klägers, daß die Vermittelungsgebühr von 
10 Prozent dem polizeilich genehmigten Tarif entſpreche, iſt 
unerheblich, weil die polizeiliche Genehmigung die Prüfung der 
Angemeſſenheit im Sinne des 8 655 BGB. nicht ausſchließt. 
Unerheblich iſt ferner die Behauptung, daß die Gebühr von 
10 Prozent allgemein üblich ſei; auch allgemein übliche Proviſions⸗ 
ſätze können nach 8 655 BB. herabgeſetzt werden, wenn fie 
unverhältnismäßig hoch find (vgl. den Bericht der XII. Kom⸗ 
miſſion und Zirkularverfügung des preußiſchen Miniſters des 
Innern und des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
30. November 1892, MBl. für die innere Verwaltung 1893 
S. 103). Es iſt deshalb auch verfehlt, wenn das Berufungs⸗ 
gericht eine Beweisantretung des Beklagten dafür vermißt, daß 
der vereinbarte Lohn im Verhältnis zu gleichen und ähnlichen 
Vermittelungsgeſchäften hoch erſcheine. Mit Recht hat das 
LG. angenommen, daß dem unſtreitigen Sachverhältnis gegen⸗ 
über es Sache des Klägers geweſen wäre, beſondere Umſtände 
darzulegen, welche im vorliegenden Fall den vereinbarten Mäkler⸗ 
lohn trotzdem als angemeſſen erſcheinen laſſen könnten. Wenn 
alle Behauptungen des Klägers als richtig unterſtellt und zu 
feinen Gunſten bei Bemeſſung der Provifion berüdfichtigt werden, 
ſo iſt immer noch die gezahlte Provifion von 8 200 Mark als 
unverhältnismäßig hoch anzuſehen, und deshalb die Klage un⸗ 
begründet, die Widerklage begründet. R. o. N., U. v. 14. Juni 07, 
102/07 III. — Berlin. 

13. 8 765 ff., 1115, 1190 BGB. Liegt Bürgſchaft vor, 
wenn ohne Bezugnahme auf die Schuld eines Dritten eine 
Hypothek beſtellt wird? Nicht erfolgte Bezeichnung der zu 
ſichernden Forderung.] 

Die klagende Bankfirma hatte dem Ehemann der Beklagten 
einen laufenden Kredit bis zu 22 000 Mark eingeräumt und 
ſich Sicherungshypotheken in dieſer Höhe teils auf ſeinen, teils 
auf den Grundſtücken feiner Frau ausbedungen. Die Beklagte, 
die hiervon durch ihren Mann in Kenntnis geſetzt worden war, 
iſt mit ihrem Mann auf dem Grundbuchamt erſchienen und 
hat unter Genehmigung des Mannes den Antrag zu Protokoll 
erklärt, daß ohne vorliegende Urkunde auf ihren Grundſtücken 
eine Sicherungshypothek für die Klägerin zum Höchſtbetrage 
von 15 000 Mark eingetragen und davon die Gläubigerin be⸗ 
nachrichtigt werde. Beides iſt geſchehen; die Eintragung lautet 
wie beantragt. Der Mann der Beklagten iſt in Konkurs ge⸗ 
raten, der Konkurs iſt durch Zwangs vergleich beendigt worden, 
die Klägerin iſt mit mehr als 15 000 Mark ausgefallen und 
nimmt nun mit der vorliegenden Klage die Beklagte in An⸗ 
ſpruch dahin, daß ſie wegen fälliger 15 000 Mark die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ihre Grundſtücke dulde. Die Beklagte wurde 
verurteilt, ihre Berufung und Reviſion find zurückgewieſen 
worden: Eine Bürgſchaft liegt offenfichtlih und wie der Bes 


rufungsrichter feſtſtellt nicht vor, von einer perſönlichen 
Haftung der Beklagten für die Schulden ihres Mannes iſt 
nirgends die Rede geweſen, ſie hat dafür lediglich eine ding⸗ 
liche Haftung mit ihren Grundſtücken übernommen und dazu 
bedurfte es keiner weiteren Form als zu Hypothelbeſtellungen 
überhaupt. Von Erheblichkeit iſt daher nur der Angriff, daß 
der Berufungsrichter den Einwand, daß die Eintragung der 
Hypothek im Grundbuch ungültig ſei, zu Unrecht verworfen 
habe. Die in dieſer Beziehung hervorgehobenen Bedenken: daß 
der Eintragungsvermerk ſo wenig wie die darin in Bezug ge⸗ 
nommene Eintragungsbewilligung eine Bezeichnung der zu 
ſichernden Forderung enthalte und auch nicht angebe, daß fremde 
Forderungen (Forderung gegen den Ehemann der Grundſtücks⸗ 
eigentümerin) geſichert werden ſollten, laſſen ſich nicht ohne 
weiteres von der Hand weiſen und ſind auch vom Berufungs⸗ 
richter nicht verkannt worden. Er hebt hervor, daß, wenigſtens 
nach der herrſchenden Anſicht, bei der Verkehrshypothek eine 
nähere Bezeichnung der Forderung in der Eintragung ſelbſt 
oder doch in der darin in Bezug genommenen Eintragungs⸗ 
bewilligung enthalten fein müſſe (8 1115 BGB.), wenn auch 
eine falſche Bezeichnung noch nicht die Ungültigkeit der Hypothek 
nach ſich ziehe. Hier handle es ſich aber um eine Höchſt⸗ 
betrags⸗Sicherungshypothek, bei der nach 8 1190 BGB. das 
Weſentlichſte die Angabe des Höchſtbetrages ſei, bis zu welchem 
die Hypothek hafte. Ob es dabei auch einer Angabe des 
Schuldgrundes bedürfe, ſei ſtreitig, von der Mehrzahl der 
Schriftſteller werde dies angenommen, aber der Berufungs⸗ 
richter ſchließe ſich der verneinenden Anſicht wenigſtens inſoweit 
an, als es nicht unter allen Umſtänden einer näheren Be⸗ 
zeichnung der Forderung bedürfe, insbeſondere dann nicht, 
wenn, wie hier, die Höchſtbetragshypothek für alle, auch die 
noch nicht beſtehenden, Forderungen gegen den Schuldner haften 
ſolle. Nun würde zwar die vorliegende Eintragung, die von 
einer Sicherung fremder Forderungen nichts erwähne, zunächſt 
auf Forderungen gegen die Beklagte ſelbſt zu beziehen ſein, 
aber darüber herrſche kein Streit, daß dies nicht ſo gemeint 
war, ſondern daß die Hypothek für die Forderungen der 
Klägerin gegen den Ehemann der Beklagten beſtellt worden 
ſei. Es liege inſofern nur eine falſche Bezeichnung der Forde⸗ 
rungen vor, die auf die Gültigkeit der Hypothek leinen Einfluß 
übe. Zu der vom Berufungsrichter berührten Streitfrage, ob 
bei Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek, dem Wortlaut des 
8 1190 BGB. entſprechend, eine Feſtſtellung der Forderung 
überhaupt, nach allen Richtungen, nicht bloß hinſichtlich des 
Betrages, unterbleiben und vorbehalten werden dürfe, braucht 
für den vorliegenden Fall nicht Stellung genommen zu werden. 
Es kann eine ſolche Hypothek auch für alle Forderungen eines 
beſtimmten Gläubigers, jedenfalls für alle ſeine Forderungen 
gegen einen beſtimmten Schuldner beſtellt werden. Wenn dies 
geſchieht, kommt eine nähere Bezeichnung der Forderungen nach 
Schuldgrund oder Rechtsverhältnis von ſelbſt in Wegfall, weil 
keine Begrenzung der Haftung auf beſtimmte Forderungen 
gewollt iſt. Höchſtens könnte in Frage kommen, ob ſolchenfalls 
nicht in der Eintragung oder der Eintragungsbewilligung zum 
Ausdruck kommen müſſe, daß die Hypothek für alle Forderungen 
haften ſolle. Wenn man das für nötig halten wollte, fo würde 
es doch immer im einzelnen Fall Sache der Auslegung ſein, 
65 
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ob ſolchem Erfordernis genügt worden fei, und daß dies vor⸗ 
liegendenfalls geſchehen iſt, wird vom Berufungsrichter feſt⸗ 
geſtellt. Seine Ausführungen müſſen dahin verſtanden werden, 
daß die Eintragung, ſo wie ſie lautet, nur auf alle Forderungen 
der Klägerin gegen den Ehemann der Beklagten bezogen werden 
können. Dieſe Auslegung findet auch in den vorliegenden 
Umſtänden eine genügende Rechtfertigung, wenn erwogen wird, 
daß die Eintragung wegen Fehlens einer Begrenzung, auf 
alle Forderungen des Gläubigers bezogen werden durfte, daß 
als Gläubiger eine Bank genannt war, es ſich alſo zwar um 


Forderungen aus dem Bankverkehr handelte, aber um alle 


Forderungen der Bank, weil das Entſtehen von Forderungen 
andrer Art nicht vorausgeſetzt werden konnte, und daß nicht 
mit der Klägerin ſelbſt, wohl aber mit ihrem Ehemann Bank⸗ 
geſchäfte von der Klägerin gemacht werden ſollten. Daraus 
rechtfertigt ſich die getroffene Entſcheidung. Es mag noch 
hinzugefügt werden, daß die Auslegung des Berufungsrichters 
auch darin eine Unterſtützung findet, daß die Beklagte gar nicht 
verſucht hat, im Beſchwerdewege eine Berichtigung der Eintragung 
herbeizuführen, was ihr nach 8 54 GBO. zugeſtanden haben 
würde, wenn die Hypothekbeſtellung nicht den Inhalt gehabt hätte, 
den der Berufungsrichter in der Eintragung ausgedrückt findet, 
den ſie aber auch in Wirklichkeit unbeſtritten haben ſollte. 
E. c. O., U. v. 22. Juni 07, 558/06 V. — Braunſchweig. 

14. 58 823, 844 BGB. Iſt Vorausſehbarkeit des 
tödlichen Erfolgs im Falle des Schadenerſatzanſpruchs bei einer 
vorſätzlichen rechtswidrigen Körperverletzung erforderlich?! 

Der Ehemann und Vater der Kläger G. wurde auf der Straße 
von dem Beklagten, als er deſſen Sohn, der mit anderen Knaben 
auf der Straße gerauft hatte, faſſen wollte, durch einen Schlag 
mit der Hand ins Geſicht mißhandelt. G. fiel ſteif zur Erde, 
ſchlug den Kopf auf und ſtarb am ſelben Tage. Die Kläger 
haben einen Schadenerſatzanſpruch erhoben und das LG. hat 
den Klaganſpruch für begründet erklärt. Das OLG. hat die 
Klage abgewieſen, weil Beklagter den tödlichen Erfolg ſeines 
Tuns auch bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit und Überlegung 
nicht habe vorausſehen können. Das RG. hob auf: Der 
rechtlichen Auffaſſung des Berufungsgerichts, 8 844 BGB. 
ſei nur dann anwendbar, wenn der tödliche Erfolg für den 
Erſatzpflichtigen vorausſehbar war, konnte nicht beigetreten 
werden. Tötung iſt die Zerſtörung des menſchlichen Lebens, 
alſo jede Handlung, durch die der Tod eines Menſchen verurſacht 
wurde. Die Tötung im Sinne des 5 844 erfordert nach der 
Stellung der Vorſchrift im Geſetzbuch weiter, daß die Handlung 
eine unerlaubte war. Die Bedeutung des § 844 (wie des 
8 845) liegt darin, daß unter Durchbrechung der Regel, wonach 
nur dem durch eine unerlaubte Handlung unmittelbar Ver⸗ 
letzten ein Erſatzanſpruch zuſteht, den mittelbar geſchädigten 
Perſonen, denen durch die Tötung des Unterhaltspflichtigen das 
Recht auf den Unterhalt entzogen wurde, ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gewährt wird. Hierfür iſt es gleichgültig, ob der 
Unterhaltspflichtige durch eine vorſätzliche oder fahrläſſige Tötung 
in dem engeren ſtrafrechtlichen Sinn ums Leben gekommen iſt, 
oder ob ſein Tod die tatſächliche Folge einer ſchuldhaften 
Verletzung ſeines Körpers oder ſeiner Geſundheit war. Kommt 
aber der Tod des Verletzten nur als Folge einer unerlaubten 
Handlung in Betracht, ſo greift der allgemeine Rechtsſatz Platz, 


daß das Verſchulden d. i. das Kennen oder Kennenmüſſen 
des rechtsverletzenden Tatbeſtandes (Vorſatz oder Fahrlüſſigkeit) 
ſich nur auf die unerlaubte Handlung, alſo hier auf die Körper⸗ 
verletzung, aber nicht auf ihre weitere Schadenswirkung zu 
erſtrecken braucht. (Vgl. Dernburg II 827, Crome I 8 109, 
Oertmann S. 87, 90.) Es iſt nicht einzuſehen, warum die 
Erſatzpflicht vor dem Tode des Verletzten, weil er nicht voraus⸗ 
ſehbar war, Halt machen, aber andere, ebenſo wenig vorausſehbare 
Folgen wie Lähmung, Geiſteskrankheit, Verluſt eines wichtigen 
Gliedes, ſchwere Neuroſe uſw. mitumfaſſen ſoll, Folgen, deren 
Ausgleichung, wie die gerichtliche Erfahrung lehrt, ſehr häufig 
den Erſatzpflichtigen weit drückender belaſtet, als die Schadlos⸗ 
haltung der Hinterbliebenen. Die Anſchauung des Berufungs⸗ 
gerichts müßte auch zu dem unannehmbaren Ergebnis führen, 
daß der nicht vorausſehbare tödliche Erfolg einer Körper⸗ 
verletzung den Täter günſtiger ſtellen würde als der nicht 
vorausſehbare Eintritt einer ſelbſt minder ſchweren Geſundheits⸗ 
beſchädigung. Die Wiedergabe der Verhandlungen der zweiten 
Kommiſſion zu 8 844 (Prot. II S. 614, 615) ſcheint ungenau 
zu ſein, denn ſie iſt widerſpruchsvoll und unklar; ſie ſind daher 
ſo wie ſie veröffentlicht ſind, für die gegenwärtige Streitfrage nicht 
verwertbar. (Vgl. auch Rümelin, Kauſalbegriffe, Arch Ziv Pr. 90, 
241.) Jedenfalls würde ihnen gegenüber dem Wortlaut des 
Geſetzes, das eine Vorausſehbarkeit des tödlichen Erfolgs nicht 
fordert, kein durchſchlagendes Gewicht zukommen. Hier vollends 
handelt es ſich nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts um 
eine vorſätzliche rechtswidrige Körperverletzung, mithin um den 
ſchuldhaften Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz im Sinne des 8 823 
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bereits in dem Urteil vom 19. November 1901 (JW. 02, 11) 
im Einklang mit der Rechtslehre ausgeſprochen, daß es nicht 
darauf ankomme, ob der das Schutzgeſetz Verletzende beſtimmte 
Folgen ſeines Verhaltens vorausſehen mußte, ſondern nur 
darauf, ob er ſchuldhafter Weiſe das Geſetz übertreten hat. 
G. c. K., U. v. 1. Juli 07, 488/06 VI. — Karlsruhe. 

15. 8 839 BGB. Beſteht eine Verpflichtung des Notars 
vor Aufnahme einer Amtshandlung das Grundbuch einzuſehen ?] 

Vom OLG. iſt mit Recht angenommen worden, daß der 
Notar ohne beſondere Veranlaſſung nicht verpflichtet 
iſt, vor Aufnahme einer Handlung der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, aus der eine Eintragung im Grundbuche beantragt 
werden kann, dieſes ſelbſt darauf einzuſehen, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung, von denen die Beteiligten aus⸗ 
gehen, richtig ſind. S. c. A., U. v. 28. Juni 07, 25/07 III. — 
Naumburg. | 


16. 88 1117, 1154 BGB. Die Briefübergabe bei ÜUber⸗ 
gabe von Briefhypothelen kann durch Vereinbarung erſetzt werden.] 
Die Parteien ſtreiten darüber, wem der Erlös aus der 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks zukomme. Die Klägerin 
behauptete, daß ſie ſowohl 22 500 Mark Vorhypotheken als 
die Inhaber der Hypothek zu 93 000 Mark, von welcher dem 
Beklagten ein Teil abgetreten war, ſoweit möglich, aus einem 
von ihr bewilligten Baudarlehen nach und nach, entſprechend 
dem Fortſchreiten des Neubaues, habe bezahlen wollen, daß 
ihr deswegen am 11. November 1902 die ganzen 93 000 Mark 
mit Bewilligung unmittelbarer Briefaushändigung abgetreten 
worden ſeien, daß fie auch 45.000 Mark auf genannte Zwecke 
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gezahlt habe, aber wegen Stockens des Neubaues weitere 
Zahlungen habe einſtellen müſſen. Der Beklagte verteidigte 
ſich damit, daß die Hypothekübertragungen vom 11. November 
1903 wegen Nichtaushändigung der Hypothekenbriefe und wegen 
Nichteintritts der zur Bedingung gemachten Valutazahlung 
rechtsunwirksam ſeien. Deshalb ſei die Inhaberin der Hypothek 
von 93 000 Mark auch befugt geweſen, ihm die 12 000 Mark 
trotz der vorgängigen Zeſſion an Klägerin nachträglich ab⸗ 
zutreten und jedenfalls ſei er ſelbſt bei dieſer Abtretung im 
guten Glauben geweſen. Der erſte Richter hat dem Klag⸗ 
antrage vollſtändig ſtattgegeben und zugleich Anfertigung eines 
neuen Verteilungsplanes angeordnet. Die Berufung iſt mit 
der Maßgabe zurückgewieſen worden, daß der Beklagte (anſtatt 
zur allgemeinen Vorrechtsanerkennung) zur Bewilligung der 
Auszahlung von 16 521,73 Mark aus dem hinterlegten Betrag 
nebſt Hinterlegungszinſen verurteilt wird. Die Reviſion des 
Beklagten blieb erfolglos: Schon der auf die dingliche Be⸗ 
rechtigung des Klägers geſtützte Entſcheidungsgrund des Vorder⸗ 
richters trägt das Berufungsurteil allein. Nach $ 1154 mit 
8 1117 BGB. kann bei Übertragung von Briefhypotheken die 
Briefübergabe durch die Vereinbarung erſetzt werden, daß ſich 
der Gläubiger den Brief unmittelbar vom Grundbuchamt aus⸗ 
händigen laſſe. Die frühere Meinung — vgl. Turnau⸗Förſter I 
S. 888 Nr. 6 —, daß die nachträgliche Aushändigung des 
Hypothekenbrieſes an den Zeſſionar zur Vervollſtändigung hin 
zukommen müſſe, kann nicht aufrecht erhalten werden, da dann 
die wahlweiſe Geſtattung der Beſitzanweiſung ftatt- der körper⸗ 
lichen Übergabe zwecklos und irreführend wäre. Allerdings 
ſollen die betreffenden Vorſchriften es verhüten, daß aus dem 
Verbleiben des Hypothekenbriefes in den Händen des ab⸗ 
tretenden Gläubigers Schwierigkeiten und Gefahren entſtehen, 
daß die abgetretene Hypothek von ihm verpfändet, weiter ab⸗ 
getreten wird u. dgl. Aber auch im Falle der Beſitzanweiſung 
iſt bei richtigem Verfahren des Grundbuchamtes und des 
Zeſſionars, das allerdings in vorliegender Sache nicht eins 
gehalten wurde, jenen Schwierigkeiten und Gefahren vorgebeugt, 
ſofern nur das Grundbuchamt ſelbſt die Verfügungsmacht über 
den Hypothekenbrief erlangt. Dies war nach den Feſtſtellungen 
des Vorderrichters ſchon am 11. November 1902, jedenfalls 
aber zur Zeit der Vorlegung der beſtrittenen Zeſſion bei Gericht 
der Fall. Das Grundbuchamt durfte den von ihm erſt neu 
gebildeten Stammhypothekenbrief zu 93 000 Mark und die 
daraus gebildeten Zweighypothekenbriefe über 29 000 Mark, 
6 000 Mark und 58 000 Mark unter keinen Umſtänden ohne 
Wiſſen und Willen der Klägerin an die Zedenten aushändigen, 
es konnte ſie dem Zeſſionar hinausgeben und dieſer war in der 
Lage und hatte Anlaß genug, dieſe Aushändigung der Briefe 
an ihn ſelbſt nachdrücklich zu betreiben. Damit waren alle 
Gefahren obiger Art für ihn beſeitigt. Das RG. hat ſich 
über dieſe Frage, ob ſchon die Erlangung der Verfügungsmacht 
über den Brief ſeitens des Grundbuchamtes zur Beſitzanweiſung 
nach 88 1154, 1117 BGB. genügt, noch nicht ganz bes 
ſtimmt ausgeſprochen, doch geht ſchon aus der zum Abdruck 
beftimmten Entſcheidung des erkennenden Senats V 117/06 
vom 22. November 1906 (JW. 07 S. 13/14) hervor, daß es 
ſich zur Bejahung dieſer Frage hinneigt und dieſe Bejahung 
wird hiermit aus vorſtehenden Gründen ausdrücklich erklärt. 
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Namentlich ſpricht dafür auch der in 8 1117 und damit auch 
in 8 1154 BGB. zu findende Hinweis auch auf 8 931 das 
ſelbſt, wonach, wenn ein dritter im Beſitz der Sache iſt, die 
Abergabe dadurch erſetzt werden kann, daß der Eigentümer dem 
Erwerber den Anſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt. 
Hier iſt weder von der Notwendigkeit, daß wirkliche Aus⸗ 
häͤndigung der Sache hinzukommen müſſe, noch von dem Er: 
fordernis der Benachrichtigung des Dritten die Rede. S. c. V., 
U. v. 12. Juni 07, 492/06 V. — Berlin. | 

17. 88 1339, 1594 BGB. verb. mit 8 198 Abſ. 2 EGBGB. 
Gelten die Vorſchriften des BGB. hinſichtlich der Anfechtung der 
Ehelichkeit auch für vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſene Ehen 7] 

Die Eheleute S. hatten ſich im Gebiete des gemeinen 
Rechts vor dem 14. September 1891 verheiratet; an dieſem 
Tage wurde der Beklagte geboren. Der Kläger erhob im 
Jahre 1905 eine Klage auf Anfechtung der Ehelichkeit und 
das OLG. wies die Klage mit der Ausführung ab, daß von 
der Geburt des Beklagten lange vor dem 1. Januar 1900 der 
Kläger Kenntnis gehabt habe. Das RG. hob auf: Das Be⸗ 
haftetſein eines Rechtsverhältniſſes mit einer Ausſchlußfriſt 
kennzeichnet ſich, wie bereits in der Entſch. des RG. vom 
9. Mai 1901 — RG. 48, 162 — ausgeführt worden, als eine 
demſelben innewohnende Eigenſchaft. Gemäß der vom BGB. 
wie vom EGBGB. anerkannten und feſtgehaltenen Regel von 
der Nichtrückwirkung der Geſetze findet daher der 8 1594 
BGB. Anwendung auf das zwiſchen Parteien durch die Geburt 
des Beklagten begründete Rechtsverhältnis nur dann, wenn 
ausnahmsweiſe dieſer Vorſchrift rückwirkende Kraft auf die 
unter der Herrſchaft des älteren Rechts entſtandenen Rechts⸗ 
verhältniſſe, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, vom Geſetz⸗ 
geber in deutlich erkennbarer Weiſe beigelegt worden iſt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt nicht gegeben. Die eheliche Abſtammung 
iſt Gegenſtand der im 4. Abſchnitt EGBGB. getroffenen Über: 
gangsvorſchriften nicht geworden, und ebenſo wenig finden ſich 
in dieſem Abſchnitt Vorſchriften, die in ihrer folgerichtigen 
Fortführung oder im Wege der Analogie die Frage, ob die im 
8 1594 BGB. geſetzte Anfechtungsfriſt auf das Rechts⸗ 
verhältnis des Ehemanns der Mutter zum Kinde, das während 
beſtehender Ehe vor dem 1. Januar 1900 von ihr geboren iſt, ſich 
erſtreckt, entſcheiden. Inſonderheit iſt eine Ausdehnung der für 
die Verjährung im Art. 169 EGBGB. gegebenen Beſtimmungen 
auf die Ausſchlußfriſten des BGB. ausgeſchloſſen; vgl. RG. 
48, 164. Die Erſtreckung der in $ 1339 BGB. getroffenen 
Vorſchrift auf Ehen, die vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen 
ſind, iſt Folge der im Art. 198 Abſ. 2 EGBGB. erlaſſenen 
Beſtimmung und daher für rückwirkende Kraft des 8 1594 
BGB. nicht zu verwerten. Vertreten wird die gleiche Auf: 
faſſung von der Nichtrückwirkung dieſer Geſetzesvorſchrift von 
Habicht III. Aufl. S. 620 flg. und von Staudinger II. Aufl. 
Bd. IV S. 609 nebſt den dortigen Zitaten. S. c. S., U. v. 
28. Juni 07, 476/06 III. — Stettin. | 

Zivilprozeßordnung. 

18. 8 51 8PO. Vertretung einer Handelsgeſellſchaft im 
Prozeß, wenn während deſſen Dauer ein Geſellſchafter mit 
Tod abgeht.] | 

Die Firma ift der Name, unter dem ein Kaufmann im 
Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift abgibt. 
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Handelt es fih um die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft, 
ſo ſind es die Geſellſchafter, die unter dieſer Firma im Handel 
ihre Geſchäfte betreiben und ihre Unterſchrift abgeben, aber 
nicht als Einzelperſonen, ſondern als Geſamtheit, in ihrer 
Zuſammenfaſſung unter der Firma der Geſellſchaft. Die 
Urteile der Vorinſtanzen laſſen es nun völlig im Unklaren, ob 
die Firma W. die Firma eines Einzelkaufmanns oder die einer 
Handelsgeſellſchaft iſt; es wird bald von einem, bald von 
mehreren Inhabern der Fabrikanlage geſprochen. Nach dem 
dem erkennenden Senat überreichten beglaubigten Auszug aus 
dem Handelsregiſter war jene Firma zur Zeit der erfolgten 
Klagerhebung der Name einer offenen Handelsgeſellſchaft, deren 
Geſellſchafter bildeten daher damals in jener Zuſammenfaſſung 
die beklagte Partei; laut Eintrag vom 14. April 1903 iſt die 
Geſellſchaft durch den Tod des einen aufgelöſt und der andere 
jetzt alleiniger Inhaber der Firma. Infolge der Auflöſung der 
offenen Handelsgeſellſchaft während des Prozeſſes treten, ſofern 
nicht eine Liquidation eintritt, an die Stelle der Handels⸗ 
geſellſchaft die bisherigen Geſellſchafter, bezw. wenn die Geſellſchaft 
durch den Tod eines Geſellſchafters aufgelöſt wird, der über⸗ 
lebende Geſellſchafter und die Erben des Geſtorbenen als 
Einzelperſonen, als Streitgenoſſen, und zwar auch dann, wenn 
einer der bisherigen Geſellſchafter das Geſchäft unter der 
gleichen Firma weiter betreibt; etwas anderes gilt nur dann, 
wenn die Parteien mit dem Ausſcheiden des anderen bisherigen 
Geſellſchafters, bezw. ſeiner Erben aus dem Prozeſſe einverſtanden 
ſind. Es wird Aufgabe des Berufungsgerichts ſein, bei der in 
der Sache gebotenen anderweiten Verhandlung der Sache die 
in dieſen Beziehungen hier vorliegenden Verhältniſſe aufzuklären; 
der erkennende Senat war hierzu nicht in der Lage. P. c. W., 
U. v. 24. Juni 07, 444/06 VI. — Darmſtadt. 

19. 88 51, 57, 269, 523, 567 ZPO. verb. mit 88 49, 
125, 161, 170, 243, 320, 328 HB. Wie wird eine Aktien⸗ 
kommanditgeſellſchaft in einem von dem alleinigen perſönlich 
haftenden Geſellſchafter gegen ſie angeſtellten Prozeſſe vertreten? 
Enthält die nachträgliche Erklärung, die Klage werde gegen die 
Kommanditiſtengeſamtheit gerichtet, eine Klageänderung ?] 

Der Kläger iſt der einzige perſönlich haftende Geſell⸗ 
ſchafter der beklagten Aktienkommanditgeſellſchaft. Das Statut 
der Beklagten beſtimmt für den Fall, wo nur ein perſönlich 
haftender Geſellſchafter vorhanden iſt, daß dieſer in Gemeinſchaft 
mit einem Prokuriſten oder zwei Prokuriſten gemeinſchaftlich 
zur Vertretung der Geſellſchaft ermächtigt find. Eine einſt⸗ 
weilige Verfügung des LG. hat dem Kläger die Befugnis zur 
Geſchäftsführung für die Beklagte (nicht aber ſeine Vertreter⸗ 
rechte) entzogen und auf den Kaufmann H. übertragen. Durch 
Beſchluß des KG. iſt dem Kläger die Vertretungsbefugnis in 
Prozeſſen der Beklagten gegen frühere Auſſichtsratmitglieder, 
Reviſoren, Kuratoren entzogen und für ſolche Prozeſſe der eben 
genannte Kaufmann H. als Vertreter beſtellt worden. Der 
Kläger fordert Auszahlung ſeines rückſtändigen Gehalts. Die 
im Urkundenprozeß erhobene Klage iſt gegen die Beklagte, ſo 
wie ſie im Rubrum bezeichnet iſt, gerichtet. Zugeſtellt iſt die 
Klage nach der Urkunde vom 17 April 1906, da der Poſtbote 
in dem Geſchäftslokale der Beklagten kein Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes antraf, an den dort anweſenden Kaſſenboten. In I. Inſtanz 
iſt für die Beklagte ein durch Vollmacht von 2 Prokuriſten be⸗ 
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ſtellter Progeßvertreter tätig geworden. Das LG. hat die Bes 
klagte unter Vorbehalt der Ausführung ihrer Rechte zur Zahlung 
verurteilt. Die Frage nach der geſetzlichen Vertretung der Be⸗ 
Hagten iſt nicht berührt worden. Gegen die Entſcheidung des 
LG. hat die Beklagte Berufung eingelegt, wiederum durch einen 
mit Vollmacht von 2 Prokuriſten verſehenen Prozeß vertreter. 
Zur Begründung der Berufung hat die Beklagte in erſter Linie 
geltend gemacht, daß es ihr an der für die gültige Klag⸗ 
erhebung erforderlichen geſetzlichen Vertretung fehle. Der Kläger 
hat eventuell erklärt, daß die Klage als gegen die Komman⸗ 
ditiſtengeſamtheit, vertreten durch den Aufſichtsrat, gerichtet zu 
gelten habe. Das KG. wies die Klage ab, die Reviſion der 
Kläger wurde zurückgewieſen: Das KG. gelangt zur Abweiſung 
der Klage aus der Erwägung, daß der Kläger, als der einzige 
geſetzliche Vertreter der beklagten Aktienkommanditgeſellſchaft 
gegen dieſe die Klage nicht wirkſam habe erheben können, daß 
auch dieſem Mangel durch die Einlaſſung der Prokuriſten der 
Beklagten auf den Prozeß nicht abgeholfen worden ſei, vielmehr 
es der Klage trotzdem an den erforderlichen Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen fehle. Seine Entſcheidung iſt, mit Ausnahme eines 
nachher zu beſprechenden Punktes, nur als eine progefiuale 
— absolutio ab instantia — aufzufaſſen. Der Auffaſſung 
des KG. iſt durchaus beizutreten. Aus dem Weſen des Zivil⸗ 
prozeſſes ergibt ſich mit Notwendigkeit das Erfordernis zweier, 
ſich unabhängig gegenüberſtehender Parteien. Dieſem Er⸗ 
fordernis iſt hier genug getan. Die beſondere Bedeutung aber, 
die nach der ZPO. dem geſetzlichen Vertreter der prozeß⸗ 
unfähigen Partei, im Gegenſatze zu jedem anderen Vertreter 
oder Bevollmächtigten zukommt, führt mit gleicher Notwendig⸗ 
keit zu dem Satze, daß zwiſchen den geſetzlichen Vertretern der 
beiden Parteien oder zwiſchen der einen Partei und dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter der anderen, keine Perſoneneinheit beſtehen 
darf. „Der geſetzliche Vertreter iſt zwar nicht ſelbſt Partei, 
hat aber nach außen, d. h. dem Prozeßgegner und dem Gerichte 
gegenüber, die Befugniſſe und Pflichten einer Partei, ſoweit 
nicht das Geſetz etwas anderes beſtimmt“ (Gaupp⸗Stein, ZPO. 
VIIIIIX. Aufl. zu $ 51 unter IV). Für die Möglichkeit eines 
materiell gültigen Prozeßverhältniſſes iſt, bei Prozeßunfähigleit 
der Partei, das Vorhandenſein eines geſetzlichen Vertreters 
ebenſo unerläßlich, wie das Vorhandenſein der Partei ſelbſt, 
und kann durch kein anderes Vertretungs verhältnis erſetzt 
werden, wie ſchon daraus klar wird, daß Eideszuſchiebungen 
und Zurückſchiebungen zwar an den geſetzlichen Vertreter, und 
von dieſem, nicht aber an und von anderen Vertretern, erfolgen 
können. Es ergiebt ſich hieraus, daß gegen eine prozeßunfähige 
Partei, die keinen geſetzlichen Vertreter hat — vorbehaltlich 
der proviſoriſchen Zulaſſung nach 8 57 ZPO. — eine Klage 
gar nicht gültig erhoben werden kann und weiter auch, ver⸗ 
möge der Unzuläſſigkeit einer Verbindung der beiden Partei⸗ 
rollen in einer Perſon und der Übertragung dieſes Satzes auf 
das Verhältnis des geſetzlichen Vertreters zur anderen Partei 
oder zum geſetzlichen Vertreter der anderen Partei, daß ein 
materiell wirkſamer Prozeß zwiſchen einem Kläger, der zugleich 
der (einzige) geſetzliche Vertreter des prozeßunfähigen Beklagten 
iſt, und dieſem Beklagten nicht möglich iſt, vgl. Wach, Hand⸗ 
buch § 51 S. 517/588; Weißmann, Lehrbuch 8 24 unter 3 
(S. 78). Zweifellos nun iſt die beklagte Aktienkommandit⸗ 
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geſellſchaft als ſolche prozeßunfähig. Ihr einziger geſetzlicher 
Vertreter aber iſt, als einziger Komplementar, der Kläger 
($ 320 Abſ. 2, 8 161 Abſ. 2, 8 125, 8 170 5 88.). Der 
Aufſichtsrat (8 320 Abi. 3, SS 243 ff. daf.) iſt nur geſetz⸗ 
licher Vertreter der Gemeinſchaft der Kommanditiſten (5 328 
daſ.) aber nicht der Aktienkommanditgeſellſchaft ſelbſt. Aus⸗ 
nahmsweiſe kann er zwar auch dieſe vertreten (vgl. S 247 daf.) 
aber einen Rechtssatz, daß ihm bei Verhinderung des oder der 
Komplementart die geſetzliche Vertretung der Geſellſchaft zus 
komme, iſt dem Geſetz unbekannt. Da der Kläger rechtlich 
verhindert iſt, in dem von ihm ſelbſt gegen die Beklagte er⸗ 
hobenen Prozeſſe zugleich als deren geſetzlicher Vertreter zu 
handeln, ſo war und iſt die beklagte Aktienkommanditgeſellſchaft 
inſoweit ohne jede geſetzliche Vertretung. Der Kläger konnte daher 
gegen ſie die Klage erſt dann rechtswirkſam anſtellen, wenn 
dafür geſorgt war, daß die Beklagte einen anderen geſetzlichen 
Vertreter erhielt, was zweifellos nicht geſchehen iſt. Verfehlt 
iſt es, wenn die Reviſion ſich dieſem Tatbeſtande gegenüber 
darauf beruft, daß die Geſellſchaft ſtatutenmäßig durch zwei 
Prokur iſten vertreten werde, daß dieſe auch zur Prozeßführung 
befugt ſeien, und durch Beſtellung der Sachwalter den Prozeß 
tatſächl ich für die Beklagte geführt hätten. Allerdings läßt 
ſich aus 8 49 HGB. die Ermächtigung des Prokuriſten zur 
Prozeßführung in einem Umfang ableiten, der an ſich auch die 
vorliegende Klage mit umfaſſen würde. Mit Recht aber hat 
das KG. angenommen, daß hiermit dem feſtgeſtellten Mangel in 
den Prozeßvorausſetzungen nicht abgeholfen ſei. Denn wie weit 
auch die Vertretungsbefugniſſe des Prokuriſten reichen, ſo iſt 
er doch nicht ein geſetzlicher Vertreter des Prinzipals. Das 
Charakteriſtiſche für den geſetzlichen Vertreter iſt, daß ſeine 
„Vertretungsmacht nicht auf dem Willen des Vertretenen, 
ſondern entweder unmittelbar auf dem Geſetz oder doch nach 
Maßgabe des letzteren auf der Anordnung der Staatsgewalt 
beruht.“ (Gaupp⸗Stein a. a. O. zu 8 51 unter IV S. 148, 
Wach a. a. O. S. 587, Schmidt a. a. O. 8 57 S. 365), vol. 
auch Urteil des RG. I 413/01 vom 2. April 1902. Die 
Vertretungsmacht des Prokuriſten aber iſt, wenn ſie auch in 
ihrem Umfange durch das Geſetz beſtimmt wird, doch ihrem 
Beſtande nach auf den Willen des Geſchäftsherrn zurückzuführen, 
der fie nach Belieben verleihen oder entziehen kann. Die Recht⸗ 
ſprechung des RG. hat denn auch ſtets daran feftgehalten, daß 
der Prokuriſt kein geſetzlicher Vertreter des Prinzipals ſei. 
Man darf nicht einwenden, daß dadurch die im 8 49 HGB. 
ausgeſprochene Ermächtigung zur Prozeßführung ihre Bedeutung 
verliere. Es bleibt noch ein weites Anwendungsgebiet in den 
Fällen übrig, wo der Prinzipal ſelbſt prozeßfähig iſt oder bei 
Prozeßunfähigkeit einen — rechtlich nicht verhinderten — geſetz⸗ 
lichen Vertreter hat; nur der Mangel in der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung läßt ſich auf dieſem Wege nicht beheben. Der Mangel 
des Verfahrens hätte durch ſpätere Genehmigung geheilt werden 
können. Aber dazu wäre vor allem erforderlich geweſen, daß 
die Beklagte im Laufe des Prozeſſes einen vom Kläger vers 
ſchiedenen geſetzlichen Vertreter erhalten hätte. Da dies nicht 
geſchehen iſt, vielmehr dieſer Mangel noch beſteht, ſo kann 
darauf nichts ankommen, ob an ſich das Verhalten der zur 
geſetzlichen Vertretung nicht befugten Organe der Beklagten 
als eine Genehmigung aufzufaſſen wäre oder nicht. Mit der 
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hier allein erheblichen Frage hat es auch nichts zu tun und iſt 
deshalb mit Recht vom KG. nicht näher geprüft worden, ob 
die Zuſtellung der Klage zu Händen des Kaſſenboten dem 
Geſetz entſprach oder ob doch, worauf die Rebifion unter I 2 
des Begründungsſchriftſatzes hinweiſt, ein etwaiger Mangel der 
Zuſtellung nach 8 187 ZPO. geheilt wäre. Hiernach iſt die 
Abweiſung der Klage, ſoweit ſie gegen die Aktienkommandit⸗ 
geſellſchaft ſelbſt gerichtet iſt, zu Recht erſolgt. Die Reviſion 
rügt aber weiter, daß das KG. nicht auf die in der Anlage 
zum Protokolle vom 11. Oktober 1906 beantragte Berichtigung 
des Klagrubrums eingegangen ſei. Dieſe Anlage enthält die 
Erklärung des klägeriſchen Prozeß bevollmächtigten der II. Inſtanz, 
das Klagrubrum werde dahin berichtigt, daß die Klage gegen 
die Kommanditiſtengeſamtheit, vertreten durch den Auſfſichtsrat, 
gerichtet werde. Der weſentliche Inhalt dieſer Erklärung iſt 
übrigens in den Berufungstatbeſtand, hier als eventuelles Vor⸗ 
bringen aufgenommen. Aberſehen hat das KG. dieſe „Bes 
richtigung“ nicht. Darauf bezieht ſich feine Ausführung im 
Eingange der Entſcheidungsgründe, daß der Klaganſpruch nur 
gegen die Aktienkommanditgeſellſchaft, nicht gegen die Kom⸗ 
manditiſtengeſamtheit könne geltend gemacht werden. Sachlich 
iſt hiergegen nichts einzuwenden. Es ergibt ſich aber aus 
dieſer Begründung, daß inſoweit die abweiſende Entſcheidung 
des KG. nicht bloß prozeſſuale, ſondern materielle Bedeutung 
hat, obgleich die Zuläſſigkeit der Klagumſtellung gar nicht geprüft 
worden iſt. Man muß aber ſchon die Zuläſſigkeit verneinen. 
Allerdings iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß im Laufe eines 
Prozeſſes andere Parteien, die nicht Geſamtrechtsnachfolger ſind, 
an Stelle des Klägers ſowohl wie des Beklagten treten. In 
der Rechtsſprechung des RG. iſt dieſer Parteiwechſel unter dem 
Geſichtspunkte der Klagänderung behandelt worden, vgl. 
Urteil I 162/01 vom 26. Juni 1902 (RG. 49, 376). Dem⸗ 
gemäß kann er in der Berufungsinſtanz nur mit Ein⸗ 
willigung des Gegners ſtattfinden. 8 527 ZPO. Man 
könnte aber fragen, ob der Eventualantrag, gegen den nach 
dem Tatbeſtand ein Widerſpruch nicht erhoben worden iſt, nicht 
auf Grund der 88 523, 269 ZPO. zuzulaſſen wäre. Allein 
dieſe Folge hätte das Stillſchweigen doch nur haben können, 
wenn es von der neu bezeichneten Beklagten, der Rommanditiſten⸗ 
geſamtheit, ausgegangen oder ſonſt von ihr zu vertreten wäre; 
denn ſelbſtverſtändlich kann ein an dem Verfahren bisher nicht 
Beteiligter nicht dadurch in den Prozeß hineingezwungen werden, 
daß der Kläger ihn als neuen Beklagten bezeichnet und der 
bisherige Beklagte dagegen keinen Widerſpruch erhebt. S. o. V., 
U. v. 22. Juni 07, 40/7 I. — Berlin. 

20. 8 233 ZPO. Armenrechtsverſagung und die 
verſpätete Zustellung, wenn das Unvermögen zur Beſtreitung 
der Prozeßkoſten nicht nachgewieſen, iſt kein . 
Zufall.] 

Der Kläger hat wider das am 7. Dezember 1808 zu⸗ 
geſtellte Urteil durch die am 28. Januar 1907 eingegangene 
Reviſionsſchrift Reviſion eingelegt und gleichzeitig Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen Ablauf der Notfriſt 
beantragt. Unter Zurückweiſung dieſes Antrages iſt die 
Reviſion als unzuläſſig verworfen worden: Durch Gerichts⸗ 
beſchluß vom 4. Januar 1907 iſt verneint, daß die für Be⸗ 
willigung des Armenrechts erforderliche Vorausſetzung des Uns 
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vermögens zur Beſtreitung der Prozeßkoſten auf ſeiten des 
Klägers beſteht, und demgemäß das für die Reviſionsinſtanz 
nachgeſuchte Armenrecht verſagt. Damit iſt die Annahme, daß 
Kläger an der Einhaltung der Notfriſt durch unabwendbaren 
Zufall gehindert worden, ausgeſchloſſen. Hatte derſelbe An⸗ 
ſpruch auf Bewilligung des Armenrechts überhaupt nicht, ſo 
kann der Umſtand, daß der ablehnende Beſchluß erſt nach Ab⸗ 
lauf der Notfriſt ihm zugeſtellt worden, als ſolcher Zufall ſelbſt⸗ 
folglich nicht in Betracht kommen. Es mag dem Kläger immer⸗ 
hin zugegeben werden, daß ihm als Verſchuldung nicht anzu⸗ 
rechnen iſt, wenn er im Hinblick auf das als Ergänzungs⸗ 
Armutsatteſt von ihm bezeichnete Zeugnis des Magiſtrats zu 
C. d. d. 27. Dezember 1906, das am 4. Januar 1907 hier⸗ 
ſelbſt eingegangen iſt, zur Annahme gelangt iſt, daß bei Vor⸗ 
legung desſelben ſein Unvermögen zur Beſtreitung der Prozeß⸗ 
koſten nicht werde beanſtandet werden. Allein das iſt ohne 
Belang; der Mangel der Verſchuldung ergibt nicht den unab⸗ 
wendbaren Zufall. Im übrigen iſt die Abfaſſung, Vollziehung 
und Ausfertigung des Beſchluſſes vom 4. Januar 1907 unter 
Einhaltung des regelmäßigen Geſchäftsganges erfolgt, die Zus 
ſtellung desſelben nach Ablauf der Notfriſt durch Störung bei 
Behandlung der Sache nicht bewirkt. G. c. G., U. v. 
21. Juni 07, 31/07 III. — Berlin. 

21. SS 253, 304 ZPO. Faſſung des Klagantrages, 
um eine Vorabentſcheidung zu rechtfertigen.] 

Der Kläger wurde bei der von dem Krieger⸗ und Land⸗ 
wehrverein D. veranſtalteten Feier zu Kaiſers Geburtstag durch 
das Explodieren eines Böllers, bei deſſen Bedienung er dem 
mit dem Böllerſchießen beauftragten J. half, an der linken 
Hand ſo ſchwer verletzt, daß ihm der Unterarm abgenommen 
werden mußte. Er hat die Vorſtandsmitglieder des Vereins 
als die Auftraggeber des J. verklagt, als Geſamtſchuldner ihm 
den durch den Unfall entſtandenen, von Sachverſtändigen feſt⸗ 
zuſtellenden Schaden zu erſetzen. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. In der Berufungsinſtanz hat der Kläger den Klag⸗ 
antrag wiederholt mit dem Zuſatz: die Beklagten jedenfalls als 
Geſamtſchuldner zu verurteilen, an ihn 5 000 Mark zu bezahlen. 
Das OLG. hat den Klaganſpruch zu / dem Grunde nach für 
berechtigt erklärt mit der Maßgabe, daß der dem Kläger wegen 
Erwerbsminderung zuzuſprechende Schadenserſatz nicht durch eine 
Kapitalabfindung zu leiſten ſei. Das RG. hob auf Reviſion 
der Beklagten auf: Der Angriff der Reviſion, daß das Be⸗ 
rufungsurteil die 88 253 Z. 2 und 304 ZPO. verletze, iſt 
berechtigt. Der erſtinſtanzliche Antrag des Klägers war, wenn 
auch in die äußere Form eines Leiſtungsanſpruchs gekleidet, in 
Wahrheit der Antrag auf Feſtſtellung, daß die Beklagten ver⸗ 
pflichtet ſeien, ihm den Schaden aus dem Unfall zu erſetzen. 
Dieſes Feſtſtellungsbegehren hat Kläger in der zweiten Inſtanz 
aufrechterhalten und ihm den Zuſatz beigefügt: die Beklagten 
jedenfalls zu verurteilen, an Kläger 5 000 Mark zu zahlen. 
In welchem Verhältnis beide Anträge zu einander ſtanden, ins⸗ 
beſondere, ob der erſte, ohne ſelbſtändige Bedeutung, nur zur 
Begründung des zweiten Antrags dienen ſollte, ift nicht erfichtlich. 
Das Berufungsgericht hat am Schluß der Entſcheidungsgründe 
den zweiten Antrag als Eventualanſpruch auf eine Kapital⸗ 
abfindung bezeichnet. Für dieſe Auffaſſung, auf Grund welcher 
das Berufungsgericht folgerichtig nach dem erſten Antrag und 
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nicht wie es getan, nach dem zweiten hätte erkennen müſſen, 
liegt aber nichts vor. Jedenfalls fehlt dem zweiten Antrag, 
dem die angefochtene Entſcheidung gefolgt iſt, jegliche Begründung, 
welcher Schaden mit den geforderten 5 000 Mark gedeckt 
werden ſoll. In Betracht könnten kommen: Koſten der Heilung 
und fernerer Kuren, Koſten künſtlicher Gliedmaßen, vermehrte 
Bedürfniſſe, Erwerbsminderung, Schmerzensgeld und Sach⸗ 
ſchaden. Das Berufungsgericht hat ganz willkürlich die ver⸗ 
langte Summe als Kapitalabfindung betrachtet. Eine ſolche 
kann an Stelle einer Rente nur begehrt werden wegen Auf⸗ 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder wegen Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe 8 843 Art. 1 und 3 BGB. Wenn 
nun das Berufungsgericht den Klaganſpruch, d. i. nach ſeiner 
Meinung den Anſpruch auf eine Kapitalabfindung dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt hat mit der Maßgabe, daß der 
Schadenserſatz wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit nicht 
durch eine Kapitalabfindung — alſo wohl durch eine Rente — 
zu leiſten ſei, ſo müßte die buchſtäbliche Auslegung der Urteils⸗ 
formel an der Hand der Entſcheidungsgründe zu dem Schluß 
führen, daß dem Kläger wegen Erwerbsminderung eine Rente, 
wegen Vermehrung feiner Bedürſniſſe eine Kapitalabfindung, 
aber kein Erſatz ſeines andern Schadens zukomme. Dieſes 
Ergebnis wäre widerfinnig und iſt ohne Zweifel von dem 
Berufungsgericht nicht gewollt. Hieraus wird aber deutlich, 
daß es geboten iſt, den Kläger zur näheren Darlegung nach 
Vorſchrift des 8 253 3. 2 ZPO. anzuhalten, auf welche Nach⸗ 
teile ſeine Erſatzforderung ſich gründet, damit der Richter für 
eine Vorabentſcheidung zum Grunde des Anſpruchs einen feſten 
Boden gewinnt, und die Beklagten in ihrer Verteidigung nicht 
behindert werden oder Gefahr laufen, mit unnötigen neuen 
Prozeſſen vom Kläger überzogen zu werden. K. o. M., U. v. 
20. Juni 07, 463/06 VI. — Coöln. 

22. 8 270 ZPO. ſchließt auch eine Anfechtung, daß die 
Klagänderung zuzulaſſen, aus.] 

Nach § 270 PO. iſt nicht nur die Entſcheidung, daß 
eine Anderung der Klage nicht vorliege, ſondern auch der Aus⸗ 
ſpruch unanfechtbar, daß die Anderung zuzulaſſen ſei. Dies 
letztere hat das KG. ausgeſprochen, eine Anfechtung der Zulaſſung 
mittels Reviſion iſt daher unſtatthaft und es kann und darf 
nicht näher unterſucht werden, ob die Entſcheidung richtig oder 
falſch begründet worden iſt. Unzweifelhaft wollte der Geſetz⸗ 
geber, indem er den in der alten ZPO. fehlenden Zuſatz „oder 
daß die Anderung zuläſſig ſei“ im neuen $ 270 ZPO. beifügte, 
im höheren Maße wie früher den nur das Verfahren betreffenden, 
der Sachentſcheidung ſelbſt nachteiligen und meiſt zu unnbtiger 
Verdoppelung der Rechtsſtreitigkeiten führenden Einwand der 
Klagänderung und die Rechtsmitteleinlegung deswegen ein⸗ 
ſchränken und deshalb hat er zwar die Vorſchriften über Wider⸗ 
ſpruch gegen Klagänderung in 88 269, 527 ZRO. aufrecht 
erhalten, aber für den Fall, daß ſie einmal mit Unrecht zu⸗ 
gunſten der Klagänderung angewendet worden ſein ſollten, ein 
Rechtsmittel verſagt. Vgl Gaupp⸗Stein 8 PO. 8 270 Anm. 2 
Abf. 2 S. 621 f., Mugdan, Materialen zur Zivilprozeßnovelle 
S. 101. B. c. P., U. v. 19. Juni 07, 590/06 V. — Berlin. 

23. SS 295, 360, 461, 462*, 469, 580, 583 ZPO. Heil⸗ 
barkeit des Mangels, betreffend die Auferlegung eines Eides 
durch Beſchluß. Folgen der Erklärung, einen Eid nicht leiſten 
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zu wollen, wenn ber Eidespfichtige nachträglich nur einen Teil 
nicht leiſten will.] 

Die Parteien waren Aiehendes verheiratet, ſtanden zu 
Beginn des gegenwärtigen Rechtsſtreits im Cheſcheidungsprozeß 
und ſind jetzt rechtskräftig geſchieden. Im Jahre 1900 haben 
ſie vertragsmäßig die Gütertrennung unter Ausſchluß der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Beklagten vereinbart und durch 
einen zweiten Vertrag ihre Vermögensverhältniſſe für den Fall 
einer Eheſcheidung geregelt. Die Klägerin hat behauptet, dem 
Beklagten am 28. März 1903 ein Darlehn durch Hingabe von 
Wertpapieren gegeben zu haben, und fordert Rückzahlung eines 
Kapitalreſtes, ſowie vereinbarte Zinſen. Der Beklagte hatte 
in der I. Inſtanz — infolge Mißverſtändniſſes der erhaltenen 
Information durch den Anwalt der Inſtanz, wie er in der 
Berufungsinſtanz vorgetragen hat — nicht nur das Verzinſungs⸗ 
verſprechen, ſondern auch den Darlehnscharakter der Forderung 
beſtritten. Aber beides hatte die Klägerin dem Beklagten den 
Eid zugeſchoben, den dieſer angenommen hatte; das LG. ver⸗ 
band beide Tatſachen in einer Eidesnorm dahin, daß der 
Beklagte „die 159 827,40 Mark nicht als ein Darlehn empfangen 
und nicht verſprochen habe, fie der Klägerin mit 4 Prozent zu 
verzinſen“, und ordnete die Leiſtung dieſes Eides durch den 
Beklagten durch einen Beweisbeſchluß an. Der Beklagte ver⸗ 
weigerte die Leiſtung des Eides, was zu ſeiner Verurteilung 
zu Kapital und Zinſen im Urteil des LG. führte. In der 
Berufungsinſtanz gab der Beklagte den darlehnsweiſen Empfang 
des Geldes zu und beſtritt nur noch das Zinsverſprechen. 
Seine Verweigerung des Eides in I. Inſtanz beruhe darauf, 
daß er nur das Zinsverſprechen, nicht den Darlehnsempfang, 
eidlich habe in Abrede nehmen können; da beide Tatſachen in 
einen Eid gefaßt worden ſeien, habe er den ganzen Eid vers 
weigert, in Unkenntnis davon, daß er ſich zur Leiſtung eines 
nur das Zinsverſprechen betreffenden Eides habe erbieten können. 
Er hat verlangt, in der Berufungsinſtanz zu einem Eide ver⸗ 
ſtattet zu werden, der nur die jetzt noch beſtrittene Tatſache 
enthält. Das Berufungsgericht hat dieſem Verlangen entſprochen. 
Das RG. hob auf und wies die Berufung des Beklagten 


zurück: Die Anordnung des durch den Beweisbeſchlu vom 


Kläger erforderten zugeſchobenen Eides in I. Inſtanz iſt ohne 
Frage auf Grund des 8 461 Abſ. 2 ZPO. erfolgt; ein 
Einverſtändnis der Parteien über Norm und Erheblichkeit des 
Eides iſt nicht erklärt, auch in dem Beweisbeſchluſſe nicht als 
Vorausſetzung erwähnt, und um einen Zwiſchenſtreit handelt 
es ſich nicht. Ebenſowenig aber um ein ſelbſtändiges Angriffs⸗ 
mittel nach 8 461 Abſ. 2 (RG. 60, 366), da der Eid den 
ganzen Klaganfpruch erledigt. Der Eid konnte danach durch 
Beweisbeſchluß nicht angeordnet werden. Dieſer Mangel iſt 
aber nach 8 295 ZPO. heilbar; der Mangel, der lediglich in 
der Wahl der Beſchlußform anſtatt der Urteilsform beſteht, 
konnte, da er nicht in der nächſten mündlichen Verhandlung der 
I. Inſtanz gerügt worden iſt, in der Berufungsinſtanz nicht 
mehr gerügt werden. Das hat auch das Berufungsgericht mit 
Recht angenommen (S. Gaupp⸗Stein, ZPO. 8. u. 9. Aufl. 
Nr. II zu 8 461 und die dort zitierten Entſcheidungen). Da⸗ 
von verſchieden iſt die Frage, ob die Eidesweigerung, die der 


Beklagte in J. Inſtanz erklärt hat, etwa nach 8 533 Abf. 2. 
ZPO. ihre Wirkſamkeit verliert, weil das Berufungsgericht den 
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Beſchluß, durch den die Leiſtung des Eides angeordnet war, 
nicht für gerechtfertigt erachtet hat. Zu den Punkten, die das 
Berufungsgericht hier nachzuprüfen hat, gehören alle Voraus⸗ 
ſetzungen der Anordnung des Eides: Die Erheblichkeit des Eides, 
die Beweislaſt, die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung, die Richtig⸗ 
keit und Sachgemäßheit der Eidesnorm, an und für ſich auch 
die Zuläſſigkeit der Auflage durch Beſchluß nach dem vorher 
Ausgeführten. Dieſe aber nur, wenn der Mangel gerügt war. 
Das Berufungsgericht erachtet nun einen Fall, daß die Ver⸗ 
weigerung der Eidesleiſtung ihre Wirkſamkeit verloren habe, 
für gegeben, da die Eidesnorm für ſachwidrig zu erachten ſei, 
die Tatſachen des Darlehnsempfanges und des Zinsverſprechens 
hätten nicht in einen Eid zuſammengefaßt werden dürfen, 
ſondern es hätten zwei getrennte Eide normiert werden müſſen, 
von denen der über das Zinsverſprechen nur zu leiſten war, 
wenn derjenige über den Darlehnsempfang verweigert wurde, 
weil die Leiſtung des letzteren den ganzen Anſpruch, Kapital 
und Zinſen, erledigte. Dem war nicht zuzuſtimmen. Gewiß 
hätte das Gericht I. Inſtanz in dieſer Weiſe die Eidesnorm 
feſtſetzen und den einen von ihm erforderten Eid in zwei ſelbſt⸗ 
ſtändige Eide zerlegen können. Es iſt aber nicht anzuerkennen, 
daß es durch die Zuſammenfaſſung des Eides einen Verſtoß 
gegen prozeſſualiſche Normen begangen hat. Es handelt ſich 
um einen einheitlichen Vorgang; bei der Hingabe des Darlehns 
ſoll nach der Behauptung der Klägerin der Beklagte deſſen 
Verzinſung verſprochen haben. Die darlehnsweiſe Hingabe des 
Geldes ſowohl wie das Zinsverſprechen war vom Beklagten 
beſtritten; die Einheit des äußeren Vorgangs und die innere 
Zuſammengehbrigkeit beider unter Eides beweis geſtellten Tat⸗ 
ſachen rechtfertigte nach dem Parteivortrage, wie er bei der 
Normierung des Eides dem Gerichte vorlag, die vom LG. feſt⸗ 
geſetzte Eidesnerm um fo mehr, als die Eidesnorm die beiden 
abzuſchwörenden Tatſachen nur äußerlich aneinanderreiht, ſo 
daß ihre Trennbarkeit für die Eidesleiſtung erſichtlich iſt, und 
eine Wiederholung der Formelworte des § 459 vor jeder 
einzelnen Tatſache eine überflüffige Formalität wäre. Wenn 
der Beklagte der Sachlage gemäß erklärt hätte, daß er den 
Darlehnsempfang nicht weiter beſtreiten wolle, ſondern nur 
bei der Beſtreitung des Zinsverſprechens beharre, würde das 
Prozeßgericht nach 8 469 oder nach 8 360 ZPO. demgemäß 
die Norm des Eides abgeändert haben. Der Beklagte hat 
aber die Erklärung abgegeben, daß er die Leiſtung des ihm 
auferlegten Eides überhaupt verweigere, und diefe Erklärung, 
die ſich auf alle Tatſachen des Eides bezieht, hat nach 8 464 
ZPO. zur Folge, daß das Gegenteil der zu beſchwörenden 
Tatſache, hier alſo die Wahrheit der von der Klägerin 
behaupteten und unter Eidesbeweis geſtellten Tatſachen des 
Darlehnsempfanges und des Zinsverſprechens für voll erwieſen 
gilt. Der Beklagte muß ſich gemäß §8 533 ZRO. dieſe 
Wirkung auch in der Berufungsinſtanz entgegenſetzen laſſen. 
H. o. H., U. v. 13. Juni 07, 466/06 VI. — Noſtockk. 

24. 88 302, 600, 717, 926, 942, 945 ZPO. verb. mit 
Geſetz vom 17. Mai 1898. Jede Aufhebung des Voll⸗ 
ſtreckungsurteils begründet die ee zum Schadens⸗ 
erſatz. 

Die ZPO. vom 30. Januar 1877 enthielt in 8 655 
Abſ. 2 die Beſtimmung: „Soweit ein für vorläufig vollſtreckbar 
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erklärtes Urteil aufgehoben oder abgeändert wird, iſt der Kläger 
auf Antrag des Beklagten zur Erſtattung des von dieſem auf 
Grund des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten zu verurteilen.“ 
Dieſe Vorſchrift wurde dahin ausgelegt, daß die Erſtattungs⸗ 
pflicht eintrete, ſobald der Vollſtreckungstitel in Wegfall komme, 
insbeſondere auch in dem Falle, wenn ein für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärtes Urteil I. Inſtanz von dem Berufungsgericht 
aufgehoben und ein bedingtes Urteil erlaſſen werde (vgl. die 
Urteile des RG. I. Sen. vom 14. März 1883 Bd. 12 S. 359 
und vom 1. Oktober 1898, JW. S. 603 Nr. 24, II. Sen. 
vom 26. September 1893, JW. S. 486 Nr. 6, IV. Sen. 
vom 12. März 1896, JW. S. 249 Nr. 15, V. Sen. vom 
24. November 1897, JW. 1898 S. 48 Nr. 15). Durch das 
Geſetz vom 17. Mai 1898 iſt die Haftung des Gläubigers 
erweitert worden, die Vorausſetzung der Haftung aber — die 
Aufhebung oder Abänderung des für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Urteils — iſt unverändert gelaſſen worden. Es iſt 
daher anzunehmen, daß ebenſo, wie früher an jede Aufhebung 
des Vollſtreckungstitels die Verpflichtung zur Erſtattung des 
auf Grund des Urteils Geleiſteten ſich knüpfte, auch jetzt mit 
jeder Aufhebung des Vollſtreckungstitels die Verpflichtung 
zum Schadenserſatz einzutreten hat. Wenn in der Begründung 
zu dem Abänderungsentwurf für 8 655 hervorgehoben iſt, 
die Schadenserſatzverbindlichkeit trete nicht ein, wenn nur die 
Vollſtreckbarkeit des Urteils beſeitigt werde, ſo ſteht das 
mit der Geſetzesbeſtimmung völlig in Einklang. Tritt nur die 
Vollſtreckbarkeit des Titels außer Kraft (vgl. Abſ. 1 des 
8 717), ſo entſteht noch keine Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatz. Anders aber iſt es, wenn die Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt, alſo das für vollſtreckbar erklärte Urteil, auf⸗ 
gehoben oder abgeändert wird, in dieſem Falle iſt der Schaden, 
der aus der vorzeitigen Zwangsvollſtreckung erwachſen iſt, zu 


erſetzen. Es hat denn auch das RG. zu 8 717 Abſ. 2. ZPO. 


ſchon erkannt, daß jede in der Sache ſelbſt ergehende Auf⸗ 
hebung eines. für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils zur 
Begründung der Schadenserſatzpflicht ausreichend ſei, und daß 
es genüge, wenn das Berufungsgericht an Stelle der in 
I. Inſtanz unbedingt ausgesprochenen Verurteilung ein bes 
dingtes Urteil erlaſſe (vgl. Urteil des IV. Sen. vom 
9. November 1905, IV. 236/05, I. Sen. vom 14. No⸗ 
vember 1906, JW. 1907 S. 19 Nr. 22). Die Entſcheidung 
vom 19. März 1902 (JW. S. 254 Nr. 19), auf die das 
Berufungsgericht hingewieſen hat, ſteht mit dieſer Recht⸗ 
ſprechung nicht in Widerſpruch. Nicht zutreffend iſt auch der 
Hinweis des Vertreters der Reviſions beklagten auf die Bes 
ſtimmungen in 8 302 Abſ. 4, 600 Abſ. 2 und 945 ZPO. 
In den Fällen des § 945 genügt es zur Entſtehung der 
Schadenserſatzpflicht, daß die Anordnung des Arreſtes oder 
der einſtweiligen Verfügung ſich als von Anfang an un⸗ 
gerechtfertigt erweiſt oder die angeordnete Maßregel 


auf Grund des § 926 Abſ. 2 oder des § 942 Abſ. 3 aufs 


gehoben wird, mag auch der Anſpruch der Partei, welche die 
Anordnung erwirkt hat, rechtlich begründet ſein. In den 
58 302 und 600 dagegen iſt der Eintritt der Schadens⸗ 
erſatzpflicht davon abhängig gemacht, daß der Anſpruch des 
Klägers in dem Nachverfahren ſich als unbegründet erweiſt. 
S. c. S., U. v. 4. Juli 07, 578/06 IV. — Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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25. 5 323 ZPO. ſetzt eine förmliche Klage voraus.] 

Eine Abänderung des Urteils kann nach 8 323 30. 
nur im Wege der förmlichen Klage verlangt werden. 
Nicht nur iſt der Wortlaut des 8 323 ZPO. (Abſ. 1 „im 
Wege der Klage“; Abſ. 2 „die Klage iſt nur inſoweit zuläſſig“; 
Abſ. 3 „für die Zeit nach Erhebung der Klage“) unzweideutig. 
Auch die Quellen des 8 323 8PO., nämlich I. Entwurf eines 
BGB. 8 724 Abſ. 6, Mot. 2, 790; Prot. der Kommiſſion für 
die zweite Leſung des Entwurfs 6, 660/661 ſehen die Not⸗ 
wendigkeit einer förmlichen Klage vor. Ebenſo die Entſcheidungen 
die zu §S 7 Abſ. 2 des Haftpfl®. vom 7. Juni 1871 ergangen 
find: ROG. 24, 369; RG. 1, 318/19; 2, 4/5; 17, 24/25: 
20, 124; Seuff A. 35, 309. Wie das NGZ. 47, 411 den 
8 323 3P O., fo erklären alle dieſe Entſcheidungen den 8 7 
Abſ. 2 Haftpfl®. für eine poſitive Ausnahme von den Grund» 
ſätzen der Rechtskraft, bei welcher über die deutlich erkennbare 
Abſicht des Geſetzes nicht hinausgegangen werden dürfe. Eine 
dem § 323 ähnliche Ausnahme von den Regeln der Nechts⸗ 
kraft bildet 8 767 3PO. Auch er beſtimmt, wie in den Motiven 
zu 88 617, 684/638 des Entwurfs der ZPO. näher bes 
gründet wird, den „Weg der Klage“. Die Motive zu 8 323 
3PO. (= 8 293a des Entwurfs der Novelle vom 17. Mai 
1898) führen aus, daß in Übereinfiimmung mit dieſem 
8 767 (früher 8 686) die Klage auf Abänderung des früheren 
Urteils nur fo weit zuzulaſſen ſei, als Abſ. 2 vorſieht. Die 
Klage des 8 323 ZROD. ſetzt, wie die aus 8 7 Abſ. 2 HaftpflG., 
NGZ. 1, 319, ein prozeſſual ſelbſtändiges Verfahren in Lauf. 
Der § 323 ZPO. ſtellt die Rechtsgedanken des PrAx R. Tl. I 
Tit. 6 8 119, des Code civil Art. 209, 210 und des 
HaftpflG. 8 7 Abſ. 2 auf eine neue geſetzliche Grundlage, 
RG3. 52, 345/347. Dieſe Grundlage iſt eine einheitliche, 
ſowohl für den Fall, daß der Gläubiger der wiederkehrenden 
Leiſtungen einer Erhöhung als für den Fall, daß der Schuldner 
eine Ermäßigung oder Beſeitigung derſelben verlangt. Für 
beide Fälle iſt ausſchließlich der Weg der förmlichen Klage ge⸗ 
geben. Dem Gläubiger nur die Klage, dem Schuldner auch 
den Weg der Einwendung eröffnen hieße das einheitliche Prozeß⸗ 
inſtitut entgegen dem Wortlaut und entgegen dem Zwecke 
des 5 323 ZPO. in verſchiedenartige Rechtsbehelfe zerſpalten. 
B. c. L., U. v. 21. Juni 07, 39/07 III. — Berlin. 

26. 8 446 ZPO. Iſt eventueller Eidesantrag unzuläſſig, 
wenn der über die nämliche Behauptung angetretene Zeugen⸗ 
beweis abgelehnt ift?] 

Den Hauptſtreitpunkt der Parteien hat die Frage gebildet, 
ob die zweifellos an ſich begründete Darlehnsſchuld der Be⸗ 
klagten zu 1 ihr noch auf ein Jahr vom 20. Januar 1906 an 
geſtundet worden ſei. Die Beklagte hat hierfür in der Berufungs⸗ 
inſtanz ihre Mutter als Zeugin benannt und ſich außerdem der 
eventuellen Eideszuſchiebung bedient, das Berufungsgericht hat 
aber die Vernehmung jener abgelehnt und die Eideszuſchiebung 
für nach 8 446 ZPO. unzuläſſig erachtet. Wenn nun die 
Beklagte ſchon in jener Ablehnung für ſich allein einen 
prozeſſualen Verſtoß hat finden wollen, ſo kann ihr darin 
freilich nicht Recht gegeben werden. Die Vernehmung der 
Zeugin iſt keineswegs aus dem Grunde unterblieben, weil ſie 
erſt in der zweiten Inſtanz vorgeſchlagen, oder weil ſie die 
Mutter der Beklagten fei, ſondern deshalb, weil das Gericht, 


36. Jahrgang. 


falls ſie die Behauptung der Beklagten beſtätigen ſollte, ihr 
den vorliegenden Gegenbeweisgründen gegenüber doch keinen 
Glauben würde beimeſſen können; wobei allerdings zur Unter⸗ 
ſtützung auf jene beiden Umſtände hingedeutet iſt. Dies alles 
iſt rechtlich unbedenklich, und es bedurfte nach der Sachlage 
auch nicht noch einer beſondern Darlegung, weshalb das KG. 
die vorgeſchlagene Zeugin für „offenbar erheblich intereſſiert“ 
halte. Aber von dem ſo gewonnenen Standpunkt aus durfte 
dann nicht daneben auch noch die Eideszuſchiebung, weil das 
Gegenteil der durch ſie darzutuenden Tatſache bereits erwieſen 
ſei, für unzuläſſig erklärt werden. Denn für den Fall, daß 
die Zeugin im Sinne der Behauptung der Beklagten ausſagen 
ſollte, konnte das Berufungsgericht nach feinen eignen Aus⸗ 
führungen doch nicht das Gegenteil als bewieſen, ſondern 
immer mur den von der Beklagten unternommenen Beweis als 
nicht erbracht anſehen; wenigſtens fehlt es ganz an der 
Darlegung von Gründen, weshalb auch unter jener Voraus⸗ 
ſetzung das Gegenteil noch als erwieſen gelten müſſe. Dieſe 
Erwägung führt dahin, die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
als notwendig erſcheinen zu laſſen. S. e. H., U. v. 20. Juni 07, 
499/06 VI. — Berlin. 

27. 8 546 ZPO. Vorhandenſein der Reviſionsſumme.] 

Die Klägerin hat beantragt: die Beklagte zu verurteilen, 
1. in die Löſchung ihres Warenzeichens Nr. 38896 für Schreib⸗ 
maſchinen, Schreibmaſchinenpapier, Kohlenpapier, Farbbänder, 
Papeterieſtänder in der Zeichenrolle zu willigen, 2. den Wider⸗ 
ſpruch zurückzunehmen, welchen fie gegen die Warenzeichen. 
anmeldungen K 9665/27 und K 9666/27 WZ der Klägerin 
beim Patentamte erhoben hat, und die Eintragung der an⸗ 
gemeldeten Zeichen zu geſtatten. Das Os G. wies die Klage ab, 
das RG. wies die Reviſion zurück und ſprach ſich über das 
Vorhandenſein der Reviſionsſumme wie folgt aus: Das LG. hat 
durch Beſchluß den Wert des Streitgegenſtandes auf 5000 Mark 
feſtgeſetzt, nachdem auf Anfrage der Prozeßbevollmächtigte der 
Klägerin ihn auf 5000 Mark und der Prozeß bevollmächtigte 
der Beklagten ihn für jeden der beiden Klaganträge auf 
3 000 Mark bemeſſen hatte, eine Herabſetzung des feſtgeſetzten 
Streitwertes iſt bisher von keiner Seite beantragt, und für ſie 
auch in der jetzigen Verhandlung von der Beklagten nichts 
Erhebliches vorzebracht worden; das Verhandenſein der Neviſions⸗ 
ſumme iſt daher glaubhaft gemacht. K. c. K., U. v. 21. Juni 07, 
58/07 II. — Fr 

28. 8 616 ZW. Notwendigkeit ‚eines einheitlichen 
kontradiktoriſchen Urteils im Eheſcheidungsprozeß.] 

Die Revifion bekämpft mit Recht die Annahme des Be 
rufungsgerichts, daß das auf Abweiſung der Klage lautende 
„Verſäumnisurteil“ vom 2. Januar 1906 rechtskräftig geworden 
ſei. Dieſe Ausführung des Berufungsgerichts ſetzt ſich in 
Widerspruch mit der Entſcheidung des RG. in RG. 58, 377 ff., 
an der überall feſtzuhalten bleibt. In dieſer Entſcheidung iſt 
nicht bloß ausgeführt, daß in einem Rechtsſtreite, in welchem 
mittels Klage und Widerklage die Scheidung der Che beantragt 
iſt, ein auf Scheidung und Schuldigerklärung ergehendes Teil⸗ 
urteil unzuläſſig iſt. Vielmehr iſt dort auch die Abweiſung 
der Klage oder Widerklage durch Teilurteil für unzuläſſig er⸗ 
klärt (vgl. S. 313, 314 daſelbſt). Dies gilt in gleicher 
Weiſe, mag eine Abweiſung im kontradiktoriſchen oder im Ver⸗ 
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ſäumnisverfahren in Frage kommen. In beiden Fällen ergäben 
ſich bei Annahme der Zuläſſigkeit der Teilentſcheidung die 
nämlichen Folgen, wie ſie das Berufungsgericht in formaler 
Konſequenz unter Zugrundelegung des 8 616 3PO. entwickelt 
hat. Angeſichts der Unhaltbarkeit folder Folgerungen muß 
daher auch für den vorliegenden Fall in Tlbereinfiimmung mit 

der angeführten Entſcheidung des RG. davon ausgegangen 
werden, daß es unzuläſſig war, neben der kontradiktoriſchen, 
die Scheidung auf die Widerklage ausſprechenden, Entſcheidung 
gleichzeitig im Wege des Verſäumnisurteils die Klage abzu⸗ 
weiſen und damit die Möglichkeit einer beſonderen rechtskräftigen 
Teilentſcheidung zu ſchaffen. Nach der Natur des Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes konnte dieſe Entſcheidung nur als einheitliches kontra⸗ 
diktoriſches Urteil ergehen, gegen das allein die Berufung in 
der ganzen Ausdehnung dieſes Rechtsmittels und ohne die vom 
Berufungsgericht geſetzten Schranken gegeben war. Das an 
gefochtene Urteil war hiernach aufzuheben und die Sache zu 
anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht . P. c. P., U. v. 4. Juli 07, 574/06 IV. 


Es un 767 80. Begriff der Einwendungen, weg 
den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen.] 
Auf Grund eines vom Beklagten akzeptierten Wechſels bat 
der Kläger im Wechſelprozeſſe ein Verſdumnisurteil vom 
19. Juli 1905 erwirkt, das den Beklagten zur Zahlung der 
Wechſelſumme von 3 844,10 Mark nebſt Zinſen und Unkoſten 
verurteilte. Um die Zwangsvollſtreckung aus dem für vorläufig 
vollſtreckbar erklärten Urteile abzuwenden, hat der Beklagte an 
den Kläger gezahlt. Er hat dann Einſpruch eingelegt mit dem 
Antrage, das Berfäumnisurteil aufzuheben, die Klage ab⸗ 
zuweiſen und den Kläger zur Erſtattung des eingezogenen Bes 
trages zu verurteilen. Im Laufe des kontradiktoriſchen Ver⸗ 
fahrens nahm der Kläger vom Wechſelprozeſſe Abſtand und 
verfuchte, den Klaganſpruch außer auf dem Wechſel auch auf 
das dem Wechſel zugrunde liegende Schuldverhältnis, die käuf⸗ 
liche Lieferung von Mauerſteinen, zu fügen. Das LG. ließ 
die Klageänderung nicht zu, erkannte unter Aufhebung des 
Verfäumnisurteild auf Abweiſung der Klage und verurteilte 
den Kläger zur Zurückzahlung. Am 7. November 1906 ließ 
der Kläger dem Beklagten erklären, daß er gegen die ihm durch 
das Urteil auferlegte Nückzahlungsſchuld mit ſeiner Forderung 
auf das Kaufgeld für die Mauerſteine aufrechne. Einen Monat 
ſpäter erhob er unter Berufung auf 8 767 80 die jetzige 
Klage, in der er — geftüßt auf biefe Aufrechnung — bes 
antragte, feſtzuſtellen, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteile vom 27. September 1905 auf ſeiten des Beklagten 
unzuläſſig ſei, und den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, 
daß er wegen dieſes Urteils befriedigt ſei. Nachdem der Bes 
klagte dann das Urteil vom 27. September 1905 zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung gebracht und die zu erſtattende Summe vom 
Kläger beigetrieben hatte, änderte der Kläger den Klagantrag 
dahin, daß der Beklagte verurteilt werden möge, dieſen aus 
dem Urteile beigetriebenen Betrag an ihn zurückzuzahlen. Auch 
ſchob er hilfsweiſe einen weiteren bloß auf das Kaufgeſchäft 
geſtützten Antrag nach, den Beklagten zur Zahlung von 
2.817,20 Mark nebſt Zinſen zu verurteilen. Klage, Berufung 


und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die ZPO. von 1877 
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beſtimmte in 8 655 Abſ. 2 für den Fall, daß ein für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärtes Urteil aufgehoben oder abgeändert 
wurde, daß der Kläger auf Antrag des Beklagten „zur Er⸗ 
ſtattung des von dieſem auf Grund des Urteils Gezahlten oder 
Geleiſteten“ zu verurteilen ſei. Auf Grund dieſer Vorſchrift 
iſt angenommen worden, daß der Kläger ſeine Verurteilung zu 
dieſer Erſtattung durch Erhebung von Aufrechnungseinreden 
nicht abwenden könne (RG. 34, 354). Die ZPO. von 1898 
hat in 8 717 Abſ. 2 den Erſtattungsanſpruch erſetzt durch 
einen Schadenserſatzanſpruch. In der Literatur wird über⸗ 
wiegend angenommen, daß infolge dieſer Anderung Auf⸗ 
rechnungseinreden nunmehr unbeſchränkt zuzulaſſen ſeien. Es 
kommt aber in Betracht, daß — wie der erkennende Senat 
bereits ausgeſprochen hat, RG. 64, 283 — auch der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der neuen Faſſung in erſter Linie darin beſteht, 
daß die Vermögensverminderung, die durch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung für den Beklagten herbeigeführt iſt, wieder aus⸗ 
geglichen wird, daß alſo, wie es früher hieß, „die Erſtattung 
des Gezahlten oder Geleiſteten“ erfolge. Und ferner, daß der 
Zweck der abgeänderten Geſetzesfaſſung, wie die Vorarbeiten 
erſehen laſſen, nicht in einer Minderung der Rechte des Be⸗ 
klagten, ſondern in einem noch wirkſameren Schutze für ihn 
beſtand. Die Streitfrage kann aber unentſchieden bleiben. 
Denn wenn auch an dem in RG. 34, 354 angenommenen 
Grundſatze für das geltende Recht feſtzuhalten wäre, fo könnte 
damit der hier vorliegenden Klage doch nicht aufgeholfen werden. 
Denn das iſt zweifellos, daß der 8 767 nur für ſolche Ein⸗ 
wendungen die Gelegenheit zum nachträglichen Vorbringen 
schaffen will, die wegen ihrer ſpäteren zeitlichen Entſtehung im 
Prozeſſe ſelbſt nicht mehr geltend gemacht werden konnten, daß 
er aber nicht den Zweck verfolgt, dem Schuldner einen Weg 
zu eröffnen, nachträglich Einwendungen vorzubringen, die, wenn 
er fie im Progzeſſe ſelbſt vorgebracht hätte, als unzuläſſig hätten 
verworfen werden müſſen. Das ſind keine „Einwendungen, 
welche den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt be⸗ 
treffen”. Einwendungen, die nicht zur Beſeitigung des An⸗ 
ſpruchs tauglich find, können auch die Vollſtreckungs⸗Gegenklage 
nicht ſtützen. G. e. M., U. v. 1. Juni 07, 475/06 I. — Poſen. 
30. 88 766, 771 ZPO. Anſpruch gegen den Inhaber 
eines fürstlichen Fideikommiſſes, wenn er der perſönliche Schuldner 
iſt? Widerſpruchsklage dieſes Inhabers als des „Dritten“ zur 
Vertretung einer beſonderen Vermögensmaſſe Berechtigten. 
Den beklagten fürſtlichen Perſonen ſteht gegen den Nachlaß 
des im Jahre 1899 verſtorbenen Fürſten v. J. eine Forderung 
von 250 000 Mark zu, die nach ihrer Behauptung der Herr 
Kläger perſönlich übernommen haben ſoll. Zur Sicherung dieſer 
Forderung ließen ſie auf Grund eines Arreſtbefehls eine 
Forderung des Herrn Klägers pfänden. Gegen dieſe Pfändung 
erhob der Herr Kläger Widerſpruchsklage nach 8 771 ZPO. 
mit dem Antrage, die Pfändung für unzuläſſig zu erklären. 
Die Beklagten erhoben Widerklage auf Zahlung von 
250 000 Mark. Das LG. erklärte die Pfändung für unzuläſſig 
und wies die Widerklage ab. Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen. Die Beklagten behaupten: daß der Herr Kläger 
Schuldner und daher kein Dritter im Sinne des 8771 38P0. 
ſei. Wie die Verweiſung auf das im RG. 30, S. 385 ff. ver⸗ 
öffentlichte Urteil des RG. beweiſt, geht die Reviſion davon 
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aus, daß der Herr Kläger feinen Widerſpruch gegen die Pfändung 
nur im Wege der Einwendungen nach 8 766 ZRO., nicht im 
Wege der Klage nach 8 771 3PO. geltend machen könne. 
In dem erwähnten Urteile iſt dem Fideikommißanwärter das Recht 
zuerkannt, gegen die Pfändung von Fideikommißgegenſtänden 
Widerſpruchsklage zu erheben, und es iſt dabei nur beiläufig 
bemerkt, daß das Widerſpruchsrecht ja auch dem Exequenden, 
d. i. dem Fideikommißinhaber, in der Form des 8 685, jetzt 
8 766 ZPO. zuſtehen würde. Durch dieſe gelegentliche Be 
merkung hat das RG. keineswegs entſchieden, daß der Fidei⸗ 
kommißinhaber den Widerſpruch nur nach 8 766 und nicht 
auch nach 8 771 3PO. erheben könne. Vielmehr läßt ſich 
gerade aus jenem Urteile eine gewichtige Stütze für die Zu⸗ 
laſſung der Klage entnehmen. Es wird dort ausgeführt, das 
die Veräußerung hindernde Recht ſei das Obereigentum der 
Familie, ein unveräußerliches, der Zwangsvollſtreckung nicht 
unterliegendes Recht, das für jeden Teilhaber eine Klage gegen 
jeden es verletzenden Dritten erzeuge. Die rechtliche Konſtruktion 
eines Obereigentums der Familie muß jedenfalls für den vor⸗ 
liegenden Fall für zutreffend erachtet werden, da die Rechts⸗ 
perfönlichleit der hochadeligen Familie in Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung anerkannt, und überdies in den Hausgeſetzen des 
Geſamthauſes das Stammgutsvermögen für allzeit unver⸗ 
äußerliches Familiengut erklärt iſt. Dementsprechend führt dann 
auch das landgerichtliche Urteil aus, es ſtehe nicht das Vermögen 
des Herrn Klägers, ſondern das unveräußerliche und unteilbare 
Erbgut der fürſtlichen Familie J. in Frage. Das OLG. hatte 
weiter keinen Anlaß, ſich mit dieſer Frage beſonders zu be⸗ 
ſchäftigen; es iſt aber unbedenklich anzunehmen, daß es die Auf⸗ 
faſſung des LG. billigt. Daß nun das Obereigentum der 
Familie, objektiv betrachtet, ein nach 8 771 ZPO. verfolgbares 
Recht iſt, wenn Fideikommißbeſtandteile von einem Privat⸗ 
gläubiger des derzeitigen Fideikommißinhabers in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, kann keinem Zweifel unterliegen und iſt in dem 
bereits erwähnten reichsgerichtlichen Urteile dargetan. Es kann 
ſich alſo nur fragen, ob die Geltendmachung des Rechtes im 
Wege des 8 771 ZBD. deshalb ausgeſchloſſen if, weil zur 
Rechtsverfolgung im gegebenen Falle der mit Zwangsvollſtreckung 
belangte Schuldner ſelbſt berufen iſt. Das iſt zu verneinen. 
Als Dritter im Sinne das 8 771 8PO. kanm und muß auch 
der Vollſtreckungsſchuldner ſelbſt angeſehen werden, wenn er in 
ſeiner Perſon die rechtliche Vertretung zweier verſchiedener Ver⸗ 
mögenskreiſe vereinigt, von denen der eine für die Verbindlichkeiten 
des anderen nicht haftet. So iſt nicht zu bezweifeln, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker, der Konkursverwalter, der Ehemann, der 
Erbe vor Annahme der Erbſchaft in die Lage kommen kann, 
einer gegen ihn ſelbſt gerichteten Zwangs vollſtreckung zu wider⸗ 
ſprechen, weil Schuld und Vollſtreckungsgegenſtand verſchiedenen 
von ihm vertretenen Vermoͤgenskreiſen angehören, und daß er 
inſoweit als Dritter im Sinne des 8771 ZPO. anzuſehen iſt. 
(Vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. zu 8 771 II. 4.) Dem Fidei⸗ 
konmnißinhaber, der fich hinſichtlich des Fideikommißguts einer⸗ 
ſeits, feines Privatvermögens anderſeits in ganz ähnlicher Lage 
befindet, die gleiche Rechtsſtellung zu verſagen, beſteht kein zu⸗ 
reichender Grund. Das Verfahren nach 8 766 3p. mag 
gleichfalls zuläſſig ſein; es iſt aber in erſter Linie für Streitig⸗ 
keiten ganz anderer Art beſtinunt und an ſich wenig geeignet 
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zur Austragung fo wichtiger Streitfragen wie es die vorliegende 
der Zugehörigkeit eines Vermögensſtückes zum Fideikommiß iſt. 
L. c. J., U. v. 28. Juni 07, 451/06 VII. — Cöln. 

Handelsgeſetzbuch. 

31. SS 18 und 37 Abſ. 2 HEB. Übergang einer Firma, 
in welcher der Name eines früheren Inhabers enthalten iſt, ent⸗ 
gegen der Vereinbarung des letztern mit ſeinem urſprünglichen 
Kontrahenten.] 

Die Reviſion iſt teilweiſe begründet. Das OLG. hat die 
Klage auch inſoweit abgewieſen, als ſie die Feſtſtellung des LG. 
betrifft, daß der Beklagte bei der Führung ſeiner Firma ſich der 
Worte: „Karl B.“ nicht bedienen dürfe. Das OLG. nimmt 
auf Grund der gemäß den Anmeldungen erfolgten Eintragungen 
in das Handelsregiſter an, daß W. das Handelsgeſchäft mit 
der Firma von dem Kläger Karl B. erworben und mit deſſen 
Firma ſo, wie geſchehen, auf den Beklagten weiter habe über⸗ 
tragen können. Nach der Erklärung des Klägers vom 
21. Mai 1904 war aber W. nur berechtigt, das Geſchäft unter 
der Firma: „Buch-, Akzidenz⸗ und Kunſtdruckerei Karl B. Nach⸗ 
folger Friedrich W.“ weiter zu führen. War dieſes Recht, wie 
das OLG. annimmt, nicht an feine Perſon gebunden, fo würde 
hieraus lediglich folgen, daß er nach dem mit dem Kläger 
geſchloſſenen Vertrage das Geſchäft nebſt jener Firma ſollte 
weiter übertragen dürfen. Statt deſſen hat er nach der Feſt⸗ 
ſtellung des OLG. bei dem Verkaufe des Geſchäfts an den 
Beklagten ihm die Befugnis eingeräumt, das Geſchäft unter der 
Firma: „Buch⸗, Akzidenz⸗ und Kunſtdruckerei Karl B. Nach⸗ 
folger Robert L.“ weiter zu führen. Hierzu hatte der Kläger 
keinesfalls ſeine Einwilligung erteilt. Der Gebrauch dieſer 
Firma verletzt ſein Namenrecht und zugleich den 8 18 HGB. 
Das angefochtene Urteil unterliegt daher, da dem Kläger der 
§ 37 Abſ. 2 HGB. zur Seite ſteht, der Aufhebung wegen 
Verletzung des Geſetzes. B. c. L., U. v. 24. April 07, 
602/06 I. — Karlsruhe. 

32. 8 118 HGB. Recht des Geſelſchafters auf Aus⸗ 
kunftserteilung.] 

Die Klägerin und der Bellagte waren Geſellſchafter einer 
offenen Handelsgeſellſchaft. Beklagter war zur Vertretung nach 
außen allein berechtigt. Mit Rückſicht auf den Rückgang in 
den Exträgniſſen der offenen Handelsgeſellſchaft beanſpruchte 
die Klägerin, die Handelsbücher und Geſchäftspapiere der 
Geſellſchaft von Zeit zu Zeit unter Zuziehung eines Sach⸗ 
verſtändigen einzuſehen, und erhob, da fie ſich mit dem Be 
klagten über die Perſon des Sachverſtändigen nicht einigen 
konnte, Klage mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, 
ihr und dem von ihr zuzuziehenden Bücherreviſor B. die 
ſämtlichen Handels bücher und die fämtlichen Papiere der offenen 
Handelsgeſellſchaft zwecks Einſicht vorzulegen und die zum 
Verſtändnis der Bücher und Geſchäftspapiere etwa erforderliche 
Auskunft zu erteilen. Der Beklagte wurde verurteilt und ſeine 
Reviſion zurückgewieſen: Die Anſicht des OL G., daß die 
Klägerin befugt ſei, ſich bei Ausübung des Kontrollrechts der 
Beihilfe eines Sachverſtändigen zu bedienen, iſt rechtlich ein⸗ 
wandfrei (vgl. RG. 25, 88). Wenn die Reviſion das Urteil 
des OLG. deshalb angreift, weil es dem Antrage der Klägerin, 
ihr und ihrem Vertrauensmanne die zum Verſtändniſſe der 
Bücher und der Geſchäftspapiere etwa erforderliche Auskunft 
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zu erteilen, ftattgegeben habe, obwohl der 8 118 HGB. von 
einem ſolchen Rechte auf Erteilung von Auskunft nichts enthalte, 
ſo wird dieſe Entſcheidung durch die Erläuterung gerechtfertigt, 
die ihr das OLG. gegeben hat. Es erwägt nämlich: Die 
Notwendigkeit zur Auskunftserteilung falle fort, wenn, wie es 
das Geſetz vorausſetze, die Bücher und Papiere jo forgfältig 
geführt wären, daß ſie in ſich verſtändlich wären und namentlich 
für einen Sachverſtändigen die Geſchäftslage klarlegten; fänden 
ſich aber Lücken oder Widerſprüche, fo ſolle Beklagter nur 
mündlich dasjenige nachholen, was er bei ſorgſamer Buchführung 
ohnehin hätte ſchriftlich klarſtellen müſſen. Dieſes Begehren 
der Klägerin halte ſich im Rahmen der ihr nach 8 118 HGB. 
zuſtehenden Befugniſſe. Die Ausführungen des OLG. verletzen 
nicht das Geſetz. Sie geben dem § 118 lediglich die Be 
deutung, die ihm zukommt, weil andernfalls das darm dem 
Geſellſchafter eingeräumte Kontrollrecht in zweckentſprechender 
Weiſe nicht ausgeübt werden könnte. S. c. L., U. v. 8. Juni . 
322/06 I. — Breslau. 

Wechſelrecht. 

33. Art. 36, 55 WO. Durhfkeeidung. bon einboffamenten, 
wenn zwei ſolche vor und aa dem Giro des Beklagten in 
Frage find.] 

Der Beklagte war von dem Kläger als zuchproteſlichem 
Indoſſator auf Grund eines Wechſels in Anſpruch genommen 
worden, welcher vor und nach dem Giro des Beklagten das 
G. St. getragen hatte. Der Beklagte hat eingewendet, daß 
zu der Zeit, als er den Wechſel indoſſierte, die erſte Unter⸗ 
ſchrift G. St.s noch nicht durchſtrichen geweſen ſei, und daß er 
ſeine Unterſchrift überhaupt nur deshalb hergegeben habe, weil 
diejenige G. St.s bereits auf dem Wechſel ſtand. Durch die 
Durchſtreichung der Unterſchriften G. St. s iſt augenſcheinlich eine 
Veränderung der wechſelrechtlichen Erklärungen vorgenommen 
worden. Das KG. meint, daß dieſelbe für die Legitimation 
des Klägers unerheblich ſei, da ja die WO. ſelbſt unter Um⸗ 
fländen zur Durchſtreichung von Indoſſamenten ermächtige 
(vgl. Art. 36, 55 WO.), ohne dem Wechſel dadurch feine 
Beweiskraft zu nehmen. Das KG. überſieht dabei, daß bie 
in Frage ſtehenden Durchſtreichungen gerade die wechſelmäßige 
Verpflichtung des Beklagten gegenüber dem Zeſſionar des 
G. St. berühren. Unter dieſen Umſtänden iſt die Durch⸗ 
ſtreichung keine „unverdächtige“. Sie iſt vielmehr eine ſolche 
Veränderung der Wechſelerklärungen, welche für die Ben 
pflichtung des Beklagten gerade entſcheidend iſt. Der Kläger, 
welcher Anſprüche aus dem Wechſel geltend macht, muß daher 
beweiſen, entweder, daß die erſte Unterſchrift G. St.s auf dem 
Wechſel, welche ſich als eine nachträglich durchſtrichene darſtellt, 
tatſächlich ſchon in dem Zeitpunkt durchſtrichen war, als 
Beklagter ſich durch feine. Unterſchrift wechſelmäßig obligierte 
— vgl. Staub⸗Stranz, WO. Art. 76 Aum. 19 und Rehbein, 
Art. 76 Anm. 4 —, oder, daß Beklagter zur Durchſtreichung 
zugeſtimmt hat, oder endlich, daß G. St., weil er einen ſeiner 
Nachmänner befriedigte, zur Durchſtreichung berechtigt geweſen 
iſt. Da Kläger einen Beweis in diefer Richtung mit den im 
Wechſelprozeß zuläſſigen Beweismitteln nicht angetreten hat, 
war die Klage als in der gewählten Prozeßart unſtatthaft 
abzuweiſen. N. e. M., U. v. 8. Juni 07, 46/07 I — 
Berlin. 80 a 
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Verſicherungsrecht. 

34. Über die nachträgliche Erklärung, wodurch eine Ver⸗ 
ſicherungsſumme einem anderen überlaſſen werden fol. An⸗ 
fechtung einer ſolchen Erklärung ſeitens des Konkursverwalters.] 

Der am 8. Juli 1904 früh 3 Uhr verſtorbene Sattler⸗ 
meiſter K., über deſſen Nachlaß im darauffolgenden Oktober 
der Konkurs eröffnet wurde, hatte fein Leben bei der Berliniſchen 
Lebens verſicherungsgeſellſchaft auf zwei Policen vom 2. Juni 1881 
und 8. März 1887 mit je 3000 Mark verſichert. Die ur⸗ 
ſprünnigliche Beſtimmung: „zahlbar an den Inhaber“ wurde auf 
den vom Verſicherten am 2. Juli 1904 unterſchriebenen ſchrift⸗ 
lichen Antrag am 8. Juli, ſeinem Todestage, dahin um⸗ 
geſchrieben: „zahlbar an deſſen Tochter Minna K.“. Die 
Policen befanden ſich damals im unmittelbaren Beſitz der 
Verſicherungsgeſellſchaft, welcher ſie der Verſicherte für ein ihm 
gewährtes Darlehn verpfändet hatte. Die nach Abzug dieſes 
Darlehns verbleibende Verſicherungsſumme von 4161 Mark 
40 Pf. erhielt die Beklagte Minna K. am 5. September 1904 
von der Geſellſchaft ausbezahlt. Dieſen Betrag nebſt 4 Prozent 
Zinſen vom 5. September 1904 an fordert der Konkurs⸗ 
verwalter mit der vorliegenden Klage zurück, indem er geltend 
macht, der Umſchreibungsantrag ſei erſt nach dem Tode des 
Ver ſicherten bei der Geſellſchaft eingegangen, daher wirkungslos, 
eventuell werde die Übertragung des Anſpruchs auf die Tochter 
auf Grund des 8 32 Nr. 1 KO. angefochten. Das LG. ver⸗ 
urteilte, das OLG. wies ab. Das RG. hob auf und verwies 
zurück: Die Benennung eines von dem Verſicherten bezw. feinem 
Nachlaß verſchiedenen Bezugsberechtigten, die nicht ſchon beim 
Vertragsabſchluß, ſondern erſt im Laufe der Vertragsdauer er⸗ 
folgt, iſt eine Anderung des utſprünglichen Vertrags. Der 
Brief des Generalagenten an die Direktion vom 21. Juni 1904 
lautet: „Der Verſicherte will ſeine beiden Verſicherungen auf 
den Namen ſeiner Tochter umſchreiben laſſen. Wir bitten um 
gefl. Abermittelung eines entſprechenden Antragsformulars.“ 


Dieſer Zuſatz iſt von Bedeutung; er läßt es ausgeſchloſſen er⸗ 


ſcheinen, daß der Brief als eine, die Vertragsänderung be⸗ 
wirkende oder beantragende rechtsgeſchäftliche Willenserklärung 
des K. aufgefaßt wird. Es iſt nicht einmal erſichtlich und 
nicht feſtgeſtellt, daß der Brief auf Veranlaſſung des Ver⸗ 
ſicherten geſchrieben iſt. Und ebenſo hat die Geſellſchaft, indem 
ſie erſt noch Stellung eines Antrags nach Formular forderte, 
deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie die Mitteilung des 
Generalagenten nicht als rechtsgeſchäftliche Erklärung des Ver⸗ 
ſicherten anſehe und keineswegs als ſolche gelten laſſe. Der 
übergang des Bezugsrechts auf die Beklagte kann demnach, 
wenn überhaupt, nur auf Grund des vom Verſicherten ſelbſt 
am 2. Juli 1904 geſtellten Antrags erfolgt ſein. Ob aber 
dieſer Antrag den beabſichtigten Erfolg herbeigeführt hat, iſt 
zunächſt vom Berufungsgerichte zu prüfen und zu entſcheiden, 
da hierbei noch nicht feſtſtehende Umſtände tatſächlicher Art in 
Betracht kommen. Da die Police auf den Inhaber als Bezugs⸗ 
berechtigten ausgeſtellt iſt, muß durch Auslegung des Vertrags 
ermittelt werden, ob nicht in dieſem Falle die Geſellſchaft ſich 
die Genehmigung der Umſchreibung vorbehalten will, und ob 
nicht erſt mit der vollzogenen Umſchreibung die Vertrags⸗ 
änderung eintreten ſoll. Die Beſtimmungen in § 17 Abſ. 3 
und in 8 33 Satz 2 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
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ſcheinen eine derartige Auslegung nahe zu legen. Es wird 
ferner die Prüfung und Entſcheidung nicht umgangen werden 
können, nach welchem örtlichen und zeitlichen Necht der Antrag 
des Verſicherten zu beurteilen iſt. Nach gemeinem Recht er⸗ 
liſcht der Vertragsantrag mit dem Tode des Antragſtellers, 
nach Pra R. (Tl. I Tit. 5 8 106) und nach dem Rechte 
des BGB. (8 153) dagegen nicht. Schon aus den bisher 
erörterten Gründen iſt die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
und die Zurückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz geboten, 
da, falls die Übertragung des Bezugsrechts an die Beklagte 
nicht wirkſam erfolgt iſt, es zur Rechtfertigung des Klag⸗ 
anſpruchs der Anfechtung der Übertragung nicht erſt bedarf. 
Für den Fall, daß es auch bei der neuerlichen Entſcheidung 
auf den Klagegrund der Anfechtung ankommt, ſei ſchon jetzt 
darauf hingewieſen, daß auch in dieſem Punkte das angefochtene 
Urteil auf Nechtsirrtum beruht. Zutreffend und im Anſchluß 
an die Rechtſprechung des RG. führt das Berufungsgericht 
zunächſt aus, daß die unentgeltliche Zuwendung der Lebens⸗ 
verſicherungsſumme an einen Dritten zwar ſtets anfechtbar ſei, 
die Rückgewährspflicht des Begünſtigten dagegen ſich verſchieden 
geſtalte, je nachdem der Verſicherungsnehmer den Vertrag von 
Anfang an zugunſten des Dritten geſchloſſen, oder das Bezugs⸗ 
recht auf die Verſicherungsſumme aus einer urſprünglich zu 
eigenen Gunſten (oder zugunſten ſeines Nachlaſſes oder ſeiner 
Erben als ſolcher) genommenen Verſicherung nachträglich dem 
Dritten zugewendet hat. Im erſten Falle ſeien nur die 
während des letzten Jahres oder der letzten zwei Jahre (8 32 
Nr. 1, 2 KO., 8 3 Nr. 3, 4 Anführungsgeſetzes) bezahlten 
Prämien, im letzteren Falle die vom Begünſtigten bezogene 
Verſicherungsſumme zurückzugewähren. Dem iſt beizutreten. 
Der erkennende Senat hat ſich in dieſem Sinne auch bereits 
früher ausgeſprochen — Urteil vom 10. November 1905, RG. 
62, 46 — und findet keine Veranlaſſung, hiervon abzugeben. 
Rechtlich verfehlt ſind dagegen die Ausführungen des Berufungs⸗ 
gerichts, die ſich auf die Bedeutung der hier fraglichen Zu⸗ 
wendung beziehen, und zum großen Teile einem Urteile des 
BayObe G. — Seuff A. Bd. 41 Nr. 138 —, zum Teil aber 
auch nicht hierher paſſenden oder vom Berufungsgerichte miß⸗ 
verſtandenen Entſcheidungen des RG. entnommen find. Eine 
Unterſcheidung zwiſchen dem ſofort aus dem Vertragsſchluſſe 
entſtehenden Rechte des Verſicherten und dem demnächſtigen 
Rechte auf den Bezug der Verſicherungsſumme iſt am Platze, 
wenn der Vertrag zugunſten eines Dritten geſchloſſen iſt; hat 
dagegen der Verſicherte die Verſicherung für ſich (oder ſeinen 
Nachlaß oder ſeine Erben als ſolche) genommen, ſo entbehrt 
die Unterſcheidung der inneren Berechtigung, ſie iſt irreführend 
und hat in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung ſchon häufig Ber: 
wirrung geſtiftet. Steht der Fälligkeitstag feſt, ſo wird 
ſchwerlich jemand auf den Gedanken kommen, daß das Bezugs⸗ 
recht, das Recht, die Forderung bei Verfall für ſich einzuziehen, 
nicht ſchon jetzt zum Vermögen des Verſicherten gehöre, ſondern 
erſt künftig, am Fälligkeitstage, als ein von der Forderung 
losgelöſtes ſelbſtändiges Recht zur Entſtehung gelange. Es iſt 
vielmehr ſelbſtverſtändlich, daß das „Bezugsrecht“ von Anfang 
an als unmittelbarer Ausfluß und hauptſächlichſter Weſens⸗ 
beſtandteil der Forderung ſelbſt, mit dieſer für den Gläubiger 
begründet iſt. Was am Fälligkeitstage neu henzukommt, {ft 
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lediglich die Fälligkeit der Forderung mit dem in ihr inbegriffenen 
Bezugsrecht, an dem Inhalt der Forderung ändert ſich nichts. 
Dasſelbe gilt aber auch, wenn ſtatt eines beſtimmten Kalender⸗ 
tages der Todestag des Verſicherten als Fälligkeitstermin ver⸗ 
einbart worden iſt. Freilich kann in dieſem Fall der Verſicherte 
die Forderung nicht ſelbſt einziehen, er muß dies von vornherein 
ſeinem Rechtsnachfolger überlaſſen. Aber das hat die Forderung 
ſchließlich mit jeder anderen Forderung gemein, deren Fälligkeit 
der Gläubiger nicht erlebt. Ganz ſchlagend erweiſt ſich die 
Weſensgleichheit des Bezugsrechts mit der Forderung ſelbſt, 
wenn der Gläubiger die Forderung bei Lebzeiten einem Dritten 
abgetreten hat. Der Übergang des Einzugsrechtes auf den 
neuen Gläubiger, den doch ſicher niemand in Zweifel ziehen 
wird, wäre nicht möglich, wenn nicht ſchon der Abtretende 
dasſelbe beſeſſen hätte, da niemand mehr Rechte übertragen 
kann als er ſelbſt hat. Erlangt aber der Zeſſionar das Bezugs⸗ 
recht aus dem Vermögen des erſten Gläubigers bezw. ſeines 
Vormannes, ſo kann für die Geſamtrechtsnachfolger nichts 
anderes gelten. Allerdings hat gelegentlich auch das RG. — 
vgl. Urteil vom 18. Mai 1887, VI. 129/87, JW. S. 29386 — 
die hier beanſtandete Unterſcheidung machen zu ſollen geglaubt. 
Allein jenes Urteil ſchließt gleichzeitig die Möglichkeit irriger 
Folgerungen ſelbſt aus, indem es ſofort hinzufügt, das Bezugs⸗ 
recht gehöre zum Nachlaß, weil es lediglich als unmittelbare 
Wirkung und als Ausfluß der durch den Vertrag begründeten 
Forderung ſich darſtellt. Das heißt mit anderen Worten: Die 
Erben können die Forderung einziehen, weil eben die Forderung 
durch Erbgang auf fie übergegangen iſt. Wenn das „Bezugs⸗ 
recht“ als unſelbſtändiger Weſensteil der urſprünglichen Forderung 
dem Berficherten zuſtand und ohne die Vertragsänderung auch 
fernerhin in deſſen Vermögen geblieben wäre, ſo iſt klar, daß 
der Dritte das Bezugsrecht aus dem Vermögen des Verſicherten 
erhält, gerade ſo wie der Nießbraucher oder der Hypotheken⸗ 
gläubiger ſein Recht aus dem Vermögen des Beſtellers, obgleich 
auch dieſe Rechte vorher nicht als ſelbſtändige Rechte, nicht in 
dieſer rechtlichen Geſtalt, im Vermögen des Beſtellers enthalten 
waren. — Das Berufungsgericht ſcheint nun aber der Meinung 
zu ſein, daß der Fall urſprünglicher Beſtellung eines Bezugs⸗ 
berechtigten vorliege, wenn ſich der Verſicherte beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe die Beſtellung eines ſolchen vorbehalten habe und 
ſpäter von dem Vorbehalt Gebrauch mache. Auch das iſt 
rechtsirrig. Da die nachträgliche Benennung eines Begünſtigten, 
wie erwähnt, eine Anderung des urſprünglichen Vertrags ents 
hält, ſo erfordert ſie die Zuſtimmung des anderen Vertragsteils, 
des Verſicherers. Dieſe Zuſtimmung entbehrlich zu machen, die 
Anderung an die einſeitige Erklärung des Verſicherungsnehmers 
zu knüpfen, iſt Zweck und Wirkung des Vorbehalts. Wie es 
aber möglich ſein ſollte, durch den Vorbehalt die Tatſache zu 
beſeitigen, daß bis zur Vornahme der Vertragsänderung das 
volle, durch ein Bezugsrecht Dritter nicht beſchränkte Gläubiger⸗ 
recht beim Verſicherungsnehmer war und daß dieſer erſt durch 
die Benennung des Begünſtigten den weſentlichſten Teil ſeiner 
Rechtsbefugniſſe dem Begünſtigten einräumt, iſt nicht zu ver⸗ 
ſtehen. Hieraus ergibt ſich, daß hinſichtlich der Frage, ob eine 
Zuwendung aus dem Vermögen des Verſicherten vorliegt, 
zwiſchen der Abtretung der Forderung und der nachträglichen 
Umwandlung des Vertrags in einen ſolchen auf Leiſtung an 
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Dritte kein Unterſchied zu machen iſt. Es iſt noch zu unter⸗ 
ſuchen, ob hieran etwa die Beſtimmung „zahlbar an den In⸗ 
haber der Police“ etwas ändert. Auch dies iſt zu verneinen. 
(Wird weiter ausgeführt.) K.s⸗Konkurs c. K., U. v. 7. Mai 07, 
412/06 VII. — Darmſtadt. 

35. Form des Vertrages; Verſicherung des Hauſes der 
Ehefrau durch den Ehemann, aber Vollziehung des Antrages 
durch die Ehefrau namens des Ehemannes. Tätigkeit des 
Agenten.] 

Der Kläger verſicherte für „eigene Rechnung“ gegen Brand⸗ 


ſchaden die Summe von 4 580 Mark, wovon 4 000 Mark auf 


ein in K. liegendes Haus und 580 Mark auf das darin be⸗ 
findliche, dem Kläger gehörige Mobiliar entfielen. Das Haus 
war, was ſich aus der Police nicht ergibt, Eigentum der Ehe⸗ 
frau des Klägers, die mit ihm in getrennten Gütern lebt. Im 
Verſicherungsantrage war es als Eigentum des Klägers be⸗ 
zeichnet. Die Police iſt von dem Generalagenten der Beklagten, 
nicht aber auch vom Kläger ſelbſt, ſondern in ſeiner Anweſenheit 
von ſeiner Ehefrau, jedoch mit dem Namen des Ehemannes 
unterſchrieben worden. Als das verſicherte Haus mit dem 
Mobiliar vollſtändig abbrannte, verweigerte Beklagte die Zahlung 
einer Brandentſchädigung. Der Kläger hat deshalb Klage erhoben 
und einen Hilfsantrag dahin geſtellt, die Beklagte zur Zahlung 
des eingeklagten Betrages nicht an ihn, ſondern an ſeine Ehe⸗ 
frau zu verurteilen. Das LG. hat nach dieſem letzteren An⸗ 
trage des Klägers erkannt. Berufung und Reviſion der Be⸗ 
Hagten wurden zurückgewieſen: Ohne Grund bezweifelt die 
Beklagte, daß ein gültiger Verſicherungsvertrag zwiſchen ihr 
und dem Kläger zuſtande gekommen ſei. Zwar iſt inhalts der 
Police der Kläger diejenige Perſon, die der Beklagten als 
Verſicherungsnehmer und Verſicherter gegenüberſteht, während 
unſtreitig die Police nicht vom Kläger ſelbſt, ſondern von ſeiner 
Ehefrau mit ſeinem Namen, und zwar mit Wiſſen und Wollen 
des Klägers, unterzeichnet iſt. Ob aber durch eine ſolche Unter⸗ 
zeichnung ein ſchriftlicher Vertrag zuſtande gekommen iſt, 
kann dahingeſtellt bleiben, denn es bedurfte im vorliegenden 
Falle zur Entſtehung des Verſicherungsverhältniſſes eines ſchrift⸗ 
lichen Vertrages nicht. Durch Geſetz wird die ſchriftliche Be⸗ 
urkundung für den Abſchluß des Verſicherungsvertrages nicht 
erfordert. Ob und inwieweit die Schriftform durch das 
franzöſiſche Recht, deſſen Bereich, ſoweit es beſondere Vor⸗ 
ſchriften über das Verſicherungsrecht enthält, das ſtreitige Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis nach Art. 75 EGBGB. angehört, für 
Verſicherungsverträge erfordert wird, kann dahingeſtellt bleiben, 
da ſolche Vorſchriften jedenfalls durch Art. 317 HGB. in Ber 
bindung mit 8 1 EG. betreffen, dies Geſetz für Elſaß⸗Lothringen 
vom 19. Juni 1872 für den Bezirk des OLG. Colmar beſeitigt 
ſind. Auch durch Rechtsgeſchäft iſt im vorliegenden Fall 
ſchriftliche Form nicht angeordnet. Zwar beſtimmt der § 3 
der dem Verſicherungsvertrage zugrunde liegenden allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen, daß die Verpflichtung der beklagten 
Geſellſchaft ſich lediglich nach dem Inhalte der Police, bezw. 
des Prolongationsſcheins und der etwa dazugehörigen Ver⸗ 
änderungsgenehmigungen und Nachträge beſtimme, daß durch 
die von ſeiten des Verſicherten erfolgte Annahme dieſer Urkunden 
ſein Einverſtändnis mit den darin enthaltenen Beſtimmungen 
feſtgeſtellt werde, und daß die Verſicherung nur durch die 
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gehörig geleiſtete Prämienzahlung gültig werde. Unter der 
Police iſt aber nicht ein von beiden Vertragsparteien voll⸗ 
zogener Verſicherungsvertrag zu verſtehen, ſondern die einſeitig 
vom Verſicherer ausgeſtellte Urkunde über den Verſicherungs⸗ 
vertrag. Dieſe iſt hier von der Beklagten vollzogen. Daß 
auch die das Einverſtändnis des Verſicherten mit dem Vertrag⸗ 
ſchluß darſtellende Annahme der Police durch den Annehmenden 
ſchriftlich beurkundet werden müſſe, iſt in den allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen nicht beſtimmt und auch ſonſt nicht ver⸗ 
einbart. Demgegenüber kann es nicht darauf ankommen, daß 
das Policenformular hier am Schluß den Vordruck: „D.. . Ver: 
ſicherte — L' assuré“ enthält, daß dieſer Vermerk durch die 
von der Ehefrau des Klägers geleiſtete Unterſchrift ſeines Namens 
vollzogen iſt, und daß der Kläger, der die Gültigkeit des Ver⸗ 
tragſchluſſes behauptet, ſich in den Vorinſtanzen auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt hat, dieſe von ihm genehmigte Unterſchrift reiche 
zur Herſtellung eines beiderſeits ſchriftlich beurkundeten Ver⸗ 
trages aus. Zur Sicherung des Beweiſes der Annahme mag 
es aus praktiſchen Erwägungen die Beklagte für zweckmäßig 
halten, daß der Verſicherte ſeine Unterſchrift der Police bei⸗ 
fügt. Dieſer Beweis kann aber auch anderweit geführt werden 
und iſt hier entbehrlich, da der Kläger unſtreitig die auf ſeinen 
Namen lautende Police angenommen und die Prämie bezahlt, 
auch die durch ſeine Ehefrau mit ſeinem Namen bewirkte Unter⸗ 
ſchrift des Verſicherungsantrages genehmigt hat. Zur Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Verſicherungsvertrages iſt jedenfalls die 
Unterſchrift des Klägers als rechtsgeſchäftliche Erklärung, den 
Vertrag mit der Beklagten zu ſchließen, nicht erforderlich geweſen. 
Auch der Umſtand ſteht der Gültigkeit des Verſicherungs⸗ 
vertrages nicht entgegen, daß der mit ſeiner Ehefrau in getrennten 
Gütern lebende Kläger nicht nur das ihm gehörige Mobiliar, 
ſondern auch fremdes Eigentum, nämlich das ſeiner Ehefrau 
gehörige Haus, verſichert hat. Daß es ſich hierbei um eine 
ſogenannte Wettverſicherung handele, behauptet die Beklagte 
ſelbſt nicht. Eine ſolche Wettverſicherung liegt auch hier nicht 
vor. Vielmehr hatte der Kläger auf Grund der zwiſchen 
ihm und ſeiner Ehefrau beſtehenden ehelichen Lebensgemein⸗ 
ſchaft (8 1353 BGB.), ſowie des Umſtandes, daß er ſelbſt 
das Haus mitbewohnte, und daß in dieſem ſein Mobiliar 
untergebracht war, ein perſönliches und wirtſchaftliches Intereſſe 
daran, das Haus gegen Brandſchaden zu verſichern, und zwar 
derart, daß der Verſicherungsanſpruch in ſeiner Perſon zur 
Entſtehung gelangte. Der Tatſache, daß in ſolchen Fällen der 
Ehemann bei der Verſicherung ohne Rückſicht auf den beſtehendn 
Güterſtand für die eheliche Gemeinſchaft handelt, 
pflegen auch die Verſicherungsgeſellſchaften dadurch Rechnung 
zu tragen, daß fie bei der Verſicherung einen Unterſchied dahin, 
ob die einzelnen verſicherten Stücke dem Ehemann oder der 
Ehefrau gehören, nicht machen. Schon aus dieſem Grunde ſteht 
es auch der Gültigkeit der Verſicherung nicht entgegen, daß in 
dem Verſicherungsantrage, nicht in der Police, der Kläger als 
Eigentümer des Hauſes beſonders bezeichnet iſt. Dieſer Umſtand 
erhöhte die Gefahr der Beklagten nicht und war deshalb für 
ſie ohne Bedeutung, zumal die Frau mit der Verſicherung des 
Hauſes durch den Mann einverſtanden war und eine Doppel⸗ 
verſicherung nicht vorgenommen hat. Die im 8 4 der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen für den Fall unrichtiger 
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Angaben im Verſicherungsantrage angedrohte Verwirkung des 
Entſchädigungsrechts des Verſicherten iſt hier ſchon deshalb 
nicht eingetreten, weil der Kläger, der ſich im Sinne der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft für das Verſicherungs verhältnis als 
Eigentümer des Hauſes anſehen durfte, deshalb wegen der 
infolge irrtümlicher Rechtsauffaſſung unrichtig erfolgten, die 
Rechtslage für den Verſicherer nicht erſchwerenden Angabe als 
entſchuldigk erachtet werden muß. Das trifft hier um ſo mehr 
zu, als der von der Beklagten angeſtellte Vertrauensmann, 
Agent P., nach ſeiner Zeugenausſage ſelbſt das Antragsformular 
ausgefüllt und dabei den Kläger als den Eigentümer des Hauſes 
bezeichnet hat, obſchon er wußte, daß die Eheleute in Güter 
trennung lebten und das Haus der Frau gehörte. Den mit 
der Rechtſprechung des erkennenden Senats übereinſtimmenden 
Ausführungen des Berufungsrichters wird bei dieſem Punkte 
beigetreten. VB. c. S., U. v. 14. Juni 07, 402/06 VII. — Colmar. 

36. Zum Begriffe des Raufhandels. Verſchulden des⸗ 
jenigen, der fich bei ſolchem beteiligt, ihn mitbeginnt und fortſetzt.] 

A., der verſtorbene Ehemann der Klägerin, war bei der 
Beklagten gegen die Folgen körperlicher Unfälle verſichert, und 
zwar für den Fall des Todes mit 10 000 Mark, zahlbar an 
ſeine hinterlaſſene Ehefrau, die Klägerin. Er wurde vor ſeiner 
Wirtſchaft von B. durch Meſſerſtiche verletzt; er iſt an dem⸗ 
ſelben Tage an den Folgen der Verletzung verſtorben, und B. 
iſt rechtskräftig wegen Körperverletzung mit Todesfolge zu 
5 Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Die Klägerin be⸗ 
anſprucht die Verſicherungsfumme. Die Beklagte hat eins 
gewendet, daß eine Zahlungspflicht für ſie nicht beſtehe, da der 
Ehemann der Klägerin bei einem Raufhandel tödlich verletzt 
ſei, von der Verſicherung aber Unfälle bei Raufhändeln aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen ſeien. Das LG. verurteilte, das OLG. 
wies die Berufung zurück, das RG. hob auf und wies die 
Klage ab: Die Frage, ob die feſtgeſtellten Tatſachen ein 
ſubjektives Verſchulden darſtellen, iſt in der Reviſionsinſtanz 
nachzuprüfen — JW. 1900 S. 441 Nr. 13 — und der Reviſion 
iſt zuzugeben, daß die Verneinung einer ſchuldhaften Beteiligung 
des Ehemanns der Klägerin an dem auch nach der Annahme 
des Berufungsgerichts objektiv vorliegenden Raufhandel den 
Rechtsbegriff des Verſchuldens verletzt. Schuldhaft iſt das Ver⸗ 
halten des Ehemanns der Klägerin in zweifacher Beziehung. 
Zunächſt ſind die Tätlichkeiten und damit der Raufhandel durch 
ihn und ſeinen Schwiegervater begonnen. Für das Verhalten 
des letzteren iſt A. ſelbſtverſtändlich nicht verantwortlich, wohl 
aber fällt entſcheidend ins Gewicht, daß er ſelbſt dem T. 
ſofort eine Ohrfeige gegeben hat. Wenn auch zugunſten des 
A. angenommen wird, daß er nach der Mitteilung ſeiner Ehe⸗ 
frau ſeinen Hund bedroht und damit ſein Eigentum als ge⸗ 
fährdet anſehen konnte, ſo lag doch für ihn kein berechtigter 
und entſchuldbarer Anlaß vor, tätlich zu werden. Von ſeiten 
der maskierten Perſonen, ſo unangemeſſen ihr Verhalten auch 
war, waren bis dahin nur Worte gefallen, Worte waren 
deshalb zur Abwehr auch zunächſt ausreichend und es iſt dem 
Berufungsgerichte darin nicht beizutreten, daß die durch die 
Verhältniſſe gebotene Abwehr eine ſofortige Tätlichkeit ent⸗ 
ſchuldbar machte. Auch der Umſtand, daß A. ein einfacher, 
an die Derbheit der Bevölkerung ſeines Wohnortes gewöhnter 
Mann war, iſt nicht geeignet, eine der Klägerin günſtige Be⸗ 
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urteilung zu rechtfertigen. Denn gerade wenn er eine ſich 
hieraus ergebende Geneigtheit der Bevölkerung zu Tätlichkeiten 
kannte, mußte er die Erwiderung des von ihm verſetzten 
Schlages und eine Rauferei vorausſehen. Daß dem B. die 
ſeinen Begleitern zugefügten Tätlichkeiten keinen berechtigten 
Anlaß zum Gebrauche des Meſſers gaben, kommt für die 
Frage des Verſchuldens des A. nicht in Betracht. Denn von 
Bedeutung iſt hier nicht der Grad des Verſchuldens bei den 
einzelnen Beteiligten, ſondern allein entſcheidend iſt, ob eine 
ſchuldhafte Beteiligung des Verſicherten A. vorliegt. Dieſe 
beſteht außer in dem den Raufhandel mit veranlaſſenden 
Schlage aber auch weiter noch darin, daß A. den B., nachdem 
er von dieſem durch einen Meſſerſtich an der Hand, vielleicht 
auch ſchon im Rücken verletzt war, mit dem bereitgeſtellten 
Schürhaken verfolgt und niedergeſchlagen hat. B. war, nach⸗ 
dem er die erſten Schläge gegen A. gerichtet hatte, geflohen; 
es iſt dem Berufungsgerichte nicht darin zu folgen, daß A., 
ohne daß ihm dies zum Verſchulden anzurechnen iſt, ihn ver⸗ 
folgen und zu weiteren Tätlichkeiten gegen ihn ſchreiten durfte. 
Er ſetzte vielmehr hierdurch den begonnenen Raufhandel fort 
und, wenn er bei dieſem zweiten Zuſammentreffen den tödlichen 
Stich erhalten hat, ſo iſt das ebenfalls bei einer ſchuldhaften 
Beteiligung am Raufhandel geſchehen. Zum Vertreiben des 
ſchon geflohenen B. fehlte jeder Anlaß; daß es A. nicht bloß 
auf die Feſtſtellung der Perſönlichkeit des B. oder auf die 
Wegnahme des Meſſers ankam, ergibt ſich daraus, daß er auf 
B., als er dieſen erreicht hatte, mit dem Schürhaken einſchlug. 
Dieſes Verhalten iſt auch durch die ſchon erlittene Verletzung 
und die dadurch hervorgerufene Aufgeregtheit nicht zu ent⸗ 
ſchuldigen. Mag A. den tödlichen Stich bei dem erſten Zu⸗ 
ſammentreffen oder bei dem zweiten erhalten haben, in beiden 
Fällen iſt er verletzt bei einem Raufhandel, an dem er ſchuldhaft 
beteiligt war, er hat den Raufhandel mitbegonnen, und er hat 
ihn fortgeſetzt, ohne daß Verſchulden auf ſeiner Seite aus⸗ 
ſchließende Gründe vorliegen. Die Ausnahmebeſtimmung des 
8 3 Abf. 2 der Verſicherungs bedingungen, auf welche ſich die 
Beklagte berufen hat, kommt ſomit zur Anwendung, ein ent⸗ 
ſchädigungspflichtiger Unfall liegt nicht vor und die Klage iſt 
nicht begründet. J. o. A., U. v. 9. Juli 07, 482/06 VII. — 
Karlsruhe. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

37. 8 3 PatG. Widerruf der Einwilligung des Erfinders 
für das Recht des Anmelders. 

Das Recht des Anmelders auf Erteilung des Patents iſt 
nach 8 3 PatG. nur dann ausgeſchloſſen, wenn es zur Zeit 
der Anmeldung ſelbſt an der Einwilligung des Erfinders gefehlt 
hat. Der ſpätere Widerruf der Einwilligung hat dieſe Wirkung 
nicht, vgl. Iſay, Pat J., Anhang zu SS 1 u. 2 Anm. 29, 45; 
Kent, Pat., Anm. 109 zu $ 3 (S. 323). S. c. R., 
U. v. 19. Juni 07, 453/06 I. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz. 

38. 88 1 und 6 Unl WG. Grundſätze für die Annahme 
einer unzuläſſigen Anpreiſung.] 

Der erkennende Senat hält in ſtändiger Rechtſprechung 
daran feſt, daß für die Prüfung und Feſtſtellung des nach 8 1 
oder 6 Unl WG. maßgebenden Inhaltes einer Ankündigung oder 
Angabe entſcheidend iſt, wie die beteiligten Verkehrskreiſe, für 
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die jene Ankündigung oder Angabe beſtimmt iſt, deren Inhalt 
in ihrem Zuſammenhange auffaſſen. Er hat ferner bereits 
mehrfach ausgeſprochen, daß auch Urteile als tatſächliche An⸗ 
gaben erſcheinen können, wenn das Urteil ſelbſt etwas als ge⸗ 
ſchehen oder vorhanden hinſtellt, ſo daß es in bezug auf ſeine 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit objektiv im gegebenen Falle feſt⸗ 
geſtellt werden kann. Nicht wie der Verbreiter einer An⸗ 
kündigung dieſe verſtanden wiſſen will oder im Wettbewerbs⸗ 
prozeſſe verſtanden zu haben erklärt, kommt in Betracht, ſondern 
wie die beteiligten Verkehrskreiſe die Ankündigung auffaſſen; 
und auch auf die Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe, 
nicht auf die ſubjektive Meinung des Urhebers der Ankündigung 
kommt es an, ob ihr Inhalt ſich nur als eine marktſchreieriſche 
Anpreiſung, als ein rein ſubjektives Urteil oder zugleich als 
eine Angabe tatſächlicher Art darſtellt. Darum iſt vor allem 
dieſe Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe feſtzuſtellen. 
Nur an der Hand dieſer Feſtſtellung kann geprüft werden, ob 
die Ankündigung eine Angabe tatfächlicher Art oder nur ein 
rein ſubjektives Urteil, eine rein marktſchreieriſche Anpreiſung 
enthalte. H. c. Z., U. v. 28. Juni 07, 75/07 II. — Berlin. 

39. 8 13 Unl WG. verb. mit 88 226, 824, 826 BGB. 
und SS 256, 546 8PO. Bekanntmachung von Entſcheidungen 
über Verurteilung auf Grund des UnlWG. Unzuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage. Reviſionsſumme.] 

In einem zwiſchen den Parteien in umgekehrter Parteirolle 
anhängig geweſenen Progeſſe iſt die jetzige Klägerin auf Grund 
von § 1 Unl WG. verurteilt worden, ſich in Zukunft nicht mehr 
als Generalvertreterin für den Verkauf eines Chiliſalpeter⸗ 
ſtreuers der Firma M. in B. zu bezeichnen, zugleich wurde der 
jetzige Beklagte für befugt erklärt, den verfügenden Teil dieſes 
Urteils einmal in zwei näher bezeichneten Zeitungen auf Koſten 
der jetzigen Klägerin öffentlich bekannt zu machen. Deren Be⸗ 
rufung wurde zurückgewieſen und damit das Urteil des LG. 
rechtskräftig. Der Beklagte hat darauf im Auguſt 1905 den 


verfügenden Teil des Urteils in jenen beiden Zeitungen mit 


dem Zuſatz bekannt gemacht, daß die Berufung der Klägerin 
zurückgewieſen und daß dieſer die Koſten der Berufungsinſtanz 
auferlegt worden ſind. Die Klägerin iſt der Anſicht, daß der 
Beklagte nicht berechtigt geweſen ſei, jenen Zuſatz zu machen, 
und zwar auch dann nicht, wenn er, wie er behauptet, ſie aber 
beſtreitet, die dadurch entſtandenen Mehrkoſten ſelbſt getragen 
hätte. Der Beklagte hat aber auch von jener Bekanntmachung 
Abdrücke in großer Zahl herſtellen laſſen und ſolche unter Bei⸗ 
fügung von Reklamen für ſein Geſchäft nicht bloß an ſeine 
Kunden, ſondern nach der Behauptung der Klägerin auch an 
ihre Kunden und auch nach Orten geſchickt, die nicht zu dem 
Bezirk gehören, für den er die Generalvertretung von M. hat. 
Auch dieſes Vorgehen findet die Klägerin unberechtigt. Sie iſt 
der Anſicht, daß in beiden Beziehungen das Verhalten des 
Beklagten wider die guten Sitten verſtoßen habe und daß es 
mit dem Votſatz betätigt worden ſei, ihr Schaden zuzufügen. 
Sie hat daher geſtützt auf 8 826 BGB. Klage erhoben mit 
dem Antrag: I. den Beklagten zu verurteilen, die fernere 
Herſtellung von Abdrücken des Urteils und insbeſondere die 
Verſendung derartiger Abdrücke an dritte Perſonen bei 300 Mark 
Strafe für jeden Zuwiderhandlungsfall zu unterlaſſen; II. feſt⸗ 
zuſtellen, 1. daß dem Beklagten eine andere Art der Bekannt⸗ 
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machung des Urteils als die im verfügenden Teil des Urteils 
ſelbſt beſtimmte Art nicht zuſteht; 2. daß daher der Beklagte 
nicht berechtigt war, Abdrücke des Urteils anzufertigen und zu 
verſenden, und 3. daß er ferner nicht berechtigt war, bei den 
durch das Urteil beſtimmten Veröffentlichungen in zwei 
Zeitungen einen Zuſatz des Inhalts abdrucken zu laſſen, daß 
die Klägerin gegen das Urteil Berufung eingelegt habe und daß 
dieſe Berufung zurückgewieſen ſei. Das OLG. wies die Klage 
ab, die Reviſion blieb erfolglos: Bei der Bemeſſung des Werts 
des Beſchwerdegegenſtands für die Reviſionsinſtanz iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß durch weitere Verſendung von Abdrücken der 
geſchäftliche Ruf und damit der Erwerb der Klägerin geſchädigt 
werden kann; beſonders kommt aber in Betracht, daß mit den 
unter II des Klagantrags begehrten Feſtſtellungen die Feſt⸗ 
ſtellung des Elements eines Schadenerſatzanſpruchs verlangt 
wird, die in einem von der Klägerin wider den Beklagten an⸗ 
zuſtrengenden Prozeß wegen Leiſtung von Schadenerſatz von 
Bedeutung werden könnte. Unter dieſen Umſtänden trägt der 
erkennende Senat kein Bedenken, das Vorhandenſein der 
Reviſionsſumme für genügend glaubhaft gemacht anzuſehen. 
Es iſt nicht richtig, wenn die Reviſion der der obſiegenden 
Partei gemäß § 13 Abf. 4 Unl WG. zuerkannten Publikations⸗ 
befugnis die rechtliche Natur einer Strafe des Gegners bei⸗ 
legt, das trifft nur zu, ſoweit es ſich um die im Abſ. 1 und 2 
erwähnten, auf Grund der 88 4, 7 ergangenen Strafurteile 
handelt, nicht aber auch dann, wenn die Publikationsbefugnis 
auf Grund des Abſ. 4 § 13 bezüglich eines gemäß 8 1 (oder 
55 6, 8) ergangenen, die Verurteilung zu einer Unterlaſſung 
ausſprechenden Zivilurteils zugeſprochen worden iſt. In dieſem 
letzteren Falle handelt es ſich lediglich um eine zivilrechtliche 
Maßregel, um „ein dem Privatrecht angehängtes Sicherungs⸗ 
mittel“. (Kohler, ArchZivPrax. 88, 261; Müller, das 
Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 215, 
Pinner, das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs zu 8 13 Abſchnitt D sub 2.) Es iſt weiter 
durchaus irrig, wenn die Reviſion ausführt, daß durch die Be⸗ 
ſtimmung im § 13 Abſ. 4 erſt das Recht gegeben werde, die 
ergangene Entſcheidung zu veröffentlichen, daß daher der ob⸗ 
ſiegenden Partei eine Veröffentlichung nur in der im Urteil 
bezeichneten Weiſe zuſtehe. Das Weſentliche jener Beſtimmung 
iſt vielmehr, daß der Verurteilte ſeinem Gegner felbſt die 
Koſten bieten muß, um das gegen ihn ergangene Urteil zu ver⸗ 
öffentlichen, während grundſätzlich jeder Partei das Recht 
zuſteht, auf ihre Koſten die in ihrer Sache ergangenen gericht⸗ 
lichen Entſcheidungen, wenn auch vielleicht nicht durch öffentliche 
Blätter, ſo doch privatim in Abſchrift oder Druck Dritten mit⸗ 
zuteilen (Kohler a. a. O. S. 262 ff., Müller a. a. O. S. 218, 
Pinner a. a. O. Abſchnitt A sub 4). Die erwähnte Be⸗ 
ſtimmung geſtattet weder eine von der im Urteil beſtimmten 
Art abweichende Art der Veröffentlichung, noch verbietet ſie ſie; 
deswegen kann von einer Verletzung des Unl WG. nicht die 
Rede ſein. Die Frage nach der rechtlichen Zuläſſigkeit von 
Mitteilungen jener Art iſt lediglich nach den Vorſchriften des 
BGB. zu beurteilen und ſie kann im Einzelfalle nur auf 
Grund von 85 226, 824, 826 verneint werden. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat dies auch nicht verkannt; es hat nachdem es 
die Unanwendbarkeit des § 226 einwandfrei dargelegt hat, 
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ausgeführt, daß das Verhalten des Beklagten nicht wider die 
guten Sitten verſtoßen hat, und es iſt auch dieſen Ausführungen 
beizutreten. Es iſt nicht zutreffend, wenn die Reviſion meint, 
das Berufungsgericht heiße jede Veröffentlichung unbegrenzt 
nach Zeit und Ort gut. Im angefochtenen Urteil wird viel⸗ 
mehr ausgeführt, daß der Beklagte berechtigten Anlaß hatte, 
durch Mitteilung der Verurteilung der Klägerin innerhalb und 
außerhalb ſeines Vertretungsbezirks den Schaden zu beſeitigen, 
der ihm durch den unlauteren Wettbewerb der Klägerin ver⸗ 
urſacht ſein konnte, und daß ſeinem billigen Ermeſſen überlaſſen 
ſein mußte, die Zahl der zu verſendenden Abdrücke, die Ver⸗ 
ſendungsweiſe und die Perſonen der Empfänger unter Be⸗ 
rückſichtigung jener Schädigung zu beſtimmen, daß er auch das 
durch dieſes Ermeſſen gebotene Maß bisher nicht überſchritten 
hat. Hierin iſt ebenſo wenig wie in der weiteren Annahme des 
Berufungsgerichts, daß die Form der Abdrücke der Klägerin 
keinen Anlaß zu einer Beſchwerde bieten kann, ein Rechtsirrtum 
zu finden. Hieraus ergibt ſich zunächſt, daß das, was der 
Beklagte nach der Behauptung der Klägerin bisher getan hat, 
nicht wider die guten Sitten geweſen, auch nicht objektiv 
widerrechtlich war, und nur bezüglich des Zuſatzes, daß die 
Berufung der Klägerin zurückgewieſen worden, mag gegenüber 
dem oben gemachten Vorbehalt hinfichtlich einer über das im 
Urteil beſtimmte Maß hinausgehenden Mitteilung in öffent⸗ 
lichen Blättern noch darauf hingewieſen werden, einerſeits, 
daß es völlig unverſtändlich iſt, wie die Klägerin durch dieſen 
Zuſatz ſich in ihren Intereſſen beeinträchtigt fühlen kann, 
andererſeits, daß der Beklagte durchaus nicht widerrechtlich ge⸗ 
handelt hat, wenn er dem verfügenden Teil des Urteils den 
Zuſatz folgen ließ. Aus dieſen Gründen erweiſen ſich die 
Klaganträge unter II als hinfällig; ſie ſind aber auch ſchon 
deswegen von vornherein unzuläſſig, weil ihr Gegenſtand nicht 
die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes bildet (ZPO. § 25 6); 
vielmehr handelt es ſich inſoweit nur um die Feſtſtellung von 
Vorausſetzungen eines Schadenserſatzanſpruchs; eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung durch Urteil iſt aber unzuläſſig. Mit dem Klagantrag 
unter I wird ein Anſpruch auf Unterlaſſung geltend gemacht; 
zu deſſen Begründung gehört, daß die Gefahr einer Wieder⸗ 
holung einer objektiv widerrechtlichen Handlung vorliegt. Wie 
bereits hervorgehoben, müßte in einer nach Zeit, Verſendungs⸗ 
weiſe und Perſonenkreis der Empfänger über alles vernünftige 
Maß hinausgehenden Verſendung von Abdrücken eine objektiv 
widerrechtliche Handlung, ein Handeln gegen die guten Sitten 
erblickt werden. Daß ein ſolches Verhalten des Beklagten in 
Zukunft zu befürchten ſei, dafür hat es die Klägerin an jeder 
Begründung fehlen laſſen; ſie hat es nicht einmal behauptet, 
obgleich ſie gegenüber der Verteidigung des Beklagten, daß die 
Verſendung der Abdrücke bereits zur Zeit der Klagerhebung 
eingeſtellt geweſen, daß er alle noch nicht verſchickten Abdrücke 
vernichtet habe und nicht daran denke, weitere Abdrücke oder 
deren Verſendung zu veranlaſſen, dazu allen Anlaß gehabt 
hätte. Aber auch die Gefahr, daß der Beklagte mit Verſendung 
von Abdrücken noch fortfahren ſollte, könnte für ſich allein den 
Klagantrag noch nicht begründen, ſchon deswegen nicht, weil 
nicht abzuſehen iſt, warum der Beklagte Abdrücke nicht an 
ſolche Perſonen ſollte ſchicken dürfen, die etwa noch der 
Meinung ſind, daß die Klägerin Generalvertreterin für den 
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Vertrieb des von der Firma M. hergeſtellten patentierten 
Chiliſalpeterſtreuers für zwei Reihen fü. S. c. G., U. v. 
27. Juni 07, 464/06 VI. — Stettin. 

Warenbezeichnungsgeſetz vom 12. Mai 1894. 

40. 8 13 Waren ZG. Bedeutung desſelben.] 

Der § 13 Waren 3G. beſtimmt lediglich, daß niemand 
durch die Eintragung eines Warenzeichens gehindert wird, 
ſeinen Namen, ſeine Firma, ſeine Wohnung, ſowie Angaben 
näher bezeichneter Art auf Waren (deren Verpackung oder Um⸗ 
hüllung) anzubringen und derartige Angaben im Geſchäfts⸗ 
verkehr zu gebrauchen. Der Paragraph beſagt danach nichts 


über das Verhältnis eines Warenzeichens zu einem 


anderen Warenzeichen; er ſchützt vielmehr nur die Be⸗ 
zeichnung von Waren in beſtimmter Weiſe, insbeſondere auch 
nach der Richtung hin, daß jedermann ſeinen Namen oder ſeine 
Firma ungeachtet der Eintragung eines Warenzeichens für 
einen anderen auch bei dem Vertriebe ſeiner Ware ungeſtört 
gebrauchen kann; der Paragraph gibt aber kein unbedingtes 
Recht, aus ſeinem Namen oder ſeiner Firma in Verbindung 
noch mit anderen Worten ein Warenzeichen zu bilden, ins⸗ 
beſondere auch kein Recht, ſeinen Namen oder ſeine Firma in 
die Zeichenrolle als Warenzeichen eintragen zu laſſen, 
obwohl einer ſolchen Eintragung ein bereits früher an⸗ 
gemeldetes und eingetragenes Zeichen entgegenſteht. Das Be⸗ 
ſtehen zweier übereinſtimmender Zeichen in der Zeichen⸗ 
volle für dieſelben oder für gleichartige Waren iſt bei dem 
Widerſpruch des Inhabers des älteren Zeichens nach den 
klaren Beſtimmungen der dieſe Frage regelnden 88 5, 6, 9 
Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes ausgeſchloſſen. (Vgl. Entſch. des 
RG. vom 6. Februar 1900, im Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen, Jahrgang 1900, Bd. 6 S. 215.) U.⸗J. 
c. U.⸗A., U. v. 25. Juni 07, 64/07 II. — Cöln. 

Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

41. SS 12, 23, 27 FGG. verb. mit 88 570, 575 ZPO. 
Zuläſſigkeit der Verweiſung an das Amtsgericht ſeitens des Land⸗ 
gerichts für den Fall weiterer Beweisaufnahme. 

Die Eheleute S. leben ſeit 1904 getrennt; der Ehemann 
wohnt in Schwerin, die Ehefrau in Berlin. Ein Eheſcheidungs⸗ 
prozeß iſt in II. Inſtanz bei dem KG. anhängig. Von den 
fünf Kindern der Eheleute befanden ſich im Jahre 1906 drei 
bei der Mutter, zwei Knaben bei dem Vater. Im Februar 1906 
erließ das Prozeßgericht eine einſtweilige Verfügung, wodurch 
die Sorge für die Perſon der beiden Knaben auf die Dauer 
des Scheidungsverfahrens der Mutter übertragen wurde. 
Darauf beantragte der Vater bei dem Vormundſchaftsgericht in 
Schwerin, die Fürſorge für die Perſon der beiden Kinder, die 
in Schwerin Schulen beſuchten, für die Dauer des Scheidungs⸗ 
verfahrens beiden Eltern abzunehmen und für die Kinder einen 
Pfleger zu beſtellen. Das Vormundſchaftsgericht verfügte am 
15. Februar 1906, daß die beiden Kinder ihrer Mutter nicht 
herauszugeben ſeien und daß beiden Eltern das Recht der 
Sorge für die Perſon der beiden Kinder entzogen werde. 
Zugleich wurde eine Pflegſchaft angeordnet und ein Pfleger 
beſtellt. Die Ehefrau erhob Beſchwerde. Das LG. hob die 
Verfügung des AG. mit der Maßgabe auf, daß die Unter⸗ 
ſagung der Herausgabe der Kinder und die Anordnung der 
Pflegſchaft als vorläufige Maßregeln bis zur definitiven Ent⸗ 
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ſcheidung über den von dem Vater geſtellten Antrag beſtehen 
bleiben ſollten, und verwies die Sache zur Erlaſſung der end⸗ 
gültigen Entſcheidung an das AG. zurück. Die Ehefrau legte 
weitere Beſchwerde ein. Sie beantragte, die eingeleitete Pfleg⸗ 
ſchaft gänzlich aufzuheben. Das OLG. zu Roſtock erachtete die 
weitere Beſchwerde für unbegründet, hielt insbeſondere auch die 
Zurückverweiſung der Sache an das AG. für zuläſſig, legte 
aber die Beſchwerde dem RG. vor, weil das KG. in einer 
Entſcheidung vom 7. Dezember 1905 (Entſch. in Angel. der 
freiw. Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts Bd. 7 S. 18) 
ausgeſprochen habe, es ſei geſetzwidrig, wenn das Beſchwerde⸗ 
gericht die erforderlichen Ermittelungen nicht ſelbſt vornehme, 
ſondern die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das AG. zurückverweiſe. Das RG. wies die weitere Beſchwerde 
zurück: Die Vorausſetzungen, unter denen das RG. nach 
5 28 FGG. Entſcheidung zu treffen hat, find gegeben. In 
der Sache ſelbſt iſt der Auffaſſung des OLG. zu Roſtock bei⸗ 
zutreten. Das KG. hat in dem Beſchluſſe vom 7. Dezember 1905 
ausgeführt, das LG. habe als Beſchwerdegericht nicht, wie nach 
§ 27 FGG. das Gericht der weiteren Beſchwerde, nur darüber 
zu entſcheiden, ob die Vorentſcheidung auf Geſetzesverletzung 
beruhe, es habe vielmehr auch die Tatfrage zu erledigen, dabei 
nach $ 23 FGG. neue Tatſachen und Beweismittel zu berück⸗ 
ſichtigen, überhaupt ebenſo wie die I. Inſtanz den Tatbeſtand 
erſchöpfend feſtzuſtellen und zu dieſem Zweck auch von Amts 
wegen auf Grund des 8 12 die erforderlichen Ermittelungen 
zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu⸗ 
nehmen. Das iſt zutreffend, rechtfertigt aber nicht den Schluß, 
daß in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem 
Beſchwerdegericht die in 8 575 ZPO. bezeichnete Befugnis 
nicht zuſtehe. Wenn, wie aus 8 12 FGG. zu entnehmen ift, 
das mit einer Angelegenheit befaßte Gericht von Amts wegen 
die erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und von Amts 
wegen die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen hat, ſo 
wird durch dieſe Vorſchrift nicht ausgeſchloſſen, daß das LG. 
das Beſchwerdeverfahren mit einer Entſcheidung beendet, wodurch 
die mit Beſchwerde angegriffene Verfügung aufgehoben und die 
Angelegenheit in die I. Inſtanz zurückgebracht wird. Ob ein 
ſolches Verfahren zuläſſig iſt, ergibt ſich weder aus § 12 noch 
aus 8 23 FGG., der mit 8 570 3PO. übereinſtimmt. Über 
das Beſchwerdeverfahren hat das JGG. einige Vorſchriften 
gegeben, die im weſentlichen ſich den Beſtimmungen der ZPO. 
anſchließen. Eine dem 8 575 ZPO. emtſprechende Vorſchrift 
iſt nicht gegeben worden, aber eine ſolche Vorſchrift iſt, wie die 
Denkſchrift zu 8 23 des Entwurfs betont, nur deshalb nicht 
aufgenommen worden, weil ihr Inhalt für ein Verfahren in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſelbſtverſtändlich iſt. In 
Ermangelung einer entgegenſtehenden Beſtimmung ergibt ſich, 
wie es ſchon in der Denkſchrift heißt, ohne weiteres, daß das 
Beſchwerdegericht, falls es die Beſchwerde für begründet 
erachtet, die erforderlichen Anordnungen entweder ſeinerſeits 
treffen oder ſie dem Gericht I. Inſtanz übertragen kann. Gerade 
weil nach dem Prinzip des 8 12 FGG. das Verfahren dem 
Parteibetrieb entzogen iſt und die Beteiligten kein Recht darauf 
haben, bei den Ermittelungen und Beweiserhebungen zugezogen 
zu werden (vgl. RG. 63, 278), wird es ſehr häufig angemeſſen 
erſcheinen, die Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe in der 
67 
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I. Inſtanz vornehmen zu laſſen, damit den Beteiligten eine Inſtanz 
verbleibt, in welcher Angriffe gegen tatſächliche Feſtſtellungen er⸗ 
hoben werden dürfen (vgl. hierzu die Entſch. des KG. vom 29. Febr. 
1904, OL GRſpr. 8, 375). Pflegſchaft über die minderjährigen 
Kinder S. betr., Beſchl. v. 20. Juni 07, B 211/07 IV. — Roſtock. 

Urhebergeſetz vom 19. Juni 1901. 

42. LitUrhG. verb. mit 88 824, 826 BGB. und § 33 
Abſ. 2 ZPO. Preußiſches Geſetz vom 26. April 1851. 58 13, 16 
GVG. Iſt Nachdruck von Theaterzetteln verboten? Zus 
ſtändigkeit von Sondergerichten ?] 

Klägerin hat bei dem Geheimen Juſtizrat I. Inſtanz Klage 
mit dem Antrage erhoben feſtzuſtellen, daß der Herr Beklagte 
nicht berechtigt iſt, ihr den Abdruck der Programme der König⸗ 
lichen Schauſpiele in ihrer Zeitung „Berliner Theater⸗Welt 
und Konzert⸗Zeitung“ auf Grund des Urheberrechtsgeſetzes vom 
19. Juni 1901 zu unterſagen; fürſorglich hat ſie beantragt, 
feſtzuſtellen, daß der Herr Beklagte nicht berechtigt ſei, ihr zu 
unterſagen, aus den Programmen der Königlichen Schauſpiele 
die Angaben über die Titel der an dem betreffenden und am 
nächſten Abend zur Aufführung kommenden Stücke, über die 
Namen der Verfaſſer und Überſetzer, Ort und Zeit der Hands 
lung, über die Perſonen des Stückes und die darſtellenden 
Schauſpieler, über das Theater, in welchem die Aufführung 
ſtattfindet, über Beginn und Schluß der Aufführung, über die 
neuen Dekorationen und ihre Verfertiger in der oben erwähnten 
Zeitung abzudrucken. Der Herr Beklagte hat Abweiſung der 
Klage beantragt und Widerklage dahin erhoben: a) der Klägerin 
bei Vermeidung einer fiskaliſchen Strafe von 300 Mark für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung den Abdruck der Programme 
der Königlichen Schauſpiele in ihrer oben erwähnten Zeitung 
zu unterſagen, b) die Klägerin zum Erſatz des der Königlichen 
Generalintendanz durch den Vertrieb der gedachten Zeitung zu⸗ 
gefügten Schadens zu verurteilen. Klägerin hat um Zurück⸗ 
weiſung der Widerklage gebeten. Der Geheime Juſtizrat I. In⸗ 
ſtanz hat unter Zurückweiſung des prinzipalen Klagantrages 
im weſentlichen nach dem Eventualantrag der Klägerin 
erkannt und die Widerklage abgewieſen. Die Berufung 
des Herrn Beklagten iſt durch Urteil des Geheimen Juſtiz⸗ 
rats II. Inſtanz und auch die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Während in dem Privilegienweſen der älteren Zeit die Perſon 
des Autors als folcher völlig in den Hintergrund trat, hat die 
Rechtsentwicklung dahin geführt, die geiſtige Urheberſchaft 
als Ausgangspunkt für den hier in Frage ſtehenden Rechtsſchutz 
zu gewinnen. Indem das Bundesgeſetz vom 11. Juni 1870 
betr. das Urheberrecht an Schriftwerken uſw. grundſätzlich den 
„Urheber eines Schriftwerkes“ als den Schutzberechtigten 
bezeichnet, bildet es den Abſchluß dieſer Entwicklung (vgl. 
Gierke a. a. O.). An dem hierdurch gewonnenen Fundamente 
kann auch durch hiſtoriſche Reminiszenzen nicht gerüttelt werden. 
Von einer geiſtigen Urheberſchaft kann aber der Natur der 
Sache nach nur geſprochen werden, wo eine ſelbſtändige Geiſtes⸗ 
tätigkeit ſich in beſtimmter Form individualiſiert. Deshalb iſt 
ſchon in den Motiven zu dem oben erwähnten Geſetze hervor⸗ 
gehoben, daß das Geſetz nicht jede Schrift ſchützen ſolle, ſondern 
„nur ſolche Werke, welche ſich als Ausfluß einer individuellen 
geiſtigen Tätigkeit darſtellen“. Das neue Urheberrechtsgeſetz 
vom 19. Juni 1901 ſteht auf dem gleichen prinzipiellen Stand⸗ 
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punkt. Die rein objektive Ankündigung beſtimmter Daten, ohne 
jedes individuelle Gepräge, wie ſie die Theaterzettel in der 
Regel darſtellen, kann hiernach als ein zu ſchützendes „Schrift⸗ 
werk“ im Sinne des Urheberrechtsgeſetzes nicht erſcheinen. Dem⸗ 
entfprechend hat auch der II. Straffenat des RG. in feinem 
Urteil vom 27. November 1906 (vgl. RGSt. Bd. 39 Nr. 92 
S. 282) ausgeſprochen, daß Ankündigungen, die lediglich eine 
ſachliche, geſchäftsmäßige Benachrichtigung des Publikums über 
aufzuführende Stücke enthalten, als Erzeugniſſe individueller 
Geiſtestätigkeit nicht aufzufaſſen ſeien. 

Von einer vorſätzlichen Verbreitung unwahrer Tatſachen, 


eo von einer vorſätzlichen Schädigung des Herrn Beklagten durch 


dieſelbe kann nach Lage des Falles keine Rede ſein. Der 
8 826 BGB. ſcheidet daher ohne weiteres aus. Aber auch 
8 824 8B. kann auf das Verhalten der Klägerin keine An⸗ 
wendung finden. Zwar kann die Erwägung des Berufungs⸗ 
gerichts, daß eine fahrläſſige Verbreitung unrichtiger Nachrichten 
keine unerlaubte Handlung darſtelle, in dieſer Allgemeinheit 
nicht gebilligt werden. Es muß aber gegenüber den Aus⸗ 
führungen des Herrn Beklagten betont werden, daß ein Be⸗ 
haupten oder Verbreiten unwahrer Tatſachen der Klägerin über⸗ 
haupt nicht zur Laſt fällt. Die in die Zeitung derſelben auf⸗ 
genommenen Angaben über den Inhalt der Ankündigungen der 
Aufführungen ſind zur Zeit der Aufnahme wahr und richtig 
geweſen. Sie haben in den hier in Frage ſtehenden Fällen 
erſt infolge nachträglicher Anderungen ihre Richtigkeit verloren; 
ſie ſind veraltet, aber nicht unwahr geworden. Denn ſo, wie 
in der Zeitung der Klägerin angegeben, war die Aufführung 
tatſächlich angekündigt geweſen. Die Klägerin tut nichts 
weiteres, als daß ſie dem Publikum durch ihre Zeitung die 
Kenntnis deſſen vermittelt, was an den Litfaßſäulen zu leſen 
war. So wenig die Generalintendanz felbſt mit ihren dort 
angeſchlagenen Theaterzetteln im Falle einer ſpäteren Anderung 
unwahre Tatſachen verbreitet, ſo wenig tut es die Klägerin. 
Hinſichtlich der Widerklage ſind die Vorinſtanzen nicht in eine 
ſachliche Prüfung eingetreten, da ſie dieſelbe für prozeſſual 
unzuläſſig erachten. Der hiergegen erhobene Reviſionsangriff 
iſt nicht begründet. Der Geheime Juſtizrat iſt ein Sonder⸗ 
gericht, deſſen Zuſtändigkeit wegen des Gegenanſpruchs auch 
durch Vereinbarung nicht würde begründet werden können 
(vgl. 8 83 Abſ. 2 ZPO. und Preuß. Gef. vom 26. April 1851, 
Geſetz⸗Samml. 1851 S. 181). In bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten kann — von dem Falle des Schiedsvertrags abgeſehen — 
die Entſcheidung dem ordentlichen Gerichte nicht durch eine 
Privatvereinbarung entzogen werden (vgl. Struckmann & Koch 
Kommentar VII. Aufl. S. 1176 Anm. 10 zu 813 GVG.) Des⸗ 
halb kann auch auf ein Sondergericht nicht prorogiert werden. 
Die Zulaſſung der Widerklage würde dem Grundſatz des § 16 
Satz 2 GVG. widerſtreiten. Se. Maj. König Wilhelm II. c. Cz., 
U. v. 19. Juni 07, 403/06 I. — Geh. Juſtizrat II. Inſtanz. 

II. Preußiſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

43. Tarifſtelle 32 zu c. Stempelpflicht bezüglich eines 
Kaufvertrages, betr. die Lieferung von Mauerſteinen zum Bau 
eines Haufes.] 

Der Kläger hat an einen Bauunternehmer 300 000 Mauer⸗ 
ſteine zum Geſamtpreiſe von 9 000 Mark verkauft. Über den 


36. Jahrgang. 


Kaufabſchluß händigten ſich die Vertragſchließenden gegenſeitig 
Beſtätigungsſchreiben ein. Der beklagte Fiskus erforderte für 
den nach ſeiner Meinung durch dieſe Schreiben beurkundeten 
Kaufvertrag nach der Tarifſtelle 32 zu c des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes vom 31. Juli 1895 den Kaufſtempel von / v. H. mit 
30 Mark. Der Kläger hat dieſen Betrag bezahlt und forderte 
mit der Klage vom Beklagten deſſen Rückzahlung. Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Nach der 
Befreiungsvorſchrift Ziffer 3 der Tarifſtelle 32 ſind vom Stempel 
befreit „Kauf⸗ und Lieferungsverträge über Mengen von Sachen 
oder Waren, ſofern dieſelben entweder zum unmittelbaren Ver⸗ 
brauch in einem Gewerbe oder zur Wiederveräußerung in der⸗ 
ſelben Beſchaffenheit oder nach vorgängiger Bearbeitung oder 
Verarbeitung dienen ſollen oder im Inlande in dem Betriebe 
eines der Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind.“ 
Der Berufungsrichter verſteht dieſe Vorſchrift dahin, daß das 
im Eingange ſtehende Wort „dieſelben“ ſich auf das vorher⸗ 
gehende Wort „Mengen“ beziehe und er hält deshalb die 
Befreiungsvorſchrift hier für unanwendbar, da das Haus, in 
das die gekauften Steine hineingearbeitet werden ſollten und 
das als Gegenſtand der beabſichtigten Wiederveräußerung an⸗ 
zuſehen ſei, als eine Menge von Sachen oder Waren (Steinen) 
nicht bezeichnet werden könne. Dieſe Auslegung iſt jedoch 
unvereinbar mit dem Wortlaut der Befreiungsvorſchrift. Wenn 
dieſe auf die „Wiederveräußerung in derſelben Beſchaffenheit 
oder nach vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung“ 
Gewicht legt, ſo können die Worte Beſchaffenheit, Bearbeitung 
und Verarbeitung ſinngemäß nicht auf den abſtrakten Begriff 
„Mengen“, ſondern nur auf die unmittelbar vorangegangenen 
Worte „Sachen oder Waren“ bezogen werden. Iſt hiernach 
der Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters nicht zu billigen, 
ſo war doch die Entſcheidung ſelbſt aufrecht zu erhalten. Der 
Bauunternehmer hat die den Gegenſtand des Kaufvertrages 
bildenden Mauerſteine unſtreitig nicht gekauft, um ſie als ſolche 
wieder zu veräußern, ſondern um ſie durch Einbauen in ein 
von ihm zu errichtendes Gebäude zu deſſen Beſtandteilen zu 
machen und dann das Gebäude zu veräußern. In einem 
ſolchen Falle kann von einer Abſicht, die Steine wieder zu 
veräußern, nicht geſprochen werden, denn dieſe haben durch den 
Einbau nicht nur wirtſchaftlich, ſondern nach 8 94 BGB. auch 
rechtlich ihre Sonderexiſtenz verloren. Es handelt ſich bei dem 
Einbau der Steine nicht um eine bloße Bearbeitung oder Ver⸗ 
arbeitung der Steine, denn nach erfolgtem Einbau ſind nicht 
bearbeitete oder verarbeitete Mauerſteine, ſondern es iſt nur 
ein neues Gebäude vorhanden, das Gegenſtand der Veräußerung, 
nicht aber der Wiederveräußerung ſein kann, da es noch 
niemals veräußert war. Jedenfalls iſt die Anwendung dann 
ausgeſchloſſen, wenn ſie Beſtandteile einer unbeweglichen 
Sache werden ſollen. Im letzteren Falle trifft der geſetz⸗ 
geberiſche Grund der Befreiungsvorſchrift nicht zu, der inhalts 
der Begründung zum Entwurf des Stempelſteuergeſetzes (S. 45) 
in der Erwägung beruht, daß der Umſatz einer Ware, die 
gekauft wird, um ſie weiter zu verkaufen, und die durch die ver⸗ 
ſchiedenſten Hände geht, ehe ſie bis zum Verbraucher gelangt, nicht 
dieſelbe Steuer tragen kann wie der Umſatz einer Ware, die im 
dauernden Beſitz des Erwerbers verbleibt. B. c. Pr. Fiskus, 
U. v. 2. Juli 07, 458/06 VII. — Berlin. 
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44. Tarifſtelle 58 J. Sind Schreiben über die Ge 
währung hypothekariſcher Darlehne ſtempelpflichtig ?] 

Der Kläger iſt mit der Norddeutſchen Grundkreditbank im 
Jahre 1903 in Verhandlungen über ihm zu gewährende 
hypothekariſche Darlehne getreten. Am 11. Juni 1903 richtete 
die Bank an den Kläger zwei gleichlautende Schreiben. In 
denſelben teilt ſie dem Kläger mit, daß ſie ihm auf ſeine 
Grundſtücke Darlehne im Betrage von je 72 500 Mark zu den 
Verzinſungs⸗, Zahlungs⸗, Fälligkeits⸗ und Rückforderungs⸗ 
beſtimmungen, wie ſie in der im Entwurf beigefügten, vor 
einem Notar zu verlautbarenden Schuldurkunde ſtipuliert ſeien, 
bewilligt habe. Sie bedingt ſich eine Abſchlußproviſion von je 
906 Mark 25 Pf. aus und erſucht unter Aufzählung der bis 
zur Zahlung noch beizubringenden Urkunden und Nachweiſe den 
Kläger, ſein Einverſtändnis durch Vollziehung und umgehende 
Rückgabe der Anlage zu beſtätigen. Der Kläger hat darauf 
durch zwei Briefe vom 12. Juni 1903 den Empfang der 
Schreiben vom 11. Juni 1903 der Bank beſtätigt und ſich mit 
der Gewährung der Darlehne zu den in dieſen Schreiben an⸗ 
gegebenen Verzinſungs⸗, Fälligkeits⸗ uſw. Beſtimmungen ein⸗ 
verſtanden erklärt. Die Darlehne ſind demnächſt gewährt und 
hypothekariſch eingetragen, zu den vom Kläger ausgeſtellten 
notariellen Urkunden iſt nach ſeiner Behauptung der Schuld⸗ 
verſchreibungsſtempel verwendet. Die Norddeutſche Grund⸗ 
kreditbank hat zu den beiden Schreiben vom 11. Juni 1903 
einen Stempel von je 2 Mark 50 Pf. entwerten laſſen; der 
beklagte Fiskus hat dieſe Verſtempelung für nicht ausreichend 
erachtet und für die Schreiben den Schuldverſchreibungsſtempel 
über die Darlehne zuzüglich der Proviſion im Betrage von noch 
weiteren je 59 Mark erfordert. Die Bank hat den Stempel 
gezahlt und ihre Rechte auf Zurückforderung desſelben dem 
Kläger abgetreten. Letzterer hat im vorliegenden Rechtsſtreite 
beantragt, den Beklagten zur Zahlung von 118 Mark zu ver⸗ 
urteilen. Die Klage iſt abgewieſen und die Berufung zurück⸗ 
gewieſen worden. Das RG. hob auf und verurteilte: Das 
Berufungsgericht erachtet in Übereinſtimmung mit dem erſten 
Richter die Schreiben des Klägers vom 12. Juni 1903 für 
den Stempel der Tarifſtelle 58 I des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1905 unterliegende Schuldverſchreibungen. Den von 
der Reviſion gegen dieſe Auffaſſung erhobenen Angriffen, welche 
Verletzung des Geſetzes rügen, war der Erfolg nicht zu ver⸗ 
ſagen. Es iſt dem Berufungsgerichte nicht darin zu folgen, 
daß in dem erwähnten Schreiben alle Vorausſetzungen einer 
ſtempelpflichtigen Schuldverſchreibung gegeben ſind. Vielmehr 
iſt in Abereinſtimmung mit dem Urteile des Senats vom 
22. Februar 1907 in Sachen Fiskus c. Raſch VII 248/06, 
in dem ebenfalls die Stempelpflichtigkeit des vom Darlehns⸗ 
ſucher an dieſelbe Bank gerichteten Beſtätigungsſchreibens faſt 
gleichen Inhalts in Frage ſtand, auch hier zu verneinen, daß 
in den Annahmeerklärungen des Klägers die Rückzahlungspflicht 
als ſolche ſelbſtändig beurkundet worden iſt. Die Schreiben 
der Bank vom 11. Juni 1903 teilen dem Kläger mit, daß die 
Bank demſelben hypothekariſch einzutragende Darlehne zu den 
Verzinſungs⸗, Zahlungs⸗ und Rückforderungsbeſtimmungen, wie 
ſie in der im Entwurf beigefügten, vor einem Notar zu ver⸗ 
lautbarenden Schuldurkunde ſtipuliert ſind, bewilligt habe. 
Dem Kläger wird eröffnet, daß er vor der Zahlung der Dar⸗ 
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lehne neben anderen Beſcheinigungen und Urkunden den 
Hypothekenbrief über die erſtſtellige Eintragung der Darlehne 
beizubringen habe, und er wird aufgefordert, ſein Einverſtändnis 
mit dem Inhalt des Schreibens durch Vollziehung und Rück⸗ 
gabe der Anlage desſelben zu beſtätigen. In dieſen Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben — den hier in Frage ſtehenden Schreiben 
vom 12. Juni 1903 — erklärt ſich der Kläger mit der Ge⸗ 
währung der hypothekariſchen Darlehne zu den im Schreiben 
der Bank angegebenen Verzinſungs⸗, Fälligkeitsbeſtimmungen uſw. 
einverſtanden. Die Beſtätigungsſchreiben ſollen die Bank ver- 
gewiſſern, daß Kläger ihre Schreiben empfangen hat, daß er 
bereit iſt, unter den ihm vorgeſchlagenen Bedingungen einen 
Darlehnsvertrag einzugehen, eine Schuldverſchreibung des 
Inhalts, wie ihn der dem Schreiben beigefügte Entwurf vor⸗ 
ſchlägt, notariell zu verlautbaren und die ſonſtigen vor der 
Gewährung des Darlehns erforderten Nachweiſe, Feuer⸗ 
verſicherungspolice, Gebrauchsabnahmeſchein uſw. beizubringen. 
Die ſelbſtändige Übernahme oder das Anerkenntnis der Rück⸗ 
zahlungspflicht iſt in den Schreiben des Klägers noch nicht 
enthalten, ſie iſt in den Worten zu den angegebenen Ver⸗ 
zinſungs⸗, Fälligkeits⸗ uſw. Beſtimmungen nicht zu finden. 
Denn, daß dieſe Hervorhebung keine ſelbſtändige Bedeutung 
haben ſollte, ſondern nur zur Verdeutlichung der Annahme⸗ 
erklärung dient, erhellt daraus, daß die Ausſtellung einer 
notariellen Urkunde, in der die Bedingungen der Verzinſung, 
der Fälligkeit und der Rückzahlung des Darlehns feſtzufetzen 
ſind, vor der Gewährung des Darlehns ausdrücklich vorgeſehen 
iſt. Dieſe zweite Urkunde iſt auch ausgeſtellt, erſt ſie enthält 
die Schuldverſchreibung. Dieſer Annahme ſteht eine gegenteilige 
Feſtſtellung des Willens der Vertragſchließenden durch das 
Berufungsgericht nicht entgegen. Es iſt nicht feſtgeſtellt und 
erſcheint nach Lage der Sache bei der ausdrücklich vorgeſehenen 
Ausſtellung einer zweiten Urkunde auch ausgeſchloſſen, daß bei 
Erwähnung der Verzinſungs⸗ und Fälligkeitsbeſtimmungen zur 
Verdeutlichung der uneingeſchränkten Annahme des Angebots, 
einen Darlehnsvertrag mit der Bank unter den von dieſer vor⸗ 
geſchlagenen Bedingungen einzugehen, ſchon die Abſicht auf 
Beurkundung der Rückzahlungspflicht des ſpäter zu gewährenden 
Darlehns gerichtet geweſen iſt. (8 3 Abſ. 3 des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes.) Es iſt deshalb auch der an ſich zutreffende 
Entſcheidungsgrund, daß die bedingte Schuldverſchreibung nach 
§ 3 Abf. 2 des Geſetzes ebenſo ſtempelpflichtig iſt, wie eine 
unbedingte, und daher der Stempel auch für Schuld⸗ 
verſchreibungen zu entrichten iſt, die in der Erwartung der ver⸗ 
ſprochenen Zahlung des Darlehns ausgeſtellt ſind, nicht aus⸗ 
reichend, das angefochtene Urteil zu tragen. K. c. Kgl. Preuß. 
Fiskus, U. v. 7. Juni 07, 357/06 VII. — Berlin. 

Geſetz, betreffend die Verwaltung gemeinſchaft⸗ 
licher Jagdbezirke vom 4. Juli 1905. 

45. 8 1 verb. mit SS 74, 88 der Landgemeindeordnung 
vom 3. Juli 1891, SS 401, 407 ALR. I 21, 88 566, 581 BEB. 
Form des Jagdpachtvertrages. Behinderung des Gemeinde⸗ 
vorſtehers. Bedeutung der Zuziehung der Schöffen zu einem 
Vertragsabſchluſſe, bei dem der behinderte Vorſteher teilgenommen 
hat. Recht des BGB.?! 

Der Beklagte hat in ſeiner Eigenſchaft als Gemeinde⸗ 
vorſteher durch ſchriftlichen Pachtvertrag unter Zuziehung der 
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zwei Schöffen die Gemeindejagd, die er ſelbſt bis zum 1. März 
1904 gepachtet hatte, von da ab für 12 Jahre freihändig an 
ſeinen Neffen für 50 Mark jährlich verpachtet. Die klagende 
Jagdgenoſſenſchaft verlangt vom Beklagten Schadenserſatz im 
Betrage von 250 Mark, weil, wie ſie behauptet und die Vor⸗ 
entſcheidungen tatſächlich feſtſtellen, der Dominiumspächter M. 
ſchon längere Zeit vor dem 10. Auguſt 1904 dem Beklagten 
für die bezeichnete Gemeindejagd ein Pachtgeld von jährlich 
300 Mark angeboten und der Beklagte als Vertreter der 
Jagdgenoſſenſchaft durch Zurückweiſung dieſes Angebotes und 
Abſchluß des Vertrages mit N. die Jagdgenoſſenſchaft um 
jährlich 250 Mark geſchädigt habe. Das LG. hat nach dem 
Klageantrag erkannt. Berufung und Reviſion find zurück⸗ 
gewieſen worden: 1. Die Jagdgenoſſenſchaft wird durch den 
Gemeindevorſteher als Jagdvorſteher und im Falle ſeiner Be⸗ 
hinderung durch die Schöffen geſetzlich vertreten (§ 1 Abſ. 2, 3 
des Geſetzes, betreffend die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagd⸗ 
bezirke vom 4. Juli 1905 in Verbindung mit 8 74 Abſ. 1, 2 
der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen der 
Monarchie vom 3. Juli 1891). Mit Recht hat das Berufungs⸗ 
gericht nicht nur den verklagten Gemeindevorſteher, ſondern auch 
die beiden Schöffen als behindert angeſehen, weil ſie beide 
gemeinſam mit dem Beklagten den Pachtvertrag unterſchrieben 
haben und infolgedeſſen ein Widerſtreit der Intereſſen vorliegt; 
wegen ihres Zuſammenwirkens mit dem Beklagten haben ſie 
ein eigenes perſönliches Intereſſe, welches ihren Pflichten 
als Vertretern der Jagdgenoſſenſchaft widerſtrebt. Nach S 74 
Abſ. 5 der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 hat daher 
der für Behinderungsfälle gewählte ſtellvertretende Schöffe ein⸗ 
zutreten. Durch Verfügung vom 16. Auguſt 1905 hat der 
Landrat des Kreiſes K. „den ſtellvertretenden Gemeinde⸗ 
ſchöffen N.“ zum Vertreter des Gemeindevorſtehers zum 
Zwecke der Erhebung der vorliegenden Klage ernannt. Aus 
dem Inhalt dieſer Verfügung geht hervor, daß N. der ge⸗ 
wählte geſetzliche Vertreter der Schöffen iſt. Daß der 
Landrat ihn zum Vertreter ernannt hat, ändert hieran nichts 
und iſt unſchädlich. Die Behauptung der Reviſion, daß es zur 
Erhebung der Klage durch N. eines Gemeindeverſammlungs⸗ 
beſchluſſes bedurft habe, entbehrt der geſetzlichen Grundlage. 
Die Befugnis des geſetzlichen Vertreters zur Erhebung der 
Klage wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, daß die Jagd⸗ 
genoſſen zum Teil gegen die Prozeßführung ſind. 2. Nach 
der Feſtſtellung des Berufungsgerichts waren die Vertrag⸗ 
ſchließenden darüber einig, daß der Vertrag erſt mit der ſchrift⸗ 
lichen Fixierung als gültig zuſtande gekommen angeſehen, alſo 
erſt am 10. Auguſt 1904 wirkſam werden ſollte; es wird dies 
insbeſondere daraus gefolgert, daß dem Landrat ein Entwurf 
des Vertrages eingereicht wurde. Der Einwand der Reviſion, 
daß dieſe Annahme einer genügenden Begründung ermangele 
und die 88 286, 551 Ziff. 7, 139 30. verletze, iſt nicht 
gerechtfertigt. Es kommt jedoch hierauf nicht an, weil die 
Schriftform zur Gültigkeit des Jagdpachtvertrages nach 8 88 
Abſ. 4 Ziff. 7 der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 
und SS 407, 401 ALR. Tl. I Tit. 21 erforderlich war. 
(Vgl. Urteil des RG., JW. 98 S. 34 Nr. 89 mit Zitaten, 
insbeſondere Entſch. des OTr. 60 S. 302 ff., 307; 68, 116 ff.; 
Goltd Arch. 24, 599 ff.; RGSt. Bd. 19 Nr. 93 S. 327, 328 
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StriethorſtArch. 58, 155; OVG. 28, 409.) Das BGB. hat 
in dieſer Beziehung nichts geändert, da nach Art. 69 EG. die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des 8 958 Abſ. 2 und über den Erfah des Wild⸗ 
ſchadens unberührt bleiben. Das Urteil des VII. ZS. des 
RG. (RG. Bd. 51 Nr. 67 S. 279 ff.) ſteht nicht entgegen, 
weil es nur die Frage betrifft, ob in dem rheiniſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Rechtsgebiete Preußens, in welchem es für die 
Gültigkeit des Jagdpachtvertrages bis zum Inkrafttreten des 
BGB. einer beſonderen Form nicht bedurfte, durch 8 581 
Abſ. 2, 8 566 BGB. eine ſolche eingeführt ſei. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat hiernach mit Recht angenommen, daß für 
die Kenntnis des Beklagten von dem höheren Gebot des 
Dominiumpächters M. der Zeitpunkt der ſchriftlichen Be⸗ 
urkundung — 10. Auguſt 1904 —, nicht der Zeitpunkt des 
angeblich ſchon im Dezember 1903 mündlich geſchloſſenen Ver⸗ 
trages maßgebend iſt, und daß der Beklagte, da das Gebot 
ſchon Anfang 1904 erfolgte, die Möglichkeit hatte, die Jagd 
an M. zu verpachten. M. c. J., U. v. 5. Juli 07, 36/07 III. 
— Poſen. 


Die geplante Erweiterung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit in Zivilſachen. 
Ein Vortrag, gehalten von Juſtizrat Emil Koffka in der Sitzung 
des Berliner Anwaltvereins vom 16. Mai 1907. 


Als man vor dreißig Jahren bei Erlaß des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes an die Frage der Abgrenzung der ſachlichen Zuſtändigkeit 
zwiſchen den Land⸗ und den Amtsgerichten herantrat, war man ganz 
allgemein von der Überzeugung durchdrungen, daß die Rechtſprechung 
durch Kollegialgerichte gegenüber derjenigen durch Einzelrichter die 
größeren Garantieen für die Güte der Rechtspflege bilde, und daß 
daher nur ſolche Sachen den Amtsgerichten überwieſen werden dürften, 
welche entweder einer beſonderen Beſchleunigung bedürften, die man 
von den Amtsgerichten mehr als von den Landgerichten erwartete, 
oder welche wegen ihrer Einfachheit den großen und koſtſpieligen 
Apparat des kollegialgerichtlichen Verfahrens nicht nötig hätten. Die 
Schwierigkeit für den Geſetzgeber lag dabei nur darin, wie dieſer 
geſetzgeberiſche Gedanke in die Tat umgeſetzt werden ſollte. Sachliche 
Momente, welche das Unterſcheidungsmerkmal hätten bilden können, 
ſand man nur verhältnismäßig wenige, und dieſe ſachlichen Momente 
haben ihren Ausdruck in den Beſtimmungen des § 23 Nr. 2 GVG. 
gefunden, wonach Mietsſtreitigkeiten, Geſindedienſtſtreitigkeiten und 
ähnliches den Amtsgerichten zugewieſen worden find. Im übrigen 
aber wurde das ſachliche Kriterium durch das Kriterium des Wertes 
des Streitgegenſtandes erſetzt, indem man ohne weiteres annahm, 
daß der geringere Wert des Streitgegenſtandes auch die größere 
Einfachheit der Sache bedinge, und ſo wurden die Sachen mit einem Wert 
des Streitgegenſtandes bis zu 300 Mark den Amtsgerichten Übertragen. 

Die Rechnung ſtimmte natürlich nicht ganz. Denn bekanntlich 
iſt der Begriff des Wertes ein ſehr ſubjektiver, und was für den 
Großkaufmann eine Bagatelle iſt, kann für den Tagelöhner eine 
Lebensfrage ſein. Außerdem iſt es nicht ganz richtig, daß die Sachen 
mit dem geringeren Objekt auch ſtets die tatſächlich und rechtlich ein⸗ 
fachen find, und dies hatte zur Folge, daß das vom Anwaltszwange 
befreite, einer ſicheren Feſtſtellung des tatſächlichen Materials ent⸗ 
behrende Verfahren vor den Amtsgerichten, zumal bei dem dort ſo 
häufig eintretenden Richterwechſel, ſich in den Fällen durchaus nicht 
bewährt hat, in welchen es ſich um die Erörterung weitläufigen 
tatſächlichen Materials gehandelt hat. 
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Darum ſind auch oft Klagen über das amtsgerichtliche Verfahren 
erhoben worden, und es iſt die ganze Abgrenzung der ſachlichen 
Zuſtändigkeit als plutokratiſch und antiſozial bezeichnet worden. 

Nichtsdeſtoweniger iſt man ſchon vor Jahren an den 
Gedanken herangetreten, dieſe plutokratiſche und antiſoziale Tendenz 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes dadurch noch zu verſchärfen, daß man 
die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ins Auge gefaßt 
hat. Schon im Jahre 1892 hat der preußiſche Juſtizminiſter eine 
Rückfrage an die preußiſchen Oberlandesgerichte und Vorſtände der 
preußiſchen Anwaltskammern gerichtet, ob ſich eine Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf etwa 500 Mark empfehle. Wie 
ſich die Oberlandesgerichte hierüber geäußert haben, iſt mir nicht 
bekannt. Die erſtatteten Gutachten der Vorſtände der Anwalts⸗ 
kammern haben ſich aber damals durchweg in verneinendem Sinne 
ausgeſprochen. Dieſe Frage wurde ſodann auf die Tagesordnung 
des 13. Deutſchen Anwaltstages vom Jahre 1896 geſetzt, und auch 
dort wurde fie auf Grund des Referats des Juſtizrats Dedolph in 
Cottbus mit einer an Einſtimmigkeit grenzenden Majorität in ver⸗ 
neinendem Sinne beantwortet. Auch im Jahre 1892 beſtand darüber 
noch keine Meinungsverſchiedenheit, daß die Entſcheidung durch 
Kollegialgerichte an ſich die größeren Garantien biete, und man hat 
damals nur die Frage aufgeworfen, ob trotz der anzuerkennenden 
Überlegenheit der Kollegialgerichte vor den Einzelrichtern die Zahl 
der minderwichtigen Sachen aus gewiſſen Zweckmäßigkeitsgründen 
quantitativ erhöht werden könnte. Als ſolche Zweckmäßigkeitsgründe 
wurden angegeben: | 

1... die Befreiung jener Sachen vom Anwaltszwange und 

2. die Entlaſtung der Landgerichte. 

Da im Laufe der Jahre eine ſtändige und erhebliche Steigerung 
der Zahl der Prozeſſe eingetreten war, mit welcher die Vermehrung 
der Nichterftellen bei weitem nicht gleichen Schritt gehalten hatte, 
ſo wollte man die Landgerichte entlaſten, um nicht genötigt zu ſein, 
zu einer erheblichen Vermehrung der Richterſtellen bei den Land⸗ 
gerichten und folgeweiſe auch bei den Oberlandesgerichten zu ſchreiten. 
Nicht als ob man damals der Meinung geweſen wäre, daß der 
Juſtizverwaltung die erforderliche Anzahl von geeigneten Richterkräften 
nicht mehr zur Verfügung ſtehe. Eine ſolche Anſicht war damals 
noch nicht aufgetaucht. Es können nur finanzielle Geſichtspunkte 
geweſen ſein, welche es den Regierungen wünſchenswert erſcheinen 
ließen, dem Zwange einer Vermehrung des Richterperfonal® durch 
Überweifung von mehr Sachen an die Amtsgerichte vorzubeugen. 

Waren dies Gründe der Erſparung von den Staat belaſtenden 
Koſten, ſo dachte man gleichzeitig auch an eine Koſtenerſparnis für 
das Publikum, indem man erwog, daß die den Landgerichten ab⸗ 
zunehmenden Sachen vom Anwaltszwange befreit werden würden. 

Die Rundfrage des preußiſchen Juſtizminiſters erſtreckte ſich 
hiernach auf folgende Fragen: | 

1. Sind die Erfahrungen, welche man ſeither mit der Recht: 
ſprechung der Amtsgerichte in bürgerlichen Rechtöftreitige 
keiten gemacht hat, derartige, daß man ihnen vertrauensvoll 
auch die Entſcheidung von Sachen mit höherem Objekt 
übertragen kann? | | u 

2. Iſt ſeither das Publikum gewöhnt geweſen, ſich in Rechts: 

ſtreitigkeiten vor den Amtsgerichten ſelbſt zu vertreten 
oder hat es die Vertretung beſonders in größeren Sachen 
vorwiegend den Anwälten übertragen ?ʒ.;;.. 

Daneben wurde noch die Frage zur Erörterung geſtellt, ob die 
durch die geplante Erhöhung der Zuſtändigkeit bedingte Verſchiebung 
auf die Landgerichte etwa derartig einwirken würde, daß fie fortan 
nicht mehr genügend beſchäftigt ſein würden und daher zum Teil 
eingehen müßten und wie ſich die Rechtsanwälte an dieſen gering 
beſchäftigten Landgerichten dieſer Sachlage gegenüber ſtellen müſſen. 
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Juſtizrat Dedolph hat es verneint, daß bie RNechtſprechung bei 
den Amtsgerichten ſich ſeither ſo bewährt habe, daß man ihnen ohne 
Gefahr für die Rechtspflege auch noch größere Sachen zur Ent⸗ 
ſcheidung anvertrauen könnte. Er hat dies aus ſachlichen und 
perſönlichen Gründen verneint. Die ſachlichen Gründe ſieht er 

1. in der geringeren Zuverläſſigkeit des Richterſpruchs eines 
Einzelrichters gegenüber den auf gründlicher Beratung 
beruhenden Entſcheidungen der Kollegialgerichte 

2. in dem gegenüber dem Landgerichtsverfahren regelloſen 
Verfahren vor den Amtsgerichten, welches keine genügenden 
Garantieen für genügende Vorbereitung der Sache durch 
Schriftſätze biete, f 

3. endlich in der Gefährdung der Einheitlichkeit der Necht 
ſprechung, wenn ein erheblicher Prozentſatz von Sachen 
in zweiter Inſtanz endgültig durch die Landgerichte anſtatt 
die Oberlandesgerichte entſchieden würde. 

Die perſönlichen Gründe findet er in dem häufigen Perſonen⸗ 
wechſel bei den Amtsgerichten und deren Beſetzung mit jüngeren 
und weniger geübten Richterkräften. f 

Er verneint ferner, daß der Fortfall des Anwaltszwanges dem 
Intereſſe des rechtſuchenden Publikums entſpreche und weiſt dabei 
darauf hin, daß ſchon gegenwärtig in den höheren Wertſtufen der 
amtsgerichtlichen Prozeſſe von 200 bis 300 Mark 75 Prozent unter 
Zuziehung von Anwälten geführt würden und daß einer etwa im 
einzelnen Falle durch Fortfall des Anwaltszwanges eintretenden 
Verbilligung der Prozeſſe in andern Fällen eine Verteuerung infolge 
des Umſtandes gegenüberſtehen würde, daß bei einzelnen Amts⸗ 
gerichten eine nicht genügende Anzahl von Rechtsanwälten vorhanden 
ſei und daher die die Hilfe eines Anwalts in Anſpruch nehmenden 
Parteien gezwungen ſein würden, ſich an einen außerhalb wohnenden 
Rechtsanwalt zu wenden und infolgedeſſen noch mit deſſen Reiſekoſten 
belaſtet werden würden. 

Hinſichtlich der Organiſation der Gerichte weiſt er darauf hin, 
daß bei einer Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auf den 
Betrag von 500 Mark etwa 30 Prozent der landgerichtlichen Sachen 
auf die Amtsgerichte übergehen würden und damit die Lebensfähigkeit 
von nicht weniger als 38 mit der geſetzlichen Mindeſtzahl von 
8 Richtern beſetzten Landgerichten in Frage geſtellt werden würde. 

Er verneint auch, daß der Geldwert ſeit Erlaß der Juſtizgeſetze 
ſo geſunken ſei, daß eine Summe von 500 Mark zur Zeit dasſelbe 
bedeute, wie ſeiner Zeit eine Summe von 300 Mark. Und was 
dieſen Punkt angeht, ſo ſoll, um dies gleich zu erledigen, bemerkt 
werden, daß der Juſtizrat Dr. Stern in Magdeburg in ſeinem Artikel 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 15. April 1907 unter Berufung 
auf nationalökonomiſche Autoritäten darauf hingewieſen hat, daß ein 
allgemeines, ausnahmsloſes, beſtändiges, von Konjunkturen un⸗ 
abhängiges, dauerndes Sinken des Geldwerts mit gleichmäßiger 
Wirkung für ſämtliche Wirtſchaftsgruppen und für ſämtliche 
geographiſche Wirtſchaftsgebiete des Deutſchen Reichs nicht feſt⸗ 
zuſtellen ſei. In der Tat muß es auch auffallen, daß der Prozent⸗ 
ſatz der landgerichtlichen Sachen an der Geſamtzahl der Zivilprozeſſe 
ſeit dem Jahre 1879 nicht geſtiegen, ſondern im weſentlichen immer 
der gleiche geblieben iſt, ein Beweis dafür, daß der abſolute Geldwert 
der geringfügigen Sachen im Laufe der verfloſſenen 30 Jahre ſich 
nicht nach oben hin verändert haben kann. 

Wenn ſomit damals die Deutſche Anwaltſchaft ſich ſo gut wie 
geſchloſſen dahin ausgeſprochen hat, daß die Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Kompetenz in Zivilprozeßſachen weder im Intereſſe der 
Rechtspflege noch des rechtſuchenden Publikums liege, ſo hätte man 
meinen follen, daß dieſes ſtreng fachlich begründete und ohne Rückſicht 
auf eigene Intereſſen ausgeſprochene Votum einer zur Vertretung 
des rechtſuchenden Publikums in erſter Neihe beſtimmten Berufsklaſſe 
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die Reichsjuſtizverwaltung davon hätte zurückhalten ſollen, die Frage 
einer ſolchen Erweiterung erneut in Erwägung zu ziehen. Hat doch 
auch kein Geringerer als der Oberlandesgerichtspräſident Dr. Vierhaus 
die bloße Erhöhung der Zuſtändigkeitsgrenze als eine Verſchärfung 
des gerade von ihm als plutokratiſch und deshalb antiſozial be⸗ 
zeichneten Gedankens unſerer gegenwärtigen Gerichtsverfaſſung 
bezeichnet. 

Die ganze Frage hat aber mit einem Male in letzter Zeit dadurch 
eine völlig andere Beleuchtung erfahren, daß man daran gegangen 
iſt, an dem ſeither allgemein feſtgehaltenen Gedanken zu rütteln, daß 
die Entſcheidung durch Kollegialgerichte größere Garantieen für ihre 
Güte und Gerechtigkeit biete, als die durch den Einzelrichter. Es 
iſt bekanntlich der Oberbürgermeiſter Adickes geweſen, welcher in 
ſeinen epochemachenden Neden und Abhandlungen unter Hinweis auf 
die engliſche Rechtspflege dieſen Gedanken als einen Aberglauben des 
Beamtenſtaats bezeichnet hat. Adickes will denn auch die Entſcheidung 
aller Sachen in erſter Inſtanz ſchlechthin den Einzelrichtern über⸗ 
weiſen, ſei es, daß es ſich dabei um Amtsgerichts⸗ oder Landgerichts⸗ 
ſachen handelt. Seine weit ausſchauenden Pläne und idealen 
Forderungen, die ohne jeden Zweifel die ernſteſte Beachtung ver⸗ 
dienen, ſtehen aber jetzt nicht zur Erörterung. Sein Grundgedanke 
iſt, daß eine kleine, aber auserleſene Zahl bewährter und erfahrener 
richterlicher Kräfte in hervorragender ſozialer Stellung die beſte 
Garantie für eine gute Nechtspflege gibt. Sein Ideal eines mit 
einer Summe juriſtiſcher Kenntniſſe und tatſächlicher Lebenserfahrung 
ausgeſtatteten, an Scharfſinn und Gerechtigkeitsgefühl hervorragenden 
und darum die Achtung und das Vertrauen des juriſtiſchen Publikums 
in gleicher Weiſe wie das äußere Anſehen in allen Geſellſchaftskreiſen 
des Reichs genießenden Einzelrichters iſt natürlich nur zu erfüllen, 
wenn alle ſeine die ganze beſtehende Gerichtsorganiſation umſtoßenden 
Pläne zur Verwirklichung gelangen. Mit der gegenwärtig geplanten 
Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit hat dieſes Ideal nicht 
das geringſte zu ſchaffen, und wer unter Berufung auf ihn für dieſe 
Erweiterung Stimmung zu machen ſuchen wollte, würde unter einer 
falſchen Flagge ſegeln. Zwar ſpricht ſich auch Adickes im Rahmen 
ſeiner umfaſſenden Organiſationspläne für eine Erweiterung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit aus. Aber er verlangt, daß, bevor 
zu dieſer Erweiterung geſchritten wird, die Erfüllung der erforderlichen 
autoritativen Vorbedingungen in der Perſon des Amtsrichters ſicher⸗ 
geſtellt wird. Er hält es für untunlich, den bei den kleinen Amts⸗ 
gerichten angeſtellten Richtern allgemein eine höhere Zuſtändigkeit zu 


gewähren und verlangt daher, daß die irgendwie organiſatoriſch 


zuſammenzufaſſenden Amtsrichter eines Landkreiſes oder ähnlichen 
Bezirks im allgemeinen ihre bisherige Zuſtändigkeit behalten und 
nur einem der in der Kreishauptſtadt ſitzenden Amtsrichter die 
erweiterte Zuſtändigkeit für den ganzen Kreis übertragen wird, und 
befürwortet außerdem auch wieder nach engliſchem Muſter für alle 
Sachen über 300 Mark eine konkurrierende Buftänbigleit für das 
Landgericht in der Weiſe, daß ſolche Sachen auch bei dem Land⸗ 
gericht anhängig gemacht werden können, dieſes aber berechtigt ſein 
ſoll, die Sache unter Umſtänden an das Amtsgericht zu verweiſen 
oder aber den Kläger, wenn unnötigerweiſe ſtatt des Amtsgerichts 
das Landgericht angegangen iſt, auch im Falle eines Obſiegens mit 
Koſten zu belaſten. Aber auch alle dieſe Vorſchläge macht Adickes 
lediglich im Rahmen ſeiner allgemeinen, die ganze ſeitherige Gerichts⸗ 
organiſation umftoßenden und die Zahl der Richter auf ein Minimum 
reduzierenden Neformvorſchläge. Er bringt zwar die Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auch als proviſoriſche Maßnahme in 
Verbindung mit dem Erſatze der Zivillammern durch Einzelrichter 
in Anregung, will aber dieſe Maßnahme zunächſt nur für die großen 
Städte durchgeführt wiſſen und alsdann aus den Richtern an den 
Amtsgerichten in dieſen großen Städten eine Elite ausgeſucht willen, 
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welcher die höhere Zuſtändigkeit verliehen werden kann. Dem nahe⸗ 
liegenden Einwande, warum er denn überhaupt noch einen Unterſchied 
zwiſchen Amtsgericht und Landgericht machen will, wenn doch auch 
bei den Landgerichten nur Einzelrichter in Tätigkeit treten ſollen, 
begegnet er damit, daß es ſich bei den Amtsgerichtsſachen um ein⸗ 
fachere Sachen handelt, für welche ſich auch ein einfacheres und von 
dem Anwaltszwange befreites Verfahren rechtfertige. 

Die großzügigen Anregungen von Adickes haben ſich bekanntlich 
ſchon zu einem förmlichen Geſetzesvorſchlage verdichtet, welcher in 
der Deutſchen Juriſtenzeitung von Mügel dem juriſtiſchen Publikum 
unterbreitet worden iſt. Auch dieſer will die Prozeſſe erſter Inſtanz 
vor den Landgerichten durch Einzelrichter entſcheiden laſſen und den 
Amtsgerichten eine Zuſtändigkeit bis zur Wertgrenze von 1000 Mark 
geben. Die Berufung gegen die Urteile der Landgerichte in erſter 
Inſtanz und diejenigen der Amtsgerichte geſtaltet er inſofern voll⸗ 
ſtändig gleichmäßig, als über ſie die Landgerichte in kollegialer 
Zuſammenſetzung von 3 Mitgliedern entſcheiden ſollen. Der Ober⸗ 
landesgerichtspräſident Dr. Holtgreven hat ſich in feinen im „Recht“ 
veröffentlichten Vorſchlägen zur Juſtizreform den Mügelſchen Bor: 
ſchlägen im weſentlichen angeſchloſſen, jedoch mit der erheblichen 
Modifikation, daß er bezüglich des Einzelrichters erſter Inſtanz den 
Unterſchied zwiſchen Amts⸗ und Landrichtern ganz fallen laſſen und 
ohne Limitierung des Wertobjekts nach oben alle Sachen, die nicht 
wegen ihrer Geringfügigkeit dem gewöhnlichen Amtsgerichte ber: 
bleiben, einem Oberamtsrichter überweiſen will, der an juriſtiſchem 
Wiſſen und Können, ſowie an praktiſcher Erfahrung denſelben An⸗ 
forderungen entſpricht, die wir heutzutage an einen Landgerichts⸗ 
direktor oder Oberlandesgerichtsrat zu ſtellen pflegen. 

Wenn ſomit Mügel und Holtgreven mit Adickes darin über⸗ 
einſtimmen, daß die Entſcheidungen erſter Inſtanz durchweg durch 
Einzelrichter getroffen werden ſollen, ſo begründen ſie ihre Be⸗ 
vorzugung des Einzelrichters vor dem Kollegium abweichend von 
Adickes nur damit, daß es bei der fortdauernd überhandnehmenden 
Geſchäftslaſt der Gerichte auf die Dauer unmöglich ſein würde, ſo 
viele tüchtige Richter zu bekommen, wie ſie nach der jetzigen Lage 
der Geſetzgebung erforderlich ſein müßten. Auch ſte ſtreben daher 
wie Adickes eine erhebliche Verringerung der Zahl der Richter an, 
um was an Quantität abgeht, an Qualität zu gewinnen. 

Alle dieſe Vorſchläge haben mit der gegenwärtig geplanten Er⸗ 
höhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit nichts zu tun. Ich muß 
es als entſchieden unrichtig bezeichnen, wenn in einer Eingabe des 
Vorſtandes der Anwaltskammer Nürnberg an das Bayriſche Juſtiz⸗ 
miniſterium der gegenwärtige Reformplan der Reichsregierung die 
erſie Etappe in der Richtung der Adickesſchen, Mügelſchen und 
Holtgrevenſchen Reformvorſchläge genannt wird. Man tut damit 
dieſem Reformplane zu viel Ehre an. Nach dieſem Plane bleibt es 
mit unſerer bisherigen Gerichtsorganiſation im übrigen ganz beim 
alten, und wir müſſen bei ihm diejenige Richterqualität zugrunde 
legen, welche wir jetzt haben, und werden durch die Beobachtungen 
dieſer hohen Juſtizbeamten nur in unſerer Meinung beſtärkt werden 
können, daß es, wie die Dinge nun einmal jetzt liegen, im hohen 
Maße gefährlich fein würde, die Entſcheidung über erhebliche Rechts⸗ 
güter dem Einzelrichter zu überlaſſen. Alle Bedenken, welche im 
Jahre 1896 von der Anwaltſchaft dagegen geltend gemacht find, 
treſſen auch noch jetzt zu, und es iſt kein neues Moment hinzu⸗ 
gekommen, welches geeignet wäre, ein Gegengewicht gegen dieſe Be⸗ 
denken zu bilden und trotz ihrer daher zu einer Erweiterung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit zu ſchreiten. Als Gründe für die 
Erhöhung werden geltend gemacht: . 

1. die Notwendigkeit der Entlaſtung der Landgerichte, 
2. die wünſchenswerte Befreiung des Publikums vom An⸗ 
waltszwange und | 
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8. die lebensfähige Ausgeſtaltung der Rechtsanwaltſchaft an 
den Amtsgerichtsſitzen. | 

Was den letzten Grund angeht, fo kann ich mich nicht davon 
überzeugen, daß er für die geplante Erhöhung wirklich von maß: 
gebendem Einfluſſe geweſen iſt. Liegt an ſich die Erhöhung nicht 
im Intereſſe der Rechtspflege und des rechtſuchenden Publikums, ſo 
darf man ſich auch durch die Rückſicht auf die Anwälte an den 
kleinen Amtsgerichten nicht hierzu beſtimmen laſſen. Es gibt aber 
auch ein viel einfacheres Mittel, dieſen aufzuhelfen, man gewähre 
ihnen einfach ganz allgemein zugleich die Zulaſſung bei dem Land⸗ 
gerichte ihres Amtsgerichts, und es wird ihnen geholfen ſein. Es 
iſt direkt unerfindlich, aus welchen Gründen ſich die Juſtizverwaltungen 
gegen dieſe ſo einfache Maßnahme ſträuben. 

Nun die Entlaſtung der Landgerichte. 

Bei der Beſchränkung der Reviſion hieß es Entlaſtung des 
Reichsgerichts, und den Geſichtspunkt, daß es ſchließlich eine Grenze 
in der Zahl der Richter am Reichsgericht geben muß, welche nicht 
überſchritten werden kann, ohne die Sicherung einheitlicher Recht⸗ 
ſprechung zu gefährden, müſſen auch diejenigen gelten laſſen, welchen die 
Möglichkeit der Anrufung einer dritten Inſtanz mehr gilt als die 
Sicherung der Rechtseinheit, und welche ſich daher gegen die Be: 
ſchränkung der Neviſion ausgeſprochen haben. Aber warum iſt es 
denn notwendig, die Landgerichte zu entlaſten? Die Möglichkeit der 
Vermehrung der Richterſtellen an den Landgerichten iſt jetzt immer 
noch vorhanden. Zahlloſe Aſſeſſoren warten auf ihre Anſtellung, 
und an Richterkräften gebricht es daher noch nicht, auch nicht an 
ſolchen Kräften, welche geeignet ſind, die nach Maßgabe der gegen⸗ 
wärtigen Gerichtsorganiſation an ſie zu ſtellenden Anforderungen 
zu erfüllen. Sonſt hätte ja die Juſtizprüfungskommiſſion ſie zu 
Unrecht durch das Examen kommen laſſen. Wenn man daher die 
Landgerichte entlaſten will, ſo können nur finanzielle Geſichtspunkte 
maßgebend geweſen ſein, dieſe dürfen aber niemals dazu führen, die 
Rechtspflege zu verſchlechtern. 

Endlich die Befreiung vom Anwaltszwange. 

Auch hier iſt ſchon von Dedolph der ſtatiſtiſche Nachweis erbracht, 
daß ein Bedürfnis hierzu im Intereſſe der Koſtenerſparnis bei dem 
Publikum nicht vorhanden iſt. Alle drei Gründe müſſen daher gegen⸗ 
über den ſehr erheblichen Bedenken, welche gegen die Erhöhung der 
Amtsgerichtszuſtändigkeit vorgebracht worden ſind, verſagen, und 
dieſen Bedenken iſt noch das Weitere hinzuzufügen, daß, da an der 
Zuſtändigkeit der Landgerichte für die Entſcheidungen über die Be⸗ 
rufungen gegen die Amtsgerichtsurteile nichts geändert werden ſoll, 
in zahlreichen wichtigen Sachen die Landgerichte als Berufungsgerichte 
in letzter Inſtanz entſcheiden, welche doch bei unſerer gegenwärtigen 
Organiſation nicht dieſelben Garantieen für die Richtigkeit der Urteile 
bieten, wie die Oberlandesgerichte. Alle Bedenken, welche im Jahre 1896 
von der Anwaltſchaft geltend gemacht ſind, haben aber zur Zeit noch 
ein weit größeres Gewicht, wo es ſich nicht nur um die relativ gering⸗ 
fügige Erhöhung der Zuſtändigkeit auf nur 500 Mark handelt. Man 
kann Vierhaus nur Recht geben, wenn er bemerkt, die Zahl der 
Sachen, die durch Erhöhung der Zuſtändigkeitsgrenze der Behandlung 
durch den Einzelrichter zugewieſen würden, ſei ſehr groß, es würde 
mit der ſozialen Gerechtigkeit nicht vereinbar ſein, ſie zu degradieren, 
und nur für die höchſten Objekte das beſſere Verfahren beſtehen zu 
laſſen. Der Richtigkeit dieſer von Vierhaus ausgeſprochenen Meinung 
hat man ſich in den maßgebenden Kreiſen der Juſtizverwaltungen 
offenbar auch nicht verſchloſſen. Aber wenn mich nicht alles täufcht, 
iſt es auch ein weiterer Gedanke von Vierhaus geweſen, dem man 
ſich bei dem geplanten neuen Gefete anſchließen zu ſollen glaubte, 
indem man den Geſetzesvorſchlag nicht einfach auf die Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit beſchränkt, ſondern mit dem Verſuche 
einer Reform des amtögerichtlichen Verfahrens verbunden hat. So 
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kann man im gewiſſen Sinne zwar nicht Adickes, wohl aber Vierhaus 
als den Vater des jetzigen Geſetzentwurfs anſprechen, der auch ſchon 
im Jahre 1903, alſo lange vor Adickes, ſeine Zweifel darüber aus⸗ 
geſprochen hat, ob einer Entſcheidung durch Kollegialgerichte im Prinzip 
der Vorzug vor der Entſcheidung durch den Einzelrichter gegeben 
werden müſſe. Vierhaus iſt es, welcher mit Entſchiedenheit auf den 
mißlichen Umſtand hingewieſen hat, daß man in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung das Verfahren vor den Landgerichten als das normale an⸗ 
geſehen und dieſes ohne weiteres mit geringfügigen Modifikationen 
auf die Amtsgerichte übertragen hat, während dieſes Verfahren auf 
einen andern als den Anwaltsprozeß eigentlich gar nicht paſſe. Er 
hat daher den Vorſchlag gemacht, das Verfahren vor den Amts⸗ 
gerichten auf ſelbſtändiger Grundlage auszugeſtalten, ihm diejenige 
Leichtigkeit, Beweglichkeit und Schnelligkeit zu verleihen, welche das 
Bedürfnis der großen Mehrheit der Bevölkerung erfordert, und hat 
für den Fall einer lebensvollen Ausgeſtaltung des Verfahrens vor 
den Amtsgerichten auch die Möglichkeit einer Ausdehnung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit bejaht. Trotzdem aber glaube ich, daß 
Bier ſich zur Vaterſchaft des jetzt vorliegenden Geſetzentwurfs 
nicht bekennen würde, und zwar aus drei Gründen. Einmal hat er 
nicht eine Erhöhung der Wertsgrenze für den verbeſſerten amts⸗ 
gerichtlichen Prozeß in Anſpruch genommen, ſondern nur zu der Er⸗ 
wägung aufgefordert, ob die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit nicht nach 
ſachlichen Merkmalen unter Ausdehnung des Kreiſes der in § 28 
Abſ. 2 GVG. den Amtsgerichten zugewieſenen Sachen erweitert werden 
könne. Sodann geht der Gedanke von Vierhaus offenbar dahin, zu⸗ 
nächſt einmal das amtsgerichtliche Verfahren zu reformieren und erſt 
dann, wenn die in der Praxis damit geſammelten Erfahrungen eine 
Erhöhung rechtfertigen ſollten, zu einer ſolchen zu ſchreiten. Drittens 
aber glaube ich nicht, daß dasjenige, was in dem Geſetzentwurfe über 
die Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens in Vorſchlag gebracht 
worden iſt, demjenigen entſpricht, was Vierhaus unter einer lebens⸗ 
vollen Ausgeſtaltung dieſes Verfahrens verſtanden hat. Gerade das⸗ 
jenige, was dieſer vermieden zu ſehen wünſchte, nämlich die Regelung 
des Amtsgerichtsverfahrens nach den Normen des Anwaltsprozeſſes, 
iſt beibehalten worden, denn die betreffenden Beſtimmungen beginnen 
mit der Borfchrift, daß auf das Verfahren vor den Amtsgerichten 
die Vorſchriften über das Verfahren vor den Landgerichten Anwendung 
finden, ſoweit ſich nicht aus ſpeziellen Beſtimmungen etwas Abweichendes 
ergibt. Beibehalten iſt vor allem die volle Mündlichkeit mit allen 
ihren Konſequenzen, ſo insbeſondere auch die Beſtimmung, daß die 
Parteien in jedem Termine erſcheinen müſſen, widrigenfalls gegen 
die ausbleibende Partei auf Antrag Verſäumnisurteil zu ergehen hat. 
Keine Beſtimmungen ſind darüber getroffen, auf welche Weiſe das 
tatſächliche Vorbringen, wenn es nicht durch Schriftwechſel vorbereitet 
iſt, zu fixieren iſt, und fo ergeben ſich für das neue Verfahren alle 
dieſelben Unzuträglichkeiten, welche bisher bei den Amtsgerichten ob⸗ 
gewaltet haben, wenn die Parteien nicht durch Anwälte vertreten 
geweſen ſind und daher ein Schriftwechſel nicht ſtattgefunden hat. 
Einem derartig ungeregelten Verfahren Sachen von größerer Bedeutung 
anzuvertrauen, iſt abſolut unangängig. Vierhaus hat offenbar an 
eine Reform nach dem Muſter der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung 
gedacht. Merkwürdigerweiſe verſpricht ſich der Entwurf aber von 
anderen elnſchneidenden Anderungen offenbar großen Erfolg, welche 
geeignet ſein ſollen, eine gedeihliche Rechtſprechung bei den Amts⸗ 
gerichten auch in größeren Sachen zu gewährleiſten. Die weſentlichen 
Abweichungen von dem bisherigen Verfahren, auf welche hier nicht 
näher eingegangen werden kann, haben eine ganz andere Tendenz, 
als die, für Sicherung und Feſtſtellung des tatſächlichen Vorbringens 
der Parteien zu ſorgen. Dieſe Tendenz kann dahin charakteriſiert 
werden, daß ſie aus Mißtrauen gegen den Anwaltsſtand für direkten 
Verkehr zwiſchen dem Gericht und den Parteien ſogar durch Zwangs⸗ 
mittel Sorge tragen will. Es handelt ſich dabei anſcheinend um 
einen Verſuch einer Verwirklichung des Vorſchlags des Profeſſors 
Schwarz, den Prozeß von unten herauf zu reformieren, um, wenn 
ſich die in dem Entwurf niedergelegten Grundſätze bewähren ſollten, 
dieſe auch auf das Verfahren vor den Landgerichten zu übertragen. 
Es iſt alſo gerade das Gegenteil von dem, was Vierhaus vorgeſchlagen 
hat, nämlich einer grundſätzlichen Verſchiedenheit der Geſtaltung des 
Partei⸗ und des Anwalts⸗Prozeſſes. 

Die ganze Tendenz des Entwurfs hinſichtlich der Reform des 
Amtsgerichtsprozeſſes tft zu verwerfen, wird fie aber verwirklicht, 
ſo ſollte man mit ihr einen Verſuch in der Praxis erſt bei den 
kleineren Objekten machen und dieſen Verſuch nicht noch mit der 
Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit verquicken. 


Iurififge Wagen rift 


M 15. 1907. 


— un 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 2 gibt wichtige Fingerzeige für das Er⸗ 
fordernis einer zuſtimmenden Erklärung eines zu operierenden 
Patienten oder ſeines geſetzlichen Vertreters, behandelt ferner 
die Vorausſetzungen der Schadenserſatzpflicht des Operateurs 
ſowie den Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem Mangel der Zu⸗ 
ſtimmung und dem Schaden. 

Entſch. Nr. 3 erachtet die Erklärung, die eine fremdſprachige 
Partei abgegeben hat, ohne der gebrauchten Sprache mächtig zu 
ſein, im Falle der Nichtübereinſtimmung von Erklärung und 
Willen für anfechtbar, nicht aber für nichtig. 

Illoyale Vereitelung einer Bedingung iſt Gegenſtand der 
Erörterung in Entſch. Nr. 4; danach genügt zur Fiktion des 
Eintritts der vereitelten Bedingung nicht ſchon die bloße Er⸗ 
ſchwerung ihres Eintritts, vielmehr muß die Vereitelung auf 
Verhinderung des Eintritts beruhen. 


Anmeldung eines von einem Konkurrenten lange tatſächlich 
benutzten Zeichens als Warenzeichen kann trotz der durch die 
Anmeldung auf Grund des Waren 3G. geſchaffenen Rechtslage 
als unlautere Handlung mit den Wirkungen des 8 826 BGB. 
zu beurteilen ſein, wie in Entſch. Nr. 5 des näheren aus⸗ 
geführt wird. 

Der notarielle Grundſtücksveräußerungsvertrag muß auch 
die getroffenen Abreden über die Belegung des Kaufpreiſes 
enthalten. Es genügt alſo, wie in Entſch. Nr. 6 dargelegt 
wird, nicht die Bemerkung, daß der Kaufpreis, wie die Parteien 
anerkennen, berichtigt ſei, wenn die Gegenleiſtung etwa in einer 
abgetretenen Hypothek beſteht. 

Aber die rechtliche Bedeutung der Annahme des geſchuldeten 
Gegenſtands als Erfüllung im Sinne des $ 363 BGB. als 
eines lediglich die Beweislaſt ändernden Vorgangs laſſen ſich 
Entſch. Nr. 8 und 9 aus. 

In Entſch. Nr. 10 wird die Rechtsnatur des Ausſteuer⸗ 
anſpruchs, ſeine Abtretungs⸗ und Aufrechnungsfähigkeit eingehend 
erörtert. 

Entſch. Nr. 11 ſpricht der Vorſchrift des §8 567 BGB., 
die die Kündbarkeit des für länger als auf 30 Jahre 

eſchloſſenen Mietvertrags regelt, den Charakter eines ab⸗ 
e auch auf Mietverträge alten Rechtes anzuwendenden 
Rechtsſatzes ab. 

Entſch. Nr. 12 erörtert eine Reihe von Fragen, die mit der 
richterlichen Herabſetzung der unverhältnismäßig hohen Mäkler⸗ 
gebühr (5 655 BGB.) zuſammenhängen. 

Schuldhafter Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz (8 823 Abſ. 2) 
begründet Schadenserſatzpflicht für die Folgen dieſes Verhaltens 
ohne Rückſicht darauf, ob und inwieweit der Täter die Folgen 
feiner Handlung vorausſehen mußte, es kommt, wie in End. 
Nr. 14 an einem Tötungsfalle dargelegt wird, nur darauf an, 
ob das Geſetz ſchuldhaft übertreten iſt. 

Der Notar iſt, wie Eniſch. Nr. 15 ergibt, ohne beſondere 
Veranlaſſung nicht verpflichtet, vor Aufnahme eines Aktes durch 
Einſichtnahme des Grundbuchs feſtzuſtellen, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Eintragung richtig ſind, von denen die Be⸗ 
teiligten ausgehen. 

In Entſch. Nr. 16 wird die früher vom RG. noch nicht 
beantwortete Frage, ob ſchon die Erlangung der Verfügungs⸗ 
macht über den Hypothekenbrief ſeitens des Grundbuchamts zur 
n e nach 88 1154, 1117 BGB. genügend iſt, 

ejaht. 

Entſch. Nr. 17 erklärt das Behaftetſein eines Rechts⸗ 
verhältniſſes mit einer Ausſchlußfriſt als eine dieſem inne⸗ 
wohnende Eigenſchaft und wendet deshalb die von dem BGB. 
für die Anfechtung der Ehelichkeit gegebene Friſt nicht auf den 
Fall an, daß es ſich um ein vor dem Inkrafttreten des BGB. 
geborenes Kind handelt. N. 
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Beſtellungen 
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Die gegenſeitige Vertretung der Rechtsanwälte 
und die mündliche Verhandlung vor den Amts⸗ 
gerichten. 

Von Amtsrichter Schmale, Dortmund. 

In den zahlreichen Schriften, die in letzter Zeit zur Juſtiz⸗ 
reform ſpeziell zur Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens 
erſchienen ſind, ſcheint mir ein Punkt viel zu wenig gewürdigt 
zu ſein, nämlich die vollſtändig verſchiedene Entwicklung, die 
das Verfahren an großen und kleinen AG. genommen hat. 
Vor allem wird die Tatſache, daß an großen AG. faſt alle 
Prozeſſe von Rechtsanwälten geführt werden, zu wenig berück⸗ 
ſichtigt. Die damit zuſammenhängende Notwendigkeit gegen⸗ 
ſeitiger Vertretung hat auch auf das Verfahren ſelbſt eingewirkt 
und in der Praxis zu einem Verfahren geführt, das von dem 
Ideal des amtsgerichtlichen Prozeſſes der ZPO. vollſtändig 
abweicht. Setzt ſich aber in der Praxis ein neues Verfahren 
praeter legem, ja faſt contra legem durch, fo iſt dies der 
ſicherſte Fingerzeig, daß das Geſetz den Bedürfniſſen der Wirk⸗ 
lichkeit nicht entſpricht. Es iſt deshalb jedenfalls von Intereſſe, 
die einſchlägigen Fragen, ſpeziell die Einwirkung des Vertretungs⸗ 
weſens näher zu beleuchten.“) 

Das amtsgerichtliche Verfahren der ZPO. betont durch Aus⸗ 
ſchließung des Anwaltzwanges und der Notwendigkeit des Schrift⸗ 
ſatzwechſels das Mündlichkeitsprinzip noch ſtärker. Es will der 
Partei die Zugänglichkeit des Rechtsweges und das Vorbringen der 
Streitfragen möglichſt vereinfachen und erleichtern. Dieſer Erfolg 
wird aber nur am kleinen Gericht erreicht, wo die Partei oder 
der Prozeßbevollmächtigte ſelbſt erſcheint, und der Richter Zeit 
hat, im erſten mündlichen Termin den ganzen Streitſtoff mit 
den Parteien zu erörtern. Dagegen verſagt das Prinzip der 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit faſt ganz an den großen Ge⸗ 
richten, wo das Wahrnehmen der Termine durch die eigentlichen 
Prozeßbevollmächtigten vielfach unmöglich, eine weitgehende 
a alſo notwendig geworden ift. 

5 Holtgreven geht in feinen Ausführungen im „Recht“ 10, 
1282 ff. auf dieſen Punkt, ſpeziell auf das Kartell, wie es am 
Dortmunder Land⸗ und Amtsgericht beſteht, allerdings ein, kommt 
aber zu einer abfälligen und meines Erachtens auch unrichtigen 
Würdigung dieſer Einrichtung. 


Um dieſe Vertretung möglichſt zu erleichtern, ſie gewiſſer⸗ 
maßen zu organiſieren und ſo die Nachteile nach Möglichkeit 
zu mindern, haben ſich in Dortmund und nach Dortmunder 
Vorbild in anderen Städten die Rechtsanwälte zu dem ſoge⸗ 
nannten Vertretungskartell zuſammengeſchloſſen. Für die 
Sitzung jedes Prozeßrichters werden für das ganze Jahr je 
dieſelben zwei Anwälte beſtimmt, die die ſämtlichen Sitzungen 
wahrnehmen müſſen, und zwar je dieſelben zwei Anwälte die⸗ 
ſelbe Wochentagsſitzung. Dieſe treten in ſämtlichen Sachen 
auf, wenn der eigentliche Prozeßbevollmächtigte, was die Regel 
iſt, nicht erſcheint. Durch generelle Abmachung, die dem Gericht 
bekannt iſt, haben ſich alle dem Kartell angehörenden Anwälte 
gegenſeitig für alle Sachen Subſtitutionsvollmacht erteilt. 
Hierdurch iſt erreicht, daß für jede Sitzung ſtets Vertreter zur 
Stelle find, daß im Behinderungsfalle jeder anweſende Anwalt 
für den Kartellvertreter eintreten kann, und daß das zeit⸗ 
raubende und läſtige Ausſtellen und Überreichen von Unter⸗ 
vollmachten fortfällt. Ferner ermöglicht das Kartell den An⸗ 
wälten, wieder freier über ihre Zeit zu verfügen, da ſie nur an 
ihren Kartelltagen an beſtimmte Sitzungen gebunden ſind und 
demnach an den anderen Tagen wichtige Sachen ſelbſt wahr⸗ 
nehmen, Verteidigungen führen können uſw., ohne ſich um Ver⸗ 
tretung in ihren andern Sachen bemühen zu müſſen. 

Vor jeder Sitzung werden die mit einem Informations⸗ 
zettel zum Gericht geſandten Handakten von dem vom Kartell 
angeſtellten Boten nach dem Alphabet der Anwaltsnamen ge⸗ 
ordnet auf die Anwaltstiſche gelegt. Bei Aufruf der Sachen 
durch den Richter werden die Namen der Prozeßbevollmächtigten 
mitgenannt, ſo daß eine Verzögerung durch Suchen nach Hand⸗ 
akten und Information kaum entſteht. Da ferner je derſelbe 
Kartellvertreter dieſelben Alphabetbuchſtaben ſeiner Kollegen 
übernimmt, ſo iſt ein Auftreten in den verſchiedenen Terminen 
für verſchiedene Parteien leicht zu vermeiden. 

Daß ein vorheriges Zuſenden der Handakten an den 
Kartellvertreter und eine Durchſicht der Akten durch dieſen un⸗ 
durchführbar iſt und da auch die Information nur in kurzen 
Notizen beſtehen kann, ſo iſt allerdings der Mißſtand vorhanden, 
daß die Sachen in der Regel von nichtin formierten Ver⸗ 
tretern wahrgenommen werden, daß deshalb eine eigentliche 
mündliche Verhandlung mit tatſächlichem Vortrag der 
Parteibehauptungen nicht mehr ſtattfindet, und nicht meht ſtatt⸗ 
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finden kann. Dieſer Mißſtand iſt aber nicht, wie Holtgreven 
(I. c.) meint, eine Folge des Kartells, ſondern eine Folge der 
bei großen Gerichten entſtandenen Notwendigkeit gegenſeitiger 
Vertretung. 

Dagegen hat die Einrichtung des Kartells, — und hier 
liegt der Schwerpunkt und die vorteilhafte Wirkung dieſer 
Organiſation der Vertretung — zur Folge, daß ſämtliche Sachen 
auch am AG. in außerordentlich gründlicher Weiſe durch 
Schriftſätze vorbereitet werden. Jeder Anwalt muß damit 
rechnen, daß er in ſeinen eigenen Sachen nicht ſelbſt auftreten 
kann; jeder weiß, daß infolge der Organiſation eine Vertretung 
ſtets zur Stelle iſt; jeder bearbeitet deshalb in ſorgfältiger 
Weiſe alle Sachen ſchriftlich. Das Kartell übt indirekt, ohne 
daß dies zunächſt beabſichtigt war einen Zwang hierzu aus. 

Dieſe gründliche Vorbereitung durch Schriftſätze bewirkt 
aber, daß der Richter den ganzen Streitſtoff in den Akten hat, 
ein mündlicher Vortrag desſelben ſich alſo im allgemeinen er⸗ 
übrigt. Aus dem mündlichen Verfahren ift. fo in allen von 
Anwälten geführten Sachen ein ſchriftliches geworden, zwar 
nicht in der äußeren Form, aber der Sache nach. Beſchluß 
und Urteil ergeht in dieſen Sachen auf Grund der Schriftſätze, 
nicht mehr auf Grund des mündlichen Vortrags. Denn, ab⸗ 
geſehen von den Ausnahmefällen, wo der Prozeß bevollmächtigte 
ſelbſt auftritt, oder wo er gerade auch Kartellvertreter bei dem 
betreffenden Richter iſt, beſteht die mündliche Verhandlung nur 
noch darin, daß die Kartellvertreter erklären, die Schriftſätze 
ſollen als vorgetragen gelten, oder was dasſelbe in kürzeſter 
Form ſagen ſoll, ſie erklären: „Wir verhandeln“! worauf der 
Richter nach Lage der Akten ſeine Entſcheidung verkündet. Auch 
in den angegebenen Ausnahmefällen beſteht der Vortrag ge⸗ 
wöhnlich nur in einem rechtlichen Plaidoyer, nicht in einem 
nochmaligen Vortrag des in den Schriftſätzen bereits gebrachten 
Streitſtoffes. Wird im Termin ein Schriftſatz überreicht, ſo 
hat nach der jedenfalls ſtillſchweigend beſtehenden Abrede der 
Gegner Anſpruch auf Vertagung, die dann von beiden An⸗ 
wälten beantragt wird und vom Richter beſchloſſen werden 
muß. Alſo: die mündliche Verhandlung iſt zu einer inhalts⸗ 
loſen äußeren Form geworden, die nur aufrechterhalten wird, 
um der Vorſchrift der Prozeßordnung formell Genüge zu leiſten. 
Materiell iſt das Verfahren ein ſchriftliches geworden. Es iſt 
dies eine Entwicklung, die das Anwachſen der großen AG. 
mit Notwendigkeit herbeigeführt hat und die auch kaum wieder 
zu beſeitigen iſt. 

Durch die Organiſation der nun einmal notwendig ge⸗ 
wordenen gegenſeitigen Vertretung der Anwälte ergeben ſich 
weiter folgende Vorteile. Zunächſt iſt den Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten die Möglichkeit gewahrt, ſelbſt den ganzen Rechtsſtreit, 
allerdings in ſchriftlichem Verkehr mit dem Richter zu führen. 
Die Verabredungen über den Schriftſatzwechſel ſichern ihm, daß 
nichts Erhebliches von der Gegenſeite vorgebracht wird und zu 
einer Entſcheidung führt, was nicht zuvor zu ſeiner Kenntnis 
gelangt, ſo daß ihm Gelegenheit zur Erwiderung bleibt. Dem 
Richter andererſeits iſt eine viel beſſere Vorbereitung für die 
Verhandlung möglich. Da ihm das Parteivorbringen vorher 
ſchriftlich zugeht, weiß er vor der Verhandlung, welche Sachen 
zum Erlaß eines Urteils oder Beſchluſſes reif ſind, und er 
kann dieſe vorher ſormulieren. Werden Erklärungen, die noch 
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notwendig ſind, nicht gebracht, ſo genügt eine Auflage an die 
erklärungspflichtige Partei, um dieſe bis zum nächſten Termin 
zu beſchaffen. Die mündliche Verhandlung der durch Anwälte 
vertretenen Sachen erledigt ſich bei dieſem Verfahren ferner 
außerordentlich ſchnell, da der Schwerpunkt der Vorbereitung 
die Darſtellung und Mitteilung des Srreitſtoffes durch die 
Partei und die Verarbeitung desſelben durch den Richter nicht 
mehr in der Sitzung, ſondern vor derſelben liegt. Bei dieſem 
Verfahren iſt es möglich, 50 bis 60 Sachen, darunter über 
50 Prozent ſtreitige in nicht zu ausgedehnten Sitzungen zu er⸗ 
ledigen, ſtets rechtzeitig zur Entſcheidung zu kommen und ge⸗ 
nügende Zeit für diejenigen Sachen zu gewinnen, in denen die 
Parteien noch ſelbſt erſcheinen und den Streitſtoff mündlich 
vortragen. Die fehlende Information der Kartellvertreter wird 
mehr als aufgewogen durch die gute ſchriftliche Bearbeitung 
jeder Sache und die dadurch ermöglichte beſſere Vorbereitung 
ſeitens des Richters. Dieſe iſt auch im Falle unerwarteter 
Vertagung nicht verloren, da eine kurze Durchſicht der Akten 
oder des vorher fixierten Votums zur neuen Orientierung ge⸗ 
nügt. Dagegen würde ein mündlicher Vortrag, wenn er zu 
einer Vertagung führt, meiſtens verlorene Zeit ſein, denn es iſt 
unmöglich, bei umfangreichen Sitzungen die mündlichen Aus⸗ 
führungen der einzelnen Parteien bis zum nächſten Termin im 
Gedächtnis zu behalten. 

Daß bei dem Schriftſatzwechſel häufiger Vertagungen not⸗ 
wendig werden, iſt nicht zu beſtreiten, aber dieſes hat auf die 
Geſamtdauer des Progzeſſes keinen erheblichen Einfluß; denn bei 
ordnungsmäßigem mündlichen Vortrag und der notwendigen 
Protokollierung einzelner Behauptungen könnte kaum die Hälfte 
der jetzt anſtehenden Sachen für eine Sitzung angeſetzt werden. 
Der erſte Termin müßte nach Eingang der Klage weiter her⸗ 
ausgeſchoben werden und die Vertagungsfriſten zwiſchen den 
einzelnen Terminen würden entſprechend länger. Endlich würde, 
was jetzt kaum der Fall iſt, bei umfangreichen neuem Partei⸗ 
vorbringen in der mündlichen Verhandlung häufig eine Ver⸗ 
tagung von Amts wegen erfolgen, weil der Richter den münd⸗ 
lich vorgetragenen Streitſtoff nicht ſo beherrſchen kann, daß er 
jedesmal gleich die ſachgemäße Entſcheidung trifft. Es iſt eine 
alte Erfahrung, daß gerade die mannigfachen Verhältniſſe des 
täglichen Lebens und die ſich daraus entwickelnden Differenzen 
rechtlich oft am ſchwerſten zu erfaſſen ſind und daß es viel 
leichter iſt, eine ſchriftliche Sachdarſtellung als einen mündlichen 
Vortrag ſofort rechtlich richtig zu würdigen. 

Richtig iſt nun, daß die geſchilderte Art der mündlichen 
Verhandlung kaum noch dem Buchſtaben, jedenfalls aber nicht 
dem Geiſt der ZPO., dem Prinzip der Mündlichkeit und Uns 
mittelbarkeit entſpricht. Nicht mehr das geſprochene, ſondern 
wieder wie im früheren Prozeß das geſchriebene Wort iſt als 
Parteivorbringen für den Richter erheblich geworden; der alte 
Grundſatz „quod non in actis, non est in mundo“ iſt wieder 
wörtlich zu verſtehen. Das Prinzip der Mündlichkeit wird nur durch 
eine Fiktion aufrecht erhalten, durch die formale Erklärung, 
daß die Schriftſätze als mündlich vorgetragen gelten ſollen. Die 
Entwicklung der Großſtädte, die damit verbundene Vergrößerung 
und Zentraliſation der Gerichte, die Zunahme der Prozeſſe und 
der Anwaltsvertretung in denſelben — all dieſe Umſtände 
haben ſich hier ein neues ſchriftliches Verfahren erzwungen, 
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das nur noch äußerlich der ZPO. entſpricht. Das wirkliche 
Leben mit ſeinen Anforderungen iſt ſtärker geweſen, als die 
Vorſchrift des Geſetzes. 

Es würde unmöglich ſein, dieſe Entwicklung zurückzuſchrauben 
und durch irgend welche Reformen das wirkliche mündliche Ver⸗ 
fahren, wie es für kleinere AG. ſelbſtverſtändlich und zweck⸗ 
mäßig iſt, wieder erzwingen zu wollen. Denn auch die Tat⸗ 
ſache, daß an großen AG. faſt alle Sachen einem Rechtsan⸗ 
walt übertragen werden, iſt eine Folge der großſtädtiſchen Ent⸗ 
wicklung mit ſeinen ganz andern perſönlichen und geſchäftlichen 
Beziehungen. Es beſteht hier nicht mehr das Bedürfnis nach 
friedlichem Ausgleich zwiſchen den Parteien, auf welchen das 
beſondere amtsgerichtliche Verfahren mit dem perſönlichen Er⸗ 
ſcheinen der Parteien hinwirken ſollte. Die Parteien ſind ſich per⸗ 
ſönlich fremd und die beſtehenden geſchäftlichen Beziehungen 
laſſen ſich bei Differenzen meiſtens leicht durch andere ent⸗ 
ſprechende erſetzen. Während an kleinen Orten das Aufein⸗ 
anderangewieſenſein der Parteien vielfach einen friedlichen Aus⸗ 
gleich auch ihnen wünſchenswert erſcheinen läßt, verfolgen die 
Parteien am großen Gericht lediglich ihr Recht, unbekümmert 
um die Koſten und die perſönlichen Folgen. Bei der größeren 
Inanſpruchnahme durch Geſchäft und Arbeit ſind ſie auch nicht 
ſo in der Lage, perſönlich die Termine wahrzunehmen. Die 
hierdurch entſtehenden Verluſte würden die für den Anwalt 
aufzuwendenden Koſten häufig überſteigen. Die Tatſache, daß 
die große Mehrzahl der Amtsgerichtsſachen jetzt von Anwälten 
geführt wird, läßt ſich alſo durch eine Reform des Verfahrens 
nicht beſeitigen; denn daß an eine Ausſchließung der Anwälte 
wie beim Gewerbegericht nicht zu denken iſt, bedarf keiner Er⸗ 
örterung. Mit dieſer Tatſache iſt alſo bei jeder Reform⸗ 
beſtrebung zu rechnen. 

Wie ſie unmöglich iſt, die Bekämpfung dieſes neuen ſchrift⸗ 
lichen Verfahrens, ſo iſt ſie auch zwecklos. Es hat für den 
Einzelrichter keinen Zweck, daß ihm dasjenige, was er in 
ſchriftlicher Form bereits geleſen und verarbeitet hat, noch ein⸗ 
mal mündlich vorgetragen wird, zumal der Vortrag doch nur 
in einem Vorleſen der ihm bekannten Schriftſätze beſtehen 
würde. 

Kommt es zu einer Reform der Gerichtsorganiſation im 
Sinne der Vorſchläge von Mügel oder Holtgreven derart, daß 
alle Sachen in I. Inſtanz einem Einzelrichter zufallen oder 
wird auch nur die Zuſtändigkeit der AG. erhöht, ſo wird ſich 
das geſchilderte Verfahren tatſächlicher Schriftlichkeit mit rein 
formaler Mündlichkeit erweitern. An allen größeren Orten mit 
Gerichten I. Inſtanz wird die Anzahl der Stellen, wo gleich⸗ 
zeitig Prozeſſe verhandelt werden, ſich noch vermehren; denn es 
iſt wohl unzweifelhaft, daß der Einzelrichter in den jetzt der 
Zivilkammer zufallenden Sachen nicht dieſelbe Anzahl in einer 
Sitzung verarbeiten kann, wie das Kollegium von drei Richtern, 
auf die ſich jetzt die Bearbeitung verteilt. Die Anzahl der 
erſtinſtanzlichen Prozeßſachen und ihre Verteilung auf die An⸗ 
wälte wird dieſelbe bleiben, ja mit ſteigender Bevölkerung wie 
bisher zunehmen. Es wird alſo unter den Anwälten das 
Bedürfnis nach gegenſeitiger Vertretung ſich noch ſteigern. 
Dazu kommt, daß dann ein weſentlicher Grund, der jetzt bei 
den Kollegialgerichten noch zu wirklicher mündlicher Verhandlung 
zwingt, die Notwendigkeit, dem nichtreferierenden Beiſitzer den 
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Streitſtoff mitzuteilen, wegfallen wird. Anwälte und Einzel⸗ 
richter werden es für Arbeits⸗ und Zeitvergeudung halten, daß 
dasjenige noch einmal mündlich vorgetragen wird, was bereits 
ſchriftlich zu den Akten gebracht und dem Richter bekannt ges 
worden iſt. Die mündliche Verhandlung wird auch, wenn der 
Prozeß bevollmächtigte ſelbſt auftritt, zu einem rechtlichen 
Plaidoyer werden. 

Es drängt ſich hiernach eigentlich von ſelbſt die Frage 
auf: muß oder ſoll bei der zu erwartenden Reform des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens das ausſchließliche Prinzip der 
Mündlichkeit beſtehen bleiben? Ob Schriftlichkeit oder 
Mündlichkeit der Prozeßform iſt lediglich eine Zweckmäßigkeits⸗ 
frage. Man kann aber nicht eine Form aufrechterhalten, die 
dem wirklichen Leben mit ſeiner Entwicklung nicht genügt hat, 
über die hinaus dieſe Entwicklung ſich bereits ein neues dem 
Inhalte nach ſchriftliches Verfahren erzwungen hat. Wie die 
Reform, die hier einzuſetzen hat, im einzelnen zu geſtalten iſt, 
kann ich hier nur andeuten. Die Mündlichkeit, wie ſie tat⸗ 
ſächlich das Verfahren vor den kleinen AG. beherrſcht, wird 
beſtehen bleiben, daneben aber in ein fakultatives ſchriftliches 
Verfahren treten müſſen, vielleicht mit Anwaltszwang, etwa 
derart, daß der Richter entſcheidet, entweder auf Grund des 
mündlichen Parteivorbringens oder auf Grund deſſen, was der 
bevollmächtigte Anwalt ſchriftlich vorbringt und beantragt. 

Wie auf allen wirtſchaftlichen Gebieten, ſo hat ſich auch 
im Prozeßbetrieb der Großſtädte gewiſſermaßen ein Großbetrieb 
ausgebildet. Jeder Großbetrieb erfordert aber Arbeitsteilung 
und jede Arbeitsteilung zweckmäßige Organiſation. Das 
Prinzip der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, das mündlichen 
Vortrag durch die Partei oder ihren Vertreter und Beweis⸗ 
aufnahme vor dem erkennenden Richter verlangt, verſagt hier. 
Da die Verteilung der einzelnen Prozeßſachen auf die Anwälte ſich 
nach andern Grundſätzen regelt und regeln muß, als die Verteilung 
auf die einzelnen Richter, ſo kann hier nur durch Wiedereinführung 
fakultativer Schriftlichkeit ein Ausgleich geſchaffen werden. Es 
iſt kein Grund vorhanden, heute im Zeitalter der Schreib⸗ 
maſchine und des Telephons nicht auch im Prozeßverfahren der 
Schriftlichkeit wieder eine größere Bedeutung zuzuweiſen. 


— — 


Zur Natur des Kündigungsrechts in den Fällen 
der SS 725 BGB., 135 HGB., 66 Gen. 
Von Landgerichtsrat Dr. Marcus, Berlin. 

Das in vorſtehend zitierten Beſtimmungen dem Gläubiger 
eines in einem Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsverband 
ſtehenden Schuldners gegebene Kündigungsrecht, das im übrigen 
nach deren Vorausſetzungen nicht gleichartig iſt, bietet — wie 
ein Blick in die Kommentare beweiſt — manche ungeklärte 
Schwierigkeiten. So hinſichtlich der dagegen den Kündigungs⸗ 
gegnern zuſtehenden Einreden hinſichtlich der Dauer des Ver⸗ 
trages, der Art der Auseinanderſetzung u. a., vgl. Staudinger 
Kommentar zu 8 725, Staub⸗Pinner und Goldmann zu 
8 185 HGB. | | 

Zwar daß nicht die Geſellſchafts⸗ und Genoſſenſchafts⸗ 
anſprüche dem Zugriff des Gläubigers unterliegen, ſondern 
nur das Auseinanderſetzungsguthaben des Schuldners, das 
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erſcheint gegenüber 8 717 BGB. aus dem Wortlaut der hier 
fraglichen Einzelbeſtimmungen nicht beſtritten, wie denn auch 
8 725 BGB. und übereinſtimmend $ 859 Abſ. 1 ZPO. von 
Pfändbarkeit des „Anteils am Geſellſchaftsvermögen“ nur in 
dieſem Sinne ſpricht. Dieſe Pfändung bedeutet keine Succeſſion 
in die Geſellſchafterſtellung, 8 7255 BGB., ſondern gibt dem 
Gläubiger nur das Recht auf Auszahlung des dem geſellſchaftlich 
gebundenen Schuldners auf den dieſem zustehenden Gewinn⸗ 
anteil — nach Auflöſung. Dieſe zu ermöglichen, iſt das 
Kündigungsrecht, als Hilfsrecht des Zugriffsrechts des 
Gläubigers beſtimmt. Nun gehört das Kündigungsrecht im 
Sinne der Zitelmannſchen Einteilung der ſubjektiven Rechte zu 
den ſog. Kannrechten, vermöge deren der Berechtigte durch ſeine 
Willenserklärung die Anderung eines Rechtsverhältniſſes herbei⸗ 
führen kann, wie das Anfechtungsrecht, das Aufrechnungsrecht, 
das Zurückbehaltungsrecht. Allen dieſen iſt gemeinſam ihre 
Unſelbſtändigkeit — als ſolche ſind ſie, wie Sohm „Der Gegen⸗ 
ſtand“ 1905 dargelegt hat, kleine Vermögensrechte, weil nicht 
ſelbſtändige Verfügungsgegenſtände repräſentierend. Ohne die 
Rechte, denen ſie entfloſſen, ſind ſie nicht ſelbſtändig abtretbar, 
auch nicht Gegenſtände der Zwangsvollſtreckung. So fallen ſie 
auch nicht unter den Begriff der „andern Vermögensrechte“ in 
Sachen 8 857 ZPO. 

Wenn nun in den hier zur Erörterung ſtehenden Fällen 
der Gläubiger doch ein Kündigungsrecht erhält ohne Succeſſion 
in das Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsrecht, ſo iſt jenes 
damit zu einem originairen, im Dienſte der Zwangs⸗ 
vollſtreckung geſtempelt zugunſten des pfändungsberechtigten 
Gläubigers, der ſein Pfandrecht am Vermögensanteil ſeines 
Schuldners erworben hat, zwar im Geſellſchaftsrecht des 
letzteren wurzelnd, aber von dieſem unabhängig gemacht in 
ſeiner konkreten Funktion. Wir haben hier alſo ein ſog. Kann⸗ 
recht des Gläubigers, ein Geſtaltungsrecht beſonderer Art, im 
Dienſte der Zwangsvollſtreckung, aus deſſen ſo eigentümlich 
gearteter Natur heraus die Entſcheidung der obengedachten 
ſtrittigen Fragen entnommen werden muß. 

Ohne daß letztere hier erſchöpfend behandelt werden ſollen, 
ſei auf einige praktiſche Konſequenzen hingewieſen: Zunächſt 
ſteht dem Gläubiger eine geſellſchaftsvertragliche Beſchränkung 
der Kündigungsfriſt nicht entgegen, denn dies, ſein Recht, iſt 
nicht abgeleitet von dem Recht ſeines Schuldners: vgl. Staub⸗ 
Pinner Anm. 5 $ 135 contra Goldmann Anm. 13 f 135 HGB. 
Sobald die Kündigung erklärt iſt, können die Geſellſchafter 
nicht mehr das Recht aus § 268 BGB. ausüben, um der 
Auflöſung zu begegnen; denn dieſe kann durch das jus offerendi 
des 8 268 BGB. überhaupt nicht beſeitigt werden — was vielfach 
überſehen iſt. Soweit das Recht aus § 141 HGB. Platz greift, 
welches den übrigen Geſellſchaftern gegeben iſt, um durch 
Beſchluß die Fortexiſtenz der Geſellſchaft im Intereſſe der 
letzteren, trotz Ausſcheidens des Exequendus zu ermöglichen — 
ſo ſagt das Geſetz nicht, in welcher Friſt ein ſolcher Beſchluß 
dem kündigenden Gläubiger mitzuteilen. Staub ⸗ Pinner 
Anm. la zu $ 141 wollen die Faſſung des Beſchluſſes und 
Erklärung an den Gläubiger „bis zum Eintritt der Auflöſung, 
alſo bis zum Ablauf des Geſchäftsjahres“, zulaſſen. Dies 
wird nach 8 135 und § 141 Abſ. 1 Satz 2 HGB. als äußerſter 
Termin zu gelten haben; auf Grund des Geſellſchaftsvertrages 
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ſtehen dem Gläubiger Einreden, die in dieſem Punkte ſein 
Recht einſchränken ſollen, nicht entgegen: Oertmann zu § 725 
BGB., Anm. 2 S. 2. Das Kündigungsrecht des Gläubigers 
unterliegt als ſolches, da kein Vermögensrecht, nicht der 
Pfändung, kann aber nach Pfändung des Gläubigeranſpruchs 
auch ſeitens des Intereſſenten der Forderungspfändung 
acceſſoriſch ausgeübt werden. 

Was als Folge der Kündigung ſich ergibt, iſt: die Aus⸗ 
einanderſetzung gemäß § 731 BGB., die Liquidation nach 
8 745 HGB., ſoweit ſolcher eben nicht durch Wirkſamkeit die 
Erhaltungsgründe des HGB. in conereto der Auflöſung der 
Geſellſchaft entgegenfteht. Soweit es ſich um die hierbei liquid 
zu ſtellenden Rechte des Geſellſchafters handelt, gegen den die 
Pfändung betrieben iſt, ſo kann aus dem Kündigungsrecht des 
Pfändungsgläubigers nicht, wie dies Staudinger a. a. O. tut, 
gefolgert werden, daß die Vertragsbeſtimmungen der Geſell⸗ 
ſchafter, welche die Auseinanderſetzung materiell regeln, dem 
Gläubiger gegenüber unwirkſam werden. Denn das materielle 
Befriedigungsrecht des Gläubigers wurzelt ganz im Rechte 
ſeines geſellſchaftlich verpflichteten Schuldners — daran ändert 
ſein eigenes Kündigungsrecht nichts. Darauf ſei zum Schluß 
hier hingewieſen. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 29. Juli bis 
10. Auguſt 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 119, 121, 925 BGB. Rechtliche Folgen der 
Divergenz zwiſchen dem übereinſtimmenden Willen und der über⸗ 
einſtimmenden Erklärung der Auflaſſungs beteiligten.] 

Der Berufungsrichter nimmt an, Kläger zu 4 und Be⸗ 
klagter zu 2 hätten in dem Auflaſſungsprotokolle vom 30. Juni 
1904 nicht bezüglich der Nonnendammwieſe, ſondern nur be⸗ 
züglich der verkauften in der Tegeler Forſt belegenen Möckritz⸗ 
wieſe eine Einigung über den Eigentumsübergang erklärt, es 
liege nicht ein Irrtum in der Erklärung des Willens vor, 
ſondern es ſei nur der Gegenſtand der Einigung unrichtig be⸗ 
zeichnet und ſei daher nach dem wahren, von beiden Beteiligten 
gemeinten Sinne der Einigungserklärungen nur die Möcekritz⸗ 
wieſe, nicht auch die von der falſchen Bezeichnung mitumfaßte 
Nonnendammwieſe gültig aufgelaſſen und in das Eigentum des 
Beklagten zu 2 übergegangen. Die Reviſion greift dieſe Aus⸗ 
führungen als rechtsirrtümlich an. Der erkennende Senat hat 
jedoch in dem Urteil vom 17. April 1907 V. 374/06 (ab⸗ 
gedruckt in JW. 07 S. 327 Nr. 3) bezüglich ſolcher Fälle, in 
denen die von den Beteiligten übereinſtimmend abgegebenen 
Auflaſſungserklärungen ſich mit dem hinſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes der Auflaſſung von den Beteiligten übereinſtimmend 
Gewollten nicht decken, in denen insbeſondere, wie vorliegend, 
die Beteiligten die Auflaſſung hinſichtlich des ganzen auf einem 
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Grundbuchblatte verzeichneten Grundbeſitzes erklärt bzw. ent⸗ 
gegengenommen haben, während nach ihrem übereinſtimmenden 
Willen nur ein beſtimmter Teil dieſes Grundbeſitzes auf⸗ 
gelaſſen werden ſollte, in Übereinftimmung mit der die Bes 
urteilung ſolcher Fälle nach früherem preußiſchen Rechte be⸗ 
treffenden ſtändigen Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 20, 225; 
28, 307; Gruchots Beitr. 34, 707; 37, 1096; 44, 993) und 
entgegen der in der Rechtslehre mehrfach vertretenen ab⸗ 
weichenden Anſicht (vgl. Staudinger Bem. A III 2 zu § 925 
BGB.; Turnau⸗Förſter Liegenſchaftsrecht 1, 292, aber auch 
S. 484) ausgeſprochen, die Divergenz zwiſchen dem über⸗ 
einſtimmenden Willen und der übereinſtimmenden Erklärung der 
Auflaſſungsbeteiligten bewirke nicht bloß, daß die Auflaſſung 
wegen Irrtums gemäß 88 119, 121 BGB. von den Bes 
teiligten angefochten werden könne, ſondern hindere das 
Zuſtandekommen einer wirkſamen Auflaſſung, alſo einer rechts⸗ 
gültigen Einigung über den Eigentumsübergang, überhaupt 
inſoweit, als die Auflaſſungserklärung hinſichtlich des zu übers 
eignenden Gegenſtandes nicht dem übereinſtimmenden Willen 
der Beteiligten entſpreche. Hiervon abzugehen liegt kein Anlaß 
vor. Iſt insbeſondere, wie vorliegend, nur ein Teil des auf 
einem Grundbuchblatte verzeichneten Grundbeſitzes Gegenſtand 
des Veräüßerungs⸗ bzw. Erwerbswillens der Beteiligten, die 
Auflaſſung aber in der irrtümlichen Annahme, daß nur jener 
Teil auf dem Grundbuchblatt eingetragen ſtehe, hinſichtlich des 
ganzen Grundbeſitzes erklärt bzw. entgegengenommen worden, 
ſo iſt nach dem maßgeblichen Sinne, den die Beteiligten den 
Auflaſſungserklärungen übereinſtimmend beigelegt haben, in 
Wahrheit nur hinſichtlich jenes Teils rechtsgültig die Auflaſſung 
erklärt und die Übereignung entgegengenommen. Es iſt dann 
einesteils in dieſer Beziehung rechtlich bedeutungslos, daß die 
Auflaſſungserklärungen ihrem Wortſinne nach den übrigen auf 
dem Grundbuchblatte ſonſt noch verzeichneten Grundbeſitz mit⸗ 
umfaſſen, und liegt anderenteils hinſichtlich dieſes anderen 
Grundbeſitzes tatſächlich nur ein Schein, nicht die Wirklichkeit 
einer Einigung über den Eigentumsübergang vor. Hiernach 
hat der Berufungsrichter mit Recht angenommen, daß durch 
die Auflaſſung vom 30. Juni 1904 zwar das Eigentum an der 
durch den Vertrag vom 1. März 1904 von den Klägern ver⸗ 
kauften Möckritzwieſe, nicht aber auch das Eigentum an der 
nicht verkauften Nonnendammwieſe übertragen worden iſt. 
W. u. Gen. c. K. u. Gen., U. v. 6. Juli 07, 600/06 V. — Berlin. 

2. 88 243, 276, 459 ff. BGB. Beweislaſt bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen für die ſchuldhafte Lieferung einer der Gattung 
nach beſtimmten mangelhaften Sache.] 

Das Berufungsgericht geht rechtlich zutreffend davon aus, 
daß der Verkäufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache 
bei ſchuldhafter Lieferung einer mangelhaften Sache dem 
Käufer zum Erſatze des demſelben durch den Mangel ver⸗ 
urſachten Schadens aus dieſem Verſchulden verpflichtet iſt. Daß 
dem Kläger durch die Lieferung von indiſchem Mais, in welchem 
ſich giftige Rizinuskörner befanden, ſeitens der Beklagten der 
eingeklagte Schaden entſtanden iſt, indem mehrere Pferde der 
Abnehmer desſelben infolge der Fütterung mit dieſem Mais 
verendeten, und er dieſen den dadurch entſtandenen Verluſt hat 
bezahlen müſſen, iſt nicht ſtreitig. Auch über die objektive 
Mangelhaftigkeit der zu Futterzwecken beſtimmten Ware gemäß 
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§ 243 BGB. kann ein Zweifel nicht beſtehen. Die Beklagten 
haben dagegen beſtritten, daß ihnen bei Lieferung der einen 
Teil einer größeren Sendung bildenden Ware ein Verſchulden 
zur Laſt falle. Das Berufungsgericht hat demgegenüber ange⸗ 
nommen, die Beklagten hätten hinſichtlich der in Frage ſtehenden 
Lieferung die Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt eines ordentlichen Kaufmanns zu vertreten gehabt; angeſichts 
der Vertragswidrigkeit der Lieferung treffe ſie hierfür die 
Beweislaſt; dieſer Beweispflicht hätten ſie, wie näher 
dargelegt wird, nicht genügt; daher ſei der Klageanſpruch be⸗ 
gründet. Dieſer rechtlichen Annahme kann indeſſen für das Recht 
des BGB. nicht beigepflichtet werden. Richtig iſt, daß von der 
früheren Rechtſprechung ſowohl des preußiſchen OTr., als des 
ROHG. und des RG. angenommen wurde, daß bei mangel⸗ 
hafter Vertragserfüllung, insbeſondere der vertragswidrigen 
Lieferung von Waren der Verkäufer, um ſich von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Erfüllungsintereſſes frei zu machen, 
ſich zu entlaſten habe, daß er nachzuweiſen habe, er ſei 
ungeachtet gehöriger Sorgfalt nicht in der Lage geweſen, ver⸗ 
tragsmäßig zu erfüllen (OTr. 74, 153; ROHG. 14, 15; 
15, 293; RG. 21, 205; 22, 172; 25 S. 113, 114; Bolze I 
Nr. 477; Staub 6/7. Aufl. zu S 347 Anm. 16). Dieſe Recht⸗ 
ſprechung, die auf der dem Standpunkt des PrAL R. entnom⸗ 
menen Auffaſſung beruhte, daß ſchon die vertragswidrige und 
mangelhafte Erfüllung an ſich der Regel nach als eine von 
dem Verpflichteten verſchuldete anzuſehen ſei, kann für das 
BGB. als rechtlich zutreffend nicht erachtet werden. Dasſelbe 
hat die Gewährleiſtungsfolgen wegen Mängel der Sache in 
den SS 459 ff. lediglich an die Tatſache der objektiven Mangel⸗ 
haftigkeit ohne Rückſicht auf die Frage der ſubjektiven Ver⸗ 
ſchuldung geknüpft. Die bereits oben erwähnte Rechtſprechung, 
welche neben den Gewährleiſtungsanſprüchen im Falle der 
ſchuldhaften Lieferung einer nur der Gattung nach beſtimmten 
mangelhaften Sache dem Käufer auch einen Anſpruch auf Erſatz 
des ihm infolge der Mangelhaftigkeit entſtandenen Schadens 
zuerkennt, gründet ſich im weſentlichen auf den in $ 276 BGB. 
ausgeſprochenen Grundſatz, daß der Schuldner mangels ander⸗ 
weiter Beſtimmung Vorſatz und Farläſſigkeit zu vertreten habe, 
indem angenommen wird, daß dieſe Vertretungspflicht „nicht 
anders verwirklicht werden könne, als daß der Schuldner dem 
anderen Teile den Schaden erſetze, der demſelben durch ſein 
vorſätzliches oder fahrläſſiges Handeln entſtanden ſei“ (RG. 
52, 19). Nach dieſer rechtlichen Konſtruktion bildet aber dieſes 
vorſätzliche oder fahrläſſige Handeln einen beſonderen und ſelb⸗ 
ſtändigen Grund des Schadenserſatzanſpruchs, den derjenige, der 
ihn erhebt, zu beweiſen hat (Staub⸗Könige 8. Aufl. zu §S 377 
Anm. 130). Daß in vielen Fällen das Verſchulden ſchon in der 
bei der Lieferung ſelbſt nicht beobachteten Sorgfalt tatſächlich 
gefunden werden mag, kann an dieſer nach dem BGB. ſich 
ergebenden rechtlichen Sachlage bezüglich der Frage der Beweis⸗ 
laſt nichts ändern. Das Berufungsgericht iſt daher bei der Be⸗ 
urteilung der für den Klageanſpruch auf Schadenserſatz ent⸗ 
ſcheidenden Schuldfrage von einer rechtlich nicht zutreffenden 
Verteilung der Beweislaſt ausgegangen, und auch ſoweit die 
Ausführungen desſelben für die poſitive Annahme eines Ver⸗ 
ſchuldens der Beklagten bei Lieferung des mit giftigen Rizinus⸗ 
körnern durchſetzten Maiſes an den Kläger zu ſprechen ſcheinen, 
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bleibt es zweifelhaft, ob dieſe Annahme nicht durch jene recht⸗ 
lich unzutreffende Auffaſſung beeinflußt wurde. Das angefochtene 
Urteil mußte daher aufgehoben, die Sache ſelbſt aber zur er⸗ 
neuten Verhandlung und Entſcheidung über dieſen Punkt, wobei 
davon auszugehen ſein wird, daß die Beweislaſt für das Ver⸗ 
ſchulden der Beklagten den Kläger trifft, an das Berufungs⸗ 
gericht zurückverwieſen werden. W. c. St., U. v. 9. Juli 07, 
115/07 II. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

3. 88 766, 850 ZPO. Unanwendbarkeit dieſer Vorſchrift 
bei Einwendungen, die gegen das Forderungsrecht gerichtet ſind.] 

Der Klägerin ſteht gegen den Beklagten zu 1 eine ihr 
durch rechtskräftiges Urteil des LG. in Frankfurt a. M. vom 
19. Dezember 1901 zugeſprochene Forderung von 27 608 Mark 
nebſt Zinſen zu. Die Beklagte zu 2 iſt als Bürgin des Be⸗ 
klagten zu 1 durch rechtskräftiges Urteil desſelben Gerichts vom 
17. Dezember 1901 zur Zahlung von 17 500 Mark an die 
Klägerin verurteilt worden. Die Zwangsvollſtreckung gegen 
beide Schuldner hat zu einer Befriedigung der Klägerin nicht 
geführt. Durch einen mit den Beklagten zu 1 und 2, deren 
Ehe damals noch beſtand, am 8. Januar 1900 geſchloſſenen 
ſchriftlichen Vertrag hatte ſich der Beklagte zu 3, Vater der 
Beklagten zu 2, verpflichtet, dieſer „weiterhin als elterliche Bei⸗ 
hilfe und als Alimente eine Rente zu bewilligen, und zwar für 
die Jahre 1900 und 1901 eine Rente von monatlich 333,34 Mark, 
am 1. eines jeden Monats pränumerando zahlbar, für die 
ſpäteren Jahre eine ſolche von je 300 Mark monatlich, in 
gleicher Weile zahlbar ... Dabei hatte ſich der Beklagte 
zu 3 vorbehalten, zu jedem beliebigen Zeitpunkte dieſe Renten⸗ 
verpflichtung durch Zahlung eines Kapitals von 50 000 Mark 
abzulöſen. Auch war in dem Vertrage beſtimmt, daß Renten⸗ 
und Ablöſungskapital Vorbehaltsgut der Beklagten zu 2 bilden 
und „jedes Verwaltungs⸗, Nutznießungs⸗ und Verfügungsrecht 
ihres Ehemannes ausgeſchloſſen“ ſein ſollte, ſowie ferner, daß 
„ſowohl die ... Renten als auch außer und neben denſelben 
das zur Ablöſung künftiger Rentenbeträge . . . gezahlte Ab⸗ 
findungskapital von 50 000 Mark .. . auf den demnächſtigen 
Erbteil und Pflichtteil der Frau Luiſe S. geb. Peter in Anrechnung 
zu bringen“ ſeien. Durch notariellen Vertrag vom 10. Sep⸗ 
tember 1901, in deſſen Einleitung die Beklagten zu 1 und 2 
erklärten, ſich für den Fall der Scheidung ihrer Ehe bezüglich 
der vermögensrechtlichen Folgen im voraus geeinigt zu haben, 
überließ die Beklagte zu 2 für den gedachten Fall die Er⸗ 
ziehung der aus der Ehe hervorgegangenen Kinder, der Be⸗ 
klagten zu 4, ausſchließlich dem Beklagten zu 1; zugleich trat 
fie dieſem „ihren Anſpruch gegen ihren Vater ... auf Zahlung 
einer Rente von monatlich 300 Mark bzw. nach deſſen Wahl 
auf Zahlung von 50 000 Mark. . . zu ½ öder zu zahlenden 
Beträge ...“ ab und erklärte ſich „für die Valuta im 
Wege der Abrechnung der ehe⸗ und güterrechtlichen Verhältniſſe 
befriedigt“. Am 14. Auguſt 1902 wurde, nachdem inzwiſchen 
die Ehe rechtskräftig geſchieden worden war, zwiſchen dem Be⸗ 
klagten zu 1 und dem Beklagten zu 3 ein ſchriftlicher Vertrag 
geſchloſſen, durch den der Beklagte zu 1 unter der Erklärung, 
er ſei „augenblicklich nicht in der Lage, in ſachgemäßer, dem 
Wohle und den Intereſſen“ der Beklagten zu 4 „dienenden 
Weiſe für deren Erziehung Sorge zu tragen“, das Erzichungs⸗ 
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recht dem Beklagten zu 3 überließ. Zugleich erklärte der Be⸗ 
klagte zu 1, daß er „mit Rückſicht hierauf ... auf die ihm 
laut notariellen Vertrags vom 10. September 1901 zukommende 
Rente von 100 Mark monatlich zugunſten der Kinder Margarete 
und Ludwig S.“ verzichte. Andererſeits erklärte der Beklagte 
zu 3, daß er „dieſe monatliche Rente von 100 Mark zugunſten 
der beiden Kinder in irgend einer Wertanlage ... anlegen“ 
werde. Schon vor Abſchluß dieſes Vertrages war durch Be⸗ 
ſchluß des AG. in Frankfurt a. M. vom 24. März 1902 wegen 
des Anſpruchs der Klägerin aus dem Urteile vom 17. Dezember 
1901 die der Beklagten zu 2 aus dem Vertrage vom 8. Januar 
1900 gegen den Beklagten zu 3 zuſtehende Rentenforderung, 
inſoweit ſie den Betrag von 1 500 Mark jährlich überſteigt, 
auf Höhe von 17 500 Mark nebſt Koſten für die Klägerin ge⸗ 
pſändet und dieſer zur Einziehung überwieſen worden. Außer⸗ 
dem iſt, nach Erhebung der gegenwärtigen Klage, durch Beſchluß 
desſelben AG. vom 23. Januar 1903 wegen ihres Anſpruchs 
gegen den Beklagten zu 1 aus dem Urteile vom 19. Dezember 
1901 die dem Beklagten zu 1 gegen den Beklagten zu 3 auf 
Grund der Verträge vom 8. Januar 1900 und 10. September 
1901 zuſtehende Rentenforderung von monatlich 100 Mark mit 
Wirkung vom 1. Januar 1902 an für die Klägerin gepfändet 
und ihr zur Einziehung überwieſen worden. Die Verträge vom 
10. September 1901 und 14. Auguſt 1902 hat die Klägerin 
mittels der gegenwärtigen Klage auf Grund des Geſetzes vom 
21. Juli 1874 / 20. Mai 1898 — RGBl. 98, 709 — als ihr 
gegenüber unwirkſam angefochten. In der Berufungsinſtanz 
iſt Beklagter zu 3 verurteilt. Auf deſſen Reviſion hob das RG. 
auf und wies die Sache an das Berufungsgericht zurück. — 
Der Beklagte zu 3 — Peter — hatte unter anderem gegen 
die Klage geltend gemacht, daß der Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß, auf den ſich die Klägerin berufe, unwirkſam 
ſei, weil die Rentenforderung der Pfändung nicht unterliege, da 
ſie nichts anderes ſei, als der durch Vertrag geregelte, auf 
geſetzlicher Vorfchrift beruhende Unterhaltsanſpruch der Tochter 
gegen ihren Vater (8 850 Abſ. 1 Ziff. 2 38D.) Das 
Berufungsgericht hat dieſe Einrede für ſachlich unbegründet 
erklärt, weil nach ſeiner Feſtſtellung die Rente als Ausſtattung 
verſprochen, der Anſpruch auf die einzelnen Rentenbeträge alſo 
nicht Unterhaltsanſpruch ſei. Abgeſehen hiervon hat das 
Berufungsgericht aber auch ausgeführt, daß dem Beklagten 
Peter, wenn er als Drittſchuldner die Einwendung aus 
8 850 a. a. O. überhaupt erheben könne, hierzu nur derſelbe 
Weg offen ſtehe, den die Schuldnerin ſelbſt dafür haben würde, 
nämlich der durch $ 766 ZPO. geordnete Weg der Vor⸗ 
ſtellung bei dem Vollſtreckungsgerichte und gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidung der Weg der Beſchwerde. Dieſe Ausführung iſt 
bezüglich der in 8 850 vorgeſchriebenen prozeſſualen Be 
ſchränkungen der Pfändbarkeit nicht zu beanſtanden. Sie ſteht 
mit der Rechtſprechung des RG. in Einklang; es genügt der 
Hinweis insbeſondere auf die Urteile vom 29. Oktober 1894, 
RG. 34, S. 380 — 381, vom 22. Oktober 1897, RG. 40, 366, 
vom 29. Oktober 1900, JW. 00, 839°. Der Beklagte, Peter, 
hatte aber die Unpfändbarkeit nicht allein auf die prozeſſuale 
Beſtimmung des § 850 a. a. O. gegründet, ſondern er hatte 
fie auch aus feiner eigenen materiellen Rechts 
ſtellung hergeleitet, indem er, wie aus feinem in den Tat⸗ 
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beftänden der Urteile der Vorinſtanzen wiedergegebenen Bors 
bringen zu entnehmen iſt, geltend machte, daß er durch den 
Vertrag vom 8. Januar 1900 ſeiner Tochter nur eine an ihre 
Perſon geknüpfte, höchſtperſönliche Forderung eingeräumt habe, 
zu Leiſtungen daraus alſo nur an ſie, nicht an Dritte, ver⸗ 
pflichtet ſein könne. Damit machte der Beklagte nicht das 
geltend, was in $ 766 ZPO. als Anträge, Einwendungen, 
und Erinnerungen, welche die Art und Weiſe der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ... betreffen, bezeichnet und auf den dort geordneten 
Weg gewieſen iſt, ſondern er erhob eine Einwendung gegen 
das Forderungsrecht ſelbſt, wie es die Klägerin auf 
Grund der Pfändung und Überweiſung nunmehr in ihrer 
Perſon glaubt geltend machen zu können. Auf eine Ein⸗ 
wendung dieſer Art bezieht ſich die vorhin erwähnte Recht⸗ 
ſprechung des RG. nicht. Es iſt kein geſetzlicher Grund vor⸗ 
handen, aus dem dieſe Einwendung nicht im Progeſſe ſollte 
erhoben werden können. Sie bedurfte deshalb ſachlicher 
Prüfung und Entſcheidung, die das Berufungsurteil vermiſſen 
Soll dieſe Prüfung etwa in dem in den Entſcheidungs⸗ 
gründen (Blatt 456) enthaltenen Satze: „Eine analoge An⸗ 
wendung der Grundſätze über den Baugeldvertrag iſt ſchon 
wegen der Beſonderheiten, die ſich aus der Natur dieſes Ver⸗ 
trages ergeben, ausgeſchloſſen,“ erblickt werden, ſo wird damit 
jedenfalls nicht das getroffen, worauf es ankommt. Nicht 
lediglich auf dem Geſichtspunkt einer entſprechenden Anwendbarkeit 
der Grundſätze vom Baugeldvertrage, ſondern vor allem nach 
der eigenen Natur des von dem Beklagten, Peter, geltend 
gemachten Rechts war die Einrede zu prüfen. Zur Nachholung 
dieſer Prüfung auf Grund erneuter mündlicher Verhandlung 
mußte hiernach, unter entſprechender Aufhebung des angefochtenen 
Urteils, die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen 
werden. Dieſes wird im Zuſammenhange mit dem behaupteten 
höchſt perſönlichen Charakter der Rentenforderung auch zu 
unterſuchen haben, ob nicht die Vorausſetzung des 8 399 BGB. 
zutrifft, und welche Beurteilung ſich, bejahendenfalls, daraus 
für die Einrede des Beklagten, Peter, ergibt, wobei freilich auch 
die Beſtimmung des 8 851 Abſ. 2 ZPO. zu berüdfichtigen 
fin wird. P. L. c. S. u. Gen., U. v. 21. Juni 07, 
410/06 VII. — Frankfurt. 

Handelsgeſetzbuch. 

4. 8 70 HGB. Entlaſſungsgründe, die ſich vor der 
Anſtellung des Handlungsgehilfen ereignen.] 

Die Reviſion rügt Verletzung des 8 70 HGB. Hinſichtlich 
des 8 70 HGB. wird geltend gemacht, daß Gründe, die ſich 
vor der Anſtellung eines Handlungsgehilfen ereignet hätten, 
nur als Anfechtungsgründe wegen Irrtums, nicht aber als 
Entlaſſungsgründe gemäß 8 70 HGB. dienen könnten. Zwar 
iſt es richtig, daß dieſe Meinung in der handelsrechtlichen 
Literatur vertreten wird (Düringer⸗Hachenburg, HGB., 8 70 
Anm. I; Horwitz, das Recht des Handlungsgehilfen, 2. Aufl. 
829 Ziff. II 5), und daß fie auch bei Staub, HGB., 8. Aufl. 
an einer Stelle (8 70 Anm. 8) zum Ausdruck kommt (anders 
dagegen 8 70 Anm. 24). Ihr kann aber nicht zugeſtimmt 
werden, und ihr wird auch in Wiſſenſchaft und Praxis über⸗ 
wiegend widerſprochen (Makower, HGB., 8 70 Anm. Ia; 
Goldmann, HGB., I S. 336; Planck, BGB., II S 626 
Anm. 3b; Staudinger, BGB., II S 626 Anm. ILS; 
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Oertmann, Schuldverhältniſſe, 8 626 Anm. 4; RG. in 
JW. 00, 624). Das Geſetz gewährt die Befugnis friſtloſer 
Kündigung, wenn „ein wichtiger Grund vorliegt“. Es wird 
alſo nichts weiter verlangt, als daß während der Dauer des 
Dienſtvertrags eine Störung des normalen, durch den Dienſt⸗ 
vertrag geſchaffenen Verhältniſſes zwiſchen Prinzipal und Ge⸗ 
hilfen eintritt. Dieſe Störung kann auch in einem Ereigniſſe 
ihren Grund haben, das ſchon vor der Anſtellung liegt, ſofern 
nur ſeine Wirkungen ſich auf die Zeit der Vertragsdauer hinein 
erſtrecken und derartige ſind, daß dem anderen Teile die Fort⸗ 
ſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht weiter zuzumuten iſt. Daß 
eine vor der Anſtellung erlittene zweijährige Zuchthausſtrafe 
des Angeſtellten wegen Bandendiebſtahls, die dem Prinzipal 
nachträglich bekannt wird, eine ſolche Wirkung äußern kann, iſt 
nicht zu bezweifeln. T. c. C., U. v. 12. Juli 07, 466/06 III. 
— Berlin. 

Wechſelordnung. 

5. Art. 23 und 82 WO. Der Zeichner eines Blanko⸗ 
akzepts haftet dem gutgläubigen Erwerber des ihn legitimierenden 
ausgefüllten oder von ihm gutgläubig ausgefüllten Akzepts nach 
Wechſelrecht.] 

Der Beklagte wurde laut Urteil des LG. vom 29. Mai 1905 
aus einem von ihm angenommenen, von Frau Anna v. D. aus⸗ 
geſtellten und an die Klägerin indoſſierten bei Sicht fälligen 
Wechſel über 5000 Mark im Wechſelprozeſſe unter Vorbehalt 
ſeiner Rechte zur Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen und 
Koſten verurteilt. Im Nachverfahren beantragte der Beklagte 
die Aufhebung dieſes Urteils und die Abweiſung der Klage, 
indem er unter anderem einwendete, v. D. und R. hätten ihn 
(Beklagten) bewuchert und die Ausſtellerin des Wechſels wie 
die Klägerin gewußt, wie v. D. den Wechſel erhalten habe. 
Das LG. hielt das im Wechſelprozeß ergangene Urteil aufrecht. 
Es nahm an, daß die Einrede des Wuchers Frau v. D. oder 
R. nicht entgegenſtehe. Der Berufungsrichter wies die Klage 
ab. RG. hob auf und wies die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurück: Das OLG. hat die Klage auf Grund der Ein⸗ 
rede des Wuchers abgewieſen. Es hält für erwieſen, daß v. D. 
von dem Beklagten den mit deſſen Akzept verſehenen und im 
übrigen mit Ausnahme des Ausſtellervermerks ausgefüllten 
Klagewechſel am 15. Dezember 1903 erhalten und am 7. März 
1904 ſeiner Ehefrau geſchenkt und dieſe ihn am folgenden Tage 
als Ausſtellerin unterſchrieben habe. Es ſtellt weiter feſt, daß 
alsdann v. D., als Generalbevollmächtigter ſeiner Ehefrau, den 
von ihr mit ihrem Indoſſament auf die Klägerin verſehenen 
Wechſel, um ihn zu Gelde zu machen, dem Viehhändler R. 
übergeben oder überſendet, der ihn mit Brief vom 17. März 1905 
an die Klägerin eingeſandt habe, aus dem ſich ergebe, daß ſie 
trotz des auf dem Wechſel befindlichen Vollindoſſaments ihn 
nur im Auftrage und für Rechnung der Indoſſantin habe 
geltend machen ſollen. (Vgl. RGZ. 11, 9; 36, 55; 41, 115.) 
Das OLG. führt weiter aus, der Ehemann v. D. als Nehmer 
eines bis auf den Namen des Ausſtellers ausgefüllten Blanko⸗ 
akzepts habe für ermächtigt gegolten, entweder durch die Unter⸗ 
ſchrift ſeines eigenen Namens einen vollſtändigen Wechſel her⸗ 
zuſtellen oder den Wechſel mit der gleichen Ermächtigung an 
einen brüten Nehmer weiter zu geben. Hieraus folgt jedoch 
nur, daß durch die ſchenkungsweiſe erfolgte Übergabe des Blanko⸗ 
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akzepts an die Ehefrau v. D. auch die Befugnis ihres Ehe⸗ 
mannes zur Ausfüllung des Wechſels auf ſie übergegangen 
war und ſie bis zur Aus füllung ſich die in deſſen Perſon 
begründeten Einreden gefallen laſſen mußte. Dagegen verſtößt 
die Annahme des OL G., daß ihr dieſelben ſchlechthin — alſo 
auch nach gutgläubiger Zeichnung des Wechſels mit der Aus⸗ 
ſtellerunterſchrift — entgegengeſetzt werden könnten, gegen den 
vom RG. ſtändig anerkannten Rechtsgrundſatz, daß der Zeichner 
eines Blankoakzepts dem gutgläubigen Erwerber des ihn legiti⸗ 
mierenden ausgefüllten oder von ihm gutgläubig ausgefüllten 
Akzepts nach Wechſelrecht haftet, ſo daß Einreden gegen dieſen 
nur nach Maßgabe des Art. 82 WO. erhoben werden können 
(vgl. RGZ. 19, 137). Hat der Erwerber feine Unterſchrift 
als Ausſteller gutgläubig auf den Wechſel geſetzt, ſo haftet 
ihm der Blankoakzeptant nach Art. 23 Abſ. 2 WO. (vgl. das 
Urteil des erkennenden Senats vom 27. März 1907 i. S. 
Asperger gegen Vogel I 531/06). Die nach Anſicht des OLG. 
gegen den Ehemann v. D. begründete Einrede des Wuchers 
trifft daher nicht ohne weiteres auch die Ehefrau v. D., ſondern 
nur gemäß Art. 82 WO. Die hierauf ſich beziehenden Be⸗ 
hauptungen des Beklagten, daß die Ehefrau v. D. von der 
durch ihren Ehemann erfolgten wucherlichen Ausbeutung des 
Beklagten Kenntnis gehabt oder ſich als vorgeſchobene Perſon 
beteiligt habe, mußten daher, weil für die rechtliche Beurteilung 
erheblich, von dem OLG. erörtert werden. Seine Entſcheidung 
verletzt die Art. 23 (Abſ. 2) und 82 WO. und unterliegt der 
Aufhebung, obwohl im übrigen ſeine die Einrede des Wuchers 
betreffenden Ausführungen einen Verſtoß gegen Rechtsnormen 
nicht erkennen laſſen. Hiernach hatte gemäß 8 565 ZPO. 
die Zurückverweiſung der Sache an das Berufungsgericht zu 
erfolgen. G. & H. c. v. B., U. v. 3. Juli 07, 537/06 I. — 
Dresden. 

6. Art. 91 Satz 2 WO. Auslegung dieſer Vorſchrift.] 

Am 10. Auguſt 1905 zog der Kommiſſionär Ernſt Hoyler 
in Stuttgart einen an eigene Order lautenden, am 5. No⸗ 
vember 1905 zahlbaren Wechſel über 1 500 Mark auf den da⸗ 
mals in Stuttgart, jetzt in Straßburg wohnhaften Bäckermeiſter 
Max Fink, und dieſer akzeptierte den Wechſel. Von Hoyler 
gelangte der Wechſel nacheinander durch Blankoindoſſamente an 
den Wirt Friedrich Löffler, den Wirt Karl Scheer, an den 
Kläger und ſchließlich an den Bankier Wolff Gumbrich. Dieſer 
gab ihn durch Vollindoſſament an die Firma Mayer Bock jr., 
dieſe an die Mitteldeutſche Kreditbank und dieſe an die Reichs⸗ 
bankhauptſtelle in Stuttgart. Vor Weiterbegebung des Wechſels 
ſetzte Gumbrich im Einverſtändniſſe mit Fink unter die auf 
dieſen in Stuttgart, Mönchſtraße 12, lautende Adreſſe den Ver⸗ 
merk: „zahlbar bei dem Zentralbureau in Stuttgart, Eberhard⸗ 
ſtraße 43“. Bei Verfall löſte der Kläger den Wechſel, nach⸗ 
dem er die Mitteilung erhalten hatte, daß dieſer von dem 
Akzeptanten Fink nicht bezahlt würde, ohne Proteſt ein. Am 
7. November 1905 begab er ſich dann in die Geſchäftsräume 
des Beklagten, um dieſen mit der Proteſterhebung zu beauf⸗ 
tragen. Den Auftrag nahm aber nicht der Beklagte perſönlich, 
ſondern deſſen Aſſiſtent Sommer, ein Gehilfe im Sinne des 
Art. 96 Württ. AGBGB. entgegen, und Sommer führte ihn 
auch aus. Er erhob aber den Proteſt nur an der nachträglich 
beigefügten Zahlſtelle, dem „Zentralbureau“ in Stuttgart, 
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Eberhardſtraße 43. Auf Grund dieſes Proteſtes erhob der 
Kläger, nachdem er auf dem Wechſel ſein und ſeiner Nach⸗ 
männer Indoſſamente hatte durchſtreichen laſſen, gegen Fink, 
Hoyler, Zeitler, Löffler und Scheer Klage. Fink, Hoyler und 
Zeitler wurden durch rechtskräftig gewordene Verſäumnisurteile 
als Geſamtſchuldner verurteilt und zwar Hoyler und Zeitler 
zur Zahlung von 1 505 Mark nebſt 6 vom Hundert von 
1500 Mark ſeit dem 5. November 1905, Fink zur Zahlung 
von 1 500 Mark nebſt 6 vom Hundert Zinſen ſeit dem 
6. Dezember 1905. Scheer und Löffler machten gegen den 
Rückgriffsanſpruch geltend, der im Geſchäftslokale des Zentral⸗ 
bureaus erhobene Proteſt ſei ihnen gegenüber ungültig, weil 
der Vermerk „zahlbar bei dem Zentralbureau“ erſt nachträglich 
ohne ihr Wiſſen und Wollen beigefügt worden ſei; der Proteſt 
ſei aber überhaupt ungültig, weil bei der Proteſtaufnahme die 
Nachindoſſamente nicht durchſtrichen geweſen ſeien und der 
Kläger deshalb zur Proteſterhebung nicht wechſelmäßig legitimiert 
geweſen ſei. Aus dem zuletzt angeführten Grunde iſt die Klage 
gegen Löffler und Scheer rechtskräftig abgewieſen worden. 
Die Verurteilten Fink, Hoyler und Zeitler beſitzen weder 
jetzt Vermögen noch haben ſie ſolches zur Zeit der Fälligkeit 
des Wechſels oder ihrer Verurteilung beſeſſen, während 
Scheer und Löffler nach der Behauptung des Klägers 
zur Zahlung der Wechſelſumme und der Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits imſtande ſein würden. Der Kläger verlangt des⸗ 
halb, weil er nicht in die Lage gekommen ſei, dieſe 
beiden Indoſſanten mit Erfolg im Wege des Rückgriffs 
auf Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen und Proteſt⸗ 
koſten in Anſpruch zu nehmen, von dem Beklagten Erſatz des 
Schadens in Höhe dieſer Beträge und der Koſten des verlorenen 
Rechtsſtreits. Er machte geltend: der Proteſtbeamte ſei auf 
Grund des zwiſchen ihm, Kläger und dem Beklagten ab⸗ 
geſchloſſenen Dienſtvertrages verpflichtet geweſen, vor der 
Proteſterhebung den wechſelmäßigen Ausweis ſeiner, des Klägers, 
Erteilung des Auftrages zur Proteſtaufnahme zu prüfen 
und die Durchſtreichung der dieſem Ausweiſe entgegenſtehenden 
Indoſſamente zu veranlaſſen. Da der Aſſiſtent des Beklagten 
dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen ſei, ſo liege eine Fahr⸗ 
läſſigkeit vor, die den eingetretenen Schaden verurſacht habe 
und für die der Beklagte nach 8 278 BGB. hafte. Die nach⸗ 
trägliche Beifügung der Zahlſtelle ſei mit Wiſſen und Willen 
ſämtlicher Wechſelverpflichteten erfolgt, keinesfalls aber hätten 
Scheer und Löffler hieraus einen Einwand gegen den Rück⸗ 
griffsanſpruch entnehmen können, weil jedenfalls der Akzeptant, 
Fink, damit einverſtanden geweſen ſei. Der Kläger hat die 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 1968 Mark 78 Pf. 
nebſt Zinſen beantragt. In I. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen, 
in II. Inſtanz iſt der Beklagte zum größten Teil verurteilt. 
Das RG. hob auf und beſtätigte die Abweiſung der Klage: 
Zunächſt wurde dargelegt und näher begründet, daß die von dem 
Kläger bemängelte Zuläſſigkeit der Reviſion nach 8547 Nr. 2380. 


in Verbindung mit § 70 GVG. und Art. 8 Nr. 3 Württ AO. 


zu dieſem vom 24. Januar 1879 keinem Bedenken unterliege. 
In der Sache wurde die Reviſion des Klägers für begründet 
erachtet. Der Beklagte hat u. a. den Einwand erhoben, daß 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Unwirkſamkeit des 
erhobenen Proteſtes und dem dem Kläger erwachſenen Schaden 


36. Jahrgang. 


dadurch ausgeſchloſſen geweſen ſei, daß dieſem überhaupt kein 
Rückgriffsrecht gegen ſeine allein zahlungsfähigen Vormänner 
Scheer und Löffler deshalb zugeſtanden habe, weil die Be⸗ 
zeichnung der Zahlſtelle auf dem Wechſel „zahlbar bei dem 
Zentralbureau in Stuttgart, Eberhardſtraße 43“ erſt nach⸗ 
träglich ohne Genehmigung oder Zuſtimmung jener beiden 
Vormänner eingetragen worden ſei, und der Wechſel nur an 
dieſer Stelle, nicht aber im Geſchäftslokale des Akzeptanten 
Fink in Stuttgart, Mönchſtraße 12, das ſich aus der Wechſel⸗ 
adreſſe ergeben habe, proteſtiert worden ſei. Das Berufungs⸗ 
gericht hat dieſen Einwand, den das LG. für durchgreifend 
erachtet hatte, aus folgenden Gründen verworfen: Bei nach⸗ 
träglichen einſeitigen Veränderungen des Wechſelinhalts hafte 
jeder Unterzeichner einer Wechſelerklärung nur nach Maßgabe 
desjenigen Inhaltes, den der Wechſel zur Zeit der Abgabe 
ſeiner Unterſchrift gehabt oder nachträglich mit ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung erhalten habe. Die Beifügung einer bloßen Zahlſtelle, 
im Gegenſatze zur Beifügung eines wirklichen Domizilvermerks 
habe nun die Wirkung, daß der Wechſel an der Zahlſtelle, aber 
nicht deren Inhaber, ſondern dem Bezogenen ſelbſt zur Zahlung 
vorzulegen, und, wenn fie nicht erfolge, zu proteſtieren ſei. 
Der Grund zur nachträglichen Beifügung der Zahlſtelle habe 
nun darin gelegen, daß der Bezogene, Fink, vor Verfall des 
Wechſels ſeine Wohnung in Stuttgart aufgegeben habe und 
nach Straßburg verzogen ſei, und daß deshalb zwiſchen 
dem Kläger, dem Akzeptanten, Fink, und einer Reihe weiterer 
an dem Wechſel beteiligter Perſonen die Bewerkſtelligung der 
Zahlung in Stuttgart dergeſtalt vereinbart worden ſei, daß 
Fink verſprochen habe, das Geld zur Einlöſung des Wechſels 
dem Zentralbureau zu überſenden. Die Beifügung ſei nach 
dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme ohne Wiſſen und Willen 
Löfflers erfolgt und dafür, daß Scheer damit einverſtanden 
geweſen ſei oder ſie nachträglich genehmigt habe, ſei kein 
Beweis erbracht. Hiernach könne zunächſt kein Zweifel darüber 
fein, daß Fink ſich damit einverſtanden erklärt habe, es ſolle 
der Wechſel mit Wirkung für und gegen ihn auf dem Zentral⸗ 
bureau zur Zahlung vorgezeigt werden. Da er aber auch wohl 
gewußt habe, daß der Wechſel, wenn auf Vorzeigen keine 
Zahlung erfolgen würde, werde proteſtiert werden, ſo müſſe in 
ſeiner Zuſtimmung zur Beifügung der Zahlſtelle zugleich eine 
Erklärung ſeines Einverſtändniſſes damit gefunden werden, daß 
der Wechſel für den Fall, daß er nicht eingelöſt werde, an 
dieſer Zahlſtelle proteſtiert werde. Nach Art. 91 Satz 2 
WO. könne aber die Präſentation eines Wechſels und die 
Proteſterhebung dann in einem anderen Lokale als dem 
Geſchäftslokale oder der Wohnung des Bezogenen erfolgen, 
wenn der Proteſtat damit einverſtanden ſei. Da nun nach 
dem Ausgeführten die Proteſtaufnahme in den Räumen des 
Zentralbureaus im Einverſtändniſſe mit dem Proteſtaten, Fink, 
habe erfolgen ſollen, und da dieſem Einverſtändniſſe Rechts⸗ 
wirkſamkeit gegen alle Wechſelverpflichteten zukomme, jo hätte 
der aufgenommene Proteſt genügt, als Grundlage der gegen 
Scheer und Löffler erhobenen Rückgriffsanſprüche zu dienen, 
wenn er nicht wegen des Mangels des Ausweiſes des Klägers 
als Eigentümers des Wechſels rechtsunwirkſam geweſen wäre. 
Gegen dieſen Teil der Begründung des Berufungsurteils erhebt 
die Reviſion mit Recht die Rüge der Verletzung des Art. 91 
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WI. Daß die nach Wechſelrecht bei einer beſtimmten Perſon 
vorzunehmenden Handlungen an einem anderen Orte als in 
deren Geſchäftslokal oder in Ermangelung eines ſolchen in 
deren Wohnung vorgenommen werden, ſetzt nach Satz 2 dieſes 
Artikels das „beiderſeitige Einverſtändnis“ voraus. Darüber, 
daß die beiden Seiten einerſeits die Perſon, bei der die Hand⸗ 
lung vorzunehmen iſt, ſofern es ſich um die Proteſterhebung 
handelt, alſo der Proteſtat, andererſeits die Perſon iſt, welche 
die Handlung ihm gegenüber vorzunehmen hat, bei der Proteſt⸗ 
erhebung alſo der Proteſtant, der durch den Proteſtbeamten 
vertreten wird, herrſcht in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
Einverſtändnis. Vgl. hierüber Staub, WO., § 16 zu Art. 91, 
Bernſtein, WO., $ 2 Nr. 1 zu Art. 91 WO. Dieſe Ver⸗ 
einbarung, die, wie mit Recht angenommen wird, an keine 
Form gebunden iſt, insbeſondere auch ſtillſchweigend erfolgen 
kann, ſtellt ſich dar als eine vom Geſetze zugelaſſene Aber⸗ 
einkunft über die Anderung eines an ſich weſent⸗ 
lichen Erforderniſſes der vorzunehmenden Handlung, ins⸗ 
beſondere des aufzunehmenden Proteſtes, desjenigen nämlich, 
das darin beſteht, daß ſie an dem richtigen Orte vor⸗ 
genommen werde. Eine ſolche Vereinbarung iſt alſo ver⸗ 
ſchieden von derjenigen, die einer Veränderung der Ortſchaft, 
in der der Wechſel zu präſentieren uſw. iſt, oder der Lokalität, 
in der dies zu geſchehen hat, auf dem Wechſel ſelbſt, alſo 
einer Domizilierung, echten oder unechten, des Wechſels zu⸗ 
grunde liegt. Nun ſteht aber die Perſon desjenigen, der 
eine der in Art. 91 WO. bezeichneten Handlungen vorzunehmen, 
insbeſondere einen Proteſt erheben zu laſſen haben wird, regel⸗ 
mäßig im voraus noch gar nicht feſt, wenn eine Verein⸗ 
barung über die Ortlichkeit, wo die Handlung, abweichend 
von derjenigen, die ſich aus dem maßgebenden Wechſelinhalte 
ergibt, vorzunehmen ſei, getroffen wird; denn der Wechſel kann 
nachher noch immer weiter begeben werden. Jeder ſpätere 
Erwerber des Wechſels iſt dann zwar gemäß dem in der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. 32, 36 ausgeſprochenen Grundſatze an eine 
Übereinkunft gebunden, vermöge deren der Zahlungsort oder die 
Zahlſtelle gegenüber dem urſprünglichen Inhalte des Wechſels 
nach deſſen neueren Inhalt geändert worden iſt, eben 
weil dieſe Anderung ſich für ihn aus dem Wechſel ſelbſt 
ergibt. Dagegen hat, ſofern in einer ſolchen Übereinkunft 
zugleich, wie das Berufungsgericht annimmt, eine dem Satze 2 
des Art. 91 MD. entſprechende Vereinbarung der bei der 
Präſentation der Proteſtierung uſw. in Betracht 
kommenden Parteien darüber enthalten ſein ſoll, daß dieſe 
Handlungen an einer andern Stelle vorzunehmen ſeien, als 
an der ſie ſonſt vorzunehmen ſein würden, ein ſolches Ab⸗ 
kommen für den ſpäteren Erwerber des Wechſels, der an 
ſeiner Schließung nicht beteiligt geweſen iſt, an ſich 
keine Bedeutung, weil dieſe Vereinbarung auch aus dem 
neueren Inhalte des Wechſels nicht erſichtlich iſt und 
nach Art. 91 WO. nur das Einverſtändnis desjenigen, der 
eine der dort bezeichneten Handlungen wirklich vornehmen 
läßt, mit der Vornahme der Handlung an einem andern 
als dem aus dem Wechſelinhalte ſich ergebenden Orte bindende 
Wirkung für alle Wechſelbeteiligten hat. Dies überſieht 
Bernſtein, der in ſeiner Erläuterung zur WO., § 2 Nr. 2 
zu Art. 91 ausführt, daß, weil die Proteſtparteien will⸗ 
69 
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kürlich mit Wirkſamkeit für alle Wechſelbeteiligten eine Proteſt⸗ 
ſtelle vereinbaren könnten, es auch zuläſſig ſein müſſe, daß eine 
Proteſtſtelle von vornherein im Wechſel feſtgeſtellt werde. 
Denn diejenigen, die eine ſolche Feſtſetzung im voraus treffen, 
ſind nicht notwendig und nicht einmal regelmäßig identiſch mit 
den künftigen Proteſtparteien, wenigſtens ſoweit die Perſon 
des Wechſeleigentümers in Frage kommt. Es iſt deshalb 
grundſätzlich abzulehnen, daß in einer Vereinbarung, die an 
ſich nur bezweckt, an die Stelle des aus dem urſprünglichen 
Wechſelinhalte ſich ergebenden Geſchäftslokals oder der Wohnung 
des Bezogenen als des geſetzlichen Ortes für die Vornahme 
der in Art. 91 bezeichneten Handlungen einen andern Ort, 
insbeſondere eine andere Zahlſtelle durch Anderung des 
Wechſelinhalts zu ſetzen, zugleich eine Übereinkunft 
zwiſchen demjenigen, der in Zukunft eine jener Handlungen 
vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen, insbeſondere einen 
Proteſt erheben zu laſſen haben werde, und demjenigen, bei 
dem die Handlung vorzunehmen, insbeſondere der Proteſt zu 
erheben ſein werde, dahin gefunden werde, daß inſoweit der 
Ort für die Vornahme der Handlung gemäß Satz 2 des 
Art. 91 WHO. im Wege der Vereinbarung zwiſchen den an 
der Handlung Beteiligten, beim Proteſte alſo zwiſchen dem 
Proteſtanten und dem Proteſtaten, geändert werde. Nur 
bei der Proteſthandlung ſelbſt und eben dadurch, daß der 
Proteſtat ſich auch wirklich auf die Präſentation zur Annahme 
oder Zahlung und das bei der Proteſtierung an ihn geſtellte 
Begehren eingelaſſen hat, kann die Vereinbarung über 
die Anderung des geſetzlichen Ortes für die Vornahme 
dieſer Handlungen getroffen werden. Daß das Geſetz 
auf Fälle der hier vorliegenden Art die Beſtimmung 
des zweiten Satzes des Artikels nicht bezogen wiſſen will, iſt 
auch aus ſeinem ſonſtigen Inhalte und der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Art. 91 zu entnehmen. (Wird dargelegt.) 
In der Wiſſenſchaft iſt die vorliegende Rechtsfrage nur von 
Renaud, Lehrbuch des Allgemeinen Deutſchen Wechſelrechts, 
inſofern behandelt worden, als er in 8 28 S. 112 ausführt, 
ein Einverſtändnis im Sinne des Art. 91 Satz 2 MD. ſei 
dann anzunehmen, wenn derjenige, gegen welchen die Proteſt⸗ 
erhebung ſtatthaben ſollte, perſönlich angetroffen werde 
und der Proteſt eine Einwendung desſelben gegen die Lokalität, 
in welcher der Akt vorgenommen, nicht ergebe. Der Kläger 
hätte demnach, auch wenn ſein Ausweis als Eigentümer des 
Wechſels und ſomit als zur Erhebung des Proteſtes mangels 
Zahlung Berechtigter nicht zu beanſtanden geweſen wäre, doch 
mit ſeiner gegen Scheer und Löffler gerichteten Rückgriffsklage 
abgewieſen werden müſſen, weil der Wechſel nicht nach Maß⸗ 
gabe desjenigen Inhalts des Wechſels, der für deren Haftung 
nach den Grundſätzen, die das RG. in RG. 32, 36 feſtgelegt 
hat, entſcheidend war, d. h. auch in dem früheren Ge⸗ 
ſchäftsloͤkale des Bezogenen, Fink, oder in deſſen Er⸗ 
mangelung in ſeiner früheren Wohnung in Stuttgart 
proteſtiert worden iſt, den Beklagten oder ſeinen Aſſiſtenten, 
die von der beſchränkten Geltung des nachträglich bei⸗ 
gefügten Zahlſtellenvermerks keine Kenntnis hatten, auch keine 
Schuld daran beizumeſſen iſt, daß dies unterblieben iſt, wie 
dies dann der Kläger ſelbſt auch gar nicht behauptet hat. 
Das angefochtene Urteil iſt deshalb, ſoweit dadurch der Be⸗ 
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klagte verurteilt worden iſt, aufzuheben. Die Sache iſt zugleich, 
wie ſich aus dem Dargelegten ergibt, zur Endentſcheidung reif, 
und zwar dahin, daß die Berufung gegen das die Klage ab⸗ 
weiſende Urteil des LG. zurückzuweiſen iſt. D. c. B., U. v. 
12. Juli 07, 45/07 III. — Stuttgart. 

II. Preußiſches Recht. 

Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883. 

7. 8 6 in Verb. mit dem Geſetz über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 $ 20, mit der Verordnung vom 7. Sep⸗ 
tember 1879, betreffend Zwangsverwaltungs verfahren. Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges auch für die Feſtſtellungsklage, betreffend 
Zahlungspflicht der durch polizeiliche Maßnahmen verurſachten 
Koſten.] 

Seit der 1853/54 erfolgten Eröffnung des Betriebs auf 
der jetzigen Staatseiſenbahnſtrecke Flensburg-Nordſchleswigſche 
Weiche iſt dem Vorbeſitzer des Beklagten und dieſem ſelbſt eine 
private Überfahrt für ihre Papierfabrik bei Kilometer 170,458 
eingeräumt. Seit September 1905 lehnt es der Beklagte ab, 
ſie jedesmal nach gemachtem Gebrauch wieder zu ſchließen, wie 
ſolches früher geſchehen iſt. Der Eiſenbahnfiskus hat daher 
mit dem Antrage geklagt: den Beklagten zu verurteilen 1. jenen 
Privatübergang nach der jedesmaligen Benutzung zu verſchließen 
bei Vermeidung von 1000 Mark Strafe für jeden einzelnen 
Abertretungsfall, 2. dem Kläger den Aufwand zu erſetzen, der 
dieſem aus der Bewachung des gedachten Übergangs ſeit dem 
28. September 1905 erwächſt, ſolange nicht der Beklagte dem 
Klagantrag zu 1 nachkommt. Der Beklagte hat Klagabweiſung 
beantragt, die auch vom erſten Richter im weſentlichen deshalb 
ausgeſprochen wurde, weil der ungemein geſteigerte Verkehr auf 
jener Eiſenbahnſtrecke nunmehr die ſtändige Bewachung der 
Aberfahrt unbedingt erfordere und dieſe Bewachung nicht dem 
Beklagten, ſondern nur dem Kläger zugemutet werden könne. 
Auf Berufung des Klägers hat das OLG. zu Kiel durch Urteil 
vom 3. November 1906 feſtgeſtellt, daß der Beklagte verpflichtet 
iſt, dem Kläger alle Aufwendungen zu erſetzen, welche für den 
letzteren aus der Bewachung des bei der Papierfabrik des Be⸗ 
klagten befindlichen Privatübergangs dadurch, daß der Be⸗ 
klagte die Schranken dieſes Übergangs nach der jedes⸗ 
maligen Benutzung zu ſchließen unterläßt, ſeit dem 29. Sep⸗ 
tember 1905 erwachſen ſind und noch erwachſen werden. 
Im übrigen wurde die Berufung zurückgewieſen. Auf 
Reviſion des Beklagten hat das RG. das I. Urteil wieder 
hergeſtellt. Das OLG. begründet feine Entſcheidung im weſent⸗ 
lichen wie folgt: Der urſprüngliche Klagantrag 1 ſei weder 
durch Vertrag noch durch Geſetz oder langjährige tatſächliche 
Abung der Schließung des Bahnübergangs privatrechtlich zu 
begründen. Zur Erzwingung der Erfüllung einer öffentlich 
rechtlichen Verpflichtung, wie ſie hier in Frage ſtehe, ſei aber 
der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Dagegen ſei der Rechtsweg für 
den Klagantrag 2 zuläſſig. Allerdings entbehre dieſer als 
Leiſtungsverlangen der erforderlichen Beſtimmtheit, aber nach 
ausdrücklicher Erklärung des Klägers vor dem Berufungsgericht 
ſei er nur als Feſtſtellungsantrag aufzufaſſen und als ſolcher 
nach der Sachlage zuläſſig, aber auch begründet. Aus der 
Eiſenbahn⸗, Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 
ergebe ſich die Schließungspflicht des Beklagten. An ihr ändere 
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die inzwiſchen eingetretene große Verkehrsſteigerung der Eiſen⸗ 
bahn nichts. Die Privatdienſtbarkeit ſei dem Vorbeſitzer des 
Beklagten nur unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der 
Möglichkeit beliebiger Verkehrsſteigerung eingeräumt worden. 
Die damit verbundene Erſchwerung der Dienſtbarkeitsausübung 
treffe allein den Beklagten. Ein etwa denkbarer Schadens⸗ 
anſpruch desſelben wegen Unmöglichkeit der Dienſtbarkeitsübung 
ſtehe jetzt nicht in Frage. Da aber der Beklagte nunmehr 
ſeiner öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung nicht nachkomme und 
der Kläger notgedrungen durch Bewachung des Abergangs 
Erſatz habe ſchaffen müſſen, ſo ſei der Beklagte nach 88 677, 
679, aber auch nach 8 823 Abſ. 2 BGB. zur Erſtattung 
des dem Kläger infolgedeſſen erwachſenen und weiter erwachſen⸗ 
den Aufwands verpflichtet. Dieſe Entſcheidung kann nicht 
aufrecht erhalten werden. Unbeſtritten ſteht dem Beklagten die 
privatrechtliche Dienſtbarkeit auf den Bahnübergang und die 
Bahnüberfahrt zu. Ihm günſtig aber auch einwandfrei iſt die 
Feſtſtellung des Vorderrichters, daß der Kläger ſeine Behauptung, 
daß dieſer Dienſtbarkeit auch eine privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur jedesmaligen Verſchließung der Schranken 
entſpreche, in keiner Weiſe dargetan habe. Zutreffend nimmt 
das OLG. ferner an, daß zur Erzwingung einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Pflichterfüllung, alſo für den Klagantrag zu 1 der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen ſei. Es fragt ſich aber ſodann, ob 
nicht gleiches für den 2. Klagantrag gelten müſſe, womit Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung des Beklagten begehrt wird, dem 
Eiſenbahnfiskus ſeinen durch Erſatzmaßregeln erwachſenden Auf⸗ 
wand zu erſetzen, welche Frage bejaht werden muß. Mit 
Unrecht hat das OLG. in dieſer Richtung die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs angenommen. Es kann hier dahin geſtellt bleiben, 
ob dieſer Rechtsverſtoß in der ſchriftlichen Reviſionsbegründung 
nach 88 554, 559 ZPO. ausdrücklich gerügt werden mußte 
und ob andernfalls das Reviſionsgericht nur ſeine eigene Zu⸗ 
ſtändigkeit verneinen und daher die Reviſion als unzuläſſig 
verwerfen mußte, aber nicht die Annahme der Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs durch den Vorderrichter beſeitigen könnte — vgl. 
Recht 05, 453 —; denn es iſt, wenn auch nicht beſonders 
deutlich, in der ſchriftlichen Reviſionsbegründung jener Wider⸗ 
ſpruch des Berufungsrichters gerügt, daß er den Rechtsweg für 
den Klagantrag 1 verneint, für den Klagantrag 2 zuläßt. 
Daher muß das Berufungsurteil aufgehoben werden, wenn 
ſich dieſe Rüge als begründet erweiſt. Nach 8 6 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) blieben in bezug auf die amtliche Stellung, 
die Beſugniſſe, die Zuſtändigkeit und das Verfahren der 
Verwaltungsbehörden die beſtehenden Vorſchriften in Kraft, 
ſoweit ſie nicht durch bezeichnetes Geſetz abgeändert wurden. 
Der 5 20 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) gibt ganz allgemein ſämtlichen, 
alſo auch den vom zuerſtbezeichneten Geſetze vom 30. Juli 1883 
nicht berührten Polizeibehörden die Exekutionsgewalt, namentlich 
die Befugnis, ihre polizeilichen Verfügungen durch Anwendung 
der geſetzlichen Zwangsmittel durchzuſetzen und die hiernach 
nötigen Maßnahmen auf Koſten des Säumigen zur Ausführung 
zu bringen. Daß aber der Eiſenbahnverwaltung in Preußen 
Polizeigewalt zuſteht, kann nicht bezweifelt werden und iſt auch 
ſchon vom RG. mit ausführlicher Begründung ausgeſprochen 
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worden. Vgl. Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen 
Preußens vom 15. Dezember 1894 (G.⸗S. 1895 S. 11) 
810, RG. 55, 145. Da nun ferner nach der gemäß 8 14 
PAGZBO. vom 24. März 1879 erlaſſenen Verordnung vom 
7. September 1879 (G.⸗S. S. 591) betreffend das Ver⸗ 
waltungszwangs verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen 
die Beitreibung aller derjenigen Geldbeträge, die nach den 
beſtehenden Vorſchriften auf Grund einer Entſcheidung oder 
Anordnung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde einzuziehen 
ſind, ausſchließlich dieſer ſelbſt zugewieſen iſt, ſo kann ein 
Antrag, wie der jetzt in Rede ſtehende, mag er unmittelbar 
auf Zahlung der durch polizeiliche Maßnahmen verurſachten 
Koſten oder auf bloße Feſtſtellung ſolcher Zahlungspflicht 
gerichtet ſein, an die ordentlichen Gerichte nicht gebracht, 
ſondern nur im Verwaltungswege behandelt und durch⸗ 
geführt werden. In gleichem Sinne hat ſich auch der 
J. 35. des RG. in RG. 43, 293 bereits für einen 
ähnlichen Fall ausgeſprochen, er hat dabei insbeſondere ein 
Wahlrecht des Fiskus zwiſchen dem Verwaltungswege und der 
zivilrechtlichen Erſatzklage verneint, und es beſteht kein Anlaß, 
von dieſer Entſcheidung hier abzuweichen. Die ſcheinbar ent⸗ 
gegenſtehenden Urteile des IV. 3S. des RG. IV 328/98 vom 
9. März 1899 (JW. S. 320) und des VII. 3S. des RG. 
VII 19/00 vom 10. April 1900 (JW. S. 423) können hieran 
nichts ändern, ſie beruhen auf anderm Sachverhalt, das erſte 
behandelt ein Forderungs verhältnis zwiſchen dem Fiskus und 
einer Stadtgemeinde, das zweite die Klage einer Privatperſon 
gegen die andere. Nach dem allen iſt gemäß 88 13, 17 
Abſ. 1 GVG. die Zuläſſigkeit des Rechtsweges auch für den 
zweiten Klagantrag, der auf Erſatz der vom Kläger für Be⸗ 
wachung des Bahnübergangs gemachten Aufwendungen gerichtet 
iſt, ausgeſchloſſen und weil der Berufungsrichter dies verkannt 
hat, muß ſein Urteil aufgehoben und das landgerichtliche Urteil 
durch gänzliche Zurückweiſung der klägeriſchen Berufung wieder 
hergeſtellt werden. W. c. E. F., U. v. 10. Juli 07, 611/06 V. 
— Kiel. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

8. Tarifſtelle 32. Die Befreiungsvorſchrift 3 iſt nicht 
davon abhängig, daß die Herſtellung im Betriebe des Ver⸗ 
äußerers erfolgt iſt.] 

Die Annahme des Berufungsrichters, Gegenſtand der 
beiden vom Fiskus für ſtempelpflichtig erachteten Kaufverträge 
vom 12. September 1904 und 6. Dezember 1905 ſei nicht 
das lebende Vieh, ſondern das aus dieſem gewonnene Schlacht⸗ 
fleiſch geweſen, beruht auf der vom Reviſionsgericht in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung nicht nachzuprüfenden Auslegung der Ver⸗ 
träge, iſt rechtlich möglich und von der Reviſion nicht an⸗ 
gefochten, alſo hier nicht zu beanſtanden. Sie entſpricht übrigens 
völlig der Sachlage. Auch der von der Reviſion nicht an⸗ 
gegriffenen Ausführung des Berufungsrichters iſt beizutreten, 
daß in dem Schlachten des Viehs und der beſonderen Zu⸗ 
bereitung der Tierkörper zu gebrauchsfähigem Schlachtfleiſch, 
die Hervorbringung eines neuen Verkehrsgutes, alſo ein Her⸗ 
ſtellen von Mengen von Sachen oder Waren zu finden iſt. 
Die Reviſion hält aber, im Gegenſatz zu der Auffaſſung der 
beiden Vorinſtanzen, die Befreiungsvorſchrift 3 der Tarifitelle 32 
des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 hier 
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für nicht anwendbar, weil die Herſtellung nicht im Betriebe 
des Veräußerers, ſondern in dem des Erwerbers erfolgt ſei. 
Die letztere Tatſache iſt zuzugeben. Die Reviſion irrt jedoch, 
wenn ſie annimmt, daß die Befreiung nur dann Platz greife, 
wenn die Herſtellung im Betriebe des Veräußerers erfolgt 
iſt. Regelmäßig zwar wird der Veräußerer diejenige Perſon 
ſein, in deren Betriebe die Herſtellung erfolgt. Die Befreiungs⸗ 
vorſchrift 3 iſt aber ganz allgemein dahin gefaßt, daß Kauf⸗ 
und Lieferungsverträge über Mengen von Sachen oder Waren 
befreit find, „ſofern dieſelben .. im Inland in dem Betriebe 
eines der Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
find.” Dieſe Faſſung des Geſetzes wäre unerklärlich, wenn der 
Geſetzgeber die Befreiung von der Herſtellung im Betrieb gerade 
des Veräußerers hätte abhängig machen wollen und ſie zeigt, 
daß weniger der Betrieb des Veräußerers, als vielmehr objektiv 
die Herſtellung ſelbſt, alſo die Schaffung neuer Verkehrsgüter, 
hat ſteuerlich begünſtigt werden ſollen. Damit ſtimmt auch die 
Begründung des Entwurfs zum Stempelſteuergeſetz (S. 45, 46) 
überein, inhalts deren die Vorſchrift, die im Entwurf ſich auf 
eine bloße Ermäßigung des Stempels auf ¼0 v. H. beſchränkte, 
ganz allgemein den Intereſſen der Landwirtſchaft, des Handels, 
Gewerbes und der Induſtrie dienen ſollte. Auch in der Literatur 
iſt, entgegen der Behauptung der Reviſion, ſoweit erſichtlich 
nirgends die Meinung vertreten, daß die Befreiungsvorſchrift 
verſage, wenn die Herſtellung im Betriebe des Erwerbers er⸗ 
folgt iſt. F. c. J., U. v. 9. Juli 07, 480/06 VII. — Berlin. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen von Jannar bis Mitte Juli 1907.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 

A. Strafgeſetzbuch. 

1. 8 40 StGB.] Zu beanſtanden war der Aus⸗ 
ſpruch, daß die beſchlagnahmten Karten eingezogen werden. 
Zunächſt gehörten die Karten dem Angeklagten nicht mehr, da 
er ſie verkauft hatte. Allerdings verſtieß der Verkauf gegen 
ein geſetzliches Verbot und war deshalb gemäß 8 134 BGB. 
nichtig. Allein die Nichtigkeit ergreift nur das durch den Kauf 
begründete obligatoriſche Rechtsverhältnis. Die auf ſachen⸗ 
rechtlichem Gebiete liegenden Erfüllungsgeſchäfte werden dagegen 
von der Verbotswidrigkeit oder der Unſittlichkeit des ihr zu⸗ 
grunde liegenden Kauſalgeſchäftes nicht in dem Sinne beeinflußt, 
daß auch ſie deswegen nichtig wären (vgl. RG. 63 S. 179, 185). 
Die Poſtkarten gehörten demnach dem Käufer. Daß derſelbe 
als Teilnehmer an dem vom Angeklagten begangenen Vergehen 
anzuſehen wäre, dafür iſt dem Urteil nichts zu entnehmen. 
Urt. d. V. Sen. v. 19. März 1907 (1200/06). 

2. 8 53 StGB. Notwehr] Freilich iſt in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſchon anerkannt worden, daß Fälle denkbar 
ſind, wo es als Pflicht des rechtswidrig Angegriffenen erſcheint, 
die Abwehr des Angriffs durch eigenen Verſtoß gegen das 
Strafgeſetz zu unterlaſſen. Dies aber nur unter ganz beſonders 
gelagerten Verhältniſſen; und ſtets iſt hierbei darauf hingewieſen 
worden, daß von dem Angegriffenen niemals ein Verzicht auf 
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berechtigte eigene Intereſſen verlangt, und daß Flucht und 
Rückzug im beſonderen ihm nur dann angeſonnen werden können, 
wenn ſie nach den ſozialen Anſchauungen unter den vorliegenden 
Umſtänden nicht als ſchimpflich oder unehrenhaft erachtet werden 
— RSt. 16, 69; RGRſpr. 9, 471; Goltd Arch. 46, 31; 48, 304; 
Urteil des erkennenden Senats vom 30. November 1905 gegen 
Reinhard, 317/05 —. Urt. d. I. Sen. v. 21. Jan. 1907 
(1097/06). 

3. 8 53 StGB. Notwehrüberſchreitung (ungenügende 
Feſtſtellung).] Die Verneinung der Notwehr iſt nicht einwand⸗ 
frei begründet. Der erſte Richter ſtellt feſt, daß der An⸗ 
geklagte angegriffen wurde und ſich zunächſt nur gegen dieſen 
rechtswidrigen Angriff wehrte, alſo in Notwehr handelte. An 
einer ſpäteren Stelle wird dann unter Außcrachtlaſſung dieſer 
Feſtſtellung ausgeführt, daß er zunächſt im Stande der Not⸗ 
wehr zu handeln geglaubt haben möge, dann aber im Ver⸗ 
laufe des Kampfes zum Angriff übergegangen ſei, ohne daß 
geſagt wird, wann dies geſchah und aus welchen Umſtänden 
oder aus welchen Handlungen des Angeklagten das Gericht 
dieſe Aberzeugung gewonnen hat. Es wird in dieſer Hinſicht 
lediglich bemerkt, daß er auch nach dem Tätigwerden ſeines 
Bruders blindlings weiter losgeſchlagen habe. Das genügt 
nicht, um nachzuprüfen, ob das Gericht den Begriff der Not⸗ 
wehr nicht verkannt hat. Wenn der erſte Richter, wie es 
ſcheint, der Anſicht geweſen ſein ſollte, daß bei der Verteidigung 
gegen einen rechtswidrigen Angriff jedes angriffsweiſe Vorgehen 
des zur Notwehr Berechtigten aus der Notwehr herausfalle, 
ſo wäre dieſe Auffaſſung rechtsirrtümlich; denn es iſt ſehr 
wohl denkbar, daß ein Angriff erforderlich iſt, um dem 
Angriff eines anderen zu begegnen und der Erneuerung des⸗ 
ſelben vorzubeugen. Urt. d. IV. Sen. v. 18. Jan. 1907 
(1086/06). Ä 

4. 8 61 StGB. (Strafantrag eines Vereins.) ] Der 
Strafantrag muß von dem Verletzten ſelbſt ausgehen. Dazu 
iſt erforderlich, daß dieſer die auf Herbeiführung des Straf⸗ 
verfahrens gerichtete Willenserklärung eigenen Namens, ſei 
es perſönlich, ſei es durch einen Vertreter, abgibt. Eine Er⸗ 
klärung dieſes Inhalts iſt in der Eingabe an die Staats⸗ 
anwaltſchaft nicht enthalten. Der Vorſitzende der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung hat nur in dieſer Eigenſchaft, nicht 
eigenen Namens und auch nicht als Beauftragter der einzelnen 
Perſonen, die der Verſammlung als Mitglieder angehören, 
Strafantrag geſtellt; er hat vielmehr durch die Bezugnahme 
auf den Beſchluß der Verſammlung die Annahme aus⸗ 
geſchloſſen, daß auch er ſelbſt oder andere Mitglieder perſön⸗ 
lich, nicht namens der Körperſchaft, die Beſtrafung herbei⸗ 
führen wollten. (Goltd Arch. 24, 340; RGSt. 34, 70.) Der 
Umſtand, daß die Mehrzahl aller antragsberechtigten Mitglieder 
der Verſammlung durch ihre Abſtimmung den Beſchluß der 
Körperſchaft zuſtande gebracht hat, der die berufenen Ver⸗ 
tretungsorgane der Körperſchaft zur Stellung eines Straf⸗ 
antrags für dieſe berechtigte, iſt völlig belanglos für die Frage, 
ob die beleidigten Mitglieder durch den Vorſitzenden als ihren 
gewillkürten privaten Stellvertreter Strafantrag geſtellt haben. 
Wenn ſchon die Befugnis der Stadtverordneten zur Ab⸗ 
ſtimmung und Beſchlußfaſſung nicht ihr eigenes perſönliches 
Recht iſt, ſondern ein ſolches, daß ſie von der Geſamtheit der 
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Wähler ableiten, und wenn hiernach die Abſtimmung keine 
Willensbetätigung in eigenen Angelegenheiten enthält, ſo kommt 
ein durch die Abſtimmung herbeigeführter Beſchluß nach außen 
überhaupt nicht als erklärter Wille einzelner, ſondern, wenn er 
durch die berufenen Vertretungsorgane kundgegeben iſt, nur als 
ſolcher der Körperſchaft in Betracht. Die Mitteilung des Be⸗ 
ſchluſſes an die Staatsanwaltſchaft ſteht daher einer auf Herbei⸗ 
führung der Strafverfolgung gerichteten Erklärung der Mehrheit 
der beleidigten Stadtverordneten nicht gleich, es iſt vielmehr 
dadurch nur für die nicht beleidigte Körperſchaft durch den 
Vorſitzenden der Verſammlung Strafantrag geſtellt worden. 
Urt. d. I. Sen. v. 30. Mai 1907 (161/07). 

5. 8 61 StGB. (Strafantrag des Univerſitätsrektors.)] 
Die Stellung von Strafanträgen gehört zu den Maßregeln, 
die zur ordnungsmäßigen Verwaltung der Sache erforderlich 
ſein können. Sie muß daher, unbeſchadet der Befugnis der zur 
rechtlichen Verfügung über die Sache zuſtändigen Behörde, der⸗ 
jenigen Behörde zuſtehen, welcher, ſei es auch unter Aufſicht 
einer höhern Behörde, die Verwaltung des Geſchäftszweiges 
zuſteht, dem die Sache zu dienen beſtimmt iſt. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus ſind auch Rektor und Senat zur Stellung 
des Strafantrages wegen Beſchädigung des Univerſitätsgebäudes 
berufen geweſen. Urt. d. II. Sen. v. 21. Juni 1907 (286/07). 

6. 5 61 StB. (Strafantrag bei Beleidigung der 
Geſchworenen oder des Schwurgerichts.)] Sind lediglich die 
Geſchworenen in ihrer Ehre gekränkt, ſo iſt der Landgerichts⸗ 
präſident zum Strafantrage für ſie keinesfalls berechtigt. 
Sind zwar zunächſt die Geſchworenen, mit ihnen und durch ſie 
aber das Schwurgericht, eine Behörde, ſelbſt beleidigt, oder 
hat ſich die Beleidigung von vornherein nur gegen das Schwur⸗ 
gericht als ſolches gerichtet, ſo wird die Befugnis des Land⸗ 
gerichtspräſidenten, Strafantrag wegen Beleidigung des Schwur⸗ 
gerichts zu ſtellen, nicht zu beanſtanden ſein. Urt. d. V. Sen. 
v. 18. Juni 1907 (157/07). 

7. 88 108, 360 StGB. (Wahlfälſchung durch falſche 
Namensangabe.)] Geſetzeskonkurrenz zwiſchen 8 360 Nr. 8 
und § 108 StGB. beſteht nicht, da die Wahlfälſchung auch 
in anderer Weiſe, als durch Angabe eines falſchen Namens 
verwirklicht werden kann. Wird ſie durch Angabe eines falſchen 
Namens gegenüber dem Wahlvorſteher begangen, ſo liegt 
Idealkonkurrenz vor. Gelangt die Wahlfälſchung nicht zur 
Vollendung, weil der Wahlvorſteher dem Vorbringen des An⸗ 
geklagten keinen Glauben ſchenkte, ſo bleibt die falſche Namens⸗ 
angabe, da der Verſuch der Wahlfälſchung nicht unter Strafe 
geſtellt iſt, ſoweit ſie als Mittel zur Wahlfälſchung dienen 
ſollte, ſtraflos, ſie bleibt aber ſtrafbar, ſoweit ſie eine Über⸗ 
tretung nach § 360 Nr. 8 StGB. bildet. Urt. d. III. Sen. 
v. 10. Juni 1907 (386/07). 

8. 8 110 StGB.] Betreffs der Frage, ob gegen 
Anordnungen der Obrigkeit zum Ungehorſam aufgefordert ſei, 
kann die Feſtſtellung nicht genügen, eine Anordnung liege „im 
Sinne“ einer behördlichen Verfügung; vielmehr muß gefordert 
werden, daß die Anordnung im behördlichen Erlaſſe klar und 
verſtändlich zum Ausdruck komme. Urt. d. IV. Sen. v. 
21. Juni 1907 (413/07). | 

9. 8 110, 111 StB. (Menfchenmenge.)] Die Anſicht, 
daß der Begriff der Menſchenmenge eine ungeordnete und 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


549 


zuſammengewürfelte Mehrheit erfordere, findet im Geſetz keine 
Stütze. Die äußere Ordnung der Verſammelten, etwa des 
auf die vorhandenen Plätze verteilten Publikums eines Theaters, 
kann nach dem Zwecke der Strafvorſchrift kein Umſtand fein, 
durch den die Strafbarkeit der Aufforderung beſeitigt wird. 
Es iſt auch nicht abzuſehen, warum nach dem Zwecke des 
Geſetzes nicht die Arbeiterſchaft einer Fabrik oder die nur durch 
ihre politiſche Geſinnung verbundenen Teilnehmer einer Ver⸗ 
ſammlung eine Menſchenmenge darſtellen könnten. Urt. d. 
II. Sen. v. 12. März 1907 (1112/06). 

10. 5 110 StB. Polniſcher Schulſtreik.)] Die 
Meinung des Beſchwerdeführers, zwiſchen der Verfügung des 
Oberpräſidenten vom 27. Oktober 1873 und der Regierung zu 
Bromberg vom 24. Mai 1893 beſtehe ein Widerſpruch, inſofern 
erſtere die Erteilung des Religionsunterrichtes in beutfcher 
Sprache nur auf der Mittel⸗ und Oberſtufe der Volksſchule 
zulaſſe, letztere dagegen den Gebrauch der deutſchen Sprache 
im Religionsunterricht für alle Stufen, auch die Unterſtufe, 
vorſchreibe, iſt verfehlt. Die Oberpräſidialverfügung trifft in 
ihrer Ziffer II Anordnungen bezüglich des Religionsunterrichtes 
der Kinder „polniſcher Zunge“, d. h. ſolcher Kinder, die bei 
dem Eintritt in die Schule nur der polniſchen, nicht auch der 
deutſchen Sprache mächtig ſind. Die bezeichnete allgemeine 
Regierungsverfügung aber hat in erſter Linie, und die hier in 
Betracht kommenden Einzelverordnungen für beſondere Schulen 
haben ausſchließlich zum Gegenſtande die Verhältniſſe in den 
ſogenannten „zweiſprachigen“ Schulen, wo nämlich die Kinder 
— in der überwiegenden Mehrzahl — bereits beim Gintrist 
in die Schule der polniſchen und der deutſchen Sprache mächtig 
find. Solche Kinder find nicht als Kinder „polniſcher Zunge“ 
zu betrachten, die Verfügung des Oberpräfidenten trifft alſo 
ihre Unterrichtsverhältniſſe nicht. Was aber die in den „zwei⸗ 
ſprachigen“ Schulen allenfalls vorhandene Minderheit nicht mit 
genügendem Verſtändniſſe der deutſchen Sprache ausgerüſteter 
Kinder anlangt, ſo iſt bezüglich ihrer in den Anordnungen der 
Regierung die Zuhilfenahme der polniſchen Sprache ausdrücklich 
verfügt. Und nicht nur dieſe, ſondern auch die übrigen Vor⸗ 
ſchriften der Verfügung vom 24. Mai 1893 ſtehen mit dem 
Sinne und Zwecke des Oberpräſidialerlaſſes vom 27. Oktober 
1873 im Einklang. Ebenſo unzutreffend iſt die Ausführung 
des Beſchwerdeführers, in einem von ihm angezogenen 
Miniſterialerlaß vom 16. März 1894 ſei anerkannt, daß die 
Erteilung des Religionsunterrichtes in deutſcher Sprache nur 
auf der Mittelſtufe und Oberſtufe zuläſſig ſei. Dieſer Erlaß 
(abgedruckt bei „Waſchow, Verordnungen betreffend das Volks⸗ 
ſchulweſen des Regierungsbezirks Bromberg“ S. 564) trifft 
Anordnungen nur in bezug auf die Erteilung des Leſe⸗ und 
Schreibunterrichtes in der polniſchen Sprache zur „Förde⸗ 
rung des Religionsunterrichtes“ für diejenigen Kinder polniſcher 
Mutterſprache, die in Gemäßheit des Oberpräſidialerlaſſes vom 
27. Oktober 1873 den ſchulplannäßigen Religionsunterricht auf 
der Mittel⸗ oder Oberſtufe in polniſcher Sprache empfangen. 
Der Miniſterialerlaß knüpft alſo nur an die bezeichnete Ober⸗ 
präſidialverfügung an und gibt keine einzelnen Anordnungen 
über die Frage, unter welchen Umſtänden der Religionsunterricht 
in deutſcher oder polniſcher Sprache zu erteilen iſt, ſondern nur 
über die Erteilung des polniſchen Sprachunterrichtes als 
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ſelbſtändigen Lehrgegenſtandes. Urt. d. IV. Sen. v. 10. Mai 
1907 (101/07). 

11. 5 110 StGB. (Polniſcher Schulſtreik.)] Für die 
Entſcheidung der Frage, welche Unterrichtsſprache im katholiſchen 
Religionsunterricht anzuwenden iſt, iſt nicht die Zuſtändigkeit 
der katholiſchen Kirche begründet und auch eine Mitwirkung 
oder Genehmigung ihrer Organe nicht erforderlich. Die Wahl 
der Unterrichtsſprache wird vorwiegend durch Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe beſtimmt, zunächſt durch die Rückſicht darauf, mittels 
welcher Sprache die vollkommenſte Erreichung des Unterrichts⸗ 
zwecks verbürgt wird. Der Staat hat das Beſtimmungsrecht, 
durch welche ſeiner Organe die Regelung der Angelegenheit 
erfolgen ſoll und in Preußen ſind danach die Regierungen zu⸗ 
ſtändig. (Wird unter Bezug auf Art. 12, 24, 26, 112 
preußiſcher Verfaſſung, auf die Geſetze vom 10. Juli 1906, 
11. März 1872, 28. Juli 1906, Allerhöchſte Kabinettsorder 
vom 23. Auguſt 1821 ausführlich begründet.) Urt. d. IV. Sen. 
v. 26. Febr. / 12. März 1907 (32 u. 41/07), 30. April 1907 
(104/07), 10. Mai 1907 (190/07), 31. Mai 1907 (209. 214. 
381. 390/07), 7. Juni 1907 (117/07), 21. Juni 1907 
(265. 297 u. 427/07), 28. Juni 1907 (295. 370. 442. 
444/07). 

12. 88 110, 111 StGB.] Der Tatbeſtand des 8111 StGB. 
erfordert, daß auf die im § 110 bezeichnete Weiſe zu einer 
konkreten ſtrafbaren Handlung aufgefordert worden iſt. Wenn 
es auch nicht nötig iſt, daß ſeitens des Auffordernden die zu 
begehende Tat nach Zeit oder Ort genau bezeichnet wird, ſo 
bedarf es doch immer einer derartig beſtimmten Bezeichnung, 
daß im Falle der Begehung einer ſtrafbaren Handlung deren 
Zuſammenhang mit der Aufforderung erkannt werden kann. 
Urt. d. IV. Sen. v. 18. Jan. 1907 (854/06). 

13. 5 113 StGB. (Rechtmäßigkeit der Amtsausübung 
eines Gerichtsvollziehers.) ] I. In den Fällen der 88 183, 191 
Ziff. 4 ZPO. muß die Zuſtellungsurkunde auch die Eigenſchaft 
des Angetroffenen als eines Gewerbegehilfen des Schuldners 
erſichtlich machen, die Zuſtellungsurkunde, die dieſe Angabe 
nicht enthält, kann wegen weſentlichen Formmangels als eine 
Zuſtellungsurkunde im Sinne des Geſetzes überhaupt nicht 
gelten. Allein hiervon wird die Gültigkeit der erfolgten Zu⸗ 
ſtellung nicht berührt. II. Der Gerichtsvollzieher muß in dem 
Falle des §8S 759 3PO. zwar zunächſt von einer gewaltſamen 
Durchſetzung ſeiner Amtshandlung abſehen. Dagegen wird ihm 
nicht zugemutet, daß er ſich auf jeden Widerſpruch von der 
Seite des Schuldners ſchleunigſt zurückzuziehen hätte, um 
Tätlichkeiten zu entgehen. Verweilt daher der Gerichtsvollzieher 
noch nach dem Widerſtand in den Räumen des Schuldners, 
ohne ſeinerſeits zu Gewaltanwendung zu ſchreiten, ſei es, weil 
er durch Vorſtellungen auf den Schuldner oder die ſonſt in 
Betracht kommenden Perſonen begütigend einwirken will, ſei es, 
weil er das Eintreffen zweier Zeugen abwarten will, ſo befindet 
er ſich noch nach wie vor in der Ausübung ſeines Amts und 
dieſe iſt als rechtmäßige anzuſehen. Urt. d. V. Sen. 
v. 18. Juni 1907 (352/07). 

14. 8 113 StGB. (Rechtmäßigkeit der Amtsausübung.) 
Abgeſehen von dem Falle der Enteignung iſt die Stadtgemeinde 
in ihren privatrechtlichen Beziehungen zu anderen Perſonen bei 
Errichtung einer öffentlichen Gemeindeanſtalt im Sinne des § 4 
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der preußiſchen Städteordnung an dieſelben Beſchränkungen 
gebunden, wie bei Errichtung einer Privatanſtalt. Im einen 
wie im anderen Falle ſteht ein Privatrecht dem anderen gegen⸗ 
über, und ein hierüber entſtehender Streit iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts und der ZPO. zum Austrage 
zu bringen. In einen ſolchen Streit einzugreifen, um das Recht 
der einen Partei gegenüber der anderen im Zwangswege zur 
Durchführung zu bringen, gehört nicht zu den Aufgaben der 
Polizeibehörde. In einem Falle dieſer Art vermag auch der 
Umſtand, daß ſich die Polizeibeamten in der Ausführung eines 
Dienſtbefehls ihres Vorgeſetzten befanden, das Erfordernis der 
rechtmäßigen Amtsausübung nicht zu begründen. Bezweckte der 
Auftrag die Durchführung eines Privatrechtsanſpruchs, ſo über⸗ 
ſchritt er die allgemeine ſachliche Zuſtändigkeit der Polizeibehörde, 
und die Beamten befanden ſich bei Ausführung des Auftrags 
in einer ihrer amtlichen Stellung fremden Tätigkeit, die das 
Merkmal der rechtmäßigen Amtsausübung nicht an ſich trägt. 
Urt. d. III. Sen. v. 10. Juni 1907 (134/07). 

15. 8 117 StB. (Privataufſeher.)] Die Feſtnahme 
einer unbeteiligten Perſon iſt ungerechtfertigt, einerlei ob ſie 
von einem Privataufſeher oder von einem Beamten ausgeht. 
Während aber zum Schutze der Amtshandlungen der Beamten 
der durch die Rückſicht auf die Wahrung der behördlichen 
Autorität gebotene Grundſatz gilt, daß der Widerſtand auch 
gegen eine an ſich nicht gerechtfertigte Amtshandlung nach § 117 
StGB. ſtrafbar iſt, wenn der Beamte in Fällen, in welchen 
er berufen iſt, unter gewiſſen ſeiner Prüfung anheimfallenden 
Vorausſetzungen einzuſchreiten, ſich bei der Annahme jener 
Vorausſetzungen in einem ihn trotz pflichtmäßiger und ver⸗ 
nünftiger Prüfung beherrſchenden tatſächlichen Irrtum befand, 
gilt ein gleiches nicht für den Jagdberechtigten und den von ihm 
beſtellten unbeeideten Privataufſeher. Gegenüber dieſen iſt viel⸗ 
mehr die objektive Rechtmäßigkeit ihres Handelns und das 
Bewußtſein des Täters von dieſer Rechtmäßigkeit die notwendige 
Vorausſetzung eines nach § 117 StGB. ſtrafbaren Wider⸗ 
ſtandes. Urt. d. IV. Sen. v. 23. April 1907 (72/07). 

16. 5 123 StGB.] Zum Eindringen im Sinne des 
8 123 StGB. iſt nicht erforderlich, daß der ganze Körper des 


Täters in die Wohnung uſw. eines anderen gelangt. Das 


Geſetz erfordert insbeſondere kein Eintreten, kein Hineingehen. 
Urt. d. II. Sen. v. 19. Febr. 1907 (890/06). 

17. 8 157 Ziff. 2 StGB.] Die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmung iſt nicht auf den Fall beſchränkt, wo die Perſon, zu 
deren Gunſten die falſche Ausſage abgelegt wird, dem Zeugen 
im Prozeß als Partei oder als Beſchuldigter gegenüber ſteht, 
wenn ſchon nach den geltenden Prozeßordnungen nur in dieſem 
Falle eine Belehrung des Zeugen über ſein Recht, die Aus⸗ 
ſage ablehnen zu dürfen, ſtatt hat. Vielmehr kommt die Ver⸗ 
günſtigung dem Zeugen ſowohl dann zugut, wenn ihm vor 
ſeiner Vernehmung keine Belehrung zuteil geworden iſt, obgleich 
ſie ihm hätte zuteil werden ſollen, als auch dann, wenn das 
Unterbleiben darauf beruht, daß eine Belehrung prozeßordnungs⸗ 
mäßig nicht erteilt zu werden brauchte (S 54 StPO.). Urt. 
d. II. Sen. v. 5. März 1907 (134/07). 

18. 5 163 StGB. (Ungenügende Feſtſtellung des Fahr⸗ 
läſſigkeitstatbeſtandes.)] Die Fahrläſſigkeit des Angeklagten 
wird nicht durch beſtimmte Angaben tatſächlicher Art oder durch 
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Schlußfolgerungen aus Tatſachen, ſondern nur dahin nach⸗ 
gewieſen, „daß der Angeklagte bei gründlicher Aberlegung und 
Prüfung zu dem Schluſſe hätte kommen müſſen, daß er den 
ihm auferlegten Eid mit gutem Gewiſſen nicht leiſten könne“. 
Damit iſt die ſubjektive Verſchuldung des Angeklagten nicht 
anders als lediglich durch Wiedergabe einer formelmäßigen 
Umſchreibung des Begriffes der Fahrläſſigkeit begründet, während 
konkrete Tatſachen, aus denen zu entnehmen wäre, daß der An⸗ 
geklagte die Pflicht zur Überlegung und Prüfung ſchuldhaft 
verabſäumt habe, nicht angegeben find. Unter dieſen Umſtänden 
iſt eine Nachprüfung, ob in dem Urteil der Begriff der Fahr⸗ 
läſſigkeit bei Würdigung der Schuldfrage verkannt iſt, un⸗ 
möglich. Es war Aufgabe des Urteils, nachzuweiſen, in welcher 
Weiſe der Angeklagte imſtande geweſen wäre, eine klare Vor⸗ 
ſtellung von dem Umfang der H. ſchen Forderungen und da⸗ 
mit von der Bedeutung der im Brief vom 10. Februar 1902 
enthaltenen ſowie der mündlichen Aufforderungen des Zeugen 
H. zu erlangen; wie er beſſere Einſicht in den Sinn des ihm 
zugeſchobenen Eides hätte gewinnen können; wie er ſeine nach 
Annahme des Urteils irrige Meinung, daß im Eid nur eine 
„formelle“ Kündigung und Aufforderung in Abrede zu ſtellen 
ſei, hätte berichtigen können; durch welche ſchuldhaft verab⸗ 
ſäumten Mittel ſonach derjenige Irrtum hätte vermieden werden 
können, auf Grund deſſen der Angeklagte gutgläubig die Un⸗ 
wahrheit beſchwor. Urt. d. I. Sen. v. 12. Jan. 1907 (1131/06). 

19. 5 164 StGB. (Anzeige bei Schutzleuten.)] Schutz⸗ 
leute als untere Beamte des Polizeidienſtes ſind nicht Behörden 
im Sinne der Geſetzesvorſchrift; bei einer Behörde erſtattet iſt 
die Anzeige hiernach erſt dann, wenn ſie von ihnen dem Willen 
des Anzeigenden entſprechend als Anzeige an die Behörde tat⸗ 
ſächlich weitergegeben iſt. Inſoweit begründet es an ſich auch 
keinen rechtlichen Unterſchied, ob der Schutzmann die Anzeige in 
den Dienſträumen ſeiner Behörde entgegengenommen hat. 
Bei einer Behörde angebracht iſt ſie mit der bloßen Entgegen⸗ 
nahme auch in dieſem Falle nur dann, wenn der Schutzmann 
inſoweit d. h. hinſichtlich der Entgegennahme von Anzeigen zur 
Vertretung ſeiner Behörde ermächtigt war. Urt. d. V. Sen. 
v. 8. Jan. 1907 (797/06). 

20. 8 166 StB. (Begriff der Offentlichkeit.)] Die 
Zugehörigkeit zu einem Verein und die dadurch bedingte Gemein⸗ 
ſamkeit eines verfolgten Zwecks kann unter Umſtänden einen 
innerlichen Zuſammenſchluß der einzelnen Mitglieder begründen, 
der ihnen die Eigenſchaft eines engeren, in ſich verbundenen, 
nach außen beſtimmt abgegrenzten Perſonenkreiſes verleiht, alſo 
den Begriff der Offentlichkeit ausſchließt. Dies iſt aber keine 
aus dem allgemeinen Weſen der Vereins bildung ſich ergebende 
Rechtsfolge, ſondern abhängig von der beſonderen Geſtaltung 
des Vereins. Zutreffend legt ſonach das Urteil Gewicht auf 
die Größe der Mitgliederzahl und auf die Leichtigkeit, mit der 
ſich nicht bloß nach den Satzungen der Eintritt in den Verein, 
ſondern auch der Zutritt zu der hier in Frage kommenden 
Verſammlung vollzog, zu der, wie das Urteil hervorhebt, auch die 
gegen Zahlung eines Beitrags von 30 Pf. vorläufig auf⸗ 
genommenen Mitglieder zugelaſſen waren. Urt. d. III. Sen. 
v. 27. Juni 1907 (290/07). 

21. 8 167 StGB. (Maßgebendes Recht für die Frage, 
ob es ſich um eine im Staat beſtehende Religionsgeſellſchaft 
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handelt.)! Der Schutz des 8 167 StGB. wird nicht allen, 
ſondern nur den im Staate beſtehenden Religions» 
geſellſchaften zuteil. Dies führt zu der Frage, unter welchen 
Vorausſetzungen eine Religionsgeſellſchaft als ſolche im Gebiete 
des Einzelſtaats beſtehe. Dieſe Frage iſt nicht, nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1869 in Verbindung 
mit Vorſchriften der Reichsverfaſſung, einheitlich für das Gebiet 
des Deutſchen Reichs, ſondern lediglich nach dem Staats⸗ 
kirchenrecht des Bundesſtaats, um deſſen Gebiet es ſich 
handelt, zu entſcheiden. Urt. d. IV. Sen. v. 22. Jan. 1907 
(124506). 

22. 5 181 StB. (Vorſchubleiſten der Eltern gegen⸗ 
über großjährigen Kindern.) ] Eine Rechtspflicht der Eltern 
zum Einſchreiten gegen das unzüchtige Treiben ihrer Kinder 
kann nur in der Erziehungsgewalt ihren Grund finden, die 
wiederum ein Ausfluß der elterlichen Gewalt iſt und ſich da⸗ 
her nur auf minderjährige Kinder erſtreckt (88 1627, 1631 BGB.). 
Die Pflicht, auch nach Eintritt der Großjährigkeit der Kinder 
deren ſittliches Wohl zu fördern und das elterliche Anſehen zur 
Verhütung eines laſterhaften Treibens der Kinder zu ge⸗ 
brauchen, liegt lediglich auf dem Gebiete der Moral. Ein 
Nichtverhindern großjähriger Kinder an unzüchtigem Verkehr 
fällt alſo nicht unter 8 181 StB. Urt. d. III. Sen. v. 
11. Mai 1907 (33/07). 

23. 88 74, 181 StGB.] Da die Gewohnheitsmäßigkeit 
in den Fällen des 8 181 StGB. weder ein ſtrafbegründender 
noch ein ſtraferhöhender, ſondern ein für den Tatbeſtand 
unerheblicher Umſtand iſt, folgt die rechtliche Unmöglichkeit, die 
einzelnen den Tatbeſtand des angezogenen Strafgeſetzes bereits 
vollſtändig verwirklichenden Tätigkeitsalte auf Grund einer 
vorliegenden Gewohnheitsmäßigkeit zu der Einheit eines 
Kollektivdeliktes zuſammenzuziehen. Urt. d. I. Sen. v. 19. März 1907 
(1199/06). 

24. 5 184 StGB. (Ausſtellung in verſchloſſenen Um⸗ 
hüllungen.)]! Wer eine Ware in einer Verpackung bei ſich 
öffentlich zum Verkauf ſtellt, kündigt damit allerdings noch nicht 
ohne weiteres die Ware ſelbſt an. Dies geſchieht nur inſofern, 
als entweder eine Aufſchrift auf der Verpackung oder ein ſie im 
Handelsverkehr erſetzendes Zeichen den Inhalt angibt, oder das 
Publikum auch ohne einen derartigen äußeren Hinweis ſchon 
aus der gewählten Form der Ausſtattung die Ware nach Art 
und Beſchaffenheit zu erkennen vermag. Allein, daß dies 
jedermann aus dem Publikum zu erkennen vermöge, iſt nicht 
erforderlich. Es genügt, wenn nur einem Teile des 
Publikums, dem ſachkundigen Teile, die Hülle, unter der 
verſteckt ein zum unzüchtigen Gebrauche beſtimmter Gegenſtand 
ausgeboten wird, als eine ſolche bekannt iſt, unter der ſich 
ſolche Dinge herkömmlich zu verſtecken pflegen. Urt. d. II. Sen. 
v. 8. März 1907 (978/08). 

25. 8 184 Ziff. 1 StGB.] Nicht beizutreten iſt der 
Anſicht, daß die Verſendung von Druckſchriften in Barpaketen 
als eine öffentliche Verbreitung derſelben nicht angeſehen 
werden könne. Der Umſtand, daß eine Druckſchrift als Bar⸗ 
paket verſendet wird, daß alſo ihre Aushändigung an den 
Empfänger, von dem die Beſtellung ausging, nur gegen 
Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt, ſchließt nicht aus, daß ſie 
jedem beliebigen Beſteller zugänglich gemacht wird und 
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daher Verbreitung im Publikum findet. Urt. d. IV. Sen. 
v. 5. Febr. 1907 (920/06). 

26. 8 184? StGB.] Eine Verurteilung wegen Ber: 
gehens nach $ 184 Abſ. 3 StGB. kann dann nicht eintreten, 
wenn der Angeklagte bei Anpreiſung der Gegenſtände berechtigt 
annehmen konnte 
ſchließlich bei verheirateten Perſonen zum Zwecke des Gebrauches 
in der Ehe Verwendung finden, auch nicht einmal mit der 
Möglichkeit anderweitiger Verwendung gerechnet hat. Urt. d. 
III. Sen. v. 27. April 1907 (186/07). 

27. 8 193 StGB. (Rüge öffentlicher Mißſtände.) ]! Es 
kann nicht der Ausführung des Urteils beigetreten werden, 
daß der einzelne Gerichtseingeſeſſene nicht in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen handele, wenn er, um die Entfernung 
eines ungeeigneten richterlichen Beamten herbeizuführen, die 
Geſamtheit berührende Mißſtände an zuſtändiger Stelle zur 
Sprache bringe. Allerdings hat nach dem Geſetze der einzelne 
in gewiſſen Fällen das Recht, den Richter abzulehnen, um 
damit einer Schädigung ſeiner Intereſſen vorzubeugen; allein 
dieſe Befugnis ſchließt nicht das Recht aus, im eigenen wie im 
öffentlichen Intereſſe von vermeintlichen Mißſtänden Anzeige 
zu erſtatten. In der Rechtſprechung des RG. (RGSt. 26, 18; 
29, 149) iſt bereits wiederholt ausgeſprochen, daß zu den be⸗ 
rechtigten Intereſſen alle gehören, welche das Recht anerkennt, 
auch ſolche, welche aus dem „öffentlichen Rechte erwachſen“. 
Jedes Intereſſe iſt berechtigt, das ſich „bei billiger Beurteilung 
der konkreten Sachlage als gerechtfertigt“ darſtellt. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus iſt in der Rechtſprechung der Schutz 
des 8 193 StGB. insbeſondere auch in den Fällen nicht 
verſagt worden, wo der zuſtändigen Behörde angebliche Vor⸗ 
gänge zur Kenntnis gebracht waren, deren Feſtſtellung im 
Intereſſe der öffentlichen Rechtsordnung — RGSt. 29, 54; 
34, 216 — als erwünſcht oder geboten erſcheinen durfte. 
Urt. d. I. Sen. v. 6. April 1907 (151/07). ö 

28. 8 196 StGB.] Sich Kenntnis davon zu verſchaffen, 
ob in dem Amtsbezirke das Verhalten der einzelnen Perſonen 
vom ordnungs⸗ und ſicherheitspolizeilichen Standpunkt aus be⸗ 
denkenfrei erſchien oder nicht, und über dieſe amtlich erlangte 
Kenntnis im ſtaatlichen Intereſſe Auskunft zu erteilen, gehört 
zu den beruflichen Aufgaben des Amtsvorſtehers als Leiters der 
Ortspolizeibehörde. Wenngleich der Amtsvorſteher, als er vor 
Gericht eidlich bekundete, daß der Angeklagte „ſchmuggele“, in 
Erfüllung der allgemeinen Zeugenpflicht und daher nicht in 
Ausübung feines polizeilichen Berufs handelte, fo fiel feine 
Ausſage doch inhaltlich mit einer polizeilichen Auskunft über 
den Leumund des Angeklagten zuſammen. Seine Zeugenausſage 
ſtand deshalb in Beziehung zu ſeinem Berufe. Die gleiche 
Beziehung auf den Beruf des Amtsvorſtehers hat daher auch 
der Vorwurf, daß dieſe Ausſage von ihm unter dem Eide leicht⸗ 
fertig abgegeben worden ſei. (Goltd Arch. 45, 28.) Urt. d. 
II. Sen. v. 11. Jan. 1907 (1241/06). 

29. 8 224 StGB. (Entſtellung.)] Daß die beim Gehen 
als Entſtellung hervortretende Verunſtaltung des Nebenklägers 
(Verkürzung des Oberſchenkels) beim Stehen oder Sitzen ver⸗ 
borgen bleibt, nimmt ihr die Eigenſchaft einer Entſtellung nicht. 
Ebenſo iſt es rechtlich ohne Bedeutung, ob die Perſönlichkeit 
des Nebenklägers ohnehin unanſehnlich war. Auch eine weſent⸗ 
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liche Steigerung der vorhandenen Unſchönheit der Geſamt⸗ 
erſcheinung iſt eine Entſtellung im Sinne des $ 224 StGB. 
Urt. d. II. Sen. v. 1. Febr. 1907 (56/07). 

30. 8 235 StGB. (Entführung aus einer Zwangs⸗ 
erziehungsanſtalt.)] Für die Anwendung des 8 235 iſt es 
entſcheidend, daß dem Vormund bei der Erziehung, Beauffichtigung 
oder Aufenthaltsbeſtimmung des Kindes ein Recht der Mit⸗ 
wirkung zuſteht. Gegenüber einem nach 8 1666 BGB., Art. 135 
EGBGB. behufs Zwangserziehung in eine Anſtalt unters 
gebrachten Kinde ſteht dem Vormund ein ſolches Recht nicht zu; 
ihm kann alſo das Kind nicht entzogen werden. Der Anſtalts⸗ 
vorſtand ſteht zu dem Pflegling in keinem elterlichen Verhältnis; 
er iſt in Elſaß⸗Lothringen aber auch weder Vormund noch 
Pfleger des in der Anſtalt Untergebrachten. Urt. d. I. Sen. 
v. 21. Febr. 1907 (1130/06). 5 

31. 8 240 StGB. (Ausſchreiben einer nicht beitreibbaren 
Forderung.)] Die öffentliche Ausbietung der Forderung zum 
Zwecke der Einziehung war an ſich für den Schuldner be⸗ 
leidigend, allein dem Gläubiger und ſeinem Beauftragten ſtand 
an ſich hierbei der Schutz des 8 193 StGB. zur Seite, und 
es lag deshalb der Tatbeſtand des Vergehens der Beleidigung 
nur dann vor, wenn aus der Form der Bekanntmachung oder 
den Umſtänden ſich eine Beleidigungs abſicht ergab. Daß dem 
Angeklagten zur Laſt gelegte Vergehen gegen $ 240 StGB. 
erfordert den Nachweis, daß die angedrohte Maßregel im Falle 
ihrer Ausführung ein „Vergehen“ und mithin eine ſtraf⸗ 
bare Beleidigung enthalten hätte. Angedroht war dem Schuldner 
nur die öffentliche Ausſchreibung der Forderung unter Namens⸗ 
nennung „in einer geleſenſten Zeitung“ des Orts. War der 
Angeklagte an ſich zur Ausſchreibung berechtigt, ſo konnte ihm 
aus der Wahl einer „geleſenſten“ Zeitung kein Vorwurf 
gemacht werden. Je größer der Leſerkreis der Zeitung war, 
um ſo mehr durfte auf die Erreichung des beabſichtigten Zweckes 
gerechnet werden. Für ſachdienlich durfte er auch die Wahl 
einer am Orte erſcheinenden Zeitung halten, und erforderlich 
war die Nennung des Namens des Schuldners. Hiernach hätte 
die Ausführung der Tat, ſo wie ſie angedroht war, den 
an ſich gegebenen Strafausſchließungsgrund des $ 193 StGB. 
nicht beſeitigen können. Urt. d. I. Sen. v. 6. April 1907 (1274/06). 

32. 8 242 StGB. (Entwendung von Biermarken behufs 
Kaufs von Bier bei dem Beſtohlenen.)] Es kommt nicht darauf 
an, ob der Täter beabſichtigt, die Sache dem Eigentümer 
dauernd zu entziehen oder ſie dauernd für ſich zu behalten. 
Wer beiſpielsweiſe einem anderen unbefugt Geld wegnimmt, 
um damit alsbald einen Gegenſtand käuflich für ſich zu er⸗ 
werben, eignet ſich das Geld unter allen Umſtänden rechts⸗ 
widrig an. Es begründet dabei keinen Unterſchied, ob er den 
Gegenſtand bei einem beliebigen Dritten oder bei dem Eigen⸗ 
tümer des Geldes ſelbſt erwerben, das Geld dem Eigentümer 
alſo wieder zukommen laſſen will. Die Zueignung bleibt auch 
in dieſem letzteren Falle vollendet, obwohl das Geld in ſeiner 
Körperlichkeit und ſeinem Werte völlig unverändert als bald 
wieder in den Beſitz des Eigentümers übergehen ſoll. Das für 
den Begriff der Zueignung Weſentliche iſt hiernach darin zu 
finden, daß der Täter die Sache ihrem Sach⸗(Subſtanz⸗) Werte 
nach für ſich ausnutzen will. Die Abſicht, die Sache dem 
Eigentümer alsbald wieder zu übergeben, deckt ſich daher keines⸗ 
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wegs mit der Abficht, die Sache nur zu gebrauchen. Urt. d. 
V. Sen. v. 19. Febr. 1907 (859/06). 

33. § 242 StGB.] Daß der Angeklagte, als er von 
dem Benzin in den Automobilen Beſitz ergriff, lediglich die 
Abſicht verfolgt hätte, den Eigentümern der Automobile das 
Benzin zu entziehen und ſie durch deſſen Verbrennung bzw. 
Vergaſung zu ſchädigen, ſtellt das Gericht nicht feſt. Der ge⸗ 
gebene Sachverhalt ſpricht vielmehr dafür, daß er es, wie 
auch das Urteil ſelbſt anerkennt, als Antriebsmittel zur Fort⸗ 
bewegung des Automobils hat verwenden, in dieſem Sinne alſo 
ſeinen Intereſſen hat dienſtbar machen wollen. Hat der 
Angeklagte aber auf ſolche Weiſe das fremde Benzin der Subſtanz 
nach für ſich verbraucht, ſo hat er es, wenn auch nur 
vorübergehend, ſeinem Vermögen zugeführt. Darin liegt, daß 
er es ſich zugeeignet hat. Unverſtändlich iſt, wie die Abſicht 
der Zueignung dadurch ausgeſchloſſen ſein ſoll, daß der An⸗ 
geklagte die Wegnahme des Benzins als Mittel zur Erreichung 
eines beſtimmten anderen Zwecks, nämlich zur Ausführung der 
mit dem Automobil geplanten Spazierfahrten, ins Auge gefaßt 
hat, und ebenſo unverſtändlich, daß das Benzin deshalb nicht 
in das Vermögen des Angeklagten gelangt ſein ſoll, weil es 
von ihm ſofort nach dem Beſteigen des Automobils und noch 
während der Fahrt verbraucht worden iſt. Wo der wirtſchaft⸗ 
liche Wert einer Sache gerade darin beſteht, daß ſie verbraucht 
und durch den Gebrauch verzehrt (zerſtört) wird, ſchließt der in 
ſolcher Abſicht bewirkte Verbrauch die Zueignungsabſicht nicht 
aus. Urt. d. II. Sen. v. 28. Mai 1907 (144/07). 

34. 5 242 StGB. (Diebſtahl an jagdbaren Tieren.) 
Nach § 958 Abſ. 2 BGB., deſſen Anwendbarkeit auf den der 
Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebieten der Jagd und der 
Fiſcherei in Art. 69 EGBGB. ausdrücklich angeordnet iſt, findet 
der in Abſ. 1 des 8 958 für zuläſſig erklärte Eigentumserwerb 
an einer herrenloſen beweglichen Sache nicht ſtatt, wenn durch 
die Beſitzergreifung das Aneignungsrecht eines andern verletzt 
wird. Wenn nun auch das Aneignungsrecht des Jagdberechtigten 
ſich nur auf die im Jagd bezirk, nicht aber auf die außerhalb 
desſelben befindlichen jagdbaren Tiere erſtreckt, ſo folgt daraus 
nur das Erlöſchen des Aneignungsrechtes bezüglich ſolcher Tiere, 
die ſich aus dem Jagdbezirk entfernt haben oder nach ihrer 
widerrechtlichen Fortſchaffung an einen gutgläubigen Erwerber 
gelangt ſind. Sofern dieſe Vorausſetzungen aber nicht vorliegen 
und der durch widerrechtliche Fortſchaffung des Tieres zur Ent⸗ 
ſtehung gelangte Zuſtand durch gleichfalls widerrechtliche Fern⸗ 
haltung des Tieres von dem Jagdgebiete des Aneignungs⸗ 
berechtigten aufrecht erhalten wird, kann das Recht des letzteren 
nicht als erloſchen angeſehen werden. Es kann alſo auch der 
Dritte, der das Tier in Kenntnis der Widerrechtlichkeit der 
Erlangung von dem Jagdfrevler erhalten hat, kein Eigentum 
erwerben und es kann ihm gegenüber an dem Tiere kein Dieb⸗ 
ſtahl begangen werden. Die Tatſache, daß er das Tier gezähmt 
hat, iſt ohne Bedeutung, ſelbſt wenn man annehmen wollte, 
daß das einzelne Exemplar der jagdbaren Tiergattung zufolge 
Zähmung nicht mehr als wild und deshalb dem Aneignungs⸗ 
rechte des Jagdberechtigten nicht mehr als unterworfen zu be⸗ 
trachten wäre. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Febr. 1907 (799/06). 

35. 8 243 Ziff. 2, 3 StGB.] Die Beſtimmung im 
8 243 Ziff. 2 StGB. „mittels Erbrechens von Behältniſſen“ 
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enthält keineswegs das Tatbeſtandserfordernis, es müſſe 
unmittelbar dasjenige Behältnis erbrochen ſein, in dem ſich der 
Gegenſtand der Entwendung befinde; die Anwendung der Ge⸗ 
walt iſt auch dann eine zur Verübung des Diebſtahls gehörige 
und die Ausführung desſelben vermittelnde Handlung, wenn 
das den Schlüſſel eines anderen Behältniſſes, aus welchem ge⸗ 
ſtohlen werden ſoll, enthaltende Behältnis erbrochen wird, um 
daraus jenen Schlüſſel zu entnehmen und ihn zur Eröffnung 
des erſteren Behältniſſes zu benutzen, um daraus den Gegen⸗ 
ſtand, auf deſſen Aneignung es abgeſehen iſt, wegzunehmen. 
(RGRſp. 2, 102.) Das gleiche iſt bezüglich der im 5 243 
Ziff. 3 StGB. vorgeſehenen Anwendung falſcher Schlüſſel oder 
zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beſtimmter Werkzeuge zu 
ſagen. Auch für dieſen erſchwerenden Umſtand iſt es be⸗ 
deutungslos, ob die mittels des falſchen Schlüſſels oder Werk⸗ 
zeuges ausgeführte Eröffnung eines Raumes, einer Türe oder 
eines Behältniſſes unmittelbar zu dem Diebſtahlsgegenſtande 
oder zunächſt zu dem richtigen Schlüſſel führte, mittels deſſen 
eine Räumlichkeit oder ein Behältnis eröffnet wird, in dem ſich 
der demnächſt geſtohlene Gegenſtand befand. Urt. d. V. Sen. 
v. 3. Mai 1907 (33/07). 

36. 8 243 Ziff. 2 StGB.] Die außerhalb des Ges 
bäudes erfolgte gewaltſame Eröffnung von Behältniſſen kommt 
für den Tatbeſtand des ſchweren Diebſtahls nicht in Betracht. 
Das iſt in der Rechtſprechung anerkannt für die im Freien oder 
auch in einem Gebäude erfolgte Eröffnung des Aufbewahrungs⸗ 
behältniſſes, wenn ſie der innerhalb eines anderen Gebäudes 
ausgeführten Wegnahmehandlung nachfolgt. Das Gleiche 
muß für das Erbrechen von Behältniſſen außerhalb des Dieb⸗ 
ſtahlsgebäudes gelten, wenn es derjenigen Diebſtahls handlung, 
die in 8 243 Nr. 2 StGB. umſchrieben iſt, vorausgeht, wenn 
alſo z. B. der Dieb die Schlüſſel für den Diebſtahl ſich auf 
dieſe Weiſe verſchafft. Urt. d. I. Sen. v. 21. Febr. 1907 
(1436/06). 

37. 8 243 Ziff. 3 StGB. (Falſcher Schlüſſel.)] Wie 
der zur Verfügung über die Eröffnung eines Gebäudes Berechtigte 
die unbeſchränkte Beſtimmung eines Schlüſſels zur Eröffnung 
widerrufen kann nicht nur für die Zeit von der Widerrufs⸗ 
erklärung an, ſondern auch von einem dieſer Erklärung nach⸗ 
folgenden Zeitpunkte an, ſo kann er auch von vornherein die 
Beſtimmung auf eine Friſt begrenzen, namentlich in der Weiſe, 
daß die Friſt mit der Beendigung eines Rechtsverhältniſſes 
z. B. Dienſtverhältniſſes abläuft, das den Anlaß gegeben hat, 
den Schlüſſel zur Eröffnung zu beſtimmen. Urt. d. II. Sen. v. 
19. März 1907 (1127/06). 

38. 8 246 StGB. (Anvertrauen.)] Sachen, die der 
Dieb zum Nachteile des Eigentümers einem andern in Ver⸗ 
wahrung gibt, find objektiv nicht im Sinne des § 246 StGB. 
anvertraute. Urt. d. II. Sen. v. 18. Juni 1907 (308/07). 

39. 8 246, 266 StB. (Unterſchlagung und Untreue 
des Gemeinſchuldners gegenüber dem Konkursverwalter.) 
Körperliche Sachen, die zur Konkursmaſſe gehören, ſtehen, da 
die Konkursmaſſe kein Rechtsſubjekt iſt und als Rechtsobjekt 
weder den Gläubigern noch dem Konkursverwalter gehört, im 
Eigentum des Gemeinſchuldners und find für dieſen keine 
fremden Sachen, wie fie 8 246 StGB. für feine Anwendung 
erfordert. Dagegen haben Maſſeobjekte, die der Obhut des 
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Konkursverwalters mit der Befugnis zur alleinigen rechtlichen 
Verfügung anvertraut find, ſonach auch die bei Fortführung 
des Erwerbsgeſchäfts des Gemeinſchuldners vereinnahmten 
Beträge als „Vermögensſtücke“ des Konkursverwalters zu gelten; 
treuloſe Verfügungen über dieſe durch Bevollmächtigte gereichen 
ihm „zum Nachteil“, ſo daß auch der vom Verwalter mit der 
Fortführung des Geſchäftes betraute Gemeinſchuldner an den 
von ihm eingenommenen Geldern Untreue begehen kann. Urt. 
d. I. Sen. v. 3./31. Jan. 1907 (661/06). 

40. 8 247 StGB.] Der Anſicht, „daß alle Haus⸗ 
genoſſen“ — auch die zum Geſinde gehörigen Perſonen in 
ihrem Verhältnis zu einander — „als von dem Tatbeſtand 
eines privilegierten Geſinde⸗Hausdiebſtahls betroffene Perſonen 
zu gelten hätten und daß daher in allen dieſen Fällen als 
Antragsberechtigter nicht ausſchließlich der Hausherr, ſondern 
der jedesmalige Verletzte (8 65 StGB.) anzuſehen ſei,“ kann 
nicht beigetreten werden. Urt. d. IV. Sen. v. 29. Jan. 1907 
(933/06). 

41. § 247 StGB.] Der Wortlaut des 8 247 StGB. 
nötigt nicht zu der Anſicht, daß der Beſtohlene derjenige ſein 
müſſe, der nach dem Dienſtvertrage die Dienſte des Geſindes 
gemietet hat, geſtattet vielmehr die Auslegung, daß das Geſinde 
des Dienſtherrn ſich als Geſinde auch in der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft ſeiner mit ihm zuſammenlebenden Ehefrau befindet. 
Urt. d. II. Sen. v. 31. Mai 1907 (293/07). 

42. 8 257 StGB. (Sichern durch ein öffentliches Vers 
ſprechen, den Dieb bei Rückgabe der Ware zu entſchädigen.) 
Ein Sichern braucht zwar nicht notwendig darin zu beſtehen, 
daß die Diebe im Beſitze des Geſtohlenen erhalten werden, 
kann vielmehr auch in der Weiſe erfolgen, daß ihnen die Aus⸗ 
nutzung und Verwertung der in dem geſtohlenen Gute liegenden 
Vermögensvorteile ermöglicht und erleichtert wird. Allein das 
trifft dann nicht zu, wenn wie hier das Ziel verfolgt wird, die 
Diebe durch eine öffentliche Ankündigung, ihnen im Fall des 
Zurückbringens des Geſtohlenen eine Entſchädigung zu zahlen, 
hinſichtlich des geſtohlenen Gutes nicht gegen die Eigentümer 
oder die Obrigkeit in Schutz zu nehmen, ihnen vielmehr das 
Geſtohlene zu entziehen und es den Eigentümern wieder zu 
verſchaffen. In einem ſolchen Falle ſteht rechtlich nichts ent⸗ 
gegen, die den Dieben in Ausſicht geſtellte Entſchädigung ledig⸗ 
lich als ein Geldopfer zu betrachten, das nach der Auffaſſung 
der Täter unter dem gegebenen Verhältniſſe notwendig war, 
um ihren ihr ganzes Vorgehen beherrſchenden Zweck zu 
verwirklichen d. h. den rechtmäßigen Zuſtand wieder herzuſtellen. 
Urt. d. V. Sen. v. 22. Febr. 1907 (971/06). 

43. 5 259 StGB. (Mitwirken zum Abſatz.) ]! Von 
einem Mitwirken zum Abſatze kann nur dann die Rede ſein, 
wenn ein fremder Abſatz in Frage kommt, zu dem der Hehler 
mitwirken wollte und mitgewirkt hat. Der Abſatzwille muß 
bei demjenigen vorliegen, in deſſen Intereſſe die Vertreibung 
der Sache geſchieht, und dieſer muß ſeinen Willen in irgend 
einer Weiſe betätigt haben. Doch kann ein Mitwirken auch 
vorliegen, ohne daß der Beſitzer, der den Abſatzwillen zu erkennen 
gegeben hat, von der Förderung des Abſatzes etwas weiß. 
Es bedarf keiner ausdrücklichen Einverſtändniserklärung desjenigen, 
der die Sache für ſich verwerten will, gegenüber dem Mit⸗ 
wirkenden und der letztere braucht nicht rechtlich als Mittels⸗ 
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perſon zwiſchen dem unredlichen Beſitzer und dem dritten 
Erwerber aufzutreten; aber notwendig iſt, daß tatſächlich die 
Verwertung geſchehen ſoll, um den unredlichen Beſitzer zu 
dem von dieſem erſtrebten Abſatze zu verhelfen. Urt. d. 
V. Sen. v. 24. Mai 1907 (1025/06). 

44. 88 259, 242, 48 StGB. (Hehlerei in Konkurrenz 
mit Anſtiftung zu Diebſtahl.)] Es iſt zwar grundſätzlich nicht 
ausgeſchloſſen, daß Anſtiftung zum Diebſtahl und Hehlerei an 
den Sachen, welche durch den infolge der Anſtiftung begangenen 
Diebftahl erlangt find, im Verhältnis der Realkonkurrenz zu 
einander ſtehen können, es bedarf indeſſen beim Zuſammentreffen 
dieſer Straftaten die Annahme der Realkonkurrenz einer der 
Beſonderheit des Falles entſprechenden tatſächlichen Begründung; 
eine ſolche wird namentlich dann geboten ſein,! wenn bereits bei 
der Anſtiftung zum Diebſtahl die Abnahme der zu ſtehlenden 
Sachen dem Angeſtifteten in Ausſicht geſtellt iſt; in einem 
ſolchen Falle wird zu erwägen ſein, ob Anſtiftung und Hehlerei 
ſich nicht als eine natürliche Handlungseinheit darſtellen. Urt. 
d. IV. Sen. v. 5. Juli 1907 (419/07). 

45. 8 259 StGB. (Anſichbringen ſeitens des unterhalts⸗ 
pflichtigen Ehemannes der Diebin.) ] Die Teilnahme an den 
Vorteilen eines Diebſtahls durch den Mitgenuß der geſtohlenen 
Sache iſt für ſich allein nicht ausreichend, um die Beſtrafung 
wegen Hehlerei zu rechtfertigen. Das Urteil hebt nun allerdings 
hervor, daß der Angeklagte für den Haushalt zu ſorgen habe. 
Hat es damit nicht bloß das Tatbeſtandsmerkmal „ſeines Vor⸗ 
teils wegen“ begründen, ſondern beſagen wollen, daß daraus 
auch das Merkmal des „Anſichbringens“ gefolgert werde, ſo 
kann dieſer Folgerung nicht beigetreten werden. Aus dieſer 
Unterhaltspflicht, auch in Verbindung mit dem Mitgenießen, 
folgt an ſich noch nicht eine das „Anſichbringen“ verkörpernde 
Handlung; dieſe bedarf vielmehr einer beſonderen Feſtſtellung 
und Begründung. Nun iſt allerdings die Frau nach § 1357 
BGB. berechtigt, innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes 
die Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu ver⸗ 
treten. Daraus ergibt ſich aber nicht, daß die Frau des An⸗ 
gellagten im vorliegenden Falle, in dem dieſer lediglich das von 
ihr entwendete Gut mitverzehrt hat, bei der Ermöglichung des 
Mitgenuſſes in Stellvertretung ihres Mannes in dem Sinne 
gehandelt hat, daß dieſer durch ſie die Verfügungsgewalt über 
die geſtohlenen Hühner erwarb. Urt. d. V. Sen. v. 15. Jan. 1907 
(836/06). 

46. S 263 StGB. Vermögensbeſchädigung (es kommt 
auf den Wert der Forderung bei Hingabe des Darlehns an, 
nachträgliche Zahlung oder Nichtzahlung wider Erwarten iſt 
gleichgültig).] War der Angeklagte bei dem Empfang der Dar⸗ 
lehen willens, ſie zurückzubezahlen und vorausſichtlich zur Zeit 
der verabredeten Rückgabe zahlungsfähig, ſo erhielten die Dar⸗ 
lehensgeber an Stelle ihres Geldes eine Forderung, die einen 
ihrem Willen entſprechenden Gegenwert für das hingegebene 
Geld darſtellte. Die Vorſpiegelungen des Angeklagten hatten 
dann nicht den Erfolg einer Vermögensbeſchädigung. d. h. einer 
Verminderung des Geſamtvermögensſtandes der Getäuſchten 
(RGSt. 16, 1 ff.). Ob fie ſpäter das Geld gar nicht oder nur 
teilweiſe zurückerhalten haben, iſt für die Frage, ob durch die 
Täuſchung das Vermögen beſchädigt iſt, ebenſo unerheblich, wie 
es umgekehrt nicht in Betracht kommen würde, wenn die Ge⸗ 
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täuſchten eine wertloſe Forderung für ihr Geld erhalten hätten, 
der Angeklagte aber ſpäter, unerwartet in gute Verhältniſſe 
gekommen, das Geld erſtattet hätte. Waren die Darlehns⸗ 
forderungen wertlos, ſo betrug die Vermögensbeſchädigung 
ebenſoviel, wie das Darlehen, nicht aber nur ſoviel, als ſpäter 
nicht zurückerſtattet worden iſt. Urt. d. I. Sen. v. 28. Jan. 1907 
(1502/06). 

47. 5 263 SGB. Vermögensbeſchädigung (Nichtgewähr 
verſprochener Sicherheit)] Eine Vermögensbeſchädigung iſt nicht 
ohne weiteres in dem Ausbleiben der für die Darlehen ver⸗ 
ſprochenen Sicherheit zu erblicken. Wäre zur Zeit des Dar⸗ 
lehnsempfanges die Vermögenslage des Angeklagten noch 
eine ſolche geweſen, daß die Forderung auf Rückgewähr des 
Darlehens ein volles Aquivalent für den Wert der gegebenen 
Darlehnsſumme bildete, fo läge eine Beſchädigung des Ver⸗ 
mögens der Getäufchten nicht vor. Urt. d. II. Sen. v. 29. Jan. 
1907 (49/07). 

48. 5 263 StGB. Vermögensbeſchädigung (Verſtärkung 
einer bereits übernommenen Verbindlichkeit).] Das LG. übers 
ſieht, daß die Angeklagten, bevor ſie den Betrug begingen, be⸗ 
reits einen im Jahre 1907 oder 1908 fälligen Wechſel über 
1200 Mark ausgeſtellt und übergeben erhalten hatten. P. 
war alſo ſchon damals um die 1 200 Mark geſchädigt, da er 
den Wechſel bei Fälligkeit einlöſen mußte und ſich von der 
Verpflichtung, wenn der Wechſel in die Hände eines gut⸗ 
gläubigen Dritten gelangt war, auch nicht etwa durch An⸗ 
fechtung des Wechſelvertrages zu befreien imſtande war. Ebenſo 
hatten die Angeklagten ſchon damals mit dem Wechſel über 
1200 Mark, den ſie jederzeit verwerten konnten, einen dem 
Vermögensſchaden des P. entſprechenden, rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvorteil erlangt. Wenn nun die Angeklagten am 
11. Juni 1904 infolge des Betrugs von P. die notarielle 
übernahme der Verpflichtung, am 1. Januar und am 1. März 
je 300 Mark in bar zu zahlen, und außerdem einen am 
1. Januar 1905 fälligen Wechſel über 600 Mark erhielten, 
dagegen aber vereinbarungsgemäß der bis dahin in ihrem 
Beſitz gebliebene Wechſel über 1200 Mark, wie in dem 
angefochtenen Urteile ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, zerriſſen 
wurde, ſo lag der von ihnen durch den Betrug erlangte Ver⸗ 
mögensvorteil allein darin, daß für ihren bereits beſtehenden 
Anſpruch auf Zahlung von 1200 Mark ein früherer Fälligkeits⸗ 
termin (bzw. zwei ſolche) feſtgeſetzt wurde. Es iſt mithin 
rechtsirrtümlich, wenn der Vorderrichter als den erlangten 
Vermögensvorteil den Abſchluß des notariellen Vertrags und 
die Hingabe des Wechſels über 600 Mark angeſehen hat. 
Schon aus dieſem Grunde konnte die Entſcheidung des LG. 
nicht aufrecht erhalten werden; dabei iſt noch darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß, ſelbſt wenn der Vermögensvorteil, bzw. die Ver⸗ 
mögensbeſchädigung in Höhe von 1 200 Mark in jener Übers 
nahme der Verbindlichkeiten und der Hingabe des am 1. Januar 
1905 fälligen Wechſels zu erblicken geweſen wäre, daneben nicht 
als ſolche noch, wie das LG. angenommen hat, die zur Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtung erfolgte Zahlung von Geld in Be⸗ 
tracht kommen durfte. Urt. d. V. Sen. v. 4. Jan. 1907 
(590/06). 

49. 8 263 StGB. (Betrug durch falsus procurator.)] 
Da nach 5179 Abſ. 1 BGB. der falſche Vertreter dem anderen 
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Teile, dem Dritten, nach deſſen Wahl zur Erfüllung oder zum 
Schadenserſatze verpflichtet iſt, wenn der Vertretene die Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags verweigert, der Dritte alſo durch den 
Vertragsabſchluß die ſichere Ausſicht erlangt, jedenfalls Er⸗ 
füllung verlangen zu dürfen, und nur in der Schwebe bleibt, 
gegen wen er ſein Verlangen zu richten haben wird, ob gegen 
den Vertretenen oder gegen den Vertreter, ſo iſt es keine 
Rechtsnotwendigkeit, daß das Vermögen des Dritten ſchon um 
deswillen geſchädigt erſcheint, weil der Dritte gegen den Ver⸗ 
treter nur einen bedingten, gegen den Vertretenen aber zunächſt 
und möglicherweiſe überhaupt keinen Erfüllungsanſpruch erwirbt. 
Iſt der Vertreter nach ſeinen Vermögens⸗ und perſönlichen 
Verhältniſſen in vollem Maße erfüllungsfähig und ſogar auch 
erfüllungsbereit, ſo würde man rechtlich nicht gehindert ſein, 
anzunehmen, daß das Vermögen des Dritten in ſeiner Geſamt⸗ 
heit eine Schmälerung nicht erfahren habe. Vermögens⸗ 
beſchädigungen werden zwar auch in Fallen dieſer Art nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein, ſo, wenn der Vertreter durch ſein Verhalten 
die Klarſtellung der rechtlichen Beziehungen verhindern will und 
verhindert, wenn dadurch für den Dritten Gefahren oder Ver⸗ 
luſte entſtehen oder wenn er zu Aufwendungen veranlaßt wird, 
die wie Prozeßkoſten gegenüber dem Vertretenen nicht unter den 
Erfüllungsanſpruch gegen den Vertreter fallen würden. Allein 
das alles hängt ganz von den Umſtänden des Einzelfalles ab. 
Andererſeits wird eine Schädigung jedenfalls dann unausbleiblich 
ſein, wenn der geltend zu machende Erfüllungsanſpruch gegen 
den Vertreter ſchon mit Rückſicht auf deſſen ungünſtige wirt⸗ 
ſchaftliche Lage minderwertig oder wertlos ſein würde. Urt. d. 
V. Sen. v. 1. Febr. 1907 (954/06). 

50. 8 263 StGB. (Täuſchung des Richters.) Eine 
unter 8 263 fallende Täuſchung des Richters iſt ebenſowohl 
durch einen Zeugen⸗ als durch einen Urkundenbeweis möglich; 
denn die Vernehmung vorzunehmen iſt der Richter infolge des 
von der Partei geſtellten Beweis antrags, falls dieſer erheblich 
iſt, verpflichtet, und die abgegebene Zeugenausſage iſt deshalb 
nicht minder ein von der Partei beigebrachtes Beweisſtück als 
die vorgelegte Urkunde. Urt. d. I. Sen. v. 11. Febr. 1907 
(826/06). 

51. 8 263 StGB. (Täuſchung des Richterd.)] Das 
Urteil erachtet für erwieſen, daß der Angeklagte, um die 
Niederſchlagung d. i. den Erlaß der gegen ihn verhängten 
Geldſtrafe zu erzielen und den durch deren Zahlung ihm ent⸗ 
ſtehenden Geldverluſt zu vermeiden, alſo einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil ſich zu verſchaffen, durch ſeine Angaben und 
die Vorlegung der unrichtig datierten Quittung und deren 
Überreihung bei der Protokollaufnahme bewußt die falſche 
Tatſache, die Räumung der Aſchengrube ſei ſpäteſtens am 
17. Mai 1906 erfolgt, wahrheitswidrig vorgeſpiegelt hat, um 
den Polizeiinſpektor S. zu täuſchen und daß er dabei ſich be⸗ 
wußt geweſen iſt, daß durch den Eintritt des von ihm be⸗ 
zweckten Erfolgs, durch die Niederſchlagung der Geldſtrafe, 
die Amtskaſſe, in welche die wegen der Übertretung der in 
Betracht kommenden Polizeiverordnung verhängten Geldſtrafen 
fließen, um dieſen Betrag in ihrem Vermögen geſchädigt werde. 
Die hierauf geſtützte Anwendung der 88 263, 43 StGB. iſt 
nicht zu beanſtanden. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Juli 1907 
(328/07). 
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52. 8 266 Ziff. 1 und 2 StGB. (Untreue ſeitens der 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes.)! Als Bevollmächtigte 
des Gemeinſchuldners können die Mitglieder des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes als ſolche nicht angeſehen werden, und ebenſo ver⸗ 
kehrt wäre die Behandlung des Gläubigerausſchuſſes als eines 
Vertretungsorgans des Konkursverwalters, dem er zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Beaufſichtigung des Ganges des Konkursverfahrens 
an die Seite geſtellt iſt. Es muß aber auch die Frage ver⸗ 
neint werden, ob die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes als 
Bevollmächtigte der Gläubiger im Sinne des § 266 Nr. 2 
StGB. gelten können. Endlich können fie auch nicht einem der 
in § 266 Nr. 1 StGB. aufgezählten Perſonenkreiſe eingereiht 
werden. Urt. d. III. Sen. v. 17. Jan. 1907 (816/06). 

53. 5 267 StB. (Fahrrad⸗Nummernſchilder.)] Die 
von der Polizei ausgegebenen Fahrrad⸗Nummernſchilder, die 
polizeilich regiſtriert nicht bloß zur Kennzeichnung des Rades, 
ſondern zum Nachweiſe der Perſon des Fahrers dienen und 
deshalb dem Inhaber die Pflicht auferlegen, jeden Wechſel im 
Beſitze des Nummernſchildes oder des damit verſehenen Fahr⸗ 
rades, ſowie jeden Wechſel des Wohnorts anzuzeigen, ſind 
öffentliche Urkunden. Urt. d. III. Sen. v. 11. Mai 1907 
(202/07). 

54. 8 267 StGB. (Kontrollapparate.)] Der Ans 
geklagte war Weber in einer Tuchfabrik; fein Lohn wurde nach 
der Anzahl der Schüſſe, die das von ihm gewebte Tuch enthielt, 
bemeſſen. Zur Feſtſtellung der Zahl der Schüſſe diente eine 
an ſeinem Webſtuhl befeſtigte Schußzähluhr, von der die Zahl 
abgeleſen wurde. Der Angeklagte hat die Uhr mittels eines 
Schlüſſels geöffnet und das Uhrwerk ſo verſtellt, daß es mehr 
Schüſſe als gewebt anzeigte, als gewebt worden waren. Die Ver⸗ 
urteilung wegen Urkundenfälſchung läßt ſich nicht aufrecht er⸗ 
halten, denn eine Urkunde im Sinne des § 267 StGB. ſetzt 
als Inhalt die Gedankenäußerung eines Menſchen voraus. So 
auch RGSt. 34 S. 435, 438 in einem Falle, in dem es 
ſich um die in einer Fabrikanlage angebrachten Kontrolluhren 
handelte. Urt. d. II. Sen. v. 4. Juni 1907 (150/07). 

55. 8 267 StB. „Schriftſtücke ohne Unterfchrift.)] 
Allerdings erfordert der Begriff der Urkunde nicht notwendig, 
daß der angebliche Ausſteller dieſelbe mit ſeiner Namens⸗ 
unterſchrift vollzogen hat, es iſt vielmehr in jedem einzelnen 
Falle zu prüfen, ob ungeachtet des Fehlens der Unterſchrift 
eine Urkunde im Rechtsſinne vorliegt. Dies wird regelmäßig 
zu bejahen ſein, wenn die Perſon des Ausſtellers aus dem 
ſonſtigen Inhalte der Urkunde mit genügender Deutlichkeit 
hervortritt. Einem der Unterſchrift entbehrenden Schriftſtücke 
iſt aber die Urkundeneigenſchaft dann zu verſagen, wenn nur 
unter Zuhilfenahme völlig außerhalb des Inhalts 
liegender Tatſachen die Perſon des Ausſtellers erkennbar wird. 
Urt. d. III. Sen. v. 13. Juni 1907 (189/07). 

56. $ 267 StGB. (Privatſchriftliche Zeugniſſe.)] Ein 
ſogenanntes privatſchriftliches Zeugnis hat in der Regel 
keine Beweiserheblichkeit, es beweiſt nicht mehr, als ſein Vor⸗ 
handenſein und die Tatſache der Abgabe einer ſeinem Inhalt 
entſprechenden Erklärung, für die Richtigkeit dieſes Inhalts 
aber iſt es ohne beweiſende Kraft. Allein das iſt nur 
eine bis zur anderweiten Klarſtellung der urkundlichen Bedeutung 
des Schriftſtücks geltende Regel. Dementſprechend hat das 
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RG. auch bereits wiederholt anerkannt, daß unter beſonderen 
im Einzelfalle nachzuweiſenden Umſtänden auch privatſchriftliche 
Zeugniſſe in dem bezeichneten Sinne Urkundeneigenſchaft haben 
können. (RGSt. 19, 174 [178]; 36, 400.) Die zu dieſer 
Eigenſchaft erforderliche Beweiserheblichkeit braucht ſich dabei 
nicht notwendig auf beſondere geſetzliche Beſtimmungen zu 
gründen, kann vielmehr ebenſogut auf Herkommen, wie ins⸗ 
beſondere auch auf Vereinbarung beruhen. Urt. d. V. Sen. 
v. 30. April 1907 (8/07). 

57. 8 267 StGB. (Pauskopien.)] Ob Pausabllatſche, 
wie ſie von Kaufleuten und anderen Gewerbetreibenden in die 
ſogenannten Kopierbücher genommen zu werden pflegen, bloße 
Abſchriften ſind oder ob ſie für ſich beſtehende ſelbſtändige 
Urkunden und in dieſem Sinne Urſchriften (Driginale) dar⸗ 
ſtellen, hängt ganz von den Umſtänden ab. Entſcheidend iſt 
hierfür insbeſondere, welche Beſtimmung ſie von dem als 
Fälſcher in Betracht kommenden tatſächlichen Herſteller oder 
Verwender erkennbar erhalten haben, ob ſie danach nicht lediglich 
Wiedergabe einer anderen Urkunde ſein, ſondern in der vor⸗ 
liegenden Form unmittelbar als Erklärungen desjenigen 
gelten ſollen, der ſich nach ihrem Inhalt als ihr Ausſteller 
gibt, ob ſie alſo von dem tatſächlichen Herſteller und Ver⸗ 
wender als Urſchriften, d. h. als Urkunden, ausgegeben 
werden, die ſo, wie ſie vorliegen, mit dem Willen ihres 
angeblichen Ausſtellers hergeſtellt oder doch ſeinem Willen 
gemäß in den Rechtsverkehr eingetreten ſind. Urt. d. V. Sen. 
v. 16. Mai 1907 (99/07). 

58. 8 267 StGB.] Die vom Vorderrichter als Urkunden 
erachteten Poſtkarten enthalten Anträge auf Gewährung, und 
Beſcheinigungen über den Empfang von Darlehnen. Für dieſe 
Willenserklärungen können ſie aber ein Beweismittel nur dann 
bilden, wenn die Perſon des Ausſtellers der ſchriftlichen 
Willenserklärung aus den Poſtkarten, ſei es auch in Verbindung 
mit anderen Umſtänden, hervorgeht. Die Unterſchrift „Familie“ 
John oder Japke läßt nicht erkennen, ob ein Mitglied der 
Familie und welches beſtimmte Mitglied die Willenserklärung 
abgegeben hat, ſondern nur, daß irgend jemand für die Familie 
eine ſolche Erklärung abgegeben hat. Die Familie als ſolche 
kann, da ſie der juriſtiſchen Perſönlichkeit ermangelt, Willens⸗ 
erklärungen nicht abgeben. Wer die Perſon iſt, die für die 
Familie auftritt, namentlich, daß es das Familienhaupt iſt, 
ergibt ſich aus dem feſtgeſtellten Inhalte der Schriftſtücke nicht. 
Läßt ſich aus ihm der Erklärende nicht feſtſtellen, ſo iſt das 
Schriftſtück auch nicht ohne weiteres zum Beweiſe einer Willens⸗ 
erklärung erheblich. Das gleiche gilt von dem „J. J.“ unter⸗ 
zeichneten Schriftſtücke. Urt. d. II. Sen. v. 23. April 1907 (17/07). 

59. 8 267 StGB. (Eingabe an eine Zeitungsredaktion.)] 
Es ſteht rechtlich nichts entgegen in der Einſendung einer An⸗ 
zeige an eine Zeitungsredaktion den Auftrag zur Einrückung 
der Anzeige in die betreffende Zeitung zu finden, auch wenn 
ein dahingehender ausdrücklicher Auftrag nicht beigefügt iſt. 
Hiernach hat der Vorderrichter nicht geirrt, wenn er es als 
ausreichend anſah, daß das Schriftſtück, ſeine Echtheit voraus⸗ 
geſetzt, unter dem Hinzutritt feiner Uberſendung an Zeitungs⸗ 
redaktionen für das Auftragsverhältnis zwiſchen ihnen und dem 
Einſender beweiserheblich war. Urt. d. V. Sen. v. 12. März 
1907 (1045/06). 
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60. SS 267, 269 StGB.] Durch die Abtrennung des 
Textes von der Unterſchrift wurde die Anſtellungsurkunde ver⸗ 
nichtet. Nunmehr bildete weder der obere noch der untere Teil 
für ſich allein eine beweiserhebliche Urkunde. Der untere Teil 
wurde zu einem mit der Unterſchrift des Gemeindevorſtehers 
verſehenen Papier und ohne deſſen Willen hat der Angeklagte 
dieſem Papiere durch Ausfüllung einen urkundlichen Inhalt 
gegeben; er hat dadurch nicht eine Urkunde verfälſcht (8 267), 
ſondern ſich gegen 8 269 verfehlt. Urt. d. II. Sen. v. 
5. März 1907 (1186/06). 

61. 5 267, 348 StGB. (Entwertungsvermerk auf 
Stempelmarken.)]! Der auf eine Stempelmarke geſetzte Ente 
wertungsvermerk iſt als eine Urkunde dann nicht anzuſehen, 
wenn er nicht dazu beſtimmt iſt, auf eine außer ihm gelegene 
Tatſache hinzuweiſen, ſondern nur die Marke entwerten, Tat⸗ 
ſache und Modalität der Entwertung kenntlich machen ſoll. 
Anders liegt die Sache jedoch dann, wenn der Entwertungs⸗ 
vermerk darüber hinaus noch für andere Tatſachen und für 
andere Zwecke Beweis liefern ſoll. In dieſem Falle iſt dem 
Entwertungsvermerke die Urkundenqualität keineswegs abzu⸗ 
ſprechen. Dieſe Urkundenqualität wird der Entwertungsvermerk 
in der Regel dann beſitzen, wenn in ihn auf Grund beſtehender 
beſonderer Vorſchriften das Datum der Entwertung aufgenommen 
werden muß und infolge deſſen durch den Entwertungsvermerk 
nicht nur die Tatſache der Entwertung, ſondern darüber hinaus 
anderes, etwa der Zeitpunkt der Verwendung oder der Ent⸗ 
wertung der Marke, bewieſen werden ſoll. Das iſt der Fall 
nach § 15 des Geſetzes vom 31. Juli 1895, wonach der Notar 
verpflichtet iſt, die von ihm aufgenommenen Verhandlungen 
binnen 2 Wochen nach dem Tage der Ausſtellung der Urkunde 
mit dem geſetzlichen Stempel zu verſehen und die verwendeten 
Stempelmarken in der Weiſe zu entwerten, daß auf der Marke 
Ort und Tag der Aufklebung, der Name des Notars und die 
Nummer des Notariatsregiſters zu vermerken war. Dieſe 
Entwertungsvermerke find „öffentliche“ Urkunden im Sinne des 
8 348 Abſ. 1 StGB. Urt. d. III. Sen. v. 3. Jan. 1907 
(1104/06). f 

62. 8 274 Ziff. 1 StGB.] Eine Urkunde kann nicht 
nur gegenüber demjenigen unterdrückt werden, dem bereits ein 
Anſpruch auf ihre Benutzung als Beweismittel zuſteht oder 
der ſchon ein Recht an ihr erlangt hat, ſondern auch gegenüber 
dem, in deſſen. Intereſſe ſie errichtet oder für den ſie beſtimmt 
iſt und der kraft dieſer Beſtimmung des Ausſtellers einen An⸗ 
ſpruch auf Kenntnisnahme von ihr beſitzt, oder ihre Einſicht 
und Vorlegung verlangen darf. (RG St. Bd. 20 S. 413, 415, 
ſowie Bd. 1 S. 181 und Bd. 10 S. 391.) Urt. d. IV. Sen. 
v. 11/22. Jan. 1907. (824/06). 

63. 8 274 Ziff. 1 StGB., $ 264 StPO.] 8 274 
Ziff. 1 StGB. richtet feine Strafdrohung gegen denjenigen, der 
eine Urkunde, die ihm überhaupt nicht oder nicht ausſchließlich 
gehört, der Benutzung des Berechtigten entzieht, um ihm da⸗ 
durch Nachteile zuzufügen. Ob er zu dieſem Zwecke die Urkunde 
vernichtet, ſie beſchädigt, oder ſie ihrer Subſtanz nach unverſehrt 
läßt und ihre Verwendung dem Berechtigten in anderer Weiſe 
unmöglich macht, iſt gleichgültig. Eine Veränderung des recht⸗ 
lichen Geſichtspunktes im Sinne des § 264 Abſ. 1 StPO. 
ſteht nicht in Frage, wenn ſtatt des einen Tatbeſtandes der 
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andere angenommen wird. Urt. d. II. Sen. v. 5. April 1907 
(1220/06). 

64. 5 292 StGB. (Aneignung von Geweihen.) ]! Es 
wird zwar eine auf Erlangung des Wildes gerichtete Abſicht 
vorausgeſetzt, aber nicht notwendig des Wildes als eines Ganzen. 
Die Geweihſtangen eines Hirſches bilden, ſolange ſie ſich in 
ihrer natürlichen Verbindung mit der Hirnſchale befinden, Be⸗ 
ſtandteile des Körpers des Tieres. Wird in der Abſicht, dieſe 
Beſtandteile des Tierkörpers zu erlangen, dem Wilde nach⸗ 
geſtellt, ſo genügt auch dieſe Abſicht zur Annahme einer Jagd⸗ 
ausübungshandlung. Urt. d. I. Sen. v. 14. Febr. 1907 
(1389/06). 

65. § 330 StGB.] Wie das Baugerüft, fo fällt unter 
den Begriff des „Baues“ im Sinne des 8 330 StGB. 
auch eine Leiter, welche regelmäßig zum Beſteigen des Gerüſtes 
durch die an dem Neubau beſchäftigten Arbeiter und zum 
Transport der bei demſelben erforderlichen Materialien auf das 
Gerüſt benutzt wird. Urt. d. III. Sen. v. 31. Jan. 1907 
(765/06). 

66.5 348 StGB. (Unbefugte Veränderung einer Urkunde.) 
Die Befugnis des Urhebers einer Urkunde zu beliebigen nach⸗ 
träglichen Anderungen währt für gewöhnlich ſo lange, als er 
ſie in Beziehung auf ihren ſtofflichen Untergrund wie auf ihren 
gedanklichen Inhalt in ſeiner ausſchließlichen tatſächlichen und 
rechtlichen Verfügungsgewalt hat. Dagegen erliſcht begrifflich 
die Abänderungsbefugnis des Urhebers, wenn ihm durch Be⸗ 
gründung eines fremden Anſpruchs auf Unverſehrtheit der 
Urkunde auch nur die rechtliche Verfügungsgewalt entzogen 
und von dem Träger des Anſpruchs nicht wieder eingeräumt 
wird. Ein derartiger Anſpruch auf Unverſehrtheit der Urkunde 
kann in verſchiedener Art, er kann vor allem durch Eröffnung 
der äußerlich abgeſchloſſenen Urkunde gegenüber einem Beteiligten, 
und für die zuſtändige Behörde bei Urkunden, die ein Beamter 
auf einem bereits vorliegenden urkundlichen Schriftſtück beigeſetzt 
hat, ſchon durch Dienſtvorſchrift oder durch Begründung eines 
Mitgewahrſams anderer Beamten ins Leben gerufen werden. 
Das Verfügungs⸗ und Abänderungsrecht einerſeits und der 
Gewahrſam andererſeits fallen Überhaupt nicht, am wenigſten 
aber bei einem Beamten, notwendig und immer zuſammen. 
Urt. d. I. Sen. v. 1. Juli 1907 (249/07). 

67. 8 368 Nr. 11 StGB.] 8 368 Nr. 11 StGB. 
ſoll eine gegen jedermann, ſei es der Jagdberechtigte ſelbſt oder 
eine andere Perſon, gerichtete Strafvorſchrift ſein ohne Rückſicht 
darauf, ob nach dem für den einzelnen Fall geltenden bürgerlichen 
Rechte die Eier oder Jungen des jagdbaren Federwildes auch 
ihrerſeits als Gegenſtände des Jagdrechts anerkannt ſind oder 
nicht. Dieſe Frage kann vielmehr für die Anwendung des 
§ 368 Nr. 11 StGB. nur inſofern von Bedeutung fein, als 
der Jagdberechtigte (oder der von ihm Ermächtigte) nicht „un⸗ 
befugt“ handeln und ſich deshalb nicht ſtrafbar machen würde, 
wenn ihm durch das für ihn in Betracht kommende Recht das 
Ausnehmen von Eiern und Jungen von jagdbarem Federwilde 
als Ausfluß ſeines Jagdrechts unbeſchränkt geſtattet wäre; die 
gleiche Handlung eines nicht Jagdberechtigten würde dagegen 
im einen wie im anderen Falle immer den Tatbeſtand des 
8 368 Nr. 11 StGB. erfüllen müſſen. Urt. d. I. Sen. v. 
24. Juni 1907 (198/07). 
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B. Strafprozeßordnung. 

68. 88 22— 24 StPO.] Die vom Vorſitzenden getroffene 
Aufſtellung eines Berichterſtatters, ſei es, daß fie den Zweck 
verfolgt, um auf Grund des mündlichen Vortrags eines ein 
für allemal vom Vorſitzenden beſtimmten Berichterſtatters die 
außerhalb der Hauptverhandlung in beratender Sitzung der 
Beſchlußkammer etwa notwendig werdenden Entſcheidungen zu 
treffen, ſei es, daß nur der künftige Urteilsverfaſſer bezeichnet 
werden ſollte, verſtößt nicht gegen das Geſetz. Auch der Um⸗ 
ſtand, daß der zum „Berichterſtatter“ beſtellte Richter, um ſich 
für die Hauptverhandlung vorzubereiten, ſich veranlaßt finden 
wird, von dem Akteninhalte Kenntnis zu nehmen, bildet keinen 
Grund, ihn zur Mitwirkung in der Hauptverhandlung unfähig 
erſcheinen zu laſſen. Urt. d. IV. Sen. v. 3. Mai 1907 (75/07). 

69. 8 45 StPO. Verſchulden des beſtellten Verteidigers. 
Für Entſcheidung der Frage, ob ein Verſchulden des Verteidigers 
für den Beſchuldigten einen die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand begründenden unabwendbaren Zufall darſtellt, muß grund⸗ 
ſätzlich zwiſchen den Wahlverteidigern und beſtellten Verteidigern 
unterſchieden werden. Da eine Einwirkung des Beſchuldigten 
auf die Auswahl des Verteidigers völlig ausgeſchloſſen iſt, ſo 
enthält es für den Angeklagten einen unabwendbaren Zufall, 
daß ihm der Vorſitzende zum Verteidiger einen Referendar 
beſtellte, der dem klaren Wortlaut des § 385 StPO. ent⸗ 
ſprechend nicht zu handeln verſtand. Beſchl. d. V. Sen. v. 
9. April 1907 (239/07). 

70. 8 56 Ziff. 2 StPO.] Nach 8 56 Ziff. 2 find un⸗ 
beeidigt zu vernehmen Perſonen, welche nach den Beſtimmungen 
der Strafgeſetze unfähig ſind, als Zeugen eidlich vernommen zu 
werden. Da die StPO. hinſichtlich der Unſähigkeit zur Ab⸗ 
legung eidlichen Zeugniſſes nicht auf die Beſtimmungen des 
R StGB., ſondern auf diejenigen „der Strafgeſetze“ verweiſt, 
alſo nicht vorſchreibt, daß die Fähigkeit oder Unfähigkeit nun⸗ 
mehr nach dem RStGB. zu beurteilen fei, find unbeeidigt auch 
ſolche Perſonen zu vernehmen, die infolge einer unter der 
Herrſchaft früher geltender Landesgeſetze geſchehenen Verurteilung 
die Fähigkeit, als Zeugen eidlich vernommen zu werden, ver⸗ 
loren hatten. Urt. d. III. Sen. v. 10. Jan. 1907 (979/06). 

71. 5 67 StPO.] Es iſt nicht anzunehmen, daß der 
8 67 StPO. die Befragung des Zeugen in dem Sinne anordnet, 
daß ein Richter, welcher ſie als nach Lage der Sache völlig 
bedeutungslos unterläßt, eine Geſetzes verletzung begeht. Urt. 
d. II. Sen. v. 7. Mai 1907 (104/07). 

72. 58 141, 145 StPO. (Fortdauer des Verteidiger⸗ 
amtes für eine infolge Reviſion erneute Verhandlung.) ] Die 
nach $ 141 StPO. erfolgte Beſtellung hat bei der infolge 
Reviſion eintretenden Zurückverweiſung des Prozeſſes auch für 
die erneute Verhandlung noch Geltung, derart, daß auch in 
dieſer neuen Verhandlung nach § 145 a. a. O. verfahren werden 
muß. Unerheblich iſt es dabei, daß in der erneuten Haupt⸗ 
verhandlung ſeitens des Angeklagten keine Anträge in bezug 
auf die Verteidigung oder eine Ausſetzung der Verhandlung 
geſtellt worden ſind. Urt. d. V. Sen. v. 26. Febr. 1907 
(993/06). 

73. 88 222, 223 StPO. (Zeugenvernehmungen im Aus» 
land.)! Wie bereits in dem Urteile RGSt. 11 S. 391, (396, 
397) ausführlich dargelegt iſt, muß die Rückſicht auf das 
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Intereſſe des Angeklagten an Anweſenheit bei Vernehmung von 
Zeugen im Auslande — ſei es in eigener Perſon, ſei es in der 
Perſon des Verteidigers oder eines Vertreters — dann zurück⸗ 
treten, wenn ſie zum Verluſt oder zur Nichtverwertbarkeit der 
Beweismittel führen würde. Es iſt deshalb für ausreichend 
zu erachten, wenn das erſuchende deutſche Gericht ſeinerſeits 
tut, was nach den Umſtänden geſchehen kann, um die Be⸗ 
nachrichtigung und Zulaſſung der Prozeßbeteiligten zu erwirken. 
Ob das ausländiſche Gericht im Rechte war, wenn es den 
Standpunkt vertrat, daß dem Verteidiger die Teilnahme an 
den Vernehmungsterminen nicht zu geſtatten ſei, kann dabei 
ganz unerörtert bleiben. Denn die Rechtsauffaſſung, die das 
ausländiſche Gericht zur Verſagung ſolcher Teilnahme führt, 
iſt vom Standpunkte der inländiſchen Gerichtsbarkeit ein tat⸗ 
ſächliches Hindernis. Urt. d. V. Sen. v. 31. Mai 1907 (241/07). 

74. 58 229, 377° StPO. (Vorübergehende Entfernung 
des Angeklagten.)! Nach dem Protokolle hat der Angeklagte 
„auf ſeine Bitte kurze Zeit abtreten dürfen“, als der Vertreter 
des Nebenklägers „den Vortrag“ hielt, in welchem er dem 
Antrage des Staatsanwalts gegenüber eine höhere Gefängnis⸗ 
ſtrafe beantragte. Demzufolge beruht das Urteil auf einem 
weſentlichen Verſtoße. Urt. d. III. Sen. v. 20. Juni 1907 
(254/07). 

75. § 243 StPO. (Ablehnung von Beweisanträgen.) 
Der Umſtand, daß der Angeklagte erklärt hatte, er glaube 
nicht, daß der Zeuge beſtimmte Angaben über die Identität 
der geſtohlenen und der beſchlagnahmten Wäſche machen könnte, 
gab der Strafkammer keinen hinreichenden Anlaß zur Ablehnung 
des Beweisantrages. Die ſo begründete Ablehnung enthält 
eine Vorwegnahme des Beweiſes und hiermit eine unzuläſſige 
Beſchränkung der Verteidigung. Urt. d. III. Sen. v. 7. Febr. 
1907 (51/07). 

76. 5 243 StPO. (Ablehnung von Beweisanträgen über 
Glaubwürdigkeit einer Perſon.)]! Ein auf Feſtſtellung der 
Glaubwürdigkeit einer Perſon gerichteter Zeugenbeweisantrag 
kann mit der Begründung, daß es ſich nur um Schluß⸗ 
folgerungen handle, jedenfalls dann nicht zurückgewieſen werden, 
wenn als Sinn des Antrages erſichtlich iſt, der Zeuge ſolle 
ſeine einen Schluß auf die Charaktereigenſchaften ermöglichenden 
Wahrnehmungen dem Gerichte darlegen. Auch der Ablehnungs⸗ 
grund — daß das Gericht auf Grund der Ausſagen zweier 
Zeugen bereits vom Gegenteil überzeugt ſei — könnte Bedenken 
erregen. Eine hierin in der Regel zu findende unzuläſſige 
Vorwegnahme der Beweiswürdigung liegt aber nur dann vor, 
wenn das Gericht über den gegenſeitigen Wert von ſchon er 
hobenen und noch zu erhebenden Beweis mitteln im voraus 
entſcheidet, nicht auch dann, wenn es die Beweismittel für 
gleichwertig, die durch ſie noch zu beweiſenden Tatſachen 
aber, auch wenn ſie erwieſen werden ſollten, nicht für geeignet 
hält, die bereits gewonnene Überzeugung zu erſchüttern. Bei 
einem Leumunds⸗Zeugen beweis find aber die zu beweiſenden 
Tatſachen nicht die Glaubwürdigkeit oder andere innere 
Eigenſchaften einer Perſon, ſondern äußere Handlungen, aus 
denen das Gericht nach ſeinem freien Ermeſſen ſich ein Urteil 
über jene Eigenſchaften zu bilden hat. In der Ablehnung von 
Zeugen für die Glaubwürdigkeit der Angeklagten mit der obigen 
Begründung liegt alſo nicht die Erklärung, daß die von den 
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Zeugen zu bekundenden Tatſachen gegenüber den ſchon be: 
kundeten nicht für wahr gehalten wurden, ſondern die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die letzteren ſchon ſo ſchwerwiegende Beiſpiele für 
den unfriedfertigen, verlogenen und ſtreitſüchtigen Charakter der 
Angeklagten erbracht haben, daß dieſen gegenüber andere Tat⸗ 
ſachen nicht in Betracht kommen könnten. Urt. d. I. Sen. v. 
14. Jan. 1907 (967/06). 

77. 8 243 StPO. (Ablehnung von Beweisanträgen über 
Glaubwürdigkeit einer Perfon.)] Die Ablehnung des Antrags 
auf Vernehmung des Bürgermeiſters unterliegt erheblichen Be⸗ 
denken. Dieſer ſollte bezeugen, daß der Mitangeklagte M. eine 
unglaubwürdige Perſon ſei, auch Tatſachen anführen, aus denen 
ſich deſſen Unglaubwürdigkeit ergebe. Der Antrag iſt mit der 
Begründung abgelehnt, daß unterſtellt werde, daß die benannten 
Zeugen das bekunden würden, was ſie nach dem Antrage be⸗ 
zeugen ſollten. Dies geht ſchon deshalb fehl, weil beſtimmte 
Tatſachen, aus denen das Gericht die Unglaubwürdigkeit folgern 
ſollte, von dem Angeklagten gar nicht angegeben waren, das 
Gericht alſo nicht wiſſen konnte, welche Tatſachen die Zeugen 
anführen würden. Sodann aber kann ein Beweisantrag zwar 
dann abgelehnt werden, wenn die Tatſache, die bewieſen 
werden ſoll, ohne Beweis als wahr angenommen wird, aber 
nicht ſchon dann, wenn nur unterſtellt wird, die Zeugen 
würden die Tatſache bekunden. Urt. d. I. Sen. v. 14. März 
1907 (108/07). 

78. 5 243 StPO. (Verſuche über das Auffaſſungs⸗ 
vermögen eines Zeugen.)! Die StPO. enthält keine Vor⸗ 
ſchriften über Verſuche, die Fähigkeit von Zeugen zu Sinnes⸗ 
wahrnehmungen zu erforſchen. Solche Verſuche find zuläffig. 
Aber ob ſie auf geſtellten Antrag vorzunehmen ſind, hängt 
lediglich von dem Ermeſſen des erkennenden Gerichts ab. Die 
Frage, ob ſpätere mögliche Fehler in der Auffaſſung, Unter⸗ 
ſcheidung und Zuſammenfaſſung den Wert des abgelegten 
Zeugniſſes zu ändern vermögen, ſteht mit der Beurteilung des 
Zeugniſſes in jo engem Zuſammenhange, daß fie ſachgemäß 
nur von dem zur Entſcheidung der Tatfrage berufenen Richter 
gelöſt werden kann. Wie der Angeklagte kein Recht darauf 
hat, daß ein mit der Prüfung der geiſtigen Fähigkeiten einer 
Perſon beauftragter Sachverſtändiger gerade die vom An⸗ 
geklagten gewollten Arten der Unterſuchung anwendet, ſo hat 
er kein Recht darauf, daß das Gericht bei ſeiner eigenen 
Prüfung diejenigen Prüfungsmittel anwendet, welche er benutzt 
haben will. Urt. d. II. Sen. v. 26. Febr. 1907 (127/07). 

79. 5 244 StPO.] Allerdings ſetzt die Eigenſchaft eines 
herbeigeſchafften Beweismittels auch die Erkennbarkeit als 
ſolches und die Verwendbarkeit zum Zwecke der Beweis⸗ 
führung voraus. Daß aber hier der Zeuge dem erkennenden 
Gerichte nicht als ein herbeigeſchafftes Beweismittel erkennbar 
und als ſolches verwendbar wurde, kann nach den Umſtänden 
des vorliegenden Falles den Angeklagten nicht zum Nachteile 
gereichen. Denn der Vorſitzende mußte in der Hauptverhandlung 
bei dem Aufrufe der Zeugen darauf Bedacht nehmen, ob der 
Zeuge erſchienen war, deſſen Ladung der außerhalb der 
Hauptverhandlung tätig geweſene Vorfigende angeordnet und 
der Staatsanwalt dieſer Anordnung gemäß bewirkt hatte. Die 
Erklärung des Vorſitzenden, daß der Nachweis der Ladung in 
der Hauptverhandlung nicht vorgelegen habe, lege den Verdacht 
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nahe, daß er dieſe Bedachtnahme rechtsirrig nur deshalb 
unterließ, weil der Nachweis der Ladung des Zeugen fehlte. 
Auch daß die Angeklagten ihrerſeits nicht verſuchten, die Ver⸗ 
nehmung des Zeugen herbeizuführen, kann die Sachlage im 
vorliegenden Falle um ſo weniger zu ihren Ungunſten ändern, 
als ſie von der Anordnung der Ladung des Zeugen erſt nach 
der Hauptverhandlung Kenntnis erhielten. Urt. d. V. Sen. v. 
16. April 1907 (30/07). 

80. 58 244, 260 StPO.] Die Beweisanträge, deren 
Ablehnung zum Gegenſtande der Reviſions beſchwerde gemacht 
iſt, bezweckten, Widerſprüche zwiſchen den früheren Bekundungen 
der genannten Zeugen und ihren dem Urteil zugrunde gelegten 
Ausſagen in der Hauptverhandlung aufzudecken. Das Gericht 
hat die Ablehnung in folgender Weiſe begründet. Bezüglich 
des Gendarmeriewachtmeiſters H., der bekunden ſollte, daß 
Vater und Tochter P. ihm den Vorfall ſo erzählt hatten, wie 
er ihn in ſeiner Anzeige niedergeſchrieben habe, iſt geſagt, daß 
erfahrungsmäßig ſolche Anzeigen meiſtens übertrieben würden, 
die vorliegende Anzeige auch nicht auf Grund einer eingehenden 
Vernehmung der in Betracht kommenden Perſonen, ſondern 
nach einer vielleicht übertriebenen Erzählung des P. angefertigt 
und hierbei ein Mißverſtändnis des Gendarmen nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Bezüglich des Amtsrichters und des Referendars, 
die als Verhörsbeamte das gerichtliche Protokoll über die Aus⸗ 
ſage der P. aufgenommen haben, und in deren Wiſſen geſtellt 
war, daß die Zeugin bei ihrer Vernehmung genau ſo ausgeſagt 
habe, wie im Protokolle niedergeſchrieben ſei, iſt im Beſchluß 
das Beweisthema als wahr unterſtellt, ſodann aber in der 
Urteilsbegründung ausgeführt, daß ſowohl die Protokollierung 
als auch die von ihrer Bekundung in der Hauptverhandlung 
abweichende Ausſage auf einem Mißverſtändnis beruhen könne. 
In beiden Fällen hat hiernach die Strafkammer ihre Ent⸗ 
ſcheidung hauptſächlich auf die Annahme geſtützt, daß die nach 
Lage der Akten beſtehende Verſchiedenheit zwiſchen den früheren 
und ſpäteren Ausſagen der Zeugen auf Übertreibungen und 
Mißverſtändniſſe zurückgeführt werden könne, die bei den 
früheren Darſtellungen und Vernehmungen untergelaufen ſeien. 
In dieſer Annahme liegt eine unzuläſſige Vorwegnahme des 
Beweiſes, denn über die Möglichkeit von Übertreibungen und 
Migßverſtändniſſen konnte und durfte die Strafkammer ſich erſt 
ein Urteil bilden, nachdem ſie die in Vorſchlag gebrachten 
Zeugen über die Art und Weiſe, in der die früheren Ausſagen 
zuſtande gekommen ſind, vernommen hatte. Das Recht der 
freien Beweiswürdigung ſetzt voraus, daß der über erhebliche 
Punkte in zuläſſiger Weiſe angetretene Beweis auch wirklich 
erhoben iſt. Urt. d. V. Sen. v. 14. Mai 1907 (108/07). 

81. 8 248 StpO.] Die Handlungsbücher in ihrer 
Geſamtheit gehören nicht zu den Urkunden oder ſonſtigen als 
Beweismitteln dienenden Schriftſtücken, auf die ſich nach 
8 248 StPO. der Urkundenbeweis erſtreckt; es gilt hier das⸗ 
ſelbe wie für Gerichtsakten; als urkundliche Beweismittel ſind 
deshalb nur die einzelnen Schriftſtücke und Eintragungen an⸗ 
zuſehen, die vom Beweisführer als ſolche beſtimmt zu bezeichnen 
ſind. Dieſem Erfordernis wird nicht dadurch genügt, daß ein 
längerer Zeitabſchnitt, im vorliegenden Falle von etwa einem 
und einem halben Jahre als Gegenſtand der Prüfung der Bücher 
bezeichnet wird. Urt. d. III. Sen. v. 18. Febr. 1907 (905/06). 
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82. 8 248 StPO. (Schriftenvergleihung.)] Das Gericht 
war zur Schriftenvergleichung im Wege bloßen Augenſcheins 
ohne Hinzuziehung eines Sachverſtändigen berechtigt und es 
liegt in der Natur einer in der Hauptverhandlung ſelbſt be⸗ 
wirkten Augenſcheinseinnahme, daß ſich das Ergebnis derſelben 
im Sitzungsprotokoll nicht feſtſtellen läßt, immerhin aber muß 
doch die Tatſache der Augenſcheineinnahme den Prozeß beteiligten 
kenntlich gemacht und zum Bewußtſein gebracht werden, damit 
ſie Gelegenheit erhalten, mit ſachdienlichen Erklärungen und 
Anträgen hervorzutreten, und daß dies geſchehen ſei, muß nach 
8 273 StPO. ſich aus dem Sitzungsprotokoll ergeben. Urt. 
d. V. Sen. v. 5. April 1907 (1073/06). 

83. 8 251 StPO.] 8 251 StPO. ſteht zwar der 
Benutzung ſolcher Erklärungen nicht entgegen, welche eine zur 
Zeugnisverweigerung berechtigte Perſon nicht bei einer Ver⸗ 
nehmung als Zeuge ſondern bei einer anderen Gelegenheit 
abgegeben hat. Dagegen iſt die Benutzung einer vor einem 
Verhörsbeamten aufgenommenen protokollierten wirklichen Zeugen⸗ 
ausſage in der Hauptverhandlung bei Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 251 StPO. ausgeſchloſſen und zwar ohne 
Unterſchied, ob die Vernehmung vor Gericht oder vor einer 
Polizeibehörde ſtattgefunden hat. Eine unzuläſſige Benutzung 
einer Zeugenausſage liegt ferner nicht nur dann vor, wenn aus 
dem Vernehmungsprotokoll Vorhalte gemacht werden, ſondern 
insbeſondere auch dann, wenn dem Beamten, der über das 
Ergebnis der Vernehmung einer das Zeugnis verweigernden 
Perſon als Zeuge vernommen wird, das Vernehmungsprotokoll 
bei ſeiner Vernehmung zur Einſicht vorgelegt wird. Urt. 
d. IV. Sen. v. 5. Febr. 1907 (1094/06). 

84. 8 260 StPO.] Nach § 260 StPO. entſcheidet das 
Gericht über das Ergebnis der Beweisaufnahme nach ſeiner 
freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlung geſchöpften 
Überzeugung. Deshalb mußte das den Gegenſtand der wegen 
Sittlichkeitsvergehen erhobenen Anklage bildende Buch verleſen 
werden, ſoweit dies zur Beurteilung erforderlich war und ſoweit 
nicht die Verleſung mangels eines auf ſie gerichteten Antrags 
durch eine Mitteilung des Vorſitzenden über den Inhalt erſetzt 
wurde. Sein Inhalt wurde durch die Bekanntſchaft der Richter 
mit ihm nicht gerichtskundig. Urt. d. II. Sen. v. 5. März 1907 
(1123/06). 

85. 85266 StPO. (Alternative Feſtſtellung im Urteil.)! 
Die Feſtſtellung geht dahin, daß der Angeklagte ein entweder 
dem Bäckermeiſter W. oder der Firma M. gehöriges Fahrrad 
entwendet hat; ſie iſt aber nach dem Zuſammenhange nicht 
etwa ſo zu verſtehen, als ob es ſich um ein einziges Fahrrad 
handelte, bei dem nur der Eigentümer ungewiß wäre, ſondern 
ſo, daß es ſich um zwei ganz verſchiedene Fahrräder handelt, 
von denen das eine dem W., das andere der Firma M. gehörte, 
und die bei verſchiedenen Gelegenheiten entwendet worden find. 
Dieſe Feſtſtellung iſt nicht geeignet, die Verurteilung zu tragen. 
Eine alternative Feſtſtellung iſt zwar nicht grundſätzlich unzuläſſig, 
vielmehr hat das RG. ſchon in zahlreichen Fällen alternativer 
Frageſtellungen und damit auch alternative Feſtſtellungen gebilligt. 
In dieſen Fällen handelte es ſich aber immer nur um Modalitäten 
der Ausführung, niemals um Umſtände, durch welche die Identität 
der Tat ſelbſt berührt worden wäre, und es iſt wiederholt aus⸗ 
drücklich betont worden, daß eine alternative Feſtſtellung immer 
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zur Vorausſetzung habe, daß die Identität der Tat dadurch 
nicht in Zweifel geſtellt werde. Urt. d. III. Sen. v. 11. Juli 1907 
(496/07). 

86. 8 309 StPO., $ 268 StGB. (Undeutlicher Wahr: 
ſpruch.)] Durch die Geſamtantwort zu der an § 268 Abſ. 1 
Nr. 2 StGB. ſich anſchließenden Hauptfrage iſt feſtgeſtellt, daß 
der Angeklagte in rechtswidriger Abſicht und in der Abficht, 
ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, von einer verfälſchten 
Urkunde, wiſſend, daß ſie verfälſcht war, zum Zweck einer 
Täuſchung Gebrauch gemacht, aber hierbei nicht das Bewußtſein 
gehabt hat, daß die Urkunde eine öffentliche war. Danach iſt 
er bei Begehung der Tat in einem Irrtum, und zwar in einem 
auf Unkenntnis beruhenden Irrtum, befangen geweſen. Mehr 
iſt aus dem Zuſatze nicht herauszuleſen. Das Bewußtſein 
davon, daß eine beſtimmte Urkunde eine öffentliche im Sinne 
von 8 268 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. iſt, kann aber dem Täter 
fehlen, erſtens, weil er den allgemeinen geſetzlichen Begriff oder 
einzelne geſetzliche Begriffsmerkmale unrichtig erfaßt, zweitens, 
weil er eine oder mehrere der maßgebenden ſinnfälligen Eigen⸗ 
ſchaften der in Frage ſtehenden Urkunde oder der für ihre Ent⸗ 
ſtehung bedeutſamen Vorgänge nicht kennt, drittens, weil er 
bei ihrer Vergleichung mit den geſetzlichen Begriffsmerkmalen 
einen Denkfehler begeht. Während offenbar nur im zweiten 
Fall eine Unkenntnis des Vorhandenſeins von Tatumſtänden, 
wie fie 8 59 Abſ. 1 StGB. meint, in den beiden anderen 
Fällen aber lediglich ein für die Schuldfrage belangloſer 
Irrtum über das Strafgeſetz im allgemeinen oder über ſeine 
Anwendbarkeit auf den Einzelfall gegeben wäre, läßt der Zuſatz 
zu der Antwort auf die Hauptfrage (1) ungewiß, welcher der 
drei Fälle zutrifft. Wegen dieſes Offenbleibens dreier, rechtlich 
nicht gleichmäßig zu beurteilender Möglichkeiten war der Spruch 
„in der Sache undeutlich“, ſo daß gemäß 8 309 Abſ. 1, 
8 311 StPO. das Berichtigungsverfahren einzuleiten geweſen 
wäre. Urt. d. I. Sen. v. 10. Juni 1907 (330/07). 

87. 58 344, 389 StPO.] Die zweite Reviſions⸗ 
begründung, welche Aufhebung der Freiſprechung der 3 Mit⸗ 
angeklagten beantragt, beginnt mit den Worten: Das Urteil, 
gegen das ich unbeſchränkt Reviſion eingelegt und das ich am 
8. d. M. bereits inſoweit angefochten habe, als der gegen den 
Angeklagten F. erkannten Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe 
ſubſtituiert iſt, wird nunmehr auch inſoweit angefochten, als 
die 3 Mitangeklagten freigeſprochen find. Die Rerviſions⸗ 
einlegung der Staatsanwaltſchaft ließ ungewiß, in welchem 
Umfange und in welcher Richtung das Urteil angefochten 
werden ſollte. Hätte die erſte Reviſions begründung ſich darauf 
beſchränkt, das Rechtsmittel in bezug auf die Verurteilung des 
Angeklagten F. als ein zu deſſen Gunſten eingelegtes zu be⸗ 
zeichnen und in dieſer Richtung zu rechtfertigen, ſo würde 
nichts entgegengeſtanden haben, innerhalb der geſetzlichen Friſt 
das Rechtsmittel noch in betreff der Freiſprechung der 3 Mit⸗ 
angeklagten zu deren Ungunſten zu begründen. Allein der 
Schriftſatz vom 8. Dezember 1905 ſagt nicht etwa, das 
Urteil werde in betreff des Angeklagten F. nur in⸗ 
ſoweit angefochten, als für den Fall der Unbeitreibbarkeit der 
Geldſtrafe auf eine Gefängnisſtrafe erkannt ſei, ſondern er ſagt, 
das Urteil werde nur inſoweit angefochten, als bei der 
gegen F. erkannten Geldſtrafe eine Freiheitsstrafe ſubſtituiert 
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ſei. Er beſchränkt alſo die Anfechtung des gegen die 4 Ans 
geklagten ergangenen Urteils dahin, daß lediglich ein Teil der 
gegen den einen Angeklagten ergangenen Entſcheidung an⸗ 
gegriffen werde; damit erklärt er, daß die gegen die 3 übrigen 
Angeklagten ergangene Entſcheidung nicht angefochten werden 
ſolle. Hierin liegt eine Zurücknahme des Rechtsmittels, ſoweit 
dies auch gegen die Freiſprechung der 3 Mitangeklagten ein⸗ 
gelegt war. Dieſe Zurücknahme war unwiderruflich. RGSt. 2, 78. 
Sie bewirkte den Verluſt des Rechtsmittels im Umfange der 
Zurücknahme. Demgemäß iſt es als unzuläſſig zu verwerfen, 
ſoweit es die erkannte Freiſprechung angreift. Urt. d. V. Sen. 
v. 22. Jan. 1907 (865/06). 

88. 8 377 Ziff. 1 und 5, 8 260 StPO] Die Ge 
ſchworenenbank wäre allerdings nicht ordnungsmäßig beſetzt 
geweſen, wenn ein Geſchworener während eines Teils der 
Hauptverhandlung abweſend geweſen wäre. Aber der Ab⸗ 
weſenheit ſteht es nicht gleich, daß ein Geſchworener etwa einen 
Vorgang in der Hauptverhandlung nicht hört oder ſieht. Das 
Reviſionsgericht iſt nicht befugt, die Vollſtändigkeit der Be⸗ 
weiswürdigung zu prüfen und alſo zu unterſuchen, ob jedes 
einzelne Vorkommnis der Hauptverhandlung erwogen iſt. Um 
eine Unvollſtändigkeit der Beweiswürdigung würde es ſich aber 
handeln, wenn ein Geſchworener, weil er einen Teil der Be⸗ 
weisaufnahme nicht gehört hat, auf dieſen Teil bei ſeiner 
Entſcheidung über die Schuld keine Rückſicht genommen hat. 
Urt. d. II. Sen. v. 26. Febr. 1907 (127/07). 

89. 8 385 StPO. (Reviſionsanträge; Abfaſſung durch 
einen Rechtsanwalt.)! Aus der neben der Unterſchrift des 
Angeklagten ſtehenden, E. den 2. April 1907 datierten und mit 
„Dr. P., Rechtsanwalt“ unterſchriebenen Bemerkung „die vor⸗ 
ſtehenden Anträge und Ausführungen mache ich hiermit zu den 
meinigen“ kann ſchlechterdings nicht gefolgert werden, daß der 
Rechtsanwalt Dr. P. die Schrift verfaßt oder doch bei deren 
Abfaſſung in weſentlicher Weiſe mitgewirkt habe. Die 
Vorſchrift des 8 385 Abſ. 2 StPO. iſt nach dem Zwecke 
derſelben nur dahin zu verſtehen, daß der unterzeichnende 
Verteidiger oder Rechtsanwalt die Schrift auch ver faßt 
haben muß. Beſchl. d. V. Sen. v. 30. April 1907 (342/07). 

90. 8 389 StPO. (Verwerfung einer Reviſion als 
unzuläffig.)] Da eine Reviſionseinlegung — abgeſehen von 
Prozeßrügen — keiner Begründung bedarf und durch unrichtige 
Begründung nicht unwirkſam wird, wird in der Regel die 
Behauptung der Verletzung einer materiellen Rechtsnorm ge⸗ 
nügen. Da es ſich aber um eine Willenserklärung handelt, 
ſo können auch im Strafprozeß die beſonderen Umſtände des 
Falles zu der Annahme führen, daß der wahre Wille des 
Beſchwerdeführers dem buchſtäblichen Sinne ſeiner Erklärung 
nicht entſpricht. Für die Auslegung der Willenserklärung 
müſſen trotz der Beſtimmung des § 392 Abf. 2 StPO. von 
Erheblichkeit ſein die zur Begründung der Rüge gemachten 
näheren Ausführungen. Ergibt die Prüfung des angefochtenen 
Urteils, daß die Annahme einer Geſetzesverletzung gänzlich aus⸗ 
geſchloſſen, ſo wird dies einen Anhalt dafür bieten, daß der 
Revident eine ſolche in Wahrheit auch nicht hat behaupten 
wollen. Unter ſolchen Umſtänden würde aber die Verweiſung 
der Sache zur Hauptverhandlung einzig und allein zur Ver⸗ 
ſchleppung der Rechtskraft und damit zum Schaden einer 
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geordneten Strafrechtspflege gereichen, während durch beſchluß⸗ 
mäßige Verwerfung der Reviſion irgendwelche berechtigte 
Intereſſen des Angeklagten nicht verletzt werden. Beſchl. d. 
I. Sen. v. 21. März 1907 (216/07). 

91. 8 394 StPO. (Prüfung der Strafmündigkeit bei 
Zurückverweiſung.)] Wenn in dem früheren Reviſionsurteile 
von dem erſten Urteile der Strafkammer „die Feſtſtellungen zur 
Schuldfrage“ aufrecht erhalten ſind, ſo bedeutet das lediglich, 
daß die Tatbeſtandsfeſtſtellung für das weitere Verfahren maß⸗ 
gebend bleibt und nicht mehr in Zweifel gezogen werden darf. 
Wäre alſo beiſpielsweiſe, wie hier urſprünglich angenommen 
wurde, die Angeklagte zur Zeit der Tat noch nicht voll ſtraf⸗ 
mündig geweſen, wäre aber das Vorhandenſein der erforder⸗ 
lichen Einſicht, wie dies ihre Verurteilung vorausſetzt, feſtgeſtellt 
worden, ſo könnte fortan dieſe Einſicht nicht mehr in Zweifel 
gezogen und verneint werden. Es würde aber aus der aus⸗ 
geſprochenen Aufrechterhaltung der Feſtſtellung zur Schuldfrage 
nicht folgen, daß die Angeklagte für das weitere Verfahren 
nun auch unter allen Umſtänden als nicht voll ſtrafmündig 
angeſehen und behandelt werden müßte. Denn die Tatſache 
der vollen Strafmündigkeit würde die Tatbeſtandsfeſtſtellung 
nicht nur nicht in Frage ſtellen, ſondern ihr im Gegenteil in⸗ 
ſofern eine noch weitere Rechtsgrundlage geben, als es auf die 
Frage der Einſicht überhaupt nicht mehr ankäme. Andererſeits 
kommt der Mangel voller Strafmündigkeit, wenn einmal auf 
Grund eines der Tatbeſtände des Strrafgeſetzes Verurteilung 
erfolgt iſt, überhaupt nur noch im Sinne des 8 57 StGB. 
für die Strafzumeſſung in Betracht. Inſoweit aber iſt das 
frühere Strafkammerurteil durch das Revifionsurteil vollſtändig 
aufgehoben, ſo daß alle für die Strafzumeſſung erheblichen Tat⸗ 
ſachen, ſoweit ſie nicht in dem vorſtehend dargelegten Sinne 
ſchon mit der Tatbeſtandsfeſtſtellung gegeben erſcheinen, erneut 
zu prüfen und feſtzuſtellen ſind. Deshalb iſt auch die Frage, 
ob die Angeklagte zur Zeit der Tat die volle Strafmündigkeit 
erreicht hatte, von dieſer Prüfung nicht ausgeſchloſſen. Urt. d. 
V. Sen. v. 9. Juli 1907 (356/07). 

92. 8 397 SPD. (Anrechnung der bereits verbüßten 
Strafe.) ] Es handelt ſich in 8 397 StPO. um einen der 
Ausnahmefälle, in denen nach der StPO. ein zuungunſten 
eines Angeklagten bereits rechtskräftig gewordenes Urteil zu 
deſſen Gunſten trotz der eingetretenen Rechtskraft noch auf⸗ 
gehoben werden kann. Die Rechtslage iſt daher ähnlich, wie 
in den Fällen des 8 413 StPO., in denen bei abermals er⸗ 
folgender Verurteilung die Anrechnung der inzwiſchen etwa ver⸗ 
büßten früheren Strafe als ſelbſtverſtändlich zu erachten iſt 
(Goltd Arch. 47, 296). So wenig wie in dieſen Fällen bedarf 
es auch hier in der Formel des ſpäteren Urteils eines auf die 
Anrechnung bezüglichen beſonderen Ausſpruchs. Urt. d. V. Sen. 
v. 14. Juni 1907 (218/07). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


93. 88 62, 63 GVG. Es iſt geſetzlich zuläſſig, daß 
das Präſidium, ſofern für die während der Gerichtsferien zu 
bildende Kammer verfügbare Mitglieder des Landgerichts nicht 
in genügender Zahl vorhanden ſind, der Kammer auch weniger 
als fünf ſtändige Mitglieder des Landgerichts zuweiſt 
und die Ergänzung der erforderlichen Zahl der Beiſitzer durch 
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Zuziehung eines Hilfsrichters, hier eines der Perſon nach nicht 
bezeichneten Amtsrichters des Amtsgerichts A. anordnet, während 
die Beſtimmung der Reihenfolge, in der die Richter des Amts⸗ 
gerichts A. herangezogen werden ſollen, dem Präſidenten über⸗ 
laſſen bleibt. Urt. d. IV. Sen. v. 22. März 1907 (1128/06). 

94. 88 123, 136 GVG. (Zuſtändiges Reviſionsgericht.) 
Es werden in der Rechtfertigungsſchrift neben den SS 6, 70 
des Hamburgiſchen Feuerkaſſengeſetzes vom 20. Februar 1885 
auch die SS 376, 377 StPO. als verletzt bezeichnet; aus der 
Begründung geht aber hervor, daß ſich der Angeklagte in 
Wirklichkeit nur über Verletzung der bezeichneten Hamburgiſchen 
Geſetze, nicht auch über Verletzung von Vorſchriften des Ver⸗ 
fahrens beſchweren will. Was nämlich zunächſt den § 376 
StPO. anbelangt, fo enthält dieſer nur eine Vorſchrift über 
die Begründung der Reviſion; es iſt demnach überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen, daß er vom LG. verletzt ſein könnte. Aber auch 
die Rüge der Verletzung des § 377 iſt offenbar nicht ernſt ges 
meint, denn es iſt in keiner Weiſe erſichtlich gemacht, welcher 
von den dort angeführten acht Mängeln hier vorliegen ſoll. 
Die Ausführungen der Reviſion beſchäftigen ſich in der Haupt⸗ 
ſache mit der Auslegung des § 70 des bezeichneten Hamburgiſchen 
Geſetzes; allein wenn die Vorinſtanz den § 70 unrichtig aus⸗ 
gelegt hat, ſo iſt hierin nicht ein Mangel des Verfahrens, 
ſondern nur eine Verletzung materiellen Hamburgiſchen Landes⸗ 
rechts zu finden und alſo das OLG. Hamburg auftändig. 
Urt. d. III. Sen. v. 17. Juni 1907 (198/07). 

95. 8 10 Abſ. 2 Militärſtrafgerichtsordnung. (Zuſtändig⸗ 
keit.)] Nach § 10 Abſ. 2 MStSD. hört die Zuſtändigkeit der 
Militärgerichte zur Aburteilung einer ihr unterworfen geweſenen 
Perſon wegen einer Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen 
Strafgeſetze durch die Beendigung des die Militärgerichtsbarkeit 
begründenden Verhältniſſes dann nicht auf, wenn dieſe Zuwider⸗ 
handlung mit einem militäriſchen Verbrechen oder Vergehen 
zuſammentrifft. Wie aus dem Worte „zuſammentrifft“ ſich 
ergibt, umfaßt die mitgeteilte Beſtimmung ſowohl den Fall der 
ſogenannten Ideal⸗ wie den Fall der Realkonkurrenz, und zwar 
iſt die Frage, ob ein ſolches Zuſammentreffen vorliegt, nach 
Maßgabe der gegenwärtigen prozeſſualen Lage der Sache 
zu beurteilen. Nach den Urteilsgründen iſt das in Betracht 
kommende militäriſche Vergehen bereits ſeitens des Militär⸗ 
gerichtes rechtskräftig abgeurteilt. Aus dieſer prozeſſualen Tat⸗ 
ſache ergeben ſich aber folgende Folgerungen. War der jetzt 
abzuurteilende Betrug mit dem bereits abgeurteilten militäriſchen 
Vergehen in Idealkonkurrenz begangen, ſo war für die Ab⸗ 
urteilung dieſer Tat lediglich das Militärgericht zuſtändig, da 
da das rein militäriſche Delikt keinesfalls einer anderen Zuſtändig⸗ 
keit als der militärgerichtlichen unterlag. Lediglich das Militär⸗ 
gericht iſt daher auch gegenwärtig zur Entſcheidung der Frage 
zuſtändig, ob die Strafklage im vollen Umfange verbraucht und 
eine weitere ſtrafgerichtliche Verfolgung des Angeklagten prozeſſual 
zuläſſig iſt. Waren dagegen das militäriſche Vergehen und der 
gegenwärtig zur Aburteilung ſtehende Betrug in Realkonkurrenz 
begangen, ſo liegt, da das militäriſche Delikt wegen ſeiner rechts⸗ 
kräftigen Aburteilung gegenwärtig prozeſſual nicht mehr in Be⸗ 
tracht kommt, ein Fall des Zuſammentreffens im Sinne des 
8 10 Abſ. 2 MStG O. zur Zeit überhaupt nicht mehr vor und 
die Zuſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte zur Aburteilung des 
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gegenwärtig allein in Betracht kommenden nicht militäriſchen 
Deliktes iſt außer Zweifel. Urt. d. IV. Sen. v. 15. März 1907 
(1355/06). 

96. 5 134 Vereinszollgeſetz.] Die Verjährung der Über: 
tretung nach dem Fleiſchbeſchaugeſetze hindert die Erkennung 
einer Geldbuße aus § 134 des Vereinszollgeſetzes nicht. Urt. 
d. III. Sen. v. 3. Jan. 1907 (624/06). 

97. 88 136°, 152 Vereinszollgeſetz. (Vorſatz.) ! Eine 
Verurteilung nach 8 136 Nr. 9 zweite Hälfte des Vereins⸗ 
zollgeſetzes kann nur dann eintreten, wenn dem Angeklagten die 
Hinterziehungsabſicht im vollen Umfange, d. h. das Bewußtſein, 
es ſei eine Abgabe zu entrichten und die vorgenommene Handlung 
ſei geeignet, dem Staate dieſe Abgabe zu entziehen und weiter 
der den erkannten Erfolg direkt oder eventuell umfaſſende Vorſatz 
nachgewieſen iſt. Daneben beſteht aber die Möglichkeit, daß 
der Angeklagte ſich einer Übertretung nach 8 152 des Vereins⸗ 
zollgeſetzes ſchuldig gemacht hat. Der Umſtand, daß 8 152 
Abertretungen der Vorſchriften des Geſetzes und der Verwaltungs⸗ 
vorſchriften treffen will, ſofern keine beſondere Strafe angedroht 
iſt, ſteht ſelbſtredend einer etwaigen Verurteilung des Angeklagten 
nach 8 152 des Vereinszollgeſetzes nicht im Wege; der Angeklagte 
kann, auch wenn ihm mangels Nachweiſes des ſubjektiven Tat⸗ 
beſtandes ein Vergehen nach § 136 Nr. 9 zweite Hälfte nicht 
zur Laſt fällt, ſich doch ſehr wohl irgend welcher Ordnungs⸗ 
widrigkeit ſchuldig gemacht und damit die Ordnungsſtrafe des 
8 152 des Vereins zollgeſetzes verwirkt haben. Die Nicht⸗ 
anführung des 8 136 Nr. 9 in S 137 Abſ. 2 iſt für die An⸗ 
wendung des 8 152 ohne Bedeutung (RGSt. 34, 223). 
Urt. d. III. Sen. v. 15. April 1907 (133/07). 

98. Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871. (Portodefraudation 
und Urkundenfälſchung.)] Wenn es auch richtig iſt, daß das 
PoſtG. die ſtrafrechtlich zu ahndenden Poſt⸗ und Porto⸗ 
defraudationen vollſtändig und erſchöpfend regelt und des halb 
in allen Fällen, in welchen das Zuwiderhandeln gegen das 
VoitG. den ſtrafbaren Tatbeſtand begründet, nur die Strafen 
des PoſtG. anzuwenden find, nicht auch Strafen des StGB., 
mag auch an ſich der Tatbeſtand einer im StGB. mit Strafe 
bedrohten Handlung gegeben ſein, ſo ſetzt dies doch im einzelnen 
Falle voraus, daß die Tatbeſtände ſich gegenſeitig decken, daß 
alſo z. B. Fälſchung und Gebrauch einer Urkunde lediglich zum 
Zwecke der Portohinterziehung geſchieht. Trifft dies nicht zu, 
fälſchte der Angeklagte die Urkunde nicht nur zum Zwecke der 
Portohinterziehung, machte auch von ihr nicht nur der Poſt 
gegenüber zu dieſem Zwecke Gebrauch, geſchah vielmehr Her⸗ 
ſtellung und Gebrauch der Urkunde gleichzeitig um des willen, 
um in dem Adreſſaten den Glauben zu erwecken, die Mahnung 
zur Bezahlung ſeiner Schuld gehe von einem Gerichtsvollzieher 
aus, und um auf dieſe Weiſe der Mahnung „größeren Nachdruck“ 
zu geben, dann iſt die Verurteilung wegen Urkundenfälſchung 
gerechtfertigt. Urt. d. III. Sen. v. 18. April 1907 (1242/06). 

99. 8 1 Poit®.] Nach Annahme des Urteils haben 
Sendungen, „auch wenn ſie in ihrer Form den Beſtimmungen 
über Druckſachen entſprechen“, als poſtzwangspflichtige Briefe, 
— wenn auch als ſolche, die poſtaliſch zu einer beſonderen 
Gebühr befördert werden, — dann zu gelten, wenn ihr gedank⸗ 
licher Inhalt der eines „Briefes“ iſt; andre Druckſachen ſollen 
trotz gleicher Form der Verpackung und Verſendung dem Poſt⸗ 
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zwang nicht unterliegen. Dieſe Unterſcheidung von zwei Arten 
von „Druckſachen“ lediglich nach Maßgabe des darin ver⸗ 
körperten Gedankens iſt unhaltbar. Wenn in RGSt. 34, 337 
ausgeführt iſt, daß nicht die äußere Form der Sendung für 
ihre Eigenſchaft als „Brief“ maßgebend, vielmehr nur ihr 
„Inhalt“ für die Poſtzwangspflicht entſcheidend ſei, ſo iſt 
unter der Form die äußere Erſcheinung der Sendung, ins⸗ 
beſondere die Art ihrer Verpackung, unter dem „Inhalt“ aber 
keineswegs der Gedankeninhalt verſtanden, der ſich in der ver⸗ 
ſandten Sache verkörpert, ſondern vielmehr dieſe ſelbſt als In⸗ 
halt des Umſchlags, des Kreuzbands uſw., alſo die Einlage 
der Umhüllung. Wird eine durch Druck oder ein ähnliches 
mechaniſches Verfahren hergeſtellte Schrift verſandt, und es ſind 
im übrigen die poſtaliſchen Vorausſetzungen zur Verſendung als 
„Druckſache“ gegeben, ſo ſteht eine ſolche, nicht ein „Brief“ 
($ 1 Abſ. 1 PoſtG.) in Frage; die unverſchloſſene Sendung 
wird aber auch im verſchloſſenen Paket nicht zum „Brief“ und 
unterliegt deshalb auch innerhalb dieſes dem Poſtzwang (8 1 
Abſ. 3 PoſtG.) nicht. Urt. d. I. Sen. v. 7. März 1907 (1136/06). 

100. 8 21 Preßgeſetz vom 7. Mai 1874.] Nach dem 
Beweisergebnis war Dr. L. verantwortlicher Redakteur, er war 
dazu vom Verleger durch Vertrag beſtellt. Der erkennenden 
Strafkammer iſt alſo vor Verkündigung ihres Urteils eine in 
dem Bereiche der richterlichen Gewalt Preußens ſich befindende 
Perſon als verantwortlicher Redakteur nachgewieſen. Durch 
dieſen Nachweis wurde nach Abſ. 2 § 21 Preß G. die Beſtrafung 
des Angeklagten wegen Fahrläſſigkeit aus Abſ. 1 ausgeſchloſſen. 
Daran ändert die Tatſache nichts, daß Dr. L. rechtskräftig frei⸗ 
geſprochen iſt. Ob der Nachweis des Abſ. 2 zu einer Ver⸗ 
urteilung des in der geſetzlichen Reihenfolge Vorbenannten führt, 
iſt unerheblich. Urt. d. II. Sen. v. 29. Jan. 1907 (977/06). 

101. S 153 GewO.] Es iſt nicht erforderlich, daß die 
Teilnehmer einer gewerblichen Vereinigung es bei ihren Be⸗ 
ſtrebungen ſtets darauf abgeſehen haben müßten, für ſich ſelbſt 
günſtige Arbeitsverhältniſſe herbeizuführen. Sie können ihre 
Organiſation im einzelnen Falle auch zugunſten anderer, ihnen 
beruflich mehr oder minder nahe ſtehender Arbeiterkreiſe ein⸗ 
ſetzen. Urt. d. II. Sen. v. 11. Jan. 1907 (787/06). 

102. 5 153 GewO. („Andere“.)]! An und für ſich iſt 
es nach der Anſicht des Geſetzgebers gleichgültig, wer die 
„anderen“ find, ob fie Berufsgenoſſen oder Arbeiter anderer 
Berufszweige, ob ſie gleichfalls Arbeitnehmer wie die den Zwang 
Ausübenden oder Arbeitgeber ſind bzw. ob umgekehrt von 
Arbeitgebern gegenüber ſolchen oder auch gegenüber Arbeit⸗ 
nehmern der Zwang ausgeübt wird; indeſſen ſoll die Möglich⸗ 
keit eine Beteiligung an der Koalition ſowie die Abſicht, 
eine ſolche Teilnahme, ein ſolches Folgeleiſten zu erreichen, die 
Vorausſetzung für die Anwendung des Geſetzes ſein, durch 
welches ein be ſonderer geſetzlicher Schutz gewährt wurde, 
während im übrigen, alſo wenn es ſich nur um zwangsweiſe 
Einwirkung auf andere zum Zwecke der Erlangung der Be⸗ 
willigung an ſie geſtellter Forderungen handelt, die allgemein 
ſtrafrechtlichen Vorſchriften maßgebend bleiben. Urt. d. IV. Sen. 
v. 18. Juni 1907 (26/07). 

103. 5 69 Perſonenſtandsgeſetz vom 6. Februar 1875. 
(Haftung des Standesbeamten für Handlungen ſeines Stell⸗ 
vertreters.)] In Fällen, wo Aufgebot und Eheſchließung zwar 
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von zwei Standesbeamten vollzogen werden, aber bei dem⸗ 
ſelben Standesamte ſtattfinden, iſt der Standesbeamte, welcher 
die Eheſchließung vorzunehmen hat, zur ſelbſtändigen Prüfung 
darüber nach dem Willen des Geſetzes verpflichtet, ob die zur 
Eheſchließung notwendigen Erforderniſſe, ſo vor allem die Ehe⸗ 
mündigkeit der Verlobten, vorhanden ſind, und er allein iſt 
hierfür ſtrafrechtlich haftbar. Er übernimmt das von ſeinem 
Stellvertreter bei Erlaß des Aufgebotes Geſchehene als ſein 
Tun, indem er es zur Grundlage ſeines Handelns macht. Der 
Angeklagte konnte ſich mit Erfolg nicht darauf berufen und 
durfte nicht von dem Geſichtspunkt aus freigeſprochen werden, 
daß es ihm nicht obgelegen habe, die Frage der Ehemündigkeit 
der Verlobten nochmals von ſich aus nachzuprüfen, nachdem ſie 
von ſeinem Stellvertreter ſchon im bejahenden Sinne entſchieden 
worden war. Urt. d. 1. Sen. v. 1. Juli 1907 (223/07). 

104. 8 6 Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte vom 9. Januar 1876. (Offentlicher Platz.)! 
Es iſt gleichgültig, ob ſich der öffentliche Platz innerhalb oder 
außerhalb bewohnter Orte befindet, ob er dem allgemeinen 
Verkehre in weiteſtem Sinne, namentlich auch allem und jedem 
geſchäftlichen Verkehre dient oder nicht und ob er ſich äußerlich 
als bloße Erweiterung eines Straßenzuges darſtellt oder nicht. 
Insbeſondere wird die Offentlichkeit eines Platzes, ſo wenig wie 
die einer Straße dadurch in Frage geſtellt, daß der Verkehr 
daſelbſt durch obrigkeitliche Anordnung geregelt und Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen wird. Dagegen kann nur von ſolchen 
öffentlichen Plätzen die Rede ſein, die ihrer öffentlichen Be⸗ 
ſtimmung für die Dauer gewidmet ſind. Ein Friedhof kann 
daher als ein öffentlicher Platz in dem vorſtehend entwickelten 
Sinne anzuſehen ſein. Urt. d. V. Sen. v. 12. April 1907 
(1140/06). 

105. 8 241 Konkursordnung vom 10. Februar 1877. 
(Begünſtigung eines Gläubigers, der nach $ 17 KO. einen 
Anſpruch gegen den Gemeinſchuldner hat.)] In den Fällen 
des § 17 KO. erſcheint das Gläubigerrecht, fo lange der 
Konkursverwalter keine Entſcheidung getroffen hat, gegebenen⸗ 
falls alſo während der ganzen Dauer des Konkursverfahrens, 
nach Maßgabe der Wahlbefugnis des Verwalters gegen den 
Inhalt, der ihm nach dem bürgerlichen Rechte zukommen würde, 
verändert und beſchränkt. Nach der Art dieſer Umwandlung 
kann inſoweit keine Rede davon ſein, daß der Gläubiger nach 
der Konkurseröffnung einen gegenwärtigen Anſpruch auf 
Leiſtung des vollen Schuldbetrags hätte und im Zwangswege 
durchſetzen dürfte. Es liegt m. a. W. keinesfalls ein fälliger 
Erfüllungsanſpruch vor. Wenn daher der Gläubiger während 
des gekennzeichneten Schwebezuſtandes von dem Gemeinſchuldner 
gleichwohl die ganze Schuldſumme gezahlt erhält, ſo wird ihm 
eine Befriedigung gewährt, die er mindeſtens zu der Zeit nicht 
zu beanſpruchen hatte. Zum Teil anders läge die Sache, wenn 
der Konkursverwalter Erfüllung gewählt, alſo etwa das ge⸗ 
lieferte Werk zur Konkursmaſſe gezogen hätte. Der Umſtand 
allein, daß der Vertragsgegner des Gemeinſchuldners in dieſem 
Falle Maſſegläubiger wäre, würde die Anwendbarkeit des 8 241 
allerdings nicht ausſchließen. Zunächſt wäre der Vertrags⸗ 
gegner auch als Maſſegläubiger Gläubiger des Gemeinſchuldners. 
Auch hinſichtlich eines Maſſegläubigers können die ſonſtigen 
Tatbeſtandsmerkmale des Geſetzes verwirklicht ſein. Allein 
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tatſächlich wird ſich die Beurteilung mit Rückſicht auf die 
Rechtsſtellung der Maſſegläubiger in weſentlichen Beziehungen 
anders als in den zuerſt erörterten Fällen geſtalten. Da der 
Maſſegläubiger ſehr wohl einen fälligen, der Konkursmaſſe 
gegenüber erzwingbaren Befriedigungsanſpruch haben kann, 
würde, ſoweit dies zutrifft und auch der beſondere Fall des 
8 60 Abſ. 1 KO. nicht gegeben iſt, die Zahlung des ent⸗ 
ſprechenden Forderungsbetrags aus der Konkursmaſſe noch 
keine inkongruente Deckung darſtellen. Andererſeits wird ſelbſt 
beim Vorhandenſein inkongruenter Deckung vielfach Be⸗ 
günſtigungsabſicht auf ſeiten des Gemeinſchuldners nicht vor⸗ 
zuliegen brauchen. Denn hat der betreffende Maſſegläubiger 
nach Lage des Konkurſes die unbedingt ſichere Ausſicht auf 
volle Befriedigung aus der Maſſe und iſt ſich der Gemein⸗ 
ſchuldner deſſen bewußt, ſo wird auch mit der Hingabe an 
Erfüllungsſtatt nicht notwendig die Vorſtellung verbunden ſein, 
daß andere Gläubiger dadurch benachteiligt werden. Urt. d. 
V. Sen. v. 3. April 1907 (1116/06). 

106. 8 10 Abſ. 2 Reichsgeſetz vom 3. Juli 1878 betr. 
den Spielkartenſtempel.] Spielkarten, die ſeinerzeit mit dem 
vorſchriftsmäßigen, dem Herz⸗Aß beigedruckten Stempel verſehen 
worden waren, ſind nicht deshalb den mit dem erforderlichen 
Stempel nicht verſehenen Karten im Sinne der Strafbeſtimmung 
des 5 10 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1878 bei⸗ 
zuzählen, weil, wie das Urteil feſtſtellt, die Stempelabdrücke 
ſpäter einen ſolchen Grad der Undeutlichkeit erreicht hatten, daß 
Zweifel an der Vornahme des Aufdrucks entſtehen konnten. 
Urt. d. III. Sen. v. 13. Juni 1907 (218/07). 

107. 8 10 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879. 
Belanglos iſt der angeblich in den Ankündigungen nicht aus⸗ 
geſprochene Vorbehalt, bei eintretendem Verkaufsfall über die 
wahre Beſchaffenheit der Ware Aufklärung zu geben. Das 
Feilhalten unter Verſchweigung der Verfälſchung ſtellt das 
Geſetz nicht unter Strafe, ſondern läßt genügen, wenn beim 
Verkauf Aufklärung gegeben wird. Das Feilhalten unter einer 
poſitiven, zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung bringt dagegen 
beim Vorliegen der ſonſtigen Erforderniſſe das Vergehen zur 
Vollendung, ohne daß es auf die Abſicht, beim Verkaufe volle 
Aufklärung zu geben, ankommt. Urt. d. III. Sen. v. 2. Mai 
1907 (1318/06). 

108. 8 12 Nahr Mittel G.] Melken iſt „Herſtellen“. Ebenſo 
gehört zum Herſtellen von Milch die geſamte weitere Behand⸗ 
lung, welcher die Milch je nach den Umſtänden vor der Fertig⸗ 
ſtellung zum Genuſſe zu unterziehen iſt, insbeſondere im vor⸗ 
liegenden Falle das Seihen. Urt. d. I. Sen. v. 24. Jan. 1907 
(773/06). 

109. 5 27 Reichsſtempelgeſetz vom 1. Juli 1881.] Die 
Beſtimmung in § 27 Abſ. 1 Satz 2 iſt nicht auf die im 8 22 
RStempG. genannten Unternehmer von Lotterien und Aus⸗ 
ſpielungen beſchränkt, ſondern greift auch gegenüber den im 
§ 23 Abſ. 2 genannten Wettunternehmern Platz (vgl. RGSt. 
38, 306). Aus den dort angeführten Gründen muß an⸗ 
genommen werden, daß das gleiche gegenüber dem Vermittler 
ausländiſcher Rennwetten, wie ihn $ 25 Abf. 2 erwähnt, gilt, 
daß ſonach 5 27 Abſ. 1 Satz 2 ſich nicht nur gegen den richtet, 
der den Vertrieb ausländiſcher Loſe oder Ausweiſe über Aus⸗ 
ſpielungen im Bundesgebiete beſorgt, ſondern ebenſo gegen den⸗ 
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jenigen, der Wetten der in S 25 Abſ. 2 bezeichneten Art ver: 
mittelt. Urt. d. III. Sen. v. 27. Juni 1907 (233/07). 

110. 8 53 Abſ. 1 NStemp®. (Probefahrten mit Kraft⸗ 
fahrzeugen.)! Fahrten mit einem bereits gebrauchs⸗ und 
verkaufsfertigen, auf Lager genommenen Fahrzeuge können nur 
dann als Probefahrten angeſehen werden, wenn ſie ausſchließ⸗ 
lich dazu dienen ſollen, die Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs 
zu prüfen und deſſen beſondere Eigenſchaften kennen zu lernen, 
ſo daß ſolche Fahrten ausſcheiden, deren Zweck darin beſteht, 
die Geſchicklichkeit des Fahrers zu erproben oder zu üben. 
Regelmäßig wird die von einem Fabrikanten oder Händler mit 
einem verkaufsfertigen Fahrzeuge veranſtaltete Fahrt nur dann 
als eine Probefahrt erachtet werden können, wenn ſie zum 
Zwecke eines Rechtsgeſchäfts ausgeführt wird, hinſichtlich 
deſſen die Perſonen der Beteiligten bereits be: 
zeichnet ſind und deſſen Vornahme oder Zuſtandekommen 
davon abhängt, ob der, welcher das Fahrzeug verwerten will, 
ſich je nach dem Ausfallen der Fahrt zum Erwerbe entſchließt 
oder nicht. Urt. d. I. Sen. v. 1. Juli 1907 (465/07). 

111. 8 9 Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884.] Wie 
das BGB., das den Beſitzerwerb gleichfalls an das rein 
objektive Erfordernis der Erlangung der tatſächlichen Gewalt 
knüpft, von dieſer Regel den Fall ausnimmt, wo infolge eines 
Abhängigkeitsverhältniſſes die Gewalt für einen anderen aus⸗ 
geübt wird, und daher dieſer andere der Beſitzer iſt (55 854, 855), 
ſo iſt dieſe Unterſcheidung auch für die Beurteilung des ſtraf⸗ 
rechtlichen Begriffs des Beſitzes und Gewahrſams von Be⸗ 
deutung. Wird eine Sache von dem Dienſtherrn dem Dienſt⸗ 
boten, von dem Geſchäftsinhaber dem Angeſtellten, von dem 
Arbeitgeber oder deſſen Vertreter dem Arbeiter zur Benutzung, 
zur Bearbeitung oder zum Verbrauch üdergeben, ſo wird dadurch 
der Übergang des Beſitzes oder Gewahrſams im Sinne des 
8 246 StGB. nicht notwendig vermittelt; Beſitz wie Gewahr⸗ 
ſam kann vielmehr der Perſon, welche die Sache aus der Hand 
gibt, verbleiben, ſofern er durch die Möglichkeit der fortdauernden 
Kontrolle, der jederzeitigen Wiedererlangung der Verfügungs⸗ 
gewalt auf der einen, durch das Abhängigkeitsbewußtſein auf 
der anderen Seite aufrecht erhalten wird. So kann auch das 
Beſtehen eines ſolchen Abhängigkeitsverhältniſſes den Begriff 
des Beſitzes im Tatbeſtande des § 9 des Geſetzes vom 9. Juni 
1884 ausſchließen. Entſcheidend iſt dabei, ob der Arbeiter, der 
aus der Hand des Berechtigten den Sprengſtoff zu Betriebs⸗ 
zwecken erhalten hat, derart an deſſen Weiſungen gebunden iſt 
und derart unter deſſen jederzeitigem Einfluſſe ſteht, daß er 
tatſächlich für ſich ſelbſt über die Sache nicht zu verfügen ver⸗ 
mag, und insbeſondere verhindert iſt, ſie in anderer Weiſe als 
zur Ausführung der ihm übertragenen Arbeit zu verwenden. 
Urt. d. III. Sen. v. 28. Jan. 1907 (1197/06). 

112. 8 82. (Geſetz, betr. die Geſellſchaften m. b. H. 
vom 20. April 1892.) ] Die Vorſchrift in $ 82 Ziff. 1 GmbHG. 
bedroht allerdings nach ihrem Wortlaut mit Strafe „Geſchäfts⸗ 
führer und Mitglieder“. Allein die Worte „und Mitglieder“ 
ſind, wie nicht zweifelhaft ſein kann, nur durch ein redaktionelles 
Verſehen in das Geſetz gekommen. Streitig iſt freilich die 
Frage, welche Bedeutung einem Redaktionsfehler für die Hand⸗ 
habung des Geſetzes durch den Richter zukommt. In dieſer 
Frage ſteht der erkennende Senat auf folgendem Standpunkte: 
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Wie weit die Befugniſſe des Richters gegenüber dem Falle 
gehen, wo eine aus allgemein logiſchen oder beſonderen rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen, namentlich geſetzgebungspolitiſchen Gründen 
fehlerhaſte Beſtimmung des Geſetzes von den geſetzgebenden 
Faktoren gleichwohl gewollt und im Geſetze zum klaren, nicht 
mißverſtändlichen Ausdruck gebracht iſt, wo die Beſtimmung 
alſo in einem ſogenannten Gedankenfehler ihren Grund hat: 
das bedarf hier keiner Erörterung, ein ſolcher Fall liegt nicht 
vor. In einem Falle, wie er gegenwärtig zur Entſcheidung 
ſteht, wo nachweis bar die geſetzgebenden Faktoren die ſtrittige 
Geſetzesbeſtimmung ſelbſt nicht gewollt haben, wo vielmehr 
zum Ausdrucke des geſetzgeberiſchen Willens nur eine fehlerhafte 
Form gewählt iſt, greift die Auslegungsbefugnis des Richters 
bzw. deſſen Befugnis zur kritiſchen Sichtung des Geſetzestextes 
Platz. Sicherlich wird zum Nachweiſe des mit dem beſchloſſenen 
und verkündeten Geſetzeswortlaut nicht im Einklange ſtehenden 
Willens der geſetzgebenden Faktoren nicht die alleinige Erwägung 
ausreichen, daß die Geſetzes beſtimmung in der Sache unlogiſch, 
unſtimmig, unzweckmäßig, alſo verbeſſerungsbedürftig ſei. Da⸗ 
gegen kann in einem Falle der vorliegenden Art der Richter 
nicht aus dem Grunde an den Geſetzes wortlaut gebunden ſein, 
weil letzterer von den geſetzgebenden Faktoren durch ihre 
Beſchlüſſe Tanktioniert ſei. Deren wahrer Wille entſpricht 
beim Vorhandenſein eines Überſehens eben ihren Beſchlüſſen 
nicht. Urt. d. IV. Sen. v. 4. Juni 1907 (166/07). 

113. 5 13 Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894.] Die Anſicht des LG., der 8 13 Waren 3G. 
ſtehe nicht demjenigen zur Seite, der ſeine Firma nur deshalb 
gebrauche, um Verwechſelungen mit der Firma eines andern 
hervorzurufen und dieſem unlautere Konkurrenz zu machen, iſt 
nicht zutreffend. Urt. d. II. Sen. v. 22. März 1907 (48/07). 

114. 8 14, 15 Waren 3G. (Verwechſlungsgefahr, Ein⸗ 
fluß der Farbe.)] Wenn nach Art und Inhalt von Anmeldung 
und Eintragung für das Bildzeichen eine beſtimmte Farben⸗ 
gebung nicht weſentlich iſt, ſo folgt daraus zunächſt nur, daß 
einerſeits der Berechtigte des Schutzes teilhaftig bleibt, auch 
wenn er zur Darſtellung des Bildes andere Farben, als ſchwarz 
auf weißem Grunde wählt, während andererſeits der Eingriff 
eines Dritten in das Zeichenrecht nicht dadurch in Frage 
geſtellt erſcheint, daß der Dritte für die Darſtellung andere 
Farben benutzt als der Berechtigte (RGSt. 33 S. 90 [93]; 
RG. 43 S. 93 [97)). Es folgt daraus aber nicht, daß die 
Farbengebung für die Frage der Verwechſelungsgefahr be⸗ 
deutungslos wäre. Vielmehr iſt bei Prüfung dieſer Frage 
gegebenenfalls auch fie zu berückſichtigen. Urt. d. V. Sen. v. 
25. Juni 1907 (125/07). 

115. 8 4 Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs vom 27. Mai 1896. (Herkunftsbezeichnung.)] Zur 
Erfüllung des inneren (ſubjektiven) Tatbeſtands des in Rede 
ſtehenden Strafgeſetzes genügt auch eventueller Vorſatz. Orts⸗ 
bezeichnungen, die im Verkehr ihre örtliche Beziehung verloren 
haben und aus Herkunftsbezeichnungen zu Beſchaffenheits⸗ und 
Gattungsbezeichnungen geworden ſind, können durch Zuſätze 
wieder zu Herkunftsangaben werden. So kann die Beifügung 
von Worten, die ſich äußerlich als Firmenbezeichnung geben 
oder den Namen einer Perſon darſtellen, der zur Beſchaffenheits⸗ 
und Gattungsbezeichnung gewordenen Herkunftsangabe die 
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Eigenſchaft einer Herkunftsbezeichnung wieder verleihen, wenn 
dadurch beiſpielsweiſe die Vorſtellung erweckt wird, es handle 
ſich um eine Firma, die an dem angegebenen Orte ihren Sitz 
oder eine Betriebsſtätte hat oder um eine Perſon, die dort das 
Erzeugnis herſtellt oder Beſitzer der das Roherzeugnis hervor⸗ 
bringenden Ländereien iſt. Hierbei würde es nicht darauf an⸗ 
kommen, ob eine ſolche Firma wirklich beſteht oder eine Perſon 
des angegebenen Namens lebt, ob beides etwa nur erdachte 
Namen find. Entſcheidend wäre nur, ob durch die Beifügung 
Vorſtellungen der bezeichneten Art tatſächlich erweckt werden. 
Inſoweit wäre es nicht erforderlich, daß dieſe Vorſtellung eine 
allgemeine ſei; es würde vielmehr genügen, wenn ſie auch nur 
in einem mehr oder mindergroßen Kreiſe von Beteiligten, ins⸗ 


beſondere bei Käufern der Waren hervorgerufen wird. Urt. d. 


V. Sen. v. 29. Jan. 1907 (871/06). 

116. 84 Unl WG. (Begriff der Mitteilung.) ] Die Mitteilung 
darf, abweichend von den Fällen des §8 1 Unl WG., nicht lediglich 
in der Form einer Abbildung auftreten. Damit ſind Abbildungen 
zwar nicht ſchlechthin als Form der Mitteilung ausgeſchloſſen; 
erforderlich iſt aber, daß ſie mit einem wörtlichen Gedanken⸗ 
ausdrucke verbunden ſind, dem ſie zur Klarſtellung, näheren 
Beſtimmung, überhaupt zur Veranſchaulichung dienen. Häufig 
wird für die Zwecke der Verbreitung das Mittel mechaniſcher 
Vervielfältigung durch Druck und dergl. gewählt. Begriffs⸗ 
notwendig iſt das aber nicht. Es kann als Gegenſtand der 
Verbreitung auch ein einziges Mitteilungsſtück genügen, ſo bei⸗ 
ſpielsweiſe dann, wenn die Mitteilung in einem Schaufenſter 
oder in dem für den Kundenverkehr beſtimmten Geſchäftsraum 
ausgehängt oder ausgelegt wird. Dabei iſt nicht unbedingt 
erforderlich, daß die Kundgabe gleichzeitig und mit einem Male 
an den größern Kreis von Perſonen erfolgt. Es reicht auch 
hin, wenn dies nach und nach geſchieht. Weſentlich iſt nur, 
daß die Mitteilung in der gewählten Form von vornherein zu 
ſolcher Verbreitung beſtimmt war und daß mit dieſer begonnen 
iſt. Urt. d. V. Sen. v. 12. April 1907 (1140/06). 

117. 5 4 Unl WG. (Herkunftsbezeichnung.)] Die Ans 
ſicht, daß für die Herkunfts bezeichnung von Fabrilaten nicht 
der Ort der Herſtellung des Fabrikates, ſondern der Ort der 
Herkunft der Rohſtoffe entſcheidend ſei, iſt rechtsirrig. Es wird 
umgekehrt allerdings ebenſowenig geſagt werden können, daß 
grundſätzlich nur der Ort der Herſtellung entſcheide. (RGSt. 28 
S. 353, 355). Vielmehr wird in jedem einzelnen Falle zu prüfen 
und feſtzuſtellen fein, ob hinſichtlich der Herkunfts bezeichnung eines 
Fabrikates nach den im Verkehr herrſchenden Anſchauungen der 
Ort der Herſtellung oder der Ort der Herkunft der Rohſtoffe 
entſcheidet. Urt. d. III. Sen. v. 27. April 1907 (192/07). 

118. Reichsgeſetz vom 15. Juni 1897 über den Verkehr 
mit Butter.] Die Frage ob dem Reichsgeſetze vom 15. Juni 
1897 über den Verkehr mit Butter uſw., ſoweit es butter⸗ 
ähnliche Fettzubereitungen betrifft, auch ſolche Zubereitungen 
unterfallen, die nicht für Butter ſchlechthin, ſondern für Butter 
in Verbindung mit einem anderen nicht fetthaltigem Stoffe als 
Erſatzmittel dienen ſollen und deshalb nicht der Butter ſchlecht⸗ 
hin ſondern der Butter in Verbindung mit dieſem Stoffe ähnlich 
find, iſt zu bejahen. Die Ubereinſtimmung des Gebrauchszwecks 
iſt dabei eine weſentliche Vorausſetzung der Annahme, daß der 
Stoff auch in feiner Zuſammenſetzung die Eigenſchaften eines 
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zum Erſatz der Butter dienenden Fettſtoffs hat, wie das Geſetz 
es erfordert. Die Anwendbarkeit des Geſetzes wird auch nicht 
aus dem Grunde ausgeſchloſſen, weil das Erzeugnis des An⸗ 
geklagten überhaupt kein Milchfett enthält; das Geſetz will alle 
Fettzubereitungen treffen, die der Butter ähnlich ſind, ohne der 
Milch zu entſtammen. Urt. d. III. Sen. v. 2. Mai 1907 
(1318,06). | 

119. 8 182 Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juni 
1899. (Nichtverwenden in Abzug gebrachter Beiträge.) ] Nach 
dem für erwieſen erachteten Sachverhalte rechnete der Angeklagte, 
der für den von ihm beſchäftigt geweſenen Hausdiener Beiträge 
zur Invalidenverſicherung nicht geleiſtet hatte, auch ſolche zu 
leiſten nicht beabſichtigte, gegenüber deſſen eingeklagter Dienſt⸗ 
lohnforderung in der Verhandlung vor dem Gewerbegericht mit 
einem Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte derjenigen Beträge 
auf, die er während der Beſchäftigungszeit für die Invaliden⸗ 
verſicherung in Beitragsmarken verwendet haben wollte. Der 
Angeklagte bezweckte hiermit die Erreichung eines Vergleichs; 
ein ſolcher kam auch zuſtande. Dies Verlangen des An⸗ 
geklagten war kein Inabzugbringen von Lohnbeträgen im 
Sinne der 88 142, 182, ſondern ging nur dahin, daß der An⸗ 
geklagte für berechtigt erklärt werde, bei der ſpäteren Lohn⸗ 
zahlung den dem Kläger etwa zukommenden Barbetrag um 
einen Betrag zu kürzen, alſo einen Abzug vorzunehmen. Eine 
Nichtverwendung in Abzug gebrachter Beträge zu Verſiche⸗ 
rungszwecken liegt in den feſtgeſtellten Tatſachen nicht, und die 
der Verurteilung auf Grund des § 182 gegebene Begründung 
iſt nicht haltbar. Urt. d. II. Sen. v. 8. Febr. 1907 (909/06). 

120. 8 104 Abſ. 3 Gew Verſc. (Schädigung des 
Auftraggebers.)! Eine Schädigung des Auftraggebers kann 
ſchon vorliegen, bevor er ſelbſt zur Zahlung der Beiträge 
genötigt worden iſt; denn er haftet ohne weiteres kraft Geſetzes 
für die Unternehmerbeiträge und erlangt dafür mur einen bei 
der Zahlungsunfähigkeit des Unternehmers wertloſen Erſtattungs⸗ 
anſpruch. Der Umſtand, daß der Auftraggeber ſpäter durch 
Zahlung des Unternehmers wieder befreit wird, kann an deſſen 
Verantwortlichkeit nichts ändern. Urt. d. III. Sen. v. 4. März 
1907 (1166/06). | 

121. 85 52a, 82 Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April 
1892.] Wer mit Rückſicht auf § 52a die in den übrigen 
Fällen nach § 53 zuläffigen Lohnabzüge überhaupt nicht machen 
darf, aber trotzdem ſolche in irgend welcher Höhe macht, zieht 
höhere als die nach § 53 zuläſſigen Beträge ab, ebenſo wie 
der, der Lohnabzüge in beſtimmter Höhe nach S 53 machen 
darf, dieſe Grenze aber überſchreitet und iſt deshalb nach 8 82 
ſtrafbar. Urt. d. III. Sen. v. 6. April 1907 (1337/06). 

122. SS 52a, 53, 82 b Krank VerſG. (Inabzugbringen.) 
Zum Begriffe des „Inabzugbringens“ genügt jede tatſächliche 
Kürzung des vollen Lohnbetrages. RGSt. 35, 341. Eine 
ſolche hat vorliegend ſtattgefunden. Der volle Lohn beſtand 
aus dem vereinbarten Stundenlohn zuzüglich dem Betrage der 
Krankenverſicherungsbeiträge. Bezahlte der Angeklagte dem 
Arbeiter nur den Stundenlohn, behielt aber die Verſicherungs⸗ 
beiträge zurück, ſo kürzte er eben hierdurch tatſächlich dieſe 
Beträge am Lohne. Urt. d. III. Sen. v. 25. Febr. 1907 
(995/06). Ebenſo entſcheidet das Urteil des gleichen Senats 
vom 25. Febr. 1907 (996/06). 
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123. 88 53, 82 b Krank VerſG.] Wenn der Arbeitgeber 
nur die Mittel beſitzt, um die Arbeitslöhne abzüglich der 
Summe, die den von den Arbeitsnehmern zu tragenden Kranken⸗ 
kaſſenbeiträgen entſpricht, zu bezahlen, nicht aber auch die 
Mittel zur Begleichung dieſer Kaſſenbeiträge, dann darf er von 
den verfügbaren Geldern nur ſoviel zur Auszahlung an die 
Arbeitnehmer verwenden, als nicht zur Tilgung ſeiner Schuld 
der Krankenkaſſe gegenüber erforderlich iſt, muß inſoweit mithin 
einen der Lohnzahlung entſprechenden Abzug für die Kranken⸗ 
kaſſe allerdings wirklich (effektiv) machen, um damit dieſer Pflicht 
genügen zu können. Verfährt er nicht ſo, ſetzt er ſich vielmehr 
bei Kenntnis ſeiner Vermögenslage durch die Auszahlung des 
ganzen verfügbaren Geldbetrags als Arbeitslohnes hierzu 
bewußt außerſtande, ſo enthält er die an die Krankenkaſſe 
abzuführen geweſenen Beiträge der Kaſſe wiſſentlich vor. In⸗ 
ſoweit unterſcheiden ſich die Fälle des Abſ. 1 und 3 des 
8 53 KrankVerſG. nicht von einander. Der Unterſchied liegt 
nur darin, daß der Arbeitgeber in den Fällen des Abf. 1 den 
Abzug auf die Kaſſenbeiträge nicht zu machen braucht, 
während er in denen des Abſ. 3 dazu verpflichtet iſt und 
ſeine Ablieferungspflicht der Krankenkaſſe gegenüber alsdann noch 
dadurch verſchärft erſcheint, daß er den abgezogenen Betrag 
an die berechtigte Kaſſe ſofort abzuliefern hat. Urt. d. V. Sen. 
v. 21. Juni 1907 (384/07). 

124. 81 Geſetz vom 9. April 1900 betr. die Beſtrafung 
der Entziehung elektriſcher Kraft.] Wie für den Tatbeſtand 
des nach § 243 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. erſchwerten Diebſtahls 
die Frage, ob ein zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht be⸗ 
ſtimmtes Werkzeug Verwendung zur Tat gefunden hat, ſo iſt 
auch für den Begriff der „Beſtimmung zur ordnungsmäßigen 
Entnahme elektriſcher Arbeit“ lediglich die anderen erkennbar 
gewordene Willenserklärung des Berechtigten entſcheidend. 
Urt. d. I. Sen. v. 17. Jan. / 14. Febr. 1907 (682/06). 

125. SS 4, 13 Ziff. 2 Weingeſetz vom 24. Mai 1901.] 
Ein rein paſſives Verhalten desjenigen, der gezuckerte Weine 
verkauft oder feilhält, genügt nicht; es muß vielmehr der 
Täter in der Bezeichnung des Weins auf deſſen Naturreinheit 
hinweiſen oder die letztere ſonſt irgendwie zuſichern und zwar 
entweder bewußt wahrheitswidrig oder fahrläſſig, obwohl er die 
Beſchaffenheit des Weins und die täuſchende Wirkung ſeiner 
Angabe hätte erkennen müſſen. Urt. d. I. Sen. v. 7. März 1907 
(1020/06). | 

126. 57 Weingeſetz, $ 10 Nahrungsmittelgeſetz. (Zuſatz 
von Salizyl zu Moft.)] I. Der Zuſatz von Salizyl zu ſüßem 
Moſt, der als ſolcher verkauft werden ſoll, verſtößt nicht gegen 
das Weingeſetz, da ſüßer Moſt noch keine alkoholiſche Gährung 
durchgemacht hat, mithin nicht unter den Begriff Wein fällt. 
Wohl aber iſt das der Fall bei „federweißem“ Moſt. II. Daraus, 
daß die jüngeren und ſpezielleren Geſetze, das Weingeſetz (8 7) 
ſowie das Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900, ganz allgemein 
den Zuſatz von Salizylſäure bei Herſtellung von Wein und 
gewerbsmäßiger Zubereitung von Fleiſch verbieten, iſt nicht zu 
ſchließen, daß das ältere Nahrungsmittelgeſetz die Verwendung 
von ſolcher Säure für alle Nahrungs⸗ und Genußmittel frei⸗ 
gegeben haben müſſe. Urt. d. I. Sen. v. 7. März 1907 (1175/06). 

127. 5 2b Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. (Durchfuhr 
ohne Deklaration.)]! Gegenüber dem durch das Süßſtoffgeſetz 
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aufgeſtellten Einfuhrverbote ift in der Rechtſprechung des RG. 
bereits anerkannt, daß die Durchfuhr von Süßſtoff als zuläſſig 
zu erachten iſt, wenn ſie unter ſtändiger Kontrolle und Beauf⸗ 
ſichtigung der Zoll» und Steuerbehörden erfolgt (RGSt. 39, 66; 
Goltd Arch. 52, 400). Notwendige Vorausſetzung iſt dabei die 
Kenntnis der Behörden davon, daß es ſich um Süßſtoff handelt. 
Wurde die Sendung nicht als Süßſtoff deklariert, ſollte alſo 
der Süßſtoff den Behörden verborgen bleiben, dann hätte die 
Strafkammer zur Annahme kommen müſſen, daß die vom An⸗ 
geklagten beabſichtigte Durchfuhr mit einer verbotenen Einfuhr 
im Sinne des Geſetzes begonnen habe und erſt auf dieſer Grund⸗ 
lage hätte fie gegenüber der Rechtsvermutung des $ 137 Ab]. 1 
mit 8 136 Nr 1a des Vereinszollgeſetzes zu prüfen gehabt, 
ob der Angeklagte den Nachweis geführt habe, daß eine Konter⸗ 
bande nicht beabſichtigt war. Urt. d. I. Sen. v. 13. Mai 
und 13. Juni 1907 (1275/06). 

128. 8 6 Preußiſches Geſetz vom 12. Februar 1850, 
den Schutz der perſönlichen Freiheit betreffend. 5 127 
StPO. (Feſtnahme bei Nachtzeit.)] So wenig im Falle der 
Strafverfolgung beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 127 
StPO. die vorläufige Feſtnahme eine Beſchränkung auf die 
Tageszeit verträgt, vielmehr angenommen werden muß, daß 
eine vorläufige Feſtnahme im Rahmen des $ 127 jederzeit und 
an jedem Orte vorgenommen werden darf, ſo muß das gleiche 
auch dann gelten, wenn eine vorläufige Feſtnahme als dringende 
polizeiliche Vorbeugungsmaßregel im Sinne des $ 6 des Ge⸗ 
ſetzes zum Schutz der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 
1850 in Frage kommt. Soweit dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 7. November 1898 — RGSt. 31, 307 — eine 
gegenteilige Auslegung des § 6 zu entnehmen wäre, würde der 
Senat von der früheren Rechtsanſicht abgehen. Urt. d. III. Sen. 
v. 4./18. Febr. 1907 (16/07). 

129. SS 6, 18 Preußiſches Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 
1. April 1880.] Die Urteilsgründe ſagen: „Wenn die Apfel 
auch damals noch nicht ganz reif waren und ihr damaliger 
Verkaufswert ein geringer geweſen ſein mag, ſo ſtanden ſie 
doch dicht vor der Reife, und es iſt daher die Annahme ge⸗ 
rechtfertigt, daß, wenn ſie nicht entwendet und deshalb zu früh 
gepflückt wären, ſie zur Reife gelangt wären und einen Wert 
über 10 Mark erzielt hätten. Iſt daher lediglich durch 
die Tat des Angeklagten die Wertverminderung eingetreten, ſo 
kann ſie ihm nicht zugute kommen.“ Das iſt rechtsirrig, nach 
dem klaren Wortlaut des Geſetzes iſt lediglich der Zeitpunkt 
der Entwendung maßgebend. Urt. d. II. Sen. v. 22. Jan. 1907 
(21/07). 

130. Preußiſche Regierungsverordnung vom 12. Des 
zember 1902. (Kurpfuſcherei.)]! Die von der Reviſion vers 
tretene Auffaſſung, daß die Polizeiverordnung des Regierungs⸗ 
präfidenten von Trier über Bekämpfung der Kurpfuſcherei vom 
12. Dezember 1902 ungültig ſei, weil die betreffende Materie 
durch die RGewo. vollſtändig geregelt ſei, iſt unzutreffend. 
Mit der Regelung der Verhältniſſe des unteren Heilperſonals, 
dem die Angeklagte beizuzählen iſt, befaßt ſich die RGewoO. 
überhaupt nicht, mit alleiniger Ausnahme der Hebammen (S 30 
Abſ. 2). Auch mit den Beſtimmungen des Unl WG., beſonders 
8 4 daſelbſt, befindet die Polizeiverordnung ſich nicht im Wider⸗ 
ſpruch, weil das genannte Reichsgeſetz vorzugsweiſe dem 
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Schutze privatwirtſchaftlicher Intereſſen der Ge⸗ 
werbetreibenden dienen will, während es ſich bei der Polizei⸗ 
verordnung um den Schutz des Publikums gegen Schädigungen 
durch das Treiben der Kurpfuſcher handelt. Urt. d. V. Sen. 
v. 18. Juni 1907 (164/07). 

131. 5 3 Preußiſches Lotteriegeſetz vom 29. Auguſt 1904.] 
Die unter der Herrſchaft des früheren Preußiſchen Lotteriegeſetzes 
vom 29. Juli 1885 rechtskräftig erfolgten Verurteilungen 
kommen als ſolche im Sinne des 5 3 des Geſetzes vom 
29. Auguſt 1904 in Betracht. Urt. d. III. Sen. v. 21. Jan. 
1907 (839/06). 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Verteilung des gewerblichen Einkommens aus 
mehreren Betriebsgemeinden zwecks Beſteuerung. 


Der Vorderrichter hat nach Überweiſung des Einkommens 
aus Kapitalvermögen und aus Grundſtücken und Spekulation 
an die Wohnſitzgemeinde Kiel das gewerbliche Einkommen unter 
die preußiſchen und außerpreußiſchen Betriebsorte nach Ver⸗ 
hältnis der Gehälter und Löhne verteilt und hat, weil das ſo 
verteilte Geſamteinkommen den Höchſtbetrag der bei der Staats⸗ 
ſteuerveranlagung angewandten Staatsſteuerſtufe überſtieg, nach 
8 51 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 eine 
Herabſetzung der Einkommensbeträge für die einzelnen preußiſchen 
Gemeinden vorgenommen. Er hat dadurch die erwähnte Geſetzes⸗ 
beſtimmung zum Nachteile des Reviſionsklägers verletzt. Sie 
darf nur dann Anwendung erleiden, wenn das der Gemeinde⸗ 
beſteuerung und das der Staatsbeſteuerung unterliegende Ein⸗ 
kommen ſich decken, und das iſt hier nicht der Fall. Zwar 
beſteuern ſowohl die preußiſchen Gemeinden wie auch der Staat 
das gewerbliche Einkommen des Zenſiten mit Ausnahme des⸗ 
jenigen, welches außerhalb Preußens in Deutſchland erwächſt 
(das Ganzausland iſt nicht beteiligt); aber während derjenige 
Teil jenes Einkommens, welcher den preußiſchen Gemeinden 
zufällt, objektiv durch die SS 47 ff. des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes beſtimmt wird, beſteht eine derartige Begrenzung für 
die Staatsſteuer nicht. So kann es kommen, daß ſteuer⸗ 
berechtigte preußiſche Gemeinden ein innerhalb und außerhalb 
Preußens entſtehendes Gewerbeeinkommen in vollem Umfange 
für ſich beſteuern dürfen, weil außerhalb Preußens keine Aus⸗ 
gaben an Gehältern und Löhnen entſtehen, während der Staat 
auch in einem ſolchen Falle einen Teil des Einkommens als 
außerhalb Preußens erwachſend freiläßt; ebenſo kann umgekehrt 
das Vorhandenſein eines Steuerobjekts für die preußiſchen Ge⸗ 
meinden mangels der Entſtehung von Gehältern und Löhnen 
in ihnen fehlen, während für den Staat gleichwohl ein ſteuer⸗ 
pflichtiges Einkommen vorhanden iſt. Hieraus erhellt, daß das 
ſtaatsſteuerpflichtige und das gemeindeſteuerpflichtige Gewerbe⸗ 
einkommen in Fällen, wo letzteres nach den Vorſchriften der 
88 47 ff. cit. ermittelt werden muß, zwar der Art nach gleich 
ſind, dagegen dem Umfange nach nicht grundſätzlich zuſammen⸗ 
fallen, ſich alſo nicht decken (vgl. Erk. v. 26. Juni 1900, 


*) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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PrWBl. 22, 121). Der dargelegte Rechtsirrtum des Vorder⸗ 
richters führt zur Aufhebung ſeiner Entſcheidung. Magiſtrat 
zu K. c. K., U. v. 18. Sept. 06, II 1791. Rep. Nr. II C 238/05. 
Bezirksausſchuß Schleswig. 


Erteilung von Tanzunterricht. § 35 GewO. 


Dem Bezirksausſchuſſe kann nicht beigetreten werden, wenn 
er ausführt, eine Tatſache im Sinne des § 35 a. a. O. könne 
nicht ſchon in dem Vorwurfe gefunden werden, daß der Be⸗ 
klagte in Wirklichkeit nicht Tanzunterrichtsſtunden, ſondern 
öffentliche Tanzbeluſtigungen veranſtalte, ohne vorher die vor⸗ 
geſchriebene polizeiliche Erlaubnis einzuholen. 

Nach S 336 Gewd. richtet ſich die Abhaltung von Tanz⸗ 
luſtbarkeiten nach den landesrechtlichen Beſtimmungen. Für die 
nach preußiſchem Rechte zuläſſige Beſchränkung der Tanzluſt⸗ 
barkeiten durch Polizeiverordnung kommt hauptſächlich der 
Geſichtspunkt in Betracht, daß nicht durch zu häufiges Geſtatten 
ſolcher Luſtbarkeiten die Arbeitsſcheu und Sittenverderbnis 
gefördert werden ſoll. (Urteil vom 17. Dezember 1881, 
OVG. 9, 400.) Der Zweck der Beſchränkung iſt alſo, die 
Tanzluſtbarkeiten auf dasjenige Maß einzuſchränken, welches 
mit dem Intereſſe der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit 
vereinbar iſt (S. 405 a. a. O.). Danach iſt keineswegs grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen, aus der Tatſache, daß ein Tanzlehrer 
unter dem Deckmantel der Erteilung von Tanzunterricht öffent⸗ 
liche Tanzluſtbarkeiten veranſtaltet und ſonach den im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit erlaſſenen Polizeivor⸗ 
ſchriften zuwiderhandelt, im Sinne des §S 35 GewO. einen 
Schluß auf ſeine Unzuverläſſigkeit in bezug auf den Gewerbe⸗ 
betrieb als Tanzlehrer herzuleiten (vgl. Entſch. des BayObèe G. 
vom 24. Januar 1905, Bd. V S. 225, auch abgedruckt im 
GewArch. für das Deutſche Reich Bd. V ©. 269). Damit 
ſtimmen auch die Motive zur Novelle vom 1. Juli 1883 (RGBl. 
S. 159) durch die der S 35 Abſ. 1 die nunmehr geltende 
Faſſung erhalten hat, überein, indem ſie (S. 28, auch abgedruckt 


bei Landmann, GewD., Anm. 2 zu § 35, V. Aufl. Bd. I S. 333) 


bemerken: 
„Arbeitsſcheue Perſonen von der niedrigſten Bildungs⸗ 
ſtufe und von getrübtem Leumund haben ſich nicht ſelten 
als Tanzlehrer etabliert und finden mit Rückſicht auf 
die beſtehenden Beſchränkungen der öffentlichen Tanz⸗ 
muſiken großen Zulauf. Nur in ſeltenen Fällen gelingt 
es, ſie wegen Uebertretung der auf die öffentlichen Tanz⸗ 
unterhaltungen bezüglichen Verbote zur Strafe zu ziehen. 
Durch dieſe Art von Tanzunterricht, woran häufig 
Proſtituierte und Unerwachſene teilnehmen, wird die 
Unſittlichkeit und die Genußſucht in ſehr bedenklicher 
Weiſe gefördert. Es iſt deshalb im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erforderlich, daß die Möglichkeit, unzuverläſſige und 
übel beleumundete Perſonen von dieſer Erwerbsart fern⸗ 
zuhalten, erweitert wird.“ 

Polizeiverwaltung zu Halle c. Schankwirt Sch., U. v. 
7. Febr. 07, III 320. Rep. Nr. III B. 93/06. Bezirksaus⸗ 
chuß Merſeburg. 


Grundlegende Entſcheidungen in Straſſachen. 


Die Frage, welche Bedeutung es hat, wenn in der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde die Eigenſchaft des im Geſchäftslokale An⸗ 
getroffenen als eines Geſchäftsgehilfen nicht angegeben wurde 
(SS 184, 191 3PO.), ob dadurch nur die Beweiskraft der 
Zuſtellungsurkunde als einer öffentlichen Urkunde aufgehoben 
oder ob die Zuſtellung ſelbſt unwirkſam gemacht wird, iſt von 
den Zivilſenaten des RG. verſchieden beantwortet worden 
(. NGZ. 17, 411; 19, 423; 52, 11; Gruchots Beitr. 26, 1155; 
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27, 1082; 36, 124). Der V. SS. ſchließt ſich in feinem 
unter Nr. 13 abgedruckten Urteil der erſteren Auffaſſung an. 

In Nr. 34 wird erörtert, ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen an einem jagdbaren Tiere von einem Anderen als 
dem Jagdberechtigten Eigentum erworben werden kann, ſo 
daß dem Dritten gegenüber ein Diebſtahl an dem Tiere 
möglich iſt. 

Wenn auch durch die Nichtigkeit des zugrunde liegenden, 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäftes das 
Merkmal des Anvertrautſeins nicht ausgeſchloſſen wird 
(Goltd Arch. 48, 445), ſo gelten nach dem in Nr. 38 an⸗ 
geführten Urteile die vom Dieb einem Dritten in Verwahrung 
gegebenen Sachen doch nicht als anvertraute. 

In dem Urteile Nr. 40 ſchließt der IV. ZS. in Über: 
einſtimmung mit der herrſchenden Anſicht und unter Verwerfung 
der von Frank, StGB. $ 247 vertretenen Meinung die Ans 
wendung des § 247 StGB. auf einen Diebſtahl ſeitens eines 
Dienſtboten gegen einen Mitdienſtboten aus. 

Ob der Dritte durch den Vertragsabſchluß mit einem 
falſchen Vertreter eine Vermögensſchädigung im Sinne des 
8 263 StGB. erleidet, iſt nach dem unter Nr. 51 angeführten 
Urteile eine je nach den Tatumſtänden verſchieden zu be⸗ 
antwortende, alſo nicht ſchlechthin zu bejahende Frage. 

Ob die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes eine Untreue 
(S 266 StGB.) begehen können, erörtert Nr. 52. 

Während RGSt. 34, 435 die in einer Fabrik angebrachte 
Kontrolluhr, an der der Nachtwächter auf ſeiner Runde einen 
Stift niederdrückte und ſo auf der Papierſcheibe einen Strich 
hervorbrachte, als Urkunde erachtete, weil hier der Apparat den 
Gedanken eines Menſchen wiedergebe, erklärt das Urteil Nr. 54 
den an einen Webſtuhl angebrachten Schußzähler wegen Fehlens 
dieſes Momentes nicht als Urkunde. 

Über die auf eine Stempelmarke geſetzten Entwertungs⸗ 
vermerke, die je nach ihren Beſtimmungen entweder Urkunden 
ſind oder nicht, äußert ſich das Urteil Nr. 61. Die Anſicht 
von Hummel⸗Specht, Kommentar zum Preußiſchen Stempel⸗ 
ſteuergeſetz, die dem Entwertungsvermerke allgemein die Urkunden⸗ 
qualität abſpricht, wird dabei verworfen und ausgeführt, daß 
die Bezugnahme dieſes Kommentators auf ein früheres Reichs⸗ 
gerichtsurteil auf einer mißverſtändlichen Auslegung beruht. 

Daß die Aneignung von Geweihen Jagdfrevel fein kann, 
erörtert das Urteil Nr. 64. 

Das Verſchulden des beſtellten Verteidigers rechtfertigt 
nach Nr. 69 im Gegenſatz zu einem Verſchulden des Wahl⸗ 
ee. den Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 

tand. 

Aber die Ablehnung von Beweisanträgen, die ſich auf die 
Glaubwürdigkeit einer Perſon beziehen, laſſen ſich die beiden 
Urteile Nr. 76 und 77 aus. 

Befugnis und Verpflichtung des Gerichts zur Vornahme 
von Zeugenprüfungen werden in Nr. 78 erörtert. 

Fälle, in denen eine alternative Feſtſtellung im Urteil zu⸗ 
läſſig iſt, werden in Nr. 85 beſprochen. 

Den in RGSt. 36, 236 ausgeſprochenen Rechtsſatz, daß 
der § 153 GewO. nicht ohne weiteres ſchon dann unanwendbar 
ſei, wenn der Zwang ſeitens der Arbeitnehmer ſich gegen den 
Arbeitgeber richte, hält auch das Urteil Nr. 102 für richtig, 
betont aber ausdrücklich, daß nicht allgemein der Grundſatz 
gelte, es müſſe bei der zwangsweiſen Einwirkung im Lohnkampf 
auf den Gegner unter allen Umſtänden §8 153 Anwendung 
finden alſo auch dann, wenn von dem Gegner einzig und allein 
die Bewilligung von Forderungen verlangt werde. 

Das Urteil Nr. 105 erörtert ausführlich die Frage, wann 
in den Fällen des 8 17 KO. eine Gläubigerbegünſtigung ſtatt⸗ 
finden könne. 

Bemerkenswerte Grundſätze über Geſetzesauslegung bei unter: 
laufenen Redaktionsfehlern enthält Nr. 112. Kloeppel. 


— y——— 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


17 (Bogen 72 und 73). 


Berlin, 1. Oktober 1907. 


136. Jahrgang.] 569 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deufſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Juſtirat Dr. Bugs Neumann, 
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Vereins nachrichten. 

Die Herren Vereins mitglieder, welche mit der Zahlung 
des Jahresbeitrages im Nückſtande find, werden um Ein⸗ 
fendung des Betrages von 15 Mark gebeten. Am 15. Oktober 
1907 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1907. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1908 kommt Ende Oktober d. Is. 
zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene Exemplare 
find umgehend unter Einſendung von 60 Pfeunigen in Brief- 
marken bei der Geſchäftsſtelle des Deutſchen Anwaltvereins 
in Leipzig, Bismarckſtraße 2 II, zu bewirken. 


Leipzig, den 25. September 1907. 
Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für dentſche Vechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Darmſtadt hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Borftaude 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Der XVII. Deutfie Anwaltstag, 
abgehalten m Mannheim, 10. vis 14. September 1907. 


In ganz außergewöhnlich großer Zahl waren in dieſem 
Jahre die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins zum 
ordentlichen Anwaltstag nach Mannheim geeilt, der Jubiläums⸗ 
und Ausſtellungsſtadt des Jahres 1907; ſo zahlreich war die 
Schaar der Teilnehmer, daß viele, die ſich nicht früh angemeldet 
hatten, mit beſcheidenen Quartieren ſich zufrieden geben oder gar 
in Nachbarſtädten wohnen mußten. Die Teilnehmerliſte wies 


rund 730 Rechtsanwälte aus allen Teilen Deutſchlands und 
etwa 70 Mitglieder der Mannheimer Gerichte, Notare und 
Verwaltungsbeamte auf, die ſich rege an den Beratungen und 
Veranſtaltungen des Anwaltstages beteiligt haben. Dazu 
kamen etwa 300 Damen, ſo daß die nie dageweſene Zahl von 
1 100 Feſtteilnehmern zu verzeichnen iſt. Und doch klappte 
alles vortrefflich. 

Dem Anwaltstage voraus ging am 10. d. Mts. eine von 
rheiniſchen, heſſiſchen und badiſchen Kollegen angeregte ge⸗ 
ſchloſſene Vorbeſprechung. Einberufen zur Vorbereitung 
des wichtigſten Punktes der Tagesordnung, der die Anwälte 
im höchſten Grade bewegenden Frage der bevorſtehenden Juſtiz⸗ 
reform, beſchäftigte ſich die Vorverſammlung außer mit dieſer 
auch mit der in der Luft ſchwebenden Differenz mit dem Vereins⸗ 
vorſtand wegen der Nichtabhaltung eines im März d. Is. von 
einer ſehr großen Anzahl von Vereinsmitgliedern beantragten 
außerordentlichen Anwaltstages. Beide Gegenſtände wurden 
vertraulich eingehend erörtert, und wenn auch naturgemäß keine 
bindenden Beſchlüſſe gefaßt werden konnten und greifbare 
Reſultate nicht erzielt worden ſind, ſo hat doch wohl die Vor⸗ 
verſammlung für die entſprechenden Gegenſtände der Tages⸗ 
ordnung des Anwaltstages ſelbſt die Situationen erheblich geklärt 
und vielleicht manche Spitze weggenommen. Jedenfalls hat der rege 
Beſuch dieſer Vorverſammlung und die eifrige Arbeit, die in der⸗ 
ſelben geleiſtet wurde, gezeigt, daß für manche Themata auf dem 
Anwaltstage ſelbſt etwas mehr Raum und Zeit wünſchenswert iſt. 
Zu der Frage der Juſtizreform z. B. wurden die Anwälte aus 
der Mehrzahl der Kammerbezirke erſt von Kollegen aus einigen 
anderen Bezirken über den Inhalt der Regierungsvorlage unters 
richtet, eine Tatſache, die bei vielen Kollegen den Wunſch laut 
werden ließ, daß die Anwaltstage ſachlich mehr vorbereitet 
würden, als es bisher üblich geweſen M. Doch darüber 
vielleicht an anderem Ort! ö 

Am Abend des 10. September fand in dem herrlichen 
Nibelungenſaale des „Roſengartens“, wie die Mannheimer Stadt⸗ 
und Feſthalle heißt, der übliche Begrüßungsabend bei vor⸗ 
trefflicher Bewirtung durch die Mannheimer Anwaltſchaft ſtatt. 
Der Vorſitzende des Ortsausſchuſſes, Fiskalanwalt Selb, be⸗ 
grüßte die Feſtteilnehmer in Mannheim und der Vorſtands⸗ 
vorfitzende, Geheimrat Erythropel⸗Leipzig, dankte den Mann⸗ 
heimer Kollegen und der Stadt Mannheim für die liebens⸗ 
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würdige und feftlihe Aufnahme des Anwaltstages, worauf 
noch Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld⸗Mannheim dem Wunſche 
Ausdruck gab, daß es den Teilnehmern in Mannheim wohl 
gefallen möge. Mehrere gemeinſchaftliche Lieder und ein 
reizendes heiteres Feſtſpiel, verfaßt vom Kollegen Dr. Guſtab 


Mayer⸗ Mannheim, trugen außerordentlich bei zur Erhöhung 


der feſtlichen Stimmung, die über dem Abend lag. 

Die erſte Sitzung des Anwaltstages fand am Vormittag 
des 11. September um 9 Uhr im ſogenannten Verſammlungs⸗ 
ſaale des Roſengartens ſtatt; ſie wurde vom Vorſitzenden des 
Vorſtandes, Geh. Juſtizrat Erythropel⸗Leipzig eröffnet mit 
der Bildung des Bureaus, in welches gewählt wurden als 
ſtellvertretende Vorſitzende die Herren Fiskalanwalt Selb⸗ 
Mannheim, Geh. Juſtizrat Dr. Hum ſer⸗Frankfurt a. Main 
und Juſtizrat Schweickert⸗Frankenthal, ferner als Schrift⸗ 
führer die 4 Mannheimer Kollegen Dr. Oelenheinz, Seelig, 
Dr. Hecht und Dr. Reis. Die Verſammlung wurde dann 
namens des badiſchen Juſtizminiſters begrüßt durch den Geh. 
Oberregierungsrat Buch» Karlsruhe, namens der Stadt Mann⸗ 
heim in Abweſenheit des Oberbürgermeiſters durch Bürger⸗ 
meiſter Ritter⸗Mannheim und namens der Mannheimer 
Gerichtsbehörden durch den Landgerichtspräſidenten Chriſt⸗ 
Mannheim. Der letztere betonte insbeſondere das vortreffliche 
Einvernehmen zwiſchen den Mannheimer Richtern und Anwälten 
und freute ſich, feſtſtellen zu können, daß Mannheim in dieſer 
Beziehung geradezu vorbildlich ſei, daß dieſer Zuſtand aber 
auch erforderlich ſei. für eine gute und gedeihliche Rechtsfindung. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung gab ſodann der 
Vorſitzende noch eine Erklärung für den Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins ab, in welcher dargelegt wurde, weshalb der⸗ 
ſelbe im Frühjahr dem Antrage auf Abhaltung einer Ein⸗ 
berufung eines außerordentlichen Anwaltstages nicht ſtatt⸗ 
gegeben habe. — Als zu Anfang des Jahres die Anwaltſchaft 
beunruhigt wurde durch die Nachrichten von dem bevorſtehenden 
Einbringen eines Entwurfes zur Anderung der Gerichts⸗ 
verfaſſung und des Zivilprozeßverfahrens, welche die Rechts⸗ 
pflege und die vitalſten Intereſſen der Anwälte in empfind⸗ 
lichſter Weiſe zu treffen geeignet waren, da habe er, der Vor⸗ 
ſitzende, ſich zunächſt vertraulich, und ſpäter offiziell an das 
Reichs juſtizamt mit der Anfrage gewendet, ob nicht der Ent⸗ 
wurf der Anwaltſchaft mitgeteilt und dieſer Gelegenheit zur 
Außerung ihrer Anſicht über denſelben gegeben werden ſolle. 
Die Antwort des Staatsſekretärs aus dem März d. Js. ſei 
bekannt. Als nun im März der ſtark unterſtützte Antrag von 
Bonner und Frankfurter Kollegen eingegangen ſei, habe 
ſich die aus Nr. 13 der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 
1. Juli 1907 bekannte Korreſpondenz entwickelt; der Vor⸗ 
ſtand habe einſtimmig beſchloſſen, dem Antrage nicht ſtatt⸗ 
zugeben, weil wegen veränderter Sachlage die Abhaltung eines 
außerordentlichen Anwaltstages nicht mehr nötig erſcheine und 
die Erörterung der bevorſtehenden Juſtizreform auf dem dies⸗ 
jährigen ordentlichen Anwaltstage ſtattfinden ſolle, wie es ja 
auch durch die Tagesordnung vom 10. Juni bekanntgegeben 
worden ſei. Der Vorſtand halte die Angelegenheit damit für 
erledigt. 

Es entſtand dann eine längere Geſchäftsordnungsdebatte 
über die Frage, in welcher Reihenfolge die Gegenſtände der 
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Tagesordnung verhandelt werden ſollten, da die vom Vorſtand 
aufgeſtellte Aufeinanderfolge für den Anwaltstag nicht bindend 
iſt. Während von vielen Kollegen gewünſcht wurde, daß in 
der vom Vorſtand vorgeſchlagenen und auch früher üblich 
geweſenen Reihenfolge verhandelt werden ſollte, wurde auf 
Antrag von Juſtizrat Dr. Wildhagen Leipzig beſchloſſen, 


zunächſt Punkt 4 der Tagesordnung als wichtigſten 


Gegenſtand der Tagesordnung zu behandeln. 
In der Debatte zu dieſem Gegenſtand: 
„Erörterung und Beſchlußfaſſung über Anderungen des 
Gerichtsverſaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte im Hinblick 
auf die geplante Juſtizreform“ 
kam es dann gleich wieder zu einer Geſchäftsordnungsdebatte, 
in welcher ſich eine ganze Reihe von Rednern zum Worte ges 
meldet hatten. Kollege Dr. Hugo Elſas-Stuttgart bean⸗ 
tragte nämlich, ohne Erörterung und Beſchlußfaſſung über 
dieſen Gegenſtand eine aus 15 Mitgliedern, und zwar 10 bei 
einem Kollegialgericht und 5 bei einem Amtsgericht zugelaſſenen 
Anwälten beſtehende Kommiſſion zu bilden, welche die An⸗ 
gelegenheit gründlich zu prüfen und vorzubereiten habe, und 
den Vorſtand zu beauftragen, dann baldigſt einen außerordent⸗ 
lichen Anwaltstag einzuberufen, auf welchem die Frage in 
extenso zu behandeln ſein würde. Zur Begründung wies 
Dr. Elſas auf die verſchiedenartige Behandlung der Regierungs⸗ 
vorlage in den einzelnen Kammerbezirken, ſowie auf die ja 
auch in der voraufgegangenen Vorverſammlung zutage ge⸗ 
tretene Tatſache hin, daß die große Mehrzahl der Kollegen 
überhaupt nichts von der Vorlage und ihrem Inhalt im ein⸗ 
zelnen wiſſe. Er trug ferner vor, daß die Stellungnahme der 
Anwälte, die bei Kollegialgerichten praktizieren, und den 
nur bei einem Amtsgericht zugelaſſenen Kollegen eine ganz 
verſchiedene ſei, was ebenfalls wieder in der Vorverſammlung 
vom Tage vorher klar zutage getreten ſei; daß aber nach 
dieſer Verſammlung mit dem „Verein der Amtsgerichtsanwälte“ 
gepflogene Verhandlungen dieſen ſeinen Antrag gezeitigt hätten, 
der ein Kompromiß mit den Amtsgericht 8anwälten darſtelle und 
für den dieſe auch ſtimmen würden. Obwohl die Ausführungen 
des Redners von lebhaftem Beifall eines ſehr großen Teiles 
der Verſammlung begleitet wurden und ihn Kollege Kleinrath⸗ 
Hannover kräftig unterſtützte, gefiel es doch der Verſammlung 
nach Anhörung dieſer beiden Redner, die Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte hier zu unterbrechen und vorerſt die beſtellten Bericht⸗ 
erſtatter zu hören. | | 

Und fo begann denn gegen 10 %ë Uhr der erſte Referent 
Kollege Dr. Hachenburg-Mannheim feinen Vortrag. 

Ich muß es mir verſagen, im Rahmen dieſes Berichtes 
die umfaſſenden, geiſtvollen und klaren Ausführungen Hachen⸗ 
burgs wiederzugeben; ich will auch nicht eine Skizze zu 
bringen verſuchen, denn der in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchriſt demnächſt erſcheinende ſtenographiſche Bericht der ge⸗ 
ſamten Verhandlungen wird ja auch die Hachenburgſche 
Rede bringen, deren Eindruck ich durch eine Skizze nicht 
abſchwächen möchte. Ich möchte mich deshalb darauf be⸗ 
ſchränken, die ausführlichen „Anträge“ Hachenburgs zu bringen, 
an Hand deren er ſeine prächtigen Ausführungen machte, die 
den Gedankengang derſelben wiedergeben, und die eigentlich 
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Theſen für die Beantwortung dieſer Frage durch den Anwalts» 
ſtand ſind. 
Sie lauten: u 

1. Eine Reform des Zivilprogeffed, der Gerichtöverfaffung, des 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte kann nur einheitlich und gleichzeitig erfolgen. Die 
Neubearbeitung nur eines Teiles iſt abzulehnen. 

2. Bei der Reform des Koſtenweſens (Gerichts⸗ und Anwalts⸗ 
gebühren) iſt eine gerechtere Verteilung der Koſten an⸗ 
zuſtreben. Es iſt eine Abſtufung der Prozeſſe nach dem 
Gegenſtande derſelben wünſchenswert. Insbeſondere ſind 
für Klagen aus den Arbeitsverträgen ebenſo für das 
Verſäumnisverfahren die Koſten zu mindern. Der Herab⸗ 
ſetzung muß eine Erhöhung der Koſten in anderen ſtreitigen 
Sachen entſprechen. Für Arreſtprozeſſe, Klagen aus 
Schiedsgerichtsurteilen, für den Urkundenprozeß ſind die 
vollen Gebühren angezeigt. 

8. Bei der Reform des Verfahrens iſt eine beſondere Geſtaltung 
des amtsgerichtlichen Verfahrens nach anderen Prinzipien 
als des landgerichtlichen insbeſondere unter Einführung des 
Offizial⸗ und Inquiſitionsprinzips abzulehnen. 

Es iſt ebenſo eine Geſtaltung des Prozeſſes, die nach 
dem Vorbilde der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung für 
alle Prozeßformen den Parteibetrieb völlig ausſchaltet und 
die Parteivorträge einſchränkt, abzulehnen. ö 

Es iſt eine Beſchleunigung des Verfahrens anzuſtreben, 
die ohne Gefährdung der Gründlichkeit und Richtigkeit der 
Entſcheidung erfolgt. Es iſt daher 

a) für jeden Prozeß eine nach der Qualität, eventuell der 
Höhe des Streitwertes zu normierende beſtimmte An⸗ 
zahl von Terminen feſtzuſetzen. Für jeden auf Ver⸗ 
anlaſſung einer Partei nötig werdenden weiteren 
Termin erwächſt eine weitere Gebühr von /10 an 
Gerichtskoſten und für den Anwalt der Gegenpartei, 
ſofern nicht die Vertagung ohne Verſchulden der Partei 
eintrat, oder ſofern nicht beide Parteien ſpäteſtens eine 
Woche vor dem Termine die Vertagung beantragen, 

b) das Prinzip der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit für 
die Fälle, in denen es praktiſch ohne Wert iſt, nicht 
beizubehalten. So insbeſondere nicht im Verſäumnis⸗ 
verſahren und bei der Abweiſung einer Klage auf 
Grund mangelnder Prozeßvorausſetzungen, die von 
Amts wegen zu beachten ſind, 

c) bei Ausbleiben einer Partei in einem ſpäteren Termine 
nach ſtattgehabter mündlicher Verhandlung kein Ver⸗ 
eee ſondern ein mit der Berufung anfecht⸗ 
bares auf Grund der Saag gehen des Urteil zu 
erlaſſen, 

d) die Schreibarbeit der Anwälte und der Gerichte tunlichſt 

zu kürzen. Es find daher in die vorbereitenden 

Schriftfäge nur Tatſachen in gedrängter Kürze auf 
zunehmen und dieſe an Stelle des Urteilsbeſtandes zu 
ſetzen. Dabei iſt eine Pauſchalierung der Schreib⸗ 
gebühren nach Prozenten der Gebühren zu billigen, 
ſofern dieſer Satz ein entſprechender, mit der Höhe des 
Objektes ſteigender und nach oben unbegrenzter iſt, 

e) auf Antrag der Parteien ſchon vor dem Termine die 
Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen, die Er⸗ 
hebung und Vorlage von Urkunden, ſofern es nach 
Anſicht des Gerichts auf dieſelben ankommt, anzuordnen, 

1) die Benutzung der Stenographie bei der n 
der Protokolle einzuführen, 
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g) die Einlaſſungs⸗ und Rechtsmittelfriſten zu kürzen 
unter Vereinfachung der Form der Zuſtellung und der 
Einlegung der Rechtsmittel, 

b) die Berufung für Bagatellſachen auszuſchließen. 

4. Bei der Reform der Gerichtsverfaſſung iſt das bisherige 
Syſtem der Kollegialgerichte beizubehalten. Eine Erſetzung 
desſelben durch das Syſtem der Einzelrichter iſt abzulehnen. 

Ebenſo iſt ein Syſtem des Zivilſchöffengerichts (Kollegial⸗ 
gerichts, das aus einem Juriſten und zwei Laien beſteht) 
als nicht durchführbar zu bezeichnen, auch nicht in der 
Weiſe, daß die Schöffen nur auf Antrag einer Partei neben 
den rechtskundigen Einzelrichter treten. Dagegen iſt zu be⸗ 
fürworten, daß für beſtimmte Prozeßarten ohne Kückſicht 
auf den Streitwert das Gericht aus einem rechtskundigen 
Richter und zwei Schöffen beſtehe. Dies insbeſondere für 
den Arbeitsvertrag (einſchließlich des Vertrags der Gewerbe⸗ 
und Handlungsgehilfen) und für Eheſachen. 

Ebenſo iſt ein Syſtem, das die Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte lediglich nach dem Streitwerte erhöht, abzulehnen. 
Zu befürworten iſt dagegen eine Überweiſung beſtimmter 
hierzu geeigneter Sachen, insbeſondere die Klagen aus dem 
Arbeitsvertrage und aus Unterhaltsanſprüchen. 

5. Bei der Reform der Rechtsanwaltsordnung und der Ge: 
bührenordnung für Rechtsanwälte iſt eine Regelung der⸗ 
ſelben dahin notwendig, daß der Rechtsanwalt wirtſchaftlich 
und ſozial ſo geſtellt wird, daß er ſeiner Aufgabe als 
Glied der Rechtspflege in juriſtiſcher und ethiſcher Hinſicht 
entſprechen kann. Es iſt eine Reviſion der Gebühren⸗ 
ordnung herbeizuführen, die durch Erhöhung der Sätze eine 
Verbeſſerung der Exiſtenzbedingungen der Rechtsanwälte 
(unter Berückſichtigung des unter 2. niedergelegten Prinzips) 
ermöglicht. Es iſt eine Beſeitigung der gewerbsmäßigen 
Vertretung der Parteien vor den Amtsgerichten durch 
Perſonen, die nicht Rechtsanwälte ſind, anzuſtreben. Es 
iſt eine Zulaſſung aller innerhalb eines Landgerichtsbezirkes 
an einem Gerichte desſelben niedergelaſſenen Rechtsanwälte 
beim Landgericht zu beantragen. Es iſt auf eine ſtärkere 
Übernahme der Rechtsanwälte in die oberen Gerichte hin⸗ 
zuwirken. 

Als Dr. Hachenburg um 12 ¼ Uhr feinen Vortrag beendete, 
da wußte man nicht, was man mehr bewundern ſollte, das 
umfaſſende Beherrſchen des Stoffes und die tiefe, ſachliche Be⸗ 
handlung der Materie oder den vollſtändig freien, glänzenden 
Vortrag von 2¼ Stunden Dauer. Ein ganz außergewöhnlich 
langer und lauter Beifall bewies, daß Dr. Hachenburg den 
Anwälten aus der Seele geſprochen hatte, und welche 
Bedeutung ſeiner Rede vom Anwaltstag beigemeſſen wurde, 
das ergab ſich noch am Ende der heutigen Sitzung. 

Nach der Früßhſtückspauſe hatte der Mitberichterſtatter, 
Kollege Dr. Wannow⸗Zoppot einen ſchweren Stand. Er 
vertrat in einſtündigen, zum Teil lebhaft unterbrochenen und 
widerſprochenen Ausführungen faſt durchweg nur den Stand⸗ 
punkt der nur beim Amtsgericht zugelaſſenen Anwälte, die den 
Reformvorſchlägen der Regierung ja durchaus ſympathiſch gegen⸗ 
überſtehen, weil ſie aus ihrer Durchführung das Heil für ihre 
angeblich gedrückte Exiſtenz ſehen. Dr. Wannow beantragte, 
die Hachenburgſchen Anträge abzulehnen und ſtatt deſſen ſeinen 
Antrag anzunehmen, der da lautete: 

Der Anwaltstag wolle beſchließen: 

1. Eine Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt im 

Intereſſe der Rechtspflege. und unaufſchiebbar. 
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2. Eine Reform des geſamten Zivilprozeßverfahrens iſt einzu: 
leiten, ſobald die nötigen Vorarbeiten beendigt und ins⸗ 
beſondere über das neue amtsgerichtliche Verfahren Er⸗ 
fahrungen geſammelt ſein werden. 

3. Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte iſt auf 1 200 Mark 
zu erweitern. 

4. Der Anwaltsſtand wird für die Ausfälle, welche ihm 
durch die Erweiterung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
erwachſen, zu entichäbigen fein. Als angemeſſener Aus⸗ 
gleich erſcheint die Erhöhung der Anwaltsgebühren für 
Prozeſſe vor den Landgerichten um ½, vor den Ober⸗ 
landesgerichten um / ber ſonſtigen Gebührenſätze. 

Nach den Vorträgen der Referenten gab der Vorſitzende 
bekannt, daß noch folgende Anträge eingegangen feien: 
I. Dr. Herr⸗Hamm und Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg: 

A. Der 18. Deutſche Anwaltstag iſt der Aberzeugung, daß 
die geplante Juſtizreform, insbeſondere die Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit bis zum Betrage von 
1 000 oder 1 200 Mark, nicht als eine Verbeſſerung der 
Rechtspflege zu erachten, vielmehr geeignet iſt, eine 
weſentliche Schädigung derſelben herbeizuführen. 

B. Der 18. Deutſche Anwaltstag gibt für den Fall, daß 
die geplante Anderung der Juſtizgeſetzgebung zuſtande 
kommen ſollte, die Erklärung ab, daß es in dieſem Falle 
unbedingt geboten und als eine unabweisliche Pflicht des 
Staates erſcheint, eine Entſchädigung für Führung der 
zahlreichen, ſich ſtändig ſtark vermehrenden Armenſachen 
die eine große Arbeitsbelaſtung der Anwaltſchaft mit ſich 
bringen, entſprechend den Vorſchriften der Gebühren, 
ordnung für Rechtsanwälte aus Staatsmitteln zu ge⸗ 
währen. 

II. Dr. Wulff⸗ Hamburg: 
Der Anwaltstag beſchließt das RNeichsjuſtizamt zu er⸗ 
ſuchen, den zur Zeit maßgebenden Entwurf zur Ab⸗ 
änderung von RNeichsjuſtizgeſetzen dem Deutſchen Anwalt⸗ 
verein bekannt zu geben. 

III. Dr. Weiß⸗ Frankfurt am Main: 

In dem Antrage Herr⸗Geiershöfer A die Worte „bis 
zum Betrage von 1000 oder 1 200 Mark“ zu ſtreichen 
und eine dem Antrag beigegebene längere Begründung 
wegzulaſſen. 

IV. Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗Berlin und Justizrat 

Dr. Wildhagen Leipzig: 

Die Anträge Hachenburg anzunehmen mit der Maßgabe, 
1. daß in Nr. 8 Abſ. 8 die mit lateiniſchen Buchſtaben 
gegebenen Einzelforderungen von den Worten „BB iſt 
daher“ an geſtrichen werden, 
2. daß Nr. 4 und Nr. 5 gefaßt werden wie folgt: 
4. Bei der Reform der Gerichtsverfaſſung iſt das 
bisherige Syſtem der Kollegialgerichte beizubehalten. 
Eine Erſetzung desſelben durch das Syſtem der 
Einzelrichter iſt abzulehnen. 

Es iſt für beſondere Fälle die Zuziehung von 
Zivilſchöffen, unter Wiedereingliederung der Kauf⸗ 
manns⸗ und Gewerbegerichte in die ordentliche 
Gerichtsbarkeit, in Ausſicht zu nehmen. 

Ein Syſtem, das die Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte lediglich nach dem Streitwerte erhöht, iſt 
abzulehnen. Zu befürworten iſt dagegen eine 
Überweiſung beſtimmter hierzu geeigneter Sachen, 
insbeſondere der Klagen aus dem Arbeits vertrage 
und aus Unterhaltsanfſprüchen. 
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5. Bei der Reform der Rechtsanwaltsordnung und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte iſt eine 
Regelung derſelben dahin notwendig, daß der 
Rechtsanwalt wirtſchaftlich und ſozial ſo geſtellt 
wird, daß er feiner Aufgabe als Glied der RNechts⸗ 
pflege in juriſtiſcher und ethiſcher Hinſicht ent⸗ 
ſprechen kann. Es iſt eine Revifion der Gebühren: 
ordnung herbeizuführen, die durch Erhöhung der 
Sätze eine Verbeſſerung der Exiſtenzbedingungen 
der Rechtsanwälte (unter Berückſichtigung des 
unter 2 niedergelegten Prinzips) ermöglicht. Es 
hat die Beſeitigung der gewerbsmäßigen Ber: 
tretung der Parteien vor den Amtsgerichten durch 
Perſonen, die nicht Rechtsanwälte find, zu er: 
folgen. Es iſt die Zulaſſung aller innerhalb eines 
Landgerichtsbezirkes an einem Gerichte desſelben 
niedergelaſſenen Rechtsanwälte beim Landgericht 
zu gewähren. Es iſt auf eine ſtärkere Übernahme 
von Rechtsanwälten als Richter in die oberen 
Gerichte hinzuwirken. 

3. daß als Nr. 6 hinzugefügt wird: „Der Vorſtand 
wird beauftragt, ſobald ein Entwurf ber Reiche: 
juſtizbehörde veröffentlicht wird, zur Vorbereitung 
einen außerordentlichen Anwaltstag zu berufen. 


V. Dr. Friedrich Fürſt⸗Karlsruhe: 
Der Anwaltstag ſchließt ſich den in den Leitſätzen des 
Berichterſtatters, Rechtsanwalt Dr. Hachen burg nieder⸗ 
gelegten Grundgedanken zur Umgeſtaltung der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte an und beauftragt den Bor: 
ſtand: 

a. ſchon jetzt eine Kommiſſion von 6 bis 9 Mitgliedern 
zu ernennen, welche die etwa weiter erſcheinenden 
Regierungdentwürfe begutachten ſoll; 

b. deren Gutachten dem alsdann zunächſt ſtattfindenden 
Deutſchen Anwaltstag und falls dieſer nicht innerhalb 
4 Monaten nach Erſcheinen des Entwurfs zuſammen⸗ 
treten ſollte, einem längſtens mit Ablauf dieſer Friſt 
abzuhaltenden außerordentlichen Anwaltstage vor: 
zulegen. 

Ehe aber nun in die ſachliche Debatte eingetreten werden 


konnte, mußte die vor den Vorträgen der Berichterſtatter unter⸗ 


brochene Geſchäftsordnungsdebatte wieder aufgenommen werden, 
da ja der Antrag Dr. Elſas eine motivierte Vertagung bes 
deutete. Nachdem dann noch die Kollegen Dr. Geiershöfer⸗ 
Nürnberg und Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar gegen und Palm⸗ 
Harburg ſowie Dr. Wulff» Hamburg für den Antrag Dr. Elſas 
geſprochen hatten, war die Verſammlung offenbar der Anſicht, 
daß ein jeder ſich nun ſeine Meinung gebildet habe; die 
Debatte wurde geſchloſſen und der Antrag Dr. Elſas mit 
erheblicher Mehrheit abgelehnt. Das war ſchon ein Anzeichen 
dafür, daß der Anwaltstag auch „zur Sache“ ſich bereits ſeine 
Meinung gebildet habe, wie es nach dem höͤchſt beifällig auf⸗ 
genommenen Referat Hachenburgs allerdings auch kaum mehr 
zweifelhaft ſein konnte. Es ſprachen Juſtizrat Dr. Hugo 
Neumann⸗Berlin zur Begründung der Abänderungen der 
Hachenburg'ſchen Theſen, mit welchen ſich übrigens Dr. Hachen⸗ 
burg einverſtanden erklärte; Neumann hob beſonders mit 
Recht hervor, daß ſich auch die „Amtsgerichtsanwälte mit 
den Anträgen Hachenburg durchaus einverſtanden erklären 
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könnten, weil ſie die Zulaſſung aller Anwälte im Bezirk 
ihres Landgerichts zum Landgericht fordern. Auch die 
Herren Kollegen Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg, Auerbach⸗ 
Frankfurt am Main, Juſtizrat Lands berg⸗Pofen, und 
Löwenſtein⸗ Paderborn, traten für die Hachenburgſchen 
Theſen in der Form des Antrages Dr. Neumann ⸗ Dr. Wild⸗ 
hagen ein, während einzig Kollege Roſe⸗ Harburg als Ber 
teidiger des Korreferenten Dr. Wannow in die Arena trat. 
Aus den Ausführungen von Juſtizrat Lands berg⸗Poſen ſoll 
die beherzigenswerte Mahnung an die Amtsgerichtsanwälte nicht 
unwiedergegeben bleiben, über ihren Forderungen deren wahr⸗ 
ſcheinliche, wenn nicht ſichere Folte nicht zu überſehen, die 
Folge, daß eine Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit 
den Auszug der nicht mehr genügend beſchäftigten Anwälte aus 
den Städten mit kleinen Landgerichten auf das Land an die 
dann beſſeres Einkommen verheißenden Amtsgerichte mit ſich 
bringen werde. Dr. Löwenſtein⸗ Paderborn faßte die Sache 
noch kurz von der praktiſch⸗politiſchen Seite an und appellierte 
an die dem Anwaltsſtande angehörenden Reichstagsabgeordneten 
wegen energiſchen Eintretens für die wohlberechtigten Forderungen 
und Wünſche der deutſchen Rechtsanwälte. 

Nachdem ſodann die Berichterſtatter auf ein Schlußwort 
verzichtet hatten und die vorſtehend wiedergegebenen Anträge I, 
III und V zurückgezogen waren, wurden bei außerordentlich 
großer Anweſenheit von Mitgliedern der Antrag IV Dr. Neu⸗ 
mann » Dr. Wildhagen gegen 20 Stimmen und ber Antrag II 
Dr. Wulff einſtimmig angenommen. Zum Schluß beantragte 
Kollege Dr. Weiß⸗ Frankfurt am Main den Wortlaut des 
Beſchluſſes Dr. Neumann ⸗ Dr. Wildhagen und die 
Rede des Kollegen Dr. Hachenburg als Begründung 
desſelben dem Reichs juſtizamt, den Juſtizverwal⸗ 
tungen der Bundesregierungen und ſämtlichen Reichs» 
tagsabgeordneten zugehen zu laſſen. Der Antrag wurde 
einſtimmig angenommen und dann um 4 Uhr nachmittags die 
Sitzung geſchloſſen. 

Aber ſchon um 5 Uhr war der Anwaltstag wieder ver⸗ 
ſammelt, diesmal nicht zu heißer Arbeit, ſondern mit zahlreichen 
Damen zu löblichem Tun, zum Feſteſſen. Dasſelbe fand, 
wie auch der Begrüßungsabend im Nibelungenſaal des Roſen⸗ 
gartens ſtatt und nahm bei guten Speiſen und vortrefflichen 
Weinen einen höchſt gemütlichen und ſchönen Verlauf. Als 
gewiſſenhafter Chroniſt habe ich zu berichten, daß folgende 
Reden und Anſprachen gehalten wurden. Geheimer Juſtizrat 
Erythropel⸗Leipzig brachte ein begeiftert aufgenommenes Hoch 
auf Se. Maj. Kaiſer Wilhelm II. und den greiſen Landes⸗ 
fürſten, den Großherzog Friedrich von Baden aus, Rechts⸗ 
anwalt König: Mannheim feierte den deutſchen Anwaltſtand, 
Profeſſor Geheimrat Dr. Endemann⸗Heidelberg toaſtete auf 
die guten Beziehungen zwiſchen Uniberſitäten und Anwaltſchaft, 
Profeſſor Geheimrat Roſin⸗ Freiburg i. B. auf den Deutſchen 
Anwaltverein überhaupt und den Berichterſtatter Dr. Hachenburg 
im beſonderen; Bürgermeiſter Martins Mannheim weihte in 
einer äußerſt humorvollen und witzigen Rede den deutſchen 
Anwälten ſein Glas, Rechtsanwalt Lindeck⸗Mannheim hielt 
den Damentoaſt und Juſtizrat Gebhart⸗Zweibrücken ſprach 
zum Schluß noch auf die Stadt Mannheim. Damit war es 
Zeit geworden, aus dem „Roſengarten“ auf den Friedrichsplatz 
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zu eilen, wo die Leitung der Jubiläumsausſtellung eine reizende 
Beleuchtung dieſes Platzes mit Konturenbeleuchtung, Leucht⸗ 
fontäne, Scheinwerfer und Muſik zu Ehren des Anwaltstages 
veranſtaltet hatte. 

Am zweiten Tage fand zunächſt die Jahresverſammlung 
der Hülfskaſſe ſtatt, die bedeutend länger war als in früheren 
Jahren, und über die in dieſer Nummer beſonders berichtet 
wird. Erſt nach der Frühſtückspauſe um 1¼ Uhr konnten die 
Verhandlungen des Anwaltstages ſelbſt wieder aufgenommen 
werden, und zwar kam numnehr Punkt 1 der Tagesorbmung 
betreffend Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes an 
die Reihe. 

Nach einem kurzen Bericht des Schriftführers des Vor⸗ 
ſtandes, Juſtizrat Dr. Deiß⸗Leipzig, der ſich in allen Enzel⸗ 
heiten auf die bekannt gemachte Jahresrechnung beziehen konnte 
und nur die Endreſultate hervorhob, wurde dem Vorſtande, 
ſoweit die Rechnungsführung in Betracht kommt, einſtimmig 
Entlaſtung erteilt. Hinſichtlich der ſonſtigen Geſchäftsführung 
des Vorſtandes lag ein Antrag des Kollegen Grünewald⸗ 
Gießen vor, die Entlaſtung im übrigen zu verweigern, weil der 
Vorſtand, der Beſtimmung des 8 5 der Satzungen zuwider 
dem von 2304 Mitgliedern geſtellten Antrag auf Einberufung 
eines außerordentlichen Anwaltstages nicht entſprochen habe. 
Unter großer Bewegung nahm der Antragſteller das Wort zur 
Begründung ſeines Antrages, und der Beifall, der ſeinen ſehr 
maßvoll gehaltenen Ausführungen gezollt wurde, ließ erkennen, 
daß ein großer Teil der Verſammlung mit dem Redner der 
Anſicht war, daß in dieſer Angelegenheit der Vorſtand nicht 
richtig gehandelt habe, wenn ihm auch nicht abgeſtritten wurde, 
daß er guten Glaubens geweſen. Als der Redner andeutete, 
daß die Antragſteller bereit ſeien, den Antrag zurückzuziehen, 
wenn der Vorſtand die Erklärung abgebe, daß Derartiges nicht 
wieder vorkomme und die Zuſicherung gebe, mehr wie bisher 
im Intereſſe der Mitglieder zu handeln, erklärte der Vorſitzende 
ſehr kategoriſch, daß der Vorſtand keine Zuficherungen abgebe. 
Grünewald führte dann weiter aus, daß es den Anſchein 
habe, als ob der Vorſtand der Regierung wegen die 
öffentliche Behandlung des vorläufigen Entwurfes und einen 
Entrüſtungsſturm der Anwaltſchaſft gegen die Regierung 
hätte vermeiden wollen, der Anwaltſchaft, der ſeit 
Jahrzehnten die Regierung keinerlei Wohlwollen be⸗ 
wieſen habe. Der Vorſtand hätte Mitteilungen der Re⸗ 
gierung, die als „vertrauliche“ nicht einmal den Mitgliedern 
bekannt gegeben werden durften, gar nicht entgegennehmen 
dürfen, denn er ſei nicht Vorgeſetzter, ſondern Organ des An⸗ 
waltvereins. In der ſehr erregten Debatte, die wegen der 
großen Unruhe der Verſammlung nur zum Teil verſtändlich 
war, erklärte zunächſt noch der Vorfitzende, daß der Vorſtand 
an die Regierung gar nicht gedacht habe, und daß er bitten 
müſſe, dem Vorſtande keine Motive unterzuſchieben, die er nicht 
ſelbſt angegeben habe; ſodann ſprachen Kollege Soldan⸗Mainz 
in ſehr leidenſchaftlich gehaltenen Aus führungen für und 
Hinrichſen⸗Güſtrow gegen den Antrag Grünewald. Reichs⸗ 
tagsabgeordneter Konrad Haußmann⸗Stuttgart mahnte 
zum Frieden und meinte, nachdem die ja wohl zu verſtehende 
Stimmung der zahlreichen Kollegen, deren Antrag vom Vor⸗ 
ſtande nicht ſtattgegeben ſei, nun genügend und ſcharf zum 
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Ausdruck gekommen wäre, fei es an der Zeit, die Debatte zu 
ſchließen und den Antrag zurückzuziehen, da wir den Geiſt der 
Kollegialität und Solidarität gerade jetzt ſo nötig hätten, wie 
vielleicht nie, und daß es genug ſein müſſe mit dem Streit 
gegen den eigenen Vorſtand, den wir jetzt gerade mehr brauchten 
als je und den wir durch unſer Vertrauen ſtützen müßten. 
Inzwiſchen war noch ein Antrag Dr. Oelenheinz⸗Mannheim 
eingegangen, der von der Verweigerung der Entlaſtung ab⸗ 
ſehend nur das Bedauern der Verſammlung über das Vor⸗ 
gekommene und die Erwartung ausgeſprochen haben wollte, 
daß der Vorſtand in Zukunft auf ſtrenge Einhaltung der 
Statuten bedacht ſei, ferner ein Antrag aus der Mitte der Ver⸗ 
ſammlung, — den Namen des Antragſtellers konnte ich bei der 
infolge der herrſchenden Erregung außerordentlich großen Un⸗ 
ruhe mit dem beſten Willen nicht verſtehen — welcher ein Ver⸗ 
trauensvotum für den Vorſtand enthielt. Der Vorſitzende hatte 
nämlich erklärt, der Vorſtand ſei nicht bereit, die ihm gemachten 
Vorwürfe ſo einfach hinzunehmen, wenn auch die Anträge Grüne⸗ 
wald und Dr. Oelenheinz abgelehnt würden; wenn nicht aus 
der Verſammlung beantragt werde, dem Vorſtande das Ver⸗ 
trauen des Vereins auszuſprechen, ſo werde der Vorſtand nicht 
ruhig nach Hauſe gehen, ſondern ſeine weiteren Konſequenzen 
ziehen. Das Vertrauensvotum, das darauf erſchien, war in 
folgenden Antrag eingekleidet: 
„Die Verſammlung ſpricht nach der geſtrigen Erklärung des 
Vorſtandes über die Gründe der Nichteinberufung eines außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstages dem Vorſtande des Vereins ihr 
Vertrauen aus.“ 

Nachdem ſodann dem Antrag Haußmann entſprechend die 
Debatte geſchloſſen war, wurde dieſer letztere Antrag zuerſt zur 
Abſtimmung geſtellt und mit großer Mehrheit angenommen, 
mit derſelben Mehrheit wurde gegen die Anträge Grünewald 
und Dr. Oelenheinz die vollſtändige Entlaſtung des Vorſtandes 
ausgeſprochen. 

Zu Punkt 2 der Tagesordnung wurden auf Vorſchlag 
von Juſtizrat Elze⸗Halle die vier ausſcheidenden Vorſtands⸗ 
mitglieder Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs⸗ Berlin, Juſtizrat 
Eckert⸗München, Dr. Schall⸗Leipzig und Juſtizrat Dr. Yang» 
bein⸗Leipzig durch Zuruf wiedergewählt. 

Sodann kam Punkt 7 der Tagesordnung zur Verhand⸗ 
lung, betreffend die Anderung der Satzungen. Da es zu ſpät 
geworden war, um dieſen Gegenſtand noch ausgiebig zu be⸗ 
handeln und da erfahrungsgemäß die Bearbeitung derartiger 
Dinge beſſer in kleinem Kreiſe als in ſo großer Verſammlung 
geſchieht, fo fand ein Antrag Dr. Roſenthal-München ein⸗ 
ſtimmige Annahme, der dahin ging, das geſamte für Anderung 
der Satzungen vorliegende Material einer Kommiſſion von 
9 Mitgliedern zu übertragen, die das Recht der Kooptation 
haben und auf dem nächſten ordentlichen Anwalstage Bericht 
erſtatten und Vorſchläge machen ſolle. Da der Verſuch, ſich 
ſofort über die 9 Kollegen zu einigen, aus denen die Kom⸗ 
miſſion zu beſtehen hat, ſcheiterte, wurde die Zuſammenſetzung 
der Kommiſſion dem bevorſtehenden außerordentlichen Anwalts⸗ 
tage überlaſſen. 

Nun begann, wie es in den letzten Jahren auf dem An⸗ 
waltstage ſo zu gehen pflegt, die Zeit zu drängen, denn um 
3 ½ Uhr ſtand ſchon wieder eine Vergnügungsnummer auf 
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dem Tapet und der Saal war ſchon bedenklich geleert, als um 
2½ Uhr der 3. Gegenſtand der Tagesordnung zur Ber 
handlung kam. Juſtizrat Dr. Deiß⸗Leipzig berichtete, daß 
der Verein an Geldüberfluß leide und daß nicht mehr 20, 
ſondern nur 15 Mark Jahresbeitrag nötig ſeien, weshalb die 
Herabſetzung des jährlichen Beitrages der Mitglieder auf 
15 Mark vom Vorſtande beantragt werde. Dr. Roſenthal⸗ 
München meinte zwar, man ſolle dieſe Frage zugleich mit der 
beſchloſſenen Satzungsänderung prüfen und entſcheiden, zog aber 
ſeine Bedenken zurück, und es kam zur einſtimmigen Annahme 
des Antrages. 

Zu Punkt 5 der Tagesordnung hielt dann Kollege 
Dr. Bloch Is München vor leeren Bänken einen die aus⸗ 
harrenden Kollegen ſehr feſſelnden Vortrag über die Frage: 

„Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klient?“ 

Der Redner befürwortete in ſeinen Ausführungen, die 
Schaffung eines beſonderen Arbeitsvertragsverhältniſſes zwiſchen 
Anwalt und Klient offen zu laſſen, wohl aber eine kurze Verjährung 
für die Anſprüche aus ſolchem Vertrag einzuführen. Bis zum Erlaß 
eines entſprechenden Geſetzes ſchlug Bloch vor, im Wege der 
Selbſthilfe vorzugehen und bei Übernahme von Mandaten eine 
ſolche kurze, etwa fünfjährige Verjährung gemäß 8 225 BG. 
zu vereinbaren. Seine Anträge lauteten: 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag erachtet die Regelung 
des geſamten RNechtsverhältniſſes zwiſchen Anwalt und 
Klienten durch die Geſetzgebung zurzeit als nicht vor⸗ 
dringlich; dagegen hält er die Regelung der Verjährungsfrage 
und die Feſtſtellung der Verjährungsfriſt für alle Anſprüche 
aus dem RNechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten auf 
fünf Jahre für dringlich und unbedingt geboten. 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag beauftragt daher den 
Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, den Herrn Reichs⸗ 
kanzler um eine Vorlage an den Bundesrat zu erſuchen, laut 
welcher zwiſchen die 88 197 und 198 BGB. ein neuer 
§ 197 a oder zwiſchen die SS 32 und 33 der Recht: 
anwaltsordnung ein neuer § 32a eingeſchloſſen werden ſoll 
folgenden Wortlauts: N 

„In fünf Jahren verjähren die Anſprüche aus dem Rechts 
verhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten. Die Ver⸗ 
jährung beginnt mit der Erledigung oder dem ſonſtigen 
früheren Ende der Tätigkeit des Anwalts.“ 

Bis zur geſetzlichen Regelung der Verjährungsfrage empfiehlt 
der XVIII. Deutſche Anwaltstag allen deutſchen Anwälten 
bei Übernahme einer Vertretung mit dem Klienten jeweils 
eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß die Anſprüche aus 
dem durch Übernahme der Vertretung ins Leben getretenen 
Rechtsverhältniſſe mit Ablauf von fünf Jahren nach Er⸗ 
ledigung oder Beendigung des Vertretungsverhältniſſes ver⸗ 
jähren. 

Nun wäre noch Punkt 6 der Tagesordnung zu be: 
handeln geweſen über das Thema: 

Empfiehlt es ſich, dem 8 63 der Rechtsanwaltsordnung 
einen Abſatz 3 anzufügen des Inhalts: 

„Wegen leichter Verfehlungen eines Rechtsanwalts 

kann der Vorſtand ohne Einleitung des im 8 67 ff. 

der Rechtsanwaltsordnung vorgeſchriebenen Verfahrens 

eine Warnung, eine Mißbilligung oder eine Geldſtrafe 

bis 100 Mark ausſprechen. Der Rechtsanwalt, gegen 
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den vom Vorſtande eine ſolche Strafe ausgeſprochen 
wird, hat das Recht, innerhalb einer Notfriſt von einer 
Woche ſeit der Zuſtellung des Beſchluſſes des Vor⸗ 
ſtandes, bei dieſem Anträge auf Entſcheidung durch 
das Ehrengericht zu ſtellen.“ 
Allein ſowohl der Vorſitzende, wie der beſtellte Berichterſtatter 
Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch⸗Dresden, der getreulich gewartet 
und ausgeharrt hatte, beantragten wegen der vorgerückten Zeit 
und der Abweſenheit der meiſten Teilnehmer — es waren noch 
etwa 50 Kollegen zur Stelle — den Gegenſtand von der 
Tagesordnung abzuſetzen; und ſo geſchah's. 

Gleich nach 3 Uhr ſchloß dann der Vorſitzende mit wärm⸗ 
ſtem Dank für die Stadt Mannheim, den Ortsausſchuß und 
die Berichterſtatter, die Verhandlungen. Von der Dampfer⸗ 
feſtfahrt auf dem Rhein und den Hafenanlagen, welche die 
Stadt Mannheim zu Ehren des Anwaltstages am Nachmittag 
dieſes Tages veranſtaltet hatte, kann ich nur vom Hörenſagen 
berichten, da ich mir bei der Fülle der gebotenen Vergnügungen 
dieſe zu überſchlagen erlaubt habe; es ſoll aber nach Berichten 
mehrerer Kollegen, die Alles mitgemacht haben, ſehr ſchön und 
ſehr heiß geweſen ſein. Wohl aber habe ich der Feſtvorſtellung 
beigewohnt, die am Abend in dem berühmten Hof⸗ und National⸗ 
theater der Stadt Mannheim ſtattfand und zu der die Stadt 
ſämtliche Feſtteilnehmer als Gäſte geladen hatte. Es wurde 
„Salome“ von Richard Strauß in einer vortrefflichen Auf⸗ 
führung gegeben. 

Der folgende Freitag brachte uns einen herrlichen Aus: 
flug nach Bad Dürkheim in der Pfalz; zu demſelben 
und insbeſondere zu der mit einem gemeinſchaftlichen Mittag⸗ 
eſſen verbundenen Weinprobe hatte die pfälziſche Anwaltskammer 
in Verbindung mit den Weingutsbeſitzern, Weingroßhändlern 
und Winzergenoſſenſchaften des Bezirks Bad Dürkheim die 
ſämtlichen Feſtteilnehmer eingeladen. Gegen 11 Uhr ging es 
in 2 Extrazügen von Mannheim hinüber in die ſonnige, reben⸗ 
reiche Pfalz und nach Ankunft in dem reizend gelegenen Bade⸗ 
ort Dürkheim unter Vorantritt einer Muſikkapelle hinauf in 
die Berge zu der ſchönen Ruine Limburg; dort wurde im Schiff 
der Kirche zwiſchen deren gewaltigen Mauerreſten ein nach der 
Bergwanderung köſtlich mundendes Frühſtück eingenommen, 
während deſſen Juſlizrat Merckle⸗Frankenthal namens der 
pfälziſchen Anwaltſchaft die Kollegen begrüßte und willkommen 
hieß. Aus ſachkundigem Munde wurde uns eine Erklärung 
der Ruine und eine Überſicht über ihre hochintereſſante Ge 
ſchichte gegeben und um 4 Uhr ging es wieder hinab nach 
Dürkheim, wo die Teilnehmer die großartigen Kellereien des 
Winzervereins und der Winzergenoſſenſchaft beſichtigten und 
ſich dann in der Kolonnade des Kurgartens zu einem höchſt 
gemütlichen Diner vereinigten. Bei demſelben wurden einige 
30 Weinproben eingeſchenkt, von den einfachſten Sorten an bis 
zu köſtlichſten und älteſten Gewächſen der Pfalz. Bei einer Reihe 
von fröhlichen Reden, Toaſten und Hochs war die Stimmung 
bald ſo hoch und fröhlich, als man ſich nur denken kann und 
mancher Vers kam mir in den Sinn aus Heines köſtlichem Sang: 
„Mir wäumt, ich wär' der liebe Gott .. ., z. B. der von den 
„Herren von dem Landgericht“. Und zu ſpäter Stunde entführten 
die Extrazüge uns wieder nach Mannheim, wo es ſogar noch 
inoffizielle Nachſitzungen gegeben haben ſoll. 
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Auf den 14. September hatte dann der Ortsausſchuß, der 
große Unermüdlichkeit bei den Teilnehmern vorausgeſetzt zu 
haben ſcheint, noch einen Ausflug nach Heidelberg auf das 
„gemeinſchaftliche Vergnügungsprogramm“ geſetzt, deſſen Glanz⸗ 
punkt die Beleuchtung des Schloſſes war, gegeben von der 
Badiſchen Anwaltskammer. Daß ichs nur offen geſtehe: ich 
war müde und Ketzer genug, auch dieſem letzten Vergnügen fern 
zu bleiben; aber mehrere Kollegen von denen wiederum, die 
„Alles“ mitgemacht haben, haben mir berichtet, es ſei herrlich 
geweſen. Obſchon das Wetter, das während der ganzen Woche 
prachtvoll war, am Freitag abend ſchon und beſonders am 
Samstag vormittag ſehr zu wünſchen übrig ließ, war dasſelbe 
zur Zeit des Ausfluges wieder ausgezeichnet. Und da ſage 
noch einmal einer, die deutſchen Anwälte ſeien nicht vom Glück 
begünftigt! 
Cöln, 26. 9. 07. Fiſcher J. 


Bericht über die 23. ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
zu Maunheim am 12. September 1907. 


Wohl noch niemals iſt eine Generalverſammlung ſo zahl⸗ 
reich beſucht geweſen wie die in Mannheim. Es waren nicht 
nur gegen 200 Mitglieder anweſend, ſondern außerdem waren 
die meiſten mit Vollmachten erſchienen. 

Auf dieſen Punkt wies denn auch der Vorſitzende, Herr 
Juſtizrat Herr, in ſeiner Begrüßungsanſprache beſonders hin, 
da zum erſten Male Bevollmächtige zugelaſſen würden und gab 
ſeiner Freude über das zahlreiche Erſcheinen Ausdruck. 

Die Punkte 1—5 der Tagesordnung wurden ſchnell er⸗ 
ledigt. Der Geſchäftsbericht für 1906/07 lag gedruckt vor, 
ſeine Verleſung wurde nicht gewünſcht. 

Nach dem Vortrag des Herrn Geheimrat Seelig wurde 
die Jahresrechnung genehmigt und dem Vorſtand Entlaſtung 
erteilt. 

Die ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder und die bisherigen 
Rechnungsreviſoren wurden durch Zuruf wiedergewählt, die 
Wahl des nächſten Verſammlungsortes wurde dem Vorſtande 
überlaſſen. 

Das Hauptintereſſe nahm der Antrag Elze zu Punkt 6 
der Tagesordnung in Anſpruch, der vom Vorſtand in der 
folgenden, etwas veränderten Faſſung vorgelegt wurde: 

Die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 

Rechtsanwälte zu Leipzig, welche auf Grund der vom deutſchen 

Anwaltstage in Hannover genehmigten und durch Verhandlungen 

mit dem Kaiſerlichen Aufſichtsamt in Berlin feſtgeſtellten 

Satzung am 20. Januar 1907 begründet iſt, iſt eine allgemeine 

Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und eine Witwen⸗ 

und Waiſengelderkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher Rechts⸗ 

anwälte im Sinne des 8 2a der Satzung der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte. Sie iſt auch lebensfähig, wenn ihr 

700 Mitglieder beitreten. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 700 Anwälte 
beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte in 3 ½ prozentigen, zur 
andern Hälfte in Zprozentigen Staatspapieren oder in 
Beſcheinigungen über Eintragung im Staatsſchuldbuch aus 
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dem angeſammelten Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe über 
wieſen. Dieſe Hülfskaſſe wird dann aber nicht aufgelöft, 
ſondern bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf den 
im 8 2b beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach der 
unten veränderten Satzung. Namentlich kann ſie die Zinſen 
auch von dem ihr verbleibenden Kapitalgrundſtock zu Unter⸗ 
ſtützungszwecken verwenden. 

Die vorgeſchlagenen Anderungen der Satzung lauten: 
a) 8 2 wird dahin gefaßt: 

„Der Zweck des Vereins iſt, dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig oder hilfsbedürftig gewordene deutſche 
Rechtsanwälte, ſowie deren Hinterlaſſene durch 
Geldbeihilfen zu unterſtũ 
b) Im 8 3 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 
e) Im 8 17 werden der erſte Abſatz ganz und im 
zweiten Abſatz die Worte: 
„aus anderen Gründen“ 
geſtrichen. 

Der erſte Berichterſtatter Juſtizrat Elze⸗ Halle a. S. 
führte aus, daß heute nicht die Frage, ob Zwangskaſſe oder 
freiwillige Kaſſe, erörtert werden könnte, weil dieſe Frage durch 
den Anwaltstag in Hannover zugunſten der freiwilligen Kaſſe 
entſchieden, und der Antrag Kolſen auf nochmalige Verhand⸗ 
lung dieſer Frage zurückgezogen ſei. 

Der vorgelegte Antrag wolle den Zweck der Hulfstaſse, 
der jetzt ein zweifacher ſei, nämlich 

a) den zur Gründung einer allgemeinen Ruhegehaltskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und einer Witwen⸗ und 
Waiſengelderkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher 
Rechtsanwälte erforderlichen Kapitalgrundſtock an⸗ 
zuſammeln, 

b) bis zur Wirkſamkeit dieſer Kaſſe dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig oder hilfsbedürftig gewordene deutſche Rechts⸗ 
anwälte ſowie deren Hinterlaſſene durch Geldbeihilfen 
zu unterſtützen 

vereinfachen. 

Die Hülfskaſſe, die ſich bewährt habe, ſolle beſtehen 
bleiben, dagegen ſoll das weitere Anſammeln eines Kapitalgrund⸗ 
ſtocks aufhören. Denn um einen Gründungs⸗ und Sicherungs⸗ 
fonds für eine allgemeine Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe für die deutſchen Rechtsanwälte mit Jahresbeiträgen 
abzugeben, ſeien von dem jetzt vorhandenen Kapitalgrundſtock 
nur 500 000 Mark erforderlich. Um aber einen Kapital⸗ 
grundſtock anzuſammeln, von deſſen Zinſen die Penſionen 
und Renten bezahlt werden könnten, ſeien mindeſtens 
80 Millionen Mark erforderlich. Da aber zur Anſammlung 
von 1 Million über 20 Jahre nötig geweſen ſeien, ſo würden 
zur Anſammlung von 80 Millionen mindeſtens 150 Jahre 
erforderlich ſein. 

Deshalb ſei das Weiterſammeln nicht zu empfehlen. 

Dagegen würden, ſelbſt wenn von dem angeſammelten Ver⸗ 
mögen 500 000 Mark der neuen Penſionskaſſe überwieſen würden, 
der Hülfskaſſe viel mehr Mittel zur Verfügung ſtehen. Denn 
nicht nur die ganzen Einnahmen, ſondern auch die ganzen 
Zinſen von dem verbleibenden 700 000 Mark Kapitalgrundſtock 
könnten zu Unterſtützungszwecken verwendet werden. Somit 
könne die Hülfskaſſe ihren Zweck, in Fällen der Not Hilfe zu 
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leiſten, noch viel beſſer erfüllen. Deshalb würden auch die 
Herren Kollegen ſicher wie bisher ſo auch fernerhin für die 
Hälfskaſſe gern 20 Mark Jahresbeitrag zahlen, auch würden 
die Geſchenke und Zuweiſungen der Anwaltskammern nicht 
aufhören. 

Die vorgeſchlagene Satzungsänderung ſei aber auch zu⸗ 
läſſig, wenn fie mit /⸗Mehrheit beſchloſſen würde. Denn 
88 der Satzung ſchreibe dies ausdrücklich vor; Stimmeneinheit 
wäre nur dann erforderlich, wenn die Satzung hierüber keine 
Beſtimmung enthielte. 

Die neu begründete Kaſſe ſei eine allgemeine Rubegebaltss, 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, denn jeder deutſche Rechtsanwalt, ob 
jung oder alt, ob krank oder geſund, könne ihr beitreten; auch 
ſei ſie nach dem Gutachten des Sachverſtändigen und nach der 
Anſicht des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſicherungen 
lebensfähig, wenn ihr 4 bis 500 Mitglieder beiträten. Um ganz 
vorſichtig zu ſein, ſollten jedoch 700 Mitglieder erfordert werden. 

Wenn hiernach eine allgemeine und lebens fähige Ruhe⸗ 
tzehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe mit den 500 000 Mark 
begründet werden könnte und dadurch das Weiterbeſtehen der 
jo ſegensreichen Hülfskaſſe nicht nur nicht gefährbet, ſondern 
ſogar gefördert würde, ſo dürfe man nicht länger zögern, 
ſondern ſolle und müſſe nach den ſechsjährigen Beratungen und 
Verhandlungen die Kaſſe endlich unter Dach und Fach bringen. 

Berichterſtatter bat dringend, die Sache nicht noch einmal 
zu vertagen, ſondern, da bisher ein anderer und beſſerer Vor⸗ 
ſchlag nicht gemacht ſei, ſeinen Antrag, den der Vorſtand zu 
dem ſeinigen gemacht habe, anzunehmen. | 

Diefen, von der Verſammlung mit großem Beifall aufs 
genommenen Ausführungen gegenüber ſuchte der zweite Bericht⸗ 
erſtatter, Herr Juſtizrat Kolſen⸗Berlin, nachzuweisen, daß 
der Antrag Elze rechtlich unzuläſſig ſei oder doch nur mit 
Stimmeneinheit angenommen werden könnte. Er berief ſich 
hierfür auf ein Gutachten des Herrn Profeſſor Dr. Kuhlenbeck 
in Lauſanne, das ſicher doch zu beachten fei. 

Die neubegründete Kaſſe ſei zwar allen Anwälten zu⸗ 
gänglich, darum aber noch keine allgemeine, auch ſei die Satzung 
noch in verſchiedenen Punkten abzuändern, wie er auf dem 
Kaiſerlichen Auffichtsamt für Privatverſicherungen erfahren habe. 

Da ſomit die Sache noch nicht ſpruchreif ſei, und da ferner 
die Annahme des Antrags Elze eine Spaltung in der Anwalt⸗ 
ſchaft hervorrufen und der Hülfskaſſe einen Verluſt von Mit⸗ 
gliedern bringen würde, ſo ſchlage er vor, die Sache nochmals 
zu vertagen und heute nur eine neue Kommiſſion, beſtehend 
aus je einem Mitglied jeder Anwaltskammer, zu wählen, um 
ſie nochmals alles prüfen zu laſſen und ihren Bericht abzu⸗ 
warten. 

Nachdem noch einige Redner für und gegen Antrag Elze 
geſprochen hatten, wurde der beantragte Schluß der Beſprechung 
angenommen. 

Die Abſtimmung, die namentlich erfolgen mußte, weil 
jeder angeben mußte, ob er für ſich allein oder zugleich als 
Bevollmächtigter und für wie viele Machtgeber ſtimmte, ergab, 
daß 150 Anweſende 1527 Stimmen für Antrag Elze und 
47 Anweſende 278 Stimmen gegen denſelben abgaben. 

Der Antrag Elze if alſo mit mehr als ¼⸗ Mehrheit 
angenommen worden. 


36. Jahrgang. 


Zum Schluß forderte Herr Kollege Löwenſtein⸗Stuttgart, 
der mit „Nein“ geſtimmt hatte, die Anweſenden auf, nicht 
etwa, wie Herr Kollege Kolſen gefürchtet habe, der Hälfskaſſe 
untreu zu werden, ſondern dazu beizutragen, daß ihr die durch 
den heutigen Beſchluß entzogenen 500 000 Mark recht bald 
wieder zugeführt würden. 

Möchten alle Kollegen nicht nur dieſer Aufforderung folgen, 
ſondern gleichzeitig auch der neuen Kaſſe recht zahlreich bei⸗ 
treten, damit beide Kaſſen zum Heil und Segen der deutſchen 
Anwaltſchaft blühen, wachſen und gedeihen können. 


Die Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte und 
Notare. 
Von Direktor Dr. Georgii in Stuttgart. 


In Nr. 11 dieſer Zeitſchrift von 1905 habe ich über die 
Erfahrungen, welche der Allgemeine Deutſche Ver⸗ 
ſicherungs⸗Verein in Stuttgart mit dem Haftpflichtrifito 
der Rechtsanwälte und Notare gemacht hat, berichtet und dabei 
auf die Häufigkeit und Schwere der Haftpflichtanſprüche, welche 
gegen die Herren Kollegen erhoben werden, als die Haupt⸗ 
urſache der ſchlechten Geſchäftsergebniſſe hingewieſen. Wegen 
meines damaligen Verſprechens, die Veröffentlichung von 
wpiſchen und intereſſanteren Fällen in der JW. fortzuſetzen, 
ſeitens der Redaktion freundlichſt interpelliert, möchte ich nun⸗ 
mehr über die weiteren Erfahrungen berichten. Ich laſſe zu⸗ 
nächſt die trockenen Zahlen ſprechen, indem ich die damals 
gegebene tabellariſche Zuſammenſtellung durch die Ziffern der 
letzten zwei Jahre ergänze.) 


1901 | 1908 1008 | 1904 | 1908 1006 
I. Zahl der Berſicherten 4078 6 146 65404 16060 6117 6064 
11. der Schadenan⸗ 
3 en 497 588 401 804 88 1000 
III. die Ha nk! 4 4 4 4 4 4 
a) den Borjahren. . 80 600 | 96750 116 100 181660 | 1410827 196 877 
v) dem Berichtsjahre] 21 260 89700 | 46 200 78100 | 88781! 105 896 
IV. Schaden re ſerve für 
Fälle aus: 
a) den Vorjahren 180 960 186 500 164 000 | 209 860 | 829 404 408 793 
d) dem derichtsjahre 187 = 09 250 | 194 700 210 850 264 898 | 203 584 
V. 
— 610 0 | 688.450 | ra 108 1608 6b 


Die Schadenanmeldungen ſind alſo nochmals um 20 Prozent 
geſtiegen, obgleich die Zahl der Verſicherten nicht bloß nicht 
gewachſen, ſondern (wie dies bei der namhaften Prämien⸗ 
erhöhung auch in Ausſicht genommen wurde) etwas zurück⸗ 
gegangen iſt. Seit 1901 haben die Schadenmeldungen um 
mehr als 100 Prozent, die Verſicherten nicht um 30 Prozent 
zugenommen. Das Verhältnis zwiſchen Schadenmeldungen und 
jeweiligem Policenbeſtand zeigt 1901 rund 10, 1906 rund 
18 Prozent. Vergleicht man nun noch die Ziffern über Schaden⸗ 

5) Zum richtigen Verſtändnis der Tabelle empfehle ich die im 
früheren Artikel unter Anmerkung * gegebene Erläuterung nach⸗ 
zuleſen. 
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zahlungen und Schadenreſerven von 1905 und 1906 mit denen 
der Vorjahre, ſo kann es nicht überraſchen, daß der effektive 
Verluſt in 1905 über 91 000 und 1906 über 93000 Mark beträgt. 

Die Prämieneinnahme iſt zwar durch Abſtoßung der alten 
billigen Verſicherungen namhaft gewachſen und wächſt erfreulich 
weiter, aber wir find offenbar noch nicht fo bald „über dem 
Graben“. Das laufende Jahr hatte ſich ſechs Monate lang 
wirklich gut gehalten; man atmete auf; und nun bringt die 
erſte Hälfte des Juli u. a. drei Schadenmeldungen mit e 
über 120 000 Mark Regreßforderungen. 

Verhältnismäßig häufiges Auftreten ſchwerer Schäden 
iſt Überhaupt dasjenige, was unſere Sektion 1 vor allen anderen 
17 Haftpflichtſektionen unvorteilhaft auszeichnet. Unter den 
300 000 Mark Barzahlungen, die wir 1906 geleiſtet, befinden 
ſich 4 Fälle mit zuſammen 127 000 Mark (ohne Schaden⸗ 
regulierungskoſten und ſonſtigen Aufwand). Das ift ein Rekord, 
hinter dem die übrigen Sektionen (ſelbſt diejenigen mit zehn⸗ 
und zwölffacher Mitgliederzahl) weit zurückbleiben. 

Nicht gerade tröſtlich iſt ſodann der Umſtand, daß der 
Verluſt des Jahres 1906 ausſchließlich durch die neuen 
(1906 gemeldeten) Schäden herbeigeführt wurde.) 

Die Ausſchau, ob nicht vereinzelte Wetterzeichen ein Ab⸗ 
flauen der Flut kündigen möchten, bringt alſo immer noch keine 
günſtige Prognoſe. Iſt doch die allgemeine Wetterlage in der 
Haftpflichtverſicherung überhaupt nicht beſonders freundlich. 
Auch verſchiedene andere Sektionen ) haben gegen früher 
ſchlecht abgeſchnitten und eine forgfältige Statiſtik zeigt uns, 
daß die Schadenhäufigkeit in unſeren 18 Haftpflichtſektionen im 
Verlauf von zehn Jahren ſich mehr als verdoppelt hat. Der 
Prozentſatz hat ſich von 3,72 im Jahre 1897 auf 7,77 im 
letzten Jahre erhöht und zwar in ganz gleichmäßig“ 
aufſteigender Linie. Wir haben alſo keinen Grund an⸗ 
zunehmen, daß der Beharrungszuſtand erreicht ſei. 

Die Ausgleichung des Mißverhältniſſes zwiſchen Prämien⸗ 
einnahme und Riſiko vollzieht ſich auf Grund der eingeführten 
Reformen, wenn auch ſicher, fo doch recht langſam. Eine 
gründliche und andauernde Beſſerung verſpricht nur die wachſende 
Vertrautheit der Kollegen mit all den neuen Rechtsnormen und 
die erhöhte Vigilanz unſerer Verſicherten. Eine Erleuchtung, 
wie auf andere Art der Häufigkeit der Verſtöße zu ſteuern 
wäre, iſt uns auch in den letzten zwei Jahren nicht geworden. 
Verſuchen wirs alfo mit einer neuen „Warnungstafei“ 


) Die Ende 1905 eingeſtellten Schadenreſerven (für die da⸗ 
mals gemeldeten aber unerledigten Fälle) mit annähernd 500 000 
Mark haben ſich als richtig geſchätzt erwieſen und haben vollſtändig 
ausgereicht. 

0 Ez iſt nicht ohne Intereſſe, daß der Anſturm der angeblich 
oder wirklich Geſchädigten neuerdings auch gegen die Arzte, — 
unſere Sektion 5 — (neben der Sektion 1 die einzige, die faft aus⸗ 
ſchließlich aus Mitgliedern mit akademiſcher Vorbildung zuſammen⸗ 
geſetzt iſt) beſonders ſtark ſich wendet. Auch hier konnte diesmal 
keine Dividende verteilt und mußte die Prämie verdoppelt werden 

%) Bei dieſer die Geſamtheit unſerer Haftpflichtverſicherten 
umfaſſenden Statiſtik macht ſich natürlich das Geſetz der großen Zahl 
geltend. Die einzelnen Sektionen ergeben weniger regelmäßige 
Kurven, beachtenswert iſt aber, daß die Schadenhäufigkeit im Durch⸗ 
ſchnitt 7,77 Prozent, diejenige in Sektion 1 rund 18 Prozent beträgt! 
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A. Rechtsanwälte: 

1. Wie ſchon im früheren Artikel hervorgehoben, wird die 
rechtzeitige Unterbrechung der Verjährung beſonders häufig 
verſäumt. Außer den damals ſpeziell genannten Paragraphen 
hat ſich inzwiſchen beſonders 8 558 BGB. verluſtbringend erwieſen. 
Für Vermieter und Verpächter, wie für Mieter und Pächter 
wurde wiederholt zu ſpät geklagt. In einem dieſer Fälle 
betrug der Schaden über 7000 Mark, da es ſich um die Er⸗ 
ſatzanſprüche des Pächters eines großen landwirtſchaftlichen 
Gutes für die Beſtellung der Pachtgrundſtücke handelte. 

2. Zahlreich ſind und bleiben die Fehler im Prozeß⸗ 

ahren | 


Allein an Verſäumungen von Rechtsmitteln oder 
mangelhafter Einlegung derſelben zählten wir im Jahre 1905 
98, im Jahre 1906 120 Fälle! Als notwendig hat ſich gezeigt, 
daß der Anwalt unterer Inſtanz ſich vom Anwalt höherer 
Inſtanz den Empfang des Mandats rechtzeitig beſtätigen läßt; 
das RG. hat ein Verſchulden des erſtinſtanzlichen Anwalts 
darin erblickt, daß er die Nachfrage unterließ, ob das ein⸗ 
geſchriebene Auftragsſchreiben bei dem Anwalt höherer Inſtanz 
angekommen ſei. 

Mehrfach haben ſich auch die für die Berufungsinſtanz 
beſtellten Offizialanwälte die Veröffentlichungen in der JW. 
1905 S. 195 und 273 nicht zunutze gemacht. Sie glaubten 
warten zu können, bis ihnen die arme Partei Auftrag erteile. 
In einem der Fälle, in dem ein Schaden von 4 000 Mark 
drohte, wurde ein Antrag auf Wiedereinſetzung vom OLG. 
abgewieſen, da es ſich der reichsgerichtlichen Anſchauung 
anſchloß. 
Eine kleinere, aber auch nicht unbedeutende Zahl von 
Fällen beſtand in der Verſäumung von Prälluſiwfriſten in 
Verwaltungsſtreitſachen, im Enteignungs verfahren 
und endlich in Prozeſſen gegen Verſicherungsgeſellſchaften. 

3. Sobald ein Prozeßverfahren in das Vollſtreckungs⸗ 
ſtadium getreten iſt, muß ſich der Anwalt bewußt ſein, daß 
auch das kleinſte Verſehen eine ſchadenbringende Verzögerung 
nach ſich ziehen kann. Beſonders empfindlich ſind die Klienten, 
wenn an ihrer Stelle andere Gläubiger zum Zuge kommen. 
So wurde vor kurzem einem Anwalt vom Mandanten als zu 
vertretendes Verſchulden angerechnet, daß er ein Urteil nicht 
durch beſonderen Boten vom Gericht abholen und dann den 
Vollſtreckungsantrag durch Eilboten befördern ließ; ein aus⸗ 
drücklicher Auftrag in dieſer Richtung war aber nicht erteilt. 
Der Haftpflichtanſpruch wurde mit Erfolg beſtritten. 

4. Auffallend häufig werden die Friſten der 88 845 
Abſ. 2 und 929 Abſ. 2 und 3 ZPO. verſäumt. Die nicht 
rechtzeitige Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes nach der 
vorherigen Pfändungsankündigung koſtet den Verein jährlich 
Tauſende von Mark. Von Intereſſe iſt folgender Fall: Ein 
Anwalt hat einen Arreſtbefehl nebſt Pfändungsbeſchluß gegen 
einen im Ausland wohnenden Schuldner erwirkt, aber den 
Arreſtbefehl nach der Zuſtellung an den Dritifchuldner dem 
Schuldner ſtatt nach der Regel des § 199 ZPO. in irriger 
Anwendung des 8 829 Abſ. 2 letzter Satz durch die Poſt zus 
ſtellen laſſen. Meiſt aber ſind dieſe Fälle auf die Bummelei 
des Bureauperſonals oder mangelnde Beaufſichtigung durch 
den Anwalt zurückzuführen. 
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Unzähligemale wird auch bei der Pfändung von Hypotheken- 
forderungen, insbeſondere von Eigentümergrundſchulden, über⸗ 
ſehen, daß bei der Briefhypothek die Wegnahme des Hypotheken⸗ 
briefs, bei der Buchhypothek die Eintragung ins Grundbuch 
erforderlich iſt. 

5. Das Zwangsverſteigerungsgeſetz hat ſich wenigſtens 
inſofern beſſer eingelebt, als nicht mehr, wie früher, jede Woche 
eine Schadenanmeldung einläuft, die den Verluſt von Zins⸗ 
rückſtänden mangels der nach § 37 Ziff. 4 des Geſetzes erforder⸗ 
lichen Anmeldung zum Gegenſtand hat. Ganz ausgeblieben find 
ſolche Schadenfälle immer noch nicht. Ein Verſicherter teilte 
mit, daß er auf die Notwendigkeit, Zinsrückſtände und Rechts⸗ 
verfolgungskoſten, die aus dem Grundbuch nicht erſichtlich ſind, 
im Verſteigerungstermin vor der Abgabe der Gebote anzumelden, 
deshalb nicht geſtoßen ſei, weil ſein Amtsgericht bisher ſolche 
Anſprüche auch bei nachträglicher Liquidation berückſichtigt habe. 
Dagegen war die Abgabe unrichtiger Gebote überaus häufig. 
Einige Beiſpiele: 

a) Ein Verſicherter, der von dem Gläubiger beauftragt 
war, deſſen Hypothek ganz auszubieten, zog bei der Berechnung 
des Gebots nicht in Betracht, daß auch aus der Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks auf einen namhaften Erlös zu 
rechnen war, er gab daher ein um 1 000 Mark zu hohes 
Gebot ab und blieb Meiſtbietender. Obwohl er den betreibenden 
Gläubiger vertrat, konnte nach Lage der Sache ohne das 
Riſiko eines noch größeren Verluſtes der Schaden durch 
Zurücknahme des Verſteigerungsantrags nicht mehr abgewendet 
werden. 

b) Der Vertreter eines Hypothekengläubigers, der bei 
richtigem Gebot voll befriedigt worden wäre, berechnete die 
vorhergehende Hypothek zu niedrig, da er nur den vom Gläubiger 
angemeldeten Betrag, nicht aber den zur Eigentümerhypothek 
gewordenen Reſt der Vorhypothek berückſichtigte. 

c) Ein Dritter beachtete nicht, daß die Hypotheken ſeines 
Mandanten nicht auf ſämtlichen Grundſtücken des Schuldners 
eingetragen waren; er ſtimmte dem Geſamtausgebot zu und 
hielt ſeinen Mandanten für gedeckt, nachdem durch ein Gebot 
die Summe der ſämtlichen Hypotheken ſeines Mandanten, die 
alle erſten Rang hatten, erreicht war. Da nach 8 112 3G. 
der Erlös nach dem Werte der einzelnen Grundſtücke zu ver⸗ 
teilen iſt, ſo erlitt der Gläubiger einen Ausfall von über 
5000 Mark. Wenn der Verſicherte nicht auf das Einzel⸗ 
ausgebot verzichtet hätte, ſo wäre kein Verluſt eingetreten. 
8 112 Abſ. 3 J. c. 

d) Eine Reihe ähnlicher Schadenfälle entſtand durch Rechen⸗ 
fehler. Dies hängt damit zuſammen, daß es meiſtens ſehr 
ſchwierig iſt, in dem Verſteigerungstermin ſelbſt genaue Be⸗ 
rechnungen anzuſtellen. Es empfiehlt ſich daher nicht nur 
genaueſte Vorbereitung vor dem Termin, ſondern auch eine 
Rückſprache mit dem Rechnungsverſtändigen, ſobald dieſem das 
geſamte Material vorliegt. 

6. Eine größere Anzahl von Haftpflichtanſprüchen beruhte 
darauf, daß die Verſicherten es unterließen, auf Intervention 
Dritter oder nach Befriedigung der Gläubiger durch die 
Schuldner die Pfändung aufzuheben, ſodaß trotz den ent⸗ 
gegenſtehenden Rechten Dritter oder trotz der Erledigung Ver⸗ 
ſteigerung erfolgte. 


36. Jahrgang. 


a. In einem biefer Fälle war, da der Verſicherte auf 
Widerſpruch des Eigentümers die gepfändeten Gegenſtände nicht 
freigegeben hatte, dieſem durch den geringen Verſteigerungs⸗ 
erlös ein Schaden von 1000 Mark entſtanden. In dem gegen 
die Partei des Verſicherten deshalb geführten Prozeſſe entſchied 
aber das Berufungsgericht, daß der Verſicherte, dem erſt kurz 
vor dem Verſteigerungstermin das die Veräußerung hindernde 
Recht des Intervenienten glaubhaft gemacht war, ſo daß er 
von dem Gläubiger die Genehmigung der Freigabe nicht mehr 
einholen konnte, mit der Verweigerung der Freigabe die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht verletzt habe, daß es viel⸗ 
mehr Sache des Eigentümers geweſen wäre, einen gerichtlichen 
Einſtellungsbeſchluß herbeizuführen. 

b. Auf einen dem pfändenden Glaubiger ungünſtigeren 
Standpunkt ſtellten ſich in einer anderen Sache das Landgericht 
und das Oberlandesgericht, die von dem pfändenden Gläubiger, 
auch wenn ihm die Eigentumsrechte des Intervenienten noch 
nicht genügend glaubhaft gemacht ſind, verlangen, daß er für 
die vorläufige Siſtierung der Zwangsvollſtreckung ſorge, für 
den Fall, daß der Eigentümer die Ergänzung der Glaubhaft⸗ 
machung noch beibringe. In dieſem Falle verneinten die Gerichte 
ein eigenes Verſchulden des Eigentümers, obwohl er es ver⸗ 
ſäumt hatte, einen Einſtellungsbeſchluß herbeizuführen. Es 
empfiehlt ſich alſo immer, auf eine Intervention eines Dritten 
die Verſteigerung fo lange nicht zu betreiben, bis über die 
Rechte des Intervenienten volle Klarheit geſchaffen iſt. 

7. Mehrere Fälle kamen zur Anmeldung, in denen die 
Verſicherten für ihre Mandanten nicht den Vorbehalt des 
8 780 ZPO. erwirkten. In einem ſolchen Falle glaubte der 
Verſicherte, der zuvor durch Einreichung eines Nachlaßinventars 
die Haftungsbeſchränkung herbeigeführt hatte, daß der Vorbehalt 
nicht mehr ausdrücklich geltend zu machen ſei, da der Klage⸗ 
antrag gegen den von ihm vertretenen Beklagten dahin gegangen 
war, ihn „als Erben“ zur Zahlung zu verurteilen. Auf Grund 
des eniſprechend lautenden Urteils hat der Gläubiger in ein 
nicht zum Nachlaß gehöriges Grundſtück des Erben durch Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothel vollſtreckt. Der Gläubiger 
mußte für dieſe Hypothek durch eine Vergleichsſumme abgefunden 
werden. Schaden 1 100 Mark. 


B. Notare: 


Zunächſt darf ich wohl auf meine Veröffentlichung in der 


Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins, 1905 Heft 10 
verweiſen, wo nach einigen Bemerkungen allgemeiner Art 
22 typiſche Haftpflichtfälle dargeſtellt ſind. 

Von neu angemeldeten Fällen ſeien folgende erwähnt: 

1. Der Schluß eines Vertrages über die Übertragung des 
gegenwärtigen Vermögens einer Partei (BGB. 5 311) lautete 
nach der Unterſchrift der Vertragsſchließenden: 

„Es wird hierdurch beſcheinigt, daß vorſtehende Vers 

handlung fo, wie fie niedergeſchrieben iſt, ſtattgefunden 

hat, daß ſie den Erſchienenen laut vorgeleſen, von ihnen 

tzenehmigt und, wie vorſteht, eigenhändig en 

worden iſt. 
8 Unterſchriſt des Notars.“ 

In 3 Inſtanzen wurde der Vertrag für ungültig erklärt, 
da nach 8 177 FGG. die Feſtſtellung des Vorleſens der Ge: 
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nehmigung und des Unterſchreibens einen notwendigen Beſtand⸗ 
teil des von den Beteiligten zu n 
Protokolls bilden müſſe. 

2. Ein Notar ließ in einem Kaufvertrag über ein Grund- 
ſtück das Datum erſt den Unterſchriften der Beteiligten folgen, 
ſo daß die Anführung von Tag und Ort der Verhandlung nicht 
Hierin wurde im 
Beſchwerdeverfahren von drei Gerichten eine Verletzung der 
88 176 Abſ. 1, 177 Abſ. 1 JGG. gefunden und feſtgeſtellt, 
daß durch den Beginn des Protokolls: „Vor mir, dem unter⸗ 
zeichneten Notar, erſchienen heute“ der Vorſchrift des 8 176 
Abſ. 1 Ziffer 1 nicht genügt fei. 

3. Beſonders gefahrbringend erwies ſich das Geſetz betr. 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Ein Notar, 
der ſeinen Klienten dahin beraten hatte, daß er über ſeinen 
Geſchäftsanteil hinaus nicht hafte, wurde das Opfer des 8 24, 
da der Klient ſpäter den Fehlbetrag zur Stammeinlage eines 
anderen Geſellſchafters aufbringen mußte. Schon Staub weiſt 
in dem Vorwort zu ſeinem Kommentar auf dieſe Gefahr hin. 

Mehrere ſehr ſchwere Schadenfälle rührten daher, daß 
Verträge über die Abtretung von Geſchäftsanteilen nicht 
notariell beurkundet, ſondern nur beglaubigt waren. 

4. Einige notarielle Verträge waren nichtig, weil die 
notariellen Protokolle nicht ergaben, daß auch die als Anlagen 
zu den Protokollen gegebenen ſchriftlichen Verträge vor⸗ 
geleſen worden waren. 

5. Ein Fall der Beglaubigung einer falichen Unterſchrift 
mag zum Beweis dienen, daß hierbei nicht vorſichtig genug 
vorgegangen werden kann. Der Notar mußte ſelbſt zugeben, 
daß er anfänglich im Zweifel war, ob er den Erſchienenen als 
denjenigen wiedererkenne, für den ſich der Erſchienene ausgab 
und daß er ſich lediglich durch die bejahende Antwort auf die 
Frage: „Sind Sie der Herr k?“ von der angeblichen Identität 
habe überzeugen laſſen. In ſolchem Falle iſt nur ſchwer zu 
glauben, daß ſich der Notar nicht ſeiner Fahrläſſigkeit bewußt war. 

Im allgemeinen geht unfere Erfahrung dahin, daß häufig 
die Bureauvorſteher zu viel Vertrauen und zu viel Sue 
keit genießen. 

Wärs nicht möglich, die Inſtruktion ſteis ſelbſt R durch 
einen juriſtiſchen Vertreter aufzunehmen und erſt, wenn und 
ſoweit feſtgeſtellt iſt, daß der Fall keine Beſonderheiten und 
Schwierigkeiten bietet, die weitere Behandlung dem Perſonal 
zu überlaſſen? 

In dieſer Beziehung bringen die Ferienſtellvertreter ganz 
beſondere Gefahren. Reichliche Schäden ſind z. B. dadurch 
erwachſen, daß die Einſichtnahme des Grundbuchs, die Ver⸗ 
gewiſſerung darüber, ob ein zugeſagter Hypothekenrang nun 
geſchaffen ſei uſw., dem Bureauvorſteher überlaſſen wurde. 

Unvereinbar mit der beſonderen Diligenzpflicht des Notars 
iſt auch die, auffallenderweiſe nicht bloß vereinzelt zu treffende 
Gewohnheit, ſich über Grundſtücks belaſtungen aus unbeglau⸗ 
bigten Grund buchauszügen, die fie ſelbſt einfordern oder 
von dem Grundbuchamt auf den neueſten Stand ergänzen laſſen, 
zu informieren. Kommt einmal eine Auslaſſung vor, iſt z. B 
eine Vorrangseinräumung in der Abſchrift nicht vermerkt, ſo 
wird der Notar ſich ſchwerlich an den Kanzliſten, der die Ab⸗ 
ſchrift beſorgt hat, halten können. — 

73 * 
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Das vorſtehende „Sündenregifter” mag manchen in der 
Anſicht, die wir öfter zu hören bekommen, beſtärken, daß der 
ſorgſame und umſichtige Anwalt oder Notar für den weniger 
vigilanten Kollegen die Prämien zahle. Das iſt bis zu einem 
gewiſſen Grade richtig, gilt aber faſt für jede Verſicherungsart. 
Die Prämien z. B. für Feuer⸗ und Unfallverſicherung könnten 
viel billiger ſein, wenn alle Verſicherten recht vorſichtig, gewiſſen⸗ 
haft und pünktlich wären. Das bleibt ein frommer Wunſch. 

Die für den einzelnen entſcheidende Frage iſt immer die, 
ob er ſich vollſtändig gefeit glaubt gegen Irrtum und Verſehen 
und ob er das Gleiche auch von ſeinem Perſonal glaubt, für 
das er ja einzuſtehen hat. Unſere Erfahrung beweiſt, daß 
auch auf dem peinlichſt geführten Bureau ab und zu ein 
„Bureauverſehen“ vorkommt, und daß auch den gewiegteſten 
Praktikern und den berühmteſten Kennern des Rechts etwas 
Menſchliches paſſieren kann. Zuweilen ſchläft ſelbſt Homer. 


Der Poſtproteſt. 
Ein Mahnwort in letzter Stunde. 
Von Juſtizrat E. Koffka in Berlin. 


Vor einiger Zeit habe ich einem Beweistermin beigewohnt, 
zu welchem eine Frau als Zeugin geladen worden war, welche 
ſchon ſeit mehreren Monaten verſtorben war. Die Zuſtellungs⸗ 
urkunde war äußerlich ganz in Ordnung, der Poſtbote hatte 
beſcheinigt, daß er die Ladung, da er die Frau in ihrer 
Wohnung nicht angetroffen habe, einem bei ihr dienenden 
Dienſtmädchen übergeben habe. Der Richter wollte ſchon eine 
Strafe gegen die ausgebliebene Tote feſtſetzen, zufällig war aber 
auch deren Tochter unter derſelben Adreſſe geladen und anweſend, 
und dieſe klärte den Richter über das Ableben ihrer Mutter auf. 

Ein — unter Umſtänden bei Nichtkenntnis des Todes 
entſchuldbares — Verſehen des Poſtboten lag nicht vor, denn 
die erſchienene Tochter klärte den Richter auch dahin auf, daß 
die Poſtboten ihres Bezirkes wüßten, daß ſie als Erbin ihrer 
Mutter zur Empfangnahme der an dieſe gerichteten Poſtſendungen 
berechtigt ſei, und ihr daher auch Schriftſtücke zuſtellten, welche 
an ihre Mutter adreſſiert ſeien. Der Richter war ganz er⸗ 
ſtaunt, wie ſo etwas vorkommen könnte. Er würde wohl 
weniger erſtaunt geweſen ſein, wenn ihm die praktiſchen Er⸗ 
fahrungen zu Gebote geſtanden haben würden, welche wir 
Rechtsanwälte mit Zuſtellungen durch Poſtboten täglich zu 
machen in der Lage ſind. 

Mir liegt jetzt ein viel kraſſerer Fall vor. Ein Ent⸗ 
eignungsverfahren iſt lange Jahre hindurch gegen einen ſchon 
Jahre vor deſſen Beginn Verſtorbenen geführt worden, welcher 
im Grundbuche noch als Eigentümer eingetragen ſteht. Die 
Enteignung hat ſich gegen Auguſt R. gerichtet, während dieſer 
verſtorben und von ſeinem Sohne Adolf beerbt worden war, 
welcher tatſächlich alle für Auguſt R. beſtimmten Ladungen 
und Beſchlüſſe ausgehändigt erhalten hat. Die Ladungen zu 
den Terminen vor dem Kommiſſar des Bezirksausſchuſſes, der 
Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß und der Enteignungsbeſchluß 
des Bezirksausſchuſſes und die Klage des Unternehmers, welcher 
den Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß im Rechtswege angefochten 
hat, alle dieſe Schriftſtücke ſind äußerlich und formell richtig 
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dem längſt verſtorbenen Auguſt RN. zugeſtellt, tatſächlich aber 
in den Beſitz ſeines Sohnes Adolf gelangt. 

Es iſt alſo dadurch, daß die Poſtboten Jahre hindurch 
ſtets falſch zugeſtellt haben, während die Zuſtellungsurkunden 
formell in Ordnung waren, bewirkt worden, daß ein Verfahren 
gegen einen Verſtorbenen hat eingeleitet und durchgeführt werden 
können. Dieſer Fall iſt lehrreich im Hinblick auf den geplanten 
Geſetzentwurf, welcher die Aufnahme von Wechſelproteſten 
den Poſtboten übertragen will. Er beweiſt die abſolute 
Hinfälligkeit des hierfür geltend gemachten Arguments, daß 
man ſeither in der Praxis bei Zuſtellungen durch Poſt⸗ 
boten keine ſchlechten Erfahrungen gemacht habe. Gerade das 
Gegenteil iſt der Fall. Ich möchte behaupten, daß faſt jeder 
Rechtsanwalt aus ſeiner Praxis heraus auch das Gegenteil 
bekunden könnte. Welchem Anwalt ſollte es z. B. noch nicht 
paſſiert fein, daß er in feinem Briefkaſten Schriftſtücke mit 
Zuſtellungsurkunden vorgefunden hat, in welchen der Poſtbote 
beſcheinigt hat, daß er die Schriftſtücke einem Bureauangeſtellten 
übergeben habe? 

Die Handelswelt, auf deren Betreiben im Intereſſe der 
Verbilligung des Wechſelproteſtes in erſter Reihe die geſetz⸗ 
geberiſche Bewegung zur Einführung des Poſtproteſtes zurück 
zuführen iſt, iſt hier mit einer verhängnisvollen Blindheit ge⸗ 
ſchlagen und wird ihren Schaden ſchon noch beſehen. An 
Stelle der höheren Proteſtkoſten, welche ſie als Verſicherungs⸗ 
prämien gegen ungültige Proteſte anſehen ſollte, wird ſie in 
Zukunft infolge der Ungültigkeit zahlloſer Proteſte und des 
damit herbeigeführten Verluſtes des Regreßrechts erheblich 
höhere Werte einbüßen müſſen. 

Die Handelswelt kann ſich auch nicht auf den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch vertröſten laſſen, welchen das Geſetz den durch ungültige 
Proteſte geſchädigten Wechſelinhabern gegen die Poſtverwaltung 
einräumen will. Denn eine Schadenserſatzklage wird oft ver⸗ 
ſagen. Man bedenke doch, daß die bei weitem größte Zahl 
aller Wechſelklagen — zumal wenn es zu der geplanten Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit kommt — in letzter 
Inſtanz von den Landgerichten, ein nur ſehr geringfügiger Teil 
von den Oberlandesgerichten und eine ganz verſchwindende An⸗ 
zahl vom Reichsgericht entſchieden wird. Selbſt wenn man 
nun für die Anſprüche gegen den Reichsfiskus nicht in Aus⸗ 
dehnung des 8 70 GVG. die Landgerichte für ausſchließlich 
zuſtändig erklären ſollte, was bisher wohl nur aus Verſehen 
im Geſetzentwurfe unterblieben iſt, und damit für dieſe Ans 
ſprüche gemäß 8 547 ZPO. das Reichsgericht ſtets als letzte 
Inſtanz einführen würde, bleibt es immer beſtehen, daß über 
den Wechſelanſpruch und über den Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Reichsfiskus verſchiedene Gerichte aburteilen werden. 
Wie es ſchon jetzt vorgekommen iſt, kann aber ſehr wohl das 
mit der Wechſelklage befaßte Gericht den Proteſt für ungültig 
erklären und darum die Klage abweiſen und alsdann das mit 
dem Schadenserſatzanſpruch befaßte Gericht den Proteſt für 
gültig anſehen und darum auch die Schadenserſatzforderung ab⸗ 
weiſen, ganz abgeſehen davon, daß in dieſem Prozeß noch ſelbſt⸗ 
ſtändig über ein Verſchulden des Poſtboten befunden werden 
müßte, welches im einzelnen Falle trotz Ungültigkeit des Proteſtes 
verneint werden könnte. Außerdem kommt es der Geſchäftswelt 
gerade im Wechſelverkehr auf Schleunigkeit an. Wenn irgend⸗ 


36. Jahrgang. 


wo, fo gilt hier der Satz: Bis dat qui cito dat. Der durch 
Ungültigkeit des Proteſtes geſchädigte Wechſelinhaber müßte 
aber erſt ſtets nach Abweisung feiner Wechſelklage einen viel⸗ 
leicht Jahre dauernden Prozeß gegen den Fiskus anſtrengen, 
um zu ſeinem Gelde zu kommen. 

Die Agitation der Handelswelt auf Einführung des Poſt⸗ 
proteſtes würde daher in ihrem eigenen Intereſſe beſſer unter⸗ 
blieben fein. 

Man will aber auf die Stimme desjenigen Notare, welche 
ſich mit Aufnahme von Wechſelproteſten befaſſen, und welche 
ſich wohl durchweg gegen den Poftproteft ausſprechen, nicht 
hören, obwohl ſie die beſonders Sachverſtändigen in dieſer 
Frage find. Traut man ihnen doch mit Rückſicht darauf, daß 
ſie durch den Poſtproteſt in ihren eigenen Intereſſen geſchädigt 
werden würden, ein unbefangenes Urteil nicht zu. Aber ſie 
geben ihr Urteil nicht ohne Gründe ab, und dieſe Gründe ſind 
unwiderleglich. Es iſt merkwürdig, wie beſcheiden man im 
Laufe der Zeit in ſeinen Anſprüchen an die Qualifikation der 
Proteſtbeamten geworden iſt. Nachdem früher das Monopol 
der Notare durch Schaffung einer Konkurrenz durch die Gerichts⸗ 
vollzieher aufgehoben worden war, hatte die preußiſche Regierung 
ſelbſt noch ein Verſtändnis dafür, daß die ſchwierigen Proteſte 
beſſer den Notaren zu- überlafien ſeien. Die Motive zum Ents 
wurf des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, welcher für Auf⸗ 
nahme von Proteſten durch Richter oder Notare nur °/ı der 
Gebühr zubilligen wollte, begründeten dies damit, daß es im 
Intereſſe der Rechtssicherheit liege, die Proteſtgebühren für 
Notare und für Gerichtsvollzieher nicht zu ſehr von einander 
zu unterſcheiden, damit das Publikum in ſolchen Fällen, „in 
welchen wegen der bei der Aufnahme des Proteſtes in Betracht 
kommenden Rechtsfragen die Zuziehung des Notars angezeigt 
wäre“, ſich gewöhne, an Stelle eines Gerichtsvollziehers 
lieber einen Notar mit der Aufnahme des Proteſtes zu 
betrauen. Jetzt ſchreibt Stranz, welcher mit Recht eine 
Konkurrenz der Notare mit den Poſtboten als ſtandes⸗ 
unwürdig bezeichnet, und welcher daher die Notare ganz aus⸗ 
ſchalten will, daß die ſchwierigeren Proteſte den Gerichtsvoll⸗ 
ziehern und die einfacheren den Poſtboten überlaſſen werden 
könnten. Damit iſt von Stranz der Gerichtsvollzieher von der 
ihm früher von der Preußiſchen Juſtizverwaltung zugedachten 
niederen Stufe auf die höhere Stufe des rechtskundigen 


Brotebenmten erhoßen und biefe niedrige Stufe dem Poftboten 


eingeräumt worden! 

Aber ſowohl was die Motive zum Gerichtstoſtengeſet, als 
auch was Stranz über die Zuziehung des mit größerer Rechts⸗ 
kunde ausgeſtatteten Proteſtbeamten zu den ſchwierigen Proteſten 
tzeſagt haben, iſt Weisheit vom grünen Tiſche aus. Ob bei 
Erhebung eines Proteſtes Rechtsfragen zu entſcheiden ſind, ob 
ſich überhaupt bei der Erhebung eines Proteſtes Rechtsfragen 
ergeben, ſieht man dem Wechſel nicht an, ſondern das ſtellt 
ſich erſt heraus, wenn der Proteſtbeamte den Verſuch macht, 
den Wechſel zu proteſtieren. Mit dem Rate, die ſchwierigeren 
Proteſte den höher gebildeten Beamten zu übertragen, kann 
daher die Geſchäftswelt nichts anfangen. 

Einige Beiſpiele aus der Praxis: = 

Ein bekanntes Berliner Bankhaus führt die Firma: 
F. W. Krauſe & Co., Bankgeſchäft. Die bei dieſem Bauk⸗ 
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hauſe domizilierten Wechſel tragen ſehr häufig nur die unvoll⸗ 
ſtändige Firmenbezeichnung: F. W. Krauſe & Co. Genügt 
es hier, wenn der Proteſtbeamte den Wechſel bei der Firma 
F. W. Krauſe & Co. Bankgeſchäft vorlegt? 

Ein Wechſel iſt auf die Firma W. Schulze & Co., Berlin, 
Friedrichſtraße 105, gezogen; dort befindet ſich nicht dieſe 


Firma — die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft —, ſon⸗ 


dern das Geſchäftslokal einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung, welche firmiert: W. Schulze & Co., G. m. b. H. 

Wird der Poſtbote, auch wenn noch ſo eingehende In⸗ 
ſtruktionen ſeitens der Verwaltung an ihn erlaſſen werden 
ſollten, imſtande fein, ſolche Unterſchiede zu begreifen ? 

Ein Wechſel iſt gezogen auf Herrn F. Lehmann. Unter 
der bezeichneten Adreſſe befindet ſich ein Laden mit dem Ge⸗ 
ſchäftsſchilde F. Lehmann. Inhaber iſt aber nicht Herr, ſondern 
Frau Frieda Lehmann, der Proteſtbeamte trifft im Geſchäfte 
den Ehemann der Frau Frieda Lehmann, einen Herrn Heinrich 
Lehmann. Wie leicht wird in ſolchem Falle der Poſtbote den 
Proteſt gegen dieſen Herrn Lehmann erheben, welchen er für 
den Bezogenen halten wird. 

Ein Wechſel iſt gezogen auf Herrn A. Krüger. Unter der 
angegebenen Adreſſe befindet ſich ein Laden mit dem Firmen⸗ 
ſchild A. Krüger, Inhaberin Pauline Krüger. Auguſt Krüger 
iſt der Ehemann von Pauline Krüger, aber dieſe iſt Geſchäfts⸗ 
inhaberin. Gegen wen iſt zu proteſtieren ? 

Ein Wechſel iſt gezogen auf Herrn Emil Vogel in Berlin, 
Charlottenſtraße 17. Dort befindet ſich weder Geſchäftslokal 
noch Wohnung eines Herrn Emil Vogel, wohl aber das Ge⸗ 
ſchäftslokal einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Firma 
Allgemeine Finanzierungsgeſellſchaft m. b. H., deren Geſchäfts⸗ 
führer Emil Vogel if. Wie iſt zu proteſtieren? 

Ein Wechſel iſt gezogen auf die Firma C. A. Jinrod 
Berlin, Beuthſtraße 20. Dort befindet ſich nur eine Firma 
C. A. Jinrod, verehelichte Korſtrom Nachfolger. Angetroffen 
wird Frau Korſtrom. Dieſe iſt Prokuriſtin dieſer Firma und 
war früher Inhaberin der aufgelöſten Firma C. A. Jinrod. 
Wie iſt zu proteſtieren? 

Dies ſind alles Fragen, welche der Poſtbote richtig zu 
beantworten nicht imſtande ſein wird, ohne daß man es dem 
Wechſel ſelbſt anſieht, daß ſich bei ſeiner Proteſtierung ſolche 
Schwierigkeiten herausſtellen werden und der Wechſelinhaber 
daher in der Lage wäre, ihre Schwierigkeit vorauszuſehen und 
darum von der Aufnahme durch einen Poſtboten abzusehen. 

Wenn man nun berückſichtigt, daß alle ungültig auf⸗ 
genommenen Proteſte den Verluſt des Regreßrechts herbeiführen, 
ſo kann man ſich ein Bild davon machen, was in Zukunft aus 
der Aufnahme von Poſtproteſten für ein ungeheurer Schaden 
entſtehen wird. Die Aufnahme von Wechſelproteſten ſetzt nun 
einmal Rechtskenntniſſe voraus, welche nicht einmal die Gerichts⸗ 
vollzieher geſchweige denn die Poſtboten haben können. 

Die Frage kann nur ſein: Gänzliche Abſchaffung des 
Proteſtes oder Beibehaltung in ſeiner gegenwärtigen Verfaſſung 
mit einigen erleichternden Modifikationen, aber unter Ver⸗ 
werfung der Einbeziehung der Poſtboten in den Kreis der 
zur Aufnahme von Proteſten befugten Beamten. Die zahl⸗ 
reichen Gegner des ganzen Inſtituts wie Stranz und andere 
machen ſich eines merkwürdigen Widerspruchs ſchuldig, wenn 
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fie für die Beſeitigung des Proteſtes insbeſondere die Gefahr 
feiner Ungültigkeit betonen, alsdann aber für den Fall, daß 
ihre Meinung nicht durchdringen ſollte, nach Einführung des 
Poſtproteſtes rufen. Auch ſie ſollten doch einſehen, daß ſich 
die Gefahren der Ungültigkeit dadurch erheblich vermehren. 
Wird der Proteſt den Poſtboten übertragen, ſo wird die 
Handelswelt zu ſpät zu der Erkenntnis kommen, daß ſie zwar 
einen billigen Proteſt beſchert erhalten hat, daß aber auch von 
ihm das Wort des verſtor benen Reuleaux gilt, billig und ſchlecht. 


Zur Auslegung des $ 28 GuV. und des § 33 
Landw. 
Von Generaldirektor Juſtizrat Bitta, Neudeck O.⸗S. 


Das in der JW. 06 S. 686 mitgeteilte Urteil des RG. 
vom 20. September 1906 und die ebenda S. 805 veröffent⸗ 
lichte Kritik dieſes Urteils betreffen die, wie das RG. in dem 
Urteil ſelbſt hervorhebt, ſchwierige Frage, wer als Unter⸗ 
nehmer eines Betriebes im einzelnen Falle anzuſehen iſt. 

Es handelt ſich hierbei beſonders um diejenigen Fälle, wo 
infolge des Ineinandergreifens von Betrieben, welche ver⸗ 
ſchiedenen Berufsgenoſſenſchaften angehören, Zweifel darüber 
entſtehen, welche Genoſſenſchaft zur Gewährung der Unfall⸗ 
entſchädigung verpflichtet if. Von den Motiven zu 8 28 
GUDG. werden als typiſch folgende Beiſpiele hervorgehoben: 

1. Eine Maſchinenfabrik entſendet ihren Monteur zur 
Aufſtellung der für eine Textilfabrik gelieferten 
Maſchine; letztere hat vertragsmäßig das zur Auf⸗ 
ſtellung erforderliche Hilfsperſonal zu ſtellen. 

2. Ein Sägemüller kauft vom Forſtbeſitzer einen Wald⸗ 
beſtand auf dem Stamm zum Abtrieb; Fällung, Be⸗ 
waldrechtung und Abfuhr des Holzes beſorgen die 
Arbeiter des Sägemüllers. 

In ſolchen Fällen erfolgen Betriebshandlungen, die ihrer 


Natur nach einem beſtimmten Betriebe angehören, alſo in den 


angegebenen Beiſpielen das Aufſtellen der Maſchine, und die 
Fällung und Abfuhr des Holzes, ganz oder teilweiſe für Rech⸗ 
nung eines andern, einer anderen Genoſſenſchaft angehörenden 
Unternehmers. 8 ö 

Die Regelung dieſer Fälle war, wie in meiner in ZBergr. 
43, 349 folg. veröffentlichten Abhandlung des näheren aus⸗ 
geführt iſt, mit vielfachen Zweifeln verknüpft und führte zu 
widerſprechenden Entſcheidungen des zuſtändigen RVA. 

Um dieſe Zweifel zu beſeitigen, haben die Novellen zu den 
UVG. vom 30. Juni 1900 in den in der Überfchrift aufge⸗ 
führten 88 28 und 33 folgende neue Beſtimmung eingeführt: 

„Unfälle in fremden Betrieben hat die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft dann zu entſchädigen, wenn ſich dieſe Unfälle bei 
Betriebshandlungen ereignen, zu welchen ein der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft angehörender Betriebsunternehmer den 
Auftrag gegeben und für welche er die Löhne zu zahlen 
hat.“ 

Dadurch werden, wie die Motive zu § 28 hervorheben, die 
tatſächlich aus einem Betriebe abgeſonderten Betriebshandlungen 
unter die allgemeine geſetzliche Regel geſtellt, nach welcher der⸗ 
jenige, in deſſen Auftrag und für deſſen Rechnung die Betriebs⸗ 
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handlungen verrichtet werden, als deren Unternehmer anzuſehen 
iſt, und demgemäß die entſtehende Unfallgefahr derjenigen Ge⸗ 
noſſenſchaft, der dieſer Unternehmer angehört, zur Laſt legt. 

Danach iſt die eingangs erwähnte Kritik des reichsgericht⸗ 
lichen Urteils gerechtfertigt. Das RG. ſagt in dem erwähnten 
Urteil vom 20. September 1906 wörtlich: 

„Nach der unwiderſprochenen Angabe des Beklagten 
hatte er (Beklagter) die Beförderung des Holzes, das 
auf dem Markte in N. verkauft werden ſollte, der Witwe 
B. gegen eine beſtimmte Entſchädigung übertragen. Sie 
war ſohin auf Grund eines Werk: oder Dienſtvertrages 
Dienſtverpflichtete des Beklagten, der Beklagte dagegen, 
der den Käufern das Holz ins Haus lieferte, und dem 
Nutzen oder Schaden aus dem Geſchäfte zufiel, der 
Unternehmer. Der Unfall des Klägers iſt demgemäß 
in dem Fuhrwerksbetriebe des Beklagten, nicht in dem⸗ 
jenigen der Witwe B. vorgekommen.“ 

Vorſtehende Schlußfolgerung kann nach Lage der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe zutreffend ſein, iſt es aber ſicher nicht in 
dieſer Allgemeinheit. Denn auch nach der Rechtſprechung des 
RWA. iſt darüber kein Zweifel, daß, wenn ein Walbdbeſitzer 
einem Transportunternehmer die Abfuhr ſeiner Waldprodukte 
gegen eine beſtimmte Entſchädigung überträgt, nicht der Wald⸗ 
beſitzer, ſondern der Vekturant Unternehmer des Transports 
betriebes iſt, obgleich auch hier ein Werk⸗ oder Dienſtvertrag 
zwiſchen den beiden vorliegt, und der Nutzen oder Schaden 
aus dem Abfuhrgeſchäft mittelbar auch dem Walbdbeſitzer 
zufällt. | 
Ich kann hierüber auf meine vorerwähnte Abhandlung 
S. 350 u. 354 und ins beſondere das Urteil des OVG. vom 
8. Februar 1900 (Entſch. in Staatsſteuerſachen 8, 445) Bezug 
nehmen. a 
Allerdings können Fälle vorkommen, wo es zweifelhaft iſt, 
ob der Dienſtverpflichtete als ſelbſtändiger Unternehmer an⸗ 
geſehen werden kann, oder ob er nicht vielmehr als bloßer 
Arbeiter des Hauptunternehmers anzuſehen iſt. So ſtellt das 
RA. in feinem Beſchluſſe vom 25. Oktober 1905 Ent: 
ſcheidungen in Unfallſachen 1905 S. 182/183 feſt, daß Mittels⸗ 
perſonen, denen die Beſchaffung und Bezahlung der Arbeits⸗ 
kräfte überlaſſen wird (Kolonnenführer, Akkordanten) nicht 
immer die eigentlichen Unternehmer im Sinne des UVG. ſind, 
daß alſo der Umſtand, daß jemand zu einer ihm aufgetragenen 
Arbeit ſelbſt Arbeiter annimmt und dieſelben löhnt, für ſeine 
Unternehmereigenſchaft nicht unbedingt entſcheidend iſt. Vor⸗ 
ſtehende Einſchränkung entſpricht zwar nicht ganz der oben 
wörtlich wiedergegebenen neuen Beſtimmung der UBG. vom 
30. Juni 1900 und den dazu ergangenen Motiven, wonach 
entſprechend dem Urteil des RG. 21 S. 54 und 55 der Be⸗ 
triebsunternehmer mit dem Arbeitgeber zuſammenfallen ſollte, 
erſcheint jedoch durch das Weſen der Arbeiterverſicherungs⸗ 
geſetzgebung begründet. Vorausſetzung für die einſchränkende 
Auslegung des RA. iſt, daß die ſogenannten kleinen 
Akkordanten nicht nach der Geſamtleiſtung der vergebenen 
Arbeit, ſondern nach beſtimmten Einheitsſätzen gelohnt werden, 
daß der Hauptunternehmer über die von dem Akkordanten an⸗ 
genommenen Arbeiter verfügt, Vorſchüſſe zur Löhnung der 
letzteren gewährt und auf die Lohnbemeſſung Einfluß übt, daß 
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ferner die Akkordanten ihrer ſozialen Stellung nach nicht als 
Unternehmer, ſondern als, wenn auch beſſer gelohnte, Arbeiter 
anzuſehen ſind, daß ſie ſich nicht auf die Beaufſichtigung der 
von ihnen übernommenen Arbeit beſchränken, ſondern ſelbſt mit⸗ 
arbeiten, daß ſie kein wirtſchaftliches Riſiko bei ihrem Unter⸗ 
nehmen eingehen, und daß der ihnen verbleibende Gewinn nicht 
ſo groß iſt, daß er als Unternehmergewinn angeſehen werden 
könnte. Vgl. die diesbezüglichen Entſcheidungen des RVA. in 
den Entſch. für Unfallſachen Jahrg. 1903 S. 28/29 und 238, 
Jahrg. 1904 S. 194, 254 und Jahrg. 1905 S. 182/183, 
und die nicht veröffentlichten Beſchlüſſe des RVA. vom 
24. Februar 1902 I. 2572, vom 23. Juni 1903 I. 7895 und 
vom 8. Mai 1905 I. 2174. 

Soweit bei dem Ineinandergreifen verſchiedener Betriebe 
die mehrerwähnte neue Beſtimmung, in den 88 28 bezw. 33 
zur Beſeitigung aller Zweifel nicht ausreicht, iſt gemäß den 
ebenfalls neuen Beſtimmungen in den 88 85 bezw. 91 die 
Unfallentſchädigung nach billigem Ermeſſen auf die beteiligten 
Berufsgenoſſenſchaften zu verteilen. 

Schließlich mag noch darauf hingewieſen werden, daß die 
vorſtehend behandelte Regelung nur den Fall im Auge hat, 
daß ein der geſetzlichen Unfallverſicherung unterſtehender 
Betrieb in einen anderen ebenfalls verſicherten Betrieb 
übergreift. Unberührt bleiben dagegen diejenigen Fälle, in 
denen eine nicht gegen Unfall verſicherte Perſon, z. B. ein 
Handwerker, ſei es der Meiſter oder ein Geſelle, in einem ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Betriebe Arbeiten für Rechnung des 
Handwerksbetriebes vornimmt. In ſolchen Fällen wird die 
Handwerksarbeit nicht verſicherungspflichtig. Vgl. Motive 
zu 8 28. 

Auch auf verſchiedene Betriebe desſelben Unter⸗ 
nehmers findet vorſtehend behandelte Regelung keine An⸗ 
wendung, wie das RWA. in der Entſch. Nr. 1997, Amtliche 
Nachrichten 19, 383, angenommen hat. 

Die Richtigkeit vorſtehender Ausführungen wird durch eine 
intereſſante Entſcheidung des RWA. beſtätigt, welche in den 
Monatsblättern für Arbeiterverſicherung vom 15. Februar cr. 
S. 21 veröffentlicht iſt. Danach erlitt ein im Dienſte eines 
Kaufmanns ſtehender Fuhrknecht beim Verladen von Holz im 
Walde einen ſchweren Unfall. Der Arbeitgeber des Verletzten 
betreibt als Hauptunternehmen ein Warengeſchäft, mit dem er 
im Handelsregiſter eingetragen iſt. Er bewirtſchaftet daneben 
eine landwirtſchaftliche Fläche von 1,60 ha und gehört mit 
dieſem Betriebe der zuſtändigen landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft an. Zur Zeit des Unfalls hielt er zwei Pferde, 
welche er für ſeine landwirtſchaftlichen Arbeiten, zur Beförderung 
der Waren im Handelsgeſchäft und zu Lohnfuhren für Dritte 
benutzte. Der Unfall ereignete ſich bei einer Fuhre, welche 
gegen Lohn bei einem Sägemühlenbeſitzer ausgeführt 
wurde. Deſſenungeachtet kam für die Entſchädigung des Unfalls 
die für den Sägemühlenbeſitzer zuſtändige Holzberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft überhaupt nicht in Frage, vielmehr ſtritten lediglich die 
landwirtſchaftliche, die Fuhrwerks⸗ und die Lagerei⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft über die Haftung für den Unfall. 

Das RWA. hat mit Rückſicht darauf, daß die von dem 
Kaufmann gehaltenen zwei Pferde überwiegend mit Lohn⸗ 
fuhren für Dritte beſchäftigt wurden, einen ſelbſtändigen Fuhr⸗ 
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werksbetrieb des Arbeitgebers des Verletzten angenommen und 
deshalb die Fuhrwerksberufsgenoſſenſchaft für . 
pflichtig erklärt. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Grund der Prozeßkoſten⸗Verteilung. 

Der Koſtenpunkt war abweichend zu regeln, weil es für 
die Verteilung der Koſtenlaſt nicht darauf ankommt, ob eine 
unberechtigte Mehrforderung des Klägers auf einem Rechen⸗ 
fehler oder auf einem ſonſtigen Irrtume beruht. Jedenfalls iſt 
der Kläger zum Teil unterlegen. Daher mußte ihm gemäß 
§ 103 des Landesverwaltungsgeſetzes auch ein entſprechender 
Teil der Koſten zur Laſt fallen. Magiſtrat zu K. c. B., U. v. 
19. Juni 06, II 1328. Rep. Nr. II C 319/05. 


Begriff der Schenkung. 

Der Rentner B. und ſeine Ehefrau hatten ſich mittels ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments vom 9. Mai 1898 und Nachtrags 
vom 16. Mai 1898 gegenſeitig und für die Zeit nach dem 
Tode des Überlebenden ihren Neffen, den Kläger, zum Erben 
eingeſetzt. In dem Nachtrage war bemerkt worden, daß die 
Teſtierenden das zu ihrem Vermögen gehörige, in Kiel, 
Exerzierplatz 13, gelegene Grundſtück mit Schmiede und 
Schmiedeeinrichtung dem Kläger bereits zum Eigentum über⸗ 
tragen hätten. Aufgelaſſen wurde jedoch das Grundſtück dem 
Kläger erſt nach dem Tode des B. durch deſſen überlebende 
Ehefrau. Dabei wurde in der notariellen Verhandlung vom 
19. Auguſt 1904 wegen der vom Kläger zu übernehmenden 
Gegenleiſtungen nichts Beſonderes verabredet, ſondern nur auf 
frühere Verabredungen Bezug genommen. Die Parteien ſind 
aber darüber einig, daß das Grundſtück einen Wert von 
80 000 Mark hat und daß der Kläger mit dem Grundſtück 
Laſten im Betrage von 57 000 Mark, darunter ein der ver⸗ 
äußernden Witwe für ihre Lebenszeit eingeräumtes, auf 
4000 Mark berechnetes Wohnungsrecht übernommen hat. 

Der Beklagte zog hierauf den Kläger mit 800 Mark, alſo 
in Höhe von einem Prozent des vollen Grundſtückswerts, zur 
Umſatzſteuer heran. Der Kläger beanſpruchte dagegen mit der 
Behauptung, daß hier Erbgang und nicht eine freiwillige Ver⸗ 
äußerung vorliege, zunächſt völlige Freiſtellung, ſpäter machte 
er geltend, daß die geſchehene Eigentumsübertragung die Natur 
einer Schenkung unter einer Auflage habe. Demgegenüber be⸗ 
harrte der Beklagte auf dem Standpunkt, daß es ſich um 
einen im vollen Umfange ſteuerpflichtigen Eigentumserwerb 
handele. Der Bezirksausſchuß ſetzte die Steuer auf 230 Mark 
herunter, indem er eine Schenkung unter Lebenden als vor⸗ 
liegend annahm und deshalb im Hinblick auf $ 3 der örtlichen 
Steuerordnung die Steuer nach demjenigen Betrage bemaß, um 
den der Beſchenkte durch den Erwerb des Grundstücks bereichert 
worden war. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Beklagte Reviſion ein⸗ 
gelegt. 

Die Vorentſcheidung war jedoch zu beſtätigen. 


5) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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g eine A deshalb nicht 
erber mit dem Grundſtück Ver⸗ 


ſtehend, „daß der Kläger eine dart erſahre Bereicherung 1155 


ſolche entgegengenommen habe. Diele Feſtſtellung enthält 
Rechtsirrurm. In dem Urteil vom 7. 1 (NGZ. 40, 238) 
hat das RG. hervorgehoben, daß eine bei einer Sr ges 
machte Auflage auch in einer Leiſtung an den Schenker beſtehen 
könne. Weiter wird in demſelben Urteil der Schluß als irrig 
bezeichnet, daß, ſoweit bei einer Schenkung unter einer Auflage 
das Moment der Unentgeltlichkeit wegfalle und die in einer 
Leiſtung hende Auflage den Betrag der Schenkung decke, 
ein eltliches Geſchäft vorliege. Als Endergebnis wird 
ſchließlich der Satz aufgelte ht daß der Gegenſtand der 
Schenkung auch zu dem Wertsteile ein an den Bedachten ge⸗ 
ſchenkter iſt, der durch den Wert der Auflage gedeckt und 
aufgewogen wird. Dieſen Aus en hat ſich das OVG. 
angeſchloſſen. Die Tatſache, daß der Bedachte Laſten zu über⸗ 
ge hat, ſchließt das Vorliegen einer Schenkung hiernach 
nicht aus. Wenn der Bezirksausſchuß hiervon ausgehend als 
feſtſtehend erachtet hat, daß der Wille der Parteien ernſtlich 
auf eine Schenkung und nicht auf einen entgeltlichen Vertrag 
gerichtet geweſen ſei, ſo iſt dies eine ellung, die auf rein 
tatſächlichem Gebiete liegt und als ſolche gemäß 5 94 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 der Nach⸗ 
prüfung durch den Reviſionsrichter entzogen iſt. Ob in der 
Verhandlung vom 19. Auguſt 1904 die in Bezug genommene 
„frühere Vereinbarung“ ausdrücklich als Schenkung bezeichnet 
wird oder nicht, iſt unerheblich. Für die Frage, ob eine 
g vorliegt, iſt es nicht weſentlich, ob das Rechts⸗ 

geſchäft als Schenkung bezeichnet worden iſt oder nicht. 
Da nach 53 der Kieler Umſatzſteuerordnung die Abgabe, 


wenn der Eigentumserwerb auf Grund einer Schenkung unter 


Lebenden erfolgt, nach dem . zu bemeſſen iſt, um 
welchen der durch den Erwerb des Grundſtückes 
reicher wird, iſt die Vorentſcheidung, die die Steuer auf 


230 Mark feſtſetzte, lediglich zu beſtätigen. U. v. 1. März 07, 
II 442. Rep. Nr. II C 232/06. Bezirksausſchuß Schleswig. 


Baupolizeiliche Genehmigung fiskaliſcher Bauten. 
Von der Kaiſerlichen Werft in Kiel waren der ſtädtiſchen 
Polizeibehörde ebenda am 15. Mai 1905 zwei Blatt Zeichnungen 
und ein Lageplan mit der Bitte um Außerung überſandt worden, 
5 gegen die Ausführung des Anbaues etwas ae re ſei. 


Antrage, die angefochtene polizeiliche Derfügung aufzuheben. 
Er macht geltend: Der $ 69 der Baupolizeiverordnung handle 
in ſeinem ganzen Umfange von Ausnahmen, und zwar der Abſ. 2 


Für die Redaktion verantwortlich: 
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von den Ausn 


dagegen habe nur 
vorzulegen. Zuſtimmung bedeute 1 als Gen 
durch die dieſen Ausdruck enthaltende 3 
N 2 herbei 


III 15571), 9. November 1887, 15. Dezember 1878, 
25. Mai 1898, 1. Februar 1899 (III 19413) und 13. Auguſt 1899 
(III 12900) beftätigt..... Die Beklagte verteidigt dem⸗ 
gegenüber ihre entgegengeſetzte Auffaſſung von der Bedeutung 
des 8 69 Abſ. 2 Satz 2 und hält ſich nach wie vor für be⸗ 
rechtigt, ein den Beſtimmungen des 8 57 entſprechendes Baus 
geluch bei fiskaliſchen Bauten behufs Erteilung der 

enehmigung zu verlangen; fie meint, der 8 57 habe keine 
lediglich Pala Bedeutung, ſondern ſtelle das Mindeſtmaß 
der zur Prüfung eines Baugeſuchs erforderlichen materiellen 
Unterlagen dar. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage, und nachdem der Gerichts⸗ 
hof das bei der Regierung in Schleswig und bei der Polizei: 
behörde in Kiel vorhandene Material zu der Baupolizei⸗ 
verordnung vom 15. Februar 1905 herangezogen hatte, war 
die Vorentſcheidung zu beſtätigen. 

Fiskaliſche Bauten ſind grundfäklid ber baupolizeilichen 

Prüfung und Genehmigung ebenſo unterworfen wie Privat 
bauten; der Staat als Träger von Privatrechten nimmt in 
dieſer Beziehung keine Sonderſtellung ein. Praktiſche Er: 
wägungen laſſen es zwar mit Rückſicht auf die Zuverläffigkeit 
des bei fiskaliſchen Bauten tätigen techniſchen Aufſichtsperſonals 
und auf die bei Militär⸗ und Marinebauten häufig vorhandene 
Eilbedürftigkeit wünſchenswert erſcheinen, Ausnahmen zugunſten 
ei Biden „uauteh en fe der apolieibehorde nu und 
ie r g der gniſſe Baupolizeibehör je: 
doch in dem örtlichen Nara zum Ausdruck gelangen. 80 
weit dies nicht geſchieht, find alle Vorſchriften des örtlichen 
Baurechts auch auf den Fiskus anzuwenden (vgl. OVG. 2, 407; 
5, 324; PrVerwBl. 22, 131). 

Auf dem gleichen Boden ftehen 5 die vom Kläger in 
Bezug genommenen Erlaſſe des M 8 der öffentlichen 
Arbeiten vom 15. Dezember 1878 und vom 25. Mai 1898, 
welche demnach der Auffaſſung des Klägers nicht zur Stütze 
derer ffend iſt die Berufung des Kläg f 

o wenig zutreffend iſt die Berufung des ers au 
die Außerungen der Miniſterialinſtanz vom 1. Februar 1899 
(III 19413 M. d. ö. A.) und vom 13. Auguſt 1899 
(III 12900 M. d. ö. A.). In dieſen an den Reichskanzler bes 
ziehungsweiſe an das Reichsmarineamt gerichteten Schreiben 
wird zunächſt fac, daß grundſätzlich der Ortspolizeibehörd 
die Prüfung und Genehmigung der Bauerlaubnisgeſuche und die 
Abnahme bei fiskaliſchen Bauaus führungen 
nicht utzegen werden dürfe, ſofern Geſetz, Verordnung oder 
Statut die Genehmigung uſw. durch die Ortspoliribehörde 
fordern. Nach den in Betracht kommenden Polizeiverordnungen 
werden die marinefiskaliſchen Bauten in Schleswig⸗Holſtein von 
den . ebenſo wie Privatbauten behandelt. 
OVG. i. S. Reichsmarinefiskus c. Städtiſche Polizeiverwaltung 
Kiel v. 23. 4. 1907, VIII 765. Nep. Nr. VIII B 35/06. 


Bezirksausſchuß Schleswig. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35. Potsdamer Straße 118. 
W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


N 18 (Bogen 74 bis N 18 (Bogen 74 bis 81½). 


Berlin, 15. Oktober 15. Oktober 1907. 


36. Jahrgaug. 136. Jahrgang.] 585 585 
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Organ des öͤeutſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 8 
Juſtirat Dr. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Werkin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den ub nnen 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Big: Beftellungen 
immt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


— 


Vereins nachrichten. 


Der Eutwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen 
des Gerichts verfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßorduung, des 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
auwälte, nebſt Begründung, im Reichsanzeiger Nr. 238 ver- 
öffentlicht, liegt dieſer Nummer bei, und wird der vom 
Mannheimer Auwaltstage beſchloſſene außerordentliche Au⸗ 
waltstag voransſichtlich zum 23. November d. Js. nach Leipzig 
berufen werden. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


In der am 12. September 1907 zu Mannheim ſtattgehabten 
dreiundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurde der 
Bericht des Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1906/1907 zur 
Kenntnis gebracht. Nach dem Bericht zählt die Kaſſe eine 
Geſamtzahl von 5 429 Mitgliedern gegen 5 284 im Vorjahre. 
Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 1 135 105 Mark 44 Pf. auf 
1159 894 Mark 48 Pf. erhöht. Der für das vierundzwanzigſte 
Verwaltungsjahr vorhandene. Unterſtützungsfonds beläuft ſich 
auf 112 122 Mark 75 Pf., wovor bis zum 1. Juli 1907 bereits 
über 111 854 Mark verfügt war. Der Geſchäftsbericht wurde 
genehmigt und dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden nn. 
gewählt und als Rechnungsprüfer für das laufende Geſchäft 
jahr die Herren Juſtizrat Dr. Drucker und Rechtsanwalt 
Dr. Anſchütz in Leipzig beſtellt. Als Ort der nächſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand 
jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem anderen 
deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag oder ein Juriſtentag ſtatt⸗ 
findet, zu berufen. 

Im übrigen wird im weſentlichen auf den Seite 575—577 
der Nr. 17 der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 1. Oktober 1907 
erſtatteten Bericht Bezug genommen. 


Der zu Mannheim in der dreiundzwanzigſten ordentlichen 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
am 12. September 1907 ſatzungsmäßig gebildete aan beſteht 
aus folgenden Perſonen: 

1. Paul Herr, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Vorſitzender. 

2. Dr. Max Deiß, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden. 

3. Arnold Zenetti, Rechtsanwalt beim Reichsgericht zu 

Leipzig, Schriftführer. 

4. Karl Scheele, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
Zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers. 
5. Dr. Louis Seelig, Geheimer Juſtizrat, 

beim Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter. 

6. Dr. Oscar Oehme, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 

beim Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters. 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht zu 

Karlsruhe. 

8. Max Jacobſohn, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land: 

gericht I zu Berlin. 
9. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 


Rechtsanwalt 


zu Leipzig. 

10. Curt Elze, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 
Halle a. S. 

11. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Leipzig. 

12. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 


München I und IL 
Leipzig, den 10. Oktober 1907. 


Herr, Benetti, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt, Geheimer Juſtizrat, 
Borfigenber. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


——— — ———— — 
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SO TED m 


. Badrian, Guſtav, 
Baer, Dr. Benno, 
Balzer, Georg, Rechtsanwalt, Lorſch. 
Barth, Hans, Juſtizrat, Leipzig. 
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18. 1907. 


Verzeichnis 


der 


Teilnehmer am XVIII. Deutſchen Anwaltstag zu Mannheim. 


. Abel, Max, Rechtsanwalt, Eſſen a. d. Ruhr. 
Abraham, Hans, Juſtizrat, Berlin. 
Abraham, Mor, 5 St. Johann a. S. 
Abraham, 

Abs, Dr. Joſef, Rechtsanwalt, Bonn. 
Ackermann, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Albrecht, Friedrich, Rechtsanwalt, Marbach. 
Albrecht, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Hamburg. 
Alexander -Katz, 


ax, Rechtsanwalt, Völklingen. 


Dr. Richard, Rechtsanwalt, 


Berlin. 


. Alt, Dr. Th., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Aronſohn, Juſtizrat, Bromberg. 
Aßmann, Dr. Arnold 
Auerbach, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Averdung, Juſtizrat, Potsdam. 

Bach, Rechtsanwalt, Stuttgart. 

Bachmann, Fritz, Ran Sulzbach. 


T., Rechtsanwalt, Berlin. 
uſtizrat, Kattowitz. 
echtsanwalt, Düſſeldorf. 


Baruch, S., Rechtsanwalt, Worms. 


Baſſermann, Ernſt, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Bauer, Ludw., Juſtizrat, a. 

Bauer, Dr., Rechtsanwalt, Mü 

Baumann, Wilh., Rechtsanwalt, Dürkheim. 

. Baumeifter, Maximilian, Rechtsanwalt, Weilheim. 
Baumert, Gg., Juſtizrat, Spandau. 

. Bayer, Adolf, Rechtsanwalt, Ansbach. 
Becher, Richard, Rechtsanwalt, Berlin. 

Beck, Dr. Eugen, Rechtsanwalt, Cannſtatt. 
Beck, Georg, Rechtsanwalt, Würzburg. 
Becker, Dr. Rob., N Düſſeldorf. 
Beckh, Dr. Herm., 

Behrend, Dr. Roland, 
Behrendt, Joh., Rechtsanwalt, Danzig. 

. Benfey III, Dr. Ph., Rechtsanwalt, Hannover. 
Be an ghoff, Dr. Philipp, Rechtsanwalt, Franken⸗ 


thal. 

Berg, Dr. Eduard, Rechtsanwalt, B 

. Berne, Dr. Jakob, Rechtsanwalt 

Berner, L., Rechtsanwalt, Hamburg. 
Bernheim, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Bertelsmann, Cäſar, Rechtsanwalt, Bielefeld. 
Beyerle, Rechtsanwalt, Konſtanz. 


nchen. 


uſtizrat, Nürnberg. 
Rechtsanwalt, Hamburg. 


erlin. 


: Bonßeim, Dre Juſtizrat, Flensbur 
Bon 

Bopp, Dr. Alexander, Rechtsanwa 
Boskowitz, Dr. Leo, Rechtsanwalt, Fürth. 
Brandus, Dr. 
Bretzfeld, Dr. Friedr., Rechtsanwalt, Coburg. 
Broda, Dr. Guſt., Juſtizrat, Leipzig. 
Bruck, B en Berlin. 

Bruck, Dr. Ri 

. Brüder, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Bad Nauheim. 
Burgheim, Paul, Juſtizrat, Minden i. Weſtf. 
Burghold, Julius 90 
Caßſe Dr. 

Ca 

f Coben, Dr. Alfred, Rechtsanwalt, Cöln. 
Co 

ü Cohn, Georg, Juſtizrat, Tilſit. 


Bickel, Fritz, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 

45. Bielefeld, Dr. Rich., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
. Bieringer, Ludwig, Rechtsanwalt, Metz. 
Binswanger, Dr., Rechtsanwalt, Augsburg. 
Binz, Dr., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
HBiſchoff, Rechtsanwalt, Ludwigshafen a. Rh. 
Bitzel, Paul, Rechtsanwalt, Tauberbiſchofsheim. 
Bloch, Dr. Adolf, Rechtsanwalt, Regensburg. 
Bloch I, Dr. Edmund, Rechtsanwalt 
Blüher, Curt, Rechtsanwalt, Dresden. 
Blum, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 

. Blumenthal, Adolf, Rechtsanwalt, Berlin. 

. Blüthe, Dr. Leo, Rechtsanwalt, Kaiſerslautern. 
Böckel, Fritz, Rechtsanwalt, Jena. 
Boguſch, Paul, Rechtsanwalt, Königsberg. 
A Böhm ; 5 re Brieg. 

; Bohn akob, Rechtsanwalt, Sagan. 


„München. 


Böhncke, Herm., Rechtsanwalt, Marggrabowa. 
Schwerin. 


eim, Dr. John 
ö . Darmſtadt. 


echtsanwalt 
be 


ams, Rechtsanwalt, Magdeburg. 


chard, Juſtizrat, Frankfurt a. M. 


tizrat, Frankfurt a. M. 
Hugo, Rechtsanwalt, Nürnberg. 
ſel, Eduard, Juſtizrat, Berlin. 


en, Dr. Herm., Rechtsanwalt, Nürnberg. 


Cohn, Dr. Martin, Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 


Cohn, Otto, Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Cohn, Siegbert, Rechtsanwalt, 
Crespel, Alex., Rechtsanwalt, Flensburg. 
Cuers, Dr. 
Dalberg, Max, Rechtsanwalt, Northeim. 
v. Damm, Kurt, Rechtsanwalt, Wolfenbüttel. 
Dannhoff, Ernſt, Rechtsanwalt, Thorn. 

. Darmitädter, Dr., Rechtsanwalt, 
David, Hugo, Rechtsanwalt, Frankenthal. 


uhrort. 
arl, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 


Mannheim. 


36. Jahrgang. 


„v. Davidſohn, Aug., Rechtsanwalt, Coblenz. 


90. Deimling, Rechtsanwalt, Durlach. 


139. 
140. 
141. 


142. 
143. 
144. 
145. 
146. 


Deiß, Dr., Juſtizrat, veipäig. 
Deutſch, 

Dickmann, Ludwig, Rechtsanwalt, Borbeck. 

. Dieringer, Rud., Rechtsanwalt, Rottweil. 

. Doinet, Heinrich, Geheimer Juſtizrat, Colmar i. E. 
Dormitzer, Dr., uf 
. Dörnberg, Dr., Rechtsanwalt, Eſchwege. 
. Dornoff, Dr. 
Dörrer, Theodor, Rechtsanwalt, 
. Dreifuß, Emil, Rechtsanwalt, Emmendingen. 
Dreſcher, Karl, Rechtsanwalt, Schweinfurt. 
Dresdner, Max, Rechtsanwalt, Liegnitz. 
Duffner, Theobald, Rechtsanwalt, Rottweil. 
v. Duhn, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 

. Dümmler, Eugen, 
Dürenheimer, Dr. Albert, Rechtsanwalt, Mann⸗ 


EHRT ER TER IT 


= 


r., Rechtsanwalt, Mannheim. 
uſtizrat, Nürnberg. 
dolef, „ i. B. 


ürzburg. 


uſtizrat, Mülhauſen i. E. 


heim. 


. Ebertsheim, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 

Eckermann, Theod., Rechtsanwalt, Wiesbaden. 

Eckert, Karl, Juſtizrat, München. 

i Ehelich, Wilhelm, Rechtsanwalt, Hamburg. 

. Eifele, Anton, Rechtsanwalt, Ellwangen. 

. Eifemann, Max, Rechtsanwalt, Frankenthal. 

. 0 erg, Dr. Ferd., Rechtsanwalt, Frankfurt 
a 


rlich, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Tilſit. 


. Elfa3, Dr. Hugo, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
. Elze, Kurt, 
. Enderlein, 
Engels, Dr. Joſef, Rechtsanwalt, D.⸗Ruhrort. 
Engels, Dr. Wilhelm, Rechtsanwalt, Gelſen⸗ 


uſtizrat, Halle. 
em Juſtizrat, Ansbach. 


kirchen. 


Engert, Otto, Rechtsanwalt, Dresden. 

. Erlanger, Dr. Mich., Rechtsanwalt, Nürnberg. 
. Erythropel, Geh. Juſtizrat, Leipzig. 
Eßlinger II, Guſtav, Rechtsanwalt, Stuttgart. 


alk, Bernhard, Rechtsanwalt, Cöln. 
eiſt, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
enſch, Bruno, Juſtizrat, Wriezen. 


iſcher I, Gg., Rechtsanwalt, Cöln. 

iſ 8 Joſ., Rechtsanwalt, Nördlingen. 
iſcher, Dr. Robert, Rechtsanwalt, Augsburg. 
leiſcher, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
leiſcher, Julius, Rechtsanwalt, Berlin. 
rank, Eduard, Rechtsanwalt, Konſtanz. 
rank, Karl, Rechtsanwalt, Trier. 

rank, Dr. Ludwig, Rechtsanwalt, Mannheim. 
rancken, Dr. Oskar, Rechtsanwalt, Aachen. 
rankenſtein, Kurt, Rechtsanwalt, Breslau, 
renzel, Dr. Paul, Rechtsanwalt, Dresden. 
reſſel, Friedrich, . Lüneburg. 
reudenheim, Dr. Martin, Rechtsanwalt, Berlin. 
reudenthal, Dr. Felix, Rechtsanwalt, Würz⸗ 
rg. 
reund, gutigrat, Offenbach a. M. 

reund, Ludwig, Rechtsanwalt, Mannheim. 
reundlich, Dr. Ludw., Rechtsanwalt, Berlin. 
rey, Wilhelm, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
riederich, Heinrich, Rechtsanwalt, Bad Dürk⸗ 
eim. 


AIR 


4 


eſter, Dr. Adolf, Juſtizrat, Frankfurt a. M. 
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148. 
149. 
150. 
151. 
152. 
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riedrichs, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
ritſchi, Bruno, Rechtsanwalt, Freiburg i. B. 
ritſchi, Eugen, Rechtsanwalt, Freiburg i. B. 
röhlich, Dr., Juſtizrat, Cöln. 

uchs, Dr. Eugen, aaa Berlin. 

ürſt, Dr. Friedr., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
et „Dr. Rud., Rechtsanwalt, Heidelberg. 
allus, Ernſt, Rechtsanwalt, Darmſtadt. 


Gallus, Ferd., Rechtsanwalt, Darmſtadt. 
Gammersbach, Eduard, Juſtizrat, Cöln. 


Gebhart, Anton, 
Gehrke, Dr. Max, 


yullarat weibrücken. 
echtsanwalt, Frankfurt a. M. 


Geiershöfer, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Geiger, Dr. Rudolf, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 


Geisler, Max, Juſtizrat, Gleiwitz. 
. Geißmar, Leopold, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Gentil, Joſef, Rech 


tsanwalt, Mannheim. 


Gieſeke, Ludwig, Juſtizrat, Magdeburg. 
Gießen, Heinrich, Juſtizrat, Zweibrücken. 
Glaß, Dr. Salo, Juſtizrat, Schneidemühl. 


Goldberg, Juſtizrat, 


arburg. 


Goldfeld, Dr. Julius, Rechtsanwalt, Hamburg. 


Goldſchmidt, Dr. Ed., Rechtsanwalt, Stuttgart. 


Goldſchmidt, Dr. Guſtav, Rechtsanwalt, Berlin. 
Goldſtein, Dr. Eugen, Rechtsanwalt, Kattowitz. 


Goldſtein, Dr. Juſtin, Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Görres 


Dr. Carl, Rechtsanwalt, Berlin. 


Görtz, Hans, Juſtizrat, Regensburg. 


Gottſchalk, Fritz, 
Gottſchalk, ö. 8 
Götz, Otto, Rechtsanwalt, Kuſel. 
Gröpler, Paul, Rechtsanwalt, Deſſau. 
Groſſart, Rechtsanwalt, Straßburg. 


echtsanwalt, Bernburg. 
ermann, Rechtsanwalt, Leipzig. 


180. Groß, Fr., Rechtsanwalt, Mergentheim. 
19 Groß, Oskar, Rechtsanwalt, Nürnberg. 


Große, Joh., Rechtsanwalt, nn Ä 
. Großke, Dr. Oskar, Rechtsanwalt, Dresden. 
. Örumbader, Otto, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Grünberg, Adolf, Rechtsanwalt, Hohenſalza. 
. Grünebaum, Michael, Rechtsanwalt, Aſchaffen⸗ 


burg. 


9 
Grünewald, Wilhelm, Rechtsanwalt, Gießen. 
; en „Dr., Rechtsanwalt, Offenbach. 
ü 


dner, Dr., Rechtsanwalt, Barmen. 


Gumbel, Dr. Sigmund, Rechtsanwalt, Heilbronn. 
Gump, 8 | 
Günther, Alfred, Rechtsanwalt, Schöppenſtedt. 
Guſchorowski, Rechtsanwalt, Stallupönen. 


enno, Rechtsanwalt, Ulm a. d. D. 


Gutman, Otto, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Guttmann, Eduard, Rechtsanwalt, Magdeburg. 


Guttmann, Max, 
Gyßling, Robert, Juſtizrat, it. Aſchaffe 


uſtizrat, Wiesbaden. 


Aſchaffenburg. 


Haager, Ludwig, Rechtsanwalt, 
199. Haas, Dr. Hch., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
200. Haaſe, Dr. Berthold, Rechtsanwalt, Poſen. 
201. Hachen Julius, ee Leipzig. Ä 
202. er ar, Rechtsanwalt, Mannheim. 
203. Häckel, Dr. Ke Rechtsanwalt, Dresden. 
204 uſtav, Rechtsanwalt, Caſſel. 


Hahn, Dr. 
. Haidlen, Dr 


Rechtsanwalt, Stuttgart. 


allwachs, Fuſtizrat, Darmſtadt. 


f Händel, Wilhelm, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 


v. Harder, Alex., Rechtsanwalt, Mannheim. 
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armſen, Theob., Rechtsanwalt, Hildesheim. 

arnier, Dr. Eduard, Rechtsanwalt, Caſſel. 

arrer, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
um, Dr. Simon, Rechtsanwalt, Tübingen. 

Best Dr. Guſtav, Rechtsanwalt, Mannheim. 
mann, Dr., Rechtsanwalt, Weinheim. 

18 Dr. Adolf, Juſtizrat, Wiesbaden. 

eilbrunn, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 

18055 Arthur, Geh. Juſtizrat, Cöln. 

eilmann, Joſef, Rechtsanwalt, Villingen. 

ein, Jakob, Juſtizrat, Schleswig. 
einsheimer, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
eitmann, Bernh., Rechtsanwalt, Ruhrort. 
elm, Dr. Reinhold Ludwig, Juſtizrat, Dresden. 
emmes, Wilhelm, Rechtsanwalt, Bensheim. 

erdeg . Friedr., Rechtsanwalt, 1 

erold, Paul, Rechtsanwalt, Halle a. 

err, Paul, Juſtizrat, Leipzig. 

err, Dr. Paul, Rechtsanwalt, Hamm. 

u Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Baden⸗ 

Baden. 

errmann, Dr., Rechtsanwalt, Lautersbach. 

errmans, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, zn 

erg, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. 
erz, Dr., Rechtsanwalt, daa a. Rh. 
erzfeld, Dr. Adolf, Rechtsanwalt, Chemnitz. 
eß, Dr. L., Rechtsanwalt, Stuttgart. 
eymann, Dr. Adolf, Rechtsanwalt, Berlin. 
eymann, Dr. Eduard, Rechtsanwalt, Danzig. 

eyne, Carl, Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
ingerl, Michael, Rechtsanwalt, Landshut. 
inrichſen, Dr. Robert, Rechtsanwalt, Güſtrow. 
ippe, Dr. Joh., Rechtsanwalt, Dresden. 
irſch, Alex., Rechtsanwalt, Heidelberg. 

11 „Cuno, Rechtsanwalt, Coburg. 

Hi chler, Dr. Franz, Rechtsanwalt, Mannheim. 
offmann, Ernſt, alen Pankow⸗Berlin. 
ofmann, Guſtav, Rechtsanwalt, Leipzig. 
olländer, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 
ollander, Dr. Gottfried, Rechtsanwalt, Berlin. 
olz, Dr. Ferdinand, Rechtsanwalt, Mannheim. 
ommelsheim, Dr. Hubert, Rechtsanwalt, Metz. 
onig, Dr. Leop., Rechtsanwalt, Nürnberg. 
orch, Dr. Hermann, Juſtizrat, Mainz. 

Horwitz, Dr. Oskar, Rechtsanwalt, Hamburg. 
umſer, Dr. Guſt., Geh. Juſti rat, Frankfurt a. 
ündorf, Emil, Juſtizrat, Halle a. 
üneberg, Dr. Al ert, Rechtsanwalt, Hammi. W. 
uth, Dr., Rechtsanwalt, Sangershauſen. 
acobi, Dr. 0 Rechtsanwalt, München. 
akobſohn, Max, Juſtizrat, Berlin. 
arecki, Siegfr., Rechtsanwalt, Poſen. 
asper, Rechtsanwalt, Buxtehude. 
ehle, Ernſt, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
eſelſohn, Dr. Max, Rechtsanwalt, Mannheim. 
oachim, 5 Juſtizrat, Berlin. 
ordan, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
oſt, Karl, Rechtsanwalt, Alzey. 
ourdan, Pr. Th., Rechtsanwalt, Mainz. 
srael, Dr. Alfred, Rechtsanwalt, Hamburg. 
unck, Dr. Johannes, Juſtizrat, Leipzig. 
ünger, Dr. Heinrich, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
ache, Carl, Rechtsanwalt, Waltershauſen. 


271. 
272. 
273. 
Kaiſer, Dr. Joſef, Rechtsanwalt, Leipzig. 
Kämpfer, Dr., Rechtsanwalt, Poſen. 
Kapferer, Aug., Rechtsanwalt, Mosbach. 

. erbsen Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Karbe, 


N 18. 1907. 


Kahn, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Kahn, Maximilian, Rechtsanwalt, München. 
Kaehne, Dr. Herm., Rechtsanwalt, Halle a. S. 


Ottomar, Rechtsanwalt, Wittenberg, 
z. Halle. 


ö 20 „Edwin, Juſtizrat, Berlin. 


Katz, Otto, Rechtsanwalt, Offenburg. 


Katz, Dr. Robert, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Katzenſtein, Dr., S Caſſel. 
eee 


Siegfried, Rechtsanwalt, 


rank 
i a) ai mann, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Kaufmann, Dr. Guſtav, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Kaufmann, Dr. 
Kaufmann, Dr. 
. „ Dr. Theodor, Rechtsanwalt, Heidel⸗ 


8 ni Rechtsanwalt, Crefeld. 
Rechtsanwalt, Caſſel. 


erg. 
. Kennes, Carl, Rechtsanwalt, Potsdam. 
Kiener, Ed., Rechtsanwalt, Neuburg a. D. 
Kiſſelſtein, leere anne, Sramkfurta M. 
Kleefeld, Eugen, Rechtsanwalt, 
Klein, Dr. „Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
. Klein, Karl, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Klein, Karl, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Kleinrath, Otto, 5 Hannover. 
g 5 Dr. Adolf, 
f 8 pel 2 Friedrich, Rechtsanwalt, Dresden. 
Kloſe, 
Knebel, Paul, Rechtsanwalt, Zehlendorf⸗Berlin. 
Koch, Karl, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Kolberg, Max, June, Fürſtenwalde. 
. Kolfen, Juſtizrat, Berlin. 
. König, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Königsberg, Dr., R 
Kopp 
. Köftlin, Auguſt, Rechtsanwalt, 
Kraemer, Emil, Rechtsanwalt, 
Krämer, Paul, Rechtsanwalt, Worms. 
. Kraut, Heinrich, Rechtsanwalt, 
Kreiſch, 
Krupp, Hubert, Rechtsanwalt, Bonn. 
Kühne, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
Kuhſe, Eri 


orms. 


Rechtsanwalt, Cöln. 
ottfried, Rechtsanwalt, Groß⸗Schönau. 


echtsanwalt, Hamburg. 
Friedr., Juſtizrat, Berlin. 
eilbronn. 
ünchen. 


el, Dr. 


Stuttgart. 
Leo, Rechtsanwalt, Bonn. 


„ Juſtizrat, 5 
Külz, Dr. Walter, echtsanwalt, Marburg 


Kuſel, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 

f Kuznitzky Dr. Hugo, Rechtsanwalt, Berlin. 
Laiblin, Dr. Reinhold, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
Landfried, Fritz, Rechtsanwalt, Heidelberg. 
Landsberg, Adolf, Sultigrat, Poſen. 
Langbein, Dr. Oskar, Rechtsanwalt, Leipzig. 
. Zange, Dr. Aug., Rechtsanwalt, Quedlinburg. 
Lasker, Dr. Leo, Juſtizrat, 
Lasker, Dr., Rechtsanwalt, 
Lauber, Theodor, Rechtsanwalt, Neuburg a. D. 
Laux, Jakob, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Lebrecht, Dr. 
Leers, Albert, 
Lehmann, Siegfried, Rechtsanwalt, Potsdam. 
Leiſer, Julius, Rechtsanwalt, Metz. 


annover. 
trausberg. 


uao, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
echtsanwalt, Berlin. 


36. Jahrgang. 


Lemberg, Dr., Rechtsanwalt, Breslau. 
Lempſch, Julius, Rechtsanwalt, Neckarsulm. 
Leonhardt, Rudolf, 
Leun, Ludwi 
Levi, Ernſt, 
Levis, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Leviſon, Dr., Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
Levy, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Berlin. 
Levy, Karl, Rechtsanwalt, Stettin. 

. Lewald, Karl, Juſtizrat, Leipzig. 

Lewin, Dr. M 

Lewy, Georg, Rechtsanwalt, Berlin. 
Leyſerſon, Herm., Juſtizrat, Berlin. 

Licht, Ernſt, Junizrot, Cöln. 

Liebe, Rechtsanwalt, Chemnitz, 

Lindeck, Anton, Rechtsanwalt, Mannheim. 

. 2öb, Dr. Max, Rechtsanwalt, Mainz. 

Loeb, Dr. J., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Lomnitz, Dr. Arthur, Rechtsanwalt, Berlin. 
Lönartz, Georg, Rechtsanwalt, Coblenz. 
Löwenberg, Dr. Max, Rechtsanwalt, Mainz. 
Löwenſtein, Dr. Rudolf, Rechtsanwalt, Stutt⸗ 


Luhn, Rechtsanwalt, 7 
Lurz, Gg. Friedrich, 

Luſt, Hermann, Rechtsanwalt, 
Lütkemann, Notar, Hannover. 
. Maafer, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Jena. 
Machol, Heinrich, Rechtsanwalt, Königſtein 


uſtizrat, Freiberg i. S. 
Rechtsanwalt, Gießen. 
echtsanwalt, Stuttgart. 


ax, Juſtizrat, Berlin. 


art. 
öwenſtein, Adolf, Rechtsanwalt, Paderborn. 


abern. 


uſtizrat, 
ürnberg. 


(Taunus). 


Mahler, Dr. Max, Rechtsanwalt, München. 
Mainzer, Dr. Robert, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
. Mainzer, Dr. Friedr., Rechtsanwalt, Darmſtadt. 
. Mann, Dr., Nich, Nes Stettin. 

Mann, Dr. Rich., 

. Mann, Dr. Viktor, Rechtsanwalt, 
. Mappes, Dr. Georg, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
. Marfording, 
Marx, Auguft, 
. Marrheimer, Moritz, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 
Maſchke, Gg., 
Matthieſſen, 
. Mattner, Walter, Rechtsanwalt, Marggrabowa. 
Maurer, Dr. Eugen, Rechtsanwalt, Saargemünd 
374. Mauſen, 
5. Mayer, Albert, Rechtsanwalt, Ludwigshafen. 
Mayer, Bernhard, Rechtsanwalt, Straßburg i. E. 
Mayer, Fritz, Rechtsanwalt, Straßburg. 

. Mayer, Dr. Guſtav, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Mayer, Dr. 1 Rechtsanwalt, Ellwangen. 
Mayer, Dr. 

. Mayer, Dr. Oscar, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Mehlhauſen, Dr., Rechtsanwalt, Braunsberg. 
Mehnert, Carl, Rechtsanwalt, Altenburg. 

. Menzen, Johannes, Rechtsanwalt, Bonn. 
Merckle, Juſtizrat, Frankenthal. 

Merzbach, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Magde⸗ 


Rechtsanwalt, 8 
udwigshafen. 


of., Juſtizrat, Paderborn. 
echtsanwalt, Mannheim. 


uſtizrat, Konitz. 
h., Rechtsanwalt, Eckernförde. 


uſtizrat, Dortmund. 


oritz, Rechtsanwalt, Frankenthal. 


burg. 


Merzbach, Dr. Rich., Rechtsanwalt, Frankfurt. 
Merzbach, Dr. Rudolf, Rechtsanwalt, Offen⸗ 


bach a. M 


. Met „ Dr. Theodor, Rechtsanwalt, Heppenheim. 
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390. 


Oppen 

Oppen 

Oppenheimer, Arno, Rechtsanwa 

ee Dr. Rich., Rechtsanwalt, Darm⸗ 
tadt 


adt. 
Oskierski, Ernſt, Rechtsanwalt, Lyck i. Oſtpr. 
Palm, Richard, Rechtsanwalt, 
Panther, Dr., Rechtsanwalt, 
Peters, Rechtsanwalt, Coblenz. 
. Pfälzer, Dr. Moritz, Rechtsanwalt, Weinheim. 
Pfeiffer, Robert, Juſtizrat, Hannover. 


v. Praun, Geheimer 
Pudel, Dr. Fritz, Rechtsanwalt. Mannheim. 
Purſche, Dr. Georg, Rechtsanwalt, Halle a. S. 


f ann) 
Ratko 
Reiche, Benno, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
Reichert, Dr. Rich., 
Reinhard, 
Reis 
f Reiſſert, Walter, 
Reiß, Dr. Guſtav, 
Rheinheimer, Dr., Rechtsanwalt, Kaiſerslautern 
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Metzger, Dr. Oscar, Rechtsanwalt, Freiburg 
(Breisgau). 


Metzler, Juſtizrat, Rügenwalde. 
Meuſer, Dr. Franz, 


echtsanwalt iedber 
Geſſen). ER 


Meyer III, Dr., Rechtsanwalt, Hannover. 

Meyer, Dr. Fre Juſtizrat, 

Meyer, Paul, 

. Mitta 

. Moedel, Dr. Friedr., Rechtsanwalt, Mannheim. 

Mohr, Dr. Klaus, Rechtsanwalt, Coblenz. 

Moſſon, Alfons, Juſtizrat, Angermünde. 

. Müller, Dr. Eduard, Rechtsanwalt, Quedlinburg. 

. Müller, Dr. Ernſt, Juſtizrat, Metz. 

. Müller, Georg, Rechtsanwalt, 

Müller, Guſtav, Rechtsanwalt, Ludwigshafen. 

. Müller, Dr. Heinrich, Rechtsanwalt, Heidelberg. 

„Müller, Herm., Rechtsanwalt, Quakenbrück. 

. Müller, Dr. Walter, Rechtsanwalt, Chemnitz. 

. Müller, Walter, Rechtsanwalt, Stuhm i. Weſtpr. 

. Nauen, Dr. Victor, Rechtsanwalt, Mannheim. 

. Naumann, Karl, Rechtsanwalt, Lüchow. 

Neu, Dr. Peter, Rechtsanwalt, Coblenz. 

. Neubecker, Friedrich, Rechtsanwalt, 

. Neuburger, Rechtsanwalt, Baden-Baden. 

. Neuhaus, Max, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 

f Ma „ Dr. Karl, Rechtsanwalt, Frank⸗ 
rt a 


rankfurt a. M. 
Rechtsanwalt, Berlin. 
„Dr. Max, Oberjuſtizrat, Dresden. 


Chemnitz. 


weibrücken. 


Neumann, Dr. Hugo, Juſtizrat, Berlin. 
. Neumann, Juſtizrat, 
Ney, Wilhelm, Juſtizrat, Landau. 
Niemeyer, Rechtsanwalt, Eſſen. 
Noltenius, Dr. Eberhard, Rechtsanwalt, Bremen. 
. Nomoczyn, Guſtav, Juſtizrat, Neuſtadt i. Weftpr. 
. Obern orf 

Oelenheinz, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Oettig, Wilhelm, Juſtizrat, Breslau. 

5 Seer Siegbert, Rechtsanwalt, Nürnberg. 


Sorau. 


Dr., Rechtsanwalt, Darmſtadt. 


eimer, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
eimer, Alex, Rechtsanwalt, Hildesheim. 
lt, Würzburg. 


rburg. 
annheim. 


Pfiſter, Rechtsanwalt, Ansbach. 


uſtizrat, Nürnberg. 


Raabe, Richard, Rechtsanwalt, Aue (Sachſen). 
Paul, Rechtsanwalt, Hannover. 
wski, Moritz, Juſtizrat, Berlin. 


Juſtizrat, Hannover. 
Arwed, Rechtsanwalt, Meißen. 
Dr. Karl, Rechtsanwalt, Straßburg. 
near Erfurt. 
echtsanwalt, Mannheim. 


S 
Schloß, Bernhard, 
a San Joſef, Rechtsanwalt, 


a Saher Dr. Otto, Rechtsanwalt, Mainz. 


S 
S 
Schneider, Heinrich, 
Schnitzer, Dr. Anton, Rechtsanwalt, Cöln. 
Schoch, Dr. Otto, Rechtsanwalt, Heidelberg. 
Schon, Hans, Rechtsanwalt, Bonn. 
Schönecker, Leonhard, Rechtsanwalt, Freiſing. 
Schöps, Dr. Guſtav, JInſtizrat, Berlin. 
Seng Emil, Rechtsanwalt, Heidelberg. 
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Riekes, Karl, Rechtsanwalt, Seeſen. 
. Riffel, Rechtsanwalt, Neuſtadt a. 85 
Robert, Dr. Alfred, Rechtsanwalt, 

. Robinow, Dr. R., Rechtsanwalt, H 
Roebel, Franz, Rechtsanwalt, Ludwigshafen a. Rh. 


raunſchweig. 
amburg. 


Roediger, Hermann, Rechtsanwalt, Mannheim. 


A Rose Heinrich, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Ro 

Ro Im erg, Emil, Rechtsanwalt, Bonn. 

Ro 

Roſenberg, Julius, Rechtsanwalt, Göttingen. 
Roſenfeld, Fritz, Rechtsanwalt, Mannheim. 

. Rofenfeld, Dr. 
Roſenheim, Dr. 
Roſenmeyer, Dr. Arth., Rechtsanwalt, Frank⸗ 


furt a. M. 
. Rofenthal, Dr. Ignaz, Rechtsanwalt, Wies⸗ 
den 


aden. 

. Rofenthal, Dr. Wilh., Rechtsanwalt, München. 
Röſer, Franz, Rechtsanwalt, Freiſing. ' 

: Roth „Dr. un Rechtsanwalt, Heidelberg. 

. Rot 

Rothe, Carl, Rechtsanwalt, Altenburg. 
Rothſchild, 
. Roth ild, Martin, 
Rot 

Rubenſohn, Dr., Rechtsanwalt, Rybnik. 
Salzer, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Sander, Emil, Rechtsanwalt, 
. Sander, Georg, Juſtizrat, Wuſterhauſen a. D. 
. Sänger, Adolf, Rechtsanwalt, Stuttgart. 


e, Eduard, Rechtsanwalt, Haarburg. 
enberg, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Gießen. 


„Rechtsanwalt, Mannheim. 
lex, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 


barth, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 


r. Eugen, Rechtsanwalt, Freiburg. 
echtsanwalt, Cannſtadt. 
ſchild, Moritz, Rechtsanwalt, Bruchſal. 


ildesheim. 


Sänger, Dr. Leo, Rechtsanwalt, Berlin. 


Schall, Dr. Richard, Rechtsanwalt, Leipzig. 

Scharlach II, Dr. Otto, Rechtsanwalt, — 

Schauer, Dr. Rudolf, Rechtsanwalt, 

2 Scheib, Georg, Rechtsanwalt, Forbach. 
8 


aris. 


eib, Karl, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
erer, Dr. Martin, Rechtsanwalt, Leipzig. 
irren, Julius, Juſtizrat, Kiel. 
N ’ Rechtsanwalt Villingen. 

Schrobenhauſen. 
midt, Albert, Rechtsanwalt, Duderſtadt. 
midtmüller, Juſtizrat, Colmar i. E. 

Rechtsanwalt, Marburg. 


rag, Dr. Conrad, Juſtizrat, Dresden. 


Schrag, Dr. Hugo, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Schrammen, Heinz, Rechtsanwalt, Cöln. 
Schreiber, Norbert, Rechtsanwalt, Höchſt. 
Schröder, Max, Rechtsanwalt, Hohenſalza. 
Schück, Siegfr., Rechtsanwalt, Breslau. 
Schuhmacher I, Joſ., Rechtsanwalt, Bonn. 
Schuler, Karl, Juſtizrat, 
Schulhof, Dr. Hugo, Rechtsanwalt, Osnabrück. 
Schultze, Otto, Rechtsanwalt, Witten. 
Schulz, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Frankenthal. 
Schulze, Dr. Hermann, Rechtsanwalt, Delitzſch. 


weibrücken. 


510. 
511. 
512. 
513. 
514. 
515. 


Schweickert, Juſtizrat, Frankenthal. 
Schweizer, 
. Scriba II, Rich., Rechtsanwalt, Bad Nauheim. 
. Seber, Joh. Baptiſt, Juſtizrat, Trier. 
Seeger, Adolf, Rechtsanwalt, Straßburg. 
Seelig, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Berlin. 
Seelig, Dr. Louis, Geheimer Juſtizrat, Leipzig. 
Seelig, Dr. Ludwig, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Seeligmann, Dr. 


Spohr, Dr. Kurt, Rechtsanwalt, 
. Sprenger, Dr., R 

. Staadeder, Dr. ſenior, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Staadecker, Dr. junior, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Stahl, Dr., Rechtsanwalt, Wiesbaden. 

. Stahl, Arthur, Rechtsanwalt, Bad Nauheim. 

. Stahl, Simon, Rechtsanwalt, Gießen. 
Steinberg, Hugo, Rechtsanwalt, Göttingen. 
Steinharter, 
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Schuſt, Rechtsanwalt, Schw.⸗Hall. 

Schwabe, Max, Juſtizrat, Hannover. 
Schwartz, Dr., Rechtsanwalt, Trier. 
Schwartz, Dr. Konrad, Rechtsanwalt, Trier. 
Schwarzkopf, Joſ., Rechtsanwalt, Nördlingen. 
„ Dr. S., Rechtsanwalt, Frank⸗ 
furt a. M. 


Hermann, Rechtsanwalt, Straßburg. 


rnold, Rechtsanwalt, Karls⸗ 


ruhe. 

. Seeligjohn, Dr. Leopold, Juſtizrat, Wiesbaden. 
Seiler, Dr. Otto, Rech 
. Selb, Georg, Fiskalanwalt, Mannheim. 

. Seligmann, Sally, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Seyfert, 1 

Siebert, 
Sieg, Juſtizrat, Schleswig. 


tsanwalt, Mannheim. 
echtsanwalt, Bautzen i. S. 
arl, Rechtsanwalt, Waldshut. 


Sieger, Fr., Rechtsanwalt, Darmſtadt. 
Simon, Dr. Carl, Rechtsanwalt, Darmſtadt. 


. Simon, Dr. Guſtav, Juſtizrat, Crefeld. 
Simon, Dr. Wilhelm, Rech 
Sinauer, Rechtsanwalt, 
. Sinauer, Dr. Jul., Rechtsanwalt, Nürnberg. 
. Sinn, Peter, Juſtizrat, Rendsburg. 
Sinsheimer, Dr.Ludw., Rechtsanwalt, Grünſtadt. 
. Sinzheimer, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
. Smolla, Rechtsanwalt, Wilfter. 

. Soergel, Konrad, Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Soldan, Fans Rechtsanwalt, Worms. 


tsanwalt, Leipzig. 
reiburg 


0 
« 


Soldan, Hans, Rechtsanwalt, Mainz. 


. Sommer, Oscar, Rechtsanwalt, Höchſt a. M. 
. Spanier-Herford, Dr. Victor, Rechtsanwalt, 


Braunſchweig. 


. Spiegel, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
. Spiegel, E., Rechtsanwalt, Tauberbiſchofsheim. 


Spier, Dr. Guſt., Rechtsanwalt, Frankfurt. 
ießen. 


echtsanwalt, Bremen. 


Dr. Sigmund, Rechtsanwalt, 
München. 


Stemmer, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Schweinfurt. 
. Stenglein, Ludwig, Rechtsanwalt, Homburg. 
. Stern, Dr. 
v. Stern, Max, Juſtizrat, Chemnitz. 
Stern, Dr. S., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Sternau, Dr. 

Stettenheimer, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Frank⸗ 


Bruno, Rechtsanwalt, Würzburg. 


eop., Rechtsanwalt, Frankf. a. M. 


furt a. M 


Stölzle, Dr. Hans, Rechtsanwalt, Kempten. 
. Straub, Max, Rechtsanwalt, Saulgau i. Wttbg. 


36. Jahrgang. 


Straus, Adolf, Rechtsanwalt, Bruchſal. 

. Strauß, Dr., Rechtsanwalt, Ludwigshafen. 

. Strauß, Dr., Rechtsanwalt, Worms. 

. Strauß, Dr. J., Rechtsanwalt, Darmſtadt. 
Strauß, Moritz, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
Strauß, Dr. Siegmund, Rechtsanwalt, Mannheim. 
. Strelitz, Hugo, Rechtsanwalt, Stettin. 

. Strupp, Dr. Albert, 
. Süpfle, Dr. Robert, 
Suſemihl, Emil, Rechtsanwalt, Kiel. 
. Syring, Paul, el Da Leipzig. 
Täſchner, Konſtantin, 


. Walter, Chriſtian, Rechtsanwalt, 
Wannow, 
Waſſer, Dr. Marti 
Wehrmann, Paul, 
. 8 Max, Juſtizrat, Augsburg. 

. Weil, 

„Weill, Dr. Fried., Rechtsanwalt, Karlsruhe. 


yallarat, Meiningen. 


ermann, Juſtizrat, Goslar. 


Sa Poſen. 
Hch., Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 


uſtizrat, Colmar i. E. 
e, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, 0 
achtel, Dr. Julius, Rechtsanwalt, Leipzig. 
ölklingen. 
ichard, Rechtsanwalt, 8 Perf 
n, Rechtsanwalt, Berlin. 
Juſtizrat, Stettin. 


Otto, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 


echtsanwalt, Karlsruhe. 


echtsanwalt, Freiberg i. S. 
Teutſch, Dr. Albert, Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Teutſch, Dr. Robert, Rechtsanwalt, München. 
Tharandt, Dr. Alfred, Rechtsanwalt, Dresden. 
. Then I, Dr. Johann, Rechtsanwalt, Würzburg. 
. Thiel, Erwin, Rechtsanwalt, Berlin. 
. Thoholte, Fritz, Rechtsanwalt, Schwerte. 
Thomann, Rechtsanwalt, Göttingen. 
Tilmann, Joſef, Juſtizrat, Neuwied. 
Tittel, Heinrich, Juſtizrat, Worbis. 
Todtenkopf, Iſidor, Juſtizrat, Wirſitz. 
Tollkiemitt, Robert, Juſtizrat, Naumburg a. ©. 
Tuchmann, Dr. Paul, Rechtsanwalt, München. 
Ullmann, Jakob, 
Ulrich, 
. Uth, Dr. 
Viebig, Carl, Juſtizrat, Berlin. 
Vivroux, Juſtizrat, Sulzbach. 
. Wale, Dr. Julius f 
Wa 
Wach 
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608. 
609. 1 Mac, 3 
. Wernid, Dr. Max, Juſtizrat, Eiſenach. 
Wernicke, Guſtav, Rechtsanwalt, Granſee. 
Wertheim, Karl, Juſtizrat, Frankfurt a. M. 
Wertheimer, Emil, Juſtizrat, Kaiſerslautern. 
Wertheimer, Dr. Ludw., Rechtsanwalt, Frank⸗ 
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. Dr. Eugen, Rechtsanwalt, Mann⸗ 
eim. 

Weiß, Dr., Rechtsanwalt, Wiesbaden. 

Weiß, Dr. Leo, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 


furt a. M. 


Wertheimer, Dr. Ralff, Rechtsanwalt, Baden⸗ 


Baden. 


g 0 Dr. Robert, Rechtsanwalt, Frank⸗ 


Weſthoff, Franz, 
Wetzel, Dr. P 


furt a 
yuliarat, Oelde. 


aul, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 


. Wieland, Dr. Felix, Rechtsanwalt, Paris. 
Wildhagen, Dr., Juſtizrat, Leipzig. 
Wilke, Carl, Rechtsanwalt, Berlin. 
Winkler, Gg., Rechtsanwalt, Langenſalza. 


Winkler, Rich., Rechtsanwalt, Bel 
Wittmaack, Karl, Rechtsanwalt, 


zig. 
Neumünster. 


Wittmer, Dr. Felix, Rechtsanwalt, Mannheim. 
Wolfes, Dr. Joſef, Rechtsanwalt, Hannover. 
. Wolff, Edmund, Rechtsanwalt, Liſſa. 


Wolff, Julius, Rechtsanwalt, 
Wollmann, Albert, Juſtizrat, 
Wölz, Otto, Rechtsanwalt, Stuttgart. 
. Brei 


Dann a. M. 
agdeburg. 


chner, L., Juſtizrat, Berlin. 


. Wulff, Dr. Albert, Rechtsanwalt, Hamburg. 


an Friedrich 


638. 
639. 


1 . Wilhelm, Rechtsanwalt, Erfurt. 


eilmann, Hans, Rechtsanwalt, Gunzenhauſen. 
, die eig 
iemßen, Dr. Wilh., Rechtsanwalt, Demmin. 
b. 8 f M. Dr. Oskar, Juſtizrat, Homburg 
v. d. Höhe. 
het Pe Ludw., Rechtsanwalt, Zweibrücken. 
ühl, Rudolf, Rechtsanwalt, Zehdenick. 
utt, Otto, Rechtsanwalt, Karlsruhe. 
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Verhandlungen 
des Ä 
XVIII. Beutſchen Anmnltstnges 
zu Mannheim 
am 11. und 12. September 1907. 


Stensgraphiſcher Bericht. 


Erſte Sitzung. 
Mittwoch den 11. September 1907. 


Der Vorſitzende, Geheime Juſtizrat Erythropel⸗ 
Leipzig, eröffnet die Sitzung um 9½¼ Uhr. 


V er: Der XVIII. Deutſche Anwaltstag 
iſt eröffnet. 


Meine Herren, nach 8 6 Nr. 2 der Satzungen hat 
der Vorſtand folgende Befugniſſe: 

Er erläßt die Einladungen durch ein 

Ausſchreiben in dem Vereinsorgan, der Juriſtiſchen 

Wochenſchrift, und dem Reichsanzeiger unter 
Bekanntgabe der von ihm feſtgeſtellten Tages⸗ 
ordnung. 
Dieſe Bekanntmachungen ſind erlaſſen im „Reichs⸗ 
anzeiger“ vom 15. Juli 1907 und in der „Juriſtiſchen 
Wochenſchrift“ von demſelben Tage. Es enthält die 
i wie ſich die Herren eventuell 5 
können, die vom Vorſtande Ieitgeleße Tagesordnung. 

Wir haben dann zur B g des Uureaus zu 
ſchreiten. Der Vorſtand ſchlägt Ihnen in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Ortskomitee, daß als Stell⸗ 
vertreter des Vorſitzenden — nach § 5 führt den 
Vorſitz der Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen 
Stellvertreter oder in deren Behinderung ein anderes, 
vom Vorſtand zu wählendes Mitglied besſelben; der 
Anwaltstag kann Stellvertreter des Vorſitzenden aus 
den eden Mitgliedern des Anwaltstages er⸗ 
wählen — folgende Herren vor: 

Rechtsanwalt Selb in Mannheim, 
Geheimer Schwei Humſer in e a. M., 
Juſtizrat weickert in Frankenthal. 

Ferner würden um Übernahme des Schriftführer⸗ 
amts zu bitten ſein die Herren: Rechtsanwalt 
Dr. Oelenheinz, Rechtsanwalt Dr. Seelig, Rechts⸗ 
anwalt Dr. Hecht, Rechtsanwalt Dr. Reiß, ſämtlich 
in Mannheim. 


Wenn kein Widerſpruch erfolgt nehme ich an, daß 
die Verſammelten mit dieſen Vorſchlägen ein⸗ 
verſtanden ſind. 


(Zuruf: Dr. Seelig iſt nicht anweſend.) 


— Drei Herren werden vielleicht vorläufig ausreichen; 
Herr Dr. Seelig würde ſpäter, wenn er noch kommen 
ſollte, tätig ſein können, und wenn er dann tätig 
fein muß, fo gilt er als gewählt. — Wenn die 
Verſammlung mit dieſen Vorſchlägen einverſtanden 


iſt, — bitte ich die von mir genannten Herren hier 
Platz nehmen zu wollen. 
(Geſchieht.) 


Meine Herren, ich habe Ihnen dann noch über die 

Art der Verhandlung folgende Mitteilungen zu 
machen. 
Tie Geſchäftsordnung exiſtiert nicht; es iſt aber 
von jeher Sitte geweſen, daß jedem Redner, mit Aus⸗ 
nahme der Herren Referenten, nicht mehr als 10 Minuten 
für ſeine Ausführungen geſtattet ſind. Ich werde mich 
an dieſe Sitte auch heute halten. 

Dann bitte ich die Redner, ſich bei dem Herrn 
Schriftführer zum Worte zu melden und dort ihre 
Anträge ſchriftlich ein hen: Dabei bemerke ich, 
daß Anträge von mindeſtens 15 Mitgliedern unter⸗ 
ſchrieben ſein müſſen; es würde alſo ein Antrag 
nicht berückſichtigt werden können, der dieſe Anzahl 
der Unterſchriften nicht hat. 

Ferner habe ich den Herren mitzuteilen, daß Herr 
Geheimer Oberregierungsrat Buch aus Karlsruhe uns 
die Ehre geſchenkt hat, an unſerer heutigen 1 
als Vertreter der Regierung teilzunehmen, und mi 
erſucht hat, ihn zum Worte zu verſtatten. Ferner 
hat Herr Bürgermeiſter Martin als Stellvertreter 
des Herrn Oberbürgermeiſters denſelben Wunſch an 
mich gerichtet, und es wird ſchließlich Herr Landgerichts⸗ 
präſident Chriſt aus Mannheim Sie hier begrüßen. 


Oberregierungsrat Buch ⸗Karlsruhe: 


Geheimer 
In Vertretung Seiner 


Hochgeehrte Verſammlung! 


36. Jahrgang. 


Exzellenz des Herrn Staats⸗ und 1 habe 
ich die Ehre, Sie zu begrüßen und herzlich willkommen 
u heißen im ſchönen Badener Lande, dem Lande 
es boah fc ehrwürdigen und in fen Deutſch⸗ 


land auch hochverehrten Fürſten, deſſen wahrhaft 
königliche Hoheit in ſeinem langen, reich geſegneten 
Leben, in ſeiner langen, reichgeſegneten Regierung 


immer mehr geworden iſt aus einem hiſtoriſchen 
Prädikat eine von allen anerkannte hiſtoriſche Tatſache. 
Wir Juriſten, meine Herren, verehren im Großherzo 
Friedrich von Baden zugleich eine lebendige un 
würdevolle Verkörperung der Idee des Rechtsſtaats, 
der ſo wenig den Willen eines einzigen wie den Willen 
der Maſſe als Geſetz gelten läßt, ſondern die . 
aller Volksteile und den Willen aller einzelnen zum 
gerechten Geſamtwillen erziehen, zuf e 
organiſieren, lenken und läutern will zum Wohle des 
Ganzen. 

ie, meine Herren, ſtehen zwar nicht im Dienſte 
des Staats, aber doch im Dienſte der Idee des 
Rechtsſtaats. Eine freie Rechtsanwaltſchaft neben dem 
freien Richterſtande ſcheint dem modernen Rechtsſtaat 
ebenſo notwendig zu ſein, wie ein freies Parlament 
neben der Regierungsgewalt, um ſie vor der eigenen 
Willkür zu ſchützen. Meine Herren, eine eminente 
moraliſche Macht iſt damit in Ihre Hände gelegt, aber 
auch eine eminente moraliſche Verantwortung. Dieſe 
moraliſche Macht wird ſich ſteigern in dem Maße, in 
welchem ſich die deutſche Rechtsanwaltſchaft W 
fühlen und bewähren wird als eine hochragende Säule 
im nationalen Tempel des Rechts, als ein Hort der 
Freiheit und der Ordnung. 

Auf dem eher Grunde dieſer idealen Anſchauungen 
cen 5 von jeher Führer und Kerntruppen der deut⸗ 
chen Rechtsanwaltſchaft. Mögen auch die Verhand⸗ 
lungen des XVIII. Deutſchen 1 von dieſem 
guten Geiſte getragen und geſegnet ſein 


(Lebhafter Beifall.) 


Bürgermeiſter Martin⸗Mannheim: Hochanſehnliche 
Verſammlung! Sehr verehrte Herren! „Du ſteigſt 
herauf, du ſcheinſt — und ſinkſt in Herrlichkeit!“ Alſe 
wie Manfred dem ſcheidenden Tagesgeſtirn, möchte ich 
voll Wehmut dem nun langſam zu Ende gehenden, 
ereignisreichen Mannheimer Jubiläums⸗, Ausſtellungs⸗ 
und Kongreßſommer zurufen. Denn, wie um uns den 
Abſchied recht ſchwer zu machen, ſchüttet er zuguterletzt 
nochmals ein wahres Füllhorn köſtlichſter willkommenſter 
Gaben über uns aus: Herbſtausſtellungen mit techni⸗ 
ſchen, ia ai und pomologiſchen Wunderwerken 
ziehen in den 2 5 arten ein; ein Rieſ 9 ruft 
uns die farben ol Frühlingsfeiern im heurigen 
Jubiläumsmai in die Erinnerung zurück) weit draußen 
im ſchwül verſchwiegenen Zaubergarten blüht die 
Victoria regia, und die Reihenfolge der Kongreſſe, in 
deren lebhaften Zu⸗ und Abſtrömen durch die Sommer: 
ſtille des Auguſt eine höchſt bedauerliche Stockung ein⸗ 
getreten war, bringt uns nunmehr im September und 
Oktober noch eine ganze a hervorragendſter, aus⸗ 
erleſenſter Tagungen, die dem geiſtigen Leben nicht 
minder wie dem ale en Treiben in unſerer leider 
trotz aller gegenteiligen Bemühungen noch immer etwas 
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weltfremden und weltentlegenen Stadt einen neuen, 
kräftigen Impuls zu geben verſprechen. 

Hochverehrte Auweſende! Daß wir unter dieſen Nach⸗ 
züglern, die wir, wie freudig überraſchte Eltern ihre 
Spätlinge, als Neſthäkchen mit um ſo größerer Liebe 
und Wärme in unſere weitgeöffneten Arme ſchließen, 
auch Sie, die deutſchen Rechtsanwälte, bei uns 
begrüßen dürfen, das iſt uns eine wahrhaft große, 
aufrichtige 9 5 e. Und ganz beſonders herzlich ſei 
deshalb auch der Willkommgruß, den ich namens 
der Stadtverwaltung und im ſpeziellen Auftrage des 
u ſeinem Bedauern noch fern von hier weilenden 

errn Oberbürgermeiſters dem XVIII. Deutſchen An⸗ 
waltstage hiermit entbiete. 

Wir wiſſen die hohe Ehre Ihres Beſuches um ſo 
mehr zu ſchätzen, als Sie, getreu den Satzungen vn 
nunmehr 36 Jahre alten, alſo in der ſchönſten Blüte 
des ſogenannten Mannesalters ſtehenden Vereins, für 
Ihre Mannheimer Tagung ein Programm aufgeſtellt 
haben, das neben eingehender Behandlung verſchiedener 
wichtiger Berufs⸗ und Standesfragen auch der Pflege 
wiſſenſchaftlichen Geiſtes wie der Förderung der Rechts⸗ 
pflege und Geſetzgebung weiteſten Spielraum läßt und 
insbeſondere ja auch den mit allſeitiger Spannung 
erwarteten Aufſchluß bringen ſoll über die Stellung⸗ 
nahme einer ſo . Verſammlung von 
Fachmännern, wie die Ihrige, zu den tief eingreifenden, 
weiteſte Kreiſe ſeit langem mit Recht bewegenden 

ragen der deutſchen Juſtizreform: Fragen, an ſich 
chon von allerhöchſter und allgemeinſter Bedeutung, 
und nun erörtert und beleuchtet von Auserwählten 
unter den Berufenen: Welche volle der Gefichte”, wie 
viel fruchtbare Anregungen, welche nachhaltige Bereiche- 
rung unſeres Wiſſens dürfen wir da mit Sicherheit 
erhoffen! Ich ſage abſichtlich: „wir“, meine hochverehrten 
Anweſenden, ohne zu fürchten, daß Sie mich als Ver⸗ 
waltungsbeamten und deshalb als Nicht⸗ oder höchſtens 
als Halbfachmann der Anmaßung zeihen werden. Weiß 
2 doch, daß gerade die Rechtsanwälte, als die Träger, 
ahrer und Fürſprecher des im Volke lebendigen 
Rechts⸗ und Gerechtigkeitsgefühls, als die berufenen 
Vermittler zwiſchen rein mat theoretiſcher Rechts⸗ 
pflege und den vielgeftaltigen praktiſchen Bedürfniſſen 
es Lebens, mehr als irgend ein anderer h 
darauf hingewieſen ſind, unter 5 jeglichen 
Standesdünkels die ſogenannte mittlere Kompromiß⸗ 
linie zu wandeln und Toleranz nach allen Richtungen 
zu üben. Und ſo wollen Sie, meine hochverehrten 
erren, aus den on Blüten des Geiſtes und 
iſſens, die Ihre delegierten Referenten in ihren 
Vorträgen vor uns emporwachſen laſſen werden, einigen 
— zu ſaugen auch uns Nicht⸗ und Halbfachleuten 
eundlichſt verſtatten. 

So anregend, reichhaltig und 475 aber nun doch 
Ihre Verhandlungen ſein mögen, ſo werden Sie do 
dadurch, wie das Programm Ihrer Tagung zum Glück 
hoffen läßt, nicht ausſchließli in Anſpruch genommen 
ſein. Sie werden uns vielmehr erfreulicherweiſe auch 
erwünſchte Gelegenheit geben, Sie nach getaner Arbeit 
mit Mannheim und ſeiner Umgebung, mit den ver⸗ 
ſchiedenen Erholungsſtätten, die wir ja gerade in dieſem 
Jahre in ſo 161 Maße unſeren lieben Gäſten 
zubereitet haben, und, wenn Sie wollen, unter der 
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ſachkundigen Führung Ihrer der ſtädtiſchen Verwaltung 
angehörigen Berufsgenoſſen auch mit dem großſtädtiſchen 
Mannheimer Vergnügungs⸗ und Nachtleben vertraut 


zu machen. 
(Heiterkeit.) 


An reichen beruflichen Anregungen mancherlei Art wird 
es Ihnen ſicherlich auch dort nicht fehlen. Denn ab⸗ 
gele en von den verſchiedenen intereſſanten kleineren 

echtsfällen der Ausſtellung und der nicht mit Unrecht 
ſo berühmten Jurisprudenz des täglichen Lebens, 
bildet ja allein ſchon die von Ihnen ausgewählte 
Theatervorſtellung „Salome“ ein ſolches Konglomerat 
der intereſſanteſten zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Probleme, 


(Heiterkeit) 


daß dieſe Wahl auch vom Standpunkt Ihrer Berufs⸗ 
intereſſen aus nur auf das lebhafteſte gebilligt werden 


kann. 
(Wiederholte Heiterkeit.) 


Meine hochverehrten Herren! So wünſche ich denn 
edeihlichſte Förderung und reichen Erfolg Ihrer ernſten 
rbeit, mannigfache Unterhaltung und heitere An⸗ 

regung Ihren e nicht allzu kärglich be⸗ 
meſſenen Mußeſtunden. Ich verbinde mit dieſem 
Wunſche den allerherzlichſten Dank für Ihre der Stadt⸗ 
verwaltung zugegangene freundliche Einladung zu 
Ihren Veranſtaltungen und heiße Sie und Ihre hoch⸗ 
verehrten Damen in unſerer Jubelſtadt Mannheim, 
in der Sie es ſich „tunlichſt“ wohlgefallen laſſen mögen, 
nochmals aufs herzlichſte willkommen. | 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Landgerichtspräſident Chriſt⸗Mannheim: Hoch⸗ 
anſehnliche Verſammlung! Meine Herren! Nach den 
Begrüßungen, die Ihnen ſeitens des Vertreters der 
Großherzoglichen Regierung und ſeitens des Vertreters 
der Stadt Mannheim zuteil geworden iſt, bleibt mir 
nur noch der ehrenvolle Auftrag, Sie im Namen des 
Mannheimer Richterſtandes und ſpeziell des Mann⸗ 
heimer Landgerichts, deſſen Vorſtand zu ſein ich die 
Ehre habe, herzlich zu begrüßen. Meine Herren, wir 
Richter danken Ihnen vor allem herzlich dafür, daß 
Sie das Feld Ihrer Tätigkeit in dieſem Jahre nach 
Mannheim verlegt haben. Wenn 700 Männer, die in 
ernſter Arbeit um das Recht jahraus jahrein begriffen 
in einen Ort auswählen für ihre ernſte Tagung, fo 
arf man wohl annehmen, daß hier auch ein juriſtiſcher 
Geſichtspunkt mit maßgebend war: ich darf wohl an⸗ 
nehmen, daß hierbei die Rückſicht maßgebend war, daß 
Sie hier gleichgeſinnte Männer treffen, Männer, die 
beſtrebt ſind, für das Wohl des Vaterlandes, für die 
Entwicklung des Rechts mit Ihnen zu wirken. Man 
00 zwar Mannheim in den letzten Monaten haupt⸗ 
ächlich als eine Jubel⸗ und Ausſtellungsſtadt betrachtet; 
man hat hierbei vielleicht vielfach überſehen, da 
Mannheim auch das Zentrum geiſtiger Beſtrebungen 
iſt und ſchon lange war, ehe es ſeine Bedeutung als 
Handels⸗ und Induſtrieſtadt erlangt hat. Ja, meine 
Herren, was häufig überſehen wird: Mannheim war 
von jeher der Sitz der badiſchen und vorher der 
pfälzicchen Jurisprudenz. Mannheim war jahrhunderte⸗ 
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lang der Sitz des höchſten Gerichtshofs für das Land: 
es war, ſeitdem wir 1803 an Baden gekommen ſind, 
bis zur Einführung der Reich a und 
Gerichtsverfaſſung Sitz des je badiſchen Gerichts⸗ 
ofs, des badiſchen Oberhofgerichts, deſſen Recht⸗ 
prechung weit über die Grenzen Badens heraus 
ich der Anerkennung 4 — hat. Und von dieſen 
raditionen iſt uns auch noch etwas geblieben; auch 
wir Epigonen — darf ich wohl ohne Überhebung 
ſagen — wandeln noch in den Spuren unſerer großen 
juriſtiſchen Vorgänger und halten das Panier, das wir 
von unſeren Vorfahren übernommen haben, aufrecht. 
Und wenn es uns gelungen iſt, unter allerdings 
weſentlich veränderten Verhältniſſen auch heute noch 
das Recht ſo zu ſprechen und zu finden, wie es unſeren 
Vorfahren gelungen iſt, ſo verdanken wir das wa 
ſächlich au Ihrer Mithilfe. Ich darf wohl jagen: 
die Mannheimer Rechtſprechung ſtände nicht auf der 
öhe — nehmen Sie mir das Wort nicht übel, faſſen 

ie es nicht als eine Aberhebung auf —, wenn die 
Richter nicht jeweils unterſtützt wären von einem 
Anwaltſtand, der vollſtändig auf der Höhe ſeiner Auf⸗ 
abe ſteht und ſich ſeiner Pflichten vollauf bewußt iſt. 
In dieſem ſchönen Zuſammenwirken von Richtern und 
Anwälten ſehe ich die Gewähr dafür, daß dem Recht 
ſein Recht wird. 

Meine Herren, noch aus einem anderen Grunde 
darf ich Ihre Anweſenheit hier begrüßen und Ihnen 
im Namen der Richter danken. Ich darf wohl ſagen, 
Sie wären nicht nach Mannheim gekommen, wenn 
nicht über die Grenzen Mannheims hinaus bekannt 
wäre, welch freundſchaftlich kollegiales Verhältnis 
zwiſchen den Richtern und den Anwälten jeweils hier 
beſtanden hat. 

(Bravo!) 


Ich darf ſagen, in diefer Beziehung find wir vielleicht 
vorbildlich für manche andere Stadt; von den viel⸗ 
fachen Differenzen, von denen man leider hört, daß ſie 
zwiſchen Richtern und Anwälten ſich zuweilen ereignen, 
werden Ihre Kollegen von Mannheim wenig zu erzählen 
wiſſen. Wenigſtens wir Richter geben uns die größte 
Mühe, mit unſeren Anwaltskollegen einträchtig zu⸗ 
ſammenzuwirken, weil wir uns bewußt ſind, daß 115 
ihre Mithilfe die Rechtsfindung nicht möglich iſt. 


(Bravol) 


Und deshalb begrüße ich Sie, deshalb finde ich eine 
große Ehrung der Mannheimer Richter darin, daß Sie 
u Mannheim als die Juriſtenſtadt gewählt haben. 

s iſt das eine Auszeichnung, die Sie dem ganzen 
Richterſtand hier erwieſen haben, und für die ich Ihnen 
im Namen meiner ſämtlichen Ben Kollegen den 
herzlichſten Dank ausſpreche. eien Sie verſichert, 
meine Herren, daß wir Ihren Verhandlungen mit dem 
größten Intereſſe folgen; behandeln Sie doch Traktanden, 
die zum Teil auch unſere Intereſſen geradeſo nahe 
berühren wie die Ihren. 93 kann nur wünſchen, daß 
es Ihnen gelingen möge, Ihre Aufgaben zu einem 
ſchönen Erfolg zu bringen. Meine Herren, ich ſchließe 
mit einem herzlichen „Glückauf!“ 


(Anhaltender, lebhafter Beifall.) 


36. Jahrgang. 


Vorſitzender: Meine Herren, ich glaube in Ihrer 
aller Sinne zu handeln, wenn ich dem Herrn Vertreter 
der Staatsregierung, dem Herrn Vertreter der Stadt 
Mannheim und dem Herrn Landgerichtspräſidenten 
unſeren aufrichtigen Dank für die freundlichen Worte 
ausſpreche, mit denen ſie uns begrüßt haben. 


Gravo!) 


Ehe wir in unſere Tagesordnung eintreten, habe 
ich noch einige kleine geſchäftliche Mitteilungen 
zu machen. | 
Mit dem Herrn Vorſitzenden der Hülfskaſſe, die 
morgen tagen wird, habe ich, damit die Zeit des 
Anwaltvereins nicht zu ſehr beeinträchtigt wird, Ver⸗ 
abredung dahin getroffen, daß die Verhandlungen der 
Hülfskaſſe, die u um 9 Uhr beginnen, etwa um 
12 Uhr beendigt find. .- . Ä | 

Es 85 mich ferner der Herr Juſtizrat Herr 
gebeten, den Herren mitzuteilen, daß von morgen frü 
8 Uhr ab die Möglichkeit beſteht, die Vollmachten, die 
bei der Abſtimmung in der Hülfskaſſe zuläſſig 1 
u prüfen, und er bittet die Herren, die mit ſolchen 

ollmachten verſehen ſind, ſich vor Beginn der Hülfs⸗ 
kaſſenverſammlung, alſo von 8 Uhr ab, im hieſigen 
Saale einfinden zu wollen. | 

Ferner hat Herr Rechtsanwalt Stern vom Orts» 

komitee noch einige Mitteilungen zu machen. 


Rechtsanwalt Stern⸗Mannheim: Sehr a 
Herren, ich möchte Ihnen mitteilen, daß für die Ha en⸗ 
fahrt, die ſeitens der Stadtgemeinde uns morgen Nach⸗ 
mittag um ½ 4 Uhr geboten wird, pünktliche Abfahrt 
feſt eſetzt iſt, und zwar an der Landungsſtelle der Köln⸗ 
Düſſeldo er Boote, an der ſogenannten „Rheinluſt“ 
hier. Ich mache die Herren darauf aufmerkſam, daß 
die Straßenbahndirektion den Verkehr auf der Linie 
Waſſerturm-Rheinluſt von ½¼ 3 Uhr ab verdichten wird, 
ſodaß die Herren von dort ab mit der Trambahn bis 
zur Landungsſtelle gelangen können. Außerdem mache 
ich darauf aufmerkſam, daß nach Schluß der Hafenfahrt 
10 Extra⸗Doppelzüge der Straßenbahn aufgeſtellt ſein 
werden; die eine 5 fährt durch die Rheinſtraße, 
die andere am Schloß vorbei, alle bis zum Bahnhof. 
Die Teilnehmer können alſo unmittelbar nach Schluß 
der Fahrt in ihre bezüglichen Wohnungen zurückkehren. 


Vorſitzender: Meine Herren, der Vorſtand hält 
ſich verpflichtet, vor dem Eintritt in die Verhandlungen 
den Herren diejenigen Tatſachen mitzuteilen, die dazu 
geführt haben, daß der Vorſtand keinen außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstag einberufen, ſondern das⸗ 
jenige, worüber der außerordentliche Anwaltstag ver⸗ 
handeln ſollte, bis auf die heutige Verhandlung ver⸗ 
ſchoben hat. N Be | 

Als zuerſt die Anwaltſchaft durch die Mitteilung 
beunruhigt wurde, daß die Reichsregierung tiefein⸗ 
greifende Anderungen in bezug — das Gerichts. 
verfaſſungsgeſetz und die Zivilprozeßordnung vorzu⸗ 
ſchlagen beabſichtige, ſuchten wir zunächſt in vertraulicher 

eiſe über Berlin Nachrichten darüber einzuziehen, 
ob der Anwaltſchaft Gelegenheit gegeben werden würde, 
darüber gehört zu werden. Dieſe Mitteilungen wurden 
uns in vertraulicher Weiſe gegeben. Dann habe ich 
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im Januar dieſes Jahres Veranlaſſung genommen, an 


das Reichsjuſtizamt die formelle Anfrage gu richten, 
ob der le Gelegenheit gegeben werden würde, 
erhielt darauf im März eine 


I auszuſprechen, und i 
ntwort, wonach der Herr Staatsſekretär des Reichs⸗ 
juſtizamts mir mitteilte, daß er die Bundesregierungen 
erſucht habe, ehe der Entwurf den SE sh en 
Körpern vorgelegt würde, ihn den Anwaltskammern 
mitzuteilen. Den Herren 0 bekannt, daß ich am 
15. März in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ dieſe 
Antwort zur Kenntnis gebracht habe. 
Meine Herren, mittlerweile hatte infolge der 
großen Erregung, die mit Recht in der Anwaltſchaft 
beſtand, der Bonner Anwaltsverein in Übereinſtimmung 
mit verſchiedenen 1 Kollegen beſchloſſen, an 
den Vorſtand den Antrag zu ſtellen, durch den Deutſchen 
Anwaltverein einen aufer den hen Anwaltstag in 
Frankfurt a. M. auf den 21. April 1907 einberufen 
u laſſen mit der Tagesordnung: die bevorſtehende 
eform der Gerichtsverfaſſung und des Zivilprozeß⸗ 
verfahrens. Von dieſem Rundſchreiben erhielt ich 
Kenntnis am 10. März. Ich ſchrieb darauf an Herrn 
Rechtsanwalt Peters, den Schriftführer dieſes Komitees, 
daß ich mittlerweile eine Antwort vom Staatsſekretär 
erhalten hätte, wonach die Anwälte gehört werden 
würden, und daß die angeregte Frage in die vorläufige 
Tagesordnung des 1 Anwaltstages auf⸗ 
enommen fei; ich fragte ihn, ob unter dieſen Umſtänden 
eranlaſſung ſei, den außerordentlichen Anwaltstag 
zu berufen. Ich erhielt darauf keine Antwort. Am 
15. April ging dann beim Vorſtande der Antrag ein, 
der nun mittlerweile unter den Kollegen im Deutſchen 
Reiche umgelaufen war mit einer ſehr erheblichen 
Anzahl von Unterſchriften — es waren 2304. Die 
Herren ſtanden derzeit naturgemäß unter dem Eindruck, 
es müſſe in dieſer für uns brennenden Frage etwas 
geſchehen. 

Nun war aber, als dieſer Antrag ſich im Umlauf bei 
den Kollegen befand, mittlerweile von den Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen der vorläufige Entwurf des Geſetzes den 
Vorſtänden der Anwaltskammern vertraulich zur Bericht⸗ 
erſtattung zugegangen, und es hat dann der Vorſtand 
der Anwaltskammer des Kammergerichts Veranlaſſung 
genommen, Delegierte ſämtlicher Vorſtände auf den 
14. Mai nach Berlin zu berufen. Meine Herren, Sie 
werden mir zugeben, daß durch dieſe veränderte an 
lage für uns eine ganz befondere Schwierigkeit beftand. 
8 bemerke, es war der erſte Antrag gerichtet auf 

inberufung des außerordentlichen Anwaltstages auf den 
21. April — die Zeit war vorüber; die Herren Bonner 
Anwälte hielten es deshalb für richtig, bei uns zu 
beantragen, ihn im Mai zu berufen. Jetzt war der 
Mai ins Land gekommen, und es war mittlerweile den 
Anwälten die Möglichkeit gegeben, innerhalb ihrer 
Kammern — wenigstens habe ich das angenommen, daß 
die Vorſtände der Kammern das mitteilen würden — — 

| (Widerſpruch) 

— ja, meine Herren, wenn das nicht geſchehen iſt, ſo 
ſind wir doch dafür nicht verantwortlich — wir nahmen 
an, daß die Anwaltskammern den Kollegen Kenntnis 


gegeben haben würden. — Jetzt fand alſo am 
14. Mai in Berlin die Verſammlung ſtatt. Wir 
| 75 * 
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nn es nicht für * jetzt ſchon mit der Ein⸗ 
erufung vorzugehen, ſondern erſt zu en was 
die Anwälte im Deutſchen Re zu der Sache fagen 
würden. Dann habe ich, nachdem die Verſammlung 
in Berlin ſtattgefunden hatte, in einer Zeit, wo in 
Preußen die Herren Kollegen ſchon gehört waren, wo 
aber die Verhandlungen der Anwaltskammern im 
übrigen Deutſchen Reich noch ausſtanden, eine Vorſtands⸗ 
Nbung berufen. In dieſer Vorſtandsſitzung war die 
allgemeine Aberge erg, es werde der Anſicht der über⸗ 
wiegenden Anzahl derjenigen Herren Kollegen, die den 
Antrag auf Einberufung eines außerordentlichen 
Anwaltstages geſtellt hätten, entſprechen, wenn wir 
bei der jetzt vorhandenen Sachlage den außerordentlichen 
Anwaltstag vor dem Mannheimer ordentlichen nicht 
einberufen würden. a ec f 

Meine Herren, wir halten dieſe Auffaſſung auch 
deshalb für richtig, weil in unſerem Gremium, alſo 
im Vorſtand, ein Herr befindet, der den Antrag eben⸗ 
alls unterſchrieben hat, und der uns geſagt hat: 

enn ich gewußt hätte, wie ſich die Sache jetzt ent⸗ 
wickelt hat, I würde ich auf den außerordentlichen 
Anwaltstag keinen Wert legen, ſondern der Meinung 
ſein, daß es beſſer ſei, die Fee zu vertagen, bis der 
einſtweilen nur vertrauli ekannte Entwurf der 
geſamten Anwaltſchaft bekannt iſt. Das iſt nun heute 
noch nicht der Fall; aber auch dafür ſind wir nicht 
verantwortlich. | | 

Ich will ferner bemerken, daß für uns entſcheidend 
war, daß in meiner Abweſenheit der Herr ſtell⸗ 
vertretende Vorſitzende, als zunächſt die Eingabe 
eingelaufen war, die Herren Kollegen in Bonn je ſic 
aufmerkſam machte, es hätte doch die Sachlage ſi 
verändert, Zeit und Ort des Anwaltstages hätte der 
Vorſtand zu beſtimmen; ob es nicht vielleicht richtiger 
wäre, mit der Sache zu warten; und er darauf von 
Bonn die Antwort erhielt, daß nach den Erklärungen, 
die gegeben wären, der Vorſtand den außerorbentlichen 
Anwaltstag wohl nach Mannheim elbe würde auf 
dieſelbe Zeit, wo der ordentliche daſelbſt tagen ſollte. 
Wir haben die Sache ſo aufgefaßt, daß denjenigen 
Be ‚ die die ganze Bewegung in Szene geſetzt 
atten, derzeit nicht daran gelegen war, daß der 
außerordentliche Anwaltstag jetzt ſchon zuſtande käme, 
daß ſie dieſelben Erwägungen anſtellten, die wir an⸗ 
geſtellt haben. N 

(Widerſpruch.) 


— Wenn dieſe meine Vorausſetzung unrichtig war, 
ſo bitte ich, den Brief nachzuleſen. Er kann ja ſo 
verſtanden werden, daß es bloß Ironie ſein ſollte; 
das habe ich aber nicht angenommen, daß ſolche Briefe 
überhaupt in ironiſchem Tone geſchrieben würden. — 
Alſo unter dieſem Eindruck ſtanden wir. * e bedauern 
wir, daß wi Auffaſſung von der Sache einem Teil 
derjenigen Herren, die den Antrag unterſchrieben 
haben, nicht entſpricht. Wir haben aber noch gerade 
5 wie damals die Überzeugung, daß es der Abſicht 
er großen Mehrzahl derjenigen Herren, die den 
no geftellt haben, entſprach, daß der Vorſtand den 
Anwaltstag, der auf den 21. April einberufen werden 
ſollte, nun nicht Hals über Kopf jetzt im Mai oder 
Juni berief, in einer Zeit alſo, wo die Verhältniffe 
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noch nicht vollſtändig klargeſtellt waren. Wir waren 
der Meinung, es entſpräche der großen Mehrzahl der 
Antragſteller, daß wir einſtweilen den außerordentlichen 
Anwaltstag nicht beriefen. | 

Nun, meine Herren, diefer Meinung find wir noch 
heute; ich bin noch heute überzeugt, daß es ein der 
roßen Mehrzahl entſprechender Gedankengang war: 
f iſt es, wenn das Material in der Beziehung 
vollſtändig vorliegt. Meine Herren, ich frage Sie: 
iſt es bei einem Gegenſtande, wie der der Nr. 4 der 
Tagesordnung, wo 0 ie ae der Anwaltſchaft 
engagiert ſind, nicht erwünſcht, daß eine große Anzahl 
von Kollegen an den Beratungen teilnimmt? Und 
weiter frage ich Sie: wenn der außerordentliche 
Anwaltstag berufen wäre innerhalb der Geſchäftszeit 
oder im Anfange der Ferien oder auch in der Mitte 
der Ferien, — glauben Sie, daß es uns gelungen 
wäre, eine ſolche Anzahl von Kollegen zu verſammeln, 
wie wir ſie heute haben? Endlich frage ich Sie: iſt 
denn in der ar ſelbſt irgend etwas verabſäumt? 
Die Beratungen der geſetzgebenden Faktoren ſind nicht 
eingetreten und werden vor November nicht eintreten; 
unſer Votum kommt heute gerade ſo früh, wie es vor 
mehreren Wochen der Fall geweſen wäre, — und ich 
glaube, es iſt jest wirkſamer, als wenn die Ferien 
noch vor uns 55 Meine Herren, das iſt der 


übernehmen. — 

Meine an ich habe dies mitteilen wollen, ehe 
wir in die Tagesordnung eintreten. Es wird ja der 
an 4 der Tagesordnung den Herren Kollegen 

elegenheit geben, wenn I anderer Auffaſſung find, 
in der Beziehung ihre Anſichten vorzutragen. 

Was nun die Tagesordnung anbetrifft, ſo iſt Ihnen 
ja bekannt, daß ſie einſtweilen ſo geordnet 8 wie es 
er Reihenfolge der Eingänge entſpricht amit iſt 
ſelbſtverſtändlich nicht 100 daß nicht in der einen 
oder anderen Degiehung eine Anderung eintreten 
könne; darüber hat die Verſammlung zu beſchließen. 
805 will aber bemerken, daß außer den mitgeteilten 

egenſtänden der Tagesordnung noch am 8. Auguſt, 
alſo in den Ferien, zu einer Zeit, wo ich den Vor⸗ 
ſtand nicht zuſammenberufen konnte, folgender Antrag 
eingegangen iſt: | 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag wolle beſchließen: 

Im 5 6 Ziffer 2 wird hinter den Worten: 


— das iſt der er — | 


beſtimmt Zeit und Ort der abzuhaltenden 

Anwaltstage, 9 
eingeſchaltet: ö 

| hat jedoch bei Anberaumung eines von einem 


Zehntel der Mitglieder beantragten außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstages eine Friſt von 


6 Wochen innezuhalten. 
flichtung für den 


Vorſtand, daß, wenn ein ausreichend unterſtützter 
Antrag auf Einberufung eines außerordentlichen An⸗ 


Geis 
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waltstages eingeht, er ſofort, ohne irgendwie darüber 
nachzudenken, innerhalb 6 Wochen den außerordentlichen 
Anwaltstag berufen muß. — Es iſt dazu zu bemerken, 
daß nach dem § I der Satzungen der Antrag früh 
genug gekommen ift, weil er 4 Wochen vor dem An⸗ 
waltstage bei dem Vorſitzenden eingereicht iſt. Der 
Vorſtand hat in ſeiner geſtrigen Sitzung beſchloſſen, 
dieſen Antrag mit auf die heutige Tagesordnung zu 
Iegen, ſodaß er alſo zu der bekanntgemachten Tages⸗ 
ordnung hinzutritt. e ee, 

Der Vorſtand iſt nun der Meinung, daß es richtig 
ſei, die Tagesordnung ſo, wie ſie publiziert iſt, inne⸗ 
zuhalten, legt aber an ſich darauf kein Gewicht, daß 
es in der Weiſe geſchieht, und ich bemerke das mit 
Rückſicht darauf, weil mittlerweile mehrere Anträge 
zur Tagesordnung eingegangen ſind. Zunächſt: 
| In Erwägung, daß die Frage der Juſtizreform, 


insbeſondere die Frage der 1 der 


amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, derzeit in hervor⸗ 
ragendem Maße das Intereſſe der deutſchen 
Anwaltſchaft in Anſpruch nimmt, und daß es 
deshalb amgegeigt erſcheint, dieſes Thema an bie 
Spitze der Erörterungen des beginnenden An⸗ 
waltstages zu ſtellen, ſtellen die Unterzeichneten 
zur Tagesordnung folgenden Antrag: 
Es wolle die Tagesordnung dahin abgeändert 
werden, daß Ziffer 4 der ee ung an 
erſter Stelle zum Gegenſtand der Verhandlung 
und Beſchlußfaſſung gemacht wird. 


Es ſollen alſo die Ziffern 1 bis 3, die ſich auf die 


Entlaſtung des Vorſtandes, das Rechnungsweſen uſw. 
be 1 zunuthee t werden, damit unſere Beratungen 
ic eute, unbeeinflußt von allen perſönlichen Anti⸗ 
pathien und Unzufriedenheiten, lediglich auf die mate⸗ 
rielle Sache beſchränken. er 5 


(Bravo!) 


Ferner iſt ein Antrag zur Tagesordnung ein- 
gegangen: | 
Die Reihenfolge der in der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 

rift / een ten Tagesordnung für die 

itgliederverſammlung des Deutſchen Anwalts⸗ 
tages in Mannheim dahin abzuändern, daß der 
Punkt 7 der Tagesordnung zwiſchen die Punkte 2 
und 3 der Tagesordnung eingeſchoben wird. 
Meine Herren, dieſer Punkt 7 iſt der Antrag der 
7 Rechtsanwälte beim. a die eine 

nderung der Statuten nach der Richtung hin be⸗ 
antragen, daß der Vorſtand in Zukunft aus 15 Mit⸗ 
gliedern beſtehen muß, von denen 3 ihren Sitz an 
einem Orte haben müſſen, wo ſich kein Landgericht 
und kein Oberlandesgericht befindet. Ich gebe zu, daß 
dieſer Antrag praktiſch uſammen mit den Neuwahlen 
erledigt wird. Ich perſönlich würde alſo auch gegen 
die Berechtigung dieſes Antrags nichts haben, ich bitte 
aber zunächſt Herrn Juſtizrat Dr. Wildhagen, der ſich 
u dem erſten Antrag zur Geſchäftsordnung gemeldet 
hat, das Wort zu nehmen. | | 
Juſtizrat Dr. agen ⸗Leipzig: Meine Herren 
Kollegen! Der erſte Antrag zur Tagesordnung, der 


— 


verleſen worden iſt, ift von mir im Verein mit 4 Kol⸗ 


wird ſich, ſoweit er vorhanden iſt, in J 


kommen in den Hintergrund treten muß. 
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legen und unterſtützt von weiteren e eſtellt 
worden; er iſt in beſchränkter Anzahl gedruckt und 

ben Handen 
befinden. Wie Sie aus dem Antrag erſehen, iſt er 
aus der Erwägung hervorgegangen, daß die Frage der 
Juſtizreform nicht nur als der die. Allgemeinheit am 


meiſten berührende, ſondern wohl überhaupt das weiteſt⸗ 
nr” Intereſſe. in Anſpruch nehmende Gegen⸗ 
t 


and unſerer diesjährigen Tagesordnung bezeichnet 
werden muß, und da iſt es doch jedenfalls richtig, daß 


wir uns zunächſt dieſem wichtigſten Gegenſtand unſerer 


Tagesordnung widmen. Nicht, als ob andere Gegen⸗ 
ſtände nicht auch wichtig wären; aber wenn einer über⸗ 


wiegt, jo iſt es richtig, Fe dem zunächft zuzuwenden. 


3 iſt außerdem noch ein zweiter Grund vorhanden. 


Nach den durchaus loyalen Erklärungen, welche unſer 
‚Herr Vorſitzender abgegeben hat, iſt doch zu erwarten, 


daß einer oder der andere der Herren, die abweichender 
Auffaſſung ſind, den Wunſch hat, ſich darüber zu 
äußern. Dann iſt es aber richtiger, das nicht ſofort 
u tun, ſondern zunächſt ſich mit der Sache ſelber zu 


eſchäftigen. 
Bravo!) 


Denn es iſt ja möglich und zu erhoffen, daß in der 


Sache ſelber ein . Beratung und Beſchluß⸗ 
faſſung gezeitigt wer 


en wird, dem gegenüber die Frage, 
was in der Vergangenheit hätte geſchehen ſollen, voll⸗ 
Segzr richig )) 
Was den zweiten Antrag betrifft, ſo will ich mich 
darüber nicht äußern... Wir haben uns darauf beſchränkt, 
der Beſchlußfaſſung der Herren Kollegen die Frage zu 
unterbreiten, ob Sie einverſtanden find, daß jetzt bei 
friſchen Kräften zunächſt der Punkt 4 der Tagesordnung 
zur Verhandlung kommt. Ich bitte Sie, dieſen Antrag 


anzunehmen. | 
(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Soldau⸗Worms: Meine Herren, 


diejenigen Kollegen aus allen Teilen Deutſchlonds, die 


ſu zuſammengetan haben, um die Fr u unter⸗ 
uchen, ob wir dem Vorſtande Entlaſtung erteilen ſollen 
oder nicht, ſtehen ebenfalls auf dem Standpunkt, der 
eben vorgetragen iſt, a N 

1 Bravo!) 


daß es wünſchenswert iſt, daß die Frage der Juſtiz⸗ 
reform zunächſt zur Verhandlung gebracht wird. Bevor 
wir das wußten, habe ich mich zu dieſer erſten Frage 
zum Wort gemeldet und dabei wurde mir geſagt: ja, 
ieſe Frage kommt heute nicht mehr zur Verhandlung. 
Meine Herren, wir ſetzen voraus, daß ſie heute noch 
zur Verhandlung kommt, daß ſie nicht etwa ad Calendas 
graecas vertagt werde, daß wir alſo nicht, wenn alle 
übrigen Gegenſtände ſo eingehend verhandelt werden, 
inten herunterfallen. Es müßte jetzt eine authentiſche 
Interpretation gegeben werden, was es heißen ſoll: 


| 19 kommt das nicht mehr vor“. Wenn wir hinter 


ie wichtigere Frage der Juſtizreform zurücktreten, ſo 
ſollte man unſere Loyalität anerkennen; denn wir ſind 


die Verletzten und haben uns über den Vorſtand zu 
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beſchweren, und wenn wir es tun, fo tun wir es der 
Sache wegen. Aber dann muß man doch ſelbſtver⸗ 
ſtändlich erwarten, daß wir auch heute noch drankommen. 


Vorſitzender: Ich weiß nicht, wer dem Herrn 
Kollegen Soldan eine offizielle Antwort gegeben bat; 
nach meiner Meinung bin ich der einzige, der eine 
ſolche geben könnte. Ich habe ihn aber gar nicht 
eſprochen. Übrigens will ich — das wird wahr⸗ 
ſchemnlich der betreffende Herr angenommen haben — 
bemerken, daß der Punkt 4 der Tagesordnun 
heute wahrſcheinlich unſere Zeit voll in Anſpru 
nehmen wird; wenn das nicht der Fall iſt, dann 
ſteht es ja immer noch frei, auf den anderen Punkt 
einzugehen; der Vorſtand hat auß gewiß nicht die 
0 t, in die Rechte des Herrn So dan einzugreifen. 
Beſchließt die Verſammlung, daß der Punkt 4 erörtert 
wird, dann dauert es ſo lange, wie es dauert, und 
nachher kommt dann die Dechat efrage. Wir haben 
icherlich abſolut gar kein Intereſſe daran, daß dieſe 

rage nicht erörtert werde. 


Juſtizrat Gebhart⸗ Zweibrücken: Ich habe dem 
errn Kollegen Soldan geſagt, daß heute wahr⸗ 
cheinlich der Punkt 1 nicht mehr zur Erledigung 
kommen werde, weil nach mir gewordenen Mitteilungen 
der Punkt 4 an die erſte Stelle gerückt werden folle; 
ich habe angenommen, Punkt 4 würde die ganze heutige 
Sitzung ausfüllen. Iſt der Punkt 4 erledigt, dann 
kommt der Punkt 1 an die Reihe, und wenn das heute 
nicht mehr möglich iſt, dann geſchieht es eben morgen. 
Über die — ug der Beratungsgegenſtände iſt ja 
die Verſammlung ſouverän zu beſchließen. 


Vorſitzender: Meine Herren, es iſt noch folgender 
Antrag zur Tagesordnung eingegangen: 

1. Ausſetzung der Beratung und Beſchlußfaſſung 
De den unter Nummer 4 ſtehenden Gegen⸗ 
tand; | 

2. Wahl einer Kommiſſion von 15 Mitgliedern 
— 2, Kollegialgerichts⸗„ ) Amtsgerichts⸗ 
anwälte —, welche einem außerordentlichen 
5 fen rechtzeitige Einberufung 
hierdurch beſchloſſen wird, ein Votum zum 
Gegenſtand des Punktes 4 der me Tages- 


ordnung vorzulegen hat; die Minderheit der 
Kommiſſion hat das Recht eigener Bericht⸗ 
erſtattung. 


Der Antrag iſt geſtellt von dem Herrn Kollegen 
Dr. Elſas. 

Ich möchte die Herren bitten, zunächſt darüber ab⸗ 
. „ob überhaupt die Umſtellung der Tages⸗ 
ordnung nach dem Antrag Wildhagen erfolgen fol. 


ſtimmung. Der Antrag Wildhagen wird 
mit großer Mehrheit, faſt Einſtimmigkeit angenommen. 


Vorſitzender: Wir kommen nunmehr zur Ver⸗ 
handlung des eben verleſenen Antrags des Kollegen 
Dr. Elſas. 


Antragſteller Rechtsanwalt Dr. Elſas · Stuttgart: 
Meine verehrten Herren Kollegen! Der Antrag, den 
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ich heute im Namen einer großen Anzahl von Kollegen 
15 ſtellen mir erlaubt habe, hat folgende Geſchichte. 
3 iſt Ihnen das Zirkular der Herren Kollegen 
Oelenheinz und Genoſſen, wodurch zu einer Vor⸗ 
verſammlung von Kollegen am geſtrigen Tage ein⸗ 
eladen wurde, zugegangen. Diese Vorverſammlung 
hat ftattgefunden. Es war von den Herren 
Kollegen Oelenheinz und Genoſſen der Antrag 
u einer Vorverhandlung für die heutige Ver⸗ 
andlan damit begründet, daß betont wurde, daß 
der Punkt 4 unſerer Tagesordnnug, meine Herren 
Kollegen, die vitalſten Intereſſen der Anwaltſchaft be⸗ 
rühre, daß die knapp bemeſſene Zeit kaum ausreichen 
würde, dieſen umfaſſenden Stoff erſchöpfend zu be⸗ 
handeln, und daß — darauf lege ich beſonderes Ge⸗ 
wicht — mit Rückſicht auf die Mannigfaltigkeit der 
aus den Kollegenkreiſen bisher zu der Frage des 
Punkts 4 veröffentlichten Anſichten eine interne münd⸗ 
liche Ausſprache beſonders wichtig und von erhöhter 
Bedeutung ſei. Nun, meine Herren, wir haben geſtern 
in ſehr langer 55 über Punkt 4 der heutigen 
Tagesordnung beraten, und ich darf vielleicht ganz kurz 
— die Verhandlungen ſollen im Detail nicht an die 
Offentlichkeit kommen — das Weſentliche im Namen 
der Kommiſſion hier ſagen. 

Wir haben als den Hauptgeſichtspunkt betrachtet, 
daß der Deutſche Anwaltstag in ſeiner Haltung zur No⸗ 
velle zur Gerichtsverfaſſung und zur Zivilprozeßordnung 
mit größtem Nachdruck gegenüber der Spec 
gegenüber der öffentlichen Meinung in Deutſchland 
einheitlich daſtehen ſoll. 

(Bravo! Sehr richtig!) 
Wir haben uns geſagt, daß, nachdem aus den Kreiſen 
unſerer amtsgerichtlichen Kollegen von der Majorität 


der Landgerichtsanwälte ſehr ſtark abweichende Anſichten 
laut geworden ſind, es nicht im Intereſſe der deutſchen 


Anwaltſchaft gelegen wäre, wenn heute ein geteiltes 
Votum des Deutſchen Anwaltstages zum Ausdruck 
komme; 


(Bravo!) 


und nachdem die überwiegende 3 der geſtrigen 
Verſammlung dieſer Meinung geweſen iſt, hat die 
ge trige Verla in eine kleine Kommiſſion ge⸗ 
ildet, deren Auftrag geweſen iſt, mit den unter ſich 
bereits vereinigten Herren Amtsgerichtsanwälten zu 
verhandeln. Wir haben geſtern Nachmittag dieſe Unter⸗ 
handlung gepflogen, und es hat ſich eine Einſtimmigkeit 
darüber ergeben, einmal daß der Gegenſtand des 
Punktes 4 unſerer Tagesordnung noch keineswegs ge⸗ 
nügend vorbereitet iſt, um heute zu einer Beſchluß⸗ 
faſſung geeignet zu ſein. 5 
| (Sehr richtig! — Widerſpruch.) 

— Meine Herren, ich höre verſchiedene Oho⸗Rufe; ich 
darf aber denjenigen Herren, die geſtern nicht anweſend 
geweſen ſind, mitteilen, daß, mit Ausnahme der Kollegen 
des Oberlandesgerichts Stuttgart und der Kollegen des 
Oberlandesgerichtsbezirks Nürnberg, über die Details 
der geplanten Novelle zur Gerichtsverfaſſung, zur Zivil⸗ 


prozeßordnung und zur Gebührenordnung die Herren 


Kollegen nicht unterrichtet geweſen ſind, und zwar des⸗ 
wegen nicht — ich ſage das nicht in ber Form eines 
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Vorwurfs —, weil die Vertretungen der Anwälte in 
den betreffenden Kammerbezirken gegenüber den 
kompetenten Behörden zum Stillſchweigen über dieſe 
Vorſchläge ee gefühlt haben. Alſo es mag das 
in den verſchiedenen Landesteilen verſchieden behandelt 
worden fein; Tatſache iſt, daß die Kollegenſchaft geſtern 
gar nicht darüber im Zweifel war, daß die deutſche An⸗ 
waltſchaft im großen ganzen darüber unterrichtet war, 
daß die Kompetenz der Amtsgerichte über 300 Mark 
bis zu etwa 1500 oder 1000 Mark erhöht werden ſollte, 
daß aber die ebenſo wichtigen, ja für die Würde der An⸗ 
waltſchaft noch wichtigeren übrigen Beſtimmungen der 
Zivilprozeßnovelle den Herren Kollegen noch nicht be⸗ 
kannt geweſen ſind. De 
(Sehr richtig!) 


Nun, meine Herren, haben wir uns geſagt, es 0 
poſitiv unmöglich, dieſe einſchneidenden und, wie ich 
vorhin geſagt habe, mit den vitalſten Intereſſen der 
Anwaltſchaft im engſten Zuſammenhang ſtehenden 
Fragen in einer großen Verſammlung der Kollegen ſo 
u behandeln, wie die Bedeutung dieler Frage es er⸗ 
heiſcht Das war der eine Geſichtspunkt; der zweite 
Geſichtspunkt war der, daß, wenn wir trotzdem 
hier über dieſen Gegenſtand beraten, diejenigen An⸗ 
wälte, die von den betreffenden Regierungen, insbeſondere 
von der preußiſchen Regierung, bereits im Vorſtadium 
der Beratungen zugezogen worden ſind — das ſind die 
Amtsgerichtsanwälte —, eine von der Majorität voraus» 
ſichtlich abweichende Meinung hier vertreten werden; 
und daß das für die Anwaltſchaft in Deutſchlan 
durchaus ſchädlich iſt, darüber waren wir alle einer 
Meinung. | | 
Meine Herren, wir haben uns in der Sitzung von 
eſtern Abend dann dahin reſolviert — und wir unter 
885 dieſes Votum, welches die Meinung der geſtrigen 
Verſammlung zum Ausdruck bringt, der rien 
Mitgliederverſammlung —, daß der Punkt 4 von der 
Tagesordnung abgeſetzt werden ſoll, und daß der 
au ordentliche Anwaltstag, der ſchon beſchloſſen 
war, nun heute in der Form beſchloſſen werden ſoll, 
daß an unſeren Vorſtand aus der Mitte der General⸗ 
verſammlung das Erſuchen gerichtet wird, dieſen Anwalts⸗ 
tag in möglichſt raſcher Zeit zu berufen, daß bis dahin 
eine Kommiſſion, die aus einer Mehrzahl von Land⸗ 
gerichtsanwälten und aus einer entſprechenden Minder⸗ 
ahl von Amtsgerichtsanwälten zu beſte hat, ein 
Votum porzubereiten hat, und daß auf dem neuen 
Anwaltstage im Intereſſe unſeres Standes, aber 
— wie ich es verſtehe — in erſter Linie im Intereſſe 
der Rechtspflege ein Beſchluß gefaßt wird, der zum 
Segen der Rechtspflege und der Würde der Anwalt⸗ 
ſchaft entſprechend 2 möge. Wenn wir heute 
Punkt 4 erörtern, ſo iſt gar nicht zu vermeiden, daß 
die Zwieſpältigkeit der wirtſchaftlichen Situation der 
Land⸗ und Amtsgerichtsanwälte hier zum Ausdruck 
kommt, daß wir zu einem einheitlichen Beſchluß nicht 
kommen werden, und daß dieſer nicht einheitliche 
Beſchluß nach außen hin in Deutſchland und ins⸗ 
beſondere gegenüber der Rei öregierung und gegenüber 
den Regierungen der Einzelſtaaten in dieſem Stadium 
der Frage einen ſehr ſchlechten Eindruck machen würde. 


Sehr richtig) 
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Das K wir vermeiden, meine Herren; ich be⸗ 
aus: her, den Gegenſtand von der heutigen 
Tagesordnung abzuſetzen. u | 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Kleinrath⸗ Hannover: Meine ver⸗ 
ehrten Herren! Auch ich war von der geſtrigen Vor⸗ 
verſammlung mit in die Kommiſſion gewählt worden, 
welche es verſuchen ſollte, mit dem Verein der Amts⸗ 

erichtsanwälte eine Einigung über gewiſſe Richtlinien 
herbeizuführen, die möglicherweiſe der Deutſche Anwalts⸗ 
tag heute hätte feſtlegen können. Wir ſind nach ein⸗ 
ne Beſprechung der Sachlage auf beiden Seiten 
— das möchte ich ausdrücklich betonen — zu der Über- 
zeugung gekommen, daß wir alle Veranlaſſung haben, 
uns die Vorlage im ganzen, zumal ſie der großen 
Mehrzahl der Mitglieder noch nicht bekannt geweſen 
iſt, genauer anzuſehen und Zeit zu gewinnen, daß 
ſeitens einer dazu eingeſetzten Kommiſſion dieſe 
Nahr einer genaueren Prüfung unterworfen werden. 
eine Herren, es find heute morgen hier ſchon Druck⸗ 
ſachen verteilt worden, die die Anträge der beiden 
Herren Berichterſtatter enthalten. Dieſe Anträge weichen 
voneinander ab. Sie find, wie ich gehört habe, geſtellt 
worden, ohne daß die beiden Herren Berichterſtatter 
ich auch nur ihrerſeits perſönlich darüber verſtändigt 
. »Und, meine Herren, auch darauf lege ug, daß 
Gewicht: es iſt nach meiner Meinung zweckmäßig, daß 
verſucht wird, bevor einem Deutſchen Anwaltstage 
Vorſchläge gemacht werden, daß auch die Berichterſtatter 
untereinander — und dazu würde ja die Kommiſſion 
am beſten Gelegenheit bieten — ſich a einer Grund⸗ 
linie zu einigen und gemeinſame Vorſchläge dem 
Deutſchen Anwaltstage zu unterbreiten verſuchen. Das 
ind die Geſichtspunkte, die geſtern auf beiden Seiten 
azu geführt haben, übereinſtimmend den Wunſch zum 
Ausdruck zu bringen, daß eine ſolche Kommiſſion ein⸗ 
geſetzt werden möge. e me 
möchte nur noch in Erbbender Beziehung, 
um vielleicht einer weitläufigen Erörterung vorzubeugen, 
meinerſeits bemerken, daß der Antrag, wie ihn Herr 
Kollege Elſas mit einer großen Anzahl der anderen 
Herren, insbeſondere auch von Amtsgerichtsanwälten, 
eingereicht hat, inſofern nach meiner Meinung nicht 
gare ſcharf zur Tagesordnung Aefabßt iſt, als der 
ntrag 2 auf Einſetzung einer Kommiſſion gerichtet 
iſt und daher wohl kaum noch als Antrag zur Tages⸗ 
ordnung anzuſehen iſt. habe deshalb auch in 
Übereinſtimmung mit dem Kollegen Elſas den Antrag 
zur Tagesordnung folgendermaßen gefaßt: | 
Der Deutſche Anwaltstag wolle beſchließen: 
u Punkt 4 der Tagesordnung wird von der 
attung der Referate und der ſachlichen 
Beratung und e en, und 
lediglich über den damit angekündigten Antrag 
beraten und abgeſtimmt: e 
Der Deutſche Anwaltstag wolle beſchließen — 
uſw. (nun folgt der Antrag auf Einſetzung einer Kom⸗ 
miſſion). a = f | 


Vorſitzender: Ich möchte ö den Herren die noch 
zur Geſchäftsordnung gemeldet ſind, empfehlen, in 


Erwägung zu ziehen, ob es nicht richtig iſt, zunächſt 
die Herren Referenten zu hören; wir können ja dann 
nachher immer noch Beſchluß. darüber faſſen, oh wir 
zu einer Reſolution kommen wollen oder nicht. 


(Rufe: Schluß!) 


Zum Worte ſind noch gemeldet die Herren: 
Geiershoͤfer⸗Nürnberg, Dr. Fürſt⸗Mannheim, Herr⸗ 
„Auersbach ⸗ Frankfurt a. M. Wenn der 
chluß der bl auh die angenommen wird, 
fo können ſelbſtverſtündlich auch die gemeldeten Herren 
nicht mehr zum Worte kommen, — und ich bin der 
Meinung, daß, wenn wir über die Geſchäftsordnung 
noch ſo viele Herren hören, wir nicht ganz weit in 
der Debatte kommen werden. e 


Abſtimmntung. Der Antrag, die Geſchüftsordnungs⸗ 
debatte einſtweilen zu unterbrechen und zunächſt die 
Berichterſtatter zu hören, wird mit großer Mehrheit 
angenommen. | e 

Vorſitzeuder: Nachdem die Herren Referenten 
N haben werden, können ja die geſtellten 

nträge wieder in die Erſcheinung treten. * 
bitte, nunmehr die Herren Referenten an⸗ 
hören zu wollen. Zu Ze Eu“ 


Berichterſtatter Rechtsanwalt. Dr. Hachenburg 
Mannheim (von lebhaftem Beifall begrüßt): Meine 
en Kollegen! Noch vor vier Jahren konnte der 

eutſche Anwaltstag in Straßburg feine Überzeugung 
dahin ausſprechen, daß eine weſentliche Beſchleunigung 
der Zivilprozeſſe durch eine ſachgemäße Handhabun 
der beſtehenden Beſtimmungen ſeitens der Gerichte un 
der Rechtsanwälte erreicht werden könne. Ein Bedürfnis 
einer Abänderung ſchien man nicht annehmen zu wollen: 
von einer Reform war damals keine Rede. Raſch hat 
ſich die Zeit und die Stimmung geändert. Ich habe 
heute die Frage, ob eine Reform eintreten ſoll, nicht 
mehr zu prüfen, — nur über das Wann und Wie 
wird geſtritten — und zwar, wie Sie aus den Ver⸗ 
handlungen ſchon bemerkt haben, recht energiſch geſtritten. 
eine Herren, es iſt heute nicht mehr möglich, 
der gewaltigen Strömung, die ſich im Deutſchen Reiche 
bemerkbar macht, Widerſtand zu leiſten. Der Neu⸗ 
Se unſeres i ewe 5e in unſerem Bürgerlichen 
ER e wird auch eine Neugeftaltung des Prozeß⸗ 
echtes folgen müſſen. eee 8 
Gern mag ich zugeben, daß ein Teil der Wünſche 
und Beſchwerden zurückzuführen ſein wird auf eine 
gene allgemeine Nervoſität und Unruhe im heutigen 
olkskörper. Ein ſolches Unbehagen ſucht nach Punkten, 
in denen es nach außen hin hervortreten kann; der 
„Reformbazillus“ — das hat Geheimer Juſtizrat 
Brettner im „Recht“ vor einiger Zeit geſchrieben — 
dringt auch in unſer Rechtsleben ein. Aber dann macht 
derſelbe Herr doch auch ſelbſt wieder ſeine Reform⸗ 
vorſchläge. Sie ſehen alſo, es iſt zweifellos auch ob⸗ 
jektiv eine Störung, ein Mißſtand irgendwo vorhanden, 
fur den Abhilfe geſchafft werden muß. Und hierbei 
iſt die Mitarbeit auch des Deutſchen Anwaltstages als 
eines beſonders berufenen Vertreters der deutſchen 
Rechtspflege unbedingt erforderlich und geboten. 
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Meine 1 vorhin ſchon aus, den ein⸗ 


zu machen. Kai: 


arbeitung unter⸗ 
zogen. here Mitteilung konnte der Herr Staats⸗ 
be etär darüber nicht machen, weil die Verhandlungen 
darüber noch nicht abgeſ loſſen ſind. Insbeſondere 
atte Ende Juli dieſes Jahres weder das preußiſche 

RAN HE noch die Reichövertvaltung dazu irgend 
welche Stellung genommen. Ich Ke daher, es iſt 
heute die richtige Zeit, zu dieſem Entwurf und zu der 
ganzen Frage der Reformbewegung unſererſeits Stellung 
zu nehmen. f | 
Der Entwurf als folder hat freilich dadurch, daß er 
nicht mehr offtzielle „ iſt, nicht mehr die 
volle Bedeutung, die er im März und April er hat. 
Aber er iſt immerhin noch ungeheuer wertvoll. Er rückt ein 
in die große ahl der Reformvorſchläge, der Gedanken, 
die in Dutzenden von Schriften und Aufſätzen bekannt 

acht worden ſind. Aber er iſt der wichtigſte Aus⸗ 
ruck derſelben. 

Und über all dieſe Beſchwerden und Wünſche, über 
die Vorſchläge und über die Kritiken dieſer Vorſchläge 
werde ic nen heute zu berichten haben. werde 
Ihnen dabei manches Altbekannte ſagen m 11 — 
vielleicht kann ich Sie das eine oder andere Mal auch 
einen unbetretenen meg führen. Es iſt nicht leicht, 
0 über Einzelheiten bei dieſen Fragen ein abſolut 
icheres Urteil zu bilden. Es handelt ſich ja weſentlich 
um praktiſche Momente. Da kann erſt die Probe 
zeigen, ob die Rechnung ſtimmt. Und ich muß Ihnen 
ein Geſtändnis machen, meine Herren. 0 
Auguſt im Schwarzwald das Material durchgearbeitet 
habe — und es floß mir von allen Seiten ſehr reichlich 
u —, da habe ich bei Einzelfragen manchmal vom 

rgen bis zum Abend meine Anſicht geändert. Was 
ich tags zuvor verworfen hatte, griff ich anderen Tages 
wieder auf. Das muß ich e e vorausſchicken. 

ch muß auch ſagen, daß i gar nicht der 
offnung hingebe, daß alle die einzelnen Punkte, die 
ich aufgezeichnet habe, allen oder vielleicht nur der 
uns 


ch je nach Temperament und Erfa 


| uns ſſch recht ſein werden. Es wird ah jeder von 


rung, nach 


gebildet haben, von der er ſchwer wieder zurückzubringen 
fein wird. Meine Herren, ich habe meine Anträge 


zu 


aber als gegeben an. 
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weſeutlich a formuliert, um = Ausſprache darüber 
kes he 2 8 = en überaf en, ob Sie 
cher ab 6 duc 18 geviſſe mn balteyr de für iR 
oder ob Sie a nhaltspunkte für 
die Diskuſſion 110 80 dale dieſe Theſen al 
en um zu zei daß der Deuſch Anwaltstag den 

tandpunkt einn ht: wir ſind en nur negativ, 
wir arbeiten u. poſitiv. . 


(Sehr richtig, 


Wir wollen u wie. wir uns mit der Frage 
der Prozeßreform befaſſen, win wallen mitwirken an 
der Neugeſtaltung des Prozeßrechtes. Und eine = 
arbeit kann nur dann erfolgreich fein, wenn wir zei 
wo und wie nach unſerem beſten Wiſſen und Gewiſſe 
Hilfe not tut. 
Meine Herren, ich frage nun: was wirft man 
unſerem heutigen Proze 1 abren. a wo fehlt es 
denn, wo foll gebeſſert wer 4. Da möchte ich an 
eine Bemerkung anknüpfen, die der Herr Staatsſekretär 
der Juſtiz am 20. Apri il im im Reichstag. gemacht hat. 
Er hat damals 1. Biel der hevorſtehenden Prozeß⸗ 
reform bezeichnet: „für den kleinen Mann ein billigeres 
und raſcheres Ver — zu ermöglichen.“, Caſſen wir 
mal den kleinen Mann zunüchſt beiſeite. ne 
an geeigneter Stelle auf ihn zu fp rechen. 
hier die Worte feſt: „billiger und raſcher“. ſen Sie 
mich, was allerdings der Herr Staatsſekretär nicht 
erwähnte, auf Grund der Reformſchriften noch ein 
Drittes hinzufügen. Man verlangt auch in weiten 
Kreiſen, 9 * unseren, ef volkstümlicher ſein 
ſoll. Man wirft fab een vor, es ſei 3 
teuer, 17 al, = — ae . 8 geprägtes 
Wort lautet: zu weltfremd. Sind dieſe Vorwürfe 
begründet? Sie werden 365 vielleicht ſe ot ſchon ein 
Urteil gebildet haben. Ich möchte auf das Ergebnis 
der Unterſuchung bei den 1 verweiſen. Sie 
werden dann wohl finden, es hier wie bei den 


meiſten ähnlichen An c ſteht. Holb haben ſte 
der un. halb unrecht. Und die Woßrhent liegt in 
1 te. 


Begmnen wir mit dem, was ſonſt beim Verfa hren 
am Schluß kommt: mit den Proze . ier hi 
ein doppelter eo... mög t 

Standpunkt der Staats Der Staat beſoldet die 
Richter, erbaut die Geri ISgebhede uſw. Nun iſt in 
der meiteren Zeit wiederholt gekla 


ungeſondert. 8 Sie 7 — mit dieſ 
Material. Intereſſanter iſt eine. Bemerkung, die ic 
in einem Aufſatz von Mügel, vortragendem Rat im 
preußischen Juſtizminiſterium, in der „Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung“ von 1906 gefunden habe. Mügel fpricht von 
einem Mißverhältniſſe der Ausgaben und Einnahmen. 
Auch die Zivilrechtspflege arbeite mit Unterbilanz. 
Schon im Jahre 1899 habe der preußiſche Staat 
14 Millionen Zuſchuß zu der Ziwilrechtspflege be —— 
müſſen. Solange dies daure, ſei eine Aufbe 

der Richtergehälter unmöglich. Ob die ‚fern 5 
ſind, können wir nicht kontrollieren. Nehmen wir ſie 
Demgegenüber müſſen wir 


dafür, daß der 3 ihn in einen Proze 
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a betonen: dieſer Geſichtspunkt, daß Au 25 
nahmen bei der dul been un. ſich decken 
müßten, daß eine Unterbila leg werden müſſe, 

jeder Frage der Nechtey ganz beſonders 
bei u neuen Organiſation unſ erer Gerken ang, 
abjolyt.auszufchnlten, 


(Sehr woher) a N \ 


Es wäre ein ſchwerer Vorwurf, den man einer 
geiebgebung machen müßte, wenn fie e ſich bei derartigen 
Lebensfragen von rein finanziellen Gefichtspunkten 
leiten 2 Wie bei den Ausgaben ur eer und 
Schule, müſſen auch bei der Juſtiz ſolche Momente 
abgelehnt werden. Die Rechtspflege iſt ein ſo nat⸗ 
wendiger Teil im geben des Staates, daß jede un⸗ 
geſunde Sparſamkeit ſich Er gangen Leibe bitter. rächen 
würde. Niemals darf Bei einer Meugefkalkung der 
i 


Gerichtsverfaſſung und des ne. 34 06 e e 
als treibendes Motiv erſcheinen dies am 
Anfang hervor. Sie a jetzt 1 tg bei welch 
fred er Frage ich darauf url komme. | 

Und nun weite G tspunkt bei der Roften- 
frage. Er 40 enicht ſo einfach zu löſen. Hier iſt die 
Frage der Koſten vom Standtpunkte der Partei aus 


zu betrachten. Nach unſerem deutſchrechtlichen Prinzip 
die aß bekanntlich derjenige, der den Prozeß verliert, 
oſten. Das zwingt uns, ſehr vorſichtig . 
den Beſchwerden über die Größe der: Beozekfoften 
fein. 7 — ſind die Herren Kollegen dase 
Aber ich glaube, in dem der großen Saal finden 
wir nicht einen Rechtsanwalt, der einen Klienten beſitzt, 
der bei einem verlorenen Prozeß gern ſeine Koſten 
bezahlt hätte. Das iſt u e Und 
umgekehrt werden gar viele erzählen konnen, daß ein 
Klient, der den Proze Fr gewonnen hat, ſich freut, wenn 
. andere e recht viel Koſten bezahlen muß. 


Ba (Heiterkeit. ) 


Auch der Klient iſt epi gegen den Anwalt, 
wenn's den Gegner trifft. Darin costa aber auch ein 
berechtigtes Moment. Die Prozeßkoſten dienen nicht 
nur dazu, daß fie dem Staat einen Teil ſeiner Auslagen 
wieder erſetzen und dem Rechtsanwalte die Exiſtenz⸗ 
bafis. ſchaffen. Sie enthalten auch ein ethiſches und 
ein 8 Moment. Ethiſch inſofern, 
als es dem Obſiegenden eine gewiſſe men Sn gewährt 


gezerrt hat, der ſeiner Anficht nach ein unger 


war. Jetzt wird er ſolch leichtfertige und ifelhafte 
Prozeſſe vermeiden. Auch das wirtſchaftliche Moment 
n Erfahrungen. 805 glaube, 


gehört den alltä 
die lien. von Ihnen haben den römiſchen Zivil⸗ 
3 den Sie auf der Univerſität gelernt haben, 


daß u en. Ich für meine Perſon geſtehe 


mir die legis actiones in ein bewiſſes uche 
Dunkel gehüllt ſind. Aber das eine wiſſen wir noch: 
die Römer mit ihrem koſtenloſen Prozeß haben ſich zu 


ſchützen gewußt durch die Prozeßſtrafen. Die erfüllen 


denſelben Zweck, wie bei uns die Koſten. Es iſt aus 

Kallegenkreiſen mir eine Anregung zugegangen, für 

Abſchaffung der Gerichtskoſten einzutreten. Meine 

Herren, der Staat würde fi darauf ſchon aus den 

eingangs geſtreiften finanziellen Gründen nie einlaſſen. 
76 
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Abgeſehen davon, wäre es das wirtſchaftlich Unprak⸗ 
tiſchſte und Unmöglichſte, was ein Volk tun kann. Es 
entſtünde eine Flut von Prozeſſen, die ar nd ai 
von Richtern und Rechtsanwälten kaum zu beherrſchen 
vermöchte. Die eine Hälfte der Nation läge im Streite, 
und die andere Hälfte richtete. Dasſelbe gilt von einer 
Verbilligung der en Auch der Austrag eines 
Prozeſſes iſt ein wirtſchaftlicher Vorgang. Er Jol ſich 
nur dann abſpielen, wenn ethiſche oder wirtſchaftliche 
Intereſſen den Aufwand an Arbeit und Kapital recht⸗ 
fertigen. Um zu wiſſen, ob unſere Koſten zu hoch find, 
müßten wir eine ſtatiſtiſche — ng aller für 
Jaume in einem Jahre bezahlten Gerichts⸗ und 
nwaltskoſten haben, aber auch der Werte, um die 
1 wird. Erſt dann könnten wir erwägen, ob 
as deutſche Volk für fe d. Sioitrechtöpflege zu viel an 
Koſten au gt, ob ſie die deutſche Volkswirtſchaft zu 
ſehr belaſten. Ich behaupte — das entſpringt freilich nur 
meiner beſchränkten eigenen Erfahrung und dem Er s 
lichen Gefühle —: wenn wir die Geſamtheit der Koſten, 
die das deutſche Volk N vergleichen mit der 
Zahl und der Bedeutung der Objekte, die im Jahre be⸗ 
wältigt werden, wenn wir dann den Blick werfen auf 
die Nachbarländer ankreich, Belgien, Holland, 
England, — wir werden zu dem Ergebnis kommen, 
daß der deutſche Koſtenau 
Güter, um welche es ſich dreht, und in einem geringen 
Verhältnis ſteht zu dem, was andere Nationen an 
Koſten aufbringen. Ä 
(Sehr wahr!) 


Meine Herren, damit ift aber noch nicht eſagt, 
daß nicht ein billigeres Koſtenſyſtem — „billig 
nicht im Sinne von „wohlfeil“, ſondern im Sinne 
von „gerecht“ — erwünſcht ſei. Da bin ich allerdings 
u dem Ergebnis gekommen, daß das rein ſchematiſ 

erfahren unſerer Geſetze, das im weſentlichen nach 
dem Streitwert operiert, auf die Dauer nicht haltbar 
ſein wird. In erſter Linie ſpielt hier wieder der 
Gedanke herein, der unſer ganzes heutiges Leben. und 
unſere Geſetzgebung durchdringt, das ſoziale Moment, 
der Schutz des wirtſchaftlich Schwachen. Hier kommen 
die Worte des Herrn Staatsſekretärs, die ich vorhin 
en zu ihrem Rechte: der Gedanke, für den kleinen 

ann ein billigeres Prozeſſieren herbeizuführen. Das 
kann man natürlich nicht in der Weiſe machen, daß 
man die Prozeßkoſten nach dem Steuerzettel reguliert. 
Aber wohl wäre es möglich, für die Prozeßgegenſtäude, 
die lediglich oder fer ausſchließlich die ſchwächeren 
Schultern treffen, billigere Koſten einzuführen. Und 
hierfür bietet meines Erachtens das ſo oft ſchon 
erwähnte Verfahren vor den Kaufmanns⸗ und Gewerbe⸗ 
a einen el Anhalt. Man ſollte für alle 

lagen aus dem Arbeitsvertrag, alſo für diejenigen, 
die nur von ihrer Hände oder ihres Kopfes Arbeit 
leben, billigere Sätze einführen. Einerlei alſo, ob es 
ſich um Fabrikarbeiter und Kaufmannsgehilfen, oder 
um Dienſtboten, landwirtſchaftliche Taglöhner, Lehrer 
oder Chemiker handelt. Dieſe eo un hört 
dann auf, wenn das Einkommen aus dem Arbeits- 
vertrage eine gewiſſe Höhe überſteigt. Die Schultern 
ſind dann ſtark genug, die normalen Koſten zu tragen. 
Es mögen ſich bei Prüfung dieſer Fragen wohl noch 
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ambere ähnliche Verhältniſſe finden laſſen. Hier ſoll 
ſchon betont werden, daß für Par Herabſetzung von 
Koſten (ich meine damit ſtets Gerichts- und Anwalts- 
koſten) unbedingt eine Ausgleichung durch Erhö bei 
anderen Objekten gefunden werden muß. Abgefehen 
von der generellen Erhöhung, auf die ich ſpäter komme, 
für die Anwaltsgebühren. Andere Objekte, die es 
beſſer ertragen können, ſollen ſtärker belaſtet werden. 
Und da ſcheint mir, daß der Erbſchaftsprozeß, der meiſt 
kompliziert iſt und viel Arbeit macht, ſehr wohl in der 
Lage it eine höhere Gebühr zu tragen. delt es 
doch hier auch um einen müheloſen b der 
Streitenden. Andere Geſichtspunkte bei unſerer Frage 
kreuzen fich. In einer Schrift unſeres Kollegen 
Guttmann⸗ Wiesbaden „Unmittelbarkeit und freie 
Beweiswürdigung“ — eine Schrift, in der unendlich 
viel m eht, als der Titel beſagt — wird dem Gedanken 
einer Koſtenverteilung nach ethiſchen Motiven, nach 
Schuld oder Nichtſchulb, nach Erwägungen, ob der Prozeß 
leichtſinnig oder wohlbegründet begonnen wurde, das 
Wort geredet. Das wird Ach praktiſch nicht durchführen 
laſſen. Sehr viel ſcheint der eine Satz für ſich zu 
haben, * wenn ein Prozeß deshalb verloren wird, 
weil ein Gericht von einer feſtſtehenden Meinung ab⸗ 
weicht, namentlich wenn das Reichsgericht ſeine Praxis 
ändert, in diefem Falle die Gerichtskoſten geſtrichen 
werden ſollen. So ſchön der Gedanke iſt, — ich glaube 
nicht, daß ſich die Staatskaſſe darauf einlaffen wird. 
Eine andere Frage iſt es aber wieder, ob das Ber ⸗ 
ſchulden der Parteien in der Weiſe in Rechnung zu 
iehen iſt, daß dann, wenn die Prozeſſe durch ihre 
achläſſigkeit ſich in die Länge gichen und einen er 
öhten Zeit⸗ und Arbeitsaufwand bedingen, eine Koſten⸗ 
teigerung eintritt. Das kann nur mit den Fragen der 
Verfahrensreform behandelt werden. | 
Noc ein letztes hier über die Koſten bei den einzelnen 
Berfahrensarten. ve hat man in unſerem heutigen 
Geſetz du unterſcheiden verſucht. Man a: für einzelne 
Arten billigere Koſtenſätze eingeführt, aber an der un⸗ 
richtigen Stelle. Für Klagen ee en 
Verfahren, für Arreſtprozeſſe, Urkunden⸗ und Her 
lber he haben wir die niedrigeren Gebühren. Hier 
aber ſollte man ſich offen zugeſtehen, daß die billigeren 
Sätze ein Mißgriff waren. Wer jemals einen wirk⸗ 
lichen Urkundenprozeß geführt hat, der weiß, daß er 
mit zu dem Allerſchr n gehört, was es geben kann. 
Auch die Arreſtprozeſſe mit ihrer atemloſen Haſt und 
der Wichtigkeit ihrer Folgen ben fees f keinen Nach⸗ 
laß. Wenn wir hier die Koſten höher ſtellen, ſo ſind 
wir in der Lage, ſie in der ahrensart zu mindern, 
bei der ein une Bedürfnis dafür vorhanden iſt. 
Ich meine das Betreibungsverfahren. Mit Recht be⸗ 
ara man ſich darüber, daß die Einklagung eines 
ulen Schuldners oft ſehr viel mehr koſtet, als der 
Schuldner wert iſt. Da iſt der Ruf nach Verbilligung 
der Koſten begreiflich und begründet. Leiht dem, der 
die Gerichtshilfe in Anſpruch nimmt, um zu ſeinem 
Gelde zu gelangen, weil er ſich nicht ſelbſt dazu helfen 
kann und darf, die Hand des Staates mit verhältnis⸗ 
mäßig geringeren Koſten! Es iſt wirtſchaftlich und 
ethiſch falſch, den betreibenden Gläubiger mehr bezahlen 
zu laſſen, als der für ihn aufgewendeten Arbeit ent 
ſpricht, damit die Koſten für die ſtreitigen Prozeſſe 
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geringer bleiben können. Für dieſe iſt der Gedanke 
der Eindämmung zweifelhafter, der Verhütung frivoler 
Prozeſſe durch die Koſten unentbehrlich. Unanwendbar 
iſt er für die Betreibung. Hier iſt die Verbilligung 
wirtſchaftlich geboten. as iſt nicht nur für den 
Gläubiger, das iſt auch für den ſchwachen Schuldner 
von Wert. Wer von uns hat es nicht erlebt, wie Leute, 
die ſchwer gekämpft haben, die ſich redliche Mühe geben, 
ihren Verpflichtungen nachzukommen, immer wieder 
durch die großen Koſten der Betreibungen zu Boden 
gedrückt worden ſind? 

Freilich, wenn wir das Betreibungsverfahren mit 
geringeren Koſten ausſtatten, dann muß es als ſolches 
geändert, vereinfacht werden. Und damit komme ich 
wieder mitten in das Verfahren hinein. Sie ſehen, 
es läßt ſich die Frage der Juſtizreform nicht löſen, 
ohne daß man das am: als Einheit betrachtet. Es 
iſt unmöglich, ein vollſtändiges und befriedigendes 
Reſultat zu erzielen, wenn nicht alle Materien, Koſten, 
Verfahren, Verfaſſung, gemeinſam behandelt werden. 


(Sehr richtig!!) 


Eines greift in das andere ein. Ein Stück von dem 
eſamten Juſtizweſen herausgeriſſen, zerſtört den 
5 Die Neugeſtaltung nur eines einzelnen 
Punktes wird ein Flickwerk bilden. In unſerer 
Vertragspraxis haben wir es jeden Tag vor Augen. 
Le cht zwei Parteien beſteht ein Rechtsverhältnis. 
8 wird zunächſt nur ein Punkt geändert und im 
ahre drauf wieder einer und dann wieder einer. 
ließlich wird auch der Tüchtigſte nicht aus der Ge⸗ 
ſchichte herauskommen. Es zeigen ſich die Widerſprüche. 
Lücken klaffen. Eines paßt nicht mehr in das andere 
hinein. Stückwerk, Flickwerk. Das Ende iſt ein Prozeß. 
So in erhöhtem Maße iſt's bei der Geſetzgebung. 
Gewiß, es mögen Fälle vorkommen, daß ein Punkt des 
Geſetzes ſich als falſch erweiſt. Er muß ſofort geändert 
werden. Es können ſchreiende Mißſtände an einer Stelle 
hervortreten. Man kann nicht ſolange warten, bis das 
Ganze umgeſtaltet wird. Aber ich beſtreite entſchieden, 
daß heute fi das deutſche Volk ein Bedürfnis vorliegt, 
einen Teil der Juſtizpflege, einen Teil des Prozeß⸗ 
verfahrens, ſpeziell des amtsgerichtlichen Verfahrens, 
u regeln, ehe man überhaupt an das ganze Werk 
1 92 beſtreite, = ein ſolches Verlangen 
aus den beteiligten Kreiſen erhoben wurde,; ich beſtreite, 
daß eine Berechtigung hierzu erwieſen iſt oder er⸗ 
wieſen werden kann. 
(Bravo!) 


Meine Herren, ich beftreite damit, daß der Standpunkt, 
den der vorläufige Entwurf des Reichsjuſtizamts in 
dieſer Beziehung 1 zu billigen iſt. 39 
irre mich wohl kaum, wenn ich ſage: hätten nicht die 
deutſchen Regierungen den Wunſch, die amtsgerichtliche 
Kompetenz zu erhöhen, man wäre nicht auf den Ge⸗ 
danken gekommen, ein ic über den amtsgerichtlichen 
Prozeß als Spezialverfahren herbeizuführen. 


(Sehr richtig!) 
Aber auch, meine Herren, wenn wir eine Sanie⸗ 


rung unſeres geſamten Prozeſſes an Haupt und 
Gliedern vornehmen, auch dann halte ich den Stand⸗ 
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punkt für falſch, daß man zwiſchen dem amts⸗ und 
dem landgerichtlichen Verfahren eine Kluft ſchaffen 
will, daß man beide in einen diametralen Gegenſatz 
ſtellt. Es haben ſich allerdings auch Stimmen dafür 
erhoben. Profeſſor Friedrich Stein in ſeinem Buche „Zur 
Juſtizreform“ — wie ich hervorheben möchte, mit das 
wertvollſte, was zu dieſer Frage geſchrieben wurde — 
hält es für einen un ce Ber Zuſtand, „daß gegen⸗ 
wärtig das amtsgerichtliche Verfahren nicht ſelbſtändig 
ſeinen eigenen Lebensbedingungen entſprechend geregelt 
iſt, ſondern einen verdünnten Aufguß des landgericht⸗ 
lichen Verfahrens darſtellt“. Der Vorwurf iſt nicht 
begründet. Wenn man das amtsgerichtliche Verfahren 
an das landgerichtliche angliederte, ſo war dies lediglich 
eine Folge der Technik der Geſetzgebung. Man ver⸗ 
meidet zweckloſe Wiederholungen. Nur ſoweit Ver⸗ 
ſchiedenes gilt, waren beſondere Regeln nötig. Die 
Beſtimmungen für das landgerichtliche Verfahren 
paſſen freilich nicht alle für das amtsgerichtliche. Die 
Partei, die nicht durch den Rechtsanwalt vertreten iſt, 
bedarf in prozeſſualer Hinſicht Beachtung. Darin ma 

1 80 werden. Stein hat auch recht, wenn er 0 

arüber aufhält, daß man den Parteien einen mündlichen 
Vortrag in freier Rede e wo man doch weiß, 
daß der nicht Rechtskundige dazu gar nicht in der 
Lage iſt. Ja, meine Herren, welcher Amtsrichter 
kommt denn auf den Gedanken, das von der Partei 
zu verlangen und ihr zu ſagen: nun halten Sie mir 
einen recht ſchönen Vortrag, ſonſt gebe ich Ihnen kein 
Urteil? Ein ſolcher Amtsrichter exiſtiert im ganzen 
Deutſchen Reiche nicht! 

(Zurufe: Jawohl! Maſſenhaft!) 
— Ich würde es ſehr bedauern, wenn ein ſolcher 
Amtsrichter wirklich vorhanden wäre. Ich habe noch 
keinen ſolchen kennen gelernt. — Und wenn weiter 
gela t wird, die Partei Ban: im 3 
hen jemand, der ihr über die prozeſſualen Klippen 
hinüberhilft, ſo behaupte ich: das tun unſere Richter 
auch heute ſchon. Wenn man eine Verbeſſerung des 
Prozeßrechts dahin erſtrebt, daß man ſolche Be⸗ 
ſtimmungen ausdrücklich in das Geſetz hinein . 
wenn man eine Belehrung über Friſten und Rechts⸗ 
mittel wünſcht, dagegen wird niemand etwas ein⸗ 
uwenden haben. Das bleibt alles auf dem Boden 
er aus der Abweſenheit des Anwalts erwachſenden 
Verſchiedenheit. Aber einen tieferen Gegenſatz auf⸗ 
aufte en, einen Unterſchied in den prinzipiellen Grund⸗ 
agen zu treffen, dazu liegt kein Anlaß vor. Die 
Frage iſt brennend. Auch der vorläufige Entwurf 
baute auf dieſem Gedanken auf: Offizialbetrieb für 
das Amtsgericht und Parteibetrieb für das Landgericht, 
Wahrheitserforſchung durch das Gericht und Deda 
ideen für jenes und Verhandlungsprinzip und Dispoſition 
der Beteiligten für dieſes. Dem können wir nicht 
zuſtimmen. 
(Bravo!) 


Meine Herren, was heißt denn eigentlich „Offizial⸗ 
betrieb”? was heißt „Warheitserforſchung“ im Zivil⸗ 
prozeſſe? Das iſt ein Ding, das der beſte Richter 
beim beſten Willen nicht zuwege bringen kann. Wir 
haben ja z. B. Offizialbetrieb im Eheſcheidungs⸗ 
verfahren. Ich möchte fragen: wie viele von Ihnen 
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haben es erlebt, daß ex officio das Gericht fi in die 
Sache hineingemiſcht, Zeugen von ſich aus geladen 
oder ſonſt die Aufnahme von Beweiſen von Amts wegen 
angeordnet hat? Ich glaube, es wird, wenn es für 
das Amtsgericht eingeführt werden ſollte, dieſes 
Prinzip der Wahrheitserforſchung und um ſeinetwegen 
der Offizialbetrieb im großen und ganzen em tot⸗ 
eborenes Kind, ein leerer Buchſtabe bleiben. Die Auf⸗ 
ellung dieſer Grundſätze wäre ein ſchwer zu beklagender 
Rückfall in 14 — die vergangen ſind. Wir kämpfen 
im Strafverfahren gegen das Inquiſitionsprinzip und 
follten es im Zwilprozeſſe wieder einführen? Der 
Richter ſoll Recht ſprechen. Er ſoll darüber wachen, 
daß im Prozeß und durch das Verfahren kein Teil 
Unrecht leide. Aber nimmer kann es ſeine Aufgabe 
ſein, die Interna des Lebens oder des Geſchäfts einer 
Partei aufzudecken, mit Mitteln, die nur dem Gericht, 
nicht auch der Gegenpartei zuſtehen. 

Aber, meine Herren, nehmen wir einmal als richtig 
an, daß es zur Aufgabe der Zivilgerichte gehörte, un⸗ 
bedingt die Wahrheit aus den tiefſten Tiefen der Seele 
der Parteien herauszuholen, — warum ſollte denn im 
landgerichtlichen Prozeß nicht dasſelbe gelten? Warum 
ſoll ein Prozeß, der über hunderttauſend Mark geführt 
wird, in dieser ethiſchen Beziehung nicht genau dasſelbe 
Bedürfnis hervorrufen, wie ein Prozeß über eine Mark? 
Kann aber beim Landgericht dieſes Prinzip nicht durch⸗ 
geführt werden, ſo muß es auch beim Amtsgericht 
weichen. Einen Gegenſatz für das Verfahren darf 
man aber ſicher nicht 1 ründen. Das Gefährliche 
eines ſolchen Prinzips beſteht in den praktiſchen Aus⸗ 
flüſſen. Ich geſtatte mir zwei hervorzuheben, ſie finden ſich 
im vorliegenden Entwurfe. Der eine iſt, daß das Gericht 
berechtigt ſein ſoll, ſchon vor Beginn der Verhandlung 
auf Grund der Schriftſätze Beſchlüſſe über die Beweis⸗ 
erhebung zu treffen, insbeſondere auch Zeugen und 
Sachverſtändige zu laden, Urkunden zu erheben, Vor⸗ 
lage von ſolchen anzuordnen uſw. Das andere iſt der 
Fach um Erſcheinen der Partei unter Androhung 
von Geldſtrafen. Über das erſtere komme ich etwas 
„ 9 glaube in der Tat, daß in der Praxis 
das Gericht ſich im wefentlichen auf das beſchränkt 
was die Parteien vorſchlagen. Selten wird der Fall 
eintreten, daß ein Gericht der Partei erklärt: du h 
dich auf den Zeugen nicht berufen, gerade desha 
wollen wir ihn hören. Unmöglich ſind ſolche Fälle 
aber nicht. Es iſt von Guttmann in der Schrift, die 
ich zitierte, der Fall erwähnt worden, daß ein Anwalt, 
der mit einem Klienten einen Prozeß führte, aus 
Rückficht auf die Standeswürde es ablehnte, Ale auf 
ſeinen Gehilfen als Zeugen zu berufen. Der Beklagte 
hatte, freilich aus anderen Motiven, ſich ebenfalls nicht 
dazu veranlaßt geſehen. Wie wäre es, wenn das 
Gericht gerade deshalb von ſich aus die Einvernahme 
diefes Zeugen anordnete? — Oder beide Parteien 
wollen eine Urkunde, deren Inhalt für die Streitfrage 
entſcheidend ſein könnte, deshalb nicht vor Gericht 
bringen, weil andere Dinge drinſtehen, deren Geheim⸗ 


haltung für beide von 8 iſt. Soll denn das 
Gericht trotzdem diefe Geheimhaltung durchbrechen? 
Man ſagt, das wird ein vernünftiger Richter auch nicht 


tun? Dann bedarf es aber ganz gewiß ſolcher Be⸗ 
ſtimmungen nicht. | 
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Viel ſchwieriger iſt aber das andere Moment, der 
Zwang zum Erſcheinen der Partei. Man weiſt 
e zin, daß auch heute ſchon im Gewerbe⸗ 
5 und Kaufmannsgerichtsverfahren eine ſolche 

eſtimmung beſteht, wonach das perſönliche Erſcheinen 
der Partei bei Geldſtrafe bis zu 100 Mark angeordnet 
werden kann. Meine Herren, das iſt kein Argument! 
Man erträgt es bis jetzt. Aber ſchon fangt dieſe 
Beſtimmung an, böſes Blut zu machen. Es gibt heute 
chon Fälle, in denen ſie N benutzt wird, um einen 
Geſchäftseigentümer, einen Leiter einer großen Fabrik, 
zu einem Vergleich zu veranlaſſen, den er ſonſt nicht 
eingegangen wäre. Er wird ſich vielfach, ehe er ſeine 
koſtbare Zeit vor dem Kaufmannsgericht zubringt, zur 
J cht des verlangten Betrags, oft eine Bagatelle, 
ent cließen. Das würde die Folge dieſer Beſtimmung 
auch im amtsgerichtlichen Verfahren ſein. Ich glaube 
nicht, daß man das beabſichtigt; ich halte es ſogar für 
abſolut ausgeſchloſſen. Aber wir müſſen damit rechnen, 
daß in der beſprochenen Weiſe davon Gebtauch gemacht 
werden kann. Eine Dame iſt von ihrem Dienſtmädchen 
verklagt worden. Es wird Vergleich vorgeſchlagen. 
Der Anwalt der Dame erklärt, unter keiner Be⸗ 
dingung werde ſich ſeine Klientin vergleichen. Das 
Gericht ordnet das perſönliche Erſcheinen an. Dann 
bezahlt unter hundert Fällen neunundneunzigmal 
lieber die Dame das Geld, ehe ſie ſich der Aufregung 
des Erſcheinens vor Gericht ausſetzt. Und, last not 
least, ich halte die Beſtimmung auch für den Anwalt⸗ 
ſtand für recht bedenklich und ſchädlich. Auch hier 
nehme ich keinen daß fel zu ſagen: ich glaube im 
entfernteſten nicht, daß ſeitens der Regierung eine Ab⸗ 
cht in der Beziehung vorliegt. 80h denke viel zu 
och vom Anwaltſtand, als daß ich der Regierung 
einen ſolchen Gedanken überhaupt nur unterſtellen 
könnte, und die Regierung ihrerſeits denkt auch wieder 
viel zu hoch von uns. 
(Heiterkeit.) | 

— Ja, meine Herren, Sie haben es ja am Eingang 
unſrer Sitzung aus berufenem Munde heute gehört 
Ich bitte fehr, meine Worte nicht etwa ſcherzhaft zu 
nehmen. Es iſt mein vollſtändiger Ernſt. 


(Bravo) 


yo halte es für ee daß, eine ſolche 

bſicht vorliegt. Aber eben deswegen 11 wir 
vor den unbeabſichtigten Folgen warnen. Eben weil 
man an der Stelle, wo der Entwurf ausgearbeitet 
wird, nicht in alle Details hineinſehen kann, deshalb 
müſſen wir von unſerem Standpunkt zeigen: das 
werden die Folgen ſein. Und nun bedenken Sie auf 
einem kleinen Amtsgericht die Situation! Der Amts⸗ 
richter wünſcht, den Prozeß totzumachen oder in ein 
Fahrwaſſer hineinzubringen, bei dem er mit dem Anwalt 
nicht durchkommt. Er ordnet das perſönliche Erſcheinen 
der Partei an. Nun ſoll der Richter die Partei in⸗ 
quirieren, ſoll ſie anhalten, die lautere Wahrheit zu 
ſprechen. Alſo der Kläger — oder der Beklagte — 
wird zum Angeklagten, der ſich rechtfertigen muß, 
wenn er ſein gutes Recht verteidigt! Und in welcher 
Lage iſt nun der Anwalt? Er hat den Fall Lmit 
ſeinem Klienten durchgeſprochen. Er kennt ihn vielleicht 


36. Jahrgang. 


genauer und viel beſſer als der Klient felber. Aber 
wehe ihm, wenn er ſich zum Worte meldet! Er wird 
zur Ruhe verwieſen. Es kommt zu heftigen Aus⸗ 
einanderſetzungen: — er will die Erforſchung der lauteren 
Wahrheit verhindern. Oder er ſchweigt; es kommt 
dann ein Protokoll zuſtande, über das ſich nachher der 
Klient beſchwert: das habe er 1 nicht geſagt und ge⸗ 
meint. „Wie konnten Sie zugeben, daß das hereinkomme, 
Herr Rechtsanwalt!“ Dann wird Mißtrauen zwiſchen 
Anwalt und Klient geſät. Das Vertrauen unſerer 
Klienten zu uns, iſt das Koſtbarſte, was wir haben. 
Daran darf in keiner Weiſe gerüttelt werden! 


(Bravo!) 


Aber, meine ich wiederhole, was ich geſa 
habe. Nehmen Sie den Fall an, alles wäre Ar 1 
was ich ſagte. Denken Sie, der Entwurf hätte recht 
mit ſeinem Grundprinzip und ſeinen beiden Folgen 
hieraus. Dann muß ich wiederum fragen: warum fol 
denn das Landgericht nicht dasſelbe Recht haben wie 
das Amtsgericht? Warum ſoll es nicht ebenſo gut 
die Partei felber ausforſchen? fie nicht ebenſo trotz 
ihres Rechtsanwalts zitieren und zwingen, die 
reine Wahrheit zu ſagen? — Sie ſehen, mit der Kluft 
zwiſchen den beiden bes ben mit den verfchiedenen 
Grundprinzipien wird man im vorliegenden Falle nicht 
rechnen dürfen, mit ihr eine geſonderte Behandlung des 
amtsgerichtlichen Verfahrens nicht begründen können. 
Wohl aber beſteht für alle beide Gerichte ein gleiches 
Bedürfnis, das einer Beſchleunigung des Verfahrens. 
Gerade das zeigt wieder die Notwendigkeit einer ge⸗ 
meinſamen Behandlung. Es läßt ſich nicht begründen, 
warum ein Anſpruch auf 3000 Mark nicht ebenſowohl 
in tunlich raſcher Weiſe zu erledigen iſt, wie eine For⸗ 
derung von 200 Mark. 

Meine Herren, ich komme damit auf einen Punkt, 
der Ihnen von meinen Eingangsworten als eine der 
Klagen in Erinnerung iſt: die Langfamkeit unſeres 
Verfahrens. Was ich bei den Koſten ſagte, gilt auch 
hier. Hüten wir uns davor, die Beſchwerden, die in 
einzelnen Punkten begründet ſein mögen, zu verallge⸗ 
meinern und blind dem Schlagworte „Beſchleunigung“ 
nachzugeben. Recht finden und dabei das Rechte finden, 
ift eine ſchwere, eine ungeheuer verantwortliche Auf⸗ 
gabe. Der Todfeind des Rechtfindens aber iſt eine 


nervöſe Hetzerei. 
te det (Bravo!) 


Wer von uns iſt nicht Schon in der Lage geweſen, 
den Klienten um Zeit zur ruhigen Überlegung bitten 
u müſſen. Und vernünftige Klienten werden dankbar 
ſein für die gründliche Prüfung. Es wird ihnen nicht 
einfallen, von ihrem Rechtsbeiſtande deshalb geringer 
zu denken. Und im Gegenſatz dazu ſoll man dem 
Gericht eine atemloſe Haſt vorſchreiben, ein ſtändiges 
„nur vorwärts, vorwärts, ſorgt, daß der Prozeß zu 
Ende kommt!“ zurufen? „Ein ſchnelles Urteil — ein 
gutes Urteil,“ hat man wohl geſagt. Aber das iſt kein 
gutes Wort, was da geprägt worden iſt. 


(Bravo!) 


Wir Rechtsanwälte haben Grund und Recht, dem 
energiſch zu widerſprechen. 
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Meine Herren, man hat vielfach auf den öſter⸗ 
reichiſchen Zivilprozeß hingewieſen. Ich geſtehe, daß 
von den verſchiedenen Materien, die ich dur 
geſehen hatte, mir das Studium des öſterreichiſchen 
Prozeſſes mit das interefſanteſte war. Ich habe 
viel daraus gelernt: teilweiſe, wie man es machen, 
— aber noch viel mehr, wie man es nicht machen ſoll. 
Die öſterreichiſche Prozeßordnung iſt das Werk eines 
enialen Menſchen, des Juſtizminiſters Klein. Sie 
fe ſelt und fasziniert; fie hat auch auf die öſterreichi⸗ 
ſchen Juriſten einen ähnlichen Einfluß gehabt. Aber 
wir ſehen daran, wie bedenklich es iſt, wenn im 
Prozeßverfahren nur nach dem einen Gedanken hin 
gearbeitet wird: Schnelligkeit! Trotzdem wir im Zeit⸗ 
alter des Verkehrs und der Elektrizität ſtehen: meine 
Herren, ich glaube doch, daß man in der öſterreichiſchen 
Prozeßordnung zu elektriſch vorgegangen iſt. 


(Heiterkeit. ) 


Es ſcheint mir wichtig, ſich darüber ein Bild zu machen. 
Sie verzeihen die kleine Abſchweifung auf das Gebiet 
der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung. 
Zwei Dinge will ich nur hervorheben. Sie werden 
genügen, um das Urteil für uns zu rechtfertigen. Hier 
r eine Gedanke. Der Beſchleunigung wegen werden 
die Parteien in ihren Ausführungen beſchränkt. Der 
Prozeß beginnt mit der Einleitung der Klage. Dann 
wird ſehr raſch ein Vortermin beſtimmt. Man iſt 
eteilter Meinung über ihn. Die meiſten allerdings 
oben ihn. Gegen den nicht N Beklagten 
ergeht Verſäumnisurteil. Iſt der Beklagte erſchienen, 
ſo werden prozeßhindernde Einreden geltend gemacht. 
Bergleichsverfuche finden ſtatt. Führen ſie zu keinem 
Ergebniſſe, ſo wird dem Beklagten eine kurze Friſt zur 
Klagebeantwortung beſtimmt. Die Friſt darf nicht 
über vier Wochen ſein. Ein Rechtsmittel gegen die 
Feſtſe ung der Friſt gibt es nicht; denn ſonſt könnte 
die Schne igkeit darunter leiden. Wenn nun aber der 
Beklagte nicht innerhalb der kurzen Friſt ſeine Klage⸗ 
beantwortung abgibt, dann iſt er mit ſeinen ae 
Einwänden ausgeſchloſſen. Es wird auf Antrag des 
Klägers Termin angeſetzt. Dazu mag der Beklagte 
kommen; aber reden darf er nicht mehr. Es ergeht 
gegen den anweſenden Beklagten ein Verſäumnisurteil. 
Gibt er die Klagebeantwortung ab, dann wird die 
Tagſatzung anberaumt. Nun dürfen Replik und 
Duplik abgegeben, es können Anträge geſtellt werden uſw. 
Aber — ſagt das Geſetz — wenn in der Tagſatzung 
ſich ergibt, daß jemand mit irgend einem Vorbringen 
zu ſpät hervorkommt, wenn er verdächtig iſt, die Sache 
verzögern zu wollen: er wird präkludiert durch Gerichts⸗ 
beſchluß. Das bedeutet aber nicht, wie bei uns im 
deutſchen Prozeſſe, daß man ihn ſanft beiſeite ſchiebt 
und auf die nächſte Inſtanz verweiſt. Er ift damit 
ein für allemal ausgefötaien Sie ſehen, daß die 
alte Eventualmaxime in den öſterreichiſchen Prozeß 
bedeutend hineinſpielt. | 
Aber viel gewaltiger wirkt der zweite Punkt, 
die Bedeutung der Tagſatzung — „Termin“ ſagen 
wir im deutschen Rechte —: es gibt keine Ver⸗ 
tagung, auch wenn das Gericht wollte, und auch wenn 
die Parteien einig ſind. Nur wenn ein unüberſteig⸗ 
liches Hindernis vorliegt, dann darf das Gericht ver⸗ 
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tagen. Die öſterreichiſchen Kollegen erklären, daß das 
äußerſt ſelten vorkommt. Verhinderung eines Anwalts 
durch einen anderen Termin iſt kein Grund; Krankheit iſt 
kein Grund; mangelnde 1 iſt kein Grund, — es 
müßte denn ein ganz beſonders ſchwerer und eigenartiger 
Fall ſein. Das führt auch dazu, daß die Anwälte 
unvorbereitet ſich über ein neues Vorbringen erklären 
müſſen. Was dabei herauskommt, können wir uns 
wohl ſelbſt denken. Meine Herren, es wird dadurch 
allerdings vermieden, daß Vertagungen eintreten; aber 
um welchen Preis! 

Und den Schlußſtein dieſes Gebäudes bildet die 
Beſchränkung der Rechtsmittel. Die Berufung des 
öſterreichiſchen Prozeſſes iſt an feine Berufung 
mehr in unferem Sinne. Selbſt der Verfaſſer der 
Prozeßordnung, Juſtizminiſter Klein, hat zugegeben, 
daß ihre Behandlung doch zu einigen Bedenken Ver⸗ 
anlaſſung geben könne. Die öſterreichiſche Prozeßordnun 
beſtimmt ausdrücklich, daß weder ein neuer Anſpru 
erhoben noch eine neue Einrede vorgebracht werden 
darf. Die Berufung iſt ſo zugeſchnitten, daß ſie im 
weſentlichen nur auf eine Nachprüfung des in erſter 
Inſtanz Vorgetragenen vom rechtlichen Geſichtspunkt 
herauskommt. Sie iſt beinahe eine Art Reviſion geworden. 
925 habe beim Studium dieſes Geſetzes das Gefühl 
gehabt, als werden die Parteien dort in einen raſenden 
Schnellzug gepackt: ob die Leute wollen oder nicht, 
„nur raſch ans Ziel!“ iſt die Loſung! Es gibt keinen 
Aufenthalt, kein Atemholen. Ich habe mich an 
einen öſterreichiſchen Kollegen, einen Mann, der mitten 
im praktiſchen Leben arbeitet, gewendet. Er ſteht der 
öſterreichiſchen Prozeßordnung ſympathiſch gegenüber. 
Durch ſeine Antwort geht ein ſtolzes Gefühl. Und 
doch hat er bekennen müſſen, daß die Gründlichkeit 
leidet. Die Richter dort ſind angehalten, periodiſch 
Auskünfte zu geben, wie raſch ſie ihre Prozeſſe erledigen. 


( Heiterkeit.) 


— Meine Herren, das iſt bitterer Ernſt! — Es wird 
als Durchſchnitt angenommen, daß ein Gerichtshofs⸗ 
prozeß durch die drei Inſtanzen in drei Vierteljahren 
hindurchkomme. Der Richter, heißt es in der Auskuuft 
des Kollegen, iſt gerichtet, der nicht innerhalb dieſer 
Zeit mit ſeinen Prozeſſen fertig wird. Die Konſe⸗ 
quenzen daraus laſſen ſich an den fünf Fingern ab⸗ 
zählen. Das Augenmerk der Gerichte iſt darauf 
gerichtet, das Verfahren ſchnell zu beendigen. Daher 
das Beſtreben die Beweiserhebungen möglichſt abzu⸗ 
ſchneiden; daher die abſolute Abſchneidung jeder Ver⸗ 
tagungsbitte. In dieſem Fall, meine Herren, muß ich 
ſagen, iſt mir unſer altes deutſches 8 ren trotz 
ſeiner Mängel immer noch lieber als dieſes öſterreichiſche, 
hochmodern gewordene. Ich muß in dieſem Falle an 
Onkel Bräſig denken, der zu Karl Hawermann ſagt: 
„In der Richtigkeit warſt du mich über, aber in der 
Firigkeit war ich dich über.“ Da halte ich es lieber 
mit Karl Hawermann als mit Onkel Bräſig. a 
glaube auch nicht, daß man in Deutſchland ernſtli 

daran gedacht hat, dieſes öſterreichiſche Syſtem zu 
akzeptieren. Auch in dem vorläufigen Entwurf findet 
ſich in dieſer Richtung keine Spur. Daß aber etwas 
geſchehen muß, das Verfahren auch in Deutſchland 
zu einem raſcheren zu geſtalten, iſt trotzdem zweifellos. 


M 18. 1907. 


Nur darf die Schnelligkeit nie auf Koſten der Gründ⸗ 
lichkeit erreicht werden. 

Nun, meine Herren, hat man im Entwurf einen 
Gedanken angeregt, der ſehr wohl der Erwägung wert 
iſt. Sie ſehen, daß ich gern anerkenne, was der Ent⸗ 
wurf Gutes birgt. Sie entſinnen ſich eines Punktes 
aus dem Gebiete der Koſten, den ich vorhin ſchon 

eſtreift habe. Sie kennen ja den § 48 unſeres 
gen Gerichtskoſtengeſetzes, der in gewiſſen be⸗ 
ſchränkten Fällen, bei Verſchleppung uſw., dem Richter 
geſtattet, eine weitere Gebühr anzuſetzen. Man hat 
nun die Sache dahin erweitert, daß, wenn mehr als 
drei Termine nötig werden, dann für den vierten und 
jeden folgenden Termin eine beſondere 5/,0-Gebühr 
erhoben werden ſoll. In dieſer Form iſt der Vorſchlag 
nicht brauchbar. Ich habe zuerſt das Gefühl gehabt, 
wir ſollten uns gegen den ganzen Gedanken ſtemmen. 
Aber hier trat einer der Fälle ein, in denen ich mich 
ſelbſt eines * belehrt habe. Ob das wirklich 
das „Beſſere“ iſt, mögen Sie ſelbſt befinden. Ich habe 
auch Rückſprache genommen mit Freunden aus Richter⸗ 
kreiſen, denen ich ein ruhiges, objektives Urteil zutraue. 
Ich mußte zugeben, daß mit Recht geklagt wird über 
die allzu vielen, oft vermeidbaren Vertagungen. Der 
Nachteil trifft auch uns Anwälte ſelbſt. Wir dürfen 
hier ein offenes Wort ſprechen und hören. Es kommen 
Fälle vor, daß ſowohl Richter wie Rechtsanwalt ſich 
vorbereitet haben. Erſt in der letzten Minute findet 
der Kollege ſich bewogen, zu erklären: er könne, er 
wolle nicht verhandeln. eiſt läßt ihn der Klient 
warten. Aber die Nachteile fühlen Richter wie Anwälte. 
Da habe ich mir geſagt: dem muß ein Riegel vor⸗ 
geſchoben werden. Nach der Elle dürfen wir natürlich 
die Sachen nicht meſſen. Wir dürfen nicht ſagen: 
jeder Prozeß bekommt drei Termine, was darüber iſt, 
koſtet Geld. Das würde zu Ungerechtigkeiten führen. 
Wenn Sie aber zunächſt die Prozeſſe nach dem Objekt 
abſtufen, und wenn Sie weiter feen daß, wenn die 
Anwälte oder die Parteien eine Woche vorher dem 
Gerichte mitteilen, es wird nicht verhandelt, der Grund 
zur Erhebung der Taxe fortfällt, ſo wird die Beſtimmung 
wohl ſchon annehmbarer. In zweiter Linie muß es 
jeder Partei gewährt ſein, zu zeigen, daß eine Nach⸗ 
läſſigkeit, ein Verſchulden nicht vorliegt. Auch dann 
hat die a zu unterbleiben. Endlich darf fie nicht 
rein fiskaliſ leiben. Der Staat darf nicht die 
erhöhte Gebühr für ſich allein fordern. So gut wie 
der Richter die Akten zwecklos ſtudiert hat, ebenſo iſt 
es auch von der anderen Seite, vom Anwalt, anzu⸗ 
nehmen. Wir müſſen eine Erhöhung der Gebühr für 
beide Teile eintreten laſſen. Dann iſt die Parität 
ewahrt; dann wird auch bei uns die Frage erheblich 
ympathiſcher aufgenommen werden können. Aber ich 
gebe zu, es läßt ſich darüber ſtreiten. Man kann ſehr 
verſchiedener Meinung fein. Ich habe ſchon gejagt, 
daß auch in meiner Bruſt zwei Seelen wohnten. 

Sehr wichtig iſt nun aber, daß das Gericht in der 
Lage iſt, wenn die Vertagungen unterbleiben, auch 
wirklich prompt zu arbeiten. Und dazu gehört, daß 
wir das Gericht ſo organiſieren, das Verfahren ſo 
geſtalten, daß dem Richter alles das abgenommen wird, 
womit man ihn heute unnötig belaſtet hat, daß wir 
uns vor Überfpannung von Prinzipien hüten, daß 
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wir von einer rein doktrinären, theoretiſchen Ausbildung 
des Gedankens der Mündlichkeit zurückkehren zur 
praktiſchen Anwendung, und daß wir andrerſeits die 
Fülle der Schreibarbeit der Gerichte beſeitigen, unter der 
ſie ſtöhnen. | 
Da kann ich den Faden, den ich bei der Koften- 
frage abbrach, hier wieder anſpinnen. Ich habe geſagt, 
daß wir auch das Verſäumnisverfahren anders regeln 
können und müſſen. Hier laſſen Sie mich bei den 
Verbeſſerungsvorſchlägen beginnen. Auch hier herrſche 
Offenheit! Welchen Wert hat das Prinzip der Mündlich⸗ 
keit und Unmittelbarkeit bei einem Verſäumnisurteil? 
Wie ſpielt ſich denn das ab? Je nach dem Temperament 
oder der Gewiſſenhaftigkeit des Richters oder ſeinem 
Formalismus wird vielleicht nicht nur der Auſpruch vor⸗ 
geleſen. Es wird der Klageinhalt vorgeleſen. Es wird 
gründlich geprüft, ob in der Tat die Vorausſetzungen 
des Anſpruches rechtlich gegeben ſind, und dann das Urteil 
verkündet, wie es vorgeſchrieben. Andere Richter, die 
deshalb nicht zu den ſchlechteren rechnen, ſehen ſich vor⸗ 
her die Sache an. Der Antrag wird raſch mit 
möglichſter Undeutlichkeit vorgeleſen. Der Vorſitzende 
blickt vielleicht nach rechts und links zu ſeinen Bei⸗ 
ſitzern. Er murmelt: „Verſäumnisurteil“, und da⸗ 
mit iſt die Sache fertig. Das iſt eine Komödie der 
Mündlichkeit, die wir entbehren können. Verzichten 
wir auf das mündliche Verfahren in Betreibungsſachen, 
ſo gewinnen wir nicht nur eine Entlaſtung des Gerichts, 
ſondern auch eine Beſchleunigung des Verfahrens da, 
wo ſie am meiſten not tut, beim Verſäumnisverfahren. 
Wir haben heute ſchon das ſchriftliche Verfahren 
bei unſerem Mahnverfahren. Allerdings wird davon 
wenig Gebrauch gemacht. Worin liegt dies? Stein 
in ſeiner Schrift „Zur Juſtizreform“ (ich habe 
ſie ſchon einmal erwähnt) findet, daß an dem geringen 
Gebrauch dieſes Verfahrens zum erheblichen Teil die 
Rechtsanwälte ſchuld ſind. Es wird hervorgehoben, 
daß die Arbeit, die der Anwalt beim Verſäumnisurteil 
hat, gleich Null iſt. Im Vorbeigehen meldet er ſich 
auf dem Gericht. In zwei Minuten iſt die Sache er⸗ 
ledigt, und er bekommt das Dreifache an Gebühren 
wie beim Mahnverfahren. „Die Müh' iſt klein, und 
der klingende Spaß iſt groß.“ Ich geſtehe, Spaß hat 
mir die Stelle in dem Buch nicht gemacht. 


(Bravo!) 


Gerade weil ich den Verfaſſer und fein Werk ſehr hoch 
ſtelle, ſchmerzt eine ſolche Bemerkung. Ich kenne einen 
Lehrer des Zivilrechts, der hat ſich, um das Immobiliar⸗ 
recht in der Praxis kennen zu lernen, wochenlang auf 
das Grundbuchamt geſetzt. Dies Studium kam ſeinem 
Werke zugute. Hätte doch Stein bei dem Amtsgericht 
ſeines Wohnorts dasſelbe getan, hätte er ſich die Mühe 
. das Mahnverfahren und ſeine . 
urch die Rechtsanwälte genauer anzuſehen, ja hätte 
er auch nur irgend einen tüchtigen und ehrenwerten 
Anwalt gefragt, ſo würde er die merkwürdige Beob⸗ 
achtung gemacht haben, daß in einer ſpeziellen Be⸗ 
treibungsart das Mahnverfahren trotz der geringeren 
Sätze bei den Anwälten beliebt iſt. Wenn wir 
Hypotheken zu betreiben haben, dann erwirken wir 
einen Zahlbefehl für die Zinſen. Die Erfahrung lehrt, 
daß der Hypothekenſchuldner ſich unterwirft. Wir ver⸗ 
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ichten nicht nur auf die höhere Gebühr der Klage, 
ndern auch auf die Gebühr aus dem hohen Objekt. 
Und wenn wir das tun, dann können wir uns alſo 
auch gegen den Vorwurf verwahren, daß wir der 
rößeren Gebühren wegen einen dem Klienten vorteil⸗ 
hafteren Rechtsweg vermeiden. Der Fehler liegt nicht 
an uns, ſondern am Verfahren. Es führt direkt zur 
Prozeßverſchleppung. Der faule Schuldner braucht ja 
gar nichts zu tun, als auf eine Poſtkarte zu ſchreiben: 
„Ich erhebe Widerſpruch“. Mit dieſen paar Worten 
iſt der ganze Zahlbefehl beſeitigt. Dem Kläger bleiben 
nur die erhöhten Koſten. an ſucht es zu ver⸗ 
beſſern. Der vorläufige Entwurf ſchlägt vor, daß 
beim Widerſpruch ſofort von Amts wegen zu laden iſt. 
Das würde nur eine beſchränkte Hilfe gewähren. Es 
ilt nur für die Amtsgerichte; denn der Amtsrichter 
ann nicht vor das Landgericht laden. Vor allem 
bleibt für den Schuldner die leichte Art des Einſpruchs 
durch ſeine formloſe Erklärung. 

Man wird daher einen Schritt weiter gehen müſſen. 

Machen wir doch überhaupt unſer ganzes Verſäumnis⸗ 
verfahren zu einem ſchriftlichen. Ich gebe kurz die 
Grundzüge, wie ich ſie mir denke. Die Klage wird 
. Das Gericht gibt ſie dem Beklagten zur 
Erklärung innerhalb einer Woche. Die Friſt genügt. 
Sie iſt ja auch beim Zahlbefehl hinreichend. Innerhalb 
dieſer Woche kann der Beklagte — aber wohl gemerkt: 
beim Landgericht nur durch den Rechtsanwalt — 
dem Klagebegehren widerſprechen. Dann ſetzt das 
Gericht ſofort einen Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung an. Kommt aber der Widerſpruch nicht, 
dann erläßt das Gericht an dem Tage, den der 
Beſchluß feſtſetzt, ein Verſäumnisurteil. Alſo ein 
einfaches Verfahren ohne den Apparat der münd⸗ 
lichen Verhandlung und der Urteilsverkündung. Ob 
Sie dieſes Urteil, wie es vielfach gewünſcht wird, dem 
Gerichtsſchreiber geben, darüber läßt ſich ſtreiten. Ich 
kenne Gerichtsſchreiber, die als Beamte des Handels⸗ 
regiſters ſich den ſchweren Fragen des Aktiengeſetzes 
ewachſen zeigen. Warum ſollten ſie nicht auch in 
Kauf oder Mietsklagen das Urteil verfaſſen und 
unterſchreiben dürfen? Für beſtimmte Fälle wäre die 
Befragung des Richters 22 8 So, wenn der 
Gerichtsſchreiber die Klage abweiſen will. Lehnt man 
den Gerichtsſchreiber ab, dann müßte man 1 
ſagen, daß es zwecklos iſt, vo drei Richter im land⸗ 
erichtliden Verfahren das Verſäumnisurteil unter» 
ſchreiben. Einer genügt hier jedenfalls. So viel Ver⸗ 
trauen dürfen wir zu dem Vorſitzenden unſerer 
Kammern haben und wohl auch zu jedem einzelnen 
anderen Richter, daß es richtig erlaſſen wird. 

Noch in einem anderen Punkte ſcheint mir das 
Verſäumnisverfahren einer Verbeſſerung fähig und 
würdig. Im deutſchen Rechte gilt jede Verhandlung 
für ſich ſelber. Der Beklagte, der einmal nicht 
erſcheint, wird kontumaziert. Hier iſt einer der Punkte, 
in denen wir von Oſterreich lernen können. Es hat 
mir ſtets widerſtrebt, daß die Arbeit umſonſt ſein ſoll, 
daß das ganze Beweisverfahren einfach ignoriert werden 
muß, weil einmal der Beklagte nicht da iſt. Wie 
manchmal fordert der Vorſitzende des Gerichts den 
erſchienenen Anwalt auf, gegen den ausgebliebenen 
Kollegen Verſäumnisurteil zu beantragen! Es geſchieht 
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un denn es hilft nichts. Der 9 55 erhebt Einſpruch. 

betreibende Partei erhält den Termin wieder um 
0 15 ſo viel Wochen ſpäter. Wir verlangſamen 
nur das Verfahren. In Oſterreich ſind bei der Urteils⸗ 
fällung nicht bloß die Ergebniſſe ae 
Beweisaufnahmen, fondern alle früheren Erklärungen 
und tatſächlichen Angaben der nunmehr ſäumigen 
5 u berückſichtigen. So mache man es auch bei 

Dann fällt für ſolche Urteile der Einſpruch fort. 
Sie ſind Endurteile zur Sache. Dann hat es Sinn, 
beim Ausbleiben des Gegners das Urteil zu beantragen. 
Es geſchieht ihm kein Unrecht. Das Gericht urteilt 
nach der Sachlage. 

Ratſam wäre auch — um noch ein weiteres Detail 
zur Beſeitigung des zu weitgehenden Mündlichkeits⸗ 
prinzips anzuführen —, daß man das Gericht er⸗ 
Sache 25 an — gg ee die 

Verhandl zu erledigen. 
in 0 oll das Sende wenn der Rechtsweg unzuläſſi 
iſt, wenn ein Minderjähriger verklagt iſt, Arbeit = 
Koſten = Verhandlung aufgewendet werden. Hi 
dürfte fe Erledigung durch Bei uß 
ſehr r 2 — laſſen. Das gilt natürlich nur 


cht 
Aber auch für die Einrede der b. ge habe 
finden ſie im 
fie iſt dort allerdings nur 
geplant. Die Einrede der 


dne keit I nicht zur Abweiſung der Klage 

durch U ſondern zur Berweifung an das zuſtändige 
Gericht Dadurch werden Zeit und Koſten erſpart. 
Ich verlange aber dieſelbe Zeit⸗ und Koſtenerſparnis 


auch für das Landgericht. Der Kläger hat hier 
dasſelbe Intereſſe wie der kleine Mann, der das Amts⸗ 
gericht mit ſeiner Klage ang 

Es werden ſich 
bei denen das auf der Mündlichkeit aufgebaute Verfahren 
einer Anderung vom praktifchen 3 zugänglich 
iſt. Das Angegebene . enügen. Wie hier 
vor einer zu weitgehenden blichtet g gewarnt werden 

te, ſo bildet das Gegenſtück hierzu die allzu große 

eibarbeit. Ein Wort an uns ſelbſt, meine Herren 
Kollegen! Die Schriftſätze find beſtimmt, das tatſächliche 
Material dem Gericht in gedrängter er Kurze zu unter⸗ 
breiten. Rechtsausführungen gehören in der Regel 
nicht in die vorbereitenden „ hinein, — aber 
noch weniger die Parteiſchmerzen 


(Sehr wahr!) 


Meine Herren, wir machen unſere Schriftſätze 
heute — vielleicht nicht alle, aber die meiſten von 
uns — viel zu groß. Wir verbrauchen zu viel Zeit, 
ſie zu verfaſſen, und muten dem Gericht zu viel Zeit 
zu, ſie zu leſen. Wie oft enthalten die ſpäteren 
Schriften 7 nur das, was ſchon mehrfach vorher geſagt 
war! Die Partei wiederholt es. Das mag ſie tun. 
Aber der Anwalt ſollte dieſe Ausführungen dem Gegner 
und dem Richter erſparen. dieſem Punkt können 
wir nur jehber Remedur ſchaffen, und ich möchte es 
Ihnen dringend ans Herz legen. Gewiß, wenn eine 
neue Rechtsfrage wird es uns niemand 
verargen, wenn wir dem Gerichtshof unſere Meinung 
in einer beſonderen Schrift darlegen. Als Regel ver⸗ 
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auge das Geſetz kurze Sachdarſtellung. de Kürzung 
des Schreibwerks iſt Kürzung des Leſewerks! Je 
weniger der Richter leſen muß, deſto die Scheiß hat 
er zum Denken. Man hat angeregt, die riftſä 
drucken zu laſſen; dann könne man ſie an ſäntlche 
Mitglieder des Gerichts verteilen. Davon kann man 
abſehen. Auch der Druck koſtet Zeit und Geld! Wenn 
die Schriftſätze kurz gefaßt werden, findet jeder Richter 
hinreichend dei, ſie zu leſen. 

Damit im Zuſammenhange ſteht ein weiterer 
Punkt aus dem Gebiet der Koſten: ich meine hier 
die . der n Auch ſie iſt 
vom vorläufigen Entwurf aufgenommen. Das iſt 
dankenswert. Nur iſt die Dur Kg nicht richtig. 
Vor allem ſtoße ich mich daran, daß das Maximum, 
das der Rechtsanwalt als Aquivalent für die Schreib⸗ 
arbeit bekommen ſoll, 30 Mark beträgt. Auch ſonſt 
iſt der Satz, 10 Prozent der erwachſenen Gebühren, 
der für alle Prozeſſe gilt, zu gering. Meine u 
man ſoll nicht am falſchen Orte ſparen. Man fi 
Anwalt nicht in Verſuchung, den Schriftſatz lieber nicht zu 
machen, da die 30 Mark aufgebraucht ſind. Wenn wir 
einen Prozeß führen, der ſich um 10 000 Mark und mehr 

dreht, ſo reicht ein ſolches Maximum, ſo reichen auch 
10 Prozent der Gebühren nicht aus. Meine Herren, 
die Schreibauslagen ſollen für den Anwalt eine Ver⸗ 
ütung ſeiner Aufwendungen ſein. Tagtäglich werden 
ſolche Auslagen teurer, weil das Perſonenmaterial ge⸗ 
ſchulter ch beſſer werden ſoll, und weil deſſen An⸗ 
ſprüche ſich erhöhen. Mir iſt von ſeiten der Notariats⸗ 
und Rechtsanwaltsbureaubeamten ein Exemplar ihrer 
Zeitſchrift zugeſchickt worden. Die Herren haben auf 
ihrem Kongreſſe ſich mit der Juſtizreform befaßt. Sie 
haben in ihren Ausführungen Wert darauf gelegt, daß 
die Anwälte fo geſtellt find, daß fie ihr Bureauperſonal 
ordentlich bezahlen können. Das ſoll auch geſchehen; 
dann aber müſſen wir doch auch das erhalten, was 
aufgewendet werden ſoll. Vermeiden müſſen wir ferner 
bei der Pauſchaliſierung, daß außer den Schreibauslagen 
auch außerordentliche luslagen in das Pauſchale hinein⸗ 
kommen ſollen. In einer großen Handelsſtadt gibt es 
eine Reihe von Auslagen, die nicht Schreiberei ſind. 
Wir kommen dutzende Male in die Lage, dringend an 
einen Klienten, der in Berlin oder ſonſtwo wohnt, zu 
telephonieren, um eine rechtzeitige Auskunft zu haben, 
um verhandeln zu können. Dann darf es nicht hinterher 
heißen: „Sie haben zwar 9 oder 6 Mark für Telephon⸗ 
geſpräche in dem Prozeß verbraucht; wir ſehen auch 
ein, daß ſie zur Rechtsverfolgung erforderlich waren. 
Aber ſie müſſen aus den 30 Mark bezahlt werden.“ 
Das wäre kleinlich und ſchädlich. Durch die Pauſcha⸗ 
liſierung gewinnen wir eine leichtere Koſtenfeſtſetzung. 
ik die Schreibgebühr lediglich als Pauſchale nach 
ozentſätzen der Koſten zu berechnen, dann fällt die 
Sil enzählerei und die Seitennachrechnerei fort. Das 
wäre eine Wohltat für das Gericht und für den Anwalt. 

Wird nun auf den beſchriebenen Wegen den Ge⸗ 
richten viel Arbeit abgenommen — und noch anderes werde 
ich erwähnen können, das hierzu dient —, jo wird es möglich 
ſein, zu erreichen, was heute ſchon als Ideal vorſchwebt, 
aber praktiſch nicht durchführbar iſt: eine wahre Un⸗ 
mittelbarkeit in der Verhandlung des Streitſtoffes 
ſelbſt. Der Schwerpunkt liegt in dem Vortrag. Vor 


rer 
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allem aber iſt das Gericht in der Lage, die Zeugen und 
Sachverſtändigen ſelbſt zu hören! Wir haben heute darin 
die Unmittelbarkeit nur auf dem Papier. In der großen 
Mehrzahl der Fälle kann bei der Arbeitslaſt des Ge⸗ 
richtes der Gerichtshof die Zeugen nicht ſelbſt hören, 
den Augenſchein nicht ſelbſt vornehmen. Es klingt wie 
Ironie, von Augenſchein zu reden, der nachher von 
dem einen Mitgliede dem Gerichtshof erzählt wird. 
Viel mehr als das vollſtändigſte Vorleſen der Zeugen⸗ 
protokolle iſt es für die Rechtspflege wert, wenn das 
11 Gericht die Perſonen ſieht und ſprechen hört. 

amit beſchleunigen wir wiederum das Verfahren. 
Dann kann ſich an die Zeugeneinvernahme und an 
den Augenſchein die Schlußverhandlung und das Urteil 
anknüpfen. 

Ich bitte, mir bei dem Urteil nochmals zur Frage 
des Schreibwerks zu folgen. Sind unſere Schriftſätze, 
wie ich ſie vorſchlage, ſo werden wir den Tatbeſtand 
im Urteil nicht mehr brauchen. Das iſt freilich 
einer der Punkte, über die ſehr viel geſchrieben und 
geſtritten worden iſt. Es werden ſeitens der Ober⸗ 
gerichte und der Obergerichtsanwälte Bedenken geäußert. 
d bezweifle aber nicht, daß ein Obergericht, wenn 

ie Schriftſä e kurz und knapp find, vollſtändig in 
der Lage 0 ich ſein Urteil über das Urteil zu bilden. 
Ich verſtehe es, wenn unſere Richter klagen: unſere 
koſtbarſte Dan verbringen wir damit, aus den Schrift⸗ 
ſätzen den Tatbeſtand zu exzerpieren, und meiſt iſt es rein 
zweckloſe Schreibarbeit. Man kommt in Frankreich 
ohne Tatbeſtand aus; es wird auch bei uns 


gehen. Wäre nicht die Gefahr einer unrichtigen Feſt⸗ 


ſtellung, und liefe nicht die kurze Berichtigungsfriſt, 
wie viele von uns würden diesen Teil des Urteils 
leſen? Wenn das Gericht ſein Urteil begründet, ſo 


muß es die Tatſachen, die ihm vorgetragen ſind, 


beſprechen. Das genügt allen Teilen. 

Wie wir auf den Tatbeſtand verzichten, ſo können wir 
auch in der Vollſtreckungsinſtanz die Gründe entbehren. 
Nicht, daß keine Gründe gemacht werden; fie ſollen nur 
für den Gerichtsvollzieher zur Pfändung nicht verlangt 
werden. Hierzu muß ihm der Tenor des Urteils und 
der Ausweis der Gerichtsſchreiberei über die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit genügen. Glauben Sie denn, daß je⸗ 
mals ein Gerichtsſchreiber die Gründe geleſen hat? 
Die ſind ihm furchtbar gleichgültig! Der Scharfrichter 
köpft den Verurteilten, der ihm mit der vollſtreckbaren 
Ausfertigung des Urteils übergeben wird, — und der 
Gerichtsvollzieher dürfte nicht einmal einen Schrank 
im Werte von 25 Mark ohne Gründe pfänden?! — 
Allerdings, die vereinfachte Vollſtreckung gerät in 
Konflikt mit dem Gedanken der Prozeßordnung, es 
dürfe nicht vollſtreckt werden, ehe das a Urteil 

ugeftellt ift. Das wieder hängt mit der Einlegung 
der Berufung und ihrer Friſt zuſammen. Zuerſt war 
ich aus dieſen Gründen gegen die Vollſtreckung auf 
Grund des Tenors allein. Dann aber ſchien mir der 
andere Ausweg der richtiger: wir müſſen auch 
die Berufung ändern. Führen wir doch das Einlegen 
der 5 — wie im Strafverfahren — durch 
Anzeige an das Gericht ein! Es braucht dann nicht 
der Berufungskläger in tauſend Angſten zu fein, ob 
nicht der Boftbete bei der Zuſtellung einen Fehler 
macht. Meine Herren, wenn Sie die Entſcheidungen 
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des Reichsgerichts über dieſe Fragen durchgehen, ſo 
finden Sie einen Tummelplatz feiner Jurisprudenz. 
Der junge Juriſt mag ſeinen Scharfſinn daran ſchulen. 
Aber es iſt doch recht bedenklich, wenn ein Recht davon 
abhängen ſoll, ob die Putzfrau eines Rechtsanwalts 
an ſeinem . gehört oder nicht. Aus den 
rteilen habe ich immer geſehen, daß das Reichsgericht 
ſtets bemüht iſt, dieſen Folgen aus dem Wege zu 
en. Mehr als eine Entſcheidung hätte bei rein 
formaliſtiſchem Denken leicht zu anderen Ergebniſſen 
ſch ui. können. Wohl uns, daß das Reichsgericht 
ih nicht dazu zwingen läßt! Aber noch beſſer wäre 
es, wenn das Geſetz die Begriffsjnrisprudenz abſchaffte 
und ſich mit der bei dem Untergericht abzugebenden 
präziſen Willenserklärung, Berufung einzulegen, be⸗ 
gnügte. Die Folge dieses Syſtems wäre, daß die 
Berufungsfriſt gekürzt werden müßte. Beſ ondere Koſten 
entſtehen durch die einfache Anzeige nicht. 

Dann, meine Herren, wäre ich dafür, daß eine 
kurze Berufungsbegründungsfriſt eintritt. Damit 
würden eine Reihe von Berufungen beim Oberlandes⸗ 
gericht, durch die man lediglich einige Monate Zeit 
gewinnen will, vermieden werden. Auf Einzelheiten 
kann 55 nicht eingehen. Ich komme ohnedies zu tief 
in die Details. Alles, was man hier tun könnte, ver⸗ 
mag ich doch nicht zu berichten. Es bleiben noch viele 
andere wichtige Fragen. 

Nur noch ein Wort auf dieſem Gebiete! Iſt denn 
nicht überhaupt die Berufung in gewiſſen Fällen beſſer 
auszuſchließen? Hat es Zweck, in Bagatellſachen eine 
Berufung zuzulaſſen? Meine Herren, viel iſt gan be- 
ſonders über dieſen Punkt geſchrieben, für und wider. 
Viel Gefühl für den kleinen Mann wurde aus⸗ 
geſprochen. Ich glaube, es iſt eine rein praktiſche 7 i 
Mit Gefühlsmomenten kann man fie nicht entſcheiden. 
Es wird vielfach ein Ausſpruch zitiert (er wird ver⸗ 
ſchiedenen alten Juriſten in den Mund gelegt): daß 
es der Maus genau jo weh tut, wie dem Elefanten, 
wenn man ihr das Fell über die Ohren Lene Damit 
ſoll geſagt werden, daß es dem armen Teufel ebenſo 
ſchmerzhaft iſt, 20 Mark, wie dem Millionär, 20000 
Mark zu verlieren. Dieſer Schmerz, der ſich ja kaum 
abmeſſen läßt, darf aber bei einer 5 Frage 
der Geſetzgebung nicht ausſchlaggebend ſein. Mix will 
ſcheinen, daß, wenn man für 20, 40, höchſtens 60 Mark 
die Berufung ausſchließt, das deutſche Volk ſich nicht 
beſchwert fühlen wird. Eine weſentliche Abſtoßung von 
Arbeit, die in keinem Verhältnis zum wirtſchaftlichen 
Werte ſteht, wird erreicht. 

Allerdings ſpielt hier ein weiteres Moment herein. 
Mitten in dieſe Frage „Berufungsverkürzung oder 
nicht“ ertönt der Ruf nach anderen Richtern. Schafft 
uns ſolche Gerichte, die das ſchrankenloſe Vertrauen 
der Nation genießen, und ſie entbehrt den Ausſchluß 
der Berufung nicht! Und damit komme ich endli 
zu dem Punkte meines Berichts, den Sie vielleicht als 
den Kernpunkt der ganzen Reform betrachten, und der 
jedenfalls heute im Mittelpunkt der Debatte ſteht: zur 
Gerichtsorganiſation. Meine Herren, ich habe Sie ab⸗ 
ſichtlich den Weg durch den Zivilprozeß geführt. Wir 
müſſen uns des Zuſammenhanges des ganzen Werkes 
bewußt bleiben. Die Frage der Gexichtsverfaſſung 
ohne das Verfahren verliert den feſten Boden. 
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Am 30. März 1906 ſchnitt der Frankfurter Ober⸗ 
bürgermeiſter Adickes die Materie in ſeiner berühmten 
Herrenhausrede an. In raſcher Folge kamen ſeine 
Aufſätze und Schriften darüber. Zuerſt ſein Aufſatz 
in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“, dann ſeine be⸗ 
kannte Schrift mit demſelben Namen „Grundlinien 
durchgreifender Juſtizreform“. Schließlich in dieſem 
Jahre ſein letztes, meines Erachtens beſtes Werk „Jer 
Verſtändigung über die Juſtizreform“. — Der 
Herr Staatsſekretär des Reichsamts der Juſtiz 
hat die Adickesſchen Gedanken ein juriſtiſches Er⸗ 
eignis genannt. Und wenn Sie die zahlloſe Lite⸗ 
ratur anſehen, die ſich an dieſe Schrift ange⸗ 
ſchloſſen hat, werden Sie ihm ſchon deshalb baulichen 
recht geben. In der Tagespreſſe und den juriſtiſchen 
Dau riften wurden die Adickes ſchen Vorſchläge eifrig 

eſprochen. Eine Reihe von Broſchüren erſchien. 

Einige habe ich ſchon gelegentlich genannt. Auch die 
Arbeit unſeres Kollegen Ernſt Fuchs Karlsruhe 
„Schreibjuſtiz und Richterkönigtum“, die durch das 
hinreißende Temperament, mit dem ſie verfaßt iſt, 
Aufſehen erregte, gehört in dieſe Gruppe. Die Frage 
nach der Richtigkeit unſerer Sroitgerichtöverfellung wurde 
in den Vordergrund geſchoben. Wenn Adickes weiter 
nichts erreicht hätte, als das Augenmerk der Juriſten⸗ 
welt auf dieſen Punkt zu richten, ſo wäre das ſchon 
allein ein hervorragendes Verdienſt. Anerkennung 
verdient die Unerſchrockenheit, mit der er das Problem 
angreift. Sie leſen in ſeinen „Grundlinien“ den Satz, 
„daß die nach den Regeln der Beamtenhierarchie und 
in den Formen einer ausgebildeten Beamtenkarriere 
erfolgende Beſetzung der höheren Gerichte der tiefſte 
Grund für die Weltfremdheit, d. h. die mangelnde 
Vertrautheit der Richter mit dem wirklichen Leben 
und den wirtſchaftlichen ſozialen Vorgängen, zu ſuchen 
iſt“. In der „Verſtändigung“ ruft er: „Wichtiger als 
Geſetze ſind gute Richter“. Ich halte weder die 
Vorausſetzungen, von denen Adickes ausgeht, für richtig 
noch das System, das er aufbaut, für die deutſchen 
Verhältniſſe praktiſch durchführbar. Der Wert ſeines 
Vorgehens wird aber dadurch nicht herabgeſetzt. 


(Bravo!) 


Wenn ich von den 7 Verhältniſſen ſpreche, ſo 
will ich damit den oft gehörten Vorwurf nicht wieder⸗ 
holen, als wolle Adickes engliſches Recht auf deutſchen 
Boden verpflanzen. Der it unbegründet. England 
diente ihm nur als Folie. In der 1 ung“, 
der letzten Schrift, befreit er ſich von dieſem Hinter⸗ 
runde. „Der Mohr hat ſeine Arbeit getan, der Mohr 
ann gehen,“ ſagt er ſelbſt. Er will ſein Syſtem 
lediglich auf den deutſchen Verhältniſſen aufbauen. 
Und obwohl oder weil ich finde, daß es für dieſe nicht 
paßt, muß ich näher auf ſeine Vorſchläge eingehen. 
Sie bilden, wenn auch nicht hiſtoriſch, ſo doch juriſtiſch 
den mean für die Frage: Einzelrichter oder 
Kollegium. Die Adickesſchen Ideen dienen zur Recht⸗ 
fertigung für die Beſtrebung zur Erweiterung der 
Kompetenz der Amtsgerichte, freilich gegen 1 
Willen. Aus ihnen wurde erſt die prinzipielle und tiefer 
gehende Begründung dieſes nicht neuen Planes gewonnen. 

Sie begreifen, daß ich das Adickes ſche Syſtem 
ſkizzieren muß. Wir bekommen dadurch den richtigen Ge⸗ 
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ſichtswinkel für die Spezialfrage der Kompetenzerhöhung. 

ören wir ihn. Prinzipiell entſcheiden Einzelrichter alle 

achen in erſter Inſtanz. Nur für die Oberlandesgerichte 
und für das Reichsgericht bleibt es beim Kollegialſyſtem, 
aber mit verringerter Richterzahl. Bei den Einzel⸗ 
richtern kennt er grundſätzlich nur eine Kategorie, die 
Amtsrichter. Sie werden nicht in die Landgerichte 
nach dem heute üblichen Verfahren befördert; Amts- 
richter ſind ſie und Amtsrichter bleiben ſie. Sie 
rücken mit ſteigenden de dich war im Gehalt auf; 
weiteren Ehrgeiz ſollen ſie nicht abe In „gehobener 


Stellung“ über denſelben die wenigen Landgerichts⸗ 


mitglieder. Hier gibt es nur Präſidenten und Direk⸗ 
toren; dieſe werden ausgewählt aus den vortrefflichſten 
Amtsrichtern und Rechtsanwälten. Dasſelbe gilt von 
den Oberlandesgerichten. Wir haben alſo auf der 
einen Seite die weiten Maſſen der Amtsrichter und 
auf der anderen Seite die wenigen gehobenen Richter 
im Land⸗ und Oberlandesgericht. Damit Hand in 
Hand geht die Erweiterung der Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte. Adickes ſcheint nicht abgeneigt, die 
Kompetenz ſeiner Amtsrichter noch höher zu ſtellen 
als 1200 Mark. Dieſes Syſtem begründet er aus 
unſeren deutſchen Verhältniſſen. Unſere Richterzahl, 
ſo führte er aus, ſteigt und ſteigt mit jedem Jahre. 
Und die Gefahr ihrer Verſchlechterung wächſt und 
wächſt. Je mehr Perſonen, deſto geringer die Auswahl, 
deſto ſchlechter die Qualität. Deshalb müſſen wir die 
Richterzahl verringern, damit wir die Qualität ver⸗ 
beſſern können. Wir haben die Wahl, ob wenige und 
gute oder ob viele und ſchlechte Richter. Einen weiteren 
Mißſtand ſieht Adickes in dem Beſtreben gerade der 
beſten Amtsrichter, in das Landgericht befördert zu werden. 
Das raubt dem Amtsgericht ſeine vorzüglichſten Kräfte. 
Wenn wir, meint nun Adickes, mit unſerem 
heutigen hierarchiſchen Syſtem brechen, dann fällt die 
Flucht der beſten Amtsrichter in das Landgericht fort, 
dann werden die Leute 52 am Amtsgerichtsſitz bleiben. 
Dort werden ſie mit der Bevölkerung feſt verwachſen 
und deren Vertrauen genießen. In den Landgerichten 
verſchwinde jede auch nur ſcheinbare Abhängigkeit der 
jüngeren Landrichter von den Präſidenten oder 
Direktoren. Für dieſe aber ſei die 1 gegeben, 
eine Elite von Richtern zu bilden, die wieder vor⸗ 
bildlich auf die ganze Rechtspflege wirke. Alle Richter 
in den Landgerichten und den Oberlandesgerichten (mit 
Ausnahme der Präſidenten der letzteren) ſtehen ein⸗ 
ander völlig gleich. Es iſt alſo auch hier für eine 
Stabilität geſorgt. Ein intereſſantes Bild iſt es, das 
Adickes entwirft, beſtechend auf den erſten Blick und 
doch nur ein Bild. Meine Herren, ich glaube, bei 
näherer Betrachtung werden Sie mir zuſtimmen, wenn 
ich es nicht der Verwirklichung fähig halte. 
Zunächſt ſind ſchon die en ſehr bedenklich. 
Adickes ſagt, wir brauchen jetzt jedes Jahr mehr und 
mehr Richter, und dieſe werden immer ſchlechter und 
ſchlechter. Er ſtellt uns vor die Alternative: entweder viel 
und ſchlecht oder wenig und gut. Er ſelbſt anerkennt, daß 
unſer deutſcher Richterſtand Vortreffliches geleiſtet hat. 
Das dürfen wir als Praktiker beſtätigen. Die Ein⸗ 
führung des neuen Zivilrechts hat ſich ohne irgendwelche 
Störung vollzogen. Glatt und ruhig ſind wir in das 
neue Recht hinübergegangen. Das verdanken wir vor 
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allen Dingen unſerem deutſchen Richterſtande. Dem 
widerſpricht es, daß er mit einem Male in jedem Jahre 
ſchlechter wird. Ich kann auch der Anſicht Krück⸗ 
manns nicht beiſtimmen, wenn er ſagt, er habe als 

aminator dieſelbe Erfahrung gemacht. Alle 1 
achtung vor den Herren Examinatoren — aber maß⸗ 
gebend ſind die Examina und Examinatoren nicht. Der 
Anwaltſtand kennt die Richter in ihrer praktiſchen 
Tätigkeit. Ein Sinken der Qualität können wir nicht 
beſtätigen. Gewiß, die Zahl der Richter ſteigt, aber 
nicht über das Verhältnis zum Wachstum der Be⸗ 
völkerung und des Volkswohlſtandes hinaus! Weshalb 
ſoll nicht ein Volk wie das deutſche die nötige Zahl 
brauchbarer Richter erzeugen? Ständig wächſt der 
Bedarf an Männern der Technik. Nirgends eine Klage, 


daß wir nicht Chemiker und Ingenieure in geeigneter 


Art und Zahl als Man verlangt hier keine 
Genies, ſondern wackre verſtändige Arbeiter in ihrem 
Gebiete. Und die werden wir in künftigen Jahren 
auch in dem unſrigen finden. 

Aber weiter! Nehmen wir an, wir verringerten 
wirklich unfere Richter. Wie ſollen dieſe gewählt werden? 
Wie ſollen wir die beſſeren herausfinden? Doch wohl 
nur mittels der Examina! Die Herren aus Baden und 
weiteren Kreiſen wiſſen, daß das badiſche 1 
für die Aſſeſſoren einen numerus clausus eingeführt hat. 
Die Herren, welche die „Deutſche ie ge⸗ 
leſen haben, entſinnen ſich des Aufſatzes des Frei⸗ 
burger Staatsrechtslehrers Roſin über dieſe An⸗ 
ordnung. Sie werden zugeben, daß alles, was dort 
über die Auswahl aus den Aſſeſſoren geſagt iſt, 
doppelt und zehnfach gilt, wenn man das Adickes che 
Shftem akzeptieren wollte. Alle Fragen, die Roſin 
ſtellt, laſſen ſich mit erhöhtem Nachdrucke hier auf⸗ 
werfen. Ich greife einige heraus: „Ift der Zeitpunkt 
unmittelbar nach dem zweiten Examen wirklich fchon 
der geeignete, um mit vollem Erfolge die Ausleſe zu 
treffen?“ Und weiter: „Und wird, ja kann denn die 
Ausleſe immer unparteiiſch erfolgen?“ Und dann: 
„Der Miniſter kann nicht alles ſelbſt entſcheiden. Die 
Grundlagen werden die Berichte der unteren Inſtanzen 
bilden, bei denen der junge Mann im Vorbereitungs- 
dienſte gearbeitet hat. Iſt es da ausgeſchloſſen, daß 
wenigſtens bei manchen ein Strebertum genährt wird, 
die in der Unſicherheit der dreieinhalb > nicht 
bloß durch Fleiß und Arbeit, ſondern ſicherer durch 
perſönliche Liebedienerei ſich die Gunſt der Vorgeſetzten 
verſchaffen zu können meinen?“ Und endlich: „Wird 
es nicht im Volke umgehen: der Richterſtand wird 
einſeitig zuſammengeſetzt?“ Das ſind beachtenswerte 
Worte von beachtenswerter Seite. Unſer Bedarf an 
Richtern auch bei der Erſparnis, wie ſie Adickes glaubt 
annehmen zu dürfen, iſt ein viel zu großer, als daß 
nicht die Auswahl in der beſchriebenen Weiſe und mit 
den beſchriebenen Mängeln vor ſich gehen müßte. 

Meitie Herren, ich glaube ſchließlich auch nicht, 
daß man im Adickes ſchen Syſteme die Flucht vom Amts⸗ 
ericht vermeidet. Wenn Sie es genauer anſehen, jo 
Anden Sie, daß es doch wieder hierarchiſch gliedert. 
Er will nämlich die „Amtsrichter ſchlechthin“ nur bis 
zu 800 Mark entſcheiden laffen. Über Prozeſſe zwiſchen 
300 und 1 200 oder 1.500 Mark entſcheiden die „Amts⸗ 
gerichtspräfidenten, Direktoren oder beſonders bewährte 
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Amtsrichter, die an den Amtsgerichtspräfidialſitzen zu⸗ 
ſammengefaßt werden“. Wir haben alſo doch wieder 
ein beſonderes Gericht, mögen auch ſeine Mitglieder 
nur * ſein und im Range den anderen Amts⸗ 
richtern gleichſtehen. Und dann wird die Flucht von 
dem kleinen Amtsgericht nach dem Amtsgerichtspräſidial⸗ 
ſitz ganz unzweifelhaft kommen, wie heute vom Amts⸗ 
gericht in das Landgericht. Menſchen ſind wir alle, 
auch die Richter. Daß jemand, der einen Teil ſeiner 
beſten Jahre in einem kleinen Neſt in der Provinz Poſen 
zugebracht hat oder oben im Schwarzwalde, lieber in 
eine größere Stadt geht, wird ihm niemand verübeln 
können. Da hilft es nichts, daß man ihm ſagt: du 
biſt je genau derſelbe Amtsrichter dort wie in der 
Stadt Berlin oder Karlsruhe. Der Mann, der in die 
gehobenen Stellen beim Landgericht kommen will, wird 
ſuchen, zu den bewährteren Amtsrichtern gezählt zu werden. 
Alſo, meine Herren, mit dieſer Verbeſſerung der Amts⸗ 
gerichte, glaube 7 werden wir auch bei dem Syſtem 
A dickes nicht rechnen können. Drum ſpitzt ſich die 
ganze Frage ſchließlich darauf zu: Einzelrichter oder 
Kollegialrichter — was iſt das befiere?d 
Hier, meine Herren, kann ich mich ſehr kurz faſſen. 
Darüber haben Sie ſelbſt ungeheuer viel zu leſen be⸗ 
kommen. Die verſchiedenen Momente faßt Kollege 
Strantz in ſeinem Aufſatz in den jüngſten Heften der 
„Juriſtenzeitung“ zuſammen. Treffend hebt er hervor, 
daß die vor einem halben Jahrhundert in der baye⸗ 
riſchen Abgeordnetenkammer dargelegten Gründe heute 
noch ebenſo wahr ſind. Leſen Sie an dieſer Stelle 
nach (ſie iſt auch von Strantz wörtlich zitiert), 
welchen Wert und welchen Einfluß das Zufammen⸗ 
arbeiten des Kollegen mit dem anderen hat, wie die 
geiſtig kräftigeren Mitglieder einen bildenden Einfluß 
auf die minder befähigten ausüben, die wiſſenſchaft⸗ 
lichen Beſtrebungen und Errungenſchaften einzelner 
im Wege der kollegialen Beratung Gemeingut 
werden uff. Auch wir Anwälte wiſſen die kollegiale 
Beſprechung zu ſchätzen. Wer einen Partner hat, 
wird regelmäßig die wichtigeren Fragen mit ihm. 
durchgehen. Oder man ſucht Rat und Auskunft 
bei einem Kollegen. Dabei merken wir, daß es ein 
ganz ander Ding iſt, einem anderen die eigenen Ge⸗ 
danken klar zu machen und zu belegen, als wenn man 
es nur mit ſich ſelbſt zu tun hat. So wirkt dies 
Moment auch auf den Richter im Kollegium. Er findet 
Widerſpruch, und die Debatten klären die Meinungen. 
Je raſcher wir das Tempo unſerer Prozeſſe uns zu 
geftalten bemühen, deſto mehr Wert müſſen wir darauf 
legen, daß dabei auch der Gründlichkeit ihr Recht wird. 
Allerdings klingt es ganz ſchön, daß beim Einzelrichter 
die Verantwortung ſteige und damit auch ſeine Leiſtungen. 
Der Schluß, meine Herren, iſt doch bedenklich. Schon 
die Frage, ob die Verantwortung ſteigt, möchte ich an⸗ 
zweifeln. Aber mit der Erhöhung der Leiſtung dürfen 
wir nun und nimmermehr rechnen. Ja, meine Herren, 
wenn wir einen ſolchen Idealrichter hätten, wie ihn 
unfer Kollege Fuchs⸗ Karlsruhe ſchildert, einen Mann, 
innerlich und äußerlich unabhängig, mit den Gebräuchen 
ſeiner Mitbürger in Handel und Wandel innig 
vertraut, in ſteter Berührung mit dem allgemeinen 
Rechtsbewußtſein ſtehend, einen Mann, aufs innigſte 
verwachſen mit der Bevölkerung, jeden kennend und doch 
77 * 
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über allen ſchwebend, gründlich unterrichtet im Geſetz 
und den Pulsſchlag ſeines Volkes fühlend, einen Mann, 
der raſch und gründlich zugleich arbeitet, der Genie und 
Intuition verbindet mit einer ins kleine gehenden 
liebevollen Arbeitsfähigkeit und Arbeitskraft: ja, dann 
unterſchriebe ich bedingungslos das Syſtem des Einzel⸗ 
richtertums. Kollege Fuchs iſt nicht umſonſt Anhänger 
Nietzſches. Ihm ſchwebt ein Traumbild vor: ein 
Überrichter. Der läßt ſich fo wenig züchten wie der 
Nietzſcheſche Ubermenſch. Wir müſſen rechnen mit 
Menſchen von Fleiſch und Blut, mit Menſchen mit 
vortrefflichen Eigenſchaften und mit Fehlern, bald mit 
voller Kraft arbeitend, bald nachlaſſend, bald mit ſ ſen 
Auge für das Leben, bald mehr für das Buchwiſſen 
begabt. Durch die Vereinigung dieſer verſchiedenen 
Köpfe in ehrlicher Zuſammenarbeit haben wir bis jetzt 
gute Ergebniſſe erzielt. Ohne überzeugenden zwingenden 
Grund dürften wir dies Syſtem nicht preisgeben. 


(Bravo!) 


Man verſucht einzuwenden, daß auch dieſe Auffaſſung 
des Kollegialgerichtes häufig ein Idealbild bleibe. Der 
Schwerpunkt liege doch beim Referenten. Im Grunde 
mache doch der einzelne das Urteil. Das iſt, ſo weit 
es zutrifft, nur die Folge einer Überlaſtung der Richter. 
Man befreie ſie von der Schreibarbeit und gebe ihnen 
die nötige Zeit zum richterlichen Denken. Dann wird 
jeder Richter in jeder Sache mitwirken. Der Vorwurf 
trifft nicht das Syſtem, ſondern die Momente, die 
ſeiner Entfaltung hinderlich ſind. Sie ſehen aber auch 
hier wieder den nen Zuſammenhang der ganzen 

Die Reform des Verfahrens it von 
r die Frage der Verfaſſungsänderung. 
Meine Herren, es iſt auch unrichtig, wenn man 
behauptet hat, daß der Einzelrichter weniger weltfremd 
ſei als der Kollegialrichter. Weltfremdheit heißt doch 
Unkenntnis der beſtehenden Sitten und Gebräuche des 
Volkes, Unfähigkeit, ſich in das Denken und Fühlen 
der verſchiedenſten Menſchen hineinzufinden. Wie ſoll 
es kommen, daß der Einzelrichter größere Begabung 
dafür, größere Erfahrung darin habe? Das iſt 
individuell verſchieden; auch der Kollegialrichter kann 
ſie in hohem Maße beſitzen. Man verwechſle damit 
nicht die Kenntnis des Richters von der Perſon der 
Partei oder gar ſeine perſönlichen Beziehungen zu der⸗ 
ſelben. Das erſtere kann mitunter nützen. Es muß 
es nicht. Es kann auch den Blick trüben. Das letztere 
iſt ſtets nachteilig. Beide Momente mögen Sie ebenſowohl 
beim Kollegial⸗ wie beim Einzelrichter finden. Nur 
die Größe des Platzes, des Bezirks bedingt dieſe perſön⸗ 
lichen Kenntniſſe. 

Für verfehlt halte ich es endlich auch, wenn 1 
wird, der Einzelrichter ſei in der Lage, der Freund 
ſeiner Bevölkerung, ihr wohlwollender Berater in ihren 
Rechtsangelegenheiten zu werden. Das heißt, den 
Richterberuf völlig verkennen. Niemand kann Richter 
und Helfer in ſtreitigen Sachen ſein. Denn der Richter 
ſoll richten und nicht beraten. Die Spaltung in den 
beiden Aufgaben der Rechtspflege, die ſich in Anwalt⸗ 
ſchaft und Richtertum ausdrückt, iſt keine Erfindung 
der Willkür. Sie iſt eine notwendige Arbeitsteilung. 
Denken Sie ſich nur den Fall, es kommen beide Teile 
zum Richter. Vom Anwalt erwarten wir als ſelbſt⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 18. 1907. 


verſtändlich, daß, wenn er X beraten hat, er den Y, 
der auch zu ihm kommt, abweiſt. Der Amtsrichter aber 
ſollte ſich innerlich umſtülpen, er ſoll, nachdem er dem 
einen ſchon geraten hat, nun auch zu dem zweiten ſagen: 
jetzt bin ich dein Freund. Ich glaube, das würde das 
Anſehen der Juſtiz mehr untergraben, als ihr nützen. 

Wir kommen alſo, meine Herren, zu dem Er⸗ 
ebniſſe, daß feſtzuhalten iſt an unſerem Kollegial⸗ 
ſoſtem Wir würden dem Volke etwas nehmen, 
was es hat, ohne ihm etwas zu geben, was 
ihm bisher fehlte. Und damit werden Sie ſehen, 
daß das Adickes ſche Syſtem, jo ſchön es klingen mag, 
in die Praxis nicht umzuſetzen iſt. Aber wertvoll iſt 
es trotzdem, weil es durch die Anregung weiter wirkt. 
Es lte eine Fülle von Ideen aus. Manches ſchießt 
auch da übers Ziel hinaus; aber auch manches 

raktiſche und Brauchbare wird zutage gefördert. 
meine dabei weniger, daß auch A dickes eine andere 
orbildung der Juriſten verlangt hat, und die Vorſchläge, 
die ſich hieran knüpfen. Am tiefſten geht wieder 
Kollege Fuchs⸗Karlsruhe. Er fängt mit der Kritik 
der Gymnaſialbildung an und will einen ganz anderen 
Werdegang an deren Stelle ſetzen. Andere wünſchen 
den Beginn des Rechtsberufs von der praktiſchen Seite. 
Wieder Andere legen Wert auf die Beſchäftigung des 
fertigen Juriſten im kaufmänniſchen Gebiete. Wichtig 
iſt freilich die Vorbildung. Aber ſcheiden wir heute 
lieber das ganze Moment aus. Die Materie, die uns 
beſchäftigt, iſt immer noch eine ſehr große. Adickes hat 
recht, wenn er von einer Verquickung dieſer Frage mit 
der Reform der 1 eine Verzögerung fürchtet. 
Bleiben wir bei unſerer Spezialfrage. 

Wir ſpinnen den Adicke sſchen edanken weiter. — 
Man ſucht die Weltfremdheit der Gerichte zu be⸗ 
ſeitigen. Was liegt näher, als au togen ihr wollt volks⸗ 
tümliche Richter, wollt eine dem Volke . 
Rechtſprechung, — ſo zieht doch die Mitglieder des 
Volkes ſelbſt heran! So finden Sie das Verlangen des 
Laienſchöffengerichts, ähnlich wie im Strafverfahren, 
einen Berufsrichter und zwei Mitrichter aus Laienkreiſen. 
Meine Herren, auch da hüten wir uns vor der ſchein⸗ 
baren Popularität ſolcher Ideen und vor allem vor 
Schlagwörtern! Auch dieſe Bewegung iſt zu verſtehen. 
Sie vergißt zwar den Ruf nach Beſchleunigung; aber 
15 verſpricht enge Fühlung mit dem Volke ſelbſt. Ihr 

eweismittel iſt das Kaufmannsgericht. Nun iſt wohl 
eee daß das Begehren größerer Volkstümlichkeit 
und Heranziehung des Laienelements auch in Zivilſachen 
in einem Zuſammenhange mit einem gewiſſen Streben 
der breiteren Volksklaſſen nach der Mitregierung ſteht. 
Wie man im ſtaatlichen, im kommunalen Leben aus 
der eigenen Mitte heraus die Leute in die Geſetzgebung 
und in die Verwaltung bringt, ſo ſoll es auch bei der 
Rechtſprechung geſchehen. Das ſcheitert ſchon daran, 
daß wir gar nicht in der Lage wären, die Schöffen 
aufzubringen. Es hat ſchon recht ſchwere Bedenken, 
das Schöffenmaterial für die Strafgerichte zu ſtellen. 
Undenkbar wäre es in allen Zivilrechtsfällen. Kaum 
einer von denen, die ſich für den Zivilſchöffen begeiſtern, 
wird gewillt ſein, ſeine Zeit dafür zu opfern. Welcher 
Sinn und Zweck könnte es haben, in n 
in den ſubtilen Fragen des Pflichtteilsrechts, wo die 
mathematiſchen Formeln ſo viel Kopfzerbrechen machen, 
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Schöffen zuzuziehen? Was follten fie bei Prozeſſen 
über Hypothek⸗ und Grundſchuld, bei Auflaſſung und 
Bür end Ihre Mitarbeit wäre Farce, eine nutzloſe 
Bert wendung von Menſchenmaterial. Und trotzdem 
ii in dem Gedanken ein richtiger Kern. Er wird 
verwirklicht werden können, wo das Gericht an⸗ 
gewieſen 15 direkte Fühlung mit dem Volksleben zu 
nehmen. Sie kennen das Syſtem unſeres neuen 14 — 
rechts. In einer Reihe von Fällen gibt es keine feſten 
Regeln. Da ſoll der Richter nach der Verkehrsſitte 
und der Volksanſchauung urteilen. Er ſoll ſein Er⸗ 
kenntnis der Lage des Einzelfalles anpaſſen. Er ſoll 
ſagen, ob etwas gegen die guten Sitten iſt oder dem 
Anſtande entſpricht. Es iſt hier leicht möglich, daß der 
Berufsrichter ſich hier irrt. Solche Erkenntniſſe ſind 
es, die den Vorwurf der Weltfremdͤheit hervorrufen. 
Hier wäre e Freilich auch hier muß mit den 
vorhandenen ittelnn und Möglichkeiten gerechnet 
werden. Man kann nicht für jede dieſer 9 85 
das Schöffengericht bilden. Man muß zufrieden 
ſein, wenn man dies für die Fälle erreicht, in denen 
ſie die große Mehrzahl bilden. | 
Man ſpricht ſchon oft von einer 4 it fun zahlreich 
unſeres Zivilrechts. Das Handelsrecht iſt für za —2 
Vorſchriften unſeres heutigen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorbildlich geweſen. Das mag AR im Prozeſſe gelten. 
Man kann fur beſtimmte Fälle des Zivilrechts beſondere 
Schöffenkammern einführen. Hier findet, wie in den 
Kammern für Handelsſachen, der Juriſt mit ſeinen 
beiden Laienbeiſitzern zuſammen das Urteil. Ich kann 
hier nur einzelne Punkte herausgreifen. 

Der erſte ſei wieder der Arbeitsvertrag. Klagen 
aus den Verträgen der Gewerbearbeiter und Handlungs⸗ 
Sie fe hat man heute beſonderen Gerichten zugewieſen. 
Sie ſind beſonders populär. Zwei ihrer Richter werden 
von den Arbeitgebern, zwei von den Arbeitern 1 3 
Das iſt wohl eine Verſchwendung von Kraft und Arbeit. 
Ein Dreirichterkollegium würde auch in dieſem Falle 
vollſtändig genügen. Schon treten weitere Kreiſe auf, 
welche auch für ſich ſolche Gerichte fordern. Sie werden 
für Dienſtboten verlangt, und bald werden andere folgen. 
Weshalb nicht der Anwaltsgehilfe ſo gut wie die Muſik⸗ 
lehrerin, der Privatſekretär wie der Ackerknecht? Ver⸗ 
allgemeinern wir alſo dieſen Gedanken. Schaffen wir 
Kammern für Arbeitsſachen. Ihnen ſind die Prozeſſe 
zuzuweiſen, für die ich geringere Koſten anregte. Sie 
werden die Spezialgerichte wieder in ſich aufnehmen. 
Es kann hier nicht meine Aufgabe ſein, alle die Fälle 
u ſuchen, in denen ſich ähnliche Kammern bilden ließen. 
ba müßten ſtets ſolche fein, bei denen das freie 
Ermeſſen, das Rechtsempfinden im Vordergrunde ſteht. 
Solche Kammern brauchen nicht ſtets voll beſchäftigt 
u ſein. Es genügt, wenn ſie zur Entſcheidung eines 

lles oder zweier zuſammentreten. So hat man 
ammern für Enteignungsprozeſſe angeregt, die ſich in 
Hamburg ſchon bewährten. So mag man an Kammern 
für Bauſachen denken. Ich verweiſe auf die mehr⸗ 
zitierte Broſchüre des Kollegen Guttmann. Er hat den 
Gedanken eigener Kammern für Patentſachen angeregt 
mit Zentraliſterung in beſtimmten großen Städten. Ich 
überlaffe die Nachprüfung dieſer Details Ihnen ſelbſt. 
Aber eines müſſen Sie mir noch geſtatten zu 
erwähnen. Ich wünſchte, daß wir Kammern für 
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Eheſcheidungsſachen hätten, damit wir da auch den 
Beteiligten ſelbſt das Wort geben könnten. Die Ehe 
kann geſchieden werden, wenn ein Ehegatte ſich ſo 
ſchwere Verfehlungen zuſchulden kommen ließ, daß dem 
anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zu⸗ 
gemutet werden kann; das kann nur jemand entſcheiden, 
der ſelbſt reiche, tiefe Erfahrungen hat, wie es im 
Eheleben zugeht. 
(Heiterkeit.) 


— Meine Herren, ich glaube, felt Heiterkeit war 
etwas verfrüht. Es iſt ja wohl — ten daß 
ich dabei nur diejenigen meine, die verheiratet ſind. 
Mein Gedanke war der, die Beiſitzer in einem gebe 
Falle aus den Verheirateten zu nehmen. Ich gehe 
aber noch weiter — und das iſt ein Weg auf den Sie 
mir vielleicht anfänglich ſchwer folgen werden —: ich 
möchte als Beiſitzer haben einen verheirateten Mann 
und eine verheiratete Frau. * 


(Heiterkeit. Lebhafter Beifall.) 


— Ich bitte, die Sache durchaus ernſthaft zu nehmen. 
Ich habe das ja gewußt, daß dieſer Punkt überraſchend 
wirken wird. Aber wenn Sie ſich den Fall ruhig 
überlegen, ſo werden Sie finden, daß dieſes Begehren 
abſolut nichts Lächerliches und abſolut nichts Un⸗ 


begründetes hat. 
(Zuſtimmung.) 


Ich habe es begriffen, das man ſeitens der 
Regierung ſeinerzeit es ablehnen konnte, bei den 
* den weiblichen Handlungsgehilfen 
auch die weiblichen Richter zu geben. Sie en 
ſch kaum in irgendeinem hier weſentlichen Punkte von 
en männlichen Kollegen. Das Geſchlecht ſpielt bei 
dieſen Prozeſſen keine Rolle. Aber wer in Ehe⸗ 
ſcheidungsſachen gearbeitet hat, der weiß, welch große 
Bedeutung hier das pſychiſche Moment hat. Wer 
beantwortet aber die Frage: wie faßt die Seele der 
gran die Sache auf? Man hat verlangt, daß bei dem 
aufmannsgericht auch die Arbeitnehmer vertreten ſein 
ſollen. So möchte ich auch hier fordern: wenn wir 
Ehekammern haben, ſo ſollten dort beide Teile zu 
Worte kommen. Wir haben den weiblichen Vormund 
in das bürgerliche Recht eingeführt: führen wir ruhig 
— ohne daß wir in den Verdacht kommen, politiſche 
Frauenrechte und das weibliche Stimmrecht zu wollen 
— hier die Frau als Richter ein. Geben wir der 
Frau in dieſem Falle, was ihr Recht iſt. Schaffen 
wir ihr die Möglichkeit, da, wo es 19 um das eigenfte 
innere Empfinden des Weibes handelt, ihrer Meinung 
Ausdruck zu leihen. Nach meinem Dafürhalten würde 
der Deutſche Anwaltstag ſich ein dauerndes Ruhmes⸗ 
blatt erwerben, wenn er den Mut hätte, auch dafür 
heute ſchon ſeine Stimme zu erheben. 


(Lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, hatte die hier beſprochene Weiter⸗ 
ſpinnung des Adickesſchen Gedankens an die Frage 
der Befeſtigung oder Wiedergewinnung der Volkstüm⸗ 
lichkeit der Gerichte angeknüpft, ſo komme ich jetzt 
zu einer anderen Ausſtrahlung desſelben, einer Ab⸗ 
ſchwächung nach einer anderen Richtung. Ich erreiche 
endlich den lange erwarteten Punkt, die Amtsgerichts⸗ 
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frage. Aber vielleicht entſchuldigen Sie mich doch und 
begreifen, warum ich Sie den langen, langen Weg ge- 
führt habe. Ich habe es getan, weil ich mir ſagte, die 
ganze Frage „Erhöhung der amtsgerichtlichen Kom⸗ 
petenz oder nicht“ kann nur als ein Glied des Ganzen 
begriffen werden. Wir verlieren den richtigen Geſichts⸗ 
punkt, wenn wir ſie iſoliert nehmen. Man muß ſie 
als ein Stück, und zwar als relativ kleines Stück der 
großen Reformbewegung erkennen. Und, meine Herren, 
Sie ſehen ja, wir arbeiten darauf hin, unſer ganzes 
Verfahren zu verbeſſern, zu beſchleunigen. Dann, 
denke ich, werden Sie ſchon mit Bedenken an einen 
Vorſchlag herantreten, der die amtsgerichtliche Zuſtän⸗ 
digkeit erhöhen will, weil wir dadurch eine ſchnellere 
Juſtiz erhielten. Haben wir die Möglichkeit einer 
raſcheren Entſcheidung auch für das Landgericht, dann 
brauchen wir dieſen Notbehelf nicht. Rufen Sie ſich 
ins Gedächtnis zurück, was ich über die Abwägung 
zwiſchen Einzel- und Kollegialrichtern bei Wepa 
des Adickes ſchen Syſtems ſagte; es gilt alles Re 
hier. Sie werden die Frage nach der Wirkung für die 
Rechtspflege an die Spitze der Erwägung ſtellen. Wird 
dieſe durch den Übergang zum Einzelrichter e 
tert, ſo muß dieſer abgelehnt werden, man verſpreche 
ſich von ihm, was man wolle. Die Erhöhung der 
Kompetenz der Amtsgerichte iſt eine Art Kompromiß. 
Man will den Einzelrichter nicht prinzipiell für alle 
Sachen einführen; man will ihm nur eine große Menge 
bisheriger e zuweiſen. Das iſt in⸗ 
konſequent. Entweder iſt der Einzelrichter der richtige, 
dann führe man ihn überall ein; oder man kommt zu 
dem ablehnenden Ergebnis, man gibt zu, der Kollegial⸗ 
richter iſt das beſſere, — dann darf man auch dem Mittel⸗ 
ſtand den Kollegialrichter nicht entziehen. Iſt der 
Erbſchaftsprozeß des Lokomotivführers, dem 800 Mark 
zufielen, für ihn nicht ſo bedeutſam wie der Pflichtteils⸗ 
anſpruch eines Millionärsſohnes?s | | 

Zu den allgemeinen Erwägungen über Kollegium 
und Einzelrichter tritt hier das Beſondere unſere heutige 
Lage. Ich brauche mich nicht dagegen zu verteidigen, 
daß ich unſeren Richterſtand nicht hoch genug ftelle; 
aber wir können, wir müſſen erklären: die deutſche 
Anwaltſchaft iſt der Meinung, daß die deutſchen Amts⸗ 
gerichte, wie ſie heute ſind, nicht in der Lage ſind, den 
Aufgaben, die man ihnen überweiſen will, zu entſprechen. 


(Lebhafte Zuſtimmung.) 


Ich ſage abſichtlich nicht „Amtsrichter“, ſondern 
„Amtsgerichte“. Hier richten in zahlreichen Fällen junge 
Aſſeſſoren. Und dann klagt man über Weltfremdheit 
der Gerichte! Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß die 

erren, die eben in das Leben hereintreten, die ihre 

ehrzeit aus der Univerſität und in den Gerichtsſälen 
eben vollendet haben, die Welt noch nicht in ſich auf⸗ 
nahmen. Wir verlangen vom Richter mit Recht, daß 
er nicht bloß das Bürgerliche Geſetzbuch, daß er auch 
das ungeſchriebene Recht, die Volksauffaſſung, kennt. 
Woher ſoll das jemand nehmen, der noch nicht in das 
Leben hinein geſchaut, es noch nicht ſelbſt gelebt hat! 
Wir verlangen vom Richter, daß er Menſchenkenntnis 
beſitze, den ſchlauen Geſchäftsmann zu durchſchauen, 
und ſich nicht von eleganten Manieren beſtechen laſſe. 
Dazu gehört Erfahrung und. Schulung. Wie manchmal 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 18. 1907. 


begegnen wir Urteilen, die unverdaute philoſophiſche 
und ſoziale Probleme enthalten! Es gehört Selbſt⸗ 
beherrſchung und Abklärung dazu, daß der junge Juriſt 
vor der Verſuchung gehütet wird, ſolche Ideen in das 
. Leben umzuſetzen. Das lernt er im Laufe 
er Tätigkeit im Landgerichte neben den älteren 
Kollegen — oder auch als Einzelrichter an ſolchen 
Dingen, die verhältnismäßig unbedeutend find. 
Ich wiederhole alſo: ich ſehe in dem Übergange 
u Einzelrichter keine Beſſerung. In der Übertragung 
r a des Mittelſtandes an die Amtsgerichte 
liegt eine Gefahr für die Güte der Rechtspflege. Meine 
Herren, es hat ſich bereits ein weſentlicher Teil der 
deutſchen Anwaltſchaft deswegen gegen die Erhöhung 
der amtsgerichtlichen Kompetenz ausgeſprochen. Man 
hat uns als Partei bezeichnet; Furcht für die Ge⸗ 
bühren ſoll der tiefere Grund ſein. Meine Herren, 
das iſt ſicher nicht der Fall! Wenn ich mich davon 
überzeugt hätte, daß das Einzelrichtertum das. beſſere 
iſt, wenn ich wüßte, daß die Erhöhung der amts⸗ 
5 Kompetenz für die deutſche Rechtspflege 
as wünſchenswertere iſt, — ich würde unbedingt 
dafür ſtimmen. Ich bin ſicher, daß in ſolchen Fällen 
auch die Ausgleichung der Nachteile, welche der 
Anwaltſchaft entſtehen, unbedingt erfolgen müßte. Wir 
wehren uns aber deshalb gegen dieſen Plan, weil wir 
uns als Warner des deutſchen Volkes fühlen. Wir 
müſſen es ausſprechen, daß eine Verſchiebung der 
Kompetenz ein ſchwer zu erſetzender Nachteil für die 
ganze deutſche Rechtspflege wire. 
nd wenn man uns nicht glaubt, höre man die 
anderen Stimmen! Da ſcheint es mir intereſſant 
nr was eine Reihe Autoritäten aus dem Gebiete 
er Wiſſenſchaft geſagt haben, um es Ihnen vorzuleſen. 
So ſchreibt Stein: „Nichts würde ich mehr beklagen, 
als wenn man ſich die Arbeit in der Weife bequem 
machte, daß man vorſchlüge, für die Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte das Objekt von 300 Mark mechaniſch 
und für alle Sachen auf 1000 oder 1 200 Mark zu 
erhöhen.“ Man höre vor allen Dingen auch Adickes, 


den man vielfach beſchuldigt hat, der Vater dieſes 


Gedankens zu ſein. Adickes ſchüttelt ausdrücklich in 
ſeiner letzten Schrift dieſe Art der Reform von ſich 
ab. „Meines Erachtens“, heißt es, „würde die einfache 
Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit in Zivil⸗ 
ſachen bis zu 1000 oder 1 200 Mark bei völliger Auf⸗ 
rechterhaltung der jetzigen Organiſation allerdings eine 
erhebliche Verſchlechterung unſerer Rechts- 
A bedeuten.“ Ich muß erſtaunen, daß man dieſe 

dickes ſchen Worte nicht weiter verbreitet hat. Es iſt 
in der Preſſe ſehr viel die Rede geweſen von dem 
Adickes ſchen Gedanken: warum hat denn die Preſſe 
nicht auch dieſe Stelle aufgegriffen und diefe Warnung 
orbi et urbi bekannt gemacht? — Aber auch aus 
Richterkreiſen mehren ſich die Bedenken. Sie haben 
jüngſt in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ den Auf⸗ 
ſatz des Leipziger Landgerichtsdirektors Anger geleſen. 
Er hat beherzigenswerte Worte geſprochen. Beſonders 
freute mich, daß er die Anwaltſchaft als am beſten 
über die Qualität der Arbeit beim Landgericht und 


Amtsgericht unterrichtet anſieht. Der bayeriſche Richter 


verein hat darüber beraten. Der Münchener Ober⸗ 
amtsrichter Riß hat dort einen Vortrag erſtattet. Er 
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ſieht im Einzelrichter das Ideal. „Trotzdem halte ich 
es“, ſo fährt er aber fort, „für blinde Voreingenommen⸗ 
heit, zu behaupten, der Einzelrichter arbeite ebenſo 
gründlich wie das Kollegium.“ Er verneint die Frage, 
ob eine Erweiterung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
über die jetzige Wertgrenze hinaus im Intereſſe der 
Rechtspflege geboten ſei. Der Richterverein ſchloß ſich 
dieſer Anſicht an. Ich glaube, das ſind ſachverſtändige 
Urteile, über die man nicht leicht wird hinweggehen 
können. 2 
Ich habe es ſchon früher geſagt und darf es hier 
nochmals ausſprechen: erwartet, befürchtet man von 
der Verſchiebung der Kompetenz eine Verſchlechterung 
der Rechtſprechung, ſo genügt dies Moment, um das 
Projekt als unbrauchbar zu bezeichnen. Kein Vorteil 
kann das Gewicht dieſes Mißſtandes ausgleichen. Der 
Vorzug der größeren Schnelligkeit, die man dem Amts⸗ 
richter vor dem Landgerichte nachrühmt, tritt weit 
zurück. Ich zitiere hier wieder aus dem Berichte eines 
ſachkundigen Mannes, des bayeriſchen Oberamtsrichters 
Riß: „Wer als Einzelrichter gedeihlich wirken will, 
muß die Kraft eines raſchen Entſchluſſes und den Mut 
zu entſchiedenem Zugreifen haben; damit läßt ſich 
das ſorgfältige Eingehen auf die minder wichtigen 
Teile einer Streitſache nicht vereinigen.“ Und ſpäter: 
„Wenn die Amtsgerichte einer⸗ und die Landgerichte 
andererſeits richtig beſetzt ſind, und das Verfahren 
entſprechend geregelt iſt, wird der Amtsrichter raſcher, 
die Zivilkammer gründlicher arbeiten.“ Und wieder 
muß ich betonen, daß die Richtigkeit des Urteils nicht 
erſetzt wird durch die Schnelligkeit. Dazu kommt, daß 
ſich erhebliche Zweifel regen, ob denn in der Tat die 
Verweiſung der mittleren Prozeſſe an die Amtsgerichte 
die Beſchleunigung herbeiführt. | 
Nun, wenn dieſes Moment geſtrichen wird, wenn 
wir zu der Überzeugung gelangen, wir haben die Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtspflege, dann find meines Er⸗ 
achtens alle anderen Geſichtspunkte, die man ins Feld 
führen könnte, nicht mehr beachtlich, wenigſtens nicht 
in der Weiſe, daß ſie uns dazu bringen könnten, unſer 
heutiges Syſtem in der beſprochenen Weiſe durch die 
nackte Erhöhung der Kompetenz zu verlaſſen. 
Die Erfahrung lehrt, daß beim komplizierten 11180 
auch der Einzelrichter langſamer wird, wenn die Ver⸗ 
antwortung ſteigt. Hier fehlt ihm die Hilfe der 
Kollegen, die ihm zur raſchen Erledigung helfen, die 
einen Teil der Verantwortung mit ihm tragen. Es 
fehlen ihm nicht nur die Mitarbeiter. Oft mangelt 
es an der Vorarbeit, welche die Anwälte leiſten. Aber 
nehmen Sie ſelbſt an, der Amtsrichter könnte in allen 
Prozeſſen etwas raſcher zum Ziele kommen als das 
Kollegium, was hilft ihm die Schnelligkeit, da ſeine 
Urteile über 300 Mark doch nicht vorläufig vollſtreckbar 
ſind? Der Kläger bekommt vielleicht ſchneller das 
Urteil, — aber kommt er raſcher zu ſeinem Recht, 
zu ſeinem Gelde? Das glaube ich nicht. Wenn der 
Gegner Berufung einlegt, dann wandert die Sache an 
das Landgericht. Das wird bei weitaus dem größten 
Teil der Fall ſein. Namentlich die Beſeitigung des 
Anwaltzwanges wird dazu führen. Ich will nicht von 
der Güte der Berufungsurteile der Landgerichte ſprechen. 
Ju weiſe nur darauf hin, daß die Sache in der zweiten 
nſtanz nun doch vor dem langſamen Kollegium ver⸗ 
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handelt wird. Der berühmte kleine Mann, für den 
man das beſchleunigte Verfahren vor dem Amtsgerichte 
will, muß dann ruhig warten, bis er im Berufungs⸗ 
verfahren ſein Urteil erſtreiten kann. Nur der Kläger, 
der Mittel oder Kredit genug hat zu hinterlegen, macht 
das Urteil des Amtsgerichts hierdurch ſofort vollſtreckbar. 
Die erhoffte Beſchleunigung käme alſo nur den wohl⸗ 
habenden Klaſſen zugute. Und ſo zeigt die angeblich 
ſoziale Reform plötzlich ein plutokratiſches Geſicht. 
Dieſes Moment verdiente, in der breiten Offentlichkeit 
bekannt zu werden. Es würde vielleicht 1 
Schwärmer für die Kompetenzerhöhung die Augen 
öffnen. Die Konſequenz zu ziehen und alle amts⸗ 
erichtlichen Urteile auch bis zur neuen Höhe für vor⸗ 
äufig vollſtreckbar zu erklären, hat auch der vorliegende 
Entwurf nicht gewagt. Ich fand ſie in einer Petition 
des Zentralverbandes der ſtädtiſchen — und Grund⸗ 
De Dresdens und des ſächſiſchen Innungsverbandes 
an den Reichstag. Ich verdanke dieſe Petition dem 
Herrn Kollegen Baſſermann. Mir ſcheint, die Herren 
Petenten fühlen ſich hierbei ja ausſchließlich als Kläger. 
Mancher würde ein ſehr erſtauntes Geſicht 1 
wenn er als Beklagter ſich der ſofortigen Vollſtreckung 
eines Urteils von 1000 Mark gegenüberſähe. Die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit der bisherigen amtsgericht⸗ 
lichen Urteile gründet ſich doch nicht darauf, daß ein 
Einzelrichter das Urteil erläßt, ſondern weil es ſich 
um verhältnismäßig kleine Poſten dreht. Sie ſehen 
aber, welche Folgerungen die Kompetenzerhöhung 
zeitigt. | 
Ganz zu verwerfen iſt freilich auch hier der Gedanke 
der Erreichung einer raſcheren Entſcheidung durch den 
Amtsrichter nicht. Es gibt in der Tat Fälle, bei denen 
die Schnelligkeit des Urteils einen erheblichen Teil ſeines 
Wertes ausmacht, wo raſches Zugreifen, das Durch⸗ 
hauen des Knotens mehr ſein kann als eine gründliche, 
langſamere Löſung. Das iſt heute ſchon in der Gerichts⸗ 
verfaſſung anerkannt für die Sachen, die man ohne 
Rückſicht auf den Streitwert den Amtsgerichten zu⸗ 
gewieſen hat. Eine Vermehrung dieſer iſt möglich, 
iſt erſtrebenswert. t | 

Man kann und ſoll die ſachliche ee des 
Amtsgerichts erhöhen, ohne ihm einfach ſchematiſch alle 
Werte über 300 bis zu 1200 Mark zuzuweiſen. 
Schon Stein hat darauf hingewieſen. Anger macht 
Vorſchläge in dieſer Richtung. Und in der Tat, es 
bieten ſich eine ganze Reihe geeigneter Fälle. Mit 
Recht wird auf den Widerſpruch hingewieſen: wenn 
das uneheliche Kind auf Ernährung klage, ſo gehe es 
vor den Amtsrichter; aber das eheliche Kind und die 
Ehefrau verweiſen wir an das Landgericht! Es 
gibt keinen logiſchen Grund für dieſe Trennung! Es 
wird mit Recht gefragt: wenn wir die Mieträumungs⸗ 
klage dem Amtsgericht zuweiſen, warum nicht auch die 
Klage aus dem Mietzins, auf Erſatz der Beſchädigung 
der Mietſache? Alle Widerſpruchsklagen gegen Zwangs⸗ 
vollſtreckung gleichen ſich. Sie paſſen für das Amts⸗ 
gericht. Und auch hier muß ich des Arbeitsvertrags 
gedenken. Wir werden am beſten die Wieder⸗ 
eingliederung der Kaufmannsgerichte in das allgemeine 
S ſtem herbeiführen — und die müſſen wir herbei⸗ 
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wenn wir die Kammern für Arbeitsſachen ſchaffen, 
beſtehend aus dem Amtsrichter und den zwei Beiſitzern, 
den Schöffen. Sie ſehen, wie dieſe Prozeſſe beſonders 
behandelt werden ſollen. Niedrigere Koſten, Laien⸗ 
richter und amtsgerichtliche Zuſtändigkeit. Da dürfte 
doch das beſondere Gericht keine Exiſtenzberechtigung 
mehr haben. Noch andere Fälle get man aufgezählt. 
Man dachte an den Urkundenprozeß. Das iſt mir nicht 
unbedenklich. Ich will je hier nur ſkizzieren. Ich 

hrem Nachdenken, . weitere Sachen, 
die für die Amtsgerichte paſſen, zu finden. 

Wenn wir nun erkennen, daß ie Rechtspflege durch 
die Kompetenzverſchiebung leidet, wenn wir uns nicht 
einmal überzeugen, daß die größere Schnelligkeit gewähr⸗ 
leiſtet wird, ſo wird der Verdacht, den ich ganz am 
Eingang meiner Ausführungen ſchon erwähnt habe, 
daß bei dem Plane der Erhöhung der Kompetenz hinter 
dem Juſtizminiſter der Finanzminiſter ſtehe, immer 
mehr und mehr verſtärkt. Meine Herren, das iſt ein 
Verdacht, den wir natürlich nicht beweiſen können. 
Aber er bekommt el Nahrung durch das, was 
ich Ihnen aus dem Mügelſchen Aufſaz zitiert habe. 
Gewigß, es iſt die Arbeit einer Privatperſon und nicht 
die offizielle Anſicht des Miniſteriums. Aber wenn ein 
Rat in einem Miniſterium eine ſolche Anſicht aus⸗ 
ſpricht, dann iſt ſie doch in dem Miniſterium auch vor⸗ 
handen. Sie wird ſich auch in der Praxis Geltung 
verſchaffen. Intereſſant war mir weiter, daß in der 
5 des Zentralverbandes der Hausbeſitzer in 

resden um die eite ſchon der amtsgerichtlichen 
Kompetenz — ich habe ſie ſchon erwähnt — naiv erklärt 
wird: „Da es auch für die Reichsregierung bedeutend 
leichter iſt, die Zahl der Richter am Amtsgericht als 
das Richterkollegium am Landgericht zu vermehren, ba 
weiter auch bedeutend geringere Unkoſten für den 
Staat mit erſterem Vorgehen verbunden ſein würden, 
ſo erſcheint es unzweifelhaft, daß auch die Regierung 
ein Intereſſe hat uſw.“ Deutlicher kann man den 
fiskaliſchen Gedanken nicht ausſprechen. Schon daß 
dieſe Meinung in breiteren Volksſchichten auftauchen 
kann, ſollte zur Vorſicht mahnen. Wenn ich als An⸗ 
walt vor einem Schritte ſtehe, den ich abwäge, den ich 
tun, den ich auch unterlaſſen kann, wenn ich mir vor⸗ 
ſtelle, er könnte den Anſchein erwecken, als ob ich nur 
einer Gebühr wegen vorgehe, dann unterlaſſe ich den 
Schritt. Ich will nicht als Anwalt in den Verdacht 
kommen, meine Maßnahmen nach den Gebühren ge⸗ 
troffen zu haben. Und was von einem ſimplen An⸗ 
walt verlangt wird, das ſollen auch die deutſchen Re⸗ 
ierungen tun! Sie ſe a auch den Verdacht von ſich 
ent halten, als ob ſie aus fiskaliſchen Gründen an 
die Reform unſeres Rechtes herantreten. 


(Lebhafter Beifall.) 


Meine 1 ein letztes Moment noch. Man 
macht geltend für die Kompetenzerhöhung, daß dadurch 
wenigſtens teilweiſe eine Befreiung vom Anwaltszwange 
für die Rechtſuchenden eintrete. Das finden Sie eben⸗ 
falls in der mehrzitierten Mügelſchen Schrift. Sie 
finden es auch in den angeführten Petitionen und in 
der Tagespreſſe erwähnt. Meine Herren, dieſes 
Moment ſpricht nicht für, es ſpricht gegen den Plan. 
Denn un) dieſes Moment hat eine Verſchlechterung 


überlaſſe es 
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der Rechtspflege unbedingt zur Folge. Die Herren 
Petenten vom Dresdener Innungsverband mögen ſich 
doch ins Gedächtnis zurückrufen, daß, wenn man dem 
Kläger den Zutritt zum Amtsgericht ohne Anwalt er⸗ 
leichtert, man es auch dem Beklagten tut. Es wird 
mancher recht unangenehm überraſcht ſein, wenn er 
ſieht, daß der Beklagte ihm ſein Recht vor dem Amts⸗ 
erichte jetzt ſtreitig macht, während er früher beim 
andgericht, ſolange der Mann einen Anwalt brauchte, 
vor frivolen Einreden geſchützt war. 
Aber abgeſehen von dieſer präkludierenden Wirkung 
iſt die Mitwirkung der deutschen Anwaltſchaft in der 
deutſchen . a e eine unbedingte Notwendigkeit. 
Wir dürften ruhig ſagen, meine Herren, daß, 5 mehr 
man die Anwälte von der Rechtspflege ausſchließen 
würde, deſto 5 unſere Rechtspflege würde herab⸗ 
ſinken müſſen. eine Herren, es hat mir in der 
innerſten Seele wohlgetan, als bei Eröffnung unſerer 
Sitzung der Herr Landgerichtspräſident erkärte, daß 
die Mannheimer Rechtspflege nicht auf ihrer Höhe 
ſtünde, wenn die Richter nicht unterſtützt würden durch 
die Mitwirkung einer Anwaltſchaft, die ſich der Größe 
ihrer Aufgabe und ihrer Pflicht bewußt iſt. Das ſind 
Worte, die nicht nur für nnheim gelten. Ich 
akzeptiere ſie für den ganzen deutſchen Anwaltſtand. 
Wir dürfen ſie dem Beulen Volke zurufen. Wir 
find uns unſerer Aufgabe und Würde bewußt, aber 
wir ſind uns auch deſſen, was wir für die Rechtspflege 
bedeuten, bewußt. Meine Herren, wenn man von einer 
„Befreiung vom Anwaltszwange“ ſpricht, ſo hört ſich 
das beinahe an, als hätte man das deutſche Volk bis⸗ 
her an die Kette der Anwaltſchaft gelegt. Meine Herren, 
es mag auch populär klingen, wenn man dem Volke 
verkündet: wir löſen dich von dieſer Kette, wir erklären 
dich hiermit für mündig, für fähig deine Rechtsſachen 
ſelbſt zu führen. Aber richtig iſt das nicht. Das ſehen 
Sie ſchon an der Inkonſequenz des geplanten Syſtems. 
Wäre es in der Tat wahr, daß der Anwalt und 
ſeine Mitwirkung bei der Rechtsfindung entbehrlich iſt, 
warum ſchafft man ihn nicht vollſtändig ab? Gibt es 
denn einen größeren Widerſpruch, als einem harmloſen 
Bäuerlein vom Odenwald oder einem Fiſcher von der 
Oſtſeeküſte zu Beta N ſeinen Erbſchaftsprozeß über 
1000 Mark ſelbſt zu führen, — wenn aber die Aktien⸗ 
geſellſchaft „Hibernia” mit der Dresdener Bank 
prozeſſiert, dieſen großen Inſtituten den Anwalt auf⸗ 
zuzwingen? Auch hier muß das ſich darin zeigende 
plutokratiſche Moment zur Vorſicht mahnen; man muß 
erkennen, daß man mit der Befreiung vom Anwalts⸗ 
wange dem deutſchen Volke kein Geſchenk machen, 
ende eine Wohltat wegnehmen wird. Der Anwalts⸗ 
zwang iſt doch nicht der Anwälte wegen eingeführt, ſo 
wenig wie der Schulzwang der Schullehrer oder der 
e der 7 wegen. Hätte man nicht bei 
chaffung unſerer Gerichtsverfaſſung das Bewußtſein 
gehabt, daß die Mitarbeit der Anwaltſchaft unbedingt 
notwendig iſt, ſo würde man ſie damals nicht eingeführt 
haben. Und wir ſind in dem Vierteljahrhundert keine 
anderen Menſchen geworden. Man weiſe nicht auf 
das Vorbild Englands hin, das geſetzlich keinen Anwalts⸗ 
zwang kennt. Meine Herren, in England herrſcht 
ein ganz anderes Empfinden im rechtſuchenden Publikum. 
Für den Engländer iſt es ſelbſtverſtändlich, daß er zu 
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ſeinem Anwalt geht. Es würde auffallen, ja unmöglich 
ſein, daß der Mann ſeine Rechte bei einem engliſchen 
Gerichtshof ſelbſt ſuchen würde. In Deutſchland 
wäre das nicht zu erwarten. In Deutſchland würde 
das Experiment gemacht werden, daß man zuerſt 
verſucht, ſich ſeine Sache ſelbſt zu beſorgen. Man 
läuft zum Anwalt meiſtens erſt dann, wenn es zu 
ſpät ſein wird. Einen Ratgeber ſucht ſich der Menſch 
wohl auch bei Abſchaffung des Anwaltszwanges, aber 
nicht den Rechtsanwalt, ſondern den Winkelkonſulenten. 
Man beſeitige den Anwaltszwang, und die Rechtsagenten 
ſchießen wie Pilze aus der Erde. 


(Sehr wahr!) 


Man verſchlechtert alſo den Rechtsbeiſtand, den man 
dem deutſchen Volke früher gegeben hatte. Unſere 
Rechtspflege bedarf der Rechtsanwälte ſo nötig faſt 
wie der Richter. Sie iſt = jene nicht durchführbar. 
Die prozeßvorbereitende Arbeit der Anwaltſchaft ift 
ein ſo weſentliches Glied in der Kette der Juſtiz, daß 
n der Anwaltszwang eingeführt wurde. 
eine Herren, die erſte Aufgabe des Anwalts iſt es, 
den Rechtsſtoff Kane zu ſichten, zu ſondern, zu klären. 
Die deutſche Anwaltſchaft iſt das große Sieb, durch 
das alle Rechtsſtreitigkeiten hindurch müſſen, ohne das 
ſie nicht an die Pforte des Gerichts gelangen können. 
Wenn einmal ein Anwalt eine Sache führt, die nicht 
ganz reinlich und zweifelsohne d dann erfährt 
es die Offentlichkeit, dann wird darüber geredet und 
geklagt. Von den hundert und hundert Fällen aber, 
in denen der ehrenhafte Anwalt den Kläger beſtimmt, 
einen Prozeß nicht zu führen, weiß keiner etwas! 


(Beifall.) 


Nur wer jahrelang in der Praxis ſteht, kennt dieſe 
ſtille Arbeit im Verborgenen. a iſt aber Zeit und 
Ort, davon zu reden. Laſſen Sie mich es hier aus⸗ 
ſprechen, daß wir uns dieſer unſerer Aufgabe ſtets 
bewußt ſind; laſſen Sie uns darauf hinweiſen, was 
man dem deutſchen Volke nehmen würde, wenn man 
den Anwalt als ſeinen Rechtsrat beſeitigen wollte. 
Aber der Anwalt iſt nicht nur der Rechtsrat, er 
iſt in vielen Fällen auch der Gewiſſensrat. Er wirkt 
als Erzieher. Der Herr Vertreter der Stadtgemeinde 
Mannheim hat hervorgehoben, wie er die Anwaltſchaft 
auffaßt als die Leute, die die Mittellinie finden, die 
die Toleranz zu pflegen haben. Auch für * Wort 
dürfen wir danken. Wir dürfen es auch ſtolz als 
richtig annehmen. In einer Reihe von Fällen — ſie 
ſind durch das Berufsgeheimnis im einzelnen gedeckt — 
iſt er der Beichtvater ſeines Klienten, der ſein beladenes 
Herz erleichtert. Wie viel Familienfrieden 10 ſchon 
in der Hand des Anwalts! hre Handel und Wandel 
des Kaufmanns iſt er die führende Hand, die jenem 
den rechten Weg finden hilft. Wie oft hören wir: 
jenen Sie nicht, was das Geſetz beſtimmt; ſondern: was 
ſoll ich als anſtändiger Mensch im vorliegenden Falle 
tun? Meine Herren, drängen Sie nicht den Klienten 
von ſeinem Anwalt, von ſeinem Vertrauensmann fort! 
Schaffen Sie kein Mißtrauen gegen den Anwaltſtand, 
indem Sie deſſen Mitwirkung bei den Rechtsſtreitigkeiten 
für unnötig erklären! Denn es iſt ganz ſelbſtverſtändlich: 
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wenn man erſt dem Rechtſuchenden ſagt, du kannſt 
deine Sache ſelbſt führen, dann ſchließen wir die Tür 
zum Rechtsanwalt feſt zu. Er wird den Weg dahin 
auch dann nicht mehr finden, wenn ihn ſein Gewiſſen 
drängt. Ich meine, alle Kreiſe, hoch und nieder, hätten 
allen Grund, dafür zu ſorgen, daß die deutſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft in dieſer Weise, wie ſie bisher ihre Pflicht 
getan Rn erhalten bleibt. Nicht bloß der Ruf nach 
uten Richtern, auch der Ruf nach guten, auserwählten 
echtsanwälten iſt gerechtfertigt. Die deutſche Nation 
a einen Anſpruch darauf, in dem Rechtsanwalt ihren 
echtsrat, ihren Gewiſſensrat zu behalten. 

Dazu verlangen wir in erſter Linie eine derartige 
wirtſchaftliche Stellung des Anwalts, daß er dieſem 
hohen Berufe nachkommen kann. Es iſt unmöglich für 
den Anwalt, der mit Nahrungsſorgen für Weib und 
Kind ringt, daß er dem Klienten gegenüber die objektive 
Feſtigkeit bewahre, die für ihn ertorberlin iſt. Lebhaft 
ſchwebt mir vor, wie vor Jahren mir, dem Anfänger, 
ein alter inzwiſchen längſt verſtorbener Kollege ſagte: 
„Führen Sie Ihre Prozeſſe ſo, daß der Klient ſich 
eine Ehre daraus machen muß, wenn Sie ſeine Sache 
annehmen.“ Das iſt der rechte Standpunkt. Dann 
müſſen wir Rechtsanwälte ſo geſtellt ſein, daß wir 
einem Klienten auch einmal die Türe weiſen können. 
Iſt der Anwalt nicht mehr in dieſer Lage, daß er ſich 
unabhängig weiß und fühlt, dann wird er aus dem 
flache zum Diener des Klienten, — und einen 
chlechteren Dienſt kann man dem rechtſuchenden 
Publikum nicht erweiſen, als wenn man den Anwalt 
dazu herabſinken läßt. | 


(Bravo!) 


Ein ſolcher Anwalt verliert die Fähigkeit, zu unter- 
ſcheiden; wahllos führt er die N Man erſtrebt 
eine Entlaſtung der Gerichte. as man mit allen 
Maßnahmen hier erzielt, verdirbt man wieder, wenn 
man nicht zugleich den Anwalt pekuniär unabhängig ſtellt. 
Mügel findet eine Urſache der vielen Berufungen gegen 
die Urteile der Amtsgerichte in der Prozeßluſt der Rechts⸗ 
anwälte. Dem dürfen wir heute getroſt energiſch wider⸗ 
ſprechen. Allein — man drücke das Niveau des Anwalt⸗ 
ſic m herab: die Prozeſſe und Berufungen werden 
ich mehren, das Vertrauen des Volkes zu ſeinen 
Anwälten wird ſich mindern, — damit aber auch das 
Anſehen der deutſchen Juſtiz. 

Wir verlangen vom Rechtsanwalt wie vom Richter, 
daß er nicht weltfremd ſein darf. Er muß beſonders 
die Seele ſeines Volkes kennen. Sie muß ſich ihm 
öffnen, daß er in ihre tiefſten Tiefen dringen kann. 
Und das gewinnt er nur dann, wenn auch das Volk 
ſelbſt ihm das Vertrauen jederzeit zuwendet, wenn er 
offen und frei zu ſeinen Klienten reden barf, ohne 
Rückſicht, ob dieſer den Ausſpruch gern hört oder nicht. 
Man muß ihn als Mann der Wahrheit kennen; dann 
fließt ihm auch die Wahrheit zu. 

Damit der Klient Vertrauen zu ſeinem Anwalt habe, 
fordern wir auch, daß er wiſſenſchaftlic auf der Höhe 
ſeines Berufes bleibe. Er darf nicht zum Handwerker 
degradiert werden. Meine Herren, es iſt unſer Stolz, daß 
die deutſche Anwaltſchaft auch auf dem Gebiete der 
Wiſſenſchaft Brauchbares geleiſtet hat. Wir haben der 
deutſchen Nation den Mann gegeben, der bahnbrechend 
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wurde auf dem Gebiet der Kommentierung der Geſetze: 
unſeren unvergeßlichen Staub. 


(Bravo!) 


Dazu wäre die Anwaltſchaft nicht in der Lage, wenn 
die ſchwarze Sorge ſtändig hinter ihr ſäße. Drum 
muß es die Aufgabe jeder Reform ſein, ſie mag ihr 
Ziel im Verfahren oder in der Gerichtsverfaſſung 
ſuchen, dieſen Punkt im Auge zu behalten. 

Schwer arbeitet heute ſchon der Anwaltſtand. 
Schwere Laſten und ſchwere Sorgen liegen auf ihm. 
Er hat dazu geſchwiegen, vielleicht zu lange geſchwiegen! 
Wir treffen mitunter auf einen Kaufmann, deſſen 
Geſchäft zurückgeht, der ſich ſchämt, der Steuerbehörde 
dies zu erklären, und lieber die hohen Steuern weiter 
zahlt. Beinahe fo hat der Anwaltſtand bisher ge⸗ 
handelt. Aber immer ſtärker wird die Furcht vor 
einem wirtſchaftlichen Niedergang, immer größer die 
Notlage, immer lauter und mächtiger werden die 
Stimmen, die eine offene Darlegung der Lage fordern. 
Und wir brauchen uns ihrer nicht zu ſchämen. Denn 
es iſt nur die Macht der Verhältniſſe, die das herbei⸗ 
geführt hat. Die Bonner Kollegen haben bereits im 
Frühjahr einen Mahnruf erlaſſen. 


(Ruf: Das war ein Notjchrei!) 


Er fand in der Anwaltſchaft Widerhall. In dem letzten 
Heft der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ ſchlägt Kollege 
Kitzinger-München ähnliche Töne an. Leſen Sie 
ſeine Schilderung, wie da jede Mark um und um ge⸗ 
wendet werden muß, und wie wenig übrig bleibt, um 
für die alten Tage etwas zurückzulegen. Meine Herren, 
ſymptomatiſch iſt für die heutigen Verhältniſſe der 
Anwaltſchaft der Wunſch nach der Zwangsverſicherung. 
Das wäre den Anwälten doch nicht eingefallen, wenn 
ſie in der Lage wären, neben dem, was ſie brauchen, 
auch für das Alter einen Sparpfennig zurückzulegen. 
Wir haben keine abſchließenden ſtatiſtiſchen Erhebungen 
über das Durchſchnittseinkommen der Anwälte. Was 
die einzelnen Anwaltskammern bei ihren Berichten 
mitgeteilt haben, ſind teilweiſe Schätzungen. Auch der 
Kitzingerſche Aufſatz kann keine auf allgemein gültiger 
Grundlage ruhende Berechnung geben. Aber aus dem, 
was zu Gebote ſteht, müſſen wir ſchließen, daß der 
Durchſchnitt der Anwälte über ein Einkommen von 
jährlich 5000 Mark nicht hinauskommt. Es iſt wohl 
richtig, daß einzelne Anwälte, namentlich in der Metro— 
pole, ein Einkommen mit fünfſtelligen Zahlen haben. 
Das ſind aber Ausnahmefälle. Man darf ja auch das 
Gehalt der Offiziere nicht nach dem Einkommen eines 
kommandierenden Generals und das der Richter nicht 
nach dem des Reichsgerichtspräſidenten bemeſſen. Es 
wäre geboten, daß hierüber ein authentiſches Material 
ſeitens der Regierung geſammelt würde. Es wird ſich 
dann ergeben, mit welchem Einkommen der Anwälte 
überhaupt zu rechnen iſt. Es werden Zahlen zum 
Vorſchein kommen, die ſchwer zu denken geben. Die 
Regierungen ſind nicht blind gegenüber dem, was die 
Anwaltſchaft wert ift, und was fie bedarf. Das Er- 
gebnis dieſer Unterſuchung würde auch bei der Neu— 
geſtaltung der Gerichtsverfaſſung ſeine Stätte finden. 
Nun werfe man in dieſe heutigen Verhältniſſe eine 
Umwälzung der Gerichtsorganiſation, wie ſie geplant 
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wird, hinein! Nicht deshalb dürfen wir ihr wider⸗ 
ſprechen, weil dadurch einzelne in ihrem Einkommen 
geſtört werden. Manche ſchwer errungene Praxis wird 
leiden. Mehr als einer muß von neuem beginnen oder 
eine andere Stätte ſuchen. Das müſſen wir mit in 
Kauf nehmen. Das ſind Übergangsſchmerzen, die ſich 
bei jeder Umänderung einer beſtehenden Lage einfinden. 
Eine Ausgleichung in dieſen Punkten wird eintreten. 
Allein ſtets muß Bedacht darauf genommen werden, 
daß der Anwaltſtand wirtſchaftlich ſo geſtellt iſt und 
wird, daß er ſeiner hohen Aufgabe entſprechen kann. 


(Bravo!) 


Das kann er heute Schon nicht mehr! Dazu wird er 
nur inſtand geſetzt durch eine Anderung unſerer 


Gebührenordnung nach oben, — darüber iſt ſchon auf 


früheren Anwaltstagen verhandelt worden. Es fällt 
mir heute nicht ein, Ihnen darüber auch noch einen 
Vortrag halten zu wollen; Sie haben ſchon ein reiches 
Material auf Grund der Arbeiten der von den vor— 
hergehenden Tagungen beſtellten Kommiſſion. Kollege 
Irmler-Berlin hat den Berliner Kollegen einen ein⸗ 
gehenden Vortrag darüber gehalten, der im Druck 
erſchienen iſt. Ich kann Ihnen deſſen Lektüre dringend 
empfehlen. Auch die Regierungen finden darin die 
Unterlage für eine Neubearbeitung. Ich habe eingangs 
bemerkt, daß ich bei einzelnen Sachen eine Herab⸗ 
ſetzung, bei anderen eine Erhöhung wünſche. Das 
bezog ſich auf das Verhältnis der einzelnen Materien 
u einander. Hier handelt es ſich um die generelle 
rhöhung der Einkommensquellen. Das Ergebnis 
muß ſo ſein, daß es den verſchiedenſten Zeitverhältniſſen 
angepaßt iſt. 

Man hat weiter angeregt, auch in Armenſachen 
eine Anderung eintreten zu laſſen. Man will von 
der Staatskaſſe den Erſatz der Koſten in 3 
wie ſie der Offizialverteidiger in Strafſachen erhält. 
Meine Herren, ich bitte Sie, dieſen Gedanken nicht 
aufzugreifen. Es iſt allerdings eine nicht unbeträcht⸗ 
liche Laſt, die wir zu tragen haben. Es iſt vielleicht 
einzig daſtehend, daß man dem Unbemittelten nicht auf 
Koften der Allgemeinheit hilft, ſondern den Anwälten 
zumutet, nicht nur unentgeltlich zu arbeiten, ſondern 
auch auf Erſatz ihrer Auslagen zu verzichten. Und 
trotzdem wird die Anwaltſchaft ſich dieſe Fürſorge für 
die Unbemittelten nicht nehmen laſſen. Sie hat damit 
begonnen freiwillig, auch ihren Rechtsrat zur Ver⸗ 
hütung der Prozeſſe unentgeltlich dem Unbemittelten 
zu gewähren. Ich begrüße das als Fortſchritt. Dann 
dürfen wir auch nicht einen Rückſchritt in der anderen 
Richtung tun. Aber auch da iſt die Vorausſetzung, 
die ich immer wiederhole: man ſtelle den deutſchen 
Anwalt auch ſo, daß er dieſe Laſt ruhig auf ſeine 


Schultern nehmen kann! 


(Bravo!) 


Und weiter: man hat auch den Gedanken herein⸗ 
getragen, daß die Amtsgerichtsanwälte bei unſerer 
ganzen Frage eine geſonderte Stellung einnehmen. 
Man hat ihnen — und das iſt auch bei Mügel zu 
leſen — als verlockendes Moment hingehalten: eure 
Stellung bedarf der Verbeſſerung, — wir verbeſſern ſie 
ja dadurch, daß wir den Amtsgerichten die Sachen bis 
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zu 1200 Mark geben. Ich möchte an die Herren 
Kollegen von den Amtsgerichten die dringende Bitte 
richten, ſich dadurch nicht verblenden zu laſſen! Es 
iſt ja anzunehmen, daß einzelne Anwälte an den 
Amtsgerichten eine größere Einnahme erhielten. Das 
wäre eine vorübergehende Hilfe für kurze Zeit. Es 
iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß, wenn an das Amts⸗ 
gericht die Streitfälle bis 1200 Mark kommen, dann 
vom Landgericht oder vom Oberlandesgericht eine Ab- 
wanderung ſtattfindet. Und in ganz kurzer = iſt 
das Verhältnis genau ſo, wie es früher geweſen iſt. 
Der Deutſche Anwaltstag in 1 hat vor zwei 
Jahren ſeine Überzeugung dahin ausgeſprochen, daß 
den Amtsgerichtsanwälten nur geholfen werden kann, 
wenn ſie Landgerichtsanwälte werden. Man verlangt 
ihre gleichzeitige Zulaſſung beim Landgericht. Den 
Standpunkt teile ich heute auch; ich geſtehe offen, daß 
ich während meiner Zugehörigkeit zum Vorſtande der 
badiſchen Anwaltskammer darin eine Wandlung durch— 
gemacht habe. Ich war ein Gegner der detachierten 
Anwälte; die Anwaltsordnung wollte ſie auch offenbar 
nur ausnahmsweiſe. Aber ich habe mich überzeugt, 
daß die Erforderniſſe des Lebens mächtiger ſind als 
das Geſetz. Die Abwanderung der Rechtsanwälte in 
die kleineren Plätze iſt nicht nur aus der Überfüllung 
der großen Städte zu erklären. Sie entſpricht dem 
Bedürfnis der Bevölkerung der kleinen Orte. Auch 
ſie verlangt nicht nur den Anwalt, der ihr die Prozeſſe 
führt, ſondern den ſtets erreichbaren Rechtsfreund. Das 
mag Nachteile für die Anwälte an den Landgerichten 
haben. Aber dieſes Moment hat zurückzutreten hinter dem 
wichtigeren, dem Bedürfnis der Rechtſuchenden. Es iſt 
auch ein erfreuliches 1 5 von der wachſenden 
Würdigung der Aufgabe des Anwalts im Volke. 

Selbſtverſtändlich muß dann auch der Anwalt am Sitze 
des Amtsgerichts die ſeiner würdige Stellung bekommen. 
Dann darf es keine Unterſcheidung zwiſchen den beiden 
Kategorien, Landgerichts- und Amtsgerichtsanwälten, 
geben. Dieſe ſind ſtets auch bei 25 Landgericht 
zuzulaſſen. Es iſt ein Opfer, das die Landgerichts 
anwälte bringen, wenn ſie den Kollegen, die draußen 
an den Amtsgerichten wohnen und dem Publikum 
räumlich näher ſtehen, die deſſen Vertrauen und Zu⸗ 
neigung gewinnen, dieſen Weg öffnen und für deren 
Zulaſſung an den Landgerichten eintreten. Deswegen 
dürfen wir auch an die Kollegen von den Amts— 
gerichten den Appell richten: denkt nicht an eure ein— 
eitigen Intereſſen, an den ſcheinbaren Vorteil, der 
euch winkt! denkt an die Allgemeinheit, von der ihr 
ein Teil ſeid! denkt an die Zukunft! 


(Lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, ich fürchte, wenn den Amtsgerichts 
anwälten heute das zugeteilt würde, was man ihnen 
verſpricht, die Erhöhung der Kompetenz der Amts⸗ 
1 dann wäre es ein für allemal zu Ende mit 
er Möglichkeit der Gleichſtellung, der Zulaſſung bei 
den Landgerichten. Nimmer wird man das Ziel 
erreichen, das der Hannöverſche Anwaltstag als ſchönſtes 
ausgeſprochen hat. | 

Und noch eines tut not. Auch darüber hat ſich der 
Anwaltstag zu Hannover ausgeſprochen. Er hat den 
Kampf um die Beſeitigung der Rechtsagenten und 
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Winkelkonſulenken an den Amtsgerichten aufgenommen. 
Sie iſt eine unbedingte Notwendigkeit. Auch in den 
Schriften der Theoretiker, bei Adickes, Stein, Krück⸗ 
mann uſw., überall findet man es als ſelbſtverſtändlich 
hingeſtellt, daß der Anwalt von der ihn erniedrigenden 
Konkurrenz des Rechtsagententums befreit werden muß. 
Nicht der Geldſtandpunkt ſpielt dabei die Haupt 
rolle. Es iſt die Würde des Standes, die in erſter 
Linie betont werden muß. Wenn man dem Anwalt 


zumutet, mit einem Rechtsagenten, vielleicht einem ehe⸗ 


maligen Anwaltsſchreiber, zu verhandeln, dann zwingt 
man ihn auch, auf deſſen Methode einzugehen. Ein 
ſolcher Herr arbeitet mit anderen Mitteln, als der 
Anwalt darf und ſoll. Denn niemand kontrolliert ihn; 
weder das Geſetz noch ein Diſziplinarhof iſt über ihm. 
Und welcher Nachteil dem Publikum dadurch entſteht, 
das können Sie oft genug in den Zeitungen finden. 
Immer wieder iſt zu leſen, daß da oder dort einer 
der Herren mit den eingenommenen Geldern flüchtig 
geworden iſt, oder daß er ſie für ſich verbraucht hat. 
Der deutſche Anwalt ſoll im Volke nicht nur die 
Garantie des guten Rechtsrats, ſondern überhaupt die 
Garantie der abſoluten Zuverläſſigkeit bieten. Darum 
muß jede Zuſammenſtellung mit dem Rechtsagenten⸗ 
tum unterbleiben. Überall, wo Rechtsanwälte ſind, 
muß die unbedingte Abweiſung aller Rechtsagenten 
e ie . 

n ein anderes Moment noch erinnert mich der Han⸗ 
növerſche Anwaltstag. Nicht ohne ein gewiſſes Bedauern 
ſtreife ich es hier. Ich meine die Vorbereitung zur An⸗ 
waltſchaft. Schon bei den Rechtsagenten habe ich das 
ethiſche Moment hervorgehoben. Meine Herren, auch 
hier ſpielt es herein. Es iſt dringend wünſchenswert, 
daß die jungen Juriſten nicht unmittelbar nach dem 
weiten Examen die Anwaltspraxis ausüben. Ich darf 
heute das nicht ſchelten, was die Herren in Hannover 
vor zwei Jahren beſchloſſen haben. Aber, ich habe es 
ſchon eingangs geſagt, raſch ändert ſich die Zeit und 
raſch die Stimmung. Mir ſcheint, es wird nicht allzu 
lange dauern, und wir werden auch darin unſere 
Anſicht geändert haben. Die Reform hat auch hier 
einzuſetzen. Wir wollen gute Rechtsanwälte ſchaffen, 
Leute, die feſt im Charakter und kundig des Volkslebens 
ſind. Dazu bedarf es der Reifen. 

Man hat auch endlich Wert darauf gelegt, die 
Stellung des Anwalts ſozial den Richtern gegenüber 
zu heben. Hier ſpielt der Adickesſche Gedanke eine 
gewiſſe Rolle, daß aus den bewährten Rechtsanwälten 
die oberen Stellen beſetzt werden ſollen. In den 
erſten Schriften wollte er alle. gehobenen Stellen in 
dieſer Weiſe behandeln. Begreiflicherweiſe fand das 
lebhaften Widerſpruch. In der „Verſtändigung“ hat 
Adickes den Vorſchlag modifiziert. Man joll: — 
Sie entſinnen ſich — teilweiſe bewährte Richter, 
teilweiſe bewährte Rechtsanwälte nehmen. Zum 
Schluß meint er dann, die Herübernahme der 
Rechtsanwälte könne erſt dann geſchehen, wenn 
unſer bisheriger Richterſtand nicht mehr das 
Material liefern könne, dieſe Stellen zu beſetzen. Das 
erleben wir vorausſichtlich alle nicht. Praktiſch hat 
alſo Adickes dieſen Gedanken als geſetzliche Grundlage 
ſo aufgeſchoben, daß er für uns aufgehoben iſt. Wir 
ſehen die Begründetheit der Einwände gegen den 
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Adickesſchen Vorſchlag auch ein. Unſere deutſchen 
Verhältniſſe laſſen ſich mit den engliſchen abſolut nicht 
vergleichen. ünſchenswert und erreichbar wäre es 
aber doch, wenn die Übernahme einzelner Anwälte in 
die oberen Gerichte ſtärker als bisher erfolgen würde, 
ſchon des guten Beiſpiels wegen, ſchon damit die 
jüngeren Herren Richter ſich hüten, den Anwalt ſchlecht 
u behandeln. Möglicherweiſe ſteckt in ihm ein ſpäterer 
Richter am Oberlandesgericht. 


(Heiterkeit.) 


Von ee Werte find ſolche Momente 
nicht. Im Grunde genommen iſt die Stellung, die 
uns von den Gerichten gegeben wird, diejenige, die 
wir uns ſelbſt zu verſchaffen und zu behaupten wiſſen. 
Ich glaube, daß nicht nur in Mannheim, wie der Herr 
Präfident beſtätigte, daß auch weithin im Deutſchen Reich 
eine Kollegialität zwiſchen den Richtern und den Anwälten 
überall dann beſteht, wenn der Anwalt die richtige Arbeit 
leiſtet und den richtigen Ton trifft, wenn er ſich als 
Mitglied der Rechtspflege gleich dem Richter empfindet. 
Ob wir unſere Entſchädigung in Gebühren oder in 
Gehalt bekommen, das hr im Ergebnis vollſtändig gleich- 
gültig. Der Anwalt achtet den Richter und der Richter 
den Anwalt, den er als pflichtgetreuen ehrenhaften 
Mann erkennt. 

Meine Herren, laſſen Sie mich hier abbrechen. 
909 habe ein gewaltiges Gebiet zu durchwandern 
gehabt und habe doch nur einzelne Stücke Ihnen vor⸗ 
tragen können, — manches werde ich überſehen haben. 
Trotzdem fürchte ich, daß ich zu weit und zu breit 


geworden bin. 
(Widerſpruch.) 


Halten Sie es mir zugute! 

Nun bitte ich Sie, in die Verhandlung einzutreten. 
Ich wiederhole, daß meine Vorſchläge, die ich Ihnen 
unterbreitete, meine perſönliche Meinung darſtellen. 
Sie erheben nicht den Anſpruch, da je in allen 
Details durchaus die Meinung des deutſchen Anwalt⸗ 
ſtandes werden wollen. Die großen Prinzipien ſollen 
Sie daraus entnehmen und weiter nichts. Nur die 
Ihr Ziel Ihrer Beratung ſollen ſie werden, nicht 

r Zie 

öge dieſe Beratung eine nutzbringende ſein für 
die deutſche Anwaltſchaft und damit auch für das 
ganze deutſche Volk! 


(Stürmiſcher, anhaltender Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Deren ich beabſichtige, nun 
eine Pauſe eintreten zu laſſen, damit die Herren ſich 
etwas kräftigen können, und zwar auf eine halbe Stunde. 
Zuvor noch eins. Es iſt bei mir folgende Depeſche 
eingegangen: 
Dem Herrn Vorſitzenden des Deutſchen An⸗ 
waltstages, Mannheim, erlaube ich mir die 
beſten Wünſche zur Tagung in Mannheim, mit 
dem lebhaften Bedauern meiner Verhinderung, 
auszuſprechen. 
Oberbürgermeiſter Beck. 


(Bravo!) 
(Pauſe von 12 ¼ bis 1½ Uhr.) 
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Mitberichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Waunnow⸗ 
oppot: Meine ſehr verehrten Herren! Als die Ab⸗ 
icht der duche Berſahren dun bekannt wurde, das 


amtsgerichtliche ahren durch Vereinfachung der 
ER] chriften und e der a erichtlichen 
uſtändigkeit zu reformieren, fand dieſer Plan überall 


allgemeine Billigung, nicht nur im deutſchen Volk, das 
die Reform in Parlament und Prefie längft gefordert 
hatte, ſondern auch in den Kreiſen der Juriſten. Im 
allgemeinen fand und findet der Reformplan nur bei 
der Anwaltſchaft Widerſpruch, obwohl doch die Anwälte 
von allen Juriſten mit dem Publikum die engſte 
ühlung haben und daher mit den Anſprüchen des 
olks an die Rechtspflege am beſten vertraut ſind. 

Die Erklärung dieſer auffälligen Tatſache liegt 
in zwei Urſachen. Auf die eine hat Na Heinitz 
in en Aufſatz „Zivilprozeßreform und Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft “ hingewiefen Der Ausgangspunkt der Reform⸗ 
beſtrebungen war die allgemeine Klage über Prozeß⸗ 
e ee an denen die e haupt⸗ 
ſächlich der Anwaltſchaft ſchuld gab. Die Anwälte 
fürchten nun, daß man bei der unter dieſen Zei 
eingeleiteten Reform ſie ſchlecht behandeln werde. Die 
andere Urſache der geringen Sympathie, die man in 
Anwaltskreiſen dem Reformplan entgegenbringt, liegt 
wohl darin, daß zuſammen mit den neuen Verfahrens⸗ 
vorſchriften eine erweiterte Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte eingeführt werden ſoll, und daß viele Anwälte 
ihre Antipathie gegen die Zuſtändigkeitserweiterung 
auf den ganzen Reformplan übertragen. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Erweiterung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte in die materielle 
Lage der Anwaltſchaft tief einſchneidet. Es läßt ſich 
auch die Gefahr nicht überſehen, daß eine Prozeßreform 
in dem Zeitalter, in dem man die Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgerichte der Anwaltſchaft verſperrte und ihr den 
e in den Pelz Iehte, zu übertriebener 
Rückſichtnahme auf Stellung und Intereſſen der An- 
wälte nicht neigen wird. 

Dennoch tun wir nicht gut, bei der Reform ganz 
abſeits zu ſtehen. Denn einerſeits iſt, wie Sulligent 

einitz betont, die Reform mit einem anderen Maß⸗ 
tabe zu meſſen, als nach einſeitigem Standesintereſſe; 
andererſeits verliert aber die Anwaltſchaft, wenn ſie 
ſich in den Schmollwinkel zurückzieht, den letzten Einfluß 
auf die Fk, der Reform und vermehrt dadurch 
gerade die Gefahr, daß dieſelbe einen der u Wünsche 
unerwünſchten Verlauf nehme, indem deren Wünſche 
und Erfahrungen N bleiben. 

Wollen wir praktiſche Politik verfolgen und Er⸗ 
reichbares anſtreben, ſo ſollten wir darauf verzichten, 
gegen die Reform durch eine Kundgebung Front zu 
machen, auf die doch niemand hören wird. Wir nehmen 
unſere 5 nur dann wirkſam wahr, wenn wir, 
da 1 ar die Reform in den Hauptzügen beſchloſſene 


Sache iſt 
(Widerſpruch) 


und es ſich nur noch um Abänderungen an der 
Hand der bekannt gewordenen Vorſchläge handeln 
kann, unſere Aufgabe darauf beſchränken, die Er⸗ 
cast de und berechtigten Intereſſen der Anwalt⸗ 
chaft bei der Reform zur Geltung zu bringen. Um 


36. Jahrgang. 


fo ie werden wir erreichen, daß man auf unfere 
Wünſche hört und, wo die Reform der Anwaltſchaft 
materiellen Schaden bringt, ihr Ausgleich bewilligt. 


(Sehr richtig!) 


Dieſen Standpunkt ſollte die Anwaltſchaft ſchon aus 
taktiſchen Gründen den Reformplänen gegenüber ein⸗ 
nehmen. | 

30 gehe nunmehr auf dieſe Reformpläne ſelbſt ein. 

n Einzelheiten, die mit dem amtsgerichtlichen 
Verfahren nichts zu tun haben, in den Entwürfen 
aber geregelt ſind, will ich vorausſchicken, daß die Koſten⸗ 
feſtſetzung künftig durch den Gerichtsſchreiber 5 
ſoll, und daß an Stelle gewiſſer Gerichtsauslagen und 
der Anwaltsauslagen Pauſchquanten treten ſollen. 

Dieſe Vorſchläge haben bisher nirgends Gegner 
efunden, ſodaß ſich ein näheres Eingehen erübrigt. 

ür uns Anwälte iſt wünſchenswert, daß die Pauſch⸗ 
quanten angemeſſen und nicht zu niedrig bemeſſen 
werden; namentlich wird das Minimum nicht zu niedrig 
feſtzuſetzen ſein, während andererſeits die Feſtſtellung 
einer Grenze nach oben hin ungerechtfertigt iſt. 

Es ſoll ferner künftig an Gerichtskoſten eine Zu⸗ 
ſchlagsgebühr erhoben werden, wenn mehr als 3 Ver⸗ 
1 ſtattfinden. Meine Herren, das ſieht 
chlimmer aus, als es eigentlich gemeint iſt; denn nicht 
mitgerechnet werden ja diejenigen Termine, die von 
Amts wegen verlegt oder vertagt werden; nicht mit⸗ 
gerechnet ſollen auch Beweistermine werden. 
glaube, meine Herren, daß dieſe Beſtimmung weniger 
Glchafen iſt gegen die Anwaltſchaft, als aus fiskaliſchen 
Gründen, weil eben 1 10 die mehr Mühe machen, 
teurer bezahlt werden ſollen. Ich glaube allerdings, 
daß man dieſen Standpunkt dann auch * nſten 
der Anwaltsgebühren einnehmen muß, und daß man 
daher, wenn mehr als 3 Verhandlungstermine ſtatt⸗ 
finden, auch den Anwälten eine Zuſchlagsgebühr wird 
bewilligen müſſen. 

Nun zu der Reform des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens ſelbſt. 

Aa Kollege Hachenburg legt darauf Wert, daß 
die Reform des amtsgerichtlichen Berferen nicht für 
ſich, ſondern nur zuſammen mit dem geſamten Prozeß⸗ 
e erfolge. Auch ich würde, da die ganze Zivil⸗ 
prozeßordnung und nicht nur der Abſchnitt über das 
amtsgerichtliche Verfahren reformbedürftig iſt, es vor⸗ 
iehen, wenn man gleich ganze Arbeit täte und die 

eform von Grund auf und nicht nur ſtückweiſe vor⸗ 
nähme. Aber ich glaube, daß bei Aufſchub der Reform 
des amtsgerichtlichen Verfahrens tik im Verzuge 
ift. Die Unpopularität des amtsgerichtlichen Verfahrens 
hat zur Begründung der Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gerichte geführt; ſchon verlangen die Landwirte Sonder⸗ 
erichte, und bald werden alle Berufsſtände ihre Hände 
1 erheben. Wenn man die allgemeine Zivil⸗ 
prozeßreform, über deren Vorbereitung viele Jahre 
vergehen, abwarten wollte, ſtatt beizeiten ein ver⸗ 
einfachtes amtsgerichtliches Verfahren zu ſchaffen, ſo 
werden von dem noch immer ſtolzen Bau der Juſtiz 
ſich weitere Quadern löſen, wie ſchon Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichte abgebröckelt ſind, während die 
ſchleunige Einführung eines vereinfachten und populären 
amtsgerichtlichen Verfahrens einen Teil der Beſchwerden 
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ausſchaltet, auf die ſich das Verlangen nach Sonder⸗ 
gerichten gründet; ſoweit aber Laienbeiſitzer gefordert 
werden, die künftigen wie die beſtehenden Standes⸗ 
gerichte den ordentlichen Amtsgerichten ohne Not an⸗ 
gegliedert werden können. Übrigens ſind mehr als 
80 Prozent aller Prozeſſe Amtsgerichtsprozeſſe. Es 
verlohnt ſich alſo auch aus dieſem Geſichtspunkt eine 
ss 

Es wird dann ferner gegen dieſe Reform gejagt, 
man ſolle nicht einen Dualismus des Verfahrens 
ſchaffen. Ja, meine Herren, den Dualismus des Ver⸗ 
fahrens gibt es in gewiſſem Grade doch heute ſchon. 
Es iſt doch ſchon heute in der Zivilprozeßordnung 
das amtsgerichtliche Verfahren in einem geſonderten 
Abſchnitt, abweichend von dem ſonſtigen Verfahren, 


eordnet; es handelt ſich jetzt nur darum, zu der 
ſchon vorhandenen Sonderregelung einige Zuſatz⸗ 
beſtimmungen zu treffen. Gewiß, dieſe Zuſatz⸗ 


beſtimmungen 1 noch den Dualismus. Aber, 
meine Herren, der Zug der Zeit geht dahin: es wird 
nach dem Vorbilde des amtsgerichtlichen Verfahrens 
allmählich das ganze Verfahren r werden. 
Es 05 ſchon ziemlich häufig der Fall geweſen, ſo in 
Preußen, daß nach dem Vorbilde der Bagatellprozeſſe, 
nachdem man dort Erfahrungen geſammelt hatte, das 
Verfahren für alle Prozeſſe geordnet wurde. 

Das Verlangen nach Reform des Amtsgerichts⸗ 
verfahrens gründet ſich darauf, daß das bisherige 
5 zu umſtändlich, zu langwierig und zu koft 
ſpielig ſei. Die leitenden Sie find alſo: Verein⸗ 
fachung, Beſchleunigung, Verbilligung des Verfahrens. 
Es lag nahe, auf bie Verfahrensvorſchriften der 
Gewerbegerichte zurückzugreifen, welche dieſelben Ziele 
verfolgen. In der Tat lehnt ſich auch der vorläufige 
a in der Hauptſache an jene Vor⸗ 

riften an. 

n erſter Linie fol, um eine Vereinfachung und 
Beſchleunigung des Verfahrens zu erreichen, der Partei⸗ 
betrieb durch den Amtsbetrieb ergänzt werden. Inſoweit 
künftig die man in der Regel von Amts wegen 
erfolgen follen, hat die Einführung des Amtsbetriebes 
meines Wiſſens bisher Gegner nicht gefunden. Auch 
der geplanten Beſtimmung, daß die Termine von Amts 
wegen beſtimmt und die Parteien dazu durch den 
5 reiber geladen werden ſollen, iſt nirgend 
widerſprochen worden. Ebenſowenig iſt bemängelt 
worden, daß die Verſäumnisurteile künftig regelmäßig 
ohne Auftrag durch Vermittelung des Gerichtsſchreibers 
ugeftellt werden ſollen. Bedeuten dieſe Anderungen 

och eine dankenswerte Entlaſtung der Prozeßführenden 

von formellen Geſchäften und damit eine Vereinfachung 
des Verfahrens. Andererſeits greifen ſie nur in 
mechaniſcher Weiſe in die Rechte der Partei, als des 
dominus litis, ein. 

Dagegen haben diejenigen Reformvorſchläge, welche 
unter materiellem Eingriff in letztere Rechte das Prozeß⸗ 
leitungsrecht des Gerichts . erweitern wollen, 
bei der Anwaltſchaft lebhaften Widerſpruch gefunden, 
beſonders auch bei der preußiſchen Anwaltſchaft. Man 
fürchtet hier offenbar, daß bei Beſchränkung des Partei⸗ 
betriebes der Rechtsanwalt zu einem ft kommiſſar 
herabſinken möchte, zu dem die Preußiſche Allgemeine 
Gerichtsordnung den freien Advokaten herabgedrückt hatte. 
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Ich kann der Anſicht nicht beipflichten, daß eine 
Vermehrung des richterlichen Prozeßleitungsrechtes das 
Anſehen des Anwaltſtandes notwendig mindern müſſe. 
Im Gegenteil! Ich erwarte von dieſer Mehrung nicht 
nur eine ſehr notwendige Stärkung der Autorität der 
Gerichte, ſondern überhaupt des Anſehens der ganzen 
Rechtspflege und damit auch der an ihr mitwirkenden 


Anwalltſchaft. f 


(Sehr richtig!) 

Es kommt ja auch für das allein maßgebende Gemein⸗ 
wohl nicht auf die Stellung der Anwaltſchaft im 
Prozeß an, ſondern lediglich darauf, ob der Prozeß 
durch Vermehrung des richterlichen Prozeßleitungs⸗ 
rechts vereinfacht und beſchleunigt wird. Mag nun 
die. dem Gericht von der . auf⸗ 
gezwungene Zurückhaltung im Prozeßgang beim Anwalts- 
prozeß für das rechtſuchende Publikum nicht oder 
minder ſchädlich ſein, ohne Zweifel iſt ſie wenig an⸗ 
ebracht und vom Übel im Amtsgerichtsprozeß als 
aienprozeß. Dieſer muß derart geregelt fein, daß 
ihn der Laie ohne Rechtsbeiſtand führen kann. Dies 
iſt aber ohne lebhafte u des Gerichts ſchon 
heute nicht möglich. Eine ſolche Mi 
auch unter den jetzt geltenden Stimmungen im Laien⸗ 
prozeß in der Regel ſtattgefunden; oder aber der Richter 
eriet bei den Prozeßparteien in den Verdacht der Un⸗ 
freundlichkeit und mangelnden Entgegenkommens. Man 
hat eben im Volk kein Verſtändnis dafür, daß die 
Partei ſelbſt den rope u betreiben habe, und er⸗ 
wartet die Förderung des bse ages vom Richter. 
Daraus folgt, daß das Verfahren vor den Amtsgerichten, 
um volkstümlich zu ſein, ſo einfach für die Partei 
geſtaltet werden muß, daß ſie im weſentlichen nichts 
anderes zu tun hat, als den Richter anzurufen, unter 
ſeiner Leitung das Sach- und Streitverhältnis zu er⸗ 
örtern und die Entſcheidung entgegenzunehmen. 


(Heiterkeit.) ö 


Aus dieſem Geſichtspunkt hat der vorläufige Entwurf 
des Reichsjuſtizamts die Beſtimmungen des 8 502 
getroffen, von denen wohl anzunehmen iſt, daß ſie auch 
im endgültigen Entwurf enthalten ſein werden. Der 
Wortlaut befindet ſich auf der Ihnen überreichten An— 
lage meines Vortrages. Der $ 502 lautet: 

In der mündlichen Verhandlung hat das Gericht 
das Sach⸗ und Streitverhältnis zu erörtern. 

Das Gericht hat tunlichſt auf eine gütliche 
Erledigung des Rechtsſtreits hinzuwirken. Es 
kann den Sühneverſuch in jeder Lage des Ver— 
fahrens erneuern. g 

Kommt ein Vergleich nicht zuſtande, ſo hat das 
Gericht dahin zu wirken, daß die Parteien über 
alle erheblichen Tatſachen ſich wahrheitsgemäß 
fel vollſtändig erklären und ſachdienliche Anträge 
tellen. 


Dieſe neuen Beſtinimungen haben lebhafte Gegner: 
ſchaft gefunden unter denen, welche um jeden Preis 
die Durchbrechung der geliebten Verhandlungsmaxime 
ſcheuen. Dieſe dereinſt auch gegenüber der öſter— 
reichiſchen Prozeßordnung laut gewordenen Bedenken 
hat ihr genialer Schöpfer Klein durch den Hinweis 
bekämpft, daß einem Prozeßprinzip ein ſelbſtändiger 
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Wert nicht innewohne und es daher nicht auf die 
rückſichtsloſe Durchführung eines Prozeßprinzips an⸗ 
komme, ſondern überall die Zweckmäßigkeit entſcheiden 


au 
it dieſem Maßſtabe der Zweckmäßigkeit iſt der 
Wert der neuen Prozeßbeſtimmungen zu meſſen. 
Ihr erſter Satz lautet: | 
In der mündlichen Verhandlung hat das Gericht 
das Sad und Streitverhältnis mit den Parteien 
zu erörtern. 8 5 | | 
Früher galt allein die im Entwurf aufrecht erhaltene 
Beftimmung: : | | | 
Bei der mündlichen Verhandlung hat das Gericht 
Sol zu wirken, f die Parteien über alle er⸗ 
heblichen Tatſachen ſich vollſtändig erklären und 
die ſachdienlichen Anträge ſtellen. | 
Früher hatten alſo die Parteien den Tatbeſtand 
vorzutragen, und das Gericht hatte die Parteien nur 
dazu anzuhalten. Künftig ſoll das Gericht ſelbſt mit 
den Parteien das Sach- und Streitverhältnis erörtern. 
Im Prinzip iſt das ein großer Unterſchied; de facto 
wird ſich wenig ändern, wenn die neue Beſtimmung 
Geſetz wird. Wenn die Parteien oder ihre Vertreter das 
Sach⸗ und Streitverhältnis klar und erſchöpfend vor⸗ 
tragen, wird auch nach Einführung jener Beſtimmung 
das Gericht ſich nicht mehr in überflüſſige Erörterung 
einlaſſen, während ſchon heute das Gericht mit Parteien, 
die des Verhandelns nicht fähig find, das Sach- und 
Streitverhältnis erörtert und ſich nicht etwa damit 
begnügt, auf vollſtändigen Vortrag in, freier. Rede 
hinzuwirken, ein Ziel, das doch nicht zu erreichen iſt. 
Weniger wohlwollende und ſchwerfällige Amtsrichter 
überlaſſen allerdings das Verhandeln und die Ver⸗ 
antwortung für den Fortgang des Prozeſſes den Par⸗ 
teien und erhalten Rückendeckung im Geſetz. Ich habe 
es einmal erlebt, daß ein Amtsrichter einen ländlichen 
Kläger wörtlich aufforderte, ſeine Klage zu ſubſtantiieren, 
und, als dieſer ein verſtändnisloſes Geſicht machte, in 
das Protokoll den Satz aufnahm: „Kläger, aufgefordert, 
ſeine Klage zu ſubſtantiieren, kam dieſer Aufforderung 
nicht nach.“ | | 
Man wird zugeben müſſen, daß die neue Geſetzes⸗ 
beſtimmung zweckmäßig iſt, welche dem Gericht das 
Verhalten ausdrücklich zur Pflicht macht, das ein 
raktiſcher und wohlwollender Richter in geeigneten 
Fällen ſchon von jeher geübt hat, nämlich die mit den 
Parteien gepflogene Erörterung des Sach- und Streit⸗ 
verhältniſſes. en | 
Der angezogene Paragraph des vorläufigen Ent: 
wurfs ſieht ferner die Beſtimmung vor, 
daß das Gericht tunlichſt auf eine gütliche Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreites hinzuwirken habe. 
Dieſe Beſtimmung iſt dem Gewerbegerichtsverfahren 
entnommen und ſoll fi dort außerordentlich gut be⸗ 
währt haben. Verſtändige Richter haben an ohne 
dieſe Beſtimmung ſchon immer auf gütliche Erledigung 
der Rechtsſtreite hingewirkt. 3 | 


(Sehr richtig!) 


Denn ein magerer Vergleich iſt nun einmal beſſer 
als ein fetter Prozeß. Gütliche Erledigung eines 
Prozeſſes iſt auch nicht nur vom wirtſchaftlichen, 
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ſondern ebenfo. meift vom ethiſchen Standpunkt dem 
Weiterſtreiten vorzuziehen. Man wirft zwar manchen 
Richtern, die gern Vergleiche ſtiften, Vergleichswut vor. 
Ich habe aber beobachtet, daß ſolche vergleichswütigen 
Richter ſegensreich wirken und im an beliebt 
find. Übrigens liegt das ja iu der Hand jedes An⸗ 
walts, feinem Klienten von einem unbilligen Vergleiche 
abzuraten. Der Anwalt wird regelmäßig ſo viel 
Einfluß auf die Partei beſitzen, daß dieſe ihm folgt 
Folgt fie ihm nicht, fo: braucht: fie fich au: zu be⸗ 
klagen, vom Gericht überredet zu ſen. 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich noch Pelle 
daß in dem vorläufigen Entwurf eine emen 
vorgeſehen war, wonach 

der Beſchluß, welcher das perfönliche Erſcheinen 
der Partei anordnet, der Partei perſönlich zu⸗ 
zuſtellen iſt, auch wenn 175 einen Freenet, 
; mächtigten. geftellt hat, 
und daß für die unentſchuldigt ausgebliebene Partei 
eine Strafe vorgeſehen war. habe zu der Ein⸗ 
icht der Egg das Vertrauen, daß ſie 
ie Strafbeſtimmung fallen laſſen wird. Dieſelbe 
and bei den zut Beſprechung des Entwurfs ins 
preußiſche Juſtizminiſterium Angelabenen 17 Anwälten 
einmütigen 1 aus 5 die zu ſehr auf 
der Hand liegen, als daß ſie noch zu erörfern wären, 
und die ja auch ſchon der Herr Vorredner erörtert hat. 

Dagegen halte ich die Zuſtellung der Ladung zum 
perſönlichen Erſcheinen an die Partei ſelbſt für urch⸗ 
aus zweckmäßig. Die Partei wird der direkten Ladung 
eher Folge leiſten als der durch den Anwalt ver⸗ 


mittelten. Me rec ae, di 
| (Widerspruch) ae a 


Es läßt ſich allerdings —— „ daß der Be 
ſtimmung die Furcht de liegt, der Anwalt 
könnte der Partei vom 185 ön lichen Erſcheinen abreden. 
Dieſe Befürchtung iſt nicht von der Hand zu weiſen, 
wenn feſtſteht, daß viele Anwälte in dem Erſcheinen 
der Partei vor Gericht eine läſtige Kontrolle erblicken, 
4 die Mehrheit der Anwaltſchaft der 5 des 
lee Srechts des Richters widerſpricht, und daß 
die berufsmäßige Vertretung einſeitiger Partelintereſſen 
den Anwalt notwendig parteiiſch machen muß. Jeden⸗ 
falls glaube ich, daß dieſe Beſtimmung ertragen 
werden muß. Altere deutſche Prozeßvorſchriften 
äußerten ihr Mißtrauen gegen die Friedensliebe = 
Anwälte viel. rückſichtsloſer. Es finden ſich Be⸗ 
Para en, welche dem Advokaten die Gegenwart bei 
gerichtlichen Vergleichsverhandlungen verbiekfen. 

Ich komme nun auf den. Ihnen im Druck vor⸗ 
liegenden 8 502 zurück, und zwar. auf den Schlußfatz. 
Das Gericht ſoll dahin wirken, 

daß die Parteien über alle erheblichen Tatſachen 
* wahrheitsgemäß und vollſtändig 5 und 
N achdienliche Anträge ſtellen. 
Dieſe Beſtimmung befindet ſich wörtlich ſchun jetzt in 
der Zivilpro ee bis auf den Ausdruck wahr⸗ 
heitög e mäß. 

Es iſt nur aus. dem. Bestreben, das Verhandlungs- 
prinzip kogiſch bis in die fernſten Konſequenzen ur: 
erklärlich, wenn die Pflicht der Partei, im 
Zivilprozeß vor Gericht die Wahrheit zu ſagen, wiſſen⸗ 
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ſchaftlich vielfach beſtritten wird. Wer dieſe Pflicht 
leugnet, kann nicht beſſer widerlegt werden, als durch 
einen Leitſatz der Preußiſchen Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung, Einleitung 8 13. Dort heißt es: 
daß die Parteien ſchuldig ſeien, die 
ö ihres Prozeſſes gehörenden Tatsachen 
der Wahrheit und ihrer beſten Wiſſenſchaft gemäß 
dem Richter vorzutragen, da niemand 2 
3 durch unerlaubte ene befördern 


Dieſer dem altdeutſchen Prozeßbrauch entnommene, 
alſo volkstümliche Satz kommt in der modernen Geſe 
gebung wiederum zu Ehren. Die öſterveichiſche Brogeh 
oronung ordnet! an: 


Jede Partei hat in ihren Vorträgen alle im 
= Ba Falle zur Begründun ihrer Anträge 
rforderlichen ta ächlicen Umſtände, der Wahr⸗ 

belt gemäß, vollſtändig und beſtimmt anzugeben. 


Der Schöpfer dieſer Beogeßorbiuig, Suffigminifter 
Klein, hat in feiner Schrift „Zeit⸗ und Geiſtes⸗ 
ſtrömungen im 0 auf den Widerfpruch hin⸗ 
ewieſen, daß im Zivilrechte die bona fides Leitftern 
fi, im Zivilprozeß aber die mala fides geduldet werde. 
Und ein anderer bekannter Prozeſſualiſt, chwartz, hat 
in ſeiner Schrift über die Zivilprozeßreform die Hinein⸗ 
en des ethiſchen Moments in den Prozeß gefordert. 
Wer die Betonung von Treu und Glauben in ber Kodi⸗ 
fikation des modernen Privatrechts billigt, wird daran 
nicht Anſtoß nehmen können, daß dieser dali) beer. 
hervor⸗ 
ehoben wird, und kann höchſtens fordern, daß auch 
für das landgerichtliche Verfahren ausdrücklich die gleiche 
Beſtimmung getroffen wird. 
Die bisher erörterten Beftinmungen find ſolche, 
mittels deren der Parteibetrieb durch Amtsbetrieb er⸗ 
gänzt werden fol. Ich möchte nun kurz eine Beſtim⸗ 
mung des Entwurfs berühren, die meines Erachtens 
eine ſehr geſunde Beſchneidung des Prinzips der reinen 
Mündlichkeit enthält. Der Richter fol künftig ſchon 
vor der mündlichen Verhandlung gewiſſe Anordnungen, 
ſogar Ladungen von Zeugen und: Sachverſtändigen 
treffen können, wenn dieſe Anordnungen as 
erſcheinen. Zur Vermeidung el Bon Nin 
einige Beſchränkungen vorgeſehen. 
ieſe Beſtimmung iſt dem neuen ſt terreichlſchen 
Prozefwerfa ahren entlehnt und ſoll ſich dort bewährt 
haben. habe an ihrer Zweckmäßigkeit keinen 
weifel und ſehe darin eine 0s Verfahren und Be⸗ 
chleunigung des Prozeffes. Das Verfahren wird auch 
— wenn ee ſchriftlich be⸗ 
werden können. Das Bub likum hat, niemals 
se en, wollen, daß nur mündliche Beweisanträge 
75 werden, und jeder Laie ſchüttelt verſtändnislos 
nn f, 1 ihn. fein eg darüber belehrt. 
dürfte im Intereſſe der Zweckmäßigkeit 
8 4 Manblichten einzuſchränken ſein, etwa im Sinne 
des preußiſchen Verwaltungsſtreitwerfahrens, das je 
nach Zw igkeit und, Antrag schriftliches oder 
mürduche 5 zuläßt. 
Ich will nur noch einige Beſtimmungen kurz be⸗ 
rühren, die meines Exachtens für ſich ſelbſt ſprechen 
und auch deshalb keine näheren Erörterungen bedürfen, 
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weil fie dem Gewerbegerichtsgeſetz entlehnt find und 
bei deſſen Einführung eingehend erörtert ſind. 

Der Parteieid ſoll künftig je nach dem Ermeſſen 
des Gerichts durch bedingtes Endurteil oder Beweis⸗ 
beſchluß abgenommen werden. Zeugen und Sachver⸗ 
1 e ſollen nur beeidigt werden, wenn das Gericht 
ie Beeidigung zur Herbeiführung einer wahrheits⸗ 
gemäßen Ausſage für notwendig erachtet, oder eine 
Partei es verlangt. Bei Verurteilung zu einer Hand⸗ 
lung iſt auf Antrag zugleich die Entſchädigung für den 
Fall nicht rechtzeitiger Vorladung feſtzuſetzen. 

Zweckgemäß erſcheint auch eine vorgeſehene neue 
Beſtimmung, wonach Urteile ohne Tatbeſtand und 
Gründe auszufertigen ſind, ſofern nicht von der Partei 
ein anderes beantragt wird. Die Streitfrage, ob und 
inwieweit überhaupt Urteile der ſchriftlichen Begrün⸗ 
dung oder wenigſtens des Tatbeſtandes entbehren 
könnten, iſt im Entwurfe noch 19 5 angeſchnitten worden. 
Es ſind alſo auch künftig alle Urteile mit Tatbeſtand 
und Gründen zu verſehen. n 

Meines Erachtens wäre es durch g überhaupt 
oder mindeſtens für das amtsgerichtliche Verfahren zu 
beſtimmen, daß bei der Darſtellung des Tatbeſtandes 
eine Bezugnahme auf die zum Sitzungsprotokoll er⸗ 
folgten Feſtſtellungen und die überreichten Schriftſätze 
zuläſſig iſt. Heute K* es, daß dieſe Bezugnahme 
nicht ausgeſchloſſen iſt | 

Meine Herren, zum Schluß der Erörterungen über 
die prozeßrechtlichen Neuerungen komme ich auf den 
geplanten Ausſchluß der Berufung bei einem Streit⸗ 
gegenſtand bis zu 100 Mark. 3 

Andere Staaten, ſo England, Frankreich, Oſterreich, 
haben die Juleſſe eit der Berufung ſchon längſt ein⸗ 

eſchränkt, da kleine Objekte die hohen Koſten zweier 
Sinnen, nicht tragen können. Das Gewerbegerichts⸗ 
geſetz hat die Berufung bis zu 100 Mark, das Kauf⸗ 
mannsgerichtsgeſetz ſogar bis zu 300 Mark aus⸗ 
geſchloſſen. Eine erhebliche Einſchränkung der Berufung 
hat in 1 faſt allgemein Zuſtimmung ge⸗ 
funden, ſo bei Hamm, Holtgreven, Mügel, Winter, 
Niedner, Hendrichs, Adickes. Auch der Kammer⸗ 
vorſtand Nürnberg at die Abſchneidung der Berufung 
bei Objekten bis zu 100 Mark für zweckmäßig erklärt. 
Immerhin läßt ſich über das Für und Wider und 
die Wertgrenze ſtreiten. Für empfehlenswert halte 
ich den Vorſchlag, den Jaſtrow gemacht hat, bei 
Bagatellobjekten ſtatt der Berufung die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zuzulaſſen. Ich bin der Meinung, daß dieſer 
vermittelnde Vorſchlag das Richtige trifft. 

Meine Herren, der Herr Vorredner hat Ihnen nun 
viele Bedenken gegen die öſterreichiſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung vorgetragen und mit dieſen Bedenken die 
vorgeſchlagene Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens 
bekämpft. Das geht doch aber nicht an, wenn feſtſteht, 
daß die getadelten Beſtimmungen der öſterreichiſchen 
Prozeßordnung zum größten Teil in dem Entwurf 
95 —.— eßnovelle Aufnahme nicht gefunden haben. 

3 handelt ſich hier nicht um die öſterreichiſche Prozeß⸗ 
ordnung, ſondern um die vorgeſchlagene Reform des 
amtsgerichtlichen Verfahrens, die ich im Intereſſe der 
Rechtspflege herbeiwünſche und vom Standpunkt 
anwaltlichen Intereſſes aus für ungefährlich anſehe. 
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Ich verſtehe nicht den Widerſtand, den die geplante 
Abänderung des amtsgerichtlichen Verfahrens in An⸗ 
waltskreiſen findet. 

Wohl aber iſt mir ſehr verſtändlich die Abneigung 
der Anwaltſchaft gegen den zweiten Teil der Reform, 
die vorgeſchlagene Erhöhung der Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte auf 1 200 Mark; denn dies ift eine 
Maßregel, die tief in die Lebensverhältniſſe der Anwalt⸗ 
ſchaft einſchneidet. Durch die Aufhebung des Anwalts⸗ 
zwanges für die Objekte von 300 bis 1 200 Mark, 
welche die Überweiſung dieſer Wertklaſſen an die Amts» 
1 9 Folge hat, werden viele Prozeſſe der anwalt⸗ 
ichen Mitwirkung überhaupt entzogen. Andererſeits 
wird das Arbeitsfeld der Oberlandesgerichtsanwälte 
guguniten der Landgerichtsanwälte und das der 

teren zugunſten der Amtsgerichtsanwälte ein⸗ 
geſchränkt. Es handelt ſich alſo für die Anwälte um 
eine Brotfrage, für viele ſogar um eine Exiſtenzfrage. 


(Sehr richtig!) 


Dem gemeinen Wohle muß aber der Vorteil des 
einzelnen weichen. Es ſteht nicht zur Erörterung, ob 
die on der amtsgerichtlichen dee im 
Intereſſe des Anwaltſtandes liegt, ſondern die Frage, 
ob das l der Rechtspflege und der Recht⸗ 
ſuchenden es erlauben, daß Prozeſſe mit einem Streit⸗ 
gegenſtand von 300 bis 1 200 Mark künftig vom Amts⸗ 
gericht, ftatt wie bisher vom Landgericht, entſchieden 
werden. | | 

Erſt in zweiter Linie ift die Frage aufzuwerfen, 
welchen eau die oe igkeitserweiterung auf die 
Lage des Anwaltſtandes haben wird, und in welcher 
Weiſe ſchädliche Einwirkungen ausgeglichen werden 
können. 

Die Gegner der Erhöhung der Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte begründen ihren Widerſpruch Ru 
ſächlich damit, daß nur die Kollegialgerichte die 
Gewähr einer guten und gründlichen Rechtſprechung 
böten, und ſomit die Überweiſung der Prozeſſe von 
300 bis 1200 Mark an den Amtsrichter eine Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtspflege bedeute. 


ein Kollegium an ſich und ge er 9 nn 
rhau en be 


Beweiſes bedürftig erklärt. In neuerer Zeit me 
äſident 


und äußerlich die Verantwortung trage und darum ſein 
Wiſſen und Können ſtärker einſetze. Auf dieſes pſycho⸗ 
logiſche Moment hat auch einer der größten Menſchen⸗ 
kenner aller sen ürſt Bismarck, hingewieſen, 
indem er in jeinen „Gedanken und Erinnerungen“ 
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bei Schilderung feiner Erlebniſſe bei Gericht und 

Regierungen folgendes äußert: 
Wohl aber nehme ich an, daß die amtlichen 
Entſchließungen an Ehrlichkeit und Angemeſſenheit 
dadurch nicht gewinnen, daß ſie kollegialiſch ge⸗ 
faßt werden; abgeſehen davon, daß Arithmetik und 
Zufall bei den Majoritätsvoten an die Stelle 
logiſcher Begründung treten, geht das Gefühl 
perſönlicher Verantwortlichkeit, in welcher die 
weſentliche Bürgſchaft für die 5 
der Entſcheidung legt, fofort verloren, wenn 
dieſe durch anonyme Majoritäten erfolgt. 

Zuruf: Damals war er 17 Jahre alt!) 


— Herr Kollege, wenn Sie nachher ſprechen, werde 
ich Sie nicht unterbrechen. — 

Meine Herren, die Zuſtändigkeit des Einzelrichters 
Ha auch in anderen Staaten, in England un⸗ 
beſchränkt, in Oſterreich bis zu 1 000 Kronen, in 

talien bis 1 500 Lire, in Frankreich bis 600 Francs. 
arum ſollte man dem Einzelrichter in Deutſchland 
nicht Objekte bis zu 1200 Mark anvertrauen können? 

Soll ich nun zu der Streitfrage, ob für Prozeſſe 
von 300 bis 1 200 Mark das kollegiale Landgericht zu⸗ 
ſtändig bleiben oder die Zuſtändigkeit des einzelrichter⸗ 
lichen Amtsgerichts eingeführt werden ſoll, Stellung 
nehmen, ſo bin ich allerdings der Anſicht, daß im 
a Durchſchnitt die Landgerichte gerade wegen ihres 

harakters als Kollegialgerichte mehr als der Amtsrichter 
eine Rechtſprechung verbürgen, die höheren wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anforderungen genügt. Andererſeits iſt aber 
der Amtsrichter, weil er im allgemeinen den Perſön⸗ 
lichkeiten und Verhältniſſen näher ſteht und den Tat⸗ 
beſtand nach ſeiner wirtſchaftlichen Seite und den mit⸗ 
ſpielenden perſönlichen Momenten hin mehr überſieht, 
meiſt beſſer in der Lage, den Prozeßgang wirkſam zu 
fördern und auf eine ſachgemäße Entſcheidung oder 
billigen Ausgleich hinzuarbeiten. Dazu kommt, daß das 
amtsgerichtliche Verfahren ſchon heute von einfacherer 
Geſtaltung iſt und künftig no chſugen ſein wird, 
daß der Amtsrichter für die Rechtſuchenden leichter 
und ohne erhebliche Koſten an Zeit und Geld erreichbar 
iſt, und daß auch die Beweisaufnahme, weil der Be⸗ 
weisort näher dem Gerichtsſitz zu liegen pflegt, ſich 
nicht nur unmittelbarer, ſondern auch billiger geſtaltet. 

Wenn dieſe offenbaren Wohltaten des amtsgericht⸗ 
lichen Verfahrens den Prozeſſen von 300 bis 1 200 Mark 
uteil werden, ſo ſind dieſe Wohltaten ſelbſt um den 
Preis einer geringeren wiſſenſchaftlichen Gründlichkeit 
der Entſcheidungen nicht zu teuer erkauft. Das 
Publikum legt keinen Wert auf wiſſenſchaftliche 
Urteilsbegründungen, 

(ſehr wahr!) 
ſondern, wie die in Verträgen immer häufiger ſich 
findende Schiedsgerichtsklauſel beweiſt, auf praktiſche 
und ſchnelle Entſcheidungen; ja, bei regelmäßig ſchnellerer 
Erledigung der 905 nimmt es ab und zu ſogar 
ein unrichtig begründetes, ja ein ſelbſt unrichtiges Urteil 
gern mit in den Kauf. Ä 

Andererſeits ift dadurch, daß für die Objekte über 
1 200 Mark ſchon in erſter Inſtanz und für alle Objekte 
in der Berufungs⸗ und Reviſionsinſtanz Kollegial⸗ 
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gerichte zuſtändig bleiben, die ſichere Bürgſchaft gegeben, 
ß die Rechtſprechung im allgemeinen des Vorzuges 
der Kollegialgerichtsbarkeit, der höheren Wiſſenſchaft⸗ 
lichkeit, nicht verluſtig geht. 

Ich würde logen angeſichts der Tatſache, daß die 
rer Inſtanz kollegial beſetzt ift, nichts dagegen haben, 

aß die erſte Inſtanz durchweg dem Einzelrichter 
überlaſſen werde. Doch hier handelt es ſich ja nicht 
um eine ſo weit gehende Reform, ſondern nur darum, 
welche Grenze zu beſtimmen iſt, wenn man das bis⸗ 
herige Syſtem, a es für größere und Einzel⸗ 
richter für kleinere Objekte, beibehält. 

Die Gegner der Kompetenzerhöhung nehmen ihr 
Material auch zum Teil aus der hiſtoriſchen Rüſtkammer; 
ſie ſtellen es ſo dar, als ob in Deutſchland das Kollegial⸗ 

ericht ſchlechthin hiſtoriſch ſei, und als ob die Zuſtändig⸗ 
eit des Einzelrichters ſich von jeher nur auf Bagatell⸗ 
58 erſtreckt habe. In Wahrheit betrug bei Einführung 
es etlichen Zn indie etzes der Durchſchnitt der amts⸗ 
richterlichen Zuſtändigkeiten Deutſchlands 467 Mark, eine 
5 damalige ische tniſſe ſehr hohe Summe, und die 
amals in Deutſchland dem Einzelrichter zugewieſenen 
Prozeſſe müſſen mehr als 90 Prozent, wahrſcheinli 
95 Prozent, aller Progeiie ausgemacht haben! Man 
kann alſo kaum ſagen, daß das Kollegialgericht in 
Deutſchland bei größeren Objekten hiſtoriſch fei. 
Meine Herren, wenn damals die Regierungsvorlage 
die Grenze von 300 Mark Borg, die hinter jener 
Durchſchnittsſumme erheblich zurückblieb, ſo hatte dies 
darin ſeine Urſache, das Preußen erſt 1867 die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtsrichters von 150 auf 300 Mark 
erhöht hatte, und dieſe Summe auch die Mitte hielt 
der einzelrichterlichen Zuſtändigkeiten der ſüddeutſchen 
Bundesſtaaten. Schon damals wurde aber in der 
Reichstagskommiſſion von vielen energiſch die Grenze 
von 500 Mark befürwortet. Der dahingehende Antrag 
le geſtützt von Miquel, Dr. Baehr, 
Dr. Reichensperger, wurde nur mit knapper Mehr⸗ 
heit, 14 gegen 12 Stimmen, abgelehnt. Den Ausſchlag 
ab wohl der große Staatsrechtslehrer Ä Dieſer 
für von preußiſchen Verhältniſſen ausgehend, aus, 
aß erſt ſeit kurzem die Juriſten ſich an den Einzel⸗ 
richter für Nichtbagatellſachen gewöhnt hätten, das 
Publikum ſich aber ſo ſchnell 1900 nicht gewöhnt habe; 
man ſolle abwarten, wie der Einzelrichter ſich bewähre 
und ſich Vertrauen erwerbe, und alsdann erſt eine 
höhere Zuſtändigkeit einführen. 

Meine ale wenn Gneiſt heute noch lebte, er 
würde den Moment zur Kompetenzerhöhung gekommen er⸗ 
achten. Seitdem Pfaff erott die Grenze von 500 Mark 
verlangt hat, iſt das Verlangen nach Zuſtändigkeits⸗ 
erweiterung immer wiedergekehrt und immer lauter ge⸗ 
worden, ein Vertrauensvotum für den Einzelrichter. Im 
Reichstag und anderen parlamentariſchen Körperſchaften, 
in der Preſſe und in der Fachliteratur wird fortgeſetzt 
die Erhöhung der Zuſtändigkeitsgrenze gefordert, und 
zwar verlangt man heute nicht nur die Verſchiebung 
auf 500 bis 600 Mark, ſondern faſt durchweg eine Grenze 
von 1 000 Mark oder mehr. 

In der Tat wäre eine Erhöhung auf 600 Mark 
nicht ausreichend. Es wäre dies ja auch keine eigentliche 
Kompetenzerweiterung, fondern lediglich eine Wieder⸗ 
herſtellung des vom Geſetzgeber gewollten Zuſtandes; 
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denn was 1879 300 Mark waren, ſind heute kaum 
600 Mark. Dieſe Tatſache läßt ſich nicht leugnen. 
Sie läßt ſich auch nicht, wie Juſtizrat Stern es 
verſucht, durch den an ſich wohl richtigen Satz wider⸗ 
legen. | 

i daß ein allgemeines, ausnahmsloſes, beſtändiges, 
von Konjunkturen unabhängiges, dauerndes Sinken 
des Geldwertes mit gleichmäßiger Wirkung 
für ſämtliche geographiſche Wirtſchaftsgebiete und 
für ſämtliche Wirtſchaftsgruppen Deutſchlands 
nicht fete tellen ſee. en | 
Selbſtverſtändlich find ſeit 1879 nicht alle Preiſe ge⸗ 
ſtiegen, am allerwenigſten gleichmäßig und unabhängig 
von den Konjunkturen und von der örtlichen Lage; 
es gibt Ausnahmen, und der Aufſtieg der Preiſe iſt 
8 und örtlich unregelmäßig. Das eine aber ſteht 


eſt und wird von jedem Geſchäftsmann beſtätigt werden, 


daß 500 bis 600 Mark heute kaum ſo viel bedeuten, als 
1879 die Summe von 300 Mark. N 

Aber nicht nur der Geldeswert hat ſich geändert, 
gewaltig verändert haben ſich ſeit 1879 der Handel 
und Wandel. Über kleinſtaatliches Stilleben iſt der 
Weltverkehr geflutet. Zeit iſt Geld, iſt der Leitſatz; 
und: ſchnell Geld iſt doppelt Geld. | 

Wer angeſichts des geſunkenen Geldwertes den 
vom Geſetzgeber gewollten Zuſtand wiederherſtellen 
will, der muß die 1 der e der 
Amtsgerichte auf etwa 600 Mark fordern. Wer aber 
dem geſteigerten Verkehr Rechnung trägt, der muß 
eine wirklich erhebliche Erhöhung der Zuſtändigkeit 
fordern. I 

Auf welche Summe die Grenze zu normieren ift, 
läßt ſich nicht prinzipiell beantworten. Entſcheidend 
ſind Zweckmäßigkeitsgründe. Der von Pfafferott 1879 
verlangten Grenze von 500 Mark würde heute eine 
ſolche von etwa 1000 Mark oder 1 200 Mark ent⸗ 
ſprechen, wenn man den geſunkenen Geldeswert mit 
veranſchlagt. Die Feſtſetzung einer Grenze von 
1200 Mark würde, wie feſtgeſtellt iſt, die Beteiligung 
der Landgerichte an der Geſamtzahl der Prozeſſe auf 
denjenigen Prozentſatz zurückſchrauben, zu dem ſie 1880 
an den geſamten Prozeſſen beteiligt waren, und inſoweit 
eine Wiederherſtellung des damaligen Zuſtandes be⸗ 
deuten. Die Grenze von 1 200 Mark iſt auch darum 
richtig gewählt, weil die Prozeſſe des gewöhnlichen 
Geſchäftsverkehrs, die einer beſonders ſchleunigen und 
einfachen Erledigung bedürfen, etwa bis zu dieſer 
Wertſtufe heranzureichen pflegen. Kein Moment aber 
ift für die Zuſtändigkeitserweiterung auf mindeſtens 
1200 Mark ausſchlaggebender, als gerade, daß das 
rechtſuchende Publikum eine ſolche fordert. Jeder weiß 
ſelbſt am beſten, was ihm frommt. N 


(Sehr richtig!) 


Es bleiben einige Bedenken zu erörtern, die der 
Kompetenzerhöhung entgegengeſtellt werden. 
Manche meinen, daß das vorhandene Amtsrichter⸗ 
material den alsdann zu ſtellenden erhöhten An⸗ 
forderungen nicht genügen werde. Ich halte dieſe 
Befürchtung für unbegründet oder jedenfalls für 
ſehr übertrieben. Selbſt bei erweiterter Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte wird meines Erachtens der 
Durchſchnittsamtsrichter und nicht etwa nur der 
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von vielen vorgeſchlagene Oberamtsrichter zu einer 
den Verkehrsbedürfniſſen genügenden Rechtſprechung 
fähig ſein. Es kommt dazu, daß die erhöhte Zuſtändigkeit 
das Anſehen und das Selbſtbewußtſein des Amts⸗ 
richters erhöhen und damit ſeine Perſönlichkeit heben 
wird, auf die es ja — wie erſt neueſter Zeit zum 
lebendigen Bewußtſein kammt — bei der Perſon des 
Richtenden nicht weniger ankommt als auf juriſtiſche 
Durchbildung. Wer aber glaubt, daß den erhöhten 
Anſprüchen nur eine Ausleſe der Amtsrichter genügen 
könne, wird zugeben müſſen, daß ſich dieſe Ausleſe bei 
größeren Amtsgerichten, die drei oder mehr Richter 
haben, leicht treffen läßt, während auf der anderen 
Seite die Prozeſſe bei den kleineren Amtsgerichten, 
wo dieſe Ausleſe nicht oder nur beſchränkt getroffen 
werden kann, wegen der ländlichen oder verkehrsarmen 
Lage dieſer Amtsgerichtsbezirke im allgemeinen geringere 
Objekte aufweiſen und andererſeits auch einfacher, 
minder kompliziert und weniger mannigfach ſind als 
die Prozeſſe bei größeren Gerichten, ſodaß auch der 
ſelbſt minderbefähigte Richter ſich leichter einarbeiten 
kann. Etwa nur dem Amtsrichter der Kreisſtadt die 
erhöhte Kompetenz zu geben, wie Adickes es vorſchlägt, 
halte ich für verfehlt. Unſere ſo überaus komplizierte 
behördliche Organiſation gibt ſchon heute ein allzu 
ſcheckiges Bild, deſſen vermehrte Buntheit den Eindruck 
der Großartigkeit der Juſtiz immer mehr verwiſchen 
würde, zum Schaden ihres Anſehens. 

Dem Kammervorſtand Nürnberg gebührt das 
Verdienſt, ein weiteres Bedenken angeregt zu haben, 
indem er den Nachweis verſucht hat, daß nicht nur die 
Amtsrichter, ſondern auch die Amtsgerichtsanwälte im 
Durchſchnitt den erhöhten Anforderungen an Kennt⸗ 
niſſen und Erfahrungen, welche bei Kompetenzerhöhung 
an ſie geſtellt werden müßten, nicht genügen würden. 
Ich halte dieſe Anregung für verdienſtvoll, weil ſie 
erweiſt, zu welchen einſeitigen Auffaſſungen die Kammer⸗ 
vorſtände leicht kommen, wenn ſie einſeitig aus Kollegial⸗ 

erichtsanwälten zuſammengeſetzt ſind, ſtatt durch eine 
Hein Verhältnis der einzelnen Anwaltskategorien ent- 
ſprechende Zuſammenſetzung eine Vertretung der An⸗ 
ſichten und Intereſſen der geſamten Anwaltſchaft zu 


gewährleiſten. 
| (Sehr richtig!) 


Nur um dies klarzuſtellen, gehe ich auf eine Frage 
ein, die ſonſt aufzuwerfen mir, dem Amtsgerichts⸗ 
anwalt, mein Stolz verboten hätte. 

Meine Herren, wenn man gegen die Kompetenz⸗ 
erhöhung ins Feld zog mit dem jungen, neugebackenen 
Amtsrichter, oder gar mit dem jungen Aſſeſſor — 
ſagen wir mit Roeren: mit dem grünen Aſſeſſor —, 
ja, meine Herren, das hatte etwas für ſich trotz der 
immerhin bedenklichen Verallgemeinerung. Aber die 
Amtsgerichtsanwälte ſind doch im Durchſchnitt nicht 
jünger als die übrigen Anwälte. Allerdings, der 
Konner mit vielen anderen Juriſten, der ſicherlich häufig 
befruchtend und anregend wirkt, fehlt vielen Amts⸗ 
gerichtsanwälten. Dieſer Konnex birgt aber zugleich 
in ſich die Gefahr kaſtenmäßigen Abſchluſſes und welt⸗ 
fremder Juriſtenweisheit und wirkt daher nicht immer 
fürdernd. Was der Amtsgerichtsanwalt aber vor ſeinen 
großſtädtiſchen Kollegen voraus hat und den Vorteil 
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des Konnexes mit vielen anderen Juriſten ausgleicht, 
das iſt die nähere Berührung mit dem Prozeßſtoff 
ſelbſt, mit den örtlichen Verhältniſſen und den beteiligten 
Perſönlichkeiten; ein Vorteil, der das lebensvolle Ver⸗ 
ſtändnis der wirtſchaftlichen Seite des Prozeſſes und 
der Rechtsnot des Klienten weſentlich erleichtert. Dieſen 
Vorteil hat das Publikum längſt erkannt, indem es 
ſich ſehr häufig in Landgerichtsprozeſſen des Amts⸗ 
gerichtsanwalts als Korreſpondenzanwalts bedient, 
trotz der erhöhten Koſten. Daß die Amtsgerichts⸗ 
anwälte auch von ihren Landgerichtskollegen nicht für 
unbefähigt zur Bewältigung größerer Prozeſſe gehalten 
werden, Ba doch vor allem die Erfahrungstatſache, 
daß der Landgerichtsanwalt, dem ſein Kollege vom 
Anitsgericht die Landgerichtsprozeſſe überträgt, in der 
Regel deſſen Information faſt wörtlich, recht häufig 
durch eine Klammer, in ſeine Schriftſätze übernimmt. 
Meine Herren, gegen die Erhöhung der Zuſtändigkeit 
hat der Herr Vorredner noch angefübrt, daß dadurd) 
eine Anzahl Prozeſſe dem Anwaltszwang und damit 
zum Teil anwaltlicher Mitwirkung entzogen werden 
würden, und daß hierdurch eine Verſchlechterung der 
Rechtspflege eintreten müſſe. Meine Herren, wer beim 
Amtsgericht praktiziert, der weiß, daß mit dem Objekt 
die Beteiligung der Anwälte wächſt, und daß bei Ob⸗ 
jekten von 200 bis 300 Mark in mindeſtens 80 bis 
85 Prozent der Fälle Anwälte auftreten. Es läßt 
ſich daher annehmen, daß, wenn wirklich die der, 
ſtändigkeit der Amtsgerichte erweitert wird, von den 
kontradiktoriſchen Sachen zwiſchen 300 und 1 200 Mark 
mindeſtens 95 Prozent unter anwaltlicher Mitwirkung 
ausgefochten werden würden, und zwar darunter 
natürlich die rechtlich ſchwierigen, ſodaß die Rechts⸗ 
pflege kaum Schaden leiden dürfte. Auch die Anwalt⸗ 
ſchaft dürfte, angeſichts der ihr verbleibenden 95 Pro⸗ 
zent der Mrozeſſe wiſchen 300 und 1 200 Mark, 
materiell keinen weſentlichen Schaden leiden. Wenn 
Herr Kollege Hachenburg dem Anwaltszwang inſofern 
eine ideale Seite zuweiſt, als derſelbe das Vertrauens⸗ 
verhältnis zwiſchen Anwalt und Publikum fördere, ſo 
möchte ich darauf hinweiſen, daß dies Vertrauens⸗ 
verhältnis ſolcher Förderung nicht bedarf, wie das 
Beiſpiel der Amtsgerichtsanwälte zeigt, die, ohne daß 
beim Amtsgericht Anwaltszwang wäre, dennoch eine 
ſehr feſte NN. im Publikum erreichen. 
Überhaupt ſollte die Anwaltſchaft den Anwaltszwang 
nicht gar ſo ſehr als Privileg anſehen. Ich glaube, 
er iſt eher für uns ein privilegium odiosum. 
macht uns unbeliebt beim Publikum, denn niemand 
läßt ſich gern Zwang gefallen; die Leute würden auch 
ohne den Zwang aus eigenem wohlverſtandenen Inter⸗ 
eſſe zu uns kommen, und zwar freudiger als bisher. 
Ich glaube ferner, daß, wenn der Anwaltszwang 
Agen den oder beſchränkt würde, Regierung und 
Parlament mit einer ſehr erheblichen Erhöhung der 
Gebühren ſehr einverſtanden ſein würden, und daß 
die Anwaltſchaft Schaden dabei nicht leiden würde. 
Meine Herren, ich habe nachzuweiſen verſucht, 
daß die Erweiterung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
im Intereſſe des Gemeinwohls verlangt werden muß. 
Es bleibt zu prüfen, welche Einwirkungen daraus für 
den Anwaltſtand erwachſen werden, und wie den für 
den Anwaltſtand nachteiligen Folgen zu begegnen iſt. 
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beim Amtsgericht führen werden und auch 
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Denn da der Anwaltſtand im allgemeinen nicht auf 
Roſen gebettet iſt und ſeinem hohen Berufe nur 
genügen kann, wenn er von wirtſchaftlichen Sorgen 
nicht bedrückt wird, wird man uns Opfer nicht auf⸗ 
erlegen, ohne uns zu entſchädigen. Schon Adickes hat 
es als ſelbſtverſtändlich bezeichnet, daß der Anwaltſtand 
wenn er bei der Reform Opfer bringen müſſe, dur 

an der Gebührenordnung zu entſchädigen fein 
werde. 

Alſo zunächſt zu der Schadensfrage, dann zu der 
Entſchädigungsfrage. 

Vermögensſchaden erleidet zunächſt im allgemeinen 
die Anwaltſchaft dadurch, daß ein Teil der Prozeſſe 
von 300 bis 1 200 Mark, indem dieſe durch Uberweiſung 
an die Amtsgerichte dem Anwaltszwange entzogen 


werden, überhaupt anwaltlicher Mitwirkung entzogen 


werden. Von den kontradiktoriſchen Sachen werden 
dies, wie ich ſchon vorher ausführte, kaum 5 Pro⸗ 
zent ſein. Sehr viel größer wird ſein der Ein⸗ 
nahmeausfall in nicht kontradiktoriſchen Sachen, 
da in einfachen Sachen, namentlich bei Waren⸗ und 
Wechſelklagen, von denen anzunehmen iſt, daß ſie ſich 
ohne Widerſpruch erledigen, die Kläger, namentlich 
roße Firmen, ſich häufig ſelbſt vertreten. Gerade 
diese Prozeſſe gewährten einen müheloſen Verdienſt, 
durch den ande nicht angemeſſen bezahlte Arbeit in 
kontradiktoriſchen Sachen wieder ausgeglichen wurde. 

Dieſer Ausfall trifft die Landgerichtsanwälte. Dieſe 


werden teilweiſe dadurch entſchädigt, daß ſie den größten 


Teil der Prozeſſe von 300 bis 1 200 Mark, die ſie 
bisher beim Landgericht geführt haben, künftig ſelbſt 
in aus⸗ 
wärtigen Sachen von 300 bis 1 200 Mark den Prozeß 
ſelbſt führen können, und daß ſie ferner die Berufungs⸗ 
ſachen in den den Amtsgerichten überwieſenen Sachen 
gewinnen. Immerhin wird ihr Schade nicht unerheblich 
ſein, trotz dieſes Gewinnes. Die Oberlandesgerichts⸗ 


anwälte dagegen verlieren die Berufungen bei 


e 
von 300 bis 1 200 Mark ohne jedes Äquivalent. Aller⸗ 
dings ihnen ſteht es frei, beim Amtsgericht zu prozeſſieren. 
Es ſcheint mir aber die Behauptung der Oberlandes⸗ 
erichtsanwälte zutreffend, daß ſich dies in der Regel 
hire praktiſch ausführen läßt. 

Der den Landgerichtsanwälten und Oberlandes⸗ 

erichtsanwälten erwachſende Ausfall wird übrigens 

dadurch etwas ausgeglichen werden, daß der Sufub 
der Anwälte zu den Landgerichten und Oberlandes⸗ 
gerichten nachlaſſen wird. 

Vorteil von der Zuſtändigkeitserweiterung werden 
die Amtsgerichtsanwälte haben. Ich Kur daß man 
ihnen diesen Vorteil gönnen muß. Denn ſoweit fie 
nicht bei den Landgerichten zugelaſſen oder nicht Notare 
ſind, bedürfen ſie einer Verbeſſerung ihres Einkommens 
ganz beſonders dringend. Der Kammervorſtand Nürn⸗ 
berg iſt allerdings anderer Anſicht. Er preiſt die Amts⸗ 
gerichtspraxis als ein wertvolles und „ 
tatſächliches Monopol der Amtsgerichtsanwälte, richtet 
ſich aber ſelbſt, indem er in derſelben berühmten Ein⸗ 
gabe die Gebührenſätze der vier unterſten Wertklaſſen 
als kärglich und des rechtskundigen Beraters unwürdig 
bezeichnet und zu der dem Nichtkenner vielleicht ein⸗ 
leuchtenden, den Sachkenner aber geradezu verblüffenden 
Behauptung greift, daß das Einkommen der Amts⸗ 
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gerichtsanwälte durch Reiſegebühren einen erheblichen 
Zuwachs erfahre. Meine Herren, Reifegebühren werden 
mit den Knochen verdient! Ich beneide den Anwalt, 
der fein Einkommen durch“ Reiſegebühren aufbeſſern 
ſoll, nicht! 

Jeder Kenner der Verhältniſſe wird beſtätigen, daß 
das Einkommen eines lediglich auf Amtsgerichtspraxis 
angewieſenen Anwalts nur ſehr kärglich ſein kann; wer 
daran zweifelt, ſehe die Steuerliſten an. 

Im Intereſſe der Hebung der Amtsgerichtsanwälte 
iſt daher, wie Adickes, Stein und Mügel betont 
haben, die Zuſtändigkeitserweiterung beſonders freudig 
zu begrüßen. Die große Mehrheit enderjenigen Amts⸗ 
gerichtsanwälte, die nicht zugleich die Zulafſung beim 
Landgericht oder das Notariat erreicht haben, wird erſt 
jetzt ein annähernd ſtandesgemäßes Einkommen erlangen. 

Allerdings werden künftig bei den Amtsgerichten 
ſich mehr Anwälte niederlaſſen. Dadurch wird den 
bisherigen Amtsgerichtsanwälten im gewiſſen Umfange 
Konkurrenz erwachſen. Bei dem erweiterten Wirkungs⸗ 
kreiſe werden aber die neuen Amtsgerichtsanwälte neben 
den bisherigen ihr gutes Brot finden, ohne daß letztere 
bei dem Vorſprung, den ſie durch langjährige vertraute 
Fühlung mit dem Publikum und durch ihre Erfahrung 
gewonnen haben, die Konkurrenz fürchten müßten. 
Darin liegt ja gerade ein berg Vorteil der Kompetenz⸗ 
erhöhung, daß künftig bei den Amtsgerichten die Anwälte 
häufiger ſein werden, und das Publikum nicht mehr 
große Reiſen zu machen braucht, um Rechtsrat einzuholen. 

Es heißt nun, die Amtsgerichtsanwälte ſollen nicht 
Vorteil erſtreben auf Koſten der Kollegen. Das iſt in 
der Tat ein ſchönes Schlagwort; die Reform iſt aber 
doch von ganz anderer Seite in die Wege geleitet, als 
ſeitens der Amtsgerichtsanwälte; warum ſollten die 
Amtsgerichtsanwälte ſich derſelben zu ihrem Schaden 
und der Kollegen Vorteil entgegenſtellen! Die Amts⸗ 
gerichtsanwälte erſtreben doch auch nicht, beſſer geſtellt 
zu werden als ihre Kollegen, ſondern nur Gleichſtellung. 
Übrigens find die Amtsgerichtsanwälte wohl alle bereit, 
Schulter an Schulter mit den Be Landgerichts⸗ 
und Oberlandesgerichtsanwälten für dieſe Ausgleich zu 
fordern. 

Ich möchte mir nun erlauben vorzuſchlagen, daß 
wir die Erhöhung der 5 in Landgerichts⸗ 
prozeſſen um ½10 und in Oberlandesgerichtsprozeſſen 
um ½o erbitten. Ich halte dieſe Bitte für nicht aus⸗ 
ſichtslos, da die erbetene Gebührenerhöhung nur die 
größeren Objekte treffen würde und in der größeren 
Schwierigkeit des Verfahrens vor den Kollegialgerichten 
ihren inneren Grund hat. 

Ich ſchlage ferner vor, daß wir eine neue Regelung 
der Prozeßagentenfrage von der Juſtizverwaltung nicht 
nur in unſerem Standesintereſſe erbitten, ſondern im 
Intereſſe der Rechtspflege dringend fordern. Die 
Gelegenheit iſt günſtig. 


(Heiterkeit.) 


Es läßt ſich nicht annehmen, daß die Juſtizverwaltung 
Prozeßagenten auch bei Objekten von 300 bis 1200 Mark 
wird dulden wollen. Es liegt alſo nahe, gerade jetzt 
eine Neuregelung der e gen 0 zu fordern. 
Man rühmt ſo ſehr, gerade in amtlichen Kreiſen, die 
öſterreichiſche Prozeßordnung. Auch in der Prozeß⸗ 
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agentenfrage bietet ſie ein Vorbild, inden ſie im 
en als Prozeßbevollmächtigte an Orten, wo 
Anwaltsvertretung möglich iſt, nur Anwälte zuläßt, 
und indem ſie ſogar wörtlich anordnet: 
daß Perſonen, die dem Richter als Winkel⸗ 
ſchreiber bekannt ſind, weder zur Verhandlung 
noch zu anderen Prozeßhandlungen als Bevoll⸗ 
mächtigte zugelaſſen werden dürfen. 
Welch wohltätiger Gegenſatz in der amtlichen Auf⸗ 
faſſung, der 2 deigt in dem Ausdruck der öfter: 
reichiſchen Prozeßordnung „Winkelſchreiber“ und in dem 
von unſerer Juſtizverwaltung für dieſe Kategorie von 
Rechtsberatern eingeführten Ausdruck „Prozeßagent“. 
Meines Erachtens iſt es eine Forderung, die wir nicht 
nur im Intereſſe des Anwaltſtandes, ſondern des 
Gemei ls erheben, und bei der wir die öffentliche 
Meinung auf unſerer Seite haben, wenn wir fordern, 
daß, wie es auch die öſterreichiſche Prozeßordnung 
anordnet, wo Anwälte vorhanden ſind, die Zulaſſung 
von Prozeßagenten überhaupt verboten werde. 

Meine Herren, dies ſind beſcheidene Wünſche, die 
aber den Vorzug der Erfüllbarkeit haben, und deren 
Erfüllung die Juſtizverwaltung, ohne gegen irgend 
einen Leitgedanken ihres Reformplanes zu verſtoßen, 
uns gewähren kann. Daß aber die Juſtizverwaltung 
etwa dem Anwaltſtande zuliebe von der Verwirk⸗ 
lichung der überall ee Reform, insbeſondere 
von der Erweiterung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, 
abſehen wird, läßt ſich wirklich nicht erwarten. Jeder 
Widerſtand, den der Anwaltſtand der Reform entgegen⸗ 
ſetzt, ſchaltet, wie ich ſchon betonte, unſeren Einfluß 


auf deren Geſtaltung aus, während die Mitarbeit der 


Anwaltſchaft an dieſer populären Reform ſie von dem 
überall in der Literatur unverhohlen geäußerten Verdacht 
der Intereſſenpolitik entlaſten und eine wohlwollende 
Prüfung anwaltlicher Wünſche nahelegen wird. 

Bevor ich meinen Vortrag ſchließe — — 


(lebhaftes Bravo) 


— meine Herren, ich werde nun nicht ſchließen, 
ſondern vielleicht noch zwei Stunden ſprechen — 


(Heiterkeit) 


nehme ich noch Stellung zu den von dem Herrn Vor⸗ 
redner geſtellten Anträgen. 

Von meinem Ihnen dargelegten Standpunkte aus 
muß ich Sie bitten, den Antrag 1 des Herrn Kollegen 
Hachenburg abzulehnen. Auch den Antrag 2 halte 
ich nicht für opportun, da zu befürchten iſt, daß, wenn 
eine Abſtufung der Prozeſſe nach ihrer Art und eine 
entſprechende Gebührenverteilung vorgenommen wird, 
der Anwaltſtand zu kurz kommt. Hat man doch auch 
die Anwaltsgebühren für Exmiſſionsprozeſſe und 
Alimentenklagen herabgeſetzt, ohne den Anwälten ein 
Aquivalent durch Erhöhung der Gebührenſätze für 
andere Prozeßarten zu gewähren. 

Was den Antrag 3 angeht, ſo ergibt mein Bericht, 
daß ich gegen den erſten Satz prinzipiell Stellung 
nehme. Der Satz 2 ſcheint mir für den Anwaltstag 
nicht ſpruchreif. Der Anwaltstag hat ſich mit der 
Frage, ob ein vermehrtes richterliches Prozeßleitungs⸗ 
recht dem Prozeßgange förderlich iſt, noch nicht ein⸗ 
gehend genug beſchäftigt, um ſein Votum abgeben und 
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namentlich das Vorbild der anſcheinend fo glänzend 
bewährten öſterreichiſchen Prozeßordnung ablehnen zu 
können. Was den dritten Satz des Antrages angeht, 
ſo ſtimme ich deſſen Inhalt in den Grundlinien zu, 
halte aber die Aufzählung der einzelnen Punkte für 
nicht zweckmäßig, weil man bei prinzipieller Zuſtimmung 
im einzelnen verſchiedener Anſicht ſein kann. 

Den Antrag 4 bitte ich aus den in meinem Bericht 
erörterten Gründen abzulehnen. 

Dem Antrag 5 ſtimme ich in allem bei. 


Ich meinerſeits empfehle, ſtatt der Anträge 1, 2, 3,4, 


des Herrn Kollegen Hachenburg folgende Anträge 
anzunehmen: 


1. Eine Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens 
iſt im Intereſſe der Rechtspflege und unauf⸗ 
ſchiebbar. 

2. Eine Reform des geſamten Zivilprozeß⸗ 
verfahrens iſt einzuleiten, ſobald die nötigen 
Vorarbeiten beendigt und insbeſondere über 
das neue amtsgerichtliche Verfahren Er⸗ 
fahrungen geſammelt ſein werden. 

3. Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte iſt auf 
1 200 Mark zu erweitern. 

4. Der Anwaltſtand wird für die Ausfälle, welche 
ihm durch die Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte erwachſen, zu entſchädigen 
ſein. Als angemeſſener Ausgleich erſcheint 
die Erhöhung der Anwaltsgebühren für Prozeſſe 
vor den Landgerichten um ¼0, vor den Ober⸗ 
4 um ¼o der ſonſtigen Gebühren⸗ 
ätze. 

Alſo, meine Herren, ich ſchließe jetzt wirklich, und 
ich ſchließe mit dem Wunſche, daß die Reform des 
Amtsgerichtsverfahrens zum Segen des deutſchen 
Volkes zuſtande komme, daß ſie ein Vorläufer ſein 
möge einer allgemeinen Reform des Prozeßverfahrens, 
und daß, wie die Teilreform und die zukünftige all⸗ 
emeine Reform ſich auch geſtalte, die Stellung der 
nwaltſchaft im Prozeß und außerhalb des Prozeſſes 
bei e e und Parlament verſtändnisvolle 
Würdigung finden möge, zum Wohle der Anwaltſchaft 
und zum Wohle der Geſamtheit. 


(Lebhafter Beifall. — Ziſchen.) 
— Ich habe mir nicht erlaubt zu ziſchen, als mein 


Gegner ſprach, und würde Ihnen, meine Herren, aus 
naheliegenden Gründen das gleiche empfehlen. 


Vorſitzender: Meine Herren, es liegt nun, da der 
Antrag des Kollegen Elſas nur zum Teil — nämlich 
bezüglich der Erſtattung der Referate — abgelehnt 
worden iſt, der weitere Antrag Elſas vor, von der 
ſachlichen Beratung und Beſchlußfaſſung abzuſehen und 
lediglich über den weiter angekündigten Antrag auf 
Einſetzun einer Kommiſſion zu verhandeln. Bevor 
ich über desen Antrag die Diskuſſion eröffne, möchte 
ich Ihnen noch die Anträge mitteilen, die zur Haupt⸗ 
ſache geſtellt ſind. 

Das ſind in erſter Linie die von den beiden Herren 
Referenten geſtellten Anträge, die Ihnen ja bekannt 
ſind. Dann iſt ferner eingegangen ein Antrag des 
Rechtsanwalts Dr. Fürſt⸗Karlsruhe, der mir aber eben 
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mitteilt, daß er dieſen Antrag zurückziehe. Sodann 
iſt ein Antrag eingegangen von den Herren Kollegen 
Dr. Herr in Hamm und Dr. Geiershöfer in Nürn⸗ 


berg: 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag wolle be⸗ 
ſchließen: 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag iſt der 

Überzeugung, daß die geplante Juſtizreform, 

insbeſondere die Erhöhung der amtsgericht⸗ 

lichen 1 bis zum Betrage von 
1000 oder 1200 Mark, nicht als eine Ver⸗ 
beſſerung der Rechtspflege zu erachten, viel⸗ 
mehr geeignet iſt, eine weſentliche Schädigung 
derſelben herbeizuführen. 

Hierzu iſt ein Antrag geſtellt vom Herrn Kollegen 

Dr. Auerbach-Frankfurt a. M., dahin gehend: 

1. im Antrag Herr⸗Geiershöfer die Worte 
„bis zum Betrage von 1000 oder 1200 Mark“ 
zu ſtreichen; 

2. die „Begründung“ des Antrages nicht zum 
Beſchluß zu erheben, bezw. zu ſtreichen 

— die habe ich auch nicht mit verleſen —; 

N 3. dem Antrage folgenden Zuſatz zu geben: 
Dies iſt insbeſondere dann der a wenn 
der d der Kompetenz der Amts⸗ 

erichte und damit der Stärkung der Macht 
des Einzelrichters nicht eine organiſche Re⸗ 
form der Gerichtsorganiſation und einzelner 
Teile des Zivilprozeſſes vorhergeht. 
Ferner liegt vor ein weiterer Antrag der Kollegen 

Dr. Herr und Dr. Geiershöfer: | 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag gibt für den 

Fall, daß die geplante Anderung der Juſtizgeſetz⸗ 

gebung zuſtande kommen ſollte, die Erklärung ab, 
daß es in dieſem Falle unbedingt geboten und 
als eine unabweisliche Pflicht des Staates 
erſcheint, eine Entſchädigung für Führung der 
zahlreichen, ſich ſtändig fat vermehrenden 
Armenſachen, die eine große Arbeitsbelaſtun 
der Anwaltſchaft mit ſich bringen, entſprechen 
den Vorſchriften der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte aus Staatsmitteln zu gewähren. 


a liegt ein Antrag vor vom Herrn Kollegen 
Dr. Wulff aus Hamburg: 

Der Deutſche Anwaltverein wolle das Reichs⸗ 
juſtizamt erſuchen, den abgeänderten Entwurf 
des Geſetzes betreffend Anderung der Gerichts⸗ 
se end uſw. tunlichſt bald nach Fertigſtellung 
dem Deutſchen Anwaltverein zugehen zu laſſen. 


Weiter liegt ein Antrag vor vom Herrn Kollegen 
Dr. Weiß⸗Frankfurt a. M.: 
Der Deutſche Anwaltstag wolle beſchließen, den 
Vorſtand zu a den heute gefaßten 
Beſchluß nebſt einem bdruck des Referats des 
Referenten Hachenburg tunlichſt bald dem Reichs⸗ 
juſtizamt, ſämtlichen deutſchen Bundesſtaaten und 
ſämtlichen Mitgliedern des Deutſchen Reichstags 
zur Kenntnis zu bringen. 
Sodann liegt hier ein Antrag von Herrn Kollegen 
Roſe; der iſt aber nicht genügend unterſtützt, und ich 
kann ihn deshalb nicht zur Diskuſſion ſtellen. 
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Ferner ein Antrag von Dr. Goldfeld- Hamburg, 
der ebenfalls nicht unterſtützt iſt; ſchließlich ein Antrag 
Wildhagen und Dr. Neumann, unterſtützt von 
15 Mitgliedern, der ſich an die Anträge des Herrn 
Referenten anſchließt und ſich von denſelben dadurch 
unterſcheidet, daß die ſpeziellen Punkte, ſoweit ſie mit 
in Nr. 3 des Antrags aufgenommen ſind, wegfallen, 
und nur die Prinzipien feſtzuſtellen ſind; es iſt außer⸗ 
dem beantragt, über das weitere Verfahren dem Vor⸗ 
ſtande eine Direktive zu geben. Ich erlaube mir den 
Antrag vorzuleſen: 

Der Anwaltstag wolle beſchließen: N 

1. Eine Reform des Zivilprozeſſes, der Gerichts⸗ 
verfaſſung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte kann 
nur einheitlich und gleichzeitig erfolgen. Die 
1 nur eines Teiles iſt abzu⸗ 
lehnen. 

2. Bei der Reform des Koſtenweſens (Gerichts⸗ 
und Anwaltsgebühren) iſt eine gerechtere 
Verteilung der Koften anzuſtreben. Es iſt 
eine Abſtufung der Prozeſſe nach ihrem 
Gegenſtande wünſchenswert. Insbeſondere 
ſind für Klagen aus den Arbeitsverträgen, 
ebenſo für das Verſäumnisverfahren, die 
Koſten zu mindern. Der Herabſetzung muß 
eine Erhöhung der Koſten in anderen ſtrei⸗ 
tigen Sachen entſprechen. Für Arreſtprozeſſe, 
Klagen aus e für den 
Urkundenprozeß ſind die vollen Gebühren 
angezeigt. 

3. Bei der Reform des Verfahrens iſt eine 
beſondere Geſtaltung des amtsgerichtlichen 
Verfahrens nach anderen Prinzipien als des 
landgerichtlichen, insbeſondere unter Ein⸗ 
führung des Offizial⸗ und Ingquiſitions⸗ 
prinzips, abzulehnen. 

Es iſt ebenſo eine Geſtaltung des Pro⸗ 
eſſes, die nach dem Vorbilde der öſterreichi⸗ 
ſchen Zivilprozeßordnung für alle Prozeß⸗ 
formen den Parteibetrieb völlig ausſchaltet 
und die Parteivorträge einſchränkt, abzu⸗ 
lehnen. 

Es iſt eine Beſchleunigung des Verfahrens 
anzuſtreben, die aber ohne Gefährdung der 
* und Richtigkeit der Entſcheidung 
erfolgt. 

Bei der Reform der Gerichtsverfaſſung iſt 
das bisherige Syſtem der Kollegialgerichte 
beizubehalten. Eine Erſetzung desſelben durch 
das on der Einzelrichter ift abzulehnen. 

Es it für beſondere Fälle die Zuziehung 
von Zivilſchöffen, unter Wiedereingliederung 
der Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichte in die 
ordentliche Gerichtsbarkeit, in Ausſicht zu 
nehmen. 

Ein Syſtem, das die Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte lediglich nach dem Streitwerte 
erhöht, iſt abzulehnen. Zu befürworten iſt 
dagegen eine Überweiſung beſtimmter hierzu 
geeigneter Sachen, insbeſondere der Klagen 
aus dem Arbeitsvertrage und aus Unterhalts⸗ 
anſprüchen. 
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5. Bei der Reform der Rechtsanwaltsordnung 
und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
iſt eine Regelung derſelben dahin notwendig, 
daß der Rechtsanwalt wirtſchaftlich und ſozial 
ſo geſtellt wird, daß er ſeiner Aufgabe als 
Glied der Rechtspflege in jnriſtiſcher und 
ethiſcher Hinſicht entſprechen kann. Es iſt 
eine Reviſion der Gebührenordnung herbei⸗ 
zuführen, die durch Erhöhung der Sätze eine 
5 der Exiſtenzbedingungen der 
Rechtsanwälte (unter Berückſichtigung des 
unter 2 niedergelegten Prinzips) ermöglicht. 
Es hat die Beſeitigung der gewerbsmäßigen 
Vertretung der Parteien vor den Amts⸗ 
gerichten durch Perſonen, die nicht Rechts⸗ 
anwälte ſind, zu erfolgen. Es iſt die Zu⸗ 
laſſung aller innerhalb eines Landgerichts⸗ 
bezirkes an einem Gerichte desſelben nieder⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte beim Landgericht 
zu gewähren. Es iſt auf eine ſtärkere Über⸗ 
nahme von Rechtsanwälten als Richter in 
die oberen Gerichte hinzuwirken. 

6. Der Vorſtand wird beauftragt, ſobald ein 
Entwurf der Reichsregierung über dieſe 
Materie veröffentlicht ſein wird, erforderlichen⸗ 
falls zur weiteren Beratung und Beſchluß⸗ 
faſſung über Einzelfragen einen außerordent⸗ 
lichen Anwaltstag einzuberufen. 


Wir kommen nunmehr zur Debatte über den Antrag 
des Herrn Kollegen Dr. Elſas auf Vertagung der 
Beratung und Beſchlußfaſſung. Ich möchte den Herren 
vorſchlagen, daß, damit unſere ſehr in Anſpruch ge⸗ 
nommene Bi nicht durch dieſe Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte zu ſehr in Anſpruch genommen wird, wir die 
Redezeit von 10 Minuten auf 3 Minuten beſchränken. 


(Zuruf: 51) 


— Ja, meine Herren, wollen wir ann Ich meine, 
in 3 Minuten kann man zur Geſchäftsordnung feine 
Anſicht hinreichend vortragen. — Ich bitte, daß die⸗ 
jenigen, die für eine Beſchränkung auf 3 Minuten 
ſind, die Hand erheben. 


(Geſchieht.) 


Ich kann feſtſtellen, daß der Antrag, die Redezeit auf 
3 Minuten zu beſchränken, mit großer Mehrheit, ſo 
ziemlich Einſtimmigkeit, angenommen iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg (zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung): Meine Herren, den geſtellten Antrag 
des Kollegen Elſas bitte ich Sie abzulehnen. Eine 
Verſchiebung erachte ich für außerordentlich unzweck⸗ 
mäßig; wir müſſen entſchieden Stellung nehmen. Die 
Abſetzung dieſer Hauptfrage von der Tagesordnung 
bedeutet die Abſetzung des Hauptthemas des dies⸗ 
jährigen Anwaltstages. Informiert ſind wir, es iſt 
auch ſonſt genügend geſprochen; Einheitlichkeit aber 
werden wir niemals erzielen. Auch ſonſt entſcheiden 
Majoritäten und nicht Einheiten. Es ſind immer 
Differenzen vorhanden, und auch auf einem künftigen 
Anwaltstage wird nichts anderes herauskommen. Die 
Allgemeinheit wird nur ſagen: die Anwälte haben 
zunächſt im Offizialbetriebe des Vorſtandes von Amts 
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wegen die beantragte außerordentliche Tagung nach 
Mannheim verſchoben, und dort vertagen ſie wieder, — 
das entſpricht ihrer Vertagungspolitik. 


(Heiterkeit.) 
Deswegen, meine Herren, lehnen Sie den Antrag ab! 


Rechtsanwalt Dr. Oelenheinz⸗ Mannheim (zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung): Hochgeehrte Herren, ich fühlez mich ver⸗ 
pflichtet, nur wenige Worte zu ſagen, weil Herr Kollege 
Elſas namens einer Kommiſſion geſprochen hat, die 
wir geſtern eingeſetzt haben. Den Herren iſt wohl 
allen bekannt, daß wir geſtern eine Vorverſammlung 
abgehalten haben, die den Zweck hatte, außer einer 
Orientierung über die Pläne der Regierung auch eine 
Ausſprache zwiſchen Amtsgerichts: und Landgerichts⸗ 
anwälten herbeizuführen und an alle Kollegen den 
Appell zu richten, daß ſie in dieſer Sache allein das 
allgemeine Wohl berückſichtigen, und daß irgendwelche 
Sonderintereſſen dabei nicht maßgebend ſein dürfen. 
Der Gedanke war ja von den Herren in Bonn und 
Cöln angeregt worden. Die geſtrigen Verhandlungen 
haben ſehr lange gedauert. Ich habe aus den Ver⸗ 
handlungen zu meiner Freude entnommen, daß ſehr viele 
Amtsgerichtsanwälte auch auf dem Standpunkt ſtehen, 
daß die Erhöhung der Zuſtändigkeit bedenklich iſt, und 
daß die Herren jedenfalls zum größten Teil, oder doch 
zu einem großen Teil, nur von dem Gedanken beſeelt 
ſind, daß eine Reform zum Wohle des Volkes gemacht 
werden ſoll. Der Vorſtand des Vereins der Amts⸗ 
ne hat ſich allerdings ſtrikte gegen eine 

höhung der Zuſtändigkeit ausgeſprochen, und zwar 
auch hier — muß ich annehmen — zum großen Teil 
aus theoretiſchen, vielleicht aber auch perſönlichen oder 
u Gründen. Ich war nun perſönlich dagegen, 
aß eine Kommiſſion zur Herbeiführung einer förmlichen 
Verſtändigung ein fett würde, da ich der Anficht 
war, dieſe erſte Ausſprache ſei genügend und mehr 
nicht zu erreichen; es wurde aber doch eine Kommiſſion 
eingeſetzt, die mit den Herren Amtsgerichtskollegen 
verhandeln ſollte, ob man ſich vielleicht auf eine gemein⸗ 
ſame Marſchroute einigen könnte auch mit denjenigen 
Kollegen, die an und für ſich für die daß man Be. 
erhöhung waren. Man dachte daran, daß man Be⸗ 
dingungen feſtſetzen könnte, unter denen eine gewiſſe 
Erhöhung vielleicht zuläſſig wäre. Die Kommiſſion hat 
nun aber mit den Herren einen Vertrag gemacht, 
dahin, daß heute überhaupt nicht verhandelt werden 
ſollte, und die Herren Amtsgerichtskollegen een 
auf dieſen Vertrag hin hätten fie von einer Reſolution, 
die ſie ſonſt gefaßt hätten, abgeſehen. Wenn das der 
Fall wäre, würde ich das ſehr bedauern; aber die Herren 
konnten dort nicht wiſſen, ob die Abmachungen dieſer 
Kommiſ 55 den Beifall des Anwaltstages finden würden, 
umal die Kommiſſion den Baum des diesjährigen 

nwaltstages mit der Wurzel ausreißen und überhaupt 
weder ein Referat noch eine Debatte zulaſſen wollte. 
Daraus iſt der Antrag Elſas entſtanden, was ich zur 
Würdigung nur mitteilen wollte. 


Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar i. E. (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Meine verehrten Herren Kollegen, ich werde 
ſehr kurz ſein. Nach den vorzüglichen Worten unſeres 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


631 


Kollegen Hachenburg wäre es geradezu ein Unrecht, 
wenn wir heute die Verhandlung nicht fortſetzten, und 
ich bitte Sie deshalb, den Vertagungsantrag abzulehnen, 
damit wir unter dem Eindruck dieſer vorzüglichen Rede, 
die geradezu großzügig dasjenige geſagt hat, was zu 
ſagen iſt, unſeren Beſchluß faſſen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Palm Harburg (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Meine ſehr verehrten Herren Kollegen! 
Es ſprechen meines Erachtens doch ganz erhebliche 
Gründe für den Antrag des Herrn Elfas. Soll die 
Stimme des Deutſchen Anwaltstages bei der Regierung 
und bei dem Parlament das Gewicht finden, welches 
ihr zukommt, ſo iſt es meines Erachtens dringend 
notwendig, daß die Beſchlüſſe in einer ſo wichtigen 
Angelegenheit mit Stimmeneinhelligkeit gefaßt werden, 
und daß eine Spaltung der Anwaltſchaft vermieden 
wird. Schreiten Sie aber heute zur Debatte und 
Beſchlußfaſſung, ſo iſt nach meiner Ueberzeugung eine 
Spaltung der Deutſchen Anwaltſchaft unvermeidlich. 
Wir haben geſtern in der Generalverſammlung des 
Vereins der Amtsgerichtsanwälte Gelegenheit gehabt 
den Reformentwurf zu beſprechen. Dabei ergab ſich 
der bedeutende Mißſtand, daß zwar den meiſten 
Kollegen die Abſicht der Regierung, die ee keit 
der Amtsgerichte zu erhöhen, bekannt war, daß ihnen 
aber die übrigen einſchneidenden Punkte des Entwurfs 
unbekannt waren; es war ihnen deshalb nicht möglich, 
ein beſtimmtes Urteil zu gewinnen. Jedenfalls aber 
ſind wir Amtsgerichtsanwälte zu der Ueberzeugung 
gekommen, daß die Abſicht der Regierung, das amts⸗ 
erichtliche Verfahren zu vereinfachen und die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte zu erhöhen, einem tief 
empfundenen Bedürfnis aller Schichten der Bevölkerung 
entſpricht, und daß deshalb eine Ablehnung des 
Entwurfs a priori nicht möglich 5 und im Intereſſe 
der Rechtspflege nicht geſchehen darf. Wir werden 
deshalb einen entſprechenden Antrag einbringen und 
dafür ſtimmen. Wir ſind ja davon überzeugt, daß 
wir mit dem Antrag heute unterliegen werden; 
wir werden daher gezwungen ſein, unſere An⸗ 
ſcheue durch ſchriftliche Eingaben darzulegen. — Ich 
cheue mich nicht, Ihnen das hier ganz offen zu 
erklären, damit Sie nicht glauben, daß wir mit verdecktem 
Viſier kämpfen. — Geſchieht das, ſo iſt die Spaltung 
da. Uns Amtsgerichtsanwälten liegt die Einheitlichkeit 
der Anwaltſchaft ebenſo ſehr am Herzen wie Ihnen. 
ch bitte Sie, gewähren Sie uns die Möglichkeit einer 
inigung, indem Sie eine Kommiſſion einſetzen, in der 
die Anſichten geklärt werden. bin gewiß, daß 
dann ein Beſchluß mit Stimmeneinhelligkeit gefaßt 
werden wird. 


Rechtsanwalt Dr. A. Wulff⸗ Hamburg (zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung): Meine ſehr geehrten Herren! 
bin der Meinung, daß wir dem vortrefflichen Referat des 
Herrn Kollegen Pe enburg nur dann gerecht werden 
und wirklich auf ſeine den eingehen, wenn 
wir heute nicht ſofort beſchließen. Er hat Ihnen 
gerade dargelegt, wie er in wichtigen Fragen geſchwankt 
habe, wie er morgens eine andere Anſicht gehabt habe 
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als abends, — und da follen wir, jo glänzend feine 
Ausführungen auch geweſen find, ſofort zuſtimmen!? 
Das will ja Dr. Hachenburg gar nicht! Ich würde 
den Antrag der Kollegen Dr. Neumann und Juſtizrat 
Wildhagen ohne weiteres mit unterſtützen, wenn er 
ſich nicht an die Regierungsvorlage anlehnte und aus 
ihr hervorgegangen wäre. Wir ſind es dem Herrn 
Referenten und der Regierung ſchuldig, daß wir heute 
noch nicht beſchließen; denn wir kritiſieren damit den 
Regierungsentwurf, der uns noch nicht bekannt war. 
Dr. Hachenburg hat ihn uns in einem ganz anderen 
Lichte gezeigt, als wir in der Vorverſammlung von dem 
Kollegen aus Nürnberg ihn geſchildert erhalten haben. 
Wie ſollen wir abſtimmen, die wir den Entwurf nicht 
kennen? Meine Herren, die Kommiſſion wird die Sache 
eingehend prüfen und wird verſuchen, ſtatiſtiſches Ma⸗ 
terial zu beſchaffen, um die Regierung zu überzeugen, daß 
das richtig iſt, was Dr. Sodenbun ausgeführt bat; 
fie wird ein ausführliches Gutachten einem ſpäteren 
Anwaltstage vorlegen können, und dann werden 
alle Kollegen mit der Sache vertraut ſein, dann 
wird auch eine Beſchlußfaſſung möglich ſein, 
vor der die Regierung Achtung bezeugen muß. 
Sie wird dann vom Anwaltstag nicht ſagen: das 
ift keine legale Vertretung, die legale Vertretung 
ſind die Anwaltskammern. Meine ſehr geehrten Herren, 
laſſen Sie ſich dadurch, daß das Referat glänzend war, 
nicht beſtimmen, fofort heute unter dem Eindruck dieſes 
Referats zu beſchließen. Die Frage der Zivilſchöffen⸗ 
chte bedarf weiterer Prüfung. erinnere Sie 
datan: als Kollege Hachenburg den Gedanken auf⸗ 
warf, in Eheſcheidungsprozeſſen außer einem ver⸗ 
trateten Mann auch eine verheiratete Frau als 
Beiſitzer Labs da erhob ſich zuerſt ein 
en 


ironiſches 

(Viderſpruch) 
— gewiß wur es das bei vielen —, und nach wenigen 
Minuten 1795 Dr. Hachenburg Sie überzeugt. — 
Ich bitte Sie, heute noch nicht zu beſchließen, ſondern 
ein ausführliches Gutachten durch eine ih 
erftutten zu laſſet, und dasſelbe dann ſpäter dem 
Anwaltstage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Hachenburg- 
Mannheim (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren, 


ich habe Ihnen nur zu erklären, daß ich die Verbeſſerung 
meiner Anträge durch den Herrn Kollegen Wild⸗ 
hagen mit Freuden begrüße. Ich glaube, daß er das 


richtige getroffen hat, wenn die Details unter 3 fort⸗ 
bleiben. Ich habe ja auch gleich anfangs bei meinen 
Ausführungen gelagt, daß ſie mehr zum Zwecke der 
1 1 t ſind. Konſequent wäre es dann 
vielleicht auch, bei Pilfeh 2 nur den erſten Satz ſtehen zu 
laſſen und die folgenden Sätze ebenfalls zu ſtreichen. 
(Widerſpruch.) 
— Wenn die Herren das lieber ſtehen laſſen wollen, 
dann iſt mir das natürlich auch recht. — Ich habe 
alſo ausdrücklich au erklären, daß ich mit der Faſſung 
des Antrags Wildhagen und Genoſſen einverſtanden 
bin und ihn für den beſſeren erkläre gegenüber meiner 


Faſſung. 
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Abſtimmung. Der Antrag Elſas, von jeder 
Beratung und Beſchlußfaſſung heute abzuſehen, wird, 
wie der Vorſitzende feſtſtellt, mit überwältigender 
Majorität abgelehnt. 


Vorſitzender: Meine Herren, was nun die Ver⸗ 
handlung zur Day ee betrifft, ſo halte ich es für 
richtig ſie in der Weiſe zu trennen, daß wir zunächſt 
über die Anträge des Herrn Referenten in Verbindung 
mit den dazu geſtellten Unteranträgen und mit den 
Anträgen des gern Korreferenten verhandeln. Ich 
würde zunächſt Herrn Kollegen Hugo Neumann, als 
Antragſteller zu den modifizierten Anträgen des Herrn 
Referenten, das Wort zu nehmen bitten. 


(Zuruf: 5 Minuten!) 

Meine Herren, wenn Sie für den Reſt unſerer 
heutigen Verhandlung eine Beſchränkung der Redezeit 
wünſchen, ſo bringe ich dieſen Antrag zur Abſtimmung. 
(Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen.) 

Ich bitte alſo die Herren, ſich bei ihren Ausführungen 
auf 5 Minuten einzurichten. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗Berlin: Ich bin 
in der i Lage, mich zur Begründung unſeres 
Antrags auf den Herrn Referenten zu Beach und 
kann 3 „Inseratur die Information des Kollegen 
Hachenburg.“ Ich habe ſeinen glänzenden Aus⸗ 
8 nichts beizufügen und möchte nur einige 
kurze Bemerkungen machen. 

Wir alle laſſen uns leiten von dem Beſten des 
Anwaltſtandes und nicht nur des Anwaltſtandes, 
ſondern vor allem der Rechtspflege. Das eigentümliche 
iſt nur, daß zwei ganz verſchiedene Löſungen heraus⸗ 
kommen: auf der einen Seite die Löſung der Amts⸗ 
„ auf der anderen Seite die der nicht beim 

mtsgericht allein zugelaſſenen Anwälte. Meine Herren, 
ein höchſt unerfreulicher Zuſtand! Wir ſollen hier 
in dem Anwaltverein ein einigendes Band finden, 
und das wollen wir darin An daß wir nur 
beim Amtsgericht gugelaflene nwälte überhaupt nicht 
mehr kennen, ſondern wir wollen ſie alle zugelaſſen 
ſehen bei demjenigen Landgericht, in deſſen Bezirk ſie 
wohnen. Wenn dies geſchieht, fallen die nen 
fort, und der Keil, der in die Anwaltſchaft augenblicklich 
getrieben iſt, wird herausgezogen. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus haben wir unſeren Antrag geſtellt; wenn auch 
ufälligerweiſe dieſer Satz erſt am Schlusse bes Antrags 
hehe, 0 iſt er deswegen nicht der geringſte; im Gegenteil, 
er iſt einer der wichtigſten. 800 bin der Meinung, 
daß die Ausführungen, die von dem Herrn Kollegen 
Wannow gemacht worden ſind, zum Teil nicht auf 
einem Anwaltstag vorgebracht werden ſollten. 
(Sehr richtig!) 

Zu meinem Bedauern muß ich feſtſtellen, daß die 
Anſchauungen, die Herr Kollege Wan now im Intereſſe 
der Amtsgerichtsanwälte vorgetragen hat, ſich zum Teil 
vollkommen mit dem deckten, was die Feinde der freien 
Advokatur vorzubringen pflegen. Im Intereſſe der 
Durchbringung der eigenen Wünſche ſind uns Aus⸗ 
führungen gemacht worden, die vollkommen im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen mit den Grundſätzen, in denen wir groß 
geworden ſind. 


36. Jahrgang. 


Unſer Antrag iſt im weſentlichen der Antrag 
Hachenburg, aus dem aber die Einzelheiten fort⸗ 
gelaſſen ſind, die Hachenburg zur Beſchleunigung des 
Prozeſſes vorſchlägt. Über einzelne Punkte dieser fees 
Vorſchläge kann man ſehr geteilter Meinung ſein. Ich 
halte 5 nicht für annehmbar. Eine Durchberatung 
im einzelnen iſt indes hier nicht möglich. Ich glaube 
auch, daß wir nicht auf dieſe Einzelheiten einzugehen 
brauchen, jondern gut tun, uns auf die Prinzipien zu 
beſchränken, und bitte Sie — auch die bloß beim 
Amtsgericht en Herren Kollegen, die den 
letzten Satz befonders würdigen mögen —, möglichſt 
zahlreich für unſeren Antrag zu ſtimmen. 


Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg: Meine 
Herren, der Herr Kollege Wannow hat unrecht: es iſt 
nicht ſo, daß die Frage der Reform bereits entſchieden 
iſt; dann könnten wir uns jedes Wort in dieſer Frage 
ſparen. Die Vorlage iſt nicht nur eingebracht aus 
pekuniärem Intereſſe, ſondern ſie bedeutet vor allem, wie 
Kollege Hachenburg ſagte, eine erhebliche Schädigun 
der eee Auf Einzelheiten einzugehen, a 0 
unterlaſſen; aber ich mache darauf aufmerkſam, daß au 
der württembergiſche Landtag in ſeiner Zweiten Kammer 
gegen die Reform Stellung genommen hat. 

Zur Tendenz des Reformwerks möchte ich nur zwei 
Worte ſprechen. Kollege Hachenbur 
hätte die Ausſchaltung des Anwalts nicht wohl ſeitens 
der Regierung im Auge gehabt. Er denkt zu gut von 
der 1 das hat man gewollt, und Mügel 
Iogt auch nichts anderes: in 95 Prozent aller Sachen 
ſoll der Anwalt ausgeſchaltet werden. Darum — 
der Erſcheinungszwang gegen die Partei, wonach dur 
Geldſtrafe das Erſcheinen erzwungen werden kann. 
Es werden ſich wenige einen Anwalt nehmen, wenn 
ſie immer und immer wieder ſelbſt kommen müſſen; 
und ein Mißtrauen gegen den Anwaltſtand iſt es, 
wenn man ſagt: nicht dem Anwalt, ſondern der Partei 
iſt die Ladung zum einen zuzuſtellen. Der Amts⸗ 
richter wird allmächtig, — er wird die mächtigſte Perſon 
im Deutſchen Reich in Privatſachen der Parteien. 

Daß der 8 48 GKG. unerträglich iſt, kann ich wegen 
der mangelnden Zeit nicht weiter begründen; aber es 
iſt zweifellos der Fall. Es iſt die Schreibgebühren- 
frage eine an ſich nicht unwichtige, aber doch im Ver⸗ 
hältnis zu den anderen Fragen minder wichtig. Aber 
charakteriſtiſch iſt, daß man die Gerichtskoſten erhöhen 
will, die Anwaltskoſten aber nicht. gr ac 
— da ſtehe ich nicht im Einklang mit den Ausführungen 
des Kollegen Hachenburg — bedarf es ſeitens des 
Anwalts in Schriftſätzen nach dem Entwurf nicht; 
wenigſtens gibt man ihm dafür keine Kopialien. Das 
iſt charakteriſtiſch nicht der Kopialien, ſondern der 
Tendenz wegen. Das Pauſchale des Anwalts, welches 
eingeſetzt werden ſoll, iſt nach oben eingeſchränkt; das 
Gerichtsauslagenpauſchale nicht. Und dann iſt das 
neue Gerichtskoſtenpauſchale ſehr bedenklich, weil es 
für nicht exiſtierende Auslagen erhoben wird. Ver⸗ 
billigung war urſprünglich die Loſung, — und Ver⸗ 
teuerung iſt das Refultat geworden. 

Alledem entſpricht die 
Reich und in Preußen. Soll ich auf die Maulſchelle 
hinweiſen, die der Anwaltſtand bekommen hat in den Ge⸗ 
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ſetzen betreffend die Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte? 
Soll ich auf die Mißachtung hinweiſen, die ſich darin 
zu erkennen gab, daß der preußiſche Miniſter am 
15. Mai cr. die Amtsgerichtsanwälte = hat, nicht 
aber unſeren Verein? Soll ich Dara inweiſen, daß 
er die von ihm nach Berlin berufenen preußiſchen 
Kammervorſtände nicht einmal perſönlich empfangen 
tr — 

Alſo, meine Herren, Fiskalität iſt der Grund der 
ganzen Reform auf der einen, Ache Anwaltschaft 
auf der anderen Seite. Hat denn die Anwaltſchaft 
das verdient? Nein! Die Anwälte haben mitgeholfen, 
das Bürgerliche Geſetzbuch einzuführen; ſie haben die 
be ruhig getragen. Das nobile officium 
kann nicht in dieſer Weiſe weitergetragen werden; wir 
müſſen uns 1 har der An es m entſchieden ehandelt 
werden. Es hat der Anwaltvereinsvorſtand 10 nicht 
ur Reformfrage geäußert, auch die „Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift⸗ hat nicht etwa ſofort die Sache behandelt, 
ſondern erſt recht ſpät. 

Was meine Anträge, die ich geſtellt habe, betrifft, 
jo ziehe ich ſie zugunſten des modiſtzierten Antrags 
Hachenburg, verfen glänzenden Ausführungen wir 
im wefentlichen uns nur anſchließen können, zurück; 
ich empfehle Ihnen dieſen Antrag anzunehmen. 

um Schluffe erlaube ich mir noch zu bemerken: 
die deutſche Anwaltſchaft, gebunden an langdauernde 
Studien und Examina, pekuniär eingeengt dutch die 
Gebührenordnung, unterworfen den Standesgeſetzen, 
genötigt zur unentgeltlichen Vertretung der un⸗ 
bemittelten Parteien, darf und muß eine größere 
Berückſichtigung finden, als ſie in dem anwaltsfeindlichen 
Reformwerk zu finden iſt. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Vosſitzender: Ich habe den Seren Kollegen dahin 
verſtanden, daß er ſeinen erſten Antrag zurückzieht. 
Nun liegt aber noch ein zweiter Antrag vor, den er 
zuſammen mit dem Kollegen Dr. Herr geſtellt hat. 


(Derfelbe wird gleichfalls zurückgezogen.) 


Rechtsanwalt Pr. Auerbach⸗Frankfurt a. M.: Meine 
Herren, ich werde mich ſehr kurz fafſen und nicht über 
das Materielle ſprechen, — nicht deshalb, weil ich nur 
5 Minuten Zeit habe, fondern weil ich der Anſicht bin, 
daß durch die glänzenden Ausführungen des Kollegen 
Hachenburg die Sache fo großartig geklärt iſt, daß 
wir es nicht nötig haben, uns über die Gründe für 
unferen Beſchluß noch weiter zu unterhalten. Des 
weiteren muß ich mich kurz faſſen, weil mir der Boden 
unter den Füßen weggezogen iſt, nämlich das Amen⸗ 
dement Geiershöfer, über das ich ſprechen wollte. 
Ich meinerſeits hätte es für wünſchenswerter gehalten, 
wenn eine poſitive Faſſung der negativen vorgezogen 
wäre; da der Antrag aber zurückgezsgen iſt, kann ich 
arüber nichts mehr ſagen. | 

Aber noch eins. Es bleibt jetzt der Antrag Hachen⸗ 
burg; dieſem muß ich jetzt meine 1 geben, 
da er immer noch das fe iin hat dann auch 
die beiden Erforderniſſe erfüllt, die wir erfüllen müſſen: 
einmal die negativen und das andere Mal auch gewiſſe 
pofitive Vorſchläge. Nur in einer Beziehung möchte 
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ich die Antragſteller des Amendements zum Hachen— 
burgſchen Antrag bitten, ihren Antrag abzuändern. 
Es heißt unter Nr. 6: 


Der Vorſtand wird beauftragt, ſobald ein Ent⸗ 
wurf der Reichsregierung über dieſe Materie 
veröffentlicht ſein wird, erforderlichenfalls 
zur weiteren Beratung und Beſchlußfaſſung über 
Einzelfragen einen außerordentlichen Anwaltstag 
e 


Da würde ich bitten, das Wort „erforderlichenfalls“ 
zu ſtreichen. 
(Bravo!) 


Juſtizrat Landsberg ⸗Poſen: Meine Herren 
Kollegen! Der heute viel gelobte, böſe Kollege Hache n- 
burg hat einem in der Tat alle Butter vom Brot 
genommen und eigentlich jedes Wort überflüſſig ge⸗ 
macht. Mit Rückſicht darauf bleibt nur eine kleine 
Nachleſe übrig. 

Meine Herren Kollegen, ein Appell an die Amts⸗ 
gerichtsanwälte iſt ſchon von verſchiedenen Seiten mit 
eindringlichen Worten gerichtet worden. Ich möchte 
nur verſuchen zu zeigen, daß der wirtſchaftliche 
Hintergrund dieſer ganzen Zuſtändigkeitsreform nur 
eine untergeordnete Rolle ſpielen kann und keine 
Scheidewand errichten darf zwiſchen den Anwälten, die, 
was man auch immer ſagen mag, bisher doch auf ihr 
Standesbewußtſein und auf ihr and geg e 
gefühl ſtolz geweſen ſind. 


(Bravo!) 


Was wird denn das wirkliche Endergebnis dieſer Er⸗ 
weiterung der than eigen, ſein? — Den Amtsgerichts⸗ 
anwälten iſt ſchon entgegengehalten worden, daß ſie 
ich des ſchönen Beſitzes nicht lange 51 können; 
er ganze Nachwuchs wird den Amtsgerichten zuſtrömen, 
die Kollegen vom Landgericht werden zum Teil dahin 
überſiedeln. Und wenn ſie es bisher verſchmäht haben, 
die Amtsgerichtspraxis bis zu 300 Mark wahrzunehmen, 
wird es ihnen vielleicht lohnend erſcheinen, ſolche bis 
zu 1000 Mark wahrzunehmen, und ſie werden auch 
Konkurrenten der Amtsgerichtsanwälte werden. Wenn 
das Einkommen der Amtsgerichtsanwälte alſo bisher x 


betragen hat und auf = anwächſt, dann werden es 


nachher nur 1 ſein, — alſo ein Dancergeſchenk. 


Und was die ſoziale Geltung anlangt, — wird 
denn die nach dem Wert der Objekte bemeffen Richtet 
das Publikum ſein Vertrauen danach ein, ob es ſich 
um 300 oder um 1000 Mark handelt? Gibt nicht 
der Anwalt beim Amtsgericht ſich ſelber ſeine Stellung 
und Geltung? Er iſt genau ſo vornehm an ſich wie 
alle Landgerichts⸗ und Oberlandesgerichtsanwälte. 
„Den nenn ich vornehm, der ſich ſtreng beſcheiden die 
eigne Ehre gibt und wenig fragt, ob ihn die Nachbarn 
läſtern oder neiden.“ In Poſen hat es einen be⸗ 
freienden Eindruck gemacht, als ein älterer Kollege 
vom Amtsgericht aufſtand und ſagte, er ſei ſtolz 
darauf, ein Amtsgerichtsanwalt zu ſein und zu bleiben. 
Und mit ihm haben noch 4 oder 5 von den 15 zur 
Kammerverſammlung erſchienenen Amtsgerichtsanwälten 
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gegen die Zuſtändigkeitserweiterung geſtimmt. Es wäre 
zu wünſchen, daß dieſes Beiſpiel hier Nachahmung fände. 

Die eigentlichen Leidtragenden wären die Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte, zu denen ich auch zähle, ohne 
hier ſchamrot zu werden. Ihnen würde die Hälfte der 
Berufungsſachen entzogen: ein Eingriff in jura quaesita, 
der ſeinesgleichen ſucht. Man kommt ihnen mit dem 
billigen Rezept: abwandern! Ja, meine Herren, ſie 
haben ſich als Spezialiſten beim Oberlandesgericht 
niedergelaſſen, haben ſich einen Schatz von Vertrauen 
beim Publikum und bei den Anwälten der Vorinſtan 
erworben, — das ſollen fie fo leichthin fortwerfen! 
Nein, meine Herren, Abwanderung — das iſt nichts, 
mit dieſer Art von Sachſengängerei wollen die Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte nichts zu tun haben. Und den 
Ausgleich durch die Gebührenordnung würden ſie nur 
ſehr ungern in den Kauf nehmen. Sie wollen unter 
den alten honorigen Bedingungen ihren Beruf fort⸗ 
ſetzen, nicht nach dem Grundſatz: weniger Arbeit und 
höhere Bezahlung. 


Vorſitzender: Ich mache den Herrn Redner darauf 
aufmerkſam, daß ſeine Zeit abgelaufen iſt. 


Juſtizrat Landsberg⸗Poſen: Alſo, meine Herren, 
wenn wir von allen Schlagworten abſehen, die dieſe 
Reformatmoſphäre erfüllen, ſo müſſen wir zum Schluß 
wohl ſagen: es mag doch das hinter der ganzen 
Vorlage ſchlummern, was ſchon Kollege Hachenburg 
mit unwilligem Kopfſchütteln abgelehnt hat, daß man 
den Anwälten nicht grün iſt trotz aller feierlichen Ver⸗ 
ſcc au en. Meine Herren, da muß der Anwaltſtand 
ich auf ſich ſelber beſinnen und gegen dieſe Reform 
auftreten, weil ſie eine reformatio in peius iſt. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt Dr. Yöwenftein- Stuttgart: Meine 
Herren Kollegen, ich habe den Eindruck, daß ein ganz 
uter Beſchluß heute zuſtande kommen wird. Da 
halte ich es für notwendig, daß eine Saite ganz 
kräftig angeſchlagen wird, die heute noch nicht berührt 
worden 18 daß die Stimmen im Andaltstag ſich 
auch wenden an unſere Kollegen im Reichstag. Wir 
haben etwa drei Dutzend 0 Berufsgenoſſen im 
höchſten Parlamente ſitzen; ſie gehören den verſchiedenſten 
Parteien an, und nicht wenige davon ſind in führender 
a Davon hat man aber bis jetzt, 1 
in den letzten Jahren, wenn es die Intereſſen unſeres 
Standes gegolten hat, herzlich wenig bemerkt, da hat 
das Goetheſche Wort gegolten: 


Über allen Gipfeln 
fe Ruh, 
n allen Wipfeln 
püreſt du 

Kaum einen Hauch. 


(Heiterkeit. ) 


Als vor einigen Jahren auf Grund der Beſchlüſſe der 
Reichstagskommiſſion uns in ſo kränkender und 
ungerechtfertigter Weiſe der Zutritt zu den Kaufmanns⸗ 
gerichten entzogen wurde, da hat aus der Mitte 
unſerer Kollegen ſich keine Stimme für uns erhoben. 


36. Jahrgang. 


Nein, zwei Kollegen, einer aus Hamburg und einer 
aus Cöln, waren die erſten, die gegen unſere Zu⸗ 


laffung iert haben. Es iſt ja wahr, wir paar 
tauſend Anwälte ſind keine große lermaſſe, unſere 
Beliebtheit — ich will mich vorſichtig ausdrücken — 


lüßt zu wünſchen übrig, wenngleich jo mancher Kollege 
glaubt, daß er perſönlich außerordentlich beliebt ſei. 
= . (Große Heiterkeit.) 

Das Publikum 
rlich ſchwer genug erwerben müſſen, vor; 
unterlegene Gegner zahlt ſie 102 ungern, die unter⸗ 

legeue eigene ei nur mit höchſter Entrüſtung. 

. (Heiterkeit. | 
Wenn wir rückſichtslos im Intereſſe der Sache, die wir 
vertreten, vorgehen müſſen, ſo heißt das Härte. Alſo 


überall haben wir, bis jetzt wenigſtens, wenig Freunde 


und viel Feinde gehabt, wenn es die Intereſſen unſeres 
Standes getroffen hat. Ich hege die Zuverſicht, daß 
unfere Kollegen im Reichstag in dieſer Sache unſeren 
Standpunkt verfechten werden. ir wollen keine 
Intereſſenpolitik und ſind auch nach außen din nicht 


ag ſo laut zu reden, wie es der biedere Landwirt 


in der 


ewohnheit hat. 
(Heiterkeit. ) 


Aber in einer Srage. wie der vorliegenden, wo das 
ntereſſe des Standes ſo ganz Ehre und 
ich deckt mit dem Intereſſe der Allgemeinheit, geben 
wir uns der Erwartung hin, daß wenigſtens diesmal 
unſere Kollegen im Parlament ſch kräftig unſer an⸗ 
nehmen. ir haben heute geſehen, welch prächtige 
alte Herren wir unter unſeren Kollegen haben; man 
muß auch dafür ſorgen, daß der Nachwuchs ein guter 
wird, — a trifft die Kollegen im Parlament in 
erſter Linie die Verpflichtung, dafür zu ſorgen, daß 
unſer Beruf und unſere e auf voller 
Höhe erhalten werden, daß künftighin Männer von 
eiſtiger Bedeutung, die auf der Höhe der Wiſſenſchaft 
ſe en und die ausgeſtattet ſind mit Stärke des 
Charakters, unſerem Berufe nicht um deswillen fern⸗ 
bleiben, weil ſie in dieſem Berufe nicht mehr die 
Exiſtenzmöglichkeit zu ſehen vermögen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren, es tft der Antrag 
auf Schluß der Debatte geſtellt worden. Ich bin 
aber der Meinung, daß ie Seen Amtsgerichtsanwälte 


mit Recht verlangen können, daß zuvor einer von 
ihnen zum Worte gelangt, Ich werde alſo den Schluß⸗ 
antrag zurückſtellen, bis wir den Kollegen Roſe 
gehört haben. 


Rechtsanwalt e⸗ Harburg: Meine Herren, ich 
danke Ihnen zunächſt, daß Sie mir Gelegenheit 
gegeben haben, vor Schluß der Debatte . noch 


meine Meinung darzulegen. 39 darf daran die 
fernere Bitte fen, mir meine Aufgabe, einige 
Worte gegen die Anſicht der Majorität zu ſagen, nicht 


allzu ſehr zu erſchweren. | 
5 perſbalch bin wir ſind, und vor allen Dingen 
ich perſönlich bin durchaus der Anſicht, daß für die 


Inriſtiſche Wochenſchrift. 


hält uns unſere Gebühren, die uur 
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Fragen, die wir heute fo ausgiebig und in fo vor⸗ 

ügl der Weiſe beben behandeln hören, nicht das wirt⸗ 

chaft 0 N oder überhaupt ein Intereſſe der 
a 


nwal 


5 von dieſer Allgemeinheit ein Stück, und zwar ein 
recht tüchtiges Stück, auch die Anwaltſchaft if. Und 
deshalb würde es ganz merkwürdig ſein, wenn auf 
einem Anwaltstage nicht die Einwirkung dieſer Reform⸗ 
pläne auf die Anwaltſchaft ausgiebig zur Erörterung 


Wenn ich von dieſem Standpunkt aus die Sache 
betrachte, ſo bin ich der Anſicht, daß die Anwälte an 
den Amtsgerichten Sache unbefangener über- 
ſtehen, als die Herren an: den Kollegialgerichten, und 
ar deshalb, weil irgend ein wirtſchaftliches Intereſſe 
für uns bei ber ganzen Juſtizreform meines Erachtens 
nicht herausſchaut, während umgekehrt die Sache für 
die Herren an den Ko cgialgerichten eine Brotfrage iſt. 
Es iſt das heute nicht oder doch nur ſehr nebenſächlich. 
dur prache gekommen; aber ich habe ſonſt in dieſer 
etzten Zeit vielfach Gelegenheit gehabt, mit befreundeten 
Herren zu ſprechen, und da hieß es: wenn das Geſetz 
wird, bin ich ruiniert, dann kann ich meine ilie 
nicht ernähren, ufw. Dieſe Bedenken find nun ſicher zum 
mindeſten bar erheblich übertrieben. Aber ſie werden 
doch einma act Wenn ich nun den Herren auch gern 
laube, daß ſie von dieſem Standpunkt abſehen und 
9 ich prüfe das ganz unbefangen vom Standpunkt 
Allgemeinheit aus, 50 gibt mir das 3 17 dem 
Bedenken Anlaß, daß von vornherein der Blick der 
Herren der Reform gegenüber getrübt oder einſeitig 
präokkupiert ſei. 5 : ä 
Auf der anderen Seite iſt wiederholt uns von 
unſeren Gegnern vorgehalten worden, wir hätten gar 
nichts von der Sache. Das iſt völlig richtig. Einmal 
N es vollſtändig den Tatſachen, daß der erſte 
Teil des Entwurfs, dem ich im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit ſehr freundlich gegenüberſtehe, möglicherweiſe 
ur Ausſchaltung der Anwaltſchaft bis zu einem gewiſſen 
Grade führen kann; das will ich gern in den Kauf 
nehmen. Ebenſo glaube ich, daß eine ganz erhebliche 
Anzahl von neueren Anwälten — ich ſpreche nicht von 
einer Abwanderung der Herren von den Kollegial⸗ 
gerichten an die Amtsgerichte — und gerade der junge 
überreichliche Nachwuchs vielleicht in Verkennung der 
Lage ſic an den Amtsgerichten in erheblich größerer 
Anzahl niederlaſſen wird, als es das Bedürfnis er⸗ 
ordert. Alſo es iſt meine Überzeugung, daß wir 
beben ein wirtſchaftliches Intereſſe an der Sache nicht 
aben. | 
Sie werden dann vielleicht fragen: weshalb ſeid 
ihr denn ſo eifrig und leidenſchaftlich dafür? Einmal 
— wenn wir von unſerem eigenen Intereſſe ſprechen 
dürfen —, weil es ſeit 30 Jahren der erſte Schritt 
E. der uns geboten wird, uns aus der demütigenden 
tellung innerhalb der Anwaltſchaft herauszubringen, 
nur die kleinſten Bagatellprozeſſe führen zu dürfen. 
Wenn der Herr Vorredner eh hat: ihr müßt eure 
Stellung euch ſelbſt ſchaffen, das muß ein jeder, — ſo 
braucht uns das nicht geſagt zu werden, das verſteht 
80 * 
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dc von ſelbſt. Aber das nimmt uns nicht das Gefühl, 


aß uns tagtäglich die Klientel kommt, und wir ihr 
ſagen müſſen: wir ſind eigentlich na de 
Beftimmungen-: fo unfäbig, daß wir dich nur in Pro» 
zeſſen bis zu 300 Mark vertreten können. Und das 
iſt uns ſogar aus den Kreiſen der „ 


N Vorſiteuder: Herr gollege, die 5 Minuten ſind 


zu Ende. 8 | 
z (Allſeitiger Zuruf: Weiterſprechenl) 


Rechtsanwalt Noſe⸗ Harburg: Meine Herren, ich 
mit 


danke Ihnen. Ich ſage alſo: das iſt uns ja au 
großer * in einem amtlichen Schriftſtück ſogar 
aus dem Kreiſe der Anwälte an den Kollegialgerichten 
geſagt worden. kann nur ſagen, daß die Eingabe 
der Nürnberger Anwaltskammer an das bayeriſche 
Juſtizminiſterium, in der uns die Fähigkeit direkt 
abgeſprochen wurde, in höheren Objekten aufzutreten, 
in unſeren Reihen Erbitterung hervorgerufen hat, weil 
wir uns in ungerechtfertigter Weiſe in unſerer Standes⸗ 
ehre verletzt gefühlt haben. Vielleicht würde unfer 
Standpunkt ohne 9 Eingabe noch nicht einmal ein 
ſo ſcharfer geworden ſein. e e 
Wenn ich nun von dieſem, an und für ſich der 
Vorlage günſtigen Geſichtspunkt aus — weil er uns 

lesen erſten 
ſo ſehe ich gugleich daß wir uns in recht guter Geſell⸗ 
en. Ich will . gar nicht darauf 


Regierung — in dieſem Falle mit uns geht. Es gibt 
ja ſehr viele Menſchen, die nicht nur ſagen: ich kenne 
die Abſichten der Regierung nicht, und deshalb miß 
billige ich ſie; — nein, es gibt viele unter uns, die 
an jeder auch bekannten Vorlage der Regierung einen 
derartigen kritiſchen Maßſtab anlegen, daß ſie von 
vornherein gegenſätzlich gegen ſie ſich ſtellen. Kritik 
muß ſelbſtverſtändlich geübt werden und muß an einer 
ſolchen Vorlage ſcharf geübt werden, — und das wollen 


wir auch. 
(Rufe: Schluß!) 


Vorſitzender: Meine Herren, nachdem wir einmal 
nach Ablauf der 5 Minuten das Weiterſprechen geſtattet 
haben, bin ich der Meinung, daß wir damit auch neue 
5 Minuten konzediert haben. | Ze 


Bravo!) 


Rechtsanwalt Rofe- Harburg: Man mag dagegen 
ſagen, was man will: immerhin iſt ein derartiges Werk 
doch ein ſolches, was gründlich in den maßgebenden 
Inſtanzen überlegt iſt, und man kann der Regierung 
nicht ohne weiteres imputieren, wie das gesch en iſt, 
daß ſie die Vorlage im weſentlichen aus finanziellen 
Geſichtspunkten entworfen habe. | 

Meine Herren, wir haben dann noch Bundes⸗ 

enoſſen in der Fachpreſſe; für unſere Beſtrebungen 
find doch ganz erhebliche Stimmen laut geworden, und 
zwar nicht etwa aus unſeren Kreiſen — wir haben 
uns ja kaum darüber geäußert —, aber von ſeiten der 
Richter an den Kollegialgerichten. Ich erinnere nur 
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n geſetzlichen 


M 18. 1901. 


an die Schrift von Simonſon, an das Buch von 
Profeſſor Stein, das in unferem Sinne zu verwerten 
iſt, und an verſchiedene Außerungen aus den Kreiſen 
der Richter an den Oberlandesgerichten, auf die ich 
nicht weiter eingehen will. Und wenn dadurch min 
unſere freundliche Stellung zu dem Entwurf gefeſtigt 
wurde, ſo glaube ich, daß derſelbe bei einer weiteren 
ſachlichen Prüfung wohl ſtandhält. Er zerfällt in drei 
Teile; den Teil, der die Koſtenſätze betrifft, laſſe ich 
beiſeite, das würde uns ja zu weit führen; ich ſpreche 
nut von dem erſten Teil, der das amtsgerichtli 
Verfahren 5 — faffen will. Auch wenn Sie mir 
als Amtsgerichtsanwalt die Simnultanzulaſſung oder 
die Zuſtändigkeitserhöhung geben und damit jedes 
auch nur denkbare perſön iche Intereſſe De en 
würden, ich würde immer im Intereſſe der echts⸗ 
flege für dieſen Teil des Entwurfs im weſentlichen 
fein. Daß da Sachen drin ſind, die mir nicht gefallen, 
daß neben anderem z. B. der Zwang der Parteien 
zum Erſcheinen unter allen era as verwerfen 
iſt, das 51 mir gar nicht zweifelhaft. Aber hier von 
dieſer Tribüne aus ſind nur die Nachteile des Ent⸗ 
wurfs vorgetragen, nicht das, was darin gut iſt. 
Man kann mit Recht ſagen — und das wird das Ber⸗ 
trauen des Anwaltstages ſehr 5 — : es wird 
über eine Sache beſchloſſen, die den 


Dinge berührt hat, die in dem 
Meine Herren, ich muß ſchließen; 1 
dankbar, daß Sie mich noch länger angehört haben 
als Sie verpflichtet waren. Ich hätte gern auch no 
über die Kompetenzerhöhung geſprochen, muß aber 
leider meine Ausführungen hier abbrechen, weil die 
Zeit abgelaufen iſt. . 

: Wir kommen nun zur Abſtimmung 


| (Derſelbe wird angenommen.) ' 
Rechtsanwalt Schröder⸗Hohenſalza (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung:) Ich möchte nur feſtſtellen, daß ein einziger 
Amtsgerichtsanwalt zum Wort gekommen iſt gegen 
10 Kollegialgerichtsanwälte. N | | 


Vorſitzender: Ich würde nun alſo die Herren 
Referenten noch zum Wort aufzurufen haben. 
Ddieſelben verzichten.) 
| Abſtimmung. Nachdem der Berichte atter, Rechts⸗ 
anwalt Dr. Hachenburg, im Einvernehmen mit den 
Antragſtellern Wildhagen und Dr. Neumann, ſich 


Vorſi 
über den 


36. Jahrgang. f 


mit der Streichung des Wortes 1 
in Nr. 6 des Antrags nn erklärt hat, wird 
dieſer ſo modifizierte Antrag, wie durch Probe und 
Gegenprobe feſtgeſtellt wird, mit’ überwältigender 
Majorität angenommen. Der Beſchlu lautet demnach: 
1. Eine Reform des Zivilprozeſſes, der Gerichts⸗ 
safe Hung, des Gerichtäfo tengeſe es und der 
Gebü u: für Rechtsanwälte kann nur 
einheitlich und g deten Fel f. Die Neu⸗ 
. nur eines es iſt abzulehnen. 
2. Bei der Reform des Koſtenweſens (Geri 5 

und un ebühren) ift eine gerechtere 
teilun ſten anzuſtreben. Es i 5 
Abſtu > Prozeſſe nach ihrem Gegen⸗ 
ſtande wünſchenswert. Insbeſondere ſind far 

Klagen aus den Arbeitsverträgen, ebenſo 
das Verſ m die Koſten en are 


Der Herabi eine 

Koſten in abe ſtreitigen S — — 
Für Arreſtprozeſſe, Klagen aus schiedögeri ts⸗ 
urteilen, für nt ee 1m) die vollen 


Gebühren angezeigt. x 

3. Bei der Reform des Verfahrens iſt eine be⸗ 
3 Geſtaltung des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
ahrens nach anderen Prinzipien als des land⸗ 
N ragen insbeſondere unter Einführung des 

11 und Inquiſitionsprinzips, ab Faule nen 
Es iſt ebenſo eine n des es, 
die nach dem Vorbilde der bterreichiſceen 
Narbe wall für alle Prozeßformen den 
arteibetrieb völli 2 ausſchaltet und die Partei⸗ 
vorträge einſchränkt, abzulehnen. 

Es iſt eine Beſchlenni ung des Verfahrens 
anzuſtreben, die aber ohne Ge Gefährdung der 
1 und Richtigkeit der Entscheidung 
erfolgt. 

4. Bei der Reform der Gerichtaverfaſſung iſt das 
bisherige Syſtem der Kollegialgerichte beizu⸗ 
behalten. Eine Erſetzung desſelben durch das 
„ der gen ter, ift- abzulehnen. 

iſt für ſondere lle die Zuziehung 
von Zivilſchöffen, unter Wiedereingliederung 
der Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichte in die 
ordentli Verichts barkeit, in Aus icht zu 
nehmen. 

Ein Syſtem, das die Venere der 
Amtsgerichte lediglich 537 Streitwerte 
erhöht, iſt abzulehnen. Zu befürworten iſt 
dagegen eine Ubarweiſun g beſtimmter hierzu 
geeigneter Sachen, insbeſondere der Klagen 

au . und aus Unterha ts⸗ 

anſprüchenn. 

5. Bei der Reform der Rechtsanwaltsordnung 

und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
iſt eine Regelung derſelben dahin notwendig, 

e Je der Rechtsanwalt wirtſchaftlich und ſozial 

N Gach berg wird, daß er ſeiner = gabe als 

Glie er Rechtspflege in juriſtiſcher und ethiſcher 

Hinſicht ee kann. Es iſt eine Reviſion 

2 Nr 5 Gebührenordnung herbeizuführen, die durch 
Erhöhung der Sätze eine Verbeſſerung der 

Exiſtenzbedingungen der Rechtsanwälte (unter 

Ber ichtigung des unter 2. niedergelegten 
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Prinaip8) ue Es hat die Beſeitigung 
der mäßigen Vertretung der Parteien 
vor Amtsgerichten durch Perſonen, die 
nicht Rechtsanwälte ſind, zu er olgen. Es iſt 
die Zulaſſung aller innerhalb eines Land⸗ 
gerichtsbezirkes an einem Gerichte desſelben 
8 Rechtsanwälte beim Land⸗ 
1 Es iſt auf eine ſtärkere 
5 von Rechtsanwälten als Richter 
in die oberen Gerichte hinzuwirken. 
6. Der Vorſtand wird beauftragt, ſobald ein 
1 der Reichsre ab, gur über dieſe Materie 
- wenne dem wird, zur weiteren Beratung 
eee über Einzelfragen einen 
8 8 entlichen Anwaltstag einzuberufen. 


Die Anträge des Mitberichterſtatters, 8 
Wannow⸗Zoppot, ſind damit erledigt. 
Der Antrag Dr. Weiß: 


8 Deutſche Anwaltstag wolle beſchließen, den 

tand zu e den heute gefaßten 

80 luß nebſt einem Abdruck des Referats des 

Referenten Hachenburg . bald dem Reichs⸗ 

juſtizamt, ſämtlichen deutſchen Bundesſtaaten und 

ſämtlichen Mitgliedern des Deutſchen n 
zur Kenntnis 2, bringen, 


wird mit großer Mehrheit angenommen. 


Vorſitzender: Wir haben nun den Antrag des 
ee I ash. che en erledigen, der or geg. 
nwaltverein wolle das Reichs⸗ 
5 Be den = eänderten Entwurf des 
Ges etzes betreffend Anderung der Gerichts⸗ 
beleben uſw. tunlichſt bald nach Fertigſtellung 
dem Deutſchen Anwaltverein zugehen zu laſſen. 
Ich glaube, daß wir den wohl noch vornehmen 
können, obgleich daß Lokalkomitee ſtark auf Schluß 
dränge. 
Antragſteller Rechtsanwalt Dr. A. Wulff⸗ Shin; 
Meine Herren, ich will mit meinem Antrage unſeren 
Anwaltverein bei der Regierung nur in Erinnerung 
bringen. Wir haben die Behandlung, die uns bisher 
uteil geworden iſt, nicht verdient, und wir ſind keine 
Elemente, denen man nicht „vertraulich“ Sachen zugehen 
laſſen kann. Das will ich nur ſagen und daran die 
Erwartung knüpfen, daß in ann wir auch die Ent- 
würfe zur Begutachtung und zur Beratung erhalten. 
ch bemerke noch: ich bin Anwalt in Hamburg, und 
wir ſind nach der Sachlage vollkommen unintereſſiert. 


Abſtinuung. Der Antrag wird einftinmig an⸗ 
genommen. 


Borſitender; Damit ind wir für a zum 
Schluß gekommen. Die nä I“ Sitzung findet morgen 
Mittag um 12 Uhr ſtatt; ſollte die Hülfskaſſe mit 
ihren erhandlungen eher fertig ſein, ſo beginnen wir 


Schluß der Sitzung 4 uhr) 
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Dueite Sms. 
Donnerstag, den 12. September 1907. 


Der Vorfttzende, Geheime eg Erythropel⸗ 
Leipzig, eröffnet die Sitzung um 17 Uhr. 


Vorſitzender: Die Sitzung iſt eröffnet. 
Es kommt nunmehr zur Verhandlung Punt 1 der 
Tagesordnung: 


Decwungelegung und Eutlaſtung des Vor- 


er 8c bitte Herrn Kollegen Deiß, ſeinen ent zu 
tatten. 


uftizrat Dr. Deiß⸗Leipzig: Die letzte bis zum 
uli 1905 auf dem Anwaltstage in Hannover 
gi Rechnung ſchloß mit einem Dedninierken Kaſſen⸗ 
eſtande von VVV . 36 959,45 M 
1. Die Einnahme betrug vom 13. 3. Sul 
bis 31. Dezember 1905 
a) an Mitgliederbei⸗ 
109 080,00 * 


Summa 110 454,55 


2. Für die Zeit vom 1. Januar die 
31. Dezember 1906 


a) an Mitgliederbei⸗ 
91 725,00 4 


46,10 * | 
c) Binfen ........ 3 301,95 - 
Summa. 


3. Für die Zeit vom 1. Januar bis 
4. Juli 1907 
a) a 1 N 
b) für e Entſcheidun⸗ 
gen des Ehren⸗ 
erichts hof 48,50 = 
e) Zinſen 1790,57 = 


Summa 6 92407 - 


Die Geſamteinnahme für die Rechnungs- 
periode bis zum 4. Juli 1907 beträgt \ 
demgemäß 249 111,124 


Die Ausgabe betrug: 


1. Sr die Zeit vom 13. Juli bis 31. Dezember 
55 e 


trägen 
b) 1 Terminkalen⸗ 


95 073,05 


4 785,00 M. 


.v... ."2> 0 ve ee oe 2 „% „ 0 oe 


3 entfallen folgende Haupt⸗ 
poſten 

a) auf Rechnungsbetrag von Carl 

Heymanns Verlag für Termin⸗ 


Seite... 55 076,73 & 
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Übertrag.... 


5 —— ynb 15 9 per⸗ 

undenen Verzeichniſſe | 

| 11 098,75 A 

b) auf la sk ber Buch⸗ 

andlung W. Moejer für die 

Juriſtiſge ee rift 

diverſe andere Druck achen 

36 589,85 AM .. 

nach Pence u. a. des Anteils 
des Deutſchen Anwaltvereins 
am Ertrage der Abonnements, 
nſerate und Beilagen der 
Eulen: 8919 ve in 
öhe von 52,734 
(ef. Fol 152 Bond 1905 II. 


2. 1 die Men vom 1. Januar bis 
Dezember 19000 


Bienen entfallen folgende Haupt» 


po 
a) 25 000 M für Anſchaffung 
von Schuldverſchreibungen der 
3, prozentigen kon 1 idierten 
preußiſchen Staatsan Pre ein⸗ 
Era gen in das Preußiſche 
taatsſchuldbuch und 25 000 A 
für Anſchaffung von Schuld⸗ 
berſchrelbun Seins der 31%. nn 
1 1 Du 
1 en in das Re uldbu 
5 Hl. 160 Band 1908, II | 
b) auf Rechnungsbetra von Cart 
Heymanns erlag für Termin- 
kalender und die damit verbun⸗ 
denen Verzeichniſſe 12 198,40 4 
c) auf Rechnungsbetrag der Buch⸗ 
ndlung W. Moeſer für die 
uriſtiſche Wochenſchrift, Ent⸗ 
ſcheidungen des hrerger hre, 
ſache a. ſchiedene 1 an = 
ae de 9,37 4 
d) 1 ane u. a. 5 en teils 
des Deutſchen Anwaltvereins 
am Ertrage der 
Julias und Beilagen der 
uriſtiſchen 8 40 3 
Höhe von 
(ef. fol. 94 Band 1 1900 


3. Fur 10 Zeit vom 1. Januar bis 
4. Juli 11172707 4 


65.076,73 4 


und 


127 856,13 


Die ee ganzen Rechnungs⸗ 
periode beläuft ſich demgemäß auf 194 104,93 A 


Bei der Geſamteinnahme von ....... . 249 111,124 
und der Geſamtausgabe voen 194 104,93 
ergibt ſich ein Beſtand N ‚55.008,19 # 


Derſelbe iſt, ſoweit nicht laufende m; zu 
berückſichtigen find, bei der Allgemeinen Deutſchen 
Creditanſtalt in Leipzig auf Rechnungsbuch Nr. 62 134 
verzinslich deponiert. 


36. Jahrgang. 


Die Kaſſenbücher für bie re fowie 
ſämtliche Einnabme- und Ausgabebelege haben den 
von dem Vorſtande zu Reviſoren beſtellten en 
Kollegen Dr. Anſchütz und Dr. Lengnick in Leipzig 
vorgelegen, nach vorheriger rechneriſcher Prüfung der 
1 durch den Bankbuchhalter der Allgemeinen 
Deutſchen Creditanſtalt zu Leipzig, Herrn Hausburg. 

Die Reviſoren haben die Rechnung geprüft und 
beſcheinigt, daß ſie nach Vornahme einer größeren 
Anzahl von Stichproben nichts zu beanſtanden gehabt 
haben. Die Kaſſenbücher, ſowie dieſe Beſcheinigung 
liegen auf dem Tiſch des Hauſes aus. 


Vorſitzender: Meine Herren, namens des Vor⸗ 
ſtandes habe ich auf Grund des eben erſtatteten 
Berichts zu beantragen, daß dem Vorſtande Entlaſtung 
erteilt werde, und eröffne über dieſen Antrag die 
Diskuſſion. el a 


Rechtsanwalt Grämewald-Gieken: Ich habe die 
Ehre, im Auftrage von zahlreichen Kollegen aus 
Berlin, Rheinland, Heſſen und Süddeutſchland einen 
nn zu ftellen, den ich dem Herrn Vorſitzenden 


| (Berlieft den Antrag.) 


Vorſitzender: Dieſer Antrag war mir bisher 
nicht bekannt. Ich möchte aber, daß wir die Diskuſſion 
dementſprechend teilen, und bitte, zunächſt Beſchluß zu 
faſſen in bezug auf das Rechnungsweſen; wir können 
ja hinterher über dieſen zweiten Antrag verhandeln. 

Alſo ich formuliere den Antrag des Vorſtandes 
dahin, daß der Anwaltstag dem Vorſtande in bezug 
auf die Rechnungslegung Entlaſtung erteilt. 

(Dieſer Antrag wird einſtimmig angenommen.) 

ch verleſe nunmehr den eben eingereichten Antrag. 

Derſelbe lautet: | | 

Der Anwaltstag wolle die 1 des Vor⸗ 

ſtandes ablehnen, weil derſelbe im Widerſpruch 

u der Vorſchrift des S 5 der Satzungen dem 

ntrag von 2 304 Rechtsanwälten auf Ein⸗ 

berufung einer außerordentlichen Tagung nicht 

pre hat. Sollte der Vorſtand der Ver⸗ 
ſammlung zuſichern, — — 

Meine Herren, derartige Zuſicherungen gibt der Vor⸗ 

ſtand überhaupt nicht ab. 

(Bravo!) 


Damit fällt alſo diefer Teil des Antrags. 


Juſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar i. E. (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Ich möchte nur bitten, feſtzuſtellen, welche 
Anzahl etwa von Kollegen jetzt noch in der Ver⸗ 
ſammlung iſt. 


Vorfigenber: Das können wir nicht. Wenn die 
Herren Kollegen unſerer Einladung nicht Folge leiſten, 
jo müſſen wir mit der Majorität rechnen, die da ift. 


uſtizrat Dr. Vohſen⸗Colmar i. E.: Gewiß, Herr 
Präſident, es iſt aber „ ſpäter zu wiſſen, 
welche Majorität hier war, und mit welchen Stimmen 
hier gezählt worden iſt. 
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Vorſitzender: Ich kann der Anregung nicht folgen. 
Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über den Antrag 
Grünewald. 


Antragſteller Rechtsanwalt Grünewalb⸗Gießen: 
Meine Herren, es waren über die Intentionen meiner 
a falſche Anſichten in der Richtung ver⸗ 
breitet, daß es ſich darum handle, die Geſchäftsführun 
des Vorſtandes im allgemeinen anzugreifen. Das iſt 
unrichtig; uns leitet nur das rein ſachliche Intereſſe, 
daß wir feſtſtellen, ob dem Deutſchen Anwalt⸗ 
verein das Recht, das ihm 8 5 feiner Satzungen 
uweiſt, wirklich zuſteht, oder ob es durch Nichtbefolgung 
ſeitens des Vorſtandes illuſoriſch gemacht werden kann. 
Im übrigen die Geſchäftsführung des Vorſtandes, 
insbeſondere heute nach dem imponierenden Verlauf 
der Verſammlung und der er und nach der 
Art und Weiſe, wie unſer verehrter Vorſitzender dieſe 
geleitet hat, dieſe Geſchäftsführung anzugreifen, liegt 
weder in unſerem Sinn, n iſt es heute an⸗ 
ebracht. Im Gegenteil, der Verlauf der Ver⸗ 
Fanden at sent, daß dieſer Teil der Geſchäfts⸗ 
— ag nur unſere Achtung und Bewunderung hervor⸗ 
rufen kann. 2 | Ä | 
Aber, meine Herren, das entbindet uns nicht davon 
nachzuprüfen, ob in der verfloſſenen Zeit hinfichtlich 
des Antrags von 2304 Kollegen der Vorſtand des 
Anwaltvereins das Recht der Kollegen, die den An⸗ 
trag geſtellt haben, verletzt hat oder nicht. 

Es liegen drei Tatſachen vor. Es liegt die Tat⸗ 
ſache vor, daß 2304 Mitglieder den Antrag auf eine 
außerordentliche Tagung geftellt haben. Es liegt zwei⸗ 
daß $ 5 der Satzungen impe⸗ 
der Vorſtand einem derartigen 
Antrage, wenn er vom zehnten Teil der Mitglieder 
des iſt, zu entſprechen hat; es iſt nicht eine Willkür 
es Vorſtandes 117 en, ſondern es iſt zwingende 
Vorſchrift, der er ohne weiteres zu fel en hat — wie 
etwa der Vorſtand einer Aktienge ellſchaft nicht zu 
prüfen hat, ob ein formell korrekter Antrag einer 
Ben Minorität opportun iſt oder nicht. Der 

tand hat einfach einen Termin zu beſtimmen und 
in die Reihen der Vereinsmitglieder zurückzutreten; 
er hat die Initiatipe dieſer Antragſteller hinſichtlich der 
Verhandlung abzuwarten. 

3 liegt die dritte Tatſache vor, daß der Vorſtand 
den Antrag der 2 304 Kollegen nicht befolgt hat. 

Meine Herren, Sie haben gehört, welche Gründe 
den Vorſtand hierbei geleitet haben, und ich er⸗ 
kenne ohne weiteres an, daß der Vorſtand im guten 
Glauben an die Richtigkeit ſeiner Maxime gehandelt 
hat. Ich will des näheren auf die Begründung des 
Herrn Geheimrats Erythropel nicht eingehen, will 
aber bemerken, daß die ganzen Ausführungen, die er 
uns gegeben hat, ſich nur auf dieſe bona fides be⸗ 
iehen, alſo nur die ſubjektive Seite der Handlungsweise 
es Feser E in das richtige Licht zu ſtellen und 
von dieſer Seite aus den Vorſtand als entſchuldigt 
erſcheinen zu laſſen geeignet ſind. Aber, meine Herren, 
damit iſt es nicht getan, ſondern es handelt 
je darum, ob objektiv durch den $ 5 dem Verein 
das Recht zugewieſen ift, ganz ohne Rickſicht auf die 
Wünſche und Gedanken des Vorſtandes eine außer⸗ 


tens die Tatſache vor 
rativiſch anordnet, daß 
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ordentliche Tagung einzuberufen. Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus habe ich den Antrag zu begründen, der 
nicht ein Mißtrauensvotum ſein ſoll, ſondern taktiſch 
ſich nicht anders einordnen konnte, als daß man ihn 
bei Zaun 1 der Tagesordnung zur Sprache brachte. 
Meine Herren, wir ſtehen auf dem Standpunkte, 
daß, nachdem der Vorſtand den Antrag von 2 304 
Kollegen in der Hand hatte, er ohne weiteres die 
Tagung einberufen mußte, daß es ihm nicht 
zuſtand, zu prüfen, ob ſchönes Wetter bevorſtehe, oder 
ob ein geeigneter Tag oder ein geeigneter Ort vor⸗ 
handen ſei, oder ob irgendwelche Gründe dafür oder 
dagegen ſprachen. Dieſe Erwägungen waren dem 
Vorſtand vollſtändig entzogen; er hatte die Vorſchrift 
zu fes fin „wonach außerordentliche Tagungen zu 


berufen ſind, wenn 556 Mitglieder ſie beantragen. 
Meine Herren, auch auf die Wünſche der Regierung 
etwa oder auf die Erwägungen, die ſich ergeben 


haben in perſönlichen Verhandlungen mit Regierungs- 
vertretern, hat der Vorſtand nicht Rückſicht zu nehmen; 
wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß ſolche Rückſichten 
in jener Zeit beſonders bedenklich und gefährlich waren. 
Man kann es verſtehen, daß die Regierung einen Ent⸗ 
wurf, der das Licht der Offentlichkeit zu ſcheuen hatte, 
nicht der Offentlichkeit preisgeben und von der Anwalt⸗ 
ſchaft kritiſieren laſſen wollte. Ich glaube, es würde ein 
Sturm der Entrüſtung durch unſere Reihen gegangen 
ſein, wenn auf der außerordentlichen Tagung der Ent⸗ 
wurf, den wir geſtern auch nur 5 kennen 
gelernt haben, den Kollegen mitgeteilt worden wäre. 
eine Herren, es iſt außerordentlich bedenklich, auf 
die Wünſche einer Regierung Wert zu legen, 
die — wie die geſetzgebenden Faktoren über⸗ 
haupt — ſeit dem Jahre 1879 niemals Wohl⸗ 
wollen gegen die Anwälte gezeigt hat; es hat niemals 
Huld von dort herab auf uns geſchienen. Wo irgend⸗ 
wie ch die geſetzgebenden Faktoren mit der Anwalt⸗ 
ſchaft erhäftigt haben, da ift immer und allemal nur 
um Nachteil der Anwälte gehandelt worden, und der 
twurf, der durch die . des Vor⸗ 
ſtandes nicht zu unſerer Kenntnis gekommen iſt, 
iſt nicht nur nachteilig, ſondern er iſt direkt feind⸗ 
ſelig. Deshalb, meine Herren, glaube ich, daß 
gerade in dieſem Falle es ganz beſonders bedenklich 
und gefährlich war, auf „ die auf 
die Wünſche der Regierung hinblickten, in irgend einer 
Weiſe Rückſicht zu nehmen. | 
Wenn gejagt wird, daß es wohl nicht anders 
ge wäre, wenn im ril in Frankfurt der 
nwaltstag ſtattgefunden und ſich gegen die Regierungs⸗ 
vorlage erklärt hätte, ſo bin ich denn doch anderer 
Meinung. Es würde einmal durch dieſe außerordentliche 
Maßnahme mehr die allgemeine Aufmerkſamkeit an⸗ 
eregt, die öffentliche Moral angerufen worden 
Fein, als wenn auf einer Bee Tagung im 
Rahmen des ordnungsmäßigen Verlaufs der Geſchäfts⸗ 
behandlung 8 dieser Punkt zur Sprache kommt; er 
würde in den Mittelpunkt des Intereſſes gerückt worden 
ſein, und davon hätte ich mir an ſich ſchon eine größere 
Bedeutung des Beſchluſſes, der dort ergangen wäre, 
verſprochen. Und, meine Herren, es iſt meiner Anſicht 
nach auch nicht richtig, daß die eine oder andere der 
verbündeten Regierungen mehr Rückſicht als heute 
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auf einen damaligen Beſchluß nicht genommen hätte. 
Nachdem wir heute gehört haben, vielleicht durch einen 
Bruch des Vertrauens, daß einzelne Regierungen 
ſich ſchon feſtgelegt haben, ſo beſtand doch damals 
eine ſolche ſtlegung nicht, und. unfere 
Kundgebung hätte unbeſchriebene Blätter ange⸗ 
troffen — und ich glaube, daß die Regierungen 
der impoſanten Kundgebung gegenüber, daß der 
Deutſche Anwaltverein eine außerordentliche Tagung 
veranſtaltet und ſich mit erdrückender Majorität gegen 
die Vorlage ausgeſprochen hätte, doch nicht den Mut 
gehabt hätten, ihre Vertreter im Bundesrat für die 
Genehmigung dieſer Vorlage zu inſtruieren. 

ö (Rufe: Na! na) 
— Ja, wenn Sie Zweifel darüber äußern, ſo denke 
ich doch vielleicht von unſeren Regierungen höher, als 
Sie es in dieſem Falle tun. — 8 

Wir ſind aber auch der Meinung, daß die Km 
des Vorſtandes in dieſer Frage nicht ganz ſingulär 
zu beurteilen und zu betrachten iſt, ſondern daß ſie 
in gewiſſem Sinne ſymptomatiſch iſt. Und dieſe tiefere 

trifft auch unſer Antrag. Wir wollen es zur 

iskuſſion ſtellen und wollen es vom Anwaltverein 
auch ausgeſprochen haben, daß die Vorſtände unſerer 
Anwaltskammern nicht unſere Vorgeſetzten ſind, ſondern 
daß fie unſere Organe find, daß fie unſere 8 ſſen 
zu vertreten haben, und daß ihnen auch die Initiative 
in der Intereſſenvertretung zukommt. Wir hätten 
geglaubt, daß auch ohne den Antrag der 2304 Kollegen 
ohne weiteres ſchon ſeinerzeit der Vorſtand Ver⸗ 
anlaſſung genommen hätte, ſich mit dieſer eminent 
wichtigen Frage zu befaſſen, Bu 

(lebhafter Beifall) 


daß er — ſchon jeden Tag im 
befaßt hätte uud ohne weiteres in 
Kollegenſchaft getreten wäre. | 

Ich bin auch der Meinung, daß vertrauliche Mit- 
teilungen der Regierungen an den a jagen ich nicht 


ahr fich damit 
ontakt zu der 


gehören, daß vielmehr der Vorſtand zu ſagen hat: wir 
wollen nichts Vertrauliches mitgeteilt haben, und wenn 
ihr uns etwas mitteilt, ſo erfahren es ſelbſtverſtändlich 
auch unſere Berufsgenoſſen, wir ſind verpflichtet, 
unſeren Berufsgenoſſen dieſe Mitteilung zu machen, 
wir dürfen ſie nicht irgendwie vertraulich behandeln. 


(Bravo!) 


Und auch von dieſem Geſichtspunkt aus haben wir 
es für nötig gehalten — — 


BVorſitzender: Ich muß den f errn Redner darauf 
aufmerkſam machen, daß die 10 Minuten um find. 


Antragſteller Rechtsanwalt Grünewald ⸗Gießen: 
85 bin gleich fertig; ich erkenne auch vollſtändig an, 
daß es geradezu eine ſittliche Pflicht iſt, uns auf 
möglichſte Kürze zu beſchränken, und komme deshalb 
zum Schluß. 

Wir gehen nicht in einer ſcharfen Weiſe gegen 
den Vorſtand vor; wir erkennen die Tätigkeit 
des V des, wo ſie anerkannt werden muß, 
vollſtändig und gern an; wir wollen aber gewahrt 


36. Jahrgang. 


wiſſen das Recht des Vereins, daß der § 5 nicht nach 
Willkür behandelt wird, ſondern daß der Vorſtand, 
wenn der Antrag in korrekter Form an ihn kommt 
ohne weiteres ihm ſtattzugeben hat. Es handelt ſich 
lediglich um ein Recht, um das wir ſtreiten, und 
ich ſollte meinen, daß Rechtsanwälte uns dies Vor⸗ 
gehen nach keiner Seite hin verargen werden. 


Beifall.) 


Vorſitzender: Ich möchte die folgenden Herren 
nur bitten, die tatſächliche Lage ſo zugrunde zu legen, 
wie ich ſie geſtern vorgetragen habe, und nicht uns 
etwas zu ſupponieren, was von dieſer Seite nicht 
ugegeben iſt. Ich bemerke das namentlich mit Rückſicht 
darauf, daß uns unterſchoben wird, als ob wir auf 
die Wünſche der Regierung irgendwelche Rückſicht 

nommen hätten. eine Herren, Sie können ſich 
achlich äußern, aber ich möchte nicht, daß etwas voraus 
geſetzt wird, was tatſächlich nicht vorliegt. u 


Rechtsanwalt 5 Meine Herren, für 
uns iſt das, was der Herr Präſident ſoeben ausgeführt 
hat, auch das entſcheidende Novum; wir legen unſerer 
Auffaſſung zugrunde die Erklärung, die der Vorſtand 
uns gegeben hat, und da Herr Kollege Grünewald 
jetzt nicht mehr das Wort hat, ſo muß ich das doch 
richtigſtellen. Er hat keineswegs geſagt: der Vorſtand 
3 mit der Regierung irgend etwas vereinbart und 
at ausgeſprochenermaßen aus Rückſicht auf die Re⸗ 
ierung etwas getan, — ſondern er hat geſagt: 
ie ganze Geſchäftsführung hat uns den Eindruck 
emacht. Meine Herren, über Eindrücke läßt ſich 
ſpre en, — dieſen Eindruck haben wir gehabt, und 
wir haben 950 verſtärkt bekommen durch das Verhalten 
des Vorſtandes uns gegenüber. Meine . der 
Vorſtand Br geitern eine Erklärung abgeben, und ich 
Br das ſehr bedauert. Der Herr Präſident hat da⸗ 

ei hinzugefügt, wir hätten morgen Gelegenheit, unſere 
Antipathien zum Ausdruck und zur Geltung zu bringen. 
Meine Herren, wir kennen die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes gar nicht; ſoweit wir ſie lebt auf dieſer Ta⸗ 
gen kennen gelernt haben, wiſſen wir, wer Mitglied des 

orſtandes ft das find aber nur drei oder vier Perſonen; 
im übrigen ft der Vorſtand für uns ein Abſtraktum, 
und wir kämpfen weder für unſere Perſonen perſönlich, 
noch kämpfen wir gegen eine Perſon des Vorſtandes. 
Der Vorſtand iſt die Geſamtheit unſerer Beauftragten; 
wir betrachten alſo den Anwaltverein als den Herrn 
des Geſcalts und den Vorſtand als die Angeſtellten 
des Geſchäfts. Das wollen wir dadurch zum Aus⸗ 
druck bringen, daß wir ſagten: wir proteſtieren da⸗ 
gegen, daß diejenigen, die fee den Anwalt⸗ 
verein zu vertreten haben, die Anträge der Mitglieder 
unbeachtet laſſen. Und wenn wir nur ein Zehntel 
eweſen wären, ſo wären wir doch die Geſchäftsinhaber. 

ir proteſtieren dagegen, daß unſere Angeftellten — — 


Vorſitzender: Ich muß Sie aber bitten, im Inter⸗ 
eſſe der Würde des Vereins den Vorſtand nicht als 
einen „Angeſtellten“ zu bezeichnen. 1 
(Stürmiſcher * Lebhafte Rufe! Schluß! und 

iderſpruch dagegen.) | 
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ordentlic F 


die großen Vergnügungen eines ordentlichen 


Kognition bringen wollen, und 
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Rechtsanwalt Soldau Mainz: Meine 5 ſo⸗ 
lange Sie mir das Reden zur Sache unmöglich machen, 
1 meine 10 Minuten nicht. 

(Heiterkeit und Widerſpruch.) | 
Das ginge doch gegen die guten Sitten; Obſtruktion 
kann doch nicht zugelaffen werden. — Meine Herren, 


ich frage Sie und auch diejenigen, die dem Herrn 


Präſidenten ſoeben recht gegeben haben, ich frage Sie, 
ob ich nicht dieſe 5 e Unterſcheidung zwiſchen 
Auftraggeber und Beauftragten machen darf, auch auf 
die höchſten Herrſchaften übertragen. Meine Herren, 
Angeſtellte find diejenigen, die den Auftrag generell 
empfangen, die nicht für ein ſpezielles Geſchaft als 
Mandatare auftreten. Ich kann den Direktor einer 


großen Aktiengeſellſchaft, den Miniſter, der angeſtellt 
iſt wie jeder andere Beamte, nicht anders nennen, als 


erren, ich wollte 
Charakteriſtikum der Stellung 
usdrud ar 1 0 8 8 5 85 


ich es 5 gelernt habe. Meine 
lediglich dieſes juriſtiſ 
des Vorſtandes zum 


Sachlage wollte ich klarſtellen, und ich habe ausdrück⸗ 
lich en t, daß ich von einem Abſtraktum und nicht 
von Perf 


onen ſpreche, und daß ich Perſonen anzu⸗ 
greifen nicht Urſache und auch nicht Luft babe; ich 
. nicht gegen Perſonen, die ich als ſolche kaum kenne. 
Nun hat der Herr Präſident geſagt, wir ſollten 
unſere Antipathien zum Ausdruck und zur Geltung 
bringen. glaube der Satz „quisquis: bonus 
muß doch auch unter uns gelten, 
ſolange Sie nicht den Gegenbeweis Eee aben; 
Sie müſſen uns doch wohl als gleichberechtigte 4 
anwälte behandeln und müſſen uns das glauben, b 
keinerlei perſönliches Motiv uns geleitet hat, da 
lediglich der Vorſtand als ſolcher der Gegenſtand 
unferer Beſprechung fe 
Wir haben einen Anwaltstag beantragt, weil wir 
eine ganze Reihe von Anregungen für dieſen außer⸗ 
0 ir haben angenommen, 
daß für den heutigen Anwaltstag — und das iſt Tat⸗ 
ſache, Sie ſehen es * — die Tagesordnung außer⸗ 
ordentlich überlaſtet ſein wird; wir ſind ein u in 
nwalts⸗ 
tages, der ja gewiſſermaßen einen feſtlichen Anſtrich 
hat, und deshalb wollten wir einen auß erordent⸗ 
lichen Anwaltstag haben. 8 
Wenn wir das nun beantragen und uns alle dieſe 
verſchiedenen Punkte überlegen, die wir zu Ihrer 
wir bekommen die Zu⸗ 
ſtimmung von 2 304 Kollegen, und dann kommt der 
Vorſtand und ſagt: das iſt ein übereilter Antrag, — 
nehmen Sie es uns übel, meine Herren, wenn wir 
dann ſagen: woher weiß denn das der Boritand? 
Weiß denn der Vorſtand, was wir vortragen wollen? 


Ja, weil er das nicht wiſſen kann, alſo zur Wahrung 


der Intereſſen der Vereinsmitglieder, ſchreibt ihm das 
Statut vor, wenn 556 Mitglieder es beantragen, ohne 
Unterſuchung dieſem Autrag ſtattzugeben. Und nun⸗ 
mehr hat der Herr Präſident geſtern geſagt: wir ſind 
diese heute noch der vn ung, daß die Mehrheit 
dieſer 2 304 Kollegen der Anficht iſt nach dem, was ſie 
hier gehört haben, daß dieſer Antrag ein übereilter 
war. Ich weiß nicht, wie man das ſagen kann. Aber 
ich ſtelle mich auf den Boden: — was würde denn 
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das bedeuten? Nehmen Sie an, mehr als die Hälfte 
der 2 304 Antragſteller wäre jetzt dieſer Anſicht, 
ſo wären wir immer noch das Doppelte der ſtatutariſchen 
Minderheit und hätten immer noch das Recht, auf unſerem 
Verlangen zu beſtehen; und wenn der Vorſtand gar mit 
der Tatſache rechnet, daß es eine Minderheit von nur 
einem Drittel ſei, ſo hätten wir immer noch 760 Stimmen 
und wir brauchen bloß 556. — Ja, meine Herren, i 

führe das aus, weil der Herr Präfident Note: er 
brauche das nicht zu berückſichtigen, weil die Mehrheit 
anderer Anſicht if. Das iſt juriſtiſch unhaltbar. 
Wenn mein Name auf einem Zettel mit 555 Kollegen 
ſteht, ſo habe ich das Recht auf Einberufung, und 
wenn ich das negiert bekomme, ſo darf ich hierher 
kommen und darf ſagen: bitte, habe ich das Recht, 
oder habe ich es nicht? Ich will nicht etwa Unfrieden 
1 ſondern ich wende mich an das Plenum als 

ichter. 

Meine Herren, wenn Sie es für inopportun halten, 
daß wir dieſen Gegenſtand hier zur Sprache bringen, 
ſo ſage ich Ihnen als Richter: die Frage der 
Opportunität haben Sie nicht zu berückſichtigen. Ich 
ſtelle die Frage: haben wir das Recht? Und da 
müſſen Sie sine ira et studio uns die Antwort geben: 
ihr habt das Recht! Meine Herren, ich frage Sie: 
was ſoll man dazu ſagen in einer Verſammlung von 
Advokaten, daß Den Ude, der eine Klage erhebt, ein 
Friedensbrecher ſei? Dann ſind Sie ja gewerbs⸗ 
mäßige Friedensbrecher! Und weil es nach dem 
Vorſtand gegen unſere Regierung geht, ſoll die Klage 
ein . Wenn Sie den Auftrag an⸗ 
nehmen, gegen die Regierung eine Klage zu erheben, 
jo kann man Ihnen nicht den Vorwurf des Land⸗ 
5 machen. Wie kann man den Advokaten, 

er die Regierung zu verklagen übernimmt, als Rechts⸗ 
brecher, als Friedensbrecher bezeichnen! Nein, wir 
1 Vertreter des Rechts, und wir dienen allen 
enjenigen, die verletzt ſind oder verletzt zu ſein 
glauben, und wir bringen damit nicht den 1 
nicht den Krieg in die ſtaatliche 5 ondern 
wir dienen dem Frieden, indem wir für ä 

was die Grundlage des Friedens iſt: 
Recht, — und wir wollen nicht mehr. Ich 
haben wir das Recht, oder haben wir es nicht? Ich 
bitte, geben Sie uns die Antwort! 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Konrad Haukmann-Stuttgart (zur 
Geſchäftsordnung): Meine Herren, ich verſtehe die 
Stimmung der Kollegen, welche ſich die Mühe gegeben 
haben, die Stimmen zuſammenzubringen, und die auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß die Ablehnung nicht 
richtig geweſen ſei, wenn ſie jetzt ihren Standpunkt 
hier begründen wollen. Das haben ſie nun aber 
getan, und ich meine, es wäre 150 genug. Ich bitte 
die anderen Herren, daß ſie ihre Wortmeldung zurück⸗ 
ziehen, und ich bitte die Herren, die den Antrag geſtellt 
haben, nachdem wir jetzt die Genugtuung hatten, ihn 
zu begründen und die Spitze, die in demſelben lag, 
hier zu vertreten, den Antrag zurückzuziehen. 

(Bravo!) 
Aus folgenden Gründen. 
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Es iſt gelagt worden, die diesmalige XVIII. Ver⸗ 
ſammlung des Anwaltstages habe einen imponierenden 
aller gehabt. Das ift gewiß kein imponierender 
Charakter, wenn mit einer derartigen Debatte unſere 
Verhandlungen zu Ende gehen. 


(Bravo!) 


Wir wollen nicht miteinander die Frage zum Austrag 
bringen, wie die Einberufung einer außerordentlichen 
Generalverſammlung künftig gehandhabt werden ſoll; 
Sie können den Antrag auf Abänderung unſerer 
Statuten oder auf authentiſche Auslegung künftig 
ee Sie haben en za die Genugtuung gehabt, 

5; wir geſtern beſchloſſen haben, eine außerordentliche 
Verſammlung einzuberufen; damit iſt das ja weit⸗ 
gehend nachgeholt, und ich bitte Sie dringend, den 
wirklich ausgezeichneten Geiſt der Kollegialität, den 
wir beſonders dringend notwendig haben, nicht nach 
außen dadurch zu ſchwächen, daß wir den einen Streit 
mit unſerem eigenen Vorſtand entfachen, deſſen Tätig⸗ 
keit wir mehr als je brauchen, und der geſtützt fein 
muß a unſer Vertrauen in den wichtigen Akten, 
die er in der nächſten Zeit vorzunehmen hat. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Vorſitzender: Es iſt folgender Antrag ein⸗ 
gegangen: 

Die Verſammlung bedauert, daß entgegen den 

a dem Antrag der 2304 Kollegen auf 

Einberufung eines außerordentlichen Anwalts⸗ 

tages im Frühjahr nicht ſtattgegeben wurde, und 

ſpricht die Erwartung aus, daß der Vorſtand in 

aa l. ſtrenge Einhaltung der Statuten 

a 5 


Meine 8 ich möchte Sie darauf aufmerkſam 
machen, daß, wenn nicht aus der Mitte der Ver⸗ 
ſammlung jemand die Gründe vertritt, die den 
Vorſtand zu ſeiner Auffaſſung berechtigt haben, für 
den Vorſtand die ab fe nicht 0 Ten, aß er einfach 
nach Hauſe geht und ſich für das bedankt, was er hier 
gehört hat, 9 9 daß ganz andere Konſequenzen ein- 
treten können, die Sie übernehmen müſſen. 

Herr Kollege Haußmann hat ſoeben den Schluß 
der Diskuſſion beantragt. Zum Worte ſind noch 

emeldet die Herren Dr. Oelenheinz⸗ Mannheim, 
Dim ſen⸗Güſtrow, Fiſcher I⸗Cöln, Dr. Geiers⸗ 
öfer⸗Nürnberg, Dr. Heß ⸗Stuttgart. 

Ich würde der Meinung ſein, daß nach den 
Herren, die ſich in ſo liebenswürdiger Weiſe über den 
Vorſtand geäußert haben, nun auch zunächſt einer 
derjenigen ſprechen müßte, die das Vorgehen des Vor⸗ 
ſtandes für gerechtfertigt halten. | 


Zuſtimmung.) 
Wenn die Herren damit einverſtanden ſind, ſo ſtelle 


ich die Abſtimmung über den Schlußantrag einſtweilen 
zurück. „ en 


Rechtsanwalt Dr. S ſen⸗Güſtrow: Meine 
. Herren Kollegen! Es iſt in der letzten 
eit davon die Rede geweſen und auch darüber 


36. Jahrgang. 


geſchrieben worden, daß das Anſehen des Anwalts⸗ 
tages gehoben werden ſolle, und es iſt in der letzten 
oder a Nummer der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
I ein Vorſchlag gemacht worden, zu dieſem Zwecke 
ie Statuten zu ändern. Meine Herren, beſſer, als 
zehn Statutenänderungen imſtande ſind, das Anſehen 
des Anwaltstages zu heben, iſt es die eine Rede von 
Hachenburg, die wir geſtern gehört haben. 


(Bravo!) 


Wir waren, als wir dieſe Rede hörten, von vorn⸗ 
herein ſicher, daß auf dieſer Höhe die Diskuſſion ſich 
nicht halten könnte, weder zu dieſem Punkt noch zu 
einem anderen. In einem Verein von 5000 Mit⸗ 
gliedern können nicht alle Mitglieder ein Staub oder 
ein Hachenburg ſein. Aber, meine Herren, es würde 
dem Verein Ehre machen, wenn alle Mitglieder 
beſtrebt wären, ſolchen Vorbildern nachzueifern, — 
und, ob das . iſt ſeitens derjenigen 9 
die hier anerkannt haben, daß die geſtrige Sitzung 
einen geradezu imponierenden Verlauf genommen hat, 
und die es trotzdem für geboten gehalten haben, 
den Vorſtand hier ſo anzugreifen, wie ſie es getan haben, 
das, meine Herren, möchte ich von Ihnen im ver⸗ 
neinenden Sinne entſchieden haben. Ich kann es 
wohl posen daß diejenigen Herren, die in einer 
ſehr großen Anzahl im Verhältnis zur Anzahl der 
Vereinsmitglieder . haben, einen außerordent⸗ 
lichen Anwaltstag einzuberufen, darüber verſtimmt 
waren, als dies nicht geſchah, und ich kann es verſtehen, 
meine Herren, daß ſie um ſo mehr verſtimmt waren, 
als ſie die Gründe dafür nicht eingehender kannten. 
Nachdem ihnen aber geſtern die Gründe dargelegt 
worden ſind, und nachdem ſich geſtern gezeigt 225 daß 
nichts von dem vermeintlichen Übelwollen oder der 
vermeintlichen Rückſichtnahme auf Wünſche anderer 
Faktoren, insbeſondere der Regierung, mitgeſprochen 
hat bei dieſer Entſcheidung des Vorf 
ich, wäre es richtig geweſen, um das Anſehen des 
Vorſtandes zu wahren, die Sache mit Stillſchweigen zu 
übergehen und den Vorſtand nicht weiter anzugreifen. 


(Sehr richtig!) 


Nun, meine Herren, will ich auf die Einzelheiten 
eingehen, die die Herren Vorredner berührt haben. 

Es iſt geſagt worden: wenn 2304 Mitglieder, ja 
wenn ſchon 556 Mitglieder den Antrag ſtellen, einen 
außerordentlichen Anwaltstag einzuberufen, ſo hat der 
Vorſtand nicht zu prüfen, ſondern er hat willenlos 


zu gehorchen. 
(Sehr richtig!) 


Der Vorſtand hat zu gehorchen, meine Herren, aber 
nicht willenlos und nicht ohne Prüfung. Wir alle 
ſind Anwälte; wir alle haben täglich die Aufgabe, 
unter ähnlichen Verhältniſſen zu prüfen. Wenn Ihnen 
in einer einfachen Rechtsſache eine Korreſpondenz 
vorgelegt wird, ſo prüfen Sie ſie und fragen ſich, 
was bedeutet das geſchriebene Wort, und ben nicht 
blindlings nach dem toten Buchſtaben handeln 
danach. Es hat der Vorſtand Ihnen erklärt: wir 


haben geglaubt, rebus sic stantibus ſeien die Antrag 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


tandes, meine 


ich für meine P 
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ſteller damit 1 daß kein außerordentlicher 
Anwaltstag einberufen würde, weil nämlich inzwiſchen 
ſch die Verhältniſſe ſo erheblich geändert hatten. Auf 
en 21. April konnte der Anwaltstag nicht ein⸗ 
berufen werden, weil es zu ſpät war, und ſpäter 
fanden die Verhandlungen ſtatt zwiſchen den bundes⸗ 
ſtaatlichen Regierungen und ihren Kammervorſtänden, 
und es wäre auch nach Anſicht des Vorſtandes — 
wenn ich es recht verſtanden habe — eine genügende 
Vorbereitung dieſes außerordentlichen Anwaltstages in 
einer Zeit, die für uns Arbeitszeit iſt, nicht möglich 
geweſen. Ich = e den Kollegen Hachenburg ganz 
außerordentlich 5 trotzdem glaube ich — er hat 
uns das ſelbſt geſagt —, daß das, was er uns vor⸗ 
etragen hat, nicht das Ergebnis einer kurzen und 
üchtigen Prüfung geweſen iſt, ſondern es ſind ein⸗ 
gehende Studien erforderlich geweſen, die er lichen 
gemacht hat. Hätte er dieſe gi einem außerordentlichen 
Anwaltstage machen können? hätte er uns dies Glanz⸗ 
produkt der 5 und Beredſamkeit geben 
können, wenn er mitten in der Arbeitszeit ſich hätte vor⸗ 
bereiten ſollen? Ich glaube, Herr Kollege Hachenburg 
wird es mir nicht übel nehmen, wenn ich das verneine. 
Und wenn wir um dieſen Erfolg gekommen wären, 
ale Herren, dann wäre der Sache eminent geſchadet 
worden. 


(Sehr richtig!) 


Ich würde, wenn ich an Stelle des Vorſtandes hätte 
prüfen ſollen, wie der Antra befolgt le iſt, ob er 
wörtlich ausgelegt und of befolgt werden mußte 
oder das Gegenteil, zu demſelben Ergebnis gekommen 
ſein, wie der Vorſtand. er Erfolg hat dieſe Auf⸗ 
faſſung . länzend gerechtfertigt. Wenn Sie 
ſchrie jeden der 2 304 Herren, die den Antrag unter⸗ 
chrieben haben, einzeln fragen, glaube ich, kommt eine 
erhebliche Mehrheit heraus, die ſagt: wir ſind ein⸗ 
verſtanden mit der Auslegung des Vorſtandes. 

Dann iſt geſagt worden, der Vorſtand dürfe nicht 
5 verhandeln. Das hat er gar nicht getan. 
An den Vorſtand des Anwaltstages haben ſich die 
Regierungen gar nicht gewandt, ſie haben ſich an die 
Kammervorſtände gewandt, und es ſind außer ihren 
Delegierten 3 Herren, die ausſchließlich beim Amts⸗ 
gerichte zugelaſſen ſind, zu einer Beſprechung mit Räten 
des Preußiſchen Juſtizminiſteriums eingeladen worden. 
Nun ſteht es den Mitgliedern des Anwaltvereins nicht 
zu, den Kammervorſtänden Vorſchriften darüber au 
machen, wie fie mit ihren Regierungen zu verhandeln 

aben. Es iſt ese worden, die Kammervorſtände 
ind nicht die Vorgeſetzten der Anwälte, ſondern Organe 
er Anwaltſchaft, und auch haben nicht vertraulich 
mit ihren Regierungen zu verhandeln. Darüber verbitte 
on mir jede Belehrung von einem, 
der nicht dem Vorſtande meiner Kammer angehört, 
und meine Regierung würde nicht um eine Antwort 


verlegen ſein, wenn wir ihr ſagen wollten: . ver⸗ 


trauliche Mitteilung verbitten wir uns. Außerdem 

haben wir auf dem Delegiertentage in Berlin in 

Gemeinſchaft mit einem Herrn aus dem Vorſtande die 

Rechte und Intereſſen der Anwaltſchaft in einer Form 

ewahrt, wie ſie, glaube ich, ſelbſt ein außerordentlicher 
nwaltstag nicht beſſer hätte wahren können. 
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Und nun, meine Herren, zum Schluß: ich bitte 
Sie, im Intereſſe der Wahrung der Würde unſeres 
Anwaltstages, dieſe Diskuſſion abzubrechen. 


(Bravo!) 


ch bitte Sie, geben Sie dem Borftande De 

tlaftung und erhalten Sie uns — woran ſchon der 
9 85 Vorredner Sie . hat — für den ſchweren 

ampf, der uns bevorſteht, unſere altbewährten 
Führer, die mein vollſtes Vertrauen beſitzen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Dr. Cohen (zur un) 
Meine Herren, ich möchte bloß eines kurz bemerken. Es 
ſind von beiden Seiten ganz perſönliche Angriffe ge⸗ 
fallen; ich glaube, daß es nicht im Rahmen der Geſchäfts⸗ 
ordnung des Anwaltvereins liegt, mit der ſachlichen 
Diskuſſion perſönliche Angriffe zu verbinden. Von 
der Seite, die angeblich unſeren Vorſtand vertritt, iſt 
uns geſagt worden, daß eine größere Anzahl von ung 
anſcheinend unter Unfähigkeit leide, und daß wir nicht 
in der Lage ſind, ein Mitglied eines Kammervorſtandes 
zu kritiſieren. 


Vorſitzender: Ich kann 
Reihe der Redner das Wort ge 
zur Geſchäftsordnung ſprechen. 

Meine Herren, außer den bereits mitgeteilten 
Anträgen iſt noch ein von 15 Mitgliedern unter⸗ 
ſchriebener Antrag eingegangen, dahingehend: 

Die Verſammlung bedauert, daß dem Antrag 
von 2 304 Kollegen auf Einberufung eines außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstages nicht ſtattgegeben wurde, 
und ſpricht die Erwartung aus, daß der Vorſtand 
in Zukunft auf Einhaltung der Statuten be⸗ 
dacht iſt. 

Ich weiß nicht, ob Herr Kollege Hinrichſen mit 
ſeinen Schlußworten einen beſonderen Antrag hat 
ſtellen wollen. 


hnen nicht außer der 
tten, wenn Sie nicht 


Rechtsanwalt Dr. en ⸗Güſtrow: Ich habe 
für den Antrag des Vorſtandes geſprochen, ihm un⸗ 
bedingte Entlaſtung zu erteilen. 


Vorſitzender: 
gegangen: 

Die Verſammlung ſpricht nach der Erklärung 

des Vorſtandes von geſtern über die Gründe der 

Nichteinberufung eines außerordentlichen Anwalts⸗ 
tages dem Vorſtande ihr Vertrauen aus. 


Wir kämen jetzt zur Abſtimmung über den Antrag 
auf Schluß der Debatte. 


Dann iſt noch ein Antrag ein⸗ 


Rechtsanwalt Grünewald⸗Gießen (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Ich möchte eine perſönliche Bemerkung 
gegenüber dem Herrn Kollegen Hinrichſen machen. 
J ſtelle es dem Ermeſſen der Verſammlung anheim, 
ob eine ſolche Rede bei einer Diskuſſion unter An⸗ 
wälten am Platze iſt, ob durch ſie die Diskuſſion auf 
würdiger Höhe gehalten worden iſt. 
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Vorſitzender: Wir können uns unmöglich darauf 
einlaſſen, uns hier am Anwaltstage gegenſeitig Un⸗ 
freundlichkeiten zu . Ich kann nicht dulden, daß, 
ſolange ich noch die Ehre habe, den Vorſitz zu führen, 
in meine Leitung der Verhandlungen eingegriffen wird. 


Rechtsanwalt Grünewald ⸗Gießen (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Dann habe ich zur Geſchäftsordnung zu 
erklären, daß es meinen Auftraggebern und mir einzig 
und allein darauf ankommt, durch die Verſammlung 
ausgeſprochen zu ſehen, daß der § 5 uns das Recht 
gibt auf Einberufung eines außerordentlichen Anwalt 
tages. Da der Kollege Oelenheinz in ſeiner 
Reſolution dies zum Ausdruck bringt, ſo ziehe ich meinen 
Antrag zugunſten der Reſolution Oelenheinz zurück. 


Vorſitzender: Ich frage nun alſo zunächſt, ob die 
Debatte geſchloſſen werden ſoll. f 


(Der Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen.) 


Ich bin nun der Meinung, daß zunächſt zur Ab⸗ 
ſtimmung zu ſtellen iſt der Antrag des Vorſtandes auf 
Entlaſtung, reſpektive der ſich damit deckende Antrag 
auf Erteilung eines Vertrauensvotums. Alſo ich ſtelle 
zur Abſtimmung: 

Die Verſammlung ſpricht nach der Erklärung 
des Vorſtandes von geſtern über die Gründe der 
Nichteinberufung eines außerordentlichen Anwals⸗ 
tages dem Vorſtande ihr Vertrauen aus und 
gibt ihm gleichzeitig die Entlaſtung. 


(Widerſpruch.) 


— Alſo die 1 wünſchen eine Teilung der beiden 
Fragen. — Dann bitte ich zunächſt diejenigen Herren, 
die den eben verleſenen Antrag, ſoweit er die Erteilung 
eines Vertrauensvotums will, annehmen wollen, die 


Hand zu erheben. 
Geſchieht.) 


Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Dieſelbe erfolgt. — Rufe: Namentliche Abſtimmung!l!) 
— Wenn die Herren noch eine namentliche Ab⸗ 
ſtimmung wollen, ſo iſt es mir lieb, dann weiß ich doch, 
wer für den Vorſtand und wer gegen ihn iſt. — Das 
Bureau iſt einig, daß die Mehrheit den Antrag ange⸗ 
nommen hat. 

Damit kommt alſo der Antrag Oelenheinz in 
Wegfall, und ich beantrage jetzt, dem Vorſtande Ent⸗ 
laſtung zu erteilen. 


Abſtimmung. Der Antrag auf Erteilung der 
Entlaſtung wird mit überwiegender Mehrheit ange⸗ 
nommen. 


Vorſfitzender: Meine Herren, es folgt nun Punkt 2 
der Tagesordnung: 


Neuwahl von 4 Vorſtands mitgliedern. 
Meine Herren, an ſich wird die Neuwahl durch Stimm⸗ 


zettel zu erfolgen haben, wenn fie nicht durch allgemeine 
Zustimmung erfolgt. 


36. Jahrgang. 


Juſtizrat Elze⸗Halle a. S.: Meine Herren Kollegen, 
ich bitte, daß wir das Vertrauensvotum, welches wir 
ſoeben ausgeſprochen haben, dadurch bekräftigen, daß 
wir die ausgeſchiedenen Herren durch 75 wieder⸗ 


wählen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Es ift niemand dagegen; alſo die 
ausgeſchiedenen Mitglieder ſind wiedergewählt. 

Es liegt nun zur Tagesordnung ein Antrag der 
Herren Amtsgerichtsanwälte vor, ihren sub Nr. 7 
der Tagesordnung befindlichen Antrag hinter Nr. 2 
u erörtern. 3 bedaure, daß unſere Zeit fo be- 
ſchränkt iſt, daß die wiſſenſchaftlichen Erörterungen, 
die wir noch vorhatten, auf ein ſo enges Maß be⸗ 
ſchränkt werden. muß aber anerkennen, daß, da 
es ſich um Anderung der Satzungen handelt, es richtig 
iſt, dieſen Antrag heute 5 alle Fälle zu erledigen. 
Alſo ich würde jetzt, wenn kein Widerſpruch erfolgt, — 
zu Nr. 7 der Tagesordnung übergehen: 


Autrag der Herren Rechtsanwalt Schröder 
in Hohenſalza und Genoſſen: 

a) der erſte Satz des Abſ. 1 des 8 7 der 

Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins wird 
geſtrichen, und an ſeine Stelle tritt folgende 
Beſtimmung: 

Der Vorſtand beſteht aus 15 Mitgliedern; 
von dieſen dürfen höchſtens 12 ſolche 
Rechtsanwälte ſein, die ihren gene an 
einem Orte haben, der 8 eines Kollegial⸗ 
gerichts (Reichsgericht, Oberſtes Landes⸗ 
gericht, Oberlandesgericht, Landgericht) iſt. 

b) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
Im Satz 2 des erſten Abſatzes des 8 7 
werden die Worte: „Dieſe wählen aus 
8 geſtrichen und an ihre Stelle die 

orte: „Der Vorſtand wählt aus ſeiner“ 
geſetzt. 

c) Im Falle der Annahme des Antrages zu a: 
die danach erforderlichen Wahlen vorzu⸗ 
nehmen. 

Es iſt dazu folgender Antrag eingegangen: 

Es wolle eine Kommiſſion eingelegt werden mit 

der Aufgabe, zur Abänderung der Satzungen des 

Deutſchen Anwaltvereins baldtunlichſt dem Deut⸗ 

ſchen Anwaltverein Vorſchläge in Vorlage zu 

bringen. Hierbei ſoll auch die Beteiligung der 

Anwaltskammern und ſonſtigen korporativen Ver⸗ 

bände der Anwälte vom Anwaltverein ermöglicht 

werden. 

Meine Herren, mir war der Zuſatzantrag bisher 
unbekannt. Ich ſtehe dem Gedanken an ſich ſehr 
ſympathiſch gegenüber, bin auch der Meinung, daß die 
Bedeutung ee Anwaltstage eine abe Hebung 
erfahren würde, wenn wir irgend einen Modus der 
Vertretung der Anwaltskammern fänden. Die Sache 
iſt heute aber kaum zur Entſcheidung reif. Unſere 

eit iſt heute ſo kurz, daß, wenn wir dieſen ſo 
wichtigen Gegenſtand jetzt erörtern, gar nichts dabei 
herauskommt. — Der Herr Antragſteller, Rechts⸗ 
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anwalt Dr. Roſenthal⸗München, teilt mir foeben 
mit, daß der zweite Satz zurückgezogen wird; es 
würde alſo nur der erſte Satz beſtehen bleiben: 
Es wolle eine Kommiſſion eingeſetzt werden mit 
der Aufgabe, zur Abänderung der Satzungen des 
Deutſchen Anwaltvereins ba dtunlichſt dem Deut⸗ 
ſchen Anwaltverein Vorſchläge in Vorlage zu 
bringen. 


Rechtsanwalt Roſe⸗Harburg (zur Geſchäftsordnung): 
Ich würde mich dieſem weitergehenden Antrage an⸗ 
ſchließen und auf Erörterung des unſrigen in der 
Vorausſetzung, daß unſere Wünſche Berückſichtigung 
finden, nicht weiter beſtehen. 


Vorſitzender: Damit iſt alſo der Antrag unter 
Nr. 7 der Tagesordnung in Wegfall gekommen, und 
es ſteht nur der eben verleſene Antrag Roſenthal 
zur Verhandlung. 


Antragſteller Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗München: 
Ich brauche nur eine Minute, um den Antrag zu 
begründen. Alles, was an Einzelvorſchlägen die Jahre 
hindurch vorgekommen iſt, hat uns bewieſen, daß die 
Statuten des Deutſchen Anwaltvereins, ſo ſegens⸗ 
reich ſeine Tätigkeit iſt, nicht mehr maßgebend bleiben 
können, wenn die Tätigkeit des Anwaltvereins weiter 
wirken ſoll. Wir müſſen ihn auf eine andere Baſis 
bringen, wir müſſen ſeine Organiſation moderner um⸗ 
und durchgeſtalten; und wenn wir das tun wollen, 
muß vorgearbeitet werden. Darum muß, ſo ſehr man 
auch gegen Kommiſſionen fein mag, die erfte Arbeit 
eine Kommiſſion tun, und ich ſchlage vor, eine Kom⸗ 
miſſion von 7 oder 9 Mitgliedern einzuſetzen, die 
ſpäteſtens dem nächſten Anwaltstag Bericht erſtatten 
und Vorlage machen ſoll; dann liegt es an Ihnen, 
ob Sie die Vorlage annehmen wollen oder nicht. 


Rechtsanwalt Kleinrath⸗ Hannover: Wir haben 
von Hannover aus den auch vom Herrn Borfigenden 
bei der geſtrigen Eröffnung des Anwaltstages an⸗ 
gefünbigten Antrag auf Satzungsänderung eingereicht, 

er ſich auf die Einberufung Auf erd er Anwalts 
tage bezieht. Dieſen Antrag ziehe ich hiermit zurück. 


Rechtsanwalt Dr. Oeleuheinz⸗Mannheim: Meine 
Herren Kollegen, es iſt hier ein Antrag geſtellt worden 
ganz allgemein auf Abänderung der Statuten in 
zweckmäßigerer Form. Wir wiſſen nicht, was eigentlich 
mit dem Antrag bezweckt ift, ob der — ollege, 
der den Antrag vertritt, etwa damit erreichen will, daß 
der Vorſtand in Zukunft in engere Feſſeln gelätogen 
werden ſoll, oder ob er vielleicht das Gegenteil haben 
will. Wir werden 7 Kommiſſionsmitglieder wählen — 
der eine ſagt ſo, der andere ſagt ſo —, wir werden 
vermutlich 7 Statuten bekommen, die dem Anwalts⸗ 
tag vorgelegt werden ſollen. J glaube, wir müßten 
doch erſt wiſſen, in welcher Richtung die Statuten 

eändert werden ſollen, und es müßten einigermaßen 
ſpezialiſierte Vorſchläge Bu werden, ehe man einen 
derartigen allgemeinen Antrag annehmen kann. So 
hängt alles von den gewählten Perſonen ab. Vielleicht 
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— 


at der Antragſteller die Liebenswürdigkeit, uns zu 
. in welcher Richtung ſich ſeine Vorſchläge be⸗ 
wegen ſollen. 

(Sehr richtig!) 


Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer⸗Nürnberg: Meine 
Herren, ich habe geſtern angeregt, daß eine Statuten⸗ 
änderung erfolgen möge. Die Organiſation des heutigen 
Anwaltvereins vermag keine Kampforganiſation zu 
ſein, und eine ſolche müſſen wir werden, wir müſſen 
uns vor allen Dingen dezentraliſieren nach den Bezirken 
der Landgerichte und Oberlandesgerichte. Das iſt der 
Punkt, an dem wir in erſter Linie einſetzen müſſen. Es 
liegen auch ſonſt noch viele andere Fragen vor, die ſich 
aber vielleicht damit erledigen, daß die Organiſation von 
Grund auf geändert werden muß. Sehen Sie die 
Arzteorganiſation und dergleichen an: wir ſind ja faſt 
tot und können nichts machen. Aus dieſen weiter⸗ 
gehenden Erwägungen heraus bitte ich Sie, den Antrag 
Roſenthal anzunehmen, ohne nach einer beſtimmten 
Richtung hin Vorſchläge zu machen. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗München: Es fragt 
ſich noch, wie viel Mitglieder die Kommiſſion haben ſoll. 
Zu wenig iſt nicht gut, und zu viel iſt auch nicht 
gut. Andererſeits iſt ganz eee eregt worden, 
es ſoll von jeder Anwaltskammer ein Mitglied genommen 
werden; das ſind 29 Stück. Das iſt ja ganz richtig; 
aber es könnten ſich doch einzelne Kategorien zurück⸗ 
geſetzt fühlen. 

Guruf: Ernennung durch den Borftand!) 


— Nein, meine verehrten Herren, ich meine, wenn Sie 
eine Kommiſſion wählen wollen, dann machen Sie es 
auch fertig. 


(Zuruf: Drei Namen mit Kooptation!) 
— Ich bitte, machen Sie doch Vorſchläge. 


Rechtsanwalt Rofe- Harburg: Meine Herren, ich 
würde vorſchlagen, eine Kommiſſion von 9 Mitgliedern 
zu wählen und die Anzahl der Mitglieder, da die Amts⸗ 
gerichtsanwälte ein erhebliches Intereſſe an der Sache 
haben, ſo zu verteilen, daß ſechs von den Kollegialgerichts⸗ 
anwälten und drei von den Amtsgerichtsanwälten ge⸗ 
wählt werden. Ich glaube, das würde ſo ungefähr dem 
Verhältnis entſprechen. Die Herren von den Kollegial⸗ 
erichten würden ja vielleicht die Güte haben, ihrer⸗ 
ſeits Kollegen vorzuſchlagen; ich würde meinerſeits nach 
den Wünſchen meiner Freunde drei für dieſe Kom⸗ 
miſſion zu präſentieren haben, nämlich die Kollegen 
Bamberger aus Aſchersleben, Riekes aus Seeſen 
und meine Perſon. 


Rechtsanwalt Wilke ⸗Berlin: Meine Herren, wenn 
ich Sie noch in der letzten Stunde aufhalte, ſo verzeihen 
Sie mir; ich meine aber, ich kann es nicht hinnehmen, 
und die Verſammlung kann es auch nicht, daß geſagt 
wird, der Anwaltstag iſt eigentlich tot, und muß neues 
Leben bekommen durch eine neue Kommiſſion. Ich 
meine, der Anwaltstag hat ſich bisher auf einer 
düse tiber Höhe gehalten, und wir wollen nur ſelbſt 
dieſe Überzeugung behalten, dann werden wir auch 
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von außen ſo angeſehen werden. Ich meine, daß wir 
mit unſeren bisherigen Satzungen recht gut aus⸗ 
gekommen ſind, und deswegen bitte ich, den Antrag 
abzulehnen. 


Rechtsanwalt Dr. Auerbach - Frankfurt a. M.: 
Meine Herren, ich ſchlage Ihnen in Gemeinſchaft mit 
anderen Kollegen vor, eine Kommiſſion von neun Mit⸗ 
9 1 zu wählen, und zwar mit folgender Beſetzung: 

oſenthal-München, Roſe⸗Harburg, Hinrich en⸗ 
Güſtrow, Neumann⸗Berlin, Fiſcher I⸗Cöln; 
Wannow-⸗Zoppot und ferner drei vom Vorſtande zu 
delegierende. Es iſt meines Erachtens ſelbſtverſtändlich, 
daß der Vorſtand in dieſer Kommiſſion vertreten 
ſein muß. 


Rechtsanwalt Roſe⸗ Harburg: Ich bin damit ein⸗ 
verſtanden und würde nur bitten, in Übereinſtimmung 
mit Beſprechungen in unſeren engeren Kreiſen, an 
Stelle des Kollegen Wannow — der ſicher damit ein⸗ 
verſtanden iſt — den Herrn Juſtizrat Bamberger 
zu nehmen. 


(Einverſtändnis des Antragſtellers.) 
Rechtsanwalt . Ich ſchließe mich 


den Anträgen der Vorredner durchaus an, bitte aber noch, 
der zu wählenden Kommiſſion das Recht zu erteilen, 
drei weitere Mitglieder zu kooptieren. Es ſind Kollegen 
vorhanden, die ſich mit dieſen Fragen eingehend be⸗ 
ſchäftigt haben, und die Kommiſſion wird derartige 
Herren zu finden wiſſen. 


Abſtimmung. Der Antrag auf Einſetzung einer 
Kommiſſion mit der Aufgabe, zur Abänderung der 
Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins baldtunlichſt 
dem Deutſchen Anwaltverein Vorſchläge in Vorlage 
zu bringen, wird mit großer Mehrheit angenommen. 

Dem Antrag Auerbach bezüglich der Beſetzung der 
Kommiſſion wird ſeitens des Rechtsanwalts Abs⸗ 
Bonn widerſprochen. 


Vorſitzender: Wir würden hiernach zur Wahl der 
Kommiſſion durch Stimmzettel kommen; ich möchte 
jedoch einen Vorſchlag machen. Es iſt geſtern be⸗ 
ſchloſſen worden, daß, ſobald der Entwurf der Novelle 
vorliegt, der Vorſtand verpflichtet iſt, einen außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstag einzuberufen. Nun — ich 
doch meinen, daß es richtig iſt, daß man die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kommiſſion auf dieſen außerordentlichen 
Anwaltstag verſchiebt; bis dahin können die nötigen 
Vorbereitungen getroffen werden. 


Guſtimmung.) 
Sind die Herren damit einverſtanden? — Dann kann 
ich feſtſtellen, daß der Anwaltstag ſo beſchloſſen hat. 


Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 
Herabſetzung des Mitgliederbeitrags auf 
15 Mark jährlich. (Anderung des $ 3 der 
Satzungen.) 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Deißz⸗Leipzig: Meine 
Herren, ich bitte Sie, einen Teil der Statuten ſchon 


36. Jahrgang. 


jetzt abzuändern: es betrifft das die Beſtimmung über 


den Mitgliederbeitrag. Der § 3 der Statuten be⸗ 
ſtimmt: 
Der Beitrag jedes Mitgliedes beträgt 20 Mark 
jqährlich. 

Der Beitrag hat früher 50 Mart 15 Mark 
betragen. Die Erhöhung auf 20 Mark wurde auf 
dem Anwaltstage zu Straßburg im Jahre 1903 mit 
Rückſicht auf die damals dargelegten beſonderen Aus⸗ 
gaben und Kaſſenverhältniſſe beſchloſſen. 

Inzwiſchen ſind ien beſonderen Ausgaben, wie 
gere des Kuhlenbeckſchen Kommentars, des 
Generalregiſters für die Juriſtiſche Wochenſchrift, für 
Spezialkommiſſionen nicht von neuem veranlaßt. 
Andererſeits haben ſich die Ausgaben durch den 
en neuen Vertrag mit W. Moeſer, Bud) 
ban lung, für die Juriſtiſche Wochenſchrift weſentlich 
verringert, 


(Bravo!) 


und ſind die Einnahmen durch erheblichen Mitglieder⸗ 
uwachs und durch den vertragsmäßigen Anteil des 
Vereins an den Ergebniſſen der Einnahmen aus den 
Abonnements der Inserate und 1 der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift geſtiegen. Der Anteil betrug im Jahre 


1903. 9 525 Mark 44 Pf. 
1904. 10 79271 
1905... 12 65273 
19066 15 19 23 


Schon dieſe Zahlen ergeben, daß die Aufſtellungen 
auf dem vorigen Anwaltstage, nach denen der neue 
Vertrag keinen Vorteil für den Verein biete, 
unbegründet ſind. Infolge der günſtigen Kaſſen⸗ 
verhältniſſe waren wir im Jahre 1906 in der 
Lage, ein Kapital von 50 000 Mark zu belegen. Wir 
halten es für angezeigt, daß dieſes Kapital bis auf 
weiteres aufbewahrt wird, damit für beſondere Vereins⸗ 
zwecke Mittel zur Verfügung ſtehen. In dieſer Be⸗ 
ziehung kommt u. a. in Betracht, daß es wünſchens⸗ 
wert ſein wird, die on abe eines Generalregiſters 
für die Juriſtiſche ochenſchrift zu veranſtalten, wenn 
eine 10 jährige Judikatur des Reichsgerichts zum 
Bürgerlichen eſetzbuch vorliegt, und daß der Auftrag 
hierzu zwecks ſorgfältiger Vorbereitung demnächſt erteilt 
werden muß. Infolge der hiernach günſtigen Kaſſen⸗ 
verhältniſſe haben wir uns veranlaßt geſehen, im 
vorigen Herbſte von dem ſatzungsmäßigen Beitrage 
von 20 Mark für das Jahr 1907 zunächſt nur einen 
Betrag von 15 Mark einzuziehen, wiewohl unter 
Vorbehalt der Nachforderung von 5 Mark. Sollten 
die geehrten lg wünſchen, daß dieſe Nachforderung 
erfolgt, ſo ſind wir gerne bereit, ſie zu veranlaſſen. 
Wir ſind aber der Anſicht, daß alle froh ſind, wenn 
fie damit verſchont bleiben, und daß auch für die 
Zukunft der Mitgliedsbeitrag für das Jahr wieder 
auf den früheren Catz von 15 Mark herabgeſetzt wird. 


Ich beantrage daher, den erſten Satz des $ 3 der 
Satzungen dahin abzuändern: 


Der Beitrag jedes Mitglieds beträgt 15 Mark 
jährlich. 
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Rechtsanwalt Dr. Roſeuthal⸗München: möchte 
bitten, dieſen Antrag von der heutigen 1 
abzuſetzen. 


Juſtizrat Dr. Deiß⸗Leipzig: Meine Herren, ich 
möchte Sie doch bitten, dem Antrage ſtattzugeben. 
Wozu ſoll ich denn mehr Geld einziehen, als ich 
nötig habe? | 

(Heiterkeit und Zuſtimmung.) 


Abſtimmung. Der Antrag wird einſtimmig an⸗ 
genommen. 


Vorſitzender: Wir kommen zu Nr. 5 der Tages⸗ 


ordnung: N 
Empfiehlt ſich eine geſetzliche Regelung der 
Nechlsverhältiſſe zwiſchen Anwalt und 
Klienten? 

555 bitte den Herrn Berichterſtatter, Rechtsanwalt 

Dr. Bloch I in München, das Wort zu nehmen. 


(Zuruf: Vertagen! — Widerſpruch dagegen.) 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Bloch I- München: 
Meine ſehr verehrten Herren! Ich danke Ihnen, daß 
Sie trotz der vorgerückten Zeit mir noch die Viertel⸗ 
ſtunde gewähren wollen, um über dieſes Thema zu 
berichten. Ich hoffe, daß damit der Anwaltsta 
wenigſtens einen verſöhnlichen Ausgang nimmt, un 
daß wir ein einſtimmiges Reſultat erzielen. 

Das Thema: „Empfiehlt ſich eine geſetliche Regelung 
der Rechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klienten“, 
deſſen Berichterſtattung mir übertragen wurde, fällt 
nämlich nicht, wie es den Anſchein haben könnte, aus 
dem Rahmen der Tagesordnung des XVIII. Anwalts⸗ 
tages heraus; kraft ſeiner ſozialen und Standesbedeutung 
ſteht es vielmehr in engem inneren Zuſammenhang 
mit den großen geſtern hier und heute in der General⸗ 
verſammlung der Hülfskaſſe behandelten Fragen. 

Häufiger, denn früher, ſind in den letzten Jahren 
nach der mir zugänglichen Judikatur Prozeſſe anhängig 

emacht worden, in denen Rechtsanwälte wegen „Kunſt⸗ 

fehler“, die angeblich vor Jahr und Tag, ja ſogar 
vor Jahrzehnten begangen wurden, und — was noch 
ſchlimmer iſt — Rechtsanwalts relikten auf Schadens⸗ 
erſatz verklagt wurden wegen angeblicher, vielfach weit 
zurückliegender Mandatsverfehlungen des verſtorbenen 
Gatten oder Vaters. 

Ich ſelbſt habe 1905/06 vor dem Landgerichte 
München I die Relikten eines ſeinerzeit hochangeſehenen 
rheiniſchen Kollegen vertreten, von denen eine beträcht⸗ 
liche Schadensſumme verlangt wurde, weil der verſtorbene 
Kollege im Jahre 1894 eine Vollſtreckungsgegenklage 
ein halbes Jahr zu ſpät geſtellt und dadurch den in 
der eingeklagten Summe ausgedrückten Schaden ver⸗ 


urſacht haben ſollte. 


In all dieſen Fällen wird ſich ſchwer, und um ſo 
ſchwerer, je weiter zeitlich die angebliche Verfehlung 
n durch Urkunden oder cen einwandfrei 

er Tatbeſtand feſtſtellen laſſen, auf Grund deſſen der 
Schadenserſatz verlangt wird; der Verſuch der einwand⸗ 
freien Feſtſtellung muß auf feiten der beklagten Partei 
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insbeſondere dann ſcheitern, wenn die Akten von dem 
ehemaligen Klienten und nunmehrigen Kläger zurück⸗ 
verlangt oder von dem Anwalte vernichtet wurden, und 
die Relikten keine Ahnung haben von den einſtigen 
rechtlichen Beziehungen des Erblaſſers zu ihrem jetzigen 
Progebgegner. 

etzteres aber wird um fo ſicherer zu erwarten fein, 
je gewiſſenhafter der verlebte Kollege ſeinen Beruf 
ausgeübt, und je ſorgfältiger er ſeine beruflichen Be⸗ 
ziehungen und Sorgen dem Mitwiſſen ſeiner An⸗ 
gehörigen entzogen hatte. 

Der Ausgang derartiger Prozeſſe wird daher in 
der Regel von einem Eide abhängig gemacht werden 
müſſen, entweder dem . es Klägers oder 
des verklagten Kollegen oder dem Überzeugungseide 
der Relikten. 

Wollen in dem kritiſchen Falle der Reliktenverklagung 
die Beklagten aus inneren Erwägungen den Eid nicht 
leiſten, ſo bildet der Ausgang des Rechtsſtreites eine 
Prämie für die Weitheit des klägeriſchen Gewiſſens 
oder die Unkontrollierbarkeit eines Eides. 

9 allen mir bekannt gewordenen Fällen haben nun 
die Gerichte, ſoweit das Rechtsverhältnis zwiſchen An⸗ 
walt und Klienten prozeſſuale Tätigkeit des Anwalts 
zum Gegenſtand hatte, ſich ausnahmslos auf den 
Standpunkt geſtellt, daß die Anſprüche aus dieſem 
Rechtsverhältniſſe erſt in 30 Jahren verjähren. 

Dieſe Verjährungsfrage iſt es nun, die den Anlaß 
bildete, das nunmehr von uns zu erörternde Thema 
auf die Tagesordnung des XVIII. Anwaltstages zu 
ſetzen. Denn es kann einem Zweifel nicht unterliegen, 
daß angeſichts der Eigenart unſeres Berufes und 
ſeiner Einrichtungen die Haftungsfriſt von 30 Jahren 
auch das ſolideſte wirtſchaftliche Gefüge auseinander⸗ 
reißen kann, ſelbſt noch im 3. und 4. Geſchlecht. 

Schließlich ſei noch bemerkt, daß meines Erachtens 
bei unſeren Unterſuchungen die Möglichkeit der Haft⸗ 
„ außer Betracht zu bleiben hat, weil 
ieſe auf Koſten des Anwalts erfolgende Rückendeckung 
in keinem Zuſammenhang mit der prinzipiellen Seite 
der von uns zu behandelnden Frage ſteht. 

Der Vertrag, den der Rechtsanwalt mit ſeinem 
Klienten abſchließt, iſt bisher weder durch ein ſpezielles 
Reichsgeſetz noch durch das BGB. generell und er⸗ 
ſchöpfend geregelt worden. Vielmehr beſchränkten ſich 
die Reichsgeſetze, welche ſich mit dieſem Vertrage zu 
befaſſen hatten, auf die Regelung einzelner Vertrags⸗ 
punkte oder einzelner 1 der Vertrags⸗ 
parteien. 

In Betracht kommen von derartigen Geſetzen die 
Rechtsanwaltsordnung, insbeſondere mit ihren 88 28 
und 30 bis 32, die Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 
insbeſondere mit ihren 88 2, 3, 15, 51, 84 bis 86 
und vornehmlich 50, und endlich das BGB., das in 
8 196 Ziffer 15 und 16 die Anſprüche der Rechts⸗ 
anwälte wegen ihrer Gebühren und Auslagen und der 
Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleiſteten 
Vorſchüſſe in zwei Jahren verjähren läßt. 

Es iſt daher mangels einer erſchöpfenden Regelung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Anwalt und Klienten 
durch Reichsgeſetz de lege lata der weitere Bedarf an 
Rechtsregeln zurzeit noch durch das BGB. zu decken. 
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Es fragt ſich nun, welche Regeln des BGB. als 
maßgebend zu erachten ſind. 


Die Rechtsanwaltsordnung hat ſich ſeinerzeit in 
ihren Motiven!) auf den Standpunkt geſtellt, daß das 
Rechtsverhältnis zwiſchen einem Anwalt und ſeinem 
Vollmachtgeber ſich nach den Grundſätzen über das 
Mandat (Auftrag, Vollmachtsauftrag) regele, hielt es 
daher aus Vorsicht für geboten, den Anſpruch des 
Anwaltes auf Gebühren für ſeine Mühewaltung im 
Geſetz ausdrücklich feſtzuſtellen, „zumal er aus den 
Grundſätzen über das Mandat nicht ohne weiteres und 
mit aller Unbedingtheit hergeleitet werden könne“, und 
laubte im übrigen mit der Präziſierung ihrer Auf⸗ 
faſſung die Streitfrage aus der Welt geſchafft zu haben, 
ob das Rechtsverhältnis zwiſchen Anwalt und Klienten, 
Mandat oder Dienſtmiete ſei oder überhaupt des 
Vertragscharakters entbehre ). 


In den Verhandlungen des Reichstags über die 
Rechtsanwaltsordnung vom 12. Februar, 11., 13., 20. 
und 21. Mai 1878 wurde die Frage nach dem rechtlichen 
Charakter der Beziehungen des Anwalts zu ſeinem 
Klienten auch nicht mit einem Worte 1 vielmehr 
wurden auf Antrag Windthorſts die 88 24 bis 93 
der Regierungsvorlage en bloc angenommen. 


An der von der Rechtsanwaltsordnung unterſtellten 
Auffaſſung des Verhältniſſes zwiſchen Anwalt und 
Klienten als eines Mandats hielt auch im großen 
und ganzen die . und die Literatur des 
gemeinen ſowohl als des franzöſiſchen Rechtes feſt ); 
nur ausnahmsweiſe wurden von Lehrern des gemeinen 
Rechts die Verträge über die ſogenannten operae 
liberales der Dienſtmiete zugewieſen oder als ſelbſt⸗ 
ſtändige Verträge über den Gebrauch von Dienſten 
erachtet.“ 

Seit Einführung des BGB. iſt die Möglichkeit, 
das Rechtsverhältnis zwiſchen Anwalt und Klienten 
als reinen „Auftrag“ zu qualifizieren, in Wegfall 
gekommen; denn § 662 BGB. ſtatuiert als Begriffs⸗ 
merkmal des Auftrags die Unentgeltlichkeit. Der 
Auftraggeber (Klient) kann als ſolcher keinen Entgelt 
für die Arbeit des Beauftragten (Rechtsanwaltes) Fe 
jagen; daß der Auftraggeber verbunden iſt, dem Be⸗ 
auftragten für Porte de Aufwendungen Vorſchuß 
und für gemachte Aufwendungen Erſatz zu leiſten 
(S8 669, 670), gründet ſich nicht auf eine Zuſage des 


) Sammlung ſämtlicher Druckſachen des Deutſchen Reichs⸗ 
tags, 3. Legislaturperiode, II. Seſſton 1878, Nr. 5 S. 52 (zu 
5 26), 58 f. (zu 8 28) und 60 f. (zu 5 30). 

) Vgl. Wetzell: Syſtem des ordentl. 

. 63, 64; Renaud, Lehrbuch des Gemeinen u e wil⸗ 
prozeßrechtes, 2. Aufl. S. 159, ee Helt, 1 es fra 
ivilrechts, 6. Aufl., herausgegeb. von Puchelt, II, 546, 547; 
ankwardt in n d Jahrbücher für Dogmatik des 
heutigen rheiniſchen und deutſchen Privatrechts, XIII, S. 867 ff. 
S. 515 f. „ Lehrbuch des Pandektenrechts, 4. Aufl., II, 
613 ff. N 


ivilprozeſſes, 3. Aufl. 


) Dernburg, Pandekten, 6. Aufl. S. 320; Wächter, Pandekten 


1 
Bd. II S. 452 Nr. IV; Riegler, Werkvertra . 73; Arnold, 
Prakt. Erört., S. 395; Bl. f. R. A. 50, 56; 54, 405; 
RG. 10, 138; 56, 157; JW. 1889, 4305; 1902, 592 *; Samml. 


der Entſch. des bayr. OG. 7, 469 ff., 10, 572; Nheinurch. 
Bd. 81, 3 S. 8. 


) Windſcheid, Pandekten, 7. Aufl., Bd. II 8 404. 
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Auftraggebers, und eine ſolche Zuſage würde nicht 
Verſprechen eines Entgelts ſein.“) 

Dementſprechend hat auch die geſamte Literatur 
des BGB. mit der Mandatstheorie gebrochen und 
den Vertrag zwiſchen Anwalt und Klienten im Rahmen 
des BGB. teils den Regeln über Dienſt e), teils den 
ne über Werkvertrag“) unterſtellt oder, wie 
Kuhlenbed®) und Staudinger⸗Kober), ihn nach 
Vorgang Lotmars (Der Arbeitsvertrag Bd. I S. 315) 
als eigenen Typus des Arbeitsvertrags bezeichnet. 

Von oberſtrichterlichen, eingehend motivierten 
Entſcheidungen der neueſten Zeit liegt mir nur eine 
Entſcheidung des Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts 
vom 12. Januar 1906 (Samml. n. F. Bd. VII 
S. 19 ff.) vor, welche ſich für Subſumtion unſeres 
Vertrags unter die Regeln des Dienſtvertrags aus⸗ 
ſpricht. Der Annahme eines Dienſtvertrags, di 
es in dieſer Entſcheidung unter Bezugnahme auf die 

rotokolle der II. len (Bd. II S. 276 und 277), 
tehe nicht entgegen, daß der Rechtsanwalt gegenüber 
em Dienſtberechtigten nach der Natur ſeines Berufes 
eine gewiſſe ſelbſtändige Stellung habe. Das „gewiſſe“ 
möchte ich gerne in Anführungszeichen ſetzen, weil es 
Einblicke gewährt in die Auffafſung von Richterkreiſen 
über die Beziehungen eines Anwaltes zu ſeiner Klientel. 

Aus dieſem Haufen verſchiedener Meinungen will 
ich für meine Perſon die von Kuhlenbeck übernommene 
und neuerdings auch von Staudinger⸗-Kober geteilte 
Anſicht Lotmars herausgreifen und adoptieren, wonach 
der Vertrag zwiſchen Anwalt und Klienten einen 
eigenen Typus des allgemeinen Arbeitsvertrags darſtellt, 
des zweiſeitigen Vertrags, in welchem Arbeit gegen 
Entgelt verſprochen wird. 

Bekanntlich hat ſich das BGB. noch nicht an die 
Regelung des allgemeinen Arbeitsvertrags heran⸗ 
gewagt, iſt vielmehr — wohl faute de mieux — bei 
der durch die moderne Entwicklung längſt überholten 
und daher unzeitgemäßen römiſch⸗ rechtlichen Scheidung 
zwiſchen Dienſt⸗ und Werkvertrag ſtehen geblieben. 

Nachdem nun auch, wie oben gezeigt, die übrige 
Reichsgeſetzgebung den ſpeziellen Arbeitsvertrag zwiſchen 
Anwalt und Klienten nur in einzelnen wenigen Be⸗ 
iehungen geregelt, in allen anderen Beziehungen aber 
em gemeinen Rechte unterſtellt hat, können nach dem 
Inhalte des BGB. — und hiermit beantwortet ſich 
die eingangs geſtellte Frage — als gemeines Recht, 


— 


) An obiger Auffaſſung wird auch durch den Umſtand 
nichts geändert, daß, wie im gewöhnlichen Leben, ſo auch in 
mehreren Reichsgeſetzen (außer in der Rechtsanwaltsordnung 
und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte z. B. auch in der 
RZ PO. 88 166, 167, 753 755, 826, in der Gebührenordnun 
für Gerichtsvollzieher, im Depotgeſetz, im Gewerbeunfall⸗ 
verſicherungsgeſetz, ſehr oft der Ausdruck „Auftrag“ und 575 
Ableitungen gebraucht werden, wo Entgeltlichkeit vorliegt, 
(Lotmar a. a. O. S. 35. Vgl. hierzu auch Prot. zu dem 
Entw. des BGB., Bd. II S. 2340). 

) Endemann, Einführung, 6. Aufl. I S. 778; Coſack 1 8 143; 
Neumann, BGB., Handausg. 3. Aufl., Bd. I S. 389, Planck 
BGB., 1. Aufl., Bd. II S. 348, 368, 424. 

7) Riegler, Werkvertrag, S. 85; Crome, Syſtem, II S. 678. 

e) JW. 1904 S. 595, gleichzeitig als Berichtigung des Hand⸗ 
kommentars, 2. Aufl. S. 494. 


) Kommentar, 2. Aufl., Bd. IIb S. 382. 
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abgeſehen von dem „Allgemeinen Teil“, nur diejenigen 
Vertragsregeln ergänzend herangezogen werden, al e 
von dem Dienſt⸗ und Werkvertrag handeln. 

Hierzu treten gemäß 8 675 BGB. noch eine An⸗ 
zahl Vorſchriften des Auftragstitels — einſchließlich 
8 671 Abſ. 2 —, da der anwaltliche Arbeitsvertrag 
ohne Zweifel eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande 
hat, und die jederzeitige Kündbarkeit des Vertra 8 
nach 8 50 der Gebührenordnung wohl außer Zweifel 
ſtehen dürfte. 

Ob im einzelnen Falle das Rechtsverhältnis zwiſchen 
Anwalt und Klienten nach den Vorſchriften über 
Dienſt⸗ oder über Werkvertrag zu beurteilen ſein wird, 
iſt quaestio facti. le | 

Bie man die Übertragung und Annahme einer 
Prozeßführung in der Regel den Dienſtvertrags⸗ 
beſtimmungen wird unterſtellen können, die Übertragung 
und Annahme der Fertigung eines Vertrags oder der 
Ausarbeitung eines Gutachtens aber ſich, von Ausnahme⸗ 
* abgeſehen, nach Werkvertragsrecht richten wird, 
o werden in zahlloſen anderen Fällen die Grenzen 
zwiſchen Dienſt⸗ und Werkvertrag ſich verwiſchen und 
ineinanderfließen. 

Für den Anwalt wäre (nach der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung) die Frage, ob ſeine Tätigkeit im einzelnen 
Falle nach Dienſtvertrags⸗ oder nach Werkvertragsrecht 
Bu beurteilen ſei, im weſentlichen nur mit bezug auf 
ie kurzen Werkvertragsverjährungsfriſten des § 638 
BGB. von Bedeutung geweſen, nachdem der Dienſt⸗ 
vertrag der allgemeinen Verjährungsregel des 8 195 
unterſteht. 

Seit jedoch neuerdings das Reichsgericht in Bd. 62 
S. 119 ff. und in Bd. 64 S. 41 ff. ſeine Auffaſſung 
dahin feſtgelegt hat, daß die kurze Verjährung des 
§ 638 nur auf einen Mangel des gelieferten Werkes 
ſelbſt Bezug habe und nicht auch auf eine durch 
poſitives Zuwiderhandeln gegen die pflichtgemäße 
Sorgfalt bei Herſtellung des noch nicht vollendeten 
Werkes begangene Vertragsverletzung, wird angeſichts 
der hohen Anforderungen an e e welche 
der gewiſſenhafte Anwalt an ſich felbſt ſtellen muß, 
und welche in durchaus zu billigender e 
des Ehrengerichtshofes von ihm verlangt werden, bei 
Schadenserſatzforderungen gegen einen Anwalt wegen 
Pflichtverſäumung, auch wenn das Rechtsverhältnis, 
aus dem heraus die Anſprüche erhoben werden, den 
Regeln des Werkvertrages unterſtellt werden könnte, 
für den beklagten Anwalt mit der kurzen Verjährungs⸗ 
friſt des § 638 nicht viel anzufangen fein. 

Zwar hat das BGB. mit der römiſch⸗ und gemein⸗ 
rechtlichen Differenzierung der culpa aufgeräumt und 
auch für den Anwalt die Haftungsnorm in $ 276 feſt⸗ 
geſetzt. Die Beantwortung der Frage aber, ob ein 
Anwalt bei Ausübung ſeiner Berufstätigkeit fahrläſſig 
. hat, wird ſich in der Regel nach den im 

nwaltſtande ſelbſt zur Anerkennung gelangten Auf⸗ 
faſſungen und Grundſätzen beantworten. 

Nun hat der Ehrengerichtshof in feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung 1) ſich dahin bekannt, daß nicht einmal der 


10) Intereſſant RG. 62, 367 oben. 
1) Entſch. Bd. II S. 63, III S. 264, IV S. 162, V ©. 84 
und 125, X S. 70 und 123, XII S. 111. 
82 
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ute Glaube bei Ratserteilung die ehrengerichtliche 
Beſtrafung ſchlechthin ausſchließe, jedenfalls dann nicht, 
wenn ein Irrtum zugrunde liege, der aus nicht ge⸗ 
wiſſenhafter Prüfung der Sach- und Rechtslage ent⸗ 
ſprungen, alſo nicht entſchuldbar ſei; die Pflichtwidrig⸗ 
keit könne dann gerade in der Unterlaſſung hinlänglich 
ſorgſamer Prüfung beſtehen. Um wie viel mehr und 
eher wird der Zivilrichter in einem Schadenserſatz⸗ 
ivilprozeſſe die vom Ehrenrichter aufgeſtellten Grund⸗ 
Pike gegen den Anwalt zum Nachweiſe feiner Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Anwendung bringen! 

Das Ihnen vorſtehend entwickelte Bild über die 

derzeitige Rechtslage im Vertragsverhältnis zwiſchen 
Anwalt und Klienten iſt ein wenig befriedigendes und 
wenig beruhigendes. Nicht nur der Dogmatiker und 
erer end ſondern jeder bonus pater familias 
im Anwaltſtande müßte ſich nach einer umfaſſenden 
und erſchöpfenden geſetzlichen Regelung ſeines „Arbeits⸗ 
vertrags“ ſehnen, zumal bei dieſer Gelegenheit noch 
eine Reihe geſetzgeberiſch noch niemals behandelter und 
aus dem BGB. nicht zu beantwortender Fragen ge⸗ 
ordnet werden könnte, beiſpielsweiſe die Frage der 
Zuläſſigkeit der Vertragskündigung, die meines Er⸗ 
achtens durch §S 50 des Gebührengeſetzes in Verbin⸗ 
dung mit $ 671 Abſ. 2 BGB. nicht abſolut einwand⸗ 
frei geregelt iſt, die Frage der Entlohnung minder⸗ 
wertiger Leiſtungen, die Frage des Zuſtandekommens 
des Vertrages zwiſchen Anwalt und Klienten, eine 
höchſt wichtige Frage angeſichts der bedenklichen Reichs⸗ 
ge n dg in Bd. 62 S. 365, die Frage end⸗ 
lich der Aſſoziation mehrerer Anwälte, der . 
Haftung derſelben und der Haftung der einzelnen 
Sozien e dem Klienten u. a. m. 
Nachdem jedoch die Reichsgeſetzgebung ſich auf die 
Dauer der geſetzlichen Regelung des allgemeinen 
Arbeitsvertrags nicht wird entziehen können, halte ich 
es aus taktiſchen und ſtandespolitiſchen Gründen nicht 
für empfehlenswert, vor Regelung des allgemeinen 
Arbeitsvertrags die geſetzliche Regelung des Rechts⸗ 
an) zwiſchen Anwalt und Klienten in bie 
Wege zu leiten, da bei der unleugbar vorhandenen wenig 
anwaltfreundlichen Geſinnung unſerer geſetzgebenden 
Faktoren und weiter Volkskreiſe wir ohne Zweifel zur⸗ 
zeit eine Einſchränkung unſerer Freiheit, eine Art 
Reglementierung, auf alle Fälle eine reformatio in peius 
gegenüber dem jetzigen Zuſtande erfahren würden. 


(Sehr richtig!) 


Dagegen halte ich es für dringend geboten, die 
Frage der Verjährung der Anſprüche aus dem Rechts⸗ 
verhältnis allen Anwalt und Klienten ſchon jetzt 
und mit tunlichſter Beſchleunigung der geſetzlichen 
Regelung zuzuführen, sl ob und wie ſpäterhin 
das Rechtsverhältnis ſelbſt geſetzlich ausgeſtaltet werden 
wird. Denn die breibigjährige Verjährungsfriſt bildet, 
wie ſelbſt der dem Anwaltſtande fernſtehende Re⸗ 
gierungsrat Kober in München, der Kommentator 
von Staudinger-Kober, zugibt, eine große Härte 
für den Betroffenen „und wäre eine Anderung durch 
den Geſetzgeber hier gewiß veranlaßt. 

Nun hat das BER. im fünften Abſchnitt des erſten 
Buches doch bereits eine ganze Anzahl von einzelnen 
Verjährungsbeſtimmungen für Rechtsverhältniſſe ge⸗ 
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troffen, die noch ebenſowenig ſpezialgeſetzlich ausgebaut 
ſind wie unſer Verhältnis zur Klientel, und hat es 
doch gerade durch 8 196 Ziffer 15 und 16 einſchnei⸗ 
dend in unſere Beziehungen zu unſeren „Arbeitgebern“ 
eingegriffen. | 

In der Einfügung einer weiteren fpeziellen Ver⸗ 
B in dem fünften Abſchnitt des erſten 

uches kann ich daher eine Schwierigkeit vom Stand⸗ 
punkt der Geſetzgebungstechnik aus nicht erblicken. 

Noch geringere techniſche Schwierigkeit böte die 
Aufnahme der Verjährungsbeſtimmung in die Rechts⸗ 
anwaltsordnung. Und zwar würde ich, entſprechend 
der regulären Dauer der Aktenaufbewahrungsfriſt nach 
8 32 RA., als Verjährungsfriſt die Zeit von fünf 
Jahren nach Erledigung oder früherem Ende der 
anwaltlichen Tätigkeit vorſchlagen. 

Wir alle wollen ja gewiß keine Beſchränkung 
unſerer Haftung dem Grad und Umfange nach. Wir 
ſind vielmehr ſtolz darauf, daß gerade an unſere Berufs⸗ 
ausübung ſo enorme wiſſenſchaftliche und moraliſche 
Anforderungen geſtellt werden, wie die Rechtſprechung 
des Ehrengerichtshofs fie ſtatuiert hat; wir wollen dieſe 
Anforderungen und damit die Größe unſerer Haft⸗ 
barkeit uch erhalten wiſſen im Intereſſe der 
nobilitas officii. 

Aber wir wollen dieſe 1 5 zeitlich auf ein 
vernünftiges und wirtſchaftlich zu rechtfertigendes Maß 
reduziert haben, damit nicht, wenn die Erinnerung 
verblaßt iſt, längſt erledigte und vergeſſene Fälle 
wieder ins Leben zurückgerufen werden, oder nach 
unſerem Tode der frivolen Prozeßführung gegen unſere 
Hinterbliebenen Tür und Tor geöffnet wird, — zu⸗ 
mal die Eigenart des anwaltlichen Berufs und ſeiner 
Ausgeſtaltung es mit ſich bringt, daß die Beweiſe für 
unſere Tätigkeit in Handakten niedergelegt werden, 
welche nach Erledigung der Sache auf Verlangen dem 
Klienten ausgeliefert werden müſſen oder nach Ablauf 
von fünf Jahren vernichtet werden dürfen (8 32 RA.). 

Es kann alſo dem Anwalte durch ſeinen Klienten 
das zur Rechtsverteidigung in einem Schadenserſatz⸗ 
prozeſſe notwendige Beweismaterial jederzeit durch 
Abverlangen der Handakten entzogen werden, ganz 
abgeſehen davon, daß es einem einigermaßen beſchäf⸗ 
tigten Anwalte ſchon räumlich unmöglich fein wird, 
ſeine geſamten Akten dreißig Jahre lang aufzubewahren, 
und es nach meiner Kenntnis der Verhältniſſe auch 
keineswegs der Übung entſpricht, nach dem Tode eines 
Anwalts deſſen Regiſtratur noch faſt ein Menſchen⸗ 
alter lang aſſervieren zu laſſen. 

Die Erfahrung aber lehrt, daß Schadenserſatzprozeſſe 
vielfach erſt lange nach Aushändigung oder Vernichtung 
der Akten begonnen wurden. 

Mit einer Verjährungsfriſt von fünf Jahren wäre 
nun nicht nur dem Intereſſe des Anwaltes, ſondern 
gleichermaßen in vollem Umfange dem Intereſſe des 
Klienten gedient. Auch glaube ich, mich mit 1 
Vorſchlage im Einklang mit dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers zu befinden, wenigſtens des Geſetzgebers, dem 
wir die Rechtsanwaltsordnung verdanken. 

6 687 den Motiven zu 8 32 RAD. (S. 61 a. a. O.) 
eißt es: ö i 
| Im Intereſſe der Rechtsanwaltſchaft erſcheint es 
wünſchenswert, im Geſetze ſelbſt die zweifelhafte 
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Frage entſchieden zu ſehen, wie lange die Hand⸗ 
akten von dem Rechtsanwalt nach Beendigun 
des Auftrags aufzubewahren ſind. Die hierauf 
gerichteten, das Intereſſe des Rechtsanwalts 
wie des Mandanten gleichmäßig wahrenden Be⸗ 
ſtimmungen des zweiten Abſatzes lehnen ſich 
ähnlichen Vorſchriften der Advokatenordnungen 
für Oldenburg Artikel 10 88 4, 6, für Sachſen 
8 21 und für Sachſen⸗Koburg⸗Gotha Artikel 13 an. 
Aus dieſer Motivierung iſt meines Erachtens un⸗ 
ſchwer zu erkennen, daß der Geſetzgeber des Jahres 
1878 der wohl auf Erfahrung gegründeten Anſchauun 
war, daß fünf Jahre nach Erledigung des Mandats ns 
die Akten über das Mandat für beide Teile als voll» 
ſtändig erledigt und gegenſtandslos anzuſehen ſeien. 
Dabei überſchreitet die Verjährungsfriſt von 5 Jahren 
unter Umſtänden noch um 2 Jahre die Friſt des 8 852 
BGB 


Es iſt eine nur hiſtoriſch erklärbare, aber keines⸗ 
wegs logiſch oder wirtſchaftlich zu rechtfertigende 
Gegenſätzlichkeit, daß der Anwalt für einen im Rahmen 
des Vertrags etwa begangenen „Kunſtfehler“, gleichviel 
wann der Klient von dieſer Verfehlung Kenntnis er⸗ 
langt hat, 30 Jahre lang haften, dagegen für un⸗ 
erlaubte Handlungen gegenüber dem Klienten außer⸗ 
halb des Vertragsrahmens unter Umſtänden ſchon in 
drei Jahren von der Haftung frei werden ſoll, — 
gleichwie ein Beamter von der Haftung für Amts⸗ 
pflichtverletzungen jeder Art (8 839). 

ch habe hier bewußt den Anwalt in Vergleich 
geſtellt zu dem Beamten, wiewohl unſtreitig für den 
Anwalt in der Beamtenhierarchie kein Platz iſt. 

Der Rechtsanwalt iſt aber auch nicht einfach 
Arbeitnehmer oder Dienſtverpflichteter im Sinne des 
bürgerlichen Rechts, nicht einfach Vertragskontrahent im 
Rahmen des freien Arbeitsvertrags; vielmehr iſt, wie 
auch das Reichsgericht wiederholt anerkannt hat 12), 
ſeine Stellung — und dies iſt eine weitere Eigenart 
unſeres Berufs, die ihn der Beamtenſtellung Pe 
— zugleich öffentlichrechtlicher Art. Nicht nur find 
dem Anwalte durch die Rechtsanwaltsordnung Pflichten 
öffentlichrechtlicher Art auferlegt, ſo insbeſondere in 
den 88 18, 28, 29, 33, 34, und weiter durch ver⸗ 
ſchiedene Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung, ſondern 
er iſt auch, und zwar 5 das letztgenannte 
Geſetz, mit öffentlichrechtlichen Befugniſſen ausgeſtattet, 
— eine Ausſtattung mit Rechten und Pflichten, die 
der Anwaltstätigkeit gerade und erſt ihren beſonderen 
Wert verleiht. 

Auch dieſe Seite unſeres Berufes rechtfertigt da⸗ 
her die Heraushebung unſerer Vertretungsverträge 


aus dem Rahmen des allgemeinen Dienſt⸗ oder 
Arbeitsvertrages! 
Sollten N aber, meine Herren, der Regelung der 


Verjährungsfrage Schwierigkeiten in den Weg ſtellen, 
oder ſollte die Erledigung der Sache verzögert werden, 
ſo el ich der deutſchen Anwaltſchaft einen Akt 
der Selbſthilfe. 

Die deutſche Anwaltſchaft hat bisher meines 
Wiſſens noch nie zur Selbſthilfe gegriffen, ſondern 


1) RG. 55, 169. 
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aus Gleichgültigkeit, mangelndem Solidaritätsgefühl 
oder falſcher Auffaſſung des nobile officium es ruhe 
geſchehen laſſen, daß ihr wichtige Intereſſen entfremdet 
wurden. Ich erinnere nur an die Ausſchließung der 
Anwaltſchaft von den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten, 
die unter wenig ſchmeichelhafter Motivierung erfolgt iſt. 

Ich wäre ſtolz darauf, wenn meine Anregung es 
vermöchte, einen gemeinſchaftlichen Akt der Selbſt⸗ 
hilfe ins Leben zu rufen. 

Nach § 225 BGB. iſt eine Erleichterung der Ver⸗ 
jährung, insbeſondere der Verjährungsfriſt, alſo auch 
eine Abkürzung der Verjährungsfriſt, zuläſſig. 

Ich beantrage, daß der Deutſche Anwaltstag der 
5 deutſchen Anwaltſchaft empfiehlt, bei jeder 

ertretungsübernahme mit dem Klienten zu verein⸗ 
baren, daß die Anſprüche aus dem durch die Ver⸗ 
tretungsübernahme geſchaffenen Rechtsverhältniſſe mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Erledigung der Ver⸗ 
tretung verjähren. 

Erfolgen ſolche Vereinbarungen in gleichmäßiger 
orm und Übung in Nord und Süd, wird mit der 
eit fi) eine communis opinio ausbilden, deren Be⸗ 

deutung und Wirkung ſich auch der Geſetzgeber nicht 
wird entziehen können. 

Meine Anträge faſſe ich zuſammen, wie folgt: 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag erachtet 
die Regelung des geſamten Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen Anwalt und Klienten durch die Geſetz⸗ 
ebung zurzeit als nicht vordringlich; dagegen 
hält er die Regelung der Verjährungsfrage und 
die Feſtſetzung der Verjährungsfriſt für alle An⸗ 
ſprüche aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen An⸗ 
walt und Klienten auf fünf Jahre für dringend 
und unbedingt geboten. 


Der XVIII. Deutſche Anwaltstag beauftragt 
daher den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, 
den Herrn Reichskanzler um eine Vorlage an den 
Bundesrat zu erſuchen, laut welcher zwiſchen die 
SS 197 und 198 BGB. ein neuer 8 197 a oder 
zwiſchen die 88 32 und 33 RAO. ein neuer 8 32a 
eingeſchoben werden ſoll folgenden Wortlauts: 

In fünf Jahren verjähren die Anſprüche 
aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt 
und Klienten. Die Verjährung beginnt mit 
der Erledigung oder dem ſonſtigen früheren 
Ende der Tätigkeit des Anwalts. 

Bis zur geſetzlichen Regelung der Verjährungs⸗ 
frage empfiehlt der XVIII. Deutſche Anwaltstag 
allen deutſchen Anwälten, bei Übernahme einer 
Vertretung mit dem Klienten jeweils eine Ver⸗ 
einbarung dahin zu treffen, daß die Anſprüche 
aus dem durch Übernahme der Vertretung ins 
Leben getretenen Rechtsverhältniſſe mit Ablauf 
von fünf Jahren nach Erledigung oder Be⸗ 
endigung des Vertretungsverhältniſſes verjähren. 


(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren, ich bedaure fehr, 
daß unſere Zeit ſo knapp bemeſſen iſt. Mir hat eben 
Herr Kollege Oelenheinz mitgeteilt, daß um ½4 Uhr 
das Schiff geht, und daß wir uns pünktlich dort ein⸗ 
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ch bedaure aber noch mehr, daß wir 
nzahl jetzt vorhanden ſind, daß wir 
unmöglich einen Beſchluß über den Antrag des Herrn 
Referenten faſſen können. Wenn die Herren nach⸗ 
3 werden ſie finden, daß wir nur ſo wenige ſind 
da ein etwaiger Beſchluß wohl kaum als ein Beſchlu 

des XVIII. Deutſchen Anwaltstages angeſehen werden 
könnte. 

Ich glaube, daß wir dem Herrn Referenten unſeren 
Dank erſtatten für die fleißige und ſorgſame Bearbei⸗ 
tung des Themas, daß wir aber die weitere Diskuſſion 
und Beſchlußfaſſung über ſeine Anträge heute abſetzen. 

(Allgemeine Zuſtimmung.) 

Es kommt dann Nr. 6 der Tagesordnung: 
Empfiehlt es ſich, dem $ 63 RAO. einen Ab⸗ 
ſatz 3 anzufügen des Inhalts: 

Wegen leichter Verfehlungen eines Rechts⸗ 
anwalts kann der Vorſtand ohne Einleitung 
des im 8 67 ff. RAO. vorgeſchriebenen Ver⸗ 
fahrens eine Warnung, eine Mißbilligung oder 
eine Geldſtrafe bis 100 Mark ausſprechen. 
Der Rechtsanwalt, gegen den vom Vorſtand 
eine ſolche Strafe ausgeſprochen wird, hat 
das Recht, innerhalb einer Notfriſt von einer 
Woche ſeit der Zuſtellung des Beſchluſſes des 
Vorſtandes bei dieſem Anträge auf Entſchei⸗ 
dung durch das Ehrengericht zu ſtellen. 
Auch dieſe Hag „ die für unſere Standesintereſſen 
von großer Wichtigkeit iſt, können wir heute nicht mehr 
verhandeln. Ich bitte alſo die Herren, ſich damit ein⸗ 
verſtanden zu erklären, daß die Nr. 6 ebenfalls von 
der Tagesordnung abgeſetzt wird. | 


finden follen. 
in fo geringer 


Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch Dresden: Meine 
Herren, ich bin Referent für dieſe Sache und be- 
antrage ſelbſt bei Ihnen, die Vertagung zu beſchließen, 
und zwar aus folgenden Gründen. Ich bin durchaus 
nicht der Vater dieſer Anregung und dieſer Frage; 
auch iſt es nicht die ſächſiſche Anwaltskammer, ſondern 
die württembergiſche. Als Referenten hat mich der 
Vorſitzende zwar beſtimmt; ich komme aber in der 
Hauptſache zu einem negativen Reſultat. Es würde 
alſo zu erwarten ſein, daß hier eine Debatte ſich ent⸗ 
wickeln würde zwiſchen mir als Refernten und dem 
möglicherweiſe noch auftretenden Referenten der Stutt⸗ 
garter Anwaltskammer. Ich bin der Meinung, daß 
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wir bei dieſer geringen Anzahl weder debattieren noch 
Beſchluß faſſen ſollten, um ſo mehr, als vor zwanzig 
Jahren auf dem Anwaltstage in München der Be⸗ 
ſchluß gefaßt worden iſt, das Rechtsmitel ſei zuläſſig. 
Die Frage iſt heute wieder geſtellt. Dieſe Frage wurde 
damals mit 85 Stimmen bejaht; heute würden viel⸗ 
leicht höchſtens 20 bis 30 Herren vorhanden ſein, die 
den Beſchluß faßten. Ich halte es für unwürdig, wenn 
der Anwaltstag heute einen Beſchluß, der vor 20 Jahren 
mit 85 Stimmen gefaßt iſt, erneut zur Abſtimmung 
bringt, wo kaum ein Drittel der Herren noch da ſind. 
Alſo, ſo leid es mir tut — wenn Sie meinen Vortrag 
noch hören wollen, ſo könnte ich unter einer halben 
Stunde ihn nicht erledigen; der Gegenſtand iſt zu 
wichtig, als daß man ihn in geringerer Zeit behandeln 
könnte —, ſo bin ich doch dafür, daß die Sache ver⸗ 
tagt wird. Ich bin ſelbſtverſtändlich auch morgen gern 
bereit, meinen Bericht zu erſtatten; aber ich glaube, 
a ſich auch morgen nicht die nötige Anzahl 
nden. 


Vorſitzender: Ich darf noch bemerken, daß der 

2 55 Kollege Haußmann erſchienen war, um den 

tandpunkt der Stuttgarter Kollegen zu vertreten, 
und nachdem er ſich überzeugt hat, daß die Sache nicht 
mehr zur Verhandlung kommen würde, iſt er fort⸗ 
gegangen. Alſo, wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme 
ich an, daß der Gegenſtand von der heutigen Tages- 
ordnung abgeſetzt iſt. — Dies iſt der Fall. 

Meine Herren, ehe wir nun auseinandergehen, 
möchte ich doch nicht unterlaſſen, noch einmal der Stadt 
Mannheim unſeren aufrichtigen Dank für die liebens⸗ 
würdige Einladung auszuſprechen. 39 möchte ferner 
unferen beſonderen Dank ausſprechen dem Lokalkomitee, 
welches mit aufopferungsvollem Fleiß und Mühe ſich 
der vergnügungsrechtlichen Seite des Anwaltstages 
angenommen hat, und ſchließlich möchte ich Sie bitten, 
auch den Herren Berichterſtattern für die intereſſanten 
und gründlichen Arbeiten, die ſie uns vorgetragen 
haben, insbeſondere auch dem Herrn Kollegen Hachen⸗ 
burg, unſeren herzlichen Dank zum Ausdruck zu bringen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Und damit, meine Herren, 
XVIII. Deutſchen Anwaltstag. 


(Schluß der Sitzung 3 Uhr 10 Minuten.) 


ſchließe ich den 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 8 


Vereins nachrichten. 
Es wird ein außerordentlicher Anwaltstag (Mitglieder- 
verſammlung) auf 


Sonnabend, den 23. November 1907, Vormittags 9 Uhr 
nach Leipzig berufen. Verſammlungsort Aula der Univerſität. 


Tagesordunng: 

1. Beratung und Beſchlußfaſſung über die Stellung 
zum Entwurf eines Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung 
der Gerichtsverfaſſung, der Reichszivilprozeßordunng und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

Berichterſtatter: 

1. Herr Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg in 
Mannheim, 

2. Herr Rechtsanwalt Dr. Robert Hinrichſen in 
Güͤſtrow. 

2. Wahl einer Kommiſſion zur Vorbereitung von Ande⸗ 
rungen der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins. 

Leipzig, den 18. Oktsber 1907. 


Der vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Expthrspel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


In der am 12. September 1907 ſtattgehabten Mit⸗ 
gliederverſammlung (Auwaltstag) find die nach 5 8 der 
Satzungen durch Los ansgeſchiedenen Mitglieder und zwar: 

Herr Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs in Berlin, 

Herr Juſtizrat Karl Eckert in München, 

Herr Juſtizrat Dr. Oskar Langbein in Leipzig und 

Herr Rechtsanwalt Dr. Richard Schall in Leipzig 
wiedergewählt. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Auwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Celle hat der Raſſe abermals eine Beihülfe von 2000 Mark 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die 
reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Inni 1907 abgeſchloſſene dreinndzwanzigſte 
Verwaltungs jahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte. 
I. 


Geſchäftsbericht. 

Die Mitgliederliſte des dreiundzwanzigſten Verwaltungs⸗ 
jahrs ergibt für den 30. Juni 1907 eine Geſamtzahl von 5 429 
gegen 5 284 im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden 
Darſtellung des Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock von 
1135105 Mark 44 Pf. auf 1 159 894 Mark 48 Pf. erhöht. 

Der am 30. Juni 1907 zu Unterſtützungszwecken aus⸗ 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf. . 112 122 Mark 75 Pf. 

Bis zum 30. Juni 1907 iſt bereits 
verfügt über . . . 111854 

Es hat die ordentliche Generalverfammlung am 7. Ok⸗ 
tober 1906 zu Leipzig ſtattgefunden. In dieſer wurden der 


Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde 


dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt. 
Als Rechnungsprüfer wurden der Rechtsanwalt Juſtizrat 
Dr. Drucker und der Rechtsanwalt Dr. Anſchütz zu Leipzig 
beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Leipzig be⸗ 
ſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, falls im Jahre 1907 
ein Anwaltstag im September ſtattfinden ſollte, die General⸗ 
verſammlung an den für die Abhaltung dieſes Tages zu be⸗ 
ſtimmenden Ort zu berufen. 

Die ſonſtigen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben 
erledigt. 

Die Anwaltskammern haben reiche Beihilfen gewährt. 
Eingezahlt ſind von: 


Augsburg 800 Mark, Dan 15 > au 
Bamberg 1500 = Kiel 2000 
Caſſel 1000 Marienwerder. 1 500 
Celle 2000 - München 2500 
Dresden 4000 = Naumburg 1500 = 
aa a. an 1500 » Nürnberg 4000 = 
a 3000 = Roſtock 500 = 
Karlsruße . 1500 =: Stettin 1000 ⸗ 
zuſammen 15 300 Mark, Geſamtſumme 28 300 Mark. 
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Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 28 300 Mark 
haben die Anwaltskammer im Bezirk des Kammergerichts 
5000 Mark, die Anwaltskammer im Oberlandesgerichts bezirk 
zu Breslau 2 000 Mark, die Anwaltskammer im Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk zu Cöln 2 000 Mark, die Anwaltskammer im 
Oberlandesgerichtsbezirk zu Königsberg 1 500 Mark und die 
Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk zu Zweibrücken 
200 Mark, ſowie der Deutſche Anwaltverein für 1905 / 1906 
3 000 Mark und für 1906/1907 3 000 Mark zu Unterſtützungs⸗ 
zwecken zugewendet. 

An Geſchenken find eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
3 104 Mark 20 Pf. 

Dem Unterſtützungsfonds ſind an Geſchenken und Bei⸗ 
hilfen zugefloſſen 17 730 Mark. 

Das Geſchäftsjahr 1906 / 1907 hat 7 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 49. — Von dieſen 
56 Geſuchen ſind vor Bewilligung einer Unterſtützung zurück⸗ 
gezogen 1, abgelehnt 3, im Prüfungsverfahren befindlich 4, 
bewilligt 48. Im übrigen iſt aus der Verwaltungstätigkeit 
des Vorſtandes hervorzuheben, daß er einzelne Darlehnsgeſuche 
abgelehnt hat und in einem Falle wie ſeit Jahren, die Zahlung 
einer von Verwandten für eine betagte Rechtsanwaltswitwe zu⸗ 
ſammengebrachten Rente vermittelt, um die Empfindlichkeit der 
Bedachten zu ſchonen. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
20 100 Mark. 

Es find im Geſchäftsjahr 1906/1907 bewilligt: 

I. II. 
an in der Lifte noch nicht ge an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
löſchte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechts: 


anwälten 
1. zum 1. Male 6 700 M. 1. zum 1. Male 13 400 M. 
2. 2. 3150 = 2. = 2. s 10750 ⸗ 
3. 83 =: 2400 = 3. 3 s 7100 s 
4. 4. 1200 ⸗ 4. „ 4. ⸗ 7480 s 
5. 7. 600 = 5. 5. 8 300 = 
6. 8 = 200 = 6. = 6 = 6150 = 
7. 9. : 1000 = 1. =: 7. 4050 = 
8. = 10. =: 800 = 8 = 8 s 5600 ⸗ 
9. = 1b. = 600 ⸗ 9. 9. s 5 850 = 
— 10, ⸗ 10. 3650 ⸗ 
zuſammen .. 16 650 M. 11. 11. 7430 = 
12. = 12. = 7 644 ⸗ 
13. = 13. 3000 =: 
14. = 14. s 3870 » 
15. = 15. 2680 s 
16. s 16. = A240 s 
17. s 17. 2070 s 
18. = 18. = 1310 = 
19. 3 19. 3 1 200 s 
20. = 20. = 1430 > 
21. = 21. 2500 « 
22. 22. = 1950 s 
23. = 23. = 1450 ⸗ 
zuſammen . . 113 104 M. 

Summe zu 1 16 650 Mark, 

2 4 II 113 1044 ⸗ 


Geſamtſumme 129 754 Mark. 
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N 19. 1907. 
Hiervon entfallen noch auf das dreiundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 17 900 Mark, während für das vicrundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 111 854 Mark beſtimmt find. 
Es verteilen ſich am 1. Juli 1906 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken, wie folgt: 


Augsburg 20 Jena 22 
Bamberg. 14 Karlsruhe 15 
Berlin 63 Kiel r 
wanne „ „ 5 Königsberg . . . 55 
Breslau . . 2 70 Marienwerder . 37 
Caſſel 23 München 35 
Celle 64 Naumburg 46 
Cöln 24 "Nürnberg 29 
Colmar 1 Poſen 62 
Darmſtadt 11 Roſtock 24 
Dresden 71 Stettin 26 
Frankfurt a. M 8 Stuttgart 28 
Hamburg . 5  Bmeibrüden 2 
Hamm. . . 20 Reichsgerict 1 


Für die im Geſchäftsjahre 1906/1907 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Augsburg 2 Frankfurt a. M. 1 
Bamberg 1 Hamburg. 1 
Berlin 3 Hamm 1 
Braunſchweig 1 Jena 2 
Breslau 1 Königsberg 3 
Caſſel. 2 Marienwerder 2 
Celle 4 München 2 
Cöln 4 Naumburg 7 
Colmar 1 Nürnberg 1 
Darmſtadt 1 Poſen 4 
Dresden 2 Stuttgart 1 
Düſſeldorrf 1 


Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab⸗ 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 


Augsburg 3950 Mark Hamm 3 120 Mark 
Bamberg. 3200 Jena. . 2700 
Berlin 9764 = Karlsruhe 3200 = 
Braunſchweig 23200 = Kiel . 3700 = 
Breslau . 98170 = Königsberg 9450 = 
Caſſel. 8 480 Marienwerder 4650 > 
Celle 7870 München 6 500 ⸗ 
Ein. . . 56560 = Naumburg 6600 = 
Colmar. 700 Nürnberg 6890 = 
Darmſtadt 1050 ũ Poſen. 11370 = 
Dresden 9 250 > Roſtock 2230 = 
Düſſeldorf 1000 = Stettin 8960 = 
Frankfurt Stuttgart 3700 = 

a. Main 2300 = Zweibrücken. 8300 = 
Hamburg 1800 ⸗ 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtittzungsfälle 
gehabt. 

Am 18. November 1906 fand eine Sitzung des Vorſtands 
in Leipzig ſtatt. 


36. Jahrgang. 


In der ebenda am 20. Januar 1907 ſtattgehabten außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung ift eine Anderung des 8 8 
der Satzungen dahin beſchloſſen worden: 

„Das Stimmrecht in den Generalverſammlungen darf 
durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden, der 
Mitglied der Hülfskaſſe ſein muß. Ein Bevollmächtigter 
darf nicht mehr als 20 Mitglieder vertreten. Die Ver⸗ 
tretenen dürfen keinem anderen Anwaltskammerbezirk 
angehören als der Bevollmächtigte.“ 

Dieſe Satzungsänderung iſt unterm 12. März 1907 in das 
Genoſſenſchaftsregiſter des Königlichen Amtsgerichts Leipzig 
eingetragen. 

Leipzig, den 8. Juli 1907. 

Der Schriftführer: 
Benetti, Rechtsanwalt. 


II. 
XXIII. Jahresrechnung der Külfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1906 Bis 
30. Inni 1907. 


A. Kaſſa⸗Konto. 
Einnahme: 
1. Barſtand am 1. Juli 1900 — 4 59 K 
2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 
anſtalt erhoben 128 373 s 20 = 
3. Von der e der Deuce Bank 
erhoben 49 620 — 
4. Schenkungen an den Kapitalgrundſtock 3104 = 20 s 
5. Schenkungen an den Unterſtützungsfonds 17730 » — » 
6. Beihilfen der Anwaltskammern . 28 300 — s 
7. Mitgliederbeiträge . 108 040 — s 
8. Zinſen 43 424 = 25 = 
9. Wegen Todesfalls uſw. aurädgelommene 
Unterftügungen . 595 = — s 
Em 379 187 4 24 9 
Ausgabe: 
1. Unterſtützungen 118 903.4 91 
2. An die A . Deuce Kredit⸗ 
anſtalt geze f 113933 20 
3. An die 5 der Deu ont 
gezahlt . 50 120 — = 
4. Ankauf von Wertpapieren 5 87868 = 95 
5. Verwaltungskoſten 7 547 s 07 = 
6. Rückzahlung von Beiträgen 240 = — =: 
7. Beſtand am 30. Juni 1907 574 = 11 = 
Summa 379 187 4 24. &. 
B. Unterſtützungs Konto. 
Einnahme: 


1. Beſtand am 1. Juli 1906 118 617 4 27 N 


2. Schenkungen und 3 der An⸗ 


waltskammern 17730 = — = 
3. Zinſen nach A II. der Verwaltungs- 
grundſätze zu 4% von 118 617.427 4 4744 = 69 = 
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Übertrag . 141 091.4 96 # 
4. Satzungsgemäße Aberweiſung: 

Mitgliederbeiträge 108 040.4 — 

abzüglich Rück⸗ 

zahlungen 240⸗— s 
107 800 — r 
ab Ausgaben 7.547 » 07 = 

| 100 252 4.93 K 
Hiervon erhält der Unterſtützungs⸗ 
fonds 71, ſind 8 = 
und ferner / von den Beiträgen 
der Anwaltskammern zu A 6 


5. Zurückgekommene Unterſtützungen 


75 189 


* 
2 
— 

* 


14 150 ⸗ — 2 
595 = — = 


Summa 2331 026 4 66 & 

Ausgabe: 
1. An Unterſtützungen 8 118 903.4 91 * 
2. Beſtand am 30. Juni 1907 112 12% = 75 « 
Summa 231 026 4 66 3 


(Anmerkung: Für das nächſte Geſchäftsjahr iſt bereits 
über 111 854 Mark verfügt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗ Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1906 einſchl. 
2,60 Mark erſtattetes on aus dem 


Jahre 1906 1 135 105 4 4% 
2. Schenkungen 3104 = 20 = 
3. Satzungsgemäße Aberweiſungen: 
/ von 100 252.4 
93 & . = 25 0634 23 N 
, von 28 300.4 
= 14 150 — s 
39213 = 23 = 
4. Binfen von 43 424 4 25 N 
ab (vergl. B. 3) . 4744 » 69 = 


Summa einſchl. des Martinyfonds 1216 102 4 43 & 
Hiervon ab Kursverluſt 56 207 = 95 > 
1159 894 4 48 4 


D. Wertpapier⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1906 . 1184 422 4 12 N 
2: Für angekaufte Wertpapiere 87868 = 95 = 
1272 291.4 07 N 
Die am 30. Juni 1907 vorhandenen Wert: 
papiere haben einen Wert von . 1216088 12 
Der Kursverluſt von . 56 207 4 95 9 
iſt auf Gewinn⸗ und Verluſt Konto übertragen worden. 
An Wertpapieren ſind vorhanden: 
650 000 Mark königl. ſächſ. 3 7 Rente 


a 83,85 Markt 545 025 4, — # 
Stückzinſen von 459 500 Mark vom | 
1. April bis 30. Juni 1907 3446 = 25 = 


Seite. . 548 471 4 25% 
83 * 
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Übertrag. . 548471. 25 # vorhandene Betrag ift auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen 


346 000 Mark königl. preuß. 3½ % Ton]. Deutſchen Kreditanſtalt zu Leipzig mit 22 560 Mark und mit 

Anleihe a 94, — Mark . 325 240 — = 32800 Mark auf ein ſolches bei der Leipziger Filiale der 
Stückzinſen von 198 500 Mark dom Deutſchen Bank eingezahlt. Das erſtere Buch lautete nach der 
1. April bis 30. Juni 197. 1736 = 87 = XXII. Jahresrechnung über 

150 000 Mark königl. preuß. 3 % konſ. 37 000.4 — & 

Anleihe à 83,90 Mark . 125850 = — eingezahlt wurden. . 113933 ⸗ 20 


Stückzinſen von 150 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1907 1125 — 


110000 Mark 31 Deutſche En 


150 933 4 20 . 
abgehoben wurden. 128 373 20 = 


a 83,90 Mat. . . 92290 = — 3 Beſtad . 22 560 ◻ — 94 
Stückzinſen von 106 000 Mark vom das letztere lautet uber 32 300 4 — — 
1. April bis 30. Juni 1907 795 = — = eingezahlt wurden . 50120 = — = 
50 000 Mark 3½ % Deutſche Reichs⸗ 982 4204 — N 
& Ba a 46 2 — 
e en abgehoben wurden. 49620 = — = 


40 000 Mark 3¼ Schuldverſchreibungen 


des Bremiſchen Staates zu 92 Mark. 36800 = — = Beſtand . . 32 800⸗— ) 
Stückzinſen von 30 000 Mark vom 
1. Mai bis 30. Juni 197 175 — E. Gewinn- und Berluſt⸗ onto. 
Stückzinſen von 10 000 Mark vom Verluſt auf Wertpapiere 56 207 Mark 95 Pf. übertragen 
1. April bis 30. Juni 1907 87 = 50 ⸗ auf Kapitalgrundſtock⸗Konto, dasſelbe beträgt hiernach 
20 000 Mark 3% Schuldverſchreibungen 1216 1024 43 & 
des Bremiſchen Staates zu 81,80 Mark 16360 = — = 56 207 95 
Stückzinſen von 20 000 Mark vom | 
1. April bis 30. Juni 1907 . . TEE Summa . . 1159894.4 48 
15 000 Mark 4% Schuldverſchreibungen Leipzig, den 30. Juni 1907. 


* 
N 


des Heſſiſchen Staates zu 100,50 Mark 15 075 
5 000 Mark 4% ne 


à 100,55 Mark 5027 50 
Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 


Summa . . 1 216 083 . 12 „ porgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
(Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere ſind in das königlich befunden worden. 


ſächſiſche, in das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das 


Dr. Seelig. 


Reichsſchuldbuch, in das Staatsſchuldbuch des bremiſchen Leipzig, den 14. Juli 1907. 
Staates bezw. in das Staatsſchuldbuch des heſſiſchen Staates 
eingetragen und der außer dem Barbeſtande von 574,11 Pf. Dr. Drucker. Dr. Anſchütz. 


Vergleichung mit dem Vorjahr. 


Schenkungen Beſtand 
SUR Anwalts⸗ Ver⸗ des des 

Mitglieder⸗ Kun ' Unter: Ravital- Unter: 

in 118 kammer⸗ zum u Zinſen waltungs⸗ ap v2 ſtützungs⸗ 
Vom bis 241 Unter— * rundſtock 
beiträge 2 gapital⸗ r ſtützungen | grundſtocks fonds 
beiträge apital- ſtützungs⸗ koſten 

grundftod | fonds am aa Geſchäfts⸗ 


At M a Aal u Aal au Aal aa be e al e 

| | | * | r 

1. Juli 1905 30. Juni 1906 106 290 — 34 500 — 2 913015 16 742 — 139 367.951 5 8881121108 753 911 1 135 105 441118 617 27 
| | * * | | | | 

Juni 1907 107 800 — 28 300 — 1 3 104 201 17 730 — 43 424 251 7 ai 118 903 91] 1 159 894 481112 122 75 
| | | | | | 


— 


1. Juli 1906 30. 


1) Hierin find folgende Beihilfen von Anwaltskammern enthalten: von Berlin 5000 Mark, Breslau 2000 Mark, Cöln 2000 Mark, 
Königsberg 1000 Mark, Roſtock 500 Mark, Zweibrücken 200 Mark. 

*) Hierin find folgende Beihilfen von Anwaltskammern enthalten: von Berlin 5000 Mark, Breslau 2000 Mark, Cöln 2000 Mark, 
Königsberg 1500 Mark, Zweibrücken 200 Mark und von dem Deutſchen Anwaltverein 6000 Mark für die Geſchäftsjahre 1905/06 und 1906/07. 


36. Jahrgang. 


Nachklänge zum Mannheimer Anwaltstag. 
I. 
Von Rechtsanwalt Jarecki in Poſen. 


Die ſchönen Tage von Mannheim find ſchnell vorüber⸗ 
gerauſcht, und es regt ſich das Verlangen, den Eindruck, den 
ſie hinterließen, in ruhiger Betrachtung zu überdenken. Die 
ſachliche Ausbeute der Verhandlungen war durch Hachenburgs 
meiſterhaften Vortrag eine reiche, den heftigen Angriffen auf 
den Vorſtand wurde durch Hausmanns geſchicktes Dazwiſchen⸗ 
treten ein ſchnelles Ende bereitet. Man kann dem Vorſtand 
das ihm gewordene Vertrauens votum vollauf gönnen, man kann 
ſogar der Anſicht ſein, daß ſein Verhalten in der Frage der 
Einberufung einer außerordentlichen Generalverſammlung von 
einer zutreffenden Beurteilung der gegebenen Sachlage zeugte, 
und man kann doch mit Bedauern empfinden, daß die Ver⸗ 
handlungen des Anwaltstages und insbeſondere die Kund⸗ 
gebungen des Vorſitzenden nicht jene Stimmung widerzuſpiegeln 
vermochten, die in weiten Kreiſen unſeres Standes jetzt die 
vorherrſchende iſt. Dem nach der Anſicht ſehr vieler Kollegen 
allzu friedlichen Auftreten des Vorſtands kam es zugute, daß 
in dem gemütvollen pfälziſchen Lande für den heftigen Austrag 
von Gegenſätzlichkeiten nicht der geeignete Boden iſt. Zudem 
war durch das herzliche Verhältnis, das in dieſer geſegneten 
Gegend zwiſchen allen Organen der Rechtspflege obwaltet, eine 
Atmoſphäre gegeben, die eine Neigung zu ſcharfen Worten 
ſchwer aufkommen ließ. Aber trotz alledem durfte nicht ver» 
kannt werden, daß die Anwälte des geſamten Deutſchlands ihre 
Tagung hatten, und dieſe mußte daher mehr von dem Geiſte 
erkennen laſſen, der heute die wohl überwiegende Zahl der 
deutſchen Anwälte beſeelt. So erſcheint es ſchwer verſtändlich, 
warum vom Vorſitzenden die betrübende Tatſache nicht hervor⸗ 
gehoben wurde, daß das Reichsjuſtizamt von jeder Vertretung 
bei den Verhandlungen abſah, in deren Mittelpunkt doch die 
große und jetzt ſo aktuelle Frage der Juſtizreform ſtand. Es 
kann unmöglich zutreffend ſein, was man hie und da einwenden 
hört, daß die Reichsregierung eine maßgebende Verkörperung 
der anwaltlichen Intereſſen nur in den Anwaltskammern er⸗ 
blicke. Denn auf dem Berliner Anwaltstage von 1896 iſt der 
Staatsſekretär der Juſtiz in eigener Perſon erſchienen; und wie⸗ 
wohl auch die Kaufleute ihre geſetzlich geordneten Vertretungs⸗ 
organe in den Handelskammern haben, find die Zentralbehörden 
neulich auf dem Hamburger Bankiertage in hervorragender 
Weiſe vertreten geweſen. Ohne die Bedeutung der hier erörterten 
Probleme für die geſetzgeberiſche Tätigkeit der nächſten Zeit zu 
unterſchätzen, läßt ſich füglich ſagen, daß die jetzt im Vorder⸗ 
grunde der öffentlichen Erörterung ſtehende, in kürzeſter Friſt 
dem Reichstage zu unterbreitende Frage der Juſtizreform jenen 
Problemen an Wichtigkeit oder Dringlichkeit keineswegs nachſteht. 
Es iſt eben in weiten Kreiſen unſeres Standes die Empfindung 
vorherrſchend, daß er von den die geplanten Reformen vor⸗ 
bereitenden Behörden nicht in dem Maße, wie er es wünſchen 
muß und beanſpruchen kann, als quantité respectable ers 
achtet wird. 

Je mehr wir dies empfinden, um ſo mehr haben wir auch 
Anlaß, diejenigen Anſchauungen, die wir hegen, in nicht miß⸗ 
zuverſtehender Deutlichkeit zur Geltung zu bringen. Als 
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Hachenburg im Verlaufe ſeiner glänzenden Darlegungen die 
Tatſache hervorhob, daß eine weitverbreitete Auffaſſung das 
Vorhaben der Regierung, die amtsgerichtliche Zuständigkeit zu 
erweitern, mehr auf eine Neigung zur Sparſamkeit als auf ihre 
Zuverſicht, die Intereſſen der Rechtspflege dadurch zu fördern, 
zurückführte, fügte er beſchwichtigend hinzu, daß er ſelbſt weit 
entfernt davon wäre, ſich dieſen der Regierung gemachten 
Vorwurf anzueignen. Schon der Widerſpruch, der ſich bei 
dieſen Worten in den Reihen der geſpannt und faſt andächtig 
lauſchenden, ſonſt ſo zuſtimmungsfreudigen Kollegen regte, ließ 
erkennen, wie wenig des Redners milde Auffaſſung die Stimmung 
der Zuhörer getroffen hatte. Und in der Tat, wer den Gang 
der Entwicklung des Reformplanes einigermaßen eingehend ver⸗ 
folgt, wer Mügels offenherzige Ausführungen in der Erinnerung 
hat, wer ſich vergegenwärtigt, daß die Regierung aus den 
Anregungen von Adickes, von deſſen Grundgedanken ſie durch 
eine Welt getrennt iſt, ſehr gegen die Intentionen ihres Urhebers 
rein äußerlich nur diejenigen ſich aneignete, die einen finanziellen 
Gewinn erhoffen laſſen, der muß ein Übermaß verſöhnlichen 
Geiſtes beſitzen, wenn er der Regierung den oben gekennzeichneten 
ſchweren Vorwurf erſpart. 

Welchen Eindruck hätte es weithin gemacht, wenn das, 
was Tauſende von Anwälten und von Freunden einer gedeih⸗ 
lichen Rechtspflege heute mit Bitterkeit empfinden, vom Deutſchen 
Anwaltstage in ungeſchminkter Offenheit und mit wirkungsvoller 
Schärfe ausgeſprochen worden wäre! 

Als in feiner Begrüßungsanſprache der verehrungs würdige 
Mannheimer Landgerichtspräſident in begeiſterten 
Worten hervorhob, wie es ihm zum Stolze gereiche, an der 
Spitze eines Gerichts zu ſtehen, in dem Richter und Anwälte 
ſtets in gegenſeitiger aufrichtiger Schätzung zur Erfüllung der 
großen Aufgaben der Rechtspflege kollegial zuſammengewirkt 
hätten, wurde er von lautem Beifall unſerer Mannheimer 
Kollegen umjubelt. Uns Anwälte aus einer minder glücklichen 
Zone mutete der Vorgang wie ein Märchen aus alten Tagen 
an. Bei uns lebt gar mancher Richter im Bann der klein⸗ 
geiſtigen Anſchauung, als ob er ſich durch eine zu nahe Be⸗ 
rührung mit den Mitgliedern des Anwaltſtandes an den 
Pflichten ſeines Amtes verſündigte. Und die jetzt faſt alltäglichen 
offenen und verſteckten Gegenſätzlichkeiten zwiſchen Behörden 
und Anwälten können keiner anderen Quelle entſpringen, als 
der dem Geiſte unſerer Gerichtsverfaſſung zuwiderlaufenden 
Anſchauung, die der Anwaltſchaft die Bedeutung eines gleich⸗ 
berechtigten Organs der Rechtspflege verſagt. In uns Anwälten 
iſt das Gefühl für die Würde unſeres Standes zu lebendig, 
als daß ſolche Erſcheinungen unſere Berufsfreudigkeit zu lähmen 
vermöchten. Aber da im weiten Umkreiſe unſeres Vaterlandes 
Tauſende von Kollegen dieſe Erſcheinungen mit Unmut empfinden, 
hätte es der Wirklichkeit entſprochen, wenn aus den Kund⸗ 
gebungen unſerer berufenen Vertretung in einigen lauteren 
Tönen auch dieſe Weiſe herauszuhören geweſen wäre. 

Die unverkennbarſten Anzeichen ſprechen dafür, daß der 
Anwaltſtand diejenige Achtung, auf die er den ſelbſtverſtänd⸗ 
lichſten Anſpruch hat, bei den leitenden Behörden erſt noch zu 
erringen habe. Weil wir auf dieſem Gebiete einen Erfolg nur 
in einem mit der Würde, die wir uns ſchuldig find, aber 
andererſeits mit einer von falſchen Rückſichten freien Entſchiedenheit 
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geführten Kampf zu erhoffen haben, darf, fo ſcheint es mir, in 
den jetzigen bedeutſamen Zeiten der Deutſche Anwaltverein den 
Charakter einer Kampforganiſation nicht gänzlich vermiſſen laſſen. 

Für die geſetzliche Feſtſtellung unſerer Rechte auf zahl⸗ 
reichen Gebieten des Rechtslebens, namemlich auch im Straf⸗ 
verfahren, werden gerade die nächſten Jahre von einer be⸗ 
ſonderen Bedeutung ſein. Möge dem deutſchen Anwaltſtande 
dereinſt der Vorwurf erſpart bleiben, daß der große Moment 
ein Heines Geſchlecht gefunden habe! 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Karl Schulz in Frankenthal. 


Eine einzige Stelle des wunderbaren Hachenburgſchen 
Referates, das in herrlichen gedankentiefen Worten der innerſten 
Überzeugung der deutſchen Anwaltſchaft mächtigen Ausdruck 
verlieh, hat bei der ſtattlichen Verſammlung des 11. September 
1907 Widerſpruch hervorgerufen. Als der Redner die deutſchen 
Anwälte mahnte, der Regierung trotz der neuen unüberſehbaren 
Pfade, die ſie einſchlage, volles Vertrauen entgegenzubringen, 
und hinzufügte: „Denn die Regierung denkt auch von uns viel 
zu hoch“, da erklang erſtmals aus der Verſammlung das Lachen 
des Zweifels und des Widerſpruchs. 

Wenngleich dieſer Peſſimismus der deutſchen Anwälte 
im Entwurfe der Zivilprozeßreform, in der Art feiner Ent⸗ 
ſtehung und in ſeinem Inhalte genugſam Stoff und Erklärung 
findet, ſo iſt dennoch der zuverſichtlichen Stimmung Hachen⸗ 
burgs der Vorzug zu geben. 

Sie findet, abgeſehen von Gründen der Opportunität und 
von taktiſchen Erwägungen, ihre Stütze in einer Rede, mit 
welcher der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamtes, Nieberding, 
am 11. September 1896 im Namen der Reichsjuſtizverwaltung 
den XIII. Deutſchen Anwaltstag in Berlin begrüßt hat: 

„Als Bundesgenoſſen, meine Herren von der deutſchen 
Anwaltſchaft, möchte ich Sie hier begrüßen, als Bundes⸗ 
genoſſen in den großen geſetzgeberiſchen Arbeiten, die 
der Neichsjuſtizverwaltung in den nächſten Jahren noch 
bevorſtehen. Bundesgenoſſen, beharrlich, wirkſam, ſym⸗ 
pathiſch, ſind Sie uns geweſen, ſo oft es galt, unſerm 
Bürgerlichen Geſetzbuch über ſchlimme Klippen hinweg⸗ 
zuhelfen 

„Da iſt es denn die deutſche Anwaltſchaft, die ein⸗ 
treten muß, wo es not tut, die vor allem berufen iſt, 
Verſtändnis für das neu Errungene, Verſöhnung ob 
der Opfer, die an liebgewordenen alten Einrichtungen 
gebracht werden müflen, in die Herzen des Volkes hinein⸗ 
zutragen. Denn, meine Herren, der Seele des Volkes 
auf dem Gebiete des Rechtslebens ſteht der 
Anwalt am nächſten; wo es gilt aufzuklären, zu be⸗ 
ſchwichtigen, zu verſöhnen: der Anwaltſchaft iſt dem 
Volke gegenüber die Macht dazu gegeben.“ 

„Der Seele des Volkes auf dem Gebiete des 
Rechtslebens ſteht der Anwalt am nächſten“: das find 
koſtbare Worte, da ſie von einer ſo autoritativen Stelle kommen 
und von dem nämlichen Vertreter der Reichsjuſtizverwaltung 
geſprochen wurden, der bei der Ausgeſtaltung des Geſetzes 
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ein entſcheidendes Wort mitzureden und den fertigen Entwurf 
vor dem Reichstag zu vertreten haben wird; Worte von un⸗ 
ſchätzbarem Werte im Kampfe gegen den Entwurf, da ſie die 
Sachkenntnis und Objektivität der deutſchen Anwaltſchaft als 


verbürgt und von oben anerkannt erſcheinen laſſen und da ſie 


dafür Gewähr bieten, daß auch diesmal die Stimme der deutſchen 
Anwaltſchaft nicht ungehört verſchallen wird; Worte, welche 
deshalb ermunternd und anfeuernd wirken müſſen und die es 


wert ſind, dem Beſchluſſe, der vom XVIII. Deutſchen An⸗ 


waltstage nach den Anträgen Hachen burgs gefaßt wurde, 
bei der Hinübergabe an die geſetzgebenden Körper und an die 
Juſtizverwaltung des Deutſchen Reiches als Geleüworte bei⸗ 
gegeben zu werden. 


über die Wiederaufnahme eines durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil geſchloſſenen ehrengerichtlichen 
Verfahrens. 
Von Juſtizrat Syring, Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht 
in Leipzig. 

Die NAD. beſtimmt in 8 66, daß, ſoweit ſich nicht aus 
ihren Beſtimmungen Abweichungen ergeben, auf das ehrengericht⸗ 
liche Verfahren die Vorſchriften der StPO. über das Verfahren 
in den zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehörigen Straf⸗ 
ſachen entſprechende Anwendung finden ſollen. Ulber den Um: 
fang, in welchem dies geſchehen ſoll, ſagen die Motive (S. 80) 
nichts. Die NAD. hält es aber für erforderlich, in § 91 zu 
beſtimmen, daß auf das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz 
und in der Berufungsinſtanz die Vorſchriften der StPO., 
alſo diejenigen des dritten Buches, entſprechende Anwendung 
finden ſollen. Es liegt hiernach nahe, die in § 66 angeordnete 
entſprechende Anwendung nur auf die allgemeinen Beſtimmungen 
und das Verfahren in erſter Inſtanz einſchließlich der Koſten 
zu beziehen, nicht auf die im vierten Buche enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über das außerordentliche Rechtsmittel der Wieder⸗ 
aufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenen Ber: 
fahrens, da ſonſt dieſe ebenſo erwähnt worden wären wie die⸗ 
jenigen über die ordentlichen Rechtsmittel. Der Gedanke ge⸗ 
winnt an Gewicht, wenn man erwägt, daß bei der Abfaſſung 
der Vorſchriften über das ehrengerichtliche Verfahren ausweislich 
der Motive (S. 77— 94) vielfach das Reichs beamtengeſetz als 
Vorbild gedient hat, dieſes aber das der Wiederaufnahme ent⸗ 
ſprechende Rechtsmittel der Reſtitution ausſchließt, und daß die 
Motive zur RAD. (S. 80 und 92) die Wiederaufnahme gar nicht 
erwähnen. Hiernach dürfte es begründeten Zweifeln unterliegen, 
ob die Beſtimmungen der StPO. über die Wiederaufnahme 
des Verfahrens überhaupt zur Anwendung gebracht werden 
ſollen. 

Bejaht man dieſe Frage aber mit dem Ehrengerichtshofe, 
ſo entſtehen weitere Zweifel darüber, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Wiederaufnahme zuläſſig ſein ſoll. 

Die Beſtimmungen der Nr. 1—4 des 8 399 StPO. bieten 
keine Schwierigkeiten. Anders § 399 Nr. 5 und 8 403 a. a. O. 

Nach 5 399 Nr. 5 findet die Wiederaufnahme ſtatt, wenn 
neue Tatſachen oder Beweismittel beigebracht find, welche allein 
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oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweiſen die 
Freiſprechung des Angeklagten oder in Anwendung eines 
milderen Strafgeſetzes eine geringere Beſtrafung zu be⸗ 
gründen geeignet find. Nach § 403 StPO. findet eine Wieder⸗ 
aufnahme zum Zwecke der Anderung der Strafe innerhalb des 
durch dasſelbe Geſetz beſtimmten Strafmaßes nicht ſtatt. 

Beide Vorſchriften ſetzen ein milderes und ein ſchärferes, 
alſo mehrere Strafgeſetze voraus. Es tritt uns daher die 
Frage entgegen, ob die RAO. mehrere Strafgeſetze enthält. 

In Betracht kommen 88 62 und 63. Man könnte darin 
ſoviel Strafgeſetze finden, als dort Strafen angedroht ſind, 
alſo 4 Strafgeſetze. Man hat darin auch (EG H. 12, 80) 
wenigſtens 2 beſondere Strafgeſetze gefunden, nämlich inſofern 
ein ſchwereres, als Ausſchließung, und inſofern ein leichteres, 
als nur Warnung, Verweis und Geldſtrafe angedroht ſind. 
Dabei hat man an den Unterſchied zwiſchen der reinigenden 
und der beſſernden Diſziplin gedacht. Für dieſe Unterſcheidung 
bieten die SS 62 und 63 aber keinen Anhalt. Es würde alſo, 
wenn man darin mehrere Strafgeſetze erblicken dürfte, nur 
möglich ſein, 4 beſondere Strafgeſetze anzunehmen. 

Mehrere Strafgeſetze würden aber in jenen Vorſchriften 
nur dann enthalten ſein, wenn eine jede der angedrohten Strafen 
ihren beſonderen Tatbeſtand oder beſondere die Straf⸗ 
barkeit erhöhende oder vermindernde Tatumſtände zur Voraus⸗ 
ſetzung hätte (efr. Loewe StPO. Anm. 2 zu § 403). Die 
Strafen der RAD. haben jedoch ſämtlich denſelben einheit⸗ 
lichen ehrenſtrafrechtlichen Tatbeſtand, nämlich die Verletzung 
der dem Rechtsanwalt obliegenden Pflichten. Sie ſind auch 
nicht bedingt durch das Vorhandenſein beſonderer die Straf⸗ 
barkeit erhöhender oder vermindernder Tatumſtände. Der 8 63 
beſtimmt nur das Strafmaß für die in 8 62 angeordnete Strafe. 
Die RAD. enthält daher in den 88 62 und 63 nur ein einziges, 
einheitliches Strafgeſetz. 

Sie kennt alſo ein milderes Strafgeſetz im Sinne des 
8 399 Nr. 5 nicht und eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
findet gemäß 8 403 zum Zwecke der Anderung der Strafe 
überhaupt nicht ſtatt. Der Antrag auf Wiederaufnahme tft 
mithin lediglich zum Zwecke der Freiſprechung des Ver⸗ 
urteilten zuläſſig. Dieſen Grundſatz hat der Ehrengerichtshof 
in ſtändiger Praxis befolgt und er iſt, nachdem er ihn in dem 
Beſchluſſe vom 2. November 1904 (EEH. 12, 80) verlaſſen hatte, 
neuerdings zu ihm wieder zurückgekehrt. 

Iſt ein von der Rechtsanwaltſchaft Ausgeſchloſſener in der 
Lage, den eigentlichen Grund der Ausſchließung zu widerlegen, 
vermag er ſich aber nicht von jedem Vorwurfe einer, wenn 
auch noch ſo geringen, Pflichtverletzung frei zu machen, ſo daß 
immerhin gegen ihn auf Strafe, wenn auch nur auf Warnung, 
erkannt werden müßte, dann iſt ihm der Weg des Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens verſchloſſen. 

Dieſer Zuſtand iſt unerträglich. Er kann nicht beſtehen 
bleiben. Hier muß Wandel geſchaffen werden. Die SS 62 und 
63 NAD. müſſen eine ſolche Faſſung erhalten, daß fie ein 
ſchärferes und ein milderes Stafgeſetz enthalten, ein ſchärferes 
für die Strafe der ſogenannten reinigenden Difziplin, alſo die 
Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft, und ein milderes 
für die Strafen der ſogenannten beſſernden Diſziplin, alſo für 
Warnung, Verweis und Geldſtrafe. 
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Iſt aus dieſem Grunde eine Abänderung dieſer Paragraphen 


dringend geboten, dann iſt es ratſam, ihnen einen ſolchen Inhalt 


zu geben, daß dadurch die Vorausſetzungen möglichſt ſcharf 
angegeben werden, unter welchen die Strafen der beſſernden 
Disziplin nicht mehr als ausreichend angeſehen werden follen, 
und daher auf Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft zu 
erkennen iſt. 

Es könnte auch bei der Neufaſſung dieſer Vorſchriften die 
Gelegenheit benutzt werden, um die immer wieder auftauchenden 
Zweifel über die Beſtrafung bei mehreren Verfehlungen 
zu beſeitigen und dieſe Frage im Anſchluß an 8 74 StGB. 
zu löſen. 

Allen dieſen Anforderungen würde entſprochen werden, 
wenn die bezeichneten Vorſchriſten durch folgende erſetzt würden: 

8 62. 
Ein Rechtsanwalt, welcher die ihm obliegenden 
Pflichten (5 28) verletzt, wird ehrengerichtlich beſtraft. 
Ehrengerichtliche Strafen find: 
1. Warnung, 
2. Verweis, 
3. Geldſtrafe bis zu 3 000 Mark. 
Geldſtrafe kann mit Verweis verbunden werden. 
Bei dem Zuſammentreffen mehrerer Pflichtverletzungen 
iſt auf eine Geſamtſtrafe zu erkennen. 
Bei der Strafzumeſſung iſt das geſamte Verhalten 
des Angeklagten zu berückſichtigen. 


f 8 63. 

Ein Rechtsanwalt, welcher durch ſchwere Verletzung 
der ihm obliegenden Pflichten (8 28) unwürdig geworden 
iſt, der Rechtsanwaltſchaft anzugehören, wird ehren⸗ 
gerichtlich mit der Ausſchließung von der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft beſtraft. 

Wird einmal die Klinke der Geſetzgebung ergriffen, dann 
wird es ſich empfehlen, klar und zweifelsfrei zum Ausdrucke 
zu bringen, daß die Beſtimmungen der StPO. über die Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens im ehrengerichtlichen Verfahren zur 
Anwendung zu kommen haben. Aus Gründen der Zweck⸗ 
mäßigkeit wird zugleich dem Wiederaufnahmeverfahren eine 
zeitliche Schranke zu ſetzen ſein. Ein fünfjähriger Zeitraum 
dürfte angemeſſen ſein. 

Ich möchte daher raten, durch die erforderliche Novelle 
dem 8 91 NAD. folgenden Zuſatz zu geben: | 

„Das Gleiche gilt für die Wiederaufnahme eines 
durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenen Verfahrens. 
Nach Ablauf von fünf Jahren ſeit der Rechtskraft des 
Urteils iſt die Wiederaufnahme nicht mehr zuläſſig.“ 


Die Verjährung der Forderungen der Ban- 
unternehmer. 
Von Landrichter Arnold Freymuth in Konitz, Weſtpr. 
Die regelmäßige Verjährungsfriſt beträgt nach BGB. 
8 195 dreißig Jahre. In zwei, oder wenn die Leiſtung für 
den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt, in vier Jahren 
verjähren jedoch nach 8 196 Abſ. 1 Ziff. 1 und Abſ. 2 die 
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Anſprüche „der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker für Aus⸗ 
führung von Arbeiten“. Es fragt ſich, ob die Forderungen 
der Bauunternehmer gegen den Bauherrn hiernach der kurzen, 
2 bzw. 4 jährigen Verjährung oder der regelmäßigen, 
30 jährigen Verjährung unterliegen, eine Frage, die für das 
Baugewerbe offenbar von erheblicher Wichtigkeit iſt und die 
Gerichte öfters beſchäftigt. Daß die Frage auftauchen konnte, 
beruht auf folgenden Umſtänden: 

Zunächſt iſt zweifelhaft geworden, in welcher Art man 
den Bauvertrag, vielfach „Bauentrepriſevertrag“ genannt, in 
das Rechtsſyſtem einzufügen hatte. Es handelt ſich dabei um 
Herſtellung eines Werkes, eines Arbeitsproduktes, und ſo 
mußte man wohl annehmen, daß er römiſch⸗rechtlich als 
locatio conductio operis, landrechtlich als Werkverdingungs⸗ 
vertrag im Sinne § 925 ff. ALR. I 11 anzuſprechen ſei. In 
der Tat hat auch das gemeine Recht den Bauvertrag (die 
„Bauentrepriſe“) unter den Begriff der locatio conductio 
operis gebracht (vgl. Dernburg, Pandekten 2 8 113). Im 
preußiſchen Landrecht wird aber in den 88 928, 929 I 11 
beim Werkvertrag die eigene Tätigkeit des Werkmeiſters 
als begriffsnotwendig vorausgeſetzt, wenn freilich der Werk⸗ 
meiſter auch Gehilfen zuziehen kann. Beim Bauvertrag iſt 
dieſe eigene Tätigkeit des Unternehmers gewöhnlich nicht vor⸗ 
handen. Der Unternehmer iſt vielmehr entweder überhaupt 
nicht Fachmann und vergibt die Arbeit in kleineren „Loſen“ 
an den Zimmermann, den Maurer, den Töpfer uſw., oder er 
iſt nur auf einem der in Betracht kommenden Gebiete Fach⸗ 
mann (z. B. gelernter Mauer), führt alſo jedenfalls nur einen 
Teil der Arbeiten ſelbſtändig aus und vergibt den Reſt an 
andere Perſonen weiter. So hat man nach preußiſchem Recht 
die Bauentrepriſe als einen Vertrag eigener Art aufgefaßt, bei 
welchem ſtreitig war, ob man auf ihn die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des Landrechts für Verträge über Handlungen anzu⸗ 
wenden habe oder die beſonderen Vorſchriften über die Werk⸗ 
verdingung analog (vgl. Motive zum BGB. 2 S. 472, 473; 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht 2 8 199 II). Daß die 
Bauentrepriſe nach dem Recht des BGB., das für den Werk⸗ 
vertrag ($ 631) eine perſönliche Mitwirkung des Werkmeiſters 
nicht verlangt, unter den Begriff des Werkvertrags zu rechnen 
iſt, iſt wohl unzweifelhaft und wohl auch allgemein anerkannt 
(vgl. Motive a. a. O., Ortmann 8 631 Vorbemerkung 1d und 
das unten angeführte Urteil des RG. in JW. 1907, 325 
Nr. 1). Mit dieſer Feſtſtellung iſt die Frage aber noch nicht 
entſchieden. 

Es iſt zwar unbedenklich, daß auch die Anſprüche aus 
Werkvertrag der kurzen Verjährung des 8 196 unterſtehen. 
Es ſind aber Bedenken anderer Art aufgetaucht, die in der 
preußiſch⸗rechtlichen Praxis ihren Niederſchlag gefunden haben. 
Auch nach preußiſchem Recht unterſtanden nach dem Geſetz vom 
31. März 1838 die Forderungen der „Fabrikunternehmer, 
Kaufleute und Handwerker“ „für Arbeiten“ der kurzen Ver⸗ 
jährung, und doch hat die Praxis dieſe Vorſchrift der kurzen 
Verjährung auf die Forderungen der Bauunternehmer aus 
Bauentrepriſe nicht angewandt, und zwar ſowohl das Ober⸗ 
tribunal nicht, wie auch das Reichsgericht nicht, vgl. OTr. 
34, 97; RG. 28, 232; RG. in JW. 1900, 306 Nr. 32. Der 
Grund liegt darin, daß man geſagt hat, der Bauunternehmer, 
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auch wenn er Handwerker (z. B. Maurer) ſei, trete bei der 
Bauentrepriſe nicht als „Handwerker“, ſondern als „Unter⸗ 
nehmer“ auf. Für das Recht des BGB. wird man etwa zu 
folgenden Erwägungen gelangen: Der Bauunternehmer kann 
als „Fabrikant“ im Sinne § 196 Abſ. 1 Ziff. 1 jedenfalls 
nicht in Frage kommen. Als „Handwerker“ kann er in Frage 
kommen, wenn er tatſächlich Handwerker, z. B. Maurermeiſter, 
Zimmermeiſter iſt. Als Kaufmann kommt er dann in Frage, 
wenn er einen größeren Betrieb hat und ſich ins Handels⸗ 
regiſter hat eintragen laſſen — wozu er verpflichtet iſt, 
82 HGB. Sollte einmal der Fall eintreten, daß ein Grund⸗ 
ſtückseigentümer einen Menſchen, der weder Handwerker noch 
gewerbsmäßiger „Bauunternehmer“ iſt, mit dem Bau eines 
Hauſes im ganzen betrauen ſollte, ſo wäre ein ſolcher Werk⸗ 
meiſter zweifellos weder Kaufmann noch Handwerker. Seine 
Forderungen gegen den Bauherrn würden alſo zweifellos nicht 
unter die kurze, ſondern unter die gewöhnliche dreißig⸗ 
jährige Verjährung fallen. In weitaus der Mehrzahl der 
Fälle wird aber der Werkmeiſter entweder Handwerker 
oder Kaufmann im Sinne des 82 HB. fein. Dann können 
alſo ſeine Forderungen an ſich ſehr wohl unter die kurze Ver⸗ 
jährung fallen. Es fragt ſich, ob die von der preußiſchen 
Praxis geltend gemachten Bedenken auch für das Recht des 
BGB. durchſchlagen. Man wird dies für den gewerbsmäßigen 
Bauunternehmer, alſo den Kaufmann des 82 HGB. eigentlich 
kaum annehmen können. Denn das Bedenken der preußiſchen 
Praxis, daß der Handwerker nicht als ſolcher auftrete, will be⸗ 
ſagen, daß der Handwerker bei der Bauentrepriſe etwas unter⸗ 
nehme, was nicht in den Rahmen ſeiner gewöhnlichen Tätigkeit 
falle. Dies Bedenken iſt bei dem gewerbsmäßigen „Bau⸗ 
unternehmer“ nicht vorhanden. Da der gewerbsmäßige Bau⸗ 
unternehmer nach dem neuen Recht (HGB. 82) — anders 
als nach früherem Recht — „Kaufmann“ iſt, ſo würde für ihn 
als Kaufmann bei der Bauentrepriſe gerade eine Ausführung der 
in ſeinen Gewerbebetrieb fallenden Arbeiten in Frage ſtehen, 
alſo die Anwendung des 8 196 unbedenklich ſein. Für den 
Handwerker, der als Nichtkaufmann einen Bauvertrag ab⸗ 
ſchließt, bleiben allerdings auch jetzt dieſelben Bedenken beſtehen 
wie nach früherem Recht. Es würde aber wohl nicht angebracht 
ſein, die verſchiedenen Typen der Bauunternehmer unter 
verſchiedenen rechtlichen Geſichtspunkten zu betrachten. 

Man ſieht, daß die hier aufgeworfene Frage ihre 
Schwierigkeiten hat. Die Rechtſprechung des Reichsgericht 
hat ſich bereits mehrfach mit dem Gegenſtand befaßt, ohne 
jedoch zu einem abſchließenden Ergebnis zu kommen: Zunächſt 
hat der vierte Zivilſenat in dem Urteil vom 2. Januar 1905 
463/04 IV erklärt, daß bei Anſprüchen aus der Bauentrepriſe 
die kurze Verjährung nicht Platz greife.“) Dann hat der ſechſte 
Zivilſenat in der Entſcheidung vom 11. April 1907 
291/06 VI (JW. 1907, 325 Nr. 1) für den Bauunter 
nehmer erklärt: „Iſt er Handwerker und hat er in Aus⸗ 


*) Das Urteil iſt in JW. 1905, 110 Nr. 1 teilweiſe abgedruckt 
Es enthält dort gerade den Ausſpruch, daß die kurze Verjährung 
nicht Platz greife, nicht; daß dieſer Ausſpruch in dem Urteil zu 
finden iſt, bezeugt jedoch die unten erwähnte Entſcheidung des fechsten 
Zivilſenats vom 11. April 1907. 
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übung ſeines Gewerbes gehandelt, ſo unterliegt ſein Anſpruch 
auf die Vergütung der kurzen Verjährung.“ Der Senat ſtellt 
feſt, daß die erwähnten Vorausſetzungen hier vorliegen, und 
erklärt die kurze Verjährung für anwendbar. Ein Anlaß, die 
Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate anzurufen ($ 137 
GG.), ſei nicht vorhanden, da die oben erwähnte Entſcheidung 
des vierten Senats auf der abweichenden Rechtsanſchauung 
nicht beruhe. Nicht ganz zwei Wochen ſpäter, hat dann der 
ſiebente Zivilſenat, unter Anführung des erwähnten Urteils des 
vierten Senats vom 2. Januar 1905, in der Entſcheidung vom 
23. April 1907 261/06 VII (JW. 1907, 359 Nr. 6) erklärt, 
daß die Anſprüche aus der Bauentrepriſe nicht unter die kurze 
Verjährung fallen. Das abweichende oben verzeichnete Urteil 
des ſechſten Senats vom 11. April 1907 war vielleicht dem 
fiebenten Senat noch nicht bekannt; jedenfalls iſt es von ihm 
nicht gewürdigt worden, auch iſt eine Entſcheidung der vereinigten 
Zivilſenate nicht herbeigeführt worden. 

Es darf angenommen werden, daß jetzt, nachdem zwiſchen 
dem vierten und ſiebenten Zivilſenat einerſeits und dem ſechſten 
Zivilſenat andererſeits ein offenbarer Widerſpruch hervorgetreten 
iſt, die hier berührte, praktisch wichtige Frage bei nächſter Gelegenheit 
unter Überwindung des horror pleni von den vereinigten 
Zivilſenaten des Reichsgerichts entſchieden werden wird. 


Die Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
und die Beſchleunigung der Rechtſprechung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Leviſon, Düſſeldorf. 


Nachdem der „Entwurf eines Geſetzes, betreffend Ande⸗ 
rungen des Gerichts verfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, 
des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte“ nebſt Begründung durch den Reichsanzeiger vom 
5. Oktober d. Is. veröffentlicht worden iſt, hat die wichtigſte 
Frage, nämlich die nach der Zuſtändigkeitsbegrenzung der Amts⸗ 
gerichte, eine vorläuſige Beantwortung gefunden. 

Nach Art. I des Entwurfes fol der 8 23 Nr. 1 GVG. 
dahin abgeändert werden, daß Streitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche, deren Gegenſtand an Geld oder Geldes⸗ 
wert die Summe von 800 Mark nicht überſteigt, den Amts⸗ 
gerichten zugewieſen werden, während bisher bekanntlich ein 
Betrag von 800 Mark die Zuſtändigkeitsgrenze darſtellte. 

Mit dieſem Vorſchlage ſind zwar die Befürchtungen der⸗ 
jenigen, welche eine bedeutendere Erhöhung der Zuſtändigkeits⸗ 
grenze erwartet hatten, zunächſt widerlegt worden, allein gleich⸗ 
wohl muß auch die vom Entwurfe vorgeſehene Erhöhung auf 
das entſchiedenſte bekämpft werden, da ſie eine Verſchlechterung 
der Rechtſprechung und eine Schädigung der Rechtspflege 
herbeiführen würde. 

In dem glänzenden, von Hachenburg dem Anwaltstage 
erſtatteten und von dieſem faſt einmütig gebilligten Referate 
iſt gezeigt worden, daß eine Reform des amtsgerichtlichen Pro⸗ 
zeſſes ohne gleichzeitige Reviſion des geſamten Prozeßrechts 
Stückwerk bleiben muß und eine wirkſame Beſeitigung der in 
der Rechtspflege beklagten Übelſtände nicht herbeiführen kann. 
Hachenburg hat auch, indem er gleichzeitig eine Reihe von 
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bemerkenswerten Vorſchlägen zur Verbeſſerung, Beſchleunigung 
und Verbilligung des bisherigen Verfahrens machte, die Be⸗ 
denken, welche gegen die Erhöhung der Zuſtändigkeit ſprechen, 
eingehend gewürdigt und geltend gemacht, ſo daß auf ſeine nach 
jeder Richtung hin zutreffenden Ausführungen verwieſen werden 
kann. Meine Abſicht geht nun dahin, zu zeigen, daß diejenige 
günſtige Wirkung, welche der Entwurf und weite Volkskreiſe 
in erſter Linie von der Erweiterung der amtsgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit erhoffen, nämlich eine Beſchleunigung und damit 
zugleich eine Verbeſſerung der Rechtſprechung ſicher nicht ein⸗ 
treten wird. 

Schon heute arbeitet in großen Städten nach meinen bis⸗ 
herigen mehrjährigen Erfahrungen, welche, wie ich wohl an⸗ 
nehmen darf, von meinen ſämtlichen hieſigen Kollegen und wohl 
auch einem großen Teil der Richter geteilt werden, das Land⸗ 
gericht durchweg bedeutend ſchneller als das Amtsgericht. 

Wenn in der Begründung des Entwurfes zu 8 48 GKG. 
ausgeführt wird, daß im Jahre 1903 die Zahl der durch 
kontradiktoriſche Endurteile beendeten Prozeſſe, welche länger 
als 6 Monate von dem Zeitpunkt zwiſchen Einreichung der 
Klageſchrift und dem Endurteil gedauert haben, bei den Amts⸗ 
gerichten 19,2 vom Hundert und bei den Landgerichten 46,6 vom 
Hundert betragen haben, ſo könnte daraus ja allerdings ein 
gegenteiliger Schluß gezogen werden. Aber es iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Zahl der Amtsgerichte und der den Amts⸗ 
gerichten überwieſenen Sachen eine unweit größere, als die der 
Landgerichte und der landgerichtlichen Sachen iſt, und daß bei 
den Landgerichten ein weit größerer Prozentſatz ſchwieriger 
Prozeſſe zur Durchführung gelangt, als bei den Amtsgerichten. 
Da nun vor allem auch die außerordentliche Zahl der ländlichen 
Amtsgerichte, in welchen ſchwierigere, und deshalb auch lang⸗ 
wierigere Prozeſſe ſelten ſind, mitgezählt wird, ſo ergibt jene 
Zahl durchaus keine zutreffende Antwort auf die Frage, ob das 
Land⸗ oder Amtsgericht durchweg ſchneller arbeitet. Aus der 
Denkſchrift geht dann auch hervor, daß die Zahl derjenigen 
landgerichtlichen Prozeſſe, in welcher viele Termine gezählt 
werden, für Amts- und Landgericht nicht ſehr verſchieden iſt. 
Es mag allerdings zutreffend ſein, daß die Verhältniſſe in den 
großen und mittleren Städten nicht genau ſo liegen, wie in 
den kleineren. Allein obwohl, wie ſpäter noch gezeigt werden 
ſoll, die Schleunigkeit der kleinen Amtsgerichte nach mancher, 
wenn auch anderer Seite hin, ſehr zu wünſchen läßt, wirkt 
bezüglich der großen Städte ſchon die außerordentliche Zahl 
derjenigen Sachen, welche von den Amtsgerichten gegenüber 
den Landgerichten zu bewältigen ſind, hemmend auf den Gang 
der Juſtiz. Während die Landgerichte, abgeſehen von der 
Kammer für Handelsſachen, vielleicht 30 bis 40 Sachen an 
einem Terminstage zu bewältigen haben, haben die Amts⸗ 
gerichte durchſchnittlich 80 bis 100, ja vielfach noch mehr 
Sachen in einer Sitzung zu erledigen. Schon daraus ergibt 
ſich, daß eine ſorgfältige und ſchleunige Rechtſprechung bei den 
Amtsgerichten unerreichbar iſt; denn wenn man auch nur ein 
Drittel der amtsgerichtlichen Sachen als kontradiltoriſche rechnen 
will, ſo können dieſe unmöglich von einem Richter in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit bewältigt werden. Tatſächlich werden dann 
auch bei den Amtsgerichten, falls eine Sache nicht im erſten 
Termine infolge ihrer Einfachheit verhandlungsreif iſt, die Ver⸗ 
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handlungstermine viel weiter ausgeſetzt, als dies bei den Land⸗ 
gerichten zu geſchehen pflegt. Dasſelbe gilt von den Beweis⸗ 
terminen. 

Wenn die Zahl der Sachen, welche den Amtsgerichten 
überwieſen werden, erheblich geſteigert wird, jo iſt zu erwarten, 
daß die Erledigung der amtsgerichtlichen Prozeſſe eine noch 
längere Dauer als bisher in Anſpruch nehmen wird, zumal 
mit den höheren Objekten auch ſchwierigere, namentlich Poſten⸗ 
ſachen und dergl. das Amtsgericht beſchäftigen werden. 

Die vom Entwurf vorgeſchlagene Beſtimmung, daß ſchon 
von Amts wegen Zeugen und Sachverſtändige zum erſten Ver⸗ 
handlungstermine geladen werden können, wird ſchwerlich dazu 
führen, das Verfahren zu beſchleunigen. Schon heute müſſen 
die Amtsgerichte in den großen Städten vielfach von morgens 
9 Uhr bis zum ſpäten Nachmittage tagen, um die Beweis⸗ 
aufnahmen erledigen zu können. Gegenüber der großen Zahl 
der Sachen, welche in einer Sitzung abzuurteilen ſind, vermag 
der Amtsrichter beim beſten Willen nicht Beweisaufnahmen in 
noch nicht verhandelten Sachen einzuſchieben, ohne die Er⸗ 
ledigung der ſchon vorher angeſetzten Sachen zu verzögern und 
zu verlängern, womit zugleich eine empfindliche Behelligung 
der betreffenden Parteien verbunden iſt. Auch mag die in 
der mündlichen Verhandlung angeordnete Beweisaufnahme in 
ganz einfach liegenden Sachen, in welchen ein einziger Punkt 
der Aufklärung durch einen oder zwei Zeugen erheiſcht, zweck⸗ 
mäßig ſein. In vielen Fällen wird die vielleicht auf einſeitiges 
Parteivorbringen angeordnete Beweiserhebung nachträglich in⸗ 
folge der ſpäteren Anträge der Gegenpartei das Verfahren 
dadurch umſtändlicher machen, daß eben fpäterhin auch die 
gegneriſchen Beweiſe erhoben werden müſſen und nicht ſelten 
eine Gegenüberſtellung der beiderſeitigen Zeugen, unter noch⸗ 
maliger Ladung der zum erſten Termine beſtellten Zeugen, zur 
Klarſtellung der Sachlage geboten ſein wird; vielfach wird auch 
die vor kontradiktoriſcher Verhandlung angeordnete Beweis⸗ 
erhebung durch die nachträglichen Parteierklärungen ſich er⸗ 
übrigen. Eine Vermehrung der Zahl der Amtsrichter, wie dies 
ja unausbleiblich und auch vorgeſehen iſt, wird dem Übelſtande 
kaum ſteuern. Schon heute iſt es ſelbſt einem weniger be⸗ 
ſchäftigten Anwalt kaum möglich, in den verſchiedenen Ab⸗ 
teilungen des Amtsgerichts — von der gleichzeitigen Tätigkeit 
beim Landgerichte ſehe ich einmal ab — die ihm übertragenen 
Sachen perſönlich wahrzunehmen, namentlich dann, wenn es 
ſich um zeitraubende Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen handelt. In dieſer Richtung könnten freilich die 
Juſtizverwaltungen durch entſprechende Maßnahmen die Tätig⸗ 
keit der Anwälte und damit die Rechtspflege ſelbſt erheblich 
fördern. Leider iſt von dieſer Rückſichtnahme bisher wenig zu 
ſpüren, denn wenn an Landgerichtsſitzen die Sitzungen der 
Amtsgerichte nicht in denſelben Gebäuden abgehalten werden, 
wie die Landgerichtsſitzungen, die Amtsgerichtsſäle vielmehr, 
wie es z. B. hier der Fall iſt, teilweiſe in einem andern Ge⸗ 
bäude, dazu noch mehrere Etagen hoch untergebracht ſind, ſo 
wird hierdurch die ordnungsmäßige Erledigung der anwaltlichen 
Berufsgeſchäfte faſt zur Unmöglichkeit. 

Die Erſchwerung der Wahrnehmung der Termine durch 
die Anwälte aber bedeutet unter allen Umſtänden auch eine 
Verlangſamung der Rechtſprechung, wenigſtens einer ſachgemäßen 
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Rechtſprechung. Gelegentlich der Neuerrichtung des DG. 
Düſſeldorf iſt von der Juſtizverwaltung betont worden, daß 
eine allzuſtarke Vermehrung der Senate nicht angängig ſei, da 
die Anwälte, welchen das Publikum ſeine Sachen anvertraue, 
nicht zu gleicher Zeit an verſchiedenen Stellen tätig ſein könnten, 
und das gleichzeitige Tagen vieler Senate infolge der ander⸗ 
weitigen Inanſpruchnahme der Anwälte den einen oder andern 
Senat in ſeiner Tätigkeit brach lege. Ebenſo wirkt die allzu⸗ 
große Vermehrung der Richter und die Einrichtung vieler zu 
gleicher Zeit tagenden Amtsgerichtsabteilungen lähmend auf die 
Rechtspflege, weil der gewiſſenhafteſte Anwalt die Termine 
beim beſten Willen zu gleicher Zeit nicht pünktlich wahrnehmen 
kann und ſich vertreten laſſen muß. Das Vertretungsweſen 
führt aber wieder zu Vertagungen, weil der Subſtitut ſelbſt 
bei ſorgfältiger, ſchriftlicher Bearbeitung der Sache, niemals ſo 
informiert ſein kann, wie derjenige Anwalt, der von der Klientel 
direkt ſchriftliche oder mündliche Information empfangen hat. 
Dieſe Mißſtände find ja teilweiſe auch heute vorhanden; die 
Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit würde ſie zweifellos 
nicht beſeitigen, ſondern beträchtlich vermehren. 

Und nun erſt die Abſchaffung des Anwaltszwanges! Man 
gehe doch einmal in die Sitzungen des Amtsgerichts und ſtelle 
feſt, wie wenig Zeit die von den Anwälten bearbeiteten und 
kurz und ſachgemäß vorgetragenen Sachen gegenüber denjenigen 
in Anſpruch nehmen, in welchen die Parteien bald zögernd und 
ſtockend, bald mit überquellender Beredſamkeit ihren Rechtsſtand⸗ 
punkt darlegen. Die im Entwurf vorgeſehene neue Faſſung 
des 5 502 3PO. (bisher 8 503), welche dem Gericht die 
Erörterung des Streit⸗ und Sachverhältniſſes mit den Parteien 
ausdrücklich zur Pflicht macht, wird erſt recht die Folge haben, 
daß die Parteien ſich in ihren Ausführungen keinerlei Be⸗ 
ſchränkung auferlegen. Daß der Richter, falls er ſachgemäß 
entſcheiden ſoll, unter allen Umſtänden länger mit den Parteien 
verhandeln, ein weit größeres, für die Entſcheidung unerhebliches 
Material entgegennehmen muß, bedarf keiner Ausführung; des⸗ 
halb iſt auch gerade dem tüchtigen, ſorgfältigen Richter die 
Mitwirkung des Anwalts willkommen und erwünſcht. 

Und nun noch eins. Schon jetzt leidet die Rechtſprechung 
der Amtsgerichte unter dem häufigen Richterwechſel; dieſer 
Übelftand muß ſich bei der namentlich in den großen Städten 
unvermeidlichen Vermehrung des Amtsrichterperſonals noch mehr 
fühlbar machen, zumal der Entwurf die Möglichkeit vorſieht, 
dieſelben Perſonen gleichzeitig als Amts⸗ und Landrichter zu 
verwenden. (S 58 Nr. 2 GVG. in der Faſſung des Entwurfs.) 
Man wird vielleicht die vorſtehend geſchilderten Ubelſtände nur 
auf die großen und mittleren Städte beziehen und behaupten, 
daß in den kleinen Amtsgerichten unter allen Umſtänden eine 
Beſchleunigung der Rechtſprechung zu gewärtigen ſei. Aber 
abgeſehen davon, daß der erhebliche Prozentſatz der großen und 
mittleren Städte, in welchen das ſtärkſte wirtſchaftliche Leben 
pulſiert, in erſter Linie Berückſichtigung heiſcht, wage ich auch 
die erhofften Vorteile für die kleinen Gerichtsbezirke zu bezweifeln. 
Da die Amtsrichter an kleineren Plätzen neben der zivilrechtlichen 
Tätigkeit mit andern Geſchäften hinlänglich belaſtet find, ſo 
wird eine Vermehrung der Sitzungstage, ohne die eine Kompetenz⸗ 
erhöhung nicht durchzuführen iſt, auf mannigfache Schwierigkeiten 
ſtoßen. Erfahrungsgemäß pflegen in kleinen Amtsgerichtsbezirken 
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die Termine häufig weiter ausgeſetzt zu werden, als in den 
großen Verkehrszentren, was eben mit der Zahl der Sitzungen 
zuſammenhängt. 

Hierzu ein Beleg aus letzter Zeit. In einer Wechſelſache, 
welche ich Ende September d. Js. bei einem kleineren Amts⸗ 
gerichte einreichte, wurde der erſte Verhandlungstermin auf 
Ende Oktober anberaumt. Da ich annahm, daß es ſich um 
ein Verſehen handele, ließ ich auf der Gerichtsſchreiberei Nach⸗ 
frage halten und erhielt den Beſcheid, infolge Arbeitshäufung 
könne ein früherer Termin nicht angeſetzt werden. Ein Kom⸗ 
mentar zu dieſer urkundlich erweisbaren Tatſache erübrigt ſich. 

Es iſt aber auch zu betonen, daß die Erledigung der 
einzelnen Sachen an den kleinen Gerichten verhältnismäßig 
mehr Zeit erheiſcht, als an den großen, und zwar ſchon wegen 
der hier zu beobachtenden geringeren Gewandtheit des recht⸗ 
ſuchenden Publikums und der dadurch bedingten langſameren 
Verhandlung. Dazu kommt, daß die Kanzleiverhältniſſe an 
kleinen Amtsgerichten viel unzulänglicher ſind, als in der 
Großſtadt: hat nicht jeder von uns gelegentlich ſchon die 
Erfahrung gemacht, daß die Erlangung der vollſtreckbaren 
Ausfertigung eines Verſäumnisurteils in Berlin in zwei bis 
drei Tagen, in manchen kleinen Städten erſt in zwei bis drei 
Wochen zu gewärtigen iſt? Überhaupt iſt die Erledigung des 
Schreibwerks, was meiſt überſehen wird, die ſchnelle Be⸗ 
ſchaffung der Protokollabſchriſten, Beſchlüſſe, Urteile und dergl. 
für eine prompte Rechtſprechung mindeſtens ſo bedeutſam, als 
alle auf Beſchleunigung des Verfahrens abzielenden Maß⸗ 
nahmen. In den zahlreichen Fällen, in welchen es ſich nur 
um Erlangung von vollſtreckbaren Titeln, nicht um eigentliche 
Rechtsſtreitigkeiten handelt, iſt dem ſchleunigen Kanzleibetrieb 
ſogar das Hauptgewicht beizumeſſen. Die Landgerichts kanzleien 
arbeiten aber, was vielleicht mit der ſchärferen Kontrolle und 
ihrer einfacheren Tätigkeit zuſammenhängt, durchweg mit 
größerer Schleunigkeit, als die amtsgerichtlichen, die durch das 
in das Gebiet der freiwilligen Gerichts barkeit fallende Schreib⸗ 
werk in außerordentlichem Maße beſchwert ſind. — Und iſt 
nicht auch die Belaſtung des Amtsrichters mit den mannigfachen 
Aufgaben der freiwilligen Gerichtsbarkeit an ſich ein Moment, 
welches von einer Mehrung der Prozeßarbeit abhalten ſollte? 
N Noch andere Bedenken, auf die ich aber hier nicht weiter 
eingehen will, z. B. Mangel an Gelegenheit zur juriſtiſchen 
Durchbildung, laſſen auch in kleinen Städten die Erhöhung 
der Amtsgerichtskompetenz nicht als einen Fortſchritt erſcheinen. 
Jedenfalls ſcheint mir der Hauptzweck der Kompetenzerhöhung, 


die Beſchleunigung der Rechtſprechung auf dem im Entwurf 


angegebenen Wege unter keinen Umſtänden erreichbar und 
ſchon aus dieſem Grunde der Vorſchlag der Regierung 
unannehmbar: ich würde jegliche, auch die geringſte Kom⸗ 
petenzerhöhung über den bisherigen Betrag hinaus unter 
den obwaltenden Verhältniſſen als der Rechtspflege unbedingt 
ſchädlich erachten. „Ob“, wie die Begründung des Entwurfs 
zuverſichtlich hervorhebt, die Beſorgnis, daß „der deutſche 
Amtsrichter ſich den ihm zu übertragenden größeren Aufgaben 
nicht in vollem Umfange gewachſen zeigen werde, unbegründet 
iſt“, laſſe ich dahingeſtellt. Nur möchte ich noch zu der hier 
erörterten Frage den Ausſpruch eines Mannes zitieren, der 
bermöge ſeines Namens und feiner Stellung in der Wiſſenſchaft 
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nicht — wie der die Kompetenzerhöhung bekämpfende Anwalt — 
in den Verdacht geraten kann, aus wirtſchaftlichen Gründen 
für das Kollegialgericht Partei genommen zu haben. 
Rudolf v. Ihering ſagt in ſeinem „Zweck im Recht“ 
Bd. 1 S. 399: 
„Wo der Richterſtand eines Landes ſeinem überwiegenden 
Teil nach von dem Geiſt der Pflichttreue und 
Gewiſſenhaftigkeit beſeelt iſt, bietet nach dem Geſetz der 
großen Zahlen die kollegiale Beſetzung der Gerichte die 
Garantie dar, daß der gewiſſenhafte Richter in ihnen 
dominiert, und das Zuſammenwirken mit ihm legt auch 
den minder gewiſſenhaften eine gewiſſe Schranke auf. 
Bei dem Einzelrichter dagegen iſt dem Zufall der 
Raum geöffnet, hier ſteht der gewiſſenloſe für ſich 
allein, der ausgleichende und zügelnde Einfluß der 
Kollegen fällt hinweg, es bleibt höchſtens noch die 
Rückſicht auf die obere Inſtanz. Eben darum aber 
iſt letztere dem Einzelrichter gegenüber von doppeltem 
Wert. 4 E 
Sollten dieſe goldenen Worte eines unſerer bedeutendſten 
Rechtslehrer, in welchen gleichzeitig die im Entwurf vor⸗ 
geſchlagene Einſchränkung der Berufung ihre beſte Kritik 
erfährt, heute nicht mehr Beachtung verdienen? 


Die Pauſchalierung der Schreibgebühren und Porti. 
Von Rechtsanwalt Dr. Jul. Goldfeld in Hamburg. 
Der in Reichsanzeiger veröffentlichte Geſetzentwurf, betreffend 
Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw., ſieht mit Rück⸗ 
ſicht auf die ſeit 1878 erfolgte Erhöhung der Schreiblöhne eine 
Erhöhung der Schreibgebühren auf 20 Pf. für die Seite 
vor. Dieſe erhöhten Schreibgebühren ſollen aber nur für die 
Gerichtsvollzieher in alter Weiſe zur Berechnung kommen. 
Für die Gerichte und die Rechtsanwälte iſt eine Pauſchalierung 
der Schreibgebühren und Porti dahin vorgeſchlagen, daß ein 
Zuſchlag von 10 Prozent zu den Gerichtsgebühren, von 
20 Prozent zu den Anwaltsgebühren erhoben werden ſoll. 
Dieſer Zuſchlag iſt in ſeiner Höhe nach unten und oben begrenzt. 
Insbeſondere ſoll in einer Inſtanz der Zuſchlag zu den Gerichts⸗ 
gebühren im Falle der Erhebung einer Klage mindeſtens 50 Pf. 
höchſtens 100 Mark, der Zuſchlag zu den Anwaltsgebühren 
des Prozeß bevollmächtigten mindeſtens 3 Mark, höchſtens 
50 Mark, und wenn ihm auch die Beweis⸗ oder Vergleichs⸗ 
gebühr zuſteht, mindeſtens 4 Mark, höchſtens 60 Mark be⸗ 
tragen. Dem Anwalt ſollen daneben Schreibgebühren in Höhe 
von 20 Pf. für die Seite nur für die etwa auf beſonderes 
Verlangen gefertigten Abſchriften zuſtehen, den Gerichten da⸗ 
gegen auch für alle Ausfertigungen und Abſchriften, die nur 
auf Antrag erteilt werden, alſo insbeſondere für alle Aus⸗ 
fertigungen von Protokollen, verkündeten Beſchlüſſen und Ur⸗ 
teilen. Das Prinzip der Pauſchalierung iſt meines Erachtens 
an ſich durchaus zu billigen, da durch dieſelbe allen Beteiligten 
eine läſtige und kleinliche Pfennigrechnerei erſpart wird. Hin⸗ 
ſichtlich der gerichtlichen Pauſchſätze wäre jedoch zu wünſchen, 
daß in dieſelben mindeſtens auch noch die Erteilung einer 
Urteilsausfertigung für den obfiegenden Teil (alſo wenn beide 
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Parteien teils gewinnen, teils verlieren, für beide) mit ein 
geſchloſſen ſei. Unſer Prozeßverfahren erfordert als Vor⸗ 
ausſetzung der Zwangsvollſtreckung und der Rechtskraft die 
Zuſtellung des Urteils. Die Erteilung einer Urteilsausfertigung 
mindeſtens an eine Partei iſt daher ein notwendiges Stück 
des Verfahrens, und das Schreibwerk der Gerichte würde ſich 
dadurch nicht vergrößern, daß der obſiegenden Partei eine 
Urteilsausfertigung von Amts wegen zu erteilen wäre. Anderer⸗ 
ſeits iſt der jetzige Zuſtand, wonach jedes Verſäumnisurteil 
beſonders beſtellt und beſonders bezahlt werden muß, ein durch⸗ 
aus unwirtſchaftlicher. Die Koſten und das Porto des An⸗ 
trages auf Erteilung der Ausfertigung und die Portokoſten 
der Erhebung der Schreibgebühr des Urteils durch Nach⸗ 
nahme überſteigen in vielen Fällen den Betrag dieſer Schreib⸗ 
gebühr, ganz abgeſehen davon, daß durch dieſes umſtändliche 
Verfahren ſowohl den Gerichten wie den Anwälten und 
Parteien überflüſſige Mühe, auch hinſichtlich der Kontrolle, 
verurſacht wird. Nach der dem Entwurf als Anlage I bei⸗ 
gefügten ſtatiſtiſchen Uberſicht machen in Preußen die Schreib⸗ 
gebühren und Porti der Gerichte bisher zirka 10 Prozent 
der Gebühren aus. Nun ſollen nach dem Entwurf dieſe 
10 Prozent als Pauſchſumme erhoben und daneben für die 
Ausfertigungen und Abſchriften, welche nur auf Antrag erteilt 
werden, d. h. alſo für den bei weitem größten Teil der heute 
ſchreibgebührpflichtigen Schriftſtücke, die Schreibgebühren mit 
20 Pf. pro Seite erhoben werden. Dem ſteht allerdings eine 
gewiſſe Vermehrung der von Amts wegen zu beſorgenden Zu⸗ 
ſtellungen infolge des vorgeſchlagenen Offizialbetriebes bei den 
Amtsgerichten gegenüber. Aber trotzdem würde meiner Über 
zeugung nach der Fiskus bei den von dem Entwurf vor⸗ 
geſchlagenen Pauſchgebühren noch ein recht gutes Geſchäft 
machen, auch wenn er die eine Urteilsausfertigung gratis 
zugibt. 

Dagegen find die für die Rechtsanwälte vorgeſchlagenen 
Pauſchgebühren keineswegs ausreichend, obwohl die Begründung 
des Entwurfes ausdrücklich anerkennt, daß ſie in auskömmlicher 
Höhe bemeſſen werden müſſen. Nach der eigenen Statiſtik des 
Entwurfes (Anlage II desſelben, welche auf Grund der Auf 
zeichnungen von 13 Berliner Anwälten über die in den Pro⸗ 
zeſſen bis zur Wertſtufe von 10 000 Mark erwachſenen Ge⸗ 
bühren und Auslagen eine Vergleichung der bisherigen Sätze 
mit den vorgeſchlagenen Pauſchſätzen enthält) betrugen bis⸗ 
her bei einer Geſamtzahl von 717 Sachen die Gebühren 
25 589,95 Mark, die Porti 1 202,46 Mark, die Schreibgebühren 
3 458,87 Mark. Da die Schreibgebühren der geſtiegenen 
Selbſtkoſten wegen verdoppelt werden ſollen, beläuft ſich 
alſo der zu pauſchalierende Betrag auf 1 202,46 Mark Porti 
+ 2 3 458,87 = 6 917,74 Mark, zuſammen 8 120,20 Mark. 
Die Geſamtſumme der Pauſchſätze beträgt aber nach der 
eigenen Berechnung des Entwurfes nur 5 637,80 Mark, alſo 
2482,40 Mark zu wenig! Noch ſchlimmer geſtaltet ſich das 
Bild, wenn die Lage derjenigen Rechtsanwälte in Betracht 
gezogen wird, deren Praxis ſich vorwiegend in den geringeren 
Wertſtufen bewegt, und bei denen daher eine Erſtattung der 
wirklichen Selbſtkoſten für Schreibwerk und Porto am aller 
notwendigſten iſt. Nach der Tabelle des Entwurfs betragen 
in den Wertſtufen bis 300 Mark bei 389 Sachen die Gebühren 
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4 104,05 Mark, die Porti 572,11 Mark, die bisherigen Schreib⸗ 
gebühren 1 460,35 Mark. Der zu pauſchalierende Betrag beträgt 
alſo 572,11 Mark + 2 X 1460,35 2 920,70 Mark, zus 
ſammen 3 492,81 Mark. Die Pauſchgebühren des Entwurfs 
aber betragen nach deſſen eigener Berechnung nur 1389,90 Mark, 
alſo volle 2 152,91 Mark zu wenig. Mit anderen Worten: 
bei den Wertſtuſen bis zu 300 Mark würden die Anwälte bei 
den Pauſchſätzen des Entwurfs noch mehr als die Hälfte ihrer 
Gebühren (nämlich 2 152,91 Mark von insgeſamt 4 104,05 Mark) 
an den Auslagen zuſetzen, und dabei ſind die Gebühren bei 
den kleinen Objekten ſchon ohnehin ſo ungenügend, daß häufig 
ein Dienſtmann für dieſelbe Zeitaufwendung mehr bekommt als 
der Rechtsanwalt. Eine ſolche Pauſchalierung iſt daher un⸗ 
annehmbar, und trotz der unleugbaren Vorzüge der Pauſcha⸗ 
lierung an ſich wäre die Beibehaltung der Einzelberechnung 
der Schreibgebühren und Porti vorzuziehen, wenn die Pauſch⸗ 
ſätze insbeſondere für die unteren Wertſtufen nicht weſent⸗ 
lich erhöht werden. Ohne genaue ſtatiſtiſche Unterlagen 
iſt es natürlich ſchwierig, hierfür beſtimmte Vorſchläge zu 
machen. Doch dürfte nach den eigenen Zahlen des Entwurfs 
etwa eine Erhöhung der Pauſchgebühr auf 30 Prozent unter 
Beibehaltung der vorgeſchlagenen Maximalſätze und unter Er⸗ 
höhung der Minimalſätze auf 4 Mark für Verſäumnisſachen, 
auf 6 Mark für ſtreitige Sachen und auf 8 Mark für ſolche 
Sachen, in welchen eine Beweisaufnahme oder ein Vergleich 
hinzu kommt, erforderlich ſein, um die Selbſtkoſten bei 
Zugrundelegung von 20 Pf. für die Schreibſeite zu decken. 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß auch der Satz von 20 Pf. 
zumal unter großſtädtiſchen Verhältniſſen ſchon heute nicht mehr 
ausreicht (das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat einem Sach⸗ 
verſtändigen für Abſchriften 25 Pf. für die Schreibſeite 
zugebilligt mit der Motivierung, daß im freien Verkehr die 
Koſten des Schreibwerks ſoviel betragen). Die Begründung 
des Entwurfs hat nur die Erhöhung der Schreiblöhne ſeit 1879 
berückſichtigt. Für den Anwalt kommt aber auch die Erhöhung 
der ſonſtigen Bureauunkoſten (Miete, Reinigung uſw. ſachliche 


Unkoſten) in Betracht, von welchen ein Teil natürlich bei den 


Selbſtkoſten des Schreibwerks mitzurechnen iſt. Es iſt ferner 
zu berückſichtigen, daß alle dieſe Unkoſten ſich in aufſteigender 
Tendenz bewegen, während die neue Regelung der Auslagen⸗ 
vergütung vorausſichtlich doch wieder etwa ein Menſchenalter 
beſtehen bleiben wird. Außerdem müßte von Rechts wegen 
die Auslagenerſtattung für den Anwalt ſo bemeſſen ſein, daß 
er aus derſelben auch ſeine Auslagen in den Armenſachen 
decken kann. Sie müßte daher in den Nichtarmenſachen ent⸗ 
ſprechend größer fein als die Selbſtkoſten. Auch iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Anwälte nach der herrſchenden Praxis für 
Urſchriften von Klagen und Schriftsätzen, ferner für Kouverte 
überhaupt keine Schreibgebühren erhalten, während dieſelben 
doch ſtets Papier und ſonſtige Schreibutenſilien, zum Teil auch 
die Arbeit von Schreibern erfordern. 

Im einzelnen mag zu den Vorſchlägen des Entwurfes 
noch bemerkt werden, daß von der Pauſchalierung jedenfalls 
auch noch diejenigen Portokoſten ausgeſchloſſen bleiben müſſen, 
welche für Geld⸗ und Wertſendungen aufzuwenden ſind. Der 
Entwurf will die Telegraphengebühren und die Koſten von 
Ferngeſprächen nach auswärts ausſchließen, weil kein Anlaß 
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vorliege, von der Erſtattung dieſer nur ausnahmsweiſe vor⸗ 


kommenden, unter Umſtänden einen höheren Betrag erreichenden 


Gebühren abzuſehen. Dieſelbe Erwägung trifft auch bei Geld⸗ 
und Wertſendungen zu, deren Koſten unter Umſtänden (man 
denke an große Wertſendungen nach dem Auslande) ſogar ſehr 
erheblich ſein können. 


Patentgerichte. 
Von Rechtsanwalt Julius Magnus, Berlin. 


Der diesjährige Kongreß für gewerblichen Rechtsſchutz zählt 
zu den hervorragendſten wiſſenſchaftlichen Verſammlungen: Die 
behandelten Fragen waren geſchickt gewählt und praktiſch 
bedeutſam, die Beteiligung war qualitativ und quantitativ 
hervorragend; die Verhandlungen waren vortrefflich vorbereitet 
und ſtanden auf wiſſenſchaftlicher Höhe. Wenn trotzdem die 
Freude an dieſem Kongreß für uns Juriſten keine ungetrübte 
iſt, ſo liegt dies daran, daß auch auf dieſem Kongreß ſich 
niemand des Eindrucks erwehren konnte: Unſere Induſtrie 
iſt mit der Tätigkeit unſerer Gerichte auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes unzufrieden. 
Dies war der Grundton, der die Verhandlungen wie die 
Privatgeſpräche durchzog und der ſogar in die Feſtesfreude der 
geſelligen Veranſtaltungen hinüberklang. Schon die früheren 
Kongreſſe für gewerblichen Rechtsſchutz, (Frankfurt a. M. 1900, 
Cöln 1901, Hamburg 1902), hatten mit überwiegender Ma⸗ 
jorität Sondergerichte für Patentſachen verlangt, und 
es hat feitbem die Bewegung in den Kreiſen der Techniker 
(man denke z. B. an die vielbemerkte Rede Riedlers) und 
der Induſtrie nicht nachgelaſſen. Zwar ließ der Vertreter des 
preußiſchen Juſtizminiſteriums auf der Düſſeldorfer Tagung 
— Geheimrat Kübler — keinen Zweifel darüber, daß man 
an maßgebender Stelle nach ſorgfältigſter Prüfung 
des geſamten Materials nicht geneigt ſei, dieſen 
Beſtrebungen nachzukommen, doch ließen der lebhafte Wider⸗ 
ſpruch, welchen dieſe Ausführungen von ſeiten des Kongreß⸗ 
vorſitzenden und auch von anderer angeſehener induſtrieller 
Seite fanden, deutlich erkennen, daß die beteiligten Kreiſe dieſes 
Wort nicht als das letzte in dieſer Sache geſprochene anſehen. 
Zwar läßt fich nicht leugnen: Vieles iſt übertrieben, vieles 
iſt auf die Schwäche menſchlicher Einrichtungen überhaupt 
zurückzuführen; viele der geltend gemachten Gründe treffen 
nicht ſowohl unſere Gerichtsbarkeit in Induſtrieſachen, als unſere 
Gerichtsbarkeit überhaupt und decken ſich, bewußt und unbewußt, 
mit den Geſichtspunkten, wie ſie die Bewegung, die ſich an 
den Namen Adickes knüpft, geltend gemacht hat. Immerhin 
bleibt von den ſpeziellen, gerade die Behandlung der Patent⸗ 
ſachen betreffenden Rügen ſo viel übrig, daß wir ernſteſter 
Prüfung ihrer Berechtigung uns nicht entziehen dürfen: 

Man rügt zunächſt die mangelnde Vertrautheit der Gerichte 
mit der Rechtsmaterie des gewerblichen Rechtsſchutzes: 
Selbſt in den oberen Inſtanzen käme es nicht ſelten vor, daß 
beiſpielsweiſe der Einwand, ein Gebrauchsmuſter ſei nichtig, mit 
dem Hinweiſe abgetan würde, „ſolange es beſtehe, müſſe es 
reſpektiert werden“, daß die Behauptung, ein Verfahren ſei von 
einem Patent „abhängig“, mit dem Hinweiſe darauf unbeachtet 
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bleibe, daß ja auf das Verfahren ein Patent erteilt fei 
u. dergl. mehr. Ahnlich, wie mit den Patentſachen ginge es mit 
den übrigen Immaterialgüterrechten. Wohl im Zuſammen⸗ 
hang mit dieſer mangelnden Kenntnis der Rechts materie 
ſtünde die inſtinktive Abneigung, welche man vielfach bei 
den Gerichten gegenüber derartigen Sachen überhaupt fände. 
Vor allen Dingen aber unterſchätzten die Gerichte — wenige 
Ausnahmen abgeſehen — die wirtſchaftliche Bedeutung 
der ihnen unterbreiteten Fragen. Einen draſtiſchen Ausdruck 
findet dies in den faft durchweg zu niedrigen Objektsfeſtſetzungen, 
indem die Gerichte das Intereſſe der Parteien in der Regel 
auf etwa 2s bis 3000 Mark bewerteten, während das wirkliche 
Intereſſe oftmals in die Hunderttauſende ginge. An ſich könne 
die Induſtrie das Geſchenk, welches ihr der Juſtizfiskus bei 
derartigen Objekts bewertungen mache, ganz gern gefallen laſſen, 
wenn dies nicht andererſeits den Nachteil für ſie im Gefolge 
hätte, daß fie — zumal bei der herrſchenden Praxis des RG. — 
ſich die Zuläſſigkeit faſt jeder Reviſion mühſam erkämpfen müſſe, 
und wenn nicht andererſeits dieſe Feſtſetzung einen Rückſchluß 
auf die innere Bewertung zuließe, die die Gerichte dieſen 
Sachen zuteil werden ließen. Hiermit im Zuſammenhang 
ſtünde die Behandlung der Schadenerſatzprozeſſe, die ein 
ſo ſachkundiger Beurteiler, wie Damme, mit Recht als „ein 
wahres Kreuz für die Beteiligten“ bezeichnet und über deren 
unzureichende Behandlung auch die (ſonſt in faſt allen Fragen 
ſehr verſchieden geſtimmten) Teilnehmer des Dülſſeldorfer 
Kongreſſes einig waren. 

Am bedauerlichſten aber ſei es, daß die Juriſten den tech⸗ 
niſchen Fragen nicht das nötige Verſtändnis entgegenbrächten 
und nach der ganzen Art ihrer Aus⸗ und Vorbildung auch 
nicht entgegenbringen könnten. Bei einfachen techniſchen Sachen 
käme es allerdings vor, daß Richter, die ſich für die Materie 
intereſſieren, ſich in dieſelbe hineinzuarbeiten verſtänden. Kom⸗ 
plizierten techniſchen Vorgängen — insbeſondere den zum Teil 
überaus ſchwierigen Fragen, welche die Patentprozeſſe der 
chemiſchen Induſtrie zeitigten — ſtünde der rechtsgelehrte 
Richter in der Regel wehrlos gegenüber. Von einem eigenen 
Erfaſſen des Sachverhalts ſei kaum die Rede, und die Folge 
ſei ein blindes Nachbeten der Sachverſtändigen, denen nicht ſelten 
— entgegen dem Geſetz — der ganze Streitſtoff — die Rechts⸗ 
und die Tatfrage — zur Beurteilung vorgelegt werde. Nur 
zu oft käme es vor, daß die Richter es geradezu ablehnten, den 
techniſchen Sachvortrag entgegenzunehmen mit der Motivierung, 
„davon verſtänden ſie ja doch nichts, das müſſe der Sach⸗ 
verſtändige entſcheiden“. Man würde dieſen Zuſtand, wenn auch 
nicht als einen dem Geſetz entſprechenden, immerhin ertragen 
können, wenn nicht das Material unſerer Sachverſtändigen in 
häufigen Fällen durchaus nicht auf der Höhe ſtände, was bei 
den geringen Gebührenſätzen, über die zurzeit die Sach⸗ 
verſtändigen auf allen Gebieten klagten, auch nicht verwunderlich 
erſcheine. Faſt noch bedenklicher ſeien die Kollegialgutachten 
(Pat A. und Sachverſtändigenkammern), die einen völligen Bruch 
mit dem gerade für dieſe Sachen ſo wichtigen Prinzip der 
Mündlichkeit bedeuteten. Dieſen Gutachten — oder vielmehr 
ihrem Schlußreſümee — pflege man ſich dann ohne eigene 
Nachprüfung anzuſchließen. Manche Richter machten hieraus ſo 
wenig einen Hehl, duß man ſogar die draſtiſche Bemerkung höre, 
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„Patentprozeſſe ſeien für den Richter die leichteſten: über die 
Unterſagungsklage entſcheide der techniſche Sachverſtändige, über 
die Schadenerſatzklage der Bücherreviſor“. 

Maßvollere Beurteiler des gegenwärtigen Rechtszuſtandes 
geben hierbei wenigſtens zu, daß an den großen Verkehrs⸗ 
zentren und an Orten mit regem induſtriellen Leben die Ver⸗ 
hältniſſe beſſer lägen. Darüber, daß an den kleineren Gerichten 
die Verhältniſſe durchaus im Argen liegen, herrſcht faſt Ein» 
ſtimmigkeit. Die Folge ſeien mangelhafte Entſcheidungen und 
eine ungeſund lange Dauer der Prozeſſe; nirgends aber wirke die 
Verzögerung der Entſcheidung ſo ſtörend und für weite Kreiſe 
nachteilig, wie gerade bei dieſen Prozeſſen. 

Die Vorſchläge — die man gemacht hat, um dieſen Zu⸗ 
ſtänden abzuhelfen — bieten ein buntes Bild. Sie laſſen ſich 
in 2 Gruppen ſondern: die, welche die Patentgerichts barkeit 
den beſtehenden ordentlichen Gerichten angliedern wollen und 
die, welche ſie beſonderen Behörden zuweiſen wollen: 

Es wird vorgeſchlagen, Kammern für Patent: und Ges 
brauchsmuſterſachen einzurichten. Die Kammern ſollen wie die 
Kammern für Handelsſachen gebildet werden, nur ſollten ſtatt 
zweier Kaufleute zwei Techniker als Beiſitzer fungieren. 

Von denjenigen Vorſchlägen, welche die Patentſachen den 
Gerichten gänzlich nehmen wollen, wollen die einen die Sachen 
dem Patentamt überweiſen, deſſen Abteilungen jetzt bereits 
durch Techniker und Juriſten beſetzt find. Die meiſten aber 
befürworten die Einrichtung eines beſonderen Patentgerichtshofs, 
und zwar wollen die einen: derartige Gerichtshöfe an allen 
größeren Induſtrieplätzen mit einer Zentralinſtanz in Berlin, 
während andere einen einheitlichen PGH. mit mehreren Inſtanzen 
eingeſetzt ſehen wollen, an welchen alle Patentſachen aus dem 
ganzen Reiche gelangen. 

Auch bezüglich des Inſtanzenzuges weichen die Vorſchläge 
voneinander ab: Die meiſten wollen das Reichsgericht als 
oberſte Inſtanz beſtehen laſſen (manche mit dem Zuſatz, daß 
auch der zuſtändige Senat des Reichsgerichts techniſche Beiſitzer 
erhalten ſoll); während andere als oberſte Inſtanz eine Ab⸗ 
teilung des PG,. ſelbſt einrichten wollen. 

Auch bezüglich des Zuſtändigkeitsbereichs dieſes PGh. 
ſind die Wünſche nicht einheitlich. Ein Teil der Reformer will 
dem PG,. lediglich die Verletzungs⸗ und Abhängigkeitsklagen 
überweiſen, bezüglich der Nichtigkeits⸗ und Zurücknahmeklagen 
aber es bei der Kompetenz des Pat A. bewenden laſſen. 
Von anderer Seite wird der Wunſch geäußert, daß vor den 
PGhH. auch die Zurücknahme⸗ und Nichtigkeitsklagen gelangen 
ſollen. “) 

Auch über die Art, wie der betreffende PCGH. fungieren 
ſolle und welche Fragen ihm zu unterbreiten ſind, weichen die 
Vorſchläge voneinander ab. Es entſtehen nämlich die weſent⸗ 


1) Ein Wunſch, der, wenn einmal ein PGĩ. eingerichtet 
werden ſollte, wohl auch berechtigt erſcheint, ſchon damit die Nichtigkeit 
des Patentes auch einredeweiſe geltend gemacht werden kann. Daß 
dies nicht geſchehen kann, iſt eine ſich aus dem jetzigen Syſtem der 
verſchiedenen Kompetenz für die Verletzungs⸗ und die Nichtigkeits⸗ 
Hage notwendig ergebende, aber unerwünſchte Folgerung, die nicht 
wenig zur Verzögerung der Prozeſſe, vor allen Dingen aber auch 
zu der Möglichkeit verſchiedener Beurteilungen des nämlichen Patentes 
im Verletzungs- und im Nichtigkeitsverfahren führt. 
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lichſten Schwierigkeiten dadurch, daß eben nicht alle Patent⸗ 
ſachen reine Patentſachen ſind; es können bei den Verletzungs⸗ 
Zivilſachen andere Geſichtspunkte mit zur Entſcheidung 
ſtehen, und in Patent ſtrafſachen können andere Delikte (ins⸗ 
beſondere Betrug) ideell oder realiter konkurrieren. Andererſeits 
können in Nichtpatentprozeſſen patentrechtliche Fragen auf⸗ 
tauchen — dies namentlich häufig bei den jetzt ſo beliebten 
Wettbewerbsklagen „auf Verbot der Verwarnung wegen Patent⸗ 
verletzung“. Man vergegenwärtige ſich ferner folgende Beiſpiele, 
die in der Praxis keineswegs ſelten find: Bei einer gewöhn⸗ 
lichen Kaufklage erhebt der verklagte Käufer den Einwand, daß 
der verkaufte Gegenſtand mit dem Patent eines Dritten kollidiere; 
gegenüber einer Patentverletzungsklage verteidigt ſich der Beklagte 
lediglich damit, daß er zu der von ihm eingeräumten Benutzung 
des klägeriſchen Patentes vertragsmäßig befugt ſei. Die erſte 
dieſer Klagen würde zweifellos vor das ordentliche Gericht, die 
zweite vor das Patentgericht kommen und dennoch hängt bei der 
erſten Klage die Entſcheidung lediglich von Patentfragen, bei der 
zweiten lediglich von nichtpatentrechtlichen Fragen ab. Daß der⸗ 
artige Prozeſſe nach Einrichtung eines PG. ungleich ſchlechter 
entſchieden würden, als dies ſelbſt nach der Meinung der 
ärgſten Peſſimiſten heute der Fall iſt, leuchtet ein. Um dieſe 
Konſequenz zu vermeiden, hat man vorgeſchlagen, daß der PGh. 
nicht ſowohl den ganzen Prozeß, als vielmehr lediglich die 
Patentverletzungsfragen entſcheiden ſoll. Auch hier divergieren 
die Vorſchläge voneinander: Einige wollen dies für alle 
Patentprozeſſe, andere — ſo insbeſondere die Kommiſſion des 
Deutſchen Vereins zum Schutz des gewerblichen Eigentums — 
nur für die Zivil prozeſſe gelten laſſen, während es be⸗ 
züglich der Strafprozeſſe bei dem bisherigen Recht be⸗ 
wenden bleiben ſoll (eine Konſequenz, mit der ſich freilich 
niemand befreunden wird, da im übrigen Einſtimmigkeit 
darüber herrſcht, daß die Judikatur der Strafkammern in 
Patentſachen erheblich unter der Judikatur in Zivilſachen ſteht). 
Dieſem Bedenken ſuchen andere durch die — allerdings in das 
materielle Recht eingreifende — Beſtimmung vorzubeugen, 
daß eine Beſtrafung wegen Patentverletzung nur nach vorher⸗ 
gehender zivilrechtlicher Verurteilung eintreten dürfe. 

Die Juriſtenwelt hat ſich dieſen Vorſchlägen gegenüber 
faſt bisher allgemein ablehnend verhalten und wir haben dem⸗ 
gemäß auf den 4 Kongreſſen, welche ſich mit dieſer Frage 
beſchäftigten, das eigentümliche Schauſpiel erlebt, daß ſich die 
Streitfrage faſt zu einer Perſonalfrage Techniker contra Juriſten 
zugeſpitzt hat. 

Die Bedenken der Juriſten find vor allen Dingen pr in⸗ 
zipieller Natur; ſie richten ſich gegen die leider nicht zu 
leugnende Tendenz unſerer Zeit nach der Einrichtung weiterer 
Sondergerichte, welche in letzter Linie zu einer Zerſplitterung 
und Atomiſierung unſerer geſamten Rechtspflege führen müſſe. 
Mit demſelben Recht — ſo hält man den Technikern entgegen 
— könnten auch die übrigen Berufsſtände — welche von ihrer 
Bedeutung für Staat und Geſellſchaft nicht minder durchdrungen 
ſeien, wie die Techniker von der ihrigen — Sondergerichte 
für ihre ſpeziellen Intereſſen verlangen. Daß jede Rechtsfrage 
ihre Mängel habe, ſei in der Schwäche der menſchlichen Natur 
Auch die Praxis des Pat. ſtände nichts 
weniger als unangefochten da und es ſei vielleicht kein Zufall, 
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daß gerade diejenigen Kreife, welche am energiſchſten nach dem 
PG. verlangen, auch die Judikatur des Pat A., insbeſondere 
die im Erteilungsverfahren, ſcharfer Kritik unterworfen hätten. 

Man unterſchätzte aber auch die prozeſſualen Schwierigkeiten: 
Bei einem mit Technikern beſetzten Gericht ſäßen die Sach⸗ 
verſtändigen im Kollegium des Gerichtes; ihr Gutachten gäben 
ſie im weſentlichen bei der Beratung. Etwaige Irrtümer 
kämen daher erſt durch das Urteil zur Kenntnis der Parteien. 
Dem ſei der jetzige Zuſtand bei weitem vorzuziehen, bei welchem 
der Gutachter vor dem Gericht gehört werde, die Parteien 
alſo Gelegenheit hätten, Irrtümer desſelben richtig zu ftellen. 
Ein weiteres Bedenken liege darin, daß das Gebiet der 
Technik ein jo überaus viel verzweigtes ſei, daß unmöglich 
ein einzelner alle Materien beherrſchen könne. Wir würden 
alſo nicht zu einem PGH., ſondern zu einer ganzen 
Anzahl von PGH. gelangen. Es würde aber überaus 
ſchwierig ſein, für alle dieſe die richtigen Beiſitzer zu finden. 
Selbſt ein ſpezialiſtiſch für das betreffende Wiſſensgebiet vor⸗ 
gebildeter Beiſitzer könne aber unmöglich bei allen Fragen, 
wirklich ſachverſtändig ſein. Zwar werde von ſeiten der Befür⸗ 
worter des PGH. immer betont, daß die techniſchen Beiſitzer 
nicht die Sachverſtändigen erſetzen ſollten, ſondern daß ſie nur 
in der Lage ſeien, die Gutachten der eigentlichen Sachverſtändigen 
beſſer zu verſtehen und die den Sachverſtändigen vorzulegenden 
Fragen beſſer zu formulieren. Die Gefahr ſei aber eine 
überaus große, daß das Kollegium ſich in faſt allen Fällen 
ſelbſt für ſachverſtändig halten werde, auch da, wo ihm die 
wirklichen Spezialkenntniſſe abgingen. 

Die Auswahl der geeigneten techniſchen Beiſitzer bilde 
aber auch nach einer weiteren Richtung Schwierigkeiten: Nähme 
man techniſche Richter im Nebenamt (ſei es als Beamte im 
Nebenamt, ſei es im Ehrenamt), fo beſtünde die große Gefahr, 
daß man Richter erhielte, die gerade bei den großen, einen 
ganzen Geſchäftszweig umwälzenden Erfindungen nicht un⸗ 
befangen ſeien. Nähme man Richter im Hauptamt, ſo ſei 
es ſchwierig, bei den nun einmal im Deutſchen Reiche üblichen 
Richter beſoldungen geeignete Kräfte zu finden: Tüchtige Kräfte 
würden in der Induſtrie ungleich beſſer bezahlt; auch Rang 
und Standesſtellung der Richter ſeien in Deutſchland nicht 
derart, daß ſie, gegenüber den zum Teil überaus angeſehenen 
Stellungen in der Induſtrie, einen geeigneten Ausgleich hierfür 
böten. Es ſei daher zu befürchten, daß ſich nur mittelmäßige 
Talente meldeten, die anderwärts nicht weiter gekommen ſeien. 
Bei Richtern im Hauptamt beſtünde außerdem die Gefahr, daß 
ſie allmählich die Fühlung mit der Induſtrie verlören und der 
Praxis entfremdet würden. 

Hiermit in Zuſammenhang ſtünden die Schwierigkeiten bei 
der Frage, ob „Zentraliſation“ oder „Dezentraliſation“. 
Dezentraliſiere man die Patentgerichtsbarkeit — etwa 
derart, daß für je einen Oberlandesgerichtsbezirk ein PGhH. 
I. Inſtanz eingerichtet würde — ſo würde dieſer vielfach nicht 
genügend beſchäftigt ſein. Gegen eine Zentraliſierung des 
PGhH. in Berlin ſprächen nicht zu unterſchätzende politiſche 
Bedenken, dann aber auch die große Verteuerung und die 
Unbequemlichkeit, die dies für die Parteien mit ſich bringe. 
Noch größere Schwierigkeiten ergäben ſich bei der Beweisaufnahme: 
die Zeugen ſämtlich nach Berlin kommen zu laſſen oder 
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aber (auch dieſer Vorſchlag iſt gemacht worden) den beauf⸗ 
tragten Richter an den Wohnort der Zeugen zu ſenden, wird 
meiſt zu koſtſpielig ſein; ſie durch die erſuchten Amtsgerichte ver⸗ 
nehmen zu laſſen, würde aber zweifellos eine erhebliche Ver⸗ 
ſchlechterung des Verfahrens gegenüber dem bisherigen Zuſtand 
bedeuten. Schon jetzt habe das Pat A. mit dieſen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen; ſie würden — da im Verletzungsverfahren 
Beweisaufnahmen viel häufiger ſeien — ſich erheblich vermehren. 
Überwieſe man — fo lautet ein weiteres Bedenken — nur die 
eigentlichen Patentverletzungsſachen den Gerichten, nicht aber auch 
diejenigen Sachen, bei welchen eine Patentkolliſionsfrage als 
Inzidentpunkt mit zu entſcheiden wäre, ſo würden ſich die 
bereits oben erörterten Bedenken ergeben. Die Fülle und die 
Schwierigkeit der prozeßrechtlichen Fragen bei einer Kumulation 
von Klagegründen, vor allen Dingen aber die Schwierigkeit, 
die in Strafprogefien bei Real⸗ oder Idealkonkurrenz vers 
ſchiedener Straftaten entſtünde, ſei vollends unabſehbar. Keiner 
der bisher gemachten Vorſchläge — auch nicht der zweifellos 
überaus ſorgſam beratene Entwurf, welchen die Kommiſſion 
des Diſch. V. z. Sch. d. g. Eig. ausgearbeitet hat — ſei dieſer 
Schwierigkeiten auch nur annähernd Herr geworden. 

Griffe man aber zu der Löſung, dem PCGH. lediglich die 
Inzidentfrage der Patentverletzung zu überweiſen, ſo ſei die 
Folge eine erhebliche Verzögerung der Prozeſſe. Eine ſolche 
zu vermeiden, ſollte aber gerade eine der wichtigſten Aufgaben der 
Reform ſein! Zuerſt müßte das ordentliche Gericht darüber 
befinden, ob überhaupt die Patentverletzungsfrage in dem 
Prozeſſe intereſſiere, dann müßte der PGhH. den patentrechtlichen 
Sachverhalt zur Entſcheidung bringen. Vor dem PG. müßte die 
Sache zunächſt die Inſtanzen durchlaufen, ehe ſie wieder an 
das ordentliche Gericht zurückgelangt, welches dann ſeinerſeits 
— wiederum im Inſtanzenzuge — über die ihm verbliebenen 
Fragen zu urteilen habe. 

Aus dieſen prozeſſualen Erwägungen glauben ſelbſt Juriſten, 
welche an ſich dem Projekt einer gemiſchten Gerichtsbarkeit 
ſympathiſch gegenüberſtehen, den PGH. ablehnen zu ſollen und 
dies jedenfalls zunächſt, bis es gelungen ſei, eine einigermaßen 
brauchbare Regelung zu finden. Es wird abzuwarten ſein, ob 
der im nächſten Jahre nach Leipzig einzuberufende Kongreß für 
gewerblichen Rechtsſchutz, welcher ſich ex professo mit der 
Frage des PG,ĩ. beſchäftigen ſoll, dieſe Regelung bringen 
wird! 

Alle aber — Freunde und Gegner des PGH. — ſind 
darüber einig, daß eine Reform der jetzigen Rechtſprechung 
unauffchiebbar iſt und daß fie einſetzen muß, ehe noch 
die Frage des PG,ĩ. ſelbſt gelöſt wird, daß es alſo eine 
der dringendſten und wichtigſten Aufgaben iſt, an der Hand der 
gegenwärtigen Geſetzgebung eine Beſſerung der vielbeklagten 
Abelſtände herbeizuführen. 

Es wäre falſch, hier lediglich an die Behörden zu 
appellieren: Auch die Parteien und ihre Vertreter 
tragen einen nicht unerheblichen Teil der Schuld: 
Die Vorbereitung der Patentſachen durch die Parteien, der 
Vortrag der Sachen in den Terminen läßt nicht ſelten überaus 
viel zu wünſchen übrig. Es kann hier auf den vortrefflichen 
Aufſatz von Nathenau: Beſchleunigung in Patentprozeſſen, 
(Gew. Rſchutz 1907 S. 156 — 159) verwieſen werden, welcher 
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eine Anzahl von durchaus zutreffenden Vorſchlägen an die 
Parteien und ihre Vertreter enthält, wie dieſe zur Beſchleuni⸗ 
gung und zur beſſeren Entſcheidung der Patentprozeſſe bei⸗ 
tragen können. 

Nun zu den Gerichten und ihrer Zuſammenſetzung: Seit 
Jahren haben die Intereſſenten vergeblich darum gekämpft, 
daß bei den Gerichten die Sachen aus dem gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz nicht nach Buchſtaben verteilt, ſondern beſtimmten Kammern 
überwieſen werden. Um ſo erfreulicher iſt es, daß das preußiſche 
Juſtizminiſterium durch eine an die Präfidenten der Oberlandes⸗ 
gerichte gerichtete Verfügung vom 25. November 1904 an⸗ 
geregt hat, „für die Geſchäftsverteilung bei den Kollegial⸗ 
gerichten namentlich in den Induſtriebezirken darauf Bedacht 
zu nehmen, die den gewerblichen Rechtsſchutz betreffenden Streit⸗ 
ſachen (Patente, Muſter, Marken, unlauterer Wettbewerb, 


übrigens auch literariſche und künſtleriſche Produktionen) tun⸗ 


lichſt einem einzigen Senat oder einer einzigen Kammer zu über⸗ 
weiſen“ (PMgBl. 1905 S. 42). Dieſer Verfügung iſt bereits 
wiederholentlich nachgeachtet worden, und namentlich die Er⸗ 
fahrungen, welche man bei den Berliner Gerichten mit dieſer 
Geſchäftsverteilung gemacht hat, find — wie auch von den 
ſchärfſten Gegnern der ordentlichen Gerichtsbarkeit anerkannt 
wird — derart befriedigende, daß die weitere Befolgung dieſes 
Syſtems auch bei den übrigen Gerichten, auch in den anderen 
deutſchen Bundesſtaaten, nur dringend zu wünſchen iſt. 

Keiner Ausführung bedarf, daß der Wunſch der techniſchen 
Kreiſe berechtigt erſcheint, daß die Juſtizverwaltung auch bei 
der Beſetzung dieſer Kammern auf die Schwierigkeit der vor 
ihnen zu verhandelnden Sachen Rückſicht nehme, daß ein häufiger 
Wechſel der Richter in dieſen Senaten oder Kammern ver⸗ 
mieden werde, dann aber, daß nur beſonders tüchtige und 
mit techniſchem Intereſſe begabte Richter ihnen überwieſen 
werden. 

Da das Pat A. feit einer Reihe von Jahren genötigt iſt, 
mehr Aſſeſſoren einzuſtellen, als es feſt anſtellen kann, und dieſe 
Aſſeſſoren dann wieder in den Juſtizdienſt zurücktreten, ſo haben 
wir in dieſen Aſſeſſoren — ſelbſtverſtändlich ihre ſonſtige Eignung 
vorausgeſetzt — das denkbar vortrefflichſt vorgebildete Material, 
aus dem gerade die Richter für dieſe Kammern entnommen 
werden können. Selbſtverſtändlich iſt hier Vorausſetzung, daß 
die Aſſeſſoren im Pat A. nicht lediglich mit Warenzeichen, 
ſondern auch in den Anmeldeabteilungen und in den Nichtigkeits⸗ 
abteilungen beſchäftigt werden. 

Berechtigt erſcheint auch der Wunſch, daß die Vorbildung 
der Richter auf dem Gebiete der Technik und auf dem Gebiete 
des gewerblichen Rechtsſchutzes eine beſſere wird. Man beginnt 
dieſem Wunſche bereits jetzt Rechnung zu tragen. Schon jetzt 
hat man — wenigſtens in Berlin — Übungen und Separat⸗ 
vorleſungen für Referendare in dieſen Materien eingerichtet und 
populäre Vorleſungen über Technik, Chemie, Naturwiſſenſchaften 
ermöglichen es jedem, der dafür Sinn und Intereſſe hat, die 
allerdings ſehr dürftigen Kenntniſſe, mit denen der Abiturient 
das Gymnaſium verläßt, zu vertiefen. Eine Vertiefung dieſer 
Kenntniſſe würde aber nicht nur den Patentſachen, ſondern 
auch der Rechtspflege überhaupt zugute kommen. 

Ein weiterer Punkt, in dem ſchon auf der Baſis des bis⸗ 
herigen Rechtes die Reform einſetzen müßte, iſt die Sach⸗ 
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verſtändigenfrage. Daß hier einer der wundeſten Punkte der 
ganzen Patentgerichtsbarkeit — und nicht der Patentgerichts⸗ 
barkeit allein — liegt, darüber dürfte Einigkeit herrſchen, wenn 
auch der Verfaſſer ſich die nähere Ausführung deſſen an dieſer 
Stelle verſagen muß! 

Eindringlichſt iſt aber auch auf folgendes aufmerkſam zu 
machen: Wir bedürfen in dieſen Sachen einer einheitlichen 
Judikatur. Dieſe wird aber nur gewährleiſtet, wenn alle Sachen 
aus dieſen Materien an das Reichsgericht gelangen können — ganz 
abgeſehen von der Frage, ob nicht die Nachprüfung dieſer Sachen 
durch das Reichsgericht, ſelbſt bei den beſten Inſtanzgerichten, 
für die Güte der Rechtspflege erforderlich iſt. 

Dies iſt auch die Idee unſeres Geſetzes: Einheitlich 
für das ganze Reich wird das Schutzrecht erteilt. Ein⸗ 
heitlich für das ganze Reich muß auch die Tragweite des 
Schutzrechtes im Verletzungsprozeß feſtgeſtellt werden. Leider 
iſt nun durch den Gang, den die neuere Entwicklung der Rechts 
ſprechung genommen hat, dieſe Einheitlichkeit der Rechtspflege 
ſtark in Frage geſtellt. Es gibt nicht wenige Sachen aus dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes, welche die Wertſtufe 
von 2 500 Mark nicht erreichen oder richtiger geſagt: bei 
denen der Nachweis, daß das Intereſſe der Parteien ein derart 
großes iſt, nicht zu erbringen iſt. Schon äußerlich kommt die 
Mißlichkeit des gegenwärtigen Rechtszuſtandes dadurch zum 
Ausdruck, daß in den Reviſionsbegründungen nicht ſelten die 
Erörterungen über den Streitwert einen breiteren Raum 
einnehmen, als die materielle Begründung, und daß es 
namentlich kaum noch gelingt, eine Gebrauchs muſterſache 
zur Entſcheidung des Reichsgerichts zu bringen. Da überdies das 
Reichsgericht daran feſthält, daß für den Streitwert auch in dieſen 
Sachen das Intereſſe des Klägers das maßgebende iſt, ſo kann 
es kommen, daß ein Muſter rechtskräftig auf Grund eines Ober⸗ 
landesgerichtsurteils gelöſcht wird, obwohl ein anderes Ober⸗ 
landesgericht dasſelbe für ſchutzfähig erachtet hat oder daß 
dasſelbe Schutzrecht in verſchiedenen Bezirken verſchieden aus⸗ 
gelegt wird, daß alſo in Berlin verboten, was in Frankfurt 
oder Cöln erlaubt wird. Daß der gegenwärtige Rechts⸗ 
zuſtand gerade auf dieſem Gebiet ein kaum noch erträg⸗ 
licher iſt, wird allſeitig zugegeben. Dies würde aber noch 
viel ſchlimmer werden, wenn die Kompetenz der Amts⸗ 
gerichte erhöht wird; denn tatſächlich gibt es nicht wenige 
Sachen, in denen der Nachweis, daß das Intereſſe über 
800 Mark beträgt, ſchwer zu erbringen iſt. Es würden dieſe 
Sachen dann vor die Amtsgerichte gelangen, und in II. In⸗ 
ſtanz vor die Landgerichte und es könnte ein werwolles 
Gebrauchsmuſter auf Grund der Klage eines Mannes, deſſen 
Intereſſe an der Löſchung ſich auf etwa 500 Mark beläuft, 
rechtskräftig von einem Provinziallandgericht gelöſcht 
werden. Demgegenüber erſcheint der Wunſch durchaus be⸗ 
rechtigt, daß die Sachen aus dem gewerblichen Nechtsſchutz 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
an die Landgerichte, alſo in letzter Inſtanz an das Reichs: 
gericht, gelangen. 

Möge man es alſo zunächſt verſuchen, auf der Baſis der 
bisherigen Gerichtsorganiſation den Anforderungen gerecht zu 
werden, welche Technik und Induſtrie berechtigterweiſe an 
die Rechtspflege und ihrer Organe ſtellen. Verſagen dieſe Mittel 
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wider Erwarten — dann, aber erſt dann, möge die beſſernde 
Hand an die Organiſation unſerer Rechtspflege ſelbſt gelegt 
werden! 

Nachwort. Während des Druckes dieſer Arbeit erſchien 
der Erlaß des Königlich Preußiſchen Juſtizminiſteriums, betreffend 
die Behandlung der Sachen aus der Materie des gewerblichen 
Rechtsſchutzes. Durch dieſen — allſeitig mit großer Befriedigung 
aufgenommenen — Erlaß iſt einem großen Teile der oben ge⸗ 
äußerten Wünſche bereits Rechnung getragen. 

Angeſichts der Wichtigkeit des Erlaſſes für unſere geſamte 
Rechtspflege werden wir demnächſt auf denſelben näher zurück⸗ 
kommen. D. Red. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. Auguſt bis 
19. Oktober 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 30 ff. B88. Verpflichtung verfaſſungsmäßiger 
Vertreter zur Zuziehung von Hilfsbeamten zwecks Unterſtützung 
im Auffihtsdienft.] 

Die Reviſion vertritt die Anſchauung, daß bei einem ſo 
ausgedehnten, auf verſchiedene, räumlich weit auseinander lie⸗ 
genden Betriebsſtätten verſtreuten Betriebe wie dem der Be⸗ 
klagten, deren verfaſſungsmäßige Vertreter unmöglich alle An⸗ 
ordnungen in betreff der erforderlichen Aufſicht und Überwachung 
ſelbſt treffen oder überwachen könnten. Wenn man dies auch 
zugeben mag, ſo folgt daraus nur, daß in einem Betriebe vom 
Umfang desjenigen der Beklagten die verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
treter Stellvertreter und Hilfsbeamte zur Unterſtützung im Auf⸗ 
ſichtsdienſte haben müſſen. Wie der erkennende Senat ſchon 
früher ausgeſprochen hat, darf die Aufficht in einem großen 
Betriebe nicht deshalb Not leiden, weil der Vorſtand außer⸗ 
ſtande iſt, fie perſönlich zu üben. (Vgl. Urt. des erk. Senats 
vom 6./12. 06 Rep. 153/06.) A. E.⸗Geſellſchaft o. Z., U. v. 
19. Sept. 07, 477/06 VI. — Berlin. 

2. 88 133, 434, 436, 439, 869 BGB. Begriff der 
Laſten in einem Kaufvertrag. Sind darunter auch Grund⸗ 
dienſtbarkeiten zu verſtehen. Vertragsauslegung.] 

Der Beklagte verkaufte ſeine Gärtnereigrundſtücke „mit 
allen Rechten und Laſten ſowie ſämtlichem zur Zeit darauf 
befindlichem Zubehör“ an den Kläger; letzterer klagt mit der 
Behauptung, den jeweiligen Eigentümern anderer Grunbftüde 
ſtehe das Recht auf Fortbeſtand von Waſſerleitungen als 
Grunddienſtbarkeit zu, auf Verurteilung des Beklagten zur 
Beſeitigung der beiden Grunddienſtbarkeiten. Der Beklagte 
machte geltend, in der Vertragsbeſtimmung, daß die Grund⸗ 
ſtücke „mit allen Rechten und Laſten“ verkauft würden, ſei 
eine Vereinbarung dahin enthalten, daß dem Verkäufer die 
Gewährleiſtung wegen ſolcher Mängel im Rechte, wie die in 
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Rede ſtehenden, erlaſſen ſein ſolle. Das LG. verurteilte, das 
DRG. wies ab, das RG. hob auf: Nach 8 434 BGB. iſt 
der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer den verkauften Gegen⸗ 
ſtand frei von Rechten zu verſchaffen, die von Dritten gegen 
den Käufer geltend gemacht werden können. Ausnahmen 
hiervon gelten beim Grundſtückskaufe nur bezüglich der auf dem 
Grundſtücke ruhenden öffentlichen Laſten gemäß 8 436 BGB. 
und bezüglich der dem Käufer bei dem Kaufabſchluſſe bekannten 
Mängel im Rechte gemäß 8 439 BGB. Es hat alſo nach 
dem Geſetz, ſoweit nicht ſolche Ausnahmen Platz greifen, der 
Verkäufer dem Käufer dafür aufzukommen, daß das verkaufte 
Grundſtück nicht mit Rechten Dritter, insbeſondere mithin auch 
nicht mit Grunddienſtbarkeiten, belaſtet iſt. Das Berufungs⸗ 
gericht verletzt daher die Vorſchrift des 8 434 BGB., wenn 
es meint, der Wille der Vertragſchließenden ſei ohne weiteres 
als darauf gerichtet zu erachten, daß der Käufer ſämtliche zur 
Beſitzzeit des Verkäufers auf dem Grundſtücke ruhenden Laſten 
auf ſich nehme. Vielmehr hat, wenn im Vertrage hierüber 
nichts beſtimmt iſt, die Beſtimmung des 8 434 BGB. als 
Willensmeinung der Vertragſchließenden zu gelten. — Das 
Berufungsgericht findet nun allerdings ferner in der Vertrags⸗ 
beſtimmung, daß die Grundſtücke „mit allen Rechten und 
Laſten“ verkauft würden, einen klaren und unzweideutigen 
Ausdruck des Willens der vertragſchließenden Parteien, daß 
mit allen „Laſten“ auch die darunter unzweifelhaft fallenden 
Grunddienſtbarkeiten von dem kaufenden Kläger übernommen 
werden ſollten. Dieſe Auslegung der Vertragsbeſtimmung 
widerſtreitet aber der Bedeutung, welche das BGB. dem Worte 
„Laſten“ beilegt, und ſie ſteht in dieſer Hinſicht auch im 
Widerſpruche mit dem allgemeinen juriſtiſchen Sprachgebrauch. 
Das BGB. enthält zwar nicht eine Begriffs beſtimmung des 
Wortes „Laſten“; aber aus verſchiedenen Vorſchriften ergibt 
“ nur verſteht Leiſtungen, 
die aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind und die inſofern 
im Gegenſatze zu den Nutzungen ſtehen, als der Nutzungswert 
des Grundſtücks durch ſie gemindert wird. Belaſtungen zugunſten 
Dritter, die nur das Eigentums⸗ und Verfügungsrecht ein⸗ 
ſchränken, nicht aber den Eigentümer als ſolchen zu Leiſtungen 
aus dem Grundſtücke verpflichten, wie Nießbrauch, Grund⸗ 
dienſtbarkeiten, dingliches Verkaufsrecht, werden nach dem BGB. 
von dem Ausdrucke „Laſten“ nicht mitumfaßt. Es iſt demnach 
fehlgehend, wenn das Berufungsgericht unter dem Worte 
„Laſten“ in der fraglichen Vertragsbeſtimmung ohne weiteres 
Grunddienſtbarkeiten mitverſteht. Dies um ſo mehr, als im 
8 4 des Vertrages die Redewendung „alle Rechte und Laſten“ 
wiederkehrt, ſie dort aber offenbar die Bedeutung des vor⸗ 
erwähnten §S 446 Abſ. 1 Satz 2 BGB. hat, da beſtimmt iſt, 
daß an dem Tage der Übergabe auch „alle Rechte und Laſten“ 
auf den Käufer übergehen ſollen. Das Berufungsgericht hat 
hiernach bei der Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß die 
Grundſtücke „mit allen Rechten und Laſten“ verkauft würden, 
8 133 BGB. verletzt. Nur dann würden in dieſer Vertrags⸗ 
beſtimmung unter „Laſten“ auch Belaſtungen mit Rechten 
Dritter, insbeſondere Grunddienſtbarkeiten, mitzuverſtehen ſein, 
wenn die Parteien beim Vertragsſchluß entſprechende Ver⸗ 
einbarungen hinſichtlich der Übernahme auch ſolcher Belaſtungen 
ſeitens des Käufers getroffen hätten. Dies iſt aber, bisher 
85 
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wenigſtens, nicht dargetan. M. c. F., U. v. 21. Sept. 07, 
601/06 V — Dresden. 

3. 88 249, 463 BGB. Berechtigung des Käufers auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung hinſichtlich der vom Ver⸗ 
käufer vorgeſpiegelten aber nicht gewährten Eigenſchaften der 
Kaufſache.] 

Nach der bedenkenfreien, von der Reviſion auch nicht 
angegriffenen tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsrichters 
hat der Beklagte bei den Kaufverhandlungen über das hier 
fragliche Hausgrundſtück auf Befragen des Klägers die Richtigkeit 
der dieſem vorgelegten Aufſtellung der Mietszinſen von 
zuſammen 8408 Mark wiederholt verſichert, iſt dieſe Verſicherung 
für den Kläger zum Kaufabſchluß und zur Bewilligung eines 
Kaufpreiſes von 122 000 Mark beſtimmend geweſen, und hat 
der Beklagte die Verſicherung inſofern wiſſentlich falſch 
abgegeben, als die nach der Aufſtellung an die Geſellſchaft m. b. H. 
„Fibula“ und an den Photographiſchen Kunſtverlag „Erfüllung“ 
zu den Mietszinſen von 1812 bezw. 862 Mark vermieteten 
Räumlichkeiten tatſächlich nicht vermietet waren, ſondern der 
Beklagte zwecks beſſeren Verkaufs ſeines Hauſes die betreffenden 
Mietsverträge nur fingiert hatte. Der hiernach durch argliſtige 
Täuſchung zum Schließen des Kaufvertrages verleitete Kläger 
ficht nicht den Vertrag gemäß 88 123, 142 BGB. als ihm 
gegenüber nichtig an, ſondern er will dabei ſtehen bleiben und 
verlangt den ihm durch die argliſtige Täuſchung zugefügten 
Schaden erſetzt. Hierzu iſt er berechtigt. Der bei einem 
Vertragsſchluſſe Betrogene iſt, wie das RG. wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat (RGZ. 59, 157; 63, 110; JW. 05 S. 76 
Nr. 11, Urteil vom 22. März 1907 II. 466/06) nicht darauf 
beſchränkt, Aufhebung des Vertrages und Rückgabe des in 
Erfüllung des Vertrages Geleiſteten zu verlangen; er kann 
vielmehr unter Aufrechterhaltung des Vertrages wegen der 
gegen ihn verübten, gegen die guten Sitten verſtoßenden 
argliſtigen Täuſchung Erſatz des ihm entſtandenen Schadens 
gemäß 8 826 BGB. verlangen. Handelt es ſich, wie vor⸗ 
liegend, um eine Täuſchung des Käufers durch wiſſentlich 
falfhe Verſicherungen des Verkäufers über Eigenſchaften der 
Kaufſache, jo kann der Käufer, wie das RG. ebenfalls wiederholt 
ausgeſprochen hat, (RG. 59, 159; 63, 112; JW. 05, 77) 
verlangen, daß er von dem die falſchen Zuſagen machenden 
Verkäufer ſo geſtellt werde, wie er ſtehen würde, wenn die 
abgegebenen Zuſicherungen auf Wahrheit beruht hätten, daß 
ihm alſo das poſitive Erfüllungsintereſſe als Schadenerſatz 
gewährt werde. Dies folgt allerdings nicht, wie in den 
zitierten Entſcheidungen ausgeführt worden iſt, aus der Be⸗ 
ſtimmung des 8 249 BGB., wonach wer zum Schadenerſatze 
verpflichtet iſt, den Zuſtand herzuſtellen hat, der beſtehen würde, 
wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 
wäre. Im Falle der betrüglichen Verleitung zum Abſchluß 
eines Vertrages iſt der zum Schadenerſatze verpflichtende Umſtand 
im Sinne dieſer Vorſchrift die erfolgte Täuſchung. Der Käufer 
könnte mithin auf Grund des 8 249 BGB. nur verlangen, 
daß er in die Lage verſetzt werde, in der er ſich befunden haben 
würde, wenn er nicht bei Abſchließung des Vertrages vom 
Verkäufer betrüglich getäuſcht wäre; ſein Schadenerſatzanſpruch 
würde alſo auf das negative Vertragsintereſſe beſchränkt ſein. 
Dieſes Intereſſe würde, wenn der betrogene Käufer nicht den 
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Vertrag anfechten, ſondern dabei ſtehen bleiben will, danach zu 
bemeſſen ſein, wieviel der Käufer an Kaufpreis weniger 
bewilligt hätte, wenn er den wahren Sachverhalt hinſichtlich 
des Zuſtandes der Kaufſache gekannt hätte, denn durch eine 
entſprechende Herabſetzung des Kaufpreiſes wäre der Zuſtand 
hergeſtellt, der beſtanden hätte, wenn die Täuſchung nicht 
erfolgt wäre. (Vgl. Mommſen, Die Haftung der Kontrahenten 
bei der Abſchließung von Schuldverträgen S. 166 ff.) Jedoch 
iſt aus der Beſtimmung des 8 463 BGB. zu entnehmen, daß 
nach dem Willen des Geſetzes der betrogene Käufer berechtigt 
iſt, den Verkäufer an ſeinen falſchen Verſicherungen über die 
Eigenſchaften der Kaufſache in der Weiſe feſtzuhalten, daß er 
ihn zufolge Fehlens dieſer Eigenſchaften auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung in Anſpruch nimmt. Nachdem im 8462 
BGB. beſtimmt iſt, daß wegen eines vom Verkäufer zu ver⸗ 
tretenden Mangels der Käufer Wandlung oder Minderung 
des Kaufpreiſes verlangen könne, wird im § 463 BGB. der 
Käufer für den Fall, daß der verkauften Sache zur Zeit des 
Kaufes eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder daß der Verkäufer 
einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat, für berechtigt erklärt, 
ſtatt der Wandlung oder Minderung Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu verlangen. Steht dem Käufer aber ein ſolcher 
Schadenerſatzanſpruch wegen Fehlens einer zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft und wegen argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers zu, ſo 
muß daraus wegen Gleichheit des Rechtsgrundes gefolgert werden, 
daß das Geſetz dem Käufer auch wegen Fehlens ſolcher Eigen⸗ 
ſchaften, deren Vorhandenſein vom Verkäufer beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe betrüglich vorgeſpiegelt worden iſt, einen Anſpruch auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung gewähren will, wenn auch 
eine ausdrückliche Geſetzesvorſchrift in dieſer Hinſicht nicht 
gegeben iſt. Der betrogene Käufer iſt alſo für berechtigt zu 
erachten, den die Eigenſchaften vorſpiegelnden Verkäufer auf 
Schadenerſatz ſo in Anſpruch zu nehmen, wie wenn dieſer ihm 
die Eigenſchaften vertragsmäßig zugeſichert, demnächſt aber nicht 
gewährt hätte. (Vgl. RG. 63 S. 112, 113.) Vorliegend 
kann daher der Kläger das Intereſſe, das er an Gewährung 
des gekauften Hausgrundſtücks mit den vorgeſpiegelten Miets⸗ 
verträgen hatte, dem Schadenerſatzanſpruche zugrunde legen. 
Nach der weiteren bedenkenfreien Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
richters haben die angeblich für 1812 bezw. 862 Mark an 
die „Fibula“ und an die „Erfüllung“ vermieteten Räumlich⸗ 
keiten einen Mindermietswert von 862 bezw. 362 Mark. Der 
Kläger kann demnach verlangen, daß er durch Geldentſchädigung 
wirtſchaftlich in die Lage gebracht werde, in der er ſich zufolge 
des Kaufs befinden würde, wenn das gekaufte Hausgrundſtück 
die vom Beklagten fälſchlich angegebenen Mietserträge gehabt 
hätte. JW. 05 S. 76 Nr. 11. Dieſe Geldentſchädigung 
fordert er mit Recht in Höhe des Betrages, um den das 
Hausgrundſtück nach Maßgabe der in Wirklichkeit zu erzielenden 
Mietserträge weniger wert iſt, als wenn es die vorgeſpiegelten 
Mietserträge hätte; denn bei Hinzurechnung dieſes Betrages 
zu dem Ertragswerte des Grundſtücks ergibt ſich der Kauf⸗ 
objektwert, den der Kläger auf Grund des Kaufvertrages für 
den Preis von 122 000 Mark erlangen ſollte. K. c. C, 
U. v. 2. Okt. 07, 8/07 V. — Berlin. 

4. 88 327, 346 BGB. Einſtweilige Verfügung. Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen eines Schadenerſatzanſpruchs, wenn beide 
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Teile aus verſchiedenen Gründen den Rücktritt von einem Ver⸗ 
trage erklärt haben.] 

Die Beklagte übernahm für die Zeit von ſechs Jahren 
die maſchinelle Inſtandhaltung der Automobildroſchken des 
Klägers gegen eine in beſtimmten Prozenten an der Reinein⸗ 
nahme dieſes Fuhrbetriebes beſtimmte Vergütung, worauf 
2200 Mark von dem Kläger angezahlt wurden. Im Ver⸗ 
trage iſt geſagt, daß der Kläger ſobald als möglich folgende 
Erſatzteile anſchaffen wird: einen kompletten Getriebekaſten, eine 
Steuerung und Hinterradachſe, ein Vorder⸗ und ein Hinterrad, 
wenn dringend erforderlich auch einen Motor, einige Decken 
und Schläuche. Durch Schreiben vom 14. Februar 1907 ließ 
der Kläger die Beklagte auffordern, die ſeit mehr als fünf 
Wochen zur betriebsfähigen Herſtellung bei ihr befindlichen 
Motordroſchlen binnen drei Tagen fertig abzuliefern und zwar 
unter der Androhung, daß er nach fruchtloſem Ablaufe der 
Friſt von dem Vertrage zurücktreten und eventuelle Schaden⸗ 
erſatzanſprüche geltend machen werde. Beklagte antwortete 
in dem Schreiben vom 16. Februar, daß die eine Motor⸗ 
droſchke Ende nächſter Woche fertiggeſtellt ſein werde und 
daß die andere, wenn nicht Erſatzteile geliefert würden, eine 
ſehr lange Reparaturzeit erfordere. Gleichzeitig ſetzte ſie in 
dieſem Schreiben dem Kläger zur Lieferung der in dem Vertrage 
bezeichneten Erfatzteile und Erfüllung der ſonſtigen Verpflichtungen 
hinſichtlich des Fuhrbetriebes eine Friſt bis zum 20. Februar 
mit dem Bemerken, daß bei Nichteinhaltung der Friſt die Be⸗ 
klagte ſich an den Vertrag nicht mehr gebunden halten und 
Schadenerſatz fordern werde. Nachdem die Beklagte dann 
durch Brief vom 18. Februar zu der am 21. Februar vorzu⸗ 
nehmenden Probe des Motors der Automobildroſchke 2116 die 
Lieferung eines friſch geladenen Akkumulators, zweier Kerzen 
und einer Spule gefordert hatte, erklärte der Kläger im Schreiben 
vom 21. Februar unter Bezugnahme darauf, daß die Beklagte 
nach dem Schreiben vom 16. Februar den Vertrag vom 
20. Februar an als gelöft anſehe, ſeinerſeits den Rücktritt vom 
Vertrage und lehnte jede Schadenerſatzpflicht ab. Da die Be⸗ 
Hagte die Herausgabe der Automobildroſchke 2116 verweigerte, 
ſo beantragte der Kläger, ihr durch einſtweilige Verfügung die 
Herausgabe dieſer Droſchke ſowie der weiteren in ihrem Beſitz 
befindlichen Gegenſtände, einer Hinterachſe der Droſchke 2885, 
eines Getriebes der Droſchke 2318, einer Spule und des dem 
Antragſteller gehörigen Handwerkszeugs an einen von dieſem 
zu beauftragenden Gerichtsvollzieher aufzugeben. Die Beklagte 
widerſprach dieſem Antrage. Sie hält ſich zur Zurückbehaltung 
der Gegenſtände für berechtigt, weil ſie wegen Nichtlieferung 
der Erſatzteile trotz wiederholter Aufforderung und Friſtſetzung 
mit Recht von dem Vertrage zurückgetreten ſei und deshalb 
für die von ihr ausgeführten Reparaturen an Stelle 
der im Vertrage beſtimmten Vergütung eine angemeſſene 
Entſchädigung von 6 298,25 Mark zu fordern habe. Das LG. 
erließ die einſtweilige Verfügung, machte ſie aber von der 
Leiſtung einer Sicherheit von 4000 Mark abhängig. Das 
KG. ordnete abändernd die einſtweilige Verfügung ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung an. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der Anſpruch auf Herausgabe der in der einſt⸗ 
weiligen Verfügung bezeichneten dem Kläger gehörigen Gegen⸗ 
ſtände iſt abgeſehen von dem ſpäter zu behandelnden Rücktritts⸗ 
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recht des Klägers ſchon kraft des Eigentums an ſich begründet. 
Die Beklagte beruft ſich darauf, daß der Vertrag durch den 
beiderſeitigen Rücktritt vollſtändig aufgelöſt ſei. Das Berufungs⸗ 
gericht verneint eine ſolche Auflöſung, weil nur der Kläger, nicht 
auch die Beklagte von dem Vertrage zurückgetreten ſei. Würde 
aber auch anzunehmen ſein, daß beide Parteien den Rücktritt 
in dem Sinne erklärt haben, daß dadurch der Vertrag aufgehoben 
fein follte, jo würde doch eine Aufhebung des Vertrages durch 
gegenſeitige Willenseinigung damit nicht zuſtande gekommen 
ſein. Ein jeder Teil hat den Rücktritt ſelbſtändig aus eigenem 
Rechte, weil er durch das vertragswidrige Verhalten des andern 
Teils hierzu veranlaßt ſein will und dieſen für ſchadenerſatz⸗ 


pflichtig hält, nicht in Akzeptierung der von dem anderen Teile 


abgegebenen Rücktrittserklärung und unter Billigung der von 
dieſem erhobenen Anſprüche erklärt. Von einer Willenseinigung 
der Parteien kann deshalb keine Rede ſein. Die Reviſion 
glaubt nun aber das Beſtehen einer Gegenforderung auch daraus 
herleiten zu können, daß der Kläger ſeinerſeits von dem Ver⸗ 
trage zurückgetreten ſei. Richtig iſt, daß der Kläger in dem 
Schreiben vom 21. Februar 1907, nachdem er der Beklagten 
in dem Schreiben vom 14. Februar zur betriebsfertigen Her⸗ 
ſtellung der Motordroſchke 2116 eine Friſt von drei Tagen 
unter Androhung des Rücktritts und allfallſiger Schadenerſatz⸗ 
anſprüche geſetzt hatte, den Rücktritt vom Vertrage unter Ab- 
lehnung der gegneriſchen Schadenerſatzanſprüche erklärt hat. 
Unerörtert kann hierbei bleiben, ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen Kläger wegen Nichterfüllung eines Teils der Vertrags⸗ 
verbindlichkeiten durch den ſäumigen Gegner von dem ganzen 
Vertrage und zwar nicht bloß für die Zukunft, ſondern auch 
für die Vergangenheit hätte zurücktreten dürfen (vgl. hierüber 
Düringer⸗ Hachenburg, Kommentar zum HGB. 3, 90 ff.; Jacobi 
in Gruchots Beitr. 50, 230 ff.; Hachenburg in der Leipziger 
Zeitſchrift für 1907 S. 9 ff.; RG. 50, 140 ff., und bezüglich 
der noch nicht fällig gewordenen Raten eines Sukzeſſiwvlie ferungs⸗ 
geſchäfts RG. 58, 420 ff. und 61, 130 ff.). Denn das Schreiben 
vom 21. Februar 1907 kann, wovon auch der Berufungsrichter 
ausgeht, nur dahin aufgefaßt werden, daß der Kläger — 
entſprechend ſeinem Intereſſe an teilweiſer Aufrechterhaltung 
des Vertrages — den Rücktritt nicht für die Vergangenheit, 
ſondern nur für die Zukunft ausſpricht. Der in dieſem Schreiben 
und ebenfo im Prozeſſe von dem Kläger eingenommenen Stand⸗ 
punkt iſt der, daß er die bisherigen Leiſtungen der Beklagten 
behalten und dieſer den ihr für die Zeit bis zum 22. Februar 
1907 in Gemäßheit des Vertrages gewährten Gewinnanteil 
belaſſen will, daß mithin die Rechte und Verpflichtungen aus 
dem Vertrage erſt von dieſem Zeitpunkt an aufhören ſollen. 
Die Rücktrittserklärung des Klägers konnte hiernach die Beklagte 
nicht berechtigen, für die von ihr ausgeführten Reparaturarbeiten 
ſtatt der erhaltenen vertragsmäßigen Vergütung gerade ſo 
Entſchädigung zu fordern, als wenn der Vertrag auch für die 
Vergangenheit vollſtändig fortgefallen wäre. Und ſelbſt in 
dieſem Falle, wenn der Vertrag für die Vergangenheit aufgelöſt 
wäre, würde die Beklagte gemäß der nach 8 327 zur An⸗ 
wendung kommenden Vorſchrift des 8 346 BGB. nur einen 
Anſpruch auf die im Vertrage beſtimmte Geldleiſtung haben. 
Der 8 346 ſchreibt vor, daß für geleiſtete Dienſte, falls in 
dem Vertrage eine Gegenleiſtung in Geld beſtimmt iſt, dieſe 
85 


672 


Gegenleiſtung zu entrichten iſt. Es kann nicht zweifelhaft fein, 
daß bei einem Vertrage der vorliegenden Art, in welchem die 
Beklagte die dauernde Inſtandhaltung der Motordroſchken über: 
nommen hat, unter den Begriff der geleiſteten Dienſte auch die 
in Reparaturen beſtehenden Arbeitsleiſtungen fallen und zwar 
auch dann, wenn mit den Arbeitsleiſtungen Materialaufwen⸗ 
dungen verbunden find. Als eine im Vertrage beſtimmte 
Geldleiſtung iſt ferner auch eine ſolche anzuſehen, deren Betrag 
zwar nicht ziffermäßig feſtgeſetzt iſt, wohl aber auf Grund 
der im Vertrage vorgeſchriebenen Berechnungsweiſe beſtimmt 
werden kann. Der 8 346 will nur den Rückgewähranſpruch 
nicht auf die dem Empfänger verbleibende Bereicherung 
beſchränkt ſein laſſen, nicht aber einen über die vertrags⸗ 
mäßige Geldvergütung hinausgehenden Anſpruch gewähren. 
K. c. B., U. v. 7. Aug. 07, 284/07 VII (Ferienſenat). — 
Berlin. 

5. 88 559, 930, 932, 936 BGB. Prüfungspflicht des 
Käufers von Gegenſtänden, die dem Vermieterpfandrecht unter⸗ 
liegen.] 

Das mit dem Vermieterpfandrechte der Klägerin belaſtete 
Kleininventar in der Weinwirtſchaft des J. iſt von dieſem 
zunächſt an ſeinen Nachfolger im Mietvertrage G. und von G. 
an die Beklagte übereignet worden. Auf jeden dieſer beiden 
Eigentumswechſel gründet die Beklagte ihren Einwand gegen 
die Klage, daß das Vermieterpfandrecht der Klägerin gemäß 
§ 936 BGB. erloſchen ſei. Die Beklagte hat nach dem feſt⸗ 
ſtehenden Sachverhalte das Eigentum an dem Kleininventar 
nicht durch Übergabe, ſondern durch constitutum possesorium 
(S 980 BGB.) erworben, auch in der Folgezeit den unmittel⸗ 
baren Beſitz der Sachen nicht erlangt. Ihr Eigentumserwerb 
blieb hiernach, wie das Berufungsgericht mit Recht ausführt, 
zufolge der Beſtimmung in § 936 Abſ. 1 Satz 3 BGB. auf 
das Vermieterpfandrecht der Klägerin ohne Einfluß, und es 
kann ſich nur fragen, ob der Rechtsvorgänger der Beklagten G. 
bereits pfandfreies Eigentum erworben hatte, in welches dann 
die Beklagte nachgefolgt wäre. Das Berufungsgericht hat die 
Frage verneint, indem es zu der Annahme gelangt, daß ſich 
G. bei dem Erwerbe des Eigentums nicht in gutem Glauben 
befunden habe, weil er nur infolge grober Fahrläſſigkeit in 
Unkenntnis von dem Beſtehen des Vermieterpfandrechts geblieben 
ſei (S8 936 Abſ. 2, 932 Abſ. 2 BGB.). Die Vorinſtanz 
geht hierbei von dem Satze aus, daß, wenn auch im allgemeinen 
der gute Glaube vermutet werde, doch bei dem Verkaufe von 
Sachen, die einem Mieter gehören und auf dem Mietgrundſtücke 
ſelbſt übergeben werden, der Käufer damit rechnen müſſe, daß 
möglicherweiſe ein Vermieterpfandrecht beſtehe, und er grob fahr⸗ 
läſſig handle, wenn er ſich nicht nach dem Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen einer Mietſchuld erkundige. Dieſe Ausführung ſtimmt 
mit der Rechtslehre (Planck, BGB., 8 936 Anm. 5; Staudinger⸗ 
Kober, BGB., 8936 Anm. IV 2b; Neumann, BGB., 8 560 
Anm. 4a) überein und iſt zutreffend. Dadurch, daß die grob⸗ 
fahrläſſige Unkenntnis beſtehender Rechte der wirklichen Kenntnis 
gleichgeſtellt iſt (8 932 Abſ. 2), wird dem Erwerber eine 
gewiſſe Nachforſchungspflicht auferlegt, es wird verlangt, daß 
er, wenn Anlaß zu weiteren Nachforſchungen vorliegt, einen 
ſolchen Anlaß nicht unberückſichtigt läßt (Motive zum Entw. I, 
3, 346). Das Geſetz geht davon aus, daß von dem Erwerber 
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ein gewiſſes Maß von Vorſicht geübt werde, daß er diejenige 
Prüfung in Anſehung des Rechtes ſeines Vormannes nicht 
unterlaſſe, die nach den gegebenen Umſtänden zu erwarten iſt, 
und deren Nichtvornahme ſchlechthin mit dem Verhalten eines 
ordentlichen Mannes unverträglich iſt (NGZ. 58, 164). Ein 
Anlaß zu Nachforſchungen über ein etwa beſtehendes Vermieter⸗ 
pfandrecht liegt aber für jeden vor, der ſich von einem Mieter 
eingebrachte Sachen auf dem Mietgrundſtücke übergeben läßt; 
die Prüfungspflicht iſt eben im Intereſſe des dritten Berechtigten, 
der mit dem Verluſt ſeines Rechts bedroht iſt, eingeführt. 
S. c. H., U. v. 20. Sept. 07, 43/07 III. — Cöln. 

6. 5 611 BGB. in Verb. mit 8 60 HGB. und 8 890 
ZPO. Zuläſſigkeit der Klage des Prinzipals gegen feinen 
Handlungsgehilfen auf Unterlaſſung von Dienſtleiſtungen bei 
einem andern Prinzipale während der Vertragsdauer. 

Die materielle Beſchwerde der Reviſion, daß es kein 
Klagerecht des Prinzipals gegen ſeinen Handlungsgehilfen gebe, 
während der Vertragsdauer feine Dienfle nicht einem andern 
Prinzipale zu leiſten, kann nicht für begründet erachtet werden. 
Allerdings hat das Berufungsgericht den Anſpruch, der dem 
Feſtſtellungsverlangen der Klägerin zugrunde liegt, als Er⸗ 
füllungsanſpruch betrachtet. Ein ſolcher iſt er aber auch 
in der Tat. Denn, wie das Berufungsgericht mit Recht an⸗ 
genommen hat, beſchränkt ſich der Erfüllungsanſpruch des 
Prinzipals gegen den Handlungsgehilfen nicht auf das Ver⸗ 
langen, daß dieſer ſeine Vertragspflichten poſitiv, durch Leiſtung 
der verſprochenen Dienſte, erfülle, ſondern er umfaßt auch 
negativ die Forderung auf Unterlaſſung jedes Verhaltens, 
das dieſen Pflichten zuwiderläuft. Allerdings kann der An⸗ 
ſpruch im vorliegenden Falle nicht auf 8 60 GB. geftüst 
werden, weil der Beklagte bei J. & L. als bloßer Konfektionär 
weder für eigene noch für fremde Rechnung „Geſchäfte 
macht“. Wohl aber folgt er aus 8 611 BGB., weil der 
Handlungsgehilfe danach während der Dauer des Vertrags⸗ 
verhältniſſes zur Leiſtung der verſprochenen Dienſte ver⸗ 
pflichtet iſt. Denn hierin liegt, daß der Gehilfe innerhalb 
der Vertragsdauer verbunden iſt, ſeine Arbeitskraft während 
der Geſchäftszeit zur Verfügung des Prinzipals zu halten. 
Er darf daher, ſolange er aus irgend einem Grunde dieſem 
die verſprochenen Dienſte nicht wirklich leiſtet, insbeſondere, 
wenn er ſie infolge unbefugten Verlaſſens ſeiner Stellung zu 
leiſten unterläßt, nicht einem andern Dienſte leiſten. Er 
verletzt damit das dem Prinzipale zuſtehende ausschließliche 
Recht auf ſeine, des Handlungsgehilfen, Arbeitskraft. Auf ein 
der Pflicht des letzteren entſprechendes Verhalten kann der 
Prinzipal im gegebenen Fall auch Klage erheben. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht Staubs, Erläuterung zum HGB., 8. Aufl., 
Anm. 15 zu § 70, auf die ſich die Reviſion beruft, iſt ohne 
jede Begründung hingeſtellt. Zudem erkennt Staub ſelbſt an, 
der Prinzipal könne die Erfüllung aller Vertragsverbindlich⸗ 
keiten, alſo auch Einhaltung des 8 60 HGB. verlangen. Es 
gewinnt den Anſchein, als habe hier die Auffaſſung eingewirkt, 
daß, weil die Zwangsvollſtreckung aus einem ſolchen auf 
Unterlaſſung der Dienſte bei einem andern gerichteten Urteile 
nicht unmittelbar ſtatthaft iſt (ZPO. 8 890), auch eine Ver⸗ 
urteilung zur Unterlaſſung ausgeſchloſſen ſei. Jedenfalls hat 
dieſer Gedanke die bei Staub a. a. O. angezogene Ent⸗ 
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ſcheidung des OLG. in Dresden vom 1. November 1902 
(Sächſ Arch. 13, 377) unzutreffenderweiſe beſtimmt. Denn gerade 
die Beſtimmung des 8 890 ZPO. ergibt, daß auch Klagen 
und Verurteilungen auf Unterlaſſung einer Handlung ſtatthaft 
find. K. c. S. & L., U. v. 20. Sept. 07, 59/07 III. — 
Berlin. 

7. 88 618, 823 BGB. verb. mit 8 367 Ziff. 14 StGB. 
Haftung des Hausbeſitzers für Gegenſtände, die bei der Re⸗ 
paratur des Daches herabfallen und einen Dienſtverpflichteten 
verletzen. Ungenügende Warnungszeichen.] 

Die Klägerin war beim Beklagten auf deſſen Gutshofe 
Poethen als Wirtſchaftsmamſell in Dienſten. Als ſie von der 
Küche des Wirtſchaftsgebäudes aus den gewöhnlichen Weg nach 
dem für das Perſonal beſtimmten Aborte gehen wollte, wurde 
ſie von einem mit Steinſchutt gefüllten Sacke, der vom Dache 
herabfiel, getroffen und ſchwer verletzt. Auf dem Dache 
waren Maurer mit Arbeiten am Schornſtein beſchäftigt. Bei 
deren Hantierung kam der Sack zu Falle. Ihr Anſpruch auf 
eine lebenslängliche Rente als Erſatz der ihr durch den Unfall 
verloren gegangenen Erwerbsfähigkeit wurde dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt und die Reviſion des Beklagten zurück⸗ 
gewieſen: Mit Recht wird unter den vorliegenden Verhältniſſen 
der Zugang nach dem Abort zu denjenigen Räumen gerechnet, 
die der Dienſtherr ſeinem Dienſtperſonal gegenüber ſo zu unter⸗ 
halten hat, daß es gegen Gefahren für Leib und Leben in dem 
durch 8 618 bezeichneten Maße geſchützt iſt. Zur Unter⸗ 
haltung eines Wegs in dieſem Sinne gehört auch die Sicherung 
gegen Gefahren, die von herabſtürzenden Sachen drohen. Dieſe 
Sicherung wird üblicherweiſe durch Aufſtellung von Warnungs⸗ 
zeichen bewirkt. Dieſe müſſen aber, ſollen ſie den im Verkehre 
zu ſtellenden Anforderungen genügen, ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
die ganze gefährdete Strecke erkennbar machen. Der Anfang 
und das Ende des gefährdeten Raums an der Front eines 
Gebäudes, den der Vorübergehende meiden ſoll, muß ausreichend 
bezeichnet werden. Nicht richtig iſt es, ein in der Mitte des 
Hauſes angebrachtes Warnungszeichen bezeichne die ganze Länge 
des Gebäudes als gefährdet. Verkehrsüblich iſt es vielmehr 
und muß auch erfordert werden, daß Anfang und Ende des 
gefährlichen Raums durch je ein Warnungszeichen deutlich 
erſichtlich gemacht wird, dem Vorübergehenden können nicht erſt 
beſondere Erwägungen darüber angeſonnen werden, wie weit 
wohl ein einzelnes Warnungszeichen ſeine Wirkung nach 
den beiden Seiten erſtrecken wolle. Das Berufungsgericht 
rechnet dem Beklagten die Nichterfüllung der ihm in § 618 
BGB. auferlegten Pflicht zur Schuld an. Es wird feſtgeſtellt, 
daß er, der auf dem Gutshofe gewohnt habe, die Verabſäumung 
der erforderlichen Sicherungsmaßregeln, deren Anbringung er 
den mit der Dacharbeit beauftragten Maurern überlaſſen hatte, 
an dem Nebenhauſe des Herrſchaftsgebäudes wahrgenommen 
habe. War das der Fall, ſo hätte er einſchreiten und das 
Verſäumte nachholen müſſen. Denn da die Erfahrung lehrt, 
daß bei Arbeiten auf einem Dache nicht nur der vertikal unter 
der Arbeitsſtelle liegende Raum gefährdet iſt, ſondern etwa 
herabfallende Sachen eine bedeutend ſeitlich abweichende Richtung 
annehmen können, ſo mußte er bei gehöriger Aufmerkſamkeit 
und Überlegung erkennen, daß die aufgeſtellte Leiter mit den 
beiden Latten den gefährdeten Raum nicht ausreichend bezeich⸗ 
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nete. Hiernach liegt auf ſeiten des Beklagten ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden vor. Es kommt auf die Frage, ob er auch auf Grund 
des §8 278 BGB. für das Verſchulden fremder Perſonen ver⸗ 
antwortlich iſt, ebenſowenig an, wie auf die weitere Frage, ob 
der Beklagte neben 8 618 BGB. auch aus 8 823 Abſ. 2 
BGB. für den entſtandenen Schaden verantwortlich iſt. L. c. L., 
U. v. 24. Sept. 07, 73/07 III. — Naumburg. 

8. 88 823, 254 BGB. Verſchulden des Beſchädigten. 
Erfüllung einer ſittlichen Pflicht.] 

Der Ehemann der Klägerin, der in der Maſchinenfabrik 
der Beklagten als Oberingenieur angeſtellt war, iſt am 
13. Juli 1905 dadurch zu Tode gekommen, daß er mehreren, 
an einer Gasgebläſemaſchine durch Ausſtrömen von Gas ver⸗ 
unglückten Arbeitern zu Hilfe eilen wollte und als er zu dieſem 
Zwecke die Unfallſtelle — die unter der Maſchine liegende 
Grube — betrat, ſelbſt betäubt wurde und hilflos liegen blieb. 
Geſtützt auf 88 2, 3 Abſ. 2 Hafıpfl®. haben die Witwe und 
die Kinder des Getöteten von der Beklagten die Zahlung von 
Geldrenten gefordert. Die Vorinſtanzen haben dieſen Anſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; die Reviſion iſt 
zurückgewieſen worden: Die Ausführungen des Berufungsurteils, 
mit denen jedes Verſchulden des Getöteten verneint wird, laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Das Berufungsgericht führt 
aus: bei der gegebenen Sachlage habe für den Getöteten der 
Gedanke an die ihm felbft drohende Lebensgefahr zurücktreten 
müſſen und es könne ihm nicht der Vorwurf der Außeracht⸗ 
laſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt gemacht werden, 
wenn er im Intereſſe des Rettungswerkes jede Rückſicht auf 
ſich ſelbſt abgewieſen habe. Der Reviſion kann zugegeben 
werden, daß dieſer Satz, für ſich allein betrachtet, das 
Bedenken hervorruft, daß, wer einem anderen das Leben zu 
retten verſucht, nicht auf Gefahr des hafipflichtigen Betriebs⸗ 
unternehmers ohne jede Vorſicht und Überlegung und ohne jede 
Ausſicht auf Erfolg handeln darf. Wer ſich ſelbſt in Lebens⸗ 
gefahr begibt, um andere zu retten, handelt nur dann ohne 
Verſchulden, wenn er nach den Umſtänden des Falles berechtigter⸗ 
weiſe annehmen durfte, ſein Vorhaben werde von Erfolg 
begleitet ſein, und nur beim Vorliegen ſolcher Umſtände kann 
von Erfüllung einer ſittlichen Pflicht die Rede ſein. Das 
Berufungsgericht hat indeſſen derartige Umſtände, die nicht 
vom Standpunkt kühler Miberlegung, ſondern unter Berück⸗ 
ſichtigung der zu einem raſchen Entſchluſſe drängenden Auf⸗ 
regung zu beurteilen ſind, feſtgeſtellt; es legt dar, der Getötete 
habe damit rechnen dürfen, daß der Zugang zu dem Raum, 
in dem die gefährdeten Arbeiter lagen, allmählich durch den 
Hinzutritt atmoſphäriſcher Luft ungefährlich geworden war, er 
habe annehmen dürfen, daß Hilfe, wenn ſie unverzüglich gebracht 
werde, Ausſicht auf Erfolg habe, und es iſt ihm auch darin 
beizuſtimmen, daß er nicht fahrläſſig handelte, wenn er unter 
dieſen Umſtänden nicht erſt auf die Herbeiſchaffung des Rauch⸗ 
helms wartete. Hiernach iſt der ihm von der Beklagten gemachte 
Vorwurf, er habe tollkühn und ohne jede Überlegung gehandelt 
und ſein Leben durchaus zwecklos in die Schanze geſchlagen, 
unbegründet; in der durch die Sachlage gerechtfertigten An⸗ 
nahme, daß ſeine Hilfe vorausſichtlich von Erfolg begleitet 
ſein werde, hat er zur Erfüllung einer fittlichen Pflicht und 
im Intereſſe ſeiner Prinzipalin, der Beklagten, ſich in Gefahr 
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begeben. Th. & Co. c. H., U. v. 16. Sept. 07, 465/06 VI. — 
Hamm. 

9. 8 831 Abſ. 1 563. Zu den Entlaſtungsbeweiſen 
des 8 831 Abſ. 1 gehört niemals der Nachweis gehörig aus⸗ 
geübter Kontrolle.] 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts iſt ohne Zweifel 
beeinflußt von ſeiner rechtsirrigen Annahme, daß zu den Ent⸗ 
laſtungsbeweiſen, die dem Geſchäftsherrn in den Fällen des 
8 831 Abſ. 1 BGB. obliegen, jemals auch der Nachweis 
gehörig ausgeübter Kontrolle gehöre. Wie das RG. ſchon 
öfters hervorgehoben hat, hat zwar nach § 831 Abſ. 1 der 
Geſchäftsherr in den Fällen, wo er ſelbſt die Aus führung 
der Verrichtung zu leiten hat — zu denen indeſſen der vor⸗ 
liegende nicht gehören möchte —, zu beweiſen, daß er bei der 
Leitung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe; 
aber wenn der Beklagte eine Kontrolle, die er hätte ausüben 
müſſen, vernachläſſigt haben ſollte, ſo kann das nur nach 8 823 
BGB. als eine ihm nachzuweiſende Fahrläſſigkeit in Betracht 
kommen. F. c. F., U. v. 19. Sept. 07, 475/06 VI. — Hamm. 

10. 5 1568 BGB. Ehewidriges Verhalten nach der 
Trennung der Eheleute; Vertiefung der Zerrüttung. Ehe⸗ 
widriges Verhalten, nachdem der Ehegatte von dem Ehebruch 
des anderen Kenntnis erhalten hat.] 

Die Ehefrau klagte wegen Ehebruchs des Ehemannes, 
dieſer erhob Widerklage wegen Ehebruchs, bezw. ehewidrigen 
Verhaltens. Das OLG. ſprach die Scheidung der Ehe ſowohl 
auf die Widerklage als auch auf die Klage aus. Es erachtete 
hinſichtlich der Widerklage zwar den behaupteten Ehebruch der 
Klägerin mit U. nicht für feſtgeſtellt, nahm jedoch an, daß der 
Tatbeſtand des 8 1568 vorliege. Die Reviſion der Klägerin 
wurde zurückgewieſen: Die Mehrzahl der Vorkommniſſe, welche 
ein Liebes verhältnis der Klägerin mit U. dartun, fällt allerdings 
in die Zeit nach der Trennung der Eheleute, allein daraus 
folgt nicht ihre Unerheblichkeit. Solange das Band der Ehe 
noch nicht gelöſt iſt, beſtehen die durch die Ehe begründeten 
Pflichten eines jeden Teils fort. Von dieſen Pflichten wurde 
die Ehefrau auch dadurch nicht befreit, daß ſich der Ehemann 
des Ehebruchs ſchuldig gemacht hatte, der Ehefrau ein Scheidungs⸗ 
anſpruch erwachſen war und die Scheidungsklage von ihr bereits 
erhoben war. Die Feſtſtellung kann nicht beanſtandet werden, 
daß das der Klägerin zum Vorwurfe gemachte Verhältnis zu U. 
die eheliche Geſinnung des Beklagten aufs tieſſte berührte. 
Möge das eheliche Verhältnis auch ſchon vorher durch das 
Verſchulden des Beklagten zerüttet geweſen ſein, immerhin ſchloß 
dies nicht aus, daß die bereits vorhandene Zerrüttung durch 
das Verhalten der Klägerin noch verſchärft, vertieft und bes 
feſtigt wurde. Endlich muß es auch als ein Rechtsirrtum be⸗ 


zeichnet werden, wenn die Reviſion meint, die Klägerin habe, 


nachdem ihr Mann die Ehe gebrochen, keine beſondere Rückſicht 
mehr auf ſein Empfinden als Gatte nehmen brauchen, ihr Ver⸗ 
halten ſei vielmehr entſchuldbar. Die hierauf gerichteten Aus⸗ 
führungen der Reviſion ſtehen im Widerſpruche mit dem bereits 
erwähnten Grundſatze, daß die beiderſeitigen Pflichten der Ehe⸗ 
gatten bis zur Löſung des Bandes fortbeſtehen und die Ver⸗ 
fehlungen des einen Teils für den anderen Teil keine Befreiung 
jener Pflichten mit ſich bringen. M. c. M., U. v. 23 Sept. 07, 
45/07 IV. — Braunſchweig. 
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11. 5 1603 BGB. Leiſtungsfähigkeit des zum Unterhalt 
Verpflichteten. Verwendung des Kapitalvermögens dazu.] 

Der Beklagte war von dem Pfleger ſeiner minderjährigen 
Kinder wegen Zahlung von Unterhalt für die letzteren verklagt 
und, ſoweit er ſeine Verpflichtung dazu nicht anerkannt hatte, 
verurteilt worden. Seine Reviſion wurde zurückgewieſen: Was 
die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit betrifft, ſo ſind nicht 
bloß die Einnahmen, ſondern iſt auch das Stammvermögen des 
Unterhaltsverpflichteten in Betracht zu ziehen. Die Rebifion 
geht hier von der unrichtigen Auffaſſung aus, es könne nicht 
verlangt werden, daß der Beklagte das „Kapitalvermögen“ 
angreife. Der Unterhaltspflichtige kann ſich, wenn die Einnahmen 
nicht ausreichen, dem nicht entziehen, auch das Stammvermögen, 
um die Unterhaltsmittel zu gewinnen, anzugreifen; es kann dies 
insbeſondere in der Weiſe geſchehen, daß er unter Benutzung 
feines Kredits ein Darlehn aufnimmt (vgl. Urteil des erkennenden 
Senats vom 13. Juli 1904 IV. 537 1903). Für die Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit iſt nun aber der Unterhaltsverpflichtete beweispflichtig. 
Es iſt feine Sache, feine Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
inſoweit klarzulegen, daß dem Gericht die Überzeugung von der 
Leiſtungsunfähigkeit verſchafft wird. Was der Beklagte in 
vieſer Hinſicht vorgebracht hat, beſchränkt ſich darauf, daß er 
den augenblicklichen Stand der auf ſeinen Grundſtücken ein⸗ 
getragenen Hypotheken, der Hypothekenzinſen und der Mieten 
angegeben hat, wonach kein Einnahmeüberſchuß verbleiben, 
ſondern noch ein Fehlbetrag herauskommen würde. Über den 
Wert der Grundſtücke, Über den Verdienſt durch Bauunternehmer⸗ 
tätigkeit, den Betrag der aufgenommenen Darlehne, die Ber 
wendung derſelben und dergleichen hat er dagegen keine Angaben 
gemacht. Eine zur Feſtſtellung der Leiſtungsunfähigkeit aus⸗ 
reichende Darlegung hat damit der Beklagte nicht gegeben. 
G. c. G., U. v. 19. Sept. 07, 541/07 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

12. 58 3, 6, 546, 547, 554 a ZPO. Schätzung des 
Streitwertes bei Klagen auf Nichtigkeitserklärung eines Kauf⸗ 
vertrages. 

Die Reviſion, deren Zuläſſigkeit gemäß den Beſtimmungen 
der 88 546, 547 ZPO. durch einen den Betrag von 2500 Mark 
überſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes bedingt iſt, 
konnte für ſtatthaft nicht erachtet werden (S 554a 3PO.). 
Der Kläger hat mit der Klage Übergabe eines Kellerteiles ver⸗ 
langt, der ſich unter dem ihm verkauften Grundſtück befindet, 
und ihm mit dem Grundſtück mitverkauft ſein ſoll. Das Grund⸗ 
ſtück beſteht aus zwei Waldungen einem Acker von 42,2 und 
einem mit einer Ziegelei bebauten Teile des Planes Nr. 669 a; 
an der Ziegelei liegt auch noch ein dem Kläger mitverkaufter 
Platz, unter ihr befindet ſich der ſtreitige Kellerteil. Der Kauf⸗ 
preis für das Anweſen hat 4000 Mark betragen. Es iſt offen⸗ 
ſichtlich, daß der Kellerteil im Verhältnis zu dem Anweſen 
einen nur ſehr geringen Teil bildet, und es ſpricht auch nichts 
dafür, daß dieſer geringe nicht übergebene Kellerteil im Ver⸗ 
hältnis zu dem übrigen unſtreitig verkauften und übergebenen 
Grundſtück einen beſonders hohen Wert hätte. Es kann da⸗ 
nach der Wert des ſtreitigen Kellerteiles (5 6 ZPO.) und jo 
mit der Streitwert des Gegenſtandes der Klage keinenfalls 


auf mehr als allerhöchſtens 1000 Mark, das iſt ſchon der 


vierte Teil des Anweſens, angenommen werden. Auf ſoviel 
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iſt danach auch der Wert des Gegenſtandes der Beſchwerde, 
inſoweit dieſe dagegen gerichtet iſt, daß die Beklagten (im 
Falle der Eidesleiſtung durch den Kläger) dem Klageverlangen 
gemäß zu der Übergabe des Kellerteiles verurteilt ſind, höchſtens 
zu bemeſſen (RG. 47, 422/423). Mit der Widerklage haben 
die Beklagten Nichtigkeitserklärung des von den Parteien 
am 27. April 1903 geſchloſſenen Vertrages beantragt. Dieſes 
Begehren der Beklagten und Widerkläger, daß der Vertrag für 
nichtig erklärt werde, iſt der Gegenſtand des Streites auf 
die Widerklage. Gegenſtand des gegenwärtigen Rechtsſtreites 
ſind danach nicht diejenigen Rechte und Forderungen, die den 
Beklagten und Widerklägern bei einer Nichtigkeit des Vertrages 
zuſtehen; nicht diejenigen Rechte und Forderungen, die ſie, die 
Nichtigkeit des Vertrages vorausgeſetzt, geltend machen könnten, 
aber gegenwärtig — ſei es ganz, ſei es zum Teil, was in 
ihrem Belieben ſtehen würde — noch nicht geltend gemacht 
haben. Demgemäß iſt insbeſondere nicht Gegenſtand des 
gegenwärtigen Rechtsſtreits der Beſitz des dem Kläger von den 
Beklagten auf Grund des Vertrages bereits übergebenen Grund⸗ 
ſtücks, und es iſt deshalb hier, wo es ſich auch nicht um die 
Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines zahlen⸗ 
(ſummen⸗)mäßig irgendwie feſtſtehenden, unmittelbar 
zu realisierenden Leiſtungsanſpruches, ſondern lediglich um den 
Ausſpruch der Nichtigkeit eines Vertrages handelt (vgl. RG. 57, 
413), nicht 8 6 ZPO. anwendbar, wonach, wenn der Beſitz 
einer Sache den Gegenſtand des Streits bildet, der 
Streitwert nach dem Werte der Sache beſtimmt wird. An⸗ 
wendbar iſt hier vielmehr für die Beſtimmung des Werts des 
Streitgegenſtandes die allgemeine Regel des 8 3 ZPO., nach 
der der Wert von dem Gericht nach freiem Ermeſſen und dem⸗ 
gemäß nach dem Intereſſe zu beſtimmen iſt, das der auf die 
Nichtigkeitserklärung klagende Teil an der Nichtigkeit des Ver⸗ 
trages hat. Bei dieſer Beſtimmung kann aber, wie ſich aus 
den obigen Darlegungen ergibt und das RG. auch ſchon wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, nicht einſeitig der Wert der der einen 
Seite nach dem Kaufvertrage obliegenden Leiſtungen oder der 
Wert der bei Nichtigkeit des Vertrages von der einen Seite 
zurückzugewährenden (bereits erfolgten) Leiſtungen von ohne 
weiteres maßgebender und rechtlich ausſchlaggebender Bedeutung 
ſein; maßgebend iſt vielmehr derjenige Wert, den die von dem 
klagenden Teile begehrte Beſeitigung des ganzen Vertrages für 
ihn hat, im vorliegenden Fall alſo das Intereſſe der Beklagten 
und Widerkläger daran, daß ſie den Vertrag nicht zu erfüllen 
brauchen, vielmehr einen Anſpruch auf Zurückgabe des Grund⸗ 
ſtücks haben, dann aber auch den Kaufpreis von 4000 Mark 
nicht erhalten, und inſoweit ſie ihn bereits erhalten haben, zur 
Zurückzahlung verpflichtet ſind (vgl. RG. 52, 499). Bei dieſer 
Schätzung iſt zunächſt in Betracht zu ziehen, daß die Beklagten 
dann den ſtreitigen Kellerteil dem Kläger nicht zu übergeben 
hätten. Das Intereſſe des Klägers an dieſer Übergabe iſt 
oben auf 1000 Mark (höchſtens) angenommen; daß das Intereſſe 
der Beklagten als Widerkläger an der Nichtübergabe ein 
höheres wäre, iſt nicht erſichtlich. Es kann kaum angenommen 
werden, daß ſie Aufwendungen im Betrage von mehr als 
1000 Mark machen müßten, um dem Kläger den ſtreitigen Teil 
des Kellerraumes zu verſchaffen, und auch nicht, daß ſie dem 
Kläger aus einer etwaigen Nichtbeſchaffung zu einem Schaden⸗ 
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erfa von mehr als 1000 Mark verbunden wären. Jedenfalls 
haben die Beklagten und Widerkläger nach dieſen Richtungen 
hin nichts glaubhaft gemacht. Was dann im übrigen, ab⸗ 
geſehen von der Übergabe oder Nichtübergabe des betreffenden 
Kellerteiles, das Intereſſe der Beklagten und Widerkläger an 
der Nichtigkeit des Vertrages anlangt, ſo haben ſie ſelbſt an⸗ 
gegeben, und es erſcheint dieſes bei der Lage der Sache auch 
ohne weiteres klar, daß für ſie das weſentliche ſei, daß die 
Klage unbegründet ſei und fie den ſtreitigen Kellerteil nicht zu 
übergeben Dann kann aber das übrige Intereſſe der 
Beklagten und Widerkläger an der Nichtigkeit des Vertrages 
auf mehr als höchſtens ebenfalls 1000 Mark nicht geſchätzt 
und als glaubhaft gemacht nicht erachtet werden, und iſt der 
Wert des geſamten Beſchwerdegegenſtandes auf 1000 ＋ 1000 
= 2000 Mark anzunehmen. Die Revifionsſumme iſt danach 


nicht erreicht. M. c. S., U. v. 27. Sept. 07, 159/07 II. — 
Bamberg. | 

13. 8 4 ZPO. Schadenerſatzforderung als „Neben⸗ 
forderung“. 


Für die Reviſion kommen nur die folgenden zum Nachteil 
der Beklagten erlaſſenen und von dieſer angefochtenen Entſchei⸗ 
dungen des Berufungsgerichts zur Hauptſache in Betracht, 
nämlich die Feſtſtellungen: daß Beklagter verpflichtet geweſen 
iſt, 1. der Klägerin 150 bis 200 Doppelwaggon H. ſchen 
Waſſerkalk im Laufe des Jahres 1904 käuflich zu liefern 
2. der Klägerin den ihr erwachſenen Schaden aus der Nicht⸗ 
lieferung der der Beklagten von der Klägerin beſtellten und 
noch zu beſtellenden Quantitäten Kalk vorbehaltlich der Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe des Schadens zu erſtatten. Die Entſcheidung 
zu 2, hat nach 8 546 Abſ. 1 und $ 4 Abſ. 1 ZPO. bei der 
Wertberechnung überhaupt unberüdfichtigt zu bleiben; denn 
dieſe Entſcheidung betrifft lediglich eine Scha denerſatz⸗ 
forderung der Klägerin, welche ihr nur wegen der Nichterfüllung 
derjenigen Verbindlichkeit der Beklagten dem Grunde nach zu⸗ 
erkannt iſt, auf welche ſich die obige Entſcheidung zu 1 bezieht. 
Dieſe durch das Berufungsgericht zuerkannte Schaden⸗ 
erſatzforderung ſteht daher zu der den Gegenſtand der Ent⸗ 
ſcheidung 1 des angefochtenen Urteils bildenden Hauptſorde⸗ 
rung im Verhältnis einer Nebenforderung im Sinne des 8 4 
ZPO. und kommt daher für die Bemeſſung des Werts des 
Beſchwerdegegenſtandes überhaupt nicht in Betracht (vgl. JW. 
1887 S. 286). S. & R. o. D., Beſchl. v. 20. Sept. 07, 
272/07 II. — Celle. 

14. 58 4, 546 3PO. verb. mit 8 341 Abſ. 1 BGB. 
Bei Berechnung der Höhe des Streitgegenſtandes im Falle 
Einforderung einer Geſellſchaftseinlage hat eine wegen Säumnis 
zu zahlende Vertragsſtrafe außer Betracht zu bleiben.] 

Nach dem Geſellſchaftsvertrage ſollte der Reſt der Stamm⸗ 
einlagen in Raten von 25 Prozent gezahlt und im Falle der 
Säumnis Verzugszinſen und 5 Prozent der Stammeinlagen als 
Konventionalſtrafe eingefordert werden. Ein Geſellſchafter war 
zu Zahlung von 2250 Mark nebſt Zinſen und zu einer Vertrags⸗ 
ſtrafe von 2 250 Mark verurteilt worden. Seine Reviſion 
wurde als unzuläſſig verworfen: Berechnet wird die Strafe 
nach dem Geſellſchaftsvertrage allerdings nach der ganzen Stamm⸗ 
einlage, aber ſie verfällt mit der Säumnis in der Zahlung auch 
nur einer der vorgeſehenen Raten von je 25 Prozent und bildet 
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damit eine vertragsmäßige Nebenforderung zu dieſer Rate der 
Stammeinlage. Nach 5 4 ZPO. ſollen nicht ſchlechtweg alle 
Nebenforderungen für die Berechnung des Wertes des Streit⸗ 
gegenſtandes unberückſichtigt bleiben, ſondern nur „Früchte, 
Nutzungen, Zinſen, Schäden und Koſten“. Hier kann nur der 
Begriff der Schäden in Frage kommen. Dieſer aber trifft auch 
zu. Verſpricht der Schuldner eine Strafe für den Fall, daß 
er feine Verbindlichkeit nicht zur beſtimmten Zeit erfüllt (8 341 
Abſ. 1 BGB.), jo muß im Zweifel davon ausgegangen werden, 
daß damit im voraus der Schade vertragsmäßig feſtgeſetzt 
werden ſoll, der dem Gläubiger durch den Verzug des Schuld⸗ 
ners entſteht und deſſen Erſatz dem Schuldner nach § 286 Abſ. 1 
BGB. obliegt. Daß dies auch der Standpunkt des BGB. iſt, 
ergibt ſich aus 8 341 Abſ. 2, wonach der Gläubiger die 
verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag ſeines Schadens verlangen 
kann. Hier handelt es ſich darum, daß der Geſellſchaftsvertrag 
einer Geſellſchaft m. b. H. bei nicht rechtzeitiger Einzahlung der 
Stammeinlagen Geldſtrafen vorfieht. Für dieſen Fall grund: 
ſätzlich der Strafe eine andere Bedeutung als die des vertrags⸗ 
mäßig geregelten Schadenerſatzes zu geben, liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor. D. c. F., U. v. 18. Sept. 07, 567/06 I. — 
Roſtock. 

15. 88 138, 288, 532 ZPO. Zur Frage ob ein gericht⸗ 
liches Geſtändnis vorliegt, wenn der Beklagte den Klage⸗ 
anſpruch als ſolchen nicht beſtreiten zu wollen erklärt.] 

Der Beklagte hatte in der Berufungsinſtanz, nach der 
Beurkundung im Tatbeſtand, nicht nur, wie in I. Inſtanz, 
Gegenforderungen gegen die Klageforderungen aufrechnungs⸗ 
weiſe geltend gemacht, ſondern auch die Klageforderungen in 
einzelnen Poſten beſtritten. Das OLG. hat demgegenüber, 
entſprechend der Einlaſſung des Klägers, angenommen, daß der 
Beklagte bezüglich der Klage forderungen in I. Inſtanz ein 
gerichtliches Geſtändnis im Sinne von 8 288 380. 
abgegeben habe, das gemäß 8 532 ZPO. feine Wirkſamkeit 
auch für die Berufungsinſtanz behalte, ſo daß es einer Er⸗ 
hebung der über die nunmehr beſtrittenen Klagepoſten angetretenen 
Beweiſe nicht bedürfe. Dieſe Annahme ſtützt ſich auf die 
Beurkundung der Einlaſſung des Beklagten bei der mündlichen 
Verhandlung in I. Inſtanz in dem Tatbeſtand des Urteils des 
LG., welche wörtlich dahin geht: „der Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweiſen. Er hat die Forderungen des Klägers 
an ſich nicht beſtritten; er hat aber eine ihnen mindeſtens 
gleichkommende Gegenforderung aufgeſtellt, die er zur Auf⸗ 
rechnung bringt.“ In dieſer Erklärung findet das OLG. ein 
Zugeſtändnis der den Klageforderungen zugrunde gelegten Tat⸗ 
ſachen; wenn auch allerdings aus der überreichten Information 
an feinen Anwalt I. Inſtanz ſich ergebe, daß der Beklagte die 
Klageforderungen bereits im ſpäteren Verlaufe der I. Inſtanz, 
im Gegenſatz zu ſeiner urſprünglichen Abſicht, habe beſtreiten 
wollen, ſo ſei eine ſolche Beſtreitung doch ſeitens des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Beklagten vor dem LG. nicht erklärt 
worden; das Gericht könne ſich aber nur an die Handlungen 
der bevollmächtigten Anwälte halten: Bei dieſen Erwägungen 
iſt nicht berückſichtigt, daß die im Tatbeſtand beurkundete Ein⸗ 
laſſung des betreffenden Prozeßbevollmächtigten des 


Beklagten eine verſchiedene Auslegung zuließ. In der Recht⸗ 


ſprechung wird anerkannt, daß eine Erklärung, den Klage⸗ 
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anſpruch als ſolchen nicht zu beſtreiten, zwar unter Umſtänden 
als ein gerichtliches Geſtändnis bezüglich der demſelben zugrunde 
liegenden tatſächlichen Behauptungen aufgefaßt werden kann, 
daß dieſelbe aber nicht als ſolches aufgefaßt zu werden braucht. 
Es kommt inſoweit auf den zu ermittelnden Inhalt einer ſolchen 
abgegebenen Erklärung im einzelnen Falle an. Es iſt daher 
nicht zutreffend, wenn das OLG. ausführt, daß es mit Nüdficht 
auf die vorangeführte Beurkundung des Tatbeſtandes I. Inſtanz 
nicht auf die aus der erwähnten Information ſich ergebende 
Auffaſſung ankommen könne. Dieſe konnte von Bedeutung 
ſein auch für die Auslegung der in Frage ſtehenden Erklärung 
des Anwalts des Beklagten. Der Umſtand, daß der Schwerpunkt 
der Einlaſſung des Anwalts des Beklagten bei der mündlichen 
Verhandlung vor dem LG. allerdings ausſchließlich auf die 
Gegenforderungen und deren Aufrechnung gelegt wurde, iſt 
jedenfalls allein nicht entſcheidend, da derſelbe immerhin die 
Möglichkeit offen ließ, daß der betreffende Anwalt die Beſtreitung 
der Hauptforderungen nicht für erforderlich erachtet hat, weil 
er davon ausging, daß ſchon die Entſcheidung über die Gegen⸗ 
forderungen zu einem für den Beklagten günſtigen Ergebnis 
führen werde. Dieſer rechtlichen Beurteilung ſteht die vom 
Kläger angezogene Entſcheidung des I. 38S. des RG. vom 
26. Oktober 1904 (JW. 05 S. 25 Nr. 31) grundſätzlich nicht 
entgegen, da im vorliegenden Falle anderweitige Auslegungs⸗ 
momente in Betracht kommen. Das OLG. hätte mit Rückſicht 
auf dieſe erörtern und feſtſtellen müſſen, ob die mehrerwähnte 
Einlaſſung des Prozeß bevollmächtigten des Beklagten in Wirklich⸗ 
keit den Inhalt hatte, daß durch dieſelbe die für die Klage⸗ 
forderung aufgeſtellten Tatſachen als der Sachlage entſprechend 
anerkannt werden ſollten, oder ob ſie bloß die negative 
Bedeutung einer Nichtbeſtreitung gemäß 8 138 ZRD. 
hatte. O. o. K., U. v. 20. Sept. 07, 124/07 II. — 
Breslau. 

16. 8 148 3PO. Ausſetzung der Verhandlung bis zur 
Erledigung des anderen Rechtsſtreits.] 

Die Klägerin hat gegen die Beklagten die Beſitzſtörungs⸗ 
klage erhoben. Nachdem der erſte Richter antragsgemäß erkannt 
hatte, haben die Beklagten in der Berufungsinſtanz auf Grund 
des 8 148 ZPO. beantragt, die Verhandlung bis zur Ent 
ſcheidung eines anderen Prozeſſes auszuſetzen, in dem ein 
gewiſſer S. gegen die klägeriſche Gemeinde auf Anerkennung 
ſeines Eigentums oder Miteigentums geklagt hat. Der Antrag 
iſt durch Beſchluß abgelehnt. Die dagegen eingelegte Be⸗ 
ſchwerde iſt mit folgender Begründung zurückgewieſen: Da 
die Klage in dem andern Prozeß nicht von den Beklagten, 
ſondern von einem an dem vorliegenden Prozeß nicht als 
Prozeßpartei beteiligten Dritten erhoben iſt, ſo kann zufolge 
fehlender Parteiidentität nach 8 325 ZPO. nicht davon die 
Rede ſein, daß das in jenem anderen Prozeß etwa zugunſten 
des dortigen Klägers ergehende Urteil Rechtskraft zwiſchen den 
Parteien des gegenwärtigen Prozeſſes ſchafft. Vielmehr hat 
in allen Fällen das Prozeßgericht des letzteren Prozeſſes den 
Rechtsſtreit auf Grund ſelbſtändiger ſachlicher Prüfung zu ent⸗ 
ſcheiden. Es fehlt daher an dem Abhängigkeitsverhältnis 
zwiſchen den beiden Rechtsſtreitigkeiten, wie es 8 148 380. 
vorausſetzt. U. c. N., Beſchl. v. 21. Sept. 07, B 128/07 V. 
— Augsburg. 


36. Jahrgang. 


17. 85 460 ff., 583 3PO. Wirkſamkeit eines in I. Inſtanz 
geleiſteten Eides für die Berufungsinſtanz.] 

Die Reviſion rügt die Verletzung der 88 460 bis 463 
ZPO., weil das Berufungsgericht von einer nochmaligen Auf 
erlegung des in der I. Inſtanz zugeſchobenen und geleiſteten 
Eides abgeſehen hat. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Es 
kann dahin geſtellt bleiben, ob die Leiſtung des Eides, wie dies 
in der I. Inſtanz geſchehen iſt, mangels des Einverſtändniſſes 
der Parteien über Erheblichkeit und Norm durch Beweisbeſchluß 
angeordnet werden durfte. Auch wenn dies, weil ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel nicht in Frage 
ftand, unzuläſſig war ($ 461 3PO.), verſtößt das Verfahren 
des Berufungsgerichts nicht gegen das Geſetz. Die Eides⸗ 
zuſchiebung iſt auch in der Berufungsinſtanz das einzige Beweis⸗ 
mittel für die mit Recht vom Berufungsgerichte für erheblich 
erachtete Behauptung des Klägers geblieben, und der Eid würde, 
wenn er noch nicht geleiſtet wäre, nach der Ausführung des 
Berufungsurteils in der II. Inſtanz zum Erkenntnis geſtellt 
ſein. Daß nun mit Rückſicht auf die bereits erfolgte Eides⸗ 
leiſtung bei der Gleichheit der erheblichen Tatſache und der 
Beweislaſt hiervon Abſtand genommen und durch die Eides⸗ 
leiſtung bereits die klägeriſche Behauptung für widerlegt erachtet 
iſt (8463 3PO.), entſpricht der Rechtſprechung des RG. Der Eid 
iſt geſchworen, und es würde mit der Heiligkeit des Eides ſowie 
mit der Abſicht der ZPO., überflüſſige Eide zu vermeiden, im 
Widerſpruch ſtehen, wenn der Richter aus formalen Gründen 
den Akt der Eidesleiſtung als nicht geſchehen behandeln wollte. 
— RE. 9, 343; JW. 02, S. 313. W. c. L., U. v. 
20. Sept. 07, 224/07 VII. — Breslau. 

18. 88 546, 554, 559 ZPO. Unzuläſſigkeit einer 
Reviſion, deren Antrag eine Summe von über 2 500 Mark, 
deren Begründung aber eine geringere Summe zum Gegen⸗ 
ſtande hat.] 

Die Reviſion konnte nicht für zuläſſig erachtet werden. 
Nach 5 546 ZPO. iſt in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche — wie ein ſolcher hier in Frage ſteht — 
die Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen den Betrag von 
2 500 Mark überſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes 


bedingt. Ferner muß nach 8 554 ZPO. von dem Reviſions⸗ 


Häger die Reviſion 1. durch die Erklärung, inwieweit das 
Urteil angefochten und deſſen Aufhebung beantragt werde 
(Abi. 3 Nr. 1 daſelbſt), 2. durch die Angabe der Reviſions⸗ 
gründe (Abf. 3 Nr. 2 daſelbſt) begründet werden. Im gegebenen 
Falle haben zwar die Beklagten, welche durch die Urteile 
der Vorinſtanzen zur Zahlung der eingeklagten Summe von 
2749,57 Mark nebſt Zinſen verurteilt worden find, gegen das 
Berufungsurteil ohne Einſchränkung Reviſion eingelegt und ſo⸗ 
wohl in ihrer rechtzeitig eingereichten Reviſionsbegründung als 
auch bei der mündlichen Verhandlung über das Rechtsmittel 
beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und nach ihrem 
(auf Klageabweiſung gerichteten) Berufungsantrage zu erkennen. 
Der erwähnten formellen Vorſchrift des 8 554 Abf. 3 Nr. 1 eit. 
iſt daher genügt. Aus den ſowohl in der ſchriftlichen Reviſions⸗ 
begründung als auch bei der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
gebrachten Reviſionsgründen erhellt aber, daß die Reviſionskläger 
ſich nicht über ihre geſamte Verurteilung, ſondern nur darüber 
beſchweren, daß ſie vom Berufungsgerichte auch zur Bezahlung 
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der Kaufpreiſe der an den Beſtimmungsorten in totem Zuſtande 
angekommenen Gänſe verurteilt worden ſind; denn die weitere 
den Reviſionsklägern ungünſtige und auch die Höhe der Urteils⸗ 
ſumme beſtimmende Entſcheidung des Berufungsgerichts, wonach 
die von der Klägerin berechneten höheren und nicht die von 
den Beklagten behaupteten niedrigeren Kaufpreiſe der gelieferten 
Gänſe gerechtfertigt ſind, ſowie die Begründung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung ſind weder in der ſchriftlichen Reviſionsbegründung 
noch bei der mündlichen Verhandlung angefochten worden. 
Hiernach iſt zwar bezüglich des erſteren, nicht aber auch bezüg⸗ 
lich des letzteren Streitpunkts der Parteien und der bei dieſem 
in Frage ſtehenden Mehr forderung der Klägerin den formellen 
Vorſchriften des 8 554 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. genügt. Zugleich 
tft auch deshalb, weil die Reviſionskläger bezüglich des letzteren, 
die Höhe der Kaufpreiſe betreffenden Streitpunkts weder vor 
noch bei der mündlichen Verhandlung irgend einen Reviſions⸗ 
grund geltend gemacht haben, der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes lediglich nach dem erſteren, die Verpflichtung 
zur Bezahlung der toten Gänſe betreffenden Streitpunkte zu 
beſtimmen; denn die Reviſionskläger haben durch ihr erwähntes 
Verhalten zur Genüge zu erkennen gegeben, daß ſie nur in⸗ 
ſoweit eine Anfechtung des Berufungsurteils beabſichtigen, 
und dies muß für den Umfang maßgebend ſein, in welchem 
das Urteil überhaupt als angefochten zu gelten hat. Dieſer 
Anſicht ſteht auch die Beſtimmung des 8 559 Satz 2 ZPO. 
nicht entgegen, wonach, ſoweit es ſich nicht um eine das Ver⸗ 
fahren betreffende Geſetzes verletzung handelt, das Reviſionsgericht 
an die von den Parteien geltend gemachten Reviſionsgründe 
nicht gebunden iſt; denn dieſe Vorſchrift kann inſoweit nicht 
zur Anwendung kommen, als nach dem Inhalte der ſchriftlichen 
und mündlichen Begründung des Rechtsmittels die eingelegte 
Reviſion auf einen Teil des an ſich teilbaren Streitgegenſtandes 
überhaupt nicht zu beziehen und ſomit hinſichtlich dieſes Teils 
auch den Beſtimmungen des 8 554 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. nicht 
genügt iſt (vgl. den Beſchluß des erkennenden Senats vom 
7. November 1905 RG. 62, 15 ff.). Die Anwendung der in 
dieſem Beſchluſſe dargelegten Grundſätze auf den gegenwärtigen 
Fall wird insbeſondere nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß hier 
nicht, — wie in dem früher entſchiedenen Falle, — mehrere 
getrennte Klageanträge vorliegen, ſondern daß nur ein Klage⸗ 
antrag und eine einheitliche Verurteilung der Beklagten zu 
einer Summe in Frage ſteht; denn dieſer Antrag und dieſe 
Verurteilung betreffen trotz ihrer formellen Einheit eine quanti⸗ 
tativ teilbare Geſamtforderung, die aus mehreren ſich auf 
die einzelnen Kaufverträge und Lieferungen ſtützenden, ebenfalls 
teilbaren Kaufpreisreſtforderungen zuſammengeſetzt iſt. Daher 
iſt die nach vorſtehender Erörterung in Wirklichkeit nur wegen 
der den Beklagten ungünſtigen Entſcheidungen des einen 
Streitpunkts erfolgte Anfechtung des Berufungsurteils nicht 
notwendig auf die Geſamtheit der Urteilsſumme, ſondern 
nur auf denjenigen Teil derſelben zu beziehen, welcher der 
Klägerin zufolge der ihr günſtigen Entſcheidung über die Be⸗ 
zahlung der tot angekommenen Gänſe zugeſprochen iſt. Dieſer 
Teil der Urteilsſumme, um welchen ſich dieſe im Falle des 
Obſiegens der Reviſionskläger mit dem von ihnen allein 
erhobenen Angriffe vermindern würde, erreicht aber den Betrag 
von 2 500 Mark nicht; denn die von der Klägerin geforderten 
86 
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Kaufpreiſe derjenigen tot angekommenen Gänſe, bezüglich deren 
das Berufungsgericht keine rechtzeitige Mängelanzeige als vor⸗ 
liegend angeſehen und zu deren Bezahlung es daher die Beklagten 
der Klägerin gegenüber für verpflichtet erachtet hat, belaufen 
ſich zuſammen auf nur 1 925,30 Mark. Hiernach war die 
Reviſion gemäß 88 554 und 546 ZPO. wegen Nichtvor⸗ 
handenſeins der Reviſionsſumme als unzuläſſig zu verwerfen. 
S. u. M. c. U., U. v. 24. Sept. 07, 166/07 II. — Dresden. 

19. 8 553 ZPO. Bezeichnung des anzufechtenden Urteils 
in der Reviſionsſchrift.] 

Die Einlegung der Reviſion iſt in der im 8 553 
3 O. vorgeſchriebenen Form erfolgt. Wenn auch in der inner 
halb der Rechtsmittelfriſt eingereichten Reviſionsſchrift das 
Datum des Erlaſſes des angefochtenen Urteils fehlt, iſt doch 
die Identität dieſes im übrigen richtig bezeichneten Urteils nicht 
zweifelhaft und damit auch dem Erforderniſſe der Bezeichnung 
des angefochtenen Urteils genügt. Es bedurfte deshalb nicht 
der wiederholten Einreichung der Neviſionsſchrift, und es er⸗ 
übrigt ſich daher auch ein Eingehen auf den mit dieſer zweiten 
verſpäteten Einreichung geſtellten Antrag auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand. K. c. K., U. v. 6. Sept. 07, 315/07 IV 
(Ferienſenat). — Marienwerder. 

20. 5 567 Abſ. 2 ZPO. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde 
an das RG. gegen die Entſcheidung des OLG. auf Grund des 
8 28 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung vom 
6. Oktober 1899.] 

Der Schuldner hatte gegen den Zuſchlagsbeſchluß des AG. 
in Eberswalde vom 31. Januar 1907 Beſchwerde beim LG. 
und ſodann weitere Beſchwerde beim KG. eingelegt. Der Be⸗ 
ſchwerdewert iſt von dem KG. in dem angefochtenen Beſchluſſe, 
entſprechend der Höhe des Meiſtgebots, wofür der Zuſchlag er⸗ 
teilt worden iſt, auf 297 700 Mark feſtgeſetzt worden. Das 
LG. hatte vorher, am 21. März 1907, den Beſchwerdewert auf 
2000 Mark feſtgeſetzt, hat ihn dann aber durch Beſchluß vom 
17. Juni 1907 ebenfalls auf 297 700 Mark hinaufgeſetzt. Mit 
der Beſchwerde verlangt der Beſchwerdeführer Herabſetzung des 
Beſchwerdewertes auf 1 000 Mark; die Beſchwerde, die das 
KG. ohne Abhilfe dem RG. vorgelegt hat, konnte jedoch nicht 
für zuläffig erachtet werden: Wie bereits in dem Beſchluſſe des 
entſcheidenden Senats vom 8. Januar 1902 (IV B 107/1901 
in Gruchots Beitr. 46, 1037) des näheren ausgeführt iſt, iſt 
das Koſtenweſen in Zwangsverſteigerungsſachen mit Einſchluß 
der Wertfeſtſetzung und der Rechtsmittel ausſchließlich in dem 
PrGͤG. vom 25. Juni 1895 (vgl. 88 24 — 28 der Faſſung 
vom 6. Oktober 1899) geregelt und eine Beſchwerde an das 
RG. nirgend vorgeſehen. Die Entſcheidungen der OLG. bezw. 
des KG. nach § 28 a. a. O. find danach (wie dies jetzt auch 
in den reichsrechtlichen Koſtenſachen nach 8 567 Abſ. 2 3PO., 
8 16 Abſ. 2 GKG. der Fall iſt) endgültig. Hiernach war die 
Beſchwerde als unzuläſſig zu verwerfen. Zwangsverſt. Gr., 
Beſchl. v. 18. Sept. 07, B 125/07 V. — Berlin. 

21. 8 574 Abſ. 2 ZPO. in Verb. mit $ 16 Abſ. 2 
GKG. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen Wertfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſe der OLG. 

Nach dem Beſchluſſe des OLG. vom 8. Juli 1907 if 


eine voni 5. Juli 1907 datierte, als „Erinnerung“ gegen den 


Anſatz von Gerichtskoſten gemäß § 4 GKG. bezeichnete ſchrift⸗ 
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liche Eingabe des Klägers dem RG. zur Entſcheidung über 
ſandt worden. Die erwähnte Bezeichnung war jedenfalls inſofern 
falſch, als es ſich augenblicklich gar nicht um einzelne An⸗ 
ſätze von Gerichtskoſten, ſondern um zwei Beſchlüſſe des OLG. 
über die Wertfeſtſetzung handelt, einen vom 17. Juni 1907, 
durch den der Wert des Streitgegenſtandes für die Berufungs⸗ 
inſtanz auf 10 300 Mark feſtgeſetzt iſt, und einen anderen vom 
24. Juni 1907, durch welchen eine vom Kläger durch ſeinen 
Anwalt gegen jenen Beſchluß erhobene Erinnerung zurückgewieſen 
worden iſt. Es wäre daher auch jedenfalls nicht der 8 4, ſon⸗ 
dern der 8 16 GKG. anzuführen geweſen. Wenn es ſich wirk⸗ 
lich jetzt noch zunächſt um eine bloße „Erinnerung“ handelte, 
fo würde ferner die für den Fall ihrer Zurückweiſung 
gleichzeitig eingelegte Beſchwerde ſchon deshalb unzuläſſig ſein, 
weil mit Ausnahme der ſofortigen Beſchwerde gegen eine Ent⸗ 
ſcheidung des beauftragten oder erſuchten Richters oder des 
Gerichtsſchreibers keine Beſchwerde im voraus gegen eine noch 
nicht ergangene Entſcheidung eingelegt werden kann; vgl. NE. 
46, 418 f. Dieſer Grund für die Unzuläſſigkeit fällt jedoch jetzt 
weg, weil die Beſchwerde gedacht werden kann und richtiger 
gedacht wird, als die nach 8 16 Abſ. 2 GKG. im allgemeinen 
zuläſſige Beſchwerde gegen Wertfeſtſetzungsbeſchlüſſe, wie auch 
das OLG. fie aufgefaßt hat. Im beſonderen Falle iſt freilich 
dieſe Beſchwerde dennoch unzuläſſig und hätte deswegen nach 
8 574 Abſ. 2 ZPO. ſchon vom OLG. verworfen werden ſollen. 
Einesteils iſt ſie von der Partei ſelbſt privatſchriftlich eingelegt, 
während es nach 8 569 Abſ. 2 8P00., der nach § 16 Abſ. 2 
GKG. auch auf die dort vorgeſehene Beſchwerde Anwendung 
findet, jedenfalls einer Erklärung zum Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers des OLG. oder der Einreichung einer zum Protokoll 
des Gerichtsſchreibers eines AG. erklärten oder von einem 
Rechtsanwalt unterzeichneten Beſchwerdeſchrift bedurft hätte. 
Andernteils iſt aber ſeit der Prozeßnovelle vom 5. Juni 1905 
nach 8 567 Abſ. 2 3PO., der ebenfalls nach 8 16 Abſ. 2 
GKG. auch für die dort im allgemeinen zugelaſſene Be 
ſchwerde Geltung hat, gegen Wertfeſtſetzungsbeſchlüſſe der OLG. 
überhaupt keine Beſchwerde mehr zuläſſig. Der Kläger hat 
allerdings auch darum gebeten, das RG. möge von Amts 
wegen erwägen, ob nicht der Streitwert niedriger hätte be⸗ 
meſſen werden müſſen und demgemäß die Feſtſetzung ändern. 
Aber wenn auch nach 8 16 Abſ. 1 GKG. das Gericht der 
höheren Inſtanz im Laufe des Verfahrens die Wertfeſtſetzung 
von Amts wegen ändern kann, ſo iſt doch, wie weit man hier 
die Grenzen auch ziehen möge, jedenfalls ganz ausgeſchloſſen, 
daß dies in einer Sache geſchehen könnte, die nur durch eine 
unzuläſſige Beſchwerde gerade gegen den Wertfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß an das höhere Gericht gelangt iſt. D. e. M., Beſchl. 
v. 16. Sept. 07, B 145/07 VI. — Breslau. 

2. 88 707 und 718 ZPO. Die Abänderung einer Ent⸗ 
ſcheidung über die vorläufige Vollſtreckbarkeit iſt nur gemäß 
8 718, nicht gemäß 8 708 im Beſchlußverfahren herbeizuführen.] 

Das hier fragliche landgerichtliche Urteil iſt gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung „in Höhe des jedesmal beizutreibenden Betrags“ 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Ob eine derartig unbeſtimmte 
Feſtſetzung des Betrags der Sicherheit mit den Beſtimmungen 
der ZPO. verträglich iſt, kann zweifelhaft ſein. Der Schuldner, 
der die Unzuläſſigkeit geltend machen will, hat, da es ſich um 
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einen Ausſpruch im Urteil handelt, dieſes Urteil mittels Berufung 
anzufechten. Auf Antrag iſt in der Berufungsinſtanz über die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit vorab zu verhandeln und zu ent⸗ 
ſcheiden. Daß dies aber nur gemäß 8 718 8 PO. nach münd⸗ 
licher Verhandlung und nur mittels Urteils geſchehen kann, iſt 
unzweifelhaft. Iſt die erhobene Beanſtandung des Urteils be⸗ 
gründet, ſo muß das Berufungsgericht den die vorläufige Voll⸗ 
ſtreckbarkeit betreffenden Ausſpruch des angefochtenen Urteils 
dem Geſetze gemäß abändern. Anders verhält es ſich mit 
den Anträgen nach 88 707, 719 ZPO. Sie laſſen den die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit betreffenden Ausſpruch des Urteils 
unberührt. Sie bezwecken nicht deſſen Beſeitigung oder Ab⸗ 
änderung, ſondern die Verhinderung oder Hemmung oder 
Erſchwerung der Vollſtreckung des Urteils. Das Gericht 
kann, muß aber nicht eine der in 8 707 ZPO. verzeichneten 
Anordnungen treffen. Eine Anordnung dahin, daß die Voll⸗ 
ſtreckung eines gegen Hinterlegung einer beſtimmten Sicherheit 
für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils nur gegen Leiſtung 
einer höheren Sicherheit ſtattfinden dürfe, iſt in 8 707 nicht 
vorgeſehen. Wohl aber kann angeordnet werden, daß ein un⸗ 
bedingt, ohne Sicherheit für vollſtreckbar erklärtes Urteil nur 
gegen Sicherheit vollſtreckt werden dürfe, und daraus mag die 
Folgerung zu ziehen ſein, daß auch die zuerſt erwähnte An⸗ 
ordnung zuläſſig iſt. Daraus würde ſich ergeben, daß der jetzt 
von den Beklagten erſtrebte Endzweck, daß das landgerichtliche 
Urteil nur nach Hinterlegung von 20000 Mark vollſtreckt 
werden dürfe, auch auf dem Wege der 88 707, 719 3PO. 
erreicht werden kann. Allein das Berufungsgericht hat mit 
Recht angenommen, daß die Beklagten dieſen Weg nicht 
beſchritten haben. Sie ſagen in ihrem Schriftſatz vom 
18. Juni 1907, es brauche wohl kaum darauf hingewieſen zu 
werden, daß der die vorläufige Vollſtreckung betreffende Tenor 
des Urteils I. Inſtanz unzuläſſig ſei, und fie beantragen 
ausdrücklich, die Entſcheidung über die vorläufige Vollſtreck⸗ 
barkeit abzuändern. Dieſer Antrag fällt unter den 8 71880. 
Es kann auch nicht angenommen werden, daß die Beklagten 
etwa ihren Standpunkt geändert haben und nunmehr eine 
Anordnung nach 8 707 erwirken wollen, fie halten vielmehr 
ausdrücklich ihren Antrag vom 18. Juni 1907 aufrecht. Dieſer 
Antrag aber kann nicht, wie dies beantragt iſt, im Beſchluß⸗ 
verfahren ohne mündliche Verhandlung erledigt werden. Die 
Beſchwerde gegen den dies ablehnenden Beſchluß des KG. iſt 
deshalb als unbegründet zurückzuweiſen. B. H.⸗B. c. M. u. 
Gen., Beſchl. v. 12. Juli 07, B 91/07 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

23. 8 25 Abſ. 2, 8 15 HGB. Fortführung eines unter 
Lebenden erworbenen Handelsgeſchäfts. Iſt „abweichende 
Vereinbarung“ wegen Übergangs der Forderungen aus dem 
Geſchäftsverkehr mit einer Zweigniederlaſſung im Handels⸗ 
regiſter dieſer oder der Hauptniederlaſſung einzutragen ?! 

8 25 Abſ. 1 HGB. läßt den Geſchäftsübernehmer, der 
das Handelsgeſchäft unter der bisherigen Firma fortführt, für 
die im Betriebe des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten 
des früheren Inhabers haften. Abſ. 2 ſchreibt vor, daß eine 
abweichende Vereinbarung einem Dritten gegenüber nur wirk⸗ 
ſam iſt, wenn ſie in das Handelsregiſter eingetragen und 
bekannt gemacht oder von dem Erwerber oder Veräußerer dem 
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Dritten mitgeteilt worden iſt. Da hier nur von „dem Handels⸗ 
regiſter“ geſprochen wird, fo entſteht die Frage, welches Handels⸗ 
regiſter, wenn neben der Hauptniederlaſſung Zweigniederlaſſungen 
beſtehen, maßgebend ſei. Das Berufungsgericht, will den 
8 15 Abſ. 3 HGB., der beſtimmt, daß für den Geſchäftsverkehr 
mit einer in das Handelsregiſter eingetragenen Zweignieder⸗ 
laſſung die Eintragung und Bekanntmachung durch das Gericht 
der Zweigniederlaſſung maßgebend iſt, auf den Fall des 8 25 
unmittelbar anwenden. Dieſer unmitelbaren Anwendung ſteht 
aber entgegen, daß ſich 8 15 Abſ. 3, wie ſein Wortlaut ergibt, 
nur auf die Fälle des S 15 Abſ. 1 und 2 erſtreckt, und daß 
8 25 Abſ. 2 eine ſelbſtändige Norm über die Wirkung von 
Regiſtereinträgen aufſtellt, die durch die Vorſchriften der Abſ. 1 
und 2 des 8 15 nicht ergänzt werden kann (JW. 03, 40110). 
Gleichwohl muß man zu einer entſprechenden Anwendung 
des § 15 Abſ. 3 im Falle des 8 25 Abſ. 2 gelange :. Letztere 
Vorſchrift dient dem Zwecke, den Dritten im Geſchäſtsverkehr, 
möglichſt zu ſchützen. Beſteht eine Zweigniederlaſſung, a'ſo ein 
Geſchäftsmittelpunkt, von dem aus ein ſelbſtändiger Geſchäfts⸗ 
verkehr ſtattfindet, ſo würde dieſer Zweck nur unvollkommen 
erreicht werden, wenn der Dritte nicht das Regiſter der Zweig⸗ 
niederlaſſung auch im Hinblick auf die aus 8 25 Ab. 1 ſich 
ergebenden Rechtsbeziehungen zur Grundlage feiner geichäftlichen 
Maßnahmen nehmen dürfte. Es beſteht für § 25 Abſ. 2 
dasſelbe Bedürfnis, das Regiſter der Zöweigniederlaſſung 
maßgebend ſein zu laſſen, welches für die verwandten Fälle 
des 8 15 Abſ. 1 und 2 dazu geführt hat, die Vorſchrift des 
8 15 Abſ. 3 aufzuſtellen. Deshalb kann hinſichtlich der im 
Geſchäftsverkehre mit der eingetragenen Zweigniederlaſſung 
begründeten Forderungen und Verbindlichkeiten eine von der 
geſetzlichen Regel des 8 25 Abſ. 1 abweichende Vereinbarung 
dem Dritten gegenüber nur wirkſam ſein, wenn ſie in das 
Handelsregiſter der Zweigniederlaſſung eingetragen und bekannt 
gemacht oder von dem Erwerber oder dem Veräußerer dem Dritten 
mitgeteilt worden if. R. & Co. c. B., U. v. 17. Sept. 07, 
69/07 III. — Hamburg. 

Konkursordnung. 

24. 8 60 KO. Über die Höhe des auf eine Maſſeſchuld 
entfallenden Betrages iſt nicht in einem Prozeſſe zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Konkurſe zu entſcheiden.] 

Auf die gemäß 8 17 Abſ. 2 KO. ſeitens der Klägerin 
an den früheren Konkursverwalter der beklagten Maſſe ge⸗ 
richtete Aufforderung hat dieſer erklärt, er verlange Erfüllung 
des zwiſchen der Klägerin und der Gemeinſchuldnerin ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages. Mit Rückſicht darauf, daß während 
der Anhängigkeit des Rechtsſtreits in I. Inſtanz das Konkurs⸗ 
gericht gemäß 8 60 KO. die Konkursmaſſe für unzureichend 
zur Deckung aller Maſſeſchulden erklärt hatte, nach überein⸗ 
ſtummender Erklärung der Parteien aber die Konkursmaſſe zur 
Zeit des Erlaſſes des Berufungsurteils 75 Prozent Befriedi⸗ 
gung den Maſſegläubigern zu gewähren vermochte, hat der zweite 
Richter durch Teilurteil die Beklagte zur Zahlung dieſer 
75 prozentigen Rate des in der Berufungsinſtanz erhobenen 
Anſpruchs verurteilt. Das RG. hob auf Reviſion der beklagten 
Konkursmaſſe auf: Wenn das Teilurteil der Klägerin 75 Pro⸗ 
zent ihrer Forderung zuſpricht, ſo iſt dies offenſichtlich in dem 
Sinne geſchehen, daß die Klägerin auf dieſen Teil der Forde⸗ 

86 * 


680 


rung ein unentziehbares Recht erlangen ſoll; es ſoll insbeſondere 
bei der demnächſtigen Urteilsvollſtreckung dem Verwalter der 
beklagten Maſſe nicht der Einwand zuſtehen, die Maſſe reiche 
zur Befriedigung der Klägerin in Höhe der zuerkannten Quote 
nicht aus, weil noch andere gleichberechtigte Maſſegläubiger vor⸗ 
handen ſeien. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrtümlich. Zunächſt 
erhellt nicht, daß der Konkursverwalter mit ſeiner im Tat⸗ 
beſtande des Berufungsurteils wiedergegebenen Erklärung, „er 
beſtreite nicht, daß der Maſſebeſtand jetzt zur Befriedigung der 
Maſſegläubiger mit 75 Prozent ihrer Forderungen ausreiche“, 
überhaupt eine bindende Verpflichtung, die Klägerin wegen 
ihrer Forderung in der bezeichneten Höhe zu befriedigen, hat 
eingehen wollen. Die Tragweite der Erklärung iſt, da es ſich 
um die Beurteilung prozeſſualer Vorgänge in einem anhängigen 
Rechtsſtreit handelt, auch in gegenwärtiger Inſtanz frei nach⸗ 
zuprüfen und ſie läßt ſich nach dem Zuſammenhange, in dem 
die Erklärung abgegeben iſt, nicht wohl anders als dahin be- 
ftunmen, daß der Konkursverwalter lediglich bezweckt hat, durch 
Auskunfterteilung über die Sachlage die gegneriſche Behauptung, 
es könnten alle Maſſeforderungen durch den vorhandenen Be⸗ 
ſtand gedeckt werden, richtig zu ſtellen. Hiervon abgeſehen geht 
aber die Entſcheidung des Berufungsrichters auch über den 
Rahmen des im gegenwärtigen Prozeß den Streitgegenſtand 
bildenden Verhandlungsſtoffs hinaus. Darüber, wie im Falle 
des 8 60 KO. die Unzulänglichkeit der Maſſe feſtzuſtellen und 
in welchen Formen die anteilsweiſe Befriedigung der einzelnen 
Maſſegläubiger durchzuführen iſt, herrſcht, da dieſe Fragen 
geſetzlich nicht geregelt find, in der Literatur Streit; der Streit 
betrifft namentlich die Frage, ob Feſtſtellung der Unzulänglichkeit 
durch den Konkursverwalter genügt oder richterliche Feſt⸗ 
ſtellung erforderlich iſt, ſowie ob bei letzterer Annahme die Feſt⸗ 
ſtellung durch das Konkursgericht oder im Prozeßwege zu er⸗ 
folgen hat (vgl. die Kommentare von Jäger, 2. Aufl. 1904, 
Anm. II 2, 3; v. Wilmowski⸗Kurlbaum, 6. Aufl. 1906, 
Anm. 2, 5; Peterſen⸗Kleinfeller, 4. Aufl. 1900, Anm. 6; 
Wolff, Anm. 4, 5 zu § 60 KO.; ſiehe auch RGZ. 61 S. 262, 
263). Für den vorliegenden Fall kann dies alles dahin geſtellt 
bleiben. Denn nimmt man ſelbſt an, die Feſtſtellung der bei 
Unzulänglichkeit der Maſſe auf die einzelnen Maſſegläubiger 
entfallenden Quote ſtehe dem Prozeßrichter zu, ſo kann doch 
ein ſolcher Verteilungsſtreit jedenfalls nur im Prozeß zwiſchen 
den einzelnen Maſſegläubigern untereinander zum 
Austrage gebracht werden. Konkursmaſſe D. c. K., U. v. 
25. Sept. 07, 636/06 V. — Naumburg. 

Reichsgeſetz, betr. den Schutz von Gebraudss 
muſtern vom 1. Juni 1891. 

25. 8 1 GebrMuſtc g. Weſentliche Teile einer Geſamt⸗ 
kombination find muſterſchutzfähig.] 

Auf Anmeldung vom 21. September 1898 iſt für den 
Kläger das Gebrauchsmuſter Nr. 105 886 unter der Bezeichnung 
„Langſtrohdreſchmaſchine, deren rotierende den Dreſchkorb er⸗ 
ſetzende Walze mit radial genuteten Umfangsrippen verſehen 
iſt,“ eingetragen. Die Schutzfriſt wurde infolge rechtzeitiger 
Zahlung der weiteren geſetzlichen Gebühr bis zum 21. September 
1904 verlängert. Kläger behauptet, Beklagte habe in Kenntnis 
der Eintragung wiſſentlich, mindeſtens aber grobfahrläſſig ſein 
Schutzrecht dadurch verletzt, daß ſie ſeit Ende 1901 bis zum 
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Ablaufe der Schutzfriſt in mindeſtens 200 Fällen von ihr her⸗ 
geſtellte Langſtrohdreſchmaſchinen mit der geſchützten Einrichtung 
verſehen und ihm dadurch einen Schaden von je 20 Mark — 
entſprechend der von ihm verlangten Lizenzgebühr — zugefügt 
habe. Er beantragt daher Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung von 4 000 Mark nebſt 5 Prozent Prozeßzinſen. Be⸗ 
klagte beantragt Klageabweiſung. Sie beſtreitet die Schutz⸗ 
fähigkeit des angemeldeten Muſters, weil es ſich dabei um eine 
komplizierte Maſchine handle. Auch der Dreſchkorb als Teil 
derſelben würde nicht ſchutzfähig ſein, weil er keine ſelbſtändige 
Funktion innerhalb der Maſchine erfülle, und weil das Neue 
an ihm — die loſe Lagerung — nicht in die äußere Erſcheinung 
trete. Jedenfalls habe ſie ſich ohne Fahrläſſigkeit auf Grund 
eines ihr am 12. November 1902 von ihrem Patentanwalte 
erſtatteten Gutachtens zur Nachbildung des Muſters für be⸗ 
rechtigt gehalten. Vor dieſer Zeit habe ſie es nicht benutzt. 
Beide Vorderrichter haben die Klage abgewieſen. Auf Re⸗ 
viſion des Klägers wurde das Berufungsurteil aufgehoben: 
Es iſt in der Literatur die Anſicht vertreten worden, daß auch 
an ſich komplizierte Maſchinen dann Gegenſtand des Gebrauchs⸗ 
muſters ſein könnten, wenn ſie im großen und ganzen bekannt 
ſind und die Neuheit ſich nur auf einen einzelnen, im Modell 
darſtellbaren und relativ einfachen Beſtandteil bezieht (ſ. Schanze, 
im SächſArch. von 1900 S. 81 ff.) Man könnte vielleicht eine 
gewiſſe Unterſtützung für dieſe Anſicht auch in einigen Ent⸗ 
ſcheidungen des gegenwärtig erkennenden Senats, z. B. der vom 
8. Januar 1902 (PMzgBl. 8, 132), betr. eine Hobelmaſchine 
für Holzſohlen, oder der vom 14. Oktober 1899, betr. eine 
Regiſtrierkaſſe, zu finden geneigt ſein. Wäre ihr beizutreten, 
ſo würde ſchon die Annahme der Vorinſtanz, daß die Dreſch⸗ 
maſchine im ganzen wegen ihrer Kompliziertheit des Gebrauch⸗ 
muſterſchutzes unfähig ſei, Bedenken unterliegen. Der Senat 
will aber dieſe Frage hier unentſchieden laſſen. Denn im gegen⸗ 
wärtigen Falle kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Anmelder für die Dreſchmaſchine im ganzen einen Schutz nicht 
beanſprucht, daß er vielmehr ausdrücklich nur die eigenartig 
geformte, den Dreſchkorb erſetzende Walze unter Schutz geſtellt 
hat. (Wird aus der Erläuterung zur Anmeldung dargetan.) 
Was nun die Schutzfähigkeit des eigenartig geformten Dreſch⸗ 
korbes für ſich anlangt, ſo iſt es rechtsirrig, wenn das Be⸗ 
rufungsgericht meint, er müſſe um deswillen des Schutzes ent⸗ 
behren, weil er ein weſentlicher Teil der als ganzes wegen 
ihrer Kompliziertheit ſchutzunfähigen Dreſchmaſchine ſei. Das 
RG. hat nirgends ausgeſprochen, daß weſentliche Teile einer 
Geſamtkombination, der im ganzen wegen ihrer Kompliziertheit 
nur der Patentſchutz offen ſtände, für ſich nicht muſterſchutzfähig 
ſein können. In der Entſcheidung, betr. den Bogenableger bei 
Schnellpreſſen (Gruchot 47, 1032), iſt allerdings Wert darauf 
gelegt, daß es ſich um eine für ſich einfache Vorrichtung an 
einer komplizierten Maſchine handelt, die eine ſelbſtändige 
Funktion verrichtet. Dieſe Vorrichtung beſtand nicht in einem 
einfachen Körper von beſtimmter Form, ſondern bildete gewiſſer⸗ 
maßen eine kleine Maſchine für ſich. Es war daher für die 
Entſcheidung von Bedeutung, ihre Unabhängigkeit von dem 
Organismus der komplizierten Schnellpreſſe feſtzuſtellen, weil 
daraus hervorging, daß das komplizierte Arbeiten der letzteren 
das relativ einfache Funktionieren des Bogenablegers nicht be⸗ 
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rührte. Andererſeits iſt in RG. 39, 115 bei Unterftellung, daß 
die Filterpreſſe als Ganzes ſich wegen ihrer Kompliziertheit für 
den Muſterſchutz nicht eigne, angenommen, daß die eigentümlich 
geformten Filterplatten, die dort zweifellos einen notwendigen 
und unſelbſtändigen Teil der Geſamtkombination bilden, des 
Muſterſchutzes wohl fähig ſeien. Ebenſo iſt in der oben erwähnten 
Entſcheidung betr. die Hobelmaſchine für Holzſohlen angedeutet, 
daß dem Anmelder beizupflichten wäre, wenn er den Schutz 
nur für die in Form der Sohlen ausgeſchnittenen Schienen⸗ 
einſätze und die wagenförmige Einſpannvorrichtung einer im 
übrigen bekannten Hobelmaſchine beanſprucht hätte — obwohl 
es ſich auch hier zweifellos um weſentliche Beſtandteile der 
Geſamtkombination handelte, und wenn er nicht, wie angenommen 
wurde, die ganze komplizierte Maſchine, die nicht nur in den 
erwähnten beiden Einrichtungen, ſondern auch in mehreren 
anderen Beſtandteilen und in der Kombination ihrer verſchiedenen 
Beſtandteile neu ſein ſollte, hätte unter Schutz geſtellt wiſſen 
wollen. Im vorliegenden Falle trifft alles, was in RG. 39, 115 
über die Filterplatten geſagt iſt, analog auf den hier in Rede 
ſtehenden Dreſchkorb zu. Er iſt, wie dieſe, als ein Arbeitsgerät 
anzuſehen, er dient der Arbeit, die von der Dreſchmaſchine ver⸗ 
richtet wird. Der Erfindungsgedanke verkörpert ſich in der Form, 
und die Funktion iſt eine ſo allgemein verſtändliche und einfache, 
daß kein Grund vorliegt, ihn vom Muſterſchutze auszuſchließen. 
Daß eine kurze Beſchreibung erforderlich iſt, um das Weſen 
der Erfindung klar zu machen, und daß erſtere zeitlich auf⸗ 
einander folgende Vorgänge begreift, ſteht nicht entgegen, denn 
es iſt unrichtig, wenn Iſay Komment. zum GebrMuſtG. 8 1 
Anm. 21 meint, Erfindungen, deren Gegenſtand nur räumlich 
und zeitlich definiert werden können, ſeien als Einrichtungen 
nicht muſterſchutzfähig. Es gibt zahlloſe Muſter, kleine Haus⸗ 
haltsmaſchinen und andere, deren Weſen nur mittels der damit 
zu verrichtenden Arbeit und ihrer Arbeitswirkung beſchrieben 
werden kann. Dieſe Wirkung folgt aber regelmäßig der ſie 
ſetzenden Urſache, d. h. der Arbeit, nach. Der Senat iſt daher 
der Anficht, daß das Muſter des Klägers fo, wie es ſich nach 
dem zurzeit maßgebenden Tatbeſtande darſtellt, den An⸗ 
forderungen des Geſetzes vom 1. Juni 1891 entſpricht und, 
da gegen ſeine Neuheit nichts vorgebracht iſt, als ſchutzfähig 
anerkannt werden muß. G. c. H., U. v. 21. Sept. 07, 574/06 I. 
— Breslau. 

Geſetz, betr. die Konſulargerichtsbarkeit vom 
7. April 1900. 

26. Über Eintragung der Firma eines Reichsdeutſchen 
in das Geſellſchaftsregiſter des deutſchen Konſulats in Alexandrien. 

Der deutſche Reichsangehörige Kaufmann Fritz A. hat am 
7. Februar 1907 in Alexandrien mit dem Kaufmann E. als 
Vertreter der Firma Alfred E. & Co. in Trieſt einen Vertrag 
geſchloſſen, durch welchen die Errichtung einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft unter der Firma Fritz A. & Co. mit dem Sitz in 
Alexandrien vereinbart wurde, die am 1. März 1907 ins Leben 
getreten iſt. Nach dem geſchloſſenen Vertrage iſt A. der einzige 
perſönlich haftende Geſellſchafter; die Firma Alfred E. & Co., 
deren Inhaber öſterreichiſche Staatsangehörige ſind, iſt als 
Kommanditiſtin in die Geſellſchaft eingetreten. Durch Beſchluß 
vom 30. Mai 1907 iſt auf Grund des 8 2 Abſ. 2 Satz 2 
KonſGG., 8 132 FGG. und der 88 12, 14, 106, 161, 
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162 HGB. der Kaufmann Fritz A. in Alexandrien ſeitens 
des dortigen Kaiſerlich Deutſchen Konſulats zur Anmeldung der 
von ihm gegründeten Kommanditgeſellſchaft zur Eintragung in 
das Geſellſchaftsregiſter des Konſulats innerhalb ſechs Wochen 
von der Zuſtellung des Beſchluſſes an bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von 100 Mark aufgefordert worden. Der 
von A. eingelegte Einſpruch iſt durch Beſchluß des Konſulats 
vom 25. Juli 1907 als unbegründet verworfen worden. Den 
letzteren am 27. Juli 1907 zugeſtellten Beſchluß hat nunmehr A. 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten. Der Beſchwerde⸗ 
führer ſucht geltend zu machen, daß, wie in dem Vertrage vom 
7. Februar 1907 auch beſonders bedungen ſei, die neu 
gegründete Geſellſchaft den Geſetzen des gemiſchten Gerichts⸗ 
hofes unterſtehe und eine Eintragungspflicht zum Handelsregiſter 
des deutſchen Konſulats für ſie daher nicht begründet ſei. Die 
Beſchwerde wurde als unbegründet zurückgewieſen: Nach § 2 
Abf. 1 Ziffer 1 KonſGG. find die im Konſulargerichtsbezirk 
wohnhaften deutſchen Reichsangehörigen der Konſulargerichts⸗ 
barkeit unterworfen, und dieſen find nach Abſ. 2 Satz 2 gleich⸗ 
geſtellt die offenen Handelsgeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften, die im Konſulargerichtsbezirk ihren Sitz haben, 
wenn die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämtlich Deutſche 
ſind. Dieſe Vorausſetzung trifft im gegebenen Falle zu, da 
der deutſche Reichsangehörige Kaufmann Fritz A. der einzige 
perſönlich haftende Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft 
Fritz A. & Co. iſt. Die Bezugnahme des Beſchwerdeführers 
auf die Geſetze des gemiſchten Gerichtshofes iſt verfehlt, da, 
wie der angefochtene Beſchluß zutreffend ausführt, die Gerichts⸗ 
barkeit der deutſchen Konſulargerichte in Agypten durch das 
Geſetz vom 30. März 1874 (RGBl. 23) und die Kaiſerliche 
Verordnung vom 23. Dezember 1875 (RGBl. 381) nur für 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, in welchen nicht beide 
Parteien deutſche Reichsangehörige oder Schutzgenoſſen ſind, 
aufgehoben und den als Landesgerichte fungierenden gemiſchten 
Gerichtshöfen übertragen iſt. Der von dem Beſchwerdeführer 
hervorgehobene Umſtand, daß im Falle von Rechtsſtreitigkeiten 
zwiſchen den Mitgliedern der Geſellſchaft die letzteren Gerichte 
zur Entſcheidung berufen ſeien, und dieſe die Entſcheidung auf 
Grund der für ſie erlaſſenen Geſetze der Codes mixtes zu 
treffen haben würden, hebt die Gerichtsbarkeit des deutſchen 
Konſulargerichts, ſoweit ſie den Charakter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit hat, nicht auf, und die Erfüllung der von den 
Beſtimmungen der Codes mixtes vorgeſehenen Förmlichkeiten 
bei Begründung der Geſellſchaft kann die für deutſche 
Geſellſchaften, als welche die hier in Rede ſtehende Kommandit⸗ 
geſellſchaft anzuſehen iſt, nach den deutſchen Geſetzen vor⸗ 
geſchriebene Eintragung im Handelsregiſter des deutſchen 
Konſulats nicht erſetzen. Der Hinweis des Beſchwerdeführers 
auf § 7 der Anordnung des Reichskanzlers betr. die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit über Schutzgenoſſen vom 27. Oktober 1900 
(RGBl. 574) ferner erledigt ſich dadurch, daß die bezeichnete 
Anordnung nicht von den deutſchen und den dieſen gleich⸗ 
geachteten Geſellſchaften des 8 2 Abſ. 2 Satz 1 und 2, ſondern 
von den ausländiſchen Schutzgenoſſen und den ihnen gleich⸗ 
geachteten Geſellſchaften des 8 2 Abſ. 2 Satz 3 KonſGG. 
handelt, wie ſich ſchon aus ihrer Mberfchrift ergibt (vergl. auch 
8 2 Nr. 2, 8 4 der angezogenen Anordnung). Die Eintragung 
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im Handelsregiſter des deutſchen Konſulats wird endlich nicht, 
wie der Beſchwerdeführer meint, eine „lettre morte“ bleiben, 
vielmehr gegenüber deutſchen Reichsangehörigen oder ihnen 
gleichgeachteten Geſellſchaften, die mit der eingetragenen 
Geſellſchaft in einen Rechtsverkehr treten, ihre Wirkung äußern, 
wie denn auch für Rechtsſtreitigkeiten der Geſellſchaft mit 
Perſonen und Geſellſchaften deutſcher Nationalität die Zu⸗ 
ſtändigkeit des deutſchen Konſulargerichts begründet ſein wird. 
Die Firma F. A. & Co. betr. Beſchl. des Ferienſenats 
v. 30. Auguſt 07, B 41/07 J. 

II. Preußiſches Recht. 

Geſetz vom 21. Juni 1897. Ausführungsvorſchriften 
des Staatsminiſteriums dazu. 

27. Reiſekoſten von Staats beamten bezüglich der Rück⸗ 
reiſe.] 

Darüber, wann bei Dienſtreiſen von Staatsbeamten nach 
erledigtem Dienſtgeſchäfte die Weiter⸗ oder die Rückreiſe an⸗ 
zutreten iſt, enthält den Grundſatz die Beſtimmung unter 
B 7 Abſ. 1 der Ausführungsvorſchriften des Staatsminiſteriums 
zu dem Geſetze vom 21. Juni 1897, betreffend die Tagegelder 
und Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 11. November 1903: 
„Die Weiter⸗ oder Rückreiſe, namentlich bei kürzeren Reiſe⸗ 
wegen, iſt nach beendetem Dienſtgeſchäfte möglichſt noch an 
demſelben Tage anzutreten, und zwar von Beamten, 
welche für Reiſen auf Landwegen 60 Pf. für das Kilometer 
an Reiſekoſten erhalten, erforderlichenfalls unter Benutzung von 
Extrapoſt oder Lohnfuhrwerk.“ Leitend ſoll hiernach der Satz 
ſein, daß das fernere Ziel der Reiſe oder bei Rückreiſen der 
Wohnort des Beamten ſo raſch wie möglich erreicht werde, 
dergeſtalt, haß, wo auf Landwegen eine regelmäßige Beförde⸗ 
rung von Perſonen durch die Poſt eingerichtet iſt oder für 
die betreffende Strecke Lohnfuhrwerk zu haben iſt, von 
den höheren Beamten mit Einſchluß derjenigen der 5. Rang⸗ 
Halle ($ 1 Abſ. 1 und 84 II des Geſetzes vom 21. Juni 1897) 
ſelbſt die Benutzung einer Extrapoſt oder eines Lohnfuhrwerks 
gefordert wird, wenn mit der gewöhnlichen Beförderungs⸗ 
gelegenheit an demſelben Tage die Weiters oder Rückreiſe nicht 
mehr angetreten werden könnte. Nur eine allgemeine Ein⸗ 
ſchränkung it gemacht: der Antritt der Weiter⸗ oder der Nück⸗ 
reiſe nach beendetem Dienſtgeſchäfte ſoll nur „möglichſt“ noch 
an demſelben Tage erfolgen. Sie iſt übereinſtimmend mit 
dem Berufungsgerichte dahin auszulegen, daß unter billiger 
Berückſichtigung der Umſtände zu ermeſſen iſt, ob eine 
Reiſegelegenheit, deren Benutzung für den Beamten nach Er⸗ 
ledigung des Dienſtgeſchäftes noch phyſiſch überhaupt möglich 
iſt, von ihm auch wirklich benutzt werden muß, insbeſondere 
ob dabei die körperlichen Bedürfniſſe noch ausreichend befriedigt 
und die erforderlichen Vorbereitungen für die Reife ohne Über 
ſtürzung getroffen werden können. Daß dies im vorliegenden 
Falle ausführbar war, hat das Berufungsgericht angenommen. 
Dagegen enthält die Einſchaltung „namentlich bei kürzeren 
Reiſewegen“ weder eine Einſchränkung, noch eine „Beſtimmung“, 
ſondern eine Erläuterung des aufgeſtellten Grundſatzes, wie 
die Wahl des Wortes „namentlich“ deutlich erkennen läßt, das 
die ausdrückliche Heranziehuug eines hervortretenden Bei⸗ 


ſpiels bezeichnet. Was unter „kürzeren Reiſewegen“ zu ver⸗ 


ſtehen iſt, wird von dieſer Stelle nicht geſagt. Auch aus dem 
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Abſ. 2 der Nr. 7 iſt dies nicht allgemein zu entnehmen: 
„Hat das Dienſtgeſchäft oder die Hinreiſe nebſt dem Dienſt⸗ 
ſchäfte ſieben Stunden und darüber in Anſpruch genommen, 
ſo werden unter kürzeren Reiſewegen ſolche verſtanden, welche 
in höchſtens zwei Stunden zurückgelegt werden können.“ Denn 
hier wird der Begriff „kürzerer Reiſeweg“ nur für den Fall 
beſtimmt begrenzt, daß das vorangegangene Dienſtgeſchäft oder 
die Hinreiſe nebſt dem Dienſtgeſchäfte ſieben Stunden oder 
mehr in Anſpruch genommen haben. Nur für dieſen Fall 
ſoll dem Beamten die Zurücklegung keiner längeren Rückreiſe 
als einer ſolchen von höchſtens zweiſtündiger Dauer noch an 
demſelben Tage zugemutet werden. Daß damit allgemein, 
wenn der Beamte an demſelben Tage neben einem Dienſt⸗ 
geſchäfte noch eine Reiſe auszuführen hat, eine Geſamt⸗ 
leiſtung von neun Stunden für ausreichend erklärt wäre, 
erhellt weder aus dem Wortlaute noch dem erkennbaren Sinne 
der Beſtimmung. Im Gegenteil iſt anzunehmen, daß bei ihrem 
Exlaſſe davon ausgegangen iſt, nur nach einem lange Zeit 
in Anſpruch nehmenden Dienſtgeſchäfte ſolle von dem Be⸗ 
amten nicht noch eine gleichfalls lange dauernde Rückreiſe 
an demſelben Tage gefordert werden. Daraus erhellt, daß die 
Anwendbarkeit der Vorſchrift gerade nur auf den nach ihrem 
Wortlaute vorausgeſetzten Fall beſchränkt iſt. Ebenſowenig läßt 
ſich ein allgemeiner Maßſtab für die von dem Beamten auf 
Dienſtreiſen an einem Tage zu verlangende Geſamtleiſtung 
aus der Beſtimmung zu B 4 Abf. 3 der Vorſchriften gewinnen, 
wonach „Zum Zwecke des Übernachtens“ — „Unterbrechungen 
nur bei Reiſen, deren Zweck eine außergewöhnliche Beſchleuni⸗ 
gung nicht bedingt, geſtattet“ ſind, „und zwar a) bei Benutzung 
von Eiſenbahnen oder Schiffen, wenn trotz vorſchriftsmäßigen 
Antritts der Reiſe (Ziff. 4) nach Lage der beſtehenden Verbin⸗ 
dungen das Reiſeziel erſt nach einer zwölfſtündigen 
Reiſezeit erreicht werden kann.“ Dem hiermit iſt eben nur 
eine Vorſchrift darüber gegeben, wie lange, bei Reiſen, die 
keiner außergewöhnlichen Beſchleunigung bedürfen, ein Beamter 
an einem Tage auf die Reiſe verwenden muß, um berechtigt 
zu ſein, demnächſt ein Nachtquartier aufzuſuchen und damit 
die Reiſe zu unterbrechen. Hiernach iſt die Entſcheidung nur 
aus der Regel der Ziff. 7 Abſ. 1 zu entnehmen, die ihrem 
Wortlaute und Sinne nach nicht nur auf Rückreiſen, die bloß 
einen „kürzeren Reiſeweg“ bedingen, Anwendung finden, übrigens 
an ſich, d. h. wenn nicht der Fall des Abf. 2 vorliegt, unter 
längeren Reiſewegen auch ſolche von längerer als zweiſtündiger 
Dauer verſteht, ihre Anordnung aber über haupt nicht auf den 
Fall beſchränkt, daß nur ein „kürzerer Reiſeweg“ zurückzu⸗ 
legen iſt. Daß aber nach der einzigen wirklichen Einſchränkung 
der an den Beamten geſtellten Forderung, welche die Vorſchrift 
durch den in dem Worte „möglichſt“ enthaltenen Hinweis auf die 
Billigkeit macht, von dem Kläger ſehr wohl verlangt werden konnte, 
daß er die Rückreiſe nach P. noch an demſelben Tage aus führte, hat 
das Berufungsgericht ohne erſichtlichen Rechtsirrtum angenommen. 
v. K. c. Eiſenbahnfiskus, U. v. 24. Sept. 07, 85/07 III. — Poſen. 

Geſetz betr. die Fürſorge für Beamte infolge 
von Betriebsunfällen vom 2. Juni 1902. 

28. 8 1 BeamtUFürſG. Begriff des Betriebsunfalles.] 

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der Kläger 
durch einen im Dienſte erlittenen Betriebsunfall dienſtunfähig 
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geworden iſt, und hat den auf 8 1 BeamtuUFürſ. vom 
2. Juni 1902 geſtützten Klaganſpruch im Gegenſatz zum Gerichte 
1. Inſtanz, das die Klage abgewieſen hatte, dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Den Hauptangriff richtet die Reviſion 
gegen die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Unfall, 
durch den der Kläger dienſtunfähig geworden iſt, als ein 
Betriebsunfall angeſehen werden müſſe. Dieſer Angriff iſt be⸗ 
gründet. Der Kläger hatte am Morgen des 11. Oktober 1905 
den Perſonenzug 306 von Landsberg a. W. nach dem Bahn⸗ 
hofe Grunewald gefahren, wo er 928 vormittags eingetroffen 
war. Auf dem Bahnhofe Grunewald hatte er bis 73% abends 
Ruhepauſe, zu welcher Zeit er den Zug 303 nach Landsberg 
zurückzufahren hatte. Die Maſchine des Zugs 306 wurde in 
den Maſchinenſchuppen eingeſtellt. Am Nachmittag begab ſich 
der Kläger, der inzwiſchen zu Mittag gegeſſen hatte und einige 
Zeit ſpazieren gegangen war, wieder in den Maſchinenſchuppen, 
um ſein Bettzeug von ſeiner Maſchine zu holen. Dabei beſtieg 
er, in der Abſicht, warmes Waſſer zum Gurgeln für ſich zu 
entnehmen, eine neben ſeiner Maſchine im Schuppen ſtehende 
andere Maſchine und kam beim Herabſteigen von ihr dadurch 
zu Fall, daß er irrtümlich annahm, dieſe Maſchine habe ebenſo 
wie die ſeinige zwei Stufen, während ſie deren drei hatte. Die 
durch den Fall hervorgerufene Verletzung hatte die Dienſt⸗ 
unfähigkeit zur Folge. Bei dieſer Sachlage kann der dem 
Kläger zugeſtoßene Unfall nicht als ein „Betriebsunfall“ 
gelten. Damit ein ſolcher vorliege, wird neben dem zeitlichen 
und örtlichen Zuſammenhange auch ein urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Betriebe und dem Unfalle erfordert (RG. 
52, 77). An dem letzteren fehlt es hier. Der Kläger iſt 
nicht bei der Beförderungstätigleit der Eiſenbahn, alfo dem 
eigentlichen Eiſenbahnbetriebe, verunglückt, ſondern bei einer 
Tätigkeit, die nur im mittelbaren Zuſammenhange mit dem 
Betriebe ſtand und von ihm nur zufällig auf einer Maſchine 
vorgenommen wurde, während ſie ſonſt normalerweiſe in dem 
auf dem Bahnhofe vorhandenen Waſch⸗ und Schlafraume aus⸗ 
zuführen war. Ein Unfall, der bei ſolcher Tätigkeit eintritt, 
kann aber nur dann als Betriebsunfall angeſehen werden, 
wenn der Verunglückte den beſonderen Betriebsgefahren zum 
Opfer gefallen iſt, wenn die Umſtände, unter denen ſich der 
Unfall ereignete, eine Erhöhung des in der allgemeinen Lebens⸗ 
führung liegenden Unfallriſikos hervorbrachten, den Verunglückten 
als im Gefahrenbereiche des Betriebs befindlich erſcheinen 
laſſen. Einer ſolchen Betriebsgefahr iſt der Kläger nicht 
erlegen, als er von der im Maſchinenſchuppen ſtehenden Ma⸗ 
ſchine, ohne daß irgend eine Eile geboten war, herabſtieg, 
ſondern einer vom Unfallriſiko des gewöhnlichen Lebens nicht 
verſchiedenen Gefahr, die mit dem Herabſteigen von einem 
erhöhten Standpunkte mittels Stufen jedesmal verbunden iſt, 
wenn der Herabſteigende ſich in der Zahl der Stufen irrt und 
infolge dieſes Irrtums fehl tritt. Iſt der Kläger ſonach nicht 
durch einen Betriebsunfall dienſtunfähig geworden, ſo iſt ſein 
Anſpruch auf die erhöhte Penſion des 8 1 des Finſorge⸗ 
geſetzes unbegründet und es iſt dem Antrage der Reviſion ent⸗ 
ſprechend das die Klage abweiſende Urteil der I. Inſtanz 
wiederherzuſtellen. a U. v. 1. Okt. 07, 
66/07 III. — Poſen. 
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Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Entſcheidung genereller Prinzipienfragen aus dem 
Kommunalabgabenge ſetz. 

Der Fleiſchermeiſter G. F. zu Heiligenſtadt iſt von dem 
Magiſtrat daſelbſt zu Schlachthausgebühren herangezogen worden 
und hat dagegen Einſpruch mit dem Antrage auf Ermäßigung 
dieſer Gebühren eingelegt. Der Einſpruch wurde vom Magiſtrat 
durch Beſcheid vom 22. März 1906 zurückgewieſen, welcher am 
26. desſ. Mts. dem F. perſönlich zugeſtellt worden iſt. Gegen 
dieſen Beſcheid ſtand dem Herangezogenen nach § 70 Abſ. 2 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 die Klage binnen 
einer Friſt von zwei Wochen offen. Somit lief die Friſt am 
9. April 1906 ab. Die vom 20. desſ. Mts. datierte Klage iſt 
dagegen erſt am 26. April 1906, mithin zu ſpät, bei dem 
Bezirksausſchuß eingegangen. 

Demnach hat der Bezirksausſchuß die Klage mit Recht 
wegen Friſtverſäumnis abgewieſen. Das deswegen von dem 
Kläger noch eingelegte Rechtsmittel der Reviſion konnte keinen 
Erfolg haben. Zwar behauptet Kläger, der 8 69 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes könne keine Anwendung finden, weil es ſich um 
eine „generelle Prinzipienfrage“ handele. Dieſe Be⸗ 
hauptung beruht jedoch auf der irrigen Annahme, daß über 
ſolche allgemeinen Prinzipienfragen das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren überhaupt zugelaſſen ſei. Gemäß § 7 Abf. 2 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 unterliegen der 
ſachlichen Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte nur ſolche 
Streitigkeiten, die ihr durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
zugewieſen ſind. Demnach kann nicht das Recht des Beklagten 
zur Erhebung von Kühlhausgebühren überhaupt, ſondern nur 
der Anſpruch des Klägers auf Freiſtellung von den auf ihn 
beſonders veranlagten Gebühren Gegenſtand des Streitverfahrens 
ſein. F. c. Magiſtrat zu Heiligenſtadt. B. v. 9. April 1907. 
Rep. Nr. II C 114/07. Bezirksausſchuß Erfurt. 


Zuläſſigkeit der Erhebung von Kommunalſteuern auf 
den Verbrauch von Gas?) 

Die ſtädtiſchen Behörden zu Marienburg haben . . den 
Erlaß einer Steuerordnung beſchloſſen, nach welcher von dem 
im Gemeindebezirk Marienburg zu irgend welchem Zwecke ver⸗ 
brauchten Gaſe eine Steuer zu entrichten iſt. Die Steuer 
beträgt für das Kubikmeter Leuchtgas 5 Pf., für das Kubik⸗ 
meter Nutzgas zu techniſchen Zwecken 3 Pf. Der Verbrauch 
der Gemeinde iſt von der Steuer befreit. 

Die Steuerordnung, welche die Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes und die Zuſtimmung der zuſtändigen Miniſter er⸗ 
halten hat, iſt mit der am 18. Juli 1905 erfolgten Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft getreten. 

Als der Kläger auf Grund dieſer Steuerordnung für den 
Verbrauch von Gas zu einer ihrem Betrage nach nicht ſtreitigen 
Steuer von 1,35 Mark herangezogen wurde, verlangte er nach 
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fruchtloſem Einſpruch klagend Freiſtellung von dieſer Abgabe 
mit der Begründung, daß die Erhebung einer Steuer für den 
Verbrauch von Gas nach der beſtehenden Geſetzgebung un⸗ 
zuläſſig ſei. Der Bezirksausſchuß zu Danzig erachtete jedoch 
dieſe Einwendung für hinfällig und wies die Klage ab. Der 
Reviſion war jedoch der Erfolg nicht zu verſagen. 

Der § 14 des Kommunalabgabengeſetzes ſchreibt vor: 
„Steuern auf den Verbrauch von Fleiſch, Getreide, Mehl, 
Backwerk, Kartoffeln und Brennſtoffen aller Art dürfen 
nicht neu eingeführt oder in ihren Sätzen erhöht werden.“ 

Der Bezirksausſchuß iſt der Meinung, daß dieſe Beſtimmung 
der Erhebung einer Steuer von dem Verbrauch von Gas nicht 
entgegenſtehe, da das Gas ſich unter den Gegenſtänden, auf 
deren Verbrauch Steuern nicht eingeführt werden dürften, nicht 
befinde, insbeſondere auch nicht zu den Brennſtoffen im Sinne 
des Geſetzes gehöre, denn wenn auch das Gas, namentlich in 
neuerer Zeit, vielfach zu Heizzwecken Verwendung finde, ſo liege 
doch ſeine weſentliche Bedeutung in ſeiner Eigenſchaft als 
Leuchtſtoff. 

Dem Bezirksausſchuß iſt darin beizupflichten, daß unter 
den Brennſtoffen im Sinne des 8 14 a. a. O. nur Heizſtoffe 
und nicht auch Leuchtſtoffe zu verſtehen ſind, der Bezirksausſchuß 
irrt aber, wenn er das Gas den Heizſtoffen nicht zurechnet. 

Die Frage, welche Stoffe zu den Brennſtoffen aller Art, 
deren Verbrauch der 8 14 zu beſteuern verbietet, zu rechnen 
ſind, iſt danach zu beurteilen, welche Stoffe nach dem Stande 
der Technik und der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zur Zeit des 
Erlaſſes des maßgebenden Ortsgeſetzes zum Heizen verwendet 
werden. Es kann aber nun kein Zweifel darüber beſtehen und 
wird auch ſeitens des Bezirksausſchuſſes ausdrücklich anerkannt, 
daß in neuerer Zeit das Gas vielfach und in bedeutendem 
Umfang zu Heizzwecken verwendet wird, und das war auch 
ſchon im Jahr 1905 der Fall, als die hier zur Anwendung 
gebrachte Steuerordnung erlaſſen wurde. Nach dem Stande 
der Technik und der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu dieſer Zeit 
war ſomit das Gas ein Heizſtoff und als ſolcher ein Brenn⸗ 
ftoff im Sinne des § 14 a. a. O., jo daß auf feinen Verbrauch 
eine Steuer nicht gelegt werden durfte. Dem ſteht einerſeits 
der Umſtand nicht entgegen, daß man bei Erlaß des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes von der Anſicht ausgegangen ſein mag, das 
Gas gehöre nicht zu den Heizſtoffen und ſomit auch nicht zu 
den Brennſtoffen: denn wollte man eine auf die damaligen 
Verhältniſſe geſtützte Beſchränkung des Begriffs auf beſtimmte 
einzelne Stoffe für alle Zeiten als maßgebend erachten, ſo 
würde man, wenn in ſpäterer Zeit ein neuer, damals noch nicht 
bekannter Stoff zum Heizen gebraucht würde, die Beſteuerung 
ſeines Verbrauchs zulaſſen müſſen. Das aber würde dem 
Geſetze widerſprechen, welches auf den Verbrauch von Brenn⸗ 
ſtoffen aller Art — nicht nur von einzelnen beſtimmten 
Brennſtoffen — eine Steuer zu legen verbietet. Das Gas 
als Heiz⸗ und Brennſtoff anzuſehen, hindert aber auch anderer⸗ 
ſeits nicht die Tatſache, daß das Gas auch zu Leuchtzwecken 
benutzt wird, und zwar auch dann nicht, wenn dieſe Art der 
Benutzung im allgemeinen oder an einzelnen Orten die über⸗ 
wiegende ſein ſollte. Denn wenn ein Stoff ſo allgemein, wie 
es beim Gaſe der Fall iſt, zum Kochen und Heizen verwendet 
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wird, fo ift er ein Brennſtoff im Sinne des Geſetzes, und 
dieſe Eigenſchaft kann er dadurch, daß er auch zu anderen 
Zwecken gebraucht wird, nicht verlieren. 

Demnach iſt die Vorentſcheidung, ohne daß es eines Ein⸗ 
gehens auf die Frage bedarf, ob der Beſteuerung des Gas⸗ 
verbrauchs die Vorſchriften des Zollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 entgegenſtehen, wegen Nichtanwendung des 8 14 
des Kommunalabgabengeſetzes aufzuheben. 

Bei freier Beurteilung iſt der Kläger von der ihm ab⸗ 
verlangten Steuer freizuſtellen, weil das Ortsrecht, das der 
Heranziehung zugrunde liegt, geſetzwidrig und darum ungültig 
if. U. v. 12. Febr. 07 i. S. des Gasmeiſters H. c. Magiſtrat 
Bezirks⸗ 
ausſchuß Danzig. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Vertragsklauſel, daß ein Grundſtück mit allen „Rechten 
und Laſten“ verkauft werde, wird in Entſch. Nr. 2 — unter 
Hinweis auf die gleichartig auszulegende Vorſchrift der 88 434, 
446 BGB. — dahin gedeutet, daß Laſten nur ſolche aus dem 
Grundſtücke zu gewährenden Leiſtungen ſind, die den Nutzungs⸗ 
wert des Grundſtücks mindern, daß dazu aber nicht ſolche 
Belaſtungen des Grundſtücks gehören, die, wie der Nießbrauch, 
Grundgerechtigkeiten und Verkaufsrecht, nur das Eigentums⸗ 
und Verfügungsrecht einſchränken. 

Der durch Vorſpiegelung falſcher Mietsverträge des Kauf⸗ 
grundſtücks getäuſchte Käufer wird in Entſch. Nr. 3 für berechtigt 
erklärt, Schadenerſatz wegen Nichterfüllung vom Verkäufer ſo 
zu verlangen, wie wenn dieſer ihm die Mietserträge als Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtückes zugeſichert, dieſe Eigenſchaft aber nicht 
gewährt hat. 

Nach Entſch. Nr. 5 hat der Käufer einer Sache, die ſich 
in einem vom Verkäufer mietweiſe innegehaltenen Raum befindet, 
die Nachforſchungspflicht wegen des etwa beſtehenden Vermieter⸗ 
pfandrechts. Er kann ſeinen guten Glauben nicht ſchlechthin 
darauf ſtützen, daß er dieſes Pfandrecht nicht gekannt habe. 

Der Erfüllungsanſpruch des Prinzipals gegen den Handlungs⸗ 
gehilfen beſchränkt ſich nicht auf den poſitiven Anſpruch auf 
Leiſtung der Dienſte, ſondern umfaßt auch den Anſpruch auf 
Unterlaſſung der Dienſtleiſtung bei einem Dritten, wie in 
Entſch. Nr. 6 ausgeführt wird. 

Entſch. Nr. 7 gibt Normen für die Art und Weiſe, in 
der Warnungszeichen bei Dacharbeiten beſchaffen ſein müſſen 
und rechnet den Weg, den das Dienſtperſonal eines Gutes 
von der Arbeitsſtätte zu den Aborten zurückzulegen hat, zu den 
Räumen, die der Dienſtherr den Dienſtverpflichteten gegenüber 
frei von Gefahren zu halten verpflichtet iſt. 

Die Vertragsſtrafe, die zugleich mit der durch ſie geſicherten 
Vertragsleiſtung eingeklagt wird, bleibt nach Entſch. Nr. 14 für 
die Berechnung der Höhe des Streitgegenſtandes außer Betracht, 
da es ſich um vertragsmäßig geregelten Schadenerſatz handelt, 
der als Nebenforderung geltend gemacht wird. 


Entſch. Nr. 24 behandelt den Verteilungsſtreit, wenn die 
Konkursmaſſe zur vollſtändigen Befriedigung aller Maſſen⸗ 
gläubiger nicht ausreicht. Dieſer Streit kann nach der getroffenen 
Entſcheidung nur zwiſchen den einzelnen Maſſengläubigern unter⸗ 
einander, nicht aber zwiſchen einem von ihnen und dem Konkurs⸗ 
verwalter entſchieden werden. 

Das Nichtvorhandenſein der Reviſionsſumme iſt — 
mit Scharfſinn — nachgewieſen außer in Entſch. Nr. 14 
in den Entſch. Nr. 12 und 18. N. 
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Vereins nachrichten. 
Es ift ein außerordentlicher Anwaltstag (Mitglieder- 
verſammlung) auf 
Sonnabend, den 23. November 1907, Vormittags 9 Uhr 
nach Leipzig berufen. Verfammlungsort Aula der Univerſität. 


Tagesordunng: 

1. Beratung und Beſchlußfaſſung über die Stellung 
zum Entwurf eines Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung 
der Gerichtsverfaſſung, der Reichszivilprozeß ordnung und 
ber Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

Berichterſtatter: 

1. Herr Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg in 


an 
2. Herr Rechtsanwalt Dr. Robert Hinrichſen in 


Güſtrow. 
2. Wahl einer Kommiſſion zur Vorbereitung von Ande⸗ 
rungen der Satzungen des Dentichen Anwaltvereins. 
Leipzig, den 18. Oktober 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Exythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſttzender. 


Zur Vorbereitung der Verhandlungen des am 23. No- 
vember 1907 in Leipzig tagenden außerordentlichen An- 
waltstages werden die Herren Kollegen, die innerhalb der 
bekanntgegebenen Tagesordunung Anträge ſtellen wollen, ge⸗ 
beten, ſolche ſchon vorher dem Vorſtande ſchrifflich einzureichen. 


Die Berſendung des Terminkalenders für 1908 iſt 
erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfangs können nur 
berückſichtigt werden, wenn ſie bis 25. November 1907 bei 
der Geſchäftsſtelle des Dentichen Anwaltvereins Leipzig, 
Bismarckſtraße 2, geltend gemacht werden. | 

Carl Heymanns Verlag ift bereit, den Mitgliedern 
des Dentſchen Anwaltvereins für ihren Bedarf weitere 
Exemplare des Kalenders zum Preiſe von Mark 1,50 zu 
liefern. Sie find von Vereinsmitgliedern direkt bei dem 

5 Verlage Berlin W. 8, Mauerſtraße 43/44, zu 
ellen. 

Der Ladenpreis für das Exemplar beträgt für Nicht⸗ 
mitglieder Mark 3,60. 


Leipzig, den 10. November 1907. 
Dr. Beiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


— — — 


Die Verlagshandlung C. E. M. Pfeffer in Leipzig 
hat ſich bereit erklärt, von jedem innerhalb ſechs Monaten nach 
der gegenwärtigen Bekanntmachung verkauften Exemplare der 

„Geſchichte der Rechtsauwaltſchaft“ von Inſtizrat 
Weißler in Halle a. S. 
der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in Leipzig 
10 Prozent des Ladenpreiſes zuzuweiſen. 
Leipzig, den 10. Oktober 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Im Verlage von W. Moeſer Buchhandlung, 
Berlin, iſt das auf dem Mannheimer Anwaltstage mit 
vielem Beifall aufgeführte Feſtſpiel „Schulze gegen Kulicke“ 
Preis 1,50 Mark) im Druck erſchienen. Der Reinertrag 
oll 28 Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte überwieſen 
werden. 

Wir empfehlen im Intereſſe des guten Zwecks die An⸗ 
ſchaffung dieſer kleinen Erinnerung. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des gemeinſchaftlichen 
Thüringiſchen Oberlandesgerichts Jena hat der Kaffe aber- 
mals eine Beihülfe von 1000 Mark gewährt; die Anwalts- 
kammer im Königreiche Sachſen 8 Dresden hat der Kaſſe 
einen Beitrag von jährlich 4000 Mark auf die Geſchäfts⸗ 
jahre 1907/1908 und 1908/1909 bewilligt. Den Kammern 
und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihülfen der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


| Zur Anderung der Satzungen des Dentſchen 
Anwaltvereins. | 
I. 
Von Geheimen Juſtizrat Erythropel. 

Der XVIII. Deutſche Anwaltstag hat beſchloſſen, eine 
Kommiſſion einzuſetzen mit der Aufgabe, dem Deutſchen Anwalts⸗ 
tage baldtunlichſt Vorſchläge zur Abänderung der Satzungen 
in Vorlage zu bringen. 

Da dem Beſchluſſe eine eigentliche Debatte nicht voraus⸗ 
ging, jo läßt ſich ſchlechterdings nicht erſehen, nach welcher 


Richtung hin die Vorſchläge ſich bewegen ſollen. Es ſcheint, 
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daß alles der Initiative dieſer Kommiſſion, die auf dem außers 
ordentlichen Anwaltstage gewählt werden ſoll, überlaſſen iſt. 
Daß ein ſolcher Beſchluß trotz der vom Herrn Kollegen 
Dr. Delenheinz in Mannheim geäußerten Bedenken, daß man 
nicht wiſſe, was der Antrag bezwecke, und daß man doch 
eigentlich wiſſen müſſe, in welcher Richtung die Statuten 
geändert werden ſollten, mit großer Majorität gefaßt wurde, 
beweiſt, daß die jetzige Organiſation des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins weite Kreiſe der Rechtsanwaltſchaft nicht befriedigt. 
Es rechtfertigt dies eine Unterſuchung, worin der Grund ſolcher 
Unzufriedenheit zu ſuchen und ob ſolchem abzuhelfen iſt. Die 
nachſtehend geäußerten Gedanken ſollen nur die Anregung zu 
einer literariſchen Erörterung geben, die der zu erwählenden 
Kommiſſion Material für ihre Vorſchläge verſchaffen kann. 

Nach § 1 der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins iſt 
der Zweck desſelben 

I. die Förderung des Gemeinſinns der Standesgenoſſen 
und die Pflege des wiſſenſchaftlichen Geiſtes, 

II. die Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung 

des Deutſchen Reiches, 

III. die Vertretung der Berufsintereſſen. 

An dieſem Vereinszweck darf nicht gerüttelt werden. Der 
gegen den Verein in ſeiner jetzigen Organiſation erhobene Vor⸗ 
wurf ſcheint ſich insbeſondere nach der Richtung hin zu bewegen, 
daß die sub II und III hervorgehobenen Zwecke, namentlich 
die Vertretung der Berufsintereſſen, nicht genügend erreicht 
werden. Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Beſchlüſſe des 
Deutſchen Anwaltstages ſich bei den Juſtizverwaltungen nicht 
des Anſehens erfreuen, das wünſchenswert wäre. Wenigſtens 
iſt nicht bekannt geworden, daß irgend einer derſelben Berück⸗ 
ſichtigung gefunden hätte. Vielleicht findet dies in der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Anwaltstage, die eine notwendige Folge der 
Organiſation des Vereins iſt, ſeine Erklärung. Naturgemäß 
nehmen an der Mitgliederverſammlung in überwiegender Zahl 
die Herren Kollegen teil, die am Orte der Verſammlung und 
in deſſen näherer Umgebung ihren Wohnſitz haben. Die not⸗ 
wendige Folge davon iſt, daß die Eniſcheidung über Fragen, 
die die ganze Rechtsanwaltſchaft berühren, im weſentlichen von 
dem Orte abhängt, wo der Anwaltstag zuſammentritt und ſogar 
mit dieſem Orte wechſelt. Es braucht nur an die Beſchlüſſe 
des Danziger und des Hannoverſchen Anwaltstages in bezug 
auf die Zwangsaltersverſorgungs⸗ und Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe erinnert zu werden. Es läßt ſich auch nicht verkennen, 
daß die Debatten der Anwaltstage, abgeſehen von den Vorträgen 
der Berichterſtatter, nicht immer von erheblicher Bedeutung ſind. 
Es wäre eine Organiſation erwünſcht, die dieſe Abelſtände bes 
ſeitigt, namentlich die Beſchlüſſe von der Herrſchaft des genius 
loci befreit und eine gründlichere Mitarbeit der einzelnen Ver⸗ 
einsmitglieder an den Zwecken des Vereins ermöglicht. 

Es iſt der Gedanke erörtert und vertreten, an die Stelle 
der Mitgliederverſammlung eine Verſammlung von Delegierten 
treten zu laſſen. Zuzugeben iſt, daß dann die erörterten Nach⸗ 
teile zum großen Teil wegfallen. Jeder Delegierte wird wohl 
vorbereitet zu den Tagungen anſcheinen und die von ſeinen 
Auftraggebern vertretene Auffaſſung zum Ausdruck bringen. 


Die Debatte wird inhaltsreicher, der Beſchluß nicht vom Orte 


der Verſammlung abhängig ſein. Mit Recht wird aber da⸗ 
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gegen geltend gemacht, daß der Anwaltverein dadurch ſeinen 
jetzigen Charakter vollſtändig verliert. Nicht zu ſeinen geringeren 
Aufgaben gehört die Förderung des Gemeinſinns der Standes⸗ 
genoſſen und des wiſſenſchaftlichen Geiſtes. Der Zweck, daß 
die Kollegen aus dem Deutſchen Reiche mit einander in perſönliche 
Verbindung treten, darf auch heute, obgleich er nicht mehr 
die Rolle, wie zur Zeit der Gründung des Vereins ſpielt, nicht 
unterſchätzt werden. Es iſt anzuerkennen, daß die geſelligen 
Vergnügungen auf den Anwaltstagen in letzter Zeit ſelbſt zum 
Nachteil der ſachlichen Beratungen überhand genommen haben, 
aber ganz beſeitigen dürfen wir fie nicht. Anch muß 
jedem Mitgliede des Vereins die Möglichkeit geboten werden, 
perſönlich ſeine Meinung zum Ausdruck zu bringen und zu ver⸗ 
treten. Es darf auch nicht die Pflege des wiſſenſchaftlichen Geiſtes 
aus dem Programm des Anwaltvereins geſtrichen werden. Sie 
käme bei einer Delegiertenverſammlung vollſtändig in Wegfall. 

In Anerkennung dieſer Bedenken, die einer ſolchen Um⸗ 
geſtaltung des Anwaltvereins zwingend entgegenſtehen, iſt, wie 
der urſprünglich von Herrn Kollegen Roſenthal in München 
auf dem Anwaltstage geſtellte Antrag ergibt, daran gedacht, 
die Beteiligung der Anwaltskammern und ſonſtigen korporativen 
Verbände der Anwälte am Anwaltverein zu ermöglichen. An 
die Anwaltskammern dürfte in dieſer Beziehung wohl kaum zu 
denken ſein. Sie ſind eine ſtaatliche Inſtitution, ihre Aufgaben 
ſind in der Rechtsanwaltsordnung im einzelnen beſtimmt. 
Wenn man es auch für zuläſſig halten ſollte, daß ſie Mit⸗ 
glieder einer zur Förderung der Standesintereſſen begründeten 
privaten Geſellſchaft werden, ſo iſt doch ſchwer erſichtlich, 
wie eine der ſtaatlichen Aufſicht unterſtehende Korporation 
ohne Rückſichtnahme auf dieſe den Zwecken des Vereins ſich 
ſollte unterwerfen können und wie bei einem Konflikt die 
unter allen Umſtänden unliebſame Einmiſchung der Staats⸗ 
behörden zu vermeiden wäre. An welche andere korporative 
Verbände der Anwälte ſonſt gedacht iſt, iſt nicht erſichtlich. Es 
iſt der Gedanke nicht ganz abzuweiſen, die im Bezirk der einzelnen 
Anwaltskammern wohnenden Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins zu einer Korporation, einem Wahlkörper oder ähnlichem 
zuſammenzufaſſen. Es ſoll aber ſchon hier betont werden, daß 
es ſeine großen Bedenken hat, dieſer Korporation auf den 
Anwaltstagen, wie ſie jetzt beſtehen, alſo in den Mitglieder⸗ 
verſammlungen, ein beſonderes Stimmrecht zu geben. Es 
würden hierdurch in den Verſammlungen Mitglieder I. und 
II. Klaſſe geſchaffen, was unter allen Umſtänden zu vermeiden 
iſt. Auch iſt, wie die Erfahrung in der Verſammlung der 
Hülfskaſſe bei den durch Vollmachten legitimierten Mitgliedern 
gezeigt hat, die Art der Abſtimmung zeitraubend und praktiſch 
ſchwer durchführbar. 

Denkbar wäre eine Vertretung der Mitglieder des Anwalt⸗ 
vereins in Delegiertentagen neben den eigentlichen Anwalts⸗ 
tagen. Es könnte ſatzungsmäßig vorgeſchrieben werden, daß 
die in einem Anwaltskammerbezirk wohnenden Mitglieder des 
Anwaltvereins einen oder mehrere Delegierte, vielleicht auf je 
20 Mitglieder einen Delegierten wählen, die zu Delegierten⸗ 
tagen zuſammentreten. Die Vorbereitung der Delegiertentage 
müßte in einer Verſammlung der Vereinsmitglieder des Bezirks 
erfolgen. Die Delegiertentage müßten alle zwei Jahre, als 
außerordentliche auf Verlangen einer beſtimmten Anzahl von 
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Kammermitgliedern, zuſammentreten. Die ordentlichen Mit⸗ 
gliederverſammlungen könnten auf größere Zeitabſchnitte 
verteilt werden. Die Tagesordnung der Delegiertentage wäre 
vom Vorſtande feſtzuſtellen. Dabei ſind Vorſchriften zu treffen, 
unter welchen Vorausſetzungen von den Mitgliedern verlangt 
werden kann, daß beſtimmte Gegenſtände auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt werden. 

Eine Abgrenzung der Zuſtändigkeit des ordentlichen 
Anwaltstages gegenüber dem Delegiertentage iſt nicht nötig. 
Es ſcheint ſogar zweckmäßig, beide Vertretungen neben einander 
beſtehen zu laſſen, um Erfahrungen darüber zu ſammeln, welche 
die Aufgaben des Anwaltvereins am beſten erfüllt. 

Die hier erörterte Einrichtung würde den Vorteil haben, 
daß die einzelnen Mitglieder des Anwaltvereins mehr wie bis⸗ 
her zur praktiſchen Mitarbeit herangezogen werden, und daß die 
Beſchlüſſe der Delegiertenverſammlungen geeignet find, ſich 
eine größere Autorität wie die der Anwaltstage zu 
erwerben. 

Es laſſen ſich erhebliche Zweifel aufwerfen, ob dieſe Wege 
gangbar find. Aber es iſt wünſchenswert, daß dieſe Zweifel 
öffentlich erörtert werden, ehe die in Ausſicht genommene 
Kommiſſion zuſammentritt. Es kann ſich ſonſt ereignen, daß 
ohne genügende Klärung dem nächſten Anwaltstage Vorſchläge 
unterbreitet werden, die vorher gar nicht zur Kenntnis eines 
erheblichen Teils der Mitglieder des Anwaltvereins gelangt 
ſind, während doch eine Anderung der jetzigen Satzungen nur 
nach gründlicher Erörterung und nur mit möglicher Einhelligkeit 
ſämtlicher Vereinsmitglieder erfolgen darf. 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Oelenheinz, Mannheim. 


Unſere derzeitige Organiſation genügt nicht, um die ſchweren 
Aufgaben, die uns bevorſtehen, zu bewältigen. Darüber ſind 
wir alle einig. Das Gewicht unſerer Beſchlüſſe muß erhöht 
werden, dadurch, daß allen Mitgliedern des Standes die Mög⸗ 
lichkeit gewährt wird, einen Einfluß auf das Zuſtandekommen 
der Beſchlüſſe auszuüben. Dies hat Herr Kollege Roſenthal 
richtig erkannt. Er ſucht dieſem Bedürfnis dadurch gerecht zu 
werden, daß er den Beitritt der Anwaltskammern und örtlichen 
Anwaltvereine als Mitglieder zum Deutſchen Anwaltverein 
vorſchlägt und dieſen Vereinigungen eine erhöhte Stimmenzahl 
bei dem Anwaltstage einräumen will. Wenn dadurch auch die 
Bedeutung der Anwaltstage erhöht werden mag, ſo iſt doch 
nicht zu verkennen, daß ein derartig komplizierter Ausbau der 
Mitgliederverſammlungen ſtarke Schattenſeiten hat. Man braucht 
ſich nur eine Abſtimmung mit dieſer umſtändlichen Stimmen⸗ 
berechnung vorzuſtellen, um die Schwerfälligkeit einer ſolchen 
Organiſation ſich klar zu machen. Das Beiſpiel der Arztetage 
trifft keineswegs zu. Der Arztetag iſt nicht eine Verſammlung 
aller Arzte, die einem Verein angehören, ſondern eine Ver⸗ 
ſammlung von Delegierten der Arztevereine, welche dem deutſchen 
Arztevereinsbund angehören. Einzelmitglieder kennt der Arzte⸗ 
vereinsbund nicht. Bei einer ſolchen, naturgemäß nur 
von einer beſchränkten Perſonenzahl beſuchten Verſammlung, 


bietet die Abſtimmung auch nach einem verwickelteren Modus 
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keine erhebliche Schwierigkeit. Trotzdem ſtimmt auch der 
Arztetag regelmäßig nach einfacher Mehrheit der anweſenden 
Abgeordneten. 

Nicht zu verkennen iſt ferner, daß das Übergewicht der 
Stimmen der Anwaltskammern und Vereine, deren Vertreter 
teilweiſe mit gebundener Marſchroute erſcheinen werden, dem 
einzelnen Vereinsmitglied die Freude an der Teilnahme bei den 
Beratungen mehr oder minder vergällen wird. Der Anwalts⸗ 
tag könnte dadurch ſeinen Charakter als allgemeine Mitglieder⸗ 
verſammlung überhaupt verlieren, und eine Verſammlung der 
Vorſtände der Kammern und Vereine werden, deren Beſchlüſſe 
vielleicht erſt recht keine größere Bedeutung erlangen werden als 
die der jetzigen Anwaltstage. 

Sicherlich aber wäre unſere Organiſation im Hinblick auf 
Beweglichkeit und Schlagfertigkeit um nichts gebeſſert. 

Ich glaube deshalb, daß der Hebel an ganz anderer Stelle 
anzuſetzen iſt. Ein Verband von mehreren Tauſend von Menſchen, 
die zudem in weit zerſtreuten Gegenden wohnen, kann ſich in 
einer allgemeinen Verſammlung der Mitglieder überhaupt nicht 
regieren. Wie jedem zu einer beſtimmten Größe herangewachſenen 
Volk, das an der Beſtimmung ſeiner Geſchicke ſelbſt mitarbeiten will, 
tut uns nichts mehr und nichts weniger not als ein Parlament, 
eine Verſammlung von gewählten Vertretern der einzelnen Be⸗ 
zirke, welche jederzeit zur Erörterung wichtiger Fragen zuſammen⸗ 
berufen werden kann, und Kommiſſionen zur genaueren Prüfung 
einzuſetzen befugt iſt. 

Wie im einzelnen dieſe Organiſation auszugeſtalten iſt, 
darüber wird ſich eine Einigung unſchwer erzielen laſſen. Ich 
möchte vorſchlagen, daß jeder Kammerbezirk zwei oder drei Vertreter 
wählt. Die Wahl ſoll in der Kammerverſammlung ſtattfinden, 
wahlberechtigt ſollen auch Nichtmitglieder des Deutſchen An⸗ 
waltvereins ſein, während der Gewählte natürlich dem Verein 
angehören muß. Wo der Kammervorſtand die Leitung der 
Wahl nicht übernimmt, mag der Vereins vorſtand für die Wahl 
ſorgen. Die Bezirksvertreter ſollen nicht gleichzeitig Mit⸗ 
glieder der Kammervorſtände ſein dürfen. Wenn ein Mitglied des 
Kammervorſtandes zum Delegierten gewählt werden will, ſo 
mag es ſein Amt als Vorſtandsmitglied niederlegen. Neben 
den Kammerbezirksvertretern mögen eine Anzahl Delegierter 
auch direkt durch den Anwaltstag gewählt werden, um die aus 
der notwendigen Beſchränkung der Zahl der Vertreter eines 
Bezirks entſtehenden Unbilligkeiten auszugleichen. 

Die Vertreterverſammlung ſoll ihren ſtändigen Sitz in 
einer zentral gelegenen Stadt — vielleicht Berlin — haben. 
Die baren Auslagen müſſen aus der Vereinskaſſe erſetzt werden. 
Sitzungen ſollen jedes Vierteljahr, außerordentliche Sitzungen 
auf Antrag des Vereinsvorſtands oder einer beſtimmten Anzahl 
von Delegierten ſtattfinden. Die Mitglieder des Vorſtandes 
ſollen auch in der Delegiertenverſammlung ſtimmberechtigt ſein. 

In die Kommiſſionen ſollen nicht nur Delegierte, ſondern 
auch jedes andere Vereinsmitglied gewählt werden können, da⸗ 
mit möglichſt alle in der Anwaltſchaft vorhandenen Kräfte zum 
Nutzen des Standes mobil gemacht werden können. 

Der Anwaltstag würde neben dieſer Delegiertenverſammlung 
beſtehen bleiben. Welche der beiden Verſammlungen die größere 
moraliſche Bedeutung gewinnen wird, wird die Zukunft lehren. 
Vielleicht empfiehlt es ſich, eine Delegiertenverſammlung jeweils 
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mit dem Anwaltstag zu verbinden und bei folden Tagungen 
nur den übereinſtimmenden Beſchlüſſen beider Verſammlungen 
bindende Kraft zu verleihen. 


III. 
Von Neumann. 


Wie heben wir das Anſehen unſeres Vereins und ſeiner 
Beſchlüſſe nach innen und nach außen? Zu dieſer Frage, die 
ſich die für die Vorbereitung der Statutenänderung zu wählende 
Kommiſſion wird vorzulegen haben, einige Bemerkungen. 

Der Deutſche Anwaltverein ſteht heute völlig außer Zu⸗ 
ſammenhang mit den lokalen Vereinigungen der Rechtsanwälte, 
obwohl doch die meiſten Mitglieder der lokalen Vereinigungen 
zugleich Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins find. Eine 
Umfrage wird ergeben, daß in vielen Bezirken, namentlich in 
den größeren Städten lokale Anwaltsvereine beſtehen. Wo ſie 
nicht beſtehen, wird es nur einer Anregung bedürfen, um ihre 
Bildung in die Wege zu leiten. Die Zuſammenfaſſung aller 
vorhandenen und noch zu bildenden Anwaltvereine durch das 
Band des Deutſchen Anwaltvereins würde eine fruchtbare 
Wechſelwirkung zwiſchen der zentralen und der lokalen Organi⸗ 
ſation ermöglichen. Die lokalen Vereinigungen würden Fragen 
und Angelegenheiten, deren Erörterung ihnen als wünſchens⸗ 
wert erſcheinen, der Zentralverwaltung mitteilen, biefe fie — 
neben ſonſtigen Anregungen — den lokalen Vereinigungen zur 
Erörterung empfehlen. Das Ergebnis ſolcher Erörterungen 
würde in der Zentrale geſammelt und zum Gegenſtand eines 
Berichts in der Vereinszeitſchrift gemacht werden. Es würde 
jederzeit die Meinung der deutſchen Anwaltſchaft in den die 
Rechtspflege und die Standesintereſſen betreffenden Fragen 
feſtgeſtellt werden können, wenigſtens, wenn ſich eine überein⸗ 
ſtimmende Meinung aller oder doch der meiſten Vereine ergäbe. 
Fragen, in denen weſentliche Meinungsverſchiedenheiten hervor⸗ 
treten, wären die geeigneten Beratungsgegenſtände für den 
Anwaltstag. Umfragen und Sammlungen von ſtatiſtiſchem 
und ſonſtigem Material, die von dem Zentralvorſtand auf An⸗ 
regung der lokalen Vereinigungen oder ohne ſolche ausgehen, 
könnten von den lokalen Vereinigungen erledigt werden. 

Die lokalen Vereinigungen hätten eine nach der Zahl der 


Vereinsmitglieder abzuſtufende Anzahl von Abgeordneten in den 


neu zu begründenden Vorſtandsrat zu entſenden. 

Der Vorſtandsrat hätte ſich nach Bedarf, mindeſtens all⸗ 
jährlich einmal zu verſammeln. Er hat den Vorſtand in der 
Durchführung der Vereinszwecke zu unterſtützen. Er hat die 
Tagesordnung für den Anwaltstag feſtzuſetzen und die Beratungs⸗ 
gegenſtände vorzubereiten. Vielleicht wäre es auch zweckmäßig, 
dem Vorſtandsrate die Befugnis zu geben, den Anwaltstagen 
ein beſtimmtes Votum vorzuſchlagen. Es würden dadurch über⸗ 
eilte und in ſich widerſpruchsvolle Beſchlüſſe vermieden werden. 

Vor allem aber bedarf ein ſo großer Verein, wie der 
unſere, eines im Hauptamte für ihn tätigen Geſchäftsleiters 
oder Generalſekretärs. Die richtig verſtandenen Aufgaben eines 
Deutſchen Anwaltvereins bringen eine ſolche Menge von Arbeit 
mit ſich, daß ſie in wirklich ſachgemäßer und fruchtbringender 
Weiſe von den mit den Anforderungen des eigenen Berufs 
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belafteten ehrenamtlichen Vorſtandsmitgliedern nicht geleiftet werden 
kann. Der Geſchäftsleiter iſt von dem Vorſtandsrate zu wählen 
und mit jährlicher Kündigungsmöglichkeit anzuſtellen. Er hat, 
mit den erforderlichen Hilfskräften ausgeſtattet, die geſamte 
Arbeit, die das Vereinsleben mit ſich bringt, unter Aufſicht des 
Vorſtandes zu leiſten und hat ſich bei den Sitzungen des Vor⸗ 
ſtandes und des Vorſtandsrates mit beratender Stimme zu 
beteiligen. 

Er hätte namentlich die Leitung der Vereinszeitſchrift zu 
übernehmen und ſie, ſobald die beſtehenden Hinderungsgründe 
überwunden ſein werden, auf eine der Bedeutung unſeres 
Vereins und unſeres Standes würdige Höhe zu bringen. Und 
darin wäre ſehr viel zu tun. Aber auch andere Aufgaben 
harren noch der Löſung. 

Der Vorſtand würde nur aus fünf Mitgliedern, dem 
Vorſitzenden und feinem Stellvertreter ſowie drei Beifitzern, 
zu beſtehen brauchen, da in wichtigen Fällen der Vorſtandsrat 
hinzuzuziehen iſt. Dabei würde es ſich empfehlen, grundſätzlich 
eine zeitliche Begrenzung für die Zugehörigkeit zum Vorſtande 
ſtatutenmäßig feſtzuſetzen. 

Der fo von mir ſkizzierte Inhalt des Statuts mit Bezirks⸗ 
vereinen und Geſchäftsleiter iſt kein Phantaſiegemälde, ſondern 
die bewährte Grundlage des ſeit Jahrzehnten blühenden Vereins 
Deutſcher Ingenieure, deſſen Wirkſamkeit für die Wiſſenſchaft 
und den Stand der Ingenieure wir uns zum Beiſpiel nehmen 
mögen. 


Zur Entlaſtung des Reichsgerichts. 
Von Juſtizrat Syring, Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht in 
Leipzig. 

Die Überlaſtung des Reichsgerichts macht ſich wieder 
fühlbar. Es werden jetzt ſchon Termine bis in den Sep⸗ 
tember k. Is. hinein anberaumt. Dieſer Zuſtand iſt unhaltbar. 
Eine Anderung iſt nur von geſetzgeberiſchen Maßnahmen zu 
erwarten. Solche werden augenblicklich viel erwogen. Es wäre 
zu wünſchen, daß Mittel gefunden würden, welche die Entlaſtung 
herbeiführen, ohne die Rechtspflege zu beeinträchtigen. Nachdem 
die Reviſion bereits durch die Novelle vom 5. Juni 1905 eine 
Anderung erfahren hat, die vielfach als vielleicht unvermeidliche 
Verſchlechterung angeſehen wird, iſt es dringend geboten, Schritte 
zu unterlaſſen, die eine nochmalige Verſchlechterung des Rechts⸗ 
mittels bedeuten würden. 

Zu Maßregeln dieſer Art würde es gehören, wenn be⸗ 
ſtimmt würde, daß ſolche Reviſionen, die von dem zuſtändigen 
Senate für ausſichtslos erachtet werden, ohne mündliche Ver⸗ 
handlung als unbegründet zurückgewieſen werden dürfen. Die 
großen Bedenken gegen eine derartige Einrichtung ſind bereits 
in dem Berichte der XII. Reichstagskommiſſion über den Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes betreffend Anderung der Zivilprozeßordnung 
(Nr. 782 der Druckſachen des Reichstags 11. Legisl.⸗Per. 
I. Seſſion 1903/05 S. 15—16) eingehend dargelegt. Es 
kann auf die dortigen Ausführungen verwieſen werden. Be⸗ 
ſonders betont ſei noch, daß nicht ſelten Reviſionen a limine 
abgewieſen werden würden, die auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung Erfolg haben würden. Manche Sachen bekommen 
in der mündlichen Verhandlung ein anderes Geſicht, als ſie bei 
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dem bloßen Studium der Akten zeigen. Darauf iſt es zurück⸗ 
zuführen, daß zuweilen Reviſionen durchdringen, zu deren Ein⸗ 
legung der Partei wegen Ausſichtsloſigkeit das Armenrecht ver⸗ 
weigert worden war. | 

Dieſer Nachteil würde ſich fteigern, wenn man gar über 
die Erörterungen jener Kommiſſion hinaus dazu ſchreiten würde, 
die Entſcheidung über die Ausſichten der Reviſionen nicht dem 
ganzen Senate, ſondern einigen, etwa zwei, Mitgliedern zu 
übertragen. Kann es vorkommen, daß ein ganzer Senat eine Reviſion 
zunächſt ohne mündliche Verhandlung ungünſtiger beurteilt als 
nachher auf Grund mündlicher Verhandlung, ſo iſt dieſe Möglichkeit 
in erhöhtem Maße vorhanden, wenn nur zwei Mitglieder auf 
Grund der Akten die Prüfung der Sache vornehmen. Damit 
iſt es zu erklären, daß fo manches Mal Revifionen, die zu 
Anfang der Verhandlung ungünſtig erſcheinen, ſchließlich zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. Solche Reviſionen, 
die gegen das Votum jener beiden Mitglieder des Senats 
durchdringen, würden im Beſchlußverfahren in den meiſten 
Fällen der Abweiſung unterliegen. Die Einführung einer 
derartigen Maßregel würde daher eine bedauerliche Ver⸗ 
ſchlechterung des Rechtsmittels enthalten. 

Sie würde auch eine Beeinträchtigung des Vertrauens 
gegenüber der Rechtſprechung des Reichsgerichts zur Folge 
haben. Tatſächlich beſteht — ob mit Recht oder Unrecht, 
kann dahin geſtellt bleiben — im Deutſchen Volk ein Miß⸗ 
trauen gegen Entſcheidungen, die hinter verſchloſſenen Türen 
erlaſſen werden. Daher der ſiegreich vorgeſchrittene Drang 
nach Offentlichkeit und Mündlichkeit. Daß die Einrichtung der 
Vorprüfung nur mit Mißtrauen angeſehen werden würde, kann 
deshalb kaum zweifelhaft ſein. 

Die Vorprüfung durch den Senat oder zwei Mitglieder des⸗ 
ſelben würde aber auch gar nicht die erhoffte Entlaſtung, ſondern 
vielleicht ſogar eine Belaſtung des Reichsgerichts bewirken. 

Soll ſie durch den ganzen Senat erfolgen, dann würde, 
wie bereits in der Reichstagskommiſſion hervorgehoben iſt, 
nicht ſelten der Fall eintreten, daß dieſelbe Sache, weil ſie 
verhandlungswürdig erſcheint, den Senat zweimal beſchäftigen 
müßte. Dieſer Mehraufwand von Zeit und Kraft würde einen 
Teil des wirklichen Gewinnes aufheben. 

Dazu kommt noch folgendes. Die Rechtsanwälte beim 
Reichsgericht prüfen jetzt die ihnen zugehenden Aufträge zur 
Einlegung von Reviſionen ſorgfältig daraufhin, ob die Reviſion 
durchführbar iſt. Sie lehnen im allgemeinen die nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen ausſichtsloſen Sachen ab. Daß zuweilen 
unter beſonderen Umſtänden Sachen zur Verhandlung gebracht 
werden, die ausſichtslos erſcheinen, ändert an jener Regel nichts. 
Von den Anwälten der Vorinſtanzen iſt ja vielfach darüber 
Klage geführt worden, daß in der Ablehnung von Aufträgen 
zu weit gegangen werde. Mag dieſer Vorwurf auch un⸗ 
begründet ſein, jedenfalls halten die Rechtsanwälte bei dem 
Reichsgericht zahlreiche zur Verhandlung ungeeignete Sachen 
von der mündlichen Verhandlung fern. Dies muß anders 
werden, wenn eine Vorprüfung durch den Senat oder gar 
durch zwei Mitglieder ſtattfindet. Es iſt dann nicht zu ver⸗ 
meiden, daß Reviſionen eingelegt und aufrecht erhalten werden, 
die ſonſt zurückgewieſen oder wieder zurückgenommen werden 
würden. Einerſeits wird den Anwälten das Gefühl der Ver⸗ 
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antwortlichkeit abgenommen. Sie werden, wenn eine Sache 
zur Verhandlung zugelaſſen wird, nicht mehr Bedenken tragen, 
ſie der Entſcheidung des Reichsgerichts zu unterbreiten, da die 
Vorprüfung in andere Hände übergegangen iſt. Andererſeits 
wird, wenn eine Vorprüfung durch das Reichsgericht erfolgt, 
den Parteien von den Anwälten nicht gut die Möglichkeit ver⸗ 
ſchloſſen werden können, ihre Sachen wenigſtens dieſer Vor⸗ 
prüfung zu unterwerfen. Hierüber kann jemand, der in der 
Praxis ſteht, nicht den mindeſten Zweifel haben, auch wenn er 
es mit der Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten ſehr ernſt 
nimmt. Das Reichsgericht wird daher aller Wahrſcheinlichkeit 
nach derart mit Reviſionen belaſtet werden, daß dadurch der 
erſtrebte Gewinn an Zeit und Kraft ausgeſchloſſen und vielleicht 
ſogar die Arbeitslaſt noch vergrößert wird. 

Eine Maßnahme mit ſo nachteiligen Wirkungen und ſo 
zweifelhaftem Erfolge ſollte man nicht in den Kreis der Er⸗ 
wägungen ziehen, ſolange es noch andere Mittel gibt. Dies 
iſt aber der Fall. 

Die nochmalige Erhöhung der Reviſionsſumme wäre 
gegenüber der Vorprüfung noch das geringere Ubel. Aber auch 
dieſe iſt nicht erforderlich. 

Am nächſten dürfte die Errichtung zweier neuer Senate liegen. 

Man hat dagegen geltend gemacht, es fehle im Deutſchen 
Reiche an geeigneten Kräften zur Beſetzung der neuen Stellen. 
Es wäre traurig um das Deutſche Reich beſtellt, wenn dieſe 
Beſorgnis begründet wäre. Über fie wird man zur Tages⸗ 
ordnung übergehen können. 

Weiter iſt ausgeführt worden, die Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung würde in noch höherem Maße als bisher gefährdet 
werden. Dieſe Gefährdung iſt indeſſen ſchon an ſich nicht groß, 
da die Geſchäfte unter die einzelnen Senate nach Materien 
verteilt ſind. Sie kann aber auch ganz vermieden werden. 
Dies dadurch, daß den beiden neuen Senaten — erforderlichen⸗ 
falls neben einigen ſpeziellen Materien — alle diejenigen Sachen 
überwieſen werden, in denen die Reviſion darauf geſtützt 
wird, daß die Entſcheidung auf der Verletzung einer anderen 
Rechtsnorm als eines Reichsgeſetzes oder eines Geſetzes des 
gemeinen oder franzöſiſchen Rechts beruhe. Es würden davon 
alle diejenigen Geſetze betroffen, welche in der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879 und in den Geſetzen vom 
15. März 1881, 24. Juni 1886 und 30. März 1893 auf⸗ 
geführt ſind. Damit würden die zahlreichen Rechtsſtreitigkeiten 
über kirchenrechtliche Verhältniſſe, Schulbaulaſten, Familien⸗ 
fideikommiſſe, Lehen, Bergrecht, Waſſerrecht, Landeskultur⸗ 
angelegenheiten, Enteignungen, Feſtſetzung von Straßenflucht⸗ 
linien, Jagd, Fiſcherei, Steuern und Stempel, ſoweit dieſe 
Rechtsſtreitigkeiten dem Landesrechte angehören, den neuen 
Senaten überwieſen. Mit der Abſonderung dieſer Sachen würden die 
übrigen Senate erheblich entlaſtet. Sie würden für die übrigen 
Sachen arbeitsfähig erhalten werden. Dieſe würden dann nach wie 
vor von 7 Senaten erledigt. Die Einheit der Rechtſprechung 
würde alſo nicht in höherem Maße als gegenwärtig gefährdet ſein. 

Als weiteres Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
kommt in Betracht die Abzweigung der zweitinſtanzlichen Sachen, 
mit denen der höchſte Gerichtshof jetzt belaſtet iſt. 

Das gilt zunächſt von den Beſchwerden und Berufungen 
in den Sachen, welche in 8 14 KonſGG. vom 7. April 1900 
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und 8 2 SchutzgebG. vom 10. September 1900 aufgeführt find. 
Soweit für fie nicht gemäß § 6 Nr. 6 des letzteren Geſetzes 
Vorſorge getroffen iſt, könnte die Entſcheidung einem Ober⸗ 
landesgerichte, etwa demjenigen in Hamburg oder dem Kammer⸗ 
gericht, übertragen werden. 

Auch mit den Berufungen gegen die Entſcheidungen des 
Patentamtes gemäß § 33 PatG. vom 7. April 1891 könnte 
das Reichsgericht verſchont bleiben. Gerade dieſe Sachen nehmen 
den erſten Senat außerordentlich ſtark in Anſpruch. Die Bildung 
einer II. Inſtanz bei dem Patentamte ſelbſt dürfte möglich und 
zweckmäßig ſein. Die dabei in Betracht kommenden Geſichts⸗ 
punkte haben eine eingehende Erörterung gefunden in dem Auf⸗ 
ſatze JW. 07, 665. 

Zu erwägen wird ferner ſein, ob es nicht angängig iſt, 
Ziff. 2 des S 547 ZPO. zu ſtreichen oder einzuſchränken. Die 
in 8 70 GWG. bezeichneten Angelegenheiten find, mindeſtens 
zum Teil, nicht von ſolcher Bedeutung, daß bei ihnen die 
Reviſion ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
ſtattfinden müßte. 

Endlich dürfte auch die von Herrn Kollegen Dr. Hachen⸗ 
burg auf dem Anwaltstage in Mannheim (JW. 07, 615) 


gegebene Anregung, Streitigkeiten aus gewiſſen Rechtsverhält⸗ 


niſſen den Amtsgerichten zu überweiſen, ſehr wohl Beachtung 
verdienen. Dieſe Streitigkeiten würden von dem Reichsgerichte 
fern gehalten werden. 

Die hier angedeuteten Wege würden zu einer ausreichenden 
Entlaſtung des Reichsgerichts führen, ohne daß dadurch eine 
Verſchlechterung der Rechtspflege bewirkt würde. Vielleicht 
laſſen ſich noch andere Wege ausfindig machen, die zu dem⸗ 
ſelben. Ziele führen, ohne eine weitere Verunſtaltung des Rechts⸗ 
mittels in ſich zu bergen. Unter allen Umſtänden aber iſt die 
Vorprüfung zu vermeiden. Sie wäre ein ſehr ſchädliches und 
wenig wirkſames Hilfsmittel. Es wäre zu bedauern, wenn ſie 
von dem Bundesrate dem Reichstag vorgeſchlagen würde. Daß 
ſie vom Reichstag angenommen werden würde, iſt kaum zu 
befürchten. Jedenfalls hat die geſamte Anwaltſchaft die Ver⸗ 
pflichtung, ſie im Intereſſe einer guten und vom Vertrauen des 
Volkes getragenen Rechtspflege auf das ſchärfſte und mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu bekämpfen. 


Zur Reform. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Hier will ich nur unterſuchen, ob die Zwecke des Entwurfs, 
Vereinfachung, Beſchleunigung und Verbilligung der Rechts⸗ 
pflege, wirklich und in welchem Maße gefördert werden, und ob 
die Mittel und Konſequenzen mit dem erreichten Zwecke 
harmonieren, ob die wirtſchaftliche Bedeutung des Entwurfs die 
Anwendung ſolcher Mittel lohnt. 


J. Vereinfachung der Rechtspflege. 

1. Der Offizialbetrieb vereinfacht das Verfahren vor dem 
Amtsgericht nicht. Die Zuſtellung des Gerichtsvollziehers wird 
zwar bei der Klage ausgeſchaltet; jede Ladung muß aber 
doppelt zugeſtellt werden. Das Gericht hat zu prüfen, ob es einen 
Schriftſatz zuſtellt oder nicht, das Gericht hat durch die Vorſchrift 
des § 501 eine geſteigerte Prüfungspflicht und Verantwortlichkeit. 
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2. Eine Vereinfachung ſieht der Entwurf in dem Un⸗ 
mittelbarkeitsprinzip, daß der Partei direkt und nicht zu Händen 
des Anwalts, wenn ſie perſönlich erſcheinen ſoll, Meldung 
gemacht wird. Es kann dies im amtsgerichtlichen Verfahren 
ſchon zum erſten Termin und auch geſchehen, ohne daß der 
Anwalt von der Ladung Kenntnis erhält. 

Nach den Motiven darf man die Mitteilung an die Partei 
nicht dem Ermeſſen des Anwalts überlaſſen. 

Mit Unrecht! Jeder erfahrene Anwalt weiß, daß das 
Gericht aus dem Ausbleiben der Partei Schlüſſe gegen ihr 
Verhalten im Prozeß ziehen kann und dazu geneigt iſt. Er 
wird der Partei regreßpflichtig, wenn er ihr nicht Gelegenheit 
gibt, das ihre zu tun. Er macht ſich auch einer Achtungs⸗ 
verletzung gegen das Gericht ſchuldig und difziplinarifch ver⸗ 
antwortlich, wenn er der Mitteilung keine Folge gibt, — alles das 
traut man dem deutſchen Anwalt zu, von deſſen Pflichttreue 
man doch ſonſt ſo viel verlangt! 

Die Ladung der Partei darf man alſo auch im Amts⸗ 
gerichtsprozeß nur neben gleichzeitiger Mitteilung an den Anwalt 
geſtatten. 

II. Beſchleunigung der Rechtspflege. 

1. Verſäumnisurteile. Hier tritt eine Beſchleunigung nicht 
ein. Die Einlaſſungsfriſt iſt zwar etwas kürzer, aber es muß 
ja nunmehr doch die Klage beiden Parteien zugeſtellt werden, 
und nur wenn der Kläger ſelbſt auf die Terminsanſetzung 
wartet, kommt er ſchneller zum erſten Termin. 

Die Einlaſſungsfriſt zählt doch erſt von der letzten Zu⸗ 
ſtellung! Im Entwurf ſteht es zwar nicht, das iſt aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Niemand kann vor dem Termine ſich berechnen, 
ob er ein Verſäumnisurteil erhält oder den Gegner zur Ver⸗ 
handlung zwingen kann. Die Sanierung einer mangelhaften 
Zuſtellung wird erſchwert. 

2. Die Erledigung der kontradiktoriſchen Sachen ſoll 
ſchneller vor ſich gehen. Die einzelne Verhandlung vor dem 
Amtsgericht iſt zwar kürzer, aber der Unterſchied von 6,24 Ter⸗ 
minen (AG.) zu 5,63 (LG.) in der Statiſtik zu 8 48 iſt nicht 
ſo ſehr bedeutend, um die Zuweiſung an den Einzelrichter allein 
als beſchleunigendes Moment darzuſtellen, und der Durchſchnitts⸗ 
ſatz von 5,63 Terminen umfaßt alle höheren Objekte mit. Die 
Statiſtik hilft alſo dieſer Annahme nicht. Die Vertagung wird 
nicht vermieden, an ihre Stelle tritt das Nichterſcheinen. 

3. Die Beſchleunigung der Beweisaufnahme dadurch, daß 
das Amtsgericht ex officio ſchon zum erſten Termin bei kontra⸗ 
diktoriſchen Sachen Zeugen vernehmen kann, ſteht im weſent⸗ 
lichen auf dem Papier. Würde ſie zur Gewohnheit, ſo könnte 
fie zur Uberrumpelung des Gegners führen. 

Der Beklagte kann verhindern, daß über die Behauptungen 
des Klägers allein im erſten Termin Beweis erhoben wird, wenn 
er eben erſt im Termin oder kurz vor dem Termin widerſpricht. 

Doch die ganze Maßnahme wird einfach techniſch nicht 
durchführbar ſein, da der Amtsrichter ſeine Termine zunächſt 
jo anſetzt, als wenn er keine Zeugen zu laden hat.!) 


) Herr Präſident Koffka verlangt ſogar eine Verſchärfung: „hat“ 
ſtatt „kann“. Nach ihm bezahlt ev. die gewinnende Partei unnötige 
Koſten, weil ſie ſich auf den Zeugen berufen hat, deſſen Vernehmung 


durch die Verhandlung ſelbſt überflüſſig wurde. 
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4. Als Hauptzwang zur Beſchleunigung, und zwar für 
alle Prozeſſe, fol nun die Neugeſtaltung des 8 48 GKG. 
dienen. Sie iſt techniſch wenig brauchbar und wird weder ganz 
die finanziellen Reſultate herbeiführen, die man ſich von ihr 
verſpricht, noch ſonſt günſtig wirken. 

Zunächſt machen die Gründe hier wieder den Anwalt zum 
Schuldner, dem man aus Mitleid die verdiente Strafe erläßt. 
Die Vertagungsſtatiſtik iſt aber keine ſichere. 

Das Prinzip iſt inſofern ein ungerechtes, als die Erhöhung 
der Prozeßkoſten lediglich von der unterliegenden Partei getragen 
wird, ſelbſt wenn niemand an der Verlängerung des Rechts⸗ 
ſtreites ſchuld hat! Es zählt der Termin mit, den der Anwalt 
infolge plötzlicher Erkrankung nicht wahrnehmen kann; der Termin, 
welcher durch eine unvorhergeſehene Kolliſion vereitelt wird; der 
Termin, welcher dadurch entſteht, daß das Gericht ſein Frage⸗ 
recht ausübt; der Termin, deſſen Anberaumung im Publikations⸗ 
termin zum Zwecke der Wiedereröffnung vor Gericht be⸗ 
ſchloſſen wird. 

So kann der Richter im Anwaltsprozeß ſehr ſchnell dazu 
kommen, die Anzahl von 3 Terminen bei einfacher kontra⸗ 
diktoriſcher Verhandlung zu überſchreiten und dem Staat Mehr⸗ 
koſten zuzuführen, wenn er die Termine möglichſt kurz anſetzt. “) 

Die Anſicht der beiden Referenten, daß der Anwalt eben⸗ 
falls für eine erhöhte Anzahl von Terminen mehr liquidieren 
ſollte, halte ich nicht für billig; denn dadurch gibt man dem 
Anwalt ein pekuniäres Intereſſe an der Verlängerung des 
Rechtsſtreits, welches weiteres Mißtrauen in ſeinem Verhältnis 
zum Klienten ſchaffen kann.?) 

Will man für Mehrleiſtung des Richters und des Anwalts 
Erhöhung eintreten laſſen, warum ſchafft man dann nicht eine 
Gebühr für das vorbereitende Verfahren? Warum belaſtet man 
nicht die Termine, in denen verhandelt wird, ſondern die, in 
denen es nicht geſchieht? 

Die Erſparung unnützer Vorarbeit läßt ſich auf andere 
Weiſe erreichen. Vor dem Oberlandesgericht Stettin beſteht 
ſeit einigen Jahren die Praxis, daß die Anwälte die Reihen⸗ 
folge der zur Verhandlung kommenden Sachen anzeigen und 
zugleich mitteilen, welche Sachen, weil noch nicht vorbereitet, 
nicht zur Verhandlung kommen können. Der Weg iſt für alle 
nicht zu großen Gerichte gangbar. 

5. Schließlich iſt eine Beſchleunigung des Rechtsſtreits 
zu billigen, die Abſchneidung der Berufungen für kleine Objekte. 
Für ſo kleine Objekte unter 50 Mark genügt allerdings eine 
Tatſacheninſtanz. Unzweckmäßig iſt aber die vollſtändige Aus⸗ 
ſchaltung eines jeden Rechtsmittels. Hier muß alſo das Rechts⸗ 
mittel der ſofortigen Beſchwerde bleiben. 


III. Verbilligung der Rechtspflege. 

1. Das Verfahren wird nicht verbilligt; die Mehr⸗ 
belaſtung der Intereſſenten folgt aus der Beſtimmung über die 
Schreibgebühren. 

2. Neben dem Pauſchquantum bleiben die Schreibgebühren 
zu 20 Pf. für diejenigen Fälle, in welchen, wie die Motive 


2) Der Handelsſenat des Oberlandesgerichts Stettin z. B. arbeitet 
oft mit Terminen von 10 reſpektive 14 Tagen. 

3) Der Ausſchluß des Regreſſes (Heinitz DIZ.) erſcheint mir 
nicht zuläſſig, dem Gegner gegenüber unwirkſam. 
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ſagen, Schreibgebühren aus nahmsweiſe noch in Anſatz ge⸗ 
langen ſollen, d. h. diejenigen Schreibgebühren für Aus⸗ 
fertigungen und Abſchriften, welche nur auf Antrag oder zur 
Herſtellung der notwendigen Abſchrift erfordert werden. 
($ 79 GKG.) 

Die dem Entwurf beigefügte Statiſtik gibt keinen Anhalt 
darüber, welchen Prozentſatz die Antragsſchreibgebühren dar⸗ 
ſtellen. Er läßt ſich aber annähernd berechnen. Zu den 
Antragsſchreibgebühren gehören ſämtliche Abſchriften der Urteile, 
der Beweisbeſchlüſſe, der Beweisaufnahme, der Urkunden. Zu 
den anderen gehören nur die Koſten für die von Amts wegen 
zuzufertigenden Abſchriften, alſo die Ladungen an die Zeugen, 
Zuſtellungen von Beweisbeſchlüſſen an Sachverſtändige, Re⸗ 
quiſitionen an die erſuchten Gerichte und ein Teil der nicht 
verkündeten Beſchlüſſe (vgl. SS 86, 80 a, 80 b, 45 GKG.). 

Im Amtsgerichtsprozeß find beide Arten geringfügig. 
Im Verſäumnisverfahren entſteht mindeſtens als Antrags⸗ 
ſchreibgebühr die Ausfertigung des Urteils. Im kontra⸗ 
diktoriſchen Verfahren vor den Amtsgerichten entſtehen ſie in 
etwas erhöhtem Maße, da auch der unterliegende Teil, ſoweit 
er durch den Anwalt vertreten iſt, ſich ein Urteil geben läßt. 
Wo beide Parteien vertreten ſind, umfaſſen die Antragsſchreib⸗ 
gebühren einen noch größeren Teil und ſteigen noch in höherem 
Maße vor Landgericht und Oberlandesgericht. Ich habe mit 
ſachkundigen Gerichtsſchreibern geſprochen, ich habe eine Reihe 
von Gerichtskoſtenrechnungen, in welchen Antragsſchreibgebühren 
und Amtsſchreibgebühren mit Rückſicht auf die verſchiedenen 
Koſtenſchuldner getrennt aufgeführt ſind, geprüft. Danach ſind 
mindeſtens drei Viertel der landgerichtlichen und oberlandesgericht⸗ 
lichen Schreibgebühren Antragsſchreibgebühren. 

3. Amtsgerichtsprozeß. Ich ſetze hier nur ein als 
Antragsſchreibgebühren für 794 579 Verſäumnisurteile“) je 
40 Pf. mit 317 831,60 Mark. Sie waren in Höhe von 
158 915,80 Mark in den bisherigen Schreibgebühren von 
1371926 Mark enthalten. Die übrigen Schreibgebühren, 
1054 094,40 Mark beziehen ſich alſo auf kontradiktoriſche 
Sachen; von dieſen nur (gering geſchätzt) die Hälfte als Antrags⸗ 
ſchreibgebühren jetzt neu mit dem doppelten Satze bezahlt, 
ergibt 1 054 094,40 Mark. Zu den in der Statiſtik neu 
berechneten Pauſchgebühren von 1 107 233 Mark treten alſo 
an Koſten im ganzen 1 371 926 Mark hinzu. 

Ferner erwächſt ein weiteres Plus dadurch, daß für Objekte 
unter 60 Mark das Pauſchquantum von 50 Pf. die in der 
Statiſtik berechneten 10 Prozent mit 40 Pf. reſp. 25 Pf. über⸗ 
ſteigt. Bei der Statiſtik in Anlage II des Entwurfs ſtellen dieſe 
Objekte / der Amtsgerichtsobjekte dar;) ſchon das ergibt bei 
1 369 000 Amtsgerichtsprozeſſen und durchſchnittlich 30 Pf. 
Zuſchlag 410 000 Mark mehr. 

Aus dieſer Berechnung ergibt ſich alſo ein Plus für den 
Amtsgerichtsprozeß von 2 899 159 Mark (1 107 233 Mark 
[10 Prozent! und 1 371 926 Mark Antragsſchreibgebühren und 
410 000 Mark [Mindeftzufhlag])) weniger 1 500 405 Mark 
bisheriger Koſten, alſo rund 1 389 000 Mark. 


) Hauptüberſicht für 1904, JMBl. 05, 233. 
5) Das wird noch zu wenig fein, weil Anlage II nur Anwalts⸗ 
prozeſſe umfaßt. 
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Dagegen ſpart die Partei die Koſten der Klagezuſtellung 
durch den Gerichtsvollzieher mit 50 Pf. = 685 000 Mark, und 
für weitere, ſeltene Parteiladungen bei 360 000 kontradiktoriſchen 
Sachen höchſtens noch 115 000 Mark alſo 800 000 Mark. 

Für den Fiskus iſt andererſeits der Betrag von 
1 400 000 Mark kein reiner Verdienſt, für ihn tritt eine 
zwiefache Belaſtung ein, die neuen Ladungskoſten und eine 
Verminderung des Ertrages aus den Gerichts vollziehergebühren. 

a) Die poſitive Belaſtung bemeſſe ich ziemlich hoch, wenn 
ich für jede Klage bei vereinfachter Zuſtellung 60 Pf. einſtelle, 
für jeden kontradiktoriſchen Prozeß die Zuſtellung zweier weiterer 
Schriftſätze mit 40 Pf. veranſchlage und ſchließlich annehme, 
daß in jedem dritten kontradiktoriſchen Amtsgerichtsprozeß ein 
Ruhen des Verfahrens eintritt. 

Daraus ergeben ſich Ladungskoſten des Gerichts 

821 400 Mark (1 369 000 Prozeſſe), 
144 000 Mark (bei 360 000 kontradiktoriſchen Sachen), 
72 000 Mark (für 120 000 Fälle des Ruhens), 


1037 400 Mark. 

Das iſt alſo eine Einbuße des Juſtizfiskus und Einnahme 
des Reichs poſtfiskus zugleich. 

b) Die 685 000 Mark Mindereinnahme der Gerichts: 
vollzieher tragen dieſe nur zu 25 Prozent, zu 75 Prozent ent⸗ 
gehen ſie dem Juſtizfiskus. 

Das Reſultat iſt daher folgendes: 

1. Die Partei zahlt mehr .. 600 000 Mark, 

2. die Gerichts vollzieher verlieren perſönlich 170 000 Mark. 
Schreibgebühren für Armenſachen ſind in der Statiſtik nicht 
enthalten. g 

4. Die höheren Inſtanzen. 

Etwas anders geſtaltet ſich das Verhältnis für die höheren 
Inſtanzen, in denen (abgeſehen von den Objekten für 300 bis 
800 Mark) die Neuauslagen des Fiskus fortfallen. Die 
Schreibgebühren für Landgerichte und Oberlandesgerichte betragen 
nach der Statiſtik für 1904 806 735 Mark. Davon ergeben 
J Antragsſchreibgebühren mit 604 500 Mark jetzt zu dem 
doppelten Satze einen Zuſchlag von 1 209 000 Mark, der 
Pauſchſatz ein beträchtliches Mehr von 371765 Mark. 
Das Plus der Gerichtskoſten für die Parteien beträgt hier 
alſo 1 580 000 Mark. Andererſeits erſpart die Partei an 
Ladungskoſten für die Sachen von 300 bis 800 Mark ungefähr 
120 000 Mark. 48 Prozent der gewöhnlichen Prozeſſe und 
57 Prozent der Handelsgerichtsprozeſſe ſcheiden aus. Im 
Jahre 1904 betrug dieſer Prozentſatz von 123 000 Landgerichts⸗ 
zivilprozeſſen 57 000 und von 69 000 Handelsprozeſſen 39 000, 
96 000 Prozeſſe. Bei dieſen 96 000 Sachen rechne ich 75 Pf. 
für die Zuſtellung der Klage (Gerichtsvollzieher und Poſt), und 
für zirka 32 000 kontradiktoriſche Prozeſſe 35 Pf. für weitere 
Portos bei Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt. 

5. Die Partei zahlt alſo für die höheren Inſtanzen 
1460 000 Mark, für die bisherigen Amtsgerichtsprozeſſe faſt 
600 000 Mark Gerichtskoſten mehr als ſie erſpart, im ganzen 
über 2 Millionen Mark mehr, dem preußiſchen Juſtizfiskus 
fallen als reiner Verdienſt ungefähr 1¼ Millionen, dem Reichs⸗ 
poſtfiskus außerdem durch Vermutlung des preußiſchen 
Fiskus ungefähr / Million mehr zu als bisher. 
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Die ganze Mehrbelaſtung des Publikums für Deutſchland 
an Gerichtskoſten wird 3 bis 3½ Millionen pro Jahr betragen, 
weil die Zahlen von 1904 überholt ſind. Für die ſüddeutſchen 
Staaten wird die Einfuhrung ja nicht ganz fo vortellhaft fein. 

6. Das Mahnverfahren laſſe ich außer Betracht. Wahr⸗ 
ſcheinlich erhöht es noch den Prozentſatz der Statiſtik, wenn 
feine Schreibgebühren in Anlage I mitenthalten find; der Staat 
ſteht aber bezüglich der Gerichtskoſten nicht ſchlechter.“) 

7. Den Reinertrag aus $ 48 vermag ich nicht annähernd 
zu ſchätzen, weil nicht zu überſehen iſt, inwieweit wir Anwälte 
dem Publikum die Mehrbelaſtung erſparen können. Bleiben 
die Terminszahlen dieſelben, dann wird allerdings Preußen 
wohl allein auf mehr als eine Million Plus rechnen können.“) 


IV. Einbuße der Anwälte. 

Die Verſchiebung der Anwaltseinnahmen in Preußen ge⸗ 

ſtaltet ſich ſo: 
Oberlandesgerichtsanwälte. 

Dieſe verlieren die Einnahmen aus den Prozeſſen von 
300 bis 800 Mark; nach den Motiven 33 Prozent, nach 
meiner Statiſtik und der anderer Kollegen ungefähr 40 Prozent 
aller Sachen, alfo bei /. 8000 Sachen und 16 000 Mandate nach 
der Statiſtik von 1904. Für das Jahr 1906 iſt der Ausfall 
noch etwas höher, nämlich 9 — 10000 Sachen. 16 000 Mandate 
bedeuten einen Ausfall für die Oberlandesgerichtsanwälte von 
insgeſamt lediglich an Gebühren 720 000 Mark. Als Durch⸗ 
ſchnittsſatz lege ich 45 Mark zugrunde. Davon ziehe ich weiter 
für erſparte unentgeltliche Anwaltsarbeit in Armenſachen d) mit 
Rückſicht auf den vereinzelten Eingang von Gebühren noch 
60 000 Mark ab. Die Summe von 660 000 Mark fließt den 
Landgerichtsanwälten wieder zu, während ſie zirka 280 Ober⸗ 
landesgerichtsanwälten (Kalender 1904, Preußen) verloren geht, 
alſo ein Verluſt von 2300 bis 2400 Mark auf den Anwalt 
nur im Durchſchnitt. 


Landgerichts- und Amtsgerichtsanwälte. 

An das Amtsgericht gehen 57 000 Zivilkammerprozeſſe 
und 39 000 Handelsgerichtsprozeſſe. Die erſteren zu 60 Prozent 
Verſäumnisurteil, zu 40 Prozent kontradiktoriſch “), ergeben für 
22 800 kontradiktoriſche Prozeſſe mit einer Gebühr von je 
45 Mark für 2 Anwälte 2 052 000 Mark, für 34 200 Ver⸗ 
ſäumnisſachen mit einer Durchſchnittsgebühr von 25 Mark für 
einen Anwalt 855 000 Mark; zuſammen 2 907 000 Mark. 

Die 39 000 Handelskammerprozeſſe werden nach dem 
Verhältnis, JM Bl. 05, 247 (30 000 zu 39 000), fo zu teilen 
ſein, daß 17 000 gewöhnliche Handelsprozeſſe und 22 000 Ur⸗ 
kundenprozeſſe, hauptſächlich Wechſelprozeſſe an das Amtsgericht 
gelangen. Die Wechſelprozeſſe ſind zu 10 Prozent, die andern 
zu 30 Prozent kontradiktoriſch (JMBl. a. a. O. S. 249). 


6) Geringſter Gebührenſatz früher 20 Pf. Gebühren ＋ 20 Pf. 
Schreibgebühren; jetzt 20 Pf. Gebühren + 10 Pf. Pauſchquantum 
+ 40 Pf. = 70 Pf., aber bei Erhebung des Widerſpruchs 1,10 Mark. 

7) Zirka 360 000 kontradiktoriſche Amtsgerichtsſachen, zirka 
44 000 kontradiktoriſche Landgerichtsſachen, von dieſen ſollen zirka /, 
über 4, ½ über 7 Termine haben. 

8) 10 Prozent der Mandate, JW. 07, 502. 

) IM Bl. a. a. O. 248. 


36. Jahrgang. 


Alſo Gebührenſummen: 


5 100 . 90 = 459000 Mark 
Handelsprozeſſe 11900 + 25 — 297500 s 

2200 +54 = 119800 s 
Wechſelprozeſſe | 19800 + 15 = 297000 = 


1 173 300 Mark. 
Es fällt daher den Amtsgerichtsanwälten formell zu eine 
Gebührenmenge von 4 080 000 Mark. Ich will nun zugunſten 
der Anwaltſchaft einſtellen, daß / dieſer Gebühren, abgeſehen 
von den Armenſachen, den Anwälten erhalten bleiben. 10) Die 
Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte verlieren alſo zuſammen 
1.020 000 — 660 000 = 360 000 Mark. Das preußische 
Publikum ſpart an Anwaltskoſten im ganzen eine Million, 
während es an Gerichtskoſten zwei Millionen mehr zu zablen hat. 
Die Verſchiebung zwiſchen Landgerichis⸗ und A'ntsgerichts⸗ 
anwälien läßt ſich im einzelnen nicht berechnen, weil ein 
ſtatiſtiſches Material, wieweit die Landgerichtsobjekte auf die 
einzelnen Amtsgerichte ſich verteilen werden, fehlt. Es verlieren 
jedenfalls die am meiſten, die am mühevollſten erwerben. 


V. Schreibgebühren der Anwälte, 


Nach den Motiven ſollen ſämtliche Anwälte mit Rück⸗ 
ſicht auf Anlage II des Entwurfs eine Erhöhung von ungefähr 
20 Prozent erhalten. 

1. Dieſer Schluß iſt unrichtig. Jene Statiſtik ſtammt 
aus dem Bureau von 13 beſonders angeſehenen Berliner An⸗ 
wälten mit guter Praxis, und war auch nicht dazu beſtimmt, 
als Durchſchnitt zu dienen. 

a) Der Prozeß erſter Inſtanz, Amtsgericht und Landgericht 
zuſammen genommen, müßte eine Durchſchnittsgebühr von 
35 Mark für den Anwalt haben. Das trifft, wie ich durch 
Rückfragen feſtgeſtellt habe, für andere Landgerichte nicht zu. 
Der Durchſchnuttsſatz wird mit Rückſicht auf das Überwiegen 
der Amtsgerichtsſachen und der Verſäumnisſachen höchſtens auf 
20 bis 25 Mark anzunehmen ſein. 

b) Nach den Motiven machen die Objekte von 300 bis 
800 Mark 50 Prozent der geſamten Landgerichtspraxis aus. 
Nach der Berliner Statiſtik haben ſie einen kleineren Prozent⸗ 
ſatz. Wir finden auch verhältnismäßig viel kontradiktoriſche 
Prozeſſe mit Beweis⸗ oder Vergleichsgebühr gegenüber der 
Hauptüberſicht. Alles dies erklärt ſich aus den ſpeziellen Ver⸗ 
hältniſſen. 20 Prozent der Gebühren eniſprechen durchſchnittlich 
den jetzigen Schreibgebühren und Auslagen nicht. 

2. Das Verteilungsprinzip iſt in ſich unbillig. Es ent⸗ 
hält nur einen erheblichen Vorteil für die Anwälte am Reichs⸗ 
gericht, welche verhältnismäßig geringe Schreibauslagen haben. 
Dagegen verliert der Amtsgerichtsanwalt ſchon nach der Berliner 
Statiſtik faſt durchſchnittlich 1 Mark pro Sache gegen den 
bisherigen Satz, nach meinen Zahlen aber auch der Landgerichts⸗ 
anwalt und der Anwalt am Oberlandesgericht. 

3. Der Anſpruch auf erhöhte Schreibgebühren für auf 
beſonderen Wunſch der Partei gefertigte Schriftſtücke hat für 
den Anwalt keine Bedeutung, da ſolche nur in den ſeltenſten 

10) Ich gehe weiter als der Entwurf, aber muß weniger rechnen 
als Wannow, der wohl nur die Verhältniſſe des kleinen Amtsgerichts 
berückſichtigt. 
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Fällen vorkommen, denn, was bisher als erſtattungsfähig galt, 
das hat der Anwalt pflichtgemäß zu leiſten, und wird durch 
das Pauſchquantum abgegolten. 

4. Will man ein geſundes billiges Pauſchalierungs⸗ 
prinzip haben, ſo teile man nicht nach dem Objekt, ſondern 
nach der Durchſchnittsleiſtung des Schreibwerks und laſſe das 
Porto als nicht erſtattungsfähig wenigſtens aus dem 
Anwaltsprozeß heraus! Ein Normalſatz für die Verſäumnis⸗ 
ſachen, unabhängig vom Objekt, der zweiundeinhalbfache Satz 
für kontradiktoriſche, der vierfache Satz für die Prozeſſe mit 
Beweisaufnahme, ein feſter Zuſchlag für das vorbereitende 
Verfahren und jede Vollſtreckung. Ber den bisherigen Sätzen 
wurden ohne Porto viellricht 2 Mark für das Verſäumnis⸗ 
verfahren, 5 Mark für dae kontradiktoriſche, 8 Mark für die 
Prozeſſe mi Beweis den Durchſchnittsſatz bilden, man gebe 
alſo 4 Mark, 10 Mark, 16 Mark, für das vorbereitende Ver⸗ 
fahren und jede Vollſtreckung 3 reſp. 2 Mark. Abſtufung iſt 
nur nötig, wenn man auch das Porto zuſchlägt. Aber auch 
für den Fiskus iſt feſtzuſetzen, was er an Schreibwerk zu leiſten 
hat und dafür ein feſtes Pauſchquantum, vielleicht nur nach 
Inſtanzen abgeſchätzt. zu normieren. So erhält der Anwalt 
im Durchſchnitt nicht einmal dieſelben Schreibgebühren, der 
Fiskus 220 Prozent der bisherigen Gebühren, und unter Aus⸗ 
gleichung der Ladungskoſten, die keine Barausgabe darſtellen, 
ein Plus von /! 


VI. Die Nenorganiſation. 
Eine Verbilligung zugunſten des Staates ſcheint allerdings 
auch noch durch Erſparung von Richtern geplant. Es würden 
demnach ¼ der Oberlandesgerichtsräte, /.— ½¼ der Landrichter, 


alſo nach dem Stand von 1904 75 Oberlandesgerichtsräte, 


100 Landgerichtsdirektoren, 200 Landrichter erſpart werden 
können. Die letztere Zahl mindere ich wegen des höheren 
Prozentſatzes der Contumacialurteile der niederen Objekte auf 
90 und 180. 

Die neuen Berufungskammern der Landgerichte würden 
dagegen vielleicht 20 Vorſitzende und 60 Beiſitzer erfordern. 
An Stelle der ausſcheidenden Landrichter würde man nur 
150 Amtsrichter brauchen, da die formelle Arbeitslaſt des 
Amtsrichters etwas erleichtert wird. Es ergibt ſich das Rechen⸗ 
exempel: 350 — 220 = 140. Alſo würde man 140 Richter 
ſparen können, was für den Staat immer eine künftige Minder⸗ 
ausgabe von ungefähr 6 — 700 000 Mark darſtellt. 

Aber andererſeits ſind ja unſere Richter zu ſtark belaſtet. 
Trotz der Arbeitsfülle in den Jahren der Übergangszeit iſt die 
Anzahl der Richter doch lange nicht im Verhältnis zu dem 
Umfang der Tätigkeit gewachſen. Die Anzahl der Ziwilprozeſſe 
bei dem Oberlandesgericht iſt von 1881 bis 1904 in Preußen 
um 150 Prozent geſtiegen (die Reviſionen noch mehr), die An⸗ 
zahl der Richter iſt nur um 35 Prozent erhöht worden, nämlich 
von 234 auf 306. Ahnlich liegen die Verhältniſſe bei den 
Landgerichten, 100 Prozent zu 35 Prozent. Man hat alſo 
bisher auf Koſten der Richter geſpart, man darf nicht weiter 
ſparen! Überhaupt ſcheint es weder richtig noch zweckmäßig, 
den für die Stellung und Berufsfreudigkeit des Richters not⸗ 
wendigen Grundſatz der Unabſetzbarkeit und Unverſetzbarkeit 
lediglich mit Rückſicht auf dieſe verhältnismäßig unwichtige 
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Reform zu durchbrechen, wenn die Fiskalität nicht Triumphe 
feiern fol. Selbſt wenn man den Oberlandesgerichten / ihrer 
Tätigkeit nimmt, ſo haben ſie doch noch über 50 Prozent an 
Arbeit und nicht 50 Prozent Richter mehr als im Jahre 1881, 
und volle Entlaſtung tritt doch erſt nach einer Übergangszeit 
ein, die wieder von ſelbſt Lücken geſchaffen hat. 


Vo. Schluß. 


Dieſe ſtatiſtiſche Kleinarbeit war notwendig, um zu zeigen, 
wie entfernte Pole Tendenz und Effekt der Novelle dar: 
ſtellen. 

1. Erſcheint es nun objektiv angemeſſen, die Erhöhung 
der Gerichtskoſten zum Teil von den Parteien, zum großen 
Teil von den Anwälten tragen zu laſſen? Das iſt zu 
verneinen. 

Man wird weiter fragen: Iſt es denn überhaupt 
möglich, daß der Anwaltsſtand ſolche Laſten tragen kann? 
Befitzt die Regierung ſtatiſtiſches Material, daß der Anwalts⸗ 
ſtand ſo überreich entlohnt wird, daß man ihm ein derartiges 
Opfer zumuten kann? Iſt nicht gerade das Gegenteil der Fall? 

2. Ebenſo bedeutungsvoll iſt aber die Einwirkung, ins⸗ 
beſondere die Neugeſtaltung der 88 48 GKG., 141 ZPO. auf 
die Stellung des Anwalts zur Partei, zum Richter und unter⸗ 
einander. Der Einführung des Offizialbetriebes im Amts⸗ 
gerichtsprozeß bedarf es weder zur Beſchleunigung noch zur 
Vereinfachung. Für den Anwalt wird ja manches bequemer, 
aber die Nachteile für die Partei ſchätze ich höher ein. Iſt 
aber das Einführungsmotiv das, den Offizialbetrieb dem Partei⸗ 
betriebe zu vergleichen, um ihn eventuell auch ſpäter in den 
höheren Inſtanzen zu ſubſtituieren, dann heißt es für die Ver⸗ 
treter der freien Advokatur: principiis obsta! Mit dem 
reinen Offizialbetrieb erſcheint auch der Juſtizkommiſſarius. 

Ja, auch die Minderung der Anwaltseinnahmen gibt zu 
ſolchen Bedenken Veranlaſſung: man wird ſpäter vielleicht im 
Intereſſe der Stärkung der vorhandenen Anwälte den numerus 
clausus verlangen. Und alle Anhänger des Offizial betriebes 
werden nach Einführung der Reform mit Recht betonen, daß 
für die Gerichte erſter Inſtanz ein vollkommen widerſpruchs⸗ 
voller Zuſtand geſchaffen ſei. Der Streit um die Reform wird 
nicht einmal vertagt, geſchweige denn begraben. 

3. Die Tendenz des Entwurfes iſt viel einfacher zu ers 
reichen. Verbilligen könnte man den Prozeß, indem man die 
Gerichtskoſten verbilligt, anſtatt ſie zu erhöhen. Man könnte 
auch diejenigen Sachen vom Anwaltszwang befreien, die ihrer 
Qualität nach desſelben nicht bebürfen. Hier kann auf die 
Hachenburgſchen Vorſchläge wie auf die öſterreichiſche Zivil⸗ 
prozeßordnung verwieſen werden, die für den Vortermin und 
Verſäumnisurteil nur den fakultativen Anwaltszwang kennt. 

Soll dagegen der wirtſchaftliche Effekt des Entwurfes 
erreicht werden, erhöhe man doch offen die Gerichtskoſten! Will 
man nur verhüten, daß die oberen Inſtanzen zu ſtark belaſtet 
werden, ſo ließen ſich Mittelwege finden. 

Will man den Gang der Progeſſe beſchleunigen, fo erhöhe 
man vor allem die Zahl der Richter. Die Statiſtik bringt hier 
den klaren Beweis, daß der Staat ſeiner Kulturaufgabe nicht 
genügt hat, und ich zweifle nicht, daß das preußiſche Parlament 
bereit iſt, den Juſtizminiſter in der Erfüllung der Kulturaufgabe 
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zu unterſtützen, ſelbſt wenn der Finanzminiſter glaubte, er dürfe 
der Juſtiz keine Mittel mehr anweiſen. Die Zahlen ſprechen 
eine zu beredte Sprache! 


Die Pauſchalierung der Poſt⸗ und Schreibgebühren 
der Rechtsanwälte nach dem Entwurf. 
1 


Ein Rechenerempel mit etwas Polemik. 
Von Rechtsanwalt Dr. Frank, Magdeburg. 


Die Regelung der Vergütung der Rechtsanwaltsauslagen 
gehört nicht zu den tiefſten Problemen der Rechts wiſſenſchaft. 

Immerhin iſt ſie für die Rechtsanwälte ſelbſt nicht bedeutungs⸗ 
los, und ſie äußert auch eine Rückwirkung auf die Beſoldung 
der Bureauangeſtellten. Deshalb iſt eine Betrachtung darüber, 
welche Wirkung die Sätze des Entwurfs gegenüber dem jetzt 
beſtehenden Zuſtande haben werden, wohl nicht als gänzlich 
abwegig zu betrachten. 

Die Begründung des Entwurfs, welche eine vergleichende 
Überſicht über 717 Prozeſſe nach ſtatiſtiſchen Ermittlungen von 
13 Berliner Kollegen gibt, beſchäftigt ſich ja auch mit dieſen 
Wirkungen. 

I. Will man ſich ein klares Bild über die Wirkungen der 
Pauſchſätze des Entwurfs machen, ſo muß man Poſtgebühren 
und Schreibwerk trennen. Man kann im Prinzip nicht wollen, 
daß der Anwalt als Poſtgebühren mehr vergütet bekommt, als er 
ausgibt, und ebenſowenig, daß er einen Teil der Poſtgebühren 
aus ſeiner Taſche bezahlt. 

Die wirklich intereſſierende Frage iſt alſo die: 

Wie ſtellt ſich nach dem Entwurf bei vollſtändiger 
Vergütung der verauslagten Poſtgebühren die Vergütung 
für das Schreibwerk? 

Es ſind deshalb im folgenden die Poſtgebühren, bei denen 
die Zahlen der vergleichenden Uberſicht des Entwurfs zunächſt 
zugrunde gelegt find, überall ſchon fortgelaſſen. 

II. Man gehe von der vergleichenden Überſicht des Ent⸗ 
wurfs aus. 

In den gezählten 717 Prozeſſen erhält der Rechtsanwalt 
nach der jetzigen Regelung (10 Pf. für die Seite) an Schreib⸗ 
gebühren 3 458 Mark. 

Nach dem Entwurf ſoll er 4435 Mark erhalten. 

Das wäre für die Seite etwa 12½ Pf. 


III. Man kann nicht annehmen, daß der Entwurf lediglich 
die Tatſache zur Kenntnis bringen will, es würden in 717 
von 13 Berliner Kollegen gezählten Prozeſſen bei den neuen 
Sätzen die Schreibgebühren um etwa 25 Prozent, die Ver⸗ 
gütung für die Seite von 10 auf 12 ½ Pf. ſteigen. Dieſe 
Tatſache als ſolche für ſich allein möchte wohl nur wenige 
intereſſieren. Die Begründung des Entwurfs ſagt ja vielmehr 
auch ſelbſt, daß die ſtatiſtiſchen Ermittlungen über dieſe 
717 Prozeſſe einen Anhalt für die Beurteilung der Wirkungen 
im allgemeinen bieten ſollen. 
Es fragt ſich nun: 
Iſt eine Steigerung im allgemeinen wirklich anzunehmen 
oder nicht? 


36. Jahrgang. 


Die Frage ift mit Sicherheit zu verneinen. 

Natürlich iſt bei jenen 717 Prozeſſen die obige Geſamt⸗ 
ſumme und damit die Steigerung feſtgeſtellt. Darüber kann 
kein Zweifel ſein. Aber völlig unzutreffend iſt ein Schluß aus 
jener Zählung auf die Geſamtheit der Prozeſſe. 

Von den gezählten 717 Progeſſen find 389 ſolche bis 
300 Mark und 328 mit höheren Wertſtufen. 

Dies ergiebt ein Verhältnis von etwa 55: 45. 

Wie verhält es ſich in der Wirklichkeit? 

Im Jahre 1905 ſind bei den Amtsgerichten rund 2117000 
und bei den Landgerichten rund 314 000 Prozeſſe anhängig 
gemacht. (Siehe die Einleitung der Begründung des Entwurfs.) 
Auf 100 Prozeſſe entfallen alſo 87 amtsgerichtliche 
und 13 landge richtliche. 

Nun decken ſich zwar auch nach der jetzigen Organiſation 
Amtsgerichtsprozeſſe nicht ohne weiteres mit ſolchen bis zum 
Werte von 300 Mark, und Landgerichtsprozeſſe nicht mit den 
höheren Wertſtufen. 

Man mag annehmen, daß die Zahl der Amtsgerichts⸗ 
prozeſſe mit den Werten über 300 Mark erheblich größer iſt, 
als diejenige der Landgerichtsprozeſſe unter 300 Mark. 

Weiter kommt natürlich in Betracht, daß die Landgerichts⸗ 
prozeſſe ſämtlich von Anwälten geführt werden, dagegen bei 
den Amtsgerichtsprozeſſen ein erheblicher Teil ausfällt. 

Man mag des halb für die Anwälte vielleicht 350 000 
höhere und nur 1 400 000 Objekte bis 300 Mark rechnen!) — 
dann iſt das Verhältnis immer noch 20: 80. 

Stelle man doch eine eingehende Umfrage bei den „Land⸗ 
gerichtsanwälten“ an, wie viele von ihnen einen beſſeren Durch⸗ 
ſchnitt haben, und erwäge man weiter, daß die zahlreichen, nur 
beim Amtsgericht zugelaſſenen Kollegen faſt nur Objekte bis 
300 Mark haben. 

Will man alſo 717 Prozeſſe oder irgend eine andere An⸗ 
zahl nach dem tatſächlich für die Anwaltſchaft beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe betrachten, ſo muß man auf 100 Prozeſſe 80 und auf 
717 Prozeſſe etwa 574 mit Werten bis zu 300 Mark rechnen. 
Alsdann kommt man zu folgendem Ergebnis: 


Bei der jetzigen Regelung werden vergütet 


für 574 Objekte bis 300 Mark 2152 Mark, 

für 143 höhere . q. 871 5 
zuſammen 3023 Mark, 

nach dem Entwurf 

für die 574 Prozeſſe 1 136 Mark, 

für die 143 = . . 1600 ⸗ 
zuſammen 2736 Mark. 
Hiernach würde ſich die Durchſchnittsvergütung auf 9 Pf. 


belaufen. 

Nach meiner Auffaſſung wird ſich jedoch ein erheblich ge⸗ 
ringerer Durchſchnitt, nämlich von etwa 7 Pf. ergeben. Siehe 
die Ausführungen zu VI. 


IV. Den meiſten Kollegen wird mit Kenntnis einer 
Durchſchnittsvergütung für die Anwaltſchaft nur wenig gedient 

1) Nach meiner Anſicht iſt hierbei das Verhältnis für die höheren 
Wertſtufen viel zu günſtig angenommen. 
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ſein. Um die Wirkungen des Entwurfs wirklich kennen zu 
lernen, muß man die Einzelwirkungen ins Auge faſſen. 
Hierbei ergeben ſich, wobei die von der Statiſtik des Entwurfs 
für die einzelnen Prozeßgruppen aufgeſtellten Zahlen, 
ſoweit vorhanden, vollſtändig unverändert beibehalten ſind, be⸗ 
achtenswerte Reſultate. 


A. Die Prozeſſe beim Reichsgericht. 

Der Entwurf ſagt über ſie nichts Beſonderes. 

Die Herren Kollegen werden in den Pauſchſätzen (nach 
Erſtattung der Poſtgebühren) im Durchſchnitt für die Seite 
Schreibwerk einige Mark, vielleicht noch viel mehr erhalten. 

Es handelt ſich hierbei um einige Tauſend Prozeſſe, etwa 
ein Tauſendſtel der Geſamtprozeßzahl. 


B. Die Oberlandesgerichtsprozeſſe. 


Sie werden etwa 20 Pf. für die Seite ergeben. 

Dies folgt aus den Zahlen zu C, wobei angenommen iſt, 
daß beim Oberlandesgericht die höheren Objekte etwas über⸗ 
wiegen. 

Es handelt ſich hierbei wohl um einige Prozent des 
Geſamtſchreibwerks. 


C. Die Prozeſſe über 300 Mark im allgemeinen. 


Unter Zugrundelegung der Zahlen des Entwurfs ſtellt ſich 
die Vergütung auf etwa 18 ½ Pf. für die Seite und für den 
Prozeß auf 11,08 Mark, während ſie jetzt nur 6,09 Mark 
beträgt. 

Sondert man in zwei Klaſſen, ſo beträgt die Vergütung 

a) bei den Objekten bis 900 Mark etwa 12 Pf., 
b) bei den höheren etwa 22 Pf. 

Es handelt ſich bei dieſen Objekten zuſammen um etwa 

ein Fünftel der Progeſſe. 


D. Die Prozeſſe bis 300 Mark. 


Unter Zugrundelegung der Zahlen des Entwurfs wird 
(nach Erſtattung der Poſtgebühren) die Vergütung für die 
Seite etwa 5 ¼ Pf. betragen. 

Es handelt ſich hierbei um etwa %/s der Prozeſſe. 

Das Schreibwerk wird bei dieſen Prozeſſen nach den Zahlen 
des Entwurfs bisher mit je 3,75 Mark (alſo im Durchſchnitt 
37½ Seiten) vergütet. In Zukunft ſoll die Vergütung nur 
1,98 Mark betragen. Bei jedem Progeſſe wird ſich eine 
Mindervergütung von 1,77 Mark ergeben. 


V. Unter Zugrundelegung der Zahlen des Entwurfs würde 
ein „Landgerichtsanwalt“ mit 500 Prozeſſen bis 300 Mark, 
und 125 Prozeſſen darüber eine Mindervergütung von etwa 
300 Mark erhalten. 

Ein „Amtsgerichtsanwalt“ mit 600 Prozeſſen bis zu 
300 Mark würde hierbei eine Mindervergütung von etwa 
1000 Mark haben. 

Würde der Amtsgerichtsanwalt durch Erweiterung der 
Zuſtändigkeit etwa noch 50 Prozeſſe bis 800 Mark bekommen,“) 
ſo würde er für dieſe Prozeſſe eine Durchſchnittsvergütung 


2) Ob dem Kollegen beim Amtsgericht die Erweiterung der 
Zuſtändigkeit wirklich dieſen Vorteil bringen wird, erörtere ich nicht. 
88 * 
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von etwa 11 Pf. erhalten,“) und die Durchſchnittsvergütung 
für ſein Geſamtſchreibwerk würde ſich auf etwas mehr als 
6 Pf. belaufen. 


VI. Nach meiner unmaßgeblichen Anſicht wird bei einem 
ſehr erheblichen Teil der Anwälte, vielleicht bei der Majorität, 
die Durchſchnittsvergütung für das Schreibwerk noch viel 
geringer, als zu IV C und D angenommen iſt, und der 
Verluſt deshalb noch erheblich größer ſein, als die Berechnung 
zu V ergibt. 

1. Die Statiſtik des Entwurfs gibt bei 328 Prozeſſen 
über 300 Mark 146 Objekte bis 900 Mark und 182 mit 
höheren Werten an. Dies iſt ein Verhältnis von 45: 55, 
das aber keineswegs dem allgemeinen Durchſchnitt 
entſpricht. 

Von den landgerichtlichen vermögensrechtlichen Sachen 
entfallen vielmehr nach der preußiſchen Statiſtik ſchon auf die 
Objekte von 300 bis 800 Mark 48 Prozent der Zivilkammer⸗ 
und 57—58 Prozent der Handelskammerſachen. (Siehe die 
Begründung des Entwurfs zu 8 23 GVG.) 

Die Objekte von 300 — 900 Mark werden hiernach nicht, 
wie man aus der Statiſtik der 717 Prozeſſe folgern könnte, 
45 Prozent, ſondern wohl im Durchſchnitt 60 Prozent, und 
die höheren nicht 55 Prozent, ſondern nur etwa 40 Prozent 
ausmachen. 

Gerade die Objekte über 900 Mark ergeben aber bei den 
Pauſchſätzen des Entwurfs erſt die weſentlich höhere Schreib⸗ 
vergütung gegenüber der jetzigen Regelung. 

2. Die Berliner Kollegen haben zu einem großen Teil 
hauptsächlich mit in Berlin wohnenden Mandanten zu tun. 
Auch die Gegenanwälte wohnen meiſtens in Berlin. 

Durch den Fernſprecher können mit dem Mandanten und 
dem Gegenanwalt viele Rückſprachen erledigt werden. Eventuell 
kommt, auch für ſchwerere Briefe, nur das Ortsporto von 
5 Pf. zur Erhebung. 

Bei den Anwälten in mittleren und kleineren Städten 
wird die Poſt mehr benutzt werden müſſen. Es erwachſen mehr 
Schreiben und auch mehr Poſtgebühren. 

Dies wird bei den größeren und kleineren Werten, vor⸗ 
nehmlich allerdings bei den letzteren, ſehr merkbare Wirkſamkeit 
äußern. 

Wie bereits oben gezeigt, ſind bei den Sätzen des Ent⸗ 
wurfs nach Abzug der von den Berliner Kollegen verauslagten 
Poſtgebühren für die Prozeſſe bis zu 300 Mark bei einem 
Schreibwerk von 37½ Seiten 1,98 Mark, und für die Seite 
etwas mehr als 5 Pf. vorhanden. 

Sit meine Annahme richtig, daß namentlich die veraus— 
lagten Poſtgebühren ſich für eine ſehr erhebliche Anzahl von 
Anwälten gegenüber der Statiſtik des Entwurfs nicht un⸗ 
weſentlich erhöhen, ſo wird die Durchſchnittsvergütung in den 
Prozeſſen bis 300 Mark noch nicht 4 Pf. und bei den höheren 


) Nicht von 12 Pf. Denn dieſe Durchſchnittsvergütung ergab 
ſich nur unter Hereinnahme aller Objekte bis 900 Mark. Das 
Mehr über den jetzigen Satz von 10 Pf. wird aber hauptſächlich erſt 
durch die Wertſtufe von 650 — 900 Mark gebracht, während die Objekte 
von 300 —450 Mark ſelbſt nach den Zahlen des Entwurfs immer 
noch etwas weniger als 10 Pf. ergeben. 
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Objekten der I. Inſtanz (unter Berückſichtigung des zu VII 
angeführten) 13— 14 Pf. betragen. 

Dann ergibt ſich für alle erſtinſtanzlichen Sachen ein 
Durchſchnittsſatz von kaum 7 Pf.“) 

Der Verluſt des gemäß V beſchäftigten Landgerichts⸗ 
anwalts wird ſich auf etwa 600 Mark, der des Amtsgerichts⸗ 
anwalts mit 600 kleineren Sachen auf 1 200 — 1 300 Mark 
belaufen. 

Ein Bruchteil der Landgerichtsanwälte mag allerdings 
keinen Verluſt und einzelne recht glückliche mögen eine höhere 
Vergütung als jetzt haben. 


VII. Die Begründung des Entwurfs ſagt zu § 80 GKG. : 
Die Verhältniſſe, welche für die Feſtſetzung (der 
Schreibgebühr auf 10 Pf. für die Seite) maßgebend 
waren, haben ſich ſeit dem Jahre 1879 weſentlich ver⸗ 
ſchoben, indem die Schreiblöhne von Jahr zu Jahr 
geſtiegen ſind und infolgedeſſen die Schreibgebühren je 
länger je mehr eine unzureichende Entſchädigung für 
die Unkoſten des Schreibwerks darſtellen 
Auch von ſeiten der Rechtsanwälte und Gerichts⸗ 
vollzieher wird lebhafte Klage über die Unzulänglichkeit 
der Schreibgebühren geführt. 

Es erſcheint daher angezeigt, für diejenigen Fälle, in 
denen Schreibgebühren ausnahmsweiſe noch in Anſatz 
gelangen ſollen, eine auskömmliche Entſchädigung zu 
gewähren. Zu dieſem Zwecke erſcheint eine Ver⸗ 
doppelung des bisherigen Satzes geboten. 

Des weiteren heißt es bei 8 76 RADO. : 

Anderſeits iſt in Betracht zu ziehen, daß die bis⸗ 
herigen Schreibgebühren zur Deckung der tatſächlichen 
Auslagen nicht ausreichen 

Die Regelung des Entwurfs gewährt den Vorteil, 
daß auch Rechtsanwälte, die hauptſächlich Prozeſſe mit 
kleinen Werten zu führen haben, in den Pauſchſätzen 
eine auskömmliche Entſchädigung für ihre Auslagen 
finden 

Wird der letzte Satz Gläubige finden? 


VIII. Ganz beſonderer Beachtung wird den Herren Kollegen 
noch der neue Abſ. 2 des S 76 mit feinem Minimalſatz von 
50 Pf. — namentlich in Hinſicht auf die Zwangsvollſtreckung 
bei den kleineren Objekten — empfohlen. 

Andererſeits iſt eine Betrachtung der Pauſchſätze des Ent⸗ 
wurfs für die Gerichtskoſten (nach der Anlage I des Entwurfs) 
nicht ohne Intereſſe. 

Bei der Poſition „ſtreitige Rechtspflege in Zivilſachen“ 
machen die Pauſchſätze von 10 Prozent der Gebühren faſt genau 
ſoviel aus, wie die jetzigen Auslagen für Schreibgebühren und 
Porto (etwa 2 400 000 Mark). | 

Nach dem Entwurf werden aber, und zwar mit dem Satz 
von 20 Pf., die Schreibgebühren für die auf Antrag zu 


) Nach der Statiſtik des Entwurfs beträgt das Schreibwerk 
des Prozeſſes über 300 Mark etwa ½ des kleineren Prozeſſes, ſo 
daß — die erſteren Prozeſſe auf / angenommen — ihr Schreibwerk 
10 des Geſamtſchreibwerks der erſtinſtanzlichen Prozeſſe ausmacht. 
3 . 1447 . 4 


——— 163 7 Pf. 


36. Jahrgang. 


erteilenden Ausfertigungen und Abſchriften noch bes 
ſonders erhoben. Darunter fallen, wenn ich den Entwurf 
recht verſtehe, die Protokollabſchriften und die Urteilsaus⸗ 
fertigungen. 

Sollten dieſe Schriftſtücke nicht wohl mindeſtens die Hälfte 
des geſamten gerichtlichen Schreibwerks ausmachen, und deshalb 
nicht noch etwa zwei Millionen hinzukommen? 


II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Bloch II, München. 


Während über die in Ausſicht genommene Anderung der 
ZPO. ſich ſchon ſeit langem ein lebhafter Meinungsaustauſch 
in allen beteiligten Kreiſen entwickelt hat, wurde bisher der 
bevorſtehenden Reform der RAG. auch unter den Anwälten 
ſelbſt eine geringe Beachtung geſchenkt. Und doch beſteht für 
die Anwälte, gerade mit Rückſicht auf die unbeſtreitbar 
herrſchende, dem Anwaltsſtand ungünſtige Strömung, aller 
Anlaß, ſich die neue Gabe beſonders zu betrachten und der 
ihr gegebenen Begründung die vollſte Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 

Die NAGO. hat bisher über die bei der Mandats⸗ 
führung erwachſenen Auslagen lediglich Taxen für die Schreib⸗ 
gebühren ſowie für Reiſen feſtgeſetzt und beſtimmt, daß für 
Verpackung von Briefen und Akten Auslagen nicht zu berechnen 
ſeien. Im übrigen aber galt der, wie die Motive der RAG. 
ſagen, aus der Natur des Mandatsverhältniſſes ſich ergebende 
Rechtsgrundſatz, daß alle notwendigen und nützlichen Auslagen 
tatſächlich von dem Auftraggeber vergütet werden müſſen. 
Der Entwurf ſchränkt dieſe Regel weſentlich ein, indem er 
für die ganze Prozeßtätigkeit des Anwalts nicht mehr den 
wirklichen Aufwand als erſatzfähig erklärt, ſondern hier wie 
bei den Prozeßgebühren ein Pauſchalſyſtem vorſieht. Die 
Auslagen des Anwalts beſtehen hauptſächlich in der Auf⸗ 
wendung für Schreibarbeit und für Poſtgebühren. Deshalb 
will der Entwurf gerade dieſe Auslagen treffen, indem er 
in Abänderung des bisherigen 8 76 RAG0O. gewiſſe Pauſch⸗ 
läge vorſieht. 

Die Anwaltſchaft muß ſich nun fragen, ob denn wirklich 
genügende Grundlagen dafür geſchaffen worden ſind, um ſolche 
Beſtimmungen zu treffen und ob die neue Ordnung eine 
Gewähr dafür bietet, daß die bei der Mandatsführung in der 
Regel entſtandenen Aufwendungen genügenden Erſatz finden. 
Die bisherige, ſichere, vor Verluſten ſchützende Rechtsgrundlage 
ſoll ja verlaſſen werden und nur in Ausnahmefällen der 
tatſächliche Auslagenaufwand für Schreibarbeit und Porti 
zur Verrechnung kommen. 

Die Begründung des Entwurfes verſagt nahezu vollſtändig, 
wenn man in ihr eine Grundlage für den aufgeſtellten Pauſchal⸗ 
ſatz ſucht. Als im Jahre 1887 die Reichsregierung den 
Verſuch machte, eine Anderung der RAG. und zwar eine 
Herabſetzung der Gebührenſätze herbeizuführen, blieb die geplante 
Novelle in der Kommiſſion, welcher ſie zur Beratung über⸗ 
wieſen war, ſtecken. Die Kommiſſion vermißte die notwendigen 
ſtatiſtiſchen Unterlagen und den Nachweis dafür, daß überall 
im Reich die Einkommensverhältniſſe der Anwälte darnach 
geartet ſeien, um eine Minderung der Gebühren zu ertragen. 
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Jetzt kommt eine geſetzliche Anderung, welche in ihrer Be⸗ 
gründung für einen ſehr großen Teil der Anwaltstätigkeit gar 
nicht den Verſuch macht, die Wirkung zu prüfen, während ſie 
für einen anderen Teil geradezu ein winziges Material, 
das aus einem eng begrenzten Gebiete genommen iſt, ver⸗ 
werten will. | 

Die Begründung der Novelle ſchweigt ſich vollkommen 
darüber aus, wie ſich nach den neuen Beſtimmungen die Ver⸗ 
hältniſſe in dem Strafverfahren, in dem Konkursverfahren und 
in der Zwangsvollſtreckung gegenüber dem jetzigen Zuſtand ge⸗ 
ſtalten werden. Nur für das Zivilprozeßverfahren I. Inſtanz 
hat ſie 389 amtsgerichtliche und 328 landgerichtliche Akten, 
welche aus 13 Berliner Anwaltskanzleien ſtammen, zur Nach⸗ 
prüfung herangezogen. Sie ſpricht davon, daß 2117 612 
amtsgerichtliche und 313 787 landgerichtliche Prozeſſe im Jahre 
1905 bei den Gerichten des ganzen Reichs angefallen ſeien. 
Um eine neue Beſtimmung zu rechtfertigen, hat ſie alſo nur 
0,1 Prozent der landgerichtlichen Sachen herbeigezogen und, 
wenn man annimmt, daß / der amtsgerichtlichen Prozeſſe 
durch Anwälte geführt werden, nur 0,07 Prozent der amts⸗ 
gerichtlichen Sachen. 

Daß eine ſolche rein örtliche Miniaturſtatiſtik mehr als 
unzuverläſſig ſein muß, liegt auf der Hand und es beſteht ſomit 
die Gefahr, daß der deutſchen Anwaltſchaft durch die Novelle 
das Einkommen in beträchtlichem Maß geſchmälert wird. Die 
volle Berechtigung dieſer Annahme folgt daraus, daß bei einer 
richtigen Zuſammenſtellung des von den 13 Berliner Kollegen 
ſtammenden Materials die Wirkung des neuen Pauſchalſyſtems 
nicht etwa in dem Erreichen oder gar Überfteigen der tatſäch⸗ 
lichen Schreib⸗ und Poſtauslagen, ſondern durchgehend in einer 
bedeutenden Abminderung des Erſatzes der wirklichen Auf⸗ 
wendungen des Anwaltes ſich zu erkennen gibt. 

Die als Anlage II dem Geſetzentwurf beigefügte Tabelle 


enthält nämlich zwei ſchwere Fehler. Sie berechnet zunächſt die 


Schreibgebühren, welche ſie den Pauſchalſätzen gegenüberſtellt, 
nach der bisherigen Taxe von 10 Pf. pro Seite. Nun ſtellt 
die Begründung ausdrücklich feſt, daß dieſer Satz ſowohl für 
Gerichte, wie für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher bei den 
heutigen Verhältniſſen je länger je mehr eine unzureichende 
Entſchädigung für die Unkoſten des Schreibwerkes darſtellt, da 
die Verhältniſſe ſich ſeit dem Jahre 1879 weſentlich verſchoben 
haben und die Schreiblöhne von Jahr zu Jahr geſtiegen ſind. 
Bei den Anwälten bleibt aber ferner zu beachten, daß ihre 
Kanzleiſpeſen nicht nur durch die Steigerung der Schreiblöhne, 
ſondern auch durch andere Umſtände bedeutend gewachſen ſind. 
Es ſei nur auf die Erhöhung der Koſten für Miete, für Heizung 
und Beleuchtung, auf das Telephon und auf die Beiträge zu den 
geſetzlichen Verſicherungen der Gehilfen hingewieſen. Die letzteren 
zahlt der Anwalt ex nobili officio meiſt ganz. Der heute ange⸗ 
meſſene Erſatz für Schreibkoſten beträgt alſo nach des Geſetz⸗ 
gebers eigenen richtigen Ausführungen nicht 10 Pf., ſondern 
20 Pf. pro Seite und dieſer Erſatz muß zugrunde gelegt werden, 
wenn ein für heutige Verhältniſſe zutreffendes Pauſchalſyſtem 
gefunden werden will. In der hier folgenden Tabelle finden 
ſich nun die Endreſultate der Anlage II der Begründung zu⸗ 
ſammengeſtellt mit Einfügung einer Spalte, in welcher der 
Zwanzigpfennigſatz für die Schreibſeite angewendet iſt. 
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Summe der Schreib: | Summe 
Zahl | Summe und Poſtgebühren der 
Wertſtufe | der der — chal⸗ 
Sachen] Gebühren Seite Seite Er & 
zu 10 Pf. zu 20 Pf.] ſätze 


0— 60 139 856,15 654,30 | 1122,00 | 469,00 
60— 3001| 250 I 3 247,90 1378,16 2 370,81] 870,90 
800— 900] 146 | 5579,90| 968,45 | 1691,70 | 1 116,10 
900— 2100| 109 | 7423,90] 921,85 1617,85 | 1485,00 
2100—10000| 73 | 8 482,10 788,57 | 1817,84 | 1696,80 


Bufammen..| 717 [25 520,00 | 4 661,33 | 8 120,20 | 5 637,80 

Als Reſultat findet fih, daß die Vergütung nach dem 
in Ausſicht genommenen Pauſchalſyſtem weit hinter dem wirk⸗ 
lichen Aufwand des Anwalts zurückbleibt. Der von der 
Tabelle des Entwurfs in den Schlußzahlen ausgewieſene Über⸗ 
ſchuß der Pauſchalſummen iſt verſchwunden. Er geht aber 
auch ſofort verloren und das gewonnene Ergebnis wird ein 
noch viel ungünſtigeres, wenn man einen weiteren ſchweren 
Fehler der dem Geſetzentwurfe beigefügten Vergleichstabelle 
beſeitigt. 

Die Tabelle ſtellt nämlich bei dem Vergleich von 717 Fällen 
389 amtsgerichtliche Sachen 328 landgerichtlichen Sachen gegen⸗ 
über, als ob tatſächlich dieſe Zahlen dem im Reiche beſtehenden 
Verhältniſſe entſprechen würden. Nimmt man wie ſchon oben 
an, daß 7¼. aller amtsgerichtlichen Sachen durch Anwälte ge⸗ 
führt wird, und dieſe Zahl dürfte eher zu niedrig als zu hoch 
gegriffen ſein, ſo treffen auf die 313 787 landgerichtlichen Pro⸗ 
zeſſe des Jahres 1905, von welchen die Begründung ſpricht, 
529 403 durch Anwälte vertretene Amtsgerichtsſachen. Nur 
37 Prozent aller im Deutſchen Reiche von Anwälten bei Land⸗ 
und Amtsgerichten geführten Prozeſſe betreffen alſo Streitwerte 
über 300 Mark. | 

Werden in der Tabelle nur fo viel landgerichtliche Sachen 
mit ihren Gebühren und Auslagen eingeſetzt, als auf 389 Amts⸗ 
gerichtsſachen danach treffen, nämlich 229, ſo ſinkt die Pauſchal⸗ 
ſumme unter den Betrag, welcher ſchon heute der Anwaltſchaſt 
bei dem anerkannt zu geringen Seitenſatz von 10 Pf: zu ver⸗ 
güten iſt, herab. Das Pauſchalſyſtem des neuen § 76 gewährt 
alſo nach der richtig geſtellten eigenen Rechnung des Entwurfs 
nicht nur nicht einen den heutigen Verhältniſſen angemeſſenen 
Auslagenerſatz, ſondern noch weniger als der bisherige Modus 
mit ſeiner ungenügenden Schreibtaxe ergab. Für die am Amts⸗ 
gericht ausſchließlich tätigen Anwälte aber lehrt die Tabelle, 
daß ſie auch bei der geplanten Ausdehnung der Zuſtändigkeit 
auf 800 Mark für die erwachſenen Auslagen gar nicht oder 
doch nur in ſeltenen Ausnahmefällen die eigenen Speſen ſelbſt 
bei Zugrundelegen der Zehnpfennigtaxe erſetzt erhalten. 

Der neue § 76 nimmt nun weiter gar keine Rückſicht 
darauf, ob mehrere Kläger oder Beklagte im Prozeſſe beteiligt 
ſind. Er beſtimmt ferner im Urkundenprozeß die Pauſchal⸗ 
entſchädigung nach der ohnehin geringen Gebühr von ¼io, ob: 
gleich gerade hier ſchon die Art des Prozeſſes eine Mehrheit 
des Schreibwerkes bedingt. Es wird jedem Praktiker ein 
leichtes ſein, Dutzende von Beiſpielen auſzuzählen, in welchen 
die vorgeſehene Neuregelung unbedingt dem Anwalt zum 
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Schaden gereicht und ſchon bei der Einreichung der Klage 
das Pauſchale überſchritten werden muß. 

Bei den hohen Streitwerten läßt ſich mit Rückſicht auf 
ihre verhältnismäßig geringere Zahl durch die Pauſchalierung 
kein Erſatz bieten, insbeſondere weil ein Maximum von 60 Mark 
geſchaffen iſt. Das heißt mit anderen Worten in keiner kontra⸗ 
diktoriſchen Sache mit mehr als 28 000 Mark Streitwert 
kann der Anwalt über 60 Mark für Schreibkoſten und Poſt⸗ 
gebühren erhalten. Nun erfordern aber ſolche größere An⸗ 
gelegenheiten eine ganz beſondere Vorbereitung, oft den Verkehr 
mit einem Korreſpondenzanwalt und eingehende rechtliche und 
ſachliche Behandlung in den Schriftſätzen. Der Anwalt fühlt 
gerade hier nur zu oft die Unzulänglichkeit der Gebührenſkala 
des 8 9 RA., weil für den mit den Schriftſätzen verbundenen 
Aufwand an Zeit und Arbeit eine hinreichende Entſchädigung 
nicht gewährt iſt. In jedem einigermaßen verwickelten Falle 
wird ſich ein Überſchreiten des Maximums ergeben. 

Die Entwurfsbegründung ſagt, es werde zu der Pflicht⸗ 
treue der Anwaltſchaft das Vertrauen gehegt, daß die Pau⸗ 
ſchalierung der Schreibgebühren die Einreichung der erforderlichen 
Schriftſätze nicht beeinträchtigen wird. Es heißt nun aber doch 
die Anforderungen an die Pflichttreue zu hoch ſpannen, wenn 
die Gewiſſenhaftigkeit in der Arbeit dadurch geradezu geſtraft 
wird, daß der Anwalt für ſeine Sorgfalt noch aus eigener 
Taſche bezahlen muß. Die zur Beratung der RAGO. im 
Jahre 1879 eingeſetzte Kommiſſion und der Reichstag nahmen 
einen anderen Standpunkt ein als der jetzige Entwurf. 
Urſprünglich ſollte ein Erſatz für den Briefwechſel mit der 
Partei nicht gewährt werden, die Regierungsvorlage wurde 
aber abgeändert und die Erſtattungsfähigkeit feſtgeſetzt, um dem 
Verkehr mit dem Mandaten keinen Abbruch zu tun. 

Es würde zu weit gehen, ohne die Schaffung eines genauen 
ſtatiſtiſchen Rückhalts hier alle erdenklichen Einzelheiten auf⸗ 
zuführen. Auf die Zwangsvollſtreckung aber ſei beſonders hin⸗ 
gewieſen, bei welcher ſich ganz eigenartige Ergebniſſe des neuen 
Syſtems herausbilden. Da die Zahl der von Anwälten ge⸗ 
führten Streitigkeiten unter 300 Mark weit größer als die 
Summe der Sachen mit größeren Werten iſt und das gleiche 
Verhältnis für die Vollſtreckungsinſtanz zutreffen muß, ſo kann 
nach dem neuen § 76 in der Mehrzahl der Fälle der Anwalt 
nicht mehr als 60 Pf. Pauſchale bei einer Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme erhalten. Nun erfordert beiſpielsweiſe die Forderungs⸗ 
pfändung mit der vorhergehenden Benachrichtigung ſchon 
unbedingt einen größeren Aufwand. In der Vollſtreckungs⸗ 
inſtanz kommt es aber gerade am häufigſten zu Unterhandlungen, 
der Gewährung von Stundung oder Ratenzahlung, wodurch 
notgedrungen größere Auslagen verurſacht werden. Auch bei 
höheren Streitwerten bildet das Ende oftmals ein Vollſtreckungs⸗ 
titel auf eine geringe Summe, man denke an den Vergleich 
oder an die teilweiſe Abweiſung der Klage. Hier will nur ein 
Beiſpiel herangezogen werden, um zu erkennen, welche Früchte 
durch die geplante Neuordnung gezeitigt werden können. Ein 
landgerichtlicher Rechtsſtreit zu 1 200 Mark endet mit einem 
20 Seiten langen Urteil, welches dem Kläger nur 200 Mark 
zuſpricht. Für den Pfändungsauftrag erhält der Anwalt 
2,10 Mark, wozu noch 50 Pf. Pauſchale kommen würden, in 
Summa 2,60 Mark. Das Urteil muß mit der Begründung 
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zugeſtellt werden und die Abſchrift allein erfordert ſomit bereits 
einen Betrag von 4 Mark. Geht der Gläubiger nun ſelbſt 
zum Gerichtsvollzieher, ſo hat dieſer für Herſtellung der Ab⸗ 
ſchrift zu ſorgen, dafür 4 Mark zu verrechnen und mitbei⸗ 
zutreiben. Die Partei, welche einen Anwalt wählt, zahlt alſo 
weniger, als wenn ſie ſelbſt das Verfahren betreiben würde. 
Der Anwalt muß auf das Mandat aus eigener Taſche darauf⸗ 
zahlen und hat noch obendrein die Haftung für ein etwa 
unterlaufendes Verſehen zu tragen. Da der Anwalt in der 
Regel nur für den Ortsverkehr Telephonabonnent iſt, nach S 76 
aber auch für Geſpräche im Bezirksverkehr keinen beſonderen 
Erſatz erhält, vermag ein einziges notwendiges Geſpräch mit 
einem Nachbarort das ganze für die Vollſtreckungsinſtanz 
gewährte Pauſchale zu verſchlingen. | 

Alle dieſe ſchweren Nachteile würden ſich nur dadurch 
vermeiden laſſen, daß nach 8 93 RAG. durch ſchriftliche 
Vereinbarung für die Schreibarbeit und Poſtgebühren eine 
beſondere Abrede mit der Partei getroffen wird. Von kleinlichen 
Mitteln, mit welchen ſich die Vorſchriften umgehen ließen, muß 
der Anwalt Abſtand nehmen, wenn er nicht mit ſeinen Standes⸗ 
pflichten in Widerſtreit geraten will. Aber die Vereinbarung 
einer beſonderen Entſchädigung für Schreibkoſten und Poſt⸗ 
gebühren erſcheint ſchon an ſich mit der Würde des rechts⸗ 
kundigen Parteivertreters unvereinbar. 

Die deutſche Anwaltſchaft hat ſchon jetzt mit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen ſchwer zu kämpfen. Sie trägt die 
Laſt der Armenſachen, über deren Größe ſich ein Bild gewinnen 
läßt, wenn man zum Beiſpiel weiß, daß unter allen im Jahre 
1905 bei den Zivilkammern des Königlichen Landgerichts 
München J angefallenen Sachen I. und II. Inſtanz ſich 23 Prozent 
Armenmandate befunden haben. Für die ſämtlichen Landgerichte 
Bayerns berechnen ſich im Durchſchnut 17 Prozent. Da geht es wohl 
nicht an, den Anwalt noch zugunſten der zahlungsfähigen 
Parteien weiter zu belaſten und eine Gebührenordnung feſtlegen 
zu wollen, unter welcher in zahlreichen Fällen die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit beſteht, daß der Anwalt für ſeine Arbeit und 
Auslagen nichts erhält, ſondern ſelbſt bare Zuſchüſſe machen 
und alſo mit Verluſten arbeiten muß. Da kann auch der 
Rückſchlag auf die Anwaltsgehilfen, der ſich in der Minderung 
des Perſonals und der Beſchränkung auf billige Arbeitskräfte 
geltend machen wird, nicht ausbleiben. 

Die Beſtimmung des neuen $ 76 Abſ. What ſehr wenig 
Bedeutung. Ihre Anwendung dürfte nicht nur eine Ausnahme, 
ſondern eine Rarität bilden. Denn nicht die Partei beſtellt 
Zuſchriften und Abſchriften beim Anwalt, ſondern dieſer hat die 
Initiative, er muß entſcheiden, was dem Klienten ſchriftlich und 
abſchriftlich mitzuteilen iſt. Der neue § 76 ſteht im grellen 
Gegenſatz zu den Ideen, welche den Geſetzgeber bei Erlaß der 
RAG. geleitet haben, in deren Begründung es heißt: 

„Vor allem mußte als eine Beſtimmung der RAG. 
im Auge behalten werden, dem für die Rechtspflege 
notwendigen Berufsſtand eine angemeſſene Entlohnung 


für ſeine Leiſtungen und damit zugleich eine würdige 


Lebensſtellung zu ſichern.“ 
Solange die in dieſem Sinne zuſtande gekommene RAG. 
und als ihr Korrelat die mit einem wirtfchaftlih gefunden 
Anwaltsſtand rechnenden übrigen reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
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gelten, darf und muß die deutſche Anwaltſchaft verlangen, daß 
die Grundidee ihrer RAG. nicht durch eine mangelhaft vor⸗ 
bereitete Novelle verletzt wird. 

Wenn eine Verbilligung der Rechtspflege erſtrebt werden 
will, ſo hat die Geſamtheit der Bevölkerung gleichmäßig den 
Ausfall zu tragen. Man möge die Gerichtskoſten herabſetzen 
und durch eine höhere allgemeine Beſteuerung den Ausfall decken. 
Der Entwurf jedoch will dieſe Verbilligung zum größten Teil 
auf Koſten des Anwaltsſtandes, der bereits große Laſten für 
die Allgemeinheit trägt, durchführen. Jeden anderen Anlaß für 
das Abgehen von dem bisherigen, der allgemeinen Rechtsregel 
entſprechenden Grundſatz für den Erſatz von Auslagen läßt die 
Begründung der Novelle vermiſſen. Sie enthält tatſächlich nur 
den Beleg dafür, daß der gegenwärtige Erſatz mit der 10⸗Pf.⸗ 
Schreibtaxe zu gering iſt. Trotzdem ſoll ein Pauſchalſyſtem für 
die Prozeßauslagen kommen, welches viel zu geringe Sätze ent⸗ 
hält, ſich für einen großen Teil der anwaltſchaftlichen Tätigkeit, 
insbeſondere für die nach der RAG. zu behandelnde Zwangs⸗ 
vollſtreckung überhaupt nicht eignet und ſomit eine weſentliche 
Verſchlechterung der Einkommensverhältniſſe des Anwalts und 
die Einführung eines bisher unmöglichen Verluſtriſikos in die 
anwaltſchaftliche Tätigkeit bedeutet. 


III. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt in Heidelberg. 


Der Rechtsanwaltſtand als Ganzes und die Rechtspflege 
haben zweifellos ein hohes Intereſſe daran, daß die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Vergütungen nicht den Durchſchnitt der Rechts⸗ 
anwälte in pekuniäre Sorgen bringen. Eine richtige Vergütung 
der Tätigkeit des Rechtsanwalts iſt eine Notwendigkeit. Von 
dieſem Standpunkte aus müſſen auch die Reformvorſchläge über 
die Anderungen der NAGD. geprüft werden. 

Es muß nun von vornherein zugegeben werden, daß die 
Pauſchalierung der Schreibgebühren für die Rechtsanwälte 
große Annehmlichkeiten bringen wird. Die Koſtenberechnung 
gegenüber dem Klienten wie dem Gegner wird vereinfacht und 
von recht mißliebigen Beanſtandungen von Kleinigkeiten befreit, 
die Einziehung von Koſtenvorſchüſſen erleichtert. Allein dies 
darf nicht damit erkauft werden, daß die Pauſchſätze ſo niedrig 
bemeſſen ſind, daß der Rechtsanwalt durch ſie eine Einbuße 
erleidet. Im allgemeinen darf angenommen werden, daß 
20 Prozent der Gebühren bei Objekten etwa von 1000 Mark 
die Schreibkoſten decken. Es wird zwar jeder Rechtsanwalt 
mit Rechtsſtreiten aufwarten können, wo die Schreibereien be⸗ 
deutend mehr als 20 Prozent betragen, in vielen Prozeſſen 
bleiben ſie aber unter dieſem Satze und eine Ausgleichung 
wird ſtattfinden. Dies ergibt auch die Tabelle, welche mit 
dem vorliegenden Geſetzentwurfe als Anlage II veröffentlicht 
iſt, wenn auch viele Kollegen der Meinung ſein werden, daß 
im Durchſchnitt die Schreibkoſten höher ſein werden, als es bei 
einer Reihe der herausgegriffenen Fälle der Zufall wollte. 
Dieſelbe Tabelle aber erweiſt auch, daß die Mindeſtgebühren 
von 3 bezw. 4 Mark viel zu niedrig gegriffen ſind, daß die 
bisherigen Schreibgebühren in keinem der Fälle gedeckt würden, 
wo dieſe Mindeſtgebühr bewilligt iſt. Der Ausfall iſt ein ſehr 
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erheblicher, bei 170 amtsgerichtlichen Sachen über 500 Mark, 
zirka 40 Prozent der jetzigen Schreibgebühren. Und nicht viel 
anders ſteht es mit den Prozeſſen mit Streitwerten bis 
650 Mark. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß die Regierungs⸗ 
begründung zu der Anderung des §S 76 RAG. ſelbſt ſagt 
(Abs. 1 vorletzter Satz): 

„Andererſeits iſt in Betracht zu ziehen, daß die bis⸗ 

herigen Schreibgebühren zur Deckung der tatſächlichen 

Auslagen nicht ausreichten.“ 

Hiernach ſollte man erwarten, daß die Reform eine 
Erhöhung der Vergütung für die Schreibwerke mit ſich bringen 
müßte. Gleichwohl ſoll den Anwälten, die hauptſächlich mit kleinen 
Streitwerten befaßt ſind, alſo den Amtsgerichtsanwälten, auch bei 
Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz auf 800 Mark, den 
Anfängern, den Anwälten an kleinen Orten, zugemutet werden, 
daß ſie über die Hälfte ihrer wirklichen Auslagen für das 
Schreibwerk nicht wieder erſetzt erhalten. Eine Erhöhung der 
Mindeſtgebühren von 3 auf 4 Mark und bezw. 4 auf 6 Mark 
würde eine wohl gerechtfertigte Minderung dieſes Ausfalles 
um zirka 300 Mark, alſo auf weniger als 20 Prozent herbei⸗ 
führen. Sie iſt alſo als unabweislich zu betrachten und ebenſo 
die Erhöhung der Mindeſtgebühr für das Schreibwerk vor 
Erhebung einer Klage von dem minimalen Satze von 50 Pf. 
Man bringe doch die Rechtsanwälte nicht dazu, daß ſie mit 
dem Mandanten ein Abkommen wegen beſonderer Schreib⸗ 
vergütung treffen müſſen, wie es bei den Mindeſtſätzen des 
Entwurfs unausbleiblich ſein würde. 

Auch wäre es ſehr erwünſcht, wenn uns mit dem Schreib⸗ 
werk einige Erleichterung geſchaffen würde. Namentlich gilt 
dies vom Urkunden⸗ und vor allem vom Wechſelprozeſſe. Wenn 
hier Wechſel, Proteſturkunde und Retourrechnung mit der Klage 
dem Gerichte wie dem Gegner oder bei mehreren Beklagten 
jedem einzelnen von dieſen abſchriftlich mitgeteilt werden 
müſſen, iſt die Gebühr von 3 oder 4 Mark faſt ſchon mit der 
Klage aufgebraucht. Es wäre wohl angängig zu beſtimmen, 
daß den Beklagten Abſchrift der Proteſturkunde und der 
Retourrechnung nicht mitgeteilt zu werden braucht. Erwägens⸗ 
wert iſt ferner der eben berührte Punkt: bei mehreren Gegnern 
wie auch bei mehreren Auftraggebern iſt doch eine Erhöhung 
der Schreibgebühren geboten. Wie raſch ſind bei einer Reihe 
von Beklagten, deren jeder eine Klagezuſtellung erhalten muß, 
z. B. bei der Klage gegen mehrere Miterben, die Schreib⸗ 
gebühren aufgebraucht. Soll man hier von dem Auftraggeber 
ſich beſondere Schreibgebühren bedingen, oder ſoll dieſer zur 
Vermeidung einer ſolchen ihm zur Laſt bleibenden Extraſchreibe⸗ 
vergütung dazu kommen, jeden einzelnen beſonders einklagen 
zu laſſen? Hier iſt eine Erhöhung des Pauſchquantums das 
einzig Richtige. Das gleiche gilt, wenn man ſtatt mit einem 
Auftraggeber mit mehreren zu korreſpondieren hat. 

Endlich gibt zu erheblichen Bedenken der vorgeſchlagene 
Höchſtbetrag Anlaß. Er wird in der Regel wirkſam werden 
nur bei Prozeſſen mit Streitwerten von mehr als 28 000 Mark. 

Das iſt ganz ſicher, daß die Rechtsſtreite mit großen 
Streitwerten in der Regel eine weit umfangreichere Vorbereitung 
bedürfen, als die kleineren Sachen; hier werden häufig ſehr 
große Abſchriften und dergl. notwendig ſein. Hierin den Rechts⸗ 
anwalt zu beſchränken, liegt keinerlei Anlaß vor. Ebenſo iſt 
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fein Grund vorhanden, gerade bei den größeren Objekten eine 
gewiſſe Mehrbelaſtung auszuſchließen; im Gegenteile bei wirklich 
großen Streitwerten iſt die Vergütung, die der Rechtsanwalt 
erhält, völlig ungenügend. Es beträgt ja die einfache Gebühr 
bei einem Objekte von 10 000 Mark 0,64 Prozent des Streit⸗ 
wertes bei einem ſolchen von 50 000 Mark 0,288 Prozent, bei 
100 000 Mark nur 0,219 Prozent und der Prozentſatz ſinkt, 
ſo daß ſie bei 200 000 Mark nur noch 0,1595 Prozent und 
bei 500 000 Mark gar nur 0,1038 Prozent, alſo wenig mehr als 
1% oo beträgt. Für die Durchführung eines Rechtsſtreites mit einem 
Objekte von 250 000 Mark, in dem Beweis erhoben iſt, erhält 
der Rechtsanwalt 1 107 Mark, wozu noch 60 Mark Schreib⸗ 
pauſchgebühr kommen ſoll, alſo 1 167 Mark oder noch nicht 
einmal ½ Prozent der Streitſumme. Dagegen betragen die 
Gerichtsgebühren für dieſen Fall (abgeſehen von dem Schreib⸗ 
pauſchquantum von 100 Mark und den Schreibgebühren für die 
beantragten Abſchriften) 4 020 Mark, alſo etwa viermal ſo viel 
als die Gebühren des Anwaltes, und das Miß verhältnis wird 
um ſo größer, je höher der Streitwert ſteigt. Es wäre durch⸗ 
aus nicht zu viel, wenn die Gebühren ſo bemeſſen würden, daß 
die einzelne Gebühr für ein Objekt von 10000 Mark 100 Mark 
betragen würde, dann die weiteren Wertſtufen von je 10 000 Mark 
ſteigern würden und die Gebühren bis zu 50 000 Mark 
um 25 Mark, bis zu 100 000 Mark um 20 Mark und von 
da ab um 15, oder auch um 10 Mark pro Stufe. Dieſe 
Belaſtung könnte ſehr wohl ertragen werden, ſelbſt wenn die 
ſehr raſch und ſehr hoch zu bedeutender Höhe anfteigenden 
Gerichtsgebühren unverändert bleiben. Denn auch dann erhält 
der Rechtsanwalt für die Führung eines Rechtsſtreits noch kaum 
mehr oder nicht einmal ſo viel, als zumeiſt dem Agenten, der 
einen Hauskauf vermittelt, bezahlt wird oder als manche 
Hypothekenbank neben der Verzinſung für ſogenannte Abſchluß⸗ 


proviſion abzieht. Und für dieſe verhältnismäßig kleine Ver⸗ 


gütung, welche Summe geiſtiger Arbeit hat der Rechtsanwalt 
aufzuwenden, welche große Verantwortung ruht auf feinen 
Schultern, ja welcher Haftung iſt er bei Verſehen ausgeſetzt. 
Dieſe Seite des Anwaltsberufes halte man ſich auch wohl vor 
Augen, wenn die Abänderung der RAGD. zur Beratung ſteht. 


IV. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Wolff, Homburg v. d. H. 


Mit der Reform des Amtsgerichtsprozeſſes ſoll gleichzeitig 
eine Abänderung des GKG. ſowie der RAGD. hinſichtlich der 
Schreibauslagen in Kraft treten. i 

In der dem Entwurf beigegebenen Begründung wird aus⸗ 
geführt, daß die bisher gewährte Entſchädigung von 10 Pf. 
für die Seite ſich als viel zu niedrig herausgeſtellt habe und 
deshalb eine Erhöhung dieſes Satzes erforderlich erſcheine. 

Im Entwurf (8 76 RAG.) wird dann beſtimmt, daß 
für Herſtellung des Schreibwerkes und Erſatz der Poſtgebühren 
der Rechtsanwalt Pauſchſätze erhalten ſolle in Höhe von 
20 Prozent der Gebühren. Der zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellte Anwalt ſoll eine Pauſchale von mindeſtens 3 Mark, 
falls ein Beweis erhoben oder ein Vergleich geſchloſſen iſt, von 
mindeſtens 4 Mark erhalten, die Grenzen nach oben find auf 
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50 Mark bezw. 60 Mark fixiert. In der Begründung wird 
ausgeführt, daß einen Anhalt für die Beurteilung dieſer Sätze 
die ſtatiſtiſchen Ermittlungen bieten, die 13 Berliner Anwälte 
über ihre aus Prozeſſen über Werte bis zu 10 000 Mark ſtammen⸗ 
den Einnahmen an Gebühren, Schreibgebühren und Poſtgebühren 
vorgenommen haben. Auf Grund dieſer Ermittlungen iſt eine 
Tabelle über die in 717 Sachen angeſetzten Gebühren, Schreib⸗ 
und Poſtgebühren aufgeſtellt und der Begründung beigefügt 
worden. 

Nach welchem Modus die 717 Sachen aus der Praxis 
der 13 Anwälte entnommen ſind, darüber enthält die Begründung 
des Entwurfes nichts. 

Es bedarf keiner weiteren Darlegung, daß die ſtatiſtiſchen 
Ermittlungen von 13 Berliner Anwälten nicht imſtande ſind, 
ein richtiges Bild für die Beurteilung der Wirkung eines 
Geſetzes für die geſamte deutſche Anwaltſchaft zu geben. Ein 
Blick auf die Tabelle zeigt, daß es ſich um eine völlig willkür⸗ 
liche rein zufällige Zuſammenſtellung handelt. Von den 717 
Sachen ſind 389 Amtsgerichtsſachen, 328 Landgerichtsſachen im 
Werte bis zu 10 000 Mark, während nach der amtlichen Statiſtik 
auf 2 117 612 Amtsgerichtsſachen nur 313 787 Landgerichts⸗ 
ſachen entfallen. Von den Sachen ohne Beweisaufnahme liegen 
7 in der Wertſtufe von 8 200 — 10 000 Mark und nur 2 in 
der Stufe von 6 700 — 8 200 Mark, 9 in der Stufe von 
3 400— 4 300 Mark und nur 3 in der Stufe von 2 700 bis 
3 400 uſw. 

Das merkwürdigſte aber iſt, daß die Summe der Anwalts⸗ 
gebühren aus 717 Sachen auf 25 589,95 Mark angegeben 
iſt, eine Summe, die ſicherlich um das Doppelte zu hoch ange⸗ 
nommen iſt. 

Als Reſultat dieſer Annahme werden dann die Schreib⸗ 
und Poſtgebühren nach dem bisherigen Verfahren auf 4 661,33 
Mark, nach dem neuen Verfahren auf 5 637,80 Mark beziffert. 

Setzt man für die Geſamtſumme der Gebühren aus 717 
Prozeßſachen anſtatt 25 589,95 den der Wirklichkeit näher 
kommenden Betrag von 13 000 Mark ein, ſo erhält man ſtatt 
der Pauſchgebühr 5 637,80 Mark eine ſolche von zirka 2 900 
Mark, alſo anftatt eines Plus von 1 000 Mark ein Minus von 
zirka 1 700 Mark. 

Die genannte Tabelle iſt überſchrieben „Vergleichung der 
Schreib⸗ und Poſtgebühren der Rechtsanwälte nach den jetzigen 
Vorſchriften der Gebührenordnung mit den Pauſchſätzen des 
Entwurfs“. 

Die Verfaſſer des Entwurfes ſcheinen deshalb eine Anwalts⸗ 
praxis mit 25 589,95 Mark Gebühren (pro Jahr oder für welche 
Zeit ſonſt 7) für das Normale zu halten. 

Sollten die Verfaſſer nicht wiſſen, daß eine Anwaltspraxis 
von 10— 12 000 Mark pro Jahr ſchon eine gute genannt wird, 
daß Tauſende von Anwälten eine Praxis von viel geringerem 
Umfange haben und, daß 25 589,95 Mark Gebühreneinnahme 
aus Prozeſſen eine außerordentliche Seltenheit iſt? Warum iſt 
nicht einmal der Verſuch gemacht, die Vergleichung auf die 
Amtsgerichtsanwälte auszudehnen? | 

Auch hier zeigt ein Blick in die Tabelle, daß eine folche 
Vergleichung ein anderes Bild gegeben hätte. 

Von den Sachen mit Beweisaufnahme ergeben 52 Sachen 
mit einem Objekt von 0— 60 Mark anſtatt 368,22 Mark 
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Schreib: und Poſtgebühren nur 208 Mark Pauſchgebühren und 
80 Sachen mit einem Objekt von 60—300 Mark anſtatt 
624,54 Mark Schreib⸗ und Poſtgebühren nur 360,90 Mark 
Pauſchgebühren. 

Denjenigen Anwälten, welche ſich ſchon mit den niedrigen 
Anwaltsgebühren der unteren Wertſtufen begnügen müſſſen, 
ſollen alſo nach dem Entwurf auch ihre baren Auslagen zu⸗ 
gunſten ihrer beſſer ſituierten Kollegen beſchnitten werden. 

Ich glaube nicht, daß es einen Anwalt gibt, der aus den 
Schreibgebühren Gewinn ziehen will, aber dazu ſollen die 
Schreibgebühren dienen, die Angeſtellten angemeſſen zu bezahlen, 
und das iſt dem Anwalt mit geringer Praxis nur möglich, 
wenn für das Schreibwerk angemeſſene Sätze gewährt werden. 
Wie einſeitig der Entwurf vorgeht, zeigt, daß er den Anwälten 
am Reichsgericht, die faſt gar keine Bureauunkoſten haben und 
deren Schreib⸗ und Poſtgebühren minimal ſind, ebenfalls die 
zwanzigprozentige Pauſchalſumme gewährt. 

Die „Auslagen“ ſtellen keine Gebühren für die Tätigkeit 
des Anwaltes dar, ſie ſollten von der Höhe des Objektes ebenſo 
unabhängig ſein wie es die Gebühren der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen ſind. 

Will man aber die geringeren Wertſtufen entlaſten, ſo darf 
es doch nicht in der Weiſe geſchehen, daß die Abernahme eines 
ſtreitigen mit Beweisaufnahme verbundenen Bagatellprozeſſes 
direkt eine Vermögensſchädigung für den Anwalt bedeutet, wie 
es bei den Sätzen des Entwurfes der Fall iſt. Die Geſetz⸗ 
gebung der letzten Jahre hat durch Einführung der Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte, durch S 9a GKG. und § 103 3PO. 
gerade den Anwalt mit geringer Praxis ſchwer getroffen, es 
wäre ſehr zu bedauern, wenn die bevorſtehende Reform auf 
dieſem Wege fortſchreiten ſollte. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 19. Oktober bis 
2. November 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 17 u. 29 EGBGB. 8 1568 BGB. Zuſtändig⸗ 
keit deutſcher Gerichte für die Eheſcheidung von Ausländern. 
Bösliche Verlafſung als „abſoluter Scheidungsgrund“.] 

Die Eheſcheidungsklage des Ehemannes wurde abgewieſen, 
die Reviſion hatte keinen Erfolg: Der Kläger gehört, wie das 
Berufungsgericht in Übereinſtimmung mit dem LG. feſtgeſtellt 
hat, keinem Staat an, hat auch früher keinem Staate angehört. 
Er hat in England die Ehe geſchloſſen, einige Zeit in der 
Schweiz gewohnt und ſich am 18. März 1905 in Mannheim 
zum Aufenthalt angemeldet. In Mannheim hat er im No⸗ 
vember 1905 die Scheidungsklage erhoben, nachdem ſeine Frau 
am 4. März 1905 von der Schweiz aus nach England ab⸗ 
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gereiſt war. Das LG. und das Berufungsgericht haben an⸗ 
genommen, nach Art. 17 Abſ. 1 in Verbindung mit Art. 29 
EGBGB. ſei die Scheidungsklage nach dem Recht des BGB. 
zu beurteilen. Das Berufungsgericht hat noch beigefügt, die 
Abweiſung der Klage, die nach 8 1568 BGB. nicht begründet 
ſei, erſcheine gemäß Art. 17 Abſ. 4 EG. ſelbſt dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn Kläger nicht „ſtaatsangehörigkeitslos“ wäre und 
irgendwelches ausländiſche Geſetz ſeine ehelichen Verhältniſſe 
regelte. Es iſt nicht anzunehmen, daß der Berufungsrichter 
mit dieſer Erwägung die Feſtſtellung, der Kläger gehöre keinem 
Staate an, beſeitigen wollte. Gehörten die Parteien einem 
ausländiſchen Staate an, ſo hätte die Scheidungsklage im In⸗ 
lande nur unter der in § 606 Abſ. 4 ZPO. bezeichneten 
Vorausſetzung erhoben werden können. — Nicht zutreffend iſt 
es ferner, wenn das LG. und das Berufungsgericht davon 
ausgegangen ſind, es komme nur das Recht des BGB. zur 
Anwendung, weil der Kläger keinem Staate angehöre und 
angehört habe, zur Zeit der Klageerhebung aber im Inlande 
ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt gehabt habe. Allerdings iſt, 
wenn nach deutſchem Recht kein Scheidungsgrund beſteht, die 
Abweiſung der Klage ſchon nach Art. 17 Abſ. 4 EG. geboten. 
Wäre jedoch in den von dem Kläger behaupteten Vorgängen, 
die in England und in der Schweiz ſich ereigneten, nach 
deutſchem Recht ein Scheidungsgrund zu finden geweſen, ſo 
hätte — wie ſich aus Art. 17 Abſ. 2 in Verbindung mit 
Art. 29 EG. ergibt — die Prüfung nicht unterlaſſen werden 
dürfen, ob die — nach deutſchem Recht die Scheidung be⸗ 
gründenden — Tatſachen auch nach den Geſetzen des Staates, 
in welchem der Ehemann zu der Zeit, als die Tatſachen ſich 
ereigneten, ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt hatte, die Scheidung begründeten. Auch 
zur Frage der Anwendung des 8 1568 BGB. find die Er⸗ 
wägungen des Berufungsgerichts nicht bedenkenfrei. Die Reviſion 
macht geltend, der Berufungsrichter habe den 8 1568 verletzt, 
indem er den Umſtand, daß die Beklagte den Kläger am 
4. März 1905 verlaſſen habe und ſich gegen ſeinen Willen in 
England aufhalte, grundſätzlich bei der Betrachtung, ob die 
Vorausſetzungen des 8 1568 gegeben ſeien, ausgeſchieden habe, 
daraus, daß die bösliche Verlaſſung nur unter den in 81567 
aufgeſtellten Vorausſetzungen einen Scheidungsgrund bilde, folge 
nicht, daß nicht die Tatſache der Trennung der Frau von dem 
Mann mit anderen Tatſachen zuſammen den Tatbeſtand des 
§8 1568 erfüllen könne. Die Rüge iſt zutreffend. Der 
Berufungsrichter hat ausgeführt, die willkürlich ſeitens der 
Beklagten vollzogene Trennung von dem Kläger falle ihrer 
Natur nach gar nicht unter 8 1568, mangels der Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1567 Nr. 2 ſei ihr die Bedeutung eines 
eheſcheidenden Faktors überhaupt abzuſprechen. Mit dieſen 
Erwägungen hat das Berufungsgericht die Beſtimmung des 
§ 1568 verletzt. Unter den Vorausſetzungen, die 8 1567 
beſtimmt, bildet die „bösliche Verlaſſung“ einen abſoluten 
Scheidungsgrund. Liegen die Vorausſetzungen des S 1567 
nicht vor, ſo kann wegen böslicher Verlaſſung die Scheidung 
nicht verlangt werden; immerhin liegt in dem Verhalten eines 
Ehegatten, der ſich in böslicher Abſicht von der häuslichen 
Gemeinſchaft fernhält, eine Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten, die wie jede andere Eheverfehlung bei 
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der Prüfung, ob der Tatbeſtand des 8 1568 gegeben iſt, 
Verwendung finden kann. Das RG. hat denn auch ſchon in 
dem Urteile vom 7. Juli 1904 IV 192/04 ausgeſprochen: 
„Unter Umſtänden kann auch in der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinſchaft eine Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten liegen, die, wenn nicht für ſich allein, doch in Ver⸗ 
bindung mit anderen Verfehlungen die Anwendung des 8 1568 
zu rechtfertigen vermag.“ (Es folgt eine Ausführung, wonach 
die Entſcheidung des Berufungsgerichts nicht auf der gerügten 
Geſetzes verletzung beruht.) H. c. H., U. v. 17. Okt. 07, 106/07 IV. 
— Karlsruhe. 

2. SS 96, 133 BGB. Amortiſationsfonds als Beſtand⸗ 
teil des Grundſtücks. Vertragsauslegung.] 

Die Kläger verkauften ihr Grundſtück an den Beklagten. 
In dem Vertrage war beſtimmt: „Auf dem fraglichen Grund⸗ 
ſtück haftet ein Pfandbriefsdarlehn der Poſener Landſchaft. Die 
Rechte aus der bisherigen Amortiſation gehen auf den Käufer 
nicht über. Derſelbe iſt vielmehr damit einverſtanden, daß das 
auf Grund der Amortiſation für die Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks feſtzuſtellende Guthaben von der Landſchaft an die Ver⸗ 
käufer ausgezahlt wird.“ Der Beklagte erhob den landſchaft⸗ 
lichen Amortiſationsfonds und behauptet, daß die Kläger ſich 
dieſen Betrag auf den Kaufpreis anrechnen müſſen, wogegen 
die Kläger meinen, daß ſie nach dem Vertrage den Amortiſations⸗ 
fonds neben dem vollen Kaufpreiſe zu beanſpruchen haben. Das 
OLG. wies ab, das RG. hob auf und verurteilte: Das an⸗ 
gefochtene Berufungsurteil beruht ebenſo wie das erſte Urteil 
tatſächlich lediglich auf Vertragsauslegung. In der Berufungs⸗ 
inſtanz hat zwar auch ein Zeugenbeweis ſtattgefunden, deſſen 
den Klägern „ſcheinbar“ günſtigen Ergebnis aber der Berufungs⸗ 
richter keinen Einfluß auf die Auslegung des Vertrages ein⸗ 
geräumt hat. Die Auslegung des Berufungsrichters, von der 
er ſelbſt anerkennt, daß ſie dem Wortlaut der betreffenden 
Vertragsſtelle nicht entſpricht, wird von der Reviſion mit Grund 
angefochten, da ihr nicht bloß logische, ſondern auch rechtliche 
Bedenken entgegenſtehen. Eine klare und beſtimmte Feſtſtellung 
des Vertragswillens läßt das Berufungsurteil vermiſſen. Der 
Berufungsrichter kommt immer wieder darauf zurück, die Kläger 
würden, wenn der Amortiſationsfonds in die Kaufſumme nicht 
eingerechnet wird, denſelben Betrag doppelt erlangen. Hierin 
liegt offenbar eine Vorwegnahme deſſen (petitio principii), 
was dem Wortlaut gegenüber erſt zu beweiſen iſt, näm⸗ 
lich, daß der Amortiſationsfonds den Klägern nicht unbedingt, 
ſondern nur als Teil des Kaufpreifes zukommen ſolle. Nach 
8 96 BGB. iſt das Recht des Eigentümers eines bepfand⸗ 
brieften Grundſtücks auf den Amortiſations fonds bezw. Reſerve⸗ 
fonds als Beſtandteil (nicht weſentlicher Beſtandteil) des Grund⸗ 
ſtücks anzuſehen. (Vgl. RG. 12, 267, Turnau⸗Förſter Bd. II 
S. 381 3. Aufl.) Als (werterhöhender) Beſtandteil des Gutes 
wird es, falls nichts anderes verabredet iſt, auf den Käufer 
übergehen und fein Äquivalent in dem erhöhten Kaufpreis 
finden. Behält es ſich aber der Verkäufer vor, dann iſt es 
eben nicht mit verkauft und der Kaufpreis hat damit nichts zu 
ſchaffen. Dieſe rechtliche Bedeutung des Rechts auf den Amorti⸗ 
ſationsfonds hat der Berufungsrichter verkannt, und es er⸗ 
ſcheint daher ſchon aus dieſem rechtlichen Geſichtspunkt ſeine 
Auslegung nicht haltbar, die aber auch einer ſchlüſſigen Ve 
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gründung entbehrt. Verkauft war im vorliegenden Falle das 
Grundſtück ohne das Recht auf das Amortiſationsguthaben, 
das ja nach der ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung von der 
Landſchaft an die Kläger ausgezahlt werden ſollte. Das Recht 
auf den Amortiſationsfonds ſollte alſo nicht auf den Käufer 
übergehen, war alſo nicht Gegenſtand des Kaufvertrages, und 
der vereinbarte Kaufpreis von 27 300 Mark bildet das Aqui⸗ 
valent lediglich für das und zwar (abgeſehen von der Rente) 
laſtenfreie Grundſtück. Erweiſt ſich ſonach die Vertragsauslegung 
des Berufungsrichters aus rechtlichen und logiſchen Gründen 
nicht haltbar, ſo unterliegt die allein auf dieſer Auslegung be⸗ 
ruhende Entſcheidung der Aufhebung. Einer Zurückverweiſung 
an das Berufungsgericht bedurfte es nicht, da der Wortlaut 
des klagebegründenden Vertrages feſtſteht, und die Sachlage 
keinen Anhalt zu einer weiteren Verhandlung über zur Ver⸗ 
tragsauslegung dienliche Tatſachen bietet. Der klare Wortlaut 
des Vertrages läßt aber, worin dem erſten Richter beigetreten 
werden mußte, keinen begründeten Zweifel zu, daß den Klägern 
der Betrag ihres Amortiſationsguthabens außer dem Kaufpreiſe 
zuteil werden ſollte, und daß ſich nur ſo die das Amortiſations⸗ 
guthaben betreffende Vertragsbeſtimmung erklären läßt, die, 
wenn die Auffaſſung des Beklagten die richtige wäre, ganz 
uͤberflüſſig fein würde. K. c. S., U. v. 16. Okt. 07, 34/07 V. 
— Poſen. 

3. 88 97, 98 BGB. Iſt eine zu einer Glashütte ge⸗ 
hörige ſogenannte Materialreſerve und der auf der Hütte 
befindliche Fuhrpark Zubehör oder Beſtandteil 2] 

1. Die ſogenannte Materialreſerve lagerte zu der Zeit, 
als die Beklagte von dem Konkursverwalter im M. ſchen Konkurſe 
die zu dieſer gehörige Glashütte ſamt Zubehör erwarb, auf 
dem zu dieſer gehörigen Grund und Boden, und ſie diente 
zur Ausbeſſerung der Herde, Ofen und Wannen oder auch 
zum Erſatz alter abgenutzter Teile durch neue. Das Berufungs⸗ 
gericht hat hieraus gefolgert, daß jene Gegenſtände beſtimmungs⸗ 
gemäß dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache, nämlich 
der Hütte, gedient haben, und es hat weiter auch feſtgeſtellt, 
daß es eines ſolchen Vorrats in dem vorhandenen Umfange 
bedurfte, falls die Hütte überhaupt als betriebsfähig 
gelten ſollte. Bei dieſer Sachlage liegt die von dem Konkurs⸗ 
verwalter gerügte Verletzung des § 97 BGB. nicht vor. 
Beſtandteile würden jene Erſatzſtücke erſt, nachdem ſie in das 
Grundſtück oder Gebäude eingebaut waren; vorher waren ſie 
ſelbſtändige bewegliche Sachen und unterlagen als ſolche auch 
der Vorſchrift des 5 97 a. a. O. Richtig iſt nun, daß, wie 
der Verwalter geltend macht, die größere Anzahl der Schrift⸗ 
ſteller — vgl. bei Turnau⸗Förſter Bd. I S. 36, 3. Aufl. — 
die Anſicht vertritt, daß eine Sache, um als Zubehör gelten 
zu können, dazu beſtimmt ſein müſſe, als bewegliche Sache 
dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen, und 
daß dies ausgeſchloſſen ſei, wenn ſie beſtimmungsgemäß 
Beſtandteil werden und damit ihre Selbſtändigkeit verlieren 
ſolle. Allein dieſer Auffaſſung kann nicht zugeſtimmt werden. 
Sie findet keine Stütze in dem Wortlaute des § 97, und es 
ſteht ihr entgegen die Vorſchrift des 8 98 Abſ. 2. An der 
letzten Stelle wird der auf einem Landgute gewonnene Dünger, 
trotzdem er durch die Verbindung mit dem Grundſtücke Be⸗ 
ſtandteil wird, dennoch zum Zubehör gerechnet. Das 
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Geſetz hat — Prot. Bd. III S. 20 — für die Entſcheidung 
darüber, was als Zubehör anzuſehen, dem richterlichen 
Ermeſſen für den Einzelfall weiten Spielraum laſſen wollen, und 
hat, — Prot. Bd. III S. 22, Raſſow⸗Küntzel Bd. 41 S. 148 — 
die Einzel vorſchriften des jetzigen 8 98 (früher 8 791) gegeben, 
nicht um die Vorſchrift des § 97 auf beſtimmte Fälle zu 
„erweitern“, ſondern lediglich, um ſie zu „erläutern und zu 
verdeutlichen“. Es geſchah dies in der ausgeſprochenen 
Erwartung, damit der Praxis „gute Dienſte zu leiſten“ und 
mithin ihr für die im Einzelfalle zu treffende Entſcheidung eine 
Richtſchnur zu bieten. Hiernach muß angenommen werden, 
daß die Zubehöreigenſchaft auch ſolchen Sachen zukommen 
kann, die dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt ſind, wenn auch unter demnächſtiger Aufhebung ihrer 
eigenen Selbſtändigkeit. Dieſe Anſicht wird unter Hinweis 
insbeſondere auf die Vorſchriften der 88 88, 92 I 2 ALR. 
geteilt von Dernburg, BGB. Bd. III S. 26, Gierke Bd. II S. 81. 
Für den vorliegenden Fall kommt noch hinzu, daß es ſich um 
Erſatzſtücke für Herde, Ofen und Wannen handelt, die der 
gleichen rechtlichen Beurteilung unterliegen müſſen wie — 8 98 
Abſ. 1 BGB. — bei einer Fabrik die für den Betrieb 
beſtimmten Maſchinen und ſonſtigen Gerätſchaften. Dem 
Betriebe dienen auch jene Erſatzſtücke, da ohne einen ent⸗ 
ſprechenden Vorrat an ſolchen die Hütte, wie feſtgeſtellt iſt, 
überhaupt nicht betriebsfähig ſein würde. Nach dem allen iſt 
die Zubehöreigenſchaft für jene Erſatzſtücke mit Recht bejaht 
worden. 

2. Auch die Anſchlußreviſion der Beklagten erſcheint un⸗ 
begründet. Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat 
von den 3 Kutſchwagen nur der eine dem wirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfniſſe der Hütte gedient, dagegen hat es ſich bei der 
Anſchaffung der beiden anderen und ebenſo auch bei der An⸗ 
ſchaffung des Sattelzeugs nur um einen „übermäßigen, durch 
das wirtſchaftliche Bedürfnis nicht veranlaßten Aufwand“ 
gehandelt. Nur der angemeſſene Fuhrpark iſt als Zubehör 
erachtet und nur für dieſen iſt anerkannt worden, daß er 
dauernd dem Zwecke der Hütte gedient und nach der 
Verkehrsauffaſſung zum Zubehör gehört habe. M.s Konk. 
c. S., U. v. 5. Okt. 07, 67/07 V. — Dresden. 

4. 58 137, 881 BGB. Privatveräußerungsverbot. Rang: 
vorbehalt.] 

Durch Vertrag vom 16. November 1900 vertauſchte die 
Beklagte verſchiedene Grundſtücke gegen Grundſtücke des P. 
P. ließ für die Beklagte auf die eingetauſchten Grundſtücke eine 
Tauſchgeldhypothek von 49 000 Mark eintragen; jedoch behielt 
er ſich vor, mit dem Range vor der Hypothek eine andere 
Hypothek oder Grundſchuld in Höhe bis zu 20 000 Mark ein⸗ 
tragen zu laſſen. Am 29. Dezember 1900 wurde der Vertrag 
hinſichtlich dieſes Vorbehalts dahin geändert, daß der Vorbehalt 
in Höhe von 10 000 Mark unbedingt fortbeſtehen, P. aber 
über die weiteren 10 000 Mark erſt nach Erledigung gewiſſer 
von der Beklagten geltend gemachten Entſchädigungsanſprüche 
mit Einwilligung der Beklagten zu verfügen berechtigt ſein ſollte. 
In dieſer Weiſe wurde der Vorbehalt bei der Tauſchgeldhypothek 
der Beklagten eingetragen. Zur Zeit der Eintragung der 
Hypothek ſtand auf den Grundſtücken eine Hypothek von 
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dem erſtgenannten unbedingten Vorbehalte Gebrauch und ließ 
eine Hypothek von 10 000 Mark mit dem Range vor der 
Tauſchgeldhypothek der Beklagten eintragen. Durch Vertrag 
vom 8. Auguſt 1901 kaufte der Ehemann der Beklagten von 
dem Kläger ein Grundſtück. Zur teilweiſen Deckung des Kauf⸗ 
preiſes trat die Beklagte mit Genehmigung ihres Ehemanns, 
mit dem ſie in getrennten Gütern lebt, ihre vorgenannte Hypothek 
„ohne Übernahme der Gewährleiſtung für die Sicherheit“ an 
den Kläger ab. Nachdem P. in Konkurs geraten war, beſetzte 
der Konkursverwalter auf Grund einer mit der Beklagten am 
1. oder 11. September 1901 getroffenen Vereinbarung die 
zweiten von P. vorbehaltenen 10 000 Mark mit einer Grund⸗ 
ſchuld für die Beklagte in gleicher Höhe. Als dann im Jahre 1902 
die belaſteten Grundſtücke zur Zwangs verſteigerung kamen, 
liquidierte Beklagte im Kaufgelderbelegungstermin ihre Grund⸗ 
ſchuld von 10 000 Mark mit Vorrecht vor der an den Kläger 
abgetretenen Hypothek von 49 000 Mark. Sie kam zuzüglich 
der Zinſen mit 10 256,94 Mark voll zur Hebung, während 
Kläger mit 46 000 Mark ausfiel. Auf Widerſpruch des Klägers 
wurde die Hebung der Beklagten zu einer Streitmaſſe genommen. 
Kläger erhob dann Klage auf Auszahlung der Streitmaſſe an 
ihn. Er behauptete, beim Abſchluſſe des Kaufvertrages vom 
8. Auguſt 1901 habe ſowohl der Ehemann der Beklagten wie 
auch dieſe ſelbſt ihm wider beſſeres Wiſſen die Zuſicherung ge⸗ 
geben, daß die Hypothek von 49 000 Mark „nach oben mit 
71 000 Mark abſchneide“. Danach habe die Beklagte das 
Vorrecht ihrer Grundſchuld nicht zum Nachteil der ihm ab⸗ 
getretenen Hypothek geltend machen dürfen. Das Berufungs⸗ 
gericht verurteilte die Beklagte zur Bewilligung der Auszahlung 
des Teilbetrages der Streitmaſſe von 8 204,80 Mark an den 
Kläger, während es im übrigen die Klage abwies und den 
Kläger zur Bewilligung der Auszahlung des Teilbetrages der 
Streitmaſſe von 2 052,14 Mark an die Beklagte verurteilte. 
Aus den Gründen: Der Berufungsrichter führt aus, die Be⸗ 
Hagte habe durch das bezeichnete Vorgehen dem Kläger in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich Schaden 
zugefügt und ſei deshalb gemäß § 826 BGB. verpflichtet, 
dem Kläger den durch die Einrückung ihrer Grundſchuld vor die 
ihm abgetretene Hypothek entſtandenen Schaden zu erſetzen. 
Die hiergegen von der Reviſion erhobene Rüge kann nicht für 
begründet erachtet werden. (Wird näher begründet.) .. Mit 
Recht hat daher der Berufungsrichter die Beklagte für ver⸗ 
pflichtet erachtet, dem Kläger den durch die Einrückung der 
Grundſchuld von 10 000 Mark entſtandenen Schaden zu erſetzen. 
Dieſen Schaden bemißt der Berufungsrichter, wiewohl die Be⸗ 
klagte mit ihrer Grundſchuld in der Zwangsverſteigerung voll 
zur Hebung gelangt, dagegen der Kläger mit ſeiner Hypothek 
in Höhe von 46 000 Mark ausgefallen iſt, abgeſehen von den 
Zinſen auf nur 8 000 Mark, während er den Kläger mit den 
mehrgeforderten 2000 Mark abweiſt. Zu dieſer Unterſcheidung 
zwiſchen den Beträgen von 8 000 und 2 000 Mark gelangt der 
Berufungsrichter deswegen, weil nach dem Eintragungsvermerk 
des Rangvorbehalts über dieſen erſt nach Erledigung der Ent⸗ 
ſchädigungsforderung der Beklagten gegen P. von dem Konkurs⸗ 
verwalter habe verfügt werden dürfen, die Entſchädigungs⸗ 
forderung der Beklagten durch die Vereinbarung mit dem Konkurs⸗ 
verwalter vom 1. oder 11. September 1901 auf nur 8 000 Mark 
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feftgeftellt worden ſei, danach der Konkursverwalter über den 
Rangvorbehalt in Höhe der weiteren 2 000 Mark auch zu⸗ 
gunſten eines Dritten hätte verfügen können und daher der 
Kläger dadurch, daß der Konkursverwalter den Vorbehalt in 
dieſer Höhe gegen Zahlung von 2 000 Mark ebenfalls mit 
einer Grundſchuld der Beklagten beſetzte, nicht geſchädigt worden 
ſei. Die Reviſion macht geltend, der Kläger ſei auch nicht in 
Höhe der 8 000 Mark geſchädigt, denn die Befugnis des P., 
über den Vorbehalt zu verfügen, habe gemäß 8 137 BGB. 
nicht mit Wirkſamkeit gegen Dritte ausgeſchloſſen werden dürfen, 
an die lediglich obligatoriſch wirkende Beſtummung, daß P. ohne 
Zuſtimmung der Beklagten über den Vorbehalt nicht verfügen 
dürfe, ſei gemäß §8 13 KO. der Konkursverwalter des P. nicht 
gebunden geweſen und daher habe der Konkursverwalter auch 
über die 8 000 Mark zugunſten eines Dritten verfügen dürfen. 
Dies iſt im weſentlichen nicht für zutreffend zu erachten. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des 8 137 Satz 1 BGB., wonach die Befugnis zur Verfügung 
über ein veräußerliches Recht nicht mit Wirkſamkeit gegen Dritte 
durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden kann, 
der Konkursverwalter trotz der von dem Gemeinſchuldner P. rechts⸗ 
geſchäftlich übernommenen und in das Grundbuch eingetragenen 
Verpflichtung, über den Rangvorbehalt nicht ohne Zuſtimmung 
der Beklagten zu verfügen, mit Rechtswirkſamkeit auch ohne 
Zuſtimmung der Beklagten zugunſten eines Dritten über den 
Vorbehalt hätte verfügen können. Jedenfalls war gemäß 8137 
Satz 2 BGB. die übernommene Verpflichtung für P. im Ver⸗ 
hältniſſe zur Beklagten rechts verbindlich und daher war auch 
der Konkursverwalter, der nicht ein Dritter iſt, der Beklagten 
gegenüber an die Verpflichtung gebunden. Er würde vertrags⸗ 
widrig gehandelt und die Konkursmaſſe der Beklagten gegenüber 
ſchadenerſatzpflichtig gemacht haben, wenn er ohne Einwilligung 
der Beklagten zugunſten eines anderen über den Rangvorbehalt 
verfügt hätte (Jäger, Anm. 5 zu § 13 KO.). Danach iſt, wo⸗ 
von auch der Berufungsrichter augenſcheinlich ausgeht, nicht an⸗ 
zunehmen, daß der Konkursverwalter über den Vorbehalt über⸗ 
haupt verfügt hätte, wenn nicht gerade die Beklagte verlangt 
hätte, daß zur Sicherung ihrer Entſchädigungs forderung gegen 
P. von 8 000 Mark der Vorbehalt zu ihren Gunſten mit einer 
Grundſchuld in dieſer Höhe beſetzt werde. Wäre dieſes von 
ſeiten der Beklagten nicht geſchehen, ſo wäre der Rangvorbehalt 
vom Konkursverwalter unausgenutzt gelaſſen und daher gemäß 
88 52 Abſ. 1 Satz 2, 91 Abſ. 1 ZIG. mit dem Zuſchlag 
an den Erſteher erloſchen (Planck, Anm. 3 zu 8 881 BGB.). 
Es hat alſo die Beklagte dadurch allein, daß ſie den Vorbehalt 
mit einer Grundſchuld für ihre Entſchädigungsforderung beſetzen 
ließ, die Minderung der Sicherheit der an den Kläger abge⸗ 
tretenen Hypothek herbeigeführt und ſomit den Ausfall des 
Klägers mit ſeiner Hypothek in Höhe der 8 000 Mark verurſacht. 
Hiernach ſind die Reviſionsangriffe unbegründet. J. c. S., 
U. v. 5. Okt. 07, 13/07 V. — Königsberg. 

5. 8 138 BGB. Sit ein Verzicht des Jagdverpächters 
auf die Schonzeit ſchon von vornherein zuläſſig oder unfittlich.] 

Eine Gemeinſchaft der zur Selbſtausübung der Jagd nicht 
berechtigten Grundſtückseigentümer, vertreten durch den Ge⸗ 
meindevorſtand, hatte die Ausübung der Jagd verpachtet. 
Das OLG. hatte ihre Aufkündigung des Pachtvertrages wegen 
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Verſtöße gegen die Schongeſetze deshalb für unbeachtlich erklärt, 
weil die Beklagte von Anfang an ein für allemal darauf 
verzichtet habe, aus der Ausübung der Jagd während der 
Schonzeit ſei es auf Rehe oder Haſen einen Grund zur Auf⸗ 
löſung der Jagdpacht herzuleiten. Das RG. hob auf: Der 
Berufungsrichter überſieht, daß ein ſolcher Verzicht auf eine 
Abänderung des abgeſchloſſenen Pachtvertrags dahin hinaus⸗ 
läuft, daß eine geſetzwidrige Jagdausübung ein Recht zur 
Aufkündigung nicht geben ſoll. Der ſo geänderte Vertragsinhalt 
verſtößt gegen § 9 Abſ. 7 des ſchwarzb. Geſetzes vom 17. Februar 
1870. Wenn durch Geſetz beſtimmt iſt, daß das Wild nur 
zu beſtimmten Zeiten geſchoſſen werden darf, und weiter be⸗ 
ſtimmt iſt, daß ein Verſtoß hiergegen dem Jagdverpächter die 
Befugnis gibt, den Pachtvertrag ohne Entſchädigung ſofort 
aufzukündigen, ſo kann der Verpächter, der von einer geſetz⸗ 
widrigen Jagdausübung des Pächters Kenntnis erlangt, dieſem 
gegenüber auf das ihm erwachſene Kündigungsrecht rechts⸗ 
wirkſam verzichten, allein er kann nicht durch einen von vorn⸗ 
herein ein für allemal erklärten Verzicht den Pächter in die 
Lage bringen, gegen die ſtaatlichen, im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſenen Jagdgeſetze zu verſtoßen ohne die Aufkündigung 
gewärtigen zu müſſen. Ein allgemeiner, auch für die Zukunft 
ausgeſprochener Verzicht auf das im Geſetz gegebene Kündigungs⸗ 
recht verſtößt nicht nur gegen die zwingende Geſetzes vorſchrift, 
ſondern iſt auch unter dem Geſichtspunkt, daß er geradezu eine 
Begünſtigung der Verletzungen der Schongeſetze enthalten würde, 
unſittlich. G. c. E., U. v. 1. Okt. 07, 512/06 VII. — Naumburg. 

6. 8 193 BGB. Berechnung der Kündigungsfriſt bei 
Mietverträgen. 

Die Klägerin hat von der Beklagten gewiſſe Räume 
gemietet. Der Vertrag enthält die Beſtimmung „Sechs Monate 
vor Ablauf der Vertragszeit (31. März 1905) kann jeder Teil 
dem andern kündigen, widrigenfalls dieſer Mietvertrag unter 
denſelben Bedingungen — unter gegenſeitiger ſechsmonatlicher 
Kündigungsbefugnis auf den 31. März oder den 30. September 
eines jeden Jahres — ſtillſchweigend fortbeſteht“. Die Klägerin 
kündigte auf den 30. September 1907 mittels zweier der 
Beklagten gleichzeitig am 2. April 1907 zugegangener Briefe 
vom 31. März und 2. April 1907. Der 31. März und 
1. April 1907 waren die Oſterfeiertage. Die Beklagte be⸗ 
ſtreitet die Rechtzeitigkeit dieſer Kündigung. Die Klägerin 
verlangt Feſtſtellung der Rechtswirkſamkeit derſelben auf den 
30. September 1907. Beklagte wurde verurteilt und ihre 
Reviſion zurückgewieſen: Der Berufungsrichter hat 8 193 BGB. 
angewendet. Die Reviſion rügt dies als rechtsirrig. Die 
Kündigungsbefugnis iſt in § 5 der Mietverträge ſo geregelt, 
daß zwiſchen der geſchehenen Kündigung und dem Ablauf der 
Vertragszeit ein Zeitraum von mindeſtens ſechs Monaten liegen 
und daß die Vertragszeit nur mit einem 31. März oder einem 
30. September ablaufen ſoll. Die Kündigung konnte erfolgen 
vom Eintritt der Parteien in das Mietverhältnis an für jeden 
der folgenden Tage, die ein 31. März oder ein 30. September 
waren, nur hatte ſie dem durch die Kündigung gewollten 
Vertragsablauf um mindeſtens ſechs Monate vorauszugehen; 
ſie mußte demnach erfolgen ſpäteſtens am 31. März für den 
30. September desſelben Jahres und ſpäteſtens am 30. September 
für den 31. März des folgenden Jahres. Es liegt alſo eine 
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Erklärungsfriſt vor, deren Anfang durch den Beginn des 
Mietverhältniſſes und deren letzter Tag in üblicher Weiſe durch 
das Erfordernis einer zwiſchen geſchehener Kündigung und 
Vertragsablauf liegenden Zeitſpanne beſtimmt iſt. Der letzte 
Tag der Friſt zur Kündigung für den 30. September 1907 
war der 31. März 1907. Die Rüge der Reviſion iſt hiernach 
ungerechtfertigt; die von ihr aufgeſtellte Anſicht, daß bei der 
üblichen Regelung der Kündigungs befugnis allein durch eine 
ſogenannte Kündigungsfriſt (Friſt zwiſchen geſchehener Kündigung 
und Vertragsende) die Kündigung weder an einen Termin 
noch an eine Friſt gebunden ſei, ſondern zu jeder beliebigen 
Zeit erfolgen könne, wird denn auch in der Literatur, ſoweit 
erſichtlich, nirgends vertreten. Der Berufungsrichter erwägt 
weiter, ob nicht etwa die Auslegungsvorſchrift des 8 193 BGB. 
durch abweichenden Parteiwillen ausgeſchloſſen iſt. Sie wäre 
ausgeſchloſſen, wenn die Parteien wollten, daß die ſechs Monate 
zwiſchen geſchehener Kündigung und Vertragsende unter allen 
Umſtänden unverkürzt ablaufen ſollen. W. c. G., U. v. 
8. Okt. 07, 355/07 III. — Hamburg. 

7. 8 254 BGB.] 

Der Kläger iſt von einem Kraftwagen des Beklagten 
überfahren worden; ſein Anſpruch iſt dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und die Reviſion des Beklagten zurück⸗ 
gewieſen worden: Die Reviſion wendet ſich gegen die Aus⸗ 
führungen des Berufungsgerichts, mit denen ein mitwirkendes 
Verſchulden des Klägers verneint wird. Wer den Straßen⸗ 
damm überſchreite, müſſe ſich umſehen, um Gefahren auszu⸗ 
weichen, beſonders dann, wenn er ſchwerhörig ſei; dies verneine 
das Berufungsgericht ohne jeden Grund. Sei der Kläger, wie 
der Beklagte behauptet habe, ſo ſchwerhörig, daß er Signale 
nicht habe hören können, ſo ſei die Nichtabgabe oder die unge⸗ 
nügende Abgabe von Signalen überhaupt nicht kauſal für den 
Unfall geweſen. Dieſer Angriff iſt unbegründet und beruht 
zum Teil auf einer falſchen Auffaſſung des angefochtenen Urteils. 
Das Berufungsgericht hat keineswegs ausgeſprochen, daß, wer 
den Fahrdamm einer verkehrsreichen Straße überſchreite, ſich 
nach etwa herankommenden Fahrzeugen nicht umzuſehen brauche. 
Der Unfall hat ſich nicht ereignet unmittel bar, nachdem der 
Kläger den Fahrdamm betreten hat, ſondern erſt, nachdem er 
einige Schritte auf dieſem gegangen war, und die Ausführung 
des Berufungsgerichts geht dahin, daß der den Fahrdamm 
überſchreitende Fußgänger nicht weithin über die Straße nach 
rechts und links zu ſehen braucht, ob ein Kraftwagen heran⸗ 
kommt, daß er vielmehr davon ausgehen darf, der Lenker des 
Kraftwagens werde auf ihn Rückſicht nehmen. Das iſt durch⸗ 
aus zutreffend. Wer den Fahrdamm überſchreitet, darf erwarten, 
daß ein nicht an Schienen gebundenes Fahrzeug, das ſich von 
ihm noch in ſolcher Entfernung befindet, daß es ihm ausweichen 
kann, dies auch tut, wenn nötig, unter Verringerung ſeiner 
Geſchwindigkeit; bei der großen Geſchwindigkeit, die ins beſondere 
Kraftwagen einzuſchlagen pflegen, würde ſonſt eine überaus 
ſtarke Hemmung des Fußgängerverkehrs eintreten. J. c. H, 
U. v. 14. Okt. 07, 533/06 VI. — Naumburg. 

8. 88 276, 278, 535, 537, 538 BGB. Haftung des 
Gaſtwirts wegen des Sturzes des Gaſtes aus einem Fenſter 7] 

Der Kläger iſt, als er im Gaſthauſe des Beklagten über⸗ 
nachten wollte, in dem Zimmer, das ihm angewieſen wurde, 
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aus dem Fenſter auf die Straße geſtürzt und hat ſich ſchwer 
verletzt. Die Brüftung des Fenſters hatte nur eine Höhe von 
55 em über dem Zimmerfußboden, die nach außen ſchlagenden 
Fenſterflügel waren nicht geſchloſſen, der Vorhang herab⸗ 
gelaſſen, ſo daß er das Fenſter bedeckte und nicht erkennen ließ, 
ob es offen oder geſchloſſen ſei. Aber den Hergang des Unfalls 
behauptet der Kläger, er habe ſich in der Nähe des Fenſters, 
dieſem den Rücken kehrend, ſtehend die Stiefel ausziehen wollen, 
dabei ſei er, als er den linken Stiefel mit den Händen gefaßt 
hielt und daran zog, ausgeglitten und rücklings durch das 
Fenſter hinausgefallen. Er macht den Beklagten für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden verantwortlich. Das Berufungsgericht hat 
für den Fall, daß der Kläger einen richterlichen Eid über den 
von ihm behaupteten Hergang des Sturzes leiſtet, den Klag⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Das RG. 
hob auf: Der zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vertrag über 
die Mbernachtuug des Klägers im Gaſthauſe des Beklagten iſt 
ein Mietvertrag und die Rechte und Pflichten der Streitteile 
ſind demnach auf Grund der 88 535 ff. BGB. zu beſtimmen. 
Würde anzunehmen ſein, daß die feſtgeſtellte Beſchaffenheit des 
Fenſters ein Fehler des angewieſenen Wohnraumes ſei, der 
ſeine Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebe 
oder mindere, ſo würde der Beklagte dem Kläger für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden haften, ohne daß dabei ein ihm zur Laſt 
fallendes Verſchulden erfordert würde (88 537, 538 BGB.). 
Soweit aber der entſtandene Schaden nicht auf einen ſolchen 
Fehler der vermieteten Sache, ſondern auf anderweite Verletzung 
der Vertragspflichten durch den Beklagten zurückzuführen wäre, 
würde ſeine Haftung durch ein ſchuldhaftes Verhalten des Be⸗ 
klagten oder feiner Gehilfen (S§8 276, 278 BGB.), durch die 
Außerachtlaſſung der im Verkehre erforderlichen Sorgfalt in 
bezug auf die Sicherheit feiner Gäſte bedingt fein (JW. 07, 737). 
Nach dem, was über die Lage und die Beſchaffenheit des 
Fenſters zur Zeit des Unfalls feſtgeſtellt iſt, kann jedoch weder 
angenommen werden, daß der Beklagte ein nicht dem Vertrage 
entſprechendes, mit einem Fehler im Sinne des 8 537 BGB. 
behaftetes Zimmer dem Gaſte zur Verfügung geſtellt hat, noch 
daß er es ſonſt an der im Verkehre erforderlichen Sorgfalt 
irgendwie hat fehlen laſſen. Die Fenſter eines Wohnraumes 
haben den Zweck, ihm Licht und Luft zuzuführen und dem 
Bewohner den Ausblick zu geſtatten. Ihre Offnungen bedingen 
andererſeits aber auch eine gewiſſe Gefahr. Die Gefahr des 
Hinausfallens, die an ſich bei jedem Fenſter vorhanden iſt, 
ſteigert ſich, wenn die Brüſtungen der Fenſter ſehr niedrig ſind. 
Trotzdem werden niedrige Brüſtungen ſehr häufig verwendet, 
weil ſie den freien Ausblick und den Zutritt von Licht und Luft 
begünſtigen. Ein beſtimmtes Maß für die Höhe dieſer 
Brüſtungen, das der Verkehr als unerläßlich anſähe, gibt es 
nicht, die Bauweiſe zeigt allenthalben ſolche Verſchiedenheiten, 
daß man von einem Fenſter mit einer 55 em hohen Brüſtung 
nicht ſagen kann, es überſchreite die verkehrsübliche Gefährlich⸗ 
keitsgrenze. Für den gewöhnlichen und vorauszuſetzenden Ge⸗ 
brauch des Zimmers durch Erwachſene iſt ein ſolches Fenſter 
kein ſtörender oder beeinträchtigender Mangel. Das gilt auch 
für ein Gaſthaus, wie es der Beklagte unter den einfachen 
Verhältniſſen einer Kleinſtadt betreibt. 
fraglichen Zimmers zur Übernachtung kann demnach eine Ver⸗ 
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letzung der Vertragspflichten durch den Beklagten nicht gefunden 
werden. Eine Haftung des Beklagten für den eingetretenen 
Schaden auf Grund des §8 538 BGB. iſt ausgeſchloſſen. Auch 
ſonſt ergibt der feſtgeſtellte Sachverhalt nicht, daß der Beklagte 
ſeine Pflicht, für die Verkehrsſicherheit der Gaſträume zu 
ſorgen, vernachläſſigt habe. V. c. S., U. v. 18. Okt. 07, 
101/07 III. — Celle. 

9. § 326 BGB. Vertragsmäßige Setzung einer Nach⸗ 
friſt zur Erfüllung.] I 

Das RG. hat in feſtſtehender Rechtſprechung zu § 326 
BGB. angenommen, daß es der Setzung der dort vor⸗ 
geſehenen Friſt nicht bedürfe, wenn der Schuldner die Erfüllung 
beſtimmt und endgültig verweigert habe. Dasſelbe wird 
regelmäßig gelten müſſen, wenn in einem Vertrage die 
Setzung einer Nachfriſt zur Erfüllung vorgeſehen iſt; auch hier 
wird im Regelfalle die Friſtſetzung ſich erübrigen, wenn der 
Schuldner beſtimmt und endgültig die Erfüllung verweigert und 
durch ſein Verhalten des deutlichſten dargetan hat, daß er auf 
die Friſtſetzung keinen Wert lege und er überhaupt nicht er⸗ 


füllen wolle. F. c. B. u. E., U. v. 1. Okt. 07, 171/07 II. — 
Celle. 

10. 8 326 BGB. Rücktrittsrecht auch bei poſitiven 
Vertragsverletzungen.] 


In einem von den Parteien im Januar 1901 geſchloſſenen 
Vertrag, durch den die Beklagte der Klägerin die Lieferung der 
maſchinellen Einrichtung ihrer zu errichtenden Brikettfabrik über⸗ 
trug, verpflichtete ſich die Beklagte, alle weiteren Beſtellungen 
auf maſchinelle Anlagen, die innerhalb der erſten fünf Jahre 
gemacht würden, jedenfalls aber die zwei noch aufzuſtellenden 
Brikettpreſſen nebſt Zubehör ohne weiteres bei der Klägerin 
zu beſtellen, unter Zugrundelegung der jeweiligen Materialpreiſe. 
Im Februar 1905 übertrug gleichwohl die Beklagte die 
Lieferung einer Preſſe nebſt Zubehör, Trockenapparat und den 
baulichen Eiſenteilen für zwei Preſſen einer anderen Firma. 
Die Klägerin fordert deshalb im gegenwärtigen Rechtsſtreit als 
Schadenerſatz den ihr entgangenen Gewinn. Die Beklagte 
macht geltend, die Klägerin habe die Hauptleiſtung aus dem 
Vertrage (die Einrichtung der Brikettfabrik) ſo mangelhaft aus⸗ 
geführt, daß begründeter Anlaß zu der Annahme beſtanden 
habe, ſie werde auch die jetzt in Frage ſtehende weitere Werk⸗ 
lieferung nicht vertragsgemäß ausführen. Es könne deshalb 
ihr, der Beklagten, die Beſtellung dieſes Werkes bei der 
Klägerin nicht zugemutet werden, ſie ſei vielmehr auf Grund 
des 8 326 BGB. zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt. 
Es kann ſich zunächſt fragen, ob der ausdrücklich nur von dem 
Verzuge des einen Teils handelnde $ 326 auch auf poſitive 
Vertragsverletzungen Anwendung findet. Die Frage iſt in der 
Literatur ſtreitig. Der II. ZS. des RG. hat fie in einer 
grundlegenden Entſcheidung (RG. 54, 98 ff.) bejaht, und hat 
an ſeiner Anſicht in dem Urteile vom 23. Februar 1904 
(RG. 57, 114 ff.) feſtgehalten. Der erkennende Senat trägt 
kein Bedenken, dieſen Entſcheidungen und ihrer überzeugenden 
Begründung beizutreten. Anſcheinend ſtellt ſich auch das 
Berufungsgericht grundſätzlich auf denſelben Standpunkt; es 
hält ihn aber auf den vorliegenden Fall deshalb nicht für an⸗ 
wendbar, weil bei Sukzeſſivlieferungsgeſchäften nur eine 
dauernde vertragswidrige Lieferung den Rücktritt rechtfertige, 


36. Jahrgang. 


während es ſich hier nur um eine einmalige Vertrags: 
verletzung handle. In dieſer Ausführung tritt eine rechtsirrige 
Auffaſſung des von dem II. ZS. entwickelten Rechtsgrundſatzes 
zutage. Dieſer Grundſatz geht dahin, daß bei gegenſeitigen 
Verträgen „auch wegen poſitiver Vertragsverletzungen des einen 
Teils, welche die Erreichung des Vertragszwecks gefährden“, 
der andere Teil unter entſprechender Anwendung des § 326 
BGB. vom Vertrage zurücktreten könne. (Wird näher aus⸗ 
geführt.) B. c. R. & K., U. v. 8. Okt. 07, 545/06 VII. — 
Naumburg. 

11. SS 398, 310, 138 BGB. Möglichkeit der Abs 
tretung künftiger Forderungen. Vorausſetzung derſelben: Ge⸗ 
nügende Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit.] 

Der ſpätere Gemeinſchuldner R. ſtellte unter dem 14. März 
1903 der Klägerin, der Firma S. & Co., mit der er ſeit 
langer Zeit durch Bezug von Düngemitteln in Geſchäfts⸗ 
verbindungen geſtanden hatte, folgende ſchriftliche „Erklärung“ 
aus. Im Beginn des Schriftſtücks heißt es, daß, wenn die von 
ihm gegebenen laufenden Akzepte von ihm eingelöſt würden, 
ein offenes fälliges Buchguthaben der Klägerin in Höhe von 
4 232 Mark 13 Pf. verbleibe, und daß ferner von ihm in 
Ausſicht genommen ſei, für die Frübjahrsſaiſon weitere Waren⸗ 
lieferungen von der Klägerin zu beziehen. Der weitere Inhalt 
der Erklärung lautet wörtlich folgendermaßen: Zur Sicherung 
meiner Gläubigerin ſchulde ich dieſer nicht bloß die in der an⸗ 
liegenden Zuſammenſtellung aufgeführten Außenſtände, ſondern 
auch die weiteren, durch zukünftige Lieferungen an meine Ab⸗ 
nehmer entſtehenden Forderungen zu Eigentum, wobei ich ge⸗ 
währe, für die Güte dieſer meiner Außenſtände einzuſtehen, und 
etwaige Einziehungskoſten übernehme. Ich verpflichte mich, die 
an mich gezahlten Beträge für die Firma S. & Co. zu ver⸗ 
einnahmen und zu beſitzen und auf das Guthaben der Firma 
abzuführen.“ Nachdem im Januar 1904 über das Vermögen 
des R. der Konkurs eröffnet worden war, erhob die Klägerin 
gegen den Konkursverwalter Klage mit dem Antrage, ihn zur 
Zahlung von 2 600 Mark an ſie zu verurteilen. Sie be⸗ 
gründete dieſen Anſpruch mit der Behauptung, daß die zur 
Zeit der Konkurseröffnung vorhandenen Außenſtände von 8 133 
Mark 90 Pf. in Höhe ihrer zur Zeit der Konkurseröffnung 
beſtehenden Forderung von insgeſamt 5 803 Mark 19 Pf. auf 
Grund des Abkommens vom 14. März 1903 ihr gehörten; 
denn der in der Klageanlage aufgeführte Teil dieſer Außenſtände 
decke ſich mit den ihr in dem gedachten Abkommen namentlich 
verpfändeten, damals bereits vorhanden geweſenen Forderungen, 
die übrigen Außenſtände ſeien aber ſämtlich durch Waren⸗ 
verkäufe nach Abſchluß jenes Abkommens entſtanden. Da der 
Beklagte von dieſen Außenſtänden mindeſtens einen ihrer Ge⸗ 
ſamtforderung gleichkommenden Betrag zur Konkursmaſſe ein⸗ 
gezogen habe, ſo ſei dieſe auf Grund des Abkommens ſowie 
nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zur 
Herausgabe der vereinnahmten Beträge bis zur Höhe von 
5 803 Mark 19 Pf. an ſie verpflichtet, von denen ſie zunächſt 
nur einen Teilbetrag von 2 600 Mark geltend mache. Das 
die Beklagte verurteilende Berufungsurteil wurde aus folgenden 
Gründen aufgehoben: Es handelt ſich lediglich um die Frage, 
ob die in dem Schriftſtück des Gemeinſchuldners vom 14. März 
1903 erklärte Abtretung der für ihn aus zukünftigen Lieferungen 
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an ſeine Abnehmer erwachſenden Forderungen wirkſam iſt. 
Dies iſt in Abweichung von der Anſicht des Berufungsrichters 
zu verneinen. Allerdings muß an der im Urteil des er⸗ 
kennenden Senats (RG. 55, 334) ausgeſprochenen Anſicht, — 
der inzwiſchen der III. ZS. des RG. ſich angeſchloſſen hat 
(RG. 58, 72) — daß die Abtretung künftiger Forderungen 
nach dem BGB. rechtlich möglich iſt, feſtgehalten werden. Die 
dagegen in der Literatur von ſehr beachtenswerter Seite geltend 
gemachten Erwägungen können nicht für durchgreifend erachtet 
werden. Es kann insbeſondere der Auffaſſung nicht beigepflichtet 
werden, daß es zum Weſen der Verfügung im Sinne des BGB. 
gehörte, daß der Gegenſtand, auf den fie einwirken ſolle, gleich⸗ 
viel ob dieſer eine Sache oder ein Recht ſei, zur 
Zeit der Verfügung exiſtiere, und daß die durch die Ver⸗ 
fügung gewollte Rechts veränderung im Augenblicke der 
Verfügung möglich ſei. Wenn oder ſoweit Verfügungen 
über eine Sache, das iſt (8 90 BGB.) über einen körper⸗ 
lichen Gegenſtand, nicht möglich ſind, ſofern es ſich um eine 
zur Zeit der Verfügung in der Körperwelt noch nicht vor⸗ 
handene Sache handelt, ſo liegt dies daran, daß zu ſolchen 
Verfügungen jedenfalls bei beweglichen Sachen gewiſſe in der 
äußeren Erſcheinungswelt ſich vollziehende Handlungen erforder⸗ 
lich ſind, die nach ihrer Natur nur an einer vorhandenen 
Sache möglich ſind. Die gegenwärtige körperliche Über⸗ 
gabe eines gegenwärtig noch nicht vorhandenen körperlichen 
Gegenſtandes iſt allerdings ein Unding. Anders bei den der 
gedachten Welt angehörenden Rechten. Gewiß gilt auch für 
dieſe der Satz, daß ohne das Vorhandenſein eines Gegenſtandes 
die Begründung eines dinglichen oder dem dinglichen ent⸗ 
ſprechenden Verhältniſſes logiſch undenkbar iſt. Allein hieraus 
folgt lediglich, daß ſelbſtverſtändlich die Abtretung zukünftiger 
Forderungen nur ex tunc d. h. erſt im Augenblick der Ent⸗ 
ſtehung dieſer Forderungen die gewollte dingliche Wirkung übt 
und üben kann, nicht ex nunc. Dagegen erſcheint es nach 
dem Weſen der Willenserklärung, die allein zur Abtretung 
erforderlich iſt, logiſch wohl denkbar, daß dieſe Willenserklärung 
ſchon vor dem Zeitpunkt, in welchem die Rechte exiſtent 
werden, mit dem Erfolge abgegeben wird, daß ſie im Augen⸗ 
blick des Exiſtentwerdens der Rechte auf dieſe wirkſam wird 
und ſie unmittelbar ergreift. Daß dieſer Erfolg künftig 
eintritt, iſt eine rechtliche Wirkung, die die Abtretung bereits 
im Zeitpunkt ihrer Erklärung hat. Wenn hiernach auch im 
Grundſatze bei der Abtretbarkeit zukünftiger Forderungen zu 
verharren iſt, ſo kann doch der Abtretung der zukünftigen 
Forderungen des Gemeinſchuldners, um die es ſich im Streitfall 
handelt, rechtliche Gültigkeit nicht beigemeſſen werden. Wie 
weit oder eng der Rahmen für die Anforderungen an eine 
Individualiſierung der abgetretenen zukünftigen Forderungen 
im übrigen zu ſpannen iſt, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Keinenfalls kann eine Abtretung ſo allgemeiner Art, wie ſie 
hier vorliegt, für rechtlich zuläſſig gehalten werden; ſie 
entbehrt in jeder Richtung der erforderlichen Beſtimmtheit und 
Beſtimmbarkeit der zukünftigen Forderungen, und die dadurch 
hervorgerufene Ungewißheit des Inhalts und Gegenſtandes 
des Rechtsgeſchäftes wird um ſo größer, als die Abtretung 
zum Teil mit zur Deckung zukünftiger, ebenfalls völlig un⸗ 
beſtimmter Forderungen des Zeſſionars dienen ſoll. Daß die 
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zukünftigen Forderungen als ſolche bezeichnet find, die aus zus 
künftigen „Lieferungen“ an die „Abnehmer“ des Gemein⸗ 
ſchuldners entſtehen würden, genügt nicht, um das Erfordernis 
einer ausreichenden Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit zu er⸗ 
füllen, da der Gemeinſchuldner Inhaber eines Bergwerks, 
eines Gutsbeſitzes und eines Fuhrwerksgeſchäfts war und 
außerdem noch einen Getreide⸗ und Düngemittelhandel betrieb, 
und nicht ſicher erkennbar iſt, welche aus dieſen verſchiedenen 
Betrieben entſtehende Forderungen der Abtretung unterworfen 
ſein ſollten. Wäre darauf etwa die Abſicht des Gemein⸗ 
ſchuldners gerichtet geweſen, ſchlechthin alle ſeine zukünftigen 
Geſchäfts forderungen an die Klägerin abzutreten, ſo 
müßte dies, wenn auch nicht in unmittelbarer Anwendung, ſo 
doch in Verfolg des Grundſatzes des 8 310 BGB. ſowie 
nach Maßgabe des 8 138 Abſ. 1 BGB. für unzuläffig er⸗ 
achtet werden. K. c. S. & Co., U. v. 1. Okt. 07, 524/06 VII. 
— Jena. 

12. 8 399 BGB. Abtretbarkeit des Anſpruchs aus dem 
Darlehnsvorvertrag.] 

Der Berufungsrichter hat an der Hand des Wortlautes 
und der Entſtehungsgeſchichte des 8 399 BGB. ausgeführt, 
daß nach dieſer Beſtimmung, welche auf den bereits im gemeinen 
Recht anerkannten Rechtsſätzen fuße, der Anſpruch aus einem 
pactum de mutuo dando der Zeſſion nicht fähig ſei, da hier 
durch Eintritt eines Zeſſionars die verſprochene Leiſtung inhalt⸗ 
lich eine unſtatthafte Veränderung erleiden würde. .... Zwar 
iſt dem Berufungsgericht grundſätzlich darin beizuſtimmen, daß 
der Anſpruch aus einem Darlehnsvorvertrage für die Regel 
nach 8 399 BGB. nicht abgetreten werden kann, denn hier 
wird die Einſchiebung einer anderen Perſon als Kontrahenten 
für den künftigen Hauptvertrag gewöhnlich ſowohl in rechtlicher 
als wirtſchaftlicher Beziehung eine unvorherſehbare Anderung 
des Inhaltes der Obligation begründen. Allein dieſe Bedeutung 
des Darlehnsvorvertrages mit der Wirkung der Unübertragbarkeit 
der Forderung iſt eben nur die Regel, keine abſolute Norm; 
es kann auch das Gegenteil ausgemacht ſein (vgl. Oertmann, 
das Recht der Schuldverhältniſſe, 2. Aufl. 8 610 Bem. 6 
S. 587 und $ 399 Bem. 1a S. 268). Rechtlich möglich iſt 
es, daß im konkreten Falle nach dem ausgeſprochenen oder zu 
vermutenden Willen der Vertragſchließenden dem Verſprechens⸗ 
empfänger auch eine andere von dieſem zu beſtimmende Perſon 
als Empfangsberechtigter und künftiger Darlehnsſchuldner ſub⸗ 
ſtituiert werden darf. .. . Es iſt aber auch denkbar, daß eine 
Übertragbarkeit des Anſpruches in beſchränkterem Umfange durch 
Vereinbarung der Vertragſchließenden begründet wird, daß 
nämlich hiernach durch Auszahlung des Betrages, welchen der 
Darlehnsgeber an den „Zeſſionar“ zahlen würde, der „Zedent“ 
Schuldner des Darlehnsgebers werden, dem dritten aber ein 
Recht auf die Auszahlung des Geldes an ihn verſchafft werden 
ſoll. Im vorliegenden Falle liegt die Sache nicht ſo, daß ohne 
alle weitere Prüfung die Abtretbarkeit der Forderung verneint 
werden durfte. (Wird näher ausgeführt.) Da hiernach eine 
weitere Feſtſtellung und Prüfung des Sachverhaltes erforderlich 
erſcheint, war das Berufungsurteil aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Be⸗ 
rufungsgericht zurückzuweiſen. L. c. E., U. v. 7. Okt. 07, 12/07 VI. 
— Braunſchweig. 
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13. 88 474, 768, 770 BGB. Steht dem Bürgen das 
Recht, die Wandlungseinrede zu erheben, zu? Recht desſelben 
auf die Minderungseinrede ? 

G. verkaufte ſein Haus mit Konditorei an St. Für den 
Reſtkaufpreis übernahm der Beklagte die ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft und 9500 Mark davon trat G. ſofort an die beiden 
Kläger ab. In notariell beglaubigter Urkunde vom 15. April 1902 
erkannte dies der Beklagte an und beſtellte Sicherungshypothek 
für die 9 200 Mark der Kläger auf feinem Grundſtück. Die Übers 
gabe des G.ſchen Hauſes an St. iſt am 16. Mai 1901 
erfolgt. Eine Wandlungsklage St.s gegen G. wegen argliſtiger 
Zuſicherung eines Jahresumſatzes zu 40 000 Mark, ſowie ein 
desfallſiger Schadenerſatzanſpruch St.s zu 42 000 Mark ſind 
rechtskräftig abgewieſen worden. Beklagter wurde auf Grund 
ſeiner Bürgſchaft verurteilt, auf ſeine Reviſion wurde auf⸗ 
gehoben. 1) Im Endergebniſſe muß der Ausſpruch des OLG. 
gebilligt werden, daß der jetzige Beklagte die Wandlungs⸗ 
einrede nicht vorſchützen kann. Zwar ſoll nach 8 768 BGB, 
der Bürge die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden geltend 
machen können, Vorausſetzung dafür iſt aber im Einzelfalle, 
daß dies der rechtliche Inhalt der betreffenden Einrede geſtattet, 
daß die Einrede nicht dem Hauptſchuldner ausſchließlich zuſteht, 
nicht nur von ihm allein vorgebracht werden kann, eine 
Vorausſetzung, die bei dem Wandlungsanſpruch und der 
Wandlungseinrede nicht zutrifft. Die Motive zum BGB. II 
S. 663 ſprechen geradezu aus, daß der Bürge nicht befugt iſt, 
Willensakte an Stelle des Hauptſchuldners vorzunehmen und 
ſolche Verfügungen über den Inhalt der Schuld zu treffen, die 
von einer einſeitigen Erklärung des Schuldners abhängen, wie 
Wahl, Rücktritt vom Vertrage, Wandlung, Minderung. Freilich 
genügt dieſe Außerung der Geſetzesbegründung nur inſoweit, 
als ſie unzweifelhaften Ausdruck im Geſetze ſelbſt gefunden hat, und 
dem ſcheint allerdings der 8 768 BGB., der dem Bürgen ganz 
allgemein die Einreden des Hauptſchuldners gibt, entgegen⸗ 
zuſtehen. Aber dennoch iſt aus der Beſtimmung des 8 770 
Abſ. 1 zu entnehmen, daß das Geſetz ſelbſt dem Bürgen ebenſo 
wie die Anfechtungseinrede auch die ihr nahe verwandte 
Wandlungseinrede nicht als eine den Anſpruch des Verkäufers 
dauernd ausſchließende, ſondern nur als eine aufſchiebende 
höchſtens ſo lange gewähren will, als ſie noch dem Haupt⸗ 
ſchuldner zuſteht. Die Denkſchrift zum BGB. ſagt S. 92 über 
die Anfechtunggeinrede: „Nur der Hauptſchuldner ſelbſt hat darüber 
zu befinden, ob er von dieſem (Anfechtungs⸗) Rechte Gebrauch 
machen will. Andererſeits kann, ſolange das Anfechtungsrecht 
beſteht, dem Bürgen billigerweiſe nicht zugemutet werden, die 
Hauptverbindlichkeit zu erfüllen, da er im Falle nachträglicher 
Anfechtung berechtigt ſein würde, das Geleiſtete nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung zurückzufordern. Der Entwurf gibt ihm daher bis 
zum Erlöſchen des Anfechtungsrechts die Befugnis, die Be⸗ 
friedigung des Gläubigers zu verweigern.“ Es beſteht kein 
Grund, dieſe Erwägungen und die mit ihr übereinſtimmende 
Geſetzesvorſchrift in § 770 Abſ. 1 BGB. nicht auf die Wandlungs⸗ 
einrede entſprechend anzuwenden. Auch dieſe bezweckt wegen 
der auf Rückgewähr dem Verkäufer zuſtehenden Replik die 
Aufhebung des Vertrages, und auch über eine derartige Auf⸗ 
hebung kann nur der Hauptſchuldner, der Käufer, allein befinden. 
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Auch die Rechtswiſſenſchaft verſagt faſt einſtimmig dem Bürgen 
die Wandlungseinrede — vergl. Dernburg, Bürg. Recht II 2 
S. 395 f., Crome, das Bürg. Recht II S. 878, Niſſen in 
JW. 02, 460. — Da nun, wie feſtſteht, in vorliegender Sache 
der Hauptſchuldner den Wandlungsanſpruch endgültig verloren 
hat, und da den vorſtehenden zivilrechtlichen Gründen die 
prozeßrechtliche Erwägung, daß an ſich das Urteil gegen den 
Hauptſchuldner nicht Rechtskraft gegen den Bürgen ſchafft, 
nicht entgegenſtehen kann, ſo kommt dem jetzigen Beklagten die 
Wandlungseinrede nicht zu. 2) Anders verhält es ſich 
aber mit der Minderung einrede. Zwar wollten, wie er⸗ 
wähnt, die Motive zum BGB. auch dieſe dem Bürgen ver⸗ 
weigern; aber nirgends, auch nicht ſtillſchweigend und mittelbar, 
wie hinſichtlich des Wandlungseinwands, hat dies im Geſetze 
ſelbſt Ausdruck gefunden und der Grundſatz des 8 768 BGB., 
der 8 425 daſelbſt, der mehrere Geſamtſchuldner in der Regel 
geſondert behandelt, und namentlich auch der 8 474 BGB., 
wonach bei Beteiligung mehrer jeder die Minderung verlangen 
kann, ſteht dem geradezu entgegen, wie denn auch die Mehrzahl 
der Rechtslehrer die Minderungseinrede dem Bürgen allgemein 
gewähren will. Wenn hiergegen der Vorderrichter ſich auf die 
Rechtſprechung des Preußiſchen Obertribunals (OTr. 34, 73) 
berufen will, die nach abgewieſener Wandlungsklage auch dem 
Käufer ſelbſt das Minderungsrecht abſpricht, ſo kann dieſer 
Rechtsſatz keinesfalls nach BGB. und ZPO. Anwendung finden. 
Nach dieſen ſind die beiderlei Anſprüche ſo voneinander 
unabhängig, daß die Abweiſung des einen die Erhebung des 
andern nicht auszuſchließen vermag. Der §S 322 ZPO. verleiht 
nur der Entſcheidung über den erhobenen Anſpruch Rechtskraft, 
und jedenfalls gibt 8 768 BGB. dem Bürgen die Einreden 
des Hauptſchuldners als ſelbſtändige, ſoweit der § 770 nicht 
Ausnahmen begründet. W. c. F., U. v. 28. Sept. 07, 5/07 V. 
— Hamm. 

14. 88 558, 606, 852 BGB. Die kurze Verjährung 
von Anſprüchen des Vermieters bezw. des Verleihers gilt auch 
für fahrläſſige oder vorſätzliche Beſchädigungen durch den Mieter 
oder Entleiher. 

Der Kläger hat am 28. Oktober 1905 Schadenerſatzklage 
erhoben, weil die Beklagten einem ihnen geliehenen, nach der 
Behauptung der Beklagten ihnen vermieteten Gasmotor in be⸗ 
ſchädigtem Zuſtande zurückgeliefert hätten. Die Beſchädigung 
ſei von ihnen dadurch verurſucht, daß die Maſchine ſtatt unter 
der höchſtzuläſſigen Belaſtung von 52 Pferdekräften mit einer 
ſolchen von bis über 70 Pferdekräften verwendet ſei. Die 
Klage iſt in beiden Vorinſtanzen auf Grund der 88 558 bezw. 
606 BGB. abgewieſen, weil Kläger den Gasmotor vor dem 
28. April 1905 zurückerhalten habe, die erhobene Klage daher 
verjährt geweſen ſei. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Gegen 
dieſe Entſcheidung des OLG. erhebt die Reviſion zwei Angriffe; 
zunächſt: es ſei nicht geprüft, ob nicht der Anſpruch auf eine 
unerlaubte Handlung der Beklagten geſtützt werden könne; 
in ſolchem Falle könne nicht die Verjährung der 88 558, 
606 eit. Platz greifen, ſondern nur die nicht abgelaufene drei⸗ 
jährige des 8 852 BGB. Unter den in den 88 558, 606 
vermeinten Anſprüchen könnten nach der Stellung dieſer Be: 
ſtimmungen im Syſtem immer nur Erſatzanſprüche aus dem 
Miets bezw. Leihverhältniſſe ſelbſt verſtanden werden. Der 
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Angriff iſt unbegründet. Gegen ihn ſpricht ſchon der Wortlaut 
der genannten Paragraphen, welcher ganz allgemein alle Erſatz⸗ 
anſprüche des Vermieters wegen Verſchlechterung der vermieteten 
bezw. verliehenen Sache umfaßt und ſie nicht auf Anſprüche 
aus dem Miet⸗ bezw. Leihvertrage beſchränkt, vor allem aber 
die Erwägung, daß die ganze Beſtimmung im weſentlichen be⸗ 
deutungslos ſein würde, wenn fahrläſſige oder vorſätzliche Be⸗ 
ſchädigungen ausſchieden, da für zufällige Verſchlechterungen 
der Mieter überhaupt nicht haftet. Es hat aber auch die 
zweite Kommiſſion zur Beratung des BGB. (vgl. Prot. 2, 
S. 194, 275) ausdrücklich ausgeſprochen, es müſſe die Vorſchrift 
für alle Erſatzanſprüche wegen der durch vertragswidriges 
Verhalten des Mieters (bezw. Entleihers, ef. S. 275 cit.) ent⸗ 
ſtandenen Veränderungen und Verſchlechterungen gelten, alſo 
auch für die auf das Eigentum oder auf eine unerlaubte 
Handlung gegründeten Anſprüche dieſer Art. M. c. H., 
U. v. 8. Okt. 07, 86/07 III. — Hamm. 

15. 5 781 BGB. Schuldanerkenntnis.] 

Nach dem hier maßgebenden Rechte des BGB. erzeugt 
das einſeitige Anerkenntnis des Schuldners noch keine rechtliche 
Verbindlichkeit, wenn es auch als Beweismittel für das Be⸗ 
ſtehen eines Schuldverhältniſſes in Betracht kommen kann. Zur 
ſelbſtändigen, von dem Beſtehen eines früheren Schuldverhält⸗ 
niſſes unabhängigen Begründung der Verpflichtung eines 
Schuldners bedarf es eines rechtswirkſamen Vertrages mit dem 
Gläubiger. W. c. S., U. v. 14. Okt. 07, 68/07 IV. — 
Stettin. 

16. 85 823, 844, 846, 254 BGB. Einwilligung des 
Getöteten. 

Mit ihrer Einwilligung iſt die Tochter der Klägerin von 
dem Erblaſſer der Beklagten getötet worden. Aus den Gründen: 
Es handelt ſich hier um die Frage, ob durch die Einwilligung 
des Verletzten in die an ſich unerlaubte Handlung die Wider⸗ 
rechtlichkeit als beſeitigt erſcheint. Die Meinung, wonach 
der Einwilligung des Beſchädigten dieſe Wirkung beizumeſſen 
ſein ſoll, würde hier keinenfalls in Betracht kommen, weil bei 
der Tötung als die Beſchädigten nach 88 844, 845 BGB. 
andere Perſonen als der Verletzte zu gelten haben, hier eben 
die Klägerin und deren Einwilligung nicht in Frage ſteht; 
vgl. Mot. zum BGB. Bd. 2 S. 730, 770 f., und Zitelmann 
im Arch ZivPrax. 99, 54 Anm. 41. Was aber die Einwilligung 
des Verletzten anlangt, ſo iſt zwar die Frage, ob dieſe der 
Annahme einer Widerrechtlichkeit der Verletzung entgegenſteht, 
nach Verſchiedenheit der Fälle verſchieden zu beantworten; vgl. 
Zitelmann a. a. O. S. 47 ff., Planck BGB. (Aufl. 3), 
Bd. 2, Bem. 3 zu § 823, S. 977 f., Oertmann, Schuld⸗ 
verhältniſſe (Aufl. 2), Bem. 7, d zu 8823, S. 950, v. Stau⸗ 
dinger (Engelmann), Kommentar zum BGB. (Aufl. Y, 
Bd. 2 Abtl. 2, Bem. 5 zu 8 823, S. 462 f.; aber entſchieden 
zu verneinen iſt ſie, und zwar, ungeachtet der abweichenden 
Anſicht Plancks, ſchon auf Grund des 8 216 StGB., für 
den Fall der Verletzung des Lebens eines andern. Mit Recht 
leitet übrigens Zitelmann (a. a. O. S. 77) dieſes Ergebnis 
auch noch daraus ab, daß die Einwilligung in die eigne Tötung 
gegen die guten Sitten verſtoße (vgl. 8 138 Abſ. 1 BGB.) 
8. c. R., U. v. 16. Sept. 07, 20/07 VI. — Kammer⸗ 
gericht. 
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17. 88 823, 833, 834, 846, 254 BGB. Tierſchaden. 
Vertragsverhältnis zwiſchen Tierhalter und Verletztem. Eigenes 
Verſchulden (Beweispflicht).] 

Nachdem der Beklagte am 16. September 1902 den Kläger 
als Geſchäftskutſcher in Dienſt genommen hatte, machte Kläger 
am 17. September mit dem Einſpännerfuhrwerk des Beklagten 
eine Fahrt. Als er bei Beginn der zweiten Fahrt vor dem 
Geſchäftslokal des Beklagten wenden wollte, fiel der linke 
Scheerbaum des Wagens herab. Das Pferd wurde dadurch 
zum Durchgehen veranlaßt. Kläger verlor die Herrſchaft über 
das Tier; bei einem Zuſammenſtoß mit einem Straßenbahn⸗ 
wagen wurde er vom Bock heruntergeſchleudert und erlitt ſchwere 
Verletzungen. Das den Beklagten zum Schadenerſatz verur⸗ 
teilende Berufungsurteil verneinte den Einwand des eigenen 
Verſchuldens. Aus den Gründen: Die Reviſion macht mit 
Recht geltend, daß der Einwand des eigenen Verſchuldens 
mit ungenügender Begründung verworfen worden iſt. Der 
Berufungsrichter hat anerkannt, daß dem Kläger als Kutſcher 
obgelegen habe, ſich vor Beginn der Fahrt von dem ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtand des Fuhrwerks zu überzeugen. Er führt dann 
aber aus: „Eine Mitverurſachung des Unfalls des Klägers 
durch eigenes Verſchulden hat nicht für erwieſen angeſehen 
werden können,“ ferner: „Dem Kläger würde nur dann ein 
eigenes Verſchulden an ſeinem Unfalle nachgewieſen ſein, wenn 
er es überhaupt unterlaſſen hätte, beim Anbringen des Scheer⸗ 
baums am Wagen den erforderlichen Splint vorzuſtecken; mag 
dies gerade auch nicht unmöglich oder unwahrſcheinlich ſein, ſo 
iſt es doch nicht erwieſen, und andererſeits, wie die Bekundung 
des K. zeigt, wäre ſelbſt bei gehöriger Einſteckung des Splintes 
nicht die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß bei der erſten Geſchäfts⸗ 
fahrt des Klägers der Splint unbemerkt aus dem Spalt heraus⸗ 
geſprungen war. Zu der Feſtſtellung eines eigenen Verſchuldens 
des Klägers, welches für ſeine Körperbeſchädigung urſächlich 
war, iſt daher nach Lage der Beweisaufnahme nicht zu gelangen.“ 
Der Beruſungsrichter hat den Einfluß außer acht gelaſſen, den 
das zur Zeit des Unfalls beſtandene Vertragsverhältnis hin⸗ 
ſichtlich der Beweislaſt ausüben muß. Wenn das dem Kläger 
zur Verfügung geſtellte Gerät ordnungsmäßig beſchaffen war, 
bei der Ausführung der dem Kläger übertragenen Dienſtverrichtung 
aber ein Unfall ſich ereignete, ſo iſt es Sache des Klägers, nach⸗ 
zuweiſen, daß er ſeinen Dienſtverpflichtungen genügt und die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kutſchers angewendet hat (vgl. 
IW. 05 S. 39210, 393 1, 5287). Die Verurteilung des Beklagten 
läßt ſich daher nicht mit der Erwägung begründen, es ſei zwar 
nicht unmöglich oder unwahrſcheinlich, daß Kläger — pflicht⸗ 
widrig — unterlaſſen habe, beim Bereitſtellen oder Wieder⸗ 
ingebrauchnahme des Wagens den zum Feſthalten des Scheerbaums 
erforderlichen Splint vorzuſtecken, es ſei dies aber nicht erwieſen. 
Sollte nicht erweisbar ſein, daß der Kläger die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kutſchers angewendet hat — ſei es bei dem Her⸗ 
richten des Wagens zur erſten Fahrt, ſei es bei der Prüfung, 
ob das Gefährt in Ordnung ſei, vor Beginn der zweiten Fahrt, 
ſei es bei der Leitung des Pferdes beim Wenden des Wagens —, 
ſo iſt davon auszugehen, daß die ihm zur Laſt gelegte Unacht⸗ 
ſamkeit von ihm begangen iſt. Nach den Umſtänden des Falles 
iſt alsdann zu entſcheiden, ob der Anſpruch des Klägers ganz 
abzuweiſen iſt, oder ob das bei der Entſtehung des Schadens 
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mitwirkende Verſchulden des Klägers nur auf den Umfang des 
Schadenerſatzes von Einfluß iſt (8 254 BGB). L. c. H., U. 
v. 26. Sept. 07, 74/07 IV. — Kammergericht. 

18. § 844 BGB. verb. mit § 1 Haftpfl. Der Ans 
ſpruch des großjährigen Kindes auf Unterhalt wegen Ver⸗ 
unglückung des dazu Verpflichteten erfordert bei eigener Klage 
gegen den Haftpflichtigen die Notwendigkeit des Unterhalts. 
Feſtſtellungsklage.] 

Die Klägerin iſt die Tochter des durch eine Rangier⸗ 
bewegung verletzten und an den Folgen der Verletzung ge⸗ 
ſtorbenen W. Sie fordert vom Beklagten die Zahlung einer 
Rente als Entſchädigung für den Verluſt des Unterhalts, den 
der Verletzte ihr während der mutmaßlichen Dauer ſeines 
Lebens gewährt haben würde. Der Anſpruch iſt vom Be⸗ 
rufungsgericht zur Hälfte dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, die andere Hälfte iſt der Klägerin abgeſprochen, weil 
bei der Entſtehung des Schadens ein eigenes Verſchulden des 
Verletzten mitgewirkt habe. Das RG. hob auf: Der Be⸗ 
rufungsrichter irrt, wenn er den Rechtsgrund für den Klage⸗ 
anſpruch in erſter Linie in dem Frachtvertrage finden will. 
Mit der Vertragsklage kann nur ein Schaden geltend gemacht 
werden, der dem Erblaſſer der Klägerin als Vertragſchließenden 
aus dem vertragswidrigen Verhalten des Beklagten erwachſen 
iſt. Ein ſolcher wird hier aber nicht geltend gemacht. Denn 
der Verluſt, den die Tochter durch den Untergang des ihr 
zuſtehenden Rechts auf Unterhalt erlitten hat, hat nicht den 
Verletzten betroffen. Der Anſpruch auf Entſchädigung dafür 
iſt nicht in der Perſon des Erblaſſers entſtanden und durch 
Erbgang auf die Klägerin übergegangen, vielmehr handelt es 
ſich um die Entſchädigung für den Verluſt eines Anſpruchs, 
der der Klägerin aus eigenem Recht und unabhängig von dem 
Vertrage zuſtand. Sie kann ſich daher nur auf die vom Be⸗ 
rufungsgericht auch mitangezogenen Vorſchriften des HaftpflG. 
und des BGB. über unerlaubte Handlungen ſtützen. Auf 
Grund dieſer Geſetze erhebt nun die Reviſion gegen den An⸗ 
ſpruch der Klägerin den Einwand, dieſe habe als großjähriges 
Kind nach $ 1602 BGB. nur inſoweit einen geſetzlichen An⸗ 
ſpruch auf Gewährung des Unterhalts von ſeiten ihres Vaters 
gehabt, als ſie außerſtande ſei, ſich ſelbſt zu unterhalten. Daß 
dieſe Vorausſetzung für den von ihr erhobenen Rentenanſpruch 
vorgelegen habe, ſei von ihr zwar behauptet, indem ſie angegeben 
habe, ſie ſei lungenkrank und außerſtande, ihren Lebensunterhalt 
zu verdienen. Aber der Beklagte habe dieſe Angaben aus⸗ 
drücklich beſtritten und der Berufungsrichter ſei auf dieſe 
ſtreitigen Tatſachen nicht eingegangen. Ohne deren Feſtſtellung 
könne aber der von der Klägerin erhobene Leiſtungsanſpruch 
nicht dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt werden. Die 
Beſchwerde iſt begründet. Sowohl nach dem Haftpfl®. wie 
nach $ 844 BGB. iſt der Beklagte nur inſoweit zum Schaden⸗ 
erſatz verpflichtet, als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts geſetzlich 
verpflichtet geweſen ſein würde und die geſetzliche Pflicht beſteht 
nur, wenn das großjährige Kind außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten. Solange nicht feſtgeſtellt iſt, daß dieſer Fall vor⸗ 
liegt, beſteht nur die Möglichkeit, daß der Getötete kraft Geſetzes 
unterhaltspflichtig werden konnte und es kann dann nicht 
die Verurteilung zur Zahlung einer den Unterhalt erſetzenden 
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Rente, ſondern nur die Feſtſtellung gefordert werden, daß im 
Falle die erwähnte geſetzliche Vorausſetzung ſpäter eintreten 
ſollte, die Erſatzpflicht des Beklagten beſteht. Demnach mußte 
das Berufungsurteil aufgehoben werden, inſoweit es den 
Leiſtungsanſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt hat. 
Pr. Eiſenbahnfiskus c. W., U. v. 17. Okt. 07., 5/07 VI. — Poſen. 

19. SS 1154, 1192 BGB. Erforderniſſe für die Abtretung 
einer Eigentümergrundſchuld.] 

Der Berufungsrichter hat angenommen, daß, wenn die 
Klägerin den Anſpruch an einen Dritten abgetreten habe, ſie 
zur Geltendmachung des Anſpruchs nicht mehr aktiv legitimiert 
ſei. Er hat ſodann weiter ausgeführt, daß die Abtretung nicht 
rechtswirkſam ſei, weil ſie nicht ins Grundbuch eingetragen ſei. 
Dieſe Anſicht verſtößt gegen die 88 1192, 1154 BGB. 
Zur Abtretung der Eigentümergrundſchuld bedarf es nicht der 
Eintragung ins Grundbuch; es genügt die ſchriftliche Abtretungs⸗ 
erklärung und die Aushändigung des Briefes. Die vom 
Berufungsrichter angezogene Entſcheidung des RG. (JW. 04, 
8 Nr. 8) ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. Sie ſpricht 
von einer Buchhypothek, während es ſich hier um eine Brie f⸗ 
hypothek handelt, die, ſoweit ſie getilgt iſt, zu einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld der Klägerin geworden iſt. (Art. 192, 193 
EG BGB., Art. 33 $ 1 AG BGB., Förster⸗Turnau, 3 Aufl. 
S. 719). Z. c. B., U. v. 9. Okt. 07, 629/06 V. — Poſen. 

20. 5 1568 BGB. Grobe Mißhandlung.] 

Am 27. Juli 1904 kam es in der Küche zwiſchen den 
Parteien zu einem Streit über die Art und Weiſe, wie die 
Milch zum Tränken der Kälber hergerichtet werden ſollte. Dies 
hatte zur Folge, daß Kläger ſpäter in der Stube die Beklagte 
züchtigte. Er hob ihr die Röcke auf und verſetzte ihr mit einer 
Rute Schläge auf das nackte Geſäß und zwiſchen die nackten 
Beine. Der Berufungsrichter mißbilligt die Annahme des 
erſten Richters, daß hierdurch ein Fall der Anwendung des 
8 1568 BGB. gegeben ſei. Er lehnt die Anwendung dieſer 
Geſetzesvorſchrift aus dem Grunde ab, weil die Mißhandlung 
keine grobe geweſen ſei. Das Werkzeug der Züchtigung ſei 
eine dünne Birkenrute von der Länge nur eines halben Armes 
und darum ungeeignet geweſen, erhebliche Folgen herbeizuführen. 
Eine grobe Mißhandlung liege auch dann nicht vor, wenn ſie 
etwa auf eine beſchimpfende oder die Beklagte erniedrigende 
Art und Weiſe erfolgt ſei. Denn der Kläger ſei gereizt 
Das ganze Verhalten des Klägers ſei, wenn es 
auch vielleicht ein ungehöriges genannt werden müſſe, infolge 
dieſes Angriffs der Beklagten verzeihlich. Nach den Anſchauungen 
der Bevölkerungskreiſe, zu denen die Parteien gehören, ſei aber 
auch anzunehmen, daß die Züchtigung von der Beklagten nicht 
beſonders ſchwer empfunden worden ſei. Kläger ſeinerſeits 
habe jedenfalls, wie auf Grund der ganzen Sachlage als 
erwieſen gelten könne, weder die Abſicht gehabt, die Beklagte 
durch die Züchtigung zu beſchimpfen noch auch das Bewußtſein 
davon gehabt, daß die Beklagte durch die Art und Weiſe, wie 
er ſie züchtigte, beſchimpft werden würde. Dieſe Ausführungen 
beruhen zunächſt auf einer Verkennung des Rechtsbegriffs der 
groben Mißhandlung. Dieſer Begriff ſchließt nicht nur die 
Fälle der lebens⸗ oder geſundheitsgefährlichen Mißhandlung in 
ſich, ſondern er iſt ein weiterer (vgl. RG. 47, 31 ff.) und 
umfaßt auch ſolche vorſätzliche Körperverletzungen, die ohne das 
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Leben und die Geſundheit des verletzten Ehegatten in Gefahr 
zu bringen, unter Umſtänden oder in einer Art begangen 
werden, die ſie als eine beſonders rohe, das allgemeine Rechts⸗ 
empfinden ſchwer verletzende Ausſchreitung erſcheinen laſſen. 
Es iſt insbeſondere in der Rechtſprechung des RG. bereits 
wiederholt hervorgehoben worden, daß unter den Begriff 
auch ſolche Mißhandlungen fallen, die mit einer ehrenrührigen 
Herabwürdigung des mißhandelten Ehegatten verbunden ſind; ſo 
in Sachen S. c. S. (IV. 14/04) durch Urt. vom 25. Februar 1904 
ſowie in Sachen B. c. B. (IV. 539/03) durch Urt. vom 
17. März 1904. Um einen ſolchen Fall handelt es ſich gegen⸗ 
wärtig. Kläger hat nicht nur durch die Züchtigung an ſich 
ſondern namentlich auch durch die Art ihrer Ausführung ſeiner 
Frau eine Schmach angetan, die jedem Sittlichkeits⸗ und Rechts⸗ 
empfinden ſchlechthin widerſpricht. Es kann darüber hinweg⸗ 
gegangen werden, daß der Berufungsrichter dies in Zweifel 
zieht, da er es doch ſelbſt wenigſtens als möglich unterſtellt, 
daß objektiv betrachtet die Züchtigung für die Beklagte ernie⸗ 
drigend geweſen ſein könnte. Dieſer objektive Maßſtab iſt aber 
für die Frage, ob die Beklagte in grober Weiſe miß handelt 
worden iſt, wenn nicht allein entſcheidend, ſo doch von der 
allerweſentlichſten Bedeutung. Eine grobe Mißhandlung bleibt 
eine ſolche, gleichviel wodurch ſie veranlaßt und ob ſie ins⸗ 
beſondere durch eine von dem Verletzten verſchuldete Erregung 
des Mißhandelnden hervorgerufen wurde. Ihr Vorhandenſein 
iſt auch unabhängig von ihrer Wirkung auf das ſubjektive innere 
Empfinden des Verletzten. Das angenommene Mitverſchulden 
der Beklagten und ihre vermeintliche nur geringe Empfindlich⸗ 
keit werden daher vom Berufungsrichter in einem rechtlich fehl⸗ 
ſamen Zuſammenhange gewürdigt. Beides kann bei der Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob die Tatbeſtandsvorausſetzungen des 
§ 1568 gegeben find, unter Umftänden an anderer Stelle 
von Erheblichkeit ſein. Hat die Beklagte die Züchtigung nicht 
beſonders ſchwer empfunden, ſo kann es ſich fragen, ob dies 
die Annahme ausſchließt, daß ihre eheliche Geſinnung gänzlich 
zerſtört, in ihrer Perſon alſo die ſubjektive Folge der Ehe: 
zerrüttung entſtanden iſt. Hat ſie andererſeits den Mann durch 
ihr Verhalten zum Zorn gereizt, ſo entſteht die Frage, ob bei 
objektiver Würdigung des Falles die Ehezerrüttung ſo be⸗ 
ſchaffen iſt, daß es dem Weſen der Ehe nicht mehr entipricht, 
ihr die Fortſetzung dieſer Ehe zuzumuten (vgl. ZW. 05 
496%, 69318). Sollte übrigens die Verfehlung des Klägers 
unter den Begriff der groben Mißhandlung nach Lage der 
Verhältniſſe nicht fallen, jo bliebe immer noch die Möglichkeit 
beſtehen, daß in ſeinem Verhalten gleichwohl eine ſchwere Ver⸗ 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten erblickt werden 
müßte. (RG. 47, 33.) R. c. R., U. v. 14. Okt. 07, 
98/07 IV. — Roftod. 

21. SS 1611, 1610 BGB. Begriff des „notdürftigen“ 
Unterhalts. | 

Die Rüge der Reviſion, das Berufungsgericht habe den 
Begriff des notdürftigen Unterhalts verkannt, erſcheint nicht 
begründet. Eine Begriffsbeſtimmung des notdürftigen Unterhalts 
gibt das BGB. nicht. Der notdürftige Unterhalt umfaßt ſeinem 
Inhalte nach allerdings ebenſo wie der ſtandesmäßige Unterhalt 
den geſamten Lebensbedarf der Perſon (S 1610 Abſ. 2 Be⸗ 
gründung IV, 698; § 1488 Abſ. 1 Entwurf I). Die Bes 
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ſtimmung im 8 1610 Abſ. 2 iſt alſo nicht nur für den ſtandes⸗ 
mäßigen, ſondern auch für den notdürftigen Unterhalt maßgebend. 
Dagegen unterſcheidet ſich der notdürftige vom ſtandesmäßigen 
Unterhalt in Anſehung des Maßes der zur Befriedigung der 
Lebens bedürfniſſe zu gewährenden Mittel. Dieſe find beim 
notdürftigen Unterhalt — anders als beim ſtandesmäßigen — 
nur auf das unbedingt Notwendige zu bemeſſen. Was zum 
Lebensbedarf einer Perſon gehört und wieviel zu deſſen Deckung 
bei Gewährung des notdürftigen Unterhalts ausreicht, iſt nach 
den Umſtänden des einzelnen Falles unter Beachtung des 
8 1610 Abſ. 2 zu beurteilen. F. c. F., U. v. 7. Okt. 07, 
260/07 IV. — Kammergericht. 

Zivilprozeßordnung. 

22. 88 4, 546 ZPO. Maßgebender Zeitpunkt für das 
Vorhandenſein der Reviſionsſumme. Teilweiſe Erledigung der 
Hauptſache vor Einlegung der Reviſion. — Stellung von 
Anträgen, die mit dem eigenen Vorbringen in Widerſtreit ſtehen.] 

Der III. 3 S. des RG. hat in dem in RG. 15, 406 ff. 
veröffentlichten Urteil ausgeſprochen, daß die Beſtimmung des 
8 4 ZPO. bei der Feſtſtellung des Wertes des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes in der Reviſionsinſtanz unanwendbar ſei, wenn 
ſich im Laufe des Prozeſſes nicht ſowohl der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes als dieſer ſelbſt ändere, und daß es für die 
Reviſionsinſtanz in der Regel auf das Vorhandenſein des 
Beſchwerdegegenſtandes zur Zeit der Einlegung der Reviſion 
ankomme. Auf Grund dieſer Erwägungen hat der III. ZS. in 
dem damals vorliegenden Falle die Reviſion für unzuläſſig 
erklärt, weil der damals in den beiden Vorinſtanzen abgewieſene 
Kläger nach Verkündung des Berufungsurteils und vor Ein⸗ 
legung der Reviſion von dem Beklagten in der Hauptſache 
(nicht in Anſehung der Prozeßkoſten) freiwillig vollſtändig 
klaglos geſtellt worden war. Der erkennende Senat ſchließt 
ſich dieſer Anſicht des III. Senats an und iſt der Meinung, 
daß dem Falle, wenn der in der Berufungsinſtanz abgewieſene 
Kläger, der nur eine Klagforderung erhoben hat, wegen dieſer 
in der Hauptſache (d. h. alſo abgeſehen von den Koſten) in 
der Zeit zwiſchen Erlaß des Berufungsurteils und Reviſions⸗ 
einlegung vollſtändig klaglos geſtellt worden iſt, der andere 
Fall entſprechend gleichzuſtellen iſt, wenn der Kläger in der 
Berufungsinſtanz mit zwei ſelbſtändigen, von einander un⸗ 
abhängigen Klageforderungen abgewieſen worden iſt und nun⸗ 
mehr vor der Reviſionseinlegung in der Hauptſache vollſtändig 
nur bezüglich der einen derſelben befriedigt wird. So liegt 
die Sache hier. Der Reviſionskläger hat ſelbſt anerkannt, daß 
es ſich in dieſem Rechtsſtreit um zwei ſelbſtändige von einander 
unabhängige Klageanſprüche handle und daß er bezüglich des 
höheren Klageanſpruchs mit einem Werte von 2900 Mark nach 
der am 30. Mai 1906 erfolgten Verkündung des Berufungsurteils, 
aber vor der am 5. Juli 1906 erfolgten Zuſtellung desſelben 
und ſomit auch vor der am 14. Juli 1906 geſchehenen 
Reviſionseinlegung, nämlich am 26. Juni 1906, klaglos geſtellt 
ſei. Danach war infolge dieſer inzwiſchen eingetretenen Ver⸗ 
änderung des Streitgegenſtandes zur Zeit der Reviſionseinlegung 
ein Beſchwerdegegenſtand in der Hauptſache nur noch in Geſtalt 
des anderen Klageanſpruch vorhanden, mit welchem Kläger 
ebenfalls abgewieſen worden war. Der Wert dieſes Klage⸗ 
anſpruchs bleibt aber unbeſtritten unter dem Betrage von 
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2500 Mark, ſo daß danach die Reviſion für unzuläſſig erachtet 
werden mußte. Daß der Reviſionskläger feinen auf Verurteilung 
der Beklagten auch zu Punkt 2 gerichteten Reviſionsantrag trotz 
der von ihm ſelbſt zugegebenen in der Hauptſache erſolgten 
Erledigung dieſes Punktes aufrecht erhalten hat, iſt belanglos, 
da Anträgen, die mit dem eigenen Vorbringen der betreffenden 
Partei in Widerſtreit ſtehen, keine maßgebliche Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden kann. Das in der JW. 99, 830 11 mitgeteilte 
Urteil gibt dem Senat keinen genügenden Anlaß zur Anwendung 
des 8137 GVG., da es ſich dort um teilweiſe Befriedigung 
einer einheitlichen Forderung nach Erlaß des Berufungs- 
urteils und vor Einlegung der Reviſion handelte und dieſer 
Fall dem von dem III. 3S. entſchiedenen und dem jetzt in 
Frage ſtehenden nicht unbedingt gleich geſtellt werden muß, 
ſondern die Möglichkeit einer anderen Beurteilung zuläßt. 
Dasſelbe gilt von den reichsgerichtlichen Entſcheidungen, die ſich 
mit der zwiſchen Erlaß des Berufungsurteils und der Reviſions⸗ 
einlegung erfolgten Ermäßigung des Klageanſpruchs beziehungs⸗ 
weiſe dem Verzicht auf dieſen beſchäftigen, ſo unter anderen 
von den Entſcheidungen des I. ZS. vom 18. Oktober 1890 I. 
176/90, und 9. Oktober 1897 II. 172/97, und des II. 38. 
vom 10. Juni 1902 II. 26. 129/02. K. c. L., U. v. 27. Sept. 07, 
324/06 VII. — Frankfurt a. M. 

23. Klage gegen eine offene Handelsgeſellſchaft und einen 
Geſellſchafter. Iſt dadurch deſſen ganze Rechtsperſönlichkeit in 
den Streit hineingezogen?! 

Der Vater des Klägers und Bruder des Beklagten zu 2 
Traugott K. iſt, durch Vertrag vom 12. Februar 1894 in das 
bis dahin vom Beklagten zu 2 allein unter der Firma Adolf K. 
in G. geführte Geſchäft als Geſellſchafter eingetreten und hat 
in dieſes Geſchäft eine Einlage gemacht. Nach dem Tode des 
Traugott K. hat der Beklagte zu 2 das Geſchäft weitergeführt, 
bald aber, ohne Anderung der Firma, den Kaufmann Fritz K, 
Bruder des Klägers, als Geſellſchafter aufgenommen. Die 
Eintragung dieſer offenen Handelsgeſellſchaft im Handelsregiſter 
des zuſtändigen AG. datiert vom 17. April 1900 und beſagt, 
daß die Geſellſchaft am 1. April 1900 begonnen habe, nach 
der Behauptung des Beklagten zu 2 war der Beginn ſchon auf 
den 1. Januar desſelben Jahres vereinbart worden. Schon zu 
Lebzeiten des Traugott K. beſtand, unabhängig von dem Ge⸗ 
ſchäft in G., die Firma Adolf K. in G.⸗L., deren alleiniger 
Inhaber der Beklagte zu 2 war. Später, noch vor der Klage⸗ 
erhebung, nahm er jedoch ſeinen Sohn Traugott K. als Geſell⸗ 
ſchafter auf. Der Kläger, der zu 7. Inteſtaterbe feines Vaters 
geworden iſt, berechnet die Einlage des Erblaſſers auf 11 325,17 
Mark und hat die Herauszahlung ſeines Anteils von 2831,29 
Mark mit 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. April 1904 verlangt. 
Die Klage hatte urſprünglich als Beklagte bezeichnet: die Firma 
Adolf K. in G.⸗L., was aber im Laufe der I. Inſtanz dahin 
berichtigt wurde, daß Beklagte ſein ſollte die offene Handels⸗ 
geſellſchaft in Firma Adolf Kl. in G.⸗L. Gleichzeitig dehnte 
der Kläger die Klage auf den Mitinhaber dieſer Beklagten, den 
Adolf K. in G.⸗L. aus. Demgemäß war nunmehr die Klage 
gegen die beiden im Rubrum bezeichneten Beklagten gerichtet, 
mit dem Antrage, die Beklagte zu 1 (die offene Handelsgeſell 
schaft in Firma Adolf K. in G.⸗L.) als Gefamtſchuldnerin mit 
dem Beklagten zu 2 (dem Mitinhaber der Beklagten zu 1 
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Adolf K.) zu der angegebenen Zahlung zu verurteilen. Die 
Beklagten haben gegen dieſe Ausdehnung als eine unzuläſſige 
Klageänderung proteſtiert, im übrigen ſowohl die Aktivlegiti⸗ 
mation des Klägers als die Paſſivlegitimation der Beklagten 
zu 2 beſtritten. Die I. Inſtanz hat aber die Ausdehnung der 
Klage unter dem Geſichtspunkt der ſubjektiven Klagehäufung für 
zuläſſig erachtet und unter Bejahung der Aktivlegitimation des 
Klägers den Beklagten zu 2 durch Teilurteil zur Zahlung des 
geforderten Betrages verurteilt. Dagegen hat ſie die Paſſiv⸗ 
legitimation der Beklagten zu 1 verneint und dieſer Beklagten 
gegenüber durch Endurteil die Klage abgewieſen. Gegen das 
erſte Urteil iſt von dem Beklagten zu 2, gegen das zweite von 
dem Kläger Berufung eingelegt worden. Zur Begründung ſeiner 
Berufung macht der Beklagte zu 2 geltend, daß er, weil nur 
als Mitinhaber der Beklagten zu 1 beklagt, welche die Klage⸗ 
forderung nicht ſchulde, für dieſe auch ſelbſt paſſiv nicht legiti⸗ 
miert ſei. Dagegen vertritt der Kläger den Standpunkt, daß 
es auf dieſe zuſätzliche Bezeichnung nicht ankomme, daß vielmehr 
der Beklagte zu 2 in ſeiner ganzen Rechtsperſönlichkeit beklagt 
ſei, wie denn auch das LG. die Klage als ſelbſtändige Klage 
gegen dieſen Beklagten zugelaſſen habe. Der Kläger will aber 
auch überdies das Klagerubrum dahin berichtigen, daß bei der 
Bezeichnung des Beklagten zu 2 die Worte „Mitinhaber der 
Beklagten zu 1“ wegfallen ſollten. Dieſer „Berichtigung“ 
widerſpricht der Beklagte zu 2 als einer unzuläſſigen Klage⸗ 
änderung. Das Berufungsgericht hat die Berufung des Klägers 
zurückgewieſen, auf die Berufung des Beklagten zu 2 die Klage 
auch ihm gegenüber abgewieſen. Der Reviſionsbegriff wendet 
ſich gegen die Beurteilung der Klage in ihrer Richtung gegen 
den Beklagten zu 2. Die Reviſion macht geltend, daß dieſe 
Klage vom Berufungsgericht ſelbſt für zuläſſig erklärt worden, 
und daß es rechtsirrtümlich ſei, wenn es die Klage trotzdem 
wegen des der Bezeichnung des Beklagten gemachten Zuſatzes 
als Mitinhabers der zu 1 beklagten Firma für unbegründet 
halte und der Streichung dieſes Zuſatzes, als einer unzuläſſigen 
Klageänderung entgegengetreten ſei. Dieſer Angriff iſt begründet. 
Das Berufungsgericht iſt der Anſicht, daß infolge des erwähnten 
Zuſatzes, der Beklagte zu 2 nur in ſeiner Eigenſchaft als Mit⸗ 
inhaber der Firma Adolf K. in G.⸗L. — der Beklagte zu 1 — 
beklagt und daß auch nur in dieſer Beſchränkung die Klage 
gegen ihn vom LG. zugelaſſen ſei. Es ſei aber rechtlich ſcharf 
zu ſcheiden zwiſchen den Verbindlichkeiten, für die jemand infolge 
eines beſtehenden, nach Handelsrecht zu beurteilenden Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſes hafte, und denjenigen, welche ihn aus anderen 
Gründen verpflichteten. Da es den Anſpruch gegen die Beklagte 
zu 1 nicht für begründet anſieht, ſo hält es auch den Anſpruch 
gegen den nur in Beſchränkung auf ſeine Haftung für dieſe 
Firma belangten Beklagten zu 2 für unbegründet und findet in 
der Streichung des dieſe Beſchränkung enthaltenden Zuſatzes 
eine Klageänderung, welche es, beim Widerſpruche der Beklagten, 
für unzuläſſig erklärt. Dem kann nicht beigetreten werden. 
Wenn neben der offenen Handelsgeſellſchaft, die unter ihrer 
Firma verklagt worden iſt, auch noch, wie hier geſchehen, ein 
Geſellſchafter mitverklagt wird, ſo tritt bei dieſem Beklagten 
nicht eine Teilung ſeiner Rechtsperſönlichkeit ein, dergeſtalt, daß 
er nur mit demjenigen Teile, an welchem das Geſellſchafts— 
verhältnis haftet — was ſchon an ſich ein unmöglicher Gedanke 
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wäre — in den Rechtsſtreit hineingezogen würde. Vielmehr 
iſt er Partei in ſeiner ganzen, unteilbaren Perſönlichkeit. Die 


Beziehung auf die Geſellſchaft, als deren Mitinhaber er belangt 
wird, hat nur Bedeutung für die materielle Anſpruchs begründung, 
indem ſich daraus zunächſt die Behauptung ergeben kann, daß 
ein Schuldverhältnis, welches an ſich in der eigentümlich ab⸗ 
gegrenzten Rechtsſphäre der Geſellſchaft entſtanden iſt, auch für 
den beklagten Geſellſchafter, außerhalb dieſer Sphäre wirkſam 
geworden ſei und in dieſer Richtung ſolle geltend gemacht 
werden. Bei der Frage, ob ihm gegenüber in dieſem Prozeſſe, 
ſtatt der Schuld derjenigen Geſellſchaft, als deren Mitinhaber 
er bezeichnet iſt, die Schuld einer anderen Geſellſchaft, wofür 
er ebenfalls perſönlich haftet, geltend gemacht werden könne, 
handelt es ſich nicht darum, ob dem zunächſt belangten Be⸗ 
klagten im Laufe des Verfahrens ein anderer Beklagter ſubſti⸗ 
tuiert werden dürfe, ſondern bei verbleibender Identität des 
Beklagten um die Zuläſſigkeit einer gewöhnlichen, materiellen 
Klageänderung. Das Bedenken des Berufungsgerichts gegen die 
Streichung des Zuſatzes im Klagerubrum, wodurch der Beklagte 
zu 2 als Mitinhaber der Beklagten zu 1 bezeichnet wird, kann 
daher keineswegs ſeine Rechtfertigung darin finden, daß damit 
eine bisher vorhandene Beſchränkung in ſeiner Beklagtenrolle 
beſeitigt würde. Zur Prüfung ſteht vielmehr nur die Frage, 
ob in der geänderten ſachlichen Begründung des Anſpruchs 
gegenüber dem Beklagten zu 2 eine unzuläſſige Klageänderung 
zu finden ſei, und hierfür iſt es, neben dem übrigen Partei⸗ 
vorbringen, gleichgültig, ob der Zuſatz geſtrichen wird oder 
beſtehen bleibt. Was nun aber die Frage betrifft, ob es dem 
Kläger geſtattet war, dem Beklagten zu 2 gegenüber den im 
übrigen unverändert bleibenden Anſpruch nachträglich darauf zu 
ſtützen, daß die Einlage ſeines Erblaſſers nicht in die zu 1 
beklagte Geſellſchaft in G.⸗L., ſondern in die gleichnamige 
Geſellſchaft in G. gemacht worden ſei, ſo muß ſie ſchon aus 
dem Grunde bejaht werden, weil darin, dieſem Beklagten gegen⸗ 
über, nicht eine Anderung des Klagegrundes, ſondern nur eine 
tatſächliche Berichtigung nach 8 268 Ziff. 1 ZPO. liegt. Der 
Klagegrund blieb nach wie vor das durch den Geſellſchaftsvertrag 
vom 10. Februar 1894 begründete Rechtsverhältnis. Aber 
auch bei Unterſtellung einer Klageänderung gelangt man zu dem 
gleichen Ergebniſſe, weil alsdann die Zuläſſigkeit der Anderung 
bereits durch das Teilurteil des LG. entſchieden iſt. Denn, 
indem dieſes die Erſtreckung der Klage auf den Beklagten zu 2 
zuließ und daraufhin dieſen Beklagten nach dem Klageantrag 
verurteilte, trotzdem damals ſchon feſtſtand, daß die Einlage 
in das Geſchäft in G. erfolgt war, kann es unmöglich der 
Anficht geweſen fein und hat daher ſtillſchweigend verneint, daß 
inſoweit eine unzuläſſige Klageänderung vorliege. Die ſachliche 
Begründung des Anſpruchs hat auch das Berufungsgericht 
anerkannt. Hiernach iſt die Verurteilung des Beklagten zu 2, 
wie ſie das landgerichtliche Teilurteil ausgeſprochen hat, gerecht⸗ 
fertigt. K. c. K., U. v. 2. Okt. 07, 69/07 I. — Kammergericht. 

24. SS 240, 249 ZPO. 8 10 KO. Rechtsunwirkſamkeit 
einer während durch Konkurseröffnung unterbrochenen Verfahrens 
eingelegten Reviſion. Keine Heilung durch nachträgliche Auf⸗ 
nahme des Verfahrens durch den Konkursverwalter. 

Gegen das Berufungsurteil, das am 21. März 1907 zu⸗ 
geſtellt iſt, iſt von dem Beklagten am 18. April 1907 Reviſion 
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eingelegt; am 3. Mai iſt dieſe begründet. Inzwiſchen war, 
und zwar am 13. April 1907, über das Vermögen des Klägers 
das Konkursverfahren eröffnet. Namens des Konkursverwalters 
war mittels eines dem Gegner am 11. Mai 1907 zugeſtellten 
Schriftſatzes das Verfahren aufgenommen worden. Zuvor hatte 
der Anwalt des Verwalters in einem vorbereitenden Schriftſatze 
vom 25. April als Vertreter des Reviſionsbeklagten den Antrag 
in Ausſicht geſtellt gehabt, die Reviſion zurückzuweiſen. Namens 
des Verwalters der Konkursmaſſe iſt in erſter Linie der 
Antrag verleſen, die Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen; 
nur hilfsweiſe iſt noch der Antrag auf Zurückweiſung der 
Reviſion (als unbegründet) geſtellt. Gründe: Der Rechtsſtreit 
betrifft das zur Konkursmaſſe gehörige Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners; er war zur Zeit der Konkurseröffnung für denſelben 
anhängig. Das Verfahren wurde durch die Konkurseröffnung 
am 13. April 1907, ohne Rückſicht auf die Kenntnis dieſer 
Tatſache ſeitens des Beklagten, gemäß S 240 ZPO. unter⸗ 
brochen und zwar bis es nach den für den Konkurs geltenden 
Beſtimmungen aufgenommen (oder der Konkurs aufgehoben) 
wurde. Der Konkursverwalter hat das Verfahren auf Grund 
das 8 10 Abſ. 1 KO. am 11. Mai 1907 aufgenommen; der 
Rechtsſtreit war alſo vom 13. April bis 11. Mai unter⸗ 
brochen. Dieſes hatte zur Folge, daß die während dieſer Zeit 
von einer Partei in Anſehung der Hauptſache vorgenommenen 
Prozeßhandlungen der anderen Partei gegenüber ohne rechtliche 
Wirkung waren (§S 249 Abſ. 2 ZPO.). Demgemäß iſt die 
Einlegung der Reviſion, die am 18. April ſtattgehabt hat (ebenſo 
wie die am 3. Mai erfolgte Reviſionsbegründung) wirkungslos. 
Das Berufungsurteil iſt bereits am 21. März 1907 zugeſtellt; 
eine anderweite Einlegung und Begründung der Reviſion als 
die vorbezeichnete, wirkungsloſe, insbeſondere eine ſolche nach 
Aufnahme des Verfahrens am 11. Mai 1907, mit welchem 
Tage die geſetzlichen Friſten dazu von neuem zu laufen begannen 
(S 249 Abſ. 1 3P0.), hat nicht ſtattgehabt. Die Reviſion iſt 
danach unzuläſſig. Der Reviſionskläger hat zwar noch auszu⸗ 
führen verſucht, der Konkursverwalter habe darauf verzichtet, 
geltend zu machen, daß die Einlegung und Begründung der 
Reviſion während der Unterbrechung des Verfahrens erfolgt 
ſei; denn es ſei einmal angekündigt worden, es werde der 
Antrag verleſen werden: die Reviſion (als unbegründet) 
zurückzuweiſen, und ferner habe der Konkursverwalter nach 
Kenntnis von der Reviſionseinlegung und Begründung vom 
18. April und 3. Mai am 11. Mai die Aufnahme des Ver⸗ 
fahrens erklärt. Es kann aber, wenn auch ein Verzicht des 
Konkursverwalters auf den Eintritt der Wirkungen des § 249 
Abſ. 2 ZPO. an ſich zuläſſig erſcheint (RG. 14, 334; 51, 97), 
weder in der einen noch in der anderen der von dem Beklagten 
geltend gemachten Tatſachen ein derartiger Verzicht erblickt 
werden. In dem vorbereitenden Schriftſatz vom 25. April 1907 
hat Rechtsanwalt X. als Vertreter des Reviſions— 
beklagten in Ausſicht geſtellt, daß er den Antrag auf Zurück⸗ 
weiſung der Reviſion verleſen werde. Es muß danach angenommen 
werden, daß der vorbereitende Schriftſatz vom 25. April 1907 
gar nicht von dem Konkursverwalter, — der das Verfahren 
erſt am 11. Mai aufgenommen hat — ſondern noch von dem 
Gemeinſchuldner perſönlich ausgegangen und ſchon darum ohne 
rechtliche Bedeutung iſt. Sodann aber kann in der bloßen 
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Ankündigung, daß ein beſtimmter Antrag verlefen werden 
werde, ein Verzicht darauf, andere Anträge zu ſtellen und 
Prozeßwidrigkeiten zu rügen, regelmäßig nicht gefunden werden. 
Die Aufnahme des Verfahrens durch den Konkursverwalter 
als einen Verzicht in der bezeichneten Richtung aufzufaſſen, iſt 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß der Verwalter, wenn er ſich 
nicht einer Verzögerung ſchuldig machen wollte, zwecks ordnungs⸗ 
mäßiger Fortſetzung und Beendigung des Verfahrens die Auf⸗ 
nahme erklären mußte und die Wirkungsloſigkeit der von dem 
Reviſionskläger während der Unterbrechung vorgenommenen 
Prozeßhandlungen zu rügen erſt vermochte, nachdem das 
Verfahren aufgenommen war. L. c. L., U. v. 4. Okt. 07, 
170/07 II. — Hamburg. 

25. 88 301, 523 ZPO. Unzuläſſigkeit der Zurückweiſung 
einer Widerklage durch Teilurteil, wenn dieſe und die Klage 
denſelben Gegenſtand betreffen.] 

Das OLG. hat in Anwendung der SS 301, 523 380. 
die Berufung zur Widerklage durch Teilurteil zurückgewieſen. 
Nach 8 301 hat das Gericht, wenn bei erhobener Widerklage 
nur die Klage oder die Widerklage zur Endentſcheidung reif iſt, 
dieſelbe durch Endurteil (Teilurteil) zu erlaſſen. Es iſt aber 
anerkannten Rechtens, daß die für die Erlaſſung des Teilurteils 
vorausgeſetzte Entſcheidungsreife fehlt, wenn Klage und Wider⸗ 
klage denſelben Gegenſtand betreffen, ſo daß beide ſich gegen⸗ 
ſeitig ausſchließen oder einſchränken. Alsdann darf über Klage 
und Widerklage ſachlich nur in einem Urteil entſchieden werden. 
Im vorliegenden Falle iſt dies der Fall. B. c. K., U. v. 
5. Okt. 07, 583/06 I. — Stettin. 

26. 8 432 IPOD. Antrag auf Beiziehung von Ermittelungs⸗ 
akten.] 

Kläger hatte in der Berufungsinſtanz Neues vorgebracht 
und ſich für die Richtigkeit desſelben auf neue Zeugen berufen, 
die im Ermittelungsverfahren bereits vernommen ſeien und 
deren Namen er noch angeben werde. Gleichzeitig hatte er ſich 
dafür auf die Ermittelungsakten bezogen. Das Berufungsgericht 
hat dieſen neuen Beweisanträgen die Berückſichtigung verſagt. 
Der Zeugenbeweis ſei anzutreten unter Benennung der Zeugen 
($ 373 ZRO.), das heißt durch Angabe ihrer Namen. Es ſei 
daher unzuläſſig, wenn der Kläger ſich auf Zeugen berufe, die 
in einem Ermittelungsverfahren vernommen ſein ſollen, ohne 
die Namen anzugeben. Die Vorlegung der Ermittelungsakten, 
auf welche ſich der Kläger auch als Beweismittel beziehe, habe 
ſich erübrigt, weil ohne Zuſtimmung des Prozeßgegners die 
darin enthaltenen Zeugenausſagen hier nicht als Beweismittel 
verwertet werden dürften, weil ferner in den polizeilichen Er⸗ 
mittelungsakten nur uneidliche Zeugenausſagen enthalten ſein 
könnten, die gegenüber den beeideten Ausſagen der hier ver⸗ 
nommenen Zeugen nicht ins Gewicht fallen könnten.... Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob der Angriff hinſichtlich der Ab⸗ 
lehnung des Zeugenbeweiſes begründet iſt, ob namentlich die 
Bezugnahme auf die Ermittelungsakten als eine Benennung der 
Zeugen im Sinne von 8 373 ZPO. gelten könnte, ob auf 
einen ſolchen Fall die Vorschrift des 8 356 ZPO. anwendbar 
iſt, oder ob die letztere Beſtimmung hier ſchon deshalb nicht 
Platz greifen würde, weil der Kläger eine Friſtſetzung nicht be⸗ 
antragt hat. Berechtigt iſt jedenfalls die Rüge wegen Nicht⸗ 
berückſichtigung des Antrages auf Beiziehung der Ermittelungs⸗ 
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alten. Dieſer Beweisantritt unterſteht nach der Beſchaffenheit 
der hier fraglichen Urkunden ohne Zweifel der Vorſchrift des 


Abſ. 1 (nicht der des Abſ. 2) des 8 432 ZPO. Der Kläger 


wollte, wie auch das Berufungsgericht es auffaßt, die von ihm 
bezeichneten Akten der Polizeibehörde bezw. der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, insbeſondere die Protokolle über Vernehmung der Zeugen 
im Wege des Urkundenbeweiſes verwerten. Das war an 
ſich unbedenklich zuläſſig; und zuläſſig war demgemäß, voraus⸗ 
geſetzt, daß die zu beweiſenden Tatſachen hinreichend beſtimmt 
angegeben waren, der Antrag auf Einholung der Akten. Un⸗ 
richtig iſt die Meinung des Berufungsgerichts, daß die fraglichen 
Zeugenausſagen ohne Zuſtimmung des Prozeßgegners im Prozeſſe 
als Beweismittel nicht verwertet werden dürften. Das Ein⸗ 
verſtändnis der Gegenpartei wäre nur dann erforderlich geweſen, 
wenn es ſich darum gehandelt hätte, das in den Ermittelungs⸗ 
„alten niedergelegte Beweisergebnis ſchlechthin ſtatt Zeugenbeweiſes 
gelten zu laſſen oder wenn die Beklagte auf Abhörung der 
Zeugen zum Gegenbeweis gegenüber dem aus den Urkunden⸗ 
beweiſe herzuleitenden Ergebniſſe hätte verzichten ſollen (vgl. 
Gruchots Beitr. 50, 125; Urt. des erkennenden Senats vom 
7. Jan. 1907 VI. 184/06. S. übrigens Gaupp⸗Stein, ZPO. 
8 286 III. 4. 8/9. Aufl. S. 668.) Ein Fall, in dem das Ein⸗ 
verſtändnis der Parteien erforderlich geweſen wäre, ſtand hier 
noch gar nicht in Frage, wie denn auch eine Erklärung des 
Beklagten hierüber noch nicht erfolgt iſt. Wenn der Kläger, 
wie es ſcheint, in erſter Linie die Vernehmung der Zeugen 
im Prozeſſe hat beantragen wollen, ſo macht das den angetretenen 
Urkundenbeweis nicht unzuläſſig. Endlich würden auch un⸗ 
beeidigte Ausſagen der Zeugen des Strafverfahrens im Rechts⸗ 
ſtreite nach dem Grundſatze der freien Beweiswürdigung (ZPO. 
8 286) zum Urkundenbeweiſe benützt werden können, und das 
Berufungsgericht war nicht in der Lage, über den Beweiswert 
ſolcher Ausſagen im Verhältniſſe zu den Bekundungen anderer, 
im Prozeſſe vernommener Zeugen zum Voraus ſo, wie es im 
Berufungsurteile geſchieht, abzuurteilen. R. c. B. G. Str., U. 
v. 10. Okt. 07, 501/06 VI. — Kammergericht. 

27. 5 453 ZPO. Benennung eines Zeugen nach An⸗ 
nahme des zugeſchobenen Eides. 

Dem Antrage des Beklagten und Reviſionsklägers konnte 
nicht ſtattgegeben werden. Der Beklagte hat ihn darauf geſtützt, 
daß das Berufungsgericht, nachdem er eine Zeugin zur Führung 
des ihm obliegenden und durch eine Eideszuſchiebung angetretenen 
Beweiſes neu benannt hatte, trotz der ſchon geſchehenen Annahme 
des zugeſchobenen Eides (vgl. 8 453 ZPO.) dieſen nicht hätte 
abnehmen dürfen, ſondern zunächſt Beweis durch Vernehmung 
der Zeugin hätte erheben müſſen; denn der Grund, daß, wenn 
auch die Zeugin die unter ihr Zeugnis geſtellten Behauptungen 
völlig beſtätigen ſollte, ſich darum doch an der Würdigung des 
Beweisergebniſſes nichts ändern würde, entbehre der genügenden 
Begründung, da das Gericht hierüber erſt nach Vernehmung 
der Zeugin ein ſicheres Urteil würde gewinnen können. Dieſe 
Ausführung trifft in keiner Weiſe zu. Es iſt wohl unter 
Umſtänden ein Berufungsurteil deswegen aufgehoben worden, 
weil das Berufungsgericht im voraus die Ausſage eines noch 
nicht vernommenen Zeugen eventuell für unglaubwürdig erklärt 
hatte. Das ſteht hier aber gar nicht in Frage. Hier handelt 
es ſich darum, daß eine als Indizium geltend gemachte Tatſache 
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für unerheblich für die Beweisführung erklärt worden iſt. Das 
Beweisthema iſt: was die Klägerin unter einer gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzung in einer gewiſſen Beziehung getan haben würde. Auf 


dieſes Thema bezieht ſich natürlich weder die Eideszuſchiebung 


noch die Zeugenbenennung direkt; vielmehr haben beide ver⸗ 
ſchiedene Indizien zum Gegenſtande. Das auf den Eid 
geſtellte iſt vom OLG. für nicht unerheblich gehalten, und 
deshalb hat dieſes die Ableiſtung des angenommenen Eides 
verfügt. Das in das Wiſſen der Zeugin geſtellte Indizium iſt 
nach der freien Überzeugung des Berufungsgerichts (8 286 ZPO.) 
eine für den Beweisſatz bedeutungsloſe Tatſache, und daran 
könnte ſich natürlich auch dadurch nichts ändern, daß etwa die 
Zeugin dieſe Behauptung des Beklagten als wahr beſtätigte. 
S. c. S., U. v. 3. Okt. 07, 519/06 VI. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

28. 88 23, 37, 130 HGB., 88 12, 249 BGB. 
Vertragliche Regulierung der Führung und Übertragung der 
Geſellſchaftsfirmen im Geſellſchaftsvertrag (Geſellſchaftsſchuld). 
— Verletzung des Namenrechts.] 

N. M. in F. hat als Sohn und Rechtsnachfolger ſeines 
Vaters J. N. Alexander M., Frau H. M. als Witwe und 
Statutarerbin desſelben gegen die drei Beklagten Klage mit 
dem Antrag erhoben, den Beklagten A. W. zu verurteilen, zu 
bewirken, daß die beiden anderen Beklagten die Führung der 
Firma M.⸗S. unterlaſſen, die letztgenannten (G. H. und G. W.) 
zu verurteilen, die Führung der Firma zu unterlaſſen. Die 
Kläger ſtützen ihren Anſpruch hinſichtlich der Firma, welche von 
der offenen Handelsgeſellſchaft in Firma S.⸗M. ſeit Jahrzehnten 
geführt, aber ausſchließliches Eigentum des Erblaſſers geweſen 
ſei, teils auf das Kodizill des J. P. N. M. und auf Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag, teils auf das ihnen nach den Grundſätzen 
des BGB. zuſtehende Namensrecht. Die gegen das dem 
Klageanſpruch ſtattgebende Berufungsurteil eingelegte Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die Berechtigung 
des Klageanſpruchs gegenüber dem Beklagten A. W. folgt 
unmittelbar aus dem Geſellſchaftsvertrag in Verbindung mit 
8 249 BGB. Es iſt für die Beurteilung des vorliegenden 
Streitverhältniſſes entſcheidend, daß die beteiligten Geſellſchafter 
das Recht zur Führung und Übertragung der Geſellſchafts firma 
M.⸗S. im Verhältnis untereinander als ein Individual- 
recht behandelten und anerkannten. (Wird näher ausgeführt.) 
Die Rechtsgültigkeit und Verbindlichkeit dieſer Verpflichtung 
im internen Verhältniſſe der Geſellſchafter kann nicht bezweifelt 
werden. Insbeſondere tritt fie nicht mit dem in 8 23 HGB. 
aufgeſtellten Prinzip, wonach eine Firma nicht ohne das 
Handelsgeſchäft, für das ſie geführt wird, veräußert werden 
kann, in Widerſpruch, da eine Führung oder Übertragung der 
Firma ohne das Geſchäft in den bezeichneten Verfügungen 
nicht vorgeſehen iſt. Indem der Beklagte A. W. bei feinem 
Ausſcheiden aus der Geſellſchaft das Geſchäft ſamt der Firma 
M.⸗S. Perſonen überließ, die unbeſtrittenermaßen nicht zur 
Deſzendenz von Alexander M. oder A. W. oder F. H. gehören, 
verletzte er ſeine Pflichten aus dem Vertrage und iſt den 
Rechtsnachfolgern des Alexander M. zum Schadeyserſatz d. h. 
zur Wiederherſtellung des Zuſtandes verpflichtet, der beſtehen 
würde, wenn er ſeiner Vertragspflicht genügt hätte. Die 
Beſtimmung des 8 6 des Vertrags lautet ganz allgemein: 
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„Eine Überlaſſung der Firma an Dritte nicht zur Deſzendenz 
des Herrn Alexander M. oder A. W. oder F. H. gehörige 


Perſonen iſt unſtatthaft.“ Sie begründete nach der rechtlichen 


Auffaſſung des OLG. nicht nur eine Verbindlichkeit der einzelnen 
Kontrahenten für ihre Perſon, ſondern ſie hatte den Zweck 
eine Geſellſchaftsſchuld zu ſtatuieren, mit der Wirkung, 
daß fie gemäß §8 130 HGB. auch für alle in der Folge in 
die Geſellſchaft eintretenden Geſellſchafter maßgebend blieb, daß 
alſo auch dieſe für ihre Erfüllung haften. Dieſe Beurteilung, 
welche von dem OLG. eingehend und unter Berückſichtigung 
der konkreten Verhältniſſe motiviert wird, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Insbeſondere unterliegt es keinem Be⸗ 
denken, daß Verbindlichkeiten, welche ſich auf die Führung der 
Geſellſchaftsfirma beziehen, auch von der offenen Handelsgeſellſchaft 
als ſolcher übernommen wurden; denn ſie ſind wefentlich 
vermögensrechtlicher Natur, und der Zweck der Beſtimmung 
des 8 6 konnte, wie das OLG. zutreffend hervorhebt, in concreto 
nur dann erreicht werden, wenn für ihre Erfüllung die unter 
der Firma der offenen Handelsgeſellſchaft vereinigten Perſonen 
als Geſamtſchuldner hafteten, und zwar ſowohl die dermaligen 
als die künftig eintretenden. Die Beklagten G. H. 
und G. W. ſind daher zur Unterlaſſung dieſer Firmenführung 
verpflichtet, wobei es unerheblich iſt, ob ſie bei ihrem Eintritt 
in die Gefellſchaft jene Verbindlichkeit kannten oder nicht. Ein 
Schutz des guten Glaubens kommt hier nicht in Frage. Die 
Geſellſchafter haften nach 8 130 HGB. auch für diejenigen 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft, welche ſie bei ihrem Eintritt 
nicht gekannt haben. Zutreffend hat das OLG. den Klage⸗ 
anſpruch auch aus den 88 12 BGB., 37 HGB. begründet. 
Die Beklagten G. H. und G. W. gebrauchen den Namen M. 
in ihrer Firma; ſie gebrauchen ihn unbefugt, weil die Vorſchrift 
des § 24 HGB. durch die Beſtimmungen des 8 6 des Vertrags 
in einer auch für die neu eintretenden Geſellſchafter bindenden 
Weiſe im internen Verhältnis der Geſellſchafter und ihrer 
Rechtsnachfolger zueinander außer Kraft geſetzt iſt. Sie ver⸗ 
letzen ſonach durch die unbefugte Firmenführung vertragliche 
Rechte der Kläger ($ 37) und auch das Intereſſe (S 12), das 
dieſelben daran haben, daß nicht andere als die im § 6 1. c. 
erwähnten Perſonen ſich des im Geſchäftsleben altrenommierten 
Namens M. bedienen. W. c. M., U. v. 21. Sept. 07, 
502/06 I. — Frankfurt. 

29. 8 243 ff. HGB. Beſchlußfaſſungen des Aufſichts⸗ 
rats einer Aktiengeſellſchaft. Notwendigkeit der Einladung aller 
Mitglieder.] 

Der Kläger war Mitglied des Vorſtandes der beklagten 
Geſellſchaft. Am 23. Dezember 1905 kündigte er ſeine Stellung 
zum 1. Juli 1906. Durch Schreiben vom gleichen Tage ant⸗ 
wortete der Vorſitzende des Aufſichtsrats, daß der Aufſichtsrat 
die Kündigung des Klägers angenommen habe „jedoch mit der 
für die Geſellſchaft kürzeſt zuläſſigen Kündigungsfriſt“. Darauf 
erwiderte der Kläger, daß er mit der Annahme ſeiner 
Kündigung auf den nächſten geſetzlichen Kündigungstermin 
ſich nicht einverſtanden erklären könne und ſeinen Kün⸗ 
digungsbrief beſtätige. Die Parteien ſtreiten darüber, ob 
die Kündigung für den 1. Juli 1906 oder, wie Beklagte 
behauptet, ſchon für den 1. April 1906 wirkſam ſei. Beklagte 
wurde verurteilt 3000 Mark zu zahlen und ihre Reviſion 
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zurückgewieſen. Zugunſten der Beklagten iſt der Ausſpruch des 
OL G., daß das Schreiben der Beklagten nicht deswegen un⸗ 
wirkſam geweſen ſei, weil es entgegen der nur als inſtruktionell 
anzuſehenden Beſtimmung des § 19 der Satzung, vor der Unter⸗ 
ſchrift des P. nicht die Worte enthielt: „Der Auffſichtsrat.“ 
Trotzdem verneint das Berufungsgericht die Wirkſamkeit dieſer 
Kündigung und zwar aus dem Grunde, weil der auf die Kün⸗ 
digung gerichtete Aufſichtsratsbeſchluß nicht gültig geweſen ſei. 
An der Aufſichtsratsſitzung vom 21. Dezember 1905, in welcher 
der Kündigungsbeſchluß gefaßt worden iſt, haben von den 
5 Mitgliedern des Aufſichtsrats nur 3 teilgenommen. Der 
Vorſitzende hat ſich nicht beteiligt. Das in der Sitzung nicht 
anweſende Aufſichtsratsmitglied S. in Berlin war gar nicht 
geladen. In der unterbliebenen Zuziehung dieſes Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedes erblickt das Berufungsgericht den entſcheidenden 
Mangel des gefaßten Beſchluſſes. Dieſer Auffaſſung tritt der 
Senat bei. Für den Aufſichtsrat der Beklagten gelten nach 
Art. 21 der Satzung die einſchlagenden Vorſchriften des Aktien⸗ 
rechts. In der Literatur viel verhandelt und verſchieden be⸗ 
antwortet iſt die Frage, ob der Aufſichtsrat nur bei Mitwirkung 
aller Mitglieder beſchlußfähig ſei. Dieſe Frage erledigt ſich 
hier dadurch, daß die Satzung ſelbſt in Art. 18 Abſ. 2 darüber 
Beſtimmung getroffen hat: Der Auſfſichtsrat iſt beſchlußfähig, 
wenn mindeſtens 3 Mitglieder anweſend ſind. Damit iſt aber 
noch nichts über die hier allein erhebliche ganz andere Frage 
entſchieden, ob ein Aufſichtsratsbeſchluß, bei genügender Präſenz 
und auch genügender Stimmenzahl, dann vorhanden ſei, wenn 
nicht allen Mitgliedern wenigſtens die Möglichkeit der Mit⸗ 
wirkung gegeben, alſo bei in Sitzungen gefaßten Beſchlüſſen, 


wenn ihnen nicht wenigſtens die Sitzung mitgeteilt war. Dem 


Berufungsgericht iſt zuzugeben, daß ſich die Verneinung dieſer 
Frage mit Notwendigkeit aus dem Weſen des Aufſichtsrats, 
als eines Kollegiums, ergibt, da es ſich dabei um die Bildung 
eines Kollegialwillens, nicht um die bloße Summierung der 
Einzelwillen der Mitglieder handelt. Deswegen kann es auch 
nicht darauf ankommen, ob man bereits aus der Summierung 
der Einzelwillenserklärungen mit Sicherheit entnehmen könnte, 
daß die Majorität des Kollegiums ſich in einem beſtimmten 
Sinne entſcheiden würde, und es darf kein Gewicht darauf 
gelegt werden, daß ſich die Mbergehung nur auf ein Mitglied 
oder auf eine ſo geringe Anzahl von Mitgliedern bezieht, daß 
die Ubergangenen keinen beſtimmenden Einfluß auf das Ergebnis 
der Beſchlußfaſſung hätten haben können. Auch in dieſem 
Falle iſt ein Beſchluß des Kollegiums nicht zuſtande gekommen. 
Daraus, daß es möglich geweſen wäre, einen ordnungsmäßigen 
Kollegialbeſchluß gleichen Inhalts zu erreichen, folgt nicht, daß 
man den mangelhaften Beſchluß dieſes Inhalts als einen 
ordnungsmäßigen, auf dem Kollegialwillen beruhenden behandeln 
darf. Ob und inwieweit es zuläſſig wäre, die Schwierigkeiten 
und Gefahren, welche mit dieſem Formerfordernis in der 
praktiſchen Betätigung ſolcher geſellſchaftlichen Kollegialorgane 
verbunden ſind, durch Satzungsbeſtimmungen auszugleichen, 
braucht hier nicht unterſucht zu werden. Denn jedenfalls 
enthält die Satzung der Beklagten keine derartigen Be⸗ 
ſtimmungen. Insbeſondere hat die ſchon erwähnte Vorſchrift 
in Art. 18 Abſ. 2 keinen Bezug darauf. Es iſt ausgeſchloſſen, 
in der Feſtſetzung einer Mindeſtzahl für die Beſchlußfähigkeit 
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des Aufſichtsrats auch die Beſtimmung zu finden, daß bei Er⸗ 
füllung dieſes Erforderniſſes ſteis und ohne Rückſicht auf die 
Mängel der Einberufung die gefaßten Beſchlüſſe als Aufſichtsrats⸗ 
beſchluſſe zu gelten hätten. Mit Recht hat daher das Be⸗ 
rufungsgericht dem in der Sitzung vom 21. Dezember 1905 
ergangenen Beſchluſſe die Eigenſchaft eines Beſchluſſes des 
Aufſichtsrats abgeſprochen. Vgl. hierzu: Staub⸗ Hachenburg, 
Geſellſchaft m. b. H., II. Aufl. 8 52 Anm. 42 (S. 406). 
Makower, HGB., XIII. Aufl. zu $ 243 Anm. IIIa S. 634. 
Staub⸗Pinner, HGB., VIII. Aufl. zu S 246 Anm. 14 S. 839. 
Der begangene Fehler hat dem tatfächlich gefaßten Beſchluſſe 
die Eigenſchaft eines Aufſichtsratsbeſchluſſes entzogen, ſo daß 
ein Aufſichtsratsbeſchluß überhaupt nicht zuſtande gekommen 
iſt, ſondern nur ein als ſolcher unwirkſamer Beſchluß einer 
Mehrzahl von Mitgliedern. Es iſt nicht erſichtlich, warum ſich 
auf dieſen Mangel nicht auch ein Dritter ſollte berufen können, 
warum insbeſondere der Kläger nicht ſollte geltend machen 
können, daß der Aufſichtsrat, der hierzu ſatzungsmäßig 
allein befugt war, die Kündigung gar nicht beſchloſſen habe. 
Die Satzung der Beklagten ſetzt regelmäßig voraus, daß 
die Beſchlüſſe des Aufſichtsrats in Sitzungen gefaßt werden. 
Für eilige Fälle aber kennt ſie auch eine Beſchlußfaſſung im 
Wege ſchriftlicher oder telegraphiſcher Abſtimmung, Art. 18 
Abſ. 2 letzter Satz. Das Berufungsgericht hält auch eine 
Verbindung beider Verfahren für zuläſſig und bejaht das 
Vorhandenſein eines Eilfalles. Es hält daher die briefliche 
Zuſtimmung des S. nicht für wirkungslos, will ihr aber eine 
Wirkung nur in dem Sinne zuerkennen, daß erſt im Augen⸗ 
blicke des Beitritts dieſes bisher nicht befragten Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedes ein Aufſichtsratsbeſchluß zuſtande gekommen ſei. Es 
verneint eine Rückbeziehung auf den Zeitpunkt der früheren 
Beſchlußfaſſung und lehnt insbeſondere die Anwendung des 
8 184 BGB. ab, da es ſich nicht um eine nachträgliche Zu⸗ 
ſtimmung im Sinne dieſes Paragraphen handele. Auch dieſe 
Ausführungen find rechtlich nicht zu beanſtanden. Daraus folgt 
ohne weiteres, daß der nachträgliche Beitritt des S. für die 
Frage, ob die Kündigung der Beklagten ſchon zum 1. April 
1906 wirkſam war, keine Bedeutung haben kann. Das Be⸗ 
rufungsgericht nimmt weiter an, daß die ſtrenge Regel der 
Zuziehung ſämtlicher Aufſichtsratsmitglieder zwar nicht eine 
Ausnahme erleide, aber eine beſondere Anwendung dadurch 
finden könne, daß eine, ſei es ausdrückliche, ſei es ſtill⸗ 
ſchweigende Delegation der Rechte der einzelnen Auſſichtsrats⸗ 
mitglieder, eine von vornherein erteilte generelle Zuſtimmung 
zu dem, was die übrigen Mitglieder beſchließen würden, unter 
Umſtänden für möglich und nicht unzuläſſig zu erachten ſei. 
Insbeſondere könne bei Beſchlüſſen von untergeordneter Bes 
deutung eine ſolche Delegation angenommen werden. Für den 
vorliegenden Fall will es aber dieſem Geſichtspunkte keine 
Erheblichkeit beilegen, weil der Beſchluß darüber, ob dem Kläger 
als Vorſtandsmitglied, deſſen Bedeutung für die Geſellſchaft 
aus dem von ihm bezogenen, erheblichen Gehalte ohne weiteres 
erhelle, gekündigt werden ſolle, kein Beſchluß von unter⸗ 
geordneter Bedeutung, ſondern im Gegenteil ein außerordentlich 
wichtiger Beſchluß geweſen ſei. Der hiergegen erhobene Angriff 
ſcheitert ſchon daran, daß, wenn es auch Fälle geben ſollte, 
wo man mit dem Berufungsgerichte wegen der untergeordneten 
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Bedeutung des Beſchlußgegenſtandes - die Möglichkeit eines 
ſtillſchweigenden Verzichts auf die Mitwirkung anzunehmen 
hätte, darunter doch niemals ſolche Beſchlüſſe fallen könnten, 
die zum Inhalt eine zur Wirkſamkeit nach außen beſtimmte 
Willenserklärung des Aufſichtsrats haben. Solche Beſchlüſſe 
müſſen ſchon an ſich als Beſchlüſſe von größerer Wichtigkeit 
angeſehen werden. Das Berufungsgericht prüft, aber verneint 
die Frage, ob die Kündigung trotz Ungültigkeit des Kündigungs⸗ 
beſchluſſes dennoch wirkſam geweſen ſei, weil ſie der Vorſitzende 
in dieſem Schreiben als ein nach außen hin kraft ſeiner Voll⸗ 
macht befugter Vertreter dem Kläger gegenüber ausgeſprochen habe 
Es läßt dahingeſtellt, ob die Vertretungsmacht des Auſſichtsrats⸗ 
vorſitzenden ſoweit gehen würde, weil es nach dem Inhalte 
des Schreibens für feſtgeſtellt anſieht „daß er (der Vor⸗ 
ſitzende) nicht als folder ſeinerſeits dem Kläger ges 
kündigt, ſondern daß er ſich darauf beſchränkt hat, die vom 
Aufſichtsrat angeblich beſchloſſene Kündigung ohne 
eigenen rechtsgeſchäftlichen Willen als Bote des 
Aufſichtsrats an den Kläger weiter zu geben“. Auch 
der hiergegen erhobene Angriff iſt unbegründet. Der Aufſichts⸗ 
rat als ſolcher, d. h. die Geſamtheit ſeiner Mitglieder kann nicht 
nur mündliche Erklärungen an Dritte wirkſam vornehmen, 
ſondern es ſteht auch, trotz Art. 19, nichts entgegen, daß 
ſein Wille in einer von der Geſamtheit unterzeichneten Schrift 
ausgeſprochen und damit zugleich materiell als ſe in Beſchluß 
beſtätigt werde. Aber auch ſonſt iſt die Argumentation verfehlt. 
Aus Art. 19 der Satzung iſt nicht abzuleiten, daß die Be⸗ 
ſtimmung in Art. 21 Abſ. 2 unter k, wonach die Vertretung 
der Geſellſchaft bei Vornahme von Rechtsgeſchäften gegenüber 
den Mitgliedern des Vorſtandes dem Aufſichtsrate zuſteht, 
nur nach innen gelten ſolle, während nach außen und 
Dritten gegenüber, wozu die Mitglieder des Vorſtandes 
allerdings auch gehören würden, dieſe Vertretung der 
Geſellſchaft oder die Vertretung des Aufſichtsrats in ſeiner 
Vertretungstätigkeit durch den Vorſitzenden ausgeübt werde. 
Vielmehr folgt aus Art. 19 nichts mehr, als daß bei 
ſchriftlicher Erklärung der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter 
zur Mitteilung der vom Auſſichtsrate gefaßten Beſchlüſſe 
befugt iſt, eine Befugnis, die bewährte Schriftſteller — Hachen⸗ 
burg⸗Staub, Staub⸗Pinner a. a. O. — auch ohne beſondere 
Satzungsbeſtimmung für jede Art der Mitteilung behaupten. 
In dieſer Mitteilung iſt allerdings eine rechtsgeſchäftliche 
Tätigkeit des Vorſitzenden enthalten, die er ſelbſt, aber im 
Namen des Aufſichtsrats, vornimmt. Inſoweit braucht er nicht 
bloßer Bote zu ſein. Dafür aber, daß er bei der Mitteilung der 
Beſchlüſſe zugleich als Vertreter des Aufſichtsrats im Beſchluß⸗ 
willen tätig werde, bietet der Art. 19 keinen Anhalt, noch weniger 
dafür, daß ſeine Vertretung immer dieſen weiteren Umfang haben 
müſſe. Art. 19 ſteht daher nicht im Widerſpruche zu der Aus⸗ 
legung, welche das Berufungsgericht dem Schreiben des Vorſitzenden 
gegeben hat. D. c. M., U. v. 12. Okt. 07, 606/06 I. — Hamburg. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 

30. 8 140 Gew VG. verb. mit § 1 Haftpfl®. Sit 
Betriebsunternehmer während der Herſtellung von Eiſenbahn⸗ 
bauten die Eiſenbahn oder die Baugeſellſchaft ?] 

Ein bei der klagenden Berufsgenoſſenſchaft verſicherter 
Arbeiter der Nebenintervenientin, der Eiſenbahnbaugeſellſchaft W. 
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ift während der Bauarbeiten an der Kleinbahn B.—H., die dieſer 
Geſellſchaft von der beklagten Kleinbahn übertragen waren, 
durch Entgleiſung von Materialwagen eines Bauzuges, mit 
dem er fuhr, verletzt worden. Klägerin hat die Beklagte auf 
Grund des 8 140 Gew VG. verklagt, ihr die dem Verletzten 
bezahlte und künftig zu zahlende Entſchädigung zu erſetzen. 
Die Klage wurde abgewieſen, weil nicht die Beklagte, ſondern 
W. die Betriebsunternehmer des Eiſenbahnbetriebs, bei dem 
der Unfall ſich ereignete, geweſen ſeien. Die Reviſion der 
Klägerin wurde zurückgewieſen: Zu einem verläſſigen Ergebnis 
wird man nur gelangen, wenn man als den Unternehmer eines 
Eiſenbahnbetriebs denjenigen bezeichnet, der die Eiſenbahn für 
eigene Rechnung betreibt, und dem die Verfügung über 
den Betrieb kraft eigenen, wenn auch abgeleiteten Rechts 
zuſteht. (Vgl. Urt. des erkennenden Senats vom 27. Juni 
1907 Rep. VI. 526/06.) Ein Eiſenbahnbetrieb geht auf 
Rechnung deſſen, der die Ausgaben für den Betrieb beſtreitet 
und die Einnahmen daraus bezieht. Unmittelbare Einnahmen 
wirft der Betrieb von Arbeitszügen nicht ab. Hier fragt ſich 
daher, wer die Koſten für den Bauzugsbetrieb bezahlt hat. 
Nach § 4 der Bedingungen hatten W., falls ihnen von der 
Beklagten Arbeitszüge geſtellt wurden, die Koſten der Züge 
zu tragen. Aus dem Wortlaut ergibt ſich nichts anderes, als 
daß die Bellagte der Baugeſellſchaft Arbeitszüge, das ſind Loko⸗ 
motive und Wagen, zur Verfügung ſtellte, und daß die 
Geſellſchaſt die Betriebskoſten zu tragen hatte, geradeſo, wie 
wenn ſie ihre eigenen in erſter Linie zu benützenden Bahnmeiſter⸗ 
oder Rollwagen verwendet hätte. Das Berufungsgericht gibt 
denn auch einwandfrei der Beſtimmung die Auslegung, daß 
W. alle Koſten des Bauzugsbetriebs zu tragen hatten. Dar⸗ 
unter iſt zu verſtehen die Bezahlung des Perſonals, des Heiz⸗ 
und Schmiermaterials, der Beleuchtung uſw. Inbeſondere 
erhielt auch, wie das Berufungsgericht hervorhebt, der Loko⸗ 
motivführer L., den die Beklagte ebenfalls der Baugeſellſchaft 
zur Verfügung geſtellt, ſeine Löhnung von der letzteren. Für 
die Frage, wer die Betriebskoſten beſtritten hat, kommt es 
daher nicht darauf an, daß die Anſtellung des L. bei der 
Beklagten während ſeiner Dienſtleiſtung bei W. nicht auf⸗ 
gehoben war. Hatten W. mittels der Arbeitszüge die Ober⸗ 
baumaterialien vom Lagerplatz zur Verwendungsſtelle zu bes 
fördern, ſo ergibt ſich aus der Natur der Sache, daß ſie auch 
die verfügungs berechtigten Herren des Bauzugsbetriebs waren: 
Denn nur die Bauunternehmerin konnte beurteilen, wann, wo 
und welche Materialien gebraucht wurden, von welchem Lager 
ſie abgeholt, in welcher Menge ſie verwendet werden ſollten. 
Der Betrieb der Bauzüge mußte daher notwendig ihrer Leitung 
und Weiſung unterſtehen. Durch die Befugnis der Beklagten, 
Verkehrsvorſchriften allgemeiner Natur zu erlaſſen, hat die 
ſelbſtändige Verfügungsmacht der Bauunternehmerin über die 
Ausführung des Betriebs der Arbeitszüge keinen Eintrag er⸗ 
litten. T. c. V., U. v. 14. Okt. 07, 523/06 VI. — Hamm. 

Geſetz betr. den 
1. Juni 1891. 

31. SI GebrMuſtG. (Doppeltypenträger in einer Kontroll: 
kaſſe.)] 

Die Reviſionsklägerin meint, der Doppeltypenträger in 
einer Kontrollkaſſe ſei weder eine Arbeitsgerätſchaft, noch ein 
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Gebrauchsgegenſtand, noch ein Teil dieſer beiden im Sinne des 
8 1 GebrMuſtcg. Der Doppeltypenträger ſei vielmehr lediglich 
ein weſentlicher Beſtandteil der ziemlich komplizierten Maſchinerie 
einer Kontrollkaſſe, der auf den Schutz nach Maßgabe des 
GebrMuſtG. keinen Anſpruch habe. Dieſer Auffaſſung kann 
jedoch nicht beigepflichtet werden. Denn es ſteht nichts ent⸗ 
gegen, den Doppeltypenträger, der aus der Regiſtrierkaſſe her⸗ 
ausgenommen und durch einen andern erſetzt werden kann, für 
ſich als einen Gebrauchsgegenſtand zu erachten, der, wenn er 
durch eine neue Geſtaltung dem Gebrauchszwecke dienſtbar ge⸗ 
macht wird, auch nach Maßgabe des § 1 des Geſetzes ſchutzſähig 
iſt. Das Vorbringen der Reviſionsklägerin, daß ein des Ge⸗ 
brauchsmuſterſchutzes fähiger Gegenſtand überhaupt nicht vor⸗ 
liege, iſt demnach nicht haltbar. N. C. R. Co. c. S. & S., 
U. v. 2. Okt. 07, 589/06 I. — Dresden. 


II. Preuß iſches Recht. 
Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 


32. SS 130, 133 ABergG. (88 705, 707, 826 BGB.) 
Vertragsmäßige Beſtimmung über den Verfall von Geſellſchafts⸗ 
anteilen (Kaduzierung).] 

Der Kläger hatte 45 Anteilſcheine der Kalibohrgeſellſchaft E. 
erworben. Die Kalibohrgeſellſchaft E. iſt durch General⸗ 
verſammlungsbeſchluß in die jetzt beklagte Geſellſchaft ums 
gewandelt worden. Die Anteilſcheine ſind auf den Namen 
des Klägers eingeſchrieben worden und dieſer iſt noch jetzt in 
deren Beſitz. Die Beklagte will den Kläger nicht mehr als 
ihr Mitglied gelten laſſen, da ſeine Geſellſchaftsanteile kaduziert 
ſeien. Dies hat den Kläger veranlaßt, klagbar zu werden mit 
dem Antrage, die Beklagte zu verurteilen, anzuerkennen, daß 
er mit den 45 Anteilen beteiligt ſei und zu bewilligen bezw. 
zu veranlaſſen, daß die Anteile auf ſeinen Namen umgeſchrieben 
würden. Die Klägerin hat um Klageabweiſung gebeten und 
widerklagend beantragt, feſtzuſtellen, daß auch die weiteren 
36 Anteile des Klägers an der beklagten Geſellſchaft kaduziert 
ſeien und dem Kläger nicht mehr zuſtänden. Aus dem Sach⸗ 
und Streitſtand iſt hervorzuheben: Schon das Statut der 
alten Geſellſchaft hatte in 88 12, 13 die Verpflichtung der 
Geſellſchafter zu Zubußen und den Verfall der Anteile des mit 
der Zahlung der Zubuße Säumigen vorgeſehen. Nach 8 3 
Abſ. 2 des Geſellſchaftsvertrages für die umgewandelte Ge⸗ 
ſellſchaft vom 17. Juni 1899 ſind die Geſellſchafter verpflichtet 
„die Beiträge (Zubußen), die zur Erreichung des Geſellſchafts⸗ 
zweckes, zur Erfüllung der Schuldverbindlichkeiten der Geſellſchaft 
und zum Betriebe erforderlich ſind, nach Verhältnis ihrer 
Anteile zu zahlen“. Über Zahlung und Höhe der Zubußen 
beſchließt nach 87 mit verbindlicher Kraft die Generalverſammlung. 
Die Folgen der Säumnis in der Zahlung ſind ebenda in 
folgender Weiſe beſtimmt: „Zahlt ein Geſellſchafter die ſatzungs⸗ 
gemäß eingeforderten Beiträge innerhalb 14 Tagen nach der 
erſten Aufforderung nicht, ſo wird er vom Vorſtandsvorſitzenden 
nochmals durch eingeſchriebenen Brief aufgefordert. Erfolgt 
nach dieſer Aufforderung die Zahlung nicht innerhalb acht 
Tagen, ſo verfällt der Anteil des ſäumigen Geſellſchafters zu⸗ 
gunſten der übrigen Geſellſchafter. Der Vorſtand iſt berechtigt, 
einen ſolchen Anteil in einer Generalverſammlung an den Meiſt⸗ 
bietenden zubußefrei zu verkaufen; der Erlös fließt in die 


36. Jahrgang. 


Geſellſchaftskaſſe. Außerdem kann das ſäumige Mitglied im 
Rechtswege zur Zahlung der Zubuße nebſt 5 Prozent Verzugs⸗ 
zinſen trotz Verfall des Anteils angehalten werden. Der 
Vorſtand kann durch Beſchluß die Friſten erſtrecken und den 
Verfall des Anteils rückgängig machen.“ Am 6. Mai 1900 
iſt in einer Generalverſammlung, in welcher der Kläger vertreten 
war, die Erhebung einer Zubuße einſtimmig beſchloſſen worden. 
Dieſe wurde beſchlußmäßig eingefordert, der Kläger hat ſie 
aber nicht bezahlt, worauf die Beklagte ſeine Anteile für ver⸗ 
fallen erklärt und den Kläger in der Mitgliederliſte geſtrichen 
hat. Aus den Gründen: Die Reviſion des Klägers rügt 
Verletzung der 88 705, 707 und 826 BGB. ſowie der 
Grundſätze über Auslegung von Verträgen. Die Angriffe ſind 
nicht begründet. Nicht zuzugeben iſt der Reviſion, daß die 
Beſtimmung in $ 7 der neuen Satzungen über den Verfall 
der Geſellſchaftsanteile unzuläſſig ſei, weil ſie gegen die Zwecke 
der Geſellſchaft, namentlich aber gegen die guten Sitten verſtoße. 
Wie durch dieſe Kaduzierungsbeſtimmung, welche gerade die 
Durchführung der geſellſchaftlichen Aufgaben ermöglichen ſoll, 
gegen die Zwecke der Geſellſchaft verſtoßen ſein könnte, iſt ganz 
unerfindlich. Aber auch von einer Verletzung der guten Sitten 
kann nicht die Rede ſein. Es genügt der Hinweis darauf, daß 
in gleicher Weiſe, wie dies hier durch die Satzung vorgeſehen 
iſt, auch das Geſetz ſelbſt Kaduzierungsfälle kennt, fo in $ 219 
HGB. für Anteilsrecht und bereits geleiſtete Einzahlungen des 
Aktionärs, der den eingeforderten Betrag ſeiner Aktienzeichnung 
nicht rechtzeitig zahlt, in 8 21 GmbHG. für den Geſchäfts⸗ 
anteil und die bisherigen Teilzahlungen des Geſellſchafters beim 
Ausbleiben der Einzahlung des auf ſeine Stammeinlage ein⸗ 
geforderten Betrages. Etwas Unſittliches kann daher in dieſem 
Mittel, auf die Leiſtung der vom Geſellſchafter geſchuldeten 
Beiträge einzuwirken, nicht liegen und es iſt nicht einzuſehen, 
warum es nicht auch außerhalb der geſetzlichen Fälle durch 
Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages ſollte eingeführt werden 
können. Die Reviſion meint aber, daß es jedenfalls die Grenzen 
des Zuläſſigen überſchreite, wenn nach 8 7 der Satzungen trotz 
dem Verluſte der Mitgliedſchaft und des Geſellſchaftsanteils 
infolge des Verfalls doch noch die rückſtändige Zubuße von 
dem ausſcheidenden Geſellſchafter ſolle verlangt werden können. 
Auch darin kann der Reviſion nicht Recht gegeben werden. 
Allerdings iſt es richtig, daß nach dem ABergG. vom 24. Juni 
1865, $ 130, worauf die Reviſion hinweiſt, dem Gewerken, 
der auf Zahlung ſeines Beitrags verklagt iſt, die Befugnis 
zuſteht, Verurteilung und Exekution dadurch abzuwenden, daß 
er unter Überreichung des Kuxſcheins den Verkauf ſeines Anteils 
behufs Befriedigung der Gewerkſchaft anheimſtellt. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung kann aber nach § 133 daſelbſt durch Vereinbarung 
ausgeſchloſſen werden und ſtellt ſich daher keineswegs als eine 
Vorſchrift dar, die auf zwingenden Gründen der Sittlichkeit 
oder der öffentlichen Ordnung beruht und woraus Folgerungen 
gegen die Zuläſſigkeit einer abweichenden Regelung gezogen 
werden könnten. Daß aber die Fortdauer der Einzahlungs⸗ 
verpflichtung neben dem Verfalle der Geſellſchaftsanteile, wie ſie 
8 7 der Satzungen beſtimmt, nicht gegen die guten Sitten 
verſtoßen kann, ergibt ſich auch poſitiv daraus, daß das HGB. 
und das GmbHG. an den oben angeführten Stellen die Haftung 
des Aktionärs und des Geſellſchafters trotz der Kaduzierung in 
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weitem Umfange fortbeſtehen läßt. Z. c. G. S., U. v. 
18. Sept. 07, 572/06 I. — Hamm. | 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

33. Ermittlung des Werts. Differenz zwiſchen Gebrauchs⸗ 
und Verkaufswert iſt aufzuklären.] 

Im Jahre 1894 war für die K.⸗Straße in B. eine neue 
Fluchtlinie feſtgeſetzt worden, durch welche von dem Grundftüd 
der Kläger eine Fläche von 20 qm betroffen wurde. Die Be⸗ 
klagte machte im Jahre 1900 von ihrem Enteignungsrechte 
Gebrauch; ſie erklärte ſich auf Verlangen der Kläger zur Über⸗ 
nahme des ganzen Grundſtücks bereit und beantragte beim 
Polizeipräſidium die Feſtſtellung der Entſchädigung. Dieſe wurde 
auf 391 941 Mark 80 Pf. feſtgeſtellt. Die Kläger forderten 
im Rechtswege die Erhöhung der Entſchädigung um 90000 Mark 
nebſt Zinſen. Das Berufungsgericht hat die Forderung zum 
Teil zugebilligt. Das RG. hob auf. Aus den Gründen: 
Der Sachverſtändige K., dem der Berufungsrichter folgt, ge⸗ 
langt zu einem Einheitsſatze von 1022 Mark für das Quadrat⸗ 
meter der enteigneten Fläche. Die Beklagte hat bei dem frei⸗ 
händigen Verkaufe des Grundſtücks nur einen Preis von 
940 Mark für das Quadratmeter erzielt, trotzdem nach der 
Feſtſtellung des Berufungsrichters die Preiſe ſich gegen die Zeit 
der Enteignung, wenn auch nur um ein Kleines, gehoben haben. 
Der Unterſchied zwiſchen dem Preiſe, den die Beklagte erhalten 
hat, und der Entſchädigung, die ſie zahlen ſoll, beträgt ſonach 
82 Mark für das Quadratmeter und im ganzen 36 654 Mark. 
Der ſich angeſichts dieſer Summe aufdrängende Zweifel an der 
Richtigkeit der Schätzung des Grundſtücks nach dem Ertrags⸗ 
werte wird vom Berufungsrichter durch die Erwägung beſeitigt, 
daß die Differenz von 82 Mark den „Unternehmergewinn“ dar⸗ 
ſtelle, den die Stadt als freihändige Verkäuferin ihrem Ab⸗ 
käufer laſſen müſſe, ihrerſeits aber von den Klägern nicht be⸗ 
anſpruchen könne. Man wird dies dahin verſtehen dürfen, daß 
der Enteignete Anſpruch auf Erſatz des ihm durch die Entziehung 
ſeines Eigentums erwachſenen Nachteils in vollem Umfange habe, 
während der Unternehmer (der Enteignende) bei einer Weiter⸗ 
veräußerung des für das Unternehmen nicht gebrauchten Reſt⸗ 
grundſtücks nicht auf einen entſprechenden Kaufpreis rechnen 
könne, weil der Käufer ſein Angebot in Hinblick auf einen 
durch das Geſchäft zu erzielenden Gewinn mache und deshalb 
den Preis mit Erfolg herabdrücke. Dieſe Betrachtung mag 
inſofern zutreffen, als der Enteignende in vielen Fällen geneigt 
ſein wird, das für ſeine Zwecke entbehrliche Gelände zu einem 
billigen Preiſe loszuſchlagen, und als daher der von ihm er⸗ 
zielte Preis keinen beſonders ſicheren Maßſtab für die Ermitte⸗ 
lung des Tauſchwertes des Grundſtücks bietet. Man wird es 
aber nicht als einen allgemein gültigen Satz hinzuſtellen haben, 
daß der Enteignende feinem Abnehmer einen Preisnachlaß be⸗ 
willigen müſſe, der die oben bezifferte Summe gegenüber dem 
ermittelten Ertragswerte ausmacht, und es iſt keineswegs eine 
in der Natur des freihändigen Verkaufs begründete Notwendig⸗ 
keit, daß ſich der Käufer den ſogenannten Unternehmergewinn, 
den der Berufungsrichter auf durchſchnittlich 10 vom Hundert 
veranſchlagt, von dem Preiſe abzieht. Es iſt vom RG. ſchon 
mehrfach ausgeſprochen, daß zwiſchen dem Ertrags⸗(Gebrauchs⸗) 
werte eines Grundſtücks und dem Tauſch⸗(Verkaufs⸗) werte kein 
Gegenſatz beſtehe, daß vielmehr regelmäßig der erſtere in dem 
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Preiſe zum Ausdruck gelange, der unter normalen Verhältniſſen 
zu erzielen ſei, und daß, wenn in der Schätzung beider Werte 
ein erheblicher Unterſchied hervortrete, ohne daß dieſer eine ge⸗ 
nügende Erklärung finde, der Verdacht begründet ſei, daß eine 
von beiden Schätzungen nicht zuverläſſig ſein könne. Die eine 
dient daher zur Richtigſtellung oder auch zur Bewährung der 
anderen. Iſt nun im vorliegenden Falle nicht erſichtlich, daß 
die Stadt zu billig verkauft habe, und entſpricht, wie zunächſt 
in Ermangelung anderweiter Feſtſtellungen anzunehmen iſt, der 
erzielte Preis den tatſächlichen Verhältniſſen, iſt ferner der vom 
Berufungsrichter aufgeſtellte Satz, durch den er die hervor⸗ 
getretene Differenz allein zu beſeitigen ſucht, als eine allgemeine 
Wahrheit nicht anzuerkennen, ſo iſt eine nochmalige Prüfung 
der Ertragstaxe unter Beachtung des Verkaufsergebniſſes nicht 
von der Hand zu weiſen. Jene Taxe beruht im weſentlichen 
auf fiktiver Grundlage, auf Kombinationen, die naturgemäß 
nicht den Anſpruch unumſtößlicher Richtigkeit erheben können. 
Ihre ſorgfältige Nachprüfung iſt jedenfalls dann nicht zu um⸗ 
gehen, wenn ihr Ergebnis ſich mit einer unſtreitigen Tatſache 
in einen nicht ohne weiteres zu löſenden Widerſpruch ſetzt, 
wenn alſo die Wirklichkeit der bloßen Berechnung gegenübertritt 
und die Vermutung eines Fehlers in der letzteren wach werden 
muß. Zahlt ein Käufer einen Preis, der beträchtlich hinter dem 
geſchätzten Gebrauchswerte zurückbleibt, ohne daß beſondere 
Umſtände für eine ſolche Differenz erkennbar ſind, ſo liegt die 
Annahme nahe, daß der Gebrauchswert zu hoch gegriffen iſt, 
und daß der Nutzen, der in erſter Linie den Preis beſtimmt, 
geringer, als berechnet, ſein wird. Gerade bei der Ertrags⸗ 
berechnung, die nicht von gegebenen Faktoren ausgeht, ſondern 
ſich auf die größtmögliche Ausnutzungsfähigkeit des Grundſtücks 
gründet, iſt die größte Vorſicht geboten, damit nicht eine Ent⸗ 
ſchädigungsſumme dem Enteigneten zugebilligt wird, die in 
keinem Verhältnis zu dem wahren Werte des Grundſtücks ſteht 
und den bei einem freihändigen Verkauf unter günſtigen Ver⸗ 
hältniſſen zu erzielenden Preis weit überſteigt. B. c. B., U. 
v. 1. Okt. 07, 515/06 VII. — Kammergericht. 

34. Grundſätze für die Ermittlung des Werts. 

Der Sachverſtändige hat ſowohl den „Verkaufswert“ des 
klägeriſchen Grundſtücks vor der Enteignung als auch denjenigen 
des Reſtgrundſtücks in der Weife ermittelt, daß er den Grund⸗, 
Gebäude⸗ und kapitaliſierten Ertragswert zuſammengerechnet, von 
dieſer Summe den Durchſchnitt gezogen und von letzterem den 
auf 12½ Prozent des kapitaliſierten Ertragswertes angenom⸗ 
menen Betrag der Abgaben und Laſten abgerechnet hat. Dieſe 
Methode bildet nicht ohne weiteres die Gewähr, daß der Eigen⸗ 
tümer des von der Enteignung betroffenen Grundſtücks durch 
eine nach Maßgabe einer ſolchen Wertsberechnung feſtgeſetzte 
Entſchädigung richtig entſchädigt wird. Es kann nicht 
anerkannt werden, daß, wenn wie bei der Enteignung, der 
wirkliche, durch die örtlichen und zeitlichen Verhältniſſe bedingte 
Verkaufswert eines einzelnen, beſtimmten Grundſtücks ermittelt 
werden ſoll, alsdann ohne weiteres lediglich durch mechaniſche 
Halbteilung des Unterſchiedes zwiſchen Grund⸗ und Gebäudewert 
einerſeits und Ertragswert andererſeits mit irgendwelcher 
Sicherheit der wirkliche Verkaufswert gefunden werden könnte. 
Es iſt nicht einzuſehen, welche allgemeinen theoretiſchen Er⸗ 
wägungen und Gründe die Richtigkeit dieſes Ergebniſſes für 
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den einzelnen Fall verbürgen ſollten. Ein allgemein gültiger 
Erfahrungsſatz dieſes Inhalts kann aber nicht beſtehen, da die 
maßgebenden örtlichen und zeitlichen Verhältniſſe zu verſchieden 
ſind. Im allgemeinen iſt unter den heutigen Verhältniſſen der 
Verkaufswert nach Maßgabe des Ertragswertes, jedoch unter 
Berückſichtigung etwaiger entſprechender Vergleichskäufe oder 
der ſonſt feſtzuſtellenden Preiſe der in der betreffenden Ortlich⸗ 
keit belegenen gleichartigen Hausgrundſtücke zu ermitteln. Dabei 
iſt in der Regel zu erfordern, daß die Feſtſtellung des Ertrags⸗ 
wertes in eingehender Weiſe erfolgt, daß insbeſondere die Ab⸗ 
gaben, Laſten und Unkoſten nicht ſummariſch nach einer all⸗ 
gemeinen Schablone, ſondern im einzelnen berechnet und dabei 
auf Alter und Beſchaffenheit des Gebäudes und die daraus für 
die Ertragsbemeſſung ſich ergebenden Faktoren Rückſicht ge⸗ 
nommen wird. N. c. Preuß. Fiskus, U. v. 20. Sept. 07, 
540/06 VII. — Breslau. 

35. 88 11, 8 EnteignungsG. Anſpruch des Mieters. 

Der Kläger hatte als Mieter ſeit dem 1. Januar 1897 
in dem dem St. gehörigen Hauſe in B. einen Laden zu dem 
in den letzten Jahren 3400 Mark betragenden Jahresmietszinſe 
inne, in dem er ein Kolonialwarengeſchäft betrieb. Sein Miet⸗ 
recht ſollte vertraglich erſt am 1. April 1903 zu Ende gehen. 
Im Jahre 1901 wurde dies Haus auf Antrag der Beklagten 
enteignet. Am 1. Oktober 1901 mußte der Kläger den Laden 
räumen. Bei dem Enteignungsverfahren hatte ſich der Kläger 
als Nebenberechtigter beteiligt, war aber mit feinen Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüchen durch Beſchluß der Enteignungsbehörde 
mit der Begründung zurückgewieſen worden, daß ihm ſolche 
Anſprüche nicht zuſtänden, da ſein Mietrecht des dinglichen 
Charakters entbehre. Gegen dieſen Beſchluß hat der Kläger 
den Rechtsweg beſchritten. Aus den Gründen: Nach 8 11 
Enteignungsc. vom 11. Januar 1874 hat der Kläger als 
Mieter Erſatz, und zwar ebenſo wie der enteignete Grundſtücks⸗ 
eigentümer vollſtändigen Erſatz des Schadens zu beanſpruchen, 
den er durch die Enteignung erlitten hat. Bei der Bemeſſung 
des Schadens ſind alle vermögensrechtlichen Vorteile zu berück⸗ 
ſichtigen, die ihm aus der mietweiſen Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks erwachſen waren und durch die Enteignung entzogen 
worden ſind. Der Kläger hat daher Anſpruch nicht nur auf 
den Betrag, um den für die Zeit vom 1. Oktober 1901 bis 
zum 1. April 1903 die zu zahlende Miete hinter dem objektiven 
Mietwert des von ihm genutzten Ladens zurückblieb, ſondern 
darüber hinaus auf Erſatz aller ſonſtigen Schäden, die ihm 
dadurch entſtanden ſind, daß er ſein Geſchäft nicht erſt am 
1. April 1903, ſondern ſchon am 1. Oktober 1901 aus dem 
enteigneten Grundſtück verlegen mußte. Dabei macht es keinen 
Unterſchied, ob das Mietrecht des Klägers dinglicher oder nur 
perſönlicher Art iſt (RG. 29, 2739). Der Berufungsrichter 
wird aber weiter zu prüfen haben, ob und inwieweit der zu 
ermittelnde Schadenbetrag in der nach § 8 EnteignungsG. 
für das enteignete Grundeigentum beſtimmten Entſchädigung 
begriffen iſt. Dieſe Entſchädigung, die durch den Beſchluß des 
Polizeipräſidiums auf 662 929 Mark 50 Pf. feſtgeſetzt worden 
iſt, ſollte freilich nach der Abſicht dieſer Behörde eine dem 
Kläger gebührende Entſchädigung nicht mit umfaſſen, denn nach 
der Meinung dieſer Behörde ſtanden dem Kläger Anſprüche auf 
eine Entſchädigung überhaupt nicht zu. Der Berufungsrichter 
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wird aber ſelbſtändig zu prüfen haben, ob nicht die Begründung 
des Beſchluſſes ergibt, daß in der dort feſtgeſetzten Entſchädigung 
der dem Kläger gebührende Betrag ganz oder zum Teil ent⸗ 
halten iſt. B. c. K., U. v. 27. Sept. 07, 516/06 VII. — 
Kammergericht. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

36. Entſchädigungsanſpruch des Anliegers wegen Nicht⸗ 
ausführung des Fluchtlinienplanes.] 

Die Kläger ſind Eigentümer eines Hausgrundſtücks. Auf 
dieſem Grundftüde errichteten fie im Jahre 1895 an Stelle 
eines abgebrochenen Hauſes einen Neubau. Die Bauerlaubnis 
hierzu hatte die Polizeibehörde zu C. entſprechend dem Flucht⸗ 
linienplane vom Jahre 1887 von der Bedingung abhängig 
gemacht, daß der Neubau um etwa 50 cm tiefer als die 
Straßenkrone errichtet werden müſſe. Dieſer Bedingung gemäß 
bauten die Kläger, ſo daß die unterſte Trittſtufe des Eingangs 
des Hauſes etwa 50 em unter der Straßenkrone zu liegen 
kam. Die Beklagte ließ in Zukunft auf ihre Koſten eine Ein⸗ 
richtung treffen, welche die ungünſtige Lage des Hauſes ver⸗ 
beſſern ſollte, indem ſie ſtraßenwärts eine Futtermauer mit 
aufſtehendem Gitter errichten ließ. Sie weigerte ſich aber 
bisher, dem wiederholten Verlangen der Kläger nachzukommen, 
die Straßenkrone entſprechend dem Nivellierungsplane von 1887 
tiefer zu legen. Die Kläger haben nun behauptet, es ſei ihnen 
dadurch, daß die Tieferlegung der Burgmauer vor ihrem Hauſe 
unterblieben ſei, ein Schaden entſtanden. Sie haben deshalb 
Klage erhoben mit dem Antrage, die Beklagte zum Erſatze des 
Schadens oder Minderwerts zu verurteilen, der den Klägern 
dadurch entſtanden ſei, daß ſie bei Errichtung des Neubaues 
gemäß Bauerlaubnisſchein gezwungen worden ſeien, den Neubau 
0,50 m unter der damaligen Straßenkrone zu errichten, dem⸗ 
gemäß die Beklagte zu verurteilen, eine vom Gericht, nötigen⸗ 
falls nach Anhörung von Sachverſtändigen, zu beſtimmende 
Kapitalabfindung oder eine in vierteljährlichen Raten zu ent⸗ 
richtende Jahresrente nebſt Zinſen zu 4 Prozent ſeit dem 
Klagetage zu zahlen. Das die Klage abweiſende Berufungs⸗ 
urteil iſt vom RG. beſtätigt worden, da weder ein den Klage⸗ 
anſpruch begründendes Vertragsverhältnis noch ein geſetzliches 
Recht auf Schadenerſatz beſtehe. E. u. Gen. c. C., U. v. 
4. Okt. 07, 143/07 II. — Cöln. 


Die Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und die Gebühren der Oberlandesgerichtsanwälte. 


Die Anwaltſchaft beim Oberlandesgericht Karlsruhe hat die 
nachſtehende Eingabe an das Großherzoglich Badiſche Juſtiz⸗ 
miniſterium gerichtet und gleichzeitig beſchloſſen, ſich mit den 
Anwaltſchaften bei den anderen deutſchen Oberlandesgerichten 
in Verbindung zu ſetzen, damit dieſe in gleichem Sinne bei ihren 
Landes juſtizverwaltungen vorſtellig werden.“) Dieſelbe hat ge⸗ 
glaubt, jetzt ſchon vorgehen und insbeſondere auch nicht den dem- 
nächſt abzuhaltenden außerordentlichen Anwaltstag abwarten zu 


*) Die Rechtsanwälte des Kammergerichts haben zu = 
11 bereits im gleichen Sinne Stellung genommen. Vgl. d 
offkaſchen Aufſatz (JW. 07, 297). | 
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follen, weil es ſich nicht ſowohl um eine Beurteilung des Geſetz⸗ 
entwurfes als um die Aufnahme einer Sonderbeſtimmung handelt; 
auch war ſie der Anſchauung, daß gerade jetzt bei der Beratung 
des Geſetzes im Bundesrate der geeignete Zeitpunkt ſei, in 
welchem die Aufnahme einer ſolchen Beſtimmung am eheſten 
erreicht werden könnte. Eine ſolche hielt fie für die Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälte deshalb für beſonders notwendig, weil dieſen ein 
Teil ihrer Praxis ohne ſonſtigen Erſatz weggenommen wird, 
während die Landgerichtsanwälte, falls ſie durch die Erhöhung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte an Praxis bei dieſen einbüßen 
ſollten, hierfür durch die erweiterte Zuſtändigkeit der Landgerichte 
in der Berufungsinſtanz wenigſtens einigermaßen entſchädigt 
werden. 
Die Eingabe ſelbſt hat folgenden Wortlaut: 


An 


das Großherzogliche Miniſterium der Juſtiz, 
des Kultus und des Unterrichts 


Karlsruhe. 


Der Entwurf eines Geſetzes, betr. Anderung des GG., 
der ZPO., des GKG. und der RAG O., iſt in der Beilage zum 
Reichsanzeiger vom 5. d. M. veröffentlicht, ohne daß hierbei dem 
auf Grund des Referats des Rechtsanwalts Dr. Hachenburg er⸗ 
folgten nahezu einhelligen Votum des 18. Deutſchen Anwaltstages 
in Mannheim, welches eine geſonderte Reform des amtsgericht⸗ 
lichen Verfahrens ablehnte und eine ſolche vielmehr nur im Zu⸗ 
ſammenhang mit einer durchgreifenden Reviſion der ZPO. vor⸗ 
genommen wiſſen wollte, Rechnung getragen worden wäre. 

Obwohl wir uns der Hoffnung hingeben, daß in den weiteren 
Stadien der Geſetzgebung dieſer von der deutſchen Anwaltſchaft 
vertretene Geſichtspunkt doch noch als der richtige von den geſetz⸗ 
gebenden Faktoren anerkannt werden wird, müſſen wir mit 
der Möglichkeit rechnen, daß auf Grund des jetzt eee 
Entwurfs ein Geſetz zuſtande kommt. 

Die Anwaltſchaft beim Großherzoglichen Oberlandesgericht 
Karlsruhe ſieht ſich infolgedeſſen genötigt, beim Großherzoglichen 
Miniſterium wegen der Folgen, die für ſie, wie für die ſämtlichen 
bei den deutſchen Oberlandesgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte 
aus der Beſtimmung in Art. I dieſes Geſetzentwurfes zu er⸗ 
warten ſind, vorſtellig zu werden. 

Die darnach geplante Erhöhung der amtsgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit wird einen weſentlichen Rückgang der bei den Ober⸗ 
landesgerichten anhängigen Prozeſſe zur Folge haben; wie die 
Begründung ſelbſt mitteilt, werden nach der preußiſchen 
Statiſtik 33—34 Prozent aller bei den Oberlandesgerichten an⸗ 
hängigen Prozeſſe in Wegfall kommen, in Baden nach der dem 
Erlaß Großherzoglichen Miniſteriums vom 9. April d. J. bei⸗ 
gegebenen Statiſtik mindeſtens 30 Prozent; für Bayern wird der 
Prozentſatz weit höher geſchätzt (bei 1000 Mark zirka 75 Prozent 
aller oberlandesgerichtlichen Sachen). Selbſt bei einer Erhöhung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auf bloß 500 Mark, würden 
in Baden hiervon 15 Prozent, in anderen Bundesſtaaten weit 
mehr, etwa ein Viertel aller oberlandesgerichtlichen Sachen be⸗ 
troffen. Es bedarf keiner Ausführung, daß der Wegfall einer 
ſolchen Zahl von Prozeſſen auch einen weſentlichen Rückgang in 
den Einkommensverhältniſſen der bei den Oberlandesgerichten 
zugelaſſenen Rechtsanwälte bedeutet — eine Folge, deren der 
Geſetzentwurf und ſeine Begründung mit keinem Worte Er⸗ 
wähnung tut. 

Andererſeits wird allſeitig anerkannt, daß die Erhaltung 
eines in geſicherter materieller Lage befindlichen und dadurch 
berufsfreudigen und berufstüchtigen Anwaltsſtandes nur im 
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eigenſten Intereſſe der Rechtspflege und damit des Staates ſelbſt ge⸗ 
legen iſt. Dies trifft ganz beſonders für die bei den Oberlandes⸗ 
gerichten tätigen Anwälte zu; hier aber ſoll einer größeren 
Anzahl von Kollegen ohne weiteres ein Teil der Grundlage ihrer 
materiellen Exiſtenz entzogen werden. 

Ein ſolches Vorgehen ſteht an ſich ſchon damit in Widerſpruch, 
daß die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit mit dem 
Rückgang des Geldwertes ſeit 1879 begründet wird; logiſcher⸗ 
weiſe müßte dieſer Umſtand zu einer allgemeinen Erhöhung der 
Rechtsanwaltsgebühren führen. 

Gerade für die bei den Oberlandesgerichten zugelaſſenen 
Rechtsanwälte iſt aber ſchon ſeither die Vergütung keineswegs 
eine der beſonderen Art und Schwierigkeit ihrer Tätigkeit ent⸗ 
ſprechende geweſen. Dies iſt bereits in einer Reihe von Aufſätzen, 
ſo von Friedeberg, JW. 1907 Nr. 6 S. 163, Koffka, JW. 1907 
Nr. 10 S. 297 ff., Zelter, ZW. 1907 Nr. 15 S. 503 ff., und Klenter, 
Deutſche Rechtsanwaltszeitung 1907 S. 44 ff., ausgeführt; wir 
erlauben uns, auf dieſe, beſonders den Koffkaſchen Aufſatz, zu 
verweiſen und insbeſondere folgende Geſichtspunkte hervorzuheben: 

Den Oberlandesgerichtsanwälten ſind in der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte lediglich die gleichen Sätze zugebilligt, 
wie den bei den Landgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälten, 
offenbar, weil man nicht vorherſehen konnte, wie verſchiedenartig 
ſich die Tätigkeit beider geſtalten würde. Schon bei Schaffung 
der jetzigen NAGO. trafen für eine Erhöhung der Rechtsanwalts⸗ 
gebühren bei den Oberlandesgerichten zwei Grundgedanken zu, 
welche für die Erhöhung der Gerichtskoſten in der Berufungs- 
inſtanz maßgebend waren, nämlich: 

a) die in den meiſten Fällen vorhandene größere Schwierig⸗ 
keit der rechtlichen Beurteilung, 

b) das Bedürfnis, die höheren Inſtanzen gegen eine Über⸗ 
häufung mit unwichtigeren Sachen zu ſchützen. 

Jetzt, da ein nicht unerheblicher Teil unſeres ſeitherigen 
Einkommens uns abgeſchnitten zu werden droht, erweſſt ſich 
eine Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren bei den Oberlandes⸗ 
gerichten um drei Zehntel unſeres Erachtens als eine Not⸗ 
wendigkeit, und iſt ebenſo gerechtfertigt, wie nach 8 52 RAG. 
für die beim Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte. Denn die 
Tätigkeit der Rechtsanwälte bei den Oberlandesgerichten iſt zum 
mindeſten eine ebenſo ſchwierige und verantwortungsvolle, wie die 
jener. Wir haben nicht nur den ganzen Prozeß nach ſeiner recht⸗ 
lichen Seite, ſondern auch daneben in tatſächlicher Beziehung aufs 
gründlichſte durchzuarbeiten, da ja die Berufungsinſtanz die letzte 
Tatſacheninſtanz iſt und deshalb das geſamte Tatſachenmaterial 
beigebracht werden muß. Zu dieſem Zwecke muß der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwalt die faſt ausnahmslos ſehr umfangreichen Akten 
erſter Inſtanz nebſt Beiakten auf das genaueſte durchſtudieren 
und bearbeiten; eine Aufgabe, die bei ſchon erwachſenen Akten 
an ſich viel ſchwieriger iſt, als das Aufbauen des Prozeſſes von 
Grund auf, wie es durch die Anwälte erſter Inſtanz erfolgt. 
Da aber der geſamte Prozeßſtoff in zweiter Inſtanz beigebracht 
ſein muß, hat nicht ſelten der Oberlandesgerichtsanwalt auch 
neue Tatſachen zu ſammeln und beizubringen; denn es gehört 
nicht zu den Ausnahmen, daß im Intereſſe einer raſchen Er— 
ledigung der Prozeſſe in erſter Inſtanz die gründliche Behandlung 
der Sache zu kurz gekommen iſt. Stets muß der Oberlandes- 
gerichtsanwalt die in erſter Inſtanz erhobenen Beweiſe (häufig 
ſehr eingehende Zeugeneinvernahmen und umfangreiche Gutachten) 
auf das gründlichſte berückſichtigen und verwerten, ohne daß er 
hierfür eine beſondere Beweisgebühr erhielte. Nur wenn in 
zweiter Inſtanz eine abermalige Beweiserhebung erfolgt, was 
aber nicht in einem Viertel aller Fälle vor dem Oberlandesgericht 
zutrifft, erwachſen für ihn 30 Zehntel Gebühren; in allen 
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anderen Fällen wird ſeine Tätigkeit ſowohl für dieſe eingehende 
Bearbeitung des Prozeßſtoffes zu Hauſe, wie für den zeit⸗ 
raubenden Vortrag des geſamten erſtinſtanzlichen Prozeßſtoffes, 
einſchließlich aller Beweisverhandlungen und des Vorbringens 
der neuen Tatſachen und Geſichtspunkte zweiter Inſtanz durch 
die Prozeß⸗ bezw. Verhandlungsgebühr von je 10 Zehntel ab- 
gegolten. Dabei iſt dieſe Arbeit nicht ſelten nur wegen eines 
verhältnismäßig geringfügigen, für die zweite Inſtanz noch übrig 
gebliebenen Teiles der erſtinſtanzlichen Streitſumme zu leiſten; 
hieran wird es auch kaum etwas ändern, wenn nach s 511 die 
allerſchlimmſten Fälle durch die Beſchränkung der Berufung auf 
eine Beſchwerdeſumme von mehr als 50 Mark beſeitigt werden. Im 
Gegenſatz hierzu ſind die Fälle äußerſt ſelten, wo in der Berufungs⸗ 
inſtanz eine Erhöhung des Streitwertes gegenüber der erſten Inſtanz 
eintritt; durch Erhebung einer Widerklage iſt eine ſolche Erhöhung 
bekanntlich unmöglich. Andrerſeits fallen für die Anwälte bei den 
Oberlandesgerichten alle diejenigen Tätigkeiten der Erſtinſtanz⸗ 
anwälte weg, bei welchen dieſen für eine verhältnismäßig geringere 
Arbeit ein verhältnismäßig größeres Entgelt zuteil wird, ins⸗ 
beſondere die Erwirkung von Anerkenntnis- und Verſäumnis⸗ 
urteilen, die Tätigkeit im Zwangsvollſtreckungs⸗ und Konkurs⸗ 
verfahren uſw. Dem einzigen Fall, wo der Anwalt beim Ober⸗ 
landesgericht ſeine Gebühren (10 Zehntel Prozeßgebühr und 
5 Zwanzigſtel Verhandlungsgebühr) verhältnismäßig mühelos 
verdient, nämlich, wenn der Gegner ohne Verhandlung zur Sache 
die Berufung zurücknimmt, ſtehen die Fälle gegenüber, in denen 
der Anwalt der eigenen Partei entweder vor Einlegung der 
Berufung von dieſer abrät, wofür er nur 5 Zehntel Gebühr 
erhält, oder nach Einlegung der Berufung zu deren Zurücknahme 
rät, wobei ihm lediglich die Prozeßgebühr von 10 Zehntel erwächſt. 
Erfahrungsgemäß erfordert aber gerade dieſe Tätigkeit in den 
meiſten Fällen eine beſonders große Mühe, weil es in der Regel 
ſehr ſchwer hält, das Publikum zum Verzicht auf ein ausſichtsloſes 
Rechtsmittel zu bewegen. Gerade hierdurch werden aber die 
Gerichte vor unnötiger Arbeit bewahrt; es trifft alſo der zweite 
für die Erhöhung der Gerichtskoſten in der Berufungsinſtanz maß⸗ 
gebend geweſene Geſichtspunkt der Abſchreckung auch zugunſten 
einer Erhöhung der anwaltſchaftlichen Gebühren zu. 

Endlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß zu den aus der 
erſten Inſtanz in die zweite Inſtanz gelangenden Armenſachen 
noch die nicht unerhebliche Zahl derjenigen kommt, für die erſt 
in der zweiten Inſtanz das Armenrecht nachgeſucht und bewilligt 
wird, und daß die Rechtsanwälte bei den Oberlandesgerichten 
für ihre Tätigkeit in den vom Reichsgericht zurückverwieſenen 
Sachen überhaupt keine beſonderen Gebühren beziehen, obwohl 
hier die Sache in der Regel nochmals ganz neu nach den vom 
Reichsgericht aufgeſtellten Geſichtspunkten bearbeitet werden muß, 
und obwohl ſehr häufig eine nochmalige, umfangreiche Beweis: 
erhebung ſtattfindet. 

Völlig unangemeſſen wäre es aber unſeres Erachtens, anſtatt 
der Zubilligung der von uns vorgeſchlagenen Gebührenerhöhung 
die Oberlandesgerichtsanwälte auf eine Erweiterung ihrer Tätig⸗ 
keit durch Annahme von Sachen bei anderen Gerichten, alſo ins: 
beſondere von amtsgerichtlichen und von Strafſachen, zu verweiſen. 
Eine ſolche Zerſplitterung der Tätigkeit dieſer Rechtsanwälte 
liegt durchaus nicht im Intereſſe der Rechtspflege; ſie würden 
dadurch von ihrer eigentlichen Aufgabe, der Bearbeitung der 
wichtigen oberlandesgerichtlichen Sachen, in einer Weiſe abgelenkt, 
wie fie die Oberlandesgerichte ſelbſt unter keinen Umftänden für 
zweckmäßig erachten werden, ganz abgeſehen davon, daß ſich durch 
die Kolliſion der Termine an anderen Gerichten mit denen beim 
Oberlandesgericht die größten Schwierigkeiten ergeben würden. 
Dieſe Geſichtspunkte gelten in gleicher Weiſe gegenüber einer 
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etwaigen Bereifung darauf, daß die Oberlandesgerichtsanwälte 
entweder die Aſſoziation mit Landgerichtsanwälten, oder die gleich⸗ 
zeitige Zulaſſung bei den Landgerichten in größerem Umfange 
erſtreben ſollten. 

Nachſtehend erlauben wir uns eine Tabelle vorzulegen, aus 
der ſich ergibt, um welche Beträge es ſich bei der von uns vor⸗ 
geſchlagenen Gebührenerhöhung für die Streitwerte von 800 bis 
10 000 Mark handelt; nach derſelben kann nicht behauptet werden, 
daß dieſe Erhöhung für das Publikum im Verhältnis zu den 
Streitwerten eine nennenswerte Verteuerung der Prozeßführung 
bedeuten würde, während ſie für das Einkommen der Anwälte 
immerhin ins Gewicht fällt. 


Die an der beiderſeitigen Anwälte 
in der Berufungsinſtanz betragen für 
den unterliegenden Teil: 


zelnen] ohne Beweis⸗ mit Beweis⸗ 
Streitwert | Ge aufnahme aufnahme 

bühr 

für I nach Bw nach 

einen jet 8 alſo 8 8 85 alſo 
An⸗ Vor⸗ mehr jetz Vor⸗ mehr 

ſchlag ſchlag 
2 21 u 


800— 900 I 7,201 96 | 124,80 | 28,80 | 144 | 187,20 47,20 
900— 1200 | 8,40 112 | 145,60 33,60 | 168 218,40 50,40 
1200— 1600 | 9,60 128 | 166,40 | 38,40 | 192 | 249,60 | 57,60 
1600— 2100 | 10,80 144 | 187,20 43,20 | 216 | 280,80 | 64,80 
2 100— 2700 | 12,— | 160 | 208,— | 48,— 240 |312,— | 72,— 
2 700— 8400 | 13,20 | 176 | 228,80 | 52,80 | 264 | 343,20 | 79,20 
3 400— 4300 | 14,40 | 192 | 249,60 | 57,60 | 288 | 374,40 | 86,40 
4 300— 5 400 | 15,60 208 | 270,40 | 62,40 | 312 | 405,60 | 93,60 
5 400— 6 700 | 16,80 | 224 | 291,20 | 67,20 | 336 | 436,80 | 100,80 
6 700— 8 200 | 18,— 240 , 312,— | 72,— | 360 | 468,— | 108,— 
8 200 — 10 000 | 19,20 256 332,80 | 76,80 | 384 | 499,20 | 115,20 


| 


Wir find der feſten Aberzeugung, daß alle unfere vorstehenden 
Ausführungen nicht nur von unſeren Kollegen bei den deutſchen 
Oberlandesgerichten, mit denen wir uns gleichzeitig in Ver⸗ 
bindung geſetzt haben, ſondern auch von den Oberlandesgerichten 
ſelbſt in vollem Maße als richtig anerkant werden, und wir 
ſtellen daher auf Grund einmütigen Beſchluſſes der Anwaltſchaft 
bei dem Großherzoglichen Oberlandesgericht Karlsruhe an Groß⸗ 
herzogliches Juſtizminiſterium die ergebenſte 


Bitte, 

Großherzogliches Juſtizminiſterium wolle bei der Be⸗ 
ratung des oben genannten Geſetzentwurfs im hohen 
Bundesrate dahin wirken, daß für den Fall einer Er⸗ 
höhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit eine weitere 
Beſtimmung in das zu erlaſſende Geſetz aufgenommen 
wird, wonach die Gebühren der Rechtsanwälte im Ver⸗ 
fahren vor den eee ee um drei Zehntel 
erhöht werden. 


Karlsruhe, den 17. Oktober 1907. 


Die Anuwaltſchaſt beim Großherzogl. „ 


Aus Auftrag: 
Fr. Matheis. Dr. Friedr. Fürſt. 
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Zur Inſtizreform 
hat die Anwaltskammer im Bezirk des OLG. in Frankfurt a. M. in 
ihrer am 26. Oktober d. J. abgehaltenen, ſehr zahlreich beſuchten 
Jahresverſammlung folgende Refolution einſtimmig gefaßt: 

Eine Neuregelung des amtsgerichtlichen Verfahrens allein, ohne 
gleichzeitige Reform des Zivilprozeſſes überhaupt und der Koſten⸗ 
geſetze, iſt abzulehnen. 

Der im Reichsanzeiger veröffentlichte Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivil⸗ 
prozeßordnung uſw. iſt nicht geeignet, eine Verbilligung und 
Beſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens herbei⸗ 
zuführen. 

Es mag dahin geſtellt bleiben, ob bei einer anders geregelten 
Juſtizorganiſation eine Erweiterung der amtsgerichtlichen Bus 
ſtändigkeit nach ſachlichen Kriterien gerechtfertigt erſcheinen könnte; 
jedenfalls gefährdet unter den gegenwärtigen Verhältniſſen, 
zumal in den Großſtädten, die Erweiterung der amtsgerichtlichen 
Kompetenz eine ſachdienliche Behandlung der Prozeſſe. 

Das Drängen und die Unruhe eines zahlreichen Publikums in 
meiſt unzureichenden Räumlichkeiten, die Überbürbung der Nichter in 
der öffentlichen Sitzung mit Geſchäſten ſubalterner Natur (Berſäummis⸗ 
und Anerkenntnis ſachen, Offenbarungseidverfahren u. a. m.) verhindern 
vielfach ſchon jetzt, daß die Rechtsſtreitigkeiten mit der erforderlichen 
Ruhe, Sammlung und Würde behandelt werden. Nicht minder ſteht 
einer raſchen und ſachdienlichen Erledigung der Prozeſſe der häufige 
Wechſel in der Perſon der zur Rechtſprechung berufenen Richter 
entgegen. Hierzu kommt, daß die im Entwurf vorgeſehene Ein⸗ 
ſchränkung der Vertretung durch Anwälte eine zweckentſprechende 
und erſchöpfende Inſtruierung und damit eine richtige Nechtſprechung 
gefährdet. | 

Die vom Entwurf vorgefehene Abänderung des 8 48 Gs. 
bedingt ferner eine erhebliche Verteuerung der Nechtspflege. 

Würde dieſe Beſtimmung zum Geſetz erhoben, fo wären häufig 
die Parteivertreter genötigt, Prozeſſe, deren Streitſtoff noch nicht 
zuſammengetragen iſt, vorzeitig zur Verhandlung zu bringen oder — 
zur Vermeidung der Folgen des 5 48 — das Verfahren ruhen zu 
laſſen. Im erſteren Falle wäre eine vorzeitige Entſcheidung und 
damit eine häufigere Inanſpruchnahme der II. Inſtanz die Folge; im 
zweiten Falle würde die Beſtimmung ihren Zweck verfehlen. Überdies 
iſt an den Gerichten der Großſtädte, bei denen zahlreiche Kammern 
und Abteilungen gleichzeitig tagen, eine Terminsverlegung häufig 
durch äußere Umſtände geboten, auf welche Partei und Anwalt ohne 
Einfluß find... | 


Vom Oberverwaltungsgericht.⸗) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Gelten die öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen des 


Tr 


PrALR. in den ehemals franzöſiſchen Gebietsteilen 
Preußens! Baufluchtliniengeſez und früheres 
franzöſiſches Recht. 

Die Polizeiverordnung der ländlichen Ortſchaft Beckingen 
vom 10. Juni 1905 beſtimmt in 8 1: 
Die Straßenfronten aller Bauten an Straßen möffen in 
- der Baufluchtlinie errichtet werden. 
Auf Verweigerung der Bauerlaubnis hatte Kläger mit der 
Klage Gewährung der Bauerlaubnis beantragt. Der Kreis⸗ 
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ausſchuß wies ab; auf klägeriſche Berufung hob der Bezirks⸗ 
ausſchuß das Urteil auf. ö 

Die Bauerlaubnis iſt auf Grund der Polizeiverordnung 
vom 10. Juni 1905 verweigert. Der Vorderrichter hat dieſe 
Verordnung für nicht rechtsgültig erklärt, weil er meint, der 
8 66 Tit. 8 Tl. I ALR. biete der Polizei keine Handhabe zum 
Erlaſſe einer Vorſchrift, wie fie der 8 1 der Verordnung enthalte. 
Er hat hierbei entweder überſehen, daß Beckingen in dem ehe⸗ 
mals franzöſiſch geweſenen Teile der Rheinprovinz liegt, oder 
er iſt der Anſicht, die öffentlich⸗ rechtlichen Beſtimmungen des 
ALR. gälten auch in demjenigen Gebiet der preußiſchen 
Monarchie, das einſt unter franzöſiſcher Herrſchaft geſtanden 
hat. Dort iſt aber jetzt noch das auch durch das BGB. 
unberührt gebliebene (Art. 55 EGBGB.) franzöſiſche öffent⸗ 
liche Recht in Kraft, ſoweit es nicht durch Geſetze, die ſpäter 
für die ganze preußiſche Monarchie oder für deren früher fran⸗ 
zöſiſche Landesteile ergangen ſind, aufgehoben oder abgeändert 
iſt. Was insbeſondere den $ 66 Tit. 8 Tl. I ALR. anlangt, 
ſo gehört die Abwehr von Verunſtaltungen der Städte und 
öffentlichen Plätze nicht zu den allgemeinen Aufgaben der Polizei, 
wie ſie ſich aus deren Begriff und Weſen von ſelbſt ergeben 
und in der Generalklauſel des 8 10 Tit. 17 Tl. II ALR. zum 
Ausdruck gebracht find. Der 8 66 Tit. 8 Tl. I ALR. erweitert 
vielmehr in gewiſſem Umfange die Befugniſſe der Polizei auf 
einem ganz beſtimmten Gebiete, der Baupolizei, und daher ſind 
ſeine Vorſchriften nur dort anwendbar, wo das öffentliche Recht 
des ALR. Geltung hat (vgl. OVG. 20, 395; 35, 387). 
Beruht demnach die angefochtene Entſcheidung auf der Nicht⸗ 
anwendung des im Gemeindebezirk Beckingen herrſchenden 
öffentlichen Rechts, ſo iſt der Beklagte durch ſie beſchwert, das 
Urteil des Bezirksausſchuſſes war daher an ſich aufzuheben 
(8 94 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883). Die freie Beurteilung konnte jedoch zu keinem 
dem Beklagten günſtigeren Ergebnis führen. 

Das preußiſche Baufluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 
beſtimmt im § 11, daß Neubauten, Um⸗ oder Ausbauten über 
die Fluchtlinie hinaus unterſagt werden können, enthält aber 
kein Gebot der Art, daß Bauten nur auf der Fluchtlinie oder 
in einer beſtimmten Entfernung von der Fluchtlinie parallel zu 
dieſer aufgeführt werden dürfen. Es iſt nicht anzuerkennen, 
daß es wegen des Mangels an einem ſolchen Gebot eine Lücke 
aufweiſt. Denn das Geſetz will die Anlegung oder Veränderung 
von Straßen und Plätzen, nicht aber den Bau von Häuſern 
regeln. Deshalb gehört in ſeinen Rahmen nur die Befugnis 
des Verbots von Bauten „über die Fluchtlinie hinaus“ 
($ 11), nicht aber die Ordnung der Bauten in und hinter 
der Fluchtlinie; und deshalb werden dieſe Bauten nur 
ſoweit ausnahmsweiſe (8 12) vom Geſetz mitbehandelt, als 
dadurch ein den Gemeindeintereſſen nachteiliger Einfluß auf noch 
nicht verkehrs⸗ und anbaufertige Straßen ausgehen würde. 
Eine Norm, wie die der Polizeiverordnung vom 10. Juni 1905, 
hat daher mit Inhalt und Zweck des Baufluchtliniengeſetzes 
nichts zu tun. Der 8 19 a. a. O. hat nun die allgemeinen 
und beſonderen geſetzlichen Vorſchriften nur inſoweit aufgehoben, 
als ſie dem Geſetze vom 2. Juli 1875 entgegenſtehen. Ein 
vor der preußiſchen Herrſchaft im Gemeindebezirk Beckingen 
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gültig gewordenes franzöſiſches Geſetz, das den Straßenanliegern 
das Einrücken in die Fluchtlinie oder die Einhaltung einer 
gewiſſen Entfernung von der Fluchtlinie aufgäbe, würde alſo 
durch das Fluchtliniengeſetz nicht beſeitigt ſein. Nun wird aber 
durch die frühere franzöſiſche Fluchtliniengeſetzgebung weder eine 
Vorſchrift des bezeichneten Inhalts getroffen, noch der Polizei⸗ 
behörde die Befugnis eingeräumt, eine Verordnung oder Ver⸗ 
fügung mit dieſem Inhalt zu erlaſſen. (Wird näher dargelegt.) 
Gaſtwirt J. c. Bürgermeiſter zu Hauſtadt. U. v. 7. Juni 
1907, VIII 1063. Rep. Nr. VIII C. 73/06. Bezirksausſchuß 
Trier. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 2 finden ſich Ausführungen über die Rechts⸗ 
natur des aus Amortiſationszahlungen auf eine amortiſierbare 
Hypothek aufgelaufenen Fonds als Beſtandteils des Grundſtücks. 

Die auf einem Fabrikgrundſtück befindliche ſogenannte 
Materialreſerve, d. h. die zur Ausbeſſerung von Beſtandteilen 
des Fabrikgebäudes beſtimmten Sachen, deren Vorhandenſein 
zur Betriebsfähigkeit der Fabrik gehört, wird in Entſch. Nr. 3 
als Zubehör, nicht als Beſtandteil erachtet. 

Ein allgemeiner auch für die Zukunft ausgeſprochener Ver⸗ 
zicht des Jagdverpächters auf Kündigung des Jagdpachtvertrags 
he geieklichen 8 0 8 . der 8 Gu 

ie mmungen ie onzei ößt, wird in 8 
Nr. 5 für unverbindlich erklärt. ee ’ 

Auf die Frift ne Kündigung eines Mietvertrages, bie 
1 ſechs Monate vor Ablauf, regelmäßig ſpäteſtens 
alſo am 31. März oder 30. September, zu erfolgen hatte, wurde, 
da der 31. März und 1. April die Oſterfeiertage waren, in 
Entſch. Nr. 6 die Vorſchrift des § 193 angewendet, und bie 
am 2. April zugegangene Kündigung für rechtzeitig erklärt, 
da die Vertragsauslegung nicht ergab, daß die ſechsmonatliche 
Kündigungsfriſt unter allen Umſtänden unverkürzt bleiben ſollte. 

Entſch. Nr. 7 behandelt die Pflicht des Kraftwagenführers, 
auf die Fußgänger einer Straße Rückſicht zu nehmen, und i 
auszuweichen, wenn die Möglichkeit dazu, nötigenfalls unter 
Geſchwindigkeitsverringerung, beſteht. 

Entſch. Nr. 9 überträgt die herrſchende Meinung, daß im 
2 des § 326 BGB. eine di K nicht geſetzt zu werden 

rauche, wenn der Säumige die Erfüllung beſtimmt und end⸗ 
gültig verweigert habe, auf den Fall, daß die Setzung einer 
iſt im Vertrage beſonders vorgeſehen war. 

Die Abtretung zukünftiger Forderungen wird in Entſch. 
Nr. 11 grundſätzlich zugelaſſen, wenn die Forderungen genügend 
beſtimmt und individualiſiert ſind. | 

Die Frage der Abtretbarkeit des Anſpruchs aus dem 
Darlehens vorvertrage wird in Entſch. Nr. 12 erörtert. 

Der Satz, daß der Bürge die dem chuldner zu⸗ 
ſtehenden Einreden geltend machen kann, wird in Entſch. Nr. 13 
auf ſeine Anwendbarkeit betreffs der Wandlungs⸗ und Minde⸗ 
rungseinrede geprüft. Die Wandlungseinrede wird dem Bürgen 
berjagt, die Minderung darf er geltend machen. 

ach Entſch. Nr. 14 ſind alle Erſatzanſprüche des Ver⸗ 
mieters wegen Verſchlechterung der Mietſache durch 8 558 
BGB. der ben, ſechsmonatigen Verjährung unterworfen, 
auch wenn die Beſchädigung auf unerlaubter Handlung (Vorſatz 
oder Fahrlaſſigteit) beruht. * 

Mit ihrer . war die Tochter der Klägerin 
von dem Erblaſſer der Beklagten getötet worden. Nach Entſch. 
Nr. 16 beſeitigt die Einwilligung der Getöteten nicht die Wider 
rechtlichkeit der unerlaubten Handlung und die Schadenerſatz⸗ 
pflicht des Täters. N. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


Vereins nachrichten. 


Die Verlagshandlung C. E. M. Pfeffer in Leipzig 
hat ſich bereit erklärt, von jedem innerhalb ſechs Monaten nach 
der gegenwärtigen Bekanntmachung verkauften Exemplare der 

„Geſchichte der Rechtsanwaltſchaft“ von Juſtizrat 
Weißler in Halle a. S. 
der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte in Leipzig 
10 Prozent des Ladenpreifes zuzuweiſen. 

Beſtellkarten liegen diefer Nummer der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift bei. 

Leipzig, den 10. Oktober 1907. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Im Verlage von W. Moeſer Buchhandlung, 
Berlin, iſt das anf dem Mannheimer Anwaltstage mit 
vielem Beifall aufgeführte Feſtſpiel „Schulze gegen Kulicke“ 
(Preis 1,50 Mark) im Druck erſchienen. Der Reinertrag 
fol der Hüälfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte überwieſen 
werden. 

Wir empfehlen im Intereſſe des guten Zwecks die An⸗ 
ſchaffung dieſer kleinen Erinnerung. 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe. 

Durch Entſcheidung des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für 
Privatverfiherungen vom 11. d. Mts. ift die Ruhegehalts⸗, 
Witwen- und Waiſenkaſſe für Deutſche Rechtsanwälte unter 
Anerkennung als kleiner Verein im Sinne des § 53 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1901 und nuter Genehmigung der 
Satzung zum Geſchäftsbetrieb im Dentſchen Reiche zu · 
gelaſſen worden. 

Die Eröffnung des Geſchäftsbetriebes iſt jedoch von 
der Überweifung der 500 000 Mark feitens der Hülfskaſſe 
abhängig gemacht worden. 

Damit dieſe ÜUberweiſung erfolgen kaun, muß uach⸗ 
gewieſen werden, daß die Kaſſe 700 Mitglieder hat. Bis 
jetzt haben ſich aber erſt etwas mehr als 500 Kollegen 
als Mitglieder gemeldet. 


Die Herren Kollegen werden deshalb dringend gebeten, 
ſich ſchleunigſt anzumelden, damit die Eröffnung des Be 
triebes mit Neujahr beginnen kann. 


Halle a. S., den 25. November 1907. 
Elze, Juſtizrat. 


Der außerordentliche Auwaltstag in Leipzig. 


Herrliche Stunden liegen hinter uns. Der außerordentliche 
Anwaltstag zu Leipzig hat ſie uns gebracht — der Anwaltstag, 
deſſen Zuſtandekommen ſo viele Kämpfe hervorgerufen hatte, 
und zu dem mancher mit peinlichen Erwartungen gegangen 
war: Innerhalb der Kollegenſchaft hatte man Kämpfe er⸗ 
wartet, die um ſo betrüblicher geweſen wären, weil Intereſſen⸗ 
gegenſätze als ihre Urſache hätten erſcheinen müſſen. Peſſimiſten 
hatten befürchtet, daß dieſe Intereſſengegenſätze einen Keil in 
die Anwaltſchaft treiben würden und daß die — leider zahl⸗ 
reichen und einflußreichen — Feinde, die die Anwaltſchaft hat, 


frohlockend konſtatieren könnten, daß die Einmütigkeit der An⸗ 


waltſchaft da verſage, wo das Geldintereſſe in Frage ſtehe, daß 
die Anwaltſchaft in 2 Gruppen zerfalle, von denen ſich die 
eine Vorteile, die andere Nachteile vom Regierungsentwurf ver⸗ 
ſpräche. Viele hatten auch befürchtet, daß ein Anwaltstag 
außerhalb der Gerichtsferien, zur Zeit des beginnenden Winters, 
zur Zeit der drängendſten Arbeit, die quantitative und ar 
Beteiligung beeinträchtigen werde. 

Wie ganz anders der Erfolg! Allerdings erwies ſich die Wahl 
des Ortes als eine außerordentlich glückliche. In der Mitte unſeres 
Vaterlandes gelegen, war Leipzig als Sitz des Reichsgerichts der 


günſtigſte Ort, den man finden konnte. Für nicht wenige Teilnehmer 


bot aber auch das Andenken an dort verlebte ſchöne Semeſter, 
die Freude, die Stätten froher Jugenderinnerungen aufluchen 
zu können, die alte alma mater wieder zu beſuchen und die 
Lehrer wiederzuſehen, zu deren Füßen ſie einſt geſeſſen, einen 
weiteren Reiz. So waren ſie denn herbeigeſtrömt aus allen 


Gauen des deutſchen Vaterlandes, und es verdient hervor⸗ 


gehoben zu werden, daß die beiden entlegendſten Landgerichts⸗ 

bezirke: Metz, der ſüdweſtlichſte, und Flensburg, der nördlichſte, 

es waren, die im Verhältnis zur Zahl ihrer Anwälte die 

relativ größte Anzahl von Vertretern entjandt hatten. Und auch 
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das ſoll hervorgehoben werden: fo groß die Zahl der Zeil 
nehmer war, ſo verſchiedenartig ihr Alter, Temperament, 
Charakter, politiſche Auffaſſung — kein Mißklang ſtörte das Zu⸗ 
ſammenſein und trotz der ſelbſtverſtändlich zum Teil ſehr großen 
Intereſſengegenſätze kein perſönlicher Zwiſt, kein übereiltes Wort! 
Schon am Begrüßungsabend, zu dem die Leipziger Kollegen 
die zahlreichen Teilnehmer in die herrlichen, mit erleſenen Kunſt⸗ 
werken geſchmückten, von den Stadtbehörden freundlichſt zur 
Verfügung geſtellten Säle des neuen Rathauſes gaſtlich geladen 
hatten, gab ſich die Stimmung kund, die alle beſeelte. 

Vor allem aber zeigten die Verhandlungen ſelbſt, die mit 
ſachlichem Ernſt geführt wurden, auf welcher Höhe der deutſche 
Anwaltsſtand ſteht. 

Den Glanzpunkt der Verhandlungen bildete, wie in 
Mannheim, das Referat Hachenburgs. Mit einer gewiſſen 
Spannung ſah man dem Redner entgegen: Wie kann er, nach⸗ 
dem er vor wenigen Monaten über das nämliche Thema aus⸗ 
führlichſt geſprochen, nunmehr gegenüber dem Entwurf noch 
neue Geſichtspunkte entwickeln? Und es war möglich. Schon 
formell, gleichſam vom Standpunkt der rhetoriſchen Technik aus, 
war die Rede ein Triumph echter Beredſamkeit, jener Beredſamkeit, 
von der das Wort gilt: pectus facit oratorem! Ohne einen 
Blick in ein Manuſkript zu tun, ſprach der Redner faſt 2½ Stunde 
in formvollendeter, ſtändig dahinfließender Rede. Mit ſchonungs⸗ 
loſer Klarheit entrollte er das wahre Bild des Entwurfes, 
zerlegte, wie mit dem Seziermeſſer des Anatomen, ſeine 
innerſte Natur, deckte ſeine inneren Widerſprüche und Un⸗ 
zulänglichkeiten auf: Der Entwurf ſei nicht ſowohl ein Geſetz 
zur Verbeſſerung der Prozeßrechtspflege, als zur Verbeſſerung 
der fiskaliſchen Einnahmen. Billiger werde die Rechtspflege 
allerdings werden, aber nicht für das Volk, ſondern für den 
Fiskus, welcher an Richtern ſpare, wenn ein erheblicher 
Bruchteil der Sachen, ſtatt wie bisher durch drei und fünf, 
nunmehr durch einen und drei Richter entſchieden würde. Auch 
das Pauſchquantum ſei ungleich geregelt: da, wo es ſich um 
die Auslagen des Fiskus und da, wo es ſich um die Aus⸗ 
lagen der Anwälte handele. Der Fiskus werde durch das 
Pauſchquantum gewinnen, da gerade die teueren, umfangreicheren 
Schrifiſtücke (Urteilsausfertigungen und Vergleiche) nicht in 
dasſelbe fielen, der Anwalt dagegen verlieren. (Der Redner 
gebrauchte für dieſes, der Moral des heiligen Criſpinus folgende 
Prinzip das neu geprägte, von der Verſammlung mit Heiterkeit 
und Beifall aufgenommene Wort „Criſpinität“.) Alles in 
allem werde das Volk — wie die Statiſtik lehre — hierdurch um 
etwa drei Millionen mehr belaſtet. Die Bereicherung des 
Fiskus geſchehe alſo auf Koſten des Volkes und auf Koſten 
der Anwaltſchaft. Wie bedenklich letzteres ſei, verkenne der 
Entwurf gleichfalls. Er verkenne den Notſtand, der ſchon heute 
im Anwaltſtande herrſche und daß der Anwaltſtand — belaſtet 
durch eine koſtſpielige Vorbereitungszeit, eingeengt durch ſoziale 
und geſellſchaftliche Rückſichten, unter dem Zwange ſtrenger 
Diſziplinarvorſchriſten, belaſtet vor allem auch mit der noch 
immer viel zu gering eingeſchätzten Notwendigkeit der unentgelt⸗ 
lichen Führung der Armenſachen — an vielen Orten hart um 
ſeine Exiſtenz ringen müſſe. Der Entwurf verkenne auch, daß, 
wenn man dem Anwalt nicht ein angemeſſenes Entgelt für die 
Arbeiten ſeines Bureaus gewähre, er den an ſich durchaus 
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berechtigten Beſtrebungen der anwaltlichen Bureauangeſtellten, 
ihre wirtſchaftliche Lage zu verbeſſern, nicht mehr entſprechen 
könne, ſo gern er es auch wolle. Auch ſonſt ſei der angeblich 
ſo mittelſtandsfreundliche Entwurf ein Feind des Mittelſtandes 
und ein Feind des kleinen Mannes. Dies zeige ſich ſchon im 
Ausſchluß der Berufung bei den kleinen Prozeſſen. Es ſei 
zwar richtig, daß nicht nur kleine Leute dieſe Prozeſſe führten, 
aber der Regel entſpräche dies doch! und dieſe Prozeſſe ſeien 
dem Befinden eines einzelnen, doch allen Möglichkeiten des 
Irrtums unterworfenen Mannes ausgeſetzt. Daß der Ausſchluß 
der Berufung bei Gewerbegerichts⸗ und Kaufmannsgerichtsſachen 
ſich anſcheinend bewährt habe, ſpräche nicht dagegen, denn 
dieſe Entſcheidungen ſeien gerade Kollegialentſcheidungen und 
zwar die eines in eigener Art zuſammengeſetzten, gerade für 
derartige Sachen beſonders qualifizierten Gerichts. Mittelſtands⸗ 
feindlich ſei aber, im Grunde genommen, auch die Aufhebung 
des Anwaltszwanges für die Prozeſſe von 300 bis 800 Mark: 
Die großen Aktiengeſellſchaften und Reedereien, die geſchäfts⸗ 
gewandten Kaufleute, würden ſich in dieſen Sachen zweifellos 
nach wie vor des Anwalts bedienen, ebenſo wie ſolche Parteien 
ſchon jetzt ihre Amtsgerichtsprozeſſe durch Anwälte führen ließen. 
Der kleine Mann, der einen derartigen, gerade für ihn und 
ſeine Exiſtenz unter Umſtänden eminent wichtigen Prozeß führen 
müſſe, werde dies nicht mit der nämlichen Sicherheit tun. Ihm 
gegenüber ſei die Bevormundung, die der Staat dadurch ausübe, 
daß er ihn zwinge, ſeine Sachen durch einen prozeßgewandten 
Vertreter zu führen, eine wohltuende. So werde gerade für 
die Prozeſſe des Mittelſtandes die ohnedies ſchon beſtehende 
Ungleichheit der Macht zugunſten des Kapitals noch verſchärft. 
Mittelſtands feindlich aber ſei der Entwurf auch inſofern, als 
gerade der Mittelſtand der Anwälte durch denſelben berührt 
werde. Diejenigen Anwälte, die ſich im Beſitz einer vornehmen 
Klientel befänden, in deren Bureaus vorzugsweiſe große Objekte 
gelangten, würden durch den Entwurf nur Vorteile haben. 
Geſchädigt werde der Anfänger, der hart um ſeine Exiſtenz 
ringende kleine Anwalt. Wie durch die Börſengeſetzgebung der 
kleine, ſeinen Kunden perſönlich näher tretende Bankier zu⸗ 
gunſten der Großbanken vernichtet worden ſei, ſo werde der 
Entwurf die großen Anwaltsfirmen ſtärken, bei denen ſich an 
einen einzelnen glänzenden Namen ein Stab von jüngeren 
Anwälten, Hilfsarbeitern, Bureauarbeitern uſw. anſchließe. 
An Stelle des „Rechtsfreundes“, der dem Klienten ein 
wohlmeinender Berater in allen Lagen des Lebens ſei, dem 
dieſer ſein Herz ausſchütten könne, trete die „Prozeßfabrik“, 
für die der einzelne Klient nur „eine Nummer“, der einzelne 
Prozeß nur „eine Sache“ ſei. Das ſei die praktiſche Mittel⸗ 
ſtandspolitik des Entwurfes! 

Die ſtürmiſche Zuſtimmung, welche gerade dieſe Aus⸗ 
führungen des Vortragenden fanden, zeigte, wie ſehr er hier 
das Innerſte von dem, was die Anwaltſchaft bewegt, getroffen, 
wie zutreffend er den Gang gekennzeichnet hat, den die Entwicklung 
auch unſeres Standes leider zu nehmen beginnt und der durch 
den Entwurf noch beſchleunigt werden würde. 

Nicht ſo überzeugend für einen großen Teil der Verſammlung 
— die Obiektivität gebietet es, dies nicht zu verſchweigen! — 
waren die Darlegungen des Vortragenden über „die wohltuende 
Wirkung, welche die Prozeßkoſten zur Verhinderung frivoler 
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Prozeſſe ausübten“, und ſeine Verweiſung auf die diesbezüglichen 
Ausführungen des Mannheimer Schiedsgerichts. Denn Prozeſſe 
werden allerdings durch hohe Koſten verhindert; wer bürgt uns 
aber dafür, daß dies nur frivole Prozeſſe ſind? daß nicht 
auch mancher ſeinen an ſich gerechtfertigten Anſpruch eben 
dieſer Koſten wegen nicht verfolgt und daß mancher einem als 
ungerechtfertigt empfundenen Anſpruch, nachgibt, weil er die 
bloße Möglichkeit des Unterliegens und die damit verbundenen 
Koſten ſcheut? Und wer will leugnen, daß gerade dies für 
die Prozeſſe des Mittelſtandes am meiſten gilt, den einerſeits 
eine Belaſtung mit hohen Koſten ſchwer trifft und der anderer⸗ 
ſeits nicht in der Lage iſt, das Armenrecht zu erlangen? 

Um ſo lebhaftere Zuſtimmung fanden dagegen die weiteren 
Ausführungen des Referenten über das Mißtrauen, welches die 
Beſtimmung über die direkte Vorladung der Partei zwiſchen 
Klient und Anwalt ſähe, ſowie namentlich über die Verhältniſſe 
der Prozeßagenten. Das Pflaſter, welches der Entwurf durch 
die Einſchränkung der Zulaſſung von Prozeßagenten gewähre, 
ſei nur eine ſcheinbare Hilfe, denn die Hauptgefahr drohe der 
Anwaltſchaft von den nicht zugelaſſenen Prozeßagenten, die 
von der Gnade des Richters exiſtieren („ein Wink und fie 
verſtummen!“). 

Der Vortragende legte mit überzeugender juriſtiſcher Schärfe 
die prozeßrechtliche Unſtimmigkeit und die Halbheit des Ent⸗ 
wurfes dar, verlangte, daß das Gute, was der Entwurf bringe, 
(welches er bereitwillig als ſolches anerkennt) in gleicher Weiſe 
auch dem Landgerichtsprozeß zuteil werde, da bei dieſen 
Beſtimmungen keinerlei innerer, aus der Verſchiedenheit der 
Struktur beider Prozeßarten ſich ergebender Grund für die 
verſchiedene Behandlung vorliege; er wies nach, daß nichts 
dagegen ſpreche, die notwendige Reform es Prozeſſes auch auf 
den Landgerichtsprozeß auszudehnen, wie denn auch die Reſolution 
des Reichstags die Reviſion des ganzen Prozeßrechts verlangt 
habe. Er zeigte die Schwierigkeiten, zu denen die verſchieden⸗ 
artige Behandlung völlig gleichartiger Rechtsfragen (3. Be bei 
der Friſtenwahrung) führe, und wie bedenklich die verſchiedene 
Behandlung der Zeugenvernehmungen bei beiden Prozeßarten ſei. 
Aberall Unentſchloſſenheit! Keine Frage in die Tiefe verfolgt! 
Halbheit und Fiskalität ſei die Signatur des Entwurfes! 

Er beantragt in Übereinſtimmung mit dem zweiten Referenten, 
an den Bundesrat und an den Reichstag folgendes Erſuchen 
zu richten: 

Den vom Reichsjuſtizamt ausgearbeiteten Entwurf eines 
Geſetzes, betr. Anderungen des Gerichts verfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
nicht zur Grundlage der Beratung zu machen, ſondern 
die Ausarbeitung eines Entwurfs, der alle Gebiete 
des Prozeſſes umfaßt, in tunlichſter Bälde anzuordnen. 

Für den Fall der Ablehnung dieſes Geſuchs ſchlug er eine 
Reihe von Abänderungen vor. 

Es war keine leichte Aufgabe, die dem Korreferenten, 
Kollegen Hinrichſen aus Güſtrow i. M., zufiel, als er — nach⸗ 
dem der ſtürmiſche Beifallsjubel, den die Rede Hachenburgs 
ausgelöſt hatte, ſich endlich gelegt — die Rednertribüne betrat. 

Es ſpricht am beſten für die Vortrefflichkeit ſeines Vor⸗ 
trages, daß er nach ſolchem Referat gehört wurde, mit 
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Intereſſe gehört wurde, und daß man mit ſteigender Spannung 
ſeinen Ausführungen folgte: Auch der Korreferent verwirft 
den Entwurf. Er bekämpft ihn als ein lediglich von fiskaliſchen 
Intereſſen beherrſchtes Werk und bekämpft ſeine, wenn auch 
vielleicht unbewußte, im Effekt aber um ſo gefährlichere Anwalt⸗ 
feindlichleit. Eine Reform unſeres Prozeßrechts müſſe kommen, 
aber eine wohlerwogene Reform, nicht eine ſolche, die in den 
kunſtvollen Bau des Geſetzes fremde Elemente ohne organiſche 
Verſchmelzung einfüge. Eine Erhöhung der Amtsgerichts⸗ 
kompetenz könne nicht gerechtfertigt werden, ohne daß eine 
Statiſtik über das Schickſal der Amtsgerichtsprozeſſe in der 
Berufungsinſtanz vorgelegt werde; der Durchſchnitt unſerer 
Amtsgerichte ſei nicht ſo beſetzt, wie man dies ſchon für die 
jetzigen Aufgaben der Amtsgerichte fordern müſſe. Das Sinken 
des Geldwerts ſei nicht ſo erheblich, um eine derart hohe 
Kompetenzverſchiebung zu rechtfertigen. 

Die weiteren Ausführungen des Korreferenten, mit welchen 
dieſer die Einzelbeſtimmungen des Entwurfes durchging, gewannen 
dadurch ein beſonderes Intereſſe, daß er ſich nicht auf das 
theoretiſche Studium der öſterreichiſchen Prozeßordnung be⸗ 
ſchränkt hat, ſondern daß er — und zwar unter dankens⸗ 
werter Unterſtützung der öſterreichiſchen Juſtizbehörden — das 
öſterreichiſche Zivilverfahren in Oeſterreich ſelbſt praktiſch ſtudiert 
hat, und daß er ſeine dort gemachten Erfahrungen und ihre 
Rutzanwendung für die Reform unſeres Zivilprozeßrechtes der 
Verſammlung mitteilen konnte, welche dieſen Ausführungen mit 
Intereſſe — wenn auch nicht in allen Punkten überzeugt 
— folgte: Denn manchem erſchien das Bild, welches der Vor⸗ 
tragende von dem öſterreichiſchen Prozeßverfahren entrollte, als 
ein zu roſiges, und es ſtanden ſeine Erfahrungen in der Tat 
im Gegenſatz mit den Erfahrungen, welche andere — freilich 
auf Grund minder genauer Beſchäftigung mit dieſem Ver⸗ 
fahren — gemacht hatten. Immerhin aber zeigte der Vor⸗ 
tragende, wie man an derartige Fragen herantreten müſſe und 
wie die Reform des Prozeßrechts praktiſch vorbereitet werden müſſe. 

Um ſo bedauerlicher iſt es, daß leider der Raum verbietet, 
auf die hochintereſſanten und fcharffinnigen, mit lebhaften Beifall 
von der Verſammlung aufgenommenen Einzelaus führungen 
des Vortragenden zu den beſonderen Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfes hier näher einzugehen. 

Die angeſichts der Stimmung der Verſammlung in der Tat 
recht ſchwierige Aufgabe, für den Entwurf zu ſprechen, unter⸗ 
nahm als erſter Redner der Kollege Schulze aus Delitzſch. 
Er faßte in knapper, objektiv gehaltener Darſtellung, alle 
Gründe der Freunde des Entwurfes zuſammen und wies es 
insbeſondere zurück, daß man das Beſtreben, mittels der 
Neuregelung des Entwurfes die Staatseinkünfte zu ver⸗ 
mehren, der Regierung zum Vorwurfe mache. Die gegen⸗ 
wärtige Lage unſerer Finanzen laſſe dies unumgänglich nötig 
erſcheinen. Nicht nur vom Standpunkt der Amtsgerichts⸗ 
anwälte, deren Beſtrebungen gleichfalls Förderung verdienten, 
ſei der Entwurf daher mit Freude zu begrüßen. Die Erhöhung 
der Kompetenzſumme ſei angeſichts des geſunkenen Geldwertes 
etwas Selbſtverſtändliches. Zu verwerfen ſei die Pauſchalierung 
der Schreibgebühren. Eme Erhöhung der niedrigſten Gebühren⸗ 
ſätze und die Einführung einer Karrenzzeit für den Anwaltſtand 
ſei zu erſtreben. 
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Es war ein eigentümlicher, von der Verſammlung mit 
großer Heiterkeit aufgenommener Zufall, daß gerade nachdem 
dieſer Redner geſprochen, ein Telegramm der Amtsgerichts⸗ 
anwälte von Guhrau einlief, die „dem Anwaltstag beſten Erfolg 


in der Bekämpfung des Regierungsentwurfs wünſchen“, und daß 


danach die Erklärung des Reichstagsabgeordneten Roth mitgeteilt 
wurde, der ſelbſt Anwalt an einem Amtsgericht, Vertreter eines 


rein ländlichen Kreiſes und Mitglied der „Wirtſchaftlichen Ver⸗ 


einigung“, die Erhöhung der Amtsgerichtskompetenz mit Ent⸗ 
ſchiedenheit bekämpft. 

Gegen den Entwurf ſprach der folgende Redner, Juſtizrat 
Stroh ⸗Elbing, welcher die Fiskalität als einen ſchwerwiegenden 
Vorwurf bezeichnete. Es ſei ein Fehler der Geſetzgebung, 
wenn, des fiskaliſchen Intereſſes wegen, das Verfahren ver⸗ 
ſchlechtert werde und dies gerade für die kleineren Objekte für 
die ärmeren Volkskreiſe. Den Anwälten könne nur damit 
gedient ſein, wenn ſie von den ſchlechtentlohnten Bagatellprozeſſen 
befreit würden, aber dem Volke könne man den Ausſchluß der 
Berufung bei den kleinen Objekten nicht zumuten, zumal der 
Richter nicht einmal für ſchwere Irrtümer hafte. Der Entwurf 
ſei daher wegen ſeiner antiſozialen Tendenz abzulehnen. 

Die Fiskalität des Entwurfs betonte auch der folgende 
Redner Juſtizrat Emil Koffka⸗Berlin: Wenn die Motive der 
öſterreichiſchen Prozeßordnung das fiskaliſche Intereſſe beſonders 
betont haben, weil bei Annahme einer niedrigeren Kompetenz⸗ 
ziffer die Rechtſprechung für den Staat zu teuer und die 
Beſchaffung des Richtermaterials zu ſchwer fallen würde, fo 
erfreue uns an dieſen Motiven — wie der Redner mit er⸗ 
hobener Stimme und unter dem laut zuſtimmenden Beifall der 
Verſammlung ausrief! — die Aufrichtigkeit des öſterreichiſchen 
Geſetzgebers und betrübend ſei es, daß bei uns zwar dieſelben 
Gründe maßgebend geweſen, aber nicht ausgeſprochen worden 
ſeien, daß der Entwurf zwar vorgebe, das Amtsgerichtsver⸗ 
fahren zu verbeſſern, in Wirklichkeit aber die Koſten erſparen wolle, 
ſo daß ſich der Geſetzgeber geradezu den Vorwurf der Simu⸗ 
lation gefallen laſſen müſſe. 

Schwere Vorwürfe erhob auch der folgende Redner, Geh. 
Juſtizrat Dr. Paul Krauſe⸗Berlin. Seine mit großer Friſche 
und Energie vorgetragenen Worte fanden um ſo mehr Beachtung, 
als ſowohl die Perſönlichkeit des Redners, wie ſeine hervor⸗ 
ragende parlamentariſche Stellung als Vizepräſident des 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſes, das, was er ſagte, beſonders 
beachtenswert erſcheinen ließ. Gerade angeſichts der maßvollen 


und beſonnenen Haltung, welche wir von dieſem hervorragenden 


Kollegen kennen, gewann ſeine Anklage erhöhtes Gewicht; es ſei 
ein ſchwerer Fehler, daß der Entwurf einer Prozeßordnung heraus⸗ 
gegeben worden ſei, ohne daß die deutſche Anwaltſchaft zu Rate 
gezogen wurde; und es ſei für die Zukunft dringend zu wünſchen, 
daß der Bureaukratismus nicht nur aus der Handhabung, 
ſondern auch aus der Schaffung der Geſetze verſchwinde. Es 
jet auch eine Nichtachtung gegenüber der deutſchen Anwaltſchaft, 
daß das Reichs juſtizamt es nicht für erforderlich erachtet habe, zu 
dieſem Anwaltstag einen Vertreter zu entſenden. Um ſo dankbarer ſei 
es zu begrüßen, daß die Juſtizver waltung des Staates, in dem die 
Tagung ſtattfände, vertreten ſei und vor allem, daß der höchſte 
Richter des Deutſchen Reichs, der Reichsgerichtspräſident, es 
ſich nicht habe nehmen laſſen, den Verhandlungen beizuwohnen. 
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Es folgte nunmehr die Rede des Kollegen Roſe⸗Harburg, 
welcher den Entwurf befürwortete (da es unmöglich ſei, die 
Zahl der Landrichter ins ungemeſſene zu vermehren und da die 
Kompetenzerhöhung für die Amtsgerichtsanwälte dringendes 
Bedürfnis ſei) und alsdann die mit großer Spannung erwartete 
Rede des Altmeiſters der Prozeßwiſſenſchaft, Adolf Wach. Auch 
er verurteilte mit unzweideutiger Schärfe den Entwurf: Er ver⸗ 
warf die Beſchränkung der Berufung, er verwarf die Ausdehnung 
der Zuſtändigkeit des Amtsgerichtes und er verwarf den ganzen 
Entwurf als Stück⸗ und Flickwerk, welches in das große ein⸗ 
heitliche Werk unſerer Zivilprozeßordnung eine Breſche lege. 
Er verwarf die ganze Methode dieſer Art der Geſetzgebung und 
den plutokratiſchen Zug, der den Entwurf beherrſche: Der 
Entwurf litte im ganzen, wie in den Einzelbeſtimmungen, 
an Widerſprüchen und Fehlern. Es ſei „ein kompletter 
Unfinn“, wenn die Frage der Vereidigung für die erſte 
Inſtanz anders geregelt ſei, als für die zweite Inſtanz. 
Auch ſei es ein Widerſpruch, in Strafſachen für die Em 
führung der Berufung einzutreten, ſie in Zivilſachen abzuſchaffen. 
Beklagenswert ſei aber auch, daß dieſer Geſetzentwurf die 
Exiſtenz und die Solidität eines geſunden deutſchen Anwalt⸗ 
ſtandes und damit eines der tüchtigſten Elemente der 
Rechtspflege gefährde. Kommen müſſe die Reform, aber 
als eine ganze. Es ſei auch unwahr, daß unfere Zwil⸗ 
prozeßordnung ſich nicht bewährt habe und daß ſie nicht das 
Vertrauen des Volkes genieße. Gerade der Entwurf ſei ge⸗ 
eignet, das Vertrauen in die Rechtspflege zu zerſtören, denn 
das Vertrauen werde durch nichts mehr zerſtört als durch 
die Disharmonien in den Urteilen der verſchiedenen Gerichte. 
Solche Disharmonien hätten wir leider im Strafrecht und wir 


wollten ſie nicht auch im Zivilrecht bekommen. 


Mit dieſer in Begeiſterung aufgenommenen Rede des großen 
Rechtslehrers war der Höhepunkt der Diskuſſion erreicht; ihre 
Fortſetzung hätte nur einen Abfall von dieſer Höhe be⸗ 
deuten können. Aus dieſem Gefühl heraus nahm die Ver⸗ 
ſammlung den Antrag auf Schluß der Diskuſſion an. Dies 
war berechtigt, ſo ſehr ſich auch vielleicht darüber ſtreiten läßt, 
ob es an ſich gerade bei derartigen Fragen zweckmäßig if, 
Rednern das Wort zu entziehen und — gleichviel ob berechtigten 
oder unberechtigten — Angriffen Raum zu geben, es ſei irgend ein 
Argument nicht gehört, irgend eine Meinung nicht vertreten 
worden. Hier allerdings wäre dieſer Vorwurf in der Tat nicht 
berechtigt geweſen, da ja alles, was zugunſten des Entwurfes 
zu ſagen war, in den Motiven geſagt worden iſt, als Redner gehört 
worden ſind, die für den Entwurf ſprachen und vor allem, da 
die beiden Referenten, wenn fie auch den Entwurf mit Ent⸗ 
ſchiedenheit bekämpften, doch alle Argumente, die in der Literatur, 
wie in den Motiven für dieſen geltend gemacht worden find, 
der Verſammlung nicht vorenthalten hatten. 

Das Ergebnis der Abſtimmung war, daß die 
etwa 1200 Perſonen ſtarke Verſammlung mit allen 
gegen 9 Stimmen die Anträge der Referenten ans 
nahm. N 

Die weiteren Beratungen des Anwaltstages betrafen die 
Bildung eines Agitationsausſchuſſes, welcher in wirkſamer Weile 
die Offentlichkeit über die Tragweite des Entwurfes aufklären 
ſoll, ſowie die Wahl einer Kommilfion zur Vorbereitung einer 
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Reviſion der Satzungen des Anwaltvereins. Auch dieſe Vers 
handlungen zeitigten, trotz mancher Differenzen im einzelnen, 
keine erheblichen Widersprüche. 

Hoffen wir, daß die geſetzgebenden Faktoren — denen wohl 
auch durch die inhaltreichen Verhandlungen dieſes Tages manch 
neuer Geſichtspunkt erſchloſſen, manch neues, bisher nicht be⸗ 
achtetes Motiv dargelegt iſt — ſich dieſen Ausführungen nicht 
verſchließen werden, und daß der Wunſch, mit dem Hachenburg 
ſeine Ausführungen ſchloß, in Erfüllung gehe: daß die Stimme, 
die die deutſche Anwallſchaft an dieſem Tage fo einmütig ers 
hoben hat, „gehört werde im deutſchen Lande!“ 

Berlin, 26. November 1907. Magnus. 


Zur Frage der Beſchleunigung des amtsgerichtlichen 
Verfahrens. 
Von Rechtsanwalt Striemer, Königsberg i. Pr. 


I. Der Juſtizreformentwurf ſtrebt Beſchleunigung für das 
amtsgerichtliche Verfahren an, dies beſonders durch 88 501 und 
509. Daß aber Schnelligkeit ſich mit Gründlichkeit in der 
Regel nicht verträgt, iſt eine alte Binſenweisheit, die der Ent⸗ 
wurf ganz vergißt. Nur geniale Köpfe können raſch und ein⸗ 
gehend zugleich arbeiten. Geniale Köpfe aber find im Richtertum 
wie in der Anwaltſchaft und überhaupt in der Menſchheit nur 
wenige. Die allermeiſten Richter halten ſich auf mittlerer 
Linie; ſie liefern, wenn ſie die nötige Zeit und Ruhe zum 
Arbeiten haben, anſtändige, brauchbare Durchſchnittsleiſtungen. 
Dieſe Richter aber und erſt recht diejenigen, die hinter dem 
Durchſchnitt zurückbleiben, ſind außerſtande, ſchnell und gut 
zugleich zu prozedieren und zu judizieren. Läßt ſich beides aber 
nicht zuſammen erreichen, ſo darf nur noch Gründlichkeit 
angeſtrebt werden; Schnelligkeit iſt dann unbedingt zu verwerfen. 

II. Schlimmer iſt, daß die vorgeſchlagenen Beſtimmungen 
in 88 501 und 509 aber geradezu zur Ungerechtigkeit, 
zur Wahrheitszerſtörung führen müſſen. 

Das Amtsgericht kann nämlich Anordnungen, die zur 
Aufklärung des Sachverhalts dienlich erſcheinen, ſchon vor der 
mündlichen Verhandlung treffen. Auf welcher Grundlage? 
Der Entwurf ſagt: Auf Grund der Klageſchrift oder der 
vorbereitenden Schriftſätze; alſo auch auf Grund der 
Klageſchrift allein, ohne daß der Beklagte ſich 
irgendwie geäußert hat. Das ſteht aber mit dem 
Fundamentalſatz in Widerſpruch: Audiatur et altera pars. 
Haben ſich nicht beide Parteien ſchriftlich bereits dergeſtalt 
geäußert, daß ihre Außerungen vorläufig von ihnen als 
abſchließend bezeichnet find, fo iſt jede Beweiserhebung, die 
dem vorhergeht, unerträglich. Sie muß insbeſondere dann, 
wenn der Kläger allein ſich geäußert hat und allein auf 
ſeinen Außerungen die interimiſtiſche Beweisanordnung baſiert, bei 
dem Richter notwendig oder wenigſtens oft genug ein halbes d. h. 
ein ſchiefes Bild erzeugen. Hat ſich aber erſt ein Bild in der 
Seele des Richters feſtgeſetzt, ſo iſt es hinterher ſchwer zu 
verändern. Der Richter wird nicht geneigt ſein, neue Behauptungen 
des Gegners überhaupt auch nur ruhig anzuhören, wenn ſie dahin 
zielen, ein beim Richter ſchon haftendes Bild zu erſchüttern. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1729 


Noch weniger wird er geneigt ſein, daraufhin Gegenbeweiſe zu 
erheben. Oft kann man ſelbſt bei beſſeren Richtern beobachten, daß, 
wenn ſie mehrere Zeugen vernehmen, ſie ſchon bei der zweiten 
Vernehmung nicht mehr die volle Unbefangenheit haben, ſondern 
von der erſten Bekundung ausgehen, als ob dieſe die untrügliche 
wäre! Nun ſoll zwar der Amtsrichter nicht alle Beweis⸗ 
anordnungen treffen dürfen, ehe der Beklagte ſich geäußert hat. 
„Anordnungen von beſonderer Tragweite“, wie die Denkſchrift 
ſich ausdrückt, ſoll der Amtsrichter nur treffen können, wenn 
der Beklagte mindeſtens einen ſchriftlichen Abweiſungsantrag 
geſtellt hat und noch gewiſſe andere Vorausſetzungen 
hinzutreten. Als ſolche „Anordnungen von beſonderer 
Tragweite“ betrachtet der Entwurf aber nur die Ladung 
von Zeugen und Sachverſtändigen, ferner die Einnahme des 
Augenſcheins und die Begutachtung durch Sachverſtändige; 
nicht dagegen: Vorlegung von Parteiurkunden, Einforderung 
amtlicher Urkunden, Einziehen amtlicher Auskünfte. Vergeblich 
fragt man, warum nicht auch dieſe als „Beweisanordnungen 
von beſonderer Tragwrite gelten. Denn auch ſie können, 
wenn ſie vor der Gegenäußerung des Beklagten liegen, im 
Richter ein halbes und darum falſches Bild erzeugen. Aber 
auch die Kautelen, die der Entwurf für die vorzeitige Ladung 
von Zeugen und Sachverſtändigen und für die antizipierte 
Einnahme des Augenſcheins und Begutachtung durch Sach⸗ 
verſtändige aufftellt, find völlig ungenügend. Zunächſt ſagt der 
Entwurf nämlich nicht, daß dieſe „Anordnungen von beſonderer 
Tragweite“ nur bei Einhaltung beſtimmter Vorausſetzungen 
ergehen dürfen, ſondern daß ſie nur bei Vorhandenſein jener 
Vorausſetzungen ergehen ſollen. Es handelt ſich alſo nur um 
eine inſtruktionelle Sollvorſchrift. Mißachtet der Richter fie, 
ſo ſchadet es nicht; der Akt bleibt auch dann wirkſam. Und 
welches find nun die Vorausſetzungen, die der Richter beobachten 
ſoll? Zunächſt, daß der Beklagte mindeſtens ſchriftlich den 
Klageabweiſungsantrag geſtellt habe. Aber was hilft das? 
Aus ihm allein kann der Richter doch nicht erkennen, was der 
Beklagte an Tatſachen vorbringen will; und ſo lenkt der 
Richter ganz einſeitig bei ſeinen Anordnungen, insbeſondere bei 
ſeinem antizipierten Augenſchein und der Begutachtung durch 
Sachverſtändige ſein Augenmerk nur auf die einſeitigen 
Behauptungen des Klägers. Nun ſoll freilich der Abweiſungs⸗ 
antrag des Beklagten allein noch nicht genügen, um den Richter 
zu jenen „Anordnungen von beſonderer Tragweite“ zu ermächtigen. 
Zu dieſer Vorausſetzung des Abweiſungsantrags muß vielmehr 
noch alternativ eine von 3 anderen Vorausſetzungen hinzu⸗ 
treten, nämlich entweder 1., daß die vorzeitige Beweisanordnung 
von beiden Parteien beantragt wird (und das iſt der einzige 
Fall, in dem ſie erträglich und ſogar wünſchenswert iſt); oder 
2., wenn die verfrühte Beweisanordnung zur Vermeidung 
weſentlicher Nachteile geboten erſcheint; oder 3., wenn ſie den 
Parteien beſondere Koſten nicht verurſacht. Dieſe beiden letzteren 
Vorausſetzungen find völlig zu verwerfen. Sie find unklar. 
Wann erſcheint eine verfrühte Beweisanordnung zur Vermeidung 
weſentlicher Nachteile geboten? doch nur dann, wenn ſonſt der 
Verluſt des Beweismittels oder eine erſchwerte Benutzung 


desſelben zu befürchten iſt. Dafür aber gibt es die Beweis⸗ 


anordnung zum ewigen Gedächtnis. Zu befürchten ſteht aber, 
daß ein Amtsrichter, der vom Beſchleunigungsteufel beſeſſen iſt, 
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dieſe Vorausſetzung leicht dahin mißverſtehen wird: zur Ver⸗ 
meidung weſentlicher Nachteile ſei die verfrühte Beweisaufnahme 
ſchon dann geboten, wenn die Sache ſonſt vorausſichtlich nicht 
in einem Termin zu Ende kommen würde. Völlig myſtiſch 
bleibt endlich die alternative Vorausſetzung, daß die Beweis⸗ 
anordnung den Parteien beſondere Koſten nicht verurſache. 
Zeugen und Sachverſtändige verurſachen doch prinzipiell Koſten. 
Soll „beſondere Koſten“ vielleicht heißen: ungewöhnlich hohe 
Koften? z. B. Reiſekoſten von weit entfernt wohnenden Zeugen 
und Sachverſtändigen? 

Nun hebt die Denkſchrift hervor: „Die Aufnahme des 
Beweiſes hat, abgeſehen von dem Fall des Abſ. 1 Nr. 6 
(Augenſcheinseinnahme und Begutachtung durch Sachverſtändige) 
immer erſt dann zu erfolgen, wenn ſie auf Grund der münd⸗ 
lichen Verhandlung durch Beweisbeſchluß angeordnet worden 
iſt.“ Es iſt höchſt bedenklich, ſolch wichtigen Satz nur in der 
Denkſchrift und nicht im Text des Geſetzes hervorzuheben. Es 
gibt Richter, die prinzipiell keine Denkſchriften oder Kommentare 
leſen, und die nach dem Geſetzestext leicht auch zu gegenteiliger 
Anſicht kommen können. 

Ferner ſollen die Parteien von der verfrühten Beweis⸗ 
anordnung benachrichtigt werden, aber natürlich, um Koſten zu 
ſparen, formlos, ohne Beurkundung! Und dabei handelt es ſich, 
wie die Denkſchrift ſelbſt ſagt, um „Anordnungen von beſonderer 
Tragweite“! Und wenn nun die Benachrichtigung verloren 
geht? — Der Entwurf ſchreibt auch nicht vor, bis wann die 
Partei von der Anordnung benachrichtigt werden ſoll. Der 
überraſchte Beklagte erhält daher die Benachrichtigung vielleicht 
erſt in letzter Stunde, wo Gegenmaßregeln unmöglich find. 
Für die Beweisanordnung wird ſogar unter Umſtänden — 
Fall Nr. 6 — eine eigene Beweisgebühr vom Entwurf vor⸗ 
geſchlagen! Und doch ſteht nichts im Wege, daß der Gegner 
die durch Augenſchein oder Sachverſtändigengutachten feftgeftellte 
Behauptung in der mündlichen Verhandlung demnächſt zugeſteht; 
ja er hatte vielleicht nie die Abſicht, ſie zu beſtreiten! 

Das alles find mangelhaft durchdachte, in der Praxis uns 
erträgliche Beſtimmungen. Unter ihnen wird das Publikum 

ſchwer zu leiden haben. 

| Speziell gegen die Anwaltſchaft aber richtet ſich die 
Vorſchrift, daß das Gericht ſchon lediglich auf Grund der Klage⸗ 
ſchrift das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen kann. 
Irgend eine weitere Vorausſetzung wird nicht aufgeſtellt. Selbſt 
alſo wenn der Beklagte noch nicht einmal angekündigt hat, daß 
er den Abweiſungsantrag ſtellen werde, ferner, wenn er dies 
zwar tat, aber noch nicht geſchrieben hat, was er vorbringen 
will, kann das perſönliche Erſcheinen der Parteien vom Amts⸗ 
richter angeordnet werden, alſo wenn noch nicht einmal klar iſt, 
ob die Sache kompliziert werden kann, oder ob ein „wahrheits⸗ 
verdrehender“ Anwalt ſich an der Sache beteiligen wird! 
Welches vernünftige Motiv liegt wohl in dieſer Vorſchrift? 

Soviel über 8 501. 

Auch die Beſchleunigung, welche 8 509 anſtrebt, muß ſich 
als Wahrheitsvernichtung erweiſen. Danach ſoll das Gericht 
Zeugen und Sachverſtändige tunlichſt ſofort vernehmen. Wann 
ſind ſie aber ſofort zur Stelle? Meiſt nur dann, wenn ſie 
durch die oben erörterte antizipierte Beweisanordnung geladen 
ſind, oder wenn eine Partei ſie mitgebracht hat. Aber Zeugen 
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und Sachverſtändige, die ſich ſo ungeladen mitſchleppen laſſen, 

pflegen der einen Partei ſehr nahe zu ſtehen und Beweismittel 
von ſehr zweifelhaftem Wert zu ſein. Und die Gegenpartei, 
die nicht ſo gefüge Freunde hat, die vielleicht den Zeugen und 
Sachverſtändigen ganz fern ſteht, iſt übel daran; ebenſo, wenn 
ihre Zeugen und Sachverſtändigen auswärts wohnen. Denn 
ſind erſt die von einer Partei ſofort zur Stelle gebrachten 
Beweismittel erledigt, ſo hat der Richter eben ſein Tatſachenbild 
gewonnen; Gegenbeweiſe wird er jetzt meiſt für überflüſſig halten. 
Handelt er im Geiſte des Entwurfs, fo wird er auch Gegen⸗ 
beweiſe ſchon deshalb tunlichſt abzuſchneiden ſuchen, weil ſie das 
Hauptziel vereiteln: Prozeßerledigung tunlichſt in einem Termin! 
Wozu auch Gegenbeweiſe?! Der Entwurf traut ja den Zeugen 
und Sachverſtändigen regelmäßig ſoviel Wahrheitsliebe und 
Sorgfalt zu, daß ſie auch uneidlich die Wahrheit ſagen werden. 
Man darf alſo — ſo denkt ſich das der Entwurf — meiſt 
davon ausgehen, daß die von einer Partei herangeſchafften 
Zeugen und Sachverſtändigen zur Wahrheitsaufklärung voll 
kommen genügen. Wie ein Automobil jagt der Prozeß daher 
und die Wahrheit wird dabei umgefahren. 

Noch einige Bemerkungen über die ſoeben geſtreifte Be⸗ 
ſtimmung, daß die Zeugen und Sachverſtändigen fortan in der 
Regel uneidlich ausſagen ſollen. Iſt auch die Eidespflicht kein 
abſoluter Schutz zur Erreichung wahrheitsgemäßer Bekundungen, 
ſo iſt ſie doch ein ſtarker Schutz. Fällt dieſer Schutz, ſo wird 
im Zivilprozeß von den Zeugen und Sachverſtändigen genau 
ſo oft das Blaue vom Himmel heruntergelogen werden, wie im 
Vorverfahren des Strafprozeſſes; und noch mehr als im 
Strafprozeß! Denn dort wiſſen die Zeugen und Sachverſtändigen 
wenigſtens im Vorverfahren, daß ſie im Hauptverfahren 
werden vereidigt werden; fie werden auf dieſe Eventualität ſofort 
verwieſen und richten oft ihre Ausſagen im Hinblick darauf 
vorſichtig ein. Und doch: wie erſtaunlich oft än dern Zeugen 
und Sachverſtändige in der Hauptverhandlung des Strafprozeſſes 
ihre frühere uneidliche Ausſage ab! Will man alſo den Eid 
im Zivilprozeß ausmerzen, fo muß man einen andern Straf 
ſchutz gegen falſche uneidliche Ausſagen ſchaffen. Und nun die 
Ausnahmen, in denen der Entwurf die Beeidigung von 
Zeugen und Sachverſtändigen geſtatten will! Dies einmal, 
wenn das Gericht den Eid zur Herbeiführung einer wahrheits⸗ 
gemäßen Ausſage für notwendig erachtet. Dann wird aber 
jeder anſtändige Menſch, den der Richter vereidigt, weil er dem 
Richter perſönlich keinen angenehmen Eindruck macht, die Be⸗ 
eidigung als eine Kränkung empfinden. Man wird das Wort 
prägen können: „Beeidigung ift Beleidigung“. Abſolut unfaß bar 


aber iſt der zweite Beeidigungsfall: wenn nämlich eine Partei 


die Beeidigung vor Abſchluß der Vernehmung beantragt. 
Nach der Anſicht der Denkſchrift, die vorläufig erfreulicherweiſe 
im Geſetzentwurf ſelbſt nicht enthalten iſt, kann dieſer Antrag 
aber anſcheinend nicht etwa vor der Vernehmung, nicht im 
Laufe der Vernehmung, nicht im vorbereitenden Schrift⸗ 
ſatz, ſondern nur unmittelbar nach Abſchluß der Vernehmung 
geftellt werden. Denn die Denkſchrift betont, daß die Partei, die 
die Beeidigung wünſcht, auch bei allen Vernehmungen vor erſuchten 
Richtern anweſend ſein muß. Offenbar ſoll alſo die Partei oder ihr 
Rechtsanwalt genau im Augenblicke des Vernehmungsſchluſſes 
den Vereidigungsantrag ſtellen. Was ſoll der Rechtsanwalt 


o 
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aber machen, der gerade in dieſem Augenblick an anderer Ge⸗ 
richtsſte lle durch eine Verteidigung feſtgehalten wird oder durch 
eine anderweitige Zeugenvernehmung, bei der er gleichfalls den 
dringenden Wunſch hat, im Augenblick des Vernehmungsſchluſſes 
anweſend zu ſein, um den ſchwerwiegenden Vereidigungsantrag 
zu ſtellen? Und wie nun gar, wenn er vier oder ſechs ſolcher 
Termine gleichzeitig hat? Man wird antworten: er könne ja 
Stellvertreter ſchicken. Weit gefehlt! Denn für die Frage, ob 
dem Anwalt Beeidigung erforderlich ſcheint, iſt gerade der 
perſönliche Eindruck des Zeugen oder Sachverſtändigen wichtig. 
Auch ſind geeignete Vertreter nicht immer auffindbar. Und 
ferner: er kann ja vorher gar nicht immer wiſſen, daß in einem 
Termin, den er nur als Verhandlungstermin tapiert hatte, 
die Gegenpartei vielleicht mit einem oder mehreren Zeugen 
anrücken würde, die der Richter ſofort vernehmen will. Und 
welche Verteuerung, wenn in einem Prozeſſe mehrere Zeugen, 
die auswärts an verſchiedenen Orten wohnen, durch erſuchten 
Richter vernommen werden! Dann braucht jede Partei zu 
jedem Zeugen je einen Rechtsanwalt. So etwas bietet ein 
Entwurf, der unter der falſchen Flagge der „Billigkeit“ ſegelt! 
Aber nachträgliche Vereidigung geſtattet der Entwurf nicht; 
denn das herrliche Ziel der Prozeß beendigung in einem Termin 
wäre dann wieder nicht erreichbar! Mag auch die Wahrheit 
nicht gefunden werden: Nur ſchnell zu Ende! Das iſt die 
Parole. Und welcher verkehrte Gedanke, daß ſogar der Kläger, 
der die Beeidigung eines Zeugen wünſcht, den Prozeß „ver⸗ 
ſchleppen“ wolle! Man wirft dem Richter — zum Teil zu 
Umecht — Weltfremdheit vor. Aber die Verfaſſer des 
Entwurfs trifft dieſer Vorwurf aus den angegebenen Gründen 
in voller Schwere. 

Und nun noch einige Konſequenzen des § 509 Abi. 2. 
Prozeſſieren wir um 801 Mark, alſo beim Landgericht, fo findet 
regulär Vereidigung ſtatt. Wenn ſich der Prozeß aber um 
800 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 4 Jahren, alſo 
zuſammen 960 Mark dreht, ſo bedarf es keiner Vereidigung, 
ebenſo bei allen kleineren Objekten. Eine Ausnahme machen 
aber die bekannten fiskaliſchen Prozeſſe aus GVG. 8 70 
Abſ. 2 und 3. In dieſen, alſo z. B. in einem preußiſchen 
Stempelprozeſſe muß ſelbſt bei einem Streitwert von 1 Mark 
die Vereidigung ſtattfinden, weil dieſe Prozeſſe vor dem 
Landgericht verhandelt werden!! Auch der wohlwollendſte 
Beurteiler des Entwurfs wird zugeben müffen, daß wir hier 
auf einer ſehr tiefen Stufe der Geſetzgebungskunſt angelangt find. 

III. Schließlich ſei auch noch 8 48 GKG. geſtreift, 
obſchon gegenwärtiger Artikel ſich auf die Beſchleunigung des 
amts gerichtlichen Verfahrens beſchränkt, während § 48 
Beſchleunigung auch für die Kollegialgerichte erſtrebt. Dieſer 
Paragraph und feine köſtliche Begründung in der Denkſchrift 
erinnert lebhaft an den griechiſchen Sagenmann Prokruſtes und 
fein Bett. Die Prozeſſe ſollen künftig in ſolches Prokruſtes⸗ 
bett gezwängt werden. Findet eine Beweisanordnung ſtatt, 
ſo werden den Prozeſſen zum bisherigen Gebührenſatz ſechs 
Termine vergönnt, ohne Beweisanordnung nur drei. Jeder 
Termin da rüber koſtet eine halbe Extragebühr. Die Methode 
des Entwurfs iſt zwar nicht ganz ſo grauſam, wie die des 
Prokruſtes. Denn letzterer hackte ſeinen Gäſten die Beine ab, 
wenn die Beine länger waren als das Bett; der Entwurf 
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dagegen duldet die längeren Beine, beſteuert ſie aber und zwar 
um ſo mehr, je länger ſie ſind. Die Geſinnung des Entwurfs 
iſt aber ganz ſo hart wie die des Prokruſtes. Denn jede 
Terminshäufung über das erlaubte Maß, mag ſie auch ohne 
alle Schuld erfolgen, wird von der erhöhten Steuer getroffen. 
Man vergegenwärtige ſich nur die tauſend Zufälle und Wider⸗ 
wärtigkeiten, die zu neuen Terminsanberaumungen führen z. B. 
die Partei iſt krank, verreiſt, der Buchhalter oder Prokuriſt des 
prozeſſierenden Kaufmanns iſt krank oder beurlaubt, der 
Kaufmann daher mit Arbeit überbürdet, ſo daß der Rechts⸗ 
anwalt nicht rechtzeitige Information vor dem Termin erhält; 
der Anwalt iſt mit Arbeiten überhäuft, fühlt ſich zur Be⸗ 
arbeitung größerer Schriftſätze nicht wohl genug, muß plötzlich 
verreiſen; aus Verſehen wird ſtatt des richtigen Zeugen Otto 
Müller ein falſcher geladen, was ſich erſt während ſeiner Ver⸗ 
nehmung herausſtellt; das Gericht übt das Fragerecht mit Ver⸗ 
tagungsfolge zwecklos aus, ohne daß in ſpäteren Terminen 
darauf zurückgegangen wird uſw. In allen dieſen Fällen 
fordert der Fiskus unerbittlich für jeden Termin über das 
Maximalmaß hinaus eine halbe Gebühr mehr. Eine herrliche 
Ausſicht bieten auch die drohenden Regreßprozeſſe. Eine 
Partei, welche erhöhte Gerichtskoſten zu zahlen hat, wird ver⸗ 
ſuchen, dieſelben, wenn irgend tunlich, auf ihren Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten abzuwälzen. Es muß nun eine hochnotpeinliche 
Unterſuchung darüber erfolgen, ob die Terminsvertagung auf 
einer Fahrläſſigkeit des Prozeß bevollmächtigten beruht, ob er 
nicht den vorbereitenden Schrifiſatz bei nötigem Fleiß früher 
hätte fertigen können, ob der Kopfſchmerz, der zur Termins⸗ 
vertagung führte, auf natürlicher Anlage oder auf Unmäßigkeit 
beruhte, uſw. Man müßte am geſunden Sinne des deutſchen 
Volkes verzweifeln, wenn es dieſen unerhörten § 48 nicht weg⸗ 
fegen würde. 


Zur Frage der paſſiven Scheckfähigkeit. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit zu Dresden. 


Der vorläufige Entwurf eines Scheckgeſetzes, der im 
Reichsanzeiger vom 13. Juli d. Js. veröffentlicht worden iſt, 
Schreibt als weſentliches Erfordernis des Schecks in 5 1 
Ziff. 2 vor: 

„die an eine Perſon oder Firma (den Bezogenen) gerichtete 
Aufforderung des Ausſtellers, aus ſeinem Guthaben eine 
beſtimmte Geldſumme zu zahlen.“ 
Die Beſtimmung entſpricht Art. 4 Ziff. 7 WO. Danach 
muß der gezogene Wechſel enthalten: Den Namen der Perſon 
oder die Firma, welche die Zahlung leiſten ſoll, (des Be⸗ 
zogenen oder Traſſaten). 

Während nun aber die Wechſelordnung in Art. 1 be⸗ 
ſtimmt: Wechſelfähig iſt jeder, welcher ſich durch Verträge 
verpflichten kann,) und den Kreis der wechſelfähigen Perſonen 
nicht weiter einengt, ſchreibt 8 2 des Entwurfs zum Scheck⸗ 
geſetz vor: 

„Als Bezogene dürfen bezeichnet werden: 
1. die Reichsbank und diejenigen ſtaatlichen und kommunalen 
Geld⸗ und Kreditinſtitute ſowie diejenigen in das Genoſſen⸗ 


) Bol. zu dieſer Vorſchrift meine Geſchäftsfähigkeit S. 69 ff. 
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ſchaftsregiſter eingetragenen Genoſſenſchaften, welche ſich 
nach den für ihren Geſchäftsbetrieb maßgebenden Be⸗ 
ſtimmungen mit der Annahme von Geldern und der 
Leiſtung von Zahlungen für fremde Rechnung befaſſen. 

2. die in das Handelsregiſter eingetragenen Firmen, welche 
gewerbsmäßig Bankiergeſchäfte betreiben.“ 

Damit bekennt ſich der Entwurf zum Prinzip der Ein⸗ 
ſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit. | 

Die Frage, wer als Scheckbezogener figurieren kann, 
gehört zu den ſchwierigſten Problemen jeder Scheckgeſetzgebung. 

Das klaſſiſche Land des Scheckverkehrs, England, kennt 
nur den auf Banken gezogenen Scheck, ebenſo vor allem die 
Vereinigten Staaten und Oſterreich⸗Ungarn. 

Dagegen ſchreiben Frankreich, Belgien uſw. eine Ein⸗ 
ſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit nicht vor. 

In der Wiſſenſchaft ſind die Anſichten, welches Syſtem 
den Vorzug verdient, geteilt. Georg Cohn verwirft jede 
Einſchränkung. Die Mehrzahl der Stimmen iſt dagegen für 
eine Einſchränkung im Sinne des deutſchen Entwurfs. Auch 
Rieſſer iſt jetzt den Anhängern der Einſchränkung der Scheck⸗ 
fähigkeit beigetreten. Zurzeit dürfte die Zahl der Anhänger 
der Einſchränkung weit größer ſein, als die der Verfechter der 
gegenteiligen Anficht.*) 

Trotzdem vermag ich dieſen Standpunkt, der ja natürlich 
auf den erſten Blick ſehr beſticht, nicht für zweckmäßig zu 
erachten. Es ſoll daher die Frage in den folgenden Zeilen 
einer nochmaligen Prüfung unterzogen werden. 


J. 

1. Man wirft in der Regel zwei Dinge zuſammen: Die 
Frage, ob eine Beſchränkung des Scheckverkehrs auf Bankſchecks 
wünſchenswert iſt, und die Frage, ob die Einſchränkung geſetzlich 
vorzuſchreiben iſt. 

Daß die erſte Frage zu bejahen iſt, ſteht außer allem 
Zweifel. Ein Bedürfnis für Schecks auf Nicht⸗Bankhäuſer 
beſteht nicht. Mit der Vorſtellung des Schecks verknüpft ſich 
untrennbar die einer bankmäßigen Organiſation des Zahlungs- 
verkehrs. 

Aber die Tatſache, daß die Einſchränkung des Scheckverkehrs 
auf Bankſchecks wünſchenswert iſt, iſt allein noch kein 
zwingendes Argument für die Notwendigkeit einer entſprechenden 
geſetzlichen Regelung. Nicht alles, was der Geſetzgeber für 
wünſchenswert erachtet, darf er im Geſetze ausſprechen. 

Man hat als Argument für die Zweckmäßigkeit der Ein⸗ 
ſchränkung die Ausdehnung des Scheckverkehrs in England an⸗ 
geführt: hier im klaſſiſchen Lande des Scheckverkehrs beſtehe 
die Einſchränkung, während z. B. in Frankreich trotz der dort 
herrſchenden uneingeſchränkten Scheckfähigkeit ein nennenswerter 
Scheckverkehr ſich nicht entwickelt habe. Darauf fußen unter 
anderm auch die Motive zum öſterreichiſchen Scheckgeſetze. 
Aber auch dieſes Argument iſt nicht ſtichhaltig. Gewiß ift 

2) Die Korporationen des Handelsſtandes, die bisher zum neuen 


Scheckgeſetzentwurf Stellung genommen haben, vor allem die Alteſten 
der Berliner Kaufmannſchaft, billigen ſämtlich die Einſchränkung. 


Dieſe Außerungen beſagen jedoch für die Zweckmäßigkeit der im 


Entwurf vorgeſehenen Regelung deswegen nicht viel, weil keine der 
Korporationen ſich darüber ausſpricht, welche Wirkungen ſich an den 
auf eine nicht ſcheckfähige Perſon gezogenen Scheck knüpfen ſollen. 
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richtig, daß das allgemeine Vertrauen, das man in England 
dem Scheck entgegen bringt und das die notwendige Baſis für 
eine gedeihliche Entwicklung des Scheckverkehrs bildet, mit den 
ſtrengen Grundſätzen zuſammenhängt, die die engliſchen Depoſiten⸗ 
banken bei der Annahme ihrer Kunden zu befolgen pflegen. 
Aber man darf ſich doch nicht. dem Irrtum hingeben, als ob 
hierbei die geſetzliche Einſchränkung der Scheckfähigkeit einen 
weſentlichen Einfluß ausgeübt hätte. Die tatſächliche Ein⸗ 
ſchränkung des Scheckverkehrs auf Bankſchecks liegt in der Natur 
des Schecks begründet: dieſe Einſchränkung war in England 
durch die Gewohnheit bekanntlich längſt ſanktioniert, als das 
Machtwort des Geſetzgebers hinzutrat. Überhaupt iſt in der 
Scheckgeſetzfrage eine Bezugnahme auf England niemals beweis⸗ 
kräftig. Denn England hatte eben ſchon lange ſeinen hoch⸗ 
entwickelten Scheckverkehr, und Sache des Geſetzgebers war es 
nur, die bereits durch die Gewohnheit anerkannten Normen zu 
Rechtsſätzen zu erheben. In Deutſchland ſoll ja aber erſt die 
große Menge zum Scheck erzogen werden. Und es fragt ſich 
eben, ob für die Erziehung zum Scheck die geſetzliche Ein⸗ 
ſchränkung der Scheckfähigkeit oder die Freiheit der Scheck⸗ 
fähigkeit das geeignetere Mittel darbietet.“) 

Dazu kommt, daß ein engliſcher Scheck, der nicht auf einen 
bauker gezogen iſt, eben einen gewöhnlichen Sichtwechſel dar⸗ 
ſtellt. Dem Inhaber verbleibt alſo ſein Regreß an die Vor⸗ 
männer. Nach deutſchem Recht würde der Scheck auf Nicht⸗ 
Bankiers ein wertloſes Stück Papier ſein. Darüber weiter 
unten —. 

Alſo wohlgemerkt: die Anerkennung einer uneingeſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit wird auch in Deutſchland ebenſowenig wie in 
England andere als Bankſchecks aufkommen laſſen. Sollten ſie 
trotzdem hier und da einmal auftauchen, ſo würden das jeden⸗ 
falls kaum nennenswerte Ausnahmefälle ſein. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß auch das deutſche Publikum, wenn es zum 
Scheck erzogen werden ſoll, zum Bankſcheck erzogen werden ſoll. 
Aber dieſe Erziehung zum Bankſcheck kann eben meiner Über: 
zeugung nach nur auf der Baſis einer geſetzlich nicht ein⸗ 
geſchränkten Scheckfähigkeit erzielt werden. 

Man kann alſo ſehr wohl alle die Gründe, die für die 
Einſchränkung der Scheckfähigkeit ſprechen, voll und ganz billigen 
und ſich trotzdem gegen eine geſetzliche Einſchränkung wehren. 

Der Scheckverkehr beruht auf einem Imponderabile, dem 
Vertrauen. In den Augen des Empfängers muß der Scheck 
— der Banknote gleich — bar Geld ſein. Nur wenn es gelingt, 
dieſes Vertrauen in den verſchiedenen Volksſchichten allmählich 
zu erwecken und zu nähren, nur dann entſpricht das kommende 
Scheckgeſetz einem Bedürfnis. 

Mithin müſſen in erſter Linie die Vorſchriften des Scheck⸗ 
geſetzes ſelbſt derart beſchaffen ſein, daß ſie zur Hebung dieſes 
heute auf dem Kontinente noch fehlenden Vertrauens dienen 
können. Erfüllt das Geſetz dieſe weſentlichſte Aufgabe nicht, 


) In England iſt jeder Scheck bekanntlich ftempelpflichtig, 
trotzdem tut hier dieſe Stempelflicht dem Scheckverkehr nicht den ge⸗ 
ringſten Abbruch. Dagegen wird in Deutſchland die Stempelfreiheit 
als eines der weſentlichſten Poſtulate des Scheckverkehrs aufgeftellt. 
Ganz mit Recht: iſt der Scheck einmal eingeführt, ſo kann er leicht 
beſtempelt werden, anders ſolange ſich der Scheckverkehr noch in dem 
embryonalen Zuſtande befindet, in dem wir ihn in Deutſchland kennen. 
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dann iſt es beſſer, vorläufig von einer Regelung des Scheck⸗ 
weſens überhaupt abzuſehen und durch andere Mittel dafür Sorge 
zu tragen, daß das Vertrauen gehoben wird. Dann verzichte 
man auf das Geſetz und überlaſſe die Entwicklung der tat⸗ 
ſächlichen Übung. 

Gewiß ſoll das künftige Scheckgeſetz die noch fehlende 
Rechtsſicherheit auf dieſem Gebiete ſchaffen. Aber dieſer Erfolg 
darf nicht dadurch erkauft werden, daß das Vertrauen zum 
Scheck untergraben wird. Das Vertrauen, daß der Scheck vom 
Bezogenen honoriert werde, iſt weſentlicher, weit weſentlicher, 
als die Ausmerzung rechtlicher Zweifel. 

Der erſte und wichtigſte Faktor für die Hebung des Ver⸗ 
trauens zum Scheck iſt nun die Überzeugung, daß eine ſich 
äußerlich in der Geſtalt eines Schecks darſtellende Urkunde auch 
tatſächlich ein Scheck iſt. Mit anderen Worten, der Empfänger 
muß der Urkunde anſehen können, ob ſie — ihre Echtheit ſelbſt⸗ 
verſtändlich vorausgeſetzt — als Scheck gültig iſt oder nicht. 

Nach dem Standpunkte des Entwurfs kann er 
das nicht. Nicht alle Perſonen, die gewerbemäßig Bankier⸗ 
geſchäfte betreiben und deren Firmen in das Handelsregiſter 
eingetragen ſind, ſind ſo bekannt wie die Deutſche Bank oder die 
Allgemeine Deutſche Kreditanſtalt. Woher ſoll der Empfänger 
des Schecks wiſſen, ob die als Bezogene benannte Firma 
Friedrich Schneider in Berlin, Potsdamerſtraße 134, gewerbs⸗ 
mäßig Bankiergeſchäfte betreibt oder nicht? Ob daher die als 
Scheck angebotene Urkunde ein Scheck im Sinne des deutſchen 
Scheckgeſetzes iſt oder nicht? 

Wird der § 2 des Entwurfs Geſetz, und gewöhnt ſich das 
Publikum allmählich mehr an den Scheck, ſo wird die not⸗ 
wendige Folge die ſein, daß die Depoſiten mehr und mehr bei 
den großen Bankinſtituten zuſammenfließen. Es erleichtert ja 
auch naturgemäß den Scheckverkehr, je geringer die Zahl der 
in Frage kommenden Traſſaten iſt. Scheckverkehr und Giro⸗ 
verkehr ſind Zwillingsgeſchwiſter. Daher haben die kleineren 
Bankgeſchäfte jedenfalls ein erhebliches Intereſſe daran, daß 
das Prinzip der Einſchränkung der Scheckfähigkeit fällt: ſie 
laufen ſonſt Gefahr, daß die allgemein als ſcheckfähig bekannten 
Großbanken ihnen noch einen weiteren Teil ihrer Kunden fort⸗ 
nehmen. Denn ſchließlich kann es keinem Geſchäftsmann, der 
mit Schecks zahlen will, verargt werden, wenn er ſeinen Scheck⸗ 
verkehr ſo auszugeſtalten ſucht, daß ihm dabei möglichſt wenig 
Schwierigkeiten und Hinderniſſe entgegentreten. 

Ich glaube daher, daß jeder, der eine weitere Aufſaugung 
der kleinen Bankgeſchäfte durch die Großbanken im Intereſſe 
der Nationalwirtſchaft vermieden wiſſen will, gegen die geſetz⸗ 
liche Einſchränkung der Scheckfähigkeit Front machen muß. 

2. Man wendet ein: eine allgemeine Scheckfähigkeit würde 
zweifellos wilde Schecks hervorrufen. So z. B. Schanz). 
Gewiß kann mit der Scheckform Unfug getrieben werden: wie 
die allgemeine Wechſelfähigkeit der Wechſelordnung den Keller⸗ 
wechſel möglich macht, ſo die Scheckfähigkeit den wilden Scheck. 
Aber die Nachteile, die für die Allgemeinheit aus dem wilden 
Scheck entſtehen können, ſind verſchwindend: verſchwindend jeden⸗ 
falls gegenüber dem Schaden, den der Kellerwechſel anrichtet.“) 


) Wörterbuch der Volkswirtſchaft 2, 764. 
3) Vgl. Bankarchiv 1, 85. 
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Der wilde Scheck iſt eine eingebildete Gefahr! Wer einmal 
einem anderen wertloſe Papiere aufhalſen will, wird dazu ſtets 
zum Wechſel und niemals zum Scheck greifen. Wechſel, die ein 
Ehemann auf ſeine Ehefrau zieht, zirkulieren zu Tauſenden, ein 
Scheck, in dem der Ehemann ſeine Ehefrau anweiſt, aus ſeinem 
Guthaben 2 000 Mark zu zahlen, würde ſchwerlich einen Lieb⸗ 
haber finden. Die kurze Präſentationspflicht von einer Woche, 
der Ausſchluß der Annahme des Schecks durch den Bezogenen, 
und ſchließlich die doch ſchon dem größeren Teil unſeres 
Volkes in Fleiſch und Blut übergegangene Überzeugung, 
daß nur der Bankſcheck ein echter Scheck iſt und eine 
Gewähr für die ſpätere Einlöſung bietet, alle dieſe 
Momente ſtehen einer mißbräuchlichen Verwendung der Scheck⸗ 
form im Wege. Und was die den Scheck vor dem 
Wechſel auszeichnende Stempelfreiheit anlangt, ſo kann der 
dadurch gegebene Anreiz, ſtatt zum Wechſelformular zu 
greifen, eine Scheckanweiſung auszuſchreiben, durch die Stempel⸗ 
pflicht der nicht auf Bankiers gezogenen Schecks ausgeglichen 
werden. 

Und ſchließlich darf man doch nicht überſehen, daß das 
gedruckte Scheckformular eine gewiſſe Suggeſtion ausübt. 
Ein Scheck, der ſich äußerlich als von der bezogenen Firma 
herrührend präſentiert, alſo auf einem gedruckten Scheckformular 
der bezogenen Firma ausgeſtellt iſt, wird weit eher einen 
Nehmer finden, als der vom erſten bis zum letzten Worte ge⸗ 
ſchriebene Scheckbrief. Das große Publikum weiß, daß gedruckte 
Scheckformulare nur die Bankiers ausgeben, und es weiß ferner, 
daß in den Beſitz dieſer Formulare nur ſolche Perſonen ge⸗ 
langen, die zurzeit oder wenigſtens früher einmal ein Gut⸗ 
haben bei der betreffenden Bank hatten. Dadurch unterſcheidet 
ſich der Scheck zwar nur in einem äußerlichen Momente vom 
Wechſel, aber dieſes Moment iſt trotz feiner Außerlichkeit 
von einer nicht zu unterſchätzenden Bedeutung. Das ge⸗ 
druckte Formular erweckt Vertrauen, das geſchriebene Miß⸗ 
trauen. 

3. Selbſt wenn nun aber einmal ausnahmsweiſe ein 
Scheck auf eine Firma gezogen werden ſollte, die nicht gewerbs⸗ 
mäßig Bankiergeſchäfte betreibt — bedeutet das wirklich eine 
Gefahr für den Volkswohlſtand? Daß ſolche Schecks, ſelbſt 
wenn man ihnen die Scheckqualität abſprechen müßte, als 
gewöhnliche Anweiſungen im Sinne der 88 783 ff. BGB. 
gültig ſind, iſt nicht zu bezweifeln. Davon wird ſofort noch 
zu handeln ſein. Muß man ſie aber als Anweiſungen reſpek⸗ 
tieren, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb ſie gerade in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Schecks ſo außerordentlich nachteilig wirken ſollten. 
Ich bleibe daher dabei ſtehen: Der wilde Scheck und ſeine 
angeblichen Gefahren ſind ein von der eigenen Phantaſie 
geſchaffenes Geſpenſt. Die Gefahren des Scheckverkehrs 
liegen nicht in dem Auftauchen von Schecks auf Nicht⸗ 
Bankiers, ſondern in dem ungedeckter Schecks auf Bank⸗ 
firmen. Will jemand die Scheckform zu unlauteren Mani⸗ 
pulationen benutzen, ſo wird er ſich mit Sicherheit eines 
Schecks bedienen, der auf eine möglichſt bekannte Bankfirma 
lautet lo) 


6) Über Scheckreiterei (Riting) vgl. Fick, Scheckgeſetzgebung 
S. 321 f. 
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II. | 

Die bisherigen Ausführungen haben verſucht, den Nach⸗ 
weis zu erbringen, daß die geſetzliche Anerkennung allgemeiner 
Scheckfreiheit volkswirtſchaftlichen Schaden nicht nach ſich ziehen 
werde. Nunmehr iſt zu zeigen, daß gegen die geſetzliche Ein⸗ 
ſchränkung der Scheckfreiheit in der vom Entwurfe vorgeſehenen 
Weiſe ſich ſtarke rechtliche Bedenken ergeben. 

Zunächſt erhebt ſich die Frage: welcher rechtliche Charakter 
kommt dem nicht auf einen Bankier gezogenen Scheck nach 
dem Entwurfe zu? 

In dieſem Punkte muß ich den Rieſſerſchen Ausführungen 
entgegentreten.) Rieſſer meint: es ſei unklar, was der Ent⸗ 
wurf mit den Worten habe ſagen wollen: „als Bezogene dürfen 
bezeichnet werden“. Zweifellos ſei nur, daß er damit andere 
als Bankfirmen vom Rechte, als Bezogene eines Schecks zu 
figurieren, habe ausſchließen wollen. Zweifelhaft ſei aber, was 
nach der Anſicht des Entwurfs eintreten ſolle, wenn dem Ver⸗ 
bote zuwider dennoch andere Perſonen als Bezogene bezeichnet 
werden. 

„Legt man den Sprachgebrauch des BGB. zugrunde, 
der allerdings leider in der bisherigen Faſſung des 
Entwurfs nicht überall beachtet iſt, ſo iſt feſtzuſtellen, 
daß der negative Ausdruck „darf nicht“ (im Gegenſatz 
zu „kann nicht“) dort in dem Sinne gebraucht wird, 
daß im Falle der Verletzung des Verbots nicht etwa 
Unwirkſamkeit (Nichtigkeit) eintritt. 

Dafür, daß dies auch hier gelten muß, ſpricht die 
Tatſache, daß die Einführung der ſogenannten paſſiven 
Scheckfähigkeit mit dem Ausdruck „als Bezogene dürfen 
bezeichnet werden“ eine beſondere Stelle im § 2 gefunden 
hat, alſo nicht zum weſentlichen Inhalt des Schecks 
gehört, der im 8 1 mit den Worten bezeichnet iſt: 
„der Scheck muß enthalten“. 

Hiernach würde, wenn der Scheck auf einen nicht kraft 
§ 2 berechtigten Bezogenen ausgeſtellt iſt, nur die Folge 
eintreten, daß alsdann gemäß § 28 die für gewöhnliche 
Anweiſungen geltende Wechſelſtempelſteuer einzutreten 
hat, wobei jedoch auch hier vorauszuſetzen iſt, daß der 
Entwurf klipp und klar zum Ausdruck bringt, daß der 
Scheck im Zweifel eine Anweiſung iſt.“ 

Zunächſt iſt es meiner Anſicht nach ſchon verfehlt, wenn 
ſich Rieſſer auf den angeblichen Sprachgebrauch des BGB. 
beruft und aus der Wahl des Wortes „darf“ in 8 2 Rechts⸗ 
folgen herzuleiten ſucht. Ob der Eingang des §S 2 in dem 
künftigen Geſetze lauten ſollte: „Als Bezogene dürfen bezeichnet 
werden“, oder „als Bezogene können bezeichnet werden“, 
wäre für die Rechtsfolgen, die ſich an eine Übertretung dieſer 
Vorſchrift knüpfen, ganz gleichgültig. Man laſſe den Buch⸗ 
ſtabenkultus bei der Auslegung des künftigen Scheckgeſetzes bei 
Seite! Er iſt ſchon bei der Interpretation des BGB. keine 
erfreuliche Erſcheinung. 

Weiter bezieht ſich die Unterſcheidung zwiſchen „dürfen“ 
und „können“ nur auf die mit der Negation verbundenen Verben. 

„Werden die Worte kann und darf negativ gebraucht, 
wird alſo geſagt, daß etwas nicht geſchehen kann oder 


7) Bankarchiv 6, 281. 
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darf, ſo wird zwar auch hier durch beide Ausdrücke die 
rechtliche Unzuläffigteit des Geſchehens beſtimmt, die 
Folgen des Zuwiderhandelns aber ſind verſchiedene. 
Der Rechtsakt, in Beziehung auf den geſagt wird, daß 
er nicht geſchehen kann, iſt, wenn er trotzdem vorgenommen 
wird, unwirkſam; ſo z. B. die 88 8, 35, 38, 108, 
Abſ. 2, 469, 470. Der Rechtsakt dagegen, von dem 
geſagt wird, daß er nicht vorgenommen werden darf, 
iſt wirkſam und zieht für denjenigen, welcher ihn der 
Vorſchrift zuwider vorgenommen hat, nur andere Nachteile 
nach ſich, insbeſondere die Verpflichtung zum Schaden⸗ 
erſatze; jo z. B. die SS 52, Abſ. 2, 627, Abſ. 2, 
671, Abſ. 2.”2) 

Vielleicht wird man ſagen: Der Satz „als Bezogenen dürfen 
bezeichnet werden“ beſagt eben: andere Perſonen „dürfen nicht“ 
bezeichnet werden. Wer aber überhaupt glaubt, daß die Ter⸗ 
minologie des BGB. für die Auslöſung von Rechtswirkungen 
beſtimmend ſei, muß ſich eben auch an den Buchſtaben halten. 
Im übrigen gibt Planck ſelbſt zu: „in betreff des „nicht 
dürfen“ iſt dieſe Terminologie nicht konſequent feſtgehalten; 
vielmehr wird dieſe Ausdrucksweiſe bisweilen auch da gebraucht, 
wo die Unwirkſamkeit des Rechtsaktes die Folge des Zuwider⸗ 
handelns iſt: jedoch wird in ſolchen Fällen eine ſtärkere Wirkung 
regelmäßig ausdrücklich beſtimmt.“ 

Fragt man nun, welche Rechtsfolgen hat nach dem Entwurf 
der auf eine andere als in 8 2 genannte Perſon gezogene 
Scheck, ſo kann die Antwort nur lauten: die Urkunde iſt kein 
Scheck im Sinne des Scheckgeſetzes. Wie Rieſſer zu der 
Annahme kommt, es trete nur die Folge ein, daß alsdann 
der Scheck nach dem Wechſelſtempelgeſetz ſtempelpflichtig ſei, iſt 
mir nicht recht begreiflich. Gewiß: auch dieſe Folge tritt ein 
— aber das iſt die in letzter Reihe eintretende. 

Daß einer ſolchen Urkunde nicht die Qualität eines Schecks 
im Sinne des Scheckgeſetzes zukommt, darüber kann gar kein 
Zweifel aufkommen. Ebenſo iſt zweifellos, daß fie nicht als 
Wechſel Gültigkeit beſitzt: das deutſche Recht fordert ja 
die Bezeichnung als Wechſel in der Wechſelſchrift. Fraglich 
iſt nur, ob eine ſolche Urkunde eine Anweiſung im Sinne des 
BGB., bezw. eine kaufmänniſche Anweiſung im Sinne des 
HGB. iſt oder ob ſie auch dieſer Qualität entbehrt und mithin 
ſchlechtweg ungültig und wirkungslos iſt. 

Sicher iſt: die Urkunde iſt kein Scheck. Daraus folgt: 
ſie löſt nicht die ſpezifiſch ſcheckrechtlichen Wirkungen aus. Zu 
dieſen ſcheckrechtlichen Wirkungen gehören alle die Wirkungen, 
die der Anweiſung des BGB. und des Handelsrechts fremd 
find. Vor allem alſo die kurze Präſentationspflicht des 8 9, 
die Unzuläſſigkeit des Widerrufs 8 11 Abſ. 3, der direkte 
Anſpruch des Scheckinhabers gegen den Bezogenen nach 8 11 
Abf. 1, der Regreßanſpruch der SS 14 ff. uſw. 

Der Zweifel beginnt erſt bei der Frage: iſt ein 
ſolcher Scheck als Anweiſung wirkſam? 

Inwieweit ein Wechſel, der eines weſentlichen Erforder⸗ 
niſſes entbehrt, zivilrechtliche Verpflichtungen zu begründen 
vermag, iſt bekanntlich ſehr zweifelhaft.“) Jedenfalls aber hat 


) Vgl. Planck BGB. 1, 27/28. 
) Vgl. Bernftein WO. § 1 Nr. 3 zu Art. 7. 
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das ehemalige ROHG. den nicht formgerechten Wechſel 
als kaufmänniſchen Verpflichtungsſchein aufrecht erhalten.!) 
Ich glaube nicht, daß ein Grund vorliegt, den formungültigen 
Scheck oder den auf eine nicht ſcheckfähige Perſon gezogenen 
Scheck anders zu behandeln. 

Der Scheck iſt bisher in der deutſchen Doktrin und 
Judikatur ſtets als eine ſpezielle Erſcheinungsart der Anweiſung 
behandelt worden. Eine Anweiſung bleibt der Scheck auch 
nach Erlaß des Scheckgeſetzes. 

Nun könnte ja das Geſetz natürlich ausdrücklich verordnen, 
daß der als ſolcher unwirkſame Scheck auch als Anweiſung 
wirkungslos iſt. 

Aber der Entwurf ſchweigt. 

Bei Erörterung dieſer Frage iſt auch auf die Vorſchriften 
in 88 3 und 6 hinzuweiſen. 

Der 8 3 lautet: 

„Der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen an⸗ 
gegebene Ort gilt als Zahlungsort und zugleich als Wohnort 
des Bezogenen. Iſt ein ſolcher Ort nicht angegeben, ſo 
vertritt deſſen Stelle der Ausſtellungsort. 
Die Angabe eines andern Zahlungsortes macht den Scheck 
als folden ungültig.“ 

Und 8 6 ſchreibt vor: 

„Der Scheck iſt bei Sicht zahlbar. Die Angabe einer andern 
Zahlungszeit macht den Scheck als ſolchen ungültig.“ 

Die Worte in dieſen beiden Vorſchriften: „als ſolche,“ 
können nur bedeuten: die Urkunde iſt nicht vollſtändig ungültig, 
ſondern ihr fehlt nur der ſpezielle Scheckcharakter, mit andern 
Worten, ſie iſt eine bloße Anweiſung. 

Nun find zwei Interpretationsmöglichkeiten gegeben: 
entweder man folgert vermittels eines argumentum e contrario, 
daß bei Verfehlungen gegen die in 88 1, 2 aufgezählten Er⸗ 
forderniffe der Scheck nicht nur als folder ungültig iſt, da ja 
hier eine entſprechende Vorſchrift im Entwurfe fehlt. Oder 
man kann als allgemeines Prinzip anerkennen, daß die Ver⸗ 
letzung dieſer Formvorſchrift des Scheckgeſetzes den Scheck nur 
als ſolchen ungültig macht. Dafür läßt ſich jedenfalls an⸗ 
führen, daß dieſe Regelung dem bisherigen Rechte entſpricht. 
Und weiter ſteht dieſe Regelung im Einklang mit der all⸗ 
gemeinen Norm des § 140 BGB.: 

„Entſpricht ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erforderniſſen 
eines andern Rechtsgeſchäfts, ſo gilt das letztere, wenn an⸗ 
zunehmen iſt, daß deſſen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit 
gewollt ſein würde.“ 

Derjenige, der einen Scheck ausſchreiben will, gibt ſtets 
eine Anweiſungserklärung ab. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
eine Erklärung ſchlechthin wirkungslos ſein ſollte, in der ver⸗ 
ſehentlich das Wort Scheck ausgelaſſen worden iſt, die aber im 
übrigen allen Anforderungen einer kaufmänniſchen Anweiſung 
entſpricht. Kein Menſch, der einen Scheck ausſtellen will, will 
nur einen Scheck als ſolchen, nicht aber auch zugleich eine 
Anweiſung ſchaffen! 

Freilich würde dieſe letztere Interpretation eine verſchiedene 
Beurteilung des auf den Scheck geſetzten Annahmevermerks 
bedingen. Nach 8 8 des Entwurfs darf der Scheck nicht an⸗ 
genommen werden, und es gilt der auf den Scheck geſetzte 


10) Urteil vom 6. Mai 1872, ROG. 6, 130. 
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Annahmevermerk als nicht geſchrieben. Dieſe Beſtimmung 
könnte keine Anwendung leiden, wenn der Scheck als ſolcher 
ungültig iſt: die Anweiſung des bürgerlichen Rechts kann an⸗ 
genommen werden. Dieſe verſchiedenartige Regelung iſt auch 
weiter kein Unglück: wirkliche Bankſchecks werden in der Praxis 
niemals akzeptiert werden und wenn auf Pſeudoſchecks der 
Bezogene eine Annahmeerklärung ſchreibt, ſo wird er in der 
Regel mit dem Ausſteller gemeinſam operieren. Dann mag 
er auch auf Grund ſeiner Annahmeerklärung dem Erwerber 
haften. 

Schließlich darf auch nicht überſehen werden, daß das 
öſterreichiſche Recht denſelben Standpunkt einnimmt. Der 8 2 
Abſ. 2 des öſterreichiſchen Scheckgeſetzes vom 3. April 1906 
lautet: 

„Aus einer Schrift, der eines dieſer Erforderniſſe fehlt oder 
in welcher die Zahlungsaufforderung an einen nicht ſcheckfähig 
Bezogenen gerichtet iſt, ſowie aus den auf eine ſolche Schrift 
geſetzten Indoſſamenten entſteht keine Verbindlichkeit im Sinne 
dieſes Geſetzes. Ob und welche andern Rechtswirkungen eine 
ſolche Schrift äußert, iſt nach den ſonſtigen Beſtimmungen 
des Zivil⸗ und Handelsrechtes zu beurteilen.“ 

So ſagt denn auch v. Canſtein, der berufene Interpret 
des öſterreichiſchen Scheckgeſetzes: „Schecks, die nicht auf ſcheck⸗ 
fähige Perſonen gezogen find, find bloß Pſeudoſchecks, die als 
Anweiſungen nach allgemeinen Privat⸗ oder nach Handelsrecht 
zu behandeln ſind.“ 1) 

Das iſt denn meiner Anſicht nach auch der Standpunkt 
des künftigen deutſchen Scheckrechts. Allerdings erachte auch 
ich es zur Abſchneidung von Zweifeln für ratſam, wenn der 
Entwurf eine ausdrückliche Beſtimmung über die Qualität des 
Pſeudoſchecks aufnehmen würde. Die Beſtimmung könnte auch 
hier lauten: 

„Fehlt dem Scheck eine der weſentlichen Erforderniſſe, 
ſo iſt er als ſolcher ungültig.“ 

Sollte es bei der Einſchränkung der Scheckfreiheit ver⸗ 
bleiben, ſo müßte die Vorſchrift auch dieſen Fehler einbegreifen. 


III. 

Die Wirkung der Einſchränkung der Scheckfähigkeit nach 
ihrer rechtlichen Seite würde ſonach die ſein: Schecks auf nicht 
ſcheckfähige Perſonen ſind Anweiſungen und zwar je nachdem 
ſie auf einen Kaufmann lauten oder nicht, kaufmänniſche An⸗ 
weiſungen im Sinne der 88 363 ff. HGB. oder bürgerlich⸗ 
rechtliche im Sinne der 88 767 ff. BGB. Es würden alſo 
zwei Arten von Schecks im Umlaufe ſein: echte Schecks und 
Pſeudoſchecks. Der Pſeudoſcheck iſt zwar auch indoſſabel, ſofern 
er zur Klaſſe der kaufmänniſchen Anweiſungen gehört, aber er 
gewährt nicht das Regreßrecht gegen die Vormänner, das der 
echte Scheck mit dem Wechſel gemeinſam hat, iſt unbeſchränkt 
widerruflich und gewährt nicht die Honorierungsklage gegen 
den Bezogenen. 

Wie nun aber auch Rieſſer mit Recht betont, iſt der 
Begriff des Bankiers durchaus kein feſtſtehender. Rieſſer 
erachtet es daher auch für notwendig, daß das Geſetz den 
Begriff des Bankiers näher definiert. Er vermag aber keinen 
Weg anzugeben, der gangbar iſt. Es gibt wohl auch keinen. 


1) Der Scheck nach dem öſterreichiſchen Geſetz. Berlin 1906. S. 98. 
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Er Schlägt denn ſchließlich nur eine Ergänzung des § 28 des 
Entwurfs vor: Es ſoll nur eine Ordnungsſtrafe bis zu 
150 Mark eintreten, ſofern eine Steuerhinterziehung beab⸗ 
ſichtigt ſei. 

Dieſer Vorſchlag beruht auf der Anſicht, daß der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den echten Schecks und den Pſeudoſchecks die 
Stempelpflicht ſei. Auf dieſer Auffaſſung baſieren eben alle 
weiteren Ausführungen Rieſſers zu dieſem Punkte. 

Gibt man aber zu, daß ſich die Unterſcheidung über das 
Stempelrecht hinaus auf das materielle Recht erſtreckt, ſo folgt 
aus der Einſchränkung der Scheckfreiheit eine außerordent⸗ 
liche Rechtsunſicherheit. Der Nehmer eines Schecks, der 
nicht auf eine ſcheckfähige Perſon lautet, hat keinen ſcheckrecht⸗ 
lichen Regreßanſpruch gegen den Ausſteller oder einen der 
ſonſtigen Vormänner. Die Unbeſtimmtheit des Begriffs 
„Bankier“ bedeutet daher bei dem Standpunkte des Entwurfs, 
d. h. der Einſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit, eine ſchwere 
Gefährdung für den Scheckverkehr. In England iſt trotz der 
Einſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit auf Bankiers dieſe 
Rechtsunſicherheit nicht vorhanden, weil der nicht auf einen 
banker gezogene Scheck eben immer noch ein Wechſel iſt — 
das engliſche Recht kennt weder die Scheck⸗ noch die Wechſel⸗ 
klauſel — und daher ſteht dem Scheckinhaber der Regreß gegen 
die Vormänner und Ausſteller offen. In Deutſchland fällt 
aber mit dem Scheck auch der Regreß. Man ſieht, wie 
wenig der Hinweis auf England und die dort herrſchende Ein⸗ 
ſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit beſagt: eine vernünftige 
Scheckgeſetzgebung kann nur dann die Scheckfähigkeit nach dem 
engliſchen Vorbilde auf bankers einſchränken, wenn ſie zum 
mindeſten auf die Wechſelklauſel verzichtet, um dem Inhaber 
den wechſelmäßigen Regreß zu belaſſen. Oder natürlich, wenn 
ſie auch mit der bloßen kaufmänniſchen Anweiſung den Regreß 
verknüpft. Beides iſt nicht der Standpunkt des deutſchen Rechts. 
Und deshalb muß das Prinzip der Einſchränkung der paſſiven 
Scheckfähigkeit fallen, wenn man nicht zu einer bedauerlichen 
Rechtsunſicherheit gelangen will. 

Will man dieſe Rechtsunſicherheit einigermaßen mindern, 
ſo bleibt — da der Begriff des Bankiers ſich durch geſetzliche 
Definitionen nicht feſtlegen läßt — nur der Weg, der unter 
anderem von Conrad empfohlen wird ): der Formular: 
ſcheck. Dafür ſpricht jedenfalls, daß andere als Formular⸗ 
ſchecks im Handelsverkehr kaum auftauchen, daß insbeſondere 
auch der engliſche Zahlungsverkehr ſich tatſächlich auf Formular⸗ 
ſchecks beſchränkt und daß daher eine Beſtimmung, wonach der 
Scheck nur auf ein vom Bezogenen herrührendes Formular 
geſchrieben werden darf, eine weſentliche Erſchwerung des 
Scheckverkehrs nicht zur Folge haben würde. Was Georg 
Cohn!) gegen die Formulariſierung des Schecks einwendet 
— Erſchwerung für Reiſende, Verteuerung für die Banken — 
iſt nicht ſtichhaltig. Insbeſondere iſt der letztere Einwand 
gegenüber der tatſächlichen Praxis völlig haltlos. Was meiner 
Anſicht nach allein gegen die Formulariſierung ſpricht, iſt der 
Umſtand, daß gerade dadurch betrügeriſche Manipulationen 
erleichtert werden können. Denn dieſe Bevorzugung des 


1e) 89 R. 57, 92 ff. 
13) ZVerglR. 1, 428. 
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Formulars würde dazu führen, ihm in den Augen des großen 
Publikums einen allzugroßen Wert beizulegen: das Publikum 
könnte leicht, ſtatt die Annahme von der Qualität des Aus⸗ 
ſtellers abhängig zu machen, den Scheck ſchon lediglich des 
Formulars wegen annehmen, mit anderen Worten, es könnte 
im Formular die Garantie für die Einlöſung erblicken, den 
Scheck alſo der Banknote gleichſtellen. Das würde wiederum 
einen Anreiz zu Fälſchungen von Scheckformularen geben. 

Immerhin ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß, wenn über⸗ 
haupt die paſſive Scheckfähigkeit auf Banken eingeſchränkt 
werden ſoll, das Erfordernis der Formularmäßigkeit des Schecks 
den einzigen Weg bietet, um Rechtsſicherheit zu ſchaffen. 
Freilich müßte aber dann die Regelung der Art ſein, daß die 
bloße Tatſache der Formularmäßigkeit dem gutgläubigen In⸗ 
haber des Schecks alle Rechte gegen ſeine Vormänner gibt, 
die der Scheck auslöſt. Auch wenn daher das Formular 
gefälſcht ſein ſollte, müßte der gutgläubige Inhaber gegen ſeine 
Vormänner ſcheckrechtlich Regreß nehmen können. 


IV. 


Wäre die Auslegung, die Rieſſer dem §2 des Entwurfs 
gibt, die zutreffende, ſo hätte der Entwurf in Wahrheit das 
Prinzip der uneingeſchränkten Scheckfähigkeit akzeptiert. Er hätte 
nur je nach der Perſon des Bezogenen zwei Klaſſen von Schecks 
aufgeſtellt, ſtempelfreie und ſtempelpflichtige. Da der Wechſel 
nun einmal ſtempelpflichtig iſt, da die Scheckform trotz der 
grundſätzlichen Verſchiedenheit von Wechſel und Scheck den 
Zwecken einer Wechſelziehung dienſtbar gemacht werden kann, 
ſo wird man auch bei der Forderung einer unbeſchränkten 
Scheckfähigkeit nicht umhin können, die Wechſelſurrogate trotz 
der Bezeichnung als Scheck für ſtempelpflichtig zu erklären. 
Und da nach § 24 Abſ. 2 des Wechſelſtempelgeſetzes der nicht 
auf Banken und Geldinſtitute gezogene Scheck ſtempelpflichtig 
iſt, ſo erſcheint es zweckmäßig, dieſen Rechtszuſtand auch weiter 
beſtehen zu laſſen!“). Es fällt dadurch jedenfalls der Anreiz 
fort, Schecks auf Nichtbankiers zu ziehen. Freilich darf deshalb 
nicht überſehen werden, daß nicht nur die eigentlichen Depo⸗ 
ſitengläubiger, für die ja der Scheckverkehr allein beſtimmt iſt, 
ſondern überhaupt alle Gläubiger einer Bank oder eines Geld⸗ 
inſtituts — alſo auch Warengläubiger — in der Lage ſind, 
ihre Forderungen gegen Banken durch ſtempelfreie Schecks ein⸗ 
zuziehen. 

Das iſt eine unerwünſchte aber nicht zu vermeidende 
Konſequenz des 8 24. 

1) Koch, Über Bedürfnis und Inhalt eines Scheckgeſetzes 
(Berlin 1883), ſagt S. 24: „Unter dem Namen „Bankier“ und „Bank 
verbergen ſich Geſchäftsunternehmungen der allerverſchiedenſten und 
oft bedenklicher Art. Der Begriff iſt daher für die Beſtimmung der 
weſentlichen Erforderniſſe eines Wertpapiers, wie der Scheck, nicht 
zu verwerten. Er iſt auf der einen Seite zu weit, auf der anderen 
nach der hiſtoriſchen Entwicklung unſeres Scheckweſens zu eng. Es 
bleibt meines Erachtens nichts übrig, als den Scheck nach dieſer 
Richtung hin freizugeben, wenn man nicht zu polizeilichen Ermittlungen 
oder doch zu den bedenklichen Kennzeichen der Eintragung in gewiſſe 
Regiſter (ſei es der Gerichte oder der Steuerbehörden) ſeine Zuflucht 
nehmen will. Der ſtempelſteuerliche Begriff des Schecks mag immerhin 
enger bleiben.“ 
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V. 

Der Unterſchied zwiſchen der Rieſſerſchen Auffaffung 
und der meinigen iſt ſonach im Grunde genommen nur eine 
Interpretationsfrage. Den Rechtszuſtand, den ich für 
wünſchenswert erachte, hält auch Rieſſer für erſtrebenswert. 
Wir divergieren nur inſofern, als er dieſen erſtrebten Zuſtand 
im Entwurf als verwirklicht betrachtet. Das iſt meiner Übers 
zeugung nach ein Irrtum. Soll auch der auf einen Nicht⸗ 
Bankier bezogene Scheck dem Erwerber das Regreßrecht und 
den Honorierungsanſpruch verſchaffen, ſo muß der Eingang des 
8 2 die folgende Faſſung erhalten: 

Als Bezogene ſollen nur bezeichnet werden ufw. 

Nur dann kann — auch wenn man den Sprachgebrauch 
des BGB. ganz bei Seite läßt — kein Zweifel darüber 
aufkommen, daß der auf einen Nicht⸗Bankier bezogene Scheck 
ſich vom Bankſcheck allein durch die Stempelpflicht unterſcheidet. 

Das iſt dann aber keine Einſchränkung der Scheckfreiheit, 
ſondern uneingeſchränkte Scheckfreiheit! 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 16. No⸗ 
vember 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. SS 104, 114 BGB. Entmündigung wegen beſchränkter 
Geſchäftsfähigkeit ſchließt richterliche Feſtſtellung abſoluter Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit nicht aus.] 

Eine wegen beſchränkter Geſchäfts fähigkeit (Geiſtes⸗ 
ſchwäche) Entmündigte errichtete während ſchwebenden Ent⸗ 
mündigungsverfahrens ein Teſtament. Im Laufe des Anfech⸗ 
tungs verfahrens ſtarb fie. — Kläger fochten das Teſtament an, 
weil die Teſtatrir zur Zeit der Errichtung desſelben abſolut 
geſchäftsunfähig geweſen ſei. Der Klage wurde nach Be⸗ 
weisaufnahme ftattgegeben. Die Reviſion der Beklagten wurde 
mit folgender Begründung zurückgewieſen: Die Reviſion führt 
aus: Für die rechtliche Beurteilung habe nur zu gelten, daß 
die Erblaſſerin geiſtesſchwach geweſen ſei, weil das Ent⸗ 
mündigungsgericht nur zur Annahme der Geiſtesſchwäche ge⸗ 
kommen ſei. Den Geiſtes ſchwachen ſtehe aber das Recht 
zum Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten Teſta⸗ 
ments ſchlechthin zu (8 2253 Abſ. 2 BGB.). Der Nachweis, 
daß die Erblaſſerin geſchäftsunfähig geweſen ſei und des⸗ 
halb nicht widerrufen konnte, ſei ausgeſchloſſen. Der Angriff 
geht fehl. Die im Entmündigungsverfahren ausgeſprochene 
Entmündigung der Erblaſſerin wegen Geiſtesſchwäche kann 
ſchon deshalb nicht von maßgebender Bedeutung ſein, weil das 
Entmündigungsverfahren nicht zum Abſchluß gediehen und das 
landgerichtliche Urteil nicht die Rechtskraft beſchritten hat. 
Würde aber auch die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche in 
jenem Verfahren unanfechtbar ausgeſprochen worden ſein, ſo 
würde dadurch der Prozeßrichter nicht behindert ſein, im Einzel⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


737 


falle darüber hinaus feſtzuſtellen, daß die Erblaſſerin gemäß 
8 104 Nr. 2 BGB. völlig geſchäftsunfähig geweſen iſt. Die 
beſchränkte konſtitutive Bedeutung des nur wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche ergehenden Entmündigungsurteils ſchließt eine dahin⸗ 
gehende prozeßrichterliche Feſtſtellung keineswegs aus. F. c. F., 
U. v. 21. Okt. 07, 88/07 IV. — Frankfurt. 

2. 88 119, 142 BGB. Beim Kreditverkauf im Handels⸗ 
verkehr kann der Irrtum über die Zahlungsfähigkeit des Käufers 
beim Vertragsſchluſſe als Irrtum über eine Eigenſchaft der 
Perſon aufgefaßt werden; Nichtigkeit des obligatoriſchen Kauf⸗ 
vertrages und des dinglichen Abereignungsgeſchäftes.] 

Ende September 1905 erhielt die Klägerin eine mit „Lieblich 
Mülhauſen“ unterzeichnete Depeſche, mit der ein Waggon Eier 
beſtellt wurde. Sie glaubte, die Depeſche ſei von der Eier⸗ 
handlung L. in St. abgeſandt und beſtätigte durch Brief vom 
30. September 1905 an dieſe das Geſchäft. L. in St. benach⸗ 
richtigte die Klägerin durch Brief vom 2. Oktober, es müſſe ein 
Irrtum vorliegen, er habe keine Eier beſtellt, der Beſteller 
werde jedenfalls Joſef L. in M. — der Beklagte — ſein. 
Durch Brief vom 6. Oktober beſtätigte die Klägerin das Geſchäft 
dem Joſef L.⸗Mülhauſen unter Mitteilung, daß fie die 
Eierſendung als Nachnahmeſendung abgeſendet habe, da ſie 
ihn — den Beſteller — nicht kenne. Durch Brief vom 7. Oktober 
drückte der Beklagte ſein Erſtaunen darüber aus, daß ihm die 
Ware gegen Nachnahme zugeſendet ſei; er hob hervor, daß er noch 
nie Eier gegen Nachnahme erhalten habe, und ſchrieb weiter: 
„Falls Sie nun die Nachnahme zurückziehen und einen Wechſel, 
zahlbar 20 Tage nach dem Abrolltag, ausſtellen, wie ich das 
bei italieniſchen Eiern gewohnt bin, nehme ich die Ware an.“ 
Am 10. Oktober telegraphierte der Beklagte an die Klägerin: 
„Müſſet ſofort telegraphiſch Nordbahnhof Nachnahme abrufen. 
Waggon geſtern eingelaufen.“ — Die Klägerin hob daraufhin 
die Nachnahme auf und der Beklagte nahm die Eier in Empfang. 
Am 12. Oktober erhielt Klägerin ein Zirkular vom 11. Oktober, 
in dem der Beklagte durch Rechtsanwalt G. ſeinen Gläubigern 
mitteilte, er ſehe ſich zur Zahlungseinſtellung genötigt, er erſtrebe 
ein Arrangement zu 50 Prozent, und erſuche die Klägerin um 
ihre Zuſtimmung. Nach jenem Zirkular beſtanden die Aktiven 
aus 300 Kiſten italieniſcher Eier und 30 Kiſten Holzwolleier; 
in den 300 Kiſten ſind die 100 Kiſten enthalten, die von der 
Klägerin in dem fraglichen Waggon zugeſendet waren. Am 
14. Oktober wurde über das Vermögen des Beklagten der 
Konkurs eröffnet. Noch am gleichen Tage hat ein Vertreter 
der Klägerin gegenüber dem Konkursverwalter die Anfechtung 
erklärt. Der Konkursverwalter hat die von der Klägerin ge⸗ 
lieferten Eier am 18. Oktober verſteigert und deren Erlös mit 
8460 Mark hinterlegt. Während des vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreites kam ein Zwangsvergleich zuſtande, in dem die Konkurs⸗ 
gläubiger 16 Prozent erhielten. Nach Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens hat in der Berufungsinſtanz der Beklagte an 
Stelle des Konkursverwalters den Rechtsſtreit fortgeſetzt. 
Durch die am 11. November 1905 zugeſtellte Klage war 
beantragt, den zwiſchen der Klägerin und dem Gemeinſchuldner 
anfangs Oktober 1905 über 100 Kiſten Eier, gezeichnet V 3, 
abgeſchloſſenen Kauf als von Anfang an nichtig anzuſehen und 
demgemäß den beklagten Konkursverwalter zu verurteilen, deren 
Erlös mit 4 Prozent Zinſen vom Tage der Klagezuſtellung an 
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die Klägerin zu bezahlen. — Der beklagte Konkursverwalter 
beantragte, die Klage abzuweiſen. Die KH. des LG. zu Mül⸗ 
hauſen hat durch Urteil vom 9. Februar 1906 nach dem 
Klagebegehren erkannt. Die Berufung des Beklagten, bei 
deren Verhandlung die Klägerin beantragt hatte, den Beklagten 
zur Zahlung von 8 460 Mark — dem Betrage des Erlöfes 
— zu verurteilen, wurde durch Urteil des OLG. zu 
Colmar vom 12. Februar 1907, das ein gegen den Be⸗ 
klagten ergangenes Verſäumnisurteil vom 16. Oktober 1906 
aufrechterhielt, mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß Beklagter 
zur Zahlung von 8 460 Mark und 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
11. November 1905 verurteilt wurde. Die Reviſion des 
Beklagten iſt zurückgewieſen. 1. Das Berufungsgericht hat mit 
dem erſten Richter angenommen, daß beim Kreditkauf im 
Handelsverkehre die Zahlungsfähigkeit des Käufers eine Eigen⸗ 
Schaft der Perſon im Sinne des 8 119 Abſ. 2 BGB. ſei, und 
darnach wegen Irrtums über die Zahlungsfähigkeit des Käufers 
bei dem Vertragsſchluſſe die Anfechtung auf Grund dieſer 
Geſetzes beſtimmung zugelaſſen. Nach der gegebenen Sachlage 
wäre es weit näher gelegen, das Vorliegen einer argliſtigen 
Täuſchung anzunehmen. Die Klägerin und die Inſtanzgerichte 
haben indes die Anfechtung nur auf einen Irrtum über die 
Zahlungsfähigkeit des Beklagten beim Vertragsſchluſſe und auf 
8 119 Abſ. 2 geſtützt. Von dieſer Grundlage aus muß das 
Berufungsurteil geprüft werden. Die Frage, welcher Einfluß 
bei Kreditgeſchäften, insbeſondere beim Kreditkauf, einem Irrtume 
des Kreditgebers über die Zahlungsfähigkeit des Kreditnehmers 
beim Vertragsſchluſſe auf den Beſtand des Kreditvertrages ein⸗ 
zuräumen ſei, wurde bereits unter der Herrſchaft des alten 
Rechtes lebhaft erörtert. Nach gemeinem Rechte konnte der 
Geſichtspunkt eines Irrtums über eine Eigenſchaft der Perſon 
für ſich allein nicht erheblich ſein. War die Zahlungsfähigkeit 
nicht ausdrücklich vereinbart, ſo konnte nur unter dem Geſichts⸗ 
punkte der „Vorausſetzung“ ein ſolcher Irrtum rechtlich erheb⸗ 
lich fein. Das PrALR. enthielt in den SS 77 und 81 
Tl. I Tit. 4 Vorſchriften, die dem S 119 Abſ. 2 
BGB. ähnlich, allerdings nicht völlig gleich waren, und das 
Pr OTr. hatte — Striethorſt 80, 304 — verneint, daß beim 
Kreditkauf die Zahlungsfähigkeit des Käufers vorausgeſetzte 
Eigenſchaft ſei. Die Rechtſprechung des RG. hat indes, über 
die ältere preußiſche Rechtſprechung hinausgehend, einen 
erweiterten Begriff der Eigenſchaft einer Perſon angenommen; 
ſie hat den Begriff der Eigenſchaft einer Perſon im Sinne der 
88 77 und 81 Tl. I Tit. 4 dahin ausgelegt, daß dazu auch 
ſolche tatſächliche und rechtliche Verhältniſſe der Perſon gehören, 
die in ihren Beziehungen zu anderen Perſonen und Sachen 
wurzeln und nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Ein⸗ 
fluß auf die Schätzung der Perſon zu üben pflegen. Hierher 
wurde auch der Beſitz von Vermögen gerechnet, wenn es ſich 
um Geſchäfte handele, bei denen ſolcher Beſitz ein für die Ent⸗ 
ſchließung maßgebender Umſtand zu ſein pflegt. Von dieſer 
Auffaſſung aus hat ſodann die Rechtſprechung im Gebiete des 
ALR. angenommen, daß beim Kreditkauf im Handels verkehr der 
Irrtum über die Zahlungsfähigkeit des Käufers beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe grundſätzlich als Irrtum über eine Eigenſchaft der 
Perſon aufgefaßt werden könne. Die Literatur zum BGB. 
geht in ihrer überwiegenden Mehrheit davon aus, die darge⸗ 


921. 1907. 


legten Ergebniſſe der Rechtſprechung zum ALR. ſeien auf die 
Auslegung des rechtlichen Begriffes einer Eigenſchaft der Perſon 
im Sinne des 8 119 Abſ. 2 anzuwenden, und leitet daraus 
ab, daß auch nach dem Rechte des BGB. beim Kreditkaufe im 
Handelsverkehre der Irrtum über die Zahlungsfähigkeit des 
Käufers beim Vertragsſchluſſe grundſätzlich als Irrtum über 
eine Eigenſchaft der Perſon im Sinne des § 119 Abſ. 2 auf: 
gefaßt werden könne und dann geeignet ſei, eine Anfechtung 
des Kreditkaufes wegen Irrtums zu rechtfertigen. In gleichem 
Sinne haben ſich bereits mehrere OLG. ausgeſprochen und der 
III. StS. des RG. hat in einem Urteile vom 2. Juni 1904 
— D. 441/04; Goltd Arch. 51, 397 — für das Darlehns⸗ 
verſprechen ausgeführt, der Irrtum über die Zahlungsfähigkeit 
ſei beim Darlehnsverſprechen als Irrtum über eine Eigenſchaft 
der Perſon nach $ 119 Abſ. 2 BB. zu beurteilen und recht⸗ 
fertige deſſen Anfechtbarkeit wegen Irrtums. Nur wenige — 
allerdings ſehr beachtenswerte — Stimmen haben ſich gegen 
eine ſolche ausdehnende Auffaſſung des rechtlichen Begriffs einer 
Eigenſchaft der Perſon im Sinne des $ 119 Abſ. 2 ausge: 
ſprochen. Sie haben auf die Gefährdung der Rechts⸗ und 
Verkehrsſicherheit hingewieſen, wenn bei Sachen und noch mehr 
bei Perſonen der Begriff der zur Anfechtbarkeit wegen 
Irrtums zureichenden Eigenſchaften allzuſehr verflacht und da⸗ 
durch der rechtliche Beſtand des Geſchäftes von der zufälligen 
Auffaſſung im Einzelfalle abhängig gemacht werde. Sie haben 
weiter darauf hingewieſen, daß die 88 157 und 242 BGB., 
5 346 HGB. zureichen, um den Kreditgeber — hier den 
Kreditverkäufer —, der noch nicht erfüllt hat, von 
ſeiner Verpflichtung zu befreien. Der erkennende Senat ver⸗ 
kennt die Tragweite der Bedenken nicht, die im Gebiete der 
Anfechtbarkeit der Rechtsgeſchäfte wegen Irrtums gegen eine 
ausdehnende Auffaſſung des Begriffes der „Eigenſchaften“ einer 
Perſon beſtehen. Dennoch tritt er der letzteren Auffaſſung bei; 
fie iſt mit dem Wortlaute und Zwecke des $ 119 Abſ. 2 
vereinbar und wird auch ſachlich gerechtfertigt durch die wohl⸗ 
erwogenen Gründe, von denen die Rechtſprechung des RG. im 
Gebiete des ALR. geleitet war. Darnach kann auch nach dem 
Rechte des BGB. beim Kreditkauf im Handelsverkehr der 
Irrtum über die Zahlungsfähigkeit des Käufers beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe als Irrtum über eine Eigenſchaft der Perſon im Sinne 
des 8 119 Abſ. 2 aufgefaßt werden und die Anfechtbarkeit 
des Krediikaufes wegen Irrtums rechtfertigen. Das Berufungs⸗ 
gericht hat daher das Geſetz nicht verletzt, wenn es die An⸗ 
fechtung des vorliegenden Kreditkaufs wegen Irrtums der 
Klägerin über die Zahlungsfähigkeit des Beklagten durch 8119 
Abſ. 2 als gerechtfertigt anſah. — 2. Die rechtswirkſame An⸗ 
fechtung hat nach S 142 BGB. die Wirkung, daß das rechts⸗ 
wirkſam angefochtene Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig 
angeſehen wird. Dieſe Wirkung tritt ohne weiteres ein; ſie iſt 
in dieſem Sinne dinglich. Die Anfechtung begründet nicht, wie 
der Rücktritt im Rechte der Schuldverhältniſſe, nur einen obli⸗ 
gatoriſchen Anſpruch auf Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes. Im gegebenen Falle liegen zwei Rechtsgeſchäfte 
vor — das obligatoriſche Kauſalgeſchäft, der Kaufvertrag — 
und das dingliche — abſtrakte — Übereignungsgeſchäft —. Es iſt 
daher zu prüfen, ob der Anfechtungsgrund und folgeweiſe die 
Anfechtung beide Rechtsgeſchäfte umfaßt hat und darnach auch 
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das dingliche Übereignungsgeſchäft als von Anfang an nichtig 
angeſehen wird. In letzterem Falle iſt der erhobene Aus⸗ 
ſonderungsanſpruch gegen die Konkursmaſſe begründet. Wäre 
dagegen die Anfechtung nur gegen das obligatoriſche Kauſal⸗ 
geſchäft gerechtfertigt, nicht aber gegen das in deſſen Erfüllung 
geſchehene dingliche Ubereignungsgeſchäft, fo würde die rechts⸗ 
wirkſame Anfechtung des erſteren nur einen obligatoriſchen 
Bereicherungsanſpruch auf Herausgabe und Verſchaffung des 
Eigentums an der Kauſſache — 88 812 ff. BGB. — begründen. 
Ein ſolcher obligatoriſcher Bereicherungsanſpruch gibt aber im 
Konkurſe kein Ausſonderungsrecht. — Ein dahin gerichteter 
Antrag wurde bei Beratung der Anderung von 8 36 der alten 
KD. abgelehnt. — Auch die vom Berufungsgericht in einer 
fürſorglichen Erwägung verſuchte Anwendung des 8 59 Nr. 3 
KD. greift bei ſolcher Sachlage nicht Platz. Um die An⸗ 
wendung des § 59 Nr. 3 zu rechtfertigen, muß die Bereicherung 
der Maſſe unmittelbar zugefloſſen ſein. Das iſt hier nicht 
der Fall. Der Beklagte hatte vor der Konkurseröffnung die 
Ware in Empfang genommen; die dingliche Abereignung war 
vor der Konkurseröffnung vollendet. Nach richtiger Rechts⸗ 
anſicht können indes das Kauſalgeſchäft und das dingliche 
Abereignungsgeſchäft auch beim Anfechtungsgrunde des Irrtums 
gemeinſam anfechtbar ſein, wenn beide Geſchäfte in einem 
einheitlichen Willensakte zuſammenfallen und dieſer an 
dem Anfechtungsgrunde des Irrtums leidet. Eine ſolche Ein⸗ 
heit liegt in dem vorliegenden Falle nach der feſtgeſtellten 
Sachlage vor. (Wird dargelegt.) L. c. S. d. E. P., U. v. 
18. Okt. 07, 194/07 II. — Colmar. 

3. 88 209, 639, 477 Abſ. 2, 211 Abſ. 2, 212 Abſ. 1 
BGB. (§ 488 ZPO.) Unterbrechung der Verjährung durch 
Erweiterung einer Teilklage. Unterbrechung durch Beweis⸗ 
ſicherungsantrag, auf den nicht verfügt wurde.] 

Es handelt ſich um Schadenserſatz wegen mangelhafter 
Erfüllung eines unter der Herrſchaft des Preußiſchen Landrechts 
abgeſchloſſenen Werkvertrages, nämlich eines Bauvertrages, 
und zwar wegen ſchlechter Beſchaffenheit der Materialien des 
Bauwerkes. Von den jetzt im ganzen geforderten 7 500 Mark 
hat die Klägerin in dieſem Prozeß anfänglich nur 400 Mark 
nebſt Prozeßzinſen eingeklagt, die ihr auch gleich in I. Inſtanz 
zugeſprochen worden ſind; erſt am 22. Februar 1906 hat ſie 
ihren Klagantrag auf 7 500 Mark nebſt Zinſen erweitert. 
Die 7 100 Mark ſind ihr auf Grund des Einwandes der 
Verjährung abgeſprochen worden, weil ſeit dem 1. Januar 1900 
nach Art. 169 EGBGB. der ganze Anſpruch der fünf 
jährigen Verjährung des S 638 Abſ. 1 BGB. unterlegen 
habe, und die fünf Jahre mit dem 31. Dezember 1904 abge⸗ 
laufen ſeien, folglich der Antrag vom 22. Februar 1906 in 
dieſer Beziehung keine Wirkung mehr habe ausüben können. 
Dieſe Begründung ift jedenfalls an ſich rechtlich zutreffend, da, 
wie der erkennende Senat laut RG. 57, 373 ff. ſchon aus⸗ 
geführt hat, nach dem Rechte des BGB. durch die gerichtliche 
Geltendmachung eines Teiles eines Anſpruches die Verjährung 
des übrigen Teiles mindeſtens in der Regel nicht unterbrochen 
wird. Nun hat freilich die Klägerin ſich darauf berufen, daß 
hier gerade der damals noch offen gelaſſene Fall vorliege, daß 
nämlich bei Gelegenheit der vor Ablauf der Verjährungsfriſt 
vorgenommenen Klagbegründung ſchon der Anſpruch in ſeinem 
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ganzen Umfange dargelegt, und die Geltendmachung des 
Reſtes vorbehalten, und dieſe ſodann noch in demſelben Prozeſſe 
mittels Klagerweiterung nach 8 268 Nr. 2 30. erfolgt fei. 
Wenn die Klägerin dafür, daß in einem ſolchen Falle die 
anfängliche Einklagung eines Teiles als Unterbrechung der 
Verjährung für den ganzen Anſpruch wirke, auf die Aus⸗ 
führungen von Rehbein, BGB. Bd. 1, Bem. IV, 1, c zu 
SS 194 — 225, S. 319, Bezug genommen hat, fo trifft das 
inſofern nicht einmal völlig zu, als Reh bein dort vorausſetzt, 
daß bei dem Vorbehalte auch ſchon der Betrag des Geſamt⸗ 
anſpruchs beziffert worden wäre, was im vorliegenden Falle 
nicht geſchehen war; aber überhaupt hat der Senat inzwiſchen 
im Urteil zur S. VI. 276/06 (jetzt gedruckt in RG. 65, 
398 f.), auf deſſen Gründe hier verwieſen werden kann, ſich 
bereits gegen die Rehbeinſche Anſicht ausgeſprochen. Es 
bleibt noch die weitere Rechtsbehauptung der Klägerin zu 
erörtern, daß eben durch den Antrag auf Beweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes die Verjährung in Anſehung des 
ganzen Anſpruches unterbrochen ſei. Allerdings wird nach 
8 639 Abf. 1 vgl. m. 8 477 Abſ. 2 BGB. die fünfjährige 
Verjährung des § 638 Abſ. 1 durch einen ſolchen Antrag 
unterbrochen. Das OLG. läßt nun dahin geſtellt, ob die 
Klägerin hier einen ſolchen Antrag in rechtswirkſamer Weiſe 
angebracht hatte, wendet aber den in 8 477 Abſ. 2 in Bezug 
genommenen 8 212 Abf. 1 BGB. entſprechend an, nach welchem 
im Falle der Zurücknahme der Klage die Unterbrechung als 
nicht erfolgt gilt; es findet nämlich eine Zurücknahme des 
Antrages darin, daß die Klägerin, während das Gericht auf 
denſelben nichts verfügt habe, nach ihrer Klagerhebung niemals 
auf ihn zurückgekommen ſei. Dieſer Entſcheidungsgrund iſt 
von der Reviſionsklägerin mit Recht angegriffen worden, da 
er jeder geſetzlichen Grundlage entbehrt. Welche Folgen das 
Nichtbetreiben einer bei Gericht angebrachten Sache für die 
Verjährungsunterbrechung hat, iſt in 8 211 Abi. 2 BGB. 
beſtimmt, der nach §S 477 Abſ. 2 hier ebenfalls entſprechend 
anzuwenden iſt. Danach würde hier mit der Stellung jenes 
Antrages eine neue fünfjährige Verjährung zu laufen angefangen 
haben, die noch lange nicht vollendet fein würde Trotzdem 
muß die Entſcheidung des OLG. auch in dieſem Punkt aus 
einem anderen Grunde aufrecht erhalten werden, nämlich weil 
die Klägerin gar kein Geſuch wegen Sicherung des Beweiſes in 
rechtswirkſamer Weiſe geſtellt hat. Denn die Niederlegung der 
Abſchrift eines für den Gegner beſtimmten Schriftſatzes auf der 
Gerichtsſchreiberei iſt überhaupt keine Einreichung eines Schrift⸗ 
ſatzes an das Gericht. Daher kann ein außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung der Streitſache direkt beim Gerichte zu 
ſtellender Antrag gar nicht durch Aufnahme in einen direkt 
dem Gegner zuzuſtellenden Schriftſatz geſtellt werden. (Wird 
näher ausgeführt.) H. c. B., U. v. 10. Okt. 07, 16/07 VI. 
— Hamm. 

4. 88 247, 372 ff. BGB. Art. 170 EGBGB. Anwend⸗ 
barkeit des 8 247 auf Darlehne, die vor dem Inkrafttreten 
des BGB. gegeben wurden. Hinterlegung im Fall des An⸗ 
nahmeverzuges. Annahmeverzug nach altem Recht zu beurteilen.] 

Aus den Gründen: Der Beklagte hat vom Kläger 
100 000 Mark als Darlehn erhalten, die mit 8 Prozent viertel⸗ 
jährlich zu verzinſen waren. Da auf die am 1. Juli, 1. Oktober 1905 
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und 1. Januar 1906 fällig gewordenen Zinſen nur je 1000 Mark 
gezahlt find, fo ift der Anſpruch des Klägers auf Zahlung 
weiterer 3000 Mark begründet. Der Beklagte meint, er Te 
zur Zahlung der Zinſen auf den Betrag von 50 000 Mark 
deshalb nicht verpflichtet, weil er in Anwendung des § 247 
BGB. das Kapital von 50000 Mark dem Kläger zum 1. Juli 1904 
gekündigt und bei der Regierung zu D. am 20. Januar 1905 
hinterlegt habe. Der Kläger hält die Anwendung des § 247 
BGB. und damit die Kündigung wie die Hinterlegung für 
unzuläſſig. Mit Recht hat aber der Berufungsrichter angenommen, 
daß S 247 BGB. Anwendung findet, obgleich die Darlehns⸗ 
hingabe bereits vor dem Inkrafttreten des BGB. ſtattgefunden 
hat. Allerdings bleiben für ein Schuldverhältnis, das vor dem 
Inkrafttreten des BGB. entſtanden iſt, nach Art. 170 EGBGB. 
die bisherigen Geſetze maßgebend. Danach war die Kündigung 
nicht rechtswirkſam, weil beide Teile als Apotheker Kaufleute 
find. Art. 170 EGBGB. findet jedoch nicht Anwendung, 
wenn ſich aus einer Vorſchrift ergibt, daß ſie auch auf ein 
ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB. entſtandenes Schuld⸗ 
verhältnis Anwendung finden ſoll. Das iſt der Fall beim 
8 247. Er iſt, wie ſich auch aus feinem Satz 2: „das 
Kündigungsrecht kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt werden,“ ergibt, im öffentlichen Intereſſe zum Schutze 
des wirtſchaftlich Schwächeren gegeben. Durch ihn follen alſo 
auch diejenigen Schuldner geſchützt werden, die es ſchon vor 
dem Inkrafttreten des BGB. geworden ſind (Planck Art. 170 
EGBGB. Nr. 10, Rehbein BGB. Bd. II S. 41 A. 33) 
Dagegen hat der Berufungsrichter das Geſetz verletzt, indem er 
auf Grund der von ihm bisher getroffenen Feſtſtellungen an⸗ 
nimmt, daß der Beklagte durch die Hinterlegung von ſeiner 
Verbindlichkeit gemäß 8 378 BGB. befreit iſt, und daß, wenn 
man dies nicht annehmen wollte, weil erſt am 26. Juni 1905 
auf die Rücknahme verzichtet wurde, der Beklagte gemäß 8 379 
BGB. den Kläger auf die hinterlegte Summe verweiſen könne 
und Zinſen nicht zu zahlen brauche. Die Hinterlegung hat die 
in den SS 378, 379 bezeichnete Wirkung nur dann, wenn fie 
rechtmäßig iſt, wenn die Vorausſetzungen des $ 372 BGB. 
vorliegen (RG. 59, 17 f.). Nach § 372 Satz 1 — die Bor: 
ausſetzungen des §S 372 Satz 2 liegen jedenfalls nicht vor — 
iſt die Hinterlegung nur zuläſſig, wenn der Gläubiger im Ver⸗ 
zuge der Annahme iſt. Die Vorausſetzungen und Wirkungen 
des Annahmeverzuges ſind, da der urſprüngliche Vertrag ſchon 
im Jahre 1899 geſchloſſen iſt, nach den Vorſchriften des ALR. 
und nicht nach denen des BGB. zu beurteilen. (Wird weiter aus: 
geführt). G. c. B., U. v. 26. Okt. 07, 56/07 V. — Hamm. 

5. § 254 BGB. (S 1 Haftpfl®.). Abſpringen von der 
Straßenbahn. Mitwirkendes eigenes Verſchulden. Steigerung 
der Betriebsgefahr.] 

Der Kläger fuhr zuſammen mit W. auf der elektriſchen 
Straßenbahn mit einem bis zur Weiche J. gültigen Fahrſchein; 
er wollte aber ſchon an der Halteſtelle bei der B.ſchen Wirt⸗ 
ſchaft, wo die Wagen nur bei Bedarf halten, ausſteigen; ob 
er dieſe Abſicht dem Schaffner zu erkennen gegeben, iſt nicht 
ſeſtgeſtellt; bei der gedachten Halteſtelle ſprang, während der 
Wagen — jedenfalls infolge der Angabe des W., daß er ab⸗ 
ſteigen wolle — die Fahrt verlangſamt hatte, W. ab. Der 
Kläger folgte ihm, verließ aber den Wagen erſt, als der 
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Schaffner bereits das Zeichen zur Durchfahrt gegeben hatte, 
und die Wagen wieder in ſchnellerem Tempo zu fahren be⸗ 
gannen. Beim Abſpringen fiel er und wurde überfahren. 
Aus den Gründen: Daß das Abſpringen von einem in Fahrt 
begriffenen Straßenbahnwagen, von beſonders gearteten Aus⸗ 
nahmefällen abgeſehen, ein Verſchulden des Fahrgaſtes darſtellt, 
iſt vom Berufungsgericht mit Recht angenommen. Dieſes mit⸗ 
wirkende eigene Verſchulden des Klägers iſt gegen die den Grund 
der Haftung der beklagten Betriebsunternehmerin nach 8 1 
Haftpfl®. bildende Betriebsgefahr der Straßenbahn gemäß 
8 254 BGB. abzuwägen. Bei dieſer Abwägung kommt dem 
Kläger, wie die Gerichte der Vorinſtanzen zutreffend erwogen 
haben, zuſtatten, daß die Wagen ihre Fahrt bereits ſo ver⸗ 
langſamt hatten, daß das Halten vom Kläger erwartet werden 
konnte; ſtatt deſſen wurde plötzlich in dem Momente, als der 
Kläger eben abſtieg, die Fahrt wieder beſchleunigt; nur dadurch 
iſt der Kläger zu Falle gekommen und verletzt worden. Daß 
der Kläger ſeine Abſicht, an dieſer Halteſtelle auszuſteigen, dem 
Schaffner nicht kundgegeben hat, iſt ihm nicht als Verſchulden 
anzurechnen. Eine ſolche Mitteilung hat nur den Zweck, das 
Anhalten der Wagen an einer Halteſtelle, auf der nicht regel⸗ 
mäßig, ſondern nur nach Bedarf gehalten wird, herbeizuführen. 
Hat ein Fahrgaſt, der abſteigen will, dies dem Schaffner er⸗ 
öffnet, ſo iſt damit das Anhalten veranlaßt, und es iſt des 
weiteren Sache des Schaffners, an der Halteſtelle zu beobachten, 
ob nicht noch andere Perſonen abſteigen; er darf das Zeichen 
zur Weiterfahrt erſt geben, nachdem er ſich überzeugt hat, daß 
das Ab⸗ oder Aufſteigen beendet iſt. Offenbar hat der Schaffner 
im gegebenen Falle, ſei es ſchuldhaft, ſei es unverſchuldeter⸗ 
weiſe, überſehen, daß der Kläger, der ſich zuletzt auf dem 
Hinterperron des erſten Wagens befunden hatte, ebenfalls aus⸗ 
zuſteigen ſich anſchickte, und dadurch iſt der Unfall ſchließlich 
herbeigeführt worden. Darin liegt eine Steigerung der Betriebs⸗ 
gefahr, die es rechtfertigt, daß der beklagten Betriebsunter⸗ 
nehmerin ein Teil des Schadens, der dem Kläger aus dem 
Unfalle erwachſen iſt, auch gegenüber dem eigenen mitwirkenden 
Verſchulden des Klägers auferlegt worden iſt. Gegen die vom 
Berufungsgericht vorgenommene Verteilung dem Maße nach 
(je zur Hälfte) ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Geſ. 
f. Straßenbahn c. K., U. v. 28. Okt. 07, 38/07 VI. — Cöln. 

6. 5 254 Abſ. 2 BGB. Auch die Unterlaſſung, den 
Schaden abzuwenden oder zu mindern, ſetzt ein Verſchulden 
voraus. (Unterlaſſung eines operativen Eingriffs.) 

Der Beklagte behauptet, daß die Verletzte in der Lage ge⸗ 
weſen wäre, durch den Gebrauch ärztlicher Hilfe den Schaden 
zu mindern. Das Berufungsgericht führt gegenüber dieſem 
Vorwurfe des ſchuldhaft unterlaſſenen Kurgebrauchs aus: Es 
müſſe zwar aus den Gründen des in RG. 60, 147 ff. ab⸗ 
gedruckten Urteiles der Verletzte dem Verletzer gegenüber für 
verpflichtet erachtet werden, die ihm zu Gebote ſtehenden Mittel 
anzuwenden, um die ſchädlichen Folgen abzuwenden und ſich 
unter Umſtänden auch einer ärztlichen Behandlung zu unter⸗ 
ziehen; ein operativer Eingriff könne ihm aber nur dann zu⸗ 
gemutet werden, wenn derſelbe den Erfolg gewährleiſte, ſoweit 
eine ſolche Gewähr nach ärztlicher Anſchauung überhaupt beſtehen 
könne, und wenn der Verletzte zu der Überzeugung gelangen 
müſſe, daß ein ſolcher Eingriff gefahrlos ſei. Im vorliegenden 
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Falle fei nun durch die Ausſagen des Dr. med. K. erwieſen, 
daß dieſer die fragliche Operation durchaus nicht als ſicheren 
Erfolg verſprechend und gefahrlos hingeſtellt habe. Allerdings 
habe Dr. M. eine entgegengeſetzte Anſicht geäußert, andererſeits 
aber habe er die Operation von einem Verzichte der Verletzten 
auf Schadenserſatzanſprüche abhängig gemacht. Dieſe Tatſache 
ſei, ſelbſt wenn fie nur auf einer allgemeinen Übung beruht 
hätte, immerhin geeignet geweſen, die Verletzte bedenklich zu 
machen. Unter dieſen Umſtänden habe dieſelbe ſich der frag⸗ 
lichen Operation nicht zu unterziehen brauchen, und es könne 
ihr daher nicht als mitwirkendes Verſchulden angerechnet werden, 
wenn ſie auf den Vorſchlag des Dr. M. nicht einging. Die 
Reviſion bekämpft dieſe Urteilsbegründung, indem fie den 8 254 
BGB. ſowie $ 286 ZPO. als verletzt bezeichnet und ſich 
auf das vorangeführte Urteil des RG. beruft. .. Mit dieſer 
Rüge vermag die Reviſion nicht durchzudringen. Daß die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts auf einer grundſätzlich un⸗ 
richtigen Beurteilung der hier einſchlagenden Rechtsfrage beruhe, 
iſt nicht anzunehmen. Was im Berufungsurteile über die Vor⸗ 
ausſetzungen der Verpflichtung des Verletzten, ſich einer Operation 
zu unterziehen, ausgeführt wird, kann im weſentlichen als 
richtig gelten. Abrigens ſteht das zu den in der mehrerwähnten 
Entſcheidung des erkennenden Senats aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſätzen nicht etwa im Gegenſatz. Doch läßt ſich eine für 
alle Fälle gleichmäßig gültige Norm ſchwer beſtimmen. Es 
ſind im Einzelfalle die konkreten Verhältniſſe zu würdigen, 
wobei es hauptſächlich auf die Beſchaffenheit des Leidens, die 
Schwere und Gefährlichkeit der Operation, die mehr oder minder 
ſichere Ausſicht auf Erfolg ankommen wird, aber möglicherweiſe 
auch noch anderweite, beſondere Umſtände in Betracht kommen 
können. (Vgl. Gottſchalk, das mitwirkende Verſchulden des 
Beſchädigten $ 13 S. 95; Oertmann, Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe zu 8 254 B. 2 d S. 44; Weyl, Syſtem der Ver⸗ 
ſchuldensbegriffe im BGB. 8 79, S. 601, Z. 3a; Seuff A. 
Bd. 46 Nr. 189 I und II.) Darauf, ob es ſich vor⸗ 
liegend um eine Operation im eigentlichen Sinne handelt, iſt 
kein Gewicht zu legen, jedenfalls ſteht ein ärztlicher Eingriff 
von der Art in Frage (eine Ausſchabung der Gebärmutter), 
daß hierfür die gleichen Grundſätze zur Anwendung kommen. 
— Wenn man nun die Sachlage lediglich ſo, wie ſie ſich nach den 
gutachtlichen Außerungen des Dr. M. objektiv darſtellt, zu be⸗ 
trachten hätte, jo müßte man gewiß der Reviſion darin bei⸗ 
ſtimmen, daß der Verletzten ſehr wohl habe zugemutet werden 
können, ſich der ihr vorgeſchlagenen Behandlung zu unterziehen, 
zumal wenn der Beklagte ſich bereit erklärte, die hierfür er⸗ 
forderlichen Koſten einſtweilig vorzuſchießen. Hätte ſich die 
Verletzte aus übergroßer Angſtlichkeit oder Empfindlichkeit, aus 
reinem Eigenſinn oder gar aus Böswilligkeit geweigert, auf 
den Vorſchlag einzugehen, ſo wäre ihr Verhalten im Verhältniſſe 
gegenüber dem Beklagten nicht gerechtfertigt. Allein auch die 
Vorſchrift in S 254 Abſ. 2 BGB. ſetzt ein Verſchulden 
des Beſchädigten voraus, und das Berufungsgericht hat zu⸗ 
gunſten der Verletzten Tatſachen berückſichtigt, welche geeignet 
ſind, ihre Weigerung wo nicht als begründet, ſo doch als ent⸗ 
ſchuldbar erſcheinen zu laſſen ... Es war in der Tat wohl er⸗ 
klärlich, wenn die Verletzte und deren Ehemann (Leute aus 
bäuerlichem Stande) bei den Mitteilungen der Arzte ſtutzig 
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wurden und demzufolge die Verſicherungen des Dr. M. nicht 
mit dem entſprechenden Vertrauen und Verſtändniſſe aufnahmen. 
Keinenfalls kann es für rechtsirrig erachtet werden, daß der 
Berufungsrichter bei dieſer Sachlage in dem Verhalten der Ver⸗ 
letzten ein mitwirkendes Verſchulden derſelben nicht erblickt hat. 
Eiſenbahnfiskus c. L., U. v. 24. Okt. 07, 23/07 VI. — Hamm. 

7. 88 278, 664 BGB. Haftung des Notars für das 
Verſehen ſeines Bureauvorſtehers.] 

In dem am 8. März 1905 eröffneten Teſtament des 
Vaters des Klägers iſt dieſer nebſt ſeinen Geſchwiſtern bezw. 
deren Deſzendenz zum Erben eingeſetzt, es iſt ihm jedoch jede 
Verfügung unter Lebenden über ſeinen Erbteil unterſagt und 
ſind ihm als Nacherben ſeine Kinder ſubſtituiert. Er beſchloß 
deshalb, die Erbſchaft aus dem Teſtament auszuſchlagen und 
ſeinen Pflichtteil zu fordern. Dieſe Ausſchlagung erklärte er 
am 14. April 1905 vor dem Beklagten als Notar zu Protokoll 
und machte ihn dabei darauf aufmerkſam, daß die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt bereits am 19. April 1905 ablaufe: Gleichwohl 
hat der Bureauvorſteher des Beklagten die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung erſt am 22. April 1905, alſo zu ſpät, bei Gericht 
eingereicht, und iſt Kläger infolgedeſſen Erbe aus dem Teſtament 
geworden. Er behauptet, hierdurch erheblich geſchädigt zu ſein, 
und verlangt von dem Beklagten mit der gegenwärtigen Klage 
95 920, eventuell 63 954,29 Mark gegen Abtretung der ihm 
nach dem Teſtament zufallenden Nutznießung. Das Berufungs⸗ 
gericht hat in Übereinftimmung mit dem erſten Richter den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erkannt, indem 
es den Schaden auf eine Fahrläſſigkeit des Beklagten oder 
ſeines Bureauvorſtehers, für den er haftbar ſei, zurückführt 
und ſämtliche von dem Beklagten erhobenen Einwendungen 
zurückweiſt. Die Reviſion rügt, daß das Berufungsgericht den 
beklagten Notar für das Verſehen ſeines Bureauvorſtehers für 
haftbar erachtet habe. Nehme man auch mit dem Berufungs⸗ 
gericht ein Auftragsverhältnis zwiſchen Kläger und Beklagten 
dahin an, daß dieſer auch die Beförderung der Ausſchlagungs⸗ 
urkunde an das Gericht übernommen habe, ſo ſei das doch nur 
ein Auftrag zu rein mechaniſchen Dienſtleiſtungen und könne 
nur dahin verſtanden werden, daß er ſein Bureauperſonal mit 
entſprechender Anweiſung verſehe, was Beklagter getan habe. 
Er habe damit die Ausführung des Auftrags einem Dritten 
übertragen, und der Bureauvorſteher ſei daher nicht Gehilfe, 
ſondern ein Dritter, für den er nach 8 664 Satz 2 BGB. 
nur hinſichtlich der Auswahl hafte. Dieſe Ausführungen können 
als zutreffend nicht anerkannt werden. Die Beförderung iſt 
lediglich Zubehör des Hauptauftrags, für die Ausſchlagung des 
Erbrechts aus dem Teſtament das Nötige zu beſorgen, und iſt 
bei der Bedeutung der Rechtzeitigkeit auch nicht bloß mechaniſcher 
Natur. Nach 8 664 Satz 1 BGB. iſt aber im Zweifel die 
Übertragung der Ausführung des Auftrags überhaupt nicht 
geſtattet, und es erſcheint nach der Sachlage ausgeſchloſſen, daß 
der Kläger hinſichtlich eines Teils des ihm erteilten Auftrags 
den Beklagten von ſeiner perſönlichen Verantwortung hätte 
entlaſten wollen. Sein Wille war, daß der Notar für die 
rechtzeitige Beförderung Sorge trage. Dazu hat ſich dieſer 
ſeines Bureauvorſtehers als ſeines Gehilfen, nicht als eines 
ſubſtituierten Beauftragten des Klägers bedient. Für ein 
Verſchulden feines Gehilfen hat aber der Beklagte nach 8 278 
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BGB. einzuſtehen. K. c. Sch., U. v. 15. Okt. 07, 469/06 III. 
— Berlin. 

8. 88 404, 406 BGB. Aufrechnung mit einer Forderung 
gegen den Zedenten.] 

Nach 5 404 BGB. kann der Schuldner dem neuen 
Gläubiger alle Einwendungen uſw. entgegenſetzen. Unter Ein⸗ 
wendungen ſind nicht bloß Einreden im eigentlichen Sinne, 
ſondern auch rechtshindernde und rechts vernichtende Tat⸗ 
ſachen verſtanden (Mot. II, 124). Es konnte alſo dem Wider⸗ 
kläger, als dem neuen Gläubiger, von dem Widerbeklagten ent⸗ 
gegengeſetzt werden, daß ſeine Forderung durch Aufrechnung 
(zioifchen dem Widerbeklagten, als dem Schuldner, und dem 
K., als dem bisherigen Gläubiger) untergegangen ſei. Eine 
Forderung geht aber nicht ſchon kraft Geſetzes unter, wenn ihr 
eine nach 8 387 BGB. aufrechnungs fähige Forderung des 
Schuldners gegenüberſteht. Zum Untergang einer Forderung 
durch Aufrechnung iſt vielmehr ein einſeitiges empfangs⸗ 
bedürftiges Rechtsgeſchäft des Schuldners nötig (Planck $ 388 
Nr. 1). Die Aufrechnungserklärung muß dem Gläubiger gegen⸗ 
über erklärt werden. Würde die Vorſchrift des 8 406 BGB. 
nicht beſtehen, ſo könnte der Schuldner dem neuen Gläubiger 
gegenüber nicht aufrechnen mit einer Forderung, die ihm gegen 
den bisherigen Gläubiger zuſteht. Denn die Aufrechnungs⸗ 
erklärung kann nach den 88 387, 388 BGB. nur dann, wenn 
zwei Perſonen einander Leiſtungen ſchulden, von dem einen 
Teil dem andern gegenüber erklärt werden. Der Widerkläger, 
als der neue Gläubiger, ſchuldet aber dem Widerbeklagten nichts, 
ſondern der bisherige Gläubiger, K. An dieſer Lage ändert 
auch nichts die Vorſchrift des 8 404 BGB., daß der Schuldner 
dem neuen Gläubiger die Einwendungen entgegenſetzen kann, 
die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den bis⸗ 
herigen Gläubiger begründet waren. Der Schuldner kann 
hiernach allerdings dem neuen Gläubiger alle Einwendungen 
entgegenſetzen, die ſich auf auch erſt nach der Abtretung der 
Forderung eingetretene Tatſachen gründen, die nach dem Weſen 
und dem Inhalt des Schuldverhältniſſes den Schuldner zu 
einer Einrede berechtigen (Mot. II, 129). Aber die nach der 
Abtretung der Forderung eingetretene Tatſache, daß der Wider⸗ 
beklagte (Schuldner) die beiden Forderungen, mit denen er auf⸗ 
rechnen will, gegen K. (den bisherigen Gläubiger) erworben 
hat, berechtigt nicht zu einer Aufrechnungseinrede gegen den 
Widerkläger (den neuen Gläubiger). Es kommt alſo darauf 
an, ob die Vorſchrift des 8 406 BGB. dem Widerbeklagten 
zur Seite ſteht. B. c. K., U. v. 23. Okt. 07, 70/07 V. — 
Berlin. 

9. 55 414 bis 416 BGB. Abernahme von Hypotheken 
beim Verkauf eines Grundſtücks. Genehmigung ſeitens des 
Gläubigers, aber keine dem $ 416 entſprechende „Mitteilung“. 
Iſt Genehmigung wirkſam ?] 

Der Beklagte hat im Jahre 1899 zur Sicherung des ein⸗ 
gebrachten Vermögens feiner Ehefrau in Höhe von 10 000 Mark 
eine Hypothek auf ſeinen Grundſtücken eintragen laſſen. Am 
23. März 1900 verkaufte er die Grundſtücke an den Reſtaurateur J. 
Dieſer übernahm die eingetragenen Hypotheken im Geſamt⸗ 
betrage von 61 000 Mark unter Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis als Selbſtſchuldner. In dem Kaufakt wurde zwiſchen 
dem Beklagten und J. vereinbart, daß von den eingetragenen 
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10 000 Mark ein Teilbetrag von 3000 Mark am 1. Januar 
1901, der Reſt nach vierteljähriger Kündigung zahlbar ſein 
ſollte. Die Ehefrau des Beklagten erklärte ſich in einer Urkunde 
vom 3. April 1900 mit der veränderten Zahlungsbedingung 
und mit der Kündigungsbeſchränkung einverſtanden; ſie bewilligte 
und beantragte die Eintragung dieſer Beſtimmungen in das 
Grundbuch. In derſelben Urkunde beantragte der Beklagte als 
eingetragener Eigentümer der Grundſtücke ebenfalls die Ein⸗ 
tragung. Am 2. Mai 1900 wurde J. als Eigentümer ein⸗ 
getragen. Bei der im Jahre 1904 erfolgten Zwangsverſteigerung 
der belaſteten Grundſtücke fiel die Forderung von 3 000 Mark 
mit Zinſen und Koſten aus. Dieſelbe wurde alsdann gegen 
den Beklagten als perſönlichen Schuldner eingeklagt. Die Vor⸗ 
inſtanzen wieſen die Klage zurück. Das NG. beſtätigte mit 
folgender Begründung: Das Berufungsgericht hat angenommen, 
die Ehefrau des Beklagten habe als Gläubigerin durch ihre 
Erklärung vom 3. April 1900 die zwiſchen dem Beklagten 
und dem Grundſtückserwerber J. vereinbarte Schuldübernahme 
genehmigt, die Genehmigung ſei wirkſam, obgleich keine ſchrift⸗ 
liche, den Erforderniſſen des 8 416 BGB. genügende Mit⸗ 
teilung vorhergegangen ſei. Die Reviſion rügt, das Berufungs⸗ 
gericht habe hierdurch die Beſtimmungen der 88 414 bis 416 
verletzt und die Rechtsgrundſätze verkannt, die in dem Urteile 
des erkennenden Senats vom 4. Juli 1904 (JW. 550.“ 
niedergelegt ſeien. Dem Angriff iſt kein Erfolg zu gewähren, 
da die in dem angeführten Urteile vertretene Anſicht nicht auf⸗ 
recht erhalten wird. Die Beſtimmungen des 8 416 find 
hervorgegangen aus Beſchlüſſen der Kommiſſion für die zweite 
Leſung (vgl. Kom Prot. 1 S. 413 ff.). Man beabfichtigte, 
dem Veräußerer eines Grundſtücks die Befreiung von der 
perſönlichen Haftung für die das Grundſtück belaſtenden 
Hypothekſchulden zu erleichtern. Zu dieſem Zwecke ſollte nach 
8 315 Entw. J eine Vorſchrift eingeſetzt werden, die nach dem 
Vorſchlage der Redaktionskommiſſion lautete: „Hat im Falle 


der Veräußerung eines Grundſtücks der Erwerber mit dem 


Veräußerer die Übernahme einer Schuld desſelben vereinbart, 
für welche eine Hypothek an dem Grundftüde beſteht, ſo gilt 
die Genehmigung des Gläubigers als erteilt, wenn 
der Gläubiger nach Empfang der ihm von dem Veräußerer 
gemachten Mitteilung nicht binnen ſechs Monaten die Ge⸗ 
nehmigung verweigert; die Vorſchrift des §S 315 Abſ. 2 Satz 2 
findet keine Anwendung. Die Verweigerung der Genehmigung 
kann, auch wenn die Mitteilung von dem Erwerber gemacht 
iſt, nur dem Veräußerer gegenüber erklärt werden. Die Mit⸗ 
teilung des Veräußerers kann wirkſam erſt erfolgen, wenn der 
Erwerber als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen iſt. 
Sie muß ſchriftlich gemacht werden und den Hinweis enthalten, 
daß, wenn die Verweigerung nicht innerhalb der Friſt erklärt 
werde, der Übernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners 
trete.“ Bei dieſer Faſſung konnte kein Zweifel beſtehen, daß 
die Sondervorſchrift — von Satz 2 abgeſehen — lediglich 
darüber Beſtimmungen geben ſollte, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen das Stillſchweigen des Gläubigers als Genehmigung 
zu gelten habe. Die von der Redaktionskommiſſion beſchloſſene 
Faſſung des 8 315 wurde beanſtandet. Es wurde das Be⸗ 
denken geäußert, der Erwerber könne nach § 315 Entw. I 
dem Gläubiger die Mitteilung von der Schuldübernahme 
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machen und eine Friſt ſetzen, mit deren Ablauf die Genehmigung 
gemäß § 315 als verweigert gelte. Um dem vorzubeugen, 
wurde beſchloſſen, nur den Veräußerer für berechtigt zu 
erklären, die Schuldübernahme nach Maßgabe des § 315 
Abſ. 1 dem Gläubiger zur Genehmigung mitzuteilen (Kom Prot. 2 
S. 472). Als 8 359 Entw. II erhielt die Vorſchrift alsdann 
die Faſſung: „Hat der Erwerber eines Grundſtücks mit dem 
Veräußerer die Übernahme einer Schuld desſelben vereinbart, 
für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, ſo kann 
der Gläubiger die Schuldübernahme wirkſam nur 
genehmigen, wenn ſie ihm von dem Veräußerer mit⸗ 
geteilt iſt. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn der 
Gläubiger nicht binnen ſechs Monaten nach dem Empfange der 
Mitteilung die Genehmigung dem Veräußerer gegenüber ver 
weigert; die Vorſchrift des 8 358 Abſ. 2 Satz 2 findet keine 
Anwendung. Die Mitteilung des Veräußerers kann wirkſam 
erſt erfolgen, nachdem der Erwerber als Eigentümer in das 
Grundbuch eingetragen iſt. Sie muß ſchriftlich gemacht werden 
und den Hinweis enthalten, daß, wenn die Verweigerung nicht 
innerhalb der ſechs Monate erklärt wird, der Übernehmer an 
die Stelle des bisherigen Schuldners tritt.“ Dem Wortlaute 
nach enthält dieſe Vorſchrift, die mit unweſentlichen Anderungen 
in 8 416 Geſetz geworden iſt, in Satz 1 eine Beſchränkung 
des Rechtes des Gläubigers, durch ſeine Genehmigung die 
Schuldübernahme zu feinen Gunſten wirkſam zu machen. 
Gewollt war jedoch eine Beſtimmung dieſes Inhaltes nicht; 
man hatte bloß beſtimmen wollen, die Mitteilung, auf die hin 
der Gläubiger bei Vermeidung des Eintritts der geſetzlichen 
Fiktion ſich zu erklären habe, dürfe nur von dem Veräußerer 
ausgehen. Wird Satz 1 des 8 416 in dieſem Sinne aus⸗ 
gelegt, fo bietet, wie in der Entſch. des RG., 5. 3 S., vom 
10. März 1906 Bd. 63 S. 49 ſchon dargelegt iſt, die Aus⸗ 
legung der übrigen Sätze des Paragraphen keine Schwierig⸗ 
keiten. Der Paragraph enthält alsdann in Abſ. 1 und 2 
lediglich Beſtimmungen darüber, unter welchen Vorausſetzungen 
die Fiktion der Genehmigung eintrete. Im übrigen findet 
8 415 auch auf die Übernahme von Hypothekenſchulden An⸗ 
wendung, wie denn in § 416 Abſ. 1 Satz 2 einzig und allein 
die Vorſchrift in Satz 2 Abſ. 2 des 8 415 — Fiktion der 
Verweigerung der Genehmigung — als nicht anwendbar 
bezeichnet if. S. c. R., U. v. 24. Okt. 07, 529/06 IV. — 
Berlin. 

10. 88 433, 324, 325 BGB. Verkauf unter Vorbehalt 
des Eigentums. Verluſt des Vorbehalts durch Pfändung ſeitens 
des Verkäufers ?] 

Dem Ausgange des Berufungsgerichts in ſeinen rechtlichen 
Ausführungen iſt beizutreten. Beim Verkauf unter Vorbehalt 
des Eigentums hat der Verkäufer durch die Übergabe der 
Kaufſache feine Verpflichtung aus 5 433 Abſ. 1 BGB., das 
Eigentum zu verſchaffen, noch nicht vollſtändig erfüllt — vgl. 
Urt. des VII. 8 S. vom 12. Okt. 06 — E. 64, 335/336 —, 
auch Urt. des I. 35. vom 20. Okt. 06 — I. 141/06 —. 
Soweit dem Verkäufer durch einen von ihm zu vertretenden 
Umſtand unmöglich wird, das Eigentum zu verſchaffen, tritt 
feine Haftung aus 8325 BGB. ein. Die Haftung des Käufers 
bleibt dagegen beſtehen — 8 324 BGB. —, wenn durch 
einen Umſtand, den er zu vertreten hat, dem Verkäufer unmöglich 
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gemacht wird, das Eigentum zu verſchaffen ... Die Klägerin 
hat nun ſelbſt aus Vollſtreckungstiteln gegen den Beklagten 
Gegenſtände der Druckereieinrichtung, die dem Beklagten über⸗ 
geben waren, an denen ſie ſich jedoch das Eigentum bis zur 
vollſtändigen Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten hatte, bei 
dem Beklagten pfänden und verſteigern laſſen. Das Berufungs⸗ 
gericht hat angenommen, daß die Klägerin eine durch ſolche 
Zwangsvollſtreckungen herbeigeführte Unmöglichkeit, das Eigentum 
zu verſchaffen, vertreten müſſe. Dieſe Ausführungen geben 
zu rechtlichen Bedenken Anlaß. In der Rechtslehre wird die 
Anſicht vertreten, der Verkäufer, der die von ihm unter 
Vorbehalt des Eigentums verkaufte und als ſolche dem Käufer 
übergebene Sache vor der vollſtändigen Zahlung des Kaufpreiſes 
und danach noch während des Schwebens der aufs 
ſchiebenden Bedingung aus einem Vollſtreckungstitel gegen 
den Käufer ſelbſt im Zwangswege pfänden laſſe, verliere dadurch 
den Vorbehalt des Eigentums an der Sache — Dernburg, das 
bürgerliche Recht II 2 8171 Anm. 12 —. Er verzichte dadurch 
auf die durch jenen Vorbehalt zu ſeinen Gunſten begründete 
Rechtsſtellung. Der erkennende Senat vermag zwar dieſer 
Anſicht nicht beizutreten, ſoweit ſie in einer ſolchen Pfändung 
der unter Vorbehalt des Eigentums verkauften und als ſolche 
übergebenen Sachen durch den Verkäufer oder doch wenigſtens 
in deren Verſteigerung im Zwangswege durch letzteren 
ſchlechthin einen Verzicht auf den Eigentums vorbehalt findet. 
Nach ſeiner Auffaſſung kann ein ſolcher Verzicht darin liegen, 
und hängt es von den Umſtänden des einzelnen Falles 
ab, ob ein ſolcher darin zu finden iſt. Iſt aber nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles ein ſolcher Verzicht des Verkäufers an⸗ 
zunehmen, fo hat der Verkäufer mit der Kund gabe dieſes 
Verzichts an den Käufer grundſätzlich auch die ihm obliegende 
Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums erfüllt; denn 
durch den mit einem ſolchen Verzicht verknüpften Wegfall der 
aufſchiebenden Bedingung iſt der Käufer von Rechts wegen 
Eigentümer der Sache geworden. Dann aber kann der Käufer, 
dem das Eigentum verſchafft iſt, überhaupt nicht mehr aus 
jener vom Verkäufer gegen ihn durchgeführten Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung eine vom Verkäufer zu vertretende Unmöglichkeit, das 
Eigentum zu verſchaffen, ableiten. (Wird näher ausgeführt.) 
S. c. M., U. v. 4. Okt. 07, 138/07 II. — Breslau. 

11. 8 477 BGB. ($ 488 ZPO.) Unterbrechung der 
Verjährung durch Beweisſicherungsantrag findet nicht ſtatt, 
wenn der Antragſteller bittet, zur Zeit noch nicht dem Antrage 
gemäß zu verfügen.] 

Kläger hatte zur Sicherung des Beweiſes Beweiserhebungen 
auf Grund 8 488 30. beantragt, in einem gleichzeitig eins 
gereichten Antrag jedoch gebeten, auf jenen Antrag zur Zeit 
noch nicht zu verfügen, ſondern weitere Mitteilung abzuwarten, 
da der Antrag zunächſt nur zur Unterbrechung der Verjährung 
eingereicht ſei. In dem dann geführten Prozeß wurde die 
Frage der Unterbrechung der Verjährung verneint. Das RG. 
beſtätigte aus folgenden Gründen: Nach 8 477 Abſ. 2 BGB. 
ſoll allerdings der Antrag auf Beweisaufnahme zur Sicherung 
des Beweiſes die Verjährung unterbrechen und nach den dort 
angezogenen 88 211 Abſ. 2 und 212 BGB. ſoll dieſe Unter: 
brechung auch im Falle des Stillſtandes (Nichtbetriebs) des 
Verfahrens und im Falle der Rücknahme des Antrags, im 
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letzten Falle dann ihre Wirkung behalten, wenn innerhalb 
6 Monaten das Verfahren fortgeſetzt wird. Dies ſetzt aber 
voraus, daß in der Tat ein ernſtlich gemeinter Antrag auf 
Beweisſicherung vorliegt. Ein ſolcher Antrag enthält eine 
gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs, und der Gegner 
wird bei normalem Verlauf der Dinge in die Lage verſetzt, 
gegenüber der durch die Unterbrechung der Verjährung ein⸗ 
tretenden Hinausſchiebung des Verjährungsablaufs feine Maß⸗ 
regeln zu ergreifen, insbeſondere ſeinerſeits die Sicherung des 
Beweiſes zu betreiben (Planck, Anm. 2 zu §8 209, Anm. 3 zu 
8 478 BGB., Denkſchrift zur Reichstagsvorlage des BGB. 
8472 S. 97). Erklärt aber der Antragſteller von vornherein, 
daß er eine richterliche Verfügung nicht wolle, den Antrag 
vielmehr nur zur Unterbrechung der Verjährung einreiche, ſo 
nimmt er dem Antrage ſeine Bedeutung als Beweisſicherungs⸗ 
antrag, die Eingabe ſinkt zu einer bloßen Anmeldung des An⸗ 
ſpruchs herab und bleibt in den Akten liegen. Die bloße 
gerichtliche Anmeldung des Anſpruchs und ſelbſt die Zuſtellung 
der Erklärung durch den Gerichtsvollzieher aber reicht nach dem 
BGB. zur Unterbrechung der Verjährung nicht aus (Mot. zu 
8170 des I. Entw. eines BGB., Bd. 1 S. 330). K. e S., 
U. v. 26. Okt. 07, 58/07 V. — Breslau. 

12. 8 530 BGB. Widerruf einer Schenkung wegen 
Undank.] | 

Aus den Gründen: Nach dem erſten Entwurf des BGB. 
(8 449) ſollte in Anlehnung an das gemeine Recht (c. 10 
Cod. 8. 56) und das PrAL R. (I. 11 88 1151 ff.) nur wegen 
einzelner beſtimmt bezeichneter Fälle des Undanks ein Widerruf 
von Schenkungen ſtattfinden. In der zweiten Kommiſſion 
wurde ein zur Annahme gelangter, genau dem jetzigen Abſatz 1 
des 8 530 BGB. entſprechender Abänderungs vorſchlag gemacht. 
Zur Begründung wurde angeführt: „Der Entwurf gehe, indem 
er z. M in jeder körperlichen Mißhandlung des Schenkers einen 
groben Undank erblicke, unter Umſtänden zu weit: auf der 
anderen Seite liege es nahe, auch in anderen vom Entwurfe 
nicht erwähnten Fällen . . . den Widerruf zuzulaſſen. Aus 
dieſen Gründen erſcheine es .. . richtiger, wegen jeder ſchweren 
Verfehlung gegen den Schenker ein Widerrufsrecht zu geben, 
wenn und ſoweit in ihr nach den Umſtänden des Falles ein 
grober Undank zu erblicken ſei.“ Hiernach gewähren weder die 
Entſtehungsgeſchichte noch auch der Wortlaut und Zweck der 
Vorſchrift des 8 530 Abſ. 1 BGB. einen Anhalt für das vom 
Berufungsgericht in Anlehnung an eine Bemerkung Staudingers 
Bd. II zu 8 530 BGB. aufgeſtellte Erfordernis, es müſſe 
eine Beziehung zwiſchen der von grobem Undank zeugenden 
Handlungsweiſe des Beſchenkten einerſeits und dem Schenkungs⸗ 
akte ſowie deſſen Wohltat andererſeits beſtehen. Erforderlich ift, 
daß die ſchwere Verfehlung einen groben Undank des Beſchenkten 
in ſich ſchließt. Für den Begriff des groben Undanks kommt 
es, wie das RG. (Urteil vom 11. Febr. 05 i. S. Swierkot c. 
Nowroih V 553/04) bereits aus geſprochen hat, objektiv darauf 
an, ob die ſchwere Verfehlung ein gewiſſes Maß erreicht hat. 
Daneben kommt in ſubjekriver Hinſicht auch die Geſinnung in 
Betracht, von der ſich der Beſchenkte bei der die Verfehlung 
emhaltenden Tat leiten ließ. Es kann daher ſehr wohl von 
Bedeutung ſein, ob der Beſchenkte ſich ohne Veranlaſſung 
lieblos gezeigt hat, oder ob er unter dem Eindruck einer ſchweren 
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Reizung ſeitens des Schenkers ſtand. Darüber, ob im Einzelfall 
die Handlungsweiſe des Beſchenkten ſich als grober Undank 
darſtellt, hat der Richter unter Berüdfichtigung aller erheblichen 
Umſtände nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. v. P. c. v. P., 
U. v. 30. Okt. 07, 90/07 IV. — Breslau. 

13. 88 640, 634 Abſ. 3 B68. (Werkvertrag). Auch 
bei nur unbedeutenden Mängeln keine Pflicht zur Abnahme.] 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts, daß das Möbel⸗ 
ſtück wegen dieſes Fehlers nicht abnahmefähig ſei, erachtet die 
Reviſion für rechtsirrtümlich, weil 8 634 Abſ. 3 BGB. die 
Wandlung wegen Mängel, die den Wert oder die Tauglichkeit 
des Werks nur unerheblich mindern, ausſchließe. Dieſe Rüge 
iſt nicht begründet. Abnahmepflicht beſteht nur hinſichtlich 
eines vollſtändig vertragsmäßig hergeſtellten Werks, auch un⸗ 
bedeutende Mängel ſchließen die Verpflichtung zur Abnahme 
aus. Die im erſten Entw. eines BGB. — 8 572 Satz 2 — 
enthaltene Beſtimmung, daß der Beſteller die Abnahme wegen 
eines den Wert oder die Tauglichkeit nur im unerheblichen 
Maße verringernden Mangels nicht verweigern könne, iſt in 
den jetzigen 8 640 BGB. nicht übernommen. Sofern das 
Möbelſtück noch nicht abgenommen iſt, kommt es ſonach darauf, 
ob der vorerwähnte Fehler ein erheblicher Mangel iſt oder nicht, 
überhaupt nicht an. M. c. P., U. v. 1. Nov. 07, 42/07 VII. 
— Berlin. 

14. § 652 ff. BGB. Iſt die Verpflichtung zur Zahlung 
der Mäklergebühr abhängig von der Kenntnis des Auftraggebers 
von der dem Kaufvertrag vorausgegangenen Vermittlungs⸗ 
tätigkeit des Mäklers? Beweislaſt.] | 

Das Berufungsgericht erachtet den Proviſionsanſpruch des 
Klägers für unbegründet, weil der Kläger den Beweis nicht 
erbracht habe, daß die Beklagte beim Abſchluß des Kaufvertrages 
mit dem Hotelbeſitzer O. ſich bewußt geweſen ſei, der Kläger übe 
eine Vermittlertätigkeit für fie aus.... Das Berufungsgericht 
wendet den in der Rechtſprechung des RG. anerkannten Grundſatz, 
daß der Auftraggeber von der Mäklertätigkeit auf glaubhafte 
Weiſe Kenntnis erlangt haben müſſe, wenn der Proviſions⸗ 
anſpruch begründet ſein ſoll, (RG. 31, 289; Bolze, Praxis 
Bd. I Nr. 974, ZW. 1899, 59, 85) auf das feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältnis unrichtig an... Nach der Rechtſprechung iſt der 
leitende Geſichtspunkt der, daß der Auftraggeber in der Lage 
ſein müſſe, bei Beſtimmung des Kaufpreiſes die dem Mäller 
zu zahlende Proviſion zu berückſichtigen. Hierzu genügte aber 
die Mitteilung an den Auftraggeber, daß der Mäkler tätig 
geweſen ſei, und das aus dieſer Mitteilung folgende Bewußtſein 
des Auftraggebers, daß die Mitteilung richtig ſein könne; 
nicht iſt der Nachweis zu fordern, daß der Auftraggeber von 
der Richtigkeit der Mitteilung oder gar von dem Erfolg der 
Tätigkeit des Mäklers überzeugt ſei. Hatte die Beklagte 
Zweifel, ob der Kläger, — ſei es ſelbſt oder durch ſeinen 
Gehilfen, — tätig geworden ſei und zur Herbeiführung des 
Kaufabſchluſſes mitgewirkt habe, ſo hätte ſie bei dem Käufer O. 
nähere Erkundigungen einziehen müſſen. F. 6. N., U. v. 29. Okt. O7, 
81/07 III. — Berlin. 

15. 5 764 BGB. (Differenzgeſchäft).] 

Nach BGB. 8 764 iſt ein auf Lieferung von Waren 
gerichteter Vertrag nicht nur dann als Spiel anzuſehen, wenn 
die Differenz zwiſchen dem Vertragspreis und dem Börſen⸗ 


36. Jahrgang. 


oder Marktpreis der Lieferungszeit als Geſchäftsgegenſtand 
vereinbart iſt. Vielmehr gilt das Gleiche auch dann, wenn 
nur die Abſicht des einen Teiles auf Zahlung der Differenz 
gerichtet war, der andere Teil aber die Abſicht kannte oder 
kennen mußte. H. c. R., U. v. 23. Okt. 07, 4/07 J. — 
Naumburg. 

16. 88 774, 398, 401 BGB. (Art. 16 Abſ. 2 WO.) 
Eintritt des Bürgen in die Rechte des Gläubigers. Abtretung 
der Rechte aus einem proteſtierten Wechſel. Nachindoſſament. 
Analoge Anwendung des $ 401 BGB.] 

Der verſtorbene Ehemann der Klägerin B. hat in einer 
Urkunde vom 26. Mai 1906 der Reichs bankſtelle zu L. gegen⸗ 
über die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für den Eingang aller 
Wechſel übernommen, welche von der Firma Sp. & Cie. bei 
der genannten Stelle diskontiert worden find bezw. noch diskontiert 
werden bis zum Betrage von 100 000 Mark. Unter dieſen 
befanden ſich auch zwei von Sp. & Cie. als Ausſtellerin ge⸗ 
zeichnete, von ihr indoſſierte, der Reichs bankſtelle ausgehändigte 
Akzepte des Beklagten über 7 918 Mark 30 Pf. per 12. Sep⸗ 
tember 1901 und über 7 902 Mark 55 Pf. per 19. September 1901. 
Die Wechſel wurden bei Verfall nicht bezahlt und gingen in 
Proteſt. Die Reichsbank hat in der Folge 32 Prozent der 
Wechſelſumme von Sp. & Cie. erhalten; für den Reſt mit 
10 776 Mark iſt die Reichsbank nach Behauptung der Klägerin 
von ihrem verſtorbenen Manne bezahlt worden, welchem ſie bei 
der Zahlung die Akzepte aushändigte; dieſelben mit Indoſſament 
zu verſehen, hat die Reichsbank abgelehnt. Klägerin ſteht 
auf dem Standpumkt, daß die Rechte der Reichsbank aus den 
Akzepten nach 5 774 BGB. auf ihren Mann übergegangen 
ſeien, als deſſen alleinige Erbin und Rechtsnachfolgerin ſie die⸗ 
ſelben im vorliegenden Prozeſſe geltend macht. Sie hat be⸗ 
antragt, Beklagten zur Zahlung von 10 776 Mark nebſt 6 Prozent 
Zinſen vom 28. März 1903 an zu verurteilen. Die erhobene 
Klage wurde vom OLG. abgewieſen. Der Reviſion wurde aus 
folgenden Gründen ſtattgegeben: Das OLG. nimmt zunächſt 
Stellung gegen die Auffaſſung, welcher das RG., I. ZS., in 
dem Urteile vom 1. März 1905 Rep. I 491/04 (RG. 60, 191) 
Ausdruck gegeben hat. Dort iſt für einen weſentlich gleich ge⸗ 
lagerten Fall ausgeführt, die Anwendung des § 774 Abſ. 1 
BGB. in Verbindung mit der unbeſtrittenen Tatſache, daß B., 
als er der Reichsbank die rechtliche Wechſelſchuld bezahlte, von 
ihr die Wechſel ausgehändigt erhielt, ergebe ohne weiteres, daß 
B. damit in die Rechte der Reichsbank eintrat. Das OLG. 
meint, das RG. habe nach den Worten „ohne weiteres“ zu 
ſchließen, den behaupteten Satz für ſo ſelbſtverſtändlich gehalten, 
daß es der Anführung einer Geſetzesſtelle zu ſeiner Rechtfertigung 
nicht bedürfe. Eine Geſetzesbeſtimmung, welche dieſe Wirkung 
ausſpreche, beſtehe aber nicht und für ſelbſtverſtändlich könne ſie 
nicht angeſehen werden. Das OLG. hat die Worte „ohne 
weiteres“ offenbar mißverſtändlich aufgefaßt. Das RG. hat 
aus dem ihm vorliegenden Sachverhalte, daß der Bürge des 
Ausſtellers den Inhaber des bereits proteſtierten Wechſels be⸗ 
friedigte und darauf hin von ihm den Wechſel vorbehaltlos 
ausgehändigt erhielt, den Schluß gezogen, daß der Bürge damit 
in die Rechte des Inhabers aus dem Wechſel eingetreten iſt 
und zwar ohne weiteres d. h. ohne daß es weiterer Erklärungen 
oder Förmlichkeiten, insbeſondere ohne daß es eines ſogen. Nach⸗ 
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indoſſamentes bedurfte. Das RG. erblickte alſo in dem ihm 
unterbreiteten Sachverhalte eine ſtillſchweigende Zeſſion. Es 
konnte den tatſächlichen Vorgang der Ausfolgung der Wechſel 
nur dahin würdigen, daß darin der Wille der Reichsbank, dem 
ſie befriedigenden Bürgen des Ausſtellers alle Rechte aus dem 
proteſtierten Wechſel zu übertragen, und der Wille des Bürgen, 
dieſe Rechte zu erwerben, zum Ausdruck kam. An dieſer Be⸗ 
urteilung hält das RG. auch für den jetzt vorliegenden Fall 
feſt. Das ſogen. Nachindoſſament, d. h. das nach der Proteſtierung 
eines Wechſels auf denſelben geſetzte Indoſſament (Art. 16 
Abſ. 2 WO.) wirkt nach Art einer Abtretung. Der proteftierte 
Wechſel iſt kein Umlaufpapier mehr: fein Gegenſtand find nun⸗ 
mehr nur noch die durch den Proteſt fixierten Regreßrechte nebſt 
dem Anſpruch gegen den Akzeptanten. Vgl. RG. 55, 325; 
Staub⸗Stranz, WO. Art. 16 Anm. 8; Rehbein, W., 
VII. Aufl. Art. 9— 17, Anm. 23. Dieſe Rechte können aber 
nicht nur durch das Nachindoſſament, ſie können ebenſogut auch 
durch einfache Abtretung (8 398 BGB.) ohne weitere Förm⸗ 
lichkeiten übertragen werden (vgl. RG. a. a. O.). Das Nach⸗ 
indoſſament iſt zwar eine häufige Form, die beabſichtigte Uber⸗ 
tragung zu bewirken, aber keineswegs eine notwendige. Nach 
der Sachlage kann die ohne jeden Vorbehalt vollzogene Aus⸗ 
händigung der Wechſel an B., welcher gemäß 8 774 Abſ. 1 
BGB. jedenfalls in die Rechte der Reichsbank gegen Sp. & Cie. 
eingetreten war, nur dahin ausgelegt werden, daß die Reichs⸗ 
bank damit ihre Anſprüche aus den Wechſeln ſchlechthin an B. 
übertrug. Denn da ſie die Wechſel vorbehaltlos aus der Hand 
gab, konnte ſie ja ihre Rechte gegen den Akzeptanten nicht mehr 
verfolgen. Es kann aber nicht angenommen werden, daß fie 
dieſelben einfach preisgeben wollte und ebenſowenig kann mit 
dem OLG. unterſtellt werden, daß Sp. & Cie. in der Lage 
ſein würden, den Bürgen zu befriedigen, um dann ihrerſeits 
die Rechte gegen den Akzeptanten zu verfolgen. Hätte Sp. & Cie. 
die Wechſel einlöſen können, ſo hätte es der Zahlung des 
Bürgen nicht bedurft. Hiernach muß in Ermangelung entgegen⸗ 
ſtehender Anhaltspunkte das der Sachlage entſprechende als von 
den Beteiligten gewollt angenommen werden, nämlich die Über⸗ 
tragung aller Rechte aus den übergebenen Wechſeln. Der 
Umſtand, daß, wie im vorliegenden Falle feſtgeſtellt, die Reichs⸗ 
bank die Erteilung eines Nachindoſſaments gegenüber B. aus⸗ 
drücklich abgelehnt hat, ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. 
Die Gründe dieſer Weigerung ſind nicht feſtgeſtellt. Die Reichs⸗ 
bank konnte — und zwar mit Recht — der Anſicht ſein, daß 
es neben der Aushändigung der Wechſel dieſer Förmlichkeit zur 
Mbertragung der Rechte aus den Wechſeln nicht bedürfe. Es 
kann zunächſt dahingeſtellt bleiben, ob auch abgeſehen von der 
Abertragung die Rechte gegen den Akzeptanten auf B. über⸗ 
gegangen find und ob hiernach B. auf die Rechte gegen den 
Akzeptanten auch der Reichsbank gegenüber einen Rechtsanſpruch 
hatte. Der Vertreter der Revifionsklägerin macht in dieſer 
Richtung geltend, daß mit der durch die Zahlung des Bürgen 
befriedigten Forderung auch alle mit ihr im Zuſammenhang 
ſtehenden Rechte, (nicht nur eigentliche Nebenrechte) übergegangen 
ſeien (vgl. 8 401 BGB. und RG. 65, 170). In dieſer Be⸗ 
ziehung vermöchte der Senat allerdings nicht der Auffaſſung 
des III. ZS. in dem Urteile vom 13. Oktober 1905 Rep. I 77/05 
beizutreten, wonach ein bloßer Übergang der Wechſelrückgriffs⸗ 
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forderung ohne die prinzipale Forderung gegen den Akzeptanten 
überhaupt nicht möglich ſei, weil jene nur ein unſelbſtändiges 
Nebenrecht zu dieſer bilde. Einer Entſcheidung dieſer von der 
Reviſion angeregten Frage bedurfte es für das vorliegende 
Urteil nicht, da der Senat, wie erwähnt, keinen Zweifel darüber 
hegt, daß die Reichsbank mit der Aushändigung der Wechſel 
auch ihre Rechte gegen den Akzeptanten mit übertrug. Die 
Frage wird aber allerdings dann erheblich werden, wenn der 
Beklagte den von ihm ausweislich des Tatbeſtandes des an⸗ 
gefochtenen Urteils erhobenen Einwand aus § 410 BGB. auf 
rechterhält, und die Klägerin nicht in der Lage iſt, die ur⸗ 
kundliche Abtretungserklärung zu beſchaffen. Das OLG. hat 
über dieſen Einwand noch nicht entſchieden und brauchte nicht 
über ihn zu entſcheiden, da es eine Abtretung des Anſpruchs 
gegen den Akzeptanten überhaupt nicht annahm. Der Senat 
trägt kein Bedenken, der Auffaſſung des VI. ZS. in ſeinem 
Urteil vom 7. Februar 1907 Rep. VI 266/06 (RG. 65, 170 ff.), 
wonach eine ausdehnende und analoge Anwendung des § 401 
BGB. geboten und dem Willen des Geſetzgebers entſprechend 
anzuſehen iſt, beizutreten. Das OLG. hat die gegen den 
Akzeptanten erhobene Klage abgewieſen, weil die Rechte gegen 
denſelben nicht auf die Klägerin übergegangen ſind. Dieſe Er⸗ 
wägung, auf welcher die angefochtene Entſcheidung ausſchließlich 
beruht, iſt rechtsirrtümlich. Das oberlandesgerichtliche Urteil 
unterlag ſonach der Aufhebung. B. c. B., U. v. 16. Okt. 07, 
5/07 I. — Hamburg. N 

17. 5 826 BGB. Der Boykott kann durch die Art, 
wie er ins Werk geſetzt wird, den Charakter einer unerlaubten 
Handlung annehmen.] | 

Die Klägerin betreibt in einem ihr gehörigen, an ber 
Hammerlandſtraße in Hamburg gelegenen Grundſtück eine 
Schankwirtſchaft, deren Beſucher überwiegend den Arbeiterkreiſen 
angehören. Bei den Tanzmuſiken, die fie regelmäßig an Sonn⸗ 
und Feſttagen veranſtaltet, beſchäftigte ſie infolge eines im 
Mai 1905 von ihrem Manne für ſie mit dem Beklagten zu 4 
getroffenen ſchriftlichen Abkommens mehrere Monate hindurch 
Muſiker, die ihr durch dieſen Beklagten zugewieſen wurden; im 
Auguſt 1905 löſte ſie das Vertragsverhältnis und trat mit 
einem andern Mufikerverband in Verbindung. Infolgedeſſen 
erſchienen in der Zeitung „Das Hamburger Echo“ wiederholt 
Bekanntmachungen mit der Unterſchrift: „Zentralverband der 
Zivilmuſiker Deutſchlands, Ortsverwaltung Hamburg, die 
Kommiſſion“, in denen ausgeſprochen war, daß infolge von 
Differenzen das Lokal der Klägerin für geſperrt erklärt werde, 
und die Muſiker gebeten würden, dort nicht eher in Arbeit zu 
treten, bis die Sache von dem Verbande als geregelt erklärt 
ſei. Dem war der Satz beigefügt: „Gewerkſchaften und ſonſtige 
Arbeitervereine erſuchen wir, auf obiges Bezug zu nehmen“. 
Zur gleichen Zeit wurden öfter vor der Wirtſchaft der Klägerin 
an das dort auf der Straße verkehrende Publikum Zettel ver⸗ 
teilt, die oben die Aufſchrift: Zentralverband der Zivilmuſiker 
Deutſchlands, Ortsverwaltung Hamburg und die Unterſchrift: 
„Die Kommiſſion“ trugen und dahin lauteten: „Achtung, 
Arbeitsbrüder. Wegen Nichtanerkennung der Organiſation 
haben wir uns genötigt geſehen, das Lokal „Zur Erholung“, 
Hammerlandſtraße 29 (Inh. L. Soltau) zu ſperren. Wir bitten 
die Arbeiter, uns dadurch zu unterſtützen, daß dieſelben während 
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der Sperre das Lokal meiden.“ Die Beklagten zu 1, 2, 3 
haben ſich, wie zuletzt nicht mehr ſtreitig geweſen iſt, an der 
Einrückung der Zeitungsinſerate und an der Verbreitung der 
Zettel beteiligt, ebenſo iſt unſtreitig, daß die in Rede ſtehenden 
Maßnahmen infolge von Beſchlüſſen der Hamburger Orts⸗ 
verwaltung des mitbeklagten Verbandes ergriffen worden ſind. 
Auf Antrag der Klägerin iſt durch einſtweilige Verfügung bes 
LG. Hamburg vom 19. September 1905 den vier Beklagten 
unter Strafandrohung unterſagt worden, Annoncen des vor⸗ 
ſtehend bezeichneten Inhalts in Zeitungen einrücken zu laſſen 
und Zettel der angegebenen Art zu verbreiten. Zugleich hat 
die Klägerin Klage auf Unterlaſſung dieſer Maßnahmen und 
auf Schadenserſatz in Höhe von 700 Mark erhoben. Das 
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die einſtweilige Verfügung beſtätigt und durch Urteil vom 
16. November 1905 die Beklagten verurteilt, die Einrückung 
der Annoncen und die Verbreitung der Zettel zu unterlaſſen, 
auch den erhobenen Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt. Auf die hiergegen von den Beklagten 
eingewendeten Berufungen hat das Hanſeatiſche DRG. die 
landgerichtlichen Urteile und die einſtweilige Verfügung inſoweit 
aufgehoben, als darin den Beklagten auch verboten war, 
Annoncen zu erlaſſen und Zettel zu verteilen, in denen die 
Muſiker aufgefordert werden, bei der Klägerin nicht in Arbeit 
zu treten, im übrigen ſind die Berufungen zurückgewieſen 
worden. Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen: Der 
von beiden Vorinſtanzen, wenn auch mit verſchiedener Be⸗ 
gründung vertretenen Auffaſſung, daß den Beklagten eine 
rechtswidrige Handlung im Sinne von § 826 BGB. zur Laſt 
falle, iſt beizutreten. Allerdings iſt, wie der jetzt erkennende 
Senat bereits in dem Urteil Rep. VI 497/05 vom 12. Juli 1906 
(RG. 64, 53 flg.) ausgeführt hat, in dem Lohn⸗ und Klaſſen⸗ 
kampf zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern der Boykott 
nicht ein ſchlechthin gegen die guten Sitten verſtoßendes 
unerlaubtes Kampfmittel, und er wird dies auch nicht ohne 
weiteres dadurch, daß dabei von der einen oder anderen Seite, 
insbeſondere von den Arbeitnehmern durch die Preſſe oder ſonſt 
durch Druckſchriften die Unterſtützung weiterer, an dem Streite 
an ſich unbeteiligter Kreiſe angerufen wird; wohl aber kann 
dieſe Maßnahme durch die Art, wie ſie ins Werk geſetzt wird, 
den Charakter einer unerlaubten Handlung annehmen, und eine 
ſolche Sachgeſtaltung liegt hier vor. Die in einem Kampfe der 
bezeichneten Art durch die Preſſe oder durch Verbreitung von 
Flugſchriften an die Bevölkerung eines Ortes oder Bezirks im 
allgemeinen oder doch an große Bevölkerungskreiſe gerichtete 
Aufforderung, für den einen Streitteil Partei zu ergreifen und 
zu deſſen Gunſten auf den Ausgang des Kampfes durch den 
Gegner ſchädigende Maßnahmen tätig einzuwirken, kann nämlich 
nur dann als ſittlich erträglich und daher erlaubt angeſehen 
werden, wenn bei denen, deren Beteiligung an dem Kampfe 
durch ſolche öffentliche Kundgebungen nachgeſucht wird, eine 
ausreichende Kenntnis davon, um was es ſich bei dem Streite 
handelt, und der Umſtände, die zu dieſem geführt haben, vor⸗ 
ausgeſetzt werden darf. Es muß daher in Fällen, wo es ſich 
nicht um Streitfragen allgemeiner Natur oder um ſonſt in dem 
in Betracht kommenden Bezirke bereits allgemein bekannte Ver⸗ 
hältniſſe handelt, von demjenigen, der auf dem bezeichneten 
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Wege an ſich unbeteiligte Kreiſe zu ſeinem Vorteil in den 
Kampf hineinzuziehen unternimmt, verlangt werden, daß er vor 
oder mit den hierauf abzielenden öffentlichen Kundgebungen den 
Sachverhalt wahrheitsgemäß ſoweit klarlegt, daß diejenigen 
Perſonen, an welche er ſich wendet, in die Lage geſetzt werden, 
ſich ein eigenes Urteil in der Sache zu bilden und danach ihr 
Verhalten einzurichten. Als gegen die guten Sitten verſtoßend 
muß es daher betrachtet werden, wenn bei ſolchen Aufforderungen 
ſeitens im Kampf ſtehender Arbeitnehmer unternommen wird, 
in öffentlichen Kundgebungen durch allgemeine, auf das 
Solidaritätsgefühl der Arbeiter berechnete Schlagworte dieſe 
wider den Gegner aufzureizen und zu einem dieſem nachteiligen, 
insbeſondere ihn an ſeinem Vermögen ſchädigenden Verhalten 
zu veranlaſſen. In dieſer Weiſe aber find die Beklagten vor⸗ 
gegangen. (Wird dargelegt.) L. u. Gen. c. S., U. v. 14. Okt. 07, 
508/06 VI. — Hamburg. 

18. 8 930 BGB. Zuläſſigkeit eines erſt in der Zukunſt 
wirkſamen Befitzkonſtituts.] 

Es war zu prüfen, ob ein wirkſames Beſitzkonſtitut (5 930 
BGB.) vorliegt. Im 8 2 des Vertrags vom 18. Mai 1905 
iſt beſtimmt, daß die Klägerin die gekauften Sachen den Ver⸗ 
käufern, Eheleuten Sch., mietweiſe beläßt; das Mietverhältnis 
iſt bezüglich des Betrages und der Berichtigung des Mietzinſes, 
wie in ſonſtiger Hinſicht, näher geregelt. Dieſe Vertrags⸗ 
beſtimmung war an ſich geeignet, der Klägerin den mittelbaren 
Befitz (5 868 BGB.) zu verſchaffen und ſomit die zur Eigen⸗ 
tumsübertragung erforderliche Mbergabe zu erſetzen. Voraus⸗ 
ſetzung war aber nach 8 930 BGB. auch hier, daß die Ehe⸗ 
leute Sch. ſelbſt bereits Eigentümer und Beſitzer der Sachen 
waren. Da dies nicht der Fall war, ſo kann in jener Ab⸗ 
machung allerdings ein alsbald wirkſamer AÜbergabeerſatz 
nicht gefunden werden. Rechtlich denkbar iſt es aber (vgl. 
RG. 56, 52), daß ſich die gegenwärtige Willenseinigung der 
Beteiligten dergeſtalt auf die Zukunft richtet, daß von dem 
Zeitpunkte des ſpäteren Beſitzerwerbes des Veräußerers an 
dieſer als Mieter des Erwerbers beſitzen ſoll; in ſolchem Falle 
würde bei entſprechendem Verhalten das Beſitzkonſtitut mit 
dem gedachten Zeitpunkt in Wirkſamkeit treten, d. h.: den 
Eigentumsübergang nach § 930 zur Folge haben. Von ſelbſt 
verſteht ſich freilich unter den Umſtänden der vorliegenden Art 
jene in die Zukunft zielende Willensrichtung keineswegs; ſie 
muß, wie der erkennende Senat bereits in dem vorhin an⸗ 
gezogenen Urteil ausgeführt hat, ſei es auch ſtillſchweigend, 
vereinbart ſein. Daß ſolche Vereinbarung bei Abſchluß des 
Vertrags vom 18. Mai 1905 zwiſchen den Eheleuten Sch. und 
der Klägerin ſtattgefunden habe, iſt vom Berufungsgerichte 
zwar verneint worden, indes mit ungenügender Begründung. 
(Wird dargelegt.) A.⸗B. z. L. c. H., U. v. 11. Okt. 07, 
150/07 VII. — Frankfurt a. M. 

Zivilprozeßordnung. 

19. S 301 ZPO. Vorausſetzungen des Teilurteils.] 

Durch Teilurteil iſt der Widerkläger mit ſeiner Wider⸗ 
klageforderung in Höhe von 2600 Mark nebſt Zinſen abgewieſen. 
Mit der Reviſion iſt der Erlaß des Teilurteils als prozeſſualiſch 
unzuläſſig gerügt. Die Rüge erſcheint begründet. Ein Teil⸗ 
urteil konnte — trotz des gemeinſchaftlichen Antrages beider 
Parteien — gemäß § 301 ZPO. erſt erlaſſen werden, wenn ein 
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klagend oder widerklagend geltend gemachter Anſpruch oder ein 
beſtimmter Teil eines ſolchen Anſpruchs zur Endentſcheidung reif 
war. Hier war die Klageforderung grundſätzlich und der Höhe 
nach beſtritten. Die widerklagend geltend gemachte Forderung 
war an ſich unbeſtritten, aber es war ihr ein Teil der Klage⸗ 
forderung aufrechnungsweiſe entgegengeſetzt te. Das 
Teilurteil ſetzt voraus, daß genau feſtſtehen muß, über welchen 
Teil des Anſpruchs entſchieden worden iſt. Deshalb kann ein 
Teilurteil nicht in der Weiſe erlaſſen werden, daß bei einer 
Forderung, die ſich aus einer Reihe von Einzelforderungen 
oder einzelnen Poſten zuſammenſetzt, lediglich feſtgeſtellt wird, 
der Beklagte ſchulde einen beſtimmten Betrag. Es muß 
vielmehr erkennbar gemacht werden, über welchen Poſten ent⸗ 
ſchieden wird, und es gehört zur Spruchreife, daß eine Endent⸗ 
ſcheidung (über einen Teil) erlaſſen werden kann, für die die 
künftige Entſcheidung über den anderen Teil ohne Belang iſt. 
Dasſelbe gilt von dem Teilurteile bezüglich der Widerklage, 
wenn der Kläger ſeine Forderung vorſorglich zur Aufrechnung 
benutzt hat. H. c. S., U. v. 22. Okt. 07, 200/07 II. 
— Düſſeldorf. | 

20. 8 536 ZPO. Reformatio in pejus.] 

Der erſte Richter hatte nach erhobenem Zeugenbeweiſe auf 
einen über die Klagetatſache zugeſchobenen Eid für den Be⸗ 
klagten erkannt. Im Fall der Eidesleiſtung ſollte der Kläger 
abgewieſen werden, im Fall der Eidesweigerung wurde der 
Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die von 
dem Kläger mit dem Antrage, den Klageanſpruch unbedingt 
dem Grunde nach für berechtigt zu erklären, eingelegte Berufung 
iſt nach weiterer Beweisaufnahme mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen worden, daß der dem Beklagten auferlegte Eid in 
Fortfall kommt und der Kläger unbedingt mit ſeiner Klage 
abgewieſen wird. Die Reviſion fand hierin eine unzuläſſige 
reformatio in pejus. Ihr iſt ſtattgegeben worden aus folgenden 
Gründen: Nach 8 536 ZPO. darf das Urteil I. Inſtanz vom 
Berufungsgericht nur inſoweit abgeändert werden, als eine Ab⸗ 
änderung beantragt iſt. Dieſe Beſtimmung enthält das Verbot 
der reformatio in pejus, d. h. der Abänderung eines Urteils 
zum Nachteil derjenigen Partei, die allein das Rechtsmittel 
dagegen ergriffen hat. In dieſem Sinne und in dieſer Be⸗ 
grenzung iſt die Vorſchrift eine zwingende, und wenn das RG. 
in einem Falle an Stelle des Berufungsrichters erkennend, durch 


8 536 a. a. O. ſich nicht gehindert geſehen hat, eine ſchwur⸗ 


pflichtige Partei, ohne einen darauf gerichteten Antrag von der 
Eidesleiſtung zu befreien und unbedingt fo zu erkennen, wie im 
Fall der Eidesleiſtung zu erkennen war (RG. 15, 308), und 
wenn in einem andern Falle (RG. 44, 366) die Beſeitigung eines 
in I. Inſtanz auferlegten Eides vom RG. gebilligt wurde, ſo 
lag doch in beiden Fällen die Sache ſo, daß eine Benachteiligung 
der betreffenden Berufungskläger mit Grund verneint werden 
konnte, da im erſten Fall die die Berufung verfolgende Partei 
ſelbſt durch ihre veränderte Rechtsverteidigung den in I. Inſtanz 
den Klägern auferlegten Eid überflüſſig gemacht hatte, während 
im zweiten Fall die Entſcheidung, ſoweit ſie für den Berufungs⸗ 
Häger nachteilig ausfiel, nicht auf Beſeitigung des in 
I. Inſtanz dem Gegner auferlegten Eides beruhte, inſoweit viel⸗ 
mehr durch Verſtattung des Berufungsklägers zum Erfüllungs⸗ 
eide zugunſten des letzteren erkannt worden war, wodurch zugleich 
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die Beibehaltung des in I. Inſtanz erkannten Eides ſich als 
eine logiſche Unmöglichkeit erwies. Weder aus dieſen Urteilen, 
noch aus dem Urteil RG. 22, 3, — welches die Abweiſung der 
Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges billigte, 
obwohl in I. Inſtanz über einen Teil des Anſpruchs auf einen 
Eid zugunſten des Klägers erkannt war, nur der Kläger Be⸗ 
rufung eingelegt, und der Beklagte unter Erhebung des Ein⸗ 
wandes der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges nur die Zurück⸗ 
weiſung der Berufung beantragt hatte, — kann ein allgemeiner 
Satz des Inhalts entnommen werden, daß der Berufungsrichter 
befugt ſei, ohne einen darauf gerichteten Rechtsmittelantrag 
einen in I. Inſtanz auferlegten richterlichen oder Parteieid zu 
beſeitigen, falls er denſelben für unerheblich oder das Gegenteil 
der durch Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides feſtzuſtellenden 
Tatſache für voll bewieſen erachtet. Demgemäß hat auch das 
RG. in wiederholten Entſcheidungen (RG. 29, 426; 49, 381; 
Gruchots Beitr. 39, 446) durch jene Urteile ſich nicht gehindert 
geſehen, die Beſeitigung eines in I. Inſtanz auferlegten Eides 
in der Berufungsinſtanz, weil zum Nachteile der Berufung ver⸗ 
folgenden Partei gereichend, als Verſtoß gegen S 536 ZPO. 
zu erachten, und zwar auch dann, wenn die zur Beſeitigung 
des Eides führende Überzeugung des Berufungsgerichts auf 
einer erſt in II. Inſtanz ſtattgehabten Beweiserhebung beruht 
(Gruchot 39, 446). So liegt der Fall auch hier, und es 
würde der Anrufung der Ver ZS. bedürfen, wenn im vorliegenden 
Fall die Beſeitigung des dem Beklagten auferlegten Eides zum 
Nachteil des Klägers gebilligt werden ſollte. Eine Veranlaſſung 
hierzu iſt aber nicht gegeben, da in Übereinſtimmung mit jenen 
Urteilen die Umwandlung einer durch Eid bedingten Verurteilung 
oder Klageabweiſung in eine unbedingte als eine Verſchlechterung 
der Rechtslage derjenigen Partei angeſehen werden muß, der 
aus der Leiſtung oder Nichtleiſtung des dem Gegner auferlegten 
Eides eine günſtigere Entſcheidung erwachſen würde. Eine all⸗ 
gemeine Befugnis, ungeſetzliche oder unnötige Eides auflagen 
auch ohne Parteiantrag zu beſeitigen, iſt dem Berufungsgericht 
in der ZPO. nicht erteilt, und hat ihm, wie die geſetzgeberiſchen 
Verhandlungen ergaben, nicht erteilt werden ſollen. (Vgl. Hahn, 
Materialien uſw. 1, 351; 2, 951.) Hiernach hat der Berufungs⸗ 
richter, indem er unter Beſeitigung des dem Beklagten auf⸗ 
erlegten Eides unbedingt auf Abweiſung des Klägers erkannte, 
ohne daß von ſeiten des Gegners ein entſprechender Antrag 
geſtellt war, das erſte Urteil zum Nachteil des Berufungsklägers 
geändert und dadurch gegen 8 536 ZPO. verſtoßen. M. c. B., 
U. v. 16. Ott. 07, 567/06 V. — Poſen. 

21. 58 646 Abſ. 1, 680, 684 ZPO. Wegfall der 
Legitimation des Antragsberechtigten nach dem Erlaß des Ent⸗ 
mündigungsbeſchluſſes iſt für die Anfechtungsklage unbeachtlich. 

Der Kläger wurde auf Antrag der Beklagten, ſeiner da⸗ 
maligen Ehefrau, durch Beſchluß des AG. vom 31. März 
1905 wegen Verſchwendung und Trunkſucht entmündigt. Der 
Beſchluß wurde dem Kläger am 1. April 1905 zugeſtellt. 
Die Ehe der Parteien wurde durch Urteil des LG. vom 
13. Februar 1905 geſchieden; dieſes Urteil wurde am 14. April 
1905 rechtskräftig. Mittels der am 27. April 1905 der Be⸗ 
klagten zugeſtellten Klage focht der Kläger den Entmündigungs⸗ 
beſchluß an. Die Reviſion (des Klägers) verſtellt zur recht⸗ 
lichen Nachprüfung, ob die Entmündigung noch ergehen durfte, 
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nachdem die Ehe der Parteien rechtskräftig getrennt war, und 
die Beklagte dadurch ihr Antragsrecht verloren gehabt hätte. 
Die Paſſivlegitimation der Beklagten für den Anfechtungs⸗ 
prozeß iſt indes vom Berufungsgericht mit Recht angenommen. 
Allerdings darf gemäß § 680 ZPO. der wegen Verſchwendung 
oder Trunkſucht vom AG. ergehende Entmündigungsbeſchluß 
nur auf Antrag erlaſſen werden. Demgemäß mag das Ver⸗ 
fahren vom AG. einzuſtellen ſein, wenn in dem vor ihm 
ſchwebenden Verfahren der Antragſteller ſtirbt oder diejenige 
Eigenſchaft verliert, die ihn zum Antrage befähigt, ſo ins⸗ 
beſondere wenn die Ehe geſchieden wird, nachdem die Ehefrau 
den Antrag geſtellt hat (SS 680 Abſ. 3, 646 Abi. 1 RD). 
Anders verhält es ſich aber, nachdem einmal der Entmündigungs⸗ 
beſchluß vom AG. erlaſſen iſt. Die hiergegen erhobene An⸗ 
fechtungsklage hat nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. 
zum Ziele die Bekämpfung der Rechtmäßigkeit des Ent⸗ 
mündigungsbeſchluſſes zur Zeit ſeiner Erlaſſung. Schon 
nach dieſem allgemeinen Grundſatze haben im Anfechtungs: 
verfahren Tatſachen, die auf das urſprünglich begründete An⸗ 
fechtungsrecht nachträglich abändernd eingewirkt haben, un⸗ 
berückſichtigt zu bleiben, ſofern ſich nicht im Einzelfalle aus 
dem Geſetze ein anderes ergibt. Des beſonderen beſtätigt aber 
auch der Inhalt des 8 684 Abſ. 3 ZPO., daß ein nach dem 
Erlaß des Entmündigungsbeſchluſſes eingetretener Wegfall der 
Legitimation des Antragsberechtigten unbeachtlich zu bleiben 
hat. Denn hier iſt formal durchgreifend beſtimmt, daß die 
Klage gegen denjenigen zu richten iſt, welcher die Ent⸗ 
mündigung beantragt hatte. Danach bleibt die Paſſiv⸗ 
legitimation der Beklagten unabänderlich gegeben, wenn ſie nur 
für das Vorverfahren legitimiert war. Dem liegt erſichtlich 
der Gedanke zugrunde, daß die eimnal auf Grund rechtmäßigen 
Antrags im amtsgerichtlichen Verfahren ausgeſprochene Ent⸗ 
mündigung nicht hinterher lediglich deshalb in Frage geſtellt 
werden darf, weil ſich demnächſt die Antragsberechtigung ge⸗ 
ändert hat. Daß dies die prinzipielle Auffaſſung des Geſetzes 
iſt, ergibt der weitere Inhalt eben dieſer Geſetzesvorſchrift. 
Hiernach iſt, falls der Antragſteller verſtorben, oder ſein 
Aufenthalt unbekannt oder im Auslande iſt, die Anfechtungs⸗ 
klage gegen den StA. zu richten. In dieſem Falle iſt die 
Antrags berechtigung durch den Wegfall bezw. die Behinderung 
ihres Subjekts aufgehoben oder ihre Ausübung erſchwert. 
Dennoch wird das Verfahren nicht hinfällig, ſondern fortgeleitet 
und zur praktiſchen Durchführung an Stelle des weggefallenen 
oder behinderten Subjekts ausnahmsweiſe der StA. die Partei⸗ 
rolle zugemeſſen. Die Paſſivlegitimation der Beklagten iſt nach alles 
dem gegeben. (Zuſtimmend Gaupp⸗Stein ZPO. 8./9. Aufl. Bem. II 
zu 8 684). B. c. B., U. v. 30. Okt. 07, 303/07 IV. — Stettin. 

22. 88 1040, 1041 ZPO. Welche Wirkung hat die 
Vereinbarung: es ſtehe im freien Belieben eines Kontrahenten, 
ſich einem Schiedsſpruch zu unterwerfen oder nicht zu unterwerfen ?] 

In einem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag 
iſt im 8 13 Abſ. 1 folgendes beſtimmt: „Entſtehen mit bezug 
auf dieſen Vertrag und die hierdurch bedingten Rechtsverhältniſſe 
Differenzen oder Streitigkeiten irgend welcher Art zwiſchen den 
Kontrahenten, ſo ſoll zunächſt der Verſuch gemacht werden, 
dieſelben durch ein Schiedsgericht zu ſchlichten.“ Der Abſ. 2 
regelt die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts, und der Abſ. 3 
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beſtimmt: „Nach ergangenem Schiedsſpruch haben ſich die 
Parteien innerhalb zweier Wochen zu erklären, ob ſie ſich 
dem Schiedsſpruch unterwerfen oder nicht. Demjenigen, welcher 
den Schiedsſpruch nicht anerkennt, ſteht es frei, den ordentlichen 
Rechtsweg innerhalb eines Monats nach der Verkündigung des 
Schiedsſpruchs zu beſchreiten. Gegen den Spruch des 
Schiedsgerichts hat die Klägerin mittels der gegenwärtigen 
Klage, unter Innehaltung der vertragsmäßig beſtimmten Friſt, 
die Entſcheidung des ordentlichen Gerichts angerufen. Die 
Vorinſtanzen hoben den zugunſten der Beklagten lautenden 
Schiedsspruch auf und erkannten für Klägerin. — Die Reviſion 
der Beklagten wurde mit folgender Begründung zurückgewieſen: 
Nach 8 1040 3. hat der Schiedsſpruch unter den Parteien 
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils; nur 
in den durch S 1041 beſtimmten Fällen kann mit Klage vor 
den ordentlichen Gerichten die Aufhebung des Schiedsſpruchs 
gefordert werden. Ein freies Belieben der Parteien, ſich dem 
Schiedsſpruche zu unterwerfen oder nicht zu unterwerfen, iſt 
mit der zwingenden Vorſchrift des § 1040 nicht vereinbar. 
Wird gleichwohl durch den Vertrag ſolches Belieben den 
Parteien eingeräumt und wird ihnen, auch außerhalb der 
Vorausſetzungen des § 1041, geſtattet, ſei es auch nur in 
beſtimmter Friſt, gegen den Schiedsſpruch die Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte anzurufen, ſo iſt ein rechtswirkſamer 
Schiedsvertrag nicht vorhanden (JW. 94, 56%). Mit 
Recht hat hiernach die Reviſion aus den Beſtimmungen in 
§ 13 des Vertrages die Folgerung hergeleitet, daß der Ver⸗ 
trag, inſoweit er als Schieds vertrag vereinbart iſt, der Rechts⸗ 
gültigkeit entbehrt. Unrichtig aber iſt der weitere Schluß der 
Reviſion, daß danach die auf Aufhebung des Schiedsſpruchs 
gerichtete Klage von vornherein hätte abgewieſen werden müſſen. 
Zwei Auffaſſungen find möglich: Entweder iſt die Vorſchrift 
des S 1041 Ziffer 1 ZPO. wonach die Aufhebung des 
Schiedsſpruchs beantragt werden kann, wenn das Verfahren 
unzuläſſig war, auch auf den Fall zu beziehen, wenn ein 
ſchiedsgerichtliches Verfahren, wie hier, mangels eines rechts⸗ 
gültigen Schiedsvertrags überhaupt nicht hätte ſtattfinden 
dürfen; dann findet der auf Aufhebung des Schiedsſpruchs 
gerichtete Teil des Klageantrags, dem unter I der landgericht⸗ 
lichen Urteilsſormel entſprochen worden iſt, ſeine Rechtfertigung 
eben in 5 1041 a. a. O. Oder die gedachte Vorſchrift ſetzt 
einen an ſich gültigen Schiedsvertrag voraus und bezieht ſich 
auf den hier nicht vorliegenden Fall, daß im Rahmen dieſes 
Vertrags ein aus anderen Gründen unzuläſſiges Verfahren vor 
dem Schiedsgerichte ſtattgefunden hat; dann kann allerdings 
der 8 1041 auf den gegenwärtigen Fall nicht zur Anwendung 
kommen, die „Aufhebung“ des nach der eigenen und richtigen 
Meinung der Reviſion nichtigen Schiedsſpruchs hat dann eben 
nur die Bedeutung, daß auch der äußere Schein ſeines Be⸗ 
ſtehens beſeitigt wird. Die von der Reviſion gerügte Verletzung 
der 88 1040, 1041 ZPO. iſt ſonach weder bei dieſer noch 
bei jener Auffaſſung vorhanden. Auch iſt in beiden Fällen 
aus den beſtehenden Geſetzen kein Bedenken dagegen zu ent⸗ 
nehmen, daß mit dem Antrag auf Aufhebung des Schieds⸗ 
ſpruchs der Antrag auf Entſcheidung in der Sache jelbft 
verbunden worden iſt, und daß dementſprechend die Vorinſtanzen 
mit jener Aufhebung dieſe Entſcheidung verbunden haben .. (Es 
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folgt die materielle Prüfung der Streitpunkte.) F. Elektrizitäts⸗ 
werke c. F., U. v. 21. Olt. 07, 375/07 VII. — Jena. 

Verſicherungsrecht. 

23. Urſächlicher Zuſammenhang.] 

Der Erblaſſer der Klägerin war bei der beklagten Geſell⸗ 
ſchaft gegen Unfall verſichert. Nach § 1 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen wird die Verſicherung gewährt „gegen die Folgen 
von Unfällen, inſofern durch dieſelben für ſich allein und nicht 
beeinflußt durch irgendwelche, mit dem Unfall nicht in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhange ſtehende Krankheiten oder andere Umſtände 
der Tod oder die Arbeits- bezw. Erwerbs⸗ (Dienſt⸗) unfähigkeit 
verurſacht worden iſt.“ Die Klage auf Zahlung der policemäßigen 
Eniſchädigung wurde in den Vorinſtanzen abgewieſen. Das RG. 
beſtätigte aus folgenden Gründen: Der Berufungsrichter ſtellt 
feſt, daß der Verſicherte an dem Tage des Sturzes, nämlich 
am 30. Januar 1901, bereits an tabes dorsalis gelitten habe, 
daß die Krankheit aber in den allererſten Stadien der Entwicklung 
ſich befunden habe und vielleicht noch lange latent und ſtationär 
geblieben wäre, ohne auf die Erwerbsfähigkeit des Verſicherten 
einen Einfluß auszuüben, daß ſonach deſſen plötzliche Erwerbs⸗ 
unfähigkeit durch eine traumatiſche Steigerung der tabes 
infolge des Sturzes herbeigeführt worden ſei. Er nimmt aber 
auch weiter an? daß der Unfall an und für ſich nicht zur 
Erwerbsunfähigkeit des Klägers geführt haben würde, wenn 
nicht die tabes vorhanden geweſen wäre, und gelangt zu dem 
Ergebnis, daß der Zuſtand des Verſicherten nicht durch den 
Unfall allein verurſacht worden ſei, ſondern nur in deſſen 
Verbindung mit bereits beſtehender tabes, alſo beeinflußt durch 
dieſe Krankheit, und daß daher gemäß § 1 der Bedingungen 
der Verſicherungsfall nicht gegeben ſei. Dieſe Ausführung iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Wenn die Beklagte nach dem 
unzweideutigen Wortlaut ihrer Bedingungen, welche die Grundlage 
des Verſicherungsvertrages bilden, nicht haften will, ſofern zu 
dem ſchadenbringenden Zuſtande ein von dem Unfall unabhängiger 
Umſtand, insbeſondere Krankheit, mitgewirkt hat, fo iſt die 
Anwendung dieſer Beſtimmung auf einen Fall nicht zu miß⸗ 
billigen, in welchem lediglich eine bereits in dem Körper des 
Verſicherten ſchlummernde ſchwere Krankheit den ungünſtigen 
Verlauf der Sache herbeigeführt hat, während ohne dieſe 
Krankheit das als Unfall gekennzeichnete Ereignis weitere 
Folgen nicht gehabt haben würde. Es iſt richtig, daß eine 
ſtreng wörtliche Auslegung der in der Police gegebenen 
Definition des Unſalles zu einer mit dem Verſicherungszweck 
unvereinbaren Einſchränkung der Haftpflicht führen würde. 
Andererſeits iſt eine Auslegung zu verwerfen, die auf eine 
Beſeitigung der nun einmal gezogenen Grenze der Haftung 
hinauslaufen würde. Auf die Umſtände des Einzelfalles wird 
es ankommen, ob noch geſagt werden kann, daß der Unfall die 
alleinige, im weſentlichen nicht durch ſonſtige mitwirkende 
Urſachen beeinflußte Urſache des Todes oder der Invalidität 
des Verletzten geweſen ſei. Dies iſt ſchon in dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 19. Februar 1907 (VII. 200. 06) 
ausgeführt, in welchem es ſich darum handelte, ob bei vor dem 
Unfall vorhandenem Krebsleiden dieſes als die den Verſicherungs⸗ 
fall ausſchließende Miturſache des Todes des Verſicherten zu 
betrachten ſei. Der Berufungsrichter hatte die Frage bejaht, 
und dem iſt der Senat gefolgt, indem darauf hingewieſen 
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wurde, daß der getroffenen Entſcheidung nicht andere Scheinbar 
abweichende Entſcheidungen entgegengehalten werden könnten; 
das Urteil ſei nach Lage des einzelnen Falles zu ſprechen. 
Findet ſich daher in einer Reihe von Urteilen der Ausſpruch, 
daß der Unfall als die direkte und ausſchließliche Urſache des 
Todes oder der Erwerbsunfähigkeit auch dann bezeichnet werden 
könne, wenn durch Alter, allgemeine Kränklichkeit, Schwäche 
einzelner Organe und andere im Laufe der Verſicherungsperiode 
eingetretene natürliche Zuſtände eine beſondere Empfänglichkeit 
des Körpers für die nachteiligen Einwirkungen des Unfalls 
vorhanden geweſen ſei (vgl. das Urteil vom 12. Februar 1907 
— VII. 198. 06 — und die dort angeführten weiteren Urteile), 
ſo hat damit keine überall und gleichmäßig zu beachtende 
Regel aufgeſtellt werden ſollen. Im gegenwärtigen Prozeſſe 
liegt die Sache ſo, daß erſt die Krankheit, die tabes dorsalis, 
dem Unfall das Gepräge eines ſchadenbringenden Ereigniſſes 
gegeben hat. Wollte man hier den Unfall trotz der Beſtimmung 
in der Police die Bedeutung der alleinigen Urſache der 
eingetretenen nachteiligen Folgen beimeſſen, ſo würde man jene 
Beſtimmung überhaupt ausſchalten. Darum verſagt der gegen 
die Auslegung des 8 1 der Bedingungen gerichtete Reviſions⸗ 
angriff. S. c. K. U. Aktiengeſellſchaft, U. v. 22. Okt. 07, 
24/07 VII. — Darmſtadt. 

24. Urſächlicher Zuſammenhang. 
Narkoſe für die Operation.] 

Inſoweit die Reviſion rügt, daß der Berufungsrichter zu 
Unrecht den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Unfall, 
den der Verſicherte im März 1905 erlitten hat, und dem darauf 
eingetretenen Tode angenommen habe, erſcheint ſie nicht 
begründet. Es iſt unangefochten und unanfechtbar feſtgeſtellt, 
daß der Sturz vom Wagen die Vornahme einer Operation, 
nämlich die Repofition des Hüftgelenks, in der Narkoſe 
bedingte. Die Narkoſe war durchaus erforderlich, um die 
Folgen des Unfalls zu beſeitigen. Daß dei Anwendung des 
Chloroforms irgend ein Kunſtfehler von den behandelnden 
Arzten begangen worden wäre, iſt nicht erſichtlich und auch 
von der Beklagten ſelbſt nicht behauptet. Auch dafür liegt 
nichts vor, daß die tödliche Wirkung der Narkoſe auf eine 
regelwidrige Körperbeſchaffenheit des Verletzten zurückzuführen 
ſei. Man kann nur ſagen, daß er nicht mehr die genügende 
Widerſtandsfähigkeit beſeſſen habe, um den Einfluß des Be⸗ 
täubungsmittels zu überwinden. Unter dieſen Umſtänden läßt 
ſich nicht mit der Reviſion annehmen, daß der Tod durch die 
Narkoſe als eine ſelbſtändig wirkende Bedingung verurſacht 
worden ſei, daß alſo mit ihr eine neue Kauſalitätsreihe begonnen 
habe. Die Narkoſe war das durch den Unfall unabweis bar 
gewordene Mittel, ohne welches die Verletzung nicht behoben 
werden konnte. Sie bildete die notwendige Vorbereitung für 
die ſich aus dem Unfall ergebenden operativen Maßnahmen 
und kann für die hier zu beantwortende Frage des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs nicht anders beurteilt werden, wie dieſe felbit. 
Verlaufen ſie einſchließlich der vorangegangenen Narkoſe un⸗ 
günſtig, ohne daß beſondere Tatſachen für einen ſolchen Verlauf 
zu ermitteln wären, ſo iſt es allein der Unfall, der als Urſache 
des Ablebens des Verletzten in Betracht kommt. Daß dies 
dem Sinne der Verſicherungs bedingungen entſpricht, ergibt ſich 
aus dem Hinweiſe auf hinzutretende oder ſchon beſtehende 
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Krankheiten (der § 3 ſpricht von der Komplikation mit 
anderen Urſachen), die eine Erſatzpflicht ausſchließen oder be⸗ 
ſchränken ſollen. Nur ungewöhnliche, außer der Berechnung 
liegende Vorkommniſſe, welche die durch den Unfall in Bewegung 
geſetzte Kette der Ereigniſſe ungünſtig beeinfluſſen, ſollen als 
mitwirkende Urſachen gelten. Eine lediglich mißglückte Operation 
gibt der Beklagten nicht das Recht, die Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme zu verweigern. S. U. Akt.⸗Geſ. c. M., 
U. v. 25. Okt. 07, 26/07 VII. — Naumburg. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

25. S 4 PatG. (88 935 ff. ZPO.) Einſtweilige Vers 
fügung zum Schutz gegen die Bezichtigung einer Patentverletzung. 
Was iſt glaubhaft zu machen 7 

Die Frage, ob derjenige, welcher gegenüber der Bezichtigung 
einer Patentverletzung den Schutz des Richters durch einſt⸗ 
weilige Verfügung nachſucht, glaubhaft zu machen hat, daß 
ihm die behauptete Patentverletzung nicht zur Laſt fällt, oder 
ob es genügt, wenn er nur die Tatſache der Bezichtigung 
geltend macht, iſt in der Literatur beſtritten. Zugunſten der 
letzteren Auffaſſung wird ausgeführt, daß grundſätzlich nach 
dem Prinzip der Gewerbefreiheit davon auszugehen ſei, daß 
jeder ſeine gewerbliche Tätigkeit frei ausüben könne, und daß 
daher derjenige, welcher eine Beſchränkung derſelben durch ein 
ihm zuſtehendes Schutzrecht behauptet, deſſen Vorhandenſein 
glaubhaft zu machen habe. (Vgl. insbeſondere Kant, PatG. 
8 4 Nr. 487.) Dieſe Anſicht, welche ſich auch auf ältere Er⸗ 
kenntniſſe berufen kann, iſt jedoch in dem Urteil des Senats 
vom 24. Februar 1904 Rep. I 458/03 (vgl. Pat Muſtgeich Bl. X, 
293 ff.) abgelehnt, und der Senat hat bei nochmaliger Prüfung 
der Frage ſich nicht veranlaßt geſehen, von der zuletzt ver⸗ 
tretenen Auffaſſung abzugehen. Wer eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung nachſucht, hat ihre tatſächlichen Vorausſetzungen glaub⸗ 
haft zu machen. Er hat, wenn er wie im vorliegenden Falle, 
die Wahrung ſeines Rechtsfriedens, ſeiner ungeſtörten gewerb⸗ 
lichen Betätigung beanſprucht, nicht nur die Störung ſondern 
auch weiter glaubhaft zu machen, daß der Störende 
unberechtigterweiſe in ſeinen Gewerbebetrieb eingreift. 
Gegenüber der Tatſache, daß der letztere ſich auf eine lex 
specialis, fein Patentrecht, beruft, kann der allgemeine Hinweis 
auf das Prinzip der Gewerbefreiheit nicht genügen. Aber 
auch die Tatſache, daß Beklagte ſelbſt für ſich ein Patent, und 
zwar ein ſpäteres Patent als das der Klägerin nunmehr ges 
hörige, erworben hat, kann dieſe Glaubhaftmachung nicht er⸗ 
ſetzen, da das Patentamt bei Erteilung eines neuen Patentes 
die Frage der Abhängigkeit desſelben von einem früheren 
Patente nicht zu entſcheiden hat. B. c. H., U. v. 19. Okt. 07, 
578/07 I. — Berlin. 

Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. 

26. § 20. Anzuwendende Grundſätze für Prüfung der 
Verwechſelungsgefahr.] 

Es geben diejenigen Ausführungen des Berufungsgerichts 
zu rechtlichen Bedenken Anlaß, wodurch die Gefahr einer Ver⸗ 
wechſelung der von den Parteien auf ihren Säcken benutzten 
Zeichen verneint iſt. Bei Prüfung der Verwechſelungsgefahr 
iſt das Berufungsgericht von einer genaueren Betrachtung 
beider Zeichen ausgegangen und es hat hierbei die Anordnung 
der Umſchriften und deren Inhalt von vornherein bei der Ver⸗ 
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gleichung ausgeſchieden und ſich im weſentlichen auf eine Ver⸗ 
gleichung des hauptſächlichſten Beſtandteils beider Zeichen, 
nämlich des fünfzackigen Sterns mit dem Worte Sternmarke 
in dem klägeriſchen Warenzeichen und des vierzackigen Sterns 
mit den vier Punkten in dem Warenzeichen der Beklagten be⸗ 
ſchränkt. Nun kann zwar nach der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des erkennenden Senats ein einzelner Beſtandteil eines Waren⸗ 
zeichens aus dieſem oder jenen Grunde ſo vorherrſchen und eine 
ſo hervorragende Bedeutung haben, daß dadurch der Geſamt⸗ 
eindruck des Warenzeichens beſtimmt wird. Dies darf jedoch, 
da nur das Geſamt bild das Entſcheidende iſt, nicht dazu 
führen, von vornherein bei der Vergleichung zweier Zeichen die 
Kennzeichnung in Haupt: und Nebenbeſtandteile zu zerlegen; 
vielmehr können auch diejenigen Teile eines Warenzeichens, 
welche an und für ſich und bei genauer Betrachtung als 
nebensächlich erſcheinen, durch die Art ihrer Anordnung, Um⸗ 
ſchrift u. dgl. im Zuſammenhalt mit dem übrigen Inhalte des 
Zeichens dazu beitragen, den Geſamteindruck zu beſtimmen 


und damit die Gefahr einer Verwechſelung zu begründen oder 


zu erhöhen. Nicht ohne alle Bedeutung für den Geſamteindruck 
iſt übrigens auch der Einfluß, der durch die beſtimmungsmäßige 
und verkehrsübliche Art der Verwendung eines Zeichens aus⸗ 
geübt wird. Grundſätzlich hat zwar das Berufungsgericht darin 
recht, daß das Warenzeichen nur in der eingetragenen Erſcheinung 
Schutz genießt, und daß der Zeicheninhaber für eine deutliche 
Anbringung des Zeichens Sorge tragen muß. Der Grundſatz 
muß auch mit einer gewiſſen Strenge angewandt werden, um 
die Grenze des Zeichenſchutzes nicht zu verwiſchen. Allein ſeine 
Anwendung darf nicht ſtarr und ohne jede Rückſicht auf die 
Zweckbeſtimmung der Warenzeichen und die Umſtände des Falles 
bis zur äußerſten Konſequenz durchgeführt werden. Das Waren⸗ 
zeichen hat die Beſtimmung, den Bedürfniſſen des geſchäftlichen 
Verkehrs zu dienen, und dieſe ſeine Zweckbeſtimmung bedingt, 
daß bei der Prüfung einer Verwechſelungsgefahr der Eindruck, 
wie es ſich bei beſtimmungsmäßiger und verkehrsüblicher Art 
ſeines Gebrauches darſtellt, nicht ganz außer Betracht bleiben 
darf. Nun wird aber bei Waren, welche wie Mehl u. dgl. 
in Säcken verpackt werden, das Warenzeichen nach den Ge⸗ 
pflogenheiten des Verkehrs auf den Säcken ſelbſt angebracht 
und es iſt naturgemäß, daß dadurch je nach Beſchaffenheit der 
Ware der Eindruck des Zeichens im Verkehre beeinflußt wird. 
Das Berufungsgericht geht nun zu weit, wenn es dieſem in 
der Natur der Sache liegenden Einfluſſe des Gebrauchs 
auf den Geſamt eindruck eines Zeichens alle und jede Bes 
deutung für die Frage der Verwechſelungsgefahr abſpricht. Da 
hiernach das Berufungsgericht bei Anwendung des 8 20 
Waren 8G. von unrichtigen Rechtsgrundſätzen ausgegangen iſt, 
ſo war das angefochtene Urteil aufzuheben und die noch nicht 
ſpruchreife Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Th. c. Rh. D., 
U. v. 15. Okt. 07, 149/07 II. — Darmſtadt. 

Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 / 20. Mai 1898. 

27. SS 63, 112. Anwendung dieſer Vorſchriften auch 
bei Ausbietung einzelner Grundſtücksgruppen.] 

Der im Grundbuch von D. Bd. VI Bl. 4 und Bd. XII 
Bl. 5, auf jedem mit einer großen Anzahl einzelner Grund⸗ 
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ſtücke, eingetragene Grundbeſitz des St. W. gen. O. kam im 
Jahre 1905 gleichzeitig zur Zwangsverſteigerung. Im Ver⸗ 
ſteigerungstermin am 20. Oktober 1905 wurden zunächſt die 
Grundſtücke jedes der beiden Grundbuchblätter für ſich aus⸗ 
geboten, ohne Inventar, wie die Gläubiger beantragt hatten, 
das Inventar ſollte eventuell nachträglich beſonders verſteigert 
werden und wurde von allen Beteiligten zu einem Wert von 
3000 Mark eingeſchätzt. Es wurde ein Meiſtbargebot ab» 
gegeben auf Bd. VI Bl. 4 von 27 700 Mark, auf Bd. XII 
Bl. 5 von 17 400 Mark. Inzwiſchen hatten ſämtliche Be⸗ 
teiligten ſich damit einverſtanden erklärt, daß das Ausgebot 
der einzelnen Grundſtücke jedes Grundbuchblatts unterbleiben 
ſollte. Darauf wurden die ſämtlichen Grundſtücke beider 
Grundbuchblätter zuſammen ausgeboten, mit Inventar; es er⸗ 
folgte ein Meiſtbargebot von 48 950 Mark. Die erſchienenen 
Beteiligten erklärten ſich für den Zuſchlag auf das Geſamt⸗ 
bargebot von 48 950 Mark; der Meiſtbietende auf die Einzel⸗ 
güter verzichtete nun auf ſeine Rechte daraus. Der Zuſchlag 
wurde dann durch Beſchluß vom 27. Oktober 1905 dieſem 
Geſamtgebot erteilt; der Zuſchlag iſt rechtskräftig geworden. 
Im Verteilungstermin am 11. Dezember 1905 wurde gemäß 
8 112 3G. eine Verteilung des Geſamterlöſes auf die 
Grundſtücke je von Bd. VI Bl. 4 und Bd. XII Bl. 5 vor⸗ 
genommen. Die Teilungsmaſſe wurde auf 58 483,98 Mark 
feſtgeſtellt. Nachdem das Wertverhältnis der beiden Grund⸗ 
ſtücksgruppen in vorgeſchriebener Weiſe, nach 8 112 Abſ. 2 
Satz 1 8VG.; $ 11 EG. und Art. 8 PrAG. z. 3VG., 
auf 28 836 Mark für Bd. VI Bl. 4 und 16 257 Mark für 
Bd. XII Bl. 5 ermittelt war, wurde dementſprechend die 
Teilungsmaſſe mit 37 399,24 Mark auf Bd. VI Bl. 4 und 
21 084,74 Mark auf Bd. XII Bl. 5, alſo der bare Erlös, 
unter Abrechnung der beſtehen bleibenden Hypotheken, dort 
150 Mark, hier 10 000 Mark, je mit 37 249,24 Mark und 
11 084,74 Mark auf die beiden Gruppen verteilt. Auf 
Bd. XII Bl. 5 hatte der Kaufmann M., der hier auch der 
betreibende Gläubiger war, Hypothekenforderungen von zu⸗ 
fammen 19 670,05 Mark angemeldet, denen, abgeſehen von 
dem Anteil an den vorweg zu berichtigenden Koſten⸗ uſw. 
Forderungen, nur 820,67 Mark vorgingen. Er würde demnach 
zum größten Teil zur Hebung gekommen fein, wenn ber Bus 
ſchlag auf das Einzelgebot von 17 400 Mark erteilt worden 
wäre. Es kam daher in Frage, ob nicht die Verteilung des 
Geſamterlöſes nach 8 112 Abſ. 3 vorzunehmen ſei, nämlich fo, 
daß der dort bezeichnete Fehlbetrag dem verhältnismäßigen 
Werte von Bd. XII Bl. 5 hinzu — und vom Wert von 
Bd. VI Bl. 4 abgerechnet wurde. Das AG. hat auch eine 
ſolche Berechnung aufgeſtellt, wonach der Fehlbetrag ſich auf 
6003,54 Mark, unter Hinzurechnung eines entſprechenden An⸗ 
teils vom Durchſchnittswert des nicht mit ausgebotenen In⸗ 
ventars mit rein 1 216,90 Mark ſogar auf 7 220,44 Mark 
beläuft. M. würde demnach bei ſolcher Verteilung einen um 
dieſen Betrag geringeren Ausfall erleiden. Dagegen würde 
dann ein Ausfall gleicher Höhe die bei Bd. VI Bl. 4 an letzter 
Stelle zum Zuge gelangenden Gläubiger treffen, nämlich 
zunächſt die unter V. 10 des Verteilungsplans aufgeführten 
Forderungen von Witwe Sch., W. W., A. F. und B. F. (jetzt 
Frau F.) an zweijährigem Taſchengeld (Leibgedingeleiſtungen) 
95 * 
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und Abfindungen mit im ganzen 16 809 Mark, auf die andern⸗ 
falls 5 430,02 Mark vom Geſamterlöſe entfallen würden, und 
weiterhin auch die Hypothekenforderung des Joh. G. von 
3 488,45 Mark (Plan V 8), die ſonſt voll befriedigt werden 
würde. Das AG. hat jedoch die in § 112 Abſ. 3 vor⸗ 
geſehene Verteilung nicht angewandt, ſondern nach Abſ. 2 zu 
verteilen beſchloſſen, wonach M. mit 9 405,98 Mark ausfällt. 
Hiergegen erhob der Bäckermeiſter J. H., als Zeſſionar des M. 
Widerſpruch. Infolgedeſſen wurden zwei Streitmaſſen hinter⸗ 
legt: zwiſchen H. und G. von 1 748,45 Mark, und zwiſchen 
H. und den genannten Gläubigern unter V 10 des Ver⸗ 
teilungsplans von 5 430,02 Mark. H. hat dann rechtzeitig die 
vorliegende Klage mit dem Antrag erhoben, die Beklagten zur 
Einwilligung in die Auszahlung der Streitmaſſen mit Zinſen 
an ihn zu verurteilen. Verklagt ſind 1. G., 2. W. W., 
3. A. F., 4. K. R. (dem die Witwe Sch., W. W. und A. F. 
ihre Abfindungsforderungen abgetreten haben) und 5. Frau F. 
Der Streit zwiſchen dem Kläger und G. iſt noch nicht zur 
Aburteilung gelangt, es handelt ſich alſo nur um die andere 
Streitmaſſe von 5 430,02 Mark. Der Kläger beruft ſich auf 
die Vorſchrift in §S 112 Abſ. 3 ZVG., die vom AG. nicht 
befolgt worden iſt. Von den in Betracht kommenden Beklagten 
2 bis 5 hat fh Frau F. (5) im Progzeſſe nicht vertreten 
laſſen. Die andern Beklagten beſtreiten die Anwendbarkeit 
jener Geſetzesvorſchrift, die nach ihrer Anſicht bloß auf den 
Fall des vorherigen Ausgebots einzelner Grundſtücke 
($ 63 Abſ. 1 ZVE.), dagegen nicht auf das hier geſchehene 
Ausgebot von zwei Grundſtücksgruppen zu beziehen iſt, 
um ſo weniger als — wie ſie geltend machen — das Gruppen⸗ 
ausgebot das Inventar nicht mit umfaßt habe und darum 
eine Vergleichung der Meiſtgebote nicht möglich ſei. Sie wollen 
überdies in den Erklärungen der Beteiligten im Verſteigerungs⸗ 
termin einen Verzicht auf die Ergebniſſe des Einzelausgebots 
finden. Der Kläger widerſpricht dieſen Ausführungen. In 
I. Inſtanz iſt die Streitmaſſe dem Kläger zugeſprochen worden, 
wobei die Beklagte zu 5, Frau F., ſich beruhigt hat. Die Be⸗ 
rufung und Reviſion der übrigen Beklagten iſt zurückgewieſen: 
Sowohl das LG. wie das OLG. haben angenommen — abs 
weichend von dem Vollſtreckungsrichter —, daß die Verteilung 
des Erköſes aus dem Geſamtausgebot über die beiden ver⸗ 
ſteigerten Grundſtücksgruppen (auf Bd. XII Bl. 5 und Bd. VI 
Bl. 4 des Grundbuchs) nach Maßgabe des § 112 Abſ. 3 3G. 
zu geſchehen habe. In den Vorinſtanzen haben die Beklagten 
die Anwendbarkeit dieſer Geſetzesbeſtimmung auf den vorliegenden 
Fall hauptſächlich mit der Begründung beſtritten, daß ihrer 
Meinung nach ein Einzelausgebot in dem dort vorausgeſetzten 
Sinne hier überhaupt nicht ſtattgefunden habe. Der 8 112 
beſchäftigt ſich mit dem Falle, daß bei der Verſteigerung 
mehrerer Grundſtücke der Zuſchlag auf Grund eines Geſamt⸗ 
ausgebots (vgl. S 63 Abſ. Y erteilt worden iſt und nun eine 
Verteilung des Erlöſes auf die einzelnen Grundſtücke notwendig 
wird. Dann ſoll der Aberſchuß, der fich nach Deckung der 
Koſten und ſonſtigen gemeinſchaftlichen Belaſtungen ergibt 
(Abſ. 1), der Regel nach auf die einzelnen Grundſtücke nach 
dem Verhältniſſe ihres Wertes verteilt werden (Abſ. 2). Wenn 
jedoch der hiernach auf das einzelne Grundſtück entfallende 
Erlösanteil nicht zur Befriedigung u. a. derjenigen Anſprüche 
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ausreicht, die gedeckt fein würden, wenn dem auf das Einzel⸗ 
ausgebot dieſes Grundſtücks abgegebenen Meiſtgebot der Zuſchlag 
erteilt worden wäre, ſo ſoll ſich der Anteil dieſes Grundſtücks 
an dem Überſchuß um den Fehlbetrag erhöhen (Abſ. 3). Die 
Beklagten find nun der Anſicht, daß in 8 112 das Geſamt⸗ 
ausgebot und das Einzelausgebot einander in dem Sinne 
gegenübergeſtellt ſeien, daß unter Einzelausgebot nur das Aus⸗ 
gebot jedes einzelnen Grundſtücks zu verſtehen ſei, das 
nach § 63 Abſ. 1 allemal ſtattfinden muß, ſofern nicht von 
den in Abſ. 5 näher bezeichneten Beteiligten darauf verzichtet 
wird. Sie berufen ſich darauf, daß dem gegenüber in Abf. 2 
des 8 63 nicht bloß das Ausgebot aller, ſondern auch das 
einiger Grundſtücke als Geſamtausgebot bezeichnet wird, und 
wollen daraus ſchließen, daß auch unter dem in 8112 Abſ. 2 
gebrauchten Ausdruck „Einzelausgebot“ nur ein Ausgebot der 
einzelnen Grundſtücke verſtanden werden dürfe, alſo nicht das 
hier neben dem Geſamtausgebot ſämtlicher Grundſtücke ver 
anſtaltete (auch Geſamt⸗)Ausgebot der beiden großen Grund⸗ 
ſtücksgruppen je von Bd. XII Bl. 5 und Bd. VI Bl. 4 des 
Grundbuchs. Den Wortlaut der 88 63 und 112 hat dieſe 
Auffaſſung in gewiſſer Weiſe für ſich, aber auch nichts weiter; 
es kann vielmehr keinem Zweifel unterliegen, daß nach Abſicht 
des Geſetzes der in 8 112 Abſ. 3 vorgeſchriebene Verteilungs⸗ 
maßſtab jedesmal angewandt werden ſoll, ſobald neben dem 
Geſamtausgebot, auf das der Zuſchlag erteilt wird, weniger 
umfangreiche Ausgebote mit einem für beſtimmte Gläubiger 
günſtigeren Ergebniſſe ſtattgefunden haben. Die Zulaſſung 
eines Geſamtausgebots verfolgt den Zweck, einen möglichft 
hohen Erlös zu erzielen, weil (wie es in der Denkſchrift heißt, 
Heymannſche Ausg. S. 81) das Geſamtausgebot erfahrungs⸗ 
mäßig nicht ſelten ein beſſeres Verſteigerungsergebnis liefert als 
das Einzelausgebot. Dabei konnte dem Geſetzgeber aber nicht 
entgehen, daß trotzdem das Einzelausgebot für dieſen oder 
jenen Gläubiger ein günſtigeres Ergebnis liefern kann, und 
dieſen Widerſtreit der Intereſſen hat er dahin gelöſt, daß ein 
ſolcher Vorteil dem Gläubiger auch beim Zuſchlag auf das Geſamt⸗ 
ausgebot erhalten bleiben ſoll. Schon die Motive bemerkten zum 
§ 63, um die Beſtimmung zu rechtfertigen, daß neben dem 
Einzelausgebot auf Verlangen jedes Beteiligten ein Geſamt⸗ 
ausgebot ſtattfinden muß, trotz Widerſpruchs anderer Beteiligter: 
das weitere Verfahren ſei ſo geregelt, daß der Zuſchlag auf 
Grund des Geſamtausgebots nur erteilt werde, wenn auf dieſem 
Wege die berechtigten Intereſſen in größerem Umfange Berück⸗ 
ſichtigung fänden als durch die Einzelverſteigerung. Zu der 
damit gemeinten Regelung gehört beſonders die Beſtimmung in 
Abſ. 3 des 8 112 (vgl. auch 8 63 Abſ. 4). Wenn die klar 
vorliegende Abſicht des Geſetzes ſich auf Fälle wie den vor⸗ 
liegenden nicht beziehen ſollte, wie die Beklagten meinen, ſo 
enthielte das Geſetz eine unerklärliche Lücke. Hier ſtanden dem 
Geſamtausgebot zwar nicht Ausgebote der zahlreichen einzelnen 
Grundſtücke, worauf von den Beteiligten nach 8 63 Abſ. 5 
verzichtet worden war, wohl aber Ausgebote von zwei Grund⸗ 
ſtücksgruppen gegenüber, die dann auch noch zuſammen aus⸗ 
geboten wurden. Daß ſolchem Zuſammenausgebot gegenüber 
die Ausgebote der beiden einzelnen Grundſtücks gruppen Einzel⸗ 
ausgebote ſind und auch richtig als ſolche bezeichnet werden 
dürfen, iſt nicht zu beſtreiten; auch hat dieſes Einzelausge bot 
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der Gruppe Bd. XII Bl. 5 für den Zedenten des Klägers das 
günſtigere Ergebnis geliefert, das in dem vom Geſetzgeber in 
9 112 Abſ. 3 vorausgeſetzten Fall bei dem Zuſchlage auf das 
Geſamtausgebot erhalten bleiben ſoll. Müßte gleichwohl dieſer 
Gläubiger auf den Vorteil aus dem erwähnten Einzelausgebot 
zugunſten andrer Gläubiger verzichten, ſo wäre dies ſchlechter⸗ 
dings nicht zu verſtehen. Nachdem in Abſ. 2 des 8 63 auch 
das Ausgebot einiger Grundſtücke — im Gegenſatz zu dem 
Ausgebot der einzelnen und aller Grundſtücke — zugelaſſen 
worden war, mußte der Geſetzgeber mit der Möglichkeit rechnen, 
daß daneben noch ein Geſamtausgebot aller Grundſtücke ſtatt⸗ 
finden werde, denn nach § 63 Abſ. 2 kann jeder Beteiligte 
ein ſolches Geſamtausgebot ſogar verlangen. Daraus mußte 
ſich dann aber die weitere Möglichkeit aufdrängen, daß die 
Gruppenausgebote und das Geſamtausgebot für die einzelnen 
Gläubiger ein verſchiedenes Ergebnis liefern konnten. Dieſer 
Intereſſenwiderſtreit bedurfte aber gerade ſo gut einer Löſung 
wie beim Zuſammentreffen von Ausgeboten einzelner Grund⸗ 
ſtücke und einem Geſamtausgebot. Eine verſchiedenartige Be⸗ 
handlung dieſer beiden Fälle würde ſich aber nicht erklären 
laſſen. Sie unterſcheiden ſich zwar darin, daß das Ausgebot 
der einzelnen Grundſtücke zwingend vorgeſchrieben iſt, ſofern 
nicht darauf verzichtet wird (8 63 Abſ. 1 u. 5), während 
Gruppenausgebote nur auf Antrag anzuordnen ſind oder doch 
angeordnet werden können (Abſ. 2), allein daraus ergeben ſich 
weder rechtliche noch tatſächliche Anhaltspunkte für eine vers 
ſchiedenartige Bewertung der Gläubigerintereſſen, die dabei mit⸗ 
einander in Widerſtreit kommen können. Auch mußte der 
Geſetzgeber, trotzdem daß er für das Ausgebot einiger Grund⸗ 
ſtücke einen Antrag fordert, mit einem häufigen Vorkommen 
ſolcher Ausgebote rechnen, namentlich in Gegenden, wo, wie 
anſcheinend in der hier in Frage ſtehenden, das Zuſammen⸗ 
ſchreiben mehrerer Grundſtücke auf einem gemeinſchaftlichen 
Grundbuchblatt (5 4 EBD.) üblich iſt und infolgedeſſen 
Gruppenausgebote gewiſſe praktiſche Vorzüge vor dem Aus⸗ 
gebot der einzelnen Grundſtücke haben können. Um ſo weniger 
darf angenommen werden, daß der Geſetzgeber dies dadurch 
erſchwert oder ſogar verhindert habe, daß er dem günſtigen 
Ausfall eines Gruppenausgebots für einzelne Gläubiger jede 
Berückſichtigung gegenüber einem Geſamtausgebot verſagt hätte. 
Aus allen dieſen Erwägungen erſcheint es vielmehr als zweifel⸗ 
los, daß mit den Vorderrichtern die Vorſchrift in § 112 
Abſ. 3 3G. auch auf den vorliegenden Fall bezogen werden 
muß, daß die (Einzel) Ausgebote einiger Grundſtücke für bes 
ſtimmte Gläubiger günſtiger ausgefallen ſind als das Geſamt⸗ 
ausgebot aller zur Verſteigerung ſtehenden Grundſtücke. G. und 
Gen. c. H., U. v. 19. Okt. 07, 44/07 v. — Hamm. 

Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 
1900. 
28. 8$ 135, 140 Gewu G. (8 45 Bauu VG.) Zeit⸗ 
punkt des Überganges des Entſchädigungsanſpruchs auf die 
Berufsgenoſſenſchaft.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft in Firma H. & E. hatte 
vom Hausbeſitzer C. die Tieferlegung ſeines Hauſes übertragen 
erhalten und ihrerſeits einen Teil der dabei vorzunehmenden 
Schreinerarbeiten der Frau des Klägers übertragen, in deren 
Schreinereigeſchäſt dieſer als Geſchäftsführer oder ſonſtiger 
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Angeſtellter tätig war. Als der Kläger im Keller jenes 
Hauſes, den die Beklagten, die Teilhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, zur Aufbewahrung der zum Umbau notwendigen 
Baumaterialien benutzten, nach alten Treppenſtufen ſuchte, die bei 
den Schreinerarbeiten Verwendung finden ſollten, ſtürzte er in 
einen nicht genügend verwahrten Schacht und verletzte ſich 
dadurch. Auf Grund der 88 842, 843 BGB. hat er von den 
Beklagten Schadenserſatz gefordert. Aus den Gründen: Es 
kann den Ausführungen, mit denen das Berufungsgericht den 
dem $ 45 des Baull VG. entnommenen Einwand der Beklagten 
zurückgewieſen hat, nicht, bezw. nicht nach der bisher feſtgeſtellten 
Sachlage beitgetreten werden. Die Beklagten haben unter 
Bezugnahme auf den durch jene Geſetzes beſtimmung für 
anwendbar erklärten 88 135 des Gew VG. geltend gemacht, 
der Kläger habe in ihrem Betrieb den Unfall erlitten, könne 
daher und da gegen ſie durch ſtrafgerichtliches Urteil nicht 
feſtgeſtellt ſei, daß ſie den Unfall vorſätzlich herbeigeführt 
hätten, von ihnen Erſatz des infolge des Unfalls erlittenen 
Schadens nicht fordern. Die Zurückweiſung dieſes Einwands 
hat das Berufungsgericht in folgender Weiſe begründet. Der 
Kläger habe zu dem Beklagten, bezw. deren Firma nicht in dem 
Verhältnis eines Arbeiters geſtanden. Die von ihm vor⸗ 
zunehmenden Arbeiten habe er vielmehr lediglich in Ausführung 
eines namens ſeiner Frau mit H. & E. abgeſchloſſenen Werk⸗ 
vertrages zu verrichten gehabt. Der Unfall ſei ſomit nicht im 
Betriebe der Handelsgeſellſchaft, ſondern im Betriebe des auf 
den Namen der Frau des Klägers geführten Schreinereigeſchäftes 
erfolgt. Ob in dieſem Betriebe der Kläger nach dem UVG. 
verſicherungspflichtig geweſen fei, brauche nicht unterſucht zu 
werden. Denn die Beklagten würden ſich darauf, daß dem 
Kläger die Berufsgenoſſenſchaft, der der Betrieb der Frau des 
Klägers angehört, für die Folgen des Unfalls aufzukommen 
habe, nur dann berufen können, wenn ſie dartun könnten, daß 
und in welchem Umfange die Entſchädigungspflicht dieſer 
Berufsgenoſſenſchaft feſtgeſtellt ſei. Dieſe letztere Ausführung, 
mit der das Sachverhältnis dem durch den angezogenen $ 45 
ebenfalls für anwendbar erklärten 8 140 des UG. unterſtellt 
wird, findet zwar eine Stütze in dem vom Berufungsgericht 
angezogenen Urteil des erkennenden Senats, abgedruckt in RG. 
55, 385 ff.; die hier entwickelte Auffaſſung hat aber der Senat 
verlaſſen und ausgeſprochen, daß die Forderung des Verletzten 
gegen den Dritten gemäß dem angezogenen 8 140 bereits im 
Augenblick ihrer Entſtehung auf die Berufsgenoſſenſchaft über⸗ 
geht (RG. 60, 200 ff.). Hieran iſt feſtzuhalten. Voraus⸗ 
geſetzt nun, daß der Betrieb, in dem der Kläger verunglückt iſt, 
verſicherungspflichtig iſt, und daß der Kläger darin verſichert 
war gemäß dem UVG. — worüber das Berufungsgericht noch 
keine Feſtſtellungen getroffen hat —, würde der Klageanſpruch 
daher, wenn mit dem angefochtenen Urteil anzunehmen ſein 
ſollte, daß der Kläger den Unfall nicht im Betriebe der 
Handelsgeſellſchaft der Beklagten, ſondern in dem Betriebe des 
Schreinereigeſchäfts feiner Frau erlitten hat, nach 8 140 doch 
„im Umfang der durch dieſes Geſetz begründeten Entſchädigungs⸗ 
pflicht“ der Berufsgenoſſenſchaft unbegründet ſein, da dem 
Kläger inſoweit die Aktivlegitimation fehlen würde; in dieſem 
Umfang würde der Klageanſpruch der Berufsgenoſſenſchaft 
gegen die Beklagten zuſtehn. Sollte jedoch, wie die Reviſion 
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geltend macht, der Unfall ſich im Betriebe der Handelsgeſellſchaft 
zugetragen haben, ſo würde beim Vorliegen der erwähnten 
Vorausſetzungen dem Kläger überhaupt kein Anſpruch gegen 
die Beklagten zuſtehen (8 135). H. & E. c. B., U. v. 24. Okt. 07, 
62/07 VI. — Cöln. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Preußiſches Landrecht. 

29. Für das Eigentum einer Gemeinde an öffentlichen 
Wegen ſpricht die Vermutung.] 

Die Reviſion wendet ſich gegen die Annahme, daß für 
das Eigentum der Gemeinde an öffentlichen Wegen die Ver⸗ 
mutung ſpreche, und ſie glaubt, daß eine ſolche Vermutung 
nur dann Platz greife, wenn nachweislich die Gemeinde Beſitz⸗ 
handlungen an dem Wege vorgenommen habe. — Die Rüge 
iſt nicht begründet. — In der Rechtſprechung iſt anerkannt, 
daß bei öffentlichen Wegen das Eigentum am Wegekörper einem 
andern als der Gemeinde zuſtehen kann. Dies aber iſt, wie 
bereits in RG. 22, 305 hervorgehoben iſt, jedenfalls die Aus⸗ 
nahme. Offentliche Wege und namentlich ſolche, die wie der 
ſtreitige Weg, den Verkehr von Ort zu Ort vermitteln, ſind 
dazu beſtimmt, von und für die Allgemeinheit benutzt zu werden. 
Deshalb iſt, ſoweit im Einzelfalle nicht etwa beſondere Rechts⸗ 
titel in Frage kommen, auch die Unterhaltung eines öffentlichen 
Weges Sache der Gemeinde. Auch dies rechtfertigt es, von 
dem Eigentume der Gemeinde am Wegekörper als dem Regel⸗ 
falle auszugehen. Richtig iſt nun zwar, daß, wie der Zeuge 
Ad. bekundet, die Gemeinde ihre Unterhaltungspflicht vernach⸗ 
läſſigt hat, aber andererſeits haben auch die Anlieger „nur das 
Notwendigſte für die Inſtandhaltung“ getan. Das Berufungs⸗ 
gericht hat dies nicht unberückſichtigt gelaſſen, es offenbar aber 
nicht für ausreichend erachtet, um die zugunſten der Gemeinde 
aus der Zweckbeſtimmung und Benutzung des Weges ſich er⸗ 
gebende Eigentumsvermutung zu emkräften. Die Verletzung 
einer Rechtsnorm iſt hierin nicht zu finden. Daß in dem im 
Urteile RG. 22, 305 zur Entſcheidung gelangten Falle die 
Gemeinde den Weg noch mit Bäumen bepflanzt hatte, mußte 
als weitere Beſtätigung für das Eigentum der Gemeinde gelten; 
allein das Berufungsgericht war nicht gehindert, auch ſchon 
ohne ſolche beſonderen Beſitzhandlungen davon, daß eine 
Vermutung für das Eigentum der Gemeinde begründet ſei, aus⸗ 
zugehen. F. c. Gemeinde R., U. v. 30. Okt. 07, 64/07 V. — 
Breslau. 

30. 88 68, 69 Tl. II Tit. 10 ALR. Begriff des 
„mittelbaren Staatsbeamten“.] 

Den Hauptangriff richtet die Reviſion gegen die Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts, daß der Kläger zu der Zeit, 
als ihm die Beklagte die friſtloſe Kündigung ſeines Dienſt⸗ 
verhältniſſes erklärte, die Stellung eines mittelbaren Staats- 
beamten gehabt habe und als ſolcher nur im Wege des förm⸗ 
lichen Diſziplinarverfahrens habe entlaſſen werden können. 
Dieſer Reviſionsangriff iſt nicht begründet. Mittelbare Staats⸗ 
beamte find nach den 88 68, 69 II, 10 ALR. die im „un 
mittelbaren Dienſte gewiſſer dem Staate untergeordneter 
Kollegien, Korporationen und Gemeinen“, alſo im Dienſte der 
ſogenannten Korporationen des öffentlichen Rechts ſtehenden 
Beamten (RG. 62, 241). Zu den Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts gehören nach ihren Aufgaben, ihrer Verfaſſung 
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und ihrer Eingliederung in den ſtaatlichen Organismus auch 
die Landwirtſchaftskammern (88 1, 2, 3 und 20 des Geſetzes 
vom 30. Juni 1894), und ihre Beamten ſind mittelbare 
Staatsbeamte. Für die Korporationen ſchreiben die 88 159, 
160 II, 6 ALR. vor, daß ſie der Regel nach befugt ſind, 
ſich ihre Beamten ſelbſt zu wählen, jedoch die Wahl der vor⸗ 
geſetzten Obrigkeit zur Genehmigung anzeigen müſſen. Nach 
8 166 kann aber durch beſondere Geſetze und durch die Ver⸗ 
faſſung der Korporation etwas Abweichendes beſtimmt werden. 
Die Verfaſſung kann der Korporation die Befugnis beilegen, 
ihre Beamten ſelbſtändig und ohne Mitwirkung der Ober⸗ 
behörde anzuſtellen. Die Anſicht der Reviſion, daß eine ſolche 
Satzungsbeſtimmung ungültig ſei, iſt gegenüber dem 8 166 
unhaltbar. Zur Anftellung des Klägers als Beamten der Be⸗ 
klagten, die durch Beſtallung vom 3. Oktober 1898 erfolgte, 
iſt unſtreitig eine Genehmigung der Aufſichts behörde nicht erteilt 
worden, ſie wurde auch nicht nachgeſucht. Das Berufungs⸗ 
gericht hat angenommen, daß eine ſolche Genehmigung nicht 
erforderlich geweſen ſei. Es legt die unter dem 7. Oktober 
1895 gegebene Satzung der Beklagten in dem Sinne aus, daß 
ſie die miniſterielle Genehmigung zur Anſtellung der Beamten 
für nicht erforderlich erkläre und demnach die Anwendung des 
8 160 II, 6 ALR. ausſchließe. Eine ſolche Auslegung iſt 
rechtlich möglich, auf ihre ſachliche Richtigkeit kann ſie in der 
Reviſionsinſtanz nicht nachgeprüft werden. Das Berufungs- 
gericht hat aber noch einen zweiten Grund dafür, daß der 
Kläger die Eigenſchaft eines mittelbaren Staatsbeamten erlangt 
habe, gegeben und dieſe Feſtſtellungen tragen ſelbſtändig neben 
dem erſten das Urteil. Auf Anregung des Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten hat die Beklagte ihre Satzung 
durch Beſchluß vom 17. März 1903 geändert, indem ſie dem 
8 13 folgenden Satz anfügte: „Über die Anſtellung und 
Entlaſſung ihrer Beamten beſtimmt die Landwirtſchaftskammer 
ſelbſtändig ohne Mitwirkung der Aufſichts behörde.“ 
Die Satzungsänderung iſt nach Maßgabe des 8 3 des Geſetzes 
vom 30. Juni 1894 und des $ 2 der Verordnung vom 
3. Auguſt 1895 geſetzmäßig zuſtande gekommen und am 
30. November 1903 veröffentlicht worden. Der Kläger war 
von der Beklagten in den Formen angeſtellt worden, in denen 
fie ihre Beamten anzuftellen hatte, er wurde in den der Be 
ſtallung angefügten Anſtellungsbeſtimmumgen als Beamter der 
Kammer bezeichnet, aus Anlaß einer Miniſterialverfügung vom 
5. Juli 1902, die an ſämtliche Landwirtſchaftskammern erging 
und die Rechtsverhältniſſe der „Beamten“ der Kammern aus⸗ 
führlich erörterte, wurde er am 26. September 1902 beeidigt 
und nach Inkrafttreten der Satzungsänderung blieb er ohne 
jede Anderung feiner Rechtsbeziehungen zur Beklagten über 
zwei Jahre in ſeiner Stellung. Hieraus ergibt ſich, daß der 
Wille des Klägers und der Beklagten auf die Begründung 
eines Beamtenverhältniſſes und bei der Satzungsänderung auf 
deſſen Fortdauer gerichtet war. Wäre anzunehmen, daß zur 
Rechtswirkſamkeit dieſes Beamtenverhältniſſes anfangs noch die 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde gefehlt habe, ſo trat die 
Rechtswirkſamkeit mit dem Augenblick ein, als die Genehmigung 
durch die Satzungsänderung als Erfordernis der Beamten⸗ 
ſtellung beſeitigt wurde. Mindeſtens von dieſem Zeitpunkte an 
hatte der Kläger die Eigenſchaft eines mittelbaren Staats- 
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beamten und konnte nicht auf dem Wege privatrechtlicher 
Kündigung entlaſſen werden. L. c. M., U. v. 29. Okt. 0 
107/07 III. — Poſen. 
Preußiſches Geſetz über die Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. 
Anwendbarkeit der 


31. 8 25 Gel. — Sachſchaden. 
88 254, 278 BGB.] 

Die Vorinſtanz geht im Anſchluß an die Darlegungen in 
dem reichsgerichtlichen Urteil vom 3. Mai 1906, RG. 63, 270 flg.) 
davon aus, daß bei den unter die Beſtimmungen in 8 25 des 
preußiſches Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen fallenden 
Schäden der Anſpruch des Beſchädigten, ſofern nicht ein un⸗ 
abwendbarer äußerer Zufall vorliegt, nur dann ausgeſchloſſen 
ſei, wenn der Schaden nachweislich durch ein den Beſchädigten 
ſelbſt zur Laſt fallendes Verſchulden verurſacht worden ſei . 
Dem erkennenden Senate find indes gegen dieſe von ihm bisher 
vertretene e Bedenken beigegangen, die es zweifelhaft 
erſcheinen laſſen, ob an ihr feſtzuhalten ſein werde. Einer 
Entſcheidung hierüber bedarf es aber jetzt nicht, da nach dem 
hier vorliegenden Sachverhalt ganz abgeſehen von der im 
8 254 Abſ. 2 BGB. enthaltenen Verweiſung auf 8 278 der 
in dieſem ausgeſprochene Rechtisgrundſatz gegen die Klägerin 
ber Anwendung zu kommen hat. Dadurch, daß die Klägerin 

ei der Bahnverwaltung die Stellung eines offenen Bahnwagens 
behufs der Verſendung von (durch Funkenflug in Brand ge⸗ 
ratenen) Flachs und Hede beantragt, und die Bahnverwaltung 
dieſem Verlangen entſprochen hat, iſt zwiſchen den Parteien 
ein Vertragsverhältnis begründet worden. Mag das Abkommen 
über die Stellung des Bahnwagens als Teil des Vertrags 
über die Beförderung des Frachtgutes anzuſehen ſein oder als 
eine neben dem Frachtvertrage beſtehende, ihn vorbereitende 
Vereinbarung, in jedem Falle erwuchs daraus für die Klägerin 
die Vertragspflicht, die Verladung unter Beobachtung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſo auszuführen, daß dabei eine 
Beſchädigung des Eigentums des Beklagten, ins beſondere des 
geſtellten Bahnwagens, vermieden, alſo auch der Entzündung 
des leicht Feuer fangenden Frachtgutes ſoweit möglich vor⸗ 
gebeugt wurde. Iſt bei der Verladung hiergegen verſtoßen 
worden, fo hat die Beſtimmung in 5 278 Anwendung zu 
finden, auch dann, wenn anzunehmen wäre, daß durch die von 
der Klägerin bewirkte Beſtellung des Bahnwagens für ſie noch 
keine bindende Verpflichtung zur Anlieferung des Frachtgutes 
entſtanden ſei; denn jedenfalls war, ſofern die Klägerm die 
Anlieferung bewirkte, dies eine zur Erfüllung des getroffenen 
Abkommens vorgenommene Handlung, die, wenn ſie in ver⸗ 
tragswidriger Weiſe ausgeführt wurde, nach dem in $ 278 
ausgeſprochenen Grundſatze beurteilt werden muß. An der 
hieraus ſich ergebenden Folgerung, daß die Klägerin für ein 
etwaiges Verſchulden der Perſonen, deren fie ſich zur Ver⸗ 
ladung der Ware in den ihr vom Beklagten geſtellten Wagen 
bediente, einzuſtehen hat, ändert ſich auch nichts, wenn an der 
vorerwähnten Auffaſſung, daß bei Anſprüchen aus § 25 des 
Geſetzes von 1838 der Beſchädigte nur ihm ſelbſt zur Laſt 
fallendes Verſchulden zu vertreten habe, grundſätzlich Ay a 
wäre. Denn da der Schaden, deſſen Erfah die Klägerin 
fordert, bei der Vornahme von Handlungen eingetreten iſt, die 
zur Ausführung eines zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Ver⸗ 
trags ftattfanden, fo iſt auch die Frage, ob und inwieweit die 
Klägerin für fremdes Verſchulden einzuſtehen hat, nach den für 
Vertragsverhältniſſe geltenden allgemeinen Vorſchriften zu be⸗ 
antworten. J. c. Eiſ.⸗Fiskus, U. v. 24. Okt. 07, 531/06 VI. — 


III. Badiſches Recht. | 

Badiſches Landrecht, Satz 3 Abſ. 3 in Verbindung 
mit Art. 3 Abſ. 3 Code civil. 

32. Nach beiden Rechten iſt übereinſtimmend für das 
Kolliſionsrecht der Grundſatz der Rück⸗ und Weiterverweiſung 


nicht ausgeſchloſſen.] 
Die Parteien er ſich am 11. Dezember 1895 zu London 
verehelicht. Der te iſt preußiſcher Staatsangehöriger; 
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die Klägerin war ruſſiſche Staatsangehörige und hatte durch 
obige Heirat die preußiſche Staatsangehörigkeit erworben. Die 
Parteien nahmen den erſten ehelichen Wohnſitz zu Berlin. Dort 
haben ſie zu gerichtlichem Protokolle vom 28. Januar 1896 
erklärt, daß ſie Berlin zum erſten ehelichen Wohnſitz erwählen 
und anerkennen, daß ſie nach märkiſchem Rechte in getrennten 
Gütern leben. Im Mai oder Juni 1896 wurde der eheliche 
Wohnſitz nach Baden verlegt. Im September 1896 verließ 
die Klägerin die eheliche Wohnung und begab ſich nach Wies⸗ 
baden. Dort hat ſie am 6. November 1896 die Tochter Nadine 
geboren. Die Ehe der Parteien iſt durch rechtskräftiges Urteil 
des OLG. zu Karlsruhe vom 6. Juli 1904 wegen beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens geſchieden. Die Klägerin behauptet, ſie 
habe dem Beklagten im Februar 1896 und im September 1896 
je 20 000 Mark als Darlehn gegeben. Durch die Klage war 
die Verurteitung des Beklagten zur Zahlung von 40 000 Mark 
und Zmſen beantragt. Der Beklagte beantragte die Klage ab» 
zuweiſen. Die Klägerin hat am 8. Dezember 1896 zu Wies⸗ 
baden dem Beklagten eine von ihr geſchriebene und unterſchriebene 
Urkunde mit folgendem Inhalte ausgeſtellt: „Hiermit erklärt 
ich die meinem Manne .... gegebene Summe von 20 000 Mark 
im Februar 1896 als Eigentum unſeres Töchterchens, deſſen Er⸗ 
ziehung von den Zinſen dieſes Kapitals beſtritten werden ſoll. Die 
weiteren 20000 Mark, welche mein Mann am 26. September 1896 
von mir erhalten hat, überlaſſe ich letzterem für die entſtandenen 
Koſten als wie: Hochzeitsreiſe, Anſchaffung und dgl. ſeit unſerer 
am 11. Dezember geſchloſſenen Ehe bis heute.“ Auf dieſen 
Revers war der Antrag auf Klageabweiſung geſtützt. Die 
Klägerin entgegnete, der Revers ſei unwirkſam aus verſchiedenen 
Rechtsgründen, unter anderem, weil er unter der Bedingung 
ausgeſtellt wurde, daß der Beklagte in eine friedliche Scheidung 
einwillige, und weil er als Schenkung ganz oder doch teilweiſe 
nichtig ſei. In I. Inſtanz wurde nach dem Klagantrage erkannt, 
in II. Inſtanz die Klage abgewieſen. Mit der Reviſion der 
Klägerin iſt beantragt, das angefochtene Urteil inſoweit auf⸗ 
zuheben, als die Klägerin mit ihrer Klage bis zum Betrage von 
20 000 Mark mit Zinſen abgewieſen wurde, und in dieſem 
Umfange den Beklagten nach dem Antrage der Klage zu ver⸗ 
urteilen. Dieſem Antrage gemäß erkannte das RG.: Der Revers 
vom 8. Dezember 1896 iſt in Wiesbaden errichtet. Nach 
der internationalrechtlichen Kolliſionsnorm in 8 13 bb des VI. 
badiſchen Konſtitutionsediktes, die reviſibel iſt, iſt, wenn die 
Parteien nicht badiſche Staatsangehörige ſind, das Recht des 
Ortes anzuwenden, wo die erlaubte oder unerlaubte Handlung 
vorgenommen iſt — die lex loci contractus —. Das war 
für die im Reverſe enthaltenen Rechtsgeſchäfte das zu Wies⸗ 
baden damals geltende gemeine Recht. — Das Berufungsgericht 
prüft nun, ob das gemeine Recht in ſeiner Geſamtheit, alſo 
mit feinen international⸗ rechtlichen Kolliſionsnormen, anzuwenden 
ſei, — Grundſatz der Rückverweiſung und Weiterverweiſung — 
oder ob es bei dem Anwenden der Kolliſionsnormen des 
badiſchen Rechts ſein Bewenden habe. Hierfür iſt, wie das 
Berufungsgericht zutreffend ausführt, entſcheidend der Inhalt 
der Kolliſionsnormen des badiſchen Rechts und dieſe faßt 
es dahin auf, daß ſie die Rück⸗ und Weiterverweiſung aus⸗ 
[@ieben. Es kann ſich für feine Anſicht auf die neuere Praxis 
er badiſchen Gerichte und auf die Urteile des erkennenden 
Senats in badiſchen Sachen vom 31. Mai 1889 — II. 100/89 
NG. 24, 336 — vom 18. Februar 1890 — II. 314/89, RG. 
25, 341 — und vom 24. April 1894 — Puchelts Z. 25, 437 
Bad Ann. 60, 213, 230 — berufen; es könnte weiter noch die 
neuere Literatur auf dem Gebiete des internatinonalen Privat⸗ 
rechts anrufen, die überwiedend den Grundſatz der Nichtrück⸗ 
und ⸗weiterverweiſung billigt. Der erkennende Senat hat indes 
in ſeinem Urteile vom 30. November 1906 — II. 174/06 
RG. 64, 393 — für das Kolliſionsrecht des rheiniſch⸗franzöſchen 
e e — o. c. — das Gegenteil angenommen und durch 
die Vorſchriften insbeſondere des Art. 3 Abſ. 3 c. c. den 
Grundſatz der Rück⸗ und Weiterverweiſung nicht als ausgeſchloſſen 
angeſehen. Er hält nach wiederholter Prüfung an dieſer Auf⸗ 
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faſſung feſt. Was aber für Art. 3 Abſ. 3 c. c. anerkannt 
wird, muß auch für Satz 3 Abſ. 3 bad. Landr., der den 
Art. 3 Abſ. 3 o. c. wörtlich überſetzt, gelten, zumal da es an 
einem Anhalte dafür fehlt, daß der badiſche Geſetzgeber das 
Kolliſionsrecht abweichend von dem Kolliſionsrecht des c. c. zu 
regeln beabſichtigte. Von dieſer Grundlage aus iſt aber auch 
die Vorſchrift in $ 13 b des VI. Konſtitutionsediktes dahin 
auszulegen, daß ſie den Grundſatz der Rück⸗ und Weiterver⸗ 
weiſung nicht ausſchließe. Nach den Kolliſionsnormen des zu 
Wiesbaden geltenden gemeinen Rechts ſind die in dem Reverſe 
vom 8. Dezember 1896 geſchloſſenen Geſchäfte grundſätzlich an 
und für ſich nach dem Rechte des Wohnſitzes der Parteien zu 
beurteilen. Das iſt, da die Parteien damals unſtreitig ihren 
Wohnſitz zu Baden⸗Baden hatten, das damals geltende badiſche 
Landrecht. — Das Berufungsgericht verſucht auszuführen, der 
in jenem Reverſe ausgeſprochene Erlaß der hier ſtreitigen 
20 000 Mark enthalte keine wirkliche Schenkung, da nach 
Abſicht beider Teile der Beklagte nur für gewiſſe Aufwendungen 
abgegolten werden ſollte. Dieſe Ausführung iſt nicht haltbar. 
Die Aufwendungen des Beklagten, die dadurch abgegolten werden 
ſollten, waren weder klagbar noch zureichende Grundlage einer 
natürlichen Verbindlichkeit, ſoweit eine ſolche im badiſchen Rechte 
überhaupt anerkannt war. Darnach reichen die Feſtſtellungen 
des Berufungsgerichts nur zu, der gedachten Zuwendung an 
den Beklagten den Charakter einer remuneratoriſchen 
Schenkung zu geben, nicht aber ſie der Schenkungsnatur ganz zu 
emkleiden. Nach dem badiſchen Rechte, übrigens auch nach dem 
gemeinen Rechte, iſt eine Schenkung durch Erlaß einer Forderung 
gegen den Beſchenkten formlos. Jene Schenkung war indes 
eine Schenkung unter Ehegatten; daher war zu prüfen, ob 
ſie als ſolche wirkſam, nichtig oder doch widerruflich war. — 
Zu dieſer Frage nimmt das Berufungsgericht den unrichtigen 
Ausgang, fie gehöre dem ehelichen Güterrechte an; auf 
dieſem Wege gelangt es zu dem Ergebniſſe, daß märkiſches 
Güterrecht und ſubſidiär das ALR. anzuwenden ſei. Nach beiden 
Rechten ſind Schenkungen unter Ehegatten gültig. — Nach 
richtiger Anſicht — vgl. v. Bar, Internationales Privatrecht, 
1 522 und die dort Zitierten — fällt aber die Frage, ob 
Schenkungen unter Ehegatten gültig ſeien, unter das Perſonal⸗ 
ſtatut der Ehegatten. Nach der Kolliſionsnorm des badiſchen 
Rechts — Landrechtsſatz 3 Abſ. 3, der mit Art. 3 Abſ. 3 c. c. 
übereinſtimmt — iſt für das Perſonalſtatut der Ehegatten 
das Recht der Staatsangehörigkeit maßgebend. Das wäre 


hier, da die Parteien preußiſche Staatsangehörige waren und 


ihren letzten Wohnſitz in Preußen zu Berlin hatten, das ALR. 
Nach der neueren Rechtſprechung des erkennenden Senats ſchließt 
aber, wie unter 2 im einzelnen dargelegt iſt, Art. 3 Abſ. 3 c. c. 
und folgeweiſe Landrechtsſatz 3 Abſ. 3 nicht die Rück⸗ und 
Weiterverweiſung aus. Darnach ſind die Kolliſionsnormen des 
ALR. anzuwenden. Letzteres läßt zum Perſonalſtatut der Ehe⸗ 
gatten den Wohnſitz entſcheiden. Für die Frage, ob die 
Schenkung unter Ehegatten im Reverſe vom 8. Dezember 1896 
gültig, nichtig oder doch widerruflich war, iſt daher maßgebend 
das badiſche Landrecht, da in deſſen Rechtsgebiete — in 
Baden⸗Baden — die Parteien zur Zeit ihrer Vornahme den 
Wohnſitz hatten. Nach Landrechtsſatz 1096 find Schenkungen 
unter Ehegatten dem Widerruf unterworfen; dieſe Vorſchrift 
ſindet auf remuneratoriſche Schenkungen unbeſchränkte An⸗ 
wendung. Die vor dem 1. Januar 1900 vorgenommene 
Schenkung blieb auch nach dem 1. Januar 1900 widerruflich 
— vgl. Habicht, EGBGB. 536 zu Note 2 und die dort 
Zitierten. — Die Klägerin hat dieſes Widerrufsrecht ferner 
nicht dadurch verloren, daß auch aus ihrem Verſchulden die 
Ehe geſchieden worden iſt. Nach dem Geſagten war daher ihr 
Widerruf einer in dem Revers vom 8. Dezember 1896 ent⸗ 
haltenen remuneratoriſchen Schenkung an ihren Ehemann rechtlich 
wirkſam und iſt ihr mit der Klage erfolgter Rückforderungs⸗ 
anſpruch wegen der am 26. September 1896 gegebenen 
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20 000 Mark mit den begehrten Zinſen ſchon aus dieſem Grunde 
gerechtfertigt, wenn feſtſteht, daß ſie jene 20 000 Mark dem 
Beklagten als Darlehn gegeben habe. Das iſt anzunehmen. 
(Wird dargelegt.) A. c. Sch., U. v. 15. Okt. O7, 133/07 II. — 
Karlsruhe. a 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entmündigung wegen Geiſtesſchwöche ſchließt, wie Entſch. 
Nr. 1 ausführt, nicht aus, daß der fo Entmündigte für den 
einzelnen Fall vom Prozeßrichter als geiſteskrank und damit 
als geſchäftsunfähig erachtet wird. N 

In ausführlicher Begründung nimmt Entſch. Nr. 2 an, 
daß beim Kreditkauf im Handelsverkehr der Irrtum über die 
Zahlungsfähigkeit des Käufers als ein die Anfechtung 
begründender Irrtum über einer Eigenſchaft der Perſon im 
Sinne des 8 119 Abſ. 2 BGB. zu erachten. dem ent⸗ 
ſchiedenen Falle wurde ſowohl das obligatoriſche als auch das 
(dingliche) Erfüllungsgeſchäft als durch den Irrtum betroffen 
für nichtig erklärt. 

Die Entſch. Nr. 3 und Nr. 11 betreffen die Unterbrechung 
der Verjährung des Gewährleiſtungsanſpruchs durch Stellung 
des Antrags auf Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes 
(8 477 Abſ. 2 BGB.). In dem einen Falle war der Antrag 
bei Gericht liegen geblieben und wurde von dem Antragſteller 
nicht weiter betrieben; hier wendet die Entſch. 8 211 Abi. 2 
BGB. entſprechend an. andern Falle hatte der Antragſteller 
zugleich mit dem nur zum Zwecke der Verjährungsunterbrechung 
geſtellten Antrage gebeten, demſelben einſtweilen nicht ſtattzugeben; 
hier wurde dem Antrage die unterbrechende Wirkung überhaupt 
abgeſprochen. 


Nach Entſch. Nr. 4 iſt die dem Schuldner einer mit mehr 
als ſechs Prozent verzinsbaren Forderung das Kündigungsrecht 
gewährende Vorſchrift des 5 247 BGB. auch auf Schuld⸗ 
verhältniſſe alten Rechtes anwendbar. 

Einen Fall der Haftung des Notars für das Verſehen 
ſeines Bureauvorſtehers behandelt Entſch. Nr. 7. 

Entſch. Nr. 9 legt 8 416 BGB. — im Anſchluß an 
RG. 63, 49 — dahin aus, daß durch dieſe Vorſchrift nur die 
Vorausſetzung für das Präjudiz der Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme durch den Hypothekengläubiger beſtimmt, nicht aber 
die Genehmigung nach Maßgabe des § 415 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen werden ſolle. | 

Entſch. Nr. 10 behandelt den Fall, daß der Verkäufer 
einer unter Vorbehalt des Eigentums übergebenen Kaufſache 
während der Dauer des Vorbehalts dieſe Sache im Wege 
der Zwangsvollſtreckung gegen den Käufer pfänden und ver⸗ 
ſteigern läßt. 

Der Begriff des groben Undanks als Grund für den 
Widerruf einer Schenkung wird in Entſch. Nr. 12 erörtert. 

Der Makleranſpruch ſetzt voraus, daß der Geſchäftsherr 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes Kenntnis von der Mitwirkung 
des Maklers hatte. Für dieſe Kenntnis genügt nach Entſch. 
Nr. 14 eine dem Geſchäftsherrn gewordene Mitteilung und 
ſein daraus folgendes Bewußtſein, daß die Mitteilung richtig 
ſein könne, nicht erforderlich iſt die Uberzeugung des 
Geſchäftsherrn von der Richtigkeit der Mitteilung oder von 
dem Erfolge der Maklertätigkeit. 

Die öffentliche Aufforderung zum Boykott wird in Entſch. 
Nr. 17 als eine nach § 826 zum Schadenserſatz verpflichtende 
Handlung erachtet, wenn die als Grund des Boykotts dienenden 
Tatſachen nicht wahrheitsgemäß dargelegt werden; der Appell 
an das Solidaritätsgefühl der Arbeiter durch allgemeine, die 
Nachprüfung nicht geſtattende Schlagworte wird als Verſloß 
gegen die guten Sitten erachtet. N. 
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43. 


Ablaß, Dr., Rechtsanwalt, 
Ackermann, Rechtsanwalt, 
Adler, Rechtsanwalt, Döbeln. 
. He, Rechtsanwalt, Lei 
Alberti, Dr. Herm., 
Albrecht, Dr., Rechtsanwalt, Malchin. 
Albrecht, Dr. Karl, Rechtsanwalt, Hamburg. 
Andrä, Dr., Rechtsanwalt, Weimar. 
Andree, Heinz, Rechtsanwalt, Braunſchweig. 
= “rg „Rechtsanwalt, Crefeld. 

An 

Anton, Fritz, Rechtsanwalt, Dresden. 
Anz, Juſtizrat, Eſſen. N 
Armer, H., Rechtsanwalt, Breslau. 
Arndt, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Arndts, J., Rechtsanwalt, Neutomiſchel. 
Aronſohn, Rechtsanwalt, Bromberg. 
Aronſohn, Rechtsanwalt, Halle a. S. 
Aſch, Dr., Juſtizrat, Polen. 
Aſchenheim, Dr., Rechtsanwalt, Erfurt. 
Aſcher, Juſtizrat, Oſterburg. 
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Verzeichnis 


der 


Teilnehmer am XIX. (außerordentlichen) Deutſchen Anwaltstag zu Leipzig. 


irſchberg i. Schl. 
hemnitz. 


ig. | 
Rechtsanwalt, Dresden. 


chütz, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 


Ab ma Rechtsanwalt, Schönlanke. ö 
Aßmann, Dr. Arnold, Rechtsanwalt, Berlin. 


Auerbach, Dr., Rechtsanwalt, Schöneberg. 
Auerbach, Eugen B., Rechtsanwalt, Berlin. 
Auerbach, Dr. Ernſt, Frankfurt a. M. 
Avenarius, Dr., Juſtizrat, Hirſchberg i. Schl. 
Averdunk, Juſtizrat, Potsdam. 
Axhauſen, Rechtsanwalt, Leipzip. 

. Armader, Rechtsanwalt, Rheydt. 
Bacher, Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Bachmann, Juſtizrat, Plauen i. B. 
Backofen, Dr. Otto, Rechtsanwalt, Dresden. 
Baege, Juſtizrat, Merſeburg. 


Baer, Dr., Rechtsanwalt, Bayreuth. 


. Baerwald, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Baerwinkel, M. F., Rechtsanwalt, Leipzig. 

. Baerwinkel, Oberjuſtizrat, Leipzig. 

. Bamberger, Juſtizrat, Aſchersleben. 


Bandmann, Eugen, Rechtsanwalt, Breslau. 


Bandoly, Rechtsanwalt, Stargard i. P. 
Barlach, Rechtsanwalt, Neumünſter. 


Bartels, Rechtsanwalt, Saargemünd. 
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74. 
Bie, Dr., Rechtsanwalt, Breslau. 
Bielſchowsky, Juſtizrat, Breslau. 


Barth, Hans, Juſtizrat, Leipzig. 

. Barthel, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Barthels, Dr., Rechtsanwalt, Großenhain. 
Baßenge, Juſtizrat, Schweidnitz. 

Baum, Dr. Georg, Rechtsanwalt, Berlin. 

. Baum, Dr., Rechtsanwalt, Dresden. 

. Baumeyer, Dr., Rechtsanwalt, Dresden. 
Bayer, Adolf, Rechtsanwalt, Ansbach. 
Beck, Dr., Rechtsanwalt, Cannſtadt. 
Becker, Heinrich, Juſtizrat, Cammin (Pom.) 
Becker, Dr., Juſtizrat, Düſſeldorf. 
Becker, Juſtizrat, Torgau. 

55 4 7 Severin, Rechtsanwalt, Berlin. 
1. 

Beier, Dr. C., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Beier, Dr. R., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Beiersdorf, Rechtsanwalt, Hirſchberg i. Schl. 
. Bein, Arthur, Rechtsanwalt, Magdeburg. 

. Berger, Dr. Max, Rechtsanwalt, Leipzig. 
Berger, Dr. V., Rechtsanwalt, Leipzig. 

g „ 
Bernard, 
A Bernha 

. Bernftein, Rechtsanwalt, Dresden. 
Beſtelmeyer, Fritz, Rechtsanwalt, Weiden. 
Bettziech, Dr., Rechtsanwalt, Altenburg. 
Beutler, Dr., Rechtsanwalt, Auerbach. 

71. Beutler, Rechtsanwalt, Chemnitz. 
Beyer, Dr., Juſtizrat, Göttingen. 


Behrmann, Rechtsanwalt, Hannover. 


„L., Rechtsanwalt, Annaberg i. E. 
chtzanwalt, Magdeburg: 
dt; Rechtsanwalt, Leipzig. 


Bick, Georg, Rechtsanwalt, Breslau. 
Bickel, Dr, Rechtsanwalt, Wiesbaden. 


Biema, van, I, Rechtsanwalt, Hannover. 


. Bienengräber, Paul, Rechtsanwalt, Dresden. 
Biermann, Dr., Rechtsanwalt, Hamm. 
Bindewald, Juſtizrat, Magdeburg. 

Bing, Dr., Rechtsanwalt, Cöln. 

. Bing, Max, Rechtsanwalt, München. 

Bing, Rudolf, Rechtsanwalt, Nürnberg. 

. Binting, Dr., Rechtsanwalt, Landsberg a. W. 
. Binz, Dr., Rechtsanwalt, Karlsruhe i. B. 
Bloch, Dr., Rechtsanwalt, München. 


36. Jahrgang. 


tsanwalt, Torgau. 


ena. 
öchſt a. M. 


ringer, Rechtsanwalt, Burgſtädt i. Sa. 


Braun, Dr. Karl, Breslau. 


Brecht, A., Rechtsanwalt, Leipzig. 

Breit, Rechtsanwalt, Berlin. 

Breit, Dr. James, Dresden. 

Breit, Max M., Rechtsanwalt, Leipzig. 

. Brenning, H., Rechtsanwalt, Rinteln a. W. 
Breslauer, Dr. Albert, Nahe ga Breslau. 
Bretzfeld, Dr. Friedr., 

Brieger, Rechtsanwalt, Gleiwitz. 
Brockhaus, Dr., Rechtsanwalt, Leipzig. 
Brockmann, Dr., Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
Broda, Juſtizrat, Leipzig. 

Brodnitz, Dr., Rechtsanwalt, Berlin. 
Brückelmeyer, Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 
Brückner, 9 

. Brüll, Rechtsanwalt, Görlitz. 

. Brummund, Rechtsanwalt, Köslin. 

. Brünell, Dr., Rechtsanwalt, Cöln. 
Buchenau, Dr. A., Rechtsanwalt, Bremen. 
Buchka, Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
Buchmann, Dr., Rechtsanwalt, Regensburg. 
Buhmann, Rechtsanwalt, München. 
Bujakowsky, Dr., Rechtsanwalt, Breslau. 

. Burczel, Juſtizrat, Rechtsanwalt, Glatz. 

. Burgheim, Dr., Rechtsanwalt, Frankfurt a. M. 
n 5 Paul, Rechtsanwalt, Minden. 
Bur 

Burkhardt, Rechtsanwalt, Erfurt. 
Burſian, Rechtsanwalt, Dresden. 
Buſch, Juſtizrat, Tilſit. 

Cahen, Rechtsanwalt, Cöln. 

Cahn, Dr., Rechtsanwalt, Nürnberg. 
Canton, Dr., Rechtsanwalt, Düſſeldorf. 


„Rechtsanwalt, Dresden. 


as, Dr. L., Rechtsanwalt, Leipzig. 


echtsanwalt, Coburg. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Blüher, Curt, Rechtsanwalt, Dresden. 
. Blüber, Kurt, Rechtsanwalt, Freiberg i. S. 
Bluhme, Rech 

Blumberg, H., Rechtsanwalt, Zwickau. 
Blume, Dr., Rechtsanwalt, Mannheim. 
Bock, Rechtsanwalt, Magdeburg. 

Böckel, Dr., Rechtsanwalt, 
Böcker, Dr., Rechtsanwalt, 
Böcker, Dr., Juſtizrat, Magdeburg. 
Bode, Rechtsanwalt, Halberſtadt. 

. Bodenftein, Juſtizrat, Leipzig. 

. Bödider, Dr., Rechtsanwalt, Münſter. 

. Boedner, Juſtizrat, Görlitz. 

Boerner, Rechtsanwalt, Leipzig. 

. Boeters, Rechtsanwalt, Leipzig. 

. Böhme, Dr. Ernſt, Rechtsanwalt, Leipzig. 
g Bohrin „Dr. Johannes, Rechtsanwalt, Dresden. 
. Bö 

Bondi, Dr. Felix, Juſtizrat, Dresden. 

Bong ⸗Schmidt, Juſtizrat, Flensburg. 
Böning, Rechtsanwalt, Celle. 

Böning, Rechtsanwalt, Nordhauſen. 

. Börner, Juſtizrat, Löbau i. Sa. 

Börner, Karl, Rechtsanwalt, Neuburg a. D. 
Boskowitz, Dr., Rechtsanwalt, Fürth. 
Böttrich, Rechtsanwalt, Naumburg a. S. 
Bötzow, Rechtsanwalt, Berlin. 

Bohyens, Juſtizrat, Leipzig. 

Brandus, Dr., Rechtsanwalt, Magdeburg. 
Bräuer, Juſtizrat, Dresden. 


150. 
151. 
152. 
153. 
154. 
155. 
156. 
157. 
158. 
159. 
160. 
161. 
162. 
163. 
164. 
165. 
166. 
167. 
168. 
169. 
170. 
171. 
172. 
173. 
174. 
175. 
176. 
177. 
178. 
179. 
180. 
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Der Vorſitzende, Geheime Juſtizrat Erythropel- 
Leipzig, eröffnet die Sitzung um 9½ Uhr. 


Vorſitzender: Der außerordentliche Anwaltstag 
iſt eröffnet. N | 

Meine Herren, ich habe zunächſt in Gemäßheit der 
Satzungen mitzuteilen, daß die Ladung der heutigen 
Mitgliederverſammlung des Anwaltvereins erſchienen 
iſt zunächſt im „Reichsanzeiger“ in der 4. Beilage der 
Nr. 251 am Montag den 21. Oktober 1907 und ferner 
in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ Nr. 19 am 
1. November 1907. 

Sodann bitte ich Sie, zur Bildung des Bureaus 
zu ſchreiten. Nach § 5 der Statuten führt den Vorſitz 
der Vorſitzende des Vorſtandes oder deſſen Stellvertreter 
oder in deſſen Behinderung ein anderes, vom Vorſtand 
zu wählendes Mitglied desſelben; der Anwaltstag 
kann Stellvertreter des Vorſitzenden aus den anweſenden 
Mitgliedern des Anwaltstages erwählen. Es iſt der 
Stellvertreter des Vorſitzenden, Juſtizrat Gebhart— 
Zweibrücken, leider verhindert; an deſſen Stelle hat 
der Vorſtand den Herrn Geheimen Bl Krauſe 
aus Berlin als Stellvertreter des Vorſitzenden beſtimmt. 
Dann ſchlagen wir Ihnen vor, aus Ihrer Mitte den 
Herrn Borſigenden es Ortskomitees, Rechtsanwalt 
Freytag in Leipzig, und den Herrn Juſtizrat Humſer 
in Frankfurt a. M. zu bitten, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden fungieren zu wollen; als Schriftführer 
bringen wir Ihnen Herrn Dr. Mothes⸗Leipzig und 
Herrn Dr. Springer-Leipzig in Vorſchlag. — Wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, daß die Herren 
mit dieſen Vorſchlägen einverſtanden ſind. 


(Allſeitige Zuſtimmung.) 
Dann bitte ich die genannten Herren, hier am Vor— 
ſtandstiſche Platz zu nehmen. 
(Geſchieht.) 
Meine Herren, eine eigentliche Geſchäftsordnung 
beſteht für den Anwaltstag nicht; es haben ſich aber 
übereinſtimmend auf den Anwaltstagen Gewohnheiten 


gebildet, die ich auch für die heutige Verhandlung 
gutzuheißen bitte. 

Zunächſt hat jeder Redner, der zum Worte verſtattet 
zu werden wünſcht, ſich beim Schriftführer zu melden, 


und da möchte ich bitten, daß die Herren, die ſich 
melden, auch gleich angeben, ob ſie für oder gegen 
die Anträge der Referenten ſprechen wollen. Es iſt 


das deshalb wünſchenswert, weil es ſich ſonſt ſehr 
leicht ereignen könnte, daß infolge beſonders raſcher 
Meldungen einer gewiſſen Richtung eine andere über⸗ 
haupt nicht berückſichtigt würde. 

Sodann iſt es Sitte, daß jedem der Herren 
Redner — wenn nicht die Zeit ſpäter noch kürzer feſt⸗ 
geſetzt wird — 10 Minuten als Sprechzeit bewilligt 
werden. Ich möchte aber bitten, weil eine ſtarke 
Strömung innerhalb der Anwaltſchaft gegen die in 
Mannheim gefaßten Beſchlüſſe iſt, daß einem der 
Vertreter dieſer Richtung — alſo derjenigen Herren, 
die lediglich bei einem Amtsgericht 5 ſind — 
eine längere Sprechzeit bewilligt wird, ich halte das 
für billig. 

7 bemerke ich noch, daß Anträge aus der 
Verſammlung nur berückſichtigt werden können, wenn 
ſie von mehr als 15 hier anweſenden Herren unter⸗ 
ſchrieben ſind. Das bezieht ſich auch auf diejenigen 
Anträge, die vorher an den Vorſtand mit der Bitte, 
ſie auf die Tagesordnung zu ſetzen, gerichtet ſind. 
Wer heute hier einen Antrag ſtellen will, muß ihn alſo 
von 15 hier anweſenden Herren unterſchreiben laſſen. 

Ich nehme an, daß die Herren mit dieſer Geſchäfts⸗ 
führung für die heutige Tagung einverſtanden ſind. — 

Ich habe den Herren mitzuteilen, daß als Vertreter 
Seiner Exzellenz des ſächſiſchen Herrn Juſtizminiſters 
der Herr Geheimrat Dr. Grützmann erſchienen iſt 
ch die Herren namens Seiner Exzellenz begrüßen 
möchte. \ 


Geheimer Juſtizrat Dr. Grügmann » Dresden, vor: 
tragender Rat im Königlich ſächſiſchen Juſtizminiſterium: 
Hochanſehnliche Verſammlung! Im Auftrage Seiner 
Exzellenz des Herrn Staats- und Juſtizminiſters 


36. Jahrgang. 


Dr. v. Ot to habe ich die Ehre die Herren zu begrüßen 
und herzlich willkommen zu heißen hier in Leipzig, 
das als Sitz des Reichsgerichts der Mittelpunkt des 
deutſchen Rechtslebens und als Sitz einer alten hoch⸗ 
anſehnlichen Juriſtenfakultät ein Mittelpunkt der 
deutſchen Rechtswiſſenſchaft iſt. 

Meine hochverehrten Herren! Das Leben iſt ein 
Kampf, das wiſſen wir alle; und namentlich iſt das 
Rechtsleben ein Kampf, und der hohe und ritterliche 
Beruf des Rechtsanwalts iſt es, zum Schutze des 
Vermögens, der Ehre, der Freiheit, ja zuweilen auch 
zum Schutze des Lebens anderer um das Recht zu 
kämpfen. Aber auch die geſetzgeberiſche Arbeit iſt ein 
Kampf, ein Kampf entgegengeſetzter Intereſſen, ein 
Kampf verſchiedener Gedanken über die Befriedigung 
dieſer Intereſſen. Doch haben die Alten gelagt: der 
Kampf iſt der Vater aller Dinge. Möge der Kampf, 
der jetzt über die künftige Geſtaltung unſeres Amts⸗ 
gerichtsprozeſſes geführt wird, dieſer Kampf, in dem 
mitzuſtreiten die deutſchen Rechtsanwälte berufen ſind, 
dieſer Kampf, in den Sie heute eintreten wollen, und 
für den Sie durch reiche und wertvolle Erfahrungen 
gewappnet und gerüſtet ſind, — möge dieſer Kampf 
ein Vater guter Dinge werden! Das wünſche ich 
Ihnen, meine hochgeehrten Herren, das wünſche ich 
unſerem deutſchen Vaterlande. 


(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren, ich glaube in Ihrer 
aller Sinne zu ſprechen, wenn ich Seiner Exzellenz 
für die freundlichen Worte, die ſein Herr Vertreter 
hier ſoeben geſprochen hat, unſeren herzlichen Dank 
ausſpreche. Es iſt für uns von ungemeiner Wichtig⸗ 
keit, daß die Juſtizverwaltung unſeren Beſtrebungen 
mit Aufmerkſamkeit folgt, damit die Wünſche, die inner⸗ 
halb der Rechtsanwaltſchaft beſtehen, in genügender 
Weiſe auch von der Geſetzgebung berückſichtigt werden. 


(Bravo!) 


Meine Herren, indem wir nun in die Tages⸗ 
ordnung eintreten, will ich bemerken, daß der außer⸗ 
ordentliche Anwaltstag in Gemäßheit des Beſchluſſes 
des Mannheimer Anwaltstages eigentlich nur berufen 
wurde zum Zweck der Nr. 1 unſerer Tagesordnung: 


Beratung und Beſchlußfaſſung über die Stellung 
zum Entwurf eines Reichsgeſe es betreffend die 
Abänderung der Seuchen der Reichs⸗ 
zivilprozeßordnung und der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte. 

Es war reiner Zufall, daß auch noch der zweite 

Gegenſtand auf die Tagesordnung kam: 

Wahl einer Kommiſſion zur Vorbereitung von 
Anderungen der Satzungen des Deutſchen An⸗ 
waltvereins. | 

Das kam daher, weil in Mannheim die Zeit zu kurz 

wurde, um dieſe Kommiſſion zu wählen. 

Es ſind nun, nachdem der Anwaltstag einberufen 
war, an den Vorſtand eine Reihe von Anträgen gelangt 
mit der Bitte, ſie auf die Tagesordnung der heutigen 
Mitgliederverſammlung zu ſetzen. Der Vorſtand hat 
das abgelehnt, weil die Anträge zum Teil Satzungs⸗ 
änderungen enthielten, über die wir heute überhaupt 
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nicht verhandeln können, da die Formalitäten in bezug 
auf die Anderung der Satzungen, namentlich die Vor⸗ 
ſchrift, daß Anträge auf Anderung der Satzungen 
4 Wochen vor dem Anwaltstage ſchriftlich beim Vor⸗ 
ſtande eingereicht ſein müſſen, nicht erfüllt waren. Es 
ſind aber dieſe Anträge auch deshalb abgelehnt worden, 
weil ſie weit über den Rahmen desjenigen hinausgehen, 
was wir heute zu verhandeln haben, und wofür wir 
unſere Zeit abſolut notwendig haben. 


(Lebhafte Zuſtimmung.) 


Eins nur möchte ich den Herren mitteilen. Wir 
rechnen zu Nr. 1 der Tagesordnung auch diejenigen 
Schritte, die der Anwaltverein für nötig hält, um 
ſeinen Standpunkt, den er gegenüber den Vorſchlägen 
einnimmt, öffentlich zur Geltung zu bringen. Wir 
rechnen alſo auch insbeſondere dahin die Verhandlung 
darüber, ob eine organiſatoriſche Einrichtung zu treffen 
iſt, um für unſere Auffaſſung, wie ſie heute in 
unſeren Beſchlüſſen zutage treten wird, Propaganda 
zu machen. Ich möchte die Herren aber bitten, bei 
den Verhandlungen eine Zäſur in dem Sinne eintreten 
zu laſſen, daß wir zunächſt nur über unſere Stellung 
zu dem Geſetzentwurf beraten und dann erſt, wenn 
das erledigt iſt, wenn wir unſere 80 in der 
Beziehung gefaßt haben, uns mit dem beſchäftigen, 
was nun zu tun iſt, um dieſen unſeren Standpunkt 
zur Geltung zu bringen. 


(Bravo!) 


Ich will gleich bemerken, daß der Vorſtand beab⸗ 
ſichtigt, zu dieſem zweiten Teil folgenden Antrag zu 
ſtellen, der jetzt erſt gedruckt wird und demnächſt 
verteilt werden wird: 

Es wird der Vorſtand beauftragt, einen Ge- 
ſchäftsausſchuß, beſtehend aus 5 bis 7 Perſonen, 
zu bilden, welcher für eingehende Aufklärung 
über die Bedeutung und Tragweite des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend Anderungen des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung uſw. im 
Sinne der heutigen Beſchlüſſe in geeigneter 
Weiſe zu wirken hat. 

Die Koſten bis zur Höhe von 20 000 Mark 
werden aus der Kaſſe des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins beſtritten. 

Meine Herren, es wird mir ſoeben mitgeteilt, daß 
Seine Exzellenz der Präſident des Reichsgerichts 
Freiherr v. Seckendorff ſoeben erſchienen iſt, um an 
unſeren Verhandlungen teilzunehmen. 


(Lebhaftes Bravo.) 


Ich darf dann alſo bitten, in den erſten Gegenſtand 
unſerer Tagesordnung einzutreten: 


Beratung und Beſchlußfaſſung über die 
Stellung zum Eutwurf eines Reichsgeſetzes 
— 5 — 5 1 = 0 ts⸗ 
v ung, der Szivilprozeßorduung 
und "ber "Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte. | 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Hachenburg⸗ 
Mannheim (von anhaltendem lebhaftem Beifall begrüßt): 
Meine Herren Kollegen! Meine Aufgabe iſt heute 
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ſchwerer und doch wieder leichter, als fie vor zwei 
Monaten in Mannheim war. Schwer iſt's, Ihnen 
etwas Neues über die großen Fragen der Juſtizreform 
u bringen. Ich habe dort mein ganzes Herz vor 
hnen ausgeſchüttet. Ich begreife es vollſtändig, daß 
ein Kollege mich vor er Bett in leiſem Angſtgefühl 
fragte, ob ich dieſelbe Rede hier noch einmal halten 
wolle. Davor bleiben Sie bewahrt. Damals galt es, 
das ganze Gebiet der Juſtizreform zu durchwandern. 
Heute handelt es ſich darum, und darin liegt die Er⸗ 
leichterung gegenüber früher, zu einer zum Zwecke 
der Kritik veröffentlichten Regierungsvorlage 
Stellung zu nehmen. Wir haben einen konkreten 
Stoff zu behandeln. Ein beſtimmter Gegner ſteht uns 
gegenüber. Da kämpft es ſich beſſer. 

Und einen Kampf wird es geben. 

Meine Herren, ich habe das Stenogramm meiner 
Mannheimer Ausführungen durchgeſehen. Dabei hatte 
ich Gelegenheit, es Stück für Stück nachzuprüfen. 
Ich habe keinen Anlaß gefunden, von den Grundzügen, 
die ich Ihnen dort vortrug, etwas zurückzunehmen. 
Ich habe den neuen Entwurf geleſen und wieder ge⸗ 
leſen. Ich habe mich bemüht, ihm gerecht zu werden. 
Ich bin durch dieſes Studium in meiner Überzeugung 
von der Richtigkeit der Mannheimer Beſchlüſſe beſtärkt 
worden. Nach wie vor halte ich es für ein falſches 
Unternehmen, ein kleines Stück aus der großen Prozeß⸗ 
reform herauszugreifen. Nach wie vor vermag ich 
einen tiefgehenden Unterſchied in dem Verfahren vor 
dem Amtsgerichte und dem Landgerichte nicht zu finden. 
Nach wie vor ſehe ich in der Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Kompetenz nur nach dem Streitwerte die 
Gefahr einer Verſchlechterung der deutſchen Rechtspflege. 
Nach wie vor verlange ich als Teil der Juſtizreform 
eine Berückſichtigung der Rechtsanwaltſchaft als eines 
gleichwertigen Faktors neben dem Richter 


(lebhafter Beifall) 


und deshalb eine Beſſerſtellung in materieller und 
e Beziehung. Und ich hoffe, daß auch der außer⸗ 
ordentliche Deutſche Anwaltstag dieſes „nach wie vor“ 
ausruft und feſt zu ſeinen Worten, die er vor kurzem 
ausſprach, ſtehen wird. Möglich, daß die Skeptiker 
recht behalten, daß all unſer Mühen vergeblich ſein 
wird. Vielleicht wird man im Bundesrat und im 
Reichstage über unſere Warnrufe hinwegſchreiten. Das 
ſoll und darf uns nicht abhalten, bis zum letzten 
Momente das zu vertreten, was wir für richeg erkannt 
haben. Nicht immer hat der unrecht, der den Prozeß 
verliert. Man hat mich einen Idealiſten geſcholten. 
Sei's drum! Ich nehme die Bezeichnung für uns 
alle an, die wir in Mannheim beſchloſſen haben und 
heute in Leipzig beraten. Kämpfen wir für dieſes 
Ideal der Rechtspflege, das wir unſerem Vaterlande 
wünſchen, und ſei es auch als morituri. 

Der Entwurf iſt in Ihrer aller Händen und — 
auch das iſt eine Erleichterung — er bringt, was der 
vorläufige Vorgänger nicht hatte, eine Begründung. 
Sie führt uns in die Gedankenwelt der Verfaſſer des 
Entwurfs ein. Aus ihr entnehmen wir die grund⸗ 
ſätzlichen Anſchauungen der Redaktoren. Beginnen wir 
mit dieſen. 
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Die Begründung gibt ſofort am Anfang zu, „daß 
bei der praktiſchen Handhabung der Zivilprozeßordnung 
trotz ihrer unleugbaren Vorzüge im Laufe der Jahre 
ſich manche Mißſtände herausgeſtellt haben, welche die 
Notwendigkeit einer auf das ganze Gebiet des Zivil⸗ 

rozeſſes ſich erſtreckende Reviſion nahe legen“. Allein 
er Zeitpunkt für dieſe Reviſion ſei heute noch nicht 
5 Über die Richtung dieſer Reform gingen 
ie Meinungen weit auseinander. Auf eine Aus⸗ 
gleichung der Gegenſätze „ſei vorerſt nicht zu rechnen“. 
Dagegen herrſche darüber, daß das amtsgerichtliche 
Verfahren durch Annäherung an das Verfahren vor 
den Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten einfacher und 
ſchleuniger geſtaltet werden müſſe, „in weiten Kreiſen 
Einverſtändnis“. Auch bei einer Beſchränkung auf die 
Amtsgerichte werde die Reform von größerer Bedeutung 
ſein. Die Zahl der Prozeſſe vor jenen ſei ja eine 
viel größere (2 117 612) als die vor den Landgerichten 
verhandelten (313 787). Sie gewinne erheblich an 
Bedeutung, wenn man gleichzeitig die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit erweitere. 

Das haben Sie ja alle ſelbſt geleſen. Verzeihen 
Sie, daß ich es wiederholte. Ich lege Wert darauf, 
dieſe grundlegenden Gedanken hervorzuheben: derzeitige 
Unmöglichkeit einer Reform des ganzen Gebietes des 
Zivilprozeſſes; Einverſtändnis über eine einfachere 
und ſchleunigere Geſtaltung des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens; Erhöhung der 1 er Amtsgerichte 
als Konſequenz der Beſchränkung der Reform auf das 
amtsgerichtliche Verfahren. Das ſind auch die drei 
Punkte, die wir zu unterſuchen haben werden. Der 
Schwerpunkt liegt für mich heute in dem zweiten, der 
Beſchränkung der Reform auf das Amtsgericht. Liegt 
für dieſe kein Grund vor, ſo fallen der erſte und der 
dritte Satz. 

Die Kompetenzerhöhung wird vorgenommen, da— 
mit die Reform einem möglichſt weiten Kreiſe zugute 
komme. Wenn ſich die geplante Reform eines ſpeziellen 
amtsgerichtlichen Verfahrens als verfehlt herausſtellt, 
ſo muß logiſcherweiſe die Erweiterung der Kompetenz 
der Amtsgerichte fallen. Wenn Sie ſehen werden, 
daß die Vorſ läge des Entwurfs, mit wenig Aus⸗ 
nahmen, ſoweit fie brauchbar find, auch für das land- 
gerichtliche Verfahren verlangt werden müſſen, ſo bleibt 
kein Grund, die Reform auf das Amtsgericht zu be⸗ 
ſchränken. Sie werden es daher begreiflich finden, 
wenn bei meinen Ausführungen die Beſtimmungen des 
Entwurfs über das neue amtsgerichtliche Verfahren 
auf ihre Begründung aus dem beſonderen Weſen des 
amtsgerichtlichen Prozeſſes hin angeſehen werden. Hier 
liegt der Angelpunkt für mich. 

Doch zunächſt die erſte der drei oben aufgeführten 
Fragen. Die Reform des ganzen Prozeſſes iſt noch 
nicht ſpruchreif. Daher die Beſchränkung auf das 
Amtsgericht geboten. Die hierfür angegebenen Gründe 
habe ich zitiert. Schon dieſe Ausführungen ſind un⸗ 
ſtichhaltig. Damit, daß die Meinungen noch ausein⸗ 
andergehen, kann man jedes Geſetz hinausſchieben. 
Wollte man auf eine Ausgleichung der Gegenſätze 
warten, ſo hätten wir noch heute unſer Bürgerliches 
Geſetzbuch nicht. Hätte man bei dem Bedürfniſſe eines 
einheitlichen Zivilrechts die ſchwierigen Materien aus⸗ 
geſchaltet und nur einige ſpruchreife regeln wollen, ein 
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Lachen wäre durch die deutſche Juriſtenwelt gegangen. 
Wie wurde der erſte Entwurf des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs empfangen! Welche Gegenſätze kamen da zu 
Worte! Wenn ich mir ins Gedächtnis rufe, was über 
das Hypothekenrecht geſchrieben und geſagt wurde, 
wenn ich an die Klippen denke, an denen das Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht vorbeiſteuern mußte, ſo kommen mir 
die Meinungsverſchiedenheiten im Gebiete des Zivil⸗ 
prozeſſes Gent klein und unbedeutend vor. Man habe 
nur den Mut, auch hier zuzugreifen. Man hat ihn 
ja auch in Oſterreich gehabt. Wie ſchnell man im 
Reichsjuſtizamt arbeiten kann, ſehe ich an dem vor⸗ 
liegenden Entwurfe. Er iſt ſo raſch gekommen, daß 
man nicht einmal das Ergebnis der Beratung des 
Deutſchen Anwaltstages abwarten konnte. Nun, dann 
wird es auch möglich ſein, in Jahresfriſt eine Reform 
des deutſchen Zivilprozeſſes zu publizieren. Die An⸗ 
8 werden ſich dann reiben. Es werden Funken 
Ka Aber man wird dann ebenſo gut zu einer 
erſtändigung und etwas Verſtändigem kommen wie 
auf allen anderen Gebieten der Geſetzgebung. Und 
gehen über die Reform des amtsgerichtlichen Prozeſſes 
die Meinungen nicht ebenſo weit auseinander? Wo 
iſt hier die Ausgleichung der Gegenſätze? Wo ſind 
die „weiten Kreiſe“, in denen das Einverſtändnis 
darüber herrſcht, daß man den amtsgerichtlichen Prozeß 
für ſich behandle? Wo die Einigkeit darüber, daß 
man ihn dem Verfahren vor den Kaufmannsgerichten 
annähere? Behauptung gegen Behauptung. Die weiten 
Kreiſe des Volkes wiſſen überhaupt noch nichts von 
dem, was vorgeht, und was es für ſie bedeutet. Es war 
ein erfreuliches Zeichen für die Bedeutung des deutſchen 
Anwaltſtandes in dem Auge des Volkes, daß die 
Preſſe nach dem Mannheimer Anwaltstage der dort 
behandelten Frage näher trat. Und mehr als ein 
Zeitungsblatt iſt mir auf den Schreibtiſch geflogen, in 
dem Bedenken gegen den Plan der Regierung aus» 
geſprochen find. Die Alteſten der Berliner Kaufmann⸗ 
ſchaft haben deutlichen Widerſpruch gegen den Entwurf 
eingelegt; Männer wie Adickes, Anger, Stein 
haben ihre Stimme gegen den Reformplan ſchon vor 
der Publikation des jetzigen Entwurfs erhoben. Hat 
nicht der bayeriſche Richterverein den Mut gehabt, ſein 
„Nein“ auszuſprechen? Kopfſchüttelnd ſteht man da der 
Anſicht des Verfaſſers der Motive gegenüber, daß über 
be 0 in weiten Kreiſen Einverſtändnis 
errſche. | | 

Nicht verſagen kann ich mir endlich, auch die Be⸗ 
rufung der Motive auf eine Reſolution, welche der 
Reichstag in der Sitzung vom 10. Juni 1904 bei An⸗ 
nahme des Kaufmannsgerichtsgeſetzes faßte, zu be 
leuchten. Nach der Begründung ſoll der Reichstag die 


unverzügliche Einleitung einer durch die Annäherung 


des amtsgerichtlichen Verfahrens an das vor den Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichten eine einfachere und 
ſchleunigere Geſtaltung jenes für erforderlich erklärt 
haben. Die Reſolution lautet aber: 


Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, unver⸗ 


züglich eine Reform des Zivilprozeß- 
verfahrens in die Wege zu leiten, durch 
welche allgemein, insbeſondere aber für die zur 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, ein den Geſichtspunkten der Be⸗ 
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ſchleunigung und Verbilligung der Rechtspflege 
entipiebendeh Verfahren eingeführt wird. 

Es hat alſo nicht der Reichstag verlangt, daß unter 
Ausſchaltung der anderen Gerichte nur das Verfahren 
vor den Amtsgerichten reformiert werde. Er hat eine 
allgemeine Reform gewollt. Der Hinweis auf das 
amtsgerichtliche Verfahren beruht darauf, daß man 
dann in der Lage zu ſein glaubte, die Sondergerichte 
wieder den Amtsgerichten angliedern zu können. Man 
wollte aber damals allgemein die Reform des Zivil⸗ 
prozeſſes. Mit Fug und Recht. | 

Unrichtig ift daher auch, wenn heute die Begründung 
die Reform als Anlehnung des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens an das vor den Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gerichten bezeichnet. Damit wird das Verhältnis der 
Gerichte zu einander verſchoben. Der ganze Prozeß 
ſollte neu geſtaltet werden, ſodaß man die proviſ asche 
Sondergerichte wieder in den allgemeinen Rahmen 
aufnehmen könnte. Nun werden de benutzt, um die 
Amtsgerichte als weiteres Sondergericht im Gegen⸗ 
ſatze zum Landgericht auszubilden. Ich halte dieſe 
Sondergerichte für ein nationales Unglück. 


(Lebhafter Beifall.) 


Man beobachte nur die Wahlen der Richter aus 
den Arbeitnehmern. Politiſche Parteien bekämpfen 
ſich dabei aufs Meſſer. Ein Geſetz, das ſolche Folgen 
zeitigt, iſt ſchon deshalb zu verwerfen. Niemand mißgönnt 
den Gewerbe⸗ und Handlungsgehilfen, daß ſie eine 
raſche Juſtiz erhalten, niemand, daß bei der Urteils⸗ 
fällung Laien aus der Zahl der Prinzipale und der 
Gehilfen mitwirken. Aber falſch war es ſchon, hierfür 
ein Sondergericht zu ſchaffen, falſch iſt es, das Amts— 
gericht ebenfalls als Sondergericht mit beſonderem 
Verfahren hinſtellen zu wollen und die Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte als die Idealbilder für den 
amtsgerichtlichen Prozeß. Die ſpätere Betrachtung 
wird uns zeigen, daß eine Anzahl von Beſtimmungen, 
die zuerſt ihre Aufnahme bei jenen Sondergerichten 
fanden, der Ausfluß eines für alle Verfahren ver- 
wendbaren Prinzips ſind. Stoßen wir irgendwo auf 
einen guten Gedanken, der auch für andere Fälle paßt, 
ſo nehme man ihn, wo man ihn trifft. Im Auslande 
wie im Inlande, im Verfahren vor dem Gewerbe⸗ 
gerichte oder im Enteignungsprozeſſe. Einerlei. Er 
ſei willkommen. Nur behaupte man dann nicht, daß 
man für die Amtsgerichte durch Aufnahme der neuen 
Idee ein beſonderes Verfahren ausbilde. 

Das Verlangen, daß das Verfahren „einfacher und 
ſchleuniger“ werden ſoll, gilt für alle Rechtsſtreitig⸗ 
keiten. Was hat ſich der Mann zuſchulden kommen 
laſſen, der 1000 Mark zu fordern hat, daß man ihm 
das verbeſſerte Verfahren weigert? Einverſtändnis 
herrſcht auch hier, das geben die Motive zu, daß eine 
Verbeſſerung not tut. Man gebe ſie für alle Recht⸗ 
ſuchenden und vertröſte die landgerichtlichen Prozeſſe 
nicht auf eine nebelgraue Ferne der Ausgleichung 
der Gegenſätze, — auf den Nimmerlestag, wie man 
im Süden jagt. d | 

Der Entwurf ſchreckt nun aber auch gar nicht 
davor zurück, in einzelnen Punkten für das ganze 
Prozeßverfahren Anderungen zu treffen, die recht ein⸗ 
ſchneidend ſind, und über welche die Meinungen ſehr 
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auseinandergehen. Sie haben prinzipielle Bedeutung. 
Aber ſie geben jeweils nur ein Stückchen der ge⸗ 
botenen Reform. Man ging — ſagt die Begründung — 
über den Rahmen der Beſchränkung auf die Amts⸗ 
gerichte nur in einzelnen Fragen hinaus, die entweder 
mit der Anderung des amtsgerichtlichen Verfahrens 
zuſammenhängen oder aus bet onderen Gründen auf 
eine Abhilfe dringend hinweiſen. Sehen wir uns 
zuerſt dieſe an. Ich halte es für ſehr intereſſant, 
die Fälle kennen zu lernen, bei denen man ſich ent⸗ 
ſchloß, ſofortige Abſtellung von ſchreienden Mißſtänden 
zu gewähren. Liegen in Wahrheit keine ſolche vor, 
ſo werden Sie daraus wieder Ihre Rückſchlüſſe auf 
die Richtigkeit der Behauptung, daß die Reform des 
ganzen Prozeſſes noch nicht zeitgemäß ſei, ziehen 
können. 

Die Reform der Zivilprozeßordnung beginnt mit 
der Übertragung der Koſtenfeſtſetzung an den Gerichts⸗ 
ſchreiber (88 103 bis 107 ZPO.). Ich ar gegen 
dieſen Vorſchlag nichts einzuwenden. Er iſt aber nur 
ein Teil des Verlangens nach der Entlaſtung der 
Richter. Er iſt darin ſogar von untergeordneter Be⸗ 
deutung. Der bisherige $ 105 Abſ. 2 ZPO. ge⸗ 
ſtattet, daß ſich das Gericht bei der Prüfung des 
Geſuchs der Hilfe des Gerichtsſchreibers bediene. 
Davon hat man allgemein Gebrauch gemacht. Jeder⸗ 
mann weiß, daß bei der Koſtenfeſtſetzun 
Tätigkeit des Richters auf ſeine Unterſchrift, von 
ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, beſchränkt. Das Geſetz 
will die bisherige tatſächliche Sachlage zur geſetzlichen 
machen. Schön und gut. Daß hierfür aber eine 
Abhilfe dringend geboten war, läßt ſich daraus nicht 
entnehmen. Dringend geboten iſt die Entlaſtung der 
Richter von unnützem Schreibwerk, die Vereinfachung 
ihrer Arbeit und die Konzentration auf das Denken. 
Das iſt hier und auch in der Zuweiſung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls an den Gerichtsſchreiber anerkannt, 
aber nicht ausgeführt. Man wird auf dieſem Wege, 
der Heranziehung des Gerichtsſchreibers zu einer Reihe 
richterlichen Handlungen, nicht ſtehen bleiben. Freilich 
erfordert dies mehr als ein flüchtiges Streifen des 
Problemes der Richterentlaſtung. Man wird auch, 
ſelbſt wenn man dem Gerichtsſchreiber nur die im 
Entwurf enthaltenen Funktionen gibt, die Ausbildung 
desſelben zu regeln haben. Es gilt, einen Stand 
mittlerer Beamten heranzubilden, der geeignet iſt, 
der Träger wichtiger Aufgaben zu ſein, nicht nur ein 
Schreiber, ſondern ein Nebenrichter. Dem Beſtreben 
der Gerichtsſchreiber, die für die Vorbildung die Ab⸗ 
ſolvierung einer ſiebenklaſſigen Mittelſchule und einen 
praktiſchen Vorbereitungsdienſt von mindeſtens drei 


Jahren als reichsrechtliche Vorſchrift fordern, wird 


man ſympathiſch gegenüberſtehen. 

Weiter! Der Koſtenbeſchluß kann mit der Urteils⸗ 
ausfertigung verbunden werden. Davon verſpreche 
ich mir nicht allzu viel. Die Verbindung iſt von ver⸗ 
ſchiedenen Bedingungen abhängig. Es muß ein voll⸗ 
ſtreckbarer Titel vorliegen. Es darf kein Abſtrich an 
den Koſten erfolgen. Es darf die Ausfertigung noch 
nicht erteilt ſein. Es darf keine Verzögerung in der⸗ 
ſelben eintreten. Ich glaube kaum, daß hier eine 
Zeit⸗ und Krafterſparnis erzielt wird. Schon hier 
deginnt der Verdacht, als ob man dabei mehr an die 
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Vermeidung einer von Amts wegen zu erteilenden 
und daher koſtenloſen Ausfertigung und Zuſtellung 
dachte. Urteile bezahlt die Partei. Sie ſtellt ſie zu. 
Unter dem Kleide der Verbeſſerung des Verfahrens 
ſieht der Pferdefuß der Fiskalität ein wenig ſchon 
hier hervor. 

(Heiterkeit.) 


Intereſſant iſt es, daß man die Verbindung von 
Urteil und Koſtenbeſchluß, die man bisher im $ 103 
PO. nur für die Amtsgerichte kannte, verallgemeinerte. 
an fühlte alſo hier, 25 eine Beſonderheit des amts⸗ 
. Prozeſſes nicht vorliege. Die kleine Ver⸗ 
eſſerung wollte man allen Prozeſſen gönnen, obwohl 
erade hierin bei der Seltenheit der vorläufig voll⸗ 
treckbaren Urteile des Landgerichts auch ſelten dieſe 
Verbindung praktiſch wird. | 


Weniger wohlwollend kann ich eine zweite Ver⸗ 
allgemeinerung einer erſt für die Amtsgerichte gewollten 
Anderung aufnehmen. Ich meine den Zuſatz zu 8 141 
ZPO. Auch im Anwaltsprozeſſe vor dem Landgericht 
iſt die Partei, deren Erſcheinen angeordnet iſt, von 
Amts wegen zu laden. Die Ladung iſt ihr ſelbſt zuzu⸗ 
ſtellen, auch wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten hat. 
Im vorläufigen Entwurfe befand ſich dieſer Satz in 
§ 503 als eine Regel für den amtsgerichtlichen Prozeß. 
Das Erſcheinen der Partei ſollte nach dem Vor⸗ 
bilde des gewerbegerichtlichen Prozeſſes durch Strafe 
erzwungen werden können. Die Stelle wurde energiſch 
bekämpft. Sie erſchien als Ausfluß eines für das 
Amtsgericht im Gegenſatze zum Landgericht behaupteten 
Offizialprinzips. Sie droht einen Zwang auf die 
Partei auszuüben und Mißtrauen zwiſchen Anwalt 
und Klient zu ſäen. 


(Sehr richtig!) 


Schon in Mannheim habe ich aber erklärt, daß, 
wenn ein Geſetz eine ſolche Regel aufitelle, ſie für alle 
Verfahrensarten gelten müſſe. Die Beſtimmung fiel 
in dieſer Ausdehnung. Ein kleiner Reſt blieb. Er 
kam in den allgemeinen Teil und gilt für jede münd⸗ 
liche Verhandlung. Ich halte auch dieſes Reſiduum 
für nicht annehmbar. Gewiß, der Druck auf die Partei 
iſt nicht mehr da. Es ſteht ihr frei, ob ſie zur Auf- 
klärung der Sache erſcheinen will oder nicht. Sie 
kommt dann nicht als Inquiſitionsobjekt, ſondern zur 
Verteidigung ihrer Rechte. Sie wird hierüber mit 
ihrem Rechtsbeiſtand beraten. Wenn dieſer ihr Fort⸗ 
bleiben für beſſer hält, ſo wird der Klient folgen. 
Ich darf aber beifügen, daß ſolche Fälle ſelten ſind. 
Wenn eine Partei dem Termine fern bleibt, ſo geht 
dieſe Weigerung zumeiſt von ihr aus. Aber die andere 
ſchlimmere Folge der Beſtimmung bleibt. Die eigen⸗ 
artige Vorſchrift der direkten Ladung der Partei wird 
mit dem offenbaren Mißſtande begründet, „daß es von 
dem Ermeſſen des Prozeß bevollmächtigten abhängt, ob 
die Partei von dem Termine, zu dem das Gericht ihr 
perſönliches Erſcheinen angeordnet hat, Kenntnis erhält“. 
Sonderbar, daß dieſer Mißſtand ſo groß erſchien, 
ſeinetwegen den Grundſatz, das landgerichtliche Ver⸗ 
fahren unberührt zu laſſen, zu durchbrechen. Man 
vertraut doch ſonſt dem Rechtsanwalt die Wahrung 
der Parteirechte an, weshalb hier dieſe Kontrolle? Es 


36. Jahrgang. 


iſt doch für den Klienten mindeſtens ebenſo wichtig, 
von dem Termine der Beweisaufnahme unterrichtet zu 
ſein. Man müßte ihn auch hier direkt laden. Man 
denke an den Fall, daß der Gegner den Eid leiſtet, 
daß Bücher vorzulegen ſind. Im Intereſſe der Partei 
erfolgt alſo die direkte Ladung nicht. Und weiter. 
Hat man denn wirklich die Erfahrung gemacht, daß 
der Rechtsanwalt dieſes Ermeſſen mißbrauchte? Ich 
beſtreite das. Von den vielen Beſchwerden, die ich 
als Mitglied des Kammervorſtandes kennen lernte 
(und was hat man nicht alles dem Anwalt als Pflicht⸗ 
verſäumung angerechnet!), iſt mir nie das begegnet, 
daß er es unterlaſſen habe, die Nachricht vom Termine 
zum perſönlichen Erſcheinen zu geben. Und nehmen 
wir einmal an, es ſei im einzelnen Falle auch dieſes 
Verſäumnis vorgekommen oder auch hie und da ein 
abſichtliches Unterlaſſen, darf das einen Grund geben, 
eine Beſtimmung einzuführen, die nur als ein Miß⸗ 
trauensvotum gegen die Anwälte erſcheint? Es wäre 
an und für ſich gleichgültig, ob zu allen oder beſtimmten 
Terminen das Gericht eine Ladung ſelbſt vornimmt. 
Ich komme ſpäter auf die Frage der Parteiladung von 
Amts wegen. Was zu einem energiſchen Proteſt gegen 
dieſe zweckloſe Vorſchrift des $ 141 ZPO. zwingt, iſt 
ihre verderbliche Wirkung, die ſie auf das Verhältnis 
von Anwalt und Klient ausübt. 


(Sehr richtig!) 


Die Beſtimmung ſelbſt wird ein totgeborenes Kind 
bleiben. Auf den Prozeßweg wird ſie keinen Einfluß 
* Aber die Anwaltſchaft wird die Kränkung, die 
e unverdient erhält, empfinden, und die Rechtſuchenden 
werden ſie ſehen. . 

Auch außerhalb des Anwaltſtandes wird kaum 
jemand in der Lage ſein, ein dringendes Bedürfnis 
gerade für dieſe Neuerung zu finden. Man gehe 
aber ein klein wenig tiefer auf die Frage des 
perſönlichen Erſcheinens der Partei ein, und man 

(on in auf einen ſchreienden Mißſtand. Die 
eſtimmung des $ 151 verfehlt ihren Zweck, weil fie 
eine Miſchung von Parteiauskunft und Parteiverteidigung 
iſt, weil fie nicht nur dem Richter kein Zwangsmittel 
zum Erſcheinen der Partei gibt, ſondern weil ſie die 
Gewißheit der wahrheitsgemäßen Ausſage nicht ver⸗ 
ſchaffen kann. Auch ich will die Parteieinvernahme, 
aber nicht zur Aufklärung der Sache nach dem Belieben 
des Richters, der ihr glauben kann oder nicht. 
will an Stelle des Parteieides die Partei als Zeuge 
ehört haben. Ich glaube, darüber haben wir ſchon 
heute einen Ausgleich der Meinungen. Unſer römiſch⸗ 
rechtlicher Eid it überlebt. Er widerſtrebt unſerem 
Rechtsempfinden. Man frage doch Richter und Rechts⸗ 
anwälte, man frage die Prozeßpartei ſelbſt, was ihr 
beſſer erſcheint, eine kurze Formel mit dem vor⸗ 
geſchriebenen „es iſt nicht wahr, daß“, oder die ein⸗ 
gehende Auskunft unter Eid. Es wird keiner ſein, 
der nicht das letztere wählt. Wie eine Befreiung von 
. mittelalterlihem Zwange mutet mich 8 371 öſterr. ZPO. 
an: „Der Beweis über ſtreitige, für die Entſcheidung 
erhebliche Tatſachen kann auch durch Vernehmung der 
Parteien geführt werden.“ Ich halte dieſen Teil des 
öſterreichiſchen Prozeßrechts mit für den beſtgelungenſten. 
Vorausſetzung iſt, daß der Beweis nicht durch andere 
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Beweismittel hergeſtellt wird. Das Gericht kann beide 
Parteien eo unbeeidet hören. Dann beſchließt 
es, welche Seite ſchwören ſoll. Leſen Sie die Details 
ſelbſt nach in den 88 371 bis 383 öſterr. ZPO. Man 
empfindet auch in Deutſchland das Unvollkommene der 
Parteiauskunft. Man hat recht, wenn man hier einen 
Punkt ſieht, der dringend der Abhilfe bedarf. Aber 
man macht ſich die Urſache des Mangels nicht klar. 
Es iſt, als ob man ein baufälliges aus an einer 
Stelle mit neuer Farbe anſtreichen wollte. Will man 
eingreifen, ſo habe man den Mut, das Übel an der 
Wurzel zu faſſen. Freilich muß man dann den 
Zuſammenhang des Ganzen ſuchen. Man muß dem 
Eidesſyſtem unſerer eee zu Leibe 
rücken. Schneidet man dieſe Frage der Partei⸗ 
einvernahme an, ſieht man hier einen Mißſtand, ſo 
werde man ſich klar, worin er beſteht, und man wird 
Schritt für Schritt weitergeſchoben, in die große 
Reform hinein. 

Damit ſind die Beſtimmungen des Entwurfs, welche 
allgemein das Verfahren im Zivilprozeſſe behandeln, 
zu Ende. Aber einige weitere folgen, die unmittelbar 
auf dasſelbe einzuwirken beſtimmt ſind: die Koſten⸗ 
paragraphen. 

Zunächſt ein alter Bekannter aus dem vorläufigen 
Entwurf, über den ich ſchon in Mannheim ſprach, der 
§ 48 GKG. Man bleibt bei der Regel der drei 
Termine. Nur für den Fall, daß eine Beweisaufnahme 
ſtattfand, wird die Zahl verdoppelt. Für jeden 
weiteren Termin koſtet es eine weitere halbe Gerichts⸗ 

ebühr. Keine Rückſicht darauf, ob eine beſondere 
orbereitungsarbeit des Gerichts nutzlos aufgewendet 
wurde, keine Rückſicht, ob ſtreitiges Verhandeln oder 
Betreibungsverfahrens, keinen Einwand, daß die 
Partei kein Verſchulden trifft. Nackt fiskaliſch iſt das 
Geſetz; nackt fiskaliſch iſt auch die Begründung. Daß 
die Zahl der Termine in vielen Prozeſſen eine über⸗ 
mäßig große ſei, wird allgemein zugegeben. Eine 
ſtatiſtiſche Aufſtellung über die Anzahl der Termine 
in den land⸗ und amtsgerichtlichen Sachen belegt dies. 
Nun ſollte man die gewohnte Folgerung, daß Maß⸗ 
nahmen zu deren Verminderung notwendig ſeien, und 
daß hierzu die erhöhten Gebühren zählen, erwarten. 
Doch nein. Man rechtfertigt hierdurch den Anſpruch 
auf höhere Gerichtskoſten. Dieſe Zahl der Termine 
lege, „ganz unabhängig von der Frage der 
enge ddr lep die Erwägung einer Ab⸗ 
änderung der Koſtengeſetzgebung nahe. Laſſen Sie mich 
hier einige Sätze wörtlich zitieren. 
Unser Gerichtskoſtengeſetz beruht auf dem Syſtem 
der Pauſchgebühr. — Es liegt in der Natur der 
Pauſchgebühr, daß auf eine genaue Anpaſſung 
der einzelnen Gebühren an das Maaß der 
gerichtlichen Arbeit verzichtet wird. Es führt 
aber zu Unbilligkeiten, wenn ſo erhebliche Ver⸗ 
ſchiedenheiten in der Zahl der Termine, wie ſie 
nach den obigen Darlegungen beſtehen, ohne 
Einfluß auf die Höhe der Gebühren bleiben. 
Was die Motive über dieſe Nachteile des Pauſch⸗ 
ſyſtems ſagen, iſt richtig. Das liegt unabwendbar in 
deſſen Weſen. Es liegt aber genau ebenſo in einem 
Syſtem, das nur nach der a der Termine mechaniſch 
rechnet, ohne auf die Urſache derſelben zu ſehen. Und 
98 
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das liegt noch mehr in einem ſolchen, das aus beiden 
gemiſcht iſt, wie es jetzt der Entwurf vorſieht. Nur 
die eine Unbilligkeit wird vermieden, daß der Staat 
einmal zu wenig für ſeine Arbeit bekomme. Es gibt 
aber auch Gebühren, die zu hoch ſind. Ich erinnere 
nur an die Verſäumnisgebühren. Hier empfindet 
man das Ungerechte nicht. Denn man will nicht eine 
gerechte * Sonſt müßte man eine Re⸗ 
viſion der Koſten mit Rückſicht auf die einzelnen 
Materien vornehmen. Man will nur eine Ver⸗ 
größerung der Einnahmen. Fiskaliſches, allzu Fis⸗ 
kaliſches! Wie groß die Mehreinnahme der Staats⸗ 
kaſſe ſein wird, läßt ſich nicht ſagen. Aber eine 
Million wird das deutſche Volk wohl an Gerichts⸗ 
koſten zahlen müſſen. „Widerſpruch, du Herr der 
Welt!“ hat ſchon der Königlich Preußiſche Gerichtsrat 
und deutſche Dichter Karl Immermann ausgerufen. 
Und gibt es einen größeren Widerſpruch, als in einem 
Geſetze, das dem Wunſche weiter Kreiſe auf Ver⸗ 
billigung der Rechtspflege (ich komme auf dieſe noch 
zurück) Rechnung tragen will, das den Betrieb vor 
den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten zum Vorbild 
wählt, eine Verteurung der Gerichtskoſten einzuführen? 
Und dieſer Mehraufwand wird zu einem nicht kleinen 
Teile von den Leuten b werden, die man durch 
Erhöhung der Kompetenz der Amtsgerichte und dem 
Fortfall des Anwaltzwanges veranlaßt, die Prozeſſe 
ſelbſt zu führen. Denn je geſchäftsunkundiger der 
Mann iſt, deſto weniger kann man mit einer raſchen 
Durchführung der Sache rechnen. Ihm fehlt auch 
das Mittel, das den Rechtsanwälten hilft, die Sache bis 
dur Verhandlungsreife ruhen zu laſſen. Hier bei dem 
leinen Mann, den man vom Anwaltszwange befreit, 
wird ſich die Koſtenrechnung nach Terminen am 
ſtärkſten bemerkbar machen. 

Allerdings, nachdem in den drei erſten Abſätzen 
die Begründung zu $ 48 den fiskaliſchen Standpunkt 
mit anerkennenswerter Offenheit kundgegeben hatte, 
ſchwenkt ſie im Abſ. 4 von dieſer Richtlinie ab. Es 
ſind doch „nicht finanzielle Erwägungen“, die für den 
Vorſchlag maßgebend ſind. Es werde ſeinem Sinne 
entſprechen, „wenn durch das Beſtehen der Vorſchrift 
die Zahl der Termine weſentlich eingeſchränkt werde, 
und die Termingebühr tunlichſt ſelten zum Anſatze 
käme“. Die Botſchaft hört' ich wohl, allein mir fehlt 
der Glaube. Wollte man dies und nur dies, ſo 
mußte man den $ 48 anders faſſen, fo mußte man 
alle Fälle ausſchalten, in denen eine Arbeitsvergeudung 
nicht ſtatt hat. Man durfte nicht den Schuldigen mit 
dem Unſchuldigen gleichmäßig treffen. Jetzt wird, 
wenn die prohibitiven Wirkungen wirklich eintreten, 
eine Belaſtung gerade der Parteien eintreten, welche 
trotz aller Sorgfalt nicht mit den drei Terminen aus⸗ 
kommen. Die Belaſtung mit höheren Gerichtskoſten 
wird dann doppelt ſchwer empfunden werden. 

Aber halten wir uns einmal nur an die gute 
Seite der Maßregel. Unterſtellen wir, die neue 
Faſſung wird ſo geſtaltet, daß ſie nur die Fälle 
zweckloſer Mehrarbeit der Richter und Anwälte be⸗ 
ſteuert, daß der rein fiskaliſche Gedanke wirklich aus⸗ 
geſchaltet würde. Sie gäbe ſich nur als ein Mittel 
zur Prozeßbeſchleunigung. Weshalb bringt der 
Entwurf gerade nur dieſes? Wenn er empfindet, daß 
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auch für den landgerichtlichen Prozeß ein raſcheres 
Tempo notwendig it, wenn hier Abhilfe dringend ge⸗ 
boten, weshalb gerade das Mittel, das am wenigſten 
im Publikum Freude erregen wird? Mit Recht weiſen 
die Berliner Alteſten auch darauf hin, daß es gar nicht 
mehr möglich fein wird, die vorausſichtlichen Koſten 
eines Prozeſſes zu berechnen. 

Und ſind die Meinungen über dieſen geſetz⸗ 
. Gedanken völlig ausgeglichen? Ich habe 
annheimer Referat dieſes Mittel mit in den 
Kauf genommen als ein Stück der ganzen Reform, 
die auf Beſchleunigung der Prozeſſe hinarbeitet. Ich 
habe es akzeptiert, um zu zeigen, daß auch die 
Anwaltſchaft den Mut hat, eine Maßregel, von der 
man Schlimmes für ſie befürchtet, um des Wohles 
der Allgemeinheit willen zu ertragen. Herausgeriſſen 
aus dem Zuſammenhange aber iſt es unannehmbar. 
Will man, daß der Wagen eine Strecke raſcher 
urücklege, ſo mag man wohl auch dem Kutſcher eine 
Peitſche geben. Aber vor allem hat man den Weg 
auszubeſſern und fahrbar herzuſtellen. Nur die 
Peitſche wäre verkehrt. Die Pferde bleiben trotzdem 
ſtecken und ſtürzen wohl auch, wenn ſie zu ſehr auf 
ſchlechtem Boden gehetzt werden. Ich habe es ſchon 
in Mannheim bemerkt, daß eine Maßnahme, welche 
die 1 zu raſcherem Tempo anſpornt, nur 
Zweck hat, wenn auch die Gerichte in der Lage ſind, 
ſchneller zu arbeiten. Was hilft es, wenn die 
Parteien in jedem Termine verhandlungsbereit ſind, 
das Gericht aber nicht mitkommt? Die Sache wird 
ſich nicht ſo geſtalten, daß die Richter von Amts wegen 
verlegen, weil ſie nicht vorbereitet ſind oder keine Zeit 
zur Verhandlung haben. Die Termine werden einfach 
auf ſo lange hinausgeſetzt, daß dieſem Bedürfniſſe des 
Gerichts, Zeit zur ruhigen Arbeit, genügt iſt. Der 
Rechtsgang wird um kein Atom ſchneller werden. Man 
wird nur von weniger Terminen hören. Parteien und 
Gerichte werden ſie ſcheuen. Man ſchaffe aber die 
Grundlage zu einem raſchen Prozeßtempo, man beſſere 
den Prozeßweg aus. Dann erſt wird man ein Reſultat 
erwarten dürfen. Und welche Fülle von Anregungen 
iſt hier von allen Seiten gefloſſen! Das Bedürfnis 
der Beſchleunigung anerkennt der Entwurf. Aber er 
hilft — in die Kaſſe des Fiskus. Es iſt mir un⸗ 
verſtändlich, daß nicht die „weiten Kreiſe“, die nach 
der Meinung der Motive für den Gedanken des Ent⸗ 
wurfs 5 ſind, ſich dieſe Neuregelung der Ge⸗ 
richtsgebühren näher anſehen und in den Konſequenzen 
verfolgen. Das Volk ruft, ſo ſagt man, nach einer 
ſchnelleren Erledigung der Prozeſſe, und der Fiskus 
benützt dies, ſeine Einnahmen zu erhöhen. 

it Mißtrauen gehen wir nun ſicher an die folgenden 
Koſtenbeſtimmungen der S$ 79 bis 80b GKG. über 
die Auslagen der Staatskaſſen. Bisher erhielt die 
Staatskaſſe zufolge SS 79 bis 80b GKG. an Auslagen 
die Schreib⸗, Poſt und Telegraphengebühren erſetzt. 
Die Schreibgebühr Be 10 Pf. für die Seite von 
mindeſtens 20 Zeilen und durchſchnittlich 12 Silben. 
ür die Zuſtellungen von Amts wegen wurden bare Aus⸗ 
agen, alſo auch Poſtgebühren und Telegrammgebühren, 
nicht erhoben. Nur die Schreibgebühr war erſatz⸗ 
pflichtig. Auch dieſe nicht in beſtimmten Fällen. Was 
hat der Entwurf an deſſen Stelle gefegt? Er will 
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das Verfahren vereinfachen und verbilligen. So 
ſagen die Motive zu $ 79 ausdrücklich. Das kann 
man durch eine allgemeine Herabſetzung der Ge⸗ 
bühren nicht. Der „finanzielle Grund“ verbietet es. 
Aber im beſchränkten Umfange will man es ge⸗ 
währen. 

Sehen wir uns auch hier den „beſchränkten Umfang“ 
an. Zunächſt beginnt die Herabſetzung der Koſten 
damit, daß man die Schreibgebühr von 10 Pf. für die 
Seite auf 20 Pf. erhöht (§ 80). Allerdings werden 
ſolche nur für die auf Antrag erteilten Ausfertigungen 
und Abſchriften erboben. Die Schreibgebühr für die 
von Amts wegen zu fertigenden Schriften fällt fort. 
Ebenſo erhebt der Staat für ſeine Zuſtellungen von 
Amts wegen keinen Erſatz ſeiner Auslagen, ſoweit ſie 
nicht durch Zuſtellung im Auslande oder öffentliche 
Bekanntmachung geſchehen. Zur Deckung dieſer durch 
die Parteien nicht zu erſetzenden baren Auslagen 
empfängt er eine Pauſchale von 10 Prozent der zum 
Anſatz gelangenden Gebühr. Meine Herren, ich kann 
Sie hier nicht mit Detailrechnungen aufhalten. Der Herr 
Korreferent wird dieſes Thema im einzelnen behandeln. 
Aber darüber ſind alle, welche dieſe Neuerungen nach⸗ 
geprüft haben, einig, daß der Fiskus, der ja nicht 
„aus finanziellen Gründen“ handelt, ein recht gutes 
Geſchäft bei der Sache macht. Herr Kollege Zelter 
in Stettin hatte die Güte, mir ſeine Arbeit über dieſe 
Frage im Manuſkript zu überlaſſen. Sie iſt jetzt in der 
„Juriſtiſchen Wochenſchrift“ Nr. 20 erſchienen. Er ſchätzt 
die Mehrbelaſtung des deutſchen Publikums an Gerichts⸗ 
koſten durch die „Herabſetzungen“ der 88 79 ff. GK G. auf 
3 bis 3½ Millionen im Jahre. Mag die Schätzung 
übertrieben ſein, mögen die einzelnen Anſätze bemängelt 
werden, ſo iſt das eine zweifellos: die Staatskaſſe 
erhält auch durch dieſe Verbeſſerung des Koſtenſyſtems 
eine Mehreinnahme. Es genügt, wenn ich nur ein 
oder das andere Moment hervorhebe. Die Motive 
legen eine Statiſtik bei. Sie entnehmen derſelben, 
daß die Schreib- und Poſtgebühren für die Angelegen⸗ 

iten der ſtreitigen Rechtspflege in Zivilſachen zu⸗ 
ammen ziemlich genau 10 Prozent der Gebühren aus⸗ 
machen. Es fällt ſofort auf, daß in denſelben ja die 
auf Antrag zu erteilenden Abſchriften enthalten ſind. 
Dieſe machen, da es ſich hier um die großen Schriftſtücke, 
Urteile, Beweisbeſchlüſſe, Protokolle, Urkunden uſw. 
handelt, einen ſehr erheblichen Betrag aus. Hieraus 
folgt alſo allein ſchon, daß die 10 Prozent Auslage⸗ 
pauſchale, berechnet auf der ſtatiſtiſchen Grundlage der 
Geſamtauslagen, ein Mehr ergeben. Dazu aber die 
Verdoppelung der Schreibgebühr. Dem gegenüber fallen 
die Mehrkoſten der Staatskaſſe durch die Übernahme 
der Zuſtellungen von Amts wegen nicht ins Gewicht. 
Man überſehe nicht, daß es ſich hier um die abgekürzten 
Zuſtellungen handelt, bei denen die Gerichtsboten und 
die Gerichtsſchreiber tätig ſind. Man gehe nicht davon 
aus, daß die Staatskaſſe ſich mit den Koſten belaſte, 
die ſie dem einzelnen an Zuſtellungsgebühren abnimmt. 
Auch die Beſtimmungen der 88 495 Abſ. 5 und 497 
Abſ. 2 des neuen amtsgerichtlichen Verfahrens gehören 
hierher. Sie ſetzen an Stelle der Zuſtellung die 
formloſe Mitteilung. Die Beſtimmungen ſind nicht 
unbedenklich. Die formlos angegebenen Termine 
werden leicht vergeſſen. Aber jedenfalls, und das iſt 
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hier erheblich, dienen ſie der Verbilligung und zwar 
wieder nur zugunſten des Fiskus. = 

Man wird mir vorhalten, daß trotzdem etwas erreicht 
werde. Man will ja das amtsgerichtliche Verfahren 
umgeſtalten. Für dieſes, die kleinen und mittleren 
Werte, bedeutet das Vorgehen des Entwurfs doch ſicher 
eine Entlaſtung. Die Begründung weiſt darauf hin, 
daß bei einem Werte von 20 Mark die Gebühr 1 Mark 
und das Pauſchale 10 Pf. beträgt. Bisher haben die 
Kläger allein 50 Pf. für die Zuſtellung ausgegeben. 
Ich halte das Beiſpiel, das man an der kleinſten 
Wertklaſſe giebt, nicht gerade für das beſtgewählte. 
Doch ſei's drum. Nur vergeſſe man nicht, daß bei 
einer Verhandlung zur Sache zwei Gebühren entſtehen, 
alſo 20 Pf. Pauſchale. Nur beachte man weiter, daß 
für ein Urteil von fünf Seiten und das iſt eine Unter⸗ 
durchſchnittszahl, die Vergütung früher 50 Pf., heute 
1 Mark beträgt. Die Erſparung bedeutet alſo 30 Pf., 
die Mehrausgabe 50 Pf., mithin eine Mehrbelaſtung 
um 20 Pf. Man darf, wenn man das Prozeßlein 
des kleinen Mannes betrachtet, nicht die Erhöhung der 
Schreibgebühren verſchweigen. Und ein Letztes! Ich 
will annehmen, der Fiskus decke wirklich nur ſeine 
Auslagen. Ich will glauben, es habe ſein Syſtem 
eine Erſparnis für die kleinen Objekte zur Folge. 
Dann bleibt immer noch bedenklich, daß er die kleinen 
Objekte bevorzugt zu Laſten der mittleren und großen. 
Die Motive ſelbſt heben hervor, daß die geringeren 
Streitwerte auf Koſten der höheren entlaſtet werden ſollen. 
Alſo jedenfalls findet nach dieſem Geſtändniſſe zu § 80 b 
nicht nur, wie in der Begründung zu $ 79 an die 
Spitze geſtellt, nicht allgemein ſondern auch über⸗ 
haupt keine Herabſetzung der Gebühren in beſchränktem 
Umfange ſtatt. Nur eine Verſchiebung will man vor⸗ 
nehmen. Dieſe aber in einer ungerechten, weil wieder 
nur ſchematiſchen Weiſe. Wieder herrſcht der Streitwert. 
Es iſt aber falſch, zu ſagen, daß nur der kleine Mann 
kleine Prozeſſe und nur der Reiche die großen führe. 
Weiß man denn nicht, wie zahlloſe Prozefe die großen 
Verſandhäuſer, die Abzahlungsgeſchäfte in den Wert⸗ 
act e von 20 bis 200 Mark führen? Denkt man 
nicht an die Zechforderungen der Wirte, die Mietzinſen 
der Hausmillionäre uſw.? Verdienen dieſe eine Er⸗ 
leichterung? Sieht man nicht, daß die mittleren Werte 
ſehr oft die Exiſtenzfragen des Mittelſtandes berühren? 
Daß auch dieſer von der Verſchiebung profitiert, iſt 
nicht zutreffend. Die ſtärkſte Mehrbelaſtung werden 
die ſogenannten mittleren Werte ſpüren. Die großen 
Prozeſſe ſind durch die Maximalgrenze gedeckt. Bei 
einem Prozeſſe über 800 Mark betragen die Koſten 
3x 26 = 78 Mark, alſo Pauſchale 7,80 Mark, bei 
einem Objekte von 1500 Mark zahlt die Partei 
3x 38 = 114 Mark und hiernach 11,40 Mark uff., 
alſo weit mehr, als je die Auslagen betragen 
werden. Will man ſozialpolitiſche Geſichtspunkte hier 
hereintragen, ſo treibe man gerechte Politik. Ich habe 
in Mannheim darauf hingewieſen, daß unſer Gebühren⸗ 
ſyſtem einer Beſſerung bedarf. Ich habe es oben bei 
der Beſprechung des § 48 geſtreift, und ich betone es 
hier nochmals. Nur durch ein anderes Syſtem, das 
nicht auf der mechaniſchen Feſtſetzung nach dem Objekte, 
ſondern auf einer Differenzierung nach den Prozeß⸗ 
gründen und nach Prozeßzwecken beruht, läßt ſich eine 
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5 Verteilung herbeiführen. Dann aber müßte 
er fiskaliſche Gedanke ſchweigen. 
ch komme jetzt zu dem letzten Stücke der für alle 
Inſtanzen geltenden Reform, der Herabſetzung der 
Anwaltseinnahmen. Wieder eine an ſich kleinlich 
ſcheinende Materie. Aber wir können wieder viel aus 
ihr lernen. Die Anwaltsſchreibgebühren und Auslagen 
werden pauſchaliſiert. Sie betragen jetzt 20 Prozent. 
Aber damit werden alle Schriftſätze und alle Portoaus⸗ 
lagen abgegolten. Dazu noch eine Maximalgrenze 
nach oben, die jetzt 50 Mark beträgt. Alſo, wie Sie 
von Anfang an f ehen, eine Belaſtung hauptſächlich wieder 
der mittleren Werte. Als ob es etwas zu ſagen hätte, 
wenn der Mann, der über 100 000 Mark prozeſſiert, 
eine Pauſchale von 81,30 Mark bezahle ſtatt 50 Mark. 
Was man aber mit der ganzen Maßregel will, iſt, 
das iſt aus den Gründen deutlich zu erſehen, eine 
Verminderung der Aufwendungen der Parteien für 
den Prozeß, eine Herabdrückung der Einnahmen der 
Anwälte. Gewiß, die Motive geben auch zwei andere 
Momente an. Das Feſtſetzungsverfahren wird ver⸗ 
einfacht. Es wird den Anwälten erſpart, die Ver⸗ 
antwortlichkeit für eine Koſtenberechnung zu übernehmen, 
deren Nachprüfung ihnen kaum möglich iſt. Nehmen 
wir die Gründe des Entwurfs einmal unbeſehen und 
ungeprüft an. Ich bin auch dann nicht in der Lage, 
uzugeben, daß dieſe iſolierte Beſtimmung aus be⸗ 
ee Gründen, um eine dringende Abhilfe zu 
ſchaffen, nötig war. Ich kann nicht glauben, daß, wo 
jo viele andere Übelftände im Zivilprozeſſe nach Anderung 
rufen, eine Vereinfachung des Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahrens, das ja jetzt in den en des Gerichts⸗ 
ſchreibers liegt, durch Wegfall der Prüfung der 
Einzelſätze vor allem anderen anzuordnen war. Wer 
Koſtenberechnungen kennt, der weiß, daß die Schreib⸗ 
en nur einen Teil derſelben bilden. Die 
uslagen für Gerichtsvollzieher und Gerichtsboten, 
Telegraph und Telephon, Grundbucheinſicht und 
Handelsregiſterauszüge, Reiſeſpeſen der Partei und 
des Anwalts und dutzend andere bleiben. Eine Ver⸗ 
einfachung, daß man überhaupt keine Parteiberechnung 
mehr braucht, iſt doch nicht zu erzielen. 

Um dieſer Bagatelle an Zeiterſparnis für den 
Gerichtsſchreiber willen brauchte man die Regel, das 
landgerichtliche Verfahren nicht anzutaſten, nicht zu 
verlaſſen. Nicht beſſer iſt's mit dem anderen Grunde. 
Ich glaube, man kann ein ſehr feines und gutes Gefühl 
für die Verpflichtungen als Anwalt haben und wird 
ſich keine Skrupel darüber machen, die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Schreibauslagen dem Bureauvorſteher zu 
überlaſſen. Auch die Richter haben bisher ohne 
Gewiſſensdruck die Koſtenprüfung ihrer Aktuare unter⸗ 
ſchrieben. Die Herren Kollegen werden mir zuſtimmen, 
wenn ich darauf verzichte, daß man, um uns die Ver⸗ 
antwortung für die Schreiberrechnung abzunehmen, die 
Geſetzgebung ändert. Es bleibt alſo nur der erſte und 
einzige Grund. Man will eine Verbilligung der Prozeſſe 
eintreten laſſen. Die Vergütung für Schreibauslagen 
wird herabgeſetzt. Sie ſoll eine Erſparnis bedeuten. 

ch darf hier wieder nicht zu ſehr ins einzelne gehen. 
Auch hier berufe ich mich auf die Arbeit des Herrn 
Kollegen Zelter und die in der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift“ erſchienenen Ausführungen der anderen Kollegen. 
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Auch hier verweiſe ich auf die Ausführungen, die der 
err Korreferent Ihnen machen wird. Die Motive 
tützen ſich auf eine Statiſtik von 13 angeſehenen 
Berliner Anwälten. weiß nicht, wie dieſe 
Prozeſſe zufällig liegen. Nach allen Aufſtellungen, 
welche andere Kollegen machten, iſt dieſe Abfindung 
abſolut unzulänglich. Der Durchſchnittsſatz von 35 Mark 
Gebühr iſt zu hoch. Er ſtimmt nicht für die kleinen 
Landgerichte, ſtimmt nicht für die Amtsgerichte. 
Jedenfalls darf eine Frage von ſo einſchneidender 
Bedeutung nicht auf einer ſo einſeitigen und geringen 
Statiſtik erledigt werden. Weshalb ließ man nicht 
durch die Anwaltskammern Erhebungen machen? Man 
hat den Verein der Amtsgerichtsanwälte als Organiſation 
anerkannt, als man ſein Gutachten über die Kompetenz⸗ 
erhöhung wünſchte. Weshalb hat man dieſe nicht 
gefragt, wie die Maßregel auf ſeine Mitglieder wirkt? 
Wenn die Herren Kollegen von den Amtsgerichten 
immer noch Freunde des Entwurfs ſind, wahrlich, dieſe 
Beſtimmung allein müßte ihnen die Augen öffnen. 
Am ſchwerſten werden ſie getroffen. 
Man belaſtet alſo die Anwaltſchaft mit dem den 
Parteien erſparten Betrag. Das bedeutet eine Ver⸗ 
ringerung des Einkommens der Anwälte und zwar 
eine ſehr erhebliche. Die Ausgaben für Bureauperſonal 
wachſen Tag für Tag, und die Schreibgebühren ſollen 
emindert werden. Nun vergleiche man, was die 
tive zu $ 80 GKG. (über die Erhöhung der Schreib⸗ 
gebühren des Staates) ſagen. Dort wird eingehend 
dargelegt, wie ſich die Berbäliniffe ſeit 1879 verſchoben 
haben. Der Satz von 10 Pf. pro Seite ſtelle je 
länger je mehr eine unzureichende Entſchädigung des 
Schreibwerks dar. Auch von ſeiten der Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher würden Klagen über die 
Unzulänglichkeit des Schreibwerks geführt. Und was 
iſt die Folge hiervon? Daß zur Verbilligung der 
Prozeſſe die Gerichtsgebühren herauf⸗ und die Anwalts 
ebühren herabgeſetzt werden. Der Fiskus als heiliger 
Eriſpinus! Man ſetze in die von den Motiven bei 
gelegte kleine Statiſtik ſtatt 10 Pf. doch 20 Pf., die 
der Fiskus ſich ſelbſt als notwendig bewilligt, und das 
Bild bekommt ein anderes Ausſehen. Der Anwalt⸗ 
ſtand iſt nicht imſtande, bei ſeiner heutigen Lage einen 
Ausfall zu erleiden. ch habe das ausführlich in 
Mannheim geſchildert. Man glaubt im Reichsjuſtizamt 
jedenfalls, mit den 20 Prozent eine hinreichende Ziffer 
getroffen zu haben. Die Meinung iſt falſch. Eine 
ungenügende Vergütung der Schreibauslagen der 
Anwälte wird wieder auf deren Schreibgehilfen zurüd- 
wirken. Deckt der Pauſchalſatz nicht mehr den Auf⸗ 
wand für die Speſen, ſo wird der Anwalt wieder an 
Perſonal ſparen, an Menſchen und Löhnen. Wir ſtehen 
den Beſtrebungen der Anwaltsgehilfen, die einen Teil 
der Privatbeamten bilden, ſympathiſch gegenüber. Wir 
helfen aus unſeren Mitteln dazu, daß ſie ſich eine 
ihrer Aufgabe entſprechende Stellung erringen. Nimmt 
man der Rechtsanwaltſchaft die Möglichkeit hierzu, ſo 
ſtößt man auch die Beamten derſelben zurück. 
Allein, auch wenn man den Pauſchalſatz ſo ein⸗ 
richtete, daß er den Anforderungen der Anwaltſchaft 
entſpricht, wir können ihn doch heute noch nicht brauchen. 
Ich habe in Mannheim erwähnt, daß es wünſchens⸗ 
wert iſt, die vorbereitenden Schriften zu kürzen, und 
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daß hierfür das Pauſchaliſieren einen Anſtoß geben 
kann. Aber das hat nur Sinn und Zweck, wenn die 
vorbereitenden Schriften im heutigen Umfange ent⸗ 
behrlich ſind. Das ſind ſie nicht, b nicht unſer 
ganzer landgerichtlicher Prozeßbetrieb ſo geſtaltet iſt, 
daß, wie ich es auch gefordert habe, der Schwerpunkt 
im wirklichen mündlichen Vortrage liegen kann. Dann 
muß der Richter ſo geſtellt ſein, daß ihm Zeit und 
Ruhe dazu bleibt. Er muß fähig ſein, dem eingehenden 
Vortrage zu folgen und ihn in ſich aufzunehmen. So⸗ 
lange dies nicht der Fall iſt, iſt der breite Schriftſatz, 
auf den verwieſen wird, und den das Gericht vorher 
oder nachher lieſt, mir immer noch lieber als eine 
mündliche gehetzte Verhandlung, bei der der Richter 
ſeufzend auf die noch abzuwickelnde Tagesordnung ſieht 
und mit Ungeduld das Ende erwartet. Die Pauſchali⸗ 
ſierung der Schreibgebühren wird bei den heutigen 
Verhältniſſen eine Verſchlechterung der Prozeß⸗ 
führung zur Folge haben. Die Motive meinen zwar: 
„Zu der Pflichttreue der Anwälte wird das Vertrauen 
gehegt, daß die Pauſchaliſierung der Schreibgebühren 
die Einreichung der erforderlichen Schriftſätze nicht 
beeinträchtigt wird.“ Es freut uns dieſe Anerkennung. 
Sie ſteht allerdings in einem Gegenſatz zu der Meinung, 
die der Entwurf bei der Zuſtellung der Ladung zum 
perſönlichen Erſcheinen der Parteien von der Pflicht⸗ 
treue der Anwälte hat. Aber man bedenke, daß auch 
der pflichttreue Anwalt ſich nach der Decke der Geſetze 
ſtreckt. Er wird ſparen müſſen. Er wird ſuchen, mit 
dem, was man ihm gibt, auszureichen. Vorab aber 
betone ich, daß wir hier wieder einen Punkt heraus⸗ 
fanden, der mit einer Reihe von andern zum Zwecke 
der Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfahrens 
dienen mag, der ſich aber in ſein Gegenteil ver⸗ 
kehrt, wenn er iſoliert wird. Eine Kürzung der 
Schriften ohne gründliche Anderung des Verfahrens iſt 
unbrauchbar. Damit iſt die Vorſchrift des 8 79 RAGO. 
unannehmbar. 

Und nun vergleichen Sie mit dieſen Reſultaten 
die Behauptung an der Spitze der Motive, daß man 
in den landgerichtlichen Prozeß nur in den Fällen 
eingreife, in denen die Abhilfe dringend not tut. Als 
ſolche Fälle dringender Not hat ſich ſchließlich eine 
Vermehrung der Einnahmen der Staatskaſſen und 
eine Verminderung der Anwaltsgebühren herausgeſtellt. 
Sehen Sie doch zurück auf die Fälle, die man be⸗ 
handelte. Lohnt es, hierfür in das beſtehende Recht 
einzugreifen? Was haben wir denn gefunden? Die 
geringfügige Beſtimmung über die Koſtenfeſtſetzung 
durch den Gerichtsſchreiber. Die wertloſe über die 
unmittelbare Ladung der Parteien und im übrigen die 
Fürſorge für die 100 Das ſind die Fragen, 
„die aus beſonderen Gründen auf eine Abhilfe dringend 
hinweiſen“. Andere dringende Bedürfniſſe fühlte man. 
Aber man ging an ihnen vorbei. 

Und nun laſſen Sie mich auf den eingangs er⸗ 
wähnten Kernpunkt kommen. Sehen wir uns die 
Reform des amtsgerichtlichen Prozeſſes an. Ein Ge⸗ 
danke, den der vorläufige Entwurf hatte, und gegen 
den ich mich in Mannheim wenden mußte, die 
Wahrheitserforſchung ex officio im Gegenſatze zu 
der Verhandlungsmaxime, die vor dem Landgerichte 
gelten ſollte, iſt nicht in den jetzigen Entwurf auf⸗ 
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genommen. Das Verlangen des vorliegenden Ent⸗ 
wurfs, daß das Gericht dahin wirken ſoll, „daß die 
Parteien über alle erhebliche Tatſachen ſich wahrheits⸗ 
gemäß und vollſtändig erklären“, iſt mit dem Zwang 
zum Erſcheinen der Parteien verſchwunden. Wir 
finden keinen Aufbau des amtsgerichtlichen Prozeſſes 
auf einen grundſätzlichen Gegenſat in der Prozeß⸗ 
aufgabe, ſondern nur das Beſtreben, „das Verfahren 
vor den Amtsgerichten einfacher und ſchleuniger zu 
geſtalten“. 

Es ſind nun vielleicht zwei Momente, die man als 
Beſonderheiten des amtsgerichtlichen Verfahrens wird 
reklamieren können. Alle andern paſſen ebenſo ja 
noch weit beſſer auch für das landgerichtliche. Welche 
Folgen hieraus zu ziehen ſind, habe ich oben ſchon 
gelagt: Die beiden beſonderen Momente fließen aus 
em Umſtande, daß bei den Amtsgerichten der Anwalt 
als notwendiger Mitarbeiter fehlt. Prozeſſuale Arbeit, 
die ſonſt dem Anwalte obliegt, übernimmt hier der 
Richter. Das iſt der ſogenannte Amtsbetrieb. 

Die erſte dieſer Beſtimmungen iſt die Einführung 
der Zuſtellungen und Ladungen von Amts wegen. 
(88 496 Abſ. 1 und 497 Abſ. 1) Es haben ſich auch 
hier Bedenken erhoben. Man fürchtet, daß der Kläger 
keine Kontrolle über die Zuſtellung hat, und daß er 
nicht mehr weiß, ob er Verſäumnisurteil erhält oder 
nicht. Ich halte dieſe Momente für untergeordnet. 
Das Gericht muß auch die Rechtzeitigkeit und Richtig⸗ 
keit der Zuſtellung beachten. Man wird ſich mit dem 
Grundgedanken einverſtanden erklären können. 

Einverſtanden auch in dem Sinne, daß eine Ver⸗ 
ſtärkung des Gedankens des Amtsbetriebs weder er⸗ 
wünſcht noch geboten iſt. Auch das wird von mancher 
Seite gefordert. So von Altsmann (DIZ. 1907 
Nr. 22). Hier ſpielt das Syſtem der öſterreichiſchen 
gr herein, daß der einmal begonnene 

rozeß der Partei aus der Hand genommen iſt, daher 
von dieſer Richtung aus der § 503 und die Möglichkeit 
des Beruhenlaſſens beanſtandet wird. Es iſt dies be⸗ 
greiflich. Es gibt auch unter den Richtern Herren⸗ 
naturen, denen der Gedanke ſchon unſympathiſch iſt, 
daß die Parteivertreter in den Gang der Rechtsſache 
eingreifen und ihr Stillſtand oder ein langſameres 
Tempo gebieten können, wenn ſie es im Intereſſe der 
Partei für geboten erachten. Gern anerkenne ich, daß 
der Entwurf dieſe Staatsfürſorge für den Prozeß nicht 
aufgenommen hat. War es dann aber mutig, die Zu⸗ 
ſtellung und Ladung von Amts wegen auf den amts⸗ 
gerichtlichen Prozeß zu beſchränken? 

Mir will faft ſcheinen, daß nichts hinderte, das⸗ 
ſelbe Syſtem auch auf das Landgericht anzuwenden. 
Im Volke lebt heute noch der Gedanke, daß es genügt, 
die Klage einzureichen, und daß das Gericht beide 
Teile zum Termine lädt. Doch mag man aus praktiſchen 
Gründen es für angezeigt erachten, die Arbeit des 
Zuſtellens und der 5 15 dem Rechtsanwalt zu be⸗ 
laſſen. Ahnliche Gefühle hatte ich auch bei dem zweiten 
Punkte. vr § 502 wird neu eingefügt, daß das Gericht 
nicht nur für ſachdienliche Anträge zu ſorgen hat. Es 
ſoll das Sach⸗ und Streitverhältnis mit den Parteien 
„erörtern“. Mir wäre eine ſolche Beſtimmung auch 
für das Landgericht nicht unwillkommen. Ihre Be⸗ 
deutung wird ſtets von der Begabung und der Auf⸗ 
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faſſung des Richters abhängen. Sie wird im land» 
gerichtlichen Prozeſſe oft unnötig ſein. Allein, gar 
manches Mal wäre es erwünſcht, wenn das Gericht 
nicht nur ſtumm und ſtill da ſäße und die Reden an 
ſich vorüberrauſchen ließe. Gut wäre es, wenn es 
nach kurzer Darſtellung des Falles in Erörterung über 
denſelben mit den Rechtsanwälten eintritt. Es ver⸗ 
einfachte den Rechtsgang. Es diente, Mißverſtändniſſe 
auszuklären. Es zwingt den Richter, ſich mit der 
Sache vertraut zu machen und ſelbſt klar zu ſein. 
Es veranlaßt die Rechtsanwälte zur Nachprüfung. Es 
bringt beide Teile auch menſchlich einander näher. Aber 
beſcheiden wir uns auch hier. Laſſen wir dem Amts⸗ 
gericht die Pflicht der Erörterung, und hoffen wir, daß 
ſie beim Landgericht freiwillige Nachahmung finde! 


(Sehr richtig!) 


Damit iſt aber jedenfalls die Zahl der Vorſchriften, 
die man auf das Amtsgericht beſchränkt, erſchöpft. 
Alle anderen muß ich als Gemeingut für alle Gerichte 
in Anſpruch nehmen. Ihre Beſchränkung auf die Amts⸗ 
gerichte entſpringt nicht deren beſonderer Natur, ſondern 
dem Beſtreben, ein eigenes Verfahren zu ſchaffen, aus 
dem man wieder die Berechtigung der Kompetenz⸗ 
erhöhung ableitet. 

Gehen wir den Prozeßweg durch. Es wird eine 
Klage eingereicht. Es ſind Gerichtsferien. Sie kennen 
die Beſchwerden, die über die unfreiwillige Stundung, 
welche die zwei Monate Ferien dem ſchlechten Schuldner 
bringen, zahlreich in Fach⸗ und Tagespreſſen erklangen. 
Man war in den letzten Jahren etwas ſtiller geworden. 
Andere Fragen waren in den Vordergrund getreten. 
Der Entwurf greift die Wünſche wieder auf. Er gibt 
den vor die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte gehörenden 
Prozeſſen, ſoweit ſie an die ordentlichen Gerichte ge⸗ 
langen, die Eigenſchaft als Ferienſache. „Ferner ſoll 
bei den Amtsgerichten, um die Erlangung eines voll⸗ 
ſtreckbaren Titels möglichſt zu beſchleunigen, auf Antrag 
jede Sache, ſolange ſie nicht ſtreitig iſt, als Ferienſache 
behandelt werden.“ Das iſt die ganze Begründung, 
welche die Motive zu $ 202 GVG. geben. Bei dem 
Amtsgericht bedarf es des einfachen Antrags, und die 
Sache iſt Ferienſache. Erſt wenn die Sache ftreitig 
wird, ſoll der Richter nach den ſich jetzt für ihn 
ergebenden Umſtänden prüfen, ob der Prozeß der 
Beſchleunigung bedarf. Beim Landgericht muß mit 
dem Antrage mindeſtens glaubhaft gemacht werden, 
daß die Sache der Beſchleunigung bedarf. Wie unſere 
Gerichte das auffaſſen, iſt bekannt. Und kein Verſuch, 
dieſes verſchiedene Maß zu rechtfertigen! Iſt nicht 
für den Mann, der ſein bißchen Kapital, volle tauſend 
Mark, einem Freund geliehen hat, für den Kaufmann, 
der ſein Geld haben muß, um ſeine Schulden zu zahlen, 
iſt nicht für jede Betreibung die landgerichtliche Sache 
mindeſtens ebenſo der raſcheren Erlangung des voll» 
ſtreckbaren Titels bedürftig wie die amtsgerichtliche? 
Soll hier wieder der kleine Mann bevorzugt werden? 
Dazu liegt kein Anlaß vor, wenn man dasſelbe Mittel 
auch dem vermögenden geben kann. Und muß ich 
wieder daran erinnern, daß der kleine Streitwert nicht 
immer das Zeichen des kleinen Mannes iſt? Für die 
Arbeitslöhne im weiteſten Sinne iſt ja ohnedies in 
Abſ. 1 8 202 GVG. geſorgt. Was bleibt für die 
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Erweiterung aus dem neuen Abſ. 22 Mindeſtens ſo 
viel Betreibungen vermögender als beſitzloſer Kläger. 
Wird der Entwurf Geſetz, ſo wird man zu einer 
1600 lung der Klagen greifen. Statt einer Klage auf 
1000 Mark erhebt man zwei auf je 500 Mark. Das 
Schlimmſte, was paſſiert, iſt, daß die Klagen verbunden 
werden. Das Amtsgericht bleibt aber zuſtändig. Die 
Folge wird eine Überflutung der Amtsgerichte mit 
Betreibungen in den Ferien ſein. Schon dieſes erſte 
Beiſpiel zeigt die Abſicht des Geſetzes. Um zu recht⸗ 
fertigen, daß es einer beſonderen amtsgerichtlichen 
Juſtizreform bedarf, gibt man die Verbeſſerung nur den 
Amtsgerichten! Das zeigt ſich bei allen anderen Teilen. 
Durch die Klage ſoll eine Friſt gewahrt oder eine 
Verjährung unterbrochen werden. Für das Amts⸗ 
geri t tritt die Wirkung bereits mit Einreichung oder An⸗ 
ringung des Antrags und der Erklärung, nicht erſt der 

uſtellung ein (8 496 Abſ. 3 Entw.), vorausgeſetzt, daß die 

uſtellung innerhalb beſtimmter Friſt folge. Das wird 
damit begründet, daß die Zuſtellung der Einwirkung 
und der Beſchleunigung durch die Parteien entzogen 
ſei. Das trifft zu. Allein die Frage geht auch hier 
tiefer. Im Grunde genommen iſt jede Zuſtellung der 
Einwirkung und Beſchleunigung der Partei entzogen. 
Auch im landgerichtlichen Verfahren hat es der Rechts⸗ 
anwalt nicht einmal in der Hand, die Klage 1 
zum Zwecke der Zuſtellung zurückzubekommen. 5 
weniger hat er eine Einwirkung auf die Gerichts⸗ 
vollzieher und Poſtboten. Nach weniger kann er ver⸗ 
hüten, daß bei der Zuſtellung Verſehen vorkommen. 
Der $ 496 Abſ. 3 ſchneidet einen wunden Punkt im 
ganzen Syſteme an, die Abhängigkeit des materiellen 
Rechts von formellen Fehlern. Der Entwurf verſucht 
hier, jenes von dieſen zu befreien. In verſtärktem 
Maße tritt der Gedanke in $ 508 Abſ. 2 Entw. hervor. 
Die Einlegung des Einſpruchs gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil erfolgt durch ſeine Einreichung beim Gericht 
unabhängig von der Zuſtellung. Dem ſteht der Ein⸗ 
ſpruch gegen den Vollſtreckungsbefehl im Mahnverfahren 
gleich (8 700 Entw.). frage mich vergebens, 
weshalb das Verſäumnisurteil im amtsgerichtlichen 
Verfahren dieſen Vorzug haben ſoll. Iſt die Gefahr 
größer, daß das Amtsgericht die Zuſtellung verſäumt, 
als im landgerichtlichen der Rechtsanwalt? Das wäre 
ein ſchlechtes Zeugnis für das Amtsgericht und für 
den Amtsbetrieb. Oder will man etwaige Prozeſſe 
egen die Staatskaſſe wegen verſpäteter Zuſtellung ab⸗ 
ſchneiden, während man dem Rechtsanwalte das Riſiko 
beläßt? Das wäre wieder mit ungleichem Maße 
gemeſſen. Und wie ſteht es, wenn die Zuſtellung an 
einem Mangel leidet? Dann iſt es für das amtsgericht⸗ 
liche Verfahren unerheblich, vor dem Landgericht zieht 
es den Verluſt des Rechts nach ſich. Der Entwurf 
bleibt auch hier auf halbem Wege ſtehen. Man denke 
ſich hier wieder die Konſequenzen aus. Der Klient 
kommt am letzten Tage der Verjährungsfriſt mit einer 
Sache von 5000 Mark zum Anwalt. Der Beklagte 
wohnt nicht am Gerichtsſitze. Eine Zuſtellung, ſelbſt 
wenn die Klage mit Terminsbeſtimmung am ſelben 
Tage dem Anwalt wieder zukommt, iſt unmöglich. Ich 
würde in einem ſolchen Falle meine Klage bei dem 
Amtsgericht einreichen. Auf Einwand der Unzuſtändig⸗ 
keit verweiſt dieſes allerdings die Klage an das zuſtändige 
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Landgericht. Die Sache iſt aber dann bei dieſem 
anhängig. Die Friſt iſt gewahrt. Ein Triumph des 
Juriſtenverſtands, aber ein Bankrott der Geſetz⸗ 


gebungskunſt. 
(Lebhafter Beifall.) 


Ein Syſtem, das zu ſolchen Mitteln führt, bricht ſich 
ſelbſt den Stab. Es iſt aber auch unbrauchbar wegen 
der Kompliziertheit, die es in das Prozeßrecht bringt. 
Bald lädt es alles Riſilo der Zuſtellung der betreibenden 
Partei auf. So bei der Klage vor dem Landgericht. 
Bald nimmt es ihr einen Teil ab. So im land⸗ 
gerichtlichen Verfahren bei der Wahrung der Notfrift 
(S 166 Abſ. 2, § 207 Abſ. 2 ZPO.), alſo bei Berufung 
und Einſpruch, und bei der amtsgerichtlichen Klage. 
Es genügt die Einreichung, falls nur die Zuſtellun 
innerhalb beſtimmter Zeit e iſt. Bald endlich 
befreit es die Partei von aller Gefahr, wie beim amts⸗ 
erichtlichen Verſäumnisurteil. Es ſoll ein vereinfachtes 
Verfahren erſtrebt werden. Man erſchwere ſeine Hand⸗ 
habung nicht durch verwickelte Mannigfaltigkeit. 


Es muß daher für alle Parteien, für alle Ver⸗ 
fahren dasſelbe Prinzip gelten. Zur Erhaltung von 
Rechten, materieller wie prozeſſualer, genüge die Er⸗ 
klärung gegenüber dem Gerichte. Die Zuſtellung an 
den Gegner iſt nur erforderlich, um dieſem gegenüber 
den Prozeß in Lauf zu bringen. Man ſieht wieder, 
daß die 88 496 Abſ. 3 und 700 des Entwurfs und 
das gewerbegerichtliche Verfahren, dem ſie entſtammen, 
richtige Gedanken enthalten. Sie packen einen Punkt, 
der der Abhilfe bedarf. Aber ſie beſchränken ſich auf 
ein einzelnes Stückchen. Den Grund kennen wir. 
Die beſſernde Hand iſt aber ebenſo dringend für das 
Landgericht wie für das Amtsgericht geboten. 

Die Klage iſt erhoben. Der Prozeß beginnt. Der 
Beklagte ſchützt die „ vor. Der 8 505 
bringt für das Amtsgericht die Neuerung — und eine 
gute Neuerung iſt es —, daß das unzuſtändige Gericht, 
auf Antrag des Klägers, die Sache durch unanfecht⸗ 
baren Beſchluß an das ſachlich und örtlich zu⸗ 
ſtändige Gericht verweiſe. Die Motive rechtfertigen 
dieſe Beſtimmung mit der hierdurch erzielten Verein⸗ 
fachung und Beſchleunigung. Auch dem ſtimmen wir zu. 
Aber auch hier ſehe ich keine Möglichkeit, die Be⸗ 
ſtimmung aus einer amtsgerichtlichen Beſonderheit zu 
erklären. Iſt es für den Kläger, der 900 Mark bei 
einem Orte einklagte, den er für den Wohnſitz des 
Schuldners hielt, nicht ebenſo nötig, zu ſorgen, iſt es 
hier nicht ebenſo wünſchenswert, unnötige Verzögerung 
und Koſten zu erſparen, als für den, der 800 Mark 
fordert? 

Wir kommen zur kontradiktoriſchen Verhandlung. 
Der Beklagte zeigt an, daß er der Klage widerſpricht. 
Das Gericht ſoll den Prozeß vorbereiten. Es kann 
Anordnungen, die nach der Klage oder den vorbereitenden 
Schriftſätzen zur Aufklärung des Sachverhalts dienlich 
erſcheinen, ſchon vor der mündlichen Verhandlung 
erlaſſen ($ 501 Abſ. 1 Satz 1 des Entwurfs). Es 
werden dann die Befugniſſe insbeſondere aufgeführt. 
yo brauche fie Ihnen hier nicht vorzuleſen. Zeugen und 

achverſtändigen laden, das perſönliche Erſcheinen der 
Partei anordnen, einen Augenſchein beſchließen ſoll 
das Gericht nur, wenn der Beklagte der Klage wider⸗ 
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ſpricht, die Sache alſo kontradiktoriſch wird, und wenn 
die Anordnung entweder keine beſondere Koſten ver⸗ 
urſacht oder zur un weſentlicher Nachteile 
geboten erſcheint, oder wenn beide Parteien es bean⸗ 
tragen. Ich habe mich gegen dieſe Beſtimmung ſchon 
früher inſoweit gewandt, als fie dieſer die Einvernahme 
von Zeugen auch ohne jeden Antrag der Partei, auch 
gegen deren Willen, vorzunehmen geftattet. Ich brauche 
as nicht zu wiederholen. Auch im amtsgerichtlichen 
Verfahren muß man es der Partei überlatfen, ob fie 
fih eines Beweismittels bedienen will. Es muß darauf 
beſtanden werden, daß der Antrag einer Partei ver⸗ 
langt, oder doch der Wille der Partei ſich dieſes 
Beweismittels zu bedienen, erſichtlich ſei. Auch vor 
dem Amtsgerichte ſoll keine Fürſorgepolizei in die 
Interna der Parteien gegen deren Willen eingreifen. 
Abgeſehen aber davon iſt der Gedanke der Vorbereitung 
eſund und gut. Nur wollen wir ihn auch zur Be⸗ 
ez für das Landgericht. Wir dürfen ruhig 
ſagen, daß wir zu einem Ebenen Vorſitzenden einer 
Zivilkammer mehr Vertrauen haben, daß er das Rechte 
trifft, als zu dem jedenfalls an Jahren jüngeren und an 
Erfahrungen ärmeren Amtsrichter. Falſch iſt's, wenn 
die Motive zu 8 501 meinen, er ſtehe in unmittel⸗ 
barem Zuſammenhange mit dem Amtsbetriebe. Das 
wäre nur dann richtig, wenn man in dem Vorgehen 
des Gerichts ohne, ja gegen den Willen der Partei 
das Weſentliche der Beſtimmung ſieht. Das iſt aber 
nur ein Nebenſächliches. Das Weſentliche iſt die An⸗ 
ordnung von Beweisvorbereitungen vor der mündlichen 
Verhandlung. Das braucht man auch im landgericht⸗ 
lichen Verfahren. Will man die Fürſorgepflicht für 
die Partei beim Amtsgericht ſo weit treiben, daß die 
Vorbereitungen auch ohne ihren Antrag oder Bezug⸗ 
nahme erfolgen, ſo könnte hierin, aber auch nur hierin, 
der Unterſchied beſtehen. Beim Landgericht bedürfte 
es dann ſtets des Antrags. Sorgſame 1 
ordnen heute ſchon die Erhebung von Akten anderer 
Behörden und Gerichtsſtellen, welche eine Partei anruft, 
vor der Verhandlung an. Das ſollte man für das 
Landgericht ebenſo legaliſieren wie für das Amtsgericht. 
Freilich müſſen die Gerichte 5 haben, dieſe Beweis⸗ 
aufnahmen in der mündlichen Verhandlung zu beſorgen. 
Das gilt aber wieder für beide, Amtsgericht und Land⸗ 
ericht. Und hierin liegt der Schwerpunkt der ganzen 
age. Sie führt auf die Vortermine, mit denen ſie 
in der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung in engem 
uſammenhange ſteht. Ich beſcheide mich aber. Die 
örterung führt zu weit ab. Der Herr Korreferent, 
der in dankenswerter Weiſe zur Vorbereitung ſeines 
Referates den öſterreichiſchen Wee an der Quelle 
ſtudierte, wird Ihnen hierüber berichten. 

Der Rechtsſtreit führt zur Beweiserhebung. 
Dieſe ſoll, ſoweit tunlich, ſofort erfolgen. Zeuge und 
Sachverſtändige, falls ſie zur Stelle ſind oder ihre 
unverzügliche Geſtellung möglich iſt, ſollen ſofort ver⸗ 
nommen werden. ($ 509 Abſ. 1 Entw.) Wieder wird 
dieſe Beſtimmung mit. der Beſchleunigung begründet. 
Gut und recht. Aber bedarf der landgerichtliche Prozeß 
nicht derſelben auch? In beiden Verfahren wäre die 
ſofortige Beweiserhebung das beſte. In beiden ſetzt 
r Richter voraus, die Zeit und Ruhe hierzu haben. 

uch die Amtsrichter in den Städten mit Tages⸗ 
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ordnungen größer und doppelt ſo groß oft als das 
Landgericht können dieſer Beſtimmung nicht genügen, 
ſo wenig wie die Landgerichte die Bemeisaufnahmen 
vor dem Plenum — bad konnten trotz der An⸗ 
ordnung der Zivilprozeßordnung. Durch das „ſoweit 
tunlich“ iſt dem Momente, daß bei der heutigen 
Geſchäftslaſt die ſofortige Beweisaufnahme nicht möglich 
iſt, Rechnung getragen. Will man dieſe an ſich gute 
Anordnung verwirklichen, ſo ſchaffe man ein anderes 
Verfahren für alle Gerichte, das den Richter auf die 
rein richterlichen Geſchäfte beſchränkt, das ihn von der 
Schreibarbeit befreit, und man wird für alle Gerichte 
die Möglichkeit der alsbaldigen Beweisaufnahme haben. 
Der Abſ. 2 des 8 509 zielt auf eine Verminderung 
der Eidesleiſtung ab. Er iſt mir willkommen, wenn 
er auch in manchen Punkten verbeſſerungsfähig ſein 
mag. Aber der Gedanke, daß der Zeuge nur beeidet 
werden ſoll, wenn das Gericht dies zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Ausſage für nötig hält, oder 
eine Partei es beantragt, gilt wieder für alle Inſtanzen 
und für alle Streitwerte. Weshalb muß der Zeuge 
bei 20 000 Mark, auch wenn er noch ſo glaubhaft it, 
ſchwören, und bei 700 Mark ſoll es unterbleiben? 


(Lebhafter Beifall.) 


Ich gehe ſogar noch einen Schritt weiter. Man 
kann für alle Verfahren es der Partei freigeben, ob 
überhaupt eine gerichtliche Einvernahme nötig fällt. 
Wenn beide ſich mit einer ſchriftlichen Außerung der 
Zeugen begnügen, ſo muß dies das Gericht auch tun. 
Aber eine amtsgerichtliche Beſonderheit gibt es hier 
nicht. Nur ein Privileg wäre geſchaffen. 

In Anlehnung an $ 51 GewGG. ſchafft $ 510b eine 
Abkürzung für den Fall, daß Schadenserſatz an Stelle 
einer vom Beklagten nicht vorgenommenen Handlung 
gefordert wird. Der Beklagte iſt im Urteile auf Antrag 
des Klägers für den Fall, daß die Handlung nicht binnen 
einer beſtimmten Friſt vorgenommen wird, zur Zahlung 
einer vom Gerichte nach freiem Ermeſſen feſtzuſtellenden 
Entſchädigung zu verurteilen. Ein andere Begründung 
als die Verweiſung auf das gewerbegerichtliche Ver⸗ 
fahren geben die Motive nicht. Ihre Wurzel hat die 
Beſtimmung in 8 283 BGB., in dem Rechte des 
Klägers, dem rechtskräftig verurteilten Beklagten eine 
Han zu ſetzen, nach deren Ablauf er Schadenserſatz 
tatt der Erfüllung fordern kann. Auch die Beſtimmung 
des § 634 BGB. intereſſiert hier, die Friſtſetzung zur 
Beſeitigung des Mangels eines Werkes. Die gi 
prozeßordnung hatte bisher zur raſcheren Verwirklichung 
dieſes Rechts im $ 2bo Abſ. 1 den Kläger berechtigt, 
die Feſtſetzung der Friſt im Urteile zu fordern. Den 
Schadenserſatz mußte er nach deſſen Ablauf beſonders 
einklagen. Nun zieht $ 510 b. auch die weitere Kon⸗ 
ſequenz. An Stelle direkter Vollſtreckungsmaßregel ſoll 
der Kläger, falls Beklagter dem Urteile nicht Folge 
leiſtet, den Anſpruch auf Schadenserſatz ohne An⸗ 
ſtellung einer Klage auf dem kürzeſten Wege zur 
Durchführung bringen. Und wieder fragen wir erſtaunt: 
warum nur bei der Klage vor dem Amtsgericht? Wenn 
eine Aktiengeſellſchaft ihren Vorſtand vor dem Land- 
gericht auf Erfüllung ſeines noch auf drei Jahre 
laufenden Dienſtvertrags verklagt, wenn der Bauherr 
den Baumeiſter verurteilen läßt, die Fehler des Hauſes 
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zu verbeſſern, weshalb ſollen dieſe nicht ebenſo das 
Recht haben, daß ihnen ſofort in dieſem Urteile der 
Schadenserſatz für den Fall der Nichterfüllung zu⸗ 
geſprochen wird? Und weshalb bei den Klagen auf 
ein Tun ſtehen bleiben? Weshalb nicht den letzten 
Schritt tun und allgemein mit der Erfüllungsklage 
für alle Fälle des 8 283 BGB. die Schadenserſatz⸗ 
klage verbinden? Der Grund, weshalb es nicht 
geſchah, iſt durchſichtig. Man hielt ſich wieder an die 
Vorſchrift des Gewerbegerichtsgeſetzes. Man unter- 
ſuchte nicht, ob nicht hierin ein Prinzip liegt, das für 
alle Prozeſſe verwendbar ſei. Man übernahm dieſe 
Beſtimmung für das Amtsgericht, weil man dieſem 
den Vorteil der raſcheren Erledigung zuwenden wollte. 
Das Landgericht blieb wieder der Stiefbruder. f 

Die Urteils aus fertigung (ich nehme hier ein 
Stück des $ 496 wieder auf) erfolgt, ſofern nicht die 
Partei ein anderes beantragt, unter Weglaſſung des 
Tatbeſtandes und der Gründe. Ich habe diefer- Be- 
ſchleunigung des Verfahrens unter andern Mitteln 
ebenfalls ſchon früher das Wort geredet. Ich habe ihrer 
als eines der Punkte im Zuſammenhange der ganzen 
Reform gedacht. Den Gedanken ſelbſt begrüße ich 
auch hier. Zur Zwangsvollſtreckung für den Gerichts⸗ 
vollzieher muß die Urteilsformel genügen. Allein 
warum nur für den amtsgerichtlichen Prozeß? „In 
der Mehrzahl der Fälle kommt es in dem Verfahren 
vor dem Amtsgericht dem Kläger nur darauf an, 
möglichſt bald in den Beſitz eines vollſtreckbaren Titels 
zu gelangen,“ ſagt die Begründung. Mit Verlaub. 
Das iſt bei den landgerichtlichen Klagen auch der 
Fall. Ich kann mir unmöglich vorſtellen, daß dieſes 
praktiſche Intereſſe bei 700 Mark vorhanden, bei 
900 Mark aber dem theoretiſchen, zuerſt zu willen, 
warum der Prozeß gewonnen wurde, gewichen ſein 
ſoll. Wenn die Begründung weiter berichtet, daß 
häufig weder der Kläger noch der Beklagte ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe an den Gründen habe, ſo iſt dies 
zweifellos richtig. Ich nehme dieſe Intereſſenloſigkeit 
aber auch für meine landgerichtlichen Klienten in 


Anſpruch. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 


Nicht maßgeblich iſt, daß nur beim Amtsgericht 

0 Urteile geplant ſind. Dann dürfte man 
die Beſchränkung der Ausfertigung auf die Urteils⸗ 
klauſel nur für dieſe kleinſten Streitwerte einführen. 
Ich behaupte ſogar, daß für einen Teil der land⸗ 
gerichtlichen Prozeſſe dieſe Neuerung in der Aus⸗ 
agen der Urteile von ganz beſonderer Bedeutung 
iſt: für die Urteile des Landgerichts als Berufungs⸗ 
inſtanz. Gegen dieſe Urteile gibt es kein Mittel. Hier 
ſind alſo die Gründe ganz beſonders gleichgültig. Man 
denke, daß der Beklagte, der in erſter Inſtanz verlor 
und auf Grund des raſch ausgefertigten Tenors be⸗ 
zahlen mußte, in zweiter Inſtanz gewinnt. Ju 
Berufungsurteil iſt der Kläger verurteilt, ihm den 
beigetriebenen Betrag zurückzuerſtatten. Der Beklagte 
mi aber jetzt warten, bis das ganze Urteil mit Tat 
beſtand und Gründen ausgefertigt iſt. Das macht 
Tage und mitunter Wochen aus. Man begreift es, 
wenn der Rechtſuchende dieſen Unterſchied nicht glauben 
will und die Schuld im Anwalt oder beim Gerichte 
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ſucht. Und weshalb das alles? Ich weiß keine andere 
Antwort als die immer und immer gegebene, daß 
anderenfalls wir kein beſonderes amtsgerichtliches Ver⸗ 
fahren haben würden. 

Das Endergebnis iſt alſo, wie ich es anfangs an⸗ 
deutete, eine Reihe guter und brauchbarer Vorſchriften. 
Darin kann ich der Ausführung des Herrn Kollegen 
Heinitz in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ vom 
1. November 1907 beiſtimmen. Aber überall finden 
Sie, daß es ſich um Teile des großen Reformwerks 
handelt, die ebenſowohl, ja oft noch mehr, für das 
Landgericht geboten ſind. Nirgends ein Anhaltspunkt 
dafür, daß dieſe Verbeſſerungen — und ſie ſind es 
ſicher — aus dem Weſen des 8 Prozeſſes 
uellen. Künſtlich iſt die Kluft geſchaffen zwiſchen 

eiden Prozeßarten dadurch, daß man nur für das 
Amtsgericht die Reformbeſtimmung trifft und das 
Landgericht nach alter Methode arbeiten läßt. Wenn 
ein Vater ſeinem einen Sohne ein Fahrrad kauft und 
den anderen zu Fuß gehen läßt, ſo darf man doch nicht 
behaupten, das raſchere Vorankommen des erſteren 
entſpreche deſſen Natur. Sie fließt nur aus der 
beſonderen Begünſtigung. Wir aber wollen für beide 
Söhne die Räder, auch für das Landgericht und ſeine 
Prozeſſe. Wie notwendig dieſe 3 Behandlung 
beider Verfahren iſt, wird man begreifen, wenn man 
ſich das Landgericht als i vergegen⸗ 
wärtigt. Man vergeſſe doch nicht, daß die Urteile, die 
über 300 Mark, nicht vorläufig vollſtreckbar ſind. Wie 
will man es dem Volke, dem man den Rechtsgang 
beſchleunigen will, begreiflich machen, daß er in der 
weiten Inſtanz viel langſamer wird, daß dieſelbe Sache, 
ie zum zweiten Male verhandelt wird, all der Wohl⸗ 
taten der erſten Inſtanz entbehrt? Ich bitte auch hier 
die Herren Abgeordneten, die in unſerer Mitte ſind, 
bei der Beratung des Entwurfs in dem Reichstage 
an den Herrn Regierungsvertreter die Frage zu richten, 
wie er dieſes Mißverhältnis begründen und den 
Zwieſpalt löſen will. Eine andere Beſeitigung als 
durch die Aufnahme der Reformbeſtimmungen für beide 
S und damit auch für alle landgerichtlichen 
achen wird er nicht finden. 

Wir lehnen die Beſtrebungen des Entwurfs nach 
einer Beſchleunigung des Verfahrens nicht ab. Es 
iſt alſo nicht zutreffend, wenn Senatspräſident Koffka 
(DIZ. 1907 Nr. 21 S. 1164) meint, der Deutſche 
Anwaltstag fürchte, die Beſchleunigung werde ſtets 
auf Koſten der Gründlichkeit erreicht. Irrig iſt es, 


wenn Hellwig im „Berliner Tageblatt“ (Juſtizreform 


und Anwaltſchaft) eine Oppoſition der Rechtsanwälte 
auch gegen die Vereinfachung und Beſchleunigung des 
Verfahrens fürchtet, weil ſie in begreiflicher Erregung 
wegen des bevorſtehenden Eingriffs in ihre Berufs⸗ 
verhältniſſe ſeien. Gegen dieſe Behauptung brauchen 
wir nur auf den Inhalt unſerer Mannheimer Ver⸗ 
handlungen zu verweiſen. Wir wehren uns nur gegen 
die 5 die der Gründlichkeit ſchadet. Daß 
wir überall da, wo dies nicht zu befürchten iſt, ein⸗ 
treten, ſollen gerade meine heutigen Ausführungen 
zeigen. Wir nehmen die Vorſchläge des Entwurfs auf 
und verallgemeinern ſie ſogar. 

Und wenn das zutrifft, was ich zu zeigen ver⸗ 
ſuchte, ſo iſt damit erwieſen, daß kein Grund vorliegt, 
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die Reform auf den amtsgerichtlichen Prozeß zu be⸗ 
ſchränken. Das Verlangen nach der allgemeinen 
Juſtizreform iſt erfüllbar. Man habe wieder Mut, 
die Konſequenzen zu ziehen und die Fragen in ihre 
Tiefen zu perlen Es wird klar, daß auch dasſelbe 
Bedürfnis für das ganze Prozeßgebiet vorliegt. Eine 
Beſchränkung auf den Rahmen der Amtsgerichte iſt 
nicht haltbar. Es iſt mit dem Ergebnis dieſer Be⸗ 
trachtung des Entwurfs aber auch gezeigt, daß das 
Beſtreben, einen prinzipiellen Gegenſatz zwiſchen dem 
Verfahren vor dem Amtsgericht und dem Landgericht 
zu ſchaffen, ein vergebenes iſt, und daß ſich hierdurch 
eine Vorwegnahme der amtsgerichtlichen Reform nicht 
begründen läßt. Es iſt endlich aber auch die Frage 
der amtsgerichtlichen Kompetenzerhöhung erledigt. Ich 
erinnere wieder an die Begründung der Motive. Man 
will die Wohltat der Reform einem tunlichſt großen 
Kreiſe zuwenden. Kann man das landgerichtliche 
Verfahren noch nicht umgeſtalten, ſo ſoll wenigſtens 
das der Reform fähige amtsgerichtliche eine größere 
Zahl von Prozeſſen umfaſſen. Wenn es aber ebenſo 
möglich und ebenſo ratſam iſt, alle die neuen Beſtim⸗ 
mungen des amtsgerichtlichen Verfahrens für alle 
Inſtanzen und Gerichte aufzunehmen, ſo wird dieſe 
Wohltat allen Parteien zugänglich. Es bedarf der 
Kompetenzverſchiebung nicht. 

Allerdings finden wir neben dieſem Momente noch 
andere Gründe für die Kompetenzerhöhung angeführt. 
Sie treten aber ſchon deshalb in den intergrunb, 
weil fie das Band zwiſchen dieſen beiden Teilen des 
Reformwerkes löſen. Iſt die Verbeſſerung des Ver⸗ 
fahrens nicht mehr auf die Amtsgerichte beſchränkt, ſo 
muß man für die e noch 
andere außerhalb der e des Verfahrens 
ſuchen. Sie bieten wenig Neues. Ich darf mich auf 
die Mannheimer Beſchlüſſe beziehen und hier kurz ſein. 


Man empfiehlt dieſe Maßnahme aus zwei Gründen, 
der größeren Schnelligkeit und der Verbeſſerung 
wegen; auch abgeſehen von der Reform des Verfahrens 
wickle ſich dasſelbe vor dem Einzelrichter glatter und 
ſchneller ab. Es taucht auch in der Begründung 
wieder der Gedanke auf, daß der Einzelrichter ſchneller 
arbeite als das Kollegium. „Es liegt a der Hand, 
daß ein Rechtsſtreit vor dem Einzelrichter ſich einfacher 
abwickeln läßt und ſchneller zur Entſcheidung gebracht 
werden kann als vor einem Kollegium.“ Das wird 
als Axiom hingeſtellt. Bei allem, was mit „bekannt⸗ 
lich“ begründet wird, was „ji von ſelbſt verſteht“ 
und „auf der Hand liegt“, fehlen „bekanntlich“ die 


Gründe. 
(Große Heiterkeit.) 


Es liegen Gefühltsmomente vor. Ich brauche hier 
nicht wieder auf die Bedenken gegen dieſen Satz ein⸗ 
ugehen; Sie kennen ſie aus meinen früheren Aus⸗ 
f rungen. Ich teile die Befürchtung, daß bei größeren 
Sachen die raſcheren Entſcheidungen der Amtsrichter 
aufhören. Das Verantwortlichkeitsgefühl ſoll ja er⸗ 
ſtarken mit der Wichtigkeit der Sache, und dieſes wirkt 
ſtets lähmend auf den raſchen Entſchluß. Aber an⸗ 
enommen, es ſei eine größere Schnelligkeit zu erzielen, 
eo iſt hier eines der Mittel, gegen das wir uns wenden. 
Denn es kann nur auf Koſten der Gründlichkeit und 
99 
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Güte der Urteile wirken. Wir dürfen die Vorteile 
einer gediegenen und ſorgſamen Rechtſprechung, die 
uns das Mehrheitsgericht bietet, nicht der Song, 
daß der Einzelrichter raſcher zum Ziele kommt, opfern. 
Und ſonderbar. Hierüber ſchweigen die Motive voll⸗ 
ſtändig. Zu der großen Frage, die den Kern⸗ und 
Angelpunkt aller Debatten bildet, nehmen ſie keine 
Stellung. Man wird doch nicht glauben dürfen, daß 
man hier eine Ausgleichung der ſtreitenden Meinungen 
angenommen hat. Man ſteht vor der Frage, wenn 
der Einzelrichter der beſſere Richter iſt, weshalb man 
ihn nicht allgemein einführt. Darauf wäre eine 
Antwort nicht möglich. Daher ſchweigen die Motive. 


Das Schweigen aber redet lauter als alle Ausführungen. 


Daran aber, daß das Kollegialſyſtem das beſſere iſt, 
halte ich trotz aller Einwände fe. Einer der tüchtigſten 
Richter, den ich kenne, hat mir vorgehalten, daß ich 
die Bedeutung des Zuſammenarbeitens der drei Männer 
überſchätze. Oft werde der gut unterrichtete (der 
Referent) von dem ſchlecht unterrichteten (dem Vor⸗ 
ſitzenden) mit Hilfe des gar nicht unterrichteten 


(ſtürmiſche Heiterkeit.) 


überſtimmt. Das mag richtig ſein. Dann aber 
beweiſt es nichts gegen den Vorzug des Kollegiums. 
Es zeigt nur die Mängel des Verfahrens, das nicht 
allen Richtern Zeit und Gelegenheit gibt, ſich gleich 
gut Fir informieren. 

ir haben als beſondere Bedenken hervorgehoben, 
daß wir zu der heutigen Beſchaffenheit der Amtsgerichte 
nicht das Vertrauen haben, daß man ihnen die Ent⸗ 
ſcheidung der Rechtsfragen des Mittelſtandes anver⸗ 
trauen kann. Wir haben auf den Krebsſchaden des 
Aſſeſſorismus hingewieſen. Kein Wort hierüber in 
der Begründung. Man gleitet darüber hinweg, indem 
man den deutſchen Amtsrichterſtand verteidigt. Man 
begnügt ſich, zu ſagen, daß die Juſtizverwaltungen 
überall „eine dende bind von Einzelrichtern zu 
finden wiſſen, die zur Verhandlung und Entſcheidung 
von Prozeſſen mit großen Streitwerten befähigt find“. 
Das Vertrauensvotum, das das Reichsjuſtizamt den 
Einzelſtaaten erteilt, iſt zu allgemein gehalten, als daß 
es von ausſchlaggebender Bedeutung ſein könnte. Ich 
erinnere wieder daran, daß Adickes, der begeiſterte 
Freund und Verfechter des Einzelrichters, von der 
Kompetenzerhöhung unſerer heutigen Amtsgerichte nichts 
wiſſen will. Und man macht ſeitens des Entwurfs 
auch nicht einmal den Verſuch einer Andeutung, daß 


man in der Richterbeſetzung eine Verbeſſerung plant, 


daß man die Hilfs⸗ und Wanderrichter beſeitigen will. 
Das würde freilich höhere Ausgaben verurſachen. Mit 
dem Wechſel auf die . der nur in dem perſön⸗ 
lichen Vertrauen der Verfaſſer des Entwurfs Deckung 
hat, können wir uns nicht zufrieden geben. 


(Lebhafter Beifall.) 


Unſere Befürchtungen gründen ſich auf unſere Er⸗ 
fahrungen. Sie ſtehen denen der Juſtizverwaltungen 
gegenüber. Wir haben ſie am eigenen Leibe erprobt. 
So ganz als quantite negligeable ſollte hier der deutſche 
Anwaltſtand nicht betrachtet werden. 

Eigenartig nimmt ſich gegenüber dieſem Vertrauen 
in die Beſetzung der Amtsgerichte mit tüchtigen 
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Richtern die Beſorgnis der Motive aus, daß die 
Kollegialgerichte in den größeren Städten zum Teile 
ſchon bebt einen Umfang angenommen haben, „der 
ihnen den Charakter eines in ſich geſchloſſenen Gerichts⸗ 
hofes beinahe nimmt und für die Beſetzung des Vor⸗ 
ſitzes in den Kammern der Landgerichte und der Mit⸗ 
gliederſtellen bei den Oberlandesgerichten erhebliche 
Schwierigkeiten hervorrufe, wenn man die An⸗ 
forderungen an die dafür zu berufenden Richter nicht 
in einer der N nachteiligen Weiſe herabſetzen 
will“. Widerſpruch, du Herr der Welt! Bei den 
Amtsgerichten wird man ſtets die guten Richter in 
Mengen haben. Für die wenigen Poſten der Kammer⸗ 
vorſitzenden und Oberlandesgerichtsräte ſoll dies nicht 
der Fall ſein. Dies Vertrauen haben nur wir wieder, 
daß es daran nicht gebrechen wird. | 


(Lebhafter Beifall.) 


Belanglos iſt auch die Befürchtung des allzu 
groben mfangs der Kollegialgerichte. Was foll 
ieſer ſchaden? Beim Reichsgericht iſt dies Moment 


von Belang. Denn ſeine Aufgabe iſt es, die Einheit 
der Rechtssprechung zu gewährleiſten. Was aber hat 
ſt es ſchlimmer, 


das mit den Landgerichten zu tun? 
wenn in zwei Kammern besſelben andgerichts ver⸗ 
ſchiedene Anſichten zum Ausdrucke gelangen, als wenn 
an zahlreichen Amtsgerichten jeder Einzelrichter ſeine 
eigene Meinung hat? Und bei wie vielen Kollegial⸗ 
erichten außer in den wenigen Verkehrszentralen findet 
N dieſer Rieſenumfang? Wenn wir auf der anderen 
Seite — in den Motiven ſelbſt wird es berichtet — 
von der Befürchtung hören, daß durch die Kompetenz⸗ 
erhöhung den kleineren Landgerichten der Lebensfaden 
abgeſchnitten werde, ſo wirft das ein eigenes Licht auf 
die Angſt vor der allzu ſtarken Beſetzung der Kollegial⸗ 
erichte in den Großſtädten. Den eigentlichen Grund 
finden wir auch hier in den Eingangsworten der oben 
zitierten Stelle der Einleitung der Motive. Die Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit hat die 
in hohem Grade bedeutſame Folge, „daß der mit der 
ſtändigen 3 der Prozeſſe verbundenen unbe⸗ 
grenzten Vermehrung der Richter an den Kollegial⸗ 
erichten vorgebeugt wird“. Das alſo iſt des Pudels 
ern. Die Vermehrung der Richter an den Land⸗ 
B und den Oberlandesgerichten iſt unabwendbar. 
avor ſchreckt man zurück. Sie iſt teuerer als die 
der Amtsrichter. Bei der Erhöhung der amtsgericht⸗ 
lichen Kompetenz ſpart der Fiskus in doppelter Weiſe. 
Er vermeidet die Anſtellung von Richtern in durch⸗ 
ſchnittlich höherer Gehaltsſtufe. Er kommt, wenn er 
an Stelle des Kollegiums einen Richter ſetzt, mit 
einer etwas geringeren Anzahl, allerdings nicht mit 
einem an Stelle von drei, aus. Die Fiskalität des 
en Kompetenzerhöhungsplanes erſcheint in hellem 
ichte. 


Meine Herren, man hat dem Mannheimer Anwalts⸗ 
tage und dem Referenten den Vorwurf gemacht (es 
eſchah in einem Aufſatze des Herrn Kollegen Jareeki⸗ 
Poſen in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“), daß wir dieſen 
Punkt nicht „mit ungeſchminkter Offenheit und mit 
wirkungsvoller Schärfe“ ausgeſprochen haben. 0 
ſoll erklärt haben, daß ich weit entfernt ſei, mir dieſen 
Vorwurf der Fiskalität des Entwurfs zu eigen zu 
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machen. Ich glaube, daß hier ein Irrtum vorliegt. 
Ich habe klipp und klar geſagt, daß der Verdacht, daß 
finanzielle Momente die eigentliche Triebfeder in der 
Kompetenzfrage ſeien, durch das Bild, das der vor⸗ 
läufige Entwurf gab, verſtärkt werde. Nur beweiſen 
könnten wir dieſe internſten der internen Abſichten 
nicht. Es genügt aber nach der Strafprozeßordnung, 
daß jemand hinreichend verdächtig iſt, 
(ſtürmiſche Heiterkeit und lebhafter Beifall) 


um die Anklage zu erheben. Und für hinreichend 
verdächtig, aus fiskaliſchen Gründen zu handeln, haben 
wir ſchon in Mannheim die deutſchen Regierungen 
erklärt. 

(Wiederholte Heiterkeit.) 


Wenn Sie aber den uns heute vorliegenden Ent⸗ 
wurf ins Auge faſſen, wenn Sie ſich erinnern an das, 
was ich Ihnen bei der Beſprechung der Neuregelung 
des Gerichtskoſtengeſetzes geſagt habe, ſo werden Sie mir 
zuſtimmen, daß der Verdacht der Fiskalität wieder 
neue Nahrung gewonnen hat. Wenn Sie mir zugeben, 
daß die Verbeſſerungen, die für das amtsgerichtliche 
Verfahren vorgeſehen ſind, ebenſowohl für das vor den 
Landgerichten paſſen, und daß man die Beſchränkung 
auf jenes nur daraus erklären kann, daß man eine 
beſondere Geſtaltung desſelben herbeizuführen ſuchte, ſo 
wird ſich die Folgerung aufzwingen, daß hier die 
Reform des Amtsgerichtsprozeſſes nicht Selbſtzweck iſt, 
und daß ſie nur als Schutzmantel dient für die durch 
die Kompetenzverſchiebung erhoffte Richtererſparnis. 
Darüber aber, daß dieſer Geſichtspunkt nicht maß⸗ 
gebend ſein darf, brauche ich heute und hier kein Wort 
mehr zu verlieren. Der Entwurf und ſeine Be⸗ 
gründung hüten ſich wohl, dieſen Geſichtspunkt auszu⸗ 
ſprechen. So offen wie in dem vielzitierten Mügelſchen 
Aufſatze iſt man bei ſolcher Gelegenheit nicht. Aber 
doch iſt die Spur dieſer Triebfeder auch in der 
Begründung zu erkennen. Ich habe eine vorhin 
erwähnt, die der Furcht vor der allzu ſtarken Ver⸗ 
mehrung der landgerichtlichen Stellen. Auch am 
Schluſſe des Abſ. 4 der allgemeinen Begründung leſen 
wir, daß die vom Entwurf vorgeſchlagene Erweiterung 
ſowohl dem Intereſſe des rechtſuchenden Publikums 
entſpreche als demjenigen des Staates. Daß das 
Publikum bei einer entſprechenden Verwertung des 
Reformgedankens kein Intereſſe an der Erhöhung der 
Kompetenz habe, iſt erwieſen. Alſo bleibt nur das 
gntereife des Staates. Das ift nur das finanzielle. 

egen wir die Finger drauf. Warnen wir vor dem 
Zelt ift des fiskaliſchen Planes, ſolange es noch 
eit iſt. 

Daß die Anwälte nicht grundſätzlich einer Über- 
weiſung weiterer Sachen widerſprechen, haben wir 
in Mannheim gezeigt. Wir haben den Gedanken auf⸗ 

egriffen, nicht nach dem Streitwerte blind ſchematiſch, 
5 nach Materien zu verfahren. Wir anerkennen, 
daß es beſtimmte Fälle gibt, in denen der Einzelrichter 
beſſer am Platze iſt als das Kollegium. Die Motive 
ſetzen ſich auch mit dieſem Gedanken auseinander. Sie 
finden ihn nicht brauchbar. Die Meinungen über die 
hierzu geeigneten Sachen ſeien verſchieden. Man habe 
willkürliche Aufſtellungen gemacht. Ei! dann wähle 
man die tauglichen heraus. Dazu ſind ja die Vor⸗ 
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ſchläge da. Und weiter ſoll es bedenklich ſein, die 
Einwirkung des Reichsgerichts auf die Ausgeſtaltung 
des Rechts für wichtige Rechtsgebiete völlig aus⸗ 
zuſchalten. Sonderbar. Man trug keine Bedenken, 
die Reviſionsſumme zu erhöhen, obwohl dies ähnliche 
Folgen hatte, und nun fürchtet man, daß für die Klage 
des Ehegatten und der ehelichen Kinder auf Alimen⸗ 
tation die Rechtseinheit in Gefahr iſt? Wann hat 
das Reichsgericht über Gebührenklagen der Rechts⸗ 
anwälte entſchieden? Und bleibt, wenn man Miet⸗ 
verhältniſſe bei einem Mietzinſe unter 2000 Mark 
jährlich oder Dienſt⸗ und Arbeitsverträge bei einem 
Gehalte von nicht mehr als 3000 Mark dem Amts⸗ 
gerichte zuweiſt, nicht immer noch die Möglichkeit, daß 
das Reichsgericht bei den höheren Werten entſcheide? 
Entzieht man nicht durch die Kompetenzerhöhung alle 
Sachen bis 800 Mark den Entſcheidungen des Ober⸗ 
landesgerichts, die doch ebenſo erheblich ſind für die 
Rechtseinheit als das Reichsgericht? Zum Schluſſe 
wird die Befürchtung vorgebracht, daß unfruchtbare 
und koſtſpielige Streitigkeiten über die 1 keit 
unvermeidbar wären. Dabei überſieht man, daß der Ent⸗ 
wurf ſelbſt das Zuſtändigkeitsverfahren vereinfacht und 
verbilligt, ſodaß dieſes Bedenken keine Rolle ſpielt. 
Man hat doch auch bei den Kaufmannsgerichten, die 
ebenfalls eine beſtimmte Sorte von Klagen einem 
Sondergerichte zuweiſen, ſich dadurch nicht zurück⸗ 
ſchrecken laſſen. Und doch kann es dort fraglich ſein, 
ob die Sache vor dieſes oder das ordentliche Gericht 
ehört. Auch dieſe Gründe gegen die Ablehnung der 
rweiterung der Kompetenz der Amtsgerichte nach 
Materien ſind alſo nicht überzeugend. Es bleibt 
immer nur, daß dieſe Erweiterung der Kompetenz 
nicht den Anforderungen des Fiskus genügt. Von den 
beiden Intereſſen, denen nach der zitierten Stelle der 
Begründung die Anderung des $ 23 GWG. dienen ſoll, 
bleibt immer noch das des Staats unbefriedigt. 

Als weiterer Grund zur Kompetenzerhöhung ſpielt 
die Verbilligung des Verfahrens Du den Fortfall 
des Anwaltzwanges auch in der Begründung zum 
Entwurf eine erhebliche Rolle. Freilich wird die Be⸗ 


freiung von dieſem an ſich nicht als ein um ſeiner 


ſelbſt willen erſtrebenswertes Moment bezeichnet. Es 
dient nur als Mittel zur Koſtenverminderung. Man 
ſucht darzulegen, daß der Fortfall des Anwaltzwanges 
der Rechtspflege nichts ſchade, das Publikum aber Geld 
ſpare. Der Entwurf will freilich „nicht der Meinung 
Vorſchub leiſten, als ſei der Beiſtand eines Anwalts 
in allen Prozeſſen, bei denen der Anwaltzwang fort⸗ 
fallen ſoll, überhaupt entbehrlich“. Er will es der 
Prüfung der Parteien im Einzelfalle überlaſſen, ob 
ſie wegen der Schwierigkeit und Wichtigkeit der Sache 
des Anwalts bedarf. Ich habe ſchon früher auf die 
Inkonſequenz dieſes Syſtems hingewieſen. Was hier 
als Befürwortung für die Erhöhung der Amtsgerichts⸗ 
kompetenz geſagt iſt, gilt für den Anwaltzwang über⸗ 
haupt. Gibt es nicht beim Landgericht auch Sachen, 
die „eine große wirtſchaftliche Bedeutung nicht beſitzen“? 
Was verſchlägt es für einen Großkaufmann oder eine 
Bergwerksgeſellſchaft, eine Reederei oder einen Groß⸗ 
rundbeſitzer, ob ſie 1000 Mark mehr oder weniger 
haben Die Frage iſt ja gerade, ob man der Partei 
die Prüfung überlaſſen kann und darf, ob ſie nicht, um 
99 * 
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Koſten zu ſparen, ihre eigenen Intereſſen in unge⸗ 
nügender Weiſe wahrt, durch ihr Ungeſchick den Gang 
der Rechtspflege hemmt und alle Fürſorge für die 
Beſchleunigung wieder vergeblich macht. Man über⸗ 
ſieht, daß gerade die Kreiſe, die am beſten in der 
Lage ſind, den Prozeß ſelbſt zu führen oder ſich ein 
Urteil über die Notwendigkeit des Rechtsbeiſtandes zu 
bilden, die Großkaufleute und Großgrundbeſitzer, die 
Männer der Induſtrie und der Wiſſenſchaft, ſtets ab⸗ 
geneigt ſein werden, ihre Zeit auf dem Gerichte in 
überfülltem Zimmer in ſtundenlangem Warten zuzu⸗ 
bringen. Die Selbſtbehandlung wird der kleine Mittel⸗ 
I verfuchen. Ihm liegt daran, die Koſten zu 
paren. Er geizt mit dem Gelde und nicht mit ſeiner 
Zeit. Alſo ER die Leute, denen die Hilfe am 
nötigſten ift, die nicht in der Lage find, ihre Situation 
zu überſehen, die werden von der Freiheit der Wahl 
Schaben, machen, zu ihrem nnd zu der Rechtspflege 
aden. 

Der Grund, weshalb man nicht die volle Kon⸗ 
ſequenz bezüglich des Anwaltzwanges zieht, iſt ein⸗ 
leuchtend. Man hütet ſich wohl, in dem landgericht⸗ 
lichen Prozeſſe den Rechtsanwalt zu beſeitigen. Denn 
man braucht ihn zur Vorbereitung der Prozeſſe. Ohne 
ihn verlangſamt ſich der Fortgang derſelben. Die 
unvorbereitete Partei aber wird vom Amtsgerichte nach 

auſe geſchickt. Man gibt und nimmt zu gleicher 

eit, wenn man den Prozeß beſchleunigt und dieſes 
erheblichſte aller Beſchleunigungsmittel, die Vorarbeit 
der Rechtsanwälte, beſeitigt. 

Auch hierüber habe ich mich eingehend ausgeſprochen. 
Will man uns glauben, ſo muß hier der einfache Hin⸗ 
weis genügen. 

Dem geſchilderten Nachteile gegenüber müßte ſchon 
der Gedanke der Koſtenverbilligung auf dieſem Wege 
zurücktreten. Aber ſehen wir nun auch dieſe ſelbſt an. 
Das Entbehren des Anwalts vor Gericht iſt der Weg, auf 
dem der Entwurf einem Wunſche der Bevölkerung 
entſprechen will, dem Wunſche nach Verbilligung 
der Prozeſſe. Jetzt iſt es Zeit, ſich die Beſtimmungen 
des Entwurfs über die Neuordnung der Gerichtskoſten 
wieder ins Gedächtnis zu rufen. Ich habe bei der 
Beſprechung der Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes berichtet, daß der Staat eine Herabſetzung der 
Gerichtskoſten ablehnt. Dies würde die onen der 
Bundesstaaten in ungebührlicher Weiſe belaſten. Es 
ſeien auch weniger die Gerichtsgebühren, welche bei 
kleinen und mittleren Werten die Klagen über die 
Höhe der Prozeßkoſten hervorriefen, als die „daneben 
zum Anſatz kommenden baren Auslagen und An= 
waltskoſten“. (Begründung zu $ 79 GKG.) Ich 
habe Ihnen nun gezeigt, und Herr Kollege Hinrichſen 
wird das noch weit beſſer tun, in welcher Weiſe der 
1 8 die Erſparnis an ſeinen Auslagen herbeiführt. 

ſetzt die Vergütung für ſeine Auslagen ſo herab, 
daß ihm ein überſchuß zufließt. Das Gegenſtück hierzu 
bildete ſchon bei den Schreibauslagen die Behandlung 
der Anwaltskoſten. Und wieder tritt hier dasſelbe 
Syſtem in das grellſte Licht. „Durch die Be⸗— 
ſeitigung des Anwaltzwanges für eine große Zahl 
von Prozeſſen werden in zahlreichen dieſer Fälle die 
Anwaltskoſten wegfallen,“ heißt es in der Be⸗ 
gründung zu 8 79 GKG. Welche Folge das für die 
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Anwaltſchaft hat, darüber ſpricht man kein Wort. In 
der allgemeinen Einleitung iſt nur die Rede davon, 
daß die Kompetenzverſchiebung in der „Übergangszeit“ 
für die Rechtsanwaltſchaft manche Unzuträglichkeiten 
ur Folge habe, insbeſondere eine Überwanderung vom 
andgericht zum Amtsgericht. Das werde fh als 
Vorteil für die Rechtspflege erweiſen. „So ſehr im 
übrigen auch vom Standpunkt der allgemeinen Rechts⸗ 
intereſſen eine in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz ſicher 
und angemeſſen geſtellte Anwaltſchaft der ſtaatlichen 
Vorſorge bedarf, A werden doch immer die Rückſichten 
auf die Bedürfniſſe der rechtſuchenden Bevölkerung 
voranſtehen müſſen.“ 

Mir ſcheint der harz. Gedankengang der Motive, daß 
eine e für k 
müſſe, und daß dieſe zu Laſten des Anwaltſtandes, nicht 
der Staatskaſſe zu 4101900 habe, falſch. Es iſt zunächſt 
doch ſehr zweifelhaft, ob man einer generellen Herab⸗ 
ſetzung der Prozeßkoſten das Wort reden ſoll. Ich 
verweiſe wieder auf meine Mannheimer Ausſührungen 
über die Bedeutung der Koſten. Man erleichtere die 
Prozeßmöglichkeit, indem man den Damm der Anwalts⸗ 
koſten einreißt, und eine Flut von Prozeſſen wird ſich 
über die Amtsgerichte ergießen. Jede Verbilligung 
einer ſtaatlichen Leiſtung hat eine vermehrte Inanſpruch⸗ 
nahme zur en Folge. Eine Häufung der 


Rechtsſtreitigkeiten iſt ſtets ein wirtſchaftliches Übel. 


Es iſt höchſt bedenklich, in dem Momente, in dem 
man einen Entwurf vorlegt, der auf Beſchleunigung 
hinarbeitet, das retardierende Element der Arbeits⸗ 
häufung einzuführen. 5 iſt mir eine Er⸗ 
ſcheinung, die ich an der Mannheimer Börſe beobachtete. 
Dort beſteht ein für den Getreidehandel ſehr angeſehenes 
Schiedsgericht. Vor wenigen Tagen ſah ich, daß man 
die Koſten des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens nicht un⸗ 
erheblich erhöhte. Als Grund wurde angegeben, daß 
bei den billigen Sätzen eine Beläſtigung der Schieds⸗ 
richter mit Kleinigkeiten ſtattgefunden habe; dem wolle 
man vorbeugen. Der geſunde Sinn des praktiſchen 
Kaufmannes hat hier richtig empfunden und gehandelt. 
Sollte ſich die Geſetzgebung dieſem Gedanken ver⸗ 
ſchließen? Ich habe in meinem erſten Referate an⸗ 
gegeben, was ich unter einer Verbilligung der Koſten 
verſtehe. Anzuſtreben iſt eine billige und gerechtere 
Verteilung der Koſten nach der Art und Materie der 
Prozeſſe. Man erleichtere die Prozeßführung denen, 
die ſpeziell der Erleichterung bedürfen. Eine allgemeine 
Verbilligung der kleinen und mittleren Prozeſe, die 
man als Schlagwort, um die aus anderen Gründen 
gewünſchte Erhöhung der Kompetenz der Amtsgerichte 
populär zu machen, in die Maſſen wirft, mag dem 
einzelnen, der einen Prozeß verliert, angenehm ſein. 
Für die Allgemeinheit iſt ſie vom Übel. 

Doch nehmen wir den Standpunkt der Regierung 
an. Man winſcht im Volke eine Verbilligung der 
Koſten, und dieſem Wunſch ſoll entſprochen werden. 
Die „Bedürfniſſe der rechtſuchenden Bevölkerung“ 
verlangen es. Auf weſſen Koſten hat das anders zu 
eſchehen als zu Laſten eben dieſer Allgemeinheit? 

o in aller Welt hört man davon, daß ein ſolches 
Intereſſe nicht erfüllt wird aus Mitteln des Staates, 
ſondern einer beſtimmten Berufsgruppe? Fällt es 
heute jemand ein, in wirtſchaftlichen Kriſen der 


eine und mittlere Werte erfolgen 
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ärmeren Bevölkerung billiges Brot zu ſchaffen, indem 
man den Müller und Bäcker zwingt, ſein Mehl und 
Brot billiger abzugeben? Die Gerichtskoſten kann 
man nicht herabſetzen. Das würde die Finanzen der 
Einzelſtaaten belaſten. Aber dem Anwaltſtande im 
geſamten einen erheblichen Teil ſeiner Subſiſtenz zu 
nehmen, davor ſchreckt man nicht zurück. Ein Ver⸗ 
teidiger des Entwurfs, der Berliner Landgerichtsdirektor 
Altsmann, (DIZ. 1907 Nr. 22) meint, die Nachteile, 
die ein Teil der Anwaltſchaft für ſich fürchte, dürften 
ſtark überſchätzt werden. Herr Kollege Zelter hat 
uns in ſeiner Arbeit, die ich mehrfach anführte, die 
Summe der nach dieſer Methode des Entwurfs in 
Preußen erſparten Anwaltskoſten auf rund eine 
Million berechnet, dem er für Preußen den Mehr⸗ 
aufwand an Gerichtsſpeſen (abgeſehen von den Folgen 
des 8 48 GKG.) von 2 Millionen gegenüberſtellt. 
Mögen dieſe Zahlen auch nur annähernd richtig ſein, 
ſo ſprechen ſie eine ſo beredte Sprache, daß ſie keines 
Kommentars bedürfen. Und weiter. Wir wollen auch 
das dem Fiskus glauben. Er kann ſeine Einnahmen 
aus den Zivilſtreitigkeiten nicht mindern; weshalb 
ſchlägt er nicht für die Anwaltſchaft denſelben Weg 
ein wie für ſich ſelbſt? Bei der Pauſchaliſierung der 
Auslagen haben Sie geſehen, daß, wie aus der Be⸗ 
gründung ſelbſt erſichtlich, keine Verringerung, ſondern 
eine Verſchiebung der Laſten erfolgen ſoll. Sie 
entlaftet die kleinen und belaſtet die großen Streitwerte. 
Sie vermutet dort die tragfähigen Schultern. Dann 
müßte man mindeſtens dieſelbe Konſequenz hier 
ziehen. Man müßte, wie es ſchon ſeitens Adickes 
mit Nachdruck verlangt wurde, wie es ein begeiſterter 
Anhänger der Kompetenzerhöhung, Herr Kollege 
Wannow, auf dem Mannheimer Anwaltstage gefordert 
hatte, für die landgerichtlichen und oberlandesgerichtlichen 
Sachen die Gebühren um mindeſtens ½10 und 3/0 
erhöhen. Was dem Fiskus recht iſt, ſollte dem Anwalt 
billig ſein, wenn es der Regierung Ernſt iſt mit ihrer 
ſtaatlichen Vorſorge für den wirtſchaftlich ſicher geſtellten 
Anwaltſtand. Nach dem Inhalte des Entwurfs iſt 
das nichts als ein leerer Schall. Von der Fürſorge 
iſt nichts zu ſehen. In der vorletzten Nummer der 
DZ. (S. 1167) ſagt Senatspräſident Koffka: „Sollte 
aber gleichwohl gerechtfertigtes Bedenken dagegen 
beſtehen, daß die Anwälte pekuniär noch ſo geſtellt 
bleiben, um ihre hohe Aufgabe wirklich erfüllen zu 
können, ſo iſt gewiß nicht ausgeſchloſſen, daß auf 
gerechtfertigte Münſche der Anwaltſchaft bezüglich einer 
Gebührenerhöhung eingegangen wird.“ Mir ſcheint, 
es wäre jetzt ſchon genug Material verhanden, um 
der Regierung zu zeigen, daß die Anwaltſchaft ſchon 
in den heutigen Verhältniſſen nicht mehr weiter beſtehen 
kann. Es ſind heute ſchon mehr als nur Bedenken 
vorhanden, ob ſie ihre Stellung, die ſie ſich ſelbſt 
verdankt, wird bewahren können. Ihre Wünſche auf 
Beſſerſtellung ſind gerechtfertigt, nicht vom Standpunkte 
der Einzelwirtſchaft aus, ſondern dem des ganzen 
Volkes. Aber keine Silbe deutet auch nur an, daß 
man daran denkt hier zu helfen. Das Volk wünſcht 
billigere Gerichtskoſten, und man gibt ſie ihm aus der 
Taſche der Anwaltſchaft. Nirgends tritt die Criſpinität 
der Vorlage in ein ſo helles Licht als hier. Das hat 
auch der Koffkaſche Aufſatz, ein warmer Verteidiger 
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der Regierung, gefühlt und darum ſucht er das Troſt⸗ 
wort einzuſchieben. Wir müſſen uns leider an den 
Entwurf ſelbſt halten, und der ſpricht anders. 

Man überſieht auch offenbar die Folgen dieſer 
Maßnahmen nicht. Ich muß auf das, was ich in 
Mannheim bezüglich der wirtſchaftlichen Not der 
Anwaltſchaft berichtete, verweiſen. Sie haben es dort 
beſtätigt. Wiederholen wir es nochmals! Der 
Auwaltſtand leidet heute Schon und kämpft unter 
Mühe und Sorgen um ſeine Stellung. Es iſt ein 
Unrecht am deutſchen Volke, dieſen wichtigen Beſtand⸗ 
teil der Rechtspflege nicht nur nicht zu heben, ſondern 
zu ſchädigen. Es gibt allerdings eine Reihe von An⸗ 
wälten, auf deren wirtſchaftliche Exiſtenz die Anderung 
der Kompetenz der Amtsgerichte keinen Einfluß hat. 
Ich darf mich ſelbſt dazu rechnen. Aber gerade 
deshalb muß man uns glauben, wenn wir verſichern, 
daß die Anwaltſchaft als ſolche, der weitaus größte 
Teil der Kollegen, dieſe Verluſte nicht ertragen 
kann. Es gibt eine Gruppe von Rechtsanwälten, 
auch zu dieſen zähle ich mich, denen die Verſchiebung 
der amtsgerichtlichen ee ſogar Vorteil 
bringt, nicht nur vorübergehenden, wie den Amts⸗ 
0 ſondern dauernden. Der Anwalt, 
eſſen Klientel ſich aus dem Großhandel und der 
Induſtrie zuſammenſetzt, iſt ſicher, daß er auch vor 
dem Amtsgerichte dieſe Partei vertritt. Ihm wächſt 
zu Laſten der Kollegen am Oberlandesgericht die 
zweite Jule zu. Und trotzdem erkläre ic auch für 
meine Kollegen, die in gleicher Lage ſind, daß wir im 
Intereſſe der Geſamtheit der Anwaltſchaft und 
daher im Intereſſe der Rechtspflege die Ausſcheidung 
der Objekte von 300 bis 800 Mark von den lands» 
gerichtlichen Prozeſſen als verderblich für die Anwalt⸗ 
ſchaft anſehen müſſen, wenn nicht mindeſtens ein 
Aquivalent geboten wird. habe vorhin ſchon 
bemerkt, welche Bevölkerungsklaſſen beſonders von dem 
Fortfalle des Anwaltzwanges Gebrauch machen 
werden. Es ſind die Mittelklaſſen, die kleineren 
Kaufleute, Krämer, Wirte, Handwerker, die An⸗ 
geſtellten und Bauern. Und damit trifft man wieder 
er die Anwälte, welche in ihrem Berufe den 

ittelſtand und die mittlere Praxis repräſentieren. 
Und das find diejenigen, die es nicht ertragen können. 

(Sehr richtig!) 
Wir wiſſen, daß das Durchſchnittseinkommen des 
Anwaltes nicht über 5» bis 6000 Mark hinausgeht. 
Die Regierung möge ſich durch Erhebungen hierüber 
e Nun nehme man den mittleren Exiſtenzen 
dieſe Baſis ihrer Einnahmen, und die Folge wird 
eine unheilvolle ſein. Wie das Börſengeſetz, ohne 
daß ſeine Urheber es wollten und bedachten, den 
mittleren Privatbankier vernichtete und die Groß⸗ 
banken zur Herrſchaft brachte, ſo wird das Syſtem 
des Entwurfs den Großbetrieb der Anwaltſchaft er⸗ 
zeugen. Die, die nicht mehr allein beſtehen, ſuchen 
Unterſchlupf in einer der großen Kanzleien. Nament⸗ 
lich die großen Städte werden dieſe Art des Geſchäfts⸗ 
betriebs haben. Und diejenigen, denen das nicht 
gelingt, ſinken unter. Sie werden die gefügigen 
Werkzeuge in den Händen ſkrupelloſer Parteien. 
Nicht mit einem Schlage wird das kommen, nicht 
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über Nacht. Nicht durch die Verſchiebung der 
Kompetenz der Amtsgerichte allein. Aber ſie wird 
einen weſentlichen Teil dazu beitragen, der erſte 
Anſtoß zum Niedergange ſein. 

Es iſt falſch, wenn die Begründung einen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen den Rückſichten auf die Bedürfniſſe der 
rechtſuchenden Bevölkerung und den allgemeinen 
Rechtsintereſſen an der Erhaltung einer wirtſchaftlich 
fihergeftellten Anwaltſchaft macht. Mag es richtig 
ſein, was die Motive annehmen, daß die Bevölkerung 
eine Verbilligung der Gerichtskoſten für alle mittleren 
und kleinen Werte haben will, und man ihr hierin 
Zugeſtändniſſe machen ſoll (ich halte es für falſch), ſo 
beſteht ein weit größeres Intereſſe an der Erhaltung 
ihres Anwaltſtandes in integrer Höhe. Wer ein 
Organ ſeines Körpers durch Sparſamkeit am un⸗ 
rechten Orte vernachläſſigt, ſpürt es am ganzen 
Leibe. Die Übergangszeit, von der die Begründung 
ſpricht, müſſen wir mit allen ihren Übelſtänden mit 
in Kauf nehmen. Das wollen wir auch. Das haben 
wir ſchon oft erklärt. Einer dauernden Schädigung 
des Standes müſſen wir uns entgegenſtellen. Hier 
handelt es ſich nicht um uns von heute, ſondern um 
die Zukunft. Und wenn wir die müden Arme ſinken 
laſſen und der jungen Generation den Stab übergeben, 
ſo ſoll man von uns nicht ſagen, daß wir ſchweigend 
daneben ſtanden, als man die Wurzel des Lebens⸗ 
baumes untergrub. 

Die Begründung meint freilich, daß die vom Ent⸗ 
wurf projektierte Regelung das „wohlbegründete Ver⸗ 
trauen“ der Bevölkerung oder des Anwaltſtandes nicht 
erſchüttern werde. Sie nimmt das „ohne weiteres“ 
an. Ich fürchte das Gegenteil. Schon deshalb, weil 
die Befreiung vom Anwaltzwang die Stellung des 
Anwalts für die mittleren Klaſſen ändert. Vorher 
war er ein notwendiges Glied der Gerichtsorganiſation. 
Er war ſo ſehr 1 8 Prozeſſe gehörig als der Richter. 
Jetzt wird er Luxusartikel für die Wohlhabenden. 
Wenn das Geſetz dem Volke verkündet, daß es den 
Anwalt nicht mehr als Rechtsbeiſtand braucht, ſo wird 
es auch ſeinen Rat vor der Aufnahme oder dem Beginn 
eines Prozeſſes nicht mehr einholen. Wer den Weg 
um Anwalt nicht mehr zu gehen gewohnt iſt, der 
Findet ihn auch dann nicht, wo er notwendig wäre. 
Hand in Hand damit geht das Hinuntergleiten des 
Anwaltſtandes, wenn ſeine wirtſchaftliche Lage nicht 
gebeſſert wird. Wer hungert, greift nach dem Brote, 
einerlei, welche Hand es ihm reicht. Er wird das 
Lied deſſen ſingen, deſſen Brot er ißt. Und der Brot⸗ 
geber wird dieſen von ihm abhängigen Stand ganz 
anders beurteilen als den freien und ſelbſtändigen 
Rechtsfreund. Ich wiederhole mich hier ſelbſt. Das 
habe ich ſchon geſagt. Aber nicht oft genug kann man 
hierauf hinweiſen, nicht laut genug dem Parlamente 
und dem Volke zeigen, was auf dem Spiele ſteht. 

Tun wir nun nicht vielleicht dem Entwurf unrecht, 
wenn wir meinen, er trage den Bedenken der Anwalt⸗ 
ſchaft keine Rechnung? Trifft er nicht in $ 157 Abſ. 2 
eine Fürſorge für die Rechtsanwälte an den Amts⸗ 
gerichten? Er greift dort die Frage der Rechtsagenten 
auf. Die Begründung will „der in erſter Reihe zur 
Vertretung der Parteien berufenen Rechtsanwaltſchaft 
ihre berufsmäßige Tätigkeit wahren“. Man erwartet, 
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daß da, wo mindeſtens zwei Rechtsanwälte vorhanden 
ſind, Bevollmächtigte und Beiſtände, die das mündliche 
Verhandeln vor Gericht gewerbsmäßig betreiben, zurück⸗ 
zuweiſen ſind. Aber nein. Das tut der Entwurf 
nicht. Er verbietet für ſolche Fälle künftig nur die 
Zulaſſung der Prozeßagenten durch die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung. Dieſe macht aber heute ſchon von 
ihrem Rechte der Zulaſſung ſpärlich Gebrauch. Ich 
habe mich zu unterrichten geſucht und mich an eine 
Anzahl von Kollegen der anderen Bundesſtaaten ge⸗ 
wendet. Reichlich iſt mir das Material zugeflogen, 
viel mehr, als ich Ihnen hier vortragen kann. 
darf dieſen Kollegen hier nochmals danken. Es ergibt 
ſich folgendes Bild. In Baden exiſtieren überhaupt 
keine oute Prozeßagenten. Man hatte einmal einen 
konzeſſioniert und mußte ihm die Konzeſſion entziehen. 
In Heſſen iſt nie von der Befugnis Gebrauch gemacht 
worden. Ebenſo anſcheinend in Württemberg. Auch 
in Staaten, in denen man von dieſem Zulaſſungsrecht 
Gebrauch machte („Prozeßagenten“ iſt ihr offizieller 
Titel in Preußen und Sachſen, „Rechtskonſulenten“ 
in Bayern), ſind die Verwaltungen jetzt zurückhaltend 
geworden. Die preußiſche Miniſterialberfügung vom 
25. September 1899 beſtimmt, daß die Erlaubnis zum 
mündlichen Verhandeln, welche der Landgerichtspräſident 
erteilt, nur zu erteilen iſt, „ſoweit ein Bedürfnis vor⸗ 
liegt“. Die Herren Kollegen aus Preußen werden 
über die Handhabung dieſer Beſtimmung näheres mit⸗ 
teilen können. Nach einer Miniſterialverfügung dürfen 
z. B. für das Amtsgericht Breslau ſolche Agenten 
nicht beſtellt werden. In Sachſen lautet die Ver⸗ 
ordnung ähnlich. Zuſtändig iſt der Vorſtand der Amts⸗ 
gerichte. Die Erlaubnis ſoll namentlich erteilt werden 
an Orten, wo ein Anwalt nicht wohnt. In der Stadt 
Leipzig z. B. ſind keine ſolche vorhanden. Auch in 
Rheinbayern, in dem die Verhältniſſe deshalb eigen⸗ 
artig lagen, weil vor 1879 kein Anwalt vor den Amts⸗ 
gerichten auftrat, hat vor kurzem der Juſtizminiſter 
im Finanzausſchuß der Kammer erklärt, daß künftig 
nur ausnahmsweiſe Zulaſſungen erfolgen ſollen. Es 
iſt heute ſchon in der Praxis das Beſtreben vorhanden, 
den gewerbsmäßigen Vertreter nur in Ermangelung 
der Rechtsanwälte zu konzeſſionieren. Wir anerkennen 
erne, daß dies in eine für alle Staaten gleiche und 
feſte Vorſchrift gebracht iſt. Damit iſt aber der eigent⸗ 
liche Sitz des Übels nicht getroffen. Wäre nur dieſe 
Möglichkeit, daß die Landesjuſtizverwaltung beſtimmten 
Perſonen das Verhandeln vor Gericht geſtatten kann, ge⸗ 
N man hätte auch mit der jetzigen Beſtimmung bei der 
eſchriebenen Anwendung derſelben auskommen können. 
Der Krebsſchaden aber ſind die nicht konzeſſionierten 
Parteivertreter, die Geſchäftsagenten, Winkelkonſulenten, 
oder wie man ſie nennen mag, alle die, welche ſich vor dem 
Amtsgerichte, geduldet durch den Richter, nicht zugelaſſen 
durch die Juſtizverwaltung, tummeln, — und ihre Zahl 
iſt eine viel gewaltigere als die der Prozeßagenten. 
Hier finden die ſchlimmen Elemente ihren Unterſchlupf. 
Manchem Amtsrichter mag ein ſolcher Agent lieber 
ſein als der Anwalt. 


(Große Heiterkeit.) 
Jener iſt von ihm abhängig. Ein Wink, und er verſtummt. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 


36. Jahrgang. 


Menſchliches, allzu Menſchliches. Aber gerade das züchtet 
die unhaltbaren Verhältniſſe, über welche die Rechts⸗ 
anwaltſchaft klagt. Hier wieder klafft der Widerſpruch. 
Die Landesjuſtizverwaltung verzichtet auf ihr Recht der 
Zulaſſung der Prozeßagenten, ſobald zwei Rechtsanwälte 
am Sitze des Amtsgerichts ſind. Man verſchließt ihnen 
die Pforte des Gerichts. Aber zur Hintertüre kommen 
Ip wieder herein, ungeſichtet, unkontrolliert, un⸗ 


(Sehr wahr!) 


iſzipliniert. 
Will man den Anwälten am Amtsgerichte die Stellung 
geben, deren ſie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen, 
will man das Publikum vor den Gefahren des Winkel⸗ 
konſulententums bewahren, ſo habe man den Mut der 
Konſequenz. Die Beſtimmung des 8 157 Abſatz 4 ift 
nur eine Halbheit. | 

Und das ift die Signatur des ganzen Entwurfs: 
die Halbheit, das Unentſchloſſene, Unausgegorene. 


(Sehr wahr! Sehr richtig!) 


Taſtend nimmt man da ein Stück auf und dort ein 
anderes. Die volle Konſequenz wird nicht klar gezogen, 
und die Frage nicht in der Tiefe verfolgt. Eine 
Halbheit iſt der Entwurf, wenn er nur wenige Stellen 
für das Prozeßrecht im allgemeinen heranzieht und bei 
dieſen nur ein Stück behandelt. Eine Halbheit iſt er, 
wenn er ſich auf das amtsgerichtliche Verfahren 
beſchränkt und nicht ſieht, daß auch dieſelben Be⸗ 
ſtimmungen für das Landgericht nötig ſind. Eine 
Halbheit, wenn er den Anwaltzwang für die Werte 
bis 800 Mark aufhebt und nicht die Folgen dieſer 
Maßregel für den Anwaltſtand und die Rechtspflege 
bedenkt und vermeidet. Eine Halbheit, wenn er die 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte als Vorbild hinſtellt 
und die Frage des Zuzugs des Laienelements für 
beſtimmte Materien übergeht. Eine Halbheit, wenn 
er von einer Anpaſſung der Amtsgerichte an das Ver⸗ 
fahren vor dieſen Sondergerichten ausgeht und den 
Gedanken der Wiedereingliederung derſelben in die 
ordentlichen Gerichte auch nicht einmal berührt. Nur 
im Punkte der Gerichtskoſten iſt er einheitlich und 
anz. Halbheit und Fiskalität. Das iſt das 
ugnis, das wir dem Entwurf ſchreiben können. 
ch bedaure daher, die Hoffnung, mit der der mehr⸗ 
zitierte Koffkaſche Aufſatz ſchließt, daß die Rechts⸗ 
anwälte den Entwurf nicht allzu unfreundlich zurück⸗ 
weiſen werden, nicht wahr machen zu können. Was 
er Gutes hat, anerkenne ich gerne. Aber weil er ein 
Stückwerk und eine Halbheit iſt, weil er die Rechts⸗ 
pfiege verſchlechtert und die Gerichtskoſten erhöht und 
n Anwaltſtand ſchädigt, weiſe ich ihn zurück. 


(Bravo!) 


Ich fürchte nicht, daß man den Rechtsanwälten vor⸗ 
wirft, daß ſie nur aus perſönlichen Intereſſen dieſen 
Standpunkt einnehmen. Wir haben das Gegenteil 
bewieſen. Die Gründe zu unſerer Stellungnahme ſind 
rein ſachlicher Natur. Ich würde den Entwurf 
bekämpfen, auch wenn er den Anwälten eine Ver⸗ 
doppelung nicht nur, wie für den Fiskus, der Schreib⸗ 
auslagen, auch wenn er ſolche der Gebühren bringen 
würde. habe erklärt, daß das Syſtem des Entwurfs 
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einer Gruppe von Anwälten, zu der ich ſelbſt gehöre, 
Vorteil 70 Ich kann verlangen, daß man dies 
uns glaubt. Und doch lehnen wir ihn ab. Ich fürchte 
auch nicht, daß man unſere Stellung gegen den Entwurf 
als berufsmäßige Nörgelei auffaßt, die alles bemängelt, 
was die un an 1 05 bringt. Wer hat vor 
20 Jahren, als der erſte Entwurf des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs publiziert wurde, ihn begrüßt und ihn ver⸗ 
teidigt? Die deutſche Rechtsanwaltſchaft! Zu Hauſe 
bei mir ſteht heute noch der dicke Band „Gutachten 
aus dem Anwaltſtand“. Es mögen wenig Perlen 
juriſtiſcher Weisheit darin ſein, vielleicht gar keine. 
Aber durch all' dieſe Aufſätze geht das ehrliche Empfinden, 
daß etwas für die Nation Großes geboten wurde, und 
daß man es gegen die unzähligen Angriffe, die es von 
andern Seiten bal, be ſchützen müſſe. Wer dieſe 
Arbeit geleiſtet hat, der darf es auch wagen, einen 
unglücklichen Entwurf zu einer Stückreform der Zivil⸗ 
prozeßordnung abzulehnen. 


Und darauf geht in erſter Linie unſer Beſtreben. 
Das bezweckt der erſte Teil des Antrags. Die geſetz⸗ 
u. Faktoren, Bundesrat und Reichstag, mögen 
ieſes Projekt dem Reichsjuſtizamt zurückgeben und die 

Ausarbeitung einer volſtandigen Reform anordnen. 
Daß ſie möglich iſt, haben Sie geſehen. Daß ein 
Grund zur beſonderen Vorwegnahme des Amtsgerichts⸗ 
verfahrens nicht vorliegt, habe ich gezeigt. Ich bin 
überzeugt, daß eine Neuordnung gerade dieſer Materie 
nicht ſo dringend iſt, daß ſie nicht ein oder zwei Jahre 
warten könnte. Wie lange wartet doch das deutſche 
Volk auf die Straſproz reform Iſt dieſe nicht 
dringender als die des amts te die Beru ſung 
Weshalb hat man nicht vor Jahren chon die Berufun 
in Strafſachen vorweggenommen und ſie dem getan 
drängenden Volke gegeben? An den Bundesrat wenden 
wir uns, Idealiſten die wir find, weil wir glauben, 
daß man auch dort uns hören wird, wenn wir für die 
Erhaltung unſerer Rechtspflege eintreten. Dem Reichs⸗ 
tage gilt unſer Erſuchen, die Vorlage rein ſachlich ohne 
politiſche Gedanken und ohne Parteirückſichten zu prüfen. 
Es handelt ſich um eines der wichtigſten Güter der 

Nation. An die Preſſe und an das Volk ſelbſt richten 
wir unſer Wort. N 
(Lebhafter Beifall.) 


Ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß die heutige Tagung 
in weiteren Kreiſen Wellen zieht, und daß ſich die 
öffentliche Meinung ſo mächtig erhebt, daß der Entwurf 
fällt, um einem beſſeren Platz zu machen. 

Doch wir müſſen mit den Tatſachen rechnen. Wir 
müſſen uns darauf gefaßt machen, daß man ſeitens 
der Regierung nicht zurücktreten will. Man wird 
vielleicht auch im Reichstage vor dem Verlangen der 
anzen Reform zurückſchrecken. Mahnt doch auch ein 

ann wie Hellwig, ſich mit dem Teile, dem Sperling 
in der Hand, zu begnügen, um nicht befürchten zu 
müſſen, gar nichts 1 bekommen. Da iſt es unſere 
Pflicht, nicht nur ablehnend zu verharren, ſondern zu 


ſagen, was, wenn die Reform ſtückweiſe erfolgt, an 


dem Entwurf geändert werden muß. Hierauf bezieht 
ſich der Eventualantrag. Er iſt nicht ſo zu verſtehen, 
als ſolle er nur bei Ablehnung des Hauptantrags Ihrer 
Beſchlußfaſſung unterbreitet werden. Er iſt dem 
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Bundesrat und Reichstag gegenüber das Eventuelle, 
das „tolerari posse“. 

Über den Inhalt haben wir uns verſtändigt, Herr 
Kollege Hinrichſen und ich. Der Herr Korreferent 
hatte die Güte, die Beſprechung der Einzelheiten 
unſerer Anträge zu übernehmen. Für mich bleibt nur 
u betonen, daß ich dieſe Abänderungen, die wir vor⸗ 
ſchlagen, als die Konſequenzen meiner Ausführungen 
anſehe. Wenn wir die kleine Reform vornehmen, ſo 
muß ſie ſo ſein, daß ihre ſchadenſtiftenden Stellen 
fallen, und die brauchbaren allen Teilen der Prozeſſe 
zugute kommen. 

All die Punkte, die für das Landgericht ebenſo 
notwendig und gut ſind wie für das Amtsgericht, ſollen 
ihren richtigen Platz in dem allgemeinen Kapitel finden. 
Abänderungen ſind dabei nur an wenigen Stücken 
getroffen. Wir enthalten uns der Zuſätze. Denn 
anderenfalls iſt kein Halten. Man wird Schritt für 
Schritt weiter gedrängt. Aus demſelben Grunde haben 
wir auch keine Anträge bezüglich einer Erweiterung 
des bei der Übertragung der Koſtenbeſchlüſſe an den 
Gerichtsſchreiber angeſchnittenen Gedankens geſtellt. 
Auch bezüglich der Vorbildung der Gerichtsſchreiber 
unterblieben ſie. Wir fürchten, aus dem gegebenen 
Rahmen herauszufallen. Es genügt hier die Anregung. 

Die Stellen, die wir für unbrauchbar erklärten, 
ſind geſtrichen. Das iſt vor allem die Erhöhung der 
Gerichtskoſten, die in den SS 48 und 79 ff. GKG. 
verſucht werden. Kein deutſcher Anwalt wird es über⸗ 
nehmen, und möchte er in dem Zuſtandekommen des 
Geſetzes noch ſo viel Vorteile für ſeine beſondere Stellung 
ſehen, dieſen Preis zu bezahlen. 3 die Regierung 
ohne den Aufſchlag auf die Gerichtskoſten nicht fur die 
Reform zu haben, ſo ſage ſie es. Die Schlußfolgerungen 
werden dann ohne Mühe von ſelbſt da ſein. Geſtrichen 
haben wir auch die Beſtimmung über den Pauſchalſatz 
bei den Anwaltsſchreibgebühren. Sie iſt nicht brauchbar, 
ſolange keine durchgreifende Anderung des ganzen 
Verfahrens vorliegt. Fürſorglich zeigen wir, was 
mindeſtens an Pauſchalſätzen zu gewähren iſt. In 
erſter Linie aber ſoll die ganze Beſtimmung als ver⸗ 
früht fallen. Geſtrichen haben wir die Beſtimmung 
über die Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz. 
Mit der Beſchränkung der Reformbeſtimmungen auf 
das Amtsgericht fällt jeder Grund zu einer Überweifun 
der Prozeßobſekte lediglich nach dem Streitwerte. Auch 
hier hat die Regierung Gelegenheit, zu zeigen, was ihr 
mehr am Herzen liegt, die Vereinfachung und Be⸗ 
ſchleunigung des Rechtsgangs oder die Herabſetzun 
ihrer Ausgaben. Hätte der Entwurf den ganzen Prozeß 
in ſeinen Bereich gezogen und dabei ſich auf eine 
Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte beſchränkt, 


die man mit der Veränderung des Geldwerts begründen 


mag, alſo auf 450 bis 500 Mark, ſo könnte man dieſe, 
um die anderen Vorteile zu erreichen, mit in den Kauf 
nehmen. Auch dieſe Veränderung iſt nicht geboten. 
Auch ſie wird nicht ohne Nachteile ſein. Aber ſie wäre 
zu ertragen. Eine Erhöhung als beſonderes, heraus⸗ 
geriſſenes Stück iſt und bleibt bedenklich auch bei der 
Beſchränkung auf 500 Mark. Als ſelbſtverſtändlich 
erſcheint uns, und deshalb haben wir den Antrag 
unter III geſtellt, daß, wenn eine Erhöhung eintritt, 
auch nur eine ſolche auf 500 Mark, eine Ausgleichung 
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zugunſten der Rechtsanwälte durch Erhöhung der Ge⸗ 
bühr in den landgerichtlichen und oberlandesgerichtlichen 
Sachen zu erfolgen hat. Dies gilt auch, wenn der 
Weg der Erweiterung der Amtsgerichtskompetenz durch 
Zuweiſung weiterer Sachen gewählt wird. Er ſcheint 
mir nach wie vor der beſſere und möglichere. 

Meine Herren! Bei der Einigung Ihrer Referenten 
haben beide, wie begreiflich, nicht von Anfang an über⸗ 
eingeſtimmt. In manchen Punkten wichen wir ab. 
Ich darf vielleicht hervorheben, daß ich perſönlich kein 
Tue des Ausſchluſſes der 1 in Bagatellſachen 

in. Ich habe mich hier, um die Einheit zu wahren, 
der Meinung des Herrn Kollegen Hinrichſen gefügt. 


(Bravo!) 


Er ſelbſt hat in gleicher Weiſe in andern Punkten 
nachgegeben. Und dieſes Verfahren möchte ich auch 
der Belem ans Herz legen. So wie wir beide 
Referenten, der eine aus dem Norden und der andere 
aus dem Süden, uns verſtändigten, damit ein einheit⸗ 
liches Ganzes werde, ſo bitte ich auch die Herren 
Kollegen, ihre im einzelnen auseinandergehenden An⸗ 
ſichten dem Wohle des Ganzen unterzuordnen. Be⸗ 
ſprechen Sie! Beraten Sie! Jeder gebe aus ſeiner 
Erfahrung, was ihm zu Gebote Keen Aber ſorgen 
Sie dafür, daß die deutſche Anwaltſchaft wie ein Mann 
aufſtehe und ihre Stimme abgebe, damit ſie gehört 
werde im deutſchen Lande! | 


(Stürmiſcher, anhaltender, mehrfach ſich wiederholender 
Beifall.) | 


Vorſitzender: Meine Herren, es ift der Wunſch 
laut geworden, jetzt eine Pauſe eintreten zu laſſen. 
Ich bemerke demgegenüber, daß dem dringenden Wunſche 
des Ortskomitees gemäß dieſe Pauſe erſt um 2 Uhr 
eintreten wird. | 


(Während des nun folgenden Vortrages übernimmt 
der ſtellvertretende Vorſitzende, Geheime Juſtizrat 
Dr. Krauſe⸗Berlin, den Vorſitz und tritt ihn gegen 
den Schluß des Vortrags wieder an den Geheimen 
Juſtizrat Erythropel⸗-Leipzig ab.) 


Mitberichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Hinrichſen⸗ 
Güſtrow: Meine Herren! Laſſen Sie mich anknüpfen 
an die einleitenden Worte des Herrn Vorredners. 
Für mich iſt es noch viel ſchwerer, Ihnen etwas Neues 
An jagen, nachdem der Herr Vorredner feine glänzenden 

annheimer Ausführungen heute nun noch in ſo 
hervorragender Weiſe in beſonderer Würdigung des 
vorliegenden Entwurfes ergänzt hat. Ich werde aller⸗ 
dings dadurch in die Lage verſetzt, mich kürzer faſſen 
u können. Andererſeits wird es meine Aufgabe 
ſein, über Einzelheiten von teilweiſe kleinlichem 
Charakter ſprechen zu müſſen. Ich werde dabei be⸗ 
müht ſein, meinerſeits nicht kleinlich zu werden, und 
wo es dennoch ſo ſcheinen ſollte, bitte ich Sie vorweg, 
dies dem Gegenſtande zugute zu halten, über den ich 
u ſprechen habe. Für die Würdigung der Vorlage 
ſind, wie Koffka in ſeinem angeführten Aufſatze 
betont hat, in erſter Linie die Intereſſen der All⸗ 
gemeinheit zu berückſichtigen, und wir als Mitglieder 
des Deutſchen Anwaltvereins und Vertreter des 


36. Jahrgang. 


Rechts werden es uns nicht nehmen laſſen, gemäß 
unſeren Statuten und unſerer Stellung dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte volle Würdigung zuteil werden zu laſſen. 
Daneben müſſen wir aber bei dieſer Vorlage mit 
ihren tief in unſere vitalſten Intereſſen einſchneidenden 
Beſtimmungen auch prüfen, ob überwiegende ſtehen, 
eſſen der Allgemeinheit den unſeren entgegenſtehen, 
und, wo dies nicht der Fall iſt, zur energiſchen Abwehr 
ſchreiten. Namentlich müſſen wir dies da, wo nur 
ſcheinbar durch Neuerungen der Allgemeinheit gedient 
wird, in Wahrheit aber durch Gefährdung unſerer 
Lebensbedingungen und unſerer Integrität auch die 
Allgemeinheit in Mitleidenſchaft gezogen zu werden 
droht. Das wird für mich die Richtſchnur bei den 
folgenden Erörterungen ſein. 


ch für meine Perſon gehöre zu den Unmodernen, 
die das Bedürfnis einer alsbaldigen Reform der 
Zivilprozeßgeſetze als dringend nicht anerkennen. Ich 
will, wie alle Sachkenner, eine Reform; aber ich will 
nur eine wohlerwogene und reiflich durchdachte Reform 
an Haupt und Gliedern und keine überſtürzte Reform, 
die in Wahrheit eine reformatio in pejus iſt, kein 
Flickwerk und Stückwerk, das in den kunſtvollen, feinen 
Aufbau unſerer Zivilprozeßordnung fremde Elemente 
ohne organiſche Verſchmelzung nur gewiſſermaßen 
elegentlich einfügt, die in ihrer loſen Verbindung das 
Werk entſtellen und nicht verbeſſern. Als man vor 
30 Jahren bei uns von dem ſchriftlichen Verfahren 
um mündlichen überging, hat man die Grundſätze der 
ündlichkeit und des Parteibetriebes mit rückſichtsloſer 
Folgerichtigkeit bis in ihre letzten, praktiſch nicht mehr 
brauchbaren Ausläufer durchgeführt. An dieſer Über⸗ 
ſpannung leidet das kunſtvolle Gebäude. Hier muß 
alſo die Reform einſetzen. Als man in Oſterreich vor 
etwa 10 Jahren den gleichen Schritt tat, da hat der 
geiſtvolle Verfaſſer des dortigen Zivilprozeßgeſetzes von 
uns gelernt und zwar ſowohl, wie man es machen 
muß, als auch, wie man es nicht machen muß. Er 
hat ein achtunggebietendes Werk geſchaffen. Dank dem 
roßen Entgegenkommen des Herrn Juſtizminiſters 
Klein und der öſterreichiſchen Juſtizbehörden habe 5 
Gelegenheit gehabt, dies Werk an Ort und Stelle au 
praktiſch kennen zu lernen, und ich habe die Über⸗ 
zeugung mitgebracht, daß wir jetzt wieder von dort 
lernen können, freilich auch in manchen Punkten, wie 
man es nicht machen muß. Im großen und ganzen 
aber bietet uns der öſterreichiſche Prozeß ein glänzendes 
Vorbild für eine erfolgreiche Reform in dem vorbe⸗ 
ſprochenen Sinne. Ich werde auf manche Einzelheiten 
bei Beſprechung unſerer Vorlage zurückzukommen 
aben. Tizian, der ja etwas von Malerei verſtand, 
b das Wort geprägt: die richtige Farbe an den 
richtigen Fleck ſetzen, das iſt das Malen. Das Reichs⸗ 
juſtizamt hat häufiger die richtige Farbe getroffen, als 
den richtigen Fleck. 
| (Heiterkeit.) 


Was die allgemeine Beurteilung des Entwurfs 
anlangt, ſo kann ich nur vorbehaltlos erklären, daß 
ich mit der Beurteilung durch den Herrn Vorredner 
vollkommen übereinſtimme, und wie Sie aus den 
gedruckt vorliegenden Anträgen erſehen haben, haben 
wir uns auch über alle Einzelheiten im Ergebniſſe voll⸗ 
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ſtändig geeinigt. Soweit ich Einzelheiten übergehe, 
geſchieht dies deshalb überall im Sinne meines Ein⸗ 
verſtändniſſes. 

Der Charakter dieſer Vorlage iſt, wie Ihnen dar⸗ 
gelegt iſt, in erſter Linie ein fiskaliſcher; daneben wird 
beabſichtigt, den Richterſtand und den Stand des 
Gerichtsſchreibers zu heben; die kleineren Streitgegen⸗ 
ſtände ſollen in mehrfacher Beziehung nicht mehr die⸗ 
ſelbe geſetzliche Fürſorge genießen wie bisher, und die 
Koſten der ganzen Neuordnung ſoll einzig und allein 
die Anwaltſchaft bezahlen. Mir perſönlich liegt dabei 
die Auffaſſung durchaus fern, daß in den leitenden 
Kreiſen dieſer letztere Erfolg beabſichtigt iſt, oder daß 
man fi dabei gar durch eine anwaltsfeindliche Ge⸗ 
ſinnung leiten läßt. Dies wäre in ſolchem Maße 
unpolitiſch, daß keine Regierung die Verantwortun 
hierfür zu übernehmen vermöchte. Uns wird ja Ar 
von allen Seiten, ſowohl aus Regierungs- als auch 
aus Richterkreiſen, verſichert, daß man ſich der Be⸗ 
deutung eines Anwaltſtandes, der feiner hohen Auf- 
gabe für die Rechtspflege gewachſen iſt, voll bewußt 
ſei. Ich glaube aber, daß man ſich an leitender Stelle 
in einer bedauerlichen Unklarheit über unſere Ver⸗ 
hältniſſe befindet und deshalb einerſeits die Größe der 
uns angeſonnenen Opfer und andererſeits das Maß 
unſerer Leiſtungsfähigkeit verkennt. Die Gründe dafür 
liegen nahe. Die Anwaltſchaft hat es bisher als ihre 
vornehme Pflicht betrachtet, ſich lediglich und allein in 
den Dienſt der Allgemeinheit zu ſtellen und ſich wegen 
ihrer eigenen Wünſche und Bedürfniſſe die allergrößte 
Zurückhaltung aufzuerlegen. Wenn heute ein Riß in 
die bis dahin einmütig in dieſem Sinne zuſammen⸗ 
ſtehende Anwaltſchaft zu kommen droht, und ſich inner⸗ 
halb der Anwaltſchaft eine gewaltige, für jeden An⸗ 
gehörigen dieſes Standes „ Gärung 
1 ſo iſt dies ein deutliches Zeichen, daß wir in der 

eobachtung dieſer Haltung an der Grenze des Mög⸗ 
lichen angelangt ſind, und daß wir in dieſem Punkt 
unſere Stellung ändern müſſen, damit die Regierungen 
deutlich ſehen, wie es bei uns beſtellt iſt. enn wir 
dieſe Zurückhaltung aufgeben und gleich zahlreichen 
wirtſchaftlichen Vereinigungen den Regierungen deut⸗ 
lichen Aufſchluß über 19 Lage und Bedürfniſſe 
eben, ſo werden wir dabei, wie ich hoffe, nicht in 
. verfallen, wie wir ſie bei jenen Vereinigungen 
u beobachten häufig genug Gelegenheit gehabt haben. 
Wir werden durch rein ſachliche, rückhaltloſe Darlegung 
der Verhältniſſe ohne agitatoriſche Schärfe aufklären 
müſſen, und ich hoffe, es wird auf dieſem Wege ge⸗ 
lingen, die beiden anſcheinend in der Bildung begriffenen 
Strömungen in der Anwaltſchaft wieder zuſammen⸗ 
h dle zu einer gedeihlichen Mitarbeit. Es werden 
f die allzu Zurückhaltenden aufraffen müſſen, um 
mitzutun, und die allzu Eifrigen werden ſich einer ge⸗ 
wiſſen Zurückhaltung befleißigen müſſen, damit ſie 
nicht durch allzu heftigen Vorſtoß über das Ziel hin⸗ 
ausſchießen. Ju dieſem Sinne bitte ich, meine Aus⸗ 
führungen zu verſtehen, wenn dem einen oder dem 
anderen die ſachliche Kritik der Vorlage nicht weit 
genug oder zu weit gehen jollte. 

Den Kernpunkt der Vorlage bildet, darüber wird 
bei niemand ein Zweifel beſtehen können, die Er⸗ 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit. Mit 
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Ausnahme dieſes einen Punktes habe ich die ganze 
Vorlage mit einem Amtsrichter, der auf der Höhe 
ſeiner Aufgabe ſteht und ſich der vollſten Anerkennung 
ſowohl ſeiner Kollegen als auch des rechtſuchenden 
Publikums und der bei ihm beſchäftigten Anwälte erfreut, 
durchgeſprochen und feſtgeſtellt, daß wir in der Be⸗ 
urteilung der geſamten Vorlage mit dieſer einen Aus⸗ 
nahme vollſtändig übereinſtimmen. Grade das Beiſpiel 
dieſes Richters beſtätigt für mich zweierlei: ein tüchtiger 
Richter kann auch bei der beſtehenden Geſetzgebung 
— ihrer Schwächen die Aufgaben der Rechtſprechun 
noch vollkommen zufriedenſtellend erledigen, und auf 
den Poſten eines Einzelrichters gehört ein ganzer Mann. 
(Sehr richtig!) 
Die Erfahrung, die wir Anwälte täglich machen und 
beſſer zu machen in der Lage ſind als die Juſtiz⸗ 
verwaltungen, zeigt, daß im Durchſchnitt unſere Amts⸗ 
erichte nicht ſo beſetzt ſind, wie man es wegen ihrer 
ſchon jetzt ſchwierigen Aufgaben fordern muß. Daß 
das Gegenteil der Fall ſei, behauptet die Begründung, 
es fehlt aber ein Nachweis dafür; nicht einmal eine 
Statiſtik über die Ergebniſſe der Berufungen gegen 
amtsgerichtliche Urteile iſt aufgeſtellt worden, wie ich 
noch ſpäter zu beſprechen habe. Gegen das Vorhanden⸗ 
ſein geeigneter Einzelrichter in ausreichender Zahl 
ſpricht übrigens auch das Bekenntnis der Begründung, 
daß es ſchwer halte, eine ausreichende Zahl von Vor⸗ 
ſitzenden für die vermehrten Kammern und von Räten 
für die Oberlandesgerichte zu finden. Vielleicht kann 
hier r Bft geſchaffen werden, wenn bei der Beſetzung 
ſolcher Poſten durch hervorragende Anwälte in Zukunft 
etwas weniger Zurückhaltung gezeigt wird. Zwar 
wird hierzu nicht jeder bedeutende Anwalt geeignet 
ſein, aber immerhin eine mehr als ausreichende Zahl. 
Bedenklich iſt auch, daß man jetzt, wo das amts⸗ 
e Verfahren umgeſtaltet werden ſoll, und der 
ichter ſich erſt mit dem neuen Verfahren vertraut 
machen und ſich in das neue Verfahren einleben ſoll, 
gleichzeitig ſeine Aufgabe in der Richtung erweitern 
will, daß man ihm eine erheblich erhöhte Arbeitslaſt 
und die Entſcheidung von Sachen mit einer viel 
eg Verantwortlichkeit übertragen will. Ich dächte, 
daß für einen Verſuch dieſer Art eines zur Zeit ge⸗ 
nügen würde. 

Wenn die Begründung zum Entwurf auf den 
wirtſchaftlichen Aufſchwung hinweiſt (gemeint iſt 
natürlich, wie Seuffert in der Zeitſchrift für Rechts⸗ 
pfiege in Bayern ſagt, das Sinken des Geldwertes), 
o liegt hierin allerdings ein Kern von Wahrheit; 
aber es iſt ſicher nicht richtig, daß allgemein und 5 
alle Berufsſtände der Wert des Geldes gleichmäßig 
geſunken iſt, und wie ebenfalls Seuffert betont, 
läßt ſich damit die Erhöhung der Zuſtändigkeit auf 
mehr als das Doppelte nicht begründen. Ich habe 
nichts davon gehört, daß die Richtergehalte oder die 
Anwaltsgebühren aus dieſem Grunde etwa verdoppelt 
oder 110 nur erheblich erhöht wären, und doch wäre 
die übrigens dringend erforderliche Gehaltsaufbeſſerun 
ein ſehr wirkſames Mittel, die von dem Entwurf 
angeſtrebte Hebung der Stellung und Berufsfreudig⸗ 
keit der Richter zu erzielen. 


(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
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Daß das Publikum, auf deſſen Wünſche man in 
anderer Beziehung ſo weitgehende Rückſicht nehmen 
will, im allgemeinen den Amtsgerichtsprozeß be⸗ 
vorzugt, kann ſicher nicht behauptet werden. Die 
Alteſten der Kaufmannſchaft und die Handelskammer in 
Berlin haben ſich gegen den Entwurf erklärt. Ebenſo 
zahlreiche Preßſtimmen. Wir hören als Anwälte ſtets 
die unverfälſchte Meinung unſerer Klienten über die 
Wertſchätzung der Gerichte, wenn es ſich darum handelt, 
ihre Rechte vor Gericht zu vertreten. Die Frage: 
„Können wir die Sache nicht an das Landgericht 
bringen?“ hören wir viel häufiger, als die andere 
Frage: „Können wir die Sache nicht an das Amts⸗ 
gericht bringen?“ Dies letztere wünſchen die Parteien 
nur dann, wenn es ſich darum handelt, etwa durch 
Teilung i Objekte kurze Einlaſſungsfriſten 
und vorläufig vollſtreckbare Urteile zu erreichen. So⸗ 
bald es ſich aber darum handelt, in einer ſtreitigen 
Sache eine gründliche Prüfung und ein obſtegliche 
Erkenntnis zu erreichen, dann hat die Partei ſtets 
den Wunſch, die Sache an das mit einer Mehrheit 
von Richtern beſetzte Landgericht zu bringen. Wenn 
es ſich um die Wahrnehmung der eigenen Intereſſen 
handelt, ſo pflegen die Beteiligten ein ſehr feines 
Gefühl zu haben, wo ſie am beſten beraten ſind. Daß 
das Publikum in dieſer Annahme nicht fehlgeht, wird 
jetzt auch aus Richterkreiſen nicht mehr vereinzelt be⸗ 
ſtätigt, und die Stimmen, die ſich dafür erheben, ſind 
ewichtige. Koffka ſelbſt erwähnt in ſeinem ange⸗ 
führten Aufſatze den Namen Jaſtrows, deſſen Er⸗ 
fahrungen auf dem Gebiete des Einzelrichtertums wohl 
niemand unterſchätzen wird. Der Bayeriſche Richter⸗ 
verein mit 1612 Mitgliedern hat ſich einhellig gegen 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Zuſtändig⸗ 
keitserweiterung auf 800 Mark erklärt. In einem 
ſehr bemerkenswerten Buche: „Über die Billigkeit als 
Grundlage des bürgerlichen Rechtes“, das in aller⸗ 
neueſter Zeit erſchienen iſt und einmal aus der Tiefe 
ſchöpft, hat der Oberlandesgerichtsrat Schmölder in 
Hamm gerade mit bezug auf die jetzt geplante Re⸗ 
form die bemerkenswerten Sätze ausgeſprochen: 
Für die erkennende Tätigkeit iſt die Mehrzahl 
beſſer als die Einzahl. Schon das Sprichwort 
ſagt: Vier Augen ſehen mehr als zwei. Ins⸗ 
beſondere ſieht ein einzelner leicht eine Sache 
einſeitig an, und es iſt daher im Intereſſe der 
Objektivität, welche die erſte Bedingung einer 
guten Rechtspflege iſt, zu wünſchen und geboten, 
daß die Mitwirkung anderer gegen eine etwaige 
Einſeitigkeit der Auffaſſung eines einzelnen, 
insbeſondere des Berichterſtatters, Abhilfe ſchaffen 
kann. Der Richterſpruch muß überhaupt möglichſt 
von dem Perſönlichen losgelöſt erſcheinen und 
deshalb als Erkenntnis eines Gerichtshofes und 
nicht eines einzelnen Richters erſcheinen (S. 194). 
Dieſe beherzigenswerten Worte ſind ein ſchweres 
Gegengewicht gegen die Erwägung der Begründung, 
daß der Amtsrichter regelmäßig den Perſönlich⸗ 
keiten und Verhältniſſen näher ſteht und dadurch 
oft in der Lage iſt, die vor ihm verhandelten 
Sachen beſſer zu überſehen. . 
Die preußiſche Juſtizverwaltung ſcheint dieſer 
letzteren, meines Erachtens höchſt age ge Er 


36. Jahrgang. 


wägung auch ſymboliſch dadurch Ausdruck verleihen zu 
wo 


en, daß neuerlich der Themis die Binde von den 


Augen genommen werden ſoll. 
( Heiterkeit.) 


Daß das Verfahren vor den Amtsgerichten ſchneller 
abgewickelt wird als vor den Landgerichten, widerſpricht 
für jede auch nur einigermaßen verwickelte oder 
ſchwierige Sache der Erfahrung. Bei unſerem gegen⸗ 
wärtigen Verfahren pflegt das Gegenteil der Fall zu 
ſein. Und daß das Verfahren vor den Amtsgerichten 
billiger iſt, trifft doch nur dann zu, wenn die Parteien 
nicht durch Anwälte oder andere ſogenannte Rechts⸗ 
kundige vertreten ſind, die wegen des Entgeltes ihrer 
Bemühungen nicht an eine Taxe gebunden ſind und 
ſich ihre in vielen Fällen höchſt fragwürdige Hilfe oft 
noch teurer bezahlen laſſen als die Anwälte. Schon 
heute zeigt bei uns die Erfahrung, daß bei Streit⸗ 
werten von 2- bis 300 Mark jede Partei, die einen 
Anwalt bezahlen kann, ſich in der Regel der Hilfe 
eines ſolchen bedient, unzweifelhaft dann, wenn der 
Gegner durch einen Anwalt oder Winkelkonſulenten 
vertreten iſt. Das wird in erhöhtem Maße der Fall 
ſein, wenn es ſich um höhere Streitwerte handeln 
wird, und es wird vielfach die Erſcheinung beobachtet 
werden, die man auch ſchon jetzt bei geringeren Werten 
beobachten kann, daß die Partei zum Anwalt kommt, 
wenn ſie zu der Einſicht gekommen iſt, daß die Sach⸗ 
führung ihre Kräfte überſteigt, und daß ſie trotz um⸗ 
ſichtiger Leitung durch den Amtsrichter dem gewandteren 
Gegner gegenüber Gefahr läuft, ins Hintertreffen zu 
kommen und Rechtsverluſte zu erleiden, oder ſchon 
ſolche erlitten hat. Es wird das auch beim Mittel⸗ 
ſtande nicht ausbleiben, der ſich jetzt wohl in der 
Hauptſache die Befreiung von dem ihm läſtig er⸗ 
ſcheinenden Anwaltzwange wünſcht. Freilich wird den 
Winkelkonſulenten ein weites Feld eröffnet werden, 
und wenn beide Parteien ſich des Beiſtandes derartiger 
Perſönlichkeiten erfreuen, ſo wird die Mitwirkung von 
Anwälten ausgeſchloſſen werden, — ob zum Nutzen der 
Sache und mit dem Erfolg einer Verbilligung des Ver⸗ 
fahrens, erſcheint mir recht zweifelhaft. Sollen aber 
Anwälte in Zukunft einen großen Prozentſatz von 
Sachen vor Amtsgerichten außerhalb ihres Wohnfitzes 
vertreten, die ſie bis dahin vor dem Landgericht 
ihres Wohnſitzes vertreten haben, ſo wird das um⸗ 
gekehrt eine erhebliche Verteurung, wahrſcheinlich 
ei eine Verlangſamung der Prozeßführung mit ſich 

ringen. 

Wegen der großen induſtriellen Unternehmungen 
teile ich die Zuverſicht des Herrn Vorredners nicht 
den Für jeden großen Betrieb muß der Grundſatz 

er Arbeitsteilung ſo weit wie möglich durchgeführt 
werden. Es wird deshalb der Großgrundbeſitzer nie⸗ 
mals auf den Gedanken kommen, ſeine Zeit damit zu 
verbringen, Prozeſſe in Perſon zu führen und darin 
ſeine Kraft, die er in der Wirtſchaft beſſer verwenden 
kann, 1 zerſplittern oder Angeſtellte ſeines Betriebes 
mit ſolchen ihnen fern liegenden Geſchäften zu betrauen. 
Bei großen induſtriellen Unternehmungen liegt die 
Sache aber ſchon etwas anders, namentlich dann, wenn 
ſie Ringen und ähnlichen Vereinigungen angehören. 
Hier lohnt es ſich ſchon eher, einen mit Rechtsſachen 
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vertrauten Beamten, der ſeine Kenntniſſe auf einer 
Gerichtsſchreiberei oder in einem Anwaltsbureau 
erworben hat oder nach halben oder ganzen Rechts⸗ 
ſtudien unter dem verlockenden Titel eines „Syndikus“ 
Anſtellung findet, mit der ſtändigen Bearbeitung von 
Rechtsſachen einfacher Art, namentlich der großen 
Menge der Schuldklagen, die durch Verſäumnisurteil 
erledigt werden, zu betrauen. Es iſt dies nicht eine 
leere Vermutung meinerſeits, ſondern ich habe in 
Oſterreich perſönlich beobachtet, und es iſt mir dort 
von erfahrenen Richtern beſtätigt worden, daß eine 
roße Zahl derartiger Vertreter bedeutender Firmen 
ſtändig auf dem Gerichte verkehren, und daß von dieſen 
a ein Anwalt erſt zugezogen wird, wenn die 

ache nicht durch Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnis⸗ 
urteil oder einen alsbald abgeſchloſſenen Vergleich er⸗ 
ledigt wird. Daß derartige Erſcheinungen auch bei 
uns in Deutſchland nicht ausbleiben werden, halte ich 
für ſehr wahrſcheinlich, wenn infolge der Erweiterung 
der Amtsgerichtszuſtändigkeit die Anſtellung ſolcher 
Beamten ſich als lohnend erweiſen wird. Es wird 
dies namentlich in den großen Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
zentren der Fall ſein, wo ſchon jetzt durch Verein⸗ 
barung des Erfüllungsortes die große Menge der 
Schuldklagen erledigt wird. Damit wird dem Anwalt⸗ 
ſtande ein Gebiet verſchloſſen werden, das jetzt zu den 
einträglichſten gehört: die Erwirkung der Verſäumnis⸗ 
urteile auf Schuldklagen. Aber ich bedaure dieſen 
Ausfall nicht. Gerade auf dieſem Gebiete hat der An⸗ 
waltzwang keine Berechtigung, und, wie der Herr Vor⸗ 
redner in Mannheim ſo treffend ausgeführt hat, daß 
ich dem nichts hinzufügen kann, iſt die Koſtenhöhe 
gerade bei dieſen Gegenſtänden drückend für alle Be⸗ 
teiligten. Dies Gebiet wollen wir räumen; aber es darf 
nicht außer Zuſammenhang mit einer allgemeinen Re⸗ 
form unſerer Gebührenordnung uns entzogen werden, 
weil uns dadurch in ganz ungerechter Weise die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage geſchmälert wird. Es muß ein 
Ausgleich eintreten, der darin beſteht, daß die ſchwie⸗ 
rigeren Sachen gerechter bezahlt werden. In das 
Syſtem, das auf dem Ausgleich zwiſchen großen und 
kleinen Objekten und den ſchwierigen und einfachen 
Sachen beruht, darf nicht ohne Aquivalent eine 
klaffende Lücke geriſſen werden. Eine andere Folge⸗ 
erſcheinung, die ich für nichts weniger als wünſchens⸗ 
wert und für eine ausgeſprochene Gefahr für unſeren 
Stand anſehe, wird aber wahrſcheinlich auch nicht aus⸗ 
bleiben. Große Etabliſſements werden anfangs viel⸗ 
leicht verſteckt und ſpäter, wenn die Not der Zeiten 
ſteigt, auch offen Mitglieder des Anwaltſtandes bereit 
finden, zu feſten Sätzen ohne Rückſicht auf die Taxe 
der Gebührenordnung ihre ſtändige Vertretung zu 
übernehmen. Heute ſchüß: uns dagegen noch die 
Standesdiſziplin, die in keinem anderen Zivilſtande 
ihresgleichen findet. Was geſchehen wird, wenn die 
Proletariſierung des Anwaltſtandes einſetzt, vermögen 
wir nicht zu überſehen. Ich ſehe in dieſem Punkte 
ſehr ſchwarz. | 

Mit der Verſchlechterung der Rechtspflege Hand in 
Hand wird alſo zweifellos eine beſorgniserregende 
Gefährdung des Anwaltſtandes gehen. Die Vorlage 
in ihrer gegenwärtigen Geſtalt iſt deshalb in dieſem 
entſcheidenden Punkte unannehmbar. 
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Dagegen find die anderen beiden Abänderungsvor⸗ 
ſchläge wegen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes durchaus 
empfehlenswert. Unbedingt enthält die vorgeſchlagene 
Anderung des § 202 GVG. einen großen Fortſchritt. 
Aber ich muß mich auch in dieſem Punkt mit allem 
Nachdruck den Ausführungen des Herrn Vorredners 
anſchließen. Es iſt nicht erſichtlich, warum die gleiche 
Wohltat nicht auch für das landgerichtliche Verfahren 
eingeführt werden ſoll. Speziell kann ich aus meinem 
engeren Vaterlande berichten, daß es ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf eine glattere Abwicklung des Hypotheken⸗ 
verkehrs geboten erſcheint, dieſe Ausdehnung vorzu⸗ 
nehmen. Wir haben im Jahre 2 ſogenannte Geld⸗ 
umſchlagstermine, von denen der eine in die Zeit 
vom 1. bis 7. Juli fällt. Wer innerhalb dieſes 
Termins ſeine Verpflichtung zur Rückzahlung eines 
Grundſchuld⸗ oder Hppothekenkapitals nicht erfüllt, 
ohne daß er rechtliche Einwände zu erheben vermöchte, 
kann nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetz⸗ 
ebung regelmäßig erſt im Oktober, alſo 3 Monate 
ſpäter durch ein gerichtliches Urteil dazu gezwungen 
werden, weil der Ferien wegen nicht früher ein Ver⸗ 
handlungstermin vor dem Landgericht zu erlangen iſt, 
wenn nicht gan beſondere Beſchleunigungsgründe 
I und glaubhaft gemacht werden können. Wird 
ie Erweiterung der Ferienſachen auch für das Land⸗ 
gericht eingeführt, ſo wird man zunächſt in kürzeſter 
Friſt einen Verhandlungstermin erlangen, und die 
Regel wird ſein, daß in dieſem Termin ein Verſäumnis⸗ 
urteil gegen den ſäumigen Schuldner ergeht. Sucht 
er aber die Sache hinauszuſchieben, indem er rechts⸗ 
flüchtige Einwände erhebt, ſo wird es nicht ſchwer 
fallen, das Gericht zu überzeugen, daß die Sache der⸗ 
jenigen Beſchleunigung bedarf, die erforderlich iſt, um 
auch die ſtreitige Sache zu einer Ferienſache zu machen 
und zu verhüten, daß der dann als böswillig erſcheinende 
Schuldner dem Gläubiger noch weiter die Nutzungen 
des Grundſtücks entzieht. 

Daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach der vor⸗ 
eſchlagenen Anderung des $ 204 GVG. in den Ferien 
Feine Erledigung finden foll, iſt ebenfalls als ein durchaus 
wünſchenswerter Fortſchritt mit Freude zu begrüßen. 
Es entſpricht ſchon der bisherigen Übung der Gerichte, 
daß die Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe während der Ferien 
e wurden; und wenn dann der Gerichts⸗ 
ſchreiber, wie ich es erlebt habe, verſehentlich vor Ab⸗ 
lauf der Ferien den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß zuſtellte, 
und der Gläubiger auf Grund dieses Beſchluſſes die 
Vollſtreckung vornahm, ſo war dies ein nichtiger Akt, 
weil der in den Ferien erlaſſene, das heißt an die 
Parteien hinausgegebene, Beſchluß nichtig war. Der⸗ 
artige Ungereimtheiten werden für die Folge ver⸗ 
mieden werden. 

Bei der Beſprechung der für die Zivilprozeßordnung, 
das Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte vorgeſchlagenen Abänderungen möchte 
auch ich Sie bitten, mit mir dem Gange des Prozeſſes 
zu folgen. Ich erkläre dabei vorweg, daß ich den 
Amtsbetrieb, wie er für das Amtsgericht vorgeſchlagen 
iſt, nach meinen Beobachtungen in Oſterreich für eine 
durchaus wünſchenswerte Neuerung halte. 

Will vor dem Amtsgericht eine Partei ohne Ver⸗ 
tretung durch einen Anwalt ihre Klage erheben, ſo 
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begibt ſie ſich auf die Gerichtsſchreiberei und gibt die 
Klage zu Protokoll oder reicht ſie ſchriftlich ein. Iſt 
der Richter auf dem Gericht anweſend, ſo kann nach 
§ 497 die Terminsbeſtimmung fofort erfolgen, und der 
anweſenden Partei mündlich der Termin mitgeteilt 
werden. Hat die Partei keine Abſchrift ihrer Klage 
zurückbehalten, alſo namentlich bei der Protokollierung 
durch den Gerichtsſchreiber, ſo hat ſie von dieſem 
Augenblick an nichts in Händen, ſie muß ſich den 
Termin ſelbſt merken, ſie erfährt nicht einmal das 
Aktenzeichen. Vergißt ſie den Termin oder merkt ſie 
ſich infolge eines Verſehens einen unrichtigen Termin, 
ſo iſt ſie der Gefahr des Verſäumnisurteils ausgeſetzt. 
Bei einigermaßen beſchäftigten Gerichten beſteht nicht 
einmal die Möglichkeit, ohne Angabe des Aktenzeichens 
die Sache ſchnell wieder herauszufinden, und ſind 
mehrere Parteien anweſend, oder ſind auch nur mehrere 
Termine zugleich auf verſchiedene Zeiten beſtimmt, ſo 
können ſchon bei der Mitteilung durch den beſchäftigten 
Gerichtsſchreiber Verwechſlungen veranlaßt werden. Ent⸗ 
ſchließt ſich die Partei demnächſt, einen Anwalt an⸗ 
„ ſo beſteht wiederum die Gefahr, daß bei 
r Mitteilung des Termins an den Anwalt oder ſeine 
Angeſtellten Verſehen oder Verwechſlungen vorkommen. 
Wenn der Anwalt die Klage erhebt, ſo entſteht die 
weitere bel ob auch hier die Beſtimmung Platz 
greift, daß bei Einreichung oder Anbringung der Klage 
die Terminsbeſtimmung mündlich mitgeteilt werden 
kann, indem dies dem Boten des Anwalts gegenüber, 
der vielleicht eine ganze Reihe von Klagen gleichzeitig 
einreicht, unter Mitteilung verſchiedener Termine erfolgt. 
Für die Anwälte würde dadurch ein Maß von Ver⸗ 
antwortung begründet werden, das ſie nicht zu tragen 
vermöchten, und ſie würden deshalb auch in kleinen 
Orten genötigt ſein, ſich dauernd nach den f 
des Entwurfes auf ihre Koſten der Vermittlung der 
Poſt zu bedienen oder alle Klagen in den Briefkaſten 
des Gerichts einlegen zu laſſen, der nur in zeitlich 
nicht kontrollierbaren Zwiſchenräumen durch die Gerichts⸗ 
beamten entleert wird. Dieſe auf äußerſte Vereinfachung 
und Sparſamkeit gerichtete Vorſchrift der münd⸗ 
lichen Mitteilung kann deshalb als eine glückliche nicht 
angeſehen werden, um ſo weniger, weil ſie nicht nur 
für Klagen gilt, ſondern, wie Altsmann (DIZ. 1907 
S. 1241) zutreffend hervorhebt, z. B. auch für den 
Einſpruch, und dann die Partei ein zweites Verſäumnis⸗ 
urteil riskiert. Der öſterreichiſche Prozeß kennt denn 
auch eine ſolche nur mündliche Mitteilung des Termins 
an die Parteien nicht; vielmehr wird dort ſowohl der 
Kläger als der Beklagte auch im bezirksrichterlichen 
Verfahren durch ein Formular geladen, auf das ich 
noch zurückkommen werde, und das dort der Richter 
unterſchreibt. Bei uns würde an die Stelle der 
richterlichen Unterſchrift ſelbſtverſtändlich die des 
Gerichtsſchreibers zu treten haben, und das Formular 
könnte vielleicht auch noch vereinfacht werden und für 
den Kläger etwa in einer einfachen Poſtkarte beſtehen. 
Die Anwälte reichen in Oſterreich mit der Klage eine 
ſogenannte Rubrik ein, einen 3 Bogen, der die 
5 Bezeichnung der Sache und des Prozeß⸗ 
evollmächtigten enthält, und ſie erhalten dieſe Rubrik 
nn mit der angehefteten Ladung zum Termin 
zurück. 5 5 f 
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Nachdem der Amtsrichter den Termin beftimmt 
hat, kommt dann für ihn in Frage, ob er von den 
ihm im $ 501 des Entwurfs eingeräumten Befugniſſen 
Gebrauch machen will. Ich ſchicke voraus, daß das, 
was ich hierzu Iogen werde, nicht paßt auf den Betrieb 
bei ganz kleinen Amtsgerichten mit einem ganz geringen 
Geſchäftsbetriebe. Für derartige Gerichte, bei denen 
namentlich auch der Richter den Perſönlichkeiten und 
Verhältniſſen beſonders nahe ſteht, mag der vor⸗ 
geſchlagene 8 501 ſich als leidlich praktiſch erweiſen. 
Sobald aber das Gericht einen etwas umfänglicheren 
Betrieb hat, wird die Praxis bei uns dieſelben Er⸗ 
ſcheinungen zeitigen, die ſich bei den ganz ähnlichen 
Beſtimmungen des öſterreichiſchen Prozeſſes dort ge⸗ 
jeigt haben. Wie Ihnen allen bekannt ift, beginnt 

r öſterreichiſche Prozeß vor Gerichtshöfen, alſo den 
Kollegialgerichten, mit einem Vortermin, der erſten 
Tagſatzung, die vor einem Einzelrichter ſtattfindet, 
9 meiner Anſicht eine durchaus praktiſche Einrichtung. 
Ia dieſem Vortermin ergeht gegen den i 

eklagten das Verſäumnisurteil und gegen den an⸗ 
erkennenden Beklagten das Anerkenntnisurteil; auch 
können Vergleiche geſchloſſen werden, und es ſind 
gewiſſe prozeßhindernde Einreden in dieſem Termin 
vorzubringen. Wird die Sache materiell ſtreitig, ſo 
wird im Verfahren vor den Gerichtshöfen dem Be⸗ 
klagten eine Friſt zur Einreichung der Klage⸗ 
beantwortung beſtimmt, und von der rechtzeitigen Ein⸗ 
reichung dieſer VV hängt dann im weſent⸗ 
lichen das Schickſal des ganzen weiteren Prozeſſes ab. Ob 
man dem unbedingt zuſtimmen ſoll, ſteht hier nicht zur 

vage. Für das bezirksrichterliche Verfahren ift im $ 440 
3 „ vorgeſchrieben, daß in der Regel ſchon die 
erſte Tagſatzung zur Vornahme der Streitverhandlung 
zu beſtimmen it, daß alſo in der Regel dieſer Vor⸗ 
termin nicht 5 Schon 5 Jahre nach dem 
Inkrafttreten der Zivilprozeßordnung iſt in einer mir 
vorliegenden Handausgabe dieſes Geſetzes, die unter 
Mitwirkung des jetzigen Juſtizminiſters Klein ver⸗ 
anſtaltet iſt, geſagt, daß die abgeſonderte Abhaltung 
einer erſten Tagſatzung ſich namentlich bei Gerichten 
mit regelmäßig ſtärkerem Geſchäftsdrange empfehle. 
Und die Praxis der Bezirksgerichte hat inzwiſchen 
dahin geführt, daß tatſächlich überall an Bezirksgerichten 
mit größerem Betriebe der Vortermin ſtattfindet, und 
daß, wie mir von zuverläſſiger Seite in Oſterreich 
mitgeteilt worden iſt, ein Bezirksgericht, das ſich an 
die geſetzliche Regel hielt, von leitender Stelle darauf 
hingewieſen iſt, daß es ſich im Intereſſe eines ge⸗ 
ordneten Geſchäftsganges empfehle, die erſte Tag⸗ 
ſatzung als Regel einzuführen. Gez habe wiederholt 
ſolchen erſten Tagſatzungen vor Bezirksgerichten bei⸗ 
gewohnt. An einem Tage erledigte ein Bezirksrichter 
in meiner Gegenwart 63 ſolcher Termine in einem 
Zeitraum von weniger als 2 Stunden ohne jede 
Überftürzung und Haft, obwohl in Oſterreich noch die 
Vorſchrift beſteht, daß jedes Protokoll über eine gericht⸗ 
liche Verhandlung von den Beteiligten zu unterſchreiben 
und, was für den leitenden Richter von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung, auch zu verſtempeln iſt. Der 
Stempel ſtellt die Gerichtskoſten dar, und der Richter 
haftet perſönlich für die Verwendung des geſetzlichen 
Betrags. 
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erledigt iſt, und 


Anerkenntnis oder durch 


793 
Ein ſehr großer Bruchteil der Sachen wird in der 
erſten Tagſatzung durch Verſäumnisurteil erledigt; ein 


anderer ſehr großer Bruchteil von Sachen wird mit 


dem Bemerken beiſeite gelegt: „Ruht!“ Was das in 
Oſterreich bedeutet, iſt Ihnen ja auch allen bekannt. 
Der Prozeß kann erſt nach Ablauf von drei Monaten 
wieder fortgeſetzt werden. Das nimmt ſelbſtverſtändlich 
die klagende Partei, die zu ihrem Rechte kommen will, 
nicht gerne in den Kauf und wenn eine Sache als 
ruhend zurückgelegt wird, ſo iſt in der Regel an⸗ 
nn daß fie vor dem Termin durch Befriedigung 
es Gläubigers, durch Vergleich oder in anderer Weiſe 
der nach dem Ruhen wieder auf⸗ 
genommenen Sachen ſind nicht viele. | 
Ein weiterer minder großer Bruchteil wird durch 
rgleich erledigt. Der Reſt 
der Sachen wird ſtreitig. enn ſich beim Aufruf der 
Sachen nacheinander au irgend einer Sache ein Be⸗ 
klagter meldet und erklärt, er wolle dem Klageantrage 
widerſprechen, ſo wird die Sache zunächſt zurückgeſtellt, 
bis alle in jener einfachen Weiſe erledigten Sachen 
von der Tagesordnung verſchwunden ſind. Dann wird 
eine ſtreitige Sache nach der anderen vorgenommen. 
Der Richter informiert ſich kurz darüber, um was es 
ſich handelt, welche Beweismittel zur Verfügung ſtehen, 
macht ſich dabei ſeine Notizen und beſtimmt den Termin 
au Streitverhandlung, zu dem dann eine weitere 
adung, wie auch bei uns, nicht erforderlich iſt. 
Einzelne ganz einfache Sachen, die ohne Beweis⸗ 
aufnahme erledigt werden können, werden auch wohl 
ſofort erledigt. So habe ich es an einem Vor⸗ 
mittage erlebt, daß vor einem und demſelben Bezirks⸗ 
richter 3 Sachen ſich dadurch erledigten, daß, während 
die Verſäumnisurteile, Anerkenntnisurteile und Ver⸗ 
gleiche zuſtande kamen, die Parteien durch Vergleichung 
ihrer teilweiſe erſt durch Vermittlung von Boten und 
rnſprecher herbeigeholten Geſchäftsbücher mit vor⸗ 
andenen Rechnungen und Quittungen feſtſtellten, daß 
die Klage unbegründet war und zurückgenommen werden 
mußte. Dann handelte es ſich nur noch um die Frage 
des Koſtenerſatzes, die dann ebenfalls ſofort und zwar 
meiſt durch Barzahlung der dem Beklagten zu erſtatten⸗ 
den 3 ſoweit er ſolchen Anſpruch erhob, erledigt 
wurde. | 
Diejenigen Sachen nun, in denen der Richter 
Termin zur Streitverhandlung beſtimmt hat, bereitet 
er dann in der Weiſe vor, wie der $ 501 des Entwurfs es 
ſchon für den erſten Termin vorſieht. Daß er dies in 
Oſterreich nicht, wie man dort nach dem Geſetz ebenfalls 
beabſichtigte, zum erſten Termin tut und tun kann, 
hat ſeine naheliegenden Gründe, die auch bei uns ſich 
alsbald als N herausſtellen werden. Selbſt 


der geübteſte Richter kann es häufig der einfachſten 
Soche nicht anſehen, ob ſie als Verſäumnis⸗ oder als 


ſtreitige Sache verhandelt werden wird. Wie oft hört 
man ſowohl vor dem Landgericht wie vor dem Amts⸗ 
gericht von dem prozeßleitenden Richter den Ausſpruch: 
„Ich dachte, dieſe Sache würde kontradiktoriſch werden,“ 
oder: „Ich dachte, dieſe Sache würde als Verſäumnis⸗ 
ſache erledigt werden.“ Bei der großen Zahl der 
Sachen erweiſt es ſich deshalb durchaus als praktiſch, 
wie mein Mentor des öſterreichiſchen Zivilprozeſſes mir 
ſagte, zunächſt die Spreu vom Weizen zu ſcheiden. 
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Weiter aber kann auch ein beſchäftigter Richter nicht 
mit ſeiner Zeit haushalten, wenn er in der Zeit zwiſchen 
der Terminsbeſtimmung und dem ſehr nahen erſten 
Verhandlungstermin jede einzelne Sache noch daraufhin 
prüfen ſoll, welche Maßregeln wohl zu ergreifen ſein 
werden, um die Sache ſchon im erſten Termin zu 
klären, ob es ſich empfiehlt das perſönliche Erſcheinen 
der Parteien anzuordnen, ob es ſich empfiehlt, Akten 
einzufordern, welche Urkunden und welche Augenſcheins⸗ 
gegenſtände vorzulegen den Parteien 1 iſt, 
und ob es, wenn ſchon widerſtreitende Anträge an⸗ 
gekündigt ſind, ſich empfiehlt, die benannten Beweis⸗ 
mittel ſchon herbeizuſchaffen, ob dies namentlich zur 
Vermeidung weſentlicher Nachteile geboten erſcheint, 
oder ob es nicht vielmehr 05 iſt, — und dies, 
meine Herren, iſt namentlich ein Gedanke, der mir von 
dem Amtsrichter, den ich zu Rate gezogen habe, nahe 
gelegt iſt, — zunächſt noch keinen großen Beweis⸗ 
apparat aufzubieten, ſondern auch trotz des Antrags 
der Parteien zunächſt einmal die Sache mit ihnen 
durchzuſprechen und den Verſuch einer gütlichen Bei⸗ 
legung zu machen, der oft viel ſchwieriger dadurch wird, 
daß 8 on 8 und Sachverſtändige geladen, und 
dadurch nicht unerhebliche Koſten entſtanden ſind. 
Selbſtverſtändlich wird es aber auch Fälle geben, wo 
das Gegenteil zutrifft. Aber auch in dieſen Fällen 
wird es der Regel nach richtiger ſein, zunächſt die erſte 
Verhandlung abzuwarten und dann, wenn ſich die 
Beweisaufnahme als notwendig erweiſt, einen ganz 
nahen Termin, wenn es ausnahmsweiſe tunlich iſt, 
vielleicht noch auf denſelben Tag zur Beweisaufnahme 
anzuberaumen. Findet aber ſelbſ der Richter die 
nötige Zeit, die einzelnen Sachen in der beſprochenen 
Weiſe vor dem erſten Termin zu bearbeiten, und damit, 
wie man zu ſagen pflegt, vielleicht viel leeres Stroh zu 
dreſchen, weil demnächſt die Sachen durch Verſäumnis⸗ 
oder Anerkenntnisurteil, Vergleich oder Klagerücknahme 
erledigt werden, ſo kann er doch in anderer Beziehung 
mit ſeiner Zeit nicht haushalten; denn es iſt unmöglich, 
bei Einhaltung kurzer Einlaſſungsfriſten vorweg ſo zu 
disponieren, daß der Tag genug Stunden hat, um 
die vorher nicht zu überſehende Zahl der ſtreitigen 
Sachen dann in Ruhe zu erledigen. Es wird vielmehr 
bei uns ebenſo wie in Oſterreich notwendig werden, 
daß für die Streitverhandlungen einſchließlich der 
Beweisaufnahmen der Richter beſondere Termine 
beſtimmt, die am Terminstage genügend weit aus⸗ 
einander liegen, um die Sache in Ruhe erledigen zu 
können. In Oſterreich beſteht dafür allerdings aus dem 
Grunde noch ein geſteigertes Bedürfnis, weil der Richter 
ſofort nach Schluß der Verhandlung das Urteil ſprechen 
muß, während er bei uns die Entſcheidung ausſetzen kann. 
Aber es iſt auch für unſere Verhältniſſe ganz ſicher, 
daß ein Richter, der nicht überſehen kann, wie viel 
von den anſtehenden Verhandlungen ſtreitig werden 
und zur Beweisaufnahme führen, viel weniger Sachen 
auf einen Tag beſtimmen und in der im § 501 vor⸗ 
geſehenen Weiſe vorbereiten kann, als wenn er zu⸗ 
nächſt die Tage gehäuft beſetzt und erſt nach Sichtung 
der Sachen diejenigen Termine, die Zeit erfordern, 
auf dazu freie Tage verlegt. In Oſterreich geſchieht das 
in der Regel in der Weiſe, daß zu einer ſpäteren 
Terminsſtunde den Vorterminen Streitverhandlungen 
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folgen, und daß der geübte Richter die Zeit, die er 
zu ſeinem Vortermin gebraucht, richtig zu ſchätzen 
weiß und im Anſchluß daran dann die ihrer Um⸗ 


1 nach vorweg geprüften Streitverhandlungen 


erledigt. Nur das bleibt von den Beſtimmungen des 
8 501 auch ohne Vortermin allemal praktiſch, was in 
den 88 437, 438 öſterr. ZPO. vorgeſchrieben iſt, daß 
durch das vorhin beſprochene, durch die Praxis 
geſchaffene Formular bei der Ladung zum Termin der 
Kläger aufgefordert wird, die während der Verhandlu 
in Augenſchein zu nehmenden Gegenſtände und die ſi 
auf den Rechtsſtreit beziehenden, dem Gerichte noch 
nicht in Urſchrift vorliegenden Urkunden mitzubringen, 
und daß an den Beklagten bei der Ladung die Auf⸗ 
forderung ergeht, die Augenſcheinsgegenſtände und Ur⸗ 
kunden mitzubringen und wegen der im Beſitze des 
Gegners oder in Verwahrung einer Behörde oder 
eines Notars befindlichen Beweisurkunden ſowie 
wegen der Vorladung von Zeugen noch vor dem Ter⸗ 
mine feine Anträge zu ftellen. Es erleichtert dies 
dem Richter auch bei Abhaltung eines Vortermins 
ſelbſtverſtändlich die Verhandlung ſehr und führt, wie 
geſagt, in ganz einfachen Fällen auch zur alsbaldigen 
Erledigung der Sache in demſelben Termin. Bleibt 
die Vorſchrift des $ 501 in ihrer gegenwärtigen, dem 
öſterreichiſchen Prozeſſe entlehnten Geſtalt Ki Ein- 
Schaltung des Vortermins von Beſtand, jo wird fie 
den Richter in Gewiſſensdruck und Verlegenheit bringen. 
Der Schritt zur Einführung des öſterreichiſchen Vor⸗ 
termins wird deshalb, ſelbſt wenn nicht der ganze 
organiſche Aufbau unſerer Zivilprozeßordnung jetzt 
eändert werden ſoll, ſondern nur eine proviſoriſche 
Einfügung an jr fremdartiger Beſtimmungen ſtatt⸗ 
findet, auch im Intereſſe des Richters wohl getan 
werden müſſen. 

Will der Richter das perſönliche Erſcheinen an⸗ 
ordnen, fo ſieht der 8 141 des Entwurfs vor, daß der 
Partei die Ladung auch dann ſelbſt zugeſtellt werden 
ſoll, wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat. 
Der Mißſtand, der ſich daraus ergeben haben ſoll, daß 
Parteivertreter die Parteien von ſolchen Anordnungen 
des Gerichts überhaupt nicht benachrichtigt haben, kann 
ſich, wie auch ich annehmen muß, auf Fälle nicht be⸗ 
ziehen, wo die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten 
waren. Auch ich kann aus meinen und meiner Vor⸗ 


1 Erfahrungen beſtätigen, daß uns Be⸗ 


chwerden dieſer Art gegen Rechtsanwälte nicht bekannt 
geworden ſind. Ein grundſätzliches * dieſer 
Anzeige ſeitens eines Rechtsanwalts würde ich als eine 
Pflichtverletzung anſprechen. Wenn aber der Rechts⸗ 
anwalt — pflichtmäßiger Prüfung dazu kommt, ſeiner 
Partei das Erſcheinen vor Gericht zu widerraten oder 
In zur Vermeidung unnötiger Aeg eng gar keine 

itteilung von einer ſolchen Anordnung zu machen — 
und das kann bei nervöſen Parteien beiderlei Geſchlechts 


ſehr wohl angezeigt erſcheinen —, ſo würde ich darin 


keine Verfehlung erblicken können und zwar in dem 
Rate, nicht zu erſcheinen, auch dann nicht, wenn die 
vorgeſehene unmittelbare Benachrichtigung der Partei 
durch das Gericht demnächſt Geſetz werden ſollte. Es 
fragt ſich, was iſt der Würde des Gerichts abträglicher: 
wenn die Partei überhaupt nicht benachrichtigt wird, 
oder wenn der Prozeßbevollmächtigte der direkt be⸗ 
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nachrichtigten Partei erklärt, fie brauche nicht zu er⸗ 
ſcheinen, und er empfehle ihr, der Ladung keine Folge 
zu leiſten? Ich glaube, wenn man wirklich hier von 
einem Mißſtande reden könnte, wäre das letztere der 
rößere. Die grundſätzliche Nichtbenachrichtigung der 
Partei kann 0 den bei uns vorliegenden Erfahrungen 
deshalb wohl nur den Rechtskonſulenten zur Laſt gelegt 
werden und wird ein weiteres Bedenken gegen deren 
über das 1 Bedürfnis hinaus erfolgende Zu⸗ 
laſſung ergeben. it aus dieſem Grunde möchte auch 
ich dafur eintreten, daß die Zulaſſung ſolcher Perſonen 
unter allen Umſtänden bedingt wird durch das Fehlen 
zweier Anwälte am Orte. Um das Vertrauensverhältnis 
der Anwälte zu ihren Klienten nicht zu trüben, müßte 
der $ 141 die unmittelbare Ladung der Partei jeden⸗ 
falls für den Fall ausſchließen, daß die Partei durch 
einen Rechtsanwalt vertreten iſt. | 

Nach dieſer kleinen Abſchweifung treten wir nun 
wieder in den anhängigen Rechtsſtreit ein. Die im 
8 505 des Entwurfs vorgeſchlagene Beſtimmung paßt, 
wie der Herr Vorredner ausgeführt hat, ebenſo gut 
für das Landgericht wie für das Amtsgericht. Das 
Gegenteil iſt ſchlechterdings nicht zu begründen. Ich 
möchte aber auch ſogar noch einen Schritt weiter geben. 
Nach dem Vorſchlage ſoll nur die Entſcheidung un⸗ 
anfechtbar ſein, die dem Beklagten in der Zuſtändigkeits⸗ 
frage recht gibt, nicht die Entscheidung, die dem Kläger 
recht gibt. Das iſt nicht ganz konſequent. Auch wenn 
das Gericht ſeine eee bejaht, was durch 
Urteil oder einen abgeſonderten Beſchluß würde er⸗ 
folgen können, müßte folgerichtig dieſer Beſchluß un⸗ 
anfechtbar ſein, und nicht die Möglichkeit beſtehen, dem⸗ 
nächſt die Sache, die vielleicht zutreffend entſchieden 
iſt, deshalb noch durch die Inſtanzen zu treiben, weil 
der Richter zu unrecht ſeine Zuſtändigkeit bejaht hat. 
Ich bin überzeugt, daß unſere Richter diese age 
auch in Zukunft gewiſſenhaft prüfen werden. Menſchlich 

edacht, müßte man aber eigentlich ſagen, daß der 
nreiz, die Zuſtändigkeit zu verneinen, größer ſein 
müßte als der, ſie zu bejahen. Und wenn man der 
richterlichen Entſcheidung für den verneinenden Fall 
unbedingtes Vertrauen ſcentt ſo müßte man es um 
ſo mehr für den bejahenden Fall. 

Hat der Richter ſeine Zuſtändigkeit 1 J ſo ſoll 
er eine etwaige Beweisaufnahme tunlichſt ſofort vor 
ſich gehen laffen. Hier kann ich wie der Herr Vor⸗ 
redner nur erklären, daß dieſe Beſtimmung ſchwerlich 
ſehr praktiſch werden wird. Es wird ſich nur in einer 
ganz geringen Anzahl von Fällen ohne einen Vor⸗ 
termin eine alsbaldige Beweisaufnahme ermöglichen 
laſſen. Wird der Vortermin eingeſchaltet, ſo wird 
man aber in der Streitverhandlung dies Ideal der 
alsbaldigen Erledigung der Beweisaufnahme in vielen 
Fällen erreichen, wie dies in Oſterreich ſchon heute 
der Fall iſt. Man nimmt dabei aber etwas anderes 
in Kauf, was den Intentionen des Entwurfs nicht 
ganz entſpricht. Schnell und billig ſoll in Zukunft 

as Verfahren ſein. Wenn aber alle Beweiſe tunlichſt 
ſofort oder, wie in Oſterreich, in einer Streitverhand⸗ 
lung aufgenommen werden ſollen, ſo müſſen ſie zur 
Stelle geſchafft werden, und man wird es — wie ich 
auch in anderem Zuſammenhange noch zu beſprechen 
haben werde — nicht vermeiden können, daß Zeugen 
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und Sachverſtändige geladen und dann ohne Ver⸗ 
nehmung wieder entlaſſen werden, weil ſchon die 
Beweisaufnahme über einen anderen Punkt, z. B. 
einen von mehreren klagevernichtenden Einwänden, 
durchſchlägt. Die Schnelligkeit wird deshalb nicht 
ſelten auf Koſten der Billigkeit erzielt werden. Wer 
die Fahrt in der Poſtkutſche zu BR findet und 
c Automobil fahren will, muß die Mehrkoſten nicht 
euen. 

Daß die Zeugen und Sachverſtändigen nicht mehr 

regelmäßig beeidigt werden ſollen, empfiehlt ſich auch 
nach meiner Anſicht. Der öſterreichiſche Prozeß hat 
im 8 337 eine ſogenannte informatoriſche Befragung 
des Zeugen vor ſeiner eigentlichen Vernehmung zu⸗ 
elaſſen, die, wie ich mich ſelbſt habe überzeugen 
önnen, nicht ſelten dazu führt, daß die eigentliche 
Zeugenvernehmung überhaupt unterbleiben kann. Beide 
Parteien werden durch die kurze informatoriſche Be⸗ 
fragung des Zeugen über den Sachverhalt aufgeklärt 
und erklären ſich über den bis dahin ſtreitigen Punkt 
einverſtanden. 

Nach der Beweisaufnahme und eventuellen weiteren 
Verhandlung — die, nebenbei bemerkt, in Oſterreich 
nicht einmal obligatoriſch iſt (vorzeitiger Verhandlungs⸗ 
ſchluß, 8 193 Abſ. III ZPO.) — ergeht das Urteil, 
und es kann die Neuerung nur begrüßt werden, die 
im 8 510 b des Entwurfs vorgeſehen iſt, weil dadurch 
einer Vervielfältigung der Prozeſſe vorgebeugt wird. 
Aber dieſe Neuerung eignet ie zweifellos ebenſo wie 
die Beſtimmung des 8 509 auch für das landgericht⸗ 
liche Verfahren, und es iſt namentlich nicht abzuſehen, 
warum z. B. der Kläger, der in erſter Inſtanz den 
Antrag auf Zahlung der Entſchädigung nicht geſtellt 
hat, nicht in der Berufungsinſtanz vor dem Land⸗ 
ericht noch dazu in der Lage ſein ſollte. Der einzige 
enkbare Grund wäre, daß den Parteien dann wegen 
der Höhe der Entſchädigungsſumme eine Inſtanz ver⸗ 
loren ginge. Da es aber die erſte iſt, die verloren 
geht, ſo kann ich dieſem Einwande kein beſonderes 
Gewicht beimeſſen. In Oſterreich iſt dieſe eventuelle 
Zuerkennung einer Schadensſumme nicht auf die Ver⸗ 
urteilung zur Vornahme einer Handlung beſchränkt, 
ſondern nach § 410 ZPO. iſt fie zugelaſſen für alle 
Fälle, in denen ein Gegenſtand zuerkannt wird, der 
nicht in einem Geldbetrage beſteht, wenn der Kläger 
in der Klage oder während der Verhandlung ſich 
bereit erklärt, den Geldbetrag ſtatt der anderweiten 
Leiſtung anzunehmen. Es iſt das etwas Ahnliches, 
wenn auch nicht dasſelbe, was der Herr Vorredner 
für die Ausdehnung dieſer Beſtimmung gefordert hat. 

Das Urteil ſoll im allgemeinen au etreiben der 
Partei zugeftellt werden. Eine Ausnahme wird nur 
für das Verſäumnisurteil gemacht. Der hierfür an- 
geführte Grund ſcheint mir dieſe Ausnahme nicht zu 
rechtfertigen. Für die durch Anwälte vertretenen 
Parteien wird es aber der Regel nach ohne Bedeutung 
ſein, weil die Anwälte ausnahmslos die Ausfertigung 
des Verſäumnisurteils erbitten werden. Beim Ver⸗ 
ſäumnisurteil tritt uns übrigens etwas entgegen, was 
mit dem Amtsbetrieb verknüpft iſt und uns, die wir 
an den Parteibetrieb gewöhnt ſind, deshalb fremdartig 
anmuten wird. Der Kläger, der beſtenfalls eine Ab⸗ 
ſchrift ſeiner Klage und die mit Ladung verſehene 
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Rubrik in Händen hat, weiß, wenn er zum Termin 
erſcheint, noch nicht, ob die Klage dem Beklagten 
ordnungsmäßig zugeſtellt iſt; denn die Zuſtellung er⸗ 
folgt von Amts wegen. Auf ſeinen Antrag, Verſäumnis⸗ 
urteil zu erlaſſen, erwidert ihm deshalb unter Um⸗ 
ſtänden der Richter, daß der Zuſtellungsnachweis noch 
nicht vorliege. Von Rechts wegen würde die Folge ſein, 
daß nicht verhandelt werden könnte. Nun iſt es aber 
häufig vorgekommen, daß der Zuſtellungsnachweis dann 
nach dem Termine eingegangen iſt, daß ſich alſo nach⸗ 
träglich herausgeſtellt hat, das Verſäumnisurteil hätte 
erlaſſen werden können. Namentlich bei kurzen Ein⸗ 
laſſungsfriſten wird auch bei uns dieſe Erſcheinun 

nicht ganz ausbleiben. In Oſterreich hat man ſich 
citra legem damit geholfen, daß der Richter die 
Sache trotz Fehlens des Zuſtellungsnachweiſes ver⸗ 
handeln läßt und erklärt, er gebe bedingt ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil, d. h. er werde, was nach dortigem 
Prozeßrecht zuläſſig iſt, wenn ein ordnungsmäßiger 
an erlaſſen 8 daß Verſäumnisurteil 
chriftlich erlaſſen und den Parteien zuſtellen. Geht 
demnächſt binnen mäßiger Friſt dieſer Nachweis nicht 
ein, oder geht eine ungenügende Zuſtellungsurkunde 
ein, ſo wird von Amts wegen neuer Termin beſtimmt, 
und zu dieſem beide Parteien geladen. Bei uns würde 
man ſich damit helfen können, daß der Richter Termin 
zur Verkündung einer Entſcheidung beſtimmt, und iſt dann 
der Zuſtellungsnachweis eingegangen, Verſäumnisurteil 
- erläßt; geht der Zuſtellungsnachweis nicht ein, fo muß 
dann bei uns ebenfalls von Amts wegen neuer Termin 
beſtimmt, und die Parteien zu dieſem geladen werden. 
Wenn dieſer Fall ſich vor einem Amtsgericht ereignen 
wird, an deſſen Sitz kein Anwalt wohnt, ſo wird das 
in manchen Fällen die unangenehme Folge haben, daß 
Anwaltsreiſekoſten entſtehen, die beim Parteibetriebe 
unter Umſtänden vermieden werden, weil der Anwalt 
vor Antritt ſeiner Reiſe die Frage der Zuſtellung 
ſelbſtändig prüfen könnte. 

Die Verkürzung der Einſpruchsfriſt im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren auf eine Woche iſt mir haupt⸗ 
ſächlich um deswillen bedenklich, weil das Friſtenweſen, 
das ſchon ohnehin ſo außerordentlich kompliziert iſt, 
dadurch noch um eine neue Beſtimmung bereichert 
wird, die entbehrlich ſein würde, und die nur wieder 
geeignet iſt, die ohnehin ſchon hohe Verantwortung 
der Anwälte noch zu erhöhen. Eine ſchwache Abhilfe 
iſt die Mitteilung der Friſt im Urteil; denn der ge⸗ 
druckte Teil der Formulare wird nach dem ins Moderne 
überſetzten Grundſatze der Gloſſatoren „graeca non 
leguntur* 

(Heiterkeit) 


bekanntlich nie gelefen, und da dieſe Mitteilung allgemein 
erfolgt, wird fie zweifellos auch gedrudt werden. 
Daß die Einlegung des Einſpruchs durch Ein⸗ 
reichung der Erklärung bei Gericht erfolgt, iſt ein 
glänzender Fortſchritt. Aber es iſt faſt unbegreiflich, 
warum man bei dieſer Gelegenheit nicht mit dem 
ganzen Unweſen der Friſtwahrung durch Zuſtellung 
aufräumt und ein für allemal für alle Klagen, Ein⸗ 
ſprüche und Rechtsmittel den Zeitpunkt der Einreichung 
bei Gericht als entſcheidend feſtſetzt. Man hält den 
längſt als ſolchen erkannten Auswuchs des Parteibetriebes 
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aufrecht für den Einſpruch gegen landgerichtliche Urteile 
und für die Berufung; bei der Reviſion dagegen ent⸗ 
ſcheidet dann wieder die Einreichung bei Gericht. Dies 
iſt einer der wundeſten Punkte unſeres jetzigen Prozeß⸗ 
verfahrens, und müßte, wenn doch einmal geändert 
wird, in erſter Reihe hierfür Abhilfe geſchaffen werden. 
ie Berufung gegen amtsgerichtliche Urteile will 

man im 8 511a dahin beſchränken, daß der Beſchwerde⸗ 
gegenſtand — nicht der Streitgegenſtand — bei ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüchen den Betrag von 50 Mark 
überſteigt. In dieſem Punkt ſteht ja der Herr Vor⸗ 
redner auf einem von dem meinigen abweichenden 
Standpunkt. Der Entwurf rechtfertigt dieſe Beſtimmung 
damit, daß in früheren Landesgeſetzen ſolche Beſchränkung 
beſtanden hätte. Dadurch, daß man ſie im Reichsrecht 
abgeſchafft hat, hat man gezeigt, daß man ſie nicht 
billigte. Nun ſoll die Erfahrung gelehrt haben, daß 
dies zu einer außerordentlichen Steigerung der Zahl 
der Berufungen geführt habe. Ein ſtatiſtiſcher ach⸗ 
weis dafür, in welchem Maße die Berufungen über 
Streitgegenſtände bis 50 Mark einſchließlich an dieſer 
Steigerung beteiligt ſind, liegt nicht vor. Die mir 
von meiner Regierung zur Verfügung geſtellte Statiſtik 
bezieht ſich auf die im ae Entwurf vorgeſehene 
Grenze von 100 Mark und iſt deshalb nicht 5 1 
Danach würden — was möglicherweiſe für die Ber 
hältniſſe im ganzen Reiche auch nicht einmal zar f 
— bei uns etwa 50 Prozent der Berufungen bei der 
Grenze von 100 Mark in Wegfall kommen. Das 
wäre ja eine ganz erhebliche Entlaſtung der Landgerichte 
als Berufungsinſtanz b auch nur annähernd eine 
ſolche Entlaſtung erzielt werden kann, wenn die Grenze 
bei 50 Mark gezogen wird, iſt nicht erſichtlich, und 
beim Schweigen der Begründung iſt anzunehmen, daß 
auch das Reichsjuſtizamt hierüber nicht unterrichtet iſt. 
Auch darüber fehlen ſtatiſtiſche Erhebungen und Nach⸗ 
weiſungen, in welchem Maße dieſe Berufung bisher 
notwendig geweſen iſt, d. h. wie viele Urteile dieſer Art 
beſtätigt und wie viele aufgehoben worden ſind. Nach 
privaten Ermittlungen von Adickes u. a. ſollen im allge⸗ 
meinen etwa 40 Prozent, nach einer privaten Magdeburger 
Statiſtik 50 Prozent der angefochtenen amtsgerichtlichen 
Urteile in der Berufungsinſtanz abgeändert werden. 
ür das Jahr 1904 ſoll bei einem größeren preußiſchen 
andgerichte 1 ſein, daß bei Streitwerten bis 
100 Mark 316 i eingelegt worden ſind, von 
denen 119 Erfolg gehabt haben, während 114 zurück⸗ 
0 ſind; der Reſt wird anderweitig erledigt ſein. 
aß dieſe Ziffern an ſich nicht zu einer Beſchränkung 
der Berufung ermutigen, wird niemand leugnen können, 
und es iſt ſicher ein ſchwerer Fehler der Begründung, 
für eine ſozialpolitiſch ſo einſchneidende Maßregel, die 
namentlich auch den kleinen Mann in erheblichem 
Umfange trifft, nicht einmal eine ſtatiſtiſche Grundlage 
zu ſchaffen. Das von der Begründung angeführte 
Beiſpiel der Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte, 
bei denen die Grenze bei 100 und bezw. 300 Mark 
gezogen iſt, kann hier mit Erfolg nicht verwendet 
werden. Der Charakter dieſer Gerichte iſt mehr der⸗ 
jenige von Schiedsämtern. Es entſcheidet nicht der 
Einzelrichter über Dinge, die ſeiner eigenen Lebensſphäre 
fern liegen, ſondern der Fachgenoſſe Hit über den Fach⸗ 
genoſſen zu Gericht. Der Streit bewegt ſich ſtets in 
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dem engen Rahmen des Arbeitsvertrags. Die wenigen 
ſtreitigen e kehren immer wieder, und die 
ſtreitenden Teile, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 
finden beide auf der Richterbank Fachgenoſſen im 
engeren Sinne. 

Auch das Beiſpiel des Auslandes, das die Be⸗ 
gründung anführt, gibt nichts für die Frage her. Bei 
uns iſt durch den $ 839 BGB. die Syndikatsklage 
gerade gegen den urteilenden Richter derart eingeſchränkt, 
daß man ſagen kann, ſie iſt völlig ausgeſchaltet. Wie 
dies in anderen, von der Begründung angeführten 
Ländern geregelt iſt, weiß ich nicht. Nur in Oſter⸗ 
reich, auf das ſich die Begründung ebenfalls beruft, 
iſt dieſe Beſchränkung der Syndikatsklage nicht einge⸗ 
führt, vielmehr iſt der Richter in vollem Umfange für 
jede bei Fällung des Urteils begangene Pflichtverletzung 
verantwortlich. Dort kann alſo auf einem Umwege 
für ein offenbares grobes Verſehen, ſei es bei der 
e von Tatumſtänden, ſei es bei An⸗ 
wendung des Geſetzes, Abhilfe geſchaffen werden. Bei 
uns würde die geſchädigte Partei ganz allein den 
Schaden tragen müſſen. Das gibt ſelbſt Koffka in 
feinem angezogenen Aufſatze zu. Alts manns Appell 
(a. a. O. S. 1237) an die Ehrenhaftigkeit des Richters 
ſcheint mir als ernſtliches Argument nicht in Betracht 
zu kommen. | 

Man kann auch nicht mit Fug für die vorgeſchlagene 
Beſtimmung anführen, daß die kleinen Streitgegen⸗ 
ſtände die großen Koſten zweier Inſtanzen nicht tragen. 
Denn die Fälle, in denen wegen eines kleinen Streit⸗ 

egenſtandes die Berufungsinſtanz angerufen wird, ſind 
häufg die, in denen ſchon die erſtinſtanzlichen Koſten 
weit höher ſind als der Streitgegenſtand ſelbſt, ſodaß 
hauptſächlich der Streit dann wegen der Koſten fort⸗ 
geführt wird. Und welche Inkongruenz liegt darin, 
wenn wegen der Koſten allein unter Umſtänden zwei 
duden zugeſtanden werden, wegen des Streitgegen⸗ 
tandes ſelbſt, der höher iſt, aber nur eine Inſtanz! 
Freilich wird die ſelbſtändige Koſtenbeſchwerde aus 
§ 99 Abſ. III ZPO. nur zuläſſig fein, wenn das Urteil 
in der Hauptſache anfechtbar geweſen ſein würde. 
Aber immerhin bleibt es eine Ungereimtheit, daß man 
wegen eines Koſtenbetrages, der viel geringer iſt, ein 
Rechtsmittel hat, ſobald die Hauptſache 51 Mark, wegen 
ah Hauptſache aber nicht, wenn fie nur 50 Mark 
eträgt. | | 

Ich habe vorhin geſagt, daß dieſe Beſchränkung 
auch den kleinen Mann treffe. Es wird nun zwar 
behauptet — und auch nicht ganz mit Unrecht —, daß 
es durchaus nicht immer der kleine Mann iſt, der um 
kleine Beträge prozeſſiert. Die Erfahrung lehrt aber 
doch, daß wenigſtens auf der einen Seite vegelmäßig 
der kleine Mann beteiligt iſt. Und ſchon das muß 
genügen, um dieſe Maßregel nur dann als annehmbar 
erſcheinen zu laſſen, wenn zwingende Gründe dazu 
führen, die ſtatiſtiſch belegt werden können. Der Not⸗ 
behelf einer Ausdehnung der Syndikatsklage für dieſe 
Fälle iſt nur ein ſchwacher. Das freilich muß ich zu⸗ 
geben, daß vorausſichtlich die Zahl der Vergleiche, die 

ei kleinen Streitgegenſtänden ja verhältnismäßig oft 
am Platze ſein werden, ſteigen wird. Nach der Statiſtik 
über den öſterreichiſchen Bagatellprozeß werden dort 
von den Bezirksgerichten dieſe unanfechtbaren Urteile 
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nur in etwa 5 Prozent aller Fälle geſprochen, die 
übrigen 95 Prozent werden durch Verſäumnis⸗, An⸗ 
erkenntnisurteil, Vergleich und in anderer Weiſe er⸗ 
ledigt. Für uns gibt es eine ſolche Statiſtik weder 
für die Grenze von 100 Mark noch für die jetzt vor⸗ 
geſchlagene Grenze von 50 Mark. Nach dem allgemeinen 
Durchſchnitt der Urteile in amtsgerichtlichen Sachen 
muß ich aber annehmen, daß bei uns in etwa 11 bis 
12 Prozent aller anhängigen Sachen Urteile geſprochen 
werden. Wie viele von den Vergleichen ſich als ein 
Zwangsvergleich darſtellen, der jedenfalls einem Teile 
dann Bug gerecht wird, läßt ſich ſelbſtverſtändlich 
auch nicht berechnen. Was ich perſönlich von der Er⸗ 
ledigung der Bagatellprozeſſe in Oſterreich geſehen habe, 
ermutigt mich auch nicht gerade, der Einführung dieſer 
Einrichtung bei uns das Wort zu reden, wenn ich 
auch anerkennen muß, daß die Richter, vor denen ich 
Verhandlungen beigewohnt habe, eine nicht unerhebliche 
Gewandtheit in der Behandlung der Sache und in der 
Erfaſſung der oft nicht ganz einfachen Rechtslage an 
den Tag gelegt haben. Ich habe ja nur in verhältnis⸗ 
mäßig ſeltenen Fällen ſolchen Verhandlungen und 
Urteilsverkündungen beigewohnt; ich habe aber keiner 
Urteilsverkündung beigewohnt, der nicht ein Beſchluß 
des Richters voraufging, daß eine Anzahl angebotener, 
teilweiſe auch ſchon zur Stelle eſhaffter Beweiſe 
nicht erhoben werden ſolle, und ich laube, daß ein 
ähnliches Verfahren bei uns Platz 3955 würde, wenn 
der Amtsrichter demnächſt unanfechtbare Urteile zu 
ſprechen in die Lage kommen ſollte. Auch wenn nicht 
der kleine Mann oder der Mittelſtand bei der Sache 
beteiligt iſt, kann die Unanfechtbarkeit ſolcher Bagatell⸗ 
urteile zu höchſt unangenehmen Konſequenzen führen. 
Mir iſt ein Fall dieſer Art in meiner Praxis vorge⸗ 
kommen. Ein Landwirt verwies ſeine Schnitter von 
ſeinem Hofe. Die Schnitter behaupteten, entlaſſen zu 
ſein. Sie wurden wegen . Ir Put angeklagt, 
und weil das Schöffengericht ihre Schutzbehauptung, 
daß fie angenommen hätten, fie ſeien entlaſſen, für 
nicht widerlegt hielt, wurden ſie Bear Nun 
klagte ein Schnitter ſeine und ſeiner Ehefrau Kaution 
in Höhe von 36 Mark gegen den Landwirt ein. Der 
erſte Richter nahm auf Grund des Schöffenurteils an, 
daß der Kläger und ſeine Frau den Dienſt mit Recht 
verlaſſen hätten, und verurteilte den Landwirt zur 
Herauszahlung der 36 Mark. Wäre dies Urteil mit 
der Verkündung rechtskräftig geworden, ſo wären 
zweifellos die ſämtlichen übrigen Schnitter einzeln und 
nacheinander mit der gleichen Klage gegen den Land⸗ 
wirt vorgegangen, und die Sache hätte dieſem einige 
hundert Mark gekoſtet. Er legte deshalb Berufung 
ein, und die zweite Inſtanz erkannte auf Eid. Dadurch 
nahm die Sache für ihn eine günſtigere Wendung. 
Es iſt ja unbedingt unrichtig, auf derartige einzelne 
Fälle zu exemplifizieren und aus ſolchen vereinzelten 
Unzuträglichkeiten allgemeine Schlüſſe gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit einer ſonſt empfehlenswerten Maßregel zu 
iehen. Aber das Sachſengängertum iſt bei uns im 

orden in einem ſolchen Maße ausgebildet, die Land⸗ 
wirtſchaft 90 bei uns in einem ſolchen Maße von dieſen 
Leuten abhängig und der Kontraktbruch bei dieſen 
Sachſengängern in einem ſolchen Maße üblich, daß dieſer 
Fall, trotzdem er vereinzelt daſteht, als ſymptomatiſch mit 
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Recht angeſprochen werden kann, und gerade für die 
Landwirtſchaft, die mit ſchwierigen Leuteverhältniſſen 
ſchwer zu kämpfen hat, in der Beſchränkung der Be⸗ 
rufung wegen kleiner Streitgegenſtände eine große 
Gefahr zu erblicken iſt. " 

Für die Anwälte andererſeits liegt in dieſer Be⸗ 
3 auch eine beſondere Gefahr. Wer ſeine Sache 
orgfältig bearbeitet und vorgetragen hat und dann 
wegen eines Verſehens des Richters den Prozeß ver⸗ 
liert, hat mit großer Wahrſcheinlichkeit darauf zu 
rechnen, daß ſeine Partei ihm die Schuld an dem 
Mißerfolg beimißt, und er iſt nicht in der Lage, nach⸗ 
zuweiſen, daß ihn keine Schuld trifft. Er ſelbſt wird 
oft den Mißerfolg, auch abgeſehen von dieſem Grunde, 
ſchwerer empfinden als die Partei ſelbſt, weil er ein 
feineres Gefühl für die unheilbare Verletzung des 
Rechts hat. — Charakteriſtiſch iſt übrigens, daß der 
Staat für ſich ſelbſt keineswegs geneigt iſt, auf 
das Rechtsmittel zu verzichten. Dieſer wirtſchaftlich 
mächtigſte Faktor will ſich für ſeine Intereſſen unter 
allen Umſtänden, auch wenn es ſich um Kleinigkeiten 
handelt, den Inſtanzenzug offen halten, während er 
Privaten, die wenigſtens zu einem größeren Bruchteil 
wirtſchaftlich geradezu ſchwach geſtellt ſind, dieſen vollen 
Rechtsſchutz verſagen will. Dabei kann auch nicht ein⸗ 
mal geltend gemacht werden, daß für den Staat ſolche 
Entſcheidungen präjudizielle Bedeutung haben könnten; 
denn in Fällen dieſer Art wird in der Regel die 
Möglichkeit beſtehen, eine Feſtſtellungsklage oder Wider⸗ 
klage mit höherem Streitgegenſtande zu erheben. 

Dieſe Beſtimmung iſt denn auch gerade in Richter⸗ 
und Gelehrtenkreiſen nicht ohne Widerſpruch ge⸗ 
blieben. Ich möchte nur verweiſen auf die Aus⸗ 
führungen des Amtsgerichtsrats Fiſcher in der 
„Deutſchen Juriſtenzeitung“ und in der „Zukunft“ 
und auf die Ausführungen Seufferts in der „Zeit⸗ 
ſchrift für Rechtspflege in Bayern“. Ich für meine 
Perſon halte, da die Bedenken bei weitem überwiegen, 
die Beſchränkung der Berufung ſchon aus ſozial⸗ 
politiſchen Gründen für durchaus unannehmbar. 

Bevor ich nun auf die Frage wegen der Koſten 
und ihrer Feſtſetzung eingehe, möchte ich noch die Be⸗ 
ſtimmungen kurz ſtreifen, die wegen des Mahnver⸗ 
fahrens und der Zwangsvollſtreckung getroffen werden 
ſollen. Es entſpricht meiner Stellungnahme, wenn 
ich die vorgeſchlagene Anderung des § 693 durchaus 
billige, wonach durch den Antrag auf Zahlungsbefehl 
ſchon die Verjährung unterbrochen werden ſoll, und 
wenn ich dieſe Beſtimmung noch dahin erweitert wiſſen 
möchte, daß dies auch dann der Fall iſt, wenn die 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls nicht binnen einer 
zweiwöchigen Friſt erfolgt, damit nicht hier die ſchon 
beſprochene Klippe noch von Beſtand bleibt. Ebenſo 
halte ich es für ſehr zweckmäßig, daß mit dem Antrage 
auf Zahlungsbefehl der Antrag auf Anberaumung 
eines Termins verbunden werden kann. Es iſt dies 
ein unleugbarer Fortſchritt gegenüber der im vor⸗ 
läufigen Entwurfe angeregten Beſtimmnung, daß im 
Falle des Widerſpruchs unter allen Umſtänden alsbald 
ein Verhandlungstermin zu beſtimmen ſei. So hat 
es der Gläubiger in der Hand, ob er im Anſchluß an 
das Mahnverfahren ſofort einen Rechtsſtreit gegen 
den Schuldner betreiben oder es bei dem 1 
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Verſuche, einen vollſtreckbaren Titel zu erlangen, be⸗ 
wenden laſſen will. Daß die ſechsmonatige Friſt für 
die Wirkung der Rechtshängigkeit auf die Hälfte be⸗ 
ſchränkt wird, halte ich für keinen glücklichen Gedanken. 
Die Sache iſt aber von verhältnismäßig untergeordneter 
Bedeutung. Die Erteilung des Vollſtreckungsbefehls 
durch den Gerichtsſchreiber halte ich im Gegenſatz zu 
meiner früheren Anſchauung für unbedenklich. Es 
handelt ſich hier ſchließlich um keine weſentlich andere 
Tätigkeit, als ſie dem Gerichtsſchreiber ſchon bisher in 
der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel und der Rechts⸗ 
kraftbeſcheinigung zugewieſen war. ch bitte aber 
hierbei zu beachten, daß der Entwurf ſelbſt vorſieht, 
daß das Geſuch um Vollſtreckungsbefehl dem Gerichte 
ur Entſcheidung vorzulegen iſt, wenn der Gerichts⸗ 
ſchreiber ihm nicht entſprechen will, daß er alſo dem 
Gerichtsſchreiber hier, wo es ſich nur um die Prüfung 
rein formeller Fragen handelt, ein Ablehnungsrecht 
nicht einräumt. — Ich werde auf dieſen Punkt 
gelegentlich der Sun der Koſtenfeſtſetzung 
zurückgreifen. — Daß die Zwangsvollſtreckung 
aus beſonderen Koſtenbeſchlüſſen und vollſtreckbaren 
Urkunden erſt nach 3 Tagen, ſtatt wie bisher nach 
einem Tage, zuläſſig ſein ſoll, halte ich meinerſeits 
nicht für einen glücklichen Gedanken. Die eintägige 
Friſt hat ſich als ausreichend erwieſen, und die drei⸗ 
tägige Friſt kann unter Umſtänden doch zu recht 
fühlbaren Unzuträglichkeiten für den Gläubiger führen. 

Eine ſehr anerkennenswerte Neuerung iſt die 
Streichung des § 866 Abſ. 3 ZPO., denn es fehlt 
tatſächlich an einem inneren Grunde für die Aus⸗ 
ſchließung der Sicherungshypothek aus Vollſtreckungs⸗ 
befehlen, und die Beſchränkung auf einen Betrag von 
mehr als 300 Mark hat, wie die 5 zu⸗ 
treffend hervorhebt, nur zu Härten gegen den Schuldner 
geführt und, wie ich hinzufügen möchte, auch zu Streit⸗ 
fragen, deren Fortfall die Rechtswbiſſenſchaſt ohne 
Schaden ertragen wird. 

Was wegen des Offenbarungseidesverfahrens be⸗ 
ſtimmt iſt, entſpricht teilweiſe ſchon der jetzigen Übung 
der Gerichte, teilweiſe ſind es unbedenkliche Neuerungen, 
und ebenſo die vorgeſehene Beſtimmung wegen des 
Arreſtverfahrens. 

Und jetzt, meine Herren, komme ich zu dem, was 
ſtets das Ende vom Liede iſt: den Koſten. 

Die Motive zur Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte ſagen, es müſſe dem für die Rechtspflege not⸗ 
wendigen Berufsſtande der Anwälte eine angemeſſene 
Slang für ſeine Leiſtungen und damit zugleich 
eine würdige Lebensſtellung geſichert werden. Die 
wirtſchaftliche Grundlage und die geſellſchaftliche 
Stellung des Anwaltes ſind denn auch in Wahrheit 
die unerläßlichen Vorbedingungen für die Erfüllung 
ſeiner hohen Aufgabe. In beiderlei Richtung will der 
Entwurf den Anwaltſtand ſchmälern, und im Gegen⸗ 
ſatze hierzu will der Entwurf die Gerichtskoſten ver⸗ 
teuern. Das neue Schlagwort iſt Verbilligung der 
Rechtspflege, und dieſes Ziel ſoll errreicht werden 
durch eine für Gericht und Anwalt durchaus ver⸗ 
ſchieden wirkende Pauſchalierung der Auslagen. Die 
der Begründung als Anlage I angeſchloſſene Stuten 
wegen der Gerichtskoſten iſt für eine Vergleichung der 
Einnahmen des Staates mit und ohne Pauſchalierung 
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völlig unbrauchbar, weil weder die Antragsſchreib⸗ 
gebühren, Fernſprech⸗ und Telegraphenverläge, die 
auch in Zukunft und zwar die Schreibgebühren 
in doppelter Höhe erhoben werden, von den in 
Zukunft nicht zum Anſatz gelangenden Schreib⸗ 
gebühren und Portoverlägen geſondert ſind, noch 
eine ſtatiſtiſche Erhebung darüber ſtattgefunden hat, 
wie viel Zuſtellungen von Amts wegen demnächſt auf 
1 des Staates werden erfolgen müſſen, und 
welche Koſten ſie verurſachen werden. Auch die ſcharf⸗ 
ſinnigen Unterſuchungen Zelters in der „Juriſtiſchen 
Wochenſchrift“ ſind nicht geeignet, das Bild vollſtändig 
u klären; nur fo viel ſteht feſt, daß ein ganz erheb⸗ 
licher Teil der bisher erhobenen Schreibgebühren auch 
in Zukunft und zwar, wie geſagt, in doppelter Höhe 
und daneben dann noch der Bauf 1 erhoben werden 
wird, ſodaß zunächſt die Einnahmen des Staates ſich 
annähernd verdreifachen, mindeſtens verdoppeln werden, 
und daß es dann von der Okonomie der Gerichte ab⸗ 
hängen wird, die amtlichen Zuſtellungen nach Möglich⸗ 
keit zu verbilligen und dadurch dieſe Mehreinnahme 
des Staates nicht allzu fehr zu ſchmälern. Die Mit⸗ 
wirkung des Gerichtsvollziehers iſt ja bei der verein⸗ 
fachten Zuſtellung bereits ausgeſchaltet, und wo die 
Entfernungen es zulaſſen, wird in Zukunft der Gerichts⸗ 
ſchreiber und der Gerichtsdiener die ganze Arbeitslaſt 
zu tragen haben, ohne daß deshalb ihre Gehaltsbezüge 
vermehrt werden. Wenn aber das Ideal des Ent 
wurfs, die große Maſſe der Prozeſſe des Amtsgerichts 
tunlichſt in einem Termine zu erledigen, auch nur an⸗ 
nähernd verwirklicht wird, 80 wird die Zahl der Zu⸗ 
ſtellungen ſo herabgeſetzt, daß es auch nicht entfernt 
als ein gerechter Ausgleich mehr erſcheinen kann, daß 
für die Übernahme dieſer Laſt die Einnahmen des 
Staates um Millionen vergrößert werden. 

Eine weitere Einnahmequelle will ſich der Staat 
ſchaffen, indem er für den vierten bezw. ſiebenten 
Termin im Prozeſſe ohne und bezw. mit Beweisauf⸗ 
nahme beſondere Gebühren erhebt. Wenn durch dieſe 
ale vern erreicht wird, daß die Termine ſich tat⸗ 
ſächlich vermindern, ſo können wir Anwälte ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur dankbar ſein. Ob dies in dem gleichen Maße 
aber dem rechtſuchenden Publikum augute kommt, iſt höchſt 
fraglich. Die Partei wird, wenn die Gebühr erhoben 
wird, der Regel nach für die Verteurung des Prozeſſes den 
Anwalt verantwortlich machen. Dem kann und wird der 
Anwalt ſich nicht ausſetzen wollen; er wird deshalb, wie 
ja ſchon von anderer Seite hervorgehoben iſt, darauf 
bedacht ſein, die Zahl der Termine nicht anwachſen zu 
laſſen, es wird Ruhen des Verfahrens vereinbart 
werden, ſobald nur die Befürchtung gehegt werden 
kann, daß bis zum nächſten Termin die Sache nicht 
hinreichend vorbereitet ſein könne, und es wird nament⸗ 
lich, wenn die Parteien ohne Anwalt prozeſſieren, zum 
Schaden der Sache, um der Verteurung des Prozeſſes 
vorzubeugen, manche Verhandlung und Entſcheidun 
der ausreichenden Vorbereitung entbehren. Dadurch 
wird die 10 der Berufungen ſicher nicht vermindert 
werden. ndererſeits hat es die Partei und der 
Anwalt nicht in der Hand, ſelbſt bei ſchnellem Betriebe 
die Zahl der Termine zu beſtimmen. Beweiserhebungen 
laſſen ſich unter Umſtänden auch in drei Terminen 
nicht erſchöpfend bewerkſtelligen; aber auch ſolche Be⸗ 
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weisaufnahmen, die ſich in einer kürzeren Zahl von 
Terminen erledigen laſſen, werden dau aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen tatſächlich in einer Mehrheit von 
Terminen erledigt, weil das Gericht oder auch die 
Parteien das als im Intereſſe der Sache liegend anſehen. 
Wenn das Gericht etwa gegen den Wunſch der Parteien 
dieſer Anſchauung folgt, ſo müſſen die Parteien trotzdem 
die erhöhten Koſten tragen. 

Auch gegen die Anwälte liegt in der Beſtimmung 
inſofern eine Ungerechtigkeit, als nicht gleichzeitig eine 
entſprechende Erhöhung ihrer Gebühren vorgeſehen iſt. 
Es iſt uns entgegengehalten worden, daß eine Erhöhung 
der Anwaltsgebühren entſprechend der Zahl der Termine 
ein Anreiz zur Verſchleppung der Sache ſei. Gerade 
dieſer Einwand charakteriſiert deutlich, wie wenig die 
in ihrer Einſeitigkeit unrichtige 1 in unſer 
Prozeßſyſtem hineinpaßt. Die beſondere Bezahlung 
für jeden einzelnen Termin oder für die eine Maximal- 
ahl überſchreitenden Termine paßt, für Gericht und 

nwalt gleichmäßig, nur in ein Prozeßſyſtem, wie es 

in Oſterreich beſteht, mit geradezu zwangsweiſer 
Beſchleunigung. Wird aber eine ſolche Beſtimmung 
in unſer Koſtenweſen hineingezwängt, ſo wirkt ſie 
ungleichmäßig und ungerecht. Einſeitig fiskaliſch iſt 
9 dieſer Vorſchlag und gleichmäßig unannehmbar 
für die Allgemeinheit des rechtſuchenden Publikums 
und für die Anwälte. 

Ganz anders nun als die Pauſchalierung der 
Gerichtskoſten wirkt dieſe Maßregel bei den Anwalts⸗ 
koſten. Auch hier hat man der Begründung in Anlage II 
eine Statiſtik angeſchloſſen. Eine Miniaturſtatiſtik iſt 
ſie genannt worden. Man könnte auch noch andere 
Bezeichnungen dafür finden. 

Ihre Grundlagen bilden die Ergebniſſe der Prozeß⸗ 
tätigkeit von 13 Berliner Anwälten. Die Siem 
jedes einzelnen dieſer Herren werden unzweifelhaft 
richtig ſein. Das Bild, das ſie in der Geſamtheit er⸗ 
geben, iſt mit der gleichen Sicherheit unrichtig. Un⸗ 
richtig iſt für den Durchſchnitt der Anwälte zunächſt 
das Verhälmis der großen und kleinen Sachen zu 
einander — das iſt insbeſondere auch von einem 
Berliner Kollegen uns Referenten gegenüber durch ſein 
Rechnungsbuch nachgewieſen —, und unrichtig iſt das 
Verhältnis der Sachen ohne bezw. mit Beweisaufnahme 
und Vergleich zu einander. Ein Durchſchnitt dieſer 
Art für alle Anwälte führt aber auch noch, ſelbſt 
wenn dieſe beiden Verhältniszahlen richtiggeſtellt 
werden, zu einem ſchiefen Bild; denn die Einnahmen 
der Anwälte werden nicht wie die Einnahmen 
des Staates in einer Kaſſe vereinigt und nach beſtimmten 
Grundſätzen auf die einzelnen Perſonen verteilt, ſondern 
je nach Gunſt und Ungunſt der Verhältniſſe und 
je nach dem Wohnorte des Anwaltes hat er vor⸗ 
wiegend mit großen oder mit kleinen Sachen zu tun. 
Auch in der Praxis des vielbeſchäftigten und geſuchten 
Anwalts, dem die großen Objekte zufließen, kommt 
ein gut Teil kleiner Sachen vor; nicht aber iſt das 
Umgekehrte der Fall. Dem Anwalt, der in einer 
ärmeren und ſchwach bevölkerten Gegend wohnt, 
fehlen die großen Objekte, die, wie auch ſchon die 
Statiſtik der Begründung nachweiſt, den Ausgleich 
ſchaffen ſollen. Unrichtig iſt endlich — und das iſt 
ein ganz auffallender Fehler in der Statiſtik des 
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Entwurfs —, daß nicht die als notwendig anerkannte 
erhöhte Schreibgebühr von 20 Pf. für die Seite, 
ſondern die alte Schreibgebühr von 10 Pf. für die 
Seite zugrunde gelegt iſt. Ich habe mir erlaubt, 
eine wenn auch wiederum unvollkommene Ergänzung 
dieſer Statiſtik zu 8 Um eine vollſtändige 
Statiſtik herbeizuführen, hätte es eines Zwanges 
bedurft, und es hätten dazu die Ferien zur Verfügung 
ſtehen müſſen. Meine Bitte war gerichtet an die 
Vorſtände der nord⸗ und mitteldeutſchen Anwalts⸗ 
kammern. Kollege Dr. Knebuſch in Güſtrow hat die 
Güte gehabt, die aus 60 Anwaltsbetrieben rechtzeitig 
eingegangenen Zuſammenſtellungen — etwa die gleiche 
Anzahl hat, weil zu ſpät eingegangen, nicht er be- 
rückſichtigt werden können — zu ordnen und zu einer 
Aufſtellung zu vereinigen, die ich hier zur Einſicht 
niederlege. Aus jedem Betrieb ſind faſt durchweg 
etwa 50 Sachen, teils mit teils ohne Beweisaufnahme 
und Vergleiche, berückſichtigt. Der Regel nach haben 
die Herren Kollegen die erſten 50 Sachen eines Jahr⸗ 
ganges genommen; einzelne Herren haben die Sachen 
auch blind ausgewählt. Einzelne Herren haben die 
Gebühren und Auslagen der Zwangsvollſtreckung mit 
berückſichtigt; andere haben es nicht getan. Ich gebe 
zu, daß es nach der Faſſung des Entwurfs in hohem 
Maße zweifelhaft iſt, ob auch die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
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gebühren pauſchaliert werden ſollten oder nur die 
Gebühren, die bis zum Urteil erwachſen und feſtgeſetzt 
werden ſollen. Für die erſtere, ſachlich ſicher ganz 


verfehlte Auffaſſung (man denke nur an Pfändung 


von Mietsforderungen mit oder ohne vorgängige An⸗ 
eige) ſpricht ſowohl die allgemeine Faſſung der erſten 
5 25 Abſätze des 8 76 als auch die Erſtreckung der 
Pauſchalierung auf die Angelegenheit der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Artikel VI des Entwurfs. Weiter 
ſind mit Recht Zweifel darüber laut geworden, ob 
auch die Gelderhebungsgebühr mitzurechnen iſt, ob bei 
Beteiligung zweier Anwälte der ſchon jetzt zu ſchlecht 
eſtellte Subſtituent auch nur den ſeinen geringen 

ebühren entſprechenden Bruchteil des Pauſchquantums 
erhält, oder ob jeder Anwalt ſelbſtändig eventuell nach 
Minimalſätzen zu liquidieren hat, u. a. m. Schon die 
Verſchiedenartigkeit der von den Herren Kollegen bei 
der Aufſtellung der Statiſtik befolgten Grundſätze 
muß das Bild einigermaßen trüben. Soviel ſteht 
aber feſt, und das beſtätigt auch die Statiſtik in An⸗ 
lage II der Begründung, daß die vorgeſchlagenen 
Pauſchſätze für die durch ſchon ohnehin zu geringe 
Gebühren entlohnten kleinen Sachen durchaus nicht, 


aber auch für alle nach dem Entwurf künftig an die 


Amtsgerichte gehörigen Sachen nicht ausreichen. Ich 
darf Ihnen ganz wenige Zahlen mitteilen. 


Es betrugen die tatſächlichen Auslagen nach den bisherigen Sätzen zuſammen: 


für 1006 Sachen bis 60 W πW’ .. 3 804,73 A, ber vorgefchlagene Pauſchſatz 3 405,00 &, 
1400 von 60-300 A. 6571,07 =, =: » a 5 098,50 =, 
: 442 = 300-900 » .. 3 175,92 s u 3 463,31 =, 
für 2848 Sachen bis 900 , 13 551,72 A, der vorgeſchlagene Pauſchſatz 11 966,81 A. 
Davon Poſtgebühhnn nnn 3016,42 =, 

Schreibgebühren...............- 10 535,30 AM, berechnet zu einem Satze 

von 20 Můùͤê huUUmU nn... 21 070,60 A, 
dazu Poſtgebührennn˖ndn 3016,42 —— 24.087,02 =, 
Einbuße fomit.... 1212021 M 


Gegenüber einer Gebühreneinnahme von 42 787,30 M. 


Bei den kleinen Sachen bis 60 Mark und auderer- 
ſeits von 60 bis 300 Mark allein ſtellt ſich dieſe Ein⸗ 


buße noch viel erheblicher. In den. 3 804,73 M. 
bisheriger Auslagenvergütung für die 
Sachen bis 60 Mark ſtecken an Poſt⸗ 
gebühr ‚ 9 ͤ Ir Dur rar Tr var ur ar Br er Br er „„ „„ „ „60 867,53 = 


2 937,20 M 
Dieſe zum Satze von 20 Pf. berechnet würden aus⸗ 


es bleiben alſo für Schreibgebühren ... 


machn 5 874,40 M. 
dazu Poſtgebührennnnn 867,53 ⸗ 

6 741,93 M. 
Die Pauſchalſätze betragen 3 405,00 


ſomit Ausfall... 3 336,93 M. 
und dem gegenüber ſtehen für dieſe kleinen Sachen 
nur Geſamtgebühren von 5718,45 Mark; es werden 
hier alſo etwa drei Fünftel der Gebühren verloren. 


Bei den Sachen von 60 bis 300 Mark ſtecken in 


den bisherigen Auslagen von...... 6 571,07 M. 
Poſt gebühren! 1 544,97 = 
verbleiben Schreibgebühren ........... 5 026,10 M. 


zun. Satze von 20 Pf. berechnet ergeben dieſe 10 052,20 4 
azu Poſtgebühre·ennnNNdNndd./ſ 1 544,97 = 


zuſammen ... . 11 597,17 4 
pauſchaliert ſinʒ dw 5 098,50 ⸗ 
ſomit Ausfall... 6498,67 4 


gegenüber einer Gebühreneinnahme von 19 767,75 Mark, 
ſodaß hier etwa ein Drittel der Gebühren ver⸗ 
loren wird. 

Die großen Sachen von 900 bis 10 000 Mark 
ſchaffen ja einen gewiſſen Ausgleich für den, der ſie 
zu bearbeiten hat; wie die Schlußziffern unſerer 
Statiſtik zeigen, fällt aber bei den im ganzen berück⸗ 
ſichtigten 3450 Sachen auf eine Gebühreneinnahme 
von rund 97 000 Mark bei Berechnung von 20 Pf. 
Schreibgebühren auch hier noch ein Ausfall von rund 
12 000 Mark. 

m weſentlichen beſtätigt werden meine Er⸗ 
mittlungen durch die von den Herren Kollegen in 
Hamburg und Magdeburg angeſtellten Erhebungen. 

Hiernach ſteht feſt: durch die vorgeſchlagenen Maß⸗ 
nahmen werden am ſchwerſten betroffen die kleineren 
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und mittleren Anwaltsbetriebe, namentlich, ſolange 
nicht die Simultanzulaſſung erfolgt, alle Amtsgerichts⸗ 
anwälte. Ihnen wird zugunſten einer ungerechten 
Schematiſierung ein we Zeil ihrer Einnahme 
entzogen. Unberückſichtigt läßt der Entwurf, daß bei 
einer Mehrheit von Gegnern, beim Urkunden⸗ und 
Arreſtprozeß mit ſeinen i Gebühren und großem 
Schreibwerk und dem in dieſer Beziehung ähnlich 
liegenden bass J wegen Rechtsgültigkeit eines Schieds⸗ 
1 das Pauſchquatum völlig unzureichend iſt. 
übrigens hat die Statiſtik auch ein Kurioſum ge⸗ 
liefert, das ich ausdrücklich als ſolches erwähne: in 
einem Prozeſſe einer Kirche gegen 75 Fuhrpflichtige 
hätte der Anwalt bei der Pauſchalierung im Verhältniſſe 
zum 20⸗Pfennigſatze 650 Mark verloren. Die Be⸗ 
gründung ſagt, daß zu der Pflichttreue der Anwaltſchaft 
das Vertrauen gehegt werde, die Pauſchalierung der 
Schreibgebühren werde die Einreichung der erforder⸗ 
lichen Schriftſätze nicht beeinträchtigen. Die Anwalt⸗ 
ſchaft kann mit dieſem wohlverdienten Vertrauensvotum 
durchaus zufrieden ſein. Man überſieht aber hier, daß 
die Einnahme aus der Berufstätigkeit dem Anwalt die 
wirtſchaftliche Grundlage zu einer würdigen Exiſtenz 
bieten ſoll, und daß es deshalb unmöglich iſt, wenn er 
bei kleinen Sachen, die er ſchon jetzt tatſächlich faſt 
umſonſt beſorgt, demnächſt noch direkte pekuniäre 
Verluſte erleiden ſoll, und daß der vorwiegend mit 
kleinen Objekten beſchäftigte Anwalt dies auch einfach 
nicht mehr kann. In einem Betriebe, wo die großen 
Sachen vorwiegen, kann man ſich den Luxus auch 
ſpäter vielleicht noch geſtatten, kleine Sachen mit zu 
erledigen. In einem kleinen Betriebe wird die Möglich⸗ 
keit hierzu abgeſchnitten ſein, und dieſer Nachteil trifft 
wiederum indirekt dasjenige Publikum, das um kleine 
Gegenſtände Prozeſſe führen will, und damit einen 
21 5 Teil der ſogenannten kleinen Leute und des 
Mittelſtandes. Man wird es keinem Anwalte ver⸗ 
denken können, wenn er die Übernahme einer aus⸗ 
wärtigen Sache mit kleinem Streitgegenſtand ablehnt, 
weil der Unterſchuß der pauſchalierten Verläge ſeine 
ganzen Gebühren aufzehren müßte. Eine Vereinbarung 
mit der Partei, dieſen Unterſchuß zu decken, iſt für 
beide Teile gleich ſchädlich. Den Anwalt bringt ſie 
in eine ſchiefe Lage zu feiner Partei, und dieſer 
werden im Falle des Obſiegens die Früchte des 
Prozeſſes gerade bei den kleinen Gegenſtänden in 
einem unverhältnismäßig hohen Maße geſchmälert. 
Die Folge dieſer vorgeſchlagenen Maßregel wird deshalb 
eine auch in anderer Beziehung ſozialpolitiſch höchſt 
unerwünſchte ſein. Die Anwälte werden gezwungen 
ſein, ihr Hilfsperſonal auf die denkbar geringſte Zahl 
einzuſchränken; in kleinen Betrieben werden ſie ſelbſt 
ſchreiben und ihre Familienangehörigen zur Schreib⸗ 
arbeit heranziehen müſſen, in großen Betrieben wird 
man die Schreiblöhne nach Möglichkeit herunterdrücken, 
und dadurch, daß die aus den kleinen und mittleren 
Betrieben ausſcheidenden Kräfte frei werden, wird das 
Angebot von Kräften in unerwünſchtem Maße ſteigen. 
Die Maſchine wird noch mehr als bisher die menſch⸗ 
liche Kraft verdrängen, und mit der Proletariſierung 
des Anwaltſtandes ſelbſt Hand in Hand wird eine 
unbillige Verringerung der Zahl und Proletariſierung 
des Hilfsperſonals gehen. Dieſe Maßregel wird nun 
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vorgeſchlagen in einer Zeit, wo man ernſtlich erwägt, 
welche Maßnahmen der ſozialpolitiſchen Fürſorge 
gerade auch für die Privatangeſtellten ergriffen 
werden ſollen, und wo man, wie ich feſt über⸗ 
eugt bin, kurz davor ſteht, auch uns Anwälten als 
Arbeitgebern erneute Laſten in dieſer Richtung auf⸗ 
zubürden. Alles, was uns in dieſer Beziehung bisher 
angeſonnen iſt, haben wir willig auf uns genommen, 
weil uns das Wohl unſerer Angeſtellten ebenſo wie 
das eigene am Herzen liegt. Wird aber unſere wirt⸗ 
ſchaftliche Lage ſo verſchlechtert, daß wir zu den bis⸗ 
herigen und weiteren Opfern nicht mehr imſtande ſind, 
ſo bedeutet das eine weit über den Anwaltſtand hin⸗ 
ausreichende ſoziale Gefahr. Finden die Anwälte, die 
ihre wirtſchaftliche Selbſtändigkeit auf dieſem Wege 
verlieren, zu einem Teil noch Unterſchlupf in den 
großen Betrieben oder in den wirtſchaftlichen Etabliſſe⸗ 
ments als unſelbſtändige Hilfsarbeiter, ſo wird, je 
mehr der Prozeß fortſchreitet, deſto weniger Gelegen⸗ 
heit für ein derartiges Fortkommen für ihre Ange⸗ 
ſtellten beſtehen, und gerade das Herabſinken ſowohl 
der Rechtskundigen ſelbſt als auch ihrer Gehilfen in 
die Schichten der fahr des Volkes iſt eine nicht zu 
unterſchätzende Gefahr für die Allgemeinheit. Um 
dieſen Preis will man die angehliche Vereinfachung 
des Verfahrens erkaufen, — und dieſe Vereinfachung 
beſteht in Wahrheit nicht. Heute iſt die Aufſtellung 
der Schreib- und Poſtverläge eine rein mechaniſche 
Arbeit, die auf Grund der Akten von den jüngſten 
und ungeübteſten Schreibern hergeſtellt werden kann. 
Wird der Entwurf Geſetz, ſo 00 der Schreiber, der 
die Koſtenrechnung aufſtellen ſoll, ſchon über eine ge⸗ 
wiſſe übung und Gewandtheit verfügen, damit er aus⸗ 
einanderhält, welche Anſätze in das Pauſchquantum 
fallen, und welche Anſätze beſonders zu liquidieren ſind. 
Zu den letzteren zählen alle an das Gericht gezahlten 
Verläge, die nach einer in der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift“ ausgeſprochenen Anſicht ſeltenen, nach meiner 
Erfahrung aber durchaus nicht ſo ſehr ſeltenen Ver⸗ 
läge für auf beſonderes Verlangen gefertigte Abſchriften. 
Daneben müſſen die Zuſtellungskoſten, die bei den 
Amtsgerichtsprozeſſen bis auf das Urteil in Fortfall 
kommen ſollen, die Reiſekoſten und i des 
Auftraggebers, die Reiſekoſten des Anwalts, Telephon⸗ 
und Telegraphengebühren, Verläge für Akteneinſicht, 
Handelsregiſterauszüge u. a. m. berückſichtigt werden. 
Die Koſtenfeſtſetzung wird auch um deswillen nicht ſo 
ſehr vereinfacht, weil als Beläge namentlich der Porto⸗ 
auslagen und Reiſekoſten der Partei ſelbſt und Prüfung, 
wie weit ſie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig waren, die geſamten Handakten doch allemal 
vorgelegt werden müſſen. 

Die Begründung macht geltend, daß der Gedanke 
der Einführung von Pauſchſätzen gerade in den Kreiſen 
der Rechtsanwälte Beifall gefunden hat. Das gebe 
ich gern zu, denn ich ſelber war zunächſt, bevor ich 
Gelegenheit hatte, die Sache eingehender zu prüfen, 
ſehr für dieſen Gedanken eingenommen. Nachdem ich 
mich aber überzeugt hatte, daß in Wahrheit die Sache 
dadurch nicht ladet, ſondern viel ſchwieriger wird 
und daß die Ungerechtigkeit, die ſchon in unſerem 
Koſtenſyſtem liegt, noch um ein Erhebliches vergrößert, 
wird, daß auch die Verminderung der Verantwortlichkeit 
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für die Koſtenrechnung keineswegs eintritt, vielmehr 
in Zukunft außer den Gebührenanſätzen auch noch die 
Pauſchſätze durch die Anwälte nachgeprüft werden 
müſſen, während ſie die Berechnung der Einzelverläge 
nach wie vor der Gewiſſenhaftigkeit ihrer Angeſtellten 
werden überlaſſen müſſen, bin ich von dieſer Anſchauung 
a und ich ziveifle, daß von denjenigen 
nwälten, die ſich urſprünglich durch die Ausſicht auf 
eine Vereinfachung des Auslagenweſens haben beſtechen 
laſſen, ein großer Teil noch heute, nachdem er die 
Konſequenzen und den wahren Charakter der vor⸗ 
geſchlagenen Maßregel kennen gelernt hat, dieſe Be⸗ 
geiſterung für dieſe Neuordnung noch hegen wird. 
Will man eine wirkliche Vereinfachung durch Pauſch⸗ 
ſätze einführen, ſo müßte man meines Erachtens reinen 
Tiſch machen, und das könnte nur in der Form ge⸗ 
ſchehen, daß ein gewiſſer Prozentſatz, der aber ſehr 
ſchwer zu beſtimmen ſein wird, und der in der Weiſe 
abgeltuft werden müßte, daß er bei den kleineren 
Objekten verhältnismäßig hoch, bei den höheren Objekten 
verhältnismäßig niedrig wäre, als ein für allemal er⸗ 
ſtattungsfähig erklärt würde, dann aber auch alle Aus⸗ 
lagen umfaßte ohne jede Ausnahme. Wer dieſen 
Pauſchſatz begehrt, braucht keinerlei Beläge und Be⸗ 
gründung zu geben, bekommt aber auch nur dieſen 
Pauſchſatz und außerdem nur noch die Gebühr. Wer 
mit dieſem Pauſchſatz nicht zufrieden iſt, muß nach wie 
vor die jetzt allein 15 1 Einzelberechnung geben. 
Dabei werden die Schreibgebühren auf die als an⸗ 
e anerkannte Höhe von 20 Pf. für die Seite 
eſtimmt. Jeder Anſatz wird nach wie vor zu belegen 
ſein. Dies Syſtem wird den Erfolg haben, daß man 
ur Vereinfachung des Verfahrens und des eigenen 
Betriebes in allen Fällen, wo der Pauſchſatz nur 
einigermaßen ausreicht, dieſen wählen und ſich die 
Einzelberechnung erſparen wird, und in geeigneten 
Fällen wird auch die Partei ſich hierfür entſcheiden und 
dem Anwalte ſagen, er möge nur die einfachere Koſten⸗ 
liquidation dem Gegner gegenüber durchführen, ſeinen 
Ausfall würde ſie ihm decken. 

Ich beabſichtigte, Ihnen einen dieſem Auswege 
entſprechenden Antrag zu unterbreiten. Ich habe aber 
in dieſem Punkte dem Herrn Kollegen Hachenburg 
Bu nachgegeben, der fürchtete, man würde uns 

en Vorwurf machen, wir wollten bei der Pauſchalierung 

zwar den guten Tropfen, nicht aber auch zugleich den 
böſen Tropfen nehmen. Wenn man wirklich das Ver⸗ 
trauen zu unſerer Pflichttreue hegt, von dem in der 
Begründung die Rede iſt, ſo dürften wir eigentlich 
diesen Vorwurf nicht fürchten; aber ich habe mich be⸗ 
ſchieden und werde es bei dieſer Anregung bewenden 
laſſen. Die Regierungen haben es ja in der Hand, 
wenn ſie ſich überzeugt haben werden, daß ihre Vor⸗ 
ſchläge nicht durchführbar find, möglicherweiſe ſelbſt 
auf dieſen Ausweg, den ich für durchaus gangbar 
halte, zurückzugreifen. 

Daß für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, ſo insbeſondere Erbregulierungen, die häufig mit 
einem ganz ungeheuren Schreibwerk verknüpft ſind, 
dieſe Pauſchalierungsbeſtimmungen ganz und gar nicht 
paſſen, bedarf keiner näheren Darlegung. Für den 
Artikel VI, der dies unter anderem vorſieht, iſt auch 
nicht einmal der Verſuch einer Begründung gemacht, 
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und deshalb ſteht für mich außer Zweifel, daß dieſe 
Verallgemeinerung fallen muß. 

Wer ſoll nun in Zukunft die Koſtenrechnung der 
Partei und bezw. des Anwalts legaliſieren und ihr 
ihre Vollſtreckbarkeit gegenüber dem Gegner geben? 
Auch in dieſem Punkte habe ich nach reiflicher Prüfung 
meine Anſicht geändert. 0 war zunächſt ein ent⸗ 
ſchiedener Gegner der Koſtenfeſtſetzung durch den 
Gerichtsſchreiber, und ich bin auch no de t der Anſicht, 
daß ſich vieles dagegen ſagen läßt, daß ſie aber unter 
gewiſſen Bedingungen nicht unerträglich iſt. In der 
Beſtimmung des $ 103 ZPO., die nach dem Vorſchlage 
des Entwurfs jetzt fallen ſoll, lag zweifellos ein 
geſunder Kern. Es iſt von dieſer Beſtimmung nicht 
viel Gebrauch gemacht worden, weil ſie kein zwingendes 
Recht enthielt. Eine Anzahl Amtsgerichte haben die 
Klageurſchrift jedesmal mit einem kleinen Vermerk 
verſehen, daß die Mehrkoſten einer ſpäteren Koſten⸗ 
feſtſetzung im Falle eines Verſäumnisurteils dem. 
Kläger zur Laſt gelegt würden, und das hat die Folge 
ſch be daß bei dieſen Amtsgerichten die Beſtimmung 
ſich bewährt hat. In Oſterreich iſt im 8 54 ZPO. 
vorgeſchrieben, daß die Partei, welche Koſtenerſatz 
anſpricht, bei ſonſtigem Verluſt des Anſpruches das 
Koſtenverzeichnis ſowie die etwa erforderlichen Beläge 
vor Schluß der nn dem Gericht zu übergeben 
2 Demgemäß fragt der Richer, bevor er ſein Urteil 
pricht, die anweſenden Parteien oder Parteivertreter 
regelmäßig, ob Koſtenverzeichniſſe zu überreichen ſind, 
und die Anwälte haben ſtets in ihren Prozeßakten 
eine vollſtändige Koſtenrechnung liegen, in die ſie nur 
im letzten Angenblick die je nach Umfang und Inhalt 
der Verhandlung abgeſtuſte Gebühr für den letzten 
Termin eintragen, und die ſie dann dem Gerichte mit 
den etwa erforderlichen Belägen übergeben. In dieſer 
letzteren Beziehung iſt man in Oſterreich erheblich 
roßzügiger als bei uns. Der Richter erfordert nicht 
für jeden Brief einen Belag, ſondern, wie bei uns die 
Regierung, vertraut dort auch der Richter regelmäßig 
der Pflichttreue des Anwalts in dem Sinne, daß er 
nicht unnötig Briefe ſchreibt, und daß er nicht Briefe, 
die er nicht geſchrieben hat, anſetzen wird. Dann 
beſtimmt der Richter auch in komplizierten Fällen, 
namentlich bei Verteilung der Koſten nach Bruchteilen, 
im Urteile den Betrag der zu erſtattenden Koſten. Was 
dort geht, ſollte man annehmen, müßte auch bei uns 
gehen, und wenn dabei ſchließlich herauskommt, daß 
die Parteien für ihre perſönlichen Prozeßkoſten nicht 
bis zum letzten Heller Erſatz erhalten, ſo iſt das, 
ſolange es ſich in Grenzen hält, kein ſo erhebliches 
Unglück. Es gibt, wie ja mehrfach auch in der Literatur 
beſprochen iſt, nur wenige Kulturſtaaten, in denen der 
obſiegende Teil allemal vollen Koſtenerſatz erlangt. 
Will man aber, ſtatt die Vorſchrift des 8 103 ZPO. 
zu einer zwingenden zu erheben, ſie fallen laſſen und 
den Richter von dieſer minder wichtigen richterlichen 
Tätigkeit entlaſten, ſo muß ich zugeben, daß es nahe 
liegt, ſie dem Gerichtsſchreiber zu übertragen, der ſchon 
bisher einen gewiſſen Anteil an dieſem Zweige der 
Rechtſprechung gehabt hat, und dem man die rechneriſche 
Nachprüfung und das Vergleichen der Beläge wohl 
anvertrauen kann und bisher anvertraut hat. Lieber 
wäre es mir freilich, wenn man ſich entſchließen könnte, 
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ſich in dieſer Frage wieder den praktiſchen Sinn der 
alten Römer zum Vorbilde zu nehmen und ſich des 
Satzes zu erinnern: minima non curat praetor. Die 
minutiöße Pfennigsrechnerei ſteht doch auch in einem 
gewiſſen Gegenſatze zu dem von der Begründung er⸗ 
wähnten Sinken des Geldwertes und gar der beab⸗ 
ſeloſt ge Beſchränkung der Berufung. Der Partei 
elbſt gegenüber kommt der Gerichtsſchreiber bei der 
Koſtenfeſtſetzung in die eigenartige Lage, daß er ſelbſt 
das Geſuch aufnimmt, dabei die Partei berät und 
dann das Geſuch als Richter prüft und die Entſcheidung 
trifft. Man ſollte meinen, er ſteht dabei der Perſon 
und der Sache etwas zu nahe. Iſt ein Anwalt 
beteiligt, ſo hat die Koſtenfeſtſetzung durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber auch eine nicht zu unterſchätzende ſoziale Be⸗ 
deutung. Der Verein der Amtsgerichtsanwälte im 
Bezirke des Kammergerichts hat ſich aus beacht⸗ 
lichen Gründen gegen die Koſtenfeſtſetzung durch den 
Gerichtsſchreiber ausgeſprochen. Die Stellung des 
Anwalts muß ſozial gehoben ſein, wenn er ſeiner 
hohen Aufgabe wirklich voll gerecht werden ſoll, und 
ſie iſt tatſächlich noch heute bei uns eine ſozial gehobene. 
überall, in Staat und Gemeinde, ſteht der Anwalt mit 
in den erſten Reihen, und zum Anwalt geht in ſchwieriger 
Lebenslage auch der Mann, der wiſſen will, nicht nur 
was Rechtens iſt, ſondern, was er als anſtändiger 
Mann auch in den Grenzen des Rechts noch verant⸗ 
worten kann. An dieſer Stellung ſoll man, wie 
Hachenburg in Mannheim ſo treffend ausgeführt hat, 
nicht rütteln. Es beſteht aber die Gefahr, daß hier 
eine verhängnisvolle Verſchiebung eintritt, wenn der 
Gerichtsſchreiber, der nach ſeiner ſozialen Stellung 
und ſeiner Vorbildung auf einer ganz anderen Stufe 
fol. auch in Ermeſſensfragen den Anwalt kritiſieren 
oll. Ich bitte, mich dabei nicht mißzuverſtehen. Ich 
kenne eine ganze Reihe erfahrener, auch noch jüngerer 
Gerichtsſchreiber, die durch ihre Perſönlichkeit und durch 
ihre Intereſſen aus der Menge herausgehoben ſind, 
und denen ich für meine Perſon, ohne das geringſte 
für meine Stellung zu befürchten, dieſe Kritik ruhig 
anvertrauen möchte. Ich kenne aber auch eine ganze 
Anzahl Gerichtsſchreiber, namentlich jüngere, bei denen 
das Gegenteil der Fall iſt. Es iſt auch zu unterſcheiden 
zwiſchen der Großſtadt und der Kleinſtadt In der 
Großſtadt liegen die Kreiſe der Beteiligten ſo weit 
auseinander, daß ſchon dadurch nachteilige Folgen ver⸗ 
mieden werden. In der Kleinſtadt ſind alle Angelegen⸗ 
heiten, auch die ſich hinter den verſchloſſenen Türen 
der Behörden abſpielen, Gemeingut der ganzen Ein⸗ 
wohnerſchaft, und wenn auch die Amtsverſchwiegenheit 
der Gerichtsſchreiber nicht im geringſten angezweifelt 
werden ſoll, ſo iſt doch ſicher, daß der Bierbankphiliſter 
ſeiner Schadenfreude laut Ausdruck geben wird, wenn 
der Herr Gerichtsſchreiber dem gegneriſchen Anwalt 
die Koſtenrechnung gehörig zuſammengeſtrichen hat. 
(Sehr richtig!) 

Daß der Richter demnächſt die Anſätze wieder her⸗ 
eſtellt, iſt kein Ausgleich; denn das wird auf der 
Bierbank nicht erzählt. Die angegriffene Reputation 
des Anwalts erleidet ihren dauernden Schaden. Es 
iſt weiter ein Unterſchied zwiſchen dem älteren Anwalt, 
der ſchon in der bevorzugten Stellung ſich befindet, 
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und der nicht viel mehr davon erfährt, wenn der Gerichts⸗ 
ſchreiber ſeine Koſtenrechnungen bemängelt, als daß er 
die von ſeinem Bureauvorſteher eee Erinnerung 
demnächſt unterſchreibt, und dem jungen Anwalt, der 
ſich erſt ſeine Stellung erobern ſoll, und dem dann 
vielleicht wegen unbegründeter Kritik ſeiner Rechnung 
durch den Subalternen der Klatſch und die Schaden⸗ 
freude ſeiner Gegner das Emporkommen erſchwert und 
die Feſtigung ſeiner Stellung unmöglich macht. Es 
iſt auch wohl zu bedenken, daß ja in Zukunft die 
Koſtenfeſtſetzung Ferienſache wird, und daß in den 
Ferien, wenn der erfahrene und umſichtige Vorſtand 
der Gerichtsſchreiberei beurlaubt iſt, namentlich in den 
kleinen Städten, der jugendliche Gerichtsſchreiber⸗ 
gehilfe, der noch vor vielleicht ganz kurzer Zeit die 
Schulbank gedrückt hat, um ſich die Bere ung zum 
einjährig⸗freiwilligen Dienſte zu erſitzen, die wohldurch⸗ 
dachte und wohlbegründete Rechnung des gewiſſenhaften 
und erfahrenen Anwalts kritiſiert. Dieſe Kritik ſoll 
Ermeſſensfragen umfaſſen, die eigentlich nur der er⸗ 
kennende Richter ſelbſt entſcheiden kann, wenn man dem 
Anwalt nicht noch weiter die Laſt einer beſonderen 
Begründung für die ar jeiner Rechnung anfinnen 
will. Ich denke dabei z. B. an Partei- und Anwalts⸗ 
reiſekoſten, Fernſprech⸗ und Telegrammgebühren und 
dergleichen mehr. Wir würden vielleicht noch geſammelte 
Entſcheidungen der Gerichtsſchreibereien erleben un 

halten müſſen, um richtig zu liquidieren. 


(Heiterkeit.) 


Allen dieſen Bedenken, glaube ich, aber kann man 
begegnen, wenn man den Gerichtsſchreiber nur ermächtigt, 
die poſitive Feſtſtellung der Koſtenrechnung vorzunehmen, 
wenn er e nur die Rechnung legaliſiert 
und vollſtreckbar macht, damit ſie vom Gegner bei⸗ 
getrieben werden kann. Die Tätigkeit ſteht dann etwa 
auf derſelben Stufe, wenn auch nicht ganz, wie die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel und des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehles und tut der Stellung des Rechts⸗ 
anwalts nicht weſentlich Abbruch, der ſich ja auch der 
Hilfe des Gerichtsvollziehers bedienen muß, wenn er 
den Streitgegenſtand oder die Koſten beitreiben will. 
Will der Gerichtsſchreiber an der Rechnung etwas 
ſtreichen, ſo muß er die Entſcheidung dem Gerichte über⸗ 
laſſen. Bei Kollegialgerichten kann man dies meinet⸗ 
wegen einem Richter überlaſſen, etwa dem Referenten, 
dem in vielen Fällen doch wohl auch jetzt ſchon ſeine 
Kollegen ohne weitere Nachprüfung in ſolchen Fällen ver⸗ 
trauen. Es wird dadurch gleichzeitig erreicht, daß das 
Verfahren gegenüber dem Vorſchlage des Entwurfes 
vereinfacht, und ſehr viel Zeit geſpart wird. Daß ſich 
ein Anwalt den Abſtrich ſeitens des Gerichtsſchreibers 

efallen läßt, wird zu den Ben Seltenheiten ge- 
Deren. Die Regel wird alfo bilden, daß er in ſolchen 
Fällen Erinnerung einlegt. Koſten entſtehen dadurch 
nur für ihn; denn der Entwurf ſieht vor, daß dieſe 
Erinnerung gebührenfrei bleibt. Er muß aber, damit 
ſie Erfolg hat, wenigſtens ſeinen Bureauvorſteher mit 
der Arbeit einer eingehenden Begründung belaſten. 
Der Richter, der einen ungerechtfertigten Abſtrich 
unterläßt und einen gerechtfertigten, wie jetzt üblich, 
im Koſtenbeſchluſſe mit wenigen Worten begründet 
muß auf die Erinnerung einen förmlichen Beſchluß 
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mit Gründen, die der Nachprüfung der Beſchwerde⸗ 
inſtanz unterliegen, fertigen. Für ihn wird alſo die 
Arbeit auch vereinfacht, wenn er in Fällen, wo der 
Gerichtsſchreiber Bedenken hat, die Koſten wie be⸗ 
rechnet feſtzuſetzen, das Bedenken ſofort ſelbſt prüft 
und in althergebrachter Weiſe den Koſtenbeſchluß er⸗ 
läßt. Dieſer Geſichtspunkt iſt mir von meinem richter⸗ 
lichen Berater an die Hand gegeben und entſpricht 
ſicherlich durchaus der Sachlage. Überdies regt der 
Entwurf ſelbſt dazu an, eine derartige Beſtimmung 
aufzunehmen; denn ſie findet ſich bei der vorgeſchlagenen 
Neuordnung des Vollſtreckungsbefehles, deſſen Erteilung 
oder Ablehnung, wie wir geſehen haben, nicht von 
Ermeſſensfragen, ſondern von einer rein formellen 
Prüfung abhängt. ch hoffe deshalb, daß dieſer 
Ausweg auch dem Reichs juſtizamt annehmbar erſcheinen 
wird, und daß bei Einführung dieſer Milderung auch 
die Herren Kollegen von den Amtsgerichten die Koſten⸗ 
feld zung durch den Gerichtsſchreiber erträglich finden 
werden. 

So bin ich denn am Schluſſe. Ich hoffe, wir 
haben gezeigt und werden noch durch unſere heutige 
Debatte zeigen, daß wir uns Mäßigung auferlegen 
und poſitiv mitarbeiten wollen. Unſere Mitarbeit 
ſollte man aber bei dem künftigen Reformwerke recht⸗ 
zeitig erfordern, bevor fertige Entwürfe, auch vor⸗ 
läufige und vertrauliche, vorliegen, wie man bei 
anderen Geſetzesvorlagen vorher Sachverſtändige anhört 
und nach ihren Äußerungen die geſetzgeberiſchen Be⸗ 
dürfniſſe feſtſtellt. Dieſe Vorlage hat unſeren Ein⸗ 
wendungen gegen den vorläufigen Entwurf nur in 
beſcheidenem Maße Rechnung getragen. Mögen die 
Regierungen noch jest in letzter Stunde unferen 
Mahnruf hören, und es ihnen gelingen, die Allgemein- 
heit vor einer ſchweren Schädigung der Rechtspflege 
und unſeren Stand vor ernſter Gefahr zu bewahren! 

Videant consules! 


(Anhaltender ſtürmiſcher Beifall.) 


Vorſitzender: Ich eröffne nunmehr die Debatte 
und gebe zunächſt einem Vertreter der Amtsgerichts⸗ 
anwälte das Wort und zwar dem Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Schulze⸗Delitzſch. 


Rechtsanwalt Dr. Schulze⸗Delitzſch: Meine ſehr 
geehrten Herren, wir Amtsgerichtsanwälte hatten in 
Mannheim den Antrag unterſtützt, eine gemiſchte 
Kommiſſion zu wählen. Dieſer Antrag wurde abgelehat, 
und wir bedauern dies außerordentlich; denn wäre er 
angenommen, dann hätten wir in Mannheim ſehr viel 
Zeit für wichtigere Sachen gefunden, und außerdem 
wäre es heute nicht nötig geweſen, die Verſammlung 
mit vielen Einzelheiten zu behelligen. Ich bedaure 
dies um jo mehr, weil ich annehme, daß wir Amtsgerichts 
und Landgerichtsanwälte, wenn wir in einer Kommiſſion 
uſammen gearbeitet hätten, bei einigermaßen gutem 

illen in fast allen Punkten zu einem einheitlichen 
Reſultat gekommen wären. 

Meine Herren, es iſt ja klar und bedarf nicht allzu 
vieler Worte, daß wir dasjenige, was Ihnen, den 
Herren von den Kollegialgerichten, an dem Entwurf 
nicht gefällt, ebenfalls nicht billigen, während wir 
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andererſeits das, was Sie Gutes an dem Entwurf finden 
— es iſt ja eine ganze Menge; ſonſt würden Sie 
nicht das, was die Amtsgerichte bekommen ſollen, an 
den Landgerichten auch haben wollen —, auch annehmen 
und uns freuen würden, wenn es Geſetz würde. Wir 
kommen aber im Reſultat auseinander. Sie ſagen: 
weil ſo viele ſchlechte Beſtimmungen in dem Entwurf 
ſind, deshalb mögen wir ihn überhaupt nicht haben. 
Wir Amtsgerichtsanwälte ſind aber anderer Anſicht; 
wir ſagen: wir wollen erſt einmal verſuchen, es im 
Reichstage dahin zu bringen, daß die ſchlechten Be⸗ 
ſtimmungen herauskommen, und nur etwas übrig bleibt, 
was gut iſt und für unſer Volk von Vorteil. 

Wir können deshalb den generellen Vorwurf, der 
der Vorlage der Regierung gemacht wird, nicht an⸗ 
erkennen, daß es ſich nur um Stückwerk handle. 
Meine Herren, wir Amtsgerichtsanwälte ſtehen dem 
Publikum ſehr nahe; jede, auch die kleinſte Einwirkung 
der Abänderung des Geſetzes auf das Publikum fühlen 
wir zuerſt, und deshalb begrüßen wir die geringſte 
Erleichterung mit Freuden; hier handelt es ſich aber 
nicht um geringe Erleichterungen, ſondern um ganz 
erhebliche. Nehmen Sie z. B. einen kleinen Landwirt 
an, der vorübergehend in Not iſt, und von dem Sie 
300 Mark Schulden einziehen müſſen. Sie haben jetzt 
nur die Wahl, ihm entweder ſein Betriebskapital zu 
nehmen, nämlich ſein Vieh zu pfänden, oder den Hof 
zu ſubhaſtieren. Mit einer Zwangshypothek ſich zu be⸗ 
A iſt Ihnen nicht möglich; Sie müſſen, mögen Sie 
wollen oder nicht, zum Ruin des Mannes ſchreiten. 
Dieſe wirtſchaftlich ganz verkehrte Beſtimmung ſoll jetzt 
aufgehoben werden, und da ſollen wir ſagen: nein, 
warten wir, bis die ganze Zivilprozeßreform kommt! 
Ich glaube, das iſt nicht richtig. Und ſo ſind eine 
Menge Beſtimmungen in dem Entwurf, AA Dinge 
betreffen, die einer ſofortigen Regelung genau ſo be⸗ 
dürfen, wie man in der Strafprozeßordnung die 
Beſeitigung des EE für die Preſſe ſofort 
fordert, ohne erſt zu warten, bis die ganze Straf⸗ 
prozeßreform kommt. 

Meine Herren, ebenſo wenig wie den Vorwurf des 
Stückwerkes können wir einen weiteren Vorwurf 
anerkennen, den des Fiskalismus. Wenn es ſich 
darum handelte, nur Überſchüſſe zu machen und an 
Richtern abzuknapſen, dann wäre der Vorwurf gerecht⸗ 
fertigt. Meine Herren, liegt es denn aber ſo? Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, und darin ſind wir wohl alle einig, 
daß die Kollegialgerichte 3 vorzuziehen find; 
aber Kollegialgerichte koſten auch mehr Geld, und die 
Frage, wieviel Kollegialgerichte, wieviel Einzelgerichte 
ein Staat ſich leiſten kann, hängt 5 von ſeinen 
Finanzen ab. Wenn wir jetzt erwägen, daß das Reich 
in einer chroniſchen Finanznot iſt, 


(Widerſpruch) 


daß die Einzelſtaaten infolge vieler Ausgaben, ins⸗ 
beſondere durch die Erhöhung der Beamtengehälter, 
gezwungen ſind, zu einer Erhöhung der Steuern zu 
ſchreiten, dann kann man es wohl den Regierungen nicht 
verdenken, wenn ſie auch nach der Koſtendeckung fragen. 
Das iſt einfach Pflicht der Regierungen den Steuer⸗ 
1 gegenüber. Wenn man jetzt die Aufſätze 
er Herren Landgerichtsanwälte ſo lieſt — und die 
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Herren ſchreiben ja jetzt faſt alle —, fo ſollte man 
meinen, daß im Deutschen Reiche die Millionen nur 
ſo herumliegen. Das iſt aber leider Gottes nicht der 

ll. Ich kann den Vorwurf alſo nicht anerkennen, 
abgeſehen davon, daß gar nicht fiskaliſche Gründe die 
Ursache des Entwurfes ſind, ſondern ein Beſchluß des 
Reichstages von 1904. 

Es lag auch ohnehin ein dringender Anlaß vor, 
das amtsgerichtliche Verfahren zu reformieren, weil, 
wie Ihnen ja allgemein bekannt iſt, bereits erhebliche 
Teile abgeſplittert waren; die Gewerbegerichte, die 
Kaufmannsgerichte ſind geſchaffen, weil man mit dem 
Verfahren nicht zufrieden war; und um weiteren Ab⸗ 
ſplitterungen vorzubeugen, mußte man eine Reform 
des Amtsgerichtsverfahrens einleiten. Wir glauben 
alſo nicht, daß der Regierung daraus ein Vorwurf 
emacht werden kann, ſondern daß man im Gegenteil, 
a ſehr man auch zugeben muß, daß viele Dinge, als 
am grünen Tiſch erfunden, für die Praxis nicht brauch⸗ 
bar ſind, doch anerkennen muß, daß die Regierung 
geſucht hat, etwas Gutes zu leiſten. 

Von den einzelnen Fehlern, die wir in dem Ent⸗ 
wurf finden, möchte ich zunächſt einen hervorheben. 
Wir können es nicht richtig finden, daß der Offizial⸗ 
betrieb im Amtsgerichtsverfahren eingeführt wird; wir 


halten es für einen Fehler, wenn es im Zivilprozeß 


zwei verſchiedene Syſteme gibt. Wir halten es auch 
nicht von Vorteil für die Partei; denn der Offizial- 
betrieb äußert ſich in der Hauptſache dahin, daß die 
Zuſtellung den Parteien abgenommen und den Gerichten 
übertragen wird. Es kommt aber nicht bloß darauf 
an, daß zugeſtellt wird, ſondern wann und wo. Das 
kann der Anwalt als Vertreter der Partei erheblich 
beſſer, bequemer und pünktlicher beſorgen als das 
bureaukratiſche Verfahren. 

Wir halten es ferner für eine Verſchlechterung der 
ivilprozeßordnung, wenn die Berufung auch für kleinere 
bjekte aufgehoben wird. Wir ſind der Anſicht, 

daß, wie wir gegen jede kleine ortspolizeiliche Ver⸗ 
fügung und gegen jede Verfügung in Strafſachen 
Rechtsmittel haben, 0 für die kleinen Zivilſachen ein 
Rechtsmittel nicht abgeſchnitten werden ſoll. Es würde 
aber vielleicht genügen, wenn anſtatt der Berufung 
ſofortige Beſchwerde geboten würde. 

Wir halten die Beſtimmung in $ 48 des Gerichts⸗ 
„ für ganz verfehlt, weil oft der Un⸗ 
ae ie erhöhten Koſten bezahlen müßte. Wenn 
mehr Termine herauskommen, ſo kommt es in der 
Regel daher, weil die eine Partei auswärts wohnt, 
ihr Anwalt nicht informiert iſt und deswegen einen 
neuen Termin beantragen muß. Derjenige, der am 
Orte wohnt, kann ſofort Erklärungen abgeben; wenn 
er trotzdem den Prozeß verliert, 8 bezahlt er dafür, 
daß der andere Informationen nicht rechtzeitig zur 
Stelle ſchaffen kann. 

Obwohl wir gegen Einführung des Offizialverfahrens 
ſind, ſo glauben wir doch, daß gewiſſe Bedenken der 
Gerichte gerechtfertigt ſind. Es it in der Tat Pflicht 
der Parteien, daß ſie alles, was zur Entſcheidung des 
Prozeſſes gehört, rechtzeitig zur Stelle ſchaffen, und 
daß es nicht zehnfacher Vertagung bedarf, ehe das 
Gericht im Beſitz des nötigen Materials iſt. Ebenſo 
muß das Gericht, wenn es den Prozeß für ſpruchreif 


Juriſtiſ che Wochenſchrift. 


805 


hält, den Spruch fällen können, ohne erſt auf Ver⸗ 
tagungsverſuche der Parteien hören zu müſſen. Eine 
derartige Verbeſſerung wird man in den Entwurf 
bringen können, ohne das Offizialverfahren einzuführen. 

Wir ſind ſchließlich gegen die Pauſchalierung der 
Schreibgebühren und Porti, wir 55 
am meiſten. Der Herr Referent hat bereits hervor⸗ 
gehoben, daß wir den größten Schaden davon haben 
würden. Wir müſſen jetzt ſchon einen großen Teil 
unſerer geringen Gebühren zuſetzen zu den Bureau⸗ 
koſten, und nachher wird es noch ſchlimmer. Wir 
haben berechnet: es wird auf den einzelnen Amts⸗ 
gerichtsanwalt mit einer normalen Praxis eine Ein⸗ 
buße bis ungefähr 1 500 Mark kommen. Das können 
wir abſolut nicht vertragen, da müſſen wir entweder 
einpacken oder unſere Bureaubeamten entlaſſen. 

Und nun, meine Herren, die Kompetenzerhöhung. 
Man hat darüber häufig geleſen: wie kommt die 
Regierung eigentlich zu der Kompetenzerhöhung? dazu 
liegt ja gar kein Anlaß vor. — Ich halte ſie eigentlich 
für ſelbſtverſtändlich. 

(Heiterkeit und Beifall.) 
Meine Herren, wenn eine Kommune beſchließt, eine alte 
Straße neu zu pflaſtern, wird ſie die alte Breite wieder 
annehmen oder dem modernen Verkehr entſprechend 
eine größere Breite beſchließen? Ebenſo iſt es hier: 
wenn man das amtsgerichtliche Verfahren einmal ändert, 
wird man auch die Grenze der modernen Zeit ent⸗ 
ſprechend ändern. Und. da iſt es doch keine Frage, 
daß man ſich mit den 100 Talern nicht begnügen wird. 
Es wird mir niemand im ganzen Saale abſtreiten, 
wenn ich ſage: wenn heute die . neu 
0 würde, würde kein Menſch darauf kommen, 
00 Mark als die geeignete Summe anzuſehen. 
(Lebhafter Widerſpruch.) 
— Unter 500 Mark würde es wohl keinesfalls 
werden. — Es iſt dabei zu berückſichtigen, daß ſich unſer 
deutſches Volk in den 30 Jahren fit Schaffung der 
Zivilprozeßordnung kulturell bedeutend gehoben hat, 
und die Fortſchritte, die auf allen Gebieten unſeres 
Lebens zu verzeichnen find, ſollten am juriſtiſchen 
Gebiet ſpurlos vorübergehend Es iſt bis zum Über⸗ 
druß das Schlagwort von der Verſchlechterung der 
Rechtspflege ausgeſprochen worden. Ich glaube, wir 
brauchen uns darüber nicht weiter groß zu unterhalten. 
Das habe ich bereits vorhin anerkannt, daß das Kol⸗ 
legialgericht ſelbſtverſtändlich beſſer iſt; aber wenn man 
konſequent ſein will, müßte man es für alle Objekte 
einführen, denn die Prozeſſe von 150 bis 300 Mark 
ſind für den, der ſie führt, ebenſo wichtig wie die Prozeſſe 
darüber. Da das abſolut unmöglich iſt, muß man den 
Einzelrichter haben. Die Sache iſt nur die — und 
daran ſtoßen ſich die meiſten —: dann haben wir als 
zweite Inſtanz die Berufungskammern der Landgerichte, 
und das können wir nicht verantworten. Sehr richtig, 
und darum ſind wir auch der Anſicht, daß, wenn die 
Kompetenzerhöhung kommt, auch dafür gelorgt wird, 
daß die Berufungsinſtanz eine andere wird als bisher, 
und da iſt aus Anwaltskreiſen der Vorſchlag gemacht 
worden, daß die Berufungskammer nicht mit Land⸗ 
richtern, ſondern mit Oberlandesgerichtsräten beſetztwird. 
(Heiterkeit.) 
102 
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Dann würde ein höheres Gehalt auch gewährleiſten, daß 
ein Wechſel in den Berufungskammern nicht eintritt, 
und damit würde eine ſtändige Rechtſprechung ird, ehe 
die jetzt fehlt. Wenn dies Bedenken beſeitigt wird, ſehe 
ich nicht ein, warum man nicht zu einer Erhöhung der 
Kompetenz kommen ſoll. Daß ſie große Vorteile hat 
für das Publikum, iſt ſicher. Geſtatten Sie mir, hierzu 
einige Punkte anzuführen! 

Der Einzelrichter kennt die Verhältniſſe beſſer und 
kann viel beſſer beurteilen, was die Parteien vorbringen, 
als das Landgericht. Wir haben es häufig erlebt, 
daß bei uns kein Anwalt einen Klienten annehmen 
wollte, weil wir den Mann ganz genau kannten; er 
ging an das Landgericht, und wenn er einen reinen 
Kragen um und den nötigen Vorſchuß in der Taſche 
hatte, da fand er auch einen Anwalt. Im Gegenſatz 
um Herrn Referenten Hachenburg bin ich der An⸗ 
Bet, daß die Prozeſſe, wenn der Anwaltzwang ab- 
geſchafft wird, nicht vermehrt, ſondern vermindert 
werden. 

(Heiterkeit.) 


Erſt durch die Erhöhung der Zuſtändigkeit wird es ſich 
ermöglichen laſſen, daß wir an den kleinen Orten einen 
lebensfähigen Anwaltſtand bekommen — das iſt 
dringend notwendig — und auch eine Verbeſſerung 
der Rechtspflege. Daß das Bedürfnis dazu da iſt, 
aber jetzt nicht geſtillt werden kann, das lehren die 
vielen Annoncen, in denen Gemeinden mit kleinen Ge⸗ 
richten um Niederlaſſung eines Anwalts bitten. 

In der Begründung des Entwurfes wird geſagt, 
daß die Koſten geringer werden; es wird auf die 
Nebenkoſten hingewieſen. Ich habe noch nicht bemerken 
können, daß das Publikum über die Nebenkoſten klagt; 
aber es klagt über die koloſſalen Reiſekoſten der aus⸗ 
wärtigen Anwälte. Deshalb muß man oft den Par⸗ 
teien abraten, ihr gutes Recht zu verfolgen, weil an 
dem Orte kein Anwalt anſäſſig iſt. 

Dann die Ratserteilung. An wen wendet ſich 
das Publikum an kleinen Orten, wenn es einen Rat 
haben will? Jeden Menſchen, von dem man glaubt, 
daß er etwas vom jus verſteht, konſultiert es, bis 
zum Ratsdiener. Und was für ein Rat kommt dabei 
heraus! Was entſteht dadurch für Schaden! Der 
wirtſchaftliche Schaden durch falſche Ratserteilung iſt 
für das Volk viel größer und verhängnisvoller, als 
wenn ein Einzelrichter einmal ein falſches Urteil macht. 


(Bewegung.) 


Uns Amtsgerichtsanwälten wurde nach der Mann⸗ 
heimer Tagung der Vorwurf gemacht, daß wir für die 
Kompetenzerhöhung eintreten aus materiellen, pekuniären 
Gründen. Ich muß namens der Amtsgerichtsanwälte 
dieſen Vorwurf entſchieden zurückweiſen. Die aller⸗ 
meiſten von uns ſtehen auf dem Standpunkt, daß wir 
einen pekuniäären Vorteil von der Sache gar nicht 
haben werden. 


(Große Heiterkeit. Ruf: Na, na!) 
— Die Konkurrenz werden Sie los, und wir bekommen 
ſie. — Das einzige Intereſſe, das wir haben, iſt, daß 
wir endlich einmal aus dem lähmenden, beſchämenden 
und niederdrückenden Gefühl herauskommen, daß wir 
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zwar dasſelbe gelernt haben wie die Herren an den 
Kollegialgerichten, daß aber unſere Weisheit aufhört, 
ſobald die Summe von 300 Mark überſchritten wird. 


(Bewegung.) 


Ich glaube überhaupt, meine Herren, die ganze 
Frage der Kompetenzerhöhung würde nicht ſo viel 
Staub in den Kollegenkreiſen aufgewirbelt haben, wenn 
die Lage unſeres Anwaltſtandes noch eine ſo ſichere 
und feſte wäre wie vielleicht vor 20 Jahren. Wir 
haben das alles ſchon mal erlebt. Als 1879 die Kreis⸗ 
gerichte aufgehoben wurden, mußten auch viele Anwälte 
von den Kreisgerichten zu den Landgerichten gehen. 
Damals iſt die Preſſe nicht ſo in Bewegung geſetzt 
worden, iſt nicht ſo lamentiert worden, weil damals 
noch genug Platz für Anwälte war. Das iſt jetzt 
anders. Die Novelle wird uns etwas Schaden bringen 
durch Aufhebung des Anwaltzwanges bei Objekten 
von 300 bis 800 Mark. Aber das iſt die Hauptſache 
nicht. Unſere Lage iſt ſchon ſchlecht genug; ſie kann 
eben keine Verſchlechterung mehr vertragen. Auch 
darum halten wir es nicht für richtig, wenn wir dem 
Entwurf ganz ablehnend gegenüberſtehen, weil ſicher 
anzunehmen iſt, daß der re den Entwurf mit 
Abänderungen zum Geſetz werden läßt. 


(Widerſpruch.) 


Wir halten es für viel richtiger, daß wir jetzt an die 


Regierung herantreten, auf die Notlage unſeres Standes 
hinweiſen und dahin zu wirken ſuchen, daß wir Kom⸗ 
penſationen dafür bekommen, daß wir jetzt noch mehr 
aufgeben müſſen. 

Dann iſt die Karenzzeit für den Anwaltſtand ein⸗ 
uführen; ſonſt erleben Sie es, daß viele Aſſeſſoren 
f auf die Amtsgerichte ſtürzen, 

(aha!) 
und die älteren Landgerichtsanwälte nachher zu ſpät 
kommen, die ans Amtsgericht übergehen wollen. 

Wir meinen ferner, daß mit dem Konſulententum 
gründlich aufgeräumt werden muß. Wenn die Amts⸗ 
erichte einmal erweitert werden, werden ſich an allen 

erichten Anwälte niederlaſſen, und es wird nicht mehr 
nötig ſein, Rechtskonſulenten zuzulaſſen. Die Lage 
unſeres Anwaltſtandes iſt keine roſige; aber wir 
glauben, daß man richtiger handelt, wenn man jetzt 
den Moment benutzt, und wenn der Anwaltſtand dafür 
ſorgt, daß uns die Erleichterungen gebracht werden, 
die wir verlangen können. Die Bearinbung zur No⸗ 
velle ſpricht fi) dahin aus, daß ein ſicherer und feſt⸗ 
geſtellter Anwaltſtand ſelbſtverſtändlich vorhanden ſein 
muß; die Mittel aber, wie er geſchaffen werden ſoll, 
gibt ſie nicht an. Ich glaube, die Antwort darauf 
werden wir noch zu erbitten haben. 


Beifall und lebhaftes Ziſchen.) 


Vorfitzender: Meine Herren, es iſt ſoeben folgende 
Depeſche eingegangen: 
Die Rechtsanwälte des 5 Guhrau 
wünſchen beſten Erfolg in der Bekämpfung des 
Regierungsentwurfs. 


(Stürmiſcher Beifall und große Heiterkeit.) 


—— ů.ͤ—p]p — . — — ——— ——— — 


36. Jahrgang.“ 


Meine Herren, es ſind jetzt noch einige ausreichend 
unterſtützte Anträge zu dieſem Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung eingegangen. ma: 

Zunächſt ein Antrag des Herrn Kollegen Fürſt aus 
PR zu 8 509 58PD.: 7.00.00 

Nach Abſatz 1 des Entwurfs ſeien folgende Abſätze 
einzuſchalten: „ | je 
2. Dieſe Einvernahme iſt jedoch nur bezüglich 
ſolcher Zeugen und Sachverſtändigen zuläſſig, 
welche dem Gegner in einem mindeſtens eine 
Woche vor dem Termin zugeſtellten Schrift⸗ 
ſatze, und, falls ſie gegenbeweislich gegen ſolche 
vernommen werden ſollen, in einem mindeſtens 


3 Tage vor dem Termin zugeſtellten Schrift⸗ 


| ſatz benannt find. Ä | 
3. Den Parteien und ihren Vertretern ſteht das 
Recht zu, Zeugen und Sachverſtändige gemäß 
8 377ff. ZPO. insbeſondere mit der Wirkung 
der 88 380ff. direkt zu laden. 


Ein zweiter Antrag desſelben Herrn bezieht ſich 

auf 8 48 GSG. N 
Zu Abſatz 1: | 

1. Satz 4 ſei i Zuſatz zu machen: 

ferner von ſolchen Terminen, bezüglich deren 

die Parteien eine Woche vorher dem Gerichte 

übereinſtimmend die Anzeige machen, daß 

die Sache in ihnen nicht verhandelt werden 

ſoll, und endlich von ſolchen Terminen, 

deren Verlegung oder Vertagung infolge 

einer dringenden Verhinderung eines Be⸗ 

teiligten erfolgt. Die Nichtberechnung dieſes 

Termins erfolgt nur auf Antrag des Ver⸗ 


hinderten; der Grund der Verhinderung iſt 


glaubhaft zu machen; gegen die Ablehnung 
des Antrags ſteht dem Antragſteller die 
ſofortige Beſchwerde zu; wird dem Antrage 

b e ſo hat der Gegner kein Rechts⸗ 
mittel. | 


2. Als Abfa 2 einzuſchieben: 


Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Satz 1 


findet keine Anwendung in ſolchen Sachen, 
in denen überhaupt in keinem Termin 
kontradiktoriſch verhandelt wird. 

3. Als Schlußabſatz zuzuſetzen: ä 
Ein Regreß auf einen der beiderſeitigen 
Rechtsanwälte wegen Erfatzes der beſonderen 

Gebühren iſt ausgeſchloſſen; 5 
(Heiterkeit) 


t 


dieſe haften nur, wenn 


Es iſt ferner noch ein Antrag eingegangen von 


Herrn Dr. Mayer: Frankenthal, ein Antrag, der nach 


meiner Auffaſſung nicht unter die Tagesordnung fällt; 
ich will ihn Ihnen mitteilen, glaube aber nicht, daß 
er zur Debatte geſtellt werden kann. Er lautet: 
Der Deutſche Anwaltstag erhebt entſchiedenen 
Widerſpruch gegen den in der bayeriſchen Kammer 
der Abgeordneten am 22. November 1907 an⸗ 


genommenen Antrag: die bayeriſche Regierung 
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möge im Bundesrat auf Beſeitigung des An- 
waltzwanges im landgerichtlichen Verfahren hin⸗ 
wirken. | 
Es kommt dann eine längere Begründung. Ich 
bin einſtweilen der Meinung, daß darüber nicht ver⸗ 
handelt wird, ſondern nur über die zur Novelle ſelbſt 
geſtellten Anträge. 
Sehr richtig!) 


Wir fahren nunmehr in der Debatte fort. 
E * ® 


Juſtizrat Stroh⸗Elbing: Meine geehrten Herren, 
ich bin der Überzeugung, daß es für uns heute auf 
dreierlei ankommt: erſtens darauf, daß wir uns dar⸗ 
über einig werden: dieſer Geſetzentwurf bringt eine 
Verbeſſerung des Prozeßrechts nicht, ſondern im Gegen⸗ 
teil eine erhebliche Verſchlechterung, — 


(bravo!) 


weitens darüber, daß dieſer Entwurf, ohne eine Ver⸗ 
eſſerung des Prozeßrechtes herbeizuführen, an unſeren 
vitalſten Fan dorf rührt, und drittens, daß er nicht 
ges net ſein darf, einen Zwieſpalt in die deutſche 
echtsanwaltſchaft hineinzutragen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, der ganze Entwurf, ſoweit er als 
Reformentwurf in Betracht kommt, ſcheint mir ledig⸗ 
lich um zweier Beſtimmungen willen gemacht zu ſein: 
die eine iſt die, durch 1 die Kompetenz der Amts⸗ 

erichte auf 800 Mark erhöht wird; die andere iſt die, 

urch welche die Berufung bei Objekten von 50 Mark 
und weniger ausgeſchloſſen wird. Beiden Beſtimmungen 
liegt meiner Überzeugung nach — ich ſpreche das nicht 
nur als Vermutung aus — ein Motiv zugrunde, das 


skaliſche. 
* (Sehr richtig!) 


Nur hieraus läßt ſich erklären, daß man ein ſo wenig 
begründetes Stückwerk mit ſolcher Eilfertigkeit zum 
Geſetze durchbringen will. 


2 (Widerſpruch.) 


Meine en, ich bin entſchieden der Meinung, daß 
ö muß, und bin auch der Anſicht, da 

die Kompetenz der Amtsgerichte erweitert werden kann; 
aber man ſoll das doch nicht in der Weiſe machen, 
daß man nach Art eines Metzgermeiſters zum großen 
Meſſer greift und von der Landgerichtskompetenz wie 
von einer großen Wurſt ein Ende abſchneidet. | 


(Große Heiterkeit und lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, daß gerade bei einer Tätigkeit wie der 
richterlichen, bei der es nicht nur auf Wiſſen und 
Können, ſondern fortgeſetzt auf Erkennen ankommt, 
das Zuſammenwirken von mehreren eine weit höhere 
Garantie dafür bietet, daß das Richtige gefunden wird, 
als die Tätigkeit eines einzelnen, darüber kann meiner 
Auffaſſung nach bei logiſch denkenden Männern eigent⸗ 
lich kein Zweifel obwalten. 5 = 


(Zuſtimmung und Widerſpruch.) 


Meines Erachtens iſt die vollkommenſte Rechtspflege 
gerade die, welche ſchon für die erſte Inſtanz die: 
102* 


4 
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größtmöglichen Kautelen dafür ſchafft, daß das Richtige 
gefunden wird, ER 
(ſehr richtig!) 


ſodaß der Anwalt der unterlegenen Partei ſagen muß: 
gegen dieſes Urteil iſt die Berufung ausſichtslos. 


(Bravo!) 


Meine Herren, wir haben es wohl alle ſchon erfahren, 
wie ſchwer es bisweilen hält, eine Partei, die ſich 
durch ein offenſichtlich unrichtiges Urteil in = 
Rechte verletzt ſieht, zur Anrufung der höheren Inſtanz 
zu bewegen, ja, wie alles Bemühen bisweilen ver⸗ 
eblich it, nicht allein deshalb, weil die Partei die 
höheren Koſten fürchtet, ſondern weil ihr Vertrauen 
zu den Gerichten überhaupt durch dieſe Rechtsverletzung 
aufs tiefſte erſchüttert 5 Darum müſſen wir uns 
mit aller Entſchiedenheit dem entgegenſtellen, daß die 
Rechtſprechung in der erſten Inſtanz verſchlechtert wird 
um des fiskaliſchen rer willen. 

In der Ausſchließung der Berufung bei den 
niederen Werten, meine Herren, erblicke ich — ich ge⸗ 
ſtehe es unumwunden — eine Härte genen die ärmeren 
Klaſſen des Volkes, gegen den kleinen Mann, den man 
doch immer beſonders berückſichtigen zu müſſen meint. 
Wenn wir hier auf unſer Intereſſe ſehen wollten, 
könnten wir dieſer Maßnahme nur unſere volle Zu⸗ 
ſtimmung geben; Zr 

(bravo!) 


denn für den Kollegen beim Amtsgericht wird dadurch 
nichts geändert, und der Anwalt beim Landgericht wird 
dadurch nur von einer mühſeligen, zeitraubenden Klein⸗ 


arbeit befreit, 
(ſehr gut!) 


für die er eine Entſchädigung bezieht, die hinter den 
Sätzen der Tagelohnarbeiter noch zurückſteht. 


(Sehr richtig!) 


Gerade weil wir unſer Sonderintereſſe dem Intereſſe 
der Allgemeinheit — das iſt wohlverſtanden nicht der 


Fiskus — 
(Heiterkeit) 


unterordnen, müſſen wir, auch wenn unſere Gebühren⸗ 
ſätze in den unteren Wertſtufen nicht erhöht werden, 
doch aus Gerechtigkeitsſinn gegen den kleinen Mann, 
dem an dem Betrage von 50 Mark viel mehr liegen 
kann als dem begüterten an einer viel größeren Summe, 
dieſe Anderung mit Entſchiedenheit bekämpfen. Wir 
müſſen dies um ſo mehr, als dem Betroffenen der 
Weg verſchloſſen iſt, von dem Richter Schadenserſatz 
zu fordern, wenn dieſer ihn aus 8 ſo grober 
Geſetzesunkenntnis, aus noch ſo grober Fahrläſſigkeit 


ädigt hat. 
gesch digt he (Bravo!) 


® 
Denn der Richter ift den Parteien nur für ſolche 
Pflichtverletzungen verantwortlich, die ihn gerichtlich 
ſtrafbar machen. Gerade bei dieſer Beſtimmung des 
Bürgerlichen Geſetzbuches muß die Verſagung der 
Berufung als eine Ungerechtigkeit gegen die ärmeren 
Klaſſen des Volkes empfunden werden. 

Meine Herren, der Entwurf, habe ich geſagt, rührt 
an unſeren vitalen Intereſſen, ohne eine Verbeſſerung 
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des Prozeßrechtes zu bringen. Als in den fiebziger 

ahren die Juſtizgeſetze eingeführt wurden, als dem 

echtsanwaltſtand die große Laſt der Armenprozeſſe 
aufgebürdet wurde, da ſagte man: ihr habt ja als 
Aquivalent dafür den Anwaltzwang und die hohen 
Gebührenſätze. Man hatte doch ein gewiſſes Empfinden 
dafür, daß dem Rechtsanwalt etwas als Aquivalent 
geboten werden mußte. Heute ſcheint dieſes Empfinden 
vollſtändig abhanden gekommen zu ſein. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ſeit dem Inkrafttreten der Juſtizgeſetze 
iſt bei jeder Gelegenheit alles geſchehen, um dieſe als 
ompenſation uns gewährten Juſtttutionen uns zum 
Teil zu entziehen; es iſt mit ziemlicher Rückſichts⸗ 
loſigkeit gegen unſeren Stand vorgegangen. Ich 
erinnere nur daran, daß man vor gar nicht langer 
Zeit den Klagen des Publikums über die Höhe der 
Prozeßkoſten einfach dadurch abzuhelfen verſuchte, daß 
man die Anwaltsgebühren erheblich herabſetzte, an den 
Gerichtskoſten dagegen abſolut nicht rührte; die ſollten 
um keinen Deut verringert werden. Glücklicherweiſe iſt 
jener Entwurf damals zum Scheitern gekommen. 
Man hat uns ferner von jeder Tätigkeit bei den 
Gewerbegerichten e man hat uns von 
jeder Tätigkeit bei den Kaufmannsgerichten aus⸗ 
eſchloſſen; man hat den Prozeßagenten gegen uns 
Sgelaſſen, und jetzt will man ganz unbekümmert um 
uns den Anwaltzwang zu einem erheblichen Teile 
beſeitigen. Meine Herren, 1 aller Ungunſt von 
dieſer und jener Seite, muß ich doch ſagen, ſteht unſer 
Anwaltſtand wie vielleicht kein anderer Stand mit 
der Volksſeele in einer engen Fühlung, und es will 
mir doch ſehr zweifelhaft erſcheinen, ob man gut tut 
für die 5 und die Rechtspflege, einen 
ſolchen Stand bei all und jeder Gelegenheit zurück⸗ 
zuſetzen und unbillig zu behandeln. 


Vorſitzender: Die 10 Minuten ſind um. 


(Redner verläßt die Tribüne unter lebhaftem Beifall 
der Verſammlung.) 


Meine Herren, es hat ſich ſodann zur Geſchäfts⸗ 
ordnung Herr Kollege Mainzer aus Stuttgart ge⸗ 
meldet. Ich will bemerken, daß ſich die 10 Minuten 
nicht auf die Reden zur Geſchäftsordnung beziehen; 
ich erwarte, daß dafür 3 Minuten nußreihen. 


Rechtsanwalt Mainzer⸗Stuttgart: Meine Herren 
Kollegen, es iſt heute mit Recht darauf i rad 
worden, daß wir im Reichstag einen Appell finden 
ſollten. Ich habe mich nun hier eines Auftrages zu 
entledigen, indem ich erkläre, daß ein bei einem Amts⸗ 
gericht zugelaſſener Kollege, der Reichstagsabgeordnete 
Roth, mich ermächtigt hat, zu erklären, daß er ein 
energiſcher Gegner der Regierungsvorlage iſt. 

(“Lebhafter Beifall.) 
Er iſt Mitglied der wirtſchaftlichen Vereinigung; er iſt 
Abgeordneter eines durchweg ländlichen Kreiſes. 
hoffe, daß, wenn ein Mann aus dieſem Milieu ſeine 
Erfahrungen in dieſer Weiſe ausſpricht, ſeine Stimme 
nicht überhört werden kann. 


[| 


ne 


36. Jahrgang. 


Vorſitzender: Das gehört aber ſicher nicht zur 
Geſchäftsordnung. 
(Große Heiterkeit.) 
Auf die Weiſe könnte ſich ja jeder das Wort verſchaffen. 
| (Erneute Heiterkeit.) 


(Redner verläßt die Tribüne unter dem Beifall der 
| Verſammlung.) | 


Suftigrat Koffka⸗Berlin: Meine Herren, die Zivil⸗ 
prozeßordnung haben wir ſeinerzeit bekommen aus dem 
Weſten; jetzt, wo es ſich um eine Reform handelt, 
wenden ſich die Blicke nicht nach dem Weſten, ſondern 
eic dem Oſten: man will nach dem Muſter der öſter⸗ 


reichiſchen Zivilprozeßordnung unſere deutſche Zivil⸗ 
Wesen haben revidieren. eine Herren, aus dem 
Weſten haben wir immer den Fortſchritt bekommen, 


aus dem Oſten ſtets die Reaktion. 
(Bravo!) 


Wenn wir nach dem Vorbilde der öſterreichiſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung reformieren würden, ſo würde das auch 


eine Reaktion ſein. : 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich kann in das begeiſterte Lob, 
das vorhin der öſterreichiſchen Zwilprozeßordnung ge⸗ 
ſpendet wurde, nicht einſtimmen, obwohl ich nicht ver⸗ 
kenne, daß es eine ganze Reihe von Beſtimmungen 
gibt, die auch uns zum Muſter dienen könnten. Im 
allgemeinen muß ich es entſchieden als einen Mißgri 
bezeichnen, wenn man in dieſer Beziehung immer na 
Oſterreic hinblickt. 

Auf ein öſterreichiſches Geſetzeswerk möchte ich aber 
doch Ihre Blicke lenken, auf die ſogenannte Jurisdiktions⸗ 
norm; das iſt das, was bei uns das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz genannt wird. Dieſe Jurisdiktionsnorm, welche 
auch die Zuſtändigkeit zwiſchen den einzelnen Gerichten, 
den Bezirksgerichten und den Gerichtshöfen erſter Inſtanz 
— lern Landgerichten — regelt und abgrenzt, ftellt 
die 99 der Bezirksgerichte nach oben ei bis 
auf Gulden feſt. eine Herren, was war damals 
für eine ſo enorm hohe Grenze maßgebend? Die 
Motive zur Jurisdiktionsnorm ſagen: an ſich iſt nach 
dem gegenwärtigen Stande der allgemeinen Meinung 
darüber kein Zweifel, daß das Verfahren vor den 
Kollegialgerichten den erheblichen Vorzug vor dem 
Verfahren vor den Einzelgerichten hat, und wenn 
trotzdem dem Einzelrichter eine Reihe von Sachen 
überwieſen werden müſſen, ſo können hierfür keine 
anderen Gründe maßgebend ſein als ſolche der . fab 
adminiſtration. Und mit vollkommener Offenheit ſagt 
nun Klein in dieſen Motiven: wenn wir die Grenze 
bis auf 1000 Gulden vorſchlagen, ſo tun wir es bloß 
deshalb, weil wir keine Mittel dafür haben, um ſo 
viel Richter anzuſtellen, 


| (hört! hört!) 
und zweitens tun wir es, weil wir auch nicht glauben, 
daß wir ſo viel Richter für die höheren Inſtanzen 
finden können. Das ſind die Gründe, die damals 
Klein für die Begründung einer ſo hohen Zu⸗ 
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ſtändigkeitsgrenze angeführt hat. Meine Herren, was 
freut uns daran? Die Aufrichtigkeit, mit welcher dies 


geſagt wird. | 
Ä (Stürmiſcher Beifall.) 


Warum freut es uns? Es freut uns nur mit einem 
Auge, mit dem andern Auge ſchmerzt es uns, weil wir 
die gleiche Aufrichtigkeit bei unſerer deutſchen Reichs⸗ 
regierung nicht gefunden haben. 


(Bravo!) 


Wenn fie eine Willenserklärung dahin abgegeben bat: 
ich beabſichtige, den Amtsgerichtsprozeß zu reformieren, 
und um die Wohltaten dieſes reformierten Amtsgerichts⸗ 
prozeſſes einem recht großen Teil der Bevölkerung der 
kommen zu laſſen, darum ſchiebe ich die Grenze der 
Zuſtändigkeit bis auf 800 Mark hinauf, — ſo ſage ich: 
was die Regierung will, iſt etwas anderes: ſie will 
die Erhöhung der amtsgerichtlichen ar nichts 
weiter. Wenn ſie daneben eine Reform des amts⸗ 
gerichtlichen Zivilprozeſſes vorgeſchlagen hat, ſo iſt das 
nichts weiter als ein Mantel, den ſie dieſem ihrem 
Willen umgehängt hat, der aber fadenſcheinig iſt, und 
durch cc Lücken die finanziellen Blößen des Ganzen 
hindurchſcheinen. 
(Stürmiſcher Beifall.) 


Meine Herren, das behaupte ich nicht nur, ſondern 
das kann bewieſen werden, und das iſt ſchon bewieſen 
worden durch die geiſtvollen Ausführungen des Re⸗ 
ferenten Hachenburg. Denn Hachenburg hat aus⸗ 

eführt — und darum brauche ich es nicht zu wieder⸗ 
holen —, daß das, was uns hier als Reform des 
Amtsgerichtsprozeſſes vorgegeben iſt, in der Tat gar 
nichts mit der Struktur des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens an ſich zu tun hat, 
(ſehr richtig!) 

ſondern daß man alle dieſe Maßnahmen ebenſo gut 
auch auf den Landgerichtsprozeß hätte übertragen 
können, und daß man es nur deshalb nicht tut, um 
eben einen . zwiſchen Landgericht und Amts⸗ 
ericht zu begründen und auf dieſe Weiſe die erhöhte 
Halden zu gewinnen. Alles das konnte für das 
Anbgerihlänerfabren auch vorgeſchlagen werden, und 
darum, meine ich, iſt es ganz klar, was die Regierung 
damit gewollt hat: eine angebliche Reform des Amts⸗ 
erichtsverfahrens zum Zwecke der Erhöhung der Zu⸗ 
ſtändigkeit | 

Es iſt ja auch klar, daß die Regierung ſich den 
Anſchein geben mußte, als ob ſie eine Reform des 
amtsgerichtlichen Verfahrens beabfichtige; denn von 
maßgebender Seite iſt ſehr energiſch darauf hingewieſen 
worden, daß das notwendig it. Meine Herren, es 
iſt ja bekannt, daß unſerem gegenwärtigen Gerichts⸗ 
8 der Vorwurf gemacht worden iſt, es 
ſei ein plutokratiſches Syſtem inſofern, als man das 
vermeintlich beſſere Verfahren nur für die größeren 
Objekte, und das ſchlechtere für die geringeren ein⸗ 
geführt hat. Es iſt als plutokratiſch gegeißelt worden 
von keinem Geringeren als dem Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten Vierhaus. Vierhaus hat aber weiter 
geſagt: wenn man die Grenze nach oben noch erhöhen 
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würde für die Amtsgerichte, ſo würde ſelbſtverſtändlich 
dieſer plutokratiſche Zug des gegenwärtigen Gerichts⸗ 
ee noch bedeutend verſtärkt werden, 
und das darf nicht ſein. Aber Vierhaus hat dann 
fortgefahren: etwas ganz anderes iſt es, ob nicht eine 
Reform des amtsgerichtlichen Prozeſſes eintreten 
könnte, und ob wir, wenn wir ein vernünftiges amts⸗ 
gerichtliches Verfahren haben, nicht auch in die Er⸗ 
wägung eintreten könnten, ob wir einem ſo verbeſſerten 
amtsgerichtlichen Verfahren noch mehr Prozeſſe zu⸗ 
weiſen können als gegenwärtig. Er verlangt dringend 
eine Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens. Aber 


was hier vorgeſchlagen iſt, iſt nicht eine ſolche 
Reform. 


Worauf muß ſich eine Reform des amtsgerichtlichen 
Verfahrens beziehen? Das dürfte klar ſein. Sie müßte 
davon ausgehen, daß es innere Unterſchiede zwiſchen dem 
amtsgerichtlichen Verfahren und dem Anwaltsprozeß 
gibt, innere Unterſchiede, die darin liegen, daß beim 

mtsgericht die Parteien nicht durch Anwälte vertreten 
zu ſein brauchen, und die infolgedeſſen herbeiführen, 
daß alle Kautelen, die in der Zivilprozeßordnung für 
eine gründliche Vorbereitung der mündlichen Verhand⸗ 
lungen durch die Schriftſätze geſchaffen worden ſind, 
beim Amtsgerichtsverfahren fehlen, und daß infolge⸗ 
deſſen bei verwickelten Sachen — je höher wir das 
Objekt ſchrauben, deſto mehr verwickelte Sachen wird 
es auch beim Amtsgericht geben —, wenn die Parteien 
ſich nicht durch Anwälte vertreten laſſen, eine Feſt⸗ 
ſtellung des tatſächlichen Materials nach Maßgabe 
unſerer gegentoärtigen Zivilprozeßordnung nicht möglich 
iſt, wei 3 Amtsgerichtsverfahren löl i als ein 
Appendix des Anwaltsprozeſſes behandelt iſt und da 
eine ſtiefmütterliche Behandlung erfahren hat, worauf 
Vierhaus mit vollem Recht hingewieſen hat. Meine 
Herren, darum muß eine wirkliche Reform des Amts⸗ 
„ dahin ſtreben, daß das tatſächliche 

aterial in verwickelten Sachen auch eine genügende 
Feſtſtellung finden kann. Da müſſen Sicherungs⸗ 
mittel gefunden werden, und die laſſen ſich finden. Es 
iſt merkwürdig: auch der Entwurf weiſt fortwährend 
nach der öſterreichiſchen ng gm, bin, aber 
die Beiſpiele, die er anführt, find immer nur ſolche 
Beſtimmungen, die dort nicht bloß für das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren, ſondern auch für das Verfahren 
vor den Gerichtshöfen erſter Inſtanz gegeben worden 
ſind. Dagegen iſt mit keinem Worte davon geſprochen 
worden, wie in Oſterreich das Verfahren vor den 
Einzelgerichten geordnet worden iſt; ob das zum Muſter 
genommen werden könnte, davon ſteht nichts da, und 
es ſcheint noch nicht einmal, daß die Reichsregierun 
einen Vertreter nach Oſterreich geſchickt hat, der ſich 
darüber informieren konnte, wie es unſer Kollege hier 
gemacht hat. . ie 


Vorſitzender: Ich muß den u. Redner bitten, 
nun ſeine Ausführungen zu ſchließen. Ich kann keinen 
Unterſchied machen, ſo intereſſant die Ausführungen 


auch ſind. 
(Rufe: Weiterreden! Schluß!) 


— Meine 3 wenn wir einmal eine Geſchäfts⸗ 
ordnung haben, muß auch danach gehandelt werden; 
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denn die anderen Herren könnten ſich beklagen, wenn 
ihnen das Wort entzogen wird. | | 


(Redner verläßt unter lebhaften Beifall der 
| Verſammlung die Tribüne.) | 


Geheimer Juſtizrat Dr. Kraufe- Berlin: Meine 
Herren, wenn hier eine Kompenſation zuläffig wäre, 
würde ich dasjenige, was bei meiner Rede an 
10 Minuten fehlt, gern einem der Herren zedieren. 
Das wird aber nicht zuläſſig ſein. 

Ich habe im wefentlichen nur zwei Bemerkungen 
zu machen; die eine iſt die. Der eine Kollege, de 


e, der 
auf einem anderen Standpunkt ſteht als unſere beiden 


Referenten, hat einen ſehr wertvollen Satz ausgeſprochen, 
den ich 5 mochte: „Darüber wird kein Zweifel 
ſein, daß die Rechtspflege und biecßtſprucheng durch ein 
Kollegialgericht beſſer ie als durch den Einzelrichter“. 

(Sehr richtig!) | 
Mit dieſem Satz hat er feine ganze Poſition aufgegeben. 

| (Sehr richtig!) ö 

Denn unſer deutſches Volk iſt wert, die beſte Recht⸗ 


ſprechung zu bekommen, die nur denkbar iſt, 
(ſehr richtig!) 


und deshalb muß man dahin wirken, daß es die beſte 
e bekommt, ſie mag Geld koſten, ſo viel 


ſie will. 
(Bravol) 

Er hat auch die Finanzen des Reiches und Preußens 
und anderer Staaten herangezogen. Es gibt keine 
beffere und produktivere Ausgabe als die für eine 
gute Rechtspflege. | 

5 Bravo!) 


Meine Herren, ich möchte an dieſer Stelle ausſprechen: 
ich un. für eine E ende des deutſchen Volkes 


halten, dieſe Koſten für die Rechtspflege in einem noch 


höheren Maße in dem Sinne aufzubringen, daß unſere 
Richter beſſer geſtellt werden. Die haben auch nicht 
die pekuniären Mittel, die fie haben müßten, um auf 
der vollen Höhe ihres Amtes zu ſtehen und zu walten. 


(Sehr richtig!) 


Das iſt die einzige Bemerkung, die ich zu dem 
Entwurf En machen habe. Meine zweite Bemerkun 
iſt von allgemeinerer Bedeutung; es iſt bereits aa 
Be ich glaube aber, daß es vor der ver- 
ammelten Anwaltſchaft noch einmal ſcharf ausgeſprochen 
werden muß. Das iſt das Verhältnis zwiſchen der 
Reichsregierung und der Anwaltſchaft. Meine Herren, 
ein ſolcher Entwurf, wie er hier ausgearbeitet worden 
iſt, und wie er zuerſt in einem geheim zu haltenden 
Entwurf den Vorſtänden der Anwaltskammern bekannt 
gegeben worden iſt, durfte unter keinen Umſtänden 
ausgearbeitet werden, ohne daß die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft zugezogen wurde, 5 


SStürmiſcher Beifall.) 


Meine Herren, es entzieht ſich meiner Kenntnis 
inwieweit die Richter gefragt worden ſind; ob man blo 
die Verwaltungsbeamten gefragt hat, die Präfidenten der 
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Oberlandesgerichte, vielleicht auch der anderen Gerichte, 
oder ob man auch ganz beſonders erfahrene Richter 
gefragt hat, das weiß ich nicht. Aber wenn man ſie 
nicht gefragt hat, ſo würde zu dem Unrecht gegenüber 
der Anwaltſchaft ein zweites Unrecht hinzutreten. 
Wenn man ſie gefragt hat, iſt es verkehrt, das eine 
weſentliche Element der Rechtspflege zu fragen, das 
andere nicht. Deshalb ſage ich: es iſt ein großer 
Fehler geweſen, und wir müſſen für die Zukunft 
wünſchen, daß die Geſetze nicht nur nicht bureaukratiſch 
gehandhabt werden, ſondern auch nicht bureaukratiſch 
allein vorbereitet werden. Meine Herren, das deutſche 
Volk iſt auf einer Kulturhöhe, daß es nicht mehr 
möglich iſt, vom grünen Tiſch derartige Geſetze zu 
machen, ſondern es müſſen die lebendig mitwirkenden 
Elemente im Volke herangezogen werden; das iſt die 
Aufgabe einer weiſen und vorausſchauenden Regierung. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


Meine Herren, eine letzte Bemerkung. Ich erachte 
es für meine Perſon — ich glaube, das werden viele 
Kollegen mit mir empfinden — als eine Nichtachtung 
der Rechtsanwaltſchaft, daß das Reichsjuſtizamt heute 
keinen Vertreter hierher entſandt hat. 


(Langanhaltender und mehrfach wiederholter ſtürmiſcher 
Beifall.) 


Wenn der Herr Staatsſekretär ſelbſt verhindert iſt, 
ſo konnte er einen Vertreter ſchicken, geradeſo wie es 
das Königlich Sächſiſche Juſtizminiſterium getan hat. 


(Bravo!) 


Meine Herren, daß das Königlich Sächſiſche Juſtiz⸗ 
miniſterium einen Vertreter hierher geſchickt hat, und 
daß, was ich noch beſonders betonen möchte, der höchſte 
Richter des Reiches es ſich nicht hat nehmen laſſen, 
heute zu unſerer Verhandlung zu erſcheinen, 


(ſtürmiſcher Beifall) 


das wird die Anwaltſchaft nicht vergeſſen. Wir be⸗ 
trachten die Anweſenheit dieſer Herren nicht als eine 
Etikettenfrage, nicht als ein Ornament für uns, ſondern 
wir ſehen, daß von dieſen Stellen wenigſtens der 
Anwaltſchaft die Achtung entgegengebracht wird, auf 
die ſie einen Anſpruch hat. 


(Anhaltender ſtürmiſcher Beifall.) 


Meine Herren, zum Schluß eine kurze Bemerkung. 
Ich möchte mir eine Bitte und einen Wunſch erlauben. 
Wir haben bereis eine Reihe von Anträgen, die ſich 
an einzelne Beſtimmungen des Entwurfes anlehnen, 
und die mir im Verhältnis zu der ganzen Frage — 
die Herren Antragſteller mögen es mir nicht übel 
nehmen — ſehr kleinlich erſcheinen. 

(Bravo!) 

905 weiß, daß weitere ſolche 1 noch in Vor⸗ 
ereitung ſind; es iſt mir geſagt worden. Ich möchte 
dringend bitten, daß wir heute nicht fragen, ob die 
Herren Referenten in jedem einzelnen Puntte das 
vorſchlagen, was dem oder jenem gefällt, ſondern daß 
wir Gntiogun üben, und daß wir allein diefe Anträge 
zur Grundlage unſerer Abſtimmung machen. 


(Stürmiſcher Beifall.) 
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Vorſitzender: Meine Herren, ich werde jetzt eine 
Pauſe eintreten laſſen. 


(Rufe: Abſtimmen!) 


— Meine wir ich muß die dringende Bitte an Sie 
richten, daß wir weiter verhandeln; wollen Sie ſämt⸗ 
lichen anderen Herren das Wort abſchneiden? 


(Rufe: Ja! Nein! Schluß!) 
Meine Herren, ich mache eine Pauſe bis ¼3 Uhr. 
(Pauſe.) 
ch eröffne die Verhandlung wieder und gebe zu⸗ 
nächſt Herrn Kollegen Elze das Wort für eine Mit⸗ 
teilung, die ſich nicht auf unſere gegenwärtigen Ver⸗ 
handlungen bezieht. 


Juſtizrat Elze⸗Halle a. S.: Meine verehrten Herren 
Kollegen, es wird Sie gewiß freuen, wenn ich Ihnen 
mitteile, daß vor einigen Tagen bei mir vom Aufſichts⸗ 
amt für Srinatperhderun die Genehmigung unjerer 
Penſions⸗, Witwen: und Waiſenkaſſe eingetroffen ift. 


(Bravo!) 


An uns liegt es nun, die Sache dadurch in Wirkſam⸗ 
keit zu ſetzen, daß die Herren Kollegen ſich möglichſt 
ſchleunig anmelden, damit die 700 Mitglieder zu⸗ 
ſammenkommen, und daß die Hülfskaſſe uns dann die 
500000 Mark überweiſen kann. Alſo, meine Herren, 
beeilen Sie ſich, damit wir im alten Jahr damit fertig 
werden und mit dem Jahre 1908 die Kaſſe eröffnen 


können! 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorfitzender: Meine Herren, denjenigen Herren 
in dieſer Verſammlung, die nicht Mitglieder des An⸗ 
waltvereins . ſich aber Be gemeldet haben, teile 
ich mit, daß die Mitgliederkarten für ſie ſich am 
Eingang beim Sekretär des Vereins befinden. 

Es ſind noch folgende Anträge eingegangen. Zu⸗ 
nächſt ein Antrag dahingehend: 

Wir beantragen für den Fall der Annahme des 
Antrags der Referenten zu I in die Nummer I 
hinter das fünftletzte Wort einzuſchalten: 
und der in entſprechender Anderung der Rechts⸗ 
anwaltsordnung eine Simultanzulaſſung der bei 
einem Amtsgerichte zugelaſſenen Anwälte auch 
bei dem übergeordneten Landgericht vorſieht. 


(Bravo!) 


Ich habe die Herren gefragt, ob ſie nicht, wenn 
ſich eine Majorität für das Ganze finden läßt, damit 
einverſtanden wären, auch für Nr. 1 zu ſtimmen — 
dann könnte dieſer Paſſus ohne weiteres mit auf⸗ 
genommen werden —, habe aber eine zuſtimmende 
Antwort bis jetzt noch nicht erhalten. Der Antrag iſt 
von Herrn Kollegen Schütt in Neumünſter mit 
15 Unterſchriften geſtellt. 

Dann iſt zur Geſchäftsordnung ein Antrag dahin 
eingegangen: 

Die Unterzeichneten beantragen nach den vor⸗ 
züglichen, alles umfaſſenden Ausführungen der 
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Herren Kollegen Hachenburg, Hinrichſen, 
Koffka und Krauſe erſtens Schluß der Debatte, 


(bravo!) 


weitens, den Antrag Hachenburg zur Ab- 
mn zu bringen, über alle anderen Anträge 
zur Tagesordnung überzugehen. 


(Lebhafter und anhaltender Beifall.) 


Die Rednerliſte enthält noch die Namen: Bam⸗ 
berger⸗Aſchersleben, Roſe⸗Harburg, Dr. Goldfeld— 
Hamburg, Schachtel-Lichtenberg (Berlin), Bartel3- 
Saargemünd, Dr. Scherer-Leipzig, Kraemer-Pots⸗ 
dam, Dr. Regula⸗Harburg, Dr. Mayer⸗ Frankenthal, 
Wallach⸗Eſſen, Dr. Krimke⸗Verden, Dr. Wildhagen⸗ 
Leipzig, Dr. Scherer-Mainz, Sudsland - Halle, 
Kleinrath- Hannover, Dr. Bujakowsky⸗Breslau, 
Schultz⸗Hamm, Dr. Littmann-Breslau, Saul⸗ 
Duisburg, Dr. Lichtenſtein-Königsberg, Dr. Spohr⸗ 
Gießen, Auerbach-Berlin, Dr. Geiershöfer-Nürn- 
berg, Höffer⸗Dresden. Meine Herren, ich ſtelle alſo den 
auf Schluß der Debatte geſtellten Antrag zur Abſtimmung. 


Rechtsanwalt Roſe⸗Harburg (zur Geſchäftsordnung): 
Ich möchte bitten, doch noch einen von den Herren, 
die gegen die Anträge der Referenten ſprechen wollen, 
zu hören. 

(Widerſpruch und Zuſtimmung.) 


Bisher iſt nur Herr Kollege Schulze aus Dellitzſch 
zu Worte gekommen, während von der anderen Seite 
5, 6 oder 7 Redner geſprochen haben. 


(Sehr richtig!) 


Ich glaube deswegen, daß man einen Redner doch 
noch blen ſollte. 


Vorſitzender: Ich kann über den Schlußantrag 
doch nicht hinwegkommen. 


(Bei der Abſtimmung über den Schlußantrag in Probe 
und Gegenprobe bleibt das Bureau über die Mehrheit 
zweifelhaft; die Debatte geht demnach weiter.) 


Rechtsanwalt Roſe⸗Harburg: Meine Herren, nach⸗ 
dem die Regierung aus dem erſten vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurf meines Erachtens die hauptſächlichen Giftzähne 
— um mich ſo auszudrücken — ausgebrochen hat, kann 
ich meinen Standpunkt nur dahin präziſieren, daß ich dem 
Entwurf noch freundlicher gegenüberſtehe als früher, 
und daß ich meine, daß auch die Allgemeinheit ein 
ganz erhebliches Intereſſe daran hat, daß dieſer Ent⸗ 
wurf im weſentlichen Geſetz wird, insbeſondere die 
Beſtimmungen, die die Abkürzung der Beweisaufnahme 
ermöglichen, und die Kompetenzerhöhung. Daß einzelue 
Beſtimmungen in dem Entwurf ſind, die verbeſſerungs⸗ 
bedürftig oder unannehmbar ſind, verkenne ich nicht; 
ich zähle dazu insberondere den $ 48 GKG. und den 
8 76 RAG—O., die Pauſchalierung der Kopialien in der 
in dieſem Punkte gewünſchten Weiſe. Aber abgeſehen 
davon, wundere ich mich eigentlich, daß der Geſetz— 
entwurf in der Allgemeinheit unter dem rechtſuchenden 
Publikum anſcheinend nicht mit größerer Freude be— 
grüßt iſt, als das geſchehen iſt. 

(Heiterkeit.) 
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dh finde das um ſo merkwürdiger, als — Herr 
ollege Hachenburg hat ja ſchon darauf hin⸗ 
ewieſen — im Jahre 1904 der Reichstag bereits eine 
Reſolution gefaßt hat, die gerade, allerdings neben 
einer Anderung der Zivilprozeßordnung, insbeſondere 
die Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens und zwar 
im Sinne der Beſchleunigung, Verbilligung und Ver⸗ 
einfachung gefordert hat. 

Meine Herren, die Gründe aber, die insbeſondere 
für die Hauptbeſtimmung, um die jetzt eigentlich der 
Streit hauptſächlich tobt, für die Kompetenzerhöhung, 
ſprechen, ſind meines Erachtens ſo zwingend, daß man 
ſich ihnen gar nicht verſchließen kann. 

Zunächſt ſpricht die geſchichtliche Entwicklung dafür. 
Schon bei Beratung des Gerichtskoſtengeſetzes 1879 
oder 1878 wurde bekanntlich von Pfafferott ein 
Antrag geſtellt, die Kompetenz der Amtsgerichte — bei 
dem damals viel höheren Geldwert — auf 500 Mark 
zu erhöhen. Dieſer Antrag iſt damals von Miquel, 
Windthorſt und verſchiedenen anderen bedeutenden 
Parlamentariern ſowohl im Plenum wie in der Kom⸗ 
miſſion unterſtützt worden. Er iſt ſchließlich nicht des⸗ 
halb gefallen, weil man prinzipieller Gegner einer 
höheren Summe geweſen wäre, ſondern deshalb, weil 
die ganze Juſtizorganiſation damals noch etwas völli 
Neues war, und man erſt abwarten wollte, wie ſch 
die Sache entwickeln würde. Das können Sie alles in 
den damaligen Verhandlungen nachleſen. 

Nun aber hat ſich meines Erachtens — auch da 
wird ſich ein ae: nicht erheben — in der 
und ihm d. der Einzelrichter durchaus bewährt. Es 
ind ihm derartig verantwortungsvolle und ſchwierige 
Aufgaben übertragen, die er zur Zufriedenheit der 
Geſamtheit gelöſt hat, daß man daraus ohne weiteres, 
glaube ich, den Schluß ziehen darf, daß er auch in 
Zivilprozeſſen bis zu 800 oder 1200 Mark feine 
Schuldigkeit tun wird. 


(Sehr wahr! — Widerſpruch.) 


Ich brauche nur darauf hinzuweiſen, welche wichtigen 
Gebiete das ſind. Das ſind: die Zwangsvollſtreckungen 
in das unbewegliche Vermögen, das Konkursverfahren 
einſchließlich des Beſchluſſes über die Einleitung des 
Verfahrens, die Fürſorgeerziehung, die Erziehungs⸗ 
ſtreitigkeiten, das geſamte Grundbuchweſen, das geſamte 
Vormundſchaftsweſen, die Handelsregiſterſachen: alles 
Sachen, in denen es ſich um enorme Summen, unter 
Umſtänden um Millionenobjekte handelt — — — 


(Große Unruhe.) 


Vorſitzender: Ich bitte, den Herrn Redner nicht 
zu unterbrechen. 


Rechtsanwalt Roſe⸗Harburg: — — und teilmeife 
um Eingriffe in das interne, das Familienleben des 
einzelnen, die viel wichtiger ſind als die Entſcheidung 
eines Prozeſſes über 800 oder 1200 Mark. Und da 
kann auch nicht darauf hingewieſen werden, daß der 
Inſtanzenzug auf dieſen Gebieten ein längerer ſei 
als im Ziwilprozeß „ daß die erſtinſtanzliche Ent⸗ 
ſcheidung nachher korrigiert werden könne; denn wnen 
einmal ein Konkurs eröffnet geweſen, wenn ein Kind 
in Fürſorgeerziehung gebracht iſt, dann iſt der Schade 
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Borfigender: Ich bitte wiederholt, den Herrn 


für die Perſönlichkeit eingetreten und kann durch den rfitz 


Inſtanzenzug nicht wieder weggeſchafft werden. 

Ernſthafte Bedenken gegen die Belaſſung dieſer 
wichtigen Gebiete beim Einzelrichter ſind aber meines 
Erachtens nicht erhoben worden, und es würde daher 
auch im Intereſſe einer gewiſſen Ausgleichung der ganzen 
Organiſation ſein und zur Erhöhung des Anſehens des 
Richters und zur Stärkung ſeiner Berufsfreudigkeit 
dienen, wenn man ihm auch auf dem Gebiete des Zivil⸗ 
dichter fe das Odium abnähme, daß er lediglich Bagatell⸗ 
richter ſei. 

Das kann man aber nach meinem Dafürhalten 
um ſo unbedenklicher, weil er auch auf dem Gebiete des 
Prozeßweſens ſich durchaus bewährt hat. Das wird — 
beſſer als durch Verallgemeinerung vielleicht vor⸗ 
5 einzelner Mißgriffe — durch die Statiſtik 

ewieſen. Es ſind in Preußen in den Jahren 1895 
bis 1905 von amtsgerichtlichen Urteilen mit der Be⸗ 
rufung angegriffen 24,5 Prozent, während von den land⸗ 

erichtlichen Urteilen 42,5 Prozent angefochten ſind. 
as zeigt recht deutlich, daß meines Erachtens der 

Amtsrichter ſich eines größeren Vertrauens beim recht⸗ 
ſuchenden Publikum ie als das Kollegialgericht. 


(Heiterkeit und Widerſpruch.) 


Dieſe Anſchauung, daß der Einzelrichter ein größeres 
Vertrauen im Publikum genießt, wird auch dadurch 
unterſtützt, daß es ihm gelungen iſt, 5 ½ Prozent 
ſeiner Prozeſſe zum Vergleich zu bringen, während die 
Landgerichte es nur auf 2 Prozent gebracht haben. 

(Bewegung und Widerſpruch.) 


— Laſſen Sie mich doch ausſprechen; ich kenne ja Ihre 
gegenteilige Anſicht. Es tut Ihnen ja nicht weh, 
wenn Sie mich hören. — 


(Heiterkeit. ) 


Endlich aber hat ſich auch der Einzelrichter als 
geſchickter erwieſen in der ſchleunigen Erledigung der 
Prozeſſe als die Landgerichte. Denn während beim 
Amtsgericht etwas über 57 Prozent aller Prozeſſe in 
3 Monaten erledigt ſind, hat beim Landgericht der 
„ nur 24 und einige a betragen. 
Es ift alſo auch richtig, daß tatſächlich durch die 
Kompetenzerhöhung für eine Reihe von Prozeſſen eine 
nicht unerhebliche Beſchleunigung ihrer Erledigung 
eintritt. | 

Neben diefen Gründen aber — und das iſt auch 
ſchon von einem der Herren Vorredner geſtreift — 
iſt es auch deshalb dringend nötig, die Kompetenz zu 
erhöhen, weil es ſo mit der rapiden Vermehrung 
unſeres Richterperſonals nicht weiter geht wie bisher, 
weil tatſächlich die Gefahr begründet iſt, daß, wenn 
es ſo weiter gehen ſollte, ſich nicht mehr die er⸗ 
forderliche Anzahl von Perſonen mit dem für den 
Richter nötigen Maß von Charakter, Wiſſen und 
Tüchtigkeit finden wird. 

(Bewegung.) 
Auch dies will ich mit einigen Zahlen belegen. 

Am 1. Januar 1897 betrug die Anzahl der Richter 
im Deutſchen Reich 7736, am 1. Januar 1905 betrug 
ſie bereits 8814, und am 1. Januar 1907 9409. 


(Zuruf: Das iſt doch gar nichts!) 


Redner nicht zu unterbrechen. 


Rechtsanwalt Roſe⸗ Harburg: Meine Herren, das 
macht für die letzten beiden Jahre eine Vermehrung um 
595 Stellen oder 6,8 Prozent. Daß die Bevölkerung 
ſich nicht in zwei Jahren um 6,8 Prozent in Deutſch⸗ 
land vermehrt, ſondern etwa um 3 Prozent, das wird 
Ihnen allen bekannt ſein. Nimmt man die ganzen 
10 Jahre, ſo würde die Zahl der Richter ſich um 
21,6 Prozent vermehrt haben; die Bevölkerungs⸗ 
zunahme in dieſer Zeit hat aber nur 15,6 Prozent 
betragen. Es hat alſo in dieſen 10 Jahren eine Ver⸗ 
mehrung der Richter um 6 Prozent mehr als die Zu⸗ 
nahme der Bevölkerung ſtattgefunden. 


(Große Unruhe. Rufe: Schluß!) 


— Meine Herren, ich bin gleich fertig; nur noch ein 
paar Worte. — or würde es auch geradezu für ein 
Zeichen der Fehler 17 unſerer Juſtizorganiſation 
halten, wenn die Zahl der Richter ſich auch nur genau 
mit der Sa ei vermehren müßte; denn 
es würden dann die Juſtizbehörden in der Anzahl 
ihrer Richter ſtets der Bevölkerungszunahme nachhinken, 
und es würde niemals ein Beharrungszuſtand ein⸗ 
treten. | 
Meine Herren, ich bin ferner der Anſicht, daß auch 
durch dieſe Kompetenzverſchiebung eine ganz erhebliche 
Verbilligung der Rechtspflege eintritt; es iſt auch das 
ſchon von verſchiedenen Herren berührt worden. Es gehört 
dahin: erſtens das leichtere Angehen des Gerichts und 
des Anwalts ſeitens der Parteien; zweitens, daß die 
zeugen und Sachverſtändigen leichter und bequemer zum 
ericht kommen können, die Erſparung von Reiſekoſten, der 


eadlic a Zeitaufwand, alfo weniger Verſäumniskoſten; 
endli 


aber auch — da komme ich auf einen Punkt, 
auf den Hachenburg auch näher eingegangen iſt — 
wird eine erhebliche Erſparnis dadurch eintreten, daß 
der Anwaltszwang in dieſer erhöhten Kompetenz fort⸗ 
fällt. Die Herren, die da ſagen, der Anwaltszwang 
ſei etwas Wünſchenswertes und Notwendiges, er müſſe 
der Partei verbleiben, verfahren meines Erachtens nicht 
konſequent; ſie müßten dann alle Prozeſſe unter 
Anwaltzwang ſtellen; bisher fehlt aber der Anwalt⸗ 
zwang ſchon bei Objekten bis zu 300 Mark. Wenn 
Sie nun aber zugeben, daß es aus irgend welchen 
Gründen nicht möglich iſt, daß die Prozeſſe er 
niedrigſten Wertſtufen unter Anwaltzwang ſtehen, 
während Sie ihn doch ſonſt für notwendig halten, 
dann iſt es doch nur eine Zweckmäßigkeitsfrage, ob 
man nicht um einige hundert Mark höher gehen und 
dort die Zuſtändigkeitsgrenze und Grenze des Anwalt⸗ 
zwanges eintreten laſſen will. 


(Unruhe. Rufe: Schluß!) 

Meine Herren, meine Zeit iſt abgelaufen; einige 
Gründe für die Kompetenzerhöhung hätte ich oc 
aber ich kann fie nicht mehr vorbringen. kann 
nur ſagen, ich halte die Kompetenzerhöhung in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Oberlandesgerichtsrat Niedner 
für ein dringendes Bedürfnis. 


(Beifall und Ziſchen.) 
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Vorſitzender: Der Herr Geheime Rat Profeſſor 
Dr. Wach hat ſich auf unſere Bitte bereit erklärt, ſich 
zu der Frage zu äußern. 


(Lebhafter Beifall.) 


Geheimer Rat Profeſſor Dr. Wach Leipzig: 
Meine 1 Herren! Ich bin nicht hier, um 
zu belehren, ſondern um zu hören und zu lernen. 
Wenn ich dennoch ſpreche, ſo tue ich es auf den mir 
ausgeſprochenen Wunſch Ihres verehrten Präſidiums, 
und ich tue es, um Ihnen — ſo zu ſagen — eine 
Konfeſſion mit meinen Worten abzulegen. Denn ſchon 
die engbegrenzte Zeit würde es ausſchließen, daß 
ich hier in Beweisführungen eintrete; davon haben Sie 
genug und zum Teil in vortrefflicher Weiſe gehört. 

Ich verbreite mich nicht in Vermutungen über die 
Motive der Regierung. Quisquis praesumitur bonus, 


(Heiterkeit) 


und ich habe allen Grund, anzunehmen, daß die beſten 
Abſichten das Be geleitet haben. 
möchte aber ſofort mich dagegen erklären, daß einer 
der Herren Redner es als einen Vorwurf für die 
Reichsregierung bezeichnete, ihre Vorlage ſei Stück⸗ 
werk. Alles Menſchenwerk iſt Stückwerk, und dieſes 
Menſchenwerk iſt ein großes Stückwerk. 


(Große Heiterkeit.) 


Es iſt, könnte man vielleicht auch ſagen, in gewiſſer 
Weiſe Flickwerk. 
(Heiterkeit.) 


Und das iſt der erſte Grund, der meine ablehnende 
Haltung gegenüber dieſer Novelle beſtimmt. 


(Bravo!) 


Denn ich bin der Anſicht, daß ein fo großes organiſches 
Geſetz, ein ſo in ſich geſchloſſenes, wie die Zivilprozeß⸗ 
ordnung im Zuſammenhang mit der Gerichtsverfaſſung, 
nicht durch derartige vereinzelte Eingriffe geſtört, ja 
zum Teil deſtruiert werden darf. 


(Bravo!) 


Ich bin der Überzeugung, meine Herren, daß die lang- 
jährigen Erörterungen, die in der Literatur über dieſen 
Gegenſtand gepflogen ſind, es ermöglicht haben würden, 
eine umfaſſendere Reform der Zivilprozeßordnung, die 
ich ſelbſt wiederholt als wünſchenswert erklärt habe, 
anzubahnen. 

(Bravo!) 


Die Herren haben dargelegt, daß Vereinzeltes in 
dieſem Entwurf gut iſt, daß dieſes aber auch zur Ver⸗ 
allgemeinerung in dem landgerichtlichen Prozeß geeignet 
erſcheint. Ich will nur einen einzigen Punkt heraus⸗ 
nehmen, weil er ſehr charakteriſtiſch iſt: das iſt die 
Beſtimmung des 8 509 der Novelle, Abſatz 2, der von der 
Vereidigung der Zeugen und Sachverſtändigen ſpricht. 
Nun, meine Herren, was hier als Erleichterung des 
Eideszwanges vorgeſchlagen wird, das iſt z. B. von 
der Strafprozeßkommiſſion, der anzugehören ich die 
Ehre hatte, ähnlich für den ganzen Strafprozeß vor— 
geſchlagen worden, das iſt ja vielfach ſchon als 


E 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 22. 1907. 


Bedürfnis angeregt und würde ſich für den Land⸗ 
gerichtsprozeß genau ſo wie für den amtsgerichtlichen 
qualifizieren. Und welcher Unſinn kommt heraus, wenn 
im amtsgerichtlichen erſtinſtanzlichen Verfahren dieſer 
modus procedendi gilt, und in der Berufungsinſtanz 


der gegenteilige! 
(Lebhafter Beifall.) 


Alſo das nur in bezug uf die Methode. So 
mache ich Front gegen die Methode der Behandlung. 
Aber ich muß mich auch des ferneren erklären gegen 
verſchiedene und ſehr tiefgehende organiſatoriſche Be⸗ 
ſtimmungen. In erſter Linie gegen die Einſchränkung 
der Berufung. 
(Bravo!) 


Meine Herren, wir bewegen uns ja fortwährend 
in Widerſprüchen, und das muß doch eine gewiſſe 


Grenze haben. 
(Große Heiterkeit.) 


Der Reichstag hat mit Sturm verlangt die Berufung 
in Strafſachen, die Reichsregierung iſt dem geneigt, 
die Strafprozeßkommiſſion 155 e auch — 
etwas contre coeur vielleicht — beſchloſſen. Man hat 
bei der Frage der Reviſibilität die Erhöhung der 
Reviſionsſumme mit, großer ae von ge⸗ 
wiſſen Seiten bekämpft wegen des Plutokratiſchen, 
das in dieſem Vorſchlag liege. Die Reviſion iſt ein 
anz eigentümliches Rechtsmittel, das ja vor allen 
Dingen zur e der Rechtseinheit be⸗ 
ſtimmt iſt, und daher iſt hier der Vorwurf des Pluto⸗ 
kratiſchen bei ſolcher Erhöhung der Reviſionsſumme 
nicht recht am Platze. Und jetzt will man bei allen 
Sachen mit einer summa inappellabilis von 50 Mark 
die Tür für die Berufung verſchließen! Ja, meine 
Herren, wenn das nicht plutokratiſch iſt, dann weiß 
ich nicht, was plutokratiſch iſt. 


(Sehr richtig!) 


Ich meine, es iſt doch der Maus ebenſo empfindlich, 
wenn man ihr das Fell über die Ohren zieht, wie 
dem Elefanten. 

(Heiterkeit.) 


Und welche unabſehbaren Schwierigkeiten daraus 
hervorgehen, wenn wir dieſe summa inappellabilis in 
Amts⸗ und Landgerichtsſachen einführen würden, das 
will ich hier nicht weiter verfolgen. 

Alſo ich widerſtehe mit aller Entſchiedenheit 
dieſer Einſchränkung der Berufung; denn mit ihr ſteht 
ja nun im innigſten, unlöslichen Zuſammenhang die 
Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. 

(Sehr richtig!) 
Denn wenn dieſe Dash digkeit auf 800 Mark aus⸗ 
edehnt wird, und es bei der alten Zuläſſigkeit der 
Berufung bleibt, ſo würde eine Belaſtung der Land⸗ 
erichte als Berufungsgerichte erfolgen, die den Zweck, 
en man im Auge hat: Verminderung der Richterzahl 
und dergl., vollſtändig vereitelt. 


(Sehr richtig!) 


Ob man die Zuſtändigkeit des Einzelrichters er⸗ 
weitert oder nicht, ja, das iſt eine Frage der Prak⸗ 
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tikabilität, aber nicht des Prinzips. Darüber läßt ſich 
ſtreiten. Mein verehrter, längſt verſtorbener väter⸗ 
licher Freund, der Präſident des Oberhandelsgerichts 
Pape, ſtand auf dem Standpunkt: nur der Einzelrichter 
in erſter Inſtanz; und wenn unſer Einzelrichter in 
erſter Inſtanz ein Kadi wäre, und unſer Verfahren 
kein ſo geſetzliches, unſer Recht keine ſolche lex 
lassen ſo könnten wir uns das ja vielleicht gefallen 
aſſen. | 

Ä (Heiterkeit.) 


Sobald man aber den Einzelrichter und daneben 
ein Kollegialgericht als erſtinſtanzliches hat und an⸗ 
erkennt und anerkennen muß, daß das Kollegium 
die exakter, die ſicherer arbeitende Inſtanz iſt, alſo 
die ſtärkeren Garantien für eine gerechte Rechts⸗ 
pflege in ſich trägt, ſo wird es nur noch eine Frage 
der praktiſchen Durchführbarkeit ſein, ob man die 
bisherige Zuſtändigkeit des Amtsgerichts erweitern fol 
oder nicht. Konzeſſionen in dieſer Beziehung können 
ja gemacht werden, können durch die halt: fe 
5 erſcheinen; nur mit einem Vorbehalt: ſie 
ürfen unter keinen Umſtänden die Exiſtenz, die 
Solidität, die Tüchtigkeit unſeres Anwaltſtandes ge⸗ 


ährden. 
a (Bravo!) 


Unſer Anwaltſtand iſt eines der wichtigſten Elemente 
unſeres geſunden Rechtslebens. Und ſolche Gefährdungen 
liegen doch in einer zu weitgehenden Extenſion der 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts. 

Wenn ich alſo biete meine Konfeſſion zuſammen⸗ 
faſſe, ſo geht ſie dahin: dieſem Entwurf ſtehe ich ab⸗ 
lehnend gegenüber. 

| (Bravo!) 


Vereinzeltes aus dieſem Entwurf iſt annehmbar, das 
Wünſchenswerte — ja, ich will jagen, das Notwendige 
iſt die Reviſion au fonds, die Reviſion der Zivilpro eß⸗ 
ordnung im Zuſammenhang und damit auch jugkeich 
die Regelung der etwaigen Juſtändigkeitsfra e. Meine 
Herren, es iſt nicht richtig, daß unſere Zwwilprozeß⸗ 
ordnung ſich nicht bewährt hat; 
(bravo!) 
es iſt nicht richtig, wenn unſere Zivilrechtspflege nicht 
das Vertrauen, des Volks genießt; | . 
(bravo!) 


es iſt nicht richtig, wenn man aus der Exiſtenz des 
Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichts abfällige Schlüſſe 
zieht für die ſonſtige Zivilrechtspflege. 

(Bravo!) 


Man muß nicht aus dem Umſtande, daß ſchweigt, wer 
geſchädigt iſt durch den Ausgang eines Prozeſſes, in 
dem Inappellabilität vorliegt, unangebrachte Schlüſſe 


ziehen. | 
| 0 (Bravo!) 

Es iſt im höchſten Grade verderblich, wenn wir 
mehr und mehr Disharmonie in unſere Rechtspflege 
tragen; denn dadurch nähren wir das Mißtrauen, 
dadurch nähren wir den Zwieſpalt, da wird eins gegen 
das andere ausgeſpielt, — wie wir das z. B. im 
Strafprozeß leider Gottes haben. 


(Stürmiſcher Beifall.) 
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Vorſitzender: Es liegt nunmehr wiederum der 
Antrag auf Schluß der Debatte vor. Ich ſtelle ihn 
zur Abſtimmung. 


(Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen. — 
Lebhafter Beifall.) 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Hachenburg⸗ 
Mannheim: Ich würde auf das Schlußwort verzichtet 
haben, wenn nicht der Antrag, der vorhin verleſen 
worden iſt, vorläge, der einen Dies zu g I machen 
will. Ich möchte bitten, von dieſem Zuſatz abzuſehen, 
und ich möchte ſpeziell den Herrn Antragſteller bitten, 
dieſen Antrag zurückzunehmen. Meine Herren, ich habe 
bereits in Mannheim denſelben Antrag geſtellt, und 
dieſer Antrag iſt bereits dort zum Beſchluß erhoben 
worden; es iſt dort feſtgeſtellt, daß wir für die große 
Juſtizreform wünſchen, daß die Herren Kollegen von 
den Amtsgerichten ſimultan an den Landgerichten zu- 
gelaſſen werden. Es verſteht ſich alſo von ſelbſt, daß 
wir heute, wenn wir den Entwurf ablehnen, unſere 
Beſchlüſſe von Mannheim aufrechterhalten. 


(Bravo!) 


Alſo in diefer Beziehung, glaube ich, würde es nicht 
nötig fein, einen Zuſatz zu Ziffer I zu machen, der 
doch nur ein Stückchen von dem geben könnte, was er⸗ 
wünſcht iſt, wenn wir in die große Juſtizreform herein⸗ 
kommen. | 

Im übrigen aber glaube ich auf das Schlußwort 


verzichten zu dürfen. 
| (Bravo!) 


Mitberichterftatter Rechtsanwalt Dr. Hinrichſen⸗ 
Güſtrow verzichtet auf das Schlußwort. 


Abſtimmung. Die Anträge Fürſt⸗ Karlsruhe 
werden zurückgezogen. Der zu Ziffer I der Anträge 
der Referenten vorgeſchlagene Zuſatz wird abgelehnt; 
demnächſt wird der Antrag 1 mit allen gegen 9, der 


Antrag II mit allen gegen 6 Stimmen angenommen. 
Der Beſchluß geht ſomit dahin: 

Es iſt an den Bundesrat und an den Reichstag 
folgendes Erſuchen zu richten: 

I. Den vom Reichsjuſtizamt ausgearbeiteten 
Entwurf eines Geſetzes betreffend Ande⸗ 
rungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der 
Zivilprozeßordnung, des erichtskoſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte nicht zur Grundlage der Beratung 
N Sondern: die Ausarbeitung eines 

twurfs, der alle Gebiete des Prozeſſes 
umfaßt, in tunlichſter Bälde anzuordnen. 

II. Sollte dieſem Erſuchen nicht entſprochen 
werden können, ſo wollen in dem Entwurf 
folgende Anderungen vorgenommen werden: 


Artikel I. 
Ziffer 1. In 823 Nr. 1 GVG. bleibt das Wort 
„dreihundert“. 

Zifter 3. Der $ 202 Abſ. 3 GVG. erhält folgende 
Faſſung: Ä 

Das Gericht hat auf Antrag auch andere 

Sachen als Ferienſachen zu bezeichnen. 
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Werden in einer Sache, die durch Beſchluß 
des Gerichts als Ferienſache bezeichnet iſt, 
in einem Termine zur mündlichen Ver⸗ 
handlung einander widerſprechende Anträge 
1 5 ſo iſt der Beſchluß aufzuheben, 
0 ern die Sache nicht beſonderer Be⸗ 
ſchleunigung bedarf. 


Artikel II. 
Ziffer 1. RR den vorgeſchlagenen Abſ. 3 des 
$ 104 a O. ift folgender Satz e 

ill der Gerichtsſchreiber dem Geſuche 
ganz oder teilweiſe nicht entſprechen, ſo hat 
er das Geſuch dem Gerichte zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. | 

Ziffer 3. Der vorgeſchlagene Zuſatz zu 8141 3PO. 
iſt zu ſtreichen. 

Ziffer 4. Der 8 157 Abſ. 1 ZPO. erhält 
folgende Faſſung: 

Das Gericht hat Bevollmächtigte und 
Beiſtände, welche das mündliche Verhandeln 
vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurück⸗ 
zuweiſen, ſobald bei demſelben mindeſtens 

wei Rechtsanwälte zugelaſſen ſind. 
Abf. 2, 3 und 4 des Entwurfs bleiben. 
Ziffer 5. Der vorgeſchlagene Zuſatz zu 8218 ZPO. 
iſt zu ſtreichen. | 


Ziffer 6. 

1. An Stelle der Beſtimmung des 8 496 Abſ. 3 
und 8 508 Abſ. 3 iſt allgemein auch für das 
landgerichtliche Verfahren zu beſtimmen: 

Soll durch Erhebung der Klage oder 
durch dung eines Schriftſatzes eine 
Friſt gewahrt oder eine Verjährung unter⸗ 
brochen werden, ſo tritt die Wirkung bereits 
mit der N bei Gericht ein. Dies 

ilt insbeſondere bei Einlegung des Ein⸗ 
ſpruchs und der Berufung. 

2. Auf das landgerichtliche Verfahren ſind die 
folgenden Beſtimmungen des Entwurfs zu 
erſtrecken: 

8 496 Abſ. 6. 
Der 8 501, in deſſen Nr. 4 hinter „Zeugen“ 

z ſetzen iſt: „auf welche ſich die Partei 

ezogen hat“, und deſſen Schlußſatz zu 
ſtreichen iſt. 
Der 8 505. 
Der 8 509. 
Der 8 510b. 

3. Ziffer 7. Die 88 5114 und 511b des Ent⸗ 

wurfs ſind zu ſtreichen. 
Artikel III. 

Ziffer 6. Der vorgeſchlagene $ 48 GKG. iſt zu 
ſtreichen. 

2 7. Die vorgeſchlagenen SS 80 und 80b 
ind zu ſtreichen. 

Artikel IV. 


1. Der vorgeſchlagene $ 76 RAGO. des Entwurfs 
iſt zu ſtreichen, eventuell iſt der Pauſchalſatz 
in der Art abzuſtufen, daß für die Streit⸗ 
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egenſtände bis 900 Mark einſchließlich, den 
firkunden und Arreſtprozeß und den Pro 
über Rechtsgültigkeit eines Schiedsſpruches 
höhere Anſätze, im übrigen wenigſtens 30 vom 
Hundert der Gebühren und ein Mindeſtſatz 
von 1 Mark zur 0 und daß 
dieſe Pauſchalierung der Auslagen nur für 
das Verfahren bis zum Endurteile vorgeſchrieben 
wird, daß endlich, falls auf der Seite des 
Prozeßgegners mehrere durch beſondere Rechts⸗ 
anwälte vertretene oder den Rechtsſtreit in 
Perſon führende Parteien beteiligt ſind, ſich 
für jeden derſelben der Pauſchalſatz um 
10 Prozent erhöht. 

Im Abſ. 3 des Entwurfs find die Mindeſt⸗ 
ſätze zu verdoppeln. 


III. Für den Yan einer Erhöhung der amtsgericht⸗ 
lichen Zuständigkeit iſt hinter 8 9 RAG. 
einzufügen: 

In dem Verfahren vor den Land⸗ 
gerichten erhöhen ſich die Gebühren um 
70, in dem vor den Oberlandesgerichten 
um %0- 

Artikel VI 
iſt zu ftreichen. 


Vorſitzender: Wir kommen nunmehr zu dem 
vorhin bereits 5 inzwiſchen in Ihre Hände 
gelangten Antrag des Vorſtandes, der dahin geht: 

Es wird der Vorſtand beauftragt, einen 
Geſchäftsausſchuß, beſtehend aus 5 bis 7 Perſonen, 
zu bilden, welcher für eingehende Aufklärung 
über die Bedeutung und Tragweite des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend Anderungen des Gerichts 
verfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung usw. 
im Sinne der heutigen Beſchlüſſe in geeigneter 
Weiſe zu wirken hat. | 

Die Koſten bis zur Höhe von 20 000 Mark 
werden aus der Kaſſe des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins beſtritten. 

Meine Herren, es iſt dazu ein allerdings nur von 
11 Herren unterzeichneter Antrag eingegangen, — der 
aber, ſoviel ich höre, zurückgenommen werden ſoll: der 
Antrag der Hallenſer Kollegen. 


Juſtizrat Gieſeke⸗Magdeburg: Ich bitte nur, in 
dem Antrage des Vorſtandes ſtatt „20 000 Mark“ zu 
ſetzen „30 000 Mark“. 


Vorſitzender: Darüber müßten wir vor allen 
Dingen erſt den Herrn Rechnungsführer hören. 


uſtizrat Dr. Deiß⸗Leipzig: An ſich ift es möglich, 
50 00 Mark zur Verfügung zu ſtellen. Wir haben, 
wie ich das auf dem Anwaltstag in Mannheim dar 
gelegt habe, einen Dispoſitionsfonds von 50 000 Mark. 


Vorſitzeuder: Danach würde alſo der Vorſtand 
die Ziffer 20 000 in feinem Antrag in 30 000 um 


ändern. 
(Bravo!) 


n,, ð v 
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36. Jahrgang. 


Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über dieſen 
Antrag und möchte bitten, daß die Redezeit für die 
einzelnen Redner jetzt auf 5 Minuten beſchränkt wird. 


(Allgemeine Zuſtimmung. Rufe: Drei!) 


Juſtizrat Suchsland⸗Halle: Hochgeehrte Herren 
Kollegen! Der Antrag, welcher fer zur Beſchlußfaſſung 
geſtellt werden ſoll, iſt gewiſſermaßen ausgegangen 
von uns, den Hallenſer Kollegen. 


(Bravo!) 


Wie Sie alle wiſſen, hat der Vorſchlag der Juſtiz— 
reform, man kann ſagen, mit elementarer Gewalt in 
uns allen die Überzeugung i daß die Sache 
nicht ſo weiter gehen kann, wie ſie bisher gegangen iſt. 


(Bravo!) 


Wir alle haben die Überzeugung, und das iſt ja 
heute ſchon ſehr treffend zum Ausdruck gebracht worden, 
daß wir Anwälte nicht nur das Recht, ſondern die Ver⸗ 
pflichtung haben unſerem Volk und Vaterland gegen⸗ 
über, es aufrichtig und wahr zu beraten darüber, was 
an dem gegenwärtigen a iſt. Wir haben 
heute gehört, daß dieſer Vorſchlag nicht viel wert iſt, 
und wir haben alle die Überzeugung, daß es uns ge⸗ 
lingen wird und muß, dieſen Vorſchlag zu Fall zu 
bringen, wenn wir ihm unſere Intelligenz entgegen⸗ 
ſtellen. Sie haben das heute ſchon erlebt in der Perſon 
unſerer vorzüglichen Herren Referenten. Wenn wir die 
Wiſſenſchaft, die uns dieſe Herren an die Hand gegeben 
haben, vor das en der es vor die Offentlich⸗ 
keit, vor den geſunden Sinn unſeres Volkes bringen, 
ſo haben wir die Überzeugung, daß dieſer Vorſchlag 
niemals Geſetz werden wird. 

Und der Antrag, der jetzt vorliegt, hat den Zweck, 
dieſe Aufgabe zu erfüllen. Wir Kollegen in Halle 
haben, wie Sie ja wohl faſt alle wiſſen, in Geſtalt 
einer monatlichen juriſtiſchen Zeitungskorreſpondenz ein 
Organ geſchaffen, welches mit 200 der angeſehenſten 
Tageszeitungen in Beziehung ſteht, und welches be⸗ 
ſtimmt iſt, unſere Anſchauungen fortwährend in Füh⸗ 
lung mit unſerem Volk zu erhalten. Wir nehmen als 
ſelbſtver tändlich an, daß es Aufgabe des Geſchäfts⸗ 
ausſchuſſes ſein wird, der hier vom Vorſtand vorge⸗ 
ſchlagen wird, die Beſtrebungen und die publiziſtiſchen 
Einrichtungen, die an mehreren Orten Deutſchlands 
ganz impulſiv in Kreiſen unſeres Standes entſtanden 
ſind, einheitlich zuſammenzuſchließen, damit wir ſo 
eine Zentralſtelle erhalten, an der alle wiſſenſchaft⸗ 
lichen und publiziſtiſchen Anregungen, die aus unſerem 
Stande hervorgehen, geſammelt werden können, um 
ſie mit der gebührenden Gewalt, wie ſie der Intelli⸗ 
genz des Anwaltſtandes zukommt, in das Publikum 
zu werfen. 

Dieſe Aufgabe ſehe ich dieſem Ausſchuſſe geſtellt, 
und deshalb erachte ich die Summe von 30 000 Mark 
erhöht wird. 

( Heiterkeit.) 


Ich bedaure lebhaft, daß der Mitgliederbeitrag auf 
dem letzten Anwaltstage auf 15 Mark herabgeſetzt iſt; 
wenn wir das durchſetzen wollen, daß wir wirklich ge⸗ 


für 5 wenig; ich beantrage, daß fie auf 50 000 Mark 
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achtet ſind von der Reichsregierung und vom Publikum, 
dann muß das für jeden von uns ein Honorar von 
30 Mark, wie es bei Schöffengerichtsſachen üblich iſt, 


wert ſein 
f (Heiterkeit) 


und wir müſſen deshalb auch 30 Mark als Mitglieds⸗ 
beitrag zahlen; dann haben wir jährlich 180 000 Mark 
zur Verfügung, und ich bin der Überzeugung, daß 
avon 50 000 Mark in die Kaſſe dieſes Geſchä Saus⸗ 
ſchuſſes gehören. Es iſt mir ſchon von Kollegen, was 
mich ſehr gefreut hat, die Anregung gebracht worden: 
wir ſollten es uns zur Aufgabe ſtelen, der Reichs⸗ 
regierung zu zeigen, daß wir nicht nur BEN find, 
ſondern auch poſtti dieſem Geſetzesvorſchlag einen 
Gegenvorſchlag formuliert gegenüberſtellen ſollten, 
der klipp und klar darlegt, wie wir uns die 
Reform denken. Mir iſt - Vorſchlag Sehr 
ſympathiſch, und ich kann weiter jagen, daß ungeſucht 
und zufällig ſich mir in der Perſon des Profe ors 
Stein, des bekannten Kommentators, ſchon die Perſön⸗ 
lichkeit zur Verfügung geſtellt hat, die gern an dieſem 
Werk mitarbeiten wird, um zu zeigen, wie die Sache 
gemacht werden muß. 95 bin überzeugt, wir haben 
gar nicht nötig, der Reichsregierung einen Vorwurf zu 
machen, wir können ruhig anerkennen, daß fie die Sache 
jo gut gemacht hat, wie fie es verſteht. 


(Stürmiſche Heiterkeit.) 


Aber wir dürfen noch dazuſetzen: das genügt nicht, 
— unſere Intelligenz iſt dazu notwendig, damit etwas 
Paſſendes und Brauchbares herauskommt. 


(Bravol) 


yam Schluß, meine Herren, möchte ich Ihnen noch 
ein Wort des Troſtes und ein Wort des er Arſicht 


Stolzes in die Seele rufen. Wir ſind meiner Anſicht 
nach berechtigt, dieſer Reform — richtiger geſagt, 
dieſem Reförmchen — die Empfindungen entgegen⸗ 
auleben, die in dem bekannten Vers enthalten d 

ehmen ſie uns den Leib, Gut, Ehre, Kind und Weib, 
laß fahren dahin, ſie haben's kein Gewinn — die 
Intelligenz muß uns doch bleiben! — Und das 
genügt, meine Herren; wenn wir unſere Intelligenz 
dieſem Entwurf . dann wird er ver⸗ 
ſchwinden wie ein Geſpenſt der Nacht. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt Soldan⸗Mainz: Meine Herren, ich 
bin materiell einverſtanden mit allem, was hier von 
unſeren Referenten und von den meiſten Herren, 
die dazu geſprochen haben, ausgeführt iſt. für 
mich allein hätte nicht die Unbeſcheidenheit beſeſſen, 
mich zum Worte zu melden. Aber Sie a fal alle, 
meine Herren, daß ich gleichzeitig mit den halliſchen 
Kollegen die Anregung herausgegeben habe, eine Zentral⸗ 
kommiſſion zur Propagierung unſerer berechtigten 
Wünſche und Gedanken zu bilden, und ich habe 400 
Kollegen gefunden, die mir bis geſtern Vormittag, als 
ich abreiſte — gerade am Schluß ſah ich 9 0 eine 
ganze Anzahl von Poſtanweiſungen eingehen — zirka 
2600 Mark eingeſchickt haben. Meine Herren, ich bin 
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damit zum Beauftragten von etwa 400 Kollegen 
geworden, und die Arbeit und das, was ſie geſammelt 
haben, was ſie getan haben in den Beſprechungen, die 
wir hatten, und was ſie vor allen Dingen zuſammen⸗ 
gelegt haben, wird dadurch eigentlich flluſoriſch gemacht, 
daß Sie dieſen offiziellen Antrag, der jetzt geſtellt 
worden iſt, annehmen. Materiell iſt es mir ja natür⸗ 
lich durchaus ſympathiſch — und wir Advokaten haben 
heute betont, daß es für uns perſönliche Intereſſen 
nicht gibt, wenn wir uns überlegen, wie wir zu einer 
Frage 1 nehmen. Ich glaube auch nicht, wenn 
ich ſage, ich halte dieſe vorgeſchlagene Reform nicht für 
richtig, mich gegen den Verdacht verteidigen zu müſſen, 
daß ich etwa für meine Zentralſtelle, die ich angeregt 
habe, und für die ich den Anfang fertiggebracht habe, 
ſprechen wollte, ſondern ich habe ein wirklich ſachliches 
ernſtes Bedenken. | | 
Und das iſt das folgende. Die Arbeit diefer Kommiſ⸗ 
vr kann nur darin Beiteben Gedanken, die aus unſerer 
nwaltſchaft herauskommen, zu ſammeln, zu drucken 
und an die deutſchen Zeitungen zu verteilen. Wenn 
nun dieſe Propagierung der d Gedanken, 
— die ſich ja notgedrungen auch rl müſſen — 
von der offiziellen Vertretung der deutſchen Anwalt⸗ 
ſchaft ausgeht, ſo hat das doch ein gewiſſes Bedenken, 
und ich halte mich für verpflichtet, dieſes Bedenken geltend 
zu machen. Es hat nur meiner ſchwachen Stimme 
bedurft, um ſofort zirka 2600 Mark für dieſen Zweck 
zu bekommen. Dieſe 2600 Mark würde ich ja, wenn 
Sie heute im Sinne des Vorſtandes beſchließen, und 
wir damit unſere Tätigkeit einſtellen müßten, auch auf 
den Altar des Vaterlandes legen; ich kann das für 
meine Perſon verſichern, und ich bin überzeugt, daß 
ich auch im Sinne meiner Auftraggeber stehe — 
vielleicht mit Beſchränkungen, vielleicht mit einem Vor⸗ 
behalt, der aber ſachlich nichts zu bedeuten hat. Aber 
ich meine, das Bedenken iſt groß genug und ich kann 
es deshalb auch geltend machen, weil es die Sache ſelbſt 
nicht ftört. Meine Herren, wenn wir uns heute hier 
entſchließen, die Mittel aufzubringen und jeder 5 oder 
10 Mark dazu zu geben, ſo haben wir ja durch ein 
einfaches Nicken des Kopfes die 30 000 Mark im Nu 
zuſammen, und dann können wir eine private Kom⸗ 
miſſion bilden, die von den Erleuchtetſten unſeres 
Standes geleitet werden kann. Wenn unſere Refe⸗ 
renten ſich zur Verfügung ſtellen wollen, um die 
Normen, nach denen im allgemeinen dieſe Redaktion 
und dieſe Kommiſſion zu arbeiten hat, mit auszu⸗ 
arbeiten, dann wird es etwas Gutes ſein. Dann aber, 
meine Herren, wird es doch eine private Arbeit ſein 
und keine Arbeit der offiziellen Vertretung der deutſchen 
Anwaltſchaft; dann können auch Widerſprüche vor⸗ 
kommen, da könnte auch einmal eine Entgleiſung ge⸗ 
ſchehen, die dann nicht auf Konto der ganzen Anwalt⸗ 
ſchaft kommen würde, und außerdem würden die 
50 000 Mark, die ein eiſerner Beſtand unſeres Kriegs⸗ 
fonds ſind, nicht angetaſtet werden. — Ich ſpreche 
materiell im Sinne unſeres Antrages und im Sinne 
des Kollegen Suchsland aus Halle. Formell, meine 
ich, iſt 8 Modifikation wohl die 1 185 wir wollen 
das aus privaten Mitteln aufbringen, die uns reichlich 
ann werden, wir wollen da einen Kriegsfonds 
affen. Zu | 
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Ich kann nicht alles ausſprechen, was ich noch 
ſagen möchte, weil die Guillotine der Fünfminuten⸗ 
beſchränkung über mir ſchwebt. Ich meine, unſer An⸗ 
trag würde die Arbeit der Kommiſſion erleichtern, 
Bedenklichkeiten würden nicht entſtehen, und die tech⸗ 
niſche Schwierigkeit, daß bon, die in allen entſcheiden⸗ 
den Fragen eine Kommiſſion, die ſich auf ganz Deutſch⸗ 
land verteilt, befragt werden müßte, wäre dann ver⸗ 
mieden. In der Kriegführung iſt ein raſcher Entſchluß 
notwendig, und es darf nicht ein Reichskriegs rat 
dahinter ſtehen, der langſam arbeitet. 

Deswegen meine ich, wählen Sie die Kommiſſion, 
oder, damit wir dieſe Schwierigkeit heute nicht haben, 
9585 Sie das Mandat den halliſchen Kollegen, die 

as Verdienſt haben, zuerſt die Sache energiſch in die 
Hand genommen zu haben, und geben Sie dem Vor⸗ 
ſtand den Auftrag, einige Perſonen dazu zu delegieren, 
die da mitarbeiten. 

(Bravo!) 


Geheimer Juſtizrat Dr. Krauſe⸗Berlin: Meine 
Herren, die Bedenken, die Herr Kollege Soldan ge- 
äußert hat, glaube ich, würden mit Recht erhoben werden 
können, wenn man der erſten Anregung der Hallenſer 
Herren Kollegen gefolgt wäre, eine ſtändige Kommiſſion 
mit bezahlten Kräften einzurichten. Dann würde es 
allerdings ſchwierig ſein, dieſer Kommiſſion eine richtige 
Stellung zu geben. Soll ſie aus eigener Initiative 
handeln, dann entſcheidet fie eben allein; fie weiß nicht, 
ob ſie die Anwaltskammern und die Mehrzahl der 
Kollegen hinter ſich hat. Soll je mit dem Vorſtande 
zuſammen arbeiten, dann würde auch der Vorſtand 
ein ſehr ſchweres Mandat übernehmen; er würde nicht 
wiſſen, ob er immer die Mehrheit des Anwaltvereins 
auf ſeiner Seite hat. Das ſind Zweckmäßigkeits⸗ 
bedenken gegen eine ſtändige Kommiſſion. 

Ich kann aber dem Herrn Kollegen Soldan nicht 
zugeben, daß dieſe Bedenken auch vorliegen gegen eine 
ad hoc, zu einem beſtimmten Zwecke gewählte Kom⸗ 
miſſion, und ebenſo wenig gegen die Entnahme des 
Geldes aus dem Fonds der Anwaltſchaft. Meine 
Herren, wenn wir hier einmütig — denn die Minder⸗ 
heit ift ſo verſchwindend, daß ſie nicht in Betracht 
kommt — unſeren Standpunkt feſtgelegt haben, dann 
wollen wir auch von einer Zentralſtelle im Namen 
der geſamten Anwaltſchaft und mit den Mitteln dieſes 
Vereins hinter der Sache ſtehen. 5 möchte meinen, 
die Kommiſſion, die in dieſer Weiſe durch die bereits 
vorhandenen Gelder aus dem Fonds des Anwalt⸗ 
vereins arbeitet, hat eine größere Stoßkraft, als es 
eine frei zuſammengetretene Kommiſſion aus frei auf⸗ 
rel Mitteln hat, und deswegen möchte ich Sie 

itten, den Antrag anzunehmen, wie er vom Vorſtande 
hier vorgeſchlagen iſt. 

Ich bemerke übrigens, daß wir uns die Tätigkeit 
dieſer Kommiſſion in einem etwas weiteren Rahmen 

edacht haben, als die Herren Kollegen angeführt 
Eben: nicht bloß die Preſſe mit aufklärenden Artikeln 
zu verſorgen, nein, wer praktiſch 1 will, muß 
in erſter Linie Einfluß gewinnen auf die Reichstags⸗ 
abgeordneten, | | 


(ſehr richtig) 


——ͤ— 


36. Jahrgang. 


der muß mit den Herren in Verbindung treten, ſei 
es perſönlich, ſei es durch Delegierte, der muß au 
mit den Wahlkreiſen in Verbindung treten, was no 
viel wichtiger iſt, und muß die Bevölkerung, die 
Mandanten der Reichstagsabgeordneten, darüber auf⸗ 
klären, was für ſie auf dem Spiele ſteht. 


(Zuruf: Wanderredner!) 
— Gewiß, es läßt ſich eine Menge von Maßnahmen 


treffen 
(Zuruf: Baſſermann!) 


— Ja, meine Herren, es würde mich ſehr freuen, 
wenn Sie auch auf Herrn Baſſermann in dieſer Weiſe 
einwirken könnten. 

Alſo ich bitte, laſſen Sie es bei dem Vorſchlage 
des Vorſtandes bewenden. Wenn der Vorſtand die 
richtigen Männer findet, dann wird auch etwas geleiſtet 
werden können, und ich glaube, Sie können dem Vor⸗ 
ſtande das Vertrauen ſchenken, daß er ſich bemühen 
wird, Männer, die Luſt zur Arbeit haben, und die die 
Fähigkeit haben, gerade in dieſer eigenartigen Weiſe 
zu arbeiten, zu finden. Solche Männer können wir 
in einer Verſammlung, wie die heutige iſt, nicht 
wählen, es muß eine Stelle beſtimmt werden, der 
dieſes Mandat übertragen wird, und dieſe Stelle iſt 
naturgemäß der Vorſtand. 


An Rechtsanwalt Aofe- Harburg verzichtet auf das 
ort. | | 


Juſtizrat Suchsland- Halle: Ich wollte dasſelbe 
ſagen, was Herr Kollege Krauſe in ſo vorzüglicher 
zn ausgeführt hat. Ich verzichte ebenfalls auf 
as Wort. 


Abſtimmung. Der Antrag des Vorſtandes, der 
dahin abgeändert iſt, daß ſtatt der Zahl 20 000 die 
Zahl 30 000 hineingeſetzt wird, wird gegen wenige 


widerſprechende Stimmen angenommen. 


Vorfitzender: Wir kommen nun zum zweiten 
Gegenſtand der Tagesordnung: 


Wahl einer Kommiſſion zur Vorbereitung 
von Anderungen der Satzungen des 
Deutſchen Anwaltvereins. 


Ich darf denjenigen Herren, die auf dem Anwalts⸗ 
tag in Mannheim nicht waren, über die Entſtehung 
mache Gegenſtandes der Tagesordnung kurz Mitteilung 
machen. 

Als in Mannheim die Verſammlung ſich ſchon 
ſehr gelichtet hatte, wurde, ohne daß irgendwie über 
den Gegenſtand weiter verhandelt worden wäre, der 
Antrag geſtellt, eine Kommiſſion zu erwählen, welche 
beſtimmt wäre, Anderungen der Satzungen in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen. Es ergab ſich, daß die Aufgabe 
dieſer Kommiſſion im wefentlichen ſein ſollte, eine 
Organiſation zu ſchaffen, die eine größere Mitarbeit 
der Mitglieder des Anwaltvereins gewährleiſtete, und 
Satzungen zu ſchaffen, in denen die nur beim Amts⸗ 
ericht zugelaſſenen Anwälte eine beſſere Vertretun 
dätten. Das war die Entſtehungsgeſchichte. Darauf 
wurde verſucht, aus der Verſammlung heraus eine 
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Kommiſſion zu erwählen. Das ſcheiterte, und darauf 
wurde bellen die Wahl dieſer Kommiſſion auf den 
außerordentlichen Anwaltstag zu vertagen. 

Meine Herren, wir ae alſo an fih einem 
Vakuum gegenüber bezüglich deſſen, was die Kom⸗ 
miſſion ſoll, und ich habe deshalb Herrn Kollegen 
Roſenthal aus München, der den Antrag geſtellt 
hat, gebeten, die Verhandlung über die Wahl der 
Kommiſſion mit einigen Worten einzuleiten. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal Münden: Meine 
verehrten Herren Kollegen! Es mag Ihnen, ſo wie 
mir ſelbſt, als ein Wagnis erſcheinen, wenn ich in 
einer ſcheinbar — aber nur ſcheinbar — kleinlichen 
Sache nach dem imponierenden Verlauf der heutigen 
Verſammlung das Wort nehme und mir erlaube, zu 
dieſer Frage hier ganz kurz die Diskuſſion einzuleiten. 
Aber wenn man den Frieden will, muß man ſich auf 
den Krieg rüſten, und wenn wir vermeiden wollen, 
daß wir künftighin als deutſcher Anwaltſtand mit der⸗ 
nn Vorlagen — ich will nicht ſagen, überrumpelt 
werden, wenn wir erreichen wollen, daß unſere Stimme 
künftighin nicht mehr ungehört verhallt, dann müſſen 
wir beizeiten Vorſorge treffen, und wir müſſen ſehen, 
daß der Anwaltverein auf eine breitere Baſis ge⸗ 
ſtellt wird, daß er mehr Schlagkraft bekommt, und 
dabei doch nach wie vor die 979 Ziele, die unſer 
Statut als Zweck des Vereins hinſtellt, befolgen kann 
und die Zuſammengehörigkeit unter den deutſchen An⸗ 
wälten mehr als bisher pflegt. Und wir wiſſen nicht, 
von welcher Seite und wie bald uns Gelegenheit ge⸗ 
geben wird, dieſe Zuſammengehörigkeit aufs neue zu 

eweiſen, ſo wie wir ſie heute, man kann wohl ſagen, 
glänzend und einmütig bewieſen haben. 


(Bravo!) 


Darum habe ich mir beſcheidentlich erlaubt, heuer 
im Sommer eine kleine Anregung zu geben, wie viel⸗ 
leicht ein Weg gefunden werden könnte, den Deutſchen 
Anwaltverein auszubauen, ſeine Organiſation zu ver⸗ 
tiefen und andererſeits ſein Tätigkeitsgebiet zu erweitern. 
Der Mannheimer Anwaltstag hat nun zwar beſchloſſen, 
zu dieſem Zwecke eine Kommifſion 45 bilden, er war aber 
nicht in der Lage, auch ſchon die Kommiſſionsmitglieder 
u wählen; aber obwohl keine Kommiſſion gewählt war, 
habe ich in den paar Wochen von einer ſolchen Unzahl 
von Kollegen Zuſchriften bekommen, förmliche Statuten⸗ 
änderungen, Vorſchläge für beſtimmte Gruppen, 
Statutenentwürfe, die bereits beruht haben auf Zu⸗ 
ſammenarbeit verſchiedener Kollegen, — daß man 
ſagen muß, es iſt dringend notwendig, daß etwas 
geschieht. 

Nun iſt es aber durchaus unmöglich, die Frage 
im großen Plenum zu erörtern. Dom ſo ſehr 
man auch Abneigung gegen Kommiſſionen haben mag, 
in einer ſolchen Irn e geht es doch nicht ohne 
Kommiſſion. Sie müſſen eine Kommiſſion haben, 
damit dieſe vielen kleinen und kleinſten Punkte aus⸗ 
geſchaltet werden können, und man vor Sie hintritt 
mit einem Werk, das beruht auf Übereinſtimmung 
einer Anzahl von Kollegen aus den verſchiedenſten 
Teilen des deutſchen Vaterlandes und von Vertretern 
der verſchiedenſten Gruppen unſerer Anwaltſchaft. 
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Nur dann ift es möglich, eine auf ruhiger Überlegung 
aufgebaute, den Zwecken nicht nur kurzer Jahre, ſondern 
unſerer ganzen nwaltſchaft auf Jahre und Jahrzehnte 
hinaus dienende Organiſation zu ſchaffen. Ich habe 
eine Reihe von Entwürfen überſandt erhalten. Der 
Beweis, wie weit man ſich ſchon mit dieſer Frage be⸗ 
ſchäftigt hat, mag Ihnen auch darin Liegen, daß die 
Ortsgruppe Hannover einen Antrag zu dieſer Frage 
hier eingereicht oder vorbereitet hat, und daß die 
Hallenſer Kollegen unter Führung von Suchsland, 
Riecke und Dittenberger nicht nur gleichfalls einen 
ſolchen Antrag geſtellt, ſondern auch förmliche Statuten 
unter ſehr dankenswerter Gegenüberſtellung der Statuten, 
wie IK geweſen find, und wie fie werden jollen, aus⸗ 
earbeitet und in Druck haben legen laſſen. Alſo an 
Material wird es nicht fehlen, das iſt ſchon vorhanden, 
und wir werden noch weit mehr bekommen; es muß 
geſichtet und aus dem Beſten das Beſte genommen 
werden, damit wir eine Satzung bekommen, die uns 
die Möglichkeit gibt, in uns gefeſtigt und nach außen 
wehrhaft zu ſein. 

Aber nun kommt eine ſchwierige Frage: wie ſollen wir 
hier alles Material beſprechen? Es hat mir der Herr 
Kollege Klöppel⸗Dresden, es hat mir der Herr Kollege 
Geiershöfer- Nürnberg einen Entwurf geſandt, der 
Herr Kollege Delenheinz- Mannheim hat einen Ent» 
wurf vorbereitet, der Herr Kollege Dr. Hugo Neumann 
Berlin hat den Entwurf eines anderen, ähnlich organi⸗ 
ſierten Vereins zur Berückſichtigung empfohlen. Alle 
dieſe Entwürfe gehen auf eines hinaus: den Anwaltverein 
ſchlagfertig zu machen. Der eine will eine Geſchäfts⸗ 
ſtelle, der andere einen ſtändigen Ausſchuß, der dritte 
ein Generalſekretariat: — ja, was davon das Zweck⸗ 
mäßigſte iſt, was den Intereſſen der Anwaltſchaft in 
Deutſchland am meiſten entſpricht, das läßt ſich beim 
beſten Willen nicht ſo in der Kürze beurteilen. Aber 
dieſe Anregungen müſſen ſamt und ſonders berückſichtigt 
werden; auch die Frage der Zentralſtelle wird mit 
hereinzuziehen ſein. Ich muß ſagen, ich habe es außer⸗ 
ordentlich dankbar begrüßt, mit welcher Verve und mit 
welcher Eloquenz der Herr Kollege Soldan-Mainz 
in dieſer Frage das Wort ergriffen hat. Ich glaube, 
daß wir ihm danken müſſen, wenn die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft jetzt im gegebenen Moment, der ein Moment der 
Spannung iſt, aufgerüttelt worden iſt, um ſich zu⸗ 
ſammenzuſchließen nicht nur für dieſen wichtigen Kampf, 
ſondern auch für die Zukunft. 


(Bravo!) 


Auch unſer verehrter Herr 1 Geheimrat 
Erythropel, hat in der jüngſten Wochenſchrift, ebenſo 
wie Juſtizrat Hugo Neumann, die Frage behandelt, 
und auch ſie haben der Anregungen genug und über— 
genug gegeben. 

Aber es wird nötig ſein, wie ich ſchon erwähnte, 
daß Sie zunächſt eine Kommiſſion wählen; wir 
haben zuerſt gemeint, eine Kommiſſion von 7 oder 
9 Mitgliedern. Aber eine Kommiſſion von 200 Mit⸗ 
gliedern iſt leichter zu wählen als eine von 3 oder 5. 
Es iſt ungeheuer ſchwer, alle die Gründe zu berück— 
ſichtigen, alle die Vorſchläge in Erwägung zu ziehen 
und keine begründete Nennung abzulehnen. Wir haben 
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deshalb nach reiflicher Überlegung und nach Verein⸗ 
barung mit dem Vorſtande Ihnen eine Liſte präſentieren 
zu ſollen geglaubt, und ich bitte, es mir nicht übel zu 
nehmen, wenn ich Ihnen nachher die Liſte verleſe, ob⸗ 
wohl ich ſelbſt darauf ſtehe. Ich ſelber habe das erſt 
auf Anregung von dritter Seite getan. Wir wollen 
Ihnen dann aber vorſchlagen, es möge dieſe Kommiſſion, 
die hier gewählt werden fol, nur der Grundſtock fein; 
wir wollen dieſe Kommiſſion in der Weiſe erweitern 
laſſen, daß jeder Oberlandesdirektionsbezirk erſucht 
wird, Material zu dieſer Frage zu liefern und einen 
eeigneten Vertreter in die Kommiſſion abzuordnen. 
ch glaube, es wird nicht viel Zweck und Erfolg haben, 
wenn man über die eine oder andere Perſon, wie es 
in Mannheim verſucht worden iſt, hier eine Debatte 
oder auch nur eine Abſtimmung in kontradiktoriſchem 
Sinne — wenn ich ſo ſagen darf — herbeiführen 
wollte. Sie würde das, was vielleicht die eine oder 
andere Gruppe erreichen will, doch nicht erreichen. 
Übrigens haben wir dafür geſorgt, daß die Aufſtellung 
der Liſte im Einvernehmen mit dem Vorſtande, im 
Einvernehmen mit dem Verein der Amtsgerichtsanwälte, 
im Einvernehmen mit den Ortsgruppen Hannover und 
Halle erfolgt iſt; alle dieſe ſind in dieſer Liſte ver⸗ 
treten. Unſere Vorſchlagsliſte lautet wie folgt: 


Als Delegierter des Vorſtandes des Deutſchen 
Anwaltvereins: 


Dr. Schall-Leipzig, 


. Dr. Albredt- Hanıburg, 

Dr. Auerbad- Frankfurt a. M., 
Bamberger ⸗Aſchersleben, 
Barth⸗ Leipzig, 

Hans Fiſcher I-Cöln a. Rh., 

. Dr. Geiershoefer-Nürnberg, 

. Dr. Herr-Hamm, 

Dr. Hinrichſen⸗Güſtrow, 

. Kloeppel-Dresden, 

10. Kleinrath- Hannover, 

11. Dr. Hugo Neumann-Berlin, 
12. Dr. W. Rofenthal- Münden, 
13. Dr. Reidhert- Hannover, 

14. Roje- Harburg, 

15. Sudsland-Halle, | 


mit dem Rechte der Erſatzwahl und Kooptation. 


Es iſt angeregt worden, der Kommiſſion eine 
bindende Marſchroute auf den Weg zu geben. 
würde die Herren, die dieſe Anträge geſtellt haben, 
bitten, das nicht zu tun. Man weiß nicht, wie der 
eine oder andere Leitſatz, ſelbſt wenn man grund⸗ 
ſätzlich damit einverſtanden iſt, ſchließlich ausgelegt 
und verſtanden werden kann. Wir werden ja ſchließlich 
doch darüber uns unterhalten müſſen, und die Herren 
ſind ja reichlich vertreten und können ihre Meinung 
eltend machen. Ich meine, wählen Sie die Männer 
hres Vertrauens, aber ſchenken Sie ihnen auch das 
Vertrauen, daß ſie ohne Marſchroute es richtig 
machen. — 


Vorſitzender: Ich bitte, den Satz bezüglich der 
Kooptation der Oberlandesgerichtsbezirke noch formu⸗ 
lieren zu wollen. 


ferner: 


OOO 


36. Jahrgang. 


. Suchsland- Halle: Hochgeehrte Herren 
Kollegen ch hoffe und bin der lebhaften Über⸗ 
zeugung, daß Sie alle ebenſo einig ſein werden bei 
dieſem Punkt der Tagesordnung, wie Sie es bei Punkt 1 
der Tagesordnung geweſen ſind: einig in der gr 
bezüglich des Punkts 1, müſſen wir auch einig jein 
in den Mitteln, wie wir weiter unſer großes Ziel zu 
erreichen haben. Es iſt ſchon hervorgehoben worden 
vom Herrn Kollegen Krauſe-Berlin, daß wir unſere 
Aufgabe nicht nur dahin auffaſſen müſſen, dieſen Ent⸗ 
ur der Juſtizreform zu bekämpfen, ſondern daß wir 
dauernd uns die Aufgabe ſtellen la die Geſetz⸗ 
ebung des Deutſchen Reiches und die Geſetzgebung 
er Einzelſtaaten zu beeinfluſſen. Das werden wir 
nur erreichen können, wenn wir unſeren Verein ſo 
umformen, daß wir wirklich die geiſtige Tragkraft haben, 
eine ſolche Aufgabe zu erfüllen. 

Wenn nun Herr Kollege Roſenthal geſagt hat, 
für uns wären Leitſätze in dem Sinne geſtellt worden, 
als ob wir die Kommiſſion auf eine gegebene Marſch⸗ 
route verpflichten wollten, ſo iſt das ein Mißverſtändnis. 
Ich habe lediglich deshalb dieſe Leitſätze formuliert 
und einen ſpezialiſierten Statutenentwurf Ihnen vor⸗ 

elegt, weil ich mir ſagte — genau ſo wie der Herr 
orſitzende es gejagt hat — : wir ſtehen vor einem 
Vakuum, wir können nicht ſagen, was die Kommiſſion 
ſoll, wie ſie ſich den 5 eigentlich denken ſoll. 
Aus dieſem Grunde, und weil ich namentlich die an- 
regenden Aufſätze in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 
las von Dr. Hugo Neumann, von Oelenheinz, 
von Erythropel, ſagte ich mir: warum geht niemand 
daran, dieſe ſchönen Gedanken in einen poſitiven 
Satzungsentwurf umzuarbeiten? Wir ſind doch oft 
in der Lage, einen Satzungsentwurf in 24 Stunden 
machen zu müſſen, 
(Heiterkeit) 


weshalb machen wir nicht einen ſolchen für uns ſelbſt? 
Ich freue mich, zu hören, daß einzelne Kollegen daran 
geweſen find, ſolche Entwürfe zu machen; fie find 
mir leider nicht bekannt geweſen. 

Alſo ich ſtimme vollſtändig dem Herrn Kollegen 
Roſenthal bei, ziehe alle meine Anträge zugunſten 
dieſes Vorſchlags Roſenthal zurück und bitte Sie 
ebenfalls, dasſelbe zu tun. Wir wollen auch hier der 
Mahnung des Herrn Kollegen Hachenburg treu 
bleiben; wir müſſen als Einheit auftreten und müſſen, 
was wir wollen, möglichſt ſchnell wollen und in die 
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Tat umſetzen, damit wir wirklich ein handlungsfähiger 
Verein nach außen ſind. 


Vorſitzender: Es iſt noch ein Antrag des Kollegen 
Dr. Reichert eingegangen, — der aber eben zurück⸗ 
gezogen wird. 


Abſtimmung. Die vom Rechtsanwalt Roſenthal⸗ 
München verleſene Vorſchlagsliſte wird ohne Wider- 
ſpruch angenommen. Ferner wird beſchloſſen, daß die 
Kommiſſion dadurch zu ergänzen ſei, daß jede Anwalts⸗ 
kammer eingeladen werden ſoll, in dieſe Kommiſſion 
einen Vertreter abzuordnen. 


Vorſitzender: Damit wäre auch der zweite 
Gegenſtand unſerer Tagesordnung erledigt. 
ch habe nun noch die Aufgabe, unſeren Dank 
abzuſtatten allen den Herren, die uns die Ehre 
geſchenkt haben, heute an unſeren Verhandlungen teil⸗ 
zunehmen, vor allem dem Herrn Vertreter des Juſtiz⸗ 
miniſteriums, der bis zum Ende der Verhandlungen 
an unſeren Verhandlungen teilgenommen hat. 


(Bravo!) 


Wir find der Univerſität, namentlich auch dem 
Herrn Geheimrat Dr. Wach, ſehr dankbar, daß wir 
Ausführungen hier gehört haben, die nicht aus einem 
irgendwie intereſſierten Munde kamen, ſondern ſich 
auf rein wiſſenſchaftlichem Gebiete bewegten. 

Unſer Hauptdank gebührt den Herren Bericht⸗ 
erſtattern, dann aber auch den Herren ſtellvertretenden 
Vorſitzenden, den Herren Schriftführern und ins⸗ 
beſondere dem Lokalkomitee. Meine Herren, was die 
Mitglieder des Lokalkomitees zu tun gehabt haben, 
das können Sie ſich gar nicht vorſtellen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Bedenken Sie, was dazu gehört, in den letzten 
24 Stunden uns dieſes Lokal zu beſchaffen, und was 
dazu gehört, für die in ſo großer Anzahl erſchienenen 
Herren überall Wohnung zu beſorgen, — das iſt un⸗ 
glaublich! Ich glaube, daß Sie mit mir einverſtanden 
ſind, wenn ich dieſen Herren unſeren herzlichſten 
Dank ausſpreche. 


(Wiederholter lebhafter Beifall.) 
Damit ſchließe ich den außerordentlichen Anwaltstag. 
(Schluß der Sitzung gegen 4½ Uhr.) 
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Anlage 
zum Bericht über den außerordentlichen Anwaltstag. 
(Zum Vortrage des Herrn Dr. Hinrichſen.) 


Vergleichung der Schreib- und Voſtgebühren der Rechtsanwälte nach den 


Zuſammengeſtellt nach den Angaben 


. ̃ —— — — — 2 — [nn —— — — 


A. Prozeſſe ohne Beweis⸗ und Vergleichsgebühren B. Prozeſſe 
— ) 8 
| Summe der Schreib⸗ und Poſtgebühren Summe Summe 
Wertſtufe - Zahl Summe — T meine Sch Fu — der Pauſchſätze Zahl Summen 
de de 
der der Poſt⸗ Wee gebühren 11 W : f 5 oft: 
Sachen Gebühren achen Gebühren 
N rift⸗ e 3 .f. ebühren 
gebühren gebühren | 5 e Gebühren N 
1 2 8 | a 5 6 7 8 9 I 0 11 12 
| | | 
0—60 615 | 26770 442,47 657,60 761,80 | 1861,87 1 845,0 — 391 3041/86 425,06 
60—300 810 8005,95 690,16 958,00 1 197,50 2846,56 2 430,00 — 590 11 761,30 | 854,82 
300900 235 | 6 146,65 | 213,54 | 390,50 | 608,70 Ä 1213, — 1231 [ 207 | 11 154,45 | 390,08 
| — . D 
0-900 1 660 | 16 830,00 | 1 346,16 | 2007,00 2 568,00 | 5 921,46 5 506,92 1188 25 957,0 1 669,6 
Dasſelbe bei Ber- | ' | | 
gütung der Seite | | 
mit 20 Pfennigen | 1660 | 16 830,00 1 346,6 | A 014,00 | 5 136,00 | 10 496,6 5 506,93 1188 | | 25 9357,30 1 669,96 
| 
900—2 100 144 | 6676,30 129,48 292,20 402,0 824,38 er | 1 335,88 151 | 13 735,00 315,2 
2 10010 000 155 11919, 171,81 | 376,10 | 544,0 1093725 | 2 | 2385, | 152 | 21830 388,75 
| | | 
900--10000 | 299 | 18.695,00 | 301,20 | 66 9% | 1970| — | 3 720,0 | 303 35 565,48 704,47 
Dasſelbe bei Ver⸗ | | | | | | 
gütung der Seite | | | | 
mit 20 Pfennigen 299 | 18 595,00 20 | 1387,00 | 1804,00 | 3 833,3? — 3720,50 303 38 368,4 704,5 
— — — 
zuſammen ... . 199 35 425,90 | 1647,55 | 2675,00 | 3515,40 7 839,06 9227,82 1491 61 522,76 2 374,13 


Dasſelbe bei Ver⸗⸗ | | | | 


gütung der Seite | | 
mit 20 Pfennigen] 1959 35 425,90 | 1647,75 5 331, 80 | 7 030,80 14 030,35 | 9 227,82 1491 


| | 


61 532,75 ' 


| 
! 2374 ‚33 
| 
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jetzigen Vorſchriften der Gebührenordnung mit den Fauſchſätzen des Entwurfes. 


aus 60 Anwaltsbetrieben Norddeutſchlands. 


— — — — — — — — — —— — — — ——— — — — — — —— — 


| M 


} 
| 


n 


mit Beweis⸗ oder Vergleichsgebühren C. Insgeſamt 
S eien | zu 
der Schreib» und Poſtgebühren Summe | zu der Schreib» und Poſtgebühren | 
— — — n Zahl Sf: 8 Summe 
der Pauſchſätze | u 
kleine Schreib⸗ der der kleine Schretb⸗ ̃ ee 
| ” 
gebühren | zu⸗ gebühren zu⸗ Pauſch 
Schrelb⸗ Pl: E Ä du | 20 % der Sachen Gebühren m Schreib⸗ für ſatze 
gebühren 1000 | fammen 0 ebühren | geb 2 gebühren 5 ſammen 
13 14 | 15 186 | 17 [18 19 20 21 22 28 I 4 
| I: = 2 
802,90 714,00 1 942,86 | 1560,00 | — 1006 | 5 718,16 867,53 | 1460,50 : 1476,70 3804,73 , 3405,00 
1540,10 | 1529,60 , 3724,52 | 2 668,0 ¼ J 1400 19 76% | 1544,07 24990 2527,10 6571,05 | 5 098,00 
746% 826% 1962s — | 2 231,30 442 | 17 301,10 | 603,2 ' 1 137,00 | 1435,00 : 3175,08 | 3 463,51 
3.089,50 2 870% 7 680,26 6 459,89 2 848 | 42 787,30 | 3016,12 | 5 096,50 5 438,30 | 13 551,73 Ä 11 966,51 
| | | | 
6179,00 3 741,0 | 13 390,56 6 459,80 2848 42 787,30 3 016,42 10 193,00 | 10 877,% 24 081,03 11 966,81 
| 
| | | N 
625,20 606,90 1547,80 — 2 753,70 295 20 411,0 | 445,20 917,40 1009,60 | 2 372,20 4 089,53 
796,80 | 1048,60 2 232,40 | — 4 370,54 307 | 33 750,05 560,36 | 1 173,80 1593,30 | 3 325,61 | 6 755,56 
1 422,00 | 1 655,50 3 780,20 — | 7124,21 | 602 54 161,36 | 1005,76 Ä 2 090,00 2602,00 5 697,81 | 10 845,14 
2844,00 | 331l,eo | 6 859,47 Me | 7124,34 602 34 161,36 1003,76 4181,80 3 205,50 | 10 393,36 | 10 843, 14 
N | | 
4511,00 4 526,30 11 402,83 | 13 584,13 3450 96 948,05 4 022,18 Ä 7187,10 8 041,70 ' 19 2415,28 22 796,35 
| 4 | | Ä | Ä 
9 0233,00 | 9 052,80 20 430, 03 13 584, 13 3450 | 96 e 4022, 1s 14 374, a0 | 16 083,40 | 34 480,38 | 22 811, 0s 
| | | 
| 
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Dereinsnarhrichten. 


Der vom anfersrdentlihen Anwaltstage in Leipzig 


am 23. November d. Js. beſchloſſene Geſchäftsausſchußß 
iſt gebildet. Mitteilungen find au Herrn Rechtsauwalt 
Dr. M. Drucker in Leipzig, Ritterſtraße 1/3, zu richten. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Karlsruhe, Kiel und Cöln haben der Kaſſe aber- 
mals Beihülfen und zwar Karlsruhe 1 200 Mark, Kiel 
2 000 Mark und Cöln 2 500 Mark gewährt. Die letztere 
Beihülfe iſt zum Unterſtützuugs fouds beſtimmt. Den Kammern 
und ihren Vorſtänden ift für die reichen Beihülfen der anf- 
richtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Auf die vielen an mich gerichteten Anfragen teile 
ich den Herren Kollegen ergebeuft mit, daß die nunmehr 
endgültig feftgeftellte Satzung mit vollſtändigen Tarifen ge- 
druckt wird. 

Nach Fertigſtellung des Druckes wird au alle Kollegen, 
auch an die, die ſich ſchon angemeldet haben, eine ſolche 
Satzung mit einer, an den Borftand in Leipzig gerichteten 
Anmeldekarte verſandt. 

Der Vorſtaud erteilt daun dem Beitretenden eine Be⸗ 
ſcheinigung über die Mitgliedſchaft (5 2 der Satzung). 

Jetzt bitte ich die Herren Kollegen, die ſich noch nicht 
angemeldet haben, mir ſchleunigſt kurz mitzuteilen: „Ich 
trete der Penſionskaſſe bei“, damit die 700 Mitglieder recht 
bald zuſammen kommen, und ich bei der Hülfskaſſe die 
Überweifung der 500 000 Mark beantragen kaun. Denn 
vorher darf unſere Kaffe ihren Geſchäftsbetrieb nicht eröffnen. 

Halle a. S., den 4. Dezember 1907. 


Collegialiter 
Elze, Juſtizrat. 


Vorenthalten einer Quittungskarte dem 
Karteninhaber gegenüber. 
Eine Erwiderung. 
Von Rechtsanwalt Leonhard in Mayen. 


Den Ausführungen des Herrn Kreisgerichtsrats Dr. Hilſe 
auf S. 40 ff. d. Z. bei Beſprechung der Frage, ob ein Rechtsanwalt 
eine ihm von ſeinem Machtgeber anvertraute, auf den Namen 
eines Dritten ausgeſtellte Quittungskarte dem Karteninhaber 
vorenthalten dürfe, kann meines Erachtens nicht in allen Teilen 
beigetreten werden. Der Beſprechung liegt der Tatbeſtand 
zugrunde, daß einem Rechtsanwalt in einem Rechtsſtreit die 
Quittungskarte einer Arbeiterin von deren Ehemann übergeben 
worden war; die Ehefrau hatte die Aushändigung der Karte 
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verlangt und, als dieſe verweigert wurde, die Hilfe der Polizei 
in Anſpruch genommen, ohne damit Erfolg zu haben. Darüber 
hat die Quittungskarte infolge 8 135 Inv VG. ihre Gültigkeit 
verloren, fo daß gemäß 8 46 1. c. die aus der Verſicherung ſich 
ergebende Anwartſchaft erloſchen iſt. 

Herr Dr. Hilſe wirft die Frage auf, ob dem Rechtsanwalt 
wegen Verweigerung der Herausgabe der Karte an die Ehefrau 
irgend welche Straffolgen oder Entſchädigungspflichten treffen, 
und legt dem Rechtsanwalt die Schadenserſatzpflicht aus fol⸗ 
genden Gründen auf. Bei der Verweigerung der Herausgabe 
der Karte habe der Rechtsanwalt gegen die Beſtimmungen der 
88 139 und 181 Ziff. 4 Inv VG. gefehlt, wonach die Zurück⸗ 
behaltung einer Quittungskarte wider den Willen des Inhabers 
dem Arbeitgeber und jedem Dritten verboten (8 139) und — 
bei Widerrechtlichkeit — ſtrafbar (8 181) if. Der Rechts⸗ 
anwalt habe widerrechtlich gehandelt, zum mindeſten aber die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt ($ 276 BGB.) außer acht 
gelaſſen, weshalb er die vermzgensrechtlichen Folgen feines 
Verhaltens gemäß 8 823 BGB. tragen müſſe, auch wenn 
feine Erſatzpflicht nicht ſchon aus 8 139 Inv VG. zu folgern 
ſei. Denn ihm hätte bei Anwendung auch nur geringer Sorgfalt 
bekannt ſein müſſen, daß ſeinem Machtgeber ein Verfügungs⸗ 
recht über die auf den Namen ſeiner Ehefrau ausgeſtellte 
Quittungskarte nicht zuſtand, daß ſein Machtgeber daher ihm 
die Karte ohne Einwilligung ſeiner Ehefrau nicht in Ver⸗ 
wahrung geben konnte, ſo daß ein formgerechter Verwahrungs⸗ 
vertrag gar nicht zuſtande gekommen ſei. Auch ſei der Rechts⸗ 
anwalt als Verwahrer verpflichtet geweſen (5 691 BGB.), 
die vereinbarte Art der Aufbewahrung zu ändern und die Karte 
bei der Polizeibehörde zu hinterlegen, wenn er ſich nicht ent⸗ 
ſchließen wollte oder nicht befugt zu ſein glaubte, die Karte an 
die Inhaberin, die allein als Hinterlegerin gelten könne, auf 
ihren Antrag (S 695 BGB.) auszuhändigen. 

Es iſt zunächſt nicht zuzugeben, daß zwiſchen dem Rechts⸗ 
anwalt und ſeinem Machtgeber ein gültiger Verwahrungsvertrag 
deshalb nicht zuſtande gekommen ſei, weil der Machtgeber zur 
Verfügung über die Karte nicht berechtigt geweſen ſei. 
Obligatoriſche Rechtsgeſchäfte über fremde Sachen find keines⸗ 
wegs unzuläſſig und ungültig; ſo kann man ſehr wohl eine 
fremde Sache verkaufen, und ein derartiger Kaufvertrag kann 
unter den Parteien voll wirkſam ſein. Ungültig iſt im all⸗ 
gemeinen nur eine Verfügung im engern Sinne, d. h. ein 
ſolches Rechtsgeſchäft, welches hinſichtlich der fremden Sache 
eine Rechtsänderung unmittelbar bewirkt; das obligatoriſche 
Rechtsgeſchäft hat dieſe Wirkung aber nicht, ſondern begründet 
nur die Verpflichtung zur Herbeiführung der Rechtsänderung. 
Der Verwahrungsvertrag bewirkt aber keine unmittelbare 
Rechts änderung bezüglich der Sache, und es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum nicht über eine fremde Sache ein gültiger 
Verwahrungsantrag ſoll geſchloſſen werden können. Ein ſolcher 
Vertrag iſt vielmehr voll wirkſam unter den Vertragsparteien; 
eine andere Frage iſt es, ob das Recht des Eigentümers davon 
berührt wird. Jedenfalls beſtand aber im vorliegenden Falle 
ein Vertragsverhältnis nur zwiſchen dem Ehemann der Karten⸗ 
inhaberin und dem Rechtsanwalt — die Ehefrau könnte als 
Hinterlegerin doch nur gelten, wenn der Ehemann als ihr 
Stellvertreter gehandelt hätte —, ſo daß zur Begründung der 
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Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts gegenüber der Karten⸗ 
inhaberin 8 691 BGB. nicht dahin verwertet werden darf, 
daß der Rechtsanwalt zur Hinterlegung der Karte bei der 
Polizeibehörde verpflichtet geweſen wäre; denn zwiſchen dem 
Rechtsanwalt und der Karteninhaberin beſtand wie geſagt ein 
Vertragsverhältnis gar nicht. Überdies kann eine derartige 
Verpflichtung zur Anderung der Aufbewahrungsart nicht 
aus 8 691 BGB. gefolgert werden, ſondern nur aus 8 276 
BGB. Denn 8 691 beſtimmt nur, daß der Verwahrer im Zweifel 
nicht berechtigt iſt, die hinterlegte Sache bei einem Dritten zu 
hinterlegen und daß er, wenn die Hinterlegung bei einem Dritten 
geſtattet iſt, ein ihm bei der Hinterlegung zur Laſt fallendes 
Verſchulden zu vertreten hat. Die ganz anders geartete Frage, 
ob und wann der Verwahrer verpflichtet ſein kann, die Sache 
bei einem Dritten zu hinterlegen, iſt danach zu beantworten, ob 
die vom Verwahrer zu präſtierende Sorgfalt (88 276, 690 BGB.) 
eine derartige Hinterlegung im gegebenen Fall verlangt hätte. 
Im vorliegenden Fall wäre dieſe Frage meines Erachtens aus dem 
zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem Machtgeber beſtehenden 
Dienſtvertrag zu beantworten, ſo daß die Entſcheidung lediglich 
aus 8 276 B68. zu treffen wäre, wenn man nicht einen 
neben dem Dienſtvertrag ſelbſtändig beſtehenden Verwahrungs⸗ 
vertrag annehmen und demgemäß § 690 BGB. anwenden will. 
Jedenfalls iſt dieſe Frage aber, wie bemerkt, nur von Bedeu⸗ 
tung im Verhältnis des Verwahrers zu ſeinem Vertragsgegner; 
das war aber hier der Ehemann der Karteninhaberin und nicht 
dieſe ſelber. 

Herrn Dr. Hilſe iſt meines Erachtens jedoch darin zu 
folgen, daß die Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts aus 
8 139 InvVG. verb. mit § 823 Abſ. 2 BGB. herzuleiten 
iſt. Der 8 139 Inv VG. wird als ein Schutzgeſetz im Sinne 
des 8 823 Abſ. 2 BGB. anzuſehen fein, ins beſondere mit 
Rückſicht auf die Strafbeſtimmung des S 181 Ziff. 4 Inv VG. 
Ein Verſchulden des Rechtsanwalts bei dem Verſtoß gegen 
8 139 Inv VBG. wird auch anzunehmen fein, da er ſich gegen⸗ 
über dem § 139 1. c. nicht darauf wird berufen können, daß 
er die Karte von ſeinem Auftraggeber erhalten hat. Dem 
Anſpruch der Karteninhaberin auf Herausgabe gegenüber hätte 
er prüfen müſſen, ob er zur Verweigerung der Karte be⸗ 
rechtigt war. Blieb er dann im Zweifel, ob er zur Herausgabe 
an die Inhaberin berechtigt war, ſo mußte er ſeinem Auftrag⸗ 
geber Mitteilung machen; wenn dieſer, ſeine Zuſtimmung zur 
Herausgabe verweigernd, die Herausgabe an ſich ſelbſt ver⸗ 
langte, fo blieb dem Rechtsanwalt auf Grund § 372 BGB. 
infolge Ungewißheit über die Perſon des Berechtigten (Gläu⸗ 
bigers) der Weg, die Karte zu hinterlegen; dann wäre es aber 
der Inhaberin möglich geweſen, das Erlöſchen der aus der 
Verſicherung ſich ergebenden Anwartſchaft zu verhindern. Das 
zur Begründung feiner Erſatzpflicht von 8 823 BGB. geforderte 
Verſchulden iſt, namentlich mit Rückſicht auf die bei ihm als 
Rechtsanwalt vorauszuſetzende Rechtskenntnis, darin zu finden, 
daß er die Karte einfach zurückbehalten hat. Er mußte und 
konnte ſich darüber klar werden, ob er zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet war oder nicht, und mußte wiſſen, daß für den Ver⸗ 
ſicherungsanſpruch der Karteninhaberin die Gefahr des Erlöſchens 
beſtand, fo daß er die erforderlichen Schritte hätte tun müſſen. 
Auf Grund derſelben Erwägungen iſt der Schadenserſatzanſpruch 
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meines Erachtens auch aus § 823 Abſ. 1 BGB. begründet. Die 
Inhaberin der Quittungskarte als Trägerin des Verſicherungs⸗ 
anſpruchs war als ſolche Eigentümerin der Karte als Urkunde 
($ 952 BGB.) und hatte daher einen Anſpruch auf Herausgabe 
derſelben gegen den Beſitzer gemäß 88 982, 986 BGB. Ihrem 
Herausgabeanſpruch gegenüber konnte der Rechtsanwalt nur 
einwenden, daß ſein Auftraggeber, der mittelbare Beſitzer, zum 
Beſitz berechtigt ſei. War der Auftraggeber dies nicht, — und 
nichts ſpricht für ſeine Berechtigung —, ſo handelte der Rechts⸗ 
anwalt widerrechtlich, als er die Herausgabe verweigerte. Er 
handelte aber auch, wie oben ausgeführt, ſchuldhaft, da er als 
Rechtsanwalt wiſſen mußte, ob er zur Verweigerung der Heraus⸗ 
gabe berechtigt war oder nicht, und jedenfalls zu der ihm nach 
5 372 BGB. offenſtehenden Hinterlegung hätte ſchreiten müſſen. 

Zum Schluß möchte ich noch auf einen Irrtum hinweiſen, 
der Herrn Dr. Hilſe untergelaufen zu ſein ſcheint, indem er 
unter Anwendung des $ 254 BGB. die Haftung auf Schadens⸗ 
erſatz unter die Polizeibehörde und den Rechtsanwalt verteilen 
will. Der 8 254 trifft nicht den Fall, daß mehrere, die einem 
Dritten auf Schadenserſatz haften, ein Verſchulden trifft, 
ſondern daß dem Schadensſtifter und dem Geſchädigten 
ein Verſchulden zur Laſt fällt; er kann alſo nur im 
Verhältnis des Schadensſtifters und des Geſchädigten 
Anwendung finden mit der Wirkung, daß der erſtere ganz 
oder teilweiſe von ſeiner Erſatzpflicht frei wird; er kann 
alſo hier nur für das Verhälmis des Rechtsanwalts und der 
Polizeibehörde einerſeits zu der Karteninhaberin andererſeits in 
Betracht kommen. Für das Verhältnis des Rechtsanwalts und 
der Polizeibehörde zueinander, für die Verteilung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht unter fie wird 8 426 BGB. maßgebend fein, da 
beide gemäß 8 840 BGB. der Karteneigentümerin als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften. 


Vom Reichsgericht.) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 30. No⸗ 
vember 1907 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 116, 119 BGB. Feſtſtellung eines Schreibfehlers 
im vertragsmäßigen Abkommen.] 

In einem von dem Bevollmächtigten der Klägerin an den 
Beklagten gerichteten Schreiben hieß es bezüglich der Proviſions⸗ 
gebühr der Kläger: „Die Proviſion wird einheitlich auf 
1,75 Mark pro Qudratrute bebauter Fläche feſtgeſetzt.“ Die 
in dem der Klägerin direkt zugeſandten Briefe des Beklagten 
enthaltene Antwort des Beklagten lautet: „Ihre Vorſchläge 
für Proviſionsanſprüche habe ich erhalten und teile Ihnen hier⸗ 
durch mit, daß ich mit denſelben einverſtanden bin.“ Wie 
Klägerin behauptet, iſt nicht nur die in dem Schreiben vom 
4. März 1904 gebrauchte Bezeichnung „Quadratrute“ ein 
Schreibfehler und in Wirklichkeit der Ausdruck „Quadratfuß“ 
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beabſichtigt geweſen, ſondern hat auch der Beklagte in voller 
Erkenntnis des Schreibfehlers und des wirklichen Willens der 
Klägerin, die Offerte auf Zahlung von 1,75 Mark pro Quadrat⸗ 
fuß zum Ausdruck zu bringen, ſein vorgedachtes Antwortſchreiben 
an ſie abgeſandt. Die Richtigkeit dieſer Behauptung voraus⸗ 
geſetzt, liegt eine rechtswirkſame, verbindliche Einigung der 
Parteien über die Zahlung der Proviſion mit 1,75 Mark pro 
Quadratfuß bebauter Fläche unverkennbar vor. Hatte Be⸗ 
klagter den wirklichen Willen der Klägerin, den ſie mit dem 
fehlgegriffenen Wort zur Erklärung bringen wollte, trotz des 
Fehlgriffs dem Schreiben richtig entnommen, als er das vor⸗ 
genannte Antwortſchreiben erteilte, ſo ſprach er, wie er ſich 
nicht verhehlen konnte, mit der Erklärung des Einverſtändniſſes 
der Klägerin ſeine Zuſtimmung zur Zahlung der Proviſion mit 
1,75 Mark pro Quadratfuß bebauter Fläche aus, und war es 
gemäß 8 116 BGB. ohne Belang, ob er ſich insgeheim vor⸗ 
behielt, ſolche Zuſtimmung nicht zu wollen. Die in $ 1.19 BGB. 
getroffene Vorſchrift ſteht dem Klaganſpruch nicht entgegen. 
Der wirkliche Wille hat, es ſei denn, daß eine beſondere Form 
für die Erklärung vorgeſchrieben iſt, ſeine erforderliche Erklärung 
gefunden, wenn der Erklärende, um ihm Ausdruck zu verleihen, 
das Wort gebraucht und der Empfänger der Willenserklärung 
trotz des Fehlgriffs im Wort aus demſelben den Sinn ent⸗ 
nommen hat, den der Erklärende zur Kundgebung ſeines Willens 
mit dem verſehentlich gebrauchten Wort verbunden hatte. Der 
Fall des Widerſpruchs zwiſchen Wille und Erklärung, d. h. 
zwiſchen vorhandenem und kundgegebenem Willen, den die letzt⸗ 
genannte Geſetzesvorſchrift behandelt, liegt bei dieſer Sachlage 
nicht vor. (Wegen Ablehnung von Beweisanträgen über den 
fraglichen Schreibfehler erſolgte die Aufhebung des zweitinſtanz⸗ 
lichen Urteile). V. c. L., U. v. 29. Okt. 07, 151/07 III. — 
Berlin. 

2. 88 174, 177, 180, 184, 326 BGB. Wirkung einer 
Nachfriſtſetzung durch einen hierzu nicht Bevollmächtigten, wenn 
Gegner die Vertretungsmacht nicht beanſtandet und Vertretener 
nachträglich genehmigt.] 8 

Durch notarielle Vollmacht vom 27. März 1905 ermächtigten 
die Kläger den Kaufmann G. zu Oſterode, ihr Grundſtück Pack⸗ 
hauſen Nr. 45 zu veräußern, das Kaufgeld in Empfang zu 
nehmen oder zu kreditieren, die Auflaſſung zu vollziehen, auch 
Eintragungen und Löſchungen im Grundbuch zu bewilligen, 
wobei ſie ihm die Kaufsbedingungen vorſchrieben, auch Selbſt⸗ 
kauf zu dieſen Bedingungen ihm bewilligten. G. verkaufte durch 
notariellen Vertrag vom 28. April 1905 das Grundſtück für 
9000 Mark an die Beklagten gegen 500 Mark, Anzahlung. 
1500 Mark ſollten nebſt Zinſen ſeit 1. April 1905 am 1. Juni 
1905 bezahlt werden. Im Vertrag war anerkannt, daß die 
Übergabe am 1. April 1905 erfolgt ſei, aber von der Auf⸗ 
laſſung war darin nichts geſagt. In G.s Auftrag richtete 
Rechtsanwalt A. zu B. unterm 19. Juni 1905 an die Be⸗ 
Hagten die Aufforderung: „Binnen einer Friſt von 2 Wochen 
an einem mit Herrn G. zu vereinbarenden Tage vor dem 
Königlichen AG. zu Mehlſack, Zug um Zug die Auflaſſung des 
Grundſtücks Packhauſen Nr. 45 entgegenzunehmen und an 
Herrn G. den Betrag von 1500 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen 
ſeit dem 1. April 1905 zu zahlen, widrigenfalls nach frucht⸗ 
loſem Ablaufe der Friſt die Annahme der Leiſtung von Herrn 
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G. an deſſen Vollmachtgebern abgelehnt wird.“ Am 1. Juli 
1905 erwiderte der beklagte Ehemann brieflich, daß er die 
1500 Mark nicht beſchaffen könne. Hierauf ließ G. namens 
der Kläger den Beklagten am 14. Juli 1905 die Klage zu⸗ 
ſtellen, worin der Rücktritt vom Vertrag erklärt und beantragt 
iſt, die Beklagten zu verurteilen, das Grundſtück Packhauſen 
Nr. 45 ſofort zu räumen. Die Klage iſt in den Vorinſtanzen 
abgewieſen. Das RG. hob auf und verurteilte: Der Berufungs⸗ 
richter hat die Nachfriſtſetzung aus 8 326 3888. wegen 
fehlender Bevollmächtigung G.s hierzu für unwirkſam erklärt, 
mit Recht wird aber dieſer Ausſpruch vom Reviſionskläger 
angegriffen. Hatte G. keine Vollmacht zur Nachfriſtſetzung, ſo 
kann hier zwar der § 174 BGB. nicht angewendet werden. 
Aber auch wenn man unterſtellt, daß die Vollmacht fehlte, ſo 
iſt die Nachfriſtſetzung doch aus andern Gründen geheilt und 
rechtswirkſam. Nach dem erſten Satze des 5 180 BGB. iſt 
bei einem einſeitigen Rechtsgeſchäft, wie es hier in Rede ſteht, 
Vertretung ohne Vertretungsmacht zwar unzuläſſig, aber nach 
Satz 2 daſelbſt ſollen dann, wenn der Gegner die von dem 
Vertreter behauptete Vertretungsmacht nicht beanſtandet, die 
Vorſchriften über Verträge entſprechend Anwendung finden. 
Gemäß § 177 daſelbſt hängt die Wirkſamkeit eines ohne Ber: 
tretungsmacht geſchloſſenen Vertrags für und gegen den Ver⸗ 
tretenen von deſſen Genehmigung ab. Da nun einerſeits die 
Beklagten G.s Ermächtigung zur Nachfriſtſetzung zuerſt nicht 
beanſtandet, andererſeits die Kläger dieſe Handlung G. zwar 
nicht ſchon zweifellos durch die wieder nur von G. veranlaßte 
Erhebung der jetzigen Klage, ſo doch jedenfalls durch die dem 
Genannten am 3. Auguſt 1905, alſo vor Beanſtandung und 
Klagebekämpfung ſeitens der Beklagten, erteilte Vollmacht in 
nach 8 184 BGB. rückwirkender Weiſe genehmigt haben, fo 
mußte die Nachfriſtſetzung vom 19. Juni 1905 als vollwirkſam 
gegen die Beklagten gelten. Die den Beklagten geſetzte Zahlungs⸗ 
friſt war, da das Schreiben des Rechtsanwalts A. ihnen unbe⸗ 
ſtritten am 20. Juni 1905 zugeſtellt worden war, mit dem 
4. Juli 1905 fruchtlos abgelaufen. Von da an konnten ſich 
die Kläger erklären, ob ſie Schadenserſatz verlangen oder vom 
Vertrage zurücktreten. In der Klageſchrift haben ſie in aus⸗ 
drücklicher und genügender Weiſe den Vertragsrücktritt erklärt 
und am 14. Juli 1905 iſt die Klage den Beklagten zugeſtellt 
worden. Damit war der Kaufvertrag endgültig aufgehoben. 
Die ſpäteren einſeitigen und beſtrittenen, um die Zeit des 
23. Auguſt 1905 nach Behauptung der Beklagten abgegebenen 
Erklärungen des klagenden Ehemanns, er denke nicht an Ver⸗ 
tragsrücktritt, ſind unerheblich. Der einmal aufgehobene Vertrag 
über das Grundſtück konnte nur nach Vorſchrift des 8 313 BGB. 
wieder neu ins Leben gerufen werden. 88 327, 346, 349 da⸗ 
ſelbſt. A. c. K., U. v. 2. Nov. 07, 6/07 V. — Königsberg. 

3. 8 181 BGB. Die Vorſchrift gilt auch für den Vormund 
und Pfleger. Vorausſetzung für die Ausnahmefälle des $ 181. — 
Miß billigung des Beſchluſſes des OLG. Colmar in Rechtſprechung 
der OLG. 6, 39.] 

Der 1905 zu München verſtorbene Schloſſermeiſter S. 
hat als Erben hinterlaſſen feine Witwe, feinen großjährigen 
Sohn Johann und 4 noch minderjährige Kinder. Die Erben 
haben ſich durch notariellen Vertrag vom 2. Mai 1907 über 
das zum Nachlaſſe gehörige Anweſen auseinandergeſetzt und 
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beſtimmt, daß dieſes ihnen nach der Größe der Erbteile als 
Miteigentum zu Bruchteilen zuſtehen ſolle. Dementſprechend 
haben die Beteiligten die Auflaſſungs erklärungen dahin ab⸗ 
gegeben, daß das Eigentum zu / auf die Witwe S. und zu 
zu je ½0 auf die 5 Kinder übergehen ſolle. Bei Abſchluß des 
Vertrages und Abgabe der Auflaſſungserklärungen ſind die 
4 minderjährigen Kinder durch einen Pfleger vertreten geweſen. 
Die Verhandlungen ſind vormundſchaftlich genehmigt worden. — 
Das AG. München I hat durch Verfügung vom 13. Juli 1907 
die beantragte Eintragung des Eigentumsübergangs abgelehnt, 
weil es nach 8 181 BGB. der Beſtellung eines beſonderen 
Pflegers für jedes der 4 minderjährigen Kinder bedurft habe. 
Das LG. München I hat die von der Witwe S. und dem 
Pfleger eingelegte Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 
Es iſt dann von der Witwe S. weitere Beſchwerde beim 
BayᷣObès G. eingelegt. Auch dieſes erachtet die Beſchwerde für 
unbegründet und würde fie zurückweiſen, es ſieht ſich hierin 
jedoch durch den Beſchluß des OLG. zu Colmar, mitgeteilt in 
der Rechtſprechung der OLG. 6, 39, behindert, und hat deshalb 
die weitere Beſchwerde dem RG. vorgelegt. — In Überein- 
ftimmung mit dem Obs G. zu München muß die weitere 
Beſchwerde für unbegründet erachtet werden und iſt des⸗ 
halb zurückgewieſen. Das Anweſen ſtand im Geſamteigentum 
der Erben und es ſollte durch den notariellen Vertrag in Bruch⸗ 
teilseigentum der einzelnen Miterben umgewandelt werden. 
Den Gegenſtand des Vertrages bildete daher eine teilweiſe 
Erbauseinanderſetzung, und es bedurfte für die Umwandlung 
des Geſamteigentums in Bruchteilseigentum (RG. 57, 432) 
der Auflaſſung. Bei dem Vertrage wie bei der Auflaſſung 
gab der Pfleger als Vertreter eines jeden einzelnen Mündels 
die erforderlichen Erklärungen ab und nahm ſolche zugleich als 
Vertreter der übrigen Mündel entgegen. Er ſchloß jene Rechts⸗ 
geſchäfte mithin ab im Namen jedes einzelnen Mündels mit 
ſich als gleichzeitigem Vertreter, auch der übrigen Mündel. 
Dies war nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8181 BGB. 
unſtatthaft, ſofern entweder: a, dem Pfleger nicht ein anderes 
geſtattet war, oder b, das Rechtsgeſchäſt ausſchließlich in der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit beſtand. Daß die Vorſchrift 
des 8 181 auch für den Vormund und den Pfleger gilt, kann 
nicht zweifelhaft ſein; beide ſind „Vertreter“ des Mündels, da 
ihnen kraft Geſetzes „Vertretungsmacht“ zuſteht. Überdies iſt 
in 81915 BGB. beſtimmt, daß auf die Pflegſchaft die für die 
Vormundſchaft geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 
finden, und es iſt dann in 8 1795, nachdem zunächſt für 
einzelne Fälle die Vertretungsbefugnis des Vormundes ein⸗ 
geſchränkt worden, ausdrücklich hervorgehoben, daß im übrigen 
„die Vorſchrift des S 181 BGB. unberührt bleibe“. Es kann 
ſich daher nur fragen, ob einer jener beiden in 8 181 BGB. 
vorgeſehenen Ausnahmefälle hier vorliegt. Auch dies iſt zu 
verneinen. — Dem Pfleger war zunächſt nicht „geſtattet“, 
den Vertrag für die mehreren Mündel abzuſchließen. Unerheblich 
iſt der Umſtand, daß der der Auflaſſung zugrunde liegende 
Vertrag vormundſchaftlich genehmigt iſt. Von der vormund⸗ 
ſchaftlichen Genehmigung hing — $ 182 BGB. — die Wirk 
ſamkeit des Vertrages ab, die Genehmigung mußte zu der 
Erklärung des Pflegers hinzutreten, es bedurfte der genehmigten 
und der genehmigenden Erklärung, wenn anders der Vertrag 
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für die Mündel überhaupt wirkſam werden ſollte. Die 
Genehmigung erfüllte das Erfordernis des 8 1822 Nr. 2 BGB., 
allein ſo wenig ſie eine Anfechtung der Erklärung des Pflegers 
wegen eines Willenmangels hindern konnte, ebenſowenig konnte 
fie einen nach Lage der allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften im 
Einzelfalle vorhandenen Mangel in der Vertretungsmacht 
beſeitigen. Sondervorſchriften, die dem vormundſchaftlichen 
Gerichte die Ermächtigung gaben, für die rechtsgeſchäftliche 
Vertretung der mehreren Mündel eine Ausnahme von der Vor⸗ 
ſchrift des 8 181 BGB. zu geſtatten oder durch die eigene 
Genehmigung dem Mangel abzuhelfen, enthält das BGB. nicht. 
In dieſer Beziehung iſt insbeſondere auch nicht die Vorſchrift 
des 8 1775 von Bedeutung, wonach der Regel nach für 
mehrere Geſchwiſter nur ein Vormund beſtellt werden ſoll; ſie 
ſchließt nicht aus, daß verſchiedene Vormünder oder Pfleger 
für die einzelnen Mündel beſtellt werden müſſen, ſofern dies 
durch die Umſtände des Falles geboten iſt. Dies aber war 
vorliegend mit Rückſicht auf die Vorſchrift in 8 181 a. a. O. 
der Fall. Bloße Zweckmäßigkeit s gründe können nach Lage 
der Geſetzgebung eine abweichende Auffaſſung nicht rechtfertigen. 
Auch Dernburg, der in feinem BR. Bd. I S. 557 Anm. 5 
die Anſicht des OLG. Colmar als zweckmäßig bezeichnet, 
betont, daß die Schranken des § 181 auch für die geſetzlichen 
Vertreter gelten, und er erklärt insbeſondere in Bd. 4 S. 372 
Anm. 8 bezüglich der Erbauseinanderſetzung unter den 
Geſchwiſtern, daß jeder Teil einen beſonderen Vertreter haben 
müſſe. Die gleiche Auffaſſung wird durchweg auch ſonſt in der 
Literatur — Planck 3. Aufl. Bd. I S. 316, Bd. III S. 673, 
Staudinger 2. Aufl. Bd. I S. 505, Goldmann und Lilienthal 
2. Aufl. Bd. IJ S. 204 — vertreten, und fie entſpricht auch — 
KJ. 22 A 34, 101, 280; 23 A 89 — der ſtändigen 
Rechtſprechung des KG. Eine abweichende Auffaſſung liegt 
auch nicht den Entſcheidungen RG. 58, 299 und 61, 139 zu⸗ 
grunde. Hier handelte es ſich für beſtimmte Fälle um rechts⸗ 
geſchäftliche Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers, die aus 
dem mit der Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung vom Erblaſſer 
verfolgten Zwecke und damit auch dem Willen des Erblaſſers ſelbſt 
hergeleitet wurden. Für den vorliegenden Fall können ſolche 
Erwägungen nicht Platz greifen. — Liegt hiernach der erſte 
Ausnahmefall des 8 181 nicht vor, fo fehlt es weiter auch 
an den Vorausſetzungen für den zweiten Ausnahmefall. Die 
Teilung des Anweſens bildet kein „Rechtsgeſchäft, das aus⸗ 
ſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſtand“. Die 
gegenteilige Auffaſſung, die in der DIZ. 1902, 267 ver 
treten iſt, findet im Geſetze keine Stütze. Das Anweſen ſtand 
im Geſamteigentum der Miterben, ein Anſpruch auf Umwand⸗ 
lung in Bruchteilseigentum, ſtand keinem Erben zu. Der 
einzelne Miterbe konnte — 88 2042, 753 BGB. — lediglich 
zwecks Auseinanderſetzung die Aufhebung der Gemeinſchaft 
durch Zwangsverſteigerung beanſpruchen, nicht aber Zuteilung 
von Bruchteilseigentum. Sollte letzteres durch Vertrag und 
Auflaſſung geſchaffen werden, ſo handelte es ſich weder über⸗ 
haupt noch ausſchließlich um die Erfüllung einer Verbindlichkeit, 
es wurde nicht — 8 362 BB. — eine geſchuldete Leiſtung 
an den Gläubiger bewirkt und dadurch ein Schuldverhältnis zum 
Erlöſchen gebracht. — Beſchwerdef. S. Beſchl. v. 9. Nov. 07, 
B 154/07 V. — München. 
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4. 88 249, 251, 252, 839, 840 BGB. Haftpflicht des 
Subhaſtationsrichters und des Aktuars wegen nicht gehöriger 
Anordnung des Termins. Verſchulden. Zeitpunkt des ein⸗ 
getretenen Schadens und Vorausſehbarkeit durch den Täter.] 

Dem Kläger ſtand laut vollſtreckbaren Urteils eine hypo⸗ 
thekariſch geſicherte Forderung von 3 600 Mark gegen den S., früher 
in Stendal, jetzt in Bitterfeld, zu. Auf Antrag des Klägers 
iſt durch Beſchluß des AG. Stendal, der von dem Beklagten 
zu 1 erlaſſen wurde, die Zwangsverſteigerung in die verhypothe⸗ 
zierten, in Stendal gelegenen Immobilien des Schuldners 
gemäß 8 15 ZUG. angeordnet worden. Der Beklagte zu 2 
hat die Zuſtellung dieſes Beſchluſſes entgegen der Vorſchrift 
des 88 3G. an den Schuldner S. gemäß § 4 3G. mittels 
eingeſchriebener Poſtſendung vom 9. Oktober 1902 angeordnet. 
Der Beklagte zu 1 hat dieſer geſetzwidrigen Zuſtellung un⸗ 
geachtet den Verſteigerungstermin durch Beſchluß auf den 
21. Januar 1903 beſtimmt, an dieſem Tage die Verſteigerung 
ausgeführt und in dem Verſteigerungstermin Termin zur Ver⸗ 
kündung der Entſcheidung über den Zuſchlag auf den 28. Januar 
1903 beſtimmt. In der Verſteigerung war Kläger für 
12 504,50 Mark Meiſtbietender geblieben. Kläger hat noch 
an demſelben Tage ſeine Rechte aus dem Meiſtgebot an die 
Eheleute B. laut notarieller Urkunde gegen die Summe von 
15 000 Mark abgetreten. Durch von dem Beklagten zu 1 er⸗ 
laſſenen Beſchluß vom 28. Januar 1903 iſt aber der Zuſchlag 
wegen der geſetzlich unzuläſſigen Zuſtellung des die Zwangs⸗ 
verſteigerung anordnenden Beſchluſſes an den Schuldner verſagt 
worden. Der Kläger hat darauf Fortſetzung des Verfahrens 
und neue Verſteigerung der Grundſtücke beantragt. Nunmehr 
wurde neuer Verſteigerungstermin auf den 23. April 1903 be⸗ 
ſtimmt. In dieſer Verſteigerung iſt Kläger mit im ganzen für 
12 261,50 Mark Meiſtbietender geblieben und hat Kläger den 
Zuſchlag erhalten. Kläger hat hierauf die Immobilien um 
14 500 Mark an die Eheleute B. verkauft. Mit der gegenwärtigen 
Klage verlangt Kläger auf Grund der SS 839/840 BGB. 
Erſatz des Schadens, den er durch die am 9. Oktober 1902 
erfolgte umichtige Zuſtellung des Beſchluſſes vom 5. Oktober 
1902 und die dadurch veranlaßte Verſagung des Zuſchlags 
auf das in der Verſteigerung vom 21. Januar 1903 ab⸗ 
gegebene Meiſtgebot, ſowie die infolgedeſſen notwendig ges 
wordene Verſteigerung und deren Ergebnis erlitten hat. Das 
OLG. verurteilte, die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Zunächſt kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Beklagten im Sinne des 8 839 BGB., die ihnen einem 
Dritten, nämlich dem Kläger als betreibendem Gläubiger und 
Meiſtbietenden, obliegende Amtspflicht verletzt haben. Wenn 
Beklagter zu 2 jenes von ihm zu vertretende Verſchulden des⸗ 
halb verneinen will, weil eine zum Schadenserſatze verpflichtende 
Verſchuldung nur dann angenommen werden könne, wenn der 
Schuldige damit rechnen mußte, daß der Schaden und die zu 
ihm führenden, von ſeinen Handlungen unabhängigen Ereigniſſe, 
eintreten würden, und weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß er damit 
zu rechnen hatte, der Beklagte zu 1 werde die ihm obliegende 
Prüfung unterlaſſen, ſo iſt dies nicht richtig. Denn ein Ver⸗ 
ſchulden als Erfordernis der Schadenserſatzpflicht bezieht ſich 
lediglich auf die durch die Handlung herbeigeführte Rechts⸗ 
verletzung ſelbſt, hier alſo auf die Verletzung der Amtspflicht 
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durch die geſetzwidrige Zuſtellung, nicht aber darauf, daß der 
Täter den aus der Rechtsverletzung entſtehenden Schaden vor⸗ 
ausſah oder vorausſehen mußte (Planck, Kommentar zum BGB., 
3. Aufl., Bd. 2, 8 249 Anm. 2b). Ob alſo Beklagter zu 2 
annehmen konnte, der Beklagte zu 1 werde den Fehler der 
Zuſtellung entdecken, iſt für die Haftung des Beklagten zu 2 
ebenſo gleichgültig wie der Umſtand, ob der Beklagte zu 1 den 
Fehler entdeckt oder nicht entdeckt hat. Das ſchuldhafte Ver⸗ 
halten des Beklagten zu 1 hebt die Haftung des Beklagten 
zu 2 nicht auf, ſondern bewirkt nur nach 8 840 BG. eine 
Haftung Beider als Geſamtſchuldner. — Wenn ſodann beide 
Beklagte die Verurteilung (betreffs des entgangenen Gewinns 
und der durch den in der zweiten Verſteigerung erfolgten Zu⸗ 
ſchlag notwendig gewordenen Aufwendungen) mit Rückſicht auf 
den durch 8 249 flg. BGB. in erſter Linie für maßgebend 
erklärten Grundſatz, daß der zu Schadenserſatz Verpflichtete 
den Zuſtand herzuſtellen hat, der beſtehen würde, wenn der 
zum Schadenserſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 
wäre, angreifen unter der Begründung, daß darnach, abgeſehen 
von poſitiven ſpeziellen Vorſchriften nicht ohne weiteres eine 
Geldentſchädigung verlangt werden könne, ſo iſt dies im vor⸗ 
liegenden Falle nicht richtig. Eine ſolche Naturalherſtellung 
war nicht denkbar. Kläger hatte Anſpruch darauf, daß ihm 
der Vorteil verblieb, der ihm durch die Abtretung des Meiſt⸗ 
gebots an B. gegen Zahlung von 15 000 Mark geworden 
wäre. Dies war aber nicht mehr möglich nach der Verſagung 
des Zuſchlags. Es war daher gemäß 8 251 BGB. eine 
Entſchädigung in Geld zu leiſten. Dies wurde nicht anders 
durch die Abhaltung und das Ergebnis der zweiten Verſteige⸗ 
rung, und es kann lediglich in Frage kommen, ob nicht durch 
dieſes Ergebnis der Schaden wieder beſeitigt werden konnte, 
was aber tatſächlich nicht der Fall war, denn Kläger erlöfte 
nicht nur ſtatt 15 000 nur 14 500 Mark, ſondern mußte auch 
noch infolge des Zuſchlags die in dem Berufungsurteil weiter 
zugeſprochenen Aufwendungen machen. Kläger war daher nach 
Erwerb des Grundſtücks nicht verpflichtet, dasſelbe den Be⸗ 
klagten zum Erwerb anzubieten. Was die von der Reviſion 
beſtrittene Kauſalität des dem Kläger erwachſenen Schadens 
mit dem Verſchutden des Beklagten zu 1 betrifft, ſo wird ſolche 
mit Unrecht beſtritten. Dadurch, daß Beklagter zu 1 die un⸗ 
richtige Zuſtellung des Beklagten zu 2 nicht beachtete, den 
Verſteigerungstermin anberaumte und abhielt, war es un⸗ 
möglich, daß der Zuſchlag erteilt wurde und Kläger die von B. 
ihm zugeſicherten 15 000 Mark beziehungsweiſe die Differenz 
zwiſchen dieſer Summe und feinem Meiſtgebot von 12 504,50 Mark 
mit 2495,50 Mark ausbezahlt erhielt. Dies war zunächſt der 
Schaden, den Kläger dadurch erlitten hatte, daß infolge des 
Verſchuldens der beiden Beklagten auf die erſte Verſteigerung 
der Zuſchlag nicht erteilt werden konnte. Würde die Zuſtellung 
eine ordnungsmäßige geweſen fein oder der Beklagte zu 1 ftatt 
der ordnungswidrigen Zuſtellung eine ordnungsmäßige recht⸗ 
zeitig veranlaßt haben, dann würde Kläger die erwähnte Summe 
von B. ausbezahlt erhalten haben. Gegen die Klage iſt ein 
Einwand aus § 252 Satz 2 BGB. erhoben worden, dahin 
gehend, daß die Frage, ob ein erwarteter Gewinn mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit erwartet werden konnte, nach dem Zeitpunkt, in 
welchem der zum Schadenserſatz verpflichtende Umſtand eintrat, 
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zu beurteilen ſei. Im Gegenſatz zum Berufungsurteile, in dem 
dieſe Frage verneint iſt, iſt in dem Urteile I. Inſtanz dieſer 
Standpunkt eingenommen unter der weiteren Begründung, daß 
als maßgebender Zeitpunkt der der nicht ordnungsmäßigen Zu⸗ 
ſtellung, der Unterlaſſung der Prüfung dieſer Zuſtellung und 
der Anberaumung des Verſteigerungstermins anzuſehen ſei, 
ſowie daß zurzeit dieſer Handlungen und Unterlaſſungen der 
Kläger noch nicht darauf habe rechnen können, er werde das 
Meiſtgebot abgeben, den Zuſchlag erhalten und durch Weiter⸗ 
veräußerung des Verſteigerungsobjekts einen Gewinn von 
500 Mark machen. In dieſer Hinſicht iſt zunächſt jedenfalls 
irrig, daß der Kläger gerade die Erwartung der Wahrſcheinlich⸗ 
keit des Gewinns gehabt haben müſſe, es iſt vielmehr ein 
objektiver Maßſtab anzulegen (Staudinger, Kommentar zum 
BGB. Bd. 2a, 8 252 Nr. 2, Abſ. 6, S. 36 der 2. Aufl. 
von Kuhlenbeck). Sodann iſt bezüglich des Beklagten zu 1 zu 
bemerken, daß deſſen Verſchulden ſich nicht im Oktober 1902 
erſchöpfte, ſondern noch bis zu und in dem Verſteigerungs⸗ 
termine andauerte. Allein abgeſehen hiervon hält das Reviſions⸗ 
gericht die prinzipielle Anſicht des Urteils I. Inſtanz mit der 
herrſchenden Meinung (dieſer hat ſich Planck in der. 3. Aufl. 
des Kommentars zum BGB. im Gegenſatz zur 1./2. Aufl. ans 
geſchloſſen, während umgekehrt der in der 1. Aufl. die herr⸗ 
ſchende Anſicht vertretende Kommentar zum BGB. von Stau⸗ 
dinger in der 2. Aufl. von Kuhlenbeck die frühere Planckſche 
Anſicht verteidigt), für unrichtig und hält vielmehr dafür, daß 
§ 252. Abſ. 2 BGB. lediglich eine Beweiserleichterung und 
nicht eine Beſchränkung des Anſpruchs auf Erſatz des ent⸗ 
gangenen Gewinns (durch Heranziehung des Zeitpunkts, in 
welchem das zum Schadenserſatz verpflichtende Ereignis eintrat) 
vorſchreibt. Hierfür ſpricht ſchon der Wortlaut des Geſetzes, 
der eine ſolche Beſchränkung nicht enthält. Aber auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte führt zu demſelben Ergebnis. Schon die 
Motive zu 8 218 Abſ. 2 des erſten Entwurfs („Als ent⸗ 
gangener Gewinn kommt nur derjenige in Betracht, welcher 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach den bes 
ſonderen Umſtänden, ins beſondere nach getroffenen Anſtalten 
und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden 
konnte.“) bemerken in Bd. 2 S. 18: „Die Vorſchrift des 
zweiten Abſatzes iſt nicht zu entbehren. Durch ſie erhält die 
Praxis im Hinblicke auf 8 260 3P O. die nötige Anweiſung, 
aus welcher erhellt, daß einesteils die volle Gewißheit, der 
Gewinn würde gezogen worden ſein, nicht erforderlich ſei, 
anderrerſeits aber auch die bloße Möglichkeit, der Beſchädigte 
würde den Gewinn erlangt haben, nicht ausreiche, daß vielmehr 
eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit entſcheide.“ In der zweiten 
Kommiſſion waren verſchiedene Anderungsanträge geſtellt, die 
aber als lediglich die Faſſung betreffend, der Redaktions⸗ 
kommiſſion überwieſen wurden (Prot. von Achilles uſw. Bd. 1, 
S. 291/2), von der 8 252 Satz 2 BGB. die jetzige Faſſung 
erhielt. Auch wenn man nun annehmen wollte, daß aus 
anderen Vorgängen in der 2. Kommiſſion z. B. der beſchloſſenen 
Aufnahme eines $ 247 (der Bundesratsvorlage: „Die Erſatz⸗ 
pflicht wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit erſtreckt ſich 
nicht auf einen Schaden, deſſen Entſtehung außerhalb des Bereichs 
der Wahrſcheinlichkeit lag oder nach den Umſtänden, die der 
Schuldner kannte oder kennen mußte, als außerhalb dieſes Be⸗ 
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reichs liegend angeſehen werden durfte;“ vgl. Prot. von Achilles 
uſw. Bd. 1, S. 292) ſich der Standpunkt einer weiteren Be⸗ 
ſchränkung des Schadenserſatzes ergebe, ſo hat doch dieſer 
§ 247 keine Aufnahme in das BGB. gefunden, weil er vom 
Bundesrat geſtrichen (in der dem Reichstage vorgelegten Denk⸗ 
ſchrift heißt es im 2. Buch, Ziff. II a. E. hinſichtlich des Um⸗ 
fangs des Schadenserſatzes: „Die Schadenserſatzpflicht umfaßt 
. . . ſowohl die erlittene Vermögenseinbuße als den entgangenen 
Gewinn .. auch für die nicht vorauszuſehenden Folgen ſeines 
Verhaltens hat der Erſatzpflichtige zu haften“) und dieſe Weg⸗ 
laſſung von der Reichstagskommiſſion (Bericht S. 35 / 6) ſchließ⸗ 
lich — trotz anfänglicher Annahme eines entſprechenden An⸗ 
trags — gebilligt wurde. Erheblich aber iſt namentlich, daß 
eine Trennung in den Erforderniſſen des Anſpruchs auf Ver⸗ 
mögenseinbuße und auf entgangenen Gewinn nirgends (auch 
in jenem Vorſchlag eines § 247 nicht) hervorgetreten iſt. Zus 
dem genügt vollſtändig die Beſtimmung über den Kauſal⸗ 
zuſammenhang gemäß § 249 BEB., um zu weit gehende Ans 
ſprüche auf entgangenen Gewinn auszuſchließen. Denn in 
dieſer Beziehung genügt es nicht, um einen eingetretenen 
Schaden als durch einen beſtimmten Umſtand entſtanden anzu⸗ 
nehmen, daß letzterer die conditio sine qua non des ein⸗ 
getretenen Schadens ſei, ſondern es darf auch außerdem die 
Möglichkeit des Eintritts nicht eine ſo entfernt liegende ſein, 
daß ſie nach der Auffaſſung des Lebens vernünftigerweiſe nicht 
in Betracht gezogen werden kann (Planck, Kommentar zum 
BGB., 3. Aufl, Bd. 2 8 249, Ziff. 2b, S. 20 8 252, 
Ziff. 2, S. 29, vgl. Dernburg, Bürgerliches Recht, 3. Aufl., 
2. Bd., 1. Abt. 8 27, Nr. II, 4. S. 70/1). Es iſt daher 
dem Berufungsgericht darin beizuſtimmen, daß nach § 252, 
Abſ. 2 BGB. der entgangene Gewinn nicht bereits zur Zeit 
der ſchädigenden Handlung mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten 
geweſen ſein müſſe. Es iſt vielmehr die Zuſprechung des ent⸗ 
gangenen Gewinns nach der konkreten Sachlage nicht weiter zu 
beanſtanden. N. u. B. c P., U. v. 22. Okt. 07, 74/07 III. 


— Naumburg. 


5. 88 254, 276, 618, 823, 847 588. Haftung des 
Geſchäftsherrn wegen Zuziehung eines nicht geeigneten Sach⸗ 
verſtändigen. Bedienung eines Aufzuges durch eine dazu un⸗ 
geeignete Perſon. § 847 des BGB. iſt dann nicht anwendbar, 
wenn lediglich aus dem Vertragsverhältnis geklagt iſt. Mit⸗ 
verſchulden.] 

Die Klägerin, eine in den Dienſten des Beklagten ſtehende 
Kellnerin, iſt durch das Herabfallen eines leeren Faſſes, das 
ein Angeſtellter des Beklagten in einen Aufzug heraufgewunden 
hatte, verletzt worden. Das OLG. ſtellte den Klaganſpruch 
dem Grunde nach feſt. Auf Reviſion des Beklagten änderte 
das RG. dahin ab, daß der Klaganſpruch nur der Hälfte 
nach für gerechfertigt erklärt wurde: Das Berufungsgericht 
findet eine Fahrläſſigkeit des Beklagten darin, daß er eine 
Kontrolle über den Bieraufzug, bei deſſen Handhabung am 
9. Juli 1905 die damals bei ihm als Kellnerin im Dienſt 
ſtehende Klägerin einen Unfall erlitten hat, nicht ausgeübt und 
die Beſeitigung des Mangels am Führungsbalken des Aufzuges 
einem geeigneten Sachverſtändigen nicht übertragen habe; es 
iſt der Anſicht, daß der Beklagte bei Ausübung der Kontrolle 
die alte Bruchſtelle entdeckt und bei Zuziehung eines geeigne 
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Sachverſtändigen auf die fehlerhafte Konſtruktion und die 
Zweckmäßigkeit einer Hemmvorrichtung aufmerkſam geworden 
wäre. Dieſer Begründung kann nicht beigetreten werden. Der 
Bieraufzug, wie er in dem angefochtenen Urteil beſchrieben wird, 
iſt eine ſo einfache Einrichtung, daß der Beklagte nicht ver⸗ 
pflichtet war, eine perſönliche Kontrolle auszuüben; nur wenn 
er durch die Bedienſteten oder auf andere Weiſe von einem 
Mangel des Aufzuges Kenntnis erhalten hätte, würde er fahr⸗ 
läſſig gehandelt haben, wenn er nicht für Abhilfe ſorgte; daß 
er von der Bruchſtelle am Führungsbalken Kenntnis gehabt 
habe, iſt nicht feſtgeſtellt. Wollte man aber auch eine Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur Kontrolle annehmen, ſo entbehrt 
doch die Schlußfolgerung des Berufungsgerichts, daß er bei 
Erfüllung dieſer Verpflichtung durch den zuzuziehenden Sach⸗ 
verſtändigen auf den Mangel der Konſtruktion und die Not⸗ 
wendigkeit oder Zweckmäßigkeit einer Hemmvorrichtung auf⸗ 
merkſam geworden wäre, einer genügenden Begründung und 
tatſächlichen Unterlage. Der Beklagte hätte ſeiner Verpflichtung 
genügt, wenn er die Reparatur des Balkens einem an ſeinen 
Wohnort vorhandenen Handwerker übertrug. Die Annahme 
des Berufungsgerichts, daß er einen geeigneten Sachver⸗ 
ſtändigen habe zuziehen müſſen, — der den Fehler der Konſtruktion 
zu erkennen in der Lage war, — iſt unbegründet; denn die 
Auswahl eines ſolchen Sachverſtändigen hätte zur Vorausſetzung 
gehabt, daß der Beklagte ſelbſt imſtande geweſen wäre, den 
Fehler der Konſtruktion zu erkennen oder wenigſtens zu mut⸗ 
maßen. Das Berufungsgericht nimmt aber an, daß ihm die 
zur Erkenntnis des Konſtruktionsfehlers nötige Einſicht fehlte, 
und es ſtellt nicht feſt, daß er die Notwendigkeit oder Zweck⸗ 
mäßigkeit einer Hemmvorrichtung erkannt habe. Es fehlt an 
jedem Anhalt dafür, daß der Beklagte durch einen mit Vor⸗ 
nahme der Reparatur beauftragten Handwerker auf den Mangel 
der Konſtruktion und der Hemmvorrichtung aufmerkſam gemacht, 
und dieſer Mangel beſeitigt worden wäre. Der Beklagte hat 
auch nicht dadurch fahrläſſig gehandelt, daß er der Klägerin 


keine Anleitung zur Handhabung des Fahrſtuhls gab. Die 


Klägerin war zur Zeit des Unfalles ſechsundzwanzig Jahre alt 
und vor dem Dienſtantritt beim Beklagten ſchon lange Zeit 
Kellnerin. Bieraufzüge kommen in vielen Bierwirtſchaften vor. 
Der Beklagte durfte daher vorausſetzen, daß die Einrichtung 
und Behandlung eines Bieraufzugs der Klägerin bekannt ſei. 
Der Beklagte haftet aber, weil der von ihm mit der Bedienung 
des Aufzuges beauftragte Knecht M. den Unfall durch unrichtiges 
Handeln fahrläſſig verurſacht, und er bei der Auswahl der be⸗ 
ſtellten Perſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht be⸗ 
obachtet hat. Das Berufungsgericht ſtellt tatſächlich feſt, daß 
M. mit der Handhabung des Aufzuges nicht genügend bekannt 
war, und daß der Beklagte an Stelle des Metzgers K., der 
ſonſt regelmäßig den Bieraufzug bediente, dem Knecht M. die 
Dienſtleiſtung übertrug ohne ſich über deſſen Befähigung zu 
vergewiſſern. Der Beklagte iſt daher nach § 823 Abſ. 2, 
8 831 BGB, in Verbindung mit 8618 BGB., S 120 a RGewd. 
und auf Grund des Dienſtvertrages nach 88 618, 276, 278 
BGB. zum Erſatz des Schadens verpflichtet. Dieſe Verpflichtung 
umfaßt auch den Anſpruch der Klägerin auf Schmerzensgeld. 
Die Behauptung der Reviſion, daß die Haftung aus dem Vertrag 
als die ſpeziellere als maßgebend und der deliktiſchen Haftung 
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vorgehend angeſehen werden müſſe, iſt nicht zutreffend. Die 
Anwendbarkeit des 8 847 BGB. iſt ausgeſchloſſen, wenn 
lediglich aus dem Vertragsverhältnis die Schadenserſatzpflicht 
begründet iſt (Urteil des RG. III. 85. v. 26. 2. 1907. 
III 338/06), nicht aber, wenn daneben die Vorausſetzungen 
einer unerlaubten Handlung nach den 88 823, 831 BGB. vor 
liegen. Begründet iſt die Rüge der Reviſion, daß das Be⸗ 
rufungsgericht den $ 254 BGB. durch Nichtanwendung ver: 
letzt habe, indem es ein mitwirkendes Verſchulden der Kläger 
nicht annehme. (Wird weiter ausgeführt. J. c. B., U. v. 
1. Nov. 07, 96/07 III. — München. 

6. 88 318, 664 bis 670, 718 BGB. Der Anſpruch 
eines Geſellſchafters gegen den anderen auf Herausgabe von 
für die Geſellſchaft gekauften Grundſtücken unterliegt nicht der 
Formvorſchrift des § 313. 

Kläger behauptet, der Beklagte habe die im Antrage 
näher bezeichneten Grundſtücke nach dem Abſchluſſe des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages für das gemeinſchaftliche Unternehmen angekauft, 
im Grundbuche aber auf ſeinen Namen eintragen laſſen. Wird 
dies als richtig unterſtellt, ſo würde die Rechtslage die ſein, 
daß der Beklagte beim Erwerbe der Grundſtücke als geſchäfts⸗ 
führender Geſellſchafter für die Geſellſchaft gehandelt hätte. 
Nach 8713 BGB. beſtimmen ſich die Verpflichtungen des 
geſchäftsführenden Geſellſchafters nach den für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften der 88 664 bis 670, ſoweit ſich nicht 
aus dem Geſellſchaftsverhältnis ein anderes ergibt. Der 
Beauftragte iſt nach 8 667 verpflichtet, dem Auftraggeber alles, 
was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt, herauszugeben. 
Der Beklagte würde demnach verpflichtet ſein, die erworbenen 
Grundſtücke an die Geſellſchaft herauszugeben. Dieſe aus der 
Geſchäftsbeſorgung unmittelbar erwachſene Verpflichtung wird 
durch die Vorſchrift des 8 313 BGB. nicht berührt. „Ein 
Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigen⸗ 
tum an einem Grundſtücke zu übertragen“, liegt nicht vor. 
Vgl. NG. 54, 76. J. c. H., U. v. 30. Okt. 07, 7/07 I — Coln. 

7. 8 326 BGB. Setzung einer Nachfriſt iſt nur bei 
deutlicher Erfüllungsweigerung entbehrlich, nicht ſchon bei ein⸗ 
facher Ablehnung.] 

Der erkennende Senat hat wiederholt ausgeſprochen, daß 
es zum Eintritt der in $ 326 Abſ. 1 Satz 2 BGB. beſtimmten 
Rechtsfolgen der daſelbſt vorgeſchriebenen Friſtbeſtimmung nicht 
bedürfe, wenn der in Verzug befindliche Teil die Vertrags⸗ 
erfüllung ernſtlich verweigere. (RGZ. 51, 349; 52, 152; 53, 
166; 56, 233; 57, 113.) Es iſt das aber nur unter der 
Vorausſetzung geſchehen und damit begründet worden, daß 
dieſer Vertragsteil durch die Weigerung deutlich zu erkennen 
gegeben habe, daß er weder eine Friſt zur Erfüllung begehrr, 
noch von einer ihm geſetzten Friſt Gebrauch machen werde; er 
wolle nicht erfüllen; ſeine Weigerung enthalte daher einen 
Verzicht auf das Erfordernis der Friſtbeſtimmung; dieſe würde 
unter den gegebenen Umſtänden zwecklos und überflüſſig ſein, 
und es könne nicht angenommen werden, daß im Rechtsverkehr 
zweckloſe und überflüſſige Handlungen gewollt ſeien (vgl. RG. 
51, 350). Aus dieſer Begründung ergibt ſich aber, daß bei 
Beurteilung der Frage, ob eine ſolche Erfüllungsweigerung 
vorliegt, welche den Eintritt der Folgen des § 326 Abſ. 1 cit. 
ohne Setzung einer Nachfriſt rechtfertigt, ein ſtrenger Maßſtab 
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anzulegen iſt; daß nicht ſchon die einfache Ablehnung, ins⸗ 
beſondere wegen Differenzen über den Vertragsinhalt hierzu 
genügt, vielmehr eine ſolche nur dann angenommen werden 
darf, wenn gewichtige tatſächliche Momente vorliegen, welche es 
als nach Lage der Sache ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, 
daß der in Verzug befindliche Vertragsteil, wenn er durch 
Setzung einer Nachfriſt vor die Frage geſtellt wird, ob er die 
Folgen des 8 326 Abſ. 1 auf ſich nehmen, oder durch nach⸗ 
trägliche Erfüllung dieſe Folgen von ſich abwenden ſoll, ſich zu 
der letzteren Alternative entſchließen werde. F. c. C., U. v. 
1. Nov. 07, 173/07 II. — Naumburg. 

8. 88 407, 412, 670 BGB. verb. mit HGB. 8 25. 
Verhältnis des den Gläubiger befriedigenden Bürgen zufolge 
Auftrags des Schuldners zu dem das Geſchäft des lehteren 
mit der Firma übernehmenden Kaufmanns.] 

Beklagter hat ein Handelsgeſchäft am 26. Mai 1905 von 
dem Kaufmann W. A. erworben. Der Übergang des Geſchäfts 
„mit Aktiven und Paſſiven“ iſt am 4. Juli 1905 in das 
Handelsregiſter eingetragen worden. A. ſtand mit der D.⸗Bank 
im Kontokorrentverhältniſſe; der Rechnungsabſchluß ſollte „halb⸗ 
jährlich bezw. bei Aufhebung des Rechnungsverhältniſſes, welche 
jedem der Kontrahenten ohne Friſtbeſtimmung zuſtehe, erfolgen“. 
Auf Erſuchen des A. hatte die Klägerin der Bank gegenüber 
die Bürgſchaft für alle Verbindlichkeiten des A. gegenüber 
der Bank bis zur Höhe von 15 000 Mark übernommen. 
Nachdem dann die Klägerin im April 1905 erfahren hatte, 
daß die Vorſchüſſe der Bank das Guthaben des A. um mehr 
als 17 000 Mark überſtiegen, ſuchte ſie zunächſt die Bank zur 
Kündigung des Kontokorrents zu veranlaſſen, und als dieſe ſich 
dazu nicht verſtehen wollte, zahlte die Klägerin am 22. Mai 1905 
bei der Bank die Summe von 15 000 Mark ein. Sie ließ 
dabei erklären, daß ſie die Bürgſchaft einlöſen wolle, und 
erhielt nach der Einzahlung den Bürgſchaftsſchein zurück; gleich⸗ 
zeitig ſandte die Bank an die Klägerin folgendes Schreiben: 
„Gegen die an unſerer Kaſſe eingezahlten 15 000 Mark bar 
geben wir Ihnen den beiliegenden über den gleichen Betrag 
lautenden Bürgſchein zu Ihrer Entlaſtung zurück.“ Die 
Klägerin klagte darauf die Summe von 15 000 Mark nebſt 
Zinſen gegen A. ein. Dieſer wurde auch zur Zahlung ver⸗ 
urteilt; die Klägerin erlangte jedoch wegen des Unvermögens 
des A. keine Befriedigung. Gegenüber dem jetzt gegen den 
Beklagten geltend gemachten Anſpruche auf Zahlung der 
15 000 Mark nebſt Zinſen und den Koſten des Vorprozeſſes 
wendet dieſer namentlich ein, daß die Klägerin durch die bei 
der Bank gemachte Einzahlung ihre Bürgſchaftsſchuld nicht 
habe tilgen können, daß bei der Übernahme des Handels⸗ 
geſchäfts die Haftung des Übernehmers für die Schuld des A. 
bei der Bank bis zu dem durch die klägeriſche Bürgſchaft 
geſicherten Betrage von 15 000 Mark ausdrücklich ausgeſchloſſen 
worden ſei, ſowie daß der Übernehmer von dieſer Vereinbarung 
der Bank ſofortige Mitteilung gemacht habe. Das OLG. ver⸗ 
urteilte, die Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Befriedigung 
der Gläubigerin durch die Klägerin, als Bürgin, hatte eine 
doppelte Rechtsfolge; einmal ging kraft der Vorſchrift des 
8 774 BGB. die Forderung der genannten Bank gegen A. 
in Höhe der eingezahlten Summe auf die Klägerin über, ſodann 
erwarb dieſe, da ſie auf Grund eines Auftrags des Haupt⸗ 
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ſchuldners A. — nach der Feſtſtellung der Vorinſtanz — die 
Bürgſchaft übernommen hatte, gemäß 8 670 BGB. gegen A. 
einen Erſatzanſpruch. Der Bank ſtand am 22. Mai 1905 eine 
wirkliche Forderung zu, mochte dieſe immerhin betagt und 
durch die weitere Entwicklung des Kontokorrents bedingt ſein. 
Ebenſo unbedenklich wie die Feſtſtellung des Übergangs der 
der Bank zuſtehenden Forderung auf die Klägerin iſt die An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, daß auf die entſprechende Ver⸗ 
pflichtung, in welcher A. ſeit dem 22. Mai 1905 gegenüber 
der Klägerin ſtand, die Vorſchrift des § 25 Abſ. 1 HGB. an 
ſich Anwendung finden muß. Mit Recht hebt das Berufungs⸗ 
gericht hervor, daß ſich dieſe Vorſchrift auch auf betagte und 
bedingte Verbindlichkeiten erſtreckt, und aus zutreffenden Gründen 
hat das Gericht feſtgeſtellt, daß es ſich zweifellos um eine im 
Betriebe des Geſchäftes des A. begründete Verbindlichkeit 
handelt. Der Beklagte beruft ſich aber darauf, daß eine dem 
8 25 Abſ. 2 HGB. entſprechende Mitteilung vorliege, indem 
ſie von der vereinbarten Nichtübernahme der Schuld des A⸗ 
der Bank rechtzeitig Nachricht gegeben habe. Der Berufungs⸗ 
richter hat dieſer Benachrichtigung deswegen die Wirkſamkeit 
abgeſprochen, weil ſie nicht der Klägerin gegenüber geſchehen 
ſei; 8 407 (8 412) BGB. komme nicht zur Anwendung, weil 
die nach 8 25 Abs. 2 HGB. zu machende Mitteilung keine 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern „lediglich die Mit⸗ 
teilung einer Tatſache“ ſei und weil die Mitteilung auch nicht 
von dem derzeitigen „Schuldner“ der Klägerin, ſondern von 
dem Inhaber der beklagten Firma bewirkt worden ſei. Dem 
erſten vom Berufungsrichter gegen die Anwendbarkeit des § 407 
BGB. geltend gemachten Gründe, darf zweifellos nicht bei⸗ 
getreten werden. Wenn einmal mit der allgemein herrſchenden 
Anſicht angenommen werden muß, daß im Sinne des § 407 
Abſ. 1 unter einem „Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Schuldner 
und dem bisherigen Gläubiger vorgenommen wird“, auch die 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, welche einſeitig und 
empfangsbedürftig iſt, zu verſtehen iſt, ſo muß auch ferner die 
Anſicht für richtig gehalten werden, daß die gedachte Mitteilung 
als ein ſolches Rechtsgeſchäft anzuſehen iſt. Dieſe Mitteilung 
enthält zwar die Nachricht von einem vorhergegangenen Rechts⸗ 
geſchäfte, der Vereinbarung über den Ausſchluß der Haftung, 
fo daß man inſofern von der „Mitteilung einer Tatſache“ 
ſprechen kann; dies ſchließt aber nicht aus, daß die Mitteilung 
zugleich ſelber den Charakter des Rechtsgeſchäfts trägt, einer 
Willenserklärung, welche Rechtsfolgen herbeiführen kann und 
fol. (Vgl. Goldmann, Kommentar zum HGB., Anm. 2. I. 2. a 
zu 8 25.) Auch gegen den zweiten vom Berufungsrichter 
gegen die Anwendung des 8 407 BGB. angeführten Grund 
erhebt ſich ein entſcheidendes Bedenken. Wenn die Klägerin 
den Beklagten, welcher neben dem Schuldner A. infolge der 
Geſchäftsübernahme für deſſen Schuld haftet, auf Grund des 
8 25 HGB. in Anſpruch nehmen will, fo erſcheint es 
ungerechtfertigt, dem neuen Schuldner die Befugniſſe ab⸗ 
zuſprechen, welche das Geſetz in 88 407, 412 allgemein zu⸗ 
gunſten des Schuldners gewährt. Danach verweiſt ſich die 
Stütze, welche der Vorderrichter dem angefochtenen Urteil in 
dem 8 774 BGB. in Verbindung mit dem $ 25 HGB. 
gegeben hat, bei richtiger Anwendung des $ 407 BGB. zwar 
nicht als haltbar. Das Urteil wird jedoch von dem zweiten, 
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vom Berufungsrichter dem 8 670 BB. entnommenen Grunde 
getragen. Die mit der Befriedigung der genannten Gläubigerin 
des A. von der Klägerin, als der Beauftragten des A., gegen 
dieſen erworbene Erſatzforderung entſtand von vornherein in 
der Perſon der Klägerin. In Anſehung dieſer Forderung kann 
alſo eine Anwendung des 8407 BGB. überhaupt nicht in Frage 
kommen. Die der Forderung entſprechende Schuld des A. ging 
gemäß 8 25 HGB. auf den Beklagten über, mochte er von 
dieſer Schuld Kenntnis haben oder nicht (vgl. RG. 17, 96). 
H. c. F., U. v. 12. Okt. 07, 605/06 I. — Düſſeldorf. 

9. 8 823 BGB. verb. mit 88 256, 304 ZPO. Feſt⸗ 
ſtellungsklage wegen künftiger Folgen eines Unfalls.] 

Am 28. Juni 1905 iſt auf dem Bürgerſteig der Brüder⸗ 
ſtraße zu Halle a. S. eine an die Hausmauer der Beklagten 
angelehnte große und flache leere Glaskiſte der Beklagten, die 
zum Verſand von Schaufenſterſcheiben verwendet worden, um⸗ 
gekippt und auf den 8 Jahre alten Kläger zu 2 gefallen, der 
mit anderen Kindern daran geſpielt hatte. Wegen der dem 
Knaben zugefügten körperlichen Beſchädigung fordern die Kläger 
von den Beklagten Schadenserſatz: Der Kläger zu 1 — der 
Vater — Erſtattung der Auslagen für ſeinen Sohn mit 622 
Mark, der Kläger zu 2 eine jährliche Rente vom 1. Oktober 1905 
bis zum Verlaſſen der Schule von 600 Mark, von da bis zum 
21. Lebensjahr von 1000 Mark, von da bis zu ſeinem Tode 
von 1500 Mark ſowie einen feſten Betrag von 5000 Mark. 
Die beiden Vorinſtanzen haben den Klaganſpruch dem Grunde 
nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt. Die Kläger haben 
Reviſion eingelegt mit dem Antrag, die Klaganſprüche (beider 
Kläger) in vollem Umfang dem Grunde nach für gerechtfertigt 
zu erklären. Die Beklagten haben ſich der Reviſion angeſchloſſen 
und beantragt, die Klage gänzlich abzuweiſen. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen, auf die Anſchlußreviſion der Beklagten 
wurde das Urteil nur inſoweit aufgehoben, als der Anſpruch des 
Klägers zu 2 auf eine Rente vom Verlaſſen der Schule an 
dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt worden 
iſt, und in dieſem Umfang die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
verwieſen: Der Kläger zu 2 hat wegen Vermehrung ſeiner 
Bedürfniſſe an Pflege, kräftigerer Nahrung, Kuren und Nach⸗ 
hilfeunterricht bis zum Verlaſſen der Schule, von da an hier⸗ 
wegen und wegen Erwerbsentgangs eine bezifferte Rente 
begehrt. Soweit eine Rente wegen der als Folge des Unfalls 
alsbald eingetretenen und angeblich fortdauernden Vermehrung 
der Bedürfniſſe in Frage ſteht, konnte das Berufungsgericht 
unbedenklich den Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt 
erachten, auch nach der Sachlage die zeitliche Begrenzung der 
Rente dem Nachverfahren überlafien. Was dagegen die künftige 
Erwerbsbeſchränkung anlangt, ſo hat das Berufungsgericht 
lediglich bemerkt: bei dem Verletzten habe eine gewiſſe Beein⸗ 
trächtigung des Faſſungsvermögens längere Zeit nach dem 
Unfall angedauert, ob bis auf die Gegenwart und wie lange 
vorausſichtlich in Zukunft könne jetzt dahingeſtellt bleiben. 
Trotzdem hat es den Anſpruch auf eine Rente wegen Erwerbs⸗ 
minderung vom Verlaſſen der Schule an, dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Würde das Urteil in Rechtskraft erwachſen, 
ſo müßte im Nachverfahren über den Betrag dem Kläger hie⸗ 
wegen eine beſtimmte Rente vom Verlaſſen der Schule an zu⸗ 
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geſprochen werden. Dies wird aber ganz unmöglich ſein, da 
zur Zeit auch nicht mit annähernder Sicherheit vorauszuſehen 
iſt, wie ſich bei dem heute noch nicht elf Jahre alten Kläger, 
der Erſatz nicht etwa für die abſtrakte Verringerung ſeiner 
Erwerbs fähigkeit, ſondern nur für den in deren Folge ihm 
wirklich entgehenden Erwerb fordern kann, die Erwerbsverhält⸗ 
niſſe und der Einfluß des Unfalls darauf in Zukunft geſtalten 
werden. Wenn der Kläger, wie es in der Abficht feiner Eltern 
ſteht, ſich dem Studium widmet, ſo wird ein Erwerbsverluſt 
für ihn mit dem Abgang von der Schule überhaupt nicht ein⸗ 
treten. Davon abgeſehen, läßt ſich aber auch nicht ermeſſen, 
ob und in welchem Maße in dieſem vorerſt ganz ungewiſſen 
Zeitpunkt die Unfallsfolgen, die weſentlich in nervöſen Störungen 
zu beſtehen ſcheinen, noch vorhanden ſein und welchen Ausgleich 
durch Geldentſchädigung ſie erheiſchen werden. In ſolchen 
Fällen iſt, wie der erkennende Senat des Ofteren ausgeſprochen 
hat, keine Leiſtungsklage, ſondern eine Feſtſte llungsklage am 
Platze. Das Berufungsgericht wird daher auf eine Anderung 
der Leiſtungsklage wegen künftigen Erwerbsentgangs in eine 
Feſtſtellungsklage hinzuwirken und, falls Kläger ſich dazu nicht 
verſteht, bei gleichbleibendem Sachverhalt die Leiſtungsklage 
abzuweiſen haben. G. c. K., U. v. 30. Okt. 07, 27/7 VI. — 
Naumburg. 

10. 5 852 BGB. Dreijährige Verjährung bei Fortdauer 
der ſchädlichen Wirkungen einer ſchadenden Handlung.] 

Nachdem das den Beklagten teilweiſe verurteilende Urteil 
des Berufungsgerichts vom 15. Februar 1905 durch Urteil des 
erkennenden Senats vom 20. März 1906 unter Zurückver⸗ 
weiſung der Sache an einen andern Senat des Berufungs⸗ 
gerichts aufgehoben worden, hat dieſes nach erneuter Verhand⸗ 
lung durch Urteil vom 28. Februar 1907 die Klage wegen 
Verjährung abgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat der Kläger 
Reviſion eingelegt. Er hat beantragt, es aufzuheben und nach 
ſeinem in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrage zu erkennen. 
Der Reviſionsbeklagte hat die Zurückweiſung der Reviſion 
beantragt: Die Reviſion iſt zuläffig, aber nicht gerechtfertigt. 
Die Klage iſt auf Erſatz desjenigen Schadens gerichtet, der 
dem Kläger durch Verſchulden des Beklagten, infolge der mittels 
Erwirkens einer einſtweiligen Verfügung ausgeführten Weg⸗ 
nahme ſeiner Karten und deren widerrechtlicher Vorenthaltung 
entſtanden ſein ſoll. Sie ſtützt ſich auf die Behauptung, der 
Beklagte habe, obwohl er gewußt habe, oder doch habe wiſſen 
müſſen, daß die Karten nicht von ihm angekauft und ſein 
Eigentum ſeien, ſich durch die einſtweilige Verfügung des 
Amtsgerichts in den Beſitz der Karten geſetzt und dieſe 
auch nach Aufhebung der einſtweiligen Verfügung im Beſitz 
behalten, bis Kläger ſie im Frühjahre 1903 im Wege 
der Zwangsvollſtreckung auf Grund rechtskräftigen Urteils 
des OLG. zu Cöln vom 7. November 1902 zurückerhalten 
habe. Das Berufungsgericht hat die Klage wegen Ver⸗ 
jährung mit Recht abgewiefen. Nach $ 852 BGB. verjährt 
der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung 
entſtandenen Schadens in drei Jahren von dem Zeitpunkte an, 
in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon 
des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe 
Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung 
an. Der 8 852 BGB. enthält eine zweifache Abweichung 
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von den allgemeinen für den Verjährungsbeginn maßgebenden 
Grundſätzen. Während nämlich einesteils die Verjährung gemäß 
8 198 BGB. mit der Entſtehung des Anſpruchs beginnt 
und es grundſätzlich nicht darauf ankommt, ob der Berechtigte 
ſeinen Anſpruch kennt, erfordert der 8 852 für den Beginn 
der dreijährigen Verjährungsfriſt die Kenntnis des Verletzten 
ſowohl von dem Schaden als auch von der Perſon des Erſatz⸗ 
pflichtigen. Andererſeits beginnt die dreißigjährige Verjährung 
ſchon mit der Bege hung der unerlaubten Handlung, obgleich ein 
Anſpruch erſt mit dem Eintritte des Schadens, alſo unter Um⸗ 
ſtänden erſt nach dem Verjährungsbeginn entſteht. Nun kann 
dem Reviſionskläger zugegeben werden, daß der ihm durch 
Entziehung und längere Zeit fortgeſetzte Vorenthaltung der 
Karten angeblich verurſachte Schaden nicht mit einem Male, 
ſondern erſt nach und nach entſtanden iſt, und daß ein Schaden 
nicht vor ſeiner Entſtehung Gegenſtand eines klagbaren An⸗ 
ſpruches ſein kann, daß vielmehr der Verjährungsbeginn grund⸗ 
ſätzlich mit der Fälligkeit und der Klagbarkeit der Leiſtung 
zuſammenfällt. Allein die dreijährige Verjährungszeit des 
8 852 BOB. iſt aus praktiſchen Bedürfniſſen im Anſchluſſe 
an das Preußiſche ALR. T. I Tit. 6 88 54 ff. eingeführt 
und beruht auf der Erwägung, daß, wenn jemand erſt nach 
Verlauf einer beträchtlichen Reihe von Jahren ſeit der angeb⸗ 
lichen Verübung der ſchadenden Handlung mit einem Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruche auftritt, nicht allein der Gegner regelmäßig 
in ſeiner Verteidigung ungebührlich beſchränkt erſcheint, ſondern 
auch die Vermutung dafür ſtreitet, der Anſpruch ſei aus dem 
einen oder anderen Grunde ungerechtfertigt. (Mot. 2, 742.) 
In der Rechtſprechung des OTr. war es mm ſtreitig geworden, 
ob die durch das ALR. Tl. I Tit. 6 8 54 angeordnete breis 
jährige Verjährung auch in den Fällen, wo die beſchädigende 
Handlung fortdauernde, periodiſch wiederkehrende, obwohl ihrem 
Weſen und Umfange nach wechſelnde Nachteile hervorbringt, auch 
auf dieſe ſpäter eintretenden nachteiligen Folgen ſich erſtreckt, 
fo daß dieſe nicht mehr zum Gegenſtande von Emtſchädigungs⸗ 
anſprüchen gemacht werden können, wenn nicht die Klage 
innerhalb dreier Jahre nach der ſchadenden Handlung angeſtellt 
worden iſt, oder ob die Verjährung immer nur in Anſehung 
der Schäden Platz greift, für die der Verletzte ſeit ihrem Ent⸗ 
ſtehen nicht innerhalb dreier Jahre Entſchädigung eingeklagt hat. 
Die Streitfrage iſt durch eine Plenarentſcheidung des OTr. 
(OTr. 13, 19) im Sinne der erſteren Alternative entſchieden 
worden und zwar im weſentlichen mit Rückſicht auf die mit 
Einführung der kurzen Verjährung verfolgte Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, der es widerſtreiten würde, die ſich in der Zukunft 
periodiſch erneuernden nachteiligen Folgen einer ſchadenden 
Handlung immer als eine ſich erneuernde Schadenszufügung 
und als einen neu entſtehenden Schaden anzuſehen. Von der 
Entſcheidung ausgeſchieden ſind jedoch die Fälle, wo aus einer 
Handlung erſt lange nach ihrer Vollführung nachteilige Folgen 
ſich geäußert haben, oder außer den anfänglichen nachteiligen 
Folgen der ſchadenden Handlung erſt ſpäterhin noch andere 
Nachteile entſpringen, deren Kauſalzuſammenhang mit der frag⸗ 
lichen Handlung ſich gar nicht vorausſehen oder doch nur viel⸗ 
leicht befürchten ließ. Nicht berührt von der Entſcheidung ſind 
ferner die Fälle, in denen die ſchadende Handlung ſelbſt ſich 

wiederholt hat. Denn in dieſen Fällen wird eine neue 
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Beſchädigung anzunehmen ſein und nicht mehr von den Folgen 
der Handlung die Rede fein können, hinſichtlich welcher ber 
Anſpruch auf Schadenserſatz verjährt iſt. Die in dieſer Ent⸗ 
ſcheidung entwickelten Grundſätze müſſen mit Rückſicht auf den 
gleichen Grund und Zweck der Geſetzesbeſtimmung auch für die 
kurze Verjährung des 8 852 BGB. als zutreffend anerkannt 
werden. Sie führen, da es ſich nicht um eine Wiederholung 
der ſchadenden Handlung, ſondern nur um die Fortdauer 
ihrer ſchädlichen Wirkungen handelt und eine gewiſſe Dauer 
derſelben von vornherein zu erwarten ſtand, zu dem Ergebniſſe, 
daß der Schadenserſatzanſpruch des Klägers mit Recht in ſeinem 
ganzen Umfange und nicht bloß für denjenigen Zeitraum als 
verjährt angeſehen worden iſt, der länger als drei Jahre vor 
Anſtellung der Klage zurückliegt. K. c. F., u. v. 29. Okt. 07, 
187/07 II. — Cöln. 

11. 89 883, 892, 894, 899 BGB. verb. mit 83 935, 
938 3PO. Welches Sicherungsrecht ſteht dem Anfechtungs⸗ 
kläger bezüglich der Schenkung eines Grundſtücks ſeitens feines 
Schuldners an einen Dritten zu 71 

Der Beklagte zu 2 hatte ſeiner Ehefrau, der Beklagten 
zu 1 ſein Grundſtück geſchenkt. Auflaſſung und Eintragung der 
Beklagten zu 1 war erfolgt. Mit der Behauptung, es ſtünden 
ihr Forderungen gegen den Ehemann zu, iſt auf Antrag der 
Klägerin durch einſtweilige Verfügung des LG. ein Vermerk im 
Grundbuche des Inhalts angeordnet worden: daß der Eigen⸗ 
tumsübergang auf die Ehefrau von der Antragſtellerin ange⸗ 
fochten ſei. Dieſer Vermerk iſt im Grundbuche eingetragen 
worden. Gegen die einſtweilige Verfügung haben die Eheleute H. 
Widerſpruch erhoben. Das LG. hielt die einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufrecht, die Berufung wurde zurückgewieſen; das RG. 
ordnete die Löſchung der Verfügung an: Der Wortlaut des 
Vermerks: „Der Eigentumsübergang auf Frau H. 
iſt angefochten von der Kauffrau %. . . . läßt ſowenig wie bie 
der einftweiligen Verfügung beigegeben Begründung klar er⸗ 
kennen, welche rechtliche Bedeutung nach der Abſicht der einſt⸗ 
weiligen Verfügung die angeordnete Eintragung haben ſollte. 
Am nächſten ſcheint der Gedanke zu liegen, daß die Eintragung 
als Vormerkung gedacht war. Das Berufungsgericht hat dies 
verneint. Die Unzuläſſigkeit der Vormerkung in einem Falle 
der vorliegenden Art kann in der Tat begründeten Zweifeln 
nicht begegnen. Die Vormerkung iſt nach 8 883 BGB. „zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung oder Aufhebung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder an einem das Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Rechte oder auf Anderung des Inhalts oder 
des Ranges eines ſolchen Rechtes“ beſtimmt. Hätte die Klägerin 
vermöge des Anfechtungsrechts einen Anſpruch auf Rückauflaſſung 
des erworbenen Grundſtücks an den Schuldner, ſo wäre die 
Vorausſetzung des 8 883 erfüllt; es wäre dann der Anſpruch 
auf eine dingliche Rechtsaͤnderung vorhanden, die im Grund⸗ 
buche vorgemerkt werden könnte, weil ſie nach rechtskräftiger 
Durchführung der Anfechtung der endgültigen Eintragung im 


Grundbuche fähig wäre. Dieſen dinglichen Charakter hat aber, 


wie in beſtändiger Rechtſprechung des RG. feſtſteht, das An⸗ 
fechtungsrecht nicht, jedenfalls nicht, ſoweit es ſich um die 
Anfechtung außerhalb des Konkurſes handelt, wie hier. Ein 
Anſpruch auf Einräumung eines dinglichen Rechtes beſteht 
ſonach vermöge der Anfechtung nicht, und zwar weder der An⸗ 
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ſpruch auf Rückübertragung des Eigentums an den Schuldner, 
noch etwa auf Bewilligung der Eintragung einer Hypothek für 
den anfechtenden Gläubiger (RG. 60, 424). Die Reviſion 
findet in der durch die einſtweilige Verfügung angeordneten 
Eintragung nicht eine Vormerkung, fondern einen Widerſpruch 
im Sinne der 88 892, 894, 899 BGB., Auch dieſe Auf⸗ 
faſſung erſcheint nicht ſchlechthin unmöglich. Entſpräche ſie der 
Abſicht der einſtweiligen Verfügung, ſo würde die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts wiederum auf Geſetzesverletzung beruhen. 
Die Eintragung eines Widerſpruchs ſetzt nach den angezogenen 
Geſetzesbeſtimmungen die Unrichtigkeit des Grundbuchs in An⸗ 
ſehung eines Rechtes an dem Grundſtück, eines Rechtes an 
einem ſolchen Rechte oder einer Verfügungsbeſchränkung der in 
8 892 Abſ. 1 bezeichneten Art voraus; nur der kann ſte 
fordern, für den ein der Eintragung fähiges, aber noch nicht 
oder noch nicht richtig eingetragenes Recht beſteht oder deſſen 
Recht durch die Eintragung einer nicht beſtehenden Belaſtung 
oder Beſchränkung beeinträchtigt iſt. Klar iſt, daß die Ver⸗ 
wirklichung des Anfechtungsrechts in einem Falle der vor⸗ 
liegenden Art leicht vereitelt werden könnte, wenn dem Grund⸗ 
ſtückserwerber bis zur rechtskräftigen Durchführung des An⸗ 
fechtungsprozeſſes die rechtliche Möglichkeit bliebe, mit Wirk⸗ 
ſamkeit auch dem Anfechtenden gegenüber das Grundſtück weiter 
zu veräußern oder bis an die Wertgrenze zu belaſten. Zum 
Schutze gegen dieſe Gefahr fehlt es aber nicht an dem geſetz⸗ 
lichen Mittel. Das Berufungsgericht hat zutreffend auf die 
Beſlimmung des 8 935 3. hingewieſen, wonach einſtweilige 
Verfügungen in Beziehung auf den Streitgegenſtand zuläſſig 
ſind, wenn zu beſorgen iſt, daß durch eine Veränderung des 
beſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung des Rechtes einer 
Partei vereitelt oder weſentlich erſchwert werden könnte. Für 
ſolche Fälle iſt in 8 938 Abſ. 2 ZPO. noch beſonders bes 
ſtimmt, daß durch die einſtweilige Verfügung die Veräußerung, 
Belaſtung oder Verpfändung eines Grundſtücks unterſagt werden 
kann. Hier war für den vorliegenden Fall der richtige Weg 
gewieſen. Eine einſtweilige Verfügung folden Inhalts hätte, 
wenn die ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen dafür vorhanden 
waren, auf entſprechenden Antrag erlaſſen werden müſſen; die 
Zuläſſigkeit der Eintragung der durch eine ſolche einſtweilige 
Verfügung angeordneten Verfügungsbeſchränkung konnte eben⸗ 
falls nicht zweifelhaft ſein (S 892 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). 
Das Berufungsgericht ſcheint denn auch in dem eingetragenen 
Vermerk eine Verfügungsbeſchränkung dieſer Art finden zu 
wollen. Eine ſolche Auslegung muß aber nach dem Wortlaute 
der Eintragung, wie auch nach dem Inhalte der einſtweiligen 
Verfügung als unmöglich bezeichnet werden, ſie würde eine 
unzuläſſige Umdeutung bilden. H. c. F., U. v. 5. Nov. 07, 
149/07 VII. — Berlin. 

12. SS 1207, 2040 BGB. Verhältnis des Bankiers zu 
Erben, von denen einige einem Dritten zu ihrer Vertretung 
Vollmacht erteilt hatten, nach deren Widerruf.] 

Die Kläger ſind die geſetzlichen Erben ihrer Halbſchweſter. 
Dieſe hat vor ihrem Tode im Hauſe des H. gelebt und iſt 
von dieſem in der Verwaltung ihres Vermögens unterſtützt 
worden. Die Kläger mit Ausnahme der Mitklägerin Frau R. 
erteilten dem H. Vollmacht zur Erledigung der nächſten Geſchäfte, 
zur Beſtreitung der erforderlichen Auslagen aus den liquiden 
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Mitteln, eventuell behufs Beſchaffung von Barmitteln zur Ver⸗ 
pfändung der vorhandenen Wertpapiere. H. ſollte auch die 
Verwaltung und Auseinanderſetzung des Rücklaſſes übernehmen 
und als Vergütung / des Nachlaſſes erhalten. Er lombardierte 
auf Grund dieſer Vollmacht bei dem Beklagten zum Nachlaſſe 
gehörige Wertpapiere zum Nominalbetrage von 5 400 Mark. 
Er erhielt darauf Darlehne. Vom Beklagten iſt mit Genehmigung 
des H. zur Deckung ſeines Guthabens und zur Befriedigung 
der Kläger wegen eines gegen H. ausgebrachten Forderungs⸗ 
pfandrechts der größte Teil der Wertpapiere veräußert worden. 
Inzwiſchen hatten die vier Kläger die H. erteilte Vollmacht 
widerrufen und ſämtliche Kläger haben von dem Widerruf der 
dem H. erteilten Vollmacht den Beklagten benachrichtigt. 
Gegenkontrahenten“ zu tun habe. Die Kläger haben nun Klage 
mit dem Antrage erhoben, den Beklagten zu verurteilen, die 
Wertpapiere eventuell gegen Zahlung des Betrages von 
5 500 Mark herauszugeben, oder den höchſten Wert, welchen 
die Wertpapiere vom 20. Januar 1901, eventuell 15. März 1901 
bis zur Gegenwart gehabt haben, zu erſetzen. Sie nehmen die 
Papiere als ihr Eigentum in Anſpruch. Der Beklagte hat 
Abweiſung der Klage beantragt. Er behauptet, das Pfandrecht 
an den Papieren im guten Glauben erworben zu haben und 
wendet auch ein, daß ſämtliche Darlehne für die Z.'ſche Erbmaſſe 
verwendet worden ſeien. Das OLG. hat auf die Berufung der 
Kläger den Beklagten unter Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils 
verurteilt, die von den Klägern verlangten Wertpapiere heraus⸗ 
zugeben oder den höchſten Wert zu erſetzen, den die Papiere 
von ihrer Verpfändung bis zur Gegenwart gehabt haben. 
Das RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf und ſtellte 
das Urteil des LG. wieder her. Dieſes hatte den Beklagten 
verurteilt gegen die von den Klägern zu leiſtende Rückzahlung 
von 5500 Mark nebſt Zinſen die im Klagantrage näher 
bezeichneten Wertpapiere an die Kläger herauszugeben oder 
deren höchſten Wert in der Zeit vom 1. bezw. 15. April 1901 
bis zur Gegenwart zu erſetzen: Es iſt der Ausführung des 
Reviſionsklägers darin nicht beizutreten, daß, wenn das Ab⸗ 
kommen auch an ſich als Verfügung über den Nachlaß nicht 
bindend ſei, doch die vier Erben, welche durch dasſelbe in recht⸗ 
liche Beziehung zum Beklagten getreten ſeien, die Herausgabe 
der Wertpapiere nicht fordern könnten, weil dies ein argliſtiges 
Verhalten ſei, und daß die nicht beigetretene fünfte Erbin nur 
Schadenserſatzanſprüche an ihre Miterben habe. Vielmehr iſt 
die Beurteilung des Berufungsgerichts, daß das Abkommen 
ganz ungültig ſei und keinerlei rechtliche Beziehungen begründe, 
aufrecht gehalten. Dieſe Beurteilung ſchließt ſich den Aus⸗ 
führungen an, welche in der Prozeßſache der Kläger gegen H. 
im Urteile des III. 38S. des RG. vom 9. Februar 1904 — 
III. 452/1903 — enthalten find. Dort iſt das Abkommen 
als eine Verfügung über Nachlaßgegenſtände für rechtsungültig 
erachtet, weil es nicht, wie 8 2040 BGB. vorſchreibt, von 
allen Erben getroffen ſei, der Wortlaut der Urkunde auch 
widerlege, daß die vier Erben zugleich für die fünfte Erbin, die 
Frau R. den Vertrag geſchloſſen hätten. Der jetzt erkennende 
Senat tritt dieſer Anſicht bei, verneint ebenfalls durch das 
Abkommen begründete Rechtsbeziehungen und mangels ſolcher 
iſt auch das Verhalten der vier Erben, welche das rechts⸗ 
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ungültige Abkommen gegen ſich nicht gelten laſſen wollen, kein 
argliſtiges. Wenn nun hiernach auch als Ausgangspunkt zu 
nehmen iſt, daß H. durch das Abkommen objektiv nicht berechtigt 
worden iſt, über die Wertpapiere zu verfügen, ſo iſt doch die 
Beurteilung des Berufungsgerichts hinſichtlich der ſubjektiven 
Handlungsweiſe des Beklagten, die Verneinung des guten 
Glaubens bei ihm nicht aufrecht zu halten. Der gute Glaube 
iſt ein Rechtsbegriff und der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
unterliegt es, ob bei Würdigung des feſtgeſtellten Sachverhaltes 
dieſer Begriff verkannt iſt. Das iſt geſchehen, indem das 
Berufungsgericht bei der Beurteilung dem Umſtande, daß H. 
Inhaberpapiere, bei denen der bloße Beſitz die Legitimation 
zur Verfügung über ſie gibt, verpfändet hat, nicht die ihm zu⸗ 
kommende Bedeutung beigemeſſen hat. Wird dieſe unſtreitige Tat⸗ 
ſache in der ihr gebührenden Weiſe gewürdigt, ſo ſtellt ſich das 
Verhalten des Beklagten weſentlich anders dar und auch unter An⸗ 
wendung des BGB. iſt ihm Gutgläubigkeit bei denjenigen hier 
zunächſt zu erörternden Verpfändungen nicht zu verſagen, welche 
zeitlich vor der Nachricht von dem Widerruf der Vollmacht liegen. 
Die Papiere find dem H. übergeben worden, um ihn für die 
von den Miterben gewünſchten Verpfändungen zum Gegen⸗ 
kontrahenten des Beklagten zu machen, das ergab ſich für den 
Beklagten daraus, daß H. in dem ihn legitimierenden Beſitze 
der Papiere war. Es lag damit für den Beklagten die Sache 
geradeſo, als wenn die Z. ſchen Erben ſelbſt, wie dies urſprüng⸗ 
lich beabſichtigt war, die Papiere verpfändet hätten. Aus dem 
Umſtande, daß Beklagter nur mit H. zu tun haben wollte, iſt 
gegen ſeine Gutgläubigkeit nichts zu folgern, es iſt dies Ver⸗ 
langen aus dem Beſtreben, das Geſchäft einfacher zu geſtalten, 
nur an die Dispoſitionen einer Perſon gebunden zu ſein, wohl 
zu erklären. Bei dieſer Beurteilung aber kann die Kenntnis 
der Beklagten davon, daß die Papiere zum Nachlaſſe gehörten, 
gegen ſeine Gutgläubigkeit nur dann in Betracht kommen, wenn 
angenommen werden muß, er habe ſchon grobfahrläſſig dadurch 
gehandelt, daß er nicht geprüft hat, ob die ihm bekannt 
gewordenen Erben zur Verfügung über den Nachlaß und da⸗ 
mit über die zu demſelben gehörenden Wertpapiere allein 
berechtigt waren. Das nimmt das Berufungsgericht allerdings 
auch an und führt aus, daß Beklagter die Legitimation der 
Erben hätte prüfen müſſen. Damit werden indeſſen die An⸗ 
forderungen überſpannt, die im Geſchäftsleben an die Gut⸗ 
gläubigkeit gerade bei Geſchäften mit Inhaberpapieren zu ſtellen 
ſind. Es iſt nicht angängig und würde den Geſchäftsverkehr 
faſt bis zur Unmöglichkeit erſchweren, wenn einem Bankier 
Perſonen gegenüber, die an ſich ſchon durch den Beſitz der 
Inhaberpapiere zur Geltendmachung der Rechte aus denſelben 
legitimiert ſind, ſo weitgehende und in vielen Fällen gar nicht 
ausführbare Legitimationsprüfungen zur Pflicht gemacht werden, 


auch wenn, wie hier, ſonſt keinerlei verdächtige Umſtände vor⸗ 


liegen. Eine andere Beurteilung müſſen diejenigen Ver⸗ 
pfändungen und Rechtsgeſchäfte erfahren, welche vorgenommen 
find, nachdem die Z. ſchen Erben die Vollmacht zu ihrer Vertretung 
dem H. entzogen hätten. Über dieſe ihn über die veränderte 
Stellung der Erben zu H. aufklärende Mitteilung durfte der 
Beklagte, obſchon es ſich auch ſpäter um Inhaberpapiere handelte, 
nicht hinwegſehen. Die feſtgeſtellte Tatſache, daß er wußte, die 
von H. verpfändeten Papiere gehörten zum Nachlaſſe, ſchließt, 
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nachdem ihm in glaubhafter Weiſe angezeigt war, H. ſei nicht 
mehr Vertreter der Erben, Gutgläubigkeit bei den ſpäteren 
Geſchäften aus. Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich, daß Be 
klagter durch die bis zum 1. April 1901 erfolgten Ver⸗ 
pfändungen gemäß 8 1207 BGB. ein rechtsgültiges Pfand⸗ 
recht erworben hat, und daß deshalb die Kläger die Wertpapiere 
nur gegen Erſtattung der bis dahin auf ſie gegebenen Darlehne 
im Betrage von 5500 Mark nebſt Zinſen zurückverlangen 
können, daß dagegen wegen der ſpäteren Darlehne dem Kläger 
an den Wertpapieren ein Pſandrecht nicht zuſteht. W. c. S. 
u. Gen., U. v. 1. Nov. 07, 68/07 VII. — München. 

13. 88 1330, 1333, 1343, 1345, 1346, 1356, 1578, 
1579, 1580, 1608, 1610 BGB. verb. mit 88 313, 520 ZPO. 
Über Unterhaltsanſprüche der Frau, wenn die Ehe auf Klage 
des Mannes für nichtig erklärt worden iſt. Bezeichnung der 
klagenden Frau nach ihrem Mädchennamen. ] 

Die Parteien waren miteinander verheiratet. Auf die 
Anfechtungsklage des jetzt beklagten Ehemannes iſt durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil die Ehe für nichtig erklärt worden. Dieſem 
Urteile liegt die Feſtſtellung zugrunde, daß zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung die jetzige Klägerin an Vaginismus gelitten und ihr 
deshalb die Beiwohnungsfähigkeit gefehlt habe; über diefe 
perſönliche Eigenſchaft der Klägerin habe ſich der jetzige Beklagte 
geirrt, ſie würde ihn aber bei Kenntnis der Sachlage und bei 
verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung 
der Ehe abgehalten haben. Klägerin ſtellt jetzt dem Beklagten 
gegenüber das Verlangen, daß ihr Verhältnis in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung, insbeſondere in Anſehung der Unterhalts⸗ 
pflicht, ſo behandelt werde, wie wenn die Ehe zur Zeit der 
Nichtigkeitserklärung geſchieden und der Beklagte für allein 
ſchuldig erklärt worden wäre. Sie beantragt, daß der Beklagte 
verurteilt werde, ihr vom 10. September 1905 ab auf ihre 
Lebenszeit oder doch bis zu ihrer Wiederverheiratung ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente von jährlich 
1000 Mark zu gewähren. Das OLG. hat durch Vorab⸗ 
entſcheidung den erhobenen Anſpruch ſeinem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und hat die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung an das Gericht der I. Inſtanz zurückverwieſen. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Der er⸗ 
hobene Anſpruch iſt auf die 88 1346 Satz 2, 1345 Abſ. 1, 
1578 Abſ. 1 BGB. geſtützt. I. Die Vorausſetzungen dieſer 
Geſetzesvorſchriften liegen inſofern vor, als die Ehe der Parteien 
von dem jetzigen Beklagten als dem anfechtungsberechtigten 
Ehegatten wegen Irrtums angefochten und rechtskräftig für 
nichtig erklärt worden iſt (8 1346 Satz 2). Das Recht zu 
verlangen, daß das Verhältnis der früheren Eheleute zueinander 
in vermögensrechtlicher Beziehung ſo behandelt werde, wie wenn 
die Ehe zur Zeit der Nichtigkeitserklärung geſchieden und der 
andere Ehegatte für allein ſchuldig erklärt worden wäre, ſteht 
in einem ſolchen Falle gemäß 8 1346 Satz 2 in Verbindung 
mit 8 1345 Abſ. 1 „dem zur Anfechtung nicht berechtigten 
Ehegatten zu“. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung in 
der Perſon der jetzigen Klägerin ſtellte der erſte Richter in 
Abrede und darauf beruhte ſein auf Klageabweiſung lautendes 
Urteil. Er nahm an, die Klägerin ſei aus dem gleichen Grunde 
wie der jetzige Beklagte zur Anfechtung der Ehe wegen Irrtums 
berechtigt geweſen. Mit Recht hat der Berufungsrichter auf 
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die Verfehltheit dieſes Entſcheidungsgrundes hingewieſen, weil 
gemäß 88 1330, 1333 BGB. es eine Anfechtung der Ehe 
wegen Irrtums über eigene perſönliche Eigenſchaften des an⸗ 
fechtenden Ehegatten nicht gibt. Der Berufungsrichter hat 
auch angenommen, daß eine den Anforderungen des § 1578 
Abſ. 1 entſprechende Unterhaltsbedürftigkeit der jetzigen Klägerin 
beſtehe. Er verneint außerdem, daß nach den Verhältniſſen, 
unter denen die Eheleute gelebt haben, Erwerb durch Arbeit 
der Frau üblich ſei. Rechtlich iſt hiergegen nichts zu erinnern, 
insbeſondere nicht inſoweit, als der Berufungsrichter das an 
die Klägerin geſtellte Anfinnen des Beklagten ablehnt, fie möge 
ſich in eine dienende Stellung begeben und ihren Unterhalt auf 
dieſe Weiſe ſelbſt erwerben (vgl. RG. 62, 299). An der 
Annahme, daß eine der Anforderungen des 8 1578 Abſ. 1 
entiprechende Unterhaltsbedürftigkeit beſtehe, wird auch durch 
die Behauptung des Beklagten nichts geändert, wonach die 
Klägerin gegenwärtig den Haushalt ihrer Eltern führt und 
dafür von ihnen Verpflegung und Kleidung erhält. Gehört 
Klägerin nach der Auflöſung ihrer Ehe dem Hausſtande der 
Eltern von neuem an, ſo bringt es dieſes Verhältnis von ſelbſt 
mit ſich, daß ſie in Ermangelung eigener Vermögenseinkünfte 
den Unterhalt von den Eltern empfängt. Leiſtet ſie in einem 
ſolchen Falle den Eltern Dienſte im Hausweſen, fo erwirbt fie 
nicht im Sinne des 8 1578 Abſ. 1 den Unterhalt durch ihre 
Arbeit, ſondern umgekehrt, fie iſt den Eltern gemäß 8 1617 
BGB. dienſtpflichtig, weil fie von ihnen den Unterhalt un⸗ 
entgeltlich erhält. Dafür, daß Klägerin abweichend von dem, 
was unter ſolchen Verhältniſſen das Natürliche und Regel⸗ 
mäßige iſt, mit ihren Eltern einen Dienſtvertrag abgeſchloſſen 
hat, iſt vom Beklagten nichts erbracht. Es erübrigt ſich daher 
die Frage, ob ein Erwerb durch Arbeit den Verhältniſſen, 
unter denen die Parteien als Eheleute gelebt haben, ſelbſt dann 
nicht entſpricht, wenn ſich der früheren Ehefrau die Gelegenheit 
zu dieſem Erwerbe im Hauſe ihrer eigenen Eltern darbietet und 
ſie daſelbſt in wirtſchaftlicher Beziehung eine ähnliche 
Stellung einnimmt wie ſie im Hauſe des Mannes der Ehefrau 
zukommt ($ 1356 BGB.). II. Der Beklagte hält den Fall 
ſeiner Befreiung von der Unterhaltspflicht nach 88 1579 
Abſ. 1 und 1608 BGB. für gegeben. Er weiſt auf die un⸗ 
ſtreitige Tatſache hin, daß er inzwiſchen eine zweite Ehe ein⸗ 
gegangen ſei und glaubt hieraus vorweg die Rechtsfolge her⸗ 
leiten zu können, daß, da er der jetzigen Ehefrau Unterhalt zu 
gewähren habe, ſeine Unterhaltspflicht der Klägerin gegenüber, 
wenn ſie überhaupt beſtände, nicht mehr nach dem Maßſtabe 
des 8 1578 Abſ. 1, ſondern gemäß 8 1579 Abſ. 1 Satz 2 
nach dem Billigkeitsmaßſtabe bemeſſen werden müſſe. Nach 
8 1579 Abſ. 1 Satz 2 hat ſich die geſchiedene Ehefrau eine 
Herabminderung ihres Unterhaltsanſpruchs auf ein der Billigkeit 
entſprechendes Maß nicht ſchon dann gefallen zu laſſen, wenn 
nichts weiter vorliegt, als daß der frühere Ehemann einem 
minderjährigen unverheirateten Kinde oder infolge ſeiner Wieder⸗ 
verheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren hat. 
Das Geſetz hält vielmehr bei der im zweiten Satze des 8 1579 
getroffenen Ermäßigungsvorſchrift an der im erſten Satze der 
Geſetzesſtelle angegebenen Vorausſetzung feſt, daß der für ſchuldig 
erklärte Ehegatte bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Ver⸗ 
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dem anderen Ehegatten keinen Unterhalt oder nicht den vollen 
ſtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren vermag (Urteil des RG. 
vom 4. Mai 1903, JW. 1903, Beil. S. 88 Nr. 204). Das: 
ſelbe gilt unter den Vorausſetzungen des gegenwärtigen Rechts⸗ 
falles für die ſtreitige Unterhaltspflicht des Beklagten. Der 
Berufungsrichter nimmt an, daß nach dem, was Beklagter 
ſelbſt über ſein Einkommen angebe, er imſtande ſei, ſich und 
ſeine jetzige Ehefrau ſtandesmäßig zu unterhalten und dennoch 
zum Unterhalte der Klägerin beizuſteuern. Zur Zeit könne 
unerörtert bleiben, ob die Angaben des Beklagten zu dieſem 
Streitpunkte nicht für die Höhe des Klaganſpruchs von Er⸗ 
heblichkeit ſeien. Hierüber werde der erſte Richter bei der 
weiteren Verhandlung zu befinden haben; er werde insbeſondere 
berückſichtigen müſſen, welchen Einfluß die Wiederverheiratung 
des Beklagten ſowie das Vermögen der zweiten Frau auf die 
Höhe des Klaganſpruchs ausübten. Der Berufungsrichter 
kommt in materieller Beziehung darauf hinaus, daß zwar zur 
Darreichung des vollen ſtandesmäßigen Unterhalts der Be⸗ 
klagte außerſtande ſein möge, daß aber nach Lage der 
Verhältniſſe anzunehmen ſei, er erleide an dem eigenen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt keinen Abbruch, wenn er zur Beſtreitung 
des Bedarfs der Klägerin (88 1580 Abſ. 3, 16 10 Abſ. 1 BGB.) 
wenigſtens einen Teil des Erforderlichen hergebe. Eine 
derartige Feſtſtellung würde unter anderen Verhältniſſen, wie 
fie hier vorliegen, die Anwendung des 8 1579 Abſ. 1 Satz 2 
nicht ausſchließen, ſondern gerade notwendig machen. Denn 
mit Rückſicht auf die ſchon hervorgehobene Mbereinftimmung in 
den Vorausſetzungen, von denen die Ermäßigung der Unterhalts⸗ 
verpflichtung des geſchiedenen Ehegatten ſowohl nach Satz 1 als 
auch nach Satz 2 der Geſetzesſtelle abhängt, hat bei ſolcher 
Sachlage der Verpflichtete von ſeinen Unterhaltsmitteln nicht 
etwa ſchlechthin nur ſoviel herzugeben, als ihm übrig bleibt, 
wenn wegen ſeines Eigenbedarfs er ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts voll gedeckt iſt, ſondern es iſt als⸗ 
dann unter dem Geſichtspunkte der Billigkeit bei Berückſichtigung 
der Bedürfniſſe ſowie der Vermögens: und Erwerbsverhältniſſe 
der Beteiligten darüber Entſcheidung zu treffen, ob er darüber 
hinauszugehen verpflichtet iſt, ob er alſo dem unterhalts⸗ 
berechtigten früheren Ehegatten ſelbſt unter Verkürzung des fir 
den Eigenbedarf Erforderlichen einen Mehrbetrag zu entrichten 
hat. Allein in dieſer Beziehung liegt der gegenwärtige Rechts⸗ 
fall aus dem Grunde anders, weil der Beklagte die Klägerin 
zur ferneren Begründung ſeines Einwandes auch auf ihre Eltern 
verwieſen hat. Die Unterhaltspflicht dieſer beiden Verwandten 
geht inſoweit, als der Beklagte durch Darreichung des Unter⸗ 
halts an ſeine frühere Ehefrau wegen ſeines eigenen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts gefährdet ſein würde, der Unterhaltspflicht 
des Beklagten gemäß 8 1608 BGB. vor. Den Gegeneinwand 
des Unvermögens der Eltern (§ 1603 Abſ. 1 vgl. RG. 57, 
70 flg., insbeſondere 76) hat die Klägerin nicht erhoben, im 
Gegenteil hat ſie die Behauptung des Beklagten, ihre Eltern 
ſeien ſehr wohlhabend, unbeſtritten gelaſſen. Unter dieſen 
Umſtänden gebührt der Klägerin in der Tat nur ein Unter⸗ 
haltsbeitrag, der dem Betrage gleichkommt, mit dem die 
Unterhaltsmittel des Beklagten über ſeinen durch 8 1579 
Abſ. 1 Satz 1 (erſter Halbſatz) umſchriebenen Eigenbedarf 
hinausgehen. Hervorzuheben iſt, daß die Begründung der 
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Vorabentſcheidung es nicht ausſchließt, in dem vorbehaltenen 
Verfahren über den Betrag zur vollſtändigen Klagabweiſung 
zu gelangen, wenn ſich bei einem näheren Eingehen heraus⸗ 
ſtellt, daß Beklagter ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts zur Beſtreitung des Unterhalts der Klägerin über⸗ 
haupt nichts herzugeben vermag (JW. 1899 S. 3510. Bei 
der nach 88 313 Nr. 1, 520 3POO. erforderlichen Angabe 
des Namens und Standes der Klägerin mußte von ihrer 
Selbſtbenennung und von der damit übereinſtimmenden Angabe 
in den Urteilen I. und II. Inſtanz abgewichen werden, weil 
die im 8 1355 BGB. vorgeſehene Wirkung der Eheſchließung 
gemäß 8 1343 BGB. aufgehoben iſt, 8 1346 Satz 2 damit 
nichts zu tun hat, und die Klägerin daher wieder den ihr nach 
8 1616 BGB. zukommenden Familiennamen zu führen hat. 
S. c. R., U. v. 7. Nov. 07, 116/07 IV. — Hamm. 

14. 88 2265, 2279 BGB. Errichtung gemeinſchaftlicher 
Erbverträge mit gegenſeitiger Erbeinſetzung oder mit Erb⸗ 
einſetzung eines Dritten unter Nicht⸗Ehegatten iſt zuläffig.] 

Einen Einwand gegen die Gültigkeit des in Betracht 
kommenden Vertrages vom 14. April 1904 ſucht die Reviſion 
daraus herzuleiten, daß der Vertrag zwei Erbverträge ver⸗ 
ſchiedener Erblaſſer mit einem Dritten enthalte, die nicht bloß 
äußerlich in einer Urkunde miteinander verbunden find, ſondern 
auch nach ihrem Inhalt derart zuſammenhängen, daß ſie ein 
einheitliches Ganzes bilden. Nach der Meinung der Reviſion 
ſoll eine ſolche innere Verbindung meherer Erbverträge, von 
dem Ausnahmefalle des gegenſeitigen Erbvertrages zwiſchen 
Ehegatten abgeſehen, ſowohl wegen der dadurch geſchaffenen 
Möglichkeit von Komplikationen als auch deshalb unſtatthaft 
fein, weil fie gegen das Prinzip des 8 2265 BGB. verſtoße. 
Dem kann nicht beigetreten werden. Das BGB. hat zwar die 
Rechtsmaterie des Erbvertrages ſachlich im durchgängigen An⸗ 
ſchluß an die für das Teſtament gegebenen Vorſchriften geregelt, 
auch in einzelnen Beziehungen formell die letzteren Vor⸗ 
ſchriften für entſprechend anwendbar auf Erbverträge erklärt, 
88 2276 Abſ. 1, 2279 Abſ. 1, 2300; aber eine die grund» 
Tägliche Gleichſtellung beider Verfügungsformen aus ſprechende 
allgemeine Vorſchrift, etwa dahin, daß die Erbverträge den 
Vorſchriften über Teſtamente inſoweit unterliegen ſollen, als 
nicht ein anderes beſtimmt iſt, findet ſich nirgends. In Frage 
könnte alſo nur kommen, ob aus $ 2279 Abſ. 1, wonach auf 
vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen die für letztwillige 
Zuwendungen und Auflagen geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung finden ſollen, eine Übertragung der ein gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament nur zwiſchen Ehegatten zulaſſenden Vor⸗ 
ſchrift des 8 2265 auf das Gebiet der Erbverträge hergeleitet 
werden darf. Auch dies iſt indeſſen zu verneinen. Der zitierte 
§ 2279 bezieht ſich auf diejenigen teſtamentsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, die den zuläſſigen In halt einer letztwilligen Verfügung 
ſowie ihre notwendige Beſtimmtheit und ihre Auslegung 
regeln, 88 2064 — 2076, 2087 — 2093, 2096 — 2098, 
2100 - 2107, 2147 — 2156, 2189 - 2193, desgl. auf 
die Vorſchriften, nach denen ſich der Anfall und Erwerb des 
Zugewendeten und die Verpflichtung der beſchwerten Perſon 
zur Erfüllung der ihr gemachten Auflage beſtimmen, 88 1937 
bis 1959, 2094, 2095, 2176 — 2180. Daß es aber 
nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen hat, durch jene 
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Verweiſung auch die Zuläſſigkeit gegenſeitiger Zuwendungen 
in einer dem $ 2265 entſprechenden Weiſe zu beſchränken, 
ergibt ſich klar aus $ 2298, wo ohne jede Andeutung einer 
ſolchen Beſchränkung ganz allgemein für gegenſeitige Erbverträge 
der Fall geregelt wird, daß die vertragsmäßige Verfügung des 
einen Erblaſſers wegfällt. Darnach hat der Geſetzgeber die 
von der Reviſion betonte Gefahr der Entſtehung komplizierter 
Rechtsverhältniſſe keineswegs unberückſichtigt gelaſſen; er hat 
ſie jedoch nicht für ſchwerwiegend genug erachtet, um daraus 
einen Anlaß zum Verbot der Errichtung gegenſeitiger Erb⸗ 
verträge zwiſchen Nicht⸗Ehegatten zu entnehmen. Sind aber 
gemeinſchaftliche Erbverträge, in denen gegenſeitige Erbes⸗ 
einſetzungen vorkommen, unbeſchränkt ſtatthaft, ſo iſt nicht 
erfindlich, weshalb eine abweichende Beurteilung gegenüber 
ſolchen gemeinſchaftlichen Erbverträgen eintreten ſoll, in denen 
die beiden Erblaſſer ſich nicht gegenſeitig, ſondern zuſammen 
einen Dritten als Erben eingeſetzt haben. W. c. B., U. v. 
9. Nov. 07, 73/07 V. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 88 3, 546 8PO. Streitwert bei Klagen auf Feſt⸗ 
ſtellung eines ziffermäßig nicht beſtimmten Anſpruchs.] 

Bei Feſtſtellungsklagen deckt ſich der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes überhaupt nicht grundſätzlich und nicht immer 
mit dem Wert, der für die Leiſtungsklage in Betracht käme. 
Bei ihnen iſt der Wert des Streitgegenſtandes grundſätzlich 
nach 8 3 ZPO. zu bemeſſen. In der Regel hat der Antrag 
auf Feſtſtellung eines ziffermäßig beſtimmten Anſpruchs die 
gleiche Wirkung wie der Antrag auf die Verurteilung zur 
Leiſtung dieſes Anſpruchs und um deswillen wird in ſolchen 
Fällen der Wert des Streitgegenſtandes für die Feſtſtellungs⸗ 
klage ſich in der Regel mit dem Werte decken, der für die 
Leiſtungsklage in Betracht kommt. Handelt es ſich dagegen 
um Feſtſtellung eines ziffermäßig nicht beſtimmten Anſpruchs 
mit Teilleiſtungen, die ſich in die Zukunft auf längere Zeit er⸗ 
ſtrecken und in ihrem Umfange von der wechſelnden Geſtaltung 
des Ertrages, von den wechſelnden Bedürfniſſen des Schuldners 
oder ſeines Betriebes abhängig ſind, ſo kann im Rahmen des 
grundſätzlich allein anzuwendenden 5 3 dem Umſtande, 
daß es ſich auch hier im einzelnen Falle um Feſtſtellung des 
Anſpruchs „behufs ſeiner unmittelbaren Realiſierung“ handelt, 
nicht etwa die Bedeutung zukommen, daß der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes für die Feſtſtellungsklage nach dem Werte aller 
künftigen vorausſichtlich zu machenden Leiſtungen bemeſſen werden 
muß. Der erkennende Senat hat zwar in ſeinem Beſchluſſe 
vom 22. April 1904 — II B. 66/4, RG. 57, 411 — ſich 
für die hier zurückgewieſene Auffaſſung ausgeſprochen. Nach 
wiederholter Prüfung muß er ſie aufgeben. Der Wert der 
künftigen Leiſtungen iſt zwar auch in dieſen Fällen einer der 
Faktoren, die im Rahmen des 8 3 bei Feſtſetzung des Streit⸗ 
wertes ſolcher Feſtſtellungsklagen zu berückſichtigen ſind; er 
iſt indes für deſſen Feſtſetzung nicht ausſchließlich maß⸗ 
gebend. — R. c. E., Beſchl. v. 4. Nov. 07, 398/07 II. — 
Darmſtadt. 

16. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt nur auf Grund des 
vom Berufungsgericht feſtgeſtellten Sachverhalts zu eniſcheiden.] 

Fraglich konnte es nur ſein, ob das Berufungsurteil auf 
Grund des neuen Vorbringens in der Reviſionsinſtanz, das die 
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prozeßordnungsgemäß und ohne Rechtsirrtum getroffenene tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung des Berufungsrichters als objektiv unrichtig 
aufzeigt, angegriffen werden kann. Der Senat iſt aber in dieſer 
Frage der vom V. Senate in dem Urteile vom 6. Dezember 1905 
(RG3Z. 62, 131) ausgeſprochenen Anſicht beigetreten, daß die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs in der Reviſionsinſtanz nur auf 
Grund des Sachverhalts geprüft und entſchieden werden kann, 
der dem angefochtenen Urteile zugrunde lag. Da dieſer Sach⸗ 
verhalt, wie gezeigt, notwendig zur Abweiſung der Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs führen mußte, fo war die 
Reviſion als unbegründet zurückzuweiſen. K. c. Reichspoſtfiskus, 
u. v. 5. Nov. 07, 121/07 III. — Breslau. 

17. 88 171, 172, 173, 268 Nr. 2, 529 Abſ. 2 ZPO. 
Vertretung des Landesfiskus in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
Wirkungsloſigkeit der Zuſtellung der Klage an einen nicht 
legitimierten Vertreter des Landesfiskus; Unzuläſſigkeit einer 
Anſchlußberufung hinſichtlich eines dem Berufungsgericht nicht 
unterbreiteten Anſpruchs.] 

Der Klägerin iſt zu Erweiterungsanlagen an der Linie 
der Sächſiſchen Staatsbahn Dresden⸗Bodenbach eine Parzelle 
enteignet und die Entſchädigung durch den Beſcheid der 


Amtshauptmannſchaft zu Pirna vom 26. März 1903 auf. 


37 214 Mark 50 Pf. feſtgeſetzt worden. Der Rekurs gegen 
dieſen Beſcheid iſt durch den Beſchluß der Kreishauptmannſchaft 
zu Dresden vom 3. November 1904 zurückgewieſen. Der 
Beſchluß iſt der Klägerin früheſtens am 16. November 1904 
zugegangen. Sie hat gemäß 8 33 des Sächſiſchen Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1902 gegen die Emtſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörde den Rechtsweg beſchritten. Die auf Zahlung 
von 12 947 Mark nebſt Zinſen gerichtete Klage iſt der König⸗ 
lichen Generaldirektion der Sächſiſchen Staatseiſenbahnen zu 
Dresden am 10. November 1905 zugeſtellt. Der Beklagte 
rügte, daß nicht die Generaldirektion, ſondern das Finanz⸗ 
miniſterium den Fiskus im Prozeſſe zu vertreten habe, und daß 
deshalb die für die Beſchreitung des Rechtsweges zugelaſſene 
einjährige Friſt verſäumt ſei. In der Verhandlung vor dem 
LG. beantragte die Klägerin, unter Vorbehalt der weiteren 
Anſprüche, die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
2 600 Mark nebſt Zinſen. Das LG. erkannte dahin: „Die 
Klägerin wird mit ihrem jetzt erhobenen Teilklaganſpruch von 
2600 Mark |. A. abgewieſen. Die Entſcheidung über die 
Prozeßkoſten bleibt dem Endurteil vorbehalten.“ Es wurde 
angenommen, daß die Klagefriſt verſäumt ſei. Die Klägerin 
legte Berufung ein mit dem Antrage, vorbehaltlich der weiteren 
Forderung den Beklagten zur Zahlung von 5 000 Mark nebſt 
Zinſen zu verurteilen. Der Beklagte beantragte im Wege der 
Anſchlußberufung, die Klage wegen Unrichtigkeit der Zuſtellung 
abzuweiſen. Das OLG. wies die Berufung der Klägerin 
zurück und änderte auf die Anſchlußberufung des Beklagten 
das landgerichtliche Urteil dahin ab, daß es die Klage als 
nicht richtig erhoben unter Belaſtung der Klägerin mit den 
Koſten beider Inſtanzen abwies. Die Klägerin hat Reviſion 
eingelegt und beantragt, unter Auſhebung des angefochtenen 
Urteils auf die Berufung nach dem von ihr in II. Inſtanz 
geſtellten Antrage zu erkennen und die Anſchlußberufung des 
Beklagten zurückzuweiſen. Das RG. verwarf die Anſchluß⸗ 
berufung, ſoweit ſelbige einen Betrag von mehr als 5000 Mark 
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betraf, als unzuläſſig, im übrigen aber die Reviſion als unbegründet: 
1. Der die Verletzung des §8 171 3PO. rügende Angriff der 
Reviſion kann nicht für begründet erachtet werden. Der 
Reviſion iſt darin beizutreten, daß die Perſon, der wirkſam die 
Klage zugeſtellt werden kann, nicht notwendig auch zur Prozeß⸗ 
führung berechtigt zu ſein braucht, daß dieſe Frage vielmehr 
im Rechtsſtreite ſelbſt erſt zum Austrage kommt. Allein im 
vorliegenden Falle greifen weder 8 171 Abſ. 2 und 3 noch 
die 88 172, 173 ZPO. Platz. Insbeſondere iſt die General⸗ 
direktion der Sächſiſchen Staatseiſenbahnen nicht, wie die 
Reviſion geltend zu machen ſucht, General bevollmächtigte des 
Sächſiſchen Landes fiskus im Sinne des 8 173 ZPO. Viel⸗ 
mehr handelt es ſich lediglich um die Anwendung des 8 171 
Abſ. 1; es iſt zu prüfen, ob die Zuſtellung der Klage für 
den nicht prozeßfähigen Sächſiſchen Eiſenbahnfiskus an den 
richtigen geſetzlichen Vertreter erfolgt iſt. Wer den Landes⸗ 
fiskus in bürgerlichen Rechtsſteitigkeiten zu vertreten hat, 
beſtimmt ſich nach den Geſetzen des betreffenden Bundesſtaats. 
Sie entſcheiden darüber, welche Behörde nach Maßgabe der 
in Betracht kommenden organiſatoriſchen Vorſchriften zur Wahr⸗ 
nehmung der Rechte des Staates im Hinblick auf die zu er⸗ 
ledigende Vermögensangelegenheit berufen iſt. Dieſe Behörde 
und keine andere vertritt den Fiskus, wie ihr Sitz auch maß⸗ 
gebend für den Gerichtsſtand iſt (8 18 ZPO.) Deshalb iſt 
aber auch ſie allein zur Empfangnahme von Zuſtellungen für 
den Rechtsſtreit ermächtigt; ſie iſt die geſetzliche Vertreterin 
des Fiskus. Inſoweit decken ſich die Befugnis zur Prozeß⸗ 
führung und die Befugnis zur Empfangnahme von Zuſtellungen. 
Sie würden nur dann auseinanderfallen, wenn — was praltiſch 
nicht leicht vorkommen wird — mehrere Behörden zuſammen 
den Fiskus zu vertreten hätten. Hier würde nach 8 171 
Abſ. 3 ZPO. die Zuſtellung an eine genügen, auch wenn die 
Prozeßführung gemeinſchaftlich erfolgen müßte. Der Fall iſt 
aber nicht gegeben. Nach der auf dem irreviſiblen Sächſiſchen 
Landesrecht berubenden Feſtſtellung des Berufungsrichters iſt 
allein das Königliche Finanzminiſterium der Vertreter des 
Fiskus in ſtreitigen Enteignungsſachen, ſoweit der Betrag von 
1000 Mark überſchritten wird, woraus ſich ergibt, daß die 
Generaldirektion der Staatseiſenbahnen als Vertreterin aus⸗ 
ſcheidet; ſie iſt es nach der unanfechtbaren Annahme des 
Berufungsrichters nur, ſofern es ſich um nicht ſtreitige Ent⸗ 
eignungsſachen oder um Prozeſſe in ſolchen bis zum Betrage 
von 1 000 Mark handelt. Es läßt ſich alſo nicht ſagen, daß 
die Generaldirektion geſetzliche Vertreterin, wenn ſchon nicht 
berufen zur Prozeßführung ſei. Darum war die Zuſtellung 
der Klage an ſie wirkungslos und es iſt die Friſt zur Klage⸗ 
erhebung nicht gewahrt. 2. Begründet iſt dagegen der zweite 
Reviſionsangriff. Mit Recht wird gerügt, daß der Beklagte 
nicht mit der Anſchlußberufung einen die Summe von 
5 000 Mark überſteigenden Betrag zum Gegenſtande der Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsrichters machen konnte. Widerklage 
war nicht erhoben; ſie konnte auch ohne Einwilligung der 
Klägerin in der Berufungsinſtanz nicht erhoben werden (§ 529 
Abſ. 2 ZPO) Ebenſowenig ſteht eine Erweiterung des 
Klageantrages nach 8 268 Nr. 2 ZPO. in Frage. Der 
vom Berufungsrichter aufgeſtellte Satz, daß der Beklagte, auch 
ohne dieſe Vorausſetzungen, befugt ſei, die Grenzen zu be⸗ 


36. Jahrgang. 


ſtimmen, innerhalb deren der Rechtsſtreit in der Berufungs⸗ 
inſtanz zu entſcheiden ſei, iſt nicht richtig und findet auch in 
den von ihm angeführten Urteilen des RG. keine Stütze. Der 
Beklagte konnte nicht mit der Anſchlußberufung die Abweiſung 
eines Anſpruchs erzielen, der gar nicht dem Berufungsgericht 
zur Entſcheidung unterbreitet war. Inſoweit war die Anſchluß⸗ 
berufung unzuläſſig. K. & H. c. K. S. F., U. v. 12. Nov. 07, 
69/07 VII. — Dresden. 

18. SS 173, 917, 929 ZPO. Zuſtellung des Arreſt⸗ 
beſchluſſes an einen Generalbevollmächtigten. Arreſtgrund.] 

Der Beklagte iſt im Jahre 1899 durch das zuſtändige 
Pariſer Gericht entmündigt worden. Der ihm beſtellte Vormund 
hat in dieſer ſeiner Eigenſchaft dem in Deutſchland wohnenden 
Grafen v. H. Verwaltungs- und Vertretungsvollmacht nach 
Maßgabe einer von ihm in Paris zu notariellem Protokoll er⸗ 
richteten Urkunde erteilt. Auf Antrag des Klägers hat das 
LG. zu G. wegen einer dem Kläger nach ſeiner Behauptung 
an den Beklagten zuſtehenden Forderung durch Beſchluß den 
dinglichen Arreſt in die angeblichen dem Beklagten aus dem 
Lehnsfürſtentum S. zuſtehenden Emkünfte angeordnet und gleich⸗ 
zeitig die dem Beklagten an den Generalbevollmächtigten zu⸗ 
ſtehende Forderung auf Auszahlung der Einkünfte gepfändet. 
Der Kläger hat den Arreſt⸗ und Pfändungsbeſchluß innerhalb 
der in 8 929 Abi. 2, 3 ZPO. beſtimmten Friſten nur dem 
Grafen v. H., nicht auch dem Vormunde des Beklagten zu⸗ 
ſtellen laſſen. Auf Widerſpruch des letzteren iſt der Arreſt⸗ 
befehl aufgehoben worden. Die Reviſion des Klägers wurde 
zurückgewieſen: Das OLG. hat angenommen, der Arreſtbefehl 
müſſe ſchon deshalb aufgehoben werden, weil er innerhalb der 
in 8 929 Abſ. 2 ZPO. beſtimmten Friſt dem Vormunde des 
Beklagten nicht zugeſtellt worden ſei; die Zuſtellung an den 
Grafen H. könne diejenige an den Vormund nicht erſetzen, 
weil Graf H. nach der ihm erteilten Vollmacht nur zur Vers 
waltung des dem Beklagten gehörigen Lehns und zu ſeiner 
Vertretung in den dieſe Verwaltung betreffenden Rechts⸗ 
angelegenheiten ermächtigt geweſen ſei, darunter falle nicht die 
Entgegennahme eines Arreſtbefehls, der wegen einer rein perſön⸗ 
lichen, mit dem Lehn in keinem Zuſammenhang ſtehenden Geld⸗ 
forderung erlaſſen worden ſei und nur die künftige Befriedigung 
des Klägers aus den Emkünften des Lehns ſichern ſolle. Dieſer 
Auffaſſung iſt nicht beizutreten. Wie auch die Vorinſtanz an⸗ 
nimmt iſt die Zuläſſigken der in 8 173 3PO. geregelten Zus 
ſtellung an den Generalbevollmächtigten einer Partei nicht auf 
die Fälle zu beſchränken, in denen die Vollmacht ſchlechthin 
alle Vermögensangelegenheiten des Vollmachtgebots umfaßt. 
Nach dem Sprachgebrauche wird im Rechtsleben der Ausdruck 
Generalvollmacht allgemein auch dann angewendet, wenn ſich 
die Vollmacht nur auf einen beſtimmten durch objektive Merk⸗ 
male begrenzten größeren Kreis von Vermögens angelegenheiten 
des Vollmachtgebers bezieht, wenn ſie nur den Bevollmächtigten 
ermächtigt, innerhalb dieſes Kreiſes den Vollmachtgeber bei 
allen Angelegenheiten zu vertreten und in dieſem Umfange alle 
ſeine Geſchäfte zu beſorgen. Es liegt kein Grund vor, den 
Ausdruck Generalbevollmächtigter in 8 173 in einem andern 
engeren Sinne zu verſtehen; auch bei der dort mit behandelten 
Zuſtellung an den Prokuriſten eines Kaufmanns handelt es 
ſich um einen Bevollmächtigten, der zur Vertretung ſeines 
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Vollmachtgebers nur für einen begrenzten Intereſſen⸗ und 
Geſchäftskreis, nämlich die Geſchäfte und Rechtshandlungen, 
die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit ſich bringt, be⸗ 
rechtigt iſt. (Hier folgt eine Ausführung, die ſich auf den 
Umfang der Vollmacht des Grafen v. H. bezieht.) Die Re⸗ 
viſion des Klägers mußte indes gleichwohl ohne Erfolg bleiben, 
weil der Vorinſtanz darin beizuſtimmen iſt, daß ein zureichender 
Arreſtgrund nicht vorliegt, wenigſtens nicht glaubhaft gemacht 
iſt. Das der Veräußerung durch den Beklagten nicht zugäng⸗ 
liche Thronlehn S., das, wie bei dem Reviſionsgerichte offen⸗ 
kundig iſt, insbeſondere eine große Zahl wertvoller Landgüter 
in Schleſien umfaßt, bringt wiederkehrende Einkünfte, die 
dauernd der Zwangsvollſtreckung in Deutſchland nicht entzogen 
werden können. Aus der Verſagung des Arreſts iſt alſo für 
den Kläger nach dem, was bisher vorliegt, nur der Nachteil 
zu erwarten, daß er Befriedigung erſt aus Reineinkünften des 
Fürſtentums zu erwarten hat, die zu und bezw. nach der Zeit 
gewonnen werden, zu welcher er einen in Deutſchland vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitel gegen den Beklagten erlangt haben wird, 
möglicherweiſe auch, daß ihm andere Gläubiger durch früher 
geſtellte Vollſtreckungsanträge zuvorkommen. Die letztere Mög⸗ 
lichkeit iſt überhaupt kein Arreſtgrund, und der erſterwähnte 
Nachteil begründet nicht ohne weiteres die Gefahr der Ver⸗ 
eitelung oder auch nur der weſentlichen Erſchwerung der künftigen 
Zwangsvollſtreckung. V. c. Herzog von S., U. v. 30. Okt. 07, 
81/07 VI. — Breslau. 

19. 88 250, 295, 553, 55442 ZPO. Einlegung 
der Reviſion bei dem Reichsgericht nach Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens infolge Todes der Partei vor Zuſtellung der Auf⸗ 
nahmeerklärung an den Gegner. Verzicht auf das Rügerecht.] 

Der verſtorbene D. hatte eine Klage gegen den Beklagten 
B. erhoben, mit der er durch Urteil des OLG. vom 25. Januar 
zugeſtellt am 6. Februar 1907, abgewieſen worden war. Am 
14. Februar 1907 ſtarb D. Auf den Antrag ſeines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten II. Inſtanz iſt durch Beſchluß des erkennenden 
Senats vom 1. März 1907, zugeſtellt am folgenden Tage, 
die Ausſetzung des Verfahrens angeordnet worden. Dieſes 
hatte nach 8 249 ZPO. die Wirkung, 1. daß der Lauf der 
begonnenen, aber noch nicht beendigten Reviſionsfriſt aufhörte, 
2. daß die während der Ausſetzung von einer Partei in An⸗ 
ſehung der Hauptiſache vorgenommenen Prozeß handlungen der 
andern Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkungen waren. Die 
Erben des urſprünglichen Klägers D. legten gemäß 5 553 ZPO. 
n. F. durch die am 18. Mai 1907 ſtattgehabte Einreichung 
der Reviſionsſchrift bei dem Reichsgerichte Reviſion 
ein, deren Zuläſſigkeit durch Zwiſchenurteil zu bejahen iſt. 
Es fragt ſich zunächſt, ob die Ewlegung im Hinblick 
auf den Ausſetzungsbeſchluß als an ſich den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften eniſprechend zu erachten iſt. Dies iſt zu verneinen, 
da zur Zeit der Einlegung der Reviſion die Ausſetzung des 
Verfahrens in Wirklichkeit noch nicht beendigt war, ſondern 
fortdauerte. Zwar haben die Reviſionskläger ſich auf eine 
(formloſe) Vereinbarung berufen, die vor der Einreichung ihrer 
Reviſionsſchrift zwiſchen ihnen und dem Beklagten über die 
Aufnahme des ausgeſetzten Verfahrens ihrerſeits dahin getroffen 
worden ſei, daß ſie gegen Zurückziehung des von dem Beklagten 
geſtellten Antrags auf Aufnahme des Verfahrens als Erben 

106 * 


840 


des urſprünglichen Klägers durch Einlegung der Reviſion in 
den Prozeß eintreten würden. Eine ſolche Vereinbarung würde 
aber, ſelbſt wenn ſie bewieſen wäre, nicht für geeignet zu er⸗ 
achten ſein, eine Aufnahme des Verfahrens und ſomit die Be⸗ 
endigung der Ausſetzung unmittelbar zu bewirken; denn nach 
8 250 ZPO. hat die Aufnahme eines ausgeſetzten Verfahrens 
dadurch zu erfolgen, daß die aufnehmende Partei der anderen 
einen Schriftſatz zuſtellen läßt. An dieſem formellen 
Erforderniſſe iſt in Ubereinſtimmung mit der ſeitherigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. (vgl. RG. 13, 316; 14, 334; 30, 409; 
38, 416; 41, 405) aus den in dem letzten Urteile dargelegten 
Gründen feſtzuhalten. Von den Reviſionsklägern wird aber 
nicht behauptet, daß ihrerſeits dem Beklagten eine Aufnahme⸗ 
erklärung zugeſtellt worden ſei. Nun iſt zwar in der 
Reviſionsſchrift von den Reviſionsklägern erklärt worden, 
daß ſie das ausgeſetzte Verfahren aufnähmen. Dieſe Erklärung 
in der bei dem RG. eingereichten Reviſionsſchrift genügte 
aber nach der hervorgehobenen Bedeutung des 8 250 ZPO. 
nicht, um die nach dieſer Vorſchrift erforderliche Partei⸗ 
zuſtellung einer ſolchen Erklärung an den Beklagten zu 
erſetzen. Durch die erſtere Erklärung iſt daher die Aufnahme 
des ausgeſetzten Verfahrens nicht herbeigeführt worden. Die 
unter der Herrſchaft der alten ZPO. vorhandene Möglichkeit, 
durch die Einfügung der Aufnahmeerklärung in die Reviſions⸗ 
ſchrift und durch die auf dieſe Weiſe erfolgende gleichzeitige 
Zuſtellung der Aufnahme⸗ und der Reviſionserklärung zu be⸗ 
wirken, daß die Aufnahme als gleichzeitig mit der Einlegung 
der Reviſion und ſomit rechtzeitig erklärt gelten könnte (vgl. 
RG. 30, 410), beſteht ſeit dem Inkrafttreten der Novelle zur 
3 PO. vom 5. Juni 1905 nicht mehr, da nach 8 553 ZPO. 
n. F. die Einlegung der Reviſion durch Einreichung der 
Reviſionsſchrift bei dem Reviſionsgerichte, ſomit in 
weſentlich anderer Weiſe erfolgt als die nach S 250 3p. 
mittels Parteizuſtellung zu bewirkende Erklärung der Aufnahme 
des Verfahrens. Der Umſtand, daß hiernach die in der 
Reviſionsſchrift enthaltene Aufnahmeerklärung nicht in der 
geſetzlichen Form des 8 250 ZPO. erfolgt iſt, erſcheint aber 
als Verletzung einer das Verfahren und insbeſondere die Form 
einer Prozeßhandlung betreffenden Vorſchrift im Sinne des 
8 295 Abſ. 1 ZPO. (vgl. RG. 10, 69; 14, 334). Dieſe 
Geſetzesverletzung kann daher nach dieſer Beſtimmung nicht 
mehr gerügt werden, wenn die Partei bei der nächſten münd⸗ 
lichen Verhandlung, welche auf Grund des betreffenden Ver⸗ 
fahrens ſtattgefunden hat, den Mangel nicht gerügt hat, obgleich 
ſie erſchienen war und ihr der Mangel bekannt ſein mußte. 
Dieſe Vorausſetzungen liegen aber im gegebenen Falle bezüglich 
des hier in Rede ſtehenden Mangels vor; denn bei der nächſten 
mündlichen Verhandlung, welche auf Grund des mangelhaften 
Aufnahmeverfahrens ſtattgefunden hat, iſt der Mangel der Zu⸗ 
ſtellung der Aufnahmeerklärung ſeitens des Reviſionsbeklagten 
nicht rechtzeitig gerügt worden, obgleich dieſem der Mangel 
einer an ihn erfolgten Zuſtellung dieſer Erklärung hätte 
bekannt ſein müſſen. Hierbei handelt es ſich auch in Wirk⸗ 
lichkeit nicht um einen Verzicht auf die Förmlichkeiten der 
Reviſion als ſolcher der nach 88 554 a und 295 Abi. 2 ZPO. 
ohne Bedeutung ſein würde, ſondern um einen Verzicht auf 
eine nur zur Sicherung der Intereſſen der beteiligten Partei 
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beſtimmte und daher dem Verzicht derſelben unterliegende 
Wirkung der Ausſetzung des Verfahrens (vgl. RG. 14, 334; 
51, 98). Daher kann der Umſtand, daß die Reviſion zu einer 
Zeit eingelegt worden iſt, in der die Aufnahme des ausgeſetzten 
Verfahrens noch nicht in einer der Vorſchrift des 8 250 ZPO. 
entſprechenden Form erklärt war, gegenwärtig nicht mehr 
dazu führen, die Reviſion als unzuläffig zu verwerfen. D. c. B., 
U. v. 22. Okt. 07, 225/07 II. — Darmſtadt. 

20. 85 286, 294, 707 ZPO. Ob eine Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung anzuordnen iſt, 
muß auf Grund des freien richterlichen Ermeſſens geprüft 
werden.] 

Wenn das Gericht eine Anordnung auf einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung erlaſſen hat, ſo liegt, anders 
als in dem Falle der Zurückweiſung eines dahin gerichteten An⸗ 
trages, eine ſachliche Entſcheidung ſtets vor. Die Zurückweiſung 
kann erfolgen, weil das Gericht den geſtellten Antrag für 
unzuläſſig, oder weil es ihn für unbegründet erachtet; die An⸗ 
ordnung kann aber nur erlaſſen werden, wenn das Gericht den 
Antrag ſowohl für zuläſſig als für begründet erachtet. Nach 
der letzteren Seite iſt aber der Einſtellungsbeſchluß der An⸗ 
fechtung entzogen. Die Entſcheidungen, die eine Einſtellung 
anordnen, werden von den Gerichten, ihrem praktiſchen Zwecke 
entſprechend, mit einer Begründung nicht verſehen. So iſt auch 
die von der Klägerin angefochtene Entſcheidung des KG. vom 
14. Oktober 1907 ohne eine Begründung ergangen. Die Gründe, 
aus denen das Gericht die Zuläſſigkeit des Antrages angenommen 
hat, bleiben unausgeſprochen. Dieſer Mangel einer Begründung 
kann nicht etwa ſelbſt ſchon als Unterlage einer zuläſſigen 
Beſchwerde dienen, und ebenſowenig kann eine ſolche zugelaſſen 
werden, weil die Nichtbegründung die Möglichkeit eines unge⸗ 
ſetzlichen Verfahrens offen läßt (vgl. Gaupp⸗Stein N. III zu 
8707 ZPO.), vielmehr muß der Beſchwerdeführer dartun, daß 
die von ihm angefochtene Anordnung unter allen Umſtänden 
als ungeſetzlich und unzuläſſig zu erachten ſei, daß für ſie die 
geſetztlichen Voraus ſetzungen in keinem Falle gegeben find, 
wenn ſeine Beſchwerde zugelaſſen werden ſoll. Davon kann 
im vorliegenden Falle keine Rede ſein. Die Klägerin macht 
zur Begründung ihrer Beſchwerde geltend, daß nach 8 707 ZPO. 
die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung, 
wie ſie vom Kammergericht angeordnet worden iſt, nur zu⸗ 
läſſig ſei, wenn glaubhaft gemacht werde, daß die Vollſtreckung 
einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen werde. Da es an 
dieſer Glaubhaftmachung im vorliegenden Falle fehle, auch 
nicht erhelle, daß ein unerſetzlicher Nachteil für den Schuldner 
von dem Gericht bei Erlaß ſeiner Entſcheidung angenommen 
worden ſei, erſcheine die angefochtene Anordnung als der ge 
ſetzlichen Grundlage entbehrend. Ob indeſſen ſachlich ein Fall 
des unerſetzlichen Nachteils für den Schuldner gegeben ſei, fällt 
in das Gebiet des der Anfechtung entzogenen tatſächlichen 
richterlichen Ermeſſens, und eine beſondere Glaubhaftmachung 
erübrigt ſich, wenn die glaubhaft zu machende Tatſache ſchon 
nach den Umſtänden des Falles als glaubhaft anzunehmen iſt, 
ebenſo wie ſich alsdann nach dem Grundſatze der freien Be 
weiswürdigung (8 286 3 PO.) eine Beweisaufnahme erübrigen 
würde (vgl. Gaupp⸗Stein N. I. 1 zu 8 294 ZBO.). Die Be 
klagten haben ihrem Antrage auf Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
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ſtreckung eine Abſchrift des Pfändungsprotokolles beigelegt. 
Wenn das Gericht aus der Qualität der darnach den Schuldnern 
abgepfändeten Gegenſtände entnommen hat, daß die Fortführung 
der Zwangsvollſtreckung in dieſe ihnen einen unerſetzlichen Nach⸗ 
teil bringen würde, fo iſt damit dem Geſetze genügt. Die 
Möglichkeit, daß das Gericht auf dieſem Wege zu ſeiner An⸗ 
ordnung gelangt iſt, reicht aus, um die angegriffene Entſcheidung 
der Anfechtung zu entziehen. S. c. S., Beſchl. v. 7. Nov. 07, 
B 216/07 VI. — Berlin. 

21. Beweislaſt bezüglich der Behauptung, durch vorzeitige 
Zwangsverſteigerung ſei ein Schaden entſtanden.] 

Am 23. Dezember 1903 ließ der Beklagte S. durch den 
Mitbeklagten Gerichtsvollzieher Sch. 80 Stück in ſeinem Pfand⸗ 
befige befindliche, dem Kläger gehörige Kuxe im Wege der 
Zwangsvollſtreckung pfänden und am 4. Januar 1904 öffent⸗ 
lich verſteigern, wobei ihm ſelbſt um das Meiſtgebot von 
12 500 Mark der Zuſchlag erteilt wurde. Auf Antrag des 
Klägers hatte das AG. in C. durch Beſchluß vom 2. Januar 
1904 den Verſteigerungstermin aufgehoben, das LG. in C. 
aber auf die Beſchwerde des Beklagten zu 1 am 4. Januar 
den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben. Dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher wurde der landgerichtliche Beſchluß noch vor der Ver⸗ 
ſteigerung vorgezeigt, dem Kläger dagegen erſt am 5. Januar 
zugeſtellt. Der Kläger behauptet durch die Verſteigerung einen 
Schaden von 100 000 Mark erlitten zu haben; er hat Klage 
erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Zwangsverkauf 
rechtswidrig und unzuläffig geweſen ſei, und demnach die Bes 
klagten als Geſamtſchuldner zu verurteilen, ihm den durch jenen 
Verkauf verurſachten Schaden im Betrage von 100 000 Mark 
zu erſetzen. Das LG. wies ab, die Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen, das RG. hob auf: Nach § 329 Abſ. 3 ZPO. find 
nicht verkündete Gerichtsbeſchlüſſe den Parteien von Amts wegen 
zuzuſtellen; erſt durch die Zuſtellung erlangen ſie nach außen 
Rechtsbeſtand und Geltung. Es ſteht tatſächlich feſt, daß der 
landgerichtliche Beſchluß dem Vollſtreckungsſchuldner, jetzigen 
Kläger, erſt am 5. Januar 1904 zugeſtellt worden iſt. Über 
die Zuſtellung an den Gläubiger S. gibt das Berufungsurteil 
keine Auskunft; fie iſt auch nicht entſcheidend, denn dem Schuldner 
gegenüber war der landgerichtliche Beſchluß am 4. Janur 1904 
noch nicht in Kraft getreten, für ihn beſtand noch der den Ver⸗ 
ſteigerungstermin aufhebende Beſchluß des AG. vom 2. Januar 
zu Recht. Die Vornahme der Verſteigerung am 4. Januar 1904 
war demnach eine widerrechtliche, ſie zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtende Handlung der Beklagten. — Grundſätzlich nimmt 
das auch das Berufungsgericht an, gelangt aber gleichwohl 
zur Abweiſung der Klage, weil der Kläger den Beweis, daß 
ihm ein Schaden entſtanden ſei, nicht erbracht habe. Auf das 
Beweisangebot dafür, daß die Kuxe anfangs Januar 1904 
einen Wert von 1500 Mark das Stück gehabt hätten, komme 
es nicht an, ſondern darauf, ob eine neue Verſteigerung, die 
nach der Sachlage höchſtens auf eine bis zwei Wochen hinaus⸗ 
verlegt worden wäre, ein beſſeres Ergebnis als 12500 Mark 
erbracht hätte. Beweis hierfür habe aber der Kläger nicht 
einmal angetreten. — Dieſe Ausführungen greift die Reviſion 
mit Grund als rechtswidrig an. Den Beweis einer Schädigung 
hat der Kläger ſchon dann erbracht, wenn er dartut, daß die 
Kuxe einen höheren Wert hatten als 12 500 Mark, denn durch 
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die Verſteigerung wurde ihm das Eigentum an den Kuren 
entzogen, und es gelangte als Gegenwert nur der Verſteige⸗ 
rungserlös in ſein Vermögen. Nun wäre freilich im Falle der 
Naturalerſatzleiſtung durch Rückgabe der Kuxe das doppelte 
Pfandrecht des Beklagten S. wieder aufgelebt. Daß er auf 
Grund desſelben die Vollſtreckung ſofort weiter betrieben hätte, 
iſt wahrſcheinlich, und daß auch bei einer neuen Verſteigerung 
nicht mehr als 12 500 Mark erlöſt worden wären, iſt immer⸗ 
hin möglich. Gewiß iſt aber weder das eine noch das andere. 
Im allgemeinen wird man vielmehr davon ausgehen müſſen, 
daß bei einer öffentlichen Verſteigerung ein angemeſſener, dem 
wahren Werte der Sache mindeſtens nahe kommender Preis die 
Regel bildet. Keinesfalls aber iſt es Aufgabe des Klägers, 
nachzuweiſen, daß bei einer ſpäteren Verſteigerung ein höherer 
Erlös erzielt worden wäre. Die gegenteilige Behauptung iſt 
vielmehr ein Verteidigungsbehelf der Beklagten, mit dem ſie die, 
auch nach dem Rechte des BGB. zuläſſige und gebotene — 
vgl. RG. 54, 140 — Vorteilsausgleichung bei der Schadens⸗ 
berechnung geltend machen. Der Kläger hat, außer der feſt⸗ 
ſtehenden rechtswidrigen ſchädigenden Handlung, nur den durch 
die Vergleichung des Wertes der Kuxe mit dem Erlöſe ohne 
weiteres gegebenen Betrag ſeines Schadens zu erweiſen. Wollen 
die Beklagten ſich darauf berufen, daß ſie für dieſen Schaden 
nicht aufzukommen haben, weil der Kläger auch bei ordnungs⸗ 
mäßigem Verfahren den gleichen Schaden erlitten hätte, ſo iſt 
es ihre Sache, dies zu beweiſen. Wie dies anders möglich 
ſein ſollte, als durch den Nachweis, daß der Verſteigerungs⸗ 
erlös auch dem Werte der Kuge entſpricht, iſt nicht wohl ab⸗ 
zuſehen. Beſteht zwiſchen dieſem Erlöſe und dem Werte der 
Kuxe wirklich ein fo ſchreiendes Mißverhältnis, wie es nach den 
Wertsangaben des Klägers und auch noch bei Zugrundelegung 
des Preiſes, den der Beklagte S. alsbald bei der Weiter⸗ 
veräußerung erzielt hat, der Fall wäre, dann iſt doch ſchwerlich 
anzunehmen, daß bei ordnungsmäßigem Verfahren auch nur 
ein Schleuderpreis erzielt worden wäre. Das Ergebnis der 
Verſteigerung vom 4. Januar kann hierfür nicht als maß⸗ 
gebend gelten, ſchon deshalb nicht, weil hierbei ſämtliche Kuxe 
auf einmal und als ein Objekt ausgeboten wurden, während 
doch offenbar das Intereſſe des Klägers den Verkauf in ein⸗ 
zelnen Stücken oder kleinen Gruppen gefordert hätte. Der 
Kläger hätte ferner durch Heranziehen von Kaufluſtigen oder 
dergleichen Maßnahmen ſeine Intereſſen wahren können, wenn 
es ihm nicht gelungen wäre, die Verſteigerung Überhaupt hint⸗ 
anzuhalten. Aus alledem ergibt ſich, daß für die Emſcheidung 
der wirkliche Wert der Kuxe in erſter Linie maßgebend iſt. 
Weniger Gewicht iſt auf den der Wertsermittlung zugrunde 
zu legenden Zeitpunkt zu legen, da der Kläger ſelbſt nur von 
dem Werte ausgeht, den die Kuxe am 4. Januar 1904 hatten, 
und ſie darnach offenbar ſtändig im Werte geſtiegen ſind. — 
Das Ergebnis der vorſtehenden Erörterungen läßt ſich dahin 
zuſammenfaſſen, daß das Berufungsgericht die unbeftreitbare 
bloße Möglichkeit eines gleich geringen Erlöſes bei ordnungs⸗ 
mäßigem Verfahren als Grund zur Klagabweiſung anſieht, 
ſolange nicht der Kläger die Erzielung eines Mehrerlöſes nach⸗ 
weiſt, während bei irrtumsfreier Beurteilung der Sache von 
der Annahme eines wertentſprechenden Erlöſes auszugehen iſt, 
ſolange die Beklagten nicht das Gegenteil zu voller Gewißheit 
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erbracht haben. B. c. S. u. Sch., U. v. 25. Okt. 07, 385/07 VII. 
— Eöln. 

22. 88 11, Abſ. 2, 13, 39 EGGVG. in Verb. mit 8 39 
ElſLoth ABGB. vom 17. April 1899. Keine Vorabentſcheidung, 
wenn ein elſaß⸗lothringiſcher Beamter vor einem nicht elſaß⸗ 
lothringiſchen Gericht wegen einer Amtshandlung verklagt wird.] 

Zwar liegt der in 539 ElſLoth AG BGB. beſtimmte Fall hier 
vor, daß ein Beamter wegen einer Handlung, die er in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt vorgenommen hat, zivil⸗ 
rechtlich verfolgt wird. Der vorliegende Fall hat aber die Be⸗ 
ſonderheit, daß der Rechtsſtreit, wegen deſſen die in § 39 eit. und 
8 11 Abſ. 2 EGBGB. bezeichnete Vorentſcheidung verlangt wird, 
nicht, — wie in den ſeither von dem beſchließenden Senat auf 
Antrag des Miniſteriums von Elſaß⸗Lothringen entſchiedenen 
Fällen, — vor einem elſaß⸗lothringiſchen Gerichte, ſondern vor 
dem LG. zu Bremen anhängig iſt. Deshalb iſt zunächſt zu prüfen, 
ob auch in ſolchen Fällen, in denen ein elſaß⸗lothringiſcher Be⸗ 
amter vor einem nicht elſaß⸗lothringiſchen Gerichte 
wegen einer Amtshandlung verklagt iſt, die in den bezeichneten 
Beſtimmungen vorgeſehene Vorentſcheidung auf Antrag zu erlaſſen 
iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der Erlaß einer ſolchen 
Vorentſcheidung hat nämlich zur ſelbſtverſtändlichen, ſich aus 
der Entſtehungsgeſchichte des 8 11 Abſ. 2 cit. ergebenden Vor⸗ 
ausſetzung. daß die Vorentſcheidung dann, wenn fie dahin geht, 
daß ein Beamter ſich einer Mberfchreitung feiner Amtsbefugniſſe 
oder der Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung 
nicht ſchuldig gemacht habe, für das Prozeßgericht, bei welchem 
der betreffende Rechtsſtreit anhängig iſt, bindend und ſomit auf 
Grund derſelben eine weitere Verfolgung des Beamten vor dem 
mit dem Rechtsſtreite befaßten ordentlichen Gerichte nicht ſtatt⸗ 
haft iſt, (während eine im umgekehrten Sinn ergehende Vor⸗ 
entſcheidung überhaupt in keinem Falle für das Prozeßgericht 
maßgebend iſt, wie ebenfalls aus der Entſtehungsgeſchichte des 
8 11 Abſ. 2 eit. erhellt). Im Hinblick hierauf und auf den 
Zweck der Vorentſcheidung überhaupt, durch welche die Beamten 
vor eingeleiteten ſchikanöſen Verfolgungen geſchutzt werden ſollen 
(vgl. die Mot. zu § 39 cit.), iſt daher nicht anzunehmen, daß 
das RG. durch die fraglichen Beſtimmungen auch zum Erlaß 
ſolcher Vorentſcheidung verpflichtet werden ſollte, welche im eins 
zelnen Falle unter keinen Umſtänden für das Prozeßgericht 
bindend ſein würden. Die angegebene Vorausſetzung, daß die 
zu erlaſſende Vorentſcheidung, falls ſie zugunſten des Beklagten 
ausfallen ſollte, in dem dargelegten Sinne für das Prozeß⸗ 
gericht maßgebend ſein würde, liegt aber hier nicht vor, weil 
die hauptſächlich in Frage kommende Beſtimmung des 8 39 
ElſLoth ABGB. als ein Elſaß⸗Lothringiſches Landes⸗ 
geſetz für das mit dem vorliegenden Rechtsſtreit befaßte 
Bremer Landgericht keine Geltung hat. Der Annahme einer 
ſolchen Wirkungsloſigkeit der von dem RG. etwa erlaſſenen 
Vorentſcheidung ſtehe auch die reichsgeſetzliche Vorſchrift des 
§ 11 Abſ. 2 EGGVG. nicht entgegen; denn weder aus dem 
Wortlaut derſelben („Unberührt bleiben die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften“ uſw.) noch aus ihrer Entſtehungsgeſchichte 
iſt zu entnehmen, daß dadurch noch etwas Mehreres herbei⸗ 
geführt werden ſollte, als die eingeſchränkte Aufrechterhaltung 
landesgeſetzlicher Vorſchriften in ihrer Wirkſamkeit als 
Landesgeſetze; insbeſondere wäre die Ausdehnung des 
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Geltungsgebiets der fraglichen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
auf das ganze Reich weder mit dem Sinn noch dem Zweck 
der Vorſchrift des 8 11 Abſ. 2 cit. in Einklang zu bringen. 
Hiernach war der Erlaß der beantragten Vorentſcheidung ab⸗ 
zulehnen. G. c. P., Beſchl. v. 12. Nov. 07, T. B. 58/07 II. 
— Reichsgericht. 

Konkursordnung. 

23. § 30. Benachteiligung der Konkursgläubiger durch 
Veräußerung einer mit einem Eigentums vorbehalt behafteten 
Sache.] 

Das Berufungsgericht weiſt die Klage des Konkursver⸗ 
verwalters deshalb ab, weil die Firma F. & W. ſeinerzeit ſich bei 
dem Verkauf der ſtreitigen Sachen an den ſpäteren Gemein⸗ 
ſchuldner das Eigentum bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes 
vorbehalten hatte. Es folgert hieraus, daß der Gemeinſchuldner 
durch die Weiterveräußerung die Sache an die jetzige Beklagte 
— Firma B. — nichts aus ſeinem Vermögen weggegeben 
habe, die Konkursgläubiger nicht auf Koſten der Konkursmaſſe 
benachteiligt ſeien. An der Rücklieferung eines Gegenſtandes 
zur Maſſe, den ihr ein Ausſonderungsberechtigter ſofort wieder 
entziehen würde, könnten die Konkursgläubiger kein Intereſſe 
haben. — Dieſe Ausführungen find rechtlich nicht haltbar. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob ſie zutreffen würden, wenn ſich 
die Gegenſtände im Beſitze des Gemeinſchuldners etwa nur 
leihweiſe oder auf Grund eines ſonſtigen Verbältniſſes befunden 
hätten, das eine Verwertung zugunſten der Maſſe ausſchließen 
würde. In dieſem Falle ließe ſich wohl mit dem Berufungs⸗ 
gerichte ſagen, durch die Veräußerung ſei nur eine Schadens⸗ 
erſatzforderung des Eigentümers begründet worden, und mehr 
als die Befreiung der Maſſe von dieſer Erſatzforderung könne 
der Konkursverwalter nicht verlangen. Beim Eigentumsvorbehalt 
liegt aber die Sache weſenlich anders. Der Käufer hat die 
Sachen im Beſitz mit dem Rechte, jeden Augenblick durch 
Zahlung des jeweiligen Kaufpreisreſtes das volle Eigentum daran 
zu erwerben. Er kann auch nachträglich, nachdem er die Sachen 
anderweit veräußert hat, den früheren Eigentümer durch Zahlung 
des Kaufpreisreſtes befriedigen. Geſetzt, es ſei nur noch ein 
geringer Teil des Kaufpreiſes rückſtändig, ſo würde der Ver⸗ 
mögenswert, den der Beſitz auf Grund des Kaufes für 
den Käufer hat, dem vollen Sachwert nahe kommen. Unter 
ſolchen Umſtänden kann nicht geſagt werden, daß die Sachen 
nicht zum Vermögen des Käufers und Weiterverkäufers gehört 
haben. Und ebenſo iſt klar, daß durch eine Weiterveräußerung 
die Gläubiger des Gemeinſchuldners geſchädigt find; denn auch 
der Konkursverwalter könnte durch Zahlung des Kaufpreisreſtes 
das volle Eigentum erwerben. Nun ſteht hier allerdings nicht 
feſt, wieviel von dem Kaufpreiſe an die Firma F. & W. bereits 
bezahlt, wieviel noch rückſtändig iſt. Für die Frage, ob die 
Anfechtung im Endergebniſſe den Gläubigern einen Vorteil 
bringen wird, kann dies von Erheblichkeit ſein. Für das 
Rechtsverhältnis des Verwalters der Beklagten gegenüber aber 
iſt es ohne Bedeutung. Hier kommt nur die angefochtene 
Rechtshandlung und deren Erfolg in Betracht. Durch die 
Veräußerung an die Beklagte hat der Gemeinſchuldner die 
Sachen weggegeben und iſt dafür durch Verrechnung einer 
Schuld von 2 500 Mark dieſer Schuld ledig geworden. Im 
Falle erfolgreicher Anfechtung erhält die Konkursmaſſe die 
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Sachen zurück und hat an die Beklagte die Konkursdividende 
auf 2500 Mark zu zahlen, iſt alſo offenbar günſtiger geſtellt. 
Und ebenſo wäre der Stand der Maſſe, wenn die angefochtene 
Veräußerung überhaupt nicht ſtattgefunden hätte. Wieviel die 
Maſſe an die Firma F. & W. zu zahlen hätte, um die Rück⸗ 
nahme der Sachen zu hindern, iſt der Beklagten gegenüber 
gleichgültig; die Berufung auf dieſes Verhältnis iſt für die 
Beklagte eine unzuläſſige Einrede aus dem Rechte eines Dritten. 
Dieſe Einrede iſt aber auch ſachlich gar nicht begründet. Denn die 
Firma F. & W. hat im Laufe des Rechtsſtreits, noch vor 
Erlaſſung des erſtinſtanzlichen Urteils, auf ihren Eigentums⸗ 
vorbehalt ausdrücklich verzichtet. Aber auch ohne ſolchen Ver⸗ 
zicht würde ſie ihn nicht geltend machen können, denn die An⸗ 
fechtung wirkt nicht dinglich, ſie hat nicht zur Folge, daß das 
durch die Veräußerung an die gutgläubige Beklagte unter⸗ 
gegangene Eigemum der Firma F. & W. wieder auflebt. Die 
Verpflichtung der Beklagten aus der Anfechtung geht nicht auf 
Rückübertragung des Eigentums, ſondern nur auf Duldung 
der Verwertung der Kaufgegenſtände für die Konkursmaſſe. 
Vgl. RG. 56, 143. — Konk.⸗M. B. c. B., U. v. 29. Okt. 07, 
44/07 VII. — Celle. 

Handelsgeſetzbuch. 

24. 88 15, 29, 31 HGB. in Verb. mit SS 117 Abſ. 1, 
134 BGB. Die Nichtigkeit des der Firmenübertragung zu⸗ 
grunde liegenden Kauſalgeſchäftes erzeugt eine Wirkung unter den 
Kontrahenten, nicht gegenüber Dritten, die ſich auf Ein⸗ 
tragung und Veröffentlichung der Firmenübertragung berufen 
können.] 

Der Beklagte iſt Hauptlollelteur der Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Landeslotterie und hat als ſolcher im Jahre 1903 
einem gewiſſen G. in Berlin eine Anzahl Loſe zur 6. Klaſſe 
der 255. Lotterie verkauft. G. hat die Loſe an die Firma 
Robert M. & Co. in Berlin weiter verkauft und dieſe hat ſie 
nach der Ziehung dem Beklagten überſandt mit dem Erſuchen, 
ihr die darauf entfallenden Gewinne zukommen zu laſſen. Dieſe 
Gewinne betrugen unſtreitig 2844 Mark. Der Beklagte hat 
die Loſe bei der Lotterieverwaltung eingereicht, und es ſind 
ihm von dieſer daraufhin dieſe Gewinne in ſeiner Rechnung 
gut gebracht. Er weigert ſich aber M. & Co. den Betrag zu 
vergüten, weil er mit der Forderung auf den Kaufpreis der 
Loſe aufrechnen will, die ihm gegen G. zuſtehe. Der von 
ſeiten der Firma Robert M. & Co. erhobenen Klage auf Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Zahlung von 2 844 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen ſeit dem 20. September 1903 hat das Land⸗ 
gericht zu Roſtock durch Urteil vom 7. Dezember 1905 ſtatt⸗ 
gegeben. Das OLG. zu Roſtock hat die Berufung der 
Beklagten zurückgewieſen und in ſeinem Urteile die Bezeichnung 
der klagenden Partei dahin getroffen: Firma Robert M. & Co. 
zu Berlin jetzt der Kaufmann Robert M. daſelbſt. Auf 
Reviſion des Beklagten wies RG. die Klage ab. — Die Klage 
iſt erhoben auf den Namen der Firma Robert M. & Co. 
Das Geſetz geſtattet, daß der Kaufmann unter ſeiner Firma 
klagen und verklagt werden kann ($ 17 Abſ. 2 HGB.). Da 
die Firma kein Rechtsſubjekt, ſondern nur der Name iſt, unter 
dem der Kaufmann im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die 
Unterſchrift abgibt (8 17 Abf. 1), folgt hieraus, daß bei einer 
unter dem Namen einer Firma erhobenen Klage die Perſon 


Kläger iſt, die unter dieſer Firma ihre Geſchäfte betreibt und 
die Unterſchriſt abgibt (RG. 54, 16). Im vorliegenden Falle 
iſt durch den beglaubigten Auszug aus dem Handelsregiſter (15) J 
dargetan, daß Inhaber der Firma Robert M. & Co. bis zum 
11. Oktober 1901 der Kaufmann Robert M., und von da an — 
insbeſondere alſo zu der Zeit, als der Prozeß anbängig wurde, 
und auch ſchon zu der Zeit, als das der Klage zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft vorgenommen wurde — der Kaufmann 
Franz H. war. Auszugehen iſt demnach davon, daß die Klage 
als für H. erhoben angeſehen werden muß, wie dies auch in 
den Gründen des landgerichtlichen Urteils ausgeſprochen iſt. 
Das OLG. hat jedoch feſtgeſtellt, daß die Klage „tatſächlich von 
Robert M. erhoben“ ſei, d. h. daß dieſer den Anwalt beſtellt 
und den Auftrag zur Klageerhebung erteilt habe, und daß er 
den Anſpruch für ſich verfolge. Das OLG. ſieht deswegen M. 
als den Kläger an und hat dieſem auch unter Anderung der 
Urteilsüberſchrift den eingeklagten Anſpruch zuerkannt. Die 
Frage nach der prozeſſualen Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens deckt 
ſich mit der Frage, ob eine unzuläſſige Klageänderung vorliegt, 
wenn in der Berufungsinſtanz unter Widerſpruch des Beklagten 


zan die Stelle des urſprünglichen Klägers ein neuer Kläger 


tritt. Das OLG. hat das ausdrücklich verneint, und da die 
Anfechtung dieſer Entſcheidung nach 8 270 3P0. ausgeſchloſſen 
iſt, ſind die dafür angegebenen Gründe inſoweit nicht nach⸗ 
zuprüfen. Nachzuprüſen aber bleiben dieſe Gründe, inſoweit fie 
im Sinne des OLG. zugleich dartun ſollen, daß der Kaufmann 
Robert M. aktiv legitimiert ſei, die Klage zu erheben. Auf 
Grund des ſchriftlichen Vertrages zwiſchen M. und H. vom 
26. September 1901, (17) I, nimmt das OLG. an, daß die 
Übertragung der Firma von M. auf H. nur zum Scheine und 
ohne gleichzeitige Übertragung des Handelsgeſchäfts ſelbſt erfolgt 
ſei. Die Übertragung der Firma ſei daher nach 8 117 Abſ. 1 
BGB. und nach $ 134 BGB. in Verbindung mit 8 23 HGB. 
nichtig. In Wahrheit ſei M. nach wie vor Inhaber der Firma 
und alſo auch Subjekt des eingeklagten, für die Firma ent⸗ 
ſtandenen Anſpruchs. Dieſe Anſicht iſt nicht haltbar. Sie 
verkennt die ſelbſtändige rechtliche Bedeutung der Tatſache, daß 
der Übergang der Firma von M. auf H. und die Inhaber⸗ 
ſchaft Hs. auf Grund der vor dem Regiſterrichter abgegebenen 
Erklärungen beider eingetragen und öffentlich bekannt gemacht 
worden iſt. Nach 58 29, 31 HGB. iſt es eine der Eintragung 
bedürfende Tatſache, wer Inhaber des Handelsgeſchäfts iſt, und 
nach 8 15 kann eine einzutragende Tatſache, ſolange fie nicht 
eingetragen und bekannt gemacht iſt, von dem, in deſſen An⸗ 
gelegenheiten fie einzutragen war, einem Dritten nicht entgegen⸗ 
geſetzt werden, es ſei den, daß fie dieſem bekannt war (Abf. 1), 
während, wenn ſie eingetragen und bekannt gemacht iſt, ein Dritter 
die Tatſache gegen ſich gelten laſſen muß, es ſei denn, daß er ſie 
weder kannte, noch kennen mußte (Abſ. 2). Aus Abſ. 1 folgt, 
daß M. dem Beklagten die Tatſache, daß in Wahrheit er In⸗ 
haber der Firma geblieben ſei, nicht entgegenſetzen kann. Denn 
daß dem Beklagten das Verhältnis zwiſchen M. und H. unter⸗ 
einander und die Nichtigkeit des ÜUbertragungsvertrages bekannt 
geweſen ſei, iſt weder feſtgeſtellt, noch behauptet, noch durch die 
Sachlage irgend wie angezeigt. Und aus Abſ. 2 folgt, daß 
M. die Tatſache, daß H. Inhaber der Firma war, gegen ſich 
gelten laſſen muß, weil ohne weiteres klar iſt, daß M. die 
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von ihm ſelbſt mitveranlaßte Eintragung und Veröffentlichung 
kannte. Angeſichts dieſer vom Geſetze beſtimmten Wirkungen 
der Eintragung und Veröffentlichung kann die Nichtigkeit des 
der Firmenübertragung zugrunde liegenden Kauſalgeſchäfts nur 
Wirkungen zwiſchen den Kontrahenten erzeugen. M. mag einen 
Anſpruch gegen H. haben, daß dieſer zu ſeiner Wiedereintragung 
als Inhaber der Firma mitwirke, und daß die Geſchäftsergeb⸗ 
niſſe als für ſeine Rechnung gehend anerkannt werden. Dritte 
Perſonen, die mit der Firma kontrahiert haben, berühren dieſe 
innere Beziehungen des eingetragenen Inhabers mit einem 
andern ebenſowenig, wie in dem Falle, wo der Firmeninhaber 
das Geſchäft für Rechnung eines andern betreibt (vgl. RG. 
37, 60). Der Dritte iſt nicht verpflichtet, aus den mit der 
Firma geſchloſſenen Verträgen ſich einen andern Gläubiger oder 
Schuldner unterſchieben zu laſſen, als den eingetragenen In⸗ 
haber. Mag M. auch auf Grund des Vertrages vom 
26. September 1901 gegen H. einen Anſpruch auf Abtretung 
der aus dem Geſchäfts betriebe entſtandenen Forderungen, und 
auch der eingeklagten Forderung haben, fo kann er die Fordc⸗ 
rung im eigenen Namen doch erſt geltend machen, wenn ſie 
ihm abgetreten iſt. Daß dies geſchehen ſei, hat das OLG. 
nicht feſtgeſtellt. Seine Annahme aber, daß M. der urſprüng⸗ 
lich Berechtigte ſei, erweiſt ſich nach dem Ausgeführten als un⸗ 
richtig. Es ergibt ſich, daß das OLG. mit Unrecht angenommen 
hat, daß M. zur Erhebung des eingellagten Anſpruchs aktiv 
legitimiert ſei. Er kann ihn weder im eigenen Namen geltend 
machen, weil er ihm nicht zuſteht, noch im Namen der Firma, 
weil er nicht befugt iſt, namens einer Firma, deren Inhaber 
er nicht iſt, zu prozeſſieren. Die Klage iſt damit zur Abweiſung 
reif. N. c. M. & Co., U. v. 30. Okt. O07, 604/06 I. — 
Roſtock. 

25. 5 739 HGB. Grundſätze für Abwägung des beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens bei Zuſammenſtoß von Schiffen.] 

Am 10. Juli 1900 abends 8 Uhr hat auf der Elbe zwiſchen 
Dömitz und Boizenburg ein Zuſammenſtoß zwiſchen dem Dampfer 
„Stettin“ und dem Kahne „Sachſen Nr. 25“ ſtattgefunden, 
infolgedeſſen der Kahn ſchwer beſchädigt wurde. Der der Be⸗ 
klagten gehörige Dampfer „Stettin“ fuhr ohne Anhang zu Berg, 
der dem Schiffer Mammitſch gehörige Kahn „Sachſen 25“, der 
mit Kies beladen war, ohne Segel zu Tal. Mammitſch hat 
ſeine Anſprüche auf Schadenserſatz der Klägerin abgetreten. 
Dieſe verfolgt die Anſprüche mit der gegenwärtigen Klage, indem 
ſie geltend macht, daß der Zuſammenſtoß durch Verſchulden des 
Dampferführers S. herbeigeführt ſei. Unter Vorlage einer 
Schadensrechnung hat ſie beantragt, die Beklagte zur Zahlung von 
9040,75 Mark nebſt Prozeßzinſen mit der Maßgabe zu verurteilen, 
daß ſie mit dem Dampfer „Stettin“ und deſſen Fracht hafte. 
Die Beklagte beſtreitet ein Verſchulden ihres Schiffers und mißt 
dem Führer des Kahnes die Schuld an dem Zuſammenſtoße bei. 
Das LG. zu Breslau, Kammer für Handelsſachen, hat durch Urteil 
vom 3. März 1906 die Klage abgewieſen. Auf die Berufung 
der Klägerin hat das OLG. zu Breslau abändernd erkannt und 
den Klaganſpruch zu / dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Inſoweit iſt die Sache zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über den Betrag des Anſpruchs an das LG. zurück⸗ 
verwieſen. Zu ¼ iſt es bei der Abweiſung der Klage vers 
blieben. Die Beklagte hat Reviſion eingelegt. Sie beantragt, 
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das Urteil des OLG. aufzuheben und die Berufung der Klägerin 
gegen das Urteil des LG. zurückzuweiſen. Die Klägerin hat 
ſich der Reviſion angeſchloſſen. Sie beantragt, das Urteil des 
OLG. inſoweit aufzuheben, als dem Berufungsantrage nicht 
vollſtändig entſprochen ſei, und dieſem Antrage gemäß zu erkennen. 
Das NG. wies die Anſchlußreviſion der Klägerin zurück und 
erkannte auf die Reviſion der Beklagten den Klaganſpruch nur 
zu ¼ für gerechtfertigt an: Das Urteil des OLG. beruht auf 
der Annahme, daß der Zuſammenſtoß durch beiderſeitiges Ver⸗ 
ſchulden herbeigeführt worden ſei (8 735 Abſ. 2 HGB. in Ver⸗ 
bindung mit 892 Binn Schiff.). Die Schuld des Kapitäns S. vom 
Dampfer, Stettin“ wird darin gefunden, daß er es unternommen 
habe, an der gefährlichen Kante des bloßen „Sandes“ zwiſchen 
dieſem und dem Kahne hindurch zu ſteuern, ſtatt unterhalb 
dieſes Sandes zu halten und den Kahn vorbeizulaſſen; die 
Schuld des Kahnführers M. darin, daß er es entgegen 8 30 
der Elbſchiffahrtsordnung unterlaſſen habe, das Signal des 
Dampfers zum Rechtsaus weichen, obwohl er es nicht befolgen 
konnte, alsbald durch Winken mit einer blauen Flagge am 
Steuerbord dahin erwidert zu haben, daß links vorbeigefahren 
werden müſſe. Die von den Parteien gegen die tarſächlichen 
Feſtſtellungen und deren Beurteilung erhobenen Angriffe find 
unbegründet. (Wird näher ausgeführt.) Bleiben hiernach ſo⸗ 
wohl die tatſächlichen Feſtſtellungen des OL G., wie deren 
Beurteilung in Kraft, ſo war doch der Reviſion der Beklagten 
inſoweit der Erfolg nicht zu verſagen, als ſie ſich gegen die 
Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens wendet. Das DRG. 
hat die Klage des Kahnes zu ¼ zugeſprochen und zu 7 ab: 
gewieſen. Eine nähere Begründung für dieſe Verteilung findet 
ſich in den Gründen nicht. Augenſcheinlich aber ſollte die Schuld 
des Dampfers höher bewertet werden, als die Schuld des Kahnes. 
Dies kann nicht gebilligt werden. Bei Anwendung des 8 735 
Abſ. 2 HGB. iſt vor allem darauf zu ſehen, welches Schiff die 
gefahrvolle Lage herbeigeführt hat. Wie die Seeſtraßenordnung 
(RGBl. v. 1906 S. 120), fo haben auch die polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften über das Ausweichen der Schiffe auf Binnengewäſſern 
den Zweck im Auge, daß jede gefährliche Annäherung der Schiffe 
von vornherein vermieden wird. Mit Rückſicht auf das Ver⸗ 
halten der Schiffe zueinander iſt dies zugleich das oberſte Gebot 
der für den Verkehr erforderlichen nautiſchen Vorſicht. Die 
Gerichte haben alle Urſache, auf die Befolgung der hierfür 
gegebenen poſitiven Vorſchriften mit beſonderer Strenge zu 
halten. Ein Verſtoß gegen dieſe Regeln wird auch deswegen 
beſonders ins Gewicht fallen müſſen, weil es ſich dabei zumeiſt 
um Maßnahmen handelt, für die dem Schiffer ausreichende Zeit 
zur Überlegung des Richtigen gegeben iſt. Beſteht bereits Gefahr 
des Zuſammenſtoßes, ſo erfordert die raſche Eingreifung der 
richtigen Abwehrmittel ein höheres Maß von Geiſtesgegenwart, 
Einſicht und Entſchlußkraft, als in jenen Fällen. Hier liegt 
die Sache nach den maßgebenden tatſächlichen Feſtſtellungen des 
OLG. ſo, daß die erſte und wichtigſte Urſache des Zuſammen⸗ 
ſtoßes darin gefunden werden muß, daß der Führer des Kahns 
es unterlaſſen hat, durch Flaggenſignale ein Vorbeifahren der 
Schiffe an Steuerbord herbeizuführen. Ihm war die Schwierig⸗ 
keit und Gefährlichkeit des Paſſierens an Backbord erkennbar, 
nicht aber dem Dampferführer. Der Kahnführer verleitete durch 
ſein Verhalten den Dampfer dazu, daß ſich dieſer dem Pfeifen⸗ 
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ſignale gemäß weiter rechts hielt. Die Nichtbefolgung der 
poſitiven Vorſchrift der Elbſchiffahrtsordnung durch den Kahn 
hat daher die gefahrvolle Annäherung der Schiffe herbeigeführt. 
Die Schuld, die hierin liegt, muß nach 8 735 Abſ. 2 höher 
bewertet werden, als die Schuld des Dampfers. Dieſen trifft 
nur der Vorwurf, daß er es in der ohne ſein Verſchulden ent⸗ 
ſtandenen gefahrvollen Lage unterlaſſen hat, die durch die Vor⸗ 
ſicht gebotene Abwehrmaßregel zu ergreifen und durch Stillſtellen 
der Maſchine dem Zuſammenſtoße auch jetzt noch vorzubeugen. 
Hiernach war in Anwendung der 88 565 Abſ. 3 Nr. 1, 97 
Abſ. 1, 92 Abſ. 1 ZPO., wie geſchehen zu erkennen. Sch. 
D. K. c. Sch. V. A., U. v. 6. Nov. 07, 12/07 I. — Breslau. 

Reichs haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

26. 5 1. Verhältnis der Eile, die eine Verletzung vers 
anlaßt hat, zum Eiſenbahnbetrieb.] 

Das Berufungsgericht verſtößt gegen das materielle Recht, 
wenn es auf Grund der von ihm getroffenen Feſtſtellungen 
annimmt, daß ſich der Unfall „bei dem Betrieb“ der Eiſenbahn 
zugetragen habe. Die Eile, die geboten war oder doch vom 
Kläger für nötig gehalten wurde, um die Abfahrt des — erſt 
von Olpe abgehenden — Zugs nicht zu versäumen, hatte ihre 
Veranlaſſunn nicht in irgend welchen Betriebseinrichtungen, 
ſondern lediglich in den perſönlichen Verhältniſſen des Klägers 
ſelbſt. Es war der freie Eniſchluß des Klägers, nach dem 
Abort zu gehen; das Verlangen, ein ihn anwandelndes Be⸗ 
dürfnis zu befriedigen, hat die Eile hervorgerufen und der Fall 
liegt nicht anders, als wenn jemand, der, zu Hauſe oder auf 
der Straße durch irgend einen Umſtand aufgehalten, ſich beeilen 
muß, um den Zug nicht zu verſäumen, infolge der Eile auf 
dem Bahnſteig hinfällt. An dieſer Beurteilung wird auch 
dadurch nichts geändert, daß der Kläger das Vorüberfahren 
der Lokomotive hat abwarten müſſen und daß dadurch die ihm 
ſür den Gang zum Abort und wieder zurück zum Zug zu 
Gebote ſtehende Zeit in dem Maße verkürzt worden ſein ſollte, 
daß er Eile für geboten erachten mußte. Denn die Lokomotive 
kommt hier nur als ein räumliches Hindernis in Betracht, das 
mit den durch den Betrieb hervorgerufenen Gefahren nichts 
zu tun hat; jedes andere Hindernis hätte dieſelbe Wirkung 
gehabt. Ausſchlaggebend für die Beurteilung des vorliegenden 
Falls iſt, daß der vom Kläger beabſichtigte Gang nach dem 


Abort, auf den die infolge Vorbeifahrens der Lokomotive für 


notwendig gehaltene Eile eingewirkt hat, durch den Eiſenbahn⸗ 
betrieb nicht veranlaßt war, mit ihm in keiner Verbindung 
ſtand, und nur ſolche Fälle, in denen ein urſächlicher Bus 
ſammenhang zwiſchen dem Eiſenbahnbetrieb und der Handlung 
des Verletzten, bei der er Eile entwickelt hatte, vorlag, find in 
der Rechtſprechung des NE. dem 8 1 NHaftpfl®. unterftelkt 
worden. Eiſenbahnfiskus e. S., U. v. 7. Nov. 07, 48/07 VI. 
— Cöln. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. vom 
20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

27. Gewährung der Einlage für eine Geſellſchaft m. b. H. 
ſeitens des Geſchäftsführers zufolge Vertrages, wonach er 
Schulden der Geſellſchaft bezahlen joll.] 

Der Verwalter im Konkurſe über das Vermögen einer 
Geſellſchaft m. b. H. erhob gegen den früheren Geſchäfts⸗ 
führer eine an ſich nicht beſtrittene Einlageforderung. Ri Der 
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Beklagte machte Zahlungen an die Geſellſchaftsgläubiger 
geltend. Durch dieſe letzteren Zahlungen ſei die Emlageforde⸗ 
rung, ſoweit ſie noch beſtanden haben ſollte, erloſchen. Das 
OLG. verurteilte, das RG. hob auf: Der Beklagte behauptet, 
er habe auf Grund eines Vertrages vom 12. April 1904 einen 
die rückſtändigen Einlagen überſteigenden Betrag aus ſeinem 
Vermögen zur Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger auf⸗ 
gewandt. Die Möglichkeit, daß auf ſolche Weiſe Einlage⸗ 
ſchulden bezahlt worden find, iſt nicht von der Hand zu weiſen. 
Es handelt ſich nicht um den Fall, wenn ein bloßer Geſell⸗ 
ſchafter Geſellſchafts gläubiger befriedigt. Beklagter war zu⸗ 
gleich Geſchäftsführer, und der andere Geſchäftsführer hatte, 
durch Abſchluß des Vertrages vom 12. April 1904, die Zu⸗ 
ſtimmung dazu erteilt, daß die Einlage durch Befriedigung von 
Geſellſchaftsgläubigern getilgt würden. Iſt Beklagter dem⸗ 
gemäß verfahren, ſo hat er ſeine Einlage berichtigt. Voraus⸗ 
ſetzung iſt nur, daß die Forderungen der Geſellſchaftsgläubiger, 
die er befriedigte, liquide und die Geſellſchaft ſelbſt ſolvent 
waren. Liegen dieſe Vorausſetzungen aber vor, ſo iſt der Ge⸗ 
ſellſchaft durch Befreiung von den Schulden der volle Geld⸗ 
wert der entſprechenden Forderungen zugefloſſen. Wollte man 
gleichwohl die Einlage als offenſtehend behandeln, ſo würde 
das auf das Verlangen eines zweckloſen Hin⸗ und Herſchiebens 
des Geldes hinauslaufen. Der Berufungsrichter ſcheint dies 
an ſich auch nicht zu verkennen. Die Erwägung aber, aus der 
heraus er die entwickelten Grundſätze auf den gegebenen Fall 
für unanwendbar erachtet, kann nicht gebilligt werden. Er 
nimmt daran Anſtoß, daß Beklagter, wie im Vertrage vom 
12. April 1904 vorgeſehen, nur Buchſchulden der Geſellſchaft, 
nicht auch Hypothekenſchulden bezahlt haben will. Daher, 
meint er, könnten die Zahlungen nicht als Einlagezahlungen 
gelten, denn ſie hätten nicht, wie es zur Beſtimmung der Ein⸗ 
lagen gehöre, die Geldmittel der Geſellſchaft in einer der All⸗ 
gemeinheit der Gläubiger zugutekommenden Weiſe verſtärkt. 
Dies iſt abwegig. Jede Abſtoßung von Paſſiven kann eine 
Vermögensvermehrung für die Geſellſchaft bedeuten. Dafür, 
daß mehrere Paſſiva zu gleichen Quoten abgeſtoßen werden 
müßten, läßt ſich ein Grund nicht auffinden. Das Urteil muß 
hiernach aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung zurückgewieſen werden. Der Berufungs⸗ 
richter hat aufzuklären, ob und wieviel Geſellſchaftsſchulden 
Beklagter aus eigenen Mitteln berichtigt hat, ob die Schulden 
liquide und mit Rückſicht auf die Zahlungsfähigkeit der Geſell⸗ 
ſchaft vollwertig waren. F. c. Konk. D., U. v. 5. Okt. 07, 
597/06 I. — Hamm. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

28. 88 4 Abſ. 2, 5, 9 Ziff. 1 und 15, 12 Warenz3G. 
Begriffsbeſtimmung des Ausdrucks „gleichartige“ Waren.] 

Die Entſcheidung über die Reviſion hängt an erſter Stelle 
davon ab, ob das KG., das zugunſten der Klägerin die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr an fich zwiſchen den ſtreitigen Zeichen der 
Parteien angenommen hat, in Hinſicht der Klagebegründung 
aus 8 9 Ziff. 1 Waren ZG. mit Recht verneint hat, daß 
die in dieſer Beziehung in Betracht kommenden Zeichen der 
Parteien, nämlich das Zeichen der Klägerin Nr. 68 738 und 
das der Beklagten Nr. 75 991 für gleichartige Waren ein⸗ 
getragen ſind. Das klägeriſche Zeichen iſt für Seife, Seifen⸗ 
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präparate, kosmetiſche, ätheriſche und techniſche Ole u. dgl., 
das Zeichen der Beklagten für Baumwollſaatöl zu Speiſe⸗ 
zwecken eingetragen. Das Waren ZG. hat den Ausdruck „gleich⸗ 
artige“ Waren in den 88 4 Abſ. 2, 5, 9 Ziff. 1 und 15 und 
entſprechend Waren der „angemeldeten Art“ in dem 8 12 
gebraucht und zwar, wie der Inhalt dieſer Vorſchriften beweiſt, 
immer in der gleichen Bedeutung, ohne jedoch eine ausdrüds 
liche Begriffsbeſtimmung des Wortes zu geben. Das Waren⸗ 
zeichen im Sinne des Geſetzes vom 12. Mai 1894 bezweckt 
aber die Waren eines beſtimmten Geſchäftsbetriebes für den 
Verkehr kenntlich zu machen (8 1). Dementſprechend haben 
denn auch die Regierungskommiſſare in der Reichstagskommiſſion 
zur Beratung des Geſetzes, und zwar ohne Widerſpruch zu finden, 
zu 8 2 des Geſetzes auf die Außerung eines Kommiſſionsmitgliedes, 
ob es nicht zweckmäßig ſei, ein Zeichen überhaupt nur einmal 
zur Eintragung zuzulaſſen, die Erklärung abgegeben, bei Be⸗ 
antwortung des Erforderniſſes der Gleichartigkeit ſei der Haupt⸗ 
wert nicht darauf zu legen, ob die Waren, für welche ein 
Zeichen angemeldet ſei, ſich von den Waren, für welche es 
bereits geſchützt ſei, durch Herſtellung und Material unterſcheide, 
ſondern daß auch hier darnach zu urteilen ſei, ob die Möglich⸗ 
keit einer Verwechſelung oder Täuſchung im Verkehr vorliege. 
Es wird alſo immer auf die tatſächlichen Verhältniſſe des 
einzelnen Falles ankommen, ob dieſelben ſo liegen, daß Ver⸗ 
wechſelungsgefahr im Verkehr anzunehmen iſt, wenn das ein⸗ 
getragene Zeichen in einem anderen Geſchäfts betriebe zur 
Bezeichnung von Waren gebraucht wird, die an und für ſich 
nicht mit den Waren übereinſtimmen, für die das erſtere Zeichen 
eingetragen iſt. Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus hat 
der erkennende Senat in der Entſcheidung in RG. 60, S. 324 ff. 
ausgeſprochen, daß in der Regel nach der Auffaſſung des Ver⸗ 
kehrs als gleichartig ſolche Waren anzuſehen ſeien, die in den 
gleichen Geſchäften an denſelben Kundenkreis vertrieben zu 
werden pflegen. Dieſes trifft namentlich zu bei Waren derſelben 
Gattung, die zu gleichen Zwecken verwendet werden, was nicht 
ausſchließt, daß ſie außerdem noch zu anderen Zwecken Ver⸗ 
wendung finden. Das KG. hat nun das Gutachten des ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen dahin aufgefaßt, daß Cottonöle zu 
Speiſezwecken und ſolche zu techniſchen Zwecken nach Ge⸗ 
winnungsart, nach Ausſehen und inneren Verhältniſſen, nach 
Verwendungszweck, nach Konſumtion und Kundenkreis als 
durchaus different angeſehen würden, und beide Warengattungen, 
die in Deutſchland nur engros gehandelt würden, ſo ver⸗ 
ſchieden ſeien, daß auch bei ähnlich klingenden Warenzeichen 
eine Verwechſelung ſeitens der in Betracht kommenden Abnehmer 
völlig ausgeſchloſſen ſei. Es hat dieſes Gutachten als zutreffend 
erachtet und deshalb die Gleichartigkeit der beiderſeitigen 
Waren verneint. Nun iſt gewiß richtig, daß Cottonöle zu 
Speiſezwecken und ſolche zu techniſchen Zwecken voneinander 
verſchieden ſind, und die erſteren einen anderen Kundenkreis 
haben als die letzteren. Allein dieſes iſt nicht ausſchlaggebend, 
vielmehr kommt es darauf an, ob im Verkehr die Gefahr be⸗ 
ſteht, daß jemand, der Cottonöl zu Speiſezwecken unter der 
Marke Sunlight kauft, mit Rückſicht auf die Warenzeichenein⸗ 
tragung der Klägerin glauben kann, dieſes Ol ſtamme aus dem 
Geſchäfts betriebe der Klägerin. Die Eintragungen der Parteien 
beziehen ſich beiderſeits auf Ole, alſo auf Waren derſelben 


Gattung. Ole werden, wie der Berufungsrichter ſelbſt ange, 
nommen hat, ſowohl zur Bereitung von Speiſefett, als auch 
zu techniſchen Zwecken, namentlich auch zur Seifebereitung ver⸗ 
wendet. Wenn es nun richtig ſein ſollte, wofür die Klägerin 
ausweislich des Tatbeſtandes des Verufungsurteils einen um⸗ 
fangreichen Zeugenbeweis angetreten hat, daß nämlich die 
Fabrikation von Seifen und die Herſtellung von Fett und Ol 
für Speiſezwecke vielfach in demſelben Betriebe ftattfinde, 


ſo iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Berufungsrichter, eventuell 


nach Einholung eines weiteren Sachverſtändigengutachtens zu 
der Feſtſtellung gelangen kann, daß nach der Auffaſſung und 
den Gewohnheiten des Verkehrs jene Täuſchung infolge der 
Zeicheneintragung der Beklagten eintreten kann. Iſt dieſes 
aber der Fall, dann liegt Gleichartigkeit der beiderſeitigen 
Waren im Sinne des Waren 3G. vor. Da der Sachverſtändige 
ſein Gutachten ausſchließlich auf die Gegenüberſtellung von 
Baumwollſaatöl zu Speiſezwecken und zu techniſchen Zwecken 
geſtellt hat, ſo kann auch die Entſcheidung nicht darauf hin 
gehalten werden, daß er erklärt hat, beide Warengattungen, die 
in Deutſchland nur engros gehandelt würden, ſeien ſo ver⸗ 
ſchieden, daß die in Betracht kommenden Abnehmer ſie nicht 
verwechſeln könnten auch bei ähnlich klingenden Warenzeichen. 
Übrigens iſt hierbei noch zu bemerken, daß bei dem inter 
nationalen Charakter des Zeichenrechts Deutſchland allein nicht 
in Betracht kommt, und daß nichts darüber feftgeftellt iſt, ob 
nicht auch die Klägerin ihre Waren engros vertreibt. Das KG. 
hat den erbotenen Zeugenbeweis mit keinem Worte gewürdigt 
und damit $ 286 ZPO. und 8 9 Ziff. 1 Waren. verletzt. 


Auf dieſen Geſetzes verletzungen beruht an erſter Stelle eine 


Entſcheidung, der prozeſſuale Verſtoß iſt dem Geſetze entſprechend 
gerügt. Sonach mußte das Berufungsurteil aufgehoben werden. 
S. S. c B., U. v. 5. Nov. 07, 235/07 II. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

29. 51 Unl WG. verb. mit 8 29 und 147 Gemd. Be 
zeichnung: in Amerika ſtaatlich approbierter Zahnarzt. 

Der Beklagte, der ebenſo wie der Kläger in D. die Zahn⸗ 
heilkunde ausübt, bezeichnet ſich als „in Amerika ſtaatlich 
approbierten Zahnarzt“ namentlich auf dem an ſeiner früheren 
und ſeiner jetzigen Wohnung angebrachten Schilde und an der 
Haustafel ſeiner früheren Wohnung ſowie in Zeitungen, ferner als 
„amerikaniſcher Zahnarzt“ auf einem weiteren Wohnungsſchilde, 
endlich als „dental surgeon“ in Zeitungen. Kläger erhob 
auf Grund dieſer Tatſachen und des weiteren Umſtandes, daß 
der Beklagte in Deutſchland nur die Volksſchule, aber keine 
Univerſität beſucht hat, gemäß 8 1 Unl WG. Klage mit dem 
Antrage, den Beklagten zu verurteilen, unter Androhung einer 
Geldſtrafe in öffentlichen Bekanntmachungen und in Mitteilungen, 
die für einen größeren Perſonenkreis beſtimmt find, insbeſondere 
in Geſchäftsanzeigen, Zeitungen, Türſchildern uſw. die Führung 
der Bezeichnungen „in Amerika ſtaatlich approbierter Zahnarzt“, 
„Amerikaniſcher Zahnarzt“ und gleichlautender Titel zu unter 


.lafien. Der Beklagte beantragte Abweisung der Klage, indem 


er ſeine Berechtigung zum Gebrauche der ſtreitigen Bezeichnungen 
geltend machte, da er am 11. Januar 1896 nach erfolgter 
Prüfung von dem State Board of Wisconsin die „License 
to practice dentistry“ für Wisconfin und am 13. März 1897 
nach dreijährigem Studium und abgelegter Schlußprüfung auf dem 


36. Jahrgang. 
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reputabeln Milwaukee Medical College das Diplom eines „doctor 
in chirurgie dentaria“ erlangt habe. Das OLG. verurteilte; 
das RG. verwarf die Reviſion mit der unten erſichtlichen Maßgabe: 
Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die von dem Be⸗ 
klagten gebrauchten Bezeichnungen „in Amerika ſtaatlich appro⸗ 
bierter Zahnarzt“ und „Amerikaniſcher Zahnarzt“ gegen die 
Beſtimmung des §8 1 Unl WG. verſtoßen, und hat dies ins⸗ 
beſondere im weſentlichen folgendermaßen begründet: Soweit 
die fraglichen Angaben des Beklagten über die Art des Nach⸗ 
weiſes ſeiner Befähigung zur Ausübung der Zahnheilkunde nur 
beſagten, daß er ſeine Fachausbildung in Amerika erhalten 
habe, entſprächen fie der Wahrheit ... Die Angaben des Be⸗ 
klagten beſagten aber mehr, mindeſtens würden ſie von dem 
Publikum, für das ſie beſtimmt ſeien und von dem ſie geleſen 
würden, von dem die Hilfe eines Zahnheilkundigen ſuchenden 
Teile der Bevölkerung einer deutſchen Stadt, dem der Beklagte 
ſeine Dienſte anbiete, in einem weitergehenden Sinne verſtanden. 
Der deutſche Leſer verſtehe unter einem „amerikaniſchen Zahn⸗ 
arzte“, einem „in Amerika approbierten Zahnarzte“ nicht nur 
einen Zahnheilkundigen, der in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika ſeine Fachausbildung erworben und die Befugnis, 
dort die Zahnheilkunde auszuüben, erlangt habe, ſondern einen 
Zahnheilkundigen, der eine der Approbation des 
deutſchen Zahnarztes entſprechende ausländiſche, in 
Nordamerika erlangte Approbation beſitze. Eine ſolche 
gehe dem Beklagten ab, weil es eine Approbation im Sinne 
der deutſchen GewO. in den Vereinigten Staaten nicht gebe, 
und deshalb ſeien jene Bezeichnungen, weil ſie in dem deutſchen 
Leſer eine falſche Vorſtellung über den Befähigungsnachweis 
erregten, nach der maßgebenden Auffaſſung des Publikums, 
dem gegenüber ſie gebraucht würden, unrichtig. Da nämlich 
im deutſchen Reiche das Gewerbe der Zahnheilkunde freigegeben 
ſei und des Titels „Zahnarzt“ dort ſich nur der Zahnheil⸗ 
kundige bedienen dürfe, der die in 8 29 GewO. vorgeſchriebene 
Approbation beſitze, ſo verſtehe man in Deutſchland unter einem 
Zahnarzt eine ſtaatlich approbierte Medizmalperſon. Dieſe 
Approbation werde durch die Zentralbehörden der deutſchen 
Bundesſtaaten, die eine oder mehrere Landesuniverſitäten hätten, 
für das ganze Gebiet des deutſchen Reichs regelmaßig nur dem 
erteilt, der nach Erlangung einer höheren Schulbildung und 
nach einem dreijährigen Univerſitätsſtudium ſeine wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung zur Ausübung der Zahnheilkunde in einer 
Staatsprüfung nachgewieſen habe. Die Approbation ſei mithin 
ein Akt der Staatsverwaltung, durch den unter ſtaatlicher 
Autorität und Mitwirkung die Befähigung des Approbierten 
zur Ausübung der Zahnheilkunde als einer Wiſſenſchaft feſt⸗ 
geſtellt und durch Verleihung der mit gewiſſen Vorrechten und 
Pflichten ausgeſtatteten Befugnis zur Führung des Titels 
„Zahnarzt“ ſtaatlich anerkannt werde. Mit dieſer Approbation 
ſei die in einem der Vereinigten Staaten erteilte License to 
practice dentistry, auf die der Beklagte ſeine Berechtigung 
zum Gebrauche der fraglichen Bezeichnungen ſtütze, weder gleich⸗ 
wertig noch vergleichbar, (was unter Bezugnahme auf die in 
den Vereinigten Staaten beſtehenden Verhaltniſſe näher aus⸗ 
geführt wird) ..... Zahnärzte in dem in Deutſchland damit 
verbundenen Sinne gebe es demnach in den Vereinigten Staaten 
überhaupt nicht. Die Lizenz, die dort jeder die Zahnheilkunde 


als Gewerbe Ausübende beſitzen müſſe, gewährleiſte nicht die 
auf den höchſten Bildungsanſtalten erworbene und ſtaatlich an⸗ 
erkannte Befähigung zur Ausübung der Wiſſenſchaft der Zahn⸗ 
heilkunde wie die deutſche Approbation, ſondern nur das geringſte 
Maß der Kenntniſſe und Fertigkeiten, die jeder beſitzen müſſe, 
der ſich dort mit der Zahnheilkunde als Gewerbe befaſſe. Die 
der Ausbildung des deutſchen Zahnarztes annähernd gleiche 
Fachausbildung durch eine Univerſität oder eine reputable Fach⸗ 
hochſchule werde nicht durch einen vom Staat verliehenen 
Titel, durch den die volle Befähigung zur Ausübung der 
Wiſſenſchaft der Zahnheilkunde ſtaatlich anerkannt werde, aus⸗ 
gezeichnet, ſondern nur durch den akademiſchen Grad, einen der 
Promotion bei einer deutſchen Univerfität ähnlichen Akt der 
Verwaltung der Unterrichtsanſtalt dargetan ... Wegen der 
von dem Beklagten in den Vereinigten Staaten erlangten Fach⸗ 
ausbildung, die den dortigen höchſten Anforderungen entſpreche, 
dürfe er ſich doch nicht in Deutſchland „amerikaniſcher Zahn⸗ 
arzt“ oder „in Amerika approbierter Zahnarzt“ nennen. Damit 
ſtelle er die unwahre Behauptung auf, daß die von ihm erlangte 
Fähigkeit zur Ausübung der Zahnheilkunde durch einen beſonderen 
Akt der ausländiſchen Staatsverwaltung ausdrücklich anerkannt 
worden ſei. Er dürfe ſeine in Wisconſin erlangte Fachausbildung 
nicht durch den Gebrauch jener irreführenden Bes 
zeichnungen zur Anpreiſung ſeiner gewerblichen Leiſtungen 
verwerten. Der Beklagte könne ſich auch nicht darauf berufen, 
daß durch den Hinweis auf die ausländiſche Approbation 
eine Täuſchung in der Richtung, daß er eine deutſche Appro⸗ 
bation beſitze, ausgeſchloſſen werde. Dieſer Hinweis ſchließe 
vielleicht feine Strafbarkeit nach 8 147 Nr. 3 GewdO., nicht 
aber die Anwendung der zivilrechtlichen Beſtimmungen des 8 1 
Unl WG. gegen ihn aus. Dieſe Ausführungen, welche bezüglich 
der darin enthaltenen tatſächlichen Feſtſtellungen und An⸗ 
nahmen, namentlich was die Auffaſſung der ſtreitigen Bezeich⸗ 
nungen durch das beteiligte Publikum betrifft, von dem Revi⸗ 
ſionsgerichte nicht nachzuprüfen ſind, erſcheinen rechtlich als 
einwandfrei, namentlich auch als tatſächlich genügend begründet. 
Sie ſtehen auch nicht mit anderen Entſcheidungen des erkennenden 
Senats im Widerſpruch, durch welche Berufungsurteile aufrecht⸗ 
erhalten worden ſind, in denen auf Grund anderer, vielleicht 
noch in höherem Maße gegen die Vorſchriften des Unl WG. ver⸗ 
ſtoßender Tatbeſtände in dem Gebrauch derſelben oder ähnlicher 
Bezeichnungen ſeitens in Amerika ausgebildeter Zahnheilkundiger 
Verſtöße gegen 8 1 Unl WG. angenommen worden find. Ins⸗ 
beſondere iſt in dem diesſeitigen Urteile vom 26. April 1904 
II 589/03 auf Grund eines mit dem vorliegenden im weſent⸗ 
lichen gleichartigen Tatbeſtands die in dem damals angefochtenen 
Berufungsurteile ausgeſprochene Anſicht rechtlich gebilligt worden, 
daß die in Deutſchland gebrauchte Bezeichnung „in Amerika 
approbierter Zahnarzt“ trotz des Hinweiſes auf die in Amerika 
erfolgte Approbation deshalb gegen $ 1 Unl WG. verſtoße, weil 
dieſe Bezeichnung bei dem deutſchen Publikum den Anſchein 
einer den deutſchen Begriffen entſprechenden Ausbildung und 
ſtaatlichen Prüfung als wirklicher Zahnarzt erwecke, in dieſem 
Sinne aber die gebrauchte Bezeichnung unrichtig ſei. Dem⸗ 
gemäß iſt auch die dem jetzt angefochtenen Berufungsurteile zu⸗ 
grunde liegende gleichartige Auffaſſung rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden; (vgl. auch in demſelben Sinne das Urteil des 
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erkennenden Senats vom 26. Januar 1904 II 482/03). 
Namentlich iſt kein Rechtsirrtum darin zu finden, daß das Be⸗ 
rufungsgericht bei feiner Würdigung des Sines der ſtreitigen 
Bezeichnungen von der Auffaſſung des deutſchen Publikums 
ſchlechthin, für das dieſe Bezeichnungen beſtimmt find, aus⸗ 
gegangen iſt, — worunter ohne weiteres auch der verſtändige 
Teil des Publikums zu verſtehen iſt. Im übrigen beruht aber 
die ebenfalls beanſtandete Anſicht des Berufungsgerichts, daß 
die dem Beklagten in Amerika erteilte Lizenz zur Ausübung 
der Zahnheilkunde nicht einer ihm in Deutſchland erteilten 
Approbation gleichwertig noch damit vergleichbar ſei, der Haupt⸗ 
ſache nach auf einer rein tatſächlichen, im weſentlichen Be⸗ 
denken nicht hervorrufenden Würdigung der in beiden Ländern 
beſtehenden Einrichtungen. Die von dem Rerviſionskläger als 
verletzt bezeichneten SS 29 und 147 Nr. 3 Gew., ebenſo 
das lediglich dieſe Beſtimmungen betreffende Urteil des III StS. 
des RG. vom 21. September 1905 (RGSt. 38, 158) kommen 
für den gegenwärtigen Fall gar nicht in Betracht; denn es 
handelt ſich hier nicht um eine Verletzung der angeführten Be⸗ 
ſtimmungen der GewO., ſondern um eine Zuwiderhandlung 
gegen die ihrem Inhalt und Zwecke nach weſentlich davon ver⸗ 
ſchiedene Vorſchrift des 8 1 Unl WG., ins beſondere um den 
Tatbeſtand, daß der Beklagte dem beteiligten Publikum 
gegenüber die im Sinne des 8 1 eit. unwahre Behauptung 
aufſtellt, die von ihm erlangte Fähigkeit zur Ausübung der Zahn⸗ 
heilkunde ſei durch einen beſonderen Akt der ameri⸗ 
kaniſchen Staatsgewalt ausdrücklich anerkannt. Die Frage, 
ob die Angaben des Beklagten, er ſei ein „in Amerika appro⸗ 
bierter Zahnarzt“ oder ein „amerikaniſcher Zahnarzt“ im Sinne 
des 8 1 UnlWG., das heißt: in den Augen des beteiligten 
Publikums unrichtig ſei, iſt daher von der nach $ 147 Nr. 3 
Gewd. zu beurteilenden Frage unabhängig, ob der Beklagte 
durch die nämlichen Angaben der letzteren Vorſchrift zu⸗ 
widergehandelt hat. Der Reviſionskläger hat ferner gerügt, 
das Berufungsgericht habe das weitere Erfordernis des 
§ 1 Unl WG. verkannt, wonach die unrichtige Angabe ge 
eignet ſein muß, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Dieſes Tatbeſtandsmerkmal hat das 
Berufungsgericht deshalb als vorliegend erachtet, weil das 
Publikum auf Grund der ſtreitigen Bezeichnungen annehme, 
daß die gewerblichen Leiſtungen des Beklagten vor denen ſeiner 
Gewerbsgenoſſen, die eine ſolche, wenn auch nur im Ausland 
ſtaatlich anerkannte Befähigung nicht beſitzen, den Vorzug 
verdiene, und weil ſomit dieſe Bezeichnungen dem Beklagten 
einen Vorſprung vor ſeinen Gewerbsgenoſſen verſchafften. Der 
Reviſionskläger hat hiergegen geltend gemacht, er erwecke durch 
dieſe Bezeichnungen nicht fälſchlich den Anſchein eines be⸗ 
ſonders günſtigen Angebots, ſondern ſein Angebot ſei in 
Wirklichkeit ein beſonders günſtiges; ebenſo günſtig, 
wie das der deutſchen Zahnärzte troß ihrer ſtaatlichen Prüfung, 
weil er vermöge ſeiner Ausbildung und ſeines Examens die⸗ 
ſelben Garantien in wiſſenſchaftlicher und techniſcher Hinſicht 
biete wie die deutſchen Zahnärzte. Auf dieſe Umſtände kann 
es jedoch bezüglich des hier in Rede ſtehenden Tatbeſtands⸗ 
merkmals des § 1 cit. nicht ankommen. Vielmehr genügt es 
in dieſer Hinſicht, wenn das ſeitens des Gewerbetreibenden 
vorliegende Angebot nach Anſicht des beteiligten Publikums 
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dieſem wegen der unrichtigen Angabe günſtiger zu ſein ſcheint, 
als es bei Berüdfichtigung der Unrichtigkeit der Angabe in 
Wirklichkeit iſt (vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 
31. Mai 1907 II 34/07). Von dieſem Geſichtspunkte aus 
erſcheint aber die angefochtene Begründung des Berufungs- 
urteils als rechtlich zutreffend. Dagegen hat der Reviſions⸗ 
kläger mit Recht beanſtandet, daß das Berufungsgericht ihm 
auch die Führung „gleich bedeutender Titel“ umerſagt habe; 
denn aus dieſer unbeſtimmten Bezeichnung ergibt ſich nicht, 
welche weiteren Titel dem Beklagten verboten ſind. Dieſes 
Verbot würde daher in der Zwangsvollſtreckung zu großen 
Unſicherheiten und Schwierigkeiten Anlaß geben und die eigent⸗ 
liche Entſcheidung über die Geſetzmäßigkeit anderer etwa künftig 
von dem Beklagten zur Bezeichnung ſeines Gewerbes gebrauchter 
Ausdrücke in das Zwangsvollſtreckungs verfahren verlegen, was 
nicht angängig iſt. Der von dem Berufungsgerichte für das 
fragliche Verbot angeführte Grund, daß die Beſorgnis beſtehe, 
der Beklagte würde künftig gleichſinnige Bezeichnungen ge 
brauchen, kann gegenüber den hervorgehobenen Bedenken dieſes 
Verbot nicht rechtfertigen. Hiernach find die bezeichneten 
Worte in der Entſcheidung des Berufungsurteils zu ſtreichen. 
W. c. K., U. v. 25. Okt. 07, 146/07 II. — Dresden. 

Reichsgeſetz betr. Verſorgung der Kriegs invaliden 
und der Kriegs hinterbliebenen vom 31. Mai 1901. 

30. 8 22 Nr. 1. Die Entſſcheidung über das Vorliegen 
eines Schiffbruches iſt den Gerichten nicht entzogen; Begriff 
des „Schiffbruchs“.] 

Am 24. März 1899 iſt das Kriegsſchiff Cormoran auf 
das Wirbelwindriff bei Neupommern aufgelaufen, hat dort 
5 Tage feſtgeſeſſen und trotz „übermenſchlicher“ Anſtrengung 
der Beſatzung erſt, nachdem faſt ſämtliche trennbaren Gegen⸗ 
ſtände, darunter Geſchütze, Dampfpumpen, Eismaſchine, Dampf⸗ 
rudermaſchine, Anker und ſo ziemlich die geſamte Innenein⸗ 
richtung, über Bord geworfen und die Maſten gekappt waren, 
wieder flott gemacht werden können. Die Beſchädigungen, die 
das Schiff davon getragen hat, ſind in dem im Tatbeſtand 
des Berufungsgerichts angezogenen in dieſer Beziehung nicht 
beſtrittenen Schriftſatz vom 5. Dezember 1905 angegeben. 
Nach dem Freiwerden des Schiffes gelang es demſelben noch, 
den nahe (150 S. M.) gelegenen Friedrich⸗Wilhelms hafen zu 
erreichen und, nachdem es dort notdürftig ausgebeſſert war, 
nach Sidney weiterzufahren, wo es dann einer viele Wochen 
dauernden Revaratur unterzogen wurde. Während des Feſt⸗ 
ſitzens des Schiffes befanden ſich, da jeden Augenblick ein 
Durchbruch des Schiffes zu befürchten ſtand, ſo daß ſich der 
Kommandant ſogar entſchloß, die Geheimpapiere zu vernichten, 
das Schiff ſelbſt, ſowie die geſamte Beſatzung in größter 
Gefahr. Infolge der mit dieſem Schiffsunfall verbundenen 
körperlichen Anſtrengungen und ſeeliſchen Aufregungen iſt außer 
einer Reihe anderer Perſonen auch der Kläger an einem Nerven⸗ 
leiden erkrankt, das zu feiner Penſionierung geführt hat. Ez 
wurde ihm zunächſt auf Grund des Geſetzes vom 31. Mai 
1901 in der Annahme, daß ein „Schiffbruch“ im Sinne des 
8 22 Nr. 1 dieſes Geſetzes vorliege, eine monatliche Penſion 
von 51 Mark bewilligt, ſpäter aber dieſe auf Veranlaſſung 
des RMA. auf monatlich 21 Mark herabgeſetzt, weil ein 
Schiffbruch nicht vorliege, und Kläger daher nur nach den 
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allgemeinen Geſetzen penſionsberechtigt ſei. Kläger hält aber 
die frühere Auffaſſung für die richtige, und hat daher jetzt, 
nachdem er zunächſt vergeblich die Entſcheidung des 
RMA. eingeholt hatte, innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt 
auf Zahlung der höheren Penſion Klage erhoben. Das 
Berufungsgericht hat der Klage ſtattgegeben. Die Reviſion 
iſt zurückgewieſen: Anlangend die Frage, ob die Entſcheidung 
über das Vorliegen eines Schiffbruchs den Gerichten entzogen 
ſei, ſo hat das Berufungsgericht in überzeugender Weiſe nach⸗ 
gewieſen, daß die Beſtimmung des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes 
vom 31. Mai 1901, wonach der Kaiſer zu beſtimmen hat, ob 
eine kriegeriſche Unternehmung als ein Feldzug im Sinne dieſes 
Geſetzes anzuſehen ſei, und ebenſo die Beſtimmung des 8 115 b 
des Geſetzes vom 27. Juni 1871, wonach die Entſcheidung 
darüber, ob ein Kriegs⸗ oder Friedensverhältnis vorliegt, für 
die Gerichte bindend iſt, mit der hier in Rede ſtehenden Frage, 
ob ein Schiffbruch vorliegt, mangels jeglicher Vergleichungspunkte 
gar nicht in Verbindung zu bringen iſt. Was aber die Sache 
ſelbſt, die Hauptfrage, ob ein Schiffbruch im Sinne des § 22 
Nr. 1 des Geſetzes vom 31. Mai 1901 vorliegt, anlangt, ſo 
iſt nicht zu verkennen, daß die Begründung des Berufungs⸗ 
gerichts, welche für den Begriff des Schiffbruchs eine ſchwere Be⸗ 
ſchädigung des Schiffes verlangt und dieſe lediglich darin findet, daß 
das Schiff 5 Tage lang ſeiner Bewegungsfähigkeit beraubt geweſen 
iſt, nicht ohne Bedenken iſt, und mit der Reviſion ſich ſagen 
läßt, daß, wenn nach 5 Tagen das Schiff ohne Beſchädigung 
wieder frei geworden iſt, jener vorübergehende Zuſtand nicht 
als eine Beſchädigung des Schiffes angeſehen werden kann. 
Aber es kann dieſe Begründung des Berufungsgerichts ganz 
dahingeſtellt bleiben, da nach der Geſamtſachlage des vor⸗ 
liegenden Falles ein Schiffbruch im Sinne des § 22 des Ges 
ſetzes vom 31. Mai 1901 angenommen werden muß. Das 
Geſetz gibt keine Definition des Schiffbruchs. Auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte, die ſog. Materialien des Geſetzes, gibt keinen 
weiteren Anhalt für die Auslegung, als daß das Geſetz die 
Gefahren des Seedienſtes den Gefahren des Kriegsdienſtes hat 
gleichſtellen wollen, und daß bei den Beratungen des Entwurfs 
der Vertreter der Marineverwaltung (vgl. Reichstagsverhand⸗ 
lungen 1900 % 2 III. Anlagenband S. 1817) erklärt hat, die 
Beſtimmung des § 22 Nr. 1 eit. ſei auf Schiffbruch ein⸗ 
geſchränkt und nicht auf die Folgen eines Schiffsbrandes, einer 
Exploſion uſw. ausgedehnt, weil nur ein der Marine eigen⸗ 
tümliches kriegsähnliches Ereignis habe getroffen werden ſollen, 
die durch Brand, Exploſion und dergleichen verunglückten Per⸗ 
ſonen ſolchen Unglücksfällen aber auch auf dem Lande aus⸗ 
geſetzt ſeien. Sieht man aber auf dieſe Abſicht des Geſetzes, 
den beſonderen Gefahren der Seefahrt entſprechend denen des 
Krieges Rechnung zu tragen, und nur auszuſchließen, was in 
gleicher Weiſe auf dem Lande ſich ereignen könne, dann muß 
auch der vorliegende Fall unter das Geſetz gebracht werden, 
da er ganz offenbar ein der Marine eigentümliches Ereignis 
iſt, und kein Grund erfindlich iſt, die bei einem ſolchen Ereignis 
Verunglückten von den Wohltaten des Geſetzes auszuſchließen. 
Aus dem Worte des Geſetzes „Schiffbruch“ ergibt ſich zwar, 
daß das Ereignis das Schiff betroffen haben muß, und daß 
daher ein nur eine einzelne Perſon betreffendes Unglück, z. B. 
das Foriſpülen eines Mannes über Bord, nicht unter das 
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Geſetz fällt. Aber das Wort kann nicht dahin gepreßt werden, 
daß das Schiff gebrochen ſein muß, ſo daß Fälle, in 
welchen z. B. ein Schiff infolge Eindringens von Waſſer ohne 
Beſchädigung des Schiffskörpers in die Tiefe verſinkt oder 
wenn es kentert oder wenn es ohne Beſchädigung ſtrandet, von 
der Anwendung des Geſetzes ausgeſchloſſen bleiben müßten. 
So hat denn auch das RMA. in der bei den Akten befind⸗ 


lichen Verfügung vom 2. Februar 1904 ausgeſprochen, daß 


auch das Stranden und Kentern eines Schiffes als unter das 
Geſetz fallend anzuſehen ſeien. Auch nach der Auffaſſung des 
Lebens werden ſolche Fälle dem Schiffbruch gleichgeſtellt, und 
daß in ſolchen Fällen die Beſatzung des Schiffes anders be⸗ 
handelt werden ſollte, als in den Fällen eines Brechens des 
Schiffes, läßt ſich auch nach der Abſicht des Geſetzgebers nicht 
annehmen. Die aufgeführten Fälle zeigen aber auch, daß eine 
eigentliche Beſchädigung eine Verletzung der äußeren Integrität 
des Schiffes überhaupt nicht weſentlich iſt, ſondern daß nur 
entſcheidend iſt, daß das durch die eigentümlichen Gefahren der 
Seefahrt entſtandene, das Schiff treffende Ereignis Gefahr für 
die Beſatzung gebracht. Und das liegt hier unzweifelhaft vor. 
Wollte man aber auch eine Beſchädigung des Schiffes für den 
Begriff des Schiffbruchs als notwendig annehmen, ſo irrt doch 
das Berufungsgericht auch darin, daß es lediglich die Beſchädi⸗ 
gung des äußeren Schiffsrumpfes berückſichtigt, und nicht auch 
den Verluſt der Maſten, der ganzen Tackelage, einer Anzahl 
Maſchinen und faſt des geſamten Inventars. Ob dieſer Verluſt 
unmittelbar durch das Auflaufen oder Stranden oder mittelbar 
auf dasſelbe zurückzuführen iſt, weil die Rettung des Schiffes 
das Aufgeben dieſer Gegenſtände notwendig machte, iſt gleich⸗ 
gültig. Auch läßt ſich von einer, wie das Berufungsgericht 
ſagt, „belangloſen“ Beſchädigung des Schiffes nicht ſprechen, 
wenn das Schiff nur mit Not den nächſten Hafen erreicht und 
ſodann viele Wochen zur Reparatur gebraucht hat. Auch von 
dieſem Standpunkt aus wäre daher im vorliegenden Falle 
Schiffbruch anzunehmen und dem Kläger daher die begehrte 
höhere Penſion zuzubilligen. M. F. c. B., U. v. 12. Nov. 07, 
177/07 III. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

31. 5 10 Abſ. 2 u. 3, § 25 Abſ. 2 Tarifſtelle 59 Abſ. 3, 
Tarifſtelle 73, Stempelpflichtigkeit von Sicherheitsleiſtungen und 
Vollmachtserteilungen. Sogenannter Bankiervertrag.] 

Die Klägerin ſtand mit einer Bankgeſellſchaft in T. in 
Geſchäftsverbindung. Mittels Schreibens vom 10. Juli 1905 
überſendete ſie dieſer Geſellſchaft den halbjährigen Rechnungs⸗ 
beſchluß für das erſte Halbjahr 1905, wonach ſich für dieſe ein 
Saldo von mehreren hundert Mark ergab. Der Schluß des 
Schreibens lautete dahin: „Wir bitten Sie noch von den um⸗ 
ſtehend verzeichneten Bedingungen unſeres Geſchäftsverkehrs, 
welche mit den feit dem 1. Januar 1900 in Kraft befindlichen 
geſetzlichen Beſtimmungen in Einklang gebracht worden find, 
Kenntnis zu nehmen, und Ihr Einverſtändnis mit denſelben 
beſtätigen und den beifolgenden Brief mit Ihrer Unterſchrift 
verſehen zurückſenden zu wollen.“ Dieſem von der Klägerin 
unterzeichneten Schreiben waren auf der dritten und vierten 
Seite in Druck „die allgemeinen Geſchäftsbedingungen“ der 
Klägerin angefügt, die unter anderen folgende Beſtimmungen 
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enthielten: „9. Alle Wertpapiere und ſonſtigen Sachen, welche 
im Laufe des Geſchäftsverkehrs oder aus einem anderen Anlaſſe 
in unſeren Beſitz und unſere Verwahrung gelangt und nicht als 
fremdes Eigentum bezeichnet ſind, dienen uns als Pfand zur 
Sicherheit für alle Forderungen aus der laufenden Geſchäfts⸗ 
verbindung ſowie für das jeweilig ſchwebende Wechſelobligo, 
ſoweit nicht beſondere Vereinbarungen oder geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen entgegenſtehen ... 10. Wir find ermächtigt, Aktien 
jeder Art, welche wir im Depot haben, in den Generalver⸗ 
ſammlungen der betreffenden Geſellſchaften zur Ausübung des 
Stimmrechts zu benutzen. Sie erteilen zu ſolcher Benutzung 
durch die Erklärung Ihres Einverſtändniſſes zu dieſen allge⸗ 
meinen Beſtimmungen ein für alle Male Ihre Einwilligung, 
deren Einholung mithin im Einzelfalle nicht erforderlich iſt. 
Wir find indeſſen nicht verpflichtet, von dieſer Einwilligung 
Gebrauch zu machen, ebenſo wie Sie auch hierdurch nicht 
gehindert ſind, die uns erteilte Ermächtigung für einzelne Fälle 
durch rechtzeitige Benachrichtigung außer Kraft zu ſetzen.“ Dem 
Schreiben lag ſerner ein gedrucktes Formular für das Antwort⸗ 
ſchreiben bei, das auf der zweiten und dritten Seite dieſelben 
Geſchäftsbedingungen abgedruckt aufwies. Die Geſellſchaft in 
T. unterzeichnete das Antwortſchreiben und überſendete es der 
Klägerin. Sein Inhalt ging dahin, daß ſie den berechneten 
Saldo und das beigefügt geweſene Verzeichnis ihrer bei 
der Klägerin ruhenden Wertpapiere als richtig anerkannte. 
Der Schluß des Schreibens lautete: „Von Ihren auf 
der Rückſeite dieſes Schreibens abgedruckten allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen haben wir Kenntnis genommen und 
erkennen dieſelben als für uns verbindlich an.“ Die Steuer⸗ 
behörde erblickte in den beiden Schreiben die Beurkundung eines 
Vertrages, ferner einer Vollmachtserteilung und einer Sicherſtellung 
und erforderte von der Klägerin auf Grund des preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 den allgemeinen Ver⸗ 
tragſtempel (Tarifſtelle 71 Ziffer 2), den Vollmachtſtempel 
(Tarifſtelle 73 Abſ. 3) und den Sicherſtellungsſtempel (Tarif⸗ 
ſtelle 59 Abſ. 3) mit je 1 Mark 50 Pf. Die Klägerin hat 
die geforderten Stempelbeträge mit zuſammen 4 Mark 50 Pf. 
bezahlt und verlangt mit der jetzigen Klage die Rückzahlung 
dieſer Summe, da die Stempel zu Unrecht erhoben ſeien. Das 
KG. wies die Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Die in der Nr. 9 der Geſchäftsbedingungen enthaltene Vereinbarung 
iſt nach der Entſcheidung des Berufungsrichters auf Grund der 
Tarifſtelle 59 Abſ. 3 als „Sicherſtellung von Rechten“ ſtempel⸗ 
pflichtig. Dieſe Auffaſſung entſpricht der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats. Dieſer hat ſchon im Urteil vom 7. April 
1905 (VII 420/04) ausgeſprochen, bei Fauſtpfandbeſtellungen 
ſei die Stempelpflicht nicht dadurch bedingt, daß ſie ſich auf 
gegenwärtige Forderungen und Pfänder beziehen; die für die 
Stempelſteuer allein maßgebliche Tatſache der Beurkundung 
einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung bleibe auch dann beſtehen, 
wenn die beurkundete Sicherheitsbeſtellung zukünftige Forderungen 
und zukünftige in den Beſitz des Gläubigers gelangende Ver⸗ 
mögenswerte des Schuldners zum Gegenſtand habe. Die in 
der Nr. 9 enthaltene Sicherſtellung unterliegt hiernach dem 
Stempel der Tarifſtelle 59 ſelbſt dann, wenn man, entgegen 
der Feſtſtellung des Berufungsrichters, annehmen würde, daß 
ſich die eingeräumte Sicherheit auf die bei der Klägerin bereits 
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ruhenden Wertpapiere der Rheiniſchen Diskonto⸗Geſellſchaft nicht 
erſtrecken ſollte. Die Stempelpflicht wird auch dadurch nicht 
berührt, daß die Übergabe der Pfandſtücke an den Gläubiger, 
worauf die Revifion Gewicht legt, nicht beſonders beurkundet 
iſt. Zwar erfordert die Entſtehung des Pfandrechts, daß der 
Eigentümer die Pfandſache dem Gläubiger übergibt oder daß 
der letztere bereits in deren Beſitz iſt (§ 1205 BGB.). Abgeſehen 
aber auch davon, daß dies letztere Erfordernis inhalts des 
Schreibens der Geſellſchaft T. vom 15. Juli 1905 hinſichtlich der 
bei der Klägerin bereits ruhenden Wertpapiere zutrifft, erledigt 
ſich die Rüge der Reviſion dadurch, daß der Steuer lediglich 
die Beurkundung der auf Herbeiführung der Sicherſtellung 
gerichteten und dazu geeigneten rechtsgeſchäftlichen Willens⸗ 
erklärung unterliegt. Die Tatſache der körperlichen Übergabe 
ſelbſt entzieht ſich der unmittelbaren Beurkundung; nur das 
Anerkenntnis der Vertragſchließenden, daß die Übergabe erfolgt 
ſei, kann beurkundet werden. Aber auch dieſer Beurkundung 
bedarf es zur Entſtehung der Stempelflicht nicht, ſie knüpft ſich 
vielmehr an die rechtsgeſchäftliche Erklärung der Einräumung 
der Sicherheit ohne Rückſicht darauf, ob etwa die gewollte 
Rechtsänderung ſpäter durch das Ausbleiben der Übergabe ver⸗ 
eitelt wird. Ob eine ſolche Vereitelung zur Erſtattung des 
verwendeten Stempels gemäß § 25 Abſ. 2 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes führen kann, iſt hier nicht zu erörtern. Daß die in 
Nr. 10 der Geſchäftsbedingungen der Klägerin erteilte „Er⸗ 
mächtigung“, Aktien jeder Art, die ſie im Depot hat, in den 
Generalverſammlungen der betreffenden Geſellſchaften zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts zu benutzen, dem Stempel der Tarifs 
ſtelle 73 („ Vollmachten, Ermächtigungen und Aufträge“) unters 
liegt, kann mit Grund nicht bezweifelt werden. Mag auch, was 
die Reviſion ausführt, das durch die Nr. 10 begründete Rechts⸗ 
verhältnis praktiſch in vielen Fällen auf eine Leihe der Wert⸗ 
papiere hinauslaufen derart, daß die ermächtigte Firma ſie in 
eigenem Namen und eigenem Intereſſe ſoll benutzen dürfen, ſo 
iſt dieſe mangels einer Übereignung der Aktien doch zur Benutzung 
der Namensaktien nur unter Nachweis der Ermächtigung zur 
Benutzung befugt. Ein Gleiches gilt, wenn ſie die in ihrem 
Depot befindlichen fremden Inhaberaktien, wenn auch im eigenen 
Intereſſe, ſo doch gerade namens der Eigentümer dieſer Aktien 
in der Generalverſammlung benutzen will, was bei Abſtimmungen 
unter Umſtänden rechtserheblich ſein kann. In dieſen Fällen 
kann die Klägerin nur auf Grund ihr erteilter Vertretungsmacht 
handeln, und zum Nachweiſe dieſer Erteilung kann ſie die von 
der Diskontogeſellſchaft vollzogenen Geſchäfts bedingungen ver⸗ 
wenden. An der Rechtserheblichkeit und damit der Stempel⸗ 
pflichtigkeit der darin erteilten Ermächtigung ändert der von der 
Reviſion hervorgehobene Umſtand nichts, daß zur Benutzung 
der fremden Aktien vielleicht noch nebenher ein beſonderer Nach⸗ 
weis dafür verlangt werden darf, daß die einzelne Aktie auf 
Grund der Geſchäftsverbindung im Beſitze der Klägerin 
iſt. Dieſer Umſtand macht den Nachweis der Ermächtigung 
nicht weniger notwendig. Endlich kann auch der letzte von der 
Reviſion erhobene Angriff zu einer Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils nicht führen. Er geht dahin, der Berufungsrichter habe 
die unter Nr. 9 und 10 der Geſchäftsbedingungen beurkundeten 
Rechtsgeſchäfte neben dem für die Geſamtheit der Geſchäfts⸗ 
bedingungen erhobenen allgemeinen Vertragſtempel nicht noch 
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beſonderen Stempelabgaben unterwerfen dürfen, da jene Rechtsge⸗ 
ſchäfte Beſtandteile des einheitlichen, bereits verſteuerten 
Geſamtvertrages ſeien. Die in den „allgemeinen Geſchäfts⸗ 
bedingungen“ urkundlich zuſammengefaßten Vereinbarungen mögen 
im wirtſchaftlichen Sinne als eine Einheit angeſehen werden 
können, ſie ſtellen aber im Sinne des Rechts, jedenfalls des 
Stempelrechts, einen einheitlichen Vertrag nicht dar, insbeſondere 
nicht einen einheitlichen Kontokorrentvertrag. Nach Nr. 9 dienen 
der Klägerin als Pfand nicht nur die im Laufe des Geſchäfts⸗ 
verkehrs, ſondern auch die aus einem anderen Anlaß in ihren 
Beſitz oder ihre Verwahrung gelangten Wertpapiere und ſonſtigen 
Sachen. In Nr. 10 iſt der Klägerin die Ermächtigung zur 
Vertretung nicht nur hinſichtlich der auf Grund eines Konto⸗ 
korrentverhältniſſes bei ihr ruhenden, ſondern hinſichtlich aller 
in ihr Depot gelangten Aktien der Diskontogeſellſchaft erteilt. 
Die Nr. 11 enthält Vorſchriften für die der Klägerin auf⸗ 
zutragenden Einziehung von Wechſeln. Alle dieſe Beſtim⸗ 
mungen greifen über den Rahmen eines Kontokorrentver⸗ 
trages hinaus. Die Geſchäftsbedingungen beſtehen hiernach in 
einer Anzahl untereinander rechtlich nicht zuſammenhängender, 
für die Abwicklung verſchiedenartiger Geſchäfte gegebener Vor⸗ 
ſchriften, die ſich nicht innerhalb der rechtlichen Grenzen eines 
beſtimmten Geſchäfts bewegen. Ihre vertragsmäßige Feſtſtellung 
iſt daher als eine Summe einzelner zivilrechtlich teils benannter 
teils unbenannter Rechtsgeſchäfte zu erachten. Soweit eine 
Mehrheit von unbenannten, nach der Tarifſtelle 71 Ziffer 2 
zu verſteuernden Verträgen vorliegt, erhebt die Steuerbehörde 
nach ſtändigem Verwaltungsbrauch den allgemeinen Vertrag⸗ 
ſtempel nicht für jede einzelne Vereinbarung beſonders, ſondern 
im ganzen nur einmal. Die mehreren in derſelben Urkunde 
zuſammengefaßten benannten Rechtsgeſchäfte (hier die Sicher⸗ 
ſtellung und die Vollmachterteilung) ſind aber nach 8 10 Abſ. 2 
des Stempelſteuergeſetzes derart zu verſteuern, daß der Stempel 
von jedem Geſchäft beſonders zu erheben iſt (vgl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 27. März 1903 VII 491/02). 
Nimmt man aber ſelbſt mit der Reviſion an, daß die Geſchäfts⸗ 
bedingungen in ihrer Geſamtheit rechtlich als der Inhalt eines 
eigenartigen Vertrages, etwa eines „Bankiervertrages“, anzu⸗ 
ſehen ſeien, deſſen Anerkennung als eines einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts durch die Entwicklung des Verkehrslebens erforderlich 
geworden ſei, ſo würde dennoch hier die beſondere Stempel⸗ 
pflicht der Sicherſtellung und der Vollmachterteilung auch dann 
beſtehen bleiben, wenn dieſe beiden Rechtsgeſchäfte im Rechts⸗ 
ſinn als Beſtandteile jenes einheitlichen Bankiervertrages zu 
erachten wären. Denn die in Betracht kommende, von der 
Reviſion als verletzt bezeichnete Vorſchrift des Abſ. 3 des 8 10 
des Stempelſteuergeſetzes geht dahin, daß, ſofern die einzelnen 
in einer Urkunde enthaltenen Geſchäfte ſich als Beſtandteile 
eines einheitlichen, nach dem Tarif ſteuerpflichtigen Rechts⸗ 
geſchäfts darſtellen, nur der für das letztere vorgeſehene 
Stempelbetrag zu entrichten iſt. Der Bankiervertrag als ſolcher 
aber iſt als eine beſondere ſtempelpflichtige Vertragsart im 
Stempeltarif nicht vorgeſehen. Die Vorſchrift des Abſ. 3 des 
S 10 iſt daher hier nicht anwendbar (vgl. das Urteil des RG. 
vom 2. Februar 1899 IV 272/98, JW. 99, 199 Ziff. 59). 
D. c. Preuß. Fiskus, U. v. 22. Okt. 07, 6/07 VII. — 
Berlin. 
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Unfallverſicherungs⸗ und Unfallfürſorgegeſetz 
vom 18. Juni 1887. 

32. Wurmbehaftung wie Wurmkrankheit ift nicht Betriebs⸗ 
unfall, wohl aber iſt Betriebsunfall eine durch die Behand⸗ 
lung eingetretenen Erblindung des Wurmbehafteten.] 

Der Kläger hat bis zum 21. Mai 1902 auf der der 
Bergwerksaktiengeſellſchaft Hibernia gehörigen Zeche Shamrok als 
Bergmann gearbeitet; an dieſem Tage wurde er, „als mit der 
Wurmkrankheit behaftet“, in das katholiſche Krankenhaus in 
Bochum aufgenommen und dort an dieſer Krankheit ärztlich und 
mit dem einzigen dafür bekannten und gebräuchlichen Heilmittel 
— extractum filicis — behandelt, infolgedeſſen er (unheilbar) 
erblindete. Nach ſeiner Behauptung hat Kläger ſich die In⸗ 
fektion mit der Wurmkrankheit bei der Bergarbeit zugezogen. 
Er nimmt den beklagten Knappſchaftsverein, deſſen ſtändiges 
Mitglied er war, auf Zahlung der ſtatutenmäßigen Invaliden⸗ 
rente und Schadenserſatz wegen von ihm zu vertretenden Ver⸗ 
ſchuldens in Anſpruch. Die Satzungen des verklagten Vereins, 
gewähren den ſtändigen Mitgliedern, die — wie Kläger — noch 
nicht durch 250 Wochen Beiträge gezahlt haben, eine Invaliden⸗ 
rente von 180 Mark jährlich nur „im Falle der Verunglückung 
bei der Arbeit.“ Der erſte Richter wies die Klage ab, da die 
Wurmkrankheit nicht als eine Verunglückung bei der Berg⸗ 
arbeit, vielmehr als eine allmählig entſtehende bergmänniſche 
Berufskrankheit anzuſehen, ein Verſchulden des Beklagten 
aber nicht dargetan ſei. Das Berufungsgericht nimmt im 
Gegenſatz zum erſten Richter an, daß die in der Grube bei der 
Bergarbeit ſtattgefundene Infektion des Klägers mit den Er⸗ 
zeugern der Wurmkrankheit (Wurmlarven) als ein Betriebs⸗ 
unfall im Sinne des Unfallverſicherungs⸗ und des Unfallfürſorge⸗ 
geſetzes und folglich als eine Verunglückung bei der Bergarbeit 
im Sinne des 8 25 des Knappſchaftsſtatuts anzuſehen, daher 
der Beklagte dem Kläger das ſtatutenmäßige Invalidengeld 
zu gewähren verpflichtet ſei. Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Der Begriff des Unfalls im Sinne der Verficherungs⸗ und 
Fürſorgegeſetze iſt durch Judikatur und Wiſſenſchaft poſitiv und 
negativ dahin feſtgelegt, daß darunter ein körperlich ſchädigendes 
zeitlich begrenztes mit dem Betriebe in innerem Zuſammen⸗ 
hange ſtehendes Ereignis, nicht aber eine Summe fortwirkender 
ſchädlicher Einflüſſe des Betriebes zu verſtehen iſt, die allmählich 
zu einer Erkrankung der davon Betroffenen geführt haben. 
(Sogenannte Berufs- oder Betriebskrankheit. Vgl. RG. 21, 
77; 44, 254; v. Wödtke not. 17 zu 8 1 UVG. 4. Aufl. S. 89.) 
Der Berufungsrichter iſt ſich auch dieſer Unterſcheidung wohl 
bewußt und gelangt von dieſem Standpunkt aus an der Hand 
des erhobenen Sachverſtändigenbeweiſes zu dem Ergebnis, daß 
das Eindringen von einer oder mehreren Wurmlarven in den 
menſchlichen Körper plötzlich alſo durch ein einmaliges Ereignis 
vor ſich geht, und daß der ſo mit dem Krankheitsträger Be⸗ 
haftete von Bergarbeit ſolange auszuſchließen iſt, bis er ſich 
der vorgeſchriebenen Kur mit Erfolg unterzogen hat. Er er⸗ 
achtet deshalb die durch ein einmaliges Ereignis entſtandene 
Wurmbe haftung (die er von der eigentlichen Wurmkrankheit 
unterſcheidet) als einen Unfall im Sinne des Verſicherungs⸗ 
geſetzes und demgemäß als Verunglückung im Sinne des Statuts. 
Das RG. hat ſich dieſer Auffaſſung nicht anzuſchließen ver⸗ 
mocht. Es fehlt zunächſt die Feſtſtellung und auch die Feſt⸗ 
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ſtellbarkeit desjenigen Zeitpunkts, in welchem ſich die In⸗ 
vaſion der Wurmlarven vollzogen hat, und damit die zeitliche 
Begrenzung und Individualiſierung des Ereigniſſes, wie ſie zum 
Begriff des Betriebsunfalles gehört. Außerdem ſtellt der Ein⸗ 
tritt einer oder einiger Wurmlarven in den Körper an ſich noch 
keine körperliche Schädigung dar, ſondern bewirkt zunächſt nur 
eine Gefahr der Erkrankung und zwar, wie ſich aus dem Gut⸗ 
achten des Medizinalkollegiums und des Medizinalrats Dr. T. 
ergibt, nur eine entfernte Gefahr, die nur bei einem verhältnis⸗ 
mäßig geringen Teil der Wurmbehafteten (etwa 10 Prozent) 
die ſogenannte Wurmkrankheit (Anämie) zur Entwicklung kommt. 
Hat ſonach der Berufungsrichter den Rechtsbegriff des Betriebs⸗ 
unfalles verkannt, ſo konnte das doch nicht zur Aufhebung des 
Berufungsurteils führen, weil der Tatbeſtand eines Betriebs⸗ 
unfalles in dem oben angegebenen Sinne aus den feſtgeſtellten 
Tatſachen ohne weiteres ſich ergibt. Als das den Unfall dar⸗ 
ſtellende Ereignis iſt im vorliegenden Fall die Behandlung des 
Klägers mit extractum filicis in Verbindung mit der dadurch 
wider Erwarten herbeigeführten Erblindung des Behandelten 
anzuſehen. Es bleibt zu prüfen, ob dieſer Unfall mit dem Be⸗ 
triebe des Bergwerks, in welchem der Kläger als Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt war, in Verbindung ſteht. Das iſt unbedingt zu 
bejahen. Die Verbindung braucht keine unmittelbare zu ſein, 
es bedarf auch keiner Einheit von Ort und Zeit zwiſchen dem 
Betriebe ſelbſt und dem den Unfall darſtellenden Ereignis. Es 
genügt, daß der Arbeiter bei Eintritt des Unfalles in einer mit 
dem Betriebe im Zuſammenhang ſtehenden, dem Betriebe dienſt⸗ 
baren Tätigkeit oder Situation gewißermaßen — nach dem 
treffenden Ausdruck des RVA. — „im Banne des Betriebes“ 
ſich befunden hat. (Vgl. Wödtke a. a. O. S. 86.) So liegt 
aber die Sache hier. Denn, wie der Berufungsrichter bedenken⸗ 
frei feſtſtellt, iſt der Wurmbehaftete von der Bergarbeit ſo lange 
ausgeſchloſſen, bis er ſich der vorgeſchriebenen Kur mit Erfolg 
unterzogen hat; dadurch aber war der Kläger, nachdem er bei 
der Bergarbeit die Wurmbehaftung ſich zugezogen, genötigt, ſich 
der Behandlung, wie ſie ſtattgefunden hat, zu unterwerfen, 
einer Behandlung, die nicht bloß im Intereſſe des vom Wurm 
Befallenen, ſondern auch zur Sicherheit des noch intakten Teiles 
der Belegſchaft und alſo im Intereſſe des Betriebes geboten 
und vorgeſchrieben war. Es läßt ſich alſo auch hier ſagen, 
daß der Kläger während dieſer Behandlung, der er ſich nicht 
entziehen konnte, „im Banne des Betriebes“ ſtand, woraus 
dann folgt, daß die in dieſem Falle unheilvolle Wirkung des 
dem Kläger als Heil⸗ oder Vorbeugungsmittel verabreichten 
extractum filicis als ein bei d. h. in Verbindung mit dem 
Betriebe erlittener Unfall anzuſehen iſt. Aus dieſen Gründen 
erweiſt ſich die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der im 
Fall der Verunglückung (§ 25 der Satzungen der Beklagten) 
zu gewährenden Invalidenrente nebſt Rückſtänden als gerecht⸗ 
fertigt. A. K. V. c. St., U. v. 6. Nov. 07, 86/07 V. — Hamm. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Wird ein aus Irrtum falſch formulierter Vertragsantrag 
von dem Antrags empfänger in Erkenntnis des Irrtums ans 
genommen, ſo iſt die Einigung nach Entſch. Nr. 1 in An⸗ 
ſehung des berichtigten Antrags zuſtande gekommen. 


weichung von der bisherigen Judikatur — 


M22. 1907. 
Entſch. Nr. 2 behandelt eine Friſtſetzung in Gemäß heit 
des 8 326 BGB. durch einen Vertreter ohne Vollmacht. 
In Entſch. Nr. 3 wird für eine Erbauseinanderſetzung 
zwiſchen dem Vater oder der Mutter und den minderjährigen 


‚Kindern verlangt, daß für jedes Kind ein beſonderer Pfleger 


beſtellt werde. 

Entſch. Nr. 4 behandelt einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
einen Vollſtreckungsrichter und den Gerichtsſchreiber. Es 
werden dabei Streitfragen über den Erſatz entgangenen Gewinns 
ausführlich behandelt. 

Die Setzung einer Nachfriſt im Falle des 8 326 BGB. 
iſt nach Entſch. Nr. 7 nur bei einer Erfüllungsweigerung ent⸗ 
behrlich, die es ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, daß der Schuldner 
bei Setzung einer Nachfriſt noch erfüllen würde; eine einfache 
Ablehnung der Erfüllung iſt alſo regelmäßig nicht genügend. 

Bei Fortdauer der ſchädlichen Wirkungen einer unerlaubten 
Handlung verjährt nach Entſch. Nr. 10 der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch in drei Jahren ſeit der Vornahme der Handlung 
gemäß 8 852 BGB. nicht nur für denjenigen Zeitraum, der 
länger als drei Jahre vor der Klage zurückliegt, ſondern in 
ſeinem ganzen Umfange. 

In der wichtigen Entſch. Nr. 11 wird dem eine Grund⸗ 
ſtücksübertragung anfechtenden Gläubiger zur Sicherung ſeines 
Anfechtungsrechts der Weg der einſtweiligen Verfügung gewieſen, 
durch welche die Veräußerung oder Belaftung des Grundſtücks 
unterſagt wird, während Vormerkung und Widerſpruch als un⸗ 
geeignet erachtet werden. 

Entſch. Nr. 12 enthält Erörterungen über das Verfügungs⸗ 
recht der Miterben und über die Vorausſetzungen der Gut⸗ 
gläubigkeit im Verkehr mit Inhaberpapieren. 

Die Rechtsverhältniſſe der Ehegatten einer wegen Irrtums 
ſeitens des Mannes angefochtenen und für nichtig erklärten Ehe 
(Unterhaltsanſpruch und Namensführung der Frau) find Gegen- 
ſtand der Entſch. Nr. 13. 

Die Entſch. Nr. 14 erklärt die Errichtung von Erbverträgen 
mit gegenſeitiger Erbeinſetzung oder mit Erbeinſetzung eines 
Dritten in einer Urkunde auch dann für zuläſſig, wenn die 
Vertragſchließenden nicht miteinander verheiratet find. 

Die Feſtſetzung des Streitwerts bei Klagen auf Feſtſtellung 
eines ziffernmäßig nicht beſtimmten Anſpruchs wird — in Ab⸗ 
in Entſch. Nr. 15 
behandelt. 

In dem in Entſch. Nr. 23 entſchiedenen Falle hatte der 
Gemeinſchuldner eine Sache veräußert, bezüglich deren ein Eigen⸗ 
tumsvorbehalt für einen Dritten beſtand. Der Anfechtungs⸗ 
beklagte wurde nicht mit dem Einwande gehört, daß die Konkurs⸗ 
maſſe an der Rückgewähr kein Intereſſe habe, weil die Sache 
ihr ſofort von einem Ausſonderungsberechtigten entzogen 
werden könne. Es wurde berückſichtigt, daß die Konkursmaſſe 


durch Zahlung eines hinter dem Wert der Sache zurückbleibenden 


Betrags jederzeit den Eigentumsvorbehalt beſeitigen könne. 
Wichtige ſowohl für die Binnen⸗ wie für die Seeſchiffahrt 
geltende Grundſätze über die Abwägung beiderſeitigen Ver⸗ 
ſchuldens bei Zuſammenſtößen von Schiffen gibt Entſch. Nr. 25. 
In Entſch. Nr. 29 wird die Bezeichnung „In Amerika 
ſtaatlich approbierter Zahnarzt“ als Gegenſtand einer Klage aus 


dem Unl WG. einer eingehenden Beurteilung unterzogen. N. 


Für die Redaktion nn Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 85. Potsdamer Straße 118. 
: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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